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Zum Geleit    


In den Tagen der ersten Münchener Räteregierung schien für Silvio Gesell 


die Verwirklichung seiner Reformen greifbar nahe zu sein. Doch die Möglichkeit


politischen Handelns war ebenso schnell vorbei wie sie entstanden war. Nun 


folgten Wochen und Monate höchster Ungewißheit über sein weiteres Schicksal.


In den ersten Tagen der Einzelhaft im Gefängnis Stadelheim schrieb Gesell in


einem Brief an Jenny Blumenthal: “Es geht mir hier gut. Ich habe für solches 


einsame Leben von jeher viel Vorliebe gehabt und kann mir gut vorstellen, daß 


die Mönche sich gar nicht nach der sogenannten Freiheit sehnen. Die Freiheit 


liegt immer in uns selbst ... Die Verpflegung ist reichlich und gut; wie mir scheint,


ist sie sogar mit etwas Menschenliebe gewürzt. Als Finanzminister hatte ich


Hunger – als Mönch bin ich satt.” [Brief Silvio Gesells an Jenny Blumenthal vom 3.6.1919.]


In der Folgezeit geriet Gesell jedoch in eine große seelische Bedrängnis, was 


bei dem Eingekerkertsein in der Haftzelle – dem “Ungemach 169” – gar nicht


anders möglich war und was auch Rolf Engert aus eigener Anschauung bezeu-


gen konnte. [Rolf Engert, Silvio Gesell in München 1919, Hann.-Münden 1986, S. 55.] Die


Ermordung Gustav Landauers hatte ihn tief getroffen und die Erschießung Eu-


gen Levinés war bis in seine Zelle zu hören. Die Härte der Standgerichtsurteile


weckte in Gesell Ängste, daß ihm dasselbe Schicksal bevorstehen könnte, und 


sie versetzte ihn in höchste innere Anspannung. In dieser Grenzsituation entstand


seine Verteidigungsrede, das wohl eindrucksvollste Bekenntnis, das Silvio Gesell


vor der Welt abgelegt hat und das den Vergleich mit berühmteren Apologien in 


keiner Weise zu scheuen braucht. Überschrieben war sie mit einem Satz aus


Shakespeares “Kaufmann von Venedig”: “Dies ist der Narr, der Geld umsonst 


auslieh. Acht auf ihn, Schließer.” In treffender Anspielung auf Gesells Ziele und 


auf die Haftsituation hatte Rolf Engert ihm als dem “königlichen Kaufmann”, der


das Geld vom Zins befreien wollte, dieses Drama in die Haftzelle geschmuggelt. 


Wenn man von ihren jeweiligen Lebensumständen absieht, werden Parallelen


sichtbar zwischen den Persönlichkeitsstrukturen Silvio Gesells und anderer 


großer Menschen wie Sokrates und Paulus. Sokrates lebte in der festen Über-


zeugung, daß er den Platz, “... wo Gott mich aufgestellt hat”, nicht verlassen dürfe.


[Platon, Apologie des Sokrates, Stuttgart 1989, S. 45.] Paulus wußte sich von Gott berufen 


als “Diener und Zeuge”, den Menschen gesandt,“... um ihnen die Augen zu öff-


nen”. (Apg.26,16-18) Und Gesells Denken und Handeln folgte seinem Gewissen


als einem “gebieterischen inneren Drang”: “Sollte ich nur an meine Sicherheit 


denken, nachdem mir die Pflicht den Weg zeigte, den ich ging? Wer solches 


von mir fordert, der hat sicherlich in seinem Leben noch niemals empfunden, was


sittliche Pflicht ist, der hat keine Vorstellung von dem, was es heißt, vom Schick-


sal als Lastträger einer der Menschheit gehörenden Wahrheit erkoren oder besser


gesagt verurteilt worden zu sein.” [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 34.]


Wer von solchem Impetus beseelt ist, trachtet auch nicht nach materiellem


Reichtum. Sokrates betonte vor seinen Richtern, daß er “... verachte, was dem
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Haufen am Herzen liegt: Gelderwerb und geordnete Verhältnisse”. [Platon, Apo-


logie des Sokrates, S. 71.] Ebenso wenig ging es Gesell in München um Posten und


Pfründe. Sein Motiv für die Übernahme des Finanzministeriums war “weder


Sehnsucht nach der Büroluft noch die Hoffnung auf Lohn. Diesen habe ich nicht


nötig”  [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 20.], denn wie Paulus (Apg.


20.34) arbeitete er für seinen Unterhalt selbst. Vor Gericht standen im antiken


Athen wie in München das Streben, innere Aufträge zu erfüllen und gegen alle


Widerstände der Mächtigen Wahrheit zu verbreiten. Während Sokrates sich der


Herrschaft der Staatsgötter seiner Zeit widersetzte, kämpfte Gesell gegen die dem


Götzen Mammon dienende “unfruchtbare Wissenschaft” [Silvio, Gesell, Verteidigungs-


rede, in: SGW Band 12, S. 22.] und die von ihr geleitete Politik, die unfähig war, Ordnung


in die Wirren der Nachkriegszeit zu bringen. Das Einstehen für Wahrheit wurde für


beide zur Quelle eines starken Selbstbewußtseins und der unerschütterlichen


Gewißheit, einmalig und unersetzlich zu sein. Sokrates war fest davon “über-


zeugt, daß euch in der Stadt noch nie eine größere Wohltat zuteil geworden ist 


als dieser mein Dienst an dem Gotte.” [Platon, Apologie des Sokrates, S. 49.] Und Gesell


sah, daß außer ihm niemand wußte, wie die Währung, der “Drehpunkt der Volks-


wirtschaft”, geregelt werden könnte. Er war sicher, dieses “Rätsel der Volkswirt-


schaft” gelöst zu haben: “Mich brauchen Sie jetzt hier und im Deutschen Reich!


Nicht daß es an Männern fehlt, die die geistigen Fähigkeiten zu dieser Arbeit


haben. Daran liegt es nicht. Aber niemand ist da unter den 70 Millionen, der sich


für diese Aufgabe vorbereitet hätte. Ich allein tat es.” [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in:


SGW Band 12, S. 57 und 22.] 


Selbst in den Haltungen, die sie zu ihren möglichen Todesstrafen einnahmen,


ähnelten sich Sokrates und Gesell. Beide sagten sie ihren Richtern, daß die Todes-


strafe nicht sie persönlich treffe, sondern die von ihnen verkörperte Wahrheit.


“Wenn ihr mich tötet”, sagte Sokrates, “dann werdet ihr nicht so sehr mir Schaden


zufügen als vielmehr euch selbst.” [Platon, Apologie des Sokrates, S. 51.] Und Gesell


bezeichnete sich selbst als “fleischgewordene Lehre vom Zins”: “Wenn Sie von


dieser Zinstheorie absehen, so bleibt nichts als ein Häuflein Asche ... Was Sie


darum an mir einkerkern oder erschießen würden, das wäre die Theorie des


Zinses.” [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 39.] Nicht um ihrer selbst 


willen, sondern um der Wahrheit und Gerechtigkeit willen baten die beiden Män-


ner um Straffreiheit. Sokrates appellierte an seine Richter: “Wenn ihr also auf 


mich hören wollt, dann schont ihr mich.” [Platon, Apologie des Sokrates, S. 53.] Und Ge-


sell schloß mit den Worten: “Heraus aus dem Gerichtssaale mit der Theorie des


Zinses! Hände weg von Silvio Gesell!” [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, 


S. 40.] 


Anders als Sokrates blieb es Gesell schließlich erspart, einen Giftbecher zu


leeren. Am 9. Juli 1919 sprach das Standgericht ihn, Theophil Christen und 


Karl Polenske von der Anklage des Hochverrats frei. Die Verteidigung hatte der


Rechtsanwalt Dr. Gundelwein übernommen, auf dessen Anraten Gesells Ver-


teidigungsrede nicht vor Gericht gehalten wurde. Sie erschien zusammen mit 
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dem Verhandlungsbericht in der Broschüre “Die Freiwirtschaft vor Gericht” von


Richard Hoffmann. Rolf Engert hat weitere Einzelheiten der Verhandlung und 


der voraufgegangenen Haftzeit überliefert. [Richard Hoffmann, Die Freiwirtschaft vor Ge-


richt, Erfurt 1920. Rolf Engert, Silvio Gesell in München 1919, Hann.-Münden 1986.] Im Staats-


archiv München ist zudem die Prozeßakte erhalten geblieben. –


Menschliche Größe schließt Fehlbarkeit nicht aus. Im Gegenteil, erst die


Unvollkommenheiten machen eine große Persönlichkeit menschlich. Als eine


Schwäche wird man Silvio Gesells Indifferenz in den Fragen der politischen Rea-


lisierung seiner Boden- und Geldreform ansehen müssen. Im Gegensatz zu sei-


nen Äußerungen in der Verteidigungsrede und während der Gerichtsverhandlung


dürfte es keineswegs gleichgültig sein, in welcher Regierungsform die “außer-


gewöhnliche Tat” vollbracht wird. Zwischen einer Monarchie, einer parlamenta-


rischen Demokratie und einer proletarischen Diktatur bestehen gewiß mehr als 


nur “rein formale” Unterschiede. [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 19. –


Zu den Münchener Ereignissen bleibt der Hinweis von Ludwig Reinders nachzutragen, daß Gesell


ihm im persönlichen Gespräch von sachlichen Differenzen mit Otto Neurath berichtet habe; vgl. 


Ludwig Reinders, Die wirtschaftlichen Maßnahmen der Münchener Räteregierung und ihre Wir-


kungen, Dissertation Würzburg 1921, S. 86 (Fußnote), 93 und 111f .] (Die Möglichkeit einer


faschistischen Diktatur dürfte zu jener Zeit noch außer Betracht gelegen haben.) 


Durch Gesells gesamtes Denken, vor allem durch seine Freiland-Konzeption,


zog sich eine antimonarchistische republikanische Tendenz, die während des


Ersten Weltkriegs fließend in eine Tendenz zur Akratie überging. Zum Nadelöhr 


auf dem Weg zur Entstaatlichung der Gesellschaft wurde dabei die Frage, auf 


welchem politischen Weg die Boden- und Geldreform in die Tat umgesetzt wer-


den könnte. Einerseits stand Gesell hinter der Demokratie und beklagte die 


große Inflation als eine “Sabotage der Demokratie”. [Vgl. Silvio Gesell, Für das sozialis-


tische Wörterbuch der Volkswirtschaft (II), in: Gesammelte Werke Band 10, S. 340.]  Andererseits


bekräftigten die politischen Wirren der frühen Nachkriegsjahre seine schon lange


bestehende Abneigung gegen jegliche Parteipolitik. ["Mit der Bodenreform stirbt die


Monarchie aus ... Politik, die nicht mehr von Privatinteressen geleitet wird, sondern von der höheren


Warte des öffentlichen Wohls, ist keine Politik mehr, sondern reine Wissenschaft. Mit der Boden-


reform wird die heutige Parteipolitik wesenlos." (Silvio Gesell, Die Verwirklichung des Rechts auf 


den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform (1904), in: SGW Band 4, S. 68-70; vgl. auch


S.50)] Die extreme Zersplitterung der politischen Kräfte, die mangelnde Integra-


tionskraft von Sozialdemokratie und Zentrum, Aufstände, Massenstreiks, die Morde


an Kurt Eisner, Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, der Kapp-Putsch und die


Dolchstoß-Legende, mit der Hindenburg das politische Klima vergiftete – all das


weckte den allgemeinen Wunsch nach einem ‘starken Mann’, der einer weiteren


Auflösung Einhalt gebieten könnte. Aus dieser Not und Verzweiflung der frühen


Nachkriegsjahre entstanden auch in Gesell immer größere Zweifel am Parlamen-


tarismus. So gelangte er im “Aufruf an das deutsche Volk” zu der Vorstellung, daß


es zur “Rettung des Ganzen” einer überparteilichen großen Koalition aller Berufs-


verbände und der Gewerkschaften bedürfe, die gleichsam als Notstandsregie-


rung eine “Diktatur des Gemeinwohls “ ausüben und mit Hilfe der Boden- und
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Geldreform den das Ganze zerfleischenden Klassenkampf überwinden sollte.


Weder ließ er sich dabei von Volksgemeinschaftsideologien leiten, noch wollte er


eine “auf Bajonetten sich stützende Diktatur”, sondern “unter Mitwirkung des gan-


zen Volkes” sollten ökonomische Grundlagen für ein besseres Funktionieren der


Weimarer Verfassung geschaffen werden. [Silvio Gesell, An das deutsche Volk!, in: SGW


Band 12, S. 297 ff. – Bereits im "Not-Wirtschaftsprogramm für die sozialistische Einheitsfront for-


derte Gesell Freiland und Freigeld ausdrücklich als "Fundament für unsere neue demokratische


Staatsverfassung". (SGW Band 10, S. 328)] 


Im Vergleich zu den Feindseligkeiten, denen die junge Weimarer Demokratie


von rechts und links ausgesetzt war, ist Gesells Kritik an ihr eher gemäßigt. 


Und vor dem Hintergrund jener Zeitumstände mögen seine politischen Über-


legungen, die 1922 in der “Diktatur der Not” wieder aufgenommen und erweitert


wurden, sogar verständlich sein. Dennoch zwingen spätere Erfahrungen mit pro-


letarischen und auch mit faschistischen Diktaturen zu der Frage, ob eine Diktatur


wirklich ein geeignetes Mittel zur Durchführung der Boden- und Geldreform sein


kann. Gewiß stellte Gesell sie sich gewaltfrei und auch nur als vorübergehendes


Stadium auf dem Weg zum Abbau des Staates vor. Aber erwies sich nicht auch


Marx’ und Engels’ Verheißung als leeres Versprechen, daß der Staat nach einer


Übergangsphase der Diktatur des Proletariats “absterben” werde? Gab es jemals


Diktaturen, die auf Gewaltmittel verzichteten und die nicht im blutigen Terror en-


deten? Und wer könnte schließlich garantieren, daß eine “Diktatur des Gemein-


wohls” nicht zu ganz anderen Zwecken als zur Überwindung der Geld- und


Bodenprivilegien mißbraucht würde? – 


Die schweren Erschütterungen, denen die junge Weimarer Republik ausge-


setzt war, konnte Silvio Gesell inzwischen aus nächster Nähe miterleben. Trotz 


seines Freispruchs hatten ihm nämlich die schweizerischen Behörden die Rück-


kehr in seine Wahlheimat im Neuenburger Jura verweigert. Seine Mitwirkung in 


der Münchener Räteregierung hatte genügt, um ihn als “unerwünschten Aus-


länder” abzuweisen. Daraufhin ließ sich Gesell in Rehbrücke bei Potsdam nie-


der. Von dort aus beobachtete er das politische Geschehen in Berlin und ent-


faltete eine rege publizistische Tätigkeit, um sowohl der deutschen als auch der


internationalen Wirtschaftspolitik Wege aus dem Chaos zu weisen. 


Mehrfach wiederholte Gesell seine Forderung nach einer einmaligen großen


gestaffelten Vermögensabgabe, mit deren Hilfe die finanziellen Folgen des Krie-


ges auf alle Bevölkerungsschichten gerecht verteilt werden sollten. [Silvio Gesell, 


Die große Vermögensabgabe – Das Not-Wirtschaftsprogramm für die sozialistische Einheitsfront, in:


SGW Band 10, S. 277ff und 323ff.] Für den Neubeginn nach dem Zusammenbruch der


alten Ordnung erschien ihm in Anbetracht der gigantischen Inflation eine Sanie-


rung der Währung vordringlich, denn: “Wer ein ganzes Volk zerrütten und entsitt-


lichen will, der braucht nur die Währung anzutasten.” [Silvio Gesell, Die gesetzliche


Sicherung der Kaufkraft des Geldes durch die absolute Währung, in: SGW Band 10, S. 249.] In ver-


antwortungsloser Weise ließ die Deutsche Reichsbank die Notenpresse auf


Hochtouren laufen. An ihre Stelle sollte “ein vollkommen selbständiges Reichs-
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währungsamt” als öffentliche Institution treten, das keinerlei private Bankge-


schäfte mehr betreibt, sondern die alleinige Aufgabe hat, die Menge des zirkulie-


renden Geldes so zu dosieren, daß seine Kaufkraft, gemessen an einem Waren-


preisindex, dauerhaft stabil wird. An die Stelle der früheren Goldwährung und 


der ihr nachgefolgten unkontrollierten Papiergeldflut sollte eine “... von Erkenntnis


geleitete ... aktive Währungspolitik” treten. [Silvio Gesell, Das Reichswährungsamt, in: 


SGW Band 12, S. 67.]  Um die deutsche Öffentlichkeit hierüber aufzuklären, veröffent-


lichte Gesell eine zweite Auflage seiner gemeinsam mit Ernst Frankfurth ver-


faßten “Aktiven Währungspolitik” und faßte die deutsche Übersetzung seiner frü-


heren Schrift “La cuestion monetaria argentinia” mit der an die Weimarer National-


versammlung gerichteten Denkschrift “Die gesetzliche Sicherung der Kaufkraft 


des Geldes durch die absolute Währung” zur Broschüre “Das Reichswährungs-


amt” zusammen. [Vgl. die früheren Ausgaben in: SGW Band 2, S. 219ff; Band 5, S. 178ff und Band


10, S. 247ff.] Zusätzlich zu einer binnenwirtschaftlichen Stabilisierung galt es nach


dem ersten Weltkrieg auch, auf internationaler Ebene Grundlagen für einen 


dauerhaften Frieden zu legen. Schon frühzeitig warnte Silvio Gesell, daß der


Völkerbund seine Aufgabe nicht würde erfüllen können, wenn nicht auch die 


wirtschaftlichen Ursachen von Kriegen beseitigt würden. “Der Kriegsgeist” – so


mahnte er in einem Vortrag “Deutsche Vorschläge für die Neugründung des


Völkerbundes und für die Überprüfung des Versailler Vertrages” – “wird nicht erst


dann geboren, wenn man uns die Flinte in die Hand drückt ... Er ist ein eheliches


Kind unserer eigenen sozialen Zustände ... Aus der Zweiteilung des Volkes in


Arbei-ter und Genießer ist der Kriegsgeist erwachsen.” [Silvio Gesell, Deutsche Vor-


schläge für die Neugründung des Völkerbundes und die Überprüfung des Versailler Vertrages, in: 


SGW Band 12, S. 291.] Diese auf Gewalt beruhende und neue Gewalt fortzeugende


soziale Spaltung der Menschheit in Reiche und Arme muß überwunden werden


durch den Übergang zu Freiland und durch den Verzicht aller Staaten auf die


Erhebung von Zöllen. Grenzen werden dann zu bloßen Verwaltungsgrenzen, die


die Menschen und Völker nicht mehr voneinander trennen. Der unbeschränkte


Weltfreihandel würde alle Völker miteinander verbinden und ihnen den Frieden


bringen. 


Weil der Freihandel im Laufe der Geschichte immer wieder von multinationa-


len Unternehmen und Kolonialmächten zum Ausbau von grenzüberschreitenden


Machtpositionen mißbraucht worden war, war er vielfach in Mißkredit geraten.


Staatsinterventionen und Zölle wurden oftmals zum ‘Schutz’ von Binnenmärkten


gefordert. Wie Henry George war Gesell jedoch von tiefer Abneigung gegen


Grenzen und Zölle erfüllt. [Vgl. SGW Band 2, S. 221-224; Band 4, S. 67ff und S. 79ff.]


Eindringlich warnte er vor dem “... gefährlichen Gedanken des in sich geschlos-


senen, durch Kolonien und Eroberungen zu erweiternden nationalen Wirtschafts-


gebietes” [Silvio Gesell, Das Reichswährungsamt, in: SGW Band 12, S. 61. – Fichtes "Ge-


schlossenen Handelsstaat" verurteilte Gesell scharf als einen "verrückten Gedanken"; vgl. den Auf-


satz "Preisabbau und Schutzzoll" im "Befreier" (SGW Band 13)], der in Deutschland mit 


Fichtes “Geschlossenem Handelsstaat” begann und später in nationalsozialis-


tischer Autarkie- und Eroberungspolitik endete. Statt der Errichtung protektionis-
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tischer Hürden auf kapitalistisch vermachteten Weltmärkten hatte Gesell offene


monopolfreie Weltmärkte vor Augen. Schon seit vielen Jahren beschäftigte er 


sich auch mit den Problemen einer Regelung der internationalen Wirtschafts-


beziehungen. Die Einberufung einer internationalen Währungskonferenz hatte er


erstmals 1909 in Argentinien und ein weiteres Mal während seiner Amtszeit in der


Münchener Räteregierung vorgeschlagen.  [Vgl. SGW Band 5, S. 235 ff und Band 10, S. 276


und 189]  Für den Fall, daß auch nach einer Stabilisierung der nationalen Wäh-


rungen noch weltwirtschaftliche Ungleichgewichte auftreten, entwickelte er nun-


mehr als Instrument zu deren Beseitigung die Grundlagen für eine “Internationale


Valuta-Assoziation”. [Silvio Gesell, Internationale Valuta-Assoziation, in: SGW Band 12, S. 149ff.]


Anknüpfend an die Erfahrungen, die die Schweiz, Frankreich, Belgien, Italien und


Griechenland mit der “Lateinischen Münzunion” gemacht hatten, schlug Gesell


vor, daß sich die Staaten freiwillig zusammenschließen, um die verbleibenden


außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte mit Hilfe einer gemeinsamen Kunst-


währung – den sogenannten “IVA-Noten” – auszugleichen. 


Mit diesem Modell einer über allen nationalen Währungen stehenden inter-


nationalen Währung und mit zugleich freien und stabilen Wechselkursen hat 


Silvio Gesell die Entwicklung einer Weltwährungsordnung um Jahrzehnte vor-


weggenommen. Zwar wurde das Modell in der Fachliteratur zuweilen beachtet,


doch überwogen dabei mangelnde Verständnisbereitschaft und Voreingenom-


menheit. Eine Rezension von Albert Hahn sollte nur illustrieren, “welche eigen-


artigen Vorstellungen das Nachdenken über das Valutaproblem in manchen


Köpfen gezeitigt hat.”  [Albert Hahn, Rezension zu Silvio Gesell, Internationale Valuta-Assozia-


tion, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik Band 49, S. 227-229.- Vgl. auch Franz Haber,


Untersuchungen über Irrtümer moderner Geldverbesserer, Jena 1926, S. 134ff. – Karl Schräder, Die


Idee des Weltgeldes, Dissertation Münster 1928, S. 61ff. – Wilhelm Trimborn, Der Weltwährungs-


gedanke, Jena 1931, S. 78ff.] Inhaltlich blieb Hahn dem Schutzzollgedanken verhaftet. 


In jener Zeit bemühte man sich noch ganz, Ungleichgewichte innerhalb der ka-


pitalistischen Weltwirtschaft mit Hilfe des systemkonformen Gold-Devisen-Stan-


dards zu bekämpfen. Leider haben es auch Gesells Mitarbeiter und Nachfolger


bislang versäumt, das IVA-Konzept noch detaillierter auszuarbeiten und die 


zum Beispiel von Franz Haber bezeichneten offenen Fragen zu beantworten.
[Jean Barral, Die Geldwährung des Völkerbundes, Erfurt o.J. (ca. 1920). -Der "Schweizer Freiland-


Freigeld-Bund" unterbreitete das IVA-Modell einer internationalen Finanzkonferenz, die der Völker-


bundsrat im September 1920 nach Brüssel einberufen hatte. Dort wurden indessen alle Weltgeld-


pläne verworfen. (Vgl. dazu Schräder – wie Anm. 28 – S. 66)]


Den Gedanken einer zwischenstaatlichen Kunstwährung nahm John Maynard


Keynes während des Zweiten Weltkriegs in seinen “Proposals for an International


Clearing Union” wieder auf. [Eine deutsche Übersetzung mit dem Titel "Vorschläge für die


Gründung einer internationalen Clearing-Union" erschien in der Zeitschrift "L'Ettre international" 


Nr. 2/1988, S. 39-48 sowie in Stefan Leber (Hg.), Wesen und Funktion des Geldes, Stuttgart 1989, 


S. 323-349. (Sozialwissenschaftliches Forum Band 3)] Eine Clearing-Union als eine Art


Weltzentralbank sollte ein für alle nationalen Notenbanken verbindliches Rechen-


und Reservegeld ausgeben, den sogenannten “Bancor”. Anders als Gesell, der 


an die Emission von IVA-Banknoten dachte, schlug Keynes vor, daß diese Clea-
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ring-Union die Zahlungsbilanzen ihrer Mitgliedsländer durch Buchungen von


Bilanzüberschüssen und -defiziten auf sogenannten Bancor-Konten ausgleicht.


Als besonderes Ausgleichsinstrument sah er vor, daß nicht nur Bancor-Schuld-


ner, sondern auch Bancor-Gläubiger für ihre aus Bilanzüberschüssen entstan-


denen Bancor-Guthaben Zinsen zahlen müssen. Diese Pflicht zur Verzinsung


auch der Guthaben ist mit der Gesellschen Gebühr auf liquide in der Kasse ge-


haltenes Geld verwandt und möglicherweise von daher angeregt worden. Auf 


der Konferenz von Bretton Woods (1944) konnte sich Keynes mit diesem Ent-


wurf für eine Weltwährungsordnung der Nachkriegszeit nicht durchsetzen. Statt


des Bancors wurde der amerikanische Dollar zur internationalen Leitwährung, bis


das System von Bretton Woods 1973 zusammenbrach. Im Hinblick auf die Dis-


kussion über die Globalisierung der Finanzmärkte und deren zunehmende Insta-


bilität, auf eine Europäische Währungsordnung und auf eine insbesondere im


Interesse der Drittweltländer liegende Reform des Weltwirtschaftssystems könn-


ten von Gesells IVA-Plan und von Keynes’ Bancor-Plan bedeutsame Impulse 


ausgehen. [Vgl. hierzu Karl Walker, Neue Europäische Währungsordnung, Lauf bei Nürnberg 1962,


S. 113 ff. – Elimar Rosenbohm, Internationale Währungsordnung – 25 Jahre Bretton-Woods-Abkom-


men, in: mensch-technik-gesellschaft / Zeitschrift für Sozialökonomie 5. Jg. 1970, 18. Folge, S. 7-23. –


Hans Hoffmann, Stabilität bei fixierten oder freien Wechselkursen, ohne Ort 1972. – Hans Hoffmann,


Woran scheitert die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion?, Hamburg 1974. – Wilhelm Han-


kel, Weltwirtschaft, Düsseldorf 1974. – Wilhelm Hankel, Heldensagen der Wirtschaft, Düsseldorf 


1975, S. 211 f und S. 290 ff., wo Hankel Gesells IVA als Vorläufer von Keynes Bancor-Plan würdigt. –


Karl Walker, Das Weltwährungssystem, Hann.-Münden 1979. – Wilhem Hankel, John Maynard Keynes


– Die Entschlüsselung des Kapitalismus, München 1986, S. 70-78. – Hugo Godschalk, Keynes-Plan


1944 und Silvio Gesells IVA-Plan – Grundlagen einer Europäischen Wirtschaftsordnung, in: Fragen der


Freiheit Nr. 206/1990, S. 35 ff. – Im Zusammenhang mit der Conquista in Lateinamerika vgl. Werner


Onken, 1492-1992: 500 Jahre Mord, Landraub und Ausbeutung in Lateinamerika – Silvio Gesells


Beitrag zur Umkehr und zur Versöhnung von Nord und Süd; in: Zeitschrift für Sozialökonomie 29. Jg.


1992, 94. Folge, S. 3-16. – Thomas Betz, Was der Euro soll und was eine internationale Währung 


wirklich sollte, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 117. Folge (1998), S. 35 ff; über die IVA- und Bancor-


Pläne vgl. S. 39-43.] –


Der amerikanische Wissenschaftssoziologe Thomas Kuhn hat in seinem Buch 


“Die Struktur wissenschaftlicher Revolutionen” das oft schwierige Verhältnis 


zwischen “normalen” und “außerordentlichen” Wissenschaftlern beschrieben. Be-


sonders spannungsreich ist dieses Verhältnis, wenn es sich bei den “außer-


ordentlichen” Wissenschaftlern um Autodidakten handelt, die wie Silvio Gesell


mehr von praktischen Erfahrungen als von akademischen Theorien geprägt sind


und die außerhalb des Lehr- und Forschungsbetriebs stehen. Daß seine Theo-


rien schließlich doch zum Gegenstand einer wissenschaftlichen Kontroverse 


wurden, war Theophil Christens Bestreben zu verdanken, sie in die Sprache der


akademischen Ökonomie zu übersetzen. Die “Zeitschrift für schweizerische Sta-


tistik und Volkswirtschaft” nahm einen Beitrag von ihm auf und lud im Anschluß


daran namhafte Wissenschaftler zu Stellungnahmen ein. Die Kritiken der Pro-


fessoren Stefan Bauer, Karl Diehl, Robert Liefmann und Heinrich Sieveking so-


wie der Privatdozenten Victor Furlan, Paul Gygax und Edmund Kellenberger


erschienen 1920 unter dem Titel “Enquete über die absolute Währung” [Stefan Bauer
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u. a., Enquete über die absolute Währung, in: Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volkswirt-


schaft 56. Jg. 1920, S. 61-97. – Vgl. dazu den vorangegangenen Aufsatz von Theophil Christen, Zur


Kritik der absoluten Währung, in: Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volkswirtschaft 56. Jg.


1920, S. 61-66.] – die ebenfalls eingeladenen Professoren Gustav Cassel, Georg 


F. Knapp und Vilfredo Pareto gaben keine Stellungnahmen ab. Auf diese zum 


Teil überheblichen und polemischen Kritiken reagierte der “Schweizer Freiland-


Freigeld-Bund” mit einer nicht weniger scharfzüngigen Erwiderung, deren Ver-


öffentlichung die “Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volkswirtschaft” ab-


lehnte. Unter dem Titel “Die Stellungnahme der Wissenschaft zu den Bestre-


bungen des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes” erschien sie als eigenständige


Broschüre. [Hrsg. vom Schweizerischen Freiland-Freigeld-Bund, Bern 1921. Im gleichen Jahr er-


schien im Freiland-Freigeld-Verlag in Erfurt eine weitere Ausgabe unter dem polemischen Titel: Die


"Wissenschaft" und die Freiland-Freigeld-Lehre – "Kritik" und Erwiderung. In beiden Ausgaben ist 


kein Verfassername genannt, doch haben Friedrich Landmann und Willy Hess diesen Text in ihre


Verzeichnisse der Werke Silvio Gesells aufgenommen und es ist anzunehmen, daß Gesell zumin-


dest Mitautor war.] 


Beiderseitige Ressentiments führten zum vorzeitigen Ende dieser an sich not-


wendigen Diskussion zwischen der Freiwirtschaft und der Schulökonomie. Und der


Mann, der sie initiiert hatte und der sie vielleicht hätte versachlichen können, war


nicht mehr am Leben: Im Mai 1920 suchte Theophil Christen den Tod im Genfer


See. Nach Paulus Klüpfel verlor Gesell schon wieder einen seiner engsten


Mitarbeiter, in den er noch große Hoffnungen gesetzt hatte. In seinem Beileids-


schreiben an Frau Christen fand sein Schmerz über diesen Verlust seinen Aus-


druck: “Wir wollten weiter zusammenarbeiten bis ans Ziel, ans gewaltige Ziel der


Schaffung einer des Menschen würdigen Ordnung auf Erden, in der er nicht nur


wirtschaftlich, sondern vor allem auch seelisch gedeihen kann ... Dieses schöne


Ziel hat Dr. Christen zwar nicht erreicht, aber erlebt hat er es im Geiste oft. Ihnen


und uns fehlt nun der treue Gefährte. Trost finde ich nicht. Ihn gibt es offenbar


nicht.” [Brief Silvio Gesells an Frau Christen vom 15. Mai 1920.] In der Person von Theophil


Christen fand die Medizin ähnlich wie bei Franz Oppenheimer ihre Erweiterung 


von der Heilung einzelner Menschen zur Heilung des ganzen Sozialorganismus.


Er war, wie Günter Bartsch in einem Portrait schrieb, “... gleichsam der Lukas in


der engeren Umgebung Silvio Gesells”. [Günter Bartsch, Die soziale Krankheit und ihre


Heilung – Versuch eines Portraits von Theophil Christen, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 29. Jg. 1992,


93. Folge, S. 21ff. Höchst bemerkenswert ist, daß lange vor Oppenheimer und Christen der große 


Arzt Paracelsus sich schon mit wirtschaftlichen Fragen beschäftigte und das Zinsnehmen ablehnte.


Vgl. Paracelsus, Werke Band IV, hrsg. von W.-E. Peuckert, Basel und Stuttgart 1967, S. 215f. ] An


seine Stelle trat in gewisser Hinsicht der Edener Arzt Friedrich Landmann.


An der Universität Zürich entstand 1920 eine Dissertation “Tauschsozialismus


und Freigeld” von Walter Wegelin. Sie ging von der im Marxismus wurzelnden 


Ansicht aus, daß der Zins kein Phänomen der Zirkulationssphäre, sondern der


Produktionssphäre sei. Die Goldwährung würde ihre Aufgaben hinreichend er-


füllen, und eine völlige Stabilisierung der Währung sei weder notwendig noch 


möglich. Gesell beantwortete diese Kritik mit einem Aufsatz in der “Freistatt”. Be-


deutsam ist Wegelins Dissertation allerdings insofern, als sie ebenso wie die im
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Zusammenhang mit dem IVA-Plan erwähnte Dissertation von Franz Haber ge-


dankliche Verbindungen zu anderen geldreformerischen Strömungen herstellte.
[Walter Wegelin, Tauschsozialismus und Freigeld – Eine dogmengeschichtlich-kritische Untersuchung


der Freigeldlehre, Berlin 1921. – Zu Gesells Replik vgl. in: SGW Band 12, S. 212 ff. – Wegelin dis-


kutierte auch die Konzeptionen von Robert Owen, Karl Rodbertus, Pierre Joseph Proudhon, Michael


Flürscheim und Ernest Solvay. Franz Haber (vgl. die Anm. 28) bezog neben Gesell Bertold Otto,


Gottfried Feder, Professor Oppermann und Emil Hubricht in seine kritische Darstellung ein. – Als wei-


tere Kritik an Gesell vgl. E. J. Walter, Freigeldwirtschaft oder Sozialismus?, Zürich o.J (ca. 1920).]


15







16







Silvio Gesells Verteidigungsrede.


Shylock: Dies ist der Narr, der Geld umsonst auslieh!


Acht auf ihn, Schließer!


Meine Stellung zum Staat, soweit sie Bezug hat zur Anklage wegen


Hochverrats, ist folgende: Ich erkenne ohne weiteres jede Macht an, die mich in


den Straßen der Hauptstadt verhaften kann, mich mit Revolvern und


Gewehrkolben bedroht, die das Volk zu Gewalttaten gegen mich aufhetzt, die es


duldet, daß man mich mißhandelt, bespuckt, beschimpft, und die mich sodann


einkerkert.


Solche Macht ist für mich unbedingt gültig und bleibt es solange, bis eine


andere Macht mich mit Handgranaten und Minen oder sonstwie befreit.


Der König ist tot, hurra! So lebe der König!


Weil das meine Ansicht über die Rechtmäßigkeit einer Regierung ist, konnte


ich am 7. April, als ich mit der Ernennung zum Volksbeauftragten überrascht


wurde, mir sagen: So weit ich sehe, um mich herum, liegt die Macht in den


Händen der Räteregierung. Möglich daß diese Regierung heute abend schon


durch eine andere ersetzt wird. Das kostet ja nicht viel, es geht ja so unblutig, 


ich möchte sagen gemütlich zu. Ein Leutnant und zehn Mann würden allem


Anschein nach genügen.


Wie sollte ich mich nun verhalten? Sollte ich mich in München, in den Bergen,


im Walde umsehen, ob vielleicht noch eine andere Regierung im Lande sich her-


umtrieb? Mir ist das Personal einer Regierung nicht so bedeutsam, daß ich Zeit


verliere, auf fahnenflüchtige Minister zu fahnden. Den Schwerpunkt suche ich


nicht in der Regierung, sondern weiter zurück im Regierenden. Und dieses


Regierende, der eigentliche Herrscher, das sind die Kräfte, die der Regierung die


Grundsätze für ihr Handeln vorschreiben, – das sind die wirtschaftlichen


Zustände, die Gußform aller Gesetze. Sind diese Zustände verwirrt – so ist auch


das Regierende und die Regierung verwirrt, kraftlos, arbeitsunfähig.


Und das ist im Reich, wie im Lande heute der Fall. Das Regierende ist durch


den Krieg und besonders durch die Berliner Papiergeldwirtschaft in Nebel aufge-


löst, eine ungestaltete Masse sich gegenseitig bekämpfender, hassender, sich


kreuzender Triebkräfte. Und bis sich in diesem ungeordneten Urstoff eine neuer


Kraftwirbel bildet, der die Führung übernimmt, kann von einer Regierung im her-


kömmlichen Sinne nicht die Rede sein. Gesetzlosigkeit, gemildert durch ge-


legentliche Putsche, das ist der Zustand seit November im Reich wie in den


Einzelstaaten.


Die urstoffmäßige Unordnung ist zu groß, als daß das Regierende sich zu dem


nötigen Kraftwirbel verdichten und der Regierung Richtung und Arbeitsziel vor-


schreiben könnte. Außerdem drängt die Zeit zu Taten.
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Anderseits kann man von der aus dem gemeinen Parteigeist hervorgegangenen
Nationalversammlung wie auch vom Landtag nicht erwarten, daß diese
Parlamente aus sich heraus das tun werden, was zu tun jetzt not täte. Das wäre
zu viel von der Einsicht des Parteigeistes verlangt. Die Wähler haben ja noch
keine Vorstellung von der wahren wirtschaftlichen Sachlage, von der Größe der
Zerstörung und der Opfer, die für den Wiederaufbau gebracht werden müssen. Sie
wurden zunächst von Berlin mit Geldpapier in guter Stimmung erhalten, ähnlich
wie vorher durch die Kriegsberichte. Und die wenigen, die den Schaden überse-
hen, die haben noch immer die eitle Hoffnung, daß die Lasten des Krieges vom
ganzen Volk getragen werden, daß es also möglich sein wird, einen Teil dieser
Last auf den Arbeitslohn abzuwälzen, und daß es darum für den einzelnen
Kapitalisten nicht zu dem großen Opfer zu kommen braucht. Wenn darum der
Landtag, aufgeklärter als die Wähler, der Unantastbarkeit des Lohnes als interna-
tionaler Größe Rechnung tragend das Finanzproblem aufstellen würde, so käme
es im Lande zu Streitigkeiten, weil die Wähler die Notwendigkeit solcher Opfer
nicht begreifen können.


Wer diese merkwürdigen Verhältnisse als Unbeteiligter, so von oben herab,
nachdenklich überschaut, der kommt leicht zu dem Schlusse daß dem Landtag
diesmal von außen her geholfen werden muß. Der kleinliche verderbte Parteigeist
versagt heute, und wo dieser versagt, versagt auch sein Kind, der Landtag. Die zu
lösende Aufgabe verlangt opferfreudigen, großzügigen Geist. Die Lage fordert vom
Parteimann etwas, was entschieden an den Selbstmord des Kapitals erinnert,
wenn es sich auch nur um den Selbstmord eines Todkranken handelt. Der
Schmerz lähmt, und darum versagt der Parteimann, wie auch ein Kranker versagt,
dem der Arzt die Instrumente aufs Lager wirft mit den Worten: Dein Bein ist bran-
dig, ich habe keine Zeit, säge es dir selber ab! Der Eingriff, der jetzt am
Wirtschaftskörper gemacht werden muß, kann nicht vom Landtag ausgeführt wer-
den; es wäre grausam, es von ihm zu verlangen. Nur jemand, der nicht selbst mit
dem zu operierenden Körper verbunden ist und den Schmerz nicht empfindet, nur
die besitzlose Menge kann diesen heilenden Schnitt vollziehen. Nur diese kann die
hier unentratbare [= erforderliche] Rücksichtslosigkeit walten lassen. Allerdings
käme zum Vollziehen dieses Eingriffs ja auch noch die Entente in Betracht, die
wahrscheinlich mit eben solchem Gleichmut die Verteilung der Lasten auf die ein-
zelnen Kapitalisten vornehmen würde und sicherlich gern bereit sein wird, als
Scharfrichter die Urteile zu vollstrecken, die die in Paris für das deutsche Kapital
eröffnete Kadaververwertung fällen wird. So oder so wird also dem Landtag die
Hilfe von außen kommen.


Möglich, daß ich die Entschlußkraft der Nationalversammlung und des
Landtages unterschätze. Mich würde es freuen. Vielleicht sieht es der Landtag
jetzt nach acht Monaten Revolution und Putscherei endlich ein, daß er sich zu
durchgreifenden Taten ermannen muß, indem er einem rein proletarischen
Kabinett das Messer und die Vollmacht gibt, den unabwendbaren Heilschnitt zu
vollziehen. Doch ich kann dies nicht glauben; ich kann diesem armseligen
Häufchen Unglück, das der Krieg übrig ließ, keine solche Entschlußkraft zutrauen.
Nehmen wir aber an, es wäre so.


Ob dann diese mit Zustimmung des Landtages gebildete rein proletarische
Vollziehungsgewalt sich Räteregierung oder parlamentarische Re- Regierung
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gierung nennen wird, wem kann das etwas verschlagen? Die Tatsache wird
bestehen bleiben, daß der Landtag in schwierigen Zeiten versagte und zu sei-
nem eigenem Besten die Vollziehungsgewalt dem Proletariat übergeben mußte.
Mehr aber wollte die Räteregierung – zunächst wenigstens – nicht. Die
Räteregierung sollte verrichten, was zu verrichten der Selbsterhaltungstrieb dem
Landtag unmöglich machte


Ich sehe also die Notwendigkeit einer außergewöhnlichen Tat ein, – wobei es
mir ziemlich gIeichgültig erscheint, in welchen äußeren Formen diese Tat sich
vollziehen wird, ob in Befehlsform einer proletarischen Vollziehungsgewalt der
demokratischen Regierung oder in Form der sogenannten Räteregierung. Auf
diese rein formalen Unterschiede lege ich keinen Wert.


Ich erwähne diese Dinge, um zu erklären, warum ich als ausgesprochener
Individualist, als Eigenständler, in den Dienst einer Räteregierung treten konnte.
Daß diese Räteregierung mich als Finanzmann erwählte, war für mich ein
Beweis, daß es sich nicht oder noch nicht um Bolschewismus oder
Kommunismus handelte. Mir war die Räteregierung nur ein fast unausweichlicher
Entwicklungsabschnitt des politischen und wirtschaftlichen Zusammenbruches,
und ich sah die Wahrscheinlichkeit, daß nach vollzogenem Heilschnitt der
Landtag die Kräfte wiedergewinnen würde, um das Regiment ohne weitere Hilfe
weiterführen zu können.


Diesem Sinne der Räteregierung entsprechend, sah ich meine Aufgabe nun
darin, den großen Heilschnitt, die zur Verhütung des Staatsbankerotts und der
völligen Auflösung nötige große Vermögensabgabe in die Wege zu leiten und sie
ohne Hilfe der Berliner Papierwirtschaft durchzuführen.


Nach Abschluß dieser Arbeit wäre m.E. der Zweck der Räteregierung
erreicht, der Weg für die demokratische Regierung wieder frei gewesen.


Freilich, – ich sah auch die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten, die dem
Namen der Räteregierung anhaften, – Möglichkeiten, die ich mit aller Kraft
bekämpfen und die ich weiter besprechen will.


Seit 20 Jahren (mit Unterbrechung) bin ich in der Schweiz angesiedelt. Im
Januar reiste ich nach Berlin, um eine neue Auflage meines Werkes – „Die natür-
liche Wirtschaftsordnung“ – vorzubereiten. Im März vernahm ich in Berlin, daß
Herr Niekisch, mit dem ich in den letzten Jahren einige Briefe gewechselt habe
und der in der sozialdemokratischen Presse im Sinne meiner Zinstheorie schrieb,
in München in der sozialen Bewegung eine Rolle spiele. Ich schrieb darauf an
meinen Freund Dr. Christen, der Herrn Niekisch persönlich aufsuchte. Es kam
darauf die drahtliche Anfrage, ob ich mich an der Sozialisierungskommission der
Regierung Hoffmann beteiligen würde. Ich bejahte. Ich würde die
Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit einer Sozialisierung des Geldwesens, wie
ich sie erstrebe, gelenkt haben. Da jede weitere Mitteilung aus München ausblieb
und meine Arbeit in Berlin beendet war, trat ich die Rückreise nach der Schweiz
an und traf am 1. April in München ein. Auf fernmündliche Anfrage erfuhr ich, daß
Herr Niekisch nach Berlin gereist sei und erst am 5. zurückerwartet würde. Ich
beschloß zu warten; der Aufenthalt war mir lieb, da ich mit Dr. Christen vieles
über die Herausgabe neuer Schriften und über die Einrichtung des Deutschen
Freiland-Freigeld-Bundes zu besprechen hatte. Ich wohnte bei Dr.
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Christen und bereitete die Mahlzeiten für uns beide. Ich hatte viel zu tun mit
Durchsicht von Druckabzügen und kam kaum vor die Tür, so daß ich eine Reihe
von Besuchen, die ich mir vorgenommen hatte, nicht ausführte. Nur flüchtig las ich
die Zeitungsberichte über die Friedensverhandlungen. Die bayrische Tagespolitik
regte mich nicht auf.


Als ich mich am 7. abends ins Wittelsbacher Palais begab – es war das erste
Mal –, um nach Herrn Niekisch zu fragen, wußte ich nicht, das etwas Besonderes
geschehen sei. Niekisch sagte mir, er habe mich für die Finanzen vorgeschlagen,
und ich nahm die Wahl an. Gleichzeitig teilte er mir mit, daß Landauer, der meine
Bestrebungen kannte und von dessen Anwesenheit ich erst jetzt etwas erfuhr, die
Wahl unterstütze.


Warum nahm ich die Wahl an? Sehnte ich mich nach dem Posten? Was konnte
er mir bieten! Volksbeauftragter einer Räteregierung zu sein, deren Ziel wahr-
scheinlich meinen Bestrebungen geradewegs widersprach. Auf alle Fälle: Es war
weder Sehnsucht nach der Büroluft, noch die Hoffnung auf Lohn. Diesen habe ich
nicht nötig, und die Rolle, die ich in der Freiland-Freigeld-Bewegung spiele, scheint
mir unendlich viel wichtiger als die eines von der Partei beherrschten kleinen
Ministers. Im Deutschen Freiland-Freigeld-Bund wird nicht geflickt; dort arbeitet
man an den Grundquadern des gewaltigsten Werkes aller Zeiten, und alle, die wir
da arbeiten, sind uns dessen voll bewußt. Der Finanzminister Bayerns ist ein gar
kleiner Mann, verglichen mit dem geringsten Maurergesellen an unserem Freiland-
Freigeld-Dome.


Ein Gemisch von vielen Trieben bewog mich anzunehmen. Als „provisorisch“ war
ich ernannt, und als vorläufige Aufgabe betrachtete ich das Amt. Erstens hatte ich
Wichtigeres zu tun, und dann war es mir unklar, in welche Richtung nun die
Regierung durch die sogenannten souveränen Massen gedrängt werden würde.
Immerhin, ich fühlte mich stark, sofern man mich arbeiten ließ, um in kurzer Zeit
und in großen Zügen den Plan zur Neuordnung der bayrischen Finanzen zu ent-
werfen und so ein Muster für alle deutschen Bundesstaaten wie auch für die
Reichsfinanzen zu schaffen. Außergewöhnliche Aufgaben waren zu erfüllen. Mit
den bekannten Mitteln, mit Zigarettensteuern und dergleichen kam man da nicht
aus. Die Ausgaben waren verzwanzigfacht, die Währung vollkommen verpfuscht,
alle Warenpreise durch die Blockade und die Höchstpreispolitik aus ihrer natürli-
chen Rangordnung gerissen. Für die Entente müssen Auslandswerte, Devisen,
viele Milliarden, aufgetrieben werden ohne Gegenleistung. Die Kriegsanleihen
müssen verzinst werden. Der Zinsfuß stieg, und eine weitere starke Steigerung ist
zu erwarten. Das bedeutet einen Kursrückgang aller festverzinslichen Papiere, der
Kriegsanleihen, in denen die Aktiven der Banken der kleineren Gewerbetreibenden
angelegt sind. Diese 200 Milliarden kann man getrost als schwimmend betrachten.
In Berlin, von der Reichsbank, war nichts Gutes zu erwarten: dort lebt man noch
ganz im Goldwahn, der von den Geldfürsten genährt wird. Dort hat man noch
nichts gelernt. Der mit dem Goldwahn zusammenhängende Plan eines Abbaues
der Papiergeldflut, der Inflation, und zwar eines langsamen, allmählichen Abbaues,
auf den Havenstein sich immer noch, wie es scheint, etwas einbildet, steht noch
unerschüttert vor der Gesamtheit der Gewerbetreibenden. Dieser Abbau aber
bedeutet m. E. die wirtschaftliche Not, die wirtschaftliche Eiszeit, – unser aller
Untergang. Dagegen mußte angekämpft werden wie gegen die Pest.
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Kurz, es war viel Arbeit zu bewältigen. In allen diesen Fragen fühlte ich mich 
zu Hause. Seit 30 Jahren hatte ich diese Dinge der gründlichsten Bearbeitung
unterworfen. Ich wußte, daß ich, sofern man mir dazu die Vollmacht gegeben
hätte, die Wirtschaft Bayerns zurecht würde lenken können, mit Ach und Weh
selbstverständlich, aber ich hätte den Zahlungsverkehr aufrecht erhalten, die
Volkswirtschaft in Vollbetrieb gesetzt und darin erhalten. Den jetzt durch die fort-
gesetzte Papiergeldflut verschleierten Staatsbankerott hätte ich verhütet. Für die
Entente wären die Devisen zur Stelle geschafft worden, und am Ende des
Monats wäre in den Steuerkassen das Geld gewesen für die Kriegsverletzten, für
die Arbeitslosen, für die Witwen und Waisen, für die Zinsen der Kriegsanleihen,
wie auch für die laufenden Staatsausgaben; das alles ohne Havensteins
Allheilmittel, ohne die Papiergeldwirtschaft fortzusetzen. Ich hätte den für die
feste Währung sich ergebenden Überschuß an Reichsbanknoten eingezogen
und verbrannt. Dem Wucher mit Wertpapieren an der Börse hätte ich ein Ende
gemacht, diesen Riesenschmarotzer zur Strecke gebracht, den Kurs der
Kriegsanleihen vor weiteren Schwankungen bewahrt.


Freilich, ich war kein Bayer, aber war das nicht ein besonderer Vorzug für
einen Finanzminister? Was bewog s. Zt. die Rumänen, Bulgaren, Norweger, sich
ihren König aus dem Ausland zu holen? Doch nur deshalb, weil man einen Mann
brauchte ohne Sippe, ohne Anhang. Und ist es nicht gerade auch heute das, was
Bayern braucht, einen Finanzminister, der ohne Rücksichten sich sachlich ein-
stellen kann und, ohne nach links und rechts zu schielen, den geraden Weg
geht? Dieses volkommene Losgelöstsein vom klebrigen, lähmenden Schmutze
des Parteigeistes wäre meine Kraft gewesen. Der Starke ist ja immer am mäch-
tigsten allein. Wie ein Aar hätte ich in den Lüften über allen kleinen und klein-
lichen Parteizwistigkeiten geschwebt, hätte einfach das getan, was die Not er-
forderte.


Sie mögen nun denken: Was mag aber ein Ausländer von bayrischen Finanzen
verstehen? Nun, ich meine, heute versagt ja doch die Landeskunde. Was nützen
die Wegweiser im zerstörten Frankreich? Heute muß doch alles neu aufgebaut
werden. Neuland ist Bayern auch für den Bayern. Und im übrigen will ich bemer-
ken: Was an den bayrischen Finanzen besonderer Art ist, sind Dinge minderer
Ordnung. Und für diese Dinge würde ich im Beamtenstand des
Finanzministeriums gewiß genug geschulte Kräfte vorgefunden haben. Das
machte mir keine Sorge. Geschulte Hilfskräfte findet man immer. Für den
Grundplan der Finanzen aber, für die Richtlinien und Drehpunkte gelten die glei-
chen Gesetze für die Bayern, wie für die Preußen und für unsere Gegenfüßler.


Für die sichere Leitung der Finanzen großer wie kleiner Staaten kommen die
Gesetze des Zinses, des Geldes, des Wertverhältnisses zum Ausland, des so-
genannten Schutzzolles, der Wirtschaftsstörungen, der Arbeitslosigkeit, der
Börsenmachenschaften, der Grundrente, des Wertzuwachses, der Bodenpreise
usw. in Betracht, d.h. wenn sie überhaupt gelten.


Also nicht etwa irgend eine Wirtschaftslehre, von denen 12 aufs Dutzend
gehen, keine graue Theorie, sondern die eine, die richtige lichtsprühende
Theorie. Diese eine in Betracht kommende Lehre, die findet sich jedoch nicht 
so von ungefähr überall, wo man sie sucht. Und auch nicht
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jeder findet sie. Die besten Köpfe des Altertums und der Neuzeit haben sie ver-
gebens gesucht. Und wer sie heute zur Führung der Finanzen braucht, dem wird
wohl nichts anderes übrig bleiben, als nach Stadelheim [Das Gefängnis, in dem Silvio
Gesell in Untersuchungshaft gesessen hat.] sich zu bequemen. Dort in dem Ungemach
169 wird er sie finden. Denn sie ist mein unanfechtbares geistiges Eigentum,
mein Schatz. Und das eben wäre das Neue, das Hoffnungsvolle gewesen, daß
mit meiner Ernennung zum ersten Male in der Weltgeschichte die Finanzen nicht
mehr wie bisher handwerksmäßig, gefühlsmäßig geführt worden wären, sondern
mit Kompaß und Senkblei nach senkrechten Erkenntnissätzen, nach einem lük-
kenlosen, geschlossenen Gesetz der Güterverteilung. Und was das für Bayern,
für Deutschland jetzt in dieser außergewöhnlichen Zeit bedeutet hätte, dafür fin-
den sie eine entsprechende Erscheinung in den Erfolgen der deutschen
Industrie, der wissenschaftlich geleiteten deutschen Industrie.


Diese eine Richtlinie gab es also bisher noch nicht, und das ist der Grund,
warum heute nirgends in der Welt der Finanzminister nach wissenschaftlichen
Grundlagen arbeitet. Und nicht nur die Finanzminister. Kein Unternehmer, kein
Kaufmann, kein Börsenspieler, kein Bankmann hofft aus dem Lesen volkswirt-
schaftlicher Werke irgend einen Nutzen zu ziehen und seine Gewinne auch nur
um ein Tausendstel zu erhöhen. Juristen. ja die findet man als Rechtsbeiräte in
vielen Betrieben; was aber könnte man dort mit einer Wissenschaft beginnen,
„die das, was sein soll, nicht erforschen, geschweige denn verkünden darf“!
(Schmoller.)


Was kann dem Geschäftsmann eine Wissenschaft nützen, von der Knies sagt,
sie sei ganz auf der Lehre vom Werte aufgebaut, und dem dann eine andere
Fachgröße antwortet: in dieser Lehre vom Werte sei aber alles noch streitig, von
den Benennungen angefangen. (Zuckerkandl.)


Wenn also die Finanzminister auf die Benutzung der Wissenschaft bislang
gänzlich verzichteten, so hat das seinen guten Grund. Es war eine unfruchtbare
Wissenschaft; sie galt allgemein als das Schwerstverständliche, was der im
Dunkel irrende Menschengeist zu Tage gefördert hat. Bekannt ist das Wort
Beaconsfields: „Nichts hat mehr Verrückte gemacht, als die Liebe und die
Währungsfrage.“ Dasselbe hätte man aber von jedem Sondergebiet dieser
Wissenschaft sagen können.


In diese trostlosen Verhältnisse habe ich nun eingegriffen. Sämtliche für die
Finanzen in Betracht kommenden Rätsel der Volkswirtschaftslehre habe ich rest-
los gelöst. In einer nun schon 30jährigen ununterbrochenen Arbeit habe ich die
Gesetze des Lohnes, der Grundrente, des Papiergeldes, des Zinses, der
Wirtschaftsstockungen (Krisen) ausgearbeitet und für das wirkliche Leben ver-
wendbar gemacht. Sie sind in dem Werke niedergelegt, von dem in diesen Tagen
die 6. Auflage erscheint: „Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und
Freigeld“. Daß mir diese Arbeit in solchem Umfange glückte, lag daran, daß die
Lösung wie ein Rattenkönig mit dem Werträtsel verquickt war, von dem Boehm-
Bawerk sagt, „daß seine Lösung die Volkswirtschaftslehre auf der ganzen Linie
mit einem gewaltigen Ruck vorwärts bringen würde.“ Diese Werträtsel habe ich
der Wissenschaft aus der Bahn des Fortschrittes geräumt, und damit konnte ich
dann selber mit vollen Händen die Früchte dieser glücklichen Arbeit ernten.
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Vielleicht mögen sie denken, daß es sich hier auch wieder nur um eine
Lehrmeinung handelt, daß die Bestätigung durch die Erfahrung ausstehe. Nun,
was  Erfahrung anbetrifft, so bin ich älter als Methusalem. Eine 4000jährige
Erfahrung liegt hinter mir. Alles, restlos alles, was sich seit Hammurabi auf dem
Gebiete der Volkswirtschaft zugetragen hat, fügt sich kristallisch ein in meine Lehre
und findet in ihr genügende Erklärung.


Man hat meine Lehre totgeschwiegen, viele Jahre lang, weil sie sowohl den
Schatzhabern, den Kapitalisten, wie den Sozialisten, oder wenigstens ihren wis-
senschaftlichen Führern, unbequem war. Sie ist unmittelbar tatsächlich verwertbar,
geht unmittelbar über ins politische Leben, fordert zu Taten auf. – Das ist also
nichts für unsere bequemen Hochschullehrer, die sich für öffentliche, wissenschaft-
liche Angelegenheiten nicht einkerkern lassen wollen. Sie widerspricht glatt der
Marxschen Lehre vom Kapital, von den Sachschätzen, und verlangt darum von
den Marxisten eine vollkommen neue Stellungnahme. Die im Marxschen „Kapital“
angelegten geistigen Schätze der Marxisten sind vollkommen wertlos geworden.
Umlernen heißt es jetzt. Und das ist auch nichts für die alten Genossen in Berlin.


Und eine Kapitaltheorie, die den Arbeitern nun endlich den Weg zeigt, den sie zu
gehen haben, um ihren uralten Feind zu besiegen, – das ist wieder nichts für die
Kapitalisten, für diejenigen, die von der Zinsknechtschaft leben. So habe ich alle
Parteien, das ganze Volk zum Gegner.


Jetzt hilft aber das Totschweigen nichts mehr. Es ist zu spät. Das Licht bricht 
sich Bahn trotz der feigen Totschweigerei. Zahlreich sind die Vertreter meiner
Gedanken, ernsthafte, klardenkende, zur Tat entschlossene Männer. Selbst
Vertreter der Geldmächte beugen sich mit Bekennermut vor der Macht der sieg-
haften Wahrheit.


„Es schlägt der Blitz befreiender Gedanken
Krachend in Mammons Tempel ein“


sagt G.Blumenthal. Drei Zeitschriften vertreten die Freiland-Freigeld-Sache. Ich
greife das Kapital nicht mit Gewalt an – mit Streik und Betriebshemmung, mit
Sabotage. Ich greife es mit der einzigen Waffe an, die dem Proletariat angeboren
ist, mit der Arbeit. Indem ich den Massen unverdrossene, ungehemmte, durch die
frohe Siegeshoffnung geförderte Arbeit empfehle, bringe ich den Götzen Zins zur
Strecke. In einem Meer neuen Kapitals will ich den Zins ersäufen.


Freilich gehe ich auch scharf gegen die vor, die bisher dem Arbeiter den
Gebrauch dieser Waffen verwehrten, die Schatzhaber (Kapitalisten), die den ur-
alten Kniff anwandten, mit ihrem Gelde zurückzuhalten, sobald unter dem Drucke
fleißiger, ungestörter Arbeit der Zinsfuß zu sinken begann.


Diesen seit 4000 Jahren immer von selbst einsetzenden künstlichen
Hemmungen der Gütererzeugung, die man Krise nennt, mache ich ein Ende. Ein
für allemal Schluß mit dem Zurückhalten des Geldes! Die Gütererzeugung soll dem
Geldzins nicht mehr unterworfen werden. Die Arbeiter sollen nicht mehr bataillons-
weise arbeitslos herumlungern, – bloß weil die Geldmacht es so zum Schutze des
Zinses befiehlt. Diese Geldmacht wird durch das Freigeld gebrochen. Den Zins,
den Mehrwert nach Marx, löse ich auf, und das Lösungsmittel ist der Schweiß der
Arbei-
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ter, die nicht mehr gegen ihren Willen der Arbeitslosigkeit verfallen sollen. In 10 bis
15 Jahren wird das Ziel erreicht sein.


Sang der Marxist: „Alle Räder stehen still, wenn mein starker Arm es will“, so
sage ich: „Alle Räder müssen laufen, soll das Kapital ersaufen.“


Das ist mein Ziel: Beseitigung der Krisen, der Arbeitslosigkeit; Der Schatzhaber
(Kapitalist) soll nicht mehr willkürlich durch Zurückhalten seines Geldes die
Arbeitsbetätigung unterbrechen können.


Der Werbeschatz [Werteschatz?], das Kapital, hat nur einen Feind. Dieser ist nicht
Marx, nicht Lenin, nicht Spartakus, nicht Grachus, nicht Lycurg, nicht Moses, nicht
das christliche Sittengesetz, nicht das gesetzliche Zinsverbot, nicht die rohe
Gewalt. Über all diese Mächte hat das Kapital bislang immer gesiegt, und meist
kostete der Sieg den Untergang eines Reiches, eines Volkes. Babylon ging unter,
Salomons Reich ging unter, Athen und Rom gingen unter. Und wenn wir jetzt unter-
gehen sollten, so verschwände damit doch nicht die Ursache der Zinsknechtschaft,
des Kapitalismus. Die Keime der kapitalistischen Seuche würden auch diesen
Zusammenbruch wieder überdauern. – Der einzige Feind der Zinswirtschaft, der
erste, der ihm mit Siegeszuversicht entgegentreten durfte, das ist das Freigeld.


Lycurg ächtete das Gold, und Pythagoras lobte ihn deshalb und nannte das aus
Gold und Silber hergestellte Geld die Ursache aller Verbrechen. Über 21/2
Jahrtausende waren seitdem verflossen, und noch harrte Lycurgs Rätsel der
Lösung. Alle Versuche nach wissenschaftlicher Erledigung der ärgerlichen Fragen
scheiterten. Bekannt ist Prof. Boehm-Bawerks Buch über die Geschichte der
Zinsherrschaft. Und wo stehen wir heute? Ehret Helfferich, ehret die Reichsbank-
Aktiengesellschaft; treu hütet sie den Goldschatz, die Ursache der Zinswirtschaft
und des Zusammenbruches!


Der Mann, der jetzt in Bayern, in Deutschland, wie in allen anderen Ländern die
Verwaltung des Geldwesens übernehmen soll, muß imstande sein, als erste Tat, als
Grundlage für alles übrige, bei den Proletariern, bei den Besitzlosen Volksschichten


eine neue, große, lichte Hoffnung
an die Stelle der Verzweiflung zu setzen. Denn ohne Hoffnung kann niemand leben
und arbeiten. Lieber ein Ende mit Schrecken.


Es bieten sich Ihnen da verschiedene Möglichkeiten. So können sie die
Verwaltung des Geldwesens zurücklegen in die Hände eines Vertrauensmannes
der Geldmächte, Dernburgs etwa. – Dem steht aber entgegen, daß der Arbeiter
sich nun diesmal nicht mehr hoffnungslos unters Joch der Zinsknechtschaft beugen
will.


Berufen Sie andererseits für dieses aussätzige Amt einen Sozialisten der
Marxschen Schule, Wissel z.B. – er wird sich entschuldigen mit der Redensart, daß
die Entwicklung noch nicht reif sei. Und mit diesem Ausspruch der Verzweiflung
treibt er die Arbeitermassen zu Verzweiflungstaten. Wenn wir nach 4 – 6000jähriger
Zinswirtschaft noch nicht reif sind, wann dann? So fragen mit Recht die
Spartakisten. Der Kommunist aber sagt schon heute: „Hände weg! Verbranntes
Kind scheut das Feuer. Nicht die kapitalistische Wirtschaft, nein, der Mensch ist
noch nicht reif zum Gesellschaftsleben. Seht die Massengräber unserer kom-
munistischen Brüder! Wo ist unser großer Bruder Gustav Landauer?“
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Was also nun tun? In der Zinsknechtschaft, im Kapitalismus können wir nicht stek-
ken bleiben; andererseits ist ein Zurück zur Wirtschaftsweise der Naturvölker, zur
Gütergemeinschaft, zum Kommunismus ausgeschlossen. Vorwärts müssen wir, vor-
wärts: Durch oder Untergang. Durch können wir nur auf dem Wege, den ich in der
Freiwirtschaft gezeigt habe.


Billigerweise staunte man in München, als das bayrische Proletariat landfremde
Männer in so großer Zahl in führende Stellen einsetzte.


Es war fast eine lächerliche, ja beschämende Erscheinung für eine Stadt, die sich
mit Recht zu den besten Pflegestätten feiner Bildung rechnet, beschämend in erster
Linie für die gebildeten Kreise, denen dieses Verhalten der großen Volksmenge den
Vorwurf ins Gesicht schleuderte, daß sie kein Herz, daß sie nichts übrig hätten für die
Nöte des eigenen Volkes.


Diese Erscheinung hat man in bürgerlichen Kreisen allzu oberflächlich als fremde
Einmischung, als dreistes Vordrängen ehrgeiziger Politiker gedeutet. Vordrängen heißt
auch zugleich Verdrängen. In Wirklichkeit haben aber diese Landfremden niemand
verdrängt. Die Stühle waren unbesetzt. Aus den bürgerlichen, gebildeten Kreisen fehl-
ten die Männer, die sich der Sache des Proletariats annehmen und die damit verbun-
denen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nachteile auf sich nehmen wollen. Hier
wie überall auf der Welt die unüberbrückbare Kluft zwischen Bürgertum und Proletariat.
Mit Recht empfindet das Proletariat diesen Pariazustand als völkischen Verrat, als
Blutschändung. Es ist darum ein ganz natürlicher Rückschlag, wenn das Proletariat
sogar Rassefremden, denen es diesen völkischen Verrat nicht vorwerfen kann, weni-
ger mißtrauisch entgegentritt als den lieben Blutsverwandten. Dazu kommt, daß die
Arbeiterwelt die aus ihrem Schoße hervorgehenden natürlichen Führer durch den
„sozialen Aufstieg der Tüchtigsten“ immer zwangsläufig an die anderen Klassen abtre-
ten muß. Durch diesen gesellschaftlichen Aufstieg wird die Arbeiterwelt so zu sagen
immer von neuem enthauptet, – der Führerlosigkeit überantwortet. Praktisch bedeutet
also der soziale Aufstieg für das Proletariat nicht mehr noch weniger als organisierten
Königsmord, wenn es sich auch hier um den Mord der „rois des gueux“ handelt.


Die so beklagte Erscheinung des Einströmens landfremder Männer erfordert also
eine andere Erklärung als die, die man zu geben beliebte. So schmerzlich und be-
schämend die Erscheinung auch für jeden völkisch empfindenden Menschen ist, –
Vogelstraußpolitik kann hier nichts nützen. Es heißt hier, sich nicht bequem im
Hintergrunde halten und abwarten, sondern Opfer bringen für die erstrebten Hochziele;
es heißt Hand ans Werk legen, damit alle im Volke sich brüderlich geeint fühlen. Denn
eine Teilung des Volkes in hohe, mittlere und niedre Schichten bedeutet völkischen
Verfall. Völkisches Empfinden duldet keine Zinsknechtung anderer oder gar die
Beteiligung daran. Wer noch etwas wie rassisches, völkisches  Empfinden verspürt,
der gehe in sich, tue Buße; der gestehe, daß er und seine Ahnen Verrat begingen am
eigenen Volk, am eigenen Blut.


Der wahrhaft-völkisch gesinnte Mensch, der den Klassengeist haßt und ein schönes
Volksleben sehen möchte – wie man es vielleicht ahnen kann, aber noch nie erlebt
hat, – der verläßt Vater, Mutter und Standesangehörige, um zu denen zu stoßen, die
an der völkischen Auflösung nur leidend mitwirkten, zum geknechteten, ausgebeuteten
Proletariat. Moses, der Pharaos Hofhaltung verließ, um den Seinen zu helfen, der 
sollte all
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denen als Beispiel dienen, die sich über das Verhalten des Münchener Proletariats
empören, denen aber offenbar die mit dem gesellschaftlichen Aufstieg verbundenen
äußeren Genüsse mehr am Herzen liegen, als die Nöte des eigenen Volkes. Wer den
Tag herbeisehnt, wo wir selbstgewählten, unserem Volkswesen angepaßten Zielen
unter Führung eigener, dem Schoße unseres Volkes entsprossener Männer zustre-
ben werden, der begnüge sich nicht mit billigen Wünschen, der unterstütze mit allen
Kräften die auf den Abbau des Klassenstaates gerichteten Bestrebungen.


Man hat mir, als einem dieser landfremden Eindringlinge, dem Preußen, vorgewor-
fen, ich hätte hier auf dem Rücken des Bayernvolkes und auf seine Kosten waghalsi-
ge Versuche anstellen wollen.


„Ich warne Sie vor Experimenten“, telegraphierte mir der Herr Reichsbankpräsident
Havenstein – der Mann, der uns mit seiner Flut von 40 Milliarden Papiergeld die
Preistreiberei, die Schieber- und Wucherprozesse, die Kriegsgewinne, die
Riesenstreiks, die Not der Festbesoldeten brachte und damit am Zusammenbruche
der inneren Front, an der Zermürbung der öffentlichen Moral, an der allgemeinen
Verhetzung der Berufe, der Klassen, der Volksstämme mehr beigetragen hat als alle
sonstigen Kriegsnöte. Wenn die Soldaten von der Urlaubsreise regelmäßig den
schlechtesten Eindruck von der sittlichen Haltung des Volkes zur Front zurückbrach-
ten und so den Glauben an ihr Volk verloren, so ist das zum größten Teil auf die alles
zerfressende Reichsbankpolitik zurückzuführen. „Nervus rerum“ nennt man das Geld,
den Nerv aller Dinge, die Moral eingeschlossen.


Havenstein wiederholt ein tausendmal gemachtes und tausendmal verfluchtes
Experiment, und dann warnt er vor Experimenten, ausgerechnet mich, den ersten
Vertreter der absoluten Währung! – Zum Lachen!


Wer Experimentenmacher und Phantasten finden will, der suche sie anderswo.
Gleich bei Beginn des Krieges warnte ich Havenstein in einer Reihe von Flugblättern
und Zeitungsartikeln und zeigte ihm den Ausweg aus der durch den Krieg geschaffe-
nen Lage. Er schlug meine Warnung in den Wind. Er sah nur Gold und dachte nur an
Gold, Gold, Gold! Was ist denn Gold?


Bald nach Kriegsausbruch versagten die neutralen Staaten dem Golde die gesetz-
liche Zahlkraft – und trotzdem blieb die Reichsbank bei ihrem uralten Goldwahn.
Wenn wir in Deutschland Goldgruben gehabt hätten, alte, verlassene Goldwäschen,
ich bin überzeugt, Havenstein hätte zur Verlängerung der Golddecke allen anderen
Gewerken, selbst der Landwirtschaft, die Arbeiter entzogen, um sie Gold, Gold
waschen zu lassen. Nicht Steine, Gold hätte er uns statt Brot gegeben


Bei den Ptolemäern war die Erde der feste Drehpunkt des Weltalls, bei Havenstein
ist es ein Goldblock.


Bei den Ptolemäern drehte sich alles bunt im Kopfe herum, als mit Galileo auch ihr
Drehpunkt ins Kreisen geriet. Bei Havenstein dieselbe Drehkrankheit, sobald sein
goldzentrischer Standpunkt erschüttert wird.


Man erinnert sich, daß auf Betreiben der Reichsbank nicht lange vor
Kriegsausbruch der sogenannte Kriegsschatz in Spandau um sage und schreibe 60
Millionen Mark vermehrt wurde, (genug also für einen Feldzug von 7 Stunden und 
12 Minuten!) und daß man dies als Teil der finanziellen Kriegsbereitschaft erklärte.
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Man erinnert sich auch, daß das Eintreten für den nach jeder Richtung hin ganz
blödsinnigen Abbau der Preise von der Reichsbank ausgeht – als erster Schritt zur
Wiederaufnahme der Goldwährung. Wer die Wirkung solcher Abbaupolitik kennt –
und das muß ein Fachmann doch! – der faßt sich an den Kopf.


Jetzt haben wir eine Notenausgabe von über 40 Milliarden, von denen dreiviertel
gehamstert sind und auf den Abbau der Preise warten! Diese überzähligen 30
Milliarden stehen da über unseren Häuptern wie ein Gletscher, dessen baldiger Bruch
sich durch Krachen ankündigt. Sie müssen sofort und unbedingt zurückgerufen wer-
den, wenn der Währung wieder Zügel und Kandare angelegt werden sollen. Aber wie
will die Reichsbank das machen, wie will sie jetzt noch 30 Milliarden Anleihen unter-
bringen, wenn der Kurs sowieso schon auf 80 und darunter gesunken ist? So geht es
immer denen, die ohne tiefere Erkenntnis verfahren und sich auch unter völlig verän-
derten Verhältnissen nur nach ihren Vorgängern richten. Auf ebener Straße mag es
gehen; dort aber, wo man die Wissenschaft, die Arme der Götter herbeirufen muß, da
versagen sie.


Niemand hat im Deutschen Reiche nur eine Ahnung, nach welchen Richtlinien die
Reichswährung geführt werden soll. Über diese Dinge schweigt sich die Reichsbank
grundsätzlich aus. Die Reichsbank will sich nicht durch ein Programm binden. Sie will
mit unbeschränkter Vollmacht unverantwortlich weiter arbeiten – wie von jeher. Weiß
jemand in München, welche Maßnahmen Berlin etwa für die Gesundung der
Währung plant, und zu welchem Börsentermin dieses differenzschwangere
Schiebergeschäft angekündigt werden soll? Sie können sich vorstellen, wie viel
Milliarden dieses Geheimnis einem Börsenmann, einem Pierpont Morgan etwa, wert
sein würde. Das Münchener Kindl aber weiß nichts von alledem. Und an der Berliner
Börse freut man sich, daß die Dummen nicht alle werden, und fürchtet nur ein Ding,
das ist die feste Währung! Und da man diese absolute Währung nicht öffentlich
ablehnen und noch weniger öffentlich mit stichhaltigen Gründen bekämpfen kann, so
sucht man sie bei den Dummen lächerlich zu machen, indem man von Experimenten
redet.


Experimentenmacherei in Verbindung mit Geheimniskrämerei, Mistbeet für
Börsendifferenzen, die nach Milliarden rechnen, – das ist die Politik des Mannes, der
aus der Tiefe eines Geldpapiersumpfes von 40 Milliarden mich dem bayrischen Volk
gegenüber als Experimentenmacher erklärt und es zur Vertuschung der eigenen ver-
pfuschten Politik gegen mich aufhetzt. Havenstein fürchtet die stetige Währung, an
der man seine Pfuschereien würde ablesen können.


Alle herkömmlichen Mittel zur Gesundung der Währung versagen jetzt. Solange wir
aber die Währung, diesen Drehpunkt der Volkswirtschaft, nicht zu einem starken Fels,
einem „rocher de bronce“ machen, kommen wir nicht heraus aus dem Zustand der
Streiks, der Empörung und der Gewalttaten. Wir stehen auf einem Vulkan von
Papiergeld.


Also weit davon entfernt, hier in Bayern Experimente zu betreiben, war mein ganzer
Sinn, meine ganze Kraft darauf gerichtet, den bayrischen Freistaat vor der
Fortsetzung der Berliner Papiergeldwirtschaft zu schützen, wie das ja auch aus 
meinen Veröffentlichungen klar hervorgeht.


Meine Absicht war, die für das Wirtschaftsleben ausschlaggebende Währungsfrage,
wie es sich in einem Volksstaat gehört, vor der Öffent- Öffentlichkeit
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lichkeit in gründlicher Weise zu behandeln. Die politische Reife eines Volkes stellt
als erste und wichtigste Bedingung die Kenntnis aller mit der Währung zusammen-
hängenden Vorgänge. Volksherrschaft und Geheimniskrämerei ist ein Widerspruch.
Auf der schiefen Ebene der Reichsbankpolitik werden wir von der Volksherrschaft
unter die Herrschaft der Geldmächte geraten, und von da bis zur gemeinen
Räuberherrschaft und völligen Auflösung ist nur noch ein Schritt.


Die Währung hält den Staat zusammen oder sprengt ihn – je nachdem. Wird hier
gepfuscht, so löst er sich in kleinste Teile auf, wie wir es jetzt erleben, in Atome, die
sich gegenseitig abstoßen. Stadt gegen Land, Beruf gegen Beruf, Volksstamm
gegen Volksstamm, Norden gegen Süden, Gläubiger gegen Schuldner,
Festbesoldete gegen Lohnarbeiter, – bis schließlich Arbeiterbataillone gegen
Arbeiterbataillone marschieren.


In den Vereinigten Staaten hatte man vor 30 Jahren damit begonnen, das Volk
über die Währungsfrage aufzuklären; Bryan hatte die Währung an erster Stelle bei
den Wahlen zur Erörterung gestellt. Viel Licht wurde in diesem dunklen Jagdgrund
der Börsianer verbreitet. Das Volk bekam einen Einblick in den inneren
Zusammenhang zwischen der Notenbankpolitik und den Börsenkursen. Aber die
Finsternis hasset das Licht. Die Mächte, die die Presse beherrschen, sorgten dafür,
daß der Gegenstand wieder von der Tagesordnung gestrichen wurde. Der Erfolg
waren die gewaltigen, immer dreister werdenden Börsenraubzüge, von denen der
letzte 1907 unerhörten Umfang hatte und seinem Leiter Pierpont Morgan Milliarden
an Gewinn eintrug.


Und in Deutschland hat die Verbannung der Währungsfrage aus der Presse den
Erfolg gehabt, daß sich die Reichsbankpolitik jeder Nachprüfung  durch das Volk
entziehen konnte. Unter 100 000 Wählern und Wählerinnen, in großen Städten, in
ganzen Provinzen findet man oft nicht eine einzige Menschenseele, die einen
Schimmer hat von dem, was in dem Worte Währungsfrage steckt. Wenn sie wüß-
ten, wenn sie wüßten! – Das ist das Werk unserer Presse! Versuche es heute
jemand in Deutschland, die Politik der Reichsbank nachprüfend zu beleuchten! Die
Reichsbank selber hat es nicht nötig, solche Kritik zu verhindern, das besorgen aus
eigenem Antrieb die Mächte, die aus der Politik der Reichsbank Vorteil ziehen,
indem sie sie in Kursdifferenzen ausmünzen. Deshalb hat man sich so gegen die
Verstaatlichung der Reichsbank gewehrt, daher will man sie als Aktiengesellschaft
geleitet wissen, damit die Verbindung mit der Pestbeule der Volkswirtschaft, mit der
Börse, nicht verloren gehe. Selbstverständlich ist die Reichsbank selbst ganz unbe-
teiligt am Börsenwucherspiel, das man mit Hilfe ihrer Noten betreibt; die Harmlose
weiß von nichts. Ihre Ablehnung der stetigen Währung rührt einfach von ihrer
Unfähigkeit her, das Papiergeld wissenschaftlich zu begreifen. Sie selbst leugnet
jeden Einfluß ihrer Notenpolitik auf die Warenpreise und Börsenkurse. „Das Geld,“
sagt sie in prächtigem Einklang mit Karl Marx, „kann nur den Wert eintauschen,
den es selber hat!“ Fragt man dann, was sie unter Wert versteht, dann bleibt sie
stumm.


Ich stelle die Forderung, – seit 30 Jahren tue ich das unermüdlich – daß die
Reichsbank zur reinen Staatseinrichtung erhoben werde. Unbedingte Loslösung
von der Börse, schärfste Trennung von allen verführerischen, privatwirtschaftlichen
Belängen, – eine Notenanstalt soll sie sein,


28







mehr nicht! Die Ausgabe von Banknoten soll nach scharf gezogenen Richtlinien
erfolgen, die jede Willkür ausschließen, jedes Börsenwucherspiel im Keim er-
sticken, Krise, Krach, Geldstreik unmöglich machen. Die Leitung der Notenbank
soll der öffentlichen Aufsicht dadurch zugänglich gemacht werden, daß die
Einfachheit ihrer Grundsätze jedem durchsichtig wird. So wie ich den Plan ent-
werfe, würde sogar jede Hausfrau mit ihrem Haushaltsvoranschlag Havenstein
wirksam zur Verantwortung ziehen können.


Das alles war in meinem Telegramm an die Reichsbank enthalten: „Ich will die
Währung mit durchgreifenden Mitteln sanieren, verlasse die Wege der system-
losen Papiergeldwirtschaft, [Die Presse hatte seinerzeit fast ausnahmslos geschrieben: „ ...


verlasse die Wege der Bargeldwirtschaft ...“ und damit eine bewußte sinnentstellende Fälschung


begangen.] gehe zur absoluten Währung über und bitte um Bekanntgabe Ihrer
Stellungnahme.“ So hieß mein Telegramm an Havenstein. Es war also eine
Einladung zu einer grundsätzlichen Auseinandersetzung über die Währungsfrage
auf Grundlage der stetigen (absoluten) Währung, die in der glatten Anerkennung
des allgemeinen Preisstandes der Waren, als dem ausschließlichen Maßstab
des Geldbedarfes, besteht.


Von Experimenten kann hier nur ein Mann reden, der vielleicht ein vorzüglicher
Bankbeamter sein mag, der aber von der großzügigen, weitausgreifenden, neu-
zeitigen Börsenspekulation keine Ahnung hat und überhaupt noch nicht darüber
klar ist, welche Aufgaben eine Notenbank zu erfüllen hat. Ein guter, ehrlicher,
harmloser Strohmann in den Händen der gerissenen Leute, die immer noch die
Notwendigkeit betonen, die Reichsbank als Aktiengesellschaft weiterzuführen,
um Einfluß auf die Ernennung des Bankdirektoriums zu behalten. Und so läßt es
sich verstehen, daß die Reichsbank gehorsam jede Währungspolitik, die nicht
vom Profit und der Dividende ausgeht, selbstverständlich als Phantasterei
bezeichnet. So erklärt sich die aufhetzende, dabei so hilflose Antwort auf mein
Telegramm und die Fälschung meines Telegrammes durch die Presse: grobe,
wohbedachte Fälschung.


Allen, denen die Währungsfrage ein Buch mit sieben Siegeln ist, genügt diese
Antwort Havensteins natürlich, um mich als Phantasten, als Schwärmer zu verur-
teilen. Ich möchte wetten, daß der Mann, der mich in den „Münchener Neuesten
Nachrichten“ so betitelte, sein Urteil ganz nach dieser Antwort Havensteins gebil-
det hat. Es scheint eben eine unausrottbare Wahnvorstellung zu sein, die aus
jedem Bankmann, jedem Geldwechsler und namentlich aus dem Bürokraten der
Reichsbank auch einen Sachverständigen für Währungsfragen macht. Und doch
ist gerade der Bankmann der einzige Bürger im Reiche, der berufsmäßig mit der
Währung niemals in Berührung kommt. Die Währungsfrage entsteht durch den
Gebrauch des Geldes als Tauschmittel. Der Bankmann, der niemals Waren kauft
oder verkauft, dem das Geld nur Zahlungsmittel ist, lernt das Geld als
Tauschmittel gar nicht kennen, so wenig wie der Kaufmann, der den ganzen Tag
mit eisernen Gewichten umgeht, das Eisen dadurch kennen lernt. Würde ein
Eisentechniker in schwierigen Fachangelegenheiten sich an einen solchen
Gewichtshantierer wenden? Nun, ein Bankmann ist auch nur ein Geldhantierer,
und von allen Bankleuten besitzt das Reichsbankdirektorium diese Eigenschaft
am reinsten.
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Was geht es den Bankmann an, ob der Getreidepreis steigt oder fällt, oder ob
der Durchschnittswarenpreis, der Index des „Economist“ sich verändert hat? Der
Bankmann ist der einzige Gewerbetreibende, bei dem nicht nur das Soll, sondern
auch das Haben aus Geld und Geldforderungen besteht. Ganz anders der
Kaufmann, der Fabrikant, der Bauer. In seinem Jahresabschluß kommen alle
Schwankungen der Währung, alle Berliner Pfuschereien unmittelbar zum
Ausdruck, z.B. jetzt in Gestalt einer mächtigen aufgebauschten Summe für alle
Posten auf der Habenseite.


Wollen wir also Sachverständige für die Beurteilung meiner Tätigkeit und
Absichten anhören, so suchen wir sie überall, nur nicht bei der Reichsbank,
deren ehemaliger Präsident Koch sogar es fertig brachte, ein dickes Buch über
die Reichsbank zu schreiben mit einer Wiedergabe der einschlägigen Gesetze,
worin das Wort Preis und Ware überhaupt nicht vorkommt! Ich meine, diese
Tatsache genügt zum Beweise, daß die Reichsbank die Währungsfrage über-
haupt nicht sieht. Das geht auch aus dem Umstand hervor, daß Havenstein
immer nur von Zahlungsmitteln spricht. Der Bedarf an Zahlungsmitteln wird bei
ihm zu einem Bedarf an Tauschmitteln! Und hier, in dieser mit dem
Bankmannsberuf verfilzten Verkennung des wahren Wesens des Geldes ist 
letzten Endes die Ursache der Papiergeldwirtschaft und des Zusammenbruches
zu erblicken.


Welche bösen Folgen diese ganze verkehrte Einschätzung des
Bankmannsberufes uns bringen kann, haben wir jüngst wieder in Paris erfahren.
Dort geschah das Unglaubliche, daß sich das Deutsche Reich zur Zahlung von
100 Milliarden Goldmark verpflichtete, ohne mit einem Worte die Veränderlichkeit
der Kaufkraft des Goldes zu erwähnen, sodaß wir jetzt all den Fährnissen ausge-
setzt sind, die die gewaltigen Schwankungen im Preise des Goldes mit sich brin-
gen. Die diesen 100 Milliarden und ihren Zinsen entsprechenden
Arbeitsleistungen können sich so unter Umständen verdoppeln und verdrei-
fachen; wobei noch zu beachten ist, daß unsere 100-Milliarden-Gläubiger – Die
Amerikaner werden es sein – keine weichherzigen Männer, sondern gerissene
Ausbeuter, denen es nicht darauf ankommt, Deutschland zur ewigen Sklaverei
zu verurteilen –, tatkräftig in die Gestaltung der Kaufkraft des Goldes eingreifen
werden. Wenn das Deutsche Reich s. Zt. zwecks wucherischer Ausbeutung
eines natürlichen Monopols eine Reihe von Kalibergwerken stillegen und so den
Amerikanern einige 100 Millionen mehr abluchsen konnte – warum würden die
Amerikaner nach dem gleichen Verfahren jetzt nicht die afrikanischen
Goldgruben stillegen, um den Goldpreis zu heben? Und wenn das nicht genügt,
warum sollten sie zu demselben Zwecke nicht von den 100 Milliarden einen Teil
in die See versenken? – Kommt es nicht vor, daß man Schiffsladungen Ware in
die See versenkt, um den Preis zu heben, daß man Hunderttausende von
Bauarbeitern auf die Straße setzt, um ein weiteres Sinken des Hauszinses zu
verhüten? – was der Wirkung nach dasselbe wäre, als wenn wir das
Arbeitserzeugnis dieser hunderttausend Maurer in die See stürzten. Die
Bankmänner, die das Deutsche Reich als Sachverständige nach Paris schickte,
haben uns verraten, genau wie sie vor 50 Jahren das Wohl des Volkes an die
Goldwährung verrieten. Den Börsenräuber Morgan haben wir jetzt zum
Gläubiger, und Shylock zum Richter.
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Dabei wäre es leicht gewesen, Sicherungen in genannter Richtung zu schaffen. In
Woodrow Wilson hätten wir sogar einen verständnisvollen Helfer gehabt, – denn er
selbst hat noch vor Jahren, noch als Professor, den Vorschlag gemacht, den
Goldinhalt des Dollars den Schwankungen des Index, d.h. der ermittelten
Durchschnittspreise, anzupassen – und so die Kaufkraft des Geldes zu festigen. Es
ist das ein umständlicher Weg zur stetigen Währung, er hätte uns aber genügt. Jetzt
ist es zu spät. – Schuster, bleib bei deinem Leisten! soll man dem Bankmann zu-
rufen.


Meine Lage hier ist recht merkwürdig, fast einzigartig. Ich habe Ihnen, m.H., den
Beweis zu erbringen, daß ich Fachmann bin, und um Sie urteilsfähig zu machen,
muß ich Sie erst ebenfalls zu Fachleuten heranbilden und dazu Männer von ihrem
Sockel reißen, die seit Jahrzehnten das höchste Ansehen als Fachleute genießen.


„Verbannt, was Ihr bisher angebetet; betet an, was Ihr bisher verbannt habt!“


muß ich Ihnen zurufen. Etwas werden Sie heute auch schon gelernt haben. Ich bin
hier in einer ähnlichen Lage wie Galilei vor dem Papste, und bin, ich muß es zu mei-
ner Schande gestehen, gerne bereit, wie Galilei es getan, alles zu widerrufen, was
ich gesagt habe, und Havensteins Papiergeldwirtschaft als die geistreichste
Pfuscherei zu bezeichnen, die seit den Zeiten der Schinderlinge, der John Law und
der Assignaten von Fachleuten und Handwerkern betrieben wurde. – Manches von
dem, was ich gesagt habe, wird Ihnen natürlich nicht gleich verständlich sein, ich
müßte mich dazu viel breiter fassen. Ja, um ganz deutlich zu sein, müßte ich mein
dickes Buch hier Zeile für Zeile vorlesen. Doch hoffe ich, daß Sie darauf verzichten.
Es gibt aber unter den Streichen unserer Reichsbank auch solche, zu deren
Beurteilung die Rechtsgelehrsamkeit genügt. Und da möchte ich Sie bitten, m.H.,
sich einmal als Rechtskundige die Inschrift anzusehen, die Herr Havenstein für die
Banknoten verfaßt hat. Da steht: „Berlin, 1. Mai 1919 – also ganz frisch! – Die
Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Vorzeigung, ohne Legitimation 100 Mark.“


Beachten Sie, daß das Wort „zahlen“ von zählen herkommt, und daß ein
Gegenstand nur dann zählbar ist. wenn er greifbar und auf irgendeine Weise durch
Farbabtönung oder Flächenbegrenzung auch sichtbar ist. – Nun bitte, bemühen Sie
sich zum Schalter der Reichsbank und lassen sie sich den greif- und sichtbaren
Gegenstand zeigen, den die Reichsbank durch die Inschrift dem Inhaber zu „zählen“,
d.h. vorzuzählen versprach! Der Kassenwart schlägt Ihnen die Tür wütend vor der
Nase zu. – Die Inschrift bedeutet also, daß die Bank dem Inhaber die Note zurück-
gibt. Offenbarer Unsinn, Fälschung auf der wichtigsten Handelsurkunde; und zwar
alles bewußt! Denn am 1. Mai 1919, als Havenstein da schrieb: Ich zahle jedem bei
Vorzeigung dieses den hier angezeigten Betrag, da wußte er doch, was er schrieb.
Den Tatsachen entsprechend müßte es hier heißen: „Diese von der Reichsbank aus-
gegebene Note hat gesetzliche Zahlkraft für 100 Mk. Wer sie einlösen will, wende
sich an diejenigen, die Waren feil halten.“


Aber die Reichsbank macht sich eher vor jedem Dienstmädchen lächerlich, als
daß sie eingesteht, am Ende ihres Lateins zu sein. Sie reitet aus Verblendung, vom
Goldwahn besessen, das Reich noch immer tiefer ins Unglück. Über unseren
Häuptern hängt der Papiergeldgletscher von 40 Milliarden, – der Gletscherbruch ist
unvermeidlich, wenn nicht bald wirksame Maßnahmen ergriffen werden. Und dazu
brauchen Sie eben nicht
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einen Fachmann – es gibt ja so viele, die sich so benennen lassen –, sondern
mich!


Jawohl, mich brauchen Sie, Sie alle. Das geht aus allen Maßnahmen hervor, die
die Reichsregierung, die Bundestaatsregierungen, die Gemeinden jetzt ergreifen.
Nirgendwo ein leitender Gedanke, nirgendwo die Spur einer Führung. Schlaff hän-
gen die Zügel. Schießereien, Gerichtsverhandlungen, Todesurteile, bluttriefende
Richterstühle, mehr ist nicht zu sehen. Flickarbeit, vollkommene Ratlosigkeit
gegenüber der Arbeitslosigkeit, der Wohnungsnot; Hoffnungslosigkeit in den
Arbeiterkreisen, Verzweiflung in den führenden Schichten. Immer neue Reibungen
zwischen den Ministern, von denen die eine Hälfte rechts zieht, die andere wohl
nach links möchte, aber den Weg dahin nicht findet: Dernburg – Wissel! Stillstand
ist der Erfolg, und Stillstand ist heute die Ruhe, in der die Hagelwetter sich vorbe-
reiten. Der Wagen steckt im Sumpfe; Sie brauchen als Vorspann einen unge-
brochenen Hengst, keinen Parteiklepper, – mich brauchen Sie!


Das wollen, das können Sie natürlich nicht glauben! Ich verstehe es. Wozu
haben wir denn unsere Hochschulen? werden Sie fragen. Sie haben recht, so zu
fragen. Wozu waren diese Hochschulen da, wenn man dort selbst der Ansicht war,
daß auf den Hochschulen keine Politik zu dulden sei? Unsere Hochschulen sind
von jeher auf dem Gebiete der Volkswirtschaft den Hochzielen verschlossen gewe-
sen. Wer auf diesem Gebiete etwas lernen wollte, durfte keine Hochschule besu-
chen, der mußte die Volkswirtschaft erleben. Und das habe ich getan. Als
Kaufmann, als Landwirt in Deutschland, in Spanien und Argentinien, in der
Schweiz, und als Fabrikant habe ich die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge
ergründet, meine Erkenntnisse zu einer Wissenschaft ausgebaut und so Theorie
und Praxis, Wissenschaft und Leben verknüpft – zu beider Vorteil. Ich gedieh. Mir
war die Theorie nicht grau, bares Geld war sie mir!


Wo sind die Scharen von Doktoren der Volkswirtschaftswissenschaften geblie-
ben, die die Hochschulen Jahr für Jahr „auf den Markt werfen“. Jetzt, in diesen ver-
hängnisschweren Zeiten gäbe es doch wahrlich genug Gelegenheit zu zeigen, daß
man auf den Hochschulen auch etwas gelernt hat. Ja, wo sind sie? Jetzt z.B.
müßte mit Entfaltung aller Kräfte gegen die ungeheure Gefahr angekämpft werden,
die in dem beabsichtigten Abbau der Preise liegt. Tatsache ist, daß abgesehen
vom Deutschen Freiland-Freigeld-Bund in Deutschland nur noch drei Männer das
Geldwesen behandeln, und zwar jeder von ihnen nur einen kleinen Ausschnitt des
gewaltigen Gebietes, nur den Teil, mit dem er im Leben in persönliche Berührung
kommt. – Da ist Bendixen, Direktor der Hypothekenbank Hamburg, der das Geld
mit einem Gepäckschein, mit einer Garderobenmarke vergleicht; [Bendixen ist inzwi-


schen gestorben.] Professor Knapp, Jurist in Straßburg, der das Geld nur in seiner
rechtlichen Beziehung zum Staate betrachtet, und Liefmann, Professor in Freiburg,
der es nur als Bezieher eines Einkommens, seiner Bezüge, kennen lernt. Das
Einkommen, sagt er, bestimmt die Höhe der Preise. Es kümmert ihn nicht, daß die
Festbesoldeten die Forderung einer Gehaltserhöhung mit der Preissteigerung der
Waren begründen.


Und mehr ist nicht da. Drei Mann hoch!


Das Gebiet des Zinses ist überhaupt ganz verlassen. Soweit die deutsche Zunge
klingt: ich bin auf diesem Kampfplatz der einzige, der noch


32







kräht und krähen darf. Niemand, der mir zu antworten wagt! Der früheren
Schreibseligkeit ist, seitdem meine Arbeiten bekannt geworden sind, der
Schreibkrampf gefolgt; sie wissen mit ihrer Schulgelehrsamkeit nichts mehr anzu-
fangen. Sie merken, daß sie auf den Hochschulen nicht zum Licht geführt wur-
den. Sie erfahren es jetzt wie bitter ernst es Lujo Brentano meinte, als er sagte:
„In der Volkswirtschaftslehre gelangt eine richtige Lehre erst dann zur
Anerkennung, wenn sie den Interessen einer mächtigen Partei entspricht, und
nur solange, als diese mächtig ist; wird eine andere mächtiger, so gelangen auch
die irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der Mächtigen
zu dienen geeignet erscheinen ...“


Unter derartigen Verhältnissen kann man verstehen, daß die Hochschule auf
dem Gebiete der Volkswirtschaftslehre nur geistige Krüppel züchten kann.
Manchen der Bemitleidenswerten könnte ich noch helfen; doch ist das erschwert
durch den gewaltigen Ballast, der erst gelöscht werden müßte. Und manchen ist
zudem der Weg zu mir noch versperrt, weil meine Lehre niemanden kalt läßt,
sondern zur Tat anreizt. Wie wird z.B. ein gerecht denkender Mensch, der die
Zusammenhänge erfaßt hat, sich nicht empören gegenüber der Sabotage des
Produktionsprozesses durch den Geldstreik der Geldmächte? Da er aber zu 
solcher Empörung unter den obwaltenden Verhältnissen Mut gehört, – so
schweigen sie lieber. Die Zivilcurage ist eben, wie Bismarck schon sagte, ein gar
seltenes Gut! Darum wiederhole ich, und zwar keineswegs in gehobener
Stimmung, sondern mit dem Bewußtsein, eine Wahrheit zu sagen, die voller
Unannehmlichkeit für mich ist: Mich brauchen sie jetzt hier und im Deutschen
Reich! Nicht daß es an Männern fehlt, die die geistigen Fähigkeiten zu dieser
Arbeit haben. Daran liegt es nicht. Aber niemand ist da unter den 70 Millionen,
der sich für diese Aufgabe vorbereitet hätte. Ich allein tat es.


Deutschland ist jetzt nicht mehr als Gläubiger am Zins beteiligt, sondern als
Schuldner. Deutschland muß ans Ausland Zins zahlen, und in diesem Falle muß
Deutschland wie jedem Schuldner daran liegen, daß der Zinsfuß zurückgeht. Ob
der Zinsfuß 5 oder 4 ist, macht für Deutschland gleich Milliarden aus. Wer kann
nun zielsicher in die Entwicklung des Zinsfußes eingreifen? Ich kann es, sonst
niemand. Von mir hängt es ab, ob Deutschland unter der Zinsenlast zusammen-
bricht oder nicht.


Deutschland ist aber nicht nur an der Höhe des Zinsfußes beteiligt, sondern
auch am Preise des Goldes. Je niedriger dieser Preis, umso leichter die Last.
Unter 70 Millionen Deutschen, die im Nebel der verworrenen Marxschen
Wertlehre umher irren, werden Sie aber niemand finden, der sich diese Last
nachprüfend näher betrachtete. Ich tat es, – sonst niemand. Sie sind alle, wie die
Katzen um den heißen Brei, um die Währungsfrage herumgegangen oder haben,
wie die Marxisten oder die Bettler, das Geld einfach angestaunt. Ich habe mir
das Geld kritisch angesehen und habe gefunden, daß man hier viele Mittel hat,
um den Goldpreis fast beliebig zu unserem Schaden wird heben können, – wie
ich das schon vorhin erwähnte. Ohne daß Morgan und seine Spießgesellen mir
in die Quere kommen könnten, würde ich durch eine ganze Reihe das Ziel ver-
folgender Maßnahmen einen ungewöhnlichen Druck auf den Goldpreis ausüben
können und so die Schuldenlast zwar nicht abwerfen, aber doch erleichtern 
können. Leicht wäre es, die Last um 20 – 30 – 50 Prozent zu mindern.
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So wie ich Ihnen das hier sage, werden Sie wohl an Reineke Fuchs denken und
meinen, ich verspreche hier wunder was, um aus der Falle zu kommen. Was ich
sage, kann jeder nachprüfen. – In meiner Schrift „Aktive Währungspolitik“ und in einer
spanischen Schrift „La Pletora monetaria Argentina“ sind eine Reihe bestimmter
Vorschläge gemacht, die jedermann sofort einleuchten. Wenn ich mich auch nicht auf
Alchimie verstehe und kein Gold machen kann, – eines verstehe ich: die kaufmänni-
sche Alchimie, d.h. die Kunst, die Gestaltung des Goldpreises zu beeinflussen.


Stand es aber derart mit der wissenschaftlichen Vertretung der Volkswirtschaft, so
frage ich Sie, m.H., was sollte ich tun, jetzt, da es mir gelang, diesen schwarzen
Erdteil endlich zu durchqueren und der grauen Theorie zu lichtsprühendem Leben zu
verhelfen? Glauben Sie nicht, daß es so etwas gibt wie sittliche Pflicht, und daß ich
die Pflicht hatte, meine idyllische Studierstube am Züricher See zu verlassen und in
diesen so außergewöhnlichen Zeiten die Arbeit zu verrichten, für die sich ja doch
sonst niemand vorbereitet hatte? Sollte ich mich durch kleinliche juristische, partikula-
ristische oder gar erschießliche Bedenken abhalten lassen? Sollte ich nur an mich, an
meine Angehörigen, an diesen blutrieselnden Richterstuhl denken? Nur an mich? Ist
das die erste Bürgerpfllicht des braven Mannes? Das ist nun einmal sicher: Feiglinge,
selbstsüchtiges Gesindel kommen nicht vor den Richter. Die bleiben hübsch zu
Hause und mehren ihr Gut. Nicht einmal für die Bürgerwehr sind sie zu haben.


Also wie ist es, sollte ich nur an meine Sicherheit denken, nachdem mir die Pflicht
den Weg zeigte, den ich ging? Wer solches von mir fordert, der hat sicherlich in sei-
nem Leben noch niemals empfunden, was sittliche Pflicht ist, der hat keine
Vorstellung von dem, was es heißt, vom Schicksal als Lastträger einer der
Menschheit gehörenden Wahrheit erkoren oder besser gesagt, verurteilt worden zu
sein, und noch dazu einer Wahrheit von solcher Tragweite wie diese. Seit 3000
Jahren, seit Lykurg suchte man nach der Quelle des Zinses. Vergeblich. Mir gelang
es, sie im herkömmlichen Gelde festzustellen. Lange Jahre war ich in Sorge, daß ich
verunglücken könnte, ehe ich meinen Fund seinem rechtmäßigen Eigentümer ausge-
händigt hätte, ehe es mir gelänge, den Bann des Totschweigens zu brechen. Seit 30
Jahren bin ich bestimmt nicht eine einziges mal zu Bett gegangen, ohne mich zu fra-
gen, was ich noch tun könnte, um meinen Schatz loszuwerden, ihn zum Gemeingut
zu machen. Wahrhaftig, keinem Christophorus ist je eine so schweres Kind auf die
Schulter gebürdet worden!


Und nun, da mich das Proletariat aufforderte, sollte ich mich, mein ganzes Leben
verleugnen, sollte ich das Proletariat verraten?


Sie werden zugeben, daß das zuviel von mir verlangt wäre, und daß, wenn die
Gesetze meine Handlung mißbilligen, in diesem Falle nicht ich dem Gesetze, sondern
das Gesetz mir zu weichen hat. Über allen Gesetzen, über dem Staat und seinen
provisorischen Interessen steht das Ewige, der nach dem Kompaß des Gewissens
handelnde Mensch. Weg mit den Gesetzen, die dem Menschen nicht gestatten, sich
als Mensch zu gebärden. Der Mensch, nicht der Staat, ist das Maß aller Dinge!


Ich sagte zu Beginn, daß eine Mischung von mancherlei Trieben mich zur Annahme
des mir angetragenen Amtes veranlaßt habe, eine Flut von Hoffnungen und
Befürchtungen. Mehrere dieser Triebe habe ich genannt. Der Hauptgrund ist aber 
folgender: Ich bin Individualist, Eigen-  Eigenständler
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ständler, lehne für den Menschen jede Bevormundung durch andere Menschen ab.
Die Selbständigkeit, die Selbstverantwortung will ich verstärken, vertiefen. Keine
Proletarier, nein, nicht einen; keine Knechte, keine Herren! Alle diese Abhängigkeiten
will ich auflösen. Das Lohnverhältnis der Arbeiter zum Unternehmer will ich durch
Sicherung ihrer wirtschaftlichen Unterlagen, durch Auflösung der Arbeiter-
Reservearmee zu einem gewöhnlichen Handelsvertrag gestalten, bei dem keinem
der beiden Teile ein Übergewicht verbleiben wird, und zu dessen Schutz es keiner
besonderen Gesetze bedarf. Alles, restlos alles, was zum Schutze der Arbeiter auf
dem Wege der Gesetzgebung durch 1000 Bestimmungen und Polizeiverordnungen
kümmerlich und lückenhaft erzielt werden kann, das und viel mehr schafft in aller
Vollkommenheit die Auflösung der Arbeiter-Reservearmee. Der Begriff Arbeiter als
eines, des besonderen Schutzes durch die Gesetze bedürftigen Menschen ver-
schwindet mit dem Freigeld. Der Lohn ist dann einfach nichts als der Preis eines fer-
tiggestellten Arbeitserzeugnisses. Der Unternehmer, dem Gesetze des
Wettbewerbes unterworfen, wird, weil es ihm selbst nützt, freiwillig alles das tun, was
das Gesetz ihn heute zu tun zwingt. Wer es versäumt, findet dann einfach keine
Arbeiter oder muß höhere Löhne zahlen. Auch Beamtenstellen im Staatsdienst sind
auf ein möglichst geringes Maß zu beschränken. Keine Anstalten und
Anstaltsmenschen, freie Menschen brauchen wir, – Menschen, die je nach
Veranlagung an ihren Lastern zugrunde gehen oder an ihrer Tugend zur Gottheit
streben. Ich will die Gesetze der natürlichen Auslese, die, wie Moses sich noch aus-
drückt, den Ungehorsamen vor dem Angesichte Gottes ausrotten, in ihrer vollen,
wundertätigen Wirksamkeit erhalten. Hier, in diesen heiligsten Einrichtungen der
Natur, dulde ich keinen Eingriff der Menschenhand. – Hände weg!


Weil nun jedes äußere Vorrecht einen solchen Eingriff bedeutet und die Auslese
fälscht, darum hauptsächlich hasse ich den aus der Zinsknechtschaft, aus dem
Kapitalismus hervorgehenden Klassenstaat. Weg mit den Vorrechten jeglicher Art,
die das Korn zerstören und das Unkraut schonen, die uns mit all dem
Minderwertigen umgeben, das uns zu verschlingen droht! Ich will den Wettstreit,
scharfen Wettstreit. Auch das freie Wahlrecht für die Frauen will ich, und zwar das
große, freie Zuchtwahlrecht. Ich erblicke hierin den einzigen Weg zur Veredlung der
Sitten, die einzige Möglichkeit, den Kampf wider die Unzucht, wider die gesellschaft-
lichen Laster, vornehmlich gegen die Trunksucht, wirksam und rechtzeitig zu Ende
zu führen.


Der Wettstreit ist der einzige Weg zur göttlichen Hochzucht der Menschen, –
Wettstreit von früh bis spät, von der Wiege bis zum Grabe. Aber dieser Wettstreit soll
auf vollkommener Ebene ohne Vorrechte ausgefochten werden, der Sieg darum nur
angeborenen, vererbungsfähigen Eigenschaften zuzuschreiben sein. Diesen
Wettstreit denke ich mir nicht in der Auswirkung roher Kräfte. Nein, denn diese
braucht der Mensch nicht mehr. Das ganze unübersehbare Gebiet friedlicher
Betätigung in Gewerbe, Kunst, Wissenschaft, Gesetzgebung, geselligem Leben, im
Landbau, in der Tierzucht, das ist die Kampfbahn des Wettstreites. Nach hohen,
immer höher zu schraubenden Leistungen wird jeder streben müssen, der in der
Gesellschaft der Männer und Frauen nicht ins Hintertreffen geraten will. Dieses
Hintertreffen setzt sich um in Hemmungen mancherlei Art, vor allem bei der
Gründung und Erhaltung der Familie und dem-
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zufolge in geringere Nachkommenschaft. Auf diesem Wege, ohne irgend welchen
Kunstgriff irrender Behörden, gelangen wir dahin, daß das Wertvollere gefördert,
die Söhne der Lasterhaften, der Schutzzöllner und Verbrecher aber immer weniger
Nachkommenschaft hinterlassen. – Und so sehe ich, wie das stille, folgerichtige
Walten der Natur uns umformen wird zu einem neuen, schönen, dem Lichte zuge-
wandten Geschlechte.


Diesem hohen Ziele stehen die beiden heutigen Hauptrichtungen in der
Wirtschaftsordnung, der Kapitalismus und der Kommunismus, also die
Zinsknechtschaft und der Gemeinschaftsbetrieb, gleich hemmend im Wege. Die
Gemeinwirtschaft hebt den Wettstreit mehr oder weniger vollständig auf, und die
Zinswirtschaft fälscht seine Bedingungen. Sie kennen die Vorschläge Rathenaus,
Neuraths, Berthold Ottos. Überall Zwang, nichts als Zwang, Angestellte und der
Staat, d.h. eine allgewaltige Bürokratie. Diese Bürokratie leitet nun die Menschheit
ihren Weg. Von ihr hängt die Auslese ab. Sie fördert den Menschenschlag, der ihr
gefällt, sie hemmt an anderen Stellen. Wohin führt sie uns? Wer sagt uns, daß die
Leitung gerade den Edelsten, den Tüchtigsten zufallen wird, und nicht etwa den
Gewaltmenschen, den Strebern, den Demagogen? Sicher ist: Wer durch die Politik
und nur allein durch sie zur Macht gelangen will, der muß auf alles verzichten, was
der Majorität nicht erreichbar ist. Und das ist zuweilen das Beste. Wenn alles und
jedes, was in den vergangenen Zeiten unternommen wurde, nur durch
Mehrheitsbeschluß hätte unternommen werden können, – dann würde ganz
bestimmt die Sonne noch heute die Erde umkreisen, und Amerika wäre noch nicht
entdeckt.


Darum erblicke ich in jeder Erweiterung des staatlichen Machtbereichs eine
schwere Gefahr, und im allumfassenden kommunistischen Staate Ottos,
Rathenaus und Neuraths geradezu den Zusammenbruch, den Untergang der
Menschheit. Und gegen diese drohende, ungeheure Gefahr kämpfe ich und opfere
diesem Kampfe meine ganze Kraft. Niemals ist m.E. die Menschheit in größerer
Gefahr gewesen. Der Kaiser Wilhelm gab jedem, der in Deutschland unzufrieden
war, den Rat, auszuwandern. Wie aber soll im Staate Neuraths der Unzufriedene
denn noch auswandern? Der Staat hat und behält ja alles: die Eisenbahn, die
Schiffe und alles Gut. Man überlege doch nur einen Augenblick, wohin es führen
muß, wenn der Staat die Druckgenehmigung für alle schriftstellerischen Arbeiten
zu geben hat und dann auch noch obendrein den Druck besorgt? Der Staat zahlt
den Schriftstellerlohn, und zwar nach bestimmten Sätzen und je nach
Beschaffenheit. Auch staatsfeindliche Besprechungen werden vom Staate als
Arbeiten 1. bis 5. Güte abgeschätzt und entsprechend entlohnt! So geht`s auf dem
ganzen Gebiet der Arbeit. Ihr Richterstuhl hier, m.H., rieselt nur von Blut, – aber vor
Neuraths Richterstuhl wird die Seele der Kunst, der Wissenschaft und des
Handwerks hingerichtet. Er, der Staat, gibt dadurch, daß er die verschiedenen
Leistungen abschätzt, die Richtung an, auf der das ganze Volk sich zu bewegen
hat! Ich übertreibe nicht. Man lese nach im Katechismus unserer Kommunisten!


Ich verstehe Neurath, wie ich alle Kommunisten verstehe; sie wollen heraus aus
der Hölle der Zinsknechtschaft, und da sie keinen anderen Ausweg kennen, so
sagen sie sich: Dieser Zwangskommunismus ist wahrhaftig kein Paradies, aber für
die ausgebeuteten Volksteile ist er das 
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kleinere Übel. (Eine freilich verkehrte Annahme.) Für den Kommunisten gibt es
eben nur Kapitalismus oder Kommunismus.


Für mich besteht dieses Entweder – oder nicht, weil ich noch zur rechten Zeit
einen Notausgang aus der kapitalistischen Hölle in die Freiheit entdeckte. Zur rech-
ten Zeit, sage ich, weil ich zureichenden Grund für die Annahme habe, daß es mei-
nen nun schon zahlreichen und weitverbreiteten Freunden gelingen wird, die
Arbeiterbewegung von den kommunistischen Zielen ab auf die Bahn der vorrechts-
losen Freiwirtschaft zu lenken. Diese zuversichtliche Hoffnung habe ich immer und
zwar vom ersten Tage an gehabt. Sie gründet sich letzten Endes auf die innere
Wahrheit meiner Lehre. Nur einmal war ich im Zweifel, ob ich nicht zu spät auf der
Bildfläche erschienen sei. Und das war hier in München, als mich die
Räteregierung zum Finanzmann ernannte. Räteregierung und Bolschewismus sind
ja heute verwandte Begriffe, und die Bolschewisten sind ausgesprochene
Kommunisten, Zwangskommunisten, – nicht Kommunisten von der feinen
Landauerschen Richtung.


Allerdings, die Münchner Räteregierung hatte noch kein wirtschaftliches Ziel oder
Programm. Ich hatte ihr gegenüber keinerlei Verpflichtungen übernommen. Aber
ich war mir völlig bewußt, daß jede Räteregierung, die nur das oben genannte
Entweder – oder kennt, zwangsläufig in den Kommunismus mündet.


Da gab es für mich kein Besinnen. Ich handelte nach dem Grundsatz:
Widerstehe den ersten Anfängen! Zwar sah ich die Stadt nicht im Feuer – wie man
den Bolschewismus zu zeichnen pflegt –, aber Anstalten sah ich, nichts als
Anstalten: Staat, Behörden, Uniformen, preußischen Drill, Nummern, Zwang,
Schlüssel. Ketten, – Ketten wie im Gefängnis von Stadelheim, wo der Mensch aus
einer Hand in die andere geht, niemals seinem Willen überlassen ist. Und damit
verglich ich die göttliche, freie Entwicklung, wie ich sie mir im Freistaat vorstelle.


Und da griff ich zu. „Alle Mann auf den Damm!“ schrieb und drahtete ich meinen
Freunden. Und von allen Seiten eilten sie herbei, um zu löschen und aufzubauen.


Irgend ein Verrat an Parteibestrebungen lag hier nicht vor. Niekisch und
Landauer, die meine Wahl vorgeschlagen, wußten, was sie taten, wußten, daß ich
keine Puppe bin. Sie kannten meine Ziele, die den Kapitalismus, die
Zinsknechtschaft bekämpfen, aber ebensosehr den Kommunismus, die
Gemeinwirtschaft. Ihrer Unterstützung war ich sicher. Landauer hatte in seinem
Buche meine Vorschläge mit Anerkennung begrüßt. – Zudem haben mir
Stichproben, die ich, wo ich nur kann, mache, bei den Bauern, bei den Arbeitern,
Beamten, regelmäßig meine Ansicht bestätigt, daß der Untergrund der kommunisti-
schen Strömung in der Hauptsache aus Hunger, Rat- und Hoffnungslosigkeit
besteht. Alle horchen gleich aufs Höchste gespannt auf, wenn man ihnen in der
Freiwirtschaft den Notausgang aus dem Kapitalismus und Kommunismus, aus
Zinsknechtschaft und der Gebundenheit des Gemeinschaftsbetriebes zeigt. Die
Arbeiter, und gerade die tüchtigeren, streben nach Freiheit; Zwang und
Bevormundung haben sie genug zu kosten bekommen. So wäre es meinen
Freunden verhältnismäßig leicht gewesen, den kommunistischen Staudamm zu
durchstoßen und den Strom der Arbeiterbewegung in seinem natürlichen, durch
Freiland und Freigeld geregelten Bett dem sozialistischen Ziel zuzuleiten.
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Weltumfassende Aufklärungsarbeiten, deren Kosten nicht vom bayerischen
Staate, sondern vom Deutschen Freiland-Freigeld-Bund bestritten wurden, das
sollte unsere erste Arbeit sein. Durch ein besser aufgeklärtes Volk wollte ich mich
in meinem Amt bestätigen lassen. Von Anmaßung und Gewaltherrschaft keine
Spur. Das, was allen verständigen Menschen immer als der einzige Weg er-
schienen ist: Abbau der Zinswirtschaft statt Umsturz, das hätte hier in Bayern 
mit Zustimmung und Unterstützung des Volkes zum ersten Male in der
Weltgeschichte in Angriff genommen werden können.


Aus diesen Ansätzen ist aber zunächst noch nichts geworden. Die
Kommunisten setzten mich ab, und die Sozialisten kerkerten mich ein. Ich habe
es ihnen verziehen; hoffentlich verzeiht es ihnen auch das Proletariat.


Das waren die Hauptbeweggründe meines Handelns gewesen. Dazu kam
noch die etwas spießbürgerliche Erwägung, daß, wenn ich ablehnte, ich eigent-
lich persönlich verantwortlich zu machen wäre für all die Torheiten, die dann viel-
leicht ein weniger Erfahrener an meiner Stelle begehen würde. Ich wenigstens
halte es für selbstverständliche Bürgerpflicht, daß jeder in entscheidungs-
schweren Zeiten dort eingreift, wo er glaubt, Unheil, Schaden, Verbrechen,
Hochverrat, Amtsanmaßung und dergleichen verhindern zu können, unbeschadet
der Möglichkeit, daß man ihn darob selber der Amtsanmaßung und der Beihilfe
zum Hochverrat anklage. Zuerst kommt die Erfüllung der Pflicht, und dann die
Überlegung, ob die Tat uns Lob oder Tadel einbringen wird. Handle jeder wie
Hindenburg, der ebenfalls von den Soldatenräten das Amt eines
Demobilmachungskommissars annahm, ohne sich um die rechtliche Fragen zu
kümmern; er hat dadurch unsagbares Unheil verhindert. Bei mir wurden diese
Beweggründe durch die Zeitumstände und die Bedeutung der Sache derart ver-
stärkt, daß ich nach juristischen Bedenken überhaupt nicht gefragt habe. Solche
Bedenken erschienen mir wahrlich zu kleinlich, so daß ich überzeugt bin, daß
trotz der altmodischen, jetzt noch üblichen Einsperrerei, trotz der
Lebensbedrohung, der Mißhandlung und Beschimpfung, die mir meine
Handlungsweise eintrug, vielleicht auch im Hinblick auf die treue Anhänglichkeit,
die mir meine Münchner Freunde gezeigt haben, ich künftig in gleicher Lage
genau wieder so handeln würde.


Die Strafe, die sogenannte Strafe, die Sie über mich verhängen mögen, wird,
da sie nur als abschreckende Strafe gedacht sein kann, ihren Zweck nicht er-
reichen. Dem Gewissen, dem gebieterischen inneren Drang gegenüber versagen
solche schulmeisterlichen Erziehungsmittel.


Ich sprach bis jetzt in Hinsicht auf mein eigenes Wohl. Wenigstens war das
meine Absicht. Ich möchte aber noch einige Worte zum Wohle der Allgemeinheit,
zum Vorteil des Staates, sozusagen als Staatsanwalt hinzufügen. Der Staat, des-
sen Wohl Sie hier zu vertreten vermeinen, entpuppt sich in dieser Angelegenheit
als ein recht zwitterhaftes, widerspruchsvolles Wesen.


Hat der Staat, den Sie vertreten, wirklich Vorteil davon, den Entdecker des im
Zinswesen steckenden Spaltpilzes einzukerkern und ihn so daran zu hindern,
sich weiter an der Ausrottung der Zinsseuche zu betätigen, an der der Staat jetzt
zu verenden droht?
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Der Finanzminister, der den Zins für die jetzigen ungeheuren Staatsschulden


aufzubringen hat, wird diese Frage selbstverständlich glatt verneinen. Laßt ihn


laufen, wird er sagen, vielleicht gelingt es ihm, den Geldmarkt so zu gestalten,


daß ich den Zinsfuß der bayerischen Staatsschulden von 5 auf 4 oder 3 Prozent


herabsetzen kann. Das würde eine Ersparnis von 300 bzw. 400 Millionen an


Zinsen jährlich bedeuten.


Aber der Finanzminister ist ja nur ein Angestellter der am Ruder stehenden


Parteien. Kämen nun die Gläubiger der Staatsschulden ans Ruder: würden die


sich auch wie der Finanzminister für eine Verringerung der Zinslasten begei-


stern? Würden die nicht umgekehrt sagen: Das wäre unseren Schuldnern, den


bayerischen Steuerzahlern, wohl recht, wenn der Zins herunterginge; aber wie


sollen wir dabei bestehen? Haltet den Mann, der den Zinsbazillus entdeckte; 


zerbrecht ihm seine Wünschelrute, kerkert ihn ein! Der Staat, das sind wir, die


Gläubiger! Dem Finanzminister ist eine Rüge zu erteilen!


Sie sehen, m.H., daß es für Sie nicht so leicht ist, hier zu richten und als


Anwälte eines verschuldeten Volksstaates ihr Urteil ohne Voreingenommenheit


abzugeben. Sie können doch unmöglich zugleich für Shylock und für seine


Schuldner eintreten. Was aber noch toller ist: diesen widerstrebenden Belängen


gegenüber können Sie sich nicht einmal neutral verhalten. Ich greife den Zins


wirksam an, ich habe die verwundbare Ferse des Kapitals entdeckt. Wenn Sie


mich verurteilen, wird Shylock sein Wort wiederholen können: „Dies ist der 


närrische Gesell, der Geld umsonst auslieh. Acht auf ihn, Schließer!“ (Kaufmann


von Venedig.) Sämtliche Börsenspieler und Wucherer, Schutzzöllner und


Müßiggänger werden Ihnen begeistert zujubeln, und Sie werden sich der


Liebkosung des Gesindels nicht erwehren können. Sprechen sie mich dagegen


frei, so nehmen Sie Partei für den Finanzminister, für die Steuerzahler, für die


besitzlose Arbeiterwelt, für die Bauern. Moses, Lykurg, Pythagoras, Licinius, die


Kirchenväter werden Ihnen verständnisvoll zunicken, sich zum letzten Male im


Grabe herumdrehen und nun endlich die ewige Ruhe finden.


Wie schwer ist es doch zuweilen dem Richter gemacht, unparteiisch zu 


bleiben!


Ich habe mir den Fall überlegt und bin zu folgendem Schluß gekommen: Der


Kampf für und wider den Zins, – oder was heute hier gleichbedeutend ist: der


Kampf für oder wider mich, – wie man ihn nicht auf der Hochschule ausfechten


kann, so auch nicht vor Gericht. Ich bin sozusagen die fleischgewordene Lehre


vom Zins, und wenn Sie von dieser Zinstheorie absehen, so bleibt nichts als ein


Häufchen Asche, nichts Greifbares für den Staatsanwalt. Was Sie darum an mir


einkerkern oder erschießen würden, das wäre die Theorie des Zinses. Wollen


Sie nun hier eine Lehrmeinung, und zwar eine wirtschaftliche Lehrmeinung ab-


urteilen? Erinnern Sie sich der Aussage Brentanos, die ich vorhin anführte. Die


Lehre vom Zins ist nicht nur eine Frucht wissenschaftlicher
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Forschung; sie ist das Scheidewasser für edle und unedle Geister, aber daneben


auch, solange es noch Menschen gibt, die sich vom Zins, vom fremden


Arbeitsertrag nähren, ausgesprochenes politisches Gift, gefährlichster


Korruptionsstoff. Und da möchte ich Ihnen, m.H., um Schaden von unserem


Gerichtswesen abzuwenden, raten: Halten Sie sich fern von diesem Gift, tragen


Sie es nicht in den Gerichtssaal hinein. Berühren Sie Silvio Gesell nicht. Er hat


für Sie als Richter die Räude, ist aussätzig. Jeder Richter, der sich an diesem


Manne vergreift, besudelt sich und seinen ganzen Stand. Heraus aus dem


Gerichtssaale mit der Theorie des Zinses! Hände weg von Silvio Gesell!
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Verhandlungsbericht.


München, 9. Juli 1919. Beginn nachmittags 3 Uhr 40. Ende 9 Uhr.


Zusammensetzung des Standgerichtes: drei Zivil- und zwei Millitärrichter.


Vorsitzender: Landgerichstdirektor Diesel. Die Anklage vertritt Staatsanwalt


Hahn. Verteidigung: Rechtsanwalt Dr. Gundelwein.


Zuerst werden die Personalien des Angeklagten Silvio Gesell festgestellt.


Staatsanwalt: Ich klage an: Silvio Gesell, es gemeinsam mit anderen unter-


nommen zu haben, die Verfassung des Bundesstaates Bayern gewaltsam zu


ändern; Dr. Theophil Christen und Dr. Karl Polenske, dem Silvio Gesell zur


Begehung des erwähnten Verbrechens durch die Tat wissentlich Hilfe geleistet 


zu haben.


Durch das vorläufige Staatsgrundgesetz vom 17. März 1919 war für den


Bundesstaat Bayern eine Verfassung geschaffen. Mit dem Ziel und dem Zweck,


diese Verfassung gewaltsam zu ändern und die gesetzmäßige Regierungsgewalt


zu stürzen, wurde am 7. April 1919 in München für Bayern die Räterepublik aus-


gerufen. An deren Spitze stand der „revolutionäre Zentralrat Bayerns“. Nach des-


sen Ansicht sollten „von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volke


verantwortliche Vertrauensmänner als Volksbeauftragte für bestimmte


Arbeitsgebiete außerordentliche Vollmachten erhalten.“


Als Volksbeauftragter für Finanzen wurde Silvio Gesell bestellt. Er hat dieses


Amt bis zum Sturze der ersten Räteregierung, bis zum 14. April 1919, geführt


und als Volksbeauftragter eine Reihe von Anordnungen getroffen, welche nur


einer gesetzmäßigen Regierung zugekommen wären, und hat dadurch beige-


tragen, die Verfassung gewaltsam zu ändern.


Vorsitzender: Worin hat Ihre Tätigkeit bestanden?


Gesell: Meine Tätigkeit war eine sehr geringe. Ich erfüllte die laufenden


Aufgaben auf ganz spießbürgerliche Weise, wie sie jeder andere auch erfüllt


hätte. Daneben war meine Hauptaufgabe, ein Wirtschaftsprogramm für Bayern


und gleichzeitig für das Deutsche Reich auszuarbeiten


Vorsitzender: Haben Sie sich dazu in der Lage geglaubt, wo die bayrischen


Verhältnisse Ihnen doch fremd waren?


Gesell: Ja. Die bayrischen Verhältnisse sind genau so wie in der ganzen Welt.


Die Schwierigkeiten sind die gleichen; was verschieden ist, ist untergeordnet. 


Die Hauptsachen sind überall gleich. Die wichtigsten Grundlagen sind die Lohn-


Theorie, die Kapital- und Arbeitslosen-Theorie und die Grundrenten-Theorie. 


Wer sich darin stark weiß, der kann die Finanzen eines Landes oder einer Stadt 


führen.
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Vorsitzender: Glaubten Sie, daß in Bayern die Reformen zunächst allein durchgeführt
werden könnten, wo es doch in weltwirtschaftlichem Zusammenhang steht?


Gesell: Was nicht im kleinen durchführbar ist, läßt sich auch nicht im großen durch-
führen. Bayern ist ein großer Staat, es kommt nicht auf die Zahl der Menschen an, 
sondern auf die Qualität der Menschen.


Vorsitzender: Worin bestand Ihre Tätigkeit?


Gesell: Meine Tätigkeit bestand in der Vorbereitung eines Finanzprogramms, das ich
dem Zentralrat vorgelegt hatte. Bei dessen Begründung wäre es zum Klappen gekom-
men mit den Kommunisten. Wenn ich den Zentralrat für mich gewonnen hätte, wäre ich
geblieben, und sonst gegangen. Daran wurde ich gehindert, weil ich abgesetzt wurde.


Vorsitzender: Haben Sie Ministerrats-Sitzungen beigewohnt?


Gesell: Nein. Ich bin nur zuweilen in der Zentralratsversammlung gewesen, weil man
mich dorthin rief wegen Ausgabe von 100 Millionen neuer Banknoten; sonst war ich
vielleicht eine Stunde dort.


Vorsitzender: Haben Sie bei Beschlüssen des Zentralrats mitgewirkt?


Gesell: Die politische Verfassung des Zentralrats interessierte mich nicht. Ob sie
gestürzt wurde, war mir ganz einerlei. Ich führte das Amt als ein Provisorium.


Vorsitzender: Ist Ihnen nicht bekannt geworden oder zum Bewußtsein gekommen,
daß die Räteregierung durchgedrückt wurde gegenüber einer rechtlichen Regierung,
daß die organisierte Arbeiterschaft bewaffnet wurde?


Gesell: In einer Versammlung hörte ich Landauer, wie er gegen die Bewaffnung der
Arbeiter und Soldaten redete. Das ist nur kurze Zeit gewesen. Ich habe mich nicht
beteiligt, ich war auch nicht ein einziges Mal bei einer Abstimmung anwesend.


Vorsitzender: Wußten Sie von der Unterdrückung der Presse, vom Verbot der
Versammlungen, von der Festnahme der Geiseln?


Gesell: Hinterher habe ich von den Zwangsmaßnahmen erfahren. Beteiligt habe ich
mich nicht.


Vorsitzender: Was wußten Sie über die Öffnung der Bankfächer und über die
Tätigkeit des revolutionären Bankrates?


Gesell: Den revolutionären Bankrat wollte ich auflösen. Am Tage nach meiner
Entlassung sollte das besprochen werden. Die Öffnung der Bankfächer war unnötig
und schädlich.


Vorsitzender: Wie endete Ihre Tätigkeit?


Gesell: Am Sonntag arbeiteten wir am Finanzprogramm. Wir besprachen alle mögli-
chen Formen für die große Vermögensabgabe. Dann erschienen Soldaten, die das
Büro besetzten. Das war am 13. April, Palmsonntag. Die Soldaten ließen uns noch ein-
mal heraus, weil wir sagten, wir hätten zu tun und wollten zum Essen gehen. Wir
kamen zurück, um die Arbeit zu vollenden. Dann bekamen die Soldaten Auftrag, uns
irgendwohin zu führen. Nachts wurden wir von den Kommunisten, die den Bahnhof
gestürmt hatten, befreit und nach Hause gebracht. Wir schliefen, und am Vormittag 
gingen wir wieder ins Finanzministerium und arbeiteten weiter, bis wir vom Zentralrat
die telephonische Mitteilung erhielten, daß ich meines Amtes entsetzt sei. Wir packten
unsere Sachen ein, die Bücher und die Papiere, und damit war alles beendet. Weiter
habe ich mich nicht mehr um die Räterepublik gekümmert. Durch die fol-
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genden Ereignisse erfuhr ich, daß es ein kommunistischer Zentralrat war. Gegen den konnte
ich nichts machen, weil er den Generalstreik erklärte und die Versammlungsfreiheit aufhob.
Es waren Leute unterwegs, Freunde von mir, die mir geholfen hätten; aber sie fanden dann
kein Feld, sich zu betätigen. Es waren Dr. Schneider aus Bern, Herr Schwarz aus
Schwarzenburg und Professor Polenske aus Greifswald. Sie gingen unverrichteter Dinge
wieder heim, weil keine Möglichkeit zur öffentlichen Meinungsäußerung war.


Vorsitzender: In welcher Weise haben Dr. Christen und Professor Polenske sich betätigt?


Gesell: Herr Dr. Christen ist seit vielen Jahren mit mir befreundet. Er kennt gründlich
meine Bestrebungen. Er hat sie in selbständigen Schriften bearbeitet und Teilfragen in
mathematische Formeln gebracht und außerordentlich fleißig gearbeitet. Als ich zum
Finanzminister ernannt war, begab ich mich nach Hause und fragte ihn, ob er mir helfen
wolle als mein Privatsekretär. Er sagte ohne weiteres ja, ohne nach der Regierungsform zu
fragen. Die Hauptsache war für ihn die Förderung der Sache. Er war nicht in amtlicher
Stellung.


Vorsitzender: Hatten Sie nicht Beiräte? Christen und Polenske waren nicht kraft öffent-
licher Anstellung, sondern private Mitarbeiter?


Gesell: Ja, private Mitarbeiter. Was ich zu bearbeiten hatte, waren so außerordentlich
umfangreiche Dinge, daß ich froh war, Dr. Christen zu haben, der eine große Arbeitskraft ist.
In irgendeiner Weise politisch ist er nicht tätig gewesen. Im Zentralrat wußte man nichts von
seiner Tätigkeit im Finanzministerium. Polenske war in den letzten Tagen eingetroffen, viel-
leicht Freitag oder Donnerstag. Er war in Greifswald, kannte unsere Bestrebungen, und als
er in der Zeitung las, daß ich im Finanzhause war, kam er hierher geeilt, um das Volk auf-
zuklären.


Vorsitzender: In der Broschüre nennt er sich Rechtsbeirat.


Gesell: Ja, er war privater Rechtsbeirat und Dr. Christen mehr Beirat auf wirtschaftlichem
Gebiete.


Vorsitzender: Woher kamen die Mittel?


Gesell: Die Mittel, um das zu bestreiten, bekam ich vom Deutschen Freiland-Freigeld-
Bund.


Vorsitzender: Sie bekamen kein Gehalt?


Gesell: Nein, auch Dr. Christen und Polenske nicht. Bis jetzt hat mir der Staat noch keinen
Pfennig bezahlt. Wenn er es noch tun will, nehme ich es gerne an. Ich habe keine
Forderung an Bayern gestellt.


Vorsitzender oder Staatsanwalt: Sind Sie sich nicht über staatsrechtliche Fragen klar
geworden, wie es mit dem Ministerium Hoffmann stehe?


Gesell: Ich hatte keine Zeit, mich mit diesen Sachen zu befassen.


Vorsitzender: Das ist aber der Hauptpunkt der Anklage.


Gesell: Diese Anklage geht mich wenig an.


Vorsitzender: Haben Sie vom Ministerium Hoffmann nichts gewußt? Das stand doch in
den Zeitungen.


Gesell: Ich kann nicht sagen, nichts gewußt. Daß im November das bayrische Volk den
König gestürzt hat und das Königtum abgeschafft war, das wußte ich, und daß ich das
ganze bayrische Volk für Hochverräter hielt.


Staatsanwalt: Das bayrische Volk hat aus allgemeinen Wahlen und auf allgemeiner
Grundlage einen Landtag gewählt und ein vor-
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läufiges Staatsgrundgesetz einstimmig angenommen. Auf Grund dieser vorläufigen
Verfassung ist das Ministerium Hoffmann eingesetzt worden. Die Episode Eisner
war abgeschlossen, das bayrische Volk hatte sich seine Vertreter gewählt, und
diese Regierung war nur gestürzt worden durch eine Räteregierung.


Gesell: Diese Regierung war 3 Wochen alt. Ein Recht, das drei Wochen alt ist, ist
kein Recht. Übrigens war es nur eine Notverfassung. Das sind Dinge, die meine
Handlungsweise nicht im geringsten beeinflußt haben. Die Meinung, die ich mir
nachträglich gebildet habe, gehört vielleicht nicht hierher, aber ich denke, der
Zentralrat war überhaupt noch nicht beseitigt; unter ihm haben die Wahlen stattge-
funden, und unter ihm tagte am 17. März der Landtag. Neben dem Landtag
bestand also noch eine Nebenregierung, das war der Zentralrat. Mir schien alles
chaotisch. Die Schießerei im Landtag bewies auch, daß nicht alles in Ordnung war.


Staatsanwalt: Das war eben auch der Anfang der kommenden Ereignisse.


Gesell: Die Revolution denke ich mir nicht darin, daß man den König absetzt und
dann sagt, wir sind ein Volksstaat. Der Volksstaat muß sich erst einleben. Die
Revolution ist ein Entwicklungsvorgang. Wir werden vielleicht in zehn oder zwanzig
Jahren davon reden können, daß die Revolution beendet ist. Und vielleicht muß
dies ganze jetzige Geschlecht aussterben, bevor von einem Volksstaate gespro-
chen werden kann. Heute ist es noch so wie bei den Marken, wo man das Gesicht
des Königs mit dem Gummistempel zum Volksstaat stempelt. Die Revolution 
wendet sich, je nach den wirksamen Kräften, nach links oder nach rechts.


Staatsanwalt: Sie halten sich für unpolitisch. Sie haben aber ein Telegramm an
das Reichsbankdirektorium gerichtet. Es muß Ihnen der Abbruch der diploma-
tischen Beziehungen zur Reichsregierung bekannt gewesen sein.


Gesell: Die diplomatischen Beziehungen wurden amtlich als abgebrochen
bezeichnet.


Staatsanwalt: Wie erklären Sie sich das politisch?


Gesell: Ich erkläre mir die Sache so, daß die Reichsregierung den Kampf gegen
die Räteregierung aus Gründen politischer Natur aufnehmen wollte. Im Reiche
fürchtete man den Bolschewismus, der in dem Namen Räteregierung angedeutet
ist.


Staatsanwalt: Sie wußten daß die Räteregierung mit dem Reiche gebrochen hat?


Gesell: Ja, das wußte ich.


(Es wird vorgelesen: Erstes Stück aus „An Alle“ nicht bis zum Ende.)


Vorsitzender: Sie reden da von einem Währungsamt. Dachten Sie da an ein
Währungsamt für Bayern?


Gesell: Unter der Voraussetzung, daß Bayern längere Zeit vom Reiche abge-
schlossen worden wäre, wäre das Währungsamt in Bayern notwendig geworden.
Sobald wir es in München haben, wird es in Berlin gefordert. Man kann es nicht
einführen, wenn nicht das Volk aufgeklärt ist. Dazu ist öffentliche Meinung nötig. 
Es ist eine Sache von eingreifender Bedeutung.


Staatsanwalt: Sie haben ein Aktionsprogramm ausgearbeitet, das sollte am 15.
veröffentlicht werden. Sie haben es auch in der Versamm-
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lung im Löwenbräukeller verbreitet. Gleichzeitig ist die Verfügung über die große


Vermögensabgabe verbreitet worden.


Gesell: Ja, ich war aber nicht mehr Volksbeauftragter; denn am 14. April war ich schon


abgesetzt worden.


Staatsanwalt: Sie haben den Bruch der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Bayern


und dem Reich angedroht.


Gesell: Durchaus nicht, sondern nur die Einstellung der Währung auf den festen


Preisstand.


Staatsanwalt: Sie haben also den Abbruch inbezug auf die Währung angekündigt. Damit


haben Sie der Reichsbank angedroht, wenn sie nicht auf Ihre Experimente eingehe, Sie


selbständig vorgehen wollten. Das bedeutet den finanziellen und wirtschaftlichen Ruin der


Räteregierung.


Gesell: Durchaus nicht. Durch dieses Telegramm wollte ich die Reichsbank einladen, die


Währung nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu leiten.


Staatsanwalt: Sie ist aber nicht darauf eingegangen, sie spricht von „Experimenten“.


Gesell: Sie wäre schon darauf eingegangen.


Staatsanwalt: Warum hat sie es dann abgelehnt?


Gesell: Sicherlich, weil sie die Sache nicht verstanden hat. Vielleicht sind auch andere


Gründe vorhanden, warum sie es nicht verstehen will. Meine Arbeit war darauf gerichtet, aus


dieser unglückseligen Papiergeldwirtschaft uns herauszuheben und zu zeigen, wie man das


Geld zu verwalten hat, und das deutsche Volk zu veranlassen, der Reichsbank Richtlinien


vorzuschreiben. Die Reichsbank arbeitet schon seit Kriegsausbruch mit Blankovollmacht.


Staatsanwalt: Woher nehmen Sie das Recht in Anspruch. die Sache besser zu verstehen


als die Reichsbank?


Gesell: Der Bankier befaßt sich nicht berufsmäßig mit der Währungsfrage.


Staatsanwalt: Die Reichsbank wird doch nicht von Bankiers geleitet?!


Gesell: Doch. Das Reichsbankdirektorium besteht aus Bankiers. Das Reichsbank-


direktorium ist ein Bankgeschäft und leitet als Bankgeschäft die Währung. Der Bankier kennt


die Währung nicht. Er kennt das Geld nur als Zahlungsmittel, nicht als Tauschmittel. Der


Bankier lernt das Geld kennen, etwa wie der Kaufmann das Eisen kennen lernt, wenn er es


als Gewicht benützt.


Staatsanwalt: Woher haben Sie die Befähigung, diese Sache besser zu verstehen als,


sagen wir, die Beamten?


Gesell: Ich beschäftige mich seit 30 Jahren mit der Frage.


Staatsanwalt: Es wäre wünschenswert, wenn der Angeklagte bei dieser Gelegenheit 


seinen Werdegang darlegen würde.


Vorsitzender: Wo waren Sie früher? Wie sind Sie darauf gekommen, sich mit der


Währungsfrage zu befassen?


Gesell: Ich bin im Regierungsbezirk Aachen geboren. Ich habe die Elementarschule


besucht, daneben von meinen Brüdern und von meiner Mutter Unterricht in anderen


Fächern erhalten. Drei Jahr war ich Postbeamter, bin dann aus dem Postdienst ausgetreten,


bin bei meinen Brüdern in Berlin in den Handel übergegangen, habe mich vorbereitet zum


Einjährig-Freiwilligen-Examen. War Korrespondent in einer Goldleisten- Goldleistenfabrik
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fabrik, in Spanien zwei Jahre tätig als Korrespondent fremder Sprachen. Nach Berlin
zurückgekehrt, diente ich ein Jahr im 2. Garderegiment. Nach Braunschweig kam ich
als Korrespondent einer Nähmaschinenfabrik. In Hamburg war ich bei einem
Spediteur. Ich reiste nach Argentinien und machte mich selbständig in einem
Geschäfte für zahnärztliche und Apothekerwaren. 1887 bis 1900 war ich in
Argentinien, dann überließ ich das Geschäft meinem Bruder, der aus Belgien
gekommen war.


Vorsitzender: Wie kamen Sie dazu, sich mit der Währungsfrage zu beschäftigen?


Gesell: Ich kam in Argentinien in schwierige Verhältnisse hinein, weil die Währung
vollkommen verpfuscht war, ähnlich wie hier, da ging man nur gefühlsmäßig vor,
nicht wissenschaftlich. Ich gab auch gleich Schriften heraus, schon 1891. Es waren
drei Broschüren in deutscher Sprache: „Die Reformation im Münzwesen als Brücke
zum sozialen Staat“, „Nervus rerum“, „Die Verstaatlichung des Geldwesens“. Ferner
drei Schriften in spanischer Sprache. Es war der Abbau der Preise geplant, den man
jetzt vorhat und der in den Abgrund führt. Ich hatte auch eine Kartonnagenfabrik, ich
machte Schachteln für die ganze dortige Industrie. Als Folge des Abbaus der Preise
gerieten die Industrien in Schwierigkeiten. Ich hatte keine Bestellungen mehr für
meine Schachteln. In dieser Zeit verfaßte ich diese Schriften, um dem Volk zu zei-
gen, welche Schwierigkeiten sich aus dem Abbau der Preise ergeben. Der Handel
muß rechnerisch unmöglich werden, wenn die Preise ständig abwärts gehen. Ich
wollte die Regierung veranlassen, nach meinen Vorschlägen zu handeln. Aber ich
erreichte den Zweck nicht. Ich schloß meine Fabrik ab und liquidierte sie zum größ-
ten Erstaunen meiner Konkurrenten, die Sache war erledigt. Zwei Jahre darauf
wurde die Regierung durch den vollkommenen Zusammenbruch der Wirtschaft ver-
anlaßt, nach meinen Vorschlägen die Währung zu sanieren. Meine Voraussagungen
waren wörtlich eingetroffen. Ich schrieb noch ein Buch „Die Anpassung des Geldes
und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des Verkehrs“. Dann bin ich nach
Deutschland zurückgekehrt. Ich reiste in die Schweiz. Im Kanton Neuenburg erwarb
ich ein Bauerngut. Ich beschäftigte mich mit Schriftstellerei. Durch meine berufliche
Tätigkeit in Argentinien hatte ich mir die Mittel erworben, diese Lebensweise zu füh-
ren. Ich gab eine Zeitschrift heraus: „Die Geld- und Bodenreform“. Ich beteiligte mich
am Streit um das Nationalbankmonopol. Nach Argentinien mußte ich noch einmal
zurück nach dem Tode meines Bruders und dort bleiben bis 1911. Ich schrieb dort
die „Aktive Währungspolitik“. Ich ging nach Berlin; dort beteiligte ich mich an der
Herausgabe der Zeitschrift: „Der Physiokrat“ und hielt Vorträge. Es bestehen jetzt
drei Zeitschriften für meine Bestrebungen: Die „Freiwirtschaft“ und die „Freistatt“,
außerdem „Der Physiokrat“. Angriffe gegen meine Theorie hat noch niemand
gewagt. Sie ist unangetastet. Telegramme, wo man mich lächerlich zu machen
sucht: Ich warne Sie vor Experimenten – aber keinen sachlichen Einwand.


Staatsanwalt: Sie sandten auch ein Telegramm an Hoffmann, Sie stellten sich die-
ser Regierung zur Verfügung und dem Landtag?


Gesell: Als wir am 13. April im Bahnhof waren, übergab ich dem Leutnant zur
Weitersendung ein Telegramm an den Ministerpräsidenten Hoffmann. Ob es be-
fördert worden ist, ist mir nicht bekannt geworden.


(Das Telegramm wird verlesen.)
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Dr. Christen macht zunächst Angaben über seine Person. Ich war nicht im bayri-
schen Staatsdienst, ich war ausschließlich Privatsekretär, um Gesell zu entlasten.


Vorsitzender: Sie sind doch schon länger in Bayern?


Dr. Christen: Seit vier Jahren bin ich in München.


Vorsitzender: Haben Sie sich politisch irgendwie betätigt?


Dr. Christen: Politisch war ich nie orientiert. Ich halte die Wirtschaftsfragen für viel
wichtiger als die Fragen nach der Regierungsform.


Vorsitzender: Die Wahlen zum Landtag waren Ihnen doch bekannt?


Dr. Christen: Ja. Aber die politischen Ereignisse interessierten mich überhaupt
nicht. Auch für die Schweiz wären mir Änderungen der Verfassung ganz gleichgültig.


Vorsitzender: Wie erklärten Sie sich, daß der Landtag nicht mehr da war?


Dr. Christen: Die Leute, mit welchen ich gesprochen habe, konnten mir nicht
sagen, durch welche Macht der Landtag beseitigt worden war – ich bin staatspoli-
tisch ganz gleichgültig. Unsere Wirtschaftsreformen könnten unter einem König
ebensogut durchgeführt werden wie unter einer Demokratie oder einer
Räteregierung. Wenn die Reichsbank so weiter wirtschaftet, sind wir verloren, gleich-
viel, ob ein König da ist oder eine Räteregierung. æ Meine Herren! Herr Gesell ist
nicht ein Mann der Wissenschaft, aber ein genialer Denker. Ich habe mir Mühe
gegeben, seine Ideen exakt wissenschaftlich zu fassen. Vier Aufsätze von mir sind in
den „Annalen des Deutschen Reiches“ erschienen. Dort habe ich ausdrücklich zur
Kritik aufgefordert. Diese Gedanken wurden totgeschwiegen, und ich glaube sagen
zu können, daß sie richtig sind. Sie haben sich ja auch in Argentinien bewährt.
Daraufhin sind Gesell und ich berechtigt, zum mindesten anzunehmen, daß diese
Gedanken nicht widerlegt sind.


Der pythagoräische Lehrsatz ist in Argentinien gerade so richtig wie in
Deutschland.  Die Gesellschen Reformen sind von größter Bedeutung für
Jahrhunderte. Die Währung ist nicht statisch zu verstehen, sondern dynamisch. Um
Ihnen das klar zu machen, denken sie an die Flugmaschinen. Wer statisch denkt,
sagt, die Maschine ist schwerer als die Luft, also kann sie nicht fliegen; aber das
dynamische Prinzip kommt durch den Motor zur Geltung. Bis jetzt hat niemand einen
Grund namhaft gemacht, der sich gegen Gesells Lehre anführen ließe. Sie ist 
hundertfach bewährt in der Geschichte. – Sind wir nicht Toren, wenn wir uns nicht
wenigstens die Frage vorlegen, ob wir diese Ideen in die Tat umsetzen sollen?
Gesell hat seit Ausbruch des Krieges die Reichsbank gewarnt. Es ist alles einge-
troffen, wie er vorausgesagt, und wenn die Reichsbank so weiter wirtschaftet, 
kommen wir so weit wie in Argentinien. Ich stelle die Behauptung auf: Wenn ein
Mensch in Deutschland fähig ist, die Wirtschaft zu retten, so ist es Gesell. Und daher
fühle ich mich verpflichtet, mit ihm zu arbeiten. Ich habe mich an viele Männer in 
führenden Stellen gewandt, an das Reichsschatzamt, an Scheidemann, an Eisner,
an Jaffe, an Haller. Niekisch war der einzige unter den führenden Männern, der die
Bedeutung Gesells erfaßt hatte. Im März sagte ich zu ihm: Seien Sie doch so gut
und machen Sie Ihren Einfluß geltend, daß Gesell die Möglichkeit bekommt, an
maßgebender Stelle gehört zu werden.


Vorsitzender: Was hielten Sie von der Räteregierung?
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Dr. Christen: Die Ausrufung war für mich ein „fait accompli“, eine vollendete
Tatsache.


Vorsitzender: Waren Sie sich klar über die Folgen, die eine Beteiligung an der
Räteregierung durch Sie haben könnte?


Dr. Christen: Beim Rückzug arbeitete Hindenburg auch unter den Soldatenräten
weiter, weil er wußte: Ich bin der einzige, der das kann.


Vorsitzender: Waren sie sich klar über die gewaltsame Umwälzung?


Dr. Christen: Ob der Landtag mit Gewalt beseitigt oder von selber gegangen, weiß
ich nicht. Ich bin ein unbedingter Gegner jeder Anwendung von Gewalt, und weil ich
weiß, daß durch die falsche Steuerung der Wirtschaft das ganze Unglück über uns
gekommen ist, glaubte ich auch auf diesem unblutigen Wege eine Versöhnung her-
beiführen zu können. Auf Grund unseres Aktionsprogramms hätten sich die feind-
lichen Brüder versöhnen können.


Abgebrochen zum Eintritt in die Zeugenvernehmung.


Sanitätsrat Dr. Scholl in München spricht sich anerkennend über Dr. Christen als
Persönlichkeit, Arzt und Wissenschaftler aus und erwähnt eine Eingabe des Ärzte-
bundes in München um Freilassung des Herrn Dr. Christen.


Univ.-Prof. Dr. Gustav Klein in München kennt Dr. Christen als einen durchaus ernst
zu nehmenden Mann, der auf dem Gebiete der Röntgentherapie Weltruf genießt. Er
sei Führer. „Ich bin überzeugt, daß er die Freigeld-Freiland-Sache sehr tief nimmt und
daß sie vielleicht sogar richtig ist.“


Ernst Niekisch, Volksschullehrer in Augsburg, erzählt, daß er seit 1915 mit den
Lehren Silvio Gesells bekannt sei. Im Laufe der Zeit habe er sich auf den Boden die-
ser Ideen gestellt. 1917 warb er in den sozialdemokratischen Blättern dafür. Als er
erfuhr, daß von Landauer eine Sozialisierungskommission aufgestellt werden solle,
wollte er Gesell hineinbringen. „Bevor mein diesbezüglicher Antrag vorbeschieden
wurde, kamen die Aprilereignisse. Ich wollte ein Telegramm an Gesell richten, der
aber schon vorher eintraf. Köberl richtete im Zentralrat eine Anfrage an mich, warum
ich mich an Gesell gewandt habe, der hier ganz unbekannt sei. Ich legte die Sache
klar, worauf Köberl ausscheiden mußte. Gesell sind die politischen Dinge recht gleich-
gültig, wie mir schon in seinen Schriften aufgefallen ist. Er ist ganz und gar erfüllt von
seinen Wirtschaftslehren und hat das Bestreben, diese Lehren zu verwirklichen. Ich
glaube, daß es ihm an Verständnis für die einfachsten politischen Verhältnisse fehlt.
In der Sitzung des Zentralrates vom 6. auf 7. April wurde die Frage erwogen, wem die
Finanzen übertragen werden sollten. Landauer war für Silvio Gesell, ebenso Mühsam
und ich. Silvio Gesell kam am 7. April ins Wittelsbacher Palais, ohne von diesen
Dingen unterrichtet zu sein. Er war wie aus den Wolken gefallen, als er hörte, daß er
Finanzminister werden solle. Ich bin überzeugt, daß Gesell nicht daran dachte, daß
die Räteregierung nicht rechtmäßig sei, denn meiner Ansicht nach war ja bis zum 
17. März der Zentralrat die alleinige Regierung und der Landtag nicht souverän. Der
Zentralrat war der Einberufer des Landtages. – Ich weiß, daß Gesell darauf brennt,
seine Gedanken zu verwirklichen, und daß er kraft seiner inneren Leidenschaft keine
besonderen Untersuchungen mehr anstellt.“


Vorsitzender: Hat er Sie nicht gefragt: Wie kommt Ihr auf mich?
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Zeuge Niekisch: Nur ein Mann, der weniger Glut für seine Ideen hat, wird solche
Fragen stellen. Ich halte ihn für ein Kind in politischen Dingen. Er hält sich für den
gegebenen Mann in Finanzfragen. Er glaubt daran, daß ihn der Zentralrat gerufen
hat. Auch bestand der Zentralrat schon unter der Regierung Hoffmann seit dem 21.
Februar. Es wäre ihm ganz gleich, ob er unter dem Schah von Persien oder unter
der Kaiserin-Witwe von China das Finanzwesen leitet!


Trefzer, Fritz Wilhelm, Direktor des Eidgenössischen Versicherungsamtes in Bern:
„Ich betrachte es als eine große Ehre, für Silvio Gesell vor Ihnen Zeugnis abzulegen.
Seine Lehren haben mich interessiert in bezug auf das Versicherungswesen, mit
dem ich mich seit 30 Jahren beschäftige. Auf Grund der Lehren von Henry George
und Marx habe ich die Lehren Silvio Gesells kennen gelernt und sie für sehr wichtig
erkannt. Sie sind von großer Bedeutung auf dem Gebiete des Versicherungswesens.
Die privaten Versicherungsbeiträge beruhen auf Zahlungsverträgen für größere
Zeiträume, bei denen es wichtig ist, daß die Kaufkraft des Geldes dieselbe bleibt.“ –


Zeuge Trefzer berichtet ferner, daß er infolge seiner Arbeit im Sinne Gesells in eine
amtliche Sachverständigenberatung berufen worden sei. Seine Anregung, die
Währungsfrage bei der Schweizer Nationalbank einem besonderen Ausschuß zu
überweisen, wurde angenommen.


Der Direktor des International. Arbeitsamtes in Basel, Prof. Dr. Stephan Bauer,
schreibt: „Ich bin überzeugt, daß die Verurteilung eines solchen Mannes den denk-
bar ungünstigsten Eindruck erwecken müßte.“


Direktor Hans Keppler von der Arminia in München hat sich auch lebhaft mit der
Lehre befaßt, die er für außerordentlich wichtig für das Versicherungswesen hält.


Kommerzienrat Dr. Karl Zitzmann, Fabrikdirektor in Erlangen, der vormalige Chef
von Dr. Christen, würdigte Dr. Christens Intelligenz und Charakter, kennt ihn seit
Jahren, ist überzeugt, daß er nichts tun würde, was unmoralisch sei, und was er
anpacke, nehme er ernst. Er gab seine Stellung in der Firma Reiniger, Gebbert &
Schall, wo er die Strahlenforschungsstelle geleitet und ein hohes Gehalt bezogen
hatte, auf, um mit Herrn Gesell zusammenzuarbeiten. Am 7. April ist er ausgetreten.


Weißleder, Otto, Bergwerksdirektor in Eisleben, bezeichnet die Gesellsche Theorie
als eine geniale Lösung eines ganzen Netzes von volkswirtschaftlichen Fragen. Was
seine politische Haltung betrifft, hat Gesell sich keiner Partei verschrieben. Der
Zeuge gehört dem Alldeutschen Verband an und tritt für Gesells wirtschaftliche
Anschauungen voll ein. Er trat als Deutsch-Arier bei völkischen Verbänden für ihn
ein, um die Zersetzung aufzuhalten.


Dr. Christen hebt hervor, daß Weißleder als Vertreter der deutschen Industrie die
Bedeutung der Gesellschen Lehre für dieselbe erfaßt hat.


Staatsanwalt: Ich stelle den Antrag, wegen der bezeichneten Verbrechen zu verur-
teilen: Silvio Gesell zu zwei Jahren Festungshaft, Dr. Christen zu einem Jahr drei
Monaten, kostenfällig.


Aus der Rede des Verteidigers.
Rechtsanwalt Dr. Gundelwein: „....Silvio Gesell ist kein Blender, kein guter Redner,


kein Schwärmer und kein Phantast. Ein Erkenner, der sich in seinen Erkenntnissen
getäuscht haben kann, ein Erkenner auf einem
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dornenvollen Weg, kein junger Faselhans, ein Mann von gereifter Lebens-
erfahrung, ein Mann, der viele Länder, Städte und Menschen gesehen, der dreißig
Jahre lang in seiner stillen Studierstube wie im regsamen brausenden Leben 
volkswirtschaftliche Kenntnisse gesammelt und verarbeitet hat.


Ist Gesell dadurch, daß er als reiner Fachminister in eine ihm in ihren politischen
Zielen gänzlich fremde Regierung eintrat, zum Hochverräter geworden? Das kön-
nen Sie nicht annehmen. Dann müßten Sie auch annehmen, daß ein
Frauendorffer, der ein Fachministerium annahm, das nur er zu leiten imstande war,
in einer durch Hochverrat heraufgeführten Regierung ein Hochverräter ist. Dann
müßten Sie auch annehmen, daß Hindenburg ein Hochverräter war, weil er sich
den Soldatenräten zur Verfügung gestellt hat. Gesell hat sein Amt übernommen,
wie diese beiden, nicht im Interesse einer Regierung oder einer Partei, sondern
einzig und allein im Interesse der bayerischen Volkswirtschaft. Sie haben auch
gehört, wie Gesell und Dr. Christen ihr Amt verwaltet und geführt haben, einzig
dem Lande zu nützen und es vor Schaden zu bewahren. Es ist ihnen denn auch
gelungen, soweit es in jener kurzen Zeit möglich war, den Wagen vor dem
Umschlagen zu bewahren. Fürsorge für die Kriegsbeschädigten hatte er von je auf
seine Fahne geschrieben. Der Abordnung, die ihn bat, sechs Millionen für Zwecke
der Kriegsbeschädigten zu reservieren, hat er sogleich zugesagt. Sein
Aktionsprogramm stellte an erster Stelle Forderungen für die Kriegsbeschädigten.
Ihnen galt die Sorge dieses Mannes ... Druck von Freigeld hatte Gesell erst für
später vorgesehen, wenn er das Volk durch Aufklärung für seine Ideen reif
gemacht hätte. Er hat nur den friedlichen Wettstreit der Arbeit gewollt. Er wollte
durch Aufklärung das Volk für diesen Wettstreit bereit machen. Jetzt galt es vor
allem, die Papiergeldflut, gegen die er seit Kriegsbeginn mit der Reichsbank
gekämpft, nach Möglichkeit einzudämmen. Die praktischen Maßnahmen, die er
hier ausüben konnte, kann ich Ihnen im einzelnen nicht auseinandersetzen. Er ist
zu allem nicht gekommen. Sein Telegramm an die Reichsbank ist, wie er sagt,
nicht verstanden worden. Es ist nicht verstanden worden, weil man die ganze
Lehre Gesells noch nicht genügend studiert hatte. Es sind Aufgaben, mit denen
man sich ernstlich auseinandersetzen muß. Den Sinn hat man in den Zeitungen
entstellt, indem man von Geldflut gesprochen hat. Zur Zeit, als Gesell seine große
Vermögensabgabe angeregt hat, war er kein Minister mehr. Sie enthielt auch nicht
mehr, als was jetzt vom Reiche geplant ist ...


... Gewinnen wollen sie die Menschen, indem sie sie überzeugen. So haben sie
in der Betiebsräteversammlung vom 15. April ein Aktionsprogramm verbreitet, ein
echtes Freigeld-Freiland-Programm, das die Wiederaufnahme der Arbeit, des
Vollbetriebes der Volkswirtschaft regelt und das den Kommunisten ganz merk-
würdig in den Ohren geklungen haben muß. Die Kommunisten haben Gesell nicht
brauchen können, sie haben ihn schleunigst abgesetzt. Mit diesem Versuche, die
auseinanderstrebenden Kräfte der Revolution auf sein Wirtschaftsprogramm zu
einigen, war es nichts geworden. Damit war die Tätigkeit der beiden beendet. Nach
diesem 15. April haben sie sich an der Politik so wenig beteiligt, wie sie es vor dem
7. April getan hatten. Man hatte ihre fachmännische Arbeit abgelehnt; Politiker
waren sie nicht und wollten sie nicht sein. Sie lebten von da an bis zu ihrer
Verhaftung als Privatleute ohne einen Gedanken an Flucht, zu der sie hundertmal
Gelegenheit gehabt hätten, in dem sicheren Bewußt- Bewußtsein
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sein, mit ihrer volkswirtschaftlichen Hilfsarbeit nichts getan zu haben, was gegen
das Gesetz verstieß. Die Reinheit und Selbstlosigkeit der beiden Angeklagten hat
selbst der Herr Staatsanwalt zugegeben. Zeugen haben sie bestätigt. Leider ist es
nicht gelungen, Ihnen eine genügende Anschauung zu geben von der Tragweite
dieser großen Entdeckung der Dynamik des Geldwesens, die Dr. Christen in den
Annalen des Deutschen Reiches, einer so angesehenen Zeitschrift, veröffentlicht
hat; von der Bedeutung dieser Theorie, die Anhänger und Verfechter in allen politi-
schen Lagern gefunden hat, bei Leuten aller Berufe und in den hervorragendsten
Stellungen, als welche Sie den Herrn Direktor Trefzer des Eidgenössischen
Versicherungsamtes in Bern, den Herrn Bergwerksdirektor Weißleder, hier gehört
haben. Ich schweige ganz von jenen, die ich Ihnen noch hätte vorführen können,
ich habe hier noch ganze Bände. Aber Sie haben zum mindesten eine
Anschauung bekommen, wie diese Fragen lebendig sind in vielen Köpfen, wie
diese Theorie die Geister bewegt.


Diese Theorie hat schon drei Zeitschriften: die „Freiwirtschaft“, die „Freistatt“ und
den „Physiokraten.“ Eine Reihe von Vereinigungen in allen Städten hat sich in
ihren Dienst gestellt, und zahlreiche Druckschriften und Vorträge haben weiteste
Verbreitung in allen politischen Lagern ... Dreißig Jahre hat sich Silvio Gesell
gegen die Allmacht des in der Reichsbank und in ihrer Goldverehrung verkörperten
Kapitalismus gestellt, hat er mit seiner Lehre nach dem Hochziele gestrebt, die
Selbständigkeit, die Selbstverantwortung, das Eigentumsrecht zu stärken und zu
vertiefen, eine Hochzucht, einen Wettstreit zu schaffen ohne rohe Kräfte, in fried-
licher Betätigung, in Industrie und Kunst, in Wissenschaft und Gesetzgebung, im
geselligen Leben. Diesem hohen, echt faustischen, deutschen Ziele stehen die
beiden Hauptformen der heutigen Wirtschaftsordnung, der Kapitalismus und der
Kommunismus, gleich hemmend im Wege. Der Kommunismus, der den Wettstreit
mehr oder weniger vollkommen aufhebt, und der Kapitalismus, der seine
Bedingungen fälscht ... Gesell stellt einen besonders reinen Typus dar des
Volksbeglückers, wie er nach seinen eigenen Worten eine Begleiterscheinung
eines jeden Revolutionsprozesses ist. Die Eigenschaften, die diese beiden Männer
in sich vereinigt haben, die allein vermögen, unserem armen Vaterlande wieder
aufzuhelfen ...


Der Vorsitzende gibt den beiden Angeklagten das Schlußwort:


Gesell: Der Herr Staatsanwalt hat mir vorgeworfen, daß politische Unkenntnis
einen Finanzminister unfähig mache. Ich behaupte, ein Parteimann kann über-
haupt als Finanzminister nicht mehr in Frage kommen. Wie soll ein politisch ein-
gestellter Mann zum Finanzminister taugen? Ein Parteimann kann nicht
Volkswirtschaft treiben, und damit würden wir nie aus dem Wirrsal herauskommen.
Daß man mich hier als politisches Kind betrachtet – wie Herr Niekisch getan hat –
das ist durchaus nicht zutreffend. Ich möchte betonen, daß davon keine Rede sein
kann. Ich gehe über die Personen hinweg und erkenne die Grundlagen der Politik.
Ich habe eine tiefere politische Witterung als die gewöhnlichen Politiker, die sich
mehr nach Personen richten als nach den politischen Triebkräften.


Dr. Christen: Um die Herren Richter nicht zu ermüden, habe ich meine
Anschauung in neun Leitsätzen kurz zusammengefaßt, die ich bitte, verlesen 
zu dürfen:
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1. Die Welt verdankt Silvio Gesell eine Entdeckung, von deren ungeheuren
Tragweite für die Volkswirtschaft und das ganze Leben der Völker die meisten
Sachverständigen heute noch nichts ahnen: die Entdeckung der Dynamik des
Geldwesens.


2. Die Reichsbank geht noch heute nicht von dynamischen, sondern von stati-
schen, also falschen Erwägungen aus und hat durch ihre systemlose Währungspolitik
das ganze Wirtschaftsleben auf das schwerste geschädigt, alle Zahlungsverträge
gefälscht und dadurch alle Schuldner, Gläubiger und Lohnempfänger gegeneinander
verhetzt. Die hieraus entstehende allgemeine Unzufriedenheit ist eine der wichtigsten
Ursachen für den unglücklichen Ausgang des Krieges.


3. Gesell hat seit Anbeginn des Krieges die Reichsbank auf ihre verhängnisvollen
Fehler aufmerksam gemacht, sowohl durch Zuschriften als auch durch die Presse
und durch Flugblätter, so lange, bis ihn die Zensur mundtot machte. Leider hat er
umsonst gewarnt, und es ist alles so gekommen, wie er es vorausgesagt hatte.


4. Einen Kampf gleichen Sinnes habe ich mit dem Schweizerischen
Finanzdepartement in Bern geführt, glücklicherweise mit etwas mehr Erfolg, da in der
Schweiz keine Zensur hindernd eingriff. Die Akten gestatte ich mir den Herren
Richtern auf den Tisch zu des Hauses zu legen.


5. Um den naheliegenden Einwand zu entkräften, Gesell würde von der
Wissenschaft nicht anerkannt, habe ich seine Dynamik des Geldwesens exakt mathe-
matisch begründet und das Ergebnis in den Annalen des Deutschen Reiches veröf-
fentlicht. Diese Abhandlung ist bis heute meines Wissens von keiner Seite angegriffen
oder gar widerlegt worden. Die Sonderdrucke liegen bei den Akten des Herrn
Staatsanwalts.


6. Auf Grund dieser Tatsachen festigte sich in mir die Überzeugung, daß Gesell der
einzige Mann ist, der es vermag, die deutsche Volkswirtschaft vor der Katastrophe zu
retten, in die sie durch die falsche Währungspolitik der Reichsbank hineingesteuert
wurde.


7. Diese Überzeugung machte es mir zur Pflicht, alles aufzubieten, um Gesell zu
dem nötigen Einfluß auf die deutsche oder doch wenigstens auf die bayerische
Finanzwirtschaft zu verhelfen. Unter allen einflußreichen Männern, mit denen ich in
Verbindung trat, war Niekisch der einzige, der die ungeheure Bedeutung dieser Aktion
erkannte und mir versprach, Gesell zunächst in die Sozialisierungskommission der
Regierung Hoffmann zu berufen. Das war im März 1919.


8. Daß sowohl Gesell als auch ich die weitere Mitarbeit auch nach Ausrufung der
Räterepublik nicht verweigerten, rechtfertigt sich durch unsere Überzeugung, daß die
Rettung der bayerischen Volkswirtschaft vor dem sicher drohenden Untergange für
den, der den Weg dazu kennt, eine unabweisbare Pflicht ist und daß diese Aufgabe
ungeheuer viel wichtiger ist als die Frage nach der Regierungsform. – Wäre es denn
besser gewesen, wenn gleich anfangs einer der späteren Männer eingetreten wäre?
Mit den Methoden der Reichsbank wird die Volkswirtschaft unter einer Monarchie
ebenso ruiniert, wie unter einer Demokratie oder einer Räte-Republik. Selbst in einer
Räte-Republik konnten wir dem bayerischen Volk aufs beste dienen, wenn Gesell das
Steuer der Währung in die Hand nahm, um noch in letzter Stunde das Schiff von der
Klippe abzudrehen, auf die es
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aufzulaufen drohte und an der es mit Sicherheit zerschellen wird, wenn man
unsere Warnungen weiter in den Wind schlägt.


9. Auf diese Rettungsarbeit allein kam es uns an. Wir überlassen unseren


Herren Richtern als billig denkenden Menschen, zu beurteilen, ob eine aus 


dieser Überzeugung unternommene Handlung ein Hochverrat ist.


Vorsitzender: Das Urteil wird beraten und sogleich verkündet werden.


Pause.


Vorsitzender: Das einstimmig gefaßte Urteil lautet:


Silvio Gesell und Dr. Christen werden von der Anklage kostenlos freige-
sprochen. Das Urteil beruht auf folgenden Erwägungen:


Die Verfassung des Freistaates Bayern beruht auf dem vorläufigen


Staatsgrundgesetz, das am 17. März einstimmig angenommen worden ist. Durch


dieses Verfassungsgesetz ist die Regierung einem Ministerrate übertragen wor-


den; das ist die verfassungsmäßige Regierung, die bestanden hat.


Demgegenüber haben allerdings schon längere Zeit Bestrebungen sich geltend


gemacht, hier eine Räteregierung zu errichten. Vom 6. bis 7. April wurde gewalt-


sam die Verfassung geändert durch Ausrufung der Räterepublik. An dieser


unrechtmäßigen, weil durch gewaltsamen Umsturz eingesetzten Regierung hat


sich der Angeklagte Silvio Gesell insofern beteiligt, als er das Amt eines


Volksbeauftragten für Finanzen übernommen hat und Christen als privater


Mitarbeiter seine Tätigkeit dem Volksbeauftragten für Finanzen zur Verfügung


gestellt hat. Die Anklage erblickt darin ein Verbrechen der Beihilfe zum


Verbrechen des Hochverrats. Sie nimmt an, daß die beiden wissentlich Beihilfe


zum Verbrechen des Hochverrats geleistet haben. Es mußte gewußt und gewollt


sein. Das Standgericht nimmt das nicht an. Die beiden Angeklagten haben glaub-


haft angegeben, sie wären sich nicht bewußt gewesen, ein System zu unterstüt-


zen, das sich nur durch Gewalt an die Macht gebracht und durch Gewalt in der


Macht erhalten hat. Das Gericht ist zu der Einsicht gelangt, daß sie, wenn sie


sich dessen bewußt geworden wären, diese gewaltsam eingerichtete Regierung


nicht mitgemacht hätten, daß sie an dieser unrechtmäßigen Regierung nicht teil-


genommen hätten. Es liegt also kein Verbrechen nach dem § 81 des R.St.G.B.


vor. – Haben Sie verstanden? Sie sind kostenlos freigesprochen.
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Das


Reichswährungsamt
Wirtschaftliche, politische und finanzielle Vorbereitungen


für seine Errichtung


von


Silvio Gesell


1920


Freiland-Freigeldverlag, Rehbrücke bei Berlin
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Als


Einleitung


zu dieser Schrift wird hier die Eingabe abgedruckt, die der Freiland-Freigeld-


Bund im Frühjahr 1919 an die damals in Weimar tagende Nationalversammlung


richtete, nebst der dazu gehörigen Denkschrift über:


Die gesetzliche Kaufkraft des Geldes durch die absolute Währung.
_______
An die Nationalversammlung zu Weimar
Unter Berufung auf die beiliegende Denkschrift wendet sich der Freiland-


Freigeld-Bund an die Nationalversammlung mit der Bitte, unverzüglich, ehe das


Unheil weiter um sich greift, die Regelung der heute vollkommen zerfahrenen


Währungsverhältnisse in die Hand zu nehmen.


Wir verlangen zunächst:


1. Die Obhut über die Reichswährung wird einem zu gründenden, der 


Oberaufsicht der Handels-, Gewerbe- und Landwirtschaftskammern, 


sowie der Gewerkschaften unterstellten


Reichswährungsamt
übertragen.


2. Dieses Währungsamt benutzt als Maßstab für die Bemessung des 


Geldbedarfs den von den Handelskammern und Gewerkschaften fortlau


fend zu ermittelnden Durchschnittspreis der Waren. Diese Ermittlung bil-


det die Grundlage für die angestrebte „Absolute Währung“, die den 


Zustand des Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage bezeich


net.


3. Das Währungsamt wird, in Übereinstimmung mit der Quantitätslehre, 


Geld einziehen, so oft und so lange die Warenpreise aufwärts streben 


und umgekehrt Geld ausgeben, so oft und solange die Warenpreise eine


Neigung nach unten zeigen.


4. Ausdrücklich wird dem Währungsamt bei der Bemessung des 


Geldbedarfs jede Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der Reichskasse, 


der Banken, auch der Reichsbank, sowie auf den Zinsfuß untersagt. 


Auch darf das Reichswährungsamt keinerlei Bank-
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geschäfte betreiben, die zu Beziehungen zu Privatpersonen führen.


5. Als Verfahren zur Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren wird 


dem Statistischen Amt die sogenannte Indexzahlenmethode vorgeschrie


ben.


6. Das Reichswährungsamt setzt das von ihm auszugebende Papiergeld im


Wege der Versteigerung durch Rückkauf von Reichsanleihen in Umlauf. 


Diese Papiere werden der Reichsschuldenverwaltung zur Vernichtung 


überwiesen.


7. Das Einziehen von überschüssigem Papiergeld erfolgt durch Verkauf von


Reichsanleihen an den Meistbietenden, zu welchem Zwecke ein Teil der 


unter 6 erwähnten Reichsanleihen als Rücklage zurückbehalten wird.


8. Das Reichswährungsamt hat für die Erneuerung des Papiergeldes Sorge


zu tragen.


9. Betriebsgewinne und -verluste werden auf das Reich übertragen.


10. Das Reichswährungsamt geht bei Erfüllung seiner Aufgabe ohne 


Rücksicht auf Gewinne oder Verluste vor.


11. Um die jetzt in großem Maßstab gehamsterten und für die Währung bald


bedrohlich werdenden Banknotenmassen dem Umlauf zu entziehen, 


dürfte zurzeit der unter 7 bezeichnete Weg nicht zum Ziel führen. Darum 


soll eine besondere Währungsanleihe aufgelegt werden, und um dieser 


das Hamstergut zwangsweise zuzutreiben, wird der Umtausch der heuti-


gen Banknoten gegen eine besondere einmalige Geldsteuer auf 


Banknoten angeordnet.


12. Um die mit dem internationalen Zusammenbruch der Goldwährung zur 


brennenden Frage gewordenen Regelung der Valuta im Sinne der in der 


Denkschrift gemachten Vorschläge herbeizuführen, soll das Nötige für 


die Einberufung eines internationalen Währungskongresses veranlaßt 


werden.


Wenn jemand im Reich verantwortlich zu nennen ist für den Zusammenbruch,


so ist es in erster Linie die Reichsbank. Wer an der Währung rüttelt, der rüttelt an


den Grundfesten der Volkswirtschaft und des Staates. Auf der Währung ist die


Volkswirtschaft aufgebaut. Löhne, Gehälter, das Kreditwesen, das Kapital der


Gläubiger (Hunderte von Milliarden), alles steht und fällt mit der Währung. Wer


ein ganzes Volk zerrütten und entsittlichen will, der braucht nur die Währung


anzutasten. Und das tat die Reichsbank, gleich vom ersten Kriegstage an. Durch


die Massenauflagen von Banknoten wurde dem im Kriege stehenden Volk


Reichtum und Wohlstand vorgegaukelt, durch die mit der Notenausgabe möglich


gewordene allgemeine Preis-
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treiberei wurde eine Umschichtung fast des gesamten Nationalvermögens


bewerkstelligt. Dieses Vermögen entglitt den Händen der Gläubiger in die ihrer


Schuldner, was bei diesen zu einer plötzlichen Vermehrung ihres Einkommens


und zu mancherlei Verschwendung führte. Der Kriegsgewinn ist eine Frucht der


allgemeinen Treiberei, zu der die Reichsbank die Triebkräfte gab. Solche


Preistreibereien mit dem dazu gehörigen Wucherspiel kann man mit Banknoten


zu jeder Zeit in beliebigem Umfang fortsetzen.


Diese Preistreibereien aber sind es gewesen, die die innere Front zermürbten,


und die jetzt noch ihre aufregende Wirkung nicht eingebüßt haben. Die


Unzufriedenheit der Festbesoldeten, die Streikpolitik der Arbeiter sind Ausfluß der


Preistreibereien, eine Tat der Reichsbank. Die Politik der Reichsbank muß letzten


Endes auf den dort immer noch spukenden und in den Köpfen der Bankmänner,


wie es scheint, unausrottbaren Goldwahn zurückgeführt werden. Wie die


Reichsbank vor dem Kriege sich in ihrer Diskontopolitik niemals nach den


Warenpreisen, sondern immer nur nach dem Goldstand richtete, so auch nach


Kriegsausbruch, nach der gesetzlichen Sperrung des Reichsbankschatzes. Daß


jetzt mit den 37 Milliarden zu viel Geld in Umlauf gesetzt wurde, erkennt die


Reichsbank nicht am Stand der Warenpreise (sie führt überhaupt keine


Warenpreisstatistik), sondern ausschließlich am Stand ihrer ungesetzlich kleinen


Goldreserven. Würde man heute durch Beschlagnahme allen goldenen Zierrates


die Dritteldeckung wieder vervollständigen, so hätte die Reichsbank überhaupt


nichts mehr an unseren Währungsverhälnissen auszusetzen. Hätten wir


Goldbergwerke im Deutschen Reich gehabt, so würde die Reichsbank ganz


bestimmt daraufhin gearbeitet haben, den Kohlenbergwerken oder der


Landwirtschaft die Arbeiter zu entziehen, um durch Goldgräberei die zu ihrer


Massennotenausgabe angeblich unentratbare Dritteldeckung zu gewinnen –


wenigstens stände solche Handlungsweise ganz im Einklang mit ihrer während


des Krieges betriebenen Jagd auf die Goldmünzen.


Jetzt, wo so viele Wahngebilde in Scherben liegen, ist auch die Zeit gekom-


men, das älteste und gefährlichste dieser Gebilde zu Grabe zu tragen.


Wir müssen anstelle der Reichsbank ein vollkommen selbständiges


Reichswährungsamt bilden und für die Notenausgabe einen ganz neuen


Maßstab schaffen, der uns zu allen Zeiten, auch im Kriege, als sicherer Leitstern


dient – und das kann nur die in der Denkschrift behandelte absolute Währung


sein.


Hochachtungsvoll


Berlin, am 10. April 1919.


Freiland-Freigeld-Bund.
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Denkschrift


zu vorstehender Eingabe an die Nationalversammlung.


Bereits vor dem Kriegsausbruch war das theoretische Gebäude der


Goldwährung von der Kritik in Trümmer gelegt worden. Dieser theoretischen


Vernichtung wäre auch die praktische gefolgt, wenn man gewußt hätte, was an


die Stelle der Goldwährung gesetzt werden sollte.


Der Krieg, der die Goldwährung zerschlug, zwingt uns zu handeln, irgendwie


zu handeln, und zahllos sind bereits die Stimmen in der Presse, die eine


Berichtigung der Währungsgesetze fordern. Bezeichnend ist es auch, daß die


Reichsbank nichts zum Schutze der Goldwährung zu sagen weiß.


„Währung ist, was von selber währt“ sagte Bamberger, einer der


Hauptwortführer der Goldwährung, bei ihrer Einführung im Deutschen Reich. Er


lehrte, ohne durchschlagenden Widerspruch zu erwecken: kraft der inneren


Eigenschaften des Goldes, währt die Mark D.R.W. Und Otto Arendt verstieg sich


sogar zu der Behauptung, die Mark D.R.W. sei nichts als der xte Teil eines


Zentners Feingold.


Heute schütteln wir über solche Sätze den Kopf. Wir lachen, wenn jemand


noch versucht, mit Hilfe des Trugbildes der „Wertlehre“ jene tollen Sätze ernst-


haft, wissenschaftlich zu begründen.


Die erste Wirkung dieser, nun endlich wohl als überlebt zu bezeichnenden


Lehre war, daß man allgemein glaubte, einer öffentlichen staatlichen Verwaltung


des Geldes überhaupt entraten zu können. Der Staat glaubte, mit der Prägung


der Münzen und mit der Verfolgung der Falschmünzer alles getan zu haben, was


seinerseits in Währungsangelegenheiten vernünftigerweise geschehen kann. Die


Mark D.R.W. war ja nichts als Gold. Die ganze staatliche Verwaltungseinrichtung


bestand demnach nur aus einer Waage zum Nachwägen der Münzen. Das Geld


war Gold, die Reichswährung war Eigenschaft des Goldes. Alles, was man vom


Gold erwarten durfte, wähnte man in vollendeter Weise im Gold der Münzen ver-


einigt. Wie wahr das ist, geht klar aus der Tatsache hervor, daß in der Sammlung


von Reichsbankgesetzen, die der frühere Leiter der Reichsbank, Dr. Koch, weni-


ge Jahre vor dem Krieg noch herausgab und mit langen Erläuterungen versah,


die Worte „Ware“ und „Preis“, diese Ausgangspunkte für die Betrachtung der


Währung, überhaupt nicht vorkommen! Koch, der jahrzehntelang die Reichsbank


verwaltete, benutzte offenbar auch nur den Schmelztiegel und die Waage, um


festzustellen, ob in der deutschen Währung alles in Ordnung sei.


Da wir keine Geldverwaltung haben, nicht einmal dem Namen nach, so ist


auch bis jetzt die Reichswährung ganz ohne staatliche Aufsicht ge-
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blieben. Die Reichsbank hat bisher innerhalb der Schranken des Drittel-


deckungsgesetzes ganz nach Gutdünken mit der deutschen Währung (die trotz


Bamberger kein toter Gegenstand ist) schalten und walten können. Gedeckt


durch die Theorie, daß die Mark D.R.W. kraft der metallischen Eigenschaften des


Goldes von selber währt, konnte die Reichsbank die Verantwortung ihrer


Maßnahmen aktiver und passiver Natur von sich abwälzen und es den beflisse-


nen Volkswirtschaftlern überlassen, die Ursachen der verheerenden


Begleiterscheinungen der Goldwährung überall anders, nur nicht in dem zu


suchen, was die Reichsbank tat und unterließ. Es herrschte völlige Willkür auf


dem weitaus wichtigsten Gebiete des Staates. Gleich nach Einführung der


Goldwährung schossen die Warenpreise unter dem Drucke des uns aus


Frankreich als Kriegsentschädigung zuströmenden Goldes in die Höhe


(Gründerzeit). Die Löhne folgten. Die Erzeugungskosten der deutschen Industrie


überstiegen die Grenzen der Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Die


Ausfuhr ging zurück, die Einfuhr wuchs: die bis dahin aktive Handelsbilanz kippte


um, und der Saldo der Zahlungsbilanz hatte schon 1873 die französischen


Milliarden restlos über die Grenze geworfen. Die deutsche Industrie und


Landwirtschaft hatten aber noch nicht Zeit gehabt, sich diesen neuen


Verhältnissen anzupassen, als der Krach von 1873 schon wieder eine neue


Stellungnahme nötig machte.


Für die Preistreibereien während der Gründerzeit, für den Krach, der ihnen


folgte, konnte niemand verantwortlich gemacht werden, aus dem einfachen


Grunde, weil in Übereinstimmung mit der Goldwährungstheorie man ein


Eingreifen des Staates für wirkungslos halten mußte. Die Mark D.R.W. war ja


laut G.W.-Theorie [Goldwährungs-Theorie] der xte Teil von einem Zentner Gold,


und was hätte der Staat an dem xten Teil eines Zentners Gold verwalten kön-


nen? Die Theorie der Goldwährung schließt ja von vornherein jedes staatliche


Eingreifen in Währungsangelegenheiten aus.


In aller Erinnerung sind wohl auch die traurigen Zustände unserer


Volkswirtschaft in den Jahren, die dem Krache folgten. Die Preise wichen von


Jahr zu Jahr auf der ganzen Linie. Der Getreidepreis ging sogar von 240 auf 


140 Mark herunter, und zwar blieb er jahrelang in der Nähe dieses Tiefstandes,


obschon Deutschland in dieser Zeit von der Getreideausfuhr zur Einfuhr über-


ging. Der Unternehmungsgeist war gelähmt. Die Arbeitslosen zählten nach


Hunderttausenden, trotzdem die Zahl der Auswanderer bis auf 221 000 im Jahre


1881 stieg. Deutsche Sklavinnen, von der Not überwältigt, bevölkerten die


Hurenhäuser der ganzen Welt. Hödel und Nobiling begingen Verzweiflungstaten;


mit Gewaltmitteln ärgster Art mußte die äußere Ordnung aufrecht erhalten wer-


den.
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Dem deutschen Beispiel waren nach und nach die meisten anderen Staaten


gefolgt, und damit wurden die deutschen wirtschaftlichen Zustände zu einer


Welterscheinung. Niemand, mit Ausnahme der Doppelwährungsverteidiger,


wußte, woher der Druck kam, der auf der Wirtschaft lastete. Man tröstete sich 


mit dem Anblick der glitzernden, goldenen Münzen, von denen man Rettung


erwartete. Wissenschaftlich wurde die Währungsfrage so innig mit dem größten


Irrtum aller Zeiten, mit der Wertlehre, verfilzt, daß niemand, selbst die


Bimetallisten nicht, weder ein noch aus wußte. Schließlich wurde das Witzwort


Lord Beaconfields, daß die Liebe und die Währungsfrage die meisten Verrückten


erzeugt haben, zu einer allgemein befolgten Warnung, sich nur nicht mit der


Währungsfrage zu befassen. Den Geldgewaltigen aber in der ganzen Welt kam


das wieder zugute, denn die völlige Unwissenheit des Volkes auf diesem Gebiete


lieferte diesen Mächten die unbegrenzte Herrschaft über das Geldwesen aus.


Mit Hilfe der Wertlehre erklärte man den Rückgang der Warenpreise als eine


allgemeine Überproduktion von Waren. Mit der gewaltig gestiegenen


Leistungsfähigkeit der Maschinen und Schiffe erzeuge man zuviel von allem.


Es fehle einfach der Bedarf für so viele Waren. Daher der Preisrückgang,


daher die Zuvielerzeugung, daher die hungrigen Arbeitslosen! Das Gold habe


seinen festen „inneren Wert“, es tausche immer nur den Wert ein, den es selber


hat; es tue nichts, als die Werte messen, es spiele nebenbei nur noch die höchst


nützliche Rolle eines Wertbewahrers, Werttransportmittels, Wertspeichers und


Wertpetrefakts [wörtlich: Versteinerung]!


Wie könne übrigens auch die Ursache des Notstandes vom Geldmangel her-


rühren, sagte man, da doch die Zunahme der Bargeldbestände in den Banken


und der Rückgang des Zinsfußes eine allgemein in allen Staaten festgestellte


Tatsache sei! Geldmangel und niedriger Zinsfuß widersprechen sich, wie etwa


Brotmangel und niedrige Brotpreise. Das Sinken des Zinsfußes könne nur von


einem Geldüberfluß kommen – folglich sei die bimetallistische Erklärung der


Krise falsch. Die Verteidiger der Doppelwährung antworteten, daß der scheinbare


Geldüberfluß, der in den wachsenden Geldbeständen der Banken zutage trete,


und der niedrige Zinsfuß gerade der beste Beweis für den bestehenden


Geldmangel seien. Die Preise weichen [sinken] wegen Geldmangels, erklärten


sie, und weil die Preise weichen, können die Unternehmer auch das vorhandene


Geld nicht gebrauchen. Gebt den Unternehmern und Kaufleuten die Gewähr,


daß die Preise von heute ab nicht mehr weichen werden, so werden sie das vor


der allgemeinen Krise in die Kassen der Banken geflüchtete Geld gleich wieder


in den Verkehr bringen. Bei Geldmangel kann man auch das wenige Geld nicht


sicher anlegen, sagten sie.
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Aber damals begriff man diesen Sachverhalt noch nicht. Die Bimetallisten 


wurden abgewiesen. Man lehnte es ab, dem Niedergang der Warenpreise von


der Geldseite her zu steuern. Aktive Währungspolitik hatte man noch nie und 


nirgendwo betrieben. Seitdem man das Metallgeld kennt, seit 3000 Jahren hatte


man das Geld immer sich selber überlassen. Die Wirtschaft hatte sich immer


dem Gelde angepaßt, niemals war umgekehrt das Geld der Wirtschaft angepaßt


worden. Das Geld hatte „inneren Wert“, es währte kraft seiner metallischen


Eigenschaften! Das Geld war Stoff, die Währung Eigenschaft des Stoffes! Eine


aktive Währungspolitik kann man ja nur betreiben, wenn man die Währung vom


Stoff trennt und zum Betätigungsgegenstand einer öffentlichen Verwaltung, also


zu einer Staatsangelegenheit, zu einer Tat macht. Das hätte aber dem Staate


eine zu große Machtfülle gegeben. Der Staat dürfe die Religion, die Schule, die


Waffen verstaatlichen, aber die Geldverwaltung darf man ihm nicht anvertrauen,


diese muß den Banken, den internationalen Geldmächten überlassen werden,


denen man das wirtschaftliche Wohl des Volkes besser anvertrauen kann als


dem Staate. (Helfferich vertritt diese Ansicht noch in seinem 1910 erschienenen


dicken Buche „Das Geld.“ [Neuerdings auch Prof. Karl Diehl in der Zeitschrift für schweizeri-


sche Statistik. Heft I, 1920]


Jedoch, man mußte etwas tun. denn die Landwirte und Unternehmer drängten


zu rettenden Taten. So kam man also wieder auf den uralten, blöden Vorschlag


zurück, die Preise von der Warenseite aus zu heben. Wenn man weniger arbei-


tet, weniger Waren erzeugt, so müssen doch auch die Preise steigen – so dach-


te man. Die Massenauswanderung von Arbeitern und Bauern (1 342423 von


1881 – 1890) wirkt ja schon ganz erfreulich in dieser Richtung, noch mehr das


Stillegen von Fabriken und die ungewollte Verkürzung der Arbeitszeit, – aber


doch nicht schnell, nicht gründlich genug. Zudem ist die Arbeitslosigkeit als


Währungsregulator, als Mittel die Warenpreise zu heben, doch eigentlich kein


ideales Mittel. Besser schon wäre es, wenn man die Arbeitslosigkeit auf das


Ausland abwälzen könnte. Sperren wir also den ausländische Waren unsere


Märkte, so wird das Angebot von Waren zurückgehen, und die Preise werden


gehoben! So dachte und handelte man. Uns so brachte uns der Schutz gegen


den Rückgang der Preise den Schutzzoll! Die Schutzzölle aber schufen den


gefährlichen Gedanken des in sich geschlossenen, durch Kolonien und


Eroberungen zu erweiternden nationalen Wirtschaftsgebietes, der notwendiger-


weise die Staaten in Gegensatz zueinander bringt und als die wahre und letzte


Ursache des heutigen Weltkrieges zu betrachten ist.
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Diese Entwicklung ist noch besonders im Hinblick auf die Tatsache höchst 


sonderbar und merkwürdig, daß der der Goldwährung zugrunde liegende


Gedanke einer vertragslosen internationalen Währung in Wahrheit ein freihändle-


rischer ist. Deutschland, wie fast alle anderen Staaten, war vor Einführung der


Goldwährung freihändlerisch, ebenso wie England, das mit der Goldwährung vor-


angegangen war. Statt aber den Freihandelsgedanken zu erhalten und weiter zu


fördern, brachte der Druck, den die Goldwährung auf die Warenpreise ausübte,


die Schutzpolitik überall zum Sieg. Die Zollpolitik muß also als Schutz gegen die


wirtschaftlichen Wirkungen der Goldwährung angesprochen werden – die uns
den Freihandel sichern sollte. Wir erreichten das Gegenteil von dem, was wir


bezweckten. Wenn die Freunde des Gedankens eines geschlossenen


Wirtschaftsgebietes zur Förderung und Erzwingung dieses Zieles die internatio-
nale Goldwährung gefordert hätten, so wäre das, wie die Erfahrung gelehrt,


durchaus vernünftig gewesen. Die Goldwährung, das steht fest, hat sich für die


Entwicklung des Welt- und Freihandels als das denkbar größte Hindernis er-


wiesen.


Nun ist es ein für die Erkenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge ver-
hängnisvoller Zufall gewesen, daß die Entdeckung der Goldfelder in Südafrika
und Alaska mit der Einführung der Schutzzölle zeitlich zusammenfiel. So ist es


gekommen, daß man den Aufschwung der Wirtschaft, der nun einsetzte, nicht


mit der steigenden Goldförderung, also mit Ereignissen auf dem


Währungsgebiete, in ursächlichen Zusammenhang bringt, sondern mit den


Wirkungen der Schutzzollpolitik. Darum wollen wir hier um so stärker betonen,


daß jener Aufschwung eine Welterscheinung gewesen ist, und sich auch nament-


lich in denjenigen Ländern ebenso stark bemerkbar gemacht hat, gegen die die


Politik der Schutzzollstaaten gerichtet war, oder die dem Freihandel treu blieben.


Mit den reichen Goldfunden Afrikas, deren Wirkung durch das bekannte Spiel


des Dritteldeckungsgesetzes verdreifacht wurde, zogen endlich die Preise wieder


an, und machten den Handel rechnerisch wieder möglich. Alles, was uns die


Goldwährung gebracht hatte: allgemeiner Notstand, Arbeitslosigkeit,


Unzufriedenheit, Verelendung der Volksmassen, namentlich der Bauern,


Sozialdemokratie, Massenauswanderung, Landstreicher, Bettelei, Not der


Landwirtschaft, Wucher und Wuchergesetze, Judenhetze, unzählige


Zahlungseinstellungen, Zusammenbruch großer und kleiner Unternehmer,


Rückgang der Dividenden, Kursrückgang aller Börsenpapieren, Fehlbetrag im


Haushalt der Einzelpersonen, der Gemeinden, der Bundesstaaten und des


Reiches, Zölle, Zollkämpfe, Verhetzung aller Volksklassen und Völker und die


entsprechenden Rüstungen, das alles verschwand nun nach und nach,
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seitdem man in Afrika soviel Geld fand, oder es war wenigstens in der


Rückbildung begriffen. In allen Ländern wurde mit Hochdruck gearbeitet. Und


trotzdem die Erzeugung sich überall verdoppelte und vervielfachte, gingen die


Preise nicht zurück, sondern stiegen weiter, und niemand sprach von Überpro-


duktion. Das Wort, das vordem in aller Munde war, und 20 Jahre lang in keinem


Zeitungsaufsatz fehlte – war fast in Vergessenheit geraten. Und zur Verblüffung


aller, die die Doppelwährungstheorie bekämpft hatten, stieg der Zinsfuß und ver-


schwanden die Geldansammlungen in den Banken in demselben Verhältnis, wie


als Folge der wachsenden Goldfunde in der ganzen Welt die Herstellung von


Metall- und Papiergeld vermehrt wurde. All das bestätigte aufs glänzendste die


Behauptung der Bimetallisten, die die Ursache der überstandenen Not auf


schlechte Währungsverhältnisse zurückführten.


Angesichts dieser niederschmetternden Widerlegung der Goldwährungstheorie


wäre nun wohl eine Umgestaltung der Währungsgesetze am Platze gewesen.


Aber es geschah nichts. Die Reichsbank hielt fest am Bestehenden. Was sie vor-


schlug, sollte nicht der Beseitigung der Goldwährung dienen, sondern ihrer


Befestigung. Übrigens gingen ja die Geschäfte gut, jetzt war erst recht kein


Grund vorhanden, sich um die Währung zu kümmern. Vom Taumel des flotten


Geschäftsganges ergriffen, hatte auch niemand Lust, die Zeit – die jetzt wirklich


Geld war – mit dem Erforschen des Währungsrätsels zu verlieren.


Die Erfahrung hatte zwar die Richtigkeit der bimetallistischen Anschauung über


die Ursache der großen Wirtschaftskrise bewiesen, zugleich hatte sie aber auch


die Gründe beseitigt, derentwegen die Bimetallisten die Goldwährung angegriffen


hatten. Diese hatten ja in der Währung nur den mangelnden Zufluß von Gold


auszusetzen gehabt. Dieser Mangel war nun gehoben – also war alles wieder in


bester Ordnung. Otto Arendt, der den Bimetallismus so eifrig gepredigt hatte,


erklärte sich nun als Anhänger der Goldwährung.


Jedoch die Herrlichkeit dauerte nicht lange. Der Goldzufluß, der bis 1910 rasch


gestiegen war, blieb nun ungefähr auf gleicher Höhe, während der Goldabfluß in


die Industrie und in die neu zur Goldwährung übergehenden Staaten ununter-


brochen wuchs. Viele Staaten benutzten die günstigen Verhältnisse dazu, um


durch Ankauf von Gold ihre Währungen zu „fundieren“. Argentinien allein entzog


dem Weltmarkt in den Jahren 1900 – 1910 mehr als 300 Tonnen Feingold.


Brasilien, Chile, Mexiko, Rußland, Japan handelten ähnlich. Zugleich bewirkte


der zunehmende allgemeine Wohlstand, den der flotte Geschäftsgang erzeugt


hatte, daß die Goldmünzen massenhaft für die Zwecke der Goldschmiede einge-


schmolzen wurden. Das ist ja einer der größten Fehler der Goldwährung, daß


der Wohlstand, den der
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Vollbetrieb der Volkswirtschaft erzeugt, die Ursache dieses Vollbetriebes gesetz-


mäßig vernichtet.


So genügten also die reichlichen Goldfunde in Afrika jetzt nicht mehr, um die


hochgeschraubten Preise weiter in die Höhe zu treiben. Der flotte Geschäftsgang


braucht aber unter dem heutigen Geldsystem den Ansporn steigender Preise.


Stetige oder gar fallende Preise kann die von der Goldwährung bediente


Volkswirtschaft nicht vertragen. Mehrere Jahre schon vor Kriegsausbruch erreg-


ten die wirtschaftlichen Zustände allenthalben größte Besorgnis. Wie weit diese


Besorgnisse am Kriegsausbruch beteiligt sind, soll hier nicht weiter untersucht


werden. Sicher ist, daß damals vielen Kaufleuten, Unternehmern, Landwirten aus


Geschäftsrücksichten nicht mehr viel an der Aufrechterhaltung des Friedens


gelegen war. Und diese Rücksichten spielen doch sonst eine gewichtige Rolle.


Der Kriegsausbruch warf die Goldwährung gleich über den Haufen. Den ersten


Stoß hatte sie bereits 1911 erhalten, als die Reichsbanknote zum gesetzlichen


Zahlungsmittel erklärt und damit der Papierwährungstheorie das erste gesetz-


liche Zugeständnis gemacht wurde. Mit der Auflösung der Einlösungspflicht im


August 1914 wurde die unmittelbare Verbindung des Papiergeldes mit dem Gold


zerhauen und das deutsche Papiergeld zum erstenmal ganz auf sich selbst


gestellt. Zwar ist dieser Sachverhalt noch nicht amtlich anerkannt worden. Immer


noch liest man, selbst auf den Noten, die jetzt frisch von der Presse kommen,


daß die Reichsbank dem Inhaber „bei Sicht x Mark zahlt“. Aber jeder weiß, daß


es sich hier um leere Worte handelt, um eine Verlegenheitsinschrift, die viel mehr


darauf berechnet ist, die Vorrechte der Reichsbank-Aktiengesellschaft als die


Rechte des Noteninhabers zu betonen. Die Reichsbank „zahlt“ ja nicht mehr, und


es ist gut so. Wer das Papiergeld der Reichsbank sinngemäß als Tauschmittel


braucht, also Waren damit kauft, hat ja alles, was er vom Geld erwarten kann.


Warum also noch das Zahlungsversprechen? Die Reichsbank kann gelassen


einen Strich durch ihr Zahlungsversprechen ziehen, es wird darum doch nie-


mand, der Waren zu verkaufen hat, und nun auf das Reichsbankpapiergeld


angewiesen ist, dieses zurückweisen. Das Erklären der Reichsbanknote zum


gesetzlichen Zahlungsmittel und das Fehlen jeglichen anderen Geldes genügen


vollauf, um dem Reichsbankpapiergeld die Kursfähigkeit unter den


Warenbesitzern zu sichern. Eine besondere Einlösung ist überflüssig, denn Geld


werden wir doch immer brauchen, solange wir Waren erzeugen und auf den


Markt bringen. Das Papiergeld einlösen heißt das Papiergeld vernichten. Warum


aber dem Volk die Vernichtung des Papiergeldes versprechen – wenn wir es


doch ewig brauchen werden? Viel wichtiger als das „Zahlungsversprechen“ in


den Bank-
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noten, wäre ein Versprechen sinngemäßer, geordneter Verwaltung des Geldes.


Was wir wünschen, was wir von einer geordneten Geldverwaltung fordern kön-


nen, ist eine Gewähr dafür, daß wir für das Geld immer Waren kaufen können,


bei dauernd festem Durchschnittspreis. Der Durchschnittspreis der Waren muß


fest bleiben, das ist alles, was die Reichsgeldverwaltung in der Inschrift ihres


Papiergeldes dem Inhaber zu versprechen braucht. Und da die Reichsbank das


Alleinrecht der Notenausgabe hat, so kann sie dieses Versprechen auch halten,


und zwar selbst unter den unglücklichsten Verhältnissen, selbst im Kriege –


wenn sie das will. Sie muß Geld herstellen und ausgeben, so oft und so lange


der Durchschnittspreis der Waren fällt, und umgekehrt Geld einziehen und ver-


brennen, so oft der Durchschnittspreis der Waren steigt. Mehr braucht sie nicht


zu tun. Selbst braucht sie keine Ware feilzuhalten, am allerwenigsten Gold oder


Silber, die ja für 99% der Bevölkerung gerade die nebensächlichsten aller Waren


sind. Sie braucht sich auch nicht um den Preis der einzelnen Waren zu küm-


mern. Nur allein der vom statistischen Amte ermittelte Durchschnittspreis soll der


Reichsbank als Maßstab für den Geldbedarf dienen. Wie dieser Preis zu ermit-


teln ist, ist heute keine Streitfrage mehr. Über diese Frage ist die Entscheidung


gefallen für alle, die sich ernsthaft mit ihr befaßt haben. Wir verweisen auf die


Arbeiten von Dr. Th. Christen, Prof. Irving Fisher, Silvio Gesell und anderen. Die


absolute Währung, unter der der Durchschnittspreis unter allen Umständen fest


bleibt, ist heute Sache des Wollens, nicht mehr des Könnens.


Die absolute Währung würde uns von alledem frei halten, was uns die


Goldwährung gebracht hat. Sie gibt uns volle Gewähr gegen den Wechsel der


Marktverhältnisse; sie beschränkt die Schwankungen im Preise der einzelnen


Ware auf die natürlichen, im Verbrauch liegenden Ursachen, und bringt dadurch


die Währung unmittelbar unter die Aufsicht des Volkes. Der Begriff „Mark D.R.W.“
wird zu einer festen, allbekannten Größe, die in den sich dem Gedächtnis mit der
Zeit einprägenden Warenpreisen ihren festen Boden hat. Dadurch werden auch


die Kaufleute einer höchst wirksamen öffentlichen Aufsicht unterworfen. Heute


weiß niemand, was eine Mark ist, weil die Warenpreise ständig die größten


Schwankungen durchmachen.


Die Goldwährung schuf Zeiten des Geldüberflusses und des Geldmangels. 


Mit der absoluten Währung werden wir immer haarscharf den Tagesbedarf 


decken. Der Geldüberfluß schuf die Hochkonjunkturen, mit der Schädigung aller


sogenannten Festbesoldeten, der Altersgeldempfänger, Pfandschuld- und


Obligationengläubiger. Vielfach mußten die Arbeiter durch Androhung von Streik


die Löhne den gestiegenen
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Warenpreisen anpassen. Mit der absoluten Währung bleibt der Durchschnitts-


preis fest. Der Geldmangel, der bei der Goldwährung den Geldüberfluß ablöste,


schuf die Flaue [Flaute], mit all ihren bekannten Begleiterscheinungen: Krisen,


Arbeitslosigkeit, Schädigung und Bankrott der Schuldner, Fehlbeträge im


Staatshaushalt usw. Mit der absoluten Währung wird niemals handelstechnischer


Geldmangel herrschen. Die Goldwährung war eine Zufallswährung; sie hing von


den Goldfunden ab, und die Geschichte beweist uns, wie unregelmäßig diese


Funde sind. Während der ganzen Dauer des Mittelalters wurde so gut wie nichts


gefunden – und deshalb mußte man sich im Mittelalter auch großenteils ohne


Geld, ohne Handel und ohne die gewaltigen Vorteile der Arbeitsteilung behelfen.


Wir haben keinerlei Gewähr dafür, daß die Funde, auf die uns die Goldwährung


anweist, auf der Höhe unseres Bedarfs bleiben werden. Mit der absoluten


Währung dagegen ist der Handel für alle Zeiten vom Zufall unabhängig.


Wegen der Unregelmäßigkeit, womit der Markt mit Geld versorgt wurde, war


der Handel immer ein gefährliches Unternehmen, und niemand wollte darum


Geld im Handel anlegen, es sei denn, daß eine hohe Verzinsung für die


Verlustgefahr Deckung schuf. So wurde der Warenaustausch verteuert. Mit der


absoluten Währung verschwindet dieses besondere Risiko; hiernach wird sich


auch das Handelskapital mit einer niedrigeren Verzinsung begnügen können und


den Gesetzen des Wettbewerbes auch begnügen müssen.


Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Zinsfuß mit den Warenpreisen steigt


und fällt. Die Flaue (Baisse) ist von einem niedrigen Zinsfuß begleitet und die


Hochkonjunktur von einem hohen Zinsfuß. Von der Höhe des Zinsfußes wird der


Kurs der festverzinslichen Wertpapiere bestimmt. Jede Veränderung im Zinsfuß


überträgt sich, mit 20 – 25 vervielfältigt, auf den Kurs der Festverzinslichen.


Diese Schwankungen werden jetzt, da die Börse mit den Kriegsanleihen belastet


ist, märchenhafte Summen ausmachen, falls der Zinsfuß die tollen Sprünge der


letzten Jahrzehnte wiederholen sollte – und das wird er, wenn wir keine


Währung, keine Stetigkeit in unsere Währungsverhältnisse bringen. Mit der ab-


soluten Währung werden die Warenpreise und der Zinsfuß fest bleiben – darum


werden auch die Kurse der festverzinslichen Papiere keine Sprünge mehr


machen.


Kurz, der Vorteile, die wir von der absoluten Währung erwarten können, sind


so viele, daß man schon schwerwiegende Gründe aufbringen müßte, um sie


ablehnen zu können. Tatsächlich läßt sich aber vom allgemeinen volkswirtschaft-


lichen Standpunkt überhaupt nichts gegen die absolute Währung vorbringen.


Privatwirtschaftliche Gesichtspunkte sollen aber in einer öffentlichen Sache, wie


sie das Geld ist, überhaupt keine Berücksichtigung finden, da man diesen privat-
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wirtschaftlichen Belängen nur auf Kosten anderer privater Interessen gerecht


werden könnte. Die absolute Währung steht unparteiisch über aller Rücksicht auf


einzelne.


Ein Wort ist noch zu sagen inbezug auf den Devisenkurs (Wechselkurs –


Valuta).


Wir können dem Reichswährungsamt nicht zwei verschiedene Maßstäbe vor-


schreiben, mit denen es den Geldbedarf messen soll. Wir haben zu entscheiden,


ob die Geldausgabe auf feste Warenpreise oder aber auf feste Devisenkurse


gerichtet sein soll. Der überragenden Bedeutung des Inlandhandels entspre-


chend wünschen wir vor allem feste Warenpreise; daneben, soweit es sich ver-


einbaren läßt, auch feste Devisenkurse. Der erstrebte feste Durchschnittspreis


der Waren hängt allein von der Tätigkeit des Reichswährungsamtes ab. Jedoch


kann die Verbindung dieses Zieles mit festen Devisenkursen nur auf Grund von


festen Vereinbarungen mit den betreffenden Ländern erfolgen. Der feste


Devisenkurs stellt sich ein, sobald die am Außenhandel beteiligten Staaten eine


mit der unsrigen übereinstimmende nationale Währungspolitik betreiben. Bisher


hatten wir auch inbezug auf die Devisenkurse kaum etwas, was man aktive


Währungspolitik hätte nennen können. Wenn trotzdem die Schwankungen der


Devisenkurse sich nur zwischen den Goldpunkten bewegten, so lag das daran,


daß die Ware, auf die die Devisen lauteten, also das Gold, sich leicht und ohne


größere Unkosten von einem Lande zum anderen hinüberleiten ließ. Konnte man


also keine Devisen auftreiben, so verpackte man das Geld, womit man sonst die


Devisen gekauft hätte (Gold) und schickte es anstelle der Devise. Dieses


Verfahren bewirkte dann noch, daß in den Ländern mit passiver Handels- und


Zahlungsbilanz, wo es also zur Goldausfuhr kam, als Folge dieses Goldexportes


die Warenpreise wieder auf den internationalen Stand sanken, wodurch die


Handels- und Zahlungsbilanz wieder zugunsten dieses Landes selbsttätig


umkippte. Wir hatten also anstelle einer Verwaltung einen Automaten. Anstelle


des die Dinge durchdringenden Geistes eine Maschine – die Maschinenarbeit 


lieferte. Der Automat wirkte, wie alle Automaten, d.h., erst dann, wenn man das


Geld eingepackt und abgeschickt hatte. Er beugte nicht vor. Er trat in Tätigkeit,


wenn das Höchstmaß der Störung bereits eingetreten war, d.h., wenn als Folge


eines verhältnismäßigen Geldüberflusses die Warenpreise die Grenze der


Abweichung vom Gleichstand, die zur Goldausfuhr führte, erreicht hatten.


Anstelle dieses Automaten wollen wir eine von der Erkenntnis geleitete


Handlung setzen. Die am Welthandel beteiligten Länder werden ihre Währung


ebenfalls auf die Festigkeit des Durchschnittspreises einstellen, und damit ver-


schwinden die Hauptgründe für die Schwankungen in der Handelbilanz. Die


internationalen Handels-  Handelsbeziehungen
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beziehungen werden viel stetiger werden. Wir erinnern hier an die Störungen, die


seinerzeit die Einfuhr (und Wiederausfuhr) der französischen Milliarden in der


Handelsbilanz, namentlich des Deutschen Reiches, aber auch der anderen


Länder verursachte. Solche Störungen werden mit der absoluten Währung nicht


mehr vorkommen. Lange, bevor die Handelsbilanz zu Störungen der


Zahlungsbilanz führen kann, werden die Währungsämter der beteiligten Länder


eingreifen. Dort, wo die Warenausfuhr zu stark ist, werden die Preise durch


Ausgabe von Geld gehoben – dort, wo die Wareneinfuhr zu stark ist, werden die


Preise durch Geldeinzug gesenkt; kurz das, was unter der Goldwährung heute


selbsttätig, aber zu spät eintritt – Goldeinfuhr und Goldausfuhr – wird hier recht-


zeitig und vorbeugend durch dasselbe Mittel, durch Geldeinziehen und


Geldausgeben willkürlich herbeigeführt. Denn Goldausfuhr ist der Wirkung nach


nichts anderes als Geldeinzug, und Goldeinfuhr ist auch nichts anderes als


Geldausgabe. Für jede Mark, die die Reichsbank für die Ausfuhr hergibt, muß sie


ja aller Regel nach 3 Mark in Noten einziehen (Dritteldeckung). Der Unterschied


in dieser Beziehung liegt also darin, daß die Währungsämter vorbeugend han-


deln werden, während die Reichsbank heute nur dann eingreift, wenn von ihr


Gold für die Ausfuhr verlangt wird – wenn also der Geldüberschuß, den sie ein-


zieht, seine störende Wirkung bereits getan hat.


Kommt es zu einer Verständigung zwischen den einzelnen Staaten inbezug auf


die leitenden Grundsätze der Währungsämter, so liegt der Gedanke nahe, ein


internationales Währungsamt zu gründen, wo die Bewegungen der Devisenkurse


beobachtet, ihre Ursachen erkundet und den nationalen Geldverwaltungen dieje-


nigen Maßnahmen nahegelegt werden, die geeignet erscheinen, um die


Devisenschwankungen zu beseitigen, wobei es sich immer nur um die


Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufes handeln kann. Mit der Zeit


wird dann wohl auch der Vorschlag auftauchen, die Währungsämter der einzel-


nen Staaten in diesem internationalen Amt zusammenzufassen, um den alten


Traum des Weltgeldes zu verwirklichen. Mit der Metallwährung ist ein solcher


Vorschlag nicht ausführbar. In der Natur der auf dem Papiergeld begründeten


absoluten Währung liegt aber nichts, was der Verwirklichung dieses Vorschlages


im Wege stände. Übrigens läßt sich die absolute Währung nur auf diesem Wege


mit völliger Festigkeit der Devisenkurse vereinigen.


Da dem Inhaber des Papiergeldes nur die absolute Währung, aber keine


bestimmte Ware (Gold) versprochen wird, so ist auch jede sogenannte Deckung


(Goldreserve) überflüssig. Die absolute Währung muß man sich dynamisch, nicht


statisch vorstellen (Christen). Sie ist eine Tat, eine Verwaltungsmaßnahme, kein


Stoff, keine Eigenschaft
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eines Stoffes. Als Deckung des vom Reichswährungsamt ausgegebenen
Papiergeldes gilt dessen Betätigung als Geld, die Dynamik des Tausches der
Waren, ähnlich wie wir uns die Deckung einer Eisenbahnaktie auch nicht in dem


Stahl der Schienen, sondern im Güterverkehr, der sich auf den Schienen


abspielt, vorstellen. Ohne diesen Verkehr wäre die Aktie leer, wie das Geld ohne


den Warenaustausch auch inhaltslos wäre. Aus dem gleichen Grund ist auch die


Sicherheit des Papiergeldes in den im Lande feilgebotenen Waren zu suchen.


Solange und nur solange Waren feilgeboten werden, ist das Geld gesichert. Das


hat uns der Krieg jetzt wohl deutlich genug vor Augen geführt. Wie mancher


denkt heute: hätten wir nur Waren anstelle des so oft genannten Goldschatzes


der Reichsbank! Was nützt dem Besitzer der Reichsbanknote die Metalldeckung,


wenn die Läden leer sind? Wer die Natur des Papiergeldes und der absoluten


Währung begriffen hat, der lehnt jede besondere Deckung, auch die


Dritteldeckung ab. Ja, namentlich diese unantastbare Dritteldeckung, die von der


Wissenschaft schon längst, jetzt auch von Praktikern als Unsinn erkannt ist. Der


antastbare Teil der Deckung hat, solange man keine aktive Währungspolitik


betreibt und man die Währung als Selbstbetätigung der Goldreserven erwartet,


noch einen Sinn. Die unantastbare Dritteldeckung aber, da sie nie wirksam wer-


den darf, ist sinnlos. Ebensogut könnte man das unantastbare Gold des Mondes


als Deckung verwenden. Es hat übrigens auch noch niemals jemand für das


Dasein dieses unantastbaren Goldes einen vernünftigen Grund entdecken 


können.


Jetzt zeigt auch wieder der Krieg all denen, die unfähig sind, die Dinge auf


theoretischem Wege zu durchschauen, wie die Dritteldeckung uns nicht davor


bewahrt hat, daß der Devisenkurs so tief unter pari sinken konnte. Die


Dritteldeckung ist, wenn unantastbar, wirkungslos, daher überflüssig. Der Teil der


Golddeckung aber, der bisher zur Noteneinlösung diente, läßt sich mit Vorteil


durch Reichsanleihen ersetzen und noch besser durch aktive Währungspolitik


überflüssig machen.


Auch der alte Glaube, daß die Dritteldeckung nötig sei, um das „Vertrauen“ des


Volkes zum Papiergeld zu unterhalten, ist ein Märchen. Tatsächlich kann die


öffentliche Geldverwaltung von der Rücksicht auf das Vertrauen und Mißtrauen


des Volkes völlig absehen. Die Macht des Geldmonopols ist jederzeit unbe-


schränkt. Solange die Geldverwaltung kein anderes als ihr Geld im Verkehr 


duldet, bleibt den Erzeugern von Waren nur die Wahl, das Geld des Staates


anzunehmen, oder ihre Waren unverrichteter Sache wieder nach Hause zu 


tragen. Dafür aber, daß sie letzteres nicht tun werden, sorgt die Natur ihrer


Erzeugnisse. Kein Bauer wird seine Waren deshalb, weil er dem Gelde mißtraut,


verderben lassen. Selbst das Erklären
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des Papiergeldes zum gesetzlichen Zahlungsmittel ist für den Warenaustausch


überflüssig. Im Wettbewerb mit anderen Geldarten siegt immer das Produkt des


Staatsmonopols, und zwar siegt es um so leichter, je größer das Mißtrauen ist,
dem es begegnet. Die Erklärung dieses eigentümlichen Spieles der Kräfte gibt


das sogenannte Greshamgesetz.


Wer die Währung dynamisch als Verwaltungsmaßnahme betrachtet, braucht


also auch den Ballast der Dritteldeckung nicht.


Die Wiedereinführung der Goldwährung ist nicht unmöglich, wie manche heute


behaupten. Die Goldwährung entzieht sich nicht ganz einer aktiven


Währungspolitik. Die Goldwährung verlangt z.B. durchaus nicht, daß wir beim


gleichen Münzfuß bleiben. Wir können das Gold strecken, wie wir es auch umge-


kehrt behandeln können. Heute rechnen wir 2790 Mark auf das Kilo Fein. Wir


können aber auch 4 – 8 – 10 000 Mark aus dem Kilo ziehen. Das steht der


Goldwährung an sich nicht im Wege. Wir können das Gold so weit strecken, daß


wir die Kriegspreise beibehalten können. Und auf dieser Grundlage könnte man


so wie bisher „weiterwursteln“. Wir brauchen also, wenn wir durchaus bei der


Goldwährung bleiben wollen, die Kriegspreise nicht rückwärts zu schrauben. Und


wenn wir nach dem Vorschlag handeln, den seinerzeit Professor Woodrow


Wilson (jetzt Präsident Wilson) machte, so können wir sogar die absolute


Währung bis zu einem gewissen Grade mit der Goldwährung verbinden. Wilson


schlug nämlich vor, den Goldgehalt der Dollarnote zu vermehren, wenn die


Warenpreise aufwärts strebten, und ihn zu vermindern, wenn die Preise fielen.


Niemand wird leugnen, daß auf diese Weise die absolute Währung zu erreichen


ist. Praktisch wie theoretisch läuft die Sache aber auf unseren Vorschlag hinaus,


indem auch hier der Durchschnittspreis der Waren den Maßstab für die Ausgabe


von Dollarnoten abgeben wird. Wilson kann die Währung noch nicht ganz dyna-


misch, als Tat, begreifen. Er haftet noch am Stoff, sonst hätte er die vollkomme-


ne Trennung des Dollars vom Gold verlangt.


Ganz und gar unmöglich ist jedoch die Rückführung der Preise auf den Stand


vor dem Kriege. Einerlei, welches Tempo man auch für diese Rückführung vor-


schlagen würde – der Vorschlag ist undurchführbar. Der Versuch allein, die


Warenpreise wieder rückwärts zu schrauben, würde uns mehr kosten als der


Krieg. Auch würde man es sofort als größte Ungerechtigkeit erkennen, wenn die-


jenigen, die ihre Pferde, Schweine, Gänse, Leder, Wolle usw. zu Kriegspreisen


verkauften und mit dem Erlös Kriegsanleihen zeichneten, jetzt beim Verkauf der


Kriegsanleihen ihre Pferde, Schweine usw. zu Friedenspreisen wieder einkaufen


könnten – also zur Hälfte, zum Drittel von
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dem, was sie dafür erhielten. Außerdem ist ja ein allgemeiner Preisrückgang


gleichbedeutend mit Wirtschaftskrise. Wenn man aber die früheren Preise nicht


wieder herstellen kann, so soll man auch nicht davon reden, nicht damit drohen.


Sagen wir es heute offen und ehrlich, damit sich jeder darauf einrichten kann: für


uns ist die Goldwährung endgültig erledigt.


Man sage auch nicht, daß wir uns durch eine solche Lossagung von der Welt


absondern. Das Gegenteil ist der Fall. Durch den Bruch der Goldwährung sind


die Völker heute alle inbezug auf die Währung abgesondert, – am meisten viel-


leicht die Staaten, die bei der Goldwährung verblieben, wie die Schweiz z.B., 


die mit keinem Lande mehr in einem festen Valutaverhältnis steht, trotz


Goldwährung. Führen wir dagegen in Deutschland die absolute Währung ein, so


schaffen wir „einen festen Punkt in der Erscheinungen Flucht“, einen


Kristallisationskern, um den sich die anderen Staaten durch Einführung der 


gleichen Währung gruppieren können – wenn sie wollen. Schaffen wir die ab-


solute Währung, so weiß jeder im Ausland, was er hat, wenn er einen


Markwechsel gekauft hat. Er weiß, daß die Mark währt, und zwar dort währt,


worauf es allen in erster Linie ankommt, auf den Märkten, den Waren gegenüber.


Kehren wir dagegen zur Goldwährung zurück, so sagt der Markwechsel dem


Ausländer gar nichts; er weiß nicht, ob er die Waren zum halben oder zum 


doppelten Preis wird bezahlen müssen.


Dabei gibt uns die absolute Währung die Möglichkeit, als Ausgangspunkt der


eigentlichen Geldverwaltung denjenigen allgemeinen Preisstand zu wählen, der


den Bedürfnissen des Handels, der Landwirtschaft, der Industrie, der


Reichsfinanzen und des allgemeinen Zahlungsverkehrs am besten gerecht wird.


Wenn die Landwirte, Handwerker und Unternehmer nach Friedensschluß z.B. die


jetzigen Kriegspreise für ihre Erzeugnisse weiter erhalten, so können sie auch


mit der Zahlung der erhöhten Löhne und Steuern fortfahren, und dann können


die Arbeiter auch den erhöhten Wohnungszins bezahlen. So werden die ver-


schuldeten Hausbesitzer ihrerseits ihren Hypothekenverpflichtungen nachkom-


men können. Der damit verfilzte Zahlungsverkehr wird keine Unterbrechung


erfahren. Dann wird die zum Vollbetrieb zurückkehrende Volkswirtschaft die


neuen Kriegssteuern tragen und auch der Staat seinen Verpflichtungen mit


Einschluß der Kriegsanleihen gerecht werden können; während die Rückführung


der Warenpreise auf einen vollkommen unübersehbaren, vielleicht 100% niedri-


geren Goldwährungsstand, und die damit verbundene Wirtschaftskrise die


Steuerkraft des Volkes untergraben, den Zahlungsverkehr unterbrechen und die


unverkürzte Verzinsung der Kriegsanleihen ganz unmöglich machen würde.
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Bei den Friedensverhandlungen wird man nicht umhin können, über die künfti-


ge Feststellung der Devisenkurse sich zu verständigen Dies wird nur mit der


absoluten Währung möglich sein. Und da mit der absoluten Währung die


Gründe, die die meisten Staaten zur Schutzpolitik trieben, fortfallen, so wird auch


bei denselben Friedensverhandlungen die Frage des Wirtschaftsfriedens, also


des Weltfreihandels eine Beantwortung erhalten.


* * *


Kopernikus entdeckte die Bewegungen der Erde um die Sonne. Er konnte sich


aber nicht zum Gedanken einer frei im Raume schwebenden Erde erheben. Er


ließ die Erde auf einer festen Ebene laufen. Galilei befreite die Erde von dieser


Fessel und schleuderte sie in den Raum.


Die Ergebnisse der Neuzeit haben bei einer Reihe von Theoretikern den


Gedanken einer Papierwährung erweckt, die, wie die absolute Währung, um den


Durchschnittspreis der Waren, statt um das Gold kreisen soll. Aber diese


Theoretiker, Nominalisten nennen sie sich, haften noch am Stoffe, sie brauchen


zum Begriffe ihres Papiergeldes noch irgend eine feste stoffliche Ebene


(Golddevisen), auf der sie ihr Papiergeld kreisen lassen. Mit der absoluten


Währung wird auch diese letzte Fessel beseitigt; die absolute Währung kreist,


ohne an irgend eine bestimmte Ware gebunden zu sein, frei, wie die Erde um die


Sonne, um den Durchschnittspreis der Waren.
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Wirtschaftliche, politische und


finanzielle Voraussetzungen für die Errichtung des


Reichswährungsamtes.


Währung heißt Ordnung, volkswirtschaftliche Ordnung, die sich getrennt von


finanzieller Ordnung nicht denken läßt. Sie ist der Ausdruck allseitiger


Gesundheit. Ihre Zerrüttung ist zugleich Ursache und Wirkung wirtschaftlicher,


politischer, finanzieller Zerrüttung.


Der Angriff zur Herstellung gesunder Währungsverhältnisse muß gleichzeitig


auf der ganzen Front erfolgen – auf der politischen, finanziellen und volkswirt-


schaftlichen Front. Sonst wird die Gesundung nicht einsetzen, und der schon


lange drohende völlige Zusammenbruch und Untergang wird kaum noch zu ver-


meiden sein. Je länger wir zögern, umso schwerer werden die schmerzhaften


Eingriffe sein müssen. Jetzt schon werden wir ganze Glieder unseres staatlichen


Gefüges opfern müssen.


Wer das erkannt hat und sich auch bewußt ist, daß der einzelne sich heute
nicht retten kann, wenn nicht das Ganze gerettet wird, der wird auch bereit sein,


für sich alle Opfer zu bringen, die die Rettung aller von ihm fordert. Freilich!


Letzterer Behauptung wird – so wie die Dinge heute stehen, nicht so allseitig


zugestimmt werden, wie man vernünftigerweise wohl ohne weiteres vorausset-


zen möchte. Die bisher herrschende Klasse sieht das Ungewitter kommen und


ist bereit, Opfer zu bringen, um das alte Gefüge überhaupt zu retten. Sie ist


bereit, große Vermögensteile fahren zu lassen, um den Rest zu retten – mit der


Hoffnung, das Verlorene später wieder zu erlangen. Anders ist es bei den


Arbeitern. Auch sie wollen Opfer bringen, schwere Opfer sogar; sie wollen ihr


Bestes hergeben, so wie es die Lage von ihnen fordert. Aber das tun sie nicht,


um die alten Zustände, den kapitalistischen Klassenstaat zu retten.


Kann man von der werktätigen Bevölkerung annehmen, daß sie sich dazu her-


gibt, ihre Ketten neu zu schmieden, die die Kriegsereignisse verrosten ließ?


Keinen Hammerschlag für die Wiedereinsetzung der alten Ordnung; lieber ein


Ende mit Schrecken, als eine Fortsetzung dieser Arbeiterdämmerung.


Hier liegt die zu lösende Aufgabe, von der alles übrige abhängig ist. Der


Vollbetrieb der Volkswirtschaft, die Reichsfinanzen und das
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Reichswährungsamt setzen die freudige Mitwirkung der gesamten werktätigen


Bevölkerung voraus – und töricht wäre es, diese zu erwarten, wenn es sich nur


darum handeln würde, die Zwingburgen des Kapitals neu zu errichten. Nein, das


Rettungswerk muß etwas Neuem, Schönerem gelten. Es muß, wenn es gelingen


soll, im Proletariat, bei den Beamten, Bauern, bei der gesamten werktätigen


Bevölkerung eine große, lichte Hoffnung erweckt werden. Die besitzlose Menge


muß wissen, daß der Schweiß, den sie zur Rettung vergießen soll, und das


geduldige Tragen des Notstandes, dem Aufbau des Zukunftsstaates gilt.
Ist seit dem Umsturz, in den 11/2 Jahren, irgend etwas geschehen, was solcher


Hoffnung Nahrung geben könnte? Ist das Programm unserer politischen Parteien


auf solches Ziel gespitzt? Hat sich die Lage, die wirtschaftliche, politische, wie


finanzielle Lage, seit 11/2 Jahren nicht von Tag zu Tag verschlechtert? Ist der


Papiergeldumlauf nicht von 15 auf 55 Milliarden angewachsen? Ist die Valuta


nicht seitdem von 65 auf 10 gefallen? Müssen die Lohnsätze nicht täglich umge-


staltet werden? Ja, ist die kapitalistische Ausbeutungsrate, der allgemeine


Zinsfuß nicht von 4 auf 8, der Handelsprofit von 35 auf 70 gestiegen? Ist nicht


anstelle der nötigen, großen, lichten Hoffnung bei allen Arbeitern die


Verdrossenheit, ja die Verzweiflung getreten? Die Verzweiflung aber ruft


Verzweiflungstaten herbei.


Der Kommunismus widerspricht der Natur des Menschen; der sozialdemokrati-


sche Bürokratenstaat geht an Innenreibungen zugrunde, der kapitalistsche Staat


liegt verendend am Boden. Was tun? Wer rettet uns aus dieser Verworrenheit?


Wer zeigt uns den gangbaren Weg in den Zukunftsstaat? Die Programme unse-


rer politischen Parteien zeigen uns diesen Weg nicht. Das Programm der


Kommunisten und der Sozialdemokraten bringt uns statt der ersehnten persön-


lichen Befreiung die allseitige Gebundenheit. Schon der kapitalistische Staat


schlug viele von uns in Fesseln; – der kommunistische Staat verstärkt diese bis


zur Unerträglichkeit. Mit diesem Programm, das den Menschen zum Teil eines


Betriebes macht, das das Gefühl der Verantwortung ertötet, das die Faulen,


Dummen den Starken aufbürdet, bis auch diese unter der Last zusammenbre-


chen, das die natürliche Auslese, das Naturgesetz, das uns formt, uns der stän-


dig wechselnden Außenwelt anpaßt, fälscht oder ganz ausschaltet – mit diesem


Programm, wahrhaftig, kann man das Volk nicht einigen. Es wird ewig unmöglich


bleiben, die Massen des werktätigen Volkes geschlossen für die Durchführung


des kommunistischen Programms zu gewinnen – so daß dieses Programm, wie


ihr Hauptvertreter, Otto Neurath, es ja auch selbst zugibt, nur durch Zwang, all-


seitigen Zwang durchgeführt werden könnte. Zwang aber ist Krieg, und Krieg ist


Untergang.
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Und die Programme der anderen Parteien? Des Zentrums, der deutschen


Demokraten, der deutschen Volkspartei? Entweder ist das. was sie erstreben,


mit der neuen Verfassung erledigt, oder aber es dient der Erhaltung der kapita-


listischen Vorrechte, des Klassenstaates, und ist damit hoffnungslos, also auch


erledigt.


Was heute zu tun ist, kann von einer Partei überhaupt nicht erledigt werden. 


Es gehört dazu die Mitwirkung des ganzen werktätigen Volkes. Es muß etwas


Neues geschehen – es muß ein Boden gefunden werden, auf dem sich alle,


ohne Ausnahme alle Werktätigen – die Industrie- und Landarbeiter, die selbstän-


digen Bauern, Handwerker, Kaufleute, Beamten aller Art verständigen, zu


gemeinsamem Vorgehen finden können, ohne daß sie ihre Sonderprogramme,


Sonderziele, Parteien und Organisationen aufzugeben brauchen – ein Band also,


das alle Parteien der werktätigen Bevölkerung umschlingt.


Dieses Band, dieser gemeinsame Kampfboden, dieses einheitliche Ziel aller


Werktätigen und ihrer Parteiorganisationen – der Kommunisten, Sozialisten,


Beamten, Bauern, Handwerker, wie auch der gewaltigen Masse der Pensionäre


und Altersrentner ist der Kampf wider alles Schmarotzertum, der Kampf wider
Kapital, Zins und Grundrente, Inbegriff der Ausbeutung, des arbeitslosen


Einkommens, des Marxistischen Mehrwertes.


Der Ausgangspunkt und Antrieb zu allen sozialistischen Bestrebungen ist nicht


der Wunsch gewesen, die persönliche Selbständigkeit und Selbstverantwortung


aufzugeben und sich den Anordnungen der – wenn auch selbstgewählten –


Behörden zu unterwerfen. Nein, das war nicht die Triebfeder. Was die mannig-


fachen sozialistischen Bestrebungen hat aufkommen lassen, das war und ist die


Ausbeutung durch das Kapital, die im Zins und in der Grundrente genau meßbar


ist.


Die Sozialisten entstanden zusammen mit dem Zins und mit der privaten


Aneignung des Bodens, die zur Ausbeutung in Form der Grundrente führte. Die


mannigfachen sozialistischen Systeme, die Utopien, schwärmerische


Ausgestaltung eines Zukunftstaates, sind nur Mittel, Mittel zum Schutze gegen


die Ausbeutung oder zu ihrer vollen Beseitigung. Der Papst verbot erfolglos die


Ausbeutung; die sozialistischen Systeme sollen sie unmöglich machen.


Die bisher bekannten sozialistischen Systeme konnten dieses Ziel immer nur


auf dem Wege einer völligen Aufhebung des Privateigentums, der


Selbständigkeit und Eigenverantwortung erstreben. Wo es zu Versuchen kam,


hat es sich regelmäßig herausgestellt, daß ihre Mängel größer waren als das


Übel, das sie bekämpfen wollten – daß die Menschen, wie sie heute sind, für


eine derartige Wirtschaftsordnung sich nicht verwenden lassen. Mißerfolg auf


Mißerfolg. So kamen denn
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soviele Sozialisten zu der trübsinnigen, verzweifelten Ansicht, daß zur Besserung


unserer Gesellschaftsordnung vor allem bessere Menschen nötig seien. Eine


hoffnungslose, verzweifelte, zum Selbstmord treibende Ansicht.


Die einzigen Sozialisten, die heute voller Hoffnung sind, die den Kampf wider


alle Ausbeutung mit Hilfe der heutigen Menschen, mit Hilfe der heutigen


Wirtschaftsordnung, mit Hilfe und mit Betonung des Egoismus, der Eigenliebe,


des Eigennutzes, des Privateigentums zu einem siegreichen, zu einem schnellen


Ende zu führen hoffen, das ist der


Bund für Freiland und Freigeld.


Das Programm dieses Bundes setzt nichts voraus als die Beseitigung von


Hemmungen, die der vollen Entfaltung der freien Wirtschaft im Wege stehen. Er


braucht keine anderen Menschen als die, die die 6000jährige kapitalistische


Unzucht hervorgebracht hat. Mit den Enkeln der deutschen Leibeigenen, mit den


Mißgeburten, mit den Kindern der Sauffreiheit, der einzigen Freiheit, die dem


Deutschen nie verkümmert wurde, mit den Schwachsinnigen, Zuchthäuslern, mit


den Leuten, die blindlings militärische Befehle mit Kadavergehorsam befolgen,


mit den Schutzzöllnern und organisierten Parteimenschen, kurz mit dem ganzen


wüsten Menschenbrei des zum Himmel stinkenden Klassenstaates, wird der


Freiland-Freigeldbund den Kampf wider das Kapital aufnehmen und dieses


Scheusal in kurzem Kampfe zur Strecke bringen, so daß wir, die Lebenden, den


Sturz noch mit ansehen werden. Diesen Enderfolg werden wir nicht plötzlich vor


uns haben, etwa wie im Theater, wenn der Vorhang gezogen wird. Wir werden


Schritt für Schritt den Sieg erringen, in den Zukunftsstaat hineinwachsen. Die


Ausbeutungsrate wird nicht durch ein Machtwort beseitigt, sie wird durch das


werktätige Volk im wahren Sinne des Wortes – abgebaut. Jedes Jahr wird man


Fortschritte feststellen können. Betrug die Ausbeutungsrate von jeher, seit


Hammurabi, 5% im Jahre, oder fürs Deutsche Reich etwa 20 Milliarden


Goldmark (1913), so wird unter dem Einfluß der vom Freiland- Freigeldbund
geforderten Reformen diese Ausbeutung bald nur mehr 19 – 18 – 17 Milliarden


betragen und wird in einem Zeitraum von 15 – 20 Jahren ganz verschwinden –


und noch früher, wenn wir alle, angespornt durch die sichtbaren Erfolge, unver-


drossen, unter voller Anspannung unserer Muskel- und geistigen Kräfte arbeiten


werden. Denn was der vom F.F.B. gegen den Kapitalismus geführte Kampf vom


Einzelmenschen verlangt, ist nicht Hunger, Streik und Kampf, sondern das, was


jeder gerne gibt, wenn er den gerechten Lohn erwarten kann, nämlich die Arbeit,


dieselbe Berufsarbeit, die jedermann genugsam kennt und deren Mühseligkeiten


nur dann überwunden werden können, wenn jeder weiß, daß der Ertrag der


Arbeit ihm per-
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sönlich zufällt, nicht aber der Gemeinde, der Gesellschaft, dem Staate, der


Menschheit und wie man diese nebelhaften Ungeheuer bisher noch benannt hat.


Der Freiland-Freigeldbund unterscheidet sich von allen anderen sozialistischen


Organisationen dadurch, daß er den Eigennutz als allgemeine Triebkraft in sein


von der Natur gewolltes Recht einsetzt. Vor den Pflug, der den steinigen, schwe-


ren Boden aufreißen soll, spannt der F.-F.-B. nicht die allgemeine Gleichheit und


Brüderlichkeit. Er würde dort ganz bestimmt stecken bleiben, und der Acker blie-


be brach. Dem Sinn für Eigentum, für persönliche Unabhängigkeit legen wir das


schwere Joch der Arbeit auf, geben ihm als Vorspann noch den persönlichen


Ehrgeiz, und so, mit diesem Dreigespann gelingt es, den Acker für die Ernte vor-


zubereiten und die Märkte des Landes zum Wohle aller mit Gütern zu über-


schwemmen.


Bei allen anderen Sozialisten, die zur Bekämpfung des Kapitalismus mit dem


Eigennutz und Eigentum nichts anfangen können, muß von den selbstlosen
Trieben der Nächstenliebe alles Heil erwartet werden – ja, in ihren Träumereien


vom Zukunftsstaat muß die Nächstenliebe den Eigennutz ganz allgemein über-


winden! Im Freiland-Freigeldstaat verhält es sich gerade umgekehrt. Hier wird


das Dasein arterhaltender Triebe nicht verneint, doch leugnet man, daß diese all-


gemein stark genug seien, um den Selbsterhaltungstrieb, den Eigennutz zu über-


winden. Diese Arterhaltungstriebe sind nur verwässerte, meistens sogar stark


verwässerte Lösungen des Selbsterhaltungstriebes. Aus Eigennutz, höherem


Eigennutz, gebärdet sich der Mensch oft als Apostel der Nächstenliebe. Weil er


erkannt hat, daß das eigene Wohl am sichersten im Wohle aller verankert ist,


darum sieht man ihn dem Wohle aller persönliche Opfer bringen. Im allgemeinen


wird man die Beobachtung machen, daß der Mensch sich um so mehr für das


Allgemeinwohl einsetzt, je um- und weitsichtiger er veranlagt ist, d.h., je mehr er


befähigt ist, die oft verschlungenen Fäden zu verfolgen, die das Gemeinwohl mit


dem Wohl des einzelnen verknüpfen. Auch der Prediger der Nächstenliebe wirft


nur Würste nach der Speckseite.


Darum, weil die Selbsterhaltungstriebe, die Triebe des Eigennutzes die


ursprünglichen, die starken, unüberwindlichen Triebe sind, muß auch eine


Wirtschaftsordnung, die sich unmittelbar auf diese Triebe stützt, in dem Grade


besser gefügt sein und umso bessere Erfolge erzielen, je stärker diese Triebe


sind als ihr Abstämmling, die Selbstlosigkeit oder Nächstenliebe, der


Arterhaltungstrieb.


Die Wirtschaftsordnung des Freiland-Freigeld-Bundes ist kein neues künst-


liches Gefüge; sie ist nichts anderes als die Fortentwicklung
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der Ordnung, die von selber entstand als Erzeugnis der Arbeitsteilung, des


Privateigentums, des Tausches und der Geldwirtschaft. Sie wäre eine vollkom-


mene, wenn der Tausch ein vollkommener und wenn den Menschen der Zugang


zu den Rohstoffen der Natur unter gleichen Bedingungen für alle gesichert wäre.


Diese beiden Bedingungen sind nicht erfüllt, und das ist der Grund, warum wir


die großartige Einfachheit und den eigentlichen Sinn dieser Ordnung nicht sehen


können. Wir sehen vor lauter Unkraut das Kraut nicht mehr, und statt zu jäten,


wollen wir ganz neue Pflanzungen anlegen, ohne zu untersuchen, ob sie für


Boden und Himmelsstrich sich eignen. Unser Geldwesen, das wir von den


Babyloniern, Juden, Griechen, Römern mit allen seinen schweren Mängeln unbe-


sehen übernommen haben, an dem von Anfang an nicht das geringste geändert


wurde, bildet im Verein mit unseren, ebenfalls von den Römern geerbten


Grundeigentumsformen den Boden, auf dem der Zins, der Kapitalismus, die


Spekulation, der Wucher, die Krisen, kurz alles das wuchert, was wir unserer


Wirtschaftsordnung fälschlich als fest in ihr wurzelnd zuschreiben.


Diese Fehler im Aufbau unserer heutigen Wirtschaftsordnung beseitigen nun


die Freiland-Freigeldreformen. Mehr erstreben diese Reformen nicht. Es genügt


vollkommen für den Schutz gegen jede Ausbeutung, für die Verwirklichung des


Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag.


In den Bestrebungen des Freiland-Freigeldbundes liegt also nichts


Willkürliches, Künstliches, Erdichtetes. Sie schaffen nur einer natürlich gewach-


senen Ordnung künstliche Hemmungen aus dem Wege ihrer Fortentwicklung.


Der Freiland-Freigeld-Bund macht keine Versuche mit unsicherem Ausgang. Er


hat die Erfahrung der Jahrtausende für sich, daß diese Ordnung leistungsfähig


ist. Was sie bisher technisch leistete, wird sie weiter leisten und weit über diese


Leistungen hinauswachsen, sobald die genannten Hemmungen verschwinden.


Die Frage ist nun, ob wir für diese Freiland-Freigeldziele die für den Kampf


wider den Kapitalismus nötige Einheitsfront des gesamten arbeitenden Volkes


gewinnen können.


Wir haben unzählige Stichproben gemacht, bei den Industrie- und


Landarbeitern, bei den selbständig wirtschaftenden Bauern, Kaufleuten,


Handwerkern, bei den Ärzten, Künstlern, Beamten, Angestellten, und immer sind


sie zugunsten unseres Programmes ausgefallen. So oft wir uns unmittelbar an


die Ausgebeuteten wandten, bestätigte sich die Erfahrung, daß es dem


Proletariat ganz einfach auf das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, auf die


Beseitigung der Ausbeutung in all ihren Formen, auf den Schutz vor Krisen und


Arbeitslosigkeit ankommt. Bei den Bauern und allen selbständig Wirtschaftenden


treten neben diese Forderungen noch die Sicherung vor weiteren staatlichen,
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sozialbehördlichen oder kommunistischen Eingriffen in ihre persönliche Freiheit


und Selbstverantwortung. Wenn die heutigen Parteiführer die Schriften des


Freiland-Freigeld-Bundes nicht totgeschwiegen hätten, so wären wir längst am


Ziel. Die Einheitsfront wider das Kapital wäre zum entscheidende Stoß ge-


schlossen.


Und warum dieses Verhalten der Arbeiterführer gegenüber den Freiland-
Freigeldbestrebungen? Weil sie sie nicht kennen oder nicht beherrschen und


keine Zeit haben, sie zu prüfen. Die Parteidiziplin aber verlangt von den


Arbeitern, daß sie auf das Wort ihrer Führer warten. Wir machen niemand


Vorwürfe. Wir wissen, wie schwer es den von den Organisationsfragen und


Parteipolitik überlasteten Parteibeamten ist, sich die Zeit zur Vertiefung ihrer 


wirtschaftlichen Kenntnisse zu nehmen.


Um die Neuordnung im Sinne von Freiland-Freigeld aufrechtzuerhalten, bedarf


es nirgendwo eines Zwanges, eines behördlichen Eingriffes, ja es kann sogar mit


dieser Neuordnung der Staat in der Hauptsache, d.h. bis auf die Verwaltung der


Verkehrsmittel, abgebaut werden. Sie kommt damit den Wünschen der Bauern,


der Anarchisten, der Manchesterlichen Freihändler, der Leute der Eugen


Richterschen Schule in weitestem Maße entgegen. Und wundersam – auch den


Kommunisten bereitet diese Neuordnung den Boden für die Ausführung ihrer


Pläne. Nichts wird den wirklichen Kommunisten mehr im Wege stehen, sich


zusammen zu tun.


Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, das mit Freiland-Freigeld für jeder-


mann, also auch für die kommunistischen freien Gemeinden, verwirklicht ist,


mehrt den Arbeitsertrag derart, daß auch der vergleichsweise geringe Ertrag der


kommunistischen Wirtschaft groß genug sein wird, um sie alle zu ernähren.


Und noch eins kommt in Betracht, was uns das Freiland-Freigeldprogramm als


das Geeignetste, ja als das einzig Mögliche erscheinen läßt, um eine stoßkräftige


Einheitsfront gegen den Kapitalismus zu schaffen, nämlich – es kann jeder den


Freiland-Freigeldstaat als Übergangsstufe zu seinem eigenen Idealstaat betrach-


ten. Sofern nur in diesen Idealstaaten die Gerechtigkeit gegen jedermann


erstrebt wird, die Ausbeutung verpönt und die jetzige kapitalistische Unzucht in


Hochzucht verwandelt werden soll, müssen solche Idealisten den Freiland-


Freigeldstaat unmittelbar als Vorschule für die Menschen ansehen, auf die sie


durchaus für die Verwirklichung ihrer Träume angewiesen sind. Auf alle Fälle,


hier unter der erzieherischen Wirkung des zur Tat gewordenen Rechtes auf den


vollen Arbeitsertrag, wird der wahre sozialistische und friedensfreundliche Geist


gezüchtet werden, der zum Aufbau des Zukunftsstaates sicher nötiger ist als der


Geist, den die Partei, der Klassenkampf und die Revolution großgezogen haben.


Mit den jetzigen
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neidischen, lasterhaften kleinen Alberichen ist kein Staat zu bauen, der an die


Herzensgüte und Liebe irgendwelche Ansprüche stellt.


Gelänge es also unter dem Banner des Freiland-Freigeldprogrammes die


Arbeiter aller Stände zu einem Bunde zu schließen, so gewänne solche zum


Volk angewachsene „Partei“ eine derartig gewaltige Übermacht, daß von politi-


schen Kämpfen dann überhaupt nicht mehr die Rede sein könnte. Es würde


dann einfach das geschehen, von dem das werktätige Volk wünscht, daß es


geschehe. Nicht Gewaltherrschaft des Proletariats, aber doch Herrschaft des


werktätigen Volkes, mit Einschluß des Proletariats. Die demagogischen, auf


Wahlerfolge gerichteten Taten der heutigen Regierung würden sachlichen


Erwägungen Platz machen. Und damit wäre dann die zweite Voraussetzung für


das zu gründende Reichswährungsamt erfüllt.


Die dritte und letzte Voraussetzung für die Schaffung des


Reichswährungsamtes ist die Lösung der finanziellen Frage. Das Finanzproblem


ist vom privatwirtschaftlichen Standpunkt durch die Papiergeldwirtschaft zu


einem unauflöslichen Knoten geworden, den die bisherigen Finanzprogramme


immer nur noch mehr verwickelten. Die Tatsache, daß durch diese


Papiergeldwirtschaft das Haben der Gläubiger (etwa 200 Milliarden Goldmark)


zugunsten der Schuldner auf etwa den zehnten Teil herabgesetzt worden ist,


sagt genug. Die Schuldner sind aus den Taschen der Gläubiger mit 180


Milliarden Goldmark beschenkt worden. Unter diesen Gläubigern befinden sich


alle die alten Leute, die ihr Leben lang für ihr Alter gespart und ihre Sache der


Goldwährung anvertraut hatten. Alle die Besitzer der Sparkassenbücher (in


Preußen 12 Milliarden Mark) sind ebenfalls zu jenen unglücklichen Gläubigern


zu rechnen. Zu den Schuldnern aber sind zu zählen: die Rittergutsbesitzer, die


Aktionäre, die mit Obligationen arbeitenden Gesellschaften – oft steinreiche


Leute. – Diese Papiergeldwirtschaft erweist sich also als eine


Lastenabschüttelung, die in zahlreichen Fällen den umgekehrten Erfolg hatte,


den Solon mit seiner „Seisachtheia“ [Erlaß der bäuerlichen Schulden und Aufhebung


der Schuldknechtschaft überhaupt] bezweckte.


Man war mit der Absicht in die Papiergeldwirtschaft hineingesegelt, sie nach


Schluß des (siegreichen) Krieges mit Hilfe der dem Feinde aufzubürdenden


Kriegstribute wieder abzubauen. Wenigstens war das Helfferichs Absicht. Es 


kam ja anders, aber selbst wenn es auch so gekommen wäre, wie Helfferich
erwartete – der Abbau der Preisaufblähung hätte sich aus volkswirtschaftlichen


Gründen als unausführbar erwiesen. Die Schwierigkeiten, in die zahllose


Unternehmer durch die Verschlechterung der Valuta gerieten, sind um keinen


Pfennig größer als die Schwierigkeiten, die anderen zahllosen Unternehmern


durch die jüngste „Besserung“ der Valuta erwachsen sind.
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Wir können nicht rückwärts. Eine kurze Überlegung muß jeden überzeugen,


daß der Abbau der Preisbildung bedeutend größere Schwierigkeiten schaffen


würde, als die waren, die diese Aufblähung mit sich brachte. Die Papiergeldflut


hatte immerhin wenigstens die wohltätigen Wirkungen, die jede Hochkonjunktur


begleiten. Der Abbau aber heißt „Baisse“, Niedergang, Krise, Einstellung des


Zahlungsverkehrs, allseitiger Bankrott.


Wenn es sich also um die Ordnung der Finanzen handelt, so müssen wir uns


grundsätzlich einmal für immer von jeder auf Abbau gerichteten Währungspolitik


lossagen. Die Papiergeldflut, die Mein und Dein, Soll und Haben auf den Kopf


stellte, dieser größte Schwindel aller Zeiten, kann niemals durch den Abbau wie-


der gut gemacht werden. Nur neue Ungerechtigkeiten würde man damit schaf-


fen. Wir brauchen für den Vollbetrieb der Volkswirtschaft – Währung, währende


Preise, und ohne diesen Vollbetrieb kann die Lage der Gläubiger sich nicht bes-


sern. Der Preisabbau ist unmittelbar gegen sein Ziel gerichtet. Der Versuch, die


Geprellten auf dem Wege des Preisabbaus, der „Deflation“ zu „entschädigen“,


würde sie alle durch den Bankrott ihrer Schuldner des letzten Restes ihrer Habe


berauben. Währung bedeutet, daß wir die Preise auf der einmal erklommenen


Höhe festhalten. Die Anpassung der Löhne, Gehälter, Tarife an die Preise muß


der Entwicklung der Wirtschaft überlassen werden. Unter dem Einflusse der


Währung werden die Löhne schnell in ihre natürliche, durch Nachfrage und


Angebot beherrschte Rangordnung gebracht. Wie weit dabei im Einzelfall die


Löhne sich den ums Zehnfache gestiegenen Kosten der Lebenshaltung anpas-


sen werden, darüber wird die Lage der einzelnen Erwerbszweige bestimmen. So


werden z.B. alle Industrien, die für den besonderen Bedarf der reichen Leute


arbeiteten, mit dem allmählichen Verschwinden der reichen Leute [Wer nach
Aufhebung der Zinswirtschaft sich zu Wohlstand aufschwingt, verdankt dies persönlichem Fleiß oder


besonderer Begabung, nicht aber der Ausbeutung anderer; diese Möglichkeit ist also für alle gege-


ben. Reichtum und Armut gehören zusammen. Allgemeiner Wohlstand ist möglich, allgemeiner


Reichtum ein Unding.] (als Wirkung der Freiland-Freigeldreformen) sich den neuen


Verhältnissen anpassen müssen, und solche Umstellung ist nicht ohne allseitige


Einbußen durchzuführen, auch für die Arbeiter dieser Industriezweige nicht.


Über diese Angelegenheit wird man sich noch streiten, weil die Einsicht fehlt;


aber sie kann nicht anders als im genannten Sinne gelöst werden. Gelingt es, die


werktätigen Klassen, deren Wohl dem Vollbetrieb der Volkswirtschaft vor allem


abhängt, über diese Grundforderung einer Finanzgesundung zu einigen, so wäre


der Weg frei, um Einnahmen und Ausgaben in den Reichs-, Staats- und Ge-


Gemeindefinanzen
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meindefinanzen ohne die weitere Mithilfe der Notenpresse in Einklang zu 


bringen, und um den Zahlungsverkehr auf der ganzen Linie der Volks- und


Privatwirtschaft aufrecht zu erhalten.


Freilich, ohne eine Vermögensabgabe, die groß genug bemessen ist, um sämt-


liche Reichs-, Kriegs-, Staats- und Gemeindeanleihen zu tilgen, wird es dann


auch noch nicht gehen. Solange diese Vermögensabgabe nicht erfolgt, weiß nie-


mand im Reiche, woran er ist, für wen er arbeitet. Diese Ungewißheit lähmt alle


Kräfte und ist schlimmer als die Vermögensabgabe, die man fürchtet. Diese


Vermögensabgabe muß sofort beschlossen und finanziert werden.


Für die Finanzierung mache ich folgenden Vorschlag: Das Vermögen im


Deutschen Reiche betrug vor dem Kriege nach Helfferichs Schätzungen 350


Milliarden Mark oder 35 000 Milliarden Pfennige. Da die Mark heute auf 10 Pfg.


gesunken ist und auf diesem Stand erhalten werden soll, so müßte man das


deutsche Vermögen heute auf 3500 Milliarden Mark (in Reichsbank-Papiergeld)


einschätzen, wenn der Krieg dieses Vermögen unberührt gelassen hätte und


nicht große Landesteile vom Reiche losgerissen worden wären.


Helfferichs Schätzungen stehen wahrscheinlich weit unter der Wirklichkeit, da ihm zu seinen


Berechnungen nur die Steuerrollen zur Verfügung standen. Wenn die Franzosen für die verwüsteten


Bezirke, die nicht 10% des Landes und keine einzige größere Stadt enthalten, schon 100 Milliarden


Goldfranken als Entschädigung fordern, so kämen, wenn von diesen Bezirken nichts, nicht einmal der


Boden und die in Sicherheit gebrachten Möbel und Schätze übrig bliebe, auf ganz Frankreich 1000
Milliarden Goldfranken. Nach diesem Maßstabe müßte man das Vermögen in Deutschland auf


1500 Milliarden Goldmark schätzen.


Rechnen wir den durch den Krieg hervorgerufenen Verlust am deutschen


Vermögen mit 50%, so betrüge das jetzige deutsche Vermögen nach Helfferichs


Schätzung 175 Milliarden Goldmark oder 1750 Milliarden jetzige Mark. Freilich,


nach den heute tatsächlich für Häuser, Aktien, Grundstücke, Ackerland gezahlten


Preisen käme auch diese Summe, trotz dem Abstrich von 50% noch nicht her-


aus, weil alle diese Vermögensgegenstände zu 4% kapitalisiert sind, während


heute mit 8% gerechnet wird. Außerdem verhindert die Wohnungspolitik


(Mietesteigerungsverbot) die selbsttätige Anpassung der Grundstückspreise an


die auf das 10 fache gestiegenen Baukosten. Zudem wird in weiten Kreisen


immer noch mit dem Abbau der Preisaufblähung gerechnet, und vielen mag die


Unsicherheit der Lage das bare Geld schätzenswerter erscheinen lassen als


Vermögensgegenstände, die man nicht essen, womit man sich nicht bekleiden


kann. Die Zahl der Personen, die ihr flüssiges Vermögen in Liegenschaften fest-


legen können, ist auch ganz gewaltig zurückgegangen. (Beweis: der hohe


Zinsfuß.) Vielfach wird die Inventur nicht nach den heutigen Kosten berechnet.
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Alle diese Umstände, die es verhindern, daß die 10 fache Aufblähung der


Warenpreise sich auch zu einer 10 fachen Aufblähung der Waren-


erzeugungsmittel auswachsen kann, würden aber mit der Gesundung unserer


politischen, finanziellen und wirtschaftlichen Lage schnell verschwinden. Wenn


es gelänge, auf dem Boden des Freiland-Freigeldprogrammes die Wirtschaft


international in Vollbetrieb zu setzen, so müßten 3 – 4 – 5 Jahre wohl genügen,


um den Zinsfuß wieder auf seinen geschichtlich gewohnten Stand von 4% zu


senken und damit den Kurs aller Erzeugungsmittel mit den Preisen der Waren in


Übereinstimmung zu bringen – d.h. auf den 10 fachen Stand der Vorkriegszeit.


Dann wäre das Vermögen im deutschen Reiche (nach Helfferichs Schätzung)


wieder 350 Milliarden Goldmark oder 3500 Milliarden Zehnpfennigmark, oder


unter Anrechnung der abgetrennten Gebiete rund 3000 Milliarden Mark jetziger


Güte.


Diese Rechnung setzt voraus, daß die Schaffenskraft des deutschen Volkes nach der oben vorge-


sehenen Übergangszeit wieder die gleiche sein wird, wie zur Zeit, als Helfferich seine Schätzung


machte. Sie setzt weiter voraus, daß die Herabsetzung der Arbeitszeit auf 8 Stunden keinen Einfluß


auf die Erzeugung hat; daß die Löhne in dem gleichen Verhältnis zur Erzeugung stehen wie ehedem.


Alles, was zuviel vorausgesetzt wird, müßte von jener Summe von 3000 Milliarden gekürzt werden.


Die mit der Einstellung der Währung auf das Zehnfache des Friedens-


preisstandes und mit der Rückkehr zum Vollbetrieb der Wirtschaft zu erwartende


Vermögensinflation (das in Geld geschätzte sogenannte Volksvermögen) kann


man also ziemlich sicher auf 3000 – 350 = 2650 Milliarden Mark von der jetzigen


Güte schätzen. Das Zehnfache der inländischen Reichs-, Staats- und


Gemeindeschulden.


Diese Vermögensanschwellung, die man schon vor dem Kriege als sogenann-


ten „Wertzuwachs“ den Staatsbedürfnissen nutzbar zu machen suchte – die wol-


len wir jetzt für die Finanzierung der Vermögensabgabe heranziehen. Sie liefert


uns ein geradezu vollkommenes schmerzstillendes Mittel bei der Amputation der


für die Gesundung der Reichs-, Staats- und Gemeindefinanzen zu opfernden
Glieder des Volksvermögens.


Ich mache folgenden Vorschlag:


Die Höchstpreise, die gesetzlichen Regelungen über Wohnungsmieten usw.


werden restlos fallen gelassen. Jeder soll wie früher für seine Waren als Lohn,


als Gehalt, als Miete, Pacht usw. soviel fordern, wie er nach Lage des Marktes


hofft erlangen zu können. Kurz, „Nachfrage und Angebot“ sollen wieder unbe-


schränkt die Preise, Löhne, Tarife beherrschen. Jedermanns Sache ist es wieder,


seine Wirtschaft den Marktverhältnissen anzupassen, wie er es früher tat: ein


jeder so gut er es versteht.


Die mit dieser allseitigen Freigabe nun einsetzende
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und mit der Besserung unserer allgemeinen Wirtschaftslage sich fortsetzende
Vermögensinflation wird dann in der Weise für die Reichs-, Staats- und
Gemeindefinanzen dienstbar gemacht, daß 3/4 des erzielten oder erzielbaren
Mehrs an Mieten, Pachten, Dividenden oder Einkommen aus solchen
Liegenschaften als Vermögensabgabe abgeliefert werden, – 1/4 aber den
Eigentümern verbleibt.


Es wird hierbei angenommen, daß die Aktionäre wie bisher durch vernünftige


Anordnungen ein Höchstmaß an Dividenden herauswirtschaften werden, daß die


Hausbesitzer wie früher die Wohnungsmieten auf den nach Lage des


Wohnungsmarktes erreichbaren höchsten Stand bringen werden, daß auch die


Landwirte ihre Interessen an der Grundrente nach allen Regeln der Kunst betäti-


gen werden – alle unter der Triebfeder des Eigennutzes, der Gewinnbeteiligung


handelnd. Denjenigen Besitzern, die etwa aus Lässigkeit oder anderen Gründen


mit den Mietanpassungen zurückbleiben gegenüber der allgemeinen


Entwicklung, wird darum doch kein Pfennig von der Vermögensabgabe nachge-


lassen. (Da die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung aller Wahrscheinlichkeit


nach im Osten, Westen, Norden und Süden des Reiches nicht gleichmäßig sein


wird, werden auch die Mieten ungleichmäßig steigen.)


Der an die Staatskassen abzuliefernde Teil der Mietesteigerungen wird monat-


lich bezahlt – zur Deckung der laufenden Ausgaben des Reiches. Ebenso beim


ländlichen Grundbesitz. Hier werden für die Einschätzung der Grundrenten-


anschwellung die bei den öffentlichen Pachtsteigerungen der Domänen erziel-


baren Pachtzinse gute Dienste leisten.


Bei den Aktiengesellschaften geschieht die Erhebung der Vermögensabgabe in


der Weise, daß die Dividenden durch Ausgabe junger Aktien, die zu 75% an das


Reich abzuliefern sind, auf die Friedenshöhe verwässert werden. (Diese jungen


Aktien werden vornehmlich für die Tilgung der aus den Ententeforderungen ent-


stehenden Auslandsschulden gute Verwendung finden.)


Die öffentliche Aufsicht über die Vorgänge in der Vermögensanschwellung und


über die entsprechenden Abgaben an das Reich geschieht am besten wohl in


der Weise, daß an jedem Hause vorn an der Straße ein Schild angebracht wird,


auf dem die Höhe der Mietpreise und der bezahlten Abgabe ersichtlich ist.


Ebenso für die Äcker usw., so daß durch Vergleich leicht festgestellt werden


kann, wo Schiebungen zum Schaden der Steuerkassen stattfinden.


Es muß hier noch einmal betont werden, daß es ganz unmöglich ist, die


Entwicklung der Vermögensanschwellung für die einzelnen


Vermögensgegenstände im voraus zu schätzen oder gar zu berechnen. Alle


Umstände, die die Preise der Liegenschaften bestimmen, sind durch den
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Krieg, die Zwangswirtschaft, durch die Arbeiterpolitik, durch die Währung voll-


kommen aus ihrer natürlichen Rangordnung gerissen. So wird z.B., entspre-


chend dem allgemeinen Zug nach der 4. Klasse, ein Haus mit kleinen


Wohnungen für anspruchslose Mieter bedeutend schneller die


Vermögensanschwellung durchmachen, als etwa eine „hochherrschaftliche“ Villa,


für die es nach der Vermögensabgabe und nach Schluß der die Schieber begün-


stigenden Papiergeldwirtschaft kaum noch Mieter oder Liebhaber geben wird.


Solche Villen, wenn sie nicht etwa von Ausländern beansprucht werden, wird


man umsonst mieten können – für sie gibt es keine Vermögensanschwellung und


infolgedessen auch keine Abgaben. Und ähnlich verhält es sich für viele Zweige


der Industrie. Und namentlich für alle Bauplätze. Es wird voraussichtlich in den


nächsten 5 – 10 Jahren in Deutschland überhaupt nicht gebaut werden – auf alle


Fälle nicht früher, als bis die Mietesteigerung genügend ist, um die übliche Rente


für die um das 10 fache gestiegenen Baukosten aufzubringen; und zu welchem


Zinsfuß sie sich rentieren müssen, das wird ganz wesentlich davon abhängen,


wie schnell es gelingen wird, das Freigeld international einzuführen. Auf alle


Fälle, beim jetzigen Zinsfuß von 8% und bei einer 10 fachen Baukosteninflation,


müßten die auf der Grundlage von 4% sich bewegenden Mietsätze der


Friedenszeit sich nicht etwa verzehnfachen, sondern verzwanzigfachen, ehe sich


Neubauten rentieren könnten.


Aus all diesen und mehr Gründen lassen sich Liegenschaften heute nicht


schätzen und mit bestimmten, nach einem einheitlichen Maßstab berechneten


Steuersummen belasten. Mit dem gemachten Vorschlag werden alle Umstände,


die die Einzelvermögensgegenstände betreffen, vollauf berücksichtigt. Die
Vermögensabgabe wird nicht als bestimmte Summe erhoben, sondern als ein
bestimmter Anteil des Reiches an der erwarteten, in Zeit und Höhe jedoch völlig
unbestimmbaren Vermögensanschwellung. Der Steuereintreiber erscheint bei der


Ernte, nicht bei der Saat; wenn die Vermögensanschwellung vollzogene Tatsache


ist – und das Geld im Kasten liegt – dann wird die Abgabe erhoben. Sie erdros-


selt keinen Betrieb, sie läßt alle Betriebe unberührt, die sich von den


Kriegsereignissen nicht mehr oder nur schwer erholen können. Sie verlangt von
niemand Abtretung von Betriebskapital.


Von den Vermögensgegenständen, die Wareneigenschaft haben, wird keine


Vermögensanschwellungssteuer erhoben, da hier die Anschwellung schon voll-


zogene Tatsache ist. Für diese Gegenstände wird die allgemeine


Vermögensabgabe in Kraft treten. Für den abzutretenden Teil des


Warenvermögens werden die Kaufleute langfristige und zu verzinsende Wechsel


zeichnen. (Diese Wechsel, die ja eine gute Kredit-  Kreditunterlage
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unterlage geben, könnte das Reich ebenfalls zur Tilgung der Ententeforderungen


mitbenutzen.)


Einige Beispiele mögen das erläutern:


Beispiel 1. Die P.F.T.-Aktiengesellschaft mit 10 Millionen Kapital verteilte im


Durchschnitt der letzten Friedensjahre 5% Dividende = M. 500 000.


Durch die Papiergeldflut wurde sie besonders dadurch begünstigt, daß sie mit


5 Millionen Obligationen arbeitete, die sie mit dem jetzt mit 90% verwässerten


Geld verzinst und tilgt. Hieraus allein entsteht auf Kosten der Gläubiger ein


Gewinn von 41/2 Millionen, der nach und nach in der Dividende zum Vorschein


kommen muß. Trotz wiederholter Umstellung ihres Betriebes auf Kriegs-, dann


wieder auf Friedensware, trotz gestiegener Löhne, hoher Rohstoffpreise, Streiks


usw. hat sie einen Betriebsüberschuß von 10% der zu den Buchwerten ange-


rechneten Kapitalanlagen; also eine Million.


Nach dem Gesetz müssen nun so viele junge Aktien ausgegeben werden, daß


auf die einzelne Aktie nur mehr die Friedensdividende von 5% entfällt. Von die-


sen jungen Aktien erhält das Reich 75%; die übrigen erhalten die Aktionäre.


Überschuß 10% von 10 Millionen = 1 Million


hiervon 5% an die Aktionäre = M. 500 000


25% junge Aktien an die Aktionäre = M. 125 000


75% junge Aktien als Vermögensabgabe = M. 375 000


Die Aktionäre erhalten statt 500 000 Goldmark jetzt 625 000 Mark Papiergeld


oder 62 500 Mark von der früheren Güte.


Beispiel 2: Die R.N.T.-Aktiengesellschaft für Villenbauten mit 50 Millionen Mark


– kann nur, wie vor dem Kriege, 4% Dividende verteilen. Da der Krieg den


Reichtum zerstörte, der zu den Villen gehört, so können die Villen, wenn über-


haupt, nur zu Preisen vermietet werden, die knapp an die Friedenspreise heran-


reichen. Die 200 000 Mk., die sie an die Aktionäre verteilt, sind in Wirklichkeit


nur 20 000 Goldmark. Hier ist für das Reich noch nichts zu holen. In 3 – 4 – 5


Jahren vielleicht, wenn die Mieten so weit gestiegen sind, daß es sich rentiert,


die Luxusvilla in Mietshäuser zu verwandeln – dann wird vielleicht auch hier sich


noch ein Anschwellungsüberschuß zeigen und etwas für die Steuer übrigbleiben.


Beispiel 3: Hausbesitzer N. vermietete in Friedenszeiten seine Drei-


Zimmerwohnung mit 1000 Mk., die ihm nach Abzug der üblichen Abschreibung


und der laufenden Unterhaltungskosten 900 Mk. übrig ließen. Er vermag nun


infolge starker Nachfrage nach kleinen Wohnungen und der mit Papiergeld voll-


gepfropften Taschen der Mieter die Zinsforderungen für seine Wohnungen zu


vervierfachen.
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So erhält er statt 1000 jetzt 4000 Mk. für die Wohnung, wovon er für Ab-


schreibung und Unterhalt jetzt bei den 8 fach höheren Löhnen auch das 8 fache


verwenden muß – statt 100 Mk. also 800 Mk. So verbleibt ihm ein Überschuß


von M. 3 200


Hiervon geht der ursprüngliche Überschuß ab M. 0 900


Und in den Rest von M. 2 300


teilen sich das Reich mit 75% M. 1 725


und der Hausbesitzer mit 25% M. 0 575


Der Hausbesitzer hatte früher 900 Goldmark, jetzt M. 1475 Papiermark, die auf


dem Markte 1471/2 Goldmark gelten.


Der Zeit nach begrenzt bleibt diese Vermögensabgabe durch den Zweck, den


man mit ihr verfolgt. Ist dieser Zweck erreicht, d.h., sind sämtliche


Kriegsschulden, die Forderungen der Entente getilgt, sind auch die aus der


Bodenverstaatlichung entstehenden Reichsschulden abgetragen, ist für die-


jenigen, die gesundheitlich oder wirtschaftlich Opfer des Krieges und der


Papiergeldwirtschaft wurden, in einer der allgemeinen wirtschaftlichen Lage ent-


sprechenden Weise gesorgt, dann wird die Erhebung der Anschwellungssteuer


ganz eingestellt, nachdem man schon vorher abbaute in dem Maße, wie man


dem Ende des Notstandes sich näherte.


Der Höhe nach begrenzt ist die Steuer durch die 10 fache Anschwellung. Wenn


eine Aktiengesellschaft auf je eine alte 9 junge Aktien ausgeben konnte, ohne die


Dividende unter den Friedensstand zu drücken, wenn von diesen jungen Aktien


je 75% an das Reich abgeliefert werden – dann ist diese Aktiengesellschaft von


weiteren Abgaben befreit.


Auch bei den Haus- und Landbesitzern wickelt sich die Sache in gleicher


Weise ab. An der Steigerung der Mieten und Pachten ist das Reich nur bis zum


9 fachen der Friedensmiete beteiligt. Von dort ab erlischt das Anteilsrecht des


Reiches auf etwaige weitere Mietssteigerungen – die dann besonderen


Umständen, nicht aber noch der Preisanschwellung zuzuschreiben wären, da


diese ja auf das 10 fache der Friedenspreise durch das Reichswährungsamt 


festgenagelt werden soll.


Bei den Aktiengesellschaften ist durch die Abgabe der jungen Aktien in dem


eben bezeichneten Umfang Zins und Schuld getilgt. Das Reich hat die jungen


Aktien zur Tilgung der Ententeforderungen verkauft. Die Besitzer dieser Aktien


sind nun Mitbesitzer des Aktiengesellschaftskapitals. Anders ist es bei den Haus-


und Landbesitzern, wenn die Vermögensabgabe in der oben beschriebenen


Weise erhoben wird. Dann wird nur der Zins der Reichsvermögensabgabe


gezahlt. Die Abgabe geht also als Zins fortlaufend weiter, genau wie eine


Hypothekenschuld.


Hierauf gründet der folgende Vorschlag zur Tilgung aller Staats- und


Gemeinde-, Kriegs- und Bodenverstaatlichungsanleihen und zur
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Finanzierung der Leistungen des Reiches gegenüber den Kriegsverletzten und


den wirtschaftlichen Opfern des Krieges und der Papiergeldwirtschaft.


Aus den Einnahmen des Reiches, die ihm durch die Vermögensanschwellung


nach dem vorhin entwickelten Plane zufließen, und die 75% einer Anschwellung


betragen sollen, die alles Haus-, Land- und Industriekapital nach und nach auf


das Zehnfache des Friedensstandes heben wird, werden zunächst die bevor-


rechtigten Gläubiger des Staates d.h. alle, die durch den Krieg, die Revolution


und die Papiergeldwirtschaft in Not gerieten, versorgt. Mit dem Reste bis zur


Höhe des regelrechten Zinses von 5% werden die Kriegsanleihen verzinst; –


reicht es zunächst dazu nicht aus, so setzt man den Zinsfuß herab, um später


mit den wachsenden Einnahmen zu ersetzen, was in der ersten Zeit weniger


gezahlt wurde. Die dann schnell wachsenden Überschüsse werden zur


Schuldentilgung verwendet, zur Tilgung der Reichs-, Staats- und


Gemeindeschulden, die während des Krieges und seither entstanden sind.


Sobald das geschehen, werden die Überschüsse dazu verwandt, um das Land


von den Privateigentümern in das Eigentum des Volkes zurückzuführen. Den


Besitzern soll der volle Preis nach Friedensschätzung in bar (aus den Über-


schüssen) bezahlt werden.


Wie die Biene den Honig aus den Blumen saugt, ohne die Blume zu verletzen,


so soll der Steuerapparat sich betätigen. Zudem soll die Steuer ergiebig sein, sie


soll wenig Erhebungsunkosten verursachen; der besonderen Lage jedes einzel-


nen Steuerzahlers soll sie Rechnung tragen. Sie soll den Unternehmungsgeist


nicht lähmen, die Freude an der Arbeit nicht ersticken. Sie soll auch für den


beabsichtigten Zweck ausreichen. Sie soll von der Ernte, nicht vom Saatgut 


nehmen. Das alles berücksichtigt die vorgeschlagene


Vermögensanschwellungssteuer.


Ihr Hauptvorzug aber ist, daß sie der ersten und wichtigsten Forderung, die man
an eine Steuer erhebt, in ganz hervorragender Weise genügt. Sie ist gerecht,
gerecht in dem Sinne, daß sie alle Vorteile, die aus der Verwässerung den
Schuldnern auf Kosten der Gläubiger erwachsen sind, jetzt nachträglich zum
Wohle aller einzieht. [Siehe hierzu den Zusatz am Schluß]


Entwicklung und Grenze der Vermögensanschwellung 


(Inflation).


Versuchen wir es, uns ein Bild davon zu machen, wie die Vermögensan-


schwellung [Für Inflation (Papiergeldflut) setzen wir hier Aufblähung und Anschwellung, womit


zugleich das Ungesunde des Zustandes Ausdruck findet.] vor sich gehen wird, und zwar


gleich beim Haupt-
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stück unserer Besitzwerte – beim Gebäudekapital, insbesondere bei den


Mietshäusern.


Zu dem Zwecke müssen wir uns zunächst die Lage vergegenwärtigen, in die


das Mietshäuserkapital durch den Krieg gebracht worden ist. Gesetzliche


Eingriffe einseitig begünstigender Natur hinderten die Hauswirte daran, sich nach


Maßgabe der durch die Papiergeldflut geschaffenen neuen Nachfrage nach


Wohnraum an der allgemeinen Aufblähung (Inflation) zu beteiligen, und viele


glauben nun, daß, wenn man jetzt die genannten „Schutzgesetze“ in die Ecke


wirft, die Mieten plötzlich auf ihre natürliche Höhe emporschnellen würden.


Stimmt das? Und was haben wir als „natürliche Mietshöhe“ anzusehen?


Die Mieten haben dann die natürliche Höhe erreicht, wenn sich dabei die


Kosten der Neubauten zum Marktzinsfuß verzinsen, d.h., wenn der Unternehmer


aus den Mietseingängen so viel an Zins einnimmt, wie er an Zins für das ent-


liehene Baukapital zahlen muß.


Da nun die Löhne und Rohstoffpreise nach den im vorigen Abschnitt gestellten


Voraussetzungen nicht abgebaut werden sollen und aus dem im Anhang ent-


wickelten Gründen auch nicht abgebaut werden können, so werden die Kosten


der Neubauten das Vielfache der Vorkriegskosten betragen – und von diesem


Vielfachen der Baukosten wird der Unternehmer noch außerdem die doppelte


Rente fordern müssen, weil, so nehmen wir an, der allgemeine Zinsfuß die dop-


pelte Höhe der Vorkriegszeit erreichen wird. [Die in den Vereinigten Staaten jüngst unter-


gebrachte schweizerische Anleihe von 125 Millionen Franken wird mit 9,1% verzinst, rückzahlbar in


20 Jahren.]


Sind die Baukosten um das Zehnfache gestiegen, und ist der Zinsfuß verdop-


pelt, so müssen, ehe an die Wiederaufnahme der Bautätigkeit gedacht werden


kann, die Mieten allgemein auf das Zwanzigfache der Vorkriegszeit steigen!
Diese Rechnung bedarf jedoch einer kleinen Berichtigung, indem hier voraus-


gesetzt wird, daß alle Baukosten, mit Einschluß also auch der Kosten für den


Bauplatz, gleichmäßig steigen werden. Dies wird jedoch nicht der Fall sein. Im


Gegenteil ist sogar anzunehmen. daß infolge der fehlenden Nachfrage nach


Bauland, dessen Preis, statt zu steigen, noch unter den Vorkriegspreis fallen 


und in der Regel nicht höher sein wird als für Kartoffeläcker.


(Vom Bauland würden wir somit überhaupt keine


Vermögensanschwellungssteuer erheben können.)


Nach obigen Ausführungen würden also die Mieten wie folgt steigen müssen,


um die oben gekennzeichnete „natürliche Höhe“ zu erreichen und die


Wiederaufnahme der Bautätigkeit zu gestatten.
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Wir nehmen an, ein Mietshaus habe vor dem Kriege gekostet:


an Bauland   .   .   .   .   .   .   .   . M. 020 000


an Löhnen und Bauzeug   .   .   . ”   080 000 =   M. 100 000


An Miete mußte dieses Haus mindestens M. 4000 reinen Zins abwerfen,


wenn es rentieren sollte.


In Zukunft kostet dasselbe Haus


an Bauland nur   .   .   .   .   .   .   . M. 010 000


an Löhnen und Baustoffen aber „  800 000  =   M. 810 000


und muß nun bei doppeltem Zinsfuß = 8% netto an Miete


einbringen M.   064 000,


also das 16 (Sechzehn)fache der Vorkriegszeit.


Geht dann, wie man von der Rückkehr zum Vollbetrieb der Volkswirtschaft


erwarten darf, der Zinsfuß bald, d.h. in 3 – 4 – 5 Jahren wieder auf 7 – 6 – 5 –


4%, und mit der allgemeinen Einführung des Freigeldes auf 3 – 2 – 1 und 0%


herab, so wird auch die Rentabilitätsgrenze in demselben Verhältnis sinken.


Zunächst aber müssen wir damit rechnen, daß, solange die Mieten nicht das


oben geschätzte 16 fache erreicht haben, kein Haus gebaut werden wird; solan-


ge aber nicht gebaut wird, muß auch der Mangel an Wohnungen sich fühlbar


machen – ein Mangel, der bei wiederkehrendem Wohlstand der Mieter sich in


Nachfrage nach Wohnungen, in höhere Mieten umsetzen wird.


Können aber bei nur 8 fach erhöhten Löhnen (s. S. 35) und bei 10 fach erhöh-


ten Kosten der Lebenshaltung – die Mieten auf das 16 fache steigen? Diese


Frage wird jeder ohne weiteres verneinen. Aus vielen Gründen, von denen wir


nur einige hervorheben wollen, können wir sogar annehmen, daß die Mieten


nicht – vorerst wenigstens nicht – auf den gleichen Prozentsatz des Einkommens


der Mieter steigen können, den sie in der Vorkriegszeit beanspruchten, daß


darum, wenn auch die Löhne das 8 fache der Vorkriegszeit betragen, die Mieten


unter diesem 8 fachen bleiben werden. So wird u.a. die Wiederherstellung des


vom Kriege arg mitgenommenen Sparkassenguthabens, des ebenso angegriffe-


nen Hausrates, namentlich der Wäsche, der Kleider, der stark gesunkenen


Körperkräfte usw. im Haushaltsplan der einzelnen Familien mehr


Berücksichtigung finden, als vor dem Kriege. Dies alles kann aber nur auf Kosten


des für die Wohnung bestimmten Einkommenteiles berücksichtigt werden. Statt


daß man also, wie vor dem Kriege, zumeist 20% des Einkommens für die


Wohnung opfert, wird man für diesen Ausgabeposten nur 15 oder 10% und weni-


ger bereitstellen. Kurz, man wird an der Wohnungsmiete zugunsten der Küche


sparen, ähnlich wie sonst oft umgekehrt in der Küche für das äußere Ansehen,


für eine „standesgemäße“ Wohnung gespart wurde.
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Unter Berücksichtigung dieser Umstände gelangen wir für die


Mieteanschwellung zu folgenden Zahlen:


Arbeiterwohnungen: Arbeitslohn   .   .   .   . M. 1 000


davon 20% für die Wohnungsmiete  .   . ” 0 200


Bei einer 8 fachen Lohnanschwellung steigt der Lohn auf      M. 8 000


wovon nur 10% für die Wohnungsmiete ausgegeben 


werden können   .   .   .   .   .   . ” 0 800


Bei den Arbeiterwohnungen wird also die Miete an der Zahlungsfähigkeit der


Mieter schon bei einer 4 fachen Anschwellung die natürliche oberste Grenze fin-


den. Erst wenn die allgemeine wirtschaftliche Lage der Volkswirtschaft den Lohn


auf die volle 10 fache Anschwellung gehoben haben wird, und die privatwirt-


schaftliche Lage dem Arbeiter gestattet, wieder 20% seines Einkommens für


Wohnungszwecke auszugeben, kann die Mieteschwellung jene Grenze über-


schreiten und sich der Rentabilitätsgrenze der Neubauten nähern, die zu 8%


Zins bei einer 15 fachen und zu 4% bei einer 71/2 fachen Anschwellung erreicht


wird.


Beamtenwohnungen: Ist schon bei den Arbeiterwohnungen die


Lohnanschwellung hinter der Preisaufblähung zurückgeblieben, so ist dies noch


viel mehr bei den höheren Beamtengehältern der Fall gewesen. Das wird wohl


so lange bleiben, wie der Notstand fortbesteht, wahrscheinlich so lange, wie der


Staat es nicht nötig haben wird, durch Aufbesserung der Gehälter die nötigen


Bewerber heranzulocken. Hier wollen wir darum unserer Rechnung eine nur 4


fache Gehaltsanschwellung zugrunde legen für die Gehälter, die vor dem Kriege


über M. 10000 betrugen:


wovon für Miete Mark


Beamtengehalt vor dem Kriege M. 15 000 20% = 3 000


bei 4 facher Anschwellung „ 60 000  nur  10% = 6 000


Bei diesen besseren Wohnungen würde also schon bei einer 2 fachen


Mieteanschwellung die Grenze der Zahlungsfähigkeit der Mieter erreicht sein. Sie


wird auf das Vierfache steigen, sobald die privatwirtschaftliche Lage der Beamten


– also die Wiederherstellung des Hausrates und der Reserven – wieder die


Aufwendung von 20% des Gehaltes für Wohnungszwecke gestatten wird. Sie


wird aber in absehbarer Zeit – aus den angegebenen Gründen – die allgemeine,


für die Aufnahme der Bautätigkeit unentratbare Preisanschwellung nicht errei-


chen können.


„Luxus“- oder Rentnerwohnungen. Hier ist die Lage für die Mieteaufblähung


eine hoffnungslose. Von diesen Wohnungen wird der Staat niemals einen


Pfennig Anschwellungssteuer erheben können, und versucht er es, von den


Besitzern eine direkte Steuer vom Hause selbst zu erheben, so werden ihm


diese Luxuswohnungen zu tausenden
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als „wertlos“ einfach überlassen werden. Wie unter nackten Negern ein faust-


großer Diamant kein Feigenblatt wert ist, so in Zukunft im Bettlerstaat der


Deutschen die Luxuswohnung. Von dem in festverzinslichen Papieren


(Kriegsanleihen, Hypotheken, Obligationen, Sparkassenbüchern) angelegten


Vermögen hat der Rentner überhaupt keine Schwellung zu erwarten.


Es sei denn, es geschähe als Hilfeleistung des Staates – ähnlich wie man s.Z.
der Not der Grundrentner – der sogen. Not der Landwirtschaft – durch Zölle,
Rentenschutzzölle – zu begegnen gesucht hat. Bei den kleinen Rentnern, die
ihre Sache ganz Helfferichs Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung
anvertraut hatten, wird man das schon bald tun müssen, wenn man hier ein 
großes Sterben verhüten will. Immerhin wird das erst dann geschehen können,
wenn die allgemeine Lage der Reichsfinanzen durch die Vermögensabgabe der-
art erstarkt ist, daß die Notenpresse außer Gebrauch gesetzt werden kann.


Bei den übrigen Vermögensgegenständen der Rentner, die die Anschwellung


mitmachen – ein jeder, so gut es die Marktverhältnisse gestatten werden – also


sehr ungleich –, beansprucht nach der diesem Finanzgesundungsplan zugrunde


gelegten Forderung der Staat 3/4 der Aufblähung für sich, so daß die


Vermögensanschwellung bei diesen Gegenständen für die Besitzer nur bis zum


31/2 fachen steigen kann.


Ein Vermögensgegenstand im Vorkriegswert von M. 0100


stellt sich bei 10 facher Anschwellung auf ” 1000


Die Steuer = 3/4 der Anschwellungshöhe von M. 900 beträgt ” 0675


Es verbleiben für den Besitzer ” 0325


Die Rentner werden also allgemein und ausnahmslos sich die größten


Einschränkungen auferlegen müssen, um bei der 10 fachen Aufblähung der


Preise zurechtzukommen, und diese Flucht nach links, in der Richtung zur vier-


ten Klasse, wird sich in erster Linie bei den Luxuswohnungen zeigen. Niemand


im Deutschen Reich wird noch Dienstboten halten können, um eine


Luxuswohnung, eine „hochherrschaftliche Villa“ instand zu halten. Diese Häuser


werden darum nur dann eine Mieteanschwellung erfahren, wenn der Bauplan


eine Aufteilung gestattet und solcher Umbau die nötige Rente zu vorläufig 8%


verspricht. Die Mieter solcher Luxuswohnungen werden darum in der beneidens-


werten (!) Lage sein, einen Druck auf die Miete ausüben zu können; ihre kläg-


liche allgemeine Lage wird ihre Lage als Mieter verbessern. Sie werden in vielen


Fällen diese Lage des Wohnungsmarktes zu einem wucherischen (!) Druck auf


ihre Hauswirte ausbeuten. Statt daß man ihnen die Miete erhöht, wird man sie


herabsetzen, und statt daß man vom Besitzer solcher Häuser eine


Anschwellungssteuer erhebt, wird man von Notstandsmaßnahmen reden. (Hier


will ich diese armen Teufel
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dem Schutze des Bundes deutscher Bodenreformer empfehlen, deren


Ehrenvorsitzender, Prof. Adolf Wagner sich s.Zt. ja auch der notleidenden


Grundrentner erbarmte und für Kornzölle eintrat auf Kosten des Proletariats.)


[Hier werden wahrscheinlich unsere Wühler den Punkt entdecken, wo sie dieses Finanzprogramm


angreifen zu können glauben. Sie werden sagen: Die Wohnungsmiete der Arbeiter steigt zugunsten


der Steuerkasse und der Hausbesitzer auf das 4 fache, die der wohlbezahlten Beamten nur auf das


Doppelte, und den Rentnern wird sie herabgesetzt! Ist das demokratisch - sozialistisch? Sie werden


verschweigen, daß der Lohn auf das 8 fache, die Gehälter nur auf das 4 fache und die Renten zum


großen Teil garnicht, der Rest auf das 31/2 fache – im Durchschnitt somit auf etwa das Doppelte, bei


einer 10 fach verteuerten Lebenshaltung gestiegen sind.]


Nach diesen Rechnungen, Schätzungen und Steuerforderungen hätten wir


eine Mieteanschwellung zu erwarten:


bei den Arbeiterwohnungen auf das 4 fache der Vorkriegsmiete


bei den mittleren Wohnungen auf das 2 fache der Vorkriegsmiete;


bei Luxuswohnungen dagegen einen Rückgang.


Vor dem Kriege warfen alle diese Wohnungen den gleichen Zins der Baukosten


ab. Sie standen alle in gleichem Rang. Der Krieg hat diese Ordnung zerrissen.


Demnach kann man zur Schätzung des Ertrags der Vermögensanschwellungs-


steuer nicht einfach die Summe des Gebäudekapitals benutzen, so wie es vor


dem Kriege zu Buche stand, sondern wir müssen unterscheiden. Vor dem Kriege


mag das Wohnungskapital im Deutschen Reich über 100 Milliarden Goldmark


betragen haben, die wir veranschaulichend in großen Umrissen wie folgt vertei-


len wollen:


Wohnungskapital für Kle in- , Mi t te l - ,      Luxuswohnungen


Vorkriegswert 500 300 200 Milliard.


Mehr für Anschwellung 300% = 1500 100% = 300 0% =   –   Milliard.


Reichsanschwellungssteuer


auf dieses Mehr 75% = 1125 75% = 225 –   Milliard.


zusammen also 1350 Milliarden für das Wohnungskapital.


Ich muß mich bei diesen Schätzungen hier auf das Wohnungskapital beschrän-


ken. Beim Industriekapital gelten dieselben allgemeinen Gesichtspunkte – d.h.,


es wird keine neue Fabrik gebaut werden, von der man nicht die Rente der auf


das 10 fache gestiegenen Baukosten zum (vorläufig) doppelten Zinsfuß erwarten


kann. Demnach muß mit der Zeit ein Mangel an Fabriken sich einstellen, der


über kurz oder lang jene Rentabilität wieder herstellt. Da schon jetzt die Preise


der Fabrikate die 10 fache Höhe zumeist erreicht oder gar überschritten haben,


so liegt es nur an den durch den Krieg geschaffenen allgemeinen Verhältnissen,


an der schlechten Versorgung mit Rohstoffen, an der verrosteten Maschinerie, an


den endlosen Streiken, am Verluste der im
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Felde verbliebenen Arbeiter, Techniker und kaufmännischen Kräfte usw., wenn


die Dividenden nicht auch schon jener 10 fachen Aufblähung entsprechen. Diese


Anschwellung muß aber kommen; es kommt die Zeit, wo in der Industrie die


Aktiva an Gebäuden, Maschinen usw. 10 fach erhöht gebucht werden können


und auf dieses 10 fach erhöhte Kapital die regelrechte Dividende von 5% verteilt


werden kann, wovon nach unserem Vorschlag 3/4 dem Reich in Form junger


Aktien, 1/4 den Aktionären zufallen sollen.


Beim landwirtschaftlichen Kapital, das vom Kriege weniger mitgenommen


wurde, wird die Aufblähung des toten und lebenden Inventars mit der Beseitigung


der Höchstpreishemmungen und fortfallender Bedrohung mit Preisabbau die


Höchstgrenze sofort erreichen; beim Boden und bei den Gebäuden steht nur der


hohe Zinsfuß der vollen 10 fachen Heraufsetzung im Wege. Sie wird dem Sinken


des Zinsfußes auf den Fersen folgen. Hier wird also das Reich die ersten


Früchte der Vermögensanschwellungssteuer einheimsen können.


Überhaupt ist es für die Gesundung der Finanzen, für die Rettung aus der


Papiergeldwirtschaft von größter Wichtigkeit, daß die Anschwellung mit möglich-


ster Beschleunigung sich entwickle und ihr Ende erreiche, damit die Steuer-


kassen für den gewaltigen Bedarf sich füllen. Bei den Wohnungsmieten denke


ich mir den Vorgang ungefähr so:


Sobald die Mietsverträge freigegeben sind, werden die Hauswirte neue


Forderungen stellen. Viele werden es mit einer Verdoppelung versuchen. Noch


unter dem Eindruck der jetzigen scheinbaren, d.h. auf staatliche Maßnahmen


zurückzuführenden „Wohnungsnot“, in der Furcht, keine andere Wohnung zu fin-


den, werden viele, vielleicht die Mehrzahl, diese Forderung der Hausbesitzer


zunächst annehmen. Immerhin, eine Anzahl und namentlich alle die, die noch


andere Gründe für einen Wohnungswechsel haben, werden die Forderung


zurückweisen und sich nach anderer Wohnung umsehen. Hier wird dann wieder


der allgemeine Zug nach links, nach der 4. Klasse, zutage treten. Die, die bis


dahin 10 Zimmer besetzten, werden sich, entsprechend ihrer verschlechterten


Vermögenslage, mit 5 Zimmern begnügen und die, die 5 Zimmer besetzten, wer-


den eine 10 Zimmerwohnung suchen, um durch Abvermietung von 8 Zimmern


sich einen Nebenerwerb zu verschaffen, den sie früher nicht brauchten.


Hierdurch wird aber schon so viel Wohnraum freigemacht werden, daß nicht nur


die jetzige „Wohnungsnot“ verschwindet, sondern noch ein Überschuß bleiben


wird, der sich sofort als Hemmung für die weitere Anschwellung fühlbar machen


wird. Das wird jedoch noch viel stärker in Erscheinung treten, wenn die


Anschwellungssteuer zu wirken beginnt und der jetzige Zug nach links sich in


eine Kopfüberhalsflucht in der Richtung nach der 4. Klasse verwandelt. Dann


wird es wieder zunächst so kommen, daß
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viele Hauswirte, um Mieter für den leerstehenden Wohnraum anzulocken, die


Mieten wieder mehr oder weniger herabsetzen werden.


Die echte, wirtschaftlich begründete 6 fache Anschwellung wird dann einsetzen


und sich entwickeln, wenn der Kriegsnotstand die Volkswirtschaft in Vollbetrieb


versetzt und das Arbeitserzeugnis wieder die frühere Größe erreicht haben wird


– in der Landwirtschaft, wie in der Industrie.


Es handelt sich, wie gesagt, um einen Entwicklungsvorgang, der sich schneller


oder langsamer abspielen wird, je nachdem die im vorigen Abschnitt aufgezeich-


neten politischen, finanziellen, wirtschaftlichen Forderungen erfüllt sein werden


oder nicht. Es ist auch ein Entwicklungsvorgang der sich sehr ungleich abspielen


wird – nicht nur in bezug auf einzelne Werte, sondern auch in bezug auf ganze


Städte und Provinzen.


Aber gerade darum, weil es heute unmöglich ist, nach einheitlichen Maßstäben


die Vermögensgegenstände für die Steuer oder Vermögensabgabe einzuschät-


zen, wird sich die Anschwellungssteuer als eine glückliche, ja als die einzig mög-


liche Lösung erweisen – weil sie, wie ein guter Arzt den Kranken, so unsere


kranken Vermögensgegenstände behandelt, je nach ihrer Eigenart unterschei-


dend, weil sie von der Ernte, nicht von der Saat nimmt, oder besser, weil sie


auch nicht von der Ernte, sondern von der Rente, vom Betriebsüberschuß nimmt.


Reichswährungsamt.


a) Unter Währung ist die dauernde Aufrechterhaltung eines bestimmten allge-


meinen Preisstandes der Waren zu verstehen, die darin ihren stets genau meß-


baren Ausdruck findet, daß mit einer bestimmten Geldsumme (Lohn, Gehalt,


Renten, Pension) heute, morgen, immer eine bestimmte Lebenshaltung bestrit-


ten werden kann. Wohlverstanden handelt es sich hier nicht um Festsetzung der


Preise einzelner Waren, sondern nur des Durchschnittes, so daß, wenn auch


einzelne Preise fallen, andere dafür steigen.


b) Solche Währung kann nur als Wirkung einer fortlaufenden Handlung, einer


Verwaltung des Geldes erwartet werden, nicht aber von Eigenschaften eines


Stoffes – wie das die Vertreter der Goldwährungstheorie anzunehmen scheinen.


Mit anderen Worten: solche Währung muß dynamisch, nicht statisch betrachtet


werden.


c) Die genannte Geldverwaltung besteht in der Hauptsache:


1. in der fortlaufenden statistischen Ermittlung des erwähnten


Durchschnittswarenpreises (der sogenannten Indexzahl).


2. in der fortlaufenden Anpassung des Geldumlaufs an diesen


Durchschnittspreis. Zum Zwecke dieser Anpassung werden bei anziehenden


Preisen die Menge der umlaufenden Noten oder deren Umlaufsgeschwindigkeit


oder aber die Geldersatzmittel (Wechsel) ein
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geschränkt, bei rückgängigen Preisen dagegen verstärkt. Der allgemeine


Preisstand wird auf diese Weise stets wieder auf den Ausgangspunkt zurückge-


bracht, so oft er sich davon entfernt. Die Abweichungen müssen um so gering-


fügiger sein, und umso schneller müssen die Preise auf den Normalstand


zurückfallen, je besser die Geldverwaltung, das Reichswährungsamt, wacht und


die entsprechenden Gegenzüge vornimmt. Die Tätigkeit des Reichswährungs-


amtes ist demnach mit der Arbeit des Schiffssteuermannes zu vergleichen, der


das durch Strömung und Wind ständig aus dem Kurs geworfene Schiff durch ent-


gegengesetzte Steuerwendungen doch immer wieder in die gewollte Richtung


zurückzwingt.


d) Ihre wissenschaftliche Stütze findet diese Geldverwaltung in der bereinigten


„Quantitätstheorie“, laut welcher die Warenpreise jederzeit und unbedingt davon


abhängen, wieviel Geld im Verkehr ist und wie schnell dieses Geld umläuft.


Sofern das Währungsamt die Weisung hat, das Geld nach den in c) bezeichne-


ten Richtlinien zu verwalten, dürfen Änderungen im allgemeinen Preisstand kei-


nen anderen Ursachen zugeschoben werden, als einer mangelhaften Führung


der in c) geforderten Geldverwaltung, der Währungspolitik. Namentlich dürfen


solche Änderungen nicht mehr auf Rechnung des Warenangebots gestellt wer-


den, da das R.W.A. ja die Aufgabe hat, die vom Warenangebot kommenden


Einflüsse durch Gegenzüge im Geldangebot aufzuheben, so daß z.B. gute


Ernten, verbesserte Produktionstechnik, verstärkte Zufuhren aus dem Auslande


usw. durch vermehrten Geldumlauf, entgegengesetzte Einflüsse dagegen durch


verminderten Geldumlauf ausgeglichen werden. Da das R.W.A. die Befugnis


erhalten soll, zu jeder Zeit das Geldangebot unbeschränkt zu mindern oder zu


mehren, so muß es auch unter allen denkbaren Verhältnissen das ihm gesetzte


Ziel erreichen können.


Machtmittel des Reichswährungsamtes.


Das R.W.A. ist nach allen Seiten hin unabhängig; – namentlich auch gegen-


über den Geldbedürfnissen des Finanzministeriums ist diese Unabhängigkeit


eine unbedingte. Der Geldbedarf des Reiches muß unter allen Umständen inner-


halb der Grenzen der vom R.W.A. geschaffenen volkswirtschaftlichen Ordnung


seine Deckung finden. – Dem Reichswährungsamt die Notenpresse, dem


Reichsfinanzministerium die Steuerpresse. – Das R.W.A. wird mit allen sach-


lichen und gesetzlichen Mitteln ausgestattet, die für die Erfüllung seiner Aufgabe


als nötig erachtet werden, so daß Zweifel am Bestande der deutschen


Reichswährung vernünftigerweise nicht mehr aufkommen können. Damit wird


dann den Spekulationsgeschäften der Boden entzogen, und der Handel kann


sich auf einer festen Unterlage entwickeln.
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Zu diesem Zwecke erhält das R.W.A. nicht nur das Recht zu einer dem


Nennwerte nach unbeschränkten Notenausgabe, sondern auch die Oberaufsicht


über die Umlaufsgeschwindigkeit der ausgegebenen Noten, die es durch das
Mittel des Freigeldes ausüben wird. Dem R.W.A. werden dadurch beide Zügel


der Währungspolitik, die Menge und die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, in


die Hand gegeben; sie erhält damit unbedingte Macht. Durch den mit dem


Freigeld erstrebten und erreichten geschlossenen Kreislauf des Geldes wird die


eine der beiden die Preise bestimmenden Triebkräfte, die Umlaufsgeschwindig-


keit des Geldes, zu einer feststehenden Größe, während die andere Triebkraft,


die Geldmenge, durch das Recht zu unbeschränkter Notenausgabe und


Notenverbrennung fest in der Hand des R.W.A. liegt.


Zum Überfluß wird auch der Verkehr in Geldersatzmitteln (Wechseln) dem


R.W.A. unterstellt. Durch Einführung, Erhöhung, Ermäßigung oder Beseitigung


der Wechselstempelsteuern soll, sofern es für nützlich erachtet wird, der


Wechselverkehr verstärkt oder eingeschränkt werden, je nachdem das R.W.A.


dies wegen der Währung für geboten hält. Rücksichten auf Reichseinnahmen


dürfen bei der Wechselstempelsteuer nicht mitspielen. Nur währungstechnischen


Zielen soll diese Steuer dienen. Immerhin fließt ihr Ertrag der Reichskasse zu.


Auch das Lotteriewesen, durch welches zeitweise große Summen baren


Geldes vom Warenverkehr ferngehalten werden können, wird dem R.W.A. unter-


stellt und zwar solange, wie die jetzigen außergewöhnlichen Umstände anhalten


und das R.W.A. restlos alle Hilfsmittel der Währungstechnik zu Rate ziehen muß.


Das R.W.A. hat das Recht, Währungsanleihen zu veranstalten, um die heute


noch stark gehamsterten Noten, deren unzeitgemäße Rückkehr in den Handel


die Maßnahmen des R.W.A. stören könnte, dem Verkehr in dem vom R.W.A. für


nötig erachteten Umfang entziehen zu können. Diese Anleihen sollen völlig


getrennt von den Reichsfinanzen vom R.W.A. selbständig verwaltet werden.


Als Ausgangspunkt für die zu führende Warenpreisstatistik wird der mit 10


(12 – 15?) zu vervielfältigende Preisstand (Index) der Vorkriegszeit genommen –,


d.h., das R.W.A. wird die Preise nicht abbauen, sondern die Währung so führen,


daß die Preise auf den genannten Stand zurückfallen oder auf seine Höhe 


steigen.


Alle Tarife, Löhne, Gehälter werden sich mit der Zeit diesen Preisen in ihrer


natürlichen, durch die Zwangswirtschaft gestörten Rangordnung anpassen,


soweit dies nach Lage der Volkswirtschaft möglich ist. Die durch den Krieg


geschwächte Schaffenskraft des deutschen Volkes muß selbstverständlich in


einem entsprechend geringeren Arbeitsertrag zum Ausdruck kommen. Wäre


diese Ergiebig-
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keit um 20% gesunken, so würden die Löhne, Gehälter in ihrem Aufstieg um


ebensoviel unterhalb des um das Zehnfache gestiegenen allgemeinen


Preisstandes zum Stillstand kommen.


Das Kapital des Reichswährungsamtes.


Das Papiergeld ist kein Schuldschein, der zu einer bestimmten Frist eingelöst


werden soll. Es hat keinen vernünftigen Sinn, dem Volke die „Einlösung“, d.h. die


Rückzahlung und Vernichtung des Papiergeldes feierlich in der Inschrift der


Banknoten zu versprechen, da wir Geld ja doch immer brauchen werden. Was


wir in Wirklichkeit brauchen, ist das Versprechen, daß das Geld niemals einge-


löst wird. Das Einlösungs- oder Vernichtungsversprechen ist eine Drohung, keine


Beruhigung; es bildet fürwahr die allerschwerste Bedrohung, der der Handel aus-


gesetzt ist. Der schon oft angedrohte Abbau der Preise zeigt uns den Sinn und


Unsinn des Einlösungsversprechens in der Inschrift der Banknoten. Mit densel-


ben Gründen, die zur Einlösungsforderung führten, könnte man ja auch den


Eisenbahnreisenden zu ihrer Beruhigung versprechen, daß nach der glücklichen


Beendigung ihrer Reise die Bahn „eingelöst“, d.h. abgebrochen werden wird.


Anstelle dieser Einlösungsbedrohung muß das Papiergeld die Bestimmung des


Gesetzes enthalten, die dem Reichswährungsamt zur Pflicht macht, den


Geldumlauf zu jeder Zeit haarscharf den Bedürfnissen des Marktes anzupassen.


Mehr ist nicht nötig. Will man ein übriges tun, so mag man schreiben: Für die


Allgemeinheit sind die Schalter des R.W.A. geschlossen. Die Einlösung findet auf


den Märkten, in den Läden und Börsen gegen die dort feilgebotenen Waren und


Dienstleistungen statt. Waren hat der Inhaber für diesen Geldzettel gegeben,


Waren hat er zu verlangen. Das R.W.A. selbst hat keine Warenlager, auch kein


Geld, keine Geldschränke, keine Stahlkammern. Das R.W.A. wird jedoch die


Waffen seines Alleinrechtes auf Notenausgabe stets so verwenden, d. h. die


Marktlage stets so gestalten, daß die Besitzer der Geldzettel stets soviel an


Waren werden kaufen können, wie sie selbst dafür hergeben mußten. Wenn dies


im Einzelfall nicht immer zutreffen wird – so doch im allgemeinen, im


Durchschnitt, so daß man mit derselben Geldsumme immer die gleiche oder


ähnliche Lebenshaltung wird bestreiten können.


Die zu solcher Währungspolitik nötigen Mittel müssen selbstverständlich vor-


handen sein, um jeden sich zeigenden Geldüberschuß dem Verkehr entziehen


zu können. Mit dem durch das Freigeld erreichten geschlossenen Kreislauf des


Geldes, der die Haupttriebkraft in der Bildung der Preisschwankungen, d.i. die


Unregelmäßigkeit in der Umlaufsgeschwindigkeit, in eine feststehende Größe
verwandelt, werden überraschend geringfügige Mittel ausreichen, um die von der


Waren-  Warenseite
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seite herrührenden Einflüsse auf die Preise auszugleichen. Diese Mittel können


wir uns in Gestalt von Wechseln, Devisen, fremden Geldsorten vorstellen. Auch


Waren, namentlich Stapelartikel, sogar Silber und Gold können diesen Dienst 


leisten. Auch Verkauf und Einlösung von Staatspapieren (Währungsanleihen),


Steuerzuschlag und Steuerabschlag, wie auch die erwähnten Wechsels-


tempelsteuern sind zum Kapital des R.W.A. zu zählen.


Irgendwelche andere Deckung im Sinne des heutigen Reichsbankgesetzes ist


überflüssig, da es sich hier nicht mehr um eine Aktiengesellschaft, sondern um


ein Reichsamt handelt. Hier gilt als Deckung der Noten des R.W.A., als


Sicherheit, nicht ein toter Schatz (Gold), der, so groß er auch bemessen sein


mag, doch immer, wie z.B. jetzt in Deutschland, zu einer schier lächerlichen


Winzigkeit zusammenschrumpfen kann, sondern die unversiegbare Quelle aller


Schätze, die Arbeitsteilung, die den Markt immerfort mit Waren beschickt, und


auf die letzten Endes alle echte Nachfrage nach Geld zurückzuführen ist. Ist


doch das Geld ja nichts anderes als das Tauschmittel für die Erzeugnisse der


Arbeitsteilung.


Die Arbeitsteilung wird also zugleich die Deckung der Noten und das Kapital
des Reichs-Währungsamtes sein.


Wird das R.W.A. bei einer zehnfachen Anschwellung (Inflation) den jetzigen


Notenbestand beibehalten können? Im Hinblick auf die Schwierigkeit, durch


Währungsanleihen unter Umständen einen größeren Posten Banknoten zurück-


ziehen zu können, mag auch noch diese Frage kurz beleuchtet werden.


Das vor dem Kriege im Verkehr befindliche Geld (Metall- und Papiergeld)


schätzte man auf etwa 7 Milliarden, oder auf etwa 6 Milliarden, wenn wir vom 


jetzigen verkleinerten Gebiet des deutschen Geldes sprechen. Das entspräche


bei einer durchgeführten allgemeinen zehnfachen Anschwellung aller Preise,


Löhne und Tarifsätze ungefähr dem heutigen Notenumlauf. Wenn alle übrigen,


auf die Preise wirkenden Umstände unverändert geblieben wären, so hätten wir


zurzeit ungefähr die Geldmenge im Verkehr, die für die Aufrechterhaltung der


zehnfachen Preishöhe nötig ist. Es könnte sich dann nur mehr um einige


Milliarden zuviel oder zu wenig handeln.


Die die Preise mitbestimmenden Triebkräfte haben jedoch starke


Veränderungen erfahren. Auf Seite der Waren sind es die Zahl der Arbeiter, ihre


Arbeitskraft, ihr Arbeitswille, die Arbeitszeit, ihre Arbeitsmittel, die außerordentli-


che Einbuße erlitten haben. Millionen Männer sind im Felde geblieben, andere


Millionen sind als körperliche und geistige Krüppel heimgekehrt, die jetzt, statt


Werte zu schaffen, die Arbeitskraft von Millionen Krankenpflegern festlegen.


Hunderttausende der tüchtigsten unserer Arbeiter bereiten sich zur Auswande-


Auswanderung
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rung vor. Hunderttausende ausländischer Arbeiter sind nicht wiedergekommen.
Dazu die Unterbrechung der Arbeitsbetätigung durch Streike, Valutakrisen,
behördliche Hemmungen, Mangel an Rohstoffen, Düngemitteln,
Beförderungsmitteln usw., und vor allem das stark heruntergewirtschaftete indu-
strielle und landwirtschaftliche Geschirr, die mangelhafte Ausbildung des
Nachwuchses, die weitverbreitete Unzuverlässigkeit usw. – das alles muß sich
selbstverständlich in einem starken und wachsenden Rückgang der
Warenerzeugung bemerkbar machen. Freilich sind anderseits auch wieder
Hunderttausende, vielleicht Millionen von Frauen durch die Not in die
Warenerzeugung gepreßt worden, die es sonst nicht nötig gehabt hätten. Der
starke, wachsende Geburtenrückgang hat auch die Arbeitskraft dieser Frauen 
freigemacht. Auch die große Anzahl alter Männer, die als Ruhegehaltsempfänger,
Rentner ihr Leben zu beschließen hofften und nun sich wieder unters Joch 
beugen müssen, ist hier zu erwähnen.


Alles in allem geschätzt, mag die Warenerzeugung um 1/2, 1/3, oder 1/4 gegen
früher zurückbleiben, und dementsprechend müßten wir von dem zehnfach aufge-
schwollenem Geldumlauf 1/2, 1/3, oder 1/4 zurückziehen, wenn es bei dieser zehn-
fachen Anschwellung sein Bewenden haben soll. Jedoch ist auch hier wieder zu
beachten, daß die allgemeine Erschütterung des Kredites und die daraus ent-
springende Notwendigkeit, alles immer bar, d.h. also mit Papiergeld zu bezahlen,
diesem Gelde ein neues, großes Verwendungsgebiet eröffnet. Das weite Feld,
das vor dem Kriege den Geldersatzmitteln, dem Wechsel, dem Scheck, überlas-
sen war, muß jetzt mit Papiergeld versorgt werden. Vor dem Kriege liefen allein an
Wechseln für 30 Milliarden 3 Monatwechsel um (aufs Jahr gerechnet also 71/2


Milliarden ausmachend) die die Rolle allgemeiner kaufmännischer Rücklagen
spielten, und an deren Stelle jetzt Papiergeld tritt. Der Handel müßte als Ersatz für
diese Wechsel eine ähnliche Summe Papiergeld aufnehmen, und das wären bei
einer zehnfachen Preiserhöhung 10 X 71/2 = 75 Milliarden, oder bei einem um 1/2,
1/3 oder 1/4 verminderten Warenumsatz – 30 – 50 Milliarden –. Hierbei ist auch
wieder zu beachten, daß die Kaufleute, die früher ihre Rücklagen in Gestalt von
Wechseln in ihren Geldschränken aufbewahrten und nun anstelle von
Wechselreserven – Bargeld treten lassen, sich des Zinsverlustes wegen mit ge-
ringeren Rücklagen begnügen werden. Und sofern der Kredit der Banken uner-
schüttert bleibt [Ein Gutes hatte wenigstens die Papiergeldflut insofern, als der Zahlungsverkehr in


„glänzender“ Weise aufrechterhalten werden konnte und keine einzige große Bank die Zahlungen ein-


stellte. Mit dem, was man mit der Geldverwässerung den Gläubigern gestohlen hat, ist der Fehlbetrag


der Volkswirtschaft, auch der der Banken, gedeckt worden. Ja, das Geld, das man in den Taschen der


Gläubiger fand (bei einer 10 fachen Vermehrung mögen so den deutschen Gläubigern 200 Milliarden


Goldmark entwendet worden sein) hat sogar gereicht, um den Banken, trotz dem allgemeinen


Zusammenbruch, die Verteilung von Dividenden zu gestatten. Mit der absoluten Währung wird nun


dieser „Reptilienfonds“ – der sowieso bis auf 10% erschöpft ist – nichts mehr hergeben; alles, was


nicht mehr zur verarmten deutschen Wirtschaft paßt, wird dann zusammenbrechen. Die Gelage der


von der Hochgeldflut Begünstigten auf dem Wrack der deutschen Wirtschaft nehmen dann ein Ende.],
werden sie solche Reserven als Bankguthaben
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führen, was dann wiederum eine entsprechende Verkleinerung der Gesamt-
summe dieser Rücklagen ermöglicht. – Statt der errechneten 30 – 50 Milliarden
werden mit Berücksichtigung des Bankbetriebs nur 10 oder 15 Milliarden nötig
sein.


Noch eins ist hier bei der Abschätzung des Geldbedarfs zu beachten. Es heißt,


daß noch viele heute an den von unseren Finanzministern dem Volke „verspro-


chenen“ oder angedrohten Preisabbau glauben, und daß bedeutende


Geldmassen in Reserve lägen, auf den Tag wartend, wo der Preisabbau nicht


etwa beginnt, sondern amtlich als beendigt erklärt wird. Mit der Erklärung, daß


die Preise nicht abgebaut werden sollen, sondern auf den zehnfach aufgeblähten


Friedensstand festgenagelt werden – kommen diese Milliarden aus ihrem


Versteck, werden den Banken übergeben oder werden unmittelbar in Waren


umgesetzt. Dieser Stoß muß dann unbedingt aufgefangen werden, wenn die


Preise keine neue Aufwärtsbewegung erleiden sollen. Es werden darum ebenso-


viel Milliarden dem Verkehr entzogen werden müssen, wie die Hamster diesem


zuführen.


Und dann noch folgendes: Mit dem Übergang zum Freigeld müssen wir mit


einer vollkommenen Auflösung des Hamster- und Spekulationskapitals rechnen.


Aus diesem Grunde wird auch wieder die Masse des zur Bewältigung des


Handels nötigen Geldes ganz außerordentlich vermindert werden müssen, und


es würde gar nicht überraschen, wenn wir mit dem Freigeld die Hälfte, vielleicht


sogar 2/3 des Notenumlaufes als überflüssig zurückziehen und verbrennen 


müßten, sofern es bei einer zehnfachen Aufblähung gegenüber dem Stand vor


dem Kriege bleiben soll.


Alles das macht die Gesamtlage unübersichtlich, und das Reichswährungsamt


wird möglicherweise genötigt sein, restlos alle zu Gebote stehenden währungs-


technischen Machtmittel auszunutzen, die im Abschnitt S. 44 ff. beschrieben


wurden.


Ja, wenn die Deckung der heutigen Reichsbanknoten eine Deckung im wäh-


rungstechnischen Sinne wäre! Aber von dem ganzen Stoff, den die Reichsbank


als gesetzmäßige Deckung bezeichnet, und den sie bei ihrer Auflösung als


Bestand (Aktivum) dem Reichswährungsamt übergeben wird, wird für die


Zwecke der absoluten Währung so gut
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wie nichts zu gebrauchen sein, denn das Gold wird man den Franzosen, das


Silber den Engländern ausliefern; die Reichsschatzanweisungen aber, die wird


man wohl einfach verbrennen können – denn wer wird noch im Deutschen


Reiche in der Lage sein, nach der Vermögensabgabe Schatzanweisungen, über-


haupt Zinspapiere zu kaufen? Aber die Vermögensabgabe wird wohl zu einem


genügend großen Teil in Bargeld erfolgen, und wenn die so eingehenden Gelder


verbrannt werden, dann werden die übrigen Machtmittel des


Reichswährungsamtes ausreichen.


Das Notenausgaberecht der jetzigen Reichsbank erlischt, und die Abwicklung


erfolgt in der Weise, daß das Reichswährungsamt die Aktiven (Goldbestände,


Wechsel, Schatzanweisungen, Darlehnskassenscheine), und die Passiven


(Reichsbanknoten) übernimmt. Das Aktienkapital, 180 Millionen, das ja heute nur


noch ein Dreihundertstel des Notenumlaufes (50 000 Millionen) beträgt, wird den


Aktionären zum Börsenkurs zurückerstattet.


Valuta.


Dem Reichswährungsamt können wir nicht zwei Maßstäbe zur Führung der


Notenpolitik geben. Es kann die Währung nicht zugleich auf feste Preise und auf


feste Valuta mit 100 selbständig vorgehenden Staaten einstellen. Die Valuta muß


im Einvernehmen mit allen Staaten behandelt werden.


Die Aufgabe, einen festen Auslandskurs (Valuta) mit festem Warenpreisstand


(Index) zu verbinden, ist jedoch völlig befriedigend gelöst, sobald in allen


Ländern die nationale Währung nach den gleichen, hier für das R.W.A. aufge-


stellten Grundsätzen geführt wird, d.h. also, wenn überall die nationale


Währungspolitik auf die dauernde Aufrechterhaltung des allgemeinen


Preisstandes gerichtet ist, weil dann das einmal ausgebildete Verhältnis von


Ausfuhr und Einfuhr keinen erheblichen Schwankungen mehr ausgesetzt ist und


der etwaige Saldo in der Zahlungsbilanz durch Kreditmaßnahmen der


Handelswelt seinen Ausgleich findet.


Es ist anzunehmen, daß, wenn wir in Deutschland unsere nationale Währung


nach den hier entworfenen Grundsätzen leiten, die günstigen Erfolge bald alle


übrigen Staaten zur Nachahmung veranlassen werden. Mehr wird aber zur


Lösung der Valutafrage niemals nötig sein, als daß in allen Staaten die nationale


Währung nach international gültigen, an sich gesunden Grundsätzen geleitet


werde.
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Anhang:


Der Abbau der Preise im Lichte
argentinischer Erfahrungen.


Weiterhin, auf S. 54 ff. gebe ich die deutsche Übersetzung meiner im Jahre


1898 in Buenos Aires veröffentlichten Schrift: La cuestion monetaria argentina.


(Die argentinische Währungsfrage: Eine Untersuchung über Wesen und Ursache
des gegenwärtigen wirtschaftlichen Tiefstandes).


Erklärungen über den Ursprung dieser Schrift:


Im Jahre 1885 wurden in Argentinien neue, auf Gold lautende Banknoten in


den Verkehr gebracht und als einziges gesetzliches Zahlungsmittel erklärt. Das


Gold dazu (die sogenannte Deckung) war durch eine auswärtige Anleihe


beschafft worden. Die wirtschaftliche Entwicklung machte jedoch die


Aufrechterhaltung dieser Goldwährung unmöglich, und nach ganz kurzer Zeit


wurde die Einlösung der Banknoten eingestellt. Damals (1885) waren die


Goldfelder Afrikas noch nicht entdeckt, und die Preise der argentinischen


Landeserzeugnisse standen unter dem Drucke, der sich seit der Ausbreitung der


Goldwährung auf der ganzen Welt bemerkbar gemacht hatte. Mit dem früheren


Papiergeld (moneda corriente), das nach den „soft money“-Grundsätzen (nicht


hartes, dem Wucher dienendes, sondern „weiches“ Geld) verwaltet worden war,


hatte das ständig wachsende Goldagio das stetige Zurückgehen der


Weltmarktpreise vom argentinischen Bauer und Viehzüchter abgewendet. Trotz


sinkender Weltmarktpreise stiegen sogar die Preise in argentinischer Währung,


und die Hypothekenschuldner, Pächter, Wechselschuldner konnten ihren


Verpflichtungen nachkommen, während in anderen (Goldwährungs-) Ländern die


Landwirte und Gewerbetreibenden in kläglichen Tönen die Staatshilfe anrufen


mußten. (Not der Landwirtschaft).


Mit der oben erwähnten Einführung der Goldwährung in Argentinien wurde der


Weltmarktpreis auch unmittelbar Landespreis für die argentinische Wirtschaft, der


ständige Rückgang dieser Welt-   Weltmarktpreise
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marktpreise übertrug sich von nun an ohne den Puffer des Agios auf die argenti-


nischen Märkte und schuf damit dort die gleiche Notlage, unter der die werben-


de, schaffende Klasse Europas litt. Er lähmte die auf schnelles Wachstum einge-


stellte argentinische Wirtschaft; die Auswanderung überwog die Einwanderung,


zahllose Bankrotte unterwühlten den Kredit der Kaufmannschaft und auch den


der Regierung. Die verheerende Krise führte zu einer ständig wachsenden


Unterbilanz im Staatshaushalt, die man in den ausländischen Kapitalistenkreisen


liederlicher Staatsverwaltung zuschrieb. Hätte man dort diese Unterbilanz auf


ihre wahre Ursache – die Goldwährung – zurückgeführt, so würde das dieser


Hochburg der Kapitalisten leicht zum Verhängnis haben werden können.


Argentinien wurde der Kredit gesperrt, und das zwang nun die in


Zahlungschwierigkeiten befindliche Regierung, die Notenpresse wieder nach


alter Weise arbeiten zu lassen. Mit den damit in den Verkehr gelangenden


Papiergeldmassen gingen die Warenpreise in die Höhe, die verschuldeten


Klassen bekamen wieder Luft, die Wirtschaft entwickelte sich freier, die


Einwanderung nahm gewaltigen Umfang an, die Unterbilanz im Staatshaushalt


verschwand. Man wäre zufrieden gewesen, wenn nicht das Goldaufgeld und


namentlich das jede genaue Kostenberechnung unmöglich machende


Börsenspiel (Agiotage) gewesen wäre. Man schämte sich dieses Agios, wie man


sich alter Schulden schämt. Man war ganz allgemein der Ansicht, daß das


Papiergeld ein Schuldschein des Landes sei, den man unter allen Umständen,


und erst recht, wenn die Möglichkeit sich dazu bietet, einlösen muß. Und der 


blühende Stand der Volkswirtschaft (Folge des Goldagios, dessen man sich


schämte) bot solche Möglichkeit. Der Kredit Argentiniens hatte sich in Europa,


dank der gewaltig gestiegenen Erzeugung und trotz dem Goldagio wieder befe-


stigt. Also beschloß man, den Schönheitsfehler der Volkswirtschaft auszumerzen


und durch eine Reihe von Maßnahmen das Agio „abzubauen“ – genau wie es


heute in Deutschland Finanzminister, Bauern, Fabrikbesitzer gibt, die auf den


Abbau der Preise drängen. In der Hauptsache bestanden diese Maßnahmen


darin, daß man besondere Steuern (Steuern auf Hüte, Seife, Öl usw., sowie


Ausfuhrzölle) erhob, deren Ertrag der Notenbank in Form ihrer eigenen Noten


übergeben und dort verbrannt wurde, so den Geldumlauf vermindernd.


Gegen diese Politik wurde kein Widerspruch erhoben. Das ganze Volk jubelte.


Jeder rechnete den Vermögenszuwachs aus, der ihm persönlich dadurch zufal-


len mußte, wenn das Goldagio von 250 nach und nach auf Null fallen würde.


Das in Bargeld und in Geldforderungen angelegte Vermögen mußte sich ja so


verdoppeln, verdreifachen – gerade wie die Zeichner der letzten Kriegsanleihe


ausrechneten, daß sie für diese Papiere, die sie für den Erlös der zu Kriegs-


Kriegspreisen
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preisen verkauften Kühe und Schweine erstanden, nachher zu Friedenspreisen


die doppelte und dreifache Anzahl Kühe würden kaufen können!


Die einzige Schrift, die den Widersinn solcher Währungspolitik dem Volke klar


zu machen suchte, war und blieb meine hier in der Übersetzung vorliegende


Schrift: La cuestion monetaria argentina.


Den unmittelbaren Anstoß zu der Schrift gab die Sorge um meine eigenen


Unternehmungen. Ich betrieb neben einem Einfuhrgeschäft noch eine Fabrik für


Pappschachteln, mit denen ich die argentinischen Fabriken versorgte. Ich wußte,


daß, wenn die eingeschlagene Währungspolitik längere Zeit andauerte, die


argentinische Industrie und damit auch meine Schachtelfabrik zur Untätigkeit ver-


urteilt sein würde. Ich wollte wissen, wie tief der Goldwahn in den Köpfen der


argentinischen Parlamentarier und Kaufleute sitze; ob die Hoffnung begründet


sei, daß man bald, durch Schaden klug gemacht, die Währungsgesetze wider-


rufen würde. Das war 1898.


Ich schickte meine Schrift an alle Senatoren und Abgeordneten, an die Presse,


an alle, die sich zur Währungsfrage öffentlich geäußert hatten, an alle Banken,


an viele Kaufleute und Unternehmer. Der Erfolg war kläglich. So wartete ich nicht


lange, sondern veräußerte die Fabrik mit erträglichem Schaden. Später erfuhr


ich, daß meine Maschinen, wegen der nun ausbrechenden Krise, niemals von


den Erwerbern aufgestellt worden sind. Ein Jahr später stand die gesamte


Industrie einfach still. 40 000 Arbeitslose machten eine Kundgebung vor dem


Regierungsgebäude, verlangten eine geordnete Verwaltung und eine schärfere
Anwendung der auf Preisabbau gerichteten Gesetze!!!


Nun kehrte ich (1900) nach Deutschland zurück. Mittlerweile waren doch viele


durch die Tatsachen darüber belehrt worden, daß die auf Preisabbau gerichteten


Währungsgesetze wohl die wahre Ursache der Krise seien, und nicht die


gespannten Beziehungen zu Chile, die man bis dahin als Grund der Erscheinung


ansah. Die auf den Preisabbau gerichteten Währungsgesetze wurden also wider-


rufen und neue Gesetze erlassen, die sich mit den Vorschlägen deckten, die ich


in der Schrift „La cuestion monetaria argentina“ gemacht hatte. Bis zu dieser


Währungsreform lagen 2/3 der gesamten Notenausgabe (200 von 300 Millionen


Pesos) brach in den Banken! Niemand im Handel, in der Industrie oder


Landwirtschaft hatte Verwendung für dieses Geld, nicht einmal zinslos hätte man


das Geld nützlich anlegen können. Für hinterlegte Gelder zahlten die Banken
keinen Zins! Als die Abbaupolitik preisgegeben wurde, kehrten die Gelder schnell


in den Verkehr zurück. Der große Aufschwung Argentiniens setzte mit der


Währungsreform ein, und ich hatte die Genugtuung, daß die Dinge so verliefen,


wie ich sie in meiner Schrift voraussagte, daß sogar meine
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Berechnung der Einkünfte, die die Konversionskasse von diesem Aufschwung


erwarten durfte (S 92/93) fast aufs Haar in Zeit und Höhe mit der Wirklichkeit


übereinstimmten.


Restlos alles, was in dieser Schrift gesagt ist, kann nun auf die deutschen
Zustände angewandt werden, und zwar sowohl privatwirtschaftlich, wie auch


volkswirtschaftlich.
Wenn ich in der „Cuestion monetaria“ keine weitergehenden Forderungen an


die öffentliche Geldverwaltung stellte, als die Festigung der Landeswährung in


ihrem Verhältnis zur Goldwährung, so lag das daran, daß solche Forderungen


wie „Freigeld“ und „absolute Währung“ ganz und gar nicht verstanden worden


wären, wie ja auch vor dem Kriege in Deutschland nur kleine, meist sozialisti-


sche Kreise Verständnis für meine Forderungen zeigten. Wenn es heute schon


wesentlich anders ist, so ist das auf den großen Starstecher „Professor Not“


zurückzuführen.


Hier folgt nunmehr der ins Deutsche übertragene Wortlaut meiner vorerwähn-


ten Schrift von 1898:


La cuestion monetaria argentina.


(Die argentinische Währungsfrage).


[Einige hinzugefügte Fußnoten und Einschaltungen ergeben sich aus dem
Zwecke, der mit der Wiedergabe dieser Schrift verfolgt wird, und aus den gegen-
wärtigen deutschen Zuständen.]


Das Gesetz begünstigt den Abbau der Preise [In dieser Schrift sind je nach dem


Zusammenhang die Ausdrücke Geldknappheit, Geldverteuerung, Hebung des Geldwertes usw. ange-


wandt, daneben: Abbau der Preise, Senkung der Warenpreise, allgemeiner Preisrückgang usw. – Alle


diese Ausdrücke bezeichnen den gleichen Vorgang: d.h., Hebung des Geldwertes ist gleichbedeu-
tend mit: Senkung der Warenpreise, wobei der Ausdruck „Ware“ im weitesten Sinne gedacht ist; dazu


gehören Ländereien, Löhne, Leistungen jeder Art.]. Die Gesetze über  Notenausgabe


gestatten der Regierung nicht, das Geldangebot der wachsenden Nachfrage


anzupassen; im Gegenteil, jene Gesetze bestimmen, daß ein Teil der staatlichen


Geldeinnahme zurückgezogen und verbrannt werde, in der offenkundigen


Absicht, dadurch die Warenpreise abzubauen, den Wert des Geldes zu heben,


und in der Erwartung, daß mit der Zeit der Peso-Nationalgeld seinen ursprüng-


lichen Preis, etwa das Dreifache des gegenwärtigen Standes, zurückerlangt.


Da jene Gesetze schon einige Jahre in Kraft sind, dürfen wir uns nicht wun-


dern, daß ihre Wirkung fühlbar zu werden beginnt. Der Peso-Nationalgeld,


Wertmesser und Tauschmittel des argentinischen Handels, die Grundlage aller


Kapitalunternehmungen, beginnt ernst-
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lich knapp zu werden und im Werte zu steigen. Der Maßstab für alle Werte


wächst, schwillt, erweitert sich. Und es kann folgerichtig auch nicht anders kom-


men, wenn einerseits, mit dem Anwachsen der Bevölkerung, der Bedarf an Geld


zunimmt, während anderseits das Geldangebot künstlich beschränkt wird. Es ist


die notwendige und angestrebte Wirkung der jetzigen Geldpolitik.


Das Geld steigt im Werte und wird zweifellos mit der Zeit noch weiter steigen.


Solange die gegenwärtigen Gesetze über Notenausgabe bestehen bleiben, wird


der Wert des Peso-Nationalgeld schrittweise weiter steigen, ganz übereinstim-


mend mit dem, was bei Erlaß jener Gesetze bezweckt wurde.


Was aber haben wir von dieser Wertsteigerung des Geldes zu erwarten?


Antwort: den allgemeinen Preissturz.


Mit der Hebung des Pesos müssen, im genauen Verhältnis dazu, die Preise


aller übrigen Werte sinken.


Verdoppeln wir die Länge des Meterstabes, so wird die Länge aller mit ihm


gemessenen Dinge um die Hälfte verkleinert, und da das Geld Maßstab für alle


übrigen Werte ist, so gibt es keine Handelsware, die sich dem vom Anwachsen


ihres Maßstabes, des Geldes, erzeugten Preissturz entziehen kann.


Die Waren im allgemeinen, die Mieten, Ländereien, Arbeitslöhne, Aktien von


gewerblichen Unternehmungen, alles, alles ohne Ausnahme wird erdrückt durch


das steigende Gewicht des Peso-Nationalgeld.


Mit dem allgemeinen Sinken der Warenpreise muß auch der Goldpreis herun-


tergehen, denn auch Gold ist Ware, und kein Wertgegenstand kann sich dem


durch die Geldknappheit bewirkten Preisrückgang entziehen. Der Rückgang des


Goldpreises wird unmittelbar die staatlichen Zolleinnahmen verringern, und falls


die Regierung die Verwaltungskosten nicht vermindert, indem sie die Gehälter


ihrer Beamten dem neuen Wertmaßstab anpaßt, so wird der jährliche Fehlbetrag


im Staatshaushalt sich im genauen Verhältnis zur Wertsteigerung des Geldes


erhöhen.


Auch die innerstaatlichen Abgaben, Patentgebühren usw. werden dem neuen


Stand anzupassen sein. Die Tarife der verschiedenen, staatlich beherrschten


Unternehmungen: Eisenbahnen, Straßenbahnen, Standdroschken, Post und


Telegraph, Gas- und Wasserwerke – alles muß berichtigt werden.


Die Kaufleute müssen alle ihre Berechnungen berichtigen, ebenso die


Gewerbetreibenden und die Landwirte.


Und diese ganze gewaltige Arbeit wird fast täglich neu gemacht werden müs-


sen, nämlich so oft die Nachfrage nach Geld sich wieder um einen Punkt höher


stellt als das Angebot.


Alle Preise werden nur Tagesgültigkeit haben.
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Und welchen vernünftigen Zweck kann diese Geldpolitik haben, die in das


Handelsgetriebe Wirrnis trägt und nicht nur der Volkswirtschaft unberechenbaren


Schaden zufügt, sondern auch den Gebräuchen und sogar den sittlichen


Anschauungen des Volkes? Denn da, wo die Grundlage für eine gesunde


Entfaltung des Handels fehlt, wo das Geld der notwendigen Wertbeständigkeit


ermangelt, wo alle Preise stetem Wandel  unterliegen, dort wird der


Handelsstand allzusehr geneigt sein, sich auf zweifelhafte Unternehmungen aller


Art einzulassen – und die bis dahin maßgebend gewesenen Ehrbegriffe werden


Schaden leiden.


Wären diese mit Zahlen zu messenden Schwierigkeiten die einzigen oder die


größten, die wir von der Geldknappheit zu befürchten haben, so würden sie


kaum genügt haben, um einen Geschäftsmann zu bestimmen, zum Wohle der


Allgemeinheit die Feder zu ergreifen.


Sehen wir deshalb zu, was uns die Geschichte hinsichtlich der Geldknappheit,


d.h. des allgemeinen Preisrückganges, lehrt.


Geschichtliche Tatsachen.


Die Geschichte lehrt uns folgendes: Während der ganzen Dauer des


Mittelalters zeigt sich eine erstaunliche und außergewöhnliche Stockung in der


Entwicklung von Handel und Gewerbe, sowie im allgemeinen Fortschritt, eine


geistige Schlaffheit bei den verschiedenen Völkern. Diese Erscheinungen fallen


zusammen mit einer ständig wachsenden Geldknappheit (einer Verteuerung des


Geldes, einem Abbau der Preise), und umgekehrt ist der mit der Entdeckung


Amerikas eintretende Wandel in jenen Erscheinungen zurückzuführen auf die


dann einsetzende Geldvermehrung und die damit auftretende allgemeine


Preissteigerung. Dieser Wandel läßt sich mit der bloßen Entdeckung eines neuen


Weltteils nicht erklären, denn Amerika erzeugte damals – mit alleiniger


Ausnahme des Goldes – nichts von dem, was nicht auch die schon vorher


bekannten Weltteile aufwiesen: es lieferte weder besondere Menschen, noch


Gedanken, noch nutzbare Stoffe.


Die hin- und herfahrenden Schiffe brachten aus Europa – Soldaten, und als


Rückfracht Gold, Geld.


Und die zauberhaften Wirkungen dieses Goldes können wir auch nicht seinen


stofflichen, metallischen Eigenschaften zuschreiben, denn, als Geld gebraucht,


hat das Gold keine Gelegenheit, diese Wirkungen zu entwickeln.


In seiner Geldeigenschaft hat das Gold nur eine wirksame Eigenschaft: seinen


Preis. Und dieser Preis ist nicht abhängig von Gewicht, Geruch oder chemischen


Verwandtschaften des Goldes, sondern von Angebot und Nachfrage nach Geld;


das Angebot von Geld dargestellt durch die am Markte  erscheinende


Geldmenge, die Nachfrage nach
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Geld durch Menge und Beschaffenheit der zum Verkauf angebotenen Waren.


Insofern also ein ursächlicher Zusammenhang besteht zwischen dem in


Amerika gefundenen Gold und dem bei seiner Einführung nach Europa entstan-


denen Aufschwung, müssen wir diese Wirkung dem Einflusse zuschreiben, den


jenes Gold auf die Preise ausübte.


Vom Ausgange des 18. Jahrhunderts an wurde das Geld wieder knapper (wie


im Mittelalter), und während der ganzen Dauer dieses allgemeinen Abbaues der


Preise sehen wir nichts als eine Aufeinanderfolge wirtschaftlicher Stockungen,


von arbeitslosen Zeiten, von staatlichen Umwälzungen.


Und als wiederum Handel und Gewerbe einen Aufschwung nahmen, die öffent-


lichen Einrichtungen, die allgemeine Lebensführung aufblühten, der Reichtum


sich entfaltete, war dies unmittelbar zurückzuführen auf die Goldschätze, die die


kalifornischen Bergwerke den dorthin strömenden Abenteurern lieferten, auf den


dadurch entstehenden reichlichen Geldumlauf, auf die überall steigenden Preise.


Als im Jahre 1872 Deutschland zur Entmünzung des Silbers schritt und eine


Anzahl anderer Staaten seinem Beispiel folgen mußten, um die Stetigkeit des


Auslandskurses sicherzustellen, sanken die Preise schrittweise als Folge jener


künstlichen Beschränkung von Vorrat und Angebot des Geldes, und von jenem


Zeitpunkt sprach man in Europa nur noch von Wirtschaftsstockungen,


Zahlungseinstellungen, Geschäftsauflösungen. Tausende von Arbeitern wurden


brotlos, und alle Welt wunderte sich über die Unzahl von Landstreichern.


Die höchste Blütezeit der Vereinigten Staaten Nordamerikas fiel zusammen mit


den hohen Preisen, die von der Ausgabe der sogenannten Greenbacks, in


Verbindung mit der freien Silberprägung herrührten. Als dann die Sicherung


eines steten Auslandskurses es nötig machte, die Greenbacks zu verbrennen


und die Entmünzung des Silbers anzuordnen, brach eine fürchterliche und jetzt


(1898) noch andauernde Krise aus.


Die in Europa nach der Entmünzung des Silbers beobachteten Erscheinungen


wiederholten sich in den Vereinigten Staaten: Geldknappheit, Preissturz, Krise,


Zahlungseinstellungen, Arbeitsmangel, Landstreicher.


Diese Tatsachen sind wissenschaftlich festgestellt und jedem wohl bekannt, der


sich mit den Geldfragen befaßt; auf sie stützen sich die Doppelwährungsfreunde


bei Verteidigung des Bimetallismus, und die Verteidiger des Goldes waren nicht


imstande, sie zu entkräften, trotz aller Mühe, die sie sich mit der Beweisführung


für ihre Behauptungen geben.


Im übrigen ist es wohlbekannt, daß in Europa wie in den Ver-


Vereinigten
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einigten Staaten der geringste Preisrückgang, die geringste Geldverteuerung, die


sich bemerkbar machte, sogleich den Markt beunruhigten, weil man darin den


Vorläufer und Herold eines schrecklichen Feindes erblickt: die „Krise“.


Im Gegensatz dazu herrscht allgemeine Freude, sprechen alle von guten


Zeiten, wenn die Preise steigen, oder wenn sie wenigstens nicht zurückgehen.


Geldknappheit und Wirtschaftsstockung bedeuten auf jenen Märkten dasselbe.


Es ist also eine nicht mehr bestrittene Tatsache, mit der man zu rechnen hat,


daß Geldknappheit stets eine Krise im Gefolge hatte; es ist von allen


Volkswirtschaftlern anerkannt, daß die Verteuerung, die Wertsteigerung des


Geldes, d.h. also der allgemeine Preisrückgang der Waren und die


Wirtschaftsstockungen, so eng miteinander verknüpft sind, daß da ein notwen-


diger, unerbittlicher, ursächlicher Zusammenhang bestehen muß.


Und finden wir jene innige Verbindung zwischen Geldknappheit und


Wirtschaftsstockung nicht verstärkt durch das, was wir jetzt auch hier bei uns


beobachten, und durch das, was in unserer Nachbarrepublik Chile vor sich geht?


Hier wie in Chile eine Geldpolitik, die die Geldknappheit begünstigt; hier, wie in


Chile die gleiche lahmgelegte Entwicklung von Handel und Gewerbe. Hier wie in


Chile allgemeiner Preisrückgang, hier wie in Chile wirtschaftliche Stockung,


Krise. Und sogar der Gradunterschied, den wir in der Stärke der


Wirtschaftsstockungen zwischen hier und dort beobachten, erklärt sich durch den


Unterschied in der Tatkraft, die bei uns und die in Chile mit dem Ziele der


Geldbestandsverringerung entfaltet wird.


In Chile durchgreifende Gesetze, starke Kraftanspannung zum Erzielen einer


Wertsteigerung des Geldes, einer Senkung der Warenpreise; in Chile eine ent-


sprechend heftige und tiefgehende Krise.


Hier in Argentinien schwächlichere Gesetze, geringere Kräfteentfaltung, und im


Verhältnis dazu auch eine weniger augenscheinliche, weniger verwüstende


Krise.


Wie soll man, angesichts so klarer Beweise, eine Geldpolitik kennzeichnen, 


die künstlich das begünstigt, was die Geschichte verurteilt, die anbetet, wo man


verbrennen, die verbrennt, wo man anbeten muß? Wir erstreben das, was über-


all als Verkünder und Begleiter der Wirtschaftskrisen angesehen wird. Wir be-


günstigen den allgemeinen Preisrückgang, der an allen Börsen den


Warnungsruf, das Anzeichen der Krise bedeutet.


Oft genug hört man es hier aussprechen, daß hierzulande die wirtschaftlichen


Maßnahmen genau das Gegenteil von dem bewirken, 


110







was man von ihnen erwartete, daß die wirtschaftlichen Gesetze, streng und uner-


bittlich in anderen Ländern, bei uns andere Wirkungen auslösen angesichts des


noch unausgebeuteten Reichtums der Republik.


Die Aufklärung des sich ergebenden Widerspruchs müssen wir aber nicht darin


suchen, daß sich die wirtschaftlichen Gesetze zugunsten unserer Republik geän-


dert haben, sondern darin, daß unser prüfender Verstand auf Irrwege geriet – es


liegt eine Augentäuschung vor. Wäre unser gesunder Menschenverstand von 


seiner geraden Richtung nicht abgelenkt worden durch die wirtschaftlichen


Trugschlüsse, mit denen die Volkssprache noch durchsetzt ist, so würden wir


zwischen den wirtschaftlichen Gesetzen und ihren Wirkungen keinen


Widerspruch gefunden haben; wir würden im Gegenteil vorausgesehen haben,


daß alles, was schon eingetreten ist und noch eintritt, notwendigerweise kommen


mußte.


„Das Geld verteuert sich, die Preise (sagt man) werden abgebaut – und trotz-


dem sehen wir nichts von dem Glückszustand, den doch ein so hoffnungerregen-


der Vorgang nach sich ziehen müßte!“


Ist nun aber die Erwartung berechtigt, daß der Abbau der Preise einen


Glückszustand hervorzurufen geeignet ist?


Wo hat man denn jemals den Volkswohlstand aus einem allgemeinen


Rückgang der Warenpreise entstehen sehen? Wann ist jemals die Geldknappheit


von einem Aufschwung des Handels und der Industrie begleitet gewesen?


Wenn also die Dinge sich im Gegensatz zu unseren Erwartungen entwickeln,


so liegt es nicht daran, daß die wirtschaftlichen Gesetze vor der Unermeßlichkeit


der Pampa sich beugen, sondern daran, daß wir „Birnen von der Ulme pflücken“


wollen. Unsere Augen sind schlecht, wir sind blind, – das ist das einzige


Widersprechende, was sich hierzulande in bezug auf wirtschaftliche Gesetze


ergibt.


In keinem Lande der Welt genießt das, was den Welthandel fördert, einen so


weitgehenden Schutz wie in England, und den Beweis dafür sehen wir darin, daß


Großbritannien heute das einzige Land ist, das am Freihandel festgehalten hat.


Als wirksamstes Mittel zur Förderung des Welthandels erkennt man in England


die Stetigkeit der Wechselkurse, und dort ist die Rücksicht auf dieses wichtigste


aller wirtschaftlichen Erfordernisse der Leitstern für die ganze Geldpolitik.


Befindet sich indessen die englische Regierung einmal in der Zwangslage, ent-


weder einen Abbau der Preise vornehmen oder die Stetigkeit der Kurse opfern


zu müssen, so wählt sie das Letztere. Beweis dafür ist die nachstehende


Auslassung, gerichtet von der Indischen Regierung an das Englische Schatzamt,


als Berichterstattung darüber, ob es angezeigt wäre, dem nordamerikanischen


und französischen Ver-
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langen nach Wiederzulassung der freien Silberausprägung durch die Indische


Münze zuzustimmen.


Dieses Schriftstück besagt unter anderem wörtlich Folgendes:


„Alles, was hier gesagt wurde über den Erfolg oder Mißerfolg eines Abkommens, war


völlig unabhängig von dem durch Frankreich und die Vereinigten Staaten vorgeschlage-


nen Tauschverhältnis. Die von uns gegen jenes Abkommen vorgebrachten Gründe behal-


ten ihre Bedeutung, wie immer das Tauschverhältnis sei, auf das man sich einigt, doch


müssen wir hinzufügen, daß unsere Befürchtungen sehr verstärkt würden durch die Höhe


des vorgeschlagenen Tauschverhältnisses, nämlich 151/2 zu 1.


Nach unserer Auffassung sind die Schwierigkeiten, zu einem Übereinkommen zu gelan-


gen, ganz bedeutend dadurch vermehrt worden, daß ein so stark vom gegenwärtigen


Preis abweichendes Tauschverhältnis vorgeschlagen wurde. Selbst wenn sich dieses


Tauschverhältnis aufrecht erhalten ließe, müßten wir, um Indien vor Schaden zu schützen,


dagegen Einspruch erheben und Ew. Exz. empfehlen, in keiner Weise dahin zu wirken,


daß ein Abkommen auf Grund jenes Tauschverhältnisses abgeschlossen werde.


Wir machten bereits darauf aufmerksam, daß als erste Wirkung des vorgeschlagenen


Abkommens die Verteuerung der Rupie sofortige Verwirrung in den Gang von Handel und


Industrie bringen und sich eine sehr schwere Stockung ergeben würde, wenn die


Steigerung von 15 oder 16 auf 23 Pence sich erhöhen sollte.


Zweifellos würden infolgedessen verschiedene Zweige des indischen Ausfuhrhandels


und damit zusammenhängender Industrien, in denen große europäische Kapitalien 


stecken, stark leiden, wenigstens zeitweilig.


Diese wirtschaftliche Störung kann längere oder kürzere Zeit anhalten, doch wird von


sachverständiger Seite versichert, daß eine so starke und plötzliche Verteuerung dauern-


den Einfluß ausüben und den Handel Indiens in seinen Grundlagen erschüttern würde.


Wie es sich aber auch hiermit verhalten mag, wir bestehen auf unserer Meinung, daß alle


auf Sicherung eines steten Tauschverhältnisses zwischen Gold und Silber gerichteten


Maßnahmen sich stützen müssen auf ein nur wenig von 16 Pence für die Rupie abwei-


chendes Verhältnis; jede auf eine darüber hinausgehende Verteuerung der Rupie gerich-


tete Maßnahme würde große Gefahren ohne entsprechende Vorteile mit sich bringen.


Ew. Exz. werden bemerken, daß wir den Vorteilen keine große Bedeutung beilegen, die


in Linie 5 des Telegramms von einer so erheblichen Verteuerung unseres Geldes abge-


leitet werden; wir halten im Gegenteil den Schaden für weit erheblicher.


Es mag sein, daß die Schwierigkeiten, mit denen wir seit vielen Jahren kämpfen, um die


stetig wachsende Summe von Rupien zusammenzubringen, die zur Deckung unserer in


Gold zahlbaren Verpflichtungen nötig sind, uns alles das übertrieben vorteilhaft erscheinen


lassen, was jene Schwierigkeiten zu mindern beitragen kann. Wir leugnen nicht, daß die


Staatseinnahmen mit einer so weitgehenden Verteuerung der Rupie bedeutend wachsen


werden.


Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß anderseits die Staatseinnahmen in 


mancher Weise infolge jener Verteuerung leiden würden. Dies würde die Gewinne der


Staatskasse mindern – und diese Gewinne stellen ungefähr den einzigen Vorteil dar, den


wir als Regierung von den vorgeschlagenen Reformen erwarten können. Der zu er-


wartende
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allgemeine Preisrückgang würde schädigend auf unsere Einnahmen einwirken, und eben-


so auf die Lage der Bodenbebauer des Landes.


In erster Linie ist die Grundsteuer zu nennen, die im Laufe der jüngsten 10 – 15 Jahre


einem großen Teile des Landes auferlegt wurde. Der Preis der Bodenerzeugnisse bildet


den Maßstab für jene Steuer. Sinkt dieser Preis, so wird die Last schwerer; ist der


Preisrückgang erheblich, so entsteht ein Mißverhältnis zwischen dem Ernteerlös und der


auf ihm ruhenden Last – und dies würde das Wohlbefinden der ländlichen Bevölkerung


ungünstig beeinflussen.


Die mit einer neuen Einschätzung verknüpfte Arbeit ist groß, und mehrere Jahre würden


wahrscheinlich nötig sein, um sie zu beenden. Und wenn sie dann beendigt wäre, würde


ein großer Teil des Gewinnes verschwinden, den die Regierung von der vorgeschlagenen


Verteuerung erwartet.


Ebenso würde es mit den Einnahmen aus unseren Eisenbahnen gehen, die gegenwärtig


einen erheblichen Teil unserer Einkünfte ausmachen. Diese hängen z. T. von der Ausfuhr


ab, und der die Ausfuhr treffende Schlag würde unmittelbar den Voranschlag unserer


Eisenbahnen beeinflussen.


Wir empfehlen aus diesen Gründen, auf die Anfrage der Regierungen Frankreichs und


der Vereinigten Staaten ablehnend zu antworten.“


Simla, 16. September 1897.


Dies ist die Meinung, die man in Indien über die Wirkungen einer Verteuerung


des Geldes hat. Und man beachte wohl, daß es sich dort lediglich um eine


Erhöhung des Geldpreises von 16 auf 23 handelt, während hier davon ge-


sprochen wird, den Papierpeso auf den Stand des Goldpesos zu bringen, also 


im Verhältnis von 1 zu 3 oder von 16 auf 48!


Auch ist zu beachten, daß das mit der Verteuerung der Rupie verknüpfte Opfer


sich zum Teil ausgeglichen haben würde durch die Stetigkeit des


Auslandskurses, ein Ergebnis, dem wir mit der Verteuerung des Papiergeldes


auch nicht entfernt nahekommen. Der ungeheure Vorteil eines stetigen Kurses


wiegt in der Meinung der Regierung von Britisch-Indien die Nachteile nicht auf,


die sie von einer vergleichsweise unbedeutenden Verteuerung ihres Geldes


befürchtet.


Die Geldverteuerung als gewöhnliche Ursache der 
wirtschaftlichen Störungen.


Der Umstand, daß alle wirtschaftlichen Störungen immer begleitet waren von


einer Verteuerung des Geldes, also von einem allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, beweist, daß es sich hier nicht um etwas Zufälliges handelt und


fordert geradezu auf, zwischen beiden Erscheinungen den ursächlichen


Zusammenhang festzustellen.


Wir haben also noch zu untersuchen, wo die treibende Kraft steckt, die beide


Erscheinungen miteinander verbindet; wir müssen feststellen,
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ob der Preisrückgang Ursache oder Wirkung der Wirtschaftsstockung, der Krise


ist.


Untersuchen wir die Einzelheiten einer beliebigen Wirtschaftskrise, indem wir


ihrem Ursprunge nachgehen, so finden wir ohne weiteres, daß sie alle auf eine


einzige, gemeinsame Ursache hinweisen – auf den allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, also auf die Verteuerung des Geldes; und verfolgen wir umgekehrt


in allen Einzelheiten die Wirkungen einer Verteuerung des Geldes, so ergibt sich,


daß sie sich vollkommen decken mit dem, was wir unter dem Worte „Krise“ ver-


stehen.


Alle bei einer wirtschaftlichen Krise auftretenden Erscheinungen erweisen sich


als notwendige, verhängnisvoll notwendige Folgen des allgemeinen Rückganges


der Warenpreise, also der Verteuerung des Geldes. Läßt sich denn in der Tat


eine Wirtschaftskrise ohne Preisrückgang denken, und ein allgemeiner


Preisrückgang ohne Krise?


Wie wären die Zahlungseinstellungen und Stundungserklärungen zu begreifen,


wenn nicht die Geldverteuerung, also der allgemeine Rückgang der Warenpreise


das Gleichgewicht aufhöbe zwischen Soll und Haben der Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte usw.? Woher käme die Lahmlegung des Handels,


die Arbeitslosigkeit, wenn nicht die Geldverteuerung, d.h. der allgemeine


Preisrückgang der Waren das Umlaufen der Kapitalien unmöglich machte?


Oder ist es uns vielleicht unbekannt, daß die Geldverteuerung, also der allge-


meine Rückgang der Warenpreise das „Soll“ vergrößert, das „Haben“ mindert, im


genauen Verhältnis zu jenem Preisrückgang, daß die Geldverteuerung notwen-


digerweise den Geldumlauf hemmt?


Zweierlei Zwecken dient das Geld im Wirtschaftsgetriebe der Völker: es ist


Tauschmittel für die Waren, und es bildet die Grundlage für Kapitalüber-


tragungen. Für beide Zwecke hat das Geld nur eine wirksame Eigenschaft: 


seinen Preis; und der Preis des Geldes wird gemessen an Menge und Güte der


Waren, die man dafür erhält oder dafür hergeben muß.


Das Geld steigt im Werte (verteuert sich), wenn Menge und Güte der Waren,


die man zum Erlangen des Geldes benötigt, sich mehren; und umgekehrt ver-


billigt sich das Geld, sein Wert wird geringer, wenn ich mit wenig Ware viel Geld


kaufen kann.


Wird das Geld teurer, so sehen alle Geldschuldner ihre Schulden anwachsen,


im genauen Verhältnis zum gestiegenen Geldwert. Zahlenmäßig ändert sich


nichts, aber stofflich steigert sich das Gewicht der Schuld; die Opfer wachsen,


die man bringen muß, um die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen.


Verteuert sich das Geld um 5%, so steigt auch die Last der Schulden um 5%;


beträgt die Steigerung 10%, so beträgt auch die Schuldenvermehrung 10%, nicht


zahlenmäßig, aber der Last nach.
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Die Gesetze über Emission und Konversion des Papierpeso-Nationalgeld stre-


ben gegenwärtig dahin, das Nationalgeld auf die Höhe seines Vorgängers, des


gemünzten Goldpesos zu heben, der heute fast das Dreifache kostet. Werden


jene Gesetze durchgeführt, so verdreifachen sich alle Schulden dem Werte nach.


Wer Geld schuldig ist, wird dreimal soviel, wie er heute tatsächlich schuldet


und wie er vielleicht empfangen hat, zurückgeben müssen.


Wieviel betragen gegenwärtig die in der Republik bestehenden schwebenden


Schulden, die in Geld eingegangenen Verpflichtungen? Wer kann das wissen?


Sind es 10, 20, 50 Tausend Millionen Pesos? Niemand weiß es.


Gesetze wurden gutgeheißen, die auf Verteuerung des Geldes hinzielen, ohne


daß auch nur der Betrag der durch diese Gesetze berührten Interessen festge-


stellt wurde. Übrigens liegt hierin nichts Befremdendes; in anderen Ländern ver-


fährt man ebenso, und dies pflegt hierzulande ein Grund zu sein, der alle


Irrtümer sowohl der Behörden wie der Einzelbürger rechtfertigt.


Wäre es jedoch nicht recht und billig gewesen, vor dem Erlassen irgend eines


den Preis des Nationalpesos beeinflussenden Gesetzes zunächst zu untersu-


chen, auf wieviel ungefähr sich die öffentlichen und privaten Schulden belaufen,


deren tatsächlicher Wert allmählich mit dem Wert des Pesos gesetzlichen Geldes


erhöht werden soll?


Wäre es nicht verständig und billig gewesen, die Höhe jener Belänge durch


eine Ermittelung festzustellen?


So unwahrscheinlich es sein müßte, scheinen doch die Anzeichen zu bestäti-


gen, daß beim Erlassen der Gesetze über Notenausgabe nicht einmal gedacht


worden ist an die mit dem Preis des Peso-Nationalgeld verknüpften öffentlichen


und privaten Interessen. Offenbar waren die Augen der Gesetzgeber gebannt auf


die jämmerlich unbedeutenden 300 Millionen der Emission, und sie sahen nicht


die hundertfach größeren Beträge, die hinter jenen versteckt waren.


Es handelt sich jedoch hier nicht um versteckte Beziehungen. Der Schuldner


sieht und fühlt sie, und der Gläubiger, sofern er nicht an Wunder glaubt, muß sie


gleichfalls sehen und fühlen. Der Gläubiger, der von Tag zu Tag den Wert seines


Besitzes sich steigern sieht, muß wissen, daß dieser Zuwachs nicht vom Himmel


fällt, er muß wissen, daß die Wertsteigerung seines Kapitals sich auf Kosten sei-


ner Schuldner vollzieht, und wenn er zartfühlig ist, so wird es sogar sein


Gewissen beschweren, daß er mehr erhält, als er gegeben hat.


Und auch der Schuldner erkennt den Unterschied im Preis des Pesos, den er


geborgt erhielt, und des Pesos, den man von ihm zurückverlangt; er erkennt ihn,


weil er verarmt, während sein Gläubiger
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reich wird. Der Schuldner erkennt, daß die Geldverteuerungsgesetze ihn be-


trügen. Nicht mehr und nicht weniger.


Versuchen wir jetzt, uns eine Vorstellung zu machen von der Höhe der


Summen, die durch die Verteuerung des Geldes als der Grundlage der kapita-


listischen Geschäfte betroffen werden.


Rechnen wir also zusammen: die in Pesos-Nationalgeld eingegangenen


Nationalschulden, die Schulden der Provinzen und Städte, die


Hypothekenschulden der ganzen Republik, die kapitalisierten Beträge der Miet-


und Pachtverträge, die Beamtenpensionen, den Wert aller Handelspapiere:


Wechsel, Akzepte, Hinterlegungsurkunden, Sparkassenbücher; die einfachen


Anleihen, die laufenden Rechnungen der Kaufleute, die Anteile der stillen


Teilhaber usw. usw.


Alles dieses zusammengerechnet mag 10, 20 oder 30 Tausend Millionen


Pesos Nationalgeld ergeben. Niemand vermag uns über einen so wichtigen Teil


der Geldfrage aufzuklären, doch sind 30 Tausend Millionen Pesos nach meiner


Meinung eine geringe Schätzung – dreißigtausend Millionen. Nehmen wir jedoch


an, jene Schätzung von 30 Tausend Millionen sei zu hoch, nehmen wir an, der


Gesamtbetrag aller in Nationalgeld bestehenden Verpflichtungen erreiche nur 


10 Tausend Millionen, so werden wir trotzdem staunen über die ungeheuren


Interessen, die verknüpft sind mit jenen ärmlichen 300 Millionen, die sich die


Regierung versteift, allmählich auf das Dreifache ihres gegenwärtigen Wertes zu


steigern.


Zugleich mit dem Preis dieser 300 Millionen als Betrag der Notenausgabe


steigt der Preis der 10 000 Millionen an Verpflichtungen, die von Behörden wie


von Privatleuten in tausend Formen übernommen worden sind.


Indem wir allmählich den Preis der ausgegebenen 300 Millionen auf das


Dreifache heben, verdreifachen wir allmählich den Preis der 10 000 Millionen,


verdreifachen wir die Last aller Schuldner zugunsten ihrer Gläubiger. Dem


Nennwerte nach ändert sich nichts, aber der Betrag von 10 Milliarden Nennwert


wird sich dem wirklichen Werte nach auf 30 Tausend Millionen erhöhen.


Die Schuldner werden Werte im Betrage von 30 Milliarden hergeben müssen,


um den erhaltenen Wert von 10 Milliarden zu bezahlen


Mit der Verteuerung der emittierten 300 Millionen wird das Haben der Kaufleute


ganz vom Soll aufgesogen werden, die Hypothek wird das Eigentum aufzehren,


das gesamte Industrie- und Handelskapital geht vom Haben auf das Soll über,


geht über in die Hände der Gläubiger.


Zweifellos wird dies das Endergebnis sein, wenn man die Konversionsgesetze


durchführt, wenn die Konversionskasse sich bemüht, das Geldangebot künstlich


zu beschränken, indem sie das auf dem
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Markte so sehr nötige Geld zu Asche verbrennt, während gleichzeitig die


Bevölkerung wächst und der Handel sich bis an die äußersten Grenzen des


Freistaates ausdehnt, während also die Nachfrage nach Geld zunimmt.
Wo bleibt da der gesunde Menschenverstand? Schliefen denn die Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte, als man jene Gesetze erließ?


In der ganzen Welt gibt es eine Geldfrage, in der ganzen Welt sucht man die


Lösung der Geldfrage in der Stetigkeit des Geldpreises; in allen Ländern, in


denen man die Geldfrage erörtert, waren es die das Teurerwerden des


Metallgeldes begleitenden wirtschaftlichen Erscheinungen, die die Allgemeinheit


dazu brachten, Stellung zur Geldfrage zu nehmen, was dann zu leidenschaft-


lichen Redekämpfen führte.


Allgemein gilt es jetzt schon als ausgemacht, daß die Geldverteuerung unheil-


voll gewirkt hat, daß der allgemeine Rückgang der Warenpreise das Schlimmste


ist, was der Wirtschaft eines Landes zustoßen kann. Hierzulande erblickt man im


Gegensatz dazu in jenem allgemeinen Preisrückgang das zu erstrebende Ziel! In


den europäischen Ländern und in den Vereinigten Staaten wurde in mühevoller,


verwickelter Arbeit festgestellt, daß die Geldverteuerung infolge oder seit der


Entmünzung des Silbers 10 bis 15% betragen hat, und man steht dort nicht an,


zu erklären, daß diese künstliche Geldverteuerung, der entsprechend verstärkte


Druck der Schulden, das größte, jemals begangene Unrecht gewesen ist. Und


dies, wo es sich nicht um 300% wie hierzulande, sondern nur um 10 bis 15%


handelt.


Wer wird denn den Mut finden, Geld zum Begründen einer Industrie im Lande


aufzunehmen, wenn er gewärtigen muß, das Dreifache von dem zurückzahlen zu


müssen, was er erhalten hat? Und wer wird sich erkühnen, einen Miets- oder


Pachtvertrag zu unterzeichnen, wenn es bekannt ist, daß die Landesgesetze


dahin zielen, allmählich den tatsächlichen Wertinhalt des Vertrages zu verdreifa-


chen?


Liegt nicht in dieser Aussicht auf allgemeinen Rückgang der Preise, auf


Steigerung des Geldwertes mehr als genügende Erklärung für den völligen


Mangel an Belebtheit und Beginnkraft, an Unternehmungslust in allen Gewerbs-


kreisen, eine Erklärung dafür, daß nach einem so verheißungsvollen Anlauf die


gewerbliche und Handelsentwicklung wie mit einem Schlage erlahmte?


Bis hierher sprach ich nur von den mit dem Geldpreis verknüpften Belängen


des Kapitals. Sehen wir jetzt zu, was im Handel, im Warentausch geschieht,


wenn das Geld dazu neigt, teurer zu werden, wenn der Handelsstand sich von


einem allgemeinen Rückgang der Warenpreise bedroht sieht.
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Die treibende Kraft beim Warenaustausch ist der Gewinn.


Ich kaufe, um mit Gewinn zu verkaufen, und diese Käufe und Verkäufe sind es,


die die Waren vom Erzeuger dem Verbraucher zuführen, die die gewerbliche


Entwicklung begünstigen, Arbeit schaffen, den Reichtum des Landes mehren.


Die Arbeitsteilung, die Hauptschöpferin alles Reichtums, ist abhängig von der


Möglichkeit des Austausches der Erzeugnisse.


Unterbricht man den Warenaustausch, so ist auch die Arbeitsteilung unter-


brochen, – die Gewerbetreibenden schließen ihre Werkstätten, die Arbeiter sind


brotlos.


Und jene Unterbrechung des Warenaustausches ist notwendige, schicksals-


schwer notwendige Folge der Gesetze, die die Geldverteuerung, den allgemei-


nen Rückgang der Warenpreise begünstigen, denn solange jene Gesetze gelten,


ist ein Gewinn unmöglich, und die treibende Kraft der Volkswirtschaft erlahmt.
Der Kaufmann hört auf, zu kaufen, wenn der Rückgang der Warenpreise ihn


zwingt, mit Verlust zu verkaufen, und diese Verluste werden unvermeidlich,


solange die Neigung zur Preissenkung anhält, solange das Geld teurer wird! In


der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, verschlingt der durch die


Geldverteuerung bewirkte Rückgang der Warenpreise allen Gewinn, der sich


beim Verkauf erwarten ließ. Ebenso unmöglich, wie daß das Wasser sich fluß-


aufwärts bewegt, ist die kaufmännische Betätigung, solange die Steigerung des


Geldpreises andauert. Wer anders aber als der Kaufmann soll die Waren ihrer


Bestimmung zuführen?


Der Kaufmann unterbricht den Güteraustausch, weil die Warenpreise sinken,


weil das Geld teurer wird. Der Kaufmann kann nicht Waren kaufen, die im Preise


sinken, deren Verkauf nicht mit Überschuß den Einstandspreis deckt. Das Geld


wird teurer, die Warenpreise sinken, die Waren werden zu geringem Preis ver-


kauft und neigen dazu, sich noch weiter zu verbilligen – aber niemand will sie.


Die Geldverteuerung führt dazu, daß alle Waren mißachtet werden. Der scharf-


blickende Kaufmann löst seine Geschäfte, und der Gewerbetreibende folgt sei-


nem Beispiel. Wozu denn auch arbeiten, Geld anlegen in Arbeitslöhnen und


Rohstoffen, wenn das im Werte sinkende Erzeugnis die Erzeugungskosten nicht


deckt?


Solange wir eine weitere Geldverteuerung zu erwarten haben, besteht die


beste Art, Vorteil von unserem Vermögen zu ziehen, darin, die Fabriken zu


schließen, die Maschinen ins Ausland zu schaffen, die Arbeiter zu entlassen, alle


Werte in gesetzlichem Gelde anzulegen und dieses Geld aufzuheben. Denn dort


im Kasten nimmt das Geld allmählich an Wert zu, es verdreifacht sich, ohne per-


sönliches Zutun, ohne Arbeit und Verlustgefahr, ohne Kopfzerbrechen.


118







Wo gibt es ein Industriekapital, das, selbst in guten Zeiten, gleiche Gewinne


abwirft? Wo gibt es ein Geschäft, das hinsichtlich des Reinertrages mit einer so


überaus einfachen Anlage wetteifern kann?


Solange das Geld danach neigt, sich zu verteuern, ist das Brachlegen des


Kapitals das einzige Geschäft, das nicht zum Bankrott führt


Bemerkung. Was den Kapitalisten berührt, ist nicht der Nennwert einer Summe. Der Pfund-


sterling-Millionär hat keinen Grund, den tausendfachen Reis-Millionär zu beneiden. Der tatsächliche


Wert ist es, der den Maßstab abgibt, und wenn die Kapitalisten einen greifbaren Gewinn erzielen,


was kümmert es sie dann, daß sie am Nennwert verlieren?


Es wäre deshalb durchaus nichts Seltsames, wenn die Inhaber von Cedulas [Briefe, im Sinne von


Wechseln], Akzepten, Wechseln, Pfandbriefen usw. sich entschlössen, die Konversionskasse in ihrem


auf Geldverteuerung gerichteten Bestreben in der Weise zu unterstützen, daß sie für ihre Rechnung


einen Teil der ausgegebenen Noten zurückzögen und verbrennten.


Was z.B. würde es für sie ausmachen, 100 Millionen zurückzuziehen, zu verbrennen und zu verlie-


ren, wenn sie damit erreichen, 100fach größere Summen im Werte zu steigern? „Mit Würsten nach


der Speckseite werfen“ könnte man ein solches Vorgehen nennen.


Das Streben nach Gewinn, das das Kapital in Bewegung setzt, das im


Wirtschaftsgetriebe die treibende Kraft darstellt, wird unwirksam, sobald sich das


Geld verteuert. Das Geld verteuern, bedeutet so viel, wie Wasser auf die Feuer
des wirtschaftlichen Motors schütten.


Dies ist die einfache Erklärung dafür, daß jederzeit und überall auf der Welt, in


Ländern mit Goldwährung, wie auch in Ländern mit Silber- oder Papierwährung –


die Geldverteuerung stets den Zusammenbruch der Industrien, die Lahmlegung


des Handels, die Krise herbeigeführt hat.


Die die Geldverteuerung, den allgemeinen Rückgang der Warenpreise begün-


stigenden Gesetze unterbrechen schicksalsschwer den Umlauf der Kapitalien,


legen die Entwicklung des Handels lahm; sie sind es in Wahrheit, die den


Aufstieg der jugendlichen Industrie Argentiniens zu den Gestirnen aufgehalten


haben.


Suchen wir nicht die Erklärung für das gegenwärtige wirtschaftliche Unbehagen


in der schlechten öffentlichen Verwaltung. Wir haben sie schlimmer gehabt.


Suchen wir nicht den Grund für die Lahmlegung der industriellen Entwicklung in


schlechten Ernten, in den niedrigen Preisen der Ausfuhrerzeugnisse – auch


diese haben wir schlechter gehabt.


Versuchen wir hingegen, eine richtige Vorstellung zu gewinnen über die


Tragweite der Gesetze über die Verteuerung des Peso-Nationalgeld, sowie des


allgemeinen Rückgangs der Warenpreise, den jene Geldverteuerung notwen-


digerweise erzeugen muß, und wir haben
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dann nicht mehr nötig, weiter zu suchen, wir kennen dann die Ursache des


Übels, an dem der Wirtschaftskörper der Nation krankt.


Fährt die Konversionskasse fort, die Banknoten zu verbrennen, so wird ihre


Esse alsbald die einzige aller argentinischen Fabriken sein, die noch Rauch zum


Himmel entsendet.


Es besteht kein vernünftiger Grund für die Geldverteuerung.


Angesichts der von uns geschilderten Folgen, die wir an der Hand der


Geschichte, der vorliegenden Tatsachen, der Äußerungen von Sachverständigen


und der Vernunft von der Geldverteuerung abzuleiten berechtigt sind, müßten wir


selbstredend vermuten, daß es sehr schwerwiegende Gründe gewesen sind, die


zum Erlassen der Geldverteuerungsgesetze führten, sofern sie nicht allein die


uns daraus erwachsenen ungeheuren Schäden wettmachen, sondern uns außer-


dem noch einen greifbaren Vorteil einbringen sollen.


Und doch, wie nichtig erscheinen jene Beweggründe bei näherer Prüfung –


nicht ein einziger, der eine solche Prüfung im geringsten aushält. Da ist zunächst


Die Verbilligung des Lebensunterhalts.


Eine Zeitung der Hauptstadt anerkennt in einer Besprechung über die


Mietspreise, daß diese heruntergehen müssen, wenn das Geld weiter im Preise


steigt und – wunderlicherweise – spricht sie im gleichen Aufsatz über die


Verbilligung des Lebensunterhalts, die in Begleitung der Geldverteuerung ein-


treten soll.


Wo bleibt denn aber die Verbilligung, wenn zugleich mit dem Preis dessen,


was ich kaufe, auch der Preis dessen, was ich verkaufe, sinkt?


Der durch die Geldverteuerung bewirkte Preisrückgang ist immer allgemein –


kein Wertgegenstand kann sich seiner Wirkung entziehen, und somit ist die


Verbilligung des Lebensunterhalts nicht vorhanden.


Wenn die Möglichkeit bestände, vermittels der Geldverteuerung die Kosten des


Lebensunterhalts zu verbilligen, würde es da nicht genügen, das Verbrennen der


Banknoten etwas tatkräftiger zu betreiben, um alsbald alles umsonst und im


Handbereich eines jeden Almosenempfängers zu haben?


Wenn die Preissenkung der Waren, die Verteuerung des Geldes wirklich eine


Verbilligung des Lebensunterhaltes bedeutete, so müßten die Länder, in denen


die Preise der durch Geld ausgedrückten Werte billig sind, auch die reichsten


sein. Und sehen wir nicht, daß genau das Gegenteil davon besteht?


Die Verbilligung des Lebensunterhalts durch die Verteuerung
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des Geldes ist daher eine Wahnvorstellung, und wenn es Fälle gibt, in denen


jemand einen wirklichen Vorteil von der Geldverteuerung haben kann, so muß


notwendigerweise auch jemand da sein, aus dessen Tasche jener Vorteil bezahlt


wird. Für die Allgemeinheit wird die Verringerung des „Soll“ durch eine Minderung


des „Haben“ ausgeglichen. – Die zweite Behauptung lautet:


Wir  nähern uns der  Konvers ion.
Mit der Verteuerung des Geldes nähern wir uns allmählich der „gediegenen


Metallgeldwährung“, und wenn wir erst den Preis des Papierpesos auf den Stand


des Goldpesos heraufgebracht haben, dann hören die den Handel so sehr 


schädigenden Preisschwankungen auf. –


Danach wird, um die den Handel so sehr schädigenden Schwankungen im


Preise des Geldes zu bekämpfen, eine Geldpolitik betrieben, die notwendiger-


weise Handlungen und Gegenhandlungen heftigster Art erzeugen muß, denn die


Heraufsetzung des Nationalpesos auf den Stand seines Vorgängers, des


Goldpesos, stellt an sich die außergewöhnlichste Schwankung dar, die jemals in


irgend einem Lande erlebt wurde und die kein Kaufmann ausgehalten hat.


Nehmen wir einmal an, die Verteuerung des Geldes, die allgemeine Senkung


der Preise sei in dem beabsichtigten Maße ausführbar. Nehmen wir an, es gäbe


keine wissenschaftlichen oder praktischen Gründe, an der Möglichkeit zu zwei-


feln, den Preis des argentinischen Pesos auf das Dreifache seines jetzigen


Preises zu erhöhen; nehmen wir an, es wäre uns gelungen, das Geldangebot


dergestalt einzuschränken, daß der Preis des Peso-Nationalgeld pari mit dem


Goldpeso notiert würde.


Was würden wir damit gewinnen? Werden damit die den Handel so sehr 


schädigenden Preisschwankungen beseitigt? Werden mit der Erhöhung des


Geldpreises die Ursachen aufgehoben, die die Schwankungen in der Nachfrage


nach Geld und in dessen Angebot erzeugen? Ich sehe keinen ursächlichen


Zusammenhang zwischen einer derartigen Triebkraft und einer derartigen


Wirkung.


In Wirklichkeit sind die Preisschwankungen stets die Folgen von


Schwankungen in Angebot und Nachfrage, und um jene Schwankungen zu 


meistern, muß die Notenbank Rücklagen besitzen, damit Angebot und Nachfrage


sich einander anpassen.


Diese Reserven sind unentbehrlich. Es ist ja gerade der völlige Mangel an


Rücklagen für die stete Anpassung des Geldangebotes an die Nachfrage nach


Geld, die das Schwanken des Preises des Peso-Nationalgeld hervorruft, und


solange diese Reserven fehlen, wird auch die Ursache bestehen bleiben, die die


Ebbe und Flut des Nationalpesos erzeugt.
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Und dies ist völlig unabhängig von der Höhe, auf die wir den Preis des Geldes


gebracht haben mögen.


Ob der argentinische Peso, gegen Gold verkauft, im Verhältnis von 3 zu 1,


oder pari notiert wird, übt keinerlei Wirkung aus auf das in den unentbehrlichen


Reserven anzulegende Kapital. Für sich allein wird die Geldverteuerung uns die


Reserven nicht verschaffen. Haben wir es wirklich erreicht, den Preis des Peso-


Nationalgeld zu verdreifachen, so werden wir uns immer noch vor leeren Kassen


befinden und nicht imstande sein, die Schwankungen zu beherrschen, für deren


Beseitigung wir doch das Opfer der Geldverteuerung bringen.


Die Verteuerung des Nationalgeldes verringert nicht um einen einzigen Peso


den Betrag der Rücklagen, die zur Beherrschung seiner Preisbewegung nötig


sind, die Verteuerung nähert uns um keinen Schritt der Stetigkeit des


Geldpreises, und es ist deshalb ein Irrtum, zu behaupten, die Geldverteuerung


nähere uns allmählich der Konversion, der Unterdrückung des Börsenspiels, 


bringe uns der „gediegenen Metallgeldwährung“ näher.


Die Senkung der Warenpreise als Entschädigungsmittel.
Als Rechtfertigungsgrund für die Geldverteuerung pflegt man noch folgendes


anzuführen:


Die in den Jahren 1886 – 1892 bewirkte Geldentwertung hat vielen Bewohnern


der Republik ungeheure Verluste gebracht, und es ist gerecht und billig, daß


diese Leute entschädigt werden. Diese Entschädigung wird in der Rückkehr des


Peso-Nationalgeld zu seinem alten Preise liegen. –


Dazu ist zu sagen: Ist es gerecht und billig, die durch die Geldpolitik der


Republik geschädigten und zugrunde gerichteten Einwohner zu entschädigen, so


ist es auch billig und gerecht, daß jene Personen und überhaupt alle entschädigt


werden im genauen Verhältnis zu den erlittenen Verlusten; ferner auch, daß dies
nicht auf Kosten neuer Ungerechtigkeiten geschehe.


Dann aber ergibt sich die Frage: Wird die Wertvermehrung des Geldes jene


Entschädigungen herbeiführen unter Berücksichtigung der angegebenen


Umstände?


Das aber ist unmöglich


Die Titel der Papiere, die man durch die Geldverteuerung im Preise heben will,


haben tausendfach den Besitzer gewechselt, viele dieser Titel sind nicht mehr


vorhanden, viele Titel sind jetzt in den Händen von Personen, die durch den frü-


heren Rückgang des Geldwertes bereichert worden sind. Denn wir dürfen nicht


vergessen. daß alles, was die einen durch die Preissenkung des Geldes verlo-


ren, von anderen gewonnen wurde, und daß, wenn es große, ungeheuer große
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Verluste gegeben hat, auch die Gewinne entsprechend groß gewesen sind. Das


Kapital übertrug sich vom Haben auf das Soll der einen, und vom Soll auf das


Haben der anderen.


Das Entgegengesetzte geschieht jetzt mit der Geldverteuerung. Die


Wertsteigerung aller durch die Preiserhöhung des Peso-Nationalgeld begünstig-


ten Werte – fällt doch nicht vom Himmel. Die Werte fallen nicht als Regen nieder,


sie wachsen nicht auf Bäumen; irgend jemand muß sie bezahlen, und es werden


nicht die Europäer sein, die jene Differenzen bezahlen.


Die Entwertung des Geldes ging zu Lasten des Gläubigers; die Verteuerung


zahlt jetzt der Schuldner.


Und wie viele durch die Entwertung ihrer Titel zugrunde gerichtete Gläubiger


befinden sich jetzt in den Reihen der Schuldner? Weit entfernt also davon, die


Opfer der früheren Geldpolitik zu begünstigen, erschwert die Geldverteuerung


deren Lage noch mehr, indem sie einer Ungerechtigkeit eine neue hinzufügt.


Die ursprünglichen Inhaber jener Titel ziehen aus deren Werthebung keinen


Vorteil, soweit sie sie nicht mehr besitzen; dagegen wird diese Wertsteigerung


sie in unendlich vielen Fällen schädigen, weil sie die Last ihrer Schulden ver-


mehrt. Als Entschädigungsmaßregel gedacht, wirkt also die Geldverteuerung in


unendlich vielen Fällen ihrem Zwecke entgegen.


Handelte es sich um Gilden von Schuldnern und Gläubigern, so ließe sich die


Geldverteuerung als Entschädigungsmaßregel in Erwägung ziehen, aber die


Gerechtigkeit kennt keine Gilden, sondern nur Personen.


Aus diesem Grunde ist für die den Gläubigern durch die frühere Geldpolitik


zugefügte Ungerechtigkeit keine Wiedergutmachung möglich. Da man nicht alle


benachteiligten Personen entschädigen kann, da man nicht einen jeden nach


dem Maße des erlittenen Verlustes schadlos halten kann, muß man den


Entschädigungsgedanken aufgeben und sich damit bescheiden, keine neuen


Ungerechtigkeiten zu begehen.


Als Begründung für das Streben nach Hebung des Geldwertes wird noch an-


geführt:


Das Ansehen der Nation wird durch die Geldentwertung leiden.


Wir entkräfteten bereits die ersten drei Rechtfertigungsgründe, indem wir nach-


wiesen, daß die Geldverteuerung den Lebensunterhalt nicht verbillige, daß sie


uns der Konversion um keinen Schritt näher bringe, und ferner, daß sie auch


ernsthaft nicht als Gerechtigkeitsmaßregel zur Entschädigung der Opfer der 


früheren Geldpolitik angesehen werden könne. – Als letzter Beweggrund für die


Wert-  Wertsteigerung
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steigerung des Geldes verbleibt die Rücksicht auf das Ansehen des Landes, das


angeblich durch den niedrigen Preis des Peso-Nationalgeld geschädigt sein soll.


Man sagt, das vom Lande ausgegebene Geld sei eine Nationalschuld, und


diese zu bezahlen. sei heilige Pflicht der Nation. Man sagt ferner, die jetzige


Bewertung der Titel jener Schuld beweise klar, daß der öffentliche Kredit noch


sehr pflegsamer Behandlung bedürfe, und es eines gesitteten Volkes unwürdig


sei, daß die Titel seiner öffentlichen Schuld zu so niedrigem Preis notiert würden.


Man sagt, daß die vergangene Krise nicht als überwunden gelten könne,


solange der Peso-Nationalgeld nicht seinem Ursprungswerte entsprechend


gewürdigt werde, daß die Ehre des Landes und seiner Bewohner eng verknüpft


sei mit dem Preise seiner Geldscheine. Kein Opfer könne als übertrieben hoch


angesehen werden, wo es sich um Ehre, Ansehen, um den guten Ruf des


Landes handle!


Und tausend andere hochklingende Redensarten, alle von der unverbrüch-


lichen Annahme ausgehend, das Geld sei eine öffentliche Schuld, die zu zahlen


und aus dem Verkehr zu ziehen sei.


Stellt denn aber das von einem Lande ausgegebene Geld wirklich eine Schuld


da?


Allerdings stellt die Inschrift auf den argentinischen Geldscheinen es außer


Zweifel, daß die in Geldform ausgegebene Summe als Landesschuld angesehen


wird, doch ist jene Inschrift bei aller Kürze so widerspruchsvoll, daß man sie


unmöglich ernst nehmen kann. Sie besagt:


Die Nation
zahlt dem Inhaber bei Vorzeigung


10 Pesos
in Nationalgeld.


Was aber bedeutet dies? Was ist ein Peso-Nationalgeld? Was bedeutet in


jener Inschrift das Wort „zahlt“?
Das Wort „zahlen“ bezeichnet in der spanischen Sprache lediglich das


Aushändigen von Geld, und die Anwendung dieses Ausdrucks in der Inschrift 


des Geldscheines muß uns notwendigerweise vermuten lassen, es gebe etwas,


was – ausgehändigt werden könne, und wovon der Geldschein nur der


Platzhalter, die Etikette sei.


Damit aber jenes „Etwas“ überreicht oder gezahlt werden kann, muß es not-


wendigerweise sichtbar oder wenigstens greifbar sein, denn die Inschrift spricht


von 5, von 10 oder 100 bestimmten Einheiten. Um jene Einheiten festzustellen,


muß man sie zählen, und wie soll das geschehen ohne ihre Sichtbar- oder


Greifbarkeit?


Somit ergibt sich die Frage: Wo ist jener sichtbare Körper, der Peso-


Nationalgeld? Wer hat ihn gesehen? Wer kann uns jenen Körper
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beschreiben, den die Nation dem Inhaber des Scheines als dessen Bezahlung


einzuhändigen verspricht?


Der in Gold gemünzte Peso kann es nicht sein, denn die Inschrift der alten


Scheine sprach von gemünztem Gold, und jene Wörter wurden in den nach der


Umwandlung ausgegebenen Scheinen gestrichen. Weshalb wurden sie ge-


strichen? Zweifellos doch deshalb, weil ein Peso gesetzlichen Geldes nicht ein


geprägter Goldpeso ist.


Die Anwendung des Wortes „zahlt“ in der Inschrift unserer Scheine muß beim


Lesenden notwendigerweise die Vorstellung wecken, es müsse etwas vom


Schein Getrenntes und von ihm Unabhängiges geben, irgend etwas Sichtbares,


das man übergeben kann, und die Streichung der Wörter „gemünztes Gold“ der


alten Inschrift beweist, daß jenes Etwas nicht der geprägte Goldpeso ist.


Da nun aber außer dem Schein selbst nichts da ist, was ausgehändigt werden


kann, nichts Wirkliches, nichts Unwirkliches, nicht einmal etwas wenigstens


Vorstellbares, und da doch gleichzeitig mit jenem Geld verknüpfte


Verpflichtungen bestehen, die täglich mittels des Geldscheines erfüllt werden, so


ist erwiesen, daß der Geldschein nicht Platzhalter für einen eingebildeten, in ein-


gebildeten Schatzkammern versteckten Peso-Nationalgeld ist, sondern daß der


Schein selbst persönlich den Peso-Nationalgeld darstellt. Der Schein selbst ist


der sicht- und greifbare Gegenstand, den wir Peso-Nationalgeld nennen.


Demgemäß bezeichnet die Inschrift auf dem Schein, indem sie den Peso-


Nationalgeld von sich selbst trennt, nicht mehr und nicht weniger als eine


Verneinung des Seins, etwas Unsinniges.


Cogito ergo sum. Ich denke, und mithin so bin ich.


Ich zahle, und mithin bin ich der Geldschein, bin ich persönlich der Peso-


Nationalgeld. Niemand kann mich zahlen, denn ich selbst bin der Zahlende. 


Ich bin der Peso-Nationalgeld, trotz der mein Dasein leugnenden Inschrift.


Wie ist nun angesichts dieser Tatsachen die Inschrift des Scheines zu er-


klären? Die mit dem Abfassen der Inschrift Beauftragten gingen davon aus, der


National-Geldschein sei eine Urkunde über eine Nationalschuld, und da


Schulden bezahlt werden müssen, hielten sie die Einschaltung des Wortes


„zahlt“ für unentbehrlich, da sonst die amtliche Anerkennung der Eigenschaft als


Schuld gefehlt haben würde.


Beim Abfassen des Wortlauts der Inschrift hatte man zwischen zwei Dingen zu


wählen: entweder das Dasein, die Tatsachen zu leugnen, oder aber eine ererbte


Theorie aufzugeben, die wie alles Ererbte ohne eigene Arbeit, ohne Prüfung


erworben war.


Man entschied sich für das Erste und verließ damit den festen Boden der


Wirklichkeit, um sich in einem Irrgang von Widersprüchen zu verlieren.


125







Die ganze Verwirrung, die in der Geldpolitik Argentiniens (und vieler anderen


Länder) erkennbar ist, entspringt aus dem Wortlaut, den man der Inschrift auf


den Geldscheinen gab, oder vielmehr aus den Lehrmeinungen, die den


Abfassenden die Feder führten.


Und doch, wenn man schon einmal die Theorie annahm, der Geldschein sei


Urkunde über eine Schuld, die gezahlt und getilgt werden muß, so war die Frage


zu beantworten: Wer wird eine Schuldurkunde annehmen, die keinen Zins trägt?


Denn es steht doch fest, daß der Ausgeber von Geldscheinen niemals Zinsen


zahlt, daß im Gegenteil es der Ausgeber ist, der Zinsen auf die ganze ausgege-


bene Summe erhebt. Hierzulande ist der Erlös der ausgegebenen Geldscheine


zum Schuldenzahlen benutzt worden; hätte aber nach dem Vorgang


Deutschlands, Frankreichs, Englands und der Vereinigten Staaten die Regierung


den Gegenwert der ausgegebenen Geldscheine in ihren Kassen und in Gestalt


von Wechseln zurückbehalten, so würde die Notenausgabe der Regierung eine


Jahresrente von vielen Millionen einbringen.


Ist also der Geldschein eine Schuldurkunde, so ergibt sich die erstaunliche
Tatsache, daß der Schuldner (Notenausgeber) Zinsen erhebt, und der Gläubiger
(das Volk) Zinsen zahlt.


Genügt nicht dieser Umstand für sich allein, um die Annahme, der Geldschein


sei eine Schuldurkunde, als Trugschluß erkennen zu lassen; um zu beweisen,


der Geldschein sei im Gegenteil ein Gegenstand mit eigenem Wert?


Bemerkung. Man wird hier einwenden, der Geldschein könne nicht ein Gegenstand mit


eigenem Werte sein, denn, wäre es so, so hinge es nur vom Belieben der Regierung ab,


den Reichtum des Landes durch Verordnungen über Notenausgabe zu vermehren.


Dies aber ergibt neue Verwirrung, ist ein neuer Trugschluß! Reichtum und Wertscheine


sind zweierlei. Wir können den Reichtum des Landes mehren, ohne die Wertscheine zu


vermehren, und umgekehrt.


Der Reichtum eines Landes besteht in einer Anhäufung nützlicher Dinge; um aber diese


nützlichen Dinge in Wertgegenstände zu wandeln, ist die Gütertrennung nötig.


Würden wir nun aber etwa den Reichtum des Landes mehren, wenn wir durch einfache


Regierungsverordnung der Gütertrennung, den Wertscheinen größere Ausdehnung


gäben? Steigern etwa die Verkäufe von Staatsländereien den allgemeinen Reichtum?


Nein, gewiß nicht.


Die Titel der öffentlichen Schuld vermehren gleichfalls die Wertgegenstände, ohne daß


man sagen könnte, die öffentliche Schuld bilde einen Teil des öffentlichen Reichtums.


Wenngleich also die Regierung den Landesreichtum nicht durch Verordnungen mehren


kann, so hat doch die Vermehrung von Wertscheinen durch Verordnungen nichts


Auffälliges, und wenn die Regierung Geld (Wertscheine) ausgibt, so mehrt sie damit nicht


den Reichtum.
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Kann nun aber das Geld ernsthaft nicht als Schuldurkunde gelten, so ist es


auch unnötig, jene Titel zurückzuziehen und zu bezahlen; wir können also in der


Inschrift der Geldscheine das Wort „zahlen“ streichen, ohne zu befürchten, daß


die Scheine deshalb zurückgewiesen werden.


Ist es nicht das Wort „zahlt“, was uns den Geldschein schätzenswert macht, so


wird auch die Streichung jenes Wortes nicht dazu führen, daß wir ihn zurück-


weisen.


Im Einklange mit den Tatsachen können wir also schreiben:


Dies s ind 10 Pesos gesetz l ichen Geldes,
ausgegeben von der  Landesregierung .


Der Marktpreis der Geldscheine ist ganz unabhängig von den Kräften, die den


Preis der öffentlichen Schuldurkunden beeinflussen.


Der Geldpreis ist abhängig von denselben Umständen, die den Preis der


Waren bestimmen; der Preis der öffentlichen Schuldurkunden wird beherrscht


von den Umständen, die den Preis der Rententitel bestimmen.


Demgemäß beobachten wir oft, daß der Geldpreis steigt, während gleichzeitig


die Rententitel zurückgehen.


Die Ehre des Landes, sein Kredit, können also nicht von den Schwankungen


des Geldpreises berührt werden. Nur allein der Handel ist der Leidtragende,


daneben vielleicht noch der Ruf der mit der Notenausgabe betrauten Männer, die


es nicht verstanden haben, diese Emissionen so geschmeidig zu gestalten, daß


sie sich den Bedürfnissen des Handels anpassen könnten.


Die Frage, wer denn zuguterletzt die Geldscheine bezahlen wird, berührt uns


also nicht, und braucht uns nicht zu beschäftigen, so lange der Verkehr dauernd


die ganze Notenausgabe aufnimmt. (Er würde, wenn sie da wären, noch mehr


Noten aufnehmen, wie das stete Steigen des Geldpreises beweist.)


Dieselben Kräfte, die seit so vielen Jahren das Geld im Umlauf erhalten, die


ständig die Nachfrage danach erzeugen und ihm seinen Wert verleihen:


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung, sie sind da und schwellen täglich


mehr an. Die Bevölkerung wächst; der Handel, den Spuren folgend, die ihm die


neuen Eisenbahnlinien weisen, trägt den Segen der Arbeitsteilung zu den einfa-


chen Bewohnern fernabliegender Gebiete, und verwandelt den unerschlossenen


Reichtum weiter Strecken in Werte, in Waren, in Nachfrage nach Geld.


An das Zurückziehen des Geldes, an das Auszahlen des Geldscheininhabers


kann nur derjenige denken, der dem Lande alle Zukunft abspricht, und der


befürchtet, daß Arbeitsteilung und Eigentumsübertragung als Einrichtungen der


menschlichen Gesellschaft keinen gesunden Boden haben.
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Es widerspricht dem gesunden Verstand, Eisenbahnen zu bauen, von


Wohlstand und wachsender Bevölkerung zu reden, gleichzeitig aber von der


Notwendigkeit, die Noten aus dem Verkehr zu ziehen.


Der Verkehr würde die Geldscheine zurückstoßen und ihre Zurückziehung


nötig machen, wenn die Umstände, die das Geld ständig im Umlauf erhalten,


ihre treibende Kraft verlören, d.h., wenn durch Beschluß des Proletariats


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung abgeschafft würden, wenn die


Erzeugnisse menschlicher Arbeit und des Erdbodens nicht mehr verkauft, 


sondern gegenseitig verschenkt würden.


Tritt dieser Zustand ein, dann allerdings brauchen wir das Geld nicht mehr, das


Geld verliert seine Daseinsberechtigung, denn alle Werte verschwinden alsdann,


um als Reichtum der Allgemeinheit, als öffentlicher Besitz wieder zu erscheinen.


Solange dies nicht geschieht (und die jetzt von der Zahlung der Geldscheine


sprechen, behaupten am lautesten, daß der Fall nie eintreten wird), wird der


Markt ein Tauschmittel benötigen und die Gesamtheit  ausgegebener Noten auf-


nehmen, wie er es bis jetzt tut.


Statt also vom Zurückziehen der Geldscheine, von der Auszahlung oder
Entschädigung ihrer Inhaber zu sprechen, sollten wir im Gegenteil darauf
bedacht sein, dem Markte alles Geld zu liefern, das die wachsende Nachfrage
verlangt.


Was der Handel benötigt und die Gerechtigkeit verlangt.


David Hume, der große Philosoph, sagte: Mit der Fülle an vorhandenem Geld


beleben sich Arbeitsbetätigung und Gewerbe, der Kaufmann wird unternehmend,


der Gewerbetreibende geschickter und rühriger, und sogar der Siedler führt 


seinen Pflug mit mehr Eifer und Feuer.


Das ist es, was auch wir benötigen: eine ausreichende Fülle von Geld, um


jeden Preisrückgang zu verhindern und den schaffenden Kräften des Landes,


der Industrie und dem Handel freie Entfaltung zu gestatten.


Nicht aber wünschen wir eine Geldfülle im Sinne John Laws, im Sinne der


Inflationisten (Geldüberschwemmungsfreunde) Nordamerikas und der finanziel-


len Ratgeber Juarez Celmans. [Der 1890 wegen finanzieller Mißwirtschaft gestürzte Präsident


der argentinischen Republik.] Unter einer Geldfülle, die das von Hume beobachtete


Ergebnis zeitigt, ist ein derartiger Geldbestand zu verstehen, der die Bedürfnisse


des Marktes ohne kleinliches Zumessen zu decken gestattet.


Jedes Übermaß führt zu Preissteigerungen; was aber der Handel benötigt, ist


Stetigkeit der Preise. Die Preise sollen nicht sinken; sie sollen aber auch nicht
steigen.
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Allgemeiner Preisrückgang führt zur Wirtschaftsstockung, zur Krise; allgemeine


Preissteigerung bringt andere Mißstände mit sich. Wir wünschen also, daß nie-


mals Geld fehle und daß niemals Geld in Überfülle vorhanden sei. Ausreichende


Geldversorgung, um jeden allgemeinen Preisrückgang zu verhindern, und gleich-


zeitig weises Maßhalten bei dieser Versorgung, um das Steigen der Preise zu


vermeiden.


Wir wünschen den gesunden Menschenverstand zu wecken, das Verständnis


der Öffentlichkeit und aller mit der Verwaltung des Geldes Betrauten; wir wün-


schen die selbstsüchtigen Bestrebungen einiger an der Verwaltung des


Geldmonopols beteiligter Privatpersonen auszuschalten. Dies ist es, was der


Handel verlangt, und was auch mit den Forderungen der Gerechtigkeit überein-


stimmt. Es ist ungerecht, das Geld zu entwerten, weil dies den Schuldner auf


Kosten des Gläubigers begünstigt; es ist ebenso ungerecht, den Geldwert zu


heben, weil dies den Gläubiger zum Schaden des Schuldners bevorzugt. Die


Gerechtigkeit verlangt, daß der Wert des Geldes auf einem festen Stand erhalten


werde.


Wie das zu erreichen ist? Einfach, indem man das Gleichgewicht zwischen


Angebot und Nachfrage nach Geld aufrechterhält.


Wir müssen Geld herstellen, ausgeben, dem Markte zuführen, so oft das


Angebot von Waren (das gleichbedeutend ist mit Nachfrage nach Geld) zunimmt;


wir müssen Geld zurückziehen, aufbewahren oder verbrennen, so oft das


Warenangebot sich verringert.


Kurz ausgedrückt: wir müssen dem Verkehr Geld entziehen, wenn die Preise
zum Steigen neigen, wir müssen Geld zuführen, wenn die Preise Neigung zum
Zurückgehen zeigen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns not tut und die mit den Anforderungen unseres


gesunden Menschenverstandes übereinstimmt. Wir verlangen, daß das tägliche


Geldangebot sich der Nachfrage anpaßt, und auf die Frage, ob wir Geld verbren-


nen oder aber mehr Geld ausgeben sollen, muß nicht ein veraltetes Gesetz die


Antwort geben, sondern das Verkehrsbedürfnis.


Wir können nicht im voraus wissen, wie groß der Bedarf an Geld morgen, über-


morgen, in einem Monat, einem Jahr sein wird. Wir können unmöglich heute


feststellen, wie groß morgen die in den Verkehr zu bringende Geldmenge sein


muß; es ist unmöglich, jenen Bedarf derart zu bestimmen, daß weder zu viel,


noch zu wenig da sei und daß die Nachfrage durch das Angebot gedeckt werde,


ohne daß sich ein Überschuß ergibt. Deshalb verlangen wir Aufhebung des
Gesetzes, das eine bestimmte und unabänderliche Geldmenge
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auszugeben vorschreibt, das die Schwankungen in der Marktlage nicht berück-


sichtigt.


Die gleichen Gründe, die die Anarchisten gegen die Zweckmäßigkeit ge-


schriebener Gesetze anführen, können wir auch gegen die jetzt bestehenden


Emissionsgesetze anführen. Einen Tag nach seinem Inkrafttreten ist das


geschriebene Gesetz bereits veraltet, paßt es nicht mehr zu den jeden


Augenblick sich anders gestaltenden Bedürfnissen des Lebens.


Nicht ohne ernste Gründe verlangen deshalb die Anarchisten die Abschaffung


aller geschriebenen Gesetze, der toten Buchstaben, und ihre Ersetzung durch


lebendige, von den Bedürfnissen des Lebens und des Augenblicks eingegebene


Gesetze.


Und in der Tat, wäre es ausführbar, was die Theorie der Anarchisten verlangt,


so würde die Verteidigung ihrer Lehre nicht, wie heute, nur von wenigen Eiferern


geführt werden.


Erweist sich jedoch das geschriebene Gesetz, das die Rechte jedes einzelnen


von uns umgrenzen soll, in der Durchführung allzu schwerfällig, um seinen


Zweck so vollkommen, wie es zu wünschen wäre, zu erfüllen, um wieviel man-


gelhafter muß uns da ein Gesetz erscheinen, ein totes, vor Jahren erlassenes


Gesetz, das eine bestimmte, unabänderliche Geldmenge auszugeben vor-


schreibt, mit der der Handel sich dann einrichten soll, während doch in keiner


Lebensbekundung des Gesellschaftskörpers eine solche Regsamkeit, ein gleich


häufiger Formenwechsel, eine gleiche Fülle von Entwicklungen und


Umgestaltungen wahrnehmbar ist, wie im Handel!


Was ist von einer durch tote Buchstaben beherrschten Geldpolitik zu erhoffen?


Weiter nichts als stete Schwankungen im Preise des Geldes.


Die Schwankungen in den Jahreszeiten und in der Luftwärme gleichen wir


durch einen Wechsel in unserer Kleidung aus; eine Geldpolitik aber, die nicht die


Notwendigkeit vorsieht, sich dem Wechsel der Handelsbedürfnisse anzupassen,


kommt uns vor, wie ein Reisender, der nur einen Rock hat, und der abwechselnd


über Kälte, dann über Hitze klagt. Wir klagen über das Schwanken im Preise


unseres Geldes, und wir suchen die Ursache dieser Schwankungen im Stoff


unseres Geldes, während doch dieses Geld so gefügig, anpassungsfähig, gehor-


sam ist, wie man es sich nur vorstellen kann. Nein, es liegt nicht an unserem


Gelde, wenn wir mit ihm nicht die vom Handel benötigte und von der


Gerechtigkeit geforderte Stetigkeit der Preise erreicht haben.


Sicher ist es nicht Schuld des Papiers gewesen, wenn der argentinische Peso


infolge der übermäßigen Notenausgaben der früheren Verwaltung im Werte


sank; auch jetzt ist nicht das Papier daran schuld, wenn wegen ungenügender


Notenausgabe der argentinische Peso im Werte steigt.
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Nein, das Papier ist nicht schuld gewesen, sondern ganz allein die


Gesetzgebung über Notenemission; die Verantwortung tragen die Gesetzgeber.


Der Peso-Nationalgeld sank im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Senkung


wünschten; er stieg im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Hebung beschlos-


sen.


Wenn also, wie wir gesehen haben, der aus Papier gefertigte Peso-


Nationalgeld sich dem Willen der Gesetzgeber fügt, so ist klarerweise nicht das


Papier schuld an den Schwankungen, vielmehr liegt die Schuld an den


Menschen. Gehorcht der Preis des Peso-Nationalgeld dem Willen der


Gesetzgeber, so wird sein Preis festbleiben, an dem Tage, an dem sie seine


Stetigkeit beschließen.


Das ist ein bündiger Schluß.


Der Preis einer jeden monopolisierten Ware ist beherrscht vom Willen des


Monopolbesitzers. Und das ist verständlich, weil der Inhaber des Monopols das


Angebot der Ware der Nachfrage danach anpaßt. In denjenigen Ländern


Europas, in denen die Regierung Salz, Zündhölzer, Tabak, Weizen usw. monopo-


lisiert, verkauft man diese Dinge zu einem festen, unveränderlichen Preis; jede


Preisschwankung ist ausgeschlossen, weil die Regierung die tägliche Lieferung
der täglichen Nachfrage anpaßt.


Nähme der Monopolinhaber keine Rücksicht darauf, daß die Nachfrage nach


seiner Ware sich ganz seiner Herrschaft entzieht, daß die Nachfrage schwankt,


so würde es ihm wenig nützen, auf jedem Paket den Verkaufspreis anzugeben.


Dieser Preis würde sich so oft ändern. wie das Angebot jener Ware nicht in


Einklang stände mit der Nachfrage danach.


Wenn die französische Regierung, als Inhaberin des Zündhölzchenmonopols,


eine 5 oder 10 Jahre im voraus gesetzlich festgelegte Menge von Zündhölzern


auf den Markt würfe, ohne die schwankenden Bedürfnisse des Marktes zu


berücksichtigen, so ist es gewiß, daß die Zündhölzchen sich abwechselnd mit


Aufgeld, dann wieder mit Verlust verkaufen würden.


Wenn die deutsche Regierung, als Besitzerin aller Eisenbahnen im Reiche,


durch ein auf Jahre im voraus festgelegtes Gesetz verpflichtet wäre, eine ganz


bestimmte und unabänderliche Zahl von Zügen fahren zu lassen, ohne die


Entwicklung des Verkehrs und der Bevölkerungszahl zu Rate zu ziehen, ohne


auf die Jahreszeiten Rücksicht zu nehmen, so würde sofort eine Agiotage, ein


Handel mit Frachtwagen und Fahrscheinen einsetzen.


Der Monopolbesitzer beherrscht nur das Angebot; die Nachfrage ist selbstän-


dig und entzieht sich fast ganz seinem Einfluß. Will also der Monopolbesitzer den


Preis beherrschen, so muß er sich dabei der Waffen bedienen, die ihm das


Angebot bietet.
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Das Angebot ist der Lotse, der den Preis der monopolisierten Waren in gerader
Linie durch die Schwankungen der Nachfrage hindurchsteuert.


Dies ist das Grundgesetz für verständige Verwaltung eines jeden Monopols,


und das Geld – als Monopolgegenstand allererster Ordnung – kann sich jenem


Gesetz nicht entziehen.


Ist es nicht gelungen, für den Peso-Nationalgeld, dessen Herstellung die


Regierung monopolisiert, einen festen Preis aufrecht zu erhalten, so liegt es


gerade daran, daß man das durch jenes Gesetz vorgezeichnete Verhalten nicht


beachtet hat.


Als der Preis des argentinischen Pesos sich verbilligte, bestand die einzige


wirksame und unfehlbare Abhilfe dagegen darin, das Angebot des Nationalgeldes


durch Zurückziehen des Überschusses aus dem Verkehr einzuschränken.


Statt jedoch hiernach zu verfahren, suchte man den Preis zu heben, indem


man die Nachfrage nach Geld vermehrte und zu dem Zwecke Gold und


Einwanderer aus Europa heranzog.


Die Maßnahme blieb erfolglos und mußte es bleiben, denn Gold und


Einwanderer entziehen sich dem Machtbereich der Regierung.


Man beauftragte den Minister, den Geldwert zu heben, und dieser begab sich


auf die Suche nach außerhalb seines Machtbereichs liegenden Wirkungskräften,


statt daß er von der ihm durch das Monopol zustehenden Macht Gebrauch


machte.


Wir sagten, daß die französische Regierung die Stetigkeit des Preises der


Zündhölzchen durch Anpassung des Angebots an die Nachfrage erreicht. Träte


jedoch der Fall ein, daß jene Regierung bei Geldklemme eine übergroße Menge


Zündhölzchen auf den Markt würfe und den zu erwartenden Preissturz durch


Belebung der Nachfrage mittels Prämien und sonstiger Opfer zu vermeiden


suchte, so würden alle ein solches Vorgehen für unvernünftig erklären.


Wem würde man die Schuld an diesen Preisschwankungen aufladen, dem


Streichhölzchen oder der Regierung?


Und doch hat man hinsichtlich des Peso-Nationalgeld nach jenem unverständi-


gen Verfahren gehandelt; man hat damit die Ergebnisse gezeitigt, die alle ken-


nen und für die man jetzt den Stoff verantwortlich machen will, aus dem jenes


Geld gefertigt wurde,


Deshalb wiederhole ich, daß die Ursachen der Schwankungen im Preise des


Nationalgeldes falsch bewertet worden sind.


Das Papiergeld kann sich dem Willen seiner Verwalter nicht entziehen. Aber


nötig ist, daß jene Verwalter mit Waren umzugehen lernen, daß sie den Handel


verstehen, daß sie einsehen, die Stetigkeit des Preises vom Peso-Nationalgeld


sei nur durch Anpassung seines Angebots an die Nachfrage zu erreichen.
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Außerdem aber ist nötig, den Monopolverwaltern die zum Befolgen jener Politik


unentbehrlichen Befugnisse einzuräumen; es ist nötig, alle jene Schranken nie-


derzulegen, mit denen übervorsichtige Gesetzgeber die Macht des


Geldmonopols umgeben haben. Vor allem müssen wir das Gesetz beseitigen,


wonach eine auf Jahre im voraus festgesetzte Summe Geldes ausgegeben wer-


den sollte; wir müssen dafür ein neues Gesetz schaffen, wonach alles fehlende


Geld neu auszugeben und alles überschüssige Geld zurückzuziehen ist; wir


müssen die Regierung ermächtigen, das Geld auszugeben in einer Menge, die


nicht durch das Gesetz, sondern nur durch die Verkehrsbedürfnisse beschränkt


wird, und wir müssen der Regierung die Mittel geben, um jeden sich einstellen-


den Überschuß an Noten zurückzuziehen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns unfehlbar die Stetigkeit des Preises einbringen


wird, die Stetigkeit des Geldpreises, die die Forderungen der Gerechtigkeit und


die Bedürfnisse des Handels befriedigen wird.


Der Maßstab für den Bedarf an Geld.


Sagten wir im vorigen Abschnitt, daß es die Verkehrsbedürfnisse sein müßten,


die in der Frage der Geldemission entscheiden, so ergibt sich die Frage: wo ist


der Maßstab für jene Bedürfnisse?


Die einen werden sagen: Den Maßstab liefert die Preisermittlung der Waren im


allgemeinen, der Warendurchschnittsspreis; die anderen werden sagen: Der


Maßstab liegt im Wechselkurs auf das Ausland, wie ihn das Agio, das


Goldaufgeld widerspiegelt.


Die ersteren erstreben die unbedingte Geldpreisfestigkeit, die anderen begnü-


gen sich mit der Beseitigung der Schwankungen beim Golde. Welche


Anschauung verdient da den Vorzug?


In den Ländern mit Goldwährung bestreitet man nicht, daß dieses Geld großen


Schwankungen unterworfen ist; zuweilen sind diese plötzlich und schroff, zuwei-


len langsamer, und gerade diese Schwankungen sind es, die den Freunden der


Doppelwährung die Waffen zu ihren Angriffen liefern.


Dafür können wir anderseits hierzulande nicht leugnen, daß der Goldpreis, die


Festigkeit des Auslandskurses, für Argentinien außergewöhnliche Bedeutung hat,


insofern fast die ganze Erzeugung gegen Gold verkauft wird und auch die Preise


der Mehrzahl der Verbrauchsgüter nach Gold berechnet werden (sich nach dem


Stande der Valuta richten). Ich glaube, es gibt kein zweites Land, wo im


Vergleich zur Volkszahl der Auslandshandel so groß ist, wie hier.


Wenn wir nun bei der Verwaltung unseres Geldwesens die Warenpreisstatistik


zur Richtschnur nehmen und die Währung auf feste Warenpreise hinsteuern, so


wird nicht zu vermeiden sein, daß dieses Vorgehen
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auf Widerspruch bei denen stößt, die eine feste Valuta wünschen, und zwar so


oft, wie das Gold im Preise steigt oder fällt (d.h., so oft die Valuta sich „bessert“


oder „verschlechtert“). Beide Ziele werden erst vereinbar sein, wenn in allen


Ländern in der Währungspolitik der feste Durchschnittswarenpreis (Index num-


ber) zum Ziele genommen wird, denn es ist klar, daß im Verkehr zwischen


Ländern mit beiderseitigen festen Warenpreisen (unveränderlichem Index) auch


der Wechselkurs, die Valuta fest sein wird. [Hier mache ich auf die in meiner Schrift „Iva“


gemachten Vorschläge aufmerksam, durch die mit dem denkbar einfachsten Mittel die hier erstrebte


Verbindung erreicht wird.]


Wir müssen uns also entscheiden, ob wir die Festigkeit der Valuta dem festen


Preisstand der Waren unterordnen wollen oder ob wir umgekehrt eine feste


Valuta anstreben und dafür auf den festen Preisstand der Waren verzichten 


wollen.


Entscheiden wir uns für den festen Preisstand der Waren, so werden alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren auf den


europäischen Märkten erleidet, sich in unserer Valuta widerspiegeln; stellen wir


aber unsere Währungspolitik auf feste Valuta ein, so übertragen wir alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren (in


Europa) erleidet, unmittelbar auch auf unsere Märkte. (D.h. also, daß, wenn im


Ausland die Preise schwanken, sie auch in Argentinien schwanken werden.)


Ich kann hier nicht dieser wissenschaftlich, wie praktisch äußerst wichtigen


Sache auf den Grund gehen. Ich werde mich begnügen, den kürzesten und


sichersten Weg anzugeben, der zur Versöhnung dieser auseinanderstrebenden


Wünsche führen kann.


Zurzeit muß es unser Bestreben sein, unsere Geldpolitik einem festen


Auslandskurs anzupassen, und wir müssen für den Augenblick zugunsten der


überragenden Interessen des Auslandshandels, auf die festen Warenpreise ver-


zichten. [Diese Verbeugung vor der Goldwährung geschah aus politischen Gründen. Ich konnte so


eher damit rechnen, verstanden zu werden. Das Volk denkt statisch, nicht dynamisch; es nimmt auch


die von Menschen geschaffenen Verhältnisse, wenn sie nicht ganz unerträglich werden, als etwas


Feststehendes hin, dem man sich anpassen muß, statt daß es umgekehrt diese Dinge nach seinen


Bedürfnissen umgestaltet. Die auf feste Warenpreise gerichtete Währung ist eine dynamische


Währung und kann nur dynamisch begriffen werden. Dasselbe ist ja auch mit der Goldwährung der


Fall, aber um dieses einzusehen, muß man die Wertlehre überwinden.] Zugleich aber müssen


wir alle mit uns Handel treibenden Länder Europas und Amerikas zu einer 


zwischenstaatlichen Beratung einladen, um dort die zur Vermeidung der


Schwankungen im Index eines jeden Landes erforderlichen Maßnahmen zu


besprechen; denn wenn alle Staaten, mittels einer einheitlichen Geld
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politik die Warenpreise innerhalb enger und fester Grenzen zu erhalten bestrebt


sind, so wird die Valuta unter allen diesen Ländern festbleiben, ohne daß es


nötig wäre, ihnen allen das mit der Einführung der Goldwährung verknüpfte


Opfer aufzuerlegen.


Jedes Land kann dann den ihm für sein Geld am passendsten erscheinenden


Stoff auswählen, – das eine Land wird hierfür das Papier bevorzugen, ein ande-


res Silber, Nickel, Kupfer, Gold; wenig kommt hierauf an, vorausgesetzt, daß in


allen Ländern das Angebot von Geld genau der Nachfrage angepaßt werde, daß


innerhalb der Grenzen eines jeden Landes das Tauschverhältnis des Geldes zu


den Waren nicht schwankt; alsdann wird der Wechselkurs zwischen all diesen


Ländern folgerichtiger- und notwendigerweise fest bleiben.


Der Valutakurs, zwischen Paraguay und Argentinien ist gegenwärtig 1 zu 2,48.


Wenn wir bei uns die Warenpreise senken, wird unsere Valuta steigen; erhalten


wir aber die Warenpreise auf ihrem jetzigen Stand, und geschieht das gleiche in


Paraguay, so wird sich der Kurs nicht wesentlich von seinem jetzigen Stand ent-


fernen können.


Der gegenwärtige Valutakurs zwischen England und Argentinien ist 1 zu 2,70.


Entdeckt man aber in Klondyke Berge von Gold, oder führt man die


Doppelwährung ein, so werden die in Gold ausgedrückten Warenpreise steigen


und hier in Argentinien wird die Valuta sich „bessern“. Unterdrückt man aber in


England die freie Goldausprägung (wie man bereits die freie Silberprägung auf-


gehoben hat) und paßt man dafür diese Ausprägungen (die Geldausgabe) den


Bedürfnissen des Marktes an, um auf diese Weise die Warenpreise im eigenen


Lande zu befestigen – dann wird der Wechselkurs zwischen Argentinien und


England gleichfalls unveränderlich bleiben.


Der Valutakurs zwischen Argentinien und Chile dreht sich gegenwärtig um X.


Fahren diese zwei Freistaaten fort, die Warenpreise im gleichen Verhältnis zu


senken, so wird der Kurs unverändert bleiben, trotzdem die Warenpreise sinken.


Weicht aber einer der Freistaaten vom vorgezeichneten Wege ab, so werden wir


sofort eine Abweichung im Kurse haben.


Diese Feststellungen genügen, um zu zeigen, daß die Stetigkeit des


Auslandskurses unabhängig ist von dem für die Geldherstellung gewählten Stoff;


ferner, daß ein Land für sich allein das Ziel nicht erreichen kann, daß dies viel-


mehr nur das Ergebnis einer einheitlichen Geldpolitik aller Staaten sein kann; –


nur eine zwischenstaatliche Verständigung kann die Erfordernisse eines festen


Wechselkurses mit denen eines festen Geldpreises in Einklang bringen.


Es ist deshalb anzustreben, daß diese zwischenstaatliche Einigung
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möglichst bald zustande komme, und inzwischen tun wir gut daran, die Festigkeit


im Preistand der Waren der überragenden Bedeutung unseres Auslandshandels


unterzuordnen.


Der Auslandswechselkurs, wie ihn der Preis des Goldes widerspiegelt, wird


also den Maßstab abgeben, an dem wir die Bedürfnisse des Marktes in Fragen


der Notenausgabe abschätzen, und bis dahin, wo wir uns mit den anderen


Völkern über einen gerechteren und wissenschaftlich genaueren Maßstab ge-


einigt haben, werden wir Noten in den Verkehr bringen, so oft der Wechselkurs


zurückgeht (die Valuta sich verschlechtert) und umgekehrt Noten verbrennen, so


oft der Kurs (das Gold) steigt.


Befolgen wir dieses Verfahren mit Festigkeit, so wird der Wechselkurs auf das


Ausland so unbeweglich bleiben, wie wenn gemünztes Gold bei uns umliefe. Wir


werden die Vorteile der Goldwährung genießen, ohne genötigt zu sein, in ihr ein


totes Kapital im Werte von 300 Millionen Pesos festzulegen.


Wir müssen so viel Noten ausgeben, wie sich als fehlend erweisen, und so viel


Noten zurückziehen, wie sich als überschüssig erweisen. Wir müssen, um den
festen Wechselkurs aufrecht zu erhalten, das tägliche Geldangebot der täglichen
Nachfrage nach Geld anpassen.


Untersuchen wir jetzt, auf welche Machtmittel sich die Geldverwaltung stützen


könnte, um diese Aufgabe zu erfüllen.


Ersetzen wir das Gesetz, wonach jahrelang eine feststehende Summe Geldes


für den Umlauf bestimmt wird, durch ein anderes, das die Regierung zu einer


vom Gesetz der Summe nach nicht festgelegten, sondern nur durch die


Verkehrsbedürfnisse begrenzten Notenausgabe ermächtigt, so steht der


Verwaltung ohne weiteres alles Geld zur Verfügung, das sich im Handel als 


fehlend erweist.


Ein solches Gesetz eröffnet den Auslandswechseln (Devisen), dem Gold, einen


unbegrenzten Absatz. Alles Gold, das unter einem festgesetzten Preis angeboten


wird, kauft die Geldmonopolverwaltung mittels neu ausgegebenen Papiergeldes


auf. Alles Gold, das also zu jenem festgesetzten Preis keine Käufer findet, findet


Aufnahme in der Schatzkammer der Monopolverwaltung. Infolgedessen wird der


Auslandswechselkurs niemals zurückgehen können [Wir drücken uns in Deutschland so


aus: Infolgedessen wird sich die Valuta niemals bessern können. Dieser Ausdruck ist jedoch irrefüh-


rend. Es gibt keine Besserung der Valuta, die nicht von weiten Kreisen des Volkes als schwere


Schädigung empfunden wird. Das hat die jüngste große „Valutabesserung“ gezeigt.], denn nie-


mals wird die Nachfrage nach Gold fehlen. Jenes Gesetz wird den Goldpreis vor
jedem Sinken schützen.
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Damit aber haben wir schon unendlich viel gewonnen. Wird der Goldpreis nicht


mehr wegen Mangels an Käufern sinken können, so werden die Warenpreise


auch nicht unter ihre Goldpreise (Weltmarktspreise) sinken können, – Kaufmann,


Landwirt, Gewerbetreibender werden gegen jeden von der „Besserung“ der


Valuta herrührenden allgemeinen Preisrückgang vollkommen gesichert sein.


Wer ein Unternehmen mit Hilfe fremden Geldes zu begründen beabsichtigt,


wird nicht mehr zu befürchten brauchen, er könnte durch die „Besserung“ der


Valuta zugrunde gerichtet werden.


(Einschaltung zu dieser Neuausgabe von 1920.) Die Reichsbank erklärte in ihrem Flugblatt vom


März d.J., der deutsche Kaufmann sei noch nicht reif, um sich in Valutafragen zurechtzufinden. –


Wenn diese Annahme zuträfe, so wären hier vielleicht einige Erläuterungen zu obigem Satze nötig,


wonach Kaufleute durch die „Besserung“ der Valuta zugrunde gerichtet werden können.


Nehmen wir an, ein Unternehmer habe mit 100 000 Pesos geborgtem Geld (gesetzliches argenti-


nisches Zahlungsmittel) europäische, in Gold zahlbare Maschinen gekauft und bezahlt, und zwar zum


Kurse von 3 Pesos Papiergeld für 1 Peso Gold. Nun „bessert“ sich die Valuta, so daß der Goldpeso


schon für 2 Papierpesos zu haben wäre, so wird dieser Unternehmer nach den Gesetzen des


Wettbewerbes den Preis seiner Produkte nicht mehr mit dem Zins von 100 000, sondern nur mehr


von 66 000 beschweren können, da ja jetzt jeder Konkurrent die gleichen Maschinen mit 66 000


Pesos kaufen kann. Der Abbau der Preise, den die Regierung betreibt, baut zugleich das Kapital der


Unternehmer ab. Die „Besserung“ der Valuta ist für alle, die Schulden haben, eine Verschlechterung.


Der Unternehmer, von dem hier die Rede ist, wird den Zins des geborgten Kapitals nicht bezahlen


können.


Selbstverständlich wird jede Valuta-Spekulation unmöglich, sobald die Valuta


sich nicht „bessern“ kann. Wenn heute der Wucherspieler in der Hoffnung auf


eine Valutaverschlechterung einen Einsatz wagt, so geschieht es in der


Zuversicht, daß er die Valuta wieder wird bessern (heben) können; steigt aber


das Geld, dessen Preis er mit Opfern gesenkt hat, nicht wieder, hat das Geld


nicht mehr die Spannkraft, um immer wieder auf seinen Ausgangspunkt zurück-


zukehren, so verliert jenes Wucherspiel seinen Reiz. Der Wucherspieler würde


seinen Besitz entwerten, ohne Aussicht, den Wert wieder anschwellen zu sehen,


ohne Aussicht auf das Erlangen von Überschüssen, die doch das Ziel seiner


Machenschaften sind.


Indem wir also die „Valutabesserung“ unmöglich machen, beseitigen wir das


Wucherspiel, und damit verschwindet wieder eine der Ursachen, die bisher den


Geldmarkt in Verwirrung brachten.


Niemand wünscht sein Kapital zu mindern, und wenn Wucherspieler zeitweise


sich darauf einlassen, ihr Geld im Werte herabzusetzen, so geschieht es allein in


der Hoffnung, das Verlorene in der unvermeidlichen Rückflut mit Wuchergewinn


wiederzuerlangen. Diese Hoffnung
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schwindet aber für sie, sobald die öffentliche Geldverwaltung dem Angebot durch


eine unbegrenzte Nachfrage entsprechen kann.


Das ist es, was wir über die Besserung der Valuta zu sagen hatten.


Untersuchen wir jetzt, wie die Geldverwaltung auch eine „Verschlechterung“


der Valuta zu verhüten in der Lage sein wird.


Um die Verschlechterung der Valuta zu verhüten, wird man den sie verursa-


chenden Überschuß an Geld zurückziehen, also aufkaufen müssen. Mit welchen


Mitteln? Antwort: Mit dem, was das Geldmonopol einbringen wird.


Jeder Tag zeigt uns, daß das Monopol irgendeiner, noch so unbedeutenden


Ware etwas einträgt, und zuweilen ganz bedeutende Summen.


Die Einkünfte, die viele Erfinder aus dem Vertrieb ziehen, bilden den Ertrag 


des Monopols, das ihnen das Erfindungspatent verleiht. Sollte da das Monopol 


unseres Geldes, eines unentbehrlichen Artikels, der wichtigsten Marktware,


nichts einbringen?


Es wäre ein seltsamer, für jeden Kaufmann unfaßbarer Fall, wenn das Monopol


unseres Geldes, unseres Tauschmittels unfruchtbar bliebe, nichts einbrächte.


Wirklich unfaßbar.


In Frankreich, Deutschland, England, den Vereinigten Staaten, bringt das


Monopol der Notenausgaben dem Staate jährlich beträchtliche Summen ein. In


Deutschland 5% der nicht durch Gold gedeckten Noten [Heute zieht das Reich aus der


Notenausgabe von 50 Milliarden einen jährlichen Gewinn von 5% = 2 1/2 Milliarden Mark.]. Wo


bleiben jetzt die Summen, die die Notenausgabe von 300 Millionen Pesos erbrin-


gen müßte? Man antwortet darauf: Kapital und Zinsen sind zum Bezahlen von


Schulden verwendet worden.


In diesem Falle schuldet das Land der Geldverwaltung jene Summe, und sie


muß ihr billigerweise erstattet werden. Möge das Land seine Schulden mit


Rententiteln bezahlen. Die Emissionen sind dazu da, den Verkehr mit dem für


den Warenaustausch nötigen Geld zu versehen, und man soll nicht die


Bedürfnisse der Staatskasse mit jenen des Marktes vermengen.


Man erstatte somit der Geldverwaltung den Gegenwert jener 300 Millionen in


Rententiteln. Das ist eine gerechte Forderung.


Man eifert gegen das Papiergeld, gefällt sich darin, jenes Geld haftbar zu


machen für alle Leiden, die den Markt treffen, und gleichzeitig beraubt man es


seiner eigenen Waffen.


Man erstatte demnach die 300 Millionen in Rententiteln, und wir werden dann


sehen, ob mit dieser Rücklage und dem, was jährlich an Zins hinzukommt, die


Geldmonopolverwaltung nicht fähig ist, jed-
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weden Geldüberschuß zurückzuziehen und die Schwankungen zu beherrschen;


wir werden sehen, ob sie nicht unbedingte Herrin in ihrem eigenen Hause ist, ob


nicht in der Tat das Papier zur Geldherstellung taugt.


Die durch die Notenausgabe eingebrachten 300 Millionen gehören jener


Emission, und solange man dem gesetzlichen Gelde nicht erstattet hat, was ihm


gehört, ist jede Urteilsabgabe über Vor- und Nachteile des Papiergeldes minde-


stens voreilig.


Die Länder Europas, die das Gold als Stoff für die Herstellung ihres Geldes


erwählt haben, ziehen aus diesem Golde keinerlei Gewinn, denn Metallgeld ist


totes Kapital.


Im Gegenteil kostet ihnen jenes Gold Zinsen. So erwarb Rußland in den letzten


Jahren Gold für gewaltige Summen, für deren Zahlung dort Rententitel ausge-


geben wurden.


Österreich und Italien verfuhren ebenso, und die Ausgabe 5-prozentiger


Schuldscheine, die in den Vereinigten Staaten erfolgt, so oft dort die Reserven


abnehmen, kostet dem nordamerikanischen Volke bedeutende Summen.


Keinerlei Opfer verlange ich zugunsten des Peso-Nationalgeld. Das aus Papier


gefertigte Geld ist nicht so anspruchsvoll, wie sein aus Gold hergestellter


Genosse; ich möchte nur zugunsten unseres bescheidenen Geldes einen kleinen


Teil der Liebe erbitten, die andere Länder für ihr Goldgeld verschwenden; ich


möchte nicht, daß man das aus Papier gefertigte Geld mißhandelt und ausbeu-


tet, während man zugunsten des Goldes Opfer jedweder Art bringt – um sodann


zu behaupten, das Papier sei untauglich. Denn das ist nicht ernst.


Man verfolge eine gesunde, verständige Geldpoliltik, man erstatte dem


Papierpeso, was ihm gehört, und wir werden dann sehen, welches das bessere


Geld ist: das Geld, das gegenwärtig die Abenteurer von Klondyke ausgeben,


ohne Rücksicht auf die Verkehrsbedürfnisse zu nehmen, oder das Geld, das wir


hier ausgeben werden, nachdem wir eindringlich unsere Marktlage erforscht


haben werden; – dann soll sich erweisen, ob eine vom Zufall und von


Abenteurern geführte Geldpolitik sich messen kann mit derjenigen, die den Markt


und seine Bedürfnisse zur Richtschnur nimmt.


Das Geldmonopol indessen, auch nachdem es der Raubsucht der Staatskasse


ausgeliefert, nach allen Regeln der Kunst geplündert und erschöpft zurückge-


lassen wurde, erweist sich als so fruchtbar und kraftvoll, daß es ohne fremde


Hilfe, aus eigener Kraft etwas erbringen und sich aus seiner traurigen Lage her-


ausarbeiten muß.


Ähnlich wie ein fruchtbares Feld, ausgebeutet durch einen geizigen Bebauer,


der ihm nicht an Dünger zurückgab, was er an Ernten herausgezogen hatte, mit


der Zeit doch seine ursprünglichen Kräfte wiedererlangt, so wird sich auch das


Geldmonopol verhalten.
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Aus diesem Grunde brauche ich nicht einmal auf jener ersten Forderung be-


stehen, wonach der Monopolverwaltung der Erlös aus den ausgegebenen 300


Millionen Noten erstattet werden soll; ich will vielmehr nachweisen, daß das


Monopol auch ohne jene Hilfe aus seiner jetzigen Lage sich befreien kann, d.h.,


daß die ihm noch verbliebenen Kräfte es dem Geldmonopol noch gestatten, die


nötigen Rücklagen für seine geordnete Verwaltung zu bilden.


Sehen wir zu. Seit Jahren, d.h. seit den letzten Notenausgaben hebt sich die


Valuta (sinken die Warenpreise), einesteils als Folge der Verbrennung von


Geldscheinen durch die Konversionskasse, hauptsächlich aber infolge


Vermehrung der Bevölkerung. Und das ist verständlich, denn entsprechend


ihrem größeren Handelsverkehr benötigt eine größere Bevölkerung mehr Geld


als eine kleine, und wenn keine der wachsenden Nachfrage nach Geld entspre-


chende Befriedigung durch Ausgabe neuer Noten erfolgt, so muß naturnotwendig


ein Rückgang der Warenpreise eine Folge jener Versäumnis sein. Wollen wir


also bei weiterem Anwachsen der Bevölkerung einen festen Preisstand haben,


so muß neues Geld im Maßstabe jenes Anwachsens ausgegeben werden.


Das Gold steht jetzt 260 im Kurs, aber wir hatten auch einen Stand von 350


und darüber. Nehmen wir an, das Gesetz habe der Konversionskasse die


Befugnis erteilt, einen festen Goldpreis aufrecht zu erhalten, – wieviel Noten


hätte die Kasse dann ausgeben müssen, um ein Sinken des Goldes von 350 auf


260 zu verhindern?


Die Ausrechnung stellt sich wie folgt: Bei einem Notenstand von annähernd


290 Millionen ist der Goldpreis 270, und die zum Aufrechterhalten des Standes


von 350 nötige neue Notenausgabe würde also betragen haben:


290 : 270 = 1074 X 350 = 375 900 000


wovon der jetzige Bestand abgeht mit 290 000 000


Pesos 85 900 000


Die Geldmonopolverwaltung (die jetzige Konversionskasse) hätte also zu dem


gegenwärtigen Notenumlauf weitere 85 Millionen Pesos ausgeben müssen, um


ein Sinken des Goldes unter den Stand von 350 zu verhindern; und die Ausgabe


jener 85 Millionen würde den gleichen Erlös in Werten aller Art erbracht haben;


sei es, daß man für jene Neuausgabe an der Börse Wechsel, Rententitel, Gold


oder was immer sonst geeignet gewesen wäre, gekauft hätte.


Mit jenen Werten in seiner Kasse könnte heute die Geldmonopolverwaltung 85
Millionen Pesos gesetzlichen Geldes, also 20% der ganzen Notenausgabe aus
dem Verkehr ziehen. Würde dieser Betrag nicht ausreichen, um den Geldpreis


auch bei einer Neigung zum Sinken zu beherrschen? Auch
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die europäischen Banken haben Reserven, aber, wie erheblich diese auch sein


mögen, reichen sie niemals an die 20% des gesamten Geldumlaufs [Die


Reichsbank z.B. verfügte damals als Waffe für ihre währungspolitischen Maßnahmen nur über den in


Kaufmannswechseln angelegten Betrag ihrer Notenausgabe. Das mögen damals 1000 Millionen oder


der sechste Teil des auf 6 Milliarden geschätzten Gesamtgeldumlaufes gewesen sein. Heute hat sie


zwar, da das Metallgeld verschwunden ist, viel größeren Wechselbestand – doch kann sie diese


Wechsel (Schatzwechsel), weil der Wechselschuldner zahlungsunfähig ist, nicht zu währungspoliti-


schen Maßnahmen verwenden.].


Die gleichen Ursachen aber, die das Sinken des Goldes von 350 auf 270


erzeugten, bestehen immer noch. Die Bevölkerung wächst, der Handel dehnt


sich entsprechend aus, die Nachfrage nach Geld nimmt mit der Volkszahl und


der Handelsausdehnung zu, und wenn wir nicht wollen, daß die Preise wegen


Mangels an Nachfrage oder Geld weiter sinken, so bleibt nur der Ausweg, schritt-


weise den Notenbestand zu vermehren. Diese allmähliche und unvermeidbare


Ausgabe neuer Noten wird also eine stetige und zuverlässige Einnahmequelle


für die Geldmonopolverwaltung bilden, und die Einnahme wird dem


Bevölkerungszuwachs entsprechen. Steigt die Volkszahl um 1% jährlich, so wird


die Jahreseinnahme 3 Millionen Pesos sein, beträgt der Zuwachs 2%, so werden


es jährlich 6 Millionen Pesos sein.


Gegenwärtig beschränkt sich der Bevölkerungszuwachs fast auf die


Vermehrung, die das Volk aus sich heraus erzeugt; dies schulden wir der Krise,


die als Folge der Hebung der Valuta auftritt und die Einwanderer abhält. Gelingt


es uns jedoch, der Geldpolitik eine andere Richtung zu geben, so werden sich


Gewerbe und Handel wieder beleben und die Einwanderung aufs neue heranzie-


hen.


Reißen wir also die Deiche ein, die durch den Preisrückgang, durch die


Geldknappheit der gesunden Entfaltung der Schaffenskraft des Landes im Wege


stehen, so muß der Bedarf an Geld steigen, er muß notwendigerweise in stets


wachsendem Maße sich steigern.


Die Wirtschaftsgeschichte des Landes, der noch unausgebeutete Reichtum


ausgedehnter Gebiete berechtigt uns, auf die Zukunft Argentiniens zu vertrauen;


diese selbe Zuversicht aber muß zur Annahme berechtigen, daß der argentini-


sche Verkehr einen wachsenden Bedarf an Geld haben wird.


Wenn bei einer Einwohnerzahl von 4 Millionen 300 Millionen an Geld für den


Verkehr nicht ausreichen (der Beweis für ihre Unzuverlässigkeit liegt im steten


und allgemeinen Preisrückgang vor) so leuchtet ein, daß wir bei 5 Millionen


Bevölkerung 375, und bei 6 Millionen 450 Millionen an Geld benötigen werden.
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Bemerkung. Alle diese Berechnungen beruhen auf der Annahme, daß das Tauschverhältnis 


zwischen Gold und Waren auf unseren Auslandsmärkten sich nicht verändern wird. Fallen oder stei-


gen jedoch die in Gold ausgedrückten Preise, so würde die Voraussetzung für diese Berechnungen


nicht mehr zutreffen. Sinken die Warenpreise in Europa, so werden sie auch hierzulande sinken, und


wir werden, um das Gleichgewicht zu erhalten, Papier zurückziehen müssen; steigen aber die


Warenpreise (in Gold ausgedrückt), so werden wir entsprechend mehr Papiergeld ausgeben müssen.


Jedoch liegt im Bevölkerungszuwachs nicht die einzige Handhabe, die der


Geldmonopolverwaltung zur Bildung ihrer Reserven zur Verfügung steht; auch


nicht die wichtigste.


Die Grundlage für jede Nachfrage nach Geld besteht im Privateigentum und 
in der Arbeitsteilung. Je stärker entwickelt diese beiden wirtschaftlichen


Einrichtungen sind, um so größere Nachfrage nach Geld werden sie erzeugen.


Beide aber, Arbeitsteilung wie auch Privateigentum, sind hier in Argentinien


noch sehr ausdehnungsfähig. Es gibt ganze Provinzen, die wegen fehlender


Arbeitsteilung noch fast nichts für den Markt erzeugen. Die Bewohner begnügen


sich, das für den Eigenbedarf Nötige hervorzubringen, und sie haben keine


anderen Bedürfnisse als diejenigen, die sie mit eigenen Armen und den


Hilfsquellen der umgebenden Natur befriedigen können. Mangel an


Beförderungsmitteln macht Warenaustausch und Arbeitsteilung unmöglich. In


jenen Provinzen besteht keine Nachfrage nach Geld. Die ihre Geleise täglich vor-


schiebenden Eisenbahnen ermöglichen jedoch die Ausfuhr einer großen Menge


von Erzeugnissen und verleihen ihnen Wert; dieser Wert aber reizt zu vermehrter


Arbeitsteilung. Deswegen wächst die Nachfrage nach Geld mit jedem Kilometer,


um den wir die Ausdehnung unserer Bahnlinien vermehren, und wir müssen des-


halb die Notenausgabe so vermehren, daß sie mit dem Eisenbahnbau Schritt


hält.


Wieviel beträgt die Vermehrung der Geldnachfrage, soweit sie von wachsender


Arbeitsteilung herrührt? Auch dies können wir annähernd genau ausrechnen.


Vom Jahre 1892 bis 1897 sank der Goldpreis von 370 auf 270, was annähernd


30% ausmacht.


Im gleichen Zeitraum verbrannte die Konversionskasse


10 Millionen, also 03%


und die Bevölkerung wuchs um 10%


Insgesamt 13%


Rechnen wir diese von den 30% ab, so bleiben auf Rechnung vermehrter


Arbeitsteilung 17%, also ungefähr 3% für ein Jahr.


Wenn wir nun annehmen, daß die Zunahme der Arbeitsteilung einige weitere


Jahre hindurch im gleichen Verhältnis andauert, so
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würden wir die sich daraus ergebende verstärkte Nachfrage nach Geld mittels


neuer Notenausgaben auszugleichen haben, weil sonst – wie seit Jahren – das


Geld weiter im Preise steigen, oder, was dasselbe ist, der Preis der Waren weiter


sinken würde.


Es bestehen jedoch, und ich erkenne dies ohne weiteres an, gewisse Kräfte,


die imstande sind, der Wirkung entgegenzuarbeiten, die der Bevölkerungszu-


wachs und anderes auf die Nachfrage nach Geld ausüben, denn es könnte der


Fall eintreten, daß die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zunähme, was im


Verkehr dieselbe Wirkung üben würde wie eine vermehrte Notenausgabe.


Und es liegen statistisch festgestellte Tatsachen vor, die die Möglichkeit er-


weisen, daß dieser Fall eintritt. So steht es z.B. fest, daß der englische Markt


nicht halb so viel Geld aufnehmen kann, wie der französische Verkehr in 


ständigem Umlauf erhält, und dies, trotzdem die Arbeitsteilung in England 


entwickelter ist, als in Frankreich.


Dies liegt an den Bankeinrichtungen, die den Gebrauch des Geldes und die


Nachfrage danach schmälern und seinen Umlauf beschleunigen.


Die von mir vorgeschlagene Geldpolitik würde nun sofort einen beschleunigten


Geldumlauf herbeiführen, indem sie dem Markte alle die Gelder wieder zuführen


würde, die durch die Hoffnung auf weitere Steigerung des Geldwertes zurückge-


zogen sind, und wir müssen deshalb sofort Anstalten treffen, um die durch den


beschleunigten Umlauf herbeigeführte Beeinflussung der Preise zu bekämpfen.


Nach „Mulhalls statistischem Wörterbuch“ betrug der Geldumlauf auf den Kopf


der Bevölkerung in:


Großbritannien 04,4 Pfund Sterling


Deutschland 05 ” ”


Vereinigte Staaten 07 ” ”


Frankreich 11,8 ” ”


Unser Notenumlauf von 290 Millionen ergibt zum jetzigen Kurs von 270 den


Betrag von 4,7 Pfund Sterling auf den Kopf der Bevölkerung und weist uns unse-


re Stellung an zwischen den beiden Ländern, die nach der erwähnten Ermittlung


im Vergleich zu ihrem Handel das wenigste Geld benötigen. Dies könnte uns zur


Annahme verleiten, daß das Geld hierzulande schon sehr schnell umläuft und


daß daher keine große Gefahr für eine merkliche Beschleunigung besteht.


Bedeutet aber die beschränkte Geldmenge, mit der der argentinische


Handelsverkehr auskommt, nicht vielleicht Mangel an Nachfrage nach Geld,


Mangel an Arbeitsteilung, Mangel an Besitzwechsel? Ohne eine ins einzelne


gehende Untersuchung ist diese Frage schwer zu beantworten.


Doch können wir das beiseite lassen. Sicher ist, daß die Hebung
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der Valuta, die alle von den jetzt geltenden Emissionsgesetzen erwarten, dem


Verkehr einen merklichen Teil der ausgegebenen 300 Millionen vorenthält, sicher


ist, daß die „Besserung der Valuta“ gegenwärtig den Geldumlauf behindert, 


während die vorgeschlagenen Reformen im Gegensatz dazu seinen Umlauf


begünstigen würden.


Sicher ist, daß die vorgeschlagenen Reformen den Geldumlauf sofort


beschleunigen und damit preistreibend wirken würden.


Anderseits ist es gleichfalls sicher, daß die Reformvorschläge Handel und


Gewerbe neu beleben und daß die mehr erzeugten Güter wahrscheinlich das


vermehrte Geldangebot (vielleicht mit Überschuß) ausgleichen würden.


Nehmen wir diese Wirkung als sicher eintretend an, daß also der erwartete


schnellere Geldumlauf sich durch die erhoffte verstärkte Warenerzeugung


(Nachfrage nach Geld) ausgleicht, so würde sich die Lage der


Geldmonopolverwaltung wie folgt gestalten:


Jährliche Notenausgabe zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld,


die als Folge des Bevölkerungszuwachses eintritt:


2% auf 290 Millionen Pesos  05 800 000


Desgl. zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld 


die durch die zunehmende Arbeitsteilung erzeugt wird 


3% auf 290 Millionen     0 08 700 000


Insgesamt Pesos 14 500 000


Ebensoviel im zweiten Jahre, zuzüglich Zinsen auf das Erträgnis des ersten


Jahres, und nach 3 Jahren würde die Geldmonopolverwaltung bereits über 50


Millionen Pesos an Börsenwerten ersten Ranges verfügen.


Würde diese Summe nicht ausreichen, um die Valuta auch vor einer


„Verschlechterung“ zu schützen?


In drei Jahren würde die Notenausgabe auf 352 gestiegen sein, und die in den


Kassen der Geldmonopolverwaltung befindlichen 50 Millionen würden somit den


siebenten Teil der ganzen Emission ausmachen.


Gibt es auf der Erde ein zweites Land, das über vergleichsweise so gewaltige


Mittel zur Regelung des Geldumlaufs verfügt?


Durch den Verkauf dieser 50 Millionen an Rücklagen könnte die


Geldmonopolverwaltung an der empfindlichsten Verkehrsstelle, an der Börse,


15% des gesamten Geldumlaufes zurückziehen!


Und diese Reserven würden alljährlich schrittweise zunehmen, genau entspre-


chend dem Bevölkerungszuwachs, im genauen Verhältnis zur Weiterentwicklung


der Arbeitsteilung und des Besitzwechsels. Schritthaltend mit dem argentinischen


Handelsverkehr würde die
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Macht der Geldmonopolverwaltung sich mehren, sie würde in wenigen Jahren


ihren Machtbereich durchaus beherrschen. [Der Erfolg hat die Richtigkeit vorstehender


Schätzungen und Berechnungen durchaus bestätigt. – 1903, nachdem 3 Jahre die argentinische


Währung nach meinen Vorschlägen geführt worden war, befanden sich bereits 47 000 000


Goldpesos in der Konversionskasse, die durch keine anderen Kräfte als die genannten angezogen


worden waren. Die Konversionskasse, die bei ihrer Gründung so gut wie nichts an Rücklagen besaß,


beherrschte mit Hilfe der ihr selbsttätig und kostenlos zufließenden Mittel schon 1903 den Geldmarkt


so, daß während dieses ganzen Jahres das Goldagio unverändert auf dem durch Gesetz festgeleg-


ten Punkt, nämlich 127,27 stehen blieb. Heute verfügt Argentinien über einen Goldschatz von 472


Millionen Pesos (1 Peso = 4 Goldmark). Die Noten sind dort mit 80% durch Gold „gedeckt“.


Beim Vergleich mit den regulatorischen Machtmitteln anderer Notenbanken ist zu beachten, daß in


Argentinien (wie jetzt in Deutschland) alles umlaufende Geld aus Noten der Nationalbank besteht,


während in Deutschland damals die Hauptmasse des Geldes aus Gold- und Silbermünzen bestand,


auf die die Reichsbank keinen Einfluß hatte. Daher hauptsächlich die Schwäche der


Reichsbankpolitik. Je mehr Metallgeld im Verkehr war – um so schwächer war die Reichsbank.


Diesen Sachverhalt hat die Reichsbank heute noch nicht voll begriffen.]


Schlußfolgerung.


Das aus Papier gefertigte Geld begegnet auf der ganzen Erde großem


Mißtrauen, und es liegt darin nichts Verwunderliches. Denn nicht alle haben


Muße, der Sache auf den Grund zu gehen, bevor sie ihr Urteil abgeben.


Wann hat man zum Papiergeld gegriffen? Das geschah, so oft unter der


Herrschaft des Metallgeldes eine Krise ausbrach (in den Vereinigten Staaten, in


Italien z.B.) und die Regierungen, die Bedürfnisse der Staatskasse mit denen


des Verkehrs verwechselnd, die Notenausgabe als bequemes Mittel, sich Geld


zu verschaffen, benutzten (in England, Frankreich, Rußland, Italien, Argentinien,


Chile usw.); es geschah, wenn in Kriegszeiten, bei Hungersnot, als Folge von


Seuchen das Metallgeld verschwand (Gresham-Gesetz), kurz, stets in Zeiten der


Not, und nicht in dem Bestreben, den Geldumlauf zu bessern, sondern unter


dem Drucke, den die dem Geldwesen vollständig fremden Triebkräfte ausübten.


Niemals, in der Gesamtgeschichte des Papiergeldes nicht ein einziges Mal,


griff man zum Papiergeld, weil man sich daraus einen Vorteil für den Verkehr 


versprach. Niemals hat man zugunsten des Papiergeldes das kleinste Opfer


gebracht (wie es doch alltäglich zugunsten des Metallgeldes geschieht); man 


hat es im Gegenteil seiner eigenen Hilfsquellen beraubt.


Ist es da verwunderlich, daß das Papiergeld, mißhandelt und aus-
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gebeutet, die berechtigten Ansprüche des Verkehrs nicht befriedigen konnte, daß


es, verglichen mit seinen metallischen Genossen, dem verhätschelten


Lieblingskind sämtlicher Regierungen, sich als mangelhaft erwies? Ist es nicht


ganz natürlich, daß infolge naheliegender Gedankenverbindungen das Wort


Papiergeld die Erinnerung wachruft an Krise, Hunger, Krieg, Elend?


Es besteht hierzulande als Abteilung der Regierung eine Konversionskasse.


Entspricht der Zweck dieser Einrichtung dem Sinne ihrer Bezeichnung, so muß


die Absicht vorliegen, zum Metallgeld zurückzukehren, und das Bestehen der


Konversionskasse muß als der erste Schritt nach jener Richtung angesehen 


werden.


Ist aber die Umwandlung unseres Geldwesens, ist die Konversion beschlos-


sene Sache, so müssen wir auch annehmen, daß die Fragen und Aufgaben, die


heutzutage das Metallgeldwesen stellt, bei uns bereits gelöst worden sind. In


welchem Sinne ist das geschehen? Geschah es zugunsten des Silbers, des


Goldes, der Doppelwährung, der freien oder der bedingten Ausprägung?


Ich glaube, daß wenn man diese Fragen entschieden hat, dies leichthin, ohne


daß man der Sache auf den Grund ging, geschehen ist.


Heutzutage zum System des Metallgeldes übergehen, heißt einen Sprung ins


Dunkle tun, der teuer zu stehen kommen kann. Schon der bloße Umstand, daß


gegenwärtig der Zufall und die Abenteurer von Klondyke und Transvaal über das


Schicksal der Emission bestimmen, ist Beweis dafür, daß dieses Geldsystem


große Mängel haben muß. Das Mangelhafte aber ist nicht von Dauer.


Dem Silber ist kürzlich das Prägerecht entzogen worden, und die dadurch


bewirkte Entwertung dieses Metalls hat zu ungeheuren Verlusten in all den


Ländern geführt, wo man das Silber zur Geldherstellung gewählt hatte. Was


heute dem Silber widerfuhr, kann morgen dem Golde zustoßen. Also Vorsicht mit


dem Golde!


Die Aufhebung des Prägerechtes für das Gold aber wird an dem Tage einset-


zen, an dem irgendwo auf dem Erdball beschlossen wird, mit dem Papiergeld


einen ernsthaften Versuch zu machen. An diesem Tage wird das Geldproblem 


für immer gelöst werden.


Wird dem Lande Argentinien die Ehre zufallen, diese Frage gelöst zu haben?


Buenos Aires, im Mai 1898.


Silvio Gesell.
_______
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Bemerkung. – Da mir daran liegt, festzustellen, wieweit der Handelsstand die
Dringlichkeit einer Änderung unserer Gesetze über Notenausgabe erfaßt hat,
und ob ein Feldzug gegen jene Gesetze auf Unterstützung im Volke würde rech-
nen können, fügte ich dieser Schrift eine Postkarte bei, in der ich bitte, daß alle,
die in der Verteuerung unseres Geldes die wirkliche Ursache der gegenwärtigen
Wirtschaftsstockung erblicken, diese Überzeugung durch ihre Unterschrift öffent-
lich bekräftigen. Ich beabsichtige, diese Zustimmungserklärungen zu sammeln
und sie alsdann ausgiebig als Werbemittel für die Verwirklichung der hier darge-
legten Reformvorschläge zu benutzen [Hiermit schloß meine 1898 in Buenos Aires veröf-


fentlichte Schrift. – Zur Kennzeichnung der Unwissenheit, in der das Volk in Währungsfragen lebt, sei


bemerkt, daß von den hier erwähnten Postkarten nur ganz wenige mit zustimmenden Worten, eine


ganze Anzahl aber mit unflätigen Verwünschungen mir zugestellt wurde.].


_______


Der vorstehenden Schrift wurde später noch folgendes als Anlage lose beige-


fügt:


Jedes Volk hat das Geldwesen, das es verdient.


Die letzten Tage haben erkennen lassen, daß in der Frage unseres Geldes viel


geredet, aber wenig nachgedacht wird. Es darf uns deshalb nicht wundern, daß


wir von der Lösung ebensoweit entfernt sind, wie vor 10 Jahren.


Niemand hat sich in die Frage vertieft. Die gleiche Unwissenheit herrscht wie


vor 10 Jahren. Vergleicht man das, was früher gesagt und geschrieben wurde,


mit den gegenwärtigen Erörterungen, so ist nicht der geringste Fortschritt zu


bemerken.


Schon vor sechs Jahren machte ich darauf aufmerksam, daß der Wortlaut der


Inschrift auf unseren Geldscheinen Unsinn ist,daß der Handelsstand es unter


seiner Würde halten müßte, ein Geld anzunehmen, dessen Inschrift ein Hohn auf


die gesunde Vernunft ist. Nach wie vor sind jedoch jene Scheine im Umlauf, und


niemand erhebt Widerspruch.


Um die Erforschung der Geldfrage anzuregen, werde ich aus meiner Tasche


eine Spende von


Eintausend Pesos Nationalgeld
demjenigen auszahlen, der eine befriedigende Erklärung darüber geben kann,


was der Peso-Nationalgeld ist, den die Nationalbank bei Vorzeigung dem Inhaber


unserer Geldscheine zu zahlen verspricht, also dem, der einen Sinn im Wortlaut


der Inschrift unserer Geldscheine entdeckt.
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Und solange nicht jemand sich diese Spende verdient hat, werde ich wieder-


holen, daß in bezug auf das Geldwesen viel geredet, aber wenig nachgedacht


wird, und ich werde berechtigt sein, jedem, der ein Urteil über die Geldfrage


abgeben will, den Rat zu erteilen, er möge schweigen und zunächst einmal die


Sache ergründen.


Nur vertiefte Forschung, die ihre Erkenntnisse an den Vorgängen des wirk-


lichen Lebens nachprüft, kann die Geldfrage endgültig lösen. Nur wenn die wirt-


schaftlichen Gesetze, die die Preise bestimmen, allgemeiner bekannt werden, ist


eine sichere Gewähr, ein unerschöpfliches Unterpfand für die Sicherheit des


Geldes gegeben.


Buenos Aires, 10 Oktober 1898.


Silvio Gesell.
______


Nachtrag


Der Krieg darf niemand irgend welchen Vorteil bringen. Steuern, Seuchen,


Hunger, orgeldrehende, bettelnde Kriegskrüppel, Lumpen, das soll die


Bescherung, wie des dreißigjährigen, so auch dieses Krieges sein. So lange muß


das vom Kapital gezüchtete Gesindel hungern, bis der echte, friedenstriefende


Geist seinen Einzug am Herde der deutschen Familie hält. Nichts von


Hypothekentilgung, von achtstündigem Arbeitstag, von Heimstätten, von


Lastenabschüttelung, von Solons „Seisachtheia“. Keine Herabsetzung des


Zinsfußes, keine politische Freiheit, nein, nichts Erfreuliches, nur Unerquickliches


soll uns allen der Krieg hinterlassen. Nicht einmal bessere Erkenntnis, so daß


auch der, der etwa im Kriege „umgelernt“ hat, sich nur noch tiefer in


Wahngebilde verirrt.


Auch die, die hofften, durch Helfferichs Papiergeldwirtschaft von allen Schulden


befreit zu werden, müssen sich jetzt mit der Vermögensaufblähungssteuer zu


Hiob auf den Mist setzen und die Eiterbeulen des Krieges mit Scherben auskrat-


zen. Nein, es soll, es darf nicht sein, es wäre eine Sünde wider den heiligen


Geist, wenn in späteren Zeiten die Klasse der Schuldner sich des Krieges erin-


nerte, als eines Mittels, sich vom Druck der Schulden zu befreien.


Der Krieg muß unbedingt auch finanziell derart abgewickelt werden, daß sein


bloßer Name bei allen, ausnahmslos allen, ein Grausen hervorruft. Dann wird er


uns den einzigen Nutzen gebracht haben, den wir von ihm erwarten können.


________


Weimar. –- Druck von R. Wagner Sohn.
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Internationale Valuta-Assoziation (IVA) –


Voraussetzung des Weltfreihandels, der 


einzigen für das zerrissene Deutschland in


Frage kommenden Wirtschaftspolitik







Einleitung.


Hart wie unversöhnliche Feinde, schroff wie Felsklippen sind in den


Schulatlanten die Staatsgrenzen gezogen und hart und schroff prägen sich die


blauen, roten, gelben Flecken durch Flächenbegrenzung und Farbenabtönung


dem kindlichen Geiste ein. Und die Erklärungen, die der Lehrer zu diesen Bildern


bringt, sind nicht geeignet, diese Schärfen zu mildern. Die grüne Fläche zeigt


dein Land, die daran stoßende rote Fläche gehört den Russen. Und so trägt der


Lehrer zu den Härten der Grundrisse noch die der Eigentumsbegriffe.


Und mit diesen unwahren, pädagogischen Nebenzwecken dienenden Gebilden


als Unterlage, treiben dann die Erwachsenen ihr Leben lang Politik. Hart stoßen


sich im Eigentumsbegriffe diese scharfkantigen Sachen. Darf man sich wundern,


daß es da nur schrille Töne gibt?


Nun könnte man annehmen, daß das Leben manches an diesen Schulbildern


berichtigen müßte. Aber dafür, daß das nicht geschehen kann, daß im Gegenteil


die Grenzlinien der blauen, grünen und gelben Flächen täglich wie mit einer


Messerschneide schärfer nachgezogen werden, sorgen die Zölle und das mit


ihnen entstehende neue Trugbild des „geschlossenen Handelsstaates“, des


„nationalen Wirtschafts-Gebietes“, des „Zollvereins“, des „Mitteleuropa“ und wie


alle diese Freihandels-Ersatzmittel genannt werden mögen. Wer es etwa verges-


sen hat, wie die Staatsgrenze verläuft, wer dafür in der Natur der Dinge, in den


Menschen und ihren Einrichtungen keine genügenden Anhaltspunkte findet, wem


etwa die fremdsprachige Unterhaltung der Mitreisenden, der Wechsel der


Landschaft, die lauen oder herben Lüfte, die blonden oder schwarzen Zöpfe nicht


genügend Beweis dafür sind, daß er die Grenzen seines Landes, der blauen


oder roten Fläche verläßt oder wieder überschreitet, dem wird es hier an der


Zollgrenze aufs Nachdrücklichste gezeigt. Wenn bärtige, vermummte Männer


dich im Eisenbahnwagen aus dem Schlafe rütteln, dich in die kalte Winternacht


zur Zollrevision treiben, dein Gepäck aufreißen und durchwühlen, dann hast du


den Beweis, daß du deinen Staat verlassen oder wieder betreten hast. Ohne es


zu
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beachten, ohne von jemand daran erinnert zu werden, im Schlafe hast du zehn


verschiedene natürliche und künstliche Grenzen überschritten, Sprachgrenzen,


Gemeinde-, Staats- und Kantonsgrenzen, Naturgrenzen, Volks- und


Rassegrenzen. Irgend welche Belästigung, Nachteil oder Störung haben sie dir


nicht gebracht. Aber hier an den Zahltischen des Zollamtes wirst du es erfahren,


was eine Grenze ist, und wirst an das scharfkantige Bild denken, das man dir in


der Schule vom Staate zeichnete.


Mit der Rasse, Sprache, Religion, Staatsverfassung usw. hat man noch nie-


mals einen Staat vom anderen trennen können. Das Leben webt diese


Trennungszeichen immer wieder zu, wie die Wunde einer Baumrinde durch


Überwallung vernarbt und verschwindet. Aber die durch den Zoll geschaffene,


klaffende Grenze, die allein vernarbt nicht. Die Wunde, die hier der Menschheit


geschlagen wurde, die eitert ewig fort und wird zudem durch neue, willkürliche


Zollgesetze immer wieder neu aufgerissen.


Träte zu den natürlichen Grenzen nicht noch die des Zolles, so würde das


Staatsbild, das wir den Atlanten verdanken, mit der Zeit immer verschwommener,


die Erfahrung würde es berichtigen, der Wirklichkeit nahe bringen. Es ist sogar


wahrscheinlich, daß es sich in vielen Fällen ganz auflösen würde, wie das Bild


von zwei Wassertropfen, die man miteinander in Berührung bringt, so daß es


wohl öfters vorkommen würde, daß Menschen, denen das Leben zu interessant


erscheint, um den politischen Tagesstreitigkeiten Zeit zu opfern, nicht mehr recht


wissen würden, ob sie in dem blauen, gelben oder grünen Staate leben. Kommt


solches nicht schon heute in den durch Zollverein zusammengeschweißten


Staaten vor? In Deutschland, in der Schweiz, in den Vereinigten Staaten


Nordamerikas? Welcher Deutscher, Schweizer, Amerikaner, vermag die Grenzen


der Bundesstaaten oder Kantone, ja sogar seines Kantönlis nur einigermaßen


naturgetreu zu zeichnen? Was oder wer erinnert ihn daran, daß er eine


Bundesstaats- oder Kantonsgrenze überschreitet? Ohne den Fuß zu heben, den


Kopf zu senken, ohne scheu nach links und rechts Ausschau zu halten, über-


schreitet man alle Grenzen, sofern sie nicht von Zollbeamten bewacht werden.


Praktisch sind sie ohne jede Bedeutung für 99 Prozent des Volkes.


Zu Beginn des Krieges wurde in den Schweizer Zeitungen eifrigst die Frage


behandelt: Was eigentlich das Unterscheidungszeichen der Staatswesen sei?


Alle Versuche, diese Frage mit den natürlichen Kennzeichen eines Volkes zu


beantworten,
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scheiterten. Sogar das Prunkstück unter den Merkmalen des Staates, die


Verfassung, konnte man für die Beantwortung der Frage nicht gebrauchen, denn


es war bekannt, daß sich viele Staaten die Verfassung einfach abgeschrieben,


oder auf dem Wege des Buchhandels vom Ausland bezogen hatten, um sie


unverändert zur ihrigen zu machen. Die richtige Antwort wäre gewesen, daß die


Zollgrenze, der Zolltarif, die Zollflagge, die Uniform der Zollbeamten in den heuti-


gen Staaten das einzige geblieben ist, was die Dutzendstaaten – als Staaten –


von einander unterscheidet. Der Zoll, nichts als der Zoll prägt dem Staate die


Brandmarke auf und gibt den Staatsgrenzen den Charakter des Geschlossenen.


Schafft man die Zollgrenzen durch Einführung des Weltfreihandels ab, so ver-


lieren die Staatsgrenzen jede Schärfe. Das Trennungszeichen verwandelt sich in


einen Verbindungsstrich. Die Staatsgrenze wird zu einer einfachen


Verwaltungsgrenze, wie etwa die Gemarkungen der ländlichen Gemeinden, die


auch nicht durch Stahl und Eisen, sondern durch einen blumigen Rain gezogen


sind. Dann fließen die Staaten mehr oder weniger unvermittelt in einander über


und allen Menschen ist es dann gleichgültig, wie die Grenzen der verschiedenen


Staaten verlaufen. Denn nur an die Zollgrenze denkt der Unternehmer,


Weltreisende, Kaufmann, wenn von Staatsgrenzen die Rede ist. Sie ist es, die


Unruhe in die Volksseele trägt, die jedem das eigene Land klein, zu klein


erscheinen läßt und die die Patrioten der Gewähr beraubt für eine gesunde


Entwickelung ihres Volkes. Der Zoll, nichts als der Zoll ist es, der die Weltkugel in


Mein und Dein zerlegt und der den wenigen Querköpfen, die aus Ruhmsucht


Imperialist sind, den moralischen Machtzuwachs aus den Kreisen der werbenden


Stände zuträgt. Zwangsläufig verwandelt der Zoll, der bestehende, wie noch


mehr der erwartete, jeden Mäusefallenfabrikant in einen Imperialisten und


Annexionisten, denn sobald mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, daß


durch künftige Zollsperren dem Absatz der Produkte und dem Bezug von


Rohstoffen ganze Staaten und Erdteile entrissen werden können, muß der


Unternehmer darauf bedacht sein, sich wenigstens ein möglichst großes eigenes


Zollgebiet zu sichern. Sobald nicht jedem das Ganze, die ganze Erdkugel als


Tummelplatz gesichert ist, beginnt auch der Kampf um die dann immer zu kurze


Decke.


Die Zollgrenze hebt gewaltsam alles auf, was die Völker natürlich eint. Die


trennende Gewalt der Zölle wiegt alle anderen einenden Umstände auf. Jeder


freie, normale Mensch erhebt
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Anspruch für sich und die gesamte Menschheit auf die ganze Erdkugel. Mit


einem umgrenzten Stück, und mag es noch so groß bemessen sein, ist er nicht


zufrieden. Alle natürlichen Grenzen dürfen und wollen wir achten, doch die


Zollgrenzen müssen wir spurlos versenken. Die Kugel, die da in weitem Bogen


um die Sonne kreist, das ist unser, wie jedes Menschen „Platz an der Sonne“.


Krieg ist also die fast unvermeidlich scheinende Antwort auf den Zoll, ja der


Zoll ist schon die Kriegserklärung; Freihandel ist die Voraussetzung des


Friedens. Der Freihandel, der Weltfreihandel bietet allein allen Völkern die


Gewähr, daß sie unbehelligt ihrer Eigenart leben, diese in friedlichem


Wettbewerb zur vollen Entfaltung bringen können. Sprache, Sitte, Religion,


geschichtliche Überlieferung, kurz alles, was einem Volke heilig erscheint, findet


nur im Freihandel den Schutz der Menschheit gegen jede fremde


Vergewaltigung. Wer seine Fenster gegen den Hagel schützen will, braucht sie


nur zu öffnen; wer in seinem Lande unbelästigt leben will, öffne seine Tore dem


Welthandel.


Wenn der Zar s. Zt. für die Konferenz im Haag statt der militärischen


Abrüstung, die wirtschaftliche Abrüstung, d.h. den Freihandel vorgeschlagen


hätte? Ob er nicht noch heute auf seinem Throne säße, fest wie auf einem


rocher de bronze [ehener Fels]? Denn Freihandel ist ja Abrüstung. Die Rüstung ist


da, um die Zollmauern einzurennen.


Wilson fordert im § 3 seines Friedensprogrammes den Weltfreihandel, aller-


dings mit der Klausel „nach Möglichkeit“. Ohne diese Klausel wäre dieser


Paragraph an sich ein volles Friedensprogramm gewesen. Denn „in nuce“ [im


Kern] enthält der Weltfreihandel alle übrigen Forderungen dauernden Friedens.


Führt den Weltfreihandel ein, stellt ihn an die Spitze aller allgemeinen


Menschheitsrechte und damit in den Schutz aller Staaten, so wird euch alles


Übrige, Friede, Freiheit, Demokratie, Sicherheit der Meere, Schutz der kleinen


Nationen als Zugabe in den Schoß fallen. So hätte sich Wilson ausdrücken kön-


nen, wenn er die volle Tragweite seines § 3 erfaßt hätte. Vielleicht hat er sie


auch erfaßt – nur, daß er den Freihandel nicht für möglich, wenigstens nicht für


sofort durchführbar hielt.


Es dürfte sich also empfehlen, einmal den Dingen nachzuforschen, die den
Weltfreihandel für jetzt unmöglich erscheinen lassen, um zu sehen, ob sie nicht
doch noch dem Weltfrieden aus dem Wege geräumt werden können. [Wie einfach
gestaltet sich das Problem des Schutzes der kleinen und kleinsten Nationalitäten und der in der
Diaspora lebenden Völker (Juden), wenn man es vom Standpunkte des Freihandels betrachtet. Wie
einfach dann die Frage des freien Zuganges zum Meer. Sieht man vom Freihandel ab, so gestaltet sich
das genannte Programm in der Regel zu einem gordischen Knoten, den nur die Brutalität, die Macht
lösen kann. – Das wird man ja auf dem kommenden Friedenskongreß sehen. Wenn man z.B. den
Polen einen Zugang zum Meer geben will, so kommen die Bewohner des Rheintales, bis hinauf zu den
Alpen, und verlangen dasselbe – nach dem Grundsatz, was dem einen recht ist, ist dem anderen billig.
Und wenn man den Polen den Zugang zum Meere gibt (Danzig), wie kann man ihn dann denen neh-
men, die diesen Zugang bereits haben, den Österreichern, z.B. (Triest). Und unzählige derartige
Widersprüche. – Mit dem zum allgemeinen Menschenrechte erhobenen Weltfreihandel und seiner feier-
lichen Proklamation als unantastbares Gut des Menschengeschlechtes, hat jedes einzelne Volk und
Völkchen, ja sogar jeder Mensch, jeder herumziehende Zigeuner, freien, uneinschränkbaren Zugang zu
allen Meeren.]
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Der Weg zum Freihandel.


Außer den mit den Zöllen verknüpften Privatinteressen steht dem Freihandel


noch die herkömmliche Behandlung der Währung im Wege. Wie man diese


Privatinteressen zu behandeln hat, werde ich nur kurz andeuten können, um


mich dann meinem Hauptthema, der freihändlerischen Behandlung der Währung


zuzuwenden.


Im allgemeinen wird man wohl in Übereinstimmung mit dem Satz, daß ein


guter Baum nur gute Früchte bringen kann, auch behaupten können, daß alles,


was einer natürlichen und gerechten Sache im Wege steht, schon darum allein


als schlecht und verwerflich angesehen werden muß, und daß darum auch alle


Privatinteressen, die dem Freihandel sich entgegen stemmen, schlechthin als


unnatürlich anzusehen sind. Wie man die Freiheit und Unabhängigkeit der Völker


und Menschen als das allgemeine Lotblei für Gerechtigkeit ansehen kann, so


wird uns auch der Freihandel zeigen, was an unseren wirtschaftlichen


Einrichtungen falsch oder richtig, gerecht und ungerecht, gut und schlecht ist.


Faul muß alles sein, was auf dem Zolle gedeiht, von ihm irgend welche Fördernis


erfährt, wie auch notwendigerweise alle Lehrsätze, die zur Stütze des Zolles her-


angezogen werden, von vornherein mit Mißtrauen betrachtet werden müssen.
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Aber mit solcher Qualifizierung ist dem Freihandel wenig gedient.


Privatinteressen stehen nun einmal dem Freihandel im Wege – breit und mäch-


tig. Und für uns, die wir dem Frieden die Wege bereiten wollen, kann es sich nur


darum handeln, wie wir am schnellsten zu unserem Ziele kommen. Zwei Wege


öffnen sich uns hier. Wir können die mit dem Zolle verknüpften Privatinteressen


politisch bekämpfen, durch Gesetz aus dem Wege räumen – ähnlich wie die


Zollinteressenten den Freihandel bekämpften und zur Strecke brachten. Wir 


können diese Privatinteressen aber auch ablösen, mit Geld abkaufen.


Der kürzeste und darum auch der billigste Weg wird wohl in den allermeisten


Fällen und Ländern die Ablösung sein. Mit der Ablösung verwandeln wir die


zähesten Anhänger der Zollgesetzgebung unmittelbar in begeisterte Befürworter


des Freihandels. Man vergesse nicht, daß jeder, der vom Freihandel persönli-


chen Nachteil erwartet, selbstverständlich auch für jede freihändlerische


Werbearbeit taub ist und taub bleibt. Verkauft man irgend einem Menschen ein


landwirtschaftliches Gut, so denkt dieser Mensch auch schon agrarisch, d.h.


schutzzöllnerisch. An den Wahlurnen vertritt er die Zollpolitik. Tauscht derselbe


Mensch späterhin sein Gut gegen Industrie-Aktien, so verwandelt sich am 


gleichen Tage der Schutzzöllner in einen Freihändler. Und tat er letzteres nur zur


Hälfte, so pendelt er haltlos zwischen Schutzzoll und Freihandel. Mit dieser


Tatsache muß der Freihändler rechnen, sofern es ihm ernst ist mit der


Verwirklichung seines Ideals, und er nicht Fischen predigen will.


Manchem wird es ja sicher etwas komisch vorkommen, wenn man ihm ernst-


haft den Vorschlag macht, den Agrariern die Zölle abzukaufen, um damit ihren


Widerstand gegen den Freihandel aufzuheben. Außerdem wird er an die Kosten


einer solchen Politik denken. – Wem es aber heiliger Ernst mit dem


Weltfreihandel und dem Völkerfriede ist, der wird auch nicht vor einer Handlung


zurückschrecken, nur weil sie Geld kostet. Was uns die Zölle gekostet haben,


das haben wir durch den Krieg erfahren. – Mit einem kleinen Bruchteil von dem,


was für den Krieg verausgabt wurde, hätte man alle Privatinteressen nett und


glatt dem Weltfreihandel aus dem Wege geräumt. Und schließlich liegt denn in


der Ablösung der Zölle eine besondere Belastung des Volkes? Ob das Volk den


Gegenwert der Zölle in den Preisen der Produkte zahlt oder in Gestalt von


Zinsen, kann ihm rechnerisch vollkommen gleichgültig sein. Eine neue Belastung


des Volkes entsteht dadurch nicht. Auch wird der
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Vorschlag der Ablösung der Zölle nur demjenigen komisch erscheinen, der nicht


weiß, wie schnell die Zölle sich mit sämtlichen wirtschaftlichen Interessen eines


Landes zu einem unentwirrbaren Ganzen verfilzen. So viel Ungerechtigkeit in der


Einführung der Zölle lag, so viel neue Ungerechtigkeit würde die einfache


Abschaffung der Zölle auslösen. Mit den Zöllen sind die Grundrenten gestiegen,


mit den Grundrenten stiegen die Preise der Äcker, mit diesen die


Hypothekarlasten. So haben heute manche Pfandbriefe, in die der vorsichtige


Vormund das Vermögen seines Mündels angelegt hat, in der Hauptsache den


Zolltarif als „reale“ Sicherheit. Der Zollkredit ist zum Realkredit geworden! Und


was weiß der kleine Bauer, wie der Preis des von ihm gekauften Ackers eigent-


lich zustande kommt? Weiß er, daß das, was er da bezahlt in der Hauptsache


kapitalisierte Zölle sind? Nichts weiß er, er weiß nur, wieviel sein Nachbar für


einen gleichen Acker bezahlt hat, daß der Nachbar sein Auskommen findet und,


daß er mit fleißiger Arbeit den Zins der Hypotheken aufzubringen vermag. An


den Zoll, an die Möglichkeit, daß der Zoll abgeschafft werden könnte, denkt der


Bauer nicht. Die Erfahrung ist die Grundlage seiner Berechnungen und im


Glauben, daß diese Grundlagen einschließlich des Zolles unveränderlich sind, ist


er bereit, den gleichen Hypothekenzins auf sich zu nehmen, den der Nachbar


bezahlt.


In solchem Falle ist es sicherlich nicht unverständig von einer Ablösung der


Zölle zu reden. Ähnlich verhält es sich aber mit allen durch den Zoll geschützten


Interessen. Hat sich z.B. in einem Lande im Schatten eines sogenannten


Schutzzolles eine Industrie entwickelt, die nun dank diesen Zöllen minderwertige


Fabrikate zu erhöhten Preisen im Zollgebiet absetzen kann, so darf man doch


offenbar diesen Schutzzoll nicht so ohne weiteres niederreißen und den


Fabrikanten den rauhen Lüften der Welt-Konkurrenz aussetzen, wie man auch


klugerweise Treibhauspflanzen nicht unvermittelt ins freie Land versetzt. Der mit


den Zöllen verfolgte Zweck war doch die Treibhauskultur. Man wollte die


Unternehmer veranlassen, im gut oder schlecht verstandenen Interesse des


Staates, trotz der ungünstigen lokalen Produktionsverhältnisse ihr eigenes und


fremdes Geld in dem mit Zöllen zu heizenden Treibhaus anzulegen. Das haben


diese Leute getan. Sollen sie nun den nachträglich besser verstandenen öffent-


lichen Interessen, dem Freihandel geopfert werden? Wenn man das will, so darf


man sich nicht wundern, daß der Widerstand gegen den Freihandel mit allen


Mitteln und mit dem aus der Verzweiflung erwachsenden Mute gesteigert
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werden wird. Auf diese Weise werden wir kaum hoffen können, die Widerstände


zu brechen. Das Geld dient so oft als Brecheisen – warum sollen wir es nicht


auch als solches für den Freihandel benutzen? Und man glaube nicht, daß der


Widerstand gegen die Einführung des Freihandels allein auf den unmittelbar


beteiligten Unternehmer beschränkt bleiben wird. Sobald der Unternehmer


bekannt gibt, daß der Freihandel ihn zur Stillegung seines Werkes zwingen wird,


verwandeln sich auch schon die in diesem Werke beschäftigten Arbeiter und die


von ihnen abhängigen Kaufleute und Handwerker, also die ganze Umgegend, in


überzeugte Schutzzöllner.


Dem Feinde baue man goldene Rückzugsbrücken!
Wie man im Einzelfalle vorgehen wird, soll in einer Abhandlung gesagt werden.


Nur allgemein will ich bemerken, daß der Übergang von der Zollwirtschaft zum


Freihandel nur dort Privatinteressen schädigen kann, wo es sich nicht um


Generalzölle handelt, die alle Waren gleichmäßig treffen, sondern um spezifische


Zölle, eigentliche Privilege, mit denen man auf Kosten der Volkswirtschaft einzel-


ne Industrien „schützen“ oder fördern wollte. Der „Schutz“ oder das Vorrecht


besteht ja darin, daß der Bevorrechtete oder der Zollschützling sein eigenes


Produkt zwar zu den um die Zollsätze beschwerten Preisen verkaufen kann, daß


er aber seinerseits alles, was er selber für seine Industrie kauft, nicht zu verzol-


len braucht oder zu „geschützten“ Preisen bezahlen muß. Der Zollschutz muß


eine Ausnahme sein. Sobald dieser Schutz verallgemeinert wird, verliert er seine


Wirksamkeit. So gibt es manche Länder, wo man 50 Prozent und mehr an Zöllen


erhebt und wo sich doch keine Industrie entwickeln kann. Daß es kein Universal-


Vorrecht geben kann, liegt schon im Worte ausgedrückt. Darum kann in solchen


Ländern der Übergang zum Freihandel weiter keine nachteiligen Folgen für die


Unternehmer haben und kann darum auch nicht Anlaß zu irgendwelchen


Entschädigungen geben. Im Gegenteil werden die Unternehmer – vielleicht mit


Staunen – wahrnehmen, daß der Wegfall der „Schutzzölle“ sie allesamt durch


eine sogar im Mißverhältnis zu den Zollsätzen stehende Verbilligung der


Produktion für den Weltmarkt-Wettbewerb kräftigen wird. [Im Mißverhältnis darum, weil


zu den Zollsätzen noch die Zollspesen kommen, sowie die Profitsätze der Kaufleute, die die


Zollrechnung mit dem gleichen Profit zu belasten pflegen, wie die Rechnungen der Fabrikanten.]
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Der Übergang von der Zollwirtschaft zum Freihandel ist also auch dann, wenn


die volle Entschädigung der Zollschützlinge ins Auge gefaßt wird, durchaus keine


so große finanzielle Operation, wie man wohl von vornherein anzunehmen bereit


ist. Was der Zollschützling bis dahin in den Preisen der Waren vom Volke erhob,


dasselbe treibt jetzt der Staat auf dem Steuerwege für die Entschädigung der


Zöllner ein. Finanziell ist eigentlich nur der Staat an der Sache beteiligt, der für


seine Zollausfälle und für die Entschädigungssummen neue Einnahmequellen


wird erschließen müssen, was auch wieder keine Schwierigkeiten bieten kann,


da die Steuerkraft des Volkes ja zusammen mit der Entlastung von den Zöllen


wachsen muß.


_______


Die oben aufgestellten Behauptung, daß ein Generalzoll keinem Unternehmer


Nutzen bringt, und daß darum der Übergang vom Generalzoll zum Freihandel


auch Niemanden schädigen kann, bedarf einer Einschränkung. Schadlos für das


Unternehmertum, wie für alle werbenden Kreise, vollzieht sich nämlich der Über-


gang zum Freihandel nur unter der Voraussetzung, daß die Abschaffung der


Zölle den allgemeinen Preisstand der Waren nicht senken wird. Wäre das nicht


der Fall, würde z.B., wenn die Zollwirtschaft den allgemeinen Preistand der


Waren um etwa 20 Prozent gehoben hatte, durch den Übergang zum Freihandel


der allgemeine Preistand nun wieder um ebensoviel gesenkt, so müßten sämt-


liche Unternehmer, Kaufleute, Handwerker, Landwirte 20 Prozent von ihren


Aktiva streichen, während die Passiva (Wechsel, Obligationen, Hypotheken,


Schuldscheine) in unveränderter Größe in der Bilanz aufgeführt werden müssen.


Und das würde doch genügen, um unzählige Unternehmer mit dem Bankrott zu


bedrohen und um den Kredit der Übrigen in Frage zu stellen. Kann man aber


erwarten, daß das Unternehmertum einer Politik zustimmen wird, deren erste


„Segnung“ der Bankrott wäre? Das hier vorliegende Problem der Übergangswirt-


schaft zum Freihandel muß unbedingt in befriedigender Weise gelöst werden,


sonst wird es niemals gelingen, das Unternehmertum, die Kaufleute, die


Landwirte, zum Freihandel zu bekehren.


Wie dieses Problem, das im Grunde ein Währungsproblem ist, gelöst werden


soll, werden wir jetzt im Zusammenhang mit anderen, dem Freihandel entgegen-


stehenden Währungsfragen zeigen.


Der Übergang zum Freihandel hat für die Unternehmer auch den Vorteil, daß
die ganze Welt zum Absatzgebiet wird und daß sie darum auch in ganz anderer
Weise sich der Vorteile der Arbeitsteilung bedienen können.
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Die Beziehungen der Schutzzollpolitik


zur Währung.


Die Bimetallisten [Vergl. E. de Laveleye – La monnaie et le bimetallisme.] sind es wohl


gewesen, die die allgemeine Aufmerksamkeit zum ersten Male auf die seltsame


Erscheinung lenkten, daß wohin auch die Goldwährung kam, nicht lange darauf


im Lande ein allgemeiner Ruf der werbenden Klassen nach staatlichem Schutz,


nach Zöllen folgte. [Nur England, das zuerst die Goldwährung einführte, macht hier eine


Ausnahme. Der große Vorsprung, mit dem die englische Industrie arbeitete, half über die Mängel der


Währung hinweg. Auch fiel in England der Übergang zur Goldwährung in eine Zeit ausgesprochener


Hochkonjunktur.] So in Deutschland, in Frankreich, in den Vereinigten Staaten von


Nordamerika. So paradox es auch klingt: Der Siegeszug der für den


Weltfreihandel gedachten Goldwährung lief parallel mit dem Siegeszug der


Schutzzolltheorie.


Die Bimetallisten erklärten diese Erscheinung ungefähr wie folgt: Mit der


Abschaffung der Doppelwährung, haben die Geldprägungen um den Betrag der


Silberproduktion abgenommen. Zugleich wollte es der Zufall, daß um jene Zeit


die Goldfunde nachließen. [1870 195.026, 1875 173.904, 1880 172.414, 1885 154.959 Kg.


Gold (Weltproduktion). Im Jahresdurchschnitt 1866 – 1870 betrug die Produktion der Geldmetalle


(Gold und Silber) 3919 Mill. Mk. Nach Ausschaltung des Silbers fiel diese Produktion (Gold) in den


folgenden 5jährigen Durchschnitten 1875 – 1880 – 1885 auf 2426 – 2405 – 2162 Millionen Mark.


(Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich.)] In Übereinstimmung mit der


Quantitätstheorie mußte dies den allgemeinen Preisstand der Waren senken,


und zwar mußte dieser Einfluß sich um so stärker fühlbar machen, als der


Rückgang der Preise zurückwirkt auf die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes


und auf den Gebrauch der Geldsurrogate. Der Preisstand der Waren hängt aber


ebenso sehr von der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes ab, wie von der Menge


des Geldes, ebenso vom Gebrauch der Geldsurrogate. Und da ist es eine sehr


unglückliche Begleiterscheinung des Metallgeldes, daß die Umlaufsge-


Umlaufgeschwindigkeit


159







schwindigkeit des Geldes nicht etwa, wie man wohl annehmen möchte, wächst,


wenn die Geldmenge ungenügend ist, sondern daß sie dann im Gegenteil


erlahmt. Wie dieselbe Umlaufsgeschwindigkeit auch umgekehrt wächst und an


die Grenzen stößt, die die gegebenen Handelseinrichtungen ihr ziehen, sobald


wegen stärkerem Zufluß von neuem Geld (oder anderen Ursachen) die Preise


anziehen. (In Zeiten von Hochkonjunktur, lösen sich alle Geldreserven auf.)


Zugleich aber erschüttert der Preisrückgang der Waren den Kredit der Kaufleute,


so daß dann auch der Gebrauch der Geldsurrogate (Kreditinstrumente), gerade


wieder zu der gleichen Zeit zurückgeht, wenn ihre stärkere Verwendung ausglei-


chend auf den Mangel an Geld oder auf die verminderte Umlaufsgeschwindigkeit


wirken würde. [Prof. Irving Fisher: Die Kaufkraft des Geldes. Berlin 1916. Dr. Th. Christen: Die


Quantitätstheorie des Geldes. S. 85. Freiwirtschaftlicher Verlag, Sontra. 1,50.]


Für den Beweis des erfolgten allgemeinen Rückganges der Warenpreise,


beriefen sich die Bimetallisten auf die statistischen Arbeiten des Economist und


andere, die in der Hauptsache übereinstimmende Ergebnisse lieferten. Hier will


ich nur die heute noch erschreckend auf die Klasse der Schuldner wirkende


Tatsache erwähnen, daß die Kornpreise in der Zeit von 1870 (vor der


Goldwährung) bis 1885, also in kaum 15 Jahren in Deutschland von 240 Mk. auf


150 Mk. fielen.


Durch diesen Preissturz war es den Landwirten, den großen wie den kleinen,


unmöglich gemacht, den Zins der Hypotheken zu bezahlen. Der Zins verschlang


einen ständig wachsenden Teil der Ernte. Statt 15 Zentner (Tonnen, Fuhren)


mußten sie zuletzt 24 Zentner für den Zins aufbringen. Hypothekenschulden


haben aber die Landwirte immer. Zwangsläufig führen die Erbschaftsgesetze zur


Verpfändung des Bodens. So kam es zu der allgemeinen Klage über die „Not der


Landwirtschaft“, zum Notstand im zahlreichsten und einflußreichsten Stand.


Den anderen Erwerbsständen ging es aber auch nicht besser. Wenn sie auch


für das tägliche Brot nur mehr 15 statt 24 zahlten, so mußten sie dafür das eige-


ne Produkt für immer weniger Geld verkaufen. Bis zu einem gewissen Grade


heben sich ja diese Einflüsse gegenseitig auf. Wenn die Passiva der werbenden


Stände solche rückwärtige Bewegung mitmachen würden, könnte es allen gleich-


gültig sein, ob die Warenpreise steigen oder fallen. Das aber ist nicht der Fall.


Hier besteht jeder Gläubiger auf seinem Schein. Auf den Rückgang der Preise
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nimmt kein Gläubiger Rücksicht, wie ja auch im umgekehrten Falle es dem


Schuldner nie in den Sinn kommt, den Betrag seiner Rückzahlungen um den


Betrag der allgemeinen Preissteigerung (Entwertung oder Kaufentkräftung des


Geldes) zu ergänzen. So wuchsen bei allen Unternehmern, Kaufleuten,


Handwerkern die Passiva im Verhältnis zum Preisrückgang der Waren – wenn


nicht nominell, so doch im Verhältnis zu den Aktiva, die bei der Inventur immer


niedriger angesetzt werden mußten. Der Preisrückgang erfaßte eben alles, die


Waren wie auch die Produktionsmittel. Jährlich mußte aufs Konto der „chroni-


schen Baisse“ ein erheblicher Teil des Vermögens abgeschrieben werden und


diese chronische Baisse hielt von 1873 bis etwa 1890 an. Rechnet man diese


jährlichen Abschreibungen zusammen, so kommt man zu einer Summe, die


mehr oder weniger dem Abstand des Preisniveau von 1873 von dem des Jahres


1890 entspricht. Das genügt aber, um auch gut fundierte Unternehmungen dem


Bankrott zuzutreiben. Selbst dann genügt das, wenn die Passiva nicht mit


Zinseszins- und Verzugszinsenrechnungen belastet werden. [Die Bedeutung der all-


gemeinen Baisse für die Zahlungsfähigkeit der Schuldnerklasse kann man ermessen, wenn man


bedenkt, daß bei 5 Prozent Kapitalzins das ganze Deutsche Reich mit allem, was darauf für Geld zu


haben ist (Häuser, Fabriken, Schiffe, Eisenbahnen, Warenlager, Vieh, Äcker, Bergwerke, Wälder


usw.) alle 20 Jahre über die Zahltische der Zinsbezieher wandert und, daß dieser Zeitraum auf 10


Jahre zusammenschrumpft, wenn die Waren (durch deren Produktion und Verkauf die Schuldner sich


das Geld für die Zinsen verschaffen müssen) einen Preissturz von 100 Prozent erfahren. Ein solcher


Preissturz hat genau dieselbe unmittelbare Wirkung auf die Zahlungsfähigkeit der Schuldner wie eine


Erhöhung des Zinsfuß von 5 auf 10 Prozent.]


Zu diesen reinen Inventurverlusten, die ein allgemeiner Preisrückgang der


Waren bringt, kommen dann für die Unternehmer und Kaufleute die


Betriebsverluste, die dann entstehen, wenn die Betriebsmittel durch


Absatzstockung nicht voll ausgenutzt werden können, wenn, wie das in jener


Periode jeden Augenblick geschah, Arbeiter entlassen oder die Arbeitszeit ver-


kürzt werden muß. Solche Zeiten stockenden Absatzes, sind dann auch regel-


mäßig Zeiten stockenden Zahlungsverkehrs und des Zusammenbruches vieler


Schuldner. So muß dann der Unternehmer und Kaufmann zu den übrigen


Verlusten von seinen Außenständen (Aktiva) einen erheblichen Prozentsatz (der


mit der Baisse wächst) als Delkredere [Haftung für den Eingang einer Forderung]


abschreiben.
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Es war die Zeit, wo man in Deutschland besondere Gesetze zum Schutze


gegen den Wucher erließ.


Darf man sich unter derartigen Verhältnissen wundern, daß schließlich von


Seiten der Schuldner (die werbenden Klassen) der Ruf nach Schutz erscholl und


auf scharf gespitzte Ohren stieß? Und daß dieser Ruf auch auf die mit regel-


mäßigem Defizit arbeitenden Finanzminister anregend wirkte.


Diesen Ruf nach Schutz beantworteten die Bimetallisten mit der Forderung der


Doppelwährung. Sie sagten: wenn wir zu den Goldprägungen noch


Silberprägungen fügen [Während in dieser kritischen Zeit die Goldfunde ständig zurückgingen,


stiegen umgekehrt die Silberfunde unausgesetzt und zwar wie folgt: 1865 1 101 150, 1870 1 339


085, 1875 1 969 425, 1880 2 450 252 und 1885 2 808 400 Kg. Wäre man bei der Doppelwährung


geblieben, so wäre die Baisseperiode 1873 – 1890 der Welt erspart geblieben.], so werden die


Preise wieder anziehen, der Unternehmungsgeist wird wieder geweckt, die Aktiva


werden wieder höher gebucht werden können und das Gleichgewicht zwischen


den Aktiva mit den Passiva wird überall, auch im Staatshaushalt, wieder herge-


stellt werden. Aber die Bimetallisten konnten nicht durchdringen. Man war eben


damals nicht gewöhnt, Änderungen allgemeiner Natur im Preisstand der Waren


von der Geldseite her zu betrachten. Heute sogar gibt es noch manche


Unternehmer, die das nicht verstehen, bei denen die Redensarten von der


„Goldwährung“, von dem „Geld mit festem inneren Wert“ usw. die Meinung hat


aufkommen lassen, daß alle Preisänderungen auf Vorgänge auf dem


Warenmarkte zurückgeführt werden müssen. Das Geld ist ihnen immer noch ein


statisches, kein dynamisches System [S. Dr. Th. Christen: Währung, Zins und Lohn.


(Annalen des Deutschen Reiches 1970 S.72.) und die Durchführung der absoluten Währung. Ann. d.


D. R. 1917 S. 742. Beide als Sonderdruck im Freiwirtschaftlichen Verlag, Sontra erschienen. Preis je


1,50.]. Man erklärte den allgemeinen Rückgang der Warenpreise, wie man nach


einer guten Ernte den spezifischen Preisverfall der Kartoffeln erklärt. Man sagte,


es sei zuviel von allem erzeugt worden, es herrsche eine allgemeine


Warenüberproduktion, die auf die gewaltig gestiegene Produktivität der Arbeit


zurückzuführen sei. Das Angebot sei zu groß – darum fallen die Preise.


So urteilte das Volk und die immer noch begeisterten Anhänger der


Goldwährung [Alle, die das Geld nur statisch zu betrachten wissen, müssen selbstverständlich


das glänzende, mit so vielen körperlichen Vorzügen ausgestattete Goldstück für das denkbar beste


Geld ansehen.] glaubten keinen Grund zu haben,
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irgend etwas an diesem Urteil zu berichtigen. Sie überließen das den


Bimetallisten, deren Werbekraft bei den Volksmassen nie groß war, weil man hin-


ter ihren Bestrebungen agrarische, rückschrittliche, konservative Politik vermute-


te. So gruben die Goldwährungsleute, durch ihr passives Verhalten sich selbst,


oder wenigstens ihrem Ziele und Ideal, dem Weltfreihandel, das Grab. Ungestraft


verhält man sich eben nicht passiv in einer Frage von so weittragender wissen-


schaftlicher und praktischer Bedeutung.


Von der Behauptung, daß die Ursache des Notstandes in der Überproduktion,
also auf Seiten der Ware zu suchen sei, bis zur Forderung eines Sperr- oder
Schutzzolles gegen die ausländische Konkurrenz ist nur ein Schritt. Jeder, der


das Problem einseitig, also nur von der Warenseite betrachtet, verfällt zwangs-


läufig der Theorie des Schutzzolles. Es ist kein Denkfehler dazu nötig. Von der


genannten Voraussetzung abgesehen, stimmt die Schutzzolltheorie. Von da ab


ist alles logisch, ja selbstverständlich an ihr. Angebot und Nachfrage bestimmen


die Preise. Die Preise sinken, wenn das Angebot wächst. Das kann man alle


Jahre beobachten, einmal für die Frucht, die in der Trockenheit gedeiht, ein


andermal für die Frucht, die Regenfülle liebt. Jetzt hat es überall für die Industrie


und die Landwirtschaft zur rechten Zeit geregnet, der Tau ist auf Gerechte und


Ungerechte gefallen und die Märkte sind überfüllt. Da werden zum Überfluß noch


neue Schiffsladungen vom Auslande gemeldet. Von Indien und Argentinien kom-


men Meldungen über gewaltige Ernten, von Amerika Meldungen von neuen wun-


derbaren Produktionsverfahren. Die Preise, die schon bedrohlich niedrig sind,


drohen noch mehr zu fallen – unter dem Drucke des Angebots. Was soll gesche-


hen? Es muß etwas geschehen, sollen Landwirtschaft und Industrie finanziell


fortbestehen. Das Angebot muß vermindert werden, sagen die einseitig orientier-


ten, sagen also alle. Wie soll man das Angebot vermindern? Sollen wir unsere


Äcker brach liegen lassen, um dem indischen, argentinischen, russischen


Getreide unsere Märkte offen zu halten? Sollen unsere Arbeiter feiern, damit die


Hindus uns mit Weizen überschütten können? Kein Mensch wird solches fordern.


Zölle, Sperrzölle, um den nationalen Markt der nationalen Arbeit zu sichern, das
ist die selbstverständliche Antwort auf die Frage. Und einfach ausgelacht werden


alle, die schüchtern den Vorschlag wagen, man möge das Problem doch einmal


von der Geldseite betrachten. Wie
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wäre es, wenn man dem wachsenden Angebot von Waren ein parallel wachsen-


des Angebot von Geld entgegenwerfen würde? Wie wäre es, wenn die


„Verbilligung der Produktionskosten“ die allen Waren „zu gute“ gekommen ist,


auch den Produktionskosten des Geldes zugute käme? Dann würden doch trotz


verdoppelter, ja vervielfachter Warenproduktion die Preise nicht fallen. Dann


brauchte man keine Überproduktion mehr zu fürchten. Dann wäre der Absatz


gesichert und der Handel rechnerisch immer möglich. Dann würden die Aktiva


wachsen, nicht nur nach Rauminhalt und Gewicht, sondern auch im Hauptbuch.


Dann könnten die Schuldner die Zinsen zahlen und auch noch etwas für die


Tilgung übrig haben. Und dann würde niemand in der Einfuhr indischen, russi-


schen, argentinischen Getreides noch ein Unglück sehen. Im Gegenteil, als


Segen würde man diese Schiffsladungen begrüßen. Und alle, alle würden den
Freihandel feiern, der uns mit allen Gütern der Welt so reichlich versorgt.


So ungefähr drückten sich die Bimetallisten aus. Die Antwort, die man für sie


übrig hatte, war die Redensart: „Nichts hat in der Welt mehr Narren erzeugt, als


die Liebe und die Währungsfrage.“


So kamen denn die sogenannten Schutzzölle zustande, in Deutschland, in


Frankreich, in den Vereinigten Staaten. Der Rückgang der Warenpreise, den die


freihändlerische Goldwährung nicht zu bannen vermochte, ebnete den Sperr-


und Schutzzöllen den Weg, so daß man sagen kann: Ohne die freihändlerische


Goldwährung wäre die Schutzzollpolitik nicht gekommen, und daß daher die


Goldwährung gegen ihren Zweck gerichtet war.


Der Schutzzolltheorie halfen auch noch folgende schwerwiegende währungs-


politische Tatsachen zu ihrem billigen Sieg: Indien war bei der Silberwährung


geblieben und das von den übrigen Münzstätten abgewiesene Silber suchte


Absatz in Indien, wo es die Warenpreise (in Silber ausgedrückt) in die Höhe


trieb. Für die dortigen Landwirte bedeutete das eine ebenso große Entlastung,


wie der Preisrückgang den europäischen Landwirten eine Belastung war. Dieser


finanzielle Erfolg feuerte die Hindus zu besonderen Anstrengungen an. Ernten


und Ausfuhr wuchsen. Und wenn auch die in Europa erzielten Goldpreise niedrig


waren, so glich das Agio, das der Hindu beim Verkauf dieses Goldes erhielt, die-


sen Rechenfehler wieder aus. Dieses Agio stieg von 1870 ab unausgesetzt und


erreichte noch vor 1900 über 100 Prozent, so daß der Weizen, der in


Deutschland von 240 Mark (Gold) auf 150 Mk. (Gold) fiel, in Indien von 240 auf


300 (Silber) stieg.
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Preis des Goldes in Silber: 1870  15,55, 1880  17,81, 1890  21,16, 1900  33,54


(Statistisches Jahrbuch des D. Reichs.)


In Argentinien hatten die gleichen Umstände, nur noch viel ausgeprägter, die


Weizenerzeugung und Ausfuhr gefördert. Dort hatte man von 1887 – 1893 durch


Papiergeldausgabe ein Goldagio von etwa 200 Prozent zustande gebracht [100


pesos Gold galten: 1885 100, 1887 120, 1890 300, 1900 227 pesos Papiergeld.], so daß der


Bauer für jeden Goldtaler, den er in Europa für sein Getreide löste, in Argentinien


3 Papiertaler erhielt, die für seine Hypothekenschulden, Steuern, Pachtgelder,


Bahnfrachten volle gesetzliche Zahlkraft behielten. Die Bauern wurden so in


wenig Jahren alle Schulden los. Sie blieben immer konkurrenzfähig. Das Agio


wirkte als Puffer für die sinkenden Goldpreise ihrer Produkte.


Die Darstellung dieser Dinge durch die Agrarier im Reichstag, (gegen die die


Goldwährung keinen Schutz bot), trug kräftig dazu bei, den Freihandel über Bord


zu werfen.


Es ist für die fruchtbare Kritik der Freihandels- und Schutzzolltheorie ein


unmeßbares Unglück gewesen, daß zu derselben Zeit, wo die Schutzzölle in


Wirksamkeit traten, die gewaltigen Goldfelder Afrikas entdeckt wurden, die die


Weltproduktion des Goldes in wenig Jahren verdoppelten, ja verdreifachten.


1890 waren es 2370, 1895  3420, 1900  5400, 1905  6761 Millionen Mark. Diese


Goldproduktion hat in ganz anderem Maße den allgemeinen Preisstand der


Waren gehoben, als es die Zölle getan haben. Die Goldproduktion hob das


Preisniveau international. Ohne diese internationale Hebung der Warenpreise –


die man schließlich dem Zufall verdankt – hätte die Ausfuhrindustrie der


Schutzzolländer die durch die Schutzzölle gehobenen Grundrenten bezahlen


müssen und hätte diese Last nicht tragen können. Die deutsche Ausfuhrindustrie,


die den Arbeitslohn um die Zollasten erhöhen mußte (weil die Arbeiter sonst aus-


gewandert wären), hätte für diese Last keine Kompensation in den


Auslandspreisen gefunden, weil sie ja mit der Industrie Englands konkurrieren


mußte, die frei geblieben war von den schutzzöllnerischen Segnungen. Nun


hoben aber die Goldfunde die Preise in der ganzen Welt – auch in England und


so stieß der deutsche Ausfuhrhandel mit seinen durch die Zölle beschwerten


Produktionskosten auf Konkurrenten, die ihre Preise der Goldfunde wegen


erhöht hatten. Zugleich hatten diese gehobenen Preise in der ganzen Welt den


Unternehmungsgeist entfacht,
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die Nachfrage nach Waren stieg überall gewaltig und die geeinte Kraft sämtlicher


Industrieländer, war nicht im Stande, diese Nachfrage zu decken. Es ist also


lediglich dem Zufall, den Goldfunden zu verdanken, wenn die düsteren


Prophezeiungen der Freihändler nicht in Erfüllung gingen, d.h. daß der


Schutzzoll seinen Schützling nicht erdrosselt hat. Die deutsche Industrie, wie die-


jenige der Vereinigten Staaten entfaltete ihre gewaltige Kraft nicht wegen der


Zölle, sondern trotz ihnen. Dafür liegt der Beweis in der Tatsache, daß die


Warenpreise allenthalben weit über die Zollsätze hinaus stiegen.


Es wird schwer halten, den Trugschluß, dem man in den Schutzzolländern


durch das genannte Zusammentreffen so verschiedener Faktoren verfallen ist,


für die Masse zu entschleiern. es sei denn, daß man sich endlich einmal dazu


entschlösse, die Währungsfrage auf breiter Grundlage und vor der breiten Öffent-


lichkeit zu behandeln. So lange das nicht geschieht, wird der gemeine Mann 


seinen Augen mehr trauen als seinem Verstand. Den Zoll sieht er, die


Währungseinflüsse kann er aber nur verstandesgemäß erfassen, und den


Verstand muß man schulen. Eine Menge Tatsachen, die zu einem sachlichen


Urteile hier durchaus nötig sind, müßten dem Volke vermittelt und von diesem


verarbeitet werden. Sonst wird das Volk in seinem Urteil von tausend schein-


baren Widersprüchen immer wieder unsicher gemacht werden können. So ist


z.B. von den Schutzzöllnern die Tatsache, daß die amerikanischen und deut-


schen Ausfuhrziffern die englischen überholten, ohne weiteres zugunsten ihrer


Theorie gebucht worden. Seht, hieß es, wie die Ausfuhr der zollgeschützten


deutschen Industrie die Ausfuhr des freihändlerischen England überholt! Man


vergaß zu sagen, daß Deutschland fast die doppelte, Amerika fast die dreifache


Anzahl Arbeiter hatte. Und man vergaß noch etwas sehr wichtiges zu erwähnen.


Vielleicht auch verschwieg man es. Aber der Freihändler muß alles sagen dürfen,


wenn er die Widersprüche lösen soll.


Warum nimmt Englands Ausfuhr nicht oder nur verhältnismäßig wenig zu? Weil


die Zahl der Rentner zu-, die Zahl der Arbeiter abnimmt. Die Konsumenten meh-


ren sich auf Kosten der Zahl der Produzenten. Statt die Einfuhr ausländischer


Ware mit den Produkten des Hammers und der Hacke, mit Schiffsladungen


bezahlen zu müssen, wie das die Amerikaner und Deutschen tun, bezahlen die


Engländer mit den Produkten der Kuponschere. Das ist der Grund des


Rückganges des englischen Exports.
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Wenn ein Rentner ein Einkommen von 1000 Pfund in England verausgabt, so


bedeutet das, daß für 1000 Pfund weniger Waren ausgeführt werden können.


Statt Fässer, Ballen, Kisten für den Export bereit zu stellen, werden diese Güter


in England selbst verzehrt. Schenke man dem deutschen und amerikanischen


Proletarier, die das Material zu den „erfreulich“ hohen Ausfuhrziffern schaffen,


eine Kuponschere und das dazu gehörige Material, und sofort wird man sehen,


wie der Export nachläßt. In England hat man den „Idealzustand“, wo jeder von


den Renten lebt, noch nicht ganz erreicht, aber der Rückgang der Ausfuhr, die


ständige Zunahme der Einfuhr, bei gleichzeitig dauernd aktiver Zahlungsbilanz,


beweist, daß man sich, dank dem Freihandel oder trotz ihm, ständig diesem


Zustand nähert. Würde der Export steigen, so würden wir folgern, daß der


Wohlstand in England abgenommen, daß viele Rentner wieder zum Hammer


haben greifen müssen. Wahrscheinlich wird das jetzt eintreten als Folge der


durch den Krieg verursachten Kapitalverwüstung. Möglicherweise wird solches


auch mit einer neuen, einer englischen Schutzzollpolitik zusammenfallen. Dann


werden die Schutzzöllner wieder triumphierend ausrufen: seht, wie, dank den


Schutzzöllen, die englische Ausfuhr sich wieder gehoben hat!


Ein englisches Sprichwort sagt: eat the pie and have it too, [Iß den Kuchen, aber


behalte ihn trotzdem]. Auf unser Thema bezogen: Als Rentner Sport treiben und


zugleich Eisen für die Ausfuhr verhütten! – Das aber ist ein Unding. Halb


Schottland haben die englischen Rentner in Parkanlagen verwandelt. Die


Landwirtschaft wird ohne jede Rücksicht auf Rente sportmäßig betrieben. Die


Renten kommen vom Ausland. Man füttert Füchse für die Jagd, statt Schweine,


die man aus Amerika bezieht. Die Söhne der im Freihandel reich gewordenen


Unternehmer haben es nicht mehr nötig, den Kurszettel der Baumwolle zu stu-


dieren. Woher aber sollen dann die Schiffe die Rückfracht nehmen? Das Ziel des
wirtschaftlichen Strebens ist eben erreicht.


Spricht das nun für oder gegen den Freihandel? Auf diese Frage mögen alle


Schutzzöllner antworten, die noch hoffen, durch Zölle ihre Renten so mehren zu


können, daß auch sie das Leben des Sportmannes führen und auf die


Exportziffern verächtlich als Zeichen nationaler Armut herabsehen können. –


Ich muß mich auf diese kurze Darlegung beschränken. Ich glaube, sie wird


manchen stutzig machen, und ihn veranlassen, der Währung bei der Beurteilung


der Freihandels- und Schutzzollfragen mehr Beachtung zu schenken, als dies


bisher der Fall war.
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Die galileische oder dynamische absolute


Währung,


als Voraussetzung des Freihandels.


Copernikus entdeckte die Bewegungen der Erde um die Sonne. Er konnte sich


aber nicht zum Gedanken eines frei im Raume schwebenden Körpers erheben.


Er ließ die Erde auf einer festen Ebene laufen. Galileo befreite die Erde von die-


ser Fessel und schleuderte sie in den Raum. Und alle haben sich mit dieser


Tatsache abgefunden, ein jeder so gut er kann.


Die Ereignisse der Neuzeit haben bei einer Reihe von Theoretikern [Vergl. die


Schriften von Bankdirektor Bendixen, Hamburg, Dr. Alfred Schmid-Essen, Dr. E. Kellenberger-Bern,


Prof. Knapp-Straßburg, Dr. O. Heyn-Nürnberg, Prof. Liefmann-Freiburg i. B. u. a.] den


Gedanken einer Papiergeldwährung erweckt, die, wie die absolute Währung, um


den Durchschnittspreis der Waren – statt um das Gold kreisen soll. Aber diese


Theoretiker, Nominalisten nennen sie sich, haften noch am Stoffe; sie brauchen


zum Begriffe ihres Papiergeldes noch irgend eine feste stoffliche Ebene


(Golddevisen und Goldkernwährung), auf der sie ihr Papiergeld kreisen lassen.


Mit der im folgenden Abschnitt skizzierten absoluten Währung wird auch diese


letzte Fessel beseitigt. Die absolute Währung kreist, ohne an irgend eine kon-


krete Ware gebunden zu sein, frei, wie die Erde um die Sonne, um den


Durchschnittspreis der Waren, Galileische Währung.


Unsere Darstellung der Geschichte des schutzzöllnerischen Triumphzuges hat


die Freihändler vor das Problem des absoluten Schutzes gegen allgemeinen


Preisrückgang gestellt, denn zwangsläufig führt dieser zum Rufe nach staat-


lichem Schutze, nach Schutzzöllen. Kann der Freihändler den werbenden


Ständen, den aller Regel nach verschuldeten werbenden Ständen, keine unbe-


dingte Gewähr vor Preisrückgängen bieten, wie wir sie in der Zeit vor den afrika-


nischen Goldfunden erlebt haben, so kann er getrost den Kampf um sein Ideal


aufgeben. Es ist alles umsonst, was er sagen wird.
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Die Furcht vor möglichen Preisrückgängen führt immer zum Verzicht auf die


Segnungen des Weltfreihandels. Die Schulden sind eine Realität, der Freihandel


eine Hoffnung.


Das Freihandelsproblem ist vor allen anderen Dingen ein Währungsproblem.


Diese Währungsfrage müssen wir lösen, dann können wir uns daran machen,


dem Weltfreihandel auch die übrigen Hindernisse aus dem Weg zu räumen. Und


die Währungsfrage läßt sich nicht mit der Goldwährung lösen. Wer an der


Goldwährung festhält, muß auf den Weltfreihandel verzichten. Die Statistik der


Goldproduktion, der Umstand, daß es sich hier um eine vom Zufall abhängige


Währung handelt, zeugt gegen solche Möglichkeit.


Hier kann nur die dynamische Währung helfen, die Währung, die wir als Tat zu


betrachten haben, die einzig und allein von der Währungsverwaltung abhängig


ist, und die wir darum jeder Zeit ganz nach den Bedürfnissen der Wirtschaft, des


Weltfreihandels gestalten können. Solche dynamische Währung kann man sich


jedoch nur als eine von scharf geprägten Grundsätzen geleitete reine


Papiergeld-Währung denken.


Der Kriegsausbruch warf die Goldwährung gleich über den Haufen. Den ersten


schweren Stoß hatte die Theorie der Goldwährung bereits 1911 erhalten, als die


Reichsbanknote zum gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt wurde, womit der


Papierwährungstheorie das erste gesetzliche Zugeständnis gemacht wurde. Mit


der Aufhebung der Einlösungspflicht am 1. 8. 1914 wurde die Verbindung des


Papiergeldes mit dem Gold zerhauen und das deutsche Papiergeld zum ersten


Mal ganz auf sich selbst gestellt. Zwar ist dieser Sachverhalt noch nicht amtlich


anerkannt worden. Immer noch liest man, selbst auf den Noten, die jetzt frisch


von der Presse kommen, daß die Reichsbank dem Inhaber bei Sicht X Mark


zahlt. Aber jeder weiß, daß es sich hier um leere Worte handelt, um eine


Verlegenheitsinschrift, die viel mehr darauf berechnet ist, die Vorrechte der


Reichsbank als die Rechte des Noteninhabers zu betonen. Die Reichsbank zahlt


ja nicht mehr und es ist gut so. Wer das Papiergeld der Reichsbank sinngemäß


als Tauschmittel braucht, also Waren damit kauft, hat ja alles, was er vom Geld


erwarten kann. Warum also noch das Zahlungsversprechen? Die Reichsbank


kann gelassen einen Strich durch ihr Zahlungsversprechen ziehen, es wird


darum doch Niemand, der Waren zu verkaufen hat und nun auf das


Reichsbankpapiergeld angewiesen ist, dieses zurückweisen. Die Erklärung der


Reichsbanknote als gesetzliches Zahlungsmittel und die Abwesenheit jeglichen


anderen Geldes ge-
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nügt vollauf, um dem Reichbankpapiergeld die Kursfähigkeit unter den


Warenbesitzern zu sichern. Eine besondere Einlösung ist überflüssig, denn Geld


werden wir doch immer brauchen, so lange wir Waren erzeugen und auf den


Markt bringen. Das Papiergeld einlösen heißt das Papiergeld vernichten. Warum


aber dem Volk die Vernichtung des Papiergeldes versprechen – wenn wir es


doch ewig brauchen werden? Viel wichtiger als das „Vernichtungsversprechen“ in


den Banknoten, wäre ein Versprechen zweckmäßiger, geordneter Verwaltung


des Geldes. Was wir wünschen, was wir von einer geordneten Geldverwaltung


fordern können, ist eine Gewähr dafür, daß wir für das Geld immer Waren kaufen


können, bei dauernd festem Durchschnittspreis. Der Durchschnittspreis der


Waren muß fest bleiben, das ist alles, was die Reichsgeldverwaltung in der


Inschrift ihres Papiergeldes dem Inhaber zu versprechen braucht. Und da die


Reichsbank das Notenmonopol hat, so kann sie dieses Versprechen auch halten


und zwar selbst unter den unglücklichsten Verhältnissen, selbst im Kriege –


wenn sie das will. Sie muß Geld fabrizieren und ausgeben, so oft und so lange


der Durchschnittspreis der Waren fällt und umgekehrt Geld einziehen und ver-


brennen, so oft der Durchschnittspreis der Waren steigt. Mehr braucht sie nicht


zu tun, Sie braucht selbst keine Waren feil zu halten, am allerwenigsten Gold


oder Silber, die ja für 99 Prozent der Bevölkerung gerade die nebensächlichsten


aller Waren sind. Sie braucht sich auch nicht um den Preis der einzelnen Waren


zu kümmern. Nur allein der vom statistischen Amte ermittelte Durchschnittspreis


soll der Reichsbank als Maß des Geldbedarfes dienen. Wie dieser Preis zu


ermitteln ist, ist heute keine Streitfrage mehr. Diese Frage ist res judicata für alle


die sich ernsthaft mit dem Problem befaßt haben. Die absolute Währung, unter


der der Durchschnittspreis unter allen Umständen fest bleibt, ist heute Sache des


Wollens, nicht mehr des Könnens. Die statistischen Methoden zur Ermittelung


des Durchschnittspreises der Waren, sind möglicherweise noch verbesserungs-


fähig. Dieser Umstand hat aber so lange keine praktische Bedeutung, wie die


Führung der Währung sich überhaupt nicht nach den Warenpreisen richtet. Eine


schlechte, selbst die schlechteste statistische Preisermittlungsmethode ist immer


noch besser als gar keine.


Die Frage, ob die statistische Methode den Ansprüchen des Handels genügt,


braucht man nur den Gläubigern und Schuldnern zu überlassen. Wenn diese 


lieber ihre Kreditoperationen auf dem Boden der von einem öffentlichen, verant-


wortlichen
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statistischen Amte geführten Währung abschließen, als auf dem Boden der


Goldwährung, so ist die Frage, ob die statistische Methode den heutigen


Ansprüchen des Handels genügt, beantwortet. Wenn man den Beteiligten sagt,


daß unter der Goldwährung der Durchschnittspreis der Waren selbst für das


unbewaffnete Auge wahrnehmbare Sprünge von 10 – 50 – 100 Prozent durch-


macht, während sich die Fachleute darüber streiten, ob die Abweichungen der


„absoluten“ Währung meßbar sind oder nicht, so werden wahrscheinlich nur


noch Glücksspieler Wechsel und Obligationen unterzeichnen, die auf Gold lau-


ten.


Die absolute Währung würde uns von alledem freihalten, was uns die


Goldwährung gebracht hat. Sie gibt uns absolute Gewähr gegen den Wechsel


der Konjunkturen. Sie beschränkt die Schwankungen im Preise der einzelnen


Ware auf die natürlichen im Konsum und Verbrauch liegenden Ursachen, und


bringt dadurch die Währung direkt unter die Kontrolle des Volkes. Der Begriff


Mark D.R.W. wird zu einer festen, allbekannten Größe, die in den sich dem


Gedächtnis mit der Zeit einprägenden Warenpreise ihr Fundament hat. Dadurch


werden auch die Kaufleute einer höchst wirksamen öffentlichen Kontrolle unter-


worfen. Heute weiß Niemand, was eine Mark ist, weil die Warenpreise ständig


die größten Schwankungen durchmachen.


Die Goldwährung schuf Zeiten des Geldüberflusses und des Geldmangels. Mit


der absoluten Währung werden wir immer haarscharf den Tagesbedarf decken.


Der Geldüberfluß schuf die Hochkonjunkturen, mit Schädigung aller sogenannten


Festbesoldeten, der Pensionäre, Hypotheken- und Obligationen-Gläubiger.


Vielfach mußten die Arbeiter durch Androhung von Streik die Löhne den gestie-


genen Warenpreisen anpassen. Mit der absoluten Währung bleibt der


Durchschnittspreis fest. Der Geldmangel, der bei der Goldwährung den


Geldüberfluß ablöste, schuf die Flaue, mit all ihren bekannten


Begleiterscheinungen – Krisen, Arbeitslosigkeit, Schädigung und Bankrott der


Schuldner, Defizit im Staatshaushalt usw. Mit der absoluten Währung wird nie-


mals Geldmangel herrschen. Die Goldwährung war eine Zufallswährung. Sie


hing von den Goldfunden ab, und die Geschichte beweist uns, wie unregelmäßig


diese Funde sind. Während der ganzen Dauer des Mittelalters wurde so gut wie


nichts gefunden – warum man sich auch im Mittelalter ohne Geld, ohne Handel


und ohne die gewaltigen Vorteile der Arbeitsteilung behelfen mußte. Wir haben


keinerlei Gewähr dafür, daß die Funde, auf die uns die Goldwährung anweist, auf


der Höhe unseres Bedarfes bleiben werden.
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Mit der absoluten Währung ist der Handel für alle Zeiten vom Zufall unabhängig.


Wegen der Unregelmäßigkeit, womit der Markt mit Geld versorgt wurde, war


der Handel immer ein gefährliches Unternehmen und Niemand wollte darum


Geld anlegen, es sei denn, daß eine hohe Verzinsung für das Risiko Deckung


schuf. So wurde der Warenaustausch verteuert. Mit der absoluten Währung ver-


schwindet dieses besondere Risiko und damit wird sich das Handelskapital mit


einer niedrigen Verzinsung begnügen können und den Gesetzen des


Wettbewerbes entsprechend auch begnügen müssen.


Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Zinsfuß mit den Warenpreisen steigt


und fällt. Die Flaue (Baisse) ist von einem niedrigen Zinsfuß begleitet und die


Hochkonjunktur von einem hohen Zinsfuß. Von der Höhe des Zinsfußes wird der


Kurs der festverzinslichen Wertpapiere bestimmt. Jede Veränderung im Zinsfuß


überträgt sich mit 20 – 25 multipliziert auf den Kurs der festverzinslichen. Diese


Differenzen werden jetzt, da die Börse mit den Kriegsanleihen belastet ist, fabel-


hafte Summen ausmachen, falls der Zinsfuß die tollen Sprünge der letzten


Dekaden wiederholen sollte – und das wird er, wenn wir keine Ordnung in unsere


Währungsverhältnisse bringen. Mit der absoluten Währung werden die


Warenpreise und der Zinsfuß fest bleiben – darum werden auch die Kurse der


festverzinslichen Papiere keine Sprünge mehr machen,


Kurz, der Vorteile, die wir von der absoluten Währung erwarten können, sind


so viele, daß man schon schwerwiegende Gründe aufbringen müßte, um sie


ablehnen zu können. Tatsächlich läßt sich aber vom allgemeinen volkswirtschaft-


lichen Standpunkt überhaupt nichts gegen die absolute Währung vorbringen.


Privatwirtschaftliche Gesichtspunkte sollen aber in einer öffentlichen Sache wie


das Geld überhaupt keine Berücksichtigung finden, da man diesen privatwirt-


schaftlichen Interessen nur auf Kosten anderer privater Interessen gerecht 


werden könnte. Die absolute Währung steht unparteiisch über allen privaten


Interessen.


Es wird also hier folgendes vorgeschlagen, um die Währung unter die unmittel-


bare Obhut des Staates zu stellen und sie vollkommen von jedem Zufall unab-


hängig zu machen:


Die Obhut über die Währung wird einem zu gründenden


Währungsamt
übertragen. Der X. Bank wird das Notenmonopol entzogen.
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2. Dieses Währungsamt benützt als Maßstab für die Bemessung des


Geldbedarfs den vom statistischen Amt fortlaufend zu ermittelnden


Durchschnittspreis der Waren.


3. Das Währungsamt wird in Übereinstimmung mit der bereinigten


Quantitätstheorie Geld einziehen so oft und so lange die Warenpreise aufwärts-


streben und umgekehrt Geld ausgeben, so oft und so lange die Warenpreise


eine Neigung nach unten zeigen.


4. Ausdrücklich wird dem Währungsamt bei der Bemessung des Geldbedarfes


jede Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse des Fiskus, der Banken, sowie auf den


Zinsfuß untersagt. Auch darf das Währungsamt keinerlei Bankgeschäfte be-


treiben.


5. Als Methode zur Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren wird dem


statistischen Amte die sogenannte Indexnumber-Methode [Hiermit wird kein Urteil über


die Vorzüge dieser Methode gegenüber anderen Methoden abgegeben. Diese vielgenannte Methode


nennen wir, um überhaupt hier eine Methode zu nennen.] vorgeschrieben.


6. Das Währungsamt setzt das von ihm auszugebende Papiergeld durch auk-


tionsweisen Rückkauf von Staatsanleihen in Umlauf. Diese Papiere werden der


Staatsschuldenverwaltung zur Vernichtung überwiesen.


7. Der Einzug von überschüssigem Papiergeld erfolgt durch auktionsweisen


Verkauf von Staatsanleihen, zu welchem Zwecke ein Teil der unter 6 erwähnten


Anleihen als Reserve zurückbehalten wird.


8. Das Währungsamt hat für die Erneuerung des Papiergeldes Sorge zu 


tragen.


9. Betriebsgewinne und Verluste werden auf den Staat übertragen.


10. Das Währungsamt geht bei der Erfüllung seiner Aufgabe ohne Rücksicht


auf Gewinn oder Verlust vor.


_______


Wie wird sich nun die Valuta unter solcher Währungspolitik gestalten?


Wir können dem Währungsamt nicht zwei verschiedene Maße vorschreiben,


mit denen es den Geldbedarf messen soll. Wir haben zu enscheiden, ob die


Geldausgabe auf feste Warenpreise oder feste Devisenkurse gerichtet sein soll.


Der Bedeutung des Inlandshandels entsprechend wünschen wir feste


Warenpreise, daneben, in dem Maße wie es sich vereinbaren läßt, auch feste


Devisenkurse. Der erstrebte feste Durchschnittspreis der Waren
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hängt allein von der Tätigkeit des Währungsamtes ab. Die Verbindung aber die-


ses Zieles mit festen Devisenkursen, kann nur im Einvernehmen mit den betref-


fenden Staaten erfolgen. Der feste Devisenkurs stellt sich ein, sobald die am


Außenhandel beteiligten Staaten eine von gleichen Grundsätzen geleitete


Währungspolitik betreiben. Bisher hatten wir auch in Bezug auf die Devisenkurse


kaum etwas, was man aktive Währungspolitik hätte nennen können. Wenn trotz-


dem die Schwankungen der Devisenkurse sich nur zwischen den Goldpunkten


bewegten, so lag das daran, daß die Ware, auf die die Devisen lauteten, also


das Gold, sich leicht und ohne größere Unkosten von einem Lande zum anderen


hinüberleiten ließ. Konnte man also keine Devisen auftreiben, so verpackte man


das Gold, womit man sonst die Devisen gekauft hätte und schickte es an Stelle


der Devise. Diese Praxis hatte dann die Wirkung, daß in den Ländern mit passi-


ver Handels- und Zahlungsbilanz, wo es also zum Goldexport kam, als Folge


dieses Goldexportes die Warenpreise auf und unter das internationale Niveau


sanken, wodurch die Handels- und Zahlungsbilanz wieder zugunsten dieses


Landes automatisch umkippte. Wir hatten also an Stelle einer Verwaltung einen


Automaten. An Stelle des die Dinge durchdringenden Geistes eine Maschine –


die Maschinenarbeit lieferte. Der Automat wirkte, wenn man das Geld eingepackt


und abgeschickt hatte. Er beugte nicht vor. Er trat in Tätigkeit, wenn das


Maximum der Störung bereits eingetreten war, d.h. wenn als Folge eines relati-


ven Geldüberflusses die Warenpreise die Grenze der Niveaudifferenz, die zum


Goldexport führte, erreicht hatten.


An Stelle dieses Automaten, wollen wir eine von der Erkenntnis geleitete


Handlung setzen. Die am Welthandel beteiligten Länder werden ihre Währung


ebenfalls auf die Festigkeit des Durchschnittspreises einstellen, wodurch die


Hauptgründe für die Schwankungen in der Handelsbilanz verschwinden werden.


Es wird viel mehr Stetigkeit in den internationalen Handelsbeziehungen Platz


greifen. Wir erinnern hier an die Störungen die s. Zt. die Einfuhr (und


Wiederausfuhr) der französischen Milliarden in der Handelsbilanz namentlich des


Deutschen Reiches, aber auch der anderen Länder verursachte. Solche


Geschichten werden mit der absoluten Währung nicht mehr vorkommen. Lange


bevor die Handelbilanz zu Störungen der Zahlungsbilanz führen und auf die


Valuta zurückwirken wird, werden die Währungsämter der beteiligten Länder ein-


greifen. Dort, wo die Warenausfuhr zu stark ist, werden die Preise durch
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Ausgabe von Geld gehoben; dort, wo die Wareneinfuhr zu stark ist, werden die


Preise durch Geldeinzug gesenkt, kurz das, was unter der Goldwährung heute


automatisch, aber post festum [hinterher, zu spät] eintritt – Goldeinfuhr und


Goldausfuhr wird hier rechtzeitig vorbeugend durch dasselbe Mittel, durch


Geldeinzug und Geldausgabe künstlich herbeigeführt. Denn Goldausfuhr ist der


Wirkung nach für die Valuta nichts anderes als Geldeinzug, und Goldeinfuhr ist


auch nichts anderes als Geldausgabe. Für jede Mark oder Dollar, die die


Notenbank für die Ausfuhr hergibt, muß sie ja aller Regel nach 3 Mark in Noten


einziehen (Dritteldeckung). Der Unterschied in dieser Beziehung liegt also darin,


daß die Währungsämter vorbeugend handeln werden, während die Notenbanken


heute nur dann eingreifen, wenn von ihnen Gold für die Ausfuhr verlangt wird –


wenn also der Geldüberschuß, den sie einzieht, seine störende Wirkung bereits


getan hat.


Kommt es zu einer Verständigung zwischen den einzelnen Staaten in Bezug


auf die leitenden Grundsätze der Währungsämter, so liegt der Gedanke nahe,


ein internationales Währungsamt zu gründen, wo die Bewegungen der


Devisenkurse beobachtet, ihre Ursachen erkundet und den nationalen


Geldverwaltungen diejenigen Maßnahmen nahegelegt werden, die als geeignet


erscheinen, um die Devisendifferenzen zu beseitigen, wobei es sich immer nur


um die Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufes handeln kann. Mit der


Zeit wird dann wohl auch der Vorschlag auftauchen, die Währungsämter der ein-


zelnen Staaten in diesem internationalen Amt zu zentralisieren, um den alten


Traum des Weltgeldes zu verwirklichen. Mit der Metallwährung ist ein solcher


Vorschlag nicht ausführbar. In der Natur der auf dem Papiergeld begründeten


absoluten Währung liegt aber nichts, was der Verwirklichung dieses Vorschlages


im Wege stände. Übrigens läßt sich die absolute Währung nur auf diesem Wege


mit der absoluten Festigkeit der Devisenkurse vereinigen.


Da dem Inhaber des Papiergeldes nur die absolute Währung, aber keine


bestimmte Ware (Gold) versprochen wird, so ist auch jede sogenannte Deckung


(Goldreserven) überflüssig. Die absolute Währung muß man sich dynamisch,


nicht statisch vorstellen. Sie ist eine Tat, ein Verwaltungsprodukt, kein Stoff,


keine Eigenschaft einer Materie. Als Deckung des vom Reichswährungsamte


ausgegebenen Papiergeldes gilt die Funktion des Geldes, die Dynamik des


Tausches der Waren, ähnlich wie wir uns die Deckung einer Eisenbahnaktie


auch nicht in dem Eisen
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der Schienen, sondern im Güterverkehr, der sich auf den Schienen abspielt, vor-


stellen. Ohne diesen Verkehr wäre die Aktie leer, wie das Geld ohne den


Warenaustausch auch inhaltslos wäre. Aus dem gleichen Grund ist auch die


Sicherheit des Papiergeldes in den im Lande feilgebotenen Waren zu suchen. So


lange und nur so lange Waren feilgeboten werden, ist das Geld gesichert. Das


hat uns der Krieg jetzt wohl deutlich genug vor Augen geführt. Wie mancher


denkt heute: hätten wir nur Waren an Stelle des so oft genannten Goldschatzes


der Notenbank! Was nützt dem Besitzer der Banknote die Metalldeckung, wenn


die Läden leer sind? Wer die Natur des Papiergeldes und der absoluten


Währung begriffen hat, der lehnt jede besondere Deckung, auch die


Dritteldeckung, ab. Ja namentlich diese unantastbare Dritteldeckung, die theore-


tisch schon längst, jetzt auch von Praktikern, als Unsinn erkannt ist. Der antast-


bare Teil der Deckung hat, so lange man keine aktive Währungspolitik betreibt


und man die Währung als automatische Funktion der Goldreserven erwartet,


einen vernünftigen Sinn. Die unantastbare Dritteldeckung aber, da sie nie in


Funktion treten darf, ist sinnlos. Ebensogut könnte man das unantastbare Gold


des Mondes als Deckung verwenden. Oder hält man die unantastbare Deckung


doch für antastbar? Es hat übrigens auch noch niemals jemand für die Existenz


dieses unantastbaren Goldes einen vernünftigen Grund entdecken können.


Jetzt zeigte auch wieder der Krieg all denen, die unfähig sind, die Dinge auf


theoretischem Wege zu durchschauen, wie die Dritteldeckung uns nicht davor


bewahrt hat, daß der Devisenkurs so tief unter pari [auf dem Gleichstand] sinken


konnte. Die Dritteldeckung ist, wenn unantastbar, wirkungslos, daher überflüssig.


Der Teil der Golddeckung aber, der bisher zur Noteneinlösung diente, läßt sich


mit Vorteil durch Staatsanleihen oder Auslandswechsel ersetzen und noch bes-


ser durch aktive Währungspolitik überflüssig machen.


Auch der alte Glaube, daß die Dritteldeckung nötig sei, um das „Vertrauen“ des


Volkes zum Papiergeld zu unterhalten, ist ein Märchen. Tatsächlich kann der


öffentlichen Geldverwaltung das Vertrauen und Mißtrauen des Volkes gleichgültig


sein. Die Macht des Geldmonopols ist zu jeder Zeit unbeschränkt. So lange die


Geldverwaltung kein anderes als ihr Geld im Verkehr duldet, bleibt den


Erzeugern der Waren nur die Wahl das Geld des Staates anzunehmen oder ihre


Waren unverrichteter Sache wieder nach Hause zu tragen. Dafür aber, daß sie


letzteres nicht tun werden, sorgt die Natur ihrer Produkte. Kein
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Bauer wird seine Produkte verderben lassen, weil er dem Geld mißtraut. Selbst


die Erklärung des Papiergeldes zum gesetzlichen Zahlungsmittel wäre für den


Warenaustausch überflüssig. Im Wettbewerb mit anderen Geldarten siegt immer


das Produkt des Staatsmonopols, und zwar um so leichter siegt es, je größer


das Mißtrauen ist, dem es begegnet. Die Erklärung dieses eigentümlichen


Spieles der Kräfte gibt das sogenannte Gresham-Gesetz.


Wer die Währung dynamisch, als Verwaltungsprodukt betrachtet, braucht also


auch den Ballast der Dritteldeckung nicht.


Die Wiedereinführung der Goldwährung ist nicht unmöglich, wie manche heute


behaupten. Die Goldwährung entzieht sich nicht ganz einer aktiven


Währungspolitik. Die Goldwährung verlangt z.B. durchaus nicht, daß wir beim


gleichen Münzfuß bleiben. Wir können das Geld strecken, wie wir es auch umge-


kehrt behandeln können. Heute rechnen wir 2790 Mk. auf das Kilo fein. Wir kön-


nen aber auch 4 – 8 – 10 000 Mark aus dem Kilo ziehen. Das steht der


Goldwährung an sich nicht im Wege. Wir können das Gold so weit strecken, daß


wir die Kriegspreise beibehalten können. Und auf dieser Grundlage könnte man


weiter wirtschaften wie bisher. Wir brauchen also, wenn wir durchaus bei der


Goldwährung bleiben wollen, die Kriegspreise nicht rückwärts zu revidieren. Und


wenn wir nach dem Vorschlag handeln, den s. Zt. Professor Woodrow Wilson


(jetzt Präsident Wilson) machte, so können wir sogar die absolute Währung bis


zu einem gewissen Grade mit der Goldwährung verbinden. Wilson schlug näm-


lich vor, den Goldgehalt der Dollarnote zu vermehren, wenn die Warenpreise auf-


wärts strebten und ihn zu vermindern, wenn die Preise abwärts neigten.


Niemand wird leugnen, daß auf diese Weise die absolute Währung zu erreichen


ist. Praktisch wie theoretisch läuft die Sache aber auf unseren Vorschlag hinaus,


indem auch hier der Durchschnittspreis der Waren das Maß für die Ausgabe von


Dollarnoten abgeben wird. Professor Wilson kann die Währung noch nicht ganz


dynamisch als Tat begreifen. Er haftet noch am Stoff, sonst hätte er die vollkom-


mene Trennung des Dollars vom Gold verlangt.


Ganz und gar unmöglich jedoch ist die Rückführung der Preise auf den Stand


vor dem Kriege. Einerlei welches Tempo man auch für diese Rückführung vor-


schlagen würde – der Vorschlag ist undurchführbar. Der Versuch allein, die


Warenpreise wieder rückwärts zu revidieren, würde uns mehr kosten als der


Krieg. Auch würde man es sofort als größte Ungerech-
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tigkeit erkennen, wenn diejenigen, die ihre Pferde, Kohlen, Wolle usw. zu


Kriegspreisen verkauften und mit dem Erlös Kriegsanleihen zeichneten, jetzt


beim Verkauf der Kriegsanleihen ihre Pferde, Wolle usw. zu Friedenspreisen


wieder einkaufen könnten – also zur Hälfte, zum Drittel von dem, was sie dafür


erhielten. Außerdem ist ja ein allgemeiner Preisrückgang gleichbedeutend mit


Wirtschaftskrise. Wenn man aber die früheren Preise nicht wieder herstellen


kann, so soll man auch nicht davon reden, nicht damit drohen. Sagen wir es


heute offen und ehrlich, damit sich jeder darauf einrichten kann: für uns ist die


Goldwährung endgültig erledigt.


Man sage auch nicht, daß wir uns durch eine solche Lossagung von der Welt


isolieren. Das Gegenteil ist der Fall. Durch den Bruch der Goldwährung sind die


Völker heute alle in Bezug auf die Währung isoliert – am meisten die Staaten,


die bei der Goldwährung verblieben, wie die Schweiz z.B., die mit keinem Lande


mehr in einem festen Valuta-Verhältnis steht. Führt man dagegen in Deutschland


die absolute Währung ein, so schafft man damit einen „festen Punkt in der


Erscheinungen Flucht“, einen Kristallisationskern, um den sich die anderen


Staaten durch Einführung der gleichen Währung gruppieren können – wenn sie


wollen. Schafft man in Deutschland die absolute Währung, so weiß jeder im


Ausland, was er hat, wenn er einen Markwechsel gekauft hat. Er weiß, daß die


Mark währt, und zwar dort währt, wo es allen in erster Linie darauf ankommt, auf


den Märkten, den Waren gegenüber. Kehrt man dagegen zur Goldwährung


zurück, so sagt der Markwechsel dem Ausländer gar nichts; er weiß nicht, ob er


die Waren zum halben oder zum doppelten Preis wird bezahlen müssen.


Dabei gibt uns die absolute Währung die Möglichkeit, als Ausgangspunkt der


eigentlichen Geldverwaltung denjenigen allgemeinen Preisstand zu wählen, der


den Bedürfnissen des Handels, der Landwirtschaft, der Industrie und


Staatsfinanzen am besten gerecht wird. Wenn die Landwirte, Handwerker und


Unternehmer nach Friedensschluß z.B. die jetzigen Kriegspreise für ihre


Produkte erhalten, so können sie auch mit der Zahlung der erhöhten Löhne und


Steuern fortfahren und dann können die Arbeiter auch den auf die


Rentabilitätsgrenze der Neubauten erhöhten Wohnungszins bezahlen. So wer-


den die verschuldeten Hausbesitzer ihrerseits ihren Hypothekenverpflichtungen


und den Steuerlasten nachkommen können. Der damit verfilzte Zahlungsverkehr


wird keine Unterbrechung er-
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fahren. Dann wird die zum Vollbetrieb zurückkehrende Volkswirtschaft die neuen


Kriegssteuern tragen können und der Staat wird auch seinerseits seinen


Verpflichtungen mit Einschluß der Kriegsanleihen gerecht werden können; wäh-


rend die Rückführung der Warenpreise auf einen vollkommen unübersehbaren,


vielleicht 50 oder 90 Prozent niedrigeren Goldwährungsstand und die damit ver-


bundene Wirtschaftskrise die Steuerkraft des Volkes untergraben, den


Zahlungsverkehr unterbrechen und die unverkürzte Verzinsung der Kriegs-


anleihen außerhalb aller Möglichkeit versetzen würde.


Bei den Friedensverhandlungen wird man nicht umhin können, über die künf-


tige Fixierung der Devisenkurse sich zu verständigen. Dieses wird nur mit der


absoluten Währung möglich sein. Und da mit der absoluten Währung die


Gründe, die die meisten Staaten zur Schutzzollpolitik trieben, in Wegfall kom-


men, so wird auch bei denselben Friedensverhandlungen die Frage des


Weltfreihandels, also des Wirtschaftsfriedens, beantwortet werden können.


Wenn es nach den Absichten der Finanzminister, die sich bisher zur


Währungsfrage geäußert haben, gehen müßte, so könnten die Freihändler alle


Hoffnungen aufgeben. Denn dann muß man mit einem neuen, gewaltigen


Notschrei der Schuldnerklasse rechnen, und damit natürlich auch mit der


Wiederholung der alten Forderung nach staatlichem Schutz, nach Schutzzöllen.


Die Minister Serény in Budapest, Graf Roedern, Schiffer, Dernburg, Erzberger in


Berlin, Klotz in Paris, u.a.m. haben sich nämlich programmatisch für einen 


„leisen Abbau“ der Inflation, also für die langsame Rückführung der Warenpreise


auf den Vorkriegszustand ausgesprochen! Und stießen, so viel man bisher sieht,


nirgends auf ernsthaften Widerspruch!


Ungarischer Handelsminister Serény am 28. August 1917: „Es wird unsere erste Aufgabe sein, das


Überwuchern der Geldmittel zu verhindern. Das kann nur stufenweise geschehen, damit die


Entziehung der Geldmittel nicht verheerend auf die Preise wirkt“.


Staatssekretär Graf Roedern am 23. 4.1918 im Reichstag: „Zu den Möglichkeiten, die wir bei der


endgültigen Auseinandersetzung werden berücksichtigen müssen, gehört neben ... auch der leise


Abbau der Geldinflation. Diese Geldinflation mußte eine Hebung des Preisniveaus zur Folge haben


und damit den ganzen Mittelstand, insbesondere die Festbesoldeten am meisten schädigen.“


Finanzminister Klotz in Paris am 21. Juli 1918: il faut revenir a une institution ou le billet de banque


sera remboursable en espèces et a vue. Pas d’avenir pour la France si le credit du billet est atteint


aujourd’hui. Die Preise, Gehälter, Kontrakte, Anleihen, aller Handel seien vom Stande der fran-


zösischen
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Währung abhängig. Ihr Stand werde aber von der weiteren Gestaltung der Notenzirkulation abhän-


gen. Wenn diese weiter durch den Staat ins Ungemessene verfälscht werden sollte, so werde die


Rückkehr zu den normalen Zahlungen beinahe unmöglich gemacht.


Nach diesem ministeriellen Programm soll also die Inflation, die in den krieg-


führenden Ländern reichlich 100 – 500 Prozent betragen mag, leise, d.h. wohl


um 10 Prozent jährlich abgetragen werden, was 10 – 50 Jahre in Anspruch 


nehmen dürfte.


Demnach hätten die Unternehmer, Kaufleute, Handwerker und Bauern 50


Jahre lang alljährlich 10 Prozent ihrer Aktiva zu Gunsten ihrer Passiva abzu-


schreiben – Konto: Abbau der Inflation! Demnach wüßte jeder Kapitalist,


Kaufmann, Landwirt, Unternehmer, daß, wenn er die Hände in den Schoß und


sein Geld auf die Bank legt, er mehr verdienen wird, als er sonst durch den Bau


eines Hauses, durch die Beackerung eines Feldes, durch die Gründung einer


Fabrik, also durch Arbeit, zu verdienen hoffte. Nichtstun wird somit 50 Jahre lang


für alle, die Geld haben, das sicherste, einträglichste Unternehmen sein und 50


Jahre lang wird jeder, der baut, sein Kapital abbauen! Fünfzig Jahre lang wird


der Bauunternehmer sagen: nächstes Jahr werden die Baukosten, wegen des


Abbaues der Inflation, 10 Prozent billiger sein als heute. Und 50 Jahre lang wird


er sein beabsichtigtes Unternehmen zurückstellen – bis der Abbau der Inflation


beendigt, das Kapital der Schuldner restlos auf die Gläubiger übergegangen ist!


Es wird ja nie so kommen. Der schon so oft zu anderen Zeiten, in fast allen


Ländern versuchte Abbau der Inflation ist nie geglückt, hat stets, gesetzmäßig


die Kräfte vernichtet, die den Abbau der Inflation bewerkstelligen sollten, aber,


wie es scheint, soll der Versuch wiederholt werden – und er wird auch wiederholt


werden. Denn die Masse des Volkes versteht diese Zusammenhänge nicht. Die


Festbesoldeten, die Lohnarbeiter verwechseln immer noch hohe, steigende


Preise mit Verteuerung und fallende Preise mit Verbilligung der Lebenshaltung.


Als Proletarier haben sie keine Gelegenheit, praktisch die Zusammenhänge


der Volkswirtschaft kennen zu lernen, und nur die Krisis zeigt ihnen, daß sie die


Vorteile dieser „Verbilligung der Lebenshaltung“, den Abbau der Inflation, mit


Lohn- und Gehaltsverkürzungen, mit dem ganzen Elend der Arbeitslosigkeit,


erkaufen müssen.


Wie es scheint, ist die Theorie immer noch zu „grau“. Man will ihre Richtigkeit


durch einen neuen Versuch auf die Probe stellen. Gut denn! Vielleicht gibt es


diesmal ein Wunder und das Wasser des Rheins wird bergan fließen.
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Wie es aber unter solchen Umständen zu der allgemeinen Forderung des


Freihandels, zum Weltruf: Fort für immer mit den Zollgrenzen! kommen soll,


bleibt zunächst rätselhaft. Hier kann der Freihändler weiter nichts tun, als einen


Seufzer fahren lassen und dann seine ganze Kraft darauf verlegen, zunächst


dem Volke das A-B-C der Volkswirtschaft und der Währungsfrage beizubringen.


Dem deutschen Handelsvertragsverein möchte ich aber hier den Vorschlag


machen, zunächst durch eine Rundfrage festzustellen, welche Stellung seine


Mitglieder zur Inflation einnehmen und gleichzeitig einen Preis auszuschreiben


für die beste Antwort auf die Frage: Was muß der Freihändler für seine Ziele von


dem beabsichtigten Abbau der Inflation erwarten?


Soviel mir bekannt, fehlt in der deutschen Literatur ein Werk, worin diese


inhaltsschwere Frage in umfassender Weise, nach ihren handelspolitischen, 


privat- und volkswirtschaftlichen, wie auch nach ihren rechtlichen und fiskali-


schen Projektionen behandelt wird. Die Herausgabe einer solchen Schrift – 


vielleicht als Sammelwerk – sollte der deutsche Handelsvertragsverein veran-


lassen und fördern – als nächstliegende, wichtigste, folgenschwerste Etappe zu


seinem hehren Ziele.
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Internationale Valuta-Assoziation.


Auch die überzeugtesten Freunde der dynamischen oder galileischen Währung


rechneten bislang damit, daß selbst bei gewissenhaftester allseitiger Führung der


nationalen Geldverwaltung, unter strengster Beobachtung der scharf geprägten


Grundsätze der absoluten Währung kleine oder kleinste Schwankungen der


Valuta nicht zu vermeiden sein würden. Es fehlte der automatische Arbitrage-


Automat [Entscheidung über die günstigsten unter den verschiedenen Plätzen sich 


bietenden Einkaufs- und Verkaufsgelegenheiten], wie ihn die Goldwährung, wenn


auch in etwas grober Gestalt, darstellt.


Mit dem hier folgenden Vorschlag einer internationalen Valutanote wird ein


Arbitrageautomat geschaffen, der, was Vollkommenheit der von ihm zu erwarten-


den Arbeit anbetrifft, den Goldwährungsautomat noch übertrifft. Wobei als beson-


derer Vorzug dieser Lösung zu betrachten ist, daß sie es jedem Staate ohne


Weiteres, d.h. ohne Vertrag, möglich macht, sich dieser Internationalen Valuta-


Association anzuschließen.


Tatsachen:


1) Die Fünffrankenstücke liefen vor dem Kriege in den Ländern der lateini-


schen Münzunion hemmungslos um. Sie konnten frei von einem dieser Länder


ins andere ausgeführt werden, hatten überall gesetzliche Zahlkraft pari mit den


anderen Geldsorten dieser Länder und liefen auch meistens pari mit diesen um.


2) Das Fünffrankenstück war dabei Kreditgeld. Es war eine Zeitlang nur zu 50


Prozent durch seinen Silbergehalt „gedeckt“. Man konnte mit ihm das Doppelte


des eigenen Silbergehaltes kaufen, so daß von je zwei solchen Münzen immer


eine als reines Kreditgeld betrachtet werden konnte. Wer die Münze einschmolz,


verlor die Hälfte. Wer haftet letzten Endes für diese Münzen? Sicherlich nicht die,


deren Bildnis diese 5Frankenmünzen tragen, entthronte, abgedankte, tote


Fürsten. Verträge geben ihnen internationalen Kredit.


3) Infolge seiner Freizügigkeit (s.1) spielte es die Rolle eines allgemeinen


Arbitrage-Automats, eines internationalen Nivellierers des allgemeinen


Preisstandes der Waren.
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4) Waren- und Zahlungsbilanz standen durchaus unter der Kontrolle dieses


Arbitrageautomats.


5) Mehrte man z. B. im Lande A. der Münzunion den Geldumlauf (Masse oder


Umlaufgeschwindigkeit) im Mißverhältnis zum Geldumlauf der anderen


Unionsländer B. oder C., so stiegen die Warenpreise in A. über das Niveau der


Preise in B. und C. Dies bewirkte, daß die Wareneinfuhr in A aus den Ländern B


und C gefördert, die Ausfuhr dagegen gehemmt, daß die Waren- und


Zahlungsbilanz passiv und der Saldo durch Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus-


geglichen wurde.


6) Diese Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus A nach B und C drückte die


Warenpreise in A und hob sie zugleich in B und C, wobei zu beachten ist, daß


die Fünffrankenstücke als Notendeckung galten und daß die Ausfuhr von


Fünffrankenstücken, die man sich von der Notenbank holte, zumeist einen dop-


pelt so hohen Noteneinzug zur Folge hatte, also doppelt wirksam war. Diese


Ausfuhr von Fünffrankenmünzen dauerte an, bis das Gleichgewicht der


Warenpreise, das Gleichgewicht der Ein- und Ausfuhr, das Gleichgewicht der


Waren- und Zahlungsbilanz wieder hergestellt war.


7) Hielt im Lande A die Notenvermehrung bis zur gänzlichen Verdrängung der


Fünffrankenmünzen an, so konnte der Saldo der Zahlungsbilanz nicht mehr


durch Ausfuhr von Fünffrankenmünzen ausgeglichen werden. Dann setzte der


Arbitrageautomat aus; an seine Stelle trat das Agio [Aufgeld = Betrag, um den der


Preis (Kurs) einer Geldsorte den Nennwert derselben übersteigt].


8) Wünschte man in A das Agio zu beseitigen, so zog man Papiergeld ein.


Dann gingen die Warenpreise zurück, die Wareneinfuhr ließ nach, die Ausfuhr


stieg, bis die passive Handels- und Zahlungsbilanz aktiv wurde. Dann strömten


die durch die vorhergehende Notenausgabe vertriebenen Fünffrankenmünzen


wieder zurück und das umgekehrte Spiel setzte ein, bis zum allseitigen


Ausgleich. Die Warenpreise waren durch das Fünffrankenstück wie durch ein


System kommunizierender Röhren verbunden, in dem das Niveau des Wassers


immer nach jeder Störung automatisch das Gleichgewicht sucht. (s. unsere


Zeichnung.)


9) Hielt man sich in allen Ländern der Münzunion bei der Notenausgabe an


das unter 7. – 8. beschriebene Warnungssignal, so mußten sich die


Valutaschwankungen durchaus innerhalb der Kosten der Hin- und Herschickung


der Silbermünzen halten.


10) Die Festigkeit der Valutakurse war also innerhalb der Münzunion nicht


durch Internationalisierung des gesamten
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Geldumlaufes herbeigeführt worden, sondern dadurch, daß man einer


beschränkten Anzahl Münzen internationale Gültigkeit verlieh.


(Sinn und Zweck der Münzunion war zwar ein anderer gewesen. Die Gründer


der Union wußten nicht, daß das Silbergeld zum Kreditgeld aufsteigen würde.


Hätten die Gründer der lateinischen Münzunion die Liquidationsklausel in ihrem


Vertrag nicht vergessen, so hätte nach Aufhebung der freien Silberprägungen


jeder Staat die ihm gehörigen Münzen eingezogen und eingeschmolzen. Nur


dem Zufall verdankt die Menschheit dieses erste internationale Kreditgeld, und


die Aufklärung, die es bringt.)


Folgerungen:


1) Das oben beschriebene Spiel der Kräfte steht in voller Übereinstimmung


mit der Quantitätstheorie und liefert für dieselbe zugleich den Beweis ihrer


Richtigkeit.


2) Es leuchtet ein, daß sich am genannten Spiel der Kräfte nichts ändern


kann, wenn wir an Stelle des silbernen Fünffrankenstückes ein solches aus


Papier setzen, da das Fünffrankenstück ja nicht Kraft seines Silbergehaltes als


Geld funktionierte. Das ihm durch internationale Verträge verbriefte Vorrecht


machte es zu internationalem Geld.


3) Gibt man ein solches unter Aufsicht der beteiligten Staaten verfertigtes


Geld in einer nur für den Zweck bestimmten Menge aus und nur in einer einzigen


Stückelung – etwa 5 Franken –, so würde dieses internationale Geld, wie jetzt


die Fünffrankenmünzen, überall frei ein- und ausgehen, überall automatisch auf


Warenein- und Ausfuhr regulierend wirken und überall als Arbitrageautomat aus-


gleichend auf die Valuta und Wechselkurse wirken.


4) Ungewöhnliches Einströmen von solchen Fünffrankennoten wäre der


Beweis, daß zu wenig eigenes, nationales Papiergeld in Umlauf ist. Am


Ausströmen würde man merken, daß zu viel nationales Geld umläuft.


5) Der vollkommene Abfluß der internationalen Noten und das folgende


Auftreten eines Agios wäre der Alarmschuß für die Notwendigkeit einer kräftige-


ren Drainage des Geldmarktes, die so lange anzudauern hat, bis das Agio ver-


schwindet und die internationalen Noten wieder einströmen.


6) Umgekehrt würde ein starkes Zuströmen der internationalen Noten bewei-


sen, daß zu wenig nationales Geld in Umlauf ist – vorausgesetzt, daß man nicht


annehmen will, daß
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aus allen anderen Ländern die internationalen Noten durch zu vieles nationales


Geld vertrieben wurden. Letztere Annahme führt auf die eigentliche


Währungsfrage, die nicht mit der Valutafrage zu verwechseln ist.
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Programm für die Internationale Valuta-Assoziation.


1) In den Staaten, die sich der Internationalen Valuta-Association anschließen


wollen, wird als Währungseinheit die Iva eingeführt.


2) Diese neue Währungseinheit (Iva) ist nicht statisch (als Stoff), sondern dyna-


misch (als Tat), als Produkt einer fortlaufenden Handlung, der Währungspolitik,


zu verstehen und kann demnach nur so lange eine genau bestimmte Größe blei-


ben, als sie durch die Währungspolitik in dieser erhalten wird.


3) Die Währungspolitik in den I.V.A.-Staaten ist auf die absolute Währung der


Iva eingestellt.


4) Die zur absoluten Währung gehörigen statistischen Arbeiten werden nach


einheitlichen Richtlinien geführt und ihr Ergebnis in einem besonderen, inter-


nationalen, statistischen Büro ständig verglichen und nachgeprüft.


5) Die auf die absolute Währung gerichtete aktive Währungspolitik beruht auf


der Quantitätstheorie, d.h. auf der Erkenntnis, daß durch Mehrung oder


Minderung des Geldangebots das allgemeine Preisniveau immer wieder auf den


Ausgangspunkt zurückgeführt werden kann, so oft es sich davon auch zu entfer-


nen strebt – und zwar unter allen Umständen – auch im Krieg.


6) In den I.V.A.-Staaten wird somit das Geldwesen national bleiben, jedoch


nach einheitlichen, an sich gesunden, für alle Verhältnisse, alle


Entwicklungsstadien gültigen Grundsätzen verwaltet.


7) Mit der oben gekennzeichneten einheitlichen nationalen Währungspolitik


wird schon die Hauptursache der Handelsbilanzstörungen und der aus ihnen 


hervorgehenden Valutaschwankungen beseitigt.


8) Doch sind Störungen des Gleichgewichts in der Handelsbilanz in kleinerem


Umfange aus mancherlei Ursachen (z.B. schwankende Erntefälle) nicht ausge-


schlossen.


9) Um auch die Wirkung dieser Einflüsse auf die Valuta gänzlich aufzuheben,


wird eine besondere internationale Valuta-
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note geschaffen, für die alle I.V.A.-Staaten solidarisch haften, die unbehindert


ein- und ausgeführt werden kann und gesetzliche Zahlkraft pari mit dem natio-


nalen Geld haben soll.


10) Diese Iva-Valutanoten werden in einer Zentralstelle der Iva-Verwaltung –


unter Aufsicht aller beteiligten Staaten – hergestellt und diesen gegen Erstattung


der Herstellungs- und Verwaltungskosten, sonst aber kostenlos ausgeliefert.


11) Die Menge dieser Valutanoten wird ausschließlich durch ihren regulatori-


schen Zweck bemessen werden. Etwa 20 Prozent des nationalen Notenumlaufes


dürften genügen.


12) Die Iva-Verwaltung (Bern?) erhält für die gelieferten Valutanoten Wechsel


ausgestellt, die dann fällig werden, wenn durch fehlerhafte nationale


Währungspolitik die Handelsbilanz andauernd passiv bleibt, dadurch die


Valutanoten gänzlich über die Grenze vertrieben werden und für dieselbe ein


Agio auftritt. Von diesem Tage an wird auch für die fälligen Wechsel ein Zins


berechnet.


13) Die Valutanote wird zweckmäßig in der Stückelung hergestellt, die beson-


ders für den Kleinverkehr in Frage kommt, so daß jeder Mangel oder Überfluß


sich sofort fühlbar macht, wodurch die nationale Währungspolitik der öffentlichen


Kontrolle unterstellt wird. Diese Stückelung dürfte zweckmäßig nicht durch natio-


nale Noten gleicher Stückelung ersetzt werden.


14) Die I.V.A.-Staaten betrachten es als in ihrem Interesse liegend alles Nötige


zu tun, damit die Valutanote stets pari mit dem nationalen Geld umläuft.


15) Das erreichen sie dadurch, daß sie bei andauerndem Einströmen von


Valutanoten den Umlauf des eigenen nationalen Geldes vermehren – und umge-


kehrt bei Abströmen der Valutanoten nationales Geld einziehen.


16) Sollte diese im Interesse der Valutanote betriebene internationale


Währungspolitik in erheblichem Umfang und anhaltend zu einer Diskrepanz mit


den Forderungen der absoluten Währung führen (s. § 3), so wird durch eine vom


internationalen statistischen Büro (s. § 4) geleitete Untersuchung die Ursache


der Erscheinungen erforscht und die nötigen Anweisungen an alle Iva-Staaten


zur Beseitigung des Übelstandes gegeben werden.


17) Damit die Kosten der Ein- und Ausfuhr von Valutanoten den Parikurs der-


selben nicht beeinflussen, werden diese Kosten von der Zentralstelle getragen


werden.


18) Die Verwaltungskosten werden auf die Iva-Staaten pro rata [im Verhältnis]


der Einwohnerzahl verteilt.


19) Der I.V.A. kann sich jeder Staat, auch außereuropäische, ohne weiteres


anschließen. Es genügt dazu die Er-


füllung der Bedingung 1 und die Führung der nationalen Währungspolitik nach
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den Grundsätzen der absoluten Währung. (s. § 3.)


20) Der Austritt aus der I.V.A. kann ebenfalls jeder Zeit durch Einlösung der


unter § 12 erwähnten Wechsel erfolgen.


21) Die Auflösung der I.V.A. erfolgt durch Inkasso der der Iva-Verwaltung


gezeichneten Wechsel und Vernichtung der auf diese Weise eingegangenen 


Iva-Noten.
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Erklärung zu unserem Bilde.


Ähnlich wie in einem System kommunizierender Röhren der Stand des


Wassers nach jeder Störung von selbst auf die gleiche Höhe zurückfällt, so wird


in den Staaten, die ihr nationales Geldwesen der Iva-Valuta-Note angeschlossen


haben, der allgemeine Preisstand der Waren überall auf gleicher Höhe bleiben,


bezw. automatisch nach jeder Störung dahin zurückstreben, sofern nur in jedem


dieser Staaten die nationale Währungspolitik auf die absolute Währung einge-


stellt wird.


Verstößt ein Land gegen die Grundsätze der absoluten Währung und achtet nicht


genügend auf die Warnungszeichen, – Aus- und Einfuhr von Valutanoten – so


kann es vorkommen, daß das Land mit Valutanoten überschwemmt wird (V. St.)


oder, daß die Valutanoten völlig aus dem Land verdrängt werden (E). An der


Überschwemmung durch Valutanoten hat aber kein Land Interesse, des Zinses


wegen, den das Land an den Valutanoten verliert. Die völlige Verdrängung der


Valutanoten kann einem Land aber noch weniger gleichgültig sein, des Agios


wegen,
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das dann auftritt und sich sehr unliebsam im Handel bemerkbar macht.


Fig. D. zeigt den normalen Zustand. Die untere Ausbuchtung, die die einströmen-


den Valutanoten aufnimmt, ist zur Hälfte gefüllt. Sie kann noch mehr aufnehmen.


aber auch welche abgeben.


In Fig. R. dagegen ist das Reservoir der Valutanoten überfüllt. Durch eine kräf-


tige Dosis nationalen Geldes wird dieser Überschuß bald abgestoßen sein, wie


auch umgekehrt (s. Fig. E.) das Agio durch Rückfluß von Valutanoten schnell


beseitigt sein wird, wenn, wie es geschieht, der Überschuß an nationalem Geld


(s. den Ablaßhahn) eingezogen wird.
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Ein Beispiel der Internationalen Valuta-


Assoziation in Tätigkeit.


Von Silvio Gesell.


_____


a) Tatsachen.
1. Die silbernen Fünffrankenstücke liefen vor dem Kriege in den Ländern der


lateinischen Münzunion [Der lateinische Münzvertrag besteht zwischen Frankreich, Italien,


Belgien, der Schweiz und Griechenland.] hemmungslos um. Sie konnten frei von einem


dieser Länder ins andere ausgeführt werden, hatten überall gesetzliche Zahlkraft


gleichgeltend (pari) mit den anderen Geldsorten dieser Länder und liefen auch


meistens pari mit diesen um.


2. Das Fünffrankenstück war dabei Kreditgeld. Es war eine Zeitlang nur zu


50% durch seinen Silbergehalt „gedeckt“. Man konnte mit ihm das Doppelte des


eigenen Silbergehaltes kaufen, so daß von je zwei solchen Münzen immer eine


als reines Kreditgeld betrachtet werden konnte. Wer die Münze einschmolz, 


verlor die Hälfte.


3. Infolge seiner Freizügigkeit (s.1.) spielte es die Rolle eines allgemeinen


Arbitrage-Automaten, eines internationalen Valutareglers, eines internationalen


Nivellierers des allgemeinen Preisstandes der Waren.


4. Waren- und Zahlungsbilanz waren durchaus durch diesen


Arbitrageautomaten beherrscht.


5. Mehrte man z.B. im Lande A der Münzunion den Geldumlauf (Menge oder


Umlaufgeschwindigkeit) im Mißverhältnis zum Geldumlauf der anderen


Vertragsländer B oder C, so stiegen die Warenpreise in A über den Stand der


Preise in B und C. Dies bewirkte, daß die Wareneinfuhr in A aus den Ländern B


und C gefördert, die Ausfuhr dagegen gehemmt, daß die Waren- und


Zahlungsbilanz mit einem Schuldbetrag abschloß und dieser Saldo durch


Ausfuhr von Fünffrankenstücken ausgeglichen wurde.


6. Die Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus A nach B und C drückte die


Warenpreise in A und hob sie zugleich in B und C, wobei zu beachten ist, daß


die Fünffrankenstücke als Notendeckung galten, und die Ausfuhr von


Fünffrankenstücken, die man sich von der Notenbank holte, zumeist ein doppelt


so hohes Noteneinziehen zur Folge hatte, also doppelt wirksam war. Diese Aus-


Ausfuhr
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fuhr von Fünffrankenmünzen dauerte an, bis das Gleichgewicht der 


Warenpreise, das Gleichgewicht der Ein- und Ausfuhr, das Gleichgewicht der 


Waren- und Zahlungsbilanz wieder hergestellt war.


7. Hielt im Lande A die Notenvermehrung bis zur gänzlichen Verdrängung der


Fünffrankenmünzen an, so konnte der Saldo der Zahlungsbilanz nicht mehr


durch Ausfuhr von Fünffrankenmünzen ausgeglichen werden. Dann setzte der


Arbitrageautomat aus; an seine Stelle trat das Agio (Aufgeld).


8. Wünschte man in A das Agio zu beseitigen, so zog man das Papiergeld ein.


Dann gingen die Warenpreise zurück, die Wareneinfuhr ließ nach, die Ausfuhr


stieg, bis die passive Handels- und Zahlungsbilanz aktiv wurde, d.h. mit Über-


schuß abschloß. Dann strömten die durch die vorhergehende Notenausgabe


vertriebenen Fünffrankenmünzen wieder zurück und das umgekehrte Spiel


setzte ein, bis zum allseitigen Ausgleich. Die Warenpreise waren durch das


Fünffrankenstück wie durch ein System kommunizierender Röhren verbunden,


in dem der Wasserstand immer nach jeder Störung selbsttätig das


Gleichgewicht sucht.


9. Hielt man sich in allen Ländern der Münzunion bei der Notenausgabe an das


unter 7. / 8. beschriebene Warnungszeichen, so mußten sich die


Valutaschwankungen durchaus innerhalb der Kosten des Hin- und Herschickens


der Silbermünzen halten.


10. Die Festigkeit der Valutakurse war also innerhalb der Münzunion nicht


durch Internationalisierung des gesamten Geldumlaufes herbeigeführt worden,


sondern dadurch, daß man einer beschränkten Anzahl Münzen internationale


Gültigkeit verlieh.


(Sinn und Zweck der Münzunion war zwar ein anderer gewesen. Die Gründer


der Union wußten nicht, daß das Silbergeld zum Kreditgeld aufsteigen würde.


Nur von der Theorie des Papiergeldes aus kann man den Mechanismus des


beschriebenen Arbitrageautomaten begreifen.)


b) Folgerungen.
1. Das oben beschriebene Spiel der Kräfte stimmt voll überein mit der


Quantitätstheorie und liefert für diese zugleich den Beweis ihrer Richtigkeit.


2. Es leuchtet ein, daß sich am genannten Spiel der Kräfte nichts ändern kann,


wenn wir an Stelle des silbernen Fünffrankenstückes ein solches aus Papier set-


zen, da das Fünffrankenstück sich ja nicht kraft seines Silbergehaltes als Geld


betätigte. Das ihm


192







durch internationale Verträge verbriefte Vorrecht machte es zu internationalem


Geld.


3. Gibt man ein solches unter Aufsicht der beteiligten Staaten verfertigtes Geld


in einer nur für den Zweck bestimmten Menge aus und nur in einer einzigen


Stückelung – etwa 5 Franken –, so würde dieses internationale Geld, wie jetzt


die Fünffrankenmünze, überall frei ein- und ausgehen, überall selbsttätig auf


Warenein- und Ausfuhr regelnd wirken und überall die Valutakurse auf dem


Gleichstand (pari) erhalten.


4. Ungewöhnliches Einströmen von solchen Fünffrankennoten wäre der


Beweis, daß zu wenig eigenes, nationales Papiergeld im Umlauf ist. Am


Ausströmen würde man merken, daß zuviel nationales Geld umläuft.


5. Der vollkommene Abfluß der internationalen Noten und das folgende


Auftreten eines Agios wäre der Warnungsschuß für die Notwendigkeit einer kräf-


tigen Drainage des Geldmarktes, die so lange anzudauern hat, bis das Agio


(Aufgeld) verschwindet und die internationalen Noten wieder einströmen.


6. Umgekehrt würde ein starkes Zuströmen der internationalen Noten bewei-


sen, daß zu wenig nationales Geld im Umlauf ist, – vorausgesetzt, daß man nicht


annehmen will, daß aus allen anderen Ländern die internationalen Noten durch


zu viel nationales Geld vertrieben wurden. Letztere Annahme führt auf die eigent-


liche Währungsfrage, die nicht mit der Valutafrage zu verwechseln ist.


In nachstehendem Abschnitt geben wir nunmehr eine Übersicht der


Grundsätze für den nach unseren Vorschlägen zu begründenden


Weltwährungsverein (Internationale Valuta Assoziation).


Der Weltwährungsverein.


International valuta association (Iva). – Union de stabilisation monétaire univer-
selle. – Union universal de cambio.


1. In den Staaten, die sich dem Weltwährungsverein (der Internationalen Valuta


Assoziation „Iva“) anschließen wollen, wird als Währungseinheit die „Iva“ einge-


führt.


2. Diese neue Währungseinheit (Iva) ist nicht statisch (als Stoff), sondern dyna-


misch (als Tat), als Ergebnis einer fortlaufenden Handlung, der Währungspolitik,


zu verstehen und kann demnach nur so lange eine genau bestimmte Größe blei-


ben, wie sie durch die Währungspolitik in dieser erhalten wird.
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3. Die Währungspolitik in den Iva-Staaten ist auf die absolute Währung der Iva


eingestellt [Als „Absolute Währung“ bezeichnet Dr. Th. Christen in seinen Schriften den Zustand


des Gleichgewichts zwischen Angebot von Geld und Angebot von Waren, der sich als Folge einer


dahin zielenden aktiven Währungspolitik einstellt.].


4. Die zur absoluten Währung gehörigen statistischen Arbeiten werden nach


einheitlichen Richtlinien geführt.


5. Die auf die absolute Währung gerichtete aktive Währungspolitik beruht auf


der Quantitätstheorie, d.h. auf der Erkenntnis, daß durch Mehrung oder


Minderung des Geldangebots der allgemeine Preisstand immer wieder auf den


Ausgangspunkt zurückgeführt werden kann, so oft er sich auch davon zu ent-


fernen strebt, und zwar unter allen Umständen, auch im Krieg.


6. In den Iva-Staaten wird somit das Geldwesen national bleiben, jedoch nach


einheitlichen, an sich gesunden, für alle Verhältnisse, alle Entwicklungsstufen


gültigen Grundsätzen verwaltet.


7. Mit der oben gekennzeichneten einheitlichen, nationalen Währungspolitik


wird schon die Hauptursache der Handelsbilanzstörungen und der aus ihnen her-


vorgehenden Valutaschwankungen beseitigt.


8. Doch sind Störungen des Gleichgewichts in der Handelsbilanz in kleinerem


Umfange aus mancherlei Ursachen (z.B. schwankende Ernteausfälle) nicht aus-


geschlossen.


9. Um auch die Wirkung dieser Einflüsse auf die Valuta gänzlich aufzuheben,


wird eine besondere internationale Valutanote geschaffen, für die alle Iva-Staaten


solidarisch haften, die unbehindert ein- und ausgeführt werden kann und gesetz-


liche Zahlkraft pari mit dem nationalen Geld haben soll.


10. Diese Iva-Valuta-Note wird in einer Zentralstelle – der Iva-Verwaltung Bern


– unter Aufsicht aller beteiligten Staaten hergestellt und diesen gegen Erstattung


der Herstellungs- und Verwaltungskosten, sonst aber kostenlos ausgeliefert.


11. Die Menge dieser Valutanoten wird ausschließlich durch ihren regelnden


Zweck bemessen werden: etwa 20% des nationalen Notenumlaufes dürfte das


Richtige sein.


12. Die Iva-Verwaltung Bern erhält für die gelieferten Valutanoten Wechsel 


ausgestellt, die an dem Tag fällig werden, wo durch fehlerhafte nationale


Währungspolitik die Handelsbilanz andauernd passiv wird, wodurch die


Valutanoten gänzlich über die Grenze getrieben und nur noch gegen Agio gehan-


delt werden.
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Von diesem Tage an wird auch für die fälligen Wechsel ein Zins berechnet.


13. Die Valutanote wird zweckmäßig in der Stückelung hergestellt, die beson-


ders für den Kleinverkauf in Frage kommt, so daß jeder Mangel oder Überfluß


sich sofort fühlbar macht. Hierdurch wird die nationale Währungspolitik der


öffentlichen Kontrolle unterstellt.


14. Die Iva-Staaten betrachten es als in ihrem Interesse liegend, alles Nötige


zu tun, damit die Valutanote stets pari mit dem nationalen Geld umläuft


15. Das erreichen sie dadurch, daß sie bei andauerndem Einströmen von


Valutanoten den Umlauf des eigenen nationalen Geldes vermehren – und umge-


kehrt bei Abströmen der Valutanoten nationales Geld einziehen.


16. Sollte diese im Interesse der Valutanote betriebene internationale


Währungspolitik in erheblichem Umfang und anhaltend zu einer Diskrepanz,


einem Zwiespalt mit den Forderungen der absoluten Währung führen (s. § 3), so


wird in einer internationalen, von der Zentralstelle Bern geleiteten Untersuchung


die Ursache der Erscheinung erforscht und die nötige Anweisung an alle Iva-


Staaten zur Beseitigung des Übelstandes gegeben werden.


17. Damit die Kosten der Ein- und Ausfuhr von Valutanoten deren Parikurs nicht


beeinflussen, werden diese Kosten von der Zentralstelle getragen werden.


18. Die Verwaltungskosten werden auf die Iva-Staaten im Verhältnis der emp-


fangenen Valutanoten verteilt.


19. Der Iva kann sich jeder auch außereuropäischer Staat ohne weiteres


anschließen. Es genügt dazu die Erfüllung der Bedingungen 1 und 9 und die


Führung der nationalen Währungspolitik nach den Grundsätzen der absoluten


Währung (s. § 3). Dann wird diesem Staate die gleiche Summe von Valutanoten


(20% des eigenen nationalen Geldumlaufs) von der Zentralstelle Bern kostenlos


ausgeliefert.


20. Der Austritt aus der Iva kann ebenfalls jeder Zeit durch Einlösung der unter


§ 12 erwähnten Wechsel erfolgen.


21. Die Auflösung der Iva erfolgt durch Inkasso der der Ivaverwaltung gezeich-


neten Wechsel und Vernichtung der auf diese Weise eingegangenen Noten.
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Ein Flugblatt des Reichsbankdirektoriums.


Helfferich, der Begründer des „Vereins zum Schutze der deutschen


Goldwährung“, der Verfasser des Werkes „Das Geld“ wußte, was geschehen


muß, wenn der Drehpunkt der Volkswirtschaft, die Währung, nachgibt. Soviel


mußte er aus seiner Polemik mit den Bimetallisten gelernt haben. Von ihm hätte


man also unbedingt erwarten können, daß er die Währung vor den begehrlichen


Zugriffen der Kriegsleute schützen würde. Aber der Streber wird zum Demagog,


wenn persönliche Interessen es von ihm verlangen. Helfferich hatte nicht den


Mut, den Kapitalisten, die ihn zum Finanzminister gemacht hatten, Steuern für


die Kriegskosten aufzuerlegen und so handelte er, wie der erste beste


Pöbelführer in gleicher Lage handelt: er gab den Wünschen der ihn beherrschen-


den Klasse nach. An Stelle der Steuerpresse ließ er die Notenpresse spielen und


versprach dem kapitalistischen Pöbel, die Banknoten mit dem Goldschatz der


Bank von England einzulösen!


Die Reichsbankdirektoren, brave, folgsame Beamte, wagten nicht Widerspruch


gegen solche Verletzung aller Regeln gesunder Geldverhältnisse zu erheben. Sie


klammerten sich an ihre Sinekuren, fürchteten wohl auch, wie die sozialdemokra-


tischen Reichstagsabgeordneten, an die Front geschickt zu werden. Sie gehorch-


ten Helfferichs Befehlen – deren Folgen sie nun als Mitschuldige mit allen Mitteln


vor dem Publikum zu verschleiern suchen.


Diesem Zweck dient u. a. das Flugblatt vom 20. März d. J., das die


Reichsbankdirektion in kaufmännischen Kreisen verbreitet und dem wir folgende


Sätze entnehmen:


„Die klägliche Bewertung der Reichsmark ist in der Hauptsache darauf zurück-


zuführen, daß man im Auslande nicht mehr das frühere Vertrauen in unsere


Tüchtigkeit, weitblickende Tatkraft und unsere so gerühmte Ordnung besitzt.“


Danach wäre es das Benehmen der deutschen Kaufmannschaft auf das in der


Hauptsache die klägliche Bewertung der Valuta zurückzuführen ist und nicht auf


die Währungspolitik der Reichsbank, auf die 60 Milliarden Papiergeld!
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Also, ihr deutschen Kaufleute, ihr seid das Karnickel, die Reichsbank ist


unschuldig; wenn sie auch die Notenausgabe verdoppelt, verzehnfacht, das hat


auf die Preise, auf die Valuta keinen Einfluß. Bessert eure Moral – dann bessert


sich die Valuta!


„Den Neutralen und Feinden gefällt es, unsere Mark mit 15 – 16 Pf. zu bewer-


ten, sie also auf weniger als den sechsten Teil ihres inneren Wertes (? Der Verf.)


herabzudrücken und der deutsche Michel läßt sich das ruhig gefallen, indem er


deutsche Ware zum sechsten Teil ihres Wertes an das Ausland wegwirft.“


So schwatzt das Flugblatt der Reichsbankdirektion weiter. Und sie begründet


die Beibehaltung der Zwangswirtschaft mit den Worten:


„Der deutsche Kaufmann ist noch nicht reif zur Selbständigkeit in


Ausfuhrfragen“.


Wahrhaftig, die deutschen, in Staatsschulen, Staatskirchen, Staatskasernen


dressierten, mit der Staatspresse aufgepäppelten Kaufleute lassen sich viel


gefallen. Wie unmündige Kinder werden sie von der Reichsbank behandelt.


Wenn es wahr wäre, daß in größerem, nennenswertem Maße die Waren in


Deutschland verschleudert werden – bisher beklagte man sich über wucherische


Preistreiberei, jetzt darüber, daß die Waren verschleudert, weggeworfen werden


– so kann das nur damit erklärt werden, daß die Konkurrenz der Käufer fehlt und


wenn diese fehlt, so muß das auf die Zwangswirtschaft zurückgeführt werden,


die alle ehrlichen Kaufleute von den deutschen Märkten vertreibt und diese den


Schiebern und Spitzbuben als Jagdgrund überläßt. Mit Behörden, mit Beamten,


mit Menschen, die persönlich kein Interesse an der Sache haben, kann nur der


Schieber verkehren, weil er allein nicht davor zurückschreckt, das rostige


Getriebe der Staatsmaschine „einzufetten“, wie es sich gehört. Behörden und


Wirtschaft, Beamtenarbeit mit unkontrollierbaren Massen, führt immer zur


Korruption; ja, Ware in der Macht von Beamten ist an sich eine Korruption des


Begriffes Ware. Jeder Beamte, der amtlich Waren hantiert, wird es immer nur mit


Spitzbuben zu tun haben. Der ehrliche Kaufmann will nicht in den Büros der


Kriegsgesellschaften mit den Schiebern antichambrieren. (Das ist auch der 


tiefere Grund, warum der
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Kommunismus unmöglich, warum das Genossenschaftswesen sich so kümmer-


lich entwickelt.)


Will man in Deutschland auf dem Wege des Wettbewerbes der Käufer die


Warenpreise sofort auf die Höhe der Weltmarktpreise heben, so brauchen wir nur


die Korruptionsanstalten zu schließen, den Handel frei zu geben. Dann strömen


wieder von allen Seiten, von allen Teilen der Welt die ehrlichen Kaufleute herbei.


Und mehr ist nicht nötig. Das Übrige besorgt der allgemeine Wettbewerb.


„Es muß darauf hingearbeitet werden, die Bewilligung der Ausfuhr von der


Bedingung abhängig zu machen, daß in Auslandswährung verkauft wird.“


In Auslandswährung? Was ist das für ein Ding? Gibt es das? Ist die polnische


Mark, die österreichische Krone, der Kerenski-Rubel Auslandswährung? Ist der


französische Franken, der belgische Franken, der Schweizer Franken, der italie-


nische Franken – auch Auslandswährung? In Amerika jubiliert oder klagt man,


daß die Warenpreise auf das doppelte, in England, daß sie auf das Dreifache


gestiegen sind! Was währt also dort, was ist Auslandswährung? Sollen die deut-


schen Kaufleute ihre Rechnungen in Dollar ausstellen? Sollen sie die Zahlung in


Gold fordern? Warum gerade in Gold, das heute nirgendwo in der Welt noch eine


Heimstätte hat, das von allen Seiten abgestoßen wird? Aber nehmen wir an, die


deutschen Kaufleute hätten im März (Datum des Reichsbankflugblattes) die


Auslandsrechnungen in Dollars umgerechnet. Damals kostete der Dollar ca. 80


Mark und eine Rechnung von 100 000 Mark hätte demnach 1250 Dollars


erbracht. Heute, den 25. Mai, kostet der Dollar 30 Mark und die fällige Zahlung


von 1250 Dollars brächte statt der nötigen 100 000 Mark nur noch 37 500 Mark.


Ein Verlust von 2/3 des Betrages wäre demnach dem deutschen Kaufmann
erwachsen, wenn er den Ratschlägen der Reichsbankdirektion gefolgt wäre!


Im Flugblatt des Reichsbankdirektoriums heißt es:


„Im Jahre 1918 prägte ein bekannter Bankvertreter Hamburgs das Wort: „Viele


Leute, die sich heute von Amtswegen (!) mit der Frage der Valuta zu befassen


haben, hielten vor dem Kriege das Wort Valuta für einen Mädchennamen.“


Gewöhnlich ist Selbsterkenntnis der erste Schritt zur Besserung. Aber nach


den obigen Proben müssen
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wir es leugnen, daß bei der Reichsbank die Selbsterkenntnis die genannte Folge


gehabt hat. Sie sind eben alt, greisenhaft; sie müssen sich alle pensionieren


lassen, die Herren, die 60 Milliarden Mark über die leeren deutschen Märkte


ergießen und die dann die allgemeine Preistreiberei mit einer moralischen


Minderwertigkeit des deutschen Kaufmannes erklären und denselben Kaufleuten


Verhaltungsmaßregeln empfehlen, die – wenn sie befolgt worden wären – unab-


wendbar den Bankerott von tausenden ehrbarer Kaufleute zur Folge gehabt 


hätten.


Fort mit der Reichsbank!
Her mit der absoluten Währung!
Her mit dem Reichswährungsamt!


Inzwischen aber empfehlen wir den deutschen Kaufleuten den Weg der


Selbsthilfe zu betreten, die direkte Aktion – und zwar durch Schaffung einer 


eigenen, auf der absoluten Währung beruhenden „Kaufmannsmark“ oder auch


„Hansamark“. Sie brauchen dazu nur die Preise der hauptsächlichsten Waren,


etwa 100 oder 200 Stapelartikel, allwöchentlich durch ihre Handelskammern fest-


zustellen und diese Zahlen durch geübte Statistiker zum deutschen Index ver-


arbeiten zu lassen. Dann werden die Kaufverträge mit Zahlungsfrist, alle


Kreditgeschäfte in dieser Hansamark abgeschlossen. Die Zahlung erfolgt in der


Weise, daß die vom Tage der Rechnung eingetretenen Abweichungen vom Index


als Agio oder Disagio verrechnet werden; die Zahlung selbst geschieht dann in


Reichsmark. Also eine auf die absolute Währung eingestellte „Markbanko“. Das


Agio oder Disagio gleicht die Sprünge aus, die die Reichsmark in der Zeit bis


zum Zahlungstermin durchmacht. Unter Hinzufügung oder Abrechnung des Agios


kann der Kreditgeber (Verkäufer) stets – im Durchschnitt – die Waren wiederer-


werben, die er auf Kredit verkauft. Der Kreditnehmer (Käufer) dagegen gibt im


Agio das zurück, was er durch allgemeine Preissteigerung etwa gewinnt oder


erhält im Disagio zurück, was er durch allgemeinen Preisrückgang etwa verliert.


Die gleiche Markbanko können die Unternehmer und Arbeiter als Unterlage für


die Lohnverhandlungen benutzen.


Selbsthilfe! Den Kaiser hat man abgesetzt, den Überkaiser, die Reichsbank,


läßt man im Amte. Und das nennt sich Revolution!
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Dr. Th. Christen †.


Am 6. Mai starb in den Wassern des Genfer Sees Dr. med. u. phil. Christen!
Er war mit einigen anderen Mitgliedern des Vereins für Steuerreform der


Begründer des „Schweizer Freiland–Freigeld-Bundes“. Unter den vielen hervor-


ragenden Männern, die dieser Bund umfaßt, war Dr. Christen der besten einer.


Die Mitglieder des Bundes selber nennen ihn ihren Besten. Er war voller


Begeisterung für die Sache und diente ihr mit der ganzen Fülle seines Wissens,


seiner gewaltigen, schier unglaublichen Arbeitskraft, unter rücksichtsloser


Einsetzung seiner ganzen Person. Seine Worte und Taten standen immer in


Übereinstimmung mit seinen Erkenntnissen, ohne viel zu fragen, wie ihm persön-


lich solches bekommen würde. Als mir in München die Führung der Finanzen der


Bayerischen Räterepublik anvertraut wurde, da gab Christen sogleich seine


angenehme und einträgliche Stellung als wissenschaftlicher Leiter der


Münchener Röntgenwerke auf, um mit mir die Vorbereitungen zur proletarischen


Befreiung zu treffen. Er wäre auch jetzt wieder bereit gewesen, dem ersten Rufe


des Proletariats zu folgen, auch dann, wenn, wie in München, die Rache der


bedrohten Vorrechtsgenießer zu erwarten gewesen wäre. Christen war sich eben


voll bewußt, was dem Volk bevorsteht, wenn es nicht gelingt, in naher Zukunft


dem Freiland– und Freigeldgedanken die Bahn zu brechen. Gegenüber der


Größe dieser Gefahr schien ihm jedes persönliche Opfer wenig.


Während sonst der Arterhaltungstrieb nur eine verwässerte Lösung des


Selbsterhaltungstriebes zu sein scheint, war es bei Dr. Christen umgekehrt. Aufs


Ganze war sein Sinnen gerichtet; er rechnete mit den Jahrhunderten, wie andere


mit Tagen. Das Geschick der Menschheit lag ihm am Herzen. Sein schönes Buch


über die menschliche Fortpflanzung zeugt davon, wie weit er seine Ziele setzte.


Sein rücksichtsloses Eintreten für das Recht auf den vollen Arbeitsertrag war in


erster Linie bestimmt durch die Förderung, die die Veredelung der menschlichen


Fortpflanzung von der Gesundung unserer Wirtschaft erwarten darf. Wie Paulus


Klüpfel, Ernst Frankfurth, Gustav Simons, so erwartete auch Christen von der


wirtschaftlichen Selbständigkeit der Frau die restlose Lösung der schweren


Aufgabe, die sich die Bekämpfer
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der Volkslaster gestellt haben. Er vertrat darum mit Entschlossenheit den


Vorschlag, die Grundrenten unter die Mütter zu verteilen, damit keine Frau aus


Not eine Ehe einzugehen oder wider ihr Empfinden fortzuführen brauche.


Seine in rascher Folge veröffentlichen Arbeiten über Freiland – Freigeld zeich-


nen sich durch außerordentliche Klarheit der 


Gedanken und der Aussage aus. Niemals läßt er den geringsten Zweifel über


den Sinn seiner Worte bestehen. Diese Schriften werden kaum jemals aus unse-


rem Waffenlager durch Besseres verdrängt werden können und so wird unser


Kamerad Christen, obschon tot und begraben, wie einst der Cid Campeador, mit


uns kämpfen – bis zum Sieg.


Schwankender Boden.


Von Heinrich Richter. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Als sich die Kriegsgewinnler umschauten, wie sie ihre Beute in Sicherheit brin-


gen könnten, da dachten sie zumeist daran, Land zu kaufen. Dies gilt unter den


Fachleuten als eine der besten Arten, die flatternden Papierscheine in dauer-
haften Besitz zu verwandeln. Der Erde Grund steht fest; kein Dieb vermag den


Acker aufzurollen wie einen Teppich und fortzuschleppen. Selten hat eine ein-


heimische oder fremde Regierung gewagt, den Grundbesitz anzutasten. Ein


Grundbesitzer war es, der Friedrich dem Großen den Weg vertrat mit den


Worten: „Es gibt noch Richter in Berlin!“ und der Selbstherrscher, für den sonst


Widerstände nur da waren, sie zu überwinden, schreckte vor der Heiligkeit des


Grundbesitzes zurück.


Und doch: der Schein trügt. Nicht immer hat, wer auf eigenen Boden tritt, auch


wirtschaftlich festen Boden unter den Füßen. Das arbeitslose Einkommen vom


Boden, der Pachtzins, die Grundrente, ist keineswegs eine feste Größe. Um


etwas Festes, Sicheres streitet
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man nicht; aber um nichts in der Welt wird soviel gestritten wie um die


Grundrente. Davon wissen nicht nur die Richter in Berlin, sondern aller Orten zu


erzählen.


Die fettesten Prozesse sind es, die sich um das gesetzliche Ausbeutungsrecht
der Grundbesitzer drehen. Es kann eben auch der Frömmste seine Grundrente


nicht in Ruhe genießen, wenn es dem bösen Nachbar nicht gefällt. So ging es


mit dem schönen Fernblick zu B., der Tausende von Sommergästen anlockte;


und den Einwohnern des Ortes war das wohl zu gönnen. Solch eine schöne
Aussicht wird ja nicht nur vom Naturfreund, sondern auch von allen


Grundbesitzern und Gasthauspächtern der Gegend ungemein geschätzt. Nur


mangelt es an einem sicheren Mittel, sie vor dem Angriff fremder Grundrentner
zu schützen. Ein Fabrikbesitzer läßt nämlich einen Erweiterungsbau ausführen,


der einfach einen Teil des Ausblickes zudeckt. Daß unter solchen Umständen der


Gemeindevorstand mit scharfen Protesten im Namen sämtlicher Angesessenen


nicht zögert, ist zu begreifen. Nicht begreifen wird aber der Fabrikbesitzer, warum


er auf seinem Grundstück, das doch vor Gott und den Menschen nur ihm allein


gehört, nicht nach Herzenslust bauen soll. – Hier sieht man, wie Kriege entste-
hen, Kriege um die Grundrente; es gehe um die Erze von Briey, oder um das


„deutsche“ Kalimonopol, das durch die Abtretung des Elsaß nun durchbrochen


wird, um persische Petroleumfelder oder – um den Fernblick von einem


Aussichtsturm.


Friedfertigkeit nützt dem Grundrentner nicht viel; denn sein unbewegliches


Eigentum zwingt ihn, sich dem Gegner zu stellen und, wenn dieser es will, zu


kämpfen bis zum bittern Ende. Er ist gefangen wie Robinson auf seinem Eiland,


der dem Kampf mit den Wilden nicht auszuweichen vermochte. Ist er der


Schwächere, so muß er stillhalten und dulden wie der Mann, dessen Leib an 


den Fel-  Felsen
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sen geschmiedet war und von Geiern zerfleischt wurde.


Hunderte von Rechtsstreitigkeiten sind geführt worden, als der Staat die


Wassergerechtsame aufheben wollte. Vielfach wurden die Berechtigten abge-


funden; oft war ihr Recht an das nahe Wasser umstritten; wiederholt waren die


Forderungen zu hoch, und so mußte das Gericht entscheiden. Man sieht:


Prozesse müssen sein. Nicht weniger als 300 Jahre hat einer der berühmtesten


Prozesse dieser Art gedauert.


Auch Friedrich der Große hat Richter sein müssen in dieser Frage; indessen 


er so wenig wie irgend ein anderer weiser Salomon hat die Verworrenheit des


Rechtes oder Unrechts an Boden und Wasser durchdringen können. Denn wer


kann sagen, der Edelmann dürfe in seinem Park keinen Springbrunnen haben,


weil dem Müller dann das Wasser fehle! Das ist bei der Schöpfung der Welt


falsch eingerichtet worden, daß das Wasser von einem Grundrentner wegfließt


zum andern hin und sich, gleich einem Landstreicher und Zigeuner, um keinen


Grenzstein kümmert. Wem gehört nun diese Flüssigkeit?


Und doch, wie einfach und klar liegen die Dinge. Seit zehn- oder hunderttau-


send Jahren strömen die Wellen; sie quollen aus der Erde, als die Wildnis noch


in Frieden lag, unberührt von Hader und Streit. Als aber die ersten Menschen in


der Einöde erschienen, da kämpften sie um den Besitz der Gewässer, um die


Salzquellen, und die Bäche färbten sich mit Blut. Dann kam eine Zeit, wo der


König des Landes für das ganze Volk Besitz ergriff vom Boden mit all seinen


Schätzen. Gegen Entrichtung von Steuern und Abgaben, gegen Leistung von
Diensten verlieh er ihn auf Widerruf. War diese Art, die Grundrente zu verwalten,


auch nicht vollkommen, so war sie doch tausendmal vernünftiger als der gegen-


wärtige Zustand, der unter Bruch und Vergewaltigung jener alten Rechtsformen


entstanden ist.
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Der Geldzins ist heute noch unverwundbar. Der Sachlohn aller Arbeiter kann


nur vorübergehend unter den Stand sinken, der durch den Arbeitsertrag des


Siedlers auf Freiland in der Wildnis bestimmt wird. Aber die Grundrente ist von


tausend Umständen und Zufällen abhängig, und deshalb müssen ihre Besitzer
mißtrauische, streitsüchtige Menschen sein. Zittert nicht sogar der allmächtige


Rockefeller in schlaflosen Nächten, wenn die Entdeckung neuer Brennstoffe den


Absatz des Petroleums hemmt? Mußte nicht erst das Reichsgericht angerufen


werden, weil Grundbesitzer das Überfliegen ihrer Grundstücke durch Flugzeuge


nicht dulden wollten? Zum Glück ist der Fall schon in § 905 B.G.B. vorgesehen;


sonst wären die Rechte des Grundrentners erhöht bis an die Sterne des


Himmels, verankert im Mittelpunkt der Erde. Und wie schwatzten des langen und


breiten die Zeitungen darüber, als ob es sich um Wunder was für eine kluge


Sache handle, und nicht um dumme, selbstsüchtige Anmaßung.


Alles, was in der Welt geschieht, erregt des Grundrentners sorgenvolles


Mißtrauen. Wenn die Reichsbank mit der Währung experimentiert – wer vermag


dann zu sagen, ob die Preise nicht plötzlich anfangen zu sinken wie in den sieb-


ziger Jahren und der Bauer in Hypothekennot und Zinsknechtschaft gerät?


Selbst seine Kinder muß der Grundrentner mit gemischten Gefühlen aufwachsen


sehen; denn was nützt die schönste Preissteigerung, die ja die Abbürdung der


Schulden ermöglicht, wenn bei Erbteilung aufs neue Belastung mit Hypotheken


und Zinsen eintreten muß! Wie oft heißt es dann: Der ältere Bruder muß dem


jüngeren dienen. Und Zinsendienst ist härter als die Armut der Besitzlosen.


Macht die Reichsbank mehr Geld, so steigen die Preise, und der Grundrentner


hat womöglich Steuern für Wertzuwachs zu entrichten, und zwar für einen


Wertzuwachs, der bloße Einbildung ist. Der Steuerfiskus 
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handelt dann genau so wie jene Gymnasiasten, die zu ihrem Lehrer sagten:


„Heute müssen wir hitzefrei haben, denn gestern waren schon 20 Grad


(Réaumur), heute aber sind es gar 25 Grad (nach Celsius)!“ – Auf diese Weise


hat die Reichsbank das deutsche Nationalvermögen von 400 Milliarden vor dem


Kriege auf mindestens 1000 Milliarden gesteigert, und zwar binnen fünf Jahren.
Und welch böse Sache ist es mit dem Zinsfuß! Steigt er, so verstärkt das den
Druck der Schulden. Sinkt er, so kann mehr Ödland unter den Pflug genommen 
und das urbare Land durch technische Verbesserungen ertragreicher gemacht 
werden, und dann – sinken die Preise und steigen die Löhne, weil viele 
Arbeiter nach dem neuen Siedlungsland abwandern werden, alles auf Kosten 
der Grundrente.
Läuft ein Handelsvertrag ab, so gehen die Zollkämpfe wieder los; ebenso ist es 
bei der Wahl neuer Volksvertretungen. Wird ein Kanal, eine Eisenbahn in der 
Gegend gebaut, so könnte das wohl vorteilhaft sein für die Abfuhr der 
Feldfrüchte, für die Ausbeutung der Kalk- und Lehmgruben, aber nicht für die 
Ausbeutung der Arbeiter. Denn diesen wird die neue Arbeitsgelegenheit den 
Rücken steifen, daß sie höhere Löhne fordern. Der städtische Grundrentner 
hingegen wünscht den neuen Bahnhof, das neue Finanzamt in seine Nähe, am 
liebsten auf sein eigenes Grundstück; und er ruft Himmel und Erde zu Zeugen 
des erlittenen Unrechts an, wenn das entgegengesetzte Ende der Stadt oder 
gar die Nachbargemeinde bevorzugt werden.


Unsicher und schwankend, wie des Grundrentners arbeitsloses Einkommen, sind


auch seine Gedanken. Die nationale Einigung 1871 mit den Brüdern gleicher


Sprache und gleichen Stammes war zwar eine herrliche Sache, aber so recht


erwärmte man sich nicht dafür. Denn konnte man im voraus wissen, ob die


gemeinsame Gesetzgebung gebührend Rücksicht nehmen würde auf das not-


leidende Grundrententum? Würden die Kirchen-
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und Schulverfassung bei den neuen Volksgenossen so unter Aufsicht der


Grundrentner stehen wie bei uns? Dann kam die Zeit der Weltpolitik. Schiffahrt


und Handel blühten auf. Aber ihr Aufschwung verbilligte die Frachten und erleich-


terte die Zufuhr überseeischer billiger Nahrungsmittel. Nun hieß es zwar, das


käme nicht nur den einheimischen Arbeitern, sondern auch den deutschen


Brüdern zugute, die in Kanada und Rußland ihren Weizen bauen. Aber was 


mußten diese Leute auswandern und mit dem deutschen Grundbesitzer in


Wettbewerb treten? Wären sie doch zu Hause in Ostelbien, in den


Zuckerfabriken der Börde geblieben! –


All diese Dinge sind in ihren Zusammenhängen und Folgen so dunkel und ver-


worren, daß es der Grundrentner für das beste hält, alles zu lassen, wie es ist,
beim liebgewordenen Alten zu bleiben, konservativ zu sein, selbst auf die Gefahr,


daß ihm dieser oder jener Vorteil dadurch entgehen sollte. Ein Sperling in der
Hand ist sicherer als eine Taube auf dem Dache.


Dazu kommt noch, daß ihm die Freizügigkeit versagt ist, wie er sie auch den


besitzlosen Arbeitern zu verkümmern trachtet; daß er selten hinter die Berge


schaut, hinter denen auch Leute wohnen. Inzucht verdirbt sein Blut, und zwar


nicht nur im hohen, sondern auch im niederen Stande; so sündigt er gegen die


Gesetze der Natur, um Grundbesitz und Grundrente zu sichern. –


Glücklich wird der Mann gepriesen, der auf eigner Scholle steht, mit den Füßen


fest in des Vaterlandes Boden wurzelt und sein Haupt nicht vor Menschen beugt.


Aber bei der heutigen Art des Bodenrechtes ist der Stolz des freien
Grundbesitzers nicht Menschenwürde, deren geistigem und sittlichem Adel jeder


neidlos Ehrfurcht zollt; sondern er gründet sich auf Vorrechte, auf arbeitsloses


Einkommen. Stellt diesen Mann auf sich selber, in den Wettbewerb der Arbeit


hinein, und er wird in der Not, wo er Manneskraft beweisen sollte,
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zusammenbrechen, weil er verwöhnt und verweichlicht ist. Der notleidende


Grundbesitzer, der so gut den harten Herrn zu spielen weiß, bettelt um Zölle und


zittert ums Wahlrecht. Schwankend wie die Grundrente ist seine Gesinnung.


Erst wenn der Bodenbesitz befreit ist von dem Druck wirtschaftlicher


Unsicherheit und von dem Vorwurf der Selbstsucht, dann kann er die herrlichen


Früchte bringen, die man jetzt vergeblich bei ihm sucht.


Marx, Helfferich und Erzberger.


Diese Überschrift sagt außerordentlich viel. Man braucht nur mit einigem Sinn


für die „Ironie der Geschichte“ einen Scherz daraus zu machen. Etwa so: Marx –


ein Helfferich im Erzbergwerk des Kapitalismus. Oder so: Der Helffer(ich)


Erzbergers ist Marx. Oder auch so: Helfferichs Mark(s) ist Erzberger.


Wer aber angesichts des heftigen Kampfes, den Helfferich und Erzberger mit-


einander und die Jünger Marxens gegen alle beide führen, unsere


Zusammenstellung für sehr gewagt und gezwungen halten und unsern ironi-


schen Scherz als schlechten Witz bezeichnen möchte, der sei auf folgende


Tatsachen verwiesen:


Marx bezeichnet Ware und Geld als Äquivalente. Man denke! Dabei setzt er


ohne Bedenken Gold für Geld.


Daraus folgt in einem, daß er, wenn nicht Vertreter, so doch Anerkenner der


Goldwährung und Verkenner des Geldwesens ist. Beides ist nicht zu trennen von


der Tatsache, daß seine Kapitaltheorie in ihrem Kerne falsch und die darauf auf-
gebauten Maßnahmen zur Überwindung des Kapitalismus wirkungslos sind. Ein


glatter Beweis dafür
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war die „Sozialisierung“ der „Eisenbahn-Signal-Bauanstalt von Max Juedel u.


Co., A.G.“ in Braunschweig.


Darüber berichtete seinerzeit die unabhängige Braunschweiger Landeskorrespondenz,


daß der Betriebsrat der Arbeiter und technischen und kaufmännischen Angestellten die


Sorge für die Sicherheit der angelegten Kapitalien und der finanziellen Betriebsmittel über-


nehmen und über die sich ergebenden „Überschüsse“ entscheiden würde, sodaß den


Kapitalgebern (Aktionäre) „lediglich (!) Anspruch auf eine entsprechende Verzinsung ihres


Anlagekapitals und einen Risikozuschlag“ bleibe. Gutgläubige Sozialdemokraten machen


uns gern den Vorwurf, daß unsere Sozialisierung des Geldes und der Grundrente nur eine


„Teilsozialisierung“ sei; sie könnten sich aber nur mit einer „Vollsozialisierung“ zufrieden


geben. Was diese Vollsozialisierung bedeutet, wie sie vor allem den Kapitalismus über-


windet, das haben die „rentablen Spartakisten“ (Physiokrat v. Mai d.J.) gezeigt. Und wer


daraus nicht zu erkennen vermag, daß die Vollsozialisierung den Pelz wäscht, ohne ihn


naß zu machen, dem sollte es endlich deutlich werden, wenn er erfährt, daß Rathenau,


Generaldirektor der A.E.G., und andere, die „was zu verlieren haben“, für die


Vollsozialisierung sprechen. Da wollen wir lieber bei unserer „Teilsozialisierung“ bleiben,


die mit sehr viel einfacheren Mitteln so außerordentlich viel mehr leisten wird.


Helfferich ist als Vertreter der Goldwährung und damit des kapitalistischen


Wirtschaftssystems bekannt. Aber nicht er und die Seinen haben den


Kapitalismus noch einmal für einige Zeit gerettet, sondern das haben Marx und


seine Jünger getan. „Und wenn es keinen Marx gegeben hätte, so hätte man ihn


erstehen lassen müssen, um die Aufmerksamkeit der Arbeiter durch Hinweis auf


einen Ausbeuter – das Industriekapital – von den tausend – Rentnern – abzu-


lenken, sagen die denkenden Kapitalisten. Marx ist ein Lamm in Wolfskleidern.


Marx ist die wahre Hochburg des Kapitals. Ohne Marx läge Mammon heute


besiegt am Boden.“ (S. Gesell in der Korrespondenz f. d. soz. Presse). Marxens


falsche Kapitaltheorie hat zunächst einen Teil der Arbeiterschaft zusammen-


gefaßt, um desto
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sicherer den anderen abzustoßen, und in der Revolution hat sich ja auch die


marxistische Lehre als Spaltpilz im Proletariat voll ausgewirkt. Und so hat man


jetzt das traurig-lustige Schauspiel, „daß die Wachen vor Mammons Tempel


durch die „rote Garde“ besetzt sind“. (D. Freistatt v. 30. 5. 18).


Und Erzberger? Sieht ihm nicht jedermann den Bourgeois-Kapitalisten mit sozia-
lem Einschlag an der Nasenspitze an? Und wer’s nicht sieht – hat nicht


Erzberger mit – heiligem Ernst in der Nat.-Vers. hervorgehoben, daß es gelte,


den – Zinsendienst sicherzustellen! Und bei seinen eigenen Millionen, über die er


verfügt, ist ihm das ganz sicher auch heute noch eine bitterernste Sache.


Marx – ein Lamm in Wolfskleidern; Erzberger – ein Wolf in Lammskleidern;


Helfferich – der Ablenker mit dem Ruf: Haltet den Dieb!


Wenn dieses Triumvirat sich einstens im Olymp zusammenfindet, dann wird es


Muße haben, das Augurenlächeln nachzuholen, das ihm auf dieser drangvoll-


fürchterlichen Erde nicht kommen wollte.


Ironimus.


(Pseudonym für S. Gesell / Die Red.)
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Das Ende des Schlachtefestes.


Von Thomas Münzer. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.)]


Das große Schlachtefest geht seinem Ende entgegen. Geopfert wurden die


deutschen Gläubiger, die Schmauser sind ihre Schuldner. Die Hälfte des vor dem


Kriege auf 400 Milliarden Goldmark geschätzten Vermögens war in Hypotheken,


Obligationen, Schuldverschreibungen, Versicherungsverträgen, Sparbüchern


usw. angelegt – 200 Milliarden Goldmark – die nun zu Papiergeld geworden sind,


von dem 10 Mark gleich 1 Goldmark sind. Zweihundert Milliarden Goldmark wur-


den also auf dem Schlachtefest geopfert – nur ein Zehntel, ein schäbiger Rest,


bleibt noch übrig. 180 Milliarden Goldmark gingen aus den Taschen der


Gläubiger in die der Schuldner. Von den Gläubigern hatten die Unternehmer,


Landwirte, Kaufleute 200 Milliarden Goldmark erhalten und dafür Waren, Aktien,


Äcker, Fabriken, Schiffe zu Friedenspreisen gekauft, die nun zum 10-fachen


Preis in die Aktiva eingestellt werden können – so daß die Schuldner mit dem


zehnten Teil von dem, was sie empfingen, sich aller Schulden entledigen können.


Der Papiergeldwirtschaftler, der frühere Vorsitzende des Vereins zum Schutze


der deutschen Goldwährung, der Ablaßhändler Tetzel-Helfferich [Und seine


Nachfolger! Darunter auch Erzberger. Erzberger und Helfferich sind nur insofern Gegner, als sie sich


gegenseitig die Schuld an den Folgen ihrer Taten zuschieben, in diesen Taten selbst sind sie völlig


gleich.   D.H.] sprach alle von Schuld und Sühne frei – auf Kosten der Gläubiger,


unter denen sich Millionen von Leuten befinden, die infolge ihres Alters nicht


mehr arbeitsfähig sind und die im Glauben an den „inneren Wert des Goldes“


oder an die Macht des Helfferischen Vereins, der deutschen Währung alles


anvertrauten, was sie für ihre alten Tage gesammelt hatten.


Wo sind diese 200 Milliarden Goldmark geblieben? Ein bedeutender Teil erhielt


den Namen „Kriegsgewinn“; ein anderer verwandelte sich in hohe Dividende,


oder ist als „stille Reserve“
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noch nicht ans Licht gezogen worden. [In der Bilanz werden die Aktiva aus der Friedenszeit


vielfach noch zu Friedenspreisen aufgeführt.   D.V.] Der Löwenteil aber ist für die Deckung


der jetzigen Betriebsverluste verwendet worden; er ist durch Putsche, Streik,


Sabotage, Stillegung, Phantasielöhne verjuxt, versozialisiert worden.


Man hat sich oft gewundert, daß trotz Krieg und Papiergeldwirtschaft, trotz


Kriegsgewinne, Schieber und der ins Maßlose gestiegenen allgemeinen


Handelsprofitrate (Nebenerscheinung des Mangels an einer geordneten


Währung) die Industrie nicht schon lange zusammengebrochen ist. Man vergaß


die Zuschüsse, die den Unternehmern durch die Entwertung ihrer Passiva aus


den Taschen der Gläubiger durch das Helfferische Papiergeld geleistet wurden.


Zusammengebrochen sind allerdings viele, die Millionen alter Kleinrentner, die


aus Schwäche nicht mehr viel Krach machen können und die man darum leicht


vergißt. (Eine löbliche Ausnahme, eine einzige in der Masse der N.-V. [National-


Versammlung] bildet der Abg. Alexander Schneider-Franken, der sich dieser


bedauernswerten Leute angenommen hat). Aber jetzt, wo der Reptilienfonds bis


auf 10 Prozent zusammengeschrumpft ist, naht auch den Unternehmern der


Zusammenbruch. Dort, wo keine Passiva mehr sind, kann auch die
Papiergeldflut nicht mehr helfen. Aus dem Reste von 10 Prozent der Passiva


können die Betriebsverluste nicht mehr lange gedeckt werden. Die Kosten der


Streike, Putsche, Sabotage, der gewaltigen Handelsprofitrate, der


Sozialisierungspfuschereien, der Zwangswirtschaft, der Valuta-Agiotage usw. die
müssen von jetzt ab aus den Betrieben selbst herausgewirtschaftet werden, ent-


weder durch Lohnkürzung oder verbesserte Leistungen. Dividenden gibt es nun


für lange Zeit nicht mehr, auf deren Kosten man noch wirtschaften könnte, und


andere Quellen zur Deckung der Betriebsverluste sind nicht da.


Das Schlachtefest naht seinem unausweichlichen Ende. Der Reptilienfonds der


deutschen Unternehmer ist geleert – schon schimmert durch den schäbigen Rest


der Boden durch, und jeder kann es lesen, was dort geschrieben steht:


Zusammenbruch und Untergang.
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Wegelins Kritik der Freigeld-Zinstheorie.


Die Zinstheoretiker von Ruf (gibt es die?) fühlen sich, wie es scheint, noch


immer unsicher und schicken zur Verteidigung ihrer Position lieber Pioniere vor-


aus. Wegelin hat den Mut, den Pioniere brauchen. Er geht gerade aufs Ziel los.


Durch einen Stoß ins Herz sucht er die Sache zu erledigen. Mit sicherem Blick


hat er die Säule entdeckt, die, wenn sie nachgibt, den Sturz des ganzen


Freiland-Freigeldbundes nach sich ziehen muß. Und das wäre heute schon ein


schöner Strauß.


Die Freigeld-Zinstheorie steht und fällt mit der Behauptung, daß das herkömm-


liche Geld mehr ist als ein einfaches „Äquivalent“, daß es von den Waren, denen


es als unentbehrliches Tauschmittel dient, einen Tauschtribut, ein Brückengeld =


Zins erhebt und daß dieser Geldzins sich auf alles überträgt, was des Geldes


bedarf – auf die gesamte Volkswirtschaft. Marx zweifelt die Äquivalenz von Ware


und Geld überhaupt nicht an, Wegelin sucht sie nachzuweisen, die


Freigeldtheorie verneint sie. Ja, die Freigeldtheorie sagt sogar, daß für den


Sparer, die Sparkassen, die Geldinstitute, die Notenbanken die meisten Waren


und das Geld in keiner denkbaren Proportion äquivalent sein können. 


(s. N.W.O.).


Die Freigeldtheorie weist nach, daß die Inhaber des Geldes gegenüber den


Inhabern der Waren den Vorzug der Unverwüstlichkeit ihres Gutes haben, daß,


wenn die Tauschverhandlungen (Ware Geld) sich zerschlagen, nur die


Warenbesitzer einen Schaden haben, insofern als die Waren sich nur mit stetig


wachsenden Kosten aller Art bergen lassen, während die Geldbesitzer ruhig


ohne unmittelbaren Schaden warten können, bis die Warenbesitzer, mürbe


gemacht, zu neuen Verhandlungen auf Grundlage der Marxschen allgemeinen


Tauschformel G.W.G’. sich geneigt zeigen.


Wegelin verneint diesen Vorzug des Geldes gegenüber den Waren nicht aus-


drücklich. Er sagt aber, daß, wenn er besteht, er ohne Belang sei, weil der
Vorteil, den sich der Geldbesitzer beim Einkauf der Waren bezahlen lassen kann,
beim Verkauf der Waren wieder verloren gehe.


Schon viele haben mir diesen Einwand gemacht – sie übersehen alle, daß die


Warenerzeuger, durch Zeit und Raum getrennt, unbedingt darauf angewiesen


sind, dem Kaufmann ihre Produkte zu übergeben. Der Kaufmann aber über-


nimmt die Ware nur unter der Bedingung, daß er sie mit Zins belastet an den


Verbraucher abgeben kann. Der Konsument, der mit Geld die Ware vom


Kaufmann ersteht, kann sich bei den Verhandlungen um den Preis nicht auf die


Unverwüstlichkeit seines Geldes berufen, denn er braucht ja die Ware persön-


lich, und die Marktlage ist aller Regel nach so, daß der Konsument dem


Kaufmann das G’. bewilligen muß. Hat doch der Kaufmann diese Marktlage


selbst dadurch geschaffen, daß er die Übernahme der Waren vom Produzenten


so lange verzögerte,
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bis daß Produzent oder Konsument in den Abzug oder Zuschlag einwilligte.


Wenn es heißt, der Kaufmann „ließe sein Geld arbeiten“, so besteht diese Arbeit


eben in der Vorbereitung der Marktlage für die Erhebung des G’. Der


Verbraucher schimpft über den hohen Preis, er schränkt unter Umständen seine


Einkäufe ein oder begnügt sich mit minderer Güte, doch kehrt er nicht mit leeren


Händen heim. Der Händler dagegen bringt von der Börse, von den Märkten nur


dann Ware mit – wenn der Preis, den er vom Verkauf erwartet, Raum für den


Zins des Geldes läßt, nebst dem regelrechten Lohn seiner Arbeit. Das ist seine


Bedingung, und seinen Willen setzt er ganz regelmäßig damit durch, daß er sich


einfach auf die Unverwüstlichkeit seines Geldes beruft. Der Zins des Geldes, des


kaufmännischen Handelskapitals erscheint in der Kostenberechnung der Waren


als erster Posten in der Reihe der Handelsunkosten, und zwar als


Selbstverständlichkeit. Ist der Warenumsatz 500.000, das Kapital 100.000, der


Umsatz also ein fünfmaliger im Jahr, so werden die Preise mit 1% Zins belastet


und mit 5%, wenn der Umsatz nur einmal jährlich erfolgt.


Diesen Zins erhebt der Kaufmann offenbar vom Erzeuger oder Verbraucher,


also von den Waren. Der Kaufmann erhält für das Geld vom Erzeuger 10 Pfund


und verlangt vom Verbraucher dasselbe Geld zurück für 9 Pfund. Den


Unterschied behält er für den Zins des Geldes und für seine Arbeit. Da die


Verbraucher zugleich Erzeuger sind, so kann man sich den Vorgang so denken,


daß sie je 10 Pfd. dem Kaufmann übergeben und je 9 Pfd. vom Kaufmann erhal-


ten. Dieses 1 Pfd. ist nicht reine Entlohnung des Kaufmannes für seine Arbeit,


denn es enthält ja den Zins des Geldes, womit der Kaufmann „arbeitet“. Wären


Geld und Ware „volle Äquivalente“, täte das Geld nichts anderes, als die Waren


austauschen, wie Marx sagt, so dürfte der Kaufmann nur den Lohn seiner Arbeit


fordern.


Stud. jur. R.H. machte vor Jahren einmal den Einwand, daß der Zins, den das


Geld erhebt, eine einfachere Erklärung zuläßt, als die, die ich als Urzinstheorie


gebe. Er sagte: Das Geld ist zugleich allgemeines Sparmittel. Die Sparer halten


das Geld fest und geben es nur gegen Zins dem Verkehr zurück. So haben die


Kaufleute immer nur zinsbelastetes Geld zur Verfügung. Ohne den Zins würde


das Geld bald in den Sparbüchsen restlos verschwinden, wie das ja auch im


Mittelalter als Folge des päpstlichen Zinsverbotes geschah. Da auf diese Weise


die Kaufleute selber das Geld verzinsen müssen, so können sie auch nach allen


Gesetzen des Wettbewerbs den Zins dieses Geldes den Handelsspesen


zuschlagen, wie die Kaufleute aus den gleichen Gründen die Zölle, die


Ladenmiete usw. in den Warenpreisen sich erstatten lassen.


Nach dieser Auffassung wäre es dann nicht nötig, den Geldzins auf eine


Supervalenz des Geldes zurückzuführen.


Diese Darstellung müßte mit der Erklärung vervollständigt werden, warum der


Kaufmann den Zins, den er zahlt, auch als Generalunkosten wieder erheben


kann, denn es ist doch klar, daß es nicht genügt, wenn die Sparer einfach
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Zins fordern, um auch dem Kaufmann ohne weiteres die Erhebung des Zinses


von den Waren möglich zu machen – und warum bliebe dann die Zinsforderung


auf 5% stehen? Die Darstellung führt auch zu der Folgerung, daß, wenn den


Kaufleuten das Geld von einer Notenbank zu ermäßigtem Zinsfuß oder gar zins-


frei zur Verfügung gestellt würde, dann die Kaufleute auch keinen Zins mehr


erheben könnten.


Diese Folgerung diente seinerzeit Flürscheim zu seinen Vorschlägen, die übri-


gens vorher schon und seitdem noch immer von ungezählten Anderen in tausend


Varianten gemacht wurden und werden. Sie führt zu unmöglichen Zuständen, die


gesetzmäßig über kurz oder lang den Bankrott der Währung nach sich ziehen.


(S. N.W.O. S. 194)


(Anmerkung: Die Unbeschränktheit der zinsfreien Darlehen führt zur Inflation.


Die Beschränktheit aber wäre wieder ein Monopol, ein Mittel Geldzins zu er-


heben.)


Weil es sich also hier um eine Unmöglichkeit handelt, können wir die


Hubersche Hypothese auch nicht als Arbeitshypothese verwenden, um zu er-


forschen, ob die Kaufleute auf die Erhebung des Geldzinses verzichten müßten,


wenn ihnen das Geld (das heutige unverwüstliche Geld) zinsfrei zur Verfügung


stände – sei es als Eigentum, sei es als Darlehen.


Es handelt sich hier um die Frage: Ob der Kaufmann den Zins für die


Sparkassen erheben kann, weil er kraft einer Supervalenz des Geldes die Waren
mit Zins belasten kann, oder ob er diesen Zins bezahlt und von den Waren


erhebt, weil die Sparkasse den Zins von ihm fordert. Würden die Kaufleute, das


ist hier die entscheidende Frage, keinen Zins erheben können, weil sie alle nur


mit eigenen Betriebsmitteln arbeiten – also keinen Zins zu zahlen brauchen?


Würden sie, in erster Linie diejenigen Kaufleute, die nur die Konjunktur berück-


sichtigen, aber keine Rücksicht auf Kundschaft zu nehmen haben, die Leute, die


an den Börsen rücksichtslos alle Möglichkeiten ausbeuten, die auch zielbewußt


eingreifen (Spekulanten), würden sie die Möglichkeit, durch Sperrung des Geldes


die Marktlage zu ihren Gunsten zu beeinflussen – nicht ausnutzen? Wer hierüber


im Zweifel ist, der möge sich mit einer Anfrage an Morgan, Rockefeller & Co.


wenden.


Eine Frage möge dieses Gebiet noch besser beleuchten. Geben die


Grundbesitzer den Boden zinsfrei her – weil sie keinen Hypothekenzins zu zah-


len brauchen? Wenn es keine Hypotheken gäbe, wäre da die Grundrente einen


einzigen Rappen geringer? Der Grundbesitzer sagt: Wenn mir keine Pacht


bezahlt wird, so schicke ich die Pächter fort. Und so sagt der Geldbesitzer: Kein


Zins – kein Geld – kein Tausch. Aus den so willkürlich geschaffenen


Verlegenheiten der Pächter und Warenerzeuger schlagen dann die Grund- und


Geldbesitzer den Boden- und Geldzins.


Den schwächsten Punkt der Freigeldtheorie nennt Wegelin die Meinung, daß


mit Einführung des Freigeldes, mit der Beseitigung der vom herkömmlichen Geld
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ausgehenden Hemmungen das Sachkapital so weit vermehrt werden könnte,


daß unter dem Drucke stärkeren Angebots der Zins auf Null fallen würde. Er


beruft sich auf Untersuchungen Mengers, Boehm - Bawerks, Cassels, und läßt


unerwähnt, was ich in dieser wichtigen Frage sage. (N.W.O. S. 341/361). Hier


nur die Frage: Wenn der Zins des Gesamtkapitals (also jährlich 5% der ganzen


Schweiz) statt von Rentnern für persönliche Zwecke verbraucht zu werden, rest-


los in Sachkapital verwandelt würde (Kapitalisierung des Zinses), wenn also das


Kapital der Schweiz sich alle 20 Jahre verdoppeln würde, wenn mit Hilfe des an


die Rentner heute abgetretenen Zinsgeldes alle 20 Jahre neben der Stadt Zürich


eine zweite ebenso große Stadt gebaut würde – ob da wirklich das Angebot von


Sachkapital noch nicht groß genug sein würde, um den Zins auf Null zu drük-


ken? Diese gefährliche Frage haben Cassel und Boehm - Bawerk nie gestellt.


Die Freigeldtheorie stellt sie – und auf sie hätte Wegelin antworten sollen.


Und dann die Frage, die doch heute besonders nahe liegt: Warum hört das


Bauen von Mietswohnungen auf, wenn der Zins der Wohnung unter 5% fällt –


trotzdem es nicht an Mietern fehlt, trotzdem die Bauarbeiter oft zu Tausenden


arbeitslos sind? Warum spricht man in kapitalistischen Blättern von Baupest und


Bauwut, von der Notwendigkeit einer Bausperre, wenn unter dem Drucke wach-


senden Angebots der Zins der Wohnungen unter die 5% zu fallen droht oder gar


schon gefallen ist? Stößt diese einfache Tatsache nicht alle Berechnungen


Boehm - Bawerks und Cassels um? Ist nicht jede Wirtschaftskrise, die durch ein


Zurückgehen des Zinsfußes hervorgerufen wird, Beweis für die Richtigkeit mei-


ner beiden Behauptungen: 1. daß es einen Urzins gibt; 2. daß nach Beseitigung


desselben der Sachzins in absehbarer Zeit (15 – 20 Jahre?) in einem Meere


neugeschaffenen Sachkapitals ersaufen soll und ersaufen wird.


Planlosigkeit?


Aus staatssozialistischen Kreisen tönt uns oft der Vorwurf entgegen: Ihr wollt


die Planlosigkeit der heutigen Produktionsweise erhalten, ihr schützt die heutige
Anarchie in der Produktion. Nach dem „Plan“ der Sozialbürokratie (die es binnen


2 Jahren in Deutschland auf 23.000 Seiten Vorschriften gebracht hat), sollen


Produktion und Konsum behördlicher Zwangswirtschaft unterworfen werden,


während in der freien Wirtschaft, die der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund


anstrebt, die Produktion dadurch mit dem Konsum in Übereinstimmung gebracht


wird, daß dort, wo es fehlt, die Preise anziehen, d.h. aus der natürlichen, von


den Produktionskosten hergestellten Rangordnung gehoben werden, was wie
eine Produktionsprämie wirkt. Selbstverständlich können Störungen dieses


Planes durch elementare Ereignisse nicht verhindert werden, wie es auch im


Reiche der Bürokraten nicht immer zur rechten Zeit
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regnen wird. Jedoch liegt es wieder im Plane der Geldwirtschaft, daß sich Über-


schuß und Mangel der einzelnen Länder automatisch durch den freien Handel


ausgleichen, was in der Bürokratie ganz gewiß nicht mit der hier gebotenen


Findigkeit und Schnelligkeit verlaufen wird. Der Bürokrat schläft, der freie


Kaufmann wacht, und während der Bürokrat schläft, verfaulen die Kartoffeln, die


hier überschüssig sind und dort fehlen.


Wir haben heute da und dort die „Planwirtschaft“ – in Deutschland, in Rußland.


Und welche Mittel stehen dort den Bürokraten zur Verfügung, um in den einzel-


nen Produktionszweigen die Leistungen zu erhöhen, wenn es sich als nötig


erweist? Die heutige deutsche Planwirtschaft zahlt Frühdruschprämien, Lenin


zahlt für Qualitäts- und für besonders notwendige Arbeiten höhere Löhne. Da


haben wir es! Die Planwirtschaft bedient sich genau desselben Motors, den auch


die angeblich „planlose, anarchistische“ heutige Produktionsweise benutzt!


Mit einfachen, sich automatisch einstellenden Preisdifferenzen, die oft nicht
1/4% ausmachen, wird in der Geldwirtschaft die Produktion von einem Gebiet auf


das andere herübergeleitet. Was hier automatisch und beinahe unbemerkt


geschieht, dazu braucht die Planwirtschaft einen Rat ehrgeiziger Politiker,


Bürokraten, braucht Uniformen, Aufseher, Topfgucker, kurz, die Pest dieses


Jahrhunderts. Der Beamtenapparat der Planwirtschaft wird 30 – 40 – 50% der


Produktion kosten, und es werden nicht die schlechtesten Bissen sein, die die


Oberbonzen vorwegschnappen.


Die Mängel der heutigen Wirtschaft sind himmelschreiend, und es ist zu verste-


hen, daß der Ruf nach Plan sich lauter und lauter erhebt und die Bürokratie bei-


nahe lieber ertragen wird als die Anarchie, wie sie bei uns von 1914 bis 1918


ganz besonders herrschte. Aber die Mängel der heutigen Wirtschaft, die die


Marxisten planloser Produktion zuschreiben, rühren allerdings von einer


Planlosigkeit her, nämlich von der planlosen Geldverwaltung, der rein empirisch


geleiteten Währungspolitik. Daher war auch die Verwirrung damals am größten,


als die Nationalbank am scheußlichsten pfuschte, trotzdem nie so wie in dieser


Zeit „planmäßig“ gearbeitet worden ist und eifrige Sozialbürokraten angesichts


der Stöße von Reglementen und Vorschriften das begeisterte Wort sprachen:


„Sozialismus wohin wir blicken.“


Während sich die Privatwirtschaft von den Preisen leiten läßt (siehe oben),


kümmert sich die Währungspolitik überhaupt nie um die Preise. Pfuscherhänden


übergeben, stört die planlose Währungspolitik allenthalben unausgesetzt den


Wirtschaftsplan der Produzenten und erzeugt so die Zustände, die als „planlose


Produktion“ den kurzsichtigen Kritikern der freien Wirtschaft auffallen [Siehe dazu


den Abschnitt in der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“: „Das Geld wie es ist.“]. Dort, wo das


Metallgeld eingeführt ist, sind es die Schwankungen der Produktion dieser


Metalle (neben den Schwankungen der Umlaufsgeschwindigkeit und den


Geldsurrogaten), die die Tätigkeit der Produzenten stören, dort, wo es sich um


Papiergeld handelt, ist es die vollkommene Planlosigkeit der Währungspolitik.
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Hier soll darum die absolute Währung eingreifen, die Währungspolitik soll in


den Plan der ganzen Wirtschaft eingebaut werden und sich am Plan dieser


Wirtschaft orientieren. Sie soll sich nach den Preisen richten. Dann wird sie – die


absolute Währung – den Plan der freien Wirtschaft krönen, und dann wird der


großzügige Plan, dessen Konturen heute nur den Helläugigen sichtbar sind,


auch dem blöden Auge erkennbar werden.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell / Die Red.)


Die Vermögensabgabe 


und die Interessen der „Partei“


Der Proletarisierungsprozeß „subjektiv genommen“ (Busch) ist ohne Zweifel


wohl das Schlimmste, was dem Menschen zustoßen kann. Es ist der Anfang


vom Ende und die, die das wissen, gehen darum lieber entschlossen in den Tod,


als sich diesem Prozeß zu unterwerfen. Wenn das Proletariat an Zahl zunimmt,


so liegt das nicht daran, daß sich das Proletariat am Leben erhalten oder gar


vermehren kann. Das Proletariat trägt seinen Namen mit Unrecht. Es vermehrt


sich aus eigener Kraft. Ohne den Zustrom aus anderen Schichten würde das


Proletariat in der 3. Generation aussterben. Es ist eben falsch, eine optimistische


Täuschung, wenn die Marxisten behaupten, der Proletarier erhalte an Lohn, Luft


und Sonne das zum Leben und zur Fortpflanzung Nötige. Die Grabsteine der


Proletarier zeugen gegen diese Lohntheorie.


Trotz dieses schauerlichen Tatbestands erhofft der Marxist das Heil vom


„unaufhaltsamen Proletarisierungsprozeß“. Nur mit Proletariern kann Marx das


gelobte Land erreichen. Proletarier sollen den Zukunftsstaat bauen, Proletarier,


denen die kapitalistische Ausbeutung den Schwindsuchtskeim in die Brust


gesenkt hat.


Einen anderen Weg kennt der Marxist nicht. Darum freut sich der Marxist,


wenn die durch die Schwindsucht gelichteten Reihen immer wieder durch neue


proletarisierte Massen aufgefüllt werden. Darum hat er auch kein Interesse


daran, irgend etwas zu tun oder zu fördern, was den Proletarisierungsprozeß


hemmen könnte. Im Gegenteil, alles, was solche Entwicklung fördert, das liefert


Wasser auf seine Mühle. Krieg, Börsenraubzüge, Krisen, alle Plagen Ägyptens


sind darum dem Marxisten hochwillkommene Geschehnisse und es wäre vielle-


icht ganz angebracht, eine Untersuchung darüber anzustellen, wie weit der


Wunsch, den Proletarisierungsprozeß zu fördern, die wissenschaftlich orien-


tierten sozialdemokratischen
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Parteienführer damals in solch begeisterte Anhänger der Kriegserklärung umge-


stimmt hat. Jedenfalls muß jeder, der von der Proletarisierung der Volksmassen


den Zukunftsstaat erwartet, Anhänger des Krieges wie aller Unzucht sein. Und


wäre die Folter ein Mittel, um das Volk noch schneller ins Proletariat hinabzu-


stoßen – der Marxist müßte sich im Interesse des Zukunftsstaates auch dieses


Mittels bedienen. Und so muß man sagen: Ist der Weg zum Zukunftsstaat mit


Gerippen von Schwindsüchtigen gepflastert, so zwingt der Verstand den


Marxisten, alles zu tun, nichts zu unterlassen, was das arme Volk zum Gerippe


macht. Darum, wenn sich heute mit der Vermögensabgabe eine Gelegenheit


bietet, breite Schichten des Volkes in die proletarische Unterwelt hinabzustoßen,


so muß der zielbewußte Marxist, will er nicht in Widerspruch mit seiner Lehre


geraten, diese Gelegenheit wahrnehmen. Er wird also die Vermögensabgabe so


verteilen, daß möglichst viele von ihr erdrückt werden und der Partei dadurch


neuer Zuwachs erfolgt. Er wird also gegen sein natürliches Empfinden, vom


Marxismus besessen, die großen Vermögen schonen, die kleinen dagegen


unbarmherzig fassen. Tut er es nicht, so handelt er verräterisch an seiner Lehre,


seinem Glauben, seiner Partei. Die Vermögensabgabe wirkt, je nachdem wie sie


gehandhabt wird, entweder in der von den Marxisten ersehnten Richtung oder


dieser entgegengesetzt. Man kann mit ihr sowohl den Proletarisierungsprozeß


wie auch den kapitalistischen Konzentrationsprozeß hemmen oder fördern.


Was soll nun der Zielbewußte tun? Soll er die kleinen Leute schonen, soll er


zur Rettung von hunderttausend selbständigen Existenzen den Millionär schärfer


fassen? Soll er sich in diesem Falle der Führung seines Menschenherzens oder


seines Parteiverstandes anvertrauen? Soll er durch Schonung der kleinen Leute


den angeblich für den Zukunftsstaat unentratbaren Konzentrationsprozeß des


Kapitals, den Proletarisierungsprozeß der Massen eigenhändig sabotieren?


Hoffen wir, daß er das tut und bei der Gelegenheit eine Antwort auf die Frage


suchen wird, ob eine Lehre, die ihn vor ein solches Dilemma stellt, wirklich echt


oder wahr sein kann.


Wir Physiokraten kennen dieses Dilemma nicht. Unser Zukunftsstaat wird nicht


von Proletariern bevölkert. Wir haben es nicht nötig, um zu unserem Ziele zu


kommen, das ganze Volk ins Verderben, in die proletarische Hölle zu stürzen.


Wir wollen umgekehrt alle Proletarier, ohne auch nur einen einzigen zu


vergessen, aus den Saugarmen der sie umschlingenden kapitalistischen Krake


befreien, sie aus ihren Höhlen zur Sonne heben, ihnen Kraft und Macht geben,


Eigentum, frei verfügbares persönliches Eigentum, zu erwerben, sie zurückver-


wandeln in freie, selbständige Vollbürger eines klassenfreien, wahren


Volksstaates.


Darum wissen wir auch genau, wie wir uns zur Vermögensabgabe zu verhalten


haben. Diese Vermögensabgabe darf den Proletarisierungsprozeß nicht fördern.


Kein einziger neuer Proletarier darf aus ihr entstehen.
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Vaterland und Kommunismus (Handschriftliches
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<221>


<Repro>


Vaterland und Kommunismus.


Vor 50 Jahren schlugen sich noch die deutschen Stämme Preußen, Sachsen,


Hannoveraner, Österreicher, Bayern unter Führung ihrer Fürsten von Gottes


Gnaden und von lakaienhaft aufgeputzten Generälen, wie besoffenes Gesindel


gegenseitig in blinder, echter Wut die leeren Köpfe ein.


Heute ist es wieder so, nur daß die Generäle ein sozialistisches Mäntelchen


umgehängt haben und daß ihre Angriffe unmittelbarer auf den Magen gerichtet


sind. Die deutschen Stämme, die am besten versorgten an der Spitze, sperren


sich wirtschaftlich gegenseitig ab, verteidigen ihre Vorräte gegen die vom Hunger


gequälten „Brüder“. Was ging es die wohlversorgten Bayern an, daß die Sachsen


hungerten? Kein Gesindel hat sich je eigensinniger benommen. Freilich hier han-


delt es sich um den bayrischen, den preußischen „Staat“, jedoch, ich glaube, daß


die Kommunisten und organisierten Sozialdemokraten nicht anders als die


Staaten handeln würden. Den Beweis dafür haben wir in der Tasche. Wir mach-


ten den Kommunisten den Vorschlag der Lohngemeinschaft, durch die der


Hunger auf alle gleichmäßig verteilt, auch auf die Führer verteilt worden wäre.


Wir wurden jedesmal ausgelacht und je ernster wir es mit diesem wirklich kom-


munistischen Vorschlag nahmen, um so herzlicher, ehrlicher, aufrichtiger lachten


die, die sich für Kommunisten ausgaben.


Der Beweis ist also erbracht, daß auch der Lump, der heute frech und dreist


den Namen Kommunist usurpiert, sich
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neben verhungernden Genossen (von hungrigen Feinden gar nicht zu reden) satt


essen kann – genau wie der satte bayrische Bauer neben dem dürren sächsi-


schen Weber. Reicht die Vaterlandsliebe niemals bis an den Geldbeutel der


Kapitalisten heran, so auch nicht die brüderliche Gesinnung bis an den Magen


der Kommunisten.


Sagt doch die Wahrheit! Mich ekelt eure Heuchelei. Kommunisten seid ihr,


wenn es sich um das Eigentum anderer handelt, sobald euer ehrlich erworbener


Lohn in Frage kommt, so laßt ihr Brüder Brüder sein. Was? Lump! Du wagst zu


widersprechen? Warte, daß ich dich gegen die Wand drücke, bis daß du einge-


stehst, daß euer Gerede von Brüderlichkeit und Menschenliebe ebenso leer,


ebenso heuchlerisch ist, wie die kapitalistische Phrase von der Vaterlandsliebe.


Schlagworte sind es, mit denen man eure Aufmerksamkeit vom wahren Feind


ablenkt. Durch Vermittlung eurer harmlosen Führer geben euch die Kapitalisten
ein Programm, von dem sie wissen, daß seine Durchführung ewig an der Natur


der Menschen zerschellen muß. Gestern hieß dieses Programm Christentum,


heute heißt es Kommunismus. Hat einer von Euch je einmal einen Christen


gesehen? Nein – wie kommt ihr nun dazu, an das Dasein von Kommunisten zu


glauben? Es ist kein Unterschied zwischen Christentum und Kommunismus.


Da es keine Kommunisten gibt, so ist das kommunistische, genau wie das


christliche Ziel unerreichbar – und so steht darum das Kapital im Schutze – 


früher der Christen, jetzt der Kommunisten – Die rote Garde – als Schutzpatron


vor Mammons Tempel! Seit 2000 Jahren steht sie da einmal in dieser, ein ander-


mal in jener Uniform, aber immer mit der Parole „Jenseits“, mit der Losung


„Brüderlichkeit“ – wehren sie alle ab, die, wie die Physiokraten in Mammons


Tempel einzudringen versuchen.


Ein Programm für Engel ist euer kommunistisches Programm, kein Programm 


für das ekelhafte Produkt einer 2000jährigen kapitalistischen Wahlzucht. Wie


Haustiere, auf Arbeitskraft und Dummheit seid ihr als Leibeigene gezüchtet 


worden. Schaut euch doch im Spiegel und dann sagt mir, ob mit solchen


Zuchtprodukten ein kommunistischer Staat zu gründen ist, der nichts anderes


voraussetzt, nichts anderes gebrauchen kann als Liebe, großherzige, warm-


blütige, tiefgründige allgemeine Menschenliebe!


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S.Gesell / Die Red.)
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Einladung!


Öffentlicher Vortrag der Freiwirte u. Physiokraten


am Freitag, d. 4. Mai abends 7 Uhr 30 in der


Oberrealschule Niederwallstr. 12 am Spittelmarkt


Thema: Das Versagen der Stützungsaktion.


Redner Herr Hans Timm, Rehbrücke. Die Einberufer.


Die Physiokratie


will das Proletariat ausrotten.


Wir Physiokraten sind entschlossen, Euch Proletarier, Stiefkinder unserer


Gesellschaft, restlos auszurotten und spurlos in einem Meer von Wohlstand und


Lebensfreude aufgehen zu lassen. Kein einziger eures unglücklichen Standes


soll übrig bleiben. Die Physiokratie duldet in ihrem Machtbereich keinen Hunger,


Elend, Jammern und Stöhnen. Auf dieser paradiesischen Erde voll Sonne und


Herrlichkeit soll für Menschen ohne Eigentum, Wohlstand und Lebensfreude kein


Platz mehr sein.


Packt Eure Sachen zusammen und bereitet Euch vor unter dem Zeichen von


Freiland, Freigeld, Festwährung zum Einzug in den von aller Ausbeutung gerei-


nigten, von der Sonne strahlender Gerechtigkeit durchwärmten


Gesellschaftszustand der neuen Zeit.


Fort mit Euch, die Ihr alles, was das Leben bietet, immer nur von außen wie


die Schaufenster betrachten dürft und die Ihr zudem noch jetzt durch den


Zusammenbruch der marxistisch-kommunistischen Experimente aller Hoffnung


beraubt wurdet und verzweifelt in die düstere Zukunft schaut! Fahret dahin, Eure


Armseligkeit entwürdigt die Natur.


Auf dem Aussterbeetat standet Ihr so wie so schon immer. Das wußtet Ihr


auch. Die Verzweiflung, die Aussicht auf den sicheren Tod und Untergang, nicht


aber die Hoffnung auf das kommunistische Paradies war es, aus dem Euch Eure


Stoßtruppen erwuchsen. Lieber ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken ohne


Ende. Der Untergang, die Schwindsucht ist heute die letzte Hoffnung jedes klar-


sehenden Proletariers!


Wie verträgt sich aber mit solcher Hoffnung noch die Tatsache, daß Eure


Führer Euch auf dem Wege der Majorität und der damit zu erringenden politi-


schen Macht, manchmal sogar auch noch auf dem Wege der „Natürlichen


Entwicklung“, hier also auf dem Wege des Todes, Eurem Ziele,  dem


Zukunftstaat zuführen wollen? Besucht die Schlachtfelder der Industrie,  dort auf


dem Friedhof der Tuberkulose liegt eure Zukunft, der wahre


223







marxistische Zukunftsstaat! Sind Euch die Statistik, die Friedhöfe, ja sogar die
Spiegel kein genügender Beweis, daß Ihr Euch auf Holzwegen bewegt? Auf dem


Wege der Schwindsucht gelangt man doch nicht zur Majorität. Majorität heißt


sich vermehren, in guten Verhältnissen leben, sich vom Schmarotzertum befrei-


en. Majorität heißt aber auch weiter immer neue Werbekraft entfalten und immer


größere Kreise des Volkes für das Ziel gewinnen. Eure Majorität ist die der


Särge, nicht die der Wiegen. Eure Reihen lichten sich, würden sie nicht immer


durch den Proletarisierungsprozess neuer Schichten des Volkes ergänzt, Ihr


wäret schon lange restlos ausgestorben. Wenn es nicht anders wird, werdet Ihr


ewig weit vom Ziel zusammenbrechen. Niemals aber seid Ihr je so weit vom


Ziele gewesen, wie heute. Wollt Ihr leben und Euer Geschlecht erhalten, so


schafft Zustände, die Euch zunächst vor der Schwindsucht, vor der


Wohnungsnot, vor Hunger und Kälte beschützen. Hierzu aber gehört die politi-


sche Macht, eine ganz gewaltige Erweiterung Eurer Kreise. Die Einheitsfront


aller Schaffenden gehört dazu. Und glaubt Ihr etwa, daß Ihr mit Eurem


Programm solche Einheitsfront schaffen könnt? Nur Leute, die nichts mehr zu


verlieren haben, werdet Ihr mit dem kommunistisch–marxistischen Programm an


Euch locken.


Streben Eure Führer ernstlich noch nach der Einheitsfront? Laßt Euch nicht


täuschen! Eure Führer fürchten sich vor dem Tage, wo ihnen die politische Macht


zufallen könnte, vor dem Tage, wo es heißt, die Worte in Taten umzusetzen. Oh,


sie fürchten diesen Tag, wie der ungenügend vorbereitete Kandidat das Examen.


Sie fürchten sich vor diesem Tage, weil sie wissen, daß ihr Programm undurch-


führbar ist und weil sie, nun im Besitze aller politischen Voraussetzungen, nicht


vor das Volk treten wollen mit dem Bekenntnis, daß sie sich unfähig fühlen zur


Tat. Und sie haben recht, diesen Tag zu fürchten, denn Ihr werdet sie nach 


solchem Bekenntnis sicherlich erwürgen. Es darf also niemals zur Einheitsfront


kommen! Hört Ihr! Es darf nicht! Und die Erfahrung hat es uns ja schon bewie-


sen, daß so oft die Möglichkeit am politischen Himmel auftauchte, daß die politi-


sche Konstellation Euren Führern die Macht in die Hände spielen könnte, daß


dann wie auf Verabredung die Spaltung eintrat. Auch in Zukunft wird es so sein.


Auch die Nürnberger Einigung ist für solches Ereignis schon vorbereitet. Wenn


aber die Führer die Einheitsfront nicht wollen, sie sogar berechtigterweise 


fürchten, darf man
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sich da wundern, daß sie niemals Tatsache wird! Wenn die Massen, wenn Ihr


auch ewig nach der Einheitsfront ruft, Eure Führer werden sie ewig sabotieren,


weil sie sie nach Lage der Dinge sabotieren müssen. Ja, sie sabotieren die


Einheitsfront sogar dann, wenn es sich darum handelt, durch eine einheitliche


Aktion eine Amnestie für die Genossen zu erzwingen, die der politische Kampf


ins Gefängnis gebracht hat. Fragt Scheidemann, Noske, Kautsky und Bernstein,


ob sie gewillt sind, heute die Reichsgeschäfte nach dem Nürnberger Programm


zu führen. Sie werden auch dann, wenn man ihnen die Reichswehr zur


Durchführung des Programmes zur Verfügung stellt, dankend ablehnen. Auch


Lenin würde heute, nachdem er das Trümmerfeld überschauen kann, daß das


marxistische Experiment mit Hilfe der unbeschränktesten politischen Macht, über


die je ein Mensch verfügte, geschaffen hat, auf eine Wiederholung verzichten


und, wenn ihn die Massen bedrängen würden, dann würde er sie zur eigenen


Rettung bis zur Ohnmacht spalten. Lieber Ohnmacht als Macht mit einem


undurchführbaren Programm.


Proletarier! Wollt Ihr eine Einheitsfront der Schaffer gegen das Kapital, deren


Führer sich nicht fürchten, die Reichsgeschäfte, so trostlos sie auch sind, in die


Hand zu nehmen und die Worte in die Tat umzusetzen? So werbt und schafft für


die Physiokratie. Sie bringt Euch Wohlstand, bei gleichzeitiger Freiheit und


Selbstständigkeit. Sie verspricht nicht, das ganze Volk ins proletarische


Verderben zu stürzen, sondern umgekehrt verspricht sie, Euch wieder den


Wohlstand und wirtschaftliche Unabhängigkeit zurückzugeben, die Eure Väter


genossen, die sie aber infolge wirtschaftlicher Konstruktionsfehler verloren. Sie


braucht nicht die einzelnen Arbeiterklassen zur besseren Agitation gegeneinan-


der zu hetzen, die evangelischen gegen die Katholiken, die Industriearbeiter


gegen die Bauern, Kaufleute, Handwerker. Im Gegenteil, sie führt sie alle zu-


sammen, indem sie allen ein gemeinsames Ziel, von gewaltiger, wesenhafter


Schönheit zeigt zugleich aber auch den gemeinsamen Feind scharfkantig 


markiert, das Kapital. Das Kapital ist der Physiokratie kein nebelhaftes


Schreckgespenst mehr. Auf dem Wege einer glücklichen wissenschaftlichen


Untersuchung ist die schwache Stelle des Kapitals entdeckt worden. Dorthin 


wird die Physiokratie die Lanze richten. Die Kraft zum Stoß aber sollt Ihr geben,
Proletarier!


Im bittersten Kampfe um Euer Sein versagten die Gewerkschaften. Sie unter-


nehmen nichts gegen die Verschlechterung der
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Kaufkraft des Geldes, ihr Kampf galt nur der Erhöhung der Löhne. So auch ver-


sagten die Parteien, durch ihre Mitwirkung an der unverständlichen


Gesetzgebung wird Eure Lebenshaltung bis zur Unmöglichkeit herabgedrückt.


Retten kann uns nur die gleichbleibende Kaufkraft des Geldes, das ist die


Währung.


Leben oder Untergang hier wählt! Es gibt keinen Ausweg.
Entweder Ihr zwingt eure Führer den Weg zur Rettung zu beschreiten oder


aber ihr gründet euch neue Organisationen, die denselben gehen.
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Vorträge:


Gruppe Norden jeden 3. Donnerstag im
Monat Vortrag bei Gliesche,
Kopenhagenerstr. 74.


Ausk. b. Paul Funke, Rodenbergstr. 5.


Literatur bei Jan de Greef, Rodenberg-
str. 5, Buch– und Papierhandlung.


Bibliothek bei Zucker, Gleimstrasse 12,
Stf I, Franz Susemihl,  Berlin–Hermsdorf,
Moltkestr 15.


Gruppe Gesundbrunnen jeden 2.
Dienstag i. Monat Diskussionsabend bei
Mann, Christianiastrasse Ecke Wrieznerstr.


Auskunft und Literatur bei Paul Langner,
Friseurgeschäft, Christianiastr. 126.


Gruppe Mariendorf jeden 1. Donnerstag
im Monat Vortrag bei Grote, Chaussee–
Ecke Kaiserstr.


Auskunft und Literatur bei Willi Otto,
Chausseestr. 281 v. I.


Auskunft Willi Ebert, Osten,
Königsbergerstr. 16.


Auskunft  Paul Rudolf, Moabit,
Emdenerstr. 17.


Gruppe Steglitz. Auskunft bei W. Krause,
Kurzestr. 3.


Frei Wirtschaftsbund FFF Ortsgruppe
Berlin jeden 1. und 3. Freitag i. Mt. Vortrag,
Oberrealschule Niederwallstr. 12.


Vors. Eugen Graske. Biesdorf, 
Prinzenstr. 27.


Literatur:


Das Hauptwerk die natürliche
Wirtschaftsordnung von Silvio Gesell
Freiland-Freigeld-Fibel.


Georg Blumenthal: Die Befreiung von der
Geld- und Zins-Herrschaft.


Georg Blumenthal: Die Sozialisierung
des Geldes.


Dr. E. Dick: Das Valuta Problem und
seine Lösung.


Silvio Gesell: Das Reichswährungsamt.


”          ”      Der Abbau des Staates.


”          ”      Die Diktatur der Not.


”          ”      Geld und Frieden.


”          ”      Freiland die eherne
Forderung des Friedens.


Dr. Christen: Die absolute Währung des
Geldes.


”          ”       Die Quantitätstheorie des
Geldes.


”          ”       Nationale Währungspolitik.


”          ”       Die Kaufkraft d. Geldes.


”          ”       Was der Arbeiter vom Geld
wissen muß.


Hoffmann: Die Wohnungsfrage gelöst.


J.Akratillo: Der verblüffte Sozialdemokrat.


Schulz: Währungspfuscherei und kein
Ende.


Zimmermann: Die Befreiung der Frau.







„Gedeckter Scheck“ und volkswirtschaftliche Erkenntnis.


Der gedeckte Scheck ist eine Abart des gewöhnlichen Schecks, der aber
gegen Mißbrauch eine erhöhte Sicherheit bietet. Diese besteht darin, daß dieser
Scheck die Unterschrift des Ausstellers zweimal tragen muß. Die erste
Unterschrift wird auf der Bank bei Aushändigung des Scheckbuchs vollzogen, die
zweite Unterschrift dann, wenn der Scheck ausgestellt wird. Durch Vergleichen
der beiden Unterschriften läßt sich also eine leichtere  Prüfung der Echtheit vor-
nehmen. In England und Amerika ist diese Scheckart verbreitet.


Ein Antrag der Handelskammer in Leipzig, den gedeckten Scheck auch bei uns
einzuführen, wurde auf dem Sächsischen Industrie- und Handelstag abgelehnt.


Aus der Erörterung wird wieder einmal recht deutlich, daß auch unsere führen-
den Industrie- und Handelskapitäne vom Geldwesen keine Ahnung haben, und
daß der Deutsche Freiland-Freigeld-Bund noch viel Aufklärungsarbeit zu leisten
hat.


Wie die Regierung, die während des Krieges durch die bekannten Plakate
„Zahle bargeldlos“ für den Kreditverkehr in Zeiten steigender Preise eine teure
Reklame gemacht hat, so will auch die Handelskammer Leipzig dem bargeld-
losen Zahlungsverkehr durch den gedeckten Scheck die Wege ebnen.


Wir müssen deshalb bei jeder Gelegenheit unsere Mitmenschen darauf hin-
weisen, daß jeder Scheck kein Geldersatzmittel, sondern viel mehr ein
Geldzusatzmittel darstellt. Wenn wir aber so schon an einer
Geldüberschwemmung von 77 Milliarden leiden, so müssen wir alle Zusatzmittel
von der Wirtschaft fern halten. Ein Scheckbuch ist praktisch gar nichts anderes
als eine Privatnotenpresse. Die Reichsbanknoten und Dahrlehnskassenscheine
sind Geld, also Zahlungsmittel, die innerhalb der Landesgrenzen unter allen
Bürgern gesetzliche Zahlkraft haben. Der Scheck aber ist ein Zahlungsmittel, das
auf Zeit, auf Ort und auf bestimmte Personen beschränkt wird, also gewissen 
privaten Vereinbarungen unterworfen ist.


Nun krankt unsere Wirtschaft seit 1914 an den ewigen immer größer werden-
den Preissteigerungen, weil das Reich durch die daran verdienende privatwirt-
schaftlich betriebene Reichsbank den Markt mit Geld, also Nachfrage, über-
schwemmt. In solchen Zeiten ist es sinnlos, die Nachfrage durch Ausgabe von
Privatgeld in Form von Schecks zu vermehren und dadurch erst recht die Preise
hochzutreiben. In der Wirkung ist es völlig gleichgültig, ob ich den harten Taler
auf die Ladentafel rollen lasse oder als moderner Mensch das Scheckbuch
nehme und auf diese Weise Nachfrage halte.


Ein gleicher Unsinn wäre auf anderen Gebieten der Wirtschaft kaum denkbar.
Angenommen, eine Erfindung ermöglicht es, Eisenbahnwagen ohne nennens-
werte Kosten in jeder beliebigen Menge durch eine Wundermaschine zu erzeu-
gen, so wie die Notenpresse aus dem Nichts heraus Geld fabriziert. Keiner
Eisenbahnverwaltung würde es einfallen, mehr
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Wagen laufen zu lassen als Transportgüter da sind, und etwa die Wagen mit


weniger Gütern zu beladen, die Ladeflächen also nicht mehr so wie früher aus-


zunützen. Ganz undenkbar ist es aber, daß noch gleichzeitig für


Wagenersatzmittel, z.B. Autos oder Fuhrwerke, von der Verwaltung Reklame


gemacht würde, also durch Mitbenützung dieser Ersatzmittel auf jeden


Quadratmeter Ladefläche der Eisenbahnwagen noch weniger Transportgut ent-


fiele. Die Autos wirken eben nicht als Ersatzladefläche, sondern als


Zusatzladefläche.


Nach diesem unsinnigen Rezept verfährt aber die Reichsbank. Trotzdem die


Warenmenge, die Tauschgutmenge zurückgeht, wird die Geldmenge, die


Tauschmittelmenge vermehrt, so daß also auf das einzelne Tauschobjekt immer


mehr Gelder entfallen. Weil sich der verlodderte Fiskus nicht anders zu helfen


weiß, wird Geld über Geld gedruckt und dazu noch jeder Privatmann aufgefor-


dert, sich außerdem selber eine Notenpresse in Form eines Scheckbuchs zuzu-


legen. Wie beim Bargeld nun schon der Deckungswahn seine unselige Rolle


gespielt hat und noch spielt, so jetzt auch beim Scheck, wenn auch in etwas


anderer Form.


Haarscharfe Anpassung der Geldmenge, des staatlichen und privaten (Kredit-)


Geldes nach Maßgabe eines festen Preisstandes und Brechung des Geldstreiks


durch Freigeld ist unsere Losung.


S.
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„Bargeldloser Verkehr“


Für viele verwirrend ist heute noch die Frage, wie man bei vollkommen


durchgeführtem bargeldlosem Verkehr sich solch vermeintlich unkörperliches


Geld, reines Zahlungsgeld und die dazu gehörige Preisbildung vorzustellen habe.


Manche sprechen hier von einem vollkommenen Abstrakt. Die Mark als greifbare


Ware in Gestalt von Münzen oder Banknoten sei nicht mehr da. Das, was als


Geld dort in den Büchern stehe, sei vollkommen entstofflicht, abstrakte Größe.


Wie aber kann man mit einem Abstrakt Handel treiben, feilschen, wuchern, kurz


alles das tun, was heute bestimmend auf die Preisgestaltung zu wirken pflegt?


Auch hätte man aus den Konti der bargeldlosen Zentrale das Wort „Mark“ als


überflüssig gestrichen. Im Scheck begnügt man sich, eine Zahl anzugeben.


„Dem Konto A sind 150 zu belasten.“ Eine Zahl, deren Einheit in keinem


konkreten Gegenstand dargestellt sei! Und für diese entseelte Zahl könne man


alle Kostbarkeiten des Marktes im Handel und Streit erstehen. Unheimlich!


Um eine Sache dem menschlichen Begriffe zu erschließen, muß sie in Raum


und Zeit darstellbar sein. Der bargeldlose Handel wirkt vexierend, nur weil wir ihn


in Raum und Zeit nicht zu lokalisieren vermögen. So lang das nicht gelingt, steht


natürlich der Geist wie der Ochs vor dem Berge. Machen wir uns ein klares Bild


von diesem sogenannten bargeldlosen Verkehr. Wir nehmen den einfachen Fall


an für die Durchführung des bargeldlosen Verkehrs, den Fall, daß die


Reichsbank ihre sämtlichen Noten restlos einzieht und verbrennt und jedem für


den Betrag der abgelieferten Noten ein Konto eröffnet. Dann ist der


Gesamtbetrag der Konti gleich dem gesamten Notenumlauf. Die Reichsbank zer-


trümmert die Notenpresse. Dafür geht jetzt das Recht der Notenausgabe


(Schecknoten) auf die Kontiinhaber über, die es im Rahmen ihres Guthabens


ausüben. Das frühere Notenmonopol ist aufgeteilt, kontingentiert, auf das


Publikum übertragen. Doch ist es immer noch Monopol der Reichsbank, ohne


deren Einwilligung der Gesamtbetrag der Konti nie um eine Einheit zu – oder


abnehmen kann. Im Grunde ist es aber nur eine Erweiterung des heutigen


Zustandes. Denn heute ist das Notenrecht auch kontingentiert. Die süddeutschen


Staatsbanken teilen sich darein mit der Reichsbank. Zu diesen süddeutschen


Banken treten jetzt sämtliche Inhaber von Reichsbankkonti. Aber das


Gesamtemissionsrecht dieser Konti ist nicht größer als der Betrag der bis dahin


umlaufenden Noten. Daß man die Noten der Kontiinhaber Schecks und nicht


Banknoten nennt, ist ohne Belang. Die Banknote ist ja nichts anderes als ein


Bankscheck.


Nun macht jeder Gebrauch von seinem Notenrecht innerhalb der Grenzen 


seines Kontingents, das mit jedem Scheck zu– oder abnimmt. Das, was ein


Konto verliert, gewinnt ein anderes. Man stellt Schecknoten aus für alles, was


man kauft. Es
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ist kein für den Begriff wesentlicher Unterschied gegenüber den heutigen


Banknoten. Die Schecks sind Banknoten mit befristeter Laufzeit. Setzen wir die


Laufzeit der heutigen Banknoten auf 3 Tage herab, so tritt die Wesenseinheit von


Scheck und Banknote noch viel deutlicher zu Tage. Auch daß die Gewähr für die


Echtheit des Schecks geringer ist, als für die Banknote, berührt nicht das Wesen


der Sache.


Wer die Wesenseinheit von Scheck und Banknote noch besser erfassen will,


der kann sie äußerlich dadurch in Erscheinung bringen, daß die Reichsbank den


Kontiinhabern als Scheckformulare ihre eigenen Banknotenformulare übergibt.


Dann ist nur die Unterschrift der Banknoten geändert worden, was für den


gesuchten Begriff auch nicht von Belang ist.


Ist nun solches Geld wirklich noch vexierend, gespensterhaft, unserem Begriff


verschollen und darum auch nicht zu bemeistern, zielstrebig zu verwalten?


Freilich, wer auch noch im heutigen Papiergeld ein unbemeistertes Problem


sieht, dem wird das bisher Gesagte nicht viel nützen. Ich verweise auf das, was


ich hierüber im Kapitel: „Warum man aus Papier Geld machen kann“ (Nat.


Wirtsch. Ordnung S. 126) gesagt habe. Wer das hier in Rede stehende Problem


vom Wertgedanken aus in Angriff nimmt, wird an seinem Verstande verzweifeln


oder das Problem für unlösbar erklären. Eugen Dühring steht nicht an, jeden für


wahnsinnig zu erklären, der vorgibt, das Papiergeld begriffen zu haben. Er ging


wohl auch vom Wertgedanken aus.


Dieses sogenannte bargeldlose Geld ist in Wirklichkeit genauso gut Bargeld


wie die Noten der Reichsbank. Jedes Stück ist greifbar, sichtbar, übertragbar.


Der Scheck erfüllt damit alle Bedingungen, die körperlich an ein Geld gestellt


werden müssen. Die Herstellung dieses Geldes ist scharf begrenzt. Wie für alles


Geld gilt auch für dieses die Formel


G.  U.


W.


G = die Summe der Bankguthaben. U = die Umlaufsgeschwindigkeit. W =


Warenerzeugung. P= Preis.


U ist gleich der Zeit, die durchschnittlich verstreicht vom Tage der Ausstellung


des Schecks bis zur Meldung, daß der Scheck gutgeschrieben wurde und daß


demnach wieder über den Betrag verfügt werden kann. Wenn jeder immer über


den vollen Betrag seines Guthabens verfügte und jeder Scheck hätte 3 Tage


Laufzeit, dann wäre der Geldumlauf G/3. Hier tritt also das zum Begriff nötige


Moment der Zeit in die Erscheinung. Die Preise sind wie bei jedem anderen


Geldsystem in stärkster Weise von U abhängig. Will man P festlegen, so muß U


unter die Kontrolle der Bargeldlosigkeitszentrale gebracht werden.


Das „bargeldlose Geld“, das unbare Geld, ist also Geld wie jedes andere. Es


gehört dazu ein Gegenstand – der Scheck – also Raum – Raum und Zeit.
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Die Preisbildung vollzieht sich hier wie beim Metall– und Papiergeld durch


Angebot und Nachfrage unter vollkommener Ausschaltung der Wertflunkereien.


Die Nachfrage nach Waren ist gleich G. U.


Freilich, ohne den zu solchem „bargeldlosen“ Handel gehörigen Körper, den


Scheckraum mit seinen „Tücken des Objektes“, ohne die zeitraubenden


Hindernisse, auf die U stößt, stände der unbare Handel außerhalb der Grenzen


unseres geistigen Vermögens. So aber auf Zeit und Raum sich aufbauend, kön-


nen wir das System erfassen und bemeistern. Sonst würde das System unserem


Geiste unerhaschbar sein, es würde ins Chaos sich verflüchtigen.


Denn wenn es keines Raumes, keiner Zeit für den unbaren Handel bedürfte,


wenn U somit auf keinerlei Hemmung stoßen würde, dann wäre U = • (unendlich)


und dann wäre P auch = •. Ein unendlicher Preis ist aber für Handelszwecke


etwas Unmögliches. Wer darum das Bargeld im System des „bargeldlosen“


Handels nicht sieht und dennoch das System zu begreifen sucht, der denkt nicht


auf der Unterlage von Raum und Zeit. Er grübelt und wird niemals das System


bemeistern.


Handel mit Scheckgeld ist also überhaupt nicht „bargeldlos“. Den verkehrten


Ausdruck „bargeldloser Verkehr“ trifft die Schuld, daß so viele sich die


Preisbildung unter solchem System nicht vorstellen konnten und in der


Verzweiflung sich das Leben nahmen. Der verkehrte Ausdruck schuf verkehrte


Vorstellungen, die nicht jeder auch klären konnte, weil er mit ihnen dachte, statt


über sie zu denken. Es ist eben falsch zu glauben, „daß, wenn man nur Worte


hört es sich dazu doch auch was denken lassen müsse.“ Der „bargeldlose


Verkehr“ muß doch wohl etwas sein, denn wie käme man sonst auf den


Gedanken, „ihm“ einen Namen zu geben?


Es hat nie bargeldlosen Handel gegeben. Die, die davon reden, haben den


Begriff Geld zu eng gefaßt. Sie schufen damit die Bedingungen für ein Gespenst.


Dasselbe Licht, das uns das Scheckgeld in Raum und Zeit entschleiert, ver-


scheucht das Gespenst des bargeldlosen Verkehrs. Den bargeldlosen Verkehr


hat ganz bestimmt noch niemals ein Mensch begriffen.


Und so fragen wir uns: Wie kann die Reichsbank den „bargeldlosen Verkehr“,


für den sie so eifrig wirbt, zielstrebig lenken, wenn dieser außerhalb von Zeit und


Raum sich der menschlichen Erkenntnis entzieht?
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Die Stellung der Wissenschaft


zu den Bestrebungen des


Schweiz. Freiland-Freigeld-Bundes.


Schweizer Freiland-Freigeld-Verlag Bern
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D.F.F.B.


Der D.F.F.B. (Deutsche Freiland-Freigeld-Bund) kämpft für die Durchführung


der Freiland-Freigeld-Forderungen in Deutschland. Er hat sich die Einführung der


ausbeutungslosen Freiwirtschaft – der natürlichen Wirtschaftsordnung durch


Freiland und Freigeld – in Deutschland zum Ziele gesetzt und fördert über die


Staatsgrenzen hinaus in allen Ländern das Entstehen und die Entwickelung


gleichgerichteter Bewegungen.


Der D.F.F.B. erklärt Freiland, Freigeld und stetige Währung als die Mittel und


Wege, die zur Gesundung und zu einem ungeahnten wirtschaftlichen Aufstieg


führen, die Ausbeutungwirtschaft und damit die Klassengegensätze beseitigen


und so die Grundlagen zu einem freien, schönen und natürlichen Volksleben


schaffen.


Der D.F.F.B. führt einen sachlichen Kampf für die Erreichung seiner rein wirt-
schaftlichen Ziele. Unabhängig von jeder Partei, bietet er jedem politischen


Willen, mag er sich in Parteien oder Gewerkschaften oder sonstwie verkörpern,


die Mittel, Volk und Menschheit aufwärts zu führen.


Der D.F.F.B. ist sich bewußt, daß mit der Verwirklichung von Freiland, Freigeld


und stetiger Währung die Hauptaufgabe der Gegenwart und Zukunft steht und


fällt. Er kämpft deshalb mit Aufbietung aller Kräfte für die Durchführung seiner


Forderungen und erwartet von jedem Mitkämpfer das Einsetzen seiner ganzen


Persönlichkeit für die Volk und Menschheit befreiende Lehre.


*       *       *


Nähere Auskunft und Aufklärung erteilen und Werbeblätter, Satzungen und


Beitrittserklärungen versenden kostenlos die Ortsgruppen und die


Geschäftsstelle.


Deutscher Freiland-Freiland-Bund
Geschäftsstelle Erfurt  - Nordstraße 1.
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Vorwort.


In der Zeitschrift für Schweizerische Statistik wurden eine Reihe von


Fachleuten öffentlich aufgefordert, zu den Bestrebungen des Schweizer Freiland-
Freigeld-Bundes Stellung zu nehmen.


Dieser Aufforderung folgten die Herren Prof. Diehl, Gygax, Furlan,


Kellenberger, Liefmann, Sieveking.
Eine Erwiderung, die der S.F.F.B. einsandte, lehnte der Herausgeber der oben


genannten Zeitschrift, Prof. Dr. Landmann, Basel, des Tones wegen ab. Diese


Erklärung für die Ablehnung können wir nicht gelten lassen, denn war Prof.


Landmann der hochfahrende Ton, in dem sich die Mehrzahl der genannten


Kritiker gefiel, recht, so mußte ihm jeder Ton, den die Angegriffenen zu ihrer


Verteidigung für gut hielten, auch billig sein.


So wird es also zunächst kein Mensch Dr. Landmann glauben, daß es wirklich


nur der Ton war, der ihn davon abgehalten hat, diese Verteidigung der


Angegriffenen zu veröffentlichen. Nein, des Tones wegen läßt man auch heute


eine Frage, die die ganze Welt in Atem hält, nicht ungeklärt. Echter Wissenschaft


ist jeder Ton recht, wenn es sich um Wahrheit handelt [Abschrift des Briefes Seite 272].


So werden also zunächst alle diejenigen Recht haben, die da sagen, es muß-


ten schwerwiegendere Gründe vorliegen, die die Ablehnung der Erwiderung ver-


anlaßten. Herrn Dr. Landmann öffnen wir gern die Spalten der „Freistatt“, um die-


sen Glauben zu entkräften.


Heute ist glücklicherweise der Boykott der Freiland-Freigeld-Bewegung durch


die Presse und die Wissenschaft ganz wirkungslos geworden. Hat uns z.B. Herr


Prof. Dr. Landmann die Spalten seiner Zeitschrift verschlossen, so bringen wir


hier an die breite Öffentlichkeit, was er dem beschränkten Kreis seiner


Lesergemeinde vorzulegen sich weigerte. Und wahrhaftig! Die Öffentlichkeit 


findet Geschmack an diesen Fragen!


Bern, Erlachstr. 5, Februar 1921.


Die Geschäf tss te l le des S. -F. -F. -B.
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Die Stellung der Wissenschaft zur absoluten Währung.


Von den zur Kritik der absoluten Währung aufgeforderten 19 Persönlichkeiten


haben sich nur sieben beteiligt. Jetzt, wo die Welt als Folge der von „sachkun-


digen“ Persönlichkeiten – wir nennen hier nur Klotz, Havenstein, Loyd George,
Helfferich – geleiteten Währungspolitik der denkbar größten Gefahr, der vollkom-


menen gesellschaftlichen Auflösung, ausgesetzt wurde und die gequälte


Menschheit allein noch Rettung von der Wissenschaft erwartet, da darf niemand


schweigen, der nicht will, daß man das ,qui tacet, consentit‘ [Wer schweigt, von


dem wird angenommen, daß er zustimmt]  auf ihn anwendet. Ist es nicht Pflicht aller


„Sachkundigen“, der Öffentlichkeit den Weg zu zeigen, der aus der Not führt?


Den Weg, den sie als Sachkundige doch gewiß kennen? – Und wir meinen,


selbst dann erwächst diesen Sachkundigen diese Bürgerpflicht, wenn es sich


darum handelt, „intoleranten“ (siehe Gygax) und „kritiklosen Bewunderern von


Dilettanten“ (nach Diehl) entgegenzutreten – oder war es vielleicht ein Mißgriff


der Redaktion dieser Zeitschrift [Zeitschrift für Schweizer. Statistik und Volkswirtschaft.], daß


sie diese in Schweigen sich hüllenden Persönlichkeiten als „Sachkundige“


bezeichnete? Dann, meinen wir, wäre es Pflicht dieser Persönlichkeiten gewe-


sen, es mit lauter Stimme zu verkünden, daß sie sich nicht für sachkundig halten,


damit niemand Birnen von den Ulmen erwartet.


Um so mehr Anerkennung verdient das Benehmen aller, die dem Rufe der


Redaktion dieser Zeitschrift folgen, und darum – aus Dankbarkeit – werden wir


versuchen, aus unserer Mördergrube ein Herz zu machen und all die Schwächen


und Blößen, die sich in der an der absoluten Währung geübten Kritik zeigen, mit


Liebe und möglichster Schonung aufzuzeigen. Wie man in den Wald ruft, so


schallt es auch wieder heraus, und wenn wir z.B. in den suffisanten Ton verfallen


wollten, den Diehl anschlägt, so würde er, wir fürchten es, in Arroganz umschla-


gen. Und das würde der Sache nichts nützen.


Prof. Dr. Stephan Bauer leitet die Kritik der absoluten Währung mit einem Zitat


von Mitchell ein, worin die erstaunte Frage aufgeworfen wird, ob „wir“ nicht ge-


nügend konstruktive Vorstellungskraft und praktischen Scharfsinn besitzen, um


ein brauchbares Währungssystem zu entwickeln.


Hier wird einem Gedanken Ausdruck gegeben, der sicher schon viele Köpfe


beschäftigt hat. Es ist doch fürwahr erstaunlich, daß wir das Ding da in unserer


Hand, die goldene Münze, die blauen oder grünen Lappen, die wir zu einem


bestimmten praktischen Zweck hergestellt haben, von dem Diehl sogar annimmt,


daß er den erstrebten Zweck befriedigend erfüllt, noch immer nicht begreifen und


über seine Theorie streiten! Wie Abergläubige, die selbstverfertigte Fetische


anstaunen! Eine runde Scheibe
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Metall und Berge von Literatur, die auf Aristoteles, Solon, Hammurabi zurück-
geht, zur Erklärung dieses leblosen, in allen Funktionen leicht mit unbewaffnetem
Auge zu verfolgenden Gegenstandes!


Ob an diesem drolligen Zustand, der uns am Glauben an die menschliche
Geisteskraft irre macht, nicht am Ende gerade „die durchgebildete nationalökono-
mische Schulung“, die Prof. Diehl am Schweizer Freiland-Freigeld-Bund vermißt,
die Schuld trägt? – Es kann doch unmöglich allein am „Mangel an kritischem
Sinn gerade der Dilettanten“ (Diehl) liegen, wenn die Währungsfrage nach
3000jährigem Streit für ungelöst gilt. Nein, nicht den Dilettanten, sondern den
Zünftlern, all denen, die sich öffentlich, ohne Protest zu erheben, als Fachleute
bezeichnen lassen, ist die Schuld an diesem kläglichen Zustand zuzuschreiben.
Griff doch gewiß der Dilettant nur darum in die Debatte ein, – weil die „durchge-
bildete, nationalökonomische Schule“ offenbar hier versagt. Also gegen die offi-
zielle, die zünftige Wissenschaft, nicht gegen George, Proudhon und andere
Dilettanten richtet sich die zerschmetternde Anklage in Bauers Zitat! Besitzen
„wir“ nicht genügend konstruktive Vorstellungskraft? In diesem „wir“ sind Sie,
Herr Prof. Diehl, eingeschlossen, nicht etwa die „kritiklosen Bewunderer“ der
Dilettanten Gesell und Christen, d.h. wir Mitglieder des Schweizer Freiland-
Freigeld-Bundes.


Wir wollen die Frage, warum die Schule das uralte Problem nicht lösen konnte,
nicht durch Zitate aus den allbekannten Vorträgen Brentanos ins Unerfreuliche
hinüberleiten und nicht fragen, ob die Hörer in den Hochschulen nicht zumeist
auch Schwerhörige sind – was man nicht wünscht, das hört und versteht man
nicht –, nur den leisen Zweifel möchten wir hier ausdrücken, ob die von Diehl so
sehr gerühmte, durchgebildete nationalökonomische Schulung am Ende „die
konstruktive Vorstellungskraft und den praktischen Scharfsinn“, die zur Lösung
der Aufgabe nötig sind, ertötet hat. Wir werden noch sehen, wie die am Freigeld
geübte Kritik der Geschulten Grund zu dem hier ausgedrückten Verdachte gibt.
Es wäre übrigens auch nicht das erste Mal, daß der „Schule“ dieser Vorwurf
gemacht wird. Auf alle Fälle, dies steht fest: Tausende bewundern heute die 
konstruktive Vorstellungskraft und den praktischen Scharfsinn, die zum Freigeld
geführt haben, und dieses Freigeld entstammt keiner Schule.


Gerade gegenüber der in Rede stehenden Sache mußte die Schule versagen –
nicht allein des politischen Inhalts wegen, sondern weil hier ursprüngliche
Gedanken nötig sind, die die Schule wohl brauchen, aber niemals erzeugen
kann. Männer, die man von Kindesbeinen an gewöhnt, sich stundenlang rezeptiv
[nur aufnehmend] zu verhalten, stundenlang also keinen eigenen Gedanken nach-
spüren läßt, müssen doch mit der Zeit von der Geleisekrankheit (Routinitis) be-
fallen werden. In ihrem Gehirn hat ein fremder Griffel die eigenen Gedanken-
gänge so oft durchkreuzt, bis sie zerstört und für konstruktive Vorstellungsarbeit
unbrauchbar wurden.


Dem Volke ist das Dasein der Währungsfrage verheimlicht worden; sogar die
Kaufleute sind immer ganz erstaunt, wenn man ihre Aufmerksamkeit auf dieses
„ungelöste, wissenschaftliche Problem“ lenkt. Keine Ahnung
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haben sie. Und es sieht fast so aus, als ob die Fachkundigen fürchteten, daß
ihnen ein Sonntagsjäger den schönen Hirsch vor der Nase wegputzt, wenn sie,
wie es wieder Diehl tut, für die Vorbereitung zum Studium der Währungsfrage –
durchgebildete nationalökonomische Schulung gerade zur Voraussetzung des
Erfolges erklären. Denn damit schrecken sie doch alle ab, die diese Schulung
nicht haben über sich ergehen lassen, an der Erforschung dieser wirtschaftlichen
Rätsel, ihrer Wissenschaft, sich zu beteiligen.


Die Aufgabe, die im Rundschreiben der Redaktion gestellt war, lautet: 1. Halten
Sie die Theorie der absoluten Währung für richtig? Wenn ja, wie beurteilen Sie 2.
die Konsequenzen eines Versuches nach dieser Richtung?


Es liegt auf der Hand, daß für den Wissenschaftler wie für den Praktiker die
Frage 2 nur dann Interesse hat, wenn Frage 1 glatt und rückhaltlos bejaht wer-
den kann. Da nun aber keiner der sieben Sachkundigen diese erste Frage
bejaht, sich zumeist auch nur oberflächlich mit ihr befaßt, so fragt man sich
erstaunt, warum sie sich dann überhaupt noch breit mit der Frage 2 beschäf-
tigen?


Die Aufgabe, die im Rundschreiben gestellt war, kann unseres Erachtens nicht
befriedigend gelöst werden, ohne daß man sich über den Zweck des Geldes
einigt und sich auf eine Theorie – irgendeine – des Geldes stützt. An der Theorie
gemessen, die man für die richtige hält, muß man beweisen, daß die Theorie der
absoluten Währung richtig oder falsch ist. Keiner aber der sieben Kritiker hat uns
zu erkennen gegeben, welcher Theorie des Geldes er huldigt.


Nach diesen allgemeinen Ausführungen soll nun zu den Aussetzungen der ein-
zelnen Kritiker Stellung genommen werden, und zwar der Reihe nach, wie sie in
der Zeitschrift erschienen sind.


Prof. Dr. Diehl, Freiburg i. Baden.


Nur durch einzelne Reformen im Geldwesen und im Grundstücksverkehr
(Freiland = Reform des Grundstücksverkehrs!) will Gesell der Menschheit alles
Heil zuteil werden lassen, sollen Krisen, Arbeitslosigkeit, Pauperismus
[Massenarmut, allgemeine Verelendung] verschwinden. Diehl will mit dieser
Trennung der Krise in ihre Bestandteile den Eindruck erwecken, als ob es sich
um drei ganz verschiedene Dinge handelte, die man nicht mit einer Reform tref-
fen kann. Schützt uns aber die absolute Währung vor Krisen, so schützt sie uns
auch vor Arbeitslosigkeit und Pauperismus und vielem mehr, was im Worte Krise
steckt. Will nun Diehl bestreiten, daß Krisen durch Mängel im Geldwesen hervor-
gerufen werden können, daß, wenn wir jetzt z.B. eine auf Abbau der Preise
gerichtete Währungspolitik treiben, die Volkswirtschaft jetzt der Krise verfallen
wird, der sie fünf Jahre hindurch dank der Inflation, dank also der
Währungspolitik standgehalten hat? – „Gesell will die Grundrente vernichten,“
sagt Diehl. Weshalb diese nachlässige Ausdrucksweise? Soll der Einruck
erweckt werden, daß Gesell etwas tatsächlich Unmögliches will? Die Grundente
kann man nicht vernichten. Gesell will sie aber statt den Taschen der Rentner
denen zuführen, die sie schaffen – den Müttern. Auch das Zitat: „Das
Privateigentum wird als Staatseigentum
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erklärt“ ist unzutreffend, weil es den Eindruck erweckt, als ob Gesell und mit ihm


der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund das Privateigentum bolschewieren will.


Gesell verlangt vielmehr die Ablösung aller Privatrechte auf den Boden – und


dann die öffentliche Verpachtung des Bodens für privatwirtschaftliche Zwecke.


„Gesell glaubt, damit die ganze Grundrente der Allgemeinheit zuzuführen.“ – Ja,


das glaubt er, aber Diehl sagt: „An diesem einen Beispiel sieht man, wie Gesell
glaubt, unendlich schwere und komplizierte Probleme mit einem Rezept lösen zu


können.“ Sind sie wirklich so schwer und so kompliziert? Wer kann z.B. leugnen,


daß die gesamte Grundrente der preußischen Staatsforsten und Domänen –


Millionen Hektaren – restlos der Gesamtheit zugeführt werden? Und wer wird


leugnen, daß, wenn im Freilandstaat ein freigewordener Acker öffentlich in


Pachtauktion neu vergeben wird, das Höchstgebot nicht die gesamte Grundrente


enthält? Diehl verneint es mit Worten: „Es kann nicht davon die Rede sein,“ – der


Bietende könne ja seine eigene Kraft überschätzen! Freilich kann er das, wie


auch der Kaufmann bei seinen Einkäufen über- und unterschätzen kann. Wohl


dem Bauern, dem in öffentlicher Pachtversteigerung der Hof billig zugeschlagen


wird. Er wird darauf gedeihen, und der gute Stand seiner Finanzen wird den


Nachbarn Beweis sein, daß dieser Bauer nicht zu viel bezahlt, daß, wenn ein


ähnlicher Acker wieder verpachtet wird, man dafür nicht nur die gleiche Summe,


sondern sogar – wenn der Wettbewerb es nötig macht – mehr bezahlen kann.


Wie ja überhaupt die Pachtsummen sich mehr nach der Erfahrung als nach der


Theorie richten. Kommt ein sonst fleißiger Bauer nicht vorwärts, so sagt er, und


die andern sagen es auch, daß er zuviel Pacht bezahlt, und seine Erfahrungen


werden bei den folgenden Pachtungen im weiten Umkreis eine Warnung für


Überbietung sein. Wer hier „unendlich schwierige und komplizierte Probleme“


erblickt, der sieht wahrhaftig den Tag vor lauter Sonne nicht. Dort, wo sich das


Problem kompliziert, beim Bauland und bei den Bergwerken, da hat sich Gesell
auch nicht mit der allgemeinen Formel begnügt, wie es Diehl behauptet. Warum


erwähnt Diehl die Tatsache nicht, daß Gesell die Grundrententheorie aus der


Lohntheorie folgert? Er will, das geht aus der ganzen Kritik hervor, den Eindruck


erwecken, daß der ganze Schweizer Freiland-Freigeld-Bund eine Gesellschaft


leichtfertiger Vögel darstellt, die die unendlich schweren und komplizierten


Probleme mit ebenso unendlicher Leichtfertigkeit behandelt. Und das ist nicht


schön von ihm.


Daß Gesell die Aufgabe, die er sich stellte, nicht für so ganz einfach hielt,


beweist der ganze der Grundrentenfrage gewidmete erste (in der vierten Auflage


zum zweiten gewordene) Abschnitt der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“. Diehl
nenne uns das Buch, wo wir alle mit der Grundrente zusammenhängenden


Dinge berücksichtigt, geklärt und erklärt finden, die hier zu klären sind. Was noch


keinem vorher geglückt war – Gesell gibt hier eine völlig geschlossene Theorie


der Güterverteilung. Bahnbrechend ist für die Grundrententheorie sein Begriff


des vollen Arbeitsertrags, seine Theorie des Lohnes, des Freilandes. So wird


z.B. die uralte Streitfrage – wer die Zölle bezahlt – hier zum erstenmal restlos


geklärt. Gewiß


239







werden auch hier wieder alle die bei anderen Autoren zu findenden


Teilwahrheiten in Gesells Theorie der Güterverteilung zum Vorschein kommen, 


ja sogar, sofern es wirklich Wahrheiten sind, zum Vorschein kommen müssen.
Bei Gesell aber handelt es sich nicht mehr um Teilwahrheiten, die ohne


Zusammenhang ein dürftiges Leben führen. Wer Gesell vorwirft, daß er den


Dingen nicht auf den Grund zu gehen sucht, der kennt die „Natürliche


Wirtschaftsordnung“ nicht – und wer das behauptet (Diehl tut es), nachdem er


die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ mit der Absicht gelesen, sie in einer aus-


ländischen angesehenen wissenschaftlichen Zeitschrift zu kritisieren – der 


verfolgt andere Absichten als einfache kritische Beurteilung.


Wir haben Diehl bereits den Vorwurf der nachlässigen Zitierung gemacht – wir


müssen hier diesen Vorwurf wiederholen, wo er Gesell nachsagt, er wolle das


Kapital erhalten. Gesell betrachtet das Kapital, wie auch das Geld, rein dyna-


misch. Das Kapital ist nicht als Sachgut, sondern als volkswirtschaftlicher


Zustand zu betrachten, und diesen Zustand will Gesell beseitigen. Wenn dem-


nach Diehl Gesell nachsagt, daß er das Kapital erhalten wolle, so erweckt er 


wieder vollkommen falsche Anschauungen von Gesells Bestrebungen. Daß wir


Diehl diesen schweren Vorwurf machen müssen, ist um so unverzeihlicher, als er


sich, wie wir hören, selber eingehender mit Proudhons Schriften befaßt hat, der


ebenfalls das Kapital dynamisch begriff (siehe Gesells Zitat in der „Natürlichen


Wirtschaftsordnung“, vierte Aufl., S.3).


In der weiteren Darstellung wirft Diehl Gesell Sätze vor, die aus Proudhons
Lehre stammen, die Gesell bekämpft und die mit der absoluten Währung nichts


zu tun haben. Und wie brutal hier wieder zitiert wird! Woher käme es denn, daß


so viele ihre Waren nicht los werden könnten? – Das käme daher, „weil es den


Käufern an Geld fehlt“! In der Literatur des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes


wird Diehl umsonst nach einem so kindischen Satz suchen. Und diesen geistlo-


sen Satz benutzt Diehl als Ausgangspunkt für die Darlegung des theoretischen


Grundgedankens der absoluten Währung!! „Gesell will das Geld beseitigen,“ sagt


Diehl, nachdem er die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ so weit studiert hat, daß


er glaubt, sie in dieser Zeitschrift kritisieren zu können.


Gesell und Christen, sagt Diehl, begehen den Fehler, eine sekundäre


Erscheinung anzugreifen, um auf die primäre zu wirken. Das Geld sei „nur“ ein


Vehikel des Wirtschaftsverkehrs. Man könne unmöglich durch die Reform des


Geldes all die Übelstände vermeiden, wie Absatzstockungen usw., die mit freier,


planloser Wirtschaft verbunden sind.


Jawohl, Diehl hat recht, das Geld ist „nur“ ein Vehikel, ähnlich wie die


Eisenbahn, das Schiff auch nur ein Vehikel sind. Aber wer wird es wagen, hier


von „Nurvehikeln“ zu reden und alles, was durch die Eisenbahn ins Leben geru-


fen wurde, als das Primäre, die Eisenbahn selbst als das Sekundäre zu bezeich-


nen! Vehikel und das zu Vehikulierende sind nicht voneinander zu trennen. Bricht


die Bahn zusammen, dann bricht auch alles zusammen, was darauf gebaut ist.


Und genau so verhält es sich
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mit dem Gelde. Auf der Geldwirtschaft ist die Arbeitsteilung aufgebaut – jede


Störung in der Geldwirtschaft setzt sich unmittelbar um in Störungen der


Arbeitsteilung.


Diehl wirft unserer Volkswirtschaft Planlosigkeit vor. Dieser Plan ist seiner gewal-


tigen Einfachheit wegen oft dem Auge derjenigen unsichtbar, die überall unendlich


schwere und komplizierte Probleme vermuten. Nach dem Plane der


Sozialbürokratie sollen Konsum und Produktion behördlicher Zwangswirtschaft


unterworfen werden, während in der freien Wirtschaft, die der Schweizer Freiland-


Freigeld-Bund befürwortet, die Produktion dadurch mit dem Konsum in Einklang


gebracht wird, daß dort, wo es fehlt, die Preise anziehen, d.h. aus der natürlichen,


von den Kosten beherrschten Rangordnung gehoben werden, was wie eine


Produktionsprämie wirkt. Selbstverständlich können Störungen dieses Planes


durch elementare Ereignisse nicht verhindert werden, wie es ja auch im Reiche der


Bürokraten nicht immer zur nötigen Zeit regnen wird. Jedoch liegt es wieder im


Plane der Geldwirtschaft, daß sich Überschuß und Mangel der einzelnen Länder


automatisch durch den freien Handel ausgleichen, was in der Bürokratie ganz


gewiß nicht mit der hier gebotenen Findigkeit und Schnelligkeit verlaufen wird. Der


Bürokrat schläft, der freie Kaufmann wacht, und während der Bürokrat schläft, ver-


faulen die Kartoffeln, die hier überschüssig sind und dort fehlen.


Und welche Mittel stehen den Bürokraten zur Verfügung, um in den einzelnen


Produktionszweigen die Leistungen zu erhöhen, wenn es sich als nötig erweist?


Die heutige deutsche Planwirtschaft zahlt Frühdruschprämien, die frühere deut-


sche Regierung zahlte Exportprämien auf Zucker, sie erhob Schutzzölle, Lenin


zahlt für Qualitätsarbeiten spezifisch erhöhte Löhne. Da haben wir es! Die


Planwirtschaft bedient sich desselben Motors, den auch die „planlose“ freie


Wirtschaft benutzt. Mit einfachen Preisdifferenzen, die oft nicht 1/4% ausmachen,


wird in der Geldwirtschaft die Produktion geregelt, wird die Produktion von der


Spargelzucht auf die Diamantenschleiferei hinübergeleitet. Was hier automatisch


geschieht, dazu braucht die Planwirtschaft einen Rat ehrgeiziger Politiker,


Bürokraten, braucht Uniformen, Aufseher, Topfgucker, kurz, die Pest dieses


Jahrhunderts. Der Beamtenapparat dieser Planwirtschaft wird 30 – 40 – 50% der


Produktion kosten, und es werden nicht die schlechten Bissen sein, die die nun


autokratisch regierenden neuen Herren für sich beanspruchen werden.


Die Mängel der heutigen Wirtschaft, die die Marxisten planloser Produktion


zuschreiben, rühren allerdings von einer Planlosigkeit her, nämlich von der voll-


kommen planlosen Geldverwaltung – der empirisch geleiteten Währungspolitik.


Während sich die Privatwirtschaft von den Preisen lenken läßt (s. o.), kümmert


sich die Währungspolitik überhaupt nicht um die Preise. Pfuscherhänden über-


geben, stört die planlose Währungspolitik allenthalben unausgesetzt den


Wirtschaftsplan der Produzenten und erzeugt so die Zustände, die als „planlose


Produktion“ den kurzsichtigen Kritikern der freien Wirtschaft auffallen. Dort, wo


das Metallgeld eingeführt ist, sind es die Schwankungen der Produktion dieser


Metalle (neben der unregelmäßigen
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Umlaufgeschwindigkeit und den Geldsurrogaten), die die Kreise der Produzenten


stören; dort, wo es sich um Papiergeld handelt, ist es die vollkommene Plan-


losigkeit der Währungspolitik. Hier soll darum die absolute Währung eingreifen,


die Währungspolitik soll in den Plan der ganzen Wirtschaft eingebaut werden,


sich im Plane dieser Wirtschaft orientieren. Auch sie soll sich nach den Preisen
richten. Dann wird sie – die absolute Währung – den Plan der freien Wirtschaft


krönen, und dann wird der großzügige Plan, dessen Konturen heute nur den


Helläugigen dämmern, auch dem Blöden sichtbar werden.


Diehl wagt sich auch an das Freigeld heran und leugnet glatt alle dem Freigeld


nachgesagten Wirkungen. Er begründet sein Urteil mit einer fast fluchtartigen


Kürze, als ob es ihm auf diesem Boden nicht recht geheuer wäre. Er sagt nur:


„Auch mit dem Freigeld wird niemand Waren kaufen, wenn er keinen Bedarf hat.“


Unter Bedarf ist hier der Bedarf der Konsumenten gemeint. Es mag sein, daß es


Menschen gibt, die sich aus Sport den Mühseligkeiten der Berufsarbeit unterwer-


fen, nicht weil der Hunger sie dazu treibt. Ich kenne keinen. Was uns zur


Warenproduktion veranlaßt, ist der Bedarf an anderen Produkten. Somit drückt


jeder den Bedarf an fremden Produkten mit dem eigenen Arbeitsprodukt aus. Der


Warenbedarf ist immer reziprok. Sofern das Geld den Austausch nicht hemmt,


gibt es darum keinen Warenüberschuß, und das Freigeld wird den Tausch immer


und unter allen Umständen vermitteln müssen. Wer Geld überflüssig hat, muß es


bedingungslos, also auch zu sinkendem Zinsfuß, als Darlehen in Umlauf setzen,


und dann setzen es die Geldentnehmer gegen Waren um.


Diehl verwirft das Freigeld ohne weiteres auch deshalb, weil es Papiergeld ist


und als solches „mit allen Übelständen der Inflation behaftet ist“. Das sagt Diehl,
nachdem er kurz vorher die freie Wirtschaft der Planwirtschaft als minderwertig


gegenüber gestellt hat. Dem Staate traut Diehl also die Fähigkeit zu, nach einem
Plan die ganze Volkswirtschaft zu leiten, um gleich darauf dem gleichen Staat die
Fähigkeit abzusprechen, den allereinfachsten Teil dieser Wirtschaft nach einem
Plane – dem zu schaffenden Währungsgesetz – zu leiten! Das soll jemand ver-


stehen! Aber wie kommt Diehl dazu, bei der Erwähnung des Papiergeldes von


den Übelständen der Inflation zu sprechen? Hat er nicht kurz vorher noch


gesagt: „Als ob man durch eine Änderung des Geldwesens alle die Übelstände


vermeiden könnte, wie Absatzstockungen usw.“ Erst leugnet er den Einfluß des


Geldes auf die Entwicklung der Wirtschaft, um dann an anderer Stelle, wo es ihm


paßt, wieder von den Übelständen der Inflation zu reden, die willkürlich herbeige-


führt werden könnten!! Weil Diehl kein vernünftiges Maß für die Notenausgabe


kennt – eben die absolute Währung – so kann er sich die Papiergeldwährung


auch nur als Inflation und als Deflation vorstellen, wie jemand, der nie genug,


sondern immer zu viel oder zu wenig ißt.


Auch jeden regelnden Einfluß auf die Preise verneint Diehl dem Freigeld.


„Gesell überschätzt den Einfluß des Geldes auf die Preise.“
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Dieser Einwand ist von Christen so oft und so schneidig abgetan worden, daß


man sich über den Mut Diehls wundert, ihn hier noch einmal wiedererstehen zu


lassen. Hat Diehl in dem Satze, daß mit der Papiergeldwährung die Inflation will-


kürlich erzeugt werden kann, nicht schon offen zugegeben, daß man den Einfluß


des Geldes auf die Preise überhaupt nicht überschätzen kann? Die Preise haben


die Form von Brüchen, deren Zähler (Geld) willkürlich (Diehl sagt es) vergrößert,


verkleinert werden kann, wo also auch der Quotient, die Preise, willkürlich her-


auf- und herabgesetzt werden können.


Zum Beweis dafür, daß man die Preise nicht auf dem gleichen Stand erhalten


könne, beruft sich Diehl auf das Gesetz des abnehmenden Bodenertrags und auf


die Preise der Bergwerksprodukte! Er verläßt also den Boden der


Volkswirtschaft, um seine Beispiele aus der Privatwirtschaft zu nehmen. 


Nirgends in der Literatur des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes wird man die


Behauptung finden, die absolute Währung erstrebe einen festen Preis für die 


einzelnen Waren.


Diehl meint, „der Geldwert spiele eine große Rolle bei der Preisgestaltung“.


Den Satz verstehen wir nicht. Um so besser aber den folgenden:  „Die
Schwankungen der Papiergeldausgabe haben einen großen Einfluß auf die
Preise.“ Das wagt Diehl zu sagen, nachdem er kurz vorher die Sache geleugnet.


Allerdings, sagt Diehl, seien die Schwankungen auf der Warenseite noch größer!


Womit kann Diehl letzteres begründen? Sagt er nicht, daß man die Inflation


kostenlos nach Willkür bemessen kann, während dem Staat kein Einfluß auf die


Warenerzeugung zusteht und die Produktion auch nur mit entsprechenden


Kosten sich mehren läßt? Und wenn die Schwankungen der Produktion auch
groß wären, warum soll man die willkürlich zu bemessenden Schwankungen der
Inflation nicht gerade so groß bemessen können, daß sie mit jenen übereinstim-
men? Gäbe es hierfür einen anderen Grund als den Sabotagewillen derjenigen,


denen man die Notenpresse überantwortet hat?


Nachdem Diehl widerwillig alles das zugegeben hat, was man zur absoluten


Währung braucht, nämlich die Möglichkeit einer willkürlich zu bemessenden


Inflation und Deflation, vergreift er sich noch einmal an Gesells Formel: Freigeld


= Warenabsatz = Warenproduktion = Freigeld und nennt diesen mit Freigeld


stets zwangsläufig geschlossenen Kreislauf eine Utopie!


Und nachdem Diehl es geleugnet hat, daß die absolute Währung mit dem


Freigeld erreichbar ist, meint er, „die Preisschwankungen, die unter der


Goldwährung eintreten, wären ein ausgezeichneter Indikator der wirklichen


Preisvorgänge, während bei einer von der Willkür des Staates abhängigen
Währung (hier kann nur die absolute Währung gemeint sein) das Geld diese


Rolle als Preisvergleichsmittel nicht mehr spielen könne“. Also wäre die absolute


Währung doch mit der hier möglichen „Willkür“ vereinbar! Und warum wären die


Preisschwankungen der einzelnen Waren, die mit der absoluten Währung ja


nicht verschwinden,
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zum Vergleich nicht ebenso brauchbar wie bei der Goldwährung? Als in


Deutschland der Haferpreis freigegeben wurde und sein Preis aus der


Rangordnung der übrigen Getreidepreise stieg – da bauten die Bauern nur mehr


Hafer! Und doch war der Haferpreis auch in Papiergeld ausgedrückt! Die


Preisschwankungen allgemeiner Natur, die mit der absoluten Währung ver-


schwinden sollen, sind als Preisvergleichsmittel nur für die Statistiker, nicht aber


für die Wirtschafter brauchbar. Diesen sagt eine allgemeine Preissteigerung


nichts. Sie suchen nach den Waren, die durch die Marktverhältnisse aus der


natürlichen Rangordnung über ihre Produktionskosten hinausgehoben, deren


Herstellung also prämiert ist, und ob diese Preise auf Gold, Kupfer oder


Papiergeld lauten, ändert nichts an der Sache. Dunkel ist also Diehls Rede Sinn.


Die Gesellsche Zinstheorie verwirft Diehl glatt. Er schreibt Marx den Satz ab:


„Das Geld ist nicht Kapital und trägt als Geld (als was denn sonst?) überhaupt


keinen Zins. Aber das Geld kann Kapital werden (hört!), wenn es


Kapitalfunktionen übernimmt.“ Eine merkwürdige Sache ist doch dieses


„Kapitalwerden“, die Macht, einen toten Gegenstand willkürlich in Kapital zu 


verwandeln. Ob der Proletarier, der „kein Kapitalist“ ist, nicht auch so einfach


„Kapitalist werden“ kann?


Diehl sagt, durch Verleihen des Geldes „verwandle“ man es in Kapital. Er ver-


gißt zu zeigen, wie der Geldnehmer, der das Geld doch auch nur zum Ankauf


von Waren braucht, den Zins erhebt. Der Geldnehmer zahlt Darlehenszins, und


diesen Darlehenszins muß er doch von den Waren, die er kauft, erheben. Der
Kauf von Waren ist aber ein Tausch, kein Darlehen! Also kann Diehl zur


Erklärung des Phänomens sich nicht auf den Darlehnszins berufen. Die Dinge


verhalten sich umgekehrt, als sie Marx und Diehl darstellen: weil der Kaufmann


von den Waren Zins erheben kann, kann er das dazu geborgte Geld verzinsen,


Diehl und Marx müssen uns also die Kräfte zeigen, auf die der Geldbesitzer sich


stützt, um beim Tausch – G – W –, der – wir wiederholen es – kein Darlehen ist,


einen Zins erheben zu können. Diehl macht hier denselben Fehler, den der


Bauer begeht, wenn er sagt: weil man mit Geld einen Acker kaufen kann, der


Zins abwirft, darum wirft das Geld Zins ab, – während es doch heißen muß:


darum müssen im Gelde auch selbständige, zinserhebende Kräfte stecken. In


der Kapitalisationsrate, die bei der Umrechnung eines Ackers in Geld unentratbar


ist, steckt das ganze Problem. Vor dem Kriege kapitalisierte man die Äcker, die


Aktien mit 4%, jetzt mit 6 oder 7%. Kann Marx, kann Diehl das erklären?


Mit dem Freigeld wird das Geld nicht mehr „Kapital werden“ können, die


Hexenmeister, die das konnten, verschwinden mit dem Freigeld. In wessen


Hände es auch gelangt, zum Sparer, Rentner, Börsianer, zum Konsumenten,


zum Kaufmann, einerlei, mit dem Freigeld geht der Handel nicht mehr nach der


Formel G-W-G’.


Zu Gesells Krisentheorie sagt Diehl: Möge die Geldverfassung sein, wie sie


wolle, die Möglichkeit zu krisenhaften Erscheinungen wird immer vorhanden sein,


„wenn die Wirtschaftsordnung die Gelegenheit zu opti-  optimistischer
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mistischer Schätzung der Marktlage und damit zur Überproduktion und Überspeku-


lation darbietet“. Diese optimistische Schätzung der Marktlage ist aber nie etwas


anderes als die Erwartung einer Inflation. So daß Diehl hier bestreitet, was er


selbst mit den Worten ausdrückt: die Schwankungen der Papiergeldausgabe habe


großen Einfluß auf die Warenpreise – also auf die Inflation, also auf die optimisti-


schen Schätzungen! Wenn dem Währungsamt die Aufgabe gestellt wird, die


Inflation zu verhindern, woher bekämen die Kaufleute die Veranlassung zu


Hoffnungen auf Inflation und – das Geld zu preistreibenden Käufen? Es sind ja


doch immer nur die, die an eine Inflation glauben, die durch ihre Deckungskäufe


die Preise hochtreiben. Überdies wird ja doch mit der absoluten Währung jede 


vermehrte Warenproduktion (Überproduktion an Waren) automatisch auf die


Kapitalproduktion hinübergeleitet, wo sie ein unbeschränktes Absatzgebiet findet,


wenn ihr das Freigeld den Weg dorthin gebahnt hat. Einen Fingerzeig, wie die


absolute Währung die Krisen verhindert, haben wir in der Entwicklung der


Weltwirtschaft von 1900 – 1911. Man arbeitete überall mit Volldampf, und dennoch


sprach man nicht von Krise und Preisrückgang. Im Gegenteil, die Preise stiegen


sogar trotz vervielfachter Produktion, weil der Volldampfbetrieb sich auch auf die


Geldproduktion erstreckt hatte. Geld und Warenproduktion wetteiferten miteinan-


der. Man sprach nicht mehr von Überproduktion an Waren, wohl aber von einer


Überproduktion an Kapital, von Baupest und Bauwut, vom Rückgang der Mieten,


des Kapitalzinses.


Zu Christens Schrift „Die Schuld der Reichsbank an Deutschlands Zusammen-


bruch“, in der auch im Kriege die Aufrechterhaltung der absoluten Währung ge-


fordert und gesagt wird, im Kriege sollen die Ausgaben durch Steuern gedeckt 


werden, der Geldumlauf soll der verminderten Warenproduktion entsprechend 


eingeschränkt werden, meint Diehl, „der Krieg habe im Gegenteil eine ungeheure


Mehrproduktion hervorgebracht und jedenfalls die Notwendigkeit einer starken


Vermehrung der Zahlungsmittel“.


Diehl weiß, daß die Mehrproduktion keine Waren betraf. Es waren Granaten, die


hier erzeugt wurden, keine Pillen, keine Bürsten, keine Eßwaren. Die Granaten 


gingen von der Fabrik auf den Staat über. Sie bedurften dazu kaum des Geldes;


der Geldumlauf: Staat – Granatenfabrik – Staat – Granatenfabrik war hier auf


Kurzschluß eingestellt, die Granaten gingen, sit venia verbo [mit Verlaub zu sagen],


von der Hand in den Mund und bedurften dazu auch nur der der Kürze dieses


Weges entsprechenden Tauschmittel. Wenn Diehl das hier zu vertuschen sucht, so


erweist er den verantwortlichen Reichsbankleitern einen persönlichen Dienst, aber


nicht der Reichsbank, der Währung, der Wissenschaft. Und mit dem Gebrauch des


Ausdrucks Zahlungsmittel werden gleiche Zwecke verfolgt. Sprechen wir doch


deutsch. Überlassen wir der Reichsbank den euphemistischen Ausdruck


„Zahlungsmittel“. Was die Reichsbank als „Zahlungsmittel“ bezeichnete, um dem


Pöbel ihre Pfuschereien zu verdecken, – das war Geld, ganz gewöhnliches Geld,


Tauschmittel. Wenn die Reichsbank sagt, der Krieg habe die Notwendigkeit einer


starken Vermehrung der Zahlungsmittel hervorgebracht, so wird sie nicht gleich


von jedem durchschaut, sagt sie aber, der Krieg ver-
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lange vermehrtes Geld, mehr Tauschmittel für die verminderte Warenproduktion,


so weiß gleich jeder, daß es sich um Bauernfängerei handelt. Helfferich, der


nicht den Mut fand, die Klasse, die ihn gehoben, mit Steuern zu belasten, erfand


den vertuschenden Ausdruck „Zahlungsmittel“, um ihn dort zu gebrauchen, wo


der wahre Name sofort Bedenken erzeugt hätte.


Diehl schließt: „Man hätte also daraus den richtigen Schluß ziehen müssen,


daß, sobald diese aus der Not geschaffenen anormalen Zustände (das


Papiergeld) vorüber sind, die Reichsbank wieder zu den strengeren Grundsätzen


der Goldwährung zurückkehren sollte.“ – Also: das Papiergeld braucht man in


der Zeit der Not, ihm gegenüber braucht man laxe Grundsätze, und wenn die


Folgen sich zeigen, so führt man sie nicht auf die laxen Grundsätze zurück, son-


dern auf den Papierstoff des Geldes! Dann ruft man nach der Goldwährung, mit


der zusammen man strengere Grundsätze aus den Tresors hervorholt.


Und in all dieser Weisheit Diehls sollen wir nun die wunderbaren Erfolge


„durchgebildeter nationalökonomischer Schulung“ bewundern!


„Anstatt dieser (Goldwährung) empfiehlt Christen die Beseitigung der


Goldwährung und Einführung einer Papierwährung (?), die gerade all die Übel


chronisch hervorbringen müßte (?), die während der Kriegs- und Revolutionszeit


als notwendiges Übel in Kauf genommen werden mußten.“ Auf dem sinkenden


Schiff der Goldwährung ist Diehl die letzte Ratte. Er scheint die Ansicht zu


haben, Gold allein vermöge die Gewalthaber zur Anwendung strenger Grund-


sätze zu zwingen, während Papiergeld diesen  Zwang nicht ausüben könne. 


Das ist einfach Fetischismus, und wir verweisen auf Knapps „Staatliche Theorie


des Geldes“, die, wenn sie auch von Währung nichts enthält, doch wenigstens


das nach allen Richtungen hin klarstellt, daß das Geld unter allen Umständen


den Machthabern unterworfen ist. Das Geld ist Fabrikat eines staatlichen


Monopols, seine Einheit ist als eine Tat zu begreifen. Diehl denkt statisch – der


Wertgedanke ist ein solcher statischer Gedanke –, darum wird Diehl der Begriff


der absoluten Währung verschlossen bleiben.


Privatdozent Dr. Paul Gygax, Zürich.


Gygax schwört auf die Sachkenntnis der Bankleute in Währungsfragen. Gesell
behauptet, der Bankier wäre der einzige Mann im Lande, der in seinem Beruf


niemals unmittelbar mit der Währungsfrage in Berührung komme, weil bei ihm


sowohl Aktiva wie Passiva aus Geld bestehen, im Unterschied zu allen anderen


Wirtschaftern, bei denen nur die Passiva diese Form haben, währen die Aktiva


zumeist aus Wirtschaftsgütern bestehen, die den Preisschwankungen unterlie-


gen. Dem Bankier sind alle Preise gleichgültig, sofern er genügend gesichert ist,


für den Fall, daß der Schuldner Bankerott macht. Beschäftigt sich darum der


Bankier mit der Währungsfrage, die man hier scharf von der Diskonto-Valuta-


Arbitrage- und Risikofrage zu scheiden hat, so geschieht es als Dilettant. Wenn


somit „die namhaftesten Bankfachleute der Schweiz“ kein Verständnis für die


Bestrebungen des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes bekunden und ihre An
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sichten im strikten Gegensatz zu den Theorien des Schweizer Freiland-Freigeld-


Bundes stehen, so sagt das so weit nichts mehr, als wenn etwa die Pfarrer sich


solchen Bestrebungen gegenüber ablehnend verhielten. Berufsmäßig steht der


Pfarrer der Währungsfrage sogar noch näher, weil er mehr, als es der Bankier


vielleicht tut, die Frage der Gerechtigkeit in den Vordergrund rückt. Es ist nie der


Bankier, sondern der Volksmann, der sich mit der Währungsfrage beschäftigt.


Gygax wirft den Freigeldleuten Fanatismus und Intoleranz vor. Mit Unrecht!


Gygax vergißt, daß die Währungsfrage eine politische Frage ist, namentlich


wenn, wie wir Freigeldler es behaupten, die Lösung der Währungsfrage auch zur


Lösung der Kapitalzinsfrage und damit zur sozialen Frage überhaupt führt. Zins


aber bedeutet Kampf und Streit.


Auf einige Feststellungen will sich Gygax beschränken und sagt, das Suchen


nach einem Gute von unwandelbarem „äußeren Tauschwert“ sei aussichtslos.


Gewiß, so ist es, sofern es sich um ein Naturprodukt handelt und man unter


„äußerem Wert“ eine „Eigenschaft“ versteht, die die Besitzer von Waren zwingen


oder veranlassen könnte, im Tausche für diesen gesuchten Gegenstand stets die


gleiche Menge Waren herzugeben. Nur statisch orientierte Wertgläubige, wie


etwa Marxisten und Vertreter der Goldwährung à tout prix [um jeden Preis], werden


solchen idealen „Wertstoff“ suchen. Was man aber hier vergebens sucht, das


läßt sich vielleicht herstellen. (Die „Freistatt“ bringt 1920 ein Beispiel eines 


solchen Versuches, das sie der – „Neuen Züricher Zeitung“ entnahm, deren


Redakteur Gygax ist – S.76.) Was wäre dazu nötig? Doch nur ein Gut, das


monopolisiert und derart verwaltet wird, daß das Angebot immer mit der


Nachfrage übereinstimmt.


So soll mit dem Freigeld vorgegangen werden. Ein Marktmaß soll erstellt wer-


den, um zu jeder Zeit den währungstechnischen Bedarf an Geld ermitteln zu


können, und je nach den Wandlungen dieses Bedarfes soll Geld ausgegeben


oder eingezogen werden, so daß an den Einlösungsstellen des Geldes, das sind


alle Läden des Landes, jeder für sein Geld immer durch Handeln, Wuchern,


Feilschen, Schwindeln das gleiche Quantum Durchschnittsware erstehen kann.


(Den Nominalisten gegenüber betonen wir, daß auch unter der absoluten


Währung das Geld kein „Maß“ ist, sondern daß man auch hier die Waren durch


Feilschen, Schwindeln, Wuchern – kurz Handeln – erhandeln muß. Es soll für


dieses Handeln durch diese Politik des Währungsamtes eine stets gleiche


Marktlage, eine Konjunkturversteinerung geschaffen werden. Gemessen wird


hier nur die Konjunktur, die Marktlage.)


Ist das eben genannte Geldbedarfsmaß geschaffen, so ist der Rest subalterne


Arbeit. Über die Erstellung dieses „Maßes“ werden wir an anderer Stelle 


sprechen – bei der Besprechung von Kellenbergers Kritik


Gygax meint: „In der Tat sind bei der Preisbildung Faktoren wirksam, die sich


nicht bloß vom Standpunkt des Käufers aus definieren lassen.“ Niemand wird


hier widersprechen. Aber Gygax sagt weiter: „Das Mo-  Moment
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ment der vermehrten Produktionskosten ziehen die Anhänger der neuen Lehre


nicht genügend in Betracht.“ Dieser Satz ist unverständlich, wenn er mehr besagt,


als daß die Ursache der erhöhten Preise in den – erhöhten Preisen zu suchen ist,


da doch die Produktionskosten sich aus Preisen, nur aus Preisen zusammenset-


zen. Den gleichen Posten bucht der Verkäufer als Preis verkaufter Kohlen, der


Unternehmer als Produktionskosten. Volkswirtschaftlich betrachtet gibt es nur


Preise.


„Der in Geld ausgedrückte Tauschwert (auf deutsch: der Preis!) ist örtlich und


zeitlich schon in der Vorkriegszeit sehr verschieden gewesen.“ Dieser Satz soll auf


Schwierigkeiten hinweisen, auf die die Statistiker bei der Ermittlung des Indexes


stoßen. Aber die Statistiker sollen sich nicht durch übertriebene Ansprüche ein-


schüchtern lassen. Sie sollen sagen, um wieviel sich der Index unter Nichtberück-


sichtigung dieser Schikanen schlimmstenfalls verschieben wird. Es wird nicht 1%


ausmachen. Im übrigen wird man den Weizenpreis cif [cost, insurance, freight =


Kosten, Versicherung, Fracht] Buenos Aires oder fob [free on board = frei an Bord]


Mannheim nicht mit dem Preis frei Bahnhof Seldwyla verwechseln. Und wenn der


Kartoffelpreis statistisch verglichen wird, so wird man den Maipreis nicht mit dem


Oktoberpreis vergleichen.


Der Standpunkt, den Gygax der Goldwährung gegenüber vertritt, ist recht inter-


essant. „Die Beibehaltung der Goldwährung bedeutet das währungspolitische


Ergebnis des Krieges.“ Mit dieser Behauptung vergleiche man den Valutakurszettel


der Börsen der ganzen Welt. In Gold wird keine Valuta mehr notiert. Bei der


Bemessung des französischen, italienischen, englischen, deutschen, spanischen


Geldes wird das Gold einfach übersprungen.


„Über die Theorien Liefmanns ist man zur Tagesordnung übergegangen“ (also


zur Papiergeldwirtschaft?). Der Präsident der London and River Plate Bank hat es


befohlen, daß „Gold auch in Zukunft die Basis der Währung sein und bleiben wird“.


Wenn eine solche Persönlichkeit das sagt (man bedenke, der Präsident der Bank


so und so!), so müssen wir Schweizer uns  selbstverständlich diesem Befehl


fügen. Denn die Orokratie steht über der Demokratie!?


Und Gygax verbeugt sich vor dem Willen des Bankpräsidenten und verlangt die


Deflation, d.h. den Einzug der Noten, bis Noten und Gold überall wieder pari


umlaufen können. Also Abbau der Preise, Baisse, Krebsgang, Krise, den allgemei-


nen Bankerott, den Bürgerkrieg [Geschrieben im September 1920.]! Die Deflation, die den


Schwindel der Inflation nach der anderen Seite hin fortsetzt, ist der gerade Weg


zum Weltbolschewismus. Lenin kennt das Geldwesen und die ihm innewohnenden


hemmenden und fördernden Kräfte nicht, sonst würde er sich allein auf die


Deflation konzentrieren und die Entwicklung der Dinge abwarten. Die Deflation


würde den Marxisten Beweismaterial für die Behauptung geben, die freie


Wirtschaft sei eine planlose Wirtschaft und müsse durch die Sozialbürokratie abge-


löst werden. Und bei den verzweifelnden Bauern, Unternehmern und den von den


Zinsen Lebenden fänden sie am Ende offene Ohren.
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Der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund hat seit Jahren mit allem Nachdruck


gegen die Inflation und dann gegen die geplante Deflation öffentlich protestiert


(Flugblätter des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes, „Freistatt“ 1917 – 1920). Die


einzige Kritik der Notenpolitik der Nationalbank ging von hier aus. Mit welchem


Recht behauptet nun Gygax, die Methoden der Freigeldleute wären dazu angetan,


Europa noch stärker in die Papiergeldwirtschaft hineinzuführen? Die, die die jetzige
Papiergeldwirtschaft betreiben, sind ja sämtlich überzeugte Anhänger der
Goldwährung, Helfferich ist sogar Vorsitzender des Vereins zum Schutze der deut-
schen Goldwährung!! Hier sind also nur zwei Annahmen möglich: entweder wissen


sie sich als Empiriker nicht zu helfen, oder sie versuchen, das Papiergeld zu sabo-


tieren, um der Goldwährung die Rückkehr zu sichern, bei der die Macht des


Geldes besser aufgehoben ist.


Gygax erblickt in den gegenwärtigen Währungsverhältnissen (die also von den


Goldwährungsleuten herrühren) eine besondere Schwierigkeit für Reformen.


Warum? Aus chaotischem Lehm ist Adam geknetet worden, nicht aus den


Trümmern gebrannter Ziegeln. Heute, wo von Grund aus gebaut werden kann und


gebaut werden muß, ist die Zeit wie geschaffen für gründliche Arbeit. Was auf


nationalem Gebiete zu tun ist, ist in der Forderung „absolute Währung“ scharf


abgegrenzt. Ein jedes Land schaffe sich einen Index. Dazu braucht man nur den


Friedensindex, bei dem die einzelnen Preise noch in natürlicher Rangordnung 


stehen, mit einem der Finanzlage angepaßten Inflationskoeffizienten zu versehen


(z.B. in der Schweiz 21/2, in Deutschland vielleicht 10 usw.). Sobald dieses gesche-


hen, wird sich sehr bald zwischen all den Ländern ein Valutakurs ausbilden, der


nur geringe Schwankungen aufweisen kann. Wie man dann diese Schwankungen


vollends beseitigen kann, zeigt Gesell in seiner Ivanote [Valuta-Assoziation, von Silvio
Gesell. Bern 1920.].


Die absolute Währung sei ein Sprung ins Dunkle, sagt Gygax. Er vergißt, daß 


er selber vom „heutigen Währungschaos“ sprach und folgerichtig sagen müßte: ein


Sprung aus dem Chaos – ins Dunkle. Wie hell würde uns dieses „Dunkel“ er-


scheinen!


Fisher und Bauer heben die Schwierigkeiten einer Bestimmung der


Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes hervor und Gygax meint dazu, hier läge für


die Praxis die Hauptschwierigkeit. Die Bestimmung der Umlaufsgeschwindigkeit ist


für die Praxis ohne alle Bedeutung, denn die absolute Währung richtet sich nach


den Preisen, nicht nach den Faktoren der Preise. Und im übrigen sei hier wieder-


holt, was Gesell zu der Frage sagt: Mit dem Freigeld verwandelt sich U [Umlaufs-


geschwindigkeit des Geldes.] in eine Konstante, so daß für das Freigeld nun die


Quantitätstheorie in ihrer „naivsten und rohesten“ Formulierung unter allen denk-


baren Verhältnissen absolute Gültigkeit gewinnt. Sie gilt hier womöglich noch un-


bedingter als für die Waren, die Kartoffeln, die Milch, die Erdbeeren – und die


Tageszeitungen. Das Freigeld versieht U mit einem Präzisionsregulator, so daß


nun U stets der durch die gegebenen Handelseinrichtungen (die als konstant an-


genommen werden)


249







ermöglichten Maximalumlaufsgeschwindigkeit entsprechen wird. Beim Metallgeld


schwankt bekanntlich U zwischen genanntem Maximum und Null. Der goldene


Kriegsschatz in Spandau wurde z.B. in 50 Jahren nicht einmal umgesetzt und in


Washington lagern seit fast ebenso vielen Jahren Berge von Silber. Im August


1914 fiel in der ganzen Welt U bei der Hauptmasse des Geldes ebenfalls auf Null.


Die Willkür der Geldbesitzer, die in bezug auf U herrscht, ist die einzige Ursache,


warum heute die rohe Quantitätstheorie auf so viele Widersprüche stößt. Mit dem


Freigeld werden alle Änderungen in P entweder von W oder G herrühren, U schei-


det als Konstante aus. G = W das ist die Endformel für das Freigeld.


„Die Freigeldleute rechnen viel zu wenig mit den internationalen Verkettungen


des Wirtschaftslebens“, sagt Gygax. Er vergißt, daß die Valuta als Produkt all die-


ser Verkettungen betrachtet werden kann und daß, wenn wir die Währungsfrage


aufs Korn nehmen, alle Verkettungen mitgetroffen werden. In der Literatur des


Schweizer Freiland-Freigeld- Bundes (besonders in der „Denkschrift zur


Internationalen Valutafrage“ und in Gesell, Internationale Valuta-Assoziation) ist


alles gesagt, was in dieser Hinsicht sagenswürdig ist. Sapienti pauca  [ Alles


Wissenswerte in wenigen Worten]. Mit der Einführung des Freigeldes, der absoluten


Währung und der Iva werden alle Dinge so durchsichtig, daß jedes weitere Wort


als Pleonasmus  [Doppelaussage (z.B. weißer Schimmel)]  erscheint. In seinem


Hauptwerk widmete Gesell diesen „Pleonasmen“ zum Überfluß nicht weniger als


70 Seiten. („Natürliche Wirtschaftsordnung“, vierte Auflage, S. 246 – 316). Man


bedenke, was es heißt, 70 Seiten den „Schwerhörigen“ zu widmen in dieser Zeit


der Papiernot!


Voller Widersprüche sei Gesells Zinstheorie! Gygax würde sich den heißen Dank


Morgans, Rockefellers, aller Börsenfürsten und Rentner der ganzen Welt erwer-


ben, wenn er nur einen einzigen der vielen von ihm entdeckten und verheimlichten


Widersprüche ans Licht zöge [Wir haben ihn mehrmals öffentlich dazu aufgefordert, schon 1918.


Er schweigt!]. Und auch den Dank des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes, der


dadurch ganz bestimmt von seinem „Fanatismus“ und anderen Besessenheiten


gründlich kuriert würde. Nur einen Widerspruch wird Gygax – wenn er in der


Zinslehre beschlagen ist – finden, nämliche den, daß Gesells Zinstheorie allen


anderen Zinstheorien glatt widerspricht.


In dem Umstand, daß das Geld in den Kassen der Wirtschaftenden, der


Spekulanten, Wucherer, Sparer nicht immer gleich in Umlauf gesetzt wird, daß 


das Kriegsministerium in Berlin 50 Jahre lang 120 Millionen Mark in Gold aufge-


speichert hielt, erblickt Gygax einen Widerspruch mit der Lehre, wonach U von


maßgebendem Einfluß auf den Geldbedarf eines Volkes sei. Er hat recht. Wie der


oben erwähnte Schatz von 120 Millionen Mark zeigt, ist es nicht U, sondern Usp. –


Die Umlaufssperre –, die für den Geldbedarf von veränderlichem, für die


Geldverwaltung von maßgebendem Einfluß ist. – Wir freuen uns dieser Erkenntnis


Gygax’. Er ist auf dem Wege zu uns.


Zum Schluß seiner Feststellungen sagt Gygax, es wäre bezeichnend für die


Freigeldleute, daß sie glaubten, man könne den Quotienten eines
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Bruches dadurch verkleinern (vergrößern), daß man den Dividenden verkleinert


(vergrößert), daß, wenn das Währungsamt den Dividenden willkürlich ändern kann,


auch der gewünschte Quotient erreicht wird.


Wenn die Freigeldleute mit solcher Binsenwahrheit in unserer aufgeklärten


demokratischen Schweiz „bezeichnet“ werden können, so ist ihnen der Sieg sicher,


denn wenn es auch nur Einäugige sind – unter Blinden sind sie König.


Privatdozent Dr. V. Furlan, Basel.


Furlan spricht es frei und eindeutig aus: Ich glaube an die theoretische und prak-


tische Möglichkeit. – Ein mannhaftes Wort in einer kräftestrotzenden Streitsache.


Doch meint Furlan, die Regelung des Geldumlaufs böte Schwierigkeiten, die die


Freigeldlehre zu gering einzuschätzen schiene. Diese Schwierigkeiten sind aller-


dings vorhanden, wenn man bei der absoluten Währung vom Freigeld absehen
will. Die Freigeldlehre stellt dies mit großem Nachdruck fest („Natürliche


Wirtschaftsordnung“, vierte Auflage, S. 201: Die Emissionsreform).


Wenn die Eingabe des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes zum Nationalbank-


gesetz seinerzeit von der Forderung des Freigeldes absah, so geschah das nur


aus Zweckmäßigkeitsgründen. Das Volk denkt nur, soweit es fühlt. Der Schmerz ist


der Pionier des Gedankens. Das Volk sieht die Inflation. Mehr nicht. Wenn sich die


absolute Währung einmal bewährt hat, so werden auch die Mittel verlangt werden,


um diese Einrichtung zu einer dauernden zu machen. Die Schwierigkeiten, auf die


das Währungsamt mit der absoluten Währung ohne Freigeld in wenig Jahren sto-


ßen wird, werden die organischen Fehler des heutigen, des babylonischen Geldes


dem Volke wie auf einem Präsentierteller vorführen. Es wird sich zeigen, daß man


mit diesem Geld das Ziel nicht erreichen, vernünftige Währungspolitik auf Dauer


nicht betreiben kann. Eine Weile, 3 – 4 – 5 Jahre wird es freilich glänzend gehen,


mit Volldampf wird die Volkswirtschaft arbeiten. Aber dieser Vollbetrieb wird bald


einen Druck auf den Sachkapitalzins ausüben, dem der Geldzins (Urzins) nicht


folgt, und diese Diskrepanz wird dahin führen, daß die Umlaufsgeschwindigkeit des


Geldes nachläßt. Im Laufe der Zeit wächst G (die ausgegebene Geldmenge) ins


Schwindelhafte, und P (der Preisstand) entwächst dem Machtbereich des


Währungsamtes. Dieser Sachverhalt ist in dem oben erwähnten Abschnitt der


„Natürlichen Wirtschaftsordnung“ genau beschrieben. Solange der Urzins nicht


beseitigt ist, zerschellt die absolute Währung an den organischen Fehlern des


Geldes.


Mit dem Freigeld fallen alle diese Schwierigkeiten weg. Das Freigeld fügt sich


organisch in die Reihe aller anderen wirtschaftlichen Automatismen ein. Da U


(Umlaufsgeschwindigkeit) konstant geworden, erhält auch die ganze Wirtschaft


Konstanz. Die geringen, auf elementare Ereignisse zurückzuführenden Änderun-


gen in der Warenmenge, die bei Weltfreihandel so gut wie ganz wegfallen, werden


mit ebenso geringen Veränderungen in der Geldmenge glatt ausgeglichen.


Selbstverständlich gehören dazu doch noch Mittel. An- und Verkauf von


Staatspapieren – solange es solche gibt –
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in Börsenauktionen (Wechsel, als Privatkreditpapiere, sind in einer Demokratie, wo


jeder Landstreicher dem Staatskredit gegenüber gleichberechtigt ist, grundsätzlich


auszuschalten) liefern für solche Regulierungen von G die einfachste Handhabe.


Wer es aber vorzieht, die Währung unter der stetigen scharfen Kontrolle des


Volkes zu halten (Demokratie!), der wird sich bei der Regulierung von G für Steuer-


Zu- und Abschläge aussprechen. Wenn dem Bürger 10% der Steuern erlassen


werden, weil es für die Währung nötig ist, so wird ihm solche Tatsache mehr


Lehrstoff liefern als ellenlange Zeitungsartikel über die Vorzüge der Goldwährung.


Daneben hat die Währungssteuer den Vorzug, daß das Geld gleich dorthin kommt,


wo es wirken soll, in die Läden und auf die Märkte des ganzen Landes. Sonst kann


man das gleiche Ziel auch durch Einführung, Beseitigung, Erhöhung oder


Ermäßigung der Steuern auf Geldsurrogate erreichen. An Mitteln, um Geld in


Umlauf zu setzen oder solches einzuziehen, fehlt es nicht. G, U und S (Geld-


surrogate) stehen hier zur Auswahl. Und wer in diesen Dingen ein Neuling ist, der


frage bei Pierpont Morgan an, mit welchen Mitteln die Hochkonjunktur des Jahres


1906/7 gespeist, mit welchen Mitteln er im August 1907 den Krach herbeigeführt


hat („Freistatt“ 1920, S. 13). Was ein einziger Börsianer kann – ohne unmittelbaren


Zutritt zur Notenpresse –, das wird der Inhaber des Geldmonopols wohl auch 


können, – und mehr, wenn es verlangt wird.


Hier können also wirklich keine Schwierigkeiten liegen. Furlan glaubt an die


Möglichkeit noch verborgener Schwierigkeiten. Aber was darf man denn Böses von


einer Reform fürchten, die nichts anderes bedeutet, nichts anderes bezweckt, als


aus U die Willkür der Börsenspekulanten, der Geldhamster, der Wucherer, der von


der Panik Ergriffenen auszuschalten, U, das heute ein Rohr im Winde ist, in eine


Konstante zu verwandeln? Welche Nachteile konnte der Erfinder des


Dampfregulators von der Einführung dieses Apparates erwarten?


Furlan glaubt, die Freigeldlehre sei zu radikal, um praktisch durchgeführt zu wer-


den. Das ist eine politische Frage, die wir hier nicht erörtern wollen. Wir begnügen


uns mit der Bemerkung, daß dem Volke jede Reform gerade radikal genug


erscheint, die es von den Übeln unserer Wirtschaftsordnung zu erlösen verspricht.


Dr. E. Kellenberger.


Right or wrong [richtig oder falsch] – „das Freigeld ist eine törichte Erfindung“.


Kellenberger will das Freigeld einfach nicht und darf nicht sagen, warum. Mit einer


ganz erstaunlichen Behauptung leitet Kellenberger seine Kritik ein: „Seit


Jahrzehnten wird bereits von den Notenbanken das Geldangebot dem schwanken-


den Bedarf angepaßt, und zwar in der möglichst vollkommenen Weise und ohne


auf den Metallbestand Rücksicht zu nehmen.“


Womit stützt Kellenberger eine Behauptung, die, wenn sie zutreffend wäre, die


Bestrebungen des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes ja ganz überflüssig


machen würde? Sehr einfach: er überläßt es jedem, sich unter dem Ausdruck


„Nachfrage nach Geld“ vorzustellen, was ihm beliebt – den
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Geldbedarf des mit Unterbilanz arbeitenden Unternehmers, des Staates, den


Geldbedarf der Kirche, der gemeinnützigen Wohnungsbaugenossenschaft, der


politischen Partei, des Bettlers, den Geldhunger des Börsenspekulanten, des mit


einer Hausse rechnenden Kaufmannes. Hat die Nationalbank diesen Geldbedarf


wirklich befriedigt? Geldbedarf kann alles Mögliche sein, darum können wir hier


Kellerbergers Behauptung ebensowenig nachprüfen, wie es heute möglich wäre,


auf Grund des Bankgesetzes die Leitung der Nationalbank zur Verantwortung zu


ziehen, denn auch der Bankleitung steht es frei, den Ausdruck Geldbedarf und


damit den einzigen Paragraphen des Bankgesetzes, der von grundsätzlicher
Bedeutung ist, nach Willkür auszulegen [Und gerade diesen Paragraphen nahm man


unverändert ins revidierte Gesetz hinüber!]. Ihr ist die Aufgabe gestellt worden, den


„Geldbedarf“ zu befriedigen. Man hätte ihr ebensogut die salus publica, das Wohl


des Klassenstaates, zum Maß der Notenausgabe geben können.


Die Freigeldlehre gibt diesem für die Währungspolitik grundlegenden Ausdruck


einen scharfkantig abgesetzten Inhalt. Angebot von Waren = Nachfrage nach


Tauschmitteln, nach Geld. Die Nachfrage nach Geld kann man also nur mit dem


Angebot von Waren messen. Ob die Nachfrage befriedigt ist oder nicht, läßt sich


nur am Stand der Preise messen. So sagt Gesell schon seit 30 Jahren.


Es ist nun sicher, daß Kellenberger unter Bedarf an Geld nicht diese eben


gezeichnete Nachfrage bei seiner Behauptung im Sinne hatte, sondern etwas


anderes, etwas Vieldeutiges und Willkürliches, Breiartiges; denn an den Preisen


gemessen, wird man nicht behaupten können, daß seit Jahrzehnten die


Notenbanken die Nachfrage nach Geld mit möglichster Vollkommenheit gedeckt


haben. Wir sprechen hier nicht von der Zeit des Greuels. Wir denken hier nur an


den Krach in Wien, an die lange chronische Krise, die der Ausbreitung der


Goldwährung folgte, an die ebenso lange andauernde Hochkonjunktur, die mit


der Entdeckung der Goldfelder Afrikas einsetzte, an die jähe Unterbrechung die-


ser Hochkonjunktur durch Morgans Krach an der New Yorker Börse 1907, über-


haupt an die zahlreichen Paniken, Krisen. Die Not der Landwirtschaft und


Industrie, die in Deutschland, Frankreich, Nordamerika durch den Rückgang der


Preise bedingt war, wurde auch nicht durch die Notenbanken, sondern durch


Zölle bekämpft. Jener andauernde Rückgang im Index hat die Notenbanken nicht


beunruhigt.


Auch die „gut geleiteten Notenbanken“ (welche sind das?) haben niemals die


Warenpreise bei der Notenausgabe berücksichtigt, sie haben niemals ihre


Goldbestände aus dem Auge gelassen. Keine von diesen Banken tat es – weder


in der Vergangenheit noch heute. Wonach richteten sie sich also? Morgan hat
uns 1907 ganz offen gezeigt, wie man die Notenbanken in den Dienst der
Börsenspekulation einspannt. Und wir nehmen an, daß die Nationalbank nur


darum nicht darauf dringt, sich den Begriff „Nachfrage nach Geld“ währungstech-


nisch und gesetzlich auslegen zu lassen, weil sie ihren Einfluß auf die Börse be-
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halten will. Sie will mit Blankovollmacht unverantwortlich das wichtigste Amt der


Eidgenossenschaft führen.


Kellenberger tischt uns hier typische Goldwährungsliteratur auf, jetzt, in diesen


schweren Zeiten! Schluß mit dieser systematisch betriebenen Volksverhetzung!


Wenn Kellenberger sagt: „Es ist unmöglich, einen genauen Maßstab für


Preisverschiebungen zu finden“, daß aber die Notenbanken in der möglichst voll-


kommenen Weise den Geldbedarf befriedigen, so bin ich sicher, daß die


Börsenkönige ihm verständnisvoll zunicken, Leute, die, wie Helfferich, die Stirn


haben zu schreiben: „Den Wert des Goldes kann man nicht messen, aber das


Gold genügt in hervorragender Weise allen Ansprüchen, die man an ein wertbe-


ständiges Geld stellen kann!!“ (Helfferich, Die Währungsfrage).


Solche Sätze gehören in den Handelsteil der Zeitungen, die die öffentliche


Meinung für die Börsenraubzüge vorbereiten – nicht aber zur Kritik der absoluten


Währung im 56. Jahrgang der Zeitschrift für schweizerische Statistik.


Kellenbergers Unterscheidung zwischen Geldbedarf innerhalb eines Jahres


und Geldbedarf innerhalb Jahrzehnten ist völlig unverständlich, es sei denn, daß


er damit andeuten will, die Unvollkommenheiten der vollkommenen Befriedigung


des Geldbedarfes häuften sich mit den Jahren zu Beträgen, die die Notenbanken


zwingen, alle zehn Jahre einmal einen Blick nach der Golddecke zu werfen! In


Wirklichkeit kennen die Notenbanken nur eine einzige Sorge, das ist die


Metalldeckung ihrer Noten. Solange das Gold da ist, ist für sie alles in Ordnung.


Kellenberger stützt seine Ablehnung der absoluten Währung im wesentlichen


mit der Behauptung: „Es ist unmöglich, einen genauen Maßstab der


Geldveränderungen zu finden.“


Hier handelt es sich wieder um Goldwährungsliteratur. Denn was heißt in die-


ser für das tägliche Leben und nicht für die Astronomie gestellten Forderung das


Wort „genau“? Kellenberger nörgelt, er will nicht. Sonst hätte er sagen müssen:


„Es ist unmöglich, etwas Besseres zu finden, als was uns die Goldwährung bie-


tet.“ Das darf er aber nicht sagen, um die Aufmerksamkeit nicht auf die gewalti-


gen Schwankungen zu lenken, die sich unter der Herrschaft der Goldwährung


vollzogen haben. Ist es nachweisbar, daß man in der Schweiz heute nicht mehr


mit derselben Geldsumme die gleiche Lebenshaltung bestreiten kann wie vor 


10 – 20 – 50 Jahren, so genügt uns das für unsere Behauptung, daß wir etwas


Besseres schaffen können. Ob es uns gelingt, das „genaue“ Maß zu finden und


die damit nachweisbaren Schwankungen „absolut“ zu beseitigen, das kommt erst


in zweiter Linie in Betracht. Wir wollen etwas Besseres als die Währung, die mit


dem Golde auf Leben und Tod verknüpft ist. Wenn es uns gelänge,


Währungszustände zu schaffen, die auch nur etwas besser wären als die heuti-


gen, so müßten sich die Verteidiger der heutigen Notenbankpolitik ins Mauseloch


verkriechen. Wer es unbestritten läßt, daß die Preise in den letzten Jahrzehnten


vor dem Kriege 10 – 20 – 30% gestiegen sind, daß seit dem Kriege diese Preise


weiter um 50 – 80 – 100% und mehr stiegen, der hat
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wahrhaftig kein Recht, einem Reformvorschlag den Vorwurf zu machen, daß mit


ihm unmeßbare, nicht nachweisbare kleine Preisdifferenzen doch noch möglich


seien. Das nennt man nörgeln, nicht kritisieren.


Und im übrigen sei folgendes nochmals festgestellt: Man stelle dem Direktor


des statistischen Amtes die Aufgabe, dem Währungsamte täglich nach Schluß


der Börse den Tagesindex auf den Tisch zu legen. Kann er es nicht, so pensio-


niere man ihn und setze einen anderen ein, der leistet, was zu leisten ist. Wenn


der Besitzer eines Warenhauses Interesse daran hätte, täglich den Index seines


aus 500 000 verschiedenen Waren sich zusammensetzenden Lagers zu sehen,


so würde ihm der Buchhalter denselben auch täglich überreichen. Hier handelt


es sich einfach um eine Geldausgabe. Anstelle des einfachen Goldstandards


wollen wir den Multiplestandard, bei dem die Zufälligkeiten, die in der


Goldindustrie eine besonders große Rolle spielen, so gut wie ganz ausgeschaltet


werden. Vorsichtige Kapitalisten verteilen ihr Kapital auf verschiedene Aktien,


sehr vorsichtige auf sehr viele. Und wenn wir einen Multiplestandard neben dem


Goldstandard einführten, so würden ganz gewiß alle vorsichtigen Kapitalisten,


namentlich die Vormünder, ihre Sache dem Multiplestandard anvertrauen und nur


Vabanquespieler würden noch Vermögensteile dem Goldstandard anvertrauen.


Der Freiland-Freigeld-Bund macht mehrere Vorschläge, die alle brauchbar sind


und sogar ein im Sinne des Pariser Normalmetermaßes „genaues“ Resultat 


liefern würden.


Gesells Vorschlag, wonach die Kaufleute jährlich den Index ihres Warenlagers


gleichzeitig bei der Inventur auszurechnen und diesen dem statistischen Büro


des Währungsamtes zu liefern haben, genügt, was die Genauigkeit und


Unparteilichkeit anbetrifft, doch schon den rechthaberischsten Forderungen.


Wenn dieser Index, der alle Waren des Landes umfaßt, den wirklichen


Kostenpreis und den Marktpreis berücksichtigt, alle Waren nach ihrer Bedeutung


klassifiziert, den Verteidigern der Goldwährung nicht genügt, so sagen sie ein-


fach. daß ihnen „nachweisbare“ Preisstürze von 5 – 10 – 50% lieber sind als


unmeßbare, nicht nachweisbare Indexänderungen. Neben dieser jährlichen


Generalprobe wird der tägliche Index der Hauptstapelwaren geführt. Je vollkom-


mener dieser zweite Index ist, um so mehr muß er sich ersterem nähern. Es ist


ganz zweifellos, daß, wenn der Index der Hauptstapelwaren festbleibt, auch die


übrigen Preise festbleiben. Die einzelnen Waren stehen ja alle in einer von den


Produktionskosten beherrschten Rangordnung, aus der sie nur vorübergehend


durch besondere Marktverhältnisse gerissen werden und in die sie selbsttätig


immer wieder zurückfallen.


Kellenberger meint, daß die Indexausrechnung eine zeitraubende Sache sei.


Er mag sich darüber beruhigen. Wir kennen einen ausgedienten Bürokraten, der


sich verpflichten will, dem Direktor des Währungsamtes täglich fünf Minuten nach


Schluß der Schweizer Börsen den Index von 200 – 500, auch 1000 Stapel-


artikeln auf den Tisch zu legen. Sind einmal die Koeffizienten ausgerechnet, mit


denen die Preise der einzelnen Waren


255







zu beschweren sind, so ist der Rest Sache der Rechenmaschine. Diese


Koeffizienten alle Jahre einmal auszurechnen, ist aber auch wieder eine einfache


Sache. Die Statistik liefert uns dafür daß nötige Material. Wir wissen, wieviel Liter


Milch jährlich die Kühe auf den Markt werfen, wieviel Kohle, Baumwolle, Eisen,


Kupfer, Wolle eingeführt wird. Die Koeffizienten sind also da. Und dafür, daß hier


alle Sonderinteressen ausgeschaltet werden, sorgt die öffentliche Kontrolle durch


die Handelskammern, die Gewerkschaften und den Bauernstand. Halten es die


Gläubiger und Schuldner für nötig, so mögen sie sich verbinden und auch einen


Abgeordneten in diese Kontrollkommission schicken.


In schroffem Widerspruch mit dem, was Kellenberger sagt, behauptet also der


Schweizer Freigeld-Freiland-Bund, daß es nicht nur möglich, sondern eine leich-


te Sache ist, einen genauen Index (genau im Sinne der Praxis, des Lebens) zu


schaffen, daß man diesen Index nicht post festum [hinterher, zu spät], sondern 


täglich aufstellen und für die ehrliche Führung der Währung den nötigen zuver-


lässigen Kontrollapparat schaffen kann. Wer dies bezweifelt, der zweifelt nicht


nur am Staate, sondern auch an den freien Organisationen – er zweifelt an der


Menschheit und mag sich dann zu den Pessimisten ins Grab legen.


Kellenberger sagt nun, daß man den Index auch darum nicht als Maß der


Notenausgabe benutzen kann, weil Noteneinzug und Notenausgabe erst nach


Monaten zu wirken beginnen und man nicht wisse, wie die Preise sich in dieser


Zeit ohne das Zutun des Noteninstitutes entwickeln würden, so daß unter


Umständen die Maßnahmen der Notenbanken der Absicht entgegenwirken 


könnten.


Nehmen wir Kellenbergers und Nicholsons Behauptung als erwiesen an, was


müssen wir aus ihr folgern? Zunächst wenigstens. daß die Notenausgabe oder


der Noteneinzug nicht an der wirksamen Stelle erfolgt. Wenn wir Geld auf dem


Dahrlehensmarkt ausgeben, so mag wirklich oft Zeit verstreichen, ehe dieses


Geld den Warenmarkt erreicht und das Preisgebäude beeinflußt. Würde man


dagegen solches Geld unmittelbar den Taschen der Konsumenten zuführen oder


entnehmen, so würde sich das auch unmittelbar bei den Preisen zeigen. Darum


schlägt auch der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund vor, die allgemeinen Steuern


für die Zwecke der Preispolitik zu benutzen. Wenn den Steuerzahlern ein


Abstrich gemacht wird, so ist es ganz unzweifelhaft, daß auch sofort Waren im


Betrage dieses Abstriches mehr als sonst gekauft werden.


Nehmen wir aber an, Kellenberger sähe hier keinen wesentlichen Unterschied


und er bliebe bei der Behauptung, daß das von der Notenbank ausgegebene


Geld (das heutige Geld) Zeit brauche, es brauche sogar drei Monate, um eine


Wirkung auszuüben, so ändert sich für die Währungspolitik dadurch nur insofern


etwas, als dann solche Inkubationszeit mit berücksichtigt werden muß. Ist z.B.


der Notenumlauf vermehrt worden, um eine Preissenkung zu bekämpfen, und


zeigt sich das nach Ablauf der errechneten Inkubationszeit, so wird man nicht,


wie Kellenberger anzunehmen scheint, den Notenumlauf sofort wieder vermin-


dern, sondern
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man wird in dieser Erscheinung gerade das sehen, was man erzielen wollte.


Immerhin, wir geben zu, daß hier eine Schwierigkeit liegt, die zu den zahllosen


Schwierigkeiten tritt, die das herkömmliche Geld einer vernünftigen


Währungspolitik bereitet. Darum fordert ja auch der Schweizer Freiland-Freigeld-


Bund den Ersatz dieses herkömmlichen, ebenso uralten wie barbarischen


Geldes durch Freigeld, für das Kellenbergers Einwand nicht mehr zutrifft. Die


zum Marktsturm angesetzten Freigeldfrankenbataillone durchbrechen die


Stellung immer sofort, auf Kommando. Nur der, der unmittelbare Ware will, kann


Freigeld gebrauchen. Dieses Geld ist also immer nur in Händen der Käufer. Es
ist die verkörperte meßbare Nachfrage. Die Nicholsonsche dreimonatige


Inkubationszeit schrumpft beim Freigeld auf 24 Stunden zusammen. Wie der


Donner auf den Blitz, so folgt beim Freigeld die Wirkung auf die Tat. Die


Schwierigkeiten, die Kellenberger hier sieht, richten sich also nicht gegen das


vorgeschlagene Neue, sondern gegen das Alte, das er verteidigt. Sie gehören zu


den Dingen, die man sonst in der Goldwährungsliteratur verschweigt.


Allerdings, Kellenberger zieht auch schon aktive Währungspolitik im Sinne der


absoluten Währung in den Kreis seiner Betrachtungen. Er meint, man könne,


„wenn ein plötzlich auftauchender riesiger Hortungsbedarf Befriedigung heischt“,


der Notenpresse die Aufgabe zuweisen, diesen „Geldbedarf“ zu decken.


Wie ist das zu verstehen? Eben noch sagt Kellenberger, daß das dem Verkehr


entzogenen Geld erst nach drei Monaten wirkt; hier wird von plötzlich auftau-


chendem Hortungsbedarf gesprochen, für den es nach seiner eigenen Aussage


kein „genaues“ Maß geben soll und den er plötzlich und derart decken will, daß


seine Behauptung, die Notenbanken befriedigten immer schon den Geldbedarf in


der möglichst vollkommenen Weise, eine neue Bestätigung erhalte. Kann man


mehr und klaffendere Widersprüche in einem Satze häufen?


Die Freigeldlehre sagt zu diesem „riesigen Hortungsbedarf“, der plötzlich auftritt


und „Befriedigung heischt“, folgendes: die Hortung des Geldes entstammt der


Furcht vor den Folgen der Hortung. Weil man glaubt, daß alle auf den schlauen


Gedanken kommen werden, das Tauschmittel zu horten, d.h. daß der Kreislauf


des Geldes unterbrochen wird und daß darum nicht mehr auf regelmäßige


Geldeinnahmen zu rechnen ist, sucht jeder Rettung auf eigene Faust. Jeder tut


das, was alle nur zu lassen brauchen, wenn sie die Ordnung sichern wollen. Mit


der Einführung des Freigeldes weiß ein jeder, daß niemand Geld horten kann,


daß der Kreislauf des Geldes unter allen denkbaren Umständen geschlossen


bleibt – und daß infolgedessen niemand noch Geld zu horten braucht.


Das Freigeld befriedigt den Hortungsbedarf nicht – sondern beseitigt ihn. Wie


es keine Warenhortung gibt (man denke an eine Zeitungshortung, an eine Milch-,


Fleisch-, Kartoffelhortung), so soll auch niemand Geld horten können.
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„Eine Indexpolitik auf eigene Faust müßte die Schweiz mit stark schwankenden


Wechselkursen erkaufen. Die schlechten Erfahrungen, die wir gegenwärtig mit


unseren Devisen machen müssen, ermutigen nicht zu einem solchen selbstherr-


lichen Vorgehen in der Zukunft.“


Wie wehen doch die Lüfte so schwül! Die Schweiz klammert sich an die


Goldwährung, als ob sie der einzige Anker wäre, der noch Grund faßt, und macht


damit schlimme Erfahrungen mit den Devisen, – ratet man ihr, die Goldwährung


auf den Kehricht zu werfen, da heißt es: ja, da müßten wir die Wohltaten einer


Indexwährung mit stark schwankenden Wechselkursen erkaufen!?! –


Wenn ein Land, so groß oder klein es auch ist, die Indexwährung einführt, so tut


es alles, was es vernünftigerweise auf einseitigem nationalen Gebiete tun kann,


um die Devisenkurse vor Schwankungen zu bewahren. Zwar, es könnte im


Interesse der Devisenkurse die Pfuschereien, die einer der 100 anderen Staaten


betreibt, affenartig kopieren. Das würde genügen, um mit diesem einen Lande in


einem festen Valutaverhältnis zu bleiben. Die Schweiz könnte z.B. heute ihre


Währung auf deutsche oder ungarische, slowakische, französische, italienische


Währung einstellen, denn zwischen Staaten, die die gleichen Pfuschereien betrei-


ben, ist die Valuta unverrückbar fest, so fest, wie wenn sie beide die Goldwährung


hätten. Wenn wir feste Devisenkurse wünschen, so müssen wir sie mit allen


Staaten gleichzeitig wünschen – und wie wäre solches anders zu erreichen, als


indem alle diese Staaten ihre nationale Währungspolitik auf einen festen Index 


einstellen.


Die Schweiz, „die mit ihrer Devisenpolitik so schlimme Erfahrungen machen


muß“, braucht nur voranzugehen, die anderen Staaten werden diesem Trommler


bald folgen. Gehen wir ruhig unseren Weg. Tun wir das an sich Richtige. Sorgen


wir für eine geeignete Inlandwährung, und bald werden alle Affen neugierig werden


und dasselbe tun. Dann haben wir die Lösung der Kellenberger unlösbar scheinen-


den Aufgabe – die Verbindung eines festen Index mit festen Devisenkursen.


„Eine richtig geleitete Goldwährung,“ sagt Kellenberger, „zeichnet sich aus durch


denkbar stabile Wechselkurse und ziemlich unbedeutende allgemeine


Preisschwankungen.“


Die Goldwährung ist eine internationale Währung – und eine Leitung dieser


Währung läßt sich nur als von einer internationalen Zentralleitung ausgehend vor-


stellen. Wo ist diese Zentralleitung? Ist sie in der Wallstreet, in London, Paris,


Berlin, Bern? Wo? Und wo sind die Satzungen dieser Leitung? Wo die demokra-


tische Kontrolle? Da eine einseitige Goldwährung mit denkbar größten


Wechselkursschwankungen zu rechnen hat (vide [siehe] den schweizerischen


Valutakurszettel), so muß Dr. Kellenberger, als er von der richtig geleiteten


Goldwährung und den stabilen Wechselkursen sprach, bestimmt an eine inter-


nationale Leitung gedacht haben, die irgendwo im Verborgenen handelt und amtet.


Wenn das nicht der Fall ist, so ist Kellenbergers Behauptung wie alle vorangehen-


den zu bewerten: Goldwährungsliteratur, Tintenfischpolitik.
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Und von dieser unsichtbar geleiteten internationalen Goldwährung sagt


Kellenberger, daß sie sich durch ziemlich unbedeutende Preisschwankungen


auszeichne, nachdem er selbst kurz zuvor der Indexwährung vorwarf, daß es
kein Maß für solche Preisschwankungen gebe. Wie hat also Dr. Kellenberger
die Tatsachen zu seiner Behauptung festgestellt? Wo hat er das Maß, um die


Preisschwankungen so „genau“ zu messen, daß er sagen darf, sie seien „ziem-


lich unbedeutend“? – Dürfen wir hier vielleicht über Kellenbergers Kritik zur


Tagesordnung übergehen?


Prof. Dr. Liefmann.


Vor dem Kriege suchte man das Volk vor der Berührung mit den Freigeldleuten


dadurch zu hüten, daß man ihm sagte: Wartet auf das Urteil unserer


Sachverständigen. Namen nannte man nicht, aber das Volk glaubte an das


Dasein von Männern, die die Währungsfrage wissenschaftlich ergründen; glaubte


an Autoritäten, an weltbekannte Fachleute und – wartete geduldig. – Es wartete


umsonst. Die alten Währungsforscher waren tot, ohne Nachwuchs zu hinterlas-


sen. So blieb damals die Freigeldlehre unkritisiert, weil es keine Kritiker gab.


Trotzdem hatten es die Freigeldleute schwer, Gläubige für ihre Behauptung zu


finden, daß die Währungsfrage ein vollkommen vernachlässigtes Gebiet der


Wissenschaft sei. Man wollte es nicht glauben, daß eine so wichtige, so dunkle


Angelegenheit, wo dem Forscher noch so viele Lorbeeren winkten, so ganz und


gar von der Wissenschaft als Aschenbrödel behandelt werde.


Doch der Krieg brachte auch diese Wahrheit ans Licht der Sonne. Wo blieben


die Autoritäten, die Fachleute, als allenthalben die Notenbanken ihre


Pfuschereien in Szene setzten und so dem Staat auf seinen Lebensnerv griffen?


Niemand zeigte sich. Volkswirtschaftler von Ruf haben sich an der Kritik der


Währungspolitik nirgends beteiligt. Vor der neuen Lage, die durch den


Zusammenbruch der Goldwährung geschaffen war, waren und sind sie alle offen-


bar ganz ratlos. Sie waren ja alle unbedingte Anhänger der Goldwährung.


Das Machwerk Helfferichs „Das Geld“ hat die Theorie des Geldes in keinem


Punkte geklärt. Knapps viel zitiertes Buch kann trotz seines Titels kaum zur


Währungsliteratur gerechnet werden. Enthält es doch nur Material zur Stütze des


Sätzchens, daß die Proklamationen des Staates die einzige Rechtsgrundlage


des Geldes bilden. Und dieser Satz, so wertvoll er auch für die Kritik der


Goldwährung ist, ist für die eigentliche Währungsfrage wertlos, solange nicht


auch zugleich die Frage beantwortet wird, nach welchen Gesichtspunkten die


Proklamationen sich richten sollen.


Moll, Dalberg, Heyn [Kürzlich gestorben.], Bendixen [Kürzlich gestorben.], Meyer,
Cohn, Liefmann – das sind die wenigen, die die Währungsfrage seit dem Kriege


umfassender behandelt haben. Die ersten drei kurieren an der Goldwährung


herum; Bendixen strandete an den Klippen eines von ihm geschaffenen unge-


heuren Papiergeldmeeres. Eine Theorie des Papiergeldes liefern die übrigen


nicht – Liefmann auch nicht.
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Aber Liefmann getraut sich die Fähigkeit zu, die absolute Währung und das


Freigeld zu kritisieren, æ allerdings, ohne sie zu kennen, æ also einfach nach dem


Inhalt des Namens, aus dem hohlen Bauch. Von Gesells Schriften, aus denen er


sich hätte informieren können, kennt er nur ein Heftchen, das von dem Monopol


der schweizerischen Nationalbank handelt, worin das Wort Freigeld nicht einmal


erwähnt ist. Auch Gesells Zinstheorie beurteilt er abfällig, ohne die Möglichkeit zu


haben, aus den Schriften, die er zitiert, etwas von dieser Zinstheorie zu erfahren.


Die Quantitätstheorie ist für sich allein noch keine Geldtheorie. Sie sucht eine


Erklärung für das Verhältnis, in welchem Waren gegen Geld ausgetauscht werden,


aber sie erklärt noch nicht, warum man überhaupt für Papiergeld mehr Ware erhält


als für das gleiche Gewicht Geldpapier. Ohne eine stichhaltige Erklärung hierfür


wird die Theorie des Papiergeldes, auch die am besten ausgearbeitete


Quantitätstheorie, immer in der Luft hängen.


Liefmann formuliert die Quantitätstheorie wie folgt: „Wenn die Geldmenge stark


vermehrt wird, steigen viele Preise, und wird sie sehr stark vermehrt, steigen mehr


oder weniger alle Preise. Alles, was über diese Formulierung hinausgeht, ist ab-


solut falsch!“ By God – dies ist tiefe Weisheit. Wahrhaftig, wenn die Geldmenge


„genügend“ vermehrt wird, um alle Preise hochzutreiben – dann steigen alle


Preise!


Dies ist aber die Quantitätstheorie in ihrer „rohesten“, „naivsten“ Formulierung.


Die Einschränkung, daß die Preise bei Vermehrung des Geldes nicht gleichzeitig


auf der ganzen Linie steigen, ist von untergeordneter Bedeutung und damit zu


erklären, daß die Klasse der Gläubiger, die durch die Preissteigerung geschädigt


wird, meistens andere Bedürfnisse hat als die der begünstigten Schuldner. Solcher


sekundären Erscheinungen gibt es aber eine ganze Reihe und es ist nicht einzu-


sehen, warum gerade diese eine in der Formulierung der Quantitätstheorie Platz


finden soll. Die Quantitätstheorie hält sich nicht an einzelne Preise. Für die abso-


lute Währung ist Liefmanns Einschränkung auch darum noch besonders über-


flüssig, weil durch sie die Preissteigerungen ja vermieden werden sollen.


In der Fisherschen Formulierung der Quantitätstheorie scheint allerdings, wie


Liefmann zu zeigen versucht, der Motor zu fehlen, der die in Gleichung gesetzten


Massen nun auch in Bewegung setzt. Insofern hätte Liefmann recht, hier von einer


statischen Betrachtungsweise zu sprechen. Bei Dr. Christen ist dieser Einwand


jedoch unangebracht, weil Christen sich auf Gesell bezieht, der die hier gesuchte


bewegende Kraft im Warencharakter des Geldes lokalisiert hat.


Die Nutzlosigkeit der Produkte der Arbeitsteilung in den Händen der Verfertiger


und der Händler ist es, die zur Tauschhandlung zwingt.


Gesells Theorie des Papiergeldes stützt sich von A bis Z auf diese merkamoto-


rische Kraft. Und Liefmann sagt lustig, das Gesell und Christen vom dynamischen


Problem keine Ahnung haben. Wenn Christen von Gesells Theorie sagt, daß sie


die einzige rein dynamische sei, so sagt
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er vielleicht zu viel. Er hätte sagen sollen, sie ist chronologisch die erste, die das


Geld rein dynamisch erfaßt hat; sie ist die einzige geblieben, die alle Vorgänge


des Tausches restlos deckt. Wieviel falsche Theorien noch umlaufen, ist gleich-


gültig.


Liefmann rügt auch den Ausspruch Christens, daß mit Ausnahme von Gesells
Theorie restlos alle anderen Theorien in statischen Argumenten stecken bleiben,


wahrscheinlich, weil er sich dabei auch getroffen fühlt. Vielleicht finden wir im


weiteren Verlauf dieser Behandlung der Liefmannschen Kritik das Material zum


Beweise von Christens Behauptung.


„Die Vertreter der absoluten Währung haben sich gar nicht mit der Preislehre


beschäftigt.“ Wer sind diese Vertreter? Liefmann nennt Knapp und Bendixen,


wobei er in seiner nachlässigen Ausdrucksweise es zweifelhaft läßt, ob er Knapp
zu den Vertretern der absoluten Währung oder zu den Geldpolitikern rechnet!


Knapp – Geldpolitiker!? Knapp Vertreter der absoluten Währung? Knapp, der in


seinem Buche das Wort Preis nicht einmal braucht!


Christen beruft sich auf Gesell, und dieser hat seine Theorie des Geldes unter


ausdrücklicher Verwerfung der Wertlehre restlos auf die Theorie der Preise auf-


gebaut! Unter Wert einer Ware versteht Gesell weiter nichts als eine Schätzung,


nämlich den Preis, den man unter Berücksichtigung der ständig wechselnden


Konjunktur für eine bestimmte Ware durch Handeln und Feilschen zu erlangen
hofft. In der Inventur steht der Wert der Ware, in den Rechnungen der Preis.


Wenn Christen vom Geld als einem Maß spricht, so tut er das als Vertreter der


absoluten Währung mit vollem Recht. Wenn das Geld durch eine fortlaufende,


zielbewußte Handlung zu einer konstanten Größe wird, so hat man während der


Dauer dieser Handlung das Recht, von einem Maße zu reden – ebenso wie wir


das Recht haben, einen Meterstock so lange ein Maß zu nennen, wie wir durch


eine konstante Überwachung dafür sorgen, daß der Stock nicht in seiner Länge


beschädigt wird. Wie es statische Größeneinheiten gibt (Meter, Kilo), so gibt es


auch dynamische (Kilowatt, Franken absoluter Währung). In diesem Sinne kann


man dann auch von „Kaufkraft“ reden – wenngleich solcher Ausdruck leicht zu


der irrigen Auffassung führen kann, diese Kaufkraft sei eine den Naturkräften ver-


wandte, daher unzerstörbare Kraft.


Was sonst noch von Liefmann über Kaufkraft, Kosteneinheit, abstrakter


Rechnungseinheit, Bewertung dieser Einheit (die bei Liefmann sonderbarerweise


bei jedem Menschen verschieden ausfällt, so daß diese Liefmannsche Einheit


doch eigentlich als Vielheit anzusehen ist) gesagt wird, gehört zu den


Wahngebilden der Wertlehre, wenn sie auch wohl schon als Fluchtversuche aus


dem Bannkreis dieses Wahnes zu betrachten sind. Liefmann ist mit Bendixen,


Dahlberg und all den jungen Autoren, die in letzter Zeit, durch das Fehlen jeder


kritischen Überwachung übermütig geworden, sich auf das Eis der


Währungsfrage wagten, Vertreter der Theorie, die aus dem Tauschmittel der


Waren „eine bloße Rechnungseinheit“
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macht. Wo waren denn die Wächter der Wissenschaft, als dieser Unsinn auf-


tauchte und sich breiter und breiter machte? Die Vertreter der Freigeldlehre trifft


hier kein Vorwurf, ihnen, als gefürchteten Feinden des Zinses, ist die Presse,


sogar die sozialdemokratische Presse (!) verschlossen. Daß im kriegführenden


Deutschland solche Theorien als Kriegsliteratur zur Vertuschung der von der


Reichsbank betriebenen Pfuschereien aufkommen konnte, läßt sich verstehen.


Im Kriege blüht eben der Schwindel. Aber hier in der Schweiz hätte man diesen


Kriegstheorien sofort mit aller Kraft entgegentreten sollen. Aber es war wohl auch


in der demokratischen Schweiz niemand da, der es wagte, einen zur Stütze der


Goldwährung erfundenen Schwindel öffentlich zu entlarven. Denn auch in der


Demokratie gehört Mut zum Wahrheitsbekenntnis, wenn es sich um das Kapital


handelt.


Liefmann sagt: „Die Vertreter der absoluten Währung verkennen das Wesen


des Geldes als bloße Rechnungseinheit.“ Fürwahr, das tun sie. Ihnen ist das


Geld, einerlei ob Metallgeld oder Papiergeld, eine Ware, deren Preis von Fall zu


Fall durch Nachfrage und Angebot auf dem Wege des Handelns und Feilschens,


des Wuchers und der Spekulation haarscharf festgesetzt wird, wobei durch die


Machtmittel des staatlichen Geldmonopols und mit Hilfe der auf die absolute


Währung gerichteten Währungspolitik die Marktlage für den Durchschnitt der


Waren fortlaufend so vorbereitet werden soll, daß die Nachfrage nach Waren


(Angebot von Geld) mit dem Angebot von Waren dauernd im Gleichgewicht 


stehen muß, was im unveränderlichen Index seinen Ausdruck findet.


Im denkbar schroffsten Widerspruch mit der Liefmannschen Theorie von der


„bloßen Rechnungseinheit“ sagt die Freigeldlehre: Das Geld ist wie jede andere


Ware ein Streitobjekt und es bleibt Streitobjekt, ob es sich um bares Geld oder


Geldforderungen handelt. Bei jedem Tausch entbrennt der Streit von neuem.


Fluchend gehen die Parteien auseinander, einerlei ob der Handel zustande kam


oder sich zerschlug. Beide Parteien halten sich stets für übervorteilt. Das kommt
eben daher, weil die Waren und darunter das Geld keine kommensurablen  [ver-


gleichbaren] Größen sind, weil ein von 1000 ständig wechselnden Faktoren
bespritzter Vertrag das zu verrichten hat, was uns das Wort Rechnungseinheit
als Produkt einfachen Messens vorgaukeln will. Das Wiegen, Messen ist nicht


Gegenstand des Handels. Es folgt dem Vertragsabschluß als Nebenerscheinung.


Hier liegt das Eisenstück, dort der Speck, und die Zunge der Waage spricht das


Urteil. Sinnfällig, wahr ist alles, was diese Zunge redet. Gepäckschein!


Anweisung zum Bezuge von Waren nennt Bendixen das Geld. Hat man denn je


gesehen, daß man am Schalter der Gepäckhallen mit dem Gepäckschein speku-


lierte und feilschte? Benedixen, Direktor einer Hypothekenbank, wo nur vom


Zins, nie von den Preisen die Rede ist, wo sowohl Aktiva wie Passiva aus


Geldsummen bestehen, wo der Zins wohl auch oft von Dienstleuten im Auftrage


Dritter abgeholt oder hingetragen wird – wie auch Liefmann selbst,


Staatsangestellter, dessen Gehalt von oben herab bemessen wird und dessen


Kaufkraft von der Größe dieses Gehalts fest umrahmt wird –


262







da können oberflächliche Geister leicht auf den Gedanken kommen, das Geld sei


wirklich eine bloße Rechnungseinheit, ein Gepäckschein, eine Garderobemarke!


Aber Liefmann und Bendixen müssen, wenn ihre Wiegen nicht gar zu weit von der


Börse oder dem Marktplatze standen, bestimmt auch schon das Geld in seiner


wahren Domäne kennen gelernt haben. Oder wäre diesen beiden „Geldtheo-


retikern“ der ohrenbetäubende Lärm der Börse, das Geschrei des Pferdehändlers,


die Reklame des Warenhauses niemals ans Ohr geflogen? Wie aber bewährt sich


hier der Dienstmann, den Liefmann etwa mit dem Gepäckschein zum Bahnhof


schickt und ihm den Auftrag gibt, im Vorbeigehen auf der Börse per ultimo [am


Monatsletzten] Spiritus zu kaufen? Denkt Bendixen sich den Handel 


wirklich als Gepäckträgerarbeit? Auf bloße Rechnungseinheiten und Garderobe-


marken haben Konjunkturen keinen Einfluß; auf sie angewendet, wird das Gesetz


von Angebot und Nachfrage zu der leeren Phrase, die der Vertreter dieser


Nominalitätstheorie, sowie ihre Schützlinge, die Börsianer, aus dem Fundamente


unserer Wirtschaftsordnung zu machen beflissen sind.


Wie solche grobe Verkennung der Tatsachen sich behaupten kann, will ich hier


gleich sagen, so unangenehm es auch den Opfern solcher Täuschung sein mag,


damit sie künftighin der Anerkennung ihrer Theorien durch die Presse weniger


Gewicht beilegen. Die Presse, auch die sozialdemokratische, gibt sich zur Propa-


gierung einer Wirtschaftstheorie selbstverständlich nur dann her, wenn solche


Theorie dem Kapital zu dienen verspricht. Wenn darum die Presse gierig nach


Liefmanns Theorie griff, so tat sie es, weil sie sie als Schutzpanzer gegen die Kritik


der Goldwährung und des Kapitals benutzt. Gelingt es die Sozialisten mit Hilfe der


Liefmann-Bendixenschen Theorie zu überzeugen, daß das Geld eine „bloße


Rechnungseinheit“ ist, so müssen die Sozialisten die Erklärung für die allgemeine


Tauschformel GWG’ wieder überall in der Welt suchen, nur nicht dort, wo sie zu 


finden ist. Und dann haben die Kapitalisten wieder Ruhe. Liefmanns Theorie stellt


damit das Kapital in den Schutz des allmächtigen Innozentius [der Unschuldige], sie


liefert vollwertigen Ersatz für den von der Freigeldtheorie in Trümmer gelegten 


marxistischen Schutzpanzer des Kapitals.


Verstehen nun die Vertreter der nominalistischen Theorie, warum die Presse sich


ihrer Theorie bemächtigt und ihren Schoß breit und rückhaltlos solch fruchtbaren


Theorien öffnete? Sollen wir ihnen hier das timeo danaos [ich fürchte die Danaer] 


entgegenrufen?


Wer vom Gelde als von Rechnungseinheiten redet, der kann selbstverständlich


nicht begreifen, daß Privatgeldreserven in den Händen der Börsianer Unheil


anrichten können, dem ist das Treiben in der Börse Narrenspiel. Solchem Kinde


erscheinen dann alle Geldreserven einfach als für den Bau von Heimstätten,


Schokoladenfabriken bestimmt. Wir glauben es Prof. Liefmann in Freiburg im


Schwarzwald, daß er noch nie die Namen Bleichröder, Rothschild, Morgan, Lips
Tulian und Schinderhannes gehört hat. Christen hatte die Welt gesehen, und wenn


er von Geldreserven sprach, so dachte er an den Handelsteil unserer Presse, an


die Milliarden, die in bar, in Bankguthaben, in Börsenpapieren der Hochfinanz
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zur Verfügung stehen und mit denen die Konjunkturschwankungen und ihre


Differenzen nach Willkür gemacht werden. Diese Reserven will Christen mit dem


Freigeld der absoluten Währung aus dem Wege räumen.


Wenn alles, was zur Bekämpfung der Spekulation von der Notenbank aus getan


werden kann, wirklich getan würde, dann würden sich die Spekulationskapitalien


als unrentabel bald auflösen, und dann hätten die Geldreserven den Sinn, den


ihnen Liefmann zuschreibt. Heute aber verwechselt Liefmann das, was sein soll,


mit dem, was ist.


Die Notenbanken richten sich nie nach den Warenpreisen [Auch das revidierte schwei-


zerische Nationalbankgesetz hat den alten Kautschukartikel unverändert übernommen.]; keiner


Notenbank ist für die Emission jemals Rücksicht auf den Index vorgeschrieben


worden – sonst hätten wir ja das, was mit der absoluten Währung erstrebt wird.


Wie könnte z.B. der von Liefmann als Ursache von Konjunkturschwankungen


erwähnte technische Fortschritt noch Einfluß auf den Index haben æ wenn die


Notenbank sich in der Notenausgabe vom technischen Fortschritt leiten läßt?


Gewiß, das Währungsamt beherrscht den Faktor Warenmenge nicht. Es kann nicht


verhüten, daß die Ernteergebnisse verschieden ausfallen, daß die Arbeiter auf


Befehl der Streikführer und im Interesse der Kapitalisten bald streiken, bald Über-


schichten machen – doch den Einfluß solcher Umstände auf die Preise, die sollen


mit dem Freigeld und der absoluten Währung beseitigt werden.


Hierfür reicht „die Macht des Staates“ jedenfalls aus, und in diesem Sinne ist es


falsch, wenn Liefmann sagt, die Freigeldlehre überschätze die Macht des Staates.


In Sachen der allgemeinen Preisgestaltung ist die Macht des Staates sogar eine


absolute. Darum ist es richtig, wenn die Freigeldlehre sagt: „Allgemeine


Wirtschaftskrisen beweisen Fehlgriffe in der Währungstechnik“ – denn Wirtschafts-


krisen sind nicht anderes als Störungen des Tauschprozesses und sind auf rück-


gängige Preise zurückzuführen. Falsch ist es übrigens auch, wenn Liefmann diese


Freigeldlehre als traurige Folge von Knapps Chartalismus bezeichnet, denn die


Freigeldlehre war in ihren Grundzügen festgelegt, ehe die Welt etwas von Knapps
staatliche Theorie des Geldes wußte [Silvo Gesell, Die Anpassung des Geldes und seiner


Verwaltung an die Bedürfnisse des Verkehrs. Buenos Aires 1897.].


Liefmann „erblickt seine Aufgabe darin, die falschen wirtschaftlich-theoretischen


Grundlagen darzulegen, was nur mit einer geschlossenen Wirtschaftstheorie mög-


lich ist, die den Anhängern der absoluten Währung eben fehlt.“ Das darf Liefmann
natürlich sagen, wenn er zugleich gesteht, daß er die Freigeldlehre kritisiert, ohne


sie zu kennen. Sonst müßte man seine Kritik als die eines für die Goldwährung


Reisenden bezeichnen. Denn das grundlegende Werk der Freigeldlehre Gesells:


„Die natürliche Wirtschaftsordnung“ ist nichts anderes als eine geschlossene


Theorie der Güterverteilung, deren Richtigkeit mit Hilfe vollkommen neuer Geld-,


Lohn-, Zins-, Grundrenten- und Krisentheorien nachzuweisen gesucht wird!!


Liefmann mag diese ganze Lehre ablehnen, aber ihr Dasein darf er als Kritiker


doch
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nicht der Welt verheimlichen. Einem Werke gegenüber, das in vier starken


Auflagen verbreitet ist, kann solche Taktik wirklich nicht mehr viel nützen.


Gesell stützt seine Forderung des Freigeldes mit der Behauptung, daß die


Waren mit unerheblichen Ausnahmen (Edelmetalle, Edelsteine) der Zerstörung


durch die Natur ausgesetzt sind, wodurch ihr Angebot sich unter ständig wach-


senden Druck gestellt sieht. Darum soll, um das händlerische Gleichgewicht bei


den Tauschverhandlungen herzustellen, auch das Geld solchem Druck ausge-


setzt werden – Freigeld.


Die Notwendigkeit einer solchen Forderung, ihre Gerechtigkeit, ihre Begründung,


kann selbstverständlich kein Mann einsehen, der wie Liefmann das Geld als


bloße „Rechnungseinheit“ bezeichnet. Mit der Anerkennung solcher Forderung


gäbe ja Liefmann seine Theorie preis. Sah nun Liefmann diese Gefahr, die seiner


Theorie droht, als er von der Behauptung Gesells (wonach die Waren im allge-


meinen der automatischen Zerstörung ausgesetzt sind) sagte, „sie sei eines der


vielen willkürlichen, den Tatsachen nicht entsprechenden Axiome, von denen die


Freigeldlehre ausgeht“? Wir müssen es fast annehmen, denn nur jemand, der


sich zu Tode getroffen fühlt, kann bestreiten, was in Gesells Behauptung liegt.


Allein die Bergung der Waren mag jährlich 10 – 20% der Waren verschlingen,


und diese Bergung verlangsamt nur den Zerstörungsprozeß, kann ihn aber nicht


aufhalten. Diese Dinge liegen klar zutage.


Was Liefmann sonst noch über das Freigeld zu sagen weiß, beweist entweder,


daß er die Sache kritisiert, ohne sie zu kennen, oder daß er, statisch orientiert,


unfähig ist, dynamisch zu denken. – Die Führung der Währung mit Hilfe der


Statistik lehnt Liefmann mit ähnlichen Mitteln, wie es Kellenberger tut, ab und wir


verweisen hier auf das dort Gesagte. Anstelle der Notenvermehrung und


Notenverminderung will Liefmann eine energisch betriebene Diskontopolitik 


setzen – genau wie Kellenberger. Statt die Geldmenge zu ändern, ändert man


die Umlaufsgeschwindigkeit und verbindet mit dem gleichen Erfolg das edle Ziel,


den Zinsfuß auf der ganzen Linie zu erhöhen!! Ist das des Pudels Kern? Aber


noch eine Frage wollen wir Liefmann an dieser Stelle vorlegen: Wenn das Geld


„bloße Rechnungseinheit“ sein soll, wie kann da die Diskontopolitik solche bloße


Rechnungseinheit beeinflussen? Eine Rechnungseinheit, der Meterstock z.B.,


bleibt doch ganz unberührt von den Zinsfußschwankungen.


Den Schwankungen im Gebrauch der Kreditinstrumente räumt die Freigeld-


lehre den weitgehendsten Einfluß auf die heutige Gestaltung der Preise, der


Konjunktur ein. Ihr dient dieser Umstand zur weiteren Begründung der Forderung


des Freigeldes. Gesell weist nach, daß der Kredit nicht nivellierend, sondern 


verschärfend auf die Konjunkturschwankungen wirkt. Bei unveränderlichem


Preisstand ändert sich darum auch der Kredit nur unerheblich, weshalb dann


auch dem Währungsamt aus dem Gebrauch der Kreditinstrumente kaum noch


die Notwendigkeit erwachsen kann, seinetwegen besondere Maßnahmen zu


ergreifen – solange der Index vor Schwankungen bewahrt wird.
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Im übrigen muß hier immer wieder betont werden, daß die „Kreditinflation“, als


begrenzte Größe, der Notenausgabe, als unbegrenzter Größe, unbedingt unter-


worfen ist.


Liefmann fragt, in welchem Umfange mit der absoluten Währung Noteneinzug


und Notenausgabe erfolgen sollen und wo die unbedingt nötigen Richtlinien hier-


für zu suchen seien und fügt hinzu, die Freigeldlehre unterlasse es aus leicht


begreiflichen Gründen, diese Richtlinien zu ziehen!


Ich weiß nicht, haben wir es mit einem gedächtnisschwachen Greis zu tun oder


will Liefmann hier Material zu einer Wahlrede gegen die absolute Währung lie-


fern? Besteht doch die Freigeldlehre aus nichts anderem als aus Richtlinien für


die Führung der absoluten Währung. Will Liefmann eine Antwort auf seine Frage,


so mag er die Freigeldliteratur studieren, ehe er es wagt, uns sein Elaborat als


Kritik vorzulegen. Konnte die deutsche Wissenschaft wirklich keinen würdigeren


Vertreter in diesen Kongreß zur Aburteilung der absoluten Währung entsenden?


Prof. Dr. Sieveking


erweitert das Gebiet der Kritik, indem er auch die Freilandlehre heranzieht,


„weil sie einen Widerspruch in den Grundsätzen aufzeigt, dem wir auch beim


Freigeld begegnen werden“. Merkwürdigerweise ist es derselbe vermeintliche


Widerspruch, den auch die Anarchisten in der Freigeldlehre zu entdecken pfle-


gen, nämlich der Umstand, daß Freigeld und Freiland eine Zentralverwaltung,


den Staat, verlangt. Nun bedeutet Freigeld-Freiland freilich nicht die anarchisti-


sche Freiheit, wo jeder sein eigenes Geld, seine eigene Brücke, seine eigene


Eisenbahn hat. Freiland bedeutet: frei von Ausbeutung durch die Grundrentner;


Freigeld bedeutet: Geld frei von Zins. Von der Ausbeutung befreites Land und


Geld. Immerhin: Freiland und Freigeld kommt Sievekings anarchistischem Begriff


der Freiheit näher, als es irgendeine andere sozialistische Forderung tut.


Sieveking wird sich sein Geld nicht zu machen brauchen, er wird allerdings auch


nicht quer durch den Freilandgarten seines Nächsten reiten dürfen, aber die


Gewähr wird hier gegeben, daß die Arbeitsprodukte zu barem Gelde, das Land


jedem zu gleichen Bedingungen erreichbar sein werden.


Damit ist aber alles erreicht, was der Mensch in wirtschaftlicher Beziehung für


seine volle Freiheit braucht. Die Freigeldlehre lehnt die Einmischung des Staates


überall dort ab, wo eine Zentrale nicht unbedingt erforderlich ist. Die


Verkehrsmittel – Straßen, Eisenbahnen, Post, Geld –, das ist die Domäne des


Staates. Alles übrige ist auch nicht im Interesse des Volkes dem Staate aufge-


bürdet worden, sondern im Interesse der herrschenden Klasse. Hat der Staat


einen Gott, eine Seele, einen Geist? Was braucht er also Kirche, Schule,


Universität?


Wenn somit theoretisierende Anarchisten den Freigeldleuten den Ruf nach


dem „Staate“ als Widerspruch vorwerfen, so können sich die Freigeldleute das


gern gefallen lassen. Der Anarchist hält die Fahne der persön-
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lichen Freiheit und Unabhängigkeit hoch gegen die Kommunisten, die


Sozialdemokratie, die Kapitalisten. Er weist allen Freiheitsbewegungen das ideale


Ziel. Den Weg dahin müssen wir aber der Bodenformation anpassen – und das tut


Freiland-Freigeld. Außer den Anarchisten hat daher niemand ein Recht, Freiland-


Freigeld vorzuwerfen, daß die „Freiheit auf dem Wege zur Freiheit zusammenbre-


chen würde“. Was mit Freiland-Freigeld zusammenbricht, das ist die Freiheit des


Räubers, des Diebes, der allgemeinen Ausbeutung, auch die Freiheit, die sich der


kapitalistische Staat mißliebigen Bürgern gegenüber anmaßt.


So weit wäre also in der Freilandlehre kein Widerspruch. Wohl aber finden wir


solchen in Sievekings Urteilsspruch:


A. Freiland ist ein gewaltsames, mechanisches Mittel.


B. Freiland heißt wirklich der freien Konkurrenz viel zutrauen, wenn man ihr


zumutet, sie werde jetzt alles aufs beste regeln.


Die freie Konkurrenz ist doch die Grundlage für die lebendige Welt und damit der


Antipod der Mechanik.


Überhaupt wäre es nicht schwer, eine Reihe von Sätzen aus der Sievekingschen


Kritik in ähnlichen Widersprüchen aufzulösen. So z.B. den Satz, worin er Gesells
Lohntheorie als richtig anerkennt, um ihr gleich darauf eine andere, die von


Oppenheimer, als gleichberechtigt zuzugesellen! Als ob es zwei Lohntheorien


geben könnte! Ist eine richtig, dann ist die andere falsch.


(Übrigens ist das, was Sieveking von der Oppenheimerschen Theorie erwähnt,


kaum als Theorie aufzufassen. „Der Grenzkuli bestimme den Lohn.“ Der Grenzkuli


(Wanderarbeiter) kann den Lohn nur nivellieren, auf seine absolute Höhe hat er


keinen Einfluß. Nach Gesell ist der Arbeitsertrag auf Freiland der


Gleichgewichtspunkt des Lohnes. Der Wanderarbeiter spielt nur die Rolle eines 


allgemeinen Lohnausgleichers.)


Ähnlich ist der Satz zu beurteilen: „Den Staatsgläubigern gegenüber nimmt


Freiland seine Pflichten nicht allzu genau. Sie sollen keinen festen Zins erhalten,


sondern einen solchen, daß ihre Papiere immer auf Pari stehen.“ Nimmt nun nicht


gerade derjenige Schuldner seine Pflichten ernst, der seinem Gläubiger das


zurückgibt, was er von ihm erhalten hat? Vergleiche man mit solchen Freiland-


Parititeln die Lage der Staatsgläubiger, auch der schweizerischen, und zwar auch


der Vorkriegsgläubiger. Jede Veränderung im Zinsfuß überträgt sich heute, mit  


20 – 30 multipliziert, auf den Kurs der Schuldurkunde, verwandelt sich in


Börsendifferenzen. Weil der Zinsfuß gestiegen war, fiel die französische Rente (vor


dem Kriege) von 100 auf 75, die 3proz. preußischen Staatsanleihen von 94 auf 70.


Dabei war die Zinsfußsteigerung zurückzuführen auf die allgemeine Steigerung der


Warenpreise. So war der Verlust der Besitzer aller festverzinslichen Papiere ein


doppelter – Verlust am Kurs der Papiere, Verlust an der Kaufkraft des Geldes. Der


„Physiokrat“ berechnete damals den Verlust, den allein die Besitzer deutscher fest-


verzinslicher Papiere erlitten hatten, auf über 29 Milliarden Mark, die auf ihre


Schuldner
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übergegangen waren. Demgegenüber will Freiland-Freigeld nicht nur den Kurs


der Papiere festlegen, sondern dies mit der absoluten Währung verbinden, womit


die Schuldverträge allseitig geschützt werden. Sieveking macht also hier Freiland


einen offenbar leichtfertigen Vorwurf. Wenn ein Börsenmann vom „Standpunkte


des Rechtes auf Börsendifferenzen“, dem die Pariverzinsung das Spiel verdirbt,


gegen Freiland-Freigeld den Sievekingschen Vorwurf erheben würde! Oder will


Sieveking das Börsenspiel etwa in Schutz nehmen?


Auf gleicher Höhe kritischer Kraft steht der unmittelbar folgende Satz: „Gesell
rechnet mit einer Entwertung des Geldes, die auch das Pari der Papiere so 


senken würde, daß schließlich der Zins ganz wegfiele.“ Eben hieß es doch, die


Papiere sollten auf Pari erhalten werden. Vielleicht aber erklärt uns der


Druckfehlerteufel den Sinn. So wie der Satz dasteht, ist er ganz unverständlich.


Doch zur Sache. Es wäre überhaupt fruchtbarer gewesen, wenn den Kritikern


das zu bearbeitende Gebiet schärfer und enger umgrenzt worden wäre. Um die


Freigeldlehre zu stürzen, braucht man nur einen Baustein herauszubrechen. Sie


ist eine in sich geschlossene Theorie der Güterverteilung. Sie steht oder fällt als


Ganzes. Die Freigeldtheorie hat eine eigene, völlig neue, charakteristische und


scharf pointierte


Theorie des Lohnes,


Theorie des Papiergeldes,


Theorie des Zinses und des Kapitals,


Theorie der Krisen,


die alle vier miteinander verwachsen sind. Beschränke man also zunächst den


Angriff auf diejenige dieser vier Theorien, bei der man eine Achillesferse entdeckt


zu haben glaubt. Der Rest folgt dann nach. Und wir glauben, die Freigeldleute


sind ehrlich genug, um selber dann Hand an das Pulverfaß zu legen.


Einen ganz vorzüglichen Angriffspunkt würde z.B. Gesells Theorie des


Papiergeldes geben – denn diese Theorie verwandelt alles, was bisher über das


Gesamtgebiet der Volkswirtschaft und auf dem Untergrund der Wertlehre


geschrieben wurde, also die gesamte nationalökonomische Literatur, in unles-


bares Kauderwelsch. Warum wagt sich niemand an die Kritik dieses heute doch


auch sonst ganz besonders wichtigen Gegenstandes? Eugen Dühring, der große


Mathematiker, von dem es heißt, daß er das Fermatproblem gelöst hat, will z.B.


jeden gleich ins Narrenhaus schicken, der behauptet, man könne Papiergeld


machen. Hat nun Gesell oder der große Mathematiker recht?


Vom Freiland geht Sieveking gleich auf die Freigeldzinstheorie über. Ihm


scheint also der sozialpolitische Inhalt von Freiland-Freigeld mehr am Herzen zu


liegen als die Kritik der absoluten Währung. Leider steckt im Herzen wenig kriti-


scher Sinn. Bei Sieveking wuchern alle Zinstheorien neben- und durcheinander


wie Kraut und Rüben. Wir möchten ihm empfehlen, v. Boehm-Bawerks Buch zu


studieren. So nennt er den Wurf des Viehs Zins (Produktivitätstheorie). Danach


wäre die Kartoffel-   Kartoffelernte
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ernte auch Zins! Man sperrt eine Kuh im Tresor der Banken ein und, wenn er-


füllet sind die Tage, geht man mit einem Strick zum Tresor und holt sich das


Kälbchen, den Zins. So erklären auch die Bodenreformer à la Damaschke heute


noch den Zins. „Der Zins kommt vor in Datteln oder Getreide gegen Darlehen


von Saatgut.“ Gewiß – wenn Angebot und Nachfrage auf dem Darlehensmarkt


für den Zins günstig sind. Gesell zeigt aber, daß in der geldlosen Wirtschaft


Angebot und Nachfrage dem Zins auch ungünstig sein können, daß man hier


ebenso mit negativem wie mit positivem Zins rechnen kann und muß. – Gesell
lokalisiert darum das Zinsproblem in der Frage, warum mit dem Aufkommen der


Geldwirtschaft der positive Zins zur ausnahmslosen Selbstverständlichkeit jeden


Darlehens wird. Auf diesen Punkt legt Gesell das Schwergewicht seiner


Untersuchung. Wer Gesell angreifen will, muß es hier tun, und statt einfach zu


behaupten, „der Urzins ist auch ohne Geld (also im Tauschhandel) überall vor-


handen, wo nebeneinanderstehende Wirtschaften sich gegenseitig gegen Entgelt


aushelfen,“ hätte Sieveking versuchen sollen, die Richtigkeit dieser Behauptung


nachzuweisen. (Es wird hier angenommen, daß die Worte „gegen Entgelt“ so viel


bedeuten wie „nach den Bedingungen, die die Marktlage feststellen werden“.)


„Wie das Geld die nach Qualität und Quantität am gleichmäßigsten zu bestim-


mende Ware, so ist der Geldzins nur die genauest berechenbare Form des


Zinses“ – sagt Sieveking.


Offenbar ist Sieveking auf diesem Gebiete ganz und gar nicht zu Hause, und


wenn die schweizerische Wissenschaft keine besseren Kräfte aufzuweisen hat


zur Verteidigung der Goldwährung und der Nationalbank, so wird es uns


Freigeldleuten bald genug gelingen. Warum wären 5% von 1000 Franken leichter


zu berechnen als 5% von 1000 Kilo Kartoffeln oder von 100 Kilo Getreide oder


100 Steinäxten. Ich glaube, kein Schulkind wird in diesen Aufgaben einen


Unterschied finden. Und in bezug auf Qualität des Geldes glauben wir, daß in der


Welt ganz allein die Freigeldleute Ansprüche an solche stellen. Das herkömm-


liche Geld ist schlecht, am schlechtesten sind die Goldmünzen – sagen die


Freigeldleute. Sie messen die Qualität des Geldes mit der Arbeit, die das Geld


verrichtet. Die Handelsspesen sind das Maß, womit die Freigeldleute die Qualität


des Geldes, seine merkamotorische Kraft messen. Unter der Herrschaft der


Goldwährung sind die Handelsspesen gestiegen, nach Brentano sollen sie 35%


betragen, und die Freigeldleute behaupten, daß mit Freigeld dieser Satz auf etwa


5% sinken wird. Das Freigeld wäre demnach siebenmal leistungsfähiger, d.h.


besser als das herkömmliche Geld.


Der Unternehmergewinn sei auf den Zins von Einfluß, sagt Sieveking. Die


Freigeldlehre behauptet, daß der Unternehmergewinn reiner Arbeitslohn ist. Das,


was dem Unternehmer nach Abzug des Kapitalzinses (4 oder 5%) etwa übrig


bleibt, ist, wenn nicht Grundrentensteigerungen in Betracht kommen oder


Patentmonopole, auf seine Tätigkeit zurückzuführen, da ja den Unternehmern 


allgemein das Geld zur Errichtung von Konkurrenzbetrieben zu diesem Satze zur


Verfügung steht. Wenn man 
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ohne Arbeit mehr Zins vom Kapital erwarten könnte, als den Zins der


Hypotheken und Staatspapiere, wie käme dann noch der Staat zu dem be-


nötigten Gelde? Jeder würde dann Unternehmer, d.h. im Bette bleiben und


Unternehmergewinn einkassieren.


Sieveking hat die Freigeldzinstheorie ganz und gar nicht verstanden, sonst


könnte er unmöglich den tollen Satz niederschreiben: „Die Freigeldzinstheorie ist


unvollständig, weil sie sich an die technischen Qualitäten des Metallgeldes klam-


mert!“ Wo sagen die Freigeldleute, daß sie sich für die technische Qualität des


Geldes interessieren? Auf die erpresserischen, wucherischen Qualitäten des her-


kömmlichen Geldes weisen die Freigeldleute hin und sagen es so oft und so


nachdrücklich, das herkömmliche Papiergeld habe genau die gleichen wucheri-


schen Eigenschaften wie das Gold, daß man ihre Zinstheorie mehr als flüchtig


studiert haben muß, um ihnen obigen Satz unterschieben zu können.


Auf die kaufmännischen Qualitäten des Geldes, nicht auf die technischen


Eigenschaften des Geldstoffes kommt es den Freigeldleuten an; sie wollen, daß


bei den Preisverhandlungen Käufer und Verkäufer gleich gerüstet seien. Sie


haben nachgewiesen, daß der Besitzer des herkömmlichen Geldes besser aus-


gerüstet ist als der Warenerzeuger und verlangen, daß diese Vorzüge, die nur


dem Wucher dienen, beseitigt werden.


Was Sieveking gegen die Möglichkeit einer Indexwährung vorbringt, ist im


wesentlichen dasselbe, was auch Kellenberger sagt. Wir haben es dort widerlegt


und wiederholen hier nur: Alles, was heute gegen die Quantitätstheorie einge-
wendet werden kann, ist direkt auch gegen das herrschende Geldsystem gerich-
tet. Das Geld muß so beschaffen sein, daß die rohe, naive Quantitätstheorie sich


als richtig erweist, so daß wir dann dem guten Bodinus nur mehr vorwerfen kön-


nen, er habe das, was ist, mit dem verwechselt, was sein soll. Mit dem Freigeld


wird das genannte Ziel erreicht.


Sieveking nennt das Freigeld ein gewagtes Experiment, dessen Kosten der


Arbeiter zu tragen hätte, weil es im Freilandstaate keine Rentner mehr gäbe,


denen solche Lasten aufgebürdet werden könnten. Diese armen Arbeiter! Wer


sind denn dann noch diese Arbeiter? Bilden diese im rentnerfreien Staate dann


noch eine besondere Kaste? Nein, im Freiland-Freigeldstaate gibt es nur noch


Menschen, die ihr Brot durch Arbeit verdienen müssen, wenn sie satt sein wol-


len. Alle sind dann Arbeiter. Der Ausdruck Arbeiter verliert den differenzierenden


Sinn. Die Kosten des Experimentes werden wir also alle tragen. Und wie süß


wird diese Last! Mit welcher Begeisterung werden wir die Rechnung zahlen,


wenn sie uns vorgelegt wird. Das Experiment wird uns nämlich die Zins- und


Grundrentenlasten kosten und, wundersam! – je größer diese Kosten sind, je


mehr uns das Experiment kostet, um so mehr werden sich unsere Taschen 


füllen! Aber Sieveking sieht diese Kosten des Experiments nicht. Unter Kosten


des Experiments versteht er die Summen, die das Währungsamt durch


Steuerzuschlag oder Steuernachlaß für die regulatorischen Zwecke einzieht 


oder ausgibt. Aber auch von dieser etwas spießbürgerlichen Seite
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betrachtet, erscheinen uns die Kosten des Experiments, gemessen mit dem


Ziele, wahrhaftig nicht nennenswert. Mit dem Freigeld werden wir mit 1/3 – 1/4 – 1/5


der heutigen Geldmassen bequem auskommen, weil das einzelne Geldstück 3 –


4 – 5 mal schneller umlaufen wird. Die zu regulatorischen Zwecken nötigen


Geldmengen werden dann auch nur 1/3 – 1/4 – 1/5 der heute für den gleichen


Zweck nötigen Summen betragen – ganz abgesehen davon, daß mit der absolu-


ten Währung alle Schwankungen bereits im Keime, nein, sogar in der mentalen


Konzeption des Spekulanten erstickt werden sollen. Es wird sich dann voraus-


sichtlich nur um ein paar Millionen handeln, die durch die Steuerkasse eingezo-


gen oder ausgegeben werden – sagen wir also 5 – 10% des Steuerbetrages.


Im Vergleich mit anderen Kritiken mutet uns die Sievekingsche Arbeit oft an,


als ob er dem Freigeld nicht von vornherein feindlich gegenüberstände, als ob er


sich bemühte, sachlich zu bleiben. Das geht schon daraus hervor, daß er den


Humor nicht ganz verloren hat. Zuweilen sogar gestaltet er seine Einwände so,


daß man sich sagen muß: das tut er im Interesse der Sache – denn wenn sich


gegen die Freigeldzinstheorie nichts weiter einwenden läßt, so muß sie richtig


sein. So sagt er: Gesells Warentypen sind faulende Eier, rostendes Eisen,


schwindender Schnaps. Und dazu sagt Sieveking: „Selbst die verderblichen


Lebensmittel sucht man durch Salzen und Räuchern, durch Kühlanlage und


Konservenbüchse zu Dauerwaren zu machen. Wein wird durch Lagerung besser,


Instrumente gewinnen durch Alter. Und was nützt die Feuerbeständigkeit des


Goldes, wenn neue Funde den Besitzern seinen Wert mindern?“


Das gesalzene und geräucherte Fleisch ist ein Ersatz für frisches Fleisch. Es


steht gegenüber dem frischen Fleische im Preise zurück. Um den Betrag der


Räucherkosten und des geringeren Preises hat sich also die Ware verschlech-


tert. Der Geldbesitzer braucht sein Geld nicht zu salzen, und tut er es versehent-


lich, so schadet es ihm nicht das geringste. Gesalzene und geräucherte Münzen,


aus dem Schutte der Brandstätte hervorgeholt, formlos gewordenen Münzen 


gelten auf der Notenbank dasselbe wie funkelnagelneue Münzen. Und ob Prof.


Sieveking der Schinken in seinem Schornstein ebenso sicher ist wie das Geld im


Tresor? Ob er nicht an die Betriebskosten der Kühlanlagen denkt, jetzt, bei den


teuren Kohlenpreisen? Ob er, wenn er Konservenbüchsen kauft, nicht fragt: wie


alt sind sie? Die Heringe z.B., die gesalzenen Heringe, die während des Krieges


in Norwegen aufgestapelt wurden, fünf Jahre lang, waren um so billiger, je älter


sie waren. Jahrgang 1914 kostete die Hälfte des Jahrganges 1918, obschon er


fünf Jahre Lagerkosten erfordert und all die Zeit keine Eier gelegt hatte.


Aber warum solche Dinge hier auftischen? Es wird wohl so sein: Prof. Sieve-
king wollte zeigen, daß er gegen die Freigeldzinstheorie nichts einzuwenden


wußte, und wollte dafür einen Beweis erbringen, der ihm – als Beamten des


kapitalistischen Staates – nicht Stellung und Brot kosten soll. Wir haben volles


Verständnis für solche Taktik. Wir wissen. wie roh die kapitalistische Bestie rebel-


lischen Wissenschaftlern gegenüber aufzutreten pflegt.
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Wir denken hier an Prof. Aron, den Sozialdemokraten und wissen: wer nicht


pariert – der fliegt.


Wir denken an den mutigen Ausspruch Brentanos:


„In der Volkswirtschaftslehre gelangt eine richtige Lehre erst dann zur


Anerkennung, wenn sie den Interessen einer mächtigen Partei entspricht, und


zwar nur so lange, als diese mächtig ist; wird eine andere mächtiger, so gelan-


gen auch die irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der


Mächtigsten zu dienen geeignet scheinen.“


Diesen Satz ergänzte Brentano kürzlich in einem Nachruf zu Prof. Max Webers
Tod:


„Es besteht die größte Gefahr, daß die Vertreter von Interessen und anderen


nicht wissenschaftlichen Gesichtspunkten bei der Wiederbesetzung seiner


Professur durchdringen und sie unter dem Einfluß solcher besetzt werde, die von


dem Professor verlangen, daß er bei Änderung des Kommandos von oben wie


ein Feldwebel einschwenke.“


Wir ziehen aus diesen Sätzen den allgemeinen Schluß: Staatsbeamte,


Professoren sind nicht die geeigneten Personen, Lehren zu kritisieren, die, wie


das Freigeld, für ihre Brotherren so schwere Folgen nach sich ziehen. Ecrasez


l’infâme [Voltaire: Rottet die infame aus, bei ihm bezogen auf Aberglaube und Kirche]!


Weg mit dem Staate! Heraus aus den Universitäten mit dem Haderstoff der


Volkswirtschaftslehre!


Den freien Volkshochschulen möge man das Freigeld zur Kritik vorlegen –


wenn sie frei sind.


Nachtrag.


Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volkswirtschaft, herausgegeben vom


Direktionskomitee der Schweizer. Statistischen Gesellschaft.


Redaktion: Prof. Dr. Julius Landmann in Basel.


Basel, den 17. November 1920.


An den Schweizer Freiland-Freigeldbund in Bern.


Ich bekenne mich zum Empfang Ihrer gefl. Zeilen vom 13. d. M. nebst beige-


legtem Manuskript der Abhandlung „Zur Kritik der absoluten Währung“. Nach


erfolgter Lektüre dieses M.S. sehe ich mich zu meinem Bedauern veranlaßt,


Ihnen mitzuteilen, daß ich nicht in der Lage bin, die Abhandlung in der Zeitschrift


für Schweizer. Statistik und Volkswirtschaft zu publizieren.


Eine Publikation der Arbeit ist zunächst einmal schon im Hinblick auf den Ton,


in welchem die Auseinandersetzungen gehalten sind, ausgeschlossen. Der


Verfasser dieser Arbeit behandelt alle Andersdenkenden als moralisch


Minderwertige oder intellektuell zurückgebliebene Subjekte. Dies mag in der


Publikation einer Sekte der geeignete Ton sein; in wissenschaftlichen


Zeitschriften war der Ton bisher nicht üblich und soll auch in die von mir
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redigierte Zeitschrift nicht eindringen. Die Insinuationen [versteckte Andeutungen]


moralischer Minderwertigkeit und geistigen Schwachsinnes, von welchen die


Abhandlung wimmelt, lassen, wenn überhaupt, nur einen Schluß zu, den in dür-


ren Worten auszusprechen mir meine Erziehung und meine gesellschaftlichen


Gewohnheiten nicht erlauben. Hiervon aber abgesehen (und dieses Bedenken


könnte ja durch eine entsprechende redaktionelle Umgestaltung der Arbeit besei-


tigt werden), muß eine Publikation der Arbeit auch in Hinsicht auf den Inhalt aus-


geschlossen erscheinen. Ich habe Ihnen seinerzeit die Zusicherung gegeben,


daß ich eine Erwiderung auf die in der Zeitschrift erschienenen Beiträge zur Kritik


der absoluten Währung veröffentlichen werde, wenn in dieser Erwiderung sach-


lich Neues, das für den Inhalt der Diskussion relevant [von Belang] ist, vorgetra-


gen wird. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt. Die Abhandlung bringt nichts wei-


teres als eine an den sattsam bekannten Freigeldtheorien orientierte Kritik der


Beiträge, die demjenigen, der diese Theoreme [Lehrsätze] kennt, nichts neues


bietet. Und in wesentlichen materiellen Punkten ist die Auseinandersetzung


ernsthaft nicht zu halten. Es läßt sich leider nichts an der von Diehl hervorgeho-


benen Ihrerseits zu Unrecht bestrittenen Tatsachen ändern, daß eine fruchtbare


Beschäftigung mit der Theorie der Geldes nur auf Grund einer gründlichen volks-


wirtschaftlichen Durchbildung möglich ist. Fehlt diese Voraussetzung, so artet die


Diskussion aus in eine überflüssige Wiederholung hundertmal erwiesener


Wahrheiten gegen hundertmal widerlegte Irrtümer. Hierzu darf ich die Spalten der


Zeitschrift nicht bieten.


Mit Hochachtung


Landmann.


Dieser Brief von Prof. Dr. Landmann war die Antwort auf unsere Einsendung, die
wir vorstehend unverändert abdruckten. Wir halten ihn für den Ausdruck vollkom-
menster Hilflosigkeit. L. will sich und seinen Freunden die unbequeme Last von
den Schultern wälzen. Nachdem er Dr. Christen und mit ihm alle Mitglieder des
S.F.F.B. als fanatische, kritiklose Bewunderer von Dilettanten bezeichnet hatte,
mußte er erwarten, daß ihm in ähnlichem Tone geantwortet werde. Seine
Betonung der Notwendigkeit einer schulmäßigen Behandlung der Währungsfrage
wirkt erheiternd. Und im Hinblick auf die Tatsache, daß noch keine einzige volks-
wirtschaftliche Theorie auf den Hochschulen sich Geltung verschuf, wirkt solche
für die Hochschule gemachte Reklame schon lächerlich. Vor Pasteurs und Kochs
Entdeckungen war die gründliche schulmäßige Durchbildung der Mediziner für
das Studium der Infektionskrankheiten eher schädlich als nützlich. Und so ist es
heute mit der volkswirtschaftlichen Schulbildung. Solange die Schule noch über
keine einwandfreie Theorie des Geldes, der Zinsen, der Grundrente, des
Kapitals, des Lohnes, der Krisen usw. verfügt, kann das, was sie lehrt, nur als
Ballast betrachtet werden. Von den „hundertmal erwiesenen Wahrheiten“, mit
denen Dr. Landmann seine Wissenschaft zu zieren sucht, würde er, wenn man
ihn
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drum befragen würde, kaum eine Einzige nennen können. Es genüge zur


Begründung dieser Behauptung der oft zitierte Ausspruch: „Die Lehre vom Wert


bildet das Fundament der nationalökonomischen Wissenschaft. Aber in der Lehre


vom Wert ist noch alles streitig, von den Benennungen angefangen.“


Wenn Dr. Landmann sich darüber beklagt, daß es in unserer Kritik an neuen


Gesichtspunkten fehle, so trifft dieser Vorwurf seine Leute. Hier in der Kritik von


Prof. Diehl, Kellenberger, Liefmann vermissen wir allerdings neue Gedanken. Da


wir selbstverständlich annahmen, daß alles, was diese Kritiker vorbrachten,


wenigstens für Dr. Landmann neu sein mußte (sonst hätte er es ja nicht auf-


nehmen dürfen), so blieb doch nichts anderes übrig, als uns stramm an die


Beantwortung der Kritik zu halten. Oder stellt vielleicht Dr. Landmann nur an die


„Ungeschulten“ die Bedingung, daß sie fortzeugend Neues gebären sollen? Ist


die Aufforderung, die er an die Geschulten richtet, Neues vorzutragen, so hoff-


nungslos, daß er sie da gar nicht mehr zu wiederholen wagt? Alles, was wir


sagen, ist neu, muß sogar neu sein, weil wir von neuen Gesichtspunkten aus-


gehen.


Dr. Landmann verschließt durch sein Verhalten der Zeitung, die er leitet, das 


zurzeit wichtigste Gebiet der Wirtschaftswissenschaft. Die Erfahrung wird es ihm


zeigen. Ein Schriftleiter, der die Kritik unterdrückt, hat in der freien Schweiz 


keinen Platz. Fort mit Dr. Landmann! Für den S.F.F.B. ist das Blatt erledigt. Die


Zünftler aber, mit ihrer Schulwissenschaft, fühlen sich unsicher. So bald wird


wohl keiner von ihnen den Mut nehmen noch ein Wort zur Währungsfrage zu


sagen. Auch wissenschaftlich ist die Goldwährung erledigt. Immerhin, Dr.


Landmann wird den Ruhm haben, der Letzte gewesen zu sein, der das


Lieblingskind der Börsenjobber in den Schutz der staatlichen Wissenschaft


genommen hat.
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Alles, was durch den Krieg entsteht, ist vom Kriegsgeist durchseucht und muß


darum an diesem Geiste zugrunde gehen. Auch der aus dem Krieg hervorge-


gangene Völkerbund wird vergehen. Schon jetzt zeigen sich die ersten Risse.


Deutschland wurde vom Bunde ausgeschlossen, die Vereinigten Staaten blieben


fern, Argentinien trat aus dem Bunde wieder aus. Diese Frucht des Krieges ist


schon faul oder wird in der Untätigkeit verwesen.


Das will aber nicht bedeuten, daß der Gedanke des Völkerbundes ungesund


sei. Es bedeutet nur, daß er nicht von besudelten, blutbespritzten Händen in die


Tat umgesetzt werden darf. Der Bund wird geschlossen werden. Die ihm ent-


gegenstehenden Kräfte werden überwunden werden, wenn nicht heute, dann


morgen. Die Sache ist ins Rollen gekommen und wird nicht mehr aufgehalten


werden können. Wichtig allein ist, daß man die Natur der Kräfte, die sich dem


Völkerbunde entgegenstemmen, erkennt und ihre Größe richtig einschätzt. In


London, in Paris, in Genf weiß man noch nicht, was dem Völkerbunde alles zu


opfern ist. Man glaubt dort, er ließe sich mit Gewalt und anderen billigen Mitteln


zusammenfügen. Jedoch ist anzunehmen, daß man auch in Paris wieder lernen


wird, den Dingen ins Auge zu
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schauen. Die Gewaltmittel sind geschaffen, um Gewaltzustände zu bilden oder


zu erhalten. Frieden und Völkerbund sind aber das Gegenteil von Gewalt.


Solange man glaubt, daß man der Gewaltmittel nicht entraten kann, soll man


nicht nach Genf gehen. Wenn einmal England das letzte Kriegsschiff versenkt,


Gibraltar, Ägypten, die Falklandinseln, alle Zwingburgen aufgegeben, wenn die


Franzosen die besetzten Gebiete geräumt und gleichfalls abgerüstet haben,


dann werden sie den Beweis erbracht haben, daß sie den Völkerbund wirklich


wollen, und daß sie würdig sind, in diesem Bunde aufgenommen zu werden. Bis


dahin haben sie im Völkerbunde keinen Platz. Der Gestank des Pulvers und der


Verwesung, der diesen Ländern noch anhaftet, würde den ganzen Bund ver-


giften.


Wozu brauchen oder brauchten diese Staaten die Gewalt? Warum muß erst


der Völkerbund geschaffen werden, warum steht er nicht von Natur, von selbst


da – fest und unzerstörbar?


Der Völkerbund ist eben nicht zu verwechseln mit dem Menschheitsbund.


Ohne die Staaten wären die Menschen von Natur fest miteinander verbunden.


Die Menschheit hat gemeinsame Interessen, die sich täglich mehr stärken und


vertiefen. Nichts treibt sie auseinander. Rasse, Sprache, Sitten geben niemals


Grund zu Zänkereien und Krieg. Dort wo, wie in den Vereinigten Staaten, die


Rassenfrage die Gesetzgebung beschäftigt, handelt es sich regelmäßig um


einen Vorwand. Der amerikanische Arbeiter fürchtet in völliger Unkenntnis der


wirtschaftlichen Zusammenhänge den Wettbewerb der chinesischen und japani-


schen Arbeiter. Wenn er von der Einwanderung der Chinesen für sich Vorteile er-
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hoffte, würde er diese ebenso befürworten, wie die deutschen Landwirte die


Einwanderung fremder Arbeiter mit Einschluß der Kulis stets befürwortet haben.


Anders aber als hier der Mensch, handelt der Staat. Die Staaten, als geschlos-


sene Organisationen, sind vom Trieb der Ausdehnung beseelt und können die-


sem Trieb nur auf Kosten gleichstrebiger anderer Staaten folgen, nur dadurch,


daß der eine den andern auflöst und frißt. Der einzelne Mensch kann nie mehr


sein als ein Mensch. Frißt er den Nachbarn – er wird dadurch schwächer, nicht


stärker. Am stärksten ist der Staat, der alle anderen gefressen hat und allein


übrig geblieben ist, am schwächsten der Mensch, der im Kampf aller gegen alle


als Stärkster sich erwies, darum nun allein, ohne die Arbeitsteilung sein Leben


fristen muß. Eigentlich müßte man sich sagen, daß das, was den


Einzelmenschen stärkt oder schwächt, auch die Menschenorganisationen, die


Staaten, stärkt oder schwächt. Daß das nicht so ist, zeigt schon, daß diese


Organisationen auf falschen Grundlagen erbaut sind. Wo diese Konstruktions-


fehler sind, werden wir gleich sehen.


Die Staaten treten miteinander in Berührung als Wirtschaftskörper. Nicht die


Religion, nicht die Kunst oder Sprache geben den Staaten Anlaß zu


Auseinandersetzungen mit andern Staaten. Gäbe es nichts als Kunst und


Religion, so könnten die Staaten friedlich nebeneinander liegen jahrtausende


lang, wie die Mumien in den Pyramiden. Aber als Wirtschaftskörper strebt der


Staat immer über seine Grenzen hinaus, weil die Wirtschaft die ganze Welt


braucht. Für den Bezug der nötigen Rohstoffe ist jeder Staat auf den Welthandel


angewiesen – und wenn ein
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Volk fremde Rohstoffe beziehen und zahlen muß, so muß es auch wieder zur


Beschaffung der Zahlungsmittel Absatz für die eigenen Erzeugnisse im Auslande


suchen und finden.


Als Wirtschaftskörper hat kein Staat mit dem eigenen Land genug; sogar das


Riesenreich der Bolschewik mit seiner doch erst dürftigen Industrie glaubt nicht


ohne wirtschaftlichen Kontakt mit der Welt leben zu können. Erst recht ein Staat


mit entwickelter Arbeitsteilung, der alle Erzeugnisse der Erde restlos zu seiner


Arbeit braucht.


Wären Bezug und Absatz der Erzeugnisse immer gesichert, hätten die Völker


nie mit der Möglichkeit zu rechnen, daß ihnen gewaltsam die Grenzen einzelner


Länder, ganze Erdteile gesperrt werden können, dann wäre der Wunsch nach


Erweiterung der Staatsgrenzen nie aufgekommen – dann hätte sich jedes Volk


innerhalb seiner Grenzen vor jedem Angriff sicher gefühlt, dann wären die


Rüstungen nie gekommen, dann wären die Völker nie in Waffen gegeneinander


gezogen.


Der Krieg, das sehen wir hier schon deutlich, steht im innigsten


Zusammenhang mit dem Rechte der Grenzsperre, das die Völker heute ganz 
allgemein als Souveränitätsrecht betrachten, und das sie ganz gewiß nicht den


Beschlüssen des Völkerbundes unterwerfen wollen. Der Haupt-, wenn nicht der


einzige Zankapfel der Weltpolitik, steht in Genf außerhalb jeder Besprechung –


und trotzdem versuchen sie dort sich zu einem Völkerbund zu vereinigen, ähnlich


wie die deutsche Friedensgesellschaft, die kürzlich in Braunschweig tagte und


dort viel Schönes zum Ruhme des Friedensgeistes fand, jedoch mit keinem


Worte die wirtschaftlichen Lebensbedürfnisse der
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Völker, der Menschen erwähnte. Wie in Genf, so in Braunschweig glaubt man


das Souveränitätsrecht der Staaten, Zollgrenzen zu errichten, unberührt lassen


zu müssen. Eitles Bemühen! Solange es Zollgrenzen gibt, solange der


Weltfreihandel nicht in Genf zum unantastbaren Menschenrecht erhoben und das


Souveränitätsrecht der Zölle gestrichen wird – wird der Druck auf diese selbe


Grenze nicht verschwinden, wird die gepanzerte Faust die Tore der Zollämter zu


zertrümmern suchen.


Der Wunsch und das eiserne Muß, die Erzeugnisse ihres Fleißes gegenseitig


auszutauschen, bildet die Grundlage des uralten, nie genannten, aber von Natur


bestehenden allgemeinen Menschheitsbundes. Derselbe Wunsch, den Bürgern


den Tausch ihrer Erzeugnisse zu sichern, veranlaßt den Staat, die Grenzen des


eigenen Gebietes mit Gewalt zu erweitern, wenn sie durch fremde Zollgrenzen


eingeengt wurden, oder auch seine Grenzen durch Zölle – Schutzzölle, zu 


sperren.


Die Menschen und ihre Bedürfnisse schaffen den Menschheitsbund – und die


Organisationen dieser selben Menschen – die Staaten – zertrümmern diesen


Bund. Auf dem Wege zum gleichen Ziel zerstört der Staat die Brücken, die der


Menschheitsbund geschlagen hat.


Was sollen wir nun tun?


Klar ist der Weg vorgezeichnet. Man verzichte in Genf allgemein, feierlich vor
aller Welt auf das Souveränitätsrecht der Zollgrenzen!


Man erhebe den Weltfreihandel zum allgemeinen Menschheitsrechte. Man


schaffe die nötigen Abwehrkräfte um jedes Volk zu strafen, zu boykottieren, das


durch Errich-


280







tung von Zollgrenzen gegen das oberste Menschheitsrecht verstößt.


Geschieht das, dann ist der Menschheitsbund gegründet und der Völkerbund


kann als überflüssig gestrichen werden. Mißlingt diese Aktion, so wissen wir, daß


die, die in Genf von Völkerbund reden, Heuchler sind, die garnicht daran denken,


dem Völkerbund die Opfer zu bringen, die er verlangt, oder daß dort Schwätzer


zusammen gekommen sind, die keine Ahnung haben von der Natur der zu über-


windenden Schwierigkeiten. In beiden Fällen hat der ehrliche Mann nichts in


Genf zu suchen. Er kann nichts Besseres tun, als dem Beispiele Argentiniens zu


folgen.


Freihandel, unbedingter, unkontrollierter Weltfreihandel – das ist die Formel


des Völkerbundes.


Daß mit der Beseitigung des Hoheitsrechtes der Staaten, Grenzzölle zu er-


heben, alle Staaten der Welt wirtschaftlich zusammen geschweißt werden, ähn-


lich wie der Zollverein die deutschen Bundesstaaten damals wirtschaftlich zu


einer unzerreißbaren Einheit verfilzte, das kann nur als eine weitere Gewähr


dafür angesehen werden, daß wir mit der Forderung der Beseitigung der


Souveränitätsrechte der Staaten auf Einrichtung von Zollgrenzen den echten,


den wahren Weg zum Völkerbund betreten haben.


Wer den Freihandel will, muß auch seine Mittel wollen. Und wer die Mittel ken-


nen will, muß die Kräfte kennen, die zur Errichtung der Grenzzölle trieben. Durch


einfache Verordnung von oben her lassen sich so tief eingreifende Maßregeln


wie der Übergang von der zollgeschützten zur freien Wirtschaft nicht durchfüh-


ren. Die Triebkräfte, die den Zoll schufen, würden auch die Kräfte lahmlegen, die


281







den Freihandel schaffen wollen. Der Freihandel muß die Privatinteressen aller


Bürger schonen und fördern. Dann ist er nicht nur möglich – er bricht sich dann


selber Bahn. Also alles das, was zur Errichtung von Zollgrenzen verleitete – das


muß beseitigt werden. Das ist eine große Forderung, die wir hier stellen, eine


Forderung, die uns ermessen läßt, wie weit wir noch vom Völkerbund sind.


Die Zölle sind entweder Finanz- oder Schutzzölle, Zölle, die die Kassen des


Staates, oder Zölle, die die Kassen der geschützten Interessenten zu füllen


bestimmt sind. Hier haben wir es nur mit den Schutzzöllen zu tun. Die


Finanzzölle können alle Tage ohne weitere Umständlichkeit durch direkte


Steuern ersetzt werden. Ein Zuschlag von X% auf den Steuerzettel erledigt die


Angelegenheit. Das Volk zahlt mehr Steuern, dafür kauft es die ausländischen


Waren entsprechend billiger ein. Hier sind darum keine politischen Widerstände


zu fürchten. Anders bei den Schutzzöllen! Da erhebt sich gleich ein mächtiges


Geschrei aus den Kreisen der Landwirte und Unternehmer. Sie alle müssen ihre


Erzeugnisse billiger hergeben, um mit den Preisen des Auslandes mitlaufen zu


können. Ihre Grundrenten, ihre Dividenden leiden darunter. Das Volk, die Masse


erfreut sich zwar der billigeren Preise für Speck, für Weizen, für Eisen, aber was


hat der Grundrentner, der Fabrikant davon? Das, was er an dem Brote auf dem


Tische seiner Familie spart, ist doch nur ein Pfifferling verglichen mit dem


Verluste an Renten und Dividenden. Das Volk hat den Vorteil, und es zahlt die-


sen Vorteil aus seiner Tasche, wie umgekehrt bei Einführung der Zölle, er den


Vorteil, das Volk den entsprechenden Nachteil hatte. Inzwischen, d.h. seit


Einführung der
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Zölle, sind ihre Vorteile auch schon in den Preis der Äcker und damit bei den


Erbschaftsteilungen in die Hypothekenschuld übergegangen, so daß die


Beseitigung der Zölle für viele Landwirte den wirtschaftlichen Untergang und als


Rückschlag den Bankrott der Hypothekenbanken nach sich zieht. So ohne weite-


res läßt sich also der Freihandel nicht einführen. Gegen die durch die


Bankrottbedrohung zur Verzweiflung getriebenen Bauern, des zahlreichsten,


geschlossensten und gewichtigsten Standes, zu denen noch die zahllosen um ihr


Eigentum bangenden Pfandbrief- und Hypothekenbesitzer treten – und was


damit wieder zusammenhängt, läßt sich der Freihandel nicht erkämpfen.


Hier nun zeigt sich wieder, wie außerordentlich glücklich und fruchtbar der


Freilandgedanke ist. Mit der Ablösung der Privatbodenrechte und mit der


Verwandlung des Bodens in Volkseigentum lösen wir die eben erwähnten


Schwierigkeiten restlos auf. Mit der Durchführung der Freilandforderung fällt


jedes Privatinteresse, Volks- und Staatsinteresse an den Grundrenten vollständig


weg. Der Wettbewerb des ausländischen Getreides interessiert den Bauer dann


nicht mehr als der Wettbewerb des Nachbarn. Verschärft sich dieser


Wettbewerb, geht der Preis des Brotes herab – gut, so wird der Bauer entspre-


chend weniger Pachtgeld zahlen. Er löst weniger Geld und zahlt weniger. Das


gleicht sich aus. Das Volk zahlt weniger für alle Lebensmittel, und kann dafür


mehr Steuern zahlen. Auch das hebt sich auf. Und der Staat, der weniger


Pachtgelder von den Bauern erhebt, hat dafür eine größere Steuerkraft des


Volkes zum Ausgleich.


Wirtschaftlich, von Seiten Privater steht somit nichts
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der Einführung des Freihandels für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse im


Wege, sobald wir das Bodeneigentum in Freiland verwandelt haben.


Sind die aus der Landwirtschaft kommenden Hemmungen für Verwirklichung


des Freihandelsgedankens durch Freiland zu beseitigen, so bedarf der Kampf


gegen die industriellen Schutzzölle ganz anderer Vorkehrungen. Nicht der Schutz


der Grundrente steht hier in Frage. Was zur Forderung der industriellen


Schutzzölle geführt hat, das waren von jeher die durch Preisrückgänge,


Preisstürze hervorgerufenen Absatzkrisen. Wenn die Unternehmer keine


Beschäftigung für die Arbeiter finden, wenn die auf Jagd nach Aufträgen ausge-


sandten Weltreisenden mit leeren Händen zurückkommen und nur von der


scharfen allseitigen Konkurrenz, von Überproduktion zu erzählen wissen, wenn


sich in den Lagern, Schuppen, Läden die Waren auftürmen und für die fälligen


Wechsel das bare Geld fehlt, dann steigt so sicher wie der Tod der Ruf nach


staatlichem Schutz, nach Schutzzöllen. Die Welt kann die Weltproduktion nicht


verbrauchen, heißt es dann, so laßt uns wenigstens diesen Überschuß an


Erzeugnissen von unsern Grenzen und Märkten abhalten. Sperren wir den aus-


ländischen Konkurrenten und Preisdrückern durch Zölle unsere Märkte, führen


wir Schutzzölle für unsere Industrie ein, dann verfügen wir wenigstens über einen


zwar recht kleinen, dafür aber sichern Markt.


Das ist immer, überall, zu allen Zeiten der Weisheit letzter Schluß gewesen,


und die Erfahrung zeigt, daß die Kritik die erbärmliche Hohlheit solcher


Darstellung niemals den Massen klar zu machen vermochte. Es gibt viele wirt-
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schaftliche Zusammenhänge, die wie manche mathematische oder wissenschaft-


liche Erkenntnis für das Fassungsvermögen der gesetzgeberischen, demokrati-


schen Masse unerreichbar sind. Solcher Art müssen auch die für den Freihandel


gegen alle Schutzzölle sprechenden Beweisgründe sein, denn, wie gesagt, sie


haben nie durchgeschlagen. Für die unter dem Drucke der Krisen stehenden


Unternehmer und Kaufleute wiegen die freihändlerischen Sätze immer zu wenig.


Heute wieder erleben wir das in England, dem einzigen Lande, das dem


Freihandel bis dahin treu blieb. England treibt zur Zeit eine auf Preisabbau


gerichtete Währungspolitik und hat mit der damit in Kauf genommenen schweren


Krise und Absatzstockung schwer zu kämpfen. Die Webereiindustrie liegt zum


großen Teil brach und damit natürlich auch die Färberei. Der Markt für Farbstoffe


wird dadurch sehr eingeengt und die deutschen Fabriken, die durch die


Absatznot ärger gepreßt werden als die englischen, unterbieten diese, um noch


Aufträge zu erzwingen. Das hat dazu geführt, daß durch Gesetz die Einfuhr von


Farbstoffen verboten wurde. Ohne den Preisabbau wäre die Absatzstockung der


Webwaren nicht eingetreten, die Färbereien hätten mit Volldampf gearbeitet und


die deutschen und englischen Farbstoffabriken hätten wahrscheinlich Mühe


gehabt, zu vollen Preisen den Bedarf zu decken. So verdankt die Welt hier einer


Währungspfuscherei die Einführung einer Zollsperre, der sicher andere folgen


werden und die ganz bestimmt nicht dazu beitragen werden, die Beziehungen


zwischen England und Deutschland friedlicher zu gestalten. Ist die Krise ausge-


brochen, pocht der Exekutor  [Beamter, dem die zwangsweise Betreibung öffentlicher


Abgaben obliegt] mit einem protestierten Wechsel  [Wechsel, dem die Zahlung ver-


weigert wurde]  in der Hand an die Tür des Unternehmers,
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dann verliert dieser den Kopf. Er ist vernünftigen freihändlerischen Erwägungen


einfach verschlossen. Zieht man einen Strich nach dem Verlauf der


Preisbewegungen in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts, so erhält


man eine stark abwärts geneigte Kurve. Zieht man daneben eine andern Strich


nach dem Verlauf der Freihandelsbewegung, so erhält man eine Kurve, die der


ersten parallel läuft. In demselben Maße, wie die Preise zurückgingen, entwickel-


te sich auch das Schutzzollsystem und damit in unmittelbarem Zusammenhang


das Rüstungsfieber.


Es hat darum keinen Sinn für Freihandel, Frieden, Völkerbund und Abrüstung


zu kämpfen, solange wir die Unternehmer und Kaufleute nicht vor der Gefahr der


Preisstürze und Preisrückgänge und den damit verknüpften Absatzkrisen unbe-


dingt zu schützen wissen. Andererseits erübrigt sich solcher Kampf, sobald wir


es zeigen und noch besser durch die Erfahrung beweisen können, daß es mög-


lich ist, solchen Schutz zu schaffen. Jeder Unternehmer, jeder Kaufmann, jeder


kleine Handwerker ist ganz selbstverständlich für Freihandel, sobald er von ihm


keinen Preisdruck mehr zu erwarten hat.


Aus dem Gesagten ergibt sich also folgendes: Der Weg zum Freihandel kann


nur über eine Währung führen, die auf die Aufrechterhaltung eines festen


Preisstandes gerichtet ist. Eine solche Währung können wir mit Gold und Silber


niemals schaffen, wohl aber mit dem Papiergeld, dem jetzt so verpönten


Papiergeld. Wenn wir die Währung durch Schaffung eines Reichswährungsamtes


nach den bekannten Grundsätzen der absoluten oder festen Währung verwalten,


so kann kein denkbares Ereignis der Welt, wirt-
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schaftlicher oder politischer Natur noch Preisrückgänge, Preissprünge und all-


gemeine Krisen hervorrufen. Dann steht dem Übergang zum vollkommenen


Freihandel und zum Verzicht auf die Grenzzoll-Souveränität nichts mehr im


Wege. Dann können wir den Völkern zurufen: Kommt her alle nach Berlin, wir


wollen einen neuen, einen echten, einen wirtschaftlichen Völkerbund bilden.


Seht, wie wir hier bei uns dem Freihandel die Wege geebnet haben. Seht, wie


wir durch Freiland die Bauern und durch Freigeld die Industrie für den Freihandel
gewonnen haben. Seht, wie sie unter dem Einfluß dieser drei Reformen gedei-


hen, wie der Friedensgeist hier seinen Einzug vorbereitet, der Friedensgeist, den


wir für die Völkerverständigung so nötig haben. Auf nach Berlin zur großen allge-


meinen Weltfreihandelskonferenz!


Wenn der Völkerbund zustande kommt, so wird er einfach ein Freihandelsbund


sein. Soll er mehr oder weniger als dies sein, so kommt er überhaupt nicht


zustande, oder was dann zustande kommt, wird keinen Bestand haben. Der


Handel ist die einzige Reibungsfläche zwischen den Staaten, der Freihandel ist


der einzige Weg zu einem Zustand, wo diese Reibungsfläche keine Funken mehr


gibt. Man ist in weiten Kreisen immer noch der Meinung, daß dieser Krieg von


Kapitalisten angezettelt wurde. Mag sein, daß die Rüstungsindustrie, die doch


nur einen kleinen Teil der Industrie darstellt, vom Kriege Vorteile erwartete. Dann


hätte sie falsch gerechnet. Schon vor dem Kriege hatte der Engländer Angell den


ganz genauen Nachweis erbracht, daß der Krieg immer und unter allen


Umständen den Kapitalisten nachteilig ist. Das Rechnen ist aber in der Regel
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eine gerade von Kapitalisten besonders sorgsam gepflegte Kunst. Mußten sich


die Kapitalisten in solch schwerwiegender Angelegenheit von einem Schriftsteller


belehren lassen? Nein, die Kapitalisten, die Kuponabschneider, die da in


Wiesbaden und Nizza in ihren Villen ein so schönes Leben führen, die wollen


sicher keinen Krieg. Für sie ist die Welt vollkommen, wie sie war. Sie wollen den


Krieg ebensowenig, wie sie die Revolution wollen. Sie wissen auch, wie leicht


aus einem Krieg die Revolution wird. Viel kriegerischer gesinnt ist der vom


Hunger, von der Not geplagte Proletarier, dem Krieg und Revolution nach seiner


Meinung nie mehr kosten können, als seine Ketten. Viel kriegerischer als der


Kapitalist ist auch der von Zollgrenzen eingeengte Unternehmer und der durch


die Krise mit dem Ruin bedrohte Kaufmann. Wenn jemand den Krieg als ultima


ratio [letztes Mittel, letzter Ausweg]  nicht immer gleich von der Hand wies, wenn


jemand 1914 vielleicht mit Befriedigung die Kriegserklärung aufnahm, so mag


das ein Unternehmer gewesen sein, dem neue Zollschwierigkeiten den Absatz


raubten und der im Krieg das Mittel erblickte, um den Zollkriegen ein Ende zu


machen, um die Zollgrenzen vielleicht 100 Meilen weiter nach Osten oder


Westen zu verlegen, wobei es ihm möglicherweise gleichgültig war, ob der Krieg


mit Sieg oder Niederlage endete, ob sein Land bei den Annektionen aktiv oder


passiv beteiligt sein würde.


Der Mensch braucht eben die ganze Erde, und wenn ein Volk ein Stück dieser


Erde abgrenzt, zum Zwecke andere Völker davon auszuschließen, so ist das


eine Tat, die früh oder spät den Krieg nach sich zieht. Zoll und Krieg sind
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gleichbedeutend, wie Freihandel und Frieden auch gleichbedeutend sind.


Die ganze Erde, der Erdball, der dort in weitem Bogen um die Sonne kreist,


das ist mein, das ist dein, das ist unser aller Platz an der Sonne und diesen Platz


darf kein Hoheitsrecht dem Menschen streitig machen.


Fort aber mit dem Souveränitätsrecht der Staaten, so weit es zu der


Entwicklung von Zollgrenzen mißbraucht werden kann!


Mancher mag nun hier einen Seufzer ausstoßen und sagen: Was geht uns


Deutschen zur Zeit der Völkerbund und der Freihandel an, solange der Vertrag


von Versailles uns bedrückt und bedroht. Das Hemd liegt uns näher als der


Rock, viel wichtiger als alles andere ist die Frage, wie wir den Hals aus dieser


Schlinge bekommen, wie wir eine Nachprüfung dieses Vertrages erreichen kön-


nen, die uns wieder Luft gibt und zu der Hoffnung berechtigt, daß wir aus diesem


Zusammenbruch mit dem Leben davon kommen. Hunderttausend sind schon an


der Not zugrunde gegangen, die dieser Vertrag über uns brachte. Millionen wäl-


zen den Gedanken des Selbstmordes in ihren Köpfen.


Gewiß, der Vertrag ist hart, vielleicht überhaupt unerfüllbar, da wir ja noch gar


nicht wissen, was uns noch alles aufgebürdet werden wird. Gewiß ist es auch,


daß die herrschende Gesellschaft in Paris den Deutschen am liebsten den


Garaus machen würde. Sie sind dort in der Beziehung um kein Haar besser als


in Berlin. Auch dort würde man, wenn es ginge, die Kommunisten mit Feuer und


Schwert ausrotten. Deutschland erscheint vielen Franzosen mit Recht oder


Unrecht als eine ewige Gefahr, die sie nur dadurch
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glauben beschwören zu können, daß sie uns in irgend einer Weise ums Leben


bringen. Das billigste, humanste Mittel zu diesem hohen Kulturziel ist der wirt-


schaftliche Druck, der Hunger, die Tuberkulose der Jugend.


Es ist ja anzunehmen, daß mit der Zeit und in dem Maße, wie sich die


Franzosen von dieser Zwangsvorstellung befreien werden und sie sich wieder


sicher fühlen, auch bei ihnen der jetzt in den Hintergrund getretene Kulturmensch


sich wieder an die Oberfläche wagen wird, und daß dann die Pariser das


Versailler Vertragsinstrument selber als Papierfetzen behandeln und ihn auf den


Unrathaufen der Krieges werfen werden.


Zur Beschleunigung dieses Entwickelungsprozesses können wir hier in


Deutschland natürlich sehr vieles beitragen. Wenn der Friedenswille, der


Friedensgeist sich hier breit machen und die Herrschaft erringen könnte, wenn


wir in den Kirchen, den Schulen, in der Presse den Geist propagieren würden,


den der Völkerbund voraussetzt, wenn wir auch nur zu der nüchternen


Erkenntnis kommen und sie überall öffentlich vertreten würden, daß, wenn die


Gewalt uns mit Hilfe unseres unvergleichlichen Heeres nicht zum Ziele führen


konnte, dies erst recht nicht mit dem kläglichen Häufchen Soldaten möglich sein


wird, das heute übrig geblieben ist – dann würde man sich in Paris sicherer 


fühlen, und die Sicherheit ist doch die wichtigste Voraussetzung für gerechtes


Denken und Handeln.


Wenn also die Revision des Versailler Vertrages für uns eine Lebensfrage ist,


wenn diese Revision in hohem Maße von dem in Deutschland herrschenden


Geist abhängig ist – so erhebt sich die Frage: Was können wir tun, um
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in Deutschland dem Friedensgeist eine Bresche zu schlagen, um den Acker zu


bereiten, auf dem der Friedensbaum Wurzel schlagen soll? Früher war der


Frieden eine Kulturfrage, jetzt ist er für Deutschland eine Lebensfrage geworden.


Der Kriegsgeist wird nicht erst dann geboren, wenn man uns die Flinte in die


Hand drückt und man uns befiehlt, auf fremde, uns völlig unbekannte, vielleicht


sogar sehr achtens- ja liebenswerte Menschen zu schießen. Der Kriegsgeist kam


nicht plötzlich am 1. August 1914 in Gestalt einer Taube oder eines Raben über


das deutsche, russische, englische, französische Volk. Der Kriegsgeist kommt


auch nicht mit dem Wind von fernher. Nein, er wird am heimischen Herd, im eig-


nen Land gezeugt, genährt, gezüchtet. Er ist ein eheliches Kind unserer eignen


sozialen Zustände. Aus einer Mörderhöhle kann allein der Kriegsgeist stammen,


und diese Mörderhöhle haben alle Völker sich in ihren wirtschaftlichen Zuständen


geschaffen. Das, was in früheren Zeiten Räubervölker durch Heeresmacht zu


schaffen suchten, ein Sklavenheer, eine Menschenschicht, auf die man alle


Mühseligkeiten des Lebens abwälzen konnte, genau dasselbe haben die


Deutschen, Franzosen, Amerikaner sich im Proletariat geschaffen und haben die


Gesetzgebung benutzt, um solchen unnatürlichen Zustand gewaltsam aufrecht


zu erhalten.


Aus dieser Zweiteilung des Volkes in Arbeiter und Genießer ist der Kriegsgeist


erwachsen, sie bilden den Born, der fortzeugend Böses gebären muß, den Geist


der Gewalt, der Unterdrückung, der in den Sitten und Gesetzen, in Werk und


Wort überall in Erscheinung tritt und der sich unter anderm auch darin zeigt, daß


die Völker die Souveränitätsrechte zu Errichtung von Zollgrenzen mißbrauchen.


291







Sollen wir den Kriegsgeist bekämpfen, so müssen wir seine Quelle verschüt-


ten. Das Sklavenheer, das Proletariat, die schlechtgenährten, überarbeiteten, in


Höhlen wohnenden Massen, die zu jeglicher geistigen Bildung keine Zeit haben,


verschwinden müssen sie, zusammen mit denen, die sie reiten. Proletarier und


Rentner, Roß und Reiter – fort mit ihnen! Im Zukunftsstaat, im gelobten Land der


deutschen Arbeiter darf es keine Proletarier geben.


Die Frage, wie wir in dieses gelobte Land gelangen, beantwortet Freiland –
Freigeld. Dieselben Mittel, die uns den Weg zum Freihandel und zum


Völkerfrieden bereiten, dieselben Mittel, Freiland – Freigeld bewähren sich auch


als Bahnbrecher des Bürgerfriedens.


Mit der Zertrümmerung des Klassenstaates, mit der Ausrottung des


Rentnertums und des Proletariats wird der Friedensgeist seinen Einzug halten


am häuslichen Herd, in der Öffentlichkeit, in der Schule, in der Presse. Und wenn


er dann hier Wurzel geschlagen, wenn Gesetz und Recht von diesem Geist


durchtränkt sein werden, wenn zu dem die wohltätigen Wirkungen von Freiland


und Freigeld überall in die Erscheinung treten, wenn es offenbar wird, daß wir es


hier mit einem gelungenen Versuch eines reinen Arbeiterstaates zu tun haben,


wo es keine anderen Ausbeuter mehr gibt, als die Entente, dann werden wir die


Arbeitervertreter der ganzen Welt zu uns einladen, damit sie sehen, wie man es


macht.


Und dann werden wir ihnen sagen: Das, was ihr hier seht, sind nur die Keime.


Es liegt ein Brett darauf, das die volle Entfaltung unseres Arbeiterstaates ver-


hindert. Helft uns, das Brett fortschaffen, helft uns zu einer Revision
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des Vertrages von Versailles. Die Bolschewisten könnten mit der entschlossenen


Unterstützung der Arbeiter aller Länder rechnen, wenn sie den Beweis erbracht


hätten, daß das, was sie dort in Rußland geschaffen, wirklich ein Fortschritt ist.


Nichts wirkt stärker als das Beispiel. Kein Staat, England sowenig wie


Frankreich, könnte dann gegen die Bolschewik irgend etwas unternehmen. Ja,


die englischen und französischen Arbeiter würden die Forderung erheben und


sie auf irgend eine Weise durchsetzen, daß den Bolschewik bei der Errichtung


ihres Staates tatkräftig geholfen werde. Diese Unterstützung blieb den


Bolschewik versagt, weil ihr Wirken nur Zerstörung des kapitalistischen


Betriebes, nicht aber auch zugleich Aufbau des Arbeiterstaates gewesen ist.


Gelingt es uns dagegen, hier in Deutschland zum ersten Male in der


Weltgeschichte auf dem Wege von Freiland – Freigeld einen ausbeutungsfreien,


reinen Arbeiterstaat zu bilden, wo die Wirtschaft, weil frei von Innenreibung, 


doppelten, ja, vielfachen Ertrag gibt, wo zudem die persönliche Freiheit,


Selbständigkeit, Unabhängigkeit der Bürger sich schon in ihrem stolzen, freien,


gesitteten Benehmen kundgibt, so braucht es kaum noch ausgesprochen zu wer-


den, daß dieser unser Staat, der Staat der Boches und Hunnen, der Sympathien


der Arbeiter der ganzen Welt, der Anarchisten, der Syndikalisten, der


Internationalen, der Mehrheits- und Minderheitssozialisten sicher sein kann, daß


diese Arbeiter den deutschen Staat als ihren Versuchsstaat betrachten werden,


und daß sie darum jede Bedrückung und Bedrohung dieses Staates als einen


gegen sie selbst gerichteten kapitalistischen Sabotageakt betrachten und be-


handeln werden.
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„The germans to the front“, die Deutschen an die Front, hieß es damals. Nun


erschallt derselbe Ruf wieder:


The germans to the front – aber nicht mehr mit dem Befehl, den Chinesen die


Zöpfe auszureißen, sondern um den Entscheidungskampt aufzunehmen in dem


seit 6000 Jahren seit Hammurabi tobenden Kampf gegen die Ausbeutung und


Sklaverei.
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Die Freiland – Freigeld – Bewegung.


Ihre Hauptträger in Deutschland sind:


a) Der „Deutsche Freiland-Freigeld-Bund“, Vorsitzender: Otto Maaß. Erfurt.


Bundeszeitschrift: „Deutsche Freiwirtschaft“, herausgegeben unter Mitwirkung


von W. Beckmann, Gewerkschaftsführer; Silvio Gesell; Dr. K. Polenske,


Universitätsprofessor; O. Weißleder, Bergwerksdirektor. – Schriftleiter: R.


Hoffmann, Erfurt, Nettelbeckufer 16. – Freiland-Freigeld-Verlag, Sontra in


Hessen.


b) Die „Physiokratische Vereinigung“, Bevollmächtigter: Georg Blumenthal; 
ihre Ziele vertreten die Zeitschriften:


„Der Physiokrat“, Herausgeber: Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde,


Steglitzerstr. 31;


„Die Freie Meinung“, Herausgeber: E. Schmalfeld, Hamburg 4, Eckernförder-


str. 29;


„Die Entscheidung“, Wochenzeitung, herausgegeben von Dr. Karl Polenske,


Berlin.


Die Zahl der Ortsgruppen dieser beiden Verbände mehrt sich ständig; es


bestehen bis jetzt die folgenden:


Barmen, Vorsitzender: A. Bösser, Lehrer, Linienstr. 27


Berlin (D. F. F. B.), Vorsitzender: Langelütke, stud. rer. pol., Berlin-Friedenau,


Kreuznacherstr. 2. Geschäftsstelle: Berlin-Treptow, Leiblstraße 25 (Frl. Käthe


Müller).


Berlin (Ph. V.), Bevollmächtigter: Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde,


Steglitzerstr. 31.


Dresden, Vorsitzender: Dr. C. Lauer, Krusestr. 15.


Eisleben, Vorsitzender: Otto Weißleder, Bergwerksdirektor.


Elberfeld, Vorsitzender: F. Schulze, Lehrer, Frankenplatz 23.


Erfurt, Vorsitzender: R. Hoffmann, Lehrer, Nettelbeckufer 16.


Halberstadt, Vorsitzender: F. Matthias, Lehrer, Seydlitzstr.35


Hamburg (D. F. F. B.), Vorsitzender: L. Berendsohn, Blankenese, Schulweg 4.


Hamburg (Ph. V.), Vorsitzender: Willy Wetzel, H. æ, Eimsbüttel, Faberstr. 15.


Harburg, Vorsitzender: Emil Eickhoff, Jägerstr. 50.


Kiel, Vorsitzender: Manfred Westphal, Düppelstr. 72


Leipzig, Vorsitzender: G. Sickinger, Dipl. Ing., Leipzig-Gohlis, Erfurterstraße 6.


295







Magdeburg, Vorsitzender: F. Lichtenberger, Lehrer, Leipzigerstr. 1.


Nürnberg, Vorsitzender: Dr. B. Uhlemeyer, Lindenaststr. 1.


Oranienburg, Vorsitzender: Dr. Rich. Bloeck, Eden.


Schmölln, (S.-A.), Vorsitzender: Bruno Schubert, Ronneburgerstr. 37.


Schweinfurt, Vorsitzender: L. Hohmann, Lehrer, Niederwernerstraße 121/2.


Sontra, Vorsitzender: Helmut Haacke, Verleger.


Stettin, Vorsitzender: Born, Oberpostsekr., Pasewalker Chaussee 6.


Weitere Ortsgruppen sind in der Bildung begriffen in: Bochum, Bremen,


Breslau, Düsseldorf, Essen, Freiburg i.B., Hagen i. W., Hagenow i. M., Köln.


Auskunft erteilen die im Schriftenverzeichnis angeführten Geschäftsstellen.


________


In der Schweiz wirkt seit Jahren mit schon weit gediehenem Erfolge der


„Schweizer. Freiland-Freigeld-Bund“


Zeitschrift: „Freistatt“, Schriftleiter: Fritz Schwarz, Erlachstraße 5, Bern.


Seine Ziele faßt der Bund wie folgt zusammen:


„Was wir wollen: Nichts Geringeres als die Beseitigung des Klassenstaates und


aller Ausbeutung, die Schaffung der wirtschaftlichen Grundlagen für ein schönes,


freies, natürliches Volksleben. Was die Sozialisten auf dem Wege allgemeiner


Verstaatlichung und der damit nicht zu vermeidenden Freiheitsbeschränkungen


erstreben, das erreichen wir, fußend auf einer neuen, unantastbaren


Wirtschaftslehre, mit einfachsten, aber durchgreifenden Mitteln, unter gleich-


zeitiger Schonung, ja Förderung der persönlichen Freiheit, Selbstverantwortung


und der wirtschaftlichen Unabhängigkeit aller Bürger.“


____


Es sind also Ziele, die jeder redlich Schaffende sich zu eigen machen kann; sie


sind geeignet, das bisher bitter entbehrte einigende Band um das arbeitende


Volk zu schlingen und diesem wahren Kulturträger dadurch die


Selbstbestimmung seines Geschickes zu überantworten. Vorbedingung, zugleich


aber auch Gewähr für ihre Verwirklichung ist, daß alle, die in sich die Kraft zur


Tat oder gar zur Führerschaft spüren, sich mit den wirtschaftlichen Grundlagen


vertraut machen, wozu das Buch die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ den besten


Wegweiser bildet.


____________
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Der Freiwirtschaftsbund,
auf dem Kongreß zu Hannover versammelt, beschließt nach umsichtiger Prüfung


der gegenwärtigen politischen und wirtschaftlichen Lage folgende Kundgebung:


An das deutsche Volk!


Die wirtschaftliche, finanzielle und politische Gesundung fordert unverzügliche


durchgreifende Taten. Diese heute erforderlichen Taten stehen jedoch in keinem


Parteiprogramm und können auch von keiner Partei erwartet werden, da das,


was jetzt zu tun ist, diesmal der Rettung des Ganzen, nicht aber den Parteien zu


dienen hat. Keiner Partei darf man verständigerweise die Kraft zumuten, selbst


am eigenen Leibe die brandig gewordenen Glieder abzusägen. Die Eingriffe in


althergebrachte Vorrechte, in das Privatvermögen, die Opfer an politischen


Idealen und Weltanschauungen, die die Rettung des Ganzen immer gebieteri-


scher fordert, sind zu schwerer Natur, als daß wir sie von den Gesandten des


Parteigeistes, von der sog. Volksvertretung erwarten dürften. Dort, wo die


Mitwirkung aller erforderlich ist, darf man sich nicht mehr an die Parteien 


wenden.


Bald sind es drei Jahre, daß wir es mit Parteien und Parteikoalitionen ver-


suchen, mit dem Erfolg, daß die Lage immer verworrener, daß der politische


Mord sich als Waffe der Parteipolitik einbürgert. Vom Regierungsprogramm ist


nichts zu erwarten, und wenn die Regierung gestürzt wird, dann haben wir die


Anarchie in der schlimmen Deutung des Wortes. Und nicht nur in bezug auf die


innere Politik treiben wir dem Untergang entgegen, auch in der Außenpolitik die


gleiche tödliche Untätigkeit. Man ruft uns zu: „Germans to the Front!“
Deutschland an die Front des Weltfriedens! Statt aber die wunderbare politische


Konstellation zu einem Angriff auf der ganzen Breite der Weltfriedensfrage zu


benutzen, sind wir völlig stumm. Die Welt erwartet von uns, den Besiegten, nicht


von den durch den Sieg berauschten Ententevölkern, den ersten Schritt, die er-


lösenden neuen Gedanken in der Weltfriedensfrage.


Angesichts dieses völligen Versagens der Parteien müssen wir uns jetzt als


Volk über die Parteiorganisationen hinweg zu einen trachten unter Benutzung 


der unpolitischen Organisationen (landwirtschaftliche Organisationen,


Gewerkschaften, Beamtenbünde usw.) und die Parteien auffordern, sich


zunächst einmal rückhaltlos in den Dienst des Ganzen zu stellen.
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Die Diktatur brauchen wir jetzt, die Diktatur des Gemeinwohls, da alle anderen
denkbaren Regierungsformen versagen. Parteiregierung oder Diktatur – ein Drittes
gibt es nicht im Klassenstaat. Keine usurpierte [gewaltsam genommen], auf
Bajonetten sich stützende Diktatur ehrgeiziger Männer. Die Diktatur der Not soll
jetzt herrschen, und in der Erkenntnis ihrer Notwendigkeit werden sich alle zwang-
los dem fügen, was dieser strengste aller Diktatoren verfügen wird.


Das, was geschehen muß, soll jetzt geschehen!


Alle wissen es, daß die erste Voraussetzung für die Rettung die durch keinen
Parteigeist gehemmte, entschlossene Mitwirkung des ganzen Volkes ist.


Heran! Alle, alle heran! Kein einziger darf fehlen. Die Industriearbeiter, die
Bauern, die Beamten, die Kaufleute, alle Vertreter der freien Berufe, die Lehrer und
Geistlichen, alle, alle müssen in die Speichen greifen unter den anfeuernden
Zurufen ihrer Vertrauensmänner. Und jeder muß sein Bestes geben.


Es wäre jedoch mehr als töricht, solche gemeinsame Rettungstat zu erwarten,
wenn nicht alle die, die da mitwirken sollen, von der Hoffnung beseelt wären, daß
das Rettungswerk


etwas Neuem, Großem und Schönem
gelten soll, nämlich dem von Frieden und Freiheit strotzenden Zukunftsstaate.


Unserem Staate, dem Staate des werktätigen Volkes soll die Fron jetzt gelten.


Die Diktatur der Not, die Verzweiflung mag das Werk in Gang setzen, aber nur
eine große lichte Hoffnung


wird das Werk in Gang erhalten können bis zur Vollendung.


Das Volk hatte gehofft, den Zukunftsstaat als etwas Fertiges von den
„Expropriateuren“ zu erben. Die Kapitalisten wurden als die natürlichen Erbonkel
des Proletariats betrachtet, als die tönerne Sparbüchse, die man zerschlägt, um zu
ihrem Inhalte zu gelangen. Mit der Einsicht, daß wir vom Staate der Kapitalisten
nicht viel mehr als den Bauplatz für den Zukunftsstaat erben werden, daß wir den
Staat der Arbeiter von Grund auf neu errichten müssen, daß wir ihn nur triefend
von Schweiß betreten werden, daß Jahre schwerster Arbeit dazu gehören, möchte
mancher vielleicht verzagen. Um so sicherer begründet muß daher die Hoffnung
sein, daß diesmal, nach unzähligen mißglückten Versuchen, der rechte, der 
sichere, der gerade und kurze Weg zum Zukunftsstaat betreten wird.


Nur dann, wenn solches Bewußtsein bei allen Arbeitern lebendig wird, mögen 
die geistigen Spannkräfte nicht erlahmen, bis wir auf der steinigen Straße Einkehr
halten in das sozialistische Reich. Den Geist der Sabotage, des Streiks, des
Aufruhrs kann jeder in seiner Brust nur bändigen, wenn er von solcher
Selbstbeherrschung eine wirksame Förderung seiner Ziele erwartet.


Gibt es aber ein Parteiprogramm, das solche frohen Hoffnungen erwecken, ihnen
Nahrung geben könnte?


Statt die Massen zu einen, häuft jedes dieser Parteiprogramme nur noch mehr
Sprengstoff zu dem schon vorhandenen. Alle diese Parteipro- Parteiprogramme
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gramme sind vom verabscheuungswürdigen Parteigeist vergiftet, auf Klassen-
herrschaft zugespitzt. Mit ihnen kann man wohl alles zerstören, aber nicht auf-
bauen. Nur gezwungen, widerwillig wird der Bauer tun, was ihm der Kommunist
befiehlt. Und ehe der Proletarier sich wieder unter das Joch des Kapitalismus
beugt, wird er alles in Flammen aufgehen lassen. Der Rat, den der verzweifelnde
Kautsky dem Proletariat gab, zerschellt an den Hoffnungen, die derselbe Kautsky
im Proletariat erweckt hatte.


Der Grund, warum die Programme der Linken nicht auch selbstverständlich
zum Programm des gesamten werktätigen Volkes wurden, liegt allein darin, daß
diese Programme den Kampf wider den Kapitalismus mit der Forderung der
kommunistischen Wirtschaftsordnung verquicken, so daß dann alle, die den
Kommunismus ablehnen, sich den proletarischen Heeren nicht anschließen 
können. Die so bitter nötige Einheitsfront blieb so immer ein Traum.


Zurückzuführen ist diese kommunistische Formulierung des Kampfes wider
den Kapitalismus in erster Linie auf die marxistische Lehre, wonach das
Privateigentum an den Produktionsmitteln schlechthin den Keim der Ausbeutung
enthält, einen Keim, der nach Marx sich zwangsläufig, automatisch und unauf-
haltsam bis zur vollkommenen Proletarisierung des ganzen Volkes entwickeln
soll. Logischerweise führt solche Lehre zum Schluß, daß nur die Abschaffung
des Privateigentums und damit auch nur der Kommunismus den Keim der
Ausbeutung aus der Gesellschaft entfernen kann. Hätten die Marxisten recht mit
ihrer Auffassung, dann allerdings müßte jeder, der die Ausbeutung verabscheut,
wohl oder übel auch den Kommunismus wollen.


So sehr nun die Arbeiter aller Berufe den gleichen Wunsch hegen, das
Schmarotzertum von sich abzuschütteln, und darum auch selbstverständlich für
jede Aktion zu haben sein müssen, die ihnen solche Befreiung verspricht, so
wenig sind die Hoffnungen berechtigt, eine Einheitsfront dieses arbeitenden
Volkes unter dem Banner des Kommunismus zustande bringen zu können. Wäre
der Kommunismus der einzige Weg, der zum Siege im Kampfe wider die
Ausbeutung führen kann, so müßte der Ruf „Proletarier aller Länder seid einig“
als Utopie erklärt werden.


Die Bauern, Handwerker, Techniker, Ärzte, Kaufleute, Künstler, Schriftsteller,
also heute noch in allen Ländern die große und gewichtige, wahre Masse des
Volkes, wollen selbständig bleiben, selbstverantwortlich, keinen verfügenden,
befehlenden Behörden in ihrer Berufstätigkeit unterworfen sein. Sie ziehen die
persönliche Verantwortung dem Kommunismus unbedingt vor, und das sogar
heute, wo diese Schichten vom Kapitalismus ebenso ausgebeutet werden wie
das Proletariat. Sie sind sogar in der Regel entschlossen, wenn der Ruf erschallt:
„Hie Kommunismus, hie Kapitalismus“ Schulter an Schulter mit ihren Ausbeutern
und Peinigern gegen die Kommunisten zu marschieren. Von den in der
Wirtschaft ausschlaggebenden Bauern kann man das sogar ohne jede
Einschränkung behaupten. Wie gering übrigens selbst bei den Industriearbeitern
der Wunsch nach wahrem Kommunismus lebendig ist, zeigt die Tatsache, daß
sie ihn nie üben, selbst dort nicht, wo, wie in der Lohngemeinschaft, sie nichts
davon abhält als der Egoismus.
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Wäre es darum möglich, das eigentliche Ziel: die Überwindung des Kapitalismus, auf
anderem als auf kommunistischem Wege zu erreichen, so könnten sich für diesen Kampf
sofort die Arbeiter aller Berufe, die Bauern, die Beamten, die Lehrer, die Ärzte und
Techniker, die Kaufleute finden, um in geschlossener Front gegen den gemeinsamen
Feind zu marschieren. Der Sieg wäre dann nicht mehr das Werk eines blutigen, mörderi-
schen, erschöpfenden, alles zerstörenden Bürgerkrieges, sondern ein Willensausdruck
der ungeheuren, überwältigenden Mehrheit des Volkes und Sache einer einfachen
Proklamation. Das Volk spricht dann: Es werde! und es wird.


Gibt es nun einen solchen, nicht kommunistischen Ausweg aus der kapitalistischen
Hölle?


Der auf dem Kongreß zu Hannover versammelte Freiwirtschaftsbund, im Vollbewußtsein
der Größe der Verantwortung,


bejaht einstimmig diese inhaltschwere Frage.


Der Forschung gelang es, den vollen, klaren Nachweis zu erbringen, daß der Keim der
Ausbeutung, den Marx im Privateigentum schlechthin gefunden zu haben wähnte, nicht
dort, sondern weiter zurück im uralten, von den Babyloniern, Juden, Griechen und
Römern unbesehen übernommenen, niemals einer Nachprüfung unterzogenen


Geld- und Bodenrecht
zu suchen ist.


Durch zwei einfache, aber durchgreifende und allumfassende Reformen, die den
Namen


Freiland-Freigeld
führen, läßt sich das Übel an der Wurzel fassen und eine im Sinne der Ausbeutung,


des Mehrwertes, des arbeitslosen Einkommens, des Zinses, der Grundrenten, der
Börsendifferenzen und sonstigen Schmarotzertums vollkommen freie Volkswirtschaft 
aufbauen, die gegen alle Erschütterungen, gegen Krisen und Arbeitslosigkeit geschützt
ist und unter Wahrung der persönlichen Freiheit und Unabhängigkeit, unter Wahrung 
und Betonung des Privateigentums


das Recht auf den vollen Arbeitsertrag
voll verwirklicht,


die Rückverwandlung des Proletariats in wohlhabende Vollbürger
gewährleistet und noch sonst eine ganze Reihe der segensreichsten


Begleiterscheinungen zeitigt, worunter als wichtigste hier erwähnt werden:


a) die Möglichkeit eines weitgehenden Abbaues des heute an der Gigantanasis ver-
endenden Staates;


b) die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine wucherisch um sich greifende Politik 
des Friedens, des Bürger- und des Völkerfriedens.


Das aus dem Parteihader geborene Parlament, das sich jetzt in der Zeit der höchsten
Not als unfähig erweist, auch nur die Gesetze zu erlassen, die für die Balancierung


[Ausgeglichenheit] des Etats nötig sind, und so die Reichsregierung zwingt zu Mitteln zu
greifen, die sonst nur von Verbrechern gebraucht werden und auch immer als
Verbrechen gebrandmarkt worden
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sind (Papiergeldwirtschaft), wird sich selbstverständlich auch als unfähig er-
weisen, die hier oben als einzigen Rettungsweg bezeichneten Reformen durchzu-
führen. Die Verfassung versagt, weil


die ökonomischen Grundlagen für eine solche Verfassung fehlen.


In der Erkenntnis, daß diese ökonomischen Grundlagen des Parlamentarismus
nicht vom Parlament geschaffen werden können, daß nur eine über den Parteien
stehende Gewalt die jetzige Lage entwirren und die Voraussetzungen für eine 
parlamentarische Regierung schaffen kann, in der auf den völligen Zusammen-
bruch aller proletarischen Hoffnungen sich stützenden Erwartung, daß dem
Freiwirtschaftsbund über kurz oder noch ehe die jetzige Regierung völlig abgewirt-
schaftet haben wird, die Massen aus allen Parteien zuströmen werden, erklärt der
auf dem Kongreß zu Hannover versammelte Freiwirtschaftsbund öffentlich und 
feierlich, daß er bereit ist und sich befähigt fühlt


die Führung der Reichsgeschäfte
in die Hand zu nehmen und, gestützt auf die Organisationen der Industriearbeiter,
der Landwirte, der Handwerker, der Beamten und Kaufleute, sie auf dem Wege 
der Verfügung zu leiten nach folgendem Programm:


Regierungsprogramm des Freiwirtschaftsbundes.


Versailles.


Solange wir keine Nachprüfung des Vertrages herbeiführen können, wer-
den wir den Vertrag erfüllen, und zwar nicht nach Möglichkeit, sondern überhaupt,
nach dem Buchstaben der Urkunde.


Für die Revision des „Vertrages“ werden wir die Arbeiter der ganzen Welt
gewinnen, wenn wir dem Proletariat zeigen, daß wir hier in Deutschland uns ernst-
haft bemühen, das proletarische Ideal, den von jeder Ausbeutung freien Volksstaat
zu errichten und daß uns der Versailler Strick daran hindert, dieses große
Kulturwerk mit der gebotenen Schnelligkeit zu vollenden.


Über die Möglichkeit, den Vertrag auch ohne solche Revision buchstäblich zu
erfüllen, kann kein Zweifel bestehen, wenn es uns gelingt, im Proletariat eine neue
Hoffnung zu erwecken und die Volkswirtschaft in Vollbetrieb zu setzen und darin zu
erhalten.


Die von der Entente geforderten 132 Milliarden Goldmark bilden den dritten Teil
des von einigen auf 350, von anderen auf 4 – 500 Milliarden geschätzten steuer-
baren Vermögens im Deutschen Reich. Wird somit dieses Vermögen mit einer
Reichshypothek von einem Drittel belastet, so kann die Ententeforderung restlos
von den Reichskassen abgebürdet werden. Daß aber das steuerbare Vermögen im
Deutschen Reich eine solche Belastung tragen kann, steht außer Zweifel, da der
Zins dieser Summe nur den dritten Teil der Zinsen verschlingen wird, den die
Kapitalisten aus ihrem Vermögen ziehen. Nur dann kann man von einer steuer-
lichen Überspannung reden, wenn die Steuer den Reinertrag des Kapitals über-
schreitet. Der Beweis, daß das Vermögen im Deutschen Reich eine Belastung von
132 Milliarden Goldmark tragen kann, ist übrigens auch schon erfahrungsgemäß
erbracht, denn vor dem Kriege trug dies selbe Vermögen eine viel
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größere Last an Hypotheken, Obligationen, eine Last, von dem das Kapital durch
die Helfferichsche Papiergeldwirtschaft um 90 und mehr Prozent befreit wurde. An
die Stelle der zu Wasser gewordenen Privathypotheken setzen wir eine
Reichshypothek, das ist finanztechnisch für den Steuerzahler der ganze
Unterschied. Was der Besitzer der Vermögensobjekte bis vor dem Kriege an Zinsen
dem Eigentümer der Hypotheken und Obligationen jährlich zahlte, das wird er jetzt
an die Reichskassen abliefern. Privatwirtschaftlich wirkt sich die Sache dahin aus,
daß die Zinsen dieser Hypotheken statt von deutschen Rentnern nunmehr von den
Rentnern der ganzen Welt verzehrt werden. Ein Unterschied, der dem eine Träne
auspressen wird, dem der Gedanke unerträglich ist, daß er nicht mehr von seinen
Landsleuten, sondern von Ausländern ausgebeutet wird.


Vor dem Kriege standen die städtischen und ländlichen Liegenschaften reichlich


mit 50% der Schätzung unter Hypothek. Das übrige Vermögen, das bewegliche


Gut, mag in ähnlicher Höhe durch Schuldbriefe und Wechsel verpfändet gewesen


sein. Das wären dann bei einem Vermögen von 400 Milliarden Goldmark rund 200
Milliarden Goldmark (Staatspapiere, Hypotheken, Obligationen,


Schuldverschreibungen, Wechsel) gewesen, die die Schuldner verzinsen mußten


und auch jahraus, jahrein verzinsten. Durch die Helfferichsche Papiergeldwirtschaft


sind diese 200 Milliarden Goldmark nun zu 200 Milliarden Papiermark geworden,


die zum jetzigen Kurs keine 15 Milliarden Goldmark ausmachen. Den Schuldnern
der genannten 200 Milliarden Goldmark hat die Papiergeldwirtschaft also 185
Milliarden Goldmark (200 – 15) erlassen. Werden diese Schuldner nun mit den 132
Milliarden Goldmark der Entente belastet, so stehen sie sich immer noch um 53
Milliarden besser als vor dem Krieg, während z.B. die treuen Patrioten, die ihren


Grundbesitz verkauften (es mögen nicht viele gewesen sein), um Kriegsanleihen


zeichnen zu können, durch die Papiergeldwirtschaft reichlich 90% ihrer Habe ver-


loren haben, abgesehen davon, daß auch dieser kleine Rest durch direkte und in-


direkte Steuern zu den Staatslasten in demselben Umfang herangezogen wird wie


das übrige, von der Helfferichschen Papiergeldwirtschaft verhätschelte Vermögen.


Bei der obigen Rechnung sind zwei Hauptfaktoren unsicher:


a) die Größe „Goldmark“;


b) die Größe „deutsches Vermögen“.


Auf der Brüsseler Konferenz wurde der von Prof. Cassels-Stockholm gemachte
Vorschlag, wonach die Größe „Goldmark“ in einem Warenpreisindex festzulegen
sei, von der Entente abgelehnt. Bei der Unterzeichnung des Londoner Vertrages
wurde von der deutschen Regierung kein Einspruch gegen die Ablehnung dieses
Vorschlages erhoben. Wir haben uns dort blindlings verpflichtet, das gesamte greif-
bare Gold der Welt siebenmal an die Entente abzuliefern, ohne irgendeine
Sicherung zu schaffen, daß wir dieses Gold nach jedesmaliger Ablieferung uns zum
gleichen Preis für die nächste Ablieferung wieder werden beschaffen können. Somit
besteht die Gefahr, oder wenigstens die Möglichkeit, daß die Entente die Einheit
Goldmark in ihrem für uns maßgebenden Ausdruck „Warenpreise“ beliebig strecken
kann, so
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daß es ganz vom guten Willen der Franzosen abhängig ist, wieviel Waren wir für
die verlangten 132 Milliarden Goldmark werden liefern müssen. Die Entente kann
ja durch einfaches Festhalten unseres in Gold (oder, was hier ganz dasselbe ist:
Goldforderungen) zu leistenden jährlichen Tributes den für Deutschland in Waren
sich ausdrückenden Preis dieses Goldes beliebig hochschrauben! Wenn es zu
einer Revision des Vertrages kommt, so werden wir darauf dringen, daß dieser
Punkt in erster Linie geklärt werde.


Die Größe „deutsches Vermögen“, die wir mit 4 – 500 Milliarden Goldmark
unserer Rechnung zugrunde legten, hängt, wie wir eben sahen, vollkommen von
der Entwicklung ab, die der Preis des Goldes (in Waren ausgedrückt) nehmen
wird. Dieser Preis könnte nach den Erfahrungen der letzten 50 Jahre leicht auf
die Hälfte zusammenschrumpfen, wie auch ebenso leicht auf das Doppelte stei-
gen, falls die Goldproduktion dieselben Schwankungen durchmacht wie bisher.
Abgesehen aber hiervon, ist die in Geld ausgedrückte Größe „deutsches
Vermögen“ auch wieder vollkommen abhängig von der Entwicklung der Löhne
und der Arbeitsleistungen, denn die als deutsches Vermögen genannte Summe
ist ja weiter nichts als das kapitalisierte arbeitslose Einkommen, als der den
Schaffenden aller Stände in tausend Formen gemachte Abzug vom vollen
Arbeitslohn. Das deutsche Vermögen steht im umgekehrten Verhältnis zur Höhe
der deutschen Löhne. Weiter ist auch hier zu beachten, daß der den
Vermögensschätzungen zugrunde gelegte Zinsfuß, die Kapitualisationsrate,
keine feste Größe ist, daß bei 3% z.B. das deutsche Vermögen eine doppelt so
hohe Summe ergibt wie bei 6%.


In der Versailler Urkunde ist ein Zeitraum von 40 Jahren vorgesehen für die
Tilgung der Reparationsschuld. In solch langem Zeitraum kann sich natürlich 
vieles ereignen. Es könnte z.B. vorkommen, daß Lohnerhöhungen das „deutsche
Vermögen“ zum größten Teil in nichts auflösen, wie das schon einmal vor 20
oder 30 Jahren für das landwirtschaftliche Vermögen sich ereignete, als die
Lohnsteigerungen einsetzten und auf die Grundrenten drückten (Not der
Landwirtschaft). In solchem Falle müßten die an die Entente zu machenden
Leistungen vom Vermögensobjekte auf den Lohn abgebürdet werden. Hier aber
würde es sich zeigen, daß der Lohn eine internationale Größe ist und sich als
solche der Steuerkunst entzieht. Immerhin wird man den Versuch machen 
wollen, der kein anderes Ergebnis zeitigen kann und zeitigen wird als
Massenauswanderung, die Tüchtigsten voran. Dann gäbe es einen neuen Anlaß,
um die internationale Solidarität der Arbeiter gegen den Versailler Vertrag ins
Feld zu führen.


Oberschlesien.


Oberschlesien, wie auch die anderen vom Deutschen Reich abgetrennten
Gebiete, betrachten wir nicht vom Standpunkt des Machtstaates und auch nicht
von dem des nationalen Wirtschaftsgebietes. Der Weltkrieg, der die Macht des
Deutschen Reiches, der stärksten Weltmacht, zerbrach und so den Gedanken
des auf Macht allein vertrauenden Staates geradezu lächerlich gemacht hat, 
derselbe Weltkrieg, der dem blockierten Deutschland klar machte, was für ein
kümmerliches Ding ein solches nationales Wirtschaftsgebiet ist, zeigt auch
denen, die nur der Erfahrung trauen, daß
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mit den beiden genannten Staatsgrundsätzen kein Staat zu machen ist. Unser
Wirtschaftsgebiet ist die Welt und der Frieden unsere Macht. Der Krieg entsprang
dem Glauben an den Machtstaat und an die Notwendigkeit eines nationalen, mög-
lichst großen Wirtschaftsgebietes. Wir verzichten auf beides. Weder Machtstaat
noch nationales Wirtschaftsgebiet. Wir sprechen es vor aller Welt aus, daß wir an
den Weltfrieden glauben, sofern die wirtschaftlichen Voraussetzungen für den
Bürgerfrieden und den Weltfreihandel geschaffen werden. Diese Voraussetzungen
werden wir für Deutschland schaffen. Wir schaffen innerhalb unserer Grenzen den
Boden für den Bürgerfrieden und damit die Keimzelle für den Völkerfrieden. Der
Krieg entsprang dem Glauben an den Machtstaat und an die Notwendigkeit eines
nationalen, womöglich sogar „geschlossenen“ Wirtschaftsgebietes, das natürlich
nie groß genug sein konnte und darum schon den Keim zu ewigen Reibereien mit
gleichstrebenden anderen Staaten in sich trägt. Wir machen Schluß mit diesen
unklaren, gefährlichen und krankhaften Gedankengängen.


Wenn wir keine Militärmacht mehr sind, so brauchen wir auch Oberschlesien


nicht als Machtfaktor. Und unserem Wirtschaftsgebiet schließen wir Oberschlesien


automatisch dadurch an, daß wir keine Zollgrenze vor Oberschlesien legen und


nebenbei alles das tun, was wir von uns aus tun können, um dem Freihandel zum


Siege zu verhelfen. Kulturell werden wir Oberschlesien uns anschließen, indem wir


uns bemühen werden, ein Kulturvolk zu werden. Die Kultur ist eine allmenschliche,


eine Weltfrage und zugleich auch der mächtigste Eroberer. Wir werden kulturell die


ganze Welt erobern.


Wir werden dem oberschlesischen Volke volle Autonomie geben innerhalb fol-


gender Grenzen: a) Freihandel nach allen Richtungen hin, d.h. auch nach Polen


und Tschechien hin; b) vollkommener Abbau des Staates in allen Kulturfragen, also


Entstaatlichung der Kirche und der Schulen; Pressefreiheit; c) Auflösung aller


Militärmacht; d) Freiland und Freizügigkeit im Sinne der weiterhin für Deutschland


vorgeschlagenen Reformen; Internationalisierung der Kohlenbergwerke im Sinne


von Freiland; e) Esperanto als Amtssprache.


Da die Gewalt versagt, so muß nun etwas neues geschehen. Es müssen die aus


dem heutigen allumfassenden Staatsbetrieb entstehenden endlosen Reibungen


beseitigt werden. Das ist das Neue. Die Bedeutung des Staates und auch der


Staatsangehörigkeit muß möglichst auf Null herabgesetzt werden. Das geschieht,


wenn wir Schule und Kirche vom Staate trennen, die Machtfrage durch Auflösung


des Heeres ausschalten und die wirtschaftlichen Privatinteressen durch Freihandel


und Freiland vom Staate lösen.


Währungspolitisch schließt sich Oberschlesien dem Währungsbund an. Das, was


hier für Oberschlesien gesagt ist, gilt für alle anderen vom Reich abgetrennten


Gebiete.


Der Völkerbund.


Der Völkerbund ist ein Freihandelsbund oder eine taube Nuß. Was darüber hinaus-


geht, gehört in den Augiasstall parlamentarischen Geschwätzes,
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wenn es nicht gar Heuchelei ist. Die Völker sind durch die gegenseitigen
Handelsbedürfnisse von Natur aus aufs innigste miteinander verbunden. Nur der
Zoll hat sie auseinandergerissen. Das Streben der Imperialisten ist weiter nichts
als ein mit falschen Mitteln geführter Kampf gegen die Zollgrenzen. Sieht man
vom Handel ab, dann ist nichts mehr da, was einen Völkerbund nötig machen
könnte. Dann liegen die Völker nebeneinander wie die Toten auf dem Friedhof.


Darum stirbt auch der in Genf geschlossene Völkerbund, der die
Freihandelsfrage unberührt ließ, an inneren Widersprüchen und an moralischer
Schwäche. Wir brauchen für den Völkerbund keinen besonderen Vertrag, keine
Satzungen, keinen Präsidenten. Der Völkerbund ist, solange der Freihandel ist,
und nur solange er ist. Der Zoll gibt dem Staate durch das mit ihm zwangsläufig
aufkommende Wahngebilde des nationalen Wirtschaftsgebietes eine ganz neue
und ihrer Natur nach unlösbare Aufgabe, in deren zielstrebigen Verfolg die Völker
und ihre Staaten die Wege der anderen gleichstrebigen Völker kreuzen müssen.


Wir lehnen den Beitritt zu der Genfer Mißgeburt als sinn- und zwecklos ab.
England verfolgt jetzt trotz Genf eine ausgesprochene Schutzzollpolitik, wohl der
beste Beweis, daß der Genfer Bund etwas ganz anderes erstrebt als Völkerbund
und Völkerfrieden.


Dem Völkerbund, wie wir ihn vorschlagen, gehören von Natur an alle Völker
und Einzelmenschen an, mit Ausnahme derjenigen, die sich selbst durch
Errichtung von Zollgrenzen ausschließen wollen. Darum wird den einzelnen
Staaten auch die demütigende Aufgabe erspart werden, ein Gesuch um
Aufnahme einreichen zu müssen, wie dies dem Deutschen Reich in Genf zuge-
mutet wurde.


Der Ruf nach Schutzzöllen ist eine regelmäßig auftretende Nebenerscheinung
jedes allgemeinen Niederganges der Warenpreise, und die Erfahrung zeigt, daß
dem Schutzzollwahn nicht beizukommen ist, solange das Volk nicht auf andere
Weise gegen solche Preisrückgänge geschützt werden kann. Solche allgemeinen
Preisrückgänge können jedoch auf einfachste Weise bekämpft werden, und zwar
von der Geldseite her mit der zu diesem Regierungsprogramm gehörigen absolu-
ten Währung. Die absolute Währung und der Weltfreihandel, das sind die beiden
Grundmauern des Völkerfriedens, die auch einen besonderen Völkerbund über-
flüssig machen.


Wir werden darum die absolute Währung und den Freihandel für Deutschland
einführen und zugleich die Völker der ganzen Welt nach Berlin zu einem
Weltfreihandelskongreß einladen mit dem Stichwort: Beseitigung der Zollgrenzen
und Schaffung der wirtschaftlichen Voraussetzung für solche Beseitigung durch
die absolute Währung, die auch das einzige Mittel ist für die Lösung der
Valutafrage.


Wirtschaftsprogramm.


Vorbereitungen für die Sanierung der Währung.


Der Reichsfinanzminister stellte die Währungs- und Valutafrage an das Ende
seines Programms. In der Erkenntnis, daß die Wirtschaft nicht gesunden und
auch keine politische Beruhigung eintreten kann, solange 
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die Währungsfrage ungelöst bleibt, stellen wir die Währungsfrage an die Spitze
unseres Wirtschaftsprogramms und ergreifen alle für diese Aufgabe nötigen
Maßnahmen, schrecken auch nicht vor den schwersten Zugriffen in das
Privatvermögen zurück, so lange sich solche für das erstrebte Ziel als notwendig
erweisen.


Das nächstliegende Ziel ist die Stillegung der Notenpresse, was die
Balanzierung des Reichsetat ohne die Notenpresse voraussetzt, da alle
Kreditquellen versiegt sind. Die laufenden Ausgaben müssen diesmal mit laufen-
den Einnahmen ausgeglichen werden. Wir treiben russischen Zuständen ohne
Bolschewik zu, wenn das nicht geschieht. Und jeder Tag, der verstreicht,
erschwert die Lösung der schweren Aufgabe.


Da der Versuch die Löhne zur Tragung der Kriegslasten heranzuziehen unfehl-
bar an dem Umstande stranden muß, daß der Lohn bei bestehender
Freizügigkeit eine unantastbare internationale Größe ist, daß unsere besten
Arbeiter in Scharen auswandern würden, sobald Steuern, direkter oder indirekter
Art den Sachlohn unter den internationalen Stand senken, so schaltet der Lohn
als Steuerquelle vollständig aus, sowohl für direkte wie für indirekte Steuern. Die
dem Lohn zugedachte Last würde ja doch mit allen Erhebungsunkosten auf das
Kapital abgebürdet werden, ähnlich wie der Kaufmann die Zollrechnungen mit
allen Handelsunkosten auf den Preis der Ware schlägt. Im allgemeinen
Abwälzungsprozeß bildet das Kapital die letzte Etappe. Hier bleibt die Steuer 
liegen. Der Kapitalist hat immer alle Staatsausgaben aus seiner Tasche bezahlt,
und je direkter diese Steuern von ihm erhoben wurden, umso billiger kam er
davon. Darum wird auch jeder einsichtige Kapitalist fordern, daß alle indirekten
Steuern restlos abgeschafft werden und daß alle Staatsausgaben unmittelbar
vom Kapital gedeckt werden, und zwar auch heute, wo zu den gewaltigen
Staatsschulden noch die Forderungen der Entente treten.


In dieser Erkenntnis werden wir
a) alle Schulden des Reiches, mit Einschluß der Ententeforderungen, zusam-


men mit den laufenden Reichsausgaben restlos von der Reichskasse auf das
Kapital abbürden;
b) dagegen alle jetzigen Reichssteuern, Stempeln und Abgaben, direkte wie


indirekte, abschaffen, mit Einschluß der Kornzölle und der Erbschaftssteuern.


Da die Abschaffung der indirekten Steuern den Reallohn über seinen Gleichgewichtspunkt heben


wird, so werden die Löhne zunächst einen dem Steuererlaß entsprechenden Rückgang erfahren und


die Kapitalerträge entsprechend heben. Das wird wohl der beste Beweis sein, wie töricht es ist, durch


indirekte Steuern das Kapital schonen zu wollen.


Die Erhebung der unter a) genannten Kapitalsteuern erfolgt unmittelbar vom
Vermögensobjekt. Wir werden den mit „Wertpapieren“ über die Grenze flüchten-
den Steuerpflichtigen nicht nachlaufen. Wir werden sie auch nicht durch
Gepäckrevisionen an der Grenze belästigen. Wir halten sie alle an der Leine,
wenn wir das Kapital an der Wurzel fassen. Wir lassen darum alle Grenztore weit
auf, für alle, die die Lust verspüren, sich der Steuer durch die Flucht zu entzie-
hen. Wir belasten das Land, den Wald, die Bergwerke, die Fabriken und über-
lassen dem Besitzer der über die Grenze verschobenen Wertpapiere die Sorge,
diese Steuer zu zahlen.
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Die Vermögensobjekte, die sich für hypothekarische Belastung eignen, werden
mit einer Reichshypothek belastet. Die Steuern vom beweglichen Gut werden
durch Wechsel erhoben, die der Aussteller entweder verzinst oder durch
Liquidationen seiner Waren in bar einlöst. Die Steuern vom baren Geld werden in
Natura erhoben und durch Einführung des Freigeldes den Steuerkassen zuge-
trieben. Vermögensobjekte, die ihrer Natur nach sich leicht der Steuer entziehen
können, Gold und Perlen, bleiben frei von allen Steuern, damit wir nicht die
Ehrlichkeit besteuern. Ebenfalls frei von allen Steuern bleibt das Hausgerät, wie
auch die Kunstgegenstände.


Mit der Erhebung dieser Steuern werden große Volkskreise sich bedeutende Einschränkungen in
der Lebensführung auferlegen müssen, namentlich in bezug auf die Wohnung, da das Geld für die
Bezahlung der zur Instandhaltung der Wohnung nötigen Dienerschaft nicht mehr reichen wird. Das
führt dann zur Abgabe von Wohnräumen und zur Verschleuderung der in diesen Räumen stehenden
Möbel. Unter derartigen Marktverhältnissen wäre es zwecklos, die Vermögenssteuer auch auf das
Mobiliar auszudehnen. Sie ließe sich nur auf dem Wege der Auktion erheben und würde so gut wie
nichts einbringen.


Von dem Gedanken ausgehend, daß die Staatsgläubiger, die Zeichner der
Kriegsanleihen, nicht bestraft werden dürfen, d.h. daß sie durch den Krieg nicht
mehr geschädigt werden dürfen, als alle anderen Besitzer von
Vermögensobjekten und in der Erwägung, daß die Lage der Reichsfinanzen
keine Besserung in der Lage der Staatsgläubiger zuläßt, ist es Gebot hoher
Gerechtigkeit, alle Besitzer von Realvermögen auf dem Wege der Steuer den
genannten Staatsgläubigern gleichzustellen. Es ist ein unerträglicher Gedanke,
daß die Besitzer der „Goldwerte“ durch die Papierwirtschaft, also durch einen im
gut oder schlecht verstandenen Interesse des Volkes vollführten Staatsstreich
185 Milliarden Goldmark profitieren sollen, während durch denselben Streich die
Inhaber von Papiervermögen bis zu 90% ihrer Habe verloren haben.


Bei den Besitzern von Staatspapieren, Hypotheken, Lebensversicherungen,
Schuldscheinen, Obligationen usw. aus der Vorkriegszeit (reichlich 200 Milliarden
Gold) beträgt der Verlust, den sie durch die Inflation zu Gunsten ihrer Schuldner
erlitten haben, mehr als 90%, bei den Besitzern von Papieren aus der Kriegs-
und Nachkriegszeit rund 50%.


Wir werden darum das Realvermögen mit 75% der Vorkriegsschätzung
(Goldmark) belasten und die die Reichsbedürfnisse übersteigenden Einnahmen
aus dieser Steuer zur Besserung der Lage der Staats- und Privatgläubiger be-
nutzen, indem wir den durch die Verwässerung auf knapp 1/2% gesunkenen
Realzinsertrag der „Papiervermögen“ je nach Möglichkeit heben und so einen
Ausgleich schaffen in der Lage aller Vermögensbesitzer.


Erhoben wird die Steuer in der Weise, daß der Unterschied zwischen den
Vorkriegspreisen (Gold) und den jetzigen aufgeblähten und sich noch weiter auf-
blähenden Papiergeldpreisen und Börsenkursen zu 75% der Reichskasse ver-
pfändet, und je nach Umständen in bar, in Hypotheken oder Wechseln einkas-
siert wird. Alle behördlichen Einschränkungen in der Preisgestaltung fallen fort,
auch für die Wohnungsmieten. Ein jeder wird fordern, was er nach Lage des
Marktes glaubt fordern zu können und zahlt von dem Mehr, das er erhält, 75%
an die Reichskasse.
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Beispiele: Eine Aktiengesellschaft hatte für 10 000 000 M. Aktien ausgegeben,
die an der Börse 1914 mit 150 notiert wurden, was einem Kapital von 15 000 000
Goldmark entspricht. Die Aktien dieser Gesellschaft notieren heute infolge der all-
gemeinen Aufblähung 450 und vertreten somit ein Kapital von 45 Millionen
Papiermark.


Um die ihr aufgelegte Steuer zu zahlen gibt diese Gesellschaft für 30 Millionen
junge Aktien aus (45 – 15 = 30) und liefert davon 75% an das Reich ab. Das Reich
verkauft diese Aktien dort, wo der beste Preis zu erzielen ist, auch im Ausland, um
Devisen für die Reparationsschuld zu beschaffen.


Der obige Kurs von 450 entspricht jedoch bei weitem nicht der heutigen mehr als
zehnfachen Inflation der Warenpreise und Produktionskosten. Er wird besonders
durch die heutige so außerordentlich hohe Kapitalisationsrate (Zinsfuß) niederge-
halten. Mit dem Rückgang des Zinsfußes und mit der Besserung der allgemeinen
Verhältnisse steigt parallel der Kurs aller Aktien, normalerweise bis zur Höhe der
zehnfach gestiegenen Produktionskosten, in unserem Falle also auf das
Zehnfache des Kurses von 1914, also von 150 auf 1500. Diese Aktiengesellschaft
wird durch fortlaufende Ausgabe von jungen Aktien die Dividenden auf der dem
Kurse von 150 (1914) zugrunde gelegten Kapitalisationsrate halten und 75% dieser
so ausgegebenen Aktien an das Reich abliefern, bis die zehnfache Inflation des
Aktienkapitals von 1914 erreicht ist.


Beispiel 2. Ein Haus war 1914 bei einer Kapitalisationsrate von damals 4% für
die Steuer mit 1 000 000 geschätzt. Mit Freigabe der Mietsverträge steigen die
Mieten und entsprechen jetzt bei einer Kapitalisationsrate von 10% einem Kapital
von etwa 2 000 000. Dem Besitzer dieses Hauses wird freigegeben, entweder
75% des Mehr an Einnahmen (reiner Mietsertrag) abzuliefern, oder eine entspre-
chende Reichshypothek zum Zinsfuß der angewendeten Kapitalisationsrate ein-
tragen zu lassen, die dem Geiste dieses Gesetzes entsprechend hinter den
Hypotheken vor 1914 zu stehen kommt. Der weiteren Steigerung der Mieten und
dem Rückgang des Zinsfußes folgen möglichst hart auf dem Fuße (etwa alle zwei
Jahre) die hypothekarischen Eintragungen des Reiches, und zwar auch hier so
lange, bis daß die zehnfache Inflation erreicht ist. Privathypotheken werden nur bis
zur Höhe der ursprünglichen Schätzung von 1 000 000 zugelassen, die dann an
erster Stelle stehen.


Beispiel 3. Ein Acker brachte an Pacht vor dem Kriege 1000 M. ein. Derselbe
Acker kann heute zu den gleichen Bedingungen für 4000 M. verpachtet werden.
Vom Unterschied von 3000 M. hat der Besitzer 75% = 2250 M. als Jahresabgabe
zu zahlen. Mit den steigenden Pachterträgen steigt die Steuer. Privathypotheken
können an erster Stelle nur bis zur Höhe des ursprünglichen Steuerwertes einge-
tragen werden. Für weitere Hypotheken bleibt der Acker gesperrt bis zur Höhe der
zehnfache Inflation dieses Steuerwertes.


Gestaffelte Vermögensabgabe.


Nachdem auf diese Weise zunächst einmal alle Vermögensbesitzer den
Kriegsfolgen gegenüber gleichgestellt worden sind und damit erst eine 
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brauchbare Unterlage für die gestaffelte Vermögensabgabe geschaffen wurde,
schreiten wir zur Erhebung dieser Abgabe, in dem Umfang, wie sie für die voll-
kommene Abbürdung aller Reichsschulden, nach Einschätzung des Ertrages der
vorhin genannten Ausgleichsteuern für nötig erachtet wird.


Unter Berücksichtigung der Geldentwertung und um die weitere
Proletarisierung des Volkes nach Möglichkeit zu verhindern, weil auch die
schnelle Rückverwandlung des Proletariats in wohlhabende Vollbürger als das
vornehmste Ziel dieses Regierungsprogrammes genannt ist, weil überdies Leben
und Privateigentum nur durch Auflösung der durch den Kapitalismus proletarisier-
ten Massen vor den Angriffen dieser Massen auf die Dauer geschützt werden
kann (siehe Rußland), wird für die gestaffelte Vermögensabgabe das steuerfreie
Vermögensminimum auf die verhältnismäßig hohe Summe von 50 000 M. fest-
gesetzt. Von da ab setzt die Vermögensabgabe ein, deren Staffelung mit 5%
beginnt und mit 100% abschließt und so bemessen ist, daß das nach Erhebung
der Steuer verbleibende Vermögen im Höchstfalle eine Million für den Kopf, also
10 Millionen Papiermark für eine zehnköpfige Familie nicht übersteigt. Dieser
Steuer unterliegt alles innerhalb der deutschen Grenzen befindliche Vermögen
mit den unter genannten Ausnahmen (Gold, Diamanten und Perlen, Hausgerät,
Kunstgegenstände).


*


Wir haben die Steuern hoch angesetzt und wissen warum. Nicht Haß gegen
das Privateigentum diktierte hier. Im Gegenteil, aus Sorge für das Privateigentum
griffen wir so tief in die Taschen der Eigentümer. Wir müssen die Sicherheit
haben, daß die Steuern unter allen Umständen zur Balanzierung des Etat aus-
reichen werden. Außerdem darf man nicht vergessen, daß die Abschaffung aller
anderen Steuern, mit Einschluß aller Erbschaftssteuern, aller Zölle dem
Vermögen, nicht dem Lohne, zugute kommen wird. Auch das muß beachtet wer-
den, daß wenn wir den Kapitalertrag zu 75% versteuern, wir logischerweise auch
die Schulden der Einzelstaaten mit auf das Reich übernehmen müssen, da diese
Schulden im versteuerten Kapitalertrag diskontiert sind.


Ein anderer viel wichtigerer Gesichtspunkt ist der: Es darf unter keinen
Umständen zu einer zweiten, dritten, vierten usw. Vermögensabgabe kommen.
Die Unsicherheit wirkt entnervend und zerstört die sittlichen Kräfte. Das Volk hört
einfach auf zu arbeiten und zu sparen, es arbeitet höchstens von der Hand in
den Mund, wenn es sich ewig (die Reparation erstreckt sich laut Vertrag über 40
Jahre) von Vermögensabgaben bedroht sieht. Kein Mensch arbeitet und spart für
kommende Vermögensabgaben. Mit der wie oben bemessenen
Vermögensabgabe wird nun jeder wissen, woran er ist, und wird sich gleich mit
Macht an den Wiederaufbau seiner Privatwirtschaft setzen, in dem sicheren
Bewußtsein, daß die Finanzen des Reiches nunmehr saniert sind und daß, was
er sich von seinem Munde abspart, er für sich spart. Lassen wir dagegen durch
eine niedrigere Bemessung der Steuersätze irgendeinen leichten Zweifel im
Volke, ob solche Sätze auch genügen werden zur Balanzierung des Etats, ob
nicht doch noch die Notenpresse in Bewegung gesetzt werden muß, dann er-
lahmen auf der ganzen Breite der Wirtschaft die Kräfte, die sie in Betrieb er-
halten sollen,
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und dann kommt mit Naturnotwendigkeit gerade das, was das Volk befürchtete,
als unmittelbares Produkt seiner Zweifel, eine neue Papiergeldflut, Zerreißung
aller Verträge, aller mühsam wieder angeknüpften Fäden. Und wenn dann diese
Papiergeldflut bei den wirtschaftlich Stärksten, bei den Landwirten abprallt, wenn
die Bauern das Papiergeld abweisen? Wenn die Geldwirtschaft ganz versagt?
Das wäre der Untergang, denn es wäre der Untergang der Arbeitsteilung.


Dieser Möglichkeit muß unbedingt vorgebeugt werden. Die Vermögensabgabe
muß auf den ersten Hieb das Ziel erreichen, die Reichsfinanzen in Ordnung 
bringen. Angst vor Überschüssen brauchen wir nicht zu haben; wir haben
Verwendung dafür. Nicht nur an die geprellten Besitzer von „Papiervermögen“
denken wir. Wir denken an die Millionen von Kriegsverletzten, an ihre kümmer-
liche Unterstützung. Wir erheben die moralische Forderung zum Gesetz, daß die
Kriegsverletzten wirtschaftlich den Unverletzten gleichgestellt, dazu mit einem
Schmerzensgeld ausgestattet werden für das Schleppen ihrer hölzernen Glieder,
für die Verunstaltung ihres Gesichts. Wir werden den sozialen Geist nicht den
Rücksichten auf das Vermögen opfern, nach keiner Richtung hin, für keine
Klasse unseres Klassenstaates. Haben am militärischen Zusammenbruch mora-
lische Schwächen mitgewirkt, so sind diese auf die lächerliche Schonung zurück-
zuführen, die dem Vermögen hinter der Front zuteil wurde, während an der Front
die Menschen zum Schutze desselben Vermögens geopfert wurden.


Das Reichswährungsamt.


Die Währung ist zugleich Folge und Voraussetzung gesunder Finanzen, gesun-
der Wirtschaft. Darum warten wir nicht den Erfolg unserer Steuergesetze ab, um
dann erst an die Ordnung des Geldwesens zu gehen. Es muß hier alles Hand in
Hand gehen.


Wir schreiten sofort zur Gründung des Reichswährungsamtes. Der Reichsbank
wird das Notenmonopol entzogen. Dem Reichswährungsamt wird als alleiniger
Maßstab für die Notenausgabe die Aufrechterhaltung des allgemeinen
Preisstandes der Waren auf gleicher unveränderlicher Höhe vorgeschrieben. Es
wird demnach Geld, neues Geld in Umlauf setzen, so oft und so lange der allge-
meine Preisstand nach unten neigt und es wird umgekehrt Geld einziehen, so oft
und so lange der allgemeine Preisstand nach oben strebt.


Den Maßstab zur Feststellung, ob die Warenpreise fallen oder sinken, liefert
das Statistische Amt in Gestalt eines Indexes. Dieser Index steht unter der
Aufsicht der Gewerkschaften, der landwirtschaftlichen Organisationen und der
Handelskammern.


Den Verbrauchern wird durch dies Gesetz die Gewähr gegeben, daß die
Preise nicht steigen werden, und den Gewerbetreibenden wird die Sicherheit vor
jedem Preisabbau gegeben, so daß nunmehr alle eine feste Grundlage für ihre
wirtschaftlichen Maßnahmen haben werden, eine Grundlage, die es bisher noch
nie und in keinem Lande gegeben hat.


Um mit der oben gekennzeichneten Währungspolitik das ihr gesteckte Ziel, 
d.h. den Schutz der Wirtschaft vor Preisschwankungen und damit vor
Konjunkturschwankungen, vor Krisen, Arbeitslosigkeit und Streik mit
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unbedingter Sicherheit zu erreichen, bedarf es eines anderen Geldes als das
herkömmliche Metall- und Papiergeld.


Von der Seite des Geldes her werden die Warenpreise gebildet.


a) durch die Menge der ausgegebenen Noten;


b) durch die Umlaufsgeschwindigkeit der ausgegebenen Noten.


G. U, das ist der mathematische Ausdruck der Nachfrage in der Preisbildung.
Das Reichswährungsamt muß die Nachfrage, d.h. also beide Faktoren kontrollie-
ren, Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit. Diese Kontrolle verschafft ihm das
Freigeld, das sich vom heutigen Geld dadurch unterscheidet, daß seine
Umlaufsgeschwindigkeit sich nicht ändern kann, sein Kreislauf zu jeder Zeit ein
geschlossener bleibt. Solange dieser geschlossene Kreislauf des Geldes fehlt
kann auch die beste Währungspolitik keine einwandfreie Arbeit leisten.


Wir werden daher unverzüglich die nötigen Vorkehrungen für die Einführung
des Freigeldes treffen.


Wir werden es öffentlich verkünden, daß die Preise auf der gegebenen Höhe
festgehalten werden, so daß kein Unternehmer noch einen Preisabbau zu
befürchten hat, und kein Kaufmann noch aus Furcht vor Preissteigerung Waren
über den Bedarf hamstert. Wir werden die Preise der wichtigsten Waren, wie sie
vor dem Kriege gezahlt wurden mit dem Inflationsfaktor (10 – 12 – 15, je nach-
dem) multiplizieren und die so erhaltene Preisliste in allen Läden aushängen las-
sen mit der Mitteilung, daß diese Preise, deren Grundzahlen in natürlicher, durch
die Produktionskosten beherrschten Rangordnung standen, für die nahe Zukunft
wieder zu erwarten sein werden. So wird dann jeder wieder einen ungefähren
Maßstab dafür haben, ob die Preise, die der Händler fordert, als teuer oder billig
zu betrachten sind. Das, was dem Unternehmer heute fehlt, die Unterlage für
seine Berechnungen, die wird auf diese Weise gleich zur Stelle sein. Dieselbe
Unterlage wird auch dem Statistischen Amt zur Schaffung des Ausgangsindexes
dienen.


Von der Einführung des Freigeldes und der damit ermöglichten Festwährung ist
folgendes als unausbleibliche Wirkung abzuleiten:


1. Schutz der Volkswirtschaft vor jeder Erschütterung des allgemeinen
Preisstandes der Waren und damit Schutz vor Krisen, vor Arbeitslosigkeit, Streik,
Zahlungseinstellungen, Unterbilanz im Staatshaushalt u. a. m.


2. Unhemmbare Fortführung der Produktion, auch gegen das Interesse des
Kapitals, wenn als Folge dieser unausgesetzten Gütererzeugung der Zins der
Kapitalien zu sinken beginnt, mit dem Erfolg, daß in Deutschland der Zinsfuß
trotz Reparation in kurzer Zeit auf den international niedrigsten Stand sinkt, und
daß bei internationaler Einbürgerung des Freigeldes der Zins des Sach- und
Geldkapitals (der Mehrwert nach Marx) in erstaunlich kurzer Zeit auf Null sinken
muß und wird. Für Deutschland, das zum Schuldnerstaat geworden ist, und jetzt
allein für seine Reparationsschulden jährlich 6600 Millionen Goldmark Zins zu
zahlen hat, liegt in dieser Entwicklungsmöglichkeit das Mittel, die Reparationen
statt in 40 in 10 oder 15 Jahren zu tilgen.
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Für das Proletariat bedeutet die Senkung des Kapitalzinses auf Null nichts ge-
ringeres, als daß es diese Welt nicht mehr wie bisher alle 20 Jahre für die
Kapitalisten neu aufbauen muß, ohne sie jemals zu besitzen (die schrecklichste
Sisyphosarbeit, die je verrichtet wurde), sondern daß diese Welt in 20 Jahren
aus dem Besitze der Kapitalisten in den der Arbeiter hinübergleiten wird.


3. Senkung der allgemeinen Handelsprofitrate von jetzt reichlich 40% auf etwa


10%, weil bei einem unverrückbaren allgemeinen Preisstand der Waren eine


sehr mäßige geistige Begabung zur Führung selbst der größten Geschäfte


genügt, was nach allen Gesetzen des Wettbewerbs den Lohn solcher Arbeit


auch auf die Höhe des allgemeinen Arbeitslohnes senken muß. Für die


Volkswirtschaft bedeutet das einen Reingewinn von 30% der Gesamtwaren-


erzeugung.


*


Was nach diesen Leistungen zur Erfüllung des utopischen, sozialistischen


Ideals noch zu tun ist, das wird durch das unmittelbar zu erlassende „Große


Freilandgesetz“ erfüllt.


Valuta und Währung.


Je mehr wir durch die Reparationsverpflichtungen auf die Ausfuhr unserer


Arbeitserzeugnisse angewiesen sind, umso größere Bedeutung gewinnt für uns


die Valuta, d.h. das Verhältnis unseres Geldes zu dem des Auslandes. Jede


Verschiebung des Tauschverhältnisses zwischen der Mark D.W. und dem Rubel,


dem Pfund, dem Dollar, der Lira usw. hat einen der Bedeutung des


Außenhandels entsprechenden Verlust oder Gewinn zur Folge, so daß solcher


Handel dann zum reinen Glücksspiel ausartet oder zum Jagdgrund der großen


Börsenspekulanten wird, die sich auf Kosten des Volkes ins Ungemessene 


be-reichern.


Wir werden die in dieser Angelegenheit heute vollkommen ratlosen Völker nach


Berlin zu einem allgemeinen internationalen Valutakongreß einladen und ihnen


dort den folgenden, auf der Quantitätstheorie aufgebauten Plan einer interna-


tionalen Valuta-Assoziation zur Annahme empfehlen:


1. Jedes Land verwaltet sein Geld vollständig autonom, verständigerweise


jedoch nach den Grundsätzen, die im vorigen Kapitel als für die D. Währung


maßgebend gelten sollen, da sie sich scharf an die Quantitätstheorie, der heute


unbestritten als richtig anerkannten Theorie des Geldes halten.


2. Jedes Land richtet die Notenausgabe nur allein nach den Ergebnissen der


Warenpreisstatistik, nach dem Index. Das Land, das hier genaue wissenschaftli-


che Arbeit leisten will, führt zur Kontrolle der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes


das hierfür unentbehrliche Freigeld ein. Der privatwirtschaftliche Geldbedarf der


Kaufleute, Unternehmer, der à la hausse spielenden [auf Steigen der Börsenkurse 
spekulierend] Spekulanten bleibt bei der Bemessung der Notenausgabe unbe-


rücksichtigt. Das allein wird schon genügen, um die Valuta wenigstens vor 


groben Erschütterungen zu schützen.


312







3. Um jedoch die Valuta unbedingt vor jeder, auch der geringfügigsten


Schwankung zu schützen, wird von den der Internationalen Valuta-Assoziation


(I.V.A.) beitretenden Ländern ein Weltwährungsbüro errichtet (mit Sitz im Haag


oder Bern oder Paris), dem die Aufgabe zufällt, das Indexermittlungsverfahren zu


vervollständigen und zu vertiefen. Dieses Büro gibt eine besondere, völlig „unge-


deckte“ Banknote heraus, die Ivanote, die in einem Umfange von 20% des natio-


nalen Geldes an die einzelnen Staaten gegen Erstattung der Druckkosten, sonst


aber kostenlos verteilt wird. Die Ivanote soll pari mit dem nationalen Geld umlau-


fen, gesetzliches Zahlmittel sein, und vollkommen frei in jeder Menge von einem


Land zum anderen wandern können. Dort wo die Landesgeldeinheit nicht völlig


mit der Einheit Iva übereinstimmt, werden die Ivanoten kostenlos zu einem


bestimmten, unveränderlichen Preis gegen Landesgeld an der Grenze oder in


der Hauptstadt umgetauscht.


4. Das System funktioniert nun so, daß wenn in einem Lande infolge mangel-


hafter Erfassung des Indexes oder infolge ungenügender Berücksichtigung des-


selben bei der Notenausgabe die Zahlungsbilanz passiv wird, zum Ausgleich des


Saldos das Internationale Geld, die Ivanote ausgeführt wird. Es liegt dann im


Interesse dieses Landes, durch Einzug nationalen Geldes den zu hohen allge-


meinen Preisstand auf das internationale Niveau zu senken, damit die


Zahlungsbilanz aktiv wird und die ausgewanderten Noten wieder zurückfließen.


Geschieht das nicht, dann allerdings würden mit der Zeit alle Ivanoten zum


Ausgleich der Zahlungsbilanz auswandern und dann würde sich ein Agio für die


Ivanoten herausbilden.


*


Man erkennt hieraus, daß sich das Ideal der Währungsforscher, feste


Landeswährung, verbunden mit fester Valuta sehr gut erreichen läßt und es ist


anzunehmen, daß auf dieser Grundlage es nicht schwer werden wird, alle


Staaten in kurzer Frist zu einem I.V.A.-Bund zusammenschließen.


Freiland.


Die Erde gehört allen Menschen. Ausnahmslos allen Menschen. Jedes
Sonderrecht, das einzelne Personen oder Völker auf große oder kleine
Teile der Erde an sich gerissen haben, ist ein Verstoß gegen das ober-
ste aller Menschenrechte. Weil diesem Rechte aller Rechte in keiner
Staatsverfassung je Geltung verschafft wurde, kam es von jeher überall
zu Bürger- und Völkerkriegen, gingen die Völker des Altertums zugrunde
und würde auch die heutige Kultur zugrunde gehen, wenn wir nicht dem
Rechte aller Rechte rechtzeitig zu seinem Rechte verhelfen.


Wir schreiten sofort zur Verwirklichung dieses Rechtes innerhalb 
unseres Machtbereiches und instruieren auch unsere diplomatischen
Vertreter im Ausland, das genannte Recht der
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Rechte, das wir nicht zum Völkerrecht degradieren lassen, zur Richtschnur für
die Betrachtung aller internationalen Fragen zu erheben. Wir laden alle Völker
der Welt zu einem allgemeinen Freilandkongreß nach Berlin ein, namentlich auch
die Staatsmänner, die ihre Reden mit den Schlagworten vom Völkerbund,
Völkerrecht, Menschenrecht, Humanity, Abrüstung und Freihandel zu zieren wis-
sen, und werden ihnen allen zeigen, wo der Hebel zur Verwirklichung all’ dieser
Ideale anzusetzen ist.


Das Privateigentum am Boden wird in Deutschland grundsätzlich aufgehoben,
die bestehenden Privatrechte werden in kurzer Frist restlos abgelöst. Die
Grundbücher werden für alle Eigentumsübertragungen geschlossen. Alles durch
Erbschaftsteilung oder sonstwie zum Verkauf kommende Land muß vom Reich
gekauft werden, und zwar zu dem Preise, der den Steuern zugrunde gelegt
wurde. Mit Ablauf des Jahres 1950 müssen alle Bodeneigentumsrechte restlos
abgelöst sein.


Das vom Reich erworbene Bau- und Ackerland wird nach den Bedürfnissen
der Bauern und Unternehmer parzelliert und in öffentlicher Versteigerung in
Pacht gegeben. Auch die Dauer dieser Pachtverträge richtet sich nach den
Bedürfnissen der Wirtschaft. An diesen öffentlichen Pachtauktionen wird sich
jeder Mensch, ausnahmslos jeder Mensch, einerlei welcher Herkunft er ist, be-
teiligen können. Das Pachtgeld fließt nach Tilgung der Reparationsschulden in
die Mütterkasse und wird von dort an alle innerhalb der Reichsgrenzen lebenden
Mütter nach der Zahl der Kinder gleichmäßig verteilt. Auch hier wird kein
Unterschied gemacht zwischen Stämmen und Rassen. Wir gehen bei dieser
Verteilung der Grundrenten vom Gesichtspunkt aus, daß die Grundrente ein
Produkt der Volksdichtigkeit ist und daß sie denen gehört, die diese
Volksdichtigkeit schaffen, also den Müttern.


Die gleichen Grundsätze gelten für Bergwerke, für Wälder, Wiesen,
Steinbrüche, Wasserkräfte. Wo man dem Hauptgrundsatz auf verschiedene
Weise gerecht werden kann, wie bei den Bergwerken, werden wir sie alle in
Wettbewerb treten und dann die Erfahrung reden lassen.


Die Aufteilung der großen Güter, deren infolge der gestaffelten
Vermögensabgabe wahrscheinlich viele an das Reich abgetreten werden, wird
unter Berücksichtigung aller hier zu berücksichtigenden Gesichtspunkte, land-
wirtschaftlicher wie finanzieller Art, mit möglichster Beschleunigung betrieben
werden. In der Zwischenzeit sollen sie als Pachtgüter ähnlich wie die preußi-
schen Domänen verwaltet werden. Dort, wo, wie es oft der Fall ist, Zwerg- und
Großberieb gemischt sind, werden die kleinen Wirtschaften aus dem Bestand 
der Großbetriebe zu lebensfähigen Wirtschaften erweitert.


Die Forsten werden nicht mehr von Hoflakaien als Jagdgründe für Landes- und
Börsenfürsten verwaltet. Die Förster werden ihre forstwirtschaftlichen Kenntnisse
voll ausnützen können. Ihnen werden wir finanztechnische Beiräte geben, die die
Forstwirtschaft auch nach dieser Richtung wissenschaftlich leiten.
Volkswirtschaftliche Gesichtspunkte allein sollen hier noch maßgebend sein.
Unfruchtbare Abhänge werden bewaldet, fruchtbarer Waldboden gerodet werden.
Die für diese Gesichtspunkte grundstürzenden 


314







Entdeckungen auf dem Gebiete der künstlichen Dünger sollen hier weiteste


Anwendung finden. Diese Arbeiten werden öffentlich in Verding gegeben und der


gerodete und urbargemachte Boden dann wieder öffentlich an die Bauern ver-


pachtet werden. Wir hoffen dadurch die drohende Auswanderung der tüchtigsten


unserer Volksgenossen noch eindämmen zu können und darüber hinaus


Deutschland wieder in ein Einwanderungsland zu verwandeln, damit die Zahl der


Träger für die Reparationslasten statt abzunehmen im Gegenteil ständig


zunimmt.


________
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Aktive Währungspolitik - Sollen wir zur


Goldwährung zurück?







Ernst Frankfurth.


Mit Nr. 24 der Zeitschrift „Geldreform“ beschloß ich, die Netze auf den Strand


zu ziehen. Der selektorische Köder im Untertitel „Zeitschrift für die Herabsetzung


des Geldes auf die Rangstufe der Ware und Arbeit“ hatte die erwünschte


Wirkung gehabt. Weder vielerlei, noch viele Abonnenten hatte der Fischzug


gebracht, dafür um so schwerere. Nur drei Mann, darunter Ernst Frankfurth. Ich


hatte allen Grund, mit dem Erfolg zufrieden zu sein.


Man bedenke, was es damals – 1902/3 – bedeutete, mit nur 2 Jahrgängen


einer Monatsschrift, die in 500 Exemplaren an die Bankiers, an Kaufleute, an die


Presse, an Hochschullehrer usw. versandt wurde, drei Mann für den Kampf um


die Herabsetzung des Geldes auf die Rangstufe der Waren und der Arbeit zu


gewinnen! Wenn ich damals geschrieben hätte: „Zeitschrift für die Anbetung der


Goldwährung und für die Vergötterung der Reichsbank“, wären meine Netze voll,


zum Bersten voll, aber meine drei Abonnenten wären nicht dabei gewesen.


Ernst Frankfurth schrieb aus Arosa, einem Luftkurort in der Schweiz. Er hatte


sofort die ganze Tragweite der in meiner Zeitschrift geforderten Umgestaltung


des Geldwesens erfaßt und griff gleich tatkräftig mit ein. Seine Broschüre „Das
arbeitslose Einkommen“ war seine erste Arbeit.


Die Zeitschrift für die Herabsetzung des Geldes hatte aber noch eine andere


Wirkung gehabt. Ich mußte darauf bedacht sein, mich selbst wieder auf die


Rangstufe des baren Geldes heraufzusetzen. So reiste ich 1906 nach


Argentinien zurück, und Ernst Frankfurth, dessen Mittel keine Fortsetzung der


Kur in Arosa gestatteten, folgte mir 1907 auf meine Einladung dahin nach. Wir


arbeiteten zusammen in meinem Geschäft. Seine hohe Intelligenz und umfas-


sende Bildung, die er nach seiner Aussage sich weniger auf der Universität als


auf dem Liegestuhl in Arosa verschafft hatte, ermöglichten ihm, sich die zur


Führung eines Unternehmens nötigen Sprach- und Fachkenntnisse in erstaunlich


kurzer Zeit anzueignen, sodaß er sich bereits ein Jahr später in Montevideo 


selbständig machen konnte. Obschon er unter seinen Leidensgenossen in Arosa


als der Hoffnungsloseste galt, hat er sie
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doch alle, alle überlebt. Er führte seine „Langlebigkeit“ auf die hohe geistige


Befriedigung zurück, die ihm das Studium des Geldwesens verschaffte. 1916 im


Oktober starb er in Uruguay. Kurz vorher noch hatte er sein Buch „Geldbriefe
vom Silberstrom“ herausgegeben. Er war einer der stolzesten und freiesten


Männer, mit denen das Leben mich in Berührung gebracht, und einer der 


wenigen, deren Tod mich in Trauer versetzt hat.


Das erste Manuskript zur vorliegenden Schrift hatte ich in demselben Tone 


verfaßt, in dem auch mein Werk „Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag“ gehalten war. Frankfurth, der mich regelmäßig von Montevideo aus


besuchte, war mit diesem Tone gar nicht zufrieden. Er meinte, die


Schwierigkeiten beim Absatz der Zeitschrift für die Herabsetzung des Geldes von


seinem Throne wären eine Wirkung dieses Tones. Wir hatten darüber lange


Debatten. Ich hatte Erfahrungen auf diesem Gebiete. Wer die Wahrheit sucht,


läßt sich durch Töne nicht schrecken. Und die 6000 Jahre alte Festung


Mammons läßt sich nicht, wie das Gemäuer Jerichos, durch Töne aus dem


Gleichgewicht bringen. Immerhin, es lag auch kein Grund vor, die


Schwierigkeiten, die in der Sache lagen, unnötigerweise zu mehren. So schrieb


ich das Buch um, auf Massenerfolg abgetönt. Frankfurth nahm 1908 das


Manuskript hoffnungsfreudig auf einer Geschäftsreise mit nach Deutschland und


überwachte den Druck, in dessen Kosten wir beide uns teilten.


Frankfurth schickte die Schrift an alle Parlamentarier, an die Presse in mehre-


ren tausend Exemplaren. „And now he sat, selfcollectet like a porcupine, with a
squill pointed against every opposer“.


Bei seiner Rückkehr nach Südamerika feierten wir den „Massenerfolg“. Nie


haben zwei Menschen fröhlicher über einen vollkommenen Mißerfolg gelacht.


Keine Zuschrift, keine Bestellung, keine Kritik. Nichts, absolut nichts! „Man fürch-


tet uns,“ meinte Frankfurth. „Kein Mensch hat das Buch gelesen“, antwortete ich,


„mit Ausnahme der wenigen, die die nötige Intelligenz besitzen, um zu erkennen,


daß eine aktive Währungspolitik ihren Interessen gefährlich werden könnte, und


die schweigen“. Von der Presse hatte ich gar keine Unterstützung unserer


Bestrebung erwartet. Mir ist es immer eine Selbstverständlichkeit gewesen, daß


die großen Tageszeitungen sämtlich finanziell in der Hand der Haute finance


[Hochfinanz] sind und den Befehl erhalten haben, keine Kritik der ihnen so nütz-


lichen Reichsbankpolitik zu dulden. In einem vor kurzem im Bankverlag, Berlin


W., Mansteinerstraße 9, erschienenen Buch von Argentarius „Briefe eines


Bankdirektors an seinen Sohn“, heißt es: „Bis vor ein paar Jahren hat sich außer


den wenigen Fachgelehrten (wer
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sind diese paar Fachgelehrte?) niemand mit dem Geldwesen beschäftigt, und


diejenigen, die es getan haben, sind im rein Theoretischen und Abstrakten 


stecken geblieben. Ganz erklärlich: Es hat ja seit Jahrzehnten an einer zwingen-


den Veranlassung gefehlt, sich mit dem Geld zu beschäftigen. Das Geld tat in


allen Kulturländern brav und bieder seine Schuldigkeit. Das Geld war eine


Selbstverständlichkeit, von der man nicht viel Worte zu machen brauchte.“ –


Also, wenn die Bankiers zufrieden waren, wenn Morgan und tausend andere


Börsenräuber mit einem Schlage Börsendifferenzen (die nichts anderes als


Währungspfuschereien sind) im Betrage von Millionen und Milliarden ein-


streichen, dann, dann ist der Beweis erbracht, daß die Goldwährung und ihre


Hüterin, die Reichsbank, brav und bieder ihre Schuldigkeit getan hat!


Es wurde uns klar, daß die Goldwährung wirksam nicht mit Literatur allein


angegriffen werden konnte, daß die „Macht der Wahrheit“ ewig der Übermacht


der Lüge, des Schwindels erliegen würde. Wie die Dreadnoughts [Schlachtschiffe]


Englands immer die zu ihrer Unterhaltung nötigen Mittel aufbringen, so schafft


auch die Goldwährung der Börse die Mittel, sie zu verteidigen. Wir rechneten


damit, daß wir nur mit Hilfe der Arbeiterorganisationen der Wahrheit zum Siege


würden verhelfen können. Angesichts der Tatsache, daß die Dämonen es ver-


standen hatten, in die Literatur der Sozialdemokratie die Goldwährungstheorie


als unantastbare Wahrheit einzuschmuggeln, war das vielleicht etwas utopisch


gedacht.


Auf der Durchreise nach Deutschland sah ich Frankfurth zum letzten mal in


Montevideo. Er verließ nur noch stundenweise das Bett. Kurz nach meiner


Ankunft in Deutschland brach der Krieg aus. Am 3. August 1914 schreibt


Frankfurth in seinem letzten der erwähnten Geldbriefe vom Silberstrom: „Da


haben wir endlich die Bescherung. Si vis pacem, para bellum  [Wenn du Frieden


willst, bereite den Krieg vor]. Ob man noch immer nicht genug für den Krieg ge-


rüstet hatte, oder ob das Schlagwort mal daneben gehauen hat? Jetzt möchte


ich nur eins, alle Beteiligten haben Goldwährung; jetzt möchte ich weiter nichts,


als daß alle ohne Ausnahme an dieser vielgerühmten Währung festhielten.


Festhielten, koste es was es wolle! Dann hätten wir nach 8 Tagen spätestens


wieder Frieden. Die Staaten sänken wegen vollkommener Anämie an allge-


meiner Erschöpfung zusammen. Rußland hätte noch längst nicht zu Ende 


mobilisiert, da könnte Väterchen Nikolaus schon wieder mit dem Palmwedel -


winken. Aber ich fürchte, es kommt anders. Man hat die Goldwährung geduldig


ertragen, so oft und so gern sie zu Arbeitslosigkeit, zu Hunger, Verbrechen und


Elend mitten im Frieden zwang; aber
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wenn das nervöse, feige Goldgeld die Völker hindert, über ihre derzeitigen


Erbfeinde herzufallen, wenn es die besondere Arbeit, die auf Zerstörung und


Totschlag gerichtet ist, lahmlegen will, das kann man sich nicht gefallen lassen,


dann fliegt die Goldwährung über Bord.“


„Der eine Staat wird’s so machen, der andere so. Pfuschen werden sie alle. Es


wird sich manches am praktischen Beispiel zeigen, was bisher nur dem bewie-


sen werden konnte, der denken wollte. Es gilt also zu beobachten. Später reden


wir wohl noch darüber. Vorläufig stelle ich diese Briefe ein. Die Zeit ist jetzt zu


aufgeregt zum ruhigen Schreiben, oder ehrlicher gesagt, ich bin’s“.


Die Beispiele, die der Krieg gebracht, hätte ich nun hier in dieser 2. Auflage


verarbeiten können. Mich ekelt aber alles, was mit dem Krieg in Zusammenhang


steht, dermaßen an, daß ich nicht einmal das von ihm gelieferte Beweismaterial


gebrauchen kann. Außerdem lag mir daran, an dem Werke, das wir beide


zusammen verfaßt hatten, nichts zu ändern. Einige Zusätze habe ich darum in


Form von Fußnoten angebracht. So liefert das Buch auch in seiner 2. Auflage


den authentischen Beweis, daß Argentarius mit seiner Behauptung, es habe sich


niemand mit dem Gelde befaßt, nicht im Recht ist. Wenn man die unbequemen


Schriften durch Nichtbeachtung umbringt, dann ist es leicht zu beweisen, nie-


mand treffe in Deutschland die Schuld, daß die Goldwährung sich zum Nutzen


der Spitzbuben so lange habe erhalten können.


Tempi passati! [Vergangene Zeiten!] Für so vieles sind die Ereignisse der letzten


Zeit zum Grab geworden. Dieses Grab ist noch offen. Auch die Goldwährung


wird da hineinfliegen. Schade, daß es Frankfurth nicht vergönnt ist, die Grabrede


zu halten.


Silvio Gesell.


______________________
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Der sogenannte Wert und die Währungspolitik.


In der bislang allgemein üblichen Behandlung der Währung wird das Verhältnis


des Geldes zu den Waren ungenügend berücksichtigt. Die Währungspolitik


beschränkt sich auf Maßnahmen für die Sicherung der Goldwährung. Erscheint


diese außer Gefahr, so glaubt man alles in bester Ordnung. Dem Geldwesen


wendet sich das öffentliche Interesse immer nur dann zu, wenn das


Zusammenschrumpfen des Goldbestandes in den Notenbanken Bedenken


erregt. Wächst dieser Goldbestand wieder, so ist auch die Währung wieder für


eine Weile vergessen.


Auch die Wissenschaft, für die das Geldwesen doch immer noch ein schwarzer


Kontinent ist und wo darum für den Forscherehrgeiz so schöne Lorbeeren win-


ken, behandelt das Verhältnis des Geldes zu den Waren ganz besonders stief-


mütterlich. Diese Behandlung beschränkt sich regelmäßig auf eine rein formale


Beschreibung und dann auch oft nur auf eine nebensächliche Vewendungsart


des Geldes. Die Frage, wie das Geld beschaffen sein muß, damit es seinen


Zweck auf vollkommene Weise, ohne Nebenwirkung, erfüllt, wird regelmäßig


umgangen oder nur flüchtig gestreift. Typisch in dieser Beziehung ist das Werk


Knapps: „Staatliche Theorie des Geldes“. [Leipzig, Verlag von Duncker u. Humblot 1905.]


In diesem sonst so gediegenen Buch wird das Verhältnis des Geldes zu den


Waren überhaupt nicht erwähnt, das Geld nur einseitig als Zahlungsmittel, also


rein juristisch behandelt; existierten keine Geldschulden, würde allgemein alles


bar bezahlt, so würde Knapp jeden Stützpunkt für die Betrachtung des Geldes


verlieren.


Der Grund dieser für das Geldwesen höchst nachteiligen öffentlichen


Vernachlässigung liegt unseres Erachtens in dem immer noch herrschenden


Wertglauben, in der von der Wissenschaft genährten Vorstellung, es hafte den


Waren im allgemeinen und insbesondere auch dem Gelde eine eigentümliche,


Wert zu nennende Eigenschaft an. Allerdings eine „übernatürliche Eigenschaft“,


wie sie Marx nennt, aber immer doch eine Eigenschaft. Die gesamte


Weltwährungsliteratur, die über die ganze Welt verbreitete Marx’sche Theorie


stehen und fallen mit dieser Vorstellung. Von dieser Vorstellung bis zu der


Annahme, das Geld und vornehmlich das Gold besäße jene „Wert“ genannte


Eigenschaft in ganz besonders unerschütterlicher Form, ist nur ein Schritt, da


jener sogenannte Wert zu den Eigenschaften der Materie Gold gerechnet wird


und das Gold vor allen anderen Körpern sich besonderer Unveränderlichkeit 


rühmen kann.
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Verständlich ist es, wenn man bei solchem Glauben eine besondere
Währungspolitik kaum für nötig hält. Erscheint denn nicht auch jedes aktive
Eingreifen des Staates von vornherein als überflüssig und hoffnungslos? Ist der
Wert (einerlei was darunter gedacht ist) einmal als das Wesentliche am Gelde
angesehen und rechnet man diesen sogen. Wert zu den Eigenschaften des
Goldes, etwa wie das Gewicht zu den Eigenschaften des Eisens gezählt wird, so
ist mit dem Prägen der Münzen, mit der Bestimmung ihres Gewichtes die Rolle
des Staates im Geldwesen erschöpft und erledigt. Wie der Staat das Gewicht des
Goldes nicht beeinflussen kann (spezif. Gewicht 19,33), so kann er auch seinen
Wert nicht verändern, wenn der Wert wie das Gewicht eine Eigenschaft des 
Stoffes ist.


Und tatsächlich hat sich auch die Tätigkeit des Staates überall auf das Abwägen
und Prägen der Münzen beschränkt.


Die Waage, das ist der ganze Verwaltungsapparat des Staates für die weitaus
wichtigste aller staatlichen Verkehrseinrichtungen.


Man wird vielleicht hier einwenden, daß der Staat die Notenbanken, in
Deutschland die Reichsbank, mit der eigentlichen Verwaltung des Geldes be-
auftragt. Aber worauf könnte sich noch solche Verwaltung beziehen, wenn das
Wesentliche am Gelde, der sogen. Wert, als Eigenschaft des Goldes der
Beeinflussung durch den Menschen ja von vornherein entzogen ist? Die
Reichsbank teilt die allgemeine Ansicht, es stecke im Gold eine Eigenschaft, die
man Wert nennt, und die das Wesentliche des Geldes ausmacht; und was könnte
sie da an dieser Eigenschaft verwalten? Zwar existiert ein Verwaltungsrat der
Reichsbank, mit Räten, Direktoren und einem Präsidenten, und man spricht auch
von einer Währungspolitik der Reichsbank. Aber diese Verwaltung hat nur ein Ziel,
die Sicherheit, d.h. Einlösbarkeit der Banknoten. Sind die Banknoten genügend mit
Gold gedeckt, so lebt die Bankverwaltung sorglos. Zu den Waren und ihren
Preisen unterhält die Reichsbank ebensowenig Beziehungen wie der Staat. Der
ganze staatliche Verwaltungsapparat des Geldes, die Münze und die Reichsbank,
kennt keine Warenpreise; ihm sind die Beziehungen des von ihm besiegelten
Geldes zu den Waren völlig gleichgültig, und wir wüßten keine aktive Handlung
dieses Verwaltungsapparates zu nennen, die sich mit Bewußtsein auf die
Warenpreise richtete. Nicht eine! Staat und Reichsbank sind in dieser Beziehung
vollkommen von der Wertfiktion beherrscht.


Der Reichsbankpräsident Koch gab eine Sammlung der sich auf das Geldwesen bezie-


henden deutschen Gesetze heraus, begleitete sie mit Kommentaren und einer Einleitung –


und in dem ganzen ansehnlichen Buche kommen die Worte Preis und Ware überhaupt 


nicht vor.


Dieser von Staat und Volk geteilte und fast noch unerschütterte Wertglaube hat
für die öffentliche Verwaltung des Geldes den Vorteil, daß alle wirtschaftlichen
Katastrophen, die aus den Veränderungen in dem Tauschverhältnis zwischen Geld
und Waren hervorgehen, allen möglichen Umständen, nur nicht dem Geld und 
seiner Verwaltung zugeschrieben werden können. Mit Hilfe der Goldwaage beweist
die Reichs- Reichsbank
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bank, daß an dem Gelde sich nichts verändert; daß Gewicht und Wert der
Münzen von den Hoch- und Niedrigkonjunkturen, von dem Krach, der Krise, der
Arbeitslosigkeit unangetastet geblieben sei.


Wer sich vom Wertglauben hat freimachen können, wer in den Ausdrücken:


Wertmaß, eigener Wert, innerer Wert, Wertbewahrer usw. nichts als Phrasen


sieht, wer im Tausch der Waren gegen Geld nicht das Ergebnis einer beiden


Dingen immanenten Eigenschaft, sondern eine Handlung (oder besser zwei 


einseitige Handlungen der beiden handelnden Personen), wie jede andere


Handlung sieht, der denkt anders über die Aufgaben des Staates in Bezug auf


das Geldwesen.


Für die Wertapostaten [Abtrünniger] ist das Verhältnis des Geldes zu den


Waren, das Tauschverhältnis, die Hauptsache am Gelde. Der Wertapostat ver-


langt ein festes Verhältnis zwischen Waren und Geld; und da er die Erfüllung die-


ses Wunsches nicht von Eigenschaften des Geldes erwartet, so verlangt er, daß


der Staat mit derber Hand eingreifen soll, wo er bislang mit verschränkten Armen


zuschaute. Der Wertapostat, der nichts von Werteigenschaften des Geldes weiß,


sondern im Tausch zwischen Waren und Geld nur eine Handlung erblickt, ver-


langt, daß auch der Staat handeln soll,so oft sich das bestehende Verhältnis 


zwischen Waren und Geld zu verschieben droht. Der Wertapostat verlangt, daß,


wenn die Preise steigen (Hochkonjunktur), der Staat die Nachfrage nach Ware


durch Einzug von Geld dämpfen soll, und daß, wenn die Preise fallen, der Staat


die Nachfrage durch Vermehrung des Geldangebots beleben soll. Der


Wertapostat verlangt statt des heute geübten fatalistischen Zusehens ziel-


be-wußtes Eingreifen; er erwartet wirkliche Währung nur von einem ununter-


brochenen, aktiven Regulieren.
______


Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Geldes.


Die Vorteile, die uns die Arbeitsteilung gegenüber der Urwirtschaft bietet, sind


unberechenbar groß. Der Arbeitsteilung verdanken wir es, daß wir uns in man-


chen Dingen über den tierischen Standpunkt erheben konnten, daß wir


Menschen geworden sind. Das Leben der überwiegenden Mehrzahl der


Menschen hängt heute unmittelbar von der Arbeitsteilung ab. Wie der


Bienenstock ohne die Arbeitsteilung undenkbar ist, so würden auch ohne die


Arbeitsteilung vielleicht 99/100 der heutigen Bevölkerung Deutschlands verhun-


gern, der Rest ein kümmerliches, tierisches Dasein fristen.


Die Arbeitsteilung bedingt den Austausch der Produkte und hängt von diesem
ab. Sie kann sich nur so weit entwickeln, wie es der Tausch der Produkte ge-
stattet. Die Grenzen der Arbeitsteilung werden durch die Schwierigkeit des
Austausches, des Handels, gezogen. Sonst kann sich die Arbeitsteilung unbe-
grenzt erweitern und vertiefen. Wachsen die Schwierigkeiten des Handels, so 
leidet die Arbeitsteilung, und da die überwiegende Mehrzahl der Menschen heute
nur geteilte Arbeit verrichten kann, so bedeutet Be-   Beschränkung
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schränkung der Arbeitsteilung in der Regel so viel wie Beschränkung der
Arbeitsmöglichkeit (Arbeitslosigkeit).


Die Hauptschwierigkeiten des Handels wurden durch das Geld beseitigt. Ohne
das Geld wäre die Ausdehnung der Arbeitsteilung an den Schwierigkeiten des
direkten Tauschhandels gescheitert. Der Mensch fing erst dann an, Geschichte
zu machen, als die Einführung des Geldes ihm gestattete, sich auf die
Arbeitsteilung einzurichten.


Das Geld ist die Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung, und die
Arbeitsteilung steht auf den Schultern des Geldes. Als Vorbedingung entwickelter
Arbeitsteilung kann man das Geld die Wiege der Kultur nennen.


Dies muß betont werden; denn nur dann werden wir dem Geldwesen das zu
seinem Verständnis nötige Studium widmen wollen, wenn wir uns überzeugt
haben, daß von ihm und seiner Beschaffenheit unser Wohlergehen, unser
Dasein abhängig ist.


Und es muß dies um so mehr hervorgehoben werden, als die Entwicklung des
Scheck- und Wechselwesens vielfach die Meinung hat aufkommen lassen, das
Geld spiele heute nur mehr eine untergeordnete Rolle. Man vergleicht die 8
Milliarden Mark, die in Deutschland umlaufen, mit den 400 Milliarden an sons-
tigem Reichtum (Häusern, Schiffen, Eisenbahnen) und glaubt an diesem
Verhältnis die Bedeutung des Geldwesens überhaupt ermessen zu können. Das
ist aber ganz und gar verkehrt. Diese 8 Milliarden darf man nicht nach ihrem
Betrage bemessen, um ihre Bedeutung zu verstehen, sondern nach der von
ihnen verrichteten Arbeit. Diese 8 Milliarden vermitteln einen jährlichen
Produktenaustausch von vielleicht 100 Milliarden, und da der Austausch
Vorbedingung der Produktion ist, so kann man sagen, daß die 8 Milliarden an
Geld jährlich 100 Milliarden das Leben geben. Der gesamte Reichtum an
Häusern, Maschinen, Eisenbahnen, Schiffen ist, von diesem Standpunkt aus
betrachtet, eine Gabe des Geldes und zwar eine periodisch sich wiederholende
Gabe. Die Wechsel und Schecks haben zwar einen Teil des Bargeldes ersetzt;
aber ist damit die volkswirtschaftliche Bedeutung des Geldes nicht noch ge-
wachsen? Gründet der Wechsel, der Scheck, das gesamte Kreditwesen, sich
nicht auf Bargeld, lauten nicht die Schuldverschreibungen aller Art auf Geld, und
stürzt nicht das ganze Gebäude an Wechseln, Pfandbriefen, Staatsschulden,
Obligationen usw. in sich zusammen, wenn man ihm das Bargeld, seine
Unterlage, entzieht?!


Das Kreditwesen hat also die Bedeutung des Geldes nicht vermindert, sondern
im Gegenteil außerordentlich erweitert und vertieft. [Flürscheim vergleicht dies Verhältnis


mit einer umgekehrten Pyramide, von der das Geld die Spitze darstellt.]


Wer sich davon überzeugen will, daß die Vernachlässigung des Geldstudiums,
wie sie heute in allen volkswirtschaftlichen Schriften so auffällig zu Tage tritt,
durchaus ungerechtfertigt ist, der betrachte Anfang und Verlauf der letzten ameri-
kanischen Krise. In Amerika wurde ein Teil des umlaufenden Geldes vom aufge-
schreckten Publikum dem Verkehr entzogen, und diese


325







Störung des Geldumlaufs genügte, um die gesamte Volkswirtschaft zum
Stillstand zu bringen. Die Arbeitslosigkeit, die nach Europa übergegriffen hat, ist
eine unmittelbare Folge jener Störung des Geldumlaufes. Vielleicht wird nun die
Krise (die schon fast allgemein als Geldkrise angesehen wird) die Bedeutung des
Geldwesens in ihr rechtes Licht rücken. Wie hoch man aber auch die Bedeutung
des Geldes dabei wird einschätzen lernen: die Gefahr einer Überschätzung liegt
nicht vor.


_______


Der Bedarf an Geld.


Die Arbeitsteilung bedingt den Austausch der Arbeitsprodukte. Die Produkte


der Arbeitsteilung, die noch auf den Austausch harren, d.h. die den Konsumenten


noch nicht erreicht haben, nennt man Waren; und diese Waren, die zu ihrer


Bewegung das Geld nötig haben, sind es, die das Geld haben aufkommen las-


sen. Je entwickelter die Arbeitsteilung, desto mehr Waren wirft sie auf den Markt,


und umso mehr Geld wird nötig. Den Geldbedarf mißt man also mit den Waren.
Ohne Waren hat das Geld keinen Zweck mehr; verschwindet die Arbeitsteilung,


so verschwindet auch das Geld. Mit jeder Vermehrung der Warenzufuhr, mit


jeder Erweiterung der Arbeitsteilung wächst der Bedarf an Geld. Und umgekehrt


natürlich.


Wer mit dieser ersten Folgerung aus dem Grundsatz, daß das Geld aus der


Arbeitsteilung hervorgegangen ist, nicht einverstanden ist, der kann sich die Zeit


sparen, dies Buch weiter zu lesen. Denn alles, was jetzt folgt, fußt darauf, daß


Ware und Geldbedarf sich decken, daß man den Geldbedarf (Nachfrage nach


Geld) nur mit den Warenzufuhren schätzen kann. Wenn wir das Geld, wie es oft


geschieht, als Tauschmittel bezeichnen, so wird die Richtigkeit dieser


Folgerungen noch viel durchsichtiger. Die Arbeitsteilung erzeugt Waren, die


Waren bedürfen des Austausches; und den Tausch vermittelt das Geld, daher


der Name Tauschvermittler. Der Bedarf an Tauschmitteln muß also zusammen


mit der Vermehrung der Tauschobjekte, d.h. der Waren, wachsen. Der Klarheit


wegen, um Mißverständnissen vorzubeugen, werden wir in der Folge, so oft wir


daran denken, das Wort Tauschmittel an Stelle des Wortes Geld gebrauchen.


Wer beim Worte Geld an etwas anderes als an Tausch der Produkte der


Arbeitsteilung denkt, wer das Geld von anderen Gesichtspunkten als von denen


des Warenaustausches verwaltet wissen will, der wandelt auf Irrwegen; und jeder


kann ihm Mißerfolg prophezeihen, ganz einerlei, ob es sich um einen Kaufmann,


Politiker, Staatsmann oder Währungsforscher handelt. Sie alle sind auf


Holzwegen, wenn sie den Geldbedarf anders als mit den Warenzufuhren mes-


sen. Folgerichtig, theoretisch wie praktisch, kann das Geld nur vom Standpunkt


der Ware und ihrer Erzeugerin, der Arbeitsteilung, aus beurteilt werden; denn aus


der Arbeitsteilung und ihren Produkten, den auf den Austausch harrenden


Waren, ist der Tauschvermittler, das Geld, hervorgegangen.
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Man spricht vom Geldbedarf des Staates, der Unternehmer, der Notleidenden;


aber daß es sich da um etwas anderes als um Geldbedarf im währungstechni-


schen Sinne handelt, sieht man sofort, wenn an Stelle des Wortes Geld das


andere Wort Tauschmittel gesetzt wird. Denn weder Staat, noch Unternehmer,


noch Notleidende wollen etwas für das Geld in Tausch geben. Bei den


Unterhandlungen erkundigt sich der Staat, der Unternehmer auch nicht nach


dem Tauschverhältnis, sondern nach dem Zins. Sie wollen borgen, nicht tau-
schen. Aus ihren Bedürfnissen heraus wäre niemals das Geldwesen entstanden.


Der wirkliche Geldbedarf kommt von dem Besitz an Ware her; der vermeintliche


Geldbedarf des Staates und der Unternehmer aber kommt vom Mangel an


Waren.


Sie borgen das Geld, um sich damit Waren, die sie brauchen, zu verschaffen (Kreditbedarf).


Für die Währungstechnik scheidet somit der Geldbedarf der Borger aus den zu


berücksichtigenden Dingen aus. Für diese ist der Geldbedarf der Borger ebenso


unmaßgeblich, wie der der Bettler und Studenten. Die Währungstechnik soll zu
den Borgern und dem Zinsfuß keinerlei Beziehung unterhalten.


Die Ware allein, die den Bedarf an Tauschmitteln erzeugt und so dem Gelde


Leben einflößt, soll in der Währungstechnik berücksichtigt werden. Das Geld soll


als das, was es ist, als Tauschmittel, verwaltet werden, und den Geldbedarf mes-


sen wir dann allein mit den Warenzufuhren. Die Geldborger mögen sich an den


Geldverleiher wenden oder mögen sich die Waren, die sie kaufen wollen, direkt


leihen; mit der Währung, mit der Verwaltung des Tauschmittels haben ihre


Bedürfnisse nichts zu tun.


______


Das Maß des Geldbedarfes.


Entspringt der Bedarf an Tauschmitteln aus der Arbeitsteilung und ihrem


Produkte, der Ware, so kann auch nur die Ware das Maß dieses Bedarfes an


Tauschmitteln geben. Viel Ware, viel Bedarf an Tauschmitteln; wenig Ware,


wenig Bedarf an Tauschmitteln.


Das Verhältnis des Bedarfes an Tauschmitteln zu dem Mittel der Befriedigung


dieses Bedarfes, dem Gelde, also das Maß des Geldbedarfes, wird durch die


Preise offenbart. Steigen die Preise, d.h. erhält man für dieselben Waren mehr


Geld als sonst, so zeigt das, daß mehr Geld oder weniger Ware angeboten wird


als vorher. Fallen die Preise, so beweist das, daß mehr Ware oder weniger Geld


angeboten wird.


Mit der Feststellung, daß es sich hier um ein Verhältnis handelt, hat man sich


aber nie begnügen wollen. Man hat nach dem Schuldigen gefahndet, wenn das


bestehende Verhältnis eine Störung erfuhr, und vor dem „inneren Wert des


Tauschmittels“ ersterbend, hat man nicht gewagt, von einem Zuviel oder Zuwenig


an Geld zu sprechen, sondern die Schuld (!) bei den Waren gesucht und diesen


eine Anpassung an das Tauschmittel zugemutet.
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Aber bei dieser Auffassung wird vergessen, daß die Ware das primäre, das
Tauschmittel das sekundäre ist. Im Anfang war die Arbeitsteilung; diese zeugte die
Ware, die Ware aber zeugte den Bedarf an Geld, an Tauschmitteln.


Darum muß sich auch das Tauschmittel der Ware anpassen, und die gegen-
teilige Ansicht muß mit ebensolcher Entschiedenheit zurückgewiesen werden, wie
etwa die Behauptung, der Schuh drückte, weil der Fuß zu groß und nicht weil der
Schuh zu klein sei. Wie der Schuh dem Fuß, das Werkzeug der Arbeit, die
Eisenbahn dem Verkehr angepaßt werden muß, so soll sich auch das Tauschmittel
dem Bedarf an Tauschmitteln anschmiegen.


Auch aus rein praktischen Gründen kommt man zu der Forderung; denn das
Angebot von Waren dem Angebot von Geld anpassen, heißt die Fabriken 
schließen, die Äcker brach liegen lassen, die Arbeiter dem Hunger aussetzen, 
während umgekehrt die Anpassung des Tauschmittels an den Bedarf (d.h. die
Ware) nur Einzug und Ausgabe von Geld verlangt.


Dies muß hier mit um so mehr Nachdruck betont werden, als die Währungs-
politik aller Länder keinen Zweifel aufkommen läßt, daß die Ansicht, die Waren-
produktion habe sich dem Geldangebot anzupassen, ganz allgemein verbreitet ist.


Die Frage, ob der Mann hinkt, weil das eine Bein zu groß oder das andere zu
klein ist, kann, ohne weitere Elemente in die Gleichung zu bringen, nicht entschie-
den werden. Betrachten wir aber den Mann und finden, daß das lange Bein zu sei-
ner sonstigen Figur die normale Größe hat, so ist es klar, daß das kurze Bein
unnormal, fehlerhaft, zu klein ist. Ebenso verhält es sich mit den Waren und
Preisen. Arbeitsteilung und Warenangebot stehen immer in einem normalen, natür-
lichen Verhältnis zu einander, denn beide wachsen und schwinden immer gleich-
zeitig. Das Geld dagegen kann sich nicht direkt auf die Arbeitsteilung berufen; denn
es wird nicht unmittelbar von dieser, sondern mittelbar durch den Staat erzeugt.
Paßt also das Geld nicht auf die Waren, so ist es das Geld, das zu klein oder zu
groß ist, und zwar nicht mehr im Verhältnis zur Ware allein, sondern zum
Gesamtorganismus der Arbeitsteilung.


Da das Geld das Tauschmittel aller Waren ist und das Tauschverhältnis der
Waren untereinander fortwährenden Veränderungen unterworfen ist, so ist die
Frage, wie denn überhaupt Veränderungen im Tauschverhältnis zwischen Waren
und Geld gemessen werden können, nicht mit einzelnen Preisen zu beantworten;
denn während z.B. Eisen im Preise steigt, können die Kartoffeln im Preise fallen.
Zugleich ist zu beachten, daß es nicht einerlei ist, ob z.B. der Weizen, der in unge-
heuren Massen auf den Markt kommt, Preisänderungen erfährt, oder etwa der
Pfeffer, an dessen Preis nur die Krämer mit kaum 1/1000 ihres Kapitals interessiert
sind.


Will man also feststellen, ob und inwieweit das Tauschverhältnis zwischen Geld
und Waren sich verschoben hat, so muß man möglichst viele Preise notieren und
die einzelnen Waren nach ihrer Bedeutung klassifizieren, so- daß die einzelne
Ware das Resultat nach Maßgabe ihrer Bedeutung beeinflußt.


So gelangt man zu den sogen. Indexzahlen, wie sie z.B. der „Economist“ in
London periodisch veröffentlicht. Je größer die Zahl der zur Statistik herange-
zogenen Waren ist, je sorgfältiger die Bedeutung der einzelnen Waren abgeschätzt
wird, umsomehr wird das Ergebnis der Wirklichkeit nahe kommen und den
Bedürfnissen des Wirtschaftslebens genügen.
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Wenn man aber gewissenhaft vorgehen will und nach einem mathematisch
genauen Maß strebt, so kann man von Zeit zu Zeit, etwa alle Jahre einmal, die
große, allgemeine Preisermittlung vornehmen, nach der Methode, die im letzten
Teil dieser Schrift beschrieben wird. (s. S. 63).


Wie man den Geldbedarf nicht messen soll.


Volkswirtschaftlich betrachtet hat das Geld nur eine Verwendung, nämlich die


seinem Zwecke entsprechende, als Tauschmittel. Das schließt nicht aus, daß das


Geld privatwirtschaftlich andere Verwendung findet, die seiner volkswirtschaftli-


chen Bestimmung vollkommen fremd sind. So z.B. werfen die Goldschmiede die


Münzen, die der Staat mit Unkosten für den Verkehr hat prägen lassen, in den


Schmelztiegel, um daraus Uhrketten zu machen. Das ist offenbarer Mißbrauch,


der nur darum nicht bestraft wird, weil er sich nicht vermeiden läßt. Es ist ein


Mißbrauch, weil die Goldschmiede das Geld nicht seiner Bestimmung entspre-


chend als Tauschmittel, sondern als Rohstoff für ihr Handwerk gebrauchen.


Und so kann man es immer Mißbrauch nennen, wenn das Geld anders denn


als Tauschmittel gebraucht wird. So ist die Verwendung des Tauschmittels als


Sparmittel, als Spekulationsinstrument, als Spielmarke (Lotterie) usw., volkswirt-


schaftlich betrachtet, Mißbrauch des Geldes.


Solange die Volkswirtschaft nicht unter diesem Mißbrauch zu leiden hat, kann


man ja mit Geduld der Sache zusehen; aber auf keinen Fall darf man dulden,


daß die Bedürfnisse der Sparer, der Spieler und Spekulanten maßgebenden


Einfluß auf die Währungspolitik gewinnen.


Trotzdem geschieht dies allgemein. Wenn es z.B. heißt, daß die Borger,


Unternehmer, Spekulanten, Haussiers [jemand, der auf das Steigen der Kurse hinar-


beitet], Kaufleute mit der Unterbringung ihrer Anleihen auf wachsende


Schwierigkeiten stoßen und daß darum der Zinsfuß gestiegen sei, so folgert


man, daß es an Geld (Tauschmitteln) fehlt, und fordert, daß die Emissionsbanken


mehr Tauschmittel drucken oder prägen sollen, damit der Zinsfuß gedrückt


werde.


Und es ist nicht nur der Laie, der so denkt und urteilt, nein, sogar die


Emissionsbanken, die berufenen Hüterinnen der Währung, teilen nur zu oft 


solche Ansichten. Und wenn sie bei steigendem Zinsfuß dem öffentlichen


Drängen nachgeben und die Emissionen vermehren, so geschieht dies nicht


etwa, weil sie nicht den Mut haben, diesem Drängen zu widerstehen, sondern


weil sie selbst der Ansicht sind, steigender Zinsfuß beweise einen Mangel an


Geld, an Tauschmitteln. Hat nicht Karl Helfferich, s.Z. Mitglied des Reichsbank-


direktoriums, in der „Nation“ vom 24. März 1900 direkt den Zweifel ausgespro-


chen, „ob wohl jemand im Stande wäre, den Nachweis zu liefern, ob die steigen-


den Diskontsätze eine Erhöhung des Geldwertes oder ob die steigenden Preise


einen Rückgang des Geldwertes bedeuten“! (Was mag wohl hier „Geldwert“


bedeuten?)
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Dieser Satz ist ein klassisches Beispiel für die Verheerungen, die der


Wertglaube selbst in widerstandsfähigen Köpfen anzurichten vermag. Helfferich


glaubt an den Wert, er spricht von „innerem Werte“, vom Wertbewahrer, von der


Wertbeständigkeit. Er behauptet, daß „unsere Goldwährung in Bezug auf


Wertbeständigkeit“ allen Anforderungen, welche an ein gesundes Geld zu stellen


sind, in hervorragendem Maße entspricht. (s. Helfferich, die Währungsfrage, 


S. 38). Und dann drückt er den Zweifel aus, ob überhaupt jemand im Stande sei,


die Frage zu beantworten, ob die Schwankungen der Warenpreise auf


Geldwertschwankungen hinweisen!


Wie kann man sich für die Goldwährung entscheiden, so lange man noch von


solchen Skrupeln geplagt wird? Nehmen wir an, Helfferichs Frage würde in dem


Sinne entschieden, daß die Schwankungen des Diskontosatzes Schwankungen


des Geldwertes (einerlei was darunter verstanden wird) bedeuten, so wäre ja die


behauptete Wertbeständigkeit des Goldes vor aller Augen als Schwindel entlarvt


– denn der Diskontosatz ist in den letzten Jahren von 3 auf 71/2%, also um das


Doppelte gestiegen und gefallen. Nehmen wir an, Helfferichs Frage wäre in dem


anderen Sinne beantwortet worden, nämlich, daß die Schwankungen der


Warenpreise Schwankungen des Geldwertes beweisen, wo bliebe auch dann


wieder die behauptete Wertbeständigkeit des Goldes? (Einerlei was darunter


gemeint wird.) Denn diese Warenpreise haben in den letzten Jahren auch um


wenigstens 25% geschwankt. In solche unentwirrbare Widersprüche verstricken


sich die Wertgläubigen auf Schritt und Tritt. Ja man kann sagen, daß alle volks-


wirtschaftlichen Leitsätze nur darum in Sackgassen verlaufen, weil sie von einem


Trugbilde, dem Wertglauben, ausgehen. Ehe dieser Wertglaube nicht mit Stumpf


und Stiel ausgerottet worden ist, ist an eine vernunftgemäße öffentliche


Verwaltung des Geldes nicht zu denken.


Die Begriffsverwirrung, die sich in Helfferichs Zweifel offenbart, wird sinnfällig,


wenn wir an Stelle des Wortes „Geld“ das beschreibende Wort Tauschmittel 


setzen. Wie kann man bei steigendem Diskontosatz von steigendem Bedarf an


Tauschmitteln sprechen? Bei Darlehen spricht man von Diskonto, aber bei


Darlehen werden keine Waren getauscht.


Es ist aber schon ein erfreulicher Fortschritt, daß Helfferich in seinen Betrachtungen bis zu diesem


Zweifel vorgestoßen ist; andere Währungstheoretiker, die auch vom sogen. Wert ausgehen, werden


in diesem Zweifel schon eine schwere Ketzerei erblicken.


Man gibt Geld her und erhält bei Verfall des Darlehens Geld zurück. Ein


Tausch ist das nicht, und darum ist auch ein Tauschmittel überflüssig. Nehmen


wir an, die Darlehen würden statt in dem aus Bequemlichkeit vorgezogenen


Gelde in Sachgut, etwa Weizen, Bier oder Kattun gemacht und der Zins wäre


dementsprechend in Realien zahlbar abgemacht. Nehmen wir an, der Zinsfuß


stiege nun von drei auf sechs Pfund Weizen, Bier oder Kattun für 100 Pfund per


Jahr, also auf 6%, würde solch hoher Zinsfuß auch auf eine „Erhöhung des


Geldwertes“ hindeuten? (Einerlei was unter Geldwert zu verstehen ist.)


Die Verkehrtheit solcher Ansichten (natürlichen Ausflüssen des Wert-
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glaubens) läßt sich noch auf vielen anderen Wegen nachweisen, doch am besten
wird sie uns die Praxis zeigen.


Wäre nämlich hoher Zins Beweis eines Geldmangels und wäre es möglich, mit
Hilfe einer Vermehrung des Geldumlaufes einem weiteren Steigen des Zinsfußes
vorzubeugen, so müßte doch vermehrter Geldumlauf mit fallendem Zinsfuß und
verminderter Geldumlauf mit steigendem Zinsfuß der Regel nach zusammenfallen.
Das Gegenteil ist aber der Fall. Die Geschichte des Zinsfußes beweist uns, daß
der Zinsfuß gestiegen ist, so oft und so lange der Geldumlauf vermehrt wurde und
zwar ganz einerlei, ob der Geldumlauf durch vermehrte Prägung, durch vermehrten
Druck, verdünnte Legierungen oder vergrößerte Umlaufsgeschwindigkeit ver-
größert wurde. Der Zinsfuß stieg und erreichte eine ganz ungewohnte Höhe, als
die Räuberbande Pizarros Europa mit Gold überschwemmte; er stieg, als die kali-
fornischen Goldschätze ausgemünzt wurden; er stieg, als man in Deutschland in
den erbeuteten Milliarden schwelgte. Und nicht allein bei Metallmünzen stieg der
Zinsfuß mit jeder Vermehrung des Umlaufes, auch das Papiergeld zeigte dieselbe
Erscheinung. Als Law  [1671 – 1729] in Frankreich die Kaufleute mit Papiergeld zu
sättigen versuchte, stieg der Zinsfuß, als die große Revolution den heute noch
immer wieder auftauchenden und unausrottbaren Wahngedanken zur Tat werden
ließ und den „Grund und Boden“ in Assignatenform (Bodennoten) „ausmünzte“,
stieg der Zinsfuß, und er stieg auch, als Dr. Koch den Zinsfuß durch vermehrte
Notenausgabe niederzuhalten versuchte.


Geschichtliche Tatsachen findet man in Gustav Billeter: Die Geschichte des Zinsfußes im Griechisch-
Römischen Altertum bis auf Justinian.


Georg Wiebe: Geschichte der Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts.


Adam Smith: Inquiry into the causes etc.


In einer übersichtlichen Tabelle verarbeitet findet man dieses Material in Silvio Gesell: Die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag. (Jetzt in 5. Auflage unter dem Titel „Die natür-
liche Wirtschaftsordnung“ erschienen.)


Und umgekehrt.


Der Zinsfuß fiel noch zur Zeit der Römerherrschaft, als die Goldzufuhren aus
Afrika nachließen und die spanischen Silberminen sich erschöpften. Er fiel in bei-
den Fällen, als die Schätze Montezumas und die kalifornischen Minen erschöpft
waren; er fiel, als nach dem deutschen Milliardenrausch sich der Katzenjammer in
Form von Goldexport einstellte.


Und der Zinsfuß ist jetzt von seiner Ende 1907 erreichten stolzen Höhe auf einen
sehr bescheidenen Stand gefallen, während gleichzeitig durch Einzug von Noten
und durch das Brachliegen bedeutender Barsummen der Geldumlauf erheblich 
eingeschränkt wurde.


Warum übrigens der Zinsfuß steigen muß, wenn man ihn durch vermehrten
Geldumlauf herabzudrücken sucht, ist leicht zu erklären: Der Kaufmann
(Unternehmer, Spekulant) kann Geld, auch geborgtes, nutzbringend verwenden
(anlegen), so lange er hofft, daß er das, was er mit dem geborgten Geld kauft, vor
dem Verfall des Wechsels über den Einstandspreis verkaufen kann, und diese 
einzige Bedingung des kaufmännischen Geldbedarfes ist erfüllt, so lange die
Preise steigen, was wiederum eintreten muß, so oft und so lange das Geldangebot
mit den Noten der Bank (oder
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sonstwie) vermehrt wird. Mit dem Gelde, das die Notenbanken fabrizieren und
durch Wechseldiskont in Umlauf setzen, vergrößern sie die Nachfrage auf den
Warenmärkten, und die vermehrte Nachfrage treibt naturgemäß die Preise hoch.
Die Emissionsbanken bereiten also mit ihren Noten den Boden für Differenzen à la
hausse, denn sie treiben selbst die Preise hoch und erfüllen damit die einzige
Bedingung des kaufmännischen privatwirtschaftlichen Geldbedarfes.


Je mehr Geld die Emissionsbanken und die Goldminen ausgeben, desto größer
wird die Nachfrage nach käuflichen Dingen, desto größer wird auch die Differenz
zwischen Einstandspreis und Erlös, desto mehr wecken sie die spekulative
Kauflust, und desto mehr werden die Banken um Geld bestürmt werden. Man kauft
für 100 mit der Aussicht (die die allgemeine Preistreiberei fast zur Sicherheit
macht), das Gekaufte vor Verfall des Wechsels über 100 zu verkaufen. Und da das
Gewinnbedürfnis keine Grenzen kennt und die Vergrößerung der Umsätze nur den
Gewinn vergrößern kann, so sucht jeder seine Umsätze zu vermehren, bis er
irgendwo an eine Grenze stößt, und das ist einfach die Grenze seines Kredites.


Die Emissionsbank kann also den Geldhunger mit ihren Noten nur reizen und
wecken, niemals kann sie ihn stillen.


Dieser Geldhunger ist etwas rein persönliches, aus privatwirtschaftlichen Erwägungen und Interessen


entspringend, und ist darum scharf zu unterscheiden von dem volkswirtschaftlichen Geldbedarf, den


die Ware darstellt.


Und daß diese Erscheinung nicht eine Eigentümlichkeit der Banknoten, sondern
vielmehr eine Begleiterscheinung des Geldes überhaupt, des Metall- wie des
Papiergeldes ist, können wir an folgender Annahme ermessen.


Setzen wir den Fall, die Nachricht verbreite sich plötzlich, es wäre irgendwo in
Asien unter der Eisdecke Sibiriens, unter den Sandhügeln Tibets ein neues Dorado
entdeckt worden, das an Ausbeute alles Dagewesene in den Schatten stellt.
Nehmen wir an, diese Nachricht werde durch die Ankunft einer Schiffsladung Gold
auch bestätigt.


Würde eine solche Nachricht, die eine baldige und gewaltige Vermehrung des
Geldumlaufes in Aussicht stellt, die Gesuche um Wechseldiskont bei den
Emissionsbanken vermindern oder vermehren? Wären die Emissionsbanken im
Rechte mit ihrer Annahme, daß sie den Geldhunger mit mehr Geld stillen können,
so müßte man auch schließen, daß mit der Ankunft des sibirischen Goldes der
Geldhunger befriedigt, daß die Gesuche um Wechseldiskont sofort nachlassen
müßten. Und doch kann nur das Gegenteil eintreten.


Es ist klar, daß an dem Tage, wo die Nachricht von neuen, großen Goldfunden
sich bestätigt, jeder sofort mit einer neuen gewaltigen Hochkonjunktur rechnen
wird, daß sich bei allen, Groß und Klein, bei Kaufleuten, Privaten, Unternehmern,
Spekulanten, Spielern und Rentnern eine lebhafte Kauflust zeigen wird, daß jeder,
um mit möglichst großen Beständen an der erwarteten Hausse beteiligt zu sein, so
viel an Waren, Vorräten, Aktien, Rohmaterial, Grundstücken (mit allgemeiner
Ausnahme der festverzinslichen Papiere), kaufen wird, wie es seine Barmittel und
sein Kredit gestatten.


Es ist sonnenklar für alle, daß die erste Ladung Gold, die das neue Dorado in
der Münze abliefert, von einem kolossalen Andrang von Wechseln
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begleitet sein wird, die den Emissionsbanken zum Diskont vorgelegt werden.


Und je mehr Gold hereinströmt, desto größer wird auch der Zudrang zu den
Schaltern der Emissionsbanken sein, und wenn die Münzstätten mit Überstunden
arbeiten, so müssen auch die lithographischen Pressen der Emissionsbanken
schneller rotieren, um die Banknoten zu liefern für den neuen, großen, spekula-
tiven Geldhunger, der mit der Vermehrung des Geldbestandes sich einstellt.


Wenn wir auch die Welt mit einer Goldschicht überziehen könnten, so würde
darum doch der Geldhunger nicht gestillt werden, und die Emissionsbanken
müßten die Goldschicht noch mit einer Schicht Banknoten überziehen, ohne
doch die Genugtuung zu haben, den Geldhunger gestillt zu sehen. Nirgends gilt
das Sprichwort so absolut wie hier: „L’appétit vient en mangeant.“ [Der Appetit


kommt beim Essen]. Und umgekehrt natürlich.


Nehmen wir an, daß an Stelle der Nachricht von dem Auffinden eines neuen
Dorado das Gerücht sich verbreiten würde, die chinesische Regierung habe
beschlossen, die Silbermünzen einzuziehen (wie es s.Z. das Deutsche Reich tat)
und dafür goldene Münzen in Verkehr setzen, und daß zu dem Zwecke eine
Goldanleihe in Europa von x Milliarden beschlossen worden (wie es Rußland,
Italien usw. getan haben), die mit dem „inneren Wert“ der eingezogenen
Silbermünzen garantiert sei.


Nehmen wir an, die Anleihe wäre auch gezeichnet worden und die erste
Milliarde Gold sei schon nach Peking abgegangen. Nach der der Emissionspolitik
zu Grunde liegenden Ansicht müßte nun eine große Nachfrage nach Banknoten
sich einstellen, um das abwandernde Gold wieder zu ersetzen.


Und doch ist es auch hier wieder klar, daß dieser neue gewaltige Sieg der
Goldwährung, die Niederreißung der chinesischen Silbermauer bei Kaufleuten,
Unternehmern, Spekulanten usw. den Glauben an einen durch die Golddrainage
hervorgerufenen Preisrückgang aller Waren, Aktien, Grundstücke erwecken, daß
jedermann sich beeilen würde, alles Verkäufliche abzustoßen, um mit möglichst
geringen Beständen an den von der Baisse erwarteten Verlusten beteiligt zu
sein. Es ist klar, daß wenn alle nur an das Verkaufen, niemand an Kauf und
Unternehmungen denkt, daß, wenn jeder erwartet, alle Waren würden morgen
billiger als heute und übermorgen noch billiger sein, das Geld kaufmännisch
überhaupt nicht mehr angelegt werden kann und daß infolgedessen niemand
Geld von der Notenbank verlangen wird. Wenn Geld außer Land geht und die
Preise sinken, dann ist auch der Rest des Geldbestandes privatwirtschaftlich,
kaufmännisch unbrauchbar. Das Geld kann überhaupt nur so lange kaufmän-
nisch umlaufen, als es in mindestens genügender Menge vorhanden ist und
angeboten wird, um die Warenpreise auf gleicher Höhe zu erhalten. Genug oder
nichts.


Eben in der Baissezeit lesen wir in der Frankfurter Zeitung vom 6. Februar 1909: „ ... es ist buch-


stäblich nicht möglich, für die flüssigen Gelder Unterkommen zu finden.“


Dies ist wohl die Beobachtung, die zu den merkantilistischen Übertreibungen
führte. Sie bildet auch den Grundstock des bimetallistischen Arsenals. Die
Bimetallisten behaupten immer, daß die Anhäufung des Goldes in den
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Banken, ein Beweis des Geldmangels sei, während die Anhänger der
Goldwährung diese Goldbestände als Geldüberschuß ansahen. Die Erfahrung
gab aber dem Bimetallisten recht, denn als die afrikanischen Goldfelder anfin-
gen, große Goldmassen auf den Markt zu werfen, da vermehrten sich die
Bankbestände nicht (was der Theorie der Goldleute doch entsprochen hätte), sie
wurden im Gegenteil sofort vom Handel beansprucht.


Die Emissionsbanken betreten somit einen Circulus vitiosus [Fehlerhafter


Kreislauf], wenn sie den bei jeder Hausse sich einstellenden privatwirtschaftlichen
Geldhunger als Geldbedarf im volkswirtschaflichen, währungstechnischen Sinne
ansehen und diesen Privatbedarf mit volkswirtschaftlichen Mitteln zu decken
suchen. Dieser Bedarf ist, wie das Faß der Danaiden, bodenlos, seiner ganzen
anatomischen Struktur nach unersättlich.


Man sieht hier deutlich, zu welchen Widersprüchen es führt, wenn die
Emissionsbanken nicht zwischen privatwirtschaftlichem Geldhunger und volks-
wirtschaftlichem Bedarf an Tauschmitteln zu unterscheiden wissen, und es lohnt
sich bei der außerordentlichen Bedeutung dieser Widersprüche, das Spiel der
Kräfte, die hier in Aktion treten, näher zu betrachten, denn es ist klar, daß eine
Wendung in dieser verkehrten Währungspolitik erst dann eintreten wird, wenn
ihre Verkehrtheit nicht allein erfahrungsgemäß, sondern auch begreiflich erkannt
worden ist.


Aus irgend einem Grunde, deren es ja im heutigen Geldsystem unzählige gibt,
steigen die Preise und die Preissteigerung erweckt die kaufmännische, spekula-
tive Kauflust. Die Kaufleute suchen Geld, um kaufen zu können und die
Geldverleiher erhöhen der steigenden Nachfrage entsprechend ihre
Forderungen. Der Zinsfuß steigt.


Nun erscheinen die Emissionsbanken auf dem Plane und sagen: der Zinsfuß
steigt; das beweist, daß es an Geld (an Tauschmitteln!) fehlt, und wir haben 
satzungsgemäß die Aufgabe zu erfüllen, die Schwankungen im Geldbedarf durch
Notenausgabe auszugleichen. Wir haben also jetzt einzugreifen, wir müssen 
diesem wachsenden Bedarf an Geld ein vermehrtes Angebot entgegenwerfen,
wir müssen mit unseren Noten den Zinsfuß herunterdrücken. Man würde uns
Vorwürfe machen, wenn wir das nicht täten.


Und sie geben allen, die Zins und Sicherheit bieten, nach Bedarf mit vollen
Händen. Mit diesen neuen Noten erhöhen aber die Kaufleute die Nachfrage auf
den Märkten und Börsen, treiben die Preise hoch, vergrößern die Differenzen à
la hausse, nähren damit die Kauflust, erwecken neuen Hunger nach Geld, trei-
ben den Zinsfuß weiter in die Höhe, was die Emissionsbank zu neuen
Notenausgaben veranlaßt. (Schraube ohne Ende.)


Jedoch im System der Goldwährung ist die Notenausgabe scharf begrenzt
durch die Metallwährung (zumeist Drittelwährung). Ist diese Grenze erreicht, so
ist es aus mit den Emissionen. Ist es aber aus mit den Emissionen, so ist es
auch aus mit der Nachfrage auf den Märkten, aus mit den Differenzen à la
hausse, aus mit der Kauflust, aus mit dem privatwirtschaftlichen Geldhunger. 
Ist es bekannt geworden, daß die Emissionsbank die Dritteldeckung
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erreicht hat, so weiß man auch, daß die Geldquelle versiegt ist und alle, die noch
gestern nicht wußten, wie sie ihren Hunger nach käuflichen Dingen stillen sollten,
sind plötzlich satt, zum Erbrechen satt. Ist der erste und wichtigste Haussier, die
Notenbank, einmal ausgeschaltet, so kippt auch sofort die Hausse in Baisse um,
und alle, die noch gestern Käufer waren, verwandeln sich in Verkäufer, und wer
Geld hat – der sucht es nicht mehr in Waren, sondern in dem Gegenteil – in
Geldforderungen anzulegen. Die kapitalkräftigen Käufer verwandeln sich in
Geldverleiher. Aber Geld sucht jetzt Niemand mehr, höchstens noch solche, die
in der Klemme sind.


Der Zins fällt dann nicht etwa, weil zu viel Geld angeboten wird (die Baisse
beweist, daß das nicht sein kann), sondern weil es an Geld fehlt, um den
Geldhunger länger zu unterhalten.


Weil die Emissionsbank unfähig ist, ihre tollen Versuche, den Zinsfuß durch


Notenausgabe zu drücken, noch länger fortzusetzen – darum fällt der Zins.


Warum aber die Preise nicht die mit Hilfe der Noten erstürmte Höhe behaupten


können, warum auf Hausse die Baisse, der Krach folgen muß, das soll nun


gezeigt werden.


________


Der Rückfluß der Banknoten – eine Notwendigkeit der Stückelung


und der industriellen Brauchbarkeit des Goldes.


Es sind in der Regel verschiedene Ursachen, die in- und durcheinandergrei-


fend, die Banknoten zur Quelle zurücktreiben. Der größeren Klarheit wegen 


wollen wir aber diese Ursachen getrennt voneinander behandeln.


Es sei hier zunächst daran erinnert, daß jeder Wechsel, den die


Emissionsbank diskontiert, eine Verschlechterung des Deckungsverhältnisses


bedeutet, einerlei ob der Wechsel mit Noten oder mit Gold bezahlt wird. Das


Deckungsverhältnis ist ein Bruch, dessen Zähler der Goldbestand, dessen 


Nenner die ausgebenen Noten sind.                  Der Ankauf eines Wechsels 


bedeutet bei Barzahlung in Gold eine Verkleinerung des Zählers, bei


Bezahlung in Noten eine Vergrößerung des Nenners. In beiden Fällen eine


Verkleinerung des Bruches, jedoch mit dem Unterschied, daß eine Bezahlung in


Gold stärker ins Gewicht fällt, als eine Bezahlung in Noten gleichen Betrages.


Der Nenner darf ein vielfaches, gewöhnlich das dreifache des Zählers betragen,


so daß im äußersten Fall die Bezahlung in Gold dreimal so schwer ins Gewicht


fällt wie die Bezahlung in Noten und erst die dreifache mit Noten gekaufte


Wechselmenge die gleiche Schwächung der Bank bewirkt, wie der mit Gold


gekaufte Wechsel. Doch um eine Verschlechterung handelt es sich immer.


Wird nun bei Erreichung der Dritteldeckung (und zu dieser hin wird die


Notenbank durch die Hausse immer getrieben) der Notenbank Gold entzogen, 


so muß sie, um die gesetzliche Dritteldeckung aufrecht zu erhalten,
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für jede Mark, die man ihr in Noten zur Einlösung vorzeigt, eine Mark in Gold aus-


geben und noch zwei Mark in Banknoten einziehen, was sie durch Verkäufe aus


dem Wechselbestand bewirkt.


Der Fall aber, daß der Emissionsbank ein Teil der von ihr im Übermaß (Hausse)
ausgegebenen Noten zur Einlösung vorgelegt wird, muß mit Notwendigkeit über
kurz oder lang eintreten, und zwar


1. Der Stückelung wegen, weil der Verkehr nicht unbegrenzt viele Banknoten
ohne entsprechende Mengen Kleingeld (Zehn- und Zwanzigmarkstücke) aufneh-
men kann. Nehmen wir an, daß bei einem Münzumlauf von 4 Milliarden 2 Milliarden
in Noten von 100 Mark und darüber ausgegeben wären und daß dies das richtige
Mischungs- und Stückelungsverhältnis für den Verkehr sei, so würden bei einer
Vermehrung des Notenumlaufes auf 3 Milliarden und unveränderter Münzmenge –
zwei Milliarden an Münzen fehlen. Der Umstand, daß die Hausse die Münzen und
auch die Noten verkleinert, bleibe hier unberücksichtigt. (Die jetzt in Umlauf befind-
lichen Noten von 1 – 2 – 5 – 10 – 20 – 50 M. sind ein Kriegserzeugnis.)


Nun kann man allerdings annehmen, daß das Stückelungsverhältnis durchaus
kein starres ist, und daß die Emissionsbank, wenn sie es wünscht und sie die
Unterstützung der sonstigen Banken und der Staatskassen hat, sehr wohl größere
Mengen Noten in den Verkehr pressen kann.


Aber schließlich kommt doch der Augenblick, wo der Verkehr mit Banknoten von
100 Mark, 5 Pfund Sterling, 100 Franken und darüber gesättigt ist, wo darum jede
neue Note zur Quelle zurückkehren muß, um gegen Kleingeld umgetauscht zu 
werden. Diese zur Bank zurückströmenden Noten treffen die Bank dann um so
schwerer, je näher sie sich mit diesen Noten der Dritteldeckung gegenüber befindet.


Würden diese nicht zur Stückelung passenden Noten immer gleich und in dem-
selben Verhältnis wie sie ausgegeben werden, zurückfließen, so wüßte die Bank,
wie es mit der Aufnahmefähigkeit des Marktes steht und könnte dann danach 
handeln.


Aber es ist nicht so. Haussespekulation arbeitet in der Regel in großen Beträgen,
und der Bequemlichkeit wegen verlangt sie das Geld in großen Abschnitten. Diese
treiben sich dann im Großverkehr, bei Großkapitalisten, Banken,
Grundstücksspekulanten usw. Gelegenheitsgeschäfte abwartend, längere Zeit
herum und kommen nur allmählich in den Kleinverkehr, wo erst ihr Umlauf auf
Schwierigkeiten stößt und diese den Umtausch gegen Kleingeld veranlassen.


Es vergeht also Zeit zwischen der Ausgabe und dem Rückfluß der Banknote und
dadurch wird die Bank über die Aufnahmefähigkeit des Marktes getäuscht. In dieser
Zwischenzeit gibt sie weiter Noten aus, nähert sich immer mehr der Dritteldeckung,
und wenn dann die Noten zur Einlösung vorgezeigt werden, dann verursachen sie
der Bank umsomehr Verlegenheit, je mehr Zeit zwischen Ausgabe und Rückfluß
verstrichen ist.


Dieser Rückfluß der Noten geschieht aus rein zahlungstechnischen Gründen,
nicht etwa weil ein Überfluß an Tauschmitteln vorhanden ist. Es herrscht nur ein
Mißverhältnis in der Stückelung, im Verhältnis zu großen Stücken Mangel an
Kleingeld; in Ländern, wie Nordamerika, wo Noten in jedem
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Betrag bis herab auf einen Dollar ausgegeben werden, findet ein solcher
Rückfluß natürlich nicht statt. Von Geldüberfluß kann jetzt, nachdem die Hausse
alle Preise ergriffen hat, keine Rede mehr sein, da ja mehr Geld nötig ist, um die
gleichen Waren umzusetzen, als vor der Hausse. Und was das Geld an
Verschleißkraft eingebüßt, das muß die größere Menge ersetzen. Statt 100
gehören jetzt 120 – 130 – 150 M. auf den Kopf der Bevölkerung um dieselben
Warenumsätze zu bewirken. Entsprangen bei Beginn der Hausse die Ansprüche
an die Notenbank dem spekulativen Geldhunger, so handelt es sich jetzt bei der
vollzogenen Hausse um echten Geldbedarf, denn das Geld wird von der Ware
beansprucht. Statt 1000 M. braucht der Kaufmann 1500 M. für den gleichen
Umsatz, der Unternehmer muß 150 000 M. statt 100 000 für das gleiche Haus
aufwenden, und der Staatsbetrieb verlangt 3 statt 2 Milliarden. Fehlt es an Geld,
um den Warenaustausch auf der erreichten Preishöhe zu bewirken, so setzt
auch gleich die Baisse ein. Und das Geld wird fehlen, wenn die Noten zum
Umtausch gegen Kleingeld zur Bank zurückfließen und diese dann für jede Mark
in Gold drei Mark in Noten einziehen muß – zumal das Zurückströmen der Noten
bei der Bank die irrige Meinung erwecken mag, daß die Noten einen Überfluß an
Geld bedeuten und die Bank dadurch veranlaßt wird, noch weitere
Einschränkungen des Notenumlaufes vorzunehmen.


Der Rückfluß der Banknoten zur Ausgabestelle geschieht auch


2. durch den durch die Hausse verursachten größeren Goldbedarf der
Industrie. Gold ist industriell verwendbar; die Goldwährungstheorie behauptet


sogar, daß der Geldstoff überhaupt industriell verwendbar sein müsse. Diese


industrielle Verwendbarkeit wächst aber mit der größeren Wohlfeilheit des


Goldes, die in der Hausse liegt. Erhält der Bauer für einen Sack Kartoffeln 10


Gramm Feingold, so erhält er durch die Hausse für denselben Sack jetzt 


12 – 15 – 20 Gramm und für das Tagesprodukt erhält der Arbeiter 6 statt 3


Gramm Gold, da ja jede Mark – einerlei ob Silber oder Nickel, ein Recht auf


Feingold gibt.


Diese relative Billigkeit des Rohstoffes kann natürlich nicht ohne Einfluß auf die


Nachfrage nach Goldwaren sein. Das Gold sinkt von der ersten Gesellschafts-


klasse in den Bereich der zweiten und dritten und würde, falls es sehr billig


würde, in der breiten Masse des Proletariats Absatz finden. Der Weber im


Eulengebirge kauft einen goldenen statt einen silbernen Ehering, der Bauer


ersetzt die silberne Uhrkette durch eine goldene usw. Wo schon Gold in Ge-


brauch war, da wird Quantität und Qualität erhöht. Das 18karätige verdrängt das


14- und 8karätige Gold, und den von der Großmutter geerbten dünnen Armreifen


verdrängt das breite massive Armband. Und auch sonst in der Industrie macht


sich das Gold breit. Was man sonst versilbert, wird jetzt vergoldet, und Tafel-


aufsätze, Wagengeschirr, Kirchengerät, Heiligenbilder, Bilderrahmen usw. werden


mit einer Goldschicht überzogen; in der Schwefelsäureindustrie ersetzt der 


goldene Kessel den schlechteren aus Blei oder den teureren aus Platin.


Und all dieses Gold ist Geldstoff, war oder wäre Geld: So geschieht es denn,
daß so viel Noten die Emissionsbanken in den Verkehr bringen, 
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so vielen Goldmünzen weisen sie damit den Weg in den Schmelztiegel, und 
würden die Banken mit der Notenausgabe fortfahren, so würde auch mit der Zeit
die letzte Münze eingeschmolzen werden.


Die Goldmünze entgeht ja nur deshalb dem Schmelztiegel, man trägt sie nur
deshalb im Beutel, statt als Armband, weil sie zu teuer ist und ihr Preis die
industrielle Massenverwendung ausschließt. Die Existenz der Münze verlangt,
daß ihr Preis sie industriell unbrauchbar mache.


Das alles wäre nun ohne große Bedeutung, wenn das Abströmen des Goldes
zur Industrie immer sofort Schlag auf Schlag der Notenausgabe folgte, denn
dann würde bald ein Mangel an Münze (10- und 20-Markstücke) sich fühlbar
machen, der einerseits der Hausse Nahrung entziehen würde, andererseits einen
Rückfluß der Noten zur Bank (Umtausch gegen die fehlende Münze) verursa-
chen, der die Bank zur Vorsicht mahnen würde. Aber zwischen der Ausgabe der
Noten und der Abwanderung der Münze in die Industrie vergeht Zeit, und wäh-
rend dieser Zeit bleibt die Bank wieder ungewarnt, sie diskontiert sorglos weiter,
und wenn dann der unausbleibliche Rückfluß der Banknoten eintritt, so trifft es
die Bank wieder gerade dann, wenn sie der Dritteldeckung am nächsten ist und
das Gold am schwersten entbehren kann. Je länger es dauert, ehe die Banknote
das Einschmelzen der Münze zu einer Uhrkette veranlaßt, um so schlimmer die
Wirkung. Und es ist unschwer anzunehmen, daß die Banknote zu dieser
Metamorphose mehrere Jahre gebrauchen kann.


Wandert nun das Gold in den Schmelztiegel, so fehlt es wieder an der richtigen
Stückelung und nur um das fehlende Kleingeld zu beschaffen, nicht weil die Note
überschüssig wäre, wird sie der Bank zur Einlösung vorgezeigt.


Welche Verheerungen unter Umständen der industrielle Verbrauch der Münzen
anrichten kann, läßt sich an folgenden Annahmen ermessen: Einer
Emissionsbank werde von den afrikanischen Goldfeldern 1 Milliarde Mark zuge-
führt. Die Bank wird hierauf 3 Milliarden in Noten ausgeben können und wird
auch dazu durch die Hausse, die bei solchem Goldzufluß sofort einsetzt, getrie-
ben werden. Wir lassen hier alle Hemmungsmomente, die durch die Stückelung
gegeben sind, bei Seite und nehmen an, daß die 3 Milliarden nach und nach im
Laufe von zwei oder drei Jahren (der Lebensdauer der Hausse) ausgegeben
wurden. Während dieser Zeit hat man viel, emsig gearbeitet und der allgemeine
Wohlstand ist mächtig gefördert worden. Die Sparkassen strotzen von Einlagen,
die Schuldner (das sind die produzierenden breiten Volksmassen) sind außer-
dem noch durch die Hausse entlastet worden. Im ersten Jahre der Hausse, der
„goot times“ wie die Amerikaner sagen, hat man das Haus neu angestrichen, im
zweiten Jahre hat man das sehnlichst gewünschte Piano angeschafft und im 
dritten Jahre der Hausse, nachdem alles Unentbehrliche angeschafft, denkt man
an das Entbehrliche und kauft eine goldene Uhr, ein goldenes Armband, eine
goldene Kette. Den Stoff hierzu entnehmen die Juweliere dem Umlauf. Wie viel
Gold die Industrie nun brauchen wird, in welchem Verhältnis dieser Verbrauch zu
den 3 Milliarden Noten stehen mag, ist natürlich nicht zu berechnen, aber eins
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steht fest – je mehr Noten, je höher die Hausse, um so größer der industrielle
Verbrauch der Münze. Stände nun dieser Verbrauch im Verhältnis zur Hausse
(wie es sowohl die reine Goldwährungstheorie wie auch die Quantitätstheorie
behauptet) so würden 3 Milliarden Noten 3 Milliarden Münzen in den
Schmelztiegel werfen, und dieser Ausfall von 3 Milliarden an Münzen würde 
3 Milliarden an Noten der Emissionsbank zuführen und zwar gerade gegen Ende
der Hausse, im Moment, wo die Dritteldeckung erreicht und wo die Bank darum
für jede Mark, die ihr in Gold entzogen wird, 3 Mark in Noten einziehen muß. Die
3 Milliarden in Gold, die man der Bank entzieht, würden also die Bank zwingen,
durch Verkäufe aus dem Wechselbestand bis zu 6 Milliarden (6 Milliarden, wenn
die Bank für ihre Wechsel nur Noten, kein Gold erhält; 3 x 3 Milliarden weniger 3
zur Einlösung vorgezeigter Milliarden = 6 Milliarden) in Noten dem Verkehr zu
entziehen. Die industrielle Verwendbarkeit des Geldstoffes im Verein mit der
Banknotenpolitik könnte also dahin führen, daß eine Zufuhr an Geldstoff von 
1 Milliarde in Gold dem Verkehr schließlich bis zu 6 Milliarden Umlaufsmittel
kosten könnte.


Daß es nicht so weit kommen wird, ist ja klar, da in diesem Zyklus viele


Hemmungen auftreten. Es soll ja hier auch nur die Richtung gezeigt werden, in


der die Banknotenpolitik sich bewegt. Für das, was wir beweisen wollen, genügt


es, daß von den ausgegebenen Noten ein Teil mit Notwendigkeit gerade dann


zurückkehrt, wenn die Bank der Dritteldeckung am nächsten ist.


In Ländern, wo die Stücklung der Banknoten bis herab auf einen Dollar, Rubel usw. gestattet ist,


würde die Abwanderung der Münze zur Industrie überhaupt als Verkehrshindernis nicht beobachtet


werden, da die kleinen Noten ja die Münze für Handelszwecke vollkommen ersetzen. Auch würde,


während sich das Einschmelzen der Münzen vollzieht, kein Geldmangel sich fühlbar machen müs-


sen, da ja die während der Hausse sich regelmäßig vermehrenden Wechsel, Schecks und die ver-


größerte Umlaufsgeschwindigkeit die Lücken ausfüllen können, die das Einschmelzen der Münzen in


das Geldangebot reißen mag. Braucht aber dann die Notenbank Gold für die Aufbesserung ihrer


Reserven und verkauft sie zu dem Zwecke Wechsel aus ihrem Bestande, so bringt dieser Verkauf


nur Noten, kein Gold ein, weil ja der Verkehr von der Goldindustrie drainiert worden ist. Sie muß sich


dann an das Ausland wenden (Amerika).


Aber noch aus einem andern, viel peinlicheren Grunde kann die Notenbank an


die Inschrift ihrer Noten erinnert werden und zwar:


3. weil in Zeiten allgemeinen Mißtrauens (welches ja schon die Annäherung an


die Mindestdeckung erwecken muß) das Geld dem Verkehr entzogen wird, um


vergraben zu werden (they are hoarding the money, wie Roosefeld sagt) und weil


man für solche Zwecke lieber Gold als Banknoten verwendet.


Wenn während der Hausse die in Sparbüchsen, Strümpfen, Matratzen,


Geldschränken aufbewahrten Geldmassen zum großen Teil in den Verkehr


gelockt werden, so kehren diese Massen bei Erreichung der Dritteldeckung (das


Signal des kommenden Konjunkturumschwunges) in ihre Schlupfwinkel zurück,


und trifft es sich, daß sich dieser Umschwung mit einer Panik ankündigt, so kann


man annehmen, daß viele solcher Schatzbildner auch die Banknote mißtrauisch


betrachten und sie für alle Fälle gegen Gold umtauschen.
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Wir brauchen hier nicht weiter auf diesen Mißbrauch des Tauschmittels einzu-
gehen, die letzten Ereignisse in Nordamerika haben es ja aller Welt gezeigt, wie
die Panik wirkt. (Es ist hier von der 1907 in New-York ausgebrochenen Panik die
Rede.)


–


Die Banknote treibt also die Preise hoch, kann sie aber nicht auf der erreichten
Höhe halten, weil mit der Hausse das Gold absolut und relativ zusammen-
schmilzt, das Fundament der Banknote (nicht des Papiergeldes) also untergra-
ben wird. Die Banknote, so wie sie heute verwendet wird, erzeugt also nur
Differenzen, während ihr eigentlicher Zweck doch die Glättung der Differenzen
sein soll.


Die Erhebung des Zinsfußes zum Maßstab des Geldbedarfes führt also nicht
nur mit Notwendigkeit zu einer fortschreitenden Erhöhung des Zinsfußes, son-
dern treibt auch mit gleicher Notwendigkeit die Emissionsbanken zur
Erschöpfung ihrer Mittel. (Dritteldeckung.) Und diese Erschöpfung ist dann für
den Markt der Schreckschuß, das Zeichen der Debacle [Zusammenbruch], der
Krach, der die Baisseperiode einleitet.


Wie der Alchimist dasselbe Experiment tausend und abermal wiederholt, immer
in der heimlichen Hoffnung, daß durch eine glückliche Konstellation es doch ein-
mal gelingen möge, so suchen nun schon seit ihrem Bestehen die
Emissionsbanken den Zinsfuß mit vermehrten Geldmassen zu drücken. Sie
haben immer nur das Gegenteil eines Erfolges wahrgenommen, aber das wird
sie nicht hindern, morgen dasselbe unsinnige Experiment noch einmal zu ver-
suchen. Und sie versuchen das gerne, denn die technischen Mißerfolge und die
theoretische Blamage bringen ihnen Profite ein, die um so größer sind, je voll-
kommener der Unsinn zu Tage tritt, je höher der Zins unter dem Drucke der
Banknote in die Höhe schnellt. Wän ech nömme de Dubelen (dublones = Geld)
han; an hot (der Theorie) os mirr nüst geläge.


Es ist natürlich gar nicht nötig, daß die Notenbank die gesetzliche
Mindestdeckung der Noten erreicht, um die Baisse einzuleiten. Abgesehen
davon, daß irgend ein Weltereignis, etwa ein Kriegsgerücht, mit einem Ruck den
Glauben an die Hausse in einen Glauben an die Baisse verwandeln kann, ist
auch die Tatsache, daß die Bank sich der Dritteldeckung nähert, ein genügender
Anlaß, um vorsichtige Leute zur Zurückhaltung zu veranlassen. So lange das
Erreichen der Dritteldeckung noch im weiten Felde liegt, treibt alles nach oben.
Jeder kauft, der hohe Zinsfuß für das Leihgeld ist für die meisten Geschäfte bei
einer ordentlichen Hausse ein geringes Hindernis – denn 6% machen nur 1/2% im
Monat aus.


Ist man aber dicht bei der Dritteldeckung oder wird nur allgemein geglaubt, daß
man bald diese Grenze erreichen wird, dann zieht sich jeder Vorsichtige zurück,
und dieses Zurückziehen heißt nichts anderes, als die während der Hausse
gesuchten und gekauften Waren abzustoßen, d.h. in Geld oder Geldforderungen
zu verwandeln. Und davon wird ihn auch der jetzt zurückgehende Zinsfuß nicht
abhalten, denn bei einer Baisse spielt der fallende Zinsfuß wieder nur eine ge-
ringe Rolle. – Was man am Zinsfuß etwa spart, verliert man ja doppelt und zehn-
fach am Rückgang der Warenpreise.
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Diejenigen, die dem Gebaren der Notenbanken nur wenig Aufmerksamkeit
schenken, und das sind in der Regel alle, die weiter ab von der Börse und tiefer
in der Industrie stecken, kommen gewöhnlich etwas später zum Glauben an den
Umschwung. In der Fabrik arbeitet noch alles mit Hochdruck an der Erfüllung der
Lieferungskontrakte. Das sieht nicht nach Krise aus. Aber an der Börse sucht
man alles in Geld oder Geldforderungen zu verwandeln. Wer Geld oder erst-
klassige Wechsel besitzt, kann getrost und mit Vergnügen der Baisse entgegen-
sehen. Vor dem Rückgang der Preise und Kurse ist er geschützt; seine
Forderungen lauten auf Geld und für dieses Geld erhält er morgen mehr als
heute und übermorgen noch mehr. Aber die Forderung muß sicher sein, und
kann die Baisse nicht viele Schuldner unsicher machen? Muß sie es nicht mit
Notwendigkeit? Da erscheint Vielen bares Geld ohne Zins besser, als mancher
Wechsel, den man noch gestern unbedenklich diskontierte. So wird die Baisse
regelmäßig von einer Krediteinschränkung begleitet. Das Akzept  wird abgelehnt,
die Prolongation [Verlängerung] verweigert; Geld, bares Geld will die Bank sehen.


Nun wird der Produzent, der gestern noch nicht an einen Umschwung glauben
wollte, stutzig, aber sollte er nicht wenigstens noch Zeit haben, langsam zu liqui-
dieren? Er bezahlt darum den bei Ausbruch der Krise von der Emissionsbank
noch weiter erhöhten Zins (Abwehrzins), um nur nicht seine Waren verschleu-
dern zu müssen. Es handelt sich vielleicht nur um eine vorübergehende, kurze
Erscheinung? So hält der hohe Zinsfuß der Hausseperiode noch über den
Beginn der Baisse an, aber wenn ihn vorher der Schuldner mit Leichtigkeit aus
den Überschüssen, die die Haussedifferenzen lieferten, aufbrachte, wird er jetzt
von dem nach Luft schnappenden Unternehmer, aus seinem Kapital, von seinem
Herzblut gezahlt. Bei der Hausse waren es freiwillig unternommene, neue
Unternehmungen, für die er Zins zahlte; er bezahlte also den Zins auch freiwillig,
aber die Liquidation oder Weiterführung des neuen Unternehmens ist keine frei-
willige Handlung mehr, Der Unternehmer steckt jetzt in einer Zwangslage – er
muß den verlangten Zins zahlen. Und je länger er für den Verkauf seiner Waren
Zeit zu gewinnen sucht und den Wucherzins zahlt – um so schlimmer für ihn.
Den Letzten beißen die Hunde – die Letzten, die vielen Letzten.


Im Sommer 1907 bot die Lage der Reichsbank keinen Anlaß mehr zu rasender
Haussefreude; es war nicht mehr viel Haussefutter aus ihr herauszuholen. Und in
den anderen Goldwährungsländern waren die Inflationen auch nicht mehr weit
von ihrem währungstechnischen Maximum, aber mancher der à la Hausse lag,
glaubte doch noch Zeit zu haben, und mancher hielt es sogar noch für nützlich,
sich auf Vorrat mit Waren zu versehen. Da kamen die interessanten
Geldmanipulationen der Könige von und in Amerika, und die Goldentnahmen aus
der Deutschen Reichsbank für Amerika brachten das deutsche Institut gleich
einen ordentlichen Ruck näher an die Minimaldeckung; so traten auch die
Erscheinungen, die den Übergang von Hausse zu Baisse begleiten, mit einem
Ruck und in besonderer Deutlichkeit auf, so daß der Zinsfuß den
Reichsbankdiskont einen Rekord erleben lassen konnte. Um so schneller haben
sich auch die Erscheinungen der vollendeten Baisse eingestellt,
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deren charakteristischste, die Apathie des Geldes, der sinkende Zinsfuß ist. Ein
großer Teil der Geldsurrogate ist verschwunden (Wechsel), die Banknotenmenge
ist erheblich eingeschränkt, und trotzdem häuft sich das Bargeld in den Banken.
Niemand kann etwas damit anfangen; selbst zinsfrei kann, solange die Baisse
andauert, niemand das Geld zu neuen Unternehmungen verwenden.


Doch die Reichsbank ist stolz darauf, daß es ihr mit dem hohen Diskont gelun-


gen ist, die Goldwährung verteidigt zu haben. Ein eitler Stolz, wie das folgende


Kapitel zeigen wird.


________


Der Goldbestand der Emissionsbanken kein Maßstab der


Notenausgabe.


Für die Betrachtung der Währungserscheinungen ist es nötig, zu unterscheiden


zwischen den Notenemissionen, die gleichzeitig in allen Goldwährungsländern


und solchen, die nur in einzelnen von diesen Ländern betrieben werden.


Erstere sind eine stetige Begleiterscheinung jeder allgemeinen internationalen


Vermehrung der Gold- und Geldproduktion, da ja wie wir gesehen haben, der


Geldhunger mit der Geldvermehrung zusammen wachsen muß und die


Notenbanken es bisher als ihre Aufgabe betrachtet zu haben scheinen, diesen


Geldhunger durch Vermehrung der Emissionen zu stillen.


Solche Notenemissionen haben auf die Zahlungsbilanz der einzelnen Länder


keinen unmittelbaren Einfluß, denn da die der Goldvermehrung entsprechende


Preissteigerung international ist, so bleibt das Verhältnis der Einfuhr zur Ausfuhr


jedes einzelnen Landes unverändert. Nur bei den stark im Ausland verschuldeten


Staaten ändert sich dieses Verhältnis insofern, als sie bei erhöhten Preisen 


weniger Ware für den Schuldenzins an das Ausland abzuliefern haben und den


Überschuß dann für vergrößerte Importe oder auch wohl in bar für währungs-


technische Zwecke verwenden. (Argentinien z.B.)


Jede örtliche, d.h. einseitig nationale Notenvermehrung führt dagegen zu ein-


seitig national erhöhten Preisen; daher zu erleichtertem Import und erschwertem


Export von Waren und schließlich zu einer Verschiebung in der Zahlungsbilanz


zugunsten eines Exportes von Gold. Das Material für diesen Export holt man


sich mit den Banknoten von den Emissionsbanken.


Im Sinne der Goldwährung bedeutet hier Nation das Gebiet der Banknote. Nicht immer decken


sich die Grenzen dieses Gebietes mit den politischen Grenzen des Landes.


So strömen dann die Banknoten zur Quelle zurück, und die Emissionsbank


sieht nun ihren Goldschatz mit Sorgen zusammenschrumpfen. Diesen


Goldschatz sucht sie zu verteidigen.


Nun gibt die Emissionsbank die noch gestern verteidigte Ansicht auf, daß sie
im Sinne der einer Emissionsbank gestellten Hauptaufgabe wirke, wenn sie all
denen, die Zins und Sicherheit bieten, Geld nach Bedarf gibt. Den Geldhunger
der Kaufleute als Maß für die Notenausgabe erachtet sie
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jetzt für gefährlich und ohne Rücksicht darauf, daß ihre Kundschaft auf den
Bankkredit rechnete, um auf alle Fälle die einmal mit dem Bankkredit in Angriff
genommenen Geschäfte wenigstens mit demselben Kredit liquidieren zu können,
stellt die Emissionsbank den Diskont auf eine Höhe, die bei der Baisse weder
dem Gewinn aus Differenzgeschäften, noch dem Realkapitalzins entspricht. Und
andere Quellen gibt es doch nicht. Nur Leute, die sich in Not befinden, bezahlen
z.B. den bei dem Ausbruch der amerikanischen Krise von der Reichsbank auf
71/2 und 81/2 Prozent erhöhten Zins. Nach dem Ausbruch jeder Krise handelt es
sich ja nur mehr um Liquidation eingegangener Verpflichtungen, nicht um neue
Geschäfte. Diese Liquidation erschwert die Notenbank im vermeintlichen
Interesse ihres Barschatzes durch den Abwehrzins von 71/2 Prozent, der aber,
wenn ihn jemand bezahlt, nur ein Notstandszins, also eigentlich Wucherzins sein
kann.


Der Zinsfuß von 71/2 kann bei einer Hausse in der Regel leicht aufgebracht werden, da
die Differenzen reichlich Deckung schaffen. Bei Liquidationen (Baisse) ist solcher Zins
sicher Wucherzins, denn Liquidationen bringen Verluste, keinen Zins ein.


Wucherer ist nicht der Mann, der soviel nimmt wie er kann, sondern jener, der andere
durch Darlehen zu Geschäften animiert, mit dem Hintergedanken, später den für die
Fortführung der Geschäfte nötigen Kredit zu entziehen um die Verlegenheiten dann aus-
zubeuten.


Just diese Rolle, wenn auch unbewußt, haben bisher die Emissionsbanken gespielt. Sie
haben mit ihren Emissionen animiert, dann haben sie gebremst und denen, die in
Verlegenheit gerieten, den Zinsfuß erhöht [Angeblich handelten sie im öffentlichen
Interesse. Und die verantwortlichen Personen mögen auch ehrlich diese Meinung haben.
Mir (S.G. 1921) aber wird es täglich klarer, daß diese verantwortlichen Personen, wie die
Sitzredakteure mancher Zeitungen nur Puppen sind, die die Befehle der Hochfinanz aus-
führen, derem Einfluß sie ihre Stellung verdanken. Bei dem Krach von 1907 in New-York
ist die Mitwirkung der Notenbank völlig erwiesen.].


Dabei liegen gewichtige Gründe vor für die Annahme, daß die zum Schutze
des Goldschatzes eingeführte gewalttätige Erhöhung des Zinsfußes (71/2 und 81/2


Prozent) unnötig ist, daß auch unter Beibehaltung, ja sogar unter Herabsetzung
des Zinsfußes, die Gesuche um Wechseldiskont bald nach Eintritt der
Goldausfuhr und noch bevor der Schatz der Emissionsbank erschöpft worden,
zusammenschmelzen würden, weil eben mit der Goldausfuhrerscheinung die
Unmöglichkeit einer weiteren Hausse der gesamten Geschäftswelt offenbar wird,
was ja an sich mehr als ausreicht, um die Kauflust zu dämpfen, den Geldhunger
zu stillen, und in das Gegenteil umschlagen zu lassen.


Die Zinshöhe und -erhöhung selber ist es gewöhnlich gar nicht, die Eindruck auf die


Geschäftswelt macht, sondern vielmehr der dazugegebene Kommentar. Wenn die Bank


von England, die Deutsche Reichsbank, die den Zinsfuß oft wechseln, den Diskont von 5


auf 6 erhöhen, so kann das eindruckslos bleiben, erhöht dagegen die Bank von


Frankreich, die nur sehr selten den Diskontsatz ändert, den Zinsfuß von 3 auf 31/2, so


kann das als ein gewichtiges Symptom dafür angesehen werden, daß die Bank ihren


Goldbestand für bedroht hält und das macht dann Eindruck, nicht das halbe Prozentchen.


Es braucht auch gar nicht zur Goldausfuhr zu kommen, die Erreichung der
Dritteldeckung hat genau dieselbe Wirkung. Weiß die Geschäftswelt, daß die
Emissionsbank die Dritteldeckung erreicht hat, so weiß sie auch, daß die
Hochkonjunktur ein Ende nimmt. Denn das Ende der Hochkonjunktur ist 
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zugleich der Anfang der Baisse und bedeutet für den gesamten Handel einfach
Stillstand. Welcher Händler wird kaufmännisch Teer, Kalk, Petroleum usw. erwer-
ben, wenn die erwartete Baisse den Verkaufspreis unter den Einstand zu drük-
ken droht; welcher Unternehmer wird heute Eisen, Holz, Maschinen kaufen,
wenn er hofft, daß er diese Dinge morgen billiger als heute, übermorgen aber
noch billiger erhält, wenn er fürchten muß, daß die Konkurrenten, die morgen
kaufen, einen Vorsprung haben werden gegenüber ihm, der heute kauft? Eine
Sache kaufmännisch erwerben mit der Aussicht, sie ohne Gewinn, wahrschein-
lich mit Verlust veräußern zu müssen (und das ist der Sinn der Baisse), das tut
doch niemand; für solche Geschäfte gibt man kein Geld her und noch weniger
borgt man sich welches. In solchen Zeiten läßt der Kaufmann das Geld unbe-
rührt, auch das der Emissionsbank.


Und tatsächlich sieht dann auch die Emissionsbank, bald nachdem die
Goldausfuhr eingesetzt hat oder der Schatz auf die Dritteldeckung gefallen ist,
daß das Geld vom Markte zur Bank zurückströmt, als Depotgelder, als Gelder,
die der Kaufmann, der Unternehmer nicht verwenden kann. Natürlich bringt die
Emissionsbank die Erscheinung in Beziehung zu ihrem hohen Diskontosatz, was
ihren Glauben an die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit ihrer Diskontopolitik
mächtig stärkt!!


Es wäre aber auch ohne die Diskontoerhöhung so gekommen, und dabei hätte
die Bank dem Handel einen besseren Dienst erwiesen. Nach Eintritt der
Goldausfuhr oder nach Erreichung der Dritteldeckung und der damit einsetzen-
den Baisse handelt es sich bei den Gesuchen um Wechseldiskont gewiß nicht
mehr um neue Geschäfte, sondern nur um die Mittel zur Abwicklung noch nicht
zu Ende geführter Geschäfte, um notleidende Geschäfte. Und diese Abwicklung
dürfte die Emissionsbank nicht durch Erhöhung des Zinsfußes erschweren, 
sondern im Gegenteil durch mäßigen Zins erleichtern. Sie, die Emissionsbank,
hat mit ihren Noten die Hausse ermöglicht, sie hat den Kaufmann zu neuen
Unternehmen animiert, sie, die Emissionsbank hätte darum auch für eine mög-
lichst verlustfreie Abwicklungsmöglichkeit dieser Geschäfte zu sorgen. Die
Emissionsbank weiß auch, daß bei jeder Alarmierung des Handels, wie es jedes-
mal der Fall ist, wenn die Hochkonjunktur umschlägt, der Kredit eingeschränkt
wird, und daß das Bargeld an die Stelle der Wechsel, der Stundung tritt, und daß
infolgedessen größere Bargeldmassen nötig werden. Und es wäre doch eine
schöne Aufgabe der Emissionsbank, durch Banknoten die Geldsurrogate
(Wechsel, Scheck, Stundung usw.) zu ersetzen, denen der Alarm die
Kursfähigkeit genommen.


Entschuldigt werden die Emissionsbanken für ihre brutale Zinserhöhung im
Moment der Krise durch den Umstand, daß sie als ihre erste und wichtigste
Pflicht die Aufrechterhaltung der Goldwährung, d.h. des Pariumlaufes von Kupfer,
Nickel, Silber, Papier und Gold betrachten, und daß sie für die Zwecke der
Auslandszahlungsbilanz in den umlaufenden Metallgeldmassen so gut wie keine
Unterstützung finden. Das gesamte für den Export nötige Gold wird regelmäßig
von den Privatbankiers nicht dem Umlauf, sondern dem Goldschatz der
Emissionbanken entnommen.
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Und dieser Goldschatz, so groß er auch sein mag, wird für das
Verantwortlichkeitsgefühl der Emissionsbankdirektoren immer winzig klein
erscheinen. [Welchen persönlichen Gewinn könnte auch einem Staatsbeamten die Übernahme


einer Verantwortung bringen? Der Bürokrat läßt lieber ein Reich zugrunde gehen, ehe er sich mit


einer Verantwortung belastet.] Ist es doch immer nur das unbedingte Vertrauen in die
Einlösbarkeit der Banknote, das ihre Inhaber davon abhält, die Noten zur
Einlösung vorzuzeigen. An dem Tage, wo die Einlösbarkeit zweifelhaft erscheint,
werden sämtliche Noten der Emissionsbank zur Einlösung vorgezeigt. Und das
wäre der Bankerott der Notenbank und zugleich auch die Unterbrechung aller
Geschäfte, die bis dahin von den Banknoten vermittelt wurden.


Das Vorgehen der Notenbanken ist also verständlich. Aber was hat das alles,
was hat der Goldschatz, die Einlösbarkeit, der Diskontosatz eigentlich mit dem
Zwecke des Geldes, dem Warenaustausch zu tun?


Die Schwierigkeiten, auf die die Emissionsbanken stoßen, rühren daher, daß
sie den Charakter des Geldes als Tauschmittel der Waren verkennen, daß sie
sich nicht um die Warenpreise kümmern, daß es ihnen einerlei ist, ob die Preise
steigen oder fallen. Würden sie bei den Emissionen sich nach den Warenpreisen
statt nach dem privatwirtschaftlichen Geldhunger und ihrem Goldschatz richten,
würden sie bei steigenden Preisen (Hochkonjunktur) den Diskont glatt verwei-
gern, so würden auch keine Verschiebungen in dem bestehenden Verhältnis zum
Warenimport vorkommen und die Schwankungen in der Zahlungsbilanz würden
vermieden werden.


Die Warenpreise, nicht der Goldschatz sollen das Maß des Geldbedarfes sein.
Es genügt, daß dieser Grundsatz in allen Ländern anerkannt wird, um die
Schwankungen im Goldbestand der Emissionsbanken auf ein Minimum zu
beschränken.


Das Geld ist Tauschmittel der Waren, und wo in der Verwaltung des Geldes die
Richtlinien anderswo als bei den Waren gesucht werden, da kann man auch
sicher sein, daß irgend etwas in Unordnung geraten wird. Der Goldschatz ist im
System der Goldwährung ein Mittel zur Regulierung der Emissionen, aber als
Maß des Geldbedarfes kann er niemals gelten. Wenn der Goldexport (resp.
Import) jeder nationalen Vermehrung oder Verminderung der Notenemission
sofort auf dem Fuße folgte, so könnte der Goldschatz wenigstens als Maß des
internationalen Geldbedarfes im System der Goldwährung gelten. Aber das ist
nicht der Fall. Genau wie die durch die Banknote erzeugte Hausse Zeit braucht,
um das Gold der Industrie zuzuführen, so braucht auch bei einer einseitig natio-
nalen Hausse die Banknote Zeit, um die Zahlungsbilanz zu beeinflussen und um
das Gold über die Grenze zu werfen. Während dieser Zeit richtet sich die
Volkswirtschaft auf die erhöhten Preise ein, und wenn dann in der Notenbank die
Gefahr erkannt wird, so kann sie nicht bremsen, ohne eine Krise auszulösen.
Denn Bremsen heißt in diesem Falle auf die Baisse hinarbeiten und Baisse heißt
Krise. Und ist die Krise nicht der Beweis des Bankerottes der Währung? Was
könnte durch den Bankrott der Währung (einerlei wie man sich diesen denkt) der
Volkswirtschaft denn noch Schlimmeres erwachsen
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als Krise mit ihrem Gefolge, der Arbeitslosigkeit, dem Hunger, der Revolte. Die
Notenbank schützt den Goldbestand, sie sichert die Einlösbarkeit der Noten; aber
mit welchen Opfern muß die Volkswirtschaft diese Leistung bezahlen? Wie viele
Milliarden gehen dem Volke durch die Geschäftsstockung verloren, wie viele
Kaufleute werden entehrt, wie viele Arbeiter werden zu Bettlern, wie viele
Millionen Ausfälle erleiden die Staatseinnahmen durch die Baisse, die die
Notenbank erzwingen muß – um ihren Goldschatz zu schützen? Diesen winzigen,
elenden Goldschatz! Allein die Börsenverluste, die die Baisse erzeugt, betragen
ein hundertfaches des Goldschatzes der Notenbank.


Die Krise, die die Arbeitsteilung tötet, ist überhaupt das Schlimmste, was der
Volkswirtschaft geschehen kann, und welche Folgen auch der Bankerott der
Notenbank nach sich ziehen mag – schlimmer als der Bankerott der Arbeitsteilung
können sie nicht sein – da ja die Notenbank nur der Arbeitsteilung dienen soll.


Der Bankerott der Notenbank, die Uneinlösbarkeitserklärung, hat als Folge die
Einführung eines Goldagios. Dieses Agio wirkt hemmend auf die Wareneinfuhr
und fördernd auf die Warenausfuhr (man denke an die Konkurrenz des indischen
Weizens, als das Gold und Silber auseinandergerissen wurden) – beides Dinge,
die im allgemeinen in Deutschland nicht ungern gesehen werden; hat man doch
die Zölle eingeführt, um dasselbe Ziel zu erreichen. Ein Agio hätte z.B. die
Agrarier wirksamer geschützt als die aufreizenden Kornzölle. Die Einführung eines
Agios hätte die Krise unnötig gemacht, man hätte unentwegt weiter gearbeitet,
und wo man arbeitet, entwickelt sich Wohlstand.


Die Volkswirtschaft würde mit dem Agio nicht zu leiden brauchen, besonders
wenn die Notenbank es versteht, die Agiotage [Börsengeschäfte] durch zielbewußte
Maßnahmen zu verhindern. Denn es ist erwiesen, daß Agio und Agiotage nicht
notwendigerweise verbunden zu sein brauchen (s.Argentinien).


Aber wenn auch die Volkswirtschaft das Agio nicht zu fürchten braucht, ja sogar
Vorteile daraus ziehen kann, so ist Agio privatwirtschaftlich doch von schweren
Folgen begleitet; denn alle, die beim Aufkommen des Agio Verpflichtungen in Geld
haben (Einfuhrhändler) und nur Forderungen in dem dem Agio unterworfenen
Geld haben, müssen den Unterschied aus ihrer Tasche bezahlen, und mancher
mag dabei ins Gras beißen. Immerhin aber sind diese einmaligen privatwirtschaft-
lichen Verluste nicht zu vergleichen mit denen, die die Baisse der Volkswirtschaft
und der Privatwirtschaft, dem Staate und den Bürgern bereitet. Ist das Agio eine
Krankheit, so ist die Baisse der Tod der Volkswirtschaft, und wenn die
Emissionsbank zur Baisse greift, um ein Agio abzuwehren, so kann man sagen,
daß sie den Kranken erwürgt, um ihn von seiner Krankheit zu befreien.


Die Waffe mag als Garantie für den Frieden gut sein und der Goldschatz als
Garantie der Währung. [Wie sich Waffe und Gold bewährten, haben wir inzwischen erfahren.]
Aber besser als die Waffe gewährleistet uns den Frieden die einfache Beseitigung
des Zankapfels; besser als der Goldschatz schützt die Währung die
Berücksichtigung der Warenpreise als Maßstab für die Notenausgabe.
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In Deutschland denkt man gewöhnlich mit Schaudern an die Möglichkeit eines Bankerottes der
Notenbank, an die Einführung eines Agios. Weil man diese Krankheit nicht kennt, überschätzt man
wohl ihre Bedeutung. Doch bietet die Geschichte der verschiedenen Völker keinerlei Grund, derart
vor solcher Möglichkeit zu erschrecken. Nordamerika, England, Frankreich hatten wiederholt ein
Goldagio, dazu noch die (leicht zu vermeidende) Agiotage; trotzdem erholte sich in jedem Falle die
Volkswirtschaft schnell von den Schäden, die sie unter der reinen Goldwährung aus vielerlei Gründen
erlitten hatte.


In Argentinien nannte der Präsident Juarez Celman das Agio – eine Fortschrittskrise – una crisis
progresista. Und nicht mit Unrecht. Ihr beklagt Euch, sagte Juarez, über das hohe Goldagio! Aber
seht doch, wie gearbeitet wird, wie man baut, wie die Industrie sich entwickelt, wie die Einwanderer
hereinströmen. Das sind doch keine Symptome der Krise. In Europa heißt Krise soviel wie
Arbeitslosigkeit, Hunger, Defizit. Hier sind trotz dem Agio die Arbeiter satt, fett und glücklich!


Ich (S. Gesell) entsinne mich gut, daß an dem Tage, wo die Revolution 1889 ausbrach und wäh-
rend noch aus dem Innern der Stadt verirrte Kugeln in meine Wohnung einschlugen, mein Nachbar
ein gegenüberliegendes Grundstück abschritt und mit dem Maurermeister den Bau eines neuen
Hauses verabredete.


Was soll ich denn tun, sagte er: Ich habe Geld, Banknoten, und das will ich vor der Möglichkeit
schützen, daß es die Revolution durch neue Massenauflagen noch mehr verwässert, als es schon ist.
Gold kann ich nicht kaufen, denn ich habe keine Verwendung dafür; außerdem ist es jetzt natürlich
ganz besonders hoch im Preise. So suche ich mich also zu schützen, indem ich das Papiergeld
gegen Ziegelsteine verkaufe. – Los ladrillos valen mas que el papel. Und so wurde der Grundstein
dieses Hauses unter dem Donner scharf geladener Geschütze gelegt.


Dieses Haus und andere waren direkt ein Produkt, ein Geschenk der Agiofurcht: Hätte man hier
Gold als Geld gehabt, so wäre mein Nachbar sicher nicht durch den Kanonendonner auf den
Gedanken gebracht worden, ein neues Haus zu bauen. Er hätte das Gold vergraben, und die Maurer
und Zimmerleute usw. hätten gefeiert.


Die Revolution endete infolge allgemeiner Teilnahmslosigkeit, nicht zum mindesten deswegen, weil
alle – um ihr Vermögen vor der Revolution zu schützen – anfingen zu bauen, zu säen, zu arbeiten.


________


Privat- und volkswirtschaftliche Bedeutung der


Preisschwankungen.


Die Emissionsbanken kennen keine Warenpreise: Es ist ihnen völlig gleich, 
ob die Preise steigen oder fallen. Keine Emissionsbank führt eine
Warenpreisstatistik, keine von ihnen tritt zu den Waren in nähere Beziehung.
Meterstock, Litermaß und Waage sind in den Emissionsbanken unbekannte
Dinge. Keiner der fünf Sinne wird hier gebraucht. Warenkenntnisse verlangt man
von den Beamten dieser Banken nicht. Mit solch plebejischen [niederen] Dingen
befassen sich die Institute nicht, die berufen sind, den Bedarf des Landes an
Tauschmitteln mit ihren privilegierten Noten zu decken. Zu dem Streit, ob die
Preise gefallen oder gestiegen sind, haben die Emissionsbanken nie Stellung
genommen.


Und doch ist die Ware Grundlage und Voraussetzung des Geldes, ähnlich wie
der Verkehr Grundlage der Eisenbahn ist. Ohne Ware gäbe es kein Geld. Der
Austausch der Waren, das ist der einzige Zweck, der einzige Daseinsgrund des
Geldes. Das Geld soll den Warenaustausch vermitteln, verbilligen, beschleuni-
gen, erleichtern; es soll die dem Tauschhandel anhaftenden Übelstände um-
gehen. Dazu ist es da.


Und wenn das Geld für die Ware da ist, muß es sich nicht der Ware anpassen?
Und wie kann man das Geld den Bedürfnissen der Ware
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anschmiegen, wie kann man das Geld zielbewußt verwalten, wenn man sich so
gar hochmütig den Waren gegenüber verhält, wie es die Emissionsbanken tun?


Das Geld soll die Schwierigkeiten umgehen, auf die Hinz und Kunz stoßen,


wenn sie ihre Produkte gegenseitig austauschen wollen, mehr nicht. Alle anderen


Verwendungen des Geldes sind Anhängsel, Mißbräuche, Schmarotzer, dem


Zwecke des Geldes entgegengesetzt und müßten eigentlich unterdrückt werden,


zum mindesten keine Berücksichtigung oder gar Unterstützung finden. Eine
Emissionsbank hat sich mit nichts anderem als mit den Warenpreisen zu be-
fassen.
Die Verwendung des Geldes, also des Tauschmittels der Waren als Sparmittel dürfte nur geduldet
werden, falls der Nachweis erbracht würde, daß der Warenaustausch nicht darunter zu leiden
braucht. Würde es sich zeigen, daß der Warenaustausch eine solche Doppelverwendung seines
Tauschmittels nicht ohne Nachteil verträgt, so müßte man ganz rücksichtslos eine materielle
Trennung von Tausch- und Sparmitteln herbeiführen.


Die glatte, ungestörte Abwicklung des Tausches verlangt von der Geldver-


waltung, daß das Geldangebot regelmäßig, zu allen Zeiten und unter allen


Umständen so bemessen sei, daß Hausse- und Baisseperioden vermieden wer-


den. Das Geld soll währen, d.h. für eine Mark soll jeder über Ort und Zeit hinweg


an Waren so viel erhalten, wie er selbst an Waren dafür gegeben hat, weder


mehr noch weniger. Denn das ist der Sinn des Wortes „Währung“. [Mira in quibus-


dam rebus verborum proprietas est, et consuetudo sermonis antiqui quaedam efficacissimis notis


signat. Seneca epist. 81.] Die Preise der Waren sollen, wenn nicht untereinander, so


doch im Durchschnitt dem Gelde gegenüber fest bleiben. Nur so kann sich der


Handel gesund entwickeln, nur so können Absatzstörungen und Arbeitslosigkeit


vermieden werden. Nur bei festen Preisen kann der Handel alle diejenigen


Einrichtungen treffen, ausbilden und zur Reife bringen, die auf eine


Einschränkung der heutigen fabelhaften Handelsspesen gerichtet sind.


Der einzelne Händler braucht das nicht freiwillig oder gar gern zu tun; aber wie bei der Herstellung
der Waren, so ist auch beim Handel das Gesetz der Konkurrenz darauf gerichtet, die Kosten des
Handels gegen die unmittelbaren Interessen der Klasse (Kaufleute) herabzusetzen; ein Gesetz, dem
sich niemand entziehen kann.


Nur bei festen Preisen kann sich der Handel normal, im sozialpolitischen Sinne


entwickeln; nur bei festen Preisen kann das Geldwesen das Höchstmaß volks-


wirtschaftlichen Nutzens abgeben, das man begründeterweise von dieser weit-


aus wichtigsten aller öffentlichen Verkehrseinrichtungen erwarten kann.


Aber es genügt nicht, daß dies so einfach behauptet werde; wir müssen uns


durch Beweise davon überzeugen; denn sonst werden wir nie die Entschlußkraft


entwickeln, die nötig ist, um all die durchgreifenden Maßregeln zu treffen, die


absolut notwendig sind, um die Wiederholung der Hochkonjunkturen und Krisen


zu vermeiden.


Wir müssen uns all den Schaden betrachten, den die Emissionsbanken mit der
bisherigen theorielosen und unbedachten Ausgabe ihrer Noten verursachen; wir
müssen die Wirkungen auf Volks- und Privatwirtschaft kennen, die die
Emissionsbanken auslösen, wenn sie Banknoten einziehen und ausgeben, ohne
sich dabei nach den Warenpreisen zu richten; wenn sie Banknoten
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in den Verkehr bringen, obwohl die Hausse schon ein Übermaß von Tausch-
mitteln anzeigt, und wenn sie Tauschmittel verbrennen, obwohl die Baisse einen
Mangel an Tauschmitteln beweist, wodurch das Aktivum der Kaufleute und
Unternehmer in Differenzen aufgelöst, das Haben in Soll verwandelt und
Millionen von ehrbaren Männern in Elend und Unehre gestürzt werden. Wir 
müssen den Zusammenhang zwischen dem Bankemissionswesen und der
Arbeitslosigkeit der Volksmassen erkennen, wenn wir nach jahrzehntelangem
Hosiannarufen die Politik der Emissionsbanken nun ans Kreuz schlagen wollen.
[Die Politik der Emissionsbanken in allen Ländern ist zwar oft vom privatwirtschaftlichen Standpunkt


(Agrarier in Deutschland) angegriffen worden. Niemals aber vom Standpunkt des Tauschmittels der


Ware, der Arbeitsteilung, der Volkswirtschaft, des Geldzweckes.]


Wenn die Preise steigen.


Wenn die Preise steigen, so freut sich zunächst der Schuldner, und es trauert
der Gläubiger. Jener bezahlt bei hohen Preisen Zinsen und Amortisationen mit
einem Teil der sonst diesem Zwecke zu opfernden Produkte; dieser muß sich mit
einem Teil der sonst für Zins erhaltenen Produkte begnügen. Wie ist man aber
dazu gekommen, die Emissionsbanken, die vielfach, wie in Deutschland, mit
Privatkapital gegründet wurden, zu ermächtigen, Freud und Leid willkürlich zu
verteilen? Mit ihren Noten greift die Emissionsbank in die Taschen der Gläubiger
und gibt, was sie findet, den Schuldnern. Hat z.B. der Bauer für den
Hypothekenzins oder die Pacht 1000 Mk. oder Dollars zu zahlen, die er mit 100
Sack Kartoffeln zu erlangen pflegt, so spart er von diesen 100 Sack 1/4, 1/3 oder
gar 1/2, wenn die Emissionsbanken mit ihren Noten die Preise hochtreiben. Zu 10
Mk. sind 100 Sack = 1000 M.; zu 12,5 M. sind 80 Sack schon 1000 M. [Jetzt (1921)


hat die Reichsbank den Geldbestand von ursprünglich 5,3 Milliarden (Gold, Silber, Noten) auf 80


Milliarden und die Kartoffelpreise auf das 10 fache erhöht. Sie hat damit den Hypothekenschuldnern


(wie allen Schuldnern) 9/10 der Schuld erlassen zu Lasten der Gläubiger.] Ist nun der Preis
gestiegen, weil die Emissionsbanken das Tauschverhältnis zwischen Geld und
Waren verschoben haben, so ist es klar, daß die Emissionsbank dem Schuldner
20 Sack Kartoffeln geschenkt, dem Gläubiger aber 20 Sack genommen hat.


Solche Rolle mag sich ja beim Schutzpatron der Schuster sehr schön ausma-
chen; aber von den Emissionsbanken verlangen wir keine christliche
Gleichmacherei, sondern eine rein kaufmännische Erledigung ihrer
Hauptaufgabe, die darin besteht, den Bedarf an Tauschmitteln so zu decken
resp. zu regeln, daß die Warenpreise allgemein weder nach oben noch nach
unten sich verschieben, so daß der Gläubiger mit dem Gelde, daß ihm der
Schuldner zahlt, dasselbe Quantum Waren erhält, welches der Schuldner s.Z.
mit dem geborgten Gelde erstand. Nicht mehr, nicht weniger.


Eine Preiserhöhung der Waren von 10 Prozent ist für alle Gläubiger genau
gleichbedeutend mit einem Abstrich von ihrem Kapital um 10 Prozent. Eine
Preiserhöhung der Waren von 20 Prozent entspricht für die Gläubiger einem
Kapitalverlust von 20 Prozent; nicht nominell, aber materiell.
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Und man behauptet, daß in den Jahren 1905 – 1907 die Preise der Waren im


Durchschnitt reichlich um 20 Prozent gestiegen sind! Ein Abstrich von 20 Prozent


(materiell, nicht nominell) der Buchschulden, der Staats- und Gemeindesteuern,


der kontraktlich auf Jahre festgelegten Pacht- und Mietgelder, der Hypotheken-


schulden, der Post-, Telegraphen- und Eisenbahntarife usw. genügt aber, um die


hohen Dividenden zu erklären, die in jenen Jahren verteilt wurden. Das Geld zu


diesen Dividenden stammt aus den Taschen der Gläubiger.


Übrigens sind diese Dividenden vielfach nur nominell so außergewöhnlich hoch. Hat der Aktionär
an Dividenden 20 – 25 Prozent mehr Einnahmen, so muß er der allgemeinen Preissteigerung wegen
20 – 25 Prozent mehr für seinen Lebensunterhalt bezahlen, wie vor der Hochkonjunktur bei niedrigen
Dividenden. Bleibt aber ein Unterschied zu seinen Gunsten, so erklärt er sich damit, daß während
jeder Hochkonjunktur des flotten Geschäftsganges wegen die Produktionsmittel voll, d.h. rationell
ausgebeutet werden können. Diesen Vorteil muß er aber bei der der Hochkonjunktur notwendiger-
weise folgenden Baisse wieder bezahlen; denn bei der Baisse wird unrationell gearbeitet.


Die Arbeiter, deren Löhne schwerfälliger als die Warenpreise sich den


Schwankungen des Geldangebots anpassen, erleiden durch die von der


Emissionsbank gestattete oder veranlaßte Teuerung einen dieser Teuerung ziem-


lich entsprechenden Verlust, und bis das Gleichgewicht durch Lohnkämpfe wie-


der hergestellt werden kann, vergehen Monate. Bei den Beamten ist die Sache


noch schlimmer, indem hier noch das schwerfälligere geschriebene durch


Teuerungszulage die Streiche der Emissionsbanken ausgleichen muß. Und bis


das Gesetz eingreift, vergehen oft Jahre. Aber was ficht das die


Emissionsbanken an? Sie kennen ja keine Warenpreise. Auch verlangen die


Aktionäre dort, wo die Emissionsbanken Privatkapitalisten gehören, alle Jahre


ihren Zins. Und es wäre doch zu viel von einem Privatkapitalisten verlangt, wenn


man von ihm forderte, daß er, um der Hausse entgegenzuarbeiten, auf Zins ver-


zichtend das Bankkapital vom Markte zurückziehen und auch auf das


Emissionsrecht verzichten sollte! Hat man denn den Emissionsbanken vorge-


schrieben, wann sie das Emissionsrecht ausüben, wann sie ihr Kapital in Umlauf


setzen oder vom Markte zurückziehen sollen?


Die Milliarden, die die Gläubiger (Rentner, Pensionäre, Invaliden) verlieren,


gewinnen die Schuldner (Unternehmer, Kaufleute, Staat und Gemeinde). Das


Haben der Schuldner steigt dem Soll gegenüber um 10 – 20 – 30 Prozent. [Jetzt


(1921) bei einer 15 fachen Inflation ist dieses Haben um 1500% gestiegen.] Wer 1 Million Mark


an Hypotheken aufgenommen hat, um ein Haus, eine Fabrik zu bauen, gewinnt


darauf entsprechend der allgemeinen Hausse 100 – 200 – 300 000 Mark. Wer


von der Sparkasse 10 000 Mark geborgt, um Waren zu kaufen, gewinnt 1000 –


2000 – 3000 Mark. Das alles ohne die geringste Mühe. Denn diese Summen 


fließen den Schuldnern ganz unabhängig vom Unternehmer- und Handelsgewinn


zu. Es ist ein Geschenk, das ihnen die berufene Hüterin der Währung, die


Emissionsbank, aus den Taschen der Gläubiger mit Hilfe des Notenprivilegs, 


des Gesetzes, macht.
____


Bis hierher betrachtet, ist dieser erste Erfolg der Banknotenüberschwemmung


rein privatwirtschaftlicher, juristischer Natur. Es ist eine einfache Machtfrage,
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eine Frage der Abstimmung, ob die Emissionsbank die soziale Gleichmacherei


als ihre Aufgabe zu betrachten hat. Wird das gewünscht, so braucht man die


Emissionsbank nur von den Fesseln der Goldwährung zu lösen, und in kürzester


Zeit wird sie das gesamte Haben der Gläubiger in einem Meere von Banknoten


ersäufen, ohne daß man sie eines Verstoßes gegen ihre Satzungen wird bezich-


tigen können. Nach der Assignatenflut gab es in Frankreich keine Gläubiger und


Schuldner mehr. [Lenin machte einen Strich durch die Staatsschulden; Havenstein ersäuft sie in


einem Strom von Banknoten, allerdings auf höheren Befehl Hellferichs, Erzbergers, Wirths.]


Die Nachfrage nach ihren Noten und der Zinsfuß werden steigen, je mehr die


Emissionsbank emittiert, und je mehr die Preise steigen, desto verwässerter wird


das Guthaben der Gläubiger, und desto sicherer wird der Schuldner der Bank.


Es ist eine noch ziemlich allgemein verbreitete Ansicht, daß die Goldwährung gegen solche


Pfuschereien und Prellereien einen Schutz bildet. Tatsächlich liegt dieser Schutz bei den


Gesetzgebern, nicht im Gold. Wünschen es die Gesetzgeber, so werden sämtliche Münzen durch


Banknoten verdrängt. In allen Ländern, wo man solche Pfuschereien betrieben hat, war zuvor


Metallgeld im Umlauf, in keinem Falle hat die Metallwährung der Notenüberschwemmung


Widerstand leisten können. [Helfferich, der Vorsitzende des Vereins zum Schutze der deutschen (!)


Goldwährung, wurde der Papiergeldfabrikant des Deutschen Reiches.]


Wenn man aber die Gläubiger nicht plündern will, so schreibe man der


Notenbank vor, wann sie Noten ausgeben, wann sie solche einziehen


soll, wann sie ihr eigenes, bares Betriebskapital dem Verkehr zu über-


geben hat, und wann sie es vergraben soll. Die Sicherheit der


Goldwährung, die Erhaltung des Goldschatzes auf der gesetzlich


bemessenen Höhe, ist keine genügende Begrenzung der


Notenausgabe. Das hat die ununterbrochene Kette von


Hochkonjunkturen und Krisen doch genügend bewiesen.


Aber nicht nur rechtliche, auch schwerwiegende volkswirtschaftliche Folgen hat


diese Plünderung einer Bürgerklasse zu Gunsten der anderen durch die


Notenbank. Die gesamte Industrie erleidet durch diese Klassenplünderung und


Klassenbegünstigung eine gewaltige Absatzverschiebung. Der Verkauf der sehr


feinen Waren, wie sie die Rentner zumeist suchen, läßt nach, zugleich auch der


Verkauf der sehr groben Waren, die die Schuldner in der Regel kaufen. Die


durch die Noten der Emissionsbank versuchte und begonnene Gleichmacherei


hat die Extreme in der Grobheit und Feinheit des Warenbedarfes abgestoßen,


und dieser Nachfrage muß sich die Industrie und der Handel anpassen. Eine


Menge Industriezweige werden notleidend, und in vielen Läden häufen sich die


Lagerhüter. Eine Menge Arbeiter sieht sich genötigt, um der Arbeitslosigkeit zu


entgehen, den Beruf und in der Regel damit auch den Wohnort zu wechseln.


Vom privatwirtschaftlichen, kleinbürgerlichen Standpunkt aus betrachtet sind das sehr wichtige


Dinge.


Daß die Hausse, die die gesetzlich privilegierten Noten erzeugt, alle Kataloge,


Preislisten, Kurszettel, Tarife usw. in Makulatur verwandelt, ist auch klar. Alle


Preise müssen neu berechnet werden und zwar täglich, mit jedem Punkt, den 


die Preise ersteigen. Die Emissionsbank zwingt die
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10 Millionen Kaufleute, Handwerker, Unternehmer, alle Preise zu revidieren; und


wieviel Fehler mögen bei dieser Neuberechnung unterlaufen! Und wenn die


Preise wenigstens auf der ganzen Linie gleichmäßig anziehen wollten, so könnte


man durch einen gleichmäßigen Teuerungszuschlag (Agio) die Sache erledigen.


Aber aus den oben angeführten und vielen anderen Gründen ist das nicht der


Fall. Die natürliche, durch die Produktionskosten beherrschte Rangordnung, in


der die Preise stehen, wird zerrissen. Bei einzelnen Waren (den sehr feinen und


sehr groben), geht die Nachfrage und der Preis zurück, und um so stärker


wächst die Nachfrage der anderen. Schließlich werden alle Preise durcheinander


geworfen und der Begriff der Mark d.R.W., der bei allen immer nur aus einer


Reihe bekannter Warenpreise besteht (anders kann auch die sogen. Werteinheit


nicht aufgefaßt werden), verwildert und geht völlig verloren. Niemand weiß mehr,


was eine Mark noch gilt. Alle Beziehungen des Geldes zu den Waren werden


getrübt, und im Trüben läßt sich gut fischen. Die öffentliche Kontrolle der Preise


durch das Publikum geht völlig verloren; die Kaufleute nehmen diese


Unwissenheit wahr und plündern, übervorteilen das Publikum. Das zeitraubende


Handeln in den Läden wird allgemeine Sitte, und die Kosten dieser Sitte werden


auf die Warenpreise geschlagen. Die Bruttoprofitrate der Kaufleute geht in die


Höhe. Dabei gewinnt die Nettoprofitrate wenig; denn wenn auch durch den


Verlust der öffentlichen Kontrolle die Preise infolge der durch die Banknoten


bewirkten Markt- und Preisanarchie die Profitrate erheblich steigt, so löst diese


Steigerung eine größere, schärfere Konkurrenz aus, die zur einzigen Folge hat,


daß der Absatz der einzelnen Kaufleute vermindert wird. Der Profit an den ver-


kauften Waren steigt mit der Unstetigkeit der Preise zum Nachteil des Publikums


und zu niemandes Vorteil, da sich dieser Profit auf eine größere Anzahl


Kaufleute verteilt, die eine größere Masse Arbeit zu verrichten haben. (Feilschen


des Publikums, Preisausrechnen usw., Lagerhüter.)


Dem aufmerksamen Beobachter entgeht es nicht, daß der Sinn für den Wucher, den Schacher, das


Glücksspiel, das arbeitslose Einkommen im deutschen Volke mächtig im Zunehmen begriffen ist.


Wäre dieser Schachergeist ein spezifischer Charakterzug der Juden (was er nach unserer


Beobachtung durchaus nicht ist), so könnte man die Behauptung der Antisemiten, daß das deutsche


Volk verjüdelt sei, gelten lassen. Aber die „Verjüdelung“ haben weniger die Juden, als die Reichsbank


(im Grunde genommen die Metallwährung) verursacht. Jedes Volk paßt sich den Verhältnissen an,


und wenn die Reichsbank mit ihrer auf Hausse und Baisse, auf immerwährende Differenzen gerichte-


ten Politik den Schacher großzieht, so darf man sich nicht wundern, daß zuletzt selbst der schönste


Arier schäbig wird [Das alles war 1909 geschrieben und bezog sich auf die Hochkonjunktur der


damaligen Zeit, die im Verlauf von 20 Jahren die Preise 20 – 40% gehoben hatte. Jetzt braucht man


kein „aufmerksamer“ Beobachter zu sein, um die Richtigkeit dieser Sätze zu erkennen.].


Schmoller sagt:


„In einer Zeit, in der die Vermittlungstätigkeit (Handel) in der Gesellschaft von 3 und 5 auf 11 und


13%, ja teilweise auf 31% der Selbsttätigen gestiegen ist, in der diese Vermittlung einen steigenden


Teil der Preise ausmacht.“ Artikel: Der Handel im 19. Jahrhundert. (D.Woche, S. 167.)


Das mag ganz richtig sein und stimmt mit den Beobachtungen überein, die jeder für seine


Rechnung heute machen kann. Aber Schmoller hat für diese Erscheinung keine Erklärung; sie ist ihm


rätselhaft, wie allen, die, wie er, das Studium des Geldwesens vernachlässigen. Das Geld ist die


Grundlage des Tausches und darum der Schlüssel aller Rätsel.
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Fände eine scharfe tägliche Anpassung des Geldangebots an das Warenan-


gebot statt, so daß die Preisschwankungen der Waren unter einander auf das


von den natürlichen Umständen bedingte Maß (Voll-, Mittel- und Fehlernten, Er-


findungen, Modewechsel usw.) beschränkt blieben, träten zu diesen natürlichen


Preisschwankungen nicht noch die künstlichen, viel häufigeren und schwereren


Preisschwankungen, die von einem veränderten Verhältnis zwischen Geld- und


Warenangebot herrühren, so würden sich mit der Zeit die Warenpreise genügend


fest im Volke einprägen, daß der Handel einer Kontrolle unterworfen wäre und


Jedermann wüßte, was er eigentlich für 1 Dollar, 1 Mark, 1 Rubel zu fordern hat.


Unter der Goldwährung und der Mitwirkung der Emissionsbanken ist der Begriff


Dollar, Schilling, Mark vollkommen verwildert; die sogenannte Werteinheit [Das


wäre die Menge konkreter Dinge, die man für eine Mark zu erstehen hofft.] ist durch die tolle


Anarchie, die die Emissionsbanken mit ihrer sinn- und ziellosen Politik hervorge-


rufen haben, zu einer Gallerte geworden. Es ist Niemand da, der im Stande


wäre, die Preise von nur 10 verschiedenen Waren genau zu nennen.


Ohne Kenntnis einer Reihe von Preisen konkreter Dinge, namentlich von sol-
chen, die man zur eigenen Lebensführung braucht, ist aber die Bedeutung irgend
einer Geldsumme schlechterdings unbegreiflich. Nur wer die Geldsumme kennt,
die er verausgabt, und seinen Brei mit Bewußtsein ißt, hat ein Urteil über den
„Lytrischen Wert der Güter“. [Georg Friedrich Knapp sagt: „Lange hat es mir im Innersten


widerstanden anzuerkennen, daß die nominale Werteinheit vollständig ausreicht für Urteile über den


lytrischen Wert der Güter. Es war mein Irrtum, was der Irrtum fast aller ist: ich glaubte, Werturteile


kämen nur zu Stande, wenn Güter mit Gütern verglichen werden. Wie einfach und anschaulich würde


dadurch der ganze Vorgang! Wenn aber einmal diese Art der Beurteilung eingebürgert ist, dann ist es


unnötig, Gut mit Gut zu vergleichen; dann können Werturteile über ein Gut abgegeben werden unter


Benutzung der nominalen nur historisch definierten Werteinheit. Wer da bezweifelt, ob das wahr ist,


den verweise ich auf die geschichtliche Entwicklung des lytrischen Verkehrs; solche Erscheinungen


wie das echte Papiergeld sind wirklich; sie sind aber nur unter der Annahme nomineller Werteinheit


möglich; also ist die Nominalität der Werteinheit, ebenso erfahrungsmäßig gefestigt, wie die


Tatsachen der lytrischen Rechtsgeschichte“. Staatliche Theorie des Geldes, S. 14 (Verlag Duncker &


Humblot, Leipzig 1905). Ich glaube, Knapp ist über den Widerstand in seinem Innersten voreilig hin-


weggeschritten; denn er, der keine Preise, keine Waren kennt, der es fertig bringt, eine staatliche


Theorie des Geldes zu bringen, ohne, wie es scheint, überhaupt an Waren, Preise, Tauschmittel,


Arbeitsteilung zu denken, der in dem Geld, einschließlich dem echten Papiergeld, kein Gut, keine


Ware erblickt, kann unmöglich ein Urteil haben über den lytrischen Wert der Güter (falls darunter


Tauschverhältnis der Waren gemeint ist. Etwas anderes kann es aber nicht sein; denn es gibt kein


anderes Verhältnis der Waren untereinander).


Nur wer das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren, also Preise, kennt, hat ein Urteil über den


lytrischen Wert der Güter. Die Erscheinung des echten Papiergeldes widerspricht nicht der


Behauptung, daß Waren nur mit Waren verglichen werden können, sondern bekräftigt diesen Satz;


denn das echte, an kein Metall, noch besondere Ware gebundene Papiergeld vereinigt in sich alle


Merkmale der Ware, trotz seinem Papierstoff. (S. Gesell: „Die natürliche Wirtschaftsordnung durch


Freiland und Freigeld“, Artikel: Warum man aus Papier Geld machen kann ..)]


Wohl hat der Bürger für jede Mark, jeden Dollar und Schilling ein haarscharf


auf der Präzisionswaage abgewogenes Gewicht Gold zu fordern, aber das


Quantum Tabak, Bier und Wurst, das er für die Mark auf dem Markte erwerben


kann, das mißt ihm die Emissionsbank nicht einmal auf der Viehwaage zu. Und


es ist doch der Tabak, das Bier, die Wurst, es ist 
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das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren, das den Bürger interessiert.


Das Gold! Was geht den Bürger das Metall an? Es sind doch nicht alle


Goldschmiede; nicht alle haben vor, den Erlös ihrer Produkte in Form einer


Goldkette nach Hause zu bringen. Warum hat sich der Bürger für die


Goldwährung entschieden? Doch nur, weil er mit der Goldwährung 15mal weni-


ger Metall zu schleppen brauchte, als mit der Silberwährung. Möglichst wenig


Metallballast und sonst genau so viel Ware, wie man selbst für das Geld gege-


ben hat – das fordert der Bürger.


____


Solange die Banken Noten nach dem privatwirtschaftlichen Bedarf der


Hausseinteressenten ausgeben, steigen die Preise aller freien Waren. Doch nicht


alle Waren sind frei; nicht alle Preise passen sich den Marktverhältnissen an.


Die Briefmarken z.B. machen die Hausse nicht mit, weil ihr Preis (d.h. das


Porto) durch Gesetze geregelt ist. Seit 30 Jahren bezahlt man 10 Pfg. für einen


Brief, und wie viele Hochkonjunkturen haben wir seit 30 Jahren gehabt? Über-


haupt fast alles, was der Staat verschleißt – Telegramme, Frachten, Justiz,


Religion, Sicherheit, Unterricht usw. – muß den Emissionsbanken den Tanz ver-


sagen. Tarife, Steuern, Zölle sind durch Gesetz und Verträge festgenagelt.


Wie behilft sich nun der Staat, wenn die Emissionsbanken die Warenpreise


hochtreiben?


Der Staat erhält das gleiche Quantum Geld für seine Leistungen, während


alles, was er kauft, mit Ausnahme der Beamtenarbeit, im Preise steigt. Der


Proviant für das Heer, die Kohlen für Marine, Eisenbahnen, die Steine für öffent-


liche Bauten usw. muß der Staat 10 – 20 – 30% teurer bezahlen. Die Einnahmen


bleiben unverändert (mit Ausnahme der Einkommen- und Konsumsteuern und


der Bruttoeinnahmen aus dem bei jeder Hochkonjunktur wachsenden


Eisenbahnverkehr), die Ausgaben wachsen. Resultat: ein Defizit; eine Anleihe;


während doch gerade der Staat als Produzent und Schuldner großen Gewinn


aus der Hochkonjunktur ziehen sollte.
____


Mit dem Bankerott der Währung (nicht anderes bedeuten die Preisaufschläge


und Teuerungszulagen) geht ausnahmslos eine bedeutende Anspannung sämt-


licher Produktionskräfte Hand in Hand. Sowie es heißt, daß die Preise anziehen,


daß eine neue Hochkonjunktur im Anzuge sei, suchen alle Kaufleute und


Unternehmer sich durch Lieferungsverträge auf Monate und Jahre hinaus mit


Waren zu decken. Denn sie fürchten, dem Wettbewerb beim Verkauf der Waren


zu unterliegen, wenn sie zu den erwarteten künftigen hohen Preisen kaufen


müßten. Außerdem wären sie nicht sicher, überhaupt Ware zu erhalten; denn alle


Kaufleute samt und sonders treibt die Selbsterhaltungspflicht, sich zu decken,


d.h. mehr als gewöhnlich zu kaufen. Und wo soll dieses Mehr herkommen?


Während der letzten Hochkonjunktur waren die meisten Fabriken auf Monate, in manchen
Zweigen, z.B. der Textilindustrie, auf Jahre hinaus verschlossen, d.h. sie nahmen keine Aufträge
mehr an.
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Beim Fabrikanten häufen sich infolge dieser Deckungskäufe die Bestellungen,


und in der Meinung, er habe es mit einer dauernden Erscheinung zu tun, sucht


er seine Fabrikanlagen zu erweitern, d.h. der wachsenden Nachfrage anzupas-


sen. Es wird mit Überstunden gearbeitet; die gesamte Arbeiterreserve wird her-


angezogen, um den Stoff zu der immer wachsenden Nachfrage zu liefern.


Es kommt hinzu, daß man sich vor der der Hausse entsprechenden


Verbilligung (Entwertung) des Geldes (weniger Ware für dasselbe Geld) nur


dadurch schützen kann, daß man sich des Geldes entledigt, und zwar nicht


durch Verleihen, durch Ankauf von festverzinslichen Papieren, von Pfandbriefen,


sondern durch Ankauf von Dingen, die an sich kein Geld sind und auch nicht auf


Geld lauten – also Waren, Grundstücke, Industrieaktien (keine Bankaktien),


Häuser, Land usw. Wer das nicht tut, sondern sein Geld zur Sparkasse, zur Bank


bringt, wer Pfandbriefe, Obligationen, Staatsanleihen, Wechsel usw. kauft, verliert


einen der Hausse entsprechenden Teil seines Vermögens. Gewiß, er erhält sein


Geld auf Heller und Pfennig zurück, für die nicht festverzinslichen Papiere sogar


erhöhten Zinsfuß, und die Sicherheit der Anlage wächst auch. Nominell verliert er


keinen Heller, aber materiell, an der sogen. Kaufkraft des Geldes. In diese


Kaufkraft haben sich die Banknoten (und die mit diesen stets zusammen sich


vermehrenden Privattauschmittel) geteilt und ihr 10 – 20 – 30% geraubt.


Das führt dann notwendigerweise dahin, daß alle, die sonst ihr Geld verliehen,


sei es durch Ankauf von Pfandbriefen, von Wechseln oder Staatspapieren, sei es


in Form eines Sparkassen- oder Scheckbuches, jetzt lieber selber Dinge kaufen,


die die Hausse direkt mitmachen. Eine Menge dem Handel völlig fremder


Personen werden so der Börse oder dem Markte zugeführt, die alles kaufen, was


man ihnen anbietet. Dies bedeutet eine Ausschaltung von Zwischenhändlern,


eine beschleunigte Geldzirkulation, eine vermehrte Nachfrage und steigende


Preise. Dauert die Hausse an, so beweist dann schon die Erfahrung, daß jeder,


der heute kauft, einen Vorsprung über den hat, der sich die Sache nochmal über-


legt und erst morgen kauft. An Stelle der schwerfälligen Bedächtigkeit, die sonst


eine Eigentümlichkeit des Geldbesitzers ist, tritt die Hast. Eilfertig wird dem


Makler Auftrag gegeben, das Sparkassenbuch, die Wechsel, die festverzinslichen


Papiere zu veräußern und dafür Dinge zu kaufen, die auf der anderen Schale der


Waage liegen, und die hoch gehen, wenn die Geldschale fällt (Ware, Häuser,


Industrieaktien). Die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes wächst im Verhältnis zu


dieser Eilfertigkeit (oder verminderten Bedächtigkeit), und da das Angebot des


Geldes und somit das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld sehr wesent-


lich durch die Schnelligkeit des Geldumlaufes beeinflußt wird, so steigen jetzt die


Preise weit über die durch die Noten der Emissionsbanken erweiterten Grenzen.


[Eine verdoppelte Schnelligkeit des Geldumlaufes ist für die Preise einer Verdoppelung der


Geldmenge genau gleichbedeutend.]


Den Anstoß zur Hausse mag die vermehrte Goldproduktion geben. Die anziehenden Preise erwek-


ken spekulative Kauflust, eine privatwirtschaftliche Nachfrage nach Geld. Dieser Nachfrage 


kommen die Emissionsbanken durch vermehrte Notenausgabe entgegen. Die Privattauschmittel
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(Wechsel) gewinnen an Kredit, weil die Hausse die Schuldner allgemein begünstigt. Sie vermehren


sich parallel zur Hausse und zur Ausgabe von Banknoten. Die nun ganz ausgesprochene Hausse


beschleunigt die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes.


Und ist diese Preissteigerung für alle, die an die deutsche Reichswährung


glauben, für alle, die mit dem „festen inneren Werte der Mark der RW.“ aufge-


zogen wurden, nicht ein einwandsfreier, schlagender Beweis, daß das Angebot


von Waren zu gering ist, daß die Produktion vermehrt werden, daß man mit


Überstunden arbeiten, daß man den Betrieb erweitern soll? Man spricht von


Überspekulation; aber woran soll sich denn der Unternehmer für die


Abschätzung des Bedarfes an seinen Waren halten, wenn nicht an die Preise?


Wem kommt es denn in den Sinn, anzunehmen, daß die Preissteigerung nur das


äußere Zeichen des inneren Bankerotts der Emissionsbankpolitik und der


Währung ist? Hans Biedermeier würde solchen Verdacht einfach für eine Sünde,


ein Verbrechen halten. Wer darf es annehmen, daß die Preistreiberei keinem


wachsenden Konsum, sondern einer Währungspfuscherei zuzuschreiben ist, und


daß infolgedessen gar kein Anlaß vorliegt, sich für eine Fortdauer der großen


Nachfrage durch Erweiterung der Fabrikanlagen einzurichten?


Man bezeichnet es als einen Geniestreich des Direktors der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft


Berlin, daß er z.Z. der großen Hausse 1899/1900 die Anlagen nicht, wie es seine Konkurrenten taten,


durch Neubauten erweiterte, sondern durch Einführung der dreifachen Schicht (3 x 8 Stunden) die


stürmisch wachsende Nachfrage zu befriedigen wußte. Der Direktor wußte, daß es sich nur um eine


Eintagsfliege, um eine gewöhnliche Währungspfuscherei handelte.


Nur wenige sind es, die solchen Verdacht hegen; nur wenige sind es, die die


große Nachfrage auf die verschwenderische Notenausgabe zurückführen, nur


wenige sind es, die sich vor der Katastrophe zu retten wissen, die bald genug


hereinbricht.
________


Wenn die Preise sinken.


Das Geld ist kein lebloser Gegenstand, wie etwa die goldene Kette, die den


Leib des Metzgermeisters schmückt. Das Geld ist auch nicht das passive Ding,


das die Währungsliteratur aus ihm machen möchte (s.Knapp [Die Börsenspekulanten,


Börsenkönige, die sogen. „haute finance“ haben natürlich das größte Interesse daran, solche


Literatur zu unterstützen. Mit seiner Theorie des Geldes hat Marx die rote Garde direkt vor Mammons


Tempel aufgestellt.]). Das Geld hat Kräfte, ungeheure, merkamotorische Kräfte


(Verschleißkräfte), die, je nachdem sie gefesselt oder nutzbar gemacht werden,


ein Land, eine Welt, ein Zeitalter zu ungeahnter Blüte oder in den Abgrund trei-


ben können. Von der Verfassung des Geldes hängt es ab, ob die Mutter aller


Kultur, die Arbeitsteilung, lebt oder stirbt.


Der Arbeiter singt zwar sein billiges Liedchen:


Alle Räder stehen still,


Wenn mein starker Arm es will.


Aber vorläufig ist das noch Zukunftsmusik. Diese Macht, die Räder zum Still-


stand zu zwingen, hat heute nur einer im Lande, und das ist die Emissionsbank.
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Nachdem die Emissionsbank die allgemeine Preistreiberei mit ihren Noten


genährt und damit die Produktionskräfte aufs äußerste angespannt hat; nachdem


sie beobachten konnte, daß alle Unternehmer, auf die Dauer der Verhältnisse


rechnend, und die Hausse als einen Beweis des Warenmangels ansehend, ihre


Betriebe erweiterten und Unsummen für neue, größere Maschinen verausgabten,


erinnert sie sich plötzlich wieder ihrer Pflichten als Hüterin der Goldwährung.


Sie sieht, wie die Münzen zur Goldschmiede wandern, oder falls es sich um


eine nationale Hausse handelt, wie die Banknoten zur Quelle zurückwandern


und das Gold die Grenzen überschreitet. Sie sieht jetzt an den Folgen der


Hausse, daß sie zu weit gegangen war mit der Notenausgabe. Nicht an der
Wirkung (der Hausse), sondern erst spät, zu spät, an der Rückwirkung (dem
Goldexport) erkennt sie ihren Fehltritt. Die Emissionsbank kümmert sich nicht um


die Warenpreise; darum wird sie auch die direkte Wirkung ihrer Streiche garnicht


gewahr. Sie erkennt die Gefahr der Notenüberschwemmung immer erst dann,


wenn die Dämme durchbrochen sind. Dann erst wird sie sich bewußt, daß sie zu


weit mit der Notenausgabe gegangen ist. Dann aber greift sie um so gröber zu,


und mit dem größten Gleichmut, als ob weiter garnichts daran läge, wie jemand,


der die Folgen seiner Missetaten nicht am eigenen Leibe zu spüren braucht, wie


ein unverantwortliches Kind, entzieht sie nun wieder ihre Noten dem Verkehr,


gerade in dem Moment, wo die Banknoten einen vernünftigen Zweck hätten.


(Erleichterung der Hochkonjunkturliquidation.)


Aber das Geld hat den Charakter des Wolfes; es hat nur Mut, wenn es mas-


senhaft, im Rudel auftreten kann. Sieht es die eigenen Reihen aus irgend einem


Grunde sich lichten, so weicht es auch bald auf der ganzen Linie; die Furcht vor


der Baisse lähmt seine merkamotorische Kraft, und feig zieht es sich vom Markte


zurück.


Unseres Wissens ist es der Bimetallist Emil de Laveleye gewesen, der zuerst auf die höchst eigen-


tümliche, für alle in dem Wertglauben Befangenen völlig unerklärliche Erscheinung aufmerksam


machte, daß, wenn man das Geldangebot auf irgend eine Weise, etwa durch den Übergang von der


Bimetallie zur Monometallie, verkleinert, der Rest des Geldes dann kaufmännisch unbrauchbar wird


und sich in den Banken konzentriert.


Dieses Gesetz, welches wir das Laveleye’sche oder Bimetallistische Gesetz nennen möchten, ist für


die Währungstechnik von größter Bedeutung. Es läßt keine Ausnahme zu und wirkt überall gleichmä-


ßig, ob es sich um Goldwährung, Doppelwährung oder Papierwährung handelt. Am sinnfälligsten war


das Wirken dieses Laveleye’schen Gesetzes vor einigen Jahren in Argentinien zu beobachten. Hier


hatte man beschlossen, einen Teil der Staatseinnahmen dazu zu benutzen, jährlich einen größeren


Betrag des umlaufenden Papiergeldes einzuziehen und zu verbrennen mit der ausgesprochenen


Absicht, auf diese Weise die Preise zu drücken, damit alles recht billig werden sollte!! Das Resultat


war, daß im Jahre 1899 zwei volle Drittel der gesamten Emission von 300 Millionen (also 200


Millionen) in den Banken brach lagen und zu einem nie gesehenen niedrigen Zinsfuß zu haben


waren. Niemand konnte das Geld kaufmännisch anwenden; wer es wagte, hatte regelmäßig Verluste.


Mit Ausnahme der wenigen, die das Laveleye’sche Gesetz kannten, wußte niemand die Erscheinung


zu deuten. Als man im Jahre 1900 mit dem Verbrennen des Papiergeldes aufhörte, verschwanden


auch sofort die Millionen auf den Banken und ergossen sich auf den Markt. Und
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den Beweis, daß jene 200 Millionen nicht etwa überschüssig waren, liefert der Umstand, daß man


seitdem, also in 8 Jahren, den alten Bestand an Papiergeld fast verdoppelt hat, ohne daß von einem


Überschuß die Rede sein kann [Dieselbe Erscheinung beobachtet man zur Zeit in den Verein.


Staaten, wo die Preise wie damals in Argentinien abgebaut werden. (1921)].


Die Erklärung, warum das Geld bei eintretender Baisse sich zurückzieht, haben


wir mit der nötigen Ausführlichkeit im ersten Teil dieser Schrift gegeben. Jetzt


wollen wir die Folgen dieser neuen Wendung der Emissionspolitik der


Reichsbank uns näher ansehen.


Wenn die Preise fallen, so weint der Schuldner, und es lacht der Gläubiger. 


Der Schuldner muß bei fallenden Preisen eine größere Masse Güter von seinem


Aktivum opfern, um den Zins seiner Schulden (Passivum) aufzubringen. Und


diese größere Masse fließt in die Taschen der Gläubiger. Die Waren werden 


billig, jauchzt der Gläubiger. Die Schuld wird drückend, flucht sein Schuldner. So


gleichen sich die Interessen wieder aus, die durch die vorhergehende Hausse


verschoben wurden, beschwichtigt die Emissionsbank.


Dieser Ausgleich findet allerdings oft statt; aber er bildet doch nicht derart die Regel, daß man vom
Standpunkt der Gerechtigkeit gleichgültig dem Auf- und Abwogen der Preise zusehen könnte. Viele,
sehr viele Gläubiger werden durch die Hausse ruiniert und zu Schuldnern degradiert. Für diese
bedeutet die nachfolgende Baisse keine Rehabilitierung, sondern im Gegenteil einen neuen
Keulenschlag auf den Kopf.


Und umgekehrt. Mancher Schuldner wird durch die Hausse in den Rentnerstand gehoben, der


dann als solcher von der Baisse neue Vorteile gewinnt.


Die Kaufleute merken, daß sie bei einem weiteren Preisrückgang dem Bankrott


entgegentreiben und zweifeln an ihrer Zahlungsfähigkeit. Um diese festzustellen,


machen sie eine Inventur:


Bestand Einstands- Kosten jetziger Inventur-


preis Preis Wert


01000 Kilo Garn 010 010 000 008, – 008 000


00100 Tonnen Tau 500 050 000 400,– 040 000


00050 Faß Heringe 060 003 000 045,– 002 250


00500 Sack Mehl 020 010 000 025,–*) 012 500


20000 Kilo Speck 001 020 000 001,10*) 021 000


00100 Fuhren Holz 20 002 000 022,–*) 002 000


02000 Tonnen Eisen 030 060 000 023,– 046 000


00200 Ballen Tuch 200 040 000 150,– 030 000


00050 Kisten Schuhe 150 007 500 120,– 006 000


00060 Tonnen Nägel 050  0 3 000 040,–  0 2 600


Einstandspreis 205 500 170 550


Inventurpreis 170 550


Verlust Mk.       34 950  = 20% des Kapitals
Es ist durchaus nicht nötig, daß alle Preise fallen, um von einer allgemeinen Baisse sprechen zu


können. Im obigen Beispiel sind drei mit *) versehene Artikel gestiegen, doch im Durchschnitt fielen


die Preise um 35 000 Mark.


Verteilt sich die Baisse, die in unserem Beispiel 20% des Warenlagers beträgt,


auf eine längere Zeitspanne, so fällt der Verlust auf alle 
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während der Baisse ein- und ausgehenden Waren, nicht auf die Waren allein, die


bei der Inventur gerade auf Lager waren. Statt 20% auf einmal zu verlieren, ver-


liert er vielleicht 10 mal nacheinander 2%. Das Ergebnis ist dasselbe.


Ein Verlust von 20% des Aktivums bedeutet aber bei der heute ausgedehnten


Kreditwirtschaft in sehr vielen Fälle einfach den Verlust des Eigenkapitals, d.h.


den Bankrott.


V o r  d e r  B a i s s e .


Akt ivum ,  Waren 100 000


Außenstände   50 000


150 000


Passivum 120 000


Kapi ta l 30 000


N a c h  d e r  B a i s s e


Abschre ibung 20% der Waren 20 000


20% Delkredere auf 50 000 **


Außenstände   10 000 30 000


**) [vgl. S. 161] Kapital 000


Es ist nämlich zu beachten, daß die Sicherheit der Außenstände (Kreditver-


käufe) bei einer Baisse gleich zweifelhaft wird, und daß jeder gewissenhafte


Kaufmann beim Umkippen der Hausse in Baisse einen der Baisse proportionalen


Abstrich von seinen Forderungen machen wird, so oben 10 000 von 50 000.


Gehen nun die Preise noch weiter herunter, so muß in unserem Beispiel der


Kaufmann seine Zahlungsunfähigkeit anmelden.


Uns es ist durchaus nicht unmöglich, daß, wenn die Preise um 20% gefallen


sind, sie nicht noch weiter zurückgehen können [In den Verein. Staaten sind bereits die


Preise seit Oktober 1920 weit über 20% gesunken. Zu Tausenden zählen bereits die kaufmännischen


Zusammenbrüche.]. Denn die Emissionsbanken verstehen es heute, ordentliche


Differenzen zu erzeugen. (Der Abstand zwischen Hoch- und Tiefstand der Preise


scheint immer größer zu werden, je mehr das Geldwesen ausgebildet wird.)


Wenn die Preise steigen, so werfen die Emissionsbanken (wie alle anderen


Geldinstitute) ihr ganzes Kapital auf den Markt und beuten das Emissionsrecht


voll aus. Und wenn die Preise dann fallen, dann haben sie nichts in den Händen,


um der Baisse entgegenzuarbeiten; vielfach geschieht es auch, daß sie bei der


Krise, auf ihre eigene Sicherheit bedacht, ihre Mittel dem Verkehr entziehen.


______


Nicht alle Preise machen die Baisse mit, sonst würden nur die Gläubiger und


Schuldner lachen und weinen, und auch nur in dem Maße, wie sie Gläubiger und


Schuldner sind. Die Preise, die die Hausse nicht mitmachten, rühren sich auch


nicht bei der Baisse. Die Tarife der Staatsleistungen kümmern sich so wenig wie


die Emissionsbank um die Marktpreise. Ob der 
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Weizen, der Spiritus, die Kohle 100 oder 200 kostet, ist dem Staate einerlei; er


berechnet immer denselben Frachtsatz. Und so kommt es, daß die Fracht, die


bei der Hausse etwa nur 50% des Preises ausmachte, jetzt bei der Baisse 60 –


70% beträgt. Auch die Löhne gehen nicht sofort herunter. Die Arbeiter streiken –


lieber, als daß sie sich einen Lohnabzug gefallen lassen. Zwar geht der Lohn mit


der Zeit auch herunter; aber in der Zwischenzeit muß der Unternehmer einen


Lohn bewilligen, der nicht dem erzielbaren Verkaufspreis des Produktes ent-


spricht – oder aber den Betrieb einstellen.


Dieses Benehmen der Arbeiter ist ein Produkt der heute vorherrschenden Lohntheorie, laut wel-
cher die Lohnhöhe weniger ein Produkt der Marktverhältnisse als ein solches der sogen. Lohnkämpfe
sein soll. Darum sucht der Arbeiter zu kämpfen, d.h. zu streiken und zu hungern. Doch endet in der
Regel dieser sonderbare Kampf (Hungerkunst) mit dem ganz prosaischem Handeln und Feilschen.
Im Grunde ist dieser sogenannte Lohnkampf nichts mehr als ganz gewöhnlicher Kuhhandel, und das
Resultat des selbstmörderischen Kampfes hängt viel mehr von den Marktverhältnissen resp. den
Emissionsbanken ab, als von der Fähigkeit der Arbeiter, dem Hunger zu widerstehen.


Auch die Steuern, sowohl die Staats- wie die Gemeindesteuern, bleiben unver-


ändert; der Steuerbeamte kümmert sich nicht um die Preise der Produkte.


Die Pacht oder Miete für das Grundstück oder Gebäude wird von jedem vor-


sichtigen Unternehmer regelmäßig auf längere Zeit kontraktlich abgeschlossen.


Gehen nun die Preise herunter, so müßten auch Pacht und Miete heruntergehen,


damit das Gleichgewicht zwischen Erlös und Kosten erhalten wird. Aber was


kümmert den Besitzer die Sorge seines Pächters. Er besteht auf seinem Schein


und tröstet höchstens die Pächter mit der Aussicht, die ja die Erfahrung wahr-


scheinlich macht, daß wenn sich die Baisse ausgetobt, die Zeit für eine neue


Hausse kommen wird.                   ______


Es ist die Regel, daß fast alle Unternehmer, ähnlich wie die Kaufleute, mit
fremdem Geld arbeiten. Sie stecken fast alle bis tief an den Hals in
Wechselschulden, Obligationsschulden, Kommanditschulden,
Hypothekenschulden usw. – und alle diese Schulden sind Geldschulden. Hat der
Unternehmer für Zins und Tilgung jährlich 10 000 zu zahlen, so bleibt die
Summe gleich, wenn durch Rückzug der Preise der Erlös der Produkte von 100
000 etwa auf 80 000 zurückgeht. Die Gläubiger kümmern sich da nicht um die
Warenpreise, sie verlangen ihr Geld zurück auf Heller und Pfennig, den vollen
Betrag. Und wer wird ihnen solches übelnehmen, nachdem sie unter der voran-
gegangenen Hausse gelitten hatten?


Das Produkt des Unternehmens sei


1000 Ballen Zeug zu 100 gleich 100 000


Produkt ionskosten:
Pacht oder Miete 05 000
Frachten 05 000
Steuern 01 000
Zinsen 09 000
Von den Konjunkturen unberührte Produktionskosten    20 000 0 20 000
Bleiben dem Unternehmer 080 000
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um die Arbeiter und das Rohmaterial zu bezahlen und für den eigenen Lohn
(Unternehmergewinn).


Geht nun der Erlös der 100 Ballen durch einen Preisverfall von etwa 25% von


100 000 auf 75 000 zurück, so bleiben für Rohstoffe, Löhne und Gewinn nur 55


000 zurück (nämlich 75 000 – 20 000), da ja die obengenannten Unkosten von


den Konjunkturen unberührt bleiben. Rechnen wir, daß Löhne und Rohstoff


gleichfalls 25% im Preise zurückgehen (was aber nicht für die Löhne sofort


zutrifft), so hätte der Unternehmer hierfür 80 000 ÷ 25 = 60 000 zu zahlen.


So stellt sich dann die Bilanz wie folgt:


Von den Konjunkturen unberührte Produktionskosten 20 000


Rohstoffe und Löhne nach 25% Konjunkturrabatt 60 000


Kosten 80 000


1000 Ballen zu 100 mit gleichem Konjunkturrabatt (25%) 75 000


Verlust         5 000


Dieser Verlust rührt direkt von den Produktionskosten her; er hat nichts zu tun


mit dem Inventurverlust, den derselbe Unternehmer dadurch erleidet, daß er wie


ein Kaufmann von seinem Lager an Rohstoffen, Halb- und Fertigprodukten einen


der Baisse entsprechenden Abstrich machen muß.


Bei der Inventur hat der Unternehmer nach gesetzlicher Vorschrift nicht den Kostenpreis (den


Preis, den er bezahlt hat) anzurechnen, sondern den Marktpreis, d.i. den Preis, den er am Tage der


Inventur anlegen müßte, um sich in den Besitz der Inventurstücke zu setzen.


Eigentlich müßte dieser Abstrich sogar auf das sonstige Kapital (Häuser,


Maschinen, Schiffe) ausgedehnt werden, was man nur darum nicht tut, weil man


weiß, daß die Baisse ja doch wieder von einer Hausse abgelöst wird.


Aber alle diese Verluste der Schuldner zugunsten der Gläubiger, die viele


Milliarden für ein Gebiet wie etwa das der Reichsbanknote betragen, erscheinen


unbedeutend gegenüber den Verlusten, die das Volk als Ganzes, Gläubiger und


Schuldner einbegriffen, dadurch erleidet, daß die Baisse den Handel, die kauf-


männische Umlage des Geldes unmöglich macht und damit die Entwicklung der


Industrie lähmt. Die Verluste, die die Schuldner durch die Baisse erleiden, 


existieren für das Ganze nicht; denn das Geld der Schuldner fließt in die Taschen


der Gläubiger. Wird der Schuldner mager, so wird dafür der Gläubiger um so 


fetter; das Gesamtgewicht der Bürger bleibt unverändert. Wenn sich aber der


Kapitalist auf dem Markte umsieht nach einer Neuanlage der bei ihm eingegan-


genen Gelder (Dividenden, bezahlte Wechsel, verkaufte Waren, zurückgezahlte


Hypotheken usw. usw.) und ihm dann in Gestalt der Baisse überall nur Verluste


entgegenstarren; wenn der Kapitalist sich sagt, daß er bei der andauernden


Baisse gescheiter handelt, wenn er den beabsichtigten Neubau, die Gründung


der Fabrik, die Erweiterung der Maschinenanlage usw. usw. auf morgen ver-


schiebt, weil er doch morgen billiger als heute kaufen, bauen, gründen kann:


so entstehen nicht einfache Verschiebungen im Soll und Haben der Bürger, 


sondern reale Verluste für das Volksganze. Denn die Arbeiter, die
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das Geld des Kapitalisten sonst beschäftigt hätte, sie feiern, und das


Nationalvermögen verliert die Produkte dieser Arbeiter.


Es ist keine Nachfrage da für die Arbeiter, heißt es dann im Rate der Stadtverordneten.
Augenblicklich (November 1908) liegen in den Berliner Banken große Geldmassen unbeschäftigt,
während sich die Stadtverordneten mit der Frage der Arbeitslosigkeit befassen. Es wurde in der
Hochkonjunktur zu viel gearbeitet. Es war eine Überspekulation, die von der Profitsucht der
Unternehmer, von der Geldgier der Arbeiter herrührte! So sagen die Zeitungen.


„Warum arbeiten die Proletarier mit Überstunden? Sie mußten doch wissen,


daß die Arbeit nachher fehlen würde. Wie vom Weizen, so gibt es auch von der


Arbeit einen Vorrat. Ist der Vorrat aufgezehrt, so ist keine Arbeit mehr da.“ Mit


solchem Unsinn erklärt man die Arbeitslosigkeit.


Die Nachfrage nach Arbeit und Ware ist nichts anderes als ein kaufmännisches Rechenexempel.
Steht der erwartete Gelderlös des Produktes über dem Einstandspreis, so fehlt es nie an Nachfrage –
mögen die Preise noch so hoch stehen, möge die Produktion noch so großen Umfang haben. So
lange die Preise fest sind oder steigen, ist die Nachfrage nach Ware und Arbeit nicht zu sättigen;
denn immer wird in solchen Fällen der Handel einen Gewinn abwerfen, und dieser Gewinn ist immer
die einzige Voraussetzung der Nachfrage des kaufmännischen Geldangebots.


Gehen dagegen die Preise abwärts und fällt dadurch der Erlös regelmäßig unter den Kostenpreis
(Einstandspreis der Kaufleute, Produktionskosten der Unternehmer), so wird die Nachfrage nach
Arbeitern weggefegt; und mögen die Arbeiter verhungern, es wird sie Niemand beschäftigen können.
Wer es versucht, der macht Bankrott.


Die Bedürfnisse der Arbeiter nach Arbeit und Brot sind eine natürliche Lebensäußerung, die
Nachfrage dagegen ein kaltblütiges kaufmännisches Rechenexempel.


Bei einer allgemeinen Baisse ist es materiell unmöglich, Geld gewinnbringend
anzulegen. Wo der Kaufmann oder der Unternehmer den Fuß hinstellt, sinkt er
ein. Spottbillig werden die Waren angeboten; die Arbeiter gehen mit ihren
Forderungen herunter, doch niemand kann sie beschäftigen. Für den Kaufmann
existiert billig und teuer gar nicht; er hat es auf die Differenz, den Unterschied
zwischen Einstand und Erlös abgesehen. Dieser Unterschied allein interessiert
ihn. Darum übt ein Herabgehen der Preise, ein Nachlassen in den
Lohnforderungen der Arbeiter gar keinen verlockenden Einfluß auf ihn. Im
Gegenteil: die bescheidene Haltung der Arbeiter macht ihn stutzig, das
Zurückgehen der Preise schreckt ihn ab. Weiß er doch, daß, wenn er billig kauft,
seine Konkurrenten auch billig kaufen und daß darum das Billigerwerden kein
Vorteil (vom Standpunkt seines Warenlagers im Gegenteil ein Nachteil) für ihn
ist. Was ihn interessiert, ist das Verhältnis des Verkaufpreises zum
Einstandspreis, und er errechnet, daß bei der bestehenden Arbeitslosigkeit die
Masse des Volkes nicht das Geld haben wird, um den Bedarf an Waren in Kauf
resp. Nachfrage zu verwandeln, und daß dann die Verkaufspreise wegen unge-
nügenden Absatzes noch weiter heruntergehen werden.


Was nützt also das Billigerwerden der Waren! So ist nun die Kette geschlos-
sen; ein vollkommener circulus vitiosus. Die Notenbanken kommen bei der
Baisse dem Markte nicht zu Hilfe, ziehen sogar oft noch Kapital und Noten ein
und setzen die Preise weiter herunter. Der Kapitalist findet keine Gelegenheit zu
differenzbringenden Geschäften. Der Arbeiter feiert. Der Kaufmann folgert von
der verminderten Arbeitsgelegenheit einen verminderten Warenkonsum und 
sinkende Verkaufspreise. Er bestellt nichts beim Unternehmer, wodurch neue
Entlassungen notwendig werden usw.
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Der verminderte Absatz bedeutet aber wieder Betriebsverluste für den Kaufmann
und Unternehmer, und diese Betriebsverluste zusammen mit den schon beschriebe-
nen Inventurlisten führen schließlich dahin, daß viele Kaufleute Ausverkäufe veran-
stalten, nur um sich das Geld für fällige Zahlungen zu verschaffen. Das verschärft
dann auch wieder die Baisse. Schließlich stellt sich die Zahlungsunfähigkeit ein mit
gerichtlichen Zwangsverkäufen.


Aber auch hier unter dem Stuhle des Auktionators gelangt der Stein noch nicht
zur Ruhe, den die Emissionsbank mit ihrer sinnlosen Emissionspolitik ins Rollen
gebracht.


Die häufiger werdenden Zahlungseinstellungen haben zur unausbleiblichen Folge,
daß der Kredit eingeschränkt wird und daß ein großer Teil der Waren, die bis dahin
mit Privattauschmitteln (Wechsel, Stundung usw.) ausgetauscht wurden, jetzt nur
noch gegen Bargeld angeboten werden – und gerade zu einer Zeit, wo die
Emissionsbanken das Geld in den Ofen werfen und die Kapitalisten aus Furcht vor
Verlusten das Geld in Kellern verbergen.


Diese neue und große Verschiebung in dem Verhältnis zwischen Geld und Ware
hat wieder eine neue Baisse zu Folge.


Und wir sind nicht am Ende der Leidensgeschichte. Auch die Staatskassen sollen
an den Wunden mit leiden, die die Politik der Emissionsbank dem Handel schlägt,
demselben Handel, den sie zu fördern berufen ist.


Geht mit dem Eintritt der Baisse die Möglichkeit verloren, das Geld sicher im
Handel und in der Industrie anzulegen, werden von den Kaufleuten die Waren
abbestellt, werden die Arbeiter entlassen usw., wie können da noch den
Staatskassen Millionen zufließen, die ihnen sonst die Verkehrs- und Konsumsteuern
einbringen.


Wie können die Post, der Telegraph, die Eisenbahnen dieselben Überschüsse
abwerfen, wenn die Emissionsbank den Verkehr lahmgelegt hat?


Mit dem Eintritt der Baisse fallen alle Konsumsteuern entsprechend der vermin-
derten Arbeitsgelegenheit und der dadurch herabgesetzen Konsumkraft, fallen alle
Einnahmen aus den Getreidezöllen; denn der arbeitslose Proletarier ernährt seine
Familie mit Kartoffeln, für Brot hat er kein Geld; fallen die Einnahmen aus den
Wechselsteuern, weil die Baisse den Kredit einschränkt und der Wechsel unbrauch-
bar wird; fallen die Einnahmen aus der Fahrkartensteuer, weil das ganze Volk eine
Stufe nach der 4. Klasse herabsinkt; fallen die Einnahmen aus den Eisenbahn-,
Postbetriebsüberschüssen, weil bei der Baisse der Warentransport stockt; fallen die
Einnahmen aus der Einkommensteuer, weil die Baisse allgemeine Bettelei, keinen
Reichtum erzeugt; fallen die Einnahmen aus der Erbschaftssteuer, weil das
Nationalvermögen in Mark ausgedrückt entsprechend zur Baisse gefallen ist und
weil dieses Nationalvermögen durch die Arbeitslosigkeit reale Verluste erfährt.


Und Hand in Hand mit den verminderten Einnahmen wachsen bei der Baisse eine
Reihe von Staatsausgaben. Wenn die Preise fallen, so steigt die Zahl der
Verbrechen, und aus leicht erklärlichen Gründen; denn auch der rechtlich denkende
Mann, der keine Arbeit findet und dessen Kinder nach Brot schreien, geht auf die
Landstraße und überfällt den ersten besten, der ihm begegnet. Für ihn muß dann
der Staat die Strafanstalt erweitern. Dann
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geht auch das Weib des Zuchthäuslers an Entbehrungen zu Grunde, wird in
Spitälern auf Staatskosten verpflegt und wird auf Staatskosten begraben. (Die
Spitäler bevölkern sich im gleichen Maße wie die Preise fallen). Und für die
Kinder werden die Waisenhäuser erweitert.


So kann man in der letzten schroffen Folgerung sagen, daß die Emissionsbank
mit ihrer Politik die Kirchhöfe, die Kranken-, Waisen- und Zuchthäuser bevölkert.


Wir wollen hier das Sündenregister der Emissionsbanken schließen. Es sind
genug der Sünden aufgezählt, um sich ein Urteil erlauben zu können.


Die Emissionsbanken haben sich bei der Notenausgabe niemals um die
Warenpreise gekümmert, obschon sie die Aufgabe übernommen haben, mit
ihrem Kapital und mit Hilfe des Notenprivilegs die Schwankungen des Marktes im
Bedarf der Tauschmittel auszugleichen. Sie haben Geld (Tauschmittel) ausge-
geben, wenn die steigenden Preise einen Überschuß an Geld anzeigten, und
haben Geld eingezogen, wenn die Preise fielen. Sie haben regelmäßig wie jedes
andere Privatkapital Dividenden verteilt (die Reichsbankaktien stehen beträcht-
lich über Pari), was für eine Emissionsbank die ihre Aufgabe erfüllt, einfach
unmöglich wäre. So hätte z.B. die Reichsbank etwa vom Jahre 1904/5 bis 1907
auf das Notenprivileg vollkommen verzichten, alle Noten verbrennen und noch
ihr eigenes Kapital zurückziehen müssen, wenn sie der damals einsetzenden
Hausse einen Damm hätte entgegenstellen wollen. Aber sie dachte nicht daran,
nur eine einzige Note den Waren und Preisen zu opfern.


Und weil sie bei der Hausse nicht auf das Privileg der Notenausgabe und auf
Dividenden verzichtete, darum konnte sie auch bei der einsetzenden Baisse dem
Handel nicht zur Hilfe eilen.


Ihre regulierende Wirkung ist schlechter als Null; denn regulieren, ausgleichen
heißt für eine Notenbank dem Markte den Überschuß an Geld  entziehen und auf
Zins verzichtend vergraben, um es dann dem Markte zuzuführen, wenn es dort
fehlt. Die Notenbanken haben ungefähr die Rolle zu spielen, die den Zweck der
Getreidespeicher ausmachten, welche Joseph in Ägypten bauen ließ. Diese
Speicher nahmen die Überschüsse auf, um in Notjahren das fehlende hergeben
zu können. Wann aber ist es den Emissionsbanken eingefallen, den
Geldüberschuß, der sich in der Hausse offenbart, dem Verkehr zu entziehen?


Die Folge war, daß die Warenpreise auf und ab gegangen sind – genau so,
vielfach noch schlimmer als in den Ländern mit der verpönten
Papiergeldwirtschaft.


1. Weil die Preise stiegen, wurden die Gläubiger um Milliarden geschädigt,
betrogen.


2. Wurden die Unternehmer, die feste Lieferungskontrakte hatten, in den
Bankerott getrieben.


3. Wurde den Arbeitern und Beamten der Lebensunterhalt verteuert, während
die Lohnbesserungen nur zögernd folgten, bei den Beamten Jahre auf sich 
warten ließen.


4. Wurde die Spielwut, die Spekulation großgezogen.
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5. Wurden alle Preise durcheinander geworfen, alle Kataloge und Preislisten zu


Makulatur, mußten sämtliche Preise täglich neu berechnet werden.


6. Wurde die Bruttoprofitrate auf Kosten der Konsumenten und zu Niemandes


Vorteil erheblich erhöht.


7. Mußten viele Rentner ihre Ausgaben einschränken, wodurch eine Menge


Industriezweige notleidend wurden und Tausende von Bürgern Beruf, Wohnort,


Lebensgewohnheit wechseln mußten.


8. Wurden Millionen von Waren zu Ladenhütern.


9. Mußte der Staat Hunderte von Millionen mehr für Heeresproviant ausgeben.


10. Wurde das Steuerbewilligungsrecht der Volksvertretung zur Illusion. (Siehe


unten S. 61).


11. Wurden die Unternehmer veranlaßt, ihre Betriebe zu erweitern; nur um zu


spät zu erfahren, daß die gestiegene Nachfrage nur eine Eintagserscheinung,


nur ein Schwindelprodukt der Banknoten waren.


Die Geschäftswelt hat aber noch nicht die Zeit gehabt, sich in all diese neuen


Verhältnisse einzuleben, so muß auch schon die Notenbank die Noten einziehen,


um die Goldwährung zu schützen. Die allgemeine Baisse, die diesen Einzug


begleitet, hat dann zur Folge, daß:


1. Das Aktivum der Schuldner (Unternehmer, Landwirte, Kaufleute usw.) sich


zum Passivum im Verhältnis zum Fortschreiten der Baisse verschiebt, was allein


schon eine Menge Zahlungseinstellungen verursacht und


Vermögensverschiebungen von vielen Milliarden verursacht.


2. Daß der Geldumlauf unterbrochen, der Handel rechnerisch unmöglich wird,


jedes Geschäft Verlust, jedes neue Unternehmen Bankerott verspricht.


3. Daß der Warenabsatz gehemmt, die Arbeiter entlassen, der Konsum ver-


mindert wird, die Löhne sinken.


4. Daß der Kredit eingeschränkt, die Wechsel und sonstigen Geldsurrogate aus


dem Handel ausgeschaltet werden, weshalb der ganze Warenaustausch auf das


Bargeld fällt, wodurch die Preise noch weiter sinken und neue


Zahlungseinstellungen hervorrufen.


5. Daß die Einnahmequellen des Staates spärlicher fließen und das


Staatsbudget mit Defizit abschließt.


6. Daß Zuchthäuser, Spitäler, Waisenhäuser und Friedhöfe erweitert werden


müssen.


7. Daß Revolten ausbrechen, Attentate verübt werden, das ganze Volk zu


Bettelei verdammt, in der Kultur die mühsam erklommenen Stufen wieder herab-


gestoßen wird.


Die meisten anarchistischen Attentate, auch Hödels und Nobilings Anschläge, fanden in Baisse-
Zeiten statt. Für diese Taten sind die Notenbanken vielleicht eher verantwortlich zu machen, als die
anarchistische Literatur.                                 _______
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Währungstechnische Vorschläge für die Sicherung der


nationalen und internationalen Währung.


Nationale Währungspolitik.


Das Geld ist ein Werkzeug des Warenaustausches, in letzter Linie der
Arbeitsteilung. Die sachlichen Bedürfnisse dieses Warenaustausches (Handel),
nicht die persönlichen Interessen, Wünsche und Begierden der Kaufleute sollen
bestimmen, wie das Geld verwaltet werden muß. Von der höheren Warte der
unpersönlichen Volkswirtschaft, nicht aus dem engen Gesichtskreis der
Dividende, des Profites, der Differenz heraus soll die öffentliche Verwaltung des
Geldes ihre Richtlinien nehmen. Der Kaufmann sucht Differenzen, die
Volksinteressen verlangen die Beseitigung der Differenzen.


Das Geld wirkt ausschließlich durch den Preis, den es auf dem Markte erzielt.
Sieht man von diesem Preis ab, so bleibt nichts übrig. Auf den Preis, den das
Geld erzielt, also auf das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld muß sich
daher die Aufmerksamkeit der Geldverwaltung konzentrieren.


Das Tauschverhältnis zwischen den Waren und Geld (der Preis) wird aus-
nahmslos durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Wird viel Geld angeboten
(Nachfrage), so steigt der Preis; das heißt das Tauschverhältnis ändert sich in
dem Sinne, daß man mehr Geld für das gleiche Quantum Ware geben muß.
Wird wenig Geld angeboten, so fällt der Preis. Wird viel Ware angeboten, so fällt
der Preis; wird wenig Ware angeboten, so steigt der Preis. Wenig und viel sind
also hier wie überall nur die groben Ausdrücke eines Verhältnisses. Mehr sagt
der Preis nicht.


Damit der Handel seine sozialen Aufgaben erfüllen kann, muß der Preis fest
bleiben, d.h. das Verhältnis im Angebot zwischen Waren und Geld muß über Ort
und Zeit unverändert bleiben, so daß jeder ideell für eine Mark nach Jahr und
Tag so viel Waren erhält, wie er selber für die Mark an Waren gegeben hat;
weder mehr noch weniger.


Da das Angebot der im Umlauf sich befindenden Geldmassen großen
Schwankungen unterworfen ist (s. die Panik in New York 1907), so müssen
Vorkehrungen getroffen werden, um diese Schwankungen durch Einzug oder
Ausgabe von entsprechenden Geldmengen von Staats wegen auszugleichen,
d.h. das bisherige Zuviel und Zuwenig in dem Verhältnis zwischen Geld- und
Warenangebot wird beseitigt, indem der Staat das Zuviel im Geldangebot ein-
zieht und das fehlende Zuwenig ersetzt.


Entleert das Publikum die Geldreserven auf dem Markt, leeren sich die
Bankdepots, die Strohmatratzen, die Strümpfe, die Sparbüchsen; wird durch eine
optimistische Stimmung der Geldumlauf beschleunigt, erzeugt dieselbe
Stimmung eine Masse Geldsurrogate, so muß der Staat eine entsprechende
Masse an Bargeld dem Verkehr entziehen.


Umgekehrt, wenn Pessimismus die rosige Geschäftsstimmung ablöst und das
ganze Volk sich auf das Bargeld stürzt, als auf den einzigen Anker, der Grund
faßt, um dieses Geld dem Markt und seiner Bestimmung (dem Warenaustausch)
zu entziehen und bis auf bessere Zeiten zu verbergen; wenn
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infolge derselben Stimmung der Kredit und der Gebrauch der Geldsurrogate ein-
geschränkt wird – dann muß der Staat mit entsprechen Geldmassen zu Hilfe
eilen.


Der Staat muß also die Schwankungen ausgleichen, denen das Geldangebot
durch die Stimmung (Nervosität, Spekulation, Hoffnung, Angst und Panik unter-
worfen ist.


Das ist die erste und wichtigste Aufgabe des Staates in seinem Verhältnis zum
Gelde, und diese Aufgabe überragt so weit alle anderen währungstechnischen
Maßnahmen, daß sich diese samt und sonders der ersten unterzuordnen haben.


Man könnte einwenden, daß, wenn das Angebot von Geld Schwankungen
unterliegt, die Warenproduktion sich diesen Schwankungen anzuschmiegen hat.
Wird wenig Geld angeboten, so brauchen die Arbeiter „nur“ wenig Ware zu
erzeugen, dann stellt sich das Gleichgewicht von selber her, ohne daß es nötig
wird, mehr Geld in den Verkehr zu bringen. Man schließt einfach die Fabriken,
entläßt einfach die Arbeiter, unterläßt einfach den beabsichtigten Neubau, läßt
einfach die Felder brachliegen usw., und weil dann die Produktion der Waren und
dementsprechend auch das Angebot nachläßt, so paßt sich das Angebot von
Waren dem verminderten Angebot von Geld an, und die Preise ändern sich dann
nicht mehr.


Für die Emissionsbanken hat diese zweite Methode vor allem den Vorzug der
Bequemlichkeit. Sie brauchen sich dann um nichts mehr zu kümmern. Einerlei
wieviel Geld sie in den Verkehr werfen – das Warenangebot paßt sich dem
Geldangebot an. Für die Notenbank ist es viel bequemer zu sagen: „Paßt euch
den Geldmassen an, die ich dem Verkehr übergebe, und laßt mich in Ruh!“ als
wenn sie umgekehrt den Bedarf an Geld ermittelt und die Emission diesem
Bedarf anpaßt.


Und tatsächlich haben sich ja auch die Emissionsbanken dem Trägheitsgesetz
folgend regelmäßig für diese bequeme Methode entschlossen. Sie haben immer
mit Seelenruhe und verschränkten Armen zugeschaut, wenn das Volk verzweifel-
te Anstrengungen machte, um nicht „zu viel“ zu produzieren, wenn die
Warenpreise durch Arbeiterentlassungen vor weiteren Einbußen geschützt wur-
den. Die gute, die brave Reichsbank nannte diese Arbeiterentlassungen eine
Folge der Überproduktion, und die hungernden und frierenden Arbeiter, die 
biederen Jünger Marx, die sich um soviel Nebensächliches kümmern, zu dieser
währungstechnischen Blasphemie haben sie nichts zu bemerken.


Es ist auch in der Hauptsache dieser Methode zuzuschreiben, warum in den Ländern mit
Papiergeld die Schwankungen der Preise in der Regel sehr groß sind.


Der Staat wirft hier ein Quantum Papiergeld auf den Markt, und mit diesem ehernen Bestand, des-
sen Angebot von tausenden Umständen beeinflußt wird, muß sich der Handel behelfen. So war z.B.
in Argentinien die Emission im Jahre 1894 auf 300 Millionen bemessen, und mit diesen 300 Millionen
mußte sich der Handel 6 volle Jahre bis 1900 behelfen. Auf das Wachstum der Bevölkerung, auf die
steigende Produktion, auf die sich ausbreitende Arbeitsteilung usw. nahm die Regierung keinerlei
Rücksicht. Sie machte es genau wie die Reichsbank: behelft euch mit meinen Emissionen, schränkt
die Produktion ein, entlaßt die Arbeiter, wenn die Preise sinken. Und sie erzielte damit auch die glei-
che Wirkung. Die Preise stiegen und fielen, und diesen Schwankungen suchte sich die Produktion
anzupassen, indem sie heute Arbeiter zur Produktion heran-
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zog, um sie morgen wieder zu entlassen. Die Produktion machte genau die gleichen Kapriolen wie


in Deutschland. Es war zwar Papiergeld (soft money), kein hartes sondern potentiell weiches plasti-


sches Geld, aber die Emissionspolitik war hart und hatte demgemäß auch dieselben Erfolge.


In einer 1898 erschienenen Broschüre [Silvio Gesell: La Cuesta monetaria argentina. 1898.


Buenos Aires. Vgl. Schr.-Verz.] zeigte ich, daß die Agiotage durchaus keine Notwendige


Begleiterscheinung der Papiergeldwährung, sondern nur eine Folge der starren, geistlosen


Emissionspolitik sei. Als man zwei Jahre später (1900) meinen Vorschlägen entsprechend die


Emission dem mit dem Geldkurs gemessenen Geldbedarf anpaßte, verschwand alsbald die Agiotage,


Überproduktion! Es war zuviel produziert worden. Aber das „zuviel“ deutet auf


ein Verhältnis hin und wurde durch den Preisrückgang der Waren offenbart. Es


waren also zu viel Waren erzeugt worden im Verhältnis zum Angebot des


Geldes. Wäre mehr Geld angeboten worden, hätte die Überproduktion auch die


Geldproduktion erfaßt, hätte sich das Geldangebot dem Warenangebot ange-


schmiegt, so wäre trotz der vermehrten Produktion kein Preisrückgang einge-


treten, und wie hätte man in diesem Falle von Überproduktion reden können?


Gibt es denn für die Überproduktion ein anderes Maß als den Preisrückgang?
Man hat in den letzten Jahren alle Arbeiterreserven herangezogen, mit Über-


stunden, mit Tag- und Nachtschicht, mit vermehrten und verbesserten Maschinen


gearbeitet, doch Niemand sprach von Überproduktion. Trotzt stark vermehrter
Warenerzeugung stiegen die Preise. Das Wort Überproduktion hörte man dann


erst wieder, als das Verhältnis zwischen Waren und Geld sich verschob, als,


nachdem Massen von Münzen in die Schmelztiegel und über die Grenze gewan-


dert, die Reichsbank auch noch ihre Noten in den Ofen warf. Überproduktion


besteht also immer nur im Verhältnis zum Geldangebot und kann infolgedessen


als ein Unterangebot von Geld bezeichnet werden.


Die Frage, die zu beantworten ist, ist also die: Soll die Produktion sich dem


Gelde oder das Geld sich der Produktion anpassen?


Wer sich fürs erste entscheidet, entscheidet sich für Krise, Bankerott, Defizit,


Arbeitslosigkeit, Hunger, Revolte und Attentate. Wer aber den Mut hat, dem 


millionenstimmigen Beifall zum Trotze, der speziell der Reichsbank von jeher von


Groß und Klein gezollt worden ist, für die andere Lösung zu stimmen, der betritt


den Weg des Handels, der Arbeit, des Fortschrittes und des Wohlstandes.


Das Geld ist, das kann nicht genug wiederholt werden, ein Werkzeug des


Handels, nichts als ein Werkzeug, und den sachlichen Bedürfnissen des Handels


soll es angepaßt werden. Es ist nichts als ein Tauschmittel, und als Tauschmittel


soll es verwaltet werden. Es soll zu jeder Zeit genau soviel Geld zum Angebot


gegen Waren gebracht werden, daß der Durchschnitt der Preise nicht fallen,


nicht steigen kann. Das Angebot von Geld soll den Bedürfnissen des Handels


täglich angepaßt, auf den Leib zugeschnitten werden.


Zu diesem Zweck ist es vor allen Dingen nötig, daß der Einzug etwaiger


Geldüberschüsse und die Ausgabe etwa fehlender Geldmassen vollkommen


getrennt werde von dem Gebote des Gewinnes, des Zinses, der Dividende.


Das Geld soll eingezogen werden, solange die Warenpreise steigen; und es
soll wieder gedruckt und in
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Verkehr gebracht werden, solange die Preise fallen; dieses alles ganz unab-
hängig von der Bedingung eines Zinses oder Gewinnes oder fiskalischer
Bedürfnisse.


Eine solche Aufgabe kann man keinem Privatkapital, nicht den Aktionären der
Reichsbank zumuten, wie überhaupt die Hut allgemeiner Volksinteressen nicht
die Aufgabe Privater sein kann. Übrigens wollen wir von den
Reichsbankaktionären nichts geschenkt haben, wie auch diese kaum ihr Kapital
für solch unprofitable Geschäfte noch hergeben würden. Wird der Sinn des
Wortes „Geldbedarf“ in den Reichsbanksatzungen gesetzlich so ausgelegt, daß
die Reichsbank Noten und Kapital einziehen und zu vergraben hat, so oft die
Warenpreise (und in der Regel auch der Zinsfuß) steigen, so werden die
Aktionäre die sofortige Rückzahlung ihrer Einlage fordern; denn für eine so 
kostspielige Hut allgemeiner Volksinteressen findet man kein Privatkapital.


Darum lautet auch die Forderung:


1. Der Reichsbank wird das Notenprivileg entzogen.


2. Das Notenprivileg wird einem neu zu gründenden Reichsgeldamt über-
tragen.


Das Reichsgeldamt.


Das Reichsgeldamt soll Geld einziehen, wenn die Preise steigen; es soll Geld
ausgeben, wenn die Preise sinken.


Um Geld auszugeben und Geld einzuziehen, kann das Reichsgeldamt auf sehr
verschiedene Weisen verfahren.


1. Das Geldamt kauft bei beobachteter Baisse Wechsel und bezahlt die
Wechsel mit neuen Banknoten. So kommt mehr Geld in den Verkehr, und die
Preise werden damit hoch gehalten, resp. vor Rückgang geschützt. Steigen die
Preise über den normalen Stand, so verfährt das Geldamt umgekehrt; indem es
keine Wechsel mehr verkauft, die vorher gekauften bei Verfall einkassiert und
das so eingehende Geld verbrennt. So wird der Haussebewegung die Nahrung
entzogen, und die Preise bleiben fest.


Um Geld auszugeben, bedarf das Geldamt des Emissionsrechtes, und zwar
des allein durch die Bedürfnisse der Währung, d.h. der Aufrechterhaltung fester
Preise beschränkten Emissionsrechtes. Keine festen Summen, sondern feste
Preise bilden die Grenze der Notenausgabe für dieses Reichsgeldamt.


Um Geld einzuziehen, bedarf das Reichsgeldamt eines Kapitales. Dies Kapital
bildet sich wie folgt: Die liquidierende Reichsbank zieht ihre Noten ein. Es ent-
steht ein Geldmangel, den das Reichsgeldamt durch Ankauf von Wechseln mit
Hilfe neuer Banknoten deckt. Diese gekauften Wechsel bilden das
Betriebskapital des Reichsgeldamtes, womit etwaiger Geldüberschuß durch
Verkauf der Wechsel dem Markte entzogen werden kann.


Die Mittel zur Übernahme seiner Pflichten findet das Reichsgeldamt also 
schon fix und fertig in seiner Wiege, das ist das staatliche Emissionsrecht. Die
Heranziehung des Privatkapitals, wie es bei der Gründung der Reichsbank
geschah, ist für das Reichsgeldamt und für die Rolle, die es zu spielen hat, 
überflüssig.
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Kauft das Geldamt auch fremde Wechsel oder Titel fremder Staatsschulden
(englischer, französischer Konsols [Schuldschein für umgewandelte Schulden]), so
kann es gleichzeitig auf den Wechselkurs regulierend wirken. (Hierauf kommen wir
noch zurück).


Dieses System wird sich in ruhigen Zeiten bewähren. Es kann aber vorkommen,
daß nicht genügend Wechsel zum Diskont angeboten werden, z.B. bei
Kriegsgerüchten. In ruhigen Zeiten riskieren zahlungsunfähige Bürger nicht gerne
Kapital; sie ziehen sich möglichst vom Markte zurück und brauchen dann keine
Wechsel zu diskontieren.


In solchen Fällen, die regelmäßig von einem scharfen Rückgang der Preise
begleitet sind, würde es dem Geldamt unmöglich werden, die Wechsel in der nöti-
gen Menge aufzutreiben, um den Preisrückgang aufzuhalten. Das Geldamt könnte
in solchen Fällen den Diskont für 3-Monatswechsel auf 1/2 oder 0% setzen; es
würde das Geld bei zahlungsfähigen Leuten nicht unterbringen können. (So steht
z.B. heute der Privatdiskont in Paris auf 1%.)


Der Wechseldiskont als Mittel für die Regulierung der Währung im aktiven Sinne
würde also für alle Fälle nicht genügen. Das Geldamt muß aber so bewaffnet sein,
daß es unter allen Umständen, in allen nur erdenklichen Fällen Sieger bleibt.
Darüber darf im Handel kein Zweifel herrschen, denn der Zweifel, ob das Geldamt
in allen Fällen befähigt sei, den Markt vor einer Baisse zu schützen, genügt an sich
schon, um den gesamten Geldumlauf zu unterbrechen und so die Baisse zu er-
zeugen. Wir erinnern hier an den bekannten Fall in der englischen Bankgeschichte.
Der Bank ist die Emission auf einen bestimmten Betrag limitiert, und es war
bekannt geworden, daß die Bank die Grenze erreicht hatte. Eine allgemeine
Unsicherheit und Nervosität bemächtigte sich darauf des Handels. Die
Depotbanken und Sparkassen wurden gestürmt; ein kolossaler Krach stand bevor.
Da erhielt die Bank in letzter Stunde die Erlaubnis zu einer neuen Emission, und
das genügte, um das Vertrauen wieder herzustellen. 5 Minuten nach Erteilung der
Emissionserlaubnis war die Spannung und Panik verschwunden. Das Geld, das
vom Publikum aus Furcht vor Geldknappheit zurückgehalten worden war (die
Furcht vor Geldknappheit erzeugt Geldknappheit), floß zur Bank zurück, und die
Bank hatte überhaupt nicht nötig, von der ihr erteilten Erlaubnis Gebrauch zu
machen.


Solchen Geschichten muß vorgebeugt werden. Der Handel muß vor einer Baisse
sicherer geschützt werden als vor dem Sturz des Himmels. Der Handel muß unbe-
dingtes Vertrauen in die Währung haben. Darum lautet die zweite währungs-
technische Forderung: 2. Das Reichsgeldamt wird befugt, für währungstechnische
Zwecke Titel der Reichsanleihen in der Summe nach unbeschränkter und nur
durch den Zweck beschränkter Menge auszugeben, und umgekehrt Titel der
Reichsanleihen zu kaufen.


Durch den Verkauf von Titeln und Einzug des Erlöses (Geld) nimmt der
Geldumlauf ab und in der Hausse wird vorgebeugt. Durch den Ankauf derselben
Titel wird Geld in den Verkehr gebracht, und die Baisse verhindert.


Der Vorzug dieser Methode liegt in ihrer Einfachheit. Die materielle Arbeit, die
damit verbunden ist, kann durch einen billigen Schreiber besorgt werden. Die
Kontrolle ist überaus einfach – soviel Noten sind ausgegeben,
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soviel Titel der Staatsschulden liegen in der Kasse. Keine Wechsel, keine
Geschäfte mit Privatleuten, kein Risiko, ein ideales Amt für einen hagestolzen
Bürokraten.


Diese Methode hat auch noch den vom Standpunkt der Währungstechnik wohl
bedeutungslosen, für den Laien aber immerhin beachtenswerten Vorzug, daß die
Geschäfte des An- und Verkaufes der Titel regelmäßig einen Profit für das
Geldamt einbringen würden; denn der Verkauf der Titel (Geldeinzug) würde bei
jeder Hausse vorgenommen werden müssen, und bei jeder Hausse gehen die
Kurse der festverzinslichen Papiere naturgemäß herunter (warum ist schon
gesagt) und der Ankauf der Titel (Geldausgabe) würde bei jeder Baisse vorge-
nommen werden, und bei der Baisse gehen die Kurse der festverzinslichen
Papiere aufwärts.


Das Geldamt würde also gewöhnlich gerade dann Titel kaufen müssen, wenn
die Kurse sinken, und dadurch billig kaufen, und die Titel verkaufen, wenn die
Kurse steigen, also teuer verkaufen. In der Regel müßte also ein Gewinn zum
Vorschein kommen. Diese Regulierung würde somit nicht nur dem Staate nichts
kosten, sondern der Regel nach sogar etwas einbringen.


Das sind die Vorzüge dieser einfachen Methode der Geldmarktregulierung.


Doch im Geldwesen ist die Einfachheit, die Bequemlichkeit der Beamten nicht
immer das Beste für den Warenaustausch. Und auf die Sicherheit des
Warenaustausches kommt es an; die Bequemlichkeit kann erst dann berück-
sichtigt werden, wenn alle Waren unter Dach gebracht sind. Im Reichsgeldamt
soll man nicht schlafen, sondern wachen und arbeiten.


Das Geld, daß das Reichsgeldamt durch Ankauf von Titeln der Staatsschulden
auf den Markt zu bringen sucht, soll dort gegen Waren angeboten werden; denn
um die Nachfrage und die Preise zu heben – darum allein, ganz allein kauft ja
das Reichsgeldamt die Titel.


Welche Gewähr hat nun der Warenaustausch, daß der Mann, der die Titel dem
Geldamt verkauft, auch dieses Geld gegen Waren anbietet? Kommt es nicht oft
vor, ist es nicht vor 6 Monaten in Nordamerika vorgekommen, daß bei einer Krise
die furchtsamen Bürger alles, auch die Staatspapiere zu verkaufen suchten, um
das Gold zu verscharren?


Was würde es in solchen Fällen nützen, wenn das Reichsgeldamt durch
Titelankauf Noten ausgibt, wenn die Titelverkäufer nichts Eiligeres zu tun haben,
als den Erlös (Noten) gegen Münzen einzulösen und dieses Gold zu verbergen?
Würde die Erleichterung solcher Liquidation (!) die Schwierigkeiten, die die Krise
dem Geldamt so wie so schon bereitet, nicht noch ganz außerordentlich ver-
mehren?


Dieses Verscharrtwerden des Geldes (hoarding the money) beim Ausbruch der
Krise, gerade also zu einer Zeit, wo das Geld am nötigsten wäre, ist ja die
Hauptschwierigkeit einer vernünftigen Geldverwaltung, und diesen offenbaren
Mißbrauch des Tauschmittels darf das Geldamt nicht erleichtern, sondern muß 
es mit allen Mitteln erschweren. Der gedachte Ankauf von
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Titeln der Staatsschulden bei einer Krise würde aber diesen Mißbrauch des
Geldes ganz offenbar und erheblich erleichtern. Ohne Bedenken ist also diese
Methode nicht.


Sie hat außerdem noch den Nachteil, daß, wenn der Verkäufer der Titel auch
nicht die Absicht hat, den Erlös (Geld) zu verscharren, er der Regel nach doch
nicht Waren kaufen wird, sondern andere Rententitel [Die Besitzer solcher


Rentenpapiere gehören ja der Regel nach dem Rentnerstande an.], so daß das Geld erst auf
Umwegen, vielleicht spät den Waren unmittelbar entgegentreten wird. Ehe das
Geld des Reichsgeldamtes seine Wirkung auf diesem Wege ausüben kann, wird
Zeit vergehen, und Zeit heißt in solchen Fällen Differenzen – die ja gerade ver-
hütet werden sollen. Das Geld des Reichsgeldamtes soll unmittelbar wirken –
also unmittelbar vom Publikum gegen Waren umgesetzt werden, damit die
Preise fest bleiben. Das ist es, wonach wir streben; und solange keine absolute
Gewähr gegen Preisschwankungen geboten wird, müssen wir nach
Verbesserung der Waffen trachten, womit das Reichsgeldamt ausgerüstet 
werden soll.


Darum lautet auch die dritte Forderung:


3. Das Reichsgeldamt ist berechtigt, durch Steuerzuschläge und Steuererlaß
die für die Aufrechterhaltung der Währung nötigen Geldmassen einzuziehen oder
auszugeben.


Das Geldamt schreibt bei eintretender Baisse, um den Geldumlauf zu ver-
mehren, einen Steuererlaß aus von 10 – 30 – 50 oder mehr Prozent auf alle
Reichssteuern (inkl. Matrikularbeiträgen [Beiträge der Bundesstaaten an das


Deutsche Reich]), und diesen Ausfall bei den Steuerkassen deckt das
Reichsgeldamt durch Ausgabe neuer Noten. Beträgt dann der Mindereingang bei
den Reichskassen bei x Prozent Steuererlaß 100 Millionen, so liefert das
Geldamt diese 100 Millionen in neugedruckten Banknoten, die der Staat zu den
Einnahmen schlägt. Das Volk aber kann mit den an Steuern gesparten 100
Millionen entsprechend mehr kaufen. Es hebt die Nachfrage und die Preise. 
Es sind 100 Millionen (oder 200, 500, 1000 Millionen) mehr im Umlauf. (Die 
indirekten Steuern und Zölle dürfen von diesem Währungssteuererlaß nicht
berührt werden, da die Preise der versteuerten Waren sonst sinken würden).


Dieses System hat manches für sich. Sein Hauptvorzug ist, daß es unmittelbar
wirksam ist, indem es keiner Verteilung des dem Verkehr zu übergebenden
Geldes unter die Käufer bedarf. Das in den Verkehr zu pressende Geld ist schon
verteilt in den Taschen der Steuerzahler. Statt zur Steuerkasse zu wandern, wan-
dert es zurück zum Markte. Mit dem Betrag des Steuererlasses von 5, 100, 1000
Mark kauft der eine einen Kanarienvogel, auf den er wegen der Steuer verzich-
ten mußte, der andere eine Nähmaschine, der dritte ein Reitpferd. Entsprechend
der so gehobenen Nachfrage bleiben die Preise auf der gewünschten Höhe.


Aber das Geldamt muß nicht nur gegen die Baisse gewappnet sein, sondern
auch gegen die Hausse. Es muß gegen alle Schwankungen der Währung bis an
die Zähne bewaffnet sein.
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Und wenn das Geldamt befugt ist, von den Steuern einen Abstrich zugunsten


der Steuerzahler zu machen, so ist als Korrelat zu fordern, daß es auch befugt


sein soll, durch Steuerzuschläge etwaigen Geldüberschuß dem Verkehr zu ent-


ziehen. Der Währungstechnische Mechanismus des Steuerzuschlages ist der-


selbe wie beim Steuerablaß, nur umgekehrt. Die Steuerämter werden ange-


wiesen, auf alle Reichssteuern einen Währungszuschlag von 10 – 20 oder mehr


Prozent zu erheben und das Produkt dieses Zuschlages dem Geldamt auszu-


liefern. Das Geldamt verbrennt dieses Geld. Die Steuerzahler müssen entspre-


chend dem Steuerzuschlag ihre Einkäufe einschränken. Der Kanarienvogel, die


Nähmaschine, das Reitpferd werden nicht gekauft; die Nachfrage geht zurück,


und die Preissteigerung wird vermieden.


Es sei hier bemerkt, daß bei einer Baisse die Preise stocken und ein Steuererlaß den meisten
besonders willkommen sein wird, während bei einer Hausse die Geschäfte regelmäßig gut gehen und
der Steuerzuschlag leicht erhoben werden kann.


Diese Methode hat neben dem schon genannte Vorzug der unmittelbaren


Wirksamkeit auch noch den, daß sie das Interesse für die Währung im Volke


lebendig erhalten wird. Denn die große Masse denkt nur, so lange sie gereizt


wird, und ein Steuerzuschlag ist ein Reiz, der von jeher mächtig die Geister in


Aufregung versetzt hat. Dä erfierliche Bieschlag, dat os et, wat de Bur bascht.


Diese Aufregung wird dem Studium der Währung und das öffentliche Studium


der Währung der Konsolidierung zu gute kommen, insofern als die währungs-


politische Schulung der Volksmasse die beste, wenn nicht die einzige Gewähr


bietet gegen bislang geübte Pfuscherei und Quacksalberei.


Der wahre Schutz der Währung gegen den staatlichen Mißbrauch liegt nicht im Metall, im
Geldstoff, sondern in der währungspolitischen Schulung der ausschlaggebenden Majorität des
Volkes. Was diese Majorität will, das geschieht. Ist diese Majorität in Währungsangelegenheiten auf
Leithammel angewiesen (sie ist es leider überall), so geschieht, was die Leithammel wollen.


Nach den beiden zuerst erwähnten Methoden der Geldverwaltung geschieht


alles ohne Sang und Klang im Büro des Geldamtes. Das Volk würde nur den


Erfolg, nicht das „wie“ bemerken, und das Interesse für die ganze Sache würde


bald einschlafen. Und es wäre doch so nötig, daß das Volk en masse wenigstens


eine Generation lang sich gründlich mit den Währungsangelegenheiten befaßte,


damit alle die aus dem Altertum auf uns überkommenen Vorurteile endlich einmal


abgeworfen werden und die nationalökonomische Sprache (ein wahrer


Augiastall) die für eine schnelle und sichere Verständigung nötige Reinigung


erführe.


Keiner der volkstümlichen Ausdrücke, die in der Währungssprache gebraucht werden, kann als
eindeutig angesehen werden.


Gegen die hier vorgeschlagene Währungssteuer wird man vielleicht den


Vorwurf erheben, daß sie das Budgetrecht der Volksvertretung einschränkt.


Dieser Vorwurf ist jedoch ungerechtfertigt. Mit viel mehr Recht könnte man ihn


heute gegen die Emissionsbankpolitik erheben, indem es von dieser Politik


abhängt, welchen materiellen Inhalt (Waren) die von der Volksvertretung ausge-


schriebenen Steuern erhalten sollen. Die Volksvertretung schreibt 100 oder 1000


Millionen an Steuern aus; aber was das Volk an Waren
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hergeben muß (die Preise), um sich das Geld zu diesen Steuern zu verschaffen


– das bestimmt die Emissionsbank. Die vom Geldamt ausgeschriebene


Währungssteuer (der Steuererlaß) wird dagegen den ausgesprochenen Zweck


verfolgen, das Budgetrecht gegen solche Eingriffe zu schützen, indem sie dem


nominellen Betrag der Steuern den materiellen Inhalt (Waren) gibt, den sie nach


Absicht der Volksvertretung auch haben sollen.


Wird das Geldamt befugt, durch Steuerablässe und Steuerzuschläge für wäh-


rungstechnische Zwecke Geld auszugeben und Geld einzuziehen, so wird das


allein genügen, das Vertrauen des Handels in die Währung zu befestigen – und


dieses Vertrauen ist wiederum die Hauptstütze der Währung. Hat der Handel


keine absolute Sicherheit gegen eine Baisse, liegt eine Baisse überhaupt noch


innerhalb der Grenzen der Möglichkeiten, so genügt diese Möglichkeit an und für


sich (dies kann nicht oft genug wiederholt werden), um den Umlauf des Geldes


zum Stocken zu bringen. Und ein verlangsamter Geldumlauf bedeutet an sich


schon eine Baisse. Die Möglichkeit einer Baisse erzeugt die Baisse. Ist dagegen


das Geldamt so schwer bewaffnet, daß es unter allen Umständen das Heft in der


Hand behält, so wird die Sicherheit vor der Baisse regelmäßigen Geldumlauf zur


Folge haben, und solange der Geldumlauf regelmäßig ist, kann kein plötzlicher


Preissturz eintreten. Krisen und Panik werden vermieden, und darum wird auch


das Geldamt kaum jemals in die Lage kommen, von seiner Waffe (der


Währungssteuer) Gebrauch zu machen. Dem bewaffneten Volk bietet sich am


seltensten Gelegenheit, Gebrauch von der Waffe zu machen; die bloße Existenz


der Waffe bürgt für Frieden. [Ob das wahr ist? 1909 waren viele dieser Meinung.]


Am besten wird es sein, daß dem Reichsgeldamt die Wahl unter diesen drei


verschiedenen Methoden freigestellt werde. Hauptsache ist: Der Handel darf 


keinen Zweifel haben, daß das Reichsgeldamt den Markt unter allen Umständen
vor Hausse und Baisse schützen kann, daß jedermann die Bewaffnung des


Geldamtes für ausreichend hält, um den Kampf mit den sogen. Konjunkturen mit


Sicherheit aufnehmen zu können. Je größer das Vertrauen des Handels in die


Währung ist, um so regelmäßiger ist der Geldumlauf, um so seltener wird das


Geldamt von seinen Waffen Gebrauch machen müssen.


Das Reichsgeldamt wird somit mit der Aufgabe betraut, den Geldumlauf den


Warenpreisen in der Weise anzupassen, daß es Geld ausgibt, solange die Preise


fallen, und umgekehrt Geld einzieht, solange die Preise steigen, um auf diese


Weise feste Preise, d.h. Währung zu erzielen. Zu dem Zweck wird das


Reichsgeldamt befugt:


1. Geld in jeder nur durch den Zweck begrenzten, sonst unbeschränkten


Menge durch Wechseldiskont in den Verkehr zu bringen, und umgekehrt den


Diskont nach Bedarf zu verweigern und durch Inkasso der fällig werdenden


Wechsel Geld in unbeschränkter Menge einzuziehen und zu vernichten.


2. Geld durch Steuererlaß in unbeschränkter Menge in den Verkehr zu bringen


und umgekehrt durch Steuerzuschläge Geld in unbeschränkter Menge dem


Verkehr zu entziehen.
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3. Geld durch Ankauf von Reichsschuldentiteln in unbeschränkter Menge aus-


zugeben und umgekehrt durch Verkauf von Reichsschuldentitel (wozu ihm das


Emissionsrecht für solche Titel erteilt wird) Geld in unbeschränkter Menge ein-


zuziehen und zu vernichten.


______


Von dem Augenblick an, wo wir das Reichsgeldamt mit der Aufgabe betrauen,
den Geldumlauf mit Hilfe solcher weitgehenden Vollmachten dem Stand der
Warenpreise anzupassen, gewinnt die Frage: wie das Geldamt die
Warenpreisschwankungen ermitteln soll, ganz außerordentliche Bedeutung; und
es wird nötig, um das Geldamt vor dem Vorwurf der Parteilichkeit zu schützen,
die Methode, wonach die Preisschwankungen ermittelt werden sollen, haarscharf
vorzuzeichnen. Je größer die Gewalt des Geldamtes in Bezug auf die Mittel sein
soll, um so weniger Wahl darf man ihm lassen in Bezug auf die Methode, nach
welcher die Preisschwankungen zu ermitteln sind. Hier muß jede Willkür ausge-
schaltet, alles muß klar, durchsichtig und genau sein. Man bedenke, daß jeder
Unterschied im Preise des Geldes einen gleich großen Unterschied im Soll und
Haben der Gläubiger und Schuldner erzeugt, daß eine Preisdifferenz von weni-
gen Prozenten Vermögensverschiebungen von vielen Milliarden bedeutet zu
Gunsten der Gläubiger, wenn die Preise fallen, zu Gunsten der Schuldner, wenn
die Preise steigen. Man bedenke, daß die Gläubiger immer im Glauben sein 
werden, daß die Preise zu hoch sind, daß die Schuldner umgekehrt behaupten
werden, daß die Preise zu niedrig sind – falls man beiden nicht beweisen kann,
daß sie sich irren.


Die Methode der sogen. „Index numbers“, die der ,Economist‘ – in London 
veröffentlicht, und die darauf beruht, daß die Preise einer größeren Anzahl
Stapelartikel (Ernte und Bergbauprodukte und sonstige Rohstoffe) nach den
Börsennotierungen aufgezeichnet und nach ihrer Bedeutung klassifiziert werden,
ist bekannt und hat vieles für sich, besonders die Einfachheit.


Aber wo es sich um Geld handelt, um die Beziehungen der Gläubiger zu ihren
Schuldnern, da kommt es nicht auf die Einfachheit, sondern auf die Genauigkeit
an. Haarscharf, auf den Pfennig genau muß den Gläubigern und Schuldnern der
Nachweis erbracht werden, daß man im Deutschen Reich für 100 Mark am 1.
Juli genau so viel Ware kaufen kann, wie am 1. Januar, daß man im Jahre 1959
für die im Jahre 1909 kontrahierte [vereinbarte] Hypothekenschuld genau so viel
Ware (nicht zu verwechseln mit Arbeit) zu ihrer Tilgung wird hergeben müssen,
wie man selbst mit dem Geld im Jahre 1909 erstanden hat. Wir müssen den
Beweis der Währung unseres Geldes so klar zu führen wissen, daß wir alle die,
die noch behaupten werden, sie wären durch die Nichtwährung des Geldes
benachteiligt, bestohlen worden, wegen Versuch der Verächtlichmachung staat-
licher Einrichtungen anklagen und verurteilen, oder besser auslachen können.
Die Währung soll über allen Zweifel erhaben, der Kritik enthoben sein.


Um dieses zu erreichen, bedarf es einer genaueren Methode, als der der
„Index numbers“ des ,Economist‘.
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Die Methode, die ich hier empfehle (zuerst im Jahre 1902 veröffentlicht in der
Zeitschrift „Die Geldreform“) gründet auf folgenden Tatsachen:


Der Regel nach gewinnt der Kaufmann durch Preisverschiebungen bei einzelnen
Waren, während er bei anderen verliert. Zieht er solchen Gewinn vom Verlust ab,
so sagt ihm der Rest, wieviel er im Durchschnitt infolge solcher Preisänderung
gewonnen oder verloren hat. Bringt er diesen Rest in Vergleich mit seinem
Warenkapital, so weiß er in Prozenten, um wie viel im Durchschnitt die Preise 
seiner Waren gestiegen oder gefallen sind.


Er wird von seiner privatwirtschaftlichen Hausse oder Baisse sprechen.


Aber diese privatwirtschaftliche Hausse oder Baisse nimmt volkswirtschaftlichen
Charakter an, wenn wir diese privatwirtschaftlichen Ergebnisse sammeln, wenn
durch Gesetz alle Gewerbetreibenden gehalten werden, solche Berechnungen 
vorzunehmen und das Resultat einer Zentralstelle zu melden, wenn wir die aus
Preisdifferenzen entstandenen Gewinne und Verluste sämtlicher
Gewerbetreibenden zusammenzählen, diese Gesamtgewinne von den
Gesamtverlusten abziehen und den Rest mit dem Gesamtkapital vergleichen.
Wenn das Ergebnis dann etwa einen Gesamtgewinn von 5 oder 10% des in Waren
angelegten Kapitales meldet, so werden wir mit vollem Recht von einer volkswirt-
schaftlichen, nicht mehr von einer privatwirtschaftlichen Hausse von 5 oder 10%
sprechen.


Heben sich dagegen sämtliche privatwirtschaftlichen Inventurgewinne und
Verluste (nicht mit Betriebsgewinnen zu verwechseln) ohne Rest auf, so wäre der
wissenschaftliche, einwandfreie Beweis der Währung erbracht, nämlich der
Beweis, daß im Durchschnitt sämtlicher Privatwirtschaften die Warenpreise weder
gestiegen noch gefallen, daß also, volkswirtschaftlich betrachtet, die Warenpreise
fest geblieben sind.


Hier folgen nun einige Muster solcher privatwirtschaftlichen
Währungsberechnungen.


1.  Kaufmann Mül ler :
Lagerbestand Markt- oder Betrag Einstands- oder Betrag


Inventurpreis bezahlter Preis
1000 Strümpfe 02,20 02 200 2,10 02 100
0300 Hemden 12,50 03 750 13,00 03 900
0500 Hosen 09,30 04 650 9,60 04 800
0700 Kragen 04,10 02 870 3,40 02 380
2000 Hüte 07,60 15 200 7,20 14 400


28 670 27 580


Marktpreis oder Tagespreis 28 670
Bezahlter Preis oder Einstandspreis 27 580


Gewinn 01 090 das ist 3,9% des Kapitals.


Nach dieser Aufstellung sind die Waren, die Kaufmann Müller auf Lager hat, zum
Teil im Preise gestiegen und zum Teil gefallen; im Durchschnitt aber stehen sie um
3,9% höher. Müßte er diese Waren am Tage der Inventur kaufen, so müßte er 
28 670 auslegen, während er sie für 27 580 erstanden hat.
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Von seinem privatwirtschaftlichem Standpunkt aus betrachtet wird Müller von


einer Hausse sprechen.


2.  Landwir t  Schulze :


Ernte erzielter vorjähriger vorjähriger


Preis Erlös Preis Erlös


0100 Ztr. Roggen 016 1 600 018,– 1 800


1000 Ztr. Kartoffeln 003 3 000 002,50 2 500


0050 Ztr. Wolle 100 5 000 110,– 5 500


5000 Liter Milch 000,10 0 500 000,09 450


0050 Ztr. Mastochsen  080 4 000 090,– 4 500


14 750


Ernteerlös                                            14 100


Zu vorjährigen Preisen berechnet         14 750


Verlust     650  oder  4,7% 


seiner Produktion.


Vom Standpunkt seiner Privatwirtschaft wird Schulze von einer Baisse 


sprechen.


Grubenbesi tzer  Schmidt :
Förderung erzielter Erlös vorjähriger Betrag


Preis Preis


10 000 t Kohlen 20 200 000 18 180 000


Erlös 200 000


zu vorjährigen Preisen 180 000


Gewinn       20 000 = 10%


Nota. Hier, wie in der vorhergehenden Rechnung wird angenommen, daß nur jährlich einmal die


Preise ermittelt werden sollen. Sollte das als ungenügend befunden werden und eine halb- oder vier-


teljährige Ermittelung nötig sein, so müßten obige Rechnungen entsprechend geändert und statt der


Jahresförderung nur der Lagerbestand aufgenommen werden, wodurch dann auch Wiederholungen


wie in folgender Rechnung (Kohlen) vermieden werden.


4 .  Gießere ibes i tzer  Schuster .


Auf Lager Tagespreis Betrag Einstandspreis Betrag


200 t Kohlen 0020,00 04 000 0018,00 03 600


450 t Eisen 0006,00 27 000 0070,00 31 500


001 t Messing 2000,00 02 000 3000,00 03 000


020 t Blei 0250,00 05 000 0400,00 08 000


38 000 46 100


Bezahlt                                              46 100


Am Tage der Inventur käuflich für      38 000


Verlust 8 100   =  17%
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Von der Privatwirtschaft betrachtet, wird Schuster von einer schweren, ruinö-


sen Baisse sprechen.


Suchen wir nun aus der Summe dieser privatwirtschaftlichen, sich widerspre-


chenden Ermittlungen das Währungselement, das volkswirtschaftliche Fazit her-


auszustellen:


Zusammenste l lung :


Stadt Aachen auf Mk. Gewinn Verlust


01. Kaufmann Müller 028 670 01 090 –


02. Landwirt Schulze 014 100 – 0 650


03. Grubenbesitzer Schmidt 200 000 20 000 –


04. Gießereibesitzer Schuster 038 000 – 08 100


05. Tischlermeister A 025 000 00 550 –


06. Nudelfabrikant B 140 000 12 000 –


07. Tuchfabrikant C 240 000 – 16 700


08. Drogenhändler D 150 000 07 000 –


09. Kaffeehändler E 300 000 – 25 000


10. Gerbereibesitzer F 170 000 – 15 000


usw. 1 305 770 40 640 65 450


Gesamtentnahme Mk. 40 640


Gesamtverluste Mk. 65 450


Durchschnitts-Verlust           Mk. 24 810


oder 2 Prozent von 1 305 770.


Nach dieser Rechnung standen die Preise im Durchschnitt um 2% zu niedrig.


Das Angebot des Geldes war im Verhältnis zum Angebot der Waren zu gering,


darum fielen die Preise im Durchschnitt um 2%. Will man nun die Preise um 2%


heben, so muß Geld in Umlauf gebracht werden. Wie viel dazu nötig ist, kann


nur die Erfahrung zeigen. Man vermehrt den Geldumlauf und hört auf, wenn eine


neue Messung zeigt, daß die Preise die gewünschte Höhe erreicht haben. Und


umgekehrt natürlich, falls die Preise gestiegen wären.


Nota. Wir machen nochmals darauf aufmerksam, daß es sich hier nur um Inventurgewinn


und – Verluste, nicht um Betriebsverluste, nicht um Dividenden der Aktiengesellschaften han-


delt. Diese Dividenden geben keinerlei Anhaltspunkt für die Währung, ebensowenig, wie die


Erträgnisse der Produktionsmittel, Häuser, Land. Eisenbahnen usw.; denn hier handelt es sich


überall um Zins oder Rente, nicht um Preise.


Da in der Regel die Gewerbetreibenden nur jährlich einmal Inventur machen,


so könnte mit dieser Methode der Preis des Geldes auch nur einmal im Jahr


ermittelt werden. Für heutige Verhältnisse wäre das ungenügend, da bei der


Unregelmäßigkeit im Geldangebot die Preise innerhalb eines Jahres sehr großen


Schwankungen unterworfen sind. Ein Jahr ist für heutige Verhältnisse eine lange


Frist. Man denke an den Preissturz nach Ausbruch der Krise in Nord-Amerika.
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Mit den Reformen, die hier befürwortet werden, soll aber der Geldumlauf regu-


liert werden, wodurch Krisen, Panik, Krach, Boom und Konjunkturwechsel ver-


mieden werden. Dadurch fallen die großen plötzlichen Preisschwankungen fort.


Sollte trotzdem eine häufigere Preisermittelung wünschenswert erscheinen, so
könnte immerhin die schon erwähnte Methode der Index numbers des
„Economist“ zur Aushilfe herangezogen werden. Man könnte die
Handelskammern beauftragen, den Preis der Stapelartikel etwa monatlich zu
ermitteln, und so könnte man sich vom Gang der Preise ein ungefähres Bild
machen und vorbeugende Maßnahmen gegen Hausse und Baisse ergreifen. Als
wirkliches Maß, sozusagen als Pariser Präzisions- und Normalmaß würde dann
die große jährliche Preisermittelung dienen.


Internationale Währung.


Der nationale Austausch der Güter stellt an das Geld nur eine einzige wesent-
liche Forderung, das ist: Schutz vor der Echternacher Prozession, Schutz vor
dem Vor- und Rückwärts der Preise, vor dem Aprilwetter, vor dem ewigen
Wechsel der Konjunkturen. Ein über Ort und Zeit hinweg festes Verhältnis 
zwischen Waren und Geld, das ist das Bedürfnis des Handels, der der
Volkswirtschaft dient. Das Bedürfnis des Händlers, der auf Differenzen spekuliert,
ist privatwirtschaftlicher Art, und interessiert uns hier nicht.


Auch der Auslandshandel lechzt nach solcher Warenpreisstetigkeit, daneben
aber bedarf er zu seiner gedeihlichen Entwicklung eines festen Verhältnisses
zwischen dem in- und ausländischen Geld, damit man ohne Gefahr
Zahlungsverpflichtungen in fremdem Geld auch dann noch eingehen kann, wenn
man zu ihrer Erfüllung nur über inländische Geldquellen verfügt.


Also nach zwei Seiten wird Stabilität verlangt, und wenn es möglich ist, die
Währung so zu gestalten, daß das nationale Geld auf dem nationalen Markt zu
den Waren in einem festen Tauschverhältnis steht (wie im vorigen Kapitel gezeigt
ist), wenn es andererseits praktisch erwiesen ist, daß das nationale Geld zu
einer ausländischen Währung (der Goldwährung) in ein festes Verhältnis
gebracht werden kann, wie es der glänzende Erfolg des mit den einfachsten
Mitteln operierenden argentinischen Landgeldamtes (Caja de conversion) und
das mit gleicher mathematischer Präzision funktionierende indische Geldamt 
zeigen – wenn dieses beides jedes für sich möglich ist, so fragt es sich nun, wie
die beiden Forderungen sich vereinigen lassen.


Nehmen wir an, um diesen wichtigen Sachverhalt klarzulegen, daß man in
Deutschland die Währung auf die Erhaltung fester Preise richtete und dabei ganz
einseitig national, ohne Verständigung mit anderen Goldwährungsländern vor-
ginge: Geld ausgäbe, wenn die Preise sinken, und einzöge, so oft und so lange
die Preise steigen. Nehmen wir ferner an, die Goldwährungsländer ständen wie
so oft wieder einmal im Zeichen einer Hausse, und daß während nun in allen
anderen Ländern nach alter Weise die Hausse mit vermehrter Notenausgabe
geheizt würde, man in Deutschland umgekehrt durch Einziehung von Noten der
Hausse Nahrung entziehen würde, um das
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Zuviel bei den Goldprägungen durch verminderten Notenumlauf auszugleichen
und so die Warenpreise festzunageln. Wie lange würde es dauern, bis das Gold
vom Auslande einströmen würde, um das Gleichgewicht der Warenpreise in
Deutschland mit denen des Auslandes herzustellen? Hohe steigende Warenpreise
im Auslande, feste, d.h. im Verhältnis zu den im Auslande gestiegenen, niedrige
Preise im Inland fördern die Warenausfuhr, erschweren die Wareneinfuhr und ver-
schieben die Zahlungsbilanz zu Gunsten der Goldeinfuhr.


Was soll nun mit diesem einströmenden und vom Standpunkt der Warenpreise
überschüssige Gold geschehen?


Das einströmende Gold rückt, gestützt auf das freie Prägungsrecht, an die Stelle
der eingezogenen Banknoten. Das Reichsgeldamt muß also immer weiter Noten
einziehen, um dem einwandernden Gold Platz zu machen, indem es schließlich
gar keine Wechsel kauft, während die täglich verfallenden Wechsel ihm Banknoten
zuführen, die es verbrennt. Würden die Wechsel statt mit Noten mit Gold eingelöst,
so wäre das natürlich gleichgültig; es kommt ja nur darauf an, daß Geld,
Heizmaterial, Haussestoff, einerlei ob Gold oder Noten, eingezogen wird.


Hält die internationale, ausländische Hausse genügen lange an, dann muß der
Augenblick kommen, wo nur noch Gold und zu 100% mit Gold gedeckte Noten
umlaufen, wo das Reichsgeldamt durch das Notenprivileg keinen Einfluß auf die
Währung mehr ausüben kann, wo es durch bares, gemünztes Geld einfach ausge-
schaltet, an die Luft gesetzt worden ist. [In Schweden wurde während des Krieges dem Gold


das Prägerecht entzogen. In Argentinien sind die Noten jetzt mit 80% gedeckt. Trotzdem ist dort ein


Agio gegenüber dem Dollar von 30% (1921) entstanden. Die Regierung hat dort jeden Einfluß auf die


Währung verloren.]


Von diesem Augenblick an müßten nun andere Maßnahmen ergriffen werden,
um die deutsche Währung gegen die Goldüberschwemmung zu schützen, um zu
verhindern, daß der deutsche Markt mit in den Haussetrubel gerissen wird.


Es steht einem ja frei, sich vorzustellen, daß die Warenhausse in den Gold-
währungsländern besonders hartnäckig ist, etwa durch große Goldfunde oder, was
noch leichter vorstellbar ist, – daß die Hausse durch ausländische Währungs-
pfuscherei bewirkt worden ist, die zur Hausse und schließlich zur Auswanderung
des Goldes führen. In Deutschland z.B. ersetzte man die Silbermünzen s. Z. 
durch Gold und verursachte dadurch eine Silberüberschwemmung in allen
Ländern, die dem Silber die Münze nicht gesperrt hatten; In Nord-Amerika ver-
drängte man das Gold durch Banknoten und trieb dieses Gold nach Europa, wo es
mit Freude aufgenommen wurde, und wohin es die Nordamerikanische Hausse
übertrug. Die deutschen Währungsgesetze boten keinen Schutz gegen diesen
Schwindel.


Also nehmen wir an, der Einzug aller umlaufenden Noten hätte nicht genügt, und
Deutschland hätte weiter zur Festhaltung seiner Preise gegen das einströmende
Gold anzukämpfen, so blieb dem Reiche nichts anderes übrig, als das Gold direkt
aufzuspeichern, indem es entweder durch Steuerzuschläge (s. S. 59), es von den
Bürgern aufbringen ließ oder es direkt aufkaufte, und zwar dürfte es dieses Gold
nicht mit Banknoten aufkaufen, sondern durch Ausgabe von zinstragenden Bonds,
die kein Geld sind. Es würde der
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Währung Opfer bringen, Zins bezahlen zu müssen; denn das Produkt der
gemachten Schulden wäre vergrabenes Gold – trotz seinem sogen. „inneren
Wert“ und obwohl es „Kapital an sich“ genannt wird, ein kostspieliger Besitz. Aber
schließlich ist dieser Zinsverlust, auch wenn es sich um Hunderte von Millionen
handelte, für die Volkswirtschaft ein Pfifferling, wenn es damit gelingen sollte, die
deutsche Volkswirtschaft vor dem Einfall solch goldener Horden zu schützen.
[Diese Politik betrieben die Ver. Staaten seit Jahrzehnten dem Silber gegenüber.]


Aber es ist wohl zu merken: indem Deutschland unter Beibehaltung der


Goldwährung, des freien Prägerechtes, die Preise der Waren im Inland festhält,


dafür Opfer bringt, dadurch daß es das auf dem Weltmarkt überschüssige Gold


bei sich aufhäuft, so bringt es diese Opfer eben für alle Goldwährungsländer;


denn so lange Deutschland Gold aufstapelt und dem Markte entzieht, saugt es


der Hausse im Ausland die Nahrung ab. So würde Deutschland zum Regulator


der Goldwährung – ein glanzvolles Amt, würdig der Kraft und Herrlichkeit der


deutschen Volkswirtschaft, würdig auch vor allem der durch keine Zweifel an-


gekränkten Hochschätzung, die die Goldwährung in den deutschen Landen


genießt. Nirgends wird die Goldwährung so hoch eingeschätzt wie in


Deutschland, nirgends hat sie so begeisterte Verehrer. Die Goldwährung ist für


Deutschland mehr als ein Handelsprinzip; sie hat historische Bedeutung. Wie


das Deutsche Reich mit dem Blute erschlagener Feinde getauft wurde, so haftet


der Goldwährung der Nimbus der Kriegsbeute, der Milliarden an. Die


Goldwährung ist für Deutschland eine Art Ruhmeshalle – sie ist eine


Kriegstrophäe. Und was tut man nicht alles, um Kriegstrophäen vor Moder und


Vergessenheit zu schützen, was wird Deutschland nicht alles tun, um die


Goldwährung vor dem Zusammenbruche zu bewahren? [In Wirklichkeit tat Deutschland


nichts, um die Goldwährung zu schützen. Es war nur leeres Zeitungsgeschwätz, was in der Öffent-


lichkeit zum Ruhme der Goldwährung gesagt wurde. Am Tage der Kriegserklärung brach die


Goldwährung zusammen.]


Aber die Erfahrung zeigt, daß die Hausse in der Regel nicht lange dauert, und


daß ihr die Baisse auf dem Fuße folgt. Wenn dieser Umschwung dann im


Ausland eintritt und als Folge davon der deutsche Warenexport zurückgeht, die


Wareneinfuhr aber wächst (weil ja Deutschland feste d.h. zur jetzigen Baisse im


Ausland hohe Preise hat), so kippt auch die vorherige Goldeinfuhr bald in


Goldausfuhr um, und dann wirft Deutschland (durch Rückkauf der verzinslichen


Goldbonds) den während der Hausse aufgespeicherten Goldschatz wieder auf


den Weltmarkt – wodurch wieder der Baisse entgegengearbeitet wird.


Dauert dann die Baisse im Auslande bis zur Erschöpfung der deutschen


Goldbestände, dann bliebe nichts anderes übrig, als entweder mit einem


Goldagio den Bankerott der Goldwährung, oder durch Mitmachen mit der aus-


ländischen Baisse das Prinzip fester Preise fahren zu lassen, den Bankerott der


Landeswährung zu erklären.


Die Konsolidierung der deutschen Währung, d.h. die auf Festigkeit der Preise,
auf die Beseitigung von Hausse und Baisse, von Betrug und
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Schwindel gerichtete aktive Währungspolitik kann also unter Umständen zum
Bruch der Goldwährung führen. Das soll hier nicht verheimlicht werden.


Aber dieser Fall könnte nur eintreten, wenn es sich um langandauernde
Baisseperioden handelt, die nicht durch Störungen des Geldumlaufes, sondern
durch direkten Mangel an Geldmasse verursacht werden. Solche langandauern-
de, durch Geldmangel erzeugte Baisseperioden (man erinnere sich hier des
Laveleye’schen Gesetzes – genug oder nichts –) kennt man ja mehrere. Das
ganze Mittelalter, das tausendjährige, stumpfsinnige Mittelalter, war eine solche
durch stetig sich verschärfenden Geldmangel, nur hier und dort, dann und wann,
durch Verschlechterung des Münzfußes unterbrochene Baisseperiode, während
welcher die Arbeitsteilung unmöglich war und die erst mit der Entdeckung
Amerika’s, mit den Raubzügen Pizarro’s ein Ende nahm. Nicht Amerika, das
Land, sondern das in Amerika gefundene Gold hat den Aufschwung auf allen
Gebieten bedingt, der seit Kolumbus so deutlich wahrnehmbar ist, und es war
auch wieder nicht das Gold, sondern das mit dem Gold hergestellte Geld, das
der Baisse ein Ende bereitete und das die Arbeitsteilung freigab.


Wenn Italien schon im Quattrocento allen übrigen Ländern Europas voraus war, so dürften diese
Leistung seiner Stellung als Weltbankier und der von überall her nach Italien abfließenden und dort
reichlich umlaufenden Ablaßgelder zu setzen sein. (Reformation = Abwehrmaßregel gegen
Goldabfluß)


Auch die Zeit des Überganges zur Goldwährung (1873 – 1890) war eine solche
durch Geldmangel erzeugte Baisseperiode.


In solchen Fällen würde die hier vorgeschlagene nationale, aktive Währungs-
politik unfehlbar zum Bruch der Goldwährung führen.


Das Ideal der Volkswirtschaft – feste Preise im Inland unter Aufrechterhaltung
eines festen Verhältnisses des nationalen Geldes zum Gelde des Auslandes, läßt
sich also ohne international wirksame Maßnahmen, ohne Verständigung mit den
übrigen Goldwährungsländern nicht mit Sicherheit erreichen. Könnte man es
aber erzielen, daß in allen Ländern die Währung einer gleichmäßigen
Behandlung unterworfen würde, daß unsere hier entwickelten Grundsätze inter-
national anerkannt würden, so wären alle Schwierigkeiten beseitigt. Denn wird
bei einer Hausse in allen Ländern gleichzeitig der Geldumlauf durch Einzug von
Banknoten verringert (resp. bei eine Baisse vermehrt), so bleibt das ohne jeden
Einfluß auf Ein- und Ausfuhr und auf die Zahlungsbilanz der einzelnen Länder,
und die Goldverschiebungen, die wir bei einer einseitigen deutschen Währungs-
politik vorhersahen, fallen fort. (Das Gesetz der kommunizierenden Röhren).


Und wird bei einer Baisse in allen Ländern gleichzeitig und nach denselben
Grundsätzen der Notenumlauf vermehrt – so hebt sich überall das allgemeine
Preisniveau, ohne daß auch da wieder Verschiebungen in der Zahlungsbilanz
entstehen. Ein- und Ausfuhr von Waren wird dadurch nicht berührt; denn nicht
die absolute Höhe der Preise führt zu Verschiebungen in der Zahlungsbilanz,
sondern die relativ zum Auslande hohen oder niedrigen Preise. (Die Ausnahmen
bei im Auslande verschuldeten Staaten haben wir bei einer anderen Gelegenheit
schon erwähnt).
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So bleibt denn nur mehr zu erörtern, ob es wohl möglich sein wird, andere


Goldwährungsländer, wie Nordamerika, England, Frankreich, Österreich,


Rußland, Italien, Skandinavien, Argentinien, Holland und die Schweiz zu ver-


anlassen, im Verein mit Deutschland eine auf die Beseitigung der sogen.


Konjunkturschwankungen, auf die Konsolidierung der Währung gerichtete aktive


Währungspolitik zu betreiben, und dieser Frage wollen wir ein besonderes


Kapitel widmen.


Internationale Währungsverständigung.


Die Vorteile des internationalen und interkontinentalen Produktenaustausches


überwinden die künstlichen Hindernisse, die kurzsichtige Geister seiner


Entwicklung in Form von Zollschranken entgegenstellen, und lassen allem zum


Trotz den Welthandel sich zu einer Lebensfrage aller Völker auswachsen. Der


Weltgeist, der den Welthandel zeugt, ist über das Ideal mancher Patrioten brutal


und siegreich hinweggeschritten; niemand spricht mehr vom geschlossenen


Handelsstaat. [Der Krieg hat auch diese glücklichen Entwicklungskeime zerstört. England, der


alte Welt- und Freihandelsstaat, ist durch Valutaschwierigkeiten, jetzt (1921) zum Schutzzollunsinn


übergegangen.] Wie Alexander der Große die Welt für seinen Ehrgeiz brauchte, so


sehnt sich jeder Unternehmer nach dem schrankenlosen Besitz der Welt für den


Absatz seiner Produkte, und wenn es auch nur Stiefelwichse wäre.


Die Bedeutung des Welthandels wird überall immer mehr gewürdigt, und alle


Völker zeigen, daß sie zur Pflege dieses Handels schwere Opfer zu bringen


bereit sind. Manchen von diesen Opfern fehlt es an Zielbewußtsein; manche 


entspringen auch noch dem heidnischen Gedanken, den Welthandel durch


Eroberung sich anzueignen – doch sind es immer Opfer, die auf dem Altar des


Welthandels gebracht werden – einerlei ob sie aus Blut und Pulver, Geld und


Vorurteilen, oder einfach aus der dem Studium der Sache geopferten lieben


Ruhe bestehen.


Um den Welthandel zu fördern, gibt die Kaiserin von China den Zopf auf, legt
Bresche in die Grenzmauern ihres Reiches. Um den Welhandel zu erweitern und
zu schützen, baut man kostspielige Kriegsflotten, überbrückt oder durchsticht die
natürlichen Grenzen, die Gebirge und Ströme den einzelnen Nationen ziehen;
aus Staatsmitteln unterstützt man unrentable Weltschiffahrt; ein kostspieliges,
diplomatisches Corps wird überall unterhalten, man gibt sogar beträchtliche Teile
der nationalen Selbständigkeit auf, indem man durch Verträge (Handelsvertrag,
Postvertrag usw.) die staatliche Bewegungsfreiheit unterbindet. Auch die
Goldwährung hat man nur darum eingeführt, weil man Vorteile von ihr für den
Welthandel erwartete; und was hat man der Goldwährung nicht alles geopfert!
Um die Goldwährung einzuführen, ist es nötig gewesen, dem Staat die kost-
spielige Liquidation der Silbermünzen aufzuhalsen; in Italien, Rußland, Öster-
reich u.a. wurden besondere auswärtige Anleihen zu dem Zwecke gemacht; in
Nord-Amerika wurden ganze
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Berge von Silber mit verzinslichen Titeln der Staatsverschuldung aufgekauft – um
das Silber zu vergraben. Überall wurden die Schuldner zu Gunsten ihrer
Gläubiger geprellt, bestohlen (Not der Agrarier); man beugte das Recht und wan-
delte die in Silber gemachte Schuld in eine ganz andere Sache, man verdoppelte
die Lasten aller Privat-, Staats- und Gemeindeschulden. Und nicht genug damit –
man ließ die Vernunft auch noch Kapriolen schlagen, indem man „zum Schutze
der Goldwährung“ Zölle einführte. Zölle, die den Welthandel drosseln! Den
Welthandel opferte man der Goldwährung, den Zweck dem Mittel! Das alles, um
den Welthandel zu pflegen, zu fördern.


Es ist Tatsache, daß dem Siegeszug der Goldwährung durch die Welt der Siegeszug der


Schutzzolltheorie auf dem Fuße folgte. Um die Goldwährung einzuführen oder sie zu
sichern, hat man danach getrachtet, durch Zölle eine aktive Zahlungsbilanz herbeizuführen und 


vergaß dabei ganz, daß die Goldwährungsidee ein Kind der Freihandelsidee ist.


Sind das nicht Zeichen genug, daß die Völker allesamt bereit sind, etwas für
die internationale Währung zu tun; daß sie gewillt sind, sich mit den Nachbarn in
dieser Lebensfrage zu verständigen? Gewiß, es werden hier noch viele
Vorurteile zu überwinden sein; aber wer, wie in Deutschland und Nord-Amerika,
sogar die Vernunft der internationalen Währung opferte, der wird wohl auch ihr
zu Liebe einige Vorurteile fahren lassen.


Man berufe darum eine Internationale Währungskonferenz ein und unterbreite
ihr folgende Vorschläge:


1. Die Ausgabe von Banknoten ist in allen Staaten ausschließliches Vorrecht
der Regierung: etwaige Verträge mit Privatbanken (in Deutschland der
Reichsbank) werden gelöst.


2. Die Ausgabe von Banknoten erfolgt in allen Vertragsstaaten nach gleichen
Grundsätzen; und zwar werden Banknoten ausgegeben, wenn die Warenpreise
sinken, und es werden Banknoten eingezogen, wenn die Warenpreise steigen.


3. Ausgabe und Einzug von Banknoten erfolgt überall unabhängig von der
Bedingung des Gewinnes, von der Scheu vor einem Verlust und von den
Bewegungen des Zinsfußes.


4. Zur Feststellung der Warenpreisschwankungen wird in allen Vertragsstaaten
eine nach gleichen Grundsätzen geführte Warenpreisermittelungsstatistik geführt.


5. Es wird ein internationales Währungsbüro mit Sitz in Bern oder sonstwo
gegründet, in dem alle Fragen, die die Praxis aufwirft, erörtert werden. [In meiner


Schrift „Internationale Valuta-Assoziation“ (Freiland-Freigeldverlag, Erfurt 1920) sind obige Vorschläge


erneut, vervollständigt und breiter ausgeführt. S.G.]


_____


Mancherlei Fragen wird das internationale Währungsbüro zu beantworten,
mancherlei Schwierigkeiten zu beseitigen haben; aber wie groß auch diese
Schwierigkeiten sein mögen, eines steht doch über allen Zweifeln fest – eine
internationale Währung kann man nicht durch die Wahl des Geldstoffes (Gold),
sondern nur durch internationale Verständigung in der Behandlung des Geldes
erreichen. Jede einseitig nationale Behandlung des
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Geldwesens führt mit der Zeit notwendigerweise zum Bruch der internationalen
Währung, d.h. zu Schwankungen im Wechselkurs. Dabei hilft einem der billige
Trost, daß die Schuld beim Nachbarn liegt, nicht im geringsten über die
Schwierigkeiten der Lage hinweg. Was hilft es z.B. in Deutschland, daß man 
z.B. behauptete, nicht das Gold wäre dem Silber gegenüber im Preise gestiegen,
sondern umgekehrt, das Gold fest geblieben und das Silber wäre gefallen?
Diesen Trost hätte die mit Indien arbeitenden Kaufleute gerne für 10 Pfg. 
verkauft.


Eine nationale Goldwährung gibt es aber nicht, sie ist unmöglich. [Helfferich der


Gründer des Vereins zum Schutze der „deutschen“ Goldwährung, gründete einen Verein zum


Schutze des Unsinnes. Und diesem Verein gehörten Mommsen und Virchow an!] Wer ihr nach-


strebt, läuft einem Hirngespinst nach. Die Goldwährung läßt eine nationale


Behandlung nur in dem eng begrenzten Rahmen zu, den wir mit unseren


Vorschlägen gezeichnet haben, und auch da noch müßte mit großer Vorsicht 


vorgegangen werden.


Die Hauptschwierigkeiten werden dem internationalen Währungsbüro aus der


Verwendung des Goldes zu Industriezwecken und durch den Zins als


Voraussetzung des Geldumlaufes entstehen. Und diese Schwierigkeiten werden


mit der Zeit um so größer werden, je wirksamer der Warenaustausch gegen


Krisen geschützt wird.


Es lohnt sich der Sache näher zu treten.


Die Verwendung des Goldes zu Industriezwecken wächst nicht nur, wenn der


Preis des Goldes billig wird (Hausse), sondern ganz besonders auch dann, wenn


der allgemeine Wohlstand wächst. Die Goldware ist ein Luxusartikel, und Luxus


treibt man, wenn man satt ist. Werden nun durch die vorgeschlagenen Reformen


die Preise festgehalten und Wirtschaftskrisen unmöglich gemacht, wird die Arbeit


nicht jeden Augenblick unterbrochen, so hebt sich der allgemeine Wohlstand


schnell und ununterbrochen. Damit aber wächst die Nachfrage nach goldenem


Flitter. Und es würde genügen, wenn jeder Fabrikarbeiter, jeder Bauer seiner


Liebsten eine goldene Kette, ein goldenes Armband kaufte, um sämtliche


Münzen aufzubrauchen. In Deutschland z.B. wären das 20 Millionen Kilo


Uhrketten und Uhrgehäuse zu 100 Gramm gleich 2 Millionen Kilo Feingold –


oder 5580 Millionen Mark – mehr also als der gesamte Goldmünzenbestand.


Der Wohlstand frißt die Münze; das Verschwinden der Münze erzeugt die Baisse, und die Baisse


frist den Wohlstand. Die goldene Münze braucht also Bettelei, um zu existieren; durch die Baisse und


die sie begleitende Wirtschaftskrise hebt sich die goldene Münze immer selbst aus dem Bereich der


Massen. Volkswohlstand und Goldwährung schließen sich also gegenseitig notwendigerweise aus.


Nun kann man den Augenblick noch so weit hinausschieben, wo die Masse


des Volkes in der Lage sein wird, goldenes Gerät zu kaufen; aber wenn es


gelingt, die Krisen zu beseitigen, so müssen wir mit diesem industriellen Konsum


der Münzen rechnen. Denn es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die Krisen


eine der Hauptursachen der heutigen bettelhaften Armut der Volksmassen sind.
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Die Verwendung des Goldes zu Industriezwecken kann man aber im Interesse
der Aufrechterhaltung der Goldwährung nach Belieben erschweren und verhin-
dern, und zwar durch eine Goldwarensteuer. Wenn man für das Tragen einer 
goldenen Uhrkette, eines goldenen Armbandes eine jährliche Lizenz von 50 –
100 – 1000 Mark zu zahlen hätte (jede Kette müßte ähnlich den Hundemarken,
mit einer Steuermarke versehen sein), so käme nicht mehr der Anschaffungs-
preis allein in Betracht, und mancher würde doch lieber eine seidene oder silber-
ne Kette tragen. So würde die Münze vom Schmelztiegel ferngehalten. Solche
Goldwarensteuer müßte natürlich, um keine Verschiebungen in der Handels- und
Zahlungsbilanz zu erzeugen, international erhoben werden. Zwar bliebe von der
reinen Goldwährung nicht mehr viel übrig, indem eine solche Steuer wie ein
gewissermaßen umgekehrter Schlagschatz zu betrachten wäre, und zur Theorie
der reinen Goldwährung paßt ein solcher Schlagschatz nicht. Aber man hat
schon auf Kosten der Theorie der Praxis der Goldwährung so manche
Konzessionen machen müssen (man denke an die zum Schutze der
Goldwährung eingeführten Zölle), daß man diesen goldwährungstheoretischen
Unsinn auch noch in Kauf nehmen kann.


Bei der Goldwährung muß man auch mit dem Zufall rechnen, und wenn wir
eben annahmen, daß der Industrieverbrauch des Goldes der Währung
Schwierigkeiten bereiten kann, so müssen wir auch den gegenseitigen Fall in
Betracht ziehen, daß man Gold über den Bedarf der Industrie hinaus findet, und
daß auch die Ausmünzungen über den Bedarf der Währung hinaus wachsen
können.


In solchen Fällen bliebe nichts anderes übrig, als die entgegengesetzte Politik
der Goldwarensteuer zu befolgen, indem man durch einen Schlagschatz das
Gold von der Münze fernhält und dadurch der Industrie zuwendet. Erhebt man
z.B. in der Münze 10 – 20 – 50% als Schlagschatz, so wird das ungemünzte
Gold um 10 – 20 – 50 dem gemünzten Gold gegenüber billiger, und eine goldene
Kette von 100 Gramm wird nur mehr 90 – 80 – 50 Gramm gemünztes Gold
kosten (plus Arbeitslohn des Juweliers). Dies wird den Goldwarenkonsum natür-
lich heben.


Solcher Schlagschatz bedeutet ja auch wieder einen Vorstoß gegen die
Theorie der Goldwährung; aber wenn es sich darum handelt, den Handel vor
einer Hausse oder Baisse zu schützen, so darf man vor derartigen
Schönheitsfehlern einer Theorie nicht zurückschrecken. Eine pockennarbige
Währungstheorie ohne Krise ist immer besser als eine jungfräulich glatte Theorie
inmitten einer verwüsteten Volkswirtschaft. Zuguterletzt sind es doch die
Bedürfnisse des Handels, die uns sagen sollen, wie das Geldwesen behandelt
werden muß.


Man könnte sich unter Umständen und, falls man den theoretischen
Widerwillen gegen einen Schlagschatz oder eine Goldwarensteuer nicht überwin-
den kann, auch für eine Zeit lang mit einer Wechselstempelsteuer behelfen. Die
Wechsel ersetzen das Geld, wirken also wie eine Vermehrung des Geldes; denn
ersetzen heißt hier nicht verdrängen. Der Wechsel gesellt sich zu dem Geld; er
ist Tauschmittel, wenn auch nur ein schmarotzendes. Soll nun der Umlauf von
Tauschmitteln beschränkt werden, so kann man
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statt des Schlagschatzes eine Wechselstempelsteuer [Die Steuer müßte bei jedem


Besitzerwechsel, also nicht wie jetzt einmal für die ganze Umlaufzeit erhoben werden.] erheben,
oder die etwa schon bestehende Steuer nach Bedarf bis zur völligen
Unterdrückung der Wechsel erhöhen. Der Erfolg wäre derselbe, wie beim
Schlagschatz. Je weniger Wechsel umlaufen, um so mehr Bargeld wird nötig. 
In Deutschland waren 1907 301/2 Milliarden Wechsel im Umlauf, deren
Verschleißkraft vielleicht 1 – 2 – 5 Milliarden an Geld entsprachen. [Der Wechsel 


zirkuliert viel langsamer als das Bargeld, darum ist seine Verschleißkraft auch bedeutend geringer.]
Hätte man 1905, als die Hausse einsetzte, die Wechselstempelsteuer verdoppelt
oder verzehnfacht, so hätte man die Wechsel zum größten Teil unterdrückt und
da dann mehr Bargeld nötig geworden wäre, so wäre es nicht zur Hausse
gekommen. Und wären die Preise nicht so hoch gestiegen, so wären sie jetzt
nicht so tief gefallen; die Volkswirtschaft hätte sich nicht den Hals gebrochen.
Wird dann bei einer Baisse die Stempelsteuer ermäßigt oder aufgehoben, so
kommt der Wechsel dem Bargeld zur Hilfe.


Man könnte sich auch noch behelfen: Man stellt das heutige System kleiner


Münzen und großer Banknotenabschnitte auf den Kopf.


Nehmen wir an, die Goldmünzen würden nur in Stücken von 100 – 500 und


1000 Mk. geprägt, und daß man dafür Banknoten von 1 – 5 – 10 Mk. druckte


(wie in Argentinien), so würde auch das jetzige Verhältnis im Gebrauch dieser


Geldarten umgeworfen werden. Das Gold würde unbrauchbar für den täglichen


Verkehr und würde den Geldämtern zum Umtausch gegen Banknoten übergeben


werden. So kämen die Geldämter in den Gesamtbesitz des Goldes und hätten


infolgedessen eine viel breitere Unterlage für die Banknotenpolitik, die so


Spielraum für die Kapriolen der Goldproduktion bieten würde.


Natürlich und selbstverständlich – um wirksam zu sein, müßten die empfoh-


lenen Maßnahmen immer gleichzeitig von allen Goldwährungsländern ergriffen


werden. Alle Geldämter der Welt müßten auf einen Wink von Bern aus gemein-


sam gegen Hausse und Baisse operieren. Je vollständiger der internationale


Charakter der Goldwährung anerkannt wird – um so leichter läßt sich diese der


Volks- und Weltwirtschaft dienstbar machen.


Zu solchem Goldwährungsbund gehört auch eine Liquidationsklausel. Die


Schwierigkeiten, in die der lateinische Münzbund geraten ist, zeigen die


Notwendigkeit einer solchen Klausel.


Aber die für eine solche Liquidationsklausel unentbehrliche, wissenschaftliche


Untersuchung der Voraussetzungen der Goldwährung (es ist hier seiner Zeit


alles vorausgesetzt, nichts geprüft worden) würde für die Goldwährung und ihre


Theorie derart ungünstig ausfallen, solche vernichtende Aufklärung bringen, daß


die Diskussion der Liquidationsklausel den geplanten Goldwährungsbund wahr-


scheinlich in die Brüche führen würde.


Eine solche Untersuchung darf daher auch in einem Buch wie dieses, das der
Goldwährung zu Hilfe eilen soll, unter keinen Umständen angestellt werden.
[Einen Einblick in die Verhältnisse, die in einer Liquidationsklausel der Goldwährung berücksichtigt
werden müßten, bietet S. Gesells Schrift: Das Monopol der Schweizerischen Nationalbank. Verlag K.
J. Wyß in Bern]
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Ausblick.


Mit Hilfe der vorgeschlagenen Reformen würde sich der Handel für eine Weile
ganz normal weiter entwickeln können. Unter Beibehaltung der Goldwährung und
voller Ausbildung des der Goldwährung zu Grunde liegenden Gedankens ver-
tragsmäßiger Internationalität der Währung kann man tatsächlich die Schäden
der Goldwährung, die durch die ziellose Banknotenpolitik und durch die ungenü-
gende Berücksichtigung des internationalen Charakters der Goldwährung überall
zu Tage treten, beseitigen, und zwar für eine Reihe von Jahren. Man kann den
Handel vor Baisse und Hausse schützen, freilich nicht durch passives
Gehenlassen, sondern durch eine ununterbrochene Kette aktiver Handlungen.


Aber nun passiert etwas ganz Absonderliches, etwas Verdächtiges, etwas, was
mit innerer Notwendigkeit das gesamte herkömmliche Geldwesen, die
Goldwährung, die Doppelwährung wie auch die Papierwährung dem Bankerott,
dem theoretischen wie dem praktischen Bankerott entgegentreibt, und zwar
merkwürdigerweise um so schneller, um so sicherer, je wohltätiger, je wirksamer
die Reformen waren, womit wir die Schäden der Goldwährung zu umgehen
suchten. Wir wollten mit unseren Vorschlägen die Wirtschaftskrisen unter
Beibehaltung der Goldwährung beseitigen – jetzt wird es sich zeigen, daß die
Krise Voraussetzung und Lebenselement der Goldwährung ist; daß die
Goldwährung zu ihrem Bestande den Bankerott, die Arbeitslosigkeit, den Zins
ebenso nötig hat, wie der Mensch die Luft. Die organischen Schäden der
Goldwährung wie der ihr nachgeäfften Papierwährung müssen jetzt doch offen-
bar werden.


Die Volkswirtschaft ist vor dem stetigen Wechsel der Konjunkturen gesichert.
Das Geldangebot wird dem Warenangebot im In- und Auslande ständig und mit
Sorgfalt derart angepaßt, daß die Warenpreise im Durchschnitt weder steigen
noch fallen können. Keine Krise unterbricht mehr die ruhige Entwicklung der
Volks- und Privatwirtschaft. Arbeitslosigkeit existiert nicht mehr. Seit 5 – 10 – 20
Jahren hat man ununterbrochen gearbeitet. Es ist jetzt von allem, was das Volk
braucht, reichlich, überreichlich da, und trotzdem spricht niemand von Überpro-
duktion, vom Niedergang der Preise. Es wird eben immer genau so viel Geld in
den Verkehr gebracht, daß die Preise nicht fallen können. Und so lange die
Warenpreise nicht sinken, ist der Tausch, der Handel möglich, kann der
Kaufmann Ware gebrauchen, wird auch weiter gearbeitet. Das Geldangebot 
geht parallel mit der Warenproduktion.


Was bedeutet nun das alles: wie verhält sich der Kapitalzins zu dieser
Erscheinung? Der Zins zeigt das Verhältnis an zwischen Borgern und Verleihern,
wie der Preis das Verhältnis zwischen Käufern und Verkäufern anzeigt. Viele
Borger, hoher Zins; viele Verleiher, niedriger Zins; wenig Borger, niedriger Zins;
wenig Verleiher, hoher Zins.


Wenn nun seit 5 – 10 – 20 Jahren ohne Krise, d.h. ohne Unterbrechung gear-
beitet worden ist; wenn die Arbeiter nicht mehr gezwungen werden, wochen- und
monatelang zu feiern und in dieser Zeit ihre Ersparnisse aufzuzehren; wenn 
infolgedessen die Spareinlagen ohne Unterbrechung wachsen –
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wächst da nicht die Zahl der Verleiher, geht da nicht die Zahl der Borger zurück,
muß da der Zinsfuß nicht fallen, wie der Preis sinkt, wenn das Angebot steigt, die
Nachfrage zurückgeht?


Und wenn der Zinsfuß sinkt, und während 5 – 10 – 20 Jahren ununterbrochen


gebaut worden ist, muß da nicht die Wohnungsmiete entsprechend sinken, muß


da nicht der Kapitalertrag (mit Ausnahme der Grundrente) ganz allgemein


zusammen mit dem Zinsfuß fallen? Nehmen wir an, die Sparkassen böten Geld


zu einem niedrigeren Zins an, als die Häuser und Fabrikanlagen abwerfen – so


werden weiter Häuser und Fabriken gebaut werden.


Und dann kommt der Moment, er muß kommen, wo die Mieten heruntergehen


ebenso wie der Kapitalzins der Industrie; wo die Häuser, die Schiffe, die


Eisenbahnen, die Fabriken, die Gasanstalten, die Warenlager nicht mehr 5%,


sondern 4 – 3 – 2% einbringen. Und wem kommt dieser Rückgang des


Kapitalzinses wieder zu gute? Wem anders als dem Arbeiter der durch seine


Ersparnisse den Zinsfuß heruntergedrückt hatte, und der nun mit höherem Lohne


und niedrigerer Wohnungsmiete mehr sparen, den Zins also noch weiter drücken


kann? Der Zins geht herunter, sinkt tiefer und tiefer, er wird ersäuft in einem


Meer von Kapital, in einer parallel mit dem Rückgang des Zinsfußes wachsenden


Überproduktion von Kapital.
Die sogen. Überproduktion an Waren, d.h. die Baisse, der Preisrückgang ist


durch die Reformen in der Währungspolitik zu einer Überproduktion an Kapital


umgekippt, und während die Baisse in den Preisen den Warenaustausch unmög-


lich machte, die Produzenten zur Niederlegung der Arbeit zwang, zieht die Arbeit


aus dem Niedergang des Zinsfußes immer neue Anregung zu vermehrter


Produktion, zu neuen Anläufen, die den Zins schließlich ganz beseitigen.


Es besteht kein Zweifel: der Zins muß fallen, sobald die Krisen, diese


Mörderinnen der Volkswirtschaft, diese Zerstörerinnen der Güter, die mehr ver-


wüsteten als die Hunnen, als die Pest, als die Kirchen, als der Krieg, unterdrückt,


sobald die Arbeitslosigkeit beseitigt und die Masse des Volkes auf dem


Anleihemarkt, vom Standplatz der Borger zu dem der Verleiher übergeht.


Wer aber verleiht Geld, das keinen Zins abwirft? Wie kommt das von den
Sparern dem Verkehr entzogene Geld wieder in den Verkehr, wenn dem Sparer
kein Zins geboten wird?


Kein Zins, kein Geld. Pas d’argent, pas de Suisses. Ohne Zins, kein


Geldumlauf, und ohne Geldumlauf kein Warenaustausch. Keine Arbeitsteilung.


Hunger.


Wie heute mancher seine Mittel wenig sicheren Unternehmen zur Verfügung stellt in der Hoffnung,
einen höheren als den Durchschnittszins von 31/2 – 41/2% zu erzielen, so würde auch bei einem
Durchschnittszins von 0% mancher gewiß sein Geld hergeben in der Hoffnung, doch einen positiven
Zins zu erzielen. Aber gerade so wie heute die große Masse sich mit dem Durchschnittszins zufrie-
den gibt (Vermögensanlage bei Sparkassen, in Pfandbriefen, Konsols usw.), so würde auch bei 0%
die große Masse ihr Glück nicht wagen, und eben einfach das Geld, das bare Geld im Kasten lassen.


Die ganze Zeit der Kapitalüberproduktion wäre eine Zeit außerordentlichen


wirtschaftlichen Fortschrittes; eine Zeit, wie wir sie in den glänzendsten
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Geschichtsperioden nur angedeutet finden; aber der Fortschritt müßte schließlich


auf ehernen Widerstand stoßen, auch die verbesserte Währung kann auf die


Dauer den Wohlstand nicht vertragen.


Damit das gesparte Geld in Umlauf kommt, ist heute der Zins nötig; damit Zins


erhoben werden kann, müssen die Borger zahlreicher als die Verleiher sein, muß


ein Mangel an Kapital, an Fabriken, Schiffen, Häusern, ein Überfluß an Bettlern


sein. Und diesen Mangel kann nur ein Vandal, die Krise, die Unterbrechung der


Produktion, die Arbeitslosigkeit erzeugen. Um uns Bahn zu brechen aus der


Sackgasse, müssen wir zerstören mit Bewußtsein, sengen und brennen, bis der


Überfluß, in dem das Kapital erstickte, verschwindet und der Zins, dieser


Erzfeind aller Kultur, seine Wiedergeburt feiern kann.


Flürscheim, der mit seinen sonst in vielen Beziehungen so vorgeschrittenen Währungsstudien 
leider nicht über diesen Punkt hinausgekommen ist, schlägt vor, daß der Staat für das sich in den
Sparkassen aufhäufende Geld neues Geld drucken und durch Staatsausgaben in den Verkehr 
bringen soll.


Das Publikum würde also das Geld zu Hause behalten, wo es mit der Zeit zu Bergen sich anhäufen
würde, während der Staat für den Einzug solcher Geldmassen nichts in Händen hätte als Kanäle,
Tunnels, Kasernen. Kommt es dann vor, daß das Volk (etwa infolge einer Fehlernte) von den erspar-
ten Geldern in größerem Maßstab Gebrauch machen will, so kann der Staat die einsetzende Hausse
nicht verhindern. Es kommt zu Differenzen à la Hausse, die das Geld auf den Markt locken, und dazu
führen, daß die während 5 – 10 – 20 oder noch viel mehr Jahren gesparten Geldmassen (Tausende
von Millionen) sich lawinenartig auf den Markt ergießen und dort zu einer Rieseninflation führen.


Wir können alle Schäden der Goldwährung umgehen; wir können die
Goldwährung für eine geraume Weile dem Handel dienstbar machen; wir können
sie bemeistern. Aber das werden wir niemals erreichen, daß das Goldgeld (oder
auf Gold lautende Banknoten, wie auch das gemeine Papiergeld) ohne Zins
angeboten werde. Das Geld sammelt sich in den Sparkassen. In der Industrie,
im Baugewerbe bringt es keinen Zins mehr ein. Niemand hat ein Interesse
daran, es in Umlauf zu setzen. Sogar im Handel, im Warentausch, in seiner
Domäne, versagt es seinen Dienst; denn bares Geld „in Ware stecken“, ohne
Zins erwarten zu können, das tut niemand. Das Sparmittel hat das Tauschmittel
erdrosselt; die siamesische Mißgeburt, die materielle Vereinigung von Tausch-
und Sparmittel, begeht den zu ihrer Befreiung nötigen Brudermord. Das
Sparmittel erweist sich in diesem Kampfe als das stärkere. Der Zins siegt, und
erst mit der Wiedergeburt des Zinses wird der Geldumlauf wieder frei.


Muß es denn nun tatsächlich immer zu Zins- und Arbeitslosigkeit führen? Gibt
es keinen Ausweg aus der Sackgasse, in die uns selbst eine vernunftgemäße
Währungspolitik führen wird?


Der Wertapostat [der der Wertlehre abtrünnig ist], der, frei von allen Visionen, 
vorurteilslos an die Probleme der Volkswirtschaft herangeht, schaut mit
Siegesbewußtsein in die Zukunft; er weiß, daß das Geldwesen ihm keine
Schwierigkeiten mehr bereiten kann, die er nicht zu überwinden vermag. Der
Wertapostat beherrscht das Geld. Wie der Schmied das starre Eisen nach sei-
nem Willen formt, so formt der Wertapostat das Geld nach den Bedürfnissen der
Volkswirtschaft, nach den Bedürfnissen des Volkes, das in der Kultur vorwärts
kommen soll.
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Die Wertvision unterwarf den Handel, die Arbeitsteilung, die Kultur der


Herrschaft eines Hirngespinstes, eines Despoten, der um so tyrannischer 


regierte, je unzulänglicher und darum auch unverantwortlicher er war. Das vom


Wertglauben malträtierte Geld wurde störrig und bockte; in der Hand des


Wertapostaten wird es sich als williges Werkzeug, als ein wachsartig-plastischer


Stoff erweisen. ________


Die Geldtheorie zur aktiven Währungspolitik.


Nachfrage und Angebot, d.i. das Quantum des angebotenen Geldes und das


Quantum der angebotenen Waren, bestimmen das Verhältnis, in dem beide


Dinge ausgetauscht werden.


Dies ist das Hauptgesetz des Tausches. Was das Newtonsche
Gravitationsgesetz für die Astronomie, das bedeutet dieser Satz für die
Volkswirtschaftslehre, die nicht mehr noch weniger sein kann, als ein bloßer
Kommentar dazu.


Auch die Theorie des Geldes kann nur ein solcher Kommentar sein; was dar-


über hinausschwebt oder darunter bleibt, ist für die Erklärung des Geldwesens


unwesentlich. Weil das Grundgesetz der Volkswirtschaft nicht wie das der


Astronomie mit einem berühmten Namen verknüpft ist, sondern der


Marktweiberweisheit entstammt, dabei banal und abgedroschen klingt, hat sich


die Wissenschaft nicht damit begnügen wollen und hat nach einer anderen


Theorie gefahndet. Und da die Wissenschaft nun einmal im Wertwahn befangen


war und dieser sogen. Wert als das Fundament der Volkswirtschaftslehre ange-


sehen wurde, so war es natürlich, daß auch die gesuchte Theorie des Geldes mit


diesem traurigen Hirngespinst verknüpft wurde.


Doch das Geld ist der Brennpunkt der Volkswirtschaft, und es konnte darum


nicht ausbleiben, daß die Fadenscheinigkeit solcher Hirngespinste in diesem


grellen Licht sogar den Wertgläubigen offenbar wurde. Und in der Tat, lange


bevor Gottl in seiner epochemachenden Schrift [Gottl, Der Wertgedanke. Jena. Gustav


Fischer.] den Wertglauben als Wahnvorstellung abgetan und so allen darauf er-


richteten Theorien (den bürgerlichen wie den sozialistischen) das Fundament


entzogen, waren schon die mit Werthalluzinationen verknüpften Geldtheorien auf


dem Wege der gewöhnliche Kritik, die nicht die Voraussetzungen untersucht (hier


also die Frage: Ist der Wert?) sondern sich mit der Hervorkehrung der inneren


Widersprüche begnügt, als unhaltbar nachgewiesen worden.


So sagt Knut Wicksell: [Knut Wicksell, Geldzins und Güterpreise (S. III). Jena, Gustav


Fischer.]


„Ich hegte schon den Verdacht und wurde durch ein eingehendes Studium, besonders von Tookes


und seiner Anhänger Schriften mehr und mehr in demselben bestärkt, daß es neben der


Quantitätstheorie in Wirklichkeit keine zweite gibt, welcher der Name einer durchgeführten, in sich


zusammenhängenden Theorie des Geldes beigelegt werden könnte. Ist nun jene Theorie falsch oder


inwieweit sie falsch ist, so gibt es bis heutigen Tages eben nur eine falsche Theorie des Geldes.“
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Und die Quantitätstheorie, dieser letzte, zähe Sprößling des Werthumbugs,
verdankt diese Lebenskraft nur dem Umstand, daß er ganz aus der Art ge-
schlagen ist. Im Irrenhaus geboren, ist er von vierschrötigen Marktweibern groß
gezogen worden, die niemals Wertvisionen haben. Was die Quantitätstheorie
Positives leistet, verdankt sie der Lehre, daß Nachfrage und Angebot die Preise
souverän bestimmen, und wo sie auf Schwierigkeiten und Widersprüche stößt,
so ist es sicher gleich dort, wo sie die Rockschöße der Marktweiber losläßt, um
im Wertschwindel die Elemente zu einem selbständigen Leben zu suchen.


Die Quantitätstheorie, die letzte die Wertepoche noch überlebende positive
Geldtheorie, ist falsch, weil sie sich von der Wertsklaverei noch nicht völlig hat
frei machen können, weil diese den Tausch der Produkte nicht als eine Handlung
betrachtet, sondern als die Wirkung einer erdichteten Eigenschaft, eben des
sogen. Wertes.


Nach der Quantitätstheorie ist es das Quantum des im Geld eingeschachtelten
Wertes, was den Tausch veranlaßt, bestimmt, begrenzt. Also keine Spur einer
Handlung. Wie das Gewicht des Eisens auf die Waagschale, so wirkt auch in
dieser Theorie das Quantum des im Gelde aufgehäuften Wertes auf den Tausch,
wobei allerdings der verdächtige Widerspruch ungelöst bleibt, daß dieser sogen.
Wert nicht mit dem Quantum des Geldes wächst. Eine doppelte Menge Eisen
gibt doppeltes Gewicht, aber eine Verdoppelung des Geldes verdoppelt nicht den
Wert – was doch unbedingt der Fall sein müßte, wenn dieser mysteriöse Wert
eine Eigenschaft wäre. Also eine ganz und gar unbegreifliche, übernatürliche
Sache, ein wüster Gedankenbrei, oder wie Marx, der Hauptwertapostel es selber
sagt – eine gespenstische Eigenschaft.


Freilich ist das nur die „naive“ Quantitätstheorie; aber die sogenannte kritische
Quantitätstheorie, die neben dem Quantum des im Gelde konservierten Wertes
noch der Umlaufsgeschwindigkeit einen Einfluß auf das Tauschverhältnis ein-
räumt, führt in diese Theorie ein Element ein, das in Wirklichkeit Alleinherrscher
ist und das sich noch niemals zu solcher Nebenrolle hergegeben hat.


Die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes ist nämlich eine willkürliche Handlung
der Geldbesitzer (s. Kriegsschatz in Spandau, der in 40 Jahren nicht einmal
angeboten wurde) und ist im Grunde nichts anderes als das, was man sonst die
Nachfrage nennt.


Das gegen Waren vom Geldbesitzer willkürlich angebotene Geld – das ist die
berühmte Nachfrage, die, je nachdem es die Geldbesitzer mit dem Kauf eilig
(Hausse) oder nicht eilig (Baisse) haben, die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes
gibt und die im Verein mit dem Warenangebot das Tauschverhältnis souverän
bestimmt.


Wo also die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes als Element der
Preisbestimmung anerkannt wird, da hat der Wertglaube keinen Platz mehr.
Daher die Widersprüche, auf die die Wertsklaven mit der kritischen
Quantitätstheorie stoßen, und die sie nur unter der Bedingung werden lösen 
können, daß sie das Wertgift aus ihrem Körper schaffen.
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Nachfrage und Angebot bestimmen das Tauschverhältnis zwischen Waren und


Geld, selbstherrlich, ohne eine Einschränkung.


Auf diesem Grundpfeiler steht auch die Theorie des Geldes, und wer zu einer


vollständigen, logisch durchgeführten Theorie des Geldes gelangen will, dem


bleibt nichts anderes mit dem Geld zu tun übrig, als mit Vor-, Nach-, Rück-, Weit-


, und Umsicht alle Umstände zu untersuchen, die auf die Nachfrage und das


Angebot des Geldes einwirken. Erst dann wird er sagen können, daß er eine


Theorie des Geldes besitzt, daß er dieser wichtigsten aller staatlichen


Einrichtungen nicht mehr verständnislos gegenüber steht, daß er das Geld


beherrscht, und daß er nunmehr im Stande ist, vorurteilslos, weil frei von der


Wertbesessenheit, alle Vorschläge selbständig zu prüfen, die in letzter Zeit auf-


tauchten, um die im Gelde schlummernden merkamotorischen Kräfte der


Volkswirtschaft statt dem Schwindel dienstbar zu machen.


Es gibt in der Volkswirtschaft nur Preise, durch Nachfrage und Angebot selbst-


herrlich bestimmte Preise. Der konkrete Preis, das was ich an Waren für Geld


erstanden, d.h. in der Hand halte, und der abstrakte Preis, das was man wahr-


scheinlich, möglicherweise, voraussichtlich für eine Ware oder ein Stück Geld


wird erzielen können. (Diesen letzten abstrakten Preis hat das Volk immer im


Sinne, wenn vom Wert einer Sache die Rede ist; nicht aber so die


Wissenschaft.)


Und mehr gibt es nicht. In Preisen löst sich die Privat-, Volks- und Weltwirtschaft


auf. Auch die Wissenschaft wird, wenn sie einmal die Wertbrille ablegt, nur mehr


Preise sehen.


Mit der Verscheuchung des Wertgespenstes verliert die heute betriebene


Notenbankpolitik auch den letzten Schein eines theoretischen Rückhaltes. Diese


Politik ist als nackte, geistlose Routine entlarvt. Vom Standpunkt einer geläuter-


ten Geldtheorie, vom Standpunkt des Geldzweckes, der Arbeitsteilung aus, muß


man sie direkt als Unsinn bezeichnen.


____________
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Vorwort


Nachdem bereits der erste Weltkrieg mittels der Notenpresse und der Auf-


nahme von Schulden finanziert worden war, erlagen die Politiker anschließend


der Versuchung, sich auch der Folgen des Krieges durch eine Inflation zu ent-


ledigen. So verfiel die Kaufkraft der deutschen Reichsmark immer mehr. Hatte 


sie bei Kriegsende noch rund die Hälfte ihres Vorkriegswerts gehabt, so sank sie


Mitte 1919 auf ein Drittel und Ende 1919 auf ein Achtel ab. Was dann folgte, waren


ein Absturz des Geldwertes ins Bodenlose und ein Zahlenrausch von Millionen,


Milliarden und schließlich Billionen. Im Sommer 1922 hatte die Reichsmark nur


noch ein Hundertstel ihres Vorkriegswertes. 


Rechtzeitig hatte Silvio Gesell vor dieser völligen Zerrüttung Deutschlands 


gewarnt und 1919 in seiner Denkschrift an die Weimarer Nationalversammlung


gesetzliche Vorkehrungen für eine Stabilisierung der Währung verlangt. Doch 


nun mußte er dem Unglück zusehen, und es blieb ihm nur die enttäuschte Fest-


stellung: “Die Nationalversammlung vergaß, das Geldwesen in die Verfassung 


einzubauen. So hat nun in dieser weitaus wichtigsten öffentlichen Angelegenheit


ein armseliges Häufchen weltfremder Bürokraten autokratische Vollmacht. [Silvio


Gesell, Riesenblüten des C. Papyrus Havensteinius, in: SGW Band 13, S. 20. – Nur bei einem Mit-


glied der Weimarer Nationalversammlung fand Gesell ein gewisses Verständnis für seine Vorschläge,


und zwar bei dem Nürnberger Amtsrichter Alexander Schneider; vgl. dessen Buch: Geldreform als


Voraussetzung der Wirtschaftsgesundung, München 1919.] 


Von einer verantwortungslosen Währungspolitik destabilisiert, taumelte die


Weimarer Republik in ihren Anfängen zwischen den Gefahren einer Restauration


der alten Ordnung und des Durchmarsches zu einer proletarischen Revolution.


Und den Sozialdemokraten, denen die politische Macht gleichsam über Nacht 


in den Schoß gefallen war, fehlte ein Konzept für die Überwindung der katastro-


phalen Lage, die sie – wie der Historiker Arthur Rosenberg schrieb – “kaum in


ihrem ganzen Umfang durchschauten.” [Arthur Rosenberg, Entstehung und Geschichte der


Weimarer Republik, Frankfurt 1961/1983, S. 32.] Zwar wurde eine Sozialisierungskom-


mission gebildet; doch kam es entgegen vielen Absichtserklärungen weder zur


Sozialisierung des ostelbischen Großgrundbesitzes noch des Bergbaus. Das


Betriebsrätegesetz von 1920 gestand den Betriebsräten im wesentlichen nur 


beratende Funktionen zu. Und auch der Reichswirtschaftsrat konnte zu keiner 


Zeit die ihm zugedachte Rolle spielen. [Dem Reichswirtschaftsrat gehörte der mit Silvio 


Gesell eng befreundete Angestelltengewerkschafter Wilhelm Beckmann an; vgl. dessen Broschüren:


Sozialisierung, Bodenreform, Freiwirtschaft / Die Besteuerung der Sachwerte – Ihre unbedingte


Notwendigkeit und ihre Durchführung (beide Erfurt 1921).]   


Neben der binnenwirtschaftlichen Instabilität erschwerten die Reparations-


forderungen der Siegermächte es der bürgerlich-sozialistischen Koalition aus


SPD, Zentrum und der liberalen “Deutschen Demokratischen Partei” (DDP), die
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Weimarer Demokratie zu festigen. Unter dem Druck dieser Probleme ver-


schoben sich die politischen Gewichte nach rechts. Im Gefolge der Dolchstoß-


Legende wurden besonders die Reparationen als nationale Demütigung emp-


funden. Und im durch die Inflation entwurzelten Bürgertum und Kleinbürgertum


fanden jene nationalistischen Kräfte zunehmend Gehör, die mit finanzieller


Unterstützung vonseiten des Großkapitals die Sozialdemokratie, das Zentrum 


und das sogenannte “Weltjudentum” als Urheber der Mißstände diffamierten. “Als


Völkische konnten sie”, wie Arthur Rosenberg die damalige politische Gesamt-


lage darstellte, “zugleich die Novemberrepublik und das jüdische Börsenkapital


bekämpfen und sich dabei unklaren Hoffnungen auf eine Erneuerung Deutsch-


lands hingeben.” [Arthur Rosenberg, Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik, S. 113.


– Vgl. auch Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, München 1981, S. 102: "Die demokratische


Freiheit war eben auch eine Freiheit der Zügellosigkeit, eine Freiheit für Börsenjobber und politisie-


rende Mittelmäßigkeiten."] 


Andererseits weckte die Inflation bei einer schnell anwachsenden Zahl von


Menschen auch das Verständnis dafür, daß es einer gründlichen Reform des


Geldwesens bedurfte, um das Chaos zu bändigen. So schwoll auch die Anhänger-


schaft Silvio Gesells sprunghaft an. Zulauf erhielt sie vor allem aus bildungs-


bürgerlichen und kleinbürgerlichen Kreisen, zum kleineren Teil auch aus der


Arbeiterschaft. 


Nach den Erlebnissen in München, wo er sich in den Dienst des Proletariats


gestellt hatte ["Und nun, da mich das Proletariat aufforderte, sollte ich mich, mein ganzes Leben 


verleugnen, sollte ich das Proletariat verraten?" (Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, 


S. 34.) Und in einem Brief an Georg Blumenthal vom 12. Januar 1919 schrieb Gesell: "Was macht 


man nicht alles, wenn man in diese Proletarier verliebt ist?"], umriß Silvio Gesell im “Not-


Wirtschaftsprogramm für die sozialistische Einheitsfront” seine politischen Posi-


tionen für die revolutionäre Nachkriegszeit. Einerseits distanzierte er sich von der


Reaktion des Großkapitals und der Großagrarier – andererseits beklagte er den


“vollkommenen Mißerfolg der bisherigen Arbeiterpolitik”, zu dem 1921 noch Lenins


Hinwendung zur “Neuen Ökonomischen Politik” hinzukam. [Vgl. Silvio Gesell, SGW


Band 10, S. 328. – Nachdruck des Not-Wirtschaftsprogramms für die sozialistische Einheitsfront 


in SGW Band 13, S. 79-86. Zu Lenin vgl. den Aufsatz: Bolschewismus in England – Kapitalismus


in Rußland, in: Der Befreier, im: Band 13, S. 121ff.] Gesell wollte verhindern, daß die Reak-


tion von der Schwäche der Regierung und dem Unvermögen der in marxistischen


Dogmen verfangenen revolutionären Kräfte profitierte. Deshalb wollte er die sich 


in ideologischen Grabenkriegen bekämpfende, tief zerspaltene Linke sammeln


und auf der Basis seiner Boden und Geldreformkonzeption “... die zertrümmerte


Einigkeit des Proletariats wieder herstellen.” [Silvio Gesell, Das Not-Wirtschaftsprogramm


für die sozialistische Einheitsfront, in: SGW Band 10, S. 329, und in SGW Band 13, S. 86. – Zur


Spaltung der Arbeiterbewegung vgl. Arthur Rosenberg, Entstehung und Geschichte der Weimarer


Republik, S. 116 ff., Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, S. 85 ff; Günter Bartsch, Kommunismus


– Sozialismus – Anarchismus – Marx und die sozialen Bewegungen, Bonn 1975.]  Zum Kern einer


solchen freiheitlichen Einheitsfront gegen den Kapitalismus sollte eine Einheits-
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organisation aller Anhänger Silvio Gesells werden. Diese boten jedoch aufgrund


ihrer sehr unterschiedlichen geistigen und politischen Herkunft ein inhomogenes


Gesamtbild. Seit Kriegsende nahm die von Georg Blumenthal gegründete “Phy-


siokratische Vereinigung” ihre Bemühungen wieder auf, im Proletariat Fuß zu 


fassen. Von Berlin aus konnte sie in Hamburg und im Ruhrgebiet Ableger bilden;


doch war sie durch die Auseinandersetzung um  Blumenthals “Aufteilungsplan”


geschwächt. [Vgl. Silvio Gesell, SGW Band 10, S. 354 ff. Symptomatisch für diese Uneinigkeit


innerhalb der "Physiokratischen Vereinigung" war auch der Austritt Gesells; vgl. dazu seinen Brief an


Jenny Blumenthal vom 24. März 1919.]  In Berlin wirkte ebenfalls der von Paulus Klüpfel


gegründete “Freiland-Freigeld-Bund” weiter, der wie der Hamburger “Freiwirt-


schaftsbund Deutschlands” unter Fritz Bartels mehr in bürgerlichen Kreisen warb.


Und unter der Leitung von Helmut Haacke bildete sich in Mittel- und Süd-


deutschland ein völkisch orientierter “Bund für Freiwirtschaft”. 


Als erstes Ergebnis der Einigungsbestrebungen hatten sich im September


1919 der “Freiland-Freigeld-Bund” und der “Bund für Freiwirtschaft” zum “Deut-


schen Freiland-Freigeld-Bund” zusammengeschlossen. Die “Physiokratische Ver-


einigung” und der “Physiokratische Landesverband Westdeutschland” blieben 


vorerst als selbständige Organisationen bestehen. Ihre Einbeziehung in die Ein-


heitsorganisation hielt Gesell zu diesem Zeitpunkt noch für verfrüht. “Die Ge-


sellschaft muß sich noch mausern”, schrieb er an Blumenthal. “In demselben


Maße, wie die Mitglieder der neuen Vereinigung ihre Ansichten klären und ihren


Blick erweitern, werden sie zur Physiokratischen Vereinigung übergehen, ähnlich


wie die brauchbaren Elemente der Bodenreformer auch zu uns stießen und 


noch stoßen werden. So betrachte ich diese neue Vereinigung als eine Durch-


gangsschule für die Phy. V., als ein Fegefeuer”. [Brief Silvio Gesells an Georg Blumen-


thal vom Oktober 1919 (ohne genaues Datum).] In diesem “Fegefeuer” sollten vor allem 


die völkisch eingeengten Blicke erweitert werden. Haackes “... nationalistische


Liebhabereien haben in unserer Bewegung keinen Platz.” [Brief Silvio Gesells an Alfred


Bader, Georg Blumenthal, Helmut Haacke, Hermann Stendler und Fritz Schwarz vom 31. Dezember


1920. In einem weiteren Brief an Georg Blumenthal vom 31. Oktober 1920 äußerte sich Gesell zu 


einer Kritik von Gottfried Feder in der Zeitschrift "Hammer" Nr. 441/1920, S. 405-408 unter dem 


Titel "Die Irrlehre des Freigeldes": "Der Feder-Artikel im 'Hammer' könnte für uns nicht besser ge-


schrieben sein. Die ganze Borniertheit Feders kommt da recht hübsch zum Vorschein." Vgl. auch 


die ablehnende Haltung zum Freiland und Freigeld bei Rudolf Jung, Der nationale Sozialismus,


München 1922, S. 118.] In der Folgezeit wurden sie tatsächlich zurückgedrängt, 


was äußerlich in der Umbenennung des Bundesorgans “Deutsche Freiwirtschaft”


in “Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld” zum Ausdruck kam. Die Schrift-


leitung ging von Helmut Haacke auf Otto Maaß über. Daraufhin forcierte Silvio


Gesell die Einigungsbemühungen und gab zu diesem Zweck die Zeitung “Der


Befreier – Kampfblatt für das arbeitende Volk” heraus, welche ab Mitte März 1921


in Abständen von zwei Wochen erschien und von Georg Blumenthal redigiert


wurde. Ursprünglich sollte sie “Der Kettenbrecher” heißen. [Dies geht aus dem Brief


Silvio Gesells an Alfred Bader, Georg Blumenthal, Helmut Haacke, Hermann Stendler und Fritz


Schwarz vom 31. Dezember 1920 hervor. – Der"Kettenbrecher" erinnert an eine Passage in der
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"Natürlichen Wirtschaftsordnung": "Armut ist eine Kette und Reichtum ist eine Kette. Und der An-


blick von Ketten muß jedem Freien ein Greul sein. Wo er sie sieht, muß er sie brechen." (in: SGW 


Band 11, S. 226) Friedrich Landmann und Willy Hess gaben in ihren Verzeichnissen der Werke 


Gesells an, daß mit einem besonderen Prospekt für die erste Ausgabe des "Befreiers" geworben


wurde. Dieser Prospekt ist nicht erhalten geblieben und muß in den Gesammelten Werken deshalb


leider fehlen.] Nach ihrer siebenten Ausgabe stellte Gesell das Erscheinen der


Zeitung ein, weil – wie es in einer redaktionellen Notiz hieß – “der Zweck erfüllt,


das Ziel erreicht ist.” [Silvio Gesell, Mitteilung des Herausgebers, in: SGW Band 13, S. 169. Der


"Befreier" war das letzte Zeitungsprojekt, das Gesell und Blumenthal gemeinsam unternahmen. Im


Laufe der 20er Jahre zog sich Georg Blumenthal immer mehr zurück und wandte sich schließlich 


den parapsychologischen Forschungen seines Freundes Emil Matthiesen zu.] Im Mai 1921 hat-


ten sich nämlich die “Physiokratische Vereinigung”, der “Physiokratische Landes-


verband Westdeutschlands”, der “Deutsche Freiland-Freigeld-Bund” und der


“Freiwirtschaftsbund Deutschlands” auf einer Einigungskonferenz in Kassel auf-


gelöst, um zum neuen “Freiwirtschaftsbund FFF” zu verschmelzen. FFF war die


Abkürzung für die wirtschaftspolitischen Kernforderungen: Freiland – Freigeld –


Festwährung, die der Bund zu seinem Programm erhob. Um interne Ausein-


andersetzungen zu begrenzen, verpflichtete sich der Bund zu strikter Neutra-


lität gegenüber allen Weltanschauungen, Parteien und menschlichen Rassen. 


Ziel des überkonfessionellen und überparteilichen Bundes waren die Aufklärung


der Öffentlichkeit, insbesondere der Wirtschaftsverbände (Gewerkschaften, Ar-


beitgeberverbände, Landwirtschafts-, Gewerbe- und Handelskammern), und die


Vorbereitung eines Versuchs, die Programmforderungen mittels Volksbegehren


und Volksentscheid durchzusetzen. Der auf Karl Polenske zurückgehende


Gedanke einer “Befreiungsdiktatur” stand jedoch weiter im Raum. Jene Physio-


kraten, die damit sympathisierten, blieben der Einheitsorganisation fern und bil-


deten einen auf Revolution und Diktatur ausgerichteten “Kampfbund der Frei-


wirte an Rhein und Ruhr”. [Karl Polenske, Entwurf eines freiwirtschaftlichen Staatsprogramms,


in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld Dezember 1920, S. 51/52. – Hans Timm, Fünf 


Jahre Freiwirtschaft, in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld Nr. 7/1924, S. 189-191. – Ohne


Verfasser, Fünf Jahre Freiland-Freigeld-Verlag, in: Der neue Kurs Nr. 46/1924, S. 2. – Hans Timm 


nannte übrigens eine Zahl von "mehr als 2000 Abonnenten" für 1920. – Vgl. die historische Über-


sicht von Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells – Geschichtlicher Grundriß 1891-1992.


Lütjenburg 1994. – Hans-Joachim Werner, Geschichte der Freiwirtschaftsbewegung – 100 Jahre


Kampf für eine Marktwirtschaft ohne Kapitalismus, Münster und New York 1990.] 


Zur Strategie des “Freiwirtschaftsbundes FFF” gehörte neben der Öffent-


lichkeitsarbeit auch ein Herantreten an Politiker und Wissenschaftler. An die


Deutsche Reichsbank richtete Silvio Gesell ebenso Briefe wie an den Reichs-


finanzminister und Reichskanzler Josef Wirth (Zentrum) oder an den schwedi-


schen Völkerbund Finanzexperten Professor Gustav Cassel.  [Zu Josef Wirth vgl. den


Hinweis im "Befreier" Nr. 5 sowie einen Offenen Brief an Wirth in: "Die Empörung – Physiokratische


Zeitung / Sozialökonomisches Kampfblatt für alle schaffenden Stände" Nr. 2/1922. – Hans Timm 


berichtete später in der "Letzten Politik" (Nr. 17/1930, S. 2), daß Gesell auch mit Albert Einstein


Verbindung aufgenommen habe. Interessant ist, daß Einstein sich unter Berufung auf Keynes die


Forderung nach einer vom Gold losgelösten Indexwährung zu eigen machte. (Vgl. "Mein Welt-


bild", München 1972, S. 74-75; Erstausgabe Amsterdam 1934)] Mit dem Wiederaufbau- und
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Außenminister Walter Rathenau (DDP) nahm er Kontakt auf. Mit ihm verabredete


er sich – wie Werner Schmid berichtete – zu einer Besprechung. “Aber am Tage


vorher, am 24. Juni 1922, traf Rathenau die Kugel des Mörders. Auch mit seinem


Nachfolger Gustav Stresemann bestanden Verbindungen.” [Werner Schmid, Silvio


Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 309. – Mit Rathenau hatte schon Paulus


Klüpfel Briefe gewechselt; sie wurden im "Freiwirtschaftlichen Archiv" veröffentlicht. (Nr. 9-12/1928, 


S. 128-140)] 


Es schmerzte Silvio Gesell sehr, daß ausgerechnet die Sozialdemokratie


gemäß den Marxschen Doktrinen “... für die Goldwährung, die Hochburg des


Kapitals” eintrat und seinen Vorschlägen verschlossen blieb. [Silvio Gesell, Waffen für


das Proletariat, in: SGW Band 13, S. 87. -Im November 1919 hatte Wilhelm Beckmann in einem


Offenen Brief an den Reichspräsidenten Friedrich Ebert die Bildung einer Kommission für Geld- 


und Währungsfragen gefordert, in der Gesell mitarbeiten sollte. ("Deutsche Freiwirtschaft" Nr. 2/


1919, S. 87-90)] Dennoch gab er die Hoffnung nicht auf, daß die “rote Garde vor


Mammons Tempel” [Silvio Gesell, Vaterland und Kommunismus, in: SGW Band 12, S. 219 ff.]


noch umdenken könnte. Genährt wurde diese Hoffnung zum Beispiel durch 


Äußerungen von Karl Kautsky, der Privatsekretär von Friedrich Engels gewesen


war und zu den einflußreichsten marxistischen Theoretikern gehörte. Nicht die


Aufhebung des privaten Produktionsmitteleigentums sei das eigentliche Ziel, 


sondern die “Aufhebung jeder Art der Ausbeutung und Unterdrückung”. Wenn 


sich nachweisen ließe, “daß etwa die Befreiung des Proletariats und der


Menschheit überhaupt auf der Grundlage des Privateigentums an Produktions-


mitteln allein oder am zweckmäßigsten zu erreichen sei”, dann müsse – so


Kautsky – die Verstaatlichung der Wirtschaft über Bord geworfen werden. [Karl


Kautsky, Die Diktatur des Proletariats, Wien 1919, S. 4. – Vgl. "Das Endziel", SGW Band 13, S. 352


und Pavel Stanisic, Marx oder Gesell, Hamburg 1925.] Gerade in jener Zeit, in der es den


Anschein haben konnte, daß Rußland nach den Mißerfolgen des Bolschewis-


mus zum Kapitalismus zurückkehren könnte, sah Silvio Gesell in diesen Wor-


ten Kautskys ein Zeichen für eine Bereitschaft der Arbeiterführer, das Wesen des


Kapitals aus einem anderen Blickwinkel zu analysieren und hierüber den Weg 


zu einem freiheitlichen Sozialismus zu suchen. Die Worte Kautskys stellte er 


als Motto einem Vortrag über die “Ausbeutung, ihre Ursachen und ihre Be-


kämpfung” voran, der als 2. Denkschrift an die deutschen Gewerkschaften ge-


richtet wurde. Darin wollte Gesell ein “klares Bild von der Natur der Ausbeutung”


zeichnen und damit die Voraussetzung für die“Einheitsfront aller Sozialisten” –


schaffen. [Silvio Gesell, Die Ausbeutung, ihre Ursachen und ihre Bekämpfung, in: SGW Band 13, 


S. 356.] Zuvor hatte er den Gewerkschaften seine Vorschläge zur Kaufkraft-


stabilisierung, Valuta- und Reparationsfrage bereits in einer ersten Denkschrift


unterbreitet. 


In seiner zweiten Denkschrift an die Gewerkschaften stellte Gesell seine


Kapitaltheorie derjenigen von Marx gegenüber und machte auf Widersprüche 


zwischen den Bänden 1 und 3 von Marx’ “Kapital” aufmerksam. Aus der Mehr-


werttheorie im Band 1 ergebe sich als praktische Konsequenz zwangsläufig die
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Abschaffung von Privateigentum und Eigeninitiative, während im Band 3 schon


diemonetäre Kapitalerklärung vorgezeichnet sei, welche zu einem monopol-


freien Wettbewerb in einer ‘Marktwirtschaft ohne Kapitalismus’ führe. In dieser


Denkschrift fehlt allerdings ein Hinweis auf die Auswirkungen einer Boden- und


Geldreform auf die Arbeitswelt, der für sozialistische Leser wichtig gewesen 


wäre. An anderer Stelle stellte sich Gesell vor, daß die Produktionsmittel, die im


Kapitalismus in wenigen privaten Händen und im Kommunismus in den Händen


des Staates konzentriert sind, nach Einführung dieser Reform breit gestreut wer-


den. In einer Dezentralisierung der Produktionsmittel und in der wirtschaftlichen


Selbständigkeit breiter Bevölkerungsschichten sah er einen Weg zur Überwin-


dung des Klassengegensatzes zwischen Kapital und Arbeit. “Keine Proletarier,


nein, nicht einen; keine Knechte, keine Herren!” Stattdessen sollten die Menschen


zu freien, selbständigen und selbstverantwortlichen Bürgern werden. [Vgl. hierzu


Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 35.]


Es gibt wohl kaum ein anderes Gedankengebäude, das Silvio Gesells Modell


einer freiheitlichen Alternative zum Kapitalismus und zum Kommunismus so 


ähnlich ist, wie der von seinem Zeitgenossen Franz Oppenheimer (1861-1943)


entwickelte Liberalsozialismus. Auch Oppenheimer warb in bürgerlichen und 


proletarischen Kreisen um Verständnis für seine begriffliche Unterscheidung 


zwischen “Marktwirtschaft” und “Kapitalismus”. In der historischen Realität traten


der Markt und die kapitalistischen Monopole gleichsam wie siamesische Zwil-


linge auf. Weil man das kapitalistische Zerrbild des Marktes für das eigentliche


Wesen des Marktes hielt, wurde er verurteilt. Doch war dieses Urteil voreilig, denn


die Menschheit hat bisher noch niemals einen wirklich freien Markt erlebt. Des-


halb müsse man beim Kampf gegen den Kapitalismus nicht wie die Kommunis-


ten den Markt abschaffen, sondern überlegen, wie sich die Monopolbildung 


überwinden und eine vollständige Konkurrenz verwirklichen läßt: “Der zu Ende


geführte Liberalismus ist der Sozialismus! Es gibt nur einen Weg zum Sozialis-


mus: die volle Wirtschaftsfreiheit, die wirklich ‘freie’ Konkurrenz.” [Franz Oppen-


heimer, Der Ausweg – Notfragen unserer Zeit, Berlin 1919. S. 8. (Interessanterweise beginnt auch


diese Broschüre mit den von Gesell zitierten Worten Kautskys.) – Weitere Veröffentlichungen von 


Franz Oppenheimer, in denen Grundzüge des Liberalsozialismus dargestellt sind: Die soziale


Forderung der Stunde, Leipzig 1919; Die soziale Frage und der Sozialismus, Berlin 1912/1925; 


Weder Kapitalismus noch Kommunismus, Jena 1932; Weder so noch so – Der Dritte Weg, Pots-


dam 1933.]


Trotz ihrer geistigen Verwandtschaft fanden Oppenheimer und Gesell leider 


zu keinem gegenseitigen Verständnis. Ihre Zusammenarbeit hätte für beide 


Seiten sehr anregend und für den Liberalsozialismus insgesamt eine Stärkung


sein können. So fehlte er später nach dem zweiten Weltkrieg als Gegengewicht 


zur Restauration des kapitalistischen Systems. Und nach der Wende in Mittel- 


und Osteuropa fehlt er als eine Kraft, die verhindern könnte, was Gesell schon


zu Beginn der 20er Jahre für Rußland befürchtete, daß nämlich “... die Wirt-


schaft wieder zwangsläufig in die Bahnen des Kapitalismus gedrängt wird.” 
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[Silvio Gesell, Kapitalismus in Rußland – Bolschewismus in England, in: SGW Band 13, S. 122. – Zum


Verhältnis zwischen Gesell und Oppenheimer vgl. die Anmerkung 8 im Geleitwort zu SGW 


Band 6  sowie Franz Oppenheimer, Freiland-Freigeld – Kritik der Geld- und Krisentheorie Silvio


Gesells, in: Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volkswirtschaftslehre 1935, S. 313-343. – 


Jörg Gude, Gesells Natürliche Wirtschaftsordnung in der Kritik von Franz Oppenheimer, in: Zeit-


schrift für Sozialökonomie 116. Folge (1998), S. 13-22.] Gleichwohl kann Gesells zweite


Denkschrift an die deutschen Gewerkschaften auch nach diesem großen politi-


schen Umbruch noch in theoretischen Nachhutgefechten mit dem Marxismus


Orientierung geben. Sie ist deshalb ins Russische und Polnische übersetzt 


worden. [Im Auftrag der "Internationalen Vereinigung für Natürliche Wirtschaftsordnung" haben


Walter Telle und Anna Sikora den Text ins Russische und Polnische übertragen. Die als


Manuskriptdruck erschienenen Übersetzungen sind inzwischen vergriffen und nur noch in den


Freiwirtschaftlichen Bibliotheken vorhanden. – Vgl. auch Dieter Suhr, Der Kapitalismus als mone-


täres Syndrom – Aufklärung eines Widerspruchs in der Marxschen Politischen Ökonomie, Frankfurt


1988.] – 


Neben der Auseinandersetzung mit dem Marxismus und der Suche nach ei-


nem gangbaren Weg zur Verwirklichung der Boden- und Geldreform blieb es 


für Silvio Gesell wichtig, sein Theoriengebäude weiter auszubauen und zu kriti-


schen Einwänden Stellung zu nehmen. 


Die Verwendung eines Preisindex anstelle des Goldes als Maßstab für die


Kaufkraft des Geldes setzte eine gut funktionierende Preisstatistik voraus. Des-


halb beobachtete Gesell aufmerksam die Entwicklung auf diesem Gebiet, die 


von Sauerbeck, Soetbeer und besonders von dem amerikanischen Geldtheore-


tiker Irving Fisher vorangetrieben wurde. Fisher hatte die berühmte quantitäts-


theoretische Verkehrsgleichung aufgestellt (Preisniveau = Geldmenge x Um-


laufgeschwindigkeit : Gütervolumen), von der auch Theophil Christen bei seiner


mathematischen Formulierung von Gesells Theorie ausging. Fisher gehörte zu


den wenigen Fachökonomen, die Gesells Gedankenleistungen anerkannten und


sich zu eigen machten. [Gesell wurde schon 1912 auf Fisher aufmerksam. Vgl. seine Rezen-


sion eines Buches von Fisher in: SGW Band 7, S. 196ff. – Von Irving Fisher vgl. den Aufsatz


"Schwundgeld?", in Leopold Schwarzschild (Hg.), Das Tage-Buch 13. Jg. 1932, Nr. 52, S. 2053-


2057. Stamp Scrip, New York 1933. – Feste Währung – Zur Entwicklungsgeschichte einer Idee,


Uchtdorf und Weimar 1937. – Hans Cohrssen, Das beginnende Experiment der Wissenschaft 


für eine gesunde Geldordung, in: Fragen der Freiheit Nr. 162/1983, S. 10-20.] In seinem Auf-


satz “Die mathematischen Grundlagen der absoluten Währung” trat Gesell je-


nen Kritikern entgegen, die es für unmöglich hielten, die Vielfalt der Waren in


einem statistischen Warenkorb in angemessener Weise zu gewichten. [In: SGW 


Band 13, S. 21. Karl Walker nahm diesen Aufsatz 1949 in die 9. Auflage der "Natürlichen Wirt-


schaftsordnung" auf.] 


Eine Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes setzt nicht nur eine funktions-


fähige Preisstatistik voraus, sondern auch eine eindeutige Definition der zu 


steuernden Geldmenge. Gesell betrachtete allein die Bargeldmenge als die für 


die Preisbildung ausschlaggebende Geldmenge, deren stetige Zirkulation zu


sichern sei. Die Sichtguthaben waren für ihn dagegen kein Geld, sondern ledig-
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lich Forderungen auf Geld. Damit stieß er auf die Kritik derer, die auch die


Sichteinlagen als preiswirksames Geld ansahen. Um dieses Problem entstand


eine erste Kontroverse mit dem Syndicus der Nürnberger Handelskammer, Otto


Heyn. Von ihm hatte die Münchener Staatsanwaltschaft im Zusammenhang 


mit dem Gerichtsverfahren gegen Gesell und Christen ein Gutachten über die


Freigeldlehre erbeten. Heyn argumentierte, daß bei einer Beschränkung umlauf-


sichernder Maßnahmen auf das Bargeld eine Einführung von Freigeld nicht 


zum Absinken des Zinsniveaus führen würde, weil Geldhalter der periodischen


Wertminderung des Geldes entgehen könnten, indem sie vom Bargeld auf


Sichtguthaben umsteigen. Außerdem zweifelte Heyn an der Möglichkeit einer


mengengesteuerten Papierwährung und plädierte deshalb für eine Goldkern-


währung. Im übrigen hat er den unglücklichen Begriff  “Schwundgeld” anstelle 


von “Freigeld” geprägt – paradoxerweise gerade zu jener Zeit, in der die deutsche


Reichsbank die Reichsmark im buchstäblichen Sinn zu einem Schwundgeld 


machte. Anfangs übernahm Gesell  diesen Begriff sogar selbst einige Male, der


dann bald in diffamierender Absicht gegen ihn verwendet werden sollte.  [Otto Heyn,


Die Geldtheorien Silvio Gesells, in: Technik und Wirtschaft 13. Jg. 1920, Nr. 10, S. 619-628.] Auf 


die Kritik Otto Heyns reagierte Gesell in der Zeitschrift des “Vereins deutscher


Ingenieure”, in der Heyn seine Einwände veröffentlicht hatte. In zwei weiteren


Aufsätzen bemühte er sich um den Nachweis, daß das bare Freigeld und die


Bankdepositen doch wie Rädchen eines Uhrwerks ineinandergreifen und daß 


sich die Wirkung des Freigeldes auch auf die Bankdepositen überträgt. [Vgl. die


Aufsätze "Freigeld?", "Unterliegen die Bankdepositionen dem Einfluß des Freigeldes?", "Das Frei-


geld und der bargeldlose Zahlungsverkehr", S. 33 ff, 28 ff und 156 ff in SGW Band 13.] Wenig 


später wiederholte Edmund Kleinschmitt die These, daß der bargeldlose Zah-


lungsverkehr sich der Wirkung des Freigeldes entziehen könne und überhaupt


auch vom Volumen her sehr viel bedeutender sei als der bar bezahlte Ab-


satz. Bankdepositen führten ein vom Bargeld unabhängiges Eigenleben, so daß


das Bargeld auch für die Inflationsentstehung und -bekämpfung nur von unter-


geordneter Bedeutung sei. Wie schnell hätte denn damals die Notenpresse noch


laufen sollen, um den Zusammenhang zwischen Bargeldmengenexpansion und


Inflation sichtbar zu machen? Nochmals antwortete Gesell, daß die Sichtgut-


haben nur durch Bargeldeinzahlungen entstehen, daß sie also vom Bargeld 


abgeleitet sind: “Über dieses Geld können nicht die Depositäre und die Banken


gleichzeitig verfügen, sondern nur nacheinander.” [Edmund Kleinschmitt, Hilft uns Frei-


geld? – Zur Kritik der Lehre Silvio Gesells und der Freigeldbewegung, in: Die Kultur des Kauf-


manns, Dezember 1922. – Silvio Gesell, Der bargeldlose Verkehr und das Freigeld, in: Die


Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld 5. Jg. 1923, Nr. 3, S. 77-79 (SGW Band 14). – Diese Ant-


wort Gesells an Kleinschmitt sowie die Aufsätze "Bargeldloser Verkehr?" und "Unterliegen die


Bankdepositen dem Einfluß des Freigeldes?" (SGW Band 12, S. 229 und Band 13, S. 28) veröffent-


lichte Karl Walker 1949 im Anhang zur "Natürlichen Wirtschaftsordnung"; vgl. dazu die Anm. 3 


zum Geleitwort von SGW Band 11.] Für die Stabilität der Währung sei allein die Menge


des zirkulierenden Bargeldes entscheidend. 
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John Maynard Keynes bezeichnete den Gedanken des Freigeldes später zwar


als “gesund”. Aber auch er hielt es für möglich, daß Geldbesitzer durch ein


Umsteigen auf Giralgeld, Diamanten oder Edelsteine dem Umlaufantrieb des


Freigeldes ausweichen könnten. [John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäfti-


gung, des Zinses und des Geldes, Berlin 1936, S. 302.] Und da die ökonomische Fach-


wissenschaft mit der Theorie der Kreditschöpfung der Geschäftsbanken eben-


falls diese Argumentationsrichtung einschlug, systematisierte Karl Walker Ge-


sells Betrachtungsweise und stellte sie in seinem Buch “Das Buchgeld” der 


fachwissenschaftlichen Theorieentwicklung gegenüber. Dieses Buch blieb je-


doch auch innerhalb der freiwirtschaftlichen Denkschule nicht ohne Wider-


spruch. Deshalb ist es auch weiterhin notwendig, diesen schwierigen theore-


tischen Fragenbereich unter Berücksichtigung der technischen Neuerungen 


auf dem Gebiet des bargeldlosen Zahlungsverkehrs zu klären. [Karl Walker, Das


Buchgeld – Ein Beitrag zur theoretischen Klärung, Heidelberg 1951. -Herbert K. R. Müller, Wäh-


rung und Wirtschaftsschicksal, Bonn 1959. – Karl Walker, Neue Europäische Währungsordnung, 


Lauf bei Nürnberg 1962. – Eine Gegenposition hierzu vertrat Werner Zimmermann, Geld und 


Boden – Schicksalsfragen aller Völker, Bern 1966, S. 61 ff. – Vgl. außerdem A. Woll, B. Faulwasser, 


B.-T. Ramb, Beschäftigung, Geld und Preisniveaustabilität – Empirische Untersuchungen zum


Inflationsproblem, Opladen 1977. – Helmut Creutz, Geldschöpfung durch Banken, in: Fragen der


Freiheit Nr. 167/1984, S. 37-49. – Helmut Creutz, Buchgeldschöpfung und Bankenwirklichkeit, in:


Fragen der Freiheit Nr. 178/1986, S. 26-37. – Elimar Rosenbohm, Zur Buchgeldschöpfung der


Geschäftsbanken, in: Fragen der Freiheit Nr. 178/1986, S. 38-47. – In der Zeitschrift "Der Dritte 


Weg" fand vom August 1989 bis Oktober 1990 eine Diskussion über das Buchgeld statt, an der 


sich Helmut Creutz, Elimar Rosenbohm, Hans Beier, Eberhard Knöller, Kurt Kessler, Johannes


Jenetzky, Reiner Bischoff, Dieter Schadund Hans Bernhard Zill beteiligten. Siehe außerdem 


INWO (Hg.), Gerechtes Geld – Gerechte Welt, Lütjenburg 1992, S. 92-97. – Johannes Jenetzky, 


Die Knappheit des Kapitals oder warum die Zinssätze nicht fallen, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 


91. Folge 1991, S. 3-13und Helmut Creutz, Geld und Guthaben, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 


93. Folge 1992, S. 21-34. – Dirk Löhr, Konsequente Neutralisierung der Liquiditätsprämie des 


Geldes durch Einbeziehung des Buchgeldes in die 'Umlaufsicherung', in: Zeitschrift für Sozialöko-


nomie 123. Folge (Dezember 1999).]


In den Werkeverzeichnissen von Friedrich Landmann und Willy Hess fehlt 


die unter dem Pseudonym Walter Klarheit erschienene Satire “Der verblüffte


Philantrop”, die von Humor und Ironie zeugt. Sie ist in den Band 13 aufgenom-


men worden, da Gesell mehrfach solche Stilmittel verwendete. Auffällig ist zu-


dem, daß die schon in seinen Frühschriften phantasievoll dargestellte “Insel


Barataria” etwa zur selben Zeit nochmals unter dem Titel “Der verblüffende


Sozialdemokrat” beschrieben wurde. ["Der verblüffte Philantrop" ist im Werkeverzeichnis 


von Hess inmitten einer Reihe von Aufsätzen erwähnt, die 1929 in der schweizerischen "Frei-


wirtschaftlichen Zeitung" erschienen. Bei diesen Aufsätzen handelt es sich um Nachdrucke 


früherer Veröffentlichungen. Somit ist der Rückschluß erlaubt, daß auch "Der verblüffte Philantrop" 


von Gesell stammt.]
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Was wir wollen.


Die Demokratie soll sich nicht in Schall und Worten erschöpfen. Wir sollen zur


Tat übergehen, aktive Demokratie betreiben.


Die Grundlage des Volkslebens ist die Wirtschaft. Unsere Volkswirtschaft 


wollen wir also scharf ins Auge fassen.


Als Kennzeichen einer demokratischen Wirtschaftsverfassung erklären wir die


absolute Herrschaft des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag.


Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag verlangt nichts mehr noch weniger als


die restlose Beseitigung des arbeitslosen Einkommens.


Das arbeitslose Einkommen wollen wir also angreifen und zur Strecke bringen.


Das arbeitslose Einkommen besteht aus Kapitalzins und Grundrente.


Den Zins setzen wir mit Freigeld allmählich auf 0 herab.


Das arbeitslose Einkommen aus der Grundrente schaffen wir mit Freiland ab.


Krisen und Arbeitslosigkeit können wirksam nur mit denselben Reformen –


Freigeld – bekämpft werden, die auch dem Zins den Garaus machen.


Der Bürgerfriede verlangt die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens.


Der Völkerfriede stellt den allgemeinen Weltfreihandel als eherne Forderung


auf, und zum Weltfreihandel kann man nur durch Freiland und Freigeld ge-


langen.


Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag bricht die Übermacht des Besitzes und


stellt das wirtschaftliche und politische Gleichgewicht gleichberechtigter Bürger


her. Macht und Einfluß des Einzelnen sind dann nur allein noch abhängig von


den geistigen Kräften. Den Tüchtigsten, nicht den Geldsäcken, fällt die Führung


zu.


Mit der Forderung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag erheben wir uns


über alles Parteiwesen hoch hinaus mit der Überzeugung, uns als


Kristallisationskern des kommenden parteilosen Volkes betrachten zu dürfen.
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Riesenblüten des C. Papyrus Havensteinius.


Wir veröffentlichen hier einen uns zugegangenen Klagebrief und geben ihn


ohne Umstände der Reichsbankdirektion zur Beantwortung weiter. Wir können,


so wie die Dinge heute liegen, nur jedem davon abraten, irgend einen Vertrag in


Mark d. R. W. abzuschließen, solange die Richtlinien der Währungspolitik nicht


gesetzlich festgelegt sind. Der Freiland-Freigeldbund lenkte s. Zt. die


Aufmerksamkeit der Nationalversammlung in Weimar durch eine Eingabe und


Denkschrift frühzeitig genug auf die Währungsfrage. Der Erfolg war über-


raschend. – Die Nationalversammlung vergaß, das Geldwesen in die Verfassung
einzubauen!! So hat nun in dieser weitaus wichtigsten öffentlichen Angelegenheit
ein armseliges Häufchen weltfremder Bürokraten autokratische Vollmacht.


Vor Jahren schloß ich einen Vertrag ab, wonach meinem Geschäftsführer 40


Prozent des Betriebsgewinnes zufallen. Nach den Bestimmungen des Vertrages


soll zur Ermittlung des Gewinnes bei der Inventur der Tagespreis der Waren,


nicht der Kostenpreis, in Anrechnung gebracht werden. (Anm. d. Schriftl.: Diese


Bestimmung ist ganz vernünftig, da der Verkaufspreis ja auch von den


Tagespreisen beherrscht wird.)


So entstand mit der Inflation ein ständig steigender, zahlenmäßiger Gewinn,


auf den mein Geschäftsführer Anspruch erhob, und den ich bisher auch immer


zahlen zu müssen glaubte. Als die ersten 100 Prozent der Inflation erreicht


waren, gingen von meinem Kapital 20 Prozent als Betriebsgewinn über auf das


Konto meines Geschäftsführers – ein Gewinn, der eigentlich nichts mit dem


Betrieb zu tun hatte, da er ja auf Lager entstanden, also reiner Inventurgewinn


war. Dieser Gewinn stieg fortwährend und beträgt nunmehr bei einer 16fachen


Inflation der hier in Betracht kommenden Waren 40,96 Prozent meines


Warenkapitals – d. h. das Kapital, das vordem zu 100 Prozent mir gehörte, steht


jetzt zu Buche mit 59,04 Prozent auf meinem Konto und mit 40,96 Prozent auf


Konto meines Geschäftsführers.


Diese Rechnung ist leicht nachzuprüfen.


„Warenkapital 100, Inflation 100 Prozent, Inventurwert also 200. Zahlenmäßiger


Gewinn 100. Anteil meines Geschäftsführers daran 40 Prozent. Der mir verblei-


bende Rest des Inventurwertes also 160 in Geld und – in Anbetracht der 100


Prozent Inflation – 80 in Waren. Verlust in Waren also 20 Prozent. Jede weitere


Verdoppelung der Inflation bringt mir einen weiteren Verlust an meinem


Warenkapital von 20 Prozent des verbliebenen Restes, also 80 – 20 Prozent


davon = 64 (4-fache 
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Inflation der Preise) 64 – 20 Prozent = 51,20 (8-f. Infl.) und jetzt 51,20 – 20


Prozent = 40.96 bei der heutigen 16-f. Inflation.


Ich bemerke, daß es sich um große Summen handelt, neben denen die durch


die Inflation erfolgte Verwässerung des Gehaltes meines Geschäftsführers kaum


eine Rolle spielt. „Was soll ich tun? Der Sinn des Vertrages wird doch hier zu


offenbarem Unsinn. Kann ich mich darauf berufen, daß der Vertrag von


Betriebsgewinnen, nicht von Inflationsgewinnen redet? Welche Ansichten hätte


ich mit dieser Unterscheidung vor Gericht?“


Wir können Sie nur damit trösten, daß der Inflationsgewinn Ihres


Geschäftsführers als Kriegsgewinn konfisziert wird und daß Sie diese Summe,


als durch die Inflation bewirkten Verlust bei der kommenden neuen


Vermögensabgabe (Reichsnotopfer) in Rechnung stellen können.


Die statistischen Grundlagen der absoluten


Währung.


Meine in der Schrift „Das Reichswährungsamt“ gemachten Vorschläge 


bezwecken das Gleichgewicht im Haushalt des Reiches herzustellen, damit die


alles zerrüttende Notenpresse außer Betrieb gesetzt werden kann.


Der Vorschlag gründet auf der Erkenntnis, daß die Steuerkraft des Volkes als
Ganzes zusammen mit den Warenpreisen wächst und schwindet, daß somit eine


zehnfache Preisinflation auch ohne weiteres die zehnfachen Steuererträgnisse


liefern muß, ohne daß dadurch die Last der Steuern eine Änderung erfährt. Aus


dem gleichen Grund ist auch nicht einzusehen, warum die Inflation nicht auch


voll und ganz auf sämtliche Tarife der Reichspost, der Eisenbahnen usw. über-
tragen werden könnte, warum man den Hauswirten, den Grundbesitzern das


Recht nimmt, die Mieten und Pachtzinsen den Marktverhältnissen anzupassen.


Ich verlange darum auch die vollkommene und ausgesprochene Preisgabe des


Gedankens eines Abbaues der Preise, weil der Preisabbau gleichbedeutend sein
würde mit einem Abbau der Steuererträgnisse, der wieder die Notenpresse zu


Hülfe rufen würde. Ich verlange die dauernde Aufrechterhaltung der Preise auf


der zurzeit erreichten Höhe, damit den Kaufleuten und Unternehmern endlich


eine sichere Grundlage für ihre Berechnungen geschaffen wird.


21







Die absolute Währung, die einen integrierenden Bestandteil dieses


Programmes bildet, bedeutet, daß der allgemeine Preisstand der Waren durch


aktive Währungspolitik dauernd auf gleicher Höhe erhalten werden soll, so daß


man von da ab mit der gleichen Geldsumme stets die gleiche Lebenshaltung


wird bestreiten können. Die Warenpreise sollen nicht im Sinne von einzelnen


Höchst- und Mindestpreisen festgestellt werden. Die Preise sollen freihändig


durch Angebot und Nachfrage gebildet werden wie vor dem Kriege, Jedem steht


es völlig frei, zu fordern, so viel er glaubt nach Lage des Marktes fordern zu 


können, jedoch wird das Währungsamt die umlaufende Geldmasse stets so


genau bemessen, daß Preisstürze und Preistreibereien nicht mehr vorkommen


können. Die Grundlage zur Führung solcher „aktiven Währungspolitik bildet die


Preisstatistik, mittels der die Bewegungen im allgemeinen Freistand der Waren


ermittelt werden sollen.


Die oft genannten Indexzahlen des Economist gehen aus den Preisen von 22


Stapelartikeln hervor. Man kann diese Zahl natürlich beliebig mehren, doch wird


das Ergebnis dadurch nicht nennenswert verbessert, da ja die Preise der Waren


in einer natürlichen durch die Produktionskosten beherrschten Rangordnung 


stehen. Darum ist anzunehmen, daß, wenn der Index der Stapelartikel unver-


ändert geblieben ist, auch der Preis der übrigen Waren sich nicht geändert hat.


So will es das Gesetz des Wettbewerbs.


Wichtiger als die Anzahl der Preise ist die richtige Erfassung der Bedeutung
der einzelnen Waren in ihrem Verhältnis zu den anderen Waren. Die gleiche


Rolle, die etwa das Brot und der Pfeffer im Familienhaushalt spielen, sollen Brot


und Pfeffer auch in der Währungsstatistik spielen. Geschieht das mit der ge-


botenen Gründlichkeit, so wird das Ergebnis für die Bedürfnisse der Volkswirt-


schaft vollauf genügen. Der Einwand, der hier erhoben werden könnte, daß 


solche Statistik keine „mathematisch” genauen Zahlen liefert, kann unbeachtet


bleiben. Solchen Kritiken sagen wir: Wir hindern niemand daran, das


Indexermittelungsverfahren zu vervollkommnen. Die Kritik darf uns aber nicht


hindern, das Gute zu tun, bloß weil mit der Zeit das Verfahren verbessert werden


kann. Wir backen doch schon immer Brot, obschon man seit 10 000 Jahren


unausgesetzt den Backofen verbessert. Namentlich vom Standpunkt der her-


kömmlichen Währungsverhältnisse wirkt solche Kritik direkt lächerlich.


Um den Index zu gewinnen, können wir die Zahlen benutzen, die das 


statistische Jahrbuch d. D. R. liefert. Wir multiplizieren die 
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Preise mit den Produktionszahlen (bei eingeführten Waren den Verbrauch) und


haben dann unmittelbar vergleichbare Größen.


Um ein Bild dieser Verhältnisse zu geben, lasse ich hier einige Zahlen folgen


(auf Zuverlässigkeit erheben sie keinen Anspruch.)


Produktion bzw. Einfuhr 1910 Betrag 1911 Betrag


Preise B Preise C


Roggen 008.552.000 t 152,30 1.302 168,30 1.439


Weizen 005.240.000 tt 211,00 1.108 204,00 1.068


Baumwolle 004.360.000 dz 151,00 0.650 134,00 .584


Roheisen 014.739.000 t 066,00 0.676 064,80 .957


Roheisen 152.827.000 t 010,46 1.598 010,16 1.552


5.634 5.600


Erweitert man diese Liste auf alle Hauptwaren und findet sich, daß die


Summen B und C nicht oder nur unerheblich – wie oben – von einander abwei-


chen, so wird man darauf schließen, daß die Kosten der Lebenshaltung sich


nicht geändert haben und man wird dem Reichswährungsamt das Zeugnis


geben, daß es seine Sache gut gemacht hat. Es ist nämlich unausbleiblich, daß,


wenn der Preis der Rohstoffe unverändert bleibt, auch die Preise der Fertigwaren


sich nicht ändern. Lohnveränderungen gehen dann auf Rechnung des


Kapitalzinses oder der Grundrente.


Da die Warenproduktion, von Witterungseinflüssen abgesehen, wenn sie nicht


durch Krisen und Streik gestört wird, ebenso beständig sein muß wie die Zahl


der Menschen, so können die Beiwerte oder Produktionszahlen für lange Zeit,


mindestens fürs ganze Jahr ohne Bedenken verwendet werden, so daß man


dann nur die Preisveränderungen zu ermitteln braucht, um dann nach Wunsch


den Index alle Monate, Wochen oder Tage aufrechnen zu können. Wenn also der


Direktor des Währungsamtes Wert darauf legt, daß ihm täglich nach Schluß der


Börse der Index auf den Tisch gelegt werde, so wird man solchen Wunsch leicht


erfüllen können


In Bezug auf die Beiwerte ist noch folgendes zu sagen: Die Erzeugungsziffern


ändern sich nicht nur relativ, sondern auch absolut. Dies macht es nötig, den


Betrag der Spalte B auf den Ausgangspunkt oder Vergleichsindex, hier also 5634


zurückzuführen, indem man alle Einzelposten einem gleichmäßigen Zu- und


Abschlag unterwirft.


Hat man z.B. statt 8.552.000 t Roggen 8.000.000


” 5.240.000 t Weizen 6.000.000


” 4.360.000 t Baumwolle 5.000.000 usw.


so müssen zunächst diese neuen Zahlen zu den alten Preisen (1910) aufge-


rechnet werden. Diese neuen Zahlen mögen dann zusammen den Betrag von


etwa 6197 geben oder 10 Prozent über 5634. In diesem Falle zieht man von


allen Produktionsziffern gleich-
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mäßig 10 Prozent ab. Dann könnten erst die so gewonnenen Beiwerte mit den


neuen Preisen multipliziert werden.


Handelt es sich nun darum, den Index einer 10fachen Inflation zu gewinnen,


wie sie für die Aufrechterhaltung des Zahlungsverkehrs wohl nötig sein wird, so


beginnt man damit, eine Liste der hauptsächlichsten Waren mit den Preisen der


Vorkriegszeit, nur 10fach aufgebläht, zu veröffentlichen. Dann heißt es: Die hier


aufgeführten Preise stehen in der natürlichen, durch die Produktionsbedingungen


der einzelnen Waren geschaffenen Rangordnung. Diese Rangordnung ist durch


die Zwangswirtschaft zerstört worden. Die Preise werden in diese Rangordnung


zurückfallen, wenn die gesetzlichen Hemmungen beseitigt werden. Wir warnen


daher Jedermann, von den Waren, deren Preise heute über den in der Liste ver-


öffentlichten Preisen stehen, mehr als den unmittelbaren Bedarf einzukaufen,


weil sie voraussichtlich bald im Preise steigen werden. Das Währungsamt wird


dafür sorgen, daß der allgemeine Preisstand sich nicht vom 10fachen Index ent-


fernen wird. Ein jeder rechne hiermit und richte sich danach! Und im übrigen


sehe jeder, wo er bleibe. Jeder verlange für seinen Kram den Preis, den er nach


Lage des Marktes glaubt erzielen zu können. Macht er dabei ein gutes Geschäft,


so gewinnt er dadurch die Mittel, um auch einmal ein schlechtes Geschäft ertra-


gen zu können. Das Reichswährungsamt wird jedoch dafür sorgen, daß mit der


absoluten Währung der Spielraum für Verluste und Gewinne immer kleiner wird,


so daß mit der Zeit nicht nur der Index fest bleibt, sondern daß auch die


Rangordnung der Preise durch Währungsereignisse nicht mehr gestört werden


wird. Es ist nämlich zu beachten, daß jede allgemeine, auf Währungs-


pfuschereien zurückzuführende Veränderung des Preisstandes auch die natür-


liche Rangordnung der Preise zerstört, indem solche Währungsänderungen die


Kaufkraft der einzelnen Volksklassen ungleich berührt. Eine Preissteigerung z.B.


begünstigt die werbenden Klassen (Schuldnerklasse). Diese Klasse kauft und


verbraucht aber ganz andere Waren, als die durch dieselbe Preissteigerung


benachteiligte Klasse der Gläubiger. Es werden mehr teuere Lebensmittel, mehr


volkstümliche Luxuswaren gekauft, während die Nachfrage nach Waren, die


hauptsächlich von Rentner gekauft werden, entsprechend nachläßt. Diese


Störung setzt sich dort in Preisaufschlägen, hier in Preisrückgängen um. Mit der


absoluten Währung fällt darum auch die Hauptursache der Schwankungen in


den Einzelpreisen fort.


In der Schweiz, wo die vom Schweizer Freiland-Freigeld-Bund gemachten


Vorschläge der absoluten Währung die Presse schon stärker beschäftigte, ist


von Seiten der Goldwährungsinteressenten der Einwand erhoben worden, daß


eine aktive Währungspolitik, 
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wie wir sie erstreben, nicht durchzuführen sei, weil Aufgabe und Einzug von Geld


nicht unmittelbar auf die Preise wirken, sondern erst nach längerer Zeit, nach


Nikolson sogar erst nach 3 Monaten. Wir lassen diesen Verteidigungsversuch


der Hochfinanz mit sattem Geschmunzel gelten – gibt es doch kein


Beweismaterial, das die heutigen Währungsmittel gründlicher in den Boden ver-


urteilt, als die genannte Tatsache. Wenn die Zügel eines Pferdes sich erst nach 


3 Monaten fühlbar machen, so ist solches Pferd unlenkbar – man ersetzt es


durch ein anderes. So handele man auch hier. Ist die Währung unlenkbar, zügel-


lahm, dann fort mit ihr. Mit dem Freigeldpferd wird man nicht drei Monate auf die


Wirkung der Zügel zu warten brauchen. Das Freigeld ist ein empfindlicher Gaul.


Noch am selben Tage, wo die Geldmenge vermehrt oder vermindert wird, nimmt


man auch schon die Wirkung auf dem Markte wahr.


Jeder Versuch der Haute Finance, an der absoluten Währung zu rütteln, wird


immer auf die Goldwährung abprallen.


Der Untergang Roms und seine Ursachen.


Immer mehr gewinnt die Ansicht Boden, daß Rom an der Geldschwindsucht


zugrunde ging. Immer neue Beweise hierfür liefert die geschichtliche Forschung.


In einer Vorlesung in Zürich sagte darüber der italienische Historiker Guglielmo


Ferrero [Ferrero: Größe und Niedergang Roms, 6 Bände, Hoffmann, Stuttgart. D. Schriftl.] folgen-


des nach einem Bericht der N. Z. Z. v. 3. 2. 21.


„Die ökonomische Krise des 3.Jhrh., die unter Alexander Severus einsetzt 


(222 – 235), hat in den politischen und wirtschaftlichen Krisen unserer Zeit ihre


Parallelen. Eine komplette politische Desorganisation, innere und äußere Kriege


– die Barbareninvasionen nehmen ihren Anfang [Der Bericht der NZZ ist offenbar nicht


genau; es wird dadurch aber nicht das Geringste an dem verändert, worauf es hier ankommt. D.


Schriftl.] – sind die Begleiterscheinungen des wirtschaftlichen Niedergangs des


Römischen Reiches, der sich einmal in der bedrohlichen Geldentwertung 


spiegelt. Diese untergräbt das gesamte Geldsystem des Staates, das wir uns in


Ermangelung bestimmter Angaben aus den Münzfunden rekonstruieren müssen.


Die beiden gebräuchlichsten Münzarten, der Aureus (Gold) und der Denarius


(Silber) galten unter Augustus ungefähr 25 Fr. bezw. 80 Cent. Dann vermindert


sich langsam das Gewicht dieser ersten, vollwertigen Münzen, und auch der


Gehalt an Edelmetall nimmt ab. Seit Septimius Severus  (193 – 211) verfolgt


man diesen Zersetzungsprozeß, der 
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unter Alexander Severus bereits so weit gediehen ist, daß der Silbergehalt des


Denars bloß noch 2 Prozent beträgt. Wie während des Weltkrieges unserer Tage


die Regierungen Papiergeld ausgaben, so haben die Römischen Kaiser des 


3. Jhrh. gezwungenermaßen das Geld verschlechtert.


Die Folgen dieser Münzverschlechterung zeigten sich in einem rapiden Steigen


aller Preise. Die darauf entstehende Geldanarchie die nicht nur einen täglichen


Wechsel des Geldwertes, sondern oft auch einen stündlichen hervorrief, suchte


ein Erlaß Diokletians [Edictum de pretiis 301 D. Schriftl.] nach Kräften zu steuern. Es


ergibt sich aus diesen Verfügungen, daß es damals eine ganze Menge ver-


schiedenwertiger Denare gegeben haben muß. Gelegentlich liest man von


Geschäften, die gegen „gutes Geld“ abgeschlossen wurden. Auf alle Fälle aber


war diese Verschiedenartigkeit der Denare für das ökonomische Leben von 


katastrophaler Bedeutung.“


Es ist sehr schade, daß die Historiker zumeist nichts von der Währungsfrage


wissen. Wenn Ferrero die Freigeldlehre kännte – wieviel mehr Licht würden die


erwähnten Tatsachen ihm gebracht haben! [Zumal in ihrem Zusammenhange mit anderen!


Es sei hier nur hingewiesen auf das Versiegen des Edelmetallzuflusses aus Kriegsbeuten und


Bergwerken und auf das Abströmen des Geldstoffes nach dem fernen Osten. Nach China allein 


gingen jährlich Silbermengen im Vorkriegspreise von 22 Millionen Mark, hauptsächlich für die Einfuhr


von Seide. D. Schriftl.]


Ja, Rom ging an den Mängeln seines Geldwesens zugrunde. Rom kannte kein


Papiergeld (es fehlte dazu neben der Theorie des Papiergeldes noch die dazu


gehörige Technik – (Papier und Druckerei); Rom war durchaus davon abhängig,


ob Geldmetall gefunden wurde oder nicht. Mit gefälschten Kupfermünzen,


gefälschten Silbermünzen, mit Münzen verschiedener Legierungen von 100


Prozent bis herab auf 2 Prozent Silbergehalt, kann man keinen Handel treiben.


Denken wir uns unsere 80 Milliarden Papiergeld in Gestalt von Münzen von 2, 3,


4, 7, 10, 11, 12,5 13 usw. v. H. Silbergehalt! – Daneben behördliche


Pfuschereien, Höchstpreise usw. Da kann nur der Schieber, der Geldwechsler,


der Spekulant gedeihen. Rom wurde das Dorado der Schwindler, wie das
Deutsche Reich zu einem solchen geworden ist.


Um die Münzen auf einen Münzfuß zu bringen, hätte Rom die Münzen bei


jeder neuen Verwässerung sämtlich einschmelzen müssen. Das war technisch


unmöglich.


Immerhin, die gefälschten Münzen Roms waren immer noch besser, als gar


kein Geld. Die Fundgruben der Münzmetalle waren in der Zeit, von der Ferrero


berichtet, so gut wie abgebaut, und ohne Metall konnte man damals kein Geld


machen. Die Fäl-  Fälschungen


‘
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schungen waren der einzige Weg, um die Geldwirtschaft und damit auch den


römischen Staat aufrecht zu erhalten. Ohne sie wäre Rom schon vor dem
Barbareneinbruch zusammengestürzt – Sie hemmten den Sturz, wie sie umge-


kehrt 1000 Jahre später, bei ihrem Neuerscheinen, den eingeschlafenen Handel


und die dazu gehörige Arbeitsteilung wieder ins Leben riefen – und sie notdürftig


so lange unterhielten, bis die Entdeckung der deutschen Silbergruben und der


amerikanischen Schätze der Geldwirtschaft wieder neues Leihen gaben.


Veränderlicher Erbbauzins.


Von Albrecht Müller.
[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Unsere Preisrevolution ermöglicht so manche Erfahrung, die durch keinerlei


Wortbelehrung ersetzt werden kann. So wird allmählich die geistige


Vorbedingung für eine Umgestaltung unserer Wirtschaft im Sinne von Freiland


und Freigeld geschaffen. Das gilt nicht nur für das Gebiet des Geldwesens, son-


dern auch für das Bodenrecht. Für unsere Aufklärungs- und Werbearbeit ist es


wichtig, diesbezügliche Tatsachen festzuhalten.


In Magdeburg schweben schon seit längerer Zeit Verhandlungen mit einer


gemeinnützigen Baugenossenschaft zwecks Festsetzung eines Normal-


Erbbauvertrages. Das Erbbaurecht, das auf Grund des bürgerlichen


Gesetzbuches schon früher verlangt werden konnte, kam hier nie in Anwendung,


weil durch die notdürftigen Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches die


Beleihung des Erbbaurechts auf fast unüberwindliche Schwierigkeiten stieß.


Durch die Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Januar 1919 wird diesem


Übelstande abgeholfen. Der Magistrat war nun gezwungen, neue Bedingungen


festzusetzen. In den Richtlinien dafür wird die Dauer des Erbbaurechts auf 80


Jahre bestimmt. Bauzwang tritt spätestens 2 Jahre nach Vertragsabschluß ein.


Die Entschädigung für das Bauwerk nach Ablauf des Erbbaurechts soll zwei


Drittel des gemeinen Wertes betragen. [Eine Kritik ist in diesem Rahmen nicht beabsichtigt.


D. Schriftl.] Bei der Festsetzung der Mieten ist die Zustimmung des Magistrats


erforderlich.  Der Erbbauzins soll getrennt bemessen werden. Und zwar soll der


Zins für den Grund und Boden auf 4 v. H., für die Straßenbaukosten auf 0,5 v. H.


festgesetzt werden. Auf Grund der Richtlinien wurde ein Normal-Erbbaurechts-
vertrag aufgestellt, der sich in den Grundzügen fast garnicht von den Verträgen


anderer 
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Städte unterscheidet. Ein Absatz aber verdient unsere Beachtung. Im Abschnitt


über Verpflichtungen des Erbbauberechtigten heißt es im Paragr. 6: Wird der


Mietzins für die aus dem Erbbaugelände errichteten Mietsräumlichkeiten mit


Genehmigung des Magistrats um mehr als 10 Prozent erhöht oder herabgesetzt,


so kann auch der Erbbauzins (nach Maßgabe der gesamten wirtschaftlichen


Verhältnisse) angemessen erhöht oder herabgesetzt werden. Es wurde also ein


„variabler Erbbauzins“ vorgesehen! Gleitende Preise – gleitende Löhne und


Gehälter – gleitender Zins! Das Wirtschaftsbarometer steht aus „veränderlich“.


Dem paßt sich das Denken allmählich an. Es wird selber veränderlich, bis wir


ihm den festen Stützpunkt geben.


In der Stadtverordnetenversammlung wurde der „variable Erbbauzins“ ge-


strichen. Man fürchtete die „Beleihungsschwierigkeiten“, wußte natürlich auch


nicht, was eigentlich in einem Vertrag für eine gemeinnützige Genossenschaft


stehen muß. Das kann nur jemand wissen, der Konjunkturgewinn, Zins und


Grundrente kennt. Beachtlich ist es aber doch: Gleitende Preise rufen den Ge-


danken gleitender Löhne, Mieten und Zinsen hervor. Die Vorstellung von festen,


inneren Werten geht zum Teufel. Bei der Einrichtung der „Gleit- und Anpassungs-


maschine“ erschrickt man vor den Schwierigkeiten und – muß schließlich zur 


stetigen Währung kommen. Die aber erfordert das Schwundgeld. Das Schwund-


geld wiederum befreit uns von der Zinsknechtschaft und ermöglicht uns, Freiland
zu schaffen. – Sehen wir zu, daß wir diese Entwicklung beschleunigen!


Unterliegen die Bankdepositen dem Einfluß des 


Freigeldes?


[Die Beziehungen zwischen Schwundgeld, „bargeldlosem“ Zahlungsverkehr und Zins sind immer


von neuem Gegenstand von Fragen und Bedenken. Und mancher unserer Freunde ist im Zweifel


darüber, ob er imstande sei, allen Einwänden zu begegnen. Darum wird es zweckmäßig sein, alles,


was bisher in der Freiwirtschaft noch nicht oder noch nicht ausreichend geklärt worden ist, hier zu


beleuchten und dann in einem Sonderdruck zusammenzustellen. Es ist deshalb sehr erwünscht, alle


hierher gehörende Unklarheiten, Fragen, Bedenken, Einwände und „Widerlegungen“ der


Schriftleitung – Erfurt, Rudolfstraße 55 – mitzuteilen.]


In einer Kritik des Freigeldes, die der kürzlich verstorbene Dr. Heyn im Oktober


1920 der Zeitschrift „Technik und Wirtschaft“ veröffentlichte, gelangte er zum


Schluß, daß von der Verwirklichung der Pläne Gesells dringend abzuraten sei. 


Er begründete sein Urteil nicht mit einer 


28







Begutachtung des Zieles dieser Pläne, sondern damit, daß die empfohlenen


Mittel nicht wirksam seien. Er suchte nachzuweisen, daß durch den bargeldlosen
Verkehr das Freigeld wirkungslos gemacht werden könnte. In einer Erwiderung,


die im 2. Heft 1921 derselben Zeitschrift erschien, zeigte ich, daß bei jeder


Hemmung des Geldumlaufes durch die Inhaber der Bankdepositen das im


Verkehr befindliche Geld zu den Banken strömt, daß dort die Bargeldbestände


zunehmen und daß dann der mit dem Freigeld verbundene Schwundverlust die


Banken zwingen würde, entweder selber das Geld in den Verkehr zurückzu-


pressen oder aber den genannten Verlust auf die Depositen abzuwälzen, was


dann die Inhaber dieser Depositen veranlassen würde, das Geld durch


Herabsetzung ihrer Zinsforderungen dem Verkehr zurückzugeben. In beiden


Fällen würde dann der Zweck des Freigeldes doch erreicht werden. Denn mehr,
als daß das Freigeld umläuft, wird mit dem Freigeld nicht erstrebt.


Dr. Heyn suchte meine Ausführungen in einer Antwort, die gleich hinter meiner


Erwiderung folgte, damit zu entkräften, daß er auf Grund des Bankausweises


von sieben Berliner Großbanken ausrechnen konnte, der Schwundverlust von 


5% im Jahre würde nur etwa 10 Pf. im Jahre für je 100 M. der Kreditoren ausma-


chen. Jene sieben Banken hatten nämlich auf 38 179 Mill. M. Kreditoren nur


einen Kassenbestand von 2524,8 Mill. M. Aus diesen Verhältnissen folgert Dr.


Heyn, daß man mit einem Verlust von 10 Pf. auf 100 M., aufs Jahr berechnet,


keinen irgendwie ins Gewicht fallenden Druck auf die Depositeninhaber ausüben


könnte, und daß der dem Freigeld nachgesagte Einfluß auf den Zinsfuß darum


ausbleiben würde.


Die Schwierigkeit, die Dr. Heyn entdeckt zu haben glaubt, entsteht dadurch,


daß er drei verschiedenen Personen, dem Depositeninhaber, dem Bankier und


dem Bankschuldner (also dem eigentlichen Inhaber des Bargeldes) gleichzeitig
Verfügungsgewalt über dieselbe Geldsumme einräumt. In Wirklichkeit kann aber


immer nur der eine der drei Genannten das Geld in seiner Gewalt haben. Nicht


gleichzeitig, sondern nacheinander können die drei das Geld besitzen. Nach der


Ansicht Dr. Heyns verfügen die Depositeninhaber hier über 38179 Millionen, die


sieben Bankiers über dieselbe Summe und die Schuldner der sieben Bankier


noch einmal über die gleiche Summe!! Dabei sagt uns Dr. Heyn es selbst, daß


die sieben Bankiers die 38179 Millionen bis auf einen kleinen Rest von 238


Millionen in den Verkehr zurückgeworfen haben. Für alle Züge, die der


Depositeninhaber macht, muß der Bankier unmittelbar den entsprechenden


Gegenzug machen. Kündigt der Depositeninhaber eine Million, so muß der


Bankier seinen Schuldnern ebenfalls eine Million kündigen. Wollen die


Depositengläubiger eine Hausse dadurch erzeugen, daß sie die 38179 Millionen,


die sie den Bankier übergaben, nun selber auf den Markt bringen, so müssen die
Bankiers die gleiche Summe dem Verkehr entziehen. Die erstrebte Wirkung wird


darum ausbleiben. Für die Währung müssen wir also den Depositengläubiger


und den Bankier als eine Person, 
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die Depositen als Kapital der Bankiers betrachten. Die Depositeninhaber 


scheiden für uns aus. Die Abmachungen zwischen den Bankiers und den


Depositeninhabern sind ohne Belang, da sie sich für die Währung gegenseitig


aufheben. Sind die 38179 Millionen etwa auf Abruf hinterlegt, so kann der


Bankier diese Gelder auch nur auf Abruf weitergeben. Dann wird der Bankier 


den größten Teil dieser Gelder in bar, d. h. in Freigeld zur Verfügung der


Depositengläubiger halten müssen. Haben aber die Depositengläubiger das Geld


auf langes Ziel, etwa ein Jahr, hinterlegt, so ist ihnen für diese Zeit auch die


Verfügungsgewalt über ihr Geld genommen. Im ersten Fall ist es der Bankier, der


für den Umlauf des Freigeldes zu sorgen, der den Verlust aus dem Schwund des


Freigeldes persönlich zu tragen hat. Im anderen Fall sorgt der Noteninhaber für


den Umlauf des Freigeldes. Ein Drittes gibt es hier nicht. Und eben dieses Dritte,
das neutrale Gebiet, wo man über Bargeld verfügen kann, ohne selbst welches
besitzen zu müssen, das glaubte Heyn im Bankdepot entdeckt zu haben. Wie wir


sahen, ist das ein Trugbild gewesen. Nur der, der bares Geld in der Hand hat,


verfügt wirklich über bares Geld. Seine etwaigen Gläubiger müssen warten, bis


der Wechsel verfällt und eingelöst wird. Dann erst können auch sie die Dinge


verrichten, die man nur mit Bargeld verrichten kann. Dann mögen sie versuchen,


ob es ihnen gelingen kann, die Währung aus den Angeln zu heben.


Das Freigeld ist entweder im Verkehr oder auf der Bank. Und wo es sich be-


finden mag, übt es denselben gleichmäßigen Druck auf den Inhaber aus, immer


erinnert es ihn daran, daß das Geld nicht am Umlauf gehemmt werden darf, und


immer straft es den hart und nachdrücklich, der dies allgemeine Gesetz miß-


achtet.


Zum Überfluß sei auch hier gleich noch daran erinnert, daß zum Freigeld auch
noch das Währungsamt gehört, das die Aufgabe und die dazugehörigen


Machtmittel hat, um alle Anschläge der Börsenminen und Konterminen zu jeder


Zeit und in jedem denkbaren Umfang schadlos zum Bersten zu bringen.


Nehmen wir also den Fall an, die genannten sieben Bankiers oder die


Depositeninhaber hätten die 38179 Millionen nach und nach, wie sie so fällig


wurden, ohne Rücksicht auf den Schwund gehamstert, weil sie glaubten, daß es


ihnen wie früher, so auch jetzt gelingen müßte, den gewohnten Zins erpressen


zu können. Dann hätte sich der Einzug dieser Gelder auf dem Markte bei den


Warenpreisen fühlbar gemacht, und dann hätte das Reichswährungsamt einge-


griffen und die 38179 Millionen durch neue Banknoten ersetzt. Dann hätte das


Währungsamt den Druck auf den Kapitalzins ausgeübt, den die Bankier durch


ihre Manöver auszuschalten versuchten. Das Geld der Bankiers (Freigeld) wäre


brachgelegt, ohne daß sich auf den Märkten irgendwelcher Geldmangel zeigen


würde, und zwar so lange läge es brach und dem Schwund ausgesetzt, bis daß


die Bankiers, durch den Schwund mürbe gemacht, sich zu neuen 
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Verhandlungen auf Grundlage des gesunkenen Zinsertrages des Realkapitals


bereit erklären würden.


Dr. Heyn fragt auch „wo sich die großen Vorräte an Bargeld befinden sollen,


über welche unter dem Einfluß des Schwundverlustes in anderer Weise verfügt


werden würde als jetzt“. Er wiederholt, daß die große Masse der Bevölkerung in


normalen Zeiten überhaupt keinen Vorrat an Bargeld hat.


Leider unterläßt es Dr. Heyn, uns den Zeitraum zu bezeichnen, den er für 


normal hält. Versteht er darunter die kurzen Zwischenräume von einer Krise zur


anderen, oder sind es längere Perioden? Sind es gar nur Monate oder Jahre?


Wir nehmen an, daß Dr. Heyn hier unter „normalen Zeiten“ Verhältnisse versteht,


wo das Geld ohne jede Störung, ohne Krisen, ohne Paniken, regelmäßig, wie die


Erde um die Sonne, seine Kreise durch die Märkte zieht, wo weder Ereignisse in


der Politik, in der Wirtschaft, in der Ernte, noch Änderungen im Zinsfuß, in den


Dividenden, in der Lohnbewegung, in der Politik der Notenbanken, in der


Goldproduktion usw. bestimmenden Einfluß auf die Schnelligkeit, womit das Geld


umläuft, ausüben. Dr. Heyn würde es schwer fallen, uns eine solche Zeitspanne


zu nennen. Normale Zeiten in diesem Sinne hat es nie gegeben. Sie gilt es zu


schaffen; das Freigeld soll sie schaffen. Heyn betrachtet und behandelt das


Geld, als ob wir schon das Freigeld hätten. Darum erscheint es ihm überflüssig,


und als überflüssig erscheint es ihm schädlich. Er warnt ja davor. Der Geld-


umlauf den das Freigeld zu einer konstanten Größe machen will, ist für Dr. Heyn
jetzt schon eine solche. Er hat, als Syndikus der Handelskammer in Nürnberg nie


Gelegenheit gehabt, sich mit dem Wesen der Dinge vertraut zu machen, die man


Krisen, Panik, Geldschatzungen, Geldhamsterei, Konjunktursturz usw. nennt. Der


von Morgan im Sommer 1907 an der New-Yorker Börse durch Geldhamsterei


kaltblütig herbeigeführte Krach, sogar die Goldhamsterei im August 1914 ist sei-


nem Gedächtnis entschwunden. Heyn wird hier sagen, daß das eben die anor-


malen Zeiten seien. Gut, diese anormalen Zeiten sollen aber gerade durch das


Freigeld in normale Zeiten umgewandelt werden. Für den Umlauf des Geldes soll


es überhaupt keine anormalen Zeiten geben, Zeiten also, wo das Geld geham-


stert wird. Das Geld soll unabhängig von allen Ereignissen, von allen Wünschen,


unabhängig namentlich auch von den Bewegungen des Zinsfußes mit absoluter


Regelmäßigkeit umlaufen. Das ist, was mit dem Freigeld bezweckt und auch


erreicht wird.


In betreff der Frage, wo die Geldvorräte seien, die es gilt, dem Einflusse des


Freigeldes zu unterwerfen, muß ich sagen, daß mich diese Frage etwas in


Erstaunen setzt, da sie vom Syndikus der Handelskammer Nürnberg kommt.


Wissen die Kaufleute der alten Handelsstadt Nürnberg nicht, daß die Preise von


der Menge und von der Umlaufgeschwindigkeit des Geldes abhängig sind?


Kreist das Geld nur neun- statt Zehnmal im Jahre, so genügt das vollauf, um 


dieselbe Wirkung auf die Preise auszuüben, wie wenn man 1/10 des Geldes


gehamstert habe. Wenn nun heute die Preise sinken, oder zu sinken drohen, so


überlegt man das
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einzelne Geschäft länger, als wenn das Umgekehrte der Fall ist. Das Geld kreist


langsamer. Nicht nur Morgan arbeitet dann auf eine Krise hin, nein, das ganze


Volk unterstützt ihn, ohne es zu wollen und ohne es zu wissen, in seinem


gemeinschädlichen Unternehmen. Somit sind es nicht einzelne


Geldansammlungen, die es gilt durch das Freigeld in Umlauf zu erhalten, nein


das gesamte in Umlauf befindliche Geld soll kreisen, unausgesetzt kreisen.


Dr. Heyn anerkennt die Quantitätstheorie nicht. Das geht aus dem Schlußsatz


seiner Entgegnung hervor, wo er sagt, daß Ein- und Ausfuhr von Gold keinen


Einfluß auf die Preise haben. Da diese Sache nicht im Zusammenhang steht mit


der hier behandelten Frage, so werde ich bei einer anderen Gelegenheit darauf


zurückkommen. Hier möchte ich nur erwähnen, daß es neben der
Quantitätstheorie nur noch eine Geldtheorie gibt, die Werttheorie. Heyn war wie


alle aus den Hochschulen hervorgegangenen Nationalökonomen ein Opfer des


Wertaberglaubens, des Wertgespenstes, des Wertnebels. Wer sich in dieses


Labyrinth wagt, der verliert die Fähigkeit, einfache Zusammenhänge zu ver-


stehen, dem bleibt das Wesen des Geldes verschlossen, weil es zu einfach ist.
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Freigeld?


Eine Erwiderung auf Dr. Otto Heyns Kritik


[T. u. W. 1920 S. 619.]. 


Von Silvio Gesell, Rehbrücke bei Potsdam.


Der Kreislauf des Geldes.


„Von der Verwirklichung der Pläne Gesells ist dringend abzuraten.“ Zu diesem
Urteil gelangt Otto Heyn, nicht weil er von diesen Plänen Unheil erwartet, son-
dern weil ihm die empfohlenen Mittel nicht genügend wirksam erscheinen.
Wenigstens hat er vom Ziel meiner Reformvorschläge an keiner Stelle seiner
Kritik abgeraten. Billigt er sie, so soll mich das freuen. Dann ist auch Hoffnung,
daß wir uns über den Weg verständigen.


Die Unwirksamkeit des Freigeldes für die Bekämpfung der Zinswirtschaft
(Kapitalismus) begründet Heyn damit, daß er die Bankguthaben als außerhalb
des Einflußkreises des Freigeldes stehend darstellt.


„Unter dem Drucke des Freigeldes könnte der Fall eintreten, daß der Zins
zurückginge, ja, daß er ganz verschwände. Aber was auf dem Kapitalmarkt zum
Angebot kommt, ist in der Regel nicht effektives Geld, sondern es sind
Geldforderungen an die Banken. Der Effektenkäufer zahlt mit einem Scheck; der
Darleiher macht es ebenso. Wer aber mit Scheck zahlt, der wird durch den
Schwund des Freigeldes nicht veranlaßt, bei der Festsetzung des Zinses
Entgegenkommen zu zeigen, denn Geldforderungen verschwinden nicht.“ (Zitat
vom Verf. gekürzt).


Dies ist die Darstellung, die Heyn vom Kreislauf des Geldes gibt. Auf sie legt er
das Hauptgewicht seiner Kritik. Diese Darstellung ist aber unvollständig und
darum falsch. Das, was uns Heyn zeigt, ist nur ein Teil des Kreislaufes. Wenn wir
das Fehlende nachholen und den Kreis schließen, wird es sich zeigen, ob sich
die Bankguthaben dem Machtbereich des Freigeldes entziehen können.


Wir knüpfen dort an, wo Heyn das Geld in seinem Kreislauf stehen ließ. Ein
neues Aktienunternehmen hat seine Aktien auf der Börse verkauft. Das Geld
wurde durch Scheck überwiesen. Gleich geht es ans Werk. Der Bauplatz wird
gekauft. Dazu gehört bares Geld, weil dem Notar der Scheck kein gesetzliches
Zahlungsmittel ist. Die Bauarbeiter beginnen mit dem Werk. Am Sonnabend muß
bares Geld zur Stelle sein. Die Ziegelei, die Sägerei, die Schlosserei weisen die
Schecke ab. Bares Geld brauchen sie für ihre Arbeiter und für tausend
Ausgaben. Die Fabrik, die die Maschinen liefert, erhält einen Scheck, aber auch
dieser wird der Bank zur Einlösung vorgelegt für die Lohnkasse. Und ist die
Fabrik schließlich betriebsfertig, so wird 
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der Rest des Bankguthabens abgehoben, um die Kasse mit den nötigen
Barmitteln auszustatten.


Der größte Teil des als Scheck eingezahlten Aktienkapitals hat sich in Bargeld
aufgelöst und treibt nun als Bestandteil des 70 Milliarden-Bargeldumlaufes auf
den Märkten, in den Läden herum, um dann schließlich als Dividende oder
Spargeld der Bank wieder zugeführt zu werden. Dies ist der Lauf des Geldes, –
wenn der Kreis geschlossen ist.


Die Schecks, von denen Heyn spricht, bilden also nur die erste Etappe im
Kreislauf des Geldes. Bei den folgenden Etappen stößt der Scheck auf
Widerstände, die nur bares Geld überwinden kann. Die mit 3,5 Milliarden M Zins
belasteten 70 Milliarden M Papiergeld zeigen deutlich, wie eng begrenzt das
Reich des „bargeldlosen“ Verkehrs ist.


Immerhin, Heyn beruft sich auf diese erste bargeldlose Etappe des
Geldkreislaufes zur Begründung seines Urteils. Sehen wir zu, mit welchem
Recht!


Wenn der Kreislauf des Geldes immer, wie der eben beschriebene, geschlos-
sen wäre, dann wäre das Freigeld überflüssig. Aber Heyn zeigt ja selbst, daß es
im Belieben der Geldbesitzer liegt, den Kreislauf zu zerreißen, und er meint, daß
das auch mit dem Freigeld so sein würde. Und hier irrt er.


Nehmen wir mit Heyn an, die Stelle, wo der Kreislauf des Geldes zerrissen
wird, sei das Bankguthaben. Die Besitzer der Bankguthaben hätten den Kauf der
angebotenen Aktien des neuen Unternehmens abgelehnt, weil die zu erwarten-
den Dividenden nicht die historisch normale Rentabilität sicherstellten. Dann
wären die Schecke nicht ausgeschrieben und das entsprechende Bargeld wäre
nicht von der Bank abgehoben worden. Das für solche Fälle von den Banken
verfügbar gehaltene Bargeld wäre in der Kasse geblieben, während der Zufluß
von Bargeld anhält. Das Geld häuft sich somit in den Kassen der Bank. Sie setzt
den Depositenzins herab. Wie stark solche Geldanhäufungen auf den
Depositenzins zurückwirken, zeigen die Schwankungen dieses Zinses, die sich
von 5 auf 1 und 0 v.H. erstrecken können.


So frage ich also: Wenn die Unterbrechung des Kreislaufes des Geldes schon
beim heutigen Geld die Bedingungen für Bankguthaben in diesem Maße ver-
schlechtern kann, wie viel mehr wird das mit dem Freigeld der Fall sein?


Die Eigenschaften des Geldes üben doch selbstverständlich, wie die
Eigenschaften jeder Ware, auf die Bedingungen des Lagerhauses (der Bank)
Einfluß aus. Wenn das Geld wie Radium Wärme ausströmte, so würde es bei
den teuren Kohlenpreisen sicher im Winter bessere Depotbedingungen erwirken
als im Sommer.. Das ,Lagergeld‘ für Dynamit ist anders als für Stroh und für
Stroh anders als für Feuerlöschapparate. Häuft sich also das Freigeld in den
Banken, weil die Besitzer der Bankguthaben den Kreislauf des Geldes zerrissen
haben, so wird die Bank den ihr erwachsenden Schwundverlust auf die
Bankguthaben abwälzen. Statt daß sie Zinsen vergütet, wird sie die Guthaben
mit Lagergeld belasten. In den Fällen, wo heute die Bank nur 2, 1 oder 0 v.H.
Zins vergütet, wird sie bei Freigeld die Bankguthaben der Besitzer mit 3 bis 4
und 5 v.H. belasten müssen. Das dürfte aber genügen, 
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um die Besitzer solcher Gelder gefügig zu machen. Sie würden das Angebot der
hier in Frage stehenden Aktien neu in Erwägung ziehen. Der Druck, der vom
Freigeld ausgeht, würde die starre, eherne Rentabilitätsgrenze durchstoßen. Die
Aktien würden trotz der schlechten Aussichten gekauft, der Scheck würde ausge-
stellt, der Kreislauf des Geldes geschlossen werden. Das Geld aus den
Guthaben ergießt sich nun über die Märkte; die feiernden Arbeiter werden
zusammengerufen, die Feuer der Ziegelei werden angezündet, und bald steht
hier eine neue Fabrik, die den Wettbewerb mit ihren älteren Genossinnen eröff-
net – auch auf dem Arbeitsmarkt. Die Löhne steigen auf Kosten der Dividende
[Über diese Zusammenhänge gibt mein Buch Aufklärung: Die natürliche Wirtschaftsordnung.


Freiland-Freigeldverlag Rehbrücke 1920.].


Aber auch dieser neue Rückgang in der Rentabilität kann den Kreislauf des


Geldes an der von Heyn bloßgelegten schwachen Stelle nicht zerreißen, wenn


wir mit dem Freigeld rechnen. Mit dem herkömmlichen Gelde würde der Riß


zweifellos erfolgen. Die Besitzer der Bankguthaben würden wieder ausrufen: Wir


leiden an Oberproduktion von Kapital; wir dulden es nicht, daß der Zins in die-


sem ständig wachsenden Meer von neuem Kapital ertränkt wird; wir haben den


Zins vor solcher Kapitalüberproduktion zu schützen!


Und dann wäre das eingetreten, was bisher immer in solchen Fällen eintrat:


das ganze in der Neuproduktion von Kapital beschäftigte Geschirr wäre stillge-


legt. Und als Folge davon würde man all die Erscheinungen beobachten, die


man bisher fälschlich als Ursache der Krise betrachtete. Die vom stillgelegten


Baugewerbe nicht mehr gekauften Baumaterialien belasten den Markt als „Über-


produktion“ (Warenüberproduktion), drücken auf die Preise, die Arbeitslosen


drücken auf die Löhne. Rückgang der Kaufkraft des Volkes, Preissturz (bei 


strotzend vollen Banken), Kreditkrise, Panik, Banksturm und dann Polonaisen


der Besitzer der Bankguthaben, die das Geld, das sie der neuen Aktienge-


sellschaft verweigerten, nun zu Hause in Sicherheit bringen wollen!


Vergleichen wir hiermit den Verlauf der Dinge unter der Herrschaft des


Freigeldes! Weil die Unterbrechung des Geldkreislaufes zu einer Anhäufung der


Barbestände in der Bank führte und als Folge davon die Guthaben mit dem


Schwund dieser Barbestände belastet wurden, sind die Geldbesitzer veranlaßt


worden, mit den Unternehmern über die historische, eherne Rentabilitätsgrenze


hinweg zu verhandeln. Es müssen heute nicht mehr unbedingt 4 oder 5 v.H.


sein! Dem vom Freigeld ausgehenden Drucke ausweichend, nimmt man auch


mit weniger vorlieb. Der geschlossene Kreislauf des Geldes wird also hier durch


das Freigeld erzwungen. Neues Kapital entsteht: Realkapital, Fabriken,


Miethäuser usw. Dieses neue Kapital drückt die Dividenden weiter herunter.


Wieder steigen die Löhne. Und wieder stehen die Besitzer der Bankguthaben vor


der Frage, was rentabler ist: die Aussicht auf eine Dividende von 3, 2, l, 0 v.H.,


oder die Aussicht, das Bankguthaben durch einen fortlaufenden Schwund mit 


der Zeit ganz zu verlieren.
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Der Kreislauf des Freigeldes ist also von der Rentabilität unabhängig geworden.
Das Freigeld kennt keine Rentabilitätsgrenze. Sein Kreislauf ist ewig geschlossen.
Heyns Einwand ist hinfällig. Er wäre voll berechtigt bei lückenlos durchgeführtem
bargeldlosem Verkehr. Mit solchem aber zu rechnen ist Spielerei. Würde man aber
nach der Richtung einen Versuch machen und alles Bargeld vernichten, dann 
würden dieselben Gründe, die zur Forderung eines geschlossenen Kreislaufes des
Geldes führen, uns auch die Forderung eines durch Besteuerung der
Bankguthaben zu erzwingenden geschlossenen Kreislaufes dieser Guthaben 
aufdrängen.


G = Gesamtmasse der Bankguthaben,


= P U = ihre Umlaufgeschwindigkeit,


W = Warenproduktion,


P = Preis.


(Die auf P wirkenden bargeldlosen Warenverkäufe (Kredit) werden hier, um die
Formel zu vereinfachen, zu den Faktoren gerechnet, die auf W wirken).


Soll P konstant bleiben, so muß vor allen Dingen U in eine Konstante verwandelt
werden, was durch eine Depotsteuer erreicht wird (wie beim Freigeld durch den
Schwund). Die dann auf W wirkenden Einflüsse müssen durch entsprechende
Änderungen in G ausgeglichen werden.


Wäre also der bargeldlose Verkehr praktisch durchführbar, – einer zielbewußten
Währungspolitik steht er nicht im Wege.


Absolute Währung.


Gegen die absolute Währung, durch die der allgemeine Preisstand der Waren
vor Schwankungen geschützt werden soll, erhebt Heyn den Einwand, daß hier
nicht nach der Ursache solcher Schwankungen geforscht wird. Der Ausdruck
Währung kann nur den Sinn haben, daß zwischen Geld und Waren ein festes,
währendes Verhältnis besteht und daß darum Änderungen in diesem Verhältnis auf
mangelhafte Währung zurückzuführen sind. Da nun das Geld den Waren dienen
soll und zum Zwecke des Warenaustausches geschaffen wurde, so ist es natürlich,
daß das Geld sich den Waren anzupassen hat und nicht umgekehrt. Von diesem
Standpunkt kann als einzige Ursache von Preisschwankungen allgemeiner Natur
nur die mangelhafte Verwaltung des Geldes angesehen werden. (Im umgekehrten
Falle müßten wir die Fabriken stillegen, die Bestellung der Äcker einschränken,
weil wir zu wenig Papiergeld drucken!) In der innerhalb solcher Währung geschaf-
fenen Ordnung müssen alle, Private sowohl wie der Staat, ihr Genüge finden. Und
wenn dann innerhalb dieser Währung einzelne Industriezweige nicht fortbestehen
können, so wird man dafür nicht die Währung verantwortlich machen.


Heyn bezweifelt auch die Möglichkeit, durch Geldeinzug und Geldausgabe den
allgemeinen Preisstand vor Schwankungen schützen zu können. Er fragt, wer
dafür bürgt, daß für das zur Währungssteuerung in den Verkehr gepreßte Geld
auch tatsächlich Waren gekauft werden. Und er verweist auf die jetzige Marktlage,
die uns zeigt, daß trotz andauernder Mehrung des Geldbestandes die Preise nicht
nur nicht steigen, sondern sogar gefallen sind.
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Die Antwort ist das Freigeld. Geld, das nicht sofort und bedingungslos ange-
boten wird, ist untaugliches Geld. Beim Freigeld kann man dafür bürgen, daß es
gegen Waren angeboten wird. Das fehlende Freigeld soll durch Ankauf von
Staatspapieren in den Verkehr gepreßt werden. Wer aber zinstragende
Staatspapiere gegen zinsfressendes Freigeld tauscht, der gibt damit kund, daß
er Ware braucht. Heyn meint, es könnten auch Aktien oder Devisen dafür gekauft
werden. Auch gut. Aber zum Kauf von Devisen gehört auch ein Verkäufer. Dieser
wird also wohl Waren brauchen. Das ist eben der gewaltige Unterschied, der 
zwischen dem herkömmlichen Geld und dem Freigeld besteht: daß das Freigeld
nicht mehr ein gefügiges Mittel zur Nachfrage nach Waren bildet, sondern diese
Nachfrage selbst verkörpert. Darum sind es dann auch nicht mehr, wie Heyn
sagt, die Maßnahmen der einzelnen Menschen, die die Preise, den allgemeinen
Preisstand bilden werden. Über diesen Preisstand herrscht nicht mehr der
Börsenkönig. Souverän ist mit dem Freigeld nur mehr das Reichswährungsamt.


Das, was Heyn gegen meinen Vorschlag der Internationalen Valuta-Assoziation
einwendet, widerspricht den Erfahrungen, die man mit der Goldwährung gemacht
hat. Zwischen Deutschland und England z. B. haben sich die
Valutaschwankungen 40 Jahre lang innerhalb der Goldpunkte bewegt, obschon
es in diesem langen Zeitraum nicht an Fehlernten und anderen störenden
Elementen gemangelt hat. Das läßt sich nur mit der glatten Anerkennung der
Quantitätstheorie erklären. Die gleichen Erfahrungen hat man auch in den
Ländern der Lateinischen Münzunion gemacht, wo statt des Goldes international
anerkannte Scheidemünze als internationaler, selbsttätiger Regler des allge-
meinen Preisstandes wirkt. Auf diesen Erfahrungen gründet sich mein Vorschlag
der „Ivanoten“.


Wenn das System in einzelnen Ländern der Union zuweilen versagt hat, so lag
das daran, daß man das System einführte, ohne es geistig durchgearbeitet zu
haben; deshalb geriet dann die nationale Währungspolitik in Widerspruch mit
dem Wesen der Lateinischen Münzunion. Wenn, wie es das Ivasystem verlangt,
die nationale Währung überall nach den Grundsätzen der absoluten Währung
geführt wird, so werden die Valutaschwankungen, die in der Münzunion vor-
kamen, für die Ivastaaten zur Unmöglichkeit.


Goldkernwährung. 


Meinen Vorschlägen, vor denen er dringend warnt, stellt Heyn seinen
Vorschlag der Goldkernwährung gegenüber. Ich kenne diese Währung aus
Erfahrung. Argentinien hat sie seit 1900. Ich selbst machte den Argentiniern 
diesen Vorschlag [Silvio Gesell, La cuestion monetaria argentina, Buenos Aires 1898.], und
zwar zur Bekämpfung des auch hier herrschenden Preisabbau-Wahnsinnes. 
Der „Goldkern“ der argentinischen Währung ist nach und nach zu einem
Goldklumpen von 700 t Gold angewachsen. Das, was mit der Goldwährung
erreicht werden kann, wurde dort erreicht. Es genügt für die bescheidenen
Ansprüche der Goldwährungsvertreter. Die Warenpreise machten die größten
Schwankungen durch. Der Krach der New Yorker Börse von 1907 erschütterte
auch die argentinische Wirtschaft, die auf Gedeih und 
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Verderb mit dem Schicksal der Goldproduktion verbunden ist. Dafür erfreute sich
das Land fester Valutaverhältnisse – so lange die anderen Länder an der
Goldwährung festhielten. Seit 1914 nützt aber der Goldkern in dieser Beziehung
auch nichts mehr. Wichtiger aber noch ist, daß der Goldkern das Land auch nicht
vor der Inflation (Goldinflation). geschützt hat. Der allgemeine Preisstand ist auch
dort auf das doppelte gestiegen. In meiner folgenden Schrift [Silvio Gesell, La pletora


monetaria argentina, Buenos Aires 1906.] habe ich das argentinische Volk schon 1906
vor diesen möglichen Folgen der Goldwährung gewarnt. Es hat aber nichts
genutzt. Denn auch in Argentinien schwatzt man lieber vom Goldkern, als daß
man den Kern des Goldes ergründet.


Erwiderung. 


Von Dr. Otto Heyn, Nürnberg 


[Der Verfasser, der zu den bekanntesten deutschen Volkswirtschaftlern auf dem Gebiete der


Geldtheorie gehörte, ist am 28. Dezember 1920 in Nürnberg gestorben. Unsere Monatschrift be-


trauert in ihm einen wertvollen Mitarbeiter.].


Zur Widerlegung der Geldtheorien Silvio Gesells hatte ich ausgeführt, der


Gedanke vom Freigeld oder Schwundgeld müsse fallen gelassen werden, weil


die meisten Menschen heutzutage keine größeren Mengen Bargeld in Besitz


haben, deren Schwundverlust sie veranlassen könnte, anders zu disponieren,


vor allem ihr Geld billiger herzuleihen als jetzt, und weil die Banken, die allein


große Mengen Bargeld in Besitz haben, dieses Geld trotz des entstehenden


Schwundverlustes gar nicht würden abgeben dürfen, da sie es als Deckung der


Bankguthaben und zur Befriedigung der Zahlungsansprüche ihrer Kundschaft


vorrätig halten müssen. Silvio Gesell wendet nun ein: Der Schwundverlust, den


die Banken an dem Freigeld erleiden würden, müßte diese Banken zwingen, die


Rechnung derer, die Geld bei ihnen liefen haben, mit 0 v.H. bis 5 v.H. zu be-
lasten, statt ihnen 5 v.H. bis 0 v.H. Zinsen zu vergüten, um sich für den ihnen


entstehenden Schwundverlust schadlos zu hallen. Dann aber würden die, die


jetzt ihr Geld bei den Banken haben, den Schwundverlust doch zu fühlen be-


kommen, und das würde sie veranlassen, ebenso oder doch annähernd ebenso


zu verfahren, wie wenn sie selbst bares Geld in der Kasse hätten, das von


Woche zu Woche an Wert verliere. Diese letzten (also die Inhaber von


Bankguthaben = Kreditoren) würden deshalb geneigt sein, dieses Geld leichter


auszugeben und dabei, namentlich im Falle der Ausleihe als Darlehen oder beim


Erwerb von Aktien, Zugeständnisse zu machen, also einen niedrigeren Zins zu


berechnen oder sich auch bei geringerer Rentabilität zum Ankauf der Aktien zu


entschließen. Wenn Silvio Gesells Voraussetzung richtig wäre, könnte man 


seiner Schlußfolgerung zustimmen. Hieran fehlt es aber!
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Wie steht es denn in Wirklichkeit? Nach der Zusammenstellung der Bank-


ausweise der sieben großen Berliner Aktienbanken (Deutsche Bank, Dresdner


Bank, Disconto-Gesellschaft u. a.), die sich im Juliheft 1920 (S. 488) der bekann-


ten Zeitschrift „Die Bank“ findet, hatten diese Banken am 31. Dezember 1919


zusammen einen Bestand an „Kasse, Sorten, Kupons und Guthaben bei Noten-


und Abrechnungsbanken“ von 2524,8 Mill. M. Nehmen wir an, daß 4/5 hiervon,


also rund 2000 Mill. M, bares Geld waren, und daß diese Summe sich durch-


schnittlich das ganze Jahr über in ihrer Kasse befand, so würden sie, falls dieses


Geld „Freigeld“ gewesen wäre, einen Schwundverlust von 100 Mill. M im Jahre


erlitten haben. Die „Kreditoren“ betrugen 38179 Mill. M, die „Debitoren“ 8878 Mill.


M. Daraus ergibt sich, daß, wenn der Schwundverlust auf die Kreditoren allein


abgewälzt worden wäre, wovon Silvio Gesell ausgeht, diesen der Zins um 0,26


v.H. hätte gekürzt werden müssen; wenn die Debitoren zur Tragung des


Verlustes mit herangezogen worden wären, so würde der Abzug nur 0,21 v.H.


betragen haben, und wenn der Verlust auf Generalunkosten geschlagen wäre, so


würde er noch geringer gewesen sein. Weit davon entfernt also, daß, wie Silvio


Gesell behauptet, den Kreditoren nicht nur ein Zins überhaupt nicht mehr hätte


gezahlt werden können, sondern eine Zubuße bis zu 5 v.H. hätte auferlegt wer-


den müssen, wäre der Zins höchstens um 0,26 v.H. gekürzt worden.


Wahrscheinlich aber würde der ganze Schwundverlust den Debitoren in
Rechnung gestellt worden sein, die dann 1,14 v.H. mehr an Zins hätten zahlen


müssen; denn die Banken müssen in ihrem eigenen Interesse gerade das ver-


meiden, was Silvio Gesell herbeiführen will, nämlich, daß ihnen die fremden


Gelder entzogen werden, und die Debitoren werden, gegen eine höhere


Zinsbelastung ebenso wenig sich zu wehren imstande sein, wie bisher gegen die


Erhöhung des Zinses auf 9 v.H. und 10 v.H.. Dann aber würden die Kreditoren
ihren Zins in dem gleichen Betrage wie sonst erhalten haben, und damit wäre für


sie der Schwund Verlust des Freigeldes als Antrieb zur rascheren und billigeren


Hergabe dieses Geldes ausgeschaltet gewesen.


Die hier aufgemachte Rechnung ist nun; wahrscheinlich noch viel zu ungünstig.


Zunächst ist angenommen worden, daß von dem Bestande an „Kasse, Sorten,


Kupons und Guthaben bei Noten- und Abrechnungsbanken“ am 31. Dezember


1919 rd. 4/5 (2000 Mill. M von 2524,82 Mill. M) auf Bargeld entfalle und daß des-


halb bei einer Freigeldwährung soviel aus Freigeld bestanden haben würde, das


dem Schwundverlust unterliegt. Nach einem Ausweis über die gleichen Banken


vom 31. Dezember 1913 (vergl. Aprilheft der „Bank“ 1914 S. 340), in welchem


„Kasse, Sorten und Kupons“ von den „Guthaben bei Noten- und


Abrechnungsbanken“ getrennt aufgeführt sind, betrugen damals aber Kasse,


Sorten und Kupons nur 2/3 des ganzen Bestandes und deshalb das Bargeld


allein (neben den Sorten und Kupons) höchstens 60 v.H.. Außerdem zeigen die


an gleicher Stelle mitgeteilten Ausweise für Ende Februar, April, Juni, August,


Oktober des Jahres 1913, daß der Kassenbestand Ende Dezember regelmäßig


am größten, der durchschnittliche 
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Bestand aber viel kleiner ist, während Debitoren und Kreditoren keinen wesent-
lichen Unterschied aufweisen. Die betreffenden Ziffern lauten:


(Mill. M) Kasse, Sorten u. Kupons Debitoren Kreditoren


31. Dezember 1913 232,95 2948,67 4851,78


Durchschnitt 1913 159,96 *) 3041,50 4851,63


*) = 69 v.H. von 232,95.


Legt man das hieraus sich ergebende Verhältnis für das Jahr 1919 zugrunde,
so kommt man zu ganz anderen, und zwar wesentlich günstigeren Ergebnissen.
Danach wäre zunächst anzunehmen, daß von dem Bestande an „Kasse, Sorten,
Kupons und Guthaben bei Noten- und Abrechnungsbanken“ im Betrage von
2524,82 Mill. M am 31. Dezember 1919 nicht rd. 4/5, sondern nur 60 v.H. in
Bargeld bestanden, also nur 1514,4 (statt 2000) Mill. M, und daß der durch-
schnittliche Jahresbestand sogar nur 1044,9 Mill. M (69 v.H. der letzten Summe)
betrug. Geht man aber hiervon aus, so vermindert sich der oben berechnete
Schwundverlust auf etwa die Hälfte. Die Banken würden deshalb, um sich für
diesen Schwundverlust schadlos zu halten, nicht gezwungen gewesen sein, den
Kreditoren 0,26 v.H. von ihrem Zins abzurechnen oder Kreditoren und Debitoren
zusammen 0,21 v.H. in Rechnung zu stellen oder die Debitoren mit 1,14 v.H.
Mehrzins zu belasten, sondern die betreffenden Debetposten würden nur 0,13
bezw. 0,10 und 0,57 v.H. betragen. Daß aber, wenn wirklich den Debitoren die
Mehrbelastung nicht oder doch nicht allein auferlegt werden sollte, die Kreditoren
durch einen Zinsabzug von 0,13 bezw. 0,10 v.H. zu so ganz anderen
Maßnahmen, veranlaßt werden sollten als jetzt, wie Silvio Gesell sich das vor-
stellt, ist ausgeschlossen. Wahrscheinlich käme das jedoch gar nicht in Frage,
vielmehr würde den Debitoren der ganze Verlust aufgebürdet werden, was bei
0,57 v.H. natürlich noch viel leichter möglich ist als bei 1,14 v.H., so daß die
Kreditoren ihren vollen Zins erhalten würden.


Zu noch günstigeren Verhältnissen gelangt man, wenn man die Verhältnisse in
England zugrunde legt, wo die Deckung der Bankguthaben mit Bargeld bekannt-
lich noch geringer ist als bei uns.


Aus alledem geht hervor, daß die Behauptung Silvio Gesells, auch diejenigen,
die ihr Geld bei den Banken stehen haben, würden bei einer Freigeldwährung
von dem Schwundverluste dieses Geldes getroffen und deshalb, da es sich um
Schwundverluste bis zu 5 v.H. handle, zu ganz anderen Maßnahmen in der
Richtung einer Beschleunigung des Geldumlaufs veranlaßt werden, als es jetzt
geschieht, nicht zutrifft.


Silvio Gesell glaubt nun weiter einwenden zu können, der Verfügung über
Bankguthaben, die, wie gezeigt, durch den Schwundverlust des Geldes nicht
oder doch nicht wesentlich beeinträchtigt werden kann, sei eine besondere
Bedeutung überhaupt nicht beizumessen, weil die Schecke, wie er sagt, nur eine
Etappe im Kreislauf des Geldes bilden. Er versäumt aber anzugeben, wo sich
denn sonst die großen Vorräte an Bargeld befinden sollen, über welche unter
dem Einfluß des Schwundverlustes des Freigeldes in anderer Weise verfügt 
werden würde als jetzt. Ich wiederhole, daß die große 
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Masse der Bevölkerung (in normalen Zeiten, die doch zugrunde gelegt werden
müssen!) überhaupt keinen Vorrat an barem Geld in Händen hat, der durch den
drohenden Nachteil des Schwundverlustes in Bewegung gesetzt werden könnte.
Die Banken sind die einzigen, bei denen diese Möglichkeit in Frage kommt, und
den Banken gegenüber versagt – wie nachgewiesen – die Kraft des Freigeldes.


Vermag hiernach das Freigeld die ihm zugeschriebene Wirkung nicht auszu-


üben, so fallen auch die von Silvio Gesell gemachten Einwendungen gegen


meine Kritik der absoluten Währung in sich zusammen, denn das Agens soll


auch hier wieder das Freigeld sein.


Wenn Silvio Gesell ferner behauptet, daß sich die Aufrechterhaltung eines 


stabilen Wechselkurses zwischen Deutschland und England zu Zeiten der


Goldwährung nur durch die Quantitätstheorie erklären lasse, so fehlt dafür jeder


Nachweis. Nach meiner Auffassung hat nicht die Vermehrung oder Verminderung


der Geldmenge in Deutschland und England die Bewegung der Wechselkurse


über die Goldpunkte hinaus zur Folge gehabt, sondern der Umstand, daß, wenn


die Wechselkurse einen dieser Goldpunkte erreicht hatten, Gold zufloß oder


abfloß und damit sowie durch die gleichzeitig herbeigeführte Ausgleichung der


Zahlungsbilanz Angebot und Nachfrage nach den Wechseln wieder zum


Ausgleich gebracht wurden.


Wenn Silvio Gesell endlich gegen die Goldkernwährung, die ich empfehle, ein-


wendet, daß Argentinien mit dieser Währung schlechte Erfahrungen gemacht


habe, so ist doch zu bedenken, daß es verfehlt ist, die Geschicke eines Landes


ohne weiteres darauf zurückzuführen, daß eine Währung bestimmter Art in die-


sem Lande gilt. Vor der Gefahr, durch ausländische Börsenkrisen in


Mitleidenschaft gezogen zu werden, kann sich ein Land nur dann schützen,


wenn es sich von der Weltwirtschaft absondert, was in unseren Zeiten des


Weltverkehrs ganz unmöglich ist; und vor der Inflation schützt natürlich nicht die


Tatsache, daß eine bestimmte Währung im Lande gilt, sondern der Umstand,


daß diejenigen, welche die Währung verwalten, davon absehen, durch über-


mäßige Geldausgabe eine Inflation herbeizuführen und dadurch eine Waren-


nachfrage zu ermöglichen, die in Ermangelung eines genügenden Warenan-


gebotes die Preise notwendig in die Höhe treiben muß.


–


An die Leser dieser Währungsfehde!


Die Antwort auf diese letzten Einwände werde ich an anderen Orten geben,


weil Dr. Otto Heyn inzwischen gestorben ist und weil die Schriftleitung der


„Technik und Wirtschaft“ aus diesem Grunde die Erörterung glaubt abschließen


zu müssen. Wer sich dafür interessiert, bestelle das betr. Heft der Zeitschrift 


„Die Freiwirtschaft“ Freiland-Freigeldverlag in Erfurt.


Silvio Gesell.
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Der Abbau des Staates


nach Einführung der Volksherrschaft.







Vorwort.


„Natürlichem genügt das Weltall kaum,


Was künstlich ist, verlangt geschlossenen Raum.“


Faust.


Sobald die Völker sich nach dem Selbstbestimmungsrecht zu staatlichen


Verbänden zusammenschließen werden können, müssen naturgemäß die


Grenzen jedes Staates genau dort zu liegen kommen, wo die Anziehungskräfte


des einzelnen Staates erlahmen und von den Anziehungskräften des


Nachbarstaates aufgehoben werden. Ein Staat, der seine Anziehungskräfte


mehrt, von dem Liebe, Wärme, Gerechtigkeit, Licht und Freiheit nach allen


Richtungen ausströmt, erweitert dadurch auch schon seine Grenzen, ohne daß


er irgendetwas dazu zu tun braucht. Für den, der einen großen Staat liebt mit


weiten Grenzen, wird dann vor allem die grundsätzliche Frage von Interesse


sein, ob ein Staat überhaupt Anziehungskräfte entwickeln kann und ob das, was


uns als solche erscheint, nicht einfach in einem Mangel an abstoßenden Kräften


beruht. So könnte man fragen: Wurde Elsaß von Frankreich angezogen oder nur


von Deutschlands Staatsform abgestoßen? Die Beantwortung dieser Frage ist


von besonderer Wichtigkeit; denn sie wird uns zeigen, ob wir für die zur


Erweiterung unserer Grenzen notwendigen Anziehungskräfte durch Ausbau oder


durch Abbau des Staates sorgen sollen. Wäre der Staat nur ein notwendiges


Übel und könnte er somit immer nur abstoßende Kräfte entwickeln, so werden


die Anziehungskräfte des Deutschen Reiches selbstredend umso schwächer sein


und die Staatsgrenzen werden uns umso enger zusammenschnüren, je mehr wir


das Reich 
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als Staat ausbauen; dann könnte allein der Abbau des Staates uns die dem 


deutschen Weltgeist genügenden Grenzen verschaffen.


Ein Beispiel mag hier deutlicher zeigen, um was es sich handelt, und gleich-


zeitig auch zu der Behauptung den Beweis erbringen, daß der Staat wirklich nur


ein, wenn auch notwendiges Übel ist und sein kann. Jedermann, auch unsere


jetzigen „Feinde“ erkennen es an, daß das Deutsche Reich als Staat ein


Musterstaat genannt werden konnte. Nirgendwo war der Staat so weit ausge-


baut, nirgendwo griff er öfter und tiefer in das Leben der Bürger ein, nirgendwo


gab es unbestechlichere Beamte, nirgendwo hatte er solch rührendes


Verständnis für die leiblichen Bedürfnisse der Eisenbahnreisenden und für das


Seelenheil aller Staatsbürger.


Und doch, wie gering waren die Anziehungskräfte dieses Musterstaates! War


es wirklich nur der billige Weinpreis, der die Elsässer nach Frankreich hinzog,


oder war es nicht vielmehr der musterhaft geführte deutsche Staat, der ausge-


baute Staat, der sie abstieß? Dieser Abfall des Elsaß vom angestammten


Deutschen Reich ist doch eine Erscheinung, die uns stutzig machen muß.


[Kein Anarchist hat jemals den Staat so niedrig eingeschätzt wie der Elsässer, der die Frage der


Staatszugehörigkeit zu einer Weinreisfrage macht.] Namentlich wenn die Lehren, die wir


aus dieser Erfahrung ziehen, noch durch das Verhalten der Polen eine neue


Bestätigung finden. Die Polen fliehen im buchstäblichen Sinn aus dem Reiche


der Ordnung in die polnische Wirtschaft. Wohl der denkbar schlagendste Beweis,


daß der Staatsgedanke ein hoffnungsloser ist. Der Mensch sucht und schätzt vor


allen Dingen Freiheit und Unabhängigkeit. Alles, was ein ausgebauter Staat uns


auch bieten mag, kann kein Quäntchen Freiheit auf-
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wiegen. Der Mensch lehnt sich gegen den Staat auf, der ihm auf dem Wege der


Einschränkung persönlicher Freiheiten Wohltaten aufzwingen will. Man ver-


gleiche das Verhalten der Elsässer und Polen mit dem der Buren zu den


Engländern. Dank dem Umstände, daß sich die Engländer weniger um den 


Staat kümmern, konnte es geschehen, daß sich die beiden „Feinde“ so schnell


versöhnten.


Lassen wir diese Tatsachen auf uns wirken. Sie zeigen uns, daß der


Staatsgedanke, wie man ihn in Deutschland pflegte, ein kranker Gedanke ist und


daß darum nur der Abbau des Staates das Fundament zu einem großen Staat


liefern kann.


April 1919.


Vorwort zur 2 Auflage.


Die Anhänger des Staatsgedankens, des Gegenwarts- wie des Zukunfts-


staates, erleben z. Zt. herbe Enttäuschungen. Eine natürliche Folge davon ist,


daß vielen, die sich nie Gedanken über den Inhalt des Staatsbegriffes gemacht


hatten, der Staat nun zu einer Frage geworden ist. Und auf der Suche nach einer


Antwort beginnen sie den Staat in seinen einzelnen Funktionen zu zerlegen und


zu untersuchen. Das Ergebnis solcher Arbeit wirkt dann immer recht ernüch-


ternd, indem der Staat sich dann als eine einfache Organisation zur Sicherung


gesellschaftlicher Gewaltzustände entpuppt, genetisch hervorgegangen aus


Schwächegefühlen der herrschenden Gesellschaft. Nichts Großes findet man im


Staatsgedanken, nichts, was moralische Kräfte ruft, dafür aber vieles, was solche


Kräfte abstößt und zerstört. Und nach solchem Einblick hat man gewöhnlich


genug und läßt den oft lange, liebevoll gepflegten Staatsgedanken fallen, um


dann vor der neuen Frage zu stehen: Ist Akratie möglich?
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In der vorliegenden Schrift wird diese Frage bejaht. Die Anarchisten hatten sie ja


schon immer bejaht. Da sie aber für die anarchische Gesellschaftsordnung, wie


sie sie sich vorzustellen pflegen, mit einer großen Mehrheit weitblickender


Menschen rechnen müssen, indem hier sehr hoch auf altruistischen Grund-


mauern gebaut wird, konnte die Anarchie keinen Glauben bei all denen finden,


die nüchternen Sinnes die Menschen in ihren Haupttrieben beobachten.


Die „Natürliche Wirtschaftsordnung“, wie ich sie als Voraussetzung für den


Abbau des Staates fordere [Silvio Gesell: „Die natürliche Wirtschaftsordnung“, Freiland-


Freigeldverlag in Rehbrücke, 5. Aufl. 1921], stellt für ihren Bestand keine neuen


Forderungen an den Menschen. Sie ist vollkommen unabhängig von der kultu-


rellen Entwicklung der Völker. Sie nimmt die Menschen so, wie sie durch den


6000-jährigen kapitalistischen Auslesevorgang gezüchtet wurden, vertrackt,


geschändet, heruntergewirtschaftet. Freilich, nach dem Satz, daß Mensch und


Umwelt sich wechselseitig beeinflussen, wird der Mensch durch die von ihm zu


schaffende natürliche Wirtschaftsordnung selber wieder in hohem Grade umge-


staltet werden; aber zum Bestand der akratischen Ordnung ist es nicht nötig, 


daß solche Umgestaltung des gestaltenden Menschen vorhergehe.


So stark der Einfluß des Kapitalismus auf die Auslese gewesen ist (er ist so


stark gewesen, daß man mit gutem Grund von einer heutigen kapitalistischen


Rasse sprechen kann), so stark wird auch wieder die natürliche


Wirtschaftsordnung die Auslese aus der Bahn der papiernen Vorrechte in die der


angebornen, vererbungsfähigen Vorzüge abdrängen. Es ist darum nicht ausge-


schlossen, daß im Laufe der Jahrhunderte der Mensch, als Produkt der durch 


die natürliche Wirtschaftsordnung wieder 
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in ihr Recht eingesetzten uralten, bewährten, natürlichen Zuchtgesetze die


Eigenschaften annehmen wird, die zum Ausbau eines Gemeinwesens nötig sind,


wie es sich viele unter den heutigen Anhängern des Staatsgedankens als Ideal


nebelhaft vorstellen. Jedoch wir haben nicht die Aufgabe, den künftigen


Geschlechtern Gesetze vorzuschreiben. Für uns kommt es darauf an, wirtschaft-


liche Zustände und ein Gemeinwesen zu schaffen, die auf die heutigen


Menschen zugeschnitten sind, die das Ich, das Fundament des Gemeinwesens,


wieder zu seiner wahren Natur kommen lassen. Was dieser Mensch dann später


tun wird, das ist seine Sache. Vielleicht, daß dann alle Verbrecher, Idioten,


Alkoholiker und ihre Nachkommen, alle Spitzbuben, Schutzzöllner,


Bodenreformer, Hurrakanaillen, alle Diener, Herrschsüchtigen, Schmarotzer und


Faulenzer so weit ausgestorben sein werden, daß die Syndikalisten,


Kommunisten, Anarchisten mit Sicherheit auf Erfolg die Hand an die Gründung


ihres „Staates“ legen können, in dem es kein Eigentum mehr gibt, wo jeder nach


Bedarf verzehrt und nach Lust- oder Pflichtgefühl für die weiße, schwarze und


gelbe Menschheit arbeitet und wo trotzdem die ganze Gesellschaft nicht inner-


halb 10 Jahren verhungert.


August 1921 Silvio Gesell.


1. Beweggründe, die zum Ausbau des


heutigen Staates führten. 


Der Staat fällt immer so aus, wie ihn die herrschende Klasse braucht. Liegt


diese Herrschaft in den Händen einer bevorrechteten Minderheit und ist diese


dann den Angriffen einer ewig aufsässigen Mehrheit ausgesetzt, so liegt der


Gedanke nahe, die Machtmittel einer zentralisierten Staatsgewalt (Monarchie,


Despotie, Autokratie


50







usw.) der Aufrechterhaltung der Herrschaft dienstbar zu machen und durch


Ausbau der Staatsbetriebe seinen Einfluß, seine Macht zu mehren. Dann wird


der Staat mit vielerlei Dingen belastet, die ebenso gut, oft mit Vorteil, der privaten


bürgerlichen Tätigkeit überlassen werden könnten. Die Schwäche sucht Stärke in


der Anlehnung [Siehe Krapotkin: Gegenseitige Hilfe.]; der Starke aber fühlt sich am


stärksten allein. Der Schwache strebt nach Zentralisation, der Starke nach


Dezentralisation. Die Schwäche wirkt zentripetal, die Stärke zentrifugal. Wenn


also der Staat imstande wäre, Kraft zu erzeugen, so wäre diese Kraft gegen den


sie erzeugenden Staat gerichtet.


Darum war und ist die Frage: Wie können wir den Staat ausbauen, die Zahl


der von uns abhängigen Beamten und den Einfluß mehren, den die in unseren


Dienst gestellte geistige Elite auf die Volksmassen ausübt – die einzige, jahr-


tausende alte Sorge der Bevorrechteten gewesen. Und die Antwort, die die


Herrschenden aus diese Frage fanden, ist der Staat in der Gestalt, wie ihn die


Revolution übernommen hat. Umgekehrt wird natürlich das Interesse am Ausbau


des Staates erlahmen und verschwinden, wenn die Macht auf die Masse über-


geht, die sich – dank ihrer Masse – sicher fühlt und keines Machtanwachses


noch bedarf. Schon allein dem Trägheitsgesetze folgend, wird das im Staate


„herrschende“ Volk [Die Frage ist, wen das herrschende Volk, die „Demokratie“ eigentlich


beherrschen soll? Der Herr hört auf Herr zu sein, wenn die Diener fehlen. Demokratie ist also ein


unsinniges Wort.] danach trachten, den Staat auf die allereinfachste Form zurückzu-


führen und alles abzubauen, was nicht durchaus zentralistisch geleitet werden


muß, damit es nicht ewig zu neuen Wahlen, zu neuen Gesetzen und


Entschließungen aufgerufen zu werden braucht. Ich kann 
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dann mir vorstellen, daß, wenn die Demokratie den Reiz der Neuheit verloren


haben wird und Wähler wie Wählerinnen nur mehr mit dem Aufgebot von


Wahltreibern zur Urne geführt werden können, auch die Frage auftauchen wird,


wie man sich von der Bürde dieser lästigen Bürgerpflichten befreien kann. Die


einzige noch mögliche Antwort auf diese Frage heißt dann: Rückkehr zur


Autokratie oder Akratie, d. h.: Abbau des Staates von alle dem, was dem Staate


zu Herrschaftszwecken aufgebürdet wurde. 


Wenn diese Forderung nicht gleich am Tage der Revolution gestellt wurde, so


muß berücksichtigt werden, daß die Partei, die nun zur Herrschaft kam, eine


wesentlich kommunistische war, die darum in dem bisherigen Staatsbetriebe nur


eine Vorstufe der erstrebten allgemeinen Verstaatlichung erblickt. Auch mag es


nur Atavismus gewesen sein, der Ebert glauben ließ, er müsse sich mit demsel-


ben Regierungsapparat umgeben, den die Hohenzollern zur Stütze des Thrones


für nötig hielten, so daß er auf das der Revolution zustehende beneficium inven-


tarii verzichtete. Vorbedingung für solchen Abbau des Staates wird immer ein


vollkommenes Sicherheitsgefühl sein, das selbstverständlich nur da aufkommen


kann, wo die Macht in der überwältigenden Mehrheit des Volkes liegt. Solange


die Herrschenden noch um ihre Vormacht bangen und darum an den Ausbau der


Macht denken müssen, solange sie nicht sorglos in den Tag leben können, wer-


den sie natürlich die Machtmittel der zentralisierten Staatsgewalt nicht entbehren


und von einem Abbau nichts wissen wollen. 


Abbau des Staates setzt also Abbau des Klassenstaates, Übergang der Macht


auf die Volksmassen voraus. Die Klassen sind aber Produkte des aus Zins und
Rente bestehenden arbeitslosen 
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Einkommens. Wer darum vom Abbau des Staates spricht, muß auch den


Nachweis bringen, daß sich das arbeitslose Einkommen abbauen läßt. Diesen


Nachweis erachte ich als in allen Teilen erbracht. Die vom Freiwirtschafts-Bund


vertretene Kapitalzins- und Grundrententheorie läßt keinem Zweifel Raum, daß


mit den geforderten Mitteln Freiland und Freigeld das arbeitslose Einkommen


sich spurlos in 10 oder 20 Jahren fleißiger Arbeit versenken läßt. Näheres hier-


über kann ich hier nicht sagen; ich muß mich hierfür auf die Literatur des Bundes


berufen. (Siehe Anzeigenanhang.) 


Nur das möchte ich hier sagen, daß der Krieg den Bestrebungen des


Freiwirtschafts-Bundes die Wege in unverhoffter Weise geebnet und die vom


Kapital ausgehenden Widerstände wenigstens in Deutschland dadurch gebro-


chen hat, daß es zurzeit in Deutschland so gut wie überhaupt kein Kapital mehr


gibt. 


Über diesen wichtigen Punkt möchte ich zunächst einige Erläuterungen geben


und dann zu meinem Thema übergehen.


Das deutsche Volksvermögen in der


Kadaververwertung zu Paris.


Das Vermögen im Deutschen Reich, euphemistisch als deutsches


Volksvermögen bezeichnet, war vor dem Kriege mit 350 – 400 – 450 Milliarden


Mark eingeschätzt worden. Diesen Schätzungen lagen die damaligen


Warenpreise zugrunde. Zu den heutigen Preisen berechnet, wären reichlich 1000


Milliarden [Alle die folgenden Zahlen beziehen sich auf die zur Zeit dieses Vortrages (April 1919)


herrschenden wirtschaftlichen Verhältnisse. Seitdem hat sich die Valuta derart verschlechtert, daß wir


mit 3 – 4000 Milliarden rechnen können.] herausgekommen. Da die heutigen Preise aus


zwingenden 
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Gründen nicht erheblich von der jetzigen Höhe heruntergehen können, so wollen


wir die 1000 Milliarden als Grundlage unserer Berechnung nehmen. Von diesen


1000 Milliarden müssen wir nun folgende Abstriche machen, und zwar als: 


1. Hypothek: die Forderung der Entente, die zunächst noch unbestimmt, wahr-


scheinlich nicht unter 200 Milliarden einzuschätzen sein mag, und zwar


Milliarden Mark von der jetzigen Güte, von denen 100 auf eine magere Gans,


2000 auf eine magere Kuh gehen. In die Vorkriegsmark umgerechnet, etwa 50


Milliarden. An Zinsen wären allein 10 Milliarden zu zahlen. (Die Summe wurde


inzwischen auf 132 Milliarden festgesetzt.) 


2. Hypothek: Unterstützungen an die Witwen und Waisen der Gefallenen, an


die Kriegsverletzten und im Kriege Erkrankten und in der Erwerbskraft


Geschwächten. Die Summe hierfür ist schwer zu schätzen. Rechnen wir 8


Millionen Unterstützungsberechtigte zu je l000 Mark, so wären das 8 Milliarden


im Jahr. Welchem Kapital diese Ausgabe entspricht, werden die


Versicherungstechniker ausrechnen können, wenn sie einmal wissen, wie groß


der jährliche Abgang der Unterstützungsberechtigten sein wird. Hier nehmen wir


als Kapitalisierungsrate das Zehnfache der jährlichen Ausgaben, also 80


Milliarden für die 2. Hypothek, und zwar Mark von der Sorte, von denen 2000 


auf eine magere Kuh gehen. 


Infolge der ungenügenden Unterstützung wird der jährliche Abgang größer als


erwartet sein. Von den unterstützungsberechtigten Waisen wächst jährlich ein


Jahrgang oder der 14. Teil (7%) in das erwerbsfähige Alter hinein. 


3.Hypothek: Die in Kriegsanleihen, in städtischen, staatlichen Anleihen, in


Darlehenskassenscheinen, in Reichsbanknoten gemachten Schulden, 


zusammen etwa
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150 Milliarden. Daß diese Kriegsanleihen als Privateigentum mindestens den


gleichen Schutz verdienen wie alle anderen Vermögen, kann nicht einen


Augenblick in Zweifel gezogen werden; haben doch viele die Anleihen gezeich-


net, weil sie glaubten, damit dem Vaterland und dem Eigentum der Mitbürger zu


dienen! Auch wird es Leute gegeben haben, die Teile ihres Vermögens,


Grundbesitz, Aktien, Häuser verkauften, um dem Aufruf „Zeichnet Kriegsanleihe“


nachkommen zu können. Diese 3. Hypothek hätte demnach Anspruch, als be-


vorrechtigte Forderung auf das deutsche „Volks“vermögen behandelt zu werden.


Solange man also das übrige Vermögen anerkennt, wird man auch diese 


3. Hypothek anerkennen müssen. 


4. Hypothek: Die Entschädigung an die Reeder für die verlorenen Schiffe, 


an die Hausbesitzer für den Russeneinfall, für die Fliegerbomben usw., an die


Kolonialdeutschen für den Verlust des Eigentums, an die durch die


Kriegsereignisse in irgendwelcher Form geschädigten Kaufleute und


Gewerbetreibenden. Das alles zusammen mögen auch 50 Milliarden sein. 


5. Hypothek: Die Hunderttausende von Arbeitslosen, die entweder gänzlich


ohne Verdienst sind oder aus dem Berufe herausgeworfen wurden und minder-


wertige Arbeit zu leisten haben – dadurch zu Krüppeln, zu wirtschaftlichen


Krüppeln werden. Wäre es zuviel, wenn wir hiefür auch 50 Milliarden an-


nehmend ?


Fünf Hypotheken im Betrage von 500 (5000) Milliarden belasten also heute


das deutsche Vermögen, und zwar gerade zu einer Zeit, wo die Industrie still


liegt, wo alle Handelsbeziehungen unterbrochen wurden, die Kolonien geraubt,


das Reich um große Teile verkleinert wurde, die Felder verunkrautet sind, die


Handelsflotte versenkt und geraubt ist, wo man seit 4 Jahren Raubbau getrieben,
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wo der Viehstand der Zahl nach um die Hälfte, dem Gewicht nach um 2/3 abge-


nommen hat, wo seit 4 Jahren keine nützliche Arbeit getan, kein Haus repariert


wird, die Bahnen ausgeleiert sind und von unserem industriellen Arsenal gut 50%


abgeschrieben werden müssen. Was bleibt da von diesem Vermögen noch


übrig? Man vergesse nicht, daß das sogenannte Volksvermögen nichts anderes


war als eine 1. Hypothek aus den Lohn, und daß durch die genannten fünf


Hypotheken, zu denen noch die laufenden Staats- und Gemeindeausgaben 


kommen, diese 1. Hypothek an die 6. Stelle rückt. 


Das Volksvermögen ist nichts anderes als die zu 4% kapitalisierte Rente. Es


besteht also aus dem den Arbeitern vom Lohne gemachten Abzuge. Hebt man


den Lohn auf den Arbeitsertrag, dann gibt es kein in Geld berechenbares


Volksvermögen mehr. Wie will z. B. der Fischer das Meer einschätzen, aus dem


er sein Einkommen zieht? Nur noch nach den Baukosten ließe sich dann das


sogenannte „Volks“vermögen berechnen. Da nun die Zinsen dieser fünf


Hypotheken nicht auf den Arbeitslohn abgewälzt werden können, weil der


Arbeiter sonst auswandern würde, so bleibt nichts anderes übrig, als das Geld


dazu vom Volksvermögen zu erheben. Das Volksvermögen ist also zu 100% und


darüber hinaus für eine lange Reihe von Jahren verpfändet an ausländische und


bevorrechtigte, d.h. arbeitsunfähige Gläubiger. Es steht uns, dem Freiwirschafts-


Bund, also nicht mehr im Wege. Von dort her sind keine Widerstände mehr zu


erwarten. Wir haben nur mehr Exkapitalisten, wie wir auch nur mehr Exfürsten


haben. Wir haben keine anderen Gegner als das mangelnde Verständnis. Sobald


die demnächst in Tätigkeit gesetzte Steuerpresse unseren Kapitalisten ihre 


finanzielle Lage zum Bewußtsein gebracht haben wird, werden wir
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wirklich ein einig Volk von Brüdern sein – einig in der allgemeinen Armut – und


damit wäre dann die Grundlage für die Regierung geschaffen, die ihre Stärke im


Volke hat und darum der Machtmittel des Staates nicht mehr bedarf. Dann 


werden wir vom Abbau des Staates reden können. 


2. Umfang des staatlichen Abbaus 


Man hat den Staat so oft als notwendiges Übel bezeichnet. Jetzt wollen wir ihn


auch einmal als solches behandeln und von dem Übel nur das behalten, was


sich wirklich als Not wendend erweist. Wir wollen von zwei uns zur Wahl ge-


stellten Übeln, dem ausgebauten und dem abgebauten Staat, uns das kleinere


einmal ansehen und vom Staate alles das abbauen, was nicht unbedingt von


einem zentralen, das ganze Volk umfassenden Gesichtspunkte aus geleitet 


werden muß. Überall, wo wir ohne den Staat auskommen können, wollen wir


abbauen. Es wird sich dann zeigen, daß dieser Abbau bis auf das Verkehrs-


wesen – Geld, Post, Eisenbahnen, Telegraf, Schiffahrt – den gesamten heutigen


Staatsbetrieb umfassen kann. Alles übrige – Kriegsministerium, Handels-


ministerium, Kultusministerium, Justiz usw. – kann man mit Vorteil für die Sache


dem Staate abnehmen und den privaten und Gemeinden überlassen. 


Schule. Daß diese nur mit Nutzen für die Sache vom Staate getrennt werden


kann, geben die zunächst Beteiligten, die von Natur berufenen Lehrer, die Eltern


ohne weiteres zu. Nur die Eltern können das Kind wirklich verstehen und den


Unterricht der Eigenart des Kindes anpassen. Freilich setzt der Unterricht des


Kindes durch die Eltern andere als die heutigen Wirtschaftsverhältnisse voraus.


Eine Fabrikarbeiterin hat natürlich 
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weder die Zeit, das Kind zu unterrichten, noch es überhaupt kennen zu lernen.


Für das Proletariat kann es nur eine Schule geben, die Staats- oder


Gemeindeschule. Sobald es aber gelingt, das Proletariat dadurch zu vernichten,


daß jedem Arbeiter das Recht auf den vollen Arbeitsertrag verschafft wird, kann


auch jede Mutter sich wieder dieser edelsten der Mutterpflichten widmen – und


dann fällt die Notwendigkeit der Schule weg. Denjenigen Müttern aber, die sich


unfähig fühlen, die Kinder zu unterrichten, wird es immer noch freistehen, sich


zusammenzutun und selbst eine Schule zu gründen. Wenn der Staat keine


Steuern mehr für das Schulbudget erhebt – in der Regel durch indirekte Steuern


– dann können die Mütter auch das Geld für die eigene Schule aufbringen, und


zwar ohne neue Belastung, insofern sie ja nun auch von den Schulsteuern


befreit sind. 


Wird man, wie das der Freiwirtschafts – Bund vorschlägt, den Müttern die


Grundrenten ausrichten, so bildet die finanzielle Seite überhaupt keinen Grund


mehr, warum wir den Abbau des Staates nicht auf die Schule übertragen sollen. 


Kirche. Bei denjenigen Lehrern, die dem Abbau des Staates wenigstens in


Bezug auf die Schule abhold sind, dürften die persönlichen Interessen bewußt


oder unbewußt, ob falsch oder richtig eingeschätzt, die Hauptrolle in ihrem Urteil


bilden. Mit der Kirche verhält es sich ebenso. Läßt man die rein finanziellen


Fragen aus dem Spiel, so spricht für die Herabwürdigung der Kirche zum


Staatsinstitut überhaupt nichts mehr. – Ich erinnere daran, daß hier von einem


Freistaat, von einem in sich gesunden, klassenfreien Staat die Rede ist, der 


keiner künstlichen Stütze bedarf. Der Zweck der Staatskirchen und


Staatsschulen, dem Gewaltstaat Stützen zu liefern, fällt hier fort. Für den Satz:


„Was ein Häkchen werden 
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soll, krümmt man beizeiten“ findet man im Freistaat überhaupt kein Verständnis. 


Die finanzielle Frage löst sich mit dem Abbau der Kirche vom Staatsbetrieb


genau wie oben bei der Schule. Der Staat hat nie anderes Geld als das, was er


vorher den Bürgern aus der Tasche genommen hat. Davon geht ein Teil durch


die Kosten der Steuererhebung verloren. Der Staat gibt also weniger zurück, als


er genommen. Darum werden die Bürger, nachdem die Kirche vom Staate abge-


baut sein wird, in ihren Taschen mehr Geld vorfinden, als die Leistung des


Staates der Kirche gegenüber ausmachte. Entsprach dann die Zugehörigkeit zur


Kirche einem echten Frömmigkeitssinn, so werden die Bürger auch die


Geistlichkeit mit den irdischen Gütern versehen, die der Staat ihnen bisher für


die Kirche abnahm. Handelte es sich aber um einen Zwang, so wird die


Befreiung der Kirche aus den Armen des staatlichen Scheusals das schöne


Gefühl erwecken, daß nun nichts von dem, was der Kirche geopfert wird, mit


dem Fluche widerwilliger Steuerzahler vergiftet wurde. 


Reichen diese dann vielleicht dürftigen Gaben mancherorts nicht aus, so 


dürfte man den Geistlichen den Lohnkommunismus empfehlen, d. h. die


Zusammenlegung aller Gaben und die gleichmäßige Verteilung unter alle


Amtsbrüder, wie das bereits kommunistische Arbeiter für das Proletariat vorge-


schlagen haben als Vorschule für die kommunistische Verteilung der Güter. Und


was Arbeiter aus christlicher Liebe tun, das werden die Geistlichen auch wohl tun


können. Im übrigen kann man die Geistlichen auf Nebenverdienst anweisen, wie


das bei den Lehrern der Fall ist. Es kann wirklich der Religion keinen Abbruch


tun, wenn die Göttlichkeit den Sinn ihrer Worte praktisch erlebt und persönlich


erfährt, was es heißt, sein Brot im Schweiße des Angesichts zu verdienen. 
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Hochschulen. Auch hierin soll der Staat entlastet werden. Das mit politischem


Gift angefüllte Ministerium für Schule, Kultus, Volksbildung, Wissenschaft soll


restlos abgebaut werden. Bürger, Eltern, Gemeinden mögen sich zusammentun


und den Unterhalt der Hochschulen bestreiten. Wie manche Eltern heute


bestimmte Finanzgeschäfte abschließen, die ihren Kindern eine Aussteuer


sichern sollen, so werden die Eltern ähnliches tun für Schulen und Hochschulen,


sobald der Staat vom Schulwesen entlastet werden wird. Auch sei hier bemerkt,


daß mit dem Abbau des Staates das sogen. „Berechtigungswesen“ wegfällt, daß


dann das Studium, das nur der staatlichen Aufteilung wegen betrieben wird,


unterbleibt. Man wird dann auch keine „Studenten“ mehr haben. Jeder Mensch


studiert dann, jeder sucht sich ein Fach aus, für das er sich besonders begabt


wähnt. Und dann hat man es nicht so eilig. Das Ziel, die „abgeschlossene


Bildung“, mag man dann mit dem Lebensabschluß zusammenfallen lassen. Man


wird also sein ganzes Leben studieren. 


Man arbeitet und studiert, in gesunder Abwechslung. Und wenn, wie es für den


abgebauten Staat Voraussetzung ist, die Arbeit vom Schmarotzertum befreit sein


wird, so wirft diese einen so bedeutenden Ertrag ab, daß der Arbeiterstudent


sehr wohl für die bescheidenen Lebensansprüche, der Weisen, seiner Lehrer


sorgen kann. Die wahre Wissenschaft braucht wahrhaftig den Staat nicht. Die


Hochschule dürfte dann wohl am besten mit einer Fabrik (Spinnerei, Weberei,


Besenbinderei) verbunden werden, wo der Student in 6stündiger Arbeitszeit 


seinen und seiner Lehrer Lebensunterhalt schafft. Kein Mensch kann ununter-


brochen geistige Übungen treiben. Wenn die Studenten täglich 6 Stunden einer


Erwerbsarbeit widmen, so wird ihnen das sicherlich geistig und seelisch 
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weniger schaden als die gleiche Zeit am Biertisch. Und was sie dann etwa in 


10 Jahren nicht schaffen können, das werden sie halt in 11, in 15, in 50 Jahren


schaffen. Der abgebaute Staat läßt jeden nach seiner Weise studieren. Fort also


mit der staatlichen Hochschule.


Ministerium für Handel und Industrie. Eine perverse Institution, geschaffen, um


ein ganzes Volk zu vergiften. Was wollten die Männer aus dem Handel, der


Industrie und der Landwirtschaft im Vorzimmer des Ministers für Handel und


Industrie? Ach, sehr einfach war alles, was dort besprochen wurde. „Eine


Animierkneipe für höhere Zölle“, das war das Ministerium für Handel und


Industrie. (So wurde es im Reichstag einmal bezeichnet.) Abbauen, abbauen,


das ist das einzige, was man hier sagen kann.


„Den Staat treibt es, wie jede Organisation, zur Entwicklung seiner selbst“.


(Herbert Spencer) Er strebt danach, sich immer unentbehrlicher zu machen. Kein


Beamter wird jemals den Abbau des Staates vorschlagen. Der ehrgeizige


Beamte, der innerhalb seines kleinen Ressorts keinen Wirkungskreis findet,


sucht selbstverständlich diesen Wirkungskreis zu erweitern. Natürlich ist das


beim Minister für Handel und Industrie auch der Fall. Er sucht daher alle Dinge


zu verwirren, undurchsichtig zu machen, um dann die selbstgeschaffenen gordi-


schen Knoten zerhauen zu können und zu zeigen, wie unentbehrlich er ist. Kein


Minister für Handel und Industrie wird jemals Interesse am Freihandel bekunden,


nein, keiner hat jemals auch nur daran gedacht, den Ast abzusägen, auf dem er


sitzt. Der Minister für Handel und Industrie betreibt Schutzzollpolitik, die Politik,


die unser Volk verdorben, verhetzt, mit der ganzen Welt verfeindet, uns den


Krieg mit der ganzen Welt gebracht hat. Wir wollen dieses Ministerium abbauen, 
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spurlos abbauen. Den Staatsbetrieb scharf von allen Privatinteressen trennen.


Die Gewerbetreibenden wissen ihre Interessen auch ohne den Staat zu ver-


treten. Schalten wir den Staat vollkommen aus Handel und Gewerbe aus, so


werden sich die Gewerbetreibenden zusammenschließen (Handelskammern),


um das alles zu tun, was der Einzelne nicht allein kann. Ist kein Ministerium für


Handel, Industrie und Landwirtschaft mehr da, so sind auch keine Vorrechte


mehr zu verschenken. Die agrarischen Gelüste, die sich in dem Verlangen nach


immer höher zu schraubenden Zöllen äußerten, können nirgends mehr lokalisiert


werden. Umstellt von Räubern und Dieben, konnte der Minister für Handel und


Industrie niemals sachliche und vom Allgemeinwohl diktierte Wirtschaftspolitik


treiben. Und wenn er sie hätte treiben wollen, so hätte er bald gefunden, daß er


dann gehen, den Handel der Freiheit überlassen müßte. Er war dann immer


Spielball der Parteien.


Wir bauen also ab; weg mit dem Minister für Handel, Industrie und


Landwirtschaft. Wir schaffen freie Organisationen für die gemeinsamen


Interessen der Gewerbetreibenden.


Ministerium für soziale Angelegenheiten. Im Grunde genommen, sorgt Gott für


jeden, der für sich selbst sorgt. Sagen wir es jedem, auch den Kindern schon,


daß, wenn sie nicht für sich selber sorgen, niemand für sie sorgt, auch nicht der


Minister für soziale Angelegenheiten. Diesem ergeht es wie jedem Minister. Er


freut sich, wenn der Kreis seiner Aufgaben wächst. Eine Krise, die die Arbeiter zu


Tausenden auf die Gasse setzt, – das ist sein Element. Darum kommt es ihm gar


nicht darauf an, den Ursachen des sozialen Drucks nachzuspüren. Kein Minister


für soziale Angelegenheiten hat sich jemals für das Zinsproblem, das


Lohnproblem, 
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das Geldproblem, das Grundrentenproblem, das Krisenproblem interessiert. Er


ist ja Minister, um die Folgen, nicht um die Ursachen zu bekämpfen. Denn ein


Minister, der den Ursachen nachgeht, bekämpft sich selbst, begeht Selbstmord.


Das Dasein eines Ministers für soziale Angelegenheiten erweckt im Volke den


Glauben, daß auf diesem Ministerium irgend etwas gegen das Massenelend


getan wird, daß man dort schwitzend über das Zinsproblem brütet, daß dort von


früh bis spät die Beamten über die Ursachen der Krisen, der Arbeitslosigkeit


debattieren. Das gute Volk! Wenn es wüßte! Ja, wenn es wüßte, daß im


Ministerium für soziale Angelegenheiten nur ein Häufchen Bürokraten sitzt, die


nur eine Sorge haben, – nämlich eines Tages für überflüssig gehalten zu werden,


– dann würde es das Problem der Armut selber in die Hand nehmen und die


Ergründung des Schmarotzertums zum Gegenstand eines mit Ernst und gutem


Willen zu betreibenden allgemeinen Studiums machen.


Übrigens, im Freistaat, wie wir ihn uns vorstellen, und wie er sich unter dem


Freiland-Freigeld-System notwendig entwickeln muß, ist mit dem Recht auf den


vollen Arbeitsertrag die soziale Frage gelöst – auch für den Minister für soziale


Angelegenheiten. Also auch hier wollen wir abbauen.


Ministerium des Äußeren. „Besser gar keines, als ein solches Ministerium“ wird


mancher biedere Deutsche während des Krieges wiederholt ausgerufen haben.


Äußere Angelegenheiten sind öffentliche Angelegenheiten. Behandle man sie


danach! Die Presse, die Öffentlichkeit ersetzt dann dieses Ministerium. Alles, was


ein Volk dem anderen zu sagen hat, kann man ihm durch den Anzeigenteil der


Zeitung, durch eine Postkarte, durch Telephon zur Kenntnis bringen. Gesandte,


Konsuln, 
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Botschafter werden auf alle Fälle überflüssig, sobald die Geheimdiplomatie, die


Lügenfabrik einmal zertreten ist.


Mit der Freiland- und Freihandel-Erklärung werden alle Zankäpfel gründlich aus


dem Verkehr der Völker beseitigt – die Möglichkeit fehlt, daß es noch zu „diplo-


matischen Zwischenfällen“ komme – solange das zum Menschenrecht erhobene


Freilandrecht unangetastet bleibt. Dafür aber, daß dies nicht geschehen kann,


muß der im Freiland geeinte Völkerbund sorgen. Ein Volk, ein Staat, der das


Freilandgesetz antastet, sticht in ein Wespennest, hat es mit der ganzen Welt zu


tun. Und was das heißt, das haben wir Deutsche heute, etwas spät, erfahren.


Ministerium für Medizinalangelegenheiten. In dieser Sache hat der Staat sicher


– wie überall – mehr geschadet als genützt. Das Dasein eines Ministeriums für


Volksgesundheit lullte das Volk in den Glauben ein, daß von Staats wegen alles


geschähe, was zur Volksgesundheit gehört, und daß es selbst nun nichts zu tun


habe, als alle paar Jahre zur Wahlurne zu gehen. Aber es geschah in


Wirklichkeit nichts. Obschon den Medizinalbehörden immer alle gewünschten


Kredite bewilligt, alle gewünschten Vollmachten gegeben wurden, taten sie nicht


den geringsten Schritt zur Bekämpfung der grausigen Seuche, genannt


Alkoholismus, Frauenarbeit in den Fabriken, Geldheiraten, Tabak usw. Sie


begnügten sich, die Folgen dieser Übel zu behandeln, an ihre Wurzel – den Zins


– wagten sich die im Dienste des Zinses stehenden Staatsknechte nicht heran.


Um nur ja den Zins zu schonen, um die Interessen ihrer Brotherren nicht zu


schädigen, sahen die Medizinalbehörden tatenlos die Säuglingsmassaker, denen


300 000 alljährlich zum Opfer fielen, sahen den furchtbaren Raubbau am


Volkskörper, dessen Fruchte die Kliniken, Krankenhäuser, Heilstätten, Toll- und


Zuchthäuser sind.
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Sobald der Mensch den Glauben an eine göttliche Vorsehung verloren hat,


sucht er sein Geschick in die eigene Hand zu nehmen, und sobald wir den


Glauben an die staatliche Vorsehung abgetan haben, werden wir uns besinnen,


was wir, was jeder einzelne zu tun hat, um die durch den Staat pervertierte Zucht


des Menschengeschlechtes wieder auf die ansteigende Bahn zu leiten. Dann


wird der Alkoholismus, die Tuberkulose, die Syphilis, durch das wieder erwachte


Verantwortlichkeitsgefühl eines jeden einzelnen Menschen bekämpft und zur


Strecke gebracht werden. Ohne den Glauben an das Scheusal, das wir Staat


nennen, wäre es nie zu der heutigen Entartung gekommen.


Also: Abbau, auch hier Abbaue Ob dieser Abbau sich auch auf die Bekämpfung


aller Seuchen, also mit Einschluß der Cholera, Pest, Viehseuchen usw. auszu-


dehnen hat, mag manchem vielleicht zweifelhaft erscheinen. Eine Zentralgewalt,


die gegebenenfalls schnelle Entschlüsse fassen kann (wie am 31. Juli 1914),


mag in der Seuchenbekämpfung gute Dienste leisten. Jedoch auch hier können


die einzelnen Gemeinden und die medizinischen Körperschaften den Staat wohl


gut ersetzen, weil sie an Ort und Stelle die nötigen Maßregeln noch schneller


ergreifen können, als die oft weit abgelegene Zentralbehörde.


Wir bleiben also dabei: Trennung des Staates von allen


Medizinalangelegenheiten. 


Kriegsministerium. Wir kämpften Seite an Seite mit Polen, Lothringern, Dänen,


Kelten, Germanen, Juden, Protestanten, Katholiken, und zusammen mit den


Komitatschis, Bulgaren, Zigeunern, Ungarn, Türken – gegen alle übrigen Staaten


der Welt. Diese Tatsache zeigt uns, daß es sich nicht um einen Völkerkrieg, nicht


um Rasse und Kultur handelte, sondern um einen Krieg der Staaten. Die Staaten


aber haben
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umsomehr Reibungsflächen, je mehr sie ausgebaut und dadurch differenziert


sind. Mit jedem Abbau der Staaten nehmen die Reibungsflächen ab – namentlich


in bezug auf das Handelsministerium. Zwischen zwei Staaten z. B., die durch


keinen Grenzzoll getrennt sind, wird sich wohl nie Gelegenheit zu ernsthaften


Reibereien bieten. Solche Staaten fließen dann mehr oder weniger ineinander


über. Und je mehr wir den Staat abbauen, umso mehr wird das der Fall sein.


Zwei Eiskristalle mag der Wind gegeneinander prallen lassen, sie stoßen und


verletzen sich gegenseitig; zwei Tautropfen, die derselbe Wind in Berührung


bringt, – die gehen in Liebe ineinander über. Die Staaten sind solche verhärteten,


leblosen, starren, seelenlosen Wesen, die nur in Harnisch und Panzer zum


Nachbar reden können – und je mehr der Staat ausgebaut ist, umso schwerer


wird der Panzer, die trennende feindliche Kruste.


Handelt es sich dazu noch um einen Klassenstaat, den giftstrotzenden


Klassenstaat, der den äußeren „Feind“ dazu braucht, um die Aufmerksamkeit


des Volkes vom inneren Feind abzulenken, so werden Kriege fast unvermeidlich.


Im Mittelalter hat es keine Kriege gegeben, einfach weil es damals keine


Staaten gab. Die Völker waren zerlegt in Grundherrschaften, Grafschaften,


Ritterschaften, Bistümer, Abteien, Reichsstädte, alle von geringem Umfange und


allen diesen Lebewesen lag der Gedanke fern, sich auf irgendeine Weise von


den Nachbarn und der Welt abzuschließen. Grenzen im heutigen Sinne gab es


nicht. Daher auch keine Reibungsflächen und keine Kriege. (Die Fehden, die der


Rauflust Genüge leisteten, richteten sich gegen persönliche Feindschaft.)


Bauen wir unsere modernen Staaten ab, so verschwinden im gleichen Maße


die Reibungsflächen und 
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Zankäpfel, und in denselben Maße, wie das geschieht, werden wir daran gehen


können, uns der atemraubenden Panzer und Rüstungen zu entledigen.


Ich habe gezeigt, daß der innere Friede, die Zertrümmerung des giftstrotzen-


den Klassenstaates die Voraussetzung für den Abbau des Staates ist. Eine


Ordnung, die in sich gesund ist, wo es keine Vorrechte gibt, hat auch keine


Feinde, auch keine Außenfeinde. Die wärmenden Strahlen der Gerechtigkeit, die


ein abgebauter Klassenstaat ausströmt, bringen den Eispanzer des


Völkerhasses zum Schmelzen. Sie müssen dies tun, ohne den Glauben, daß sie


es vermögen, könnte ich nicht leben. Sieghaft muß die Gerechtigkeit alles, was


die Völker und Menschen trennt und verfeindet, zum Schmelzen bringen. Bauen


wir also unsern Staat ab, nachdem wir die Vorbedingungen für den inneren


Frieden getroffen haben. Bauen wir sorglos auch das Waffenmonopol des


Staates, das Kriegswesen ab. Tun wir das im Vertrauen, im göttlichen Vertrauen


auf die Sieghaftigkeit der Gerechtigkeit. Warten wir nicht darauf, daß andere mit


dem Beispiel vorangehen. Tun wir den ersten Schritt. Wir werden es nicht bereu-


en. Sieghaft muß sich der Friedensgeist die Welt erobern. Wenn das nicht mög-


lich wäre, so lohnte sich ja das Leben nicht. Traurige Tröpfe, Feiglinge, die 


keinen Glauben an die Menschheit hegen können, und dennoch das Leben er-


tragen! Weg mit den Waffen! Bauen wir ab! Weg mit dem Kriegsministerium!


Wir hatten dem Kriegsgeist, dem Militarismus, vertrauend unsere Sache auf die


Macht gestellt. Wir schufen das beste Heer der Welt, das tapferste Heer, das


größte Heer. Und dieses beste, größte und tapferste Heer hat uns verraten, hat


uns in Unglück gestürzt. Sollen wir nun, da uns das große, das gute Heer nichts


nützte, 
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sondern nur schadete, ein kleines Heer, ein Heer mit gelockerter Manneszucht,


ein Heer, dessen beste Helden vom Kriege ausgelesen und vernichtet worden


sind, an dessen Stelle setzen? Wie töricht das wäre! Nein, tun wir das nicht;


ganze Arbeit wollen wir hier tun. Nützte uns das ganze Heer nichts, so wird uns


das halbe noch weniger nützen. Stellen wir uns mit Entschlossenheit auf Wilsons


Gedanken des gewaltlosen Friedens. – Weg mit den Waffen! Liebe und


Gerechtigkeit gegen alle Menschen sei fortan unsere Rüstung, die feste Burg


des deutschen Mannes. „Um ihre Feinde zu zerstreuen, braucht die Sonne nur


zu scheinen“, sagt Hebbel. Handeln wir wie die Sonne. Lassen wir das Deutsche


Reich scheinen, in Liebe und Gerechtigkeit strahlen, so werden wir alle unsere


vermeintlichen Feinde zerstreuen, – ohne Heer, ohne U-Boot und Zeppelin, ohne


zum Völkerhaß aufzurufen und Gott um Hilfe gegen unsere „Feinde“ anzuflehen.


Recht und Gericht. Nichts hat der Gichtkrücke der herrschenden Klasse, dem


Staat, mehr Ansehen verschafft, als die Verstaatlichung und Bürokratisierung des


Rechts und Gerichtes die Macht, Strafen zu verhängen und sie nach Willkür zu


bemessen. Diese Verstaatlichung des Gerichtes fordern nun aber auch alle, die


sich in Jahre langer Arbeit beruflich zum Staatsknecht ausgebildet haben und


dieser Ausbildung erhebliche Geldopfer brachten. Ich verzichte darauf, alle diese


Leute von der Notwendigkeit zu überzeugen, selbst den Ast abzusägen, auf dem


sie sitzen.


Der Staat kann nur nach Formeln arbeiten. Selbst Maschine, kann der Staat


nur Maschinenarbeit leisten. Recht und Gericht können wir aber keiner Maschine


überlassen. Darum auch hier Abbau! Warum sollten wir den Weg zu Gott und


seiner Gerechtigkeit immer
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nur über den Staat und seine schmutzigen Nebeninteressen finden? Der


Staatsknecht blinzelt vielleicht zur Gerechtigkeit hinauf, da er aber noch einem


anderen Herrn dient, muß er vor ihren Strahlen das Auge verschließen. Wir aber


wollen Gott gerade ins Gesicht schauen und erfahren, was Gerechtigkeit ist, um


danach das Recht zu gestalten und die Bösewichte zu strafen.


Was ist Gerechtigkeit? Nichts anderes als die Verneinung jedes Vorrechts. Die


vollkommen gleiche äußere Ausrüstung für den Wettbewerb der Menschen, der


in der Gesellschaft jedem seine Stelle anweist – das ist die von der natürlichen


Auslese gewollte Gerechtigkeit, die zur Hochzucht des Menschengeschlechtes,


zu Gott führt. Diese vollkommen gerechte äußere Ausstattung der Menschen 


fordert Freiland. Freiland ist Inhalt und Ausdruck der Gerechtigkeit. Der Staat und


das Recht wurden aber geschaffen, um das Gegenteil von Freiland, um das


Raubland zu schützen. So konnten denn auch nur Raub und Unrecht die


Grundlage unseres Rechtes geben.


Gegen die Entstaatlichung des Rechtes führt man an, das Recht solle von


einem einheitlichen Gesichtspunkt geleitet werden, man könne es nicht der


Willkür der einzelnen Gemeinden überlassen. Ich sehe das nicht ein. Statt eines


Gesichtspunktes wollen wir für die Betrachtung des Rechtes einen großen


Gesichtswinkel schaffen, dessen Grundlinie aus den Augen des ganzen Volkes


besteht. Jede Gemeinde soll ein eigenes, ganz unabhängiges Strafrecht haben


und es ausbauen, so wie sie es versteht. So schaffen wir die zum Fortschritt 


nötigen Vergleichspunkte. Es kann wirklich nichts schaden, wenn niemand im


voraus weiß, welche Strafe ihn für bestimmte Verbrechen erwartet, wenn man in


Berlin die Einbrecher zu ihrer Besserung mit einer Rente aus


69







stattet, in Hamburg für das gleiche Verbrechen die Prügelstrafe einführt.


Die Entstaatlichung des Rechts- und Gerichtswesens kann man sich ungefähr


wie folgt denken: Jede Gemeinde hat ihr eigenes bürgerliches Gesetzbuch, ihr


Strafrecht, ihr Handelsrecht.


Gemeinden, die sich die Kosten nicht leisten können, eine eigene


Gesetzgebung auszuarbeiten, lehnen sich in allen Rechts- und Gerichtsfragen


den Gesetzen einer anderen Gemeinde an. Nach diesen selbstgewählten


Satzungen wird dann verfahren. Die Zwangsmittel der Gemeinde verschaffen


diesen Gesetzen Kraft. Neben diesen Gesetzbüchern bestehen noch private


Friedens- oder Schiedsgerichte, an die sich die Bürger wenden können, wenn sie


das Gemeindegericht nicht anrufen wollen. Besonders begabte Salomone geben


auch eigene Rechts- und Gerichtsbücher heraus, die von privaten in ihren


Verträgen als bindend für sie bezeichnet werden. Auf den Briefköpfen, in den


Preislisten der Kaufleute werden diese Rechtsbücher genannt, wie man


Telegraphen-Kode nennt. Wenn vorher nichts vereinbart ist, verfällt der Prozeß


dem Rechtswesen der Gemeinde. Die privaten Rechts- und Gerichtsbüros sind


ganz auf die Kundschaft angewiesen, wie die Ärzte und Rechtsanwälte. Sie


haben Vorteil davon, viel Kundschaft anzulocken, und dieses können sie nur,


wenn sie unparteiisch Recht sprechen. So werden durch den Wettbewerb neben


die Meistersänger und Meisterchirurgen noch Meisterrichter treten, die völlig


unabhängig wie die Rabbiner für die Juden, nach freiem Ermessen urteilen. Der


Ruf einzelner dieser Richter wird, wie der Ruf unserer Chirurgen sich über die


ganze Welt verbreiten. Wie sie von fernher zu Salomon eilten, in schwierigen


Rechtsnöten, so werden sie zu unseren neuen Salomons kommen – von Asien,


Libyen,
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Ägypten. Und wehe denen, die sich solchem Urteilsspruch entziehen!


Das Strafgericht (Kriminalgericht) liegt in den Händen der beleidigten


Bürgerschaft. Ohne „Vorschriften“, ohne sich nach Präzedenzfällen zu richten,


nach freiem Ermessen wird gerichtet. Zur Sicherung kann man jeden Fall zwei


oder drei vollkommen unabhängige Gerichtshöfe passieren lassen und überläßt


dem Sträfling die Wahl unter den über ihn verhängten Strafen. Besondere zum


kaltblütigen, geschäftsmäßigen Töten abgerichtete Scharfrichter gibt es nicht. 


Die Richter sind zugleich Scharfrichter. So ist damit endgültig die Todesstrafe


abgeschafft.


Recht und Gerechtigkeit, die edelste aller geistigen Disziplinen, wird so zum


ehernen Inventarstück der allgemeinen Denktätigkeit werden, und an diesen


hohen und höchsten Aufgaben werden sich die Bürger zu höheren Menschen


hinaufarbeiten. Dem Bürger werden da Aufgaben gestellt werden, für die er sich


nur durch ernsthaftes Studium vorbereiten kann. „Es wächst der Mensch mit 


seinen höheren Zielen.“


So wird das Rechtsempfinden wieder lebendig werden; dem Organ, das uns


befähigen soll, alle Abweichungen von der senkrechten Linie der Gerechtigkeit


wahrzunehmen, wird wieder Blut zugeführt werden. Es wird sich entwickeln,


schärfen. Das Organ, das im Gesellschaftsleben das ist, was der Kompaß für


den Seefahrer, wird uns den Weg zeigen durch die Nacht der Atavismen und 


der Vorurteile, wird dem Fortschritt die sonnige, breite Heerstraße öffnen.


Wir haben den Staat mit der Pflege der Schule, der Religion, des


Medizinalwesens, des Heerwesens, des Handels, der Kunst und Wissenschaft


betraut und alles hat er den verbrecherischen Privatinteressen der herrschenden


Klasse angepaßt, verdreht und verbogen.
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Er eignete sich auch die heiligsten Aufgaben der Menschheit an – das Urteil über


Recht und Unrecht. So ging uns wegen Mangel an Übung das Organ für


Gerechtigkeit, das Gewissen verloren. Dem Staat, der plumpen Maschine, opfer-


ten wir auch noch das Göttliche im Menschen, die ewige Sehnsucht nach


Gerechtigkeit, die einzige Hoffnung auf das Paradies – und spurlos verschlang


es das Scheusal.


Unser Staat, den ihm eigenen Richtlinien folgend, brach mitten im Frieden in


das Land der mit uns in Frieden und Freundschaft lebenden Belgier ein, sengend


und brennend verwüstete unser Staat das Land des friedlichsten aller Völker.


Und wir, das deutsche Volk, ließen das Scheusal gewähren. Wo war unser


Gerechtigkeitssinn geblieben? Sah niemand, daß das Scheusal in unserem


Namen auf unsere Rechnung etwas Ungeheuerliches beging? Niemand sah es,


denn wir alle schwiegen. Der Staat war ja das für uns denkende Wesen. Wir


sahen, daß alljährlich 300 000 Säuglinge, liebe, zarte Wesen, die ihre Händchen


nach uns um Hilfe streckten, langsam dahinsiechten, weil die Mütter in die


Fabriken mußten. Wen rührte das? Wo blieb unser Sinn nach Gerechtigkeit? 


Der Staat hatte ihn beschlagnahmt. Wir sahen, daß breite Schichten unseres


Volkes unter den traurigsten Verhältnissen ohne Unterlaß bis zum Lebensende


arbeiten mußten, nur um den Unterhalt einer hochmütigen Schar von Prassern


zu schaffen. Niemand entrüstete sich, wir schwiegen. Wir hatten dem Staate ja


unsere Seele, das Gerechtigkeitsorgan, unser Gewissen übergeben. Die seelen-


lose Maschine hatte uns entseelt. Staat, du Scheusal, Kind der großen Hure, 


des Landraubes, des Privatgrundbesitzes! Wir wollen dich zertreten. Weg mit


dem Ministerium für Recht und Gericht!
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Zivilstand. Der Staat hat auch die allerzarteste Blüte des Menschenlebens mit


Beschlag belegt. Die Staatsmaschine greift in das Liebesleben ein. Er führt, ähn-


lich wie der Tierzüchter ein Stallbuch, das er Zivilstandsregister nennt und erklärt


alle Ehen ungültig, die nicht in diesem Buche eingetragen werden. Die mißglück-


ten, von ihm selbst geschlossenen Ehen, hält er gewaltsam zusammen, indem er


der Ehescheidung Hindernisse in den Weg legt. So verstößt der Staat gegen den


in jedem Menschen lebendigen tiefen Glauben, daß nur aus einem durch nichts


anderes als Liebe vereinten Paar normale, glückliche, harmonische Menschen


entspringen können. Unzucht, Unzucht, Sodomie ist es, nichts anderes, was der


Greuel hier betreibt. Zerrbilder des Menschen entstehen aus solchen


Zwangsverhältnissen, Material für Toll- und Zuchthäuser, Menschen minderer


Ordnung, die oftgenannten Vielzuvielen.


Das Eingreifen des Staates in die Ehe hat zur notwendigen Folge, daß das


Verantwortlichkeitsgefühl des Menschen in bezug auf das Liebesleben abge-


stumpft wird. Die heiligsten und wichtigsten Triebe, die Kräfte, die uns gebildet,


denen wir den Aufstieg aus dem Tierzustand verdanken, die werden durch das


Dazwischentreten des Staates entnervt. Man sagt sich, daß, wenn der mit einem


Ministerium für Volksgesundheit ausgestattete Staat, der uniformierte, prächtige


Staat, jede Ehe, auch die ungeheuerlichste Interessenehe gesetzlich anerkennt,


daß dann die natürlichen, das Liebesleben leitenden Triebe für die


Nachkommenschaft ohne Bedeutung sein müssen. Genau wie beim


Alkoholismus ertötet die Autorität des Staates das Gefühl der


Selbstverantwortung in dieser wichtigsten aller menschlichen Handlungen. Der


Glaube an den Staat läßt uns sündig werden. Was der Staat duldet, ist erlaubt,


sagt der auf
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den Staatsschulen herangebildete Mensch, und was erlaubt ist, muß auch 


züchtig sein.


Wir wollen den Staat abbauen. Das Liebesleben ist ureigenste Angelegenheit


des Mannes und der Frau. Schaffen wir das Zivilstandsregister ab – es hatte ja


doch nur für die Forschung nach Erbtanten Bedeutung. Jetzt aber, wo der Staat


sowieso sich zum Universalerben einsetzen muß, wird das Zivilstandsregister


auch noch dieses Sinnes beraubt. Wer die Zivilstandesregister beibehalten


möchte um des Stammbaumes wegen, mag für sich einen solchen anlegen.


Seine ureigenste Sache ist es. Mir aber kann es einerlei sein, ob Schulze von


Krause oder Müller abstammt. Weg mit dem Staate.


Jetzt hat der Staat zu seiner eigenen Stärkung den Frauen das Wahlrecht ver-


liehen. Welches Wahlrecht? Welche Wahl käme für eine Frau wohl in erster Linie


in Betracht? Viele haben Ebert gewählt. Wollten sie alle wirklich nur den Ebert?


Die Frau muß den Mann, den Vater ihrer Kinder frei wählen können. Ohne durch


den Staat, ohne durch wirtschaftliche Rücksichten sich auf den Weg der Unzucht


abdrängen zu lassen. Das große, edle, zur menschlichen Hochzucht führende


Zucht-Wahlrecht, das ist wahres Frauenwahlrecht. Diesem Recht aber stehen


der Staat und die von ihm geschützten wirtschaftlichen Zustände im Wege. Weg


mit dem Staat.


Gott ist Zweck und Ziel der Menschheit [Vgl. Vershofen. – Der Erlöser. – Eugen


Diederichs Verlag.].


„Es ist kein leerer eitler Wahn,


gezeugt im Gehirne der Toren,


im Herzen kündet es laut sich an,


zu was besserem sind wir geboren.“


Der Erlöser, der zu Gott gewordene Mensch schläft noch im Schoße des


Weibes. Von dort wird er kommen, der Erlöser, der uns die Tore des Paradieses


öffnet.
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Aber in Freiheit muß er gezeugt werden. Weg also mit dem Staat; er ist der


Zerberus, der uns das Tor versperrt zum Paradies.


Damit wäre der Staat abgebaut bis auf seine Grundmauern, das


Verkehrswesen – Geld, Eisenbahn, Kanäle, Telegraf, Schiffahrt, Flugwesen – alle


Wesen, deren Lebenstriebe gegen alle Grenzhindernisse gerichtet sind, deren


Antennen die Welt umspannen. Das Verkehrswesen kennt keine Rasse, keine


Religion, Geschichte, Sprache, Privatinteressen der Staatenlenker. Immer ist es


bestrebt, seine Stränge mit denen der ganzen Welt in Verbindung zu bringen, zu


verlöten. Damit enthüllt sich uns auch der wahre Trieb des imperialistischen


Gedankens, des einzigen edlen Zuges der Politik. Für den Verkehr haben alle


Grenzen immer nur provisorischen Charakter. Immer strebt der Verkehr nach


Durchbruch der Grenzen; der wahre, große, erlösende Imperialismus geht immer


nur vom Verkehr aus. Darum kann es auf die Dauer auch nur einen Staat geben,


ein Panimperium, das selber keine Grenzen mehr hat, weil es die Welt


umspannt. Für zwei Staaten ist kein Raum auf dieser Erde. Ich oder du! Die


Staaten werden und müssen immer zusammenstoßen, bis die sie scheidenden


Verkehrsgrenzen fallen. Dieser Zusammenstoß führt bei abgebauten Staaten,


namentlich bei mustergültig geführten Staaten wie das Deutsche Reich z. B., bei


Staaten, denen ein in sich abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet als Ziel vor-


schwebt, zwangsläufig zu Kriegen, zu Völker- und Brudermord. Zwischen abge-


bauten Staaten dagegen, wo vom Staate nichts bleibt als das Verkehrswesen,


wird solcher Zusammenstoß einfach zu einem Zusammenfluß, zu einer Hochzeit


wie bei zwei nach Vereinigung strebenden liebenden Wesen.
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Auch darum wollen wir abbauen. Allgemeiner Abbau der Staaten – das ist die


wahre Formel des Völkerbundes.


Nach dem Zwecke des Staates forschte man bisher vergeblich. Keine der vie-


len Zweckbestimmungen des Staates deckte sich mit dem Wesen des Staates.


Namentlich wenn man von völkischen Gedanken ausging, verwickelte man sich


in unlösbare Widersprüche. Am besten war schließlich die etwas nüchterne


Definition Mudikes: „Anstalt für eine zwangsweise Einziehung des arbeitslosen


Einkommens“. Aber diese Bezeichnung setzte soviel politische Witterung voraus,


daß sie nur ganz selten rückhaltlos anerkannt wurde.


Jetzt kennen wir den Zweck des Staates. Nachdem wir ihm alle Hüllen abnah-


men, die Nebenzwecken dienten, erkennen wir im Staat einfach eine


Organisation für die Förderung des Verkehrs.


Nachwort.


Je größer für eine bestimmte Last die Zahl der Träger ist, umso weniger wird


der einzelne zu tragen haben. Dem deutschen Volk hat der Krieg eine besonders


schwere Last aufgebürdet, während er gleichzeitig Zahl und Kraft der Träger arg


mitgenommen hat. Wenn es gelänge, für diese Last einen größeren Tragkörper


zu schaffen?


Daß das mit Gewalt nicht geht, braucht nicht gesagt zu werden. Vielleicht geht


es auf andere Weise. Wie wäre es, wenn wir die inneren Verhältnisse unseres


neuen Freistaates so gestalteten, daß aus ihnen neue, starke Anziehungskräfte


strahlten und andere Staaten sich mit uns vereinigten und uns so das Tragen


unserer Bürde erleichterten?
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Diese Frage wird vielen zurzeit etwas kühn erscheinen. Man wird sich an die


Politik jener Gemeinden erinnern, die durch Verschönerung ihrer Städte fremde,


auch ausländische Rentner als starke Steuerzahler heranzulocken verstanden,


und man wird fragen: Welches Volk wird denn Lust verspüren, sich dem in


Belgien eingebrochenen, von der ganzen Welt geächteten, mit Schuld und


Schulden beladenen deutschen Volke anzuschließen? Und dennoch geht es,


wenn wir es richtig anzufassen verstehen, wenn wir im eigenen Lande vorbild-


liche soziale Zustände schaffen, die Sicherheit für Leben und Eigentum, Freiheit


und Unabhängigkeit zu wahren und zu mehren wissen, den Kommunismus,


Bolschewismus, Sozialismus, Bürokratismus überwinden und aus der


Sackgasse, in die uns der Kapitalismus geführt, einen Ausweg hauen auf die


Bahn der persönlichen Freiheit und Entwicklung. Kurz, wenn wir für den gewal-


tigen Abgang an wirtschaftlichen Gütern Ersatz auf anderen Gebieten zu schaf-


fen wissen und, anstatt den fremden und ausländischen Rentnern Braten und


Wagnerfestspiele zu bieten, ganzen Völkern eine Schaustellung zu geben wis-


sen, wie es in einem, in der Gerechtigkeit gegen jeden Mann sich orientierenden


Lande, in einem Volksstaate zugeht.


Jedes Ding hat zwei Seiten. Auch die Niederlage hat sie. Das deutsche Volk ist


jetzt dank der erlittenen Niederlage geistig und wirtschaftlich besser vorbereitet


für den inneren Sieg, um von den Bürgern die nötigen Opfer fordern zu können,


als dies bei den Siegern der Fall ist. Der Besiegte ist hellseherisch; er hat für


Recht und Unrecht ein feineres Empfinden. Der helle Schein der Gerechtigkeit


hebt sich bei ihm von den düsteren Wolken der Niederlage deutlicher ab. Der


Besiegte ist darum dem inneren Sieg, dem Sieg über sich selbst und über alle


Vorrechte ungleich näher als der Sieger. Und
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das ist die zukunftsfrohe, die schöne Seite der Denkmünze unserer Niederlage.


Wenn irgend ein Volk jemals Aussicht gehabt hat, die uralte soziale Frage zu


lösen, den Kapitalismus zu überwinden, den Klassenstaat zu zertreten, so ist es


jetzt das deutsche Volk. Nützen wir die kostbare, nie wiederkehrende


Gelegenheit auslassen wir den Traum Christi, den Traum Moses, den Traum aller


Idealisten und Utopisten Wirklichkeit werden – jetzt wo das deutsche Kapital der


Kadaververwertung zu Paris übergeben wurde, für uns Deutsche darum nicht


mehr existiert und darum auch unserer sozialen Entwicklung nicht mehr aus dem


Wege geräumt zu werden braucht.


Dann wird das geschehen, was ich eben sagte: Die anderen Völker, die


Belgier, Holländer, Franzosen, Italiener, Russen, Engländer, Dänen, die sich als


Sieger jetzt ungleich schwerer aus den Banden des Kapitalismus, aus den 


sozialen Wirren befreien können, werden an die deutsche Friedens-Kraftzentrale


Anschluß suchen.


Es liegt nichts Schwärmerisches in solcher Erwartung. Der Wahlspruch: „Wider


den Militarismus“ führte die Welt gegen uns. Nun wird der Wahlspruch: „Für den


Bürger- und Völkerfrieden, für die soziale Gerechtigkeit“, alle Völker der Welt uns


zuführen.


Dann werden wir auch nicht um Aufnahme in den Völkerbund bitten müssen.


Wir, das besiegte deutsche Volk werden den Stern dieses neuen Kometen bil-


den. Der Völkerbund wird dann zu einer einfachen Nebenerscheinung des sozia-


len Friedens. Und nicht nur, daß wir dann keine Revision des kommenden


Pariser Friedens zu fordern brauchen, – weil die Völker, von der großen, aus


dem sozialen Frieden kommenden Gerechtigkeitswelle gehoben, diese Revision


ungebeten durchführen werden – sie werden uns noch Abbitte tun für alle uns


angetane verdiente und unverdiente Unbill. –
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<Repro> Titelkopf Der Befreier


Zur Tat!                                 Zur Tat!      


Das Not-Wirtschaftsprogramm


für die Einheitsfront.


Das hier folgende Wirtschaftsprogramm eignet sich für die Bildung einer stoß-


und aktionsfähigen Einheitsfront, weil es sich scharf auf das beschränkt, was den


sozialistischen Bestrebungen aller Richtungen immer gemeinsam gewesen und


als die Hauptsache erschienen ist, nämlich auf den Kampf gegen alle


Ausbeutung (Kapitalismus) und weil die Mittel, die hier angewandt werden


(Freiland und Freigeld), mit tödlicher Sicherheit zum Ziele führen. Aber auch


darum eignet sich dieses Wirtschaftsprogramm für die ihm zugedachte Rolle,


weil die freiheitlichen Zustände, die es schafft, die Unabhängigkeit und


Selbständigkeit Aller schonen, erweitern oder wiederherstellen, wodurch der


sozialen Bewegung auch die großem Massen der Bauern, der Handwerker und


der Vertreter der freien Berufe zugeführt werden, die von den bisher propagier-


ten, auf Staat und Zwang hinauslaufenden Lösungen der sozialen Frage, stets


angewidert und abgestoßen wurden. Es schafft somit die erste Voraussetzung


des Erfolges – die Einheitsfront aller produktiv tätigen Mitglieder der Gesellschaft


und damit zum ersten Male die schroffe, glatte Scheidung des Volkes in Freund


und Feind, in Arbeiter und Schmarotzer. Es zerschmettert den Greuel, den


Klassenstaat. Aber noch etwas, heute besonders kostbares schafft dieses


Programm. Denn das Freiland-Freigeld-programm untergräbt und stürzt nicht nur


den Kapitalismus und den Klassenstaat, sondern beseitigt auch die gegensätz-


lichen Interessen, die zum Begriff und Ausbau des „Nationalen


Wirtschaftsgebietes“ führen – Urquell aller modernen Kriege. Damit aber werden


erst die wirtschaftlichen Voraussetzungen geschaffen für den alten Kampfruf:


Proletarier aller Länder, seid einig, einig, einig!
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Einer für alle und alle für einen! Das, Was wir für die Zeiten des Friedens


immer glatt ablehnten, das wird in dieser Zeit des Zusammenbruches und der


ungeheuren, steigenden Not zum einzigen Rettungsmittel: Die Habe, das
Vermögen, das Geld aller wird für die allgemeine Not unbeschränkt herange-
zogen werden!


Die militärische Not zwang uns (man sagt’s) zum Einbruch in Belgien, die 


völkische Not zwingt uns jetzt, die Schatzkammern aufzubrechen! Not kennt 
kein Gebot! Die über allem Eigentum thronenden Gesetze des Lebens treten


nunmehr in Kraft. Solange die Kriegsnot fortbesteht, gibt es im Deutschen Reich


kein Eigentum an Sachgütern, wie es angesichts der militärischen Not auch kein


Eigentum an Leib und Leben gab. Reichtum und Armut, Luxus und Not sind 


völkische Widersprüche, wie Krieg und Recht, Krieg und Eigentum militärische


Widersprüche sind. Die Not wird diesen Widerspruch lösen! Wir werden ihn
lösen.


In deutschen Landen soll unverschuldet niemand hungern und frieren.


Niemandem sollen die Sorgen ums tägliche Brot den Schlaf rauben. Solange wir


nicht alle frieren, nicht alle hungern, nicht alle erfrieren und alle verhungern, soll


keiner frieren und keiner hungern. Das ist unser Begriff von völkischer


Zusammengehörigkeit, von Menschheit, Christentum, Demokratie und


Sozialismus. Und nach diesem Begriffe wollen wir handeln und rufen alle


Gleichgesinnten zum Rettungswerk auf. Zur Tat! Zur Tat!


Wir wollen nicht nur – wie man uns im Kriege sagte – zusammenhalten, durch-


halten, opfern – auch im Frieden wollen wir es. Wir wollen zusammen leben oder
alle zusammen untergehen! Nachdem für Kaiser, Reich und phantastische


Projekte Riesenopfer gebracht, sollen die Überlebenden nicht auch noch den


verkehrten Eigentumsgesetzen geopfert werden. Das Eigentum soll uns nicht
überleben!


Hier ist unser Notwehrprogramm:


1. Allen, ausnahmslos allen, die durch den Krieg und seine Folgen in Not


gerieten und noch geraten werden, den Arbeitern wie den selbständig


Wirtschaftenden und den zusammengebrochenen Kapitalisten, wird aus den


Mitteln einer Reichsvermögensabgabe eine Unterstützung in monatlichen Raten


ausgezahlt, die sich nach dem bisherigen versteuerten Einkommen richten und


im Minimum 000, im Maximum 000 Mark betragen soll, mit
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einem Wohnungsgeldzuschuß für die Bewohner der Städte.


So lange wir nicht die stetige Währung haben, wäre es sinnlos, hier bestimmte Zahlen


zu nennen, da die Reichsbank den Sinn solcher Zahlen täglich in Unsinn verwandelt.


2. Allen Frauen und Männern, ausnahmslos allen über 60 Jahre wird ohne 


weitere Förmlichkeiten eine Pension bezahlt, die ebenfalls nach dem bisherigen


Einkommen gestaffelt wird.


3. Allen Müttern, ausnahmslos allen, wird für jedes ihrer Kinder unter 14 Jahren


aus Reichsmitteln ein monatlicher Zuschuß von 00 Mark entrichtet.


4. Zur Beschäftigung der Arbeitslosen wird sofort im Umfange der bestehenden


Arbeitslosigkeit und des Bedarfs mit der Aufteilung der großen Güter begonnen


und die Erstellung von Heimstätten für das ländliche und städtische Proletariat in


Angriff genommen. Die Heimstätten werden mit Vieh und Arbeitsgerät lebens-


fähig versorgt. Das Baumaterial soll zum Teil durch Abtragung der Herrenhäuser


gewonnen werden, sofern diese nicht anderweitige nützliche Verwendung finden.


Der Kleingrundbesitz (Kötter, Häusler, Ackerbürger, Büttner) soll aus dem


Bestand der Großgrundbesitzungen zu lebensfähigen, selbständigen


Wirtschaften erweitert werden.


5. Für die Deckung dieser zum Teil heiligen, notwehrenden wie notwendenden


Ausgaben, wie auch zu ihrer dauernden Sicherung wird eine einmalige


Vermögensabgabe erhoben, die in Gestalt einer ersten Hypothek von allen


Liegenschaften und in Gestalt bevorrechteter Wechsel von aller Fahrhabe


(Mobilien) erhoben wird.


–


Das Gespenst des Reichs-, Staats- und Gemeindebankerotts, des Bankerotts


der Sparkassen und der Banken beraubt heute alle des zum sicheren, gerechten


Urteil nötigen Sicherheitsgefühls und ist als die Hauptursache des giftigen Tones


zu betrachten, der heute in allen öffentlichen Verhandlungen vorherrscht. Würde


man nun diesen Bankerott durch Steuererhebungen zu vermeiden suchen, so


müßten allein für die Zinsen der Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden


Steuern im Betrage von vielleicht 15 Milliarden jährlich eingetrieben werden.


Solche Steuern aber, die regelmäßig den Hauptteil des Einkommens verschlin-


gen, führen zu allgemeiner Steuerflucht, zur Bestechung und Prostitution der


Steuerbeamten und schließlich zu einer allgemeinen 
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Verwilderung der Eigentumsbegriffe. Solche Steuern lähmen auch, wie es bisher


in der Türkei der Fall war, den Unternehmungsgeist, denn wenn der Ertrag der


Arbeit regelmäßig, alle drei Monate, jahraus, jahrein enteignet wird, so hört man


bald auf zuarbeiten. Zudem würde solche Steuererhebung das Vermögen viel
stärker entwerten, als wie es eine einmalige Vermögensabgabe tun wird. Denn
das steht fest, die Steuern für die Zinsen der Kriegsanleihen werden nicht auf
den Lohn abgewälzt werden können, sie müssen mittel- oder unmittelbar im vol-


len Umfang von dem heute in Deutschland befindlichen Kapital getragen werden.


Und darum muß jeder einsichtige, intelligente Kapitalist sich sagen, daß die
Vermögensabgabe die zweckmäßigste, billigste Form der finanziellen
Liquidierung des Krieges ist. Spart er doch neben allen anderen Dingen die


Kosten der jährlichen Erhebung der Steuern, Kosten, die, mit Berücksichtigung


der auf Rechnung der Steuerflucht zu setzenden Beträge, für die ehrlichen


Steuerzahler vielleicht 20, 25 bis 30 Prozent der Steuern betragen dürften!


Aus diesen Gründen werden wir:
6. die unter 5 genannte Vermögensabgabe so weit ausgreifen lassen, daß mit


ihrem Ertrage sämtliche Kriegsanleihen, Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden
restlos getilgt werden können, mit Einschluß der Ententeforderungen.


– 


Diese große einmalige Vermögensabgabe soll gestaffelt werden und zwar nach


der Formel, die ich als Volksbeauftragter für Finanzen der ersten Bairischen


Räte-Regierung s. Zt., den Münchener Betriebsräten vorschlug.


Bei einem wird als Steuer und es verbleibt


Vermögen von bezahlt Vermögensrest


Mk. Mk. von Mk.


10.000,– – 10.000,–


20.000,- 1.000,– 19.000,–


30.000,– 2.500,– 27.500,–


40.000,– 4.500,– 35.500,–


50.000,– 7.000,– 43.000,–


60.000,– 10.000,– 50.000,–


70.000,– 13.500,– 56.500,–


80.000,– 17.500,– 62.500,–


90.000,– 22.000,– 68.000,–
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100.000,– 027.000,– 073.000,–


200.000,– 082.000,– 118.000,–


300.000,– 142.000,– 158.000,–


400.000,– 207.000,– 193.000,–


500.000,– 277.000,– 223.000,–


600.000,– 352.000,– 248.000,–


700.000,– 432.000,– 268.000,–


mehr als  800.000,–    alles über 517.000,– 283.000,–


Bei einem wird als Steuer und es verbleibt


Vermögen von bezahlt Vermögensrest


Mk. Mk. von Mk.


900.000,– 607.000,– 293.000,–


1.000.000,– 700.000,– 300.000,–


mehr als 1.000.000,–    alles über 300.000,– 300.000,–


Nach dieser Formel bleiben die Vermögen bis 10 000 Mark steuerfrei. Die


Steuer setzt dann mit 5% ein, steigt unausgesetzt weiter, um bei einer Million


100% zu erreichen, womit das Höchstvermögen auf 300 000 Mark begrenzt


bleibt.


Der Wille, einer weiteren Proletarisierung der Massen mit allen Mitteln vorzu-


beugen, leitete diese Formulierung. Die kleinen, selbständigen Wirtschaftler –


Bauern, Unternehmer, Kaufleute, Handwerker– sollten geschont werden.


Natürlich mußten die großen Vermögen dann umso schärfer herangezogen wer-


den. Gegen diese Politik wird sich auch wieder kein einsichtiger und voraus-


schauender Kapitalist wenden, denn wenn die Vermögensabgabe ihm auch den


größten Teil des Vermögens nimmt, so schützt sie ihn doch wieder vor der


Gefahr, alles zu verlieren (wie in Rußland z.B.) Vor dem Bolschewismus schützt


letzten Endes nur eine Politik, die den Proletarisierungsprozeß nicht nur hemmt,


sondern darüber hinaus die Rückbildung der bereits proletarisierten Massen in


selbständige Wirtschaftler ermöglicht und begünstigt. Und nach diesem


Gesichtspunkt ist die Vermögensabgabe gestaffelt worden.


Die Vermögensabgabe muß auch von vornherein so hoch bemessen sein, daß


die Notwendigkeit einer zweiten Abgabe allen ausgeschlossen erscheint, denn


nur so verhüten wir die Kapitalflucht und die heute um sich greifende


Verschwendung. Ehe der Bürger dem Staate sein Geld überläßt, verpraßt er es


lieber. Darum muß auch die Vermögensabgabe sofort erfolgen. Viel zu lange hat


man schon damit gewartet. Ungeheuer ist der Schaden, der dem Volke aus der


Verzögerung
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dieser doch unvermeidlichen chirurgischen Operation erwachsen ist.


Die Finanzierung dieser Vermögensabgabe ist so gedacht, daß sämtliche den


Liegenschaften aufgebürdeten Hypotheken sowie die für die Fahrhabesteuern


gezeichneten Wechsel einem Hypothekenamt überwiesen werden. Dieses Amt


wird Pfandbriefe ausgeben, die verkauft und zur Festigung der Valuta auch im


Ausland abgesetzt werden.


Die Not an Kleinwohnungen, die immer ärger wird und die mit der


Vermögensabgabe noch viel größeren Umfang nehmen wird, soll gründlich


dadurch beseitigt werden, daß


7. die in großer Zahl freiwerdenden Villen und Luxus-Wohnungen auf


Gemeindekosten (mit Reichszuschuß?) in kleine Wohnungen umgebaut werden.


8. Alle indirekten Steuern werden abgeschafft. An deren Stelle tritt die


Reichseinkommensteuer mit Zuschlägen für Staat und Gemeinde. Das „Loch im


Westen“ wird dadurch verstopft, daß die Zollgrenze überhaupt abgeschafft wird,


Deutschland zum unbeschränkten Freihandel übergeht. Die Preisgestaltung wird


vollkommen freigegeben, alle behördlichen Beschränkungen, auch gegenüber


den Hausbesitzern, aufgehoben. Es ist dies der einzige Weg, um den Wucherern


und Schiebern das Wasser abzugraben. Nur in der Freiheit kann der Wettbewerb


seine ordnende Wirkung zeigen.


9. Damit die in Absatz 1 – 3 genannten Leistungen nicht durch die tolle


Papiergeldwirtschaft der Reichsbank sabotiert werden können (wie die


Errungenschaften der Arbeiterlohnpolitik durch das gleiche Mittel schon seit 


30 Jahren und erst recht seit dem Kriegsausbruch sabotiert wurden), schreiten


wir unverzüglich zur Gründung eines Reichswährungsamtes, dem die stetige
Währung als einziger Richtpunkt der Notenpolitik vorgetrieben wird. Zugleich


laden wir die Völker zu einer internationalen Valutakonferenz nach Berlin ein.


Heute müssen wir die zum Rettungswerk nötigen Höchstleistungen den


Arbeitern und Unternehmern hintenherum durch Anbietung von Lohnerhöhungen


entlocken, Lohnerhöhungen, die nur betrügerisch auf dem Wege des


Notendrucks bezahlt werden können. Mit moralischen Forderungen dürfen die


öffentlichen Gewalten nicht an die Arbeiter herantreten, denn unsere auf Raub,


Wucher und Diebstahl (Kornzölle, Börsendifferenzen, Zins) sich aufbauende


Volkswirtschaft beraubt sie der
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dazu nötigen moralischen Gewalt. Wucherer, Spekulanten, Rentner können nicht


sittliche Kräfte rufen. Ihre Nachkommen und Erben auch nicht.


So werden wir vor allem darangehen, unserer Volkswirtschaft diesen morali-


schen Untergrund zu erstellen. Wir werden


10. das Recht auf den vollen Arbeitsertrag und die daraus entspringende


Verneinung des Rechtes auf arbeitsloses Einkommen ausrufen mit allen daraus


sich ergebenden Folgerungen.


Um ferner der aus der Verzweiflung über den vollkommenen Mißerfolg der bis-


herigen revolutionären Arbeiterpolitik herrührenden allgemeinen Verdrossenheit


des Proletariats, dem Hang zur Gewaltanwendung zum Streik und zur Sabotage


zu begegnen, werden wir mit kräftiger Hand und zielbewußten Reformen den


Abbau des Kapitalismus in die Wege leiten und so im Arbeiter eine frohe, lichte,
begründete Hoffnung erwecken, als Vorbedingung der für das Gelingen dieses


Notwehrprogrammes unentratbaren Höchstleistungen auf allen Gebieten. Die 


allgemeine Arbeitsfreudigkeit allein kann uns retten.


Wir werden also sofort die für die endgültige Überwindung des Kapitalismus


nötigen durchgreifenden Reformen:


11.    Freiland und Freigeld
in Angriff nehmen und können dann zuversichtlich hoffen, daß die mit diesen


beiden Reformen unmittelbar sich zeigenden Wirkungen das gesamte werktätige


Volk für unsere physiokratische Staatsverfassung gewinnen, es den Lockungen


der Reaktion endgültig verschließen werden, und daß so unsere fernere politi-


sche Entwicklung


in friedlichen Bahnen
geleitet wird, ihr die sonst unabwendbaren blutigen Lösungen erspart bleiben 
werden.


Die Not steigt, die Zeit drängt; der Bürokrat schläft. Von einer schwachen


Parteiregierung und noch schwächeren Koalitionsregierung sind Maßnahmen


von der Größe unserer Forderungen ohne unmittelbaren Druck der Massen nicht


durchzusetzen (s. Erzbergers Vorschlag der Notenabstempelung). Darum ihr


Hilfebedürftigen, helft uns wenn ihr wollt, daß wir euch helfen sollen. Bildet


Gruppen, Vereine, Verbände, fordert die Presse zur Stellungnahme auf. Schickt


der Regierung Abschrift unserer Beschlüsse.


Vor allem aber, ihr Arbeiter, fordert von
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euren Führern nachdrückliche Unterstützung dieses Notwehrprogrammes, unbe-
schadet ihrer grundsätzlichen Stellung zur Freiland- und Freigeldforderung.
Unser Programm kann allein die durch eure Führer, durch den Mangel an einem


durchführbaren Wirtschaftsprogramm zertrümmerte Einigkeit des Proletariats


wieder herstellen.


Und wenn alle versagen sollten, so gebt uns Macht, Vollmacht zur direkten
Aktion. Wir stehen dafür ein, daß wir für die restlose Durchführung dieses


Programmes kämpfen werden – „so lange noch eine Ader in uns lebt.“


Was wir wollen!


Der Name dieser Zeitung sagt’s: Wir wollen uns und alle von den kapitalisti-


schen Ketten befreien. Nicht nur rütteln wollen wir an unsern Ketten, wie es 


bisher alle taten, die sich und andere befreien wollten. Wir wollen die Ketten


wirklich brechen. Wir haben uns die Ketten gründlich angesehen und haben


ihren schwachen Punkt entdeckt. Und auf diesen schwachen Punkt wollen wir


nun alle unsere Kräfte zusammenwirken lassen.


Wir wollen eine Einheitsfront des ausgebeuteten Volkes schaffen. Dem politi-
schen Programm der proletarischen Parteien wollen wir das fehlende Programm
der Taten, ihrem hölzernen Lanzenschaft wollen wir die Stahlspitze geben. Keine


neue Partei wollen wir gründen. Genug Parteigift hat das Proletariat in seinem


Blut. Die bestehenden Parteien und Organisationen lassen wir unberührt.


Unser Ziel ist das, worauf es allen Arbeitern eigentlich ankommt, wovon aber


heute merkwürdigerweise am wenigsten gesprochen wird, nämlich die wirtschaft-
liche Befreiung, die Beseitigung aller Ausbeutung, das Recht auf den vollen
Arbeitsertrag. Weil wir nur dies Eine wollen, weil wir keine Kirche, keine


Weltanschauung bekämpfen, weil wir keinen anderen Feind kennen als den


Ausbeuter, weil wir nichts Utopisches, nichts Gespensterhaftes, sondern etwas


Greifbares im Sinne haben, über das alle Arbeiter eines Sinnes sein können, ein


Ziel, auf das alle Arbeiter aller Berufe, aller Konfusionen, aller Länder, aller


Rassen, aller Kulturstufen brüderlich vereint lossteuern können, darum wird uns


das, was wir wollen, auch gelingen. Wir werden 


86







das Proletariat aller Länder einigen, den Traum Marx’ verwirklichen.
Und auch darum wird es uns gelingen, weil wir nicht wie die Kommunisten auf


Idealmenschen, wie die Sozialdemokraten auf entgeistete Bürokraten angewie-


sen sind, sondern den Menschen nehmen, wie er vom Weibe geboren ist. Er


genügt uns, so wie er ist. Während die Parteihäuptlinge aller Richtungen alle,


einer nach dem andern, zugestanden haben, daß mit dem vom Kapitalismus


gezüchteten Volk kein Zukunftsstaat zu bauen ist, werden wir dasselbe Volk


geradenwegs durch die vom Krieg und der Revolution geschaffene Wüste ins


gelobte Land führen. Und es ist ein Glück, daß gerade für diese Aufgabe wir


keine höheren Anforderungen an den Menschen zu stellen brauchen, denn wie


würden sich die Proletarier aller Länder jemals einigen können, wenn die


Einigung auf der Grundlage religiöser, philosophischer, moralischer


Anschauungen erfolgen müßtet Dort, wo Weltanschauungen mitzureden haben,


muß man die Hoffnung auf Einigung aufgeben. Der Mitwirkung aller Arbeiter sind


wir daher sicher, solange wir keine anderen Triebkräfte brauchen als den


Wunsch, die Ketten der Ausbeutung zu brechen. Wir brauchen die Massen nicht


zu umschmeicheln; wir werden allen die Wahrheit sagen, so aufreizend sie auch


manchmal klingen wird. Wir werden das Volk über die wahre Natur des Kapitals


aufklären, und dann werden alle von ihren Führern Stellungnahme zu unserm


Programm der Tat verlangen. Damit ist unsere Aufgabe erledigt.


Dem Willen zielbewußter Menschen widersteht nichts! Die letzte Stunde des


Kapitalismus hat geschlagen!


Waffen für das Proletariat!


Wissen ist macht.


Einigkeit ist Macht.


Doch ist Wissen Übermacht,


Denn Wissen einigt!


Die Kapitalisten haben das Geld. Der Mittelstand hat die Bildung. Und Geld


und Bildung sind mächtige Waffen.


Was haben die Proletarier solchen Machtmitteln entgegenzustellen?


Demokratie aber heißt gerechte Machtverteilung.


Die Presse ist ein Handelsartikel wie Bier und Kautabak. Wer Geld hat, hat die


Presse. Stinnes kaufte 
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kürzlich den Artikel gleich en gros, 24 Stück = 2 Dutzend Zeitungen, einen 


ganzen Sklavenmarkt mit einem Schlage.


Was hat das Proletariat solcher Papierflut entgegenzustellen? Die Presse


nannte sich die fünfte Großmacht. Heute ist sie die zweite, das heißt die nächste


gleich nach dem Geld. Freilich das Proletariat hat auch eine Presse, wenigstens


dem Namen nach. Ob es wirklich so ist? Noch niemals hat ein kapitalistisches


Blatt seine Sache verraten. Manchmal ist man geneigt, die proletarische Presse


ebenfalls zu den Blättern der Kapitalisten zu zählen. Es geschieht ja so alles


nach dem Programm der Kapitalisten – die Uneinigkeit des Proletariats, die


gegenseitige Beschimpfung, die allgemeine Verwirrung! Kaum ist eine proleta-


rische Partei groß und stark geworden, so kommt, wie auf Befehl, die Spaltung.


Wer befiehlt hier? Ich will nicht auch schimpfen, ich verweise hier auf mein


Motto. Dort, wo das Wissen zu Ende geht, da beginnt die Spaltung, immerhin,


das systematische Totschweigen alles dessen, was die Aufmerksamkeit des


Proletariats auf seinen wahren Feind lenken könnte, macht uns zuweilen stutzig.


Kein Proletarierblatt hat seit der Revolution und vorher auch nur mit einem Wort


die Aufmerksamkeit der Ausgebeuteten auf den Zins, auf das Geld, auf die


Börse, auf die dort gemachten gewaltigen Profite gelenkt! Die sozialdemokrati-


sche Presse macht noch heute Reklame für die Goldwährung, diese Hochburg


des Kapitals! Wenn ich Kapitalist wäre, so hätte ich den proletarischen Blättern


verboten von Zins, Geld und Börsendifferenzen zu reden. Wo ist in den proletari-


schen Blättern der Satz zu lesen, daß 5% Zins so viel bedeutet wie die restlose


Zerstörung des deutschen Reiches und seine Wiedergutmachung auf Kosten des


deutschen Proletariats alle 20 Jahre! Nirgendwo wird diese lichtvolle Tatsache in


der proletarischen Presse erwähnt. Wer übt hier die Zensur über die Presse des


Arbeiters? Cui bono?


Also das Proletariat hat keine Presse. Womit soll es sich verteidigen? Kein


Geld, keine Presse, keine oder doch nur dürftige Bildung! Nichts, nackt, verkauft,


verraten?


Ist es unter solchen Umständen zu viel verlangt, wenn wir für das Proletariat
die Herausgabe aller Waffen fordern, als Machtausgleich für das Geld der


Kapitalisten und für das Bildungsmonopol des Mittelstandes?


Wir sind überzeugt, daß, wenn die Waffen der Reichs-  Reichswehr
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wehr den Gewerkschaften, dem Proletariat ausgeliefert werden, die Arbeiter


diese Macht nicht mißbrauchen werden. Das Gefühl der Sicherheit, das sich


dann beim Proletariat einstellen wird, wird auch in ihnen sofort das Gefühl der


Verantwortung erwecken, das ihm heute noch sehr stark abgeht. Und das ist es,


was heute nottut, nachdem die bis dahin herrschenden Klassen gestürzt sind.


Die, in deren Händen das Geschick des Volkes nun liegt, die, die unsere


Kohlengruben, unseren Lebensnerv im Handumdrehen zerstören und über


Deutschland eine wirtschaftliche Eiszeit heraufbeschwören können – die müssen


sich ihrer gewaltigen Verantwortung bewußt werden. Sind also die


Handgranaten, die Maschinengewehre ein Mittel, um dieses


Verantwortungsgefühl zu heben, gut, dann her damit, alle Waffen den


Gewerkschaften!


Waffen! Man vergesse hier nicht, daß der kleine Mönch Gregor VII. den ge-


panzerten Kaiser Heinrich IV. vor sich in den Staub warf. Man überschätze also


die Macht der Waffen nicht. Der Dollar, der Rubel, der blaue Lappen kann es in


der Regel ganz gut mit dem Waffengeschirr aufnehmen. Wer das Geld hat, hat


zumeist auch die Waffen zu seiner Verfügung. Geld, das ist die Macht. Wer Geld


hat, kauft die Presse und die Bajonette. Alles, was käuflich ist, fügt sich der


Macht des Geldes, ja, er kann damit bewirken, daß die Proletarier die Waffen


gegeneinander kehren!


Darum geht unsere Forderung weit über die Bewaffnung des Proletariats hin-


aus. Wir wollen die geistige Bewaffnung, wir wollen dem Proletariat unverkäuf-


liche Waffen liefern. Wir wollen das, was die Kapitalisten der proletarischen


Presse zu veröffentlichen verbot, jetzt an die große Glocke bringen. Wir werden


vom Zins und von der Macht des Geldes reden, und zwar so lange, bis daß uns


das Proletariat die Vollmacht gibt, die Macht des Geldes zu brechen. Das werden


wir dann gründlich tun. Wir werden von Zins, von Börsenraubzügen reden und


die Leser in diese Mysterien einweihen, die Arbeit fortsetzen, die P. J. Proudhon


vor 50 Jahren begonnen. Den marxistischen Schutt wollen wir von den


Proudhonschen Schätzen wegfegen.


Natürlich vergessen wir hierüber den Boden unter unsern Füßen nicht. Wir


werden dem von den Marxisten mißgeleiteten Proletariat so lange den Satz in


die Ohren sagen, bis es ihn erfaßt hat und den Mut gewinnt, es laut hinauszu-


schreien in alle Welt: Ihr habt 
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uns den Boden geraubt – mir, dir, uns allen gehört die Erde, die Erdkugel 
ungeteilt !


Proletarische Stellungnahme zu


den Forderungen der Entente.


Die „Rote Fahne“ vom 20.2.21 schreibt: „Genossen! Euch sind die wirtschaft-


lichen Forderungen der Entente bekannt, die sie an das deutsche Volk stellt. Es


sind mehr als harte Bedingungen. Diese Forderungen bedeuten das Todesurteil


für die deutsche Wirtschaft, ihre Erdrosselung. Sie treffen aber nicht die
Kriegshetzer, Kriegsführenden und Kriegsverlängerer, nicht die Kriegsverbrecher
und Kriegsgewinnler in Deutschland. Sie kehren dagegen ihre volle vernichtende
Macht gegen die breiten schaffenden Massen, die schon bisher mit Gut und Blut
den Hauptteil der Kriegsopfer und Kriegslasten tragen mußten. Sie kehren sich


gegen die breiten Massen, deren Verhängnis es war, nicht durch die Revolution


auf die Mobilisation zum räuberischen Weltkrieg geantwortet zu haben, sondern


sich durch die nationalistischen Lügen der Scheidemänner und die feige Furcht


der Hilferdinge in die unsühnbare Schuld der besitzenden und ausbeutenden


Klassen verstricken zu lassen.“


Ob sich der Schreiber dieses Satzes nicht auch wieder von den Ausbeutern


verstricken ließ? Man braucht bei solcher Verstrickerei nicht gleich an


Bestechung, an Verrat zu denken. Dem Proleten, der obigen Satz geschrieben


hat, mag vielleicht der Hunger den Blick getrübt haben, so daß er die Stricke der


kapitalistischen Literatur übersehen hat, die ihn zu der Ansicht brachten, daß die


„schaffenden Massen“ die Last der Ententeforderungen zu tragen haben werden.
Daß die Kapitalisten solche Behauptungen ausstreuen, ist ja verständlich.


Gelänge es den deutschen Kapitalisten, die internationale proletarische Aktion in


ihren Dienst zu spannen, wie sie laut obigem Zitat aus der „Roten Fahne“ das


deutsche Proletariat 1914 in ihren Dienst spannten, so könnten sie ja noch ein-


mal hoffen.


Nach welcher Lohntheorie richtete sich der Schreiber obiger Zeilen bei der


Behauptung, daß die Forderungen der Entente durch Lohnkürzungen einge-


trieben werden 


90







würden? Marx sagt, daß der Lohn sich nach den Kosten richtet, die die Erhaltung


der Arbeitskraft verursacht. Ist die „Rote Fahne“ mit dieser Theorie einverstan-


den, dann stimmt es nicht, wenn sie sagt, von genanntem Lohnminimum würden


nun für die Entente jährlich die Milliarden abgezogen werden. Von einem


Minimum läßt sich nichts abziehen. Richtete sich der Lohn bisher nicht nach dem


genannten Minimum, so fällt die Marx´sche Lehre in sich zusammen. Wenn die


Behauptung der „Roten Fahne“ auf Grund der Mehrwerttheorie gemacht wurde,


so sagt sie, daß die Kapitalisten bisher gutmütigerweise, und nicht unter dem


Drucke der Marktverhältnisse handelnd, dem Arbeiter mehr zahlten, als sie


eigentlich zu zahlen brauchten, und daß die Ententekapitalisten nunmehr dieses


Plus für sich oder für den Lohn ihrer Arbeiter verwenden werden. Kein Proletarier


im Deutschen Reich wird das der „Roten Fahne“ glauben. Der deutsche


Kapitalist hat immer als Lohn nur so viel gezahlt, als die Verhältnisse auf dem


Arbeitsmarkt ihn zu zahlen zwangen. Keinen Pfennig mehr, keinen Pfennig 


weniger. Ob die „Arbeitskraft“ dabei gedieh oder zugrunde ging, hatte auf sein


Lohnangebot keinen Einfluß.


Der Lohn ist, wie das Gold, eine internationale Größe. Er wird durch die


Millionen der hin und her flutenden Wanderarbeiter überall in der Welt auf die


gleiche Höhe gebracht, wenn er aus örtlichen Gründen eine örtliche Änderung


erfährt. Was der Arbeiter über diesen Lohn hinaus für den Kapitalisten schafft,


das verlangt der Kapitalist für sich. Ist aber der Lohn eine internationale Größe,


so ist es nicht richtig, daß die Forderungen der Entente von den deutschen
Kapitalisten auf den Lohn würden abgewälzt werden können. Nein, die Lasten


der Ententeforderungen werden (von einer kurzen Übergangszeit abgesehen)


restlos vom deutschen Kapital (dem immobilisierten Realkapital) getragen wer-


den. Daher die Tränen, daher der Wunsch der deutschen Kapitalisten, das inter-


nationale Proletariat vor den Wagen ihrer Interessen zu spannen.


Das deutsche Proletariat hat an den Londoner Verhandlungen nur das eine


Interesse, daß die Weltfreizügigkeit in ihrem vollen Umfang, wie sie vor dem


Krieg bestand, wieder hergestellt werde. Kann das internationale Proletariat das


in London durchsetzen, dann hat der deutsche Arbeiter die Gewähr, daß unab-


hängig von 
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allen finanziellen Bedingungen, die die englischen Kapitalisten ihren deutschen


Standesgenossen aufbürden mögen, der Lohn im Deutschen Reich nicht unter


den Lohn fallen kann, den die Arbeiter in Amerika, in England oder Frankreich


erzielen werden. Wurde etwa der Lohn des deutschen Arbeiters in irgendeiner


Weise davon berührt, daß die Dividenden der amerikanischen Eisenbahnen oder


die Dividenden der spanischen Quecksilberbergwerke nicht in Amerika und


Spanien, sondern hier in Berlin verzehrt wurden? Deutsche Arbeiter waren es


großenteils, die die amerikanischen Bahnen bauten, obschon sie wußten, daß


die Dividenden dieser Bahnen nach Deutschland wandern würden. Warum blie-


ben sie nicht in Deutschland, wenn sie glaubten, daß es nicht einerlei ist, wo die


Dividenden verzehrt werden? Wenn es also vor dem Krieg so war, warum wäre


es jetzt anders? Jetzt werden die Dividenden der deutschen Aktien in England


und in Amerika den Rentnern zufließen, und wie es den amerikanischen


Arbeitern damals gleichgültig war, daß die Dividenden nicht von amerikanischen


Rentnern verbraucht wurden, so kann es jetzt auch den deutschen Arbeitern


einerlei sein, was mit den deutschen Dividenden geschieht. Ob also die Entente


50 oder 60 oder gar 100 Prozent der deutschen Dividenden fordern wird, was


kann das dem deutschen Arbeiter verschlagen? Auf diese Frage möge die „Rote


Fahne“ nun antworten.


Anm. d. Schriftl.: Im Anschluß an vorstehende Ausführungen geben wir auf


Seite 6 eine Pressenotiz über die Einwandererfrage wieder, die eine treffliche


Ergänzung zu dem oben Gesagten bildet.


————


Freikohle: die Formel für den


Frieden in Oberschlesien.


In der schweizerischen Zeitschrift „Die Freistatt“ war im Jahre 1916, zur Zeit


der Kohlennot, der Satz zu lesen: „Die Schweiz hat auf die Kohlen an der Saar


und an der Ruhr das gleiche Recht wie Deutschland, wie jedes andere Land der


Welt“. Damals führte Deutschland die „Waffen noch weit in Feindes Land 


spazieren“. Den Sinn dieses Satzes konnte man darum auch damals in


Deutschland noch nicht erfassen.
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Heute, seitdem das Saarbecken an Frankreich abgetreten, das Ruhrgebiet


bedroht, Oberschlesien als Einsatz eines Würfelspieles hergegeben werden


mußte – jetzt, wo der Schlingel die Schlinge am Halse spürt, da wird er hell-


seherisch, da begreift er Dinge, die ihm vorher völlig verschlossen waren. Man


erschrickt in Deutschland nicht mehr, im Gegenteil, man freut sich sogar, wenn


jemand der Internationalisierung der Kohle das Wort redet.


Die Erde gehört nicht den Kapitalisten. Das versteht jeder deutsche Proletarier.


Daß aber die Erde auch nicht den Proletariern, das Ruhrgebiet nicht den deut-
schen Arbeitern gehört, das ist dem Proletariat noch durchaus kein geläufiger


Satz. Vielleicht ist noch ein neuer, verlorener proletarischer Krieg nötig, um dem


Proletariat das volle Verständnis für diesen Satz zu öffnen. In Australien, in


Neuseeland, in Nordamerika z. B. verteidigen die Arbeiter ihre Vorrechte dem


europäischen Proletariat gegenüber mit der denkbar größten Rohheit. Die ver-


brecherischen Einwanderungsgesetze der Vereinigten Staaten sind ein


Erzeugnis der Diktatur des Proletariats. Die nach dem Zusammenbruch in


Deutschland herrschenden Sozialdemokraten verjagten schweizerische Arbeiter


mit ihren Familien (von denen schon einige 30 Jahre im Lande waren), um ihre


Landsleute an die Stelle zu setzen! Das alles deutet auf einen erschreckend


engen Gesichtskreis. Für den vollen Begriff des Wortes Freiland ist das


Proletariat vielleicht noch weniger vorbereitet als der Philister.


Die Erde gehört niemandem, auch nicht den Völkern, auch nicht den Staaten.


Die Erde, und mit ihr die Kohle, gehört der Menschheit! Alle, ohne Ausnahme alle


Menschen haben das gleiche Recht, sich mit Kohlen dort zu versorgen, wo die


Kohle gewachsen ist. Und spreche ich es gerade aus: Es ist Leichtsinn, es ist
Unsinn, von Frieden, von Völkerfrühling zu reden, so lange obiger Satz nicht zu
einem allgemein anerkannten Menschenrecht wird. „Privat- und Nationalrechte“


auf den Boden bedeuten nicht nur Krieg, sie sind ein Produkt des Krieges. Wann


werden die Pazifisten diesen Satz begreifen und ihn an die Spitze ihres


Programms stellen? Wie viel fruchtbarer würden sich ihre Veranstaltungen er-


weisen, wie viel Tonnen chiffons de papier ersetzt das eine Wort Freiland!
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Wenden wir dies Wort auf die Kohlen von Oberschlesien an. Wie viel weniger


bedeutungsvoll wäre da die kommende Abstimmung, für Polen sowohl wie für


Deutschland! Wie viel sicherer würden sich Deutsche und Polen fühlen, wenn die


Kohlen Gemeingut der Menschheit wären? Und ist nicht das Sicherheitsgefühl


erste und wichtigste Voraussetzung für ein gerechtes Urteil und für ruhiges


Handeln? Und wie gleichgültig würden die Oberschlesier selber, Polen sowohl


wie Deutsche, der Abstimmung entgegensehen, wenn die Kohlenfrage im


genannten Sinn gelöst wäre? Wenn die Kohlenförderung mindestfordernd in


Verding gegeben, der Kohlenverkauf meistbietend erfolgen würde? Wenn die so
etwa entstehende Kohlenrente allen Müttern, ohne Ansehen der Nationalität, der
Rasse, der Sprache, der Religion in monatlichen Barzahlungen ausgerichtet
würde, wie wir das programmatisch fordern? Und wenn so der Zankapfel


Oberschlesiens, die Grundrente, gemeinsam von den polnischen und deutschen


Kindern, denen sich auch noch beliebig andere zugesellen mögen, verzehrt wird,


und damit der volle Bürgerfriede sich einstellt, wer wird da in Oberschlesien noch


ein Interesse an der Stärkung der Staatsgewalt zeigen und für Staatsschulen und


Staatskirchen noch schwärmen? Abbau des Staates von all den Dingen, die ihm


zur Stärkung der Gewalt aufgebürdet wurden, das ist eine automatisch sich ein-


stellende Forderung, sobald die Bodenrente ihren rechtmäßigen Nutznießern,


den Müttern, zugewendet wird und damit der Politik und dem Antrieb zu


Ruhestörungen entzogen ist.


Abbau des Staates, das ist nicht nur die Friedensformel für Oberschlesien,


sondern für die Welt schlechthin. Der Weg dahin aber führt über Freiland, der


erste Schritt dahin ist Freikohle, die Internationalisierung der Kohlenschätze.


——— 


Bergarbeiterführer und 


Bergarbeiter.


Angesichts der Tatsache daß wir bei dem jetzigen wirtschaftlichen Zustand vor


ungeheuren Ökonomischen Problemen stehen, welche zu überwältigen unseren
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Sozialpolitikern und Ökonomen bis heute nicht gelang, ist es an der Zeit, mit


positiven Vorschlägen zu kommen, um der Situation Herr zu werden.


Selbst Kautsky, der beste Kenner der Marx’schen Theorie, mußte vor einem


halben Jahre den Arbeitern den Vorschlag machen, dem Kapital (also unsern


Ausbeutern, die uns den letzten Tropfen Blut auszusaugen suchen), das


Kampffeld zu überlassen, da nur eine kapitalistische, individualistische


Wirtschaftsordnung noch Rettung aus der Not bringen könne.


Aber nicht nur das, obgleich derartige Worte jeden Menschen zum Denken


anregen müssen: Vor zwei Jahren hatten die Marxisten Gelegenheit, das durch


den Krieg und durch die unselige Geldwirtschaft verelendete Deutschland zu-


gunsten des werktätigen Volkes auf sozialer Grundlage neu aufzubauen, um so


alle Ausbeutung in Zukunft zu verhindern. Und sie haben es nicht getan, nein


besser, nicht gekonnt, weil Theorie und Praxis eben zweierlei ist. Es sei ferne


von mir zu behaupten, der Wille habe den Arbeiterführern gefehlt. Das Gegenteil


ist tatsächlich der Fall. Sie haben nicht Kerker, Aussperrung und Denunziation


gescheut, um das zu tun, was ihnen ihr Gerechtigkeitsgefühl vorschrieb. Um so


größer die Enttäuschung. Über kurz oder lang wird es ihnen wie Schuppen von


den Augen fallen und sie werden erkennen, daß der von Karl Marx aufgestellte


Kompaß nicht genau genug zeigt.


Auch die marxistischen Arbeiterführer werden zu der Überzeugung kommen


müssen daß nicht das bloße Eigentum an Produktionsmitteln eine Ausbeutung


ermöglicht, Sondern daß unser herkömmliches Geldwesen und das private


Bodeneigentum die Ursachen sind. Fragen wir warum, so lautet die Antwort aller


Vertreter der natürlichen Wirtschaftsordnung: Die zinstragende, also „ausbeuten-
de“ Eigenschaft des Realkapitals, also der Waren und sonstiger Arbeitsprodukte
(auch Häuser und Fabriken gehören hierher), beruht darauf, daß sie nur mit
Einwilligung des Geldkapitals unter der Bedingung der Verzinsung entstehen
können. [Entnommen der Schrift von Georg Blumenthal „Die Befreiung von der Geld- und


Zinsherrschaft“. (Erscheint demnächst neu im Freiland-Freigeld-Verlag, Erfurt)]


Es würde sich bei heutiger Beschaffenheit des Geldes
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kein Kapitalist bereit finden, sein Geld in ein Bergwerk oder sonstigen Betrieb zu


stecken, wenn dasselbe ihm nicht die dem Zinsfuß entsprechende Kapitalrente


abwirft.


Jedoch es würde zu weit führen, wollte ich alle die großen Probleme, die Marx


ungelöst hinterließ, in diesem kleinen Aufsatz behandeln. Eile tut not, ehe wir an


unserm Elend zugrunde gehen. Deshalb rufe ich als Bergarbeiter, der ich das


Elend und die Unkenntnis meiner Kumpel täglich vor Augen habe, unsern


Arbeiterführern zu: Wollt ihr nicht mitschuldig werden an der Verelendung derjeni-


gen, die euch gewählt und auserkoren haben, ihre Interessen zu vertreten, so


ergreift die Schriften von Silvio Gesell, Georg Blumenthal, Professor Dr.


Polenske, Dr. Th. Christen usw., in denen die Lehre der natürlichen
Wirtschaftsordnung euch in volkstümlichster Weise klargelegt wird; studiert, lehrt


und verteidigt sie! Nur so könnt ihr Rechenschaft ablegen vor euren Wählern und


ihnen beweisen, daß euch euer Gerechtigkeitsgefühl auch heute noch nicht ver-


lassen hat. Nehmt unsern Vorschlag an, ehe es zu spät ist, auf daß wir für immer


von der Fuchtel des Kapitalismus befreit werden. Es wäre eine Sünde am


Volksganzen, sollten alle die Märtyrer umsonst gelitten haben. Sollte ein ganzes


Volk zugrunde gehen, ohne daß es den Rettungsgürtel ergreift, der ihm in seiner


höchsten Not geboten wird?


Und nun zum Kumpel Bergmann!
Arbeitskollegen, die ihr in einem Staate wohnt, der das freieste Wahlrecht der


Welt hat, die ihr euch die 7- bezw. 8-Stundenschicht unter großen Entbehrungen


erkämpft habt, euch frage ich an dieser Stelle: Hat die Revolution 1918 auch die


wirtschaftliche Freiheit gebracht? Spürt ihr an eurem Körper, daß Kapitalismus


und Ausbeutung aufgehört hat? Habt ihr auch nur etwas von dem, was man


Wohlstand nennt – oder gar euren vollen Arbeitsertrag? Nein! Nein! höre ich da


rufen und mit Recht. Wie mancher von uns sehnt wohl im Stillen den Zustand


von 1914 wieder herbei. Konnte er sich doch damals mit dem zehnten Teil seines


jetzigen Einkommens besser kleiden und ernähren wie heute. Mancher Kumpel


war damals (wenn auch unter Entbehrung) imstande, noch einen Notgroschen


beiseite zu legen. Anders heute: ein Familienvater ist heute (als einziger


Ernährer)
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kaum imstande, die notwendigsten Lebensmittel zu kaufen, und wenn er die


damals ersparten Notgroschen zu Hilfe nehmen will, so macht er die trübe


Erfahrung, daß er nur noch den zwanzigsten Teil von dem bekommt, was er


1914 dafür hätte kaufen können. Woran das liegt, wissen nur die allerwenigsten.


Ich will es euch kurz sagen, und wenn ihr euch selbst unterrichten wollt, so lest


die Schriften über „Natürliche Wirtschaftsordnung“.


Die willkürliche Währung, welche sich auf unserem überlieferten Geldwesen


aufbaut und die Überschwemmung des leeren Warenmarktes (auf dem sich nur


halb so viel Waren befinden wie 1914) mit immer neuen Milliarden neuen Geldes


hatte zur Folge, daß alle Preise ins Unermeßliche stiegen und so die Kaufkraft


des Geldes immer mehr herabgedrückt wurde. So seid ihr um eure


Spargroschen betrogen worden, ohne daß unsere Arbeiterführer imstande


waren, das Übel im Geldwesen zu suchen und an der Wurzel zu packen.


Währenddessen schlemmt der Kapitalist weiter und erfreut sich an unserer


gegenseitigen Zersplitterung. Das kann nicht mehr so weiter gehen oder wir sind


rettungslos verloren! Unsere Führer versagen, teils aus Unkenntnis, teils aus


Verbohrtheit in die Parteipolitik.


So rufe ich euch denn zu: Bergleute aller Gruben! Arbeitskameraden, die ihr


tief unten im Schacht den Kampf ums Dasein führt, die ihr ständig beraubt wer-


det durch Zins- und Grundrente, wartet nicht länger, denkt selbst, rafft euch


selbst zur rettenden Tat auf!


Fordert eure Führer auf, die Schriften über die natürliche, ausbeutungsfreie


Wirtschaftsordnung zu lesen und dazu Stellung zu nehmen.


Verlangt von euren Vertretern, der Regierung folgende Forderungen zu unter-


breiten:


a) durch die stetige Währung die Volkswirtschaft von den allgemeinen


Preisschwankungen und den Schieberprofiten zu befreien;


b) durch eine energische Vermögensabgabe das Reich, die Bundesstaaten


und die Gemeinden für immer von den Kriegslasten zu befreien;


c) anstelle der Sozialisierung der Produktionsmittel erst eine soziale


Umgestaltung des Geldwesens (durch Freigeld) und Sozialisierung der


Bodenrente durch Freiland;


d) zur Durchführung dieser Maßnahmen eine Be-


Befreiungsdiktatur
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freiungsdiktatur mit Silvio Gesell als Leiter.


e) Fordert endlich an euren Volkshochschulen die Aufnahme der Lehren Silvio


Gesells in den Lehrplan.


Woher kommt die Krise 


in England und Amerika?


Am 14. Dezember 1920 gab im englischen Unterhaus der Regierungsvertreter


die folgende Erklärung ab: „Ein Erlaß zur Beschränkung der nächstjährigen


Baumwollpflanzung in Ägypten auf ein Drittel der Bodenfläche ist vorbereitet Das


steht in keinem Zusammenhang mit der politischen Lage. Die Absicht ist ledig-


lich, die finanziellen Schwierigkeiten zu beheben, die aus dem Rückgang der


Preise für Baumwolle entstanden sind.“


In Ägypten wird also die Arbeitslosigkeit auf dem Lande künstlich verschärft,


um „finanzielle Schwierigkeiten zu beheben“! Die Arbeitslosen scheinen der


Regierung in Ägypten viel Geld einzubringen. In England ist es umgekehrt; dort


wird der Arbeitslose nicht nur nicht besteuert, sondern er bezieht, wie in


Deutschland, eine wöchentliche Unterstützung, die der Regierung große finan-


zielle Schwierigkeiten bereitet.


Ägypten ist doch immer noch das Wunderland. Man fragt sich, warum die eng-


lische Regierung zur Behebung ihrer finanziellen Schwierigkeiten nicht auch in


England zwei Drittel aller Betriebe stillegt? Das Rezept, das sich in Ägypten


bewährt, muß doch auch in England gute Dienste leisten. Natürlich die


Baumwolle, die jetzt in Ägypten nicht gebaut wird (in den Vereinigten Staaten


wird der Anbau der Baumwolle auch eingeschränkt werden), fehlt in den


Spinnereien, wo dann wegen „Mangel an Rohmaterial“ zwei Drittel der Arbeiter


entlassen werden müssen. Ob das auch zur Behebung der finanziellen


Schwierigkeiten beitragen wird?


In England wird energisch auf Preisabbau hingearbeitet, ebenso wie in


Nordamerika. Die Schwierigkeiten, die daraus für die Finanzen entstehen, die


können nicht durch Stillegung der Produktion behoben werden, sondern umge-


kehrt durch die Rückkehr zum Vollbetrieb der Volkswirtschaft. Hierfür ist nur


eines nötig: die Erkenntnis, daß der Abbau der Preise den Handel rechnerisch
unmöglich macht.
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Ich und der Stamm


„Für einen geistig einigermaßen entwickelten Menschen reicht der alte


Vaterlandsbegriff heutzutage nicht aus. Es kann der Staatsverband, in den wir


einsortiert sind, allein nicht mehr maßgebend für uns sein. Ich glaube, das natio-


nale Bewußtsein ist im Begriff auszusterben und wird vom Stammesbewußtsein


abgelöst werden Jedenfalls habe ich für meinen Teil diese Evolution durchge-


macht. Ich habe damit angefangen, mich als Norweger zu fühlen, habe mich


dann zum Skandinavier entwickelt und bin jetzt beim Allgemeingermanischen


gelandete Ibsen, aus „Henrik Ibsen als Verkünder des dritten Reichs“, von Rolf
Engert. R. Voigtländers Verlag, Leipzig 1921. [Dem an die physiokratischen Gruppen


gesandten Teil der Gesamtauflage dieser Nummer liegt ein ausführlicher Prospekt bei, über das


soeben erschienene bedeutungsvolle Werk von Dr Rolf Engert: „Henrik Ibsen als Verkünder des drit-
ten Reiches.“ R. Voigtländers Verlag, Leipzig, 1921 Preis: 30,– M., geb. 40,– M.]


Ich glaube, wir sind auch bereits über diese Evolution hinweg evoluirt. An die


Stelle des Stammesbewußtseins tritt das Ichbewußtsein und zwar tut es dies


umso schneller, je eher man zu der Überzeugung kommt, daß die Stämme zer-


splittert und nicht mehr auffindbar sind. Jedenfalls ist der Stammesbegriff nicht


mehr an geographische und staatliche Begriffe gebunden. Das einzige Volk, das


bisher wirklich Stammesbewußtsein besaß, – das Judenvolk – hat überhaupt


keine Grenzen, keinen Staat. Bedeutung hätte das Stammesbewußtsein viel-


leicht bei der Paarung, die jedoch eine Ureigene Angelegenheit jedes Menschen


ist, und darum auch schon aus den Stammesangelegenheiten ausgeschlossen


werden muß. Stimmt letzeres aber, so weiß ich nicht auf welchem Gebiet das


Stammesbewußtsein sich noch betätigen könnte. So wird wegen Mangel an


Betätigungsgelegenheiten das Stammesbewußtsein auch noch aussterben.


Dann bleibe Ich allein noch übrig.
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W i r  u n d  d i e


R e p a r a t i o n .


Politischer Ausblick.
Wir müssen nun vorwärts. Unter dem Kommando der Ententesoldaten werden


wir marschieren. Für Menschen, die an das Gebell des Kasernenhofes gewöhnt


sind, ist das auch das Einfachste. Die Entwicklung treibt zu entscheidenden


Taten. Vorwärts oder Untergang heißt es dieses Mal. Das Alte ist in den


Grundmauern erschüttert. Als Notwohnung mag es noch eine Weile dienen; wir


haben aber nicht viel Zeit übrig für die Erstellung der neuen Wohnung, denn die


Notwohnung bedroht uns mit dem Einsturz. Und die Entente besteht auf Zahlung


der Wechsel. Also vorwärts. Der Ententesoldat kommandiert nur vorwärts, über


die Richtung sagt er nichts. Das ist unsere Sache. Er will nichts als das Geld; wie


wir das Geld aufbringen, ob durch Steuer oder Konfiskation, das ist ihm gleich-


gültig.


Die Einlösung der Ententewechsel, die Befreiung des Landes von den fremden


Besatzungen fordert den Vollbetrieb der Volkswirtschaft und hierzu gehört vor


allem die hoffungsbeschwingte Arbeit der breiten Massen. Ohne Hoffnung 


arbeitet kein Mensch. Die Hoffnung dieser breiten Massen ist aber der Abbau
des Klassenstaates. Und hier bei dieser Aufgabe, deren Lösung Voraussetzung


für alles andere, für unsere Rettung ist, wird es sich zeigen, wie faul und wider-


spruchsvoll die demokratische Verfassung eines Klassen-Staates, wie schwach


und unfähig zur Selbsthilfe ein solcher Staat ist.


Die demokratische Staatsform gibt keine Handhabe zur Liquidation des


Klassenstaates. Die Liquidationsklausel ist, wie das ja oft in Verträgen vorkommt,


in unserer Staatsverfassung vergessen worden und die Macht fehlt jetzt, um sie


nachträglich einzubauen. Der Klassenstaat bleibt im Sumpfe stecken und ver-


west dort, wenn die Staatsform, hier also die demokratische Verfassung, erhalten


werden soll. Die Demokraten des Klassenstaates würden sich gegenseitig beim


Abbau dieses Staates erwürgen.
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Wir müssen alle Hoffnung fahren lassen, daß der Reichstag die für die


Sanierung unserer Finanzen nötige Kraft wird aufbringen können. Die


Parteimänner, die dort sitzen, haben ja alle von ihren Wählern den Auftrag er-


halten, die Lasten des Krieges auf die anderen abzuwälzen. Und wenn die


Ententesoldaten nicht wären, so würden noch Jahre verstreichen, ehe wir zu


einem Entschlusse kämen. Und in dieser Zeit des Provisoriums und der


Unsicherheit würden unsere wirtschaftlichen Kräfte erlahmen, unsere Wirtschaft


vollends zerfallen. Was die Unsicherheit, das provisorische für die Wirtschaft


eines Volkes bedeutet, das haben uns die letzten zwei Jahre deutlich genug


gezeigt. So lange der Mensch nicht weiß, für wen er arbeitet, für wen er spart


und entsagt, so lange jeder damit rechnet, daß ihm der Ertrag seines Schweißes,


seines Sparsinnes als Steuer oder Vermögensabgabe enteignet wird, müssen


die Kräfte erlahmen, die zur Arbeit und Sparsamkeit treiben. Arbeit aber und


Sparsamkeit allein können uns retten.


Es ist nicht daran zu denken, auf dem Wege der Steuer, der direkten wie in-


direkten Steuer, die Mittel für die kommenden Staatsbedürfnisse zu decken. Mit


Lohnabzügen und Zigarettensteuern kann man kein Budget von 100 000


Millionen decken, auch dann nicht, wenn der zermürbte Proletarier sich solche


Behandlung gefallen ließe. Es geht nicht, aus natürlichen, psychologischen


Gründen geht es nicht. Für den Staat arbeitet kein Mensch. Nimmt der Staat den


Löwenanteil des Arbeitsproduktes für sich in Anspruch, so mag der Staat zu


Grunde gehen. Auf dem Altar des Vaterlandes opfert man Blut, mit Vorliebe das


Blut der andern, aber kein Geld. Das haben wir jetzt wieder in London bewiesen.


Um dem Feind den Einmarsch in unser Land zu verwehren, bauten wir einen


Wall mit den Leichen von zwei Millionen unserer besten Mitbürger. Jetzt können


wir unsere Grenzen mit dem Opfer einiger Geld-Milliarden schützen. Wir ziehen


die Besetzung vor!


Auf dem Wege der Steuer werden wir kaum die Mittel für die laufenden


Staatsausgaben aufbringen können. Man denke nur an das Defizit der


Eisenbahnen. Die Betriebe, die uns früher Geld einbrachten, müssen jetzt mit


Zuschüssen durchgehalten werden! So bleibt also nichts anderes übrig, als


durch eine einmalige, für alle Fälle ausreichende Finanzoperation alle


Kriegslasten von den Staatskassen auf das in Deutschland angelegte Kapital


abzuwälzen.
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Wo ist nun im Klassenstaat die Partei, die Parteikoalition, die solcher Aufgabe


gewachsen wäre? Kann man sich vorstellen, daß die Deutschnationalen, die


Demokraten, die von der Volkspartei, sich selbst zur Rettung des Vaterlandes bis


zur vollen Höhe ihrer Leistungsfähigkeit, das heißt also heute, fast bis zur


Konfiskation ihres Eigentums, besteuern werden? Werden sie den Auftrag ver-


gessen, den sie von ihren Wählern erhielten? Demokratie im Klassenstaat heißt


doch, den eigenen Interessen die der anderen opfern.. Tapfer waren unsere


Soldaten, aber ihre Tapferkeit ist nicht zu vergleichen mit der Berserkerwut, mit


der die Parteimänner die Interessen ihrer Wähler verteidigen werden, Mann


gegen Mann im Handgemenge. Man könnte vielleicht den unbeteiligten


Nichtshabern, den Vertretern des Proletariats die Aufgabe überlassen, die


Verteilung der Kriegslasten zu übernehmen, da es diesen ja einerlei sein kann,


wer von den Kapitalisten, die Demokraten, die Deutschnationalen oder die


Krokodile, besteuert wird. Dem Proletarier sind sie ja alle nur Krokodile. Er ist in


der Frage der Kriegslasten wirklich der Einzige, der neutral ist und infolgedessen


auch sachlich urteilen kann. Doch solche Politik hieße zu viel Einsicht bei den


Vertretern des Klassenstaates voraussetzen. Der Parteigeist wird dieses Mal 


versagen. Für solche Aufgaben ist das Parlament nicht erfunden worden.


Münchhausen konnte sich wohl am eigenen Zopfe aus dem Sumpfe ziehen, der


Klassenstaat kann das nicht. Siehe Rußland. Wir werden alle mit dem


Klassenstaat zu Grunde gehen, wenn wir vom Parteigeist und seinem Vertreter,


dem Parlament, die rettenden Taten erwarten. Zum Glück nun sind die


Ententesoldaten da, die uns mit der Lanzenspitze antreiben werden. Dann wird


es gehen wie im November 1918: Blockade, Kreditsperre werden Volk und Staat


zermürben. Die Staatsgewalt entfällt den Händen der Regierung. Sie liegt im


Staube, niemand wird sie noch an sich zu „reißen“ brauchen; gut für den Sack


des Lumpensammlers.


Für diese Zeit müssen die Befreier vorbereitet sein. Alle, die befähigt sind, über


die Parteiinteressen hinweg zu schauen und gewillt sind, den Klassenstaat abzu-


bauen, die müssen wir bis dahin gesammelt haben, um dann in diesen Tagen


höchster Not die Reichsgeschäfte in die Hand zu nehmen und sie ohne Parteien


und Parlament zu führen. Dann werden wir zeigen, was wir können, wie der


Staat der Arbeiter, der Zu- Zukunftsstaat
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kunftsstaat, aussieht. Dann werden wir auch mit den Soldaten der Entente das


große Befreiungsfest feiern.


———


Die Grenzen unserer Zahlungsfähigkeit.


Diese Frage kann nicht physiologisch beantwortet werden. Die Grabsteine


unserer Proletarier zeugen dafür, daß die Grenzen der Zahlungsfähigkeit wenig-


stens dieses Teiles unseres Volkes schon in Friedenszeiten weit überschritten


wurden. Nähme die Entente Rücksicht auf das Leben, so dürfte sie von vorn-


herein darauf verzichten, hier etwas zu holen. Aber man fragt sich, warum die 


kapitalistischen Berater der Entente-Regierungen Rücksicht auf das Leben der


deutschen Proletarier nehmen sollen, wenn sie sich ihrem eigenen Proletariat


gegenüber von jeher ebenso gefühllos gezeigt haben wie der deutsche


Kapitalist? Nein, die Entente wird, wenn sie sich weiter von ihren Finanzmännern


beraten läßt, rücksichtslos nach demselben Grundsatz handeln, der unsere


Wirtschaft beherrscht, sie wird so viel nehmen, wie sie irgend kriegen kann. Die


Grenzen der deutschen Zahlungsfähigkeit werden ihr nicht vom Leben, sondern


von den allgemeinen volkswirtschaftlichen Gesetzen gezogen werden, genau so


wie der Kapitalist bei der Festsetzung des Lohnes, der Grundrente, des Zinses


sich ausschließlich von den Marktverhältnissen leiten läßt und niemals danach


fragt, ob der Arbeiter mit dem Lohne auch auskommen kann, ohne Schaden an


seiner Gesundheit zu leiden. Um überhaupt für solches Urteil befähigt zu sein,


müßte er ja das Leben des Proletariers persönlich mitleben.


Bei solcher Sachlage ist es als ein Glück zu bezeichnen, daß der Lohn als


internationale Größe überhaupt nicht besteuert werden kann, daß der


Lohnarbeiter jede besondere nationale Last, die ihm zugemutet wird, ohne 


eiteres von sich abwälzt. Ähnlich wie das Gold auch nicht besteuert werden


kann. Würde man in Deutschland versuchen, den Lohn der Arbeiter wirksam für


die Forderungen der Entente heranzuziehen, so würden auch sofort die


Vorbereitungen für Massenauswanderung einsetzen. Alles, was der Krieg


geschont hat an Jugend, Kraft und Tüchtigkeit, würde das Ränzel schnüren, 
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Mann und Frau. Und alle Dampfer der Welt würden diese Fracht nach allen


Teilen der Welt verladen. Die Kosten sind heute kaum noch ein Hindernis bei der


Auswanderung. Mit dem Lohne von 8 oder 14 Tagen kann der vorausgefahrene


Arbeiter bereits den Fahrschein für seinen zurückgebliebenen Kameraden


bezahlen. Und wie niedrig man auch bei den Massen das Solidaritätsgefühl ein-


schätzen mag, bei den Einzelmenschen bewährt es sich. Millionen von Arbeitern


sind mit Fahrscheinen ausgewandert, die ihnen ihre Freunde gesandt hatten.


Mit der Auswanderung und dem damit entstehenden Mangel an Arbeitskräften


steigen die Löhne, und zwar steigen sie so lange und so hoch, bis das


Gleichgewicht mit dem Lohne in allen anderen Ländern hergestellt ist, d. h. bis


der deutsche Arbeiter im Zweifel ist, ob er im Lande bleiben oder ob er den ihm


zugesandten Schiffsfahrschein benutzen soll.


Hier beim Lohne des Arbeiters ist also nichts für die Entente zu holen und es


ist auch nicht wahrscheinlich, daß sie die Absicht hat, sich hier schadlos zu 


halten. Bei der Abschätzung der deutschen Zahlungsfähigkeit kommt allein das


Einkommen der Rentner in Betracht. Dieses kann so gut wie restlos von der


Entente beschlagnahmt werden, ohne daß sich die Rentner wehren können.


Denn das Kapital, aus dem ihr Einkommen floß, kann nicht wie der Arbeiter aus-


wandern, man kann keine Fabrik, kein Bergwerk, kein Rittergut ins Ausland ver-


schiffen. Und wenn auch die Aktien, die Pfandbriefe über die Grenze flüchten


mögen, die Bajonette der Entente geben auf das Pfandobjekt ein Vorrecht.


Werden nun die Ententeleute die deutschen Kapitalisten schonen wollen, viel-


leicht aus Rücksicht auf die Möglichkeit eines Rollenwechsels? Es geht ja


manchmal recht lustig zu in der Politik. Aber die Kapitalisten sind in diesen


Fragen nicht allein maßgebend. Der Proletarier hat in Frankreich und in England


auch ein Wort mitzureden. Und so lange dort noch ein Proletarier fluchend sein


karges Brot verzehrt, während in Deutschland noch Menschen als Rentner ein


herrliches Leben führen, wird er sich fragen, warum nicht er diese Zinsen und


Renten bezieht. Und mit Recht wird er solche Fragen stellen. Es ist doch der


Zweck des Krieges, die Lasten des Lebens auf andere abzubürden. Und wenn


der Franzose das jetzt kann, warum soll er Rücksichten walten lassen, für die


kein echter Räuber jemals Ver-   Verständnis
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ständnis gezeigt hat? Her also mit den Renten der deutschen Kapitalisten!


Das deutsche Proletariat verzinste vor dem Kriege ein Kapital, das Helfferich


mit 350 Milliarden Goldmark einschätzte. Zu vier Prozent bezahlte das deutsche


Proletariat jährlich den deutschen Rentnern 14 Milliarden Goldmark. Von diesen


Milliarden wurde ein Teil, vielleicht ein Drittel, sagen wir 4 Milliarden, für den jähr-


lichen Zuwachs der Bevölkerung in Neubauten und industriellen Anlagen verwen-


det. Der Rest, sagen wir 10 Milliarden, wurde von den Rentnern groß und klein


für persönliche Zwecke verzehrt. Unter der Voraussetzung, daß die deutsche


Volkswirtschaft mit der Zeit wieder ihre alte Leistungsfähigkeit zurückgewinnt,


und daß die deutschen Rentner mit einem Drittel ihrer gewohnten Ausgaben sich


notdürftig, wie es einem geschlagenen Volke geziemt, durchschlagen werden,


ständen der Entente sechs bis sieben Milliarden Goldmark als Höchstmaß von


dem, was Deutschland leisten kann, jährlich zur Verfügung.


Die Frage ist nun, wie lange Deutschland diesen Tribut zahlen soll? Die


Antwort möge man sich von den Proletariern aller Länder, auch vom Proletariat


der Entente holen. Wie lange habt ihr, Sklaven des Kapitals, den Kapitalisten


gefront? Ich will es euch sagen: Seit 6000 Jahren, seit Hammurrabi, seid ihr 


hoffnungslos den Kapitalisten versklavt, tragt ihr das Joch!


Wie wäre es, wenn ihr nun sagtet: Uns kann es gleichgültig sein, an wen wir


den Zins des deutschen Kapitals zahlen, wo der Ertrag unseres Schweißes von


den Rentnern verzehrt wird, ob in Nizza, ob in Wiesbaden, ob in Florida. Sind wir


verurteilt, ewig das Kapital zu verzinsen, ewig ausgebeutet zu werden, so mag


sich das Deutsche Reich auch verpflichten, der Entente die genannten sieben


Milliarden ewig, ewig, ewig zu zahlen. Uns als Proletariern, als der Masse des


deutschen Volkes, kann es einerlei sein, wieviel und wie lange das Deutsche


Reich der Entente fronen muß. Ob das Haus, das wir bewohnen, hypothekiert ist


oder nicht, hat auf die Miete, die wir bezahlen, keinen Einfluß. Ob die Erde, die


wir beackern, zu 10, zu 50, zu 100 Prozent belastet ist, ist für unsern Lohn


gleichgültig. Ob das Unternehmen, wo unsere Haut gegerbt wird, 10, 5 oder 


0 Prozent Dividende abwirft, berührt 
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unsern Lohn nicht im geringsten. Also warum sollten wir uns für die Frage 


interessieren?


Fürwahr, es stimmt, was der Proletarier hier sagt. Was kann es dem Sklaven


verschlagen, ob der Kerl, der ihn zu Markte führt, Schinderhannes, Foch oder


George heißt? Aber ist der Proletarier wirklich so zermürbt, daß er glaubt alle


seine Hoffnungen auf ewige Zeiten der Entente verpfänden zu können? Wenn


seine Kapitaltheorie, die Marxsche Kapitaltheorie, unanfechtbar, und die auf


Grund dieser Theorie gemachten und fehlgeschlagenen Experimente endgültig


wären, so hätte ja der Proletarier mit einer hoffnungslosen, ewigen Sklaverei zu


rechnen und dann wären die Folgerungen, die er zur Frage der Reparation zieht,


auch unanfechtbar. Ja, sein Angebot hatte sogar das für sich, daß es nun nicht


mehr seine Landsleute, sondern fremdes Gesindel wäre, das sich mit dem


Produkte seiner Arbeit gütlich tut. Er wird die Leute dann wenigstens nicht mehr


sehen, die ihn ausbeuten, verhöhnen und verachten. 


Was wir der Entente angeboten hätten und hiermit nachträglich anbieten:


Wir machen der Entente folgendes Angebot:
I. Deutschland verpflichtet sich an die Entente jährlich alles arbeitslose 


Einkommen abzuführen, das den deutschen Rentnern zufloß, a. aus 


den Aktien der zur Zeit in Deutschland bestehenden Aktienge-


sellschaften, b. aus den Zinsen der vor dem Kriege in Deutschland 


eingetragenen Hypotheken.


II. Deutschland zahlt jährlich an die Entente eine Summe, die dem ent


spricht, was es infolge der Abrüstung jährlich ersparen wird an Heeres- 


und Marineausgaben.


III. Deutschland zahlt jährlich eine Summe, die dem entspricht, was 


Deutschland durch Abtretung der beiden agrarischen, d. h. notleidenden 


und durch Zölle auf Kosten der deutschen Volkswirtschaft unterstützten 


polnischen Provinzen nunmehr sparen wird. (S. den betreffenden Artikel 


in diesem Blatte.)


IV. Deutschland zahlt jährlich eine Summe, die den Zuschüssen entspricht, 


die der Verwaltung der deutschen Kolonien gemacht wurden.


V. Deutschland verpflichtet sich diese unter I. bis V. genannten Leistungen 


so lange fortzuführen, bis es die beiden grundstürzenden Reformen 


„Freiland
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und Freigeld“ auf seinem Gebiet durchgeführt haben wird und damit den 


durch die Tat erhärteten Beweis erbringt, daß das Proletariat aller Länder


vom Fluche des Kapitalismus befreit werden kann, ohne zum verzweifel


ten Mittel des Kommunismus, des Staatssozialismus greifen zu müssen. 


Entscheidende Instanz für die Bestimmung des Termins, wann 


Deutschland den genannten Beweis erbracht haben wird, bildet ein 


Arbeiterkongreß der ganzen Welt. (Der Internat. Gewerkschaftsbund.)


VI. Deutschland wird das Risiko dieses gewaltigsten sozialpolitischen 


Experiments als seinen Anteil an dem für die Greuel des letzten Krieges 


zu bringenden allgemeinen Sühneopfer betrachten.


VII. Deutschland stellt für seine genannten Leistungen die Bedingung, daß 


die Kaufkraft der Goldmark nach dem letzten Vorkriegsindex in einem 


Multiple-Standard festgelegt werden soll, der der Kontrolle des künftigen 


Völkerbundes unterworfen wird.


VIII. Deutschland wird in der überall brennend gewordenen Frage des sozia-


len Friedens dem alten Schlachtrufe „Germans to the front“ noch einmal 


Folge leisten. Deutschland wird unter dem Drucke der 


Ententeforderungen die durch den Krieg geschaffene, außergewöhnliche


und vielleicht nie wiederkehrende politische Konstellation dazu benutzen,


um im Innern alle Reformen durchzuführen, die der dauernde 


Bürgerfriede erheischt. Deutschland wird den Kapitalismus, diese wahre 


und letzte Ursache aller Kriege auf der Bahn des Friedens, des 


Fortschrittes und der oftgenannten „Humanity“ wegräumen und dem ver-


zweifelten Proletariat der Welt zeigen, wie es sich befreien soll von aller 


Ausbeutung und Sklaverei.


–


Von den Regierungen der Entente nimmt Deutschland an, daß sie denselben


hohen Ziele zustreben, und erwartet darum, daß sie alles tun werden, um das


deutsche Volk in diesem außergewöhnlichen Unternehmen zu unterstützen,


damit der Versuch möglichst bald die von ihm erwarteten Ergebnisse zeitigt.


Vornehmlich erwartet Deutschland die alsbaldige, restlose Beseitigung aller


Hemmungen, denen sein Handel noch unterworfen bleibt, die vollkommene


Freizügigkeit für die deutschen Staatsangehörigen, die Meistbegünstigung für


seine
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Waren bei der Verzollung. In all diesen Beziehungen wird Deutschland auch wie-


der dem Rufe „Germans to the front“ folgen und alle Zölle aufheben, ja die


Zollgrenze überhaupt ganz beseitigen. Deutschland bringt als erster Staat dem
Völkerfrieden das Opfer des alten Souveränitätsrechtes auf Erhebung von Zöllen
und überhaupt auf Errichtung von Zollgrenzen! Deutschland erklärt die volle


Freizügigkeit und den Freihandel als allgemeines Menschenrecht und geht hier


unmittelbar zur Tat über, indem es dieses Menschenrecht für sein Gebiet 


schrankenlos anerkennt.


Deutschland erwartet, daß die Erfolge, die solches Vorgehen nach allen Seiten,


namentlich nach der pazifistischen Richtung hin zeitigen wird, den


Nachahmungstrieb aller Völker wecken wird und daß sehr bald in einem


Weltkongreß der Freihandel und die allgemeine, unkontrollierte Freizügigkeit mit


dem dazu gehörigen Ansiedlungsrecht als allgemeines Menschenrecht ausge-


rufen werden wird. Deutschland erwartet von solchem Vorgehen die Lösung der


politischen Rassefragen und den Schutz der künftigen Geschlechter vor dem


bewaffneten Zusammenprall der Rassengegensätze (weiße, gelbe, schwarze


Gefahr). Zugleich werden wir durch solches Vorgehen dem sonst als gesund und


normal zu bezeichnenden imperialistischen Streben, das die Unternehmer der


ganzen Welt von jeher beherrschte, die gefährliche Spitze abbrechen. Statt hoff-


nungslos den ewigen imperialistischen Traum zu bekämpfen und als unmoralisch


zu brandmarken, werden wir ihn in einer friedlichen Gestalt Wirklichkeit werden


lassen.


So hoffen wir bald die politische Atmosphäre zu schaffen, die es allen Völkern


gestatten wird rückhaltlos sich dem Gedanken des Weltfriedens hinzugeben und


die Rüstungen zerfallen zu lassen. Indem wir die Rüstung des Kapitals zerschla-


gen, die Wurzeln des Klassenstaates verdorren lassen, zerfressen, zermürben


wir auch alle dazu gehörigen Mittel der Gewalt.


Deutschland bekennt sich offen und rückhaltlos zum Gedanken des


allgemeinen, ewigen Weltfriedens,
den es als Abfallprodukt des allgemeinen Bürgerfriedens betrachtet, dem aller-


dings große, harte Opfer zu bringen sind. Das arbeitslose Einkommen, be-


stehend aus Zins und Grundrente und Konjunkturgewinn, muß verschwinden.


Aus Deutschland hat der Krieg und der an die Entente abzuführende Tribut 


diesen Zankapfel und
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Störenfried beseitigt. Wir wünschen allen anderen Völkern aus ganzer Seele,


daß die Befreiung von diesem Erbfeind ihnen nicht noch größere Opfer aufer-


legen wird.


Anmerkung: Dieser Artikel war gesetzt, bevor Briand seine Rede vom 17. März


hielt.


Wieviel gewinnt Deutschland


durch die Abtretung der


polnischen Gebiete?


Es ist nicht alles Gold, was der verlorene Krieg uns kostet. So sprach man, oft


unter Tränen, von dem vielen und guten Getreide, das uns die polnischen


Gebiete lieferten. Gewiß, diese Provinzen hatten einen bedeutenden Überschuß


an Getreide, etwa 2 000 000 t. Aber dieses Getreide wurde uns nicht geschenkt.


Wir mußten es sogar um 25% teurer bezahlen, als wenn wir es von irgend einem


anderen Lande bezogen hätten. Die Bevölkerung von Warschau erhielt sogar


das Getreide aus Posen um 25% billiger, als wie es die Berliner Proletarier den


Bauern in Posen bezahlen mußten. Das erscheint unglaublich und fordert eine


Erklärung. Diese Erklärung liefert die deutsche agrarische Politik, die Kornzölle


und die Kornausfuhrprämien. Wir bezahlten infolge dieser Zölle den Bauern in


Posen für das gelieferte Getreide den Weltmarktpreis mit einem Zuschuß von
25% aus den Taschen des deutschen Proletariers. Und wenn die Bauern in


Posen vorzogen, das Getreide nach Warschau zu schicken, so bezahlten die


Polen in Warschau den Polen in Posen den Weltmarktpreis und die


Reichsregierung „entschädigte“ die Bauern in Posen durch eine Ausfuhrprämie,


die dem entsprach, was der Berliner für das Getreide mehr bezahlt hätte. So


bezahlte das Reich 1911 für 300 000 t ausgeführten Roggen über 16 Mill. Mark


Ausfuhrprämien an die Bauern der jetzt endlich sich selbst zurückgegebenen


Gebiete. Im ganzen bezahlten wir den Bauern der abgetretenen Gebiete für das
uns gelieferte Getreide etwa 100 Millionen Goldmark jährlich mehr, als uns 
dasselbe Getreide aus Rußland oder Rumänien gekostet hätte.
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Diese Last fällt nun fort. Wir werden das Getreide der abgetretenen Gebiete zu


den Weltmarktpreisen bezahlen, und wenn wir die Zölle beibehalten sollten, so


geht ihr Ertrag in die Reichskasse, statt in die Taschen der Grundbesitzer der


abgetretenen Provinzen. Wir werden hier jährlich 100 Millionen Goldmark sparen


und doch dasselbe Brot von gleicher Güte haben. Haben wir also einen Grund,


uns über solchen Verlust zu betrüben? Es wird uns gehen, wie es den Spaniern


erging, als sie ihre Kolonien verloren. Spanien gedeiht seitdem. – Auch wir wer-


den nicht merken, daß wir etwas verloren haben.


Wir warnen vor Fortsetzung des 


Experiments.


Der rote, der weiße Terror – wenig bedeuten sie für das schaffende Volk, 


verglichen mit dem


Papiergeldterror,
der von der Reichsbank ausgeht.


Brauchen wir ein Reichsbankdirektorium, wenn dieses seine Aufgabe darin


erblickt, gehorsam die Befehle des Finanzministers auszuführen? Für solche


Handlangerarbeit genügte wohl auch ein Handlanger.


Fort mit der Reichsbank,
die ihre Aufgabe nicht einmal sieht und, bar jeder wissenschaftlichen Erkenntnis,


mit Erfahrungssätzen arbeitet, für die jetzt alle Voraussetzungen fehlen.


Die Reichsbankdirektoren haben sich der Papiergeld-Wirtschaft, die ihnen von


Helfferich und seinen Nachfolgern zugemutet wurde, nicht entgegengestemmt.


Keiner muckste, keiner dankte ab. Sie klebten auf ihren Sesseln.


Diese verbrecherische Papiergeldwirtschaft, für die es niemals eine finanzielle


Notwendigkeit geben darf, auch in Kriegszeiten nicht, die uns die allgemeine


Preistreiberei, die Schieber- und Wucherprozesse brachte – sie war’s, die die


öffentliche Moral zermürbte.


Arbeiter, Bauern, Kaufleute und Unternehmer, alle, die Ihr durch die von der


Reichsbankpolitik ausgehenden Preisstürze und Preistreibereien, von den


Valutabesserungen und Valutaverschlechterungen zermalmt werdet, erwartet 


von den Maßnahmen der Reichsbank keine Besserung eurer Lage. Die


Reichsbankdirektoren be-
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herrschen die Lage nicht. Das geht auch daraus hervor, daß sie kein Wörtchen


sagten, geschweige denn Alarmsignale gaben, als die Nationalversammlung in


Weimar vergaß, das wichtigste Recht des Reiches, das Währungsrecht, in die


Verfassung einzubauen. Daß die aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene


Nationalversammlung, in der Hauptsache also die Vertreter des Landvolkes, des


Proletariats, der Fabrikarbeiterinnen, nichts von Währungs- und Valutafragen ver-


steht, ist natürlich und zeugt, wie unhaltbar auch der demokratische Staat sein


wird. Um so mehr war es Pflicht der Reichsbank, bei diesem Schildbürgerstreich


der Nationalversammlung einzugreifen und diese braven Leutchen vor der


Lächerlichkeit zu schützen.


Fort mit der Reichsbank!
Wir brauchen ein Reichswährungsamt.
Wir brauchen aktive Währungspolitik,


eine verantwortliche Währungsverwaltung an Stelle der veralteten, dem engen


Gesichtskreis der Privatbankiers entstammenden Geleisetreterei.


Aber noch viel mehr brauchen wir. Wir brauchen Köpfe, keine Puppen, die mit


sich spielen lassen, Männer, die imstande sind, den Lockungen und


Einschüchterungen der „haute Finance“ zu widerstehen. Auch brauchen wir eine


Demokratie, die imstande ist, den Beamten des Reichswährungsamtes scharf


auf die Finger zu schauen, denen Valuta und Devise keine Mädchennamen sind.


Wir brauchen eine Gewähr dafür, daß die ungeheuren Machtmittel des


Notenamtes nicht zu Börsenspekulationen mißbraucht werden. Wir brauchen


eine Sicherung gegen Börsenraubzüge. Wo die öffentliche Aufsicht fehlt, da 


stellen sich auch die Räuber ein. Die an unsern Börsen gemachten


Riesenvermögen sind ein schlagender Beweis dafür, daß die Aufsicht bisher


gefehlt hat. Die Riesenvermögen, die die Geschicke der Welt heute leiten, sind


unter aktiver oder passiver Mitwirkung der Notenbanken entstanden, sei es, daß


die Geldmächte Strohpuppen in das Direktorium der Notenbanken einsetzten, 


sei es, daß man das Personal am Raube beteiligte.


Wissende, keine vertrauensseligen Bauern brauchen wir. Leser dieser Zeilen,


hast du eine stichhaltige Antwort auf die uralte Währungsfrage? Kann dir hier


niemand ein X für ein U vormachen? Bist du wissenschaftlich vorbereitet für eine


demokratische Kontrolle des Noteninstituts? Wenn du das nicht bist, erwarte


nicht, daß andere es seien. Fort mit der Vertrauensselig-
Vertrauensseligkeit
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keit, die sich auf allen Gebieten als unberechtigt erwiesen, die uns ins Unglück


gestürzt hat. Die Vertrauensseligkeit bringt immer das Minderwertige an die


Spitze. Um deine Sache handelt es sich hier, bereite dich dafür vor, für dich tut


es kein anderer. Studiere die Währungsfrage!


Die Bekämpfung


der Valutaschwankungen.


1. So lange die Währung nicht überall in der Welt nach den gleichen Grund-


sätzen geführt wird, ist die Valuta nicht nur den Angriffen der internationalen


Geldmächte ausgeliefert, sondern auch den Pfuschereien der Noteninstitute.


2. Grundsätze dieser Art, die sich international durchsetzen wollen, müssen


selbstverständlich an sich gesund sein. Die Goldwährung genügt den


Anforderungen nicht, die man an ein gesundes Geldwesen stellen muß. Darum


ist die Hoffnung eitel, sie zu einer Weltwährung machen zu können, zumal jetzt,


da ihre großen Mängel auch schon den Bauern und den Bankiers offenbar


geworden sind. Wie die Silberwährung und die Doppelwährung, so hat jetzt auch


die Goldwährung abgewirtschaftet.


3. Führen wir in Deutschland mit dem Freigeld die stetige Währung ein, so ist


noch nichts getan, um die Valutaschwankungen zu verhindern, so lange die


andern Länder nicht auch die stetige Währung einführen. Jedoch mit dem Tage


wo letzteres geschieht, müssen auch die Valutaschwankungen immer kleiner


werden und mit der Einführung der „Iva-Note“ müssen sie vollends verschwin-


den. (Hierüber s. Internationale Valuta Assoziation, Freiland-Freigeld-Verlag in


Erfurt.)


4. Kann man nun inzwischen gegen solche Schwankungen der Valuta von


Staats wegen irgend etwas unternehmen und zwar einseitig etwa von


Deutschland aus? Kann es uns irgend etwas nutzen, wenn wir etwa unter


Hinweis auf die deutsche stetige Währung, die Schuld an den


Valutaschwankungen auf die andern Länder abwälzen? Für den, der den


Schaden hat, das arbeitende Volk, ist es ganz einerlei, ob die Schuld den einen


oder den andern trifft. Er muß in beiden Fällen aus seiner Tasche die Gewinne


zahlen, die die Börsianer einstreichen.


5. Welche Valutaschwankungen würden wir auch verhindern wollen? Etwa


die zwischen Deutschland und


112







Polen? Die polnische Valuta wird für Deutschland gewiß bald bedeutsamer


sein, als die französische und auch als die englische, wenn man in England bei


der Politik des Preisabbaues verharrt. Oder sollen wir uns auf die argentinische,


auf die japanische, auf den Dollar, auf die hundert Staaten einstellen, mit denen


wir Handel treiben wollen? Dann müßten wir auch 100 verschiedene sich kreu-


zende Maßnahmen ergreifen, wenn wir diese 100 Valutakurse von Staats wegen


beeinflussen wollten. Ein unmögliches Unternehmen.


6. Was sich zur Zeit in dieser Sache tun läßt, ist folgendes: Deutschland führt


die stetige Währung ein. Dazu gehört das Freigeld. Es ladet alle Länder der Welt


zu einem internationalen Valutakongreß nach Berlin ein. Die Unterlage für die


Verhandlungen bilden die Grundsätze der stetigen Währung, die für alle Länder


dieselben sind. An den deutschen Erfahrungen wird die Gesundheit dieser


Grundsätze allen Kongreßteilnehmern praktisch vor Augen geführt.


7. Die Staaten, denen es gelingt, die stetige Währung durchzuführen (die


Staaten, die sich noch im Kriege und in Revolution befinden, wird dies schwer


fallen), schließen sich durch Einführung der Iva-Note der Internationalen Valuta-


Assoziation an. Damit ist das Ziel erreicht und zwar ohne, daß es nötig wäre


irgend welchen Vertrag abzuschließen. Der Staat, der sich der Iva anschließen


will, tuts, wer nicht will, läßt es sein. Er hat den meisten Schaden. Wer es bereut,


tritt aus der Iva aus, wer auch diesen Austritt späterhin bereut, dem steht die


Rückkehr jederzeit frei!


Die Schuld am Zusammenbruch.


Im „Berliner Tageblatt“ vom 17. 2. schreibt T. W.: Wohin das Deutsche Reich,


in dem nicht einmal der zahmste Liberale auf einen Regierungsposten gelan-


gen konnte, im Laufe von dreiundvierzig Jahren durch die Mentalität der Junker


und Junkerkopien, der Reserveleutnants und der Korpsstudenten, der weltum-


faselden Kommersprofessoren geraten ist, haben wir gesehen.“


Ob wohl der zahme Liberale, ob ein mit diktatorischen Vollmachten ausge-


rüsteter ganz radikaler Liberaler es besser hatte machen können? Kann ein


Klassenstaat überhaupt besser regiert werden, als wie das Deutsche Reich 
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regiert wurde? Verlangt nicht auch der wildeste Liberale 5% Kapitalzins? Und


muß der zahme, wie der wilde Liberale nicht alles das tun, was das „fluchbe-
ladene konservative Regiment“ tat, um die Beute unter Dach zu bringen? Junker,


Reserveleutnants, Spekulanten, Korpsstudenten, Börsenjobber, sie alle tun zur


Sicherung ihrer Vorrechte selbstverständlich alles, was nötig ist. Nichts mehr,


aber auch nichts weniger. Sie bemächtigen sich der Kirche, der Schule, der


Presse, sie verhetzen die Völker, die Klassen, sie scheuen auch vor keinem


Krieg zurück, sobald ihnen solcher als ultima ratio erscheint.


Es handelt sich heute um die Überwindung des Kapitalismus. Alle unsere Nöte


kommen daher, daß den Massen der Weg zu diesem Ziel unbekannt ist, unbe-


kannt darum, weil die Presse, der auch T. W. dient, der großen Öffentlichkeit


ängstlich die Kenntnis dieses Weges verschweigt. Warum tut sie das? Zur


Verewigung des Kapitalismus, um die Vorrechte zu schützen, denen auch die


„fluchbeladene Politik“ nur diente. Auch die zahmen, auch die radikalen Liberalen
werden es nicht über sich bringen, die Hand dazu zu bieten, um den
Klassenstaat zu zertreten, lieber lassen auch sie die Welt in Trümmer gehen.


Marx und Proudhon.


Als unsere Marxisten durch den Zusammenbruch zur Regierung kamen, 


beeilten sie sich, alle alten Ministersessel neu zu besetzen und zu den alten


Ministerien noch neue zu schaffen. Im Marxistischen Staat wird eben regiert,


alles wird regiert. Hören wir, was Proudhon, der Gegner Marx’, vom Regieren


sagte:


Regiert werden heißt: bewacht, beobachtet, umspäht, gelenkt, preisgegeben,


berichtigt, eingesperrt, unterrichtet, ermahnt, kontrolliert, taxiert, gemessen, 


zensiert, beherrscht werden von Wesen, die weder den Anspruch dazu noch


Befähigung besitzen.


Regiert werden heißt: jede Handlung, jede Bewegung notiert, registriert,


gezählte abgeschätzt, gestempelt, gemessen, besteuert, patentiert, verweigert,


autorisiert, übertragen, vorweggenommen, reformiert, gemäßigt, verbessert


sehen.
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Regiert werden heißt: unter dem Vorwand des öffentlichen Nutzens unter


Kontribution gelegt, gedrillt, gerupft, ausgebeutet, monopolisiert, ausgepreßt,


erschöpft, hinterzogen, beraubt werden; dann bei dem geringsten Widerstand,


beim ersten Wort der Klage unterdrückt, mit Buße belegt, herabgewürdigt, be-


lästigt, verfolgt, niedergetreten, entwaffnet, geschlagen, gefesselt, verhaftet,


geschlossen, füsiliert, gerichtet, verbannt, geopfert, verkauft, betrogen, verraten,


und um dem die Krone aufzusetzen, lächerlich gemacht, verhöhnt, beschimpft,


entehrt zu werden. (Zitat aus „Der Freigelder“, Bern.)


Die freie Wirtschaft, wie wir sie erstreben, ist die einzige Gesellschaftsform, die


ohne solche Regiererei auskommen wird. Eine bessere „Regierung“ als unsere


alte preußische Regierung wird es nie geben. Sie leistete wohl das höchste, was


mit der Regiererei überhaupt zu erzielen ist. Wer Besseres haben will, darf es


nicht von einer Besserung der Regierung, sondern vom Abbau, wenn es geht,


von der Beseitigung der Regierung erwarten.


Wir „verwerfen“.


„Wir verwerfen es, wenn eine Minderheit versucht, 


einer Mehrheit ihren Willen aufzuzwingen.“


Reichskanzler Müller, 25. 5. 1920.


Ist das Umgekehrte nicht auch verwerflich? Und wenn es das wäre, was soll


man dann noch von der Demokratie denken? Wir meinen, wenn eine Minderheit


eine Mehrheit bezwingt, so beweist sie damit, daß sie entweder die Tüchtigere ist


oder, daß sie eine bessere Sache vertritt. Soll eine Mehrheit von Schafen den


Schäfer beherrschen, bloß weil sie die meisten Köpfe hat? Was nützt auch hier,


daß wir „solche verwerfen“, wenn uns die Minderheit ihren Willen aufzwingt?


Man verwirft das Verwerfliche, das Unmoralische. Wie moralisch man doch


wird durch den Anschluß an die Mehrheit! Wie unmoralisch der Mensch, der


eigene Wege geht! Wir verwerfen jede Herrschaft, sowohl die Herrschaft der


Mehrheit, wie die der Minderheit. Jede Gesellschaftsordnung, die eine


„Herrschaft“ voraussetzt, verwerfen wir – die monarchische, die demokratische


und die kommunistische. Wir wollen nicht nur als Volk, 
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sondern auch als Einzelmensch frei sein. Wenn man sich den Staat nicht


anders, denn als Herrschaft vorstellen kann, so bauen wir solchen Staat ab. Wir


wollen die Ketten brechen, auch die, die der Staat uns anlegt. Darum verlangen


wir die Loslösung des Staates von all dem, was ihm zu Macht- und


Herrschaftszwecken aufgebürdet worden ist.


Wie bauen wir den Staat ab? Sehr einfach ist das, wenn einmal die Triebkräfte


erlahmen, die zu seinem Aufbau wirksam waren. Dann verwest, zerfällt alles,


was nicht wirklich Allen dient. Dann wird der Staat zu Jedermanns Hausknecht.


Wer wird sich denn noch um mein Seelenheil kümmern, wenn man mich nicht


mehr fürchtet? Wer wird mich noch unterrichten wollen in Staatsschulen und die


Kosten zahlen, wenn Niemand den dressierten Hund noch ausbeuten kann!


Seht den Staat, der sich Meines Geistes und Meiner Seele bemächtigte und


zugleich Meinen Leib der kapitalistischen Ausbeutung überlieferte, wie seine


Glieder eins ums andere der Lähmung verfallen, sobald Profit nicht mehr die


Peitsche schwingt und sobald man Meine Empörung nicht mehr zu fürchten


braucht. Ich fürchte weder die Majorität noch die Minorität und auch den Staat


nicht mehr, wo es keine wirtschaftliche Übermacht mehr gibt.


Die Kommunisten.


Vor 400 Jahren kämpfte Thomas Münzer mit seinen Leuten in derselben


Gegend und um dasselbe Ziel, um das heute die Kommunisten in Eisleben


kämpfen. Damals wie immer siegte das besser organisierte Kapital (das noch nie


von einem Parteigänger verraten wurde) und auch heute wird es wieder siegen.


Dann wird man wieder die „Verantwortlichen“ vor das Standgericht zerren.


Wer ist verantwortlich für das Blut, das geflossen ist und das dort nun wieder


fließen wird?


Kommunismus ist angewandtes Christentum, er ist die praktische Übersetzung


jener Lehre, die das Kapital durch seine Knechte in Kirche und Schule verbreiten


läßt. Das, was den kleinen Kindern als das Ziel göttlicher Weisheit gezeigt


wurde, das wollen die großen Kinder jetzt wahr werden lassen.
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„Du sollst deinen Nächsten lieben, du sollst die ganze Menschheit lieben, ihr


alle seid Brüder, einer für alle, alle für einen, tut Gutes denen, die euch mißhan-


deln: „mutuum date nihil inde sperantes“ d. h. wenn du deinem Nächsten Geld


borgst, so tue es ohne Zins zu verlangen. Brüderlich sollt ihr alles teilen, alle sollt


ihr an einem Strange ziehen.“ 


Wer solche Sätze feierlich dem empfänglichen Kinde einzuprägen sucht, der 
ist entweder Kommunist oder ein Schwindler.


Wer ist nun verantwortlich für das beiderseits vergossene Blut und für das,


welches am Standgericht nun fließen wird? Die Lehre von Marx, die Lehre aller


Sozialisten gründet letzten Endes auf den Lehrsätzen des Christentums. Sie alle


gehen von der Voraussetzung aus, daß die Menschen Brüder sind, daß darum


auch die Wirtschaft auf brüderlichen Grundsätzen errichtet werden muß. Es


bleibt nichts übrig als Phantasterei, wenn an diesen Lehrsätzen gerüttelt wird.


Wer ist also verantwortlich für das Blut, das jetzt wieder in breitem Strom am


Standgericht fließen wird? Wer? Ich glaube nicht, daß es hier Verantwortliche


gibt. Es irrt der Mensch, so lange er strebt. Und alle Propheten des Sozialismus


strebten, strebten einem Irrlicht nach, das vom Staate angezündet wurde in allen


Kirchen und Schulen.


Die Grundlagen unserer Gesellschaftsordnung sind falsch und alles, was dar-


auf gebaut wird, mit Einschluß der religiösen und philosophischen Systeme, steht


notwendigerweise schief. Diese Grundlagen, bei deren Zustandekommen gewiß


kein Mensch bewußt gehandelt hat, schufen den Kapitalismus und diesem


Kapitalismus paßte sich der Mensch in seinem Tun und Denken an, wie er sich


dem Klima anpaßt. Wer an diesem Kapitalismus aktiv oder passiv beteiligt ist, tut


das, was die Lage von ihm fordert. Der Kapitalist verteidigt seine Burg und der


Proletarier greift sie an. Und da nun dem Proletarier seit 50 Jahren gesagt wird,


daß. er durch „Expropriation der Expropriateure“ zu seinem christlichen Ziel


gelangen wird, so handelt der Proletarier jetzt entsprechend dieser Lehre.


Günstiger als jetzt werden die Umstände für ein solches Unternehmen ja niemals


werden. Kann man ihm nun sein Tun verdenken? Und kann man es dem


Kapitalisten verdenken, daß er sich zur Wehr setzt und die Grundlagen seiner


Existenz verteidigt?
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Nun liegen die Toten in den Straßengossen. Wer ist verantwortlich? Ist es


Christus, der uns sagte, wir seien alle Brüder, wir sollten uns lieben? Was geht


das das Standgericht an? Ist es Marx, der seine Lehre auf der vorausgesetzten


allgemeinen Bruderliebe gründete? Sind seine Apostel in Berlin am Engelufer


verantwortlich dafür, daß ihre Gemeinde ihren Worten geglaubt hat?


Schluß mit der Lehre von der allgemeinen Brüderlichkeit, mit der Lehre, daß


der Einzelne nichts sei, daß er sich fürs Ganze stets zu opfern habe! Man gebe


den Kommunisten, die da in die Hände der „Sipo“ gefallen sind. Stirners Werk
[Max Stirner „der Einzige und sein Eigentum“, in Reclams Universalbibliothek erschienen und in jeder


Buchhandlung erhältlich. Preis jetzt 8 – 10 Mk.] in die Hand und schicke sie damit nach


Haus, damit sie lernen, zunächst einmal sich selbst zu achten, ehe sie völlig


unbekannte Wesen (die „Allgemeinheit“, die „Menschheit“ usw.) achten und lie-


ben und sich für das Ungeheuer gar noch opfern sollen. Wer den Kommunismus


bekämpfen will, der muß zunächst einmal reinen Tisch machen mit alle dem,


womit man die nunmehrigen „Kommunisten“ als Kinder einst in Kirchen und


Schulen seelisch gebrochen hat. Man sage es ihm, dem Kommunisten, da am


Standgericht, daß er das Zentrum der Welt, daß um ihn sich alles drehen muß,


daß er der Joseph, um den alle anderen Brüder stehen, um ihn anzubeten.


Wenn er Gott sehen wolle, so brauche er nur in den Spiegel zu schauen. Das


sage man dem geschlagenen, zum Herdentier dressierten armen Schelm. Man
sage ihm ein einziges Mal nur die Wahrheit! Dann ist er befreit von allen kommu-


nistischen, monarchistischen, demokratischen Besessenheiten. Dann werden wir


auch jemand haben, der für sein Tun zur Verantwortung gezogen werden kann.


Bis dahin gibt es nur einen Verantwortlichen für die jetzigen Ereignisse, das ist


der, der in Kirche, Schule, Presse, Partei für die Verewigung des kapitalistischen


Zustandes dadurch sorgt, daß er religiöse Grundsätze verbreiten läßt, die im


krassesten Widerspruch stehen mit der staatlichen und gesellschaftlichen


Ordnung. Entweder, wir bringen die gesellschaftliche Ordnung in Überein-


stimmung mit den religiösen Lehren, oder man stelle die Verbreitung solcher


Lehrsätze ein. Wem solches aber wehe tun sollte, der packe mit uns zu!


Freiland-
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Freigeld ist der Weg, um die christlichen Ermahnungen in Übereinstimmung zu


bringen mit den Befehlen des Lebens.


Der Abbruch der Herrenhäuser.


In unserem für die jetzige Zeit ausgearbeiteten Notwirtschaftsprogramm war


zur Gewinnung von Baumaterial der Abbruch der Herrenhäuser vorgeschlagen


worden, für den Fall, daß keine wirtschaftlichere Verwendung gefunden würde.


Aus Zuschriften ersehen wir, daß man dieser nebensächlichen Angelegenheit


große Bedeutung beilegt, wobei die Ansichten allerdings stark auseinander


gehen. Einige freuen sich, daß diese Denkmäler des Klassenstaates uns nun


nicht mehr ständig an unsere Schande, an die Zeiten erinnern werden, wo 


unsere Großmütter zu Leibeigenen herabgewürdigt waren, wo die Landgrafen


die Bauernsöhne als Kanonenfutter an die Engländer verkauften. Wir meinen


aber, daß es nichts schaden kann, ja sogar sehr nützlich ist, wenn durch ein


Denkmal zuweilen die Geschichte aufgefrischt wird, und daß gerade die


Denkmäler unserer Schande erhalten werden sollten. Wenn in jedem deutschen


Dorf ein solches Denkmal, ein Denkmal der Leibeigenschaft errichtet worden


wäre, das Volk wäre weniger verblödet. Wenn uns also die Herrenhäuser diesen


Dienst leisten könnten und wir zur Zeit keine größeren Sorgen haben, so könn-


ten ja die Herrenhäuser stehen bleiben und wie die Burgen am Rhein langsam


zerfallen. Über das Schicksal der Herrenhäuser möge man darum die


Obdachlosen bestimmen lassen.


In anderen Zuschriften wird der Entrüstung über unseren Vorschlag Ausdruck


gegeben, oft in starken Worten. Manchmal sieht es so aus, als ob der Schreiber


die heimliche Hoffnung habe, ein solches Herrenhaus kaufen zu können, um 


selber darin zu wohnen. Ihnen wollen wir sagen, daß solche Hoffnungen eitel


sind. In Deutschland ist, wenn es sich von diesem Zusammenbruch jemals er-


holen soll, wirklich kein Platz mehr für Herren und Herrenhäuser. In unserem


Vorschlag liegt nichts von Bilderstürmerei. Wir sind uns klar über die wirtschaft-


liche Lage Deutschlands, und in Voraussicht der Dinge, wie sie zwangsläufig sich


abwickeln werden, entwerfen wir das Aktionsprogramm.


119







„Grollt es nicht in fernen Donnern, und siehst du nicht, wie der Himmel


ahnungsvoll schweigt und sich trübt“. Schon ist der Abbruch der Herrenhäuser in


vollem Gange, noch ehe der Steuerdruck sich eigentlich fühlbar macht. Er wird


mit dem Einzug der Vermögensabgabe gewaltigen Umfang annehmen. Die Stadt


Berlin baut in großem Umfang die Herrenwohnungen in Proletarierwohnungen


um. Und was für die Stadt gilt, warum sollte es nicht auch für das Land gelten?


Für das Bewohnen und die Unterhaltung der Herrenhäuser fehlen jetzt und für


lange Zeit die finanziellen Unterlagen. Und wenn das Herrenhaus nicht bewohnt


und unterhalten werden kann, so wird es in kurzer Zeit zur Ruine. Wer die nötige


Dienerschaft nicht bezahlen kann, der verläßt das Schloß, um in eine Mansarde


zu ziehen, die er wenigstens mit eigener Kraft in Ordnung halten kann. Dann


kommt er auch bald von selbst auf den schlauen Gedanken, das Schloß abzu-


brechen und mit dem Erlös des Baumaterials leibliche Bedürfnisse zu befriedi-


gen. Die Zeiten der Herren sind vorbei und werden nicht wiederkommen. Wir


fürchten, daß alle, die sich über unseren Vorschlag entsetzten, sich noch kein


klares Bild von der wirtschaftlichen Lage gemacht haben und die Lage noch gar


zu grau betrachten. Schwarz, nicht grau ist die Lage für alle Bewohner der


Herrenhäuser. Jetzt schon konfisziert das Reich 60% des Einkommens und 


dieses Einkommen wird durch die allgemeine Zerrüttung der Wirtschaft im


Mahlstrom von Preisabbaubedrohung und Notendruckhoffnung auf ein Minimum


zusammenschrumpfen, ganz abgesehen, daß solche Einkommensteuer, wie es


in der Türkei der Fall ist, die Triebkräfte, die das Einkommen schaffen sollen,


lahmlegt. Es ist wirklich aus in Deutschland mit den Herreneinkommen und je


eher man daraus den richtigen Schluß zieht und die Herrenhäuser abbricht,


umso besser für alle, auch für die Herren.
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Kapitalismus in Russland – 


Bolschewismus in England.


(Zwischen Hammer und Amboß)


Lenin richtet sich nach den Erfahrungen. Also er ist kein Fanatiker. Der


Bolschewismus versagt auf dem Lande. Er verzichtet darauf, auf dem Wege der


Gewalt sein ursprüngliches Ziel zu erreichen. Er überläßt die Bauern der freien
Wirtschaft. Der Schwerpunkt der russischen Wirtschaft ist aber gerade die


Landwirtschaft, 90% des russischen Volkes sind Bauern. Da nun für diese der


Bolschewismus nicht mehr besteht, so ist der Bolschewismus für 90% des 


russischen Volkes wieder abgeschafft. Wie stehts aber mit den übrigen 10%?


Der Bericht sagt, daß die Hausindustrie in Rußland wieder auferstanden ist. 


Das war zu erwarten. Das ist auch für Deutschland zu erwarten, wenn der


Sozialisierungsunsinn nicht bald zu den übrigen Trümmern der Revolution ge-


worfen wird. Die großen Industriebetriebe gehen an den Innenreibungen der


Sozialisierung, am Kampf mit den Arbeiterorganisationen zugrunde, dann kann


die Hausindustrie trotz geringer Leistungsfähigkeit wieder konkurrieren. Bei der


Auflösung der Großbetriebe kaufen die einzelnen Arbeiter für sich, für die


Hausindustrie die Drehbänke, die Webstühle, das Handwerkzeug um ein


Butterbrot. Mit Hilfe von Familienmitgliedern, von Kameraden, die unabhängig


sind von allen Gewerkschaftsbedingungen, wird nun gearbeitet. Die geringere


Leistungsfähigkeit des Kleinbetriebes wird ausgeglichen durch die Hochwertigkeit


des Arbeitsgeistes, durch den Fortfall der Sabotage und der Streiks. Der


Kleinbetrieb kann auch auf dem Lande gedeihen und eine Existenzmöglichkeit


bieten, wenn – wie in Rußland –die geringe Bevölkerungsdichtigkeit es jeder


Familie erlaubt, sich die notwendigen Lebens- und Bedarfsmittel durch Ackerbau


und Viehzucht nebenher auf alle Falle zu sichern. Also werden die Maschinen


von Moskau und Petrograd aufs Land gebracht und die Proletarier folgen den


Maschinen. Die Städte, die sich schon entvölkerten, weil die Grundherren mit


Dienerschaft und Gefolge verschwunden sind, verlieren nun auch das


Industrievolk. Sie verlieren auch sonst die Anziehungskraft, 
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weil die Rentner mit ihrem Luxus fehlen, und das Militär. Kleine Marktflecken mit


Kaufleuten und Beamten, ohne Proletariat, wie vor 100 Jahren. Die proletari-
schen Massen werden so wieder aufgelöst oder übers ganze Land zerstreut.
Damit ist aber Lenins Reich aufgelöst. Denn die unter der Kontrolle der Partei,


der Parteidisziplin stehenden, in den Großstädten zusammengepferchten


Proletariermassen gaben den Unterbau zu Lenins Staat. Jetzt schon soll in


Petrograd nur noch 1/4 der früheren Bevölkerung leben. Sobald man in Moskau


auch so weit sein wird, ist es ganz aus mit der Macht des Bolschewismus. Der
Kommunismus geht an der Schwindsucht, der mit ihm die Großstädte verfallen,
zugrunde.


Da nun mit der Abwirtschaftung des Bolschewismus die alten Grundmauern


des Kapitalismus wieder zum Vorschein kommen werden, so wird die künftige


Entwicklung der russischen Wirtschaft wieder zwangsläufig in die Bahnen des


Kapitalismus gedrängt werden. Alle Betrüger, Spekulanten, Wucherer,


Hurenväter der Welt haben ihr Auge auf Rußland geworfen. Bald werden die


russischen Bauern umgaukelt werden von diesen Schwindlern, bald werden sie


bis an die Ohren in Schulden stecken, in Dollarschulden, Golddollarschulden.


Und dann werden die Zwingburgen der Demokratie, die Hypothekenbanken, an


allen Orten errichtet werden, und dann wird auch Moskau aus den Trümmern


wieder erstehen: Proletarier und Kapitalisten. Und wenn vielleicht noch heute das


von Lenin den Bauern geschenkte Bodenrecht solcher Entwicklung im Wege


stehen sollte – zuverlässige Berichte über diese Angelegenheit fehlen noch


beute – das herkömmliche Geldrecht, das die Russen aus Unwissenheit gewiß


wieder einführen werden, das wird schon dafür sorgen, daß den Wucherern der


Weg zur Erde wieder gebahnt wird. Schon ließ das Staatsdepartement der V. S.


von Nordamerika der Sowjetregierung auf deren Aufforderung zur Anknüpfung


von Handelsbeziehunaen antworten: „Man kann nicht auf die Wiederherstellung


des Handels rechnen, solange dauerhafte wirtschaftliche Unterlagen für die


Produktion fehlen.“ Unter „dauerhaften Grundlagen“ verstehen die Amerikaner


aber nichts anderes als das auch in Amerika herrschende alte, verfluchte


Bodenrecht. Wenn es also den russischen Bauern nach dem Leninschen Rechte


nicht möglich sein sollte, ihr Land für die aus Amerika einzuführenden Maschinen


zu verpfänden, so wird eben 
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dieses Recht revidiert werden, ähnlich wie in Ägypten zu Josephs Zeiten die Not


der Bauern dazu benutzt wurde, um den Bauern das Land für die Krone abzu-


schwindeln. (Vergl. Joseph, Salomo und unsere Kriegsfinanzen von Barnabas,


Freiland-Freigeldverlag Erfurt).


Wir haben wiederholt unsere Schriften der Sowjetregierung mit dem diploma-


tischen Kurier zugehen lassen. Vielleicht veranlaßt der Mißerfolg die


Sowjetregierung nunmehr unseren Vorschlägen Beachtung angedeihen zu 


lassen. Auf der Grundlage der von uns geforderten Reformen würde sich das


russische Volk überraschend schnell erholen und statt bei den Amerikanern um


Kredit zu betteln und von den Engländern, die selbst nicht mehr wissen, was sie


in der Arbeiterfrage tun sollen, gute Ratschläge in Empfang nehmen zu müssen,


würden sie sich der Erwürgung durch die amerikanischen Beutejäger entziehen,


würden im Gegenteil der Welt bald mit Kredit aushelfen können und allen


Menschen zeigen, wo der Notausgang aus dem Narrenhaus ist.


Doch der hohen Sowjetregierung ist das Hemd näher als der Rock. Sie fühlen


sich alle unsicher, sie wissen, daß sie alle gehängt werden, wenn die Reaktion


siegen würde, und darum haben sie nicht die nötige Ruhe um die Reformen zu


studieren, die wir ihnen vorschlagen. Und so werden die russischen Bolschewiks


das gleiche Ende nehmen, wie die Revolutionäre aller Länder und Zeiten, wie


alle, die sich gegen den Kapitalismus erheben, ohne die Natur des Kapitals vor-


her ergründet zu haben. Wer seinen Feind mit unzureichenden Waffen angreift,


gerät nur noch tiefer in dessen Abhängigkeit.


–


Zu derselben Zeit, wo die Russen aus dem Kommunismus wieder in den


Kapitalismus flüchten, erklären die englischen Arbeiter mit dem Generalstreik den


Kapitalisten den Krieg. Und diese Kriegserklärung muß als erster Schritt zum


Bolschewismus angesehen werden. Zunächst handelt es sich um eine Lohnfrage


der Bergarbeiter. Siegt der Bergarbeiter, d. h. hebt er seinen Lohn aus der allge-


meinen Lohnskala heraus, so muß er damit rechnen, daß alle anderen Arbeiter


dasselbe tun werden, ohne Rücksicht darauf, ob der Unternehmer ohne


Preiserhöhung bestehen kann oder nicht. Dann kommt es bestenfalls wieder zu


einer allgemeinen Preistreiberei, die alle Vorteile des Streikes wieder verflüch-


tigen wird. (Vorausgesetzt, daß die Notenbank den nötigen Stoff zu solcher


neuen Inflation herausrückt, anderenfalls
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würde eine Krise die Unausgeglichenheiten von Preisen und Löhnen beantwor-


ten). Wollen die Arbeiter gar ihren Lohn auf Kosten des Kapitalzinses erhöhen,


so werden sie erfahren, wie die Kapitalisten sich durch einen allgemeinen


Geldstreik zu wehren wissen. Die Arbeiter werden durch die Erfahrung zum


1000sten Male belehrt werden, daß, wenn sie oder das Geld streiken, das Geld


im Schranke es länger aushalten kann, als der Arbeiter am ungedeckten Tisch.


Wollen die Arbeiter den Unternehmern, den Hauswirten das aufbürden, was sie


durch Streik zu gewinnen hoffen, so werden sie erfahren, was die eherne


Rentabilitätsgrenze bedeutet. Sie werden alle Bautätigkeit zum stocken bringen


und ein ständig wachsendes Heer von Obdach- und Arbeitslosen herumlungern


sehen, deren kameradschaftliche Unterstützung ihnen mehr kosten wird als die


erstrittene Lohnerhöhung ausmacht. Die sonst für alle Streikenden so gefähr-


lichen Arbeiterreservebataillone, aus denen sich die Pinkertonschen Bataillone 
bilden, nehmen in bedrohlicher Weise zu. Und nehmen wir schließlich das


Unmögliche an, nämlich, daß der Lohn sich über seine natürliche Höhe heben


ließe, dann würde er ja mit den nivellierenden Kräften zusammenprallen, die den


Lohn zu einer internationalen Größe machen. Man kann sich ja vorstellen, daß


eine einzelne Gewerkschaft, z. B. die der Bergarbeiter, durch eine monopolisti-


sche Gewerkschaftspolitik den Lohn über diese internationale Größe treiben und


erhalten kann. Das erreichen sie dadurch, daß sie alle auswärtigen und aus-


ländischen Arbeiter aus ihren Reihen als Wettbewerber ausschließen. Eine 


solche Politik würde sie jedoch im Gegensatz zu allen übrigen Arbeitern setzen,


und diese zu ähnlichen Maßnahmen zwingen. Allgemeine Gebundenheit,


Beteiligung der Freizügigkeit (wirtschaftliche Freizügigkeit) wäre die Folge. Krieg


und Massenmord das Ende. Die Solidarität der Arbeiter, auf die die englischen


Arbeiter besonders großes Gewicht legen, wäre gesprengt. (Für diese


Entwicklung liefert uns die Geschichte keine Beispiele, weil sie aus den ange-


gebenen Gründen sich nie so weit entwickeln konnte.) Das organisatorische Ziel


der Proletarier aller Länder, der allgemeine, internationale Gewerkschaftsbund,


ist keinesfalls auf dem Wege solcher monopolistischen Gewerkschaftspolitik zu


erreichen. Wollen daher die englischen Arbeiter etwas, was den ehernen


Forderungen des Kapitals zuwiderläuft, durchsetzen, so bleibt ihnen nichts 


anderes als der Bolschewismus. England ist aber noch
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viel weniger dazu „reif“ als es Rußland war. Rußland, ein Agrarstaat, konnte drei


Jahre aushalten. Es könnte auch ewig aushalten, wenn das Volk sich dort nur


bescheiden wollte mit dem, was der Kommunismus an Gütern leistet.


Anscheinend wollen aber die Russen die Segnungen der nur mit dem


Privateigentum zu erzielenden Höchstleistungen nicht entbehren. Darum kapitu-


lieren sie. Die Russen konnten 3 Jahre Kommunismus spielen, weil sie das


Glück haben, Schafe zu besitzen, die nicht rosten. Während der Russe schläft


oder über Sozialisierungsunsinn diskutiert, fressen seine Schafe und setzen


Wolle und Fleisch an. Anders in England und in Deutschland. Die eisernen


Schafe der Industrievölker setzen Rost an statt Wolle. Drei Tage erst dauert der


Streik der Bergleute in England und schon sind Gruben ersoffen mit einem


Materialschaden von 7 Millionen Pfund oder 1550 Millionen Mark. Kommunismus


in England bedeutet dort den Tod von 20 – 30 Millionen Menschen im Hand-


gemenge mit den Würgengeln des Hungers, oder aber die bedingungslose


Kapitulation der Arbeiter.


Was tun? Die Russen flüchten aus dem Kommunismus in den Kapitalismus.


Die englischen Arbeiter flüchten aus dem Kapitalismus in den Nebel. Die deut-


schen Arbeiter sind der Mißerfolge müde, sind mürbe, mißtrauisch, sind so, wie


sie der Kapitalist zu haben wünscht. Zwischen dem Hammer des Kommunismus


und dem Ambos des Kapitalismus. Und so wird es bleiben, bis die Arbeiter sich


dazu bequemen das Ding, das sie angreifen, einmal näher zu betrachten.


Die Befreiung vom Fluche des Kapitals muß euer Werk sein. Davon seid ihr


alle überzeugt. Ganz recht. So beginnet damit, daß ihr euch selbst einmal erst


befreit von den uralten Besessenheiten. Befreit euch von dem Schwindel, daß


eure Ausbeutung zum größten Teil oder gar ausschließlich aus dem


Unternehmergewinn besteht. Lest, studiert unsere Schriften; sie zeigen euch, wo


die kapitalistische Krake ihre Saugnäpfe hat, wo die Hebel anzusetzen sind.


Folgt unseren Ratschlägen, gebt uns Vollmacht, streikt für die Ziele, die wir euch
zeigen, und so sicher wie auf den Bolschewismus der Kapitalismus folgt, werden
wir euch und euren hungernden Kindern den Götzen Mammon vor die Füße 
werfen.


_________________
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Die Geldsteuer.


Im Zeitalter des Papiergeldes sollte die Frage, ob direkte oder indirekte
Besteuerung die richtige und gerechte Form sei, nicht mehr aufgeworfen werden.


Unsere Finanzminister haben ebensowenig wie die kommunistischen


Reichstagsabgeordneten den Mut oder die gesunde soziale Einsicht, die einzige


gerechte Besteuerung einzuführen bezw. dafür einzutreten.


Jeder Mensch, ob Bürger oder Bauer, ob Millionär oder Bettler, ob Kind oder


Greis, ob Militarist oder Gegner organisierter Gewalt, ob Kapitalist oder


Lohnarbeiter, ob Monarchist oder Republikaner, ob Denker oder Idiot – – – –


jeder, aber auch jeder muß, wenn er einen Brief durch die Post irgendwohin


befördert haben will, ohne Ausnahme eine gewisse Marke darauf kleben. Dieses


gerechte und gleiche Maß für alle und jeden ist, wie jedes Kind schon weiß, auch


keine nationale, sondern eine internationale Einrichtung und vielleicht gerade


deswegen, weil es überall als eine gerechte Einrichtung empfunden wird.


Kein Mensch empört sich gegen den gleichen „Satz“, der für alle gilt; da gibt es


keine Klassenherrschaft und keine Diktatur des Proletariats, welche etwas gegen


die Postverwaltung in dieser Richtung einzuwenden hat oder einwenden könnte.


Es scheint aber wie es gar zu oft der Fall ist: Weil das Gute so nahe liegt, des-


halb findet es keine Nachahmung. Daß unsere Steuerämter aber fast immer


leere Kassen haben und bedeutend größere Summen zur Deckung der laufen-


den Ausgaben brauchen. als bei ihnen eingehen, das weiß jeder, der schon 


einmal über „Wiedergutmachung“, „Aufbau“, „Kriegsschulden“,


„Wohlfahrtseinrichtungen“, „Soziale Fürsorge“ usw. nachgedacht hat.


So lange aber – wie es heute der Fall ist –prozentual gerade diejenigen die


höchsten Summen zahlen, die am wenigsten besitzen und diejenigen die mei-


sten Steuern zahlen, denen man diese von vornherein vom Lohn oder Gehalt


einbehält, so lange haben diese Schichten nicht nur das Recht, sondern die


unabwendbare Pflicht, gegen dieses Unrecht anzukämpfen. Die andern, die nicht


für Lohn oder Gehalt arbeiten, können von der heutigen Steuergesetzgebung


weder durch List, noch durch Anwendung von Gewalt zu einer ihrem Vermögen


entsprechend ebenso großen Abgabe der 
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Steuerbeträge veranlaßt oder gezwungen werden, weil eine Kontrolle über ihre


Einnahmen durch keine der heutigen Einrichtungen möglich ist. (Siehe z B. die


Banknoten-Hamsterbestände von 30 bis 40 Milliarden, unkontrollierbare


Schiebergewinne usw.) Nicht allein die leeren Kassen der Steuerämter, sondern


die Gerechtigkeit erfordert ein alle gleich belastendes Steuersystem, deshalb her
mit der Geldbesteuerung!


Nicht länger mehr sollte ein Heer von nutzlosen Beamten –


Steuereinschätzern, Steuer- und Mahnzettelschreibern, Steuereinziehern – und


was alles noch mit diesen mittel- und unmittelbar im Zusammenhang steht,


gehalten werden. Nicht länger mehr sollte der Staat durch Vermögensein-


schätzungen seine Nase und die Beamten die ihrigen in die Privatangelegenheit


und Vermögensverhältnisse seiner Bürger stecken und diese zum Lügen zwin-


gen, denn selbst ein Zentrumsfinanzminister wäre wohl nicht naiv genug, voraus-


zusetzen, daß bei der Selbsteinschätzung zum Reichsnotopfer seine eigenen


Parteigenossen – abgesehen von ihm selbst – ??? – geschweige die andern,


den wahren Bestand ihres Besitztums oder ihres Einkommens angeben würden.


Die Gerichtsvollzieher müssen wie ein mittelalterliches Überbleibsel betrachtet


werden; in die Rumpelkammer mit ihnen. Sie sollen nicht länger das Volk verär-


gern und vom Volke nicht mehr gehaßt werden. Wir brauchen keine


Steuereinschätzung und keine Steuereintreiber mehr. Jeder Bürger wird Wächter


und Steuergesetz-Vollstrecker in eigener Person, wenn – –
– – durch Verordnung vom l. Mai ab 1. Juni kein Geld mehr im 
Umlauf als Zahlung angenommen wird, das nicht die für die 
Höhe des Scheines bestimmte, auf der Rückseite desselben 
aufgeklebte Steuermarke trägt.


Die jeweiligen Geldsteuer-Marken werden im Laufe jedes Monats bei den


Postämtern verkauft. Der Besitzer hat selbst und auf eigene Kosten das


Aufkleben der Steuermarken zu besorgen. – –


Diese Zeilen erschöpfen freilich nicht, das darin aufgeworfene Problem, es sind


keine „wissenschaftlichen Erwägungen“, sondern nur „common sense“. Sie sind


nicht das Mittel zur Lösung der sozialen Frage, sondern der Anfang zur gleichen


Beitragsleistung für gleiche Nutznießung.


Albert Weisheit. 


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Hoffnung, Hoffnung!


Ich sehe Euch alle bedrückt und voller Sorgen. Ihr denkt an die Schulden, die


Euch die Entente aufgebürdet hat. Ein ganzer Goldberg, fast schon ein Gebirge;


und ihr gedenkt des „Schweißes, der in solcher Arbeitsgallerte „kristallisiert“ ist.


Freunde fürchtet Euch nicht vor solchen Aufgaben. Ich werde, sofern die Entente


nur mir gegenüber das Recht auf den vollen Arbeitsertrag achtet, aus meinem
Privateinkommen dieses ganze Schuldgebirge abtragen, und zwar in erheblich


weniger Zeit, als uns die Entente als Frist vorschreibt. Und am Ende soll noch


ein Rest von sieben Körben voller Milliarden unter Euch zur Verteilung kommen.


Ich sehe, Ihr staunt, Ihr vernehmt ungläubig meine Worte. Gut, so hört weiter,


was ich Euch zu sagen habe.


Wenn es James Watt, der Erfinder der Dampfmaschine gewesen wäre, der


Euch mit den soeben gehörten Worten angeredet hatte, so würdet Ihr vielleicht


nicht gestaunt, vielmehr verständnisvoll zugestimmt haben. Denn was sind 200,


300, ja auch 1000 Milliarden Goldmark für einen Kerl wie James Watt? Schaffen


seine Hunderte von Millionen Dampfpferde nicht jährlich das 10fache dieser


Milliarden? Und wäre darum James Watt nicht befähigt ganz allein eine


Forderung wie die der Entente jährlich aus seinem ehrlich verdienten


Einkommen zu zahlen, zu tilgen?


Also, es käme heute nur darauf an in den Wald zu gehen, ein Liedchen zu


pfeifen und mit einem Gedanken heim zu kommen, der der Watt’schen Erfindung


ebenbürtig wäre. James Watt war abstinent und kaute nur ein Pfund Tabak täg-


lich. Ich bin auch abstinent und kaue viel weniger Tabak. So werde ich wohl auch


physisch befähigt sein, noch fruchtbarere Gedanken als den von James Watt zu


empfangen und zu gebären.


Nun gut, die Erfindung, die uns jetzt aus der Patsche ziehen soll, sie ist


gemacht, sie ist da, betriebsfertig und bedarf nur noch der Konzessionierung
durch das deutsche Proletariat. Sobald mir das Proletariat diese Konzession


erteilt, kann die Erfindung ausgebeutet werden. Es steht ihrer Einführung heute


nichts im Wege als der Bürokratismus der Arbeiterorganisationen, ähnlich, wie


auch der Einführung der Eisenbahnen nichts als der Potsdamer Postbürokrat


im Wege stand. Ist der von den sozialistischen Bürokraten, den sogenannten


Führern, ausgehende Widerstand einmal 
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gebrochen, so werden die Milliarden fließen, in breitem Strom über die ganze


Welt. Und dann werden wir mit den Erträgnissen dieser Erfindung, sofern man


mich nicht darum bestiehlt, in kürzester Zeit die geforderten Milliarden, wie mit


einem Bagger der Entente vor die erstaunten, gierigen Augen werfen.


Die Bedeutung der James Watt’schen Erfindung liegt auf dem Gebiete der


Gütererzeugung und der Verfrachtung. Sie kommt jedoch nicht allen Waren


zugute. Große Gebiete der Wirtschaft können aus der Dampfmaschine keinen


oder doch nur geringen Nutzen ziehen. Meine Erfindung betrifft nicht die


Gütererzeugung, sondern den Güteraustausch, den Handel, und kommt darum


allen Menschen ohne Ausnahme zugute, die an der Warenerzeugung beteiligt


sind. Die Eisenbahn beschleunigt, sichert und verbilligt den Transport der Waren.


Meine Erfindung beschleunigt, sichert und verbilligt den Austausch der Waren.


Heute kostet der Austausch der Waren den Arbeitern 30 – 40% ihres Produktes.


Das bedeutet, das von je 10 Mann 4 abkommandiert werden, um die Produkte


der 6 unter die 10 zu verteilen. Betrug die deutsche Arbeitsleistung etwa 40


Milliarden, so gingen hiervon bei der Verteilung 12 – 15 Milliarden als


Handelskosten ab. Nach Benutzung meiner Tauschmaschine werden diese


Handelskosten nur mehr 3 oder 4 Milliarden betragen. Es verbleibt dann ein


Überschuß von etwa 10 Milliarden. Das ist allein für Deutschland. In den anderen


Ländern, in Togo, in Siam, in Frankreich verhält es sich aber ebenso, und wenn


mir dann die ganze Welt den solchem Gewinn entsprechenden Lohn zahlt, so


kann man sich denken, wie die Milliarden sich auf meinem Felde häufen werden.


Und alle diese Milliarden stelle ich restlos den schuldbeladenen ehemaligen


Untertanen der Hohenzollern zur Tilgung ihrer Schulden zur Verfügung.


Die Erfindung, um die es sich handelt, nennen die Eingeweihten das Freigeld.


Alles, was die Sozialisten von jeher von der Sozialisierung der Produktion und


des Handels erwarten zu können sich für berechtigt hielten, von dem sie aber


bisher trotz aller Versuche nicht einmal den Schatten gesichert haben, das und
noch viel mehr erreiche ich durch die „Sozialisierung“ des Geldes, durch einen


einzigen Griff in das Zentralnervensystem der Volkswirtschaft. Das Freigeld


beseitigt alle Innenreibungen der Wirtschaft und setzt sie in nutzbare Kraft um.


Tausend und aber tausend Kalorien werden hier
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Minute um Minute für die Volkswirtschaft gewonnen. Man nennt das Geld mit


Recht den Nervus Rerum, den Lebensnerv der Volkswirtschaft, so wird es ver-


ständlich, daß, wenn wir das Geld sozialisieren, wir damit schon die ganze
Volkswirtschaft sozialisiert haben. [Sozialisieren bedeutet hier soviel wie  Erzielung des


denkbar höchsten sozialen Nutzeffektes der Arbeit.]


Für die Sozialisierung der Betriebe brauchen wir ein gewaltiges unüberseh-


bares Heer von Bürokraten, die sich überall breit und lästig machen, die statt die


Innenreibungen zu beteiligen, nur noch neue schaffen. Die Sozialisierung des


Geldes verlangt nichts von alle dem. Die Sozialisierung des Geldes besteht


darin, daß wir die dem Gelde heute anhaftenden Mängel beseitigen. Die Um-


gestaltung des Geldes ist technisch Sache der Druckmaschine. Die Sozialisie-


rung des Handels, der Volkswirtschaft erfolgt einfach dadurch, daß sich alles


automatisch dem neuen Gelde anpaßt. Der Austausch der Arbeitsprodukte wird


gesichert, beschleunigt, verbilligt dadurch, daß wir den Umlauf des Geldes


sichern, beschleunigen, verbilligen. Der Schritt, womit die Waren den Weg von


der Produktionsstelle zum Konsumenten zurücklegen, ist immer genau proportio-


nal dem Schritt, womit das Geld von Hand zu Hand geht. Das Freigeld hat aber


die Eigentümlichkeit, daß es unter allen Umständen, unter allen denkbaren


Bedingungen die Maximalumlaufsgeschwindigkeit innehält, die die


Handelseinrichtungen gestatten. Somit werden auch die Waren immer mit der


gleichen Geschwindigleit ihren Weg zurücklegen. Absatzstockungen, sogenannte


Krisen sind dann einfach unmöglich. Ebenso unmöglich sind dann die zu den


Krisen gehörigen Konjunkturschwankungen, die Preisstürze, die


Börsendifferenzen. Die modernen Riesenvermögen, die Milliarden der Millardäre


setzen sich aber aus solchen Börsendifferenzen zusammen, die mit dem


Freigeld unmöglich werden. Lege man mir auf meinen Tisch nur die Hälfte der


Milliarden, die die Spekulanten mit Hilfe des heutigen Geldes jahraus jahrein der


Volkswirtschaft entnehmen, und vergleiche man mit diesem Berg das elende


Häufchen, das die Entente von uns Deutschen fordert, dann wird man schon


beurteilen können, ob die frohen Hoffnungen, die dieser Artikel erwecken soll,


berechtigt sind oder nicht.
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Eine letzte Warnung


an unsere Reichsregierung.


Wir haben noch keinen Beweis dafür, daß unsere Lehre vom Geld und Zins in


unserer Reichsregierung festen Fuß gefaßt hat. Wir schickten dem


Reichsfinanzminister ein Exemplar des roten Buches [Silvio Gesell: Die natürliche


Wirtschaftsordnung] ein. Es wurde uns zurückgeschickt, als ob es giftig wäre. Es 


darf also nicht einmal in den Papierkorb, aus Angst, daß es dort Unheil anrichtet.


Die letzten Äußerungen Havensteins, womit er die Verweigerung der


Auslieferung des Goldschatzes begründet, geben zu den allerschlimmsten


Befürchtungen Anlaß. Der Goldwahn, der an den deutschen Hochschulen


gezüchtete blöde, barbarische Goldwahn herrscht noch immer in unserer


Reichsregierung.


In unserem Reparationsprogramm („Der Befreier“ Nr. 2) stellten wir die


Bedingung, daß unsere auf Geld lautenden Leistungen in einem Index fest-


zulegen seien. Für die Begründung dieser Forderung haben wir schon fast einen


Bücherschrank voller Schriften veröffentlicht. Wir verweisen darauf. In seiner vor


kurzem erschienenen Schrift „Die Befreiung aus der Ententeknechtschaft


(Freiland-Freigeld-Verlag in Erfurt) hat Otto Maaß, Vors. des D. F. F. B., die


Sache noch einmal zusammenfassend dargestellt.


Deutschland verpflichtet sich nach Zeitungsnachrichten zur Leistung eines


Gegenstandes, der überhaupt in solcher Menge auf der ganzen Welt nicht vor-


handen ist. 27 Millionen Kilo Gold wurden seit der Entdeckung Amerikas ge-


funden. Ein großer Teil davon ist verloren, ein noch größerer ist zu Schmuck-


sachen verarbeitet. Und Deutschland will sich verpflichten, 150 Millionen Kilo


Feingold an die Entente abzuliefern. Der Preis, den wir für dieses Gold zu zahlen


hätten, würde, so lange dieses Gold als Geld verwendet wird, ganz davon


abhängen, mit welcher Geschwindigkeit das Gold umläuft. Jede Hemmung 


dieser Geschwindigkeit setzt sich um in eine Erhöhung des Preises, den wir für


die Beschaffung der fälligen Goldzahlungen bewilligen müssen. Da nun die


Franzosen es in der Hand haben werden, das ihnen von uns gelieferte Gold 


festzuhalten, 
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d. h. es nicht wieder in den Verkehr zurückzugeben, so liegt es ganz in ihrer


Macht, uns die Erfüllung unserer Verpflichtungen überhaupt unmöglich zu


machen und damit immer wieder einen Grund schaffen zu können, um neue


Gebiete zu besetzen, falls sie Grund haben sollten, unsere Entwicklung zu 


fürchten. Was die Sache für uns bedeutet, können wir am Preisabbau in


Nordamerika gerade jetzt sehr hübsch beobachten. Dort hat man seit dem


Herbst die Preise um etwa 30% abgebaut und hat das einfach damit erreicht,


daß die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes gehemmt wurde. Hätten wir den


Amerikanern gegenüber Dollarschulden, so wäre das Gewicht dieser Schulden


in dieser kurzen Zeit bereits um 30% gestiegen! Es wäre für uns dasselbe ge-


wesen, wie wenn wir nun für je 100 Dollar 130 Dollar zu Zahlen hätten. (Man


erkennt daran, wie roh der Amerikaner seinen Bundesgenossen Frankreich als


Gläubiger behandelt.)


Begreift nun unsere Regierung die Gefahr immer noch nicht? Sieht sie nicht,


daß sie hier Shylock ein Blankoakzept ausliefert? Sieht sie nicht, daß das


Gewicht unserer Reparationsleistungen von den Franzosen beliebig zu jeder Zeit


erhöht werden kann, daß Frankreich sich zu jeder Zeit einen neuen Vorwand


schaffen kann, um neue Gebiete zu besetzen oder um die Besetzung ins


Unendliche hinzuziehen?


Betrachten wir die Sache aber auch vom Standpunkt der Möglichkeit, daß die


Goldwährung überhaupt nicht mehr eingeführt wird in all den Ländern, die sie


während des Krieges abschaffen mußten. Dann würde das Gold der Industrie


übergeben werden. Und müßten wir zur Beschaffung des den Franzosen zu


liefernden Goldes als Käufer den Juwelieren der ganzen Welt gegenübertreten.


Und hier möchte ich die Aufmerksamkeit unserer kurzsichtigen Bürokraten auf


die Tatsache lenken, daß wir für die Abschätzung des Bedarfes der


Juwelierindustrie an Gold nicht den kleinsten Anhaltspunkt haben. Dieser Bedarf


kann, wenn einmal die Goldwährung abgeschafft ist und damit auch die


Hauptursache der beständigen Krisen und der mit ihnen entstehenden allge-


meinen Weltarmut, ganz gewaltigen Umfang annehmen. Denken wir, wenn jeder


Neger Afrikas seiner Frau einen goldenen Schmuck kaufen will und sein


Wohlstand erlaubt ihm, einen hohen Preis dafür zu zahlen, so haben wir beim


Einkauf des Goldes für Frankreich mit der Konkurrenz der ganzen Menschheit 
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zu rechnen. Und was hindert die Franzosen daran, in der ganzen Welt nun den


Goldschmuck wieder zur Mode zu machen? Und bei dieser Sachlage wollen


unsere Bürokraten, die keinen Schimmer von den Gesetzen des Wuchers und


der Börsenspekulation zu haben scheinen, das gesamte Gold der Welt 7 mal


aufbringen, um es an Leute abzuliefern, die uns fürchten!


Also wir wiederholen unsere Warnung: Unsere Reparationsschuld soll in einer
unter Kontrolle des kommenden Völkerbundes zu stellenden Indexzahl festge-
setzt werden!


Die Aussichten für den


Wiederaufbau der kapitalistischen 


Ordnung.


Die kapitalistische Ordnung läßt sich, wenn sie einmal zur vollen Entfaltung


gelangt war und dann erschüttert wird, wie wir sehen, nicht wieder aufbauen. Es


gibt ja viele Dinge, die keine Reparatur zulassen. Solche Dinge muß man dann


gewöhnlich in die Urmasse zurückverwandeln, in den Schmelzofen werfen. So


mag auch die Regeneration des Kapitals aus dem jetzigen Zusammenbruch wie


der Phönix nur aus seiner Asche möglich sein.


Ist es aber so, so bleibt nichts anderes übrig, als uns auf eine neue


Wirtschaftsordnung einzurichten oder aber auf den Ausgangspunkt zurückzu-


kehren, wo wir aber knapp das Brot für nur 10 statt für 60 Millionen Menschen


finden werden. Dann müßten wir uns auf das große Sterben einrichten, ein 


großes, fruchtbares Betätigungsfeld für unsere Sozialisierungskommissionen.


Das kapitalistische System bildet ein viel zu kunstvolles Gefüge ineinander-


greifender Beziehungen, um die groben Eingriffe des Staates und die ab-


scheulichen Experimente der Reichsbank ertragen zu können. Man beachte nur


die verschlungenen Gänge des Kreditgebäudes, bei dem oft ein geringfügiger


Preisabbau genügt, um es zum Einsturz zu bringen, um hunderttausenden von


Arbeitern die Tore der Werkstätten zu sperren, um tausenden von Kaufleuten


den Bankrott zu bereiten. Die kapitalistische Ordnung ist ganz auf den
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Kredit angewiesen, auf gegenseitiges Vertrauen. Wo dieses fehlt, da ist der


Handel schlechterdings unmöglich, wenigstens für entwickelte Verhältnisse.


Dieser Kredit aber setzt unerschütterliche Verhältnisse voraus, in der ganzen


Breite und Tiefe der Volkswirtschaft.


Die kapitalistische Ordnung kann auch nicht ohne eine geduldige Unterordnung


aller an der Wirtschaft beteiligten Kräfte bestehen. Diese Unterordnung wurde


zwar fluchend und murrend ertragen, aber sie wurde ertragen. Darum ging es so


leidlich. Sie setzt auch eine festgefügte Staatsgewalt voraus, deren Ansehen


allein genügt und für die es keiner Gewalt bedarf, um die ewig aufsässigen, an


ihren Ketten rüttelnden, ausgebeuteten Massen im Zaume zu halten. Der


Kapitalismus steht und fällt mit der geistigen Autorität des Staates.


Die kapitalistische Ordnung ist auf der Arbeitsteilung aufgebaut, bei der oft


schier unmeßbare kleine Vorteile den Ausschlag geben. Dazu gehört die


Möglichkeit einer strengen Rechnung. Viele, die meisten Unternehmer, wirt-


schafteten mit einer durchschnittlichen Dividende von vier bis fünf Prozent.


Bedenkt man, daß viele dieser Unternehmungen ihr Kapital jährlich mehrere


Male umsetzen, d. h. zwei, drei vier Mal im Jahre in Löhne, Gehälter, Unkosten


und Rohstoffe usw. auflösen, um am Ende des Jahres, wenn alles klappt, einen


Überschuß von fünf Prozent vorzufinden, so erkennt man, wie dieses System 


auf Beständigkeit aller Verhältnisse durchaus angewiesen ist.


Von allen diesen Voraussetzungen der kapitalistischen Ordnung bleibt so gut


wie nichts übrig.


Der Kredit ist verschwunden, bis auf den barbarischen Lombardkredit. (Kredit


gegen Pfand.) Er ist verschwunden, weil mit der Helfferichschen Währungspolitik


jedes Geschäft zur Lotterie wird, weil niemand mehr seine eigenen Verhältnisse


und noch viel weniger die seines Nachbarn überschauen kann. Der Kredit ist 


das Rückgrat unserer Wirtschaftsordnung und dieses Rückgrat hat Helfferich


gebrochen.


Die Subordination (Unterordnung) ist gleichfalls gründlich erschüttert. Mißleitet


durch die marxistische Kapitaltheorie, die den Unternehmer als den Kapitalisten


und Hauptausbeuter hinstellt, ist das Verhältnis zwischen Arbeitern und Unter-


nehmern für feine Naturen direkt unerträglich geworden, sodaß die Arbeiter 


damit rechnen 
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müssen, daß sich ihnen mit der Zeit nur noch Hurenväter und ähnliches Gesindel


als Unternehmer zur Verfügung stellen werden. Der Trieb nach Freiheit ist im


Proletarier erwacht. Er bekundet sich zwar jetzt noch in Form von Revolutionen,


von Betriebsrätegesetzen und merkwürdigerweise auch im Streben nach den


ekelhaften Gebundenheiten des Zwangskommunismus, im Grunde aber ist es


der ewige Durst nach Freiheit, Unabhängigkeit, Selbstbestimmung, der hier


einen, irgend einen Ausdruck sucht und der nur mit der Rückverwandlung des


Proletariers in einen Eigentümer seiner Produktionsmittel gestillt werden kann.


Und eben diese Rückverwandlung vermag der Kapitalismus nicht durchzuführen,


nicht einmal anzubahnen. Nur immer größere Massen von Proletariern vermag


der Kapitalismus zu schaffen. Bis dahin war die Unterordnung noch so einiger-


maßen aufrecht zu erhalten gewesen, sogar während der Revolution, weil die


Arbeiter in der Hoffnung lebten, daß sie sich auf dem Wege zum Zukunftsstaate


befänden, wo es keine Unterordnung mehr geben soll. Jetzt ist dieses Ventil für


die Ausbrüche der Verzweiflung gründlich zerstört. So lange man hofft, erscheint


jede Last erträglich; den Verzweifelnden aber erdrückt bereits das eigene


Gewicht. Der Kapitalismus geht an der Hoffnungslosigkeit seiner Opfer zu


Grunde.


Die Staatsgewalt hat mit den Schießereien alles Ansehen eingebüßt. Die


Staatsgewalt, die sich der Waffen bedienen muß, ist schwach begründet. Wenn


die prächtigen Uniformen und Staatsgebäude, die Richter, die Kirche, die Schule,


die Literatur, der Hokus Pokus, die Autorität des Staates nicht mehr aufrecht zu


erhalten vermögen, dann kann der Staat einpacken. Es fehlt dem Staat wahrhaf-


tig nicht an Waffen. Aber an moralischen Kräften zur Wiederherstellung der kapi-


talistischen Staatsautorität fehlt es. Der Sturz der alten Autoritäten untergrub den


neuen Autoritäten den Boden. Mit Autoritäten wird es wohl überhaupt nicht mehr


gehen. Dazu kommen noch die unzähligen Desperados, die der Krieg und die


Revolution geschaffen und die das Ansehen großer, breiter Massen genießen,


die die Wiederherstellung der Staatsgewalt schon aus Selbsterhaltungstrieb zu


verhindern verzweifelte Anstrengungen machen, um ihr sonst dem Henker ver-


fallenes Leben zu retten. Und jeder Versuch, diese Desperados unschädlich zu


machen, mehrt nur ihre Zahl.


An die Wiederherstellung der gestürzten Goldwährung
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als bisheriger Grundlage der Arbeitsteilung glaubt niemand mehr. Während die


eine Hälfte des Volkes sich auf eine noch viel gewaltigere Preistreiberei ein-


richtet, träumt die andere Hälfte von Preisabbau. Und die Staatsgewalt hat weder


die Absicht, noch den Mut und die Macht, noch vielleicht das nötige Wissen, um


hier die Ordnung wiederherzustellen. Und wenn es auch gelänge, durch eine bis


zur Konfiskation gehende Vermögensabgabe die Reichsfinanzen zu ordnen, die


Noten-Presse außer Betrieb zu setzen und auf dem Wege der


Münzfußherabsetzung die Goldwährung wiederherzustellen – was hätten wir


damit gewonnen? Die Goldwährung hat auch nur einen Sinn als internationale


Währung. Können wir ober heute mit einem Schein von Wahrscheinlichkeit damit


rechnen, daß all die Staaten, die infolge des Krieges die Goldwährung haben


aufgeben müssen, imstande sein werden, die heroischen wirtschaftlichen und


politischen Taten zu vollbringen, die wir hier oben als Vorbedingung solchen


Geschehens vom Deutschen Reich erwarteten? Abgesehen davon, daß es nicht


wahrscheinlich ist, daß in all den gedachten Staaten die Währungsange-


legenheiten in den Händen solch abergläubischer, verholzter Goldanbeter sich


befinden, als bei uns, im Lande der Denker.


So ist es zwecklos, lange auf den Wiederaufbau des kapitalistischen Systems


zu warten. Und nicht nur zwecklos, gefährlich ist es. Denn Zeit ist im jetzigen


Zustand unserer wirtschaftlichen Verfassung nicht Geld. Sie bedeutet Tod oder


Leben, je nach den Entschlüssen, die wir fassen werden. Alle Grundlagen der


kapitalistischen Ordnung, die Goldwährung, dieser seit 6000 Jahren sprudelnde


Jungbrunnen des Kapitals, die Staatsgewalt, Panzer des Kapitalismus, der


Personalkredit, die Unterordnung, begründet in der Hoffnung auf den


Zukunftsstaat, alles, alles ist zu Tode getroffen. Und wir mit ihm, wenn es nicht


gelingt, die auf Freiland und Freigeld sich aufbauende freie Wirtschaft an die


Stelle der kapitalistischen Ordnung zu setzen.
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Die sieghafte Einheitsfront 


des schaffenden Volkes


und ihr Programm.


(Richtlinie für unsere Taktik.)
Ob ausgesprochen oder nicht – das Ziel der Wirtschaftspolitik aller, die ihr Brot


im Schweiße ihres Angesichts essen, der Bauern, der Industriearbeiter, der


Beamten und der Vertreter der freien Berufe ist eine Wirtschaftsordnung, die frei


ist von aller Ausbeutung, die alle möglichst vor Absatzstockungen sichert und


Staatseingriffe entbehrlich macht. Eigentum, Wohlstand, Freiheit, Sicherheit,
Unabhängigkeit, Selbstverantwortung, das ist es, wonach sich alle mehr oder


weniger bewußt sehnen. Auch das besondere Streben der Sozialisten, der


Kommunisten und der Anarchisten ist nur Mittel, nicht Zweck. Es ist als


Notausgang aus der kapitalistischen Hölle zu bewerten. Sogar der Staat der


Staatsbewunderer ist letzten Endes nur Mittel zum Zweck.


Freiland-Freigeld ist der gerade, der kürzeste, der barmherzigste und vor 


allem der sicherste Weg zu dem genannten Ziel.


Der eben genannten Forderung einer ausbeutungslosen Wirtschaft stehen 


keinerlei Weltanschauungen, keine kirchlichen Vorschriften, Rassen- und


Kulturunterschiede hemmend im Wege. In dieser Angelegenheit können die


„Proletarier aller Länder“ aller Rassen und Konfessionen wirklich brüderlich an


einem Strange ziehen und eine geschlossene, einheitliche, allgewaltige Front


gegen die Ausbeutung schaffen, der gegenüber jeder Widerstand von vornherein


als Tollheit erscheinen muß.


Diesen glücklichen Umständen muß das Programm unserer Organisation


Rechnung tragen. Das Programm der Einheitsfront kann vollkommen frei ge-


halten werden, ohne das Endziel im geringsten einzuschränken, von all den


Sonderforderungen, mit denen die Arbeiterprogramme bisher belastet waren 


und die ein Zusammengehen von vornherein unmöglich machten. Jede


Sonderforderung wirkt sich aus als Spaltpilz. Zur Sabotage der Einheitsfront


braucht man nur Welt- oder Kulturanschauungen in das Programm einzu-


schmuggeln. Namentlich religiöse Bestrebungen wirken hier immer trennend.


Hier ist der Ort, wo das Wort angewendet werden
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muß: gebt Gott, was Gottes ist und der Arbeit, was der Arbeit ist.


Auch die Taktik und die Werbearbeit zur Durchführung eines solchen


Programmes muß peinlich darauf schauen, daß der Rahmen des Programmes


nicht überschritten wird. Auch dort, wo die Tagespolitik zur Stellungnahme gegen-


über Grenzgebieten herausfordert. Hier wird man mit besonderer Sorgfalt die oft


schwer zu findenden Fäden verfolgen, die alle Streitfragen mit der Wirtschaft 


verknüpfen. Streithähne, die Freude am Kampf haben, werden solche Fragen


vielleicht liebenswürdigeren Kameraden überlassen.


Um es in einem Worte zu sagen: Programm, Taktik, Werbearbeit müssen


immer „unter den Augen“ der Einheitsfront stehen. In den Forderungen der
Einheitsfront müssen sich alle Kämpfer zu jeder Zeit, in jeder Lage, in jedem
Lande orientieren. Alles, was die Einheitsfront fördert, wird auch sachlich richtig


sein, da ja alle dem gleichen Ziele zustreben. Wer glaubt, hier auf Widersprüche


zu stoßen, kann sicher sein, daß er irrt. irgendwo, hinter dem Berge vielleicht,


wird man immer die zur Einheitsfront strebenden gemeinsamen Interessen 


wieder finden.


Programm, Taktik, Werbearbeit müssen es also möglich machen, daß in 


unseren Versammlungen Mitglieder aller Arbeiterorganisationen, der christlichen


und der sozialdemokratischen, aller Rassen, aller Stände den Ausführungen 


folgen können, ohne Furcht, in ihren persönlichen Anschauungen verletzt zu 


werden. Unsere Literatur muß für römische Katholiken, für Juden und


Protestanten, für Neger wie für Weiße gleich genießbar sein.


Alle diejenigen, die Kulturprobleme, Rassenprobleme, religiöse Probleme vom


Freiland-Freigeld-Standpunkt öffentlich zu behandeln wünschen, dürfen dies


nicht im Namen unserer für die Einheitsfront geschaffenen Organisation tun. Es


ist ja nicht zu leugnen, daß der Geist, der aus Freiland-Freigeld strömt, gewaltig


an vielen alten, liebgewordenen Grundanschauungen rüttelt. Denen nun, deren


Mund überfließt von dem, was das Herz füllt, rufen wir zu: In der Beschränkung


zeigt sich der Meister! Sie trösten wir damit, daß das Leben die beste Schule ist


und, daß, wenn es gelingt mit der Einheitsfront das für sie aufgestellte


Wirtschaftsprogramm durchzuführen, der allgemeine Sinn für freiheitliche


Bestrebungen viel gründlicher gefördert wird, als es Berge von Literatur in 1000


Jahren tun können.
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Das schließt aber nicht aus, daß sie jetzt alle schweigen sollen. Sie mögen sich


Literatur eine Presse schaffen, aber außerhalb der für die Einheitsfront geschaf-


fenen Organisation.


Das Verhältnis unserer Organisation zu den politischen und gewerkschaftlichen


Organisationen der Arbeiter, Angestellten und Beamten ist das denkbar ein-


fachste. Wir betrachten alle diese Organisationen einfach als für unsere


Bestrebungen geschaffen. Sie haben ja alle das gleiche Ziel – die Befreiung vom


Drucke des Kapitals. Wir sind die Waffenschmiede der Ausgebeuteten. Wir 


härten den Stahl. Das Kämpfen ist dann Sache der Massen, der durch das


Einheitsprogramm zusammengebrachten ungeheuren Massen. Wir hemmen und


stören die sonstige Arbeit dieser Organisationen in keiner Weise. Wir bilden


darum auch keine besondere politische Partei Die Mitglieder unserer


Organisation mögen sich sonst irgend welchen Parteien anschließen. So haben


wir als Parteilose Zutritt zu allen Parteien und Organisationen. Ein Parteimann


muß zu allen Fragen Stellung nehmen, die im Reichstag behandelt werden. Wir


aber sind in unserer Organisation nur durch unser scharfkantig abgesetztes


Programm geeint


–


Diese allgemeinen Richtlinien für die Aufstellung eines Programmes weichen


stark ab von der Art, wie wir vor dem Kriege vorzugehen gedachten. Damals


rechneten wir mit langen Zeitläuften für die Verwirklichung unserer


Bestrebungen. Uns lag damals daran, aus der Masse diejenigen Köpfe heraus-


zufischen, die eine freiheitliche Regelung der sozialen Frage wünschten. Damals


waren es außerhalb des sozialistischen Kreises nicht viele, die das Bestehen


einer sozialen Frage ohne weiteres zugaben. Wer persönlich nicht zu leiden


hatte, der schwieg. Außerdem war es auch gefährlich, namentlich für die


Beamten, öffentlich für das Proletariat einzutreten. Wer es nicht mit seinen


Vorgesetzten verderben wollte, der mußte schweigen. Das Proletariat war ganz


auf sich angewiesen. Eine Einheitsfront des gesamten schaffenden Volkes, der


Proletarier, der Beamten, Intellektuellen und Bauern war undenkbar.


Der Krieg, der Umsturz und namentlich die drohende, mit dem Beginn der


Reparation nunmehr ein setzende allgemeine Not, der finanzielle Zusammen-


bruch, das alles hat doch vielen die Augen geöffnet und anderen den Mut 


gegeben, ihrer Meinung öffentlichen Ausdruck zu 
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geben. Unsere Bewegung ist zu einer Volksbewegung geworden und wird nach


der geplanten Reorganisation schnell um sich greifen. Der Umstand, daß am


theoretischen Untergrund unserer Organisation niemand zu rühren wagt, gibt


allen einen ungeheuren Mut. Er regt den Willen zur Tat an. Der Einblick, den


unsere Lehre vom Kapital in die wahren Gründe des Unterganges der antiken


Kulturvölker gestattet, zeigt unseren Freunden, in welch gewaltiger Gefahr unse-


re Kultur heute steht, und das hebt ihr Verantwortungsgefühl und stählt ihren


Willen. So sieht es nun fast aus, als ob wir in absehbarer Zeit zahlreich und stark


genug sein werden, um die Geschäfte des Reiches in unsere Hand zu nehmen


und zur Rettung des Volkes das zu tun, was zu tun ist, wozu aber kein


Parteimann von seinen Wählern beauftragt wurde.


Die obigen Richtlinien sind also als Diktat der Not zu betrachten, die uns zu


Taten zwingen wird, die nur mit Hilfe des geeinten arbeitenden Volkes vollbracht


werden können. Sache unserer Mitglieder ist es nun, dafür zu sorgen, daß 


unsere Forderungen in das Programm der Arbeiter-, Angestellten- und


Bauernorganisationen eingefügt werden. Ist das geschehen, dann sind wir am


Ziel. Dann werden die Taten fallen. Dann kracht es im morschen Gemäuer des


Kapitalismus.


Der Preisabbau und 


das Ultimatum.


Hier in Berlin krachen die Ministersessel. Und in London, Paris, kracht es an


den Börsen. Wer etwas vom Wesen des Preisabbaues versteht, der wird auch


schnell den Zusammenhang zwischen diesen beiden Ereignissen finden. Immer


wackeln die Ministersessel, wenn die Preise, die Warenpreise wackeln. Es wäre


leicht, mit Hilfe der Preisstatistik eine Parallele zu ziehen zwischen dem


Preisabbau und den Ministerpurzeleien. Preisabbau heißt Krise und Krise heißt


Arbeitslosigkeit, 
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Streik, Aufruhr, Standgericht, Bankrott, Unterbilanz, Defizit im Staatsbudget, neue


Steuern, nervöse Parlamente, Sturz des Ministeriums und das Grab seines


Nachfolgers. Der Preisabbau stürzte das feste römische Weltreich, warum sollte


diese Kraft nicht ausreichen, um die Minister eines Klassenstaates, einen nach


dem andern zu stürzen, wegzufegen, bis zum Untergang?


Warum aber stürzen jetzt in Berlin die Minister, während doch der Preisabbau


in London und in Paris betrieben wird? Eigentlich müßten doch Irland und Lloyd


George und nicht Fehrenbach vom Preisabbau gepackt werden!


Wir wollen dieser Frage hier näher treten. Frankreichs Benehmen Deutschland


gegenüber ist ein Produkt der Furcht und der wirtschaftlichen Not. Der Haß spielt


hier eine geringe Rolle. Man kann wohl einen Augenblick hassen. Die Franzosen


sind aber vielleicht die letzten, die sich solcher nachlässigen Gemütsstimmung


heute hinzugeben brauchen. Der Sieger haßt nicht.


Haßt etwa der Fuchs die Gans, die er im Maule hat? Hat aber das französi-


sche Volk vielleicht Grund, das erstarkende Deutschland zu fürchten? Wir haben


hier in Deutschland noch nichts getan, um das Vertrauen der Franzosen in 


unsere Friedensliebe zu stärken? Das Kriegsgerät haben wir vernichtet, weil wir


es vernichten mußten, nicht weil wir an den Völkerfrieden glaubten. Wir haben


von dem barbarischen Gerät nicht eine Patrone mehr vernichtet, als wie wir ver-


nichten mußten. Geistig sind wir noch bis an die Zähne „gerüstet“. Und das ist


auch gar nicht anders möglich. Druck erzeugt Gegendruck. Der Franzose würgt


uns und wir wünschen ihm, mit den Mitteln, die er gebraucht, entgegentreten zu


können. Wie könnte auch der Krieg die Friedensstimmung erzeugen, die ein 


vierzigjähriger Frieden nicht aufkommen ließ? Der Krieg zerstörte nicht den Geist


der Gewalt, sondern förderte ihn. Das zeigte sich auch wieder in dem brutalen


Auftreten der Kommunisten und der ebenso oder noch brutaleren Behandlung


der Kommunisten und ihrer Führer durch die Gewalts- und Gerichtsorgane des


Klassenstaates.


Die Welt vermißt immer noch ein starkes öffentliches Bekenntnis unseres


Volkes zum Glauben an den ewigen Völkerfrieden. Dr. Simons hat diesen


Glauben zwar öffentlich bekundet, aber nur in seinem Namen, auch klang es 


zu nüchtern und zu schüchtern, daß es Eindruck hätte machen können. Zwar


bekennen sich die 
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breiten Massen des Proletariats seit jeher und ganz besonders nachdrücklich seit


dem Ausbruch des Krieges zum uralten Glauben aller Bedrückten, aber die pro-


letarischen Massen sind heute in Deutschland machtloser denn je. Übrigens


kann auch nur der Mann den Glauben an den ewigen Völkerfrieden hegen und


allen Ereignissen zum Trutze sich immer offensichtlich zu ihm bekennen, der die


Triebkräfte des Krieges nicht in der Natur des Menschen, sondern in äußeren,


der Umgestaltung zugänglichen Dingen gefunden hat. Und diese Menschen sind


zur Zeit noch spärlich vertreten, überall in der Welt. [Über den Zusammenhang


zwischen Krieg und dem herkömmlichen Geld gibt meine Schrift: Deutsche Vorschläge für die


Neugründung des Völkerbundes. Verlag: Freiland-Freigeldbund Barmen, Zietenstraße 23, 1921,


Aufschluß.)]


Man kann es also den Franzosen kaum verargen, wenn sie an den


Völkerfrieden nicht mehr glauben als wir, die diesen Frieden am nötigsten haben,


und daß sie nun die Schlange, die in der Falle ist, nicht darum freigeben wollen,


nur damit diese sie überfällt. Wir müssen stärkere Beweise unseres Glaubens


an den Völkerfrieden geben! Können wir das nicht, so sollen wir anderen, die


diesen Glauben auch nicht haben, keinen Vorwurf daraus machen, wenn sie uns


von militärischen Gesichtspunkten aus behandeln.


Stärker aber als durch Furcht vor den Deutschen wird das Verhalten der


Franzosen durch die Furcht vor dem eigenen Bankrott bestimmt. Die Franzosen


bauen die Kriegspreise ab. Die Regierung wird dabei unterstützt von der Masse


des Volkes, die im Preisabbau das Allheilmittel und in den deutschen


Reparationssummen die Mittel sieht, um den Preisabbau durchzuführen. Je


höher die Reparationssummen beziffert werden, um so wahrscheinlicher ist allen


der Preisabbau. Und darum geschieht nichts in Frankreich. Jeder sagt sich: ich


will warten, bis der Preisabbau zu Ende geführt ist. Dann erst will ich damit


beginnen, meine Wirtschaft wieder aufzubauen, dann soll auch das verwüstete


Gebiet wieder in Stand gesetzt werden. Daraus ist dann die Arbeitslosigkeit 


entstanden, die bei den Franzosen die Meinung hat aufkommen lassen, ihre


Wirtschaft sei ganz besonders schwer durch den Krieg betroffen worden und


ließe sich nur noch mit Hilfe der deutschen Reparation auf die Beine bringen.


Zugleich 
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aber wächst die Last der öffentlichen Schulden im genauen Verhältnis zum
Preisabbau.


Und dann schauen die Franzosen nach Deutschland hinüber und sehen, wie


dieses vom Krieg und der Revolution zerschmetterte Land mancherlei, wenn


auch trügerische Zeichen von wiederaufkeimendem Wohlstand gibt, daß die


Arbeitslosigkeit hier bei weitem nicht so arg ist, wie in den Ländern unserer


Sieger. Vollauf erklärt wird diese Erscheinung damit, daß in Deutschland, wohl


als Folge unserer Aufklärungsarbeit, in den offiziellen Kundgebungen vom 


kommenden Preisabbau keine Rede mehr ist, was dann auch zur Folge hat, daß


immer weniger Kaufleute und Unternehmen mit dieser Möglichkeit rechnen. In


Frankreich aber kennt man keine andere Erklärung als die: Deutschland ist reich,


Deutschland erholt sich, Deutschland erstarkt, Deutschland kann zahlen,


Deutschland muß zahlen, schon aus dem Grunde muß es zahlen, weil wir, die


wir so schwer an der Krise leiden, sonst von Deutschland wieder überholt 


werden. Und je höher der deutsche Inflationsflitter bewertet wird, um so höher


schrauben die Sachverständigen in Frankreich ihre Forderungen. Rom, ganz


Italien wimmelt von deutschen Kriegsgewinnlern, sagt man in Frankreich. Und


diese Kriegsgewinnler sind den Franzosen das Wahrzeichen des deutschen


Reichtums, der deutschen Zahlungsfähigkeit.


Den Franzosen paßt selbstverständlich gerade diese Einschätzung des deut-


schen Reichtums, darum kommt es ihnen nicht in den Sinn, tiefer im Untergrund


der deutschen Wirtschaft zu schürfen. Wenn sie es täten, so würden sie bald die


Taschen finden, aus denen die Millionen der Kriegsgewinnler gekommen sind.


Dann würden sie auch bald auf die großen, breiten Schichten stoßen, die von


Helfferich und seinen Nachfolgern als Träger der Kriegslasten auserkoren wur-


den, auf die still gewordenen betrogenen Gläubiger des Deutschen Reiches, auf


die Inhaber der Hypotheken, die zu Hunderttausenden um die Altersreserven


betrogen wurden und nun zahlreich in den Wäldern herumschleichen und nach


einem passenden Ast suchen.


Jedoch es ist nicht Frankreichs Sache, die Blößen unserer Wirtschaft aufzu-


dekken; unsere Sache wäre es gewesen, in London zu zeigen, wie durch unsere


Währungspolitik 200 Milliarden Goldmark aus den Taschen der Staats- und


Hypothekengläubiger in die Taschen der Kriegsgewinnler wanderten, die nun


nichts 
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anderes damit anzufangen wissen, als sie vor den Augen der Entente, vor den


Augen unserer Gläubiger zu verprassen, die ihre Forderungen nach unserer
Zahlungsfähigkeit bemessen wollen!


Warum erklärte die deutsche Delegation in London nicht diesen Sachverhalt?


War denn in dieser Delegation wirklich nicht einer, der eine Ahnung von der


Währungsfrage hat? Es muß wohl so sein, denn sonst würde man ja nicht bei


der jetzigen Papiergeldwirtschaft bleiben, die uns die Kriegsgewinnler beschert


hat. Nun aber ist es zu spät. Die nach dem Inflationsflitter berechnete


Zahlungsforderung des Ultimatums ist da. Und jetzt werden wir nicht zahlen 


müssen nach dem wahren Stand unserer Wirtschaft, sondern nach dem Trugbild


der Inflation. Und so wird es nun kommen, daß Deutschland den Raub der


Kriegsgewinnler zweimal wird zahlen müssen: einmal an diese selbst, ein 


zweites mal an die Franzosen, denen der Luxus der Kriegsgewinnler eine er-


starkende, tragfähige deutsche Wirtschaft vorgeschwindelt hat. Ohne diesen


Schimmer falschen Reichtums wären wir wahrscheinlich um mindestens 50


Milliarden Goldmark billiger davon gekommen. Und daneben hatten wir unsere


Volkswirtschaft in gesunder Verfassung erhalten.


Und hier ist auch der Grund, warum die Ministersessel in Berlin und nicht am


Orte der Preisabbaupolitik wackeln. Noch können die französischen und eng-


lischen Minister den Druck von sich auf Berlin ablenken, indem sie sagen: Das


reiche Deutschland kann zahlen. Sobald es sich aber zeigen wird, daß diese


deutschen Leistungen, so hoch sie auch bemessen werden, immer nur einen


Tropfen bedeuten, gegenüber den Verwüstungen, die der Preisabbau in


Frankreich und England in der Wirtschaft verursacht –, dann werden die Minister


in Paris und London mit ihren Sesseln die Treppen heruntergeworfen werden –


einer nach dem andern bis zum Untergang – oder bis zur Erkenntnis, daß
Preisabbau Wahnsinn ist.


In Nr. 2 dieses Blattes [Nr. 2 „Der Befreier“: „Die Grenzen unserer Zahlungsfähigkeit“ u.f.


Noch zu beziehen durch den Verlag.] haben wir ausgeführt, wie wir uns die deutschen


Leistungen zur Reparation vorstellen. Wir spielen da den einzigen Trumpf aus,


den wir der Entente gegenüber in Händen haben:


Wir geben der Reparation eine sozialpolitische, antikapitalistische Wendung
und Spitze
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und verschaffen uns, die wir darüber klagen, in der Welt ganz mutterseelenallein


zu stehen, einen Bundesgenossen, auf dessen Wort die Entente ganz gewiß 


großen Wert legen würde . . . das gesamte Proletariat der Welt. Gegen ein anti-


kapitalistisches Programm, wie das oben erwähnte, darf die Entente nicht vor-


gehen. Wenn wir hier in Deutschland den Kapitalismus wirksam bekämpfen und


es den Proletariern zeigen, wie man diesen Erbfeind zur Strecke bringt, dann


brauchen wir kein Ultimatum mehr zu fürchten, dann wird man nicht mehr mit


uns spielen, dann werden die Franzosen ihre Truppen sofort über die Grenze


ziehen müssen, ohne daß wir auch nur einen Stock zu unserer Bewaffnung 


brauchen werden. Unter den Klängen der Arbeiter-Marseillaise wird die heutige


Politik der Franzosen zerschlagen werden.


Petrol-Trust.


„Der Kampf um den Besitz der Petroleumquellen ist in aller Schärfe entbrannt.


Nicht zum wenigsten beruht ein Teil der Spannung zwischen England und den


Vereinigten Staaten von Amerika auf den Monopolabsichten, die Großbritannien


hegt. Es sei nur an Mesopotamien erinnert. Die Vereinigten Staaten sind bemüht,


besonders auf dem amerikanischen Kontinent alles, was Petroleum heißt, unter


ihre Kontrolle zu bekommen, und besonders Mexiko ist das Ziel ihrer Wünsche.“


Hamburger Fremdenblatt 20. 4. 21.


Das Petroleum gewinnt täglich an Bedeutung. Flugzeuge und Automobile sind


darauf angewiesen. Und welche Bedeutung diese Petroleumkonsumenten mit


der Zeit erreichen werden, davon bekommen wir einen Begriff, wenn wir hören,


daß die amerikanischen Arbeiter in sehr großer Zahl bereits in eigenen Autos zur


Arbeit fahren. Und heute berichtet die Zeitung, daß in Staaken bei Berlin ein


Flugzeug mit großartigem Erfolg Flüge macht, das 2500 Kilo Passagiere mit 225


Stundenkilometer Geschwindigkeit befördert. Ein solches Flugzeug würde dem-


nach 50 Passagiere in 35 Stunden von Berlin nach Neuyork bringen. Schon ist


der Plan von der Hamburg-Amerika-Linie und vom Norddeutschen Lloyd in ernst-


hafte Erwägung gezogen, eine Luftverkehrslinie an die Stelle der verlorenen


Dampfer treten zu lassen. Es soll zur Sicherung dieses Luftlinienverkehrs eine
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Kette von etwa 100 schwimmenden Stationen zwischen Neuyork und London-


Berlin gebaut werden. Sie sind als große Flöße gedacht, die entweder verankert


oder durch Maschinen in der bestimmten Lage erhalten werden. Diese Stationen


sind durch Telegraphenkabel mit einander verbunden, sie geben den Flugzeugen


durch Signale Nachricht über die Witterungsverhältnisse, Wind, Nebel u. s. w.


und dienen als Warteplatz, wenn die nächsten Stationen Nebel melden. Die


Stationen sind nachts durch Feuer sichtbar und ist die Entfernung so bemessen,


daß beim Überfliegen einer Station immer gleich das Feuer der nächsten Station


sichtbar ist, so daß die Gefahr, in den Nebel zu geraten oder sich zu verirren,


oder durch Maschinendefekte zu verunglücken, eine sehr geringe ist. Man 


rechnet damit, in kurzer Zeit den gesamten Personenverkehr auf diese Linie zu


leiten, so daß jede zweite Minute ein Flugzeug abfliegen wird, sowohl in der


einen Richtung wie in der anderen. Zu 20 Dollar den Stehplatz und 40 Dollar 


den Sitzplatz kann man hier mit einer Jahreseinnahme von 400 000 000 Dollar


rechnen.


So mag gar bald der Zeitpunkt kommen, wo wir sagen werden, es war ein


Glück, daß wir den ganzen Dampfschiffplunder an die Engländer abliefern 


mußten. Wenn – wenn – wenn die Petroleumtrustmagnaten uns hier keinen


Strich durch die Rechnung machen. Darum erneuern wir unseren Mahnruf an die


Reichsregierung. Machen wir mit der Forderung der Internationalisierung der


Rohstoffe, vor allem der Kohle, des Eisens, des Kali, des Petroleums den ersten


Schritt. Wir haben’s nötig und wenn wir uns Freunde im Ausland schaffen wollen,


so ist das der Weg. Alle Freunde eines wahren Völkerfriedens in der ganzen


Welt werden uns begeistert zu solcher Tat zustimmen. Die Franzosen werden in


dieser Tat den Beweis erblicken, daß Deutschland wirklich den Friedenspfad


betreten hat. Die Arbeiterorganisationen, der internationale Gewerkschaftsbund


werden unsere Forderung mit Entschlossenheit unterstützen. Wir werden dann


wieder eine „Macht“ sein, mit der man rechnen muß, nicht weil man unsere


Kanonen fürchtet, sondern weil wir für unsere auswärtige Politik endlich einen


Standpunkt einnehmen, den man vor jedem wahren Friedensfreund vertreten


kann. Wir haben, durch die Bajonette des Feindes gezwungen, abgerüstet. Wir


möchten nun, daß auch die anderen das gleiche tun. Aber wie können wir hoffen,


daß die anderen die Waffen 
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vernichten, wenn ja noch alles beim Alten geblieben ist? Mit der Entwaffnung


Deutschlands ist noch nicht das Geringste für den Frieden getan. Deutschland


hat den Krieg erklärt, aber Deutschland war doch nicht die Ursache des Krieges.


Die Ursache liegt, wie die obige Zeitungsnotiz erkennen läßt, im Petroleum, im


Eisen, im Kali. Sie liegt letzten Endes in der Furcht der Völker begründet, es


könnten ihnen durch das mit den Zöllen auftretende imperialistische Streben der


einzelnen Staaten, durch den mit den Zöllen aufkommenden blöden Begriff des


sich selbst genügenden nationalen Wirtschaftsgebiets die Zugänge zu lebens-


wichtigen Rohstoffquellen versperrt werden. Diese Furcht muß gründlich gebannt


werden, ehe es zu einem wahren Frieden kommen kann. Das Mittel ist die


Internationalisierung der Rohstoffquellen, der Weg dahin die Ausrufung von


Freiland als allgemeines Menschenrecht.


Im Anschluß an obige Zeitungsnachricht möchten wir noch auf die Bedeutung


hinweisen, die das Flugzeug und damit das Petroleum für den Lohn der Arbeiter


haben wird. Wenn es nur mehr 20 Dollar kostet, um nach Nordamerika zu 


fliegen, so kann der Lohn, der hier in Deutschland bezahlt wird, nicht mehr 


nennenswert vom Lohn abweichen, den der Arbeiter in Amerika verdient, so daß


es ganz aussichtslos ist, zu versuchen, den Arbeitern durch direkte oder indirekte


Steuern die Kriegkosten aufzubürden.


Die Ursachen der Kriege.


Viele haben schon den Friedenssamen gesät in der Hoffnung auf Ernte. Und


es waren keine Kinder, die solches versuchten. Die Edelsten des Menschen-


geschlchtes haben den Friedenssamen gestreut, doch der Friedensbaum blieb,


wie der Schokoladenbaum der Kinder, ein Kindertraum.


Fiel der Samen dieser Friedensapostel immer auf steinigen Grund, war der


Samen vielleicht taub, war die Zeit nicht die richtige, war der Frieden nichts für


unser Volk, für unser Klima? Tatsache ist: wir sehen vom Frieden immer nur den


Samen, niemals die Ernte. Nicht einmal Vorbereitungen für die Ernte sehen wir,


als ob alle ohne wirkliche Hoffnung säeten. Wir säen den Frieden und bauen


Scheunen, um den Krieg zu 
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ernten. Den Kriegsminister hat jeder Staat, ich glaube, sogar der römische


Kirchenstaat hatte einen solchen; einen Friedensminister hat es noch nirgends


gegeben.


Dort, wo die Natur der Entwicklung einer Sache günstig ist, da geht der Samen


immer auf. Wenn der Boden vorbereitet wäre für die Aufnahme des Friedens-


samens, so müßte auch er aufgehen ohne irgend welche Nachhilfe. Von selber


müßte er wachsen, sich ausbreiten und sich wie das Unkraut die Welt erobern.


Wir lockern am Kamme eines Berges einen kleinen Stein. Er reißt immer mehr


Steine mit sich, unten fällt ein Steinregen, eine Steinlawine. Ein Funken fällt in


einen Strohhaufen. Er frißt ihn. Bei einem guten Pferd braucht man Zügel, keine


Sporen. Warum müssen wir dem Friedensgaul immer die Sporen ansetzen,


warum setzt er sich nicht in Trab? Sonst genügt doch oft ein Wort, eine Rede,


um ein Volk, eine Welt zu Taten fortzureißen; noch nie aber hat das Wort des


Friedens das Volk fortgerissen, daß sie gesagt hätten: kommt, sind wir wirklich


Brüder, so laßt uns wie Brüder teilen und Frieden halten. Der Samen, der dort


gestreut wurde, mag zwar hie und da gekeimt haben, aber die Dornen, die mit


ihm aufwuchsen, erstickten wieder alles, regelmäßig, ausnahmslos, seit so 


vielen, vielen Geschlechtern.


Warum ist das so? Warum fängt das Friedenswort nicht Feuer? Man nennt 


den Frieden den Zwillingsbruder der Liebe, und die Liebe fängt nicht nur Feuer,


sondern verzehrt sich in ihm. Unausgesetzt, seit Jahrtausenden sucht der


Mensch das Feuer des Friedens anzufachen, nutzlos. Es will nicht brennen; es


geht immer wieder aus. Es findet keine passende Nahrung.


Man hat oft die Kapitalisten, die von ihren Zinsen lebenden Rentner, für die


Kriege verantwortlich machen wollen. Was aber konnte der Kapitalist für sich


vom Kriege erwarten? Der Rentner will still und friedlich seine Zinsen verzehren.


Das schöne, große Leben, das ihm der Schweiß des Proletariats ermöglicht, das


will er in vollen Zügen genießen. Er will einen gut bedeckten Tisch, einen 


schönen Garten, Frieden, Fröhlichkeit um sich haben. Und diese Menschen, die


schon vor einem einfachen Streik, der ihre Dividenden schmälern könnte, sich


entsetzen, die sollten den Krieg schüren, der alles zerstört? Solcher Unsinn! 


Wer hat dieses Märchen verbreitet? Sicherlich die, die die Verantwortung für den


Kriegsausbruch von sich abwälzen wollten. Es gibt 
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auf der Welt keinen friedlicheren Menschen als den Kapitalisten, wenigstens so


lange seine Schmarotzerexistenz nicht gefährdet ist. (Aha! Der Schriftl.) Und wie


sollten diese Kapitalisten von einem Kriege die Förderung ihrer Interessen erwar-


ten, [Anmerkung der Schriftleitung: Siehe die Schrift „Die Wirtschaftl. Ursachen des Weltkrieges“


(Preis 50 Pfg. zuzügl. 15 Pfg. Porto) Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde, Steglitzerstr. 31.]


wenn sie, wie es doch die Regel ist, ihr Kapital, um das Risiko zu verteilen, über


die ganze Welt verteilen? Der deutsche Kapitalist besaß englische, französische,


italienische Papiere, und die englischen, französischen Kapitalisten hatten deut-


sche Aktien. Das Kapital ist international, und trägt damit schon den Keim des


Friedens mit sich herum. Hat man nicht oft gesagt, daß, wenn Amerika in


Deutschland ebenso große Forderungen gehabt hatte, wie in den Ländern der


Entente, daß dann der Amerikaner, aus Furcht, daß sich seine Schuldner bis zur


Zahlungsunfähigkeit bekämpften, ebenso energisch den Frieden betrieben hatte,


wie es nachher den Frieden durch Krieg herbeizuführen gesucht hat. Gewiß, es


gibt Kapitalisten, die vom Kriege eine Förderung ihrer Interessen erwarten. Die


Aktionäre der Rüstungsindustrie. Aber das sind in Friedenszeiten so verschwin-


dend kleine Kreise, so unendlich winzige, kleine Kröten, verglichen mit der 


großen Masse derjenigen Kapitalisten, die vom Krieg nur Ungeziefer erwarten,


daß wir ihr Dasein füglich unbeachtet lassen können. Wir müssen darum die


Ursache der Kriege anderswo suchen. Und erst dann, wenn wir die Ursache der


Kriege einwandfrei festgestellt haben, werden wir daran gehen können, den


Boden für die Aufnahme des Friedenssamens vorzubereiten. Erst dann werden


wir mit der Gewißheit den Friedenssamen ausstreuen können, daß er nicht mehr


unter die Dornen fallen wird. Wo wir die Wurzeln der Kriege zu suchen haben,


das werden wir allmählich zeigen.


Wie man Proletarier macht.


Sonst hieß es, daß das Privateigentum an Produktionsmitteln als Grund des


Proletarisierungsprozesses zu betrachten sei. Heute sehen wir, wie das


Parteiinteresse diesen Proletarisierungsprozeß fordert. Je mehr Pro-


Proletarier
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letarier, umso mächtiger sind die Proletarier. So denkt der Proletarier und nach


dieser Erkenntnis handelt er.


Die Stadt Berlin besitzt am Liebnitzsee 4 Rittergüter im Gehalt von 20 000


Morgen. Hier könnten 1000 Heimstätten für 1000 Proletarierfamilien errichtet


werden. Vielfach würden sogar unterstützungsbedürftige Arbeitslose hier unter-


gebracht werden können. Aus 1000 armseligen, unglücklichen, dem Aussterben


geweihten Berliner Proletariern könnte man da 1000 gewichtige, selbständige,


selbstverantwortliche Vollbürger machen. Man zieht aber vor, die 20 000 Morgen


weiter als Rittergüter zu bewirtschaften. Sie werden jetzt zur Pacht auf 15 Jahre


angeboten. Selbstverständlich geschieht das auf Wunsch des Magistrats, des


Magistrats der Stadt Berlin, wo die Proletarier herrschen. Diese Proletarier wollen


eben alle Menschen zu Proletariern machen. Sie rechnen damit, daß wenn wir


alle armselig und dem Aussterben geweiht sind, daß dann ihr Pöstchen auf dem


Magistrat sicher ist. Um ihre Partei nicht zu schwächen, überliefern sie hier 1000


Proletarierfamilien der Schwindsucht.


Wir werden das Proletariat vor dem Angesicht Gottes ausrotten, nicht dadurch,


daß wir es .der Schwindsucht ausliefern, sondern dadurch, daß wir die wirt-


schaftlichen Bedingungen schaffen für die Rückverwandlung des Proletariats in


selbständige, unabhängige Bürger und Eigentümer. Wir werden den
Schwindsuchtskeim aus der Brust des Proletariers in das Kapital verlegen.


Fort mit den Kapitalisten und fort mit den Proletariern!


Das Freigeld und der Mond.


Im Berliner Tageblatt vom 25. 3. werden die Gutachten von 4 Bauräten,


Geheimräten und Professoren veröffentlicht über die wirtschaftliche Ausnutzung


der Flut- und Ebbegefälle zwecks Ersparnis von Kohle. Sie alle behaupten die


technische Möglichkeit und die wirtschaftliche Unmöglichkeit solcher Anlagen.


Keiner dieser Sachverständigen spricht es aus, daß die wirtschaftliche


Unmöglichkeit nichts anderes ist als die Unmöglichkeit den regelrechten Zins


herauszuwirtschaften. Der Preis, den wir für die Kohle bezahlen, besteht zum


größten Teil aus Löhnen, der Preis, den wir für die aus Ebbe 
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und Flut zu gewinnende Kraft zahlen müßten, würde fast ausschließlich aus dem


Zins der Anlagekosten bestehen. Und da der Zins jetzt ganz besonders hoch ist,


so ist die Wasserkraft zur Zeit trotz der hohen Kohlenpreise noch nicht


„Wirtschaftlich“. Wirtschaftlich erscheint den Bauräten und Professoren ein Werk


dann erst, wenn dem Kapitalisten für je 100 Mk, die er einmalig an Löhnen aus-


gibt, für ewige Zeiten eine jährliche Abgabe von 5 Mk. sicher erscheint. Baut man


für den Betrag von einer Milliarde ein Ebbe- und Flutwerk, so müssen gleichzeitig


die Mittel bereitgestellt werden, um eine Stadt zu bauen, wo 50 000 Rentner,


von denen jeder jährlich 10 000 Mk. Rente bezieht, mit ihrem Anhang von 


mindestens 500 000 Menschen leben können. Ist diese Bedingung nicht erfüllt,


so wird das Werk nicht gebaut. Das ist, was der Proletarier die Rentabilität des


Unternehmens und was die Geheimräte die Wirtschaftlichkeit desselben nennen.


Ohne diese Bedingung der Rentabilität würde man schon lange Ebbe und Flut


wirtschaftlich ausgenutzt haben, wie man sie schon heute an der Börse ausnutzt.


Hier verzichtet man auf die Rente, um dafür das Hausse- und Baissegefälle, die


Börsendifferenzen einzustreichen.


Um Ebbe und Flut an unseren Küsten ausnützen zu können, müssen wir


zuerst die Ursache von Ebbe und Flut an der Börse beseitigen.


Fort mit der Reichsbank,
fort mit der Goldwährung! 


Ohne das Freigeld werden Ebbe und Flut fortfahren ewig unsere Küsten zu


zernagen und unsere Märkte zu erschüttern. Das Freigeld, das den Kapitalismus


bändigt, bändigt auch Ebbe und Flut. Was keinem Techniker bisher gelang, dem


Freigeld gelingt es; es spannt den Mond in den Dienst der Menschheit!


___________________
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Richtlinien für die künftige 


deutsche Goldpolitik.


Der Scheck von 50 Millionen Kilo Feingold, gleich 132 Milliarden Goldmark, mit


Zinsen etwa 150 Millionen Kilo Gold, ist nun unterzeichnet worden. Im deutschen


Finanzministerium saß wohl niemand, der unsere Warnungen verstand. So hat


man uns nun zur Lieferung einer Sache verpflichtet, die auf Erden in greifbarer
Gestalt überhaupt nicht vorhanden ist. 150 Millionen Kilo wollen wir liefern,


obschon wir wissen, daß seit der Entdeckung Amerikas nur 27 Millionen Kilo


gefunden worden sind, wovon noch der größere Teil zu Schmucksachen verar-


beitet und auch im Gebrauch als Münze verschlissen wurde. Nur auf dem Wege


des Kreislaufes des Geldgoldes ist es denkbar, daß wir uns die jährlich fällig


werdenden Goldmassen verschaffen können. Halten die Franzosen das
Goldkarussell nur eine Weile an, so wird es uns sachlich unmöglich gemacht,


unseren Verpflichtungen nachzukommen. Den Vorwand zur Besetzung des


Ruhrgebietes können die Franzosen somit jederzeit schaffen.


Im „Befreier“ hatten wir eine letzte Warnung an die Reichsregierung gerichtet


(„Befreier“ Nr. 5). Ob jetzt nachträglich der Fehler noch gut gemacht werden


kann, ist zweifelhaft. Nur dann können wir etwas hoffen, wenn der Sachverhalt


auf einer internationalen Währungskonferenz auf breiter Grundlage öffentlich


klargestellt und die wucherischen Elemente der Goldwährung bloßgelegt werden.


Sollten die Franzosen zur Goldwährung zurückkehren, so wird die Gefahr, auf


die wir aufmerksam gemacht haben, bedeutend geringer sein. Denn dann wür-


den sich die Franzosen ins eigene Fleisch schneiden, wenn sie, um Deutschland


Schwierigkeiten zu bereiten, den Kreislauf des Goldes hemmen wollten. Die


Krise, die sie dadurch über das eigene Land heraufbeschwören würden, würde


ihre Pläne durchkreuzen. Aber die Franzosen haben die Goldwährung, wie alle


europäischen Staaten, aufgegeben und es ist dafür gesorgt, daß sie nicht wieder


aufgerichtet werden kann. So können die Franzosen nun die Goldpolitik treiben,


die ihnen ihr Verhältnis zu Deutschland nützlich erscheinen läßt, ohne daß


dadurch ihre Wirtschaft noch 
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im Geringsten zu leiden braucht. Sie können alles tun, was sie für nützlich 
halten, um den Preis des Goldes in die Höhe zu treiben. Wie der Preis des


Silbers heute keinerlei Einfluß auf die Wirtschaft hat, so braucht auch heute der


Preis des Goldes nicht mehr von der Währungspolitik beachtet zu werden. Für


Deutschland wie für Frankreich ist mit der Reparationsschuld von 150 Millionen


Kilo Gold ein Termingeschäft in einer Ware abgeschlossen worden, die beide


Kontrahenten sehr wohl entbehren könnten. Und gerade darum, weil die


Franzosen das Gold, das wir ihnen zu liefern verpflichtet sind, ja gar nicht 


brauchen, weil sie es nicht mehr dem Verkehr zurückgeben müssen, darum gibt


ihnen der Vertrag nun solche Gewalt über ihren Schuldner.


Weil der Vertrag uns verpflichtet, den gesamten Weltvorrat an Gold 7 (sieben!)


Mal an die Franzosen abzuliefern, so genügt es doch, daß sie, die Franzosen,


den Hunnenschatz, den sie ja nicht brauchen, ein einziges Mal in den Rhein zu


versenken (oder sich einen „Juliusturm“ anlegen), um es Deutschland unmöglich


zu machen, den Schatz ein zweites, drittes, viertes, fünftes, sechstes und 


siebentes Mal abzuliefern. Und dann treten die Gesetze des Wuchers in Kraft,


von denen, wie es scheint, die von unserer Regierung um Rat befragten sach-


verständigen Bankiers keine Ahnung verraten. Der Fall ist derselbe, wie wenn wir


uns den Franzosen gegenüber vertraglich und unter Verpfändung des


Ruhrgebietes verpflichtet hätten, ihnen Mona Lisa im Original und in bestimmten


Zeitabschnitten sieben Mal zu liefern, ohne den Preis anzugeben, den wir jedes-
mal für die Rückerwerbung des Bildes zu zahlen haben. Es ist wahrscheinlich,


daß die Franzosen, die noch tiefer als jedes andere Volk im Goldwahn zu 


stecken scheinen, zur Zeit noch keine ähnlichen schwarzen Pläne schmieden.


Sie werden aber ganz von selbst darauf stoßen. Und dann wird der deutsche
Michel den Sinn unserer Warnungen auch endlich verstehen! Und dann wird der


in die Falle gegangene Bär an die Gewalt appellieren und aus 100 000


Flugzeugen werden Bomben auf Paris und Berlin niedergehen.


Gegenüber solcher wucherischen Goldpolitik, die wir von den Franzosen zu


erwarten haben, bedeuten die Abwehrmaßregeln, die Deutschland ergreifen


kann, wenig, besser gesagt, nichts. Wenn wir trotzdem hier davon 
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sprechen wollen, so geschieht es, um noch mehr Licht auf dies Gebiet zu 


werfen.


Hat Frankreich ein Interesse daran, den Preis des Goldes auf eine für


Deutschland unerschwingliche Höhe zu treiben, so wird umgekehrt Deutschland


nun alles versuchen, um diesen Preis möglichst tief herabzudrücken. Uns stehen


hierzu zwei Wege frei. Wir können auf die Nachfrage nach Gold und auf das


Angebot von Gold wirken. Um die Nachfrage nach Gold zu mindern, werden wir


alles, was in unseren Kräften ist, tun, um vor allem dem Gold die Verwendung


als Münze und als Deckung der Banknoten zu nehmen. Wir werden für die 


möglichste Verbreitung der Theorie des Papiergeldes sorgen und vor aller Welt


die Mängel und Fehler der Goldwährung bloßlegen. Wir werden die Gold-


währung als die Quelle der Zinswirtschaft, als die Hochburg des Kapitalismus,


des Wuchers, der Spekulation, als die Ursache der Konjunkturschwankungen,


der Wirtschaftskrisen, der Arbeitslosigkeit, entlarven und das Proletariat der gan-


zen Welt gegen die Goldwährung ins Feld führen. Wir werden der Welt zeigen,


wie man die Währung nach wissenschaftlichen Erkenntnissen zu führen hat und


von der Theorie zur Tat übergehend, werden wir einen Vergleichspunkt schaffen,


an dem die Welt sich in Währungsfragen wird orientieren können. Wir werden so


erreichen, daß die Goldwährung überall als ein Wahngebilde erkannt wird. Dann


wird das gesamte in den Tresors der Banken aufgespeicherte Gold als nutzlos


auf den Markt geworfen werden und ähnlich wie vor 50 Jahren das für die


Währung als nutzlos erkannte Silber von den Notenbanken abgestoßen und


dadurch der Preis des Silbers um 50 Prozent gedrückt wurde, so wird, zunächst


wenigstens, auch der Preis des Goldes nun zurückgehen, was in der Weise in


Erscheinung treten wird, daß wir für den Erlös unserer ausgeführten Waren mehr


Gold werden kaufen können.


Jedoch, wie bereits im „Befreier“ Nr. 5 erwähnt, wird diese Politik sich als 


zweischneidiges Schwert erweisen. Das Gold ist ein begehrter Rohstoff der


Luxusindustrie und dem Luxus frönen wir, wenn unsere Wirtschaft gedeiht. Tritt


nun an die Stelle der Goldwährung überall etwas besseres – und in Betracht


kommt hier allein die absolute Währung (Festwährung), – so beseitigen wir damit


die Ursache der Wirtschaftskrisen, der Arbeitslosigkeit, der Zinswirtschaft, der


Aus-   Ausbeutung
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beutung. Damit verschwindet aber in der ganzen Welt die Ursache der


Massenarmut, die wieder die Ursache ist, warum die Massen in Afrika, in Asien,


in Amerika und in Europa keine Nachfrage nach goldenen Schmucksachen 


halten können. Tritt nun Wohlstand an die Stelle dieser mit der Goldwährung


zwangsläufig sich einstellenden Massenarmut, so wird auch selbstverständlich


die Nachfrage nach Gold für Juwelierzwecke wachsen. Und diese so entstehen-


de neue Nachfrage kann unter Umständen den Preis des Goldes auf phantasti-


sche Höhe treiben. Steigt mit der absoluten Währung der Arbeitslohn nur um das


Doppelte und gebraucht der Arbeiter von diesem Mehr etwa 5 Prozent, um 


seiner Frau einen goldenen Schmuck zu kaufen –, hier, in Asien, in Afrika, so


kann man sich vorstellen. welch gewaltigen Umfang die Nachfrage der Juweliere


nach Gold nehmen wird.


So betrachtet, hatte das Deutsche Reich als Goldschuldner ein Interesse


daran, daß die Goldwährung und damit die Weltmassenarmut in vollem Umfange
erhalten bleibe. Aber auch das würde sich als ein zweischneidiges Schwert


erweisen, insofern, als die Weltmassenarmut wieder dem Absatz unserer


Ausfuhrgüter im Wege stehen würde, immerhin, wir könnten wenigstens im


Deutschen Reich den Gebrauch des Goldes zu Juwelierzwecken untersagen


oder besteuern, um dem Gold den deutschen Markt zu sperren. Dieser


Nachfrage nach Gold für Juweliere könnten wir auch noch dadurch entgegen-


arbeiten, daß wir unsere Kunstwerkstätten ermuntern, Schmucksachen herzu-


stellen aus anderem Material als Gold und die das Gold aus dieser Domäne zu


verdrängen im Stande wären. Gelänge es, das Gold aus der Mode zu bringen,


wie es ja schon heute in manchen Ländern als Zeichen eines barbarischen


Geschmackes gilt, sich mit goldenen Gegenständen zu behängen, so könnte 


solches den Preis des Goldes sehr zu unseren Gunsten beeinflussen.


Ein weiteres Mittel, den Preis des Goldes zu senken, wird darin bestehen, das


Schürfen nach Gold aus öffentlichen Mitteln zu unterstützen. Unsere Geologen


sollten in die Welt hinausgeschickt werden, um neue Goldadern zu entdecken.


Tausende von Bohrern sollten angesetzt werden in Sibirien, in Brasilien, in


Australien. Vor allem aber müßte Deutschland danach streben, die Aktien der


afrikanischen Goldfelder in die Hand zu bekommen, um den Abbau mit


Hochdruck zu betreiben. 
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Dieser Abbau, der nach dem englischen Plan vielleicht 50 Jahre beanspruchen


wird, könnte gewiß im zehnten Teil dieser Zeit vollzogen werden. Dann würde


dieses Gold, das heute in der Erde liegt und keinen Einfluß auf seinen Preis aus-


übt, zur Verbilligung dieses Metalles beitragen und uns dadurch bei der


Abtragung unserer Reparationsschulden nützlich sein. Wir müssen ja das heute


vorhandene Gold sieben Mal kaufen und sieben Mal abliefern, sodaß, wenn wir


durch eine einmalige Ausgabe das Gold verbilligen können, wir sieben Mal den


Vorteil davon haben werden. Geben wir eine Milliarde für Schürfungen aus und


verbilligen wir dadurch die vorrätigen 27 Millionen Kilo etwa um den Betrag die-


ser Milliarde, so gewinnen wir damit sechs Milliarden. Freilich, eine Verbilligung


des Goldes fördert seinen gewerblichen Verbrauch und wirkt dadurch dem


genannten Ziel entgegen.


Unsere Politik muß somit darauf gerichtet sein, möglichst viel Gold zu fördern


und auf den Markt zu bringen und gleichzeitig dafür zu sorgen, daß dem goldge-


schmückten Pöbel der ganzen Welt der Gebrauch der goldenen Schmucksachen


verekelt werde und dem Golde die Münzstätten gesperrt werden.


Bei nächster Gelegenheit werden wir die Richtlinien für die Zinspolitik des ver-


schuldeten deutschen Reiches ziehen. Am Zins ist das deutsche Volk jetzt passiv


interessiert. Statt Zinsen vom Ausland zu beziehen, muß Deutschland jetzt


Zinsen ans Ausland zahlen. Fünf Sechstel der jährlich abzuliefernden sechs


Milliarden Goldmark bestehen z. B. aus Zins. So gehört natürlich jetzt auch in


dieser Beziehung eine neue Orientierung zu unseren öffentlichen Aufgaben.


Das Freigeld


und der bargeldlose Verkehr.


In der Zeitschrift „Der Reichsgegenzins“ wird uns die Frage gestellt, wie wir es


verhindern können, daß der bargeldlose Verkehr das Freigeld verdränge und


dadurch unwirksam mache.


An anderen Orten („Technik und Wirtschaft“, 2. Heft 1921 und in der


„Freiwirtschaft“, Nr. 8, 2. Jahrg.) ist 
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diese Frage bereits in grundsätzlicher Weise beantwortet worden. Wir verweisen


auf das dort Gesagte. Hier wollen wir nur noch einmal zeigen, warum ein aus-


schließlich bargeldloser Verkehr nicht möglich ist, denn mit dem Nachweis der


Unmöglichkeit fällt auch die obige Frage als gegenstandslos dahin.


Zumeist wird der bargeldlose Verkehr von Personen empfohlen oder gegen


das Freigeld ins Treffen geführt, die, wie z. B. die Reichsbankdirektoren, in keiner


unmittelbaren Berührung mit dem Markte stehen, neutrale Mittelspersonen,


Bürokraten, Säulenheilige und dergl. Der Scheck hat für diese Personen nur


Vorteile gegenüber dem baren Geld. Der Mißbrauch, der mit ihm getrieben wer-


den kann, hat für sie wenig Bedeutung. Und so wundern sie sich, daß der bar-


geldlose Verkehr die Banknoten nicht schon längst völlig verdrängt hat und


machen die Schwerfälligkeit der Kaufleute dafür verantwortlich, daß wir immer


noch einen Bargeldumlauf unterhalten von etwa 80 000 000 000 Mark, den die


Reichsbank mit vier Milliarden Zins jährlich belastet. Der bargeldlose Verkehr


würde uns diese vier Milliarden zweifellos ersparen. Warum nun bedient sich der


Handel nicht dieses billigen Verkehrsmittels? Der bargeldlose Verkehr ist zinsfrei,


der Bargeldverkehr kostet Zins und trotzdem kann der bargeldlose Verkehr nicht


aufkommen?! Wo liegen die Hemmungen?


Diese Erscheinung kann man nicht damit erklären, daß etwa der zum bargeld-


losen Verkehr gehörige Apparat fehlt. Der Apparat, das Postscheckamt, ist da


und arbeitet tadellos. Gewaltige Zahlungen werden auch durch das


Postscheckamt vermittelt. Die Kaufleute machen auch gern Gebrauch von dieser


Einrichtung, so weit es geht. Der Staat macht auch sonderbarer Weise und


gegen sein Interesse Reklame für diese Einrichtung, im Kriege sogar unter


Anrufung des Patriotismus! Und trotzdem gelingt es nicht, den bargeldlosen


Verkehr so zu verallgemeinern, daß das bare Geld überflüssig wird. Man hat die


Domäne des baren Geldes eingeengt. Mehr hat man nicht erreicht. Um wie viel


der Postscheckverkehr das Gebiet des baren Geldes eingeengt hat, ob es 10


oder 20 Prozent sind, kann niemand errechnen. Vielleicht haben wir die Grenze


des bargeldlosen Verkehrs noch nicht erreicht, sehr weit sind wir aber nicht mehr


davon entfernt. Bedenkt man, daß der durch die Depositenbanken, durch


Wechsel vermittelte Zahlungsverkehr schon seit jeher besteht, so wird man
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zugeben, daß das bare .Geld aus seiner Domäne nicht zu verdrängen ist.


Letzten Endes muß die Umständlichkeit des Postschecks im Vergleich zum


baren Gelde die Tatsache erklären, daß wir trotz Postscheckamt einen


Notenumlauf von 80 000 000 000 Mark unterhalten, der uns vier Milliarden Zins


jährlich kostet. Statt Banknoten zu verbrennen, vermehrt die Reichsbank sogar


noch den Bargeldbestand mit der Begründung eines wachsenden Bedarfes an


„Zahlungsmitteln“. Ist diese Begründung auch falsch, so fragt man sich doch, wie


die Reichsbank ihren Notenumlauf vergrößern kann, wenn der Zahlungsverkehr


sich bargeldlos abwickeln könnte?


Zur Erklärung der Erscheinung wollen wir an Beispielen die Hindernisse näher


betrachten, auf die der bargeldlose Verkehr im täglichen Leben stößt:


Professor X., Vorkämpfer für den bargeldlosen Verkehr, hat von der


Staatskasse sein Gehalt in Gestalt einer Überweisung auf sein Postscheckkonto


erhalten. Professor X. wartete schon sehnlichst auf diese Zahlung. Sogleich


begibt er sich in die Stadt. Er hat viele Bedürfnisse. Dem Tabakhändler bezahlt


er die Zigarren mit einem Scheck. Er möchte die Zigarren natürlich gerne mit-


nehmen, denn die letzte hat er bereits vor drei Tagen geraucht. Doch der


Händler bedeutet ihm mit vielen schönen Redensarten, die er an diesem Tage


schon hundert Mal angewendet hat, daß der Scheck erst auf seine Richtigkeit


untersucht werden muß und daß erst in acht Tagen Antwort zu erwarten sei.


Professor X. Vorkämpfer für den bargeldlosen Verkehr, setzt mit seinem Scheck-


buch, aber ohne die begehrten Zigarren, seine Wanderung fort. Da es zu regnen


anfängt, entsinnt er sich, daß er auch einen Regenschirm braucht. Er kauft den


Gegenstand und zahlt mit einem Scheck, wie es sich für einen Vorkämpfer des


bargeldlosen Verkehrs ja gehört. Jedoch auch hier die betrübende Antwort: 


In acht Tagen, wenn die Sonne wieder scheint, könne er den Schirm abholen, 


d. h. wenn der Scheck geprüft und in Ordnung befunden worden sei. Der Ärger 


machte Professor X. hungrig. Im Gasthaus zieht er sein Scheckbuch. Aber der


Kellner verweist ihn auf ein Plakat: „Um die Schecks auf ihre Richtigkeit zu 


prüfen, müssen die Mahlzeiten acht Tage im Voraus bezahlt werden. Pfänder:


Schuhe, Hemd und Hosen werden nur gegen Zahlung einer besonderen Gebühr


angenommen.“ Unser Freund, naß, hungrig und müde, will einen Bekannten 


aufsuchen, um sich bei ihm zu erholen. Den Fahrschein kann er 
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acht Tage nach Zahlung abholen. Professor X., Inhaber des Scheckbuches Nr.


22 456 456, Vorkämpfer für den bargeldlosen Verkehr, wird nachdenklich. Er


läßt sich auf eine Bank nieder und denkt: Hatte ich doch eine Zigarre! Neben ihm


unterhalten sich zwei Männer über die Vorzüge des bargeldlosen Verkehrs.


Beide fluchen. Der eine, ein Krämer, hat ein mächtiges Bündel von Schecks, die


in einer meterlangen Liste aufgezeichnet sind. Im ganzen etwa 1000 Schecks im


Gesamtbetrag von 10 000 Mark, die Einnahme eines Tages. Früher hielt ich


meine Kasse selbst in Ordnung und sie stimmte immer, sagt der eine. Jetzt muß


ich zwei Kassierer bezahlen und nie stimmt die Kasse. Und nun überlegen Sie,


daß diese 1000 Schecks auf der Zentrale zweimal gebucht werden müssen, dem


einen müssen sie belastet, dem anderen gutgeschrieben werden. Dann müssen


noch die 1000 Inhaber der Konti benachrichtigt werden. In der Zentrale laufen


alle Tage 35 000 000 Schecks ein. Dort sind jetzt 100 000 Buchhalter be-


schäftigt. Früher hatten wir den Militarismus, jetzt haben wir den bargeldlosen


Verkehr. Ich wäre gern bereit, um mich davon zu befreien, fünf Prozent Rabatt


für Zahlung in Banknoten zu geben. Ich gäbe auch gerne 10 Prozent Rabatt,


sagte der zweite, ein Grünkramhändler. Übrigens hörte ich, daß die Reichsbank


wieder ermächtigt wurde, für gewisse Falle Noten auszugeben. Und so habe ich


bereits an meinem Schaufenster ein Schild angebracht mit der Inschrift: Fünf


Prozent Rabatt für Zahlungen in barem Geld und ein anderes: Schecks werden


hier mit einem Abzug von zehn Prozent gegen bares Geld eingelöst. Wo ist Ihr


Laden, fragt der nasse, hungrige und müde Professor X., Vorkämpfer für den


bargeldlosen Verkehr.


Stellen wir also fest: Der bargeldlose Verkehr ist unter Unbekannten unmöglich.


Die Zahlung mit Scheck ist eine Kreditoperation, wie die Zahlung mit einem


Wechsel. Sie setzt das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit des Ausstellers des


Schecks voraus. Sie ist keine Barzahlung mehr und enthält ein Risiko. Auch


unter Bekannten bietet der Scheck nur Vorteile, wenn es sich um große Summen


handelt, wo das Zählen der 1000-Mark-Noten mehr Zeit beanspruchen würde,


als das Ausschreiben und Kontrollieren des Schecks. Der bargeldlose Verkehr


kommt also nur für den Großhandel in Betracht. Den Großhandel aber betreiben


in jeder Stadt nur einige wenige Personen. Die große Masse 
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des Volkes wird mit dem Postscheck niemals etwas vernünftiges anfangen 


können. Für den Kleinhandel ist der Scheck eine Last. Für 99 Prozent aller


Zahlungen ist die Banknote, die überall sofort und ohne weiteres als endgültiges


Zahlungsmittel behandelt wird, das ideale Zahlungsmittel. Im Wettbewerb 


zwischen Banknote und Scheck würde sich in 99 Prozent aller Falle die


Banknote ein Aufgeld bedingen können. Das ist der Grund, warum der bargeld-


lose Verkehr die 80 Milliarden Mark Bargeld bisher nicht verdrängen konnte und


auch in Zukunft nicht wird verdrängen können.


Die rein theoretische Frage, wie der bargeldlose Verkehr zu behandeln wäre,


um die Grundsätze des Freigeldes zu wahren, beantworten wir dahin, daß in


einem solchen Falle die Bankguthaben zur Schaffung des regelmäßigen,


geschlossenen Kreislaufes, und um dem Währungsamt die Kontrolle über die


Währung zu verschaffen, demselben Schwund zu unterwerfen wären, dem das


Freigeld unterliegt. Die Preise würden beim lückenlos durchgeführten bargeld-


losen Verkehr gebildet werden auf Seiten des Geldes durch die Summe aller


Bankkonti multipliziert mit der Geschwindigkeit, womit diese Konti kreisen


(Girokonto so viel wie kreisendes Konto). Die Regelmäßigkeit in der


Kreislaufgeschwindigkeit ist die Vorbedingung für einen festen Preisstand. Um


diese Regelmäßigkeit vor Störungen zu schützen, ist der gewaltsam durch die


Kontisteuer erzwungene Kreislauf nicht zu entbehren. Und zwar aus den glei-


chen Gründen, die zur Forderung des Schwundes beim Freigeld geführt haben.


Weil das Angebot der Waren unter natürlichem Zwang stehlt, darum muß auch


die Nachfrage zwangsläufig vonstatten gehen, wenn wir zu einer Währung 


kommen sollen. Und die Nachfrage wäre beim lückenlosen bargeldlosen 


Verkehr der Gesamtbetrag der Konti.


Preisabbau und Schutzzoll.


In den. Schriften, die wir verbreiten [Siehe u.a. „Deutsche Vorschläge für die


Neugründung des Völkerbundes zur Überprüfung des Versailler Vertrages“. Zu beziehen durch W.


Groß, Barmen, Zietenstraße 23 und Freiland-Freigeld-Verlag, Erfurt. Preis 2 Mk.], wird der


Schutzzoll, der Imperialismus, der verrückte Gedanke des „Nationalen


Wirtschaftsgebietes“, des „geschlosse-
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nen Handelsstaates“, in ursächlichen Zusammenhang gebracht mit dem


Rückgang der Warenpreise. Wir weisen nach, daß so oft auch in irgend einem


Lande die Warenpreise zurückgingen, der Ruf nach Schutzzoll ertönte und sich


Geltung verschaffte. Nur England hatte bisher diesem Rufe widerstanden.


Jetzt ist auch England, die alte Freihandelsburg, dem Schwindel erlegen. Seit


einem Jahre etwa betreibt man in England den Preisabbau mit Hochdruck und


seit dieser Zeit kracht die englische Wirtschaft in allen Fugen. Der Bergarbeiter-


streik ist ein unmittelbares Erzeugnis des Preisabbaues, den jeder, der unsere


Schriften kennt, prophezeien konnte. Die Engländer aber führen diese wirtschaft-


lichen Schwierigkeiten auf den deutschen Wettbewerb, auf den von den


Engländern mit allen erdenklichen Schikanen gedrosselten, armseligen deut-


schen Wettbewerb zurück! Und führen nun Schutzzölle ein! Preisabbau und


zugleich Schutzzölle! Das soll einer verstehen. Der Krieg hat nicht nur Menschen


getötet; er hat den Verstand der Überlebenden angegriffen. Der Engländer kann


nicht mehr richtig rechnen. Wir in Deutschland natürlich auch nicht. Wenn wir


den Preisabbauwahn nicht auch betreiben, so liegt es nur daran, daß wir es aus


wirtschaftlichen Gründen nicht tun können.


Arbeiterferien?


In einem überfüllten Eisenbahnabteil 3. Klasse auf einer belebten Strecke im


Industriegebiet hörte ich kürzlich folgende Unterhaltung:


„Na, nun wird ja das Wetter schön und man kann bald an die Sommerreise


denken“, sagte ein gutgenährter und neumodisch gekleideter Herr. Der von ihm


Angeredete fragt: „Können Sie sich denn Ihren Urlaub nehmen, wann Sie 


wollen?“ – „Natürlich, ich warte erst noch einige günstige Ausfälle der Börse für


mich ab und dann kann es 8 bis 10 Wochen an die See gehen. Natürlich richte


ich mir meine Erholung nach dem Wetter ein. Die Zeit ist jetzt überhaupt sehr


anstrengend; meine Nerven sind vollkommen verbraucht!“ – Der andere er-


widerte: „Ja, da haben Sie es gut, ich als Beamter muß mich allerdings vorher in


die Urlaubsliste eintragen, dann muß ich mich mit meinem Urlaub nach meinen


Kollegen richten, denn ich brauche eine Vertretung für meine Ar-  Arbeit
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beit. Ich bin abhängig von meiner Vertretung, und dann kann ich vielleicht 10 –


14 Tage in den Harz fahren, und verregnet mein Urlaub, dann gibt mir niemand


Ersatz dafür. Man muß aber zufrieden sein!“


Die anderen Mitreisenden bestanden aus einigen Handlungsgehilfen und


Lehrlingen. Die übrigen waren anscheinend Arbeiter. Von diesen mag keiner


dabei gewesen fein, der unter 40 Jahre alt war. Einige hatten schon graues Haar;


sie schwiegen zu der Unterhaltung der Beiden.


Arbeitsmänner, was werdet Ihr bei diesem Gespräch gedacht haben? Du


Graukopf fährst schon seit 25 Jahren dieselbe Strecke jeden Tag, Du arbeitest


seit 25 Jahren als Metalldreher. 25 Jahre machst Du dieselbe Arbeit. Seit 25


Jahren im Kampf ums Brot. Hast Du Deine Nerven nicht 25 Jahre angestrengt?


Nie weißt Du, ob bei ausbrechender Krisis sich Dir noch Erwerbsmöglichkeit 


bieten wird. Arbeitsmann, hast Du seit 25 Jahren einen Tag Urlaub gehabt? 


Du findest es natürlich, daß Du keinen gehabt hast! – Urlaub? Das Wort kennst


Du nicht. Du hast den Glauben daran verloren. Ja, in der Jugend, da hast Du


dafür gekämpft, da hast Du Dich der Sozialdemokratie, der Partei der Unter-


drückten, angeschlossen. Du glaubtest, dadurch vielleicht einmal Staatsurlaub zu


erhalten. Freilich hattest Du vielleicht auch von Deinem Unternehmer Urlaub


bekommen können, aber während der Zeit wäre Dir der Lohn entzogen worden.


Und was hatte es Dir dann genützt? Urlaub, aber kein Geld?


Du sagst Dir jetzt: für uns gibt es keine Ruhe, keine Erholung, nur erst dann


kommt für uns die Zeit, wenn wir die Herrschaft übernehmen, dann wird der


Sozialismus eingeführt! – O, Du bedenkst nicht, daß Ihr im November 1918 die


Gewalt hattet, wo blieb aber der Sozialismus? Wieder also bist Du um Deine


Hoffnung betrogen worden! Und weiter wirst Du betrogen werden und wirst Dich


selbst weiter betrügen! Du wirst weiter den Sozialismus im Sinne von Karl Marx


erstreben als Allerweltsheilmittel und damit betrügst Du Dich selbst!


Und Du, anderer Arbeitsmann, Du erklärst mir, Du gehörst keiner Partei mehr


an. Warum! Weil Du mit Deiner Person für die Verwirklichung der sozialistischen


Ziele eingetreten bist. Du hast Dich voll Idealismus dafür eingesetzt. Du hast


geworben und Du hast 
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schließlich auch mit Deinen Genossen nach der „politischen Macht“ gestrebt.


Dafür hat man Dich eine Zeit lang eingesperrt, wegen „staatsgefährlicher


Umtriebe“! Jetzt ist Dir alles gleichgültig, die „Politik“ ist für Dich zu Ende und


damit auch das Streben nach Freiheit! In dumpfer Ohnmacht brütest Du dahin!


Wie kommt es, daß Ihr alle erbittert seid? Euch schwebt doch Marx und Engels


vor? Sollte etwa da der Fehler liegen? Ihr habt den Lehren dieser Männer blind


geglaubt, aber Ihr habt die Lehren dieser Eurer Führer nicht geprüft!
Jetzt ist Euch von Silvio Gesell ein Weg gewiesen. Er sagt: „Nicht Zwang und


Bevormundung, sondern die Freiheit bildet den Menschen und macht ihn zur


charaktervollen, selbständigen Persönlichkeit!“ Er zeigt Euch, wie man den


Kapitalismus zur Strecke bringen kann. Und in seiner Wirtschaftsordnung könnt


Ihr dann auch zu dem ersehnten Urlaub kommen, könnt auch Ihr die Ferien voll


und ganz genießen, weil Ihr das dazu nötige Geld habt – das Ihr jetzt für andere


verdienen müßt. Prüft die Lehre Silvio Gesells – wir verlangen keinen Glauben


von Euch!


Urlaub! – o Wort der Sehnsucht aller Beladenen, bringe du doch den arbeiten-


den Menschen zur Erkenntnis, damit sie endlich den richtigen Weg wählen. Dann


werden auch sie erst einmal wieder Mensch werden. Mit ganz anderen Augen


betrachten sie dann die Welt. Spinne sich jeder das alles selbst weiter aus!


Arbeitsmänner! Beschreitet den Weg, der Euch zur ausbeutungslosen, freien


Wirtschaft führt. Tretet in Eueren Gewerkschaften für Freiland-Freigeld ein! Dann


habt ihr ein festes, ein wirkliches Ziel und jagt keinem Phantom mehr nach! Dann


werdet auch Ihr endlich zu vollgültigem Menschenrecht gelangen.


Albrecht Müller. 


[Pseudonym für S.Gesell / Die Red.]
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Der „Befreier“ kämpft


für die natürliche, d.h. die ausbeutungslose Wirtschaftsordnung zur Erlangung


des vollen Arbeitsertrages für alle Schaffenden.


Als hierfür unerläßliche Vorbedingungen 


erstrebt der „Befreier“:


1. Gleiches Anrecht aller auf den Erdboden und die Naturschätze 


(Freiland).


2. Unentgeltlichkeit des volkswirtschaftlichen Kredites durch zinsfreies 


Sach- und Geldkapital (Freigeld).


3. Festlegung der Kaufkraft des Geldes (der Löhne, Gehälter usw.) durch 


Herbeiführung fester Durchschnittspreise (absolute Währung);


4. Restlose Abwälzung aller öffentlichen Schulden und Lasten (einschl. der 


Ententeforderung) auf Kapital- und Grundbesitz (Vermögensabgabe);


5. Anbahnung des Völkerfriedens durch Beseitigung aller Zollgrenzen 


(Weltfreihandel) und Sicherung unbegrenzter Freizügigkeit;


6. Bürgerfriede durch Beseitigung des arbeitslosen Einkommens und damit 


der „Klassen“ und des Klassenhasses.


7. Unverletzbarkeit des bei ausbeutungsloser Volkswirtschaft und freiem 


Wettbewerb zu wirklich gleichen Bedingungen für alle selbst erarbeiteten


Privateigentümer.


Ortsgruppenverzeichnis.


Wir bitten alle die Leser, die sich der Bewegung anschließen wollen, sich an


die nächstgelegene Ortsgruppe zu wenden, die nähere Auskünfte erteilt.


In den mit einem * versehenen Orten sind die in dieser Nummer angezeigten und alle


anderen Schriften über Physiokratische Freiwirtschaft (Freiland-Freigeld) auch bei den


Ortsgruppen erhältlich; die Schriften liegen in allen Versammlungen aus.


Allstedt: Franz Schellhorn, Kirchplatz 4


Altona: Jul. Aurich, Adolfstr. 125 I


Altrahlstedt: A. Bader, Vereinsstr. 21
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Ansbach i. Bayern: Georg Eschenbacher, Oberer Markt 45


Arnstadt*: Werner Gimm, Berggartenweg11


Barmen: W. Groß, Zietenstr. 23


Bautzen*: Franz Süß, Strehlaerstr. 401


Berlin* (Hauptstelle): Kurternst Schmidt, 59, Camphausenstraße 2.


Berlin-Charlottenburg: Joh. Göderitz, Witzlebenerstr. 36 Ghs.


Berlin-Friedenau: Hans Langelütke, Friedenau, Kreuznacherstr.2


Berlin-Karlshorst Frl. Käthe Müller, Karlshorst, Karl Egonstr.11


Berlin-Lichtenberg: Rich. Appel, O 112, Boxhagenerstr. 64 IV


Berlin-Neubabelsberg: Reinh. Mohr, Neubabelsberg, Schillerstr.7


Berlin-Nowawes: A. Hirschmann, Nowawes, Hermannstr. 5


Berlin-Steglitz: Martin Karge, Steglitz,Althoffstr.81


Berlin-Tempelhof: Georg Gensicke, Ordensmeisterstr. 55


Berlin-(Zentrale): Friedrich Suhren, B-Lichterfelde, Theklastr. 5


Oeffent. Vortrags- u. Diskussionsabende: Jeden Donnerstag, abends 8 Uhr in 


Schrader’s Bürgerheim,


Alte Schönhauserstr. 23 – 24, Hof.


Berlin (Norden 1): Paul Funke, Berlin N, Rodenbergstraße 5, li. Seitenflügel III


Oeffentliche Vortrags- und Diskussionsabende: Jeden 1. und 3. Freitag im Monat,


abends 7:30 Uhr,


Grüntalerstr. 13, Rest. Schrepel, Ecke Bellermannstr.


Berlin (Osten 1): Felix Rochalski, B-NO, Straußberger Str 43 II l.


Oeffentliche Vortrags- und Diskussionsabende: Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat,


abends 7.30 Uhr,


Restaurant Langestr. 108


Berlin (Moabit):


Oeffentliche Vortrags- und Diskussionsabende:Jeden 2. und 4. Mittwoch im


Monat, abends 8 Uhr im     „Moabiter Vereinshaus“, Waldstraße 53 (Nähe


Bahnhof Beusselstraße).


Berlin-Hermsdorf: Franz Susemihl, Moltkestr. 15


Bochum: Karl Koch, Reichshof 5


Bremen*: Hugo Schlosser, Donaustr. 49


Buxtehude*: Dipl.-Ing. M. Hübner, Giselbertstr. Versammlung: Am 3. Mittwoch


jed. Mts. abends 8:15 Uhr im Wartesaal, Bahnhofsgebäude.


Castrop (Westf.): Joseph Happe, Bergstraße 31
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Chemnitz*: Walter Matthes, Rudolfstr 42 III


Schriften: Buchhandlung Seifert, Poststr. 55.


Cölleda: Bahnhofsvorst. Hauschild, Bahnhof.


Danzig: Redakteur Buchholz, Langfuhr, Petschowstr. 12.


Eisenach: H. Laves, Ofenstein 11


Eisleben*: G. Suder, Weinberg 6


Elberfeld: Fritz Schulze, Frankenplatz 23


Erfurt*: Karl Bertuch, Winterfeldtstr. 15 III


Öffentliche Versammlung: Mittwoch, den 15.6., abends 8 Uhr bei Steininger,
Predigerstraße.


Eschweiler: Franz Liesenfeld, Uferstr.


Essen*: Dr. Wahlert, Gemarkenstr. 122


Versammlung: Jeden 2. und letzten Donnerstag, abends 7 Uhr 


in Gesellschaft „Erholung“, Essen II, Hagen 50.


Falkenberg O-Schles.: Heinrich Strelitzki, Elleguth-Friedland


Gelsenkirchen: Otto Großkopf, Schützenstraße.


Gera-Reuß: Ostermann, Blücherstr. 55


Gladbeck*: Wilh. Weber, Berginspektion 5


Versammlung: Jeden 2. Sonntag im Monat, 10 Uhr vorm. bei Van Suntum beim
Rathaus. Schriftenverkauf: Buchhandlung F. Bäppler.


Görlitz: A. Pohl, Seydewitzstraße 7.


Gotha*: R. Ebrecht, Ohrdruferstr. 26


Hagen*: Karl Zech, Karlstr. 36


Hagenow i. M. Franz Wienecke, Schwerinerstr. 1 


Mitgliederversammlung:Jeden 1. Sonntag im Monat, nachm. 2 Uhr


Halberstadt: A. Hamann, Bleichstr. 13 I


Mitgliederversammlung: Jeden 2. Freitag im Monat im „Kaiser Friedrich“, Seydlitzstraße.


Halle a. S.*: Ludwig Medebach, Dölauerstr. 7


Hamburg: Fritz Bartels, Schwenkestr. 26 Hchpt. 


Hauptversammlung: Jeden 2. Freitag im Monat in Ban’s Gesellschaftshaus,
Besenbinderhof.


Wöchentliche Distriktsversammlungen in 10 Distrikten. Adressen bei F. Bartels (siehe
oben) zu erfragen.


Arbeitsgemeinschaft zur Ausbildung von Referenten jeden 1., 3., und 4. Freitag im
Monat bei Steffen, Osterstr. 134.


Je 2 wissenschaftliche Vorträge finden im Mai, Juni und Juli ds. Js. statt. Anmeldung
beim Vorsitzenden Fritz Bartels, ebenda Zeitungen und Schriften.  Literatur in allen
Versammlungen zu haben. Gäste stets willkommen. Desgleichen ist der „Befreier“ und
andere Literatur zu haben bei Rob. Haraldson, Hamburg 22, Oesenitzstraße 29.


Hannover*: Hermann Eggers, Kestnerstr. 49 pt. Versammlung: Jeden Mittwoch,
abends im Hofbräuhaus, Hinüberstr. 8


Harburg a.E.: Fritz Stenger, Marienstr. 45
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Haspe i. W.*: G. Albertz, Kölnerstr. 22 a


” ” Heinrich Fettweis, Bachstraße 21


Helmstedt: Ludwig Möhle, Wilhelmstr. 8


Herne i.W.: Nikolaus Meier, Neustr. 24


Hildesheim*: August Deiters, Kurzer Hagen 4


Ilmenau: A.Grosch, Bismarckstr.5


Innsbruck i.Tirol: Anton Dieti, Speckbacherstr. 21 III


Insterburg: F.Richter, Alter Markt 15


Kiel: Ernst Zahn, Fleethörn 30


Köln: Stephan Schumacher, Mainzerstr.47


Besprechung: Jeden Freitag, abends 8 Uhr, Brauhaus St Peter, Sternengasse 89 – 91


Königsberg: Otto Gelderblom, Schleusenstr. 3 d


Königsteele a. Ruhr: Ernst Krajewski, Freisenbruch, Märkische Str. 58


Leipzig*: G.Sickinger, L.-Gohlis, Erfurterftr. 6


Öffentliche Versammlung: Jeden 1. Freitag im Monat, abends 8 Uhr im Auguste-Schmidt-Haus,
Dresdnerstraße 7. – Bezirk Klein-Zschocher: Jeden Donnerstag im Restaurant Albertsburg,
Wiegandstraße.


Magdeburg: Fr. Lichtenberger, Leipzigerstr. 1


Arbeitsgemeinschaft jeden Donnerstag abends 8 Uhr, Breiteweg 155 III.


Meiningen: Karl Puffert, Drachenberg 2


Moers: Wilhelm Killich, Nordring 11


Mülheim a. Ruhr: Artur Ringel, Oberhausenerstraße 83


München: Elisabeth Wetzel, Loristr. 14


Münster i.W.: P.Hohl, Gereonstr. 32 III


Naumburg a.S.*: Kubischeck, Spechsart 10 II


Neviges i.Rhld.: H. Frenking, Am Asbruch


Nürnberg*: Dr. Uhlemayr, Lindenaststr. 41


Oldenburg i. Freistaat*: Noll, Sternstr. 6


Oranienburg i.M.: H. Schlage, Siedlung Eden


Potsdam: Kuhlmey, Glindow b. Werder, Hauptstr.7


Ronneburg (S.-A.): Emi lVieweg, Gr. Kirchgasse 6


Ruhla i. Th.: Schriften Oskar Beck, Forststr. 81.


Saalfeld a. S.: Paul Franke, Wielandstr. 7


Schmalkalden: Lehrer Holzhauer, Stillertor 4


Schmölln (S.-A.): Kurt Riedel, Göhrenanger 1


Schramberg i. Wttbg.: Alfred Brauchle, Thösstraße 18


Schweinfurt*: Marie Meixner, Luitpoldstr. 31


Schwenningen a. N.: K. Häfele, Paulusplatz 9


Volkswirtschaftlicher Kursus: Jeden Montag abend im Vereinshaus, Ecke Scharnhorst/Alleestraße.


Sontra: (Bez.Cassel): Georg Wittich, Vorm Tore


Stendal: Adolf Schrader, Breitestr. 11 II
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Stettin*: Hans Timm, Pölitzerstr. 85 III


Geschäftsstelle und Bücher: Fritz Henke, Oberwieck 19.Zeitungsvertrieb und


Abonnements: Adolf Lindemann, Paradeplatz 28 / 29. Öffentliche Vorträge: Aula des


Schiller-Realgymnasiums, Schillerstr. 6, Ecke Moltckestraße. Vortrag Montag, den 30.


5., abends 7:30 Uhr: Segen und Schaden des Inflation. Montag, den 6. 6.: Preisabbau.


Stollberg i. Rhld.: Wilhelm Becker, Schulstr. 4


Stuttgart: Adolf Vogelmann, Wilhelmsplatz 6


Tübingen: Herbert Just, Nauklarstr. 20 I


Ulm*: Hans Schulz, Neu-Ulm, Arnulfstr. 8


Velbert i. Rhld.:  Jos. Rademacher, Nedderheide 22


Weimar*: Zellermann, Paulinenstr. 3 a


Werne (Kr. Bochum): Theodor Alff, Ringstr. 5


Wertheim*: Hugo Fack, Kreuzwerheim a. Main


Wien*: Ludwig Bock, Wien 3/3 Trauegasse 1


Witten a. Ruhr*: H. Burghardt, Crengeldanzstr.49 I


Wolferstedt: Herrmanns, Postamt.


Der „Befreier“ erscheint im Umfang von 4 bis 6 Seiten, vierzehntägig; Nr. 7 also


am 11. Juni 1921.


Wir bitten sehr darum, unser Blatt nicht als „Tagesliteratur“ und als
„Papier“ verwenden zu wollen, sondern es weiterzugeben!


Freiwillige Kampfspenden für den „Befreier“ 


wolle man freundlichst auf Postscheck-Konto Freiland-Freigeld-Verlag


Rehbrücke Postscheckamt Berlin Nr. 976 39 einzahlen. Diese Spenden sollen


zur Deckung des Defizits unseres Blattes dienen. Etwaige Überschüsse kommen


restlos für die Bewegung zur Verwendung!


Der Herausgeber: Silvio Gesell.


Herausgeber und Eigentümer: Silvio Gesell; Schriftleiter: Georg Blumenthal, Berlin-


Lichterfelde, Steglitzer Str. 31; Kommissions-Verlag: Freiland-Freigeld-Verlag, Erfurt,


Nordstr. 1. Druck von Martin Luther, Erfurt.
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Mitteilung des Herausgebers.


Zweck des „Befreiers“ war, den vier für den Freiland-Freigeldgedanken wirken-


den Organisationen den Boden für eine Verschmelzung vorzubereiten. Diese


Verschmelzung ist nun geglückt; ob mit oder trotz der Mitwirkung des „Befreiers“,


das wollen wir hier nicht untersuchen. Auf der Tagung in Kassel am 22. Mai


wurde ein Presseausschuß gewählt. Ihm fällt jetzt die Aufgabe zu, die Frage zu


prüfen, ob die wirtschaftlichen Bedingungen für die Herausgabe eines


Bundesblattes erfüllt sind und wie ein Blatt, das für alle Schichten des zum


Himmel stinkenden Klassenstaates bestimmt ist, geschrieben werden soll. Es ist


eine schwere Aufgabe, die nur zu lösen ist, wenn der opferfreudige


Einigungswille, der in Kassel die Verschmelzung ermöglichte, aufrecht erhalten


wird.


Der Zweck ist erfüllt, das Ziel erreicht, stellt also der „Befreier“ mit dieser


Nummer sein Erscheinen ein. 


Q u i t t u n g .
Für den Pressefonds gingen folgende Beträge ein:


1. C. Ordes in H Mk. 100,–


2. C. S. in H. „ 500,–


3. Derselbe „ 500,–


4. F. F. in Q „ 020,–


5. Schneider „ 050,–


6. Schulze „ 100,–


7. Gruenfeldt „ 250,–


Summa       Mk.         1.520,–


Einige kleine Beiträge stehen noch zur Verrechnung.


Diesen Betrag habe ich auf Konto Defizit des „Befreiers“ gebucht. Die ersten


vier Nummern, die in einer Auflage von 25 bis 30 000 erschienen, haben ein


Defizit von 30 000 Mark ergeben, das durch freiwillige Beiträge einiger Freunde


unserer Sache gedeckt wurde.


Für die Mitarbeiter und für die Schriftleitung bleibt als einziges Entgelt ihrer
Arbeit die Genugtuung, die große Sache gefördert zu haben, ebenso wie für alle,
die sich an der Verbreitung des „Befreiers“ betätigten.


Hauptsache ist, daß das unmittelbare Ziel erreicht, das große, weite Ziel ge-


fördert wurde. Wir vertreten die Sache der Ausgebeuteten und werden darum


wohl immer eine leere Kasse haben. Silvio Gesell.
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<Repro>


Juli 1921.


Das Agrarprogramm des Landwirtschaftsministers. 


Zugleich ein Wort über die „Reparation“.


Die wesentlichen Ziele und Aufgaben, die sich Minister Warmbold gestellt hat,
faßt er in seiner Etatsrede unter folgende zwei Gesichtspunkte zusammen:


1. Vermehrung der ansässigen Landbevölkerung durch dichtere Besiedelung des
vorhandenen und Gewinnung neuen Kulturlandes.


2. Schnelle Hebung der landwirtschaftlichen Erzeugung mit dem Ziele, unsere
Bevölkerung aus eigener Erzeugung ausreichend zu ernähren.


Das wirksamste Mittel zur Erreichung des 1. Zieles erblickt der Minister in der
Vermehrung der bäuerlichen, selbständigen Wirtschaften und in der Erweiterung
der Zwergbetriebe in lebensfähige Wirtschaften. Das 2. Ziel will der Minister
durch Beseitigung der Zwangswirtschaft erreichen.


Uns sind die hier angegebenen Mittel sehr sympathisch, wenn auch aus ande-
ren Gründen wie den unter 2 bezeichneten. Der Gedanke, uns aus „eigener
Erzeugung“ zu ernähren, erscheint uns kränklich, aus der Kriegsfurcht stam-
mend. Er führt leicht zum utopischen, imperialistischen Gedanken des „sich
selbst genügenden, geschlossenen, nationalen Wirtschaftsgebietes“ und treibt
uns damit neuen Kriegen zu. Das wirkliche, sich selbst genügende, geschlosse-
ne Wirtschaftsgebiet ist ja nichts anderes als unsere kleine viel zu kleine
Erdkugel und kann darum niemals national betrachtet werden, ohne uns in
Konflikt mit anderen gleichstrebenden Völkern zu treiben. Denkt aber der
Minister nur an unsere jetzigen Grenzen, so fragt 
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man sich, was aus Deutschland im Falle einer Mißernte werden soll. So lange
Deutschland auf die eigene Erzeugung angewiesen war, gab es Zeiten des 
Überflusses, die von Zeiten des Hungers abgelöst wurden, weil die
Beförderungsmittel zum Ausgleich fehlten. Der Welthandel schuf die Weltflotte,
und seitdem hat es nie wieder Hunger gegeben. Der Krieg hat uns gezeigt, was
Selbstversorgung bedeutet. Wenn wir 1914 eine Fehlernte gehabt hätten, so
wären wir auch schon 1914 mit der Niederlage beglückt worden. Man kann hier
auch nicht sagen, daß man im Falle einer Fehlernte immer noch die Hilfe des
Weltmarkts in Anspruch würde nehmen können. Sind die Völker einmal auf
Selbstversorgung eingestellt, so zerfällt wieder alles, was die Menschheit heute
für Welthandel geschaffen hat. Schiffe, Kabel, Hafenanlagen zerfallen wegen
Nichtgebrauch, die landwirtschaftlichen Maschinen auf den großen, für den
Export arbeitenden Betrieben Kanadas, Argentiniens, Australiens verrosten, die
Viehherden zerstreuen sich, die Äcker bedecken sich mit Wald, und wenn dann
einmal Europa nach Hilfe ruft, dann ist nichts da, womit man uns helfen könnte.
Wir werden doch keine Flotte unterhalten, um sie auf den Meeren spazieren zu
führen! Selbstversorgung bedeutet Vernichtung der Schiffe. Warmbolds
Programm ist somit in diesem Punkte zu verwerfen. Es ist ein Katastrophen-
programm. Der Welthandel, in seinen heutigen, durch den Zollschwindel ge-
drosselten Ausmaßen, ist gewiß noch keine unbedingte Gewähr gegen
Notstände. Vergleichen wir aber die Vorkriegszustände mit denen des
Mittelalters, so erkennen wir, wo die Mittel gegen Notstände zu suchen sind. 
Und dieses Mittel heißt nicht Selbstversorgung, sondern Weltversorgung durch
Welthandel und Freihandel. Solange der Minister für Landwirtschaft nicht für
rechtzeitigen Regen garantieren kann, soll er uns mit seinen Rezepten ver-
schonen.


Die Einstellung der Wirtschaft auf den Welthandel bedeutet dabei durchaus
nicht, daß wir nun die Landwirtschaft vernachlässigen sollen. Sie bedeutet nur,
daß wir die Landwirtschaft nicht auf Kosten der Industrie mit künstlichen Mitteln,
mit brutalen Eingriffen des Staats und der Bürokratie „fördern“ sollen, Im freien
Wettbewerb mit der Industrie soll uns die Landwirtschaft mit Butter versorgen.
Können wir durch Ausfuhr von medizinischen Giften, von Bruchbändern, von
Farbstoffen, von Films und Musik uns aus Dänemark und Samos mit besserer
und billigerer Butter versorgen als durch Urbarmachung von Ödländereien, gut,
so lassen wir doch jedem die Wahl, ob er Bilder malen oder Mist und Jauche
aufs Feld fahren will.


Und hier wollen wir noch auf einen Punkt aufmerksam machen, den der
Minister der Landwirte vergessen zu haben scheint. Der Staat hat kein anderes
Geld als das, was er vorher seinen Bürgern abgenommen hat. Die staatliche
Förderung der Landwirte kann daher nur auf Kosten der Industrie erfolgen. 
Diese aber, nicht die Landwirtschaft wird die Mittel aufbringen, um die Milliarden
der Reparation zu zahlen. Unsere Industrie muß den Landwirten einen jährlichen
Zuschuß von etwa 150 Goldmark für jedes Hektar guten Bodens und 50
Goldmark für schlechten Boden zahlen in Gestalt der durch die Getreidezölle
über den Weltmarktpreis erhöhten Preise aller
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landwirtschaftlichen Erzeugnisse, denn wie die Landwirte behaupten, können sie
nicht ohne Staatsschutz bestehen, wobei sie allerdings niemals den verdächtigen
Widerspruch erklären konnten, der darin besteht, daß der gute Boden dreimal so
viel Zuschuß verlangt als der schlechte Boden. Eigentlich müßte es sich doch
umgekehrt verhalten. (Der gute Boden gibt 2700 Kilo Getreide, der schlechte 
gibt 900 Kilo. Der Zoll von 55 Goldmark für die 1000 Kilo erhöht demnach den
Ertrag des guten Bodens um 148,50 und den des schlechten Bodens um 49,50
Goldmark per Hektar.) Jede staatliche Forderung der Landwirtschaft belastet
daher unsere Volkswirtschaft in zweifacher Hinsicht: sie erhöht den Betrag, den
die Industrie an die Landwirte zuschießen muß, um diese vor dem Bankrott zu
schützen (oder war es vielleicht nur Schwindel mit der Redensart von der Not 
der Landwirtschaft?) und entzieht der Industrie Arbeiter, die hochwertige
Produkte liefern könnten. Ein Gewerbe, das vor dem Kriege Löhne von 2 Mark
zahlte und dabei noch über die Konkurrenz des Auslandes klagte und sich aus
den Taschen des Industrieproletariats Unterstützungen zahlen ließ, das wird uns
wenig bei den Reparationen helfen können. Unter den heutigen Verhältnissen
muß darum die künstliche Förderung der Landwirtschaft als ein Sport, als ein
Luxus betrachtet werden, den wir eigentlich der Luxussteuer unterwerfen sollten,
mit dem gleichen Recht, womit wir jeden anderen Luxus besteuern.


Das, was Minister Warmbold sonst noch zur Hebung der Landwirtschaft in
Vorschlag bringt, rechnen wir zu den finanziellen Utopien, denen sich alle unsere
Minister hingeben. Ganz gewiß weiß der Reichsfinanzminister nichts von den
Plänen Warmbolds. Förderung der Bodenverbesserung! Landgewinnung an den
Küsten! Urbarmachung von Sümpfen, Ödländereien! Wenn das alles schon bei 
4% Zins in Friedenszeiten sich nicht rentierte, wie soll der Staat solche Arbeiten
bei 10% ausführen, ganz abgesehen davon, daß weder das Reich, noch
Preußen in den nächsten Jahren Geld zu 10% wird aufbringen können. Es wäre
auch töricht, jetzt die kapitalhungrige Industrie, die doch für etwa vorhandene
flüssige Mittel bessere Anlagemöglichkeiten hat als die Bearbeitung von
Heideland, auf dem Anleihemarkt der Konkurrenz des Staates auszusetzen. Und
wie denkt sich der Herr Minister eigentlich die Gewährung größeren Realkredits
an die Landwirte? Glaubt denn der Minister, daß der Staat, der seine Gläubiger
so schändlich betrog (100 Mark preuß. Staatspapiere, die in Gold eingezahlt 
wurden, kann man jetzt für 6 Goldmark kaufen) das Geld für solchen Realkredit
zu günstigeren Bedingungen wird aufbringen können als der Privatmann? Dem
Staatskredit hat Helfferich für lange Zeit mit der Notenpresse den Boden ent-
zogen. Kredit gibt man keinem Staat, der die Zeichner der Kriegsanleihen im
Stiche läßt, um keine direkten Steuern zu erheben, um die Wucherer, Schieber
und Spitzbuben zu schonen. Reich und Staat werden solange keinen Kredit
haben, bis daß durch Vermögenssteuern alle Kapitalbesitzer auf die Rangstufe
der unglücklichen Kriegsanleihenbesitzer herabgesetzt worden sind. Die
Staatsgläubiger plündern, um die Wucherer usw. zu schonen, das ist nicht
anders zu beurteilen wie gemeiner Diebstahl, und Dieben gibt man keinen 
Kredit.


Unverständlich bleibt im Programm der Satz: Eine fortschreitende
Nationalisierung der Großbetriebe läßt eine Einkommenserhöhung für
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tüchtige Landarbeiter ohne Beeinträchtigung der privatwirtschaftlichen
Rentabilität zu. Nationalisierung der Großbetriebe! Also Verstaatlichung der
Kühe, der Hühner, des Mistes! Einkommenserhöhung für „tüchtige“ Arbeiter! 
Also Übertragung der Politik auf die Landwirtschaft! Denn tüchtig ist im demo-
kratischen Staat doch selbstverständlich jeder, der je nachdem der sozial-
demokratischen, der kommunistischen Partei, dem Zentrum, der monarchischen
Partei angehört. Mag er sonst auch ein noch so trauriger Troddel sein. Was hat
aber noch im nationalisierten Betrieb die privatwirtschaftliche Rentabilität zu
suchen? Finster ist dieser Rede Sinn. Nationalisierung der Großbetriebe be-
deutet für die Landwirtschaft das, was die Gewerkschaft der Kohlenarbeiter, der
Eisenbahner für die Sicherheit des Verkehrs und der Kohlenversorgung bedeutet.
Diese Gewerkschaften sind allmächtig, und ist einmal die Landwirtschaft 
nationalisiert, so ist auch die Gewerkschaft der Landarbeiter fertig und bereit, 
zur Durchsetzung irgend einer Lohnforderung, die natürliche Rangordnung der
Löhne zerreißt, kurz vor der Ernte den Generalstreik zu erklären. Und gehört das
auch zur Sicherung unserer Ernährung? Die Streiks der Landarbeiter auf unse-
ren großen Gütern, die immer die Ernte gefährden, zeigen, welchen Gefahren 
wir ausgesetzt sind, wenn unsere Landwirtschaft von Proletariern, von
Lohnarbeitern, von Beamten „nationalisierter“ Betriebe abhängig bleibt, Und um
so größer werden diese Gefahren, je mehr wir uns nach dem Programm der
Selbstversorgung einrichten. Es genügt dann, daß die vom Minister erstrebte
„weitere Differenzierung nach Tüchtigkeit und Einkommen“ nicht die Zustimmung
der Massen findet, um in 8 Tagen durch Streik zu vernichten, was die Sonne und
ein Jahr Arbeit hatte sprießen lassen.


Vernichtung des ländlichen Proletariats durch Zerschlagung des Großgrund-


besitzes, Verwandlung dieser unglücklichen, verkrüppelten Wesen in selbständi-


ge Vollbürger, die alles von der eigenen Kraft und Macht, nichts von ministeriel-


len Reden erwarten. Das sollte eines jeden landwirtschaftlichen Programmes


Sinn und Ziel sein. Diesem Ziele dient unser Freilandprogramm.
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Gewinnbeteiligung.


Mit Hilfe der Gewinnbeteiligung sucht der Unternehmer den Arbeiter zu höhe-
ren Leitungen anzuspornen. Die Gewinnbeteiligung rechnet mit dem Eigennutz,
nicht mit dem Allnutz des Menschen. Das was der Unternehmer mit dem
Stücklohn erreicht, das möchte er mit Hilfe der Gewinnbeteiligung auch überall
dort erreichen, wo der Stücklohn nicht anwendbar ist. Daneben rechnet der
Unternehmer damit, daß die Arbeiter sich gegenseitig kontrollieren, und das
Material schonen werden, wenn sie einen persönlichen Vorteil, eben einen Anteil
an dem durch die Materialschonung usw. erzielten höheren Betriebsgewinn
erwarten dürfen. Zugleich soll die Gewinnbeteiligung einen Schutz gegen die
Streiksucht und ein Gegengewicht gegen die Sabotagepolitik der Syndikalisten
liefern.


Diese Rechnung des Unternehmers wäre richtig, wenn der Arbeiter immer von
seinem persönlichen Fleiß einen entsprechenden Einfluß auf die Höhe des
Betriebsgewinnes erwarten könnte. Dies ist aber keineswegs der Fall, namentlich
nicht in den größeren Betrieben. Das was der einzelne Arbeiter durch Fleiß etwa
mehr schafft, das geht ja in den großen Topf, um von dort auf alle verteilt zu wer-
den. So wird der Antrieb zu höheren Leistungen, den man mit der Gewinnbe-
teiligung erstrebt, immer durch die Zahl der Mitarbeiter geteilt, also verwässert.
Die Gewinnbeteiligung erreicht darum nur in ganz kleinen Betrieben ihren Zweck.
Sie wird in der Regel die Arbeiter weder vom Streik, noch von der Sabotage
abhalten. Der Arbeiter wird eine durch Streik zu erzielende Lohnerhöhung als
einen sicheren Gewinn betrachten, während ihm der Gewinn aus Betriebs-
überschüssen immer problematisch erscheint.


Soll die Gewinnbeteiligung als Triebkraft wirken, so muß natürlich dieser
Gewinn eine gewisse Größe haben, um sich als Antrieb geltend zu machen. Mit
einem Pfifferling würde man auch nur Pfifferlinge gewinnen. Wo soll aber das
Geld zu einem irgendwie namhaften Gewinnanteil herkommen, wenn einerseits
der regelrechte Lohn bezahlt werden muß, andererseits das Kapital regelrecht
verzinst werden soll? Mehr als diesen Lohn und diesen Zins können ja die
Unternehmer der Regel nach nicht herauswirtschaften. Geht die
Gewinnbeteiligung nicht auf Kosten des Kapitalzinses, so geht sie auf Kosten
des Arbeitslohnes des Unternehmers, und nimmt diesem dann die Lust zur
Arbeit, die man bei den Arbeitern wecken möchte. Dieser Nachteil könnte dann
am Ende die erwarteten Vorteile bei weitem überwiegen.


Der Gedanke, daß der Lohn durch die Gewinnbeteiligung erhöht werden 
könnte, ist trügerischer Natur. Das, was dem Arbeiter vom Lohne abgezogen
wird – Zins und Grundrente – wird durch die Gewinnbeteiligung ja gar nicht
berührt. Zins und Grundrente fließen in breitem Strome weiter. Der Lohn des
Arbeiters wird nach wie vor bestimmt durch den Arbeitsertrag des Freiländers.
Dieser spielt nach wie vor die Rolle des allgemeinen Lohnausgleiches. Lohn plus
Gewinnanteil entsprechen dem Arbeitsertrag des Freiländers. Bei den
Lohnverhandlungen wird der erwartete Gewinnanteil ebenso in Abrechnung
gebracht wie etwa eine freie Dienstwohnung, Gartennutzung, Pensions-
rechte, Altersversorgung, öffentliche Ehren, klimatische Vorzüge oder Nachteile.
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Die Bedeutung der Betriebsgewinne ist seit Marx immer stark übertrieben 


worden. Nach dieser Theorie soll ja das gesamte arbeitslose Einkommen, Zins


und Grundrente bei der Arbeit, beim Gebrauch der Produktionsmittel vom Lohne


in Abzug gebracht werden. In Wirklichkeit beträgt die Summe der Ausbeutung,
die außerhalb der Arbeitsstätten vor sich geht, das Vielfache der Marxschen
Ausbeutung, und auf diese bleibt die Gewinnbeteiligung ohne jeden Einfluß.


Scharf betrachtet, gibt es, wenn man den andersgearteten Konjunkturgewinn 


beiseite läßt, außer der Grundrente und dem Kapitalzins keinen Gewinn mehr,


den man verteilen könnte.


Die Lage des Arbeiters läßt sich nur auf Kosten des Kapitalzinses und der


Grundrente bessern, d. h. also durch Freiland und Freigeld und die stetige


Währung, mit der wir die Krisen unmöglich machen und den Handelsgewinn auf


die Rangstufe des gewöhnlichen Arbeitslohnes herabsetzen.


Auch die, vielfach mit dem Vorschlag der Gewinnbeteiligung verknüpfte


Hoffnung, daß auf diese Weise die Arbeiter nach und nach wieder in den Besitz
ihrer Arbeitsmittel gelangen könnten, ist utopischer Art. Sie verkennt die Natur


unserer Währungsverhältnisse. Sie ist mit unserem herkömmlichen Geldwesen


schlechterdings unvereinbar. Da sie eine Mehrung der Ersparnisse und des


Kapitalangebotes, und damit natürlich auch einen Druck auf den Zinsfuß voraus-


setzt, so würde die Gewinnbeteiligung, falls sie die auf sie gestellten Hoffnungen


erfüllen könnte, unmittelbar eine Krise auslösen, die die Arbeiter fort und fort


ihrer Ersparnisse berauben würde. Unser Geldwesen hat nicht nur das
Proletariat geschaffen, es wird, so lange wir es nicht stürzen, alle Befreiungs-
versuche des Proletariats, so vernünftig sie auch auf den ersten Blick erscheinen
mögen, ewig, ewig zuschanden machen.
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<Repro>


September 1921


Die Vervollständigung des Programms des


Reichsfinanzministers.


Doppelt gibt, wer schnell gibt. Und was zur rechten Zeit getan wird, kostet die
Hälfte. Wir vertrödeln die Zeit, und gewaltig groß ist der Schaden, der aus dieser
Trödelei bereits erwachsen ist.


Anfang 1920 veröffentlichte ich in meiner Schrift „Das Reichswährungsamt“ die
Richtlinien für die Sanierung der Reichsfinanzen, Richtlinien, um die wir uns nach
Lage der Dinge nicht werden herumdrücken können.


Jetzt, nach fast zwei Jahren, fängt man an zu begreifen; langsam, unter dem
lehrsamen Druck der steigenden Not; langsam, wie es sich für eine Demokratie
gehört; langsam, wie die zur Demokratie herangezogenen Frauen die
Kochbücher beiseite legen und sich in die Theorien der Güterverteilung vertiefen
können. Ehe das nicht geschehen ist, können die Wählermassen natürlich die
Notwendigkeit der für die Sanierung der Finanzen erforderlichen drakonischen
Maßnahmen nicht einsehen, und so lange bleiben die Wählermassen in der
Hand der Demagogen; so lange bleibt der Minister ohnmächtig, es sei denn, daß
Wirth zu dem Amte des Reichskanzlers und des Reichsfinanzministers sich noch
das des Reichssteuerexekutors, genannt Reichswehrminister, zulegte. Das ist
eben die Kehrseite der Demokratie, daß nur das geschieht, was so ein Demokrat
begreifen kann. Und in der Zwischenzeit vergehen die Jahre, und wir geraten
immer tiefer in den Sumpf.


Immerhin, manches und sehr Wesentliches von dem, was im
Reichswährungsamt gefordert wird, ist, wie es scheint, begriffen worden.


Zunächst können wir mit großer Genugtuung feststellen, daß der Gedanke
eines Preisabbaues nunmehr aufgegeben ist. Wirth spricht wenigstens nicht
mehr davon. Allerdings unterläßt er es zu sagen, 


176







ob der Entschluß ein endgültiger ist, oder ob die Unternehmer immer noch mit
solchen Phantastereien zu rechnen haben. Auch wäre es wünschenswert, wenn
gesagt würde, aus welchen Gründen der Preisabbau aufgegeben wurde. Wenn
der Minister gesagt hätte, daß er den Preisabbau nicht allein aus Gründen der
finanziellen Unmöglichkeit, sondern auch aus handelstechnischen Rücksichten
aufgegeben habe, so würde das auf die Staaten, die den Preisabbau heute
durchführen wollen (England, Vereinigte Staaten Amerikas, Schweiz) und deren
Wirtschaft jetzt unter diesen Versuchen zusammenbricht, vielleicht Eindruck
gemacht haben, so daß sie sich wohl gar entschlossen hätten, die völlig
Verkehrten Anschauungen, die zur Forderung des Preisabbaues führten, einer
Nachprüfung zu unterziehen. Die Lage Deutschlands kann sich nur bessern,
wenn die Wirtschaft der ganzen Welt gesundet, und zu dieser Gesundung gehört
unbedingt, daß man in der ganzen Welt der Politik des Preisabbaues den
Rücken kehre. Vielleicht, wenn es nicht der Freiwirtschaftsbund gewesen wäre,
der von Anfang an mit größtem Nachdruck den ganzen Unsinn des Preisabbaues
enthüllte, wenn es ein Herr Sozialisierungsrat gewesen, dann vielleicht hätte 
man von deutscher Seite aus die Entente auf die Folgen des Preisabbaues 
hingewiesen, und dann hätte man von dort aus nicht so närrischerweise alle
Hoffnungen auf die deutschen Reparationen gestellt. Man weiß doch, wie die
Stimmungen eines Landes so ganz davon abhängen, wie im eigenen Lande die
Geschäfte gehen. Aber den Freiwirtschaftlern, den outsiders, gönnt man in
Deutschland solchen Erfolg ihrer Bestrebungen nicht. Darum will man es heute
nicht offen eingestehen, daß der Preisabbau, von welcher Seite er auch betrach-
tet wird, ein vollkommener Unsinn ist, und daß alle „Sachverständigen“, die den
Preisabbau bisher begünstigten oder zu dieser Forderung geschwiegen haben,
damit kundgaben, daß sie als volkswirtschaftliche Analphabeten zu beurteilen
und darum aus ihren Stellungen zu entfernen sind.


Noch in einem anderen sehr wichtigen Punkt nähert sich jetzt Wirth – allerdings
noch sehr zaghaft – dem im „Reichswährungsamt“ entworfenen Programm. Er
fordert die Aufblähungssteuer und sagt: „Die Veredelung des Reichsnotopfers ist
unbedingt erforderlich. Die eingetretene Entwertung der Mark ist bei dem Grund-
gedanken des Reichsnotopfers nicht gewertet worden (!). Die Besitzer von realem
Vermögen sind nicht so weit belastet wie die Besitzer von Papiervermögen. Ein
Ausgleich muß gefunden werden. Das Reichsnotopfer belastet das abgabepflich-
tige Vermögen mit 10%. Jetzt soll zu einem bestimmten Termin eine erhöhte
Vermögensabgabe erhoben werden, die von Jahr zu Jahr neu zu veranlagen ist.“


Das ist, etwas verschwommen ausgedrückt, genau das Verfahren, das vor
zwei Jahren im „Reichswährungsamt“ gefordert wurde. Eine Aufblähungssteuer,
durch die alles Vermögen im Deutschen Reich auf die Rangstufe der
„Papiervermögen“ herabgesetzt wird und so eine gerechte Verteilung der
Kriegslasten ermöglicht. Die Besitzer der „Papiervermögen“ haben durch die
Inflation einen Verlust von reichlich 90% ihres Kapitals erlitten, teils zugunsten
des Reichs, in der Hauptsache aber zugunsten ihrer Schuldner. Will nun Wirth
alle Kapitalisten gleichstellen, so muß das Reichsnotopfer von 10% auf 90%
(neunzig) herauf-
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gesetzt werden. Vielleicht reicht es dann, um Einnahmen und Ausgaben in
Einklang zu bringen, um die Notenpresse zerschlagen zu können.


Daß die Erhebung der Reichsaufblähungssteuer die Aufblähung aller Ver-


mögensobjekte zur Voraussetzung hat, und daß darum alle behördlichen


Beschränkungen solcher Aufblähung, namentlich die Mietsbeschränkungen für


Wohnungen und Land beteiligt werden müssen, sagt Wirth nicht ausdrücklich. 


Er hält das also auch für selbstverständlich. Also auch wieder ein Fortschritt.


Nützlich wäre es gewesen, wenn Wirth in seiner Rede des gewiß wichtigen


Umstandes gedacht hätte, auf den man nicht oft genug die Aufmerksamkeit len-


ken kann, daß nämlich durch die Helfferichsche Papiergeldwirtschaft die Besitzer
aller Realkapitalien von mindestens 90% aller auf ihnen lastenden Schulden zum


Schaden der Gläubiger befreit wurden, und daß es sich hier um eine Schiebung


handelt von reichlich dem Betrage aller gegenwärtigen Reichsschulden mit


Einschluß der Reparation (200 Milliarden Goldmark). Soll es gerecht zugehen, so


müßten diese 200 Milliarden den unrechtmäßigen Besitzern abgenommen und


den geprellten Gläubigern zurückerstattet werden. Zum minderen aber müßten


sie konfisziert werden, um die Staatsbedürfnisse damit zu decken, damit die


betrogenen Gläubiger wenigstens von weiteren Steuern befreit werden könnten.


Wie es aber jetzt zugeht, muß der Gläubiger von dem ihm verbleibenden schäbi-


gen Rest von knapp 10% seines Vermögens noch den hungrigen Staat füttern,


während die Schuldner die ihnen von Helfferich zugeschanzte Liebesgabe von


200 Milliarden Goldmark verjubeln. Die Konfiskation dieser 200 Milliarden


Goldmark wird jedermann als eine „Veredelung“ des Reichsnotopfers erkennen


insofern, als sie die Lasten des Krieges auf alle gleichmäßig verteilen würde.


Den Gläubigern sind diese 200 Milliarden Goldmark durch den


Papiergeldschwindel regelrecht bolschewikiert worden. Nun müssen sie zum


zweiten Male den Bolschewiken durch das Reich konfisziert werden.


Die Gerechtigkeit bei der Steuerverteilung ist nicht das einzige, was ein


Finanzminister zu berücksichtigen hat. Wie eine Hummel den Honig aus der


Blüte zieht, ohne sie zu verletzten, so muß der Finanzminister Steuersubjekt und


Steuerobjekt behandeln. Mit den von Wirth vorgeschlagenen indirekten Steuern


verletzt er diese wichtigste Regel der Steuerkunst. Der mit den indirekten


Steuern vor sich gehende Abwälzungsprozeß verteuert dem Konsumenten das


Produkt oft um das Doppelte der Steuererträgnisse. Die Steuerrechnung behan-


delt der Kaufmann genau so, wie er die Warenrechnung behandelt, d. h. er be-
lastet sie mit seinem allgemeinen Profitsatz. Und wenn, wie man annimmt, der


Profit heute die Warenpreise mit 40% ihrer Produktionskosten beschwert, so


muß das Publikum für je 100 Mark indirekter Steuern 140 Mark beim Konsum


der Waren bezahlen. Es ist sogar wahrscheinlich, daß bei den Kohlensteuern,


die den ganzen Fabrikationsprozeß von Anfang an begleiten, die Belastung der


Steuer durch den Profit bedeutend mehr als 40% beträgt. Die heute so oft,


namentlich vom Reparationsminister geforderte Taylorisierung verlangt darum die


Abschaffung aller abwälzbaren Steuern. Dort, wo die Steuer doch letzten Endes


hängen bleiben würde, da erhebe man die Steuer. Das ist vor allem bei der
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Grundsteuer der Fall. Da der Arbeitslohn wie auch der Kapitalzins internationale


Größen sind, so fallen alle laufenden Steuern immer auf die Grundrente zurück.


Einmalige Vermögensabgaben machen allein von dieser Regel eine Ausnahme.


Die indirekten Steuern treffen darum den Grundbesitzer immer, und zwar von der


Seite, mit schweren Unkosten belastet (nach obiger Darstellung mit 40%


Unkosten), während die direkte Grundsteuer die Grundrente senkrecht ohne


Unkosten trifft. Für die Grundrenten sind alle Steuern nur direkte und indirekte


Grundsteuern. Einsichtige Grundrentner haben darum schon oft die Folgerung


gezogen und die direkte Abbürdung aller Staatslasten auf die Grundrente gefor-


dert, indem sie mit Recht sagten, daß sie auf diese Weise die höchsten


Nettoerträge an Grundrenten beziehen würden.


Wir nehmen an, daß wir hiermit unserem Finanzminister nichts Neues sagen,


und daß er heute nur darum noch mit neuen indirekten Steuern operiert, weil das


demokratische Volk für die Erkenntnis solcher Wahrheiten noch nicht reif ist.


Nun, wir denken, daß im Brutofen der Not das Verständnis bald zur Reife, wenn
auch nur zur Notreife gelangen wird, und daß Wirth in seiner nächsten Rede


deutlicher wird sprechen dürfen. Für die Empfängnis einer anderen Wahrheit, die


Wirth nicht erwähnte, halten wir aber das Volk heute schon reif und das ist: daß,


wenn wir so weiter immer von den bevorstehenden Vermögensabgaben und


gepfefferten Arbeitseinkommensteuern sprechen, das deutsche Volk sich die
wirtschaftlichen Grundsätze der Türken zu eigen machen wird, die sagen: je


mehr wir arbeiten und sparen, um so mehr nimmt der Pascha. Darum legen wir
die Hände in den Schoß und verjubeln alles, was wir haben. Allah mag dann für


den Pascha sorgen. Keinem Menschen kommt es in den Sinn, zu arbeiten und


zu sparen, damit er sich bei der nächsten Vermögensabgabe mit möglichst 


großen Summen beteiligen kann. Darum ist das erste Erfordernis aller auf die
Sanierung unserer Wirtschaft gerichteten Bedrohungen, daß die


Vermögensabgabe unter allen Umständen und von vornherein so groß bemes-


sen werde, daß jeder Bürger fest davon überzeugt ist, sie genüge, so daß eine


Wiederholung der Schur nicht zu befürchten ist und jeder sich wieder sicher auf


seinem Eigentum fühlen kann. Erst wenn diese Überzeugung allgemein geteilt


wird, wird das Volk sich wieder mit Kraft an den Wiederaufbau der Wirtschaft


durch Arbeit und Sparsamkeit machen.


Wir vermissen darum einen entsprechenden Satz in Dr. Wirths Rede, nämlich


den Satz, daß die Vermögensabgabe von 10% auf 90% erhöht werden wird, auf


den Satz, der nötig ist, um alle Kapitalisten den Besitzern der Kriegsanleihen und


Hypotheken gleichzustellen. Erweisen sich 90% als zu viel für den Zweck, gut,


dann werden wir ja etwas zurückzahlen können und an diesen Rück-


zahlungen auch die betrogenen Gläubiger beteiligen.


Weiter vermissen wir in der Rede den für die Arbeitermassen so wichtigen und


auch beruhigenden Satz, daß der Arbeitslohn auf die Dauer nicht mit Steuern,


direkter wie indirekter Art, belastet werden kann, da er eine internationale Größe


ist, und daß es darum besser ist, gar keinen Versuch nach dieser Richtung zu


unternehmen, Versuche, die nur den Er-      Erfolg
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folg haben können, unsere besten Arbeiter zur Auswanderung zu veranlassen.


Das wäre aber gerade das, was uns heute noch fehlt, um unseren Untergang zu


vollenden. Man sage es doch offen den Analphabeten im Reichstag, daß der


Arbeitslohn für direkte und indirekte Steuern unerreichbar ist. Dann rechnen die


Unternehmer die Sache nach, und das, was Dr. Wirth heute mit langen Reden


durchzusetzen sich bemüht, das wird von den Unternehmern selbst gefordert


werden. Im Reichstag sollte sich Dr. Wirth überhaupt mehr als Lehrer unter


Kindern betrachten und benehmen. Der Reichstag ist da, damit die


Abgeordneten den Lehrstoff, den sie dort aufnehmen, ins Volk tragen. Oder


erwartet Wirth etwa umgekehrt von den aus den demokratischen Wahlen hervor-


gegangenen Abgeordneten bessere Erkenntnisse für sein Amt?


Das Wichtigste, das heute zu einem Finanzprogramm gehört, konnte Wirth
nicht sagen. Dies Wichtigste ist: den hoffnungslosen und darum verdrossenen,


zu Streik und Aufruhr neigenden Massen eine neue Hoffnung zu erwecken. Der


Freiwirtschaftsbund kann das; Dr. Wirth, der unsere Lehre nicht kennt, kann das


nicht. Darum wird Dr. Wirth in kurzer Zeit durch die natürliche Entwicklung von


der Bildfläche weggefegt werden.
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Der verblüffte Philanthrop.
Eine wahre Geschichte über Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit und andere


gleichgültige Dinge.
Von Walter Klarheit - [Pseudonym für S. Gesell]


Rockefeller jr.: Hallo! Das ist schön von Ihnen, Herr Pastor, daß Sie uns auch einmal
besuchen. Und gerade heute am Geburtstag Milliardinas. Kommen Sie, wir wollen
Ihnen gleich zeigen, wie wir das wahre Christentum verstehen, wie der philanthropische
Verein gegen die Arbeitslosigkeit ankämpft.


Pastor: Gerade der Arbeitslosigkeit wegen kam ich hierher. Ich wollte Sie bitten, mit
Ihren reichen Mitteln etwas gegen die Arbeitslosigkeit zu tun.


Rockefeller: Vortrefflich, gerade heute wollten wir unsere Tätigkeit auf diesem 
schwierigen Gebiet in neue Bahnen lenken. Sie wissen, daß alles, was man bisher zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit getan hat, so gut wie vertan war. Jetzt hat meine Frau
aber das Richtige gefunden. Eine Radikalkur! Kommen Sie!


Bauunternehmer: Das Haus ist tip top renoviert. Frau Milliardina will selbst die
Petrolspritze bedienen. – Passen Sie auf, Herr Pastor! alles frisch gestrichen.


Rockefeller: Ach, da ist ja Milliardina bereits bei der Arbeit. Hei, wie das Petroleum
vom Dach und den Wänden herunterrieselt. Dazu dieser prächtige Südwind! Das gibt
ein Schauspiel! Herr Pastor, wollen Sie die Zündschnur ziehen?


Pastor: Gewiß, gewiß, doch möchte ich wissen, warum ich dieses wunderbare Haus,
worin sicherlich 20 Familien reichlich Platz hätten, anzünden soll. Sie wissen doch, 
welche schreckliche Wohnungsnot . . .


Rockefeller: Was geht uns jetzt die Wohnungsnot an? Sprachen Sie nicht eben von
der Arbeitslosigkeit? Was nützt den Arbeitslosen das schönste Haus, wenn sie die
Miete nicht zahlen können? Die Arbeitslosigkeit ist die Wurzel aller Übel.


Bauunternehmer: Ich überlege soeben, daß bei dem starken Winde das Feuer leicht
auf das Nebenhaus übergreifen könnte!


Rockefeller: Um so mehr Arbeit für die Arbeitslosen! Lassen wir also den Wind nach
Herzenslust blasen. Ziehen Sie, Herr Pastor! Alle: Ah, welch herrliche Schauspiel!


Milliardina: Entzückend! Wie wohl ist mir beim Gedanken, daß dies einzigartige
Geburtstagsgeschenk nun noch nebenbei so vielen Arbeitslosen Brot Verschafft.


Rockefeller: Ja, Milliardina, so muß man es machen. Barmherzig sein und sich
zugleich ergötzen. Eben noch verzweifelten die Leute. Schauen Sie, Herr Pastor, wie
die Leute verklärt ins Feuer blicken. 


Pastor: Wenn die Not am größten, ist Gott am nächsten. Ich hörte, daß Sie sich sehr
ernsthaft mit der Theorie der Arbeitslosigkeit befaßt haben. Haben Sie denn wirklich
kein besseres Mittel gefunden als dieses, Herr Rockefeller?


Rockefeller: Milliardina kam auf diesen wirklich göttlichen Einfall. Nachträglich habe
ich die Sache kreuz und quer durchforscht und habe die Richtigkeit der Sache theore-
tisch bestätigt gefunden. Die Produktions-
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kraft des heutigen Menschen wächst im Mißverhältnis zu der Konsumfähigkeit.
Das Gleichgewicht läßt sich nur durch künstliche Mehrung des Konsums herstel-
len. Meine Standesgenossen veranstalten zu diesem Zwecke großartige
Festlichkeiten, treiben Luxus, bauen Paläste usw., um diesen unentbehrlichen
Konsum zu heben, wobei sie sich meistens den Magen verderben, sich selbst
konsumieren. Ich liebe den kurzen Prozeß; ich konsumiere Häuser, Straßen,
Dörfer, Städte, lasse das Feuer die Arbeit machen. So tue ich meine
Christenpflicht, helfe den Arbeitern und bleibe gesund. Den Arbeitern kann es ja
gleichgültig sein, ob man ihre Arbeit in Festlichkeiten, in Palästen, die für sie ja
doch ewig verschlossen bleiben, oder in Feuersbrünsten konsumiert. Ein ver-
schlossener Palast und ein Schutthaufen sind für den Arbeiter völlig äquivalent.


Pastor: Das ist allerdings richtig, doch meine ich, müßte es noch einen ande-
ren Weg geben. Einen vernünftigen Weg. Mit den Häusern, die wir hier nieder-
brennen, könnte man doch die Wohnungsnot . . .


Rockefeller: Sie irren; ich habe alles praktisch erprobt; immer fand ich die
Bestätigung für meine Erkenntnis, daß es hier kein vernünftiges Mittel gibt.


Bauunternehmer: Es ist tatsächlich so, wie Herr Rockefeller sagt. So nahe-
liegend der Gedanke ist, die Häuser, die wir niederbrennen, zur Linderung der
Wohnungsnot zu benutzen, so verkehrt erweist er sich in der maßgebenden
finanziellen Praxis. Sehen Sie, vor einiger Zeit wurde über eine große
Wohnungsnot geklagt, und Herr Rockefeller wurde von allen Seiten bestürmt,
seine reichen Mittel zur Bekämpfung dieser Not zu verwenden. Das tat er. Der
Erfolg war, daß die Mieten heruntergingen, so weit, daß der reguläre Zins nicht
mehr herauskam. Die Wohnungsnot kann eben nur auf Kosten des Zinses
bekämpft werden. Als Philanthrop gab mir Herr Rockefeller nun das Baugeld zu
3 statt 4%, damit ich die Arbeiter nicht zu entlassen brauchte und der
Wohnungsnot weiter gesteuert werde. Der Erfolg war verblüffend. Kaum hörten
die anderen Unternehmer, daß ich zu 3% weiterarbeiten wollte, so entließen sie
sofort ihre Arbeiter und sagten, daß, solange die Bauwut des Herrn Rockefeller
anhalten würde, sie ihrerseits keinen Finger mehr rühren könnten. Und es waren
10 000 Unternehmer. Sie könnten doch nicht zu 3% neue Häuser errichten,
während die alten zu 4% hypothekiert seien. Die Baupest, die jetzt im
Baugewerbe grassiere, müsse durch Stillegung der Arbeit bekämpft, das
Baugewerbe saniert werden. Und diese Sanierung befände einfach darin, so
lange keine neuen Häuser zu bauen, bis die Wohnungsnot den Zins der alten
Häuser wieder auf die normale Höhe, also auf 4% getrieben habe.
Hunderttausend Bauarbeiter feierten somit, weil Herr Rockefeller die
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen suchte.


Pastor: Wenn nun die Hyothekenzinsen auch aus 3% herabgesetzt worden
und alle Sparkassen und Banken dem Beispiel des Herrn Rockefeller gefolgt
wären, so hätten die Bauunternehmer keinen Schaden vom Rückgang der
Mieten gehabt; sie hätten finanziell weiterarbeiten können; die Arbeiter hätten
Verdienst gehabt und der unmoralischen Wohnungsnot wäre entgegengearbeitet
worden!


Rockefeller: Sehr richtig, Herr Pastor. Dasselbe habe ich mir auch oft gesagt.
Aber überlegen Sie, wohin das führen würde. Wenn wir zu
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3% weiterbauen, so kommt bald die Zeit, wo die Wohnungen auch keine 3% mehr
abwerfen werden.


Pastor: Dann gehen die Sparkassen, die Banken eben auf 2%, dann auf 1% und
schließlich auf 0% herunter.


Rockefeller: Glauben Sie, daß sie das tun werden, und wenn sie es auch tun wollten,
daß sie es tun könnten? Alles Geld, womit die Bauunternehmer arbeiten, kommt direkt
oder indirekt aus den Händen der Sparer, und da fragt es sich, ob die Sparer bei 3 – 2
– 1% sich noch ebenso sehr beeilen würden, die Spargelder zur Kasse zu bringen wie
jetzt bei 4%?


Pastor: Sicherlich liegt hier eine Hemmung vor. Je niedriger der Zins, um so weniger
Eile hat der Sparer mit dem Gange zur Sparkasse. Wenn nun die Sparer nur mehr alle
Monate statt alle Wochen zur Sparkasse gehen, so muß das bestimmt auf dem
Geldmarkt Wirkungen auslösen, die ich im Augenblick nicht alle übersehen kann.


Rockefeller: Von der Schnelligkeit, womit die Spargelder durch die Sparkassen wie-
der in Umlauf gesetzt werden, hängt z.T. die Höhe der Warenpreise ab, die von der
Menge und der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes bestimmt werden. Nimmt nun 
infolge der Hemmung, die der Rückgang des Zinses bewirkt, diese Umlaufsge-
schwindigkeit ab, so sinken die Warenpreise, und dann bricht die allgemeine
Wirtschaftskrise aus, die nie einen anderen Grund hat als Rückgang der Warenpreise.
Folglich würde Ihr Vorschlag, wonach den Unternehmern das Baugeld zu einem stän-
dig sinkenden Zinsfuß gegeben werden soll, die partielle Baukrise in eine allgemeine
Wirtschaftskrise verwandeln, die volkswirtschaftlich betrachtet doch noch etwas lächer-
licher wirkt als das Niederbrennen von Häusern, Straßen und Städten.


Pastor: Ich bin perplex!


Alle: Ha, ha, ha!


Rockefeller: Sie sehen, daß Sie mit Ihrem Vorschlag in den Circulus vitiosus getreten
sind, den ich, wer weiß wie oft, in meiner philanthropischen Dummheit durchlaufen bin.


Pastor: Und es gibt zur Hebung des Konsums doch noch einen anderen Ausweg als
das Niederbrennen der Städte! Zahlen Sie den Arbeitern höhere Löhne, den Lohn, der
ihrer ungeheuren Arbeitskraft entspricht. Dann decken sich Konsum und Produktion.


Rockefeller: Auch das Experiment habe ich gemacht. Der Erfolg war ergötzlich. Die
Arbeiter haben nämlich dieselben Wünsche wie die Kapitalisten. Sie wollen auch eines
Tages von den Renten leben, vom Zins ihrer Ersparnisse. Die Leute benutzen die
erhöhten Löhne, um desto mehr zu sparen. Die „ungeheure Produktionskraft“ setzte
sich sofort um in eine ebenso große Spartätigkeit. Der Konsum der Arbeiter nahm nur
wenig zu, derjenige der Kapitalisten aber nahm stark ab, weil ihre Einnahmen um den
Betrag abnahmen, der den Arbeitern mehr zufloß. Das Mißverhältnis zwischen Produkt
und Konsum wuchs ...


Pastor: Damit war natürlich der Kreislauf des Geldes wieder gehört. Ich bin am Ende
meines Lateins und glaube wahrhaftig, mit der Zündschnur soeben ein gutes Werk
getan zu haben.


Alle: Ha, ha, ha!


Pastor: Die Ursache all dieser tollen Widersprüche, warum wir aus dem Circulus 
vitiosus nicht herauskommen können, liegt also jetzt klar auf 
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der Hand. Die auf die Beseitigung der Wohnungsnot gerichtete Tätigkeit kommt in
Konflikt mit den Zinsforderungen der Baugeldgeber, und in diesem Konflikt erweist
sich der Geldgeber als der Stärkere. Er ist es, der bremst, der es nicht gestattet,
daß über ein gewisses Maß hinaus gebaut wird. Er schützt das in den Häusern
angelegte Kapital vor der Konkurrenz neuer Häuser. Er ist es, der von Bauwut und
Baupest redet, während das Volk unsäglich unter der Wohnungsnot leidet. Er ist
es, der im Interesse der Zinsen die Arbeitslosigkeit schafft. Unser Geld zirkuliert nur
schnell genug bei einem bestimmten Zinsfuß. Die Umlaufsgeschwindigkeit des
Geldes sinkt zusammen mit dem Zinsfuß. Jetzt verstehe ich auch, warum es im
Mittelalter keinen Handel, keine Arbeitsteilung, keinen Fortschritt gab. Der Zins war
ja damals verboten und dieses Verbot wirkte genau wie ein Verbot des
Geldumlaufes! Könnte man denn den Geldumlauf nicht noch auf andere Weise als
durch den Zins sicherstellen? Es müßte doch wohl möglich sein, den Geldumlauf
vom Zins unabhängig zu machen!


Rockefeller: Wenn man das könnte! Es wäre sicherlich die folgenschwerste Tat
aller Zeiten. Gelänge es, das Geld der Sparer und der Kapitalsten auch bei fallen-
dem Zins den Unternehmern zuzutreiben, dann fürwahr gäbe es keine
Arbeitslosigkeit mehr.


Pastor: Und auch keinen Zins, kein Kapital, keine Wohnungsnot ...


Bauunternehmer: Allerdings, wenn wir ununterbrochen 5, 10 Jahre lang mit aller
Kraft arbeiten dürften, dann wäre die Wohnungsnot gründlich beseitigt. Freilich
stände dann auch der Zinsertrag der Wohnungen auf Null. Mir als Bauunternehmer
kann es aber gleichgültig sein, wie der Zinsfuß steht, da ich den Zins, den mir die
Wohnung einbringt, doch an die Hypothekenbank abliefern muß.


Rockefeller: Dann hätte ich es auch nicht mehr nötig, als Philanthrop Häuser nie-
derzubrennen. Sie geben aber zu, Herr Pastor, daß, so lange Sie das Geld beson-
derer Art, das Sie zur Bekämpfung der Wohnungsnot brauchen, nicht erfunden
haben, der philanthropische Verein zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf dem
richtigen Wege ist.


Pastor: Die Not der Arbeitslosen schreit zum Himmel! Laßt uns noch einige
Häuser evakuieren und niederbrennen!


Milliardina: Tun wir das! Meine Petrolspritze steht noch unter Druck. Alle
Sicherheitsventile pfeifen. 30 Atmosphären, das reicht für den neuen
Wolkenkratzer. Übrigens, Herr Pastor, Sie haben sich als ein scharfsinniger
Rechenkünstler erwiesen. Rechnen Sie doch mal gleich nach, um wieviel unsere
Einnahmen sich verändern, wenn wir durch das Niederbrennen von 20% unserer
Mietshäuser es verhindern, daß der Mietpreiszins von 4 aus 3% sinkt?


Pastor: 100 Häuser zu 3% geben 300. 80 Häuser zu 4% geben 320. Das
Niederbrennen bringt also Arbeit den Arbeitslosen und Profit den Kapitalisten.


Alle: Ha, ha, ha!


Milliardina: So sehen Sie, Herr Pastor, wieder die Richtigkeit Ihres
Lieblingsspruches betätigt: Was man aus Liebe tut, bringt Segen. Sogar das
Sengen und Brennen. Ich denke, wir fahren nun in unserer so segensreichen
Arbeit fort ...
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November 1921.


Lohnrückgang und Arbeiterschaft


[Vgl. zur Ergänzung den „Zerfall“ der Gewerkschaften“, S. 231 des Septemberheftes, und „Die


schlechten Geschäfte der Arbeiterbewegung“ in der Umschau des folg. Heftes. – Es ist in diesem


Aufsatz vom Sachlohn, nicht vom Geldlohn die Rede. D. Schriftl.]


Zugleich ein Wort über Görlitz.


Wichtig ist für die Erklärung der Vorgänge in Görlitz, für die Vorausschau auf


dem Gebiete der künftigen Haltung der Arbeiterschaft, wie auch für die


Bewertung einer Regierungskoalition mit den sozialdemokratischen Massen, daß


sich die Lage des ganzen deutschen Volkes seit Kriegsschluß ständig gebessert


hat. Womit freilich über die wirkliche Lage des Volkes noch nichts gesagt ist, da


wir hier als Vergleichspunkt für die Besserung die Kriegsnot nehmen. Immerhin,


der Druck hat nachgelassen, und für die Haltung der Arbeiterschaft ist dies viel-


leicht wichtiger als das Mißlingen der kommunistischen Experimente. Wenn Brot


für die Kinder auf dem Tische ist, dann läßt sich der Proletarier überall hinführen,


sogar nach Görlitz; muß er dagegen den Kindern Kohlrüben vorsetzen, dann


wendet er den Blick nach Erfurt und darüber hinaus nach Moskau. Dann sieht er


in dem Gaul, mit dem man ihn in Görlitz zusammenkoppeln will, nicht den


koalierten Arbeitsgenossen, sondern das Raubtier das ihn fressen will.


Nun erhebt sich die Frage, ob diese Besserung der Lage anhalten und wie sich


die Arbeiterschaft verhalten wird, wenn etwa ein Rückschlag, eine anhaltende
Verschlechterung eintreten werde?


Daß wir mit einer solchen rechnen müssen, werden wir hier zeigen indem wir


die Quelle aufdecken, aus der die Mittel kamen, die für die Aufbesserung der


Lage des Proletariat bisher verwendet wurden. Es wird sich dabei zeigen, daß


diese Quelle am Versiegen ist, daß die deutsche Volkswirtschaft mit Unterbilanz


arbeitet, und daß, wenn nicht bald die Wirtschaft freigegeben wird, die
Papiermißwirtschaft beendet, die Sozialisierungspfuscherei eingeteilt, die Büros


geschlossen, die Büro-    Bürokraten
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kraten entlassen, die Grenzen für Mensch und Gut geöffnet, der Politik der


Massen eine Richtung gegeben wird, die sie von allen Unruhen, Revolten,


Streiks abhält, daß dann die Mittel fehlen werden, um die Löhne auch nur auf der


jetzigen Höhe zu erhalten. Jedes weitere Defizit der deutschen Volkswirtschaft
muß von nun an wie in Rußland unmittelbar durch Einschränkungen in der
Lebenshaltung des Proletariers gedeckt werden! Die Tollhauswirtschaft der letz-


ten drei Jahre hat alle Reserven aufgebraucht, verjuxt, verschoben.


Einhundertfünfzig Milliarden Goldmark (150 000 000 000 Goldmark) sind aus der


deutschen Wirtschaft verschwunden. Ein bedeutender Teil davon wurde bisher


benutzt, um Löhne zu zahlen, die höher waren als der Erlös aus dem


Arbeitserzeugnis. Die zwei Millionen Mann, die man in Rußland und Frankreich


begrub, die leistungsfähigsten Jahrgänge, die fehlen. Was zurückgekommen ist,


zerschossen, verwahrlost, von Krankheiten zermürbt, kann zumeist die Schwere


der bürgerlichen Arbeit nicht ertragen. Dazu fehlen die italienischen Bergleute,


die polnischen Landarbeiter. Wie kann ein solches Volk die Mittel zur Fortführung


der ehemaligen Lebenshaltung aufbringen?


Wenn oben gesagt wird, daß die Reserven des deutschen Volkes aufgebraucht
sind, so sind darunter die Vermögen der Kapitalsten zu verstehen. Das ist das
aufgespeicherte Gut, das in Zeiten der Not herangezogen werden muß. Dieses
aufgespeicherte Gut ist verbraucht worden, ohne uns über die Zeit der Not hin-
übergerettet zu haben.


Wir hatten in Deutschland vor dem Kriege ein werbendes Vermögen von etwa
350 Milliarden Goldmark in Gestalt von Sachgütern. Dieses Vermögen war nach
vernünftiger, zum größten Teil auf Grund amtlichen Materials vorgenommener
Schätzung etwa zur Hälfte den deutschen Gläubigern verpfändete, also mit rund
160 Milliarden Goldmark, gleich 3200 Milliarden Papiermark von der augenblick-
lichen Güte. Diese 160 Milliarden Goldmark (Staatspapiere, Hypotheken,
Pfandbriefe, Obligationen, Schuldverschreibungen usw.) sind jetzt zu ebensoviel
Papiermark geworden, die auf dem Markte für knapp 10 Milliarden Goldmark zu
kaufen sind.


Die zu diesem „Papierkapital“ gehörenden Schuldner, die Besitzer des
Sachkapitals, sind um 150 Milliarden Goldmark entlastet worden, und wenn ihre
Bilanzen nicht gefälscht wurden, so sind die zu den Milliarden gehörigen
Pfänder verjuxt [Vgl. „Das deutsche Papiervermögen“ in der Umschau d. H. D. Schriftl.].


Wie sind sie verjuxt worden? Mit dem Erlös der Arbeitserzeugnisse allein wäre
es nicht möglich gewesen, die Löhne zu zahlen, Dividenden zu verteilen, die aus
den Streiks und Revolten entstehenden Betriebsverluste zu decken, die Kosten
des Sozialisierungsunsinns zu tragen, die achtstündige Arbeitszeit einzuführen,
das Schmieröl der Zwangswirtschaft zu beschaffen, die Zuschüsse für die Presse
zu zahlen, und dabei die ausgeführten Erzeugnisse zu Schleuderpressen zu ver-
kaufen, und zu alledem für die Verluste aufzukommen, die die ständigen
Valutaschwankungen erzeugen. 150 Milliarden Goldmark, 18 Milliarden mehr als
die Entente von uns fordert, sind so vertan worden.
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Das Besondere nun an dieser Sache ist, daß der See, aus dem seit 7 Jahren


geschöpft wurde, um das volkswirtschaftliche Defizit zu decken, jetzt bis auf
knapp 5% seines ursprünglichen Inhalts entleert ist. Den Gläubigern kann man


jetzt nichts mehr abschwindeln. Sie haben ja so gut wie nichts mehr. Und da


erhebt sich die Frage: Woher werden fortan die Unternehmer die Mittel nehmen,
um die Betriebsdefizite zu decken? Mit der bisher von der Regierung geübten


Verbilligung der Lebensmittel (durch Notendruck) ist es ebenfalls aus. Die Preise


werden von jetzt ab, da das Becken, aus dem die Noten ihre Kraft zogen (das


Kapital der Gläubiger) erschöpft ist, statt wie bisher der Notenausgabe nachzu-


hinken, ihr vorauseilen, so daß solche „Verbilligungsmaßregeln“ unmittelbar in


das Gegenteil umschlagen werden. Und aus den Dividenden? Läßt sich von hier


aus etwa das Defizit decken? Hier ist zu beachten, daß wir für unsere Industrie,


wie auch für die Reparationen auf den ausländischen Kredit angewiesen sind,


und daß wir keinen Pfennig Kredit bekommen werden, wenn wir solchem Kredit
nicht einen Zinsfuß gewähren, der höher ist als der Ertrag des Kapitals in den
Ländern, die uns den Kredit geben sollen. Außerdem ist zu beachten, daß nach


den Veröffentlichungen der Berliner Handelskammer die Dividenden der deut-


schen Industrie im letzten Jahre, trotz der Zuschüsse aus dem eben genannten


Milliardenfonds, trotz der Aufblähung durch die Papiergeldmißwirtschaft nur etwa


10% betragen haben. Was auf Gold umgerechnet noch nicht ein Zehntel der


Vorkriegsdividende ausmachen würde. Diese Dividenden machen auf alle Fälle


nur 5% der Löhne aus, auf die sie sich beziehen. (Wir nehmen hier an, daß uns


die Berliner Handelskammer die reine Wahrheit sagt, daß sie die Arbeit des


Direktors Deutsch dahin nachgeprüft hat, ob in diesen Dividenden auch die


Verwässerungsaktien eingerechnet sind, anderenfalls müßte man die


Staatsanwaltschaft auf diese Veröffentlichung aufmerksam machen. Wenn je, so


ist jetzt die Zeit gekommen, wo wir auf allen Gebieten Wahrheit und Klarheit


brauchen.)


So fragen wir nun mit Bangen: Was werden die Arbeitenden tun, wenn es sich
herausstellt, daß das Arbeitserzeugnis bei achtstündiger Arbeitszeit, mit dem 
heruntergewirtschafteten Geschirr, mit den Schleuderpreisen, zerrieben im
Mahlstrom der Börsen- und Valutadifferenzen nicht mehr ausreicht, um die
Löhne und Gehälter auf der gleichen Höhe zu erhalten? Wird das Proletariat das


Richtige, das Notwendige tun? Wird es nicht umgekehrt, wie es bisher immer der


Fall gewesen ist, zur Revolte neigen, wenn der Hunger sich fühlbar macht. Wird


es seine Nährmutter, die Fabrik, nicht in Flammen aufgehen lassen? Im Kriege,


als das Proletariat der Staatsgewalt unterworfen war, wurde fleißig, hungernd


und frierend gearbeitet. Jetzt aber, wo das Proletariat das Heft in der Hand hat?


Wer die Zusammenhänge durchschaut, wer das buchmäßig nachgewiesene


Defizit der Volkswirtschaft erkannt hat, der sieht auch die Folgen, die


Notwendigkeiten. Aber haben die Führer des Proletariats noch die nötige


Autorität, daß man ihren Worten glaubt, jetzt noch glaubt, nachdem dieselben


Führer in Görlitz eingestanden haben, 
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daß sie sich in grundlegenden Fragen geirrt, daß sie 50 Jahre lang das Volk mit


falschen Lehrsätzen gespeist haben? Jetzt, wo dieser Gang nach Kanossa i. d.


L. das Vertrauen erschüttert hat? Und wenn es nicht mehr seinen Führern glaubt,


wird das Proletariat es dann den hohlwangigen Besitzern der zu Wasser gewor-


denen 160 Milliarden Goldmark Papiervermögen, und den durch die kommende,


für die Finanzreform nötige Vermögensabgabe auf die gleiche Stufe gesetzten


Besitzern des Sachvermögens glauben, daß es zur Zeit in Deutschland kein


anderes Gut für die Lohnzahlungen gibt, als das zu Dumpingpreisen verschleu-


derte unmittelbare Erzeugnis der Arbeit? Und daß dieses Produkt für bessere


Löhne nicht ausreicht? Wird das in Kanossa mißtrauisch gewordene Proletariat


nicht wieder glauben, es werde betrogen? Da seien noch genug Diamanten,


Perlen und Perserteppiche! Die solle man verkaufen (nach der Vermögens-


abgabe: an wen?) und mit dem Ertrag das Defizit decken! Die Massen glauben


ja immer an den Berg Sesam, an die märchenhaften Schätze, die in Gestalt von


Diamanten und Perlen aufgehäuft seien.


Die Massen haben die Besserung in ihrer wirtschaftlichen Lage zum großen


Teil der Tätigkeit ihrer politischen Führer zugeschrieben, und keiner von diesen


war einsichtig genug, oder hatte dazu den nötigen Mut, die Massen aufzuklären


und ihnen zu sagen, daß die Notenpresse verrichtet hat, was man ihrer politi-
schen Tätigkeit zuschreibt, und daß jetzt das Ende naht, daß der Reptilienfonds
erschöpft ist. Ahnen diese Führer jetzt, was es bedeutet, auch für sie persönlich


bedeutet, wenn jetzt eine Lohnverschlechterung einsetzen wird?


Die sozialdemokratischen Massen lernten die wirtschaftlichen


Zusammenhänge nicht kennen. Die Aufklärung, die wir brachten, die Kritik, die


wir übten, wurde ihnen verschwiegen. Erst heute macht sich ein Wandel bemerk-


bar. Aber nur dann, wenn die Führer der Arbeiterschaft bei uns die Einsicht und


den Mut gewinnen, ganz rückhaltslos, ehrlich und schnell etwa nach dem


Beispiel des Labour Leader zu verfahren, und wenn die freilich so oft getäusch-


ten Massen nicht aus Enttäuschung, Zweifel und Elend ihre Organisation und


damit ihre Machtmittel zerfallen lassen, sondern sie endlich richtig gebrauchen –


nur dann wird die Lehre von der ausbeutungslosen Freiwirtschaft das Unglück


noch wenden können. Auch die heilende Kraft der Freiwirtschaft ist nicht unbe-


grenzt. Wenn noch längere Zeit so weitergewirtschaftet wird, dann wird nur


Staub übrig bleiben. Wo aber nichts mehr ist, da hat auch der Freiwirt die Macht


verloren.
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Der Einfluß des Schwundsatzes 


auf den Ertrag der Geldsteuer.


Die Einnahme, die das Reich aus der Verwaltung des Freigeldes ziehen wird,
jährlich 5% des umlaufenden Geldes, sind uns eine nebensächliche
Erscheinung. Wir würden bei unserer Forderung beharren, auch wenn die
Einnahmen sich in Ausgaben verwandeln sollten. Das Geld soll regelmäßig
umlaufen, das ist es, was wir vom Freigeld erwarten. Bei N. Johannsen 
[N. Johannsen: Die Steuer der Zukunft, Berlin 1913, Puttkamer & Mühlbrecht. In der Wochen-


schrift, „Das Neue Reich“, hat Prof. Dr. Ä. Schoepfer in seinem großen Aufsatz „Zur Wirtschafts- und


Geldreform“ u. a. neben Gesell auch Johannsen behandelt. Wir werden darauf zurückkommen. D.


Schriftl.] sind die genannten Einnahmen der eigentliche Zweck der Übung. Darum
setzt er den Schwundsatz gleich so hoch an, 50% jährlich, daß die Geldsteuer
zur Einheitssteuer wird, d.h. werden soll. Bei einem Geldumlauf von heute 100,
500 oder 1000 Milliarden, würde die Geldsteuer von 50% 50, 250 und 500
Milliarden abwerfen. So rechnet Johannsen. Stimmt diese Rechnung?


Die Preise werden von der Geldseite her gebildet durch die Geldmenge und
durch die Umlaufsgeschwindigkeit dieses Geldes. Wenn alles sonst unverändert
bleibt, dann muß jede Verstärkung der Umlaufsgeschwindigkeit von einer genau
entsprechenden Verminderung der Geldmenge begleitet werden. Verdoppelt man
daher die Umlaufsgeschwindigkeit, so muß die Geldmenge um die Hälfte gekürzt
werden. Wirkt nun der Schwund des Freigeldes beschleunigend auf den
Geldumlauf, steht die Umlaufsgeschwindigkeit gar im Verhältnis zur Höhe des
Schwundsatzes, so erkennt man, daß man die Einnahmen aus der Geldsteuer
nicht einfach nach der Höhe des Schwundsatzes berechnen kann. Ob die
Mehrung der Einnahmen durch Erhöhung des Schwundsatzes überhaupt erzielt
werden kann, ist sehr zweifelhaft. Es ist durchaus nicht ausgeschlossen, daß ein
niedriger Schwundsatz und ein entsprechend großer Geldumlauf höhere
Einnahmen bringen würde als ein hoher Schwundsatz, der von einer zusammen-
geschrumpften Geldmenge erhoben wird. Wenn die Eisenbahnverwaltung das
Lagergeld erhöht, so schafft sie Raum, aber ihre Einnahmen aus dieser Quelle
gehen zurück. Wie oft ist das Experiment schon mit gutem Erfolg gemacht 
worden, daß die Bahnverwaltung zur Mehrung ihrer Einnahmen den Tarif herab-
gesetzt hat? Wo der Punkt liegt, bei dem der Tarif die höchsten Einnahmen ver-
schafft, das kann nur die Erfahrung zeigen. Beim Freigeld liegt dieser Punkt
wahrscheinlich dort, wo der Zweck, also der regelmäßige Geldumlauf, erreicht
wird, ohne daß das Publikum den Schwund als eine Hetze verspürt und darum
auch keine besonderen Maßnahmen ergreift, um sich diesem Schwund zu ent-
ziehen. Bei einem Tausendstel in der Woche, wie er von uns vorschlagen wird,
denken wir, das Richtige getroffen zu haben, d.h. den Punkt, wo die volle
Regelmäßigkeit des Geldumlaufes verbürgt ist, ohne daß nun an allen Zahltagen
ein Rennen und Jagen, unnütze, kostspielige Abwälzungsversuche unternommen
werden, und wo darum auch – unbeabsichtigt – der höchste Ertrag der Geld-
steuer zu erwarten ist.
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Das deutsche „Papiervermögen“.
(Die Zahlen a – f sind dem Statistischen Jahrbuch 1914 entnommen.)


a) Reichsschulden                                                        04.897  Milliarden
b) Staatsschulden        16.190  Milliarden
c) Stadt- und Landgemeinden 06.340  Milliarden
d) Reichsbanknoten 02.753  Milliarden
e)  Sparkasseneinlagen 18.679  Milliarden
f) Hypothekenbanken-Pfandbriefe 10.983  Milliarden
g) Sonstige Bodenkreditinstitutute   06.068


abzüglich staatl. Schulden, die oben bereits 
verrechnet sind 01.052 5.016  Milliarden


e) Schuldverschreibungen von Aktiengesellsch. u.
sonstigen privatrechtlichen Schuldnern 0 04.605  Milliarden       


f) Lebensversicherungen                              0 08.567  Milliarden        
Goldmark     78.030  Milliarden


Hierzu kommen alle die Summen, über die die Statistik nichts sagt.


1. Pachtlandverträge über 5.512.389 Hektar Land. Rechnen wir 
die Dauer der Verträge mit durchschnittlich 5 Jahren und das 
Pachtgeld mit 100 M. für das H., so ergibt das ein Kapital von 02.755  Milliarden


2. Buchschulden, d.h. auf Kredit Verkauftes. Die Stat. liefert hier-
für keinerlei Anhaltspunkte. Wir schätzen die Jahresproduktion 
mit 40 Milliarden ein. Davon mag die Hälfte auf 3 Monatkredit 
verkauft werden 05.000  Milliarden


3. Wohnungsmietverträge. Wir schätzen, das 40 Millionen zur
Miete wohnen. Jahresmiete 100 M. aus den Kopf, und durch-
schnittlich zweijähriger Mietvertrag 08.000  Milliarden


4. Kaufmännische Wechsel, sofern sie nicht bereits unter 2 ver-
rechnet sind. Der Wechselverkehr wurde nach der Stempel-
steuer wiederholt mit 30 Milliarden eingeschätzt.
Das macht auf 3 Monate verrechnet 07.500  Milliarden


5. Private Hypotheken. Für die Berechnung fehlt auch hier jeder 
Anhaltspunkt. Wir schätzen die Summe mit dem dreifachen der 
unter f  Benannten Zahlen 30.000  Milliarden


6. Bankdepositen 10.000  Milliarden


7. Private Schuldverträge 20.000  Milliarden


zusammen Goldmark                                                               161.285  Milliarden


Nach diesen Berechnungen und Schätzungen betrug das Papiervermögen vor
dem Kriege rund 160 Milliarden Goldmark, d.h. das Sachvermögen war in der
Höhe der genannten Zahl verpfändet, und die Schuldner zahlten jährlich den
Betrag von rund 7000 Millionen Goldmark an Zinsen an die Besitzer der
Papiervermögen. Die 160 Milliarden Goldmark sind nun durch die Papiergeld-
wirtschaft in ebensoviel Papiermark verwandelt worden die nach heutigem Kurs
etwa 10 (zehn) Milliarden gelten. Den Besitzern des Sachvermögens sind dem-
nach auf Kosten der Papiervermögen 150 Milliarden Goldmark, oder 18 Milliarden
mehr als die Forderung der Entente beträgt, erlassen worden. Die Besitzer der
Papiervermögen haben die 150 Milliarden Goldmark von ihrem 
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Vermögen abgeschrieben. Wo sind sie geblieben? Die Besitzer des
Sachvermögens müssen es wissen. Haben sie diese 150 Milliarden Goldmark
etwa in Voraussicht der Vermögensabgabe verjubelt, über die Grenze verscho-
ben in Gestalt von Waren, von Aktien, von Papiergeld? Haben sie Kriegsanleihen
gekauft? Haben sie die Betriebsverluste der Industrie und Landwirtschaft damit
gedeckt? Haben sie das Aktienkapital verwässert? Hundert und fünfzig Milliarden
Goldmark, nach heutigem Geld etwa 2500 Milliarden Papiergeld oder 100
Eisenbahnwagen vollbeladen mit 1000-Marknoten! Der Krieg wird wohl einen Teil
verschlungen haben, die Schieber haben einen Teil verjubelt. Sagen wir, es
wären so 500 Milliarden (Papiermark) in Verlust geraten. Dann blieben in Händen
der Sachvermögenbesitzer immer noch 2000 Milliarden Papiermark), um die ihr
Vermögen durch Helfferichs Seisachtheia gewachsen ist. Belasten wir demnach
das Sachvermögen mit einer Hypothek von 2000 Milliarden Papiermark, so set-
zen wir die Besitzer des Sachvermögens damit finanziell auf den Stand vor 1914
zurück. Dann haben sie noch nicht die geringste Steuer bezahlt. Wenn es sich
machen ließ, so müßte man die genannten 2000 Milliarden den betrogenen
Gläubigern zurückerstatten. Dann erst, wenn das geschehen, könnte man daran
gehen, die Besitzer des Sach- und Papiervermögens gleichmäßig für die
Bedürfnisse des Reiches zu besteuern. Daß man das heute nicht tut, liegt nicht
zum wenigsten daran, daß Mein und Dein heute vollkommen durcheinander
geworfen ist. Darum kann man heute bei Erhebung der Steuer nicht mehr Recht
und Gerechtigkeit entscheiden lassen. Auch wird der Staat so gut wie alles neh-
men müssen. Das ist vielleicht ein Glück, denn wenn niemand mehr Vermögen
besitzt, dann klagt auch niemand mehr über ungerechte Besteuerung. So wird
die Gerechtigkeit, die Grundmauer des Staates, wieder hergestellt.
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Die Freiwirtschaft 


in Jugoslavien.


Der Boden ist jetzt überall gut für die Freiwirtschaftliche Lehre gedüngt und


überall, wo der Samen fällt, keimt und sprießt es, daß es eine Freude ist. Der


katastrophale Zusammenbruch des Kapitalismus, die vollkommenen Mißerfolge


des Kommunismus und Staatssozialismus zwingen geradezu alle denkenden


Menschen zur Nachprüfung der Parteiprogramme und der volkswirtschaftlichen


Grundanschauungen. Diese Arbeit kommt unseren Bestrebungen zugute und


bahnt uns den Weg. Besonders hoffnungsvoll sieht es für uns in Jugoslavien


aus, wo unser Freund Dr.Paja Stanisic seit Jahren seine ganze Kraft für die


Sache einsetzt. Einen ganzen Kreis angesehener und einflußreicher Männer hat


er bereits für unsere Ziele gewonnen, eine ansehnliche Anzahl freiwirtschaftlicher


Schriften hat er verfaßt und ins Serbische übersetzt. Sein Freund Korac, führen-


des Mitglied der sozialdemokratischen Partei, bereitet den Druck eines umfas-


senden freiwirtschafttlichen Werkes vor. Korac war bereits zweimal Minister für


soziale Wohlfahrt. Auch Dr. Kockar, Mitglied der Demokratien Partei beteiligt sich


an diesen literarischen Arbeiten. Jetzt hat er ein freiwirtschaftliches


Finanzprogramm entworfen, das er seiner Partei und dem Parlament vorlegen


wird. Die Mißerfolge, die Serbien in London mit den Anleiheversuchen gehabt hat


und die das Finanzministerium nun zwingen, die Rettung in der Entwicklung der


nationalen Wirtschaftskräfte zu suchen, werden dafür sorgen, daß Dr. Kockars


Programm mit größter Aufmerksamkeit studiert wird. Wo aber das freiwirtschaft-


liche Programm ernsthaft studiert wird, da geht es auch siegreich aus den


Debatten hervor. Weiter ist zu den Freunden Dr. Stanisics zu nennen: Dr.


Stampar Minister für die Volksgesundheit, der energische Bekämpfer des


Alkoholismus und aller anderen Volksseuchen, großzügiger Patriot im guten


Sinne des Wortes, der erst kürzlich das Palais der Kaiserin Cita am adriatischen


Meer in ein Kindersanatorium verwandelte und die sanitäre Belehrung des


Volkes durch den Film organisierte. Dr. Tibojewic und Dr. Kujundzic, Führer der


Bauernpartei, deren Hauptprogrammpunkte, die Aufteilung des


Großgrundbesitzes und die Brechung der Bankokratie, sich mit dem Ziele unse-


rer Bestrebungen decken, studieren fleißig die Schriften, die ihnen unser Freund


St. übermittelte. Staatssekretär im Finanzministerium, Dr. Kostrencic, bewaffnete


sich mit einem Pack freiwirtschaftlicher Schriften, die er während seiner Ferien


studieren will.


Dr. Stanisic hat seinen Wohnsitz jetzt nach Zemun (Semlin) 28 Bobanowacka


Ulica, gegenüber Belgrad, verlegt, um von dort aus die Sache besser fördern zu


können. Wir wünschen unserem Freunde weitere Fortschritte in seiner erfolgrei-


chen Tätigkeit.
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Denkschrift für die Deutschen Gewerkschaften zum


Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der


Währung, der Valuta und der Reparationen







Vorwort.


Lange bevor die deutsche Papiergeldwirtschaft einsetzte, stellte ich in weitver-


breiteten Schriften die Forderung, daß die Notenausgabe der Reichsbank ent-


zogen werden und den wirtschaftlichen Verbänden der Industrie, der


Landwirtschaft, des Handels sowie namentlich den Gewerkschaften unterstellt


werden sollte.


So wie die Reichsbank gedacht und aufgebaut war, war sie ein gefügiges


Instrument in den Händen der Börsianer und der Wucherer. Ohne, daß die harm-


losen Beamten und Bürokraten der Reichsbank eine Ahnung hatten, dienten sie


mehr der Schaffung der Börsendifferenzen als den Bedürfnissen des Handels.


Sie war der Willkür der Hochfinanz vollkommen ausgeliefert, die mit ihrer Hilfe


das Volk mit derselben Regelmäßigkeit ausplünderte, wie etwa der Bauer die


Kuh melkt. Man bedenke, daß nach dem Bankgesetz und dem


Dritteldeckungsverfahren für jede Goldmillion, die die Hochfinanz etwa von


London nach Berlin verschob, die Reichsbank drei Millionen an Banknoten im


Umlauf setzte und in Umlauf setzen mußte, während die Bank von England als


Folge derselben Manipulation für die ihr entzogene eine Million nun drei Millionen


an Banknoten dem Handel und Verkehr entziehen mußte. Mittels des einfachen,
fast kostenlosen Verfahrens der Goldschiebungen von einer Notenbank in die
andere, von Madrid nach Rom und von dort nach New York oder Tokio und
Buenos Aires vermochte die Hochfinanz (gestützt auf das Bankgesetz, das fast


überall in der Welt denselben Wortlaut hat) überall und zu jedem beliebigen


Zeitpunkt eine Inflation oder Deflation zu bewirken und damit die Börsenkurse zu


heben und zu senken, wie der Schleusenmeister die Schiffe in der Schleuse hebt


und senkt. Die Wirkung kann man an den märchenhaften Vermögen ermessen,


die an den Börsen gemacht wurden und nach Milliarden Dollars zählen. Ein ein-


ziger dieser Börsenhechte hat in wenigen Jahren ein größeres Vermögen zu-


sammengegaunert, als das Gesamtkapital der deutschen Aktiengesellschaften


beträgt! Möglich ist das nur gewesen durch eine ganz plumpe, mit brutaler


Rücksichtslosigkeit durchgeführte Ausnutzung des ebenso plump abgearbeiteten


Notenbankgesetzes.


Meine Warnungen blieben unberücksichtigt. Im Reichstage war niemand, der


mich verstand, niemand, der das Geldwesen dynamisch begriff. Der statische


Gedanke, gröbster Materialismus, herrschte, wie fast überall, so auch auf dem


Gebiete des Geldwesens. Der kleine Kreis von Männern, die sich von der


Richtigkeit meiner Kritik überzeugt und im Notenbankgesetz, wie überhaupt im


Mechanismus der Goldwährung den eigentlichen Pestherd unserer


Gesellschaftsordnung erkannt hatten, kämpften einen fast tollkühnen Kampf


gegen das Ungeheuer – Unwissenheit und Stumpfsinn, gegen die Geld- und


Allmacht, gegen doktrinäre Voreingenommenheit.
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Die einzige Wirkung meiner Schriften schien die zu sein, daß sich die


Hochfinanz ihrer zur besseren Leitung ihrer Geschäfte bediente. Sie konnte nun


mit Bewußtsein erkenntnismäßig das tun, was sie bis dahin mehr empirisch und


instinktiv tat. So kann die große und berühmte Morganpanik an der New-Yorker


Börse vom Jahre 1907 als voller Beweis für die Richtigkeit meiner Theorie ange-


sehen werden. Dieser eine Fischzug soll Morgan eine Milliarde Dollars und den


Tod vieler unliebsamer Wettbewerber eingebracht haben.


Trotz solchen gegen alle Mehrwerttheorien sich sperrenden Tatsachen, hielten


die sozialistischen Kreise fest an der marxistischen Lehre, daß an der


Goldwährung und am Bankgesetz alles in bester Verfassung sei, daß es sich


hier um eine „interne Angelegenheit des Kapitalismus“ handle, die Interessen 


des Proletariat nicht berühre! Die Kapitalisten schwiegen meine Schriften tot. 


Die Sozialisten behandelten sie mit überlegenem Hohn. Zeigte ich, daß die


Akkumulation des Vermögens nur bei der Hochfinanz zu beobachten sei, daß


alle Milliardenvermögen an der Börse zusammengehämmert worden sind, daß


umgekehrt die Besitzer der Produktionsmittel, vor allem die Agrarier, in immer


ärgere Bedrängnis gerieten (Not der Landwirtschaft), was doch der Mehrwert-


theorie direkt widersprach, so – – – schwieg man.


Nun hat sich endlich das Blatt gewendet. Jüngere Kräfte treten an die Stelle


derjenigen, die das Alter oder der revolutionäre Kampf von der Leitung der


Arbeiterbewegung verdrängte. Sie sehen die Dinge nicht mehr durch die Brille


des Erfurter Programmes. Die Papiergeldwirtschaft, die überall in der Welt ge-


trieben wird und die den Bankiers vielfach das Heft aus der Hand gerissen hat,


die hier auf Inflation, dort auf Deflation zugespitzt ist, hier begleitet vom


Vollbetrieb der Volkswirtschaft, dort von unerhörter Arbeitslosigkeit, hat den


Arbeitern aller Berufe gezeigt, daß es sich mit der Währungsfrage doch um


etwas mehr handelt, als um eine „interne Angelegenheit“ der Kapitalisten, daß


von der Art, wie das Banknotengesetz verfaßt und wie es gehandhabt wird, Wohl


und Weh der Arbeiter aller Berufe in allererster Linie abhängig ist und daß darum


diese wichtigste aller wirtschaftlichen Einrichtungen den Händen der Hochfinanz


entrissen, auch vom Zufall der Goldfunde gelöst werden muß und unter die
unmittelbare Kontrolle des Volkes, vornehmlich der Gewerkschaften, zu stellen
sei.


Von dieser so gewonnenen Erkenntnis bis zur vollen Beherrschung aller ein-


schlägigen Fragen ist jedoch noch ein weiter Schritt. Diese Dinge verlangen ein


leidenschaftsloses Studium. Sie sind zwar nicht so kompliziert, wie sie in der


Regel zur Abschreckung von interessierten Pressen dem Volke bezeichnet 


werden (laßt ab vom Studium der Währungsfragen, sie sind so schwierig, wir


selbst verstehen diese Dinge kaum!) doch muß man sich ernsthaft damit befas-


sen. Personen, die ihr Leben lang nur agitatorisch gewirkt haben, sind für dieses


Studium zumeist vollkommen verdorben.
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Hierzu sind Männer nötig, die gewöhnt sind, rücksichtslos folgerichtig zu denken.


Bauarbeiter, Metallarbeiter, Lehrer, Bauern, Techniker, Mathematiker, Chemiker,


Astronomen, sind die durch ihren Beruf zu diesem Studium Berufenen.


Geistliche, Kaufleute, Philosophen, Dichter, Künstler aller Art, alle, die es so,


aber auch so machen können, stoßen auf größere Schwierigkeiten. Es handelt


sich hier um eine Wissenschaft, wo jedes Wort unter der Kontrolle des Winkels


und des Senkbleies steht. Außerdem ist zu beachten, daß der, der hier schürfen


will, in der bürgerlichen Literatur ebensowenig Förderung findet, wie in der sozia-


listischen. Proudhon allein ausgenommen, der aber das Feld nicht zu Ende


beackerte. Wer hier auf den Grund der Dinge schnell und sicher gelangen will, 


ist auf die neuphysiokratischen (freiwirtschaftlichen) Schriften angewiesen.


In den folgenden Kapiteln habe ich versucht, einen allgemeinen Überblick über


das vielgestaltige Problem zu geben. Der Leser soll zunächst stutzig gemacht


werden. Er soll den Kopf schütteln und sich fragen: ist es möglich, daß das


anscheinend so harmlose Geldstück, die Banknote, so tief in mein persönliches


Leben eingreifen kann? Dadurch soll in ihm der Wille zu den jetzt nötigen Taten


geweckt werden.


Für die Gewerkschaftsführer ist jedoch der hier bezeichnete Weg viel zu lang.


Wir haben keine Zeit zu verlieren. Ihnen stelle ich Referenten zur Verfügung, die


in Rede und Antwort das Gebiet in kurzer Zeit so weit klären, daß in kurzer Zeit


und noch ehe die Wirtschaft an den Währungspfuschereien vollends zusammen-


bricht, sie sich alle auf diesem Gebiete sicher genug fühlen werden, um ihre


Macht zur Durchführung der zunächst zu ergreifenden Maßnahmen in die


Waagschale werfen können und die Verantwortung nicht zu scheuen brauchen.


Daß die hier den Gewerkschaften gestellte Aufgabe nicht von den bürgerlichen


Volkswirtschaftlern gelöst werden kann, weil die jetzt noch einzig mögliche


Lösung eine ausgesprochen antikapitalistische Lösung ist, haben die


Konferenzen der letzten Jahre gezeigt. Die Ratschläge der Sachverständigen 


liefen alle auf die Wiederherstellung der Goldwährung und auf Wiederherstellung


der Macht der Finanzkönige hinaus. Die Goldwährung aber ist in noch weit höhe-


rem Sinne eine Kreditwährung als die Papier-Währung. Die sogenannten


Sachverständigen setzen bei ihren Vorschlägen etwas voraus, was erst durch


eine Gesundung der Währung langsam wieder erstehen kann, eben den Kredit,


den allseitigen Kredit von Mensch zu Mensch, von Staat zu Staat, von Kontinent


zu Kontinent. Das Papiergeld läuft um, ob der Kredit wieder hergestellt wird oder


nicht. Das Papiergeld läuft sogar umso schneller um, je weniger die politische


und wirtschaftliche Lage den Kredit rechtfertigt. Jetzt, wo der Kredit des Staates


wie der privaten völlig zusammengebrochen ist und man von Kreditnot spricht, ist


die Umlaufsgeschwindigkeit des Papiergeldes in Karriere übergegangen. Das


Metallgeld würde unter den gleichen politischen und wirtschaftlichen


Verhältnissen einfach, wie 
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im August 1914, von allen gehamstert werden. Dann müßte, wenn nicht alles still


stehen soll, wie im Jahre 1914, wieder das Papiergeld aushelfen. Damit wären


aber alle die der Wiedereinführung der Goldwährung gebrachten Opfer wieder


nutzlos vertan. Und wir wären wieder dort, wo wir heute sind. Wir brauchen also


ein derberes Geld als das Metallgeld. Wir brauchen Papiergeld. Vor diesem 


stehen aber die Kapitalisten so ratlos, wie der Ochs vor dem neuen Tor. Das


Papiergeld, wenn es mehr sein soll, als die blöde Papiergeldwirtschaft, die seit


nunmehr 8 Jahren betrieben wird, ist unvereinbar mit den kapitalistischen


Begriffen der Geldwirtschaft.. Eine geordnete Papiergeldverwaltung ist eine anti-


kapitalistische Ordnung. Wer soll also das Papiergeld des deutschen Reiches


kontrollieren?


Die Stunde der Arbeiterorganisationen hat geschlagen. Entweder sie 


reißen das Ruder der Geldverwaltung jetzt an sich, zum Heile des ganzen


Volkes, oder sie verpassen diese Gelegenheit, und dann können wir alle mit


Einschluß der Kapitalisten nichts besseres tun, als uns für den Tod und


Untergang vorzubereiten.


Rehbrücke, 1. Dezember 1922.


Silvio Gesell.
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I. Die Währungs- und Valutafrage.


A. Eingabe 
an die 


Nationalversammlung in Weimar.
(April 1919.)


Unter Berufung auf die beiliegende Denkschrift wendet sich der Freiland-


Freigeld-Bund an die Nationalversammlung mit der Bitte, unverzüglich, ehe das


Unheil weiter um sich greift, die Regelung der heute vollkommen zerfahrenen


Währungsverhältnisse in die Hand zu nehmen.


Wir verlangen zunächst:


1. Die Obhut über die Reichswährung wird einem zu gründenden, der


Oberaufsicht der Handels-, Gewerbe- und Landwirtschaftskammern, sowie


der Gewerkschaften unterstellten


Reichswährungsamt


übertragen.


2. Dieses Währungsamt benutzt als Maßstab für die Bemessung des


Geldbedarfs den von den Handelskammern und Gewerkschaften fortlaufend


zu ermittelnden Durchschnittspreis der Waren. Diese Ermittlung bildet die


Grundlage für die angestrebte „Absolute Währung“, die den Zustand des


Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage bezeichnet.


3. Das Währungsamt wird, in Übereinstimmung mit der Quantitätslehre, Geld


einziehen, so oft und solange die Warenpreise aufwärts streben und umge-


kehrt Geld ausgeben, so oft und solange die Warenpreise eine Neigung


nach unten zeigen.


4. Ausdrücklich wird dem Währungsamt bei der Bemessung des Geldbedarfs


jede Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der Reichskasse, der Banken,


auch der Reichsbank, sowie auf den Zinsfuß untersagt. Auch darf das


Reichswährungsamt keinerlei Bankgeschäfte betreiben, die zu Beziehungen


zu Privatpersonen führen.
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5. Als Verfahren zur Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren wird dem


Statistischen Amt die sogenannte Indexzahlenmethode vorgeschrieben.


6. Das Reichswährungsamt setzt das von ihm auszugebende Papiergeld im


Wege der Versteigerung durch Rückkauf von Reichsanleihen in Umlauf.


Diese Papiere werden der Reichsschuldenverwaltung zur Vernichtung über-


wiesen.


7. Das Einziehen von überflüssigem Papiergeld erfolgt durch Verkauf von


Reichsanleihen an den Meistbietenden, zu welchem Zwecke ein Teil der


unter 6 erwähnten Reichsanleihen als Rücklage zurückbehalten wird.


8. Das Reichswährungsamt hat für die Erneuerung des Papiergeldes Sorge zu 


tragen.


9. Betriebsgewinne und -verluste werden auf das Reich übertragen.


10. Das Reichswährungsamt geht bei der Erfüllung seiner Aufgabe ohne


Rücksicht auf Gewinne oder Verluste vor.


11. Um die jetzt in großem Maßstab gehamsterten und für die Währung bald


bedrohlich werdenden Banknotenmassen dem Umlauf zu entziehen, dürfte


zurzeit der unter 7 bezeichnete Weg nicht zum Ziel führen. Darum soll eine


besondere Währungsanleihe aufgelegt werden, und um dieser das


Hamstergut zwangsweise zuzutreiben, wird der Umlauf der heutigen


Banknoten gegen eine besondere einmalige Geldsteuer auf Banknoten


angeordnet.


12. Um die mit dem internationalen Zusammenbruch der Goldwährung zur


brennenden Frage gewordene Regelung der Valuta im Sinne der in der


Denkschrift gemachten Vorschläge herbeizuführen, soll das Nötige für die


Einberufung eines internationalen Währungskongresses veranlagt werden.


Wenn jemand im Reich verantwortlich zu nennen ist für den


Zusammenbruch, so ist es in erster Linie die Reichsbank. Wer an der Währung


rüttelt, der rüttelt an den Grundfesten der Volkswirtschaft und des Staates. Auf


der Währung ist die Volkswirtschaft aufgebaut. Löhne, Gehälter, das


Kreditwesen, das Kapital der Gläubiger (Hunderte von Milliarden), alles steht und


fällt mit der Währung. Wer ein ganzes Volk zerrütten und entsittlichen will, der


braucht nur die Währung anzutasten. Und das tat die Reichsbank, gleich vom


ersten Kriegstage an. Durch die Massenauflagen von Banknoten wurde dem im


Kriege stehenden Volk Reichtum und Wohlstand vorgegaukelt; durch die mit der


Notenausgabe möglich gewordene allgemeine Preistreiberei wurde eine


Umschichtung fast des gesamten Nationalvermögens bewerkstelligt. Dieses


Vermögen entglitt den Händen der Gläubiger in die ihrer Schuldner, was bei 


diesen zu einer plötzlichen Vermehrung ihres Einkommens und
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zu mancherlei Verschwendung führte. Der Kriegsgewinn ist eine Frucht der all-


gemeinen Treiberei, zu der die Reichsbank die Triebkräfte gab. Solche


Preistreibereien mit dem dazu gehörigen Wucherspiel kann man mit Banknoten


zu jeder Zeit in beliebigem Umfange fortsetzen.


Diese Preistreibereien aber sind es gewesen, die die innere Front zermürbten,


und die jetzt noch ihre aufregende Wirkung nicht eingebüßt haben. Die


Unzufriedenheit der Feldsoldaten, die Streikpolitik der Arbeiter sind Ausfluß der


Preistreibereien, eine Tat der Reichsbank. Die Politik der Reichsbank muß letzten


Endes auf den dort immer noch spukenden und in den Köpfen der Bankmänner,


wie es scheint, unausrottbaren Goldwahn zurückgeführt werden. Wie die


Reichsbank vor dem Kriege sich in ihrer Diskontopolitik niemals nach den


Warenpreisen, sondern immer nur nach dem Goldbestand richtete, so auch nach


Kriegsausbruch, nach der gesetzlichen Sperrung des Reichsbankschatzes. Daß


jetzt mit den 37 Milliarden zu viel Geld in Umlauf gesetzt wurde, erkennt die


Reichsbank nicht am Stand der Warenpreise (sie führt überhaupt keine


Warenpreisstatistik), sondern ausschließlich am Stand ihrer ungesetzlich kleinen


Goldreserven. Würde man heute durch Beschlagnahme allen goldenen Zierrates


die Dritteldeckung wieder vervollständigen, so hätte die Reichsbank überhaupt


nichts mehr an unseren Währungsverhältnissen auszusetzen. Hätten wir


Goldbergwerke im Deutschen Reich gehabt, so würde die Reichsbank ganz


bestimmt darauf hingearbeitet haben, den Kohlenbergwerken oder der


Landwirtschaft die Arbeiter zu entziehen, um durch Goldgräberei die zu ihrer


Massennotenausgabe angeblich unentratbare Dritteldeckung zu gewinnen –


wenigstens stände solche Handlungsweise ganz im Einklang mit ihrer während


des Krieges betriebenen Jagd auf die Goldmünzen.


Jetzt, wo so viele Wahngebilde in Scherben liegen, ist auch die Zeit ge-


kommen, das älteste und gefährlichste dieser Gebilde zu Grabe zu tragen.


Wir müssen anstelle der Reichsbank ein vollkommen selbständiges


Reichswährungsamt bilden und für die Notenausgabe einen ganz neuen


Maßstab schaffen, der uns zu allen Zeiten, auch im Kriege, als sicherer Leitstern


dient – und das kann nur die in der Denkschrift behandelte absolute Währung


sein.


Hochachtungsvoll


Berlin, am 10. April 1919.


Freiland-Freigeld-Bund.
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Denkschrift 
zu vorstehender Eingabe an die Nationalversammlung. 


Bereits vor dem Kriegsausbruch war das theoretische Gebäude der


Goldwährung von der Kritik in Trümmer gelegt worden. Dieser theoretischen


Vernichtung wäre auch die praktische gefolgt, wenn man gewußt hätte, was an


die Stelle der Goldwährung gesetzt werden sollte.


Der Krieg, der die Goldwährung zerschlug, zwingt uns zu handeln, irgendwie


zu handeln, und zahllos sind bereits die Stimmen in der Presse, die eine


Berichtigung der Wahrungsgesetze fordern. Bezeichnend ist es auch, daß die


Reichsbank nichts zum Schutze der Goldwährung zu sagen weiß.


„Währung ist, was von selber währt“ sagte Bamberger, einer der


Hauptwortführer der Goldwährung, bei ihrer Einführung im Deutschen Reich. Er


lehrte, ohne durchschlagenden Widerspruch zu erwecken: kraft der inneren


Eigenschaften des Goldes, währt die Mark D.R.W. Und Otto Arendt verstieg sich


sogar zu der Behauptung, die Mark D.R.W, sei nichts als der xte Teil eines


Zentners Feingold.


Heute schütteln wir über solche Sätze den Kopf. Wir lachen, wenn jemand


noch versucht, mit Hilfe des Trugbildes der „Wertlehre“ jene tollen Sätze ernst-


haft, wissenschaftlich zu begründen.


Die erste Wirkung dieser, nun endlich wohl als überlebt zu bezeichnenden


Lehre war, daß man allgemein glaubte, einer öffentlichen staatlichen Verwaltung


des Geldes überhaupt entraten zu können. Der Staat glaubte, mit der Prägung


der Münzen und mit der Verfolgung der Falschmünzer alles getan zu haben, was


seinerseits in Währungsangelegenheiten vernünftigerweise geschehen kann. Die


Mark D.R.W, war ja nichts als Gold. Die ganze Staatliche Verwaltungseinrichtung


bestand demnach auch nur aus einer Waage zum Nachwägen der Münzen. Das


Geld war Gold, die Reichswährung war Eigenschaft des Goldes. Alles, was man


vom Gold erwarten durfte, bahnte man in vollendeter Weise im Gold der Münzen


vereinigt. Wie wahr das ist, geht klar aus der Tatsache hervor, daß in der


Sammlung von Reichsbankgesetzen, die der frühere Leiter der Reichsbank, 


Dr. Koch, wenige Jahre vor dem Krieg noch herausgab und mit langen


Erläuterungen versah, die Worte „Ware“ und „Preis“, diese Ausgangspunkte für


die Betrachtung der Währung, überhaupt nicht vorkommen! Koch, der jahrzehn-


telang die Reichsbank verwaltete, benutzte offenbar auch nur den Schmelztiegel


und die Wage, um festzustellen, ob in der deutschen Währung alles in Ordnung


sei.
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Da wir keine Geldverwaltung haben, nicht einmal dem Namen nach, so ist


auch bis jetzt die Reichswährung ganz ohne staatliche Aufsicht geblieben. Die


Reichsbank hat bisher innerhalb der Schranken des Dritteldeckungsgesetzes


ganz nach Gutdünken mit der deutschen Währung (die trotz Bamberger kein


toter Gegenstand ist) schalten und walten können. Gedeckt durch die Theorie,


daß die Mark D.R.W, kraft der metallischen Eigenschaften des Goldes von selber


währt, konnte die Reichsbank die Verantwortung ihrer Maßnahmen aktiver und


passiver Natur von sich abwälzen und es den beflissenen Volkswirtschaftlern


überlassen, die Ursachen der verheerenden Begleiterscheinungen der


Goldwährung überall anders, nur nicht in dem zu suchen, was die Reichsbank tat


und unterließ. Es herrschte völlige Willkür auf dem weitaus wichtigsten Gebiete


des Staates. Gleich nach Einführung der Goldwährung schossen die


Warenpreise unter dem Druck des uns aus Frankreich als Kriegsentschädigung


zuströmenden Goldes in die Höhe (Gründerzeit). Die Löhne folgten. Die


Erzeugungskosten der deutschen Industrie überstiegen die Grenzen der


Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Die Ausfuhr ging zurück, die Einfuhr


Wuchs; die bis dahin aktive Handelsbilanz kippte um, und der Saldo der


Zahlungsbilanz hatte schon 1873 die französischen Milliarden restlos über die


Grenze geworfen. Die deutsche Industrie und Landwirtschaft hatten aber noch


nicht Zeit gehabt, sich diesen neuen Verhältnissen abzupassen, als der Krach


von 1873 schon wieder eine neue Stellungnahme nötig machte.


Für die Preistreibereien während der Gründerzeit, für den Krach, der ihnen


folgte, konnte niemand verantwortlich gemacht werden, aus dem einfachen


Grunde, weil in Übereinstimmung mit der Goldwährungstheorie man ein


Eingreifen des Staates für wirkungslos halten mußte. Die Mark D.R.W, war ja


laut G.W. Theorie der xte Teil von einem Zentner Gold, und was hätte der Staat


an dem xten Teil eines Zentners Gold verwalten können? Die Theorie der


Goldwährung schließt ja von vornherein jedes staatliche Eingreifen in


Währungsangelegenheiten aus.


In aller Erinnerung sind wohl auch die traurigen Zustände unserer


Volkswirtschaft in den Jahren, die dem Krache folgten. Die Preise wichen von


Jahr zu Jahr auf der ganzen Linie. Der Getreidepreis ging sogar von 240 auf 140


Mark herunter, und zwar blieb er jahrelang in der Nähe dieses Tiefstandes,


obschon Deutschland zu dieser Zeit von der Getreideausfuhr zur Einfuhr über-


ging. Der Unternehmungsgeist war gelähmt. Die Arbeitslosen zählten nach


Hunderttausenden, trotzdem die Zahl der Auswanderer bis auf 221 000 im Jahre


1881 stieg. Deutsche Sklavinnen, von der Not überwältigt, bevölkerten die


Hurenhäuser der ganzen Welt. Hödel und Nobiling begingen Verzweiflungstaten,


mit
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Gewaltmitteln ärgster Art mußte die äußere Ordnung aufrecht erhalten werden.


Dem deutschen Beispiel waren nach und nach die meisten anderen Staaten


gefolgt, und damit wurden die deutschen wirtschaftlichen Zustände zu einer


Welterscheinung. Niemand, mit Ausnahme der Doppelwährungsverteidiger,


wußte, woher der Druck kam, der auf der Wirtschaft lastete. Man tröstete sich mit


dem Anblick der glitzernden, goldenen Münzen, von denen man Rettung erwar-


tete. Wissenschaftlich wurde die Währungsfrage so innig mit dem größten Irrtum


aller Zeiten, mit der Wertlehre, verfilzt, daß niemand, selbst die Bimetallisten


nicht, weder ein noch aus wußte. Schließlich wurde das Witzwort Lord


Beaconsfields, daß die Liebe und die Währungsfrage die meisten Verrückten


erzeugt haben, zu einer allgemein befolgten Warnung, sich nur nicht mit der


Währungsfrage zu befassen. Den Goldgewaltigen aber in der ganzen Welt kam


das wieder zugute, denn die völlige Unwissenheit des Volkes auf diesem Gebiete


lieferte diesen Mächten die unbegrenzte Herrschaft über das Geldwesen aus.


Mit Hilfe der Wertlehre erklärte man den Rückgang der Warenpreise als eine


allgemeine Überproduktion von Waren. Mit der gewaltig gestiegenen


Leistungsfähigkeit der Maschinen und Schiffe erzeuge man zuviel von allem.


Es fehle einfach der Bedarf für so viele Waren. Daher der Preisrückgang,


daher die Zuvielerzeugung, daher die hungrigen Arbeitslosen! Das Gold habe


seinen festen „inneren Wert“, es tausche immer nur den Wert ein, den es selber


hat; es tue nichts, als die Werte messen, es spiele nebenbei nur noch die höchst


nützliche Rolle eines Wertbewahrers, Werttransportmittels, Wertspeichers und


Wertpetrefakts!


Wie könne übrigens auch die Ursache des Notstandes vom Geldmangel her-


rühren, sagte man, da doch die Zunahme der Bargeldbestände in den Banken


und der Rückgang des Zinsfußes eine allgemein in allen Staaten festgestellte


Tatsache sei! Geldmangel und niedriger Zinsfuß widerspreche sich, wie etwa


Brotmangel und niedrige Brotpreise. Das Sinken des Zinsfußes könne nur von


einem Geldüberfluß kommen – folglich sei die bimetallistische Erklärung der


Krise falsch. Die Verteidiger der Doppelwährung antworteten, daß der scheinbare


Geldüberfluß, der in den wachsenden Geldbeständen der Banken zutage trete,


und der niedrige Zinsfuß gerade der beste Beweis für den bestehenden


Geldmangel seien. Die Preise weichen wegen Geldmangels, erklärten sie, und


weil die Preise weichen, können die Unternehmer auch das vorhandene Geld


nicht gebrauchen. Gebt den Unternehmern und Kaufleuten die Gewähr, daß die


Preise von heute ab nicht mehr weichen werden, so werden sie das vor der all-


gemeinen Krise in die Kassen 
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der Banken geflüchtete Geld gleich wieder in den Verkehr bringen. Bei


Geldmangel kann man auch das wenige Geld nicht sicher anlegen, sagten sie.


Aber damals begriff man diesen Sachverhalt noch nicht. Die Bimetallisten 


wurden abgewiesen. Man lehnte es ab, dem Niedergang der Warenpreise von


der Geldseite her zu steuern, Aktive Währungspolitik hatte man noch nie und 


nirgendwo betrieben. Seitdem man das Metallgeld kennt, seit 3000 Jahren hatte


man das Geld immer sich selber überlassen. Die Wirtschaft hatte sich immer


dem Gelde angepaßt, niemals war umgekehrt das Geld der Wirtschaft angepaßt


worden. Das Geld hatte „inneren Wert“, es währte kraft seiner metallischen


Eigenschaften! Das Geld war Stoff, die Währung Eigenschaft des Stoffes! Eine


aktive Währungspolitik kann man ja nur betreiben, wenn man die Währung vom


Stoff trennt und zum Betätigungsgegenstand einer öffentlichen Verwaltung, also


zu einer Staatsangelegenheit, zu einer Tat macht. Das hätte aber dem Staate


eine zu große Machtfülle gegeben. Der Staat dürfe die Religion, die Schule, die


Waffen verstaatlichen, aber die Geldverwaltung darf man ihm nicht anvertrauen,


diese muß den Banken, den internationalen Geldmächten überlassen werden,


denen man das wirtschaftliche Wohl des Volkes besser anvertrauen kann als


dem Staate. (Helfferich vertritt diese Ansicht noch in seinem 1910 erschienenen


dicken Buche „Das Geld.“ ) [Neuerdings auch Prof. Karl Diehl in der Zeitschrift für schweize-


rische Statistik. Heft I, 1920.]


Jedoch, man mußte etwas tun, denn die Landwirte und Unternehmer drängten


zu rettenden Taten. So kam man also wieder auf den uralten, blöden Vorschlag


zurück, die Preise von der Warenseite aus zu heben. Wenn man weniger arbei-


tet, weniger Waren erzeugt, so müssen doch auch die Preise steigen – so 


dachte man. Die Massenauswanderung von Arbeitern und Bauern (1 242 423


von 1881 – 1890) wirkt ja schon ganz erfreulich in dieser Richtung, noch mehr


das Stillegen von Fabriken und die ungewollte Verkürzung der Arbeitszeit, – aber


doch nicht schnell, nicht gründlich genug. Zudem ist die Arbeitslosigkeit als


Währungsregulator, als Mittel die Warenpreise zu heben, doch eigentlich kein


ideales Mittel. Besser schon wäre es, wenn man die Arbeitslosigkeit auf das


Ausland abwälzen könnte. Sperren wir also den ausländischen Waren unsere


Märkte, so wird das Angebot von Waren zurückgehen, und die Preise werden


gehoben! So dachte und handelte man. Und so brachte uns der Schutz gegen


den Rückgang der Preise den Schutzzoll! Die Schutzzölle aber schufen den


gefährlichen Gedanken des in sich geschlossenen, 
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durch Kolonien und Eroberungen zu erweiternden nationalen Wirtschafts-


gebietes, der notwendigerweise die Staaten in Gegensatz zueinander bringt und


als die wahre und letzte Ursache des heutigen Weltkrieges zu betrachten ist.


Diese Entwicklung ist noch besonders im Hinblick auf die Tatsache höchst 


sonderbar und merkwürdig, daß der der Goldwährung zugrunde liegende


Gedanke einer vertragslosen internationalen Währung in Wahrheit ein frei-


händlerischer ist. Deutschland, wie fast alle anderen Staaten, war vor Einführung


der Goldwährung freihändlerisch, ebenso wie England, das mit der Goldwährung


vorangegangen war. Statt aber den Freihandelsgedanken zu erhalten und weiter


zu fördern, brachte der Druck, den die Goldwährung auf die Warenpreise aus-


übte, die Schutzzollpolitik überall zum Sieg. Die Zollpolitik muß also als Schutz


gegen die wirtschaftlichen Wirkungen der Goldwährung angesprochen werden –


die uns den Freihandel sichern sollte. Wir erreichten das Gegenteil von dem,


was wir bezweckten. Wenn die Freunde des Gedankens eines geschlossenen


Wirtschaftsgebietes zur Forderung und Erzwingung dieses Zieles die internatio-
nale Goldwährung gefordert hätten, so wäre das, wie die Erfahrung gelehrt,


durchaus vernünftig gewesen. Die Goldwährung, das steht fest, hat sich für die


Entwicklung des Welt- und Freihandels das denkbar größte Hindernis erwiesen.


Nun ist es ein für die Erkenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge ver-
hängnisvoller Zufall gewesen, daß die Entdeckung der Goldfelder in Südafrika
und Alaska mit der Einführung der Schutzzölle zeitlich zusammenfiel. So ist es


gekommen, daß man den Aufschwung der Wirtschaft, der nun einsetzte, nicht


mit der steigenden Goldförderung, also mit Ereignissen auf dem Währungs-


gebiete, in ursächlichen Zusammenhang bringt, sondern mit den Wirkungen der


Schutzzollpolitik. Darum wollen wir hier um so stärker betonen, daß jener


Aufschwung eine Welterscheinung gewesen ist, und sich auch namentlich in


denjenigen Ländern ebenso stark bemerkbar gemacht hat, gegen die die Politik


der Schutzzollstaaten gerichtet war, oder die dem Freihandel treu blieben.


Mit den reichen Goldfunden Afrikas, deren Wirkung durch das bekannte Spiel


des Dritteldeckungsgesetzes verdreifacht wurde, zogen endlich die Preise wieder


an, und machten den Handel rechnerisch wieder möglich. Alles, was uns die


Goldwährung gebracht hatte: allgemeiner Notstand, Arbeitslosigkeit, Unzu-


friedenheit, Verelendung der Volksmassen, namentlich der Bauern, Sozial-


demokratie, Massenauswanderung, Landstreicher, Bettelei, Not der Landwirt-


schaft, Wucher und Wuchergesetze, Judenhetze, unzählige 
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Zahlungseinstellungen, Zusammenbruch großer und kleiner Unternehmer,


Rückgang der Dividenden, Kursrückgang aller Börsenpapiere, Fehlbetrag im


Haushalt der Einzelpersonen, der Gemeinden, der Bundesstaaten und des


Reiches, Zölle, Zollkämpfe, Verhetzung aller Volksklassen und Völker und die


entsprechenden Rüstungen, das alles verschwand nun nach und nach, seitdem


man in Afrika soviel Geld fand, oder es war wenigstens in der Rückbildung


begriffen. In allen Ländern wurde mit Hochdruck gearbeitet. Und trotzdem die


Erzeugung sich überall verdoppelte und vervielfachte, gingen die Preise nicht


zurück, sondern stiegen weiter, und niemand sprach von Überproduktion. Das


Wort, das vordem in aller Munde war, und 20 Jahre lang in keinem


Zeitungsaufsatz fehlte – war fast in Vergessenheit geraten. Und zur Verblüffung


aller, die die Doppelwährungstheorie bekämpft hatten, stieg der Zinsfuß und ver-


schwanden die Geldansammlungen in den Banken in demselben Verhältnis, wie


als Folge der wachsenden Goldfunde in der ganzen Welt die Herstellung von


Metall- und Papiergeld vermehrt wurde. All das bestätigte aufs glänzendste die


Behauptung der Bimetallisten, die die Ursache der überstandenen Not auf


schlechte Währungsverhältnisse zurückführten.


Angesichts dieser niederschmetternden Widerlegung der Goldwährungstheorie


wäre nun wohl eine Umgestaltung der Währungsgesetze am Platze gewesen.


Aber es geschah nichts. Die Reichsbank hielt fest am Bestehenden. Was sie vor-


schlug, sollte nicht der Beseitigung der Goldwährung dienen, sondern ihrer


Befestigung. Übrigens gingen ja die Geschäfte gut, jetzt war erst recht kein


Grund vorhanden, sich um die Währung zu kümmern. Vom Taumel des flotten


Geschäftsganges ergriffen, hatte auch niemand Lust, die Zeit – die jetzt wirklich


Geld war – mit dem Erforschen des Währungsrätsels zu verlieren.


Die Erfahrung hatte zwar die Richtigkeit der bimetallistischen Anschauung über


die Ursache der großen Wirtschaftskrise bewiesen, zugleich hatte sie aber auch


die Gründe beseitigt, derentwegen die Bimetallisten die Goldwährung angegriffen


hatten. Diese hatten ja an der Währung nur den mangelnden Zufluß von Gold


auszusetzen gehabt. Dieser Mangel war nun gehoben – also war alles wieder in


bester Ordnung. Otto Arendt, der den Bimetallismus so eifrig gepredigt hatte,


erklärte sich nun als Anhänger der Goldwährung.


Jedoch die Herrlichkeit dauerte nicht lange. Der Goldzufluß, der bis 1910 rasch


gestiegen war, blieb nun ungefähr auf gleicher Höhe, während der Goldabfluß in


die Industrie und in die neu zur Goldwährung übergehenden Staaten ununter-


brochen wuchs. Viele Staaten benutzten die günstigen Verhältnisse dazu, um


durch Ankauf von Gold ihre Währung zu „fundieren“. Argentinien 
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allein entzog dem Weltmarkt in den Jahren 1900 – 1910 mehr als 300 Tonnen


Feingold. Brasilien, Chile, Mexiko, Rußland, Japan handelten ähnlich. Zugleich


bewirkte der zunehmende allgemeine Wohlstand, den der flotte Geschäftsgang


erzeugt hatte, daß die Goldmünzen massenhaft für die Zwecke der


Goldschmiede eingeschmolzen wurden. Das ist ja einer der größten Fehler der


Goldwährung, daß der Wohlstand, den der Vollbetrieb der Volkswirtschaft


erzeugt, die Ursache dieses Vollbetriebes, der reichliche Geldumlauf, gesetz-


mäßig vernichtet.


So genügten also die reichen Goldfunde in Afrika jetzt nicht mehr, um die hoch-


geschraubten Preise weiter in die Höhe zu treiben. Der flotte Geschäftsgang


braucht aber unter dem heutigen Geldsystem den Ansporn steigender Preise.


Stetige oder gar fallende Preise kann die von der Goldwährung bediente


Volkswirtschaft nicht vertragen. Mehrere Jahre schon vor Kriegsausbruch erreg-


ten die wirtschaftlichen Zustände allenthalben größte Besorgnis. Wie weit diese


Besorgnisse am Kriegsausbruch beteiligt sind, soll hier nicht weiter untersucht


werden. Sicher ist, daß damals vielen Kaufleuten, Unternehmern, Landwirten aus


Geschäftsrücksichten nicht mehr viel an der Aufrechterhaltung des Friedens


gelegen war. Und diese Rücksichten spielen doch sonst eine gewichtige Rolle.


Der Kriegsausbruch warf die Goldwährung gleich über den Häufen. Den ersten


Stoß hatte sie bereits 1911 erhalten, als die Reichsbanknote zum gesetzlichen


Zahlungsmittel erklärt und damit der Papierwährungstheorie das erste gesetz-


liche Zugeständnis gemacht wurde. Mit der Aufhebung der Einlösungspflicht im


August 1914 wurde die unmittelbare Verbindung des Papiergeldes mit dem Gold


zerhauen und das deutsche Papiergeld zum erstenmal ganz auf sich selbst


gestellt. Zwar ist dieser Sachverhalt noch nicht amtlich anerkannt worden. Immer


noch liest man, selbst auf den Noten, die jetzt frisch von der Presse kommen,


daß die Reichsbank dem Inhaber „bei Sicht x Mark zahlt“. Aber jeder weiß, daß


es sich hier um leere Worte handelt, um eine Verlegenheitsinschrift, die viel mehr


darauf berechnet ist, die Vorrechte der Reichsbank-Aktiengesellschaft als die


Rechte des Noteninhabers zu betonen. Die Reichsbank „zahlt“ ja nicht mehr, und


es ist gut so. Wer das Papiergeld der Reichsbank sinngemäß als Tauschmittel


braucht, also Waren damit kauft, hat ja alles, was er vom Geld erwarten kann.


Warum also noch das Zahlungsversprechen? Die Reichsbank kann gelassen


einen dicken Strich durch ihr Zahlungsversprechen ziehen, es wird darum doch


niemand, der Waren zu verkaufen hat, und nun auf das Reichsbankpapiergeld


angewiesen ist, dieses zurückweisen. Das Erklären der Reichsbanknote zum


gesetzlichen Zahlungsmittel und das Fehlen jeglichen anderen Geldes genügen


vollauf, um dem Reichsbankpapiergeld 
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die Kursfähigkeit unter den Warenbesitzern zu sichern. Eine besondere


Einlösung ist überflüssig, denn Geld werden wir doch immer brauchen, solange


wir Waren erzeugen und auf den Markt bringen. Das Papiergeld einlösen heißt


das Papiergeld vernichten. Warum aber dem Volk die Vernichtung des


Papiergeldes versprechen – wenn wir es doch ewig brauchen werden? 


Viel wichtiger als das „Zahlungsversprechen“ in den Banknoten, wäre ein


Versprechen sinngemäßer, geordneter Verwaltung des Geldes. Was wir wün-


schen, was wir von einer geordneten Geldverwaltung fordern können, ist eine


Gewähr dafür, daß wir für das Geld immer Waren kaufen können, bei dauernd


festem Durchschnittspreis. Der Durchschnittspreis der Waren muß fest bleiben,


das ist alles, was die Reichsgeldverwaltung in der Inschrift ihres Papiergeldes


dem Inhaber zu versprechen braucht. Und da die Reichsbank das Alleinrecht der


Notenausgabe hat, so kann sie dieses Versprechen auch halten, und zwar selbst


unter den unglücklichsten Verhältnissen, selbst im Kriege – wenn sie das will. Sie


muß Geld herstellen und ausgeben, so oft und so lange der Durchschnittspreis


der Waren fällt, und umgekehrt Geld einziehen und verbrennen, so oft der


Durchschnittspreis der Waren steigt. Mehr braucht sie nicht zu tun. Selbst


braucht sie keine Ware feilzuhalten, am allerwenigsten Gold oder Silber, die ja


für 99% der Bevölkerung gerade die nebensächlichsten aller Waren sind. Sie


braucht sich auch nicht um den Preis der einzelnen Waren zu kümmern. Nur


allein der vom statistischen Amte ermittelte Durchschnittspreis soll der


Reichsbank als Maßstab für den Geldbedarf dienen. Wie dieser Preis zu ermit-


teln ist, ist heute keine Streitfrage mehr. Über diese Frage ist die Entscheidung


gefallen für alle, die sich ernsthaft mit ihr befaßt haben. Wir verweisen auf die


Arbeiten von Dr. Th. Christen, Prof. Irving Fisher, Silvio Gesell und anderen. Die


absolute Währung, unter der der Durchschnittspreis unter allen Umständen fest


bleibt, ist heute Sache des Wollens, nicht mehr des Könnens.


Die absolute Währung würde uns von alledem freihalten, was uns die


Goldwährung gebracht hat. Sie gibt uns volle Gewähr gegen den Wechsel der


Marktverhältnisse, sie beschränkt die Schwankungen im Preise der einzelnen


Ware auf die natürlichen, im Verbrauch liegenden Ursachen, und bringt dadurch


die Währung unmittelbar unter die Aufsicht des Volkes. Der Begriff „Mark D.R.W.“
wird zu einer festen, allbekannten Größe, die in den sich dem Gedächtnis mit 
der Zeit einprägenden Warenpreisen ihren festen Boden hat. Dadurch werden


auch die Kaufleute einer höchst wirksamen öffentlichen Aufsicht unterworfen.


Heute weiß niemand, was eine Mark ist, weil die Warenpreise ständig die 


größten Schwankungen durchmachen.
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Die Goldwährung schuf Zeiten des Geldüberflusses und des Geldmangels. Mit


der absoluten Währung werden wir immer haarscharf den Tagesbedarf decken.


Der Geldüberfluß schuf die Hochkojunkturen, mit der Schädigung aller soge-


nannten Festbesoldeten, der Altersgeldempfänger, Pfandschuld- und


Obligationengläubiger. Vielfach mußten die Arbeiter durch Androhung von Streik


die Löhne den gediegenen Warenpreisen anpassen. Mit der absoluten Währung


bleibt der Durchschnittspreis fest. Der Geldmangel, der bei der Goldwährung den


Geldüberfluß ablöste, schuf die Flaue, mit all ihren bekannten


Begleiterscheinungen: Krisen, Arbeitslosigkeit, Schädigung und Bankrott der


Schuldner, Fehlbeträge im Staatshaushalt usw. Mit der absoluten Währung wird


niemals handelstechnischer Geldmangel herrschen. Die Goldwährung war eine


Zufallswährung; sie hing von den Goldfunden ab, und die Geschichte beweist


uns, wie unregelmäßig diese Funde sind. Während der ganzen Dauer des


Mittelalters wurde so gut wie nichts gefunden – und deshalb mußte man sich im


Mittelalter auch großenteils ohne Geld, ohne Handel und ohne die gewaltigen


Vorteile der Arbeitsteilung behelfen. Wir haben keinerlei Gewähr dafür, daß die


Funde, auf die uns die Goldwährung anweist, auf der Höhe unseres Bedarfes


bleiben werden. Mit der absoluten Währung dagegen ist der Handel für alle


Zeiten vom Zufall unabhängig.


Wegen der Unregelmäßigkeit, womit der Markt mit Geld versorgt wurde, war


der Handel immer ein gefährliches Unternehmen, und niemand wollte darum


Geld im Handel anlegen, es sei denn, daß eine hohe Verzinsung für die


Verlustgefahr Deckung schuf. So wurde der Warenaustausch verteuert. Mit der


absoluten Währung verschwindet dieses besondere Risiko; hiernach wird sich


auch das Handelskapital mit einer niedrigeren Verzinsung begnügen können und


den Gesetzen des Wettbewerbes entsprechend auch begnügen müssen.


Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Zinsfuß mit den Warenpreisen steigt


und fällt. Die Flaue (Baisse) ist von einem niedrigen Zinsfuß begleitet und die


Hochkonjunktur von einem hohen Zinsfuß von der Höhe des Zinsfußes wird der


Kurs der festverzinslichen Wertpapiere bestimmt. Jede Veränderung im Zinsfuß


überträgt sich, mit 20 – 25 vervielfältigt, auf den Kurs der Festverzinslichen.


Diese Schwankungen werden jetzt, da die Börse mit den Kriegsanleihen belastet


ist, märchenhafte Summen ausmachen, falls der Zinsfuß die tollen Sprünge der


letzten Jahrzehnte wiederholen sollte – und das wird er, wenn wir keine


Währung, keine Stetigkeit in unsere Währungsverhältnisse bringen. Mit der ab-


soluten Währung werden die Warenpreise und der Zinsfuß fest bleiben – darum


werden auch die Kurse der festverzinslichen Papiere keine Sprünge mehr


machen.
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Kurz, der Vorteile, die wir von der absoluten Währung erwarten können, sind


so viele, daß man schon schwerwiegende Gründe aufbringen müßte, um sie


ablehnen zu können. Tatsächlich läßt sich aber vom allgemeinen volkswirtschaft-


lichen Standpunkt überhaupt nichts gegen die absolute Währung vorbringen.


Privatwirtschaftliche Gesichtspunkte sollen aber in einer öffentlichen Sache, wie


sie das Geld ist, überhaupt keine Berücksichtigung finden, da man diesen privat-


wirtschaftlichen Belangen nur auf Kosten anderer privater Interessen gerecht


werden könnte. Die absolute Währung steht unparteiisch über aller Rücksicht 


auf einzelne.


Ein Wort ist noch zu sagen inbezug auf den Devisenkurs (Wechselkurs –


Valuta).


Wir können dem Reichswährungsamt nicht zwei verschiedene Maßstäbe vor-


schreiben, mit denen es den Geldbedarf decken soll. Wir haben zu entscheiden,


ob die Geldausgabe auf feste Warenpreise oder aber auf feste Devisenkurse


gerichtet sein soll. Der überragenden Bedeutung des Inlandhandels ent-


sprechend wünschen wir vor allem feste Warenpreise; daneben, soweit es sich


vereinbaren läßt, auch feste Devisenkurse. Der erstrebte feste Durchschnitts-


preis der Waren hängt allein von der Tätigkeit des Reichswährungsamtes ab.


Jedoch kann die Verbindung dieses Zieles mit festen Devisenkursen nur auf


Grund von Vereinbarungen mit den betreffenden Ländern erfolgen. Der feste


Devisenkurs stellt sich ein, sobald die am Außenhandel beteiligten Staaten eine


mit der unsrigen übereinstimmende nationale Währungspolitik betreiben. Bisher


hatten wir auch inbezug auf die Devisenkurse kaum etwas, was man aktive


Währungspolitik hätte nennen können. Wenn trotzdem die Schwankungen der


Devisenkurse sich nur zwischen den Goldpunkten bewegten, so lag das daran,


daß die Ware, auf die die Devisen lauteten, also das Gold, sich leicht und ohne


größere Unkosten von einem Lande zum andern hinüberleiten ließ. Konnte man


also keine Devisen auftreiben, so verpackte man das Geld, womit man sonst die


Devisen gekauft hätte (Gold) und schickte es anstelle der Devise. Dieses


Verfahren bewirkte dann noch, daß in den Ländern mit passiver Handels- und


Zahlungsbilanz, wo es also zur Goldausfuhr kam, als Folge dieses Goldexportes


die Warenpreise wieder auf den internationalen Stand sanken, wodurch die


Handels- und Zahlungsbilanz wieder zugunsten dieses Landes selbsttätig


umkippte. Wir hatten also anstelle einer Verwaltung einen Automaten. Anstelle


des die Dinge durchdringenden Geistes eine Maschine – die Maschinenarbeit 


lieferte. Der Automat wirkte, wie alle Automaten, d. h. erst dann, wenn man das


Geld eingepackt und abgeschickt hatte. Er beugte nicht vor. Er trat in Tätigkeit,


wenn das Höchstmaß der Störung bereits eingetreten war, d. h. wenn als Folge


eines verhältnismäßigen 
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Geldüberflusses die Warenpreise die Grenze der Abweichung vom Gleichstand,


die zur Goldausfuhr führte, erreicht hatten.


Anstelle dieses Automaten wollen wir eine von der Erkenntnis geleitete


Handlung setzen. Die am Welthandel beteiligten Länder werden ihre Währung


ebenfalls auf die Festigkeit des Durchschnittspreises einstellen, und damit ver-


schwinden die Hauptgründe für die Schwankungen in der Handelsbilanz. Die


internationalen Handelsbeziehungen werden viel stetiger werden. Wir erinnern


hier an die Störungen, die seinerzeit die Einfuhr (und Wiederausfuhr) der 


französischen Milliarden in der Handelsbilanz, namentlich des Deutschen


Reiches, aber auch der anderen Länder verursachte. Solche Störungen werden


mit der absoluten Währung nicht mehr vorkommen. Lange, bevor die Handels-


bilanz zu Störungen der Zahlungsbilanz führen kann, werden die Währungsämter


der beteiligten Länder eingreifen. Dort, wo die Warenausfuhr zu stark ist, werden


die Preise durch Ausgabe von Geld gehoben – dort, wo die Wareneinfuhr zu


stark ist, werden die Preise durch Geldeinzug gesenkt; kurz das, was unter der


Goldwährung heute selbsttätig, aber zu spät eintritt – Goldeinfuhr und Gold-


ausfuhr – wird hier rechtzeitig vorbeugend durch dasselbe Mittel, durch Geld-


einziehen und Geldausgeben willkürlich herbeigeführt. Denn Goldausfuhr ist der


Wirkung nach nichts anderes als Geldeinzug, und Goldeinfuhr ist auch nichts


anderes als Geldausgabe. Für jede Mark, die die Reichsbank für die Ausfuhr 


hergibt, muß sie ja aller Regel nach 3 Mark in Noten einziehen (Dritteldeckung).


Der Unterschied in dieser Beziehung liegt also darin, daß die Währungsämter


vorbeugend handeln werden, während die Reichsbank heute nur dann eingreift,


wenn von ihr Gold für die Ausfuhr verlangt wird – wenn also der Geldüberschuß,


den sie einzieht, seine störende Wirkung bereits getan hat.


Kommt es zu einer Verständigung zwischen den einzelnen Staaten inbezug auf


die leitenden Grundsätze der Währungsämter, so liegt der Gedanke nahe, ein


internationales Währungsamt zu gründen, wo die Bewegungen der Devisenkurse


beobachtet, ihre Ursachen erkundet und den nationalen Geldverwaltungen dieje-


nigen Maßnahmen nahegelegt werden, die geeignet erscheinen, um die


Devisenschwankungen zu beseitigen, wobei es sich immer nur um die


Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufes handeln kann. Mit der Zeit


wird dann wohl auch der Vorschlag auftauchen, die Währungsämter der einzel-


nen Staaten in diesem internationalen Amt zusammenzufassen, um den alten


Traum des Weltgeldes zu verwirklichen. Mit der Metallwährung ist ein solcher


Vorschlag nicht ausführbar. In der Natur der auf dem Papiergeld begründeten


absoluten Währung liegt aber nichts, was der Verwirklichung dieses Vorschlages


im Wege stände. Übrigens 
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läßt sich die absolute Währung nur auf diesem Wege mit völliger Festigkeit der


Devisenkurse vereinigen.


Da dem Inhaber des Papiergeldes nur die absolute Währung, aber keine


bestimmte Ware (Gold) versprochen wird, so ist auch jede sogenannte Deckung


(Goldreserve) überflüssig. Die absolute Währung muß man sich dynamisch, nicht


statisch vorstellen (Christen). Sie ist eine Tat, eine Verwaltungsmaßnahme, kein


Stoff, keine Eigenschaft eines Stoffes. Als Deckung der vom Reichswährungsamt
ausgegebenen Papiergeldes gilt dessen Betätigung als Geld, die Dynamik des
Tausches der Waren, ähnlich wie wir uns die Deckung einer Eisenbahnaktie


auch nicht in dem Stahl der Schienen, sondern im Güterverkehr, der sich auf den


Schienen abspielt, vorstellen. Ohne diesen Verkehr wäre die Aktie leer, wie das


Geld ohne den Warenaustausch auch inhaltslos wäre. Aus dem gleichen Grunde


ist auch die Sicherheit des Papiergeldes in den im Lande feilgebotenen Waren


zu suchen. Solange und nur solange Waren feilgeboten werden, ist das Geld


gesichert. Das hat uns der Krieg jetzt wohl deutlich genug vor Augen geführt.


Wie mancher denkt heute: hätten wir nur Waren anstelle des so oft genannten


Goldschatzes der Reichsbank! Was nützt dem Besitzer der Reichsbanknote die


Metalldeckung, wenn die Läden leer sind? Wer die Natur des Papiergeldes und


der absoluten Währung begriffen hat, der lehnt jede besondere Deckung, auch


die Dritteldeckung ab. Ja, namentlich diese unantastbare Dritteldeckung, die von


der Wissenschaft schon längst, jetzt auch von Praktikern als Unsinn erkannt ist.


Der antastbare Teil der Deckung hat, solange man keine aktive Währungspolitik


betreibt und man die Währung als Selbstbetätigung der Goldreserven erwartet,


noch einen Sinn. Die unantastbare Dritteldeckung aber, da sie nie wirksam wer-


den darf, ist sinnlos. Ebensogut könnte man das unantastbare Gold des Mondes


als Deckung verwenden. Es hat übrigens auch noch niemals jemand für das


Dasein dieses unantastbaren Goldes einen vernünftigen Grund entdecken 


können.


Jetzt zeigt auch wieder der Krieg all denen, die unfähig sind, die Dinge auf


theoretischem Wege zu durchschauen, wie die Dritteldeckung uns nicht davor


bewahrt hat, daß der Devisenkurs so tief unter pari sinken konnte. Die


Dritteldeckung ist, wenn unantastbar, wirkungslos, daher überflüssig. Der Teil der


Golddeckung aber, der bisher zur Noteneinlösung diente, läßt sich mit Vorteil


durch Reichsanleihen ersetzen und noch besser durch aktive Währungspolitik


überflüssig machen.


Auch der alte Glaube, daß die Dritteldeckung nötig sei, um das „Vertrauen“ des


Volkes zum Papiergeld zu unterhalten, ist ein Märchen. Tatsächlich kann die


öffentliche Geldverwaltung von 
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der Rücksicht auf das Vertrauen und Mißtrauen des Volkes völlig absehen. Die


Macht des Geldmonopols ist jederzeit unbeschränkt. Solange die Geldverwaltung


kein anderes als ihr Geld im Verkehr duldet, bleibt den Erzeugern von Waren nur


die Wahl, das Geld des Staates anzunehmen, oder ihre Waren unverrichteter


Sache wieder nach Hause zu tragen. Dafür aber, daß sie letzteres nicht tun wer-


den, sorgt die Natur ihrer Erzeugnisse. Kein Bauer wird seine Waren deshalb,


weil er dem Gelde mißtraut, verderben lassen. Selbst das Erklären des


Papiergeldes zum gesetzlichen Zahlungsmittel ist für den Warenaustausch über-


flüssig. Im Wettbewerb mit anderen Geldarten siegt immer das Produkt des


Staatsmonopols, und zwar siegt es um so leichter je größer das Mißtrauen ist,
dem es begegnet. Die Erklärung dieses eigentümlichen Spieles der Kräfte gibt


das sogenannte Greshamgesetz.


Wer die Währung dynamisch als Verwaltungsmaßnahme betrachtet, braucht


also auch den Ballast der Dritteldeckung nicht.


Die Wiedereinführung der Goldwährung ist nicht unmöglich, wie manche heute


behaupten. Die Goldwährung entzieht sich nicht ganz einer aktiven


Währungspolitik. Die Goldwährung verlangt z.B. durchaus nicht, daß wir beim


gleichen Münzfuß bleiben. Wir können das Gold strecken, wie wir es auch umge-


kehrt behandeln können. Heute rechnen wir 2790 Mark auf das Kilo Fein. Wir


können aber auch 4 – 8 – 10 000 Mark aus dem Kilo ziehen. Das steht der


Goldwährung an sich nicht im Wege. Wir können das Gold so weit strecken, daß


wir die Kriegspreise beibehalten können. Und auf dieser Grundlage könnte man


dann so wie bisher „weiterwursteln“. Wir brauchen also, wenn wir durchaus bei


der Goldwährung bleiben wollen, die Kriegspreise nicht rückwärts zu schrauben.


Und wenn wir nach dem Vorschlag handeln, den seinerzeit Professor Woodrow


Wilson (jetzt Präsident Wilson) machte, so können wir sogar die absolute


Währung bis zu einem gewissen Grade mit der Goldwährung verbinden. Wilson


schlug nämlich vor, den Goldgehalt der Dollarnote zu vermehren, wenn die


Warenpreise aufwärts strebten, und ihn zu vermindern, wenn die Preise fielen.


Niemand wird leugnen, daß auf diese Weise die absolute Währung zu erreichen


ist. Praktisch wie theoretisch läuft die Sache aber auf unseren Vorschlag hinaus,


indem auch hier der Durchschnittspreis der Waren den Maßstab für die Ausgabe


von Dollarnoten abgeben wird. Wilson kann die Währung noch nicht ganz dyna-


misch, als Tat, begreifen. Er haftet noch am Stoff, sonst hätte er die vollkomme-


ne Trennung des Dollars vom Gold verlangt.


Ganz und gar unmöglich jedoch ist die Rückführung der Preise auf den Stand


vor dem Kriege. Einerlei, welches Tempo


213







man auch für diese Rückführung vorschlagen würde – der Vorschlag ist undurch-


führbar. Der Versuch allein, die Warenpreise wieder rückwärts zu schrauben,


würde uns mehr kosten als der Krieg. Auch würde man es sofort als größte


Ungerechtigkeit erkennen, wenn diejenigen, die ihre Pferde, Schweine, Gänse,


Leder, Wolle usw. zu Kriegspreisen verkauften und mit dem Erlös Kriegsanleihen


zeichneten, jetzt beim Verkauf der Kriegsanleihen ihre Pferde, Schweine usw. zu


Friedenspreisen wieder einkaufen könnten – also zur Hälfte, zum Drittel von


dem, was sie dafür erhielten. Außerdem ist ja ein allgemeiner Preisrückgang


gleichbedeutend mit Wirtschaftskrise. Wenn man aber die früheren Preise nicht


wieder herstellen kann, so soll man auch nicht davon reden, nicht damit drohen.


Sagen wir es heute offen und ehrlich, damit sich jeder darauf einrichten kann: für


uns ist die Goldwährung endgültig erledigt.


Man sage auch nicht, daß wir uns durch eine solche Lossagung von der Welt


absondern. Das Gegenteil ist der Fall. Durch den Bruch der Goldwährung sind


die Völker heute alle inbezug auf die Währung abgesondert, – am meisten viel-


leicht die Staaten, die bei der Goldwährung verblieben, wie die Schweiz z.B., die


mit keinem Lande mehr in einem festen Valutaverhältnis steht, trotz


Goldwährung. Führen wir dagegen in Deutschland die absolute Währung ein, so


schaffen wir „einen festen Punkt in der Erscheinungen Flucht“, einen


Kristallisationskern, um den sich die anderen Staaten durch Einführung der 


gleichen Währung gruppieren können – wenn sie wollen. Schaffen wir die abso-


lute Währung, so weiß jeder im Ausland, was er hat, wenn er einen Markwechsel


gekauft hat. Er weiß, daß die Mark währt, und zwar dort währt, worauf es allen in


erster Linie ankommt, auf den Märkten, den Waren gegenüber. Kehren wir dage-


gen zur Goldwährung zurück, so sagt der Markwechsel dem Ausländer gar


nichts; er weiß nicht, ob er die Waren zum halben oder zum doppelten Preis wird


bezahlen müssen.


Dabei gibt uns die absolute Währung die Möglichkeit, als Ausgangspunkt der


eigentlichen Geldverwaltung denjenigen allgemeinen Preisstand zu wählen, der


den Bedürfnissen des Handels, der Landwirtschaft, der Industrie, der


Reichsfinanzen und des allgemeinen Zahlungsverkehrs am besten gerecht wird.


Wenn die Landwirte, Handwerker und Unternehmer nach Friedensschluß z.B. die


jetzigen Kriegspreise für ihre Erzeugnisse weiter erhalten, so können sie auch


mit der Zahlung der erhöhten Löhne und Steuern fortfahren, und dann können


die Arbeiter auch den erhöhten Wohnungszins bezahlen. So werden die ver-


schuldeten Hausbesitzer ihrerseits ihren Hypothekenverpflichtungen nachkom-


men können. Der damit verfilzte Zahlungsverkehr wird keine Unterbrechung


erfahren. 
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Dann wird die zum Vollbetrieb zurückkehrende Volkswirtschaft die neuen


Kriegssteuern tragen und auch der Staat seinen Verpflichtungen mit Einschluß


der Kriegsanleihen gerecht werden können, während die Rückführung der


Warenpreise auf einen vollkommen unübersehbaren, vielleicht 100% niedrigeren


Goldwährungsstand, und die damit verbundene Wirtschaftskrise die Steuerkraft


des Volkes untergraben, den Zahlungsverkehr unterbrechen und die unverkürzte


Verzinsung der Kriegsanleihen ganz unmöglich machen würde.


Bei den Friedensverhandlungen wird man nicht umhin können, über die künf-


tige Feststellung der Devisenkurse sich zu verständigen. Dies wird nur mit der


absoluten Währung möglich sein. Und da mit der absoluten Währung die


Gründe, die die meisten Staaten zur Schutzpolitik trieben, fortfallen, so wird auch


bei denselben Friedensverhandlungen die Frage des Wirtschaftsfriedens, also


des Weltfreihandels eine Beantwortung erhalten.


–


Kopernikus entdeckte die Bewegungen der Erde um die Sonne. Er konnte sich


aber nicht zum Gedanken einer frei im Räume schwebenden Erde erheben. Er


ließ die Erde auf einer festen Ebene laufen. Galilei befreite die Erde von dieser


Fessel und schleuderte sie in den Raum.


Die Ergebnisse der Neuzeit haben bei einer Reihe von Theoretikern den


Gedanken einer Papierwährung erweckt, die, wie die absolute Währung, um den


Durchschnittspreis der Waren, statt um das Gold kreisen soll. Aber diese


Theoretiker, Nominalisten nennen sie sich, haften noch am Stoffe, sie brauchen


zum Begriffe ihres Papiergeldes noch irgend eine feste stoffliche Ebene


(Golddevisen), auf der sie ihr Papiergeld kreisen lassen. Mit der absoluten


Währung wird auch diese letzte Fessel beseitigt; die absolute Währung kreist,


ohne an irgend eine bestimmte Ware gebunden zu sein, frei, wie die Erde um die


Sonne, um den Durchschnittspreis der Waren.


–


Was antwortete nun die Nationalversammlung auf diese Eingabe? 


Kein Wort. Sie schwieg. Wie mir noch heute (November 1922) ein


Parlamentarier sagte: Es scheint in den deutschen Parlamenten nicht ein


einziger Volksvertreter zu sein, der auf dem Gebiete der Währungsfrage zu


Hause ist! So muß es wohl sein, denn die Nationalversammlung


vergaß die Währung, den eigentlichen Drehpunkt des


Gesellschaftslebens, in die Verfassung einzubauen!! 
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B. Die Reichsbank und ihr Werk.


Weil wir den Bürgermut nicht aufbrachten, um den Dingen, so trübe sie auch


sind, ins Gesicht zu schauen, und die Sachwertsteuer zu fordern und durchzu-


führen, die nun einmal zur Balanzierung des Etats nicht zu umgehen ist, zwan-


gen wir seit nunmehr acht Jahren unsere Finanzminister auf die Bahn des


Verbrechens. Was wir an Steuern dem Finanzminister verweigerten, mußte die-


ser „hintenherum“ mit Hilfe der Notenpresse erschleichen. Damit wurde bei allen


Bürgern Mein und Dein durcheinandergeworfen, vielen, die unfähig sind, ein


Vermögen zu verwalten, wurde solches zugeschoben, anderen tüchtigen


Unternehmern wurde das Betriebskapital unter der Hand gestohlen. Wir handel-


ten hier wie die Schildbürger, die das Material zur Ausbesserung ihres Rathauses


aus den Grundmauern des Gebäudes hervorholten.


Manche erkennen jetzt, daß wir hier einen schweren Fehler begingen, daß es


niemals genügend Gründe gibt, daß auch Krieg und Revolution dazu nicht aus-


reichen, um den Ersatz der Steuerpresse durch die Notenpresse zu rechtferti-


gen. Aber diese Erkenntnis bricht sich viel zu langsam Bahn. Es ist nötig, soll


nicht noch größeres Unheil hereinbrechen, daß der Papiergeldwirtschaft ein


schnelles Ende bereitet werde, und da glaube ich, daß man nichts besseres tun


kann, als einmal alle Folgen der Papiergeldwirtschaft in Parade aufmarschieren


zu lassen. Vielleicht, daß dann der Reichstag, wenn er so sein Werk überblickt,


er in – – – letzter Stunde die Kraft aufbringen wird, um die zur Stillegung der


Notenpresse nötigen Sachwertsteuern auszuschreiben und einzutreiben.


Zuvor will ich aber kurz den Einwand zurückweisen, daß der Krieg ohne die


Notenpresse nicht zu finanzieren gewesen wäre. Dieser Einwand hätte einen


vernünftigen Sinn, wenn die Banknote oder das Papiergeld mehr wäre als ein


Tauschmittel vorhandener Güter. Das ist aber nicht der Fall. Auch im Kriege ist


das Geld Tauschmittel, nichts als Tauschmittel, und als solches verrichtet es die


von ihm erwartete Arbeit am besten, wenn es gerade in derjenigen Menge aus-


gegeben wird, die zur Aufrechterhaltung der Preise nötig ist. Auch im Kriege 


wickelt sich der Handel am reibungslosesten ab, wenn der allgemeine Preisstand


der Waren unverändert bleibt. Wenn aber die Banknote an sich nichts anderes


ist als ein Stück Papier und nur da gilt, wo es etwas zu schöpfen gibt, da fragt


man sich, warum der Staat die von ihm benötigten Waren nicht ebenso ausge-


hoben hat, wie er 
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die Soldaten und die Pferde ausgehoben hat? Es war doch da, denn sonst


hätten die ausgegebenen Noten ins Leere gegriffen. Die Banknote ist doch keine


Wünschelrute.


Man beschlagnahmte den Eltern die Söhne, also konnte man auch die Zinsen


der eingetragenen Hypotheken beschlagnahmen. Man beschlagnahmte die


Pferde, also konnte man auch die Dividenden der Aktiengesellschaften beschlag-


nahmen. Man beschlagnahmte den Waschfrauen die Kupferkessel, also konnte


man auch den Hauswirten die Erträge der Wohnungsmieten beschlagnahmen.


Mit der Beschlagnahme des genannten arbeitslosen Einkommens wäre das


Geldbedürfnis des Reiches gedeckt gewesen. Wollte man noch ein übriges tun,


so war die Lohn-, Gehalt- und Einkommensteuer das richtige Mittel, um die


Nachfrage nach Waren auf die Höhe der verminderten Warenerzeugung und


Wareneinfuhr herabzusetzen. Um zu frieren, zu hungern, um sich von Kohlrüben


zu ernähren, kurz, um den Krieg zu Hause zu erleben, braucht man dem Volke


wahrhaftig die Taschen nicht mit Papiergeld zu füllen. Wer kein Geld hat, der


kann auch nichts kaufen, und wenn das Reich den Bürgern das Geld zur


Kriegführung aus den Taschen nimmt, so können die Preise trotz geringer Zufuhr


nicht steigen. Wer einen „Volkskrieg“ führen will, der muß vor allen Dingen den


Krieg volkstümlich finanzieren. Freilich, für die Stimmung wären die genannten


Steuern in ganz anderem Maße niederdrückend gewesen, als die täglich ver-


öffentlichten Verlustlisten. Vielleicht, wenn es bekannt gegeben worden wäre,


daß der Krieg in der angegebenen Weise finanziert werden würde, daß dann der


Krieg gar nicht ausgebrochen wäre.


Nach dem Kriege wären die den Hypotheken-, den Aktien- und den


Hausbesitzern, den Lohn- und Gehaltempfängern für das beschlagnahmte Geld


abgegebenen Requisitionsscheine entweder nach dem Helfferichschen Rezept


mit dem Gold der Bank von England eingelöst, oder aber, im Falle einer


Niederlage, vernichtet worden. So wäre unter allen Umständen die Währung vom


Krieg unberührt geblieben.


Verglichen mit den Mitteln, die eine solche Beschlagnahme des arbeitslosen


Einkommens dem Reiche zugeführt hätte, fällt das, was die Notenpresse ein-


brachte, kaum ins Gewicht. Es sind knapp zwei Milliarden Goldmark, die das


Reich aus der Notenausgabe jährlich bezog. Zu dieser Summe gelangt man,


wenn man den Ausgangspunkt der Notenemission mit zwei Milliarden Goldmark,


die jetzige Notenemission mit rund 300 Milliarden, die Entwertung mit 1:200,


annimmt, und den ganzen Entwertungsprozeß als ein gleichmäßig vor sich


gehendes Geschehnis betrachtet.


Notenausgabe 1915 1916 1917 1918 1919 1920 1921 1922


2 4 8 16 32 64 128 256 Milliarden.
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Parallel dieser Notenausgabe läuft der Entwertungsprozeß, so daß die 1922


neu ausgegebenen 128 Milliarden der Einnahme entsprechen, die das Reich


1915 aus den zwei Milliarden hatte, also jährlich etwa 2 Milliarden, im Ganzen in


den acht Jahren, die seit Kriegsausbruch verstrichen sind, rund 16 Milliarden


Goldmark. Eher weniger denn mehr, da der Entwertungsprozeß der Mark infolge


der durch das Mißtrauen, auf die Mark stößt, verstärkte Umlaufsgeschwindigkeit,


gewaltig gestiegen ist und so die Entwertung im Mißverhältnis zur Notenausgabe


vor sich ging. Die Preise haben sich mehr als durchschnittlich einmal jährlich ver-


doppelt.


Diese 16 Milliarden Goldmark bilden den einzigen Aktivposten der


Papiergeldwirtschaft. Um sich in 8 Jahren je 2 Milliarden Goldmark zu verschaf-


fen, um den Kapitalisten jährlich je 2 Milliarden an Steuern zu ersparen, betrieb


die Regierung die Papiergeldwirtschaft in einem Lande, wo die Wirtschaft des


ganzen Volkes so gut wie restlos auf der Arbeitsteilung aufgebaut ist und somit


auf Gedeih und Verderb mit der Währung des Geldes verbunden ist!


Sehen wir nun zu, was diese zwei Milliarden Goldmark jährlich dem Volke


gekostet haben, ob die Sparsamkeit der Steuerzahler am rechten Orte eingesetzt


wurde, als sie die Finanzminister auf die schiefe Ebene der Papiergeldwirtschaft


zwangen. Es gibt Städte, die niedergebrannt sind, weil die Bürgerschaft die


Kosten einer Feuerspritze sparen wollte. Mit zwei Milliarden, sage und schreibe


zwei elenden Milliarden Goldmark hätten wir den Brand verhindern können, den


die Notenpresse an die deutsche Volkswirtschaft gelegt hat.


1. Die Notenpresse und die Warenpreise. Die Warenpreise werden durch


Nachfrage und Angebot bestimmt. Die Nachfrage wird gebildet durch die


Geldmenge, multipliziert mit der Umlaufsgeschwindigkeit dieser Geldmenge. 


Die Umlaufsgeschwindigkeit wächst proportional der Preissteigerung und diese


wiederum proportional der Vermehrung der Geldmenge. So daß die Vermehrung


der Geldmenge in doppelter Weise preistreibend wirken muß, einmal weil die


Vermehrung der Geldmenge an sich preistreibend wirkt, ein andermal, weil die


durch die Geldvermehrung bewirkte Preissteigerung nun noch die


Umlaufsgeschwindigkeit dieses Geldes steigert. Die Tatsache, daß die Preise im


Mißverhältnis zur Notenausgabe gestiegen sind, findet so ihre völlig zulängliche


Erklärung.


Seit Kriegsbeginn ist die Notenausgabe von rund 2 Milliarden auf rund 400


Milliarden gestiegen. Also um rund das 200fache. Die Preise aber sind bis heute


auf das rund 400fache gestiegen. Was das für die Volkswirtschaft, namentlich für


die Wirtschaft eines im Kriege stehenden Volkes bedeutet, das wollen wir hier


näher beschreiben.
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Die mit der Notenausgabe einsetzende allgemeine Preistreiberei wurde von


Anbeginn an fälschlich dem Kaufmannsstande in die Schuhe geschoben. Der


Kaufmann hat für die Bemessung der Verkaufspreise kein anderes Maß als die


Nachfrage. Je nach der Nachfrage verkauft er heute mit Gewinn, morgen mit


Verlust. Dementsprechend hob der Kaufmann die Preise, als die Notenpresse


die Nachfrage vermehrte. Die gehobenen Preise hätten ihm die Mittel verschafft,


um auch den Verlusten zu trotzen, die ihm die damals von der Regierung ange-


drohte Preisabbaupolitik mit Sicherheit eingetragen haben würde. Die Regierung


suchte für die Folgen ihrer Notenpolitik einen Sündenbock, den Kaufmannsstand


schlechthin. Besondere Gesetze, Wuchergesetze, sollten das Volk vor der


Ausbeutung durch den Kaufmannsstand schützen. Das schuf sehr böses Blut.


Man sprach nur mehr von Schiebern. Der Kaufmann wurde zum Bürger zweiter


Ordnung degradiert. Und viele von denen, die so öffentlich entehrt wurden,


benahmen sich dann auch entsprechend. Wenn schon, dann schon. Das war


umso gefährlicher für das Volk, als mit der Zerrüttung der Preisbildung, jene


Kontrolle, die darin besteht, daß jeder gedächtnismäßig weiß, wieviel er früher


für eine bestimmte Ware bezahlt hatte und wieviel darum jetzt ungefähr dieselbe


Ware wird kosten dürfen, vollkommen verloren ging. Die Wuchergesetze hatten


dann auch noch zur Folge, daß diejenigen Kaufleute, die ihre Waren nach den


Wünschen der Gesetzgeber ohne Rücksicht auf den Wiederbeschaffungspreis


verkauften, bald ihres Warenkapitals verlustig wurden, aus der Reihe der konkur-


rierenden Kaufleute ausschieden und das Feld denjenigen überließen, die den


Wahnsinn dieser Wuchergesetze erkannten und sich durch Nichtbeachtung die-


ser Gesetze vor dem Verluste ihres Kapitals schützten. So wirkten die durch die


Notenpresse geschaffenen Zustände und Gesetze in doppelter Weise zersetzend


auf die Moralität des Volkes: sie hetzten das Volk gegen die Kaufleute auf und


diese wehrten sich ihrer Haut durch Nichtbeachtung, ja Verachtung der Gesetze,


deren Befolgung sie unbedingt dem Bankrott entgegengetrieben hätte.


An der Front, bei den kämpfenden Soldaten, aber hieß es: Daheim treiben die


Kaufleute Wucher, sie benutzen die Gelegenheit, wo die Männer fürs Vaterland


kämpfen, um die unerfahrenen Frauen auszubeuten. Wie weit solche Stimmung


am Zusammenbruch beteiligt war, wollen wir hier nicht weiter untersuchen.


2. Die Notenpresse und die Verproviantierung der Städte während und


nach dem Kriege. Vor dem Kriege waren die Landwirte mit schweren Schulden


belastet. Der Betrag dieser Schulden wird auf 80 bis 100 Milliarden Goldmark


geschätzt und der Zins, den die Schuldner an die Hypotheken- und sonstigen


Gläubiger zu zahlen hatten, belief sich auf jährlich 4 bis 5 Milliarden Goldmark.
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Es war dies immer eine schwere Last gewesen für die ländliche Bevölkerung,


doch sie trug sie. Durch sparsame Wirtschaft, namentlich im Verbrauch der


erzeugten Lebensmittel und Verkauf des so gesparten an die Bewohner der


Städte brachten sie die benötigten 4 bis 5 Milliarden Goldmark auf. Sie waren


von jeher daran gewöhnt. Mit dem Beginn der Papiergeldwirtschaft nahm die


Last der Schulden für die landwirtschaftliche Bevölkerung ständig und rapid ab.


Bei den unausgesetzt steigenden Preisen brauchten die Bauern immer weniger


Waren zu Markte zu tragen, um den Zins der Schuld aufzubringen. Und was sie


so sparten, das verzehrten sie nun selber. Jetzt, wo mit der 400fachen


Preissteigerung die Schulden so gut wie restlos zu Wasser wurden, brauchen die


Bauern überhaupt nichts mehr der Schulden wegen zu Markte zu tragen. Sie


hoben ihren eigenen Verbrauch, der Menge und der Qualität nach. So ging und


geht die Stadt einer Zufuhr an Lebensmitteln verlustig, die man getrost auf 2 bis


3 Milliarden Goldmark bewerten kann, zu einer Zeit, wo die Städte durch die


Feinde blockiert waren. Der Zusammenbruch aber wird darauf zurückgeführt,


daß die Bewohner der Städte bei trockenem Brot und Kohlrüben nicht länger


mehr durchhalten wollten und konnten!


3. Die Notenpresse und die Löhne und Gehälter. Was man für eine Ware


oder Leistung fordern kann, läßt sich niemals auf dem Wege der Berechnung


ermitteln. Die Erfahrung allein kann uns diese Frage beantworten. Läßt man die


Erfahrung außer Betracht, so fehlt jedweder Anhaltspunkt für die Forderungen,


so der Warenbesitzer, wie der Lohn- und Gehaltarbeiter. Selbstverständlich 


fordert ein jeder so viel er nur erreichen kann. Auch im Krieg war das der Fall.


Als nun die Notenpresse anfing, die Löhne aus ihrer durch die Erfahrung


geschaffenen Ebene, aus ihrer durch die Natur der Dinge und wirtschaftlichen


Zustände geschaffenen alten Rangordnung zu reißen, wußte nun plötzlich nie-


mand mehr, was er fordern konnte und darum fordern sollte. Das war umso


unmöglicher geworden, als der Krieg den Lebensmitteln eine ganz außerordent-


liche Bedeutung im Budget der Familien gegeben hatte, schlimmer auch darum,


weil durch die erlassenen Wuchergesetze niemand mehr den Kaufleuten ver-


traute und darum auch niemand mehr wußte, ob er die Not den Kaufleuten oder


dem Kriege zuschreiben sollte. Die mißtrauischen Arbeiter machten schließlich


den Wucher noch allein für die Kriegsnot verantwortlich. Der Feind war im Lande,


nicht mehr an der Front. Die Bauern und die Kaufleute, die man nun allgemein


Schieber nannte, das war der Feind! Diesem Feinde trotzte man schließlich


durch Streik. Die innere Front wurde durch Lohnkämpfe, öffentliche Wucher-


prozesse, zermürbt. Die Beamten aber, die nicht streikten, wurden durch solche


Erscheinungen von Ekel erfüllt und verloren den
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Glauben an ihr Volk. Wer den Glauben behält, der erträgt die ärgste Not ohne zu


klagen. Wer den Glauben verliert, der verliert die Widerstandskraft. Das


Durchhalten wurde schließlich nur noch von denen gefordert, die die Lage durch


die Brille eines guten Geschäftsganges betrachteten. Und da diese infolge ihrer


wirtschaftlichen Kraft großen Einfluß gewannen, wurde der Krieg weit über die


Widerstandskraft des Volkes verlängert. Am schrecklichen Ausgang des Krieges


hat darum die Notenpresse, die alle diese Dinge verursacht hat, in erster Linie


die Verantwortung zu tragen.


4. Die Notenpresse und die Eigentumsbegriffe. Eine der ersten und wichtig-


sten Aufgaben des Staates ist der Schutz des Eigentums. Und eine der sympa-


thischsten Formen des Eigentums sind die Einlagen der kleinen Leute bei der


Sparkasse. Im deutschen Reich gab es 22 000 000 Millionen Sparkassenbücher


mit zusammen 18 Milliarden Goldmark Kapital. Es war das Kapital der Uner-


fahrenen, derjenigen, die den Kurszettel nicht verstehen. Das Geld der Frauen,


der Witwen, der Mündel, der Kranken, der Greise. Es sollten Notpfennige sein.


Für wie viele war das Sparkassenbuch der letzte Anker im Lebenskampf, der,


wenn er versagte, den Tod bedeutete. Denn viele gibt es, die den Tod der


Bettelei oder der staatlichen Unterstützung vorziehen.


Was ist nun aus diesen Notgroschen geworden? Durch die Notenausgabe


wurde den unerfahrenen Sparkassenbuchbesitzern das Kapital ausgehöhlt. Man


raubte ihnen die Substanz und hinterließ ihnen ein Stückchen Papier. Das


Kapital dieser Unglücklichen ist so gut wie restlos eskamotiert worden. Wem zu


nutze? Nun zunutze derjenigen, die dem Finanzminister die Steuern ver-


weigerten, angeblich, weil sie einen Eingriff in die Substanz des Kapitals be-


deutet hätten. Den Eingriff in die Substanz der Notpfennig der kleinen Leute, den


duldeten, den forderten sie sogar durch die Steuerverweigerung.


Wir hatten im deutschen Reich ein aus Hypotheken, Pfandbriefen,


Obligationen, Wechseln, Schuldurkunden, Staats- und Gemeindeschulden be-


stehendes sogenanntes Papiervermögen, das auf etwa die Hälfte des ganzen 


im deutschen Reiche werbenden Vermögens veranschlagt wurde, also etwa 


200 Milliarden Goldmark, mit Einschluß der vorhin genannten 18 Milliarden


Spargeldern. Diesem Papiervermögen war das Eigentum der Hausbesitzer, der


Grundbesitzer, der Bauern, der Unternehmer und Kaufleute verpfändet. Was ist


aus diesen 200 Milliarden Goldmark geworden? Wertloses Papier. Was ist aber


aus den eben genannten Pfändern geworden? Sie sind da im Besitze ihrer


ursprünglichen Inhaber, etwas mitgenommen durch den Krieg sind sie, aber sie


sind da
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und die glücklichen Besitzer sind nun die Schulden los. Die Notenpresse machte


diese Schulden zu Wasser.


Die Notenpresse, die Reichsbank, der Reichsfinanzminister schenkte den


Besitzern der Pfandobjekte 200 Milliarden Goldmark aus den Taschen ihrer


Gläubiger! Allein mit dem, was das Reich hier sinn- und zwecklos dem einen


nahm, um es dem anderen zu geben, hätte man die Entente glatt befriedigen


können und darüber hinaus noch einen Schatz an Goldwerten von 70 Milliarden


Goldmark gehabt, womit den notleidenden Schichten, sowie den Russen hätte


Hilfe gebracht werden können.


5. Die Notenpresse, die Schlemmerei und das Loch im Westen. Mit der


Notendruckerei wurde, wie oben gesagt wurde, das Vermögen der Gläubiger im


Betrage von 180 Milliarden Goldmark mit Einfluß von 18 Milliarden Goldmark


Sparkassengelder den Besitzern des Sachkapitals ohne jede Gegenleistung


zugeschoben, d.h. geschenkt. Viele der so plötzlich zu Reichtum Gekommenen


wissen nicht recht, was sie nun mit solchem Vermögen anfangen sollen. Und da


sie außerdem nicht sicher sind, daß man ihnen den Besitz nicht wieder streitig


machen wird, so trachten sie das Geld in persönlichen Ausgaben von ausge-


sprochenem Luxus zu verausgaben. So entsteht die Nachfrage nach Waren, die


von den Luxusindustrien Frankreichs durch das Loch im Westen zu einer Zeit zu


uns kommen, wo die große Mehrheit des Volkes am verzweifeln ist.


Ohne den Mißbrauch der Notenpresse wäre es nie zu solchen Verschiebungen


im Vermögensbesitz gekommen. Die, die im Besitze des Vermögens waren, 


hätten Grund genug gehabt, die äußerste Sparsamkeit walten zu lassen, um so


die Verwüstungen, die der Krieg an ihrem Vermögen verursacht hatte, mit der


Zeit wieder auszugleichen und um die Steuern aufzubringen, die das Reich ihnen


aufbürden würde. Der Luxus wäre in allen Schichten des deutschen Volkes ver-


schwunden und es wäre nicht nötig gewesen, den Luxus zu besteuern oder zu


verbieten, weil die Kaufleute wegen Mangel an Nachfrage keine Bestellungen auf


Luxuswaren gegeben hätten. Ist nicht der Umstand, daß der


Reichsfinanzminister sich so oft über das Loch im Westen beschwert hat, ein


Beweis dafür, daß etwas faul ist im Staate? Und dafür, daß die Franzosen wenig-


stens scheinbar Recht haben bei ihrer Argumentation: Die Deutschen beklagen


sich über das Loch im Westen, durch das Luxuswaren in Deutschland einge-


schmuggelt werden. Ist die Tatsache, daß in Deutschland sich noch so viele der-


artigen Luxus erlauben können, nicht Beweis, daß die Steuern zu gering sind?


Es kann kein Zweifel darüber bestehen bleiben, daß, wenn die zur Stillegung


der Notenpresse nötigen Steuern ausgeschrieben und eingetrieben werden, 


niemand mehr die Mittel für Luxuszwecke 
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haben wird und daß wir uns dann auch nicht mehr um das Loch im Westen zu


kümmern brauchen werden.


6. Die Notenpresse und das Post- und Eisenbahndefizit. Mit einem Dollar,


einem einzigen Dollar, fährt der Pole quer durch Deutschland im Wagen erster


Klasse, im Schlafwagen von der deutsch-polnischen bis zur deutsch-belgischen


Grenze. Mit einem Dollar fährt der Engländer von Holland bis an die schweizer


Grenze. Das heißt, sie alle fahren so gut wie umsonst auf den mit schwerem


Defizit arbeitenden deutschen Bahnen. Dabei handelt es sich hier um ein großes,


sogar sehr großes Geschäft. Hunderttausende sind es, die jährlich von Osten


nach Westen und von Norden nach Süden durch Deutschland als Durchzugsland


fahren müssen, und die ebensogut 25 Dollar, wie jetzt einen Dollar zahlen wür-


den. Die Notenpresse, die die Preise schneller in die Hohe treibt, als wie der


Bahntarif folgen kann, beraubt hier das Reich um hunderte von Millionen Dollar


mit dem Resultat, daß wir von allen denen, die hier umsonst auf Reichskosten


herumreisen, ausgelacht werden.


Und wie steht es mit den Waren, die mit den Reichsbahnen den Ausfuhrhäfen


zustreben. Auch hier dasselbe Spiel. Millionen von Dollar schenkt man hier wie-


der den ausländischen Kaufleuten, deren Waren wir zum allgemeinen Gaudium


umsonst mit den teuren Kohlen, die wir zum Teil aus England beziehen müssen


und mit Dollars bezahlen, verfrachten, umsonst verfrachten.


Weil wir das Defizit der Post und der Eisenbahnen mit Notendruckerei decken,


läuft das Defizit immer der Notendruckerei voraus.


Das Defizit der Post ist auf die gleichen Gründe zurückzuführen. Ein Brief von


der Schweiz nach Deutschland bringt der schweizerischen Post 40 Rappen ein.


Ein Brief von Deutschland nach der Schweiz 20 Mark der deutschen


Postverwaltung. Und 40 Rappen sind dem Dollar gegenüber heute etwa 280


Mark. Der deutsche Spediteur belastet seinem Kunden in Amerika für einen Brief


20 Mark und der schweizerische Spediteur für die gleiche Leistung 280 Mark. So


gehen auch wieder der deutschen Volkswirtschaft durch die Notendruckerei Tag


für Tag Millionen Goldmark verloren. Und dann wundert man sich, daß der


Devisenmarkt so schlecht versorgt ist!


7. Notendruckerei und die Reparationskohle. Wir liefern Frankreich


Kohlen in gewaltigen Mengen und diese Kohle wird uns laut Vertrag nach deut-


schen Preisen, nicht nach dem Weltmarktpreis gutgeschrieben. Der Abstand der


deutschen Inlandpreise vom Weltmarktpreise geht uns auf diese Weise verloren.


Dieser Abstand beträgt zur Zeit etwa zwei Drittel des Weltmarktpreises. Statt 


6 Dollar werden uns 2 Dollar gutgeschrieben für je eine Tonne Kohle und es sind


Millionen von Tonnen, die wir
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unter solchen Bedingungen liefern! Monatlich 1 725 000 Tonnen. (Soll auf 
1 950 000 Tonnen erhöht werden.)


8. Notendruckerei und der Ausverkauf durch die Ausländer. Im Ausland


heißt es heute, wir seien so arm geworden, daß wir die Waren verschenken 


können. Und so kommen sie von allen Seiten hereingeströmt und füllen ihre


Koffer mit Waren, die vielfach noch zu Preisen verkauft werden, die einem


Dollarkurs von etwa 1000 und nicht wie heute von 4000 entsprechen. Auch hier


gehen wieder drei Viertel der deutschen Exportproduktion sinnlos, zwecklos ver-


loren und mit dem Erfolg, daß die deutschen Kaufleute von den Ausländern mit-


leidig als Analphabeten belächelt werden. Wenn je, so wäre es doch gerade jetzt


angebracht die deutschen Produkte so teuer und nicht so billig wie möglich zu


verkaufen. Und so billig können die Unternehmer in Deutschland nur darum die


Produkte abgeben, weil sie von allen Seiten Zuschüsse erhalten, aus den


Taschen der Gläubiger, die im Ganzen jetzt 180 Milliarden Mark, Goldmark,


zugesetzt haben, aus den Kassen des Reiches, in Gestalt von Zuschüssen zum


Post- und Eisenbahnetat, aus dem Besitze der Hausbesitzer, die ihre


Wohnungen den Arbeitern so gut wie umsonst zur Verfügung steilen müssen,


warum diese sich nun mit geringeren Lohnsätzen zufrieden geben. Und alles das


veranlaßt durch die Notenpresse, die Mein und Dein derart durcheinanderge-


worfen hat, daß es schon erfahrene und gewiegte Kaufleute sein müssen, die


sich durch solches Chaos hindurchfinden. Unsere Kaufleute sind aber von den


Valutastörungen vollkommen überrascht worden. Viele verstehen sie heute nach


8 Jahren noch nicht.


9. Automaten und Notenpresse. Die Automaten hatten vor dem Kriege eine


große volkswirtschaftliche Bedeutung gewonnen. Hunderttausende dieser eiser-


nen Verkäufer verrichteten in Deutschland ihren Dienst mit größter Zuver-


lässigkeit. Die Notenpresse hat diese billigen Hilfskräfte außer Betrieb gesetzt


und die Arbeit, die sie verrichteten, muß jetzt wieder durch Menschenhand


gemacht werden. Es entsteht hier wieder ein volkswirtschaftliches Defizit, das in


die Millionen Goldmark geht.


10. Die Notenpresse und das Börsenspiel. Die Notenpresse hat uns die


Preistreiberei gebracht und mit ihr wurde die ganze Volkswirtschaft in eine


Lotterie verwandelt. Das ganze Volk spielt. Hunderttausende von Menschen 


studieren täglich stundenlang den Börsenzettel. Als ob das uns retten könnte.


Die Börsen sind mit Aufträgen überhäuft. Aber nicht mehr mit Aufträgen der


Kaufleute und der Unternehmer, die zum Wirtschaftsbetrieb gehören. Reine


Börsenaufträge sind es, Differenzgeschäfte, Börsenspiel. Und dieser Geschäfte


wegen sehen sich alle Banken gezwungen, ihre Lokale gewaltig zu erweitern und


tausende von Arbeitskräften
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der Produktion zu entziehen. Statt die Fabriken zu erweitern, die uns mit Brot


versorgen würden, bauen wir Spielhöllen. Und für das Gesindel, das hier groß-


gezogen werden wird, werden wir nunmehr bald daran gehen müssen, die


Zuchthäuser zu erweitern. Wird nun die Notenpresse stillgelegt, so verschwinden


wieder die Börsendifferenzen, damit auch die Aufträge an die Banken, dann wer-


den alle die hier neu angestellten Arbeitskräfte, die vielfach ihrem Berufe ent-


fremdet worden sind, wieder entlassen werden, und die neuen Bankpaläste 


stehen dann wieder leer. Vielleicht kommt das noch früher, als wie die Bank-


paläste fertig gestellt werden können. Dann werden die Obdachlosen dort einzie-


hen wollen, nur um festzustellen, daß wir zur Zeit wohl Geld für die Erweiterung


der „Pestbeule“ der Volkswirtschaft hatten, aber nicht für Wohnungen für


Obdachlose. Kann man ermessen, wie viel Schaden diese durch die Noten-


presse angeregten Börsengeschäfte dem deutschen Volke bereits angetan hat?


11. Die Notenpresse und die Kleingeldnot. Als die Preise von 1 auf 10


gestiegen waren, da war das 10 Pfennigstück zu einem Pfennig geworden und


die Kupfermünzen, wie auch das 5 Pfennigstück waren ihres Sinnes beraubt. Die


10 Marknote wurde zu einer Mark und die 100 Marknote nahm die Stelle des


Markstücks ein. Seitdem ist der Entwertungsprozeß weiter geschritten. Mit einer


Mark kaufte man ein Stück Speck, wo nun 500 Mark nicht reichen. Das Kleingeld


ist sinnlos geworden, zum Ballast des Handelsverkehrs. Das Kapital, das hier in


der Anfertigung des Kleingeldes verausgabt wurde, ist vergeudet, verschwunden.


Und wir haben doch wahrhaftig Grund genug, unseren kleinen Kram zusammen-


zuhalten. Und nun stehen die Angestellten mit den für die Lohnzahlungen unge-


eigneten großen Banknoten in langen Reihen vor den Banken stundenlang und


warten, daß die Reihe an sie herantritt. Und dies Schauspiel wiederholt sich


überall im deutschen Reich. Wer kann uns sagen, wie viel Schaden die durch die


Notenpresse ungeeignet gewordene Stückelung des deutschen Geldes bereits


angerichtet hat?


12. Die Notenpresse und die Steuereingänge. Schnell haben es die


Steuerzahler herausgefunden, daß, wer die Zahlung hinausschiebt, aus dem


Entwertungsprozeß des Geldes Gewinn zieht. Kann man es nun den


Steuerzahlern verargen, daß sie immer neue Gründe finden, um die Steuern


nicht oder noch nicht zu bezahlen? Ein Bauer, der 10 000 Mark an Steuern zu


zahlen hatte, mußte hierfür vor 6 Monaten 50 Pfund Butter auf den Markt brin-


gen. Jetzt genügen hierfür schon 20 Pfund. Den Verlust hat das Reich. Hat man


an diese Dinge gedacht, als man der Reichsbank den Auftrag gab, die


Notenpressen in Betrieb zu setzen, um das Defizit des Reichsetats zu decken.


Erinnert diese
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Politik nicht an das, was heute auf dem Baumarkt vor sich geht, wo man neue


Häuser baut, während an anderen Stellen das Geld fehlt, um die alten Häuser zu


reparieren und vor Zerfall zu schützen? Mit dem neuen Geld, das uns die


Notenpresse liefert, entwerten wir das alte Geld, das bereits unter der


Steuerpresse liegt.


13. Die Notenpresse und die Wohnungsnot. Es kann nicht geleugnet 


werden, daß die sogenannten Mieterschutzgesetze, die uns die heutige


Wohnungsnot gebracht haben, niemals gekommen wären, wenn die


Notenpresse dem Volke die Taschen nicht mit Geld gefüllt hätte, mit dem nun


jeder für sich die seit Ewigkeit bestehende Wohnungsnot beseitigen will. So 


entstand plötzlich mit dem Papiergeld eine ganz neue, unter jedem


Gesichtspunkt völlig unsinnige Nachfrage nach Wohnräumen. Eine geräumige


Wohnung ist der Herzenswunsch jedes Menschen und diesen Wunsch hatte die


Friedenswirtschaft aus bestimmten Gründen nicht zu befriedigen vermocht. Es


fehlten einfach die nötigen Häuser. Sollte uns der Krieg diese Häuser beschert


haben? Baut man Häuser mit der schweren Artillerie? Als nun die Hausbesitzer


die Mieten den geldgeblähten Taschen der Wohnungssuchenden anzupassen


suchten, da verbot man ihnen das. Die Löhne, die Baumaterialien stiegen im


Preise. Die Mieten aber durften nicht steigen. Sofort wurde die Bautätigkeit ein-


gestellt und nur mit Hilfe staatlicher Zuschüsse, die von der Notenpresse geliefert


wurden, konnte in geringem Umfange gebaut werden. Vier Millionen Menschen


sind zur Zeit in Deutschland obdachlos und diese Zahl wächst ständig. Trotz 


dieser Wohnungsnot sind die Wohnungen nie so billig gewesen. Für den Preis


von einem Pfund Butter bezahlt man die Jahresmiete einer Wohnung von 


mehreren Zimmern! Freilich zerfallen nun die Häuser, weil niemand mehr ein


Interesse an ihrer Erhaltung hat. Niemand wagt es auch jetzt noch seine


Wohnung zu kündigen, aus sehr berechtigter Furcht, keine andere Wohnung zu


finden. So ist die wichtigste aller Freiheiten, die Freizügigkeit praktisch wieder


aufgehoben. In den Großstädten wohnt bald niemand mehr in der Nähe seiner


Arbeitsstätte. Würde man das Unheil in Geld berechnen wollen, die die


Notenpresse allein hier angerichtet hat, man käme leicht zu einer Summe, die


größer ist, als die, die das Reich aus der Notenpresse gewonnen hat.


14. Die Notenpresse und die Handelspofitrate. Die Mark als Begriff setzt


sich zusammen aus einer Reihe von Preisen derjenigen Waren, für die der ein-


zelne Mensch das meiste Interesse hat. Werden diese Preise durch die


Notenpresse aus allem Zusammenhang mit der Geschichte gerissen, so weiß


niemand mehr, was er für eine bestimmte oder eine ähnliche Ware wird bezahlen


müssen, wenn er einen Laden betritt. Dann fehlt die öffentliche
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Kontrolle des Handels und die Kaufleute benutzen diese Unwissenheit zur Über-


vorteilung des Publikums. Dann wächst die Handelsprofitrate und dieser größere


Profit lockt dann wieder so viel mehr Menschen heran, die die Industrie, die


Landwirtschaft verlassen, um sich dem Handel zu widmen. Auf Kosten der


Produktion wächst die Zahl der Händler, so daß die steigende Profitrate nicht


einmal den Kaufleuten zugute kommt, sondern im Wettkampf, an Innenreibungen


muß zugesetzt werden, was der Verkauf der Ware an Profit mehr einbringt. Der


einzelne Kaufmann verkauft bei erhöhtem Profitsatz weniger Ware. So haben


schließlich alle nur Schaden von solcher Entwicklung, niemand einen Nutzen.


Den größten Schaden aber nimmt die öffentliche Moralität.


Vor dem Kriege rechnete man mit einem Durchschnittsprofitsatz von etwa 


35 bis 40%. Jetzt mag dieser an sich schon ungeheure Profitsatz noch die Hälfte


größer sein. 10, 15, 20% der gesamten Produktion von 40 Milliarden Goldmark


jährlich gehen hier durch die zusätzlichen Innenreibungen, die die Notenpresse


im Handel schuf, für die Volkswirtschaft spurlos verloren. Das Mehrfache von


dem, was die Notenpresse dem Reiche liefert. Es ist dasselbe, wie wenn die


Reichsbank, um das Geld für Schmieröl zu sparen, Sand in das Getriebe der


Volkswirtschaft gösse.


15. Die Notenpresse und die Kreditnot. Vor dem Kriege hatten wir im


Deutschen Reiche bei einem Gesamtgeldumlauf von etwa 5 Milliarden in 


22 Millionen Büchern rund 18 Milliarden Goldmark Spargelder. In den


Sparkassen fanden die Unternehmer für ihre Geschäfte immer Geld. Ebenso bei


den Privatbanken. Wer nicht selbst Geschäfte zu machen verstand, legte seine


Geldüberschüsse hier an. Die Einleger wußten, daß das Geld, das ihnen die


Bank zurückgeben würde, von derselben Qualität sein würde, wie das, das sie


ihr anvertraut hatten. Mit der Preistreiberei ging diese erste und wichtigste


Bedingung des Sparbetriebes vollkommen verloren. Die Angehörigen des


Kaufmannsstandes, die Bescheid wußten, zogen bei Zeiten ihre Gelder aus den


Sparkassen und Banken zurück. Sie legten ihre Gelder in Sachwerten an. Die


Vormünder, die Bescheid wußten, die kündigten die Hypotheken oder verkauften


sie zu jedem Preis. Den Erlös legten sie in Sachwerten an. Die Patrioten, die


Bescheid wußten, verkauften die Kriegsanleihen und retteten so den Rest ihres


patriotischen Kapitals in die unpatriotischen Sachwerte. All diesen, die Bescheid


wußten, geht es nun noch so einigermaßen. Sie besitzen nun die Häuser, die


Aktien, die landwirtschaftlichen Güter, die die Patrioten verkauften, um


Kriegsanleihen zeichnen zu können. Keiner aber von denen, die Bescheid 


wußten, fühlte sich verpflichtet, das große Publikum zu warnen!
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Wie geht es nun den anderen, den Witwen, den Alten, den Mündeln, den 


vielen, vielen großen Kindern, die keine Ahnung hatten vom Sinne der wirtschaft-


lichen Vorgänge, die die Notenpresse auslöste? Erst jetzt kommen sie dahinter,


jetzt, wo es zu spät ist, erfahren sie, daß, wer sich vor der Notenpresse schützen


will, alles, was auf Geld lautet, Wechsel, Schuldscheine, Staatsanleihen,


Bankaktien, Hypotheken, Pfandbriefe, Kriegsanleihen, Obligationen, kurz, das


sogenannte Papiervermögen, verkaufen muß, um Sachwerte, Industrieaktien,


dafür zu erstehen. Wer das nicht getan hat, verliert sein Vermögen. So geschah


es, daß die vom Staate bediente Notenpresse ausgerechnet die Unerfahrenen,


die, die der Obervormund, der Staat, hätte schützen und vor der Notenpresse
hätte warnen sollen, um ihr Vermögen betrog! Es ist eines der himmelschreien-
den Verbrechen, das der Staat hier betrieb. Die, die den Befehl erließen, Noten


zu drucken, wußten doch Bescheid? Und wenn sie Bescheid wußten, was taten


sie, sie und ihre Angehörigen und ihre Bekannten und Freunde? Gaben sie nicht


auch selbstverständlich dem Börsenmakler Auftrag, ihre eigenen papiernen


Vermögensgegenstände zu verkaufen und Sachwerte dafür zu erstehen? Und


während sie hier sich persönlich aus der Patsche zu ziehen suchten, gaben sie
vielleicht der Presse Auftrag, die Besitzer der Papiervermögen, die
Unerfahrenen, die Vormünder, zu beruhigen? Letzteres mußten sie doch tun,


wenn sie nicht ihre eigenen Regierungsmaßnahmen sabotieren wollten! Und


wenn sie das tun mußten, so taten sie es auch.


Himmelschreiende Verbrechen, wie dieses, bleiben nicht ungerächt. Jetzt flieht


alles aus der Mark deutscher Reichswährung heraus, um die letzten Reste des


Papiervermögens zu retten und auf dieser Flucht reißen sie alles, auch die


Besitzer der Sachwerte, in den Abgrund. Die, die sich rechtzeitig noch in die


Sachwerte gerettet zu haben glaubten, die, die Bescheid wußten, die erfahren


jetzt, daß auch die Sachwerte keine Sicherheit mehr bieten, daß die Notenpresse


auch den Untergrund dieser Vermögensobjekte erschüttert hat. Und nun fliehen


sie über die Grenze, verkaufen, wie bereits erwähnt, die Berliner Wohnhäuser


reihenweise für 150 Dollar das Stück!


Auf die Sparkasse aber bringt jetzt niemand mehr einen Pfennig. Sie werden


direkt als Räuberhöhlen betrachtet, als eine neue Art Moloch, wo die Säuglinge


dem Staate geopfert werden. Die Sparer sagen sich: lieber irgend einen


Lagerhüter im Laden für das gesparte Geld kaufen, als es noch auf die Bank zu


bringen. Und wer unter Angebot von 20, 30, ja 50% Zinsen und unter


Verpfändung von Sachwerten ersten Ranges ein Darlehen wünscht, 
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dem antwortet man: lieber als ein deutsches, pfandgesichertes Papier, das 50%


Zins abwirft, ist mir ausländische Valuta, selbst wenn ich sie mit 50% Verlust 


kaufen soll.


Die Notenpresse hat den Kredit von Grund auf zerstört und der Kredit bildet die


Grundlage der Volkswirtschaft. Ohne Kredit geht es einfach nicht. Und erst recht


nicht, wenn dem Geld vom Volk der Kredit gesperrt wird, wenn die Sparer lieber


zu kleine Schuhe, zu große Hüte kaufen, als daß sie Geld sparen und zur


Sparkasse bringen. Auch die Sachwerte sind in das Getriebe des Kredits verwo-


ben. Wenn die Kapitalisierungsrate auf 50% steigt, dann ist ein Haus, ein land-


wirtschaftliches Gut, just das Doppelte der jährlichen Rente oder Miete wert. So


entsteht dann der lächerliche Preis von 150 Dollar für ein Berliner Wohnhaus. So


kommt es dann zur Flucht aus dem Papiervermögen in die Sachwerte und von


diesen in ausländische Valuta. So wird der Tragkörper für die Kriegslasten immer


kleiner. Und je kleiner er wird, umso drückender die Last, umso größer der all-


seitige Wunsch, sich durch die Flucht dem Drucke zu entziehen.


Die Reichsbank aber sucht das über die Grenze fliehende Kapital durch neue


Notenmassen zu ersetzen!! Ebensogut könnte sie die Feuersbrunst mit


Petroleum löschen.


16. Die Notenpresse und die Auswanderung. Die direkten, kontraselek-


torischen Wirkungen der Kriege kann man nie hoch genug einschätzen und tief


genug beklagen. Eine Reihe von Kriegen verhandelt auch das stolzeste Volk in


elendes Gesindel in physischer wie in psychischer Hinsicht. Viel schlimmer aber


als der Krieg durch Tötung der militärischen Auslese, wirkt heute unsere


Notenpresse dadurch, daß sie die bürgerliche Auslese des Volkes, das, was an


Kraft, Geist, Gesundheit und Unternehmungsgeist übrig blieb, zur Auswanderung


treibt, vielfach in die Länder unserer Kriegsgegner zu deren Stärkung. Indem die


Notenpresse alles zerstört hat, erweckte sie den allgemeinen Wunsch, sich durch


Auswanderung dem drohenden Zusammenbruch zu entziehen. Diesen Wunsch


können aber nur die Tüchtigsten in die Tat umsetzen. Diese können noch fliehen.


Übrig bleiben dann nur noch die Blinden und Lahmen, die Schwindsüchtigen,


die, die wegen zu großen Kindersegens oder wegen ungenügender Leistungen,


wegen Mangel an Sparsinn die Kosten der Überfahrt nicht aufzubringen ver-


mögen, sowie die, denen niemand wegen ihrer Charaktereigenschaften den


Kredit für die Beschaffung der Schiffskarte geben will. Kurz, das Minderwertige,


die Väter der nächsten Generation. Sobald die Wirtschaft in Amerika nach


Abschluß der Preisabbaupolitik wieder in Gang kommt, dann wird die


Zuwanderung in Deutschland umso gewaltigeren Umfang annehmen, je mehr 


die Notenpresse die deutsche Wirtschaft in Trümmer gelegt haben wird. Der


Tragkörper für die
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Kriegslasten wird kleiner, immer kleiner werden. Die Last für die Übrigbleibenden


wird größer und größer werden. Was wir aber brauchen, das ist eine möglichst


große Verbreitung der Tragfläche für die Kriegs- und Reparationslasten. Statt


Zuwanderung müssen wir Einwanderung anstreben, durch Schaffung günstiger


Arbeitsbedingungen den Polen, den Italienern, die der Krieg vertrieb, die


Rückkehr erleichtern. Das aber ist unmöglich, solange die Notenpresse ihre alles


vernichtende Tätigkeit nicht einstellt.


17. Die Revision des Versailler Diktates und die Notenpresse. Das blöde


Warten auf die Revision hat Deutschland unendlich mehr gekostet, als das, was


die Revision uns günstigsten Falles einbringen kann. In diesem Sinne haben sich


die Befürworter der Revision, die Lloyd George, die Cassels und Keynes für


Deutschland direkt als Schädlinge erwiesen. Sie nahmen uns die


Entschlußfähigkeit zur Handlung. Lassen wir hier alle Hoffnung fahren. Die


Revision des Vertrages mag von allen ernsthaften Männern noch so sehr herbei-


gewünscht werden, sie mag sogar in Paris in der Kammer Unterstützung finden


(siehe die Rede von Paul Reynaud vom 22. Oktober d. J.), sie wird ewig an der


politischen Lage scheitern. Revision heißt doch nichts anderes für unsere


Gegner als ihre Steuerpresse zugunsten Deutschlands noch stärker als es schon


der Fall ist, auf die eigenen Bürger wirken zu lassen. Welchem Staatsmann wird


es aber je gelingen, neue Steuern im französischen, englischen, amerikanischen


Parlament mit der Begründung durchzusetzen, daß es nötig sei, die deutschen


Steuerzahler zu schonen! Was geht den Amerikaner noch Deutschland an, seit-


dem es besiegt am Boden liegt? Und wenn auch die Vereinigten Staaten sich auf


eine Streichung der Kriegsschulden Frankreichs und Englands unter der


Bedingung einließen, daß Deutschland entsprechend entlastet werde, so doch


dann nur, um die ganze Last auf die Grenzzölle abzubürden. Das heißt: die


Vereinigten Staaten werden versuchen, den Zins der englischen und französi-


schen Kriegsanleihen durch Erhöhung der Grenzzölle aufzubringen. Diese


Zollpolitik wird dann als Repressalie von anderen Staaten aufgenommen werden,


und wir in Deutschland, die auf den Außenhandel mehr als je angewiesen sind,


werden unter solchem Drucke mehr leiden, als wenn wir die Reparationen glatt


in voller Höhe bezahlten. Niemals aber dürfte es der amerikanischen Regierung


gelingen, direkte Steuern vom amerikanischen Farmer zu erheben, um den Zins


der den Verbündeten zu erlassenden Kriegsschulden zu bezahlen. Und so lange


das nicht geschieht, werden auch die Franzosen und Engländer sich gegen eine


ins Gewicht fallende Milderung der deutschen Reparationsschuld sträuben. Die


Hoffnung auf Revision ist somit als Utopie zu betrachten. Und Utopien sind


gefährlich. Da erweist sich die hartnäckige Politik
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Poincarees für Deutschland noch als die nützlichste. Indem er fest auf seinem


Sinne beharrt, zwingt er uns zu handeln und uns endgültig auf die Zahlung ein-


zurichten. Wenn wir das tun und die entsprechenden finanziellen Maßnahmen


ergreifen, schaffen wir für alle klare Verhältnisse und dies ist für unseren Kredit


wichtiger als eine geizige Herabsetzung der Schuld.


Vielleicht, wenn die deutsche Regierung die Aufmerksamkeit auf die Tatsache


hingelenkt hätte, daß diejenigen Kreise, die sich in Deutschland noch


Luxusgenüsse erlauben können, das Geld dazu den Taschen der


Sparkassengläubiger entnehmen, daß sie auf Kosten ihrer Hypothekengläubiger


leben, daß auch die deutsche Industrie die Arbeitslöhne nur unter der


Zuhilfenahme des Gläubigerkapitals bezahlen, daß hier bereits für 180 Milliarden
Goldmark Gläubigerkapital verschwunden, verwirtschaftet wurde, daß sich dann


die Franzosen ein richtigeres Bild von der deutschen Kapitalkraft machen 


würden. Man hätte zu diesem Zwecke ja auch sehr wirksam eine Selbst-


mörderstatistik veröffentlichen können, um zu zeigen, daß der Luxus, der in


Berlin und anderen Städten getrieben wird, ein ganz falsches Bild der tatsäch-


lichen Verhältnisse entwirft. Man hätte zeigen können, wie das deutsche Reich


durch die Papiergeldwirtschaft sich aller Staatsschulden, mit Einschluß der


Kriegsanleihen entledigt hat und den Gläubigern dieser Staatsschulden jetzt nur


noch knapp 1/2%des ursprünglichen Kapitals schuldet. Die französischen


Agenten, die nach Paris über die deutschen Verhältnisse berichten, sehen nur


die Oberfläche. Sie sehen nur die von der Notenpresse begünstigten Kreise,


nicht aber deren Opfer, die, ohne Geld um ihre Not an die große Glocke hängen


zu können, still in Ecken gedrückt, ihr Ende erwarten.


Ohne die Notenpresse hätte die Kriegsnot sich gleichmäßig auf alle Kreise der


Bevölkerung gelegt und die Franzosen hätten das wahre Gesicht des geschlage-


nen Feindes zu sehen bekommen. Dann wäre vielleicht selbst Poincaree bereit


gewesen zu neuen Verhandlungen. Aber auch in diesem Falle wäre


Bedeutendes zu Gunsten Deutschlands nicht zu erreichen gewesen.


Um im deutschen Sinne einen wirksamen Druck auf die Entente und zu


Gunsten der Revision auszuüben, müssen neue Gesichtspunkte in die Debatten


getragen werden. Wir müssen zeigen, daß das, was man von uns fordert, die


Stillegung der Notenpresse und die Balanzierung des Etats nicht ohne


Vermögenskonfiskationen von außerordentlichem Umfange vor sich gehen kann.


Solche Vermögenskonfiskationen gehören aber zur bolschewistischen Politik.
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C. Der Abbau der Preise


im Lichte argentinischer Erfahrungen.


[Diese deutsche Übersetzung erschien 1920 unter dem Titel: Das Reichswährungsamt. Freiland-


Freigeldverlag, Rehbrücke bei Berlin. Sie wurde von der deutschen Presse vollständig totgeschwie-


gen. Die Erklärung hierfür gibt die Bemerkung am Schluß der Denkschrift A.]


Weiterhin, auf Seite 45 ff., gebe ich die deutsche Übersetzung meiner im Jahre


1898 in Buenos Aires veröffentlichten Schrift:


La question monetaria argentina. (Die argentinische Währungsfrage: Eine
Untersuchung über Wesen und Ursache des gegenwärtigen wirtschaftlichen
Tiefstandes).


Der Neuling in Währungsfragen, der die vorangehenden Ausführungen über


die Wirkungen der Inflation gelesen hat, glaubt zumeist, daß, wenn wir nun die


umgekehrte Politik betreiben, also wenn wir von der Inflation zur Deflation über-


gehen, solche Politik, so viel wie eine Wiedergutmachung bedeutet. Unsere


Finanzminister sind sämtlich solche Neulinge gewesen, bezw. sie sind es noch


heute. Aus den Erfahrungen, die man in den letzten Jahren mit der Deflation in


Amerika, in England, in der Tschechoslowakei, ja sogar in Deutschland (Frühjahr


1920) gemacht hat, scheint man keine Schlüsse gezogen zu haben. Wenigstens


geht das aus dem Stabilisierungsplan hervor, den die Regierung noch am 14.


November d. J. nach Paris schickte und worin es im Absatz 8 heißt: „Sobald


durch die Stützungsaktion der Kurs der Mark soweit gebessert ist.“ [Auch Cuno über-


nimmt dieses Programm seines Vorgängers. 24.11. 22.] Der Kurs der Mark soll also „ge-


bessert“ werden. Das heißt, unter Stabilisierung versteht unsere Regierung ein-


fach eine Deflation. Das geht auch daraus hervor, daß in dem Stabilisierungsplan


keine Grenze für die „Besserung“ angegeben wird. Die „Besserung“ soll wahr-


scheinlich bis auf pari gebracht werden. Und das ist auch verständlich. Denn 


wer den Kursrückgang des Dollars als eine Besserung des Markkurses be-


trachtet, der wird von solcher „Besserung“ nie genug haben.


Die Stützungsaktionen, die in den Vereinigten Staaten für den Dollar betrieben


worden sind, haben den Kurs des Dollars so „gebessert“, daß dort an 6 Millionen


Arbeitslose gezählt wurden. In England brachte die Stützungsaktion zugunsten


des Sterling es „nur“ auf zwei Millionen Arbeitslose. In der Tschechoslowakei


wird, wie es scheint, bewußt die Stützungsaktion zum Besten der Krone 
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mit dem Hintergedanken betrieben, damit die im Gefolge dieser Stützungsaktion


erwartete Industriekrise die deutschen Arbeiter zur Auswanderung zwingt. Die


Notenpolitik im Dienste des finstersten Nationalismus.


Wir sind also noch durchaus nicht vor Stützungsaktionen, Preisabbau und den


durch ihn bewirkten Krisen gesichert. Die Gewerkschaften werden zu dieser


Frage entschiedene Stellung nehmen müssen. Der Preisabbau hat sich als Mittel


zur Sprengung der Arbeiterorganisationen, zur Lähmung des Befreiungskampfes


ganz abgezeichnet „bewährt“. Darum lasse ich hier in der Übersetzung die


Schrift folgen, die ich 1898 gegen die damals in Argentinien betriebene


Preisabbaupolitik veröffentlichte. Nach meinen Vorschlägen wurde zwei Jahre


später das Währungsgesetz revidiert. Es verlief dann alles aufs Haar, wie es in


meiner Schrift vorgesehen war.


Erklärungen über den Ursprung dieser Schrift:


Im Jahre 1885 wurden in Argentinien neue, auf Gold lautende Banknoten in


den Verkehr gebracht und als einziges gesetzliches Zahlungsmittel erklärt. Das


Gold dazu (die sogenannte Deckung) war durch eine auswärtige Anleihe


beschafft worden. Die wirtschaftliche Entwicklung machte jedoch die


Aufrechterhaltung dieser Goldwährung unmöglich, und nach ganz kurzer Zeit


wurde die Einlösung der Banknoten eingestellt. Damals (1885) waren die


Goldfelder Afrikas noch nicht entdeckt, und die Preise der argentinischen


Landeserzeugnisse standen unter dem Drucke, der sich seit der Ausbreitung der


Goldwährung auf der ganzen Welt bemerkbar gemacht hatte. Mit dem früheren


Papiergeld (moneda corriente), das nach den „soft money“-Grundsätzen (nicht


hartes, dem Wucher dienendes, sondern „weiches“ Geld) verwaltet worden war,


hatte das ständig wachsende Goldagio das stetige Zurückgehen der


Weltmarktpreise vom argentinischen Bauer und Viehzüchter abgewendet. Trotz


sinkender Weltmarktpreise stiegen sogar die Preise in argentinischer Währung,


und die Hypothekenschuldner, Pächter, Wechselschuldner konnten ihren


Verpflichtungen nachkommen, während in anderen (Goldwährungs-) Ländern die


Landwirte und Gewerbetreibenden in kläglichen Tönen die Staatshilfe anrufen


mußten. (Not der Landwirtschaft.)


Mit der oben erwähnten Einführung der Goldwährung in Argentinien wurde der


Weltmarktpreis auch unmittelbar Landespreis für die argentinische Wirtschaft, der


ständige Rückgang dieser Weltmarktspreise übertrug sich von nun an ohne den


Puffer des Agios auf die argentinischen Märkte und schuf damit dort die gleiche


Notlage, unter der die werbende, schaffende Klasse Europas litt. Er lähmte die


auf schnelles Wachstum eingestellte argentinische 
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Wirtschaft; die Auswanderung überwog die Einwanderung, zahllose Bankrotte


unterwühlten den Kredit der Kaufmannschaft und auch den der Regierung. Die


verheerende Krise führte zu einer ständig wachsenden Unterbilanz im


Staatshaushalt, die man in den ausländischen Kapitalistenkreisen liederlicher


Staatsverwaltung zuschrieb. Hätte man dort diese Unterbilanz auf ihre wahre


Ursache – die Goldwährung – zurückgeführt, so hätte das dieser Hochburg der


Kapitalisten sehr leicht zum Verhängnis werden können. Argentinien wurde der


Kredit gesperrt, und das zwang nun die in Zahlungsschwierigkeiten befindliche


Regierung, die Notenpresse wieder nach alter Weise arbeiten zu lassen. (1886).


Mit den damit in den Verkehr gelangenden Papiergeldmassen gingen die


Warenpreise in die Höhe, die verschuldeten Klassen bekamen wieder Luft, die


Wirtschaft entwickelte sich freier, die Einwanderung nahm gewaltigen Umfang


an, die Unterbilanz im Staatshaushalt verschwand. Man wäre zufrieden gewe-


sen, wenn nicht das Goldaufgeld und namentlich das, jede genaue


Kostenberechnung unmöglich machende Börsenspiel (Agiotage) gewesen wäre.


Man schämte sich dieses Agios, wie man sich alter Schulden schämt. Man war


ganz allgemein der Ansicht, daß das Papiergeld ein Schuldschein des Landes


sei, den man unter allen Umständen, und erst recht, wenn die Möglichkeit sich


dazu bietet, einlösen muß. Und der blühende Stand der Volkswirtschaft (Folge


des Goldagios, dessen man sich schämte) bot solche Möglichkeit. Der Kredit


Argentiniens hatte sich in Europa, dank der gewaltig gestiegenen Erzeugung und


trotz dem Goldagio wieder befestigt. Also beschloß man, den Schönheitsfehler


der Volkswirtschaft auszumerzen und durch eine Reihe von Maßnahmen das


Agio „abzubauen“ – genau wie es heute in Deutschland Finanzminister, Bauern,


Fabrikbesitzer gibt, die auf den Abbau der Preise drängen. In der Hauptsache


bestanden diese Maßnahmen darin, daß man besondere Steuern (Steuern auf


Hüte, Seife, Öl usw., sowie Ausfuhrzölle) erhob, deren Ertrag der Notenbank in


Form ihrer eigenen Noten übergeben und dort verbrannt wurde, so den


Geldumlauf vermindernd.


Gegen diese Politik wurde kein Widerspruch erhoben. Das ganze Volk jubelte.


Jeder rechnete den Vermögenszuwachs aus, der ihm persönlich dadurch zu-


fallen mußte, wenn das Goldagio von 250 nach und nach auf Null fallen würde.


Das in Bargeld und in Geldforderungen angelegte Vermögen mußte sich ja so


verdoppeln, verdreifachen – gerade wie die Zeichner der letzten Kriegsanleihe


ausrechneten, daß sie für diese Papiere, die sie für den Erlös der zu


Kriegspreisen verkauften Kühe und Schweine erstanden, nachher zu


Friedenspreisen die doppelte und dreifache Anzahl Kühe würden kaufen können!
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Die einzige Schrift, die den Widersinn solcher Währungspolitik dem Volke klar


zu machen suchte, war und blieb meine hier in der Übersetzung vorliegende


Schrift: La cuestion monetaria argentina.


Den unmittelbaren Anstoß zu der Schrift gab die Sorge um meine eigenen


Unternehmungen. Ich betrieb neben einem Einfuhrgeschäft noch eine Fabrik für


Pappschachteln, mit denen ich die argentinischen Fabriken versorgte. Ich wußte,


daß, wenn die eingeschlagene Währungspolitik längere Zeit andauerte, die


argentinische Industrie und damit auch meine Schachtelfabrik zur Untätigkeit ver-


urteilt sein würde. Ich wollte wissen, wie tief der Goldwahn in den Köpfen der


argentinischen Parlamentarier und Kaufleute sitze; ob die Hoffnung begründet


sei, daß man bald, durch Schaden klug gemacht, die Währungsgesetze wider-


rufen würde. Das war 1898.


Ich schickte meine Schrift an alle Senatoren und Abgeordneten, an die Presse,


an alle, die sich zur Währungsfrage öffentlich geäußert hatten, an alle Banken,


an viele Kaufleute und Unternehmer. Der Erfolg war kläglich. So wartete ich nicht


lange, sondern veräußerte die Fabrik mit erträglichem Schaden. Später erfuhr


ich, daß meine Maschinen, wegen der nun ausbrechenden Krise, niemals von


den Erwerbern aufgestellt worden sind. Ein Jahr später stand die gesamte


Industrie einfach still. 40 000 Arbeitslose machten eine Kundgebung vor dem


Regierungsgebäude, verlangten eine geordnete Verwaltung und eine schärfere
Anwendung der auf Preisabbau gerichteten Gesetze!!!


Nun kehrte ich (1900) nach Deutschland zurück. Mittlerweile waren doch viele


durch die Tatsachen darüber belehrt worden, daß die auf Preisabbau gerichteten


Währungsgesetze wohl die wahre Ursache der Krise seien, und nicht die


gespannten Beziehungen zu Chile, die man bis dahin als Grund der Erscheinung


ansah. Die auf den Preisabbau gerichteten Währungsgesetze wurden also wider-


rufen und neue Gesetze erlassen, die sich mit den Vorschlägen deckten, die ich


in der Schrift „La cuestion monetaria argentina“ gemacht hatte. Bis zu dieser


Währungsreform lagen zwei Drittel der gesamten Notenausgabe (200 von 300


Millionen Pesos) brach in den Banken! Niemand im Handel, in der Industrie oder


Landwirtschaft hatte Verwendung für dieses Geld, nicht einmal zinslos hätte man


das Geld nützlich anlegen können. Für hinterlegte Gelder zahlten die Banken
keinen Zins! Als die Abbaupolitik preisgegeben wurde, kehrten die Gelder schnell


in den Verkehr zurück. Der große Aufschwung Argentiniens setzte mit der


Währungsreform ein, und ich hatte die Genugtuung, daß die Dinge so verliefen,


wie ich sie in meiner Schrift voraussagte, daß sogar meine Berechnungen der


Einkünfte 
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die die Konversationskasse von diesem Aufschwung erwarten durfte (Seite 84,


85) fast aufs Haar in Zeit und Höhe mit der Wirklichkeit übereinstimmten. 


Restlos alles, was in dieser Schrift gesagt ist, kann nun auf die deutschen
Zustände angewandt werden, und zwar sowohl privatwirtschaftlich wie auch
volkswirtschaftlich.


Wenn ich in der „Cuestion monetaria” keine weitergehenden Forderungen an


die öffentliche Geldverwaltung stellte, als die Festigung der Landeswährung in


ihrem Verhältnis zur Goldwährung, so lag das daran, daß solche Forderungen


wie „Freigeld“ und „absolute Währung“ ganz und gar nicht verstanden worden


wären, wie ja auch vor dem Kriege in Deutschland nur kleine, meist sozialisti-


sche Kreise Verständnis für meine Forderungen zeigten. Wenn es heute schon


wesentlich anders ist, so ist das auf den großen Starstecher „Professor Not“


zurückzuführen.


Hier folgt nunmehr der ins Deutsche übertragene Wortlaut meiner vorerwähn-


ten Schrift von 1898:


La cuestion monetaria argentina.


(Die argentinische Währungsfrage).
(Einige hinzugefügte Fußnoten und Einschaltungen ergeben sich aus dem Zwecke der


mit der Wiedergabe dieser Schrift verfolgt wird, und aus den gegenwärtigen deutschen


Zuständen.)


Das Gesetz begünstigt den Abbau der Preise [In dieser Schrift sind je nach dem


Zusammenhang die Ausdrücke: Geldknappheit, Geldverteuerung, Hebung des Geldwertes usw.


angewandt, daneben: Abbau der Preise, Senkung der Warenpreise, allgemeiner Preisrückgang usw.


– Alle diese Ausdrücke bezeichnen den gleichen Vorgang: d.h., Hebung des Geldwertes ist gleichbe-
deutend mit: Senkung der Warenpreise, wobei der Ausdruck „Ware“ im weitesten Sinne gedacht ist,


dazu gehören Ländereien, Löhne, Leistungen jeder Art.]. Die Gesetze über Notenausgabe


gestatten der Regierung nicht, das Geldangebot der wachsenden Nachfrage


anzupassen; im Gegenteil, jene Gesetze bestimmen, daß ein Teil der staatlichen


Geldeinnahme zurückgezogen und verbrannt werde, in der offenkundigen


Absicht, dadurch die Warenpreise abzubauen, den Wert des Geldes zu heben,


und in der Erwartung, daß mit der Zeit das Peso-Nationalgeld seinen ursprüng-


lichen Preis, etwa das Dreifache des gegenwärtigen Standes, zurückerlangt.


Da jene Gesetze schon einige Jahre in Kraft sind, dürfen wir uns nicht wun-


dern, daß ihre Wirkung fühlbar zu werden beginnt. Das Peso-Nationalgeld,


„Wertmesser“ und Tauschmittel des argentinischen Handels, die Grundlage aller


Kapitalunternehmungen, beginnt ernstlich knapp zu werden und im Werte zu


steigen. Der Maßstab für alle Werte wächst, schwillt, erweitert sich. Und es 
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kann folgerichtig auch nicht anders kommen, wenn einerseits, mit dem


Anwachsen der Bevölkerung, der Bedarf an Geld zunimmt, während anderseits


das Geldangebot künstlich beschränkt wird. Es ist die notwendige und ange-


strebte Wirkung der jetzigen Geldpolitik.


Das Geld steigt im Werte und wird zweifellos mit der Zeit noch weiter steigen.


Solange die gegenwärtigen Gesetze über Notenausgabe bestehen bleiben, wird


der Wert des Peso-Nationalgeld schrittweise weiter steigen, ganz übereinstim-


mend mit dem, was bei Erlaß jener Gesetze bezweckt wurde.


Was aber haben wir von dieser Wertsteigerung des Geldes zu erwarten?


Antwort: den allgemeinen Preissturz.
Mit der Hebung des Pesos müssen, im genauen Verhältnis dazu, die Preise


aller übrigen Werte sinken.


Verdoppeln wir die Länge des Meterstabes, so wird die Länge aller mit ihm


gemessenen Dinge um die Hälfte verkleinert, und da das Geld Maßstab für alle


übrigen Werte ist, so gibt es keine Handelsware, die sich dem vom Anwachsen


ihres Maßstabes, des Geldes, erzeugten Preissturz entziehen kann.


Die Waren im allgemeinen, die Mieten, Ländereien, Arbeitslöhne, Aktien von


gewerblichen Unternehmungen, alles, alles ohne Ausnahme wird erdrückt durch


das steigende Gewicht des Peso-Nationalgeld.


Mit dem allgemeinen Sinken der Warenpreise muß auch der Goldpreis herun-


tergehen, denn auch Gold ist Ware, und kein Wertgegenstand kann sich dem


durch die Geldknappheit bewirkten Preisrückgang entziehen. Der Rückgang des


Goldpreises wird unmittelbar die staatlichen Zolleinnahmen verringern, und falls


die Regierung die Verwaltungskosten nicht vermindert, indem sie die Gehälter


ihrer Beamten dem neuen Wertmaßstab anpaßt, so wird der jährliche Fehlbetrag


im Staatshaushalt sich im genauen Verhältnis zur Wertsteigerung des Geldes


erhöhen.


Auch die innerstaatlichen Abgaben, Patentgebühren usw. werden dem neuen


Stand anzupassen sein. Die Tarife der verschiedenen, staatlich beherrschten


Unternehmungen: Eisenbahnen, Straßenbahnen, Standdroschken, Post und


Telegraph, Gas- und Wasserwerke – alles muß berichtigt werden.


Die Kaufleute müssen alle ihre Berechnungen berichtigen, ebenso die


Gewerbetreibenden und die Landwirte.


Und diese ganze gewaltige Arbeit wird fast täglich neu gemacht werden müs-


sen, nämlich so oft die Nachfrage nach Geld sich wieder um einen Punkt höher


stellt als das Angebot.


Alle Preise werden nur Tagesgültigkeit haben.


Und welchen vernünftigen Zweck kann diese Geldpolitik haben, die in das


Handelsgetriebe Wirrnis trägt und nicht nur der Volkswirtschaft unberechenbaren


Schaden zufügt, sondern auch den 
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Gebräuchen und sogar den sittlichen Anschauungen des Volkes? Denn da, wo


die Grundlage für eine gesunde Entfaltung des Handels fehlt, wo das Geld der


notwendigen Wertbeständigkeit ermangelt, wo alle Preise stetem Wandel unter-


liegen, dort wird der Handelsstand allzusehr geneigt sein, sich auf zweifelhafte


Unternehmungen aller Art einzulassen – und die bis dahin maßgebend ge-


wesenen Ehrbegriffe werden Schaden leiden.


Wären diese mit Zahlen zu messenden Schwierigkeiten die einzigen oder die


größten, die wir von der Geldknappheit zu fürchten haben, so würden sie kaum


genügt haben, um einen Geschäftsmann zu bestimmen, zum Wohle der


Allgemeinheit die Feder zu ergreifen.


Sehen wir deshalb zu, was uns die Geschichte hinsichtlich der Geldknappheit,


d.h. des allgemeinen Preisrückganges, lehrt.


Geschichtliche Tatsachen.
Die Geschichte lehrt uns folgendes: Während der ganzen Dauer des


Mittelalters zeigt sich eine erstaunliche und außergewöhnliche Stockung in der


Entwicklung von Handel und Gewerbe, sowie im allgemeinen Fortschritt, eine


geistige Schlaffheit bei den verschiedenen Völkern. Diese Erscheinungen fallen


zusammen mit einer ständig wachsenden Geldknappheit (einer Verteuerung des


Geldes, einem Abbau der Preise), und umgekehrt ist der mit der Entdeckung


Amerikas eintretende Wandel in jenen Erscheinungen zurückzuführen auf die


dann einsetzende Geldvermehrung und die damit auftretende allgemeine


Preissteigerung. Dieser Wandel läßt sich mit der bloßen Entdeckung eines neuen


Weltteils nicht erklären, denn Amerika erzeugte damals – mit alleiniger


Ausnahme des Goldes – nichts von dem, was nicht auch die schon vorher


bekannten Weltteile aufwiesen: es lieferte weder besondere Menschen, noch


Gedanken, noch nutzbare Stoffe.


Die hin- und herfahrenden Schiffe brachten aus Europa – Soldaten, und als


Rückfracht Gold, Geld.


Und die zauberhaften Wirkungen dieses Goldes können wir auch nicht seinen


stofflichen, metallischen Eigenschaften zuschreiben, denn, als Geld gebraucht,


hat das Gold keine Gelegenheit, diese Wirkungen zu entwickeln.


In seiner Geldeigenschaft hat das Gold nur eine wirksame Eigenschaft: seinen


Preis. Und dieser Preis ist nicht abhängig von Gewicht, Geruch oder chemischen


Verwandschaften des Goldes, sondern von Angebot und Nachfrage nach Geld;


das Angebot von Geld dargestellt durch die am Markte erscheinende Geld-


menge, die Nachfrage nach Geld durch Menge und Beschaffenheit der zum


Verkauf angebotenen Waren.
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Insofern also ein ursächlicher Zusammenhang besteht zwischen dem in Amerika


gefundenen Gold und dem bei seiner Einführung nach Europa entstandenen


Aufschwung, müssen wir diese Wirkung dem Einflusse zuschreiben, den jenes


Gold auf die Preise ausübte.


Vom Ausgange des 18. Jahrhunderts an wurde das Geld wieder knapper (wie


im Mittelalter), und während der ganzen Dauer dieses allgemeinen Abbaues der


Preise sehen wir nichts als eine Aufeinanderfolge wirtschaftlicher Stockungen,


vor arbeitslosen Zeiten, von staatlichen Umwälzungen.


Und als wiederum Handel und Gewerbe einen Aufschwung nahmen, die öffent-


lichen Einrichtungen, die allgemeine Lebensführung aufblühten, der Reichtum


sich entfaltete, war dies unmittelbar zurückzuführen auf die Goldschätze, die die


kalifornischen Bergwerke den dorthin strömenden Abenteurern lieferten, auf den


dadurch entstehenden reichlichen Geldumlauf, auf die überall steigenden Preise.


Als im Jahre 1872 Deutschland zur Entmünzung des Silbers schritt und eine


Anzahl anderer Staaten seinem Beispiel folgen mußte, um die Stetigkeit des


Auslandskurses sicherzustellen, sanken die Preise schrittweise als Folge jener


künstlichen Beschränkung von Vorrat und Angebot des Geldes, und von jenem


Zeitpunkt sprach man in Europa nur noch von Wirtschaftsstockungen,


Zahlungseinstellungen, Geschäftsauflösungen. Tausende von Arbeitern wurden


brotlos, und alle Welt wunderte sich über die Unzahl von Landstreichern.


Die höchste Blütezeit der Vereinigten Staaten Nordamerikas fiel zusammen mit


den hohen Preisen, die von der Ausgabe der sogenannten Greenbacks, in


Verbindung mit der freien Silberprägung herrührten. Als dann die Sicherung


eines steten Auslandskurses es nötig machte, die Greenbacks zu verbrennen


und die Entmünzung des Silbers anzuordnen, brach eine fürchterliche und jetzt


(1898) noch andauernde Krise aus.


Die in Europa nach der Entmünzung des Silbers beobachteten Erscheinungen


wiederholten sich in den Vereinigten Staaten: Geldknappheit, Preissturz, Krise,


Zahlungseinstellungen, Arbeitsmangel, Landstreicher.


Diese Tatsachen sind wissenschaftlich festgestellt und jedem wohl bekannt, der


sich mit den Geldfragen befaßt; auf sie stützen sich die Doppelwährungsfreunde


bei Verteidigung des Bimetallismus, und die Verteidiger des Goldes waren nicht


imstande, sie zu entkräften, trotz aller Mühe, die sie sich mit der Beweisführung


für ihre Behauptungen geben.


Im übrigen ist es wohlbekannt, daß in Europa wie in den Vereinigten Staaten


der geringste Preisrückgang, die geringste Geldverteuerung, die sich bemerkbar


machte, sogleich den Markt 
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beunruhigte, weil man darin den Vorläufer und Herold eines schrecklichen


Feindes erblickt: die „Krise“.


Im Gegensatz dazu herrscht allgemeine Freude, sprechen alle von guten


Zeiten, wenn die Preise steigen, oder wenn sie Wenigstens nicht zurückgehen.


Geldknappheit und Wirtschaftsstockung bedeuten auf jenen Märkten dasselbe.


Es ist also eine nicht mehr bestrittene Tatsache, mit der man zu rechnen hat,


daß Geldknappheit stets eine Krise im Gefolge hatte; es ist von allen


Volkswirtschaftlern anerkannt, daß die Verteuerung, die Wertsteigerung des


Geldes, d.h. also der allgemeine Preisrückgang der Waren und die


Wirtschaftsstockungen, so eng miteinander verknüpft sind, daß da ein not-


wendiger, unerbittlicher, ursächlicher Zusammenhang bestehen muß.


Und finden wir jene innige Verbindung zwischen Geldknappheit und


Wirtschaftsstockung nicht verstärkt durch das, was wir jetzt auch hier bei uns


beobachten, und durch das, was in unserer Nachbarrepublik Chile vor sich geht?


Hier wie in Chile eine Geldpolitik, die die Geldknappheit begünstigt; hier, wie in


Chile die gleiche lahmgelegte Entwicklung von Handel und Gewerbe. Hier wie in


Chile allgemeiner Preisrückgang, hier wie in Chile wirtschaftliche Stockung,


Krise. Und sogar der Gradunterschied, den wir in der Stärke der


Wirtschaftsstockungen zwischen hier und dort beobachten, erklärt sich durch den


Unterschied in der Tatkraft, die bei uns und die in Chile mit dem Ziele der


Geldbestandsverringerung entfaltet wird.


In Chile durchgreifende Gesetze, starke Kraftanspannung zum Erzielen einer


Wertsteigerung des Geldes, einer Senkung der Warenpreise; in Chile eine ent-


sprechend heftige und tiefgehende Krise.


Hier in Argentinien schwächlichere Gesetze, geringe Kräfteentfaltung, und im


Verhältnis dazu auch eine weniger augenscheinliche, weniger verwüstende


Krise.


Wie soll man, angesichts so klarer Beweise, eine Geldpolitik kennzeichnen, die


künstlich das begünstigt, was die Geschichte verurteilt, die anbetet, wo man ver-


brennen, die verbrennt, wo man anbeten muß? Wir erstreben das, was überall


als Verkünder und Begleiter der Wirtschaftskrisen angesehen wird. Wir begünsti-


gen den allgemeinen Preisrückgang, der an allen Börsen den Warnungsruf, das


Anzeichen der Krise bedeutet.


Oft genug hört man es hier aussprechen, daß hierzulande die wirtschaftlichen


Maßnahmen genau das Gegenteil von dem bewirken, was man von ihnen er-


wartete, daß die wirtschaftlichen Gesetze, streng und unerbittlich in anderen


Ländern, bei uns an
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dere Wirkungen auslösen angesichts des noch unausgebeuteten Reichtums der


Republik.


Die Aufklärung des sich ergebenden Widerspruchs müssen wir aber nicht darin


suchen, daß sich die wirtschaftlichen Gesetze zugunsten unserer Republik ge-


ändert haben, sondern darin, daß unser prüfender Verstand auf Irrwege geriet –


es liegt eine Augentäuschung vor. Wäre unser gesunder Menschenverstand von 


seiner geraden Richtung nicht abgelenkt worden durch die wirtschaftlichen


Trugschlüsse, mit denen die Volkssprache noch durchsetzt ist, so würden wir


zwischen den wirtschaftlichen Gesetzen und ihren Wirkungen keinen


Widerspruch gefunden haben; wir würden im Gegenteil vorausgesehen haben,


daß alles, was schon eingetreten ist und noch eintritt, notwendigerweise kommen


mußte.


„Das Geld verteuert sich, die Preise (sagt man) werden abgebaut – und trotz-


dem sehen wir nichts von dem Glückszustand, den doch ein so hoffnungerregen-


der Vorgang nach sich ziehen müßte!“


Ist nun aber die Erwartung berechtigt, daß der Abbau der Preise einen


Glückszustand hervorzurufen geeignet ist?


Wo hat man denn jemals den Volkswohlstand aus einem allgemeinen


Rückgang der Warenpreise entstehen sehen? Wann ist jemals die Geldknappheit


von einem Aufschwung des Handels und der Industrie begleitet gewesen?


Wenn also die Dinge sich im Gegensatz zu unseren Erwartungen entwickeln,


so liegt es nicht daran, daß die wirtschaftlichen Gesetze vor der Unermeßlichkeit


der Pampa sich beugen, sondern daran, daß wir „Birnen von der Ulme pflücken“


wollen. Unsere Augen sind schlecht, wir sind blind, – das ist das einzige


Widersprechende, was sich hierzulande in bezug auf wirtschaftliche Gesetze


ergibt.


In keinem Lande der Welt genießt das, was den Welthandel fördert, einen so


weitgehenden Schutz wie in England, und den Beweis dafür sehen wir darin, daß


Großbritannien heute das einzige Land ist, das am Freihandel festgehalten hat.


Als wirksamstes Mittel zur Förderung des Welthandels erkennt man in England


die Stetigkeit der Wechselkurse, und dort ist die Rücksicht auf dieses wichtigste


aller wirtschaftlichen Erfordernisse der Leitstern für die ganze Geldpolitik.


Befindet sich indessen die englische Regierung einmal in der Zwangslage, ent-


weder einen Abbau der Preise vorzunehmen oder die Stetigkeit der Kurse opfern


zu müssen, so wählt sie das Letztere. Beweis dafür ist die nachstehende


Auslassung, gerichtet von der Indischen Regierung an das Englische Schatzamt,


als Berichterstattung darüber, ob es angezeigt wäre, dem nordameri-
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kanischen und französischen Verlangen nach Wiederzulassung der freien


Silberausprägung durch die Indische Münze zuzustimmen. Dieses Schriftstück


besagt unter anderem wörtlich Folgendes:


„Alles, was hier gesagt wurde über den Erfolg oder Mißerfolg eines


Abkommens, war völlig unabhängig von dem durch Frankreich und die


Vereinigten Staaten vorgetragenen Tauschverhältnis. Die von uns gegen jenes


Abkommen vorgebrachten Gründe behalten ihre Bedeutung, wie immer das


Tauschverhältnis sei, auf das man sich einigt, doch müssen wir hinzufügen, daß


unsere Befürchtungen sehr verstärkt wurden durch die Höhe des vorge-


schlagenen Tauschverhältnisses, nämlich 15 1/2 zu 1.


Nach unserer Auffassung sind die Schwierigkeiten, zu einem Übereinkommen


zu gelangen, ganz bedeutend dadurch vermehrt worden, daß ein so stark vom


gegenwärtigen Preis abweichendes Tauschverhältnis vorgeschlagen wurde.


Selbst wenn sich dieses Tauschverhältnis aufrecht erhalten ließe, müßten wir, 


um Indien vor Schaden zu schützen, dagegen Einspruch erheben und Ew. Exz.


empfehlen, in keiner Weise dahin zu wirken, daß ein Abkommen auf Grund jenes


Tauschverhältnisses abgeschlossen werde.


Wir machten bereits darauf aufmerksam, daß als erste Wirkung des vorge-


schlagenen Abkommens die Verteuerung der Rupie sofortige Verwirrung in den


Gang von Handel und Industrie bringen und sich eine sehr schwere Stockung


ergeben würde, wenn die Steigerung von 15 oder 16 auf 23 Pence sich erhöhen


sollte.


Zweifellos würden infolgedessen verschiedene Zweige des indischen


Ausfuhrhandels und damit zusammenhängender Industrien, in denen große


europäische Kapitalien stecken, stark leiden, wenigstens zeitweilig.


Diese wirtschaftliche Störung kann längere oder kürzere Zeit anhalten, doch


wird von sachverständiger Seite versichert, daß eine so starke und plötzliche


Verteuerung dauernden Einfluß ausüben und den Handel Indiens in seinen


Grundlagen erschüttern würde. Wie es sich aber auch hiermit verhalten mag, wir


bestehen auf unserer Meinung, daß alle auf Sicherung eines steten


Tauschverhältnisses zwischen Gold und Silber gerichteten Maßnahmen sich 


stützen müssen auf ein nur wenig von 16 Pence für die Rupie abweichende


Verhältnis; jede auf eine darüber hinausgehende Verteuerung der Rupie ge-


richtete Maßnahme würde große Gefahren ohne entsprechende Vorteile mit sich


bringen.


Ew. Exz. werden bemerken, daß wir den Vorteilen keine große Bedeutung 


beilegen, die in Linie 5 des Telegramms 
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von einer so erheblichen Verteuerung unseres Geldes abgeleitet werden; wir


halten im Gegenteil den Schaden für weit erheblicher.


Es mag sein, daß die Schwierigkeiten, mit denen wir seit vielen Jahren 


kämpfen, um die stetig wachsende Summe von Rupien zusammenbringen, die


zur Deckung unserer in Gold zahlbaren Verpflichtungen nötig sind, uns alles das


übertrieben vorteilhaft erscheinen lassen, was jene Schwierigkeiten zu mindern


beitragen kann. Wir leugnen nicht, daß die Staatseinnahmen mit einer so weit-


gehenden Verteuerung der Rupie bedeutend wachsen werden.


Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß anderseits die Staatseinnahmen 


in mancher Weise infolge jener Verteuerung leiden würden. Dies würde die


Gewinne der Staatskasse mindern – und diese Gewinne stellen ungefähr den


einzigen Vorteil dar, den wir als Regierung von den vorgeschlagenen Reformen


erwarten können. Der zu erwartende allgemeine Preisrückgang würde 


schädigend auf unsere Einnahmen einwirken, und ebenso auf die Lage der


Bodenbebauer des Landes.


In erster Linie ist die Grundsteuer zu nennen, die im Laufe der jüngsten 10 –


15 Jahre einem großen Teile des Landes auferlegt wurde. Der Preis der


Bodenerzeugnisse bildet den Maßstab für jene Steuer. Sinkt dieser Preis, so wird


die Last schwerer; ist der Preisrückgang erheblich, so entsteht ein Mißverhältnis


zwischen dem Ernteerlös und der auf ihm ruhenden Last – und dies würde das


Wohlbefinden der ländlichen Bevölkerung ungünstig beeinflussen.


Die mit einer neuen Einschätzung verknüpfte Arbeit ist groß, und mehrere


Jahre würden wahrscheinlich nötig sein, um sie zu beenden. Und wenn sie dann


beendigt wäre, würde ein großer Teil des Gewinnes verschwinden, den die


Regierung von der vorgeschlagenen Verteuerung erwartet.


Ebenso würde es mit den Einnahmen aus unseren Eisenbahnen gehen, die


gegenwärtig einen erheblichen Teil unserer Einkünfte ausmachen. Diese hängen


z.T. von der Ausfuhr ab, und der die Ausfuhr treffende Schlag würde unmittelbar


den Voranschlag unserer Eisenbahnen beeinflussen.


Wir empfehlen aus diesen Gründen, auf die Anfrage der Regierungen


Frankreichs und der Vereinigten Staaten ablehnend zu antworten.“


Simla, 16. September 1897.


Dies ist die Meinung, die man in Indien über die Wirkungen einer Verteuerung


des Geldes hat. Und man beachte 
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wohl, daß es sich dort lediglich um eine Erhöhung des Geldpreises von 16 auf


23 handelt, während hier davon gesprochen wird, den Papierpeso auf den Stand


des Goldpesos zu bringen, also im Verhältnis von 1 zu 3 oder von 16 auf 48!


Auch ist zu beachten, daß das mit der Verteuerung der Rupie verknüpfte Opfer


sich zum Teil ausgeglichen haben würde durch die Stetigkeit des


Auslandskurses, ein Ergebnis, dem wir mit der Verteuerung des Papiergeldes


nicht im geringsten nahekommen. Der ungeheure Vorteil eines stetigen Kurses


wiegt in der Meinung der Regierung von Britisch-Indien die Nachteile nicht auf,


die sie von einer vergleichsweise unbedeutenden Verteuerung ihres Geldes


befürchtet.


Die Geldverteuerung (das Sinken der Preise)


als gewöhnliche Ursache der Wirtschaftlichen Störungen.


Der Umstand, daß alle wirtschaftlichen Störungen immer begleitet waren von


einer Verteuerung des Geldes, also von einem allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, beweist, daß es sich hier nicht um etwas Zufälliges handelt und


fordert geradezu auf, zwischen beiden Erscheinungen den ursächlichen


Zusammenhang festzustellen.


Wir haben also noch zu untersuchen, wo die treibende Kraft steckt, die beide


Erscheinungen miteinander verbindet; wir müssen feststellen, ob der


Preisrückgang Ursache oder Wirkung der Wirtschaftsstockung, der Krise ist.


Untersuchen wir die Einzelheiten einer beliebigen Wirtschaftskrise, indem wir


ihrem Ursprunge nachgehen, so finden wir ohne weiteres, daß sie alle auf eine


einzige, gemeinsame Ursache hinweisen – auf den allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, also auf die Verteuerung des Geldes; und verfolgen wir umgekehrt


in allen Einzelheiten die Wirkungen einer Verteuerung des Geldes, so ergibt sich,


daß sie sich vollkommen decken mit dem, was wir unter dem Worte „Krise“ ver-


stehen.


Alle bei einer wirtschaftlichen Krise auftretenden Erscheinungen erweisen sich


als notwendige, verhängnisvoll notwendige Folgen des allgemeinen Rückganges


der Warenpreise, also der Verteuerung des Geldes. Läßt sich denn in der Tat


eine Wirtschaftskrise ohne Preisrückgang denken, und ein allgemeiner


Preisrückgang ohne Krise?


Wie wären die Zahlungseinstellungen und Stundungserklärungen zu begreifen,


wenn nicht die Geldverteuerung, also der allgemeine Rückgang der Warenpreise


das Gleichgewicht aufhöbe zwischen Soll und Haben der Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte usw.? Woher käme die Lahmlegung des Handels,


die Arbeitslosigkeit, wenn nicht die Geldverteuerung, d.h. der 
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allgemeine Preisrückgang der Waren das Umlaufen der Kapitalien unmöglich


machte?


Oder ist es uns vielleicht unbekannt, daß die Geldverteuerung, also der allge-


meine Rückgang der Warenpreise das „Soll“ vergrößert, das „Haben“ mindert, im


genauen Verhältnis zu jenem Preisrückgang, daß die Geld Verteuerung notwen-


digerweise den Geldumlauf hemmt?


Zweierlei Zwecken dient das Geld im Wirtschaftsgetriebe der Völker: es ist


Tauschmittel für die Waren, und es bildet die Grundlage für Kapitalüber-


tragungen. Für beide Zwecke hat das Geld nur eine wirksame Eigenschaft: 


seinen Preis; und der Preis des Geldes wird gemessen an Menge und Güte der


Waren, die man dafür erhält oder dafür hergeben muß.


Das Geld steigt im Werte (verteuert sich), wenn Menge und Güte der Waren,


die man zum Erlangen des Geldes benötigt, sich mehren; und umgekehrt ver-


billigt sich das Geld, sein Wert wird geringer, wenn ich mit wenig Ware viel Geld


kaufen kann.


Wird das Geld teurer, so sehen alle Geldschuldner ihre Schulden anwachsen,


im genauen Verhältnis zum gediegenen Geldwert Zahlenmäßig ändert sich


nichts, aber stofflich steigert sich das Gewicht der Schuld; die Opfer wachsen,


die man bringen muß, um die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen.


Verteuert sich das Geld um 5%, so steigt auch die Last der Schulden um 5%;


beträgt die Steigerung 10%, so beträgt auch die Schuldenvermehrung 10%, nicht


zahlenmäßig, aber der Last nach.


Die Gesetze über Emission und Konversion des Papierpeso-Nationalgeld stre-


ben gegenwärtig dahin, das Nationalgeld auf die Höhe seines Vorgängers, des


gemünzten Goldpesos zu heben, der heute fast das Dreifache kostet. Werden


jene Gesetze durchgeführt, so verdreifachen sich alle Schulden dem Werte nach.


Wer Geld schuldig ist, wird dreimal soviel, wie er heute tatsächlich schuldet


und wie er vielleicht empfangen hat, zurückgeben müssen.


Wieviel betragen gegenwärtig die in der Republik bestehenden schwebenden


Schulden, die in Geld eingegangenen Verpflichtungen? Wer kann das wissen?


Sind es 10, 20, 50 Tausend Millionen Pesos? Niemand weiß es.


Gesetze wurden gutgeheißen, die auf Verteuerung des Geldes hinzielen, ohne


daß auch nur der Betrag der durch diese Gesetze berührten Interessen festge-


stellt wurde. Übrigens liegt hierin nichts Befremdendes; in anderen Ländern ver-


fährt man ebenso, und dies pflegt hierzulande ein Grund zu sein, der alle


Irrtümer sowohl der Behörden wie der Einzelbürger rechtfertigt.
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Wäre es jedoch nicht recht und billig gewesen, vor dem Erlassen irgend eines


den Preis des Nationalpesos beeinflussenden Gesetzes zunächst zu untersu-


chen, auf wieviel ungefähr sich die öffentlichen und privaten Schulden belaufen,


deren tatsächlicher Wert allmählich mit dem Wert des Pesos gesetzlichen Geldes


erhöht werden soll?


Wäre es nicht verständig und billig gewesen, die Höhe jener Belänge durch


eine Ermittelung festzustellen?


So unwahrscheinlich es sein müßte, scheinen doch die Anzeichen zu bestäti-


gen, daß beim Erlassen der Gesetze über Notenausgabe nicht einmal gedacht


worden ist an die mit dem Preis des Peso-Nationalgeld verknüpften öffentlichen


und privaten Interessen. Offenbar waren die Augen der Gesetzgeber gebannt auf


die jämmerlich unbedeutenden 300 Millionen der Emission, und sie sahen nicht


die hundertfach größeren Beträge, die hinter jenen versteckt waren.


Es handelt sich jedoch hier nicht um versteckte Beziehungen. Der Schuldner


sieht und fühlt sie, und der Gläubiger, sofern er nicht an Wunder glaubt, muß sie


gleichfalls sehen und fühlen. Der Gläubiger, der von Tag zu Tag den Wert seines


Besitzes sich steigern sieht, muß wissen, daß dieser Zuwachs nicht vom Himmel


fällt, er muß wissen, daß die Wertsteigerung seines Kapitals sich auf Kosten 


seiner Schuldner vollzieht, und wenn er zartfühlig ist, so wird es sogar sein


Gewissen beschweren, daß er mehr erhält, als er gegeben hat.


Und auch der Schuldner erkennt den Unterschied im Preis des Pesos, den er


geborgt erhielt, und des Pesos, den man von ihm zurückverlangt; er erkennt ihn,


weil er verarmt, während sein Gläubiger reich wird. Der Schuldner erkennt, daß


die Geldverteuerungsgesetze ihn betrügen. Nicht mehr und nicht weniger.


Versuchen wir jetzt, uns eine Vorstellung zu machen von der Höhe der


Summen, die durch die Verteuerung des Geldes als der Grundlage der kapita-


listischen Geschäfte betroffen werden.


Rechnen wir also zusammen: die in Pesos-Nationalgeld eingegangenen


Nationalschulden, die Schulden der Provinzen und Städte, die Hypotheken-


schulden der ganzen Republik, die kapitalisierten Beträge der Miet- und


Pachtverträge, die Beamtenpensionen, den Wert aller Handelspapiere: 


Wechsel, Akzepte, Hinterlegungsurkunden, Sparkassenbücher; die einfachen


Anleihen, die laufenden Rechnungen der Kaufleute, die Anteile der stillen


Teilhaber usw. usw.


Alles dieses zusammengerechnet mag 10, 20 oder 30 Tausend Millionen


Pesos Nationalgeld ergeben. Niemand vermag uns über einen so wichtigen Teil


der Geldfrage aufzuklären, doch sind 30 Tausend Millionen Pesos nach meiner


Meinung eine geringe 
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Schätzung – dreißigtausend Millionen. Nehmen wir jedoch an, jene Schätzung


von 30 Tausend Millionen sei zu hoch, nehmen wir an, der Gesamtbetrag aller in


Nationalgeld bestehenden Verpflichtungen erreiche nur 10 Tausend Millionen, so


werden wir trotzdem staunen über die ungeheuren Interessen, die verknüpft sind


mit jenen ärmlichen 300 Millionen, die sich die Regierung versteift, allmählich auf


das Dreifache ihres gegenwärtigen Wertes zu steigern.


Zugleich mit dem Preis dieser 300 Millionen als Betrag der Notenausgabe


steigt der Preis der 10 000 Millionen an Verpflichtungen, die von Behörden wie


von Privatleuten in tausend Formen übernommen worden sind.


Indem wir allmählich den Preis der abgegebenen 300 Millionen auf das


Dreifache heben, verdreifachen wir allmählich den Preis der 10 000 Millionen,


verdreifachen wir die Last aller Schuldner zugunsten ihrer Gläubiger. Dem


Nennwerte nach ändert sich nichts, aber der Betrag von 10 Milliarden Nennwert


wird sich dem wirklichen Werte nach auf 30 Tausend Millionen erhöhen.


Die Schuldner werden Werte im Betrage von 30 Milliarden hergeben müssen,


um den erhaltenen Wert von 10 Milliarden zu bezahlen.


Mit der Verteuerung der emittierten 300 Millionen wird das Haben der Kaufleute


ganz vom Soll aufgesogen werden, die Hypothek wird das Eigentum aufzehren,


das gesamte Industrie- und Handelskapital geht vom Haben auf das Soll über,


geht über in die Hände der Gläubiger.


Zweifellos wird dies das Endergebnis sein, wenn man die Konversionsgesetze


durchführt, wenn die Konversionskasse sich bemüht, das Geldangebot künstlich


zu beschränken, indem sie das auf dem Markte so sehr nötige Geld zu Asche


verbrennt, während gleichzeitig die Bevölkerung wächst und der Handel sich bis


an die äußersten Grenzen des Freistaates ausdehnt, während also die
Nachfrage nach Geld zunimmt.


Wo bleibt da der gesunde Menschenverstand? Schliefen denn die Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte, als man jene Gesetze erließ?


In der ganzen Welt gibt es eine Geldfrage, in der ganzen Welt sucht man die


Lösung der Geldfrage in der Stetigkeit des Geldpreises, in allen Ländern, in


denen man die Geldfrage erörtert, waren es die das Teurerwerden des


Metallgeldes begleitenden wirtschaftlichen Erscheinungen, die die Allgemeinheit


dazu brachten, Stellung zur Geldfrage zu nehmen, was dann zu leidenschaft-


lichen Redekämpfen führte.
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Allgemein gilt es jetzt schon als ausgemacht, daß die Geldverteuerung unheil-


voll gewirkt hat, daß der allgemeine Rückgang der Warenpreise das Schlimmste


ist, was der Wirtschaft eines Landes zustoßen kann. Hierzulande erblickt man im


Gegensatz dazu in jenem allgemeinen Preisrückgang das zu erstrebende Ziel! In


den europäischen Ländern und in den Vereinigten Staaten wurde in mühevoller,


verwickelter Arbeit festgestellt, daß die Geldverteuerung infolge oder seit der


Entmünzung des Silbers 10 bis 15% betragen hat, und man steht dort nicht an,


zu erklären, daß diese künstliche Geldverteuerung, der entsprechend verstärkte


Druck der Schulden, das größte, jemals begangene Unrecht gewesen ist. Und


dies, wo es sich nicht um 300% wie hierzulande, sondern nur um 10 bis 15%


handelt.


Wer wird denn den Mut finden, Geld zum Begründen einer Industrie im Lande


aufzunehmen, wenn er gewärtigen muß, das Dreifache von dem zurückzahlen zu


müssen, was er erhalten hat? Und wer wird sich erkühnen, einen Miets- oder


Pachtvertrag zu unterzeichnen, wenn es bekannt ist, daß die Landesgesetze


dahin zielen, allmählich den tatsächlichen Wertinhalt des Vertrages zu verdreifa-


chen?


Liegt nicht in dieser Aussicht auf allgemeinen Rückgang der Preise, auf


Steigerung des Geldwertes mehr als genügende Erklärung für den völligen


Mangel an Belebtheit und Beginnkraft, an Unternehmungslust in allen


Gewerbskreisen, eine Erklärung dafür, daß nach einem so verheißungsvollen


Anlauf die gewerbliche und Handelsentwicklung wie mit einem Schlage er-


lahmte?


Bis hierher sprach ich nur von den mit dem Geldpreis verknüpften Belängen


des Kapitals Sehen wir jetzt zu, was im Handel, im Warentausch geschieht,


wenn das Geld dazu neigt, teurer zu werden, wenn der Handelsstand sich von


einem allgemeinen Rückgang der Warenpreise bedroht sieht.


Die treibende Kraft beim Warenaustausch ist der Gewinn.


Ich kaufe, um mit Gewinn zu verkaufen, und diese Käufe und Verkäufe sind es,


die die Waren vom Erzeuger dem Verbraucher zuführen, die die gewerbliche


Entwicklung begünstigen, Arbeit schaffen, den Reichtum des Landes mehren.


Die Arbeitsteilung, die Hauptschöpferin alles Reichtums, ist abhängig von der


Möglichkeit des Austausches der Erzeugnisse.


Unterbricht man den Warenaustausch, so ist auch die Arbeitsteilung unter-


brochen, – die Gewerbetreibenden schließen ihre Werkstätten, die Arbeiter sind


brotlos.
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Und jene Unterbrechung des Warenaustausches ist notwendige, schicksals-


schwer notwendige Folge der Gesetze, die die Geldverteuerung, den allgemei-


nen Rückgang der Warenpreise begünstigen, denn solange jene Gesetze gelten,


ist ein Gewinn unmöglich, und die treibende Kraft der Volkswirtschaft erlahmt.
Der Kaufmann hört auf zu kaufen, wenn der Rückgang der Warenpreise ihn


zwingt, mit Verlust zu verkaufen, und diese Verluste werden unvermeidlich,


solange die Neigung zur Preissenkung anhält, solange das Geld teurer wird! In


der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, verschlingt der durch die


Geldverteuerung bewirkte Rückgang der Warenpreise allen Gewinn, der sich


beim Verkauf erwarten ließ. Ebenso unmöglich, wie daß das Wasser sich fluß-


aufwärts bewegt, ist die kaufmännische Betätigung, solange die Steigerung des


Geldpreises andauert. Wer anders aber als der Kaufmann soll die Waren ihrer


Bestimmung zuführen?


Der Kaufmann unterbricht den Gütertausch, weil die Warenpreise sinken, weil


das Geld teurer wird. Der Kaufmann kann nicht Waren kaufen, die im Preise 


sinken, deren Verkauf nicht mit Überschuß den Einstandspreis deckt. Das Geld


wird teurer, die Warenpreise sinken, die Waren werden zu geringem Preis ver-


kauft und neigen dazu, sich noch weiter zu verbilligen – aber niemand will sie.


Die Geldverteuerung führt dazu, daß alle Waren mißachtet werden. Der scharf-


blickende Kaufmann löst seine Geschäfte, und der Gewerbetreibende folgt sei-


nem Beispiel. Wozu denn auch arbeiten, Geld anlegen in Arbeitslöhnen und


Rohstoffen, wenn das im Werte sinkende Erzeugnis die Erzeugungskosten nicht


deckt?


Solange wir eine weitere Geldverteuerung zu erwarten haben, besteht die


beste Art, Vorteil von unserem Vermögen zu ziehen, darin, die Fabriken zu


schließen, die Maschinen ins Ausland zu schaffen, die Arbeiter zu entlassen, alle


Werte in gesetzlichem Gelde anzulegen und dieses Geld aufzuheben. Denn dort


im Kasten nimmt das Geld allmählich an Wert zu, es verdreifacht sich, ohne per-


sönliches Zutun, ohne Arbeit und Verlustgefahr, ohne Kopfzerbrechen.


Wo gibt es ein Industriekapital, das, selbst in guten Zeiten, gleiche Gewinne


abwirft? Wo gibt es ein Geschäft, das hinsichtlich des Reinertrages mit einer so


überaus einfachen Anlage wetteifern kann?


Solange das Geld danach neigt, sich zu verteuern, ist das Brachlegen des


Kapitals das einzige Geschäft, das nicht zum Bankrott führt.
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Bemerkung. Was den Kapitalisten berührt, ist nicht der Nennwert einer Summe. Der


Pfundsterling-Millionär hat keinen Grund, den tausendfachen Reis-Millionär zu beneiden.


Der tatsächliche Wert ist es, der den Maßstab abgibt, und wenn die Kapitalisten einen


greifbaren Gewinn erzielen, was kümmert es sie dann, daß sie am Nennwert verlieren?


Es wäre deshalb durchaus nichts Seltsames, wenn die Inhaber von Cedulas, Akzepten,


Wechseln, Pfandbriefen usw. sich entschlössen, die Konversationskasse in ihrem auf


Geldverteuerung gerichteten Bestreben in der Weise zu unterstützen, daß sie für ihre


Rechnung einen Teil der ausgegebenen Noten zurückzögen und verbrennten.


Was z.B. würde es für sie ausmachen, 100 Millionen zurückzuziehen, zu verbrennen


und zu verlieren, wenn sie damit erreichen, 100fach größere Summen im Werte zu 


steigern? „Mit Würsten nach der Speckseite werfen“ könnte man ein solches Vorgehen


nennen.


Das Streben nach Gewinn, das das Kapital in Bewegung setzt, das im
Wirtschaftsgetriebe die treibende Kraft darstellt, wird unwirksam, sobald sich das
Geld verteuert. Das Geld verteuern, bedeutet so viel, wie Wasser auf die Feuer
des wirtschaftlichen Motors schütten.


Dies ist die einfache Erklärung dafür, daß jederzeit und überall auf der Welt, in
Ländern mit Goldwährung, wie auch in Ländern mit Silber- oder Papierwährung –
die Geldverteuerung stets den Zusammenbruch der Industrien, die Lahmlegung
des Handels, die Krise herbeigeführt hat.


Die die Geldverteuerung, den allgemeinen Rückgang der Warenpreise be-
günstigenden Gesetze unterbrechen schicksalsschwer den Umlauf der
Kapitalien, legen die Entwicklung des Handels lahm; sie sind es in Wahrheit, die
den Aufstieg der jugendlichen Industrie Argentiniens zu den Gestirnen aufge-
halten haben.


Suchen wir nicht die Erklärung für das gegenwärtige wirtschaftliche Unbehagen
in der schlechten öffentlichen Verwaltung. Wir haben sie schlimmer gehabt.


Suchen wir nicht den Grund für die Lahmlegung der industriellen Entwicklung
in schlechten Ernten, in niedrigen Goldpreisen der Ausfuhrerzeugnisse – auch
diese haben wir schlechter gehabt.


Versuchen wir hingegen, eine richtige Vorstellung zu gewinnen über die
Tragweite der Gesetze über die Verteuerung des Peso-Nationalgeld, sowie des
allgemeinen Rückganges der Warenpreise, den jene Geldverteuerung not-
wendigerweise erzeugen muß, und wir haben dann nicht mehr nötig, weiter zu
suchen, wir kennen dann die Ursache des Übels, an dem der Wirtschaftskörper
der Nation krankt.


Fährt die Konversionskasse fort, die Banknoten zu verbrennen, so wird ihre
Esse alsbald die einzige aller argentinischen Fabriken sein, die noch Rauch zum
Himmel entsendet.


Es besteht kein vernünftiger Grund für die Geldverteuerung.


Angesichts der von uns geschilderten Folgen, die wir an der Hand der
Geschichte, der vorliegenden Tatsachen, der Äußerungen 
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von Sachverständigen und der Vernunft von der Geldverteuerung abzuleiten
berechtigt sind, müßten wir selbstredend vermuten, daß es sehr schwerwiegende
Gründe gewesen sind, die zum Erlassen der Geldverteuerungsgesetze führten,
sofern sie nicht allein die uns daraus erwachsenen ungeheuren Schäden wett-
machen, sondern uns außerdem noch einen greifbaren Vorteil einbringen sollen.


Und doch, wie nichtig erscheinen jene Beweggründe bei näherer Prüfung –


nicht ein einziger, der eine solche Prüfung im geringsten aushält. Da ist zunächst


Die Verbilligung des Lebensunterhalts.
Eine Zeitung in der Hauptstadt anerkennt in einer Besprechung über die


Mietspreise, daß diese heruntergehen müssen, wenn das Geld weiter im Preise


steigt und – wunderlicherweise – spricht sie im gleichen Aufsatz über die


Verbilligung des Lebensunterhalts, die in Begleitung der Geldverteuerung ein-


treten soll.


Wo bleibt denn aber die Verbilligung, wenn zugleich mit dem Preis dessen,


was ich kaufe, auch der Preis dessen, was ich verkaufe, sinkt?


Der durch die Geldverteuerung bewirkte Preisrückgang ist immer allgemein –


kein Wertgegenstand kann sich seiner Wirkung entziehen, und somit ist die


Verbilligung des Lebensunterhalts nicht vorhanden.


Wenn die Möglichkeit bestände, vermittels der Geldverteuerung die Kosten des


Lebensunterhalts zu verbilligen, würde es da nicht genügen, das Verbrennen der


Banknoten etwas tatkräftiger zu betreiben, um alsbald alles umsonst und im


Handbereich eines jeden Almosenempfängers zu haben?


Wenn die Preissenkung der Waren, die Verteuerung des Geldes wirklich eine


Verbilligung des Lebensunterhaltes bedeutete, so müßten die Länder, in denen


die Preise der durch Geld ausgedrückten Werte billig sind, auch die reichsten


sein. Und sehen wir nicht, daß genau das Gegenteil davon besteht?


Die Verbilligung des Lebensunterhalts durch die Verteuerung des Geldes ist


daher eine Wahnvorstellung, und wenn es Fälle gibt, in denen jemand einen


wirklichen Vorteil von der Geldverteuerung haben kann, so muß notwendiger-


weise auch jemand da sein, aus dessen Tasche jener Vorteil bezahlt wird. Für


die Allgemeinheit wird die Verringerung des „Soll“ durch eine Minderung des


„Haben“ ausgeglichen. – Die zweite Behauptung lautet:


Wir nähern uns der Konversion.
Mit der Verteuerung des Geldes nähern wir uns allmählich der „gediegenen


Metallgeldwährung“, und wenn wir erst den 
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Preis des Papierpesos auf den Stand des Goldpesos heraufgebracht haben,


dann hören die den Handel so sehr schädigenden Preisschwankungen auf. –


Danach wird, um die den Handel so sehr schädigenden Schwankungen im


Preise des Geldes zu bekämpfen, eine Geldpolitik betrieben, die notwendiger-


weise Handlungen und Gegenhandlungen heftigster Art erzeugen muß, denn die


Heraufsetzung des Nationalpesos auf den Stand seines Vorgängers, des


Goldpesos, stellt an sich die außergewöhnlichste Schwankung dar, die jemals in


irgend einem Lande erlebt wurde und die kein Kaufmann ausgehalten hat.


Nehmen wir einmal an, die Verteuerung des Geldes, die allgemeine Senkung


der Preise sei in dem beabsichtigten Maße ausführbar. Nehmen wir an, es gäbe


keine wissenschaftlichen oder praktischen Gründe, an der Möglichkeit zu zwei-


feln, den Preis des argentinischen Pesos auf das Dreifache seines jetzigen


Preises zu erhöhen; nehmen wir an, es wäre uns gelungen, das Geldangebot


dergestalt einzuschränken, daß der Preis des Peso-Nationalgeld pari mit dem


Goldpeso notiert würde.


Was würden wir damit gewinnen? Werden damit die den Handel so sehr 


schädigenden Preisschwankungen beseitigt? Werden mit der Erhöhung des


Geldpreises die Ursachen aufgehoben, die die Schwankungen in der Nachfrage


nach Geld und in dessen Angebot erzeugen? Ich sehe keinen ursächlichen


Zusammenhang zwischen einer derartigen Triebkraft und einer derartigen


Wirkung.


In Wirklichkeit sind die Preisschwankungen stets die Folgen von


Schwankungen in Angebot und Nachfrage, und um jene Schwankungen zu 


meistern, muß die Notenbank Rücklagen besitzen, damit Angebot und Nachfrage


sich einander anpassen.


Diese Reserven sind unentbehrlich. Es ist ja gerade der völlige Mangel an


Rücklagen für die stete Anpassung des Geldangebotes an die Nachfrage nach


Geld, die das Schwanken des Preises des Peso-Nationalgeld hervorruft, und


solange diese Reserven fehlen, wird auch die Ursache bestehen bleiben, die die


Ebbe und Flut des Nationalpesos erzeugt.


Und dies ist völlig unabhängig von der Höhe, auf die wir den Preis des Geldes


gebracht haben mögen.


Ob der argentinische Peso, gegen Gold verkauft, im Verhältnis von 3 zu 1,


oder aber pari notiert wird, übt keinerlei Wirkung aus auf das in den unentbehr-


lichen Reserven anzulegende Kapital. Für sich allein wird die Geldverteuerung


uns die Reserven nicht verschaffen. Haben wir es wirklich erreicht, den Preis des


Peso-Nationalgeld zu verdreifachen, so werden wir uns immer noch vor leeren


Kassen befinden und nicht imstande sein, die Schwankungen zu beherrschen,


für deren Beseitigung wir doch das Opfer der Geldverteuerung bringen.
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Die Verteuerung des Nationalgeldes verringert nicht um einen einzigen Peso


den Betrag der Rücklagen, die zur Beherrschung seiner Preisbewegung nötig


sind, die Verteuerung nähert uns um keinen Schritt der Stetigkeit des


Geldpreises, und es ist deshalb ein Irrtum, zu behaupten, die Geldverteuerung


nähere uns allmählich der Konversion, der Unterdrückung des Börsenspiels, 


bringe uns der „gediegenen Metallgeldwährung“ näher.


Die Senkung der Warenpreise als Entschädigungsmittel.
Als Rechtfertigungsgrund für die Geldverteuerung pflegt man noch folgendes


anzuführen:


Die in den Jahren 1886 – 1892 bewirkte Geldentwertung hat vielen Bewohnern


der Republik ungeheure Verluste gebracht, und es ist gerecht und billig, daß


diese Leute entschädigt werden. Diese Entschädigung wird in der Rückkehr des


Peso-Nationalgeld zu seinem alten Preise liegen. –


Dazu ist zu sagen: Ist es gerecht und billig, die durch die Geldpolitik der


Republik geschädigten und zugrunde gerichteten Einwohner zu entschädigen, so


ist es auch billig und gerecht, daß jene Personen und überhaupt alle entschädigt


werden im genauen Verhältnis zu den erlittenen Verlusten; ferner auch, daß dies
nicht auf Kosten neuer Ungerechtigkeiten geschehe.


Dann aber ergibt sich die Frage: Wird die Wertvermehrung des Geldes jene


Entschädigungen herbeiführen unter Berücksichtigung der angegebenen


Umstände?


Das aber ist unmöglich.


Die Titel der Rapiere, die man durch die Geldverteuerung im Preise heben will,


haben tausendfach den Besitzer gewechselt, viele dieser Titel sind nicht mehr


vorhanden, viele Titel sind jetzt in den Händen von Personen, die durch den


früheren Rückgang des Geldwertes bereichert worden sind. Denn wir dürfen


nicht vergessen, daß alles, was die einen durch die Preissenkung des Geldes


verloren, von anderen gewonnen wurde, und daß, wenn es große, ungeheuer


große Verluste gegeben hat, auch die Gewinne entsprechend groß gewesen


sind. Das Kapital übertrug sich vom Haben auf das Soll der einen, und vom Soll


auf das Haben der anderen.


Das Entgegengesetzte geschieht jetzt mit der Geldverteuerung. Die Wert-


steigerung aller durch die Preiserhöhung des Peso-Nationalgeld begünstigten


Werte – fällt doch nicht vom Himmel Die Werte fallen nicht als Regen nieder, sie


wachsen nicht auf Bäumen; irgend jemand muß sie bezahlen, und es werden


nicht die Europäer sein, die jene Differenzen bezahlen.
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Die Entwertung des Geldes ging zu Lasten des Gläubigers; die Verteuerung


zahlt jetzt der Schuldner.


Und wie viele durch die Entwertung ihrer Titel zugrunde gerichtete Gläubiger


befinden sich jetzt in den Reihen der Schuldner? Weit entfernt also davon, die


Opfer der früheren Geldpolitik zu begünstigen, erschwert die Geldverteuerung


deren Lage noch mehr, indem sie einer Ungerechtigkeit eine neue hinzufügt.


Die ursprünglichen Inhaber jener Titel ziehen aus deren Werthebung keinen


Vorteil, soweit sie sie nicht mehr besitzen; dagegen wird diese Wertsteigerung


sie in unendlich vielen Fällen schädigen, weil sie die Last ihrer Schulden ver-


mehrt. Als Entschädigungsmaßregel gedacht, wirkt also die Geldverteuerung in


unendlich vielen Fällen ihrem Zwecke entgegen.


Handelte es sich um Gilden von Schuldnern und Gläubigern, so ließe sich die


Geldverteuerung als Entschädigungsmaßregel in Erwägung ziehen, aber die


Gerechtigkeit kennt keine Gilden, sondern nur Personen.


Aus diesem Grunde ist für die den Gläubigern durch die frühere Geldpolitik


zugefügte Ungerechtigkeit keine Wiedergutmachung möglich. Da man nicht alle


benachteiligten Personen entschädigen kann, da man nicht einen jeden nach


dem Maße des erlittenen Verlustes schadlos halten kann, muß man den


Entschädigungsgedanken aufgeben und sich damit bescheiden, keine neue


Ungerechtigkeiten zu begehen.


Als Begründung für das Streben nach Hebung des Geldwertes wird noch an-


geführt:


Das Ansehen der Nation wird durch die Geldentwertung leiden.
Wir entkräfteten bereits die ersten drei Rechtfertigungsgründe, indem wir nach-


wiesen, daß die Geldverteuerung den Lebensunterhalt nicht verbillige, daß sie


uns der Konversion um keinen Schritt näher bringe, und ferner, daß sie auch


ernsthaft nicht als Gerechtigkeitsmaßregel zur Entschädigung der Opfer der 


früheren Geldpolitik angesehen werden könne. – Als letzter Beweggrund für die


Wertsteigerung des Geldes verbleibt die Rücksicht auf das Ansehen des Landes,


das angeblich durch den niedrigen Preis des Peso-Nationalgeld geschädigt sein


soll.


Man sagt, das vom Lande abgegebene Geld sei eine Nationalschuld, und


diese zu bezahlen, sei heilige Pflicht der Nation. Man sagt ferner, die jetzige


Bewertung der Titel jener Schuld beweise klar, daß der öffentliche Kredit noch


sehr pflegsamer Behandlung bedürfe, und es eines gesitteten Volkes unwürdig


sei, daß die Titel seiner öffentlichen Schuld zu so niedrigem Preis notiert würden.
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Man sagt, daß die vergangene Krise nicht als überwunden gelten könne,


solange der Peso-Nationalgeld nicht seinem Ursprungswerte entsprechend


gewürdigt werde, daß die Ehre des Landes und seiner Bewohner eng verknüpft


sei mit dem Preise seiner Geldscheine. Kein Opfer könne als übertrieben hoch


angesehen werden, wo es sich um Ehre, Ansehen, um den guten Ruf des


Landes handle!


Und tausend andere hochklingende Redensarten, alle von der unverbrüch-


lichen Annahme ausgehend, das Geld sei eine öffentliche Schuld, die zu zahlen


und aus dem Verkehr zu ziehen sei.


Stellt denn aber das von einem Lande abgegebene Geld wirklich eine Schuld


dar?


Allerdings stellt die Inschrift auf den argentinischen Geldscheinen es außer


Zweifel, daß die in Geldform abgegebene Summe als Landesschuld angesehen


wird, doch ist jene Inschrift bei aller Kürze so widerspruchsvoll, daß man sie


unmöglich ernst nehmen kann. Sie besagt:


Die Nat ion
zahl t  dem Inhaber  be i  Vorze igung


10 Pesos
in Nat ionalge ld .


Was aber bedeutet dies? Was ist ein Peso-Nationalgeld?


Was bedeutet in jener Inschrift das Wort „zahlt“?


Das Wort „zahlen“ bezeichnet in der spanischen Sprache lediglich das


Aushändigen von Geld, und die Anwendung dieses Ausdrucks in der Inschrift des


Geldscheines muß uns notwendigerweise vermuten lassen, es gebe etwas, was


– ausgehändigt werden könne, und wovon der Geldschein nur der Platzhalter,


die Etikette sei.


Damit aber jenes „Etwas“ überreicht oder gezahlt werden kann, muß es not-


wendigerweise sichtbar oder wenigstens greifbar sein, denn die Inschrift spricht


von 5, von 10 oder 100 beistimmten Einheiten. Um jene Einheiten festzustellen,


muß man sie zählen, und wie soll das geschehen ohne ihre Sichtbar- oder


Greifbarkeit?


Somit ergibt sich die Frage: Wo ist jener sichtbare Körper, der Peso-


Nationalgeld? Wer hat ihn gesehen? Wer kann uns jenen Körper beschreiben,


den die Nation dem Inhaber des Scheines als dessen Bezahlung einzuhändigen


verspricht?


Der in Gold gemünzte Peso kann es nicht sein, denn die Inschrift der alten


Scheine sprach von gemünztem Gold, und jene Wörter wurden in den nach der


Umwandlung abgegebenen Scheinen gestrichen. Weshalb wurden sie ge-


strichen? Zweifellos doch deshalb, weil ein Peso gesetzlichen Geldes nicht ein


geprägter Goldpeso ist.
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Die Anwendung des Wortes „zahlt“ in der Inschrift unserer Scheine muß beim


Lesenden notwendigerweise die Vorstellung wecken, es müsse etwas vom


Schein Getrenntes und von ihm Unabhängiges geben, irgend etwas Sichtbares,


das man aushändigen kann, und die Streichung der Wörter „gemünztes Gold“


der alten Inschrift beweist, daß jenes Etwas nicht der geprägte Goldpeso ist.


Da nun aber außer dem Schein selbst nichts da ist, was ausgehändigt werden


kann, nichts Wirkliches, nichts Unwirkliches, nicht einmal etwas wenigstens


Vorstellbares, und da doch gleichzeitig mit jenem Geld verknüpfte


Verpflichtungen bestehen, die täglich mittels des Geldscheines erfüllt werden, so


ist erwiesen, daß der Geldschein nicht Platzhalter für einen eingebildeten, in ein-


gebildeten Schatzkammern versteckten Peso-Nationalgeld ist, sondern daß der


Schein selbst persönlich den Peso-Nationalgeld darstellt. Der Schein selbst ist


der sicht- und greifbare Gegenstand, den wir Peso-Nationalgeld nennen.


Demgemäß bezeichnet die Inschrift auf dem Schein, indem sie den Peso-


Nationalgeld von sich selbst trennt, nicht mehr und nicht weniger als eine


Verneinung des Seins, etwas Unsinniges.


Cogito ergo sum. Ich denke, und mithin so bin ich.


Ich zahle, und mithin bin ich der Geldschein, bin ich persönlich der Peso-


Nationalgeld. Niemand kann mich zahlen, denn ich selbst bin der Zahlende. Ich


bin der Peso-Nationalgeld, der mein Dasein leugnenden Inschrift.


Wie ist nun angesichts dieser Tatsachen die Inschrift des Scheines zu erklä-


ren? Die mit dem Abfassen der Inschrift Beauftragten gingen davon aus, der


National-Geldschein sei eine Urkunde über eine Nationalschuld, und da


Schulden bezahlt werden müssen, hielten sie die Einhaltung des Wortes „zahlt“


für unentbehrlich, da sonst die amtliche Anerkennung der Eigenschaft als Schuld


gefehlt haben würde.


Beim Abfassen des Wortlauts der Inschrift hatte man zwischen zwei Dingen zu


wählen: entweder das Dasein, die Tatsachen zu leugnen, oder aber eine ererbte


Theorie aufzugeben, die wie alles Ererbte ohne eigene Arbeit, ohne Prüfung


erworben war.


Man entschied sich für das Erste und verließ damit den festen Boden der


Wirklichkeit, um sich in einem Irrgang von Widersprüchen zu verlieren.


Die ganze Verwirrung, die in der Geldpolitik Argentiniens (und vieler anderer


Länder) erkennbar ist, entspringt aus dem Wortlaut, den man der Inschrift auf


den Geldscheinen gab, oder vielmehr aus den Lehrmeinungen, die den


Abfassenden die Feder führten.
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Und doch, wenn man schon einmal die Theorie annahm, der Geldschein sei


Urkunde über eine Schuld, die gezahlt und einmal getilgt werden muß, so war


die Frage zu beantworten: Wer wird eine Schuldurkunde annehmen, die keinen


Zins trägt?


Denn es steht doch fest, daß der Ausgeber von Geldscheinen niemals Zinsen


zahlt, daß im Gegenteil es der Ausgeber ist, der Zinsen auf die ganze abge-


gebene Summe erhebt. Hierzulande ist der Erlös der abgegebenen Geldscheine


zum Schuldenzahlen benutzt worden; hätte aber nach dem Vorgang


Deutschlands, Frankreichs, Englands und der Vereinigten Staaten die Regierung


den Gegenwert der abgegebenen Geldscheine in ihren Kassen und in Gestalt


von Wechseln zurückbehalten, so würde die Notenausgabe der Regierung eine


Jahresrente von vielen Millionen einbringen.


Ist also der Geldschein eine Schuldurkunde, so ergibt sich die erstaunliche
Tatsache, daß der Schuldner (Notenausgeber) Zinsen erhebt, und der Gläubiger
(das Volk) Zinsen zahlt.


Genügt nicht dieser Umstand für sich allein, um die Annahme, der Geldschein


sei eine Schuldurkunde, als Trugschluß erkennen zu lassen; um zu beweisen,


der Geldschein sei im Gegenteil ein Gegenstand mit eigenem Wert?


Bemerkung. Man wird hier einwenden, der Geldschein könne nicht ein Gegenstand mit
eigenem Werte sein, denn, wäre so, so hinge es nur vom Belieben der Regierung ab, den


Reichtum des Landes durch Verordnungen über Notenausgabe zu vermehren.


Dies aber ergibt neue Verwirrung, ist ein neuer Trugschluß! Reichtum und Werte sind


zweierlei. Wir können den Reichtum des Landes mehren, ohne die Werte zu vermehren,


und umgekehrt.


Der Reichtum eines Landes besteht in einer Anhäufung nützlicher Dinge; um aber diese


nützlichen Dinge in Wertgegenstände zu wandeln, ist die Gütertrennung nötig. Die Werte


des einen bezahlt der andere.


Würden wir nun aber etwa den Reichtum des Landes mehren, wenn wir durch einfache


Regierungsverordnung der Gütertrennung den Wertscheinen größere Ausdehnung


gäben? Steigern etwa die Verkäufe von Staatsländereien den allgemeinen Reichtum?


Nein, gewiß nicht.


Die Titel der öffentlichen Schuld vermehren gleichfalls die Wertgegenstände, ohne daß


man sagen könnte, die öffentliche Schuld bilde einen Teil des öffentlichen Reichtums.


Wenngleich also die Regierung den Landesreichtum nicht durch Verordnungen mehren


kann, so hat doch die Vermehrung von Wertscheinen durch Verordnungen nichts


Auffälliges, und wenn die Regierung Geld (Wertscheine) ausgibt, so mehrt sie damit nicht


den Reichtum.


Kann nun aber das Geld ernsthaft nicht als Schuldurkunde gelten, so ist es


auch unnötig, jene Titel zurückzuziehen und zu bezahlen, wir können also in der


Inschrift der Geldscheine das Wort „zahlen“ streichen, ohne zu befürchten, daß


die Scheine deshalb zurückgewiesen werden.
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Ist es nicht das Wort „zahlt“ was uns den Geldschein schätzenswert macht, so


wird auch die Streichung jenes Wortes nicht dazu führen, daß wir ihn zurück-


weisen.


Im Einklange mit den Tatsachen können wir also schreiben:


Dies sind 10 Pesos gesetzliches Geld,
ausgegeben von der Landesregierung.


Der Marktpreis der Geldscheine ist ganz unabhängig von den Kräften, die den


Preis der öffentlichen Schuld Urkunden beeinflussen.


Der Geldpreis ist abhängig von denselben Umständen, die den Preis der


Waren bestimmen, der Preis der öffentlichen Schuld-Urkunden wird beherrscht


von den Umständen, die den Preis der Rententitel bestimmen.


Demgemäß beobachten wir oft, daß der Geldpreis steigt, während gleichzeitig


die Rententitel zurückgehen.


Die Ehre des Landes, sein Kredit, können also nicht von den Schwankungen


des Geldpreises berührt werden. Nur allein der Handel ist der Leidtragende,


daneben vielleicht noch der Ruf der mit der Notenausgabe betrauten Männer, die


es nicht verstanden haben, diese Emissionen so geschmeidig zu gestalten, daß


sie sich den Bedürfnissen des Handels anpassen könnten.


Die Frage, wer denn zuguterletzt die Geldscheine bezahlen wird, berührt uns


also nicht, und braucht uns nicht zu beschäftigen, so lange der Verkehr dauernd


die ganze Notenausgabe aufnimmt. (Er würde, wenn sie da wären, noch mehr


Noten aufnehmen, wie das stete Steigen des Geldpreises beweist.)


Dieselben Kräfte, die seit so vielen Jahren das Geld im Umlauf erhalten, die


ständig die Nachfrage danach erzeugen und ihm seinen Wert verleihen:


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung, sie sind da und schwellen täglich


mehr an. Die Bevölkerung wächst; der Handel, den Spuren folgend, die ihm die


neuen Eisenbahnlinien weisen, trägt den Segen der Arbeitsteilung zu den ein-


fachen Bewohnern fernabliegender Gebiete, und verwandelt den unerschlosse-


nen Reichtum weiter Strecken in Werte, in Waren, in Nachfrage nach Geld.


An das Zurückziehen des Geldes, an das Auszahlen des Geldscheininhabers


kann nur derjenige denken, der dem Lande alle Zukunft abspricht, und der


befürchtet, daß Arbeitsteilung und Eigentumsübertragung als Einrichtungen der


menschlichen Gesellschaft keinen gesunden Boden haben.


Es widerspricht dem gesunden Verstand, Eisenbahnen zu bauen, von


Wohlstand und wachsender Bevölkerung zu reden, gleichzeitig aber von der


Notwendigkeit, die Noten aus dem Verkehr zu ziehen.
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Der Verkehr würde die Geldscheine zurückstoßen und ihre Zurückziehung


nötig machen, wenn die Umstände, die das Geld ständig im Umlauf erhalten,


ihre treibende Kraft verlören, d.h. wenn durch Beschluß des Proletariat


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung abgeschafft würden, wenn die


Erzeugnisse menschlicher Arbeit und des Erdbodens nicht mehr verkauft, 


sondern gegenseitig verschenkt würden.


Tritt dieser Zustand ein, dann allerdings brauchen wir das Geld nicht mehr, das


Geld verliert seine Daseinsberechtigung, denn alle Werte verschwinden alsdann,


um als Reichtum der Allgemeinheit, als öffentlicher Besitz wieder zu erscheinen.


Solange dies nicht geschieht (und die jetzt von der Zahlung der Geldscheine


sprechen, behaupten am lautesten, daß der Fall nie eintreten wird), wird der


Markt ein Tauschmittel benötigen und die Gesamtheit abgegebener Noten auf-


nehmen, wie er es bis jetzt tut.


Statt also vom Zurückziehen der Geldscheine, von der Auszahlung oder
Entschädigung ihrer Inhaber zu sprechen, sollten wir im Gegenteil darauf
bedacht sein, dem Markte alles Geld zu liefern, das die wachsende Nachfrage
verlangt.


Was der Handel benötigt und die Gerechtigkeit verlangt.


David Hume, der große Philosoph, sagte: Mit der Fülle an vorhandenem Geld


beleben sich Arbeitsbetätigung und Gewerbe, der Kaufmann wird unternehmend,


der Gewerbetreibende geschickter und rühriger, und sogar der Siedler führt 


seinen Pflug mit mehr Eifer und Feuer.


Das ist es, was auch wir benötigen: eine ausreichende Fülle von Geld, um


jeden Preisrückgang zu verhindern und den schaffenden Kräften des Landes,


der Industrie und dem Handel freie Entfaltung zu gestatten.


Nicht aber wünschen wir eine Geldfülle im Sinne John Laws, im Sinne der


Inflationisten (Geldüberschwemmungsfreunde) Nordamerikas und der finanziel-


len Ratgeber Juarez Celmans [Der 1890 wegen finanzieller Mißwirtschaft gestürzte Präsident


der argentinischen Republik.]. Unter einer Geldfülle, die das von Hume beobachtete


Ergebnis zeitigt, ist ein derartiger Geldbestand zu verstehen, der die Bedürfnisse


des Marktes ohne kleinliches Zumessen zu decken gestattet.


Jedes Übermaß führt zu Preissteigerungen; was aber der Handel benötigt, ist


Stetigkeit der Preise. Die Preise sollen nicht sinken, sie sollen aber auch nicht
steigen.
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Allgemeiner Preisrückgang führt zur Wirtschaftsstockung, zur Krise, allgemeine


Preissteigerung bringt andere Mißstände mit sich. Wir wünschen also, daß nie-


mals Geld fehle und daß niemals Geld in Überfülle vorhanden sei. Ausreichende


Geldversorgung, um jeden allgemeinen Preisrückgang zu verhindern, und gleich-


zeitig weises Maßhalten bei dieser Versorgung, um das Steigen der Preise zu


vermeiden.


Wir wünschen den gesunden Menschenverstand zu wecken, das Verständnis


der Öffentlichkeit und aller mit der Verwaltung des Geldes Betrauten; Wir wün-


schen die selbstsüchtigen Bedrohungen einiger an der Verwaltung des


Geldmonopols beteiligter Privatpersonen auszuschalten. Dies ist es, was der


Handel verlangt, und was auch mit den Forderungen der Gerechtigkeit überein-


stimmt. Es ist ungerecht, das Geld zu entwerten, weil dies den Schuldner auf


Kosten des Gläubigers begünstigt; es ist ebenso ungerecht, den Geldwert zu


heben, weil dies den Gläubiger zum Schaden des Schuldner bevorzugt. Die


Gerechtigkeit verlangt, daß der Wert des Geldes auf einem festen Stand erhalten


werde.


Wie das zu erreichen ist? Einfach, indem man das Gleichgewicht zwischen


Angebot und Nachfrage nach Geld aufrechterhält.


Wir müssen Geld herstellen, ausgeben, dem Markte zuführen, so oft das


Angebot von Waren (das gleichbedeutend ist mit Nachfrage nach Geld) zunimmt;


wir müssen Geld zurückziehen, aufbewahren oder verbrennen, so oft das


Warenangebot sich verringert.


Kurz ausgedrückt: wir müssen dem Verkehr Geld entziehen, wenn die Preise
zum Steigen neigen, wir müssen Geld zuführen, wenn die Preise Neigung zum
Zurückgehen zeigen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns not tut und die mit den Anforderungen unseres


gesunden Menschenverstandes übereinstimmt. Wir verlangen, daß das tägliche


Geldangebot sich der Nachfrage anpaßt, und auf die Frage, ob wir Geld verbren-


nen oder aber mehr Geld ausgeben sollen, muß nicht ein veraltetes Gesetz die


Antwort geben, sondern das Verkehrsbedürfnis.


Wir können nicht im voraus wissen, wie groß der Bedarf an Geld morgen, über-


morgen, in einem Monat, einem Jahr sein wird. Wir können unmöglich heute


feststellen, wie groß morgen die in den Verkehr zu bringende Geldmenge sein


muß; es ist unmöglich, jenen Bedarf derart zu bestimmen, daß weder zu viel,


noch zu wenig da sei und daß die Nachfrage durch das Angebot gedeckt werde,


ohne daß sich ein Überschuß ergibt. Deshalb verlangen wir Aufhebung des
Gesetzes, das eine bestimmte und unabänderliche Geldmenge auszugeben 
vorschreibt, das die Schwankungen in der Marktlage nicht berücksichtigt.
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Die gleichen Gründe, die die Anarchisten gegen die Zweckmäßigkeit ge-


schriebener Gesetze anführen, können wir auch gegen die jetzt bestehenden


Emissionsgesetze anführen. Einen Tag nach seinem Inkrafttreten ist das


geschriebene Gesetz bereits veraltet, paßt es nicht mehr zu den jeden


Augenblick sich anders gestaltenden Bedürfnissen des Lebens.


Nicht ohne ernste Gründe verlangen deshalb die Anarchisten die Abschaffung


aller geschriebenen Gesetze, der toten Buchstaben, und ihre Ersetzung durch


lebendige, von den Bedürfnissen des Lebens und des Augenblicke eingegebene


Gesetze.


Und in der Tat, wäre es ausführbar, was die Theorie der Anarchisten verlangt,


so würde die Verteidigung ihrer Lehre nicht, wie heute, nur von wenigen Eiferern


geführt werden.


Erweist sich jedoch das geschriebene Gesetz, das die Rechte jedes einzelnen


von uns umgrenzen soll, in der Durchführung allzu schwerfällig, um seinen


Zweck so vollkommen, wie es zu wünschen wäre, zu erfüllen, um wieviel man-


gelhafter muß uns da ein Gesetz erscheinen, ein totes, vor Jahren erlassenes


Gesetz, das eine bestimmte, unabänderliche Geldmenge abzugeben vorschreibt,


mit der der Handel sich dann einrichten soll, während doch in keiner


Lebensbekundung des Gesellschaftskörpers eine solche Regsamkeit, ein gleich


häufiger Formenwechsel, eine gleiche Fülle von Entwicklungen und


Umgestaltungen wahrnehmbar ist, wie im Handel!


Was ist von einer durch tote Buchstaben beherrschten Geldpolitik zu erhoffen?


Weiter nichts als stete Schwankungen im Preise des Geldes.


Die Schwankungen in den Jahreszeiten und in der Luftwärme gleichen wir


durch einen Wechsel in unserer Kleidung aus; eine Geldpolitik aber, die nicht die


Notwendigkeit vorsieht, sich dem Wechsel der Handelsbedürfnisse anzupassen,


kommt uns vor, wie ein Reisender, der nur einen Rock hat, und der abwechselnd


über Kälte, dann über Hitze klagt. Wir klagen über das Schwanken im Preise


unseres Geldes, und wir suchen die Ursache dieser Schwankungen im Stoff


unseres Geldes, während doch dieses Geld so gefügig, anpassungsfähig, gehor-


sam ist, wie man es sich nur vorstellen kann. Nein, es liegt nicht an unserem


Gelde, wenn wir mit ihm nicht die vom Handel benötigte und von der


Gerechtigkeit geforderte Stetigkeit der Preise erreicht haben.


Sicher ist es nicht Schuld des Papiers gewesen, wenn der argentinische Peso


infolge der übermäßigen Notenausgaben der früheren Verwaltung im Werte


sank; auch jetzt ist nicht das Papier daran schuld, wenn wegen ungenügender


Notenausgabe der argentinische Peso im Werte steigt.
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Nein, das Papier ist nicht schuld gewesen, sondern ganz allein die


Gesetzgebung über Notenemission; die Verantwortung tragen die Gesetzgeber.


Der Peso-Nationalgeld sank im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Senkung


wünschten; er stieg im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Hebung be-


schlossen.


Wenn also, wie wir gesehen haben, der aus Papier gefertigte Peso-


Nationalgeld sich dem Willen der Gesetzgeber fügt, so ist klarerweise nicht 


das Papier schuld an den Schwankungen, vielmehr liegt die Schuld an den


Menschen. Gehorcht der Preis des Peso-Nationalgeld dem Willen der


Gesetzgeber, so wird sein Preis festbleiben, an dem Tage, an dem sie seine


Stetigkeit beschließen.


Das ist ein bündiger Schluß.


Der Preis einer jeden monopolisierten Ware ist beherrscht vom Willen des


Monopolbesitzers. Und das ist verständlich, weil der Inhaber des Monopols das


Angebot der Ware der Nachfrage danach anpaßt. In denjenigen Ländern


Europas, in denen die Regierung Salz, Zündhölzer, Tabak, Weizen usw. mono-


polisiert, verkauft man diese Dinge zu einem festen, unveränderlichen Preis, jede


Preisschwankung ist ausgeschlossen, weil die Regierung die tägliche Lieferung
der täglichen Nachfrage anpaßt.


Nähme der Monopolinhaber keine Rücksicht darauf, daß die Nachfrage nach


seiner Ware sich ganz seiner Herrschaft entzieht, daß die Nachfrage schwankt,


so würde es ihm wenig nützen, auf jedem Paket den Verkaufspreis anzugeben.


Dieser Preis würde sich so oft ändern, wie das Angebot jener Ware nicht in


Einklang stände mit der Nachfrage danach.


Wenn die französische Regierung, als Inhaberin des Zündhölzchenmonopols,


eine 5 oder 10 Jahre im voraus gesetzlich festgelegte Menge von Zündhölzern


auf den Markt werfe, ohne die schwankenden Bedürfnisse des Marktes zu


berücksichtigen, so ist es gewiß, daß die Zündhölzchen sich abwechselnd mit


Aufgeld, dann wieder mit Verlust verkaufen würden.


Wenn die deutsche Regierung, als Besitzerin aller Eisenbahnen im Reiche,


durch ein auf Jahre im voraus festgelegtes Gesetz verpflichtet wäre, eine ganz


bestimmte und unabänderliche Zahl von Zügen fahren zu lassen, ohne die


Entwicklung des Verkehrs und der Bevölkerungszahl zu Rate zu ziehen, ohne


auf die Jahreszeiten Rücksicht zu nehmen, so würde sofort eine Agiotage, ein


Handel mit Frachtwagen und Fahrscheinen einsetzen.


Der Monopolbesitzer beherrscht nur das Angebot; die Nachfrage ist selbstän-


dig und entzieht sich fast ganz seinem Einfluß. Will also der Monopolbesitzer den


Preis beherrschen, so muß er sich dabei der Waffen bedienen, die ihm das


Angebot bietet.
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Das Angebot ist der Lotse, der den Preis der monopolisierten Waren in gerader
Linie durch die Schwankungen der Nachfrage hindurchsteuert.


Dies ist das Grundgesetz für verständige Verwaltung eines jeden Monopols,


und das Geld – als Monopolgegenstand allererster Ordnung – kann sich jenem


Gesetz nicht entziehen.


Ist es nicht gelungen, für den Peso-Nationalgeld, dessen Herstellung die


Regierung monopolisiert, einen festen Preis aufrecht zu erhalten, so liegt es


gerade daran, daß man das durch jenes Gesetz vorgezeichnete Verhalten nicht


beachtet hat.


Als der Preis des argentinischen Pesos sich verbilligte, bestand die einzige


wirksame und unfehlbare Abhilfe dagegen darin, das Angebot des Nationalgeldes


durch Zurückziehen des Überschusses aus dem Verkehr einzuschränken.


Statt jedoch hiernach zu verfahren, suchte man den Preis zu heben, indem


man die Nachfrage nach Geld vermehrte und zu dem Zwecke Gold und


Einwanderer aus Europa heranzog.


Die Maßnahme blieb erfolglos und mußte es bleiben, denn Gold und


Einwanderer entziehen sich dem Machtbereich der Regierung.


Man beauftragte den Minister, den Geldwert zu heben, und dieser begab sich


auf die Suche nach außerhalb seines Machtberechs liegenden Wirkungskräften,


statt daß er von der ihm durch das Monopol zustehenden Macht Gebrauch


machte.


Wir sagten, daß die französische Regierung die Stetigkeit des Preises der


Zündhölzchen durch Anpassung des Angebots an die Nachfrage erreicht. Träte


jedoch der Fall ein, daß jene Regierung bei Geldklemme eine übergroße Menge


Zündhölzchen auf den Markt würfe und den zu erwartenden Preissturz durch


Belebung der Nachfrage mittels Prämien und sonstiger Opfer zu vermeiden


suchte, so würden alle ein solches Vorgehen für unvernünftig erklären.


Wem würde man die Schuld an diesen Preisschwankungen aufladen, dem


Streichhölzchen oder der Regierung?


Und doch hat man hinsichtlich des Peso-Nationalgeld nach jenem unver-


ständigen Verfahren gehandelt; man hat damit die Ergebnisse gezeitigt, die alle


kennen und für die man jetzt den Stoff verantwortlich machen will, aus dem jenes


Geld gefertigt wurde.


Deshalb wiederhole ich, daß die Ursachen der Schwankungen im Preise des


Nationalgeldes falsch bewertet worden sind.


Das Papiergeld kann sich dem Willen seiner Verwalter nicht entziehen. Aber


nötig ist, daß jene Verwalter mit Waren umzugehen lernen, daß sie den Handel


verstehen, daß sie einsehen, die Stetigkeit des Preises vom Peso-Nationalgeld


sei nur durch Anpassung seines Angebots an die Nachfrage zu erreichen.


263







Außerdem aber ist nötig, den Monopolverwaltern die zum Befolgen jener Politik


unentbehrlichen Befugnisse einzuräumen; es ist nötig, alle jene Schranken nie-


derzulegen, mit denen übervorsichtige Gesetzgeber die Macht des


Geldmonopols umgeben haben. Vor allem müssen wir das Gesetz beseitigen,


wonach eine auf Jahre im voraus festgesetzte Summe Geldes ausgegeben wer-


den sollte; wir müssen dafür ein neues Gesetz schaffen, wonach alles fehlende


Geld neu abzugeben und alles überschüssige Geld zurückzuziehen ist; wir müs-


sen die Regierung ermächtigen, das Geld abzugeben in einer Menge, die nicht


durch das Gesetz, sondern nur durch die Verkehrsbedürfnisse beschränkt wird,


und wir müssen der Regierung die Mittel geben, und jeden sich einstellenden


Überschuß an Noten zurückzuziehen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns unfehlbar die Stetigkeit des Preises einbringen


wird, die Stetigkeit des Geldpreises, die die Forderungen der Gerechtigkeit und


die Bedürfnisse des Handels befriedigen wird.


Der Maßstab für den Bedarf an Geld.


Sagten wir im vorigen Abschnitt, daß es die Handelsbedürfnisse sein müßten,


die in der Frage der Geldemission entscheiden, so ergibt sich die Frage: wo ist


der Maßstab für jene Bedürfnisse?


Die einen werden sagen: Den Maßstab liefert die Preisermittlung der Waren 


im allgemeinen, der Warendurchschnittspreis; die anderen werden sagen: Der


Maßstab liegt im Wechselkurs auf das Ausland, wie ihn das Agio, das


Goldaufgeld widerspiegelt.


Die ersteren erstreben die unbedingte Geldpreisfestigkeit, die anderen be-


gnügen sich mit der Beseitigung der Schwankungen beim Golde. Welche


Anschauung verdient da den Vorzug?


In den Ländern mit Goldwährung bestreitet man nicht, daß dieses Geld großen


Schwankungen unterworfen ist; zuweilen sind diese plötzlich und schroff, zu-


weilen langsamer, und gerade diese Schwankungen sind es, die den Freunden


der Doppelwährung die Waffen zu ihren Angriffen liefern.


Dafür können wir anderseits hierzulande nicht leugnen, daß der Goldpreis, die


Festigkeit des Auslandskurses, für Argentinien außergewöhnliche Bedeutung hat,


insofern fast die ganze Ausfuhr gegen Gold verkauft wird und auch die Preise


der Mehrzahl der Verbrauchsgüter nach Gold berechnet werden (sich nach dem


Stande der Valuta richten). Ich glaube, es gibt kein zweites Land, wo im


Vergleich zur Volkszahl der Auslandshandel so groß ist, wie hier.


Wenn wir nun bei der Verwaltung unseres Geldwesens die Warenpreisstatistik


zur Richtschnur nehmen und die Währung auf feste Warenpreise hinsteuern, so


wird nicht zu vermeiden sein, daß dieses Vorgehen auf Widerspruch bei denen


stößt, die eine feste 
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Valuta wünschen, und zwar so oft, wie das Gold im Preise steigt oder fällt (d. h.,


so oft die Valuta sich „bessert“ oder „verschlechtert“). Beide Ziele werden erst


dann vereinbar sein, wenn in allen Ländern in der Währungpolitik der feste


Durchschnittswarenpreis (index number) zum Ziele genommen wird, denn es ist


klar, daß im Verkehr zwischen Ländern mit beiderseitigen festen Warenpreisen


(unveränderlichem Index) auch der Wechselkurs, die Valuta fest sein wird [Hier


mache ich auf die in meiner Schrift „Iva“ gemachten Vorschläge aufmerksam, durch die mit dem


denkbar einfachsten Mittel die hier erstrebte Verbindung erreicht wird. (Siehe das


Schriftenverzeichnis auf dem Umschlage.)].


Wir müssen uns also entscheiden, ob wir die Festigkeit der Valuta dem festen


Preisstand der Waren unterordnen wollen oder ob wir umgekehrt eine feste


Valuta anstreben und dafür auf den festen Preisstand der Waren verzichten 


wollen.


Entscheiden wir uns für den festen Preisstand der Waren, so werden alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren auf den


europäischen Märkten erleidet, sich in unserer Valuta widerspiegeln; stehen wir


aber unsere Währungspolitik auf feste Valuta ein, so übertragen wir alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren (in


Europa) erleidet, unmittelbar auch auf unsere Märkte. (D.h. also, daß, wenn im


Ausland die Preise schwanken, sie auch in Argentinien schwanken werden.)


Ich kann hier nicht dieser wissenschaftlich, wie praktisch äußerst wichtigen


Sache auf den Grund gehen. Ich werde mich begnügen, den kürzesten und


sichersten Weg anzugeben, der zur Versöhnung dieser auseinanderstrebenden


Wünsche führen kann.


Zurzeit muß es unser Bestreben sein, unsere Geldpolitik einem festen


Auslandskurs anzupassen, und wir müssen für den Augenblick zugunsten der


überragenden Interessen des Auslandshandels, auf die festen Warenpreise ver-


zichten [Diese Verbeugung vor der Goldwährung geschah aus politischen Gründen. Ich konnte so


eher damit rechnen, verstanden zu werden. Das Volk denkt statisch, nicht dynamisch; es nimmt auch


die von Menschen geschaffenen Verhältnisse, wenn sie nicht ganz unerträglich werden, als etwas


Feststehendes hin, dem man sich anpassen muß, statt daß es umgekehrt diese Dinge nach seinen


Bedürfnissen umgestaltet. Die auf feste Warenpreise gerichtete Währung ist eine dynamische


Währung und kann nur dynamisch begriffen werden. Dasselbe ist ja auch mit der Goldwährung der


Fall, aber um dieses einzusehen, muß man die Wertlehre überwinden.]. Zugleich aber müssen


wir alle mit uns Handel treibenden Länder Europas und Amerikas zu einer 


zwischenstaatlichen Beratung einladen, um dort die zur Vermeidung der


Schwankungen im Index eines jeden Landes erforderlichen Maßnahmen zu


besprechen, denn wenn alle Staaten, mittels einer einheitlichen Geldpolitik, die


Warenpreise innerhalb enger und fester Grenzen zu erhalten bestrebt sind, so


wird auch die Valuta unter allen diesen Ländern festbleiben, ohne daß es nötig


wäre,
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ihnen allen das mit der Einführung der Goldwährung verknüpfte Opfer aufzu-


erlegen.


Jedes Land kann dann den ihm für sein Geld am passendsten erscheinenden


Stoff auswählen, – das eine Land wird hierfür das Papier bevorzugen, ein ande-


res Silber, Nickel, Kupfer, Gold; wenig kommt hierauf an, vorausgesetzt, daß in


allen Ländern das Angebot von Geld genau der Nachfrage angepaßt werde, daß


innerhalb der Grenzen eines jeden Landes das Tauschverhältnis des Geldes zu


den Waren nicht schwankt; alsdann wird der Wechselkurs zwischen all diesen


Ländern folgerichtiger- und notwendigerweise fest bleiben.


Der Valutakurs, zwischen Paraguay und Argentinien ist gegenwärtig 1 zu 2,48.


Wenn wir bei uns die Warenpreise senken, wird unsere Valuta steigen; erhalten


wir aber die Warenpreise auf ihrem jetzigen Stand, und geschieht das Gleiche in


Paraguay, so wird sich der Kurs nicht wesentlich von seinem jetzigen Stand ent-


fernen können.


Der gegenwärtige Valutakurs zwischen England und Argentinien ist 1 zu 2,70.


Entdeckt man aber in Klondyke Berge von Gold, oder führt man die


Doppelwährung ein, so werden die in Gold ausgedrückten Warenpreise steigen


und hier in Argentinien wird die Valuta sich „bessern“. Unterdrückt man aber in


England die freie Goldausprägung (wie man bereits die freie Silberprägung auf-


gehoben hat) und paßt man dafür diese Ausprägungen (die Geldausgabe) den


Bedürfnissen des Marktes an, um auf diese Weise die Warenpreise im eigenen


Lande zu befestigen – dann wird der Wechselkurs zwischen Argentinien und


England gleichfalls unveränderlich bleiben.


Der Valutakurs zwischen Argentinien und Chile dreht sich gegenwärtig um X.


Fahren diese zwei Freistaaten fort, die Warenpreise im gleichen Verhältnis zu


senken, so wird der Kurs unverändert bleiben, trotzdem die Warenpreise sinken.


Weicht aber einer der Freistaaten vom vorgezeichneten Wege ab, so werden wir


sofort eine Abweichung im Kurse haben.


Diese Feststellungen genügen, um zu zeigen, daß die Stetigkeit des


Auslandskurses unabhängig ist von dem für die Geldherstellung gewählten Stoff;


ferner, daß ein Land für sich allein das Ziel nicht erreichen kann, daß dies viel-


mehr nur das Ergebnis einer einheitlichen Geldpolitik aller Staaten sein kann; –


nur eine zwischenstaatliche Verständigung kann die Erfordernisse eines festen


Wechselkurses mit denen eines festen Geldpreises in Einklang bringen.


Es ist deshalb anzustreben, daß diese zwischenstaatliche Einigung möglichst


bald zustande komme, und inzwischen tun wir gut daran, 
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die Festigkeit im Preisstand der Waren der überragenden Bedeutung unseres


Auslandshandels unterzuordnen.


Der Auslandswechselkurs, wie ihn der Preis des Goldes widerspiegelt, wird


also den Maßstab abgeben, an dem wir die Bedürfnisse des Marktes in Fragen


der Notenausgabe abschätzen, und bis dahin, wo wir uns mit den anderen


Völkern über einen gerechteren und wissenschaftlich genaueren Maßstab ge-


einigt haben, werden wir Noten in den Verkehr bringen, so oft der Wechselkurs


zurückgeht (die Valuta sich verschlechtert) und umgekehrt Noten verbrennen, so


oft dieser Kurs steigt.


Befolgen wir dieses Verfahren mit Festigkeit, so wird der Wechselkurs auf das


Ausland so unbeweglich bleiben, wie wenn gemünztes Gold bei uns umliefe. Wir


werden die Vorteile der Goldwährung genießen, ohne genötigt zu sein, in ihr ein


totes Kapital im Werte von 300 Millionen Pesos festzulegen.


Wir müssen soviel Noten ausgeben, wie sich als fehlend erweisen, und soviel


Noten zurückziehen, wie sich als überschüssig erweisen. Wir müssen, um den
festen Wechselkurs aufrecht zu erhalten, das tägliche Geldangebot der täglichen
Nachfrage nach Geld anpassen.


Untersuchen wir jetzt, auf welche Machtmittel sich die Geldverwaltung stützen


könnte, um diese Aufgabe zu erfüllen.


Ersetzen wir das Gesetz, wonach jahrelang eine feststehende Summe Geldes


für den Umlauf bestimmt wird, durch ein anderes, das die Regierung zu einer


vom Gesetz der Summe nach nicht festgelegten, sondern nur durch die


Verkehrsbedürfnisse begrenzten Notenausgabe ermächtigt, so steht der


Verwaltung ohne weiteres alles Geld zur Verfügung, das sich im Handel als 


fehlend erweist.


Ein solches Gesetz eröffnet den Auslandswechseln (Devisen), dem Gold, einen


unbegrenzten Absatz. Alles Gold, das unter einem festgelegten Preis angeboten


wird, kauft die Geldmonopolverwaltung mittels neu abgegebenen Papiergeldes


auf. Alles Gold, das also zu jenem festgesetzten Preis keine Käufer findet, findet


Aufnahme in der Schatzkammer in der Monopolverwaltung. Infolgedessen wird


der Auslandswechselkurs niemals zurückgehen können [Wir drücken uns in


Deutschland so aus: Infolgedessen wird sich die Valuta niemals bessern können. Dieser Ausdruck ist


jedoch irreführend. Es gibt keine Besserung der Valuta, die nicht von weiten Kreisen des Volkes als


schwere Schädigung empfunden wird. Das hat die große „Valutabesserung“ (Frühjahr 1920)


gezeigt.], denn niemals wird die Nachfrage nach Gold fehlen. Jenes Gesetz wird
den Goldpreis vor jedem Sinken schützen.


Damit haben wir aber schon unendlich viel gewonnen. Wird der Goldpreis nicht


mehr wegen Mangels an Käufern sinken können, 
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so werden die Warenpreise auch nicht unter ihre Goldpreise (Weltmarktpreise)


sinken können, – Kaufmann, Landwirt, Gewerbetreibender werden gegen jeden


von der „Besserung“ der Valuta herrührenden allgemeinen Preisrückgang voll-


kommen gesichert sein.


Wer ein Unternehmen mit Hilfe fremden Geldes zu begründen beabsichtigt,


wird nicht mehr zu befürchten brauchen, er könnte durch die „Besserung“ der


Valuta zugrunde gerichtet werden.


(Einschaltung zu dieser Neuausgabe von 1920.) Die Reichsbank erklärte in ihrem


Flugblatt vom März d. J., der deutsche Kaufmann sei noch nicht reif, um sich in


Valutafragen zurechtzufinden. – Wenn diese Annahme zuträfe, so wären hier vielleicht


einige Erläuterungen zu obigem Satze nötig, wonach Kaufleute durch die „Besserung“ der


Valuta zugrunde gerichtet werden können.


Nehmen wir an, ein Unternehmer habe mit 100 000 Pesos geborgtem Geld (gesetzli-


ches argentinisches Zahlungsmittel) europäische, in Gold zahlbare Maschinen gekauft


und bezahlt, und zwar zum Kurse von 3 Pesos Papiergeld für 1 Peso Gold. Nun „bessert“


sich die Valuta, so daß der Goldpeso schon für 2 Papierpesos zu haben wäre, so wird


dieser Unternehmer nach den Gesetzen des Wettbewerbes den Preis seiner Produkte


nicht mehr mit dem Zins von 100 000, sondern nur mehr 66 000 beschweren können, da


ja jetzt jeder Konkurrent die gleichen Maschinen mit 66 000 Pesos kaufen kann. Der


Abbau der Preise, den die Regierung betreibt, baut zugleich das Kapital der Unternehmer


ab. Die „Besserung“ der Valuta ist für alle, die Schulden haben, eine Verschlechterung.


Der Unternehmer, von dem hier die Rede ist, wird den Zins des geborgten Kapitals nicht


bezahlen können.


Selbstverständlich wird jede Valuta-Spekulation unmöglich, sobald die Valuta


sich nicht „bessern“ kann. Wenn heute der Wucherspieler in der Hoffnung auf


eine Valutaverschlechterung einen Einsatz wagt, so geschieht es in der


Zuversicht, daß er die Valuta wieder wird bessern (heben) können; steigt aber


das Geld, dessen Preis er mit Opfern gesenkt hat, nicht wieder, hat das Geld


nicht mehr die Spannkraft, um immer wieder auf seinen Ausgangspunkt zurück-


zukehren, so verliert jenes Wucherspiel seinen Reiz. Der Wucherspieler würde


seinen Besitz entwerten, ohne Aussicht, den Wert wieder anschwellen zu sehen,


ohne Aussicht auf das Erlangen von Überschüssen, die doch das Ziel seiner


Machenschaften sind.


Indem wir also die „Valutabesserung“ unmöglich machen, beseitigen wir das


Wucherspiel, und damit verschwindet wieder eine der Ursachen, die bisher den


Geldmarkt in Verwirrung brachten.


Niemand wünscht sein Kapital zu mindern, und wenn Wucherspieler zeitweise


sich darauf einlassen, ihr Geld im Werte herabzusetzen, so geschieht es allein in


der Hoffnung, das Verlorene in der unvermeidlichen Rückflut mit Wuchergewinn


wiederzuerlangen. Diese Hoffnung schwindet aber für sie, sobald die öffentliche


Geldverwaltung dem Angebot durch eine unbegrenzte Nachfrage entsprechen


kann.


Das ist es, was wir über die Besserung der Valuta zu sagen hatten.
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Untersuchen wir jetzt, wie die Geldverwaltung auch eine „Verschlechterung“


der Valuta zu verhüten in der Lage sein wird.


Um die Verschlechterung der Valuta zu verhüten, wird man den sie verur-


sachenden Überschuß an Geld zurückziehen, also aufkaufen müssen. Mit 


welchen Mitteln? Antwort: Mit dem, was das Geldmonopol einbringen wird.


Jeder Tag zeigt uns, daß das Monopol irgendeiner, noch so unbedeutenden


Ware etwas einträgt, und zuweilen ganz bedeutende Summen.


Die Einkünfte, die viele Erfinder aus dem Vertrieb ziehen, bilden den Ertrag des


Monopols, das ihnen das Erfindungspatent verleiht. Sollte da das Monopol 


unseres Geldes, eines unentbehrlichen Artikels, der wichtigsten Marktware,


nichts einbringen?


Es wäre ein seltsamer, für jeden Kaufmann unfaßbarer Fall, wenn das Monopol


unseres Geldes, unseres Tauschmittels, unfruchtbar bliebe, nichts einbrächte.


Wirklich unfaßbar.


In Frankreich, Deutschland, England, den Vereinigten Staaten, bringt das


Monopol der Notenausgaben dem Staate jährlich beträchtliche Summen ein. In


Deutschland 5% der nicht durch Gold gedeckten Noten [Heute zieht das Reich aus der


Notenausgabe von 400 Milliarden einen jährlichen Gewinn von 5% = 20 Milliarden Mark.]. Wo 


bleiben jetzt die Summen, die die Notenausgabe von 300 Millionen Pesos ein-


bringen müßte? Man antwortet darauf: Kapital und Zinsen sind zum bezahlen


von Schulden verwendet worden.


In diesem Falle schuldet das Land der Geldverwaltung jene Summe, und sie


muß ihr billigerweise erstattet werden. Möge das Land seine Schulden mit


Rententiteln bezahlen. Die Emissionen sind dazu da, den Verkehr mit dem für


den Warenaustausch nötigen Geld zu versehen, und man soll nicht die


Bedürfnisse der Staatskasse mit jenen des Marktes vermengen.


Man erstatte somit der Geldverwaltung den Gegenwert jener 300 Millionen in


Rententiteln. Das ist eine gerechte Forderung.


Man eifert gegen das Papiergeld, gefällt sich darin, jenes Geld haftbar zu


machen für alle Leiden, die den Markt treffen, und gleichzeitig beraubt man es


seiner eigenen Waffen.


Man erstatte demnach die 300 Millionen in Rententiteln, und wir werden dann


sehen, ob mit dieser Rücklage und dem, was jährlich an Zins hinzukommt, die


Geldmonopolverwaltung nicht fähig ist, jedweden Geldüberschuß zurückzuziehen


und die Schwankungen zu beherrschen; wir werden sehen, ob sie nicht unbe-


dingte Herrin in ihrem eigenen Hause ist, ob nicht in der Tat das Papier zur


Geldherstellung taugt.
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Die durch die Notenausgabe eingebrachten 300 Millionen gehören jener


Emission, und solange man dem gesetzlichen Gelde nicht erstattet hat, was ihm


gehört, ist jede Urteilsabgabe über Vor- und Nachteile des Papiergeldes 


mindestens voreilig.


Die Länder Europas, die das Gold als Stoff für die Herstellung ihres Geldes


erwählt haben, ziehen aus diesem Golde keinerlei Gewinn, denn Metallgeld ist


totes Kapital.


Im Gegenteil kostet ihnen jenes Gold Zinsen. So erwarb Rußland in den letzten


Jahren Gold in gewaltigen Summen, für deren Zahlung dort Rententitel abge-


geben wurden.


Oesterreich und Italien verfuhren ebenso, und die Ausgabe 5prozentiger


Schuldscheine, die in den Vereinigten Staaten erfolgt, so oft dort die Reserven


abnehmen, kostet dem nordamerikanischen Volke bedeutende Summen.


Keinerlei Opfer verlange ich zugunsten des Peso-Nationalgeld. Das aus Papier


gefertigte Geld ist nicht so anspruchsvoll wie sein aus Gold hergestellter


Genosse; ich möchte nur zugunsten unseres bescheidenen Geldes einen kleinen


Teil der Liebe erbitten, die andere Länder für ihr Goldgeld verschwenden; ich


möchte nicht, daß man das aus Papier gefertigte Geld mißhandelt und aus-


beutet, während man zugunsten des Goldes Opfer jedweder Art bringt – um


sodann zu behaupten, das Papier sei untauglich. Denn das ist nicht ernst.


Man verfolge eine gesunde, verständige Geldpolitik, man erstatte dem


Papierpeso, was ihm gehört, und wir werden dann sehen, welches das bessere


Geld ist: das Geld, das gegenwärtig die Abenteurer von Klondyke ausgeben,


ohne Rücksicht auf die Verkehrsbedürfnisse zu nehmen, oder das Geld, das wir


hier ausgeben werden, nachdem wir eindringlich unsere Marktlage erforscht


haben werden, – dann soll sich erweisen, ob eine vom Zufall und von


Abenteurern geführte Geldpolitik sich messen kann mit derjenigen, die den Markt


und seine Bedürfnisse zur Richtschnur nimmt.


Das Geldmonopol indessen, auch nachdem es der Raubsucht der Staatskasse


ausgeliefert, nach allen Regeln der Kunst geplündert und erschöpft zurückgelas-


sen wurde, erweist sich als so fruchtbar und kraftvoll, daß es ohne fremde Hilfe,


aus eigener Kraft etwas erbringen und sich aus seiner traurigen Lage heran-


arbeiten muß.


Ähnlich wie ein fruchtbares Feld, ausgebeutet durch einen geizigen Bebauer,


der ihm nicht an Dünger zurückgab, was er an Ernten herausgezogen hatte, mit


der Zeit doch seine ursprünglichen Kräfte wiedererlangt, so wird sich auch das


Geldmonopol verhalten.
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Aus diesem Grunde brauche ich nicht einmal auf jener ersten Forderung zu


bestehen, wonach der Monopolverwaltung der Erlös aus den abgegebenen 300


Millionen Noten erstattet werden soll; ich will vielmehr nachweisen, daß das


Monopol auch ohne jene Hilfe aus seiner jetzigen Lage sich befreien kann, d. h.,


daß die ihm noch verbliebenen Kräfte es dem Geldmonopol noch gestatten, die


nötigen Rücklagen für seine geordnete Verwaltung zu bilden.


Sehen wir zu. Seit Jahren, d. h. seit den letzten Notenausgaben, hebt sich die


Valuta (sinken die Warenpreise), einesteils als Folge der Verbrennung von


Geldscheinen durch die Konversionskasse, hauptsächlich aber infolge


Vermehrung der Bevölkerung. Und das ist verständlich, denn entsprechend


ihrem größeren Handelsverkehr benötigt eine große Bevölkerung mehr Geld als


eine kleine, und wenn keine der wachsenden Nachfrage nach Geld ent-


sprechende Befriedigung durch Ausgabe neuer Noten erfolgt, so muß natur-


notwendig ein Rückgang der Warenpreise eine Folge jener Versäumnis sein.


Wollen wir also bei weiterem Anwachsen der Bevölkerung einen festen


Preisstand haben, so muß neues Geld im Maßstabe jenes Anwachsens aus-


gegeben werden.


Das Gold steht jetzt 260 im Kurs, aber wir hatten auch einen Stand von 350


und darüber. Nehmen wir an, das Gesetz habe der Konversionskasse die


Befugnis erteilt, einen festen Goldpreis aufrecht zu erhalten, – wieviel Noten


hätte die Kasse dann ausgeben müssen, um ein Sinken des Goldes von 350 auf


260 zu verhindern?


Die Ausrechnung stellt sich wie folgt: Bei einem Notenbestand von annähernd


290 Millionen ist der Goldpreis 270, und die zum Aufrechterhalten des Standes


von 350 nötige neue Notenausgabe würde also betragen haben:


290 : 270 = 1074 X 350 = 375.900.000


wovon der jetzige Bestand abgeht mit 290.000.000


Pesos 085.900.000


Die Geldmonopolverwaltung (die jetzige Konversionskasse) hätte also zu dem


gegenwärtigen Notenumlauf weitere 85 Millionen Pesos ausgeben müssen, um


ein Sinken des Goldes unter den Stand von 350 zu verhindern; und die Ausgabe


jener 85 Millionen würde den gleichen Erlös in Werten aller Art erbracht haben;


sei es, daß man für jene Neuausgabe an der Börse Wechsel, Rententitel, Gold


oder was immer sonst geeignet gewesen wäre, gekauft hätte.


Mit jenen Werten in seiner Kasse könnte heute die Geldmonopolverwaltung 
85 Millionen Pesos gesetzlichen Geldes, also 20% der ganzen Noten-
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ausgabe aus dem Verkehr ziehen. Würde dieser Betrag nicht ausreichen, um


den Geldpreis auch bei einer Neigung zum Sinken zu beherrschen? Auch die


europäischen Banken haben Reserven, aber, wie erheblich diese auch sein


mögen, reichen sie niemals an die 20% des gesamten Geldumlaufs [Die Reichs-


bank z.B. verfügte damals als Waffe für ihre währungspolitischen Maßnahmen nur über den in


Kaufmannswechseln angelegten Betrag ihrer Notenausgabe. Das mögen damals 1000 Millionen oder


der sechste Teil des auf 6 Milliarden geschätzten Gesamtgeldumlaufes gewesen sein. Heute hat sie


zwar, da das Metallgeld verschwunden ist, viel größeren Wechselbestand – doch kann sie diese


Wechsel (Schatzwechsel), weil der Wechselschuldner zahlungsunfähig ist, nicht zu währungspoliti-


schen Maßnahmen verwenden.].


Die gleichen Ursachen aber, die das Sinken des Goldes von 350 auf 270


erzeugten, bestehen immer noch. Die Bevölkerung wächst, der Handel dehnt


sich entsprechend aus, die Nachfrage nach Geld nimmt mit der Volkszahl und


der Handelsausdehnung zu, und wenn wir nicht wollen, daß die Preise wegen


Mangels an Nachfrage oder Geld weiter sinken, so bleibt nur der Ausweg, schritt-


weise den Notenbestand zu vermehren. Diese allmähliche und unvermeidbare


Ausgabe neuer Noten wird also eine stetige und zuverlässige Einnahmequelle


für die Geldmonopolverwaltung bilden, und die Einnahme wird dem


Bevölkerungszuwachs entsprechen. Steigt die Volkszahl um 1% jährlich, so wird


die Jahreseinnahme 3 Millionen Pesos sein, beträgt der Zuwachs 2%, so werden


es jährlich 6 Millionen Pesos sein.


Gegenwärtig beschränkt sich der Bevölkerungszuwachs fast auf die


Vermehrung, die das Volk aus sich heraus erzeugt; dies schulden wir der Krise,


die als Folge der Hebung der Valuta auftritt und die Einwanderer abhält. Gelingt


es uns jedoch, der Geldpolitik eine andere Richtung zu geben, so werden sich


Gewerbe und Handel wieder beleben und die Einwanderung aufs neue heran-


ziehen.


Reißen wir also die Deiche ein, die durch den Preisrückgang, durch die


Geldknappheit der gesunden Entfaltung der Schaffenskraft des Landes im Wege


stehen, so muß der Bedarf an Geld steigen, er muß notwendigerweise in stets


wachsendem Maße sich steigern.


Die Wirtschaftsgeschichte des Landes, der noch unausgebeutete Reichtum


ausgedehnter Gebiete berechtigt uns, auf die Zukunft Argentiniens zu vertrauen;


diese selbe Zuversicht aber muß zur Annahme berechtigen, daß der argentini-


sche Verkehr einen wachsenden Bedarf an Geld haben wird.


Wenn bei einer Einwohnerzahl von 4 Millionen 300 Millionen an Geld für den


Verkehr nicht ausreichen (der Beweis für ihre Unzulänglichkeit liegt im steten und


allgemeinen Preisrückgang vor) so leuchtet ein, daß wir bei 5 Millionen


Bevölkerung 375, und bei 6 Millionen 450 Millionen an Geld benötigen werden.
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Bemerkung. Alle diese Berechnungen beruhen auf der Annahme, daß das


Tauschverhältnis zwischen Gold und Waren auf unseren Auslandsmärkten sich nicht ver-


ändern wird. Fallen oder steigen jedoch die in Gold ausgedrückten Preise, so würde die


Voraussetzung für diese Berechnungen nicht mehr zutreffen. Sinken die Warenpreise in


Europa, so werden sie auch hierzulande sinken, und wir werden, um das Valutapari zu


erhalten, Papier zurückziehen müssen; steigen aber die Warenpreise (in Gold ausge-


drückt), so werden wir entsprechend mehr Papiergeld ausgeben müssen.


Jedoch liegt im Bevölkerungszuwachs nicht die einzige Handhabe, die der


Geldmonopolverwaltung zur Bildung ihrer Reserven zur Verfügung steht; auch


nicht die wichtigste.


Die Grundlage für jede Nachfrage nach Geld besteht im Privateigentum und 
in der Arbeitsteilung. Je stärker entwickelt diese beiden wirtschaftlichen


Einrichtungen sind, umso größere Nachfrage nach Geld werden sie erzeugen.


Beide aber, Arbeitsteilung wie auch Privateigentum, sind hier in Argentinien


noch sehr ausdehnungsfähig. Es gibt ganze Provinzen, die wegen fehlender


Arbeitsteilung noch fast nichts für den Markt erzeugen. Die Bewohner begnügen


sich, das für den Eigenbedarf Nötige hervorzubringen, und sie haben keine


anderen Bedürfnisse als diejenigen, die sie mit eigenen Armen und den


Hilfsquellen der umgebenden Natur befriedigen können. Mangel an


Beförderungsmitteln macht Warenaustausch und Arbeitsteilung unmöglich. In


jenen Provinzen besteht keine Nachfrage nach Geld. Die ihre Geleise täglich 


vorziehenden Eisenbahnen ermöglichen jedoch die Ausfuhr einer großen Menge


von Erzeugnissen und verleihen ihnen Wert; dieser Wert aber reizt zu vermehrter


Arbeitsteilung. Deswegen wächst die Nachfrage nach Geld mit jedem Kilometer,


um den wir die Ausdehnung unserer Bahnlinien vermehren, und wir müssen 


deshalb die Notenausgabe so vermehren, daß sie mit dem Eisenbahnbau Schritt


hält.


Wieviel beträgt die Vermehrung der Geldnachfrage, soweit sie von wachsender


Arbeitsteilung herrührt? Auch dies können wir annähernd genau ausrechnen.


Vom Jahre 1892 bis 1897 sank der Goldpreis von 370 auf 270, was annähernd


30% ausmacht.


Im gleichen Zeitraum verbrannte die Konversionskasse


10 Millionen, also 3%


und die Bevölkerung wuchs um 10%


Insgesamt 13%


Rechnen wir diese von den 30% ab, so bleiben auf Rechnung vermehrter


Arbeitsteilung 17%, also ungefähr 3% für ein Jahr.


Wenn wir nun annehmen, daß die Zunahme der Arbeitsteilung einige weitere


Jahre hindurch im gleichen Verhältnis andauert, so würden wir die sich daraus


ergebende verstärkte Nachfrage nach Geld mittels neuer Notenausgaben aus-


zugleichen haben, 
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weil sonst – wie seit Jahren – das Geld weiter im Preise steigen, oder, was das-


selbe ist, der Preis der Waren weiter sinken würde.


Es bestehen jedoch, und ich erkenne dies ohne weiteres an, gewisse Kräfte,


die imstande sind, der Wirkung entgegenzuarbeiten, die der


Bevölkerungszuwachs und anderes auf die Nachfrage nach Geld ausüben, denn


es könnte der Fall eintreten, daß die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zu-
nähme, was im Verkehr dieselbe Wirkung üben würde wie eine vermehrte


Notenausgabe.


Und es liegen statistisch festgestellte Tatsachen vor, die die Möglichkeit er-


weisen, daß dieser Fall eintritt. So steht es z. B. fest, daß der englische Markt


nicht halb so viel Geld aufnehmen kann, wie der französische Verkehr in stän-


digem Umlauf erhält, und dies, trotzdem die Arbeitsteilung in England entwickel-


ter ist als in Frankreich.


Dies liegt an den Bankeinrichtungen, die den Gebrauch des Geldes und die


Nachfrage danach schmälern und seinen Umlauf beschleunigen.


Die von mir vorgeschlagene Geldpolitik würde nun sofort einen beschleunigten


Geldumlauf herbeiführen, indem sie dem Markte alle die Gelder wieder zuführen


würde, die durch die Hoffnung auf weitere Steigerung des Geldwertes zurück-


gezogen sind, und wir müssen deshalb sofort Anstalten treffen, um die durch den


beschleunigten Umlauf herbeigeführte Beeinflussung der Preise zu bekämpfen.


Nach „Mulhalls statistischem Wörterbuch“ betrug der Geldumlauf auf den Kopf


der Bevölkerung in:


Großbritannien 4,4 Pfund Sterling


Deutschland 5 „ „


Vereinigte Staaten 7 „ „


Frankreich 11,8 „ „


Unser Notenumlauf von 290 Millionen ergibt zum jetzigen Kurs von 270 den


Betrag von 4,7 Pfund Sterling auf den Kopf der Bevölkerung und weist uns 


unsere Stellung an zwischen den beiden Ländern, die nach der erwähnten


Ermittlung im Vergleich zu ihrem Handel das wenigste Geld benötigen. Dies


könnte uns zur Annahme verleiten, daß das Geld hierzulande schon sehr schnell


umläuft und daß daher keine große Gefahr für eine wirkliche Beschleunigung


besteht.


Bedeutet aber die beschränkte Geldmenge, mit der der argentinische


Handelsverkehr auskommt, nicht vielleicht Mangel an Nachfrage nach Geld,


Mangel an Arbeitsteilung, Mangel an Privateigentum? Ohne eine ins einzelne


gehende Untersuchung ist diese Frage schwer zu beantworten.
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Doch können wir das beiseite lassen. Sicher ist, daß die Hebung der Valuta,


die alle von den jetzt geltenden Emissionsgesetzen erwarten, dem Verkehr einen


merklichen Teil der angegebenen 300 Millionen vorenthält, sicher ist, daß die


„Besserung der Valuta“ gegenwärtig den Geldumlauf behindert, während die vor-


geschlagenen Reformen im Gegensatz dazu seinen Umlauf begünstigen würden.


Sicher ist, daß die Vorgeschlagenen Reformen den Geldumlauf sofort


beschleunigen und damit preistreibend wirken würden.


Anderseits ist es gleichfalls sicher, daß die Reformvorschläge Handel und


Gewerbe neu beleben und daß die mehr erzeugten Güter wahrscheinlich das


vermehrte Geldangebot (vielleicht mit Überschuß) ausgleichen würden.


Nehmen wir diese Wirkung als sicher eintretend an, daß also der erwartete


schnellere Geldumlauf sich durch die erhoffte verstärkte Warenerzeugung


(Nachfrage nach Geld) ausgleicht, so würde sich die Lage der Geldmonopol-


verwaltung wie folgt gestalten.


Jährliche Notenausgabe zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld,


die als Folge des Bevölkerungszuwachses eintritt:


2% auf 290 Millionen Pesos  005.800.000
Desgl. zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage 
nach Geld, die durch die zunehmende Arbeitsteilung 
erzeugt wird 3% auf 290 Millionen                           Pesos 008.700.000


Insgesamt   Pesos 0014.500.000


Ebensoviel im zweiten Jahre, zuzüglich Zinsen auf das Erträgnis des ersten


Jahres, und nach drei Jahren würde die Geldmonopolverwaltung bereits über 


50 Millionen Pesos an Börsenwerten ersten Ranges verfügen.


Würde diese Summe nicht ausreichen, um die Valuta auch vor einer


„Verschlechterung“ zu schützen?


In drei Jahren würde die Notenausgabe auf 352 gestiegen sein, und die in den


Kassen der Geldmonopolverwaltung befindlichen 50 Millionen würden somit den


siebenten Teil der ganzen Emission ausmachen.


Gibt es auf der Erde ein zweites Land, das über vergleiche weise so gewaltige


Mittel zur Regelung des Geldumlauf verfügt?


Durch den Verkauf dieser 50 Millionen an Rücklagen könnte die


Geldmonopolverwaltung an der empfindlichsten Verkehrsstelle, an der Börse, 


15% des gesamten Geldumlaufes zurückziehen!


Und diese Reserven würden alljährlich schrittweise zunehmen, genau ent-


sprechend dem Bevölkerungszuwachs, im genauen Verhältnis zur


Weiterentwicklung der Arbeitsteilung und des Besitzwechsels. Schritthaltend 


mit dem argentinischen Handelsverkehr würde 
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die Macht der Geldmonopolverwaltung sich mehren, sie würde in wenigen


Jahren ihren Machtbereich durchaus beherrschen [Der Erfolg hat die Richtigkeit vor-


stehender Schätzungen und Berechnungen durchaus bestätigt. – 1903, nachdem 3 Jahre die argen-


tinische Währung nach meinen Vorschlägen geführt worden war, befanden sich bereite 47 000 000


Goldpesos in der Konversionskasse, die durch keine anderen Kräfte als die genannten angezogen


worden waren. Die Konversionskasse, die bei ihrer Gründung so gut wie nichts an Rücklagen besaß,


beherrschte mit Hilfe der ihr selbsttätig und kostenlos zufließenden Mittel schon 1903 den Geldmarkt


so, daß während dieses ganzen Jahres das Goldagio unverändert auf dem durch Gesetz festgeleg-


ten Punkt, nämlich 127.27 stehen blieb. Heute verfügt Argentinien über einen Goldschatz von 472


Millionen Pesos (1 Peso = 4 Goldmark). Die Noten sind dort mit 80% durch Gold „gedeckt“.


Beim Vergleich mit den regulatorischen Machtmitteln anderer Notenbanken ist zu beachten, daß in


Argentinien (wie jetzt in Deutschland) alles umlaufende Geld aus Noten der Nationalbank besteht,


während in Deutschland damals die Hauptmasse des Geldes aus Gold- und Silbermünzen bestand,


auf die die Reichsbank keinen Einfluß hatte. Daher hauptsächlich die Schwäche der


Reichsbankpolitik. Je mehr Metallgeld im Verkehr war – umso schwächer war die Reichsbank.


Diesen Sachverhalt hat die Reichsbank heute noch nicht voll begriffen.].


Schlußfolgerung


Das aus Papier gefertigte Geld begegnet auf der ganzen Erde großem


Mißtrauen, und es liegt darin nichts Verwunderliches. Denn nicht alle haben


Muße, der Sache auf den Grund zu gehen, bevor sie ihr Urteil abgeben.


Wann hat man zum Papiergeld gegriffen? Das geschah, so oft unter der


Herrschaft des Metallgeldes eine Krise ausbrach (in den Vereinigten Staaten, in


Italien z. B.) und die Regierungen, die Bedürfnisse der Staatskasse mit denen


des Verkehrs verwechselnd, die Notenausgabe als bequemes Mittel, sich Geld


zu verschaffen, benutzten (in England, Frankreich, Rußland, Italien, Argentinien,


Chile usw.); es geschah, wenn in Kriegszeiten, bei Hungersnot, als Folge von


Seuchen das Metallgeld verschwand (Gresham-Gesetz), kurz, stets in Zeiten der


Not, und nicht in dem Bestreben, den Geldumlauf zu bessern, sondern unter


dem Drucke, den die dem Geldwesen vollständig fremden Triebkräfte ausübten.


Niemals, in der Gesamtgeschichte des Papiergeldes nicht ein einziges Mal,


griff man zum Papiergeld, weil man sich daraus einen Vorteil für den Verkehr 


versprach. Niemals hat man zugunsten des Papiergeldes das kleinste Opfer


gebracht (wie es doch alltäglich zugunsten des Metallgeldes geschieht); man hat


es im Gegenteil seiner eigenen Hilfsquellen beraubt.


Ist es da verwunderlich, daß das Papiergeld, mißhandelt und ausgebeutet, die


berechtigten Ansprüche des Verkehrs nicht befriedigen konnte, daß es, ver-


glichen mit seinem metallischen Genossen, dem verhätschelten Lieblingskind


sämtlicher Regierungen, sich als 
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mangelhaft erwies? Ist es nicht ganz natürlich, daß, infolge naheliegender


Gedankenverbindungen das Wort Papiergeld die Erinnerung wachruft an Krise,


Hunger, Krieg, Elend?


Es besteht hierzulande als Abteilung der Regierung eine Konversionskasse.


Entspricht der Zweck dieser Einrichtung dem Sinne ihrer Bezeichnung, so muß


die Absicht vorliegen, zum Metallgeld zurückzukehren, und das Bestehen der


Konversionskasse muß als der erste Schritt nach jener Richtung angesehen 


werden.


Ist aber die Umwandlung unseres Geldwesens, ist die Konversion beschlos-


sene Sache, so müssen wir auch annehmen, daß die Fragen und Aufgaben, die


heutzutage das Metallgeldwesen stellt, bei uns bereits gelöst worden sind. In


welchem Sinne ist das geschehen? Geschah es zugunsten des Silbers, des


Goldes, der Doppelwährung, der freien oder der bedingten Ausprägung?


Ich glaube, daß, wenn man diese Fragen entschieden hat, dies leichthin, ohne


daß man der Sache auf den Grund ging, geschehen ist.


Heutzutage zum System des Metallgeldes übergehen, heißt einen Sprung ins


Dunkle tun, der teuer zu stehen kommen kann. Schon der bloße Umstand, daß


gegenwärtig der Zufall und die Abenteurer von Klondyke und Transvaal über das


Schicksal der Emission bestimmen, ist Beweis dafür, daß dieses Geldsystem


große Mängel haben muß. Das Mangelhafte aber ist nicht von Dauer.


Dem Silber ist kürzlich das Prägerecht entzogen worden, und die dadurch


bewirkte Entwertung dieses Metalls hat zu ungeheuren Verlusten in all den


Ländern geführt, wo man das Silber zur Geldherstellung gewählt hatte. Was


heute dem Silber widerfuhr, kann morgen dem Golde zustoßen. Also Vorsicht mit


dem Golde!


Die Aufhebung des Prägerechtes für das Gold aber wird an dem Tage einset-


zen, an dem irgendwo auf dem Erdball beschlossen wird, mit dem Papiergeld


einen ernsthaften Versuch zu machen. An diesem Tage wird das Geldproblem für


immer gelöst werden.


Wird dem Lande Argentinien die Ehre zufallen, diese Frage gelöst zu haben?


Buenos Aires, im Mai 1898.


Silvio Gesell
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D. Das Reichswährungsamt


und die Internationale Valuta-Assoziation
(Iva).


Das Reichswährungsamt.


a) Unter Währung ist die dauernde Aufrechterhaltung eines bestimmten allge-


meinen Preisstandes der Waren zu verstehen, des heute oft genannten


Warenpreisindexes, die darin ihren stets genau meßbaren Ausdruck findet, daß


mit einer bestimmten Geldsumme (Lohn, Gehalt, Renten, Pension) heute, mor-


gen, immer eine bestimmte Lebenshaltung bestritten werden kann.


Wohlverstanden handelt es sich hier nicht um Festsetzung der Preise einzelner


Waren. sondern um die Festlegung des Durchschnittes, des Indexes, so daß,


wenn auch einzelne Preise fallen, andere dafür steigen.


b) Solche Währung kann nur als Wirkung einer fortlaufenden Handlung, einer


Verwaltung des Geldes erwartet werden, nicht aber von Eigenschaften eines


Stoffes – wie das die Vertreter der Goldwährungs-Theorie anzunehmen schei-


nen. Mit anderen Worten: solche Währung muß dynamisch, nicht statisch


betrachtet werden.


c) Die genannte Geldverwaltung besteht in der Hauptsache:


1. in der fortlaufenden statistischen Ermittlung des erwähnten Durchschnitts-


warenpreises (der sogenannten Indexzahl).


2. in der fortlaufenden Anpassung des Geldumlaufs an diesen Durchschnitts-


preis. Zum Zwecke dieser Anpassung werden bei anziehenden Preisen die


Menge der umlaufenden Noten oder deren Umlaufsgeschwindigkeit oder aber


die Geldersatzmittel (Wechsel) eingeschränkt, bei rückgängigen Preisen dage-


gen verstärkt. Der allgemeine Preisstand wird auf diese Weise stets wieder auf


den Ausgangspunkt zurückgebracht, so oft er sich davon entfernt. Die


Abweichungen müssen umso geringfügiger sein, und umso schneller müssen die


Preise auf den Normalstand zurückfallen, je besser die Geldverwaltung, das


Reichswährungsamt, wacht und die entsprechenden Gegenzüge vornimmt. Die


Tätigkeit des Reichswährungsamtes ist demnach mit der Arbeit des


Schiffssteuermannes zu vergleichen, der das durch Strömung und Wind ständig


aus dem Kurs geworfene Schiff durch entgegengesetzte Steuerwendungen doch


immer wieder in die gewollte Richtung zurückzwingt.


d) Ihre wissenschaftliche Stütze findet diese Geldverwaltung in der vereinigten


„Quantitätstheorie“, laut welcher die Warenpreise jederzeit und unbedingt davon


abhängen, wieviel Geld im Verkehr ist und wie schnell dieses Geld umläuft.


Sofern das Währungs-  Währungsamt
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amt die Weisung hat, das Geld nach den in c) bezeichneten Richtlinien zu ver-


walten, dürfen Änderungen im allgemeinen Preisstand keinen anderen Ursachen


mehr zugegeben werden, als einer mangelhaften Führung der in c) geforderten


Geldverwaltung, der Währungspolitik. Namentlich dürfen solche Änderungen


nicht mehr auf Rechnung des Warenangebots gestellt werden, da das R.W.A. ja


die Aufgabe hat, die vom Warenangebot kommenden Einflüsse durch


Gegenzüge im Geldangebot aufzuheben, so daß z. B. gute Ernten, verbesserte


Produktionstechnik, verstärkte Zufuhren aus dem Auslande usw. durch vermehr-


ten Geldumlauf, entgegengesetzte Einflüsse dagegen durch verminderten


Geldumlauf ausgeglichen werden. Da das R.W.A. die Befugnis erhalten soll, zu


jeder Zeit das Geldangebot unbeschränkt zu mindern oder zu mehren, so muß


es auch unter allen denkbaren Verhältnissen das ihm gesetzte Ziel erreichen


können.


Machtmittel des Reichswährungsamtes. Das R.W.A. ist nach allen Seiten


hin unabhängig; – namentlich auch gegenüber den Geldbedürfnissen des


Finanzministeriums ist diese Unabhängigkeit eine unbedingte. Der Geldbedarf


des Reiches muß unter allen Umständen innerhalb der Grenzen der vom R.W.A.


geschaffenen volkswirtschaftlichen Ordnung seine Deckung finden. – Dem


Reichswährungsamt die Notenpresse, dem Reichsfinanzministerium die


Steuerpresse. – Das R.W.A. wird mit allen sachlichen und gesetzlichen Mitteln


ausgestattet, die für die Erfüllung seiner Aufgabe als nötig erachtet werden, so


daß Zweifel am Bestande der deutschen Reichswährung vernünftigerweise nicht


mehr aufkommen können. Damit wird dann den Spekulationsgeschäften der


Boden entzogen, und der Handel kann sich auf einer festen Unterlage ent-


wickeln.


Zu diesem Zwecke erhält das R.W.A. nicht nur das Recht zu einer dem


Nennwerte nach unbeschränkten Notenausgabe, sondern auch die Oberaufsicht


über die Umlaufsgeschwindigkeit der ausgegebenen Noten, die es durch das
Mittel des Freigeldes ausüben wird. Dem R.W.A. werden dadurch beide Zügel
der Währungspolitik, die Menge und die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, in
die Hand gegeben, es erhält damit unbedingte Macht. Durch den mit dem


Freigeld erstrebten und erreichten geschlossenen Kreislauf des Geldes wird die


eine der beiden die Preise bestimmenden Triebkräfte, die Umlaufsgeschwindig-


keit des Geldes, zu einer feststehenden Größe, während die andere Triebkraft,


die Geldmenge, durch das Recht zu unbeschränkter Notenausgabe und


Notenverbrennung fest in der Hand des R.W.A. liegt.


Zum Überfluß wird auch der Verkehr in Geldersatzmitteln (Wechseln) dem


R.W.A. unterstellt. Durch Einführung, Erhöhung, 
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Ermäßigung oder Beseitigung der Wechselstempelsteuer soll, sofern es für nütz-


lich erachtet wird, der Wechselverkehr verstärkt oder eingeschränkt werden, je


nachdem das R.W.A. dies wegen der Währung für geboten hält. Rücksichten auf


Reichseinnahmen dürfen bei der Wechselstempelsteuer nicht mitspielen. Nur


währungstechnischen Zielen soll diese Steuer dienen. Immerhin fließt ihr Ertrag


der Reichskasse zu.


Auch das Lotteriewesen, durch welches zeitweise große Summen baren


Geldes vom Warenverkehr ferngehalten werden können, wird dem R.W.A. unter-


stellt und zwar solange, wie die jetzigen außergewöhnlichen Umstände anhalten


und das R.W.A. restlos alle Hilfsmittel der Währungstechnik zu Rate ziehen muß.


Das R.W.A. hat das Recht, Währungsanleihen zu veranstalten, um die heute


ins Ausland verschleppten Noten, deren unzeitgemäße Rückkehr in den Handel


die Maßnahmen des R.W.A. stören könnte, dem Verkehr in dem vom R.W.A. für


nötig erachteten Umfang entziehen zu können. Diese Anleihen sollen völlig


getrennt von den Reichsfinanzen vom R.W.A. selbständig verwaltet werden.


Als Ausgangspunkt für die zu führende Warenpreisstatistik wird der mit 1000 zu


vervielfältigende Preisstand (Index) der Vorkriegszeit genommen –, d. h., das


R.W.A. wird die Preise nicht abbauen, sondern die Währung so führen, daß die


Preise auf den genannten Stand zurückfallen oder auf seine Höhe steigen.


Alle Tarife, Löhne, Gehälter werden sich mit der Zeit diesen Preisen in ihrer


natürlichen, durch die Zwangswirtschaft gestörten Rangordnung anpassen. Die


durch den Krieg geschwächte Schaffenskraft des deutschen Volkes muß selbst-


verständlich in einem entsprechend geringeren Arbeitsertrag zum Ausdruck kom-


men. Wäre diese Ergiebigkeit um 20% gesunken, so würden die Löhne, Gehälter


in ihrem Aufstieg um ebensoviel unterhalb des um das tausendfache gestiege-


nen allgemeinen Preisstandes vorläufig zum Stillstand kommen. Mit der Zeit, im


Umfang wie für die Getöteten vollwertiger Ersatz heranwächst, und wie sich die


Folgen der neuen Währungsordnung fühlbar machen, werden die Löhne steigen,


weit über den Friedensstand hinaus.


Das Kapital des Reichswährungsamtes. Das Papiergeld ist kein Schuld-


schein, der zu einer bestimmten Frist eingelöst werden soll. Es hat keinen ver-


nünftigen Sinn, dem Volke die „Einlösung“, d. h. die Rückzahlung und


Vernichtung des Papiergeldes feierlich in der Inschrift der Banknoten zu ver-


sprechen, da wir Geld ja doch immer brauchen werden. Was wir in Wirklichkeit


brauchen, ist das Versprechen, daß das Geld niemals eingelöst wird. Das


Einlösungs- oder Vernichtungsversprechen ist eine Drohung, keine Beruhigung;


es bildet fürwahr die allerschwerste 
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Bedrohung, der der Handel ausgesetzt ist. Der Abbau der Preise in Amerika zeigt


uns den Sinn und Unsinn des Einlösungsversprechens in der Inschrift der


Banknoten. Mit denselben Gründen, die zur Einlösungsforderung führten, könnte


man ja auch den Eisenbahnreisenden zu ihrer Beruhigung versprechen, daß


nach der glücklichen Beendigung ihrer Reise die Bahn „eingelöst“, d. h. abge-


brochen werden wird. Anstelle dieser Einlösungsbedrohung muß das Papiergeld


die Bestimmung des Gesetzes enthalten, die dem Reichswährungsamt zur


Pflicht macht, den Geldumlauf zu jeder Zeit haarscharf den Bedürfnissen des


Landes anzupassen. Mehr ist nicht nötig. Will man ein übriges tun, so mag man


schreiben: Für die Allgemeinheit sind die Schalter des R.W.A. geschlossen. Die


Einlösung findet auf den Märkten, in den Läden und Börsen gegen die dort feil-


gebotenen Waren und Dienstleistungen statt. Waren hat der Inhaber für diesen


Geldzettel gegeben, Waren hat er zu verlangen. Das R.W.A. selbst hat keine


Warenlager, auch kein Geld, keine Geldschränke, keine Stahlkammern. Das


R.W.A. wird jedoch die Waffen seines Alleinrechtes auf Notenausgabe so ver-


wenden, d. h die Marktlage stets so gestalten, daß die Besitzer der Geldzettel


immer soviel an Waren werden kaufen können, wie sie selbst dafür hergeben


mußten. Wenn dies im Einzelfall nicht immer nachweisbar wird – so doch im all-


gemeinen, im Durchschnitt, so daß man mit derselben Geldsumme immer die


gleiche oder ähnliche Lebenshaltung wird bestreiten können.


Die zu solcher Währungspolitik nötigen Mittel müssen selbstverständlich in


ausreichendem Maße vorhanden sein, um jeden sich zeigenden Geldüberfluß


dem Verkehr entziehen zu können. Mit dem durch das Freigeld erreichten


geschlossenen Kreislauf des Geldes, der die Haupttriebkraft in der Bildung der


Preisschwankungen, d. i. die Unregelmäßigkeit in der Umlaufsgeschwindigkeit


dadurch lahmlegt, daß er sie in eine feststehende Größe verwandelt, werden


überraschend geringfügige Mittel ausreichen, um die von der Warenseite her-


rührenden Einflüsse auf die Preise auszugleichen. Diese Mittel können wir uns in


Gestalt von Wechseln, Devisen, fremden Geldsorten vorstellen. Auch Verkauf


und Einlösung von Staatspapieren (Währungsanleihen), Steuerzuschlag und


Steuerabschlag, wie auch die erwähnten Wechselstempelsteuern, das


Lotteriemonopol, sind zum Kapital des R.W.A. zu zählen.


Irgendwelche andere Deckung im Sinne des heutigen Reichsbankgesetzes ist
überflüssig, da es sich hier nicht mehr um eine Aktiengesellschaft, sondern um


ein Reichsamt handelt. Hier gilt als Deckung der Noten des R.W.A., als


Sicherheit, nicht ein toter Schatz (Gold), der, so groß er auch bemessen sein


mag, doch immer, wie z. B. jetzt in Deutschland, 
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zu einer schier lächerlichen Winzigkeit zusammenschrumpfen kann, sondern die


unversiegbare Quelle aller Schätze, die Arbeitsteilung, die den Markt immerfort


mit Waren beschickt, und auf die letzten Endes alle echte Nachfrage nach Geld


zurückzuführen ist. Ist doch das Geld ja nichts anderes als das Tauschmittel für


die Erzeugnisse der Arbeitsteilung.


Die Arbeitsteilung wird also zugleich die Deckung der Noten und das Kapital
des Reichswährungsamtes sein.


Das Gold aber, das noch in der Reichsbank lagert, können wir spurlos in die


Reparationsmasse versenken. Im Sinne der Valuta- und Stabilisierungspolitik ist


jede Devise bares Gold. Ja, jede Kiste Ausfuhrgut, die den Seehäfen zurollt, ist


für die Valuta Gold, bares Gold. Tausend Goldmark für den Export greifbare


Ware, Lumpen, Papier und alte Stiefel, und tausend Mark in Goldmetall in der


Reichsbank sind in jeder währungstechnischen Beziehung äquivalent. Gold in


der Reichsbank für noch schlimmere Zeiten als die jetzigen aufbewahren, ist


direkt sinnlos. Denn in demselben Maße, wie die Zeiten sich verschlimmern,


nimmt die Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes für Gold ab. Rechnet die


Reichsbank mit solchen Ereignissen, dann täte sie doch besser, ihren


Goldschatz gegen solche Waren umzusetzen, die man in schlechten Zeiten


braucht. Das Gold der Reichsbank kostet uns jetzt 12%, also rund 120 Millionen


Goldmark jährlich an Zinsen, denn zu diesem Satze müßten wir die Anleihen ver-


zinsen, die wir im Ausland unterzubringen suchen. Und mit Zinseszins verdoppelt


sich das Kapital bereits in 6 Jahren. Daneben ist noch zu beachten, daß durch


die Freigabe und Ausfuhr des Reichsbankgoldes der Preis dieser Ware auf dem


Weltmarkt gedrückt wird, was uns bei den Reparationszahlungen wiederum


zugute kommt. Also weg mit dem Gold!


Das Notenausgaberecht der Reichsbank erlischt. Ihre Tätigkeit bleibt auf


Bankgeschäfte beschränkt. Die Übergabe der Notenausgabeabteilung an das


Reichswährungsamt erfolgt in der Weise, daß die sogenannte Deckung der


abgegebenen Noten an das Reichswährungsamt abgeliefert wird. Das


Aktienkapital, das ja heute nur noch ein Tausendstel des Notenumlaufes aus-


macht, wird den Aktionären zurückgezahlt.


Dem Reichswährungsamt wird ein Aufsichtsrat bestellt, zusammen-


gesetzt aus Vertretern der Gewerkschaften, der Handelskammern, der


Gewerbekammern, der landwirtschaftlichen Verbände.


So lange niemand im Reichstag ist, der etwas von Währungsfragen und Valuta


versteht, solange auch die Majorität dieser Körperschaft in diesen Fragen nicht


zuhause ist, wird das Reichswährungsamt nur dem Aufsichtsrat verantwortlich


sein. Dem 
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Aufsichtsrat ist auch die Abteilung des statistischen Amtes unterstellt, die mit der


Errechnung des Warenpreisindexes betraut wird.


Der Aufsichtsrat wird das in der Weimarer Verfassung vergessene Währungs-


gesetz ausarbeiten und vor der gesetzgebenden Körperschaft vertreten, sobald


diese sich durch Majoritätsbeschluß für sachverständig und damit für zuständig


erklärt.


Der Aufsichtsrat beruft zur Regelung der Valutafrage eine internationale


Konferenz, er bestellt zu solchen die Vertreter des Reichs und arbeitet die 


deutschen Vorschläge aus.


Valuta.


Dem Reichswährungsamt können wir nicht zwei Maßstäbe zur Führung der


Notenpolitik geben. Es kann die Währung nicht zugleich auf feste Preise und auf


feste Valuta mit 100 selbständig vorgehenden Staaten einstellen. Die Valuta muß


im Einvernehmen mit allen Staaten behandelt werden. Die Fixierung des


Dollarkurses ist keine Lösung der Valutafrage.


Die Aufgabe, einen festen Auslandskurs (Valuta) mit festem Warenpreisstand


(Index) zu verbinden, ist jedoch völlig befriedigend gelöst, sobald in allen


Ländern die nationale Währung nach den gleichen, hier für das R.W.A. aufge-


stellten Grundsätzen geführt wird, d. h. also, wenn überall die nationale


Währungspolitik auf die dauernde Aufrechterhaltung des allgemeinen


Preisstandes gerichtet ist, weil dann das einmal ausgebildete Verhältnis von


Ausfuhr und Einfuhr keinen erheblichen Schwankungen mehr ausgesetzt ist und


der etwaige Saldo in der Zahlungsbilanz durch private Kreditmaßnahmen der


Handelswelt seinen Ausgleich findet.


Es ist anzunehmen, daß, wenn wir in Deutschland unsere nationale Währung


nach den hier entworfenen Grundsätzen leiten, die günstigen Erfolge bald alle


übrigen Staaten zur Nachahmung veranlassen werden. Mehr wird aber zur


Lösung der Valutafrage niemals nötig sein, als daß in allen Staaten die nationale


Währung nach international gültigen, an sich gesunden Grundsätzen geleitet


werde.


Will man aber schnell und sicher beide Ziele verständiger Währungspolitik


erreichen, so verfahre man nach dem Vorschlag, den ich unter der Bezeichnung


„Iva“ – Internationale Valuta-Assoziation – machte und für den ich das folgende


Programm entwarf:


Programm für die internationale Valuta-Assoziation:


1. In den Staaten, die sich der Internationalen Valuta-Assoziation anschließen


wollen, wird als Währungseinheit die Iva eingeführt.


2. Diese neue Währungseinheit (Iva) ist nicht statisch (als Stoff), sondern dyna-


misch (als Tat), als Produkt einer fort-
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laufenden Handlung, aktiver Währungspolitik, zu verstehen und kann demnach


nur solange eine genau bestimmte  Größe bleiben, als sie durch die


Währungspolitik in dieser erhalten wird.


3. Die Währungspolitik in den Iva-Staaten ist auf die absolute Währung der Iva


eingestellt.


4. Die zur absoluten Währung gehörigen statistischen Arbeiten werden nach


einheitlichen Richtlinien geführt und ihr Ergebnis in einem besonderen, internatio-


nalen, statistischen Büro ständig verglichen und nachgeprüft.


5. Die auf die absolute Währung gerichtete aktive Währungspolitik beruht auf


der Quantitätstheorie, d.h. auf der Erkenntnis daß durch Mehrung oder


Minderung des Geldangebots das allgemeine Preisniveau immer wieder auf den


Ausgangspunkt zurückgeführt werden kann, so oft es sich davon auch zu entfer-


nen strebt – und zwar unter allen Umständen – auch im Krieg.


6. In den Iva-Staaten wird somit das Geldwesen zunächst national bleiben,


jedoch nach einheitlichen, an sich gesunden, für alle Verhältnisse, alle


Entwicklungsstadien gültigen Grundsätzen verwaltet.


7. Mit der oben gekennzeichneten einheitlichen nationalen Währungspolitik


wird schon die Hauptursache der Handelsbilanzstörungen und der aus ihnen her-


vorgehenden Valutaschwankungen beseitigt.


8. Doch sind Störungen des Gleichgewichte in der Handelsbilanz in kleinerem


Umfange aus mancherlei Ursachen (z. B. schwankende Erntefälle) nicht ausge-


schlossen.


9. Um auch die Wirkung dieser Einflüsse auf die Valuta gänzlich aufzuheben,
wird eine besondere internationale Valutanote geschaffen, für die alle Ivastaaten
solidarisch haften, die unbehindert ein- und ausgeführt werden kann und überall
gesetzliche Zahlkraft zu festem Kurs mit dem nationalen Geld haben soll.


10. Diese Iva-Valutanoten werden in einer Zentralstelle der Iva-Verwaltung –


unter Aufsicht aller beteiligten Staaten – hergestellt und diesen gegen Erstattung


der Herstellungs- und Verwaltungskosten, sonst aber kostenlos abgeliefert.


11. Die Menge dieser Valutanoten wird ausschließlich durch ihren regulatori-


schen Zweck bemessen werden. Etwa 20 Prozent des nationalen Notenumlaufes


dürften genügen. Die Ivastaaten machen den Ivanoten im Verkehr dadurch Platz,


daß sie 20% des eigenen Geldumlauf einziehen und verbrennen.


12. Iva-Verwaltung (Bern, Prag, Haag oder Kopenhagen) erhält für die geliefer-


ten Valutanoten Wechsel ausgestellt, die dann fällig werden, wenn durch fehler-


hafte nationale Währungs-


Währungspolitik
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politik die Handelsbilanz andauernd passiv bleibt, dadurch die Valutanoten gänz-


lich über die Grenze vertrieben werden und für dieselbe ein Agio auftritt. Von die-


sem Tage an wird auch für die fälligen Wechsel ein Zins berechnet.


13. Die Valutanote wird zweckmäßig in der Stückelung hergestellt, die beson-


ders für den Kleinverkehr in Frage kommt, so daß jeder Mangel oder Überfluß


sich sofort fühlbar macht, wodurch die nationale Währungspolitik der öffentlichen


Kontrolle unterstellt wird. Diese Stückelung dürfte zweckmäßig nicht durch natio-


nale Noten gleicher Stückelung ersetzt werden.


Dort, wo die Ivanote in der Stückelung nicht mit dem Nationalgeld überein-


stimmt, wo z. B. für eine Iva Zwei oder drei oder gar Bruchteile der nationalen


Geldeinheit gilt, dürfte sie im Zahlungsverkehr auf erhebliche Schwierigkeiten


stoßen, trotzdem der einmal angenommene Kurs ein fester bleibt. In solchen


Fällen wird die Iva bei ihrem Eintritt ins Land in besonderen dafür eingerichteten


Kassen zu dem einmal gesetzlich festgelegten Kurs gegen nationale Ivanoten


umgewechselt. Diese nationalen Ivanoten sind durch Farbe oder sonstwie als Iva


gekennzeichnet und werden in denselben Kassen für die Ausfuhr gegen die dort


bei ihrem Eintritt niedergelegten internationalen Iva zum gleichen Kurs jederzeit


und kostenlos gewechselt.


14. Die Ivastaaten betrachten es als in ihrem Interesse liegend alles Nötige zu


tun, damit die Valutanote stets pari mit dem nationalen Geld umläuft.


15. Das erreichen sie dadurch, daß sie bei andauerndem Einströmen von


Valutanoten den Umlauf des eigenen nationalen Geldes vermehren – und umge-


kehrt bei Abströmen der Valutanoten nationales Geld einziehen.


16. Sollte diese im Interesse der Valutanote betriebene internationale


Währungspolitik in erheblichem Umfang und anhaltend zu einer Diskrepanz mit


den Forderungen der absoluten Währung führen (s. § 3), so wird durch eine vom


internationalen statistischen Büro (s. § 4) geleitete Untersuchung die Ursache


der Erscheinungen erforscht und die nötigen Anweisungen an alle Iva-Staaten


zur Beseitigung des Übelstandes gegeben werden.


17. Damit die Kosten der Ein- und Ausfuhr von Valutanoten den Parikurs der-


selben nicht beeinflussen, werden diese Kosten von der Zentralstelle getragen


werden.


18. Die Verwaltungskosten werden auf die Iva-Staaten pro rata der


Einwohnerzahl verteilt.


19. Der Iva kann sich jeder Staat, auch außereuropäische, ohne weiteres


anschließen. Es genügt dazu die Erfüllung der Bedingung 1 und die Führung der


nationalen Währungspolitik nach den Grundsätzen der absoluten Währung. 


(s. § 3.)
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20. Der Austritt aus der Iva kann ebenfalls jeder Zeit durch Einlösung der 


unter § 12 erwähnten Wechsel erfolgen.


21. Die Auflösung der Iva erfolgt durch Inkasso der der Iva-Verwaltung


gezeichneten Wechsel und Vernichtung der auf diese Weise eingegangenen Iva-


Noten.


Auch die überzeugtesten Freunde der dynamischen oder galileischen Währung


rechnen damit, daß selbst bei allseitig gewissenhafterer Führung der nationalen


Geldverwaltung, unter strengster Beobachtung der scharf geprägten Grundsätze


der absoluten Währung kleine oder kleinste Schwankungen der Valuta nicht zu


vermeiden sein würden. Es fehlte der automatische Arbitrage-Automat, wie ihn


die Goldwährung, wenn auch in etwas grober Gestalt, darstellt. Das heißt, es


fehlt die Möglichkeit, daß durch Einfuhr und Ausfuhr des nationalen Geldes das


internationale Preisniveau sich automatisch ausbalanciert.


Mit dem Vorschlag einer internationalen Valutanote wird ein Arbitrageautomat


geschaffen, der, was Vollkommenheit der von ihm zu erwartenden Arbeit anbe-


trifft, den Goldwährungsautomat weit übertrifft. Wobei als besonderer Vorzug die-


ser Lösung zu betrachten ist, daß sie es jedem Staate ohne Weiteres, d. h. ohne


Vertrag, möglich macht, sich dieser Internationalen Valuta-Assoziation anzu-


schließen, auch ohne Änderung der nationalen Geldeinheit (s. Art. 13).


Tatsachen:


1. Die Fünffrankenstücke liefen vor dem Kriege in den Ländern der lateinischen


Münzunion hemmungslos um. Sie konnten frei von einem dieser Länder ins


andere ausgeführt werden, hatten überall gesetzliche Zahlkraft pari mit den


anderen Geldsorten dieser Länder und liefen auch meistens pari mit diesem um.


2. Das Fünffrankenstück war dabei Kreditgeld. Es war eine Zeitlang nur 50


Prozent durch seinen Silbergehalt „gedeckt“. Man konnte mit ihm das Doppelte


des eigenen Silbergehaltes kaufen, so daß von je zwei solchen Münzen immer


eine als reines Kreditgeld betrachtet werden konnte. Wer die Münze einschmolz,


verlor die Hälfte. Wer haftete letzten Endes für diese Münzen? Sicherlich nicht


die, deren Bildnis diese 5 Frankenmünzen tragen, entthronte, abgedankte, tote


Fürsten. Verträge geben ihnen internationalen Kredit.


3. Infolge seiner Freizügigkeit spielte das 5 Frankenstück die Rolle eines allge-


meinen Arbitrage-Automats, eines internationalen Nivellierers des allgemeinen


Preisstandes der Waren.


4. Waren- und Zahlungsbilanz standen durchaus unter der Kontrolle dieses


Arbitrageautomats.


5. Mehrte man z. B. im Lande A. der Münzunion den Geldumlauf (Masse oder


Umlaufgeschwindigkeit) im Mißverhältnis zum
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Geldumlauf der anderen Unionsländer B. oder C., so stiegen die Warenpreise in


A. über das Niveau der Preise in B. und C. Dies bewirkte, daß die Wareneinfuhr


in A. aus den Ländern B. und C. gefördert, die Ausfuhr dagegen gehemmt, daß


die Waren- und Zahlungsbilanz passiv und der Saldo durch Ausfuhr von


Fünffrankenstücke ausgeglichen wurde.


6. Diese Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus A. nach B. und C. drückte die


Warenpreise in A. und hob sie zugleich in B. und C., wobei zu beachten ist, daß


die Fünffrankenstücke als Notendeckung galten und daß die Ausfuhr von


Fünffrankenstücke, die man sich von der Notenbank holte, zumeist einen doppelt


so hohen Noteneinzug zur Folge hatte, also doppelt wirksam war. Diese Ausfuhr


von Fünffrankenmünzen dauerte an, bis das Gleichgewicht der Warenpreise, das


Gleichgewicht der Ein- und Ausfuhr, das Gleichgewicht der Waren- und


Zahlungsbilanz wieder hergestellt war.


7. Hielt im Lande A. die Notenvermehrung bis zur gänzlichen Verdrängung der


Funffrankenmünzen an, so konnte der Saldo der Zahlungsbilanz nicht mehr


durch Ausfuhr von Fünffrankenmünzen ausgeglichen werden. Dann setzte der


Arbitrageautomat aus; an seine Stelle trat das Agio.


8. Wünschte man in A. das Agio zu beseitigen, so zog man Papiergeld ein.


Dann gingen die Warenpreise zurück, die Wareneinfuhr ließ nach, die Ausfuhr


stieg, bis die passive Handels- und Zahlungsbilanz aktiv wurde. Dann strömten


die durch die vorhergehende Notenausgabe vertriebenen Fünffrankenmünzen


wieder zurück und das umgekehrte Spiel setzte ein, bis zum allseitigen


Ausgleich. Die Warenpreise waren durch das Fünffrankenstück wie durch ein


System kommunizierender Röhren verbunden, in dem das Niveau des Wassers


immer nach jeder Störung automatisch das Gleichgewicht sucht.


9. Hielt man sich in allen Ländern der Münzunion bei der Notenausgabe an


das unter 7. – 8. beschriebene Warnungssignal, so mußten sich die


Valutaschwankungen durchaus innerhalb der Kosten der Hin- und Herschickung


der Silbermünzen halten.


10. Die Festigkeit der Valutakurse war also innerhalb der Münzunion nicht


durch Internationalisierung des gesamten Geldumlaufes herbeigeführt worden,


sondern dadurch, daß man einer beschränkten Anzahl Münzen internationale


Gültigkeit verlieh.


Folgerungen:


1. Das oben beschriebene Spiel der Kräfte steht in voller Übereinstimmung mit


der Quantitätstheorie und liefert für dieselbe zugleich den Beweis ihrer


Richtigkeit.


2. Es leuchtet ein, daß sich am genannten Spiel der Kräfte nichts ändern


kann, wenn wir an Stelle des silbernen Fünffranken-
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stückes ein solches aus Papier setzen, da das Fünffrankenstück ja nicht Kraft


seines Silbergehaltes als Geld funktionierte. Das ihm durch internationale


Verträge verbriefte Vorrecht machte es zu internationalem Geld.


3. Gibt man ein solches unter Aufsicht der beteiligten Staaten verfertigtes Geld


in einer nur für den Zweck bestimmten Menge aus und nur in einer einzigen


Stückelung, so würde dieses internationale Geld, wie jetzt die Fünffranken-


münzen, überall frei ein- und abgehen, überall automatisch auf Warenein- und


Ausfuhr regulierend wirken und überall als Arbitrageautomat abgleichend auf die


Valuta und Wechselkurse wirken.


4. Ungewöhnliches Einströmen von solchen Fünffrankennoten wäre der


Beweis, daß zu wenig .eigenes, nationales Papiergeld in Umlauf ist. Am


Ausströmen würde man merken, daß zu viel nationales Geld umläuft.


5. Der vollkommene Abfluß der internationalen Noten und das folgende


Auftreten eines Agios wäre der Alarmschuß für die Notwendigkeit einer kräf-


tigeren Drainage des Geldmarktes, die so lange anzudauern hat, bis das Agio


verschwindet und die internationalen Noten wieder einströmen.


6. Umgekehrt würde ein starkes Zuströmen der internationalen Noten bewei-


sen, daß zu wenig nationales Geld in Umlauf ist – vorausgesetzt, daß man nicht


annehmen will, daß aus allen anderen Ländern die internationalen Noten durch


zu vieles nationales Geld vertrieben wurden, letztere Annahme führt auf die


eigentliche Währungsfrage, die nicht mit der Valutafrage zu verwechseln ist.


————
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II. Das Reparationsproblem.


E. Die Hoffnung


auf die Revision des Diktates.


Es gibt immer noch, und nicht nur in Deutschland Menschen, die glauben, daß


das Diktat von Versailles schließlich doch noch eine Revision zu unseren


Gunsten erfahren wird. Wir haben ja auch die Sachverständigen gehört, die


behauptet haben, daß Deutschland die ihm aufgebürdeten Lasten nicht tragen


kann. Das Urteil solcher ausländischen „Sachverständigen“ geht dann auch


durch die ganze deutsche Presse, und – man freut sich, wenn nachgewiesen


wird, daß wir zu arm sind und so viel nicht zahlen können. Denn man glaubt, daß


das Urteil solcher Männer Einfluß auf das Gebaren der Sieger haben wird. Als ob


die Völker der Entente eher nach Sachverstand sich richteten, als wir hier in


Deutschland.


Es ist höchste Zeit, daß wir solche törichten Hoffnungen fahren lassen. Wer ist


denn Cassel, wer ist denn Keynes? Ich glaube, daß unter der Masse der franzö-


sischen Wähler kaum einer unter tausend die Namen dieser Männer je gehört


hat. Und außerdem braucht ja nur einer das Wort „Bestechung“ fallen zu lassen,


dann glaubt das Volk, daß die Boches hier mit unehrlichen Mitteln arbeiten.


Panama hat den französischen Bauer mißtrauisch gemacht. Und der französi-


sche Bauer regiert in Frankreich. Ihn wird das Urteil von noch so vielen und


ehrenwerten Sachverständigen niemals von der Notwendigkeit überzeugen, den


Vertrag zu revidieren, denn Revision heißt für ihn ja sich selbst die Steuern auf-
erlegen, die er dem deutschen Steuerzahler zugedacht hatte! Hat es in der


Geschichte der Menschheit schon je so etwas gegeben? Utopie ist solche


Hoffnung. Der französische Bauer sagt sich: weshalb arbeite ich 12 Stunden im


Stall und auf dem Felde? Warum soll der deutsche Arbeiter nur 8 Stunden arbei-


ten? Eigentlich sollte es doch umgekehrt sein! Soll der Sieger arbeiten und der


Besiegte mit den Händen in den Hosentaschen zuschauen? Der Boche soll min-


destens so lange wie ich arbeiten und dann wollen wir sehen, ob er zahlen kann


oder nicht. So denkt der Bauer in Frankreich und so würde der Bauer in


Deutschland in gleicher Lage auch denken. Und alle Sachverständigen der Welt


werden ihn nicht von diesem Urteil abbringen. Sagt man ihm, daß Deutschland


unter der Last zusammenbrechen wird, dann lacht er nur und sagt: umso besser.


Dann brauchen wir kein so starkes Heer mehr. Dann werden wir vom


Militarismus, den uns Deutschland 
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aufgebürdet hat, befreit. Und unser Sohn, unser fils unique braucht nicht jahre-


lang Kasernenluft und Kasernenmoral aufzunehmen. Bricht Deutschland gänzlich


zusammen, dann sparen wir am Militärbudget, was wir an den Reparationen ver-


lieren. Unser Sicherheitsgefühl wächst, wenn in Hungerrevolten die Deutschen


sich gegenseitig umbringen. Wenn die Not die deutschen Chemiker, Ingenieure,


Architekten und Kaufleute zur Abwanderung getrieben haben wird, wenn die


Unternehmer mit ihrem Kapital geflüchtet, alle geflüchtet find, wenn die Fabriken


eingestürzt sein werden, dann werden wir uns sicher fühlen und dann werden wir


mit Behagen die Titel der deutschen Reparationsschulden ins Feuer werfen.


Kurz, wenn sich Deutschland erholt und zahlt, dann müssen wir ein starkes Heer


unterhalten. Und das Heer wird die Reparationssumme auffressen. Und wenn


sich Deutschland nicht erholt, dann werden wir das Heer entlassen können.


Finanziell ist also für uns kein Unterschied, ob Deutschland sich erholt oder ob


es zusammenbricht. Wir wollen also keine Revision.


Daß neben solchen brutalen Stimmen, namentlich in den großen Städten und


im Proletariat auch menschliche Stimmen gehört werden, ändert nichts an der


Tatsache, daß in Frankreich jeder Finanzminister, der sich mit den Worten ein-


führt: Wir müssen sofort ganz energisch unsere Steuern erhöhen, damit wir


Deutschland entlasten und unser lieber Nachbar nicht unter den Reparationen


zusammenbricht, sofort an die Luft gesetzt wird.


In England steht es politisch für den Gedanken der Revision um kein Haar 


besser. Die proletarischen Massen, die die Arbeitslosigkeit auf die deutschen


Reparationen zurückführen, sind aus diesem Grunde für die Revision. Die bür-


gerlichen Kreise, die von der Arbeitslosigkeit weniger unmittelbar betroffen wer-


den, sollen von der Revision, die sich in eine noch stärkere Anziehung der


Steuerschraube umsetzen würde, nichts wissen. Die revisionistischen Kreise in


England erlitten bei den Wahlen eine schwere Niederlage. Auf wen nun soll der


englische Finanzminister sich stützen, wenn er im Parlament die Revision 


empfiehlt und sagt, man könne doch nicht still zusehen, wie ein so scharfer


Konkurrent wie Deutschland zusammenbricht und daß die „Gefahr“ besteht, daß


er sich niemals erholen wird! Er empfehle, Deutschland einen Teil der Schulden


zu erlassen und diesen den englischen Steuerzahlern aufzubürden, damit der


Konkurrent sich erholen und seine so nützliche Tätigkeit, die nach allgemeiner


Ansicht jetzt Ursache der schrecklichen Arbeitslosigkeit in England ist, wieder mit


frischeren Kräften aufnehmen kann! Die Deutschen hätten ja immer behauptet,


daß die „Engländer“ nur aus Konkurrenzneid in den Krieg eingegriffen hätten und


daß es jetzt gilt, zu zeigen, England habe niemals solche krämerhaften Absichten


gehabt! Man sieht – Utopie ist es 
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also auch von englischer Seite her eine für uns günstige Revision zu erwarten.


Der dritte im Bunde, Italien, ist an den deutschen Reparationsleistungen 


weniger interessiert. Darum war auch in Italien die Stimmung der Revision gün-


stiger. Aber an die Stelle Nittis trat nun Mussolini, der ganz andere Pläne verfolgt.


Nitti war für den Weltverkehr und sah im Versailler Diktat ein schweres Hindernis


für diesen Weltverkehr. Mussolini dagegen, Nationalist, wird wie alle


Nationalisten lieber ein kleines, aber geschlossenes, nationales Wirtschaftsgebiet


ausbauen wollen. Klein aber mein! Also erhöhte Zollsätze. Dazu aber braucht er


die deutsche Industrie nicht. Dem Nationalisten ist das, was im Ausland vorgeht,


gleichgültig. Gleichgültig darum auch, ob das Volk jenseits der Alpen verhungert


und verdirbt. Das neue, nationalistische Italien, wird darum auch der Revision


wegen sich nicht in Widerspruch mit Frankreich setzen wollen. Gib mir freie


Hand am adriatischen Meer und ich gebe dir freie Hand am Rhein. So wird


Mussolini an Poincaree schreiben.


Keinem Menschen auf der Welt ist das Schicksal Deutschlands gleichgültiger


als den USA-Menschen. Gewiß, es gibt wie überall so auch in Amerika noch


Menschen. Aber eben so sicher ist auch, daß kein Staat der Welt so brutal und


rücksichtslos seine Ziele verfolgt, wie eben der Staat der Nordamerikaner. Nicht


umsonst haben sich die Amerikaner selbst aus dem Völkerbund ausgeschlossen.


Die brutale Monroedoktrin, die Zollpolitik, die ebenso brutale Rasse- und


Einwanderungspolitik, die hier getrieben wird und von deren Auswirkungen wir


Europäer zu befürchten haben, daß uns das Erbe des Columbus noch einmal an


die Mongolen verloren gehen wird, wenn wir die Amerikaner hier weiter ihre kurz-


sichtige Politik treiben lassen, alles das ist auf einem Völkerbundstag nicht ver-


tretbar. Und von diesen, von der kurzsichtigsten Ichsucht besessenen Menschen


erwarten wir nun, daß sie sich selbst besteuern werden, nur um die Landsleute –


der God d . . . Hessians zu entlasten? Utopie ist solcher Glaube, kindlichste


Utopie. Wenn uns Amerikaner helfen, dann wird es die Hilfe des Wucherers sein.


Mehr nicht. Je hilfloser wir in den Armen des Versailler Polypen sein werden,


umso mehr wird sich der Sohn Morgans freuen, und sich für Deutschland 


interessieren. Leute wie Morgan, die die Krise von 1907 kaltblütig heraufbe-


schworen, die ihr eigenes Volk zwecks Börsendifferenzen in das schwerste


Unglück getrieben haben, von denen ist zu erwarten, daß sie die Revision nur


vom Standpunkt des Wucherers behandeln werden.


Lassen wir also alle Hoffnungen fahren. Uns hilft sicherlich kein Staat. Wenn


noch eine Hoffnung verbleibt, so ist es die, daß 


291







die Entente sich vielleicht vor dem bolschewistischen Charakter der finanziellen
Maßnahmen fürchten wird, die wir in Verfolg der Erfüllungspolitik werden treffen
müssen. Denn, wenn uns die Entente zwingt, das Versailler Diktat zu erfüllen, so


sind hier in Deutschland finanzielle Maßnahmen nötig, die den Stempel des


Bolschewismus auf der Stirn tragen. Sachwertsteuern, Vermögensabgaben.


Mieterschutz, Konfiskationen und Bolschewismus, es ist ein und dasselbe Ding.


Und wenn wir nun den Völkern, dem Welt-Proletariat, zeigen, wie man es


machen muß, wenn wir deutsche Gründlichkeit, deutsche Wissenschaft, in den


Dienst dieses Reparations-Bolschewismus stellen, wenn es in der Welt bekannt


wird, daß in Deutschland trotz schwerer Reparationslasten die Arbeiter aller


Berufe, die Beamten, die Lehrer, die Bauern, wirtschaftlich besser gedeihen als


in den von den Reparationsleistungen unterstützten Völkern, wenn die jetzige


Auswanderung gar in eine Einwanderung ausländischer, belgischer, französi-


scher, englischer, amerikanischer Arbeiter umkippt, die den Tragkörper der


Reparationslasten vergrößern werden, dann vielleicht werden die Ententevölker


stutzig werden und in der Furcht, daß solcher Reparations-Bolschewismus
Schule machen und über die Grenze greifen könnte, werden sie die Revision


vornehmen wollen, zu der ihnen sonst ewig die politische Macht fehlen würde.


Dann allerdings dürfte es auch schon zu spät sein. Denn, wenn wir einmal unter


dem Druck der Ententebajonette die Last des Kapitalismus abschütteln müssen,


dann werden von allen Teilen der Welt die Proletarier Studienkommissionen nach


Deutschland senden und dann werden diese Proletarier dafür sorgen, daß das,


was wir aus Not taten, nun in ihren Ländern aus Gründen der sozialen


Gerechtigkeit getan werde.


Videant consules . . . Wo sind nun die französischen, englischen, amerikani-


schen Konsuln des Kapitalismus, die die Aufmerksamkeit ihrer Herren, auf diese


Folgen der Reparationspolitik lenken?


Jedes Ding hat zwei Seiten. Auch die Reparation hat sie. Wenn wir hier in


Deutschland den Druck der Ententesoldaten benutzen, um die inneren Wider-


stände, die sich gegen die Lösung der sozialen Frage auftürmen, zu brechen, so


ersparen wir damit den Bürgerkrieg, der vielleicht sonst unvermeidlich wäre.


Dann werden wir vielleicht in einigen Jahren sagen, wenn wir von der Höhe des


sozialen Friedens die Blutströme betrachten, die in den anderen Ländern im


Kampfe um dasselbe Ziel vergossen werden, ausrufen: Wie billig 
bist du, Michel, durch die Reparationen zum sozialen Frieden gekommen!


______
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F. Die Hoffnung auf ausländische Hilfe 


und Anleihen.
(geschrieben 1. 4. 22.)


Reichskanzler Wirth im Reichstage vom 28. 3. 1922:


„In der Frage der inneren und äußeren Anleihen liegt der Schlüssel des ganzen
Reparationsproblems. Die Zwangsanleihe kommt mit ihrer Wirkung einer


Vermögensabgabe gleich. Ob das System der inneren Anleihen weiter ausgebaut


werden kann, werden wir erwägen. Aber diese Frage des inneren Budgets kann


das Reparationsproblem nicht von Grund auf lösen. Hierzu scheint die Frage der


äußeren Anleihen der geeignete Weg zu sein. Die deutsche Regierung hofft über


diese Frage bald in eine förderliche Besprechung eintreten zu können, aber hier


kommt alles darauf an, die Hindernisse zu beseitigen, die im Vertrag von


Versailles und in seiner Handhabung durch die Reparationskommission von dem


Weltkapital erblickt werden. Das Projekt einer äußeren Anleihe wird vom


Weltkapital nur günstig aufgenommen werden, wenn dem Deutschen Reich für


einen längeren Zeitraum endlich wirtschaftliche Atemfreiheit gewährt wird. Unser


Augenmerk werden wir darauf richten, ob der Plan einer äußeren Anleihe feste


Gestalt gewinnen kann. Das ist der einzige Weg, der Deutschland und die Welt
aus dem Wirrwarr herausführen kann. Wir müssen damit rechnen, daß uns


neben den eben bekannt gegebenen Verpflichtungen noch andere auferlegt wer-


den. Ich nenne nur die Verpflichtung aus dem Ausgleichverfahren für das im lau-


fenden Jahr rund 4 1/2 Millionen Goldmark zu zahlen sein werden. Dazu kommt,


daß sich seit dem 28. Januar unsere Finanzlage erschreckend Verschlechtert


hat. Das alles berechtigt zu dem Schlüsse, daß wir aus eigenen und laufenden


Mitteln ohne Zuhilfenahme ausländischer Geldmittel unsere Verpflichtungen für


das Jahr 1922 nicht erfüllen können.“
Aus diesen Worten unseres Reichskanzlers geht klar hervor, welche Rolle der


Kredit, die Anleihe, der Zins, die Pumpwirtschaft im Finanzsystem des Deutschen


Reiches spielen sollen und da lohnt es sich wohl, daß wir der Frage auf den


Grund gehen, welche Aussichten solche Anleihepläne für ihre Verwirklichung


antreffen werden und auch schließlich, was wir von ihnen zu erwarten haben.


Diese Frage ist umso brennender, als wir in Deutschland in der Hoffnung auf den


Kredit jetzt schon manches tun und zu tun unterlassen, was für unsere wirt-


schaftliche Entwicklung von größter Bedeutung ist. Den Schaden, der uns hierauf


erwächst, werden 
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wir dann erst merken, wenn sich unsere Hoffnungen auf den rettenden Kredit als


trügerisch erweisen sollten. Es könnte uns dann ergehen wie den Russen, die in


der Hoffnung, daß ihnen die Sowjets noch rechtzeitig Hilfe bringen würden, auch


noch das Saatgetreide zu Brot verarbeitet haben. Wer auf Gott und die Bankiers


vertraut, handelt anders als der Mann, der nur den eigenen Kräften traut. Und die


Zeit, die wir mit den utopischen Anleihephantastereien verlieren, gilt in unserer


ausgemergelten Wirtschaft außerordentlich viel.


Ehe ich nun an die Darstellung unseres Gegenstandes gehe, will ich noch kurz


die politische Seite der Angelegenheit streifen.


Bisher behalfen wir uns mit der Papiergeldwirtschaft, die als das letzte


Hilfsmittel aller bankrotten Regierungen zu betrachten ist. Weil die


Wählermassen, die unser Parlament bilden, keine Ahnung haben von den wirt-


schaftlichen Zusammenhängen, konnte die Reichsregierung bisher die notwen-


digen finanziellen Maßnahmen nicht treffen, ja nicht einmal in Vorschlag bringen


oder in Erwägung ziehen, da ihre Notwendigkeit vom Reichstag ja doch nicht


eingesehen worden wäre. So zwang das demokratische System die Regierung


zu Maßnahmen, die mit der Zeit den Sturz der Demokratie oder aber den


Untergang von Volk und Staat herbeiführen müssen. Demokratie im Klassen-


staat ist nur als Demagogie denkbar. Die ideale Demokratie, wie sie unsere


Verfassung vielleicht erstrebte, setzt die spurlose Versenkung des


Klassenstaates und einen bis zur völligen Durchsichtigkeit vereinfachten


Staatsbetrieb voraus. Der Staatsbetrieb muß bis in alle Einzelheiten hinab für die


Massen kontrollierbar sein. Sonst verfällt der Staat rettungslos den Demagogen.


Die Wähler, also die Massen, geben mit ihrem Parteiprogramm die Richtung an.


Nicht aber der Gewählte. In einem Staatswesen, von so gewaltigem Umfang, wie


der unsrige, der sich überall hineinmischt, der sich die Fähigkeit zutraut, für die


Alten, Kranken und Arbeitslosen zu sorgen, der aber, als er die Probe bestehen


sollte, den Invaliden, den Alten, den Waisen und Witwen 18 Milliarden Goldmark


Sparkassengelder unterschlug, ist Demokratie in der heutigen Form tatsächlich


der höhere Unsinn. Den Beweis hierfür haben wir in der von der Demokratie


geübten Papiergeldwirtschaft. Niemals haben ungebildete revolutionäre Banden,


Räuberbanden, eine solch’ zerstörende Tätigkeit ausgeübt, wie unsere demokra-


tische Regierung. Diese Papiergeldwirtschaft läßt uns ahnen, wessen wir uns


noch vor der demokratischen Regierung zu versehen haben. Sie liefert den


Beweis, daß entweder die demokratischen Formen, das Wahlgesetz, unserem


verwickelten Staatswesen anzupassen sind (Rätesystem), oder aber, daß man


den Staatsbetrieb auf das Niveau der demokratischen Einsicht herunterschraubt.


Nach dem Grundsatz – für Hottentotten ein 
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Hottentottenstaat. Man glaube auch nicht, daß das deutsche Volk in seiner bei


den Wahlen ausschlaggebenden Masse mit der Zeit die für die Führung eines


komplizierten Staatswesens nötige Einsicht gewinnen, die nötige Erfahrung 


sammeln wird. Das ist schon aus dem Grunde unmöglich, weil die auseinander-


strebenden Privatinteressen im Klassenstaat der Lüge, nicht der Wahrheit


Vorschub leisten. Einsicht ist ein Erzeugnis der Wahrheitsliebe und rücksichts-


loser Wahrheitbetätigung. Darum kann die Einsicht mit der Zeit, auch in noch so


langer Zeit nicht kommen. Auch hierfür haben wir den Beweis bereits in der


Tasche, und zwar liefert ihn uns die von Wirth erstrebte oder doch wenigstens


empfohlene Pumpwirtschaft. Sie zeigt uns, daß das Volk in der jetzt seit acht


Jahren betriebenen Papiergeldwirtschaft, die doch wahrhaftig genügend


Anregung zu fruchtbaren volkswirtschaftlichen Studien gegeben hat, noch nicht


Einsicht in die finanzpolitischen Notwendigkeiten gewonnen hat, und was in acht


Jahren nicht erreicht wurde, das wird in dem von der Lüge beherrschten


Klassenstaat nicht in Ewigkeit erreicht werden. Am Mangel an geistigem


Fassungsvermögen liegt es nicht. So schwer sind die hier zu lösenden Probleme


nicht. Die Lüge, die der Klassenstaat zu seiner Verteidigung braucht, die ver-


sperrt der Einsicht den Weg. Sonst würde man doch einsehen, daß, wenn die


Papiergeldwirtschaft uns bereits bis an den Rand des Verderbens gebracht hat,


die Pumpwirtschaft uns vollends über den Rand in den Abgrund stoßen wird.


Wenn es überhaupt zu einer Anleihe kommt, so wird es gewiß nicht unter 12%


sein. 12% bedeuten aber, daß sich unsere Schulden in zehn Jahren bereits 


verdreifachen! Das alles weiß Wirth. Ihm brauchen wir das nicht vorzurechnen.


Warum spricht er aber von Anleihen, warum setzt er die entsetzliche


Papiergeldwirtschaft jetzt mit der Pumpwirtschaft und Shylok fort? Weil er von


den blöden demokratischen Massen dazu getrieben wird, weil er weiß, daß,


wenn er sich nicht als Sündenbock opfert, die Demokratie noch größeren


Blödsinn fördern wird. Wie weit die Verblendung der Massen geht, zeigte uns


Alexander II. in seiner Ansprache an die Großen des Reiches (die in Rußland


damals die aktive Masse darstellte): Meine Herren, sagte Alexander, entweder


wir revolutionieren von oben und dann retten wir einen Teil unseres Vermögens


und das Leben, oder die Bauern revolutionieren von unten und dann nehmen sie


uns das Geld und das Leben. Aber die Massen der Großen verstanden den


Kaiser nicht und so kam es, wie er es prophezeit hatte. Und wenn Wirth den


Demokraten im Reichstag heute sagen würde: Entweder wir erheben Steuern


zur Balanzierung des Etats und ersetzen durch erhöhte Arbeitsleistung, was der


Steuermann an unserem Einkommen kürzt, dann werden wir leben und uns mit


der Zeit be-
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freien, oder aber wir setzen die zu Ende gehende Papiergeldwirtschaft mit der


Pumpwirtschaft fort, dann wird uns der Zins nach einer Galgenfrist mit Haut und


Haaren auffressen .... so würde auch der Reichstag, genau wie die oben


genannten russischen Massen, die Galgenfrist vorziehen, er würde die nötige


Entschlußkraft nicht aufbringen und wie die Zuhälter den bequemen Weg, den


Weg des Lasters und des Unterganges der heroischen Tat vorziehen. Nach uns


die Sintflut, die Besetzung des Ruhrgebiets, die Zerstückelung des Reiches, die


ewige Verschuldung, die Auswanderung der Besten, die galoppierende


Schwindsucht. Das ist alles, was wir von der unechten, aus dem Klassenstaat


hervorgegangenen Demokratie zu erwarten haben.


Wenden wir uns nun unserer Aufgabe zu, wir werden für das Gesagte viele


Beweise zusammentragen.


Zum Anleihegeschäft gehören:


a) ein Kreditgeber,


b) ein Kreditnehmer,


und für die Bedingungen, zu denen das Anleihegeschäft abgeschlossen werden


soll, ist das Verhältnis maßgebend, in dem die Masse und Dringlichkeit des


Angebotenen zur Masse und Dringlichkeit des nachgefragten Kredites steht. Wir


sollen in erster Linie die Verhältnisse beim Angebot, beim Kreditgeber in


Augenschein nehmen, weil von ihnen ja alles abhängt und weil gerade von die-


sen Verhältnissen am wenigsten gesprochen wird, während die trostlosen


Verhältnisse beim Kreditnehmer allen bekannt sind.


Wirth spricht in seiner Rede vom Weltkapital, das uns helfen soll. Die Welt ist


ja groß, so nimmt man wohl auch an, daß das Weltkapital groß sein muß. prüfen


wir, wie groß dieses Weltkapital wohl sein kann.


„Früher, d.h. bis vor dem Kriege, fiel es niemand ein, von Weltkapital zu spre-


chen. Wenn früher von internationalen Anleihen die Rede war, sprach man von


London, von Paris und von Berlin. In dem kleinen Gebiet, das zwischen Paris-


London-Berlin-Wien-Genf-Lyon-Paris liegt, war der Begriff Weltkapital lokalisiert.


Wer in der Welt Kapital brauchte, der suchte nicht lange in der Welt, Asien,


Afrika, Australien, Amerika, im stillen Ozean oder auf dem Monde. Er wußte, daß


es unnütz gewesen wäre, außerhalb des eben umgrenzten Gebietes ein Land zu


suchen, das für auswärtige Anleihen Überschüsse liefern konnte. Auch die


Nordamerikaner wußten das, wenn sie Kapital für den Bau ihrer Eisenbahnen


und Bergwerke suchten. Auch für die Nordamerikaner war das eben genannte


Stück Europas das Quellgebiet des Weltkapitals. Hier waren die Kohlenfelder,


hier die dichte Bevölkerung, die eine hohe Arbeitsteilung zuließ, hier liefen die


Fäden des Welthandels zusammen, hier lieferte die Arbeit hohe Erträge, hier 
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lebte auch eine Bevölkerung, die vom Spareifer beseelt war. Hier lieferte die


Wirtschaft hohe Überschüsse, die für die wirtschaftliche Aufschließung der Welt


verfügbar waren. Das Gebiet des „Weltkapitals“ umfaßte nicht 1/2, nicht 1/10%


der Erdoberfläche. Der Rest der Welt war für den Kreditnehmer einfach Wüste.


Erst ganz wenig Jahre vor dem Kriege hatte sich eine kleine Kapitalquelle in


Newyork erschlossen, die aber nur nach Art des Geisirs von Zeit zu Zeit sprudelt,


nämlich dann, wenn eine Krise in den Vereinigten Staaten die sichere Anlage


von Kapital unmöglich machte. Für gewöhnlich pumpte auch noch die amerika-


nische Wirtschaft an der europäischen Kapitalquelle.


Nun hat es der Teufel gewollt, daß diese Quelle, ausgerechnet diese Quelle


des Weltkapitals am ärgsten vom Kriege mitgenommen worden ist. Das Land der


Techniker, der Ingenieure, der Chemiker, der Kaufleute, der Unternehmer ist ver-


wüstet, die Ingenieure, Techniker, Chemiker, Kaufleute, Unternehmer sind zu


Tausenden, Millionen, getötet, verscharrt worden. Seit acht Jahren ist die Quelle


des Weltkapitals versiegt, und statt Kapital abzugeben, verlangt dieses Gebiet


jetzt Hilfe! Helft dem, auf dessen Hilfe ihr bisher angewiesen waret! Bedenken


wir, was das bedeutet. Der bisherige Kreditnehmer soll seinen Platz auf der inter-


nationalen Anleihebörse verlassen, und mit leeren Händen den Platz der


Anleihegeber einnehmen! Asien, Afrika, Australien, Amerika, Nord-, Süd- und


Zentralamerika, Länder, die mit europäischen Kapitalien erschlossen werden 


sollten, die sollen alles im Stich lassen und uns wahrscheinlich durch Eingriff in


die Vermögenssubstanz aus der Not helfen. Und zwar sollen sie das nicht etwa


aus christlichem Solidaritätsgeist herauf tun, sondern weil sie sich einen Profit


davon versprechen.


Ist das nicht etwas utopisch gedacht vom Weltkapital, Herr Reichskanzler?


Aber betrachten wir uns die Welt noch etwas näher auf der Suche nach den


Quellen des vom Reichskanzler Wirth an die Wand gemalten Weltkapitals.


Suchen wir die Welt, Land für Land nach Kapital ab. Wir müssen das ernsthaft


tun, denn wir nehmen an, daß unser Reichskanzler, ehe er in Genua vom


Weltkapital als einzigen Rettungsanker sprach, sich selber die Frage gestellt


haben wird, wie groß die Hilfe ist, die wir von dort erwarten können, und nament-


lich auch, wo dieses Weltkapital wohl stecken mag.


Asien. Kann uns China helfen, China mit seinen 500 Millionen Einwohnern? 


Ist jemand, der in Deutschland glaubt, daß uns das chinesische Kapital, wenn es


vorhanden wäre, zur Hilfe eilen würde? Die chinesischen Unternehmer wittern


Morgenluft für ihr Land. Sie wissen, daß ihnen weiter nichts als Kapital fehlt, um


ihr Land, ähnlich wie in Japan, in ein Industrie-
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land erster Ordnung zu verwandeln. Werden die Chinesen auf die hier zu er-


wartenden hohen Dividenden verzichten, um ihr Geld in Deutsche


Reparationsanleihe anzulegen? Werden sie den Bau projektierter Werften,


Eisenbahnen, Fabriken, zurückstellen, um den Europäern den Wiederaufbau


ihrer Industrien zu ermöglichen? Unsinnig wäre solche Hoffnung. Sinn hat hier


nur die Überzeugung, daß uns Europäern China nicht die geringste Hilfe bringen


wird.


Und was hier von China gesagt wird, gilt in erhöhtem Maße für Japan, das in


dieser Zeit der industriellen Entwicklung gewiß jeden Pfennig sehr gut im eige-


nen Lande verwenden kann. Zurzeit mögen in Japan infolge der auch dort be-


triebenen Preisabbaupolitik die Bedingungen für die Unterbringung flüssiger


Geldmittel ungünstig sein und das Geld konzentriert sich dort, wie das immer


unter den gleichen Verhältnissen zu geschehen pflegt, in den Banken und die


großen Barbestände täuschen dann naiven Menschen Überschüsse realen


Kapitals vor. Aber so viel haben die japanischen Kapitalisten schon gelernt, daß


mit dem Abbruch der Preisabbaupolitik auch die Barbestände der Banken sich


verflüchtigen werden. Für langfristigen Kredit scheidet Japan aus dem


Wirth´schen Begriff des Weltkapitals aus.


Mit Indien, dem an den englischen Ketten rüttelnden Indien, steht es auch nicht


besser für den Absatz der deutschen Reparationsanleihen. Auch da ist man eher


bereit, europäische Kreditgeber zu empfangen als Geld nach Europa zur


Zeichnung von Reparationsanleihen zu schicken. Europa soll Indien helfen, nicht


umgekehrt. Dasselbe gilt für französisch und holländisch Indien, für Borneo,


Arabien, Afghanistan und Persien und die Türkei, überhaupt für alle Länder, die


die Arbeitsteilung nicht üben. Denn Kapital besteht aus Überschüssen und diese


kann nur die Arbeitsteilung abwerfen. Fügen wir noch Sibirien und Turkestan bei,


so sehen wir, daß der größte und am stärksten bevölkerte Kontinent als Helfer


und Kreditgeber vollkommen aus dem Begriff „Weltkapital“ ausscheidet.


Afrika. Der zweitgrößte Kontinent ist Afrika mit etwa 200 Millionen Einwohnern.


Hat Wirth auch an die Hilfe der Afrikaner gedacht, als er vom Weltkapital sprach?


Sollen wir die Deutschen Geschäftsreisenden mit Reparationsanleihen nach


Afrika schicken? 99% der dortigen Bevölkerung könnten die Inschrift der


Anleihetitel wahrscheinlich nicht lesen und noch weniger verstehen. Das einzige


Industrieland Afrikas, wo das Geld flüssiger ist, Kapland, leidet unter der denkbar


schwersten Krise. Die Diamantfelder sind stillgelegt und werden wahrscheinlich


nie wieder ausgebeutet werden. Die Goldminen arbeiten mit Verlusten, da der


allgemeine Übergang zur Papiergeldwährung den Preis des Goldes 
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unter die Produktionskosten gedrückt hat. Diamanten und Gold bildeten aber die


Grundlage der kapitalistischen Industrie.


Es ist klar: ganz Afrika mit Einschluß von Ägypten und Kapland gehört nicht zu


der Welt, in deren Besitz das Weltkapital liegt, auf das Wirth seine Hoffnungen


gründet.


Australien. Kaum günstiger liegen die Verhältnisse in Australien. Es handelt


sich hier um ein Land von knapp 5 Millionen Einwohnern, während das in Not


geratene Gebiet Europas 400 Millionen Menschen umfaßt. Dabei rechnete man


in Australien immer mehr mit Kapitalimport als mit Export. Wie in allen jungen


Ländern mit starker Einwanderung sind die zu Wohlstand gelangten Europäer in


der Regel mit ihren Ersparnissen wieder nach Europa zurückgekehrt. Die, die da


geblieben sind, haben zumeist nichts, was sie auf lange Frist entbehren könnten.


Es ist im höchsten Grade unwahrscheinlich, daß wir in irgendwie nennenswertem


Maße in Australien, wo das Kapital immer guten Zins abgeworfen hat,


Reparationsanleihen werden absetzen können. Australien gehörte zu den


Ländern, die den Engländern am stärksten verschuldet waren. Die Kriegskon-


junktur konnte Australien auch nicht ausnützen, weil die lange Reise zu viel


Schiffsraum beanspruchte. Die Ernten wurden während der fünf Kriegsjahre 


aufgestapelt und fielen dann den Ratten, Motten und der Fäulnis zum Opfer.


Amerika. In Nordamerika, mit Einschluß von Kanada, hat man seit


Kriegsausbruch bis in die Jetztzeit hinein Raubbau am Wirtschaftskörper betrie-


ben. Um die hohen Kriegspreise auszunutzen, hat man die Substanz des


Vermögens angegriffen, was an der Tatsache ersichtlich ist, daß dort 6 Millionen


Parteien Wohnung suchen und keine finden, weil man dort seit Kriegsausbruch


nicht gebaut hat. Das ganze Volk beteiligte sich an der Kriegsindustrie, und in


Zahlung dieser Waren erhielten die Amerikaner Schuldscheine! Schon aus die-


sem Grunde muß das amerikanische Volk an realem Kapital verarmt sein. Nun


hat man aber in Amerika seit Kriegsende auf den Abbau der Preise hingearbeitet


und damit eine Wirtschaftskrise ausgelöst, wie man sie in solcher Stärke noch in


keinem Lande und zu keiner Zeit erlebt hat. Fünf Millionen Arbeitslose und zahl-


lose nur zeitweise Beschäftigte erfreuen sich dort der Wohltaten des


Preisabbaues. Und zwar jetzt schon seit drei Jahren. Alle diese Arbeitslosen 


werden die während des Krieges in der Munitionsindustrie erworbenen Gelder


wieder aufgezehrt haben. Einen Begriff von den amerikanischen Verhältnissen


auf dem Kapitalmarkt erhalten wir, wenn wir lesen, daß nach Berechnung von


Senator Ladd die Verluste, die die Bauern allein durch den Preisabbau erlitten


haben, sich auf 14 Milliarden Dollars für das Jahr 1920 und auf 18 Milliarden
Dollars für das 
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Jahr 1921 belaufen. Das wäre ja schon soviel Gold, wie die Reparation von uns


verlangt (132 Milliarden Mark). Der Lohnausfall der Arbeitslosen wird auf 5


Milliarden Dollars berechnet (The Nation, 2. November 22). Das sieht nicht aus,


als ob unsere Geschäftsreisenden dort viel Reparationsanleihe werden absetzen


können. Die in den Banken angehäuften Gelder geben den Unerfahrenen ein 


falsches Bild vom Kapitalreichtum der Amerikaner. Der in diesen Dingen


Eingeweihte weiß, daß diese Gelder durch den Preisabbau aus dem Verkehr


abgestoßen wurden und daß dieselben sofort bieder von den Kaufleuten und


Unternehmern reklamiert werden, sowie die Regierung bekannt gibt, daß sie den


Unsinn des Preisabbaues erkannt hat und nunmehr den Preisabbau für beendet


erklärt. Dann werden die Unternehmer wieder mit Volldampf arbeiten wollen, und


dann werden sie erst gewahr werden, wie sehr ihr Geschirr heruntergewirtschaf-


tet ist und daß sie überhaupt nicht mehr über das nötige Gerät verfügen, um die


5 000 000 Arbeitslose wieder einzustellen. Dann wird die Spannung zwischen


Arbeitslohn und Preis der Produkte einem sehr hohen Profit Platz machen, was


dann wie immer unter solchen Verhältnissen eine besonders große Nachfrage


nach Leihgeld bei den Banken auslösen wird. Wenn die Unternehmer daran


gehen, die Häuser für die erwähnten 6 Millionen Parteien Obdachloser zu bauen,


wenn die Fabrikanten die während acht Jahren unterlassenen Reparaturen wer-


den ausführen wollen, dann wird es sich zeigen, wie groß das Mißverhältnis zwi-


schen Angebot und Nachfrage auf dem Anleihemarkt in den Vereinigten Staaten


ist. Und dann wird es ganz still werden in amerikanischen Blättern über euro-


päische Hilfsaktionen. Wir werden dann froh sein können, wenn die amerika-


nischen Unternehmer nicht nach Europa kommen, um durch Angebot höheren


Zinses und größerer wirtschaftlicher und politischer Sicherheiten den europäi-


schen Unternehmern das wenige sich nach und nach wieder bildende Kapital


auch noch abzuspannen suchen. So lächerlich das vielleicht heute manchem


vorkommen mag, diese Gefahr besteht und mit ihr müssen wir rechnen, und


zwar umsomehr, je gewaltsamer die Arbeiterorganisationen in Europa das Kapital


behandeln. In Deutschland besteht doch auch eine Wohnungsnot. Kein Mensch


aber glaubt heute noch daran, daß, wenn auch das Kapital vorhanden wäre, es


den Kapitalsten in den Sinn kommen wird, Geld für die Herstellung von


Wohnräumen herzugeben. Die schnöde Behandlung, die man den


Hauseigentümern hat zukommen lassen, haben sich die Kapitalsten gemerkt.


Und es wird noch lange Zeit verstreichen, bis die Erinnerung daran verblaßt, daß


durch eine einseitige Gesetzgebung die Hausbesitzer des Rechtes beraubt wur-


den, die Mieten der Entwertung des Geldes anzupassen. Was den Landwirten,


den Kohlenbaronen, den Aktionären zugebilligt wurde, 
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das wurde den bescheidensten aller Kapitalisten versagt. Das hat man sich


gemerkt. Das in Häusern angelegte Kapital wird nicht mehr als mündelsicher


betrachtet werden. Man wird vom Gebäudekapital einen mit starker, politischer


Risikoprämie belasteten Zins fordern. Bisher war es so, daß, wer sein Geld


besonders sicher anlegen wollte, der legte es in Mietkasernen an. Die Folge war,


daß den Bauunternehmern das Baugeld immer zu einem billigeren Zinsfuß ge-


sichert war, als den meisten anderen Unternehmern, und daß infolgedessen die


Wohnungsmieten um diesen Unterschied billiger abgegeben werden mußten.


Von jetzt ab wird es sich umgekehrt verhalten in all’ den Ländern, wo die


Hausbesitzer durch die sog. Mieterschutzgesetze geprellt wurden. Und das wird


darum ein Grund sein, warum den amerikanischen Unternehmern das europäi-


sche Kapital billiger abgegeben werden wird als den einheimischen Unter-


nehmern. Und wer traut übrigens auch heute dem Frieden in Europa, dem natio-


nalen und internationalen Frieden? Die Furcht vor dem Bürger- und Völkerkrieg


erscheint bei der zutage tretenden Kurzsichtigkeit der regierenden Schichten


doch nicht so unbegründet, daß, wenn der Kapitalist vor die Frage gestellt wird,


wo er sein Geld anlegen soll, er sich für amerikanische Unternehmungen ent-


scheiden wird. Wobei es sich selbstverständlich nur um eine relative Sicherheit


handeln kann.


Aus diesen Gründen, denen noch eine Reihe anderer – ich erinnere hier an 


die Möglichkeit einer ungeheuren Einwanderung, für die ebenso ungeheure


Kapitalanlagen erforderlich sein werden – angeschlossen werden können,


erscheint es schon fast utopisch von einer amerikanischen Finanzhilfe zu 


sprechen oder gar mit ihr zu rechnen. Auch Nordamerika scheidet für die


Reparationsanleihen aus dem Begriff „Weltkapital“ aus.


In diesem Zusammenhang von Südamerika zu reden erscheint fast überflüssig.


Seit dem Krieg hat sich nichts an der Tatsache geändert, daß alle südamerika-


nischen Staaten bis dahin starke Ansprüche an den europäischen Kapitalmarkt


stellten, mit Einschluß Argentiniens, des wirtschaftlich stärksten südamerikani-


schen Staates. Auch hier ist mit einer Masseneinwanderung zu rechnen, und


zwar mit einer Einwanderung vollkommen verarmter Menschen, für die die


argentinische Wirtschaft Wohnstätten und Arbeitsmittel bereitstellen muß. Da ist


genug Gelegenheit etwaiges Kapital im eigenen Lande unterzubringen, und zwar


zu einem Zinsfuß, der die Zeichnungsbedingungen europäischer Reparations-


anleihen gewiß nicht besonders verlockend erscheinen lassen wird.


Schicken wir also unsere Geschäftsreisenden mit Reparationsanleihen nach


Südamerika, so ist anzunehmen, daß nicht ein einziges Stück abgesetzt werden


wird. Nicht einmal die Deutschen in Amerika 
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werden sich an der Zeichnung beteiligen, und zwar zu den schon angegebenen


Gründen noch außerdem aus Patriotismus, indem sie annehmen werden, daß


solche Zeichnungen den Vertrag von Versailles stärken. Und das werden sie


nicht wollen.


So schrumpft die Welt des Weltkapitals zu dem zusammen, was man seit


Kriegsausbruch die Neutralen nennt. Eine kleine Anzahl kleiner Staaten in


Europa, die nicht direkt am Kriege beteiligt waren. Holland, Schweiz, Schweden,


Norwegen, Dänemark zusammen mit 18 Millionen Einwohnern (Spanien kommt


für die Hilfsaktion kaum in Betracht weil dort, wo nichts ist, auch keine Hilfe zu


holen ist). Jenen 18 Millionen, von denen wir Hilfe erwarten, stehen nun über 


358 Millionen Menschen gegenüber, die der Hilfe bedürfen! Auf einen Neutralen


20 Ertrinkende, die nach ihm greifen! Wenn wir auch bei all’ diesen Neutralen


den besten Willen voraussetzen, so steht die Aufgabe, die zu erfüllen ist, in gar


keinem Verhältnis zur Zahl und Kraft der Helfer. Wobei noch zu beachten ist, daß


der gute Wille auf eine sehr, sehr harte Probe gestellt werden soll. Auch die


Neutralen können die verfügbaren Mittel sehr gut im eigenen Handel und ihren


Industrien verwenden. Die Schweiz mußte sogar erst kürzlich eine Staatsanleihe


in Nordamerika unterbringen zu 9,1%. Und wenn auch hier noch Überschüsse


wären, dann treten doch die eben bei der Besprechung der amerikanischen


Verhältnisse zutage getretenen Hemmungen hervor. Auch der beste Wille der


Neutralen wird erlahmen, wenn die sozialen, wirtschaftlichen und politischen


Verhältnisse dem Sicherheitsbedürfnis der Geldgeber nicht genügen.


Obige Darstellung betrifft den regelrechten, langfristigen Anleihekredit, denn


nur diesen kann Wirth in seinen Anlagen gemeint haben. Wirth glaubt, daß für


eine lange Reihe von Jahren es nicht gelingen dürfte, den Etat mit laufenden


Einnahmen zu balanzieren. Mit kurzfristigen Krediten von etwa drei, fünf oder


zehn Jahren wäre ihm nicht gedient. Vom Standpunkt seiner Voraussetzungen


aus hat er hier auch recht. Offenbar wird bei dieser Pumpwirtschaft damit


gerechnet, daß die deutsche Wirtschaft in Zukunft tragfähiger sein wird, oder 


daß die Steuerzahler weniger störrisch sein werden. Auf alle Fälle hat die


Pumpwirtschaft nur dann einen Sinn, wenn man annimmt, daß die Steuerkraft


Deutschlands in dem Maße wächst, wie durch die Pumpwirtschaft die


Schuldenlast bei 12% Zins sich alle zehn Jahre verdreifacht. (Wers glaubt, 


wird selig.)


Aber es gibt auch kurzfristigen Kredit, Kaufmannskredit, den Kredit, den der


Warenbesitzer in der Regel beim Verkauf der Waren gibt und geben kann. Aber


das sind rein private Angelegenheiten, für die wir doch keine internationale


Konferenz nach Genua einzuberufen brauchen, und in denen der Staat wie über-


all nur korrumpierend wirken kann. Für den Staat ist hier auch nichts zu holen. 
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Das Einzige, was der Staat hier tun kann, um diesen Kredit, der nur als


Rückwirkung die Staatsfinanzen bessern kann, zu fördern, besteht darin, daß er


alles nötige tut, um den Land-, Bürger- und Völkerfrieden zu sichern. Und


namentlich auch für gesunde Währungsverhältnisse sorgt. Mehr braucht er in


dieser Sache nicht zu tun. Das übrige besorgt die Natur der Ware, die


Triebkräfte, die aus dem Schwund der Waren beim Besitzer und Hüter derselben


entstehen, automatisch entstehen.


In Asien, Afrika, Australien, Amerika haben sich Waren angesammelt, die in-


folge des Krieges und später infolge der Weltkrise nicht abgesetzt werden 


konnten. Sie bereiten ihren Besitzern ungleich größere Sorgen, als den amerika-


nischen Bankiers das Gold, das überschüssige Gold. Es sind Haufen, Berge,


Gebirge von Wolle, Baumwolle, Weizen, Tabak, an denen alle Zerstörungs-


elemente der Natur unausgesetzt tätig sind. Die Besitzer dieser Schätze sind


mürbe und in bezug auf den Preis zu jeder Bedingung bereit. Die Bezahlung


aber muß kurzfristig sein, denn sie brauchen das Geld für unmittelbare


Bedürfnisse. Wie groß diese Bedürfnisse sind, können wir uns vorstellen, nach-


dem wir gesehen haben, wie sehr die amerikanischen Farmer durch den


Preisabbau geschädigt worden sind. Sie sind in derselben Lage, wie die 5


Millionen Arbeitsloser, die auch lieber sich einen Lohnabzug gefallen lassen wür-


den, als zu erhöhten Löhnen deutsche Reparationsanleihen anzunehmen. Wenn


man den Besitzern der genannten Warenberge sagen wollte, daß bei der


Beschaffenheit ihrer Ware faule deutsche Reparationsanleihe doch ebenso gut


oder ebenso schlecht sei, wie faulender Weizen, dann würden sie sagen, gewiß,


ebenso gut, aber nicht besser. Beides gilt dann für uns gleich Null. Immerhin für


kurzfristige Zahlung werden sie die Ware hergeben und dann lieber im Preise


nachlassen, was sie bei den Zahlungsbedingungen zu gewinnen trachten. Die


Waren, um die es sich hier handelt, sind gegen hohen Zins, zum Teil seit


Kriegsbeginn, lombardiert, also in schwachen Händen, die in dem Maße, wie der


Preisabbau sich vollzieht, mit jedem Tage schwächer werden. Würden die


Besitzer dieser Waren Reparationsanleihe für ihre Waren annehmen, so mußten


sie diese Anleihen bei der Lombardbank abliefern, die nichts eiligeres zu tun


hätte, als sie für die Rechnung der Schuldner meistbietend öffentlich an der


Börse, also für ein Butterbrot zu verkaufen. Der Warenbesitzer wäre dann wohl


seine Waren, aber nicht seine Bankschulden los. Und die Bank hätte anstelle


eines faulen, will sagen eines faulenden Pfandes einen faulen Schuldner.


So sieht es beim Weltkapital, bei den Kreditgebern, von deren Reichtum Wirth


die Zukunft Deutschlands abhängig glaubt 
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und sein läßt. Sehen wir uns nun die Verhältnisse auf der anderen Seite, beim


Kreditnehmer, an.


Da die Staaten die Initiative bei den geplanten Kreditaktionen ergriffen haben,


so glaubt man vielfach, daß auch die Staaten das Geld für diese


Kreditoperationen hergeben würden. Aber es ist nicht so. Die Staaten sollen nur


die politischen Schwierigkeiten wegräumen. Die Staaten haben ja auch übrigens


kein Geld. Der Kredit selbst bleibt eine vollkommen private Sache. Die


Anleihetitel werden nicht durch die Staaten der Kreditgeber garantiert. Das


Einzige, was diese Staaten tun werden, wenn sie es tun, ist, daß sie der


Zulassung solcher Reparationsanleihe zu den Börsen keine Schwierigkeiten


bereiten werden. Und das wird schon sehr viel sein. Denn auch alle Staaten der


Neutralen wissen nicht mehr aus noch ein. Sie müssen zur Deckung des


Haushaltsdefizits Anleihe machen und als Kreditnehmer wird es der Staat selbst-


verständlich nicht gerne sehen, wenn das Ausland ihm Konkurrenz macht und


den Zins hochschraubt. Wenn dann der Staat der Kreditgeber sich passiv verhält


so ist das, wie gesagt, schon sehr viel Entgegenkommen und mehr dürfen wir


nicht erwarten.


Wie aber denkt man sich nun die Unterbringung der Massenanleihen? Die


Banken, denen man sonst diese Papiere zu einem bestimmten Emissionskurs


überließ, sind so gut wie verschwunden. Sie sind durch die Papiergeldwirtschaft


ihres Kapitals verlustig geworden. Wenn die Deutsche Bank z. B. mit ihren 850


Millionen Mark Kapital (die zu 9 – 10 Millionen Goldmark zusammengeschrumpft


sind) einen Teil der Anleihe übernehmen wollte, nun, so wäre das eben nur ein


Pfifferling. Und hier ist zu beachten, daß die Banken vielfach international orga-


nisiert sind, und daß sie darum aus inneren Hemmungen sich nicht an dem


Geschäft der Reparationsanleihe beteiligen können. Man kann doch unmöglich


die Interessen konkurrierender Kreditnehmer vertreten. Die einzelnen


Kreditnehmer, also z. B. das Deutsche Reich, Rußland, Frankreich, Italien, wer-


den sich nämlich auf dem eben abgezirkelten kleinen Gebiet des Weltkapitals


den allerschärfsten Wettbewerb machen müssen, z. B. nicht allein dadurch, daß


der eine mehr Zins bietet, als der andere, sondern auch damit, daß man die


Wettbewerber vor den Kreditgebern als schlechte Zahler herabwürdigt. Der Eine


wird vom anderen sagen: im Staate so und so hat man den achtstündigen


Arbeitstag eingeführt. Da ist es doch klar, daß dieser Staat die regelrechten


Zinsen nicht wird zahlen können. Wie könnt ihr diesem Staate Geld pumpen?


Gebt uns das Geld, denn wir arbeiten 12 Stunden, wir haben auch die Knute


wieder eingeführt, die Abwanderung haben wir verboten, wir treiben die Steuern


mit der denkbar größten Rücksichtslosigkeit und Brutalität ein. Streike gibts nicht


bei uns. Wir haben Ordnung im Lande, die 
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Arbeiter zittern vor der Polizei wie das Schaf beim Gebrüll des Löwen. Gebt uns


das Geld! Wir haben auch die schwatzende Demokratie wieder abgeschafft. Bei


uns ist alles still wie im Grab und emsig wie im Ameisenhaufen. Ihr könnt uns


darum, weil wir solche Sicherheiten bieten, das Geld zu einem erheblich billige-


ren Zinsfuß geben. Wenn ihr uns das Geld zu 15% statt zu 20% gebt, dann ver-


sprechen wir euch, daß wir für die Streikführer die Todesstrafe einführen werden.


Wir sind überhaupt bereit alles zu tun, was die Sicherheit eures Geldes erhöhen


kann. Was bedeuten die 20%, die euch der Staat X zu zahlen verspricht, wenn


das Kapital unsicher ist. Dort sitzen Sozialisten am Ruder, Sozialisten, die die


Abschaffung des arbeitslosen Einkommens auf dem Programm haben, die eine


lebhafte internationale Propaganda gegen den Kapitalismus betreiben. Ihr werdet


diese Propaganda doch nicht dadurch unterstützen wollen, daß ihr den Staat 


dieser Sansculottes durch Hergabe eures Geldes, eures guten Geldes unter-


stützt? Vergeßt nicht, daß die Theorie der Sozialdemokraten unverhüllter


Bolschewismus ist. Nein, unmöglich könnt ihr uns auf die gleiche Stufe mit jenen


Leuten stellen. Wie lange wird es noch nehmen, dann werden die Leute aus dem


Staate X, dem ihr Geld pumpen sollt, den internationalen Gewerkschaftsbund zu


einem Weltbund ausgestaltet haben, dem die Arbeiter der ganzen Welt angehö-


ren und dem diese Arbeiter blindlings gehorchen werden. Dann kommt der


Befehl, der bereits druckfertig im Schubfach der Gewerkschaft in Amsterdam


liegt: Proletarier aller Länder! Streikt, bis daß alle internationalen Schulden als


chiffons de papier erklärt sind! Unterstützt diese Gefahr nicht. Schon besetzen


die Sozialdemokraten in jenem Lande mehrere Ministersessel und in ihrem


Lande wenigstens gilt das Sprüchlein absolut: Alle Räder stehen still, wenn mein


starker Arm es will. Bedenkt, wie solche Macht auch die Arbeiter in eurem eige-


nen Lande beunruhigen muß. Nein, unmöglich könnt ihr unter solchen


Verhältnissen dem Staate X Geld pumpen. Uns gebt das Geld!


Mir scheint, daß man sich die Praxis der internationalen Reparationsanleihen


nie klar vor Augen gestellt hat. Man denkt immer noch, es würde sich diese


Praxis in den Formen früherer Anleihen abspielen. Man vergißt, daß sich alle


Verhältnisse geändert haben, daß es sich nicht mehr um einige Hundert


Millionen Mark, die von London, Berlin, Wien, Newyork aufgenommen werden


sollen, sondern um hundertfach größere Beträge, die in einem hundertfach ver-


kleinerten Gebiet untergebracht werden sollen. Man denkt statisch, nicht dyna-


misch. Man vergißt das Gesetz von Angebot und Nachfrage, man vergißt, daß


bei den Anleihen, wie beim Kuhhandel die Psyche der Geldgeber bearbeitet 


werden muß, wenn man günstige Bedingungen erwirken soll. Man vergißt, daß


sich Spe-
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kulanten dieser Papiere bemächtigen werden, die zugunsten ihrer Papiere mit


vergifteten Waffen arbeiten werden. Man vergißt, daß die Klasse der friedlichen


Kuponabschneider, die z. B. in Deutschland für 180 Milliarden Goldmark


Wertpapiere besaß, so gut wie verschwunden ist, daß alle Wertpapiere jetzt in


schwachen Händen sind, in Händen also von Leuten, die die Papiere der


Börsendifferenzen wegen, nicht aber der Kupons wegen halten, und die darum


auf alle Börsenmanöver sofort reagieren. Und man vergißt, daß der Krieg auch


zu den wirksamsten Börsenmanövern gerechnet wird, daß Kriegsgerüchte, ver-


brecherisch erfundene Kriegsgerüchte die Grundlage vieler Riesenvermögen


gegeben hat.


Man vergißt auch, weil man es für selbstverständlich hält, daß diese internatio-


nalen Reparationsanleihen auf Gold lauten sollen und, weil die Besitzer das


Gold, mit Recht oder Unrecht, für absolut sicher halten, daß sie für die Weggabe


dieses Goldes mindestens die gleiche Sicherheit verlangen werden, die ihnen


das Gold bietet oder zu bieten scheint. Welches Land aber kann heute


Sicherheiten bieten? Zumal Deutschland, daß des Kredites, wie man annimmt,


am meisten bedarf! Wenn wir für das Geld, das uns gepumpt werden soll,


Sicherheiten geben sollen, dann müßte schon die Entente damit sich einverstan-


den erklären, daß ihre Hypothek von 132 Milliarden an die zweite Stelle gerückt


wird. Nehmen wir an, daß die Entente sich damit einverstanden erklären wird,


dann käme es noch darauf an, welche Pfänder wir dem Goldbesitzer anbieten


können. Das Gebäudekapital, das wohl reichlich ein Drittel des in Deutschland


angelegten Vermögens betrug, kommt als Pfand nicht z. Zt. in Betracht, es sei


denn, daß man alle Mieterschutzgesetze (sogen. Mieterschutzgesetze) in Wegfall


bringt und es erreicht, daß die Mieten nach Valuta bezahlt werden. So lange das


nicht erreicht ist, kann das Gebäudekapital nicht als Pfand dienen. Das landwirt-


schaftliche Kapital kann als Kapital und Pfand nur solange angesehen werden,


als der Lohn der Arbeiter nicht an das Produkt der Arbeit heranreicht, d. h. so-


lange eine Rente vorhanden ist. Ob das heute noch der Fall ist, ist schwer fest-


zustellen. Denn die Papiergeldwirtschaft zieht auch hierüber einen dichten,


undurchdringlichen Schleier. Es wäre wohl möglich, daß bei achtstündiger


Arbeitszeit, beim Ausbleiben der polnischen Arbeiterinnen, bei öfterem Gebrauch


des Streikrechts die Großgrundbesitzungen die laufenden Ausgaben nicht dek-


ken können. Dann wäre die Grundrente als bolschewikiert zu betrachten und als


Pfand und Sicherheit würde dann dies landwirtschaftliche „Kapital“ nicht mehr


angesehen werden können. Ähnlich wie das schon einmal zur Zeit der „Not der
Landwirtschaft“ der Fall gewesen ist. Damals galt ein landwirtschaftliches Gut in


Deutschland wenn überhaupt, dann doch als sehr zweifelhafte Sicherheit für ein


Darlehen.
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Es bleiben dann nur noch die industriellen Anlagen, deren Eigentum die


Betriebsräte, die Gewerkschaften den Aktionären streitig machen, deren


Expropriation Programmpunkt der stärksten politischen Partei Deutschlands 


bildet. Können diese Werke wirklich noch ernsthaft als Sicherheit dienen für ein


Darlehen, das wahrscheinlich auf mindestens hundert Jahre unkündbar sein soll?


Wenn wir nun von diesen volkswirtschaftlichen Pfändern, die keine mehr sind, zu


den politischen Pfändern, die Deutschland als Sicherheit für ein Golddarlehen


bieten kann, übergehen, so sieht es hier, wenn möglich noch trüber aus für die


armen Teufel, die uns Gold borgen sollen. So trübe, daß man wohl von vornher-


ein annehmen kann, daß jeder, der dem Deutschen Reiche Gold borgt, es in der


Überzeugung tun wird, wirklich ein sehr riskantes Geschäft zu machen, und daß


er darum nur kleine Vermögensteile in deutschen Reparationsanleihen anlegen


darf. Wobei er sich sagen muß, daß, je höher er das Risiko einschätzt und


danach den Zinsfuß berechnet, den er verlangen soll, umso unsicherer der


Schuldner werden wird. Wenn wenigstens hinter den Kreditgebern eine starke


Macht stände von Bataillonen und von Kriegsschiffen, wie das z. B. der Fall ist,


wenn englische Kapitalisten dem venezolanischen Staate Kredit geben oder


gaben, dann könnte der Kreditgeber sich sagen, daß, wenn das deutsche Reich


nicht zahlt, man es durch Blockade schon dazu zwingen wird. Und dann würde


er dem Deutschen Reich das Geld zu einem geringeren Zinsfuß geben können,


ähnlich wie der Hauswirt, der, wenn er im Hausrat des Mieters ein Pfand für


rückständige Mieten besitzt, die Miete niedriger ansetzen kann, als wenn die


Gesetze ihm kein Pfandrecht an den Hausrat geben. So aber fehlt den


Kreditgebern, die wir genannt haben, die exekutorische Macht, um die Zahlung


zu erzwingen. Und das erhöht natürlich das Risiko.


Welchen Zinsfuß soll nun der Kreditgeber vom Deutschen Reich verlangen?


Bei 12% wird der Schuldner erdrosselt, da mit Zinseszins 12% die Schulden


bereits in zehn Jahren verdreifachen. Soll sich aber der Gläubiger mit weniger


begnügen, damit sein Schuldner nicht erdrosselt wird, dann sagt er sich, daß er


das Geld in sichereren Geschäften ja zu 10% jederzeit los werden kann und wird


dabei darauf hinweisen, daß die Schweiz, die den Krieg nicht mitgemacht hat,


eine Anleihe in Amerika zu über 9% abgeschlossen habe.


Um einige Grade besser liegen die Dinge bei den meisten Konkurrenten


Deutschlands auf dem Anleihemarkt des Weltkapitals. Aber auch nur um Grade.


Frankreichs Wiederaufbau ist von der Leistungsfähigkeit Deutschlands abhängig.


Wenigstens glauben das die Franzosen noch immer. Sie haben den Mut noch


nicht aufgebracht, sich zu fragen, was sie tun müßten, wenn diese Hilfe 
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ausbliebe. Der Wiederaufbau in Frankreich aus eigener Kraft ist erschwert, weil


die Franzosen für ihren gewaltigen Menschenverlust im geringen Nachwuchs 


keinem Ersatz haben. Die Staffelung nach Altersschichten ist für die rasche


Erholung in Frankreich ganz besonders ungünstig. Die alten Leute und Greise


nehmen dort unverhältnismäßig viel Raum ein in der Demographie. In dieser


Beziehung ist die Lage in Deutschland ungleich günstiger. Wir haben einen rela-


tiv viel größeren Stamm von Männern in arbeitsfähigem Alter. Das müssen wir


den Franzosen in der Reparationsfrage zugute halten. Aber wenn wir das auch


tun, was nützt das den Franzosen, solange unser guter Wille sich nicht in Taten


umsetzt oder umsetzen kann? Das französische Volk war sehr stark auf die


Rentenwirtschaft eingestellt. Aus Rußland bezog Frankreich jährlich ungezählte


Millionen an Zinsen. Das hat nun aufgehört und die, die diese Millionen bezogen


und verbrauchten, – es handelt sich vielfach um Greise – fallen jetzt dem Staate


zur Last, der für die russischen Anleihen Garantie übernommen hat. Dazu kommt


nun noch der Umstand, daß die Psyche des französischen Arbeiters durch den


„Sieg“, wie man behauptet, stark gelitten hat. Seit drei Jahren träumt er davon,


daß Deutschland alles bezahlen soll, auch seinen Lebensunterhalt. Die Arbeit ist


ihm dadurch verhaßt geworden. In Deutschland hat das Bewußtsein der


Niederlage wenigstens den Willen zur Arbeit gestärkt, wenn auch das Können


diesem Willen vielfach nicht entspricht. Wie sich unter diesen Umständen die


sozialen Kämpfe in Frankreich entwickeln werden, können wir, können die


Kreditgeber sich ungefähr vorstellen. Die Lasten des Krieges werden sich bald


fühlbar machen, und dann wird es eine Sache der politischen Kämpfe sein, diese


Lasten auf andere abzuwälzen. Revolten, Revolutionen werden nicht ausbleiben.


Ob diese Überlegungen nun richtig oder falsch sind, für das Zustandekommen


des Kreditgeschäftes werden sie maßgebend sein. Der Kreditgeber wird auch


Frankreich gegenüber sehr zurückhaltend sein.


Bei den anderen Kreditnehmern, England, Belgien, Italien, sind die sozialen


Sicherheiten für den Kreditgeber ebenso gering, vielleicht noch geringer als in


Deutschland. Italien hat 72 Milliarden Goldmark Schulden im Ausland. Wer soll


diese Zinsen zahlen? Dieselbe Frage, die man sich in Deutschland stellt, ohne


die Macht und den moralischen Mut aufbringen zu können, eine Antwort darauf


zu geben. Aber die Antwort wird nun nach der Konferenz in Genua gegeben wer-


den müssen. Inzwischen wird der Kreditgeber damit rechnen, daß diese Antwort


sehr unvernünftig ausfallen kann und Revolutionen, wenn nicht auch neue Kriege


auslösen kann. Und dann wird er das Gold, das „treue Gold“ in seiner Hand


betrachten und sich fragen, warum er sich auf derart unsichere Geschäfte ein-


lassen soll.
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Verhältnismäßig am günstigsten liegen noch die Verhältnisse in Rußland für


den Kreditgeber. Deutschland, England, Frankreich, Italien haben den


Kommunismus noch vor sich. Die Russen haben ihn hinter sich. Die


Zerstörungen durch den Krieg und die Revolution haben das Herz des russi-


schen Reiches, die Landwirtschaft kaum berührt und der Schaden, der hier ent-


standen ist, den wird der Sturz des Zarismus hundertmal ausgleichen. Wenn den


amerikanischen und deutschen Unternehmern dort freie Bahn gegeben wird, so


werden keine zwei Jahre verstreichen, daß man dort vom Kriege kaum noch


Spuren sehen wird. Man bedenke, daß 90% der Bevölkerung dort vom Ackerbau


lebte. Und daß diese 90% nun durch die Revolution befreit wurden. Der


Menschenverlust im Kriege, so groß er auch war, hat den jährlichen Nachwuchs


kaum überschritten. Und da es sich um Bauern handelte, wo große Vorbildung


nicht vorhanden war, da ist der Nachwuchs auch ein vollgültiger Ersatz geblie-


ben, und nicht so, wie in den Industrievölkern, wo der Nachwuchs während des


Krieges und nachher nicht die erforderliche Ausbildung genossen hat und wo


darum die Leistungen weit zurückbleiben, verglichen mit der Vorkriegszeit. Die


Gütererzeugung wird in Rußland, sobald dort jeder die Gewißheit erlangt, daß


das, was er schafft, auch ihm gehört, sehr schnell die Höhe aus der Friedenszeit


erreichen und überholen.


Aus allen diesen Gründen, denen noch viele zugesellt werden könnten, läßt


sich folgendes als wahrscheinlich für den Erfolg der Reparationsanleihen vorher-


sagen: Die Kreditgeber werden, wenn sie sich vor die Frage gestellt sehen, 


welchen der kreditbedürftigen Ländern sie ihr Gold anvertrauen sollen, sowohl


aus wirtschaftlichen wie aus Politischen Gründen in der Regel wohl Rußland den


Vorzug geben, und da dieses Land groß genug ist, um sämtliche Mittel des 


kleinen Gebietes, das zurzeit für den Begriff Weltkapital in Frage kommt, aufzu-


nehmen, so muß man daraus schließen, daß für die übrigen kreditbedürftigen


Länder nichts vom Weltkapital übrigbleiben wird. Das mag für die, die mit der


Pumpwirtschaft rechneten, um aus den Schwierigkeiten der Zeit herauszu-


kommen, ein recht trübes Bild sein, das hier von den Aussichten solcher


Pumpwirtschaft entrollt wurde. Für jeden aber, der gewöhnt ist, auch an die


fernere Zukunft zu denken, der die Zinseszinsrechnung kennt, der wird ein


Gefühl der Erleichterung empfinden, wenn er erfährt, daß dem Deutschen Reich


die Pumpwirtschaft aus sachlichen Gründen verschlossen ist, daß wir also nicht


weiter verschulden können, als wir schon sind. Wir werden dann auch die finan-


ziellen Maßnahmen, die die Lage erfordert, nicht länger hinausschieben. Der


große Unbekannte, der Kredit des Weltkapitals, ist entschleiert und hat sich als


ein Zwerg erwiesen, von dem es geradezu lächerlich wäre, nennenswerte Hilfe


zu erwarten.
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Der Glaube an die Existenz von bedeutenden Kapitalien, die uns vom Ausland


auf dem Wege der Anleihe zur Verfügung gestellt werden könnten, wurzelt in der


Meinung, daß diese Kapitalien irgendwo als Schatz lagern. Das Weltkapital


Wirths ist ein Schatz, ein Schatz, wie er im Berg Sesam lagert. Man hofft in


Genua die Zauberformel zu finden, um diesen Schatz der Menschheit dienstbar


zu machen. Das Gold der Vereinigten Staaten von Nordamerika bildet einen Teil


dieses Schatzes, oder spielt wenigstens die Rolle eines Schlüssels zum Berg


Sesam. Liefern die Vereinigten Staaten das Gold, dann sind auch gleich die


Waren da, die die Kreditbedürftigen zum Wiederaufbau ihrer Wirtschaft brau-


chen. So denkt man oder so dachte man wenigstens bis heute. Möglich, daß die


Amerikaner „schon“ dahinter gekommen sind, daß diese Art der Betrachtung des


Anleiheproblems falsch ist. Und daß eine Anleihe, die das Geld der Neutralen


mobilisiert, ihrer auf Preisabbau gerichteten Währungspolitik entgegenwirken


würde. Denn da die Neutralen nur Gold, aber keine Waren haben, wenigstens


nicht die Waren, die die Kreditnehmer heute brauchen, so ist anzunehmen, daß


das Gold der Neutralen, sobald es in die Hände der Kreditbedürftigen gelangt,


sofort nach Amerika gesandt werden wird zum Ankauf von Waren, und daß dann


diese Käufe die Preise der Waren wieder ebenso hoch treiben würden, wie 


während des Krieges, wodurch dann das Werk des Preisabbaues, das den
Amerikanern drei schwere Krisenjahre gekostet und ungezählte Milliarden ver-
schlungen hat, wieder vernichtet würde. Es würde dann dem ganzen Volk offen-


bar werden, daß das eine stupide Politik war, die die amerikanische Regierung


während des Krieges und erst recht nach dem Kriege in Währungs-


angelegenheiten getrieben hat. Und man wird erkennen, daß der Goldschatz in


Washington ein böser Lagerhüter ist und daß es hoffnungslos ist, zurzeit irgend


eine vernünftige Verwendung für diesen Schatz zu finden. Man wird dann auch


endlich erkennen, daß ein Schatz, der, wenn er mobilisiert wird, alle Preise in die


Höhe treibt, doch eigentlich kein Schatz ist, wenigstens nicht der Schatz ist, auf


den es heute den Kreditbedürftigen ankommt. Wie gesagt, die Amerikaner haben


diese Dinge endlich begriffen und möchten sie zwar ihr Gold los werden, aber


gleichzeitig verhindern, daß es wieder zum Ankauf von Waren in Amerika benutzt


werde. Sie möchten es nach Europa schicken und es dort wieder als Deckung


von Banknoten immobilisiert sehen. Wie es vor dem Kriege war. Dann wäre 


dieses Gold der amerikanischen Währungspolitik nicht mehr gefährlich. Aber es


scheint auch, daß sie auch die Unsinnigkeit dieses Gedankens erkannt haben,


denn in letzter Zeit wird wieder weniger von der Notwendigkeit gesprochen, daß


Europa zur Goldwährung zurückkehre.
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Denn unsinnig, fast kindisch ist der Gedanke, daß die Kreditbedürftigen die


Verschuldungsaktionen damit beginnen, daß sie sich von Amerika ein hochver-


zinsliches Darlehen in Gold machen lassen, um dieses Gold dann in die Keller


der Notenbank zu tragen. Was wäre mit solcher Anleihe gewonnen? Das Gold


müßte gesperrt bleiben, denn sonst würde es sofort von den Noteninhabern


reklamiert werden. Das Gold würde keinen Einfluß auf die Valuta haben, denn


dazu darf es nicht gesperrt sein. Das Gold würde auch keinen Einfluß auf die


Notenemission haben, denn um die Notenpresse stillzulegen, muß zuerst der


Etat balanziert werden. Und diesen Etat würde die Goldanleihe nicht etwa ver-


bessern, sondern im Gegenteil ihn um den Betrag der Zinsen der Goldanleihe


verschlechtern.


Das alles sieht man jetzt ein, oder wird es doch hoffentlich bald einsehen.


Dann aber fragt es sich: Was sollen wir mit einer Anleihe bei den Neutralen, die


uns doch auch nur Gold geben würden, Gold, das, wenn wir es nach Amerika


zum Ankauf von Waren schicken, ganz gewiß zurückgewiesen werden wird, und


zwar mit derselben Begründung, mit der im Kriege Schweden das Gold an sei-


nen Grenzen zurückwies.


Der Umstand, daß die Amerikaner von diesen Goldanleihen eine allgemeine


Preissteigerung erwarten, ist der vollgültige Beweis dafür, daß die Amerikaner


den Schatz nicht besitzen, den wir zum Wiederaufbau verwerten könnten, näm-


lich den Vorrat an Waren. Die Amerikaner könnten uns vielleicht mit der Zeit 


solche Waren liefern, aber vorrätig sind sie nicht. Damit ist aber gesagt, daß das


Darlehens- oder Anleiheproblem kein Schatz- oder Vorrats-Problem ist, sondern


etwas grundsätzlich verschiedenes, nämlich ein Produktionsproblem. Das


Material zur Anleihe wird nicht einer Zisterne, sondern einer Quelle entnommen.


Diese Quelle sprudelt, solange die Wirtschaft des Kreditgebers mehr Waren


erzeugt, als sie verbraucht.


Aus diesen Erkenntnissen lassen sich folgende Schlüsse ziehen, die unmittel-


bar anwendbar sind für das Problem der Anleihen:


A. „Das Anleiheproblem ist kein statisches (Schatz), sondern ein dyna-


misches (Produktion). Es gibt keinen irgendwie nennenswerten Schatz, 


aus dem man schöpfen könnte. Was zur Anleihe gehört, muß zuerst 


erarbeitet werden.


B. Die Anleihen können nicht größer sein als der jährliche Unterschied 


zwischen der Warenerzeugung und dem Warenverbrauch des Anleihe 


gebenden Landes. Anleihen können nur solche Länder geben, deren 


Wirtschaft sich in Vollbetrieb befindet.


C. Goldanleihen, deren Ertrag in einem anderen als dem kreditgebenden 


Lande in Waren umgesetzt werden soll, würden die Währung dieses 


Landes stören und können aus diesem Grunde 
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nicht in Betracht kommen. Das Gold, das den Kreditbedürftigen etwa von


Schweden, Holland, Dänemark angeboten würde, findet heute keinen 


Markt mehr. In Amerika würde es abgewiesen werden. Für den Begriff 


der Reparationsanleihe scheidet das Gold aus dem aus, was man als 


Kapital im Sinne der Reparationen bezeichnet. Die Rolle, die das Gold in


früheren Zeit bei ähnlichen Gelegenheiten spielte, wenn durch einen 


Krieg alles Gold verscheucht worden war, also die Rolle eines 


Tauschmittels, die spielt jetzt überall das Papiergeld. Geld hat man über


all übergenug.


D. Irgendwie nennenswerte Beträge sind auf dem Wege der Anleihe für kein


Land zu beschaffen.


E. Alle Länder sind jetzt und noch für lange Zeit auf die eigenen Kräfte 


angewiesen. Diese gilt es zu mobilisieren. Das geschieht, indem man


1. „alle künstlichen, gesetzlichen Hemmungen des freien Handels radikal


wieder beseitigt; indem man die früheren zusammengehörigen Länder, 


die der Krieg auseinandergerissen, wenigstens wirtschaftlich durch einen


Zollverein oder durch Abschaffung der Zollgrenzen wieder vereinigt, auch


den Paßzwang wieder abschafft;


2. indem man durch radikale finanzielle Maßnahmen den Etat der 


Staaten balanziert, damit die Notenpresse stillgelegt werden kann; und 


den Staaten, die der Kriegskontributionen wegen dieses nicht vermögen,


die Kriegskontribution stundet, ganz oder teilweise;


3. indem man durch Gesetz die Unternehmer vor der Rückkehr der 


Goldwährung, namentlich vor jedem Preisabbau, und besonders vor dem


allmählichen Preisabbau schützt, so daß die Unternehmer wieder finan-


ziell disponieren können;


4. indem man in allen Ländern die inneren Schulden unmittelbar auf das 


Kapital abbürdet, so daß die Bürger sich vor wiederholten Vermögens-


abgaben sicher wissen, und der Privatkredit des Kaufmannes im Ausland


wieder hergestellt wird. Solange die Kaufleute sich gegenseitig mit kon-


fiskatorischen Vermögensabgaben, mit Zwangsanleihen, mit 


Beschlagnahme der Devisen bedroht sehen, können sie sich auch 


gegenseitig keinen Kredit geben. Der Kredit, der Privatkredit aber ist die 


Grundlage des Handels. Kredit in der Bedeutung, daß die Waren, die wir


einem Kaufmann im Ausland anvertrauen, vor den Zugriffen dieses 


Staates sicher sind;


5. indem man das Papiergeld einer verständigen kaufmännischen 


Verwaltung unterstellt.“
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Wird den vorgehend genannten Forderungen genügt, dann wird der internatio-


nale Handel nach und nach wieder die frühere Gestalt und Umfang annehmen.


Schneller vielleicht, als die meisten ahnen.


So hat also für uns das Wort zu gelten: Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott. Dies


Wort, das schon so manchem geholfen hat, aus verzweifelter Lage, wird sich


auch hier wieder bewähren. Wer auf niemand vertraut, als auf sich selbst, der


rechnet richtig, der betrachtet die Dinge scharf und sieht sie, wie sie sind. Dann


richtet er sich danach ein. Und steckt den Kopf nicht mehr in den Sand, um die


Dinge nicht mehr zu sehen. Wir werden arbeiten müssen, und zwar schwer, um


den Schaden wett zu machen. Und werden zu diesen Arbeiten alle die heran-


ziehen, die bis dahin von Renten und Zinsen lebten. Vielmehr, sie werden sich


selber zur Arbeit melden, um nicht zu verhungern. Für viele wird das sehr bitter,


für manche aber auch sehr heilsam sein. In diesen Kreisen, die wohl immer


etwas zu leichtfertig vom Kriege redeten, wird man einen gewaltigen Respekt vor


dem Kriege bekommen. Das wird auch sein gutes haben. Viele werden das


Leben von einer neuen Seite her kennen lernen. Es wird sich nicht mehr


erschöpfen in Paraden, Uniformen, in der Anbetung des Staatspopanz. Man wird


sich besinnen, daß wir nicht des Staates wegen da sind. Man wird persönliches


Lebensglück fordern. Der Staat wird als Mittel zum Zweck betrachtet werden.


Und man wird sich erinnern, daß kleine Staaten oft sehr große Menschen beher-


bergt haben. Und dann werden die Tränen versiegen darüber, daß der Staat der


Hohenzollern zerfiel und jeder wird danach trachten, sich selbst zum rocher de


bronce zu machen.


Das deutsche Volk wird das Volk der Arbeit sein. Ein Volk strotzend von Kraft


und Leben. Nur wo man arbeitet und soweit man arbeitet, entwickelt sich Leben,


Liebe, Freiheit, Stolz und Mut. Dann wollen wir nach 20 Jahren das deutsche


Volk vergleichen mit dem Häufchen Unglück, das aus dem Kriege heimgekom-


men ist. Und dann werden viele vielleicht sagen, daß die schwere Last der


Reparationen ein Glück fürs deutsche Volk gewesen ist.


________________
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H. Die Grenzen des Möglichen in der


Reparationsfrage.


„Wir werden die Reparationsforderungen nach Möglichkeit erfüllen.“ So sagt


Reichskanzler Wirth. Er überläßt es aber anderen, das Wort zu deuten.


Vieldeutige Ausdrücke sollte man aber in Verträgen mit übelwollenden Parteien


unbedingt vermeiden. Namentlich wenn Shylok neben dem formalen Recht auch


noch das Schwert führt. Mit obigem Wort liefert uns Wirth mit Hab und Gut unbe-


grenzt der Entente aus.


Der Entente gegenüber können wir gar nicht klar und deutlich genug sprechen.


Wir müssen genau die Summe angeben, die wir bezahlen wollen, und dann


selbst den Nachweis bringen, daß wir auch diese Summe bezahlen können. Wir


müssen genau umgekehrt verfahren, wie wir bisher verfuhren. Erst wenn wir den


Franzosen zeigen, wo die Quellen sind, aus denen wir schöpfen werden, werden


sie die Gewißheit haben, daß wir das Reparationsdiktat nicht sabotieren. Und


dann werden sie sich beruhigen. Dann auch wird der Kredit des Deutschen


Reiches wieder hergestellt sein. Der Kredit des Reiches, der Länder, der Städte,


der Aktiengesellschaften und der Kaufleute. Der Kredit im Innern, der Kredit nach


außen. Erst wenn wir den Nachweis unserer Zahlungsfähigkeit den Franzosen


und der Welt geliefert haben, werden die Schuldscheine, die wir der Entente 


liefern werden, diskontierbar sein, werden die Franzosen eine wirkliche Hilfe


daran haben, und der Ring der Kriegsschulden geschlossen sein. Deutschland-


Frankreich-England-Amerika-Deutschland. Die Geschlossenheit dieses Ringes


ist die Grundlage des Kredits, des Weltkredits, die Voraussetzung für alles 


übrige. Der Glaube, daß es sich mit unseren Reparationsschuldscheinen wieder


nur um Chiffons de Papier handelt, muß durch alles, was wir sagen und tun, 


ausgerottet werden. Die deutsche Treue soll sich nicht nur gegenüber den


Habsburgern bewähren, sondern gegenüber der ganzen Welt. Die Welt wird


diese Treue auch besser zu schätzen und zu lohnen wissen. Treu wie die


Unterschrift des Deutschen Reiches auf den Reparationsschuldscheinen, so soll


es in der Welt heißen.


Von den Deutungen, die der von Wirth gebrauchte Ausdruck zuläßt, wollen wir


hier die hauptsächlichsten hervorheben:


1. Wir verpflichten uns alle moralisch, ein jeder für sich persönlich, nach


„Möglichkeit“ zu arbeiten und zu sparen, um einen möglichst großen Über-


schuß als Reparation abliefern
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zu können, und zwar für die ganze Dauer der Reparation, die 40 Jahre


umfaßt. Der Vertrag soll also auch für unsere Kinder bindende Kraft haben.


2.. Wir verpflichten uns, weil wir dazu gezwungen werden, der Not gehor-


chend, nicht dem eigenen Triebe, und darum auch nur so lange, als der


Franzose uns am „Kragen festhält“ (Briand), die Steuern so hoch zu treiben,


wie es politisch und


3.  wie es wirtschaftlich möglich sein wird.


Die erste Deutung verlangt von uns, daß wir im Interesse der Reparation alles


das tun werden, was wir im eigenen Interesse zu tun befähigt sind. Wir werden


das Höchstmaß an Fleiß verbinden mit dem Höchstmaß an Sparsamkeit. Wir


werden wie die Pioniere im Urwald ununterbrochen, ohne Sonn- und Feiertage


arbeiten. Wir werden in Akkord arbeiten, das Hundeleben führen, das Millionen


von uns jahrelang führen, wenn es sich darum handelte sich vom Druck der


Schulden zu befreien, persönlich zu befreien. Wir werden den Staatsbeamten


das Gehalt und die Ferien kürzen, die Arbeitszeit verlängern und den Rentnern


werden wir sagen: Es geht nicht an, daß ihr von Zinsen lebt, so lange es in


Frankreich noch Proletarier gibt, die euch um diese Zinsen beneiden. Nach


„Möglichkeit“ bedeutet: Verzicht auf alles arbeitslose Einkommen und Ersatz 


desselben durch persönliche Arbeit.
War es so, wie Wirth das Wort verstand, das er verpfändete? Stellte er damit


moralische Forderungen an jeden einzelnen im deutschen Volke? Das ist kaum


anzunehmen; denn Wirth weiß, daß sich Niemand im Deutschen Reich dem 


brutalen Diktat von Versailles gegenüber in dieser Weise moralisch verpflichtet


fühlt. Kein Mensch wird sich persönlich irgend etwas versagen, nur um die


Reparationsmasse zu mehren. Wenn es sich um persönliche Beziehungen 


handeln würde zwischen Franzosen und Deutschen, dann wären ganz andere


Triebkräfte am Werke.


Die zweite Möglichkeit bei der Deutung der Wirthschen Aussage würde sagen:


Wir wollen unseren Staat nach Möglichkeit politisch ausbauen, um die Macht zu


gewinnen, auf dem Wege der Steuer das Mögliche für die Reparation aus dem


deutschen Volk herauszupressen. Es wird eine Einheitsfront erstrebt mit dem


Zwecke Macht zu gewinnen und Steuern für die Reparation eintreiben zu kön-


nen. Die Steuerpresse wird uns nicht wie sonst auseinandertreiben, sondern,


weil es sich um die „Reparation“ handelt, wird sie uns diesmal liebevoll zusam-


menpressen. Die Reparation, die Erfüllung, wird unser liebster Traum.


Daß Wirth auch nicht in diesem utopischen Sinne gesprochen hat, ist ebenfalls


klar. Wenn der Ausdruck „nach Möglichkeit“ politisch zu deuten wäre, so nur in


dem Sinne, daß Wirth seine 
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Steuermacht noch nicht kannte, da sie bisher noch nicht auf die Probe gestellt


wurde. Ob die Reichswehr als Steuerexekutor zuverlässig ist? Offenbar ist ja


eine starke Macht nötig, um Steuern nach Möglichkeit, d. h. also drückende


Steuern, einzutreiben. Und eine Koalition mit so stark auseinanderstrebenden


Parteizielen (auch Cuno hat nur eine Parteienkoalition zustandebringen können)


hat keine Macht. Also soll die Macht wohl von außen kommen. In diesem


Zusammenhang muß man in dem Worte nach „Möglichkeit“ fast schon eine


Einladung an die Entente erkennen, die steuerpolitische Macht der deutschen


Regierung durch Ententebajonette zu stützen. Mit solcher Hilfe wäre am Ende


mehr „möglich“, als die Forderung der Entente ausmacht.


Die wirtschaftliche Deutung des Wortes, dessen Inhalt hier untersucht wird, ist


etwas komplizierter. Zunächst heißt „nach Möglichkeit“ soviel, daß Deutschland


nicht an Entkräftung zusammenbrechen soll, wenigstens nicht vor der restlosen


Erfüllung des Vertrages. Deutschland soll seinen Produktionsapparat in voller


Leistungsfähigkeit erhalten können. Auch soll die deutsche Industrie wettbe-


werbsfähig bleiben. Das bedeutet natürlich, daß von den Überschüssen immer


so viel für die Reparaturen, für die Erneuerungen und die Erweiterungen zurück-


gestellt werden kann und den Zugriffen der Reparationskommission entzogen


bleiben soll, wie es für nötig erachtet wird. Wer aber soll dies Nötige erachten?


Wir erinnern hier daran, daß auf den französischen Bahnen (Aktiengesell-


schaften) sehr wichtige Erneuerungsarbeiten nicht gemacht werden, weil nach


dem Vertrag der Eisenbahnen mit dem Staate die Bahnen nach Ablauf des


Vertrages ohne Entschädigung an den Staat fallen. So erachten die Eisenbahn-


Aktionäre solche Reparaturen, Erneuerungen und Erweiterungen jetzt schon


nicht für „nötig“. Da nun die Ententestaaten nur im Hinblick auf die Reparation an


der Instandhaltung der deutschen Betriebe interessiert sind (40 Jahre), so ist es


wahrscheinlich, daß die Franzosen gegen Ende der Reparationszeit dieselben


Grundsätze für die Instandhaltung der deutschen Industrie werden in Anwendung


bringen, die sie selbst im eigenen Lande im Vertrage der Eisenbahnen mit dem
Staate gelten lassen, d. h. daß sie, um mög-liche hohe Beträge aus der deut-


schen Wirtschaft herauszuholen, gegen Ende der Reparationszeit überhaupt


keine Rückstellungen für den Erneuerungsfonds bewilligen werden! Was dem


eigenen Volke gegenüber recht ist, wird dem fremden Volke gegenüber sicherlich


auch billig erscheinen. So bringt uns also das unglückliche Wort „nach


Möglichkeit“ dahin, daß die französischen Soldaten darüber bestimmen werden,


ob der baufällige Schornstein, der das Leben der Arbeiter bedroht, repariert 


werden soll oder nicht!


316







Für alle, die vom Ertrag ihrer Arbeit leben, die Industrie- und Landarbeiter, für


die Beamten und Angestellten ist die Frage wichtig, wie weit der Begriff „nach


Möglichkeit“ die Lohnverhältnisse berührt. Hier nun müssen wir nachdrücklich


betonen, daß der Lohn, der Ertrag der persönlichen Arbeit, als internationale


Größe anzusehen ist und daß darum die Reparationslasten, die man dem Lohne


aufbürden würde, binnen kurzer Zeit auf das Kapital durch entsprechende


Lohnerhöhungen abgewälzt werden würden, mit samt den Erhebungskosten. Die


Auswanderung setzt ein, sobald der Inlandlohn unter den Lohn fällt, den gleiche


Arbeit im Ausland einbringt. Dazu kommen die Millionen von Wanderarbeitern,


von Grenzkulis, wie sie Oppenheimer nennt, die für ständigen Ausgleich der


Löhne, (hier kommt nur der Reallohn in Betracht) sorgen. Zur Zeit ist die


Auswanderung ja noch erschwert. Diese Beschränkungen werden aber wegfallen


müssen, wenn es überhaupt wieder besser werden soll. In dieser Frage müssen


wirklich alle Proletarier solidarisch handeln, und für die Beseitigung aller


Beschränkungen sorgen. Die Auswanderung aus Deutschland betrug schon ein-


mal fast 300 000 Personen in einem Jahr! Und von den Ausgewanderten kehren


immer viele zurück, weil sie mit dem Lohne, den sie drüben verdienen, nicht 


besser, oder ebenso schlecht leben, wie mit dem, den sie in der Heimat verdien-


ten. Die Erfahrung, die man in Deutschland mit den Kornzöllen machte, zeigen


auch, wie schnell unter dem Einfluß der allgemeinen Freizügigkeit die nivellieren-


den Kräfte unter den Bestimmungsgründen der Lohnhöhe sich durchzusetzen


vermögen. Die Lasten, die die Kornzölle dem Arbeitslohn zugedacht hatten, 


wurden fast augenblicklich abgewälzt. In Deutschland lebten über eine Million


ausländischer Arbeiter, von denen viele als Wanderarbeiter die ganze Welt


durchzogen hatten.


Die Bedingung, „wir werden nach Möglichkeit zahlen“, wirtschaftlich aufge-
faßt, bedeutet also. daß wir die Arbeiter in Deutschland nur so weit zu den
Reparationen heranziehen können, daß ihr Lohn nicht unter den englischen,
französischen, amerikanischen Sachlohn fallen kann.


Sie bedeutet darüber hinaus noch, daß, wenn Deutschland im vollen Umfang


reparationsfähig bleiben soll, die früher in Deutschland schaffenden auslän-


dischen Arbeiter in voller Zahl zurückkehren müssen, was nur dann geschehen


kann, wenn diese Arbeiter durch Vergleich feststellen, daß der Sachlohn in


Deutschland dem in anderen Einwanderungsländern zu minderen nicht nach-


steht. Mit einem Worte, der Begriff „nach Möglichkeit“ bedeutet für den Arbeiter,


daß der Lohn in Deutschland seine früheren anziehenden Kräfte zurückerwirbt.
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Wenn es sich aber derart mit dem Lohne verhält, dann ist es ganz klar, daß die


Reparationen allein und ausschließlich von den wirtschaftlichen Faktoren getra-


gen werden müssen, für die die Freizügigkeit nicht besteht. Also die Immobilien.


Das Land, die Äcker, die Wiesen, die Bergwerke, die Wälder, die Gebäude, die


Eisenbahnen, die Fabriken, Maschinen, sowie alles, was an der Zollgrenze Halt


machen muß. Und die Aufgabe, die Cuno mit der Übernahme des Programmes


seines Vorgängers jetzt zu erfüllen hat, ist die, die Grenze abzudecken, innerhalb


der für die obigen Sachwerte der Begriff „nach Möglichkeit“ Platz findet. Und


zwar muß er diese Grenze nun zur Zufriedenheit der Entente abstecken.


Man hat für das, was die Wirtschaft an Reinertrag abwirft, den Namen Kupon


eingeführt. Kupon, der Abschnitt, das Auszuscheidende, das, was man jährlich


auf unblutige Weise von der Wirtschaft abtrennt, ohne den so gefürchteten


Eingriff in die Substanz. Die Aktiengesellschaften liefern den Kupon als


Dividende ab. Die Hausbesitzer liefern ihn zum großen Teil an die Hypotheken-


banken ab. Die Bauern tragen den Kupon ebenfalls zur Hypothekenbank. Und


nirgends fließt oder floß beim Abschneiden Blut. Nirgends bedeutete diese


Ablieferung des Kupons einen Eingriff in die Substanz, eine Störung des


Betriebes. Die Kupons wanderten meistens vom Lande nach der Stadt und hier


dienten sie der bürgerlichen Gesellschaft zur Führung des großen, vollen


Lebens, von dem das Proletariat, wie die meisten der mühselig Beladenen nichts


weiter kennen lernten als den Staub und den Kehricht.


Machen wir uns keine Illusionen. In Frankreich sind die Sansculottes noch


nicht ausgestorben. Die Sansculottes habens auf die Kupons, auf das


Abzuschneidende, auf die unblutige Operation abgesehen. Und es hat wirklich


keinen Zweck dieses Abzuschneidende vor den Augen der Sansculottes verber-


gen zu wollen. Sie werden es ja doch durch ihre Kontrolleure herausfinden.


Für uns erhebt sich also die Frage: Sagt der Begriff „nach Möglichkeit“, daß wir


der Entente alles, was auf unblutige Weise von der deutschen Wirtschaft abzu-


schneiden ist, den ganzen Kupon, abzuliefern haben, oder können wir noch ein


Stück davon behalten? Es darf hier nicht vergessen werden, daß viele Personen,


ganze Familien ganz und gar auf diese Kupons angewiesen sind. Daß auch viele


Alte und Arbeitsunfähige den Kupon zur Grundlage ihrer wirtschaftlichen Existenz


bestellt haben.


Sollen nun wieder die Franzosen darüber bestimmen, was wir all diesen


Leuten im Deutschen Reich zubilligen und vom Kupon abziehen können? Es


handelt sich hier um vielleicht 5 bis 10 Millionen Menschen. Sollen wir sie alle ins


Armenhaus schicken? Was fragt der Sansculotte danach. Her mit dem Kupon,


sagt er. Ich bin der Sieger. Ich will jetzt von den Renten leben, die der 
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deutsche Arbeiter bisher für seine Herren aufbringen mußte. Und dann werden


es wohl Armenhäuser 1., 2., 3. und 4. Klasse sein müssen. Wie es sich in einem


Klassenstaat geziemt.


Man sieht in welch lächerliche, ja unmögliche und unwürdige Lage uns das


Versprechen gebracht hat, daß wir nach Möglichkeit bezahlen werden. Den


Franzosen ist dadurch das Recht gegeben worden mit allen Augen in alle Töpfe


zu schauen.


Wir müssen hier reine Bahn schaffen. Wir müssen den Franzosen sagen: so


viel wollen und soviel können wir auch bezahlen. Keinen Pfennig mehr noch


weniger. Und als Gewähr für diese Zahlungen liefern wir euch auf den Inhaber


lautende Hypothekenbriefe, Pfandbriefe, Aktien, die ihr dann weiter zur


Abzahlung eurer eigenen Kriegsschulden an die Engländer, Amerikaner abtreten


könnt. Den ganzen Kupon können wir aber nicht geben, denn diejenigen, die bis-


her davon lebten, würden sonst verhungern. Wir schlagen euch vor: teilen wir


den Kupon. Es dürften, so bald die Weltwirtschaft wieder in Vollbetrieb gesetzt


sein wird, auf euren Teil 5, 6, 7, 8 Milliarden Goldmark jährlich entfallen. Und


diese Zahlungen wollen wir fortsetzen, bis die Summe von 132 Milliarden erfüllt


ist. (Über das Gewicht dieser Last werden dann noch Sicherungen zu treffen


sein, die im folgenden Kapitel besprochen sind. Und wenn die Entente im eige-


nen Interesse auf den Vorschlag eingehen sollte, den ich im letzten Abschnitt


über die Erleichterung der Last der genannten 132 Milliarden mache, dann dürf-


ten keine 20 Jahre verstreichen, daß die Schuld beglichen und vergessen ist.)


Die Strömungen, die sich in Frankreich zugunsten der Revision des Diktates


bemerkbar gemacht haben, brachten viele in Deutschland in Verbindung mit der


französischen Furcht vor dem Bolschewismus. Ich glaube nicht, daß es sich so


verhält. Man tut hier diesen Franzosen Unrecht. Es waren menschliche Stimmen,


die sich Gehör verschaffen wollten. Die, die gewöhnt sind durch Furcht sich in


ihrem Handeln bestimmen lassen, daß sind gerade die Elemente, die in


Frankreich zur Zeit die Oberhand haben und diese fürchten mehr eine deutsche


Erstarkung als den Bolschewismus. Diesen würden sie schon in ihren Grenzen


abzuhalten verstehen und wenn dann der russische Bolschewismus auch


Deutschland verwüstet hat, dann werden sich die Franzosen vor zwei Feinden


sicher fühlen, vor Deutschland und vor dem Bolschewismus. Seht, werden sie


dann sagen können: seht, wie der Bolschewismus Deutschland zugerichtet hat!


Und das wird dann in Frankreich auf die bolschewistischen Kreise doppelten


Eindruck machen.


Immerhin, die Franzosen haben den Bolschewismus schon einmal vor 100


Jahren durchgemacht und viele gibt es noch, die ihn fürchten. Und in dem Maße,


wie die Furcht vor Deutschland nachläßt, wird die Furcht vor dem


Bolschewismus wieder lebendig 
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werden. Diesen Umstand können wir nun heute für die Herbeiführung einer


Revision verwerten. Vielleicht nützt es etwas, wenn wir den Franzosen jetzt


sagen: Das, was ihr uns jetzt zu tun zwingt, ist reiner Bolschewismus,


Reparationsbolschewismus. Und je ärger ihr uns bedrängt, umso ausge-


sprocheneren Bolschewismus werden wir betreiben müssen. Das, worauf es den


Bolschewisten ankommt, das ist die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens.


In Rußland hat man dieses Ziel mit ungeeigneten Mitteln angestrebt. Der Erfolg


ist entmutigend gewesen und die russischen Maßnahmen haben überall


abschreckend gewirkt. Dieser Bolschewismus wird keine Nachahmer finden.


Das, was ihr jetzt uns zu tun heißt, das wird ganz andere Folgen zeitigen und


statt abzudecken wird es das Proletariat der ganzen Welt, auch in Frankreich,


ermutigen dasselbe, was wir in Deutschland jetzt im Interesse fremder Gläubiger


tun, im eigenen Interesse zu fordern. Kann man den Kupon, das auf unblutigem


Wege abzuschneidende, kurz den Mehrwert der Marxisten ohne Störung des


Wirtschaftsbetriebes, ja sogar unter Förderung des Produktionsprozesses tren-


nen und dann nach Belieben verteilen, dann wäre ja die soziale Frage im prole-


tarischen Sinne gelöst. Und wird es dann nicht auf der ganzen Welt heißen:


Proletarier aller Länder! Hört die frohe Botschaft. Die Deutschen, die Boches und


Hunnen haben den geraden Weg ins gelobte Land entdeckt, den Ausgang aus


der kapitalistischen Hölle. Auf! Proletarier. Folgen wir den Boches! Den Kupon,


den die Deutschen für unsere Kapitalisten abtrennen, den können wir auch in


Frankreich, in England, in Amerika für uns abtrennen! Allons enfants de la patrie,


le jours de gloire est arrivè.


Kautsky, der Theoretiker der Sozialdemokratie, drückt sich wie folgt über das


Endziel aus:


„Genau genommen ist nicht der Sozialismus unser Endziel sondern dies


besteht in der Aufhebung jeder Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte sie


sich gegen eine Klasse, ein Geschlecht, eine Partei, eine Rasse. Die sozialisti-


sche Produktionsweise setzen wir uns in diesem Kampfe nur deshalb zum Ziel,


weil sie bei den heute gegebenen technischen und ökonomischen Bedingungen


als das einzige Mittel erscheint, unser Ziel zu erreichen. Würde uns nachgewie-


sen, daß wir darin irren, daß etwa die Befreiung des Proletariats und der


Menschheit überhaupt auf der Grundlage des Privateigentums an Produktions-


mitteln allein oder am zweckmäßigsten zu erreichen sei, dann müßten wir den


Sozialismus über Bord werfen, ohne unser Endziel im geringsten aufzugeben.


Ja, wir müßten es gerade tun im Interesse des Endziels.“


Kautsky.


Wenn das aber das Ziel ist, so hat uns der Reparationsbolschewismus den


Weg dahin gezeigt. Das, was ihr Franzosen 
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uns Deutsche jetzt zu tun zwingt, das würde kein Volk zur Zeit aus eigener Kraft


zu tun im Stand sein, wenigstens nicht auf parlamentarischem Wege. Und auch


uns in Deutschland würde es unmöglich sein, ohne die Hilfe eurer Bajonette.


Ohne diese Bajonette werden unsere Kräfte gleich erschlaffen. Wollt ihr nun, daß


wir in Deutschland das große Werk in Angriff nehmen, daß wir als Pioniere dem


Weltproletariat die Bahn brechen, gut, so zwingt uns, gebraucht eure Bajonette.


Wir sind alle, alle auf der ganzen Welt am Kapitalismus erkrankt und werden alle


daran zugrunde gehen, weil der Mut zur rettenden Operation fehlt. Den Kranken


fehlt solcher Mut ja immer. Man kann unmöglich von ihm erwarten, daß er sich


die brandigen Glieder selber amputiert. Die Hilfe muß von außen kommen. Wollt


ihr uns nun noch diese Hilfe bringen – uns soll es recht sein.


__________
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H. Die Erfüllung.


Die Sachwertsteuer, ihre Aufgabe, ihre Wirkung, ihre Technik.


Mit der Sachwertsteuer soll die Möglichkeit gegeben werden, den Etat mit


Einschluß der Ententeforderung zu balanzieren, damit die alles zerstörende


Notenpresse endlich stillgelegt werden kann. Ob und wie weit die


Ententeforderung rückwärts revidiert wird, ist noch unbestimmt und diese


Ungewißheit hat für Deutschland, wenn sie noch Jahre andauern sollte, ent-


schieden viel größere Nachteile, als wenn wir auf die Revision verzichteten und


die Maßnahmen ergriffen, um das „Unmögliche“ zu erfüllen. So wird es doch


wohl am klügsten sein, wenn wir selbst die Summe bezeichnen, die wir zu leisten


glauben im Stande zu sein.


Daß wir überhaupt zahlen können, sobald die Weltwirtschaft durch Sanierung


der Währung wieder in Gang gesetzt sein wird und daß wir nicht wenig werden


zahlen können, steht für die Ententestaaten wenigstens wohl kaum in Zweifel.


Wenn wir nur das abliefern, was wir durch die Abrüstung, durch die Abstoßung


der beiden „notleidenden, agrarischen und durch Zölle geschützten“ polnischen


Provinzen, durch den „Verlust“ der Kolonien sparen werden, so dürfte das allein


schon für die Reparationen ausreichen.


Millionen


Heer, Marine und die Kolonien kosteten uns 1913                    Goldmark 1.876


Der Zuschuß, den die deutsche Volkswirtschaft den Grundbesitzern 


Posens und Westpreußens auf dem Wege des Schutzzolles zahlte, 


betrug für die 2 127 606 ha Ackerfläche, zu 2 1/2 Tonnen und zu 


55 Mark die Tonne Zoll jährlich                                                               0.292


Der Verlust, der aus der Brachlegung der Arbeitskraft von 880 000 


Mann (Heer und Marine) entstand, kann man getrost mit 1000 Mark 


fürs Jahr und Kopf berechnen, gibt„                                                       0.880


so kostete uns die Rüstung jährlich                                  Millionen Mark   3.048              


Bieten wir also das, was wir wegen der Abrüstung jetzt sparen, der Entente an.


Wenn wir darüber hinaus zu Zahlungen gezwungen werden, so sind die Eingriffe


in das Kapital, die für die sonstigen Kriegsschäden nicht zu umgehen sind, ent-


sprechend stärker abzuführen.


Die erste Bedingung, die man an eine Sachwertsteuer stellen muß, verlangt,


daß der Wirtschaftskörper nicht angegriffen wird. Der „Eingriff in die Substanz“


muß unbedingt vermieden werden, wenn wir für „die langen Jahre, die wir das


Bleigewicht der Milliarden werden schleppen müssen“ (Helfferich) leistungsfähig 
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bleiben wollen. Wir werden also dem Bauer nicht die Pferde vor dem Pflug für


die Steuer abspannen, wir werden dem Unternehmer nicht die Maschinen, die


Rohstoffe beschlagnahmen und dem Hausbesitzer die Fenster und Öfen weg-


nehmen. Von den integrierenden Bestandteilen der Wirtschaft soll nichts genom-


men werden. Aber der Zins, die Dividende, die Grundrente sind keine integrieren-


den Bestandteile der Wirtschaft. Der Überschuß der Wirtschaft, das was nach


der Zahlung der Betriebskosten, der Reparaturen, der Abschreibungen übrig


bleibt und an die Rentner zu Konsumzwecken verteilt zu werden pflegt, das 


bildet den Gegenstand der Sachwertsteuer. Dazu kommen die Lager fertiger


Waren, deren Besteuerung auch keinen Eingriff in die Substanz bedeutet, da sie


den Wirtschaftsapparat ja nicht mehr nötig haben.


Die Sachwertsteuer wird zweckmäßig unmittelbar an der Quelle erhoben, vom


Eigentümer, ohne Rücksicht auf die die Sache etwa belastenden Schulden des


Eigentümers. Sorge des Eigentümers wird es sein, die auf diese Weise auch auf


die verschuldeten Bestandteile seines Vermögens gezahlten Steuern auf seine


Gläubiger abzuwälzen, wozu das Gesetz ihm Vollmacht erteilen muß. So haben


es dann die Steuerbehörden nur mehr mit dem sichtbaren Eigentum zu tun und


haben es nicht mehr nötig den Besitzern papierner Vermögen nachzuspüren.


Steuerflucht ist unmöglich. Auch die Besitzer der über die Grenze geflüchteten


Obligationen, Hypotheken, Staatspapiere, Aktien usw. werden die auf sie entfal-


lende Steuer an ihre Schuldner zahlen, ohne daß sich die Steuerbehörde nach


ihnen umzusehen braucht.


Die Natur unserer Wirtschaftslage fordert, daß bei Bemessung der zu erheben-


den Sachwertsteuer folgendes unbedingt beachtet werde: Es darf im Volke nicht


der geringste Zweifel darüber bestehen bleiben, daß die Sachwertsteuer hoch


genug bemessen ist um unter allen Umständen den Zweck zu erreichen. Eine


zweite Schröpfung der Sachwertbesitzer darf unter keinen Umständen als mög-


lich und nötig erscheinen. Denn nur unter dieser Voraussetzung wird der


Spartrieb wieder im Volke lebendig werden. Und dieser ist nie so nötig wie jetzt,


soll die Wirtschaft wieder konkurrenzfähig werden, sollen die Unternehmer von


unseren Banken und Sparkassen wieder mit Betriebsmitteln versorgt werden. Für


den Fiskus spart kein Mensch. Eher verpraßt er sein Geld und hört auf zu arbei-


ten. Darum noch einmal: Soll der Zweck erreicht werden, sollen wir vor dem


Untergang bewahrt bleiben, so muß, wenn der Steuersatz als unzulänglich


erscheinen sollte, dieser so lange erhöht werden, bis daß alle überzeugt sind,


daß er genügt.


Dabei kommt es fast so sehr darauf an, daß das Volk an die Zulänglichkeit der


Steuer glaubt, wie darauf, daß der Glaube auch tatsächlich berechtigt ist.


Letzteres ohne das Erstere wäre 
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übrigens auch nicht möglich, da sonst die jetzige Verschwendungswirtschaft fort-


gesetzt werden würde, und dann die Sparkassen und Banken leer blieben, die


unsere Unternehmer an Stelle der Notenpresse mit Geld versorgen sollen.


Darum kann die Steuer kaum hoch genug angesetzt werden. Für etwaige Über-


schüsse werden wir auch Verwendung haben, wenn die Frage erörtert werden


wird, ob die Besitzer der Sparkassenbücher, der Hypotheken, überhaupt der


Geldguthaben, die durch die Notenpresse ihres Vermögens beraubt wurden, so


ganz und gar verlassen, dem Hunger überlassen bleiben sollen. Wenn der


Spartrieb wieder sich betätigen soll, so muß das durch die Papiergeldwirtschaft


verloren gegangene Vertrauen zu den Sparkassen wieder hergestellt werden und


das erfordert, daß die Besitzer der Geldguthaben entschädigt werden im


Umfange der durch die Sachwertsteuer verfügbar werdenden Mittel. Bei der


Bemessung der Höhe der Sachwertsteuer wird man also auch an die unbedingte


Notwendigkeit einer solchen Entschädigung denken müssen. Wenn wir bei


Bemessung der Höhe der Steuersätze uns vergriffen, d. h. zu niedrig greifen, so


würde das für die deutsche Wirtschaft katastrophale, nicht wieder gut zu


machende Folgen nach sich ziehen, denn dann müßte ein zweites mal zur


Sachwertsteuer gegriffen werden und dann würde jeder sich sagen, es ist zweck-
los, das Sparen, die Arbeit nützt nichts, denn der Staat nimmt uns, wie in der


Türkei, ja doch immer alles weg!


Die Sachwertsteuer muß selbstverständlich umso höher angesetzt werden, je


mehr die Sachwerte durch den Krieg, durch die bolschewistische


Papiergeldwirtschaft, durch die Kapitalflucht, durch den Bürokratismus, herunter-


gewirtschaftet wurde. Das Vermögen der Gläubiger im Betrage von rund 180
Milliarden Goldmark ist so gut wie ganz verschwunden. Kaum 1/2% ist davon


übrig geblieben. Allerdings haben die Schuldner der Gläubiger das gewonnen,


was diese durch die Geldentwertung verloren. Aber da den Schuldnern der


Gewinn von 180 Milliarden Goldmark nicht recht geheuer vorkam, so haben die


meisten sich beeilt, das Geld auf irgend eine Weise dem Zugriff des Staates zu


entziehen, und mehr oder weniger bedeutende Teile ihres Vermögens im


Auslande in Sicherheit gebracht (Kapitalflucht). Andere, die Landwirte, haben die


Entlastung von ihren Schulden dazu benutzt, um sich das Leben zu verschönen.


Weiter muß das, was die Arbeiter mehr fordern und weniger leisten, ebenfalls in


Abzug gebracht werden. Und das ist wahrscheinlich nicht wenig. Das industrielle


Geschirr ist nicht mehr das, was es war. Es wird mit schlechtem Material, mit


ausgeleierten Maschinen, entsprechend schlechte Arbeit geleistet. Im Felde blie-


ben 2 000 000 Mann. 4 000 000 Mann kamen beschädigt heim. 1 000 000 Mann


ausländischer 
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Arbeiter, namentlich die polnischen Feldarbeiter fehlen. Viele Arbeiter haben den


Beruf gewechselt und leisten in der ungeübten Tätigkeit wenig. Die Banken sind


durch die Geldentwertung ihres Kapitals verlustig geworden und vermögen die


Unternehmer nicht mehr zu finanzieren. Die Handelsbeziehungen zum Ausland


sind unterbrochen und das, was früher mit einer Postkarte erledigt wurde, muß


heute durch eine kostspielige Reise erzielt werden. Der Kredit im Inland ist so


gut wie ganz Verschwunden. Unzählige Schwierigkeiten entstehen daraus, die


den Reinertrag der Arbeit mindern. Durch die bolschewistischen sogenannten


Mieterschutzgesetze ist das Hauptinventarstück des deutschen Kapitals, das


Gebäudekapital, als Kapital so gut wie vernichtet worden und kommt, so lange


diese Gesetze noch zu recht bestehen, für die Sachwertsteuer kaum in Betracht.


Durch die Unterlassung aller Reparaturen ist dieses „Kapital“ außerdem noch


notleidend und bedarf, wenn es nicht ganz in Verfall geraten soll, vielfach eher


einer Subvention als einer Steuer. Zu alle dem kommt, daß infolge der


Weltwirtschaftskrise die deutschen Industrieprodukte nicht den vollen Preis erzie-


len und ihr Absatz zu Dumpingpreisen erzwungen werden muß. Die


Zahlungseinstellungen, die sonst aus diesem Grunde zu tausenden eingetreten


wären, sind durch die Papiergeldwirtschaft nur verschleiert worden. Das hier ent-


standene wirtschaftliche Defizit ist aus dem Reptilienfonds des verwässerten


Gläubigerkapitals (180 000 000 000 Goldmark) gedeckt worden. Jetzt wo dieser


Fonds erschöpft ist, zeigt sich der wahre Sachverhalt in der allgemeinen


Kreditnot, die die Reichsbank mit neuen Papiergeldmassen glaubt „beheben“ zu


müssen.


Aus all diesen und noch vielen anderen Gründen müssen wir bei Einschätzung


des deutschen Kapitals die Friedensschätzung von 350 bis 450 Milliarden


Goldmark ganz bedeutend niedriger halten. Um wieviel es sich handelt, entzieht


sich jeder zuverlässigen Berechnung. Zwar dürfen hier auch die Aktivposten des


Zusammenbruches nicht vergessen werden. Wie z. B. der Umstand, daß


Millionen von Frauen, die es früher nicht nötig hatten, jetzt berufliche Arbeit 


leisten, so daß die durch den Krieg in die Reihen der Arbeiter gerissenen Lücken


zum guten Teil aufgefüllt wurden. Auch das durch die Abrüstung gesparte Geld


soll an dieser Stelle seiner Bedeutung wegen noch einmal erwähnt werden. Und


zuguterletzt soll nicht vergessen werden, daß das Gold, das uns ja als rechne-


rische Unterlage der Reparationen gesetzt wurde, nicht unerheblich, nach dem


amerikanischen Preisindex sogar um 40% unter die nach der Friedenszeit


bemessenen Anschaffungskosten gesunken ist, was so viel bedeutet, wie wenn


uns die 132 Milliarden Goldmark um 52 Milliarden Goldmark gekürzt worden


wären.
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Die Sachwertsteuer muß, man kann das nicht oft genug wiederholen, unter
allen Umständen und auf den ersten Hieb das Ziel erreichen.


Im vollen Bewußtsein der ungeheuren Verantwortung, die auf der Aktion lastet,


stehen wir nicht an, die Forderung zu stellen, daß die Sachwertsteuer auf fünf-


undsiebzig Prozent ihres Gegenstandes angesetzt werde.


Wir verlangen hier: 75% aller Dividenden, 75% aller Grundrenten, 75% aller


Wohnungsmieten (nach den üblichen Abschreibungen) und 75% des in Waren


angelegten Kapitals. Sind wir fest überzeugt, daß diese 75% reichen werden,


dann gut, sonst verlangen wir noch mehr. Wir verlangen das Ganze, wenn es als


nötig erachtet wird. Aber es wird mit 75% genügen. Wenn wir von dem


Friedensstand des in Deutschland vor dem Kriege angelegten Vermögens von


400 Milliarden Goldmark die Hälfte aus den oben angezogenen Gründen ab-


ziehen, dann blieben doch immer noch 200 Milliarden oder zu 4% jährlich 


8 Milliarden Goldmark Zinsen und Grundrenten, die zu 75% versteuert 


6 Milliarden Goldmark ergeben. Dann bleiben den Besitzern der Sachwerte an


Stelle von 16 Milliarden, die sie in Friedenszeiten zu 4% von 400 Milliarden 


bezogen, noch 2 Milliarden, mit denen sie haushalten müssen. Es wären das 


13% ihres ursprünglichen Einkommens. Wollen wir nun die Besitzer der


Sparkassenbücher, der Kriegsanleihen, der Hypotheken, mit den Besitzern der


Sachwerte gleichstellen, so wären dazu ungefähr eine Milliarde Goldmark im


Jahre nötig. Und diese dürfte die oben errechnete Einnahme von 7 1/2 Milliarden


Goldmark als Überschuß über die laufenden Ausgaben abwerfen. Dann wäre


das erreicht, was erstrebt werden muß: die Gleichstellung aller Kapitalisten, der


Besitzer der Sachwerte, denen die Schulden durch die Papiergeldwirtschaft


erlassen wurden, mit ihren Gläubigern, die Besitzer von Staatspapieren,


Sparkassenbücher, Hypotheken usw.


Es versteht sich von selbst, daß die Sachwertsteuer von den Liegenschaften


jährlich erhoben wird, von den Waren aber nur einmal. Von den Liegenschaften


wird der Zins, von den Waren die Substanz genommen. Zur Erleichterung der


Liquidation dieser Waren werden langfristige, verzinsliche Wechsel in Zahlung


der Steuer genommen. Die Sachwertsteuer kann durch Zahlung eines ent-


sprechenden Kapitals abgelöst werden. Die Last wird im Grundbuche einge-


tragen.


In dem Maße, wie die Sachwertsteuer eingeht, werden alle anderen Steuern


abgebaut. Durch entsprechende Erhöhung der direkten Steuern werden die


Einnahmen auf die Höhe der Abgaben gebracht und die Notenpresse stillgelegt.


Dann wird die Lohnsteuer und die Kohlensteuer, die unsinnigste aller Steuern, 
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beseitigt. Ihnen folgen die indirekten Steuern, die Lustbarkeitssteuern und wie 


sie alle heißen. Die Grenzzölle werden aufgehoben; die Zollgrenze gänzlich


beseitigt.


Es muß hier noch ausdrücklich erwähnt werden, daß es sich um einen ein-


maligen Eingriff handelt, der das zur Zeit in Deutschland angelegte Kapital treffen


soll. Daß aber alles neu entstehende Kapital von dieser Steuer befreit bleiben


soll.


Selbstverständlich fallen mit dieser Sachwertsteuer und mit der mit ihr


bezweckten Sanierung der Währung alle gesetzlichen Beschränkungen über die


Preisbildung der Waren, wie auch über die Entwicklung der Wohnungsmieten.


Jeder wird für das, was er hat, wieder fordern, was er nach Lage des Marktes


glaubt fordern zu können. Die Wohnungsämter, die Preisprüfungsämter, die


Ausfuhrüberwachungsämter, die Ausfuhrbewilligungen, die Wuchergerichte, der


Paßzwang, verschwinden. Spurlos und auf Nimmerwiedersehen.


Nirgends hat das Gesetz schwerer gepfuscht, als bei den Wohnungsmieten,


und nirgends ist die Unordnung – ausgenommen bei der Notenbank – so un-


geheuer geworden wie dort. Darum muß beim Abbau der Mieterschutzgesetz-


gebung eine gewisse Vorsicht walten, damit nicht noch mehr Unheil entsteht. Wir


machen den Vorschlag, daß den Hausbesitzern gestattet werde, die Mieten alle


Monate um 25% zu erhöhen, und zwar solange, bis daß unter dem Drucke 


solcher immer teurer werdenden Mieten das Volk den jetzt betriebenen, ganz


unzeitgemäßen Wohnungsluxus aufgibt und durch Zusammenrücken den


Obdachlosen Platz gemacht wird. Dann kann die unter den heutigen


Verhältnissen direkt als Blödsinn zu bezeichnende Bauerei zuerst aufgegeben


werden und die hier verwendeten Kapitalien können dann auf dem Umwege über


die Sparkassen der Industrie zugeführt werden, die das Geld sicherlich nötiger


hat.


Wir haben mit den Wohnungen, die wir aus der Friedenszeit übernommen


haben, reichlich Raum, um so zu wohnen, wie es einem geschlagenen, 


hungrigen Volke entspricht, das ruhig zuschaut, wie aus Not die Greise und


Kranken, denen die Notenpresse die Notgroschen entwendete, in den Tod


gehen. Auf der einen Seite baut man neue Häuser und auf der anderen Seite


läßt man die alten Häuser wegen Mangel an Reparaturgeldern zerfallen! Mit der


Freigabe der Mieten nimmt solcher Unsinn alsbald ein Ende. Wenn die Mieten,


wie vorgeschlagen, monatlich um 25% erhöht werden dürfen, dann wird die


Wohnung, die heute 100 kostet, in einem Jahre 1580 kosten. Das dürfte


zunächst ausreichen, um alle die, die heute in zu weiten Wohnungen hausen, 


zu veranlassen, in kleinere Wohnungen umzuziehen oder um Zimmer an


Wohnungssuchende abzugeben. Es ist sogar wahr-
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scheinlich, daß schon bei einer nur 10fachen Mietesteigerung (und was bedeutet


das gegenüber einer 1000fachen allgemeinen Preissteigerung?) alle Obdach-


losen unter Dach gebracht sein werden und darüber hinaus noch viele


Wohnräume leerstehen werden. Dann nimmt natürlich die Steigerung zunächst


von selbst ein Ende, bis daß der Wohlstand sich langsam hebt und das Volk für


die Wohnzwecke wieder mehr Geld ausgeben kann. Viele Herrenhäuser werden


von ihren Besitzern aus Not und weil es keine Käufer und Mieter dafür geben


wird, abgebrochen werden. Das gibt dann billiges Baumaterial für die Aufteilung


der zu großen Wohnungen in kleine Wohnungen. Wenn das Reich für solchen


Umbau aus den Mitteln der 75% Wohnungsmieten einen Zuschuß zahlt, und


auch einen Teil der Umzugskosten trägt, dann dürfte die jetzige sogenannte


Wohnungsnot in weniger als einem Jahre ohne Neubauten radikal beseitigt sein.


Was haben wir nun von solcher Sachwertsteuer zu erwarten?


1. Der Reichsetat wird balanziert, und zwar ohne, übrigens ganz hoffnungs-


lose, Anleiheversuche.


2. Die finanzielle Grundlage für die Stabilisierung der Währung, wovon so gut


wie alles übrige abhängt, ist geschaffen.


Damit kann die Preisbildung sich selbst überlassen werden und alle


Notstandsgesetze, Pfuschereien und Quacksalbereien können nun endlich auf


den Unrathaufen des Krieges geworfen werden.


3. Die Versuche, die Kriegslasten auf den Arbeitslohn abzuwälzen und die,


ohne daß der Zweck erreicht wird, nur dazu führen, unsere tüchtigsten Arbeiter


zur Auswanderung zu treiben, wird man nicht mehr zu wiederholen brauchen.


Statt, daß die Arbeiter auswandern, werden die bereits ausgewanderten, mit


Einschluß der polnischen und italienischen Arbeiter, wieder zurückkehren und


uns so helfen, die schwere Bürde der Kriegslasten zu tragen.


___________
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K: Die Metamorphose des Steuerzettels


in eine Reparationsdevise.


Man ist sich in Deutschland, wie auch sonst in der Welt vielfach nicht recht klar


über den Weg, den der deutsche Steuerzettel einschlagen muß, um sich in eine


Devise für Reparationszwecke verwandeln zu können. Man erwartet hier auch


allerhand Störungen, die auf der einen Seite gefürchtet, auf der anderen Seite


jedoch willkommen geheißen werden. So schreibt man in England die dort seit


drei Jahren herrschende gewaltige Arbeitslosigkeit, statt der dort von engen


Finanzkreisen geförderten Preisabbaupolitik, den deutschen Reparationen zu.


Begreiflicherweise teilt man in Deutschland gerne diese Meinung über die


Wirkung der Reparationen. Denn weit verbreitet ist noch der Glaube, daß alles,


was den anderen schadet, uns nutzen muß. Auch handelt es sich oft um ein-


fache, verzeihliche Schadenfreude. Wer aber erkannt hat, daß diese


Schadenfreude nicht umsonst zu haben ist, ja, daß wir sie teuer bezahlen 


müssen, der gesellt sich zu den Wahrhaftigkeitsprotzen, die sagen, daß man die


Wahrheit unter allen Umständen verkünden muß und daß der Irrtum uns immer,


wenn auch vielleicht nur auf Umwegen, mehr schaden wird, als wenn wir den


wahren Sachverhalt aufdecken. Wie wahr das ist, können wir jetzt schon an den


nächstliegenden Auswirkungen der Preisabbaupolitik in England und in Amerika


ermessen. Die Antidumpinggesetze in England, die verschärften sogenannten


Schutzzölle in Amerika sind unmittelbare Folgen der Preisabbaupolitik. Wenn wir


hier in Deutschland die Aufmerksamkeit der Amerikaner und Engländer auf die


irrige Bewertung der deutschen Reparationen als Ursache der Krise und der


Arbeitslosigkeit gelenkt hätten, wenn wir ihnen gezeigt hätten, daß ihre Not auf


die Preisabbaupolitik zurückzuführen ist, dann wäre die Weltwirtschaft schon


lange wieder in Vollbetrieb und der wiederkehrende Wohlstand hätte dann den


Herzen wieder Blut zugeführt und die Revision des Diktates wäre nicht als


Angstprodukt, sondern als ein natürliches Erzeugnis der den Wohlstand als


Schatten begleitenden Friedensatmosphäre gekommen. Der hungrige Mensch


hat eine niedrige, bösartige, tierische Gesinnung. Hunger und Krieg, Speck und


Frieden sind Zwillingsbrüder.


Wenn dem Steuerzahler in Deutschland die Steuern für Reparationszwecke


erhöht werden, dann wird er auch den Verbrauch von Waren um den gleichen


Betrag herabsetzen müssen. Seine Kaufkraft 
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nimmt um den Betrag der Steuern ab. Es sei denn, daß er, um den Schaden 


wett zu machen, nun mehr arbeitet. Da aber dem Arbeitslohn infolge seines


Charakters als internationale Größe keine besonderen nationalen Lasten, wenig-


stens nicht für die Dauer, aufgebürdet werden können, die Reparationen somit


für den Schaffenden keinen Grund zur Mehrarbeit bieten werden, so werden die


Mittel für die Reparationen in der Hauptsache durch Konsumbeschränkungen der


nicht arbeitenden Klasse aufgebracht werden müssen. Zins und Grundrente wer-


den die Reparationen zahlen trotz aller Winkelzüge der Steuerpolitik, die sich


immer noch zu sträuben scheint, den Lohn als unantastbare Größe anzuerken-


nen und die Erfahrungen, die wir mit den Schutzzöllen gemacht haben, nicht als


abschließend anerkennen wollen.


Reparationen bedeuten also für Deutschland Konsumeinschränkungen bei


gleichbleibender Produktion.


Wenn dem französischen Steuerzahler infolge der deutschen


Reparationszahlungen die Steuern ermäßigt werden können, oder wenigstens


nicht erhöht zu werden brauchen, so wird der Warenverbrauch in gleichem Maße


steigen. Der Franzose wird dasselbe Geld, das er für die Steuerkasse gesam-


melt hatte, zum Ankauf tausenderlei Dinge verwenden, auf die er sonst hätte ver-


zichten müssen. Der eine wird eine neue Egge kaufen, der andere eine Geige,


die Gemeinde wird zwei Kriegsdenkmäler erwerben statt eines, der Staat wird


dem Militarismus neue Altäre errichten. Gelegenheiten zur Ausgabe von Geld


fehlen nie, es sei denn, daß das Geld in die Hände der Sparer gelangt und daß


der Kapitalmarkt gesättigt sei und neue Anlagen nicht mehr „rentieren“. Der Krieg


hat aber dafür gesorgt, daß das Kapital keine Sorgen mehr wegen der


Rentabilität zu haben braucht. Wir können also heute ohne Einschränkung


sagen, daß die deutschen Reparationszahlungen sich in Frankreich in eine ent-


sprechende Vermehrung des Konsums umsetzen werden.


Was in Deutschland weniger verbraucht werden wird bei sonst unveränderter


Produktion, das wird in Frankreich mehr verbraucht wenden. Das Gleichgewicht


zwischen Produktion und Konsum wird durch die Reparationen nicht gestört wer-


den. Freilich sind die Waren, die in Deutschland nun weniger verbraucht werden,


nicht immer von der Gattung der Waren, die in Frankreich mehr verbraucht wer-


den. Eine solche Übereinstimmung ist aber auch gar nicht nötig. Wir werden den


gesparten Überschuß an Waren auf den Weltmarkt bringen, und die Franzosen


werden dem Weltmarkt ein mehr an Waren nach ihrem Geschmack und nach


ihren Bedürfnissen entziehen. Dann wird eine geringfügige Umstellung der


Weltmarktproduktion genügen, um das Gleichgewicht nach allen Seiten wieder


herzustellen.
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Es wird vielleicht nützlich sein, den Weg ins einzelne zu verfolgen, den der


Steuerzettel zu seiner Verwandlung in eine Reparationsdevise zurücklegen wird.


Wir werden diesen Weg nun hier beschreiben und bei der Gelegenheit auch 


einige Dinge berühren, die einmal gesagt werden müssen.


Ein Bauer hat vor dem Kriege nach dem Tode des Vaters das Gut übernom-


men und seine 5 Geschwister mit einer Hypothek abgefunden. Das Gut war auf


60 000 Goldmark abgeschätzt, d. h. es warf eine Grundrente ab, die zu 4% kapi-


talisiert obige Summe ergab. Die fünf Geschwister erhielten in bar je ein


Sechstel, also je 10 000 Goldmark. Das Geld lieferte die Sparkasse, die das


Geld hier vollkommen mündelsicher angelegt zu haben glaubte.


Der Bauer zahlte auch pünktlich den Zins von 4%, also jährlich 2000


Goldmark, die die Sparkasse an die Einleger verteilte.


Die von der Reichsbank auf Befehl der Reichsregierung betriebene


Papiergeldwirtschaft befreite nun den Bauer von der Schuldenlast. Er verkaufte


an den Abdecker ein verunglücktes Pferd und mit dem Erlös tilgte er die Schuld


von 50 000 Mark auf der Sparkasse. Und die Sparkasse gab das Geld an die


Einleger zurück. Für je eine Goldmark, die die Vormünder, die Witwen, Greise,


Kranken als Notpfennig „mündelsicher“ angelegt hatten, erhielt jeder von ihnen


fein säuberlich je eine Mark in Papiergeld. Kein Pfennig fehlte, denn die 


preußische Polizei wacht, daß die Gelder der Mündel mündelsicher angelegt


werden. Und wenn etwa die Polizei unachtsam ist, dann greift in Preußen zum


Schutze der Rechte der Unmündigen das Vormundschaftsgericht ein. Also er-


hielten die Mündel für je eine Goldmark eine Papiermark, mit der sie jetzt beim


Abdecker 1/ 50 000 eines krepierten Gaules käuflich erwerben könnten. Und nicht


nur das Vormundschaftsgericht war zufrieden, auch der Bauer war der Meinung,


daß bei der Schuldentilgung alles mit richtigen Dingen zugegangen sei. Eine


Fuhre Aas für 50 000 Goldmark, für 5/6 des schönen Gutes seines Vaters.


Nun aber erscheint beim Bauer die Steuerbehörde und erhebt Ansprüche. Sie


behauptet, daß durch die Papiergeldwirtschaft des Reiches dem Bauer in Gestalt


der Schuldbefreiung ein unverdienter „Wertzuwachs zugeschanzt wurde von 


50 000 Goldmark, abzüglich des Wertes eines verunglückten Gaules. Und von


diesem „Wertzuwachs“ will die Steuerbehörde jetzt dem Bauer laut Gesetz 80%,


also 40 000 erheben, d. h. sie will das Gut mit einer Reichshypothek von 40 000


Goldmark zu 4% belasten. Das aber versteht der Bauer nicht. Er hat ja seine


Schulden „restlos“ getilgt. Er weigert sich also und droht den Steuermann nieder-


zuschießen. Doch bleibt er vernünftigerweise bei dieser Drohung, 
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als ein mit Handgranaten bewaffneter Reichswehrmann bei ihm erscheint, der


ihm eine 10köpfige Familie eines Berliner Arbeitslosen als Einquartierung vor-


stellt. Einquartierung, bis daß die Sache mit der Steuer geregelt, d. h., bis daß


der Bauer 50 Pfandbriefe zu je 1000 Goldmark und 4% jährlich unterzeichnet hat


und die Schuld im Grundbuch eingetragen ist! Die Familie muß standesgemäß,


d. h., dem Stande des Gastgebers entsprechend verpflegt werden. Sie hat den


Auftrag, sich im Haufe möglichst breit und lästig zu machen. Wenn der Bauer


eine Gans auf dem Tische hat, so verlangt die 10köpfige Einquartierung deren


zwei. Sie besteht stramm auf ihrem Rechte, als Familienmitglieder be-


handelt und verpflegt zu werden, genau wie der Bauer auf seinem Rechte


bestand, als er die 50 000 Goldmark mit 50 000 Papiermark tilgte. Unter 


solchen Umständen verliert der Bauer bald die Geduld und geht hin und unter-


zeichnet die 40 Pfandbriefe zu je 1000 Goldmark, die er von nun an mit jährlich


1600 Goldmark verzinsen muß, und die er auch jetzt, wie vor dem Kriege, wird


verzinsen können. Denn es ist jetzt ja nur ein schon früher als erträglich be-


trachteter Zustand wiederhergestellt. Die Reichsbank hatte die Schulden des


Bauern getilgt; der Staat stellt sie wieder her. Als Steuer, als eine Bedrückung


kann die Sache nicht betrachtet werden.


Der Zins einer solchen Hypothek war vor dem Kriege allerdings keine


Kleinigkeit und ist es auch jetzt wieder nicht. Um das Geld dazu aufzubringen,


mußte der Bauer den Speck, die Butter, Kartoffeln und Mehl zur Stadt führen. Mit


der Papiergeldwirtschaft hatte er das nicht mehr nötig gehabt. 1600 Mark


Papiergeld brachte der Bauer durch den Verkauf von drei Pfund Butter schon


auf. Jetzt, für die Reichshypothek muß er jährlich an Zins 1600 Goldmark auf-


bringen und das sind heute 1000 Pfund Butter oder entsprechende Mengen


Speck, Getreide und Kartoffeln. Seit Kriegsbeginn pflegte er das zu Hause in


irgend einer Form allein auf seinem Tische zu verzehren. Und so wie er, die


ganze landwirtschaftliche Bevölkerung. 40% des deutschen Volkes schwelgte


während des Krieges in ungewohnten Genüssen, weil die Reichsbank die bäuer-


liche Bevölkerung befreit hatte von der Last, die sie in Friedenszeiten zwang,


einen Großteil der Ernte als Zins für die Ernährung der städtischen Bevölkerung


in die Stadt abzuliefern. Gehörte dieses auch zu der finanziellen Kriegsbereit-


schaft, von der vor dem Kriege so viel die Rede gewesen war? War die Tilgung


der bäuerlichen Schulden wirklich das geeignete Mittel, um die Städte während


der Blockade zu ernähren? Wir glauben, daß für diesen Zweck eine


Verdoppelung der den Bauer bedrückenden Lasten mehr geleistet hätte, als der


gesamte bürokratische Apparat, der sich Reichsernährungsministerium nannte.
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Man kann den Zins, den die ländliche Bevölkerung für Hypotheken jährlich auf-


zubringen hatte, getrost mit 5 oder 6 Goldmilliarden einschätzen. Und mit der


gleichen Summe muß man auch die Lebensmittel einschätzen, die die Bauern


zur Aufbringung dieser Milliarden zur Stadt bringen mußten, und – die sie nun


infolge Tilgung der Hypotheken selber verzehren konnten und zum großen Teil


wohl auch verzehrten. Es handelt sich um eine Lebensmittelmenge, die zum 


mindesten so viel ausmachte, wie die sonst in Friedenszeiten vom Ausland ein-


geführten Lebensmittel. Übrigens ist auch die Ursache, warum in Rußland die


Städte unter der Bolschewistenherrschaft so schlecht verproviantiert waren,


zumeist in dieser Entschuldung des Landes zu suchen.


Wir werden also damit rechnen können, daß, sobald die Bauern wieder unter


dem Drucke der Schulden stehen werden, der Zufluß von Lebensmitteln vom


Lande zur Stadt sich wieder im alten Umfang einstellen wird.


Hier sehen wir schon die erste Häutung des Steuerzettels in seinem


Verwandlungsprozeß zur Devise. Die Stadt erhält ein beträchtliches Mehr an


Lebensmitteln aus der Umgebung geliefert und braucht nun umso weniger aus


dem Ausland zu beziehen. Das macht einen Ausfall in der Nachfrage von


Devisen von mehreren Milliarden Goldmark.


Oben sagten wir, daß der Bauer einen Großteil der ihm erlassenen


Hypothekenzinsen zur Besserung seiner Küche verwendet. Über den Rest ver-


fügt er auf andere Weise. Er kauft in der Stadt eine Menge Dinge für seinen


Haushalt auf, für die er bis zur großen Havensteinschen Seisachtheia einfach


kein Geld hatte. Manches von diesem Kram ist als Luxus zu betrachten. So z. B.


sollen sogar Pianos ihren Weg in Bauernhäuser finden, wo es niemand gibt, der


das Luxusinstrument spielen kann. Gefördert wird dieser Blödsinn durch die


„Wuchergesetze“, die gegen den Wucher gerichtet sein sollen, in Wirklichkeit


aber den Wucher fördern, und zwar den Wucher, der darin besteht, daß der


Kaufmann die Waren weit unter dem Wiederbeschaffungspreis verkaufen muß


(Timm).


Zu diesen bäuerlichen Käufern in den Luxusläden der Stadt gesellt sich nun


noch eine andere Gruppe von Leuten, die auch von der Reichsbank verhätschelt


werden, die Inflations- und Valutagewinnler, die sich breit und breiter machen,


die Leute, die immer noch Dumme finden, die ihnen Geld oder Waren auf Kredit


geben. Diese Leute verdienen heute das Geld wie Heu. Sie erhalten von der


Reichsbank (alle anderen Geldinstitute sind ausgepumpt, durch die


Geldverwässerung „trocken“ gelegt) und von den Dummen, die nie ganz „alle“


werden, Geld geliehen. Dieses Geld setzen sie in Waren um, weil sie wissen, 


333







daß die sinnlose Politik der Reichsbank (durch die sie in den Besitz des Geldes


gelangten) die Preise immer höher treiben wird. Dann werden die Waren mit


einem Gewinn von über 100% (aufs Jahr berechnet) wieder abgestoßen. Mit die-


sem Gewinn, der den Gewinnlern nicht so recht sicher erscheint und den sie der


Steuerbehörde zu entziehen wünschen, werden nun die Läden geplündert,


zuerst die Lebensmittelläden, dann die anderen, alle anderen. Unterschiedslos


wird alles gekauft.


So kommt es, daß trotz dem allgemeinen Notstand in den Läden starker


Betrieb ist und daß von den Läden, die vor dem Kriege bestanden, kaum einer


geschlossen wurde. Im Kriege waren diese Läden leer. Jetzt in der Zeit der


Reparationen und des Moratoriums füllen sie sich. Daß es hier nicht mit rechten


Dingen zugeht, das sieht jeder, auch die französischen Agenten sehen das. Und


gestützt eben auf diese Erscheinung, berichten die Agenten an Herrn Poincaree,


daß der Kurs des Dollars kein Maßstab sei für die deutsche Zahlungsfähigkeit,


daß, wenn die Bauern und die Inflationsgewinnler die Produkte der deutschen
Industrie nicht aufkaufen würden, daß dann die Ausfuhr dieser Waren Deutsch-
land wohl die Zahlung einiger Milliarden Goldmark auf Reparationskonto ermög-
lichen würde.


Und so ist es tatsächlich. Und es wird sich das auch erweisen, sobald durch


die Wiederherstellung der Hypotheken, durch die Sachwertsteuern, durch die


damit ermöglichte Balanzierung des Etats die Notenpresse stillgelegt wird,


wodurch die Valuta- und Inflationsgewinne verschwinden und dann wegen


Mangel an Käufern die Mehrzahl der Läden auf eine Reihe von Jahren ge-


schlossen werden. Dann werden die Waren, die heute ohne Gegenleistung an


die Inflationisten, Valutaristen und Seisachtheisten abgegeben, d. h., verschenkt


werden, automatisch den Weg ins Ausland finden und die Devisen, die solcher
Export den deutschen Börsen zuführen wird, wird das Reich mit dem Ertrag der
Sachwertsteuern und mit dem Zins der oben beschriebenen, den Grundbesitzern
auferlegten Hypotheken, aufkaufen können. An Geld für die Reparationen, für die


Befreiung der besetzten Gebiete und für die auskömmliche Versorgung der not-


leidenden Teile unseres Volkes wird es dann nicht fehlen.


__________
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K. Die Falltüren des Versailler Vertrages 
und die deutsche Goldpolitik.


In London zeichnete unsere Regierung einen Wechsel von 132 Milliarden


Goldmark, das sind rund 50 Millionen Kilo Feingold oder mit den Zinsen bis zum


Jahr 1960 rund 150 Millionen Kilo Feingold Seit des Entdeckung Amerikas bis


auf den gütigen Tag betrug die Weltproduktion laut Angaben im Stat. Jahrbuch


des Deutschen Reiches nur 27 Millionen Kilo Feingold. Von diesen 27 Millionen


Kilo ist in den Jahrhunderten ein bedeutender Teil durch den Verschleiß der


Münzen und sonstwie verloren worden. Ein noch viel bedeutender Teil ist zu


Schmucksachen verarbeitet worden. Als Münze in für Reparationszwecke greif-


barer Gestalt mögen somit nur etwa 15 Millionen Kilo bleiben. Diese 15 Millionen


sind verteilt auf der ganzen Welt und dienen vielfach als unantastbare Deckung


den Staaten für die Ausgabe von Banknoten.


Wenn die Franzosen darauf bestehen, daß wir ihnen die Milliarden in Gold-


metall bezahlen, dann müssen wir ihnen das gesamte greifbare und ungreifbare


Gold der Welt 10 mal, zehn mal aushändigen!


Der Preis, den wir für dieses Gold bezahlen müssen, wird bestimmt durch


Nachfrage und Angebot. Wenn das Angebot fehlt, so müssen wir einen höheren


Preis anbieten, um das Gold auf den Markt zu locken. Da wird es uns nichts nüt-


zen, wenn wir den Franzosen sagen würden: Wir wissen nicht, wo das Gold, das


wir euch zu liefern haben, aufzutreiben ist. Wir bieten unsere Industrieprodukte


zu herabgesetzten Preisen an, sogar zu Dumpingpreisen, die uns die


Antidumpinggesetze Englands und Amerikas gebracht haben. Es nützt nichts. Es


ist einfach kein Gold aufzutreiben. Dann werden die Franzosen die Antwort für


uns haben, die die Gläubiger seit Jahrtausenden für solche Fälle bereit halten.


„Es ist nicht unsere Sache, euch zu zeigen, wie ihr das Gold aufbringen sollt, das


ihr nach dem Vertrag uns zu liefern habt. Wir bestehen auf Zahlung und schrei-


ten zur Pfändung, d. h., wir besetzen das Ruhrgebiet, wenn das Gold nicht zur


Stunde geliefert wird.“


Wir können uns das Gold für die Reparationen nur auf dem Wege des


Geldumlaufes des Goldkarussells, beschaffen. Es ist die einzige Möglichkeit, die


uns für die Erfüllung offensteht. Wir müssen alles Gold der Welt zehn mal an die


Franzosen abliefern. Das Gold muß kreisen und unsere Sache ist es, den


Kreislauf des Goldes über unsere Märkte zu leiten und ihn dauernd 
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zu schließen. Können wir das? Vielleicht können die Herren, die den Wechsel


bedingungslos unterzeichneten, uns jetzt sagen, wie wir es machen sollen, daß


der Kreislauf des Goldes in den 40 Jahren, über die sich die Reparation


erstreckt, immer geschlossen bleiben wird, daß auch dieser Kreislauf in seiner


Schnelligkeit nicht erlahmt. Denn von der Schnelligkeit, womit das Gold kreist


und kreisen wird, hängt es ab, welchen Preis wir für das an die Franzosen abzu-


liefernde Gold werden zahlen müssen. Und auf diesen Preis kommt es uns doch


an. G x U = Nachfrage, Goldumlaufgeschwindigkeit mal Goldmenge, das ist die


Nachfrage nach Waren, die den Preis unserer Industrieerzeugnisse zu be-


stimmen hat und nach diesem Preis werden wir die Last bemessen, die die


Reparationszahlungen für uns bedeuten. Haben die Herren, die nach London


fuhren, um den Wechsel von 132 Milliarden Goldmark, von 50 Millionen Kilo


Feingold, zu unterzeichnen, diese Umstände in den Kreis ihrer Betrachtungen


gezogen?


Die Franzosen werden so wenig wie wir je wieder zur Goldwährung zurück-


kehren. Für sie spielt das Gold von nun an die Rolle einer gewöhnlichen Ware.


Ihre Währung ist gänzlich vom Gold gelöst. Sie haben für das Gold jetzt nur noch


sofern ein Interesse, als Deutschland ihnen 50 Millionen Kilo dieser Ware zu 


liefern verpflichtet ist und sie nun für diese Ware den höchsten Preis erzielen


wollen. Wie können sie nun den Preis dieser Ware heben? Oben haben wir es


den Franzosen gezeigt. G x U = Nachfrage. Wenn die Franzosen das Gold, das


wir ihnen abliefern, ganz oder zum Teil festhalten (thesaurieren), dann bedeutet


das eine Verlangsamung in der Umlaufsgeschwindigkeit und dann muß


Deutschland einen höheren Preis für das Gold bezahlen. Das heißt, Deutschland


muß die Waren, die es für die Beschaffung des Goldes auf den Weltmarkt wirft,


zu herabgesetzten Preisen verkaufen und die Franzosen erhalten eine größere


Menge deutscher Waren für die gleiche Reparationsleistung. Was hindert die


Franzosen nach diesem, jedem Wucherer, jedem Bankier, jedem Spekulanten,


jedem Morgan und Rockefeller bekannten Verfahren zu handeln? Im Londoner


Vertrag ist nichts von der Umlaufsgeschwindigkeit des Goldes gesagt worden.


Man spricht nicht gerne über diese Dinge, in den Kreisen, die etwas davon ver-


stehen. Und nach London hat das Reich Männer geschickt, die entweder auch


nicht gerne davon reden, oder die nichts davon verstanden. Dabei ist es eine


Wahrheit, die sogar in den Schriften unserer Nationalökonomen zu lesen ist, daß


die Preise auf der Geldseite bestimmt werden durch die Geldmenge beschwert


mit der Umlaufsgeschwindigkeit dieser Geldmenge. Je geringer die


Umlaufgeschwindigkeit ist, umso niedriger sind die Preise. Geht die


Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes um 50% zurück, so gehen auch die 
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Warenpreise um 50% zurück. Gehen aber die Warenpreise um 50% zurück, so


ist das dasselbe, genau dasselbe, wie wenn uns die von der Entente auferlegten


Tribute von 132 Milliarden auf 264 Milliarden erhöht worden wären. Und umge-


kehrt natürlich bedeutet für uns eine Beschleunigung der Kreislaufschnelligkeit


des Goldes um 50% genau dasselbe, wie wenn wir statt 232 Milliarden nur 66


Milliarden zu zahlen hätten. Die Franzosen aber, denen wir sämtliches Gold der


Erde 10 mal auszuhändigen haben, haben es in der Hand, den Goldkreislauf


nach Wunsch zu beschleunigen oder zu hemmen! Sie können dadurch, daß sie


das von uns abgelieferte Geld thesaurieren, die uns auferlegte Last beliebig ver-


doppeln und vervielfachen. Jeder Fachmann weiß das. Wenigstens wissen das


die Physiokraten, die seit dem Jahre 1912 ihre regel-mäßigen Zusammenkünfte


in einer finsteren Höhle der Alten Schönhauser Allee abhalten. Warum hat die


deutsche Regierung diese Fachleute nicht zu ihren Beratungen herangezogen?


Fürchtete sich die sozialdemokratische Regierung vor diesen Proletariern?


Die Deutsche Regierung läßt sich von in- und ausländischen „Sachver-


ständigen“ den wissenschaftlichen Nachweis liefern, daß 132 Milliarden zu viel


sind für die Deutsche Tragkraft. Diese Gutachten sind aber wieder nichts als 


chiffons de papier, als Papierfetzen. Denn im Gutachten ist die Umlauf-
geschwindigkeit des Goldes gar nicht erwähnt. Die Hauptsache haben diese


Sachverständigen wieder vergessen. Es ist doch hier genau dasselbe, wie wenn


die Sachverständigen befragt worden wären, ob die Zahl der deutschen


Eisenbahnwagen für den zu bewältigenden Verkehr genügten, und sie die


Antworten gegeben hätten, ohne sich vorher nach der Geschwindigkeit zu er-


kundigen, mit der die Züge in Deutschland fahren und fahren können. Dieser


Vergleich stimmt aufs Haar. Danach beurteile man den Wert des


Sachverständigengutachtens. Und danach beurteile man den Sachverstand der


Leute, die auf Grund eines solchen leichtsinnigen Elaborats gleich ein ganzes


Programm entwerfen und den schmunzelnden Franzosen nach Paris schicken.


So lange wir über die Umlaufsgeschwindigkeit nichts wissen, die das Gold


während der nächsten 40 Jahre erreichen wird, d. h, die ihm von den


Interessenten gegeben wird, wissen wir von der Last der 132 Milliarden rein


nichts. Ist es so Herr Professor Cassel? Stimmt es, was man heute sagt, daß die


Preise von der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes abhängen? Und das die


deutsche Tragkraft (in Gold gemessen) mit den Preisen, d. h. also zusammen mit


dieser Umlaufsgeschwindigkeit steigt und fällt? Stimmt es, daß in Nordamerika


die Preise der Waren seit dem Kriegsende um 50% dadurch gesenkt wurden,


daß ein Teil des Goldes im Staatsschatz am Umlauf verhindert worden 
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ist? Stimmt das? Warum haben Sie dann dieses hochbedeutsamen Umstandes


in Ihrem Gutachten nicht Erwähnung getan? Sie haben die Last der 132


Milliarden Goldmark nach dem Umgang, nicht nach dem spec. Gewicht beurteilt.


Taten Sie das mit Absicht oder haben Sie es nur vergessen? Ich denke, man hat


sie als Wissenschaftler, nicht als Politiker berufen. Wie aber konnten sie als


Wissenschaftler die Kreislaufgeschwindigkeit des Goldes vergessen, als sie das


Gewicht der Last der uns auferlegten Reparationen einschätzten? Ist das etwa


für die Goldwährung, für die Rückkehr zur Goldwährung, die sie zu empfehlen


scheinen, eine zu kritische Frage? Würde „man“ sie nicht mehr als


Sachverständigen betrachten und als solchen dem Deutschen Reich empfehlen,


wenn sie gesagt hätten: Ohne eine Kontrolle des Goldkreislaufes ist die Last, der


Deutschland auferlegten Kontribution überhaupt nicht zu messen. Die Summe


von 132 Milliarden Goldmark bleibt eine willkürlich zu beeinflussende Größe, so


lange es den Gläubigern frei steht, die Umlaufsgeschwindigkeit des Goldes an


irgend einem Tage der 40 Jahre währenden Reparation zu hemmen. Ich, Gustav


Cassel, erinnere daran, daß im Jahre 1907 Morgan an der Börse in New-York


ein Differenzgeschäft von einer Milliarde Golddollars gemacht hat, einfach


dadurch, daß er das Goldkarussell einige Tage anhielt. Deutschland, wie jeder


Goldschuldner bleibt der Willkür der Börsenräuber auf Gnade und Ungnade aus-


geliefert, wenn keine Gewähr dafür besteht, daß der Goldkreislauf unter allen nur


denkbaren Umständen geschlossen bleibt!


Professor Cassel hat von diesen Dingen kein Tönchen erwähnt. Und wenn er


sie erwähnt hätte, dann wäre er in den Augen der Morgan und Rockefeller, der


Stinnes, die seine Berufung wohl betrieben haben mögen, eben kein


Sachverständiger mehr.


Aus Amerika hat man einen anderen Sachverständigen kommen lassen, den


Prof. Jenks. Wer kennt ihn? Warum hat man nicht den Professor Yrving Fisher
berufen? Der versteht etwas wenigstens vom Kreislauf des Geldes und von sei-


nem Einfluß auf die Preise und auf das Gewicht der Reparationslasten. Vielleicht


hatte er die Aufmerksamkeit der ganzen Welt auf diesen heiklen Punkt gelenkt


und die Goldwährung als den größten Schwindel aller Zeiten entlarvt. Warum hat


man in Berlin diesen weltbekannten Fachmann, den Verfasser des Werkes „Die


Kaufkraft des Geldes“ vergessen? Wer leitet diese Dinge im Deutschen Reich?


Sicher nicht unsere Regierungsleute, die es fertiggebracht haben und es zum


Mindesten duldeten, daß das Geldwesen in der Reichsverfassung zu Weimar


völlig vergeben wurde? Hier in Weimar haben unsere Deutschen Staatsmänner


öffentlich bekundet, daß sie von diesen Dingen absolut nichts ver-
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stehen. Wer sind nun die maßgebenden Persönlichkeiten, die dafür gesorgt


haben, und weiter dafür sorgen, daß Professor Irving Fisher nicht befragt wurde?


In der Reichsbank sind nur Beamte, preußische Beamte, die keine 


eigene Meinung haben dürfen. Keiner von ihnen ist auch je an die Öffentlichkeit


getreten.. Man weiß heute noch nicht welcher Theorie des Gelder die


Reichsbankdirektoren huldigen. Hier ist also auch niemand zu vermuten, der in


der Berufung Irving Fishers eine revolutionäre Tat erblickt hätte. Nein, die maß-


gebenden Persönlichkeiten in diesen Dingen müssen wir hinter den Kulissen ver-


muten. Vielleicht sind sie im engen Kreise der Reichsbankaktionäre zu finden.


Und diese haben andere Interessen als dem Deutschen Volke die Falltüren der


Goldwährung und des auf ihr beruhenden Versailler Vertrages zu lenken. Denn


diese Falltüren haben ihnen ja von jeher die Taschen gefüllt. Die Goldwährung ist


die Quelle der Zinswirtschaft, die Hochburg des Kapitalismus, und so lange die


Aufmerksamkeit der Welt von der Umlaufsgeschwindigkeit des Goldes als wich-


tigsten Faktor der Preisbildung und der Börsenkurse abgelenkt werden kann,


fühlen sich die Herren von der Hochfinanz vollkommen sicher. Darum hat auch


niemand den Namen Irving Fisher genannt, als es sich darum handelte


„Sachverständige“ zu berufen.


Mit der Unterzeichnung des Wechsels sind wir nun an Händen und Füßen


gebunden der Entente ausgeliefert. Ich glaube nicht, daß hierin eine besondere


Gefahr noch liegen wird, wenn wir den Sachverhalt dem französischen Volke


darlegen und in der breiten Öffentlichkeit behandeln. Mit der Erkenntnis, daß der


Kreislauf des Goldes einer öffentlichen Kontrolle bedarf, bricht die Goldwährung


in sich zusammen. Sie ist dann als Räuberhöhle erkannt und kein Mensch, dem


sein Leben lieb ist, wird dann noch den Mut haben, ein Wörtchen zugunsten 


dieser Unglückswährung zu sagen.


Mit dem endgültigen Fall der Goldwährung wird es sich als nötig erweisen, den


Sinn jener uns in London aufgebürdeten Leistung zu ergründen. Dann wird es


erst möglich sein die Frage zu beantworten, ob der Vertrag erfüllbar ist oder


nicht. Wir werden dann wissen, was 132 Milliarden bedeuten. Bis dahin ist alles


leeres Stroh, was darüber gesagt wird. Man wird dann im Unterbewußtsein viel-


leicht die Begriffe zu der Summe von 132 Milliarden suchen und finden, daß das,


was Deutschland zu leisten hat, dem entsprechen muß, was im Kriege zerstört


wurde. Und das war nicht Gold. Kein Körnchen Gold ist zerstört worden. Was


zerstört wurde, das sind Arbeitserzeugnisse. Diese haben wir zu leisten und


diese können wir leisten. Ein Maß für diese Leistungen ist das Gold nicht.


Bedingung hierfür wäre, daß es wie sonst die Waren überall in beliebiger Menge


zu erzeugen wäre und sein Preis dadurch unter die Kontrolle der Erzeugungs-
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kosten stände. Das Maß für unsere Leistungen kann darum nur im Index, wie ihn


die Warenpreisstatistik liefert, zu schaffen sein. Die Summe von 132 Milliarden


muß also in einem Warenpreis-Index abgedruckt werden, und dann wollen wir


sehen, ob wir zahlen können oder nicht. Hier will ich nur soviel sagen, daß die


Summe, die wir zahlen sollen nach dem geschätzt wurde, was die Entente wäh-


rend des Krieges an Geld ausgegeben hat, also nach Kriegspreisen. Diese


Kriegspreise müssen also auch dem Index für die Reparationslleistungen


zugrunde gelegt werden. Sie standen um etwa 100% höher als heute.


Wenn wir nun die wohlbegründete Forderung stellen, daß man unsere


Reparationsleistungen nach einem zu Kriegspreisen aufgestellten Index umrech-


net, dann brauchen wir auf eine weitere Revision nicht mehr zu bestehen, denn


dann schrumpfen die 132 Milliarden zu 66 Milliarden zusammen und diese 66


Milliarden werden wir sicher zahlen können, wenn . . . die Amerikaner und
Engländer ihre auf Preisabbau eingestellte Währungspolitik aufgeben und die
Weltwirtschaft so wieder in Vollbetrieb gesetzt wird. Und sogar spielend werden


wir die Reparationen im vollen Nennbetrag der 132 Milliarden aufbringen können,


wenn nach dem Vorschlag verfahren wird, den ich zu Ostern ds. Js. in einem


Vortrag in Essen machte, und der hier in der Hauptsache wiedergegeben werden


soll:


__________
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L. Die letzte Hoffnung.


Eine in Höhe und Zeit begrenzte, gesetzlich festgelegte, 


währungstechnisch beherrschte


Inflation des amerikanischen Warenpreisindexes 


zwecks Einstellung der Dynamik des Geldes in den Dienst der Staats-,


Privat- und Weltwirtschaft, zur Erleichterung der Last der internationalen


Kriegsschulden und Ermöglichung der deutschen Reparationsleistungen


im vollen nominellen Umfang des Londoner Vertrages und Schaffung der


Friedensatmosphäre, die immer eine regelmäßige Begleiterscheinung wie-


derkehrenden Wohlstandes ist.


Der Umstand, daß man in England und Amerika, daß auch namentlich Lloyd
George der Meinung ist, die ungeheure Arbeitslosigkeit und die sie begleitende


Not seien auf die deutschen Reparationsleistungen zurückzuführen, ist für die


Vertretung der Meinung, daß der Londoner Reparationsvertrag revisionsbedürftig


sei, zweifellos ein günstiger. [Heute noch, den 30. November 1922, verbreitet W.T.B. folgende


Nachricht: Ein Antrag der Arbeiterpartei. London, 30 November. (W.T.B.) „Im Unterhause brachte der


Arbeiterführer Clynes einen Abänderungsantrag der Arbeiterpartei zur Erwiderung auf die Thronrede


ein. In dem Antrag heißt es, angesichts der beispiellosen Arbeitslosigkeit, die zum großen Teil das


Ergebnis von vier Jahren verfehlter Politik sei, für die die Regierung als die beherrschende Partei in


der früheren Koalition verantwortlich sei, sei keinerlei Vorschlag für eine Aufnahme- oder


Sonderbehandlung der Opfer dieser Politik vorhanden und kein Anzeichen einer Änderung, um die


europäischen Abnehmer Englands in den Stand zu setzen, wieder englische Waren zu kaufen und so


den internationalen Handel wieder herzustellen und die internationalen Währungen zu stabilisieren.“ –


Hierzu bemerkt der Vorwärts: „Die Einbringung dieses Antrags bedeutet die Aufrollung der


Reparationsfrage im Unterhaus.“] Diesen Glauben dürfen wir aber trotzdem nicht näh-


ren, wenn es sich herausstellen sollte, daß er irrig ist, denn nur auf dem Boden


rücksichtsloser Wahrheit werden die Konferenz zu Genua und ihre


Nachfolgerinnen aufbauende Arbeit leisten können. Diese Erkenntnis gibt den


Anstoß zu folgendem Vorschlag:


1. „Alle Kriegsschulden der alliierten Mächte, sowie auch die


Reparationsschulden des Deutschen Reiches werden in U.S.A.-Dollars umge-


rechnet.


2. Der Dollar wird von den U.S.A. so verwaltet, daß der Warenpreisindex in


Amerika langsam, aber stetig und regelmäßig, steigt.


3. Diese Inflation wird durch Gesetz und Vertrag festgelegt, in Höhe und Zeit


begrenzt und unterliegt der Kontrolle einer internationalen
Indexkontrollkommission. Vorgetragen wird hier eine Inflation, die von Jahr zu


Jahr um
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5% steigt und die in fünf Jahren mit rund 27% ihren Abschluß finden soll. [Falls


den deutschen Reparationsleistungen nach dem im vorangehenden Kapitel gemachten Vorschlag die


Kriegspreise zugrunde gelegt werden und dann nach einem auf Grund derselben Kriegspreise aufge-


stellten Index beziffert werden, erübrigte sich vielleicht die hier geforderte Inflation des


Dollarpreisindexes als Erleichterung der uns zugedachten Last. Der hier gemachte Vorschlag,


obschon er im Widerspruch steht mit den in dieser Schrift vertretenen Anschauungen einer gesunden


Währung, dürfte unter Berücksichtigung der heutigen außergewöhnlichen Schwierigkeiten die einzige


Revision des Vertrages bedeuten, die überhaupt politisch durchzusetzen ist, weil zu seiner


Durchführung keinerlei fiskalische Maßnahmen zu ergreifen sein werden. Die Erleichterung der Last


aller Schuldner der Vereinigten Staaten geht hier vor sich, ohne daß die Vereinigten Staaten beson-


dere Steuern von ihren Bürgern einzutreiben hätten. Die Abbürdung von 27% der Last geht unmittel-


bar vom Schuldner auf den Gläubiger.] Der heutige oder Ausgangsindex mit 100 ange-


nommen, würde sodann im Jahre 1927 auf 127 stehen und von da an auf dieser


Höhe erhalten bleiben. Es wird ein europäischer Kontrollindex fortgeführt, der an


die Stelle des U.S.A.-Indexes tritt, im Falle die U.S.A.-Regierung durch politische


Ereignisse die Macht über die Notenausgabe verlieren sollte. Auch dieser Index


ist der Kontrolle der Internationalen Indexkommission unterworfen, der alle 


souveränen Staaten angehören.


4. Dieser so geschaffene Dollar ist vertragsmäßiges Zahlungsmittel nicht nur


für die unter 1. genannten Kriegsschulden, sondern für alle Schulden überhaupt,


also auch für die Privatschulden.“


Begründung:
a) Juristische Begründung.


b) Politische Begründung.


c) Wirtschaftliche Begründung.


d) Finanzielle Begründung.


e) Theoretische Begründung.


Juristische Gesichtspunkte. Unter einem Dollar Schilling, Franken, wird kaum


jemand sich ein bestimmtes Gewicht Gold vorstellen. Die Vorstellung, die der


Name obiger Münzen erweckt, gleitet ab vom Metall jener Münzen, um an mehr


oder weniger konkreten Sachgütern haften zu bleiben. Das, was man für eine


solche Münze an Waren erstehen konnte, das ist es, was sich jeder unter einem


Dollar vorstellt. Auch in London ist das der Fall gewesen, als man die deutsche


Reparationsschuld mit 132 Milliarden Goldmark in den Vertrag eintrug. Der


Umstand, daß 132 Milliarden mit den Zinsen von 40 Jahren eine Summe geben,


die siebenmal größer ist als alles Gold, das seit den fernen Zeiten der


Entdeckung Amerikas gefunden wurde, zeugt dafür, daß die Goldmark nur die


Rolle eines Rechenmittels spielen sollte im Vertrag von London. Denn wie kann


man jemand zur Lieferung einer Sache zwingen, die zur Erfüllung des Vertrages


in solcher Menge nicht vorhanden ist. Wendet man hier ein, daß der Vertrag auf


Grund der Hylodromie, des 
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Kreislaufes des Goldes erfüllbar sei, dann wird die Höhe der Leistung, die


Deutschland aufgebürdet wurde, abhängig von der Schnelligkeit dieses


Kreislaufes des Goldes, die von den Gläubigern Deutschlands beliebig gehemmt
werden kann! Der Umstand, daß Amerika seit zwei Jahren den Kreislauf des


Goldes bereits gehemmt hat, um eine Deflation zu erzwingen, und der Umstand,


daß dieser Zweck auch erreicht wurde und daß durch diese hylodromische


Politik der U.S.A. die deutschen Reparationsleistungen in dieser kurzen Spanne


Zeit zu einem um 62 Punkte (etwa 33%) niedrigeren Index abgeführt werden


mußten (was für Deutschland gleichbedeutend mit einem um 33% größeren


Aufwand an Waren ist, die für die Erfüllung der Reparation abgeführt werden


mußten), liefert den Beweis für die eben aufgestellte Behauptung. Gemessen mit


den Warenpreisen, die der Berechnung der Reparationssumme zugrunde gelegt


wurden, ist die Summe der 132 Milliarden Goldmark durch die hylodromische


Politik der U.S.A. bereits um reichlich ein Drittel gewachsen. Das gleiche gilt 


übrigens für alle Schulden, auch für die internationalen Kriegsschulden. Die


Klagen des französischen Volkes, daß ihm der Dollar durch die Politik der U.S.A.


stetig verteuert wurde, sind, von diesem Standpunkt betrachtet, vollkommen


berechtigt.


Die juristische Frage nach der Berechtigung der vorgeschlagenen Inflation wird


man auf Grund der oben verzeichneten Tatsachen wohl bejahen müssen. Waren


die U.S.A. berechtigt, ihren Schuldnern die Last der Schulden um X% durch


Deflation zu heben, so sind sie auch berechtigt, diese Last auf dem Wege einer


Inflation zu senken. Der Schuldner aber hat das Recht, die Rückführung des


Indexes auf den zur Zeit des Vertragsabschlusses gewesenen Stand zu verlan-


gen. Dieser, nicht der nominelle Gold-Betrag ist maßgebend für den Inhalt des


Vertrages.


Politische Begründung. Von den U.S.A. wird gesagt, daß dort eine starke


Strömung für die Streichung oder doch für eine erhebliche Herabsetzung der


Kriegsforderungen besteht. [Seitdem dies geschrieben wurde, hat die Währungspolitik


anscheinend eine andere Richtung genommen. Die Preise steigen wieder. Der Fall ist also schon ein-


getreten, von dem ich sagte, daß er alle Revisionsgelüste zerstreuen würde. Jetzt besteht man in


U.S.A. stramm auf Erfüllung gegenüber den Schuldnern. Man hat dort Verwendung für das Kapital,


das infolge der Deflationspolitik brach in den amerikanischen Banken lag.] Es ist auch anzu-


nehmen, daß, wenn diese Forderungen in den Händen des Staates und nicht in


Privathänden wären, dann solche Streichung schon erfolgt wäre. Die Streichung


der Forderungen wäre heute nur möglich dadurch, daß die U.S.A., der Staat, die


Schuldenforderungen übernimmt, d. h., sie in eine innere Anleihe verwandelt.


Dann müßte diese innere Anleihe durch Er- Erhebung


343







hebung neuer Steuern verzinst werden. Und bei den Verhandlungen um diese


Steuern könnte es dann im Kongreß zu unliebsamen Erörterungen kommen 


darüber, ob die Vereinigten Staaten genügend Grund hatten, in den Krieg einzu-


greifen, und namentlich, ob sie berechtigt waren, den Kriegsausgang in derart


entscheidender Weise zu beeinflussen, wie es geschehen ist.


Die vorgeschlagene Inflation käme einer Streichung der Kriegsschulden bis zur


Höhe von etwa 27% gleich, ohne daß die U.S.A. darum einen Cent mehr an


Steuern zu erheben brauchten.


Genau so verhält es sich in Frankreich und in England. Auch dort wäre man


geneigt, die deutsche Reparationssumme auf ein erträgliches Maß herabzuset-


zen. England mehr aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus, Frankreich mehr


aus Gründen des „Prestige“, um die Rolle des Gendarmen und


Gerichtsvollziehers, des hartherzigen Shylock, des imperialistischen, brutalen


Siegers, die Marianne so ganz und gar nicht liegt, wieder abstreifen zu können.


Da aber jede Herabsetzung der Reparationssumme eine entsprechende


Erhöhung der Steuern erfordert, deren Erörterung im Parlament ganz unüber-


sehbare Folgen nach sich ziehen kann, so unterbleibt jeder Schritt in dieser


Richtung. Selbstverständlich spielt besonders bei Frankreich der finanzielle


Selbsterhaltungstrieb eine Rolle. Die Finanzen Frankreichs bauen sich ja zum


großen Teil auf die Hoffnung auf die deutschen Reparationen auf.


Mit der vorgeschlagenen Inflation des amerikanischen Warenpreisindexes wird


die nominelle Höhe der Reparation unberührt gelassen. Die Inflation erleichtert


dem Schuldner die Zahlung und der Gläubiger braucht keine besonderen


Maßnahmen zur finanziellen Balanzierung dieser Erleichterung zu treffen. Der


Zahlungsverkehr bleibt unberührt. Neue Steuern sind nicht nötig. Einen be-


sonderen Anlaß zu parlamentarischen Debatten gibt solche Erleichterung nicht.


Außerdem genießt dann auch Frankreich als Schuldner der U.S.A. die gleiche


Erleichterung, da ja auch Frankreichs Auslandsschulden in Dollars umgerechnet


werden sollen, deren Gewicht mit der Inflation bis zu 27% abnehmen soll.


Bedenkt man, daß die Sozialsten in Frankreich und in Deutschland in immer


engere Berührung kommen, daß in diesen Kreisen der menschliche


Solidaritätsgeist starke Wurzeln geschlagen hat, daß dieser Geist in Frankreich


von jeher in den breitesten Schichten gepflegt, mit heißer Liebe gepflegt wurde,


so erkennt man, wie wohltätig sich die vorgeschlagene Formel für die


Reparationserleichterung auch in politischer Hinsicht erweisen würde.


Wirtschaftliche Gesichtspunkte. Es ist eine alte, namentlich von Amerikanern,


in Europa vom Franzosen Emil de Laveleye und vom Italiener Cernuschi vertre-


tene Wahrheit und Erkenntnis, daß jeder Rückgang der Warenpreise, also 
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jede Herabsetzung des Indexes, auch eine allgemeine Krise zur Folge hat,


haben muß. Die geschichtlichen Ereignisse lassen darüber keinen Zweifel zu,


daß es so ist. Diese alte Erkenntnis wird durch die Ereignisse der letzten Jahre


auf wirtschaftlichem Gebiet in hellstes Licht gebracht. In Amerika, wo der Krieg


die geringste Spur hinterließ, wo darum auch die Mittel zur Senkung der Preise


am reichlichsten zur Verfügung standen und die Deflation mit Begeisterung unter


Mitwirkung des ganzen Volkes durchgeführt wurde (Käuferstreik), hat die Krise


auch am schrecklichsten gewütet. Niemals hat es in einem Lande so viele


Arbeitslose gegeben wie dort in Amerika. Arbeitslosigkeit ist die unmittelbare


Wirkung jeder Senkung des Indexes, namentlich wenn diese vorhergesehen wird


von den Unternehmern, also als sicherer Faktor in Rechnung gestellt wird.


Das Gegenstück zu dieser amerikanischen Deflationspolitik liefert die deutsche


Inflationspolitik, die ständige, zwar ungewollte, aber doch von allen


Unternehmern als sicher angenommene, ständige Erhöhung des Indexes. Noch


niemals ist in Deutschland die Arbeitslosenziffer so niedrig gewesen wie jetzt,


obschon nirgendwo in der Welt die Arbeitslosigkeit, wenn sie bestände, so über-


zeugend begründet werden könnte wie gerade hier. Die Wegnahme der Schiffe,


die Zerreißung des Wirtschaftsgebietes, die Wegnahme der Kohlenprovinzen,


integrierende Bestandteile dieses Wirtschaftsgebietes, die Zerstörung der inter-


nationalen Handelsbeziehungen durch Ausweisung aller Kaufleute aus den 


gegnerischen Staaten und Kolonien, Beschlagnahme des Eigentums dieser


Kaufleute, die vollkommene Ausschaltung Rußlands, des wichtigsten Absatz- und


Bezugsgebietes Deutschlands, die Reparationskohlen, die Wegnahme von


Lokomotiven, die vollkommene Entblößung von Rohstoffen, die


Valutahopsereien, die kriegsgesetzlichen Hemmungen des freien


Wirtschaftsverkehrs, die kommunistischen Aufstände usw., alles das hat nicht


verhindern können, daß der deutsche Handel, die deutsche Industrie sich besser


entwickeln konnten als in irgendeinem anderen Lande. Den Beweis liefert uns


unmittelbar die Arbeitslosenstatistik. Wäre die Aufnahmefähigkeit der Märkte in


Amerika und in England durch die Deflationspolitik und durch die aus ihr entstan-


dene Arbeitslosigkeit nicht auf so niedrige Stufe gesenkt worden, dann wäre die


Lage in Deutschland noch ungleich günstiger in bezug auf den


Beschäftigungsgrad der Industrie. Auch hätte dann die größere Nachfrage die


Entwicklung zu den Dumpingpreisen verhindert. Diese Dumpingpreise sind eine


unmittelbare Folge der durch die Arbeitslosigkeit bewirkten Verarmung der brei-


ten Massen in Amerika und in England. Natürlich spielen die deutschen gesetz-


lichen Eingriffe in die Preisgestaltung, die Wuchergesetze, auch noch eine Rolle


in dieser Sache.
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Die vorgeschlagene, gesetzlich geregelte Inflation des U.S.A.-Indexes würde


die von der amerikanischen Währungspolitik ausgehenden Hemmungen der


Wirtschaft augenblicklich beseitigen, und zwar umso sicherer, als die Inflation


dann kein spekulatives Element der Unternehmerrechnung wäre, das versagen,


dessen Höhe niemand im voraus berechnen kann, dessen Schwankungen in


Höhe und Zeit vollkommen unbekannt sind, sondern ein allgemein bekannter,


gesetzlich festgelegter Faktor. Furcht vor neuen Preisstürzen braucht dann kein


Unternehmen mehr zu haben. Die jetzt in den Banken brachliegenden Gelder,


Idle Money, werden sofort von den Unternehmern abgeholt werden, um damit


alle die Werke in Angriff zu nehmen, die sie bisher aus Rücksicht auf die


Deflationspolitik immer wieder zurückstellen mußten. So daß mit Sicherheit 


an-genommen werden kann, daß mit derselben Plötzlichkeit, womit die


Wirtschaftskrise über die U.S.A. hereinbrach, sie nun auch wieder verschwinden


wird.


Nach den in „The Nation“ vom 25. Januar veröffentlichten Berechnungen des


Senator Ladd hat die Deflationspolitik der U.S.A. den Farmern Amerikas im Jahre


1920 einen Verlust von 14 Milliarden Dollar und im Jahre 1921 einen solchen von


18 Milliarden Dollar verursacht. Verständlich werden diese gewaltigen Zahlen,


wenn man erfährt, daß laut Mitteilungen des Amtes für Arbeitsstatistik die Preise


für landwirtschaftliche Erzeugnisse vom August 1920 bis August 1921 um durch-


schnittlich 47% gefallen sind, und daß in Amerika, wie überall, der Rückgang der


Löhne und sonstigen Produktionskosten dem Niedergang der Preise folgt, nicht


aber vorangeht.


Mit der hier vorgeschlagenen, gesetzlich geregelten Inflation des amerikani-


schen Indexes wird diese Farmernot in völlig befriedigender Weise geordnet


ohne daß irgendwelche besondere Maßnahmen nötig sein werden. Die Inflation


wird gutmachen, was die Deflation verdarb. Und dies gilt für alle Länder, die


unter der Deflationspolitik und der sie begleitenden Arbeitslosigkeit leiden,


namentlich also auch für England, dessen Währungspolitik selbstverständlich


ebenfalls auf Inflation eingeteilt sein wird, wenn auch England in der Wahl des


Inflationssatzes autonom vorgehen können wird, da nur der Dollar als Grundlage


der internationalen Verpflichtungen gelten soll, darum auch nur der U.S.A.-Index


internationale Bedeutung hat. So könnte z. B. England den Inflationssatz etwas


niedriger ansetzen, etwa auf 3% statt auf 5%, um so allmählich den ursprüng-


lichen Stand des Pfundes zum Dollar wieder herzustellen. Dollar und Pfund


Sterling würden so automatisch ineinanderwachsen, je größer der Unterschied 


in den 
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beiden Inflationssätzen, um so schneller würde das geschehen. Dasselbe gilt


selbstverständlich für alle übrigen Staaten. Die Inflation des U.S.A.-Indexes gibt


allen Staaten die Gelegenheit und die wirtschaftliche Möglichkeit, in mehr oder


weniger kurzer Zeit ihre Währung in ein stabiles Verhältnis zum Dollar und zum


Sterling zu bringen. Sie bildet einen Übergang zu der vom Freiwirtschaftsbund


vorgetragenen internationalen Valuta-Assoziation.
Es soll natürlich hier nicht verheimlicht werden, daß die Inflation sich auf


Kosten der Gläubiger vollziehen wird. In dieser Angelegenheit ist aber sehr viel


zu sagen. Und wenn wir alles sagen könnten, so würden wahrscheinlich die


Gläubiger aller Länder diejenigen sein, die sich in erster Reihe für die


Durchführung der hier vorgeschlagenen Inflation einsetzen würden. Unmittelbar


hat die Deflation freilich viele Gläubiger begünstigt, insofern als sie für das Geld


mehr Ware kaufen können. Aber nur unmittelbar. Wieviel die Gläubiger dadurch


verlieren, daß ihre Schuldner infolge der andauernden Krise zahlungsunfähig


wurden, ist natürlich nicht festzustellen, doch dürfte in vielen Fällen bei Andauer


der jetzigen Krise das Kapital der Gläubiger als im höchsten Grade gefährdet zu


betrachten sein. Wie oft ist doch schon aus einer Deflation und der ihr folgenden


Arbeitslosigkeit eine Revolution entstanden, die das Kapital der Gläubiger ver-


nichtete. (Hierüber werden wir wohl bald aus der Erfahrung sprechen können, 


die in der ganzen Welt gemacht wird.)


Aber auf einen Grund allgemeiner Natur, der für die vorgeschlagene Inflation


spricht, möchte ich hier die besondere Aufmerksamkeit lenken. Die Pfänder, die


das Vermögen der Gläubiger sichern sollen, und die in der Regel aus den


Produktionsmitteln der Unternehmer und Bauern bestehen, also Land, Häuser,


Fabriken, sind durch den Krieg und die darauffolgende Krise in der ärgsten


Weise mitgenommen worden. Die Produktivität der Arbeit hat außerordentlich


gelitten. In der Zeit, wo der Arbeiter den demoralisierenden Einflüssen des


Krieges ausgesetzt war, sind daheim die Maschinen verrostet, sind die Gebäude


verwahrlost, sind die Felder verunkrautet. Wer soll nun diesen Schaden tragen?


Nur allein der Schuldner? Wäre es nicht gerecht, daß auch der Gläubiger einen


Teil des Schadens trüge? Nun gut. Die Inflation, in der, wie vorgeschlagen,


gesetzlich geregelten Form, würde dem Gläubiger diesen Teil aufbürden, und


zwar in einer Weise, die seine Kaufkraft zwar schmälert, die aber seine


Zahlungsfähigkeit etwaigen eigenen Gläubigern gegenüber völlig unberührt läßt.


Auch in den Händen der Gläubiger behält der inflierte Dollar natürlich seinen


Charakter als vollgültiger, gesetzliches Zahlungsmittel. Man beachte in diesem


Zusammenhang auch noch das folgende.


347







Finanzielle Gesichtspunkte. Die Deflationspolitik hat allen Staaten, die sich


daran beteiligten, schwere finanzielle Schwierigkeiten gebracht. Überall arbeitet


der Staat mit Defizit, und das ist auch erklärlich. Der Staat hat nur so lange Geld,


als die Steuerquellen fließen. Mit der Krise gehen auch die Staatseinnahmen


zurück, während die Ausgaben mit der Krise vielfach wachsen. Man denke nur


an die Ausgaben, die dem englischen Staate, den Gemeinden aus der


Unterstützung der Arbeitslosen erwachsen.


Wenn nun die gewöhnlichen Steuern, die der Verkehr, die Wirtschaft, der


Handel, die Zölle einbringen, mit der Krise zusammenschrumpfen, dann bleibt


den Staaten, den Gemeinden nichts anderes übrig, als neue Steuern zu erfinden.


Es sind dann in der Regel Einkommensteuern, die die Gläubiger in erster Linie


treffen. So daß auch aus diesem Gesichtspunkt heraus die Gläubiger stärker als


die werbenden Kassen an der Inflation, wie sie hier vorgeschlagen wird, ein


unmittelbares Interesse haben.


Mit der Inflation werden sofort alle Betriebe wieder mit Volldampf arbeiten kön-


nen. Alle Steuerbrünnlein werden wieder fließen, und zwar in ständig verstärkten


Güssen, und wenn, wie vorgeschlagen, die Inflationszeit auf einen längeren


Zeitraum sich erstreckt, dann dürften bald Überschüsse dort erscheinen, wo


heute nur von Defizits gesprochen wird. Man vergleiche, wenn man in dieser


Sache nicht der Logik allein trauen will, die Staatsfinanzen aller Staaten mit dem


Index der Warenpreise. Man wird regelmäßig, sogar mit tödlicher Sicherheit


Defizit im Staatsbudget als Begleiterscheinung der Deflation und Überschüsse


bei Inflation wahrnehmen.


Theoretische Gesichtspunkte. Die dynamischen, merkamotorischen


Eigenschaften des Geldes, die bislang nur wenigen bekannt waren, haben sich


infolge der Ereignisse der letzten Jahre weiteren Kreisen offenbart, und mit ihrer


Offenbarung entstand auch naturgemäß der Wunsch, diese heute noch völlig


hemmungslos sich auswirkenden Kräfte eingehend zu studieren, um sie zu 


bändigen und sie dann in den Dienst der Wirtschaft und des Wiederaufbaues zu


stellen. Das Wunder, das man heute erlebt, daß in dem am meisten mitge-


nommenen Staate, Deutschland, der Beschäftigungsgrad der Industrie größer ist


als in allen anderen Staaten, ist eine direkte Wirkung der Dynamik des Geldes.


Die gesamte Volks-, Pivat- und Weltwirtschaft löst sich auf in einzelne


Tauschhandlungen und zu jeder dieser Tauschhandlungen gehört Geld, Geld in


irgendeiner Form, Bargeld oder auf Geld lautende Schuldurkunden. Nun hat das


Metallgeld oder das in Metall einlösbare Papiergeld die Eigentümlichkeit, daß es


den Tausch versagt, wenn es in die Hände eines Sparers kommt (der 
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es nur gegen Zins und Sicherheiten ausgibt) oder wenn die Marktverhältnisse


keine genügenden Sicherheiten bieten, was immer dort und dann der Fall ist, wo


die Währungspolitik auf Preisabbau eingestellt ist, wo darum jeder, der Geld in


Ware anlegt, damit rechnen muß, daß der Wiederverkauf infolge eben des


Preisabbaues weniger Geld zurückbringen wird, als die Ware gekostet hat. Die


merkamotorischen Kräfte des Geldes werden durch den Preisabbau unbedingt


lahmgelegt, sobald der Preisabbau Programm der Notenbank wird und das


Publikum damit rechnet, daß die Notenbank die Macht hat, solche Politik durch-


zuführen, was in U.S.A. eben der Fall ist. Gegen diese Wirkungen des


Preisabbaues gibt es kein anderes Mittel, als den Preisabbau einzustellen. Jede


private oder korporative Anstrengung, gegen den Strom des Preisabbaues vorzu-


gehen, hat regelmäßig den ärgsten Mißerfolg zu gewärtigen. Aber auch die


Einstellung des Preisabbaues dürfte den Besitzern des Geldes als Sicherheit


nicht genügen, wenn der Markt so starke Erschütterungen durchgemacht hat,


wie zurzeit in U.S.A. Der kreditgebende Geldbesitzer stellt heute infolge des all-


gemeinen Mißtrauens, dem noch auf lange Zeit hinaus durch die


Tagesereignisse immer wieder Nahrung gegeben werden wird, ganz besondere


Bedingungen an die Hergabe seines Geldes. Er will doppelte und dreifache


Sicherheiten haben und solches verlangsamt die Umlaufsgeschwindigkeit des


Geldes, mit der Wirkung, daß eine verdoppelte und vervielfachte Geldmenge
(Gold) nötig wird, um die gleichen Umsätze auszuführen. Schon aus diesem


Grunde ist die Wiedereinführung der Goldwährung als Welttauschmittel nicht


möglich. Die Ereignisse auf dem Geldmarkt August 1914, wo wir überall das


Gold von der Bildfläche verschwinden sahen, würden sich überall und in jedem


Lande beim geringsten Alarm wiederholen. Das Metallgeld, namentlich das Gold,


braucht zu seiner Funktion als Tauschmittel unbedingte Sicherheit vor Krieg,


Revolution, vor staatlichen Zugriffen (Zwangsanleihen) ja, sogar vor


Börsenalarm. 


Aus diesen und vielen anderen Gründen brauchen wir zurzeit ein derbe-


res, mutigeres Geld als das Gold, ein Geld, das auch dann nicht versagt,


wenn sich der politische Himmel verfinstert. Ein solches Geld wäre der, der


gewollten, gesetzlich geregelten Inflation ausgesetzte U.S.A.-Dollar. Er


sichert mit unter allen Umständen zureichenden Mitteln den Unternehmer


und Kaufmann vor jedem Preissturz oder Preisrückgang, da die Mittel zu


dieser Sicherung unerschöpflich der Notenbank (Federal Reserve Bank) zur


Verfügung stehen. Und das ist es, was zurzeit für die Wiederaufnahme des


Handels, des Welthandels auf der Grundlage des Kredites und Vertrauens


vor allem not tut. 


___________
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Schlußbemerkung.


Den Gewerkschaftlern habe ich in den vorangehenden Ausführungen ein un-


gefähres Bild von dem geben wollen, was das Wort „Währungsfrage“ für sie und


für alle bedeutet. Mancher wird erschrocken fragen, wie es möglich gewesen ist,


daß man bisher von diesen Dingen so wenig in der Öffentlichkeit gesprochen


hat. Mancher wird nun aber auch diese Dinge in die Hand nehmen wollen um sie


zu beherrschen und um die ungeheuren Kräfte, die im Geldwesen schlummern


sich und der Menschheit dienstbar zu machen. Er wird darum in manchen


Punkten, die ihm noch unklar erscheinen, nach weiterer Aufklärung suchen.


Diese findet er in der Literatur, die auf den folgenden Seiten verzeichnet ist.


Eine besonders gut gelungene Schrift, die über die Währungsfrage in


Verbindung mit der Krisen- und Ausbeutungsfrage unterrichtet, ist die in den


nächsten Tagen in neuer Auflage erwartete Schrift von Georg Blumenthal.


Darüber näheres im Schriftenverzeichnis


In noch größerer Knappheit, in scharf geprägten Sätzen, legt uns Otto


Weißleder die Währungsfrage in seinem „Grundriß der Freiwirtschaftslehre“ dar


(s. Schriftverzeichnis). Wer aber gar keine Zeit zu ernsten Studien hat, dem die


„Agitation“ genügt, der bestelle sich die Flugschriften, die die Geschäftsstelle des


Freiwirtschaftsbundes, so weit es die Mittel noch erlauben, unentgeltlich an alle


ihm aufgegebenen Adressen verschickt. – Freiwirtschaftsbund Erfurt 55,


Rudolfstraße.


__________________
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Die Ausbeutung, ihre Ursachen und ihre Bekämpfung


(eine Gegenüberstellung meiner Kapitaltheorie, und 


derjenigen von Karl Marx)







„Genau genommen ist nicht der Sozialismus unser Endziel, sondern dies


besteht in der Aufhebung jeder Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte sie


sich gegen eine Klasse, ein Geschlecht, eine Partei, eine Rasse. Die sozialisti-


sche Produktionsweise setzen wir uns in diesem Kampfe nur deshalb zum Ziel,


weil sie bei den heute gegebenen technischen und ökonomischen Bedingungen


als das einzige Mittel erscheint, unser Ziel zu erreichen. Würde uns nachge-


wiesen, daß wir darin irren, daß etwa die Befreiung des Proletariats und der


Menschheit überhaupt auf der Grundlage des Privateigentums an Produktions-


mitteln allein oder am zweckmäßigsten zu erreichen sei, dann müßten wir 


den Sozialismus über Bord werfen, ohne unser Endziel im geringsten 


aufzugeben. Ja, wir müßten es gerade tun im Interesse dieses Endziels“


Kautsky
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Vorwort.


Lange bevor die goldenen Strahlen der Morgensonne den schlummernden


Kapitalisten zu necken beginnen, hat sich sein Mayordomus vom harten Lager


erhoben und brütet über dem Plan, wie er heute wieder für seinen Herrn die


süßen Freuden des Daseins zu einem Fest und Hochgenuß gestalten kann.


Der Kapitalist lebt ganz in der Gegenwart. Seine Zukunftspläne reichen nie


über den Abend hinaus. Zukunft ist für ihn nichts als verkürzte, verbrauchte


Gegenwart. Er braucht keine Hoffnung. Diesen billigen Gegenwartsersatz über-


läßt er dem Proletarier. Der Proletarier braucht Hoffnung. Ganz bestimmt würde


der Proletarier für sich und für den Kapitalisten das Ende mit Schrecken dem


Schrecken ohne Ende vorziehen, wenn er die Hoffnung verlöre,


Worauf aber könnte sich die Hoffnung des Proletariers heute noch gründen?


Hat nicht Kautsky selber dem Proletariat den Rat gegeben, sich wieder still unter


das Joch des Kapitalismus zu beugen? Und geduldig zu warten, bis daß er an


der Schwindsucht stirbt, will sagen, bis daß er «reif» sei für die marxistisch-kom-


munistische Wirtschaftsordnung! Denn vergessen wir es nicht: Der Reifeprozeß


des Proletariats heißt doch praktisch nichts anderes als in der dritten Generation


aussterben.


Der Reifeprozeß, dem sich nach Kautskys Rat (gewiß gab er ihn blutenden


Herzens) das Proletariat nun wieder unterwerfen soll, hat ungezählte Völker,


gewaltige Staaten und Weltreiche verschlungen, oft spurlos vertilgt. Das alte


Römerreich, das Reich der Babylonier und Ägypter gingen an diesem


Reifeprozeß zugrunde. Denn dieser kapitalistische Reifeprozeß ist im Grunde


nichts anderes als ein Fäulnisprozeß. Sollen wir nun in Erwartung der «Reife»


ebenfalls untergehen, wie die Römer, Griechen und Babylonier untergingen? Ist


das die letzte Hoffnung des Proletariats und darüber hinaus des ganzen Volkes?


Noch hoffen die Proletarier. Zweifeln sie etwa daran, daß Kautsky aus Marx’
Theorie des Ka-  Kapitals
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pitals die richtigen Schlüsse gezogen? Die Experimente und Erfahrungen 


sprechen doch eine sehr überzeugende Sprache! Oder hofft das Proletariat etwa,


daß in der Lehre von Marx sich ein Fehler eingeschlichen, daß sich trotz Kautsky


doch noch irgendwo ein Ausweg aus der kapitalistischen Rattenfalle entdecken


läßt? Einerlei, noch hofft das Proletariat, noch stehen die Arbeiterorganisationen.


Das Vertrauen zu diesen Organisationen ist zwar stark erschüttert, jedoch sie


stehen noch. Sie werden erhalten durch die Hoffnung, daß sie trotz allem und


noch rechtzeitig zur rettenden Aktion durch ihre Führer eingesetzt werden.


Gewehr bei Fuß wartet das Proletariat auf das Kommando. Erfolgt dieses


Kommando nicht bald, dann wird der letzte Rest der Hoffnung verfliegen, die


Fahnenflucht wird einsetzen und nichts mehr wird die Auflösung der Arbeiter-


organisationen aufhalten können, derselben Organisationen, deren Aufbau so


viele mühevolle und treue Arbeit gekostet hat.


Auf der marxistischen Darstellung des Kapitals können die Hoffnungen des
Proletariats vernünftigerweise nicht mehr gründen. Diese Darstellung führt


zwangsläufig zur Forderung des kommunistischen Wirtschaftsbetriebes.


Entweder Kapitalismus oder Kommunismus, das ist die Forderung, die jeder aus


der Marxschen Kapitalstheorie ziehen muß. Da nun, wie Figura zeigt, die kom-


munistische Wirtschaftsordnung an der Natur des Menschen, also schon an ihrer


Grundlage scheitert, und dieser Adam, wenn überhaupt, dann nur sehr langsam


Wandlungen durchmacht, so muß eigentlich jeder Marxist dem Proletariat zuru-


fen: Wir kämpfen für eine hoffnungslose Sache. Der Zukunftsstaat ist und bleibt


aus bestimmten, unabänderlichen Gründen ein unerreichbares Ideal. Unsere


Eingriffe ins kapitalistische Getriebe stören, hemmen und vermindern zum


Schaden aller, auch der Arbeiter, das Arbeitsprodukt. Dort, wo, wie in Amerika,


der kapitalistische Betrieb am wenigsten durch gesetzliche Eingriffe gestört wird,


dort ist der Lohn am höchsten. Wir müssen die Aus-   Ausbeutung
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beutung ertragen, wie wir die Plagen der Natur, die Erdbeben, ertragen. Der


Zukunftsstaat ist und bleibt ein Traum. Laßt uns von ihm weiter träumen, aber


suchen wir nicht ihn hier auf Erden zu verwirklichen.


Marxisten dieser Art, die solche Folgen aus ihrer Lehre ziehen müßten, gibt es


heute wohl kaum noch. Auch bei den Führern hat die Kritik das Vertrauen in die


Richtigkeit der marxschen Darstellung vom Kapital erschüttert. Darum reden sie


nicht oder noch nicht im obigen Sinne zum Proletariat. Auch sie haben noch eine


Hoffnung, eine letzte Hoffnung, nämlich die, daß sich in die marxsche Lehre vom


Kapital an einer entscheidenden Stelle ein Fehler eingeschlichen haben mag.


Und diese Hoffnung gründet auf den zahllosen Widersprüchen, die zwischen


Marx „Kapital“ Band III und Marx Band I. bestehen. 


Sie hoffen also mit dem Proletariat, daß der erfahrene Marx, Marx III., den


jüngeren Marx, Marx L, erschlagen wird. Daß Marx III-, der selbständige


Forscher, Marx I., den Schüler der Vulgärökonomie, erledigen, daß Marx,


der Wissenschaftler, Marx, den Politiker, den Verfasser des kommunisti-


schen Manifestes, den Knockout geben wird. Dann wird Marx III. der


Forschung und dem Befreiungskampf des Proletariats neue Bahnen brechen.


Mögen die folgenden Blätter solchen wissenschaftlichen und proletarischen


Hoffnungen neue Nahrung geben.


Silvio Gesell.
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Die Ausbeutung,


ihre Ursachen und ihre Bekämpfung.


Der Sozialismus zieht seine Triebkräfte in erster Linie aus dem Wunsche der


Ausgebeuteten, sich der ausbeutenden Mächte zu erwehren. Dieser Satz ge-


stattet die Verallgemeinerung, daß als Sozialist jeder zu betrachten ist, der sich
am Kampfe wider die Ausbeutung beteiligt. Umgekehrt kann man niemand als


Sozialist bezeichnen, der sich der Ausbeutung gegenüber gleichgültig verhält.


Ich will nicht behaupten, daß sich der Sozialismus im Kampfe gegen die


Ausbeutung erschöpft. Aber dieser Kampf ist doch, besonders im heutigen


Stadium des Sozialismus, das eigentliche Kennzeichen der sozialistischen


Geistesrichtung.


Auch bei den Kommunisten wüßten manche nicht mehr, warum sie sich


Kommunisten nennen, wenn es keine Ausbeutung mehr gäbe. Wenn sich die
Ausgebeuteten darüber einig wären, wie die Ausbeutung am sichersten und
schnellsten zu beseitigen ist, so hätte es niemals Spaltungen in den sozialisti-
schen Kreisen gegeben. Die Einheitsfront aller Sozialisten wäre von vornherein


dagewesen, fest und unerschütterlich. Sie kommt nur darum nicht zustande, weil


man sich noch kein klares Bild von der Natur der Ausbeutung macht. Bei den


meisten Sozialisten handelt es sich nicht um Wissen, sondern um Glaubenssätze


und wir wissen aus der Geschichte, daß der Streit zumeist dort beginnt, wo das


Wissen in das Gebiet der Glaubensartikel übergeht. Glauben und Streiten ist ein


und dasselbe.


Die Ausbeutung des Menschen geht auf die verschiedenste Weise vor sich.


Man kann sie einteilen in


1. Ausbeutung auf dem Wege persönlicher Übermacht,
2. Ausbeutung mittelst wirtschaftlicher Übermacht.
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Der persönlichen Übermacht bedient sich der Räuber, der Piraten, der


Sklavenjäger. Diebe und Kuppler gehören auch noch in diese Kategorie.


Den Kampf wider die Ausbeutung durch Räuber, Piraten, Kuppler, haben die


Ausgebeuteten dem Staate übertragen. Es ist ein ewiger Kampf, der seiner Natur


nach niemals ganz beendet werden wird. Immerhin kann man sagen, daß, ver-


glichen mit früheren Zuständen, dieser Kampf sein Ziel erreicht hat. Die Mittel,


die hier angewandt worden sind, waren entschieden wirksam. Die Burgen der


Raubritter sind niedergelegt, die Schiffe der Piraten sind gekapert, die


Sklavenjäger sind hinter Schloß und Riegel gebracht worden. In letzter Zeit geht


man auch bereits scharf und international gegen den Handel mit weißen


Sklavinnen vor. Die Ausbeutung auf dem Wege persönlicher Übermacht hat so


gut wie aufgehört.


Nicht so ist es mit der Ausbeutung mit Hilfe wirtschaftlicher Waffen. Zwar auch


auf diesem Gebiete hat man gekämpft und sich der verschiedensten Waffen


bedient, aber irgend ein Erfolg ist bis heute nicht wahrzunehmen. Im Gegenteil.


Die Zahl der Ausgebeuteten wächst, ebenso die Masse der Beute, die täglich


gewaltigeren Umfang annimmt. Vor dem Kriege betrug diese Beute in


Deutschland reichlich 20 Milliarden Goldmark. Jedes Land in der Zinswirtschaft,


mit allem, was darin steckt und darauf steht und gebaut wurde, Häuser, Äcker,


Bergwerke, Warenlager, Läden, Banken mit ihrem Inhalt, Eisenbahnen,


Viehherden, Wälder, Handelsflotten usw., müssen die Ausgebeuteten alle zwan-


zig Jahre in Gestalt von Grundrenten und Zinsen an die Ausbeutenden abliefern.


Der Kaufpreis irgend eines Kapitalgegenstandes wird im Handel ganz allgemein


mit dem zwanzigfachen seiner jährlichen Ausbeute, d h. also des Zinses oder der


Rente eingeschätzt. Als Helfferich das in Deutschland angelegte Vermögen, von


ihm Volksvermögen genannt, mit 350 Milliarden einschätzte, da hat er die Zinsen


und Grundrenten, die im Jahre über die Zahltische 
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der Rentner gingen, mit 20 oder 25 multipliziert, kapitalisiert. So kam die ge-


nannte Summe zustande.


Wie geht nun diese Ausbeute vor sich? Man sollte meinen, daß man sich über


eine Erscheinung von so gewaltigem Umfange längst klar sein müßte, zumal es


sich hier um einen Vorgang handelt, der sich vor unseren Augen vollzieht, einen


rein menschlichen Vorgang, den wir leicht in allen Einzelheiten verfolgen können.


Und dennoch streiten wir noch über das wie, wann und wo der Ausbeutung. Wir


bezahlen alle Jahre 20 Milliarden Goldmark an unsere Ausbeuter und wissen


noch nicht, wie das geschieht! Und weil wir in dieser Beziehung uneinig sind,
streiten wir über den Weg, der einzuschlagen ist zur Bekämpfung der
Ausbeutung. Unglaublich erscheint es, aber es ist wahr: Die Einheitsfront kommt


nicht zustande, weil wir nicht wissen, ob der Kapitalist uns das Geld aus der 


linken oder aus der rechten Tasche nimmt.


Zwei Theorien streiten heute um Anerkennung in den Kreisen der


Ausgebeuteten:


1. die Theorie, wonach im Privatbesitz an den Produktionsmitteln schlechthin


der Grund der Ausbeutung zu suchen ist, und


2. die Theorie, wonach die Ausbeutung eine Folge unseres fehlerhaften Geld-
und Bodenrechtes ist.


Nach der einen Theorie erfolgt die Ausbeutung direkt und ausschließlich bei


der Arbeit, in der Fabrik, auf dem Felde. Nach der anderen erfolgt sie bei der


Benutzung des Bodens und beim Tausche der Arbeitsprodukte mittels des


Geldes, sowie bei allen Darlehen, wobei auch das Verhältnis des Arbeitnehmers


zum Arbeitgeber als Darlehensverhältnis behandelt wird, ebenso wie das des


Mieters und Vermieters.


Die zuerst genannte Theorie fordert in folgerichtiger Anwendung die


Abschaffung des Privateigentums, und damit auch die der 
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Privatwirtschaft, der Selbstverantwortung. Die Verteilung der Produkte erfolgt


durch den Staat, der die Produktion leitet. Die Grundsätze, nach denen die


Verteilung erfolgen soll, werden gesetzlich geregelt.


Nach der anderen Theorie braucht es solcher Eingriffe nicht. Es genügt, wenn


der Boden und das Geld «sozialisiert» werden. Das Übrige besorgt dann


zwangsläufig, automatisch, die nun wirklich freie, zu ihrer Ordnung gelangte, den


eigenen Gesetzen folgende Wirtschaft. Die Ausbeutung ist nach dieser Theorie


ein Produkt gewaltsamer Eingriffe in die natürliche, von selbst sich ergebende


Ordnung der Wirtschaft. Mit der Beseitigung dieser Eingriffe muß auch die


Ausbeutung fallen.


Auf der einen Seite also Staat, Gesetz, auch Zwang, auf der anderen das


gerade Gegenteil: Freiheit, in Neuland, in noch nicht erlebte vollAbbau. Dort führt


der Weg rechts in den Kommunismus hinein, also zurück, dorthin, woher wir


gekommen sind, hier umgekehrt führt der Weg links ab, aus dem Hohlweg des


Kapitalismus in die Freiheit, nicht Ausbau des Staates, sondern kommen neue


Verhältnisse.


Aber beide Systeme beanspruchen für sich die Kraft, das Hauptziel des
Sozialismus, die Beseitigung der Ausbeutung, restlos zu verwirklichen.


Daß mit dem Kommunismus, mit der Abschaffung des Privateigentums die


Ausbeutung gründlich erledigt ist, haben wir in Rußland jetzt auf breiter


Grundlage erfahren können. Die Ausbeuter sind tatsächlich alle verhungert und


ausgestorben. Das Hauptziel des Sozialismus hat Lenin tatsächlich erreicht.


Aber, aber: die Russen scheinen das Erreichte teuer gekauft zu haben, so teuer,


daß manche die glücklichen Zeiten der kapitalistischen Ausbeuter wieder zurück-


verlangen.


Mit der freien Wirtschaft, die ich hier dem Kommunismus gegenüberstelle, wird


die Ausbeutung nicht durch höhere Gewalt beseitigt, abge-


359







schafft. Daß sie verschwinden wird, dafür muß allein die Logik der der freiwirt-


schaftlichen Theorie zugrunde gelegten Tatsachen einstehen.


Was uns nun interessiert, das ist die Frage, welche von beiden hier zur


Erörterung gestellten Ausbeutungstheorien falsch ist. Wohlverstanden, es handelt


sich nicht darum, welche der beiden Theorien wir wählen sollen, um ein uns


gestecktes, als erstrebenswert erscheinendes Ziel wissenschaftlich zu schmük-


ken, sondern unabhängig von allen persönlichen Wünschen und Neigungen, das


an sich Richtige festzustellen. Über die wahre Ursache der Ausbeutung wollen


wir uns klar werden und unsere Kenntnisse in einem Lehrsatz formulieren. Ob


diese Erkenntnis uns zunächst süß oder bitter schmecken wird, steht hier nicht in


Frage. Die Wahrheit soll ans Licht gezogen werden. Mehr nicht. Was mit der


erkannten Wahrheit dann gemacht werden kann oder soll, darüber werde ich


weiterhin reden.


Marx als Hauptvertreter der Lehre, wonach die Ausbeutung auf das Privat-


eigentum zurückzuführen sei, geht von einer sehr wichtigen, von ihm aber nur


ganz oberflächlich untersuchten Voraussetzung aus, nämlich, daß das Geld kein


selbständiges Kapital sei. Das Geld ist ein vollkommenes Äquivalent der im
Tausch erhaltenen Waren, sagt Marx. [Werden Äquivalente ausgetauscht, so entsteht kein


Mehrwert, und werden Nicht-Äquivalente ausgetauscht, so entsteht auch kein Mehrwert, Die


Zirkulation oder der Warenaustausch schafft keinen Wert. Marx: Das Kapital. Bd. l. S. 126. 4. Aufl.


Für die Wertveränderung des Geldes, das sich in Kapital verwandeln soll, kann nicht an diesem Geld


selbst vorgehen, denn als Kaufmittel und als Zahlungsmittel realisiert es nur den Preis der Ware, die


es kauft oder zahlt, während es in seiner eigenen Form verharrend, zum Petrefakt von gleichbleiben-


der Wertgröße erstarrt. Ebenda S. 129.


Im eigentlichen Handelskapital erscheint die Form G-W-G, kaufen um teurer zu verkaufen, am rein-


sten. Andererseits geht seine ganze Bewegung innerhalb der Zirkulationssphäre vor. Da es aber


unmöglich ist, aus der Zirkulation selbst die Verwandlung von Geld in Kapital, die Bildung von


Mehrwert zu erklären, so erscheint das Handelskapital unmöglich, sobald Äquivalente ausgetauscht


werden, daher nur ableitbar aus der doppelseitigen Übervorteilung der kaufenden und verkaufenden


Warenproduzenten durch den sich parasitisch zwischen sie schiebenden Kaufmann. In diesem Sinn
sagt Franklin: Krieg ist Raub, Handel ist Prellerei, Ebenda S. 126.] Für 
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die von ihm selbst geprägte allgemeine Formel des Tausches – G-W-G’ – also
Geld, Ware, Mehrgeld, findet er in den Eigenschaften des Geldes keine
Erklärung. Wenn diese Formel nicht durch eine ganz regelmäßig und ungestraft


vor sich gehende «Prellerei», also nicht durch Machtfaktoren erklärt werden soll,


dann, sagt Marx, gehört zu dieser Erklärung eine lange Kette von Mittelgliedern,
[Die Zirkulation des Geldes als Kapital ist Selbstzweck, Marx. Kapital, 4. Aufl., Bd. l, S. 115.


Das Geld bildet Ausgangspunkt und Schlußpunkt jedes Verwertungsprozesses. Er war 100 Pfd., er ist


jetzt 110. Ebenda S. 117.


Das Geld in der Warenzirkulation ist die erste Erscheinungsform des Kapitals. Historisch tritt das


Kapital dem Grundeigentum überall zunächst in der Form von Geld gegenüber. Jedoch bedarf es


nicht des Rückblicks auf die Entstehungsgeschichte des Kapitals, um das Geld als seine erste


Erscheinungsform zu erkennen. Dieselbe Geschichte spielt täglich vor unseren Augen. Jedes neue


Kapital betritt in erster Instanz den Markt (Warenmarkt, Arbeitsmarkt) immer noch als Geld, Geld, das


sich durch bestimmte Prozesse in Kapital verwandeln soll. Ebenda S. 109.


Soll die Verwertung des Handelskapitals nicht aus bloßer Prellerei des Warenproduzenten erklärt


werden, so gehört dazu eine lange Kette von Mittelgliedern. Ebenda S. 127.] Diese Mittelglieder


sucht nun Marx im Produktionsprozeß. Er erklärt dann die hier vor sich gehende


Ausbeutung wie folgt: Die Arbeitskraft ist eine Ware, Der Wert der Waren richtet


sich nach den Produktionskosten. Der Unternehmer zahlt ohne Prellerei, also


kraft seiner Übermacht, den vollen Wert der Arbeitskraft, wenn er ihre


Produktionskosten bezahlt. Die Ware Arbeitskraft hat die Eigentümlichkeit, daß


ihr Gebrauchswert größer ist als ihr Tauschwert, d h. daß der Verbrauch der


Arbeitskraft in der Fabrik mehr liefert als das, was sie gekostet hat, also mehr als


die Produktionskosten der Arbeitskraft. Der Unterschied 
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der beiden Größen gehört selbstverständlich dem Eigentümer, dem Käufer der
Arbeitskraft. Der Mehrwert ist so erklärt.


Auf diesen Sätzen ist das große Werk «Das Kapital» aufgebaut. Wenigstens
die ersten zwei Bände sind auf diesen Sätzen aufgebaut. (Daß der dritte Band


von Widersprüchen wimmelt, interessiert uns nicht, da dieser Band in der sozia-


listischen Politik keine Rolle spielt.) Mit ihnen ist die Forderung der Abschaffung


des Privateigentums wissenschaftlich begründet. Wer Marx verstehen will, muß


diese Sätze in sich aufnehmen. Wer ihn kritisieren will, muß hier beginnen. Mehr


sagt auch Marx nicht zur Begründung seiner Forderung des Kommunismus.


Hier werde ich nun auf einige Widersprüche aufmerksam machen, die die


Voraussetzungen dieser Marxschen Lehre als unhaltbar erweisen, womit dann


auch der von Marx geführte Beweis erschüttert wird, daß zur Beseitigung der


Ausbeutung das Privateigentum abzuschaffen sei. Den positiven Beweis, daß
eine ausbeutungsfreie Wirtschaft vollkommen vereinbar ist mit dem
Privateigentum und der Privatwirtschaft, werde ich dann weiterhin geben.


Der Ausgangspunkt in der Marxschen Darstellung ist der Satz: «Die


Arbeitskraft ist eine Ware». Marx behauptet das. Er hat den Satz aus der volks-


wirtschaftlichen Literatur seiner Zeit übernommen. [Der Wert der Arbeitskraft, gleich dem


jeder anderen Ware, ist bestimmt durch die zur Produktion, also auch Reproduktion, dieses spezifi-


schen Artikels notwendige Arbeitszeit, Soweit sie Wert, repräsentiert die Arbeitskraft selbst nur ein


bestimmtes Quantum in ihr vergegenständlichter gesellschaftlicher Durchschnittsarbeit. Der Wert der


Arbeitskraft ist der Wert der zur Erhaltung ihres Besitzers notwendigen Lebensmittel. (Diesen schö-


nen Satz hat Marx nicht selbst verbrochen. Er zitiert als Autor Th. Hobbes:: The value or worth of a


man, is as of all other things, his price: that is to say, so much as would be given for the use of his


power. Marx: Kapital. 4. Aufl.. Bd. l. S. 133.)


Der Besitzer des Geldes und der Besitzer der Arbeitskraft (also der Arbeiter) begegnen sich auf dem


Markt und treten in Verhältnis zu einander als ebenbürtige Warenbesitzer, beide also juristisch gleiche


Personen sind. Ebenda S. 130.] 
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Er begründet die Behauptung nicht. Ihre Richtigkeit mochte ihm ohne weiteres
einleuchten. Vielleicht stammt der Satz von einem Manne, der seiner Empörung


darüber Ausdruck geben wollte, wie sehr der Kapitalismus den Menschen herab-


würdigt. Als Ausdruck solcher Empörung kann man ihn auch gelten lassen. Dort


aber, wo er, wie bei Marx zum Träger einer schwerwiegenden Theorie herhalten


muß, da ist es nötig, seine Richtigkeit genauer zu untersuchen.


Was wäre die Arbeitskraft ohne den Arbeitswillen? Was nützt dem


Unternehmer die Arbeitskraft, wenn der Arbeiter sie nicht gebraucht? Und was


nützt dem Unternehmer wieder der Arbeitswille, wenn die Arbeitskraft fehlt? Wille


und Kraft vereint liefern das Produkt, und auf das Produkt kommt es dem
Unternehmer an. Der Unternehmer kauft also nicht die Arbeitskraft, sondern das
Arbeitsprodukt. Bei der Anstellung des Arbeiters richtet sich das Angebot des


Unternehmers ganz nach den Produkten, die er vom Arbeiter erwartet. Und auch


der Arbeiter richtet seine Forderungen nach seinem Arbeitsprodukt.


Der Lohnvertrag ist demnach nichts anderes als ein Kaufvertrag über die
Waren, die der Arbeiter herstellt und dem Unternehmer verkauft. Beim Stücklohn
tritt dieses Verhältnis ganz klar zu Tage. Daß die Maschinen, die der Arbeiter


benutzt, dem Unternehmer gehören, ändert an diesem Verhältnis nichts. In die-


ser Beziehung kann man das Verhältnis des Unternehmers zum Arbeiter mit dem


eines Pfandleihers vergleichen. Der Unternehmer leiht dem Arbeiter gegen eine


Vergütung das Werkzeug und den Rohstoff. Die Höhe dieser Vergütung setzt der


allgemeine Wettbewerb der Regel nach auf den
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Zins des Geldes herab, das der Unternehmer zur Anschaffung seiner


Produktionsmittel verausgaben muß. Mehr kann er nicht herausschlagen, weil


der Wettbewerb es ihm nicht gestattet. Und dafür, daß es nicht weniger wird,


sorgt auch wieder der allgemeine Wettbewerb, da niemand Geld in ein


Unternehmen anlegen wird, das weniger als den Zins des Anlagekapitals ver-


spricht. Es verhält sich hier wie bei der Verpachtung eines Ackers an einen


Bauern, nur mit dem Unterschied, daß der Grundbesitzer dem Bauer die Sorge


für den Verkauf der auf seinem Acker erzeugten Waren überläßt. Keinem


Grundherrn wird es in Sinn kommen zu sagen, daß er die Arbeitskraft des


Bauern gekauft habe.


Der Unternehmer ist ein Kaufmann. Er handelt mit den Rohstoffen, die seine


Arbeiter verbrauchen und mit den Erzeugnissen, die die Arbeiter abliefern, 


besser gesagt, die sie ihm verkaufen.
Die Maschinen sind als Darlehen zu betrachten, die der Unternehmer den


Arbeitern macht, deren Zins er im Lohn und Stücklohn abzieht oder verrechnet


und die ihm gleichzeitig als Pfand dienen. Wären die Arbeiter allgemein kredit-


würdig, so würden die Arbeiter das Geschäft, das der Unternehmer macht, selber


machen können. Vorausgesetzt, daß sie auch die dazu nötigen Kenntnisse 


be-säßen – ähnlich wie das die Pachtbauern tun.
Ziehen wir die Folgerungen aus dem eben Gesagten: so viel wie Marx auf dem


Satze, daß die Arbeitskraft eine Ware sei, gebaut hat, so viel muß auch mit 


diesem Satze wieder stürzen.


Marx sagt: Der Wert der Ware Arbeitskraft richtet sich nach ihren Produktions-


kosten. Diese Folgerung liefert Marx die allgemeine Lohntheorie. Er braucht


keine andere, da sie sich aus dem Satze„ daß die Arbeitskraft eine Ware sei,


vollkommen logisch ergibt. Treten Widersprüche auf mit den Tatsachen, so muß


die Erklärung anderswo gesucht werden, da der Satz, die Arbeitskraft sei eine


Ware, als Axiom außerhalb der Kritik steht, und da die Folgerung, daß der Wert


sich nach den Produktions-
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kosten richtet, unerschütterlich fest steht. Im dritten Band müht sich Marx auch
redlich mit der Klärung der Widersprüche ab.


Aus der Lohntheorie, die Marx aus seinem Axiom, daß die Arbeitskraft eine


Ware sei, zieht, ergibt sich, wiederum mit vollkommener Logik, die allgemeine


Kapitaltheorie, die Erklärung für die allgemein anerkannte Ausbeutung. Er sagt:


Der Unternehmer kauft die Ware Arbeitskraft zu ihrem vollen Wert, also ohne


Prellerei. Er kauft sie aber nicht wegen ihres Tauschwertes, also nicht als


Kaufmann. Er kauft sie als Konsument, um sie zu verbrauchen. Die Ware


Arbeitskraft hat aber die Eigentümlichkeit, daß ihr Gebrauchswert größer ist als


ihr Tauschwert, d. h., daß der Verbrauch der Ware Arbeitskraft ein Produkt ist,


das größer ist als die Produktionskosten dieser Kraft, größer also als der Lohn.


Der Unterschied ist der Mehrwert. Die Kapitaltheorie ist fertig.


Als Käufer für die Ware Arbeitskraft kommt natürlich nur ein Konsument dieser


Ware in Betracht und konsumieren läßt sich diese eigentümliche Ware nur mit
Hilfe der Produktionsmittel. Der Besitz der Produktionsmittel gibt dem Unter-


nehmer die Möglichkeit, den Unterschied, der zwischen dem Gebrauchswert und


dem Tauschwert der Ware Arbeitskraft liegt, für sich zu beanspruchen. So ist


auch der Beweis erbracht, daß die Ausbeutung des Menschen allgemein zurück-


zuführen ist auf das Privateigentum an den Produktionsmitteln. Der Sozialist, der


die Ausbeutung beseitigt wissen will, hat keine andere Möglichkeit, als ja und


Amen zu der Forderung zu sagen, wonach die Produktionsmittel verstaatlicht
werden müssen.


So folgt aus dem Satze, daß die Arbeitskraft eine Ware sei, zwangsläufig die


Forderung nach dem Kommunismus. Mit dem Nachweis, daß nicht die


Arbeitskraft, sondern das Arbeitsprodukt Gegenstand des Lohnvertrages ist,


ergibt sich für den Sozialisten die Notwendigkeit, sich 
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nach allen Richtungen hin neu zu orientieren. Theoretisch, wirtschaftlich und 


politisch. Er steht vor der Notwendigkeit, eine neue Lohntheorie, eine neue


Kapitaltheorie, eine neue sozialpolitsche Bewertung des Privateigentums an den


Produktionsmitteln herbeizuschaffen. Denn alles, was er in diesen Beziehungen


bisher gesagt und geglaubt hat, ist nicht mehr theoretisch begründet. Der 


wissenschaftliche Sozialismus steht und fällt mit der Behauptung, daß die


Arbeitskraft eine Ware sei.


–


Die Freigeldlehre geht ebenfalls bei ihren Untersuchungen über die Natur des


Kapitals von der Marxschen Formel des Tausches aus. G-W-G’, d. h. Geld-Ware-


Mehrgeld. Sie setzt aber nicht, wie Marx es tut, kritiklos voraus, daß das Geld ein


vollkommenes Aequivalent der Waren sei, sondern findet in der von Marx selbst


formulierten allgemeinen Gestaltung des Tausches den Beweis, daß das Geld


mehr ist als ein Aequivalent. Die Marxsche Formel G-W-G’ ist für sie unmittelba-


rer Beweis, daß das Geld ein selbständiges Kapital ist, daß das G’ nicht Produkt


einer ewig wiederholten Prellerei ist, sondern Ergebnis einer Ueberlegenheit des
Geldbesitzers über den Warenbesitzer, also Produkt eines wirtschaftlichen
Machtfaktors.


Die Freigeldlehre hat sich aber nicht damit begnügt, das G’ als Beweis für die


Kapitalnatur des Geldes hinzustellen, sondern hat auch die Frage beantwortet,


warum das Geld den Waren als Kapital gegenüber treten kann.
Sie gibt darüber folgende Erklärung: Die Ware ist ihrem Verfertiger oder ihrem


Besitzer direkt nutzlos. Um Nutzen aus ihr zu ziehen, muß die Ware getauscht
werden. Dazu müssen sich die Warenbesitzer, durch die Lage der Dinge


gezwungen, des Geldes als Tauschmittel bedienen. Der Preis, den der


Warenbesitzer erhält, wird souverän durch Nachfrage und Angebot bestimmt.


Unter Nachfrage ist das angebotene Geld und unter Angebot die angebotene


Ware zu verstehen. 
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Der Preis ist als Bruch anzusehen, wo der Zähler durch das Geld, der Nenner


durch die Ware dargestellt ist. Geld dividiert durch Ware = Preis.


Wird der Zähler (Geld) verkleinert, so fallen die Preise. Wird der Zähler ver-


größert, so steigen die Preise. Und umgekehrt verhält es sich beim Nenner.


Hier ist nun zu beachten, daß das Angebot des Geldes, sofern wir hier nur an


die eigentlichen Geldleute denken, an die Bankiers, an die Rentner, an die


Spekulanten, wie auch an die Sparer, eine vollkommen willkürliche Sache ist.


Wer über seine unmittelbaren Warenbedürfnisse hinaus noch Geld übrig hat, der
kann damit vollkommen frei schalten. Er kann es hamstern. Er kann es auf die


Bank bringen und es dort unberührt liegen lassen. Zwar verliert er dann den


Zins. Das sind bei einem regulären Depositenzins von 4% für den Monat etwa 30


Pfennig auf 100 Mark. Betrachten wir diesen Verlust als einen Druck, dem der


Geldbesitzer unterliegt, so können wir diesen Druck mit der eben angegebenen


Zahl messen, also einem Druck von etwa einem Pfennig im Tage für je 100


Mark. Wohlgemerkt, der Geldbesitzer hat keinen Substanzverlust an seinem
Geldvorrat zu verzeichnen, sondern beklagt nur einen ihm entgangenen Gewinn.


Wer einen Geldschatz unter einem Apfelbaum vergräbt, der findet seinen Schatz


nach Jahr und Tag unversehrt wieder. Bedenken wir hier noch, daß alles Geld,


auch das Lohngeld des Unternehmers, in der Regel aus den Banken und


Sparkassen kommt, so können wir sagen, daß das in Umlauf befindliche Geld
durchwegs unter einem Druck von einem Pfennig für je 100 Mark und Tag steht.


Vergleichen wir nun hiermit den Nenner des Bruches, das Warenangebot.
Betrachten wir die Waren, Artikel für Artikel. Betreten wir einen Markt, einen


Laden, ein Kaufhaus, einen Hafenplatz, einen Eisenbahnschuppen, einen


Güterzug. Alle diese Waren haben ihre bestimmten Eigentümer. Und 
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alle diese Eigentümer haben Sorgen, Sorgen um ihre Waren. Ob sie nicht


gestohlen werden, ob es nicht regnet, ob es nicht frieren wird, ob die Sonne nicht


darauf brennt. Vielleicht werden sie von Motten angegriffen. Wie leicht kann so


ein Schuppen auch abbrennen. Der Hagel kann die Fensterscheiben zerschla-


gen und dann sind die Seidenstoffe dem Regen ausgesetzt. Der Staub schadet


auch manchen Waren. Der Wechsel der Mode spielt eine Rolle. Das Vieh ist den


Seuchen ausgesetzt. Auf der Jagd nach der Maus wirft die Katze das Porzellan


um: Scherben. Schließen wir Geld in einen Schrank ein, so ist das Geld nach


Jahr und Tag noch vollzählig da. Der Besitzer des Geldes hat einen


Gewinnverlust von 1 Pfennig für den Tag und 100 Mark. So hatten wir es eben


ausgerechnet. Schließt ein Bankier sein Geschäft, so ist sein Gewinnverlust


ebenso zu bemessen.


Aber wie geht es dem Besitzer eines Warenhauses, der etwa auf den tollen
Gedanken käme, es ebenso wie der Bankier zu machen und sein Warenhaus
eines Angestelltenstreiks wegen für ein Jahr verschlösse? Wie viel müßte er


wohl auf Konto der Diebe, des Rostes, der Motten, der Fäulnis, des Bruches, des


Modenwechsels usw. von seinem Kapital abschreiben? Wenn er dazu noch die


Miete des Geschäftshauses, die Feuerversicherung rechnet? Wie viel beträgt


das Lagergeld auf der Bahn? Was geschieht mit den Zeitungen, mit den


Kartoffeln, die vergessen wurden?


Es gibt Leute, die hamstern jetzt schon Gold für den nächsten Krieg. Wie viele


gibt es, die für denselben Zweck heute Eier, Butter, Schuhe und Salat hamstern?


Also wie viel muß der Besitzer des Kaufhauses von seinem Kapital abschreiben,


wenn er es nur um ein Jahr verschließen wollte? Sind etwa 50% zu viel, so sind


sicherlich 20% zu wenig. Doch rechnen wir hier nur mit 15 oder gar mit nur 10%


und dann vergleichen wir die Lage der beiden Personen, des Geldhamsterers


und des Warenhamsterers! Jener hat einen Gewinnverlust von 5%, die-
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ser hat den gleichen Gewinnverlust und dazu noch den Substanzverlust. Den


Gewinnverlust des Geldbesitzers berechneten wir mit einem Druck von 1 Pfennig


pro Tag und 100 Mark, Den Substanzverlust beim Warenbesitzer aber müssen


wir mit einem Druck von 3 Pfennig pro Tag und 100 Mark berechnen.


Das heißt also: die Nachfrage auf dem Markte sucht durch den Tausch einem


Druck von einem Pfennig auszuweichen. Das Angebot sucht einem Druck von


dreifacher Stärke zu entgehen. Wenn der Handel nicht zustande kommt, so muß
der Warenbesitzer mit dem dreifachen Schaden rechnen, den der Geldbesitzer
erleidet. Wer ist unter solchen Verhältnissen der Gefügigere? Wer ist zu


Ermäßigungen bei seinen Forderungen am geeignetsten?


Es ist also ganz klar, daß es sich hier nicht um volle Äquivalente handelt, daß


der Geldbesitzer aller Regel nach vom Warenbesitzer eine besondere Vergütung


dafür fordern kann, daß er darauf verzichtet, dem Besitzer der Ware durch


Verschleppung des Handels einen direkten Substanzverlust zu verursachen.


Wie viel diese Vergütung in jedem Einzelfall beträgt, kann natürlich nicht fest-


gestellt werden. Die Vergütung geht stillschweigend mit in den Preis über. Die


Erfahrung zeigt aber, daß die Kaufleute das im Geschäft angelegte Geld aller


Regel nach mit 5% im Jahre verzinsen können. Diese 5% sind die Summe der


während eines Jahres beim Einkauf der Waren auf Grund der kaufmännischen


Überlegenheit des Geldes gemachten Abstriche. Wenn das Geld kein Kapital an


sich wäre, dann wäre es auch den Kaufleuten unmöglich gemacht, das


Anlagekapital zu verzinsen. Von wem würden sie dann den Zins erheben kön-


nen? Im Tauschhandel gibt es keinen Zins. Wenn beim Tausch beide mit Zins


rechnen, dann würden sich ja die Zinsrechnungen gegenseitig aufheben.


Das Rätsel, das in der Marxschen 
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Formel des Handels steckt, G-W-G’, das Marx nicht lösen konnte und das ihn
dann zwang, den verzweifelten Versuch zu machen, das G’ fern vom Markte im
Produktionsprozeß zu suchen, dieses Rätsel wäre also gelöst. Das Geld ist als
selbständiges Kapital entlarvt. Es ist kein vollkommenes Äquivalent. Es ist mehr.
Und dieses Mehr schafft den Mehrwert.


Mit dieser Lösung des Rätsels finden nun alle Erscheinungen in der kapitalis-


tischen Wirtschaft eine außerordentlich einfache und einleuchtende Lösung. 


Wir brauchen jetzt keine drei dicken Bände mehr, um diese Erscheinungen zu 


erklären.


Mit der Entdeckung der Kapitalnatur des Geldes findet ein allgemeiner


Rollenwechsel statt. Der Zins des Handelskapitals richtet sich nun nicht mehr


nach dem Zins des Produktionskapitals. Umgekehrt: der Zins aller Kapitalien


richtet sich nach dem Zins des Geldkapitals. Hier braucht dann nichts mehr ver-


gewaltigt zu werden. Die Überlegenheit des Geldes ist eine feste Größe. So ist


also auch der Ertrag dieser Überlegenheit eine feste Größe. Die auffallende


Erscheinung, die bis dahin niemand zu erklären vermochte, nämlich, daß der


Zins seit Jahrtausenden immer auf demselben Stand geblieben war, ist erklärt.


Wenn das Geld ein Kapital an sich ist, dann versteht es sich auch von selbst,


daß niemand sein Geld in Häuser und in Industrieanlagen festlegen wird, wenn
er von diesen Anlagen nicht denselben Zins erwarten kann, den das Geld im
Handel abwirft. So schafft der Zins des Geldes die uralte, bis dahin völlig rätsel-


hafte Rentabilitätsgrenze, die seit Bestehen der Geldwirtschaft noch niemals von


einem Unternehmer unterschritten wurde. Was den Zins des Geldes nicht ein-
trägt, bleibt ungeboren. Kann der Bauunternehmer der Hypothekenbank nicht


nachweisen, daß sein geplantes Mietshaus die 5% Zins abwerfen wird, so


schlägt 
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ihm der Bankier die Tür des Geldschrankes vor der Nase zu. Kein Zins, kein


Geld, heißt es hier. Geht der Mietzins der Häuser als Folge einer regeren


Bautätigkeit unter das „Normale“, d. h. unter 5% herunter, so heißt es: Stopp! 


Wir haben zu viel gebaut! Wir müssen warten, bis der Zins der Häuser wieder


die «normale» Höhe erreicht. Dann kann wieder gebaut werden. Und so mit 


allen Kapitalanlagen: mit den Schiffen, Eisenbahnen, Bodenverbesserungen,


Gartenanlagen, Theatern. Das Geld sperrt alle Arbeiter aus, die ihm die 5% 
nicht bewilligen wollen. Das Geld streikt. Und niemals seit der Einführung 


unseres herkömmlichen Geldes hat das Geld solchen Streik verloren. Wer 
sein Geld in ein kapitalistisches Unternehmen anlegt, erhält sozusagen einen
Garantieschein vom Geld ausgestellt, daß niemand ihm unter 5% Konkurrenz
machen wird. Seit 6000 Jahren ist das so gewesen, so daß es als eine


Selbstverständlichkeit gilt und niemand mehr danach frug, warum das so ist.


–


Mit der Entdeckung der Kapitalnatur des Geldes und mit der Erklärung der


Natur dieses Kapitals tritt für den Sozialisten, der die Ausbeutung bekämpfen will,


die Frage auf, ob es nicht möglich ist, ein Geld zu schaffen, das den Waren nicht
überlegen ist und das sich diesen gegenüber darum auch nicht als Kapital er-
weisen kann.


Mit dieser Frage betreten wir das Forschungsgebiet des französischen


Sozialisten P. J. Proudhon. Proudhon ist der erste gewesen, der die Kapitalnatur


des Geldes feststellte, wenn er auch die Natur dieses Kapitals nicht durchschaut


hat. Letzteres geht klar aus seinen Vorschlägen zur Bekämpfung des


Geldkapitals hervor, die in der Forderung gipfeln, die Ware auf die Rangstufe des


Geldes zu erheben.


Wenn er die Natur, den Grund der Überlegenheit des Geldes erkannt hätte,


dann hätte er un-
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möglich eine solche Forderung stellen können. Immerhin zeigen seine


Aussprüche ganz klar, daß es für ihn keinen Zweifel darüber gab, das Geld sei


ein Kapital. Er suchte den Schlüssel zur Erklärung der Marxschen Formel des


allgemeinen Warentausches Geld-Ware-Mehrgeld darum auch im Tausch der


Waren gegen Geld. Dort und nicht anderswo mußte der Schlüssel zu dem Rätsel


gefunden werden. Die Marxsche Theorie des Kapitals hat er darum glatt, als


außerhalb jeder Diskussion stehend, abgelehnt. Die von seinem Standpunkt


angestellten Betrachtungen über die Natur des Realkapitals, also der Fabriken,


der Produktionsmittel, der Mietswohnungen usw., mußten bei ihm die Überzeu-


gung bis zur Evidenz steigern, daß die Wurzeln des Kapitalismus im Gelde 
stecken. Hier durchschaute er die Dinge mit absoluter Klarheit.


Es war für ihn außer Zweifel, daß, wenn vom Geld her keine Hemmungen 


einträten, daß dann die Akkumulation der Produktionsmittel bis zum Ausgleich 


zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Kapitalmarkt, also bis zur völligen


Unterdrückung des Kapitalzinses, vor sich gehen müßte. Der Kapitalismus war


ihm eine Nebenerscheinung des herkömmlichen Geldwesens. Die Natur der


Dinge, die Natur des Menschen und seiner Technik, die Natur der


Wirtschaftsordnung war direkt gegen den Kapitalismus gerichtet. Wenn sie sich


nicht in dieser Richtung voll auswirken konnte, so lag das an den Mängeln, an


organischen Fehlern des Geldes, desselben Geldes, das wir ungeprüft und


unverändert von den Römern, den Griechen, von Hammurabi übernommen


haben. Ungeprüft!
70 – 80 Jahre sind es her, daß Proudhon dem Kapital auf die Spur gekommen


war. Von der vollkommenen Lösung des uralten Problems trennte ihn nur noch


ein Schritt. Er brauchte nur vor die Frage gestellt zu werden, warum denn das


Geld den Waren überlegen ist. Dann hätte die Antwort darauf auch gleich die


weitere sozialistische Frage beantwortet, wie man dem Geld den Giftzahn aus-


brechen kann. Und die Antwort darauf wäre dann ein


372







fach Sache der Techniker gewesen, die für solche Probleme immer die Lösung


finden. Proudhon hat keinen solchen Fragesteller, keinen äquivalenten


Mitarbeiter gefunden. Er war auf sich selbst angewiesen. Marx war in die eigene


Formulierung des Kapitals verliebt. Er konnte sich in die Gedankengänge


Proudhons nicht hineinfinden. Er bekämpfte ihn.


Durch die Tagespolitik wurde Proudhon von der wissenschaftlichen


Ausarbeitung seiner Erkenntnisse abgelenkt. Er nahm diese Erkenntnisse mit ins


Grab. Die Bücher, die er hinterließ, waren bei den Kapitalisten verpönt und bei


den Sozialisten durch Marx diskreditiert worden. Nur die Anarchisten hatten ihn


nicht vergessen. Sie interessierten sich aber für andere Gedankengänge


Proudhons. So blieb die Proudhonsche Lehre vom Kapital so gut wie unbeachtet,


trotz den Bemühungen Gustav Landauers, Marx beherrschte das Feld.


–


Die Fragen, die Proudhon offen ließ, die hat die Freigeldlehre beantwortet. Das


Geld ist Kapital, weil sein Angebot nicht dem gleichen Drucke ausgesetzt ist, wie


das Angebot von Waren, Bei der Preisbildung kann dieser Umstand von den


Geldbesitzern ausgebeutet werden, nach der allgemeinen Handelsformel Geld,


Ware, Mehrgeld,


Wenn wir darum das Geld so gestalten, daß der Druck, unter dem das


Warenangebot steht, auch auf das Geldangebot übertragen wird, so fällt die


Übermacht des Geldes dahin. Dann ist der Tatbestand da, den Marx bei seiner


Untersuchung bereits als gegeben voraussetzte. Wenn das Geld im Besitze des


Kaufmannes, des Bankiers, des Sparers, der Spekulanten ebenso schnell ver-


dirbt wie die Ware verdirbt, wenn der Besitz des Geldes mit denselben Unkosten


verknüpft ist wie der Besitz von Waren, wenn der Geldbesitzer mit einem


Substanzverlust zu rechnen hat, der proportional der Zeit wächst, die das Geld in


seinem Besitze verbleibt, dann sind Geld und Ware äquivalent und dann wird es 
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undenkbar, daß der Besitzer des Geldes dem Besitzer der Waren einen beson-


deren Abzug dafür machen kann, daß er darauf verzichtet, den Handel auf die


lange Bank zu ziehen. Denn dann würde ja der Schaden, der den Warenbesitzer


für eine Preisermäßigung mürbe machen soll, in gleicher Stärke den


Geldbesitzer treffen.


Diesen Gedanken setzt das Freigeld in die Tat um. Wenn Proudhon lebte, so


würde er sagen: ihr habt meinen Gedanken umgekehrt. Ich wollte die Ware auf
die Rangstufe des baren Geldes erheben. Ware und Geld sollten vollkommene


Äquivalente dadurch werden, daß ich den Waren all die guten Eigenschaften ver-


lieh, die das Gold besitzt. Das gelang mir nicht und konnte mir auch nicht ge-


lingen, denn wie könnte man dem Stroh, den Lumpen, dem Petroleum,


Eigenschaften verleihen, die es bedingen würden, daß der Sparer sagt: es ist mir


einerlei, ob ich Gold besitze oder Lumpen, Petroleum, Rindshäute, Kartoffeln


usw. Durch die Hände der Sparer geht aber alles Geld. Im Laufe eines Jahres


würde alles Geld des Landes in den Kassen der Sparer verschwinden, wenn sie


es nicht wieder, vom Zins angelockt, den ich ja beseitigt sehen will, dem Verkehr


zurückgäben. An die Verwendung des baren Geldes als Sparmittel hatte ich nicht
gedacht. Es ist klar, daß, wenn ich meinen Gedanken zur Ausführung bringen


will, das Geld auch als Sparmittel den Waren gleichgestellt werden muß. Das


heißt, das Geld muß körperlich vom Sparmittel getrennt werden. [Wenn Dühring das


Metallgeld beibehalten will, so kann er nicht verhindern, daß die einen sich einen kleinen Geldschatz


zurücklegen, während die anderen mit dem gezahlten Lohne nicht auskommen . . . Hiermit sind alle


Bedingungen gegeben, ... einerseits zur Schatzbildung, andererseits zur Verschuldung . . . Alle


Gesetze und Verwaltungsnormen der Welt sind ebenso ohnmächtig dagegen wie gegen das


Einmaleins oder gegen die chemische Zersetzung des Wassers. Und da der Schatzbildner in der
Lage ist, von Bedürftigen Zinsen zu erzwingen, so ist mit dem als Geld fungierenden Metallgeld auch
der Zinswucher wiederhergestellt, ... Die Wucherer verwandeln sich in Händler mit dem


Zirkulationsmittel, in Bankiers, in Beherrscher des Zirkulationsmittels und des Weltgeldes, damit in
Beherrscher der Produktion und damit in Beherrscher der Produktionsmittel, mögen diese auch noch


jahrelang dem Namen nach als Eigentum der Wirtschafts- und Handelskommune figurieren, – Aus


Friedrich Engels „Anti-Dühring“.]
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Dies ist nun mit eurem Freigeld geschehen. Ihr habt die Ware nicht auf die


Rangstufe des Geldes gehoben, sondern umgekehrt habt ihr das Geld auf die
Rangstufe der Ware herabgesetzt. Das war ein glücklicher Gedanke. Er ist prak-


tisch durchführbar. Das Geld kann man nach Wunsch gestalten. Das Ziel meiner


Bestrebungen ist erreicht. Das Freigeld ist so schlecht wie die Ware. Nun erst


sind Ware und Geld wirklich äquivalent.


So würde sich Proudhon ausgedrückt haben. Mit dem Freigeld sind alle
Vorzüge des Geldes, die Üeberlegenheit des Geldes über die Ware beseitigt.
Damit muß natürlich alles fallen, was mit dieser Überlegenheit zusammenhing.


Und das ist nichts mehr oder weniger als der Kapitalismus, soweit dieser nicht


mit dem Privateigentum an Boden verknüpft ist.


Aus der Ware kann der Geldbesitzer keinen Zins mehr schlagen, denn, wenn


Äquivalente getauscht werden, wer soll dann den Zins zahlen? Ebensogut könn-


te man erwarten, daß die Ware das Geld mit Zins besteuert. Das Freigeld ist also


kein Kapital an sich mehr.


So gibt es also auch keine Rentabilitätsgrenze mehr für die Kapitalakkumu-


lation. Diese Grenze war gegeben durch den jährlichen Ertrag, den das Geld in


seiner Funktion als Tauschmittel abwarf. Sie stand da seit 6000 Jahren und 


niemals war sie durchbrochen worden. Jetzt ist durch das Freigeld zum ersten


Male seit Hamurabi eine Bresche in diese Rentabilitätsgrenze gelegt.


Das Freigeld kennt keine untere Rentabilitätsgrenze, Es ist ja kein selbständi-


ges Kapital mehr, Wenn die Rentabilität der Kapitalanlagen sinkt, etwa infolge


besonders angestrengter Arbeit, da 
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kann das Geld nicht mehr sagen: ihr Unternehmer und Arbeiter habt durch eure


ungezügelte Arbeitswut das reale Kapital, die Produktionsmittel, die Wohnungen


und so weiter derart vermehrt, daß ihr Zinsertrag unter die «normale» Grenze,


die Rentabilitätsgrenze, gesunken ist. Ich streike. Schluß mit dieser Baupest.


Nein, solches kann das Freigeld nicht sagen. Es kann nicht streiken. Es steht ja


unter Druck. Es trägt den Streikbrecher in sich. Damit es nicht streiken kann,


darum wurde dieser Druck erfunden. Und der Druck erfüllt seinen Zweck.


Das Freigeld mahnt unausgesetzt seine Besitzer daran, daß das Geld als


Tauschmittel geschaffen wurde. Es stellt seine Besitzer vor die Wahl, entweder


sich mit einem geringeren Zins zu begnügen, oder aber mit einem Verlust an der


Substanz des Geldes vorlieb zu nehmen. Wenn also etwa ein Unternehmer an


den Hypothekenbankier herantritt mit den Worten: Wir haben in den letzten


Jahren sehr viel gebaut. Der Mietzins geht abwärts. Statt 5% netto bringen die


Wohnungen jetzt nur mehr 4% ein. Ich habe hier einen neuen Plan für eine


Mietskaserne und wünsche von Ihnen, daß Sie aus Rücksicht auf den erwähnten


Rückgang der Mieten mir den Hypothekenzins entsprechend herabsetzen – dann


wird der Freigeldbankier dem Unternehmer, wie es heute in solchen Fällen


geschieht, die Tür des Geldschrankes nicht mehr vor der Nase zuschlagen und


sagen: Ich werde mit meinem Gelde warten, bis daß der Zins der Wohnungen


wieder auf den normalen Stand, bis an die alte Rentabilitätsgrenze gestiegen ist!


Nein, er wird sich hüten, solches zu sagen. Ist er nicht zu sehr zugeknöpft, dann


wird er etwa folgendes antworten; „Lieber Herr, die Zeiten sind vorbei, wo wir von


einer ehernen Rentabilitätsgrenze reden konnten. Was soll ich mit diesem Gelde


anfangen, wenn Sie es mir nicht abnehmen? Ich stehe unter Druck. Ich muß jetzt


das Geld unter allen Umständen und zu jedem Zinsfuß abgeben. Können Sie


keine 5% mehr aus den Mietskasernen herauswirtschaften, weil zu viel ge-
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baut wurde, nun, dann in Gottes Namen, so liefere ich es Ihnen zu 4%. Ich sehe


aber schon die Zeit kommen, wo Sie mir sagen werden: „Ich kann auch keine


4% zahlen. Wir haben jetzt ununterbrochen gearbeitet und der Wohnzins geht


ebenso ununterbrochen herab. Sie müssen mir schon das Geld zu 3% geben.“


Und dann werde ich Ihnen antworten: Ich gebe Ihnen das Geld sogar zu 21/2%,


wenn Sie größere Summen abnehmen können. Denn schauen Sie: in demselben


Verhältnis wie die Mieten als Folge ihrer unausgesetzten Tätigkeit herunter-


gehen, kann das Publikum jetzt mehr Geld sparen, und dieses Geld


bringen sie mir. Meine Kasseneingänge sind im gleichen Verhältnis zum


Rückgang des Zinses und der Mieten gestiegen. Ich stehe unter dem Drucke des


Freigeldes und der wachsenden Kassenbestände und muß für Absatz sorgen.


Darum wiederhole ich das eben gemachte Angebot zu 21/2% (bezw. zu 


2, 1, 0%).“


Was hier vom Häuserkapital gesagt wurde, gilt selbstverständlich für alle


Kapitalgegenstände, für den Kapitalismus in seiner ganzen Breite und Tiefe, Mit


alleiniger Ausnahme des Bodens und der unterirdischen Schätze ist alles, was


der Arbeiter zum Leben und zur Arbeit gebraucht, unter den zinsdrückenden


Einfluß des Freigeldes gestellt worden. Nichts kann sich diesem Einfluß ent-


ziehen. Keine Macht, kein Kapitalist kann sich der Folgen der jetzt entfesselten


freien Arbeit erwehren. Die freie Arbeit schafft dem Kapitalisten immer neue


Konkurrenten. Das Meer von Kapital überflutet die alte Rentabilitätsgrenze. 


Der Zins wird in einem Meer von neuem Kapital ersäuft.
Die Rentabilitätsforderung des Kapitals hieß 5%. Jenseits dieser 5% erstreckte


sich das weite Gebiet der Krise, das Manöverfeld der Arbeitslosenbataillone, die


Wüste, in der ungezählte Millionen von arbeitswilligen Menschen verhungerten


und verdursteten. Und zwar war es keine gewöhnliche Wüste, wo den


Verdurstenden am weiten Horizont in Fatamorganaspiegelung Alpen, Seen und


Ströme vorgetäuscht werden! Nein: 
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eine Tantaluswüste war es, wo in handgreiflicher Nähe vor den hungernden


Massen die Lebensmittel in appetitlichster Aufmachung ausgebreitet waren. Sie


konnten sie nicht erreichen, weil es sich um Überproduktion handelte. In dieser
Wüste, unter Tantalusqualen, nahmen die revolutionären Geister den Rachegeist
auf, den Geist, der die Ausbeuter und Ausgebeuteten zusammen in den Abgrund
reißt.


–


Die Beseitigung der Ausbeutung durch den Mehrwert ist das eigentliche Ziel


des Sozialismus. Dieses Ziel erreichen wir selbstverständlich, wenn wir die


Ursachen des Kapitalismus beseitigen. Wir haben gesehen, daß wir diese


Ursache darin suchen müssen, daß das herkömmliche Geld, weil es ein Kapital


an sich ist, der Produktion und Akkumulation von Kapital eine Grenze zieht, die
Rentabilitätsgrenze. Und wir haben gesehen, wie das Freigeld, das kein Kapital


an sich ist, diese Grenze durchstößt und schleift.


Aber die Wünsche der Sozialisten gehen weiter. Sie wollen auch noch von der


Plage der Krisen und der sie begleitenden Arbeitslosigkeit befreit werden. Für


den, den es trifft, ist die Arbeitslosigkeit unmittelbar sogar noch schlimmer als die


Ausbeutung durch das Kapital. Mancher Arbeiter, ja alle ohne Ausnahmen wären


bereit, den Kapitalisten den verlangten Mehrwert in der vollen Höhe der


Rentabilitätsgrenze weiter zu zahlen, wenn sie sich vor der Arbeitslosigkeit 


schützen könnten.


Die Wirtschaftskrisen sind auf zwei Ursachen zurückzuführen, die beide vom


Geld ausgehen. Die eine ist der Rückgang der Preise, die andere der Rückgang
des Kapitalertrages unter die Rentabilitätsgrenze.


Wie der Rückgang der Warenpreise die Krise erzeugt, das können die, die den


Zusammenhang von Preisrückgang und Krise noch nicht kannten, jetzt im 


größten Maßstabe beobachten. Überall, wo 
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heute auf Preisabbau hingearbeitet wird, in England und in Amerika, herrscht die


Krise, und zwar in einer noch nie erlebten Stärke. (Geschrieben 1922!)


In Deutschland, wo die Wirtschaft stärker als irgendwo anders durch den Krieg


getroffen wurde, und wo es darum für krisenhafte Zustand so viele Erklärungen


geben würde, da hat es noch nie so wenig Arbeitslose gegeben wie heute. Nur


eine kurze Zeitspanne von wenigen Monaten gab es im Jahre 1920, wo man


einen Preisrückgang und Preisabbau „erhoffte“, und wo es auch hier zu einer
bedenklichen Stockung kam. Sie verschwand aber gleich, als die Arbeitslosen-


unterstützungen eine stärkere Anspannung der Notenpresse veranlaßte und es


allen Kaufleuten klar wurde, daß für deutsche Verhältnisse der Preisabbau ein


utopischer Gedanke war.


Diese Erfahrungen haben dem Volk eine Erkenntnis gebracht. Heute lacht man


in Deutschland nicht mehr, wenn jemand den Grund der Arbeitslosigkeit und der


Krise in den Manipulationen der Notenbanken, in den Unzulänglichkeiten der


Goldwährung sucht.


Vor dem Kriege war es anders. Wie oft sind die Vertreter der Freigeldlehre von


Marxisten ausgelacht worden, wenn sie sagten: ihr erfreut euch jetzt der


Wohltaten der Hochkonjunktur, die Arbeitslosenbataillone lösen sich auf, weil die


afrikanischen Goldfunde die Preise hochgetrieben haben. Oder; ihr habt keine


Arbeit, weil die Preise fallen. Sie hätten ja alle so gerne die Besserung ihrer pro-


letarischen Lebenslage, der Politik ihrer Gewerkschaften zugeschrieben und die


Verschlechterung als eine notwendige Folge des Privateigentums an den


Produktionsmitteln ausgegeben. Daß die Währung, die Entwicklung des


Warenpreisindexes solche Folgen haben könnte, das kann ja auch der, der das


Gold (oder das ihm nachgeäffte Papiergeld) für nichts anderes als ein einfaches


Äquivalent der Waren, mit Einschluß der Arbeitskraft betrachtet, niemals zuge-


ben. Noch viel weniger kann er die Krise in Zu-     Zusammenhang
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sammenhang mit dem Gelde bringen, wenn er mit Marx behauptet: “Daß nun,


obschon Gold und Silber nicht von Natur aus Geld, Geld aber von Natur Gold


und Silber ist, beweist die Kongruenz seiner Natureigenschaften mit denen sei-


ner Funktionen als Tauschmittel.“ [Marx, Kapital, Bd. 1.] Wer könnte auch diesen


Marschen Satz beanstanden, ohne dann auch gleich zugeben zu müssen, daß


an der Marxschen Kapitaltheorie nicht alles in Ordnung sein kann; denn dieser


Satz, eine Apotheose der Goldwährung, steht ja auf allen Vieren in Überein-


stimmung mit grundlegenden Voraussetzungen der Marxschen Kapitaltheorie.


Die Ereignisse der letzten Jahre auf dem Geldmarkt haben viele Sozialisten


bereits stutzig gemacht. Man beginnt einzusehen, daß die vollkommene


Vernachlässigung der Währungsfrage in der sozialistischen Literatur ein schwe-


rer Mangel war, der sich jetzt, wo alle Welt von Währung, Valuta, Wechselkurse


etwas verstehen möchte, bitter rächt. In den Konferenzen, die in Brüssel, in
Genua abgehalten wurden, und wo die Währungsfrage als die wichtigste Frage


bezeichnet wurde, da ist die sozialistische Richtung ohne Vertretung geblieben.
In der ganzen gewaltigen Millionenpartei ist nicht ein Mensch anzutreffen, der in
der Währungsfrage beschlagen ist. (Geschrieben 1922.) Das hat dazu geführt,


daß die Sozialisten die wichtigsten, wirklich entscheidenden Posten in der


Regierung an die anderen Parteien abtreten mußten und sie sich nur mit Posten


begnügen mußten, die auf das, worauf es in erster Linie ankommt, nur sehr mit-


telbar von Einfluß sind.


Nun, vielleicht wird es jetzt in dieser Beziehung besser werden. Aber man ver-


gesse nicht, daß jede Erkenntnis, die sich die Sozialisten auf diesem Gebiete


aneignen werden, an der Marxschen Kapitaltheorie nagen wird. Und weiter, daß


mit dem völligen Sturz dieser Theorie dann gerechnet werden 
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muß. Das bedeutet dann, daß es notwendig wird, die sozialistische Aktionspolitik
vollkommen neu zu orientieren. Wenn im Parteitag die Frage gestellt wird, ob die


Marxsche Annahme, daß das Geld kein selbständiges Kapital sei, richtig oder


falsch ist, und diese Frage verneint wird, dann schwenkt die Sozialdemokratie


entweder links ein in die freiwirtschaftliche Bewegung, oder sie zerfällt in Atome,


eine Beute der Wölfe und Demagogen. Denn dann ist die Forderung wissen-


schaftlich nicht mehr begründet, daß das Privateigentum abzuschaffen sei, um


die Ausbeutung beseitigen zu können.


Die Erfahrungen der letzten Zeit haben vielen Sozialisten etwas offenbart, was


in ihrer Literatur nirgends berührt wird. Sie haben im Geld ungeahnte Kräfte ent-


deckt, urgewaltige Kräfte, die je nachdem Unheil oder Heil stiften können. Nicht


nur haben sie erkannt, daß mit Hilfe der Notenpresse, durch die Inflationspolitik


alle durch Streik oder sonstwie erlangten Lohnaufbesserungen immer wieder, so
von hinten herum, zunichte gemacht werden können. Sie haben erkannt, daß, so
lange die Notenpresse nicht unter Aufsicht der Gewerkschaften steht, jede
Tarifpolitik nutzlos wird. Sie haben aber auch gesehen, daß mit Hilfe derselben


Notenpresse dem Proletariat die Notgroschen, die es auf die Sparkasse gebracht


hatte (es waren vor dem Kriege etwa 18 Milliarden Goldmark), bis auf den schä-


bigen Rest von kaum 2% von der Notenpresse ohne Gewaltanwendung bolsche-


wikiert worden sind. Sie haben ferner gesehen, daß mit Hilfe der Notenpresse


den deutschen Gläubigern, den Besitzern der Hypothekenbriefe, der


Staatspapiere, der Obligationen usw. ein Vermögen von mehr als 150 Milliarden


Goldmark expropiiert wurde. Kein Marxist hatte eine Ahnung von solcher
Expropriationskraft des Geldes, der Notenpresse. Denn sonst wäre doch schon


einmal der Vorschlag gemacht wor-
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den, durch Eroberung der Notenpresse die Expropriation der Expropriateure


etwas zu beschleunigen.


Weiter haben sie erkannt, daß man mit Hilfe der Notenpresse nach Belieben


alle Arbeiterreservebataillone auflösen, wie daß man mit dem Notenver-


brennungsofen zum Zwecke des Lohndruckes Aussperrungen automatisch 


herbeiführen kann, wie z. B. jetzt in Amerika, wo 5 000 000 Mann seit Jahr und


Tag arbeitslos herumlungern, ohne daß die Unternehmer das Odium der


gewöhnlichen Aussperrung auf sich zu nehmen brauchen. Man hat dort die


Unwissenheit der Sozialisten heimtückisch dazu benutzt, sich selbst in die


lächerliche Lage des Arbeiters zu versetzen, der im Interesse der Unternehmer


alles das tut, was dazu führen muß, den eigenen Lohn herabzudrücken, nämlich


die Unterstützung der Preisabbaupolitik, die wohl noch heute in vielen Ländern


auf dem Programm der marxistisch orientierten Parteien steht. In Amerika, in


England, in der Schweiz, in Japan.


Die sich in den eben erwähnten Erscheinungen offenbarenden Kräfte des
Geldes lassen sich unmöglich mit der Marxschen Theorie des Geldes vereinen.


Infolgedessen auch nicht mit seiner Theorie des Lohnes, des Kapitals, der Krise,


überhaupt mit keiner marxistischen Theorie der Güterverteilung, denn wie wir


gesehen haben, stehen und fallen diese Theorien sämtlich mit dem Satze, daß
das Geld ein vollkommenes Äquivalent der Waren sei.


Die jetzt endlich im Gelde wahrgenommenen Kräfte möchte man nun sozial-


politischen Zielen dienstbar machen. Jetzt wirken sie sich noch wild und unkon-


trolliert im Interesse einzelner Kapitalistengruppen aus, die sich ihrer mit ge-


waltigem Erfolge für die Börsenspekulationen großen Stiles bedienen. Die 
märchenhaften Vermögen der amerikanischen Börsenfürsten sind alle unter 
entscheidender Mitwirkung der Geldkräfte gemacht worden.
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Diese Kräfte dienen heute, wie die Wildbäche, der Zerstörung. Wie sie zer-


stören, so könnten sie aber auch aufbauen. Um sie jedoch in den Dienst der


Menschheit zu spannen, muß man sie zuerst erkennen. Die Marxsche Theorie


gibt uns nicht die geringsten Anhaltspunkte, wie wir die Geldkräfte gegen die


Geldmächte ins Feld führen könnten. Marx hat mit seiner Theorie das Geld ge-


tötet, einen Leichnam aus ihm gemacht. Dieser Leichnam läßt sich menschlichen


Interessen nicht dienstbar machen, weder dem Staate, noch sogar, wie der


Marxist unbedingt von seiner Theorie ableiten muß, den Zwecken der


Börsenspekulation! Das Gold ist ja, nach Marx, von Natur Geld und was könnte


man mit diesem leblosen Stoff anders anfangen, als es als vollkommenes 


Äquivalent hinzugeben, etwa so, wie Professor Liefmann, der das Geld nur als


nominelles Zahlungsmittel kennt, oder wie Bendixen, der es mit einer


Garderobenmarke vergleicht, oder wie Seumes Indianer, der ohne schlaue


Rednerkünste, so wie man ihm bot, sein Geld hingab. Die Hemmung des


Geldumlaufes, die Förderung seiner Umlaufsgeschwindigkeit durch die


Börsenmanöver, alles muß nach Marx ohne Einfluß auf das Geld bleiben.


Bisher wurde bei der öffentlichen Verwaltung des Geldes überhaupt nach 


keiner theoretischen Erkenntnis gefragt. Die einzige Theorie, die noch neben der


marxschen Leichnamstheorie erwähnt wird und ein kümmerliches Dasein führt,


die Quantitätstheorie, konnte mit den Tatsachen nur unter Duldung unzähliger


Widersprüche in Einklang erhalten werden. Die sogenannte bereinigte


Quantitätstheorie suchte diese Widersprüche unter Dach zu bringen. Sie war die


Theorie eines Chaos.
Dieses Chaos verwandelt sich mit dem Freigeld in einen Kosmos. Dadurch,


daß das Freigeld unter Druck steht, fallen alle Wenn und Aber aus der


Quantitätstheorie weg. Sie, um die so viel gestritten wurde in allen Sprachen der


Welt, die die eigentliche Ursache war dafür, daß so viele die Währungsfrage als


unlösbar bei Seite war-
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fen, sie wird durch das Freigeld von allen Widersprüchen befreit. Sie wird abso-


lute Wahrheit, absolut in des Wortes verwegenster Bedeutung. Die


Voraussetzungen für die Quantitätstheorie fehlten. Sie werden durch das


Freigeld geschaffen. Die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, heute ein ganz


irrationaler Begriff und Hauptfaktor der Preisbildung, der alle Bemühungen für


eine wissenschaftliche Erklärung der Preisbildung zu Schanden machte, wird mit


dem Freigeld in eine Konstante verwandelt, und braucht, weil sie eine Konstante


geworden ist, überhaupt nicht mehr in Rechnung gezogen zu werden.


Die Quantitätstheorie, die als die bereinigte Quantitätstheorie bezeichnet


wurde, gab von der Preisbildung die mathematische Formulierung:


Geldmenge mal Umlaufsgeschwindigkeit
——————————————————  = Preis.


Warenproduktion minus Kredit


Praktisch war damit nicht viel anzufangen, weil Umlaufsgeschwindigkeit und


Kredit unkontrollierbare, willkürliche Größen waren und außerdem die


Geldmenge durch die Deckungsvorschriften an ein Gut gebunden war, das Gold,


dessen Beschaffung vom Zufall abhängig war.


Mit dem Freigeld wird die mathematische Formel der Preisbildung zurückge-


führt auf die Formel, die der ursprünglichen, der sogenannten rohen oder naiven


Quantitätstheorie (und zu Unrecht) zugrunde gelegt wurde, nämlich: Geldmenge


geteilt durch die Warenproduktion gibt den Preis.


Wenn das Sprichwort; Die Einfachheit ist das Merkmal der Wahrheit, gut ist,


dann haben wir hier einen neuen Beweis für die Richtigkeit dieser Formel des


Preises, Einfacher kann die Formel des Preises nicht mehr ausgedrückt werden.


Die genannte Formel; Geldmenge geteilt durch die Warenproduktion, die für das


Metallgeld voller Widersprüche war, deckt mit dem Freigeld restlos alle


Erscheinungen des Marktes. Beim Metallgeld konnte man immer fragen, was


denn die in Gleichung gebrachten Massen, Geld und Waren, in Bewegung 
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setzen wird, um den Preis zustande zu bringen. Geld und Waren konnten ja ewig


nebeneinander liegen bleiben. Es fehlte jede motorische Kraft, wenigstens was


das Geld anbetrifft. Dynamisch konnte der Preis nicht mit jener Formel erfaßt


werden. Von der Ware, ja da wußte man, daß sie zum Markte drängte. Sie stand


unter Druck. In ihr steckte natürliche motorische Kraft. Aber beim Geld? Was


trieb das Gold zum Markt? Die Ware blieb niemals in den Händen der Sparer


hängen. Gerade die Sparer stießen die Waren ab, während dieselben Sparer


das Geld anzogen und festhielten, bis man ihnen als Lösegeld etwas anbot, was


besser war als Ware. Das war der Zins und der Zinseszins. Die bewegende Kraft


der Ware war in der Ware selbst; die bewegende Kraft des Geldes steckte nicht
im Geld; sie wurde von außen hineingetragen.


Das machte den. Preis abhängig von der Psyche des Menschen und nahm der


Quantitätstheorie das Hauptmerkmal einer richtigen Theorie, nämlich für alle
Vorkommnisse volle Deckung zu liefern. Sie deckte nur einzelne Erscheinungen.


Mit dem Freigeld verliert die kritische Frage nach dem Motor der beiden zu ver-


gleichenden Größen ohne weiteres jeden Sinn. Der Motor, der die Ware und das


Geld zur Preisbildung treibt, steckt jetzt in beiden Dingen und braucht von außen


nicht mehr hineingetragen zu werden. Die Psyche des Geldbesitzers bleibt ohne


Einfluß, Ware und Geld stehen unter Druck, und zwar unter dem gleichen Druck,


Der Preis kann jetzt vollkommen dynamisch als Wirkung einer der Ware und dem


Gelde eigenen Kraft begriffen werden.


Ware und Geld ziehen sich jetzt gleichmäßig an, während sie sich bis dahin


abstießen und nur durch eine von außen auf sie einwirkende Kraft vereinigt 


werden konnten. Diese Kraft war der Zins. Wenn diese Kraft versagte, so konnte


der Tausch nicht mehr zustande kommen. Zinsverbote legten das Geld lahm, der


Rückgang des Zinses ebenfalls. Dann versagte die Quantitätstheorie. Dann


wurde es 


385







nötig, eine neue Formel für die Quantitätstheorie zu schaffen. Und so in un-


zähligen anderen Fällen.


Mit der Möglichkeit, die Preisbildung theoretisch zu erfassen, eröffnete sich uns


auch die Möglichkeit, in die Preisbildung zielstrebig einzugreifen. Und diese


Möglichkeit stellt uns vor die Frage, was wir mit dieser Möglichkeit anfangen 


sollen.


Mit dieser Frage betreten wir ein neues Gebiet, das weite Gebiet der


Währungsfrage, das für die sozialistische Literatur als schwarzer Kontinent gilt:


ein vollkommen vernachlässigtes Gebiet.


Die Freigeldlehre beantwortet die Frage, was nun mit der Möglichkeit, in die


Preisbildung willkürlich eingreifen zu können, anzufangen sei, dahin, daß sie


sagt: Das Geld ist Tauschmittel. Es soll den Tausch sichern und verbilligen.


Es soll die Schwierigkeiten, auf die der direkte Tauschhandel stößt, be-


seitigen. Diese Sicherung und Verbilligung des Tausches fordert, daß die


Warenpreise möglichst vor Schwankungen geschützt werden. Da das Geld


Tauschmittel aller Waren ist und die Preise der einzelnen Waren ihren 


eigenen Gesetzen unterworfen sind, die es bedingen, daß oft zu derselben


Zeit einzelne Waren im Preise steigen, während andere durch besondere


Verhältnisse herabgedrückt werden, so kann auf den einzelnen Preis nicht


Rücksicht genommen werden. Der Einfluß, den wir mit dem Freigeld auf die


Preisgestaltung gewinnen, kann sich nur auf den Durchschnitt der Preise


beziehen. Dieser Durchschnitt aller Preise wird durch den heute so oft


genannten Index ermittelt. Und diesen Index gilt es festzuhalten.


Wie das zu geschehen hat, ist nach den vorangegangenen Erklärungen nicht


schwer zu erkennen. Die Geldmenge dividiert durch die Warenproduktion gibt


ohne wenn und aber den Preis, hier also den Index. Geben wir also unserer


Notenbank den Auftrag, den Index zum Kompaß der Notenpolitik zu nehmen und


sich stramm an die Quantitätstheorie zu halten. Sagen wir ihr, daß sie Noten 
einzuziehen hat, sobald der Index eine allgemeine Preissteige-
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rung anzeigt und daß sie umgekehrt Noten ausgeben soll, sobald der Index
einen allgemeinen Preisrückgang anzeigt. Dann wird der Index zwar nicht abso-


lut im mathematischen Sinne des Wortes fest bleiben, aber doch im Sinne des


täglichen Gebrauches des Wortes. Ähnlich wie wir von einem Schiffe auch


sagen, daß es den Kurs hält, trotzdem es durch den Steuermann unausgesetzt


in den Kurs zurückgebracht werden muß. Die Summe der Abweichungen nach


Back- und Steuerbord gibt doch eine gerade Linie.


Kann die Notenbank solche Politik betreiben, hat sie die Mittel dazu? Warum


nicht, was hält sie davon ab, so viel Geld auszugeben, wie ihre Aufgabe es ver-


langt? Papier ist alles was sie braucht. Mit der Goldwährung wäre auch schon


aus dem Grunde. daß das Gold für eine solche Währungspolitik ja erst gefunden
werden müßte, abgesehen also von der Unmöglichkeit, die Umlaufsgeschwindig-
keit des Goldgeldes zielstrebig zu beeinflussen, eine solche aktive Währungs-


politik absolut unmöglich gewesen.


Mit dem Papiergeld sind alle Voraussetzungen für eine solche Anpassung des


Geldumlaufes an die täglichen Bedürfnisse des Verkehrs restlos erfüllt. Geben


wir also der Notenbank den Auftrag, gerade so viel Geld drucken zu lassen und


in den Verkehr zu bringen, wie die Aufrechterhaltung des Indexes es erfordert, 


so muß sie diese Aufgabe erfüllen, weil sie die Mittel dazu zur Hand hat. Es gibt


keinen vernünftigen Grund, warum wir der Notenbank solche Aufgabe nicht 


stellen und warum die Notenbank sich solcher Aufgabe nicht gewachsen erklären


könnte,


Man hat gegen diesen Vorschlag allerhand eingewendet. Aber alle Einwen-
dungen scheitern an der Tatsache, daß mit dem Freigeld die Quantitätstheorie
unbedingte Gültigkeit hat. Wer an der Möglichkeit zweifelt, die eben skizzierte


aktive Währungspolitik zu betreiben, muß zuerst den Nachweis liefern, daß mit


dem 
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Freigeld die Quantitätstheorie, die ursprüngliche, rohe, naive Quantitätstheorie,


doch noch Mucken haben könnte.


Man hat gegen die beschriebene Währungspolitik den Einwand erhoben, daß


die Preise nicht sofort auf die Notenausgabe reagieren und hat sich für diesen


Einwand auf die statistischen Arbeiten Nicholsons gestützt, aus denen hervor-


gehe, daß die Preise erst nach etwa drei Monaten die der Quantität der Noten


entsprechende Höhe erreichen, daß der Preisbazillus also sozusagen eine


Inkubationszeit von drei Monaten braucht. Dieser Einwand, der übrigens nur


bedingte Gültigkeit hat und z. B. in einer Zeit allgemeiner Preissteigerung, wie


wir sie zur Zeit in Deutschland haben, vielleicht umgekehrt zu verstehen ist, 


daß nämlich die Preise der Notenausgabe vorauslaufen, weil die Furcht vor 


einer neuen, durch die Notenausgabe veranlaßten Preiswelle die
Umlaufsgeschwindigkeit verstärkt, dieser Einwand ist für das Freigeld völlig 
hinfällig.


Da das Freigeld nur für den unmittelbaren Warenkauf gesucht wird, so ist es


auch selbstverständlich, daß die Notenbank das von ihr auszugebende Geld nur


unter Personen unterbringen kann, die unmittelbaren Bedarf an Waren haben,


die also das erhaltene Geld unmittelbar auf den Markt bringen, So ist es voll-


kommen sicher, daß, wenn die Notenbank am Morgen Geld ausgibt, um die


Preise zu heben, dieser Einfluß sich bereits am Abend fühlbar gemacht haben


wird. Das neue Geld wird eine zusätzliche Nachfrage erzeugt haben, die nicht


dagewesen wäre, wenn das Noteninstitut nicht eingegriffen hätte. So kann man
tatsächlich das Freigeld als verkörperte Nachfrage bezeichnen. Jede Änderung


im Warenangebot kann darum in ihrer Wirkung auf den Preis sofort durch einen


Gegenzug der Notenbank neutralisiert werden.


Ein anderer Einwand, der gegen die hier besprochene Währungspolitik er-


hoben wird, geht von der Meinung aus, daß der Index nicht 
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mit der gebotenen Schnelligkeit ermittelt werden kann. Einige meinen, man 


brauche hierzu Wochen und Monate und in der Zwischenzeit wisse die Noten-


bank nicht, wie sie sich zu verhalten hat. Dieser Einwand wird gewöhnlich von


den Verteidigern der Goldwährung gemacht, ausgerechnet von Personen, die


überhaupt keine Rücksicht auf die Warenpreise bei der Notenausgabe nehmen


und gelten lassen. Man muß sich schon sehr wehrlos fühlen, um solchen


Einwand zu erheben. Tatsächlich liegt nicht der geringste Grund vor, warum die


Statistik hier versagen sollte. Schon jetzt bringen die Handelszeitungen die tele-


graphischen Berichte der Börsen der ganzen Welt, Für den Index brauchen wir


aber nur die Preise der inländischen Märkte. Es ist eine Arbeit, die auf der


Addiermaschine nur Minuten braucht, sobald die Unterlagen eingelaufen sind, so


daß es nicht im geringsten Schwierigkeiten bieten würde, den Index, wenn


gewünscht, täglich mehrere Male zu ermitteln. Es dürfte aber vollauf genügen,


wenn der Index dem Noteninstitut wöchentlich einmal angezeigt wird.


Ist es also technisch möglich, den Index beliebig oft zu ermitteln, ist es


auch technisch ebenso möglich, die Geldmenge den Bewegungen des


Indexes mit der nötigen Schnelligkeit entgegenwirken zu lassen, so ist das


Problem gelöst, wie man den Index mittels aktiver Währungspolitik auf


einen Punkt festnageln kann, und zwar unter allen denkbaren Umständen,


auch im Kriege.


Der Sozialist marxistischer Richtung ist gewöhnt, alle üblen Erscheinungen


unserer Wirtschaftsordnung auf den Kapitalismus, d. h. also auf das


Privateigentum an den Produktionsmitteln zurückzuführen, auch alles, was auf


Konto der Mängel unserer Währungsverhältnisse mit Einschluß aller offiziellen


Währungspfuschereien zurückzuführen ist. Er muß es tun, hat ihm doch Marx


gesagt, daß das Geld ein vollkommenes Äquivalent der Waren sei, daß also von


hier aus keine Störungen des Tauschprozesses kommen können. Die Ursache


für das Gelingen so vieler Börsenspekulationen muß der Marxist überall an


389







derswo, nur nicht im Geld suchen. Die Ursache dafür, daß die Warenpreise


zuweilen Jahrzehnte lang abwärts gingen und den verschuldeten Unternehmern,


namentlich den Bauern und Hausbesitzern, die Möglichkeit nahmen, die Zinsen


der Hypotheken zu zahlen, was zur Expropriation der Proprietäre führt, und die


Latifundienbildung schafft, die muß der Marxist auch wieder weit, weit ab vom


Geldwesen suchen. Kurz: Krise, Arbeitslosigkeit, Überproduktion, Hoch-


konjunktur, Baisse, Börsenspekulation, die Bildung der Riesenvermögen der


Milliardäre, der Dollarmilliardäre, auch der gewaltig hohe allgemeine Handels-


profitsatz, alle die Schönheitsfehler unserer Wirtschaftsordnung, sie werden vom


Marxisten auf das Konto des Privateigentums an den Produktionsmitteln gesetzt


und so wird der Masse des Volkes diese Wirtschaftsordnung verekelt. Alle


Mängel, die wir auf Schritt und Tritt beobachten können, werden als Attribute des


Privateigentums an den Produktionsmitteln bezeichnet, die darum nur unter der
Bedingung verschwinden können, daß das Privateigentum an den
Produktionsmitteln radikal beseitigt werde. So wird man dann Kommunist!


Mit der eben beschriebenen aktiven Währungspolitik, die uns vor allen


Preisschwankungen allgemeiner Natur befreien wird, fallen alle die genannten
Mängel unserer Wirtschaftsordnung fort.


Die Krise bricht heute aus, wenn die Preise sinken, Mit der beschriebenen 


aktiven Währungspolitik werden die Preise nicht mehr sinken, also wird es aus


diesem Grunde keine allgemeine Krise mehr geben, also auch keine Arbeits-


losigkeit. Die Krise brach aber auch dann aus, wenn der Kapitalzins unter die
Rentabilitätsgrenze sank. Mit dem Freigeld gibt es für die Kapitalakkumulation


überhaupt keine Grenze, keine Rentabilitätsgrenze mehr. Folglich kann aus 


diesem Grunde auch keine Krise mehr entstehen. Die Reservearbei-


Reservearbeiterbataillone
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terbataillone, die für die Lohnpolitik der Gewerkschaften immer ein so großes


Hindernis waren, verschwinden. Die Preisschwankungen allgemeiner Natur, die


das ausmachen, was man die Konjunktur nennt, liefern den Stein, über den so


viele Kaufleute stolpern und stürzen. Der Kaufmann, der die Entwicklung der


Konjunktur richtig vorausgesehen hatte, oft eine reine Stimmungssache, und


seine Dispositionen danach getroffen hatte, der konnte sich freuen, Die anderen,


die in dieser Sache weniger Glück hatten, die trugen den Schaden.


Zahlungseinstellungen, Bankrott, Zwangsverkäufe waren die Folge. Unzählige


kleine, selbständige Gewerbetreibende wurden dadurch ihrer Produktionsmittel


beraubt und zum Proletariat geworfen. Dann sagte der Marxist: Seht, wie sich


das System des Privateigentums an den Produktionsmitteln auswirkt. Weg mit


einem solchen System!


In der heutigen Wirtschaft ist es so, daß alle Berufe, die zu ihrer Ausübung


besonderer Eigenschaften bedürfen, einen gehobenen Lohn einbringen. Der


Handel ist heute ein solcher Beruf. Und wenn heute der Handelsprofit etwa 40%


des Arbeitsproduktes des Volkes verschlingt, so liegt das daran, daß für diesen


Beruf der Wettbewerb relativ gering ist. Wenn wir durch eine aktive


Währungspolitik den Handel vor Konjunkturschwankungen schützen, wenn der


Index festgelegt wird, dann wird der Handel tief in den Wettbewerb der Massen


gezogen werden, und dann wird der Lohn des Kaufmannes den allgemeinen


Gesetzen des Wettbewerbs entsprechend auf den Lohn der Massen gesenkt


werden. Dann wird der Handelsprofit nicht mehr die schier lächerliche Höhe von


40%, sondern vielleicht 20, vielleicht nur 10% betragen. Das entspräche dann


einer Mehreinnahme des gesamten Volkes von 20 bis 30%.


Deutschland verteilte vor dem Kriege an Lohn, Grundrenten und Zinsen ein


Gesamteinkommen von etwa 40 Milliarden Goldmark. Wenn hiervon an


Handelsprofiten 40% in Abzug kamen, so waren das 16 Milliarden Goldmark


.Also allein mit dem, was wir 
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durch Stabilisierung der Währung an Handelsprofiten sparen würden, könnte


man die Reparation von 132 Milliarden Goldmark in 8 Jahren zahlen. Es verhält


sich hier genau so, wie wenn wir die Produktivkraft des ganzen deutschen


Volkes durch eine Erfindung um 30% gehoben hätten.


In der sozialistischen Kritik der heutigen Wirtschaftsordnung spielt dieser Profit


der Kaufleute, die gewaltige Zahl von Kaufleuten, der Luxus der Ladenein-


richtungen, die Zahl der Geschäftsreisenden, die Reklame, die Geschäfts-


stockungen, die häufigen Zahlungseinstellungen, die gewaltige Anzahl und der


Umfang der Bankbetriebe usw. eine sehr große Rolle, Man sagt, daß mit der


sozialistischen Betriebsweise alle diese toten Kosten, womit das Privateigentum


an den Produktionsmitteln die Volkswirtschaft belastet, so gut wie wegfallen wür-


den. Der ganze Handel würde mit einfachen Bezugsschemen, mit Brot- und


Zuckermarken, reibungs- und also auch fast kostenlos abgewickelt werden. 


Ähnliches sagten auch die Vertreter der Konsumgenossenschaften von ihren


Bestrebungen. Und die Vertreter der freien Wirtschaft hatten gegenüber solcher


Kritik einen schweren Stand. Denn 40% Handelsprofit waren ein 


schwerer Defizitposten bei der Aufrechnung der Vorzüge der freien Wirtschaft. 


Es genügte oft nicht, daß man sagte: mit der Geldwirtschaft werden alle die


unvermeidlichen Klagen über die Beschaffenheit der Waren unmittelbar zwischen


den Interessenten, also zwischen Käufer und Verkäufer abgewickelt und erledigt.


Es kommt niemals vor, daß jemand das Gericht mit diesen Angelegenheiten


beschäftigt. Es sind rein private Angelegenheiten. Die Geldwirtschaft errichtet


einen Puffer zwischen den Gerichten und dem Volke. Bei der sozialistischen
Verteilung der Produkte, da fehlt dieser Puffer. Jeder, der Grund zur Klage zu


haben glaubt, der etwa verdorbene Butter, kalte Brötchen, faule Eier erhält, der


wendet sich an den Staat. Der Bürger erhält in den staatlichen Depots mit dem


geforderten Gut zugleich ein Beschwerdebuch ausgehändigt und dann würde die


Erledigung dieser sich täglich millionen-
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fach wiederholenden Beschwerden einen so gewaltigen Apparat erfordern, daß


auch hierfür wieder ein großer Teil der Arbeitsprodukte als tote Last zu buchen


sein würde. Aber nur wenige verstanden die Schwere dieses Einwandes. Da


standen die 40% allgemeine Handelprofitrate ! 40%!


Mit dem Freigeld und der damit möglich gewordenen festen Währung fallen die
Handelsprofitsätze auf einen Stand, den auch optimistische Vertreter der sozia-
listischen Güterverteilung als außerordentlich gering bezeichnen werden, so daß


auch in dieser Beziehung die freie Wirtschaft den Wettbewerb bestehen wird,


und es nicht nötig wird, um an den Handelsspesen zu sparen, die Beseitigung


des Privateigentums an den Produktionsmitteln zu fordern. Wie in der Technik,


so wird auch im Handel die Privatwirtschaft, die Privatverantwortung, der


Egoismus der Menschen, der private Tatendrang das Höchstmaß von dem 


leisten, was wir vom Menschen überhaupt erwarten können. Und das wirkt sich
dann aus in einem hohen Arbeitsertrag für alle.


Oft wird der Privatwirtschaft auch Anarchie im falschen Sinne des Wortes 


vorgeworfen in Bezug auf ihren Plan. Man denkt sich dann eine Wirtschaft, die


vollkommen planmäßig geleitet wird, mit Hilfe der Statistik. Es ist ein etwas 


naiver Gedanke. Man vergißt, daß die Produktion der Hauptverbrauchsgüter, die


der Landwirtschaft, nur sehr ungefähr im Voraus zu bestimmen ist, daß der beste


Plan, die sorgfältigste Statistik, durch einen Spätfrost über den Haufen geworfen


werden kann. Die Ernteerträgnisse Deutschlands schwanken oft zwischen 20


und 50 Millionen Tonnen Kartoffeln. Es genügt aber, daß ein Mehr oder Weniger


von 10 Millionen Tonnen Kartoffeln eintritt, um auch den allgemeinen


Produktionsplan über den Haufen zu werfen. Ein Mehr an Kartoffeln bedeutet


einen Minderverbrauch an allen übrigen Lebensmitteln. Um den 
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Verbrauch dann auf der Höhe der Produktion zu halten, wird die Planwirtschaft


der Landwirtschaft Arbeiter entziehen und der Industrie zuführen. Die


Planwirtschaft wird also das tun, was auch die Freiwirtschaft tut. Sie richtet sich


nach der Lage des Marktes, nach der Erfahrung. Die freie Wirtschaft sammelt


diese Erfahrung an der Hand der Preisbewegung, also an der Quelle. Sie


braucht keine Statistik über den Verbrauch und die Produktion abzuwarten. 


Der Preis ist für den Fabrikanten und den Bauer zugleich ein Produktions- und
Bedarfsindex, nach dem er sich richtet. Jeder Mangel an Waren setzt sich um in


eine Preiserhöhung. Diese reizt zur Produktionsvermehrung, Die Preiserhöhung


wirkt unmittelbar wie eine Produktionsprämie. Und so ist es auch gekommen,


daß in all den Jahrzehnten vor dem Kriege die Privatwirtschaft die Weltmärkte so


mit Gütern versorgte, daß es kaum an Waren mangelte, wohl aber ein Über-
schuß zu verzeichnen war: Überschüsse, die daher kamen, daß Mängel des
Geldes den Absatz störten. Ich glaube nicht, daß irgend ein Planmacher es hätte


besser machen können. Wenn die Privatwirtschaft nun noch mittels des


Freigeldes und der festen Währung von den Konjunktur-schwankungen befreit


wird, dann wird die großartige Einfachheit des Produktionsplanes der freien


Wirtschaft erst recht sich bewähren. Planlos war bezeichnenderweise in der


heutigen Wirtschaft nur allein der Teil, der seiner Natur nach vom Staate


geleitet werden muß: das Geld. Hier herrschte Anarchie. Richtet sich nun der


Staat bei der Verwaltung des Geldwesens nach demselben Plan, der der


Privatwirtschaft zugrunde liegt, nämlich nach den Preisen, dann fallen alle die


Mängel, die man unserer Wirtschaftsordnung in dieser Beziehung vorwerfen


kann, auch noch fort.


Ein Wort ist noch zu sagen über die Aussichten, die sich den beiden hier


besprochenen Wirtschaftssystemen für ihre Verwirklichung in politi-
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scher Beziehung bieten. Denn die Vertreter beider Systeme ringen nach der


Macht zu ihrer Verwirklichung. Und für die, die die Ausbeutung heute zu ertragen


haben, ist es von größter Bedeutung, wie lang der Weg zum Ziele ist und ob


auch namentlich damit gerechnet werden kann, ob das Ziel überhaupt in abseh-


barer Zeit sicher zu erreichen ist.


Wie steht es nun in dieser Beziehung mit dem kommunistischen Sozialismus,


mit der allgemeinen Verstaatlichung der Produktionsmittel? Auf dem Wege der


Gewalt geht es nicht, das haben die Erfahrungen in Rußland und anderswo


gezeigt. Eine Wirtschaftsordnung, die sich auf altruistischen Grundlagen auswir-


ken soll, kann sich nicht der Gewalt zu ihrer Durchführung bedienen, denn die


Gewalt ist keine Schule für die altruistische Gesinnung. Wenn es schon vor der


gewaltsamen Expropriation der Expropriateure heißt, wir wären noch nicht reif für


den Sozialismus, so erst recht nicht nach einer solchen Anwendung der Gewalt.


Der Kommunist, dessen ganzes Wesen nicht durch Herzensgüte verklärt ist,


der alle Gewaltanwendung ablehnt – wird wirtschaftlich nie etwas erreichen.


Geht es aber auf gesetzlichem Wege, auf dem Wege des Stimmzettels? Also


durch Beschluß der gesetzgebenden Körperschaften? Ich glaube kaum, daß es


in Deutschland noch einen Sozialisten gibt, der auf den Stimmzettel seine


Hoffnungen setzt. Es müßten schon Wunder geschehen, damit den


Kommunisten die Stimmenmehrheit im Reichstag gesichert werde. Für die
Aufhebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln werden immer nur die
Ärmsten unter den Armen zu haben sein. Gegen sie werden die Bauern, die
Kaufleute, die Handwerker, die freien Berufe, also gerade die, die das Getriebe
der Volkswirtschaft in Händen haben, ohne die nicht das Geringste gemacht 


werden kann, geschlossen stimmen. (1922!)
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Weder mit Gewalt noch auf gesetzlichem Wege ist das marxistische Ziel zu


erreichen. Die Natur des Menschen ist gegen dieses Ziel gerichtet, bäumt sich
dagegen auf. Der Kommunismus ist nur für die Armseligen anheimelnd. Für die,


die sich nur einer Spur von Wohlstand einmal in ihrem Leben erfreut haben, ist


er unerträglich. Der wohlhabende Mensch strebt nach Befreiung, nicht nach


neuen Gebundenheiten. Und wenn der Kommunismus den Wohlstand für alle


bringen sollte, so hätte er damit auch schon alle gegen sich. Sein Zweck ver-
nichtet also seine Mittel.


Mit der anderen der beiden hier besprochenen Wirtschaftsordnungen, mit der


befreiten Wirtschaft, sieht es in Bezug auf die Verwirklichungsmöglichkeit ganz


wesentlich hoffnungsvoller aus. Hier können wir wirklich mit einer Einheitsfront
aller am Produktionsprozeß Beteiligten rechnen. Die befreite Wirtschaft tastet die


Unabhängigkeit der Bauern in keiner Weise an. Sie sichert ihm die unbe-


schränkte freie Benutzung des Bodens und schützt ihn vor der hypothekarischen


Verschuldung dadurch, daß der Boden als unveräußerliches Gemeingut erklärt


wird. Das ganze Deutsche Reich wird als Freiland zum Fideikommiß des ganzen


Volkes, Die Unabhängigkeit der Kaufleute bleibt ebenfalls unangetastet und wird


womöglich noch erhöht. Der Staat mischt sich in keiner Weise in ihre


Angelegenheiten. Sie schalten und walten nach freiem Ermessen. Bei den


Unternehmern ist es ebenso. Sie werden von den so störenden


Konjunkturschwankungen und vom Zins der von ihnen benötigten Kapitalien


befreit. Den Industriearbeitern reicht die befreite Wirtschaft den Löwenteil der von


ihr erwarteten Früchte. Ohne daß die Preise darum steigen werden, wird der
Lohn sich verdoppeln, verdreifachen. Sie werden nach und nach zu Wohlstand


gelangen und auch die Aktien ihrer eigenen Unternehmungen erwerben können,


allerdings ohne 
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von diesen Aktien dann noch mehr als die gewöhnlichen Abschreibungen erwar-


ten zu dürfen.


Die befreite Wirtschaft verlangt nicht, daß wir alle zu Proletariern werden,


Proletariern, die von einer Zentralbehörde geleitet werden und nach einem von


dieser Zentralbehörde aufgestellten Plan arbeiten, ohne Interesse, ohne Freude,


ohne Sorgen. Nein, im Gegenteil, die befreite Wirtschaft wird diese traurigen


Produkte des Kapitalismus dadurch mit Stumpf und Stiel wieder von der


Bildfläche wegfegen, daß sie sie alle wieder in freie, selbständige, selbstverant-


wortliche Männer, in Vollbürger zurückverwandelt.


Und ich glaube, wenn wir dem deutschen Volk sagen müßten, daß, um den


marxistischen Sozialismus zu verwirklichen, wir den Proletarisierungsprozeß mit


allen Mitteln zu Ende führen müssen, daß wir die große Masse des Volkes hinab-


stoßen müssen ins Elend, daß der Hunger, die Arbeitslosigkeit, der Selbstmord,


die Schwindsucht, den Weg markieren, auf dem der Marxismus das Volk ins


kommunistische Paradies führt, daß die meisten dann überhaupt an der


Durchführbarkeit solcher Bestrebungen zweifeln werden. Die Schwindsucht ist


das Endglied der Entwicklungskette, nicht der Weg zu neuen Zielen. Auf dem
Wege der allgemeinen Proletarisierung ist nichts zu erreichen. Die Hoffnungen,


die hierauf gegründet werden, sind eitel. Eine Politik, die sich mit Hilfe des


Wahlzettels durchsetzen will, und deren Träger auf dem Wege zur Wahlurne an


der Schwindsucht zusammenbrechen, also eigentlich sich selbst auf den


Aussterbeetat setzt, die muß in sich Widersprüche bergen.


Wir kommen vom Kommunismus her, der Weg dahin ist also Reaktion.


Das Ziel des Kommunismus ist also der letzte reaktionäre Schritt.


Auf dem Wege von der Befreiung vom Kommunismus sind wir durch das


herkömmliche Geld nebst dem verderbten Bodenrecht in den Kapitalis-


Kapitalismus
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mus hinein gesegelt. Wir stecken in einer Sackgasse, links das Geldwesen,


rechts das Bodenrecht. Wenn wir auch wollten, wir können nicht umkehren.


Was sollen wir tun? 


Wir wollen hinaus ins Freie, In die freie Ebene, die wir da vor uns sehen.


Hinaus wollen wir, ehe wir, durch den Hunger getrieben, uns gegenseitig


würgen. Wie sollen wir das? Nun, sprengen wir die Hindernisse, Räumen


wir auf mit dem Plunder, den wir unbesehen von unseren Ahnen übernom-


men, sprengen wir den Panzer, den uns das Geld- und Bodenrecht angelegt


und der uns zu ersticken droht. 


Ja, Hand ans Werk, Feuer an die Lunte – sprengen wir den Panzer. –
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Zum Geleit     


Nach der Zusammenfassung der physiokratischen und freiwirtschaftlichen


Organisationen zum “Freiwirtschaftsbund FFF” im September 1921 setzten so-


gleich Bestrebungen ein, neben dem monatlich erscheinenden Theorieorgan 


“Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld” eine eigene Presse für die Auf-


klärung breiterer Bevölkerungsschichten aufzubauen. Diese Aufgabe übernahm


Karl Polenske, der schon vor der Bildung der Einheitsorganisation in Hamburg 


die freiwirtschaftliche Wochenzeitung “Die Entscheidung” maßgeblich mitgestaltet


hatte. Nach dem im Januar 1922 fehlgeschlagenen Versuch, die “Quedlinburger


Zeitung” in eine freiwirtschaftliche Tageszeitung umzuwandeln, gab Polenske zu-


nächst als deren wöchentliche Beilage die “FFF-Woche” und dann die “FFF-


Zeitung” heraus. In den Wirren der Inflation erwies sich dieses Zeitungsprojekt


jedoch ebenso wenig als lebensfähig wie seine Zeitung “Die Einheitsfront –


Wohlstand für alle”. [Zu Karl Polenske vgl. das Portrait von Günter Bartsch, Der linke Flügelmann,


in: Zeitschrift für Sozialökonomie 81. Folge 1989, S. 13-19.- Im Spätsommer 1923, also gegen Ende


der großen Inflation, initiierte Karl Polenske das erste praktische Experiment mit einem Freigeld. In


Flensburg gründete er die "Flensburger Goldmark-Gesellschaft", die für einen eigenen Kundenkreis


Goldmarkscheine zu verschiedenen Nennwerten ausgab. Diese Scheine verloren pro Woche 1% ihres


Nennwerts. Sie lauteten auf Polenskes Namen, hießen im Volksmund deshalb bald "Polenske-Zettel"


und fanden in Flensburg rasche Verbreitung. Auf Anordnung des damaligen Finanzministers Dr. Luther


mußte die "Goldmark-Gesellschaft" diese Scheine im Dezember 1923 als illegales Notgeld wieder aus


dem Verkehr ziehen. Über die näheren Geschäftsbedingungen der Gesellschaft, vor allem über die


Konzession an die Golddeckungsideologie, war es jedoch schon vor dem Ende dieser Selbsthilfeaktion


zu größeren Differenzen zwischen Polenske und Gesell gekommen. Sie führten dazu, daß Polenske


sich völlig aus der Freiwirtschaftsbewegung zurückzog. Vgl. dazu Carl-Hans Lüthje, Die Selbsthilfe


wurde verboten!, in: Informationen für Kultur, Wirtschaft und Politik Nr. 4/1961, S. 99-103. – Über die


"Quedlinburger Zeitung" und "FFF-Zeitung" vgl. die redaktionelle Notiz von Karl Polenske in der FFF-


Zeitung Nr. 1/1922, S. 3.] 


Den zweiten, ebenfalls gescheiterten Versuch der Schaffung einer freiwirt-


schaftlichen Tageszeitung unternahm Will Noebe im Sommer 1923 in Mecklen-


burg. Er übernahm dort die Redaktion einer Zeitung “Land und Stadt”, die das


Organ des “Bundes der Kleinlandwirte” war, und erweiterte sie zu “Norddeutsch-


en Blättern für ausbeutungslose Freiwirtschaft”. Darin erschien unter anderen


Autorennamen ein “Offener Brief an den Reichspräsidenten Ebert”, der nach


Angaben von Noebe aber von Gesell verfaßt war [Vgl. Günter Bartsch, Die NWO-


Bewegung Silvio Gesells, Lütjenburg 1994, S. 41-42. – "Land und Stadt" war für Noebe der Beginn


einer jahrzehntelangen freiwirtschaftlich-publizistischen Tätigkeit, zu der die Herausgabe und


Redaktion der Zeitschrift "Telos – Die Welt von morgen" gehörte.] und deshalb in den Band 14


aufgenommen wurde.Eine scharfe Kritik an Außenminister Stresemann führte 


zu einem vorübergehenden Schreibverbot für Noebe. 
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Zum Nachfolger von “Der Befreier” wurde schließlich die Wochenzeitung “Der


neue Kurs”, die Helmut Haacke ab Oktober 1922 in einem eigenen Verlag in Er-


furt herausgab. Dank seiner kaufmännischen Kenntnisse und durch den Einsatz


eigenen Vermögens gelang es ihm, den “Neuen Kurs” auch unter schwierigsten


äußeren Bedingungen existenzfähig zu erhalten. Redakteur dieser Wochenzei-


tung wurde Dr. Hans-Joachim Tuercke, der kurz zuvor an der Universität Halle mit


der ersten profreiwirtschaftlichen Dissertation promoviert hatte. Die Geschäfts-


führung des “Freiwirtschaftsbundes” übernahm der stark von Max Stirners Philo-


sophie beeinflußte Jurist Hans Timm, der sich auch zum engsten Mitarbeiter 


Silvio Gesells entwickelte und zur zentralen Figur im FWB wurde. Der Titel “Der


neue Kurs” sollte den Willen von Herausgebern und Mitarbeitern zum Ausdruck


bringen, ausgetretene Pfade einseitiger Parteipolitik sowie machtpolitischer und


zwangsstaatlicher Wirt-schaftssysteme zu verlassen und einen neuen Kurs der


wirtschaftlichen Stabilität in Freiheit und Gerechtigkeit einzuschlagen. Anstelle 


von theoretischen Abhandlungen sollte die Zeitung in erster Linie der Anwendung


von Gesells Theorien auf Probleme der Gegenwart und auf die Lösung von


Tagesfragen dienen. “Der neue Kurs” und “Die Freiwirtschaft durch Freiland und


Freigeld”, in denen Gesells Aufsätze erschienen, müssen als ihr Umfeld bei 


weitergehenden Studien hinzugezogen werden. Manches, wozu sich Gesell nicht


unmittelbar äußerte, wurde dort in seinem Sinne von anderen Autoren ausge-


sprochen. –


Zum alles beherrschenden Thema der frühen 20er Jahre wurden die große


Inflation und die Reparationsforderungen der Entente. Dazu hat Gesell in zahl-


reichen Zeitungsartikeln, Aufsätzen, Broschüren und Vorträgen Stellung genom-


men und darin Wege gewiesen, auf denen er “das jetzige politische und wirt-


schaftliche Chaos in einen Kosmos verwandeln” wollte. [Silvio Gesell, Die Rettung


Deutschlands, in: SGW Band 14, S. 382.] Zweifellos stellte das Versailler Diktat eine


besondere Härte für Deutschland dar. Es wurde schnell zum Nährboden für 


übertrieben nationalistische Stimmungen. Davon ließ sich Gesell jedoch nicht 


mitreißen, sondern er hielt es für notwendig, daß Deutschland vor aller Welt,


besonders gegenüber Frankreich, den Beweis für seinen Willen zu einer fried-


lichen Zukunft liefere. Zwar glaubte er zunächst noch an die Möglichkeit einer


Revision der Reparationsforderungen. [Silvio Gesell, Deutsche Vorschläge für die Neugrün-


dung des Völkerbundes und für die Überprüfung des Versailler Vertrages, in: SGW Band 12, S. 290.]


Doch stellte er schon bald die Forderung an die deutschen Regierungen Wirth


und Cuno, daß sie keine Zeit mehr mit vagen Hoffnungen auf eine Vertragsre-


vision verlieren sollten. Mit dem, was die Schieber, Wucherer und Spekulanten


durch die große Inflation gewannen und dem deutschen Volk stahlen, hätte sich


schon ein großer Teil der Reparationsschuld tilgen lassen. [Silvio Gesell, Vorschlag zur


Befreiung von der Fremdherrschaft – Was sollen wir tun?, in: SGW Band 14, S. 316.]  Unumwunden


sollte Deutschland die Verantwortung für den ersten Weltkrieg übernehmen und


den entstandenen Schaden, der im Versailler Vertrag mit 132 Milliarden Goldmark


beziffert war, wieder gutmachen. Diese Summe sollte weder von den durch die
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Inflation völlig verarmten deutschen Bürger- und Arbeitermassen noch auf dem


Umweg über eine Auslandsanleihe aufgebracht werden, sondern durch eine 


einmalige 75%-ige Steuer auf den durch die Inflation unrechtmäßig von Groß-


grundbesitzern und Großkapitalisten angehäuften Besitz an Sachwerten. Zu die-


ser die Vergangenheit abschließenden Sachwertsteuer sollte in dieser Stunde 


Null die Boden- und Geldreform hinzutreten, um in Deutschland für die Zukunft


vorbildliche soziale Verhältnisse zu schaffen und nach den Grauen des Krieges 


“... den Acker zu bereiten, auf dem der Friedensbaum Wurzeln schlagen kann ...


Wir könnten den Zwang zur Reparation benutzen, um die wirtschaftlichen Grund-


lagen für den sozialen Frieden zu schaffen; und solcher Bürgerfrieden ist doch


gewiß mehr wert als 132 Milliarden Mark.” [Silvio Gesell, Deutsche Vorschläge für die


Neugründung des Völkerbundes und für die Überprüfung des Versailler Vertrags, in: SGW Band 12, 


S. 291; ders., Der Verkauf unserer Selbständigkeit, in: SGW Band 14, S. 337.] 


Auf einer Tagung des “Freiwirtschaftsbundes FFF” Ostern 1922 hielt Silvio


Gesell einen Vortrag über das “Trugbild der Auslandsanleihe”. Darin trat er den


Plänen von Reichskanzler Wirth entgegen, Auslandskredite zur Zahlung der Re-


parationen aufzunehmen, um die inländischen Sachwertbesitzer zu schonen. Als


Alternative zur Regierungspolitik stellte er seinen Vorschlag dar, der die Lösung


der Reparationsfrage mit seiner Lösung der sozialen Frage verband. “Wir wer-


den arbeiten müssen”, so lautete Gesells Fazit, “und zwar schwer, um den


Schaden wettzumachen. Und werden zu diesen Arbeiten alle die heranziehen, die


bis dahin von Renten und Zinsen lebten ... Viele werden das Leben von einer


neuen Seite her kennenlernen. Es wird sich nicht mehr erschöpfen in Paraden,


Uniformen, in der Anbetung des Staatspopanz ... Und dann werden die Tränen 


versiegen darüber, daß der Staat der Hohenzollern zerfiel ... Dann wollen wir 


nach 20 Jahren das deutsche Volk vergleichen mit dem elenden Häufchen Un-


glück, das aus dem Kriege heimgekommen ist. Und dann werden viele vielleicht


sagen, daß die schwere Last der Reparation ein Glück für das deutsche Volk


gewesen ist.” [Silvio Gesell, Das Trugbild der Auslandsanleihe und ein neuer Vorschlag zum


Reparations-problem, S. 114 SGW Band 14.]  Die Reparationen als “Glück” für das deut-


sche Volk – wie wohltuend hob sich Silvio Gesells Einstellung ab von nationalis-


tischen Klagen über den “Schmachfrieden von Versailles”! 


Auf der Grundlage dieser Verbindung von sozialer Frage und Reparations-


problem hoffte Silvio Gesell, daß Deutschland nach der im Vertrag von Rapallo


besiegelten Verständigung mit Sowjetrußland auch zu einer Verständigung mit 


den Entente-Staaten und dem nach drei leidvollen Teilungen wiedererstandenen


Polen gelangen könnte. Während in der deutschen Öffentlichkeit vielfach An-


sprüche auf polnische Gebiete erhoben wurden, wies Gesell darauf hin, daß 


diese Gebietsabtretungen sogar finanzielle Vorteile für Deutschland brachten.


Zudem propagierte er die Schaffung von “Freikohle” als Weg zur Schaffung ei-


nes Friedens zwischen Deutschland und Polen in Oberschlesien. [Silvio Gesell, Wie-


viel gewinnt Deutschland durch die Abtretung der polnischen Gebiete?, sowie ders., Freikohle – Die
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Formel für den Frieden in Oberschlesien, in: Gesammelte Werke Band 13, S. 109 und 92; zu Ober-


schlesien vgl. auch: Die Diktatur der Not, S. 73 SGW Band 14. – Vgl. auch Johannes Buchholz,


Danziger Währung Eingabe und Denkschrift zur Einführung einer eigenen Danziger Währung und 


zur Vereinheitlichung mit der polnischen Währung, Danzig 1922.]  Abgesehen davon würde 


ein unbeschränkter Freihandel die Menschen viel enger miteinander verbinden 


als eine gemeinsame Staatsbürgerschaft. Zugleich trat Gesell für eine Aussöh-


nung mit Frankreich ein, obwohl es unter Clemenceau und Poincaré eine un-


nachgiebige, starre Haltung in der Reparationsfrage einnahm: “Wir wollen endlich


mit Frankreich einen wahren, dauerhaften Frieden schaffen.” Und in dem Auf-


satz “Beeilen wir uns, ehe es zu spät ist” zeigte er eindrucksvoll, wie die Politik 


ein Vertrauensverhältnis zwischen Franzosen und Deutschen aufbauen sollte.


[Silvio Gesell, Die Rettung Deutschlands, S. 383 SGW Band 14, sowie ders., Beeilen wir uns, bevor es


zu spät ist, S. 344-348 SGW Band 14.] Gesells Vortrag über das “Trugbild der Aus-


landsanleihe” erschien auch als Broschüre. Sie wurde den Mitgliedern der deut-


schen Delegation zugestellt, die unter der Führung von Reichskanzler Wirth im


April/Mai 1922 an der internationalen Reparationskonferenz in Genua teilnahm.


Dort waren auch der schwedische Völkerbundexperte Professor Gustav Cassel


und als Mitglied der britischen Delega-tion John Maynard Keynes anwesend.


Keynes hatte schon vorher in seinem Buch “Die wirtschaftlichen Folgen des


Friedensvertrags” Bedenken gegen die Höhe der Reparationsforderungen erho-


ben. Er und Cassel erhielten ebenfalls Kenntnis von Gesells Broschüre. [Gemäß 


Brief von Bertha Heimberg an Wemer Schmid vom April 1962 im Archiv der Freiwirtschaftlichen Biblio-


thek. – Der amerikanischen Delegation gehörte der Bankier John Pierpont Morgan an, was Gesell zu


der Bemerkung veranlaßte, daß in der Tagesordnung die wohlüberlegte Politik der Bankokratie zum


Vorschein kommt". (Unser Genueser Programm, S. 162 SGW Band 14). – Über Keynes' Haltung zur


Reparationsfrage vgl. Wilhelm Hankel, John Maynard Keynes – Die Entschlüsselung des Kapitalis-


mus, München 1986, S. 112 ff. – Am Rande einer der Konferenz von Genua vorgeschalteten Konferenz


der neutralen Staaten in Bern traf Professor Gustav Cassel mit schweizerischen Mitarbeitern Silvio


Gesells zusammen. Vgl. dazu den Bericht von Fritz Schwarz, Prof. Dr. Cassel, der Finanzexperte des


Völkerbundes, zur schweizerischen Freigeld-Petition, in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld


Nr. 5/1922, S. 131-133.] 


Die Reparationsverhandlungen führten nicht zu einer Annäherung zwischen


Deutschland und der Entente. Vor allem war Frankreich zu keinem Entgegen-


kommen bereit. Nach dem Sturz der Regierung Wirth, die zwar jedes Ultimatum


der Entente akzeptierte, aber jedesmal unmittelbar danach um Zahlungsauf-


schub bat, versuchte die Regierung Cuno eine Gesamtlösung für die Repa-


rationsfrage zu finden, die der tatsächlichen deutschen Zahlungsfähigkeit ent-


sprach. Auch Cunos Vorschläge stießen auf die Ablehnung Frankreichs, das


schließlich im Januar 1923 das Ruhrgebiet – die Waffenschmiede Deutschlands –


besetzte, um Kohlenvorräte zu beschlagnahmen. Von deutscher Seite wurde die


Ruhrbesetzung mit einem sogenannten “nationalen passiven Widerstand” be-


antwortet, mit dem sich Gesell in mehreren Zeitungsartikeln kritisch auseinander-


setzte.  [Zum Ruhrkampf vgl. Arthur Rosenberg, Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik,
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Frankfurt 1984, S. 125, und Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, München 1985.] In jener 


Zeit hielt sich Gesell mehrfach im Ruhrgebiet auf, um Möglichkeiten einer prole-


tarischen Freigeldaktion zu erkunden. Zuvor hatten sich bereits westdeutsche


Physiokraten mit dem Vorschlag an die französische Regierung gewandt, das


Ruhrgebiet vom Deutschen Reich abzutrennen und unter physiokratischer Lei-


tung zu einem selbständigen Staat zu machen. [Gemäß Werner Schmid, Silvio Gesell –


Lebensgeschichte eines Pioniers. Bern 1954, S. 280. Allerdings gibt Schmid hierfür keine detaillierten


Quellen an.] Fortan verstärkten sich Gesells separatistische Neigungen. Im zuneh-


menden Zerfall des Deutschen Reiches und der Schaffung autonomer Staaten 


sah er auch den Vorteil, daß “... nicht mehr alles von Berlin aus bestimmt wird.”


[Silvio Gesell, Die Zertrümmerung des Deutschen Reiches, in: SGW Band 14, S. 390. – Vgl. in diesem


Zusammenhang Johannes Buchholz, Danziger Währung ... (wie Anmerkung 8).] So könnten im


Ruhrgebiet Währung und Wirtschaft neu geordnet werden, was dann positive


Rückwirkungen auf andere Teile des Deutschen Reiches haben und zur Über-


windung der großen Inflation führen könnte – letztlich auch zu einer inner-


deutschen Wiedervereinigung in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen. 


Auf maßgebliche Initiative des Ruhrbergmanns Adolf Simat streikten im Früh-


jahr 1923 die Bergleute von sechs Essener Zechen. Über 20 000 Ruhrkumpel


demonstrierten für eine freiwirtschaftlich-separatistische Währungspolitik. Am 


15. Dezember 1923 entstand auf einer Tagung im Essener Städtischen Saalbau


ein “Kampfbund der Freiwirte im Rheinland und Ruhrgebiet”. Auf derselben Ta-


gung hielt Silvio Gesell einen Vortrag über eine “Freiwirtschaftliche Reparations-


und Friedenspolitik”. [Der Vortrag erschien in den Nummern 2 und 4/1924 der Zeitschrift


Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld und wurde im Band 15 wieder abgedruckt. Vgl. Günter


Bartsch, Die Die NWO-Bewegung Silvio Gesells, Lütjenburg 1994, S. 34-37 und die dort angegebe-


nen Quellen.] In einem Brief zum Jahreswechsel 1923/24 berichtete er seiner Frau


Anna Boettger-Gesell über diese Ereignisse: “Mit diesen Leuten an der Ruhr


haben wir kürzlich verhandelt. Sie sind bereits in großer Zahl, an manchen 


Orten und in großen Städten bereits in der Mehrzahl für die FFF gewonnen. Da


haben wir Fuß gefaßt und es sieht so aus, als ob wir dort durchdringen werden. In


Essen hatten wir zwei mächtige Versammlungen – von über 2000 Personen -, 


wo unsere Resolution einstimmig angenommen wurde und wo S. G. als Diktator


proklamiert wurde mit Hurra, Hurra.”  [Brief von Silvio Gesell an Anna Boettger-Gesell vom 29.


Dezember 1923. – Vgl. auch die Notiz "Entschließung", in: Der neue Kurs Nr. 43/1923, S. 3.] In je-


ner Zeit des Chaos und der Not mochte Gesell die Hoffnung gehabt haben, daß 


er noch einmal – wie in der Münchener Räterepublik – die Gelegenheit zu poli-


tischem Handeln bekommen würde. 


Silvio Gesells Neigung zu einer “Währungsdiktatur” läßt sich – ohne sie recht-


fertigen zu wollen – im historischen Kontext verständlich machen. Latent waren 


sie schon seit etwa 1910 in ihm vorhanden. Während des ersten Weltkriegs 


kamen sie in der Denkfigur des “Friedensdiktators” zum Ausdruck. [Vgl. Silvio Gesell,


Die neue Lehre vom Geld und Zins, in: SGW Band 5, S. 261, sowie: Physiokratische Friedensdiktate
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zum freundlichen Gebrauch für den Sieger, wer immer er auch sei, in: SGW Band 8, S. 185ff.]  In 


die Münchener Räteregierung trat Gesell in dem Bewußtsein ein, daß außer 


ihm niemand darauf vorbereitet sei, das große Werk der Sanierung des zer-


rütteten Geldwesens zu vollbringen. Er spürte in sich einen starken Drang zur 


rettenden Tat, weshalb Günter Bartsch ihn als “einen der letzten großen Renais-


sance-Menschen” bezeichnete. Ob etwas von dem Geist Niccolo Machiavellis 


in Gesells Broschüre “Die Diktatur der Not” eingeflossen ist, die er 1922 als


“Sammelruf an die Staatsmänner Deutschlands” veröffentlichte?  [Günter Bartsch, Die


NWO-Bewegung Silvio Gesells, Lütjenburg 1994, S. 22 ff. – Die "Diktatur der Not" setzt Gedanken 


aus der Münchener Verteidigungsrede und aus dem Vortrag "An das deutsche Volk" fort; vgl. SGW


Band 12, S. 17 ff und 297 ff. – Niccolo Machiavelli, Mensch und Staat, Leipzig 1940.] Schon früh-


zeitig hat Silvio Gesell vorausgesehen, daß das “Zerstörungswerk der Noten-


presse” die gesellschaftliche Ordnung völlig in Trümmer legen würde. So hieß 


es in seiner Münchener Verteidigungsrede: “Die Währung hält den Staat zu-


sammen oder sprengt ihn – je nach dem. Wird hier gepfuscht, so löst er sich in


kleinste Teile auf, in Atome, die sich gegenseitig abstoßen.” [Silvio Gesell, Papier-


geldschlamperei, in: SGW Band 14, S. 237, sowie ders., Verteidigungsrede, SGW Band 12, S. 28.]


Das Kommen und Gehen der Regierungen Fehrenbach, Wirth, Cuno und Stre-


semann in dem damaligen Chaos bestärkte Gesells Zweifel, ob die “Rettung 


des Ganzen” von den in Parteien organisierten Teilen der Gesellschaft erwartet


werden könne. In Anbetracht des “völligen Versagens der Parteien” hielt er es 


für notwendig, daß die Gewerkschaften, Beamtenbünde und Berufsverbände 


eine politische Instanz bilden, die eine “Diktatur des Gemeinwohls” ausüben 


sollte.  [Silvio Gesell, Diktatur der Not, S. 64, sowie ders., Das Trugbild der Auslandsanleihe, S. 98 im


Band 14.]


In der allgemeinen Not jener Jahre lagen der Ruf nach einem ‘starken Mann’


und der Gedanke einer Diktatur gleichsam in der Luft. Von rechts drohte die Ge-


fahr einer nationalen Diktatur und die Linke schwankte zwischen Parlamenta-


rismus und proletarischer Diktatur nach bolschewistischem Muster. Dazwischen


stand die Weimarer Demokratie, die im Strudel der Hyperinflation im Herbst 


1923 schließlich auf dem Weg über ein Ermächtigungsgesetz zu einer “großkapi-


talistischen Wirtschafts- und Finanzdiktatur” (Arthur Rosenberg) wurde. [Arthur


Rosenberg, Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt 1983, S. 153. – Silvio Gesell,


Die Zertrümmerung des Deutschen Reiches ..., in: SGW Band 14, S. 338.] Die “bürgerliche Dik-


tatur” der Regierung Stresemann kommentierte Gesell mit den Worten: “Wenn


man wirklich den Zweck erreichen wollte, so durfte man nicht Vertreter des Ka-


pitals zu Ermächtigten machen.” [Silvio Gesell, Die Bewaffnung des Proletariats, in: SGW 


Band 14, S. 228.] Die “Diktatur der Not” hingegen sollte von Vertretern der Arbei-


tenden ausgeübt werden und auch “... keine ursurpierte, auf Bajonetten sich 


stützende Diktatur ehrgeiziger Männer” sein. Gesell dachte weder an die Auf-


hebung bürgerlicher Grundrechte wie der Meinungs-, Presse- und Versammlungs-


freiheit noch an die Anwendung von Gewalt. Die Reichswehr als militärische 


Stütze der Reichsregierung sollte entwaffnet und das Proletariat bewaffnet 
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werden. [Silvio Gesell, Die Diktatur der Not, in: SGW Band 14, S. 64. – Zur Bewaffnung der


Reichswehr und der Bewaffnung des Proletariats vgl. den Aufsatz: Die stärkste Partei, in: SGW Band


14, S. 363. – Den Erhalt der Meinungsfreiheit verlangte Polenske schon 1920 bei der ersten Er-


läuterung der "Befreiungsdiktatur" (in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld Dezember 1920,


S. 51/52 und 10/11). Polenske ging von der Idee eines Volkskönigtums im Gegensatz zum


Klassenkönigtum aus und auch Gesell sprach einmal vom "wahren König" (in: Die Diktatur der Not, in:


SGW Band 14, S. 62) – Auf den Aufsatz "Die stärkste Partei" folgte eine Diskussion in "Der neue 


Kurs": Prof. Foehr "Gegen die Politik von Silvio Gesell" (Nr. 37/1923); "Bürgerkrieg oder Bewaffnung


des Proletariats" (Nr. 38); Leserzuschriften von Fritz Trefzer, Johannes Buchholz und Hans Schweis-


thal (Nr. 39). Gesells Broschüre "Die Bewaffnung des Proletariats" stellt eine Antwort auf diese


Diskussion dar.] Gesell wollte weder eine bürgerliche Diktatur des Kapitals noch 


eine bolschewistische oder nationale Diktatur. Hätte er die letztere angestrebt,


hätte er sich beispielsweise positiv über den Hitler-Putsch im November 1923


äußern können. Doch nahm er zum “nationalistischen Wahn” und zum Anti-


semitismus eine ablehnende Haltung ein: “Die Missetaten der Hochfinanz 


gliedern sich nicht in christliche und jüdische; es ist unterschiedslos der Sieg 


des Mammonismus über die Menschen-seele.” [Silvio Gesell, Die Reparation als direkte


Aktion des Proletariats, in: SGW Band 14, S. 397; ders., Ford und die Juden, in: SGW Band 14, S. 400.


– In seiner Nr. 46/1923 distanzierte sich der "Neue Kurs" vom Hitler-Putsch. Unter dem Leitmotiv 


"Der Bankrott der Novemberleute" erschienen zwei Kritiken: o.V., Die Morgenröte der nationalen


Diktatur, sowie Gottlieb Scheuffler, Der 9. November. – Vgl. Benedikt Uhlemayr, Das Wirtschafts-


programm der NSDAP, in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld, Nr. 6/1923. – Auch hier griff


Gottfried Feder in einem Aufsatz "Propheten und Schwarmgeister" im "Völkischen Beobachter" vom


27.10.1923 Gesell scharf an: "Die restlose Ablehnung und wissenschaftliche Erledigung der Ge-


sellschen Irrlehre kann heute als Gemeingut des Nationalsozialismus angesehen werden."Vgl. die


Anmerkungen 34-36 zum Geleitwort im Band 10.] Bei näherem Hinsehen wird fraglich, ob


die Notstandsregierung, mit der Gesell einen Absturz der Weimarer Republik 


in eine “Anarchie in der schlimmsten Bedeutung des Wortes” abwenden wollte,


wirklich eine Diktatur gewesen wäre. Jedenfalls ging es ihm nicht um die Herr-


schaft einer Minderheit, die ihre Gruppeninteressen hinter der ideologischen


Fassade einer fiktiven Volks- oder Klassengemeinschaft verbirgt. Gesells Ziel 


war es, “die Revolution zu sichern”, ohne daß wie bei allen anderen Revolutionen


Köpfe rollen. “Alle Beamten und Minister, mit Einschluß des Reichspräsidenten,


können auf ihren Posten bleiben.” Der Regierungsapparat sollte seine gewohnte


Tätigkeit fortsetzen. Nur vorübergehend sollte ihm eine besondere politische


Instanz übergeordnet werden, für die der aus der Rätebewegung hervorgegan-


gene Reichswirtschaftsrat das Vorbild gewesen sein könnte. Dieses Gremium 


aus Vertretern der Verbände der Arbeiter, Angestellten, Landwirte, Kaufleute,


Unternehmer, Beamte und Freiberufler sollte als noch nicht vom “Parteigeist 


vergifteter letzter kosmischer Kraftwirbel im heutigen Volkschaos” eine spezielle


Aufgabe erfüllen, nämlich die “... Geldmacht, die tyrannischste aller Mächte” be-


seitigen. Es sollte die Notenpresse stoppen und die Wirtschaft mittels Freiland 


und Freigeld neu ordnen. Damit sollten “ökonomische Grundlagen für eine wirk-


lich parlamentarische Regierung” entstehen, die für binnenwirtschaftliche Stabi-


16







lität und friedlichen Weltfreihandel sorgt, die die Reparationsforderungen erfüllt


und eine Verständigung mit den Nachbarn Deutschlands herbeiführt. [Silvio Gesell,


Die Diktatur der Not, S. 64-70 und 88 im Band 14. Daß der Reichswirtschaftsrat Vorbild für den


Gedanken einer Diktatur der Not gewesen sein könnte, geht auch aus dem Aufsatz "Der Reichstag 


am Pranger" hervor; in: SGW Band 14, S. 327.] 


Im weiteren Verlauf der 20er Jahre trat die “Diktatur der Not” allmählich in 


den Hintergrund. Und 1927 gelangte Gesell in seinem letzten Buch “Der abge-


baute Staat” schließlich zu der Vorstellung, daß der Übergang vom Kapitalismus


zur Natürlichen Wirtschaftsordnung im Wege eines parlamentarischen Beschlus-


ses einer spontan entstehenden, parteiübergreifenden Allianz aller Christen im


Reichstag vollzogen wird. Jedoch blieb sein Bild von Staat und Politik ganz und 


gar unfertig. Ausgeräumt waren auch nicht seine früheren Zweifel, ob Parteien 


als ‘Moleküle’ der zerfallenen Gesellschaft tatsächlich die Kraft haben können, 


den sozialen Spaltpilz von Bodenrente und Geldzins auszuschalten und die ver-


lorene Einheit des sozialen Organismus wieder herzustellen. Kann die atomi-


sierte Gesellschaft sich allein aus eigener Kraft auf demokratischem Weg von der


Herrschaft des Mammons befreien und sich zu einem Ganzen zusammenfügen


oder bedarf sie zusätzlich zu ihrem eigenen Bemühen einer helfenden Kraft, die


den Prozeß der Heilung von der “sozialen Dyskrasie” (Theophil Christen) gleich-


sam wie ein Arzt begleitet? In seiner Verteidigungsrede nannte Gesell die Boden-


und Geldreform einen “Grundquader des gewaltigsten Werkes aller Zeiten” und


ihre Durchführung eine “außergewöhnliche Tat des großen Heilschnitts”. [Silvio Ge-


sell, Verteidigungsrede, in: SGW Band 12, S. 19.]  Nach der mehrtausendjährigen Fehlent-


wicklung in den Bahnen des Feudalismus und Kapitalismus müsse die Mensch-


heit ihren Kurs korrigieren und die Richtung einer ausbeutungsfreien Natürlichen


Wirtschaftsordnung einschlagen. Die Übergangszeit von 10-15 Jahren sei ein Na-


delöhr, durch das die Menschheit hindurch müsse. Danach könne das mit geld-


und bodenpolitischen Sondervollmachten ausgestattete Übergangsgremium 


wieder aufgelöst werden. 


Damit ist Silvio Gesell nicht der einzige Denker mit der Vorstellung eines 


außergewöhnlichen Übergangsstadiums zwischen den gegenwärtigen und den


zukünftigen Weltzuständen. Im Grunde ist sie schon so alt wie die jüdisch-christ-


liche Apokalyptik, die das vom Nationalsozialismus so schändlich mißbrauchte 


Bild eines “tausendjährigen Reiches” als Stufe zwischen der sündigen und der


erlösten Welt kennt (Apokalypse 20.2 und 21.1). Und selbst in der modernen


Physik werden chaotische Geschehen als vorübergehende Fluktuationen zwi-


schen alten und neuen Ordnungsmustern beschrieben. [Hermann Haken, Erfolgs-


geheimnisse der Natur – Synergetik, Stuttgart 1981.] Freilich fehlt bei Gesell noch jegliche


Transformationstheorie für den politischen und wirtschaftlichen Übergang in eine


“Marktwirtschaft ohne Kapitalismus”. Sind nationale und kommunistische Dikta-


turen menschlicher Hybris entsprungene Perversionen solcher kritischen Über-


gangsstadien, für die noch keine freiheitlichen Formen gefunden wurden? 
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Abgesehen von der Frage, ob die Konzeption der “Diktatur der Not” damals


überhaupt realistisch war, wird eine detaillierte Forschung zu klären haben, wie 


sie im Falle ihrer Verwirklichung hätte weiter ausgestaltet werden müssen, ob sie


auf andere historische Situationen übertragbar ist und wie eine demokratische


Legitimation aussehen könnte. Zu klären bleibt ferner, wie der demokratische Re-


gierungsapparat parallel zur Tätigkeit des Übergangsgremiums allmählich jene


sekundären Privilegien aus den Gesetzen entfernen kann, die die Geld- und


Bodenprivilegien zum Beispiel im Steuer-, Haftungs- und Gesellschaftsrecht 


hinterlassen haben. Schließlich bleibt die Frage nach dem Aussehen einer “wah-


ren Demokratie”  [Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: SGW Band 11, S. 56.], de-


ren Anbruch Gesell im Übergang vom Kapitalismus zur Natürlichen Wirtschafts-


ordnung erwartete. Die von Gruppeninteressen bestimmte Parteipolitik könne 


fließend in eine “allein von der höheren Warte des öffentlichen Wohls betriebene


angewandte Wissenschaft” übergehen. “Zwar wird die Volksvertretung nicht 


überflüssig, aber sie wird von jetzt ab ganz andere Aufgaben zu erfüllen haben.”


[Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung ..., S. 89 ff. Diese Überlegungen lassen sich bis 1904


zurückverfolgen; vgl. SGW Band 4, S. 67ff.] An anderer Stelle zeigte Gesell Neigungen 


zu dem “gesunden, sympathischen Gedanken der Räteregierung” [Silvio Gesell, Der


Reichtag am Pranger, in: SGW Band 14, S. 329. Vgl. Eberhard Kolb, Grundriß der Geschichte – Die


Weimarer Republik, München 1990, S. 158 ff über ungenutzte Demokratisierungspotentiale.] ohne


näher zu erläutern, wie er sich den Funktionswandel des Parlamentarismus und


seine Verbindung mit dem Rätegedanken oder mit Elementen einer plebiszitären


Demokratie vorstellte. Auch diese Lücke muß im Zuge einer kritischen Sichtung


aller seiner Äußerungen über den Staat und die Politik geschlossen werden. [Vgl.


Gerhardus Lang, Die Idee des konsequenten Föderalismus bei Proudhon, Gasser und Mahraun als


Grundlage für die Überwindung der Demokratiemüdigkeit, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 90. Folge


1991, S. 16-24, und 91. Folge 1991, S. 14-18. – Zur Rätedemokratie vgl. Günter Bartsch, Die sozialen


Sonderbewegungen – Satelliten oder Eigenmodelle? Mar-burg 1985, S. 15-19, sowie ders., Schulen


und Praxis des Anarchismus, Troisdorf 1974, S. 126-143 mit weiterführenden Hinweisen auf Martin


Buber ("Pfade in Utopie") und Hannah Arendt ("Über die Revolution").] –


Die Inflation der frühen 20er Jahre war das Ergebnis einer geradezu verbreche-


rischen Währungspfuscherei, die die mittleren und unteren Schichten rücksichts-


los enteignete. Arthur Rosenberg nannte sie in seiner “Geschichte der Weimarer


Republik” eine der “größten Räubereien der Weltgeschichte”. [Arthur Rosenberg, Ent-


stehung und Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt 1983, S. 129.] Begangen wurde die-


ser Raub nicht etwa durch ein kommunistisches Regime, sondern durch einen


demokratischen Staat, dessen Verfassung das private Eigentum schützte! Un-


aufhörlich griffen Silvio Gesell und seine Anhänger den Irrsinn dieser Inflation an.


Einer dieser Angriffe trug Fritz Bartels vom Vorstand des “Freiwirtschaftsbundes”


eine Klage ein. Wegen Beleidigung des Reichsbankpräsidenten verurteilte ihn 


ein Hamburger Gericht zu einer Geldstrafe. Die Erfurter Staatsanwaltschaft ging 


im Sommer 1923 gegen den “Neuen Kurs” vor – unter Berufung auf das “Gesetz


zum Schutz der deutschen Republik”! –, weil Helmut Haacke die Währungspolitik
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scharf attackiert hatte. Der Prozeß ist jedoch offenbar eingestellt worden. [Vgl. 


die Aufsätze von Gesell: Bartels – Havenstein, Die Begründung des Urteils im Bartels-Havenstein-


Prozeß, S. 134 und 140 im Band 14. – Helmut Haacke, Der falsche Kurs, in: Der neue Kurs Nr. 19/1923;


außerdem die Nummern 24 und 26/1923. – In einen weiteren Prozeß war Will Noebe verwickelt; vgl.


seine Broschüre: Dokumentation, Berlin 1976 und Anmerkung 2 zu Band 14.]


Außer diesen juristischen Auseinandersetzungen zwischen der Deutschen


Reichsbank und ihren Kritikern im “Freiwirtschaftsbund” gab es auch weitere 


theoretische Kontroversen. Im Auftrag der Reichsbank verfaßte Reichsbankrat 


Dr. Kleine-Natrop eine Broschüre “Bestrebungen und Kritik der Freiland-Frei-


geld-Lehre”, in welcher er davor warnte, “... den ‘Sprung ins Dunkle’ der absolu-


ten Währung” zu tun und damit “das Staatsschiff dem Strudel preiszugeben”.


Gesell halte an der “längst überwundenen Quantitätstheorie” fest und über-


schätze den Einfluß des Geldes auf das Preisniveau. [Dr. Kleine-Natrop, Bestrebungen


und Kritik der Freiland-Freigeld-Lehre, Berlin 1922, S. 5, 12 f, 16. – Erwiderung von Otto Maaß, Der


Reichsfinanzminister, Der 'deutsche Ökonomist' und die Freiland-Freigeld-Lehre, in: Die Freiwirtschaft


durch Freiland und Freigeld Nr. 4/1922,S. 94-101; vgl. auch Nr. 3, S. 77-79, Nr. 4, S. 106 und Nr. 5, S.


129-130.] War der Zusammenhang zwischen Geldmenge und Preisniveau jemals


offensichtlicher als gerade zu jener Zeit der gigantischen Inflation? Und war nicht


gerade diese Inflation ein “Sprung ins Dunkle”, der für die verarmten und ver-


elendeten Volkmassen nicht noch dunkler hätte sein können? 


Sehr viel fundierter war eine Kritik von Oskar Stillich. Er zweifelte vor allem 


an der praktischen Durchführbarkeit der damaligen Technik des Freigeldes und


auch an der Leistungsfähigkeit der Preisstatistik. Stillich verwarf auch Gesells


Ansichten über den Einfluß des Geldes in der Geschichte und seine Forderung


nach einem Abbau des Staates. Trotzdem würdigte Stillich, was Gesell zum


Fortschritt in der Ökonomie beigetragen hatte: “Gesell hat in dem Reiche der


Wirtschafts- und Sozialwissenschaften Originales geschaffen – trotzdem (oder


weil?) er Autodidakt ist ... Die Schriften Gesells enthalten viel wissenschaftlich


Wertvolles und Fruchtbares, das nicht wieder aus dem Bestande der Geldlehre


verschwinden wird ... Das Werk Gesells ist auch für die Wissenschaft trotz aller


Einwendungen, die man dagegen erheben kann, eine Fundgrube origineller


Gedanken und Anregungen.” [Oskar Stillich, Das Freigeld – eine Kritik, Berlin 1923, S. 6-8 und


80. – Stillich war Dozent an der damaligen Berliner Humboldt-Akademie und auch aktiv tätig in der


Friedensbewegung; über sein Leben vgl. Helmut Donat und Karl Holl (Hg.), Die Friedensbewegung –


Organisierter Pazifismus in Deutschland, Österreich und in der Schweiz, Düsseldorf 1983. – Gesells


Aufsatz "Ist das Geld als Ware zu betrachten?" (S. 285 im Band 14) ist eine Auseinandersetzung mit


einigen Aspekten von Stillichs Kritik. Vgl. auch die ausführlicheren Repliken von Otto Maaß und


Benedikt Uhlemayr im Jahrgang 1923 der Zeitschrift: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld 


Nr. 8, S. 217-220; Nr. 9, S. 255-260; Nr. 10, S. 288-290 und Nr. 11, S. 306-312.]   Umgekehrt könn-


ten auch Elemente von Oskar Stillichs Kritik anregend für die Weiterentwick-


lung der freiwirtschaftlichen Theorie sein. –
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Bei aller Konzentration auf Stellungnahmen zum damaligen Zeitgeschehen 


verlor Silvio Gesell sein großes Fernziel einer freiheitlichen, gerechten und fried-


lichen Sozialordnung nie aus den Augen. Mitten in die Zeit der größten Not hin-


ein stellte er seine Utopie vom Leben auf der Insel Barataria. Und allen kultur-


pessimistischen Weltuntergangsstimmungen trat er mit der aufgeklärt optimis-


tischen Überzeugung entgegen, daß die abendländische Kultur auf der Grundlage


einer naturgemäßen Ordnung der Wirtschaft zu ungeahnten Höhen aufsteigen


könnte. 


Die Insel Barataria liegt “auf dem gleichen Breitengrad wie Utopia und genau


360° ostwestlich dieser Insel”, womit Silvio Gesell zum Ausdruck bringen wollte,


daß er die Insel Barataria als freiwirtschaftliches Gegenstück zu kommunis-


tischen Utopien wie der “Utopia” von Thomas Morus, dem “Sonnenstaat” von


Campanella, “Ikarien” von Etienne Cabet oder “Looking Backward” von Edward


Bellamy meinte. [Zu diesen und anderen Utopien vgl. Richard Saage, Politische Utopien der


Neuzeit, Darmstadt 1991. – Vgl. Silvio Gesell, SGW Band 1, S. 223 ff, dort ist die Insel Barataria erst-


mals beschrieben und der kapitalistischen Realität auf der Insel Cararia gegenübergestellt.] Das


Pseudonym Juan Acratillo, d. i. Hans Herrschaftslos, weist auf Gesells akra-


tische, gegen Verstaatlichungstendenzen gerichtete Grundhaltung hin. Und der


Titel “Der verblüffte Sozialdemokrat” unterstreicht seine Absicht, bei sozialdemo-


kratischen Lesern durch die Gegenüberstellung von Diego Martinez und Carlos


Marquez Zweifel an marxistischen Glaubenssätzen zu wecken. Nachdem Key-


nes bereits die Robinsonade in Gesells “Die Natürliche Wirtschaftsordnung” als


eine “ganz ausgezeichnete wirtschaftliche Parabel” gewürdigt hatte  [John Maynard


Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, Berlin 1936, S. 301. Silvio


Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: SGW Band 11, S. 319ff.], fand die Insel Bara-


taria später das Interesse eines anderen Ökonomen. Joachim Starbatty konze-


dierte, daß “die Wirtschaftswissenschaft ... Silvio Gesell tiefe Einblicke in das


Wesen des Geldes und des Zinses zu verdanken hat ... Insgesamt ist die Ge-


sellsche Parabel über das utopische Barataria ein meisterhaftes Lehrstück zur 


Einführung in eines der schwierigsten Kapitel der Nationalökonomie, in die Geld


und Zinstheorie”. Kritisch merkte Starbatty an, daß in Gesells Zinstheorie je-


doch eine bei Böhm-Bawerk ausgeführte Einsicht fehle: “Zinseinnahmen sind


keine leistungslosen Einnahmen, sondern die Hergabe von Kapital ermöglicht


Fortschritte im Wirtschaftsprozeß.” Außerdem seien zinslose Wirtschaft und 


‘Schwundgeld’ infolge der Inflation de facto Realität geworden.  [Joachim Star-


batty, Eine kritische Würdigung der Geldordnung in Silvio Gesells utopischem Barataria, in: Fragen 


der Freiheit Nr. 129/1977, S. 5-31. Vgl. auch Joachim Starbatty, Die Interdependenz von Staat,


Wirtschaft und Kultur in der "Utopia" von Thomas Morus, in: Fragen der Freiheit Nr. 123/1977, S. 20-


40. Zur kritischen Auseinandersetzung Gesells mit Böhm-Bawerk vgl. SGW Band 7, S. 279 ff. und 


Band 8, S. 45 ff. Zur Unterscheidung von Freigeld und Inflation vgl. Dieter Suhr, Geld ohne Mehrwert -


Befreiung der Marktwirtschaft von monetären Transaktionskosten, Frankfurt 1983, S. 37. – Inzwischen


regte die "Insel Barataria" auch einen freiwirtschaftlich-feministischen Roman an: Wera Wendnagel,


Mama Moneta oder die Frauenfolge, Frankfurt M. 1991. – Willem P. Roelofs hat die "Insel Barataria" 
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in die niederländische Sprache übersetzt. Diese Übersetzung erschien unter dem Titel "Het Won-


dereiland Barataria" mit einem Vorwort von Jan Tinbergen im Verlag Aktie Strohalm, Utrecht 1992.] – 


Zu Pfingsten 1923 veranstaltete der “Schweizer Freiland-Freigeld-Bund” den 


1. Internationalen Freiland-Freigeld-Kongreß in Basel, um diejenigen Menschen 


zu einer persönlichen Begegnung zusammenzuführen, die sich in der Schweiz, 


in Deutschland, Österreich, England, Frankreich, in den Niederlanden, in der


Tschechoslowakei, in Jugoslawien und in Amerika für die Verbreitung von Ge-


sells Gedanken einsetzten. Auf dieser Tagung hielt Gesell seinen Vortrag 


“Der Aufstieg des Abendlandes”, der in gedrängter Form sein weltanschauliches 


Credo enthält. [Dieser Vortrag setzt die Aufsätze "Die Auslese durch das Christentum, den Krieg


und den physiokratischen Frieden" (in: SGW Band 7, S. 199ff und 216ff), "Die Hochzucht des Men-


schengeschlechts als Religion der Zukunft" und "Die Auslese durch die natürliche Wirtschaftsord-


nung" (in: SGW Band 10, S. 164-167) fort. Vgl. auch das Vorwort zur 3. Auflage der NWO, in: SGW


Band 11, S. XV ff. – Auf dem Kongreß wurde der Geschäftsstelle des "Schweizerischen Freiland-Frei-


geld-Bundes" in Bern ein "Internationales Sekretariat" angegliedert. Eine organisierte Internationale


entstand erst nach dem 2. Weltkrieg 1948 in Gestalt der "Internationalen Freiwirtschaftlichen Union".


Ihre Nachfolgerin ist seit 1980 die "Internationale Vereinigung für Natürliche Wirtschaftsordnung" mit


Ländersektionen in der Schweiz, Österreich und Deutschland.]  Darin kritisierte er genau je-


ne verderbte bürgerliche Welt, die der Dichter Gerhart Hauptmann zur selben 


Zeit in seinen naturalistischen Dramen anprangerte: die brüchige Welt der ge-


scheiterten Existenzen, der zerrütteten Ehen, der gesellschaftlichen Doppel-


moral, des Alkohols und des subalternen Beamtentums. Und der Vortrag ist


zugleich eine Kampfansage an die damals weit verbreitete Weltuntergangs-


stimmung, die vor allem der Geschichtsphilosoph Oswald Spengler in seinem


monumentalen Werk über den “Untergang des Abendlandes” artikulierte. 


Spengler hat durchaus richtig gesehen, daß der Niedergang der neuzeit-


lichen Zivilisation eine Ursache im modernen “Gelddenken” hat, das die Welt 


nur noch rational, abstrakt und quantitativ statt emotional, konkret und qualitativ


wahrnimmt. Während der Boden als Grundlage bäuerlicher Wirtschaftsformen in


kosmische Kreisläufe integriert ist, sprengt das Geld in seinem “faustischen 


Hang zum Unendlichen” alle natürlichen Grenzen seiner Selbstvermehrung. In 


der Möglichkeit des Geldes, aus dem Kreislauf des Werdens und Vergehens 


von allem Irdischen herauszutreten und auf Kosten von Mensch und Natur ein


Eigenleben zu führen, erkannte Oswald Spengler ebenso wie Gesell die Ur-


sache der “Diktatur des Geldes”, die den Boden zum Objekt menschlicher


Herrschaft degradiert und die die Stadtkultur, das Bürgertum, die Wirtschaft 


und die Technik ebenso deformiert wie den Staat und die Politik.  [Oswald Spengler,


Der Untergang des Abendlandes, München 1922, Band 2, S. 32 und 115 f. – "Durch das Geld ver-


nichtet die Demokratie sich selbst, nachdem das Geld den Geist vernichtet hat." (S. 582; S. 401 ff 


über die Deformation des Staates und der Politik; S. 585 ff über die Deformation von Wirtschaft 


und Technik) Zum 'faustischen' Geld der Neuzeit vgl. Hans Christoph Binswanger, Geld und Magie –


Deutung und Kritik der modernen Wirtschaft anhand von Goethes Faust II, Stuttgart 1985, und 
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ders., Der Mensch als Herr der Zeit, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 75. Folge 1987, S. 3-11.]


Anders als Gesell fehlte Oswald Spengler allerdings der Blick für den wider-


sprüchlichen Doppelcharakter des Geldes. Er erkannte wohl seine “faustischen”


Schattenseiten; aber obwohl er die Bedeutung der Stadtentwicklung für die Ent-


faltung der Kultur betonte, übersah er die den städtischen Handel und Wandel 


tragende Kraft des Geldes als Tauschmittel. So fehlte ihm die Einsicht in die 


positive Rolle des Geldes beim Aufstieg von Kulturen. Infolgedessen konnte


Spengler auch nicht auf den Gedanken einer Änderung des Geldes kommen, die


ihm seine Eigenschaft als kulturzerstörendes Machtmittel nimmt und es als 


kulturförderliches Tauschmittel erhält. Fatalistisch nahm er den Untergang des


Abendlandes als unabwendbar hin und folgte konservativistisch-reaktionären


Hoffnungen, daß das “Zeitalter der Geldwirtschaft” abgelöst werde von einem


neuen “Cäsarismus, dessen Wurzeln tief in die Untergründe des Blutes und der


Tradition hinabreichen.” [Oswald Spengler, Der Untergang des Abendlandes Band 2, S. 101ff


über die Entstehung von Stadtkulturen; S. 582-583 und 634 über den neuen Cäsarismus, der freilich


nicht näher beschrieben wird. Er dürfte von Nietzsche beeinflußt worden sein (vgl. dazu die An-


merkungen 15-19 zu SGW Band 10)] 


Im Gegensatz zu Spenglers verschwommenen Vorstellungen einer Wieder-


kehr von alten adligen Traditionen ging es Gesell darum, mit einer Änderung 


des Geldes eine wirtschaftliche Basis für das Aufblühen einer dauerhaften


Hochkultur auf der Grundlage eines republikanischen Gemeinwesens zu legen,


das nicht mehr von der Gefahr des Untergangs bedroht ist. Gesells Freigeld 


ist gewissermaßen das Sinnbild einer zukünftigen Epoche, die das “faustische


Gelddenken” überwunden hat. Der ‘Schwund’ macht das Geld vergänglich; er


nimmt dem Geld seine Grenzenlosigkeit und Unendlichkeit und ordnet es in 


den Kreislauf des ewigen Stirb und Werde alles Irdischen und Kosmischen ein.


Parallel dazu verwandelt Gesells Freiland den Boden vom Herrschaftsobjekt in


eine vom Menschen treu-händerisch zu verwaltende Lebensgrundlage. 


Freiland und Freigeld sind bereits Ausdrucksformen eines nachfaustischen


Denkens. In anderer Hinsicht läßt Gesells Weltbild aber noch Spuren faustischen


Denkens erkennen. Zwar hat sich das menschliche Ich im “Aufstieg des Abend-


landes” vom göttlichen Gängelband gelöst. Es ist sich seiner Selbstverantwortung


bewußt geworden und “... reitet nun gottverlassen und mutterseelenallein durch


das Weltall”. Aber noch hält sich das stirnersche ICH für das “absolute Maß aller


Dinge” und den Beherrscher der Außenwelt. [Silvio Gesell, Der Aufstieg des Abendlandes,


in: SGW Band 14, S. 211 und 212.] Noch steht die Wiederbegegnung des erwachsen


gewordenen Menschen mit seinem Schöpfer auf der Ebene einer herrschafts-


freien Partnerschaft aus. Auf der Schwelle zwischen der neuzeitlichen Zivilisation


und einer nachkapitalistischen Marktwirtschaft ging Silvio Gesell gleichsam in


unterschiedlich langen Schritten. Während er das faustische Zeitalter in ökono-


mischer Hinsicht bereits ein Stück weit hinter sich ließ, blieb er dem philoso-


phischen Zeitgeist noch verhaftet. Seine optimistische Lebenseinstellung, mit 
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der er ein Gegengewicht zu Oswald Spengler und anderen Weltuntergangs-


verkündern setzen wollte, bestand aus einer Mischung von unterschwellig wirken-


der und ins Diesseitige gewendeter Eschatologie und von aufgeklärtem Fort-


schrittsglauben.


Das herkömmliche Bodenrecht und das überkommene Geldwesen bilden


nach den Worten von Gesell die “Gußform, innerhalb derer wir uns seit 6000


Jahren entwickeln ... Es prägt allen gesellschaftlichen Einrichtungen, allen Sitten


und Gebräuchen, der Ehe, dem Bau der Städte, der Architektur, den Mietska-


sernen, der nationalen und internationalen Politik, der Literatur, der Philosophie,


der Religion, dem Streben der Jugend wie des Alters den Stempel auf, und 


zwar den schmutzigen Stempel der Gewalt, des Klassenstaates.” [Silvio Gesell, Der


Aufstieg des Abendlandes, in: SGW Band 14, S. 203.] Die Boden- und Geldreform sollte – 


wie es im Vorwort zur 3. Auflage der NWO hieß – “die seit Jahrtausenden von 


Geld und Vorrecht geleitete Fehlzucht” beenden und die Menschheit auf den 


Weg zur “Hochzucht” und des “Aufstiegs zu göttlichen Zielen” bringen. [Silvio 


Gesell, Die NWO, in: SGW Band 11, S. XV, XVI.] Auf diesem Weg zur Höherentwick-


lung des Menschen komme den Frauen die besonders bedeutsame Aufgabe 


zu, geeignete Väter für ihre Kinder zu suchen, um die “Fortpflanzung der Men-


schen in aufsteigender Linie” zu verbürgen. Die Verwendung der Bodenrente 


als “Mütterrente” wird zum Mittel der Befreiung der Mütter aus der ökonomischen


Abhängigkeit von den Vätern und zur materiellen Basis für die Ausübung ihres


“großen Zuchtwahlrechts”. [Wie Anmerkung 44, S. XXI und 93; Der Aufstieg des Abendlandes,


in: SGW Band 14, S. 213. Der Gedanke eines Erziehungsgeldes findet sich bereits in Theodor 


Hertzkas Roman "Freiland"; vgl. dazu Georg Hanisch, Freiheitlicher Sozialismus, Wien 1919, S. 12,


sowie ders., Mutterliebe – Mutterlohn!, Wien 1936.] Das von Gesell verwendete darwinis-


tische Vokabular wirkt heute befremdend. Es darf aber nicht im Sinne von 


Rassenideologien mißverstanden werden. Ausdrücklich forderte Gesell die “volle


Gleichberechtigung aller Rassen” und er distanzierte sich mehrfach vom Ras-


sismus. [Silvio Gesell, Der Aufstieg des Abendlandes, in: SGW Band 14, S. 209, sowie ders., Die


NWO, in: SGW Band 11, S. 64, 72-73, 228-229.  Vgl. auch Band 7, S. 126.] Hinter dem pro-


blematischen Begriff “Hochzucht” verbergen sich seine Hoffnungen auf eine


Wiederaufrichtung des von der Mammonsherrschaft niedergedrückten Lebens 


und der Rousseausche Glaube an einen Zuwachs an Humanität und Sittlich-


keit für die ganze Menschheit. Die Boden- und Geldreform "dringt umgestaltend 


in das innerste Wesen des Menschen; er wird sich wieder aufrichten wie eine


junge Tanne, die, vom niederzwingenden Gewicht des Schnees befreit, kerzen-


gerade wieder emporschnellt". Die Reform werde "wohltätige Folgen für die


Gesundheit, Sinnesart, Religion und Bildung, Glück und Lebensfreude haben. 


Die wirtschaftliche Kraft und Selbständigkeit wird den gesamten Verkehr zwi-


schen den Menschen umgestalten; die Sitten, Gebräuche, Redewendungen, die


Gesinnung werden edler, freier werden".  [Silvio Gesell, Die NWO, in: SGW Band 11, S. 93,


84 und 92.] Es ging Gesell um eine Heilung jedes einzelnen Menschen und der


gesamten Menschheit von allen körperlichen, seelischen und geistigen Leiden, 
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die die 6000 Jahre alte "soziale Dyskrasie" (Theophil Christen) verursacht hat. In


Übereinstimmung mit den beiden ihm nahestehenden Ärzten Theophil Christen


und Friedrich Landmann dachte er dabei im "Aufstieg des Abendlandes" beson-


ders an eine Überwindung des Alkoholismus und anderer Laster, zu denen er


heute vermutlich auch den Drogenmißbrauch und die Pornographie zählen 


würde. [Während Gesell den sozialen Organismus als Ganzes von den krankmachenden Ein-


flüssen der Mammonsherrschaft befreien wollte, verstand sich in der Medizin die von Samuel


Hahnemann begründete Homöopathie als eine Methode der Heilung nicht nur der menschlichen


Individuen, sondern auch der Menschheit als Ganzes von den chronischen Leiden, die von Genera-


tion zu Generation weitergegeben werden und sich zunehmend anhäufen. Zu Hahnemanns Lehre 


von den Erbübeln, den sogenannten Miasmen, und ihrer Heilung vgl. Sanchez Ortega, Anmerkungen


zu den Miasmen oder chronischen Krankheiten im Sinne Hahnemanns, Heidelberg 2. Aufl. 1984.]


Für völlig falsch hielt es Silvio Gesell, den großen Kurswechsel in der


Menschheitsentwicklung in Form einer Umerziehung des Menschen vom Ego-


isten zum Altruisten zu versuchen und seine Natur zu 'verbessern': "Man stellte 


an ihn sogenannte 'moralische' Forderungen. Damit begann die Herrschaft der


Pfuscher. Jeder hielt sich für berufen, dem Menschen Vorschriften zu machen. 


Der Staat, die Kirche, die Philosophen überschütteten die armen Menschen mit


tausend Gesetzen. Du mußt, Du sollst. Dies ist erlaubt, das ist verboten. So 


entstand der unsichere Tropf, dem man auf 1000 Schritte ansieht, daß er nicht 


sich selbst, sondern fremden Wesen gehorcht." Inzwischen hat das historische


Scheitern von Umerziehungsversuchen in Mittel- und Osteuropa Gesells War-


nungen vor "Moral- und Moralinfabrikanten" [Silvio Gesell, Der Aufstieg des Abend-


landes, in: SGW Band 14, S. 205.] bestätigt. Für ihn war der Mensch nicht wie für 


Hobbes des Menschen Wolf, der durch einen allmächtigen Leviathan gebändigt


werden mußte. Statt die kapitalistische Ordnung bestehen zu lassen und die


Menschen in diesen falschen Verhältnissen mit Moralpredigten zu drangsalieren,


wollte Gesell mit der Boden- und Geldreform "... unserer Volkswirtschaft einen


moralischen Untergrund erstellen". [Silvio Gesell, Not-Wirtschaftsprogramm für die 


sozialistische Einheitsfront, in: SGW Band 10, S. 328. In Gesells Warnungen vor Moralaposteln


jedweder Couleur steckten stirnersche Elemente ebenso wie Einflüsse von Nietzsches "Götzen-


dämmerung". Daß Gesell der Volkswirtschaft einen neuen "moralischen Untergrund" geben wollte,


zeigt indessen, daß der Begriff der Moral für ihn nicht wie für Nietzsche Inbegriff völliger Dekadenz 


war.]  Wie Rousseau wollte er die Menschen so nehmen, "wie sie sind" [Jean-


Jacques Rousseau, Der Gesellschaftsvertrag, Frankfurt 1978, S. 39.], d. h. wie sie im Laufe 


der Geschichte unter dem Einfluß des Kapitalismus geworden sind, und ihnen 


die Möglichkeit geben, sich auf dem neuen "moralischen Untergrund" auch 


selbst moralisch zu vervollkommnen. Die vom kapitalistischen Rentabilitäts-


zwang bewirkte Perversion des Egoismus zur sozialschädlichen 'Profitgier' 


könne überwunden werden und einer Polarität von geläutertem Eigennutz und


sozialem Richtsinn Platz machen. [Silvio Gesell, Die NWO, in: SGW Band 11, S. XVII und 


67.]
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Diese Reifung des Ich zu einem gemeinschaftsbezogenen Individuum wird


nicht von einer äußeren Instanz erzwungen, sondern sie kann aus dem inneren


Antrieb des Menschen erfolgen. Allerdings ergibt sich die Höherentwicklung des


Menschengeschlechts nicht automatisch aus geänderten wirtschaftlichen Insti-


tutionen. Sie bedarf eines Bewußtseinswandels im Sinne einer Abkehr von der


Jagd nach Geld und Zins, nach ewigem Reichtum und Macht sowie einer Hin-


wendung zu den immateriellen Werten der Religionen, der Wissenschaften und


der Künste. Im Hinblick auf den Prozeß der Befreiung des Menschen zu sich 


selbst und seiner weiteren Selbsterziehung rückt die Frage nach einem trag-


fähigen Menschenbild in den Mittelpunkt: Was kommt als "Natur" des Menschen


zum Vorschein, wenn sein Tanz um das Goldene Kalb aufhört? Worin besteht 


das Natürliche der Natürlichen Wirtschaftsordnung? Gesells Hinweise auf eine 


von keinerlei Privilegien mehr verfälschten "natürlichen Auslese" vermögen die


anthropologische Frage allenfalls teilweise zu beantworten. Für sich genommen


sind sie genauso unzureichend und einseitig wie die Interpretation des Men-


schen als "homo oeconomicus" durch die Schulökonomie. [Vgl. Werner Onken und


Hans-Joachim Führer, Abschied vom homo oeconomicus, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 69. 


Folge 1986, S. 15-22, und Hans Christoph Binswanger, Das Menschenbild der herkömmlichen Natio-


nalökonomie, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 97. Folge 1993, S. 18 ff.] Biologische und öko-


nomische Teilantworten sollten mit philosophischen und religiösen Teilantworten


zu einem ganzheitlichen Menschenbild vereinigt werden, in dem die Bedeutung


der Einzelaspekte relativiert wird. Es muß auch eine ökologische Dimension be-


inhalten, wenn Anthropozentrik und Naturversklavung überwunden werden sollen. 


Die anthropologische Frage betrifft nicht nur den Menschen, sondern auch 


das Verhältnis zwischen Mann und Frau, das Silvio Gesell auch vornehmlich 


mit darwinistischen Augen sah. [Möglicherweise könnte Gesells Verständnis der Ge-


schlechterrollen von den sehr konservativen Rollenbegriffen Rousseaus mitbeeinflußt sein. Oreste


Popescu machte darauf aufmerksam, daß Gesell Anhänger der Rousseauschen Pädagogik ge-


wesen sei (in: Ensayos de doctrinas economicas argentinas: Belgrano, Echeverria, Gesell, La Plata


1963, S. 43).] Zweifellos wäre die Vergütung von häuslichen Kindererziehungsleis-


tungen aus der Bodenrente ein großer Schritt auf dem Weg zur gesellschaft-


lichen Anerkennung der Reproduktionsarbeit. Auch wäre es ein Fortschritt, 


wenn Frauen keine Ehe mehr aus Gründen von Prestige und Versorgtsein zu


schließen brauchten und wenn sie eine innerlich zerbrochene Ehe nicht aus 


äußerer Not fortführen müßten. Und ebenso gewiß könnten sie die Väter ihrer


Kinder dann am besten auswählen, wenn ihre Wahl allein von der Liebe und 


nicht mehr von wirtschaftlichen Abhängigkeiten und Rücksichtnahmen bestimmt


ist. Aber sollten nicht umgekehrt auch Männer darauf bedacht sein, gute Mütter


für ihre Kinder zu finden? Abgesehen davon sind die Suche nach einem Part-


ner für gemeinsame Kinder und die gemeinsame Elternschaft nur ein Ausschnitt 


im Leben von Mann und Frau. Wirtschaftliche Selbständigkeit der Partner und 


ihre herrschaftsfreie Liebe sind nicht nur Voraussetzung für glückliche Kinder, 


sondern auch für die eigene Persönlichkeitsentwicklung von Mann und Frau, 
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für ihre jeweilige seelische und geistige Entwicklung sowie für beider beruf-


liche Entfaltung, die die Möglichkeit eines Rollentausches bedingt, so daß auch


Väter eine "Mutterrente" erhalten müssen, wenn sie ihre berufliche Laufbahn


unterbrechen und Kinder erziehen. [Wera Wendnagel, Frauen leisten die wichtigste Arbeit.


Lütjenburg 1996. – Werner Onken, Umrisse einer weiblichen und männlichen Ökonomie. Lütjenburg


1998. Vgl. außerdem die Aufsätze von Elisabeth Meyer-Renschhausen, Maria Mies, Wera Wend-


nagel, Renate Börger und Ricarda Buch in der Zeitschrift für Sozialökonomie 118. Folge (1998).]


Etwa zur selben Zeit, als Silvio Gesell über die Befreiung von Liebe und Ehe 


aus den Fesseln antiquierter Konventionen und gesetzlicher Zwänge nach-


dachte, begannen Sigmund Freud, Carl Gustav Jung und Alfred Adler die Tiefen


des gesamten menschlichen Seelenlebens zu untersuchen. Es ist bedauerlich,


daß es damals zu keiner Berührung Gesells mit der Psychoanalyse kam. Während


die Freiwirtschaft ihre Nähe zum Darwinismus behielt, entstand auf der anderen


Seite eine Verbindung von Teilen der Psychoanalyse mit dem Marxismus (Wil-


helm Reich, Erich Fromm und Herbert Marcuse), um die deformierenden Ein-


flüsse des Kapitalismus auf das Liebes- und Seelenleben zu ergründen. [Vgl.


Bernfeld, Reich, Jurinetz, Sapir und Stoljarov, Psychoanalyse und Marxismus – Dokumentation einer


Kontroverse, Frankfurt 1970.] Beide 'Ehen' haben sich inzwischen überlebt und es ist 


an der Zeit, eine Brücke zwischen der Freiwirtschaft und der (Tiefen-) Psycho-


logie zu bauen, um den darwinistisch verengten Blickwinkel zu einer Ganzheit 


von Evolutionslehre, Psychologie, Religion und Philosophie zu erweitern. An-


knüpfungspunkte dafür sind in den Werken von C. G. Jung, Alfred Adler, Victor


Frankl, Alexander Mitscherlich und Erich Fromm vielfach vorhanden. 


Besonders Adler ist Gesell sehr nahe gekommen, ohne daß beide es be-


merkten. Anders als marxistische Psychologen hatte Adler eine positive Ein-


stellung zur Arbeitsteilung, zum marktwirtschaftlichen Wettbewerb und zum Geld.


Durch den Lohn für die geleistete Arbeit "... gelangt der Mensch zum Gefühl 


seines Wertes für die Allgemeinheit". Andererseits wandte sich Adler entschie-


den gegen jede wirtschaftliche Ausbeutung der Arbeit, weil sie das Selbstwert-


gefühl der Menschen untergräbt und weil sie ihr "Gemeinschaftsgefühl" und 


das "Wohl der Menschheit" schädigt. [Alfred Adler, Der Sinn des Lebens, Frankfurt 1973/ 


86, S. 47. In "Wozu leben wir?", Frankfurt 1979/86, S. 188 ff sprach Adler von der "großen Entdeckung


der Arbeitsteilung, die die wichtigste Sicherung des Wohles der Menschheit ist".]  Von seiner


Feststellung, daß "... mit übergroßer Schwere das ungelöste ökonomische Pro-


blem auf dem sich entwickelnden Gemeinschaftsgefühl lastet", ist es nur ein 


kleiner Schritt bis zu Gesells Hinweisen auf den Zins und die Bodenrente als 


Störer der Arbeitsteilung und als "Spaltpilz in der Menschenfamilie", die den "so-


zialen Richtsinn" des Menschen verbiegen.  [Alfred Adler, Der Sinn des Lebens, S. 170. –


Silvio Gesell, Die NWO, in: SGW Band 11, S. 225 und 67.]


Ebenso wie Gesell beklagte Adler, daß die Reproduktionsleistungen der 


Mütter in der kapitalistischen Gesellschaft trotz ihrer hohen Bedeutung für den


Fortbestand der Menschheit unterbewertet werden und daß "... eine Frau, die 
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sie zu ihrem Hauptberuf macht, sich meistens in wirtschaftlich abhängiger Stel-


lung befindet". Auch Adler war der Ansicht, daß das Liebes- und Eheleben nur


dann wirklich glücklich werden kann, wenn Mann und Frau gleichberechtigt 


und ökonomisch gleichwertig werden. Dann werde "... eine gute Ehe das beste


Mittel, das wir haben, die nächstfolgende Generation heranzuziehen" und die


Menschheit auf ihrem Weg der "Höherentwicklung" zu dem "Ziel einer idealen


Gemeinschaft" vorankommen zu lassen. [Alfred Adler, Wozu leben wir?, S. 189/190, 213/


214, sowie ders., Der Sinn des Lebens, S. 162-172. - Vgl. hierzu die Veröffentlichungen von Josef


Rattner in der Zeitschrift "miteinander leben lernen" und in den "Jahrbüchern für verstehende


Tiefenpsychologie und Kulturanalyse".] Diese kurze Gegenüberstellung von Gesell und


Adler läßt bereits ahnen, wie sehr sich die Freiwirtschaft und die Tiefenpsycho-


logie gegenseitig ergänzen und korrigieren könnten. Ihre Verbindung sollte im


Rahmen einer zukünftigen Auswertung von Gesells Werken unbedingt ange-


strebt werden. [Bewußt wird hier die Aufmerksamkeit auf die Tiefenpsychologie und nicht auf 


die behaviouristische Verhaltenspsychologie gelenkt. Für die letztere interessiert sich schon die 


herrschende Betriebswirtschaftslehre im Rahmen ihrer Marketingstrategien, Konsumforschung und


Werbung.]


27







28







29


Der verblüffte Sozialdemokrat - Eine erste


Einführung in die Freigeldwelt







Vorwort


Unter Kapitalismus ist der Zerfall der Völker in Klassen, die Scheidung der


Menschen in Rentner und Arbeiter, Zehrer und Mehrer zu verstehen, die heute 


in der ganzen Welt durchgeführt ist. Wohin man sich auch wenden mag, nach


Osten und Westen, nach Norden und Süden, nach autokratisch oder demokra-


tisch geführten Staaten, allüberall findet man die gleichen Verhältnisse:


Hunderttausende von Rentnern, die kaum wissen, was sie aus Übermut treiben


sollen, und Arbeiter, die trotz der durch die Wunder der modernen Technik ins


Riesenhafte gesteigerten Produktionsfähigkeit oft nicht wissen, wie sie die 


elementarsten Bedürfnisse befriedigen können. Dabei die durch die Krisen 


ge-schaffene Unsicherheit.


Dieser Zerfall der Völker ist so alt wie die Kultur. Er ist ihr unzertrennlicher


Begleiter. Sobald ein Volk zur Geldwirtschaft übergeht, die die Arbeitsteilung


ermöglicht und ausgestaltet, setzt auch der Zerfall des Volkes in Genießer und


mühselig Beladene ein.


Worauf ist diese Erscheinung zurückzuführen? Auf diese Frage gibt es un-


zählige Antworten.


Die erste Antwort, von der uns die Geschichte erzählt, gab Moses [Moses lebte


um 1500 vor Chr.], indem er die Unveräußerlichkeit des Bodens erklärte, das


Zinsverbot und das Jubeljahr einführte.


Merkwürdigerweise hat auch Lykurg [Lykurg lebte um 800 vor Chr.] auf die Frage


nach der Ursache des sozialen Zerfalls der Völker die gleiche Antwort wie Moses


gegeben: Unveräußerlichkeit des Bodens und Ersatz des Goldes durch eisernes


Geld waren Lykurgs Forderungen.


Beide großen Gesetzgeber des Altertums, Moses und Lykurg – voneinander


durch sieben Jahrhunderte und ein Meer getrennt – gaben also auf die Frage


nach der Ursache des sozialen Zerfalls der Völker übereinstimmend zur Antwort


– das Gold und das Privateigentum am Boden.


Und jetzt nach 30 1/2 Jahrtausenden, nach einer entsetzlichen Leidens-


geschichte der Menschheit, kommt, kommt Freiland-Freigeld auf die Antworten


von Moses 
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und Lykurg zurück und erklärt – ja, Moses und Lykurg haben recht. Der soziale


Zerfall der Völker ist auf die Goldwährung und das Bodenrecht zurückzuführen.


Freilich begnügt sich der Freiland-Freigeld-Bund nicht mit dieser Behauptung,


sondern gibt auch die Erklärung, warum das so ist und sein muß. Und ent-


sprechend seiner Begründung lautet die Forderung des Bundes nicht wie bei


Moses und Lykurg: Zinsverbot und eisernes Geld, neben Fideikommissen, 


sondern Freiland und Freigeld, Forderungen zu denen eine peinliche Analyse der


zu bekämpfenden Übel geführt hat.


Wenn also auch die Formulierung der Forderungen eine andere, dem Wesen


des Übels genauer angepaßte ist, so bleibt doch die Tatsache hochinteressant,


daß die Diagnose der sozialen Krankheit, die heute der Freigeldsbund gibt,


schon vor 3 1/2 Jahrtausenden von Moses und Lykurg gestellt worden war.


Zur Erklärung dieser eigentümlichen Tatsache ist wohl die Annahme berechtigt,


daß die den sozialen Zerfall bedingenden Kräfte im herkömmlichen Geld und


Bodenrecht sehr gut verborgen gewesen sein müssen, daß sie sich so lange der


Entdeckung zu entziehen vermochten.


Und fürwahr, es muß wohl so sein, denn aus Erfahrung wissen wir, daß es in


der Regel durchaus nicht genügt, mit dem Finger die Mängel des Geldes zu zei-


gen. Es geht hier zu wie bei den bekannten Vexierbildern, wo man das Gesuchte


oft auch dann nicht sieht, wenn es einem gezeigt wird. Derart sind wir durch


Nebendinge abgelenkt.


Beim Vexierbild sind es die Nebenfiguren, die uns das Finden erschweren,


beim Geld die zahllosen Vorurteile und falschen volkswirtschaftlichen Begriffe,


die im Laufe der Jahrtausende sich dem Gelde angepaßt haben. Das Geld war


das Gegebene, die Tatsache, und diesen Tatsachen, so schief sie auch waren,


haben sich unsere Ansichten angepaßt.


Die vorliegende Schrift ist ein neuer Beweis für das Gesagte. Sie wurde mir


von Pedro Tramposo, einem spanischen Freund unserer Bestrebungen, zuge-


sandt. Er fand das Manuskript, das aus dem Jahr 1675 stammt, in Granada beim


Ordnen einer alten Privatbibliothek. Den Titel wählte ich aus Gründen unserer


Tagespolitik und weil die auf Marx schwörenden Sozialisten beim Lesen dieser


Broschüre ob der neu gewonnenen Erkenntnisse mehr als einmal verblüfft drein-


schauen werden.


Der Übersetzer.
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Auf dem gleichen Breitengrad wie Utopia und genau 360 Grad ostwestlich 


dieser Insel liegt die Insel Barataria. So benannt, weil barato billig heißt und weil


auf Barataria alles erstaunlich billig war, und zwar nicht in dem wucherischen


Sinne, daß man für wenig Gold viel Ware bekam – was für den, er seine Ware


für wenig Gold hergeben muß, ja keinen Vorteil hat – sondern billig im sozialpoli-


tischen Sinne, daß alle Arbeiter, ohne Ausnahme, für wenig Arbeit viel Ware ein-


tauschen konnten. Eine rätselhafte Sache, die wir aber erklären werden.


Die Insel wurde 1612 mit 500 spanischen Familien kolonisiert. Auf der Heim-


reise gingen die Schiffe mit Mann und Maus unter, und so kam es, daß man in


Madrid glaubte, daß mit den Schiffen auch die Kolonisten umgekommen seien


und man in der Folge die Insel ganz vergaß. So waren die Baratonen lange Zeit


gänzlich von der Welt abgeschnitten.


Uns interessieren hier die wirtschaftlichen Einrichtungen der Baratonen, und


was hier folgt, ist ein Auszug der Chronik, mit deren Führung der Pfarrer der


Hauptstadt Villapanza betraut worden war.


Anfänglich betrieben die Baratonen ihre Wirtschaft kommunistisch. Jedoch


nicht lange. Denn bereits 10 Jahre nach der Landung wurden die Kolonisten


durch den Lehrer Diego Martinez zusammengerufen, um die Einführung der


Privatwirtschaft zu besprechen. Der Aufruf lautete: Der kommunistische


Wirtschaftsbetrieb, dem wir bis heute treu blieben, hat gewiß mehr geleistet als


die Mehrheit von uns und von ihm erwartete, doch leistet er nicht das, was wir


von der vollen persönlichen Freiheit, Unabhängigkeit und Selbstverantwortung


erwarten dürfen. Wie das Hemd uns näher liegt als der Rock, so ist es auch mit


Egoismus und Altruismus, mit dem Selbsterhaltungstrieb und dem


Arterhaltungstrieb. [Arterhaltungstrieb = Trieb, der uns veranlaßt, im Interesse der Art Opfer zu


bringen der Familie, Gemeinde, Volk und Menschheit.] Wir alle tragen die Verantwortung für


alles Tun und Lassen nicht unmittelbar genug. Vergißt einer das Handwerkszeug


im Feld, wird ein krankes Pferd unsachgemäß oder nachlässig gepflegt, wird mit


dem Feuer unvorsichtig umgegangen, wird ein Haus schlecht fundamentiert,


schlecht geplant usw., so hat nicht der Schuldige den Schaden, sondern die


Allgemeinheit. So gehen täglich durch Nachlässigkeit viele Güter verloren. Das


Heu wird schlecht geborgen und gestern erfroren noch die Erdbeerkulturen, weil


niemand sich die Mühe geben wollte, sie vor dem drohenden Nachtfrost zu


schützen. weil niemand schneller arbeiten will als die Anderen – schon allein 
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um diese Anderen nicht zu beschämen – gibt der Langsamste das Tempo an.
Wenn der dicke Gomez Feierabend ruft, so werfen schon alle das Handwerks-
zeug in den Staub. Es geht bei uns, wie es in zu engen Straßen geht, wo die
Ochsenkarre allen anderen Fahrzeugen die Fahrgeschwindigkeit vorschreibt.
Vieles unterbleibt, was geschehen würde, wenn jedem das Recht auf das eigene
Arbeitsprodukt zugestanden würde. Manches könnte anders und besser gemacht
werden, wenn aber einer es besser machen möchte, so muß er erst in langer
und breiter Rede die Einwilligung von den Genossen erwirken. Die beste Zeit
geht meistens bei solchen Reden verloren, wobei noch zu beachten ist, daß
immer nur das durchgesetzt werden kann, was dem Verstande der Mehrheit
erreichbar ist; und das ist nicht viel. Dinge, die vertieftes Studium zu ihrem
Verständnis erfordern, lassen sich demokratisch überhaupt nicht durch-
setzen. Unsere Erfinder legen die Hände in den Schoß, weil sie wissen, daß es
ihnen doch nicht gelingen wird, die Zustimmung zu den nötigen Versuchen auf
dem Wege wissenschaftlicher Erklärungen von Creti und Pleti zu erwirken. Der
Mehrheit ist alles Ungewohnte stets Utopie. [Anm. des Übersetzers: Um diese von


Acratillo gegen die Demokratie oder Herrschaft der Majorität wiederholt erhobenen schweren Angriffe


auch für die Sozialdemokraten genießbarer zu machen, sei hier erwähnt, daß der Freiwirtschaftsbund


mit Überzeugung die Ansicht verficht, daß mit Freiland und Freigeld der Staat sozusagen entstaat-


licht, entseelt und von ihm nicht mehr als ein Schatten übrig bleiben wird. Jede Art Kratie, die


Demokratie nicht weniger als die Aristokratie, die Kleptokratie und Plutokratie entschwinden mit


Freiland in die Welt geschichtlicher Begriffe. Wie schon Rosseau sagte, entsteht der heutige Staat mit


dem Privateigentum am Boden. Der Staat wird zur Aufrechterhaltung der Unordnung als


Machtinstrument so aufgebaut, wie er ist. Der Drehpunkt sämtlicher politischen Streitigkeiten, des


Machthungers, des Parteiwesens, der Unwahrhaftigkeit ist die Grundrente. (Sehr hübsch sind diese


Dinge im Volksfeind von Ibsen dargestellt worden.) Mit Freiland erlahmen all die Kräfte, die die


Menschen national wie international verhetzen und in Waffen gegeneinander führen. Niemand hat


dann noch ein Interesse an Staatskirchen, Staatsgöttern, Staatswissenschaften, Staatsschulen und


Staatsverdummungsanstalten. Die Begriffe Schutzzoll, nationales Wirtschaftsgebiet, Export, Import,


Nation usw. werden in ihrer ganzen Hohlheit von jedermann erkannt. Mit Freiland wird alles frei, was


man heute im Interesse der Grundrente gebunden hat – auch der Geist. Freiland und Freigeld liefern


die wirtschaftlichen Voraussetzungen um die alte physiokratische Forderung „Laissez faire“, auf


deutsch: „Bleibe mir mit dem Staat 10 Schritte vom Leibe“ praktisch durchführen zu können. Die


anarchistische Utopie wird Tatsache.]


Der Erfolg ist, daß wir alle trotz offenbarer Tüchtigkeit unserer Frauen und


Männer, trotz der großen Fruchtbarkeit unseres Bodens arm sind und arm blei-


ben. Und dazu diese schreckliche Gebundenheit und gegenseitige Abhängigkeit


und ewige Rücksichtnehmerei !


Ich schlage folgendes vor: Wir führen das Eigentum ein, die Eigenverant-


wortung, das Recht auf das eigene Arbeitsprodukt. Wir vermehren den Boden


und verpachten die einzelnen Teile meistbietend, d. h. nach Selbsteinschätzung.


Wer guten Boden haben will, wird viel zahlen, und wer den 
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schlechten Boden pachtet, erhält ihn umsonst, so daß alle wirtschaftlich gleich


stehen werden trotz der großen Unterschiede in der Bodenbeschaffenheit. Das


Pachtgeld verteilen wir dann gleichmäßig unter alle, oder führen es der


Landeskasse zu zur Bestreitung der allgemeinen Ausgaben.


Freilich werden wir dann auch Geld brauchen, denn nun werden wir Waren


erzeugen, also Dinge, die man nicht mehr persönlich unmittelbar brauchen kann,


sondern die man zum Tausch oder Verkauf erzeugt. Und zu diesem Tausch 


brauchen wir ein Tauschmittel, also Geld.


Solches Geld können wir uns mit der Gutenbergischen Erfindung herstellen.


Zwar fehlt uns das Gold als Deckung, aber ich wüßte nicht, warum man als


Deckung gerade Gold brauchen soll. Als Deckung ist m. E. jede Ware von allge-


meiner Nützlichkeit brauchbar und darum schlage ich vor, unsere Hauptfrucht,


die Kartoffel, als Deckung unserer Banknoten zu gebrauchen. Wir bauen an ver-


schiedenen Orten Kellerräume, wo man gegen Hinterlegung von Kartoffeln ent-


sprechende Mengen Banknoten erhalten wird, und wo man umgekehrt dem


Inhaber der Banknoten bei Sicht und ohne Legitimation von den hinterlegten


Kartoffeln das Gewünschte bar aushändigen wird. Und mit diesen Banknoten, die


dann mit 100% gedeckt sein werden, wird man auf der ganzen Insel herumreisen


und alles kaufen können.


So werden wir uns der Geldwirtschaft erfreuen und das allgemeine Verlangen


nach Freiheit, Eigentum und Selbstverantwortung und Selbständigkeit befriedi-


gen. Kommt, Kameraden, morgen vollzählig zur Besprechung der Sache!


–


Wie die Chronik berichtet, wurde der Vorschlag Diego Martinez eingehend


besprochen und angenommen. Einer schlug vor, statt der Kartoffeln den


Stalldünger als Deckung der Banknoten zu nehmen, da dieser seiner universel-


len Verwendung und gleichmäßigen Produktion wegen sich besser als Deckung


eignete. Es gäbe Jahre, wo man viele Kartoffeln erntete, so daß es dann auch


Jahre mit vielem Geld geben würde, während bei einer Kartoffelmißernte es


dann auch an Geld fehlen würde. Solche Schwankungen wären bei der


Mistdeckung ausgeschlossen. Der Mist wäre das eigentliche Protoplasma. die


wahre Unterlage unserer Existenz, der Urwert, das einzige Gut von wirklich


„innerem, von ewigem Wert“, das von jedem Bauern in fast unbegrenzter Menge


verwendet werden kann, von dem es nie genug und noch weniger jemals zuviel


geben könne. Als Deckung der Banknoten könne nur ein Universalgut in Frage


kommen, und ein Universalgut sei nicht die Kartoffel, nicht das Gold, sondern der


Mist, der Urstoff, der Universalstoff. [Hätte die Reichsbank, als der Krieg ausbrach, Mist


anstelle des Goldes als Notendeckung besessen, so wären unsere Felder fruchtbar geblieben; das


Volk hätte weniger gehungert.]
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Hierauf antwortete Martinez, er habe die Kartoffeldeckung vorgeschlagen, um


nicht auf die Theorie des Geldes eingehen zu müssen. Nach seiner Überzeu-


gung bedürfe das Geld überhaupt keiner Deckung. Da die Geldfunktion, d. h. die
Nützlichkeit des Geldes als Tauschmittel, aus dem Geldgegenstand ein Gut von
universellster Verwendbarkeit mache, universeller wenn möglich noch als der


Stallmist, da es gerade da immer gesucht und begehrt wird, wo man Waren zum


Verkauf anbietet. Wo Ware liegt, da wäre Nachfrage nach Geld, die Ware wäre
also schon die Deckung des Geldes – warum also noch eine doppelte Deckung


durch Kartoffeln, Gold oder Mist. Mit seiner Funktion als Tauschmittel, wäre das
Geld gerade richtig und immer voll gedeckt. [Anm.: Der Leser wird gut tun, obige Sätze so


oft zu lesen, bis er ihren Inhalt voll begriffen hat. Sie sind von grundlegender Bedeutung.]


Diese Ausführungen scheinen aber nicht von der Mehrheit der Baratonen


begriffen worden zu sein, denn die Chronik sagt, daß bei der Abstimmung über


diese Frage die Männer sich aus währungstechnischen Erwägungen für die


Deckung des Geldes durch Mist entschieden, die Frauen, aber aus ästhetischen


Gründen den Kartoffeln den Vorzug gaben. [Aus ähnlichen nebensächlichen Erwägungen


wurde auch 1873 in Deutschland die Silberwährung durch die Goldwährung ersetzt.]


So wurde also die Sache nach den ursprünglichen Vorschlägen des Lehrers


durchgeführt.


Man baute in jeder Stadt einen Kartoffelkeller, wo jeder für Kartoffeln Zettel


erhielt, die unseren heutigen Banknoten ähnelten und die Inschrift trugen: Die


baratonische Notenbank zahlt dem Inhaber bei Sicht und ohne Legitimation 1 – 


5 – 10 – 100 – 1000 Zentner Kartoffeln.


Wie es scheint, bürgerten sich die Banknoten ohne Schwierigkeiten bei den


Baratonen ein. Wer Geld brauchte, lieferte in den Kellern der Notenbank


Kartoffeln ab und erhielt dort stets für einen Zentner Kartoffeln eine Note von


einem Zentner Geld. Und wer umgekehrt Kartoffeln brauchte, erhielt solche in


den Kellern der Notenbank gegen Vorzeigung der Noten. Und auf der ganzen
Insel liefen die Noten als Geld um und reihten sich in die allgemeine Preisskala
nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage ein. Jeder rechnete nach


Kartoffelzentnern, alle Preise lauteten in Kartoffelzentnern, abgekürzt Zentner. 


Da die Kartoffel auf der ganzen Insel gleichmäßig gut gedieh, so standen die


Preise der anderen Waren direkt unter der Kontrolle der Kartoffel. Erschienen die


Preise der sonstigen Waren teuer im Vergleich mit den Kartoffeln, so vernachläs-


sigte man den Anbau der Kartoffeln, dann gingen wegen Mangel an Geld


(Kartoffelnoten) die Preise der übrigen Waren zurück, d. h. man erhielt für die


Kartoffeln wieder mehr von den anderen Waren, bis daß der Kar-  Kartoffelbau
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toffelbau wieder lohnend erschien. So stand darum die Währung Baratarias viel


unmittelbarer unter dem allgemeinen Gesetz, wonach das Tauschverhältnis der


Waren durch die Arbeit bestimmt wird – als dies z. B. bei uns mit der Gold-


währung der Fall ist. Denn das Gold läßt sich nicht wie Kartoffeln willkürlich 


produzieren, weil es ja gefunden wird. [Wieviel Licht werfen diese wenigen Sätze auf die


noch heute vielfach mißverstandene Quantitätstheorie! Der Übersetzer.]


So weit wickelte sich der Handel ganz gut und zur allgemeinen Zufriedenheit


ab. Doch hatte die Sache einen Haken. Noch waren keine zwei Jahre verflossen,


da berief Diego Martinez, den man zur Verwalter der Notenbank ernannt hatte,


die Baratonen wieder zu einer Besprechung. Seine Bücher schlossen mit einem


Fehlbetrag von über 20% ab, d. h. es waren 500 000 Zentner Kartoffelnoten aus-


gegeben, während die Deckung nur 400 000 Zentner betrug. Der Fehlbetrag von


100 000 Zentnern war auf den natürlichen Schwund der Kartoffeln, auf Fäulnis,


Rattenfraß usw., und auf die Verwaltungskosten zurückzuführen. Martinez erklär-


te, daß dieser Verlust nicht zu vermeiden sei, und daß, wenn nichts geschähe,


der Fehlbetrag auf 30% steigen würde. Was sollte geschehen?


Man schlug vor, durch eine Steuer den Fehlbetrag zu decken. Man solle eine


Steuer im Gesamtbetrag von 100 000 Zentner erheben und diesen Betrag ein-


fach verbrennen, So wäre das Gleichgewicht zwischen Noten und Deckung wie-


der hergestellt.


Martinez aber sagte: diese Steuer wäre ungerecht, denn sie würde Leute tref-


fen, die keinen Gebrauch vom Geld machen, weil sie , was sie brauchen selber


erzeugen und nicht für den Markt arbeiten. Ich komme aber auf das zurück, was


ich in der ersten Versammlung von der Überflüssigkeit der Deckung gesagt habe.


Ihr könnt nun sehen, wie recht ich damals hatte. Jetzt sind die Noten nur mehr


mit 80% gedeckt, und trotzdem gelten sie draußen genauso viel, wie wenn sie


gedeckt wären. Dasselbe wäre auch zweifellos der Fall, wenn die Deckung noch


weiter abgenommen hätte. Wenn aber eine Deckung 80% und weniger als voll


gilt, warum soll das nicht auch bei 10% so sein? In unseren Kartoffelkellern wer-


den nur äußerst selten Kartoffeln verlangt – kaum 10% des Vorrats im Monat.


Wer Kartoffeln braucht, kauft sie lieber auf dem Markt. Würden wir in der Inschrift


der Noten die Lieferung von Kartoffeln streichen, so würde auch das ganz ohne


Einfluß bleiben. Je mehr die Noten zum allgemeinen Tauschmittel werden, um so
unentbehrlicher werden sie, um so nebensächlicher wird die Deckung. Aber das


sind theoretische Erwägungen, deren Richtigkeit man nur nach vertieftem


Studium anerkennt.
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Hierauf antwortete Santiago, derselbe, der die Mistdeckung für das Geld vorge-


schlagen hatte: Diego Martinez hat vollkommen recht. Das Geld braucht gar
keine Deckung, seine Verwendung, seine Nützlichkeit als Tauschmittel muß voll-
kommen genügen, um Nachfrage nach diesem Geld zu erzeugen, und mehr
Deckung braucht keine Ware, als Nachfrage. Und für die Nachfrage nach unse-
rem Geld wird schon die Natur unserer Produkte sorgen, die wir ja nicht anders
verkaufen können, als indem wir sie gegen Geld anbieten. Und in diesem
Angebot von Waren besteht doch gerade die Nachfrage nach Geld, die infolge-
dessen immer gerade so groß sein wird – wie die durch unsere Arbeit erzeugte
Warenmenge, das Angebot von Waren [Siehe Fußnote S. 36.]. Von unserer


Zentralnotenbank hat der Inhaber der Geldes nichts zu fordern, draußen auf den
Märkten, in den Läden liegt die Deckung unseres Geldes. Wir brauchen keine
Einlösung der Noten, da wir ja das Geld sowieso immer brauchen werden, ja im
Grunde ist die Einlösbarkeit der Noten für uns eine ewige Bedrohung – denn


nehmen wir an, die Notenbank würde eines Tages die Noten wirklich sämtlich


einlösen – wozu sie nicht nur berechtigt, sondern eigentlich sogar verpflichtet ist,


was würde dann aus uns werden? Ist unserer Wirtschaft einmal auf das


Geldwesen eingestellt, so brauchen wir nur eins: Eine unbedingte Gewähr, daß
die Notenbank ihre Noten niemals einlösen wird. Diese Gewähr werden wir


haben, wenn das Einlösungsmittel, die Kartoffeldeckung ganz verfault sein wird,


und bis das geschehen, schlage ich vor, unserem Geld folgende Inschrift zu


geben: Der Notenbank ist es verboten, die Noten einzulösen. Die Notenbank hat
das Geld ewig im Umlauf zu erhalten. Sie darf keinen Geldschrank besitzen.


Oder noch besser, wir schreiben: Dem Vorzeiger dieser Note wird Diego


Martinez bei Sicht und ohne Legitimation 100 Streiche mit dem Schulstock ver-


abfolgen. So werden wir dann auch von seiten der Geldinhaber vor der drohen-


den Einlösung der Noten geschützt. Ich will damit ganz klar ausdrücken, daß die


Deckung des Geldes nicht in der Emmissionsbank zu suchen ist, und daß eine


zur Einlösung der Noten bestimmte Deckung, wie sie unsere Kartoffeln bisher


darstellten, keine Sicherheit, sondern eine Unsicherheit, ja eine Bedrohung des


Geldmarktes darstellt. Ich stimmte vorhin für eine Mistdeckung, weil ich dieser


Gesellschaft lange theoretische Auseinandersetzungen ersparen wollte, in der


Überzeugung, daß die Praxis uns allen bald genug die völlige Überflüssigkeit


jeder Art Deckung entschleiern würde.


Hierauf ergriff wieder Diego Martinez das Wort: So drastisch 
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Genosse Santiago euch den Sachverhalt klar gemacht hat, so treffend sind auch


seine Ausführungen. Aber wir müssen hier unsere demokratische Verfassung


achten und keine Gesetze, keine Einrichtungen einführen, die nicht auch restlos


von der Majorität unseres Volkes begriffen und durchschaut werden, so nützlich


auch solche Einrichtungen sich erweisen würden. Ich würde es als ein


Verbrechen an der Demokratie ansehen, die Annahme meiner Vorschläge von


eurem bloßen Vertrauen, womit ihr mich beehrt, zu erwirken. Alles muß auf die-


ser Welt bezahlt werden, warum nicht auch die Demokratie. Nein Genossen,


Demokraten, echte Demokraten wollen wir bleiben – verweigert immer glattweg


alles, was ihr nicht begreift und durchschaut. So ihr nach eigenem Urteil handelt


und euch auf Vertrauensmänner verlaßt, verliert ihr das Heft aus der Hand und


verfallt dem aristokratischen Regiment. Trefft keine staatlichen Einrichtungen, die
euren geistigen Horizont übersteigen. Euer Staat sei das geistige Spiegelbild der
Majorität. Alles müßt ihr durchschauen können, nichts darf euch zu hoch sein.
Und schmückt euch nicht mit fremden Federn. Ist das geistige
Fassungsvermögen der Majorität nicht größer als das der Hottentotten, so
begnügt euch mit einem Hottentottenstaat [So vieles, was man heute wieder einreißen


muß – Goldwährung, Privatgrundeigentum, Staatskirchen, Staatsuniversitäten, Zollgrenzen usw. – 


um zum Bürger- und Völkerfrieden zu gelangen, wäre niemals entstanden, wenn jeder immer gesagt


hätte: Ich sehe hier nicht klar, ich durchschaue die Politiker nicht, die diese Forderungen stellen.


Darum und weil ich mir  in erster Linie verantwortlich bin, lehne ich die Forderung ab. D. Ü.].


Euer alter Lehrer weiß, daß viele unter euch das Geld im Sinne Barabinos
begreifen werden, aber bei weitem nicht die hier ausschlaggebende Majorität.


Fiat democratia et pereat mundus. Ehe wir uns eines Geldes bedienen, das


unsere Majorität nicht geistig durchdringt, verzichten wir auf solches Geldwesen.


– und wenn es noch so viele Vorteile böte. Zum Glück nun kann ich euch ein


Geldsystem vorschlagen, das jeder von euch verstehen wird, und das wenn-


gleich es stark an das Muschelgeld der Hottentotten erinnert, dennoch ganz gute


Dienste leisten wird.


Wir haben hier auf unserer Insel ein Exemplar, ein einziges des „Pinus
moneta“, des großen Baumes, wie ihn unsere Kinder nennen, dessen Nüsse uns


zu weiter nichts nütze sind. Die Kinder spielen damit und die Ratten fressen sie,


wenn nichts anderes da ist. Diese Nüsse erklären wir zu unserem Geld. Wir


bauen um den Baum eine Mauer und erklären Baum und Früchte für Eigentum


des Volkes. Mit diesem Geld fällt die ganze Deckungsfrage einfach weg. Das


Geld trägt dann in sich selbst seine „Deckung“ und schleppt sie mit sich herum.


Der Baum wird zu unserer Zentralnotenbank und ersetzt unsere kostspieligen


Kartoffelhallen. Mit den Nüssen lösen wir die 
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in Umlauf befindlichen Kartoffelnoten ein. Die noch vorrätigen Kartoffeln verteilen


wir unter uns und machen bekannt, daß von nun an nur mehr die Nüsse unseres


großen Baumes als Geld anzusehen seien. Als Umtauschverhältnis für die


Kartoffelnoten schlage ich 1 zu 100 vor – d. h. ein Pfund Nüsse für eine Note von


100 Pfund Kartoffeln. Diese Nüsse unterliegen zwar auch einem regelmäßig
wachsenden Gewichtsschwund dadurch, daß sich das in ihnen enthaltene Öl
verflüchtigt, aber dieser Verlust trifft dann immer gleich den, den es treffen soll,
also den, der das Geld für den Tausch seiner Produkte benutzt, und nicht mehr
die Allgemeinheit. Da weiter durch den ständigen Gewichtsverlust der Nüsse


unser Geldbestand abnehmen wird, so werden wir jährlich für Ersatz sorgen


müssen, indem wir von der jährlichen Ernte des großen Baumes soviel in Umlauf


setzen, wie auf die genannte Weise jährlich verloren geht. So werden wir eine


jährliche Einnahme haben, die ich auf 10% unseres Geldumlaufes schätze und


für die wir gute Verwendung beim Ausbau unseres Straßensystems haben wer-


den. Auch das ist noch zu bemerken: Unsere Nußreserven setzen uns in den


Stand, stets genau so viel Nüsse (Geld) in Umlauf zu setzen, daß ihr Preis sich


nicht verändert, d. h. daß man für das gleiche Quantum Nüsse immer das 
gleiche Quantum Waren, Durchschnittswaren erhalten wird. Neigen die Waren-


preise abwärts, so werden wir von unseren Nußreserven so viel und so lange


neue Mengen auf den Markt werfen, bis daß die Warenpreise wieder anziehen.


Sollten umgekehrt die Warenpreise steigen. so vermindern wir den Geldumlauf,


was auf die einfache Weise dadurch geschieht, daß wir den Ersatz des natürli-


chen Schwundes des Geldes eine Zeitlang aussetzen. So werden sich Angebot


und Nachfrage stets die Waage halten. [Die vom Freiwirtschaftsbund geforderte Fest-


währung ist nichts als eine praktische Anwendung der Erkenntnisse, die dieser Schulmeister in so


einfacher Form hier zum Besten gibt.]


Dieser Vorschlag gefiel den Baratonen ganz außerordentlich. Dieses Nußgeld,


wenn es auch nur aus den unnützen Früchten eines Nadelbaumes bestand, von


denen es in Madagaskar ganze Wälder gibt, verstanden sie, oder glaubten


wenigstens es zu verstehen. Es war ein Körper, massiv; man sah, fühlte es,


konnte es wiegen. Es hatte „inneren Wert“. Es war hartes Geld, Stoff, man 


konnte da wieder stofflich denken. Zudem eignete sich die Frucht, auch rein


äußerlich betrachtet, vorzüglich für die beabsichtigte Verwendung. Es waren 


kleine, harte, glänzende Nüßchen in Erbsengröße, von angenehmem Getaste


und Geruch, die sich leicht in Beuteln tragen ließen. Der Ballast war klein; man


konnte sowohl die größte wie die kleinste Summe damit zahlen.


Der Pinus moneta, der große Geldbaum, wurde nun eingefriedigt. Die Früchte


wurden gesammelt und der nach dem Umtausch der Kartoffelnoten 
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verbleibende Rest dem Lehrer Diego Martinez als Bankreserven übergeben mit


der Vollmacht, damit nach seinen Vorschlägen die Währung des Landes zu 


verwalten.


Auf die Veranlassung des Bürgers Carlos Marquez wurden die Kartoffeln, die


als Deckung des früheren Geldes gedient hatten, nicht aus den Hallen entfernt,


denn so sagte er, die „wertlosen“ Nüsse des Pinus moneta, deren Produktion


keine menschliche Arbeit gekostet hatte und keine „Arbeitsgallerte“ vorstellten,


könnten nur durch den auf sie „übertragenen Wert“ der Kartoffeln als Geld funk-


tionieren. Das Geld kann nur den Wert eintauschen, den es selber hat, sagte er.


Die Kartoffeln könnten ja da wo sie lagen, vollständig verfaulen, das schadete


sonst nichts, ihr Wert würde doch nach Beendigung des Fäulnisprozesses, d. h.


„nach Abstraktion aller körperlichen Eigenschaften“ verbleiben und auf die Nüsse


des Pinus moneta übergehen – also sozusagen nur eine Seelenwanderung


durchmachen. (Marx sagt: Abstrahiert man sämtliche körperliche Eigenschaften


der Waren [Und die anschauliche Abstraktion von sämtlichen körperlichen Eigenschaften der


Kartoffeln liefert doch der Fäulnisprozeß.], so bleibt doch noch eine Eigenschaft – der


Wert.) Da die Baratonen kein Wörtchen von diesen Ausführungen verstanden, 


so wurde der Vorschlag einstimmig angenommen.


Über diesen Schildbürgerstreich machte sich Santiago Barabino nicht wenig


lustig. Was seid ihr doch beschränkte Köpfe, sagte er. Ist das nicht der reine


Fetischismus. Freilich, wer sich einer reinen Demokratie erfreuen will, der muß


auch bereit sein, ihre Kosten zu zahlen. Heute kostet uns der Spaß 400 000


Zentner Kartoffeln, die wir darum verfaulen lassen, weil es die Majorität so will,


weil sie geistig unfähig ist, das Geld zu begreifen und nun einer Phrase zum


Opfer gefallen ist. Fiat democratia et pereant tubercula. Könnt ihr euch nicht über


den Stoff erheben? Könnt ihr das Geld nur stofflich, nicht als Kraft begreifen?


Dabei erlaubt ihr euch noch über den armen Kopernikus zu lachen, der wohl ein-


sah, daß die Erde um die Sonne kreiste, aber sich auch nicht vom Stoffe trennen


konnte und darum die Erde auf Achsen und auf einer festen Ebene kreisen ließ,


bis daß Galileo auch diesen Rest stofflicher Vorstellungen beiseite warf, und


unsere Erde in den Raum schleuderte, wo sie nun frei ihre Bahnen um die


Sonne ziehen darf. So wie Galileo die Erde betrachtete, so müßt ihr euch das


Geld vorstellen. Frei, an keine besondere Ware gebunden, weder an Gold, noch


an Kartoffeln und an Nüsse. Wie die Erde ihre Schwerkraft von den umgebenden


Himmelskörpern erhält, so zieht das Geld aus den Warenvorräten des Marktes,


denen es als Tauschmittel dient, seine Lebensgeister. Nehmen wir die Sonne


fort, so löst sich die Erde in Dunst auf, den die Wüstenwinde hin und her wehen;


nehmen wir die Waren fort, so ver-
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wandeln sich die Samen des Pinus moneta wieder in das, was sie waren, in


Futter für die Ratten. Von dem Augenblick aber, wo wir sagen: wir verkaufen


unsere Arbeitsprodukte nur noch gegen die Nüsse des Pinus moneta, entsteht


eine kaufmännische Nachfrage, die genauso groß ist wie die auf den Tausch 


harrende Warenmenge und mit dieser gemessen werden kann. Wie ihr aber


wißt, genügt es, wenn Nachfrage nach einer Sache besteht, um dieser den


Charakter einer Ware zu geben, für die man auf dem Markt etwas eintauschen


kann. Wie viel, sagen dann Angebot und Nachfrage. Vorher war die Nuß des


Pinus moneta wirklich ein sehr nutzloser Gegenstand, jetzt aber, da wir sie zu
unserem Tauschmittel gemacht haben, gehört sie zweifellos zu unseren nützlich-
sten Gütern, da wir es ihr verdanken, wenn wir unsere Produkte schnell, sicher


und billig austauschen können. Darum war es ein toller Streich die 400 000


Zentner Kartoffeln „zur Gewinnung des Wertes“ verfaulen zu lassen. Weder die


Kartoffelnoten noch die Nüsse des Pinus moneta brauchten zu ihrer Geldfunktion


solcher „Deckung“. [Den schweren Vorwurf, den Barabino hier den Baratonen macht, kann 


man heute allgemein den Völkern machen, die sich mit der Goldwährung herumschlagen. Die


Goldreserven, die sie als „Deckung“ betrachten kostet ihnen jährlich 5% Zins, löst sich also in 


20 Jahren in Zinsen auf.]


Hier bricht die Chronik den Gegenstand plötzlich ab. Erst 10 Jahre später ist


von einer neuen Geldordnung die Rede. So lange scheint man mit dem Nußgeld


völlig zufrieden gewesen zu sein. Die Chronik berichtet von dem unaufhaltsam


wachsenden allgemeinen Wohlstand, der sich in vielerlei Werken schöner Kultur


äußerte. Auch der Überraschung des Chronisten wird Ausdruck gegeben dar-


über, daß dieser allgemeine Wohlstand allen Prophezeiungen zum Trotz nicht in


Armut und Reichtum zerfallen wollte. Arme Leute gab es während dieser langen


Zeit offenbar überhaupt nicht, denn im Staatshaushalt fehlt jede Andeutung über


öffentliche Armenpflege. Überraschend klein an Umfang ist auch die


Verbrecherchronik. Immer wieder spricht der Chronist seine Überraschung 


darüber aus, daß bei rein geschäftsmäßigen Darlehen kein Zins ausbedungen


werden kann. Daß das nicht aus religiösen oder ethischen Gründen geschieht,


erwähnt der Chronist ausdrücklich. Er sagt, daß auf dem Darlehensmarkt das
Angebot immer reichlich die Nachfrage deckt, was ja dann allerdings die


Erscheinung des zinslosen Darlehens erklärt. Die Baratonen verkaufen ihre


Erzeugnisse nach kaufmännischen Grundsätzen, d. h. sie nahmen immer so viel,


wie sie erlangen konnten. Hätten also die Baratonen nach Lage der Verhältnisse


einen Zins bei Darlehen ausbedingen können, so hätten sie den Zins ganz gewiß


nicht verschmäht. Die Erscheinung, daß in Barataria das Angebot auf dem


Darlehensmarkt die Nachfrage deckte, sucht der Chronist wie folgt zu erklären:


Das Angebot bei Darlehen bestand aus Nüssen des Pinus moneta, die, 
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wie wir wissen, genau wie alle anderen Güter dem ständigen Schwund unter-
worfen waren. Dieser Schwund übte auf das Angebot dieser Nüsse einen stän-
digen Druck aus. Die Darlehensgeber, also die Besitzer der Nüsse, konnten nicht
wie unsere heutigen Kapitalisten den Zins zur selbstverständlichen Bedingung
des Darlehens stellen; sie konnten den Geldschrank nicht dem Darlehens-


begehrer vor der Nase zuschlagen und sagen: „Wenn sie keinen Zins bewilligen,


so behalte ich mein Geld.“ Beim Gold und bei den heutigen Banknoten ist das


möglich, weil das Gold und seine papierenen Vertreter unbegrenzt haltbar sind.


Darin unterschied sich eben das Geld der Baratonen von unserem heutigen
Geldwesen. Gaben die Baratonen das Geld zinsfrei her, so vermieden sie den


Verlust, der ihnen sonst aus der Aufbewahrung des Geldes erwachsen wäre. Sie


gaben 100 Pfund Nüsse, und nach einem Jahr und Tag bekamen sie 100 Pfund


zurück. Hätten sie die 100 Pfund im Geldschrank verwahrt, weil sie auf zinsfreie


Darlehen nicht eingehen wollten, so hätten sie nach Ablauf der gleichen Zeit nur


mehr 90 – 80 – 70 Pfund vorgefunden. Was sollen die Sparer tun, fragt der


Chronist. Sparen sie ihre eigenen Produkte, so haben sie Verluste und Kosten


für die Wartung, legen sie ihre Ersparnisse in Produkten anderer Bürger an, so


stehen sie sich nicht besser, und sparen sie Geld, so ist es wieder dasselbe, als


ob sie ihre eigenen oder die Erzeugnisse anderer sparten. So ist das zinsfreie
Darlehen für die Sparer tatsächlich die einfachste und nützlichste Sparanlage.
Die Bürger aber, die das Geld ja nur zum Ankauf von Waren für ihre Industrie


oder Handel benötigen, legen das Geld nicht in den Kasten, sie wälzen den aus


dem Schwund des Geldes entstehenden Verlust durch den Kauf der von ihnen


benötigten Waren wieder von sich ab. So haben sie den Vorteil des Darlehens


ohne Zinslasten.


Weil derart die Gelddarlehen zinsfrei waren, konnten die Unternehmer auch


von ihren Unternehmungen keine Zins verlangen. Sie konnten Fabriken,


Mietshäuser, Schiffe, Kanäle bauen, ohne dabei zur Bedingung zu stellen, das


ihnen das Haus Zins abwerfe. Bei uns muß jedes Unternehmen mindestens so


viel Zins abwerfen, wie der Unternehmer den Hypothekenbanken für das


Geldkapital an Zins abtragen muß, sonst ist das Unternehmen finanziell unmög-


lich. Es rentiert sich nicht, sagt man. Für unsere Unternehmer ist der Zins ein


Durchgangsposten, der sie weiter nicht interessiert. Ob sie 3 – 4 – 5% zahlen


müssen, ist ihnen völlig gleichgültig. Sie erheben den Zins vom Haus, vom Schiff,


von der Fabrik, um ihn an ihre Gläubiger abzuliefern. Ihnen bleibt dann der ihrer


persönlichen Arbeit entsprechende reine Unternehmerlohn, der durch die


Gesetze der allgemeinen Wettbewerbes bestimmt wird. So war es auch in


Barataria, nur mit dem 
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Unterschied, daß die Zinswirtschaft wegfiel. Die Mietshäuser in Barataria warfen


in der Miete nur die Kosten der Reparaturen, die etwaige Grundrente (die an die


Staatskasse abgeführt wurde) und die Abschreibungen ab. Mit dem in der Miete


enthaltenen Betrag der Abschreibungen wurde das Darlehen getilgt. Auch im


Handel wurden die Waren nicht mit Zins belastet an die Konsumenten abgege-


ben, denn von der Grundlage des zinsfreien Gelddarlehens gingen die


Preisberechnungen der Konkurrenten aus.


Die Banken hatten in Barataria trotz des lebhaften Verkehrs geringe


Bedeutung. Hypothekenbanken fehlten schon aus dem Grund, weil in Barataria


der Boden der Allgemeinheit gehörte, also sozusagen ein Fideikommiß des gan-


zen Volkes darstellte. Und die Fideikommisse kann man nicht verpfänden. Die


baratonischen Sparer scheinen ihre Mittel direkt ohne Vermittlung von


Zwischenpersonen und Banken in den ihnen bekannten, meistens als


Aktiengesellschaften geführten Unternehmungen angelegt zu haben. Wechsel


und Schecks waren unbekannt. Die Barzahlung war fast ausnahmslos Sitte, was


der Chronist damit erklärte, daß die Natur des dortigen Geldes jeden direkt


zwang, sich des Geldes so schnell wie möglich zu entledigen. Kreditverkäufe


waren unbekannt. Wer aus besonderen Gründen nicht über das nötige Geld ver-


fügte, der borgte bei seinen Bekannten und Verwandten und bezahlte dann bar.


Der Chronist erwähnt ferner die bei den Baratonen ganz allgemein gewesene


Sitte der privaten Vorratswirtschaft. In jedem Hause war eine Vorratskammer ein-


gebaut – gewöhnlich der Stolz der Hausfrau. Diese füllte man mit den


Gegenständen des gewöhnlichen Bedarfes. Statt Geldreserven und
Sparkassenbüchern hatte man Vorräte. Da das Geld sich ohne Schaden nicht


aufbewahren ließ, so war jeder Hausfrau der Besitz von Vorräten ebenso lieb


und bequem, wie der Besitz barer Geldreserven. Geld und Vorräte waren gleich


schlecht und gleich gut. Darum pflegte man die Waren nicht so wie heute in


Minimalmengen zu kaufen, sondern faß-, sack- und ballenweise in der


Originalpackung; und da es sich derart immer um größere Sendungen handelte,


so bezog man die Waren meistens unmittelbar vom Erzeuger. Die


Weihnachtsgeschenke kaufte man z. B. nicht gerade am Weihnachtsabend, 


sondern während des ganzen Jahres, wenn man gerade Geld hatte, und


bewahrte sie dann in der Vorratskammer für die Zeit des Festes auf. Darum 


trieben sich die Waren in Barataria gar nicht lange auf den Märkten und in den


Läden herum. Es waren überhaupt nur ganz wenige Läden vorhanden – eine


Apotheke, ein Sargmagazin, ein Sprengstoffmagazin und ähnliche Geschäfte von


Gegenständen, die man nicht gerne auf Vorrat kaufen wollte. Die Waren rollten
auf dem Gelde des Pinus moneta von der Werkstätte, vom Acker unmittelbar den
Verbrauchern zu. Das hatte zur Folge, daß die Kaufleute ihre Geschäfte mehr


kommissions- kommissionsweise
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weise, nach Art der Musterreiter betrieben. Ihre Profitsätze müssen demgemäß
auch nur sehr geringe gewesen sein, statt 40% im Durchschnitt, wie sie es bei
uns betragen, mochten die Waren in Barataria nur mit etwa 4% Handelsspesen
belastet den Verbraucher erreichen. [Wenn im Durchschnitt der Austausch der Waren 40%


Handelsspesen verursacht, so bedeutet das, daß von je 100 Arbeitern 40 Mann abgesondert werden


müssen, um die Produkte der übrigen 60 unter die 100 zu verteilen! Würde sich das bewahrheiten,


was mit großer Wahrscheinlichkeit vom Freigeld angenommen wird, nämlich, daß die Handelsspesen


von 40 auf etwa 4% zurückgehen werden, so blieben von je 100 Mann 96 der Produktion erhalten.


Der Anteil eines jeden betrüge dann 96 Kilo statt 60, wäre also um volle 60% höher! Allein durch sei-


nen ordnenden Einfluß auf den Handel und ganz abgesehen von den übrigen mannigfaltigen


Wirkungen würde das Freigeld die volkswirtschaftliche Möglichkeit bieten, unter Beibehaltung der


gleichen Löhne die Arbeitszeit von 10 auf 6 Stunden herabzusetzen! Es sei hier noch hervorgehoben,


daß die Handelsspesen nur den Zins des Handelskapitals enthalten.]


Jetzt werden wir auch schon verstehen, warum in Barataria alles so billig war,


wie anfangs erwähnt wurde. Die Güter waren nicht billig, weil man dort niedrige


Löhne bezahlte, sondern einfach darum, weil der Warenaustausch und die


Warenproduktion nicht mit Zinsen und unerhörten Handelsprofiten belastet


waren. Bedenkt man, daß z. B. bei dein Eisenbahnen der Preis der Fahrkarten


und die Frachtsätze zu mehr als 50% aus Zinsen des im Bahnbau angelegten


Geldkapitals bestehen [bei den Schweiz. Bundesbahnen gar 64%], daß durch eine


Beseitigung des Zinses der Tarif der Bahnen um 50% ermäßigt werden könnte,


daß ferner bei 5% Zins das ganze Reich mit allem Land und allem was darauf


gebaut ist, Häuser, Eisenbahn, Fabriken, Kuhställe, Gärten, Wälder, Acker,


Wasserkräfte usw. alle 20 Jahre über die Zahltische der Rentner wandert, so


wird man verstehen, warum unsere Insel den anheimelnden Namen Barataria


erhielt.


Leider muß ich es mir versagen, auch von den sozialen Zuständen, die sich


aus diesen wirtschaftlichen Verhältnissen der Baratonen entwickelten, näheres


mitzuteilen. Es genüge hier zu erwähnen, daß in Barataria jeder nach christlicher


Lehre leben und handeln konnte, ohne dadurch in Bedrängnis zu geraten. Die


Zahl der Hilfsbedürftigen war gegenüber der Zahl der Hilfskräftigen derart gering-


fügig, daß es überhaupt nicht möglich war, durch werktätiges Christentum sich


selbst in den Zustand der Hilfsbedürftigkeit zu bringen. Ohne zu erröten, konnte


jeder von sich sagen: Ich lebe nach Christi Lehre, wenigstens so weit es mein


Verhältnis zu meinem Nächsten, zu meinen Brüdern betrifft.


So standen die Sachen, als die Baratonen eines Tages von einem Aufruf über-


rascht wurden, den Carlos Marquez an die Bürger Baratarias richtete: Bürger!


Unser Geld hat sich entschieden als Tauschmittel bewährt. Der Wert der verfaul-


ten Kartoffeln hat sich als „kristallisierte Arbeitsgallerte“ [beliebter Ausdruck in der mar-


xistischen Literatur] auf die sonst wertlosen Samenkörner des Pinus moneta über-
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tragen und haftet diesen an, wie der Schweiß der Goldgräber König Salomos


noch heute dem aus damaliger Zeit auf uns überkommenen Ophirgolde anhaftet.


Der Tausch der Produkte geht dank diesem übertragenen Wert der Kartoffeln 


reibungslos von statten, sogar besser, wie ich zugebe, als es mit dem Golde


Salomos zu gehen pflegte. Wir haben noch keinen Krach, keine Krise, keine


Arbeitslosigkeit gehabt. Merkwürdigerweise ist auch der dem Privateigentum als


Eigenschaft anhaftende Zins oder Mehrwert ausgeblieben – auch habe ich bis


jetzt auch keine Entwicklungskeime des Mehrwertes wahrnehmen können. Die


Theorie des Mehrwertes versagt hier offenbar. Das ändert nichts an der


Tatsache, daß wir mit dem jetzigen Geld eine der Haupteigenschaften guten


Geldes entbehren müssen – nämlich die Eigenschaft eines Wertbewahrers, einer


Wertkonserve, eines Wertspeichers [Siehe auch Prof. Dr. N. Reichesberg: Grundtatsachen


des Geldwesens, Vaso Verlag, Zürich 1917, Seite 151: Ein gutes Geld wird dasjenige sein, das in der


Lage ist, dauerhaft zu sein, um als Wertaufbewahrungsmittel zu dienen. – Dr. E. Kellenberger,


Privatdozent an der gleichen Universität (Bern) schreibt dagegen ungefähr zu der gleichen Zeit: Der


Weltkrieg hat uns eines besseren belehrt. Wir haben uns von der eisernen Notwendigkeit überzeugen


müssen, Vorräte an Lebensmitteln, Rohstoffen und Fabrikaten zu halten. Jetzt sind unsere


Unternehmer und Hausfrauen, zumal der Bund selbst, ununterbrochen daran, nach Möglichkeit


Vorräte anzulegen. (Richtlinien für eine schweizerische Währungsreform. S. 372.) –


Sonderbarerweise scheint Kellenberger der Ansicht zu sein, daß das Schweizervolk die Kosten, die


solche Vorräte verursachen, bisher gespart hat. Das ist aber nicht der Fall. Die Kosten wurden den


Hausfrauen und Unternehmern bisher einfach in den Preisen belastet.]. Wie viele Verluste


erwachsen unseren Hausfrauen allein aus dem Besitz der Vorratskammern, wie


viel Arbeit verursacht deren Wartung! Es geht hier in die Millionen. Alle diese


Kosten würden wir sparen können, wenn unser Geld nicht ausschließlich


Tauschmittel, sondern auch Sparmittel, Wertbewahrer, Wertspeicher und


Wertkonserve wäre. Der Grund, warum unser Geld nicht auch Sparmittel ist, liegt


darin, daß wir die Nüsse des Pinus moneta nach Gewicht tauschen und daß die-


ses Gewicht ständig schwindet. Wenn wir nun die Nüsse statt nach Gewicht
nach Hohlmaßen gelten ließen, so bliebe der Wert unseres Geldes unverändert,


denn wie ich festgestellt habe, überträgt sich der Schwund des Gewichtes der


Nüsse nicht auch auf ihren Rauminhalt. Dieser ist so gut wie unveränderlich. Ein


Maß Nüsse bleibt noch nach zehn Jahren ein Maß Nüsse. Nun gibt ein Pfund 


frischer Nüsse des Pinus moneta genau 1/10 Maß. Wir brauchen also nur ein


Gesetz, wonach von jetzt ab das zehntel Maß an die Stelle des Pfundes tritt –


und dann haben wir, was wir brauchen – die Wertkonserve, den Wertbewahrer,


verbunden mit den allgemein anerkannten Vorzügen unseres Geldes. Kommt,


Bürger, stimmt alle für diese Währungsreform, die uns viele Millionen ersparen


wird.


In dieser Versammlung ergriff nun der Lehrer Diego Martinez das Wort: Liebe


Mitbürger, sagte er, lehnt den Vorschlag Marquez ab. 
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Unsere Wirtschaft ist, wie er zugibt, in bester Ordnung. Am Geld soll man nicht


viel herumpfuschen. Wir wissen gar nicht, welche Rückwirkungen eine solche,


eingreifende Änderung auslösen wird. Nervus rerum nennt man das Geld nicht


umsonst. Durch den Vorschlag Marquez schaffen wir zwar das, was er bezweckt,


aber auf wessen Kosten wir die Vorteile des sogenannten Wertspeichers ge-
nießen werden, das hat uns Marquez nicht gesagt. Er sagt nur, daß die Haus-


frauen die Unkosten sparen werden, die ihnen die Aufbewahrung der Vorräte ver-


ursacht. Wer aber soll von nun an diese Vorräte aufbewahren und wer soll die


Kosten tragen? Das hätte Marquez untersuchen müssen. Auf alle Fälle stelle ich


hier eine Diskrepanz fest zwischen der Natur des Marquez’schen Geldes und der


Natur der Waren, denen das Geld als Tauschmittel zu dienen hat, eine


Diskrepanz, von der wir in Übereinstimmung mit dem Satz, daß das Geld als


Nervus rerum zu betrachten ist, die folgenschwersten Ereignisse erwarten müs-


sen. Welcher Art diese Ereignisse sind, vermag ich zur Stunde nicht zu überse-


hen. Unsere Wirtschaft läuft in so gut geölten Bahnen, daß kaum einer unter uns


die Gesetze dieser Wirtschaft zu untersuchen für nötig gehalten hat. Sonst würde


wohl einer im Stande sein, den theoretischen Nachweis zu erbringen, daß, wie


ich ahne, die Eigenschaft des Wertbewahrers, die wir unserem Geld geben sol-


len, im Grunde die Ursache des Zinses ist, dem wir bisher mit unserem Gelde


zum Glück entgangen sind – eine Erscheinung, die Marquez, wie er zugibt, nicht


erklären kann. Mitbürger – mißtraut der vorgeschlagenen Neuerung, lehnt sie ab,


oder fordert wenigstens von Carlos Marquez, daß er auch eine Erklärung abgibt


darüber, wer von nun an die Kosten der Aufbewahrung der Waren tragen wird


[Hales in England schrieb bereits 1549: „Das Geld ist sozusagen ein Lagerhaus von jeder Ware, die


man will, und hat die Eigenschaft, daß es am längsten, ohne zu verderben, aufbewahrt werden kann.


Besäße England eine größere Menge Geldes, so könnte es das Land selbst bei Krieg und Teuerung


zwei bis drei Jahre aushalten.“ Zitat aus Dr. E. Kellenberger, Richtlinien für eine schweiz.


Währungsreform. S. 366.] und ob mit dem Wertbewahrer noch zinsfreie Darlehen, auf


denen der blühende Zustand unserer gesunden sozialen Verhältnisse zurückzu-


führen ist, möglich sein werden. Ich leugne das; denn von dem Augenblick an,


wo der Sparer sein Geld einfach ohne Schaden seinem Geldschrank anvertrau-


en kann – fehlt auch der Druck, der den Darlehensgeber für zinsfreie Darlehen
mürbe machte.


Diese kritischen Bemerkungen scheinen die Baratonen, (die wie es ihnen


Martinez schon gesagt hatte, in wirtschaftlicher Beziehung vollkommen un-


wissend waren) nicht verstanden zu haben. (Vielleicht war es der Umstand, daß


sich Martinez so unbestimmt ausdrückte, vielleicht auch nur Neugierde, die die


Mehrheit veranlaßte, dem Vorschlag Marquez zuzustimmen. Wenn 


46







es dem Esel zu gut geht, dann geht er aufs Eis. Und es ging ihnen allen gut.


Wollten es aber noch besser haben. Es wurde also ein Gesetz erlassen, wonach


das Geld nach Hohlmaßen und nicht mehr nach Gewicht gelten sollte. [Der 


gläubige Marxist wird hier lachen. Was kann es denn verschlagen, wird er sagen, daß wir das Geld


nach Litern statt nach Kilo zählen? Ihm muß das vollkommen einerlei sein.]


Wenn irgendwo das Wort „kleine Ursachen, große Wirkungen“ am Platze ist,


so ist es wohl hier. So heißt es in der Chronik: Großer Gott, was haben wir da in


unserem Leichtsinn für grenzenloses Unheil angerichtet. Kein Erdbeben, keine


Sintflut, kein Krieg, keine Seuche hätte uns schwerer heimsuchen können, wie


jene anscheinend so harmlose Neuerung, die unser Theoretiker Carlos Marquez


vorschlug. Von Grund auf hat er unsere Volkswirtschaft, unsere sozialen
Zustände aufgewühlt und zerstört, nichts als Trümmer sind übrig geblieben. Das


Volk ist verhetzt, verlogen, verarmt, dem Laster verfallen, vom Christentum nichts


übrig geblieben als der Name. Es kam, wie es Santiago Barabino in einem Artikel


der baratonischen Rundschau prophezeit hatte. Ihr werdet schon sehen, hatte es


am Schluß dieses Artikels geheißen, was aus einer Demokratie wird, wenn die


Majorität, wie es bei uns der Fall ist, sich von Phrasenhelden in


Staatsangelegenheiten leiten läßt. Die Demokratie ist ein billiger Basarartikel, sie


kann nur dann ein Staatswesen zur Blüte bringen, wenn sich das ganze Volk der


Mühe unterzieht, die Staatsangelegenheiten gründlich zu studieren. Und diese


Arbeit wollen sich die Baratonen sparen. Sie sitzen lieber im Wirtshaus und 


ziehen lieber die alkoholische Lösung jeder gründlichen Analyse vor. Sie werden


aber wohl noch rechtzeitig erfahren, ehe es zu spät ist – was es heißt, das Geld


zum „Wertbewahrer“ zu machen.


Gleich am ersten Tag, da die Baratonen mit dem Wertbewahrer beglückt 


wurden, war es, als ob die gesamte Bevölkerung wahnsinnig geworden wäre. 


Es geschah, was man eigentlich sofort vom Vorschlage Marquez und seiner


Begründung hätte ableiten können.


Vom Wunsche beseelt, den Inhalt ihrer Vorratskammern durch den


„Wertbewahrer“ zu ersetzen, beschlossen die Baratonen nämlich, ihre Vorräte 


zu verkaufen, und da jeder ahnte, daß viele, wenn nicht alle auf den gleichen


Gedanken kommen würden, und daß infolgedessen das Angebot größer sein


würde, bei gleichzeitig fehlender Nachfrage, so hatte es jeder eilig. Jeder wollte


der erste auf dem Markt sein. So kam es, daß am gleichen Tag, wo das Geld


zum „Wertbewahrer“ gemacht wurde, sämtliche Vorratskammern geleert, auf


Wagen verladen und den Märkten zugerollt wurden. Noch ehe der Hahn zu ende


gekräht hatte, setzte sich das ganze Volk in Bewegung. Alle Zufuhrstraßen des


Marktes waren mit Wagen besetzt.
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Tausende von Fuhrwerken, hochbeladen, schwankten, in Staubwolken gehüllt,


dem Markte zu. Der Markt füllt sich, die Straßen sind voll, bis weit vor den Toren


der Stadt steht dicht gedrängt Wagen an Wagen. Wer sollte diese Güter kaufen?
Niemand will ja jetzt noch, da das Land mit dem Wertbewahrer beglückt wurde,


Vorräte, Waren, gemeine Arbeitsprodukte, Dinge, die die Motten fressen. Den


Universalvorrat, das bare Geld, den Wertbewahrer wollen sie haben, alle, ohne


Ausnahme. Die nutzlose Frucht des Pinus moneta, die bis dahin niemand


anrührte, wird zum Ziel aller Wünsche. Um ihretwillen dieses Gedränge. Der
gesamte Reichtum des Volkes soll sich plötzlich in diesen elenden kleinen
Samenkörnchen konzentrieren! Welcher Wahn. (Völker höret die Signale!)


An dem Tage aber wurde nicht ein einziges Samenkorn Ware umgesetzt. Sie


wollten ja alle nur verkaufen. Wie dumme Gänse stierten sich die guten Insulaner


gegenseitig an. Alle wollten ja nur Geld, den Wertbewahrer, die Samenkörner


des Pinus moneta. So luden denn die guten Baratonen ihren Kram wieder auf


und fuhren mißvergnügt nach Hause. [Hier mag Dr. Kellenberger, der die Vorratswirtschaft


fordert, sich aber von der Goldwährung nicht trennen kann, einen Seufzer fahren lassen. Auch Prof.


Dr. Reichesberg mag hier überlegen, ob die Verbindung von Tauschmittel und Wertbewahrer wirklich


als Voraussetzung eines guten Geldes zu betrachten ist. S. Fußnote S. 18 und 19.]


Die Chronik erzählt nun, wie sich das Schauspiel 8 Tage lang wiederholte, ehe


die Baratonen dahinter kamen, daß das, was sie wollten, etwas Unmögliches


war. Im Tagblatt von Villapanza erschien ein Artikel von Carlos Marquez, worin er


die Bürger zur Geduld mahnte. Die Ereignisse hätten gezeigt, daß Barataria an


einer kolossalen Überproduktion litt. Ehe nicht diese in Überfluß vorhandenen


Waren verschwunden seien, könnte der Wertbewahrer nicht das leisten, was


man von ihm erwartete. Weniger produzieren, verkürzte Arbeitszeit, auch mehr


verbrauchen, dann würde das Gleichgewicht wieder hergestellt sein.


Um diese Zeit lief bei den Behörden ein Gesuch der Firma Barabino & Co. ein,


worin um ein Lombarddarlehen in der Höhe des Gesamtbetrages der


Bankreserven (also der überschüssigen Nüsse des Pinus moneta) nachgesucht


wurde. Begründet wurde das Gesuch damit, daß es dem Gemeinwohl dienen


würde, wenn jetzt bei der zutage getretenen gewaltigen Überproduktion die


Nachfrage gehoben würde. Mit dem Geld würde die Firma den Warenmarkt ent-


lasten, und so die Bürger in den ersehnten Genuß des Wertbewahrers setzen.


Gutartig wie die Baratonen waren, vermutete niemand Harm hinter diesem


Vorschlag und nur Diego Martinez erhob Einspruch. Er las der Versammlung aus


dem 1. Buch Moses, Kap. 47 vor, wo steht:
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14. Und Joseph brachte alles Geld zusammen, das in Ägypten und Kanaan


gefunden ward, um das Getreide, das sie kauften; und Joseph tat alles Geld in


das Haus Pharao.


15. Da nun Geld gebrach im Lande Ägypten und Kanaan, kamen alle Ägypter


zu Joseph und sprachen: Schaffe uns Brot, warum läßt du uns vor dir sterben,


darum, daß wir ohne Geld sind?


16. Joseph sprach: Schafft euer Vieh her, so will ich euch um das Vieh geben,


weil ihr ohne Geld seid.


17. Da brachten sie Joseph ihr Vieh; und er gab ihnen Brot um ihre Pferde,


Schafe, Rinder und Esel. Also ernährte er sie mit Brot das Jahr um alles ihr Vieh.


18. Da das Jahr um war, kamen sie zu ihm im anderen Jahr und sprachen zu


ihm: Wir wollen unserem Herrn nicht verbergen, daß nicht allein das Geld, son-


dern auch alles Vieh dahin ist zu unserem Herrn: und ist nichts mehr übrig vor


unserem Herrn, denn nur unsere Leiber und unser Feld.


19. Warum läßt du uns vor dir sterben, und unser Feld? Kaufe uns und unser


Land ums Brot, daß wir und unser Land leibeigen seien dem Pharao. Gib uns


Samen, daß wir leben und nicht sterben, und das Feld nicht verwüste.


20. Also kaufte Joseph dem Pharao das ganze Ägypten. Denn die Ägypter ver-


kauften ein jeglicher seinen Acker, denn die Teuerung war zu stark über sie. Und


ward also das Land Pharao eigen.


Mit den Worten: Wer Ohren hat zu hören ... schloß Martinez seine Rede. Doch


hatte man dazu nur gelacht. Was konnten einem die alten Juden auch in dieser


rein geschäftlichen Angelegenheit raten?


Der Firma Barabino & Co. wurden also die Bankreserven ausgeliefert, und


sofort begann auch der Ankauf der von den Baratonen angebotenen Vorräte. Die


Firma kaufte auch nur ganz bestimmte Waren, unentbehrliche Dinge, namentlich


auf die Sämereien hatte sie es abgesehen und darauf, daß sie auch alles mög-


lichst alles in ihre Hand bekam. Die arglosen Baratonen verkauften alles und


freuten sich, wenn es ihnen gelang, durch ermäßigte Forderungen den Inhalt


ihrer Vorratskammern durch den „Wertbewahrer“, den „Wertspeicher“, zu erset-


zen, durch den nutzlosen Samen des Pinus moneta (von dem es in Madagaskar


ganze Wälder gab und der bis dahin nur den Ratten als Futter gedient hatte,


wenn sie nichts besseres fanden). Das war im Herbst gewesen.


Die Chronik schildert nun die Aufregung, die sich im folgenden Frühjahr der


Baratonen bemächtigte, als es ruchbar wurde, daß der gesamte Vorrat an


Sämereien im Besitze der Firma Barabino & Co. war, und daß dort die Preise


willkürlich auf fabelhafte Höhe gesetzt worden seien, so daß viele die gekauften


Sämereien nicht voll bezahlen konnten und der Firma Barabino & Co.  
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Wechsel ausstellen mußten. An Stelle des ersehnten Wertbewahrers hatten sie


nun Schulden und eine leere Vorratskammer. Santiago Barabino, der Chef der


Firma, hielt einen öffentlichen Vortrag über das Thema „Bürgerpflichten in der


Demokratie“, worin er den Baratonen wegen ihrer Bequemlichkeit und Völlerei


ordentlich die Wahrheit sagte. Wer nicht hören will, der soll fühlen. Durch


Beelzebub werde ich den Philister aus euch heraustreiben! Ich habe euch vor


Carlos Marquez und seinem Wertbewahrer gewarnt. Ihr aber lachtet mich aus.


Jetzt aber lache ich – und dabei schlug er auf seine Taschen.


Der Chronist gibt eine wunderbar klare Darstellung von allen Veränderungen,


die sich in den Handelsgebräuchen vollzogen, wie alles vom Geiste des


„Wertbewahrers“ angesteckt und verdorben wurde. Die Barzahlung war gleich in


den ersten Tagen durch das Kredit- und Abschlagszahlungssystem ersetzt wor-


den. Die Waren, die niemand mehr auf Vorrat kaufen wollte, wurden nun in klei-


nen und kleinsten Packungen gekauft. Alle lebten von der Hand in den Mund,


und eine Unzahl von Kaufleuten wurde nötig, um diesen Detailverkauf zu bewäl-
tigen [Diese Entwicklung interessiert die Konsumgenossenschaften.]. Laden reihte sich an


Laden, ganze Straßen mußten neu für die Läden gebaut werden, die als Ware
das aufnahmen, was früher als Vorratsgut in den Häusern der Baratonen verteilt
war. Dabei waren die Käufer hochmütig den Verkäufern gegenüber. Sie pochten


auf die Eigenschaften ihres „Wertbewahrers“; sie sagten, daß, wenn sich die


Verkäufer nicht höflich, nachgiebig, unterwürfig benähmen, sie mit ihrem


Wertbewahrer einfach nach Hause gehen und die Verkäufer den Schaden haben


würden, der ihnen aus der Vergänglichkeit, aus der Wartung und Bergung der


Waren erwachsen würde.


Eines Tages erschien im Villapanzer Tageblatt folgende Anzeige:


„Barabino & Co.“ – Depositen-Bank – Wir machen das geehrte Publikum darauf


aufmerksam, daß wir eine Depositenkasse eröffnet haben und bis auf weiteres


Depositen zu folgenden Bedingungen annehmen:


für Depots auf Abruf 1% Zinsvergütung


für Depots auf 2 Monat fest 2% Zinsvergütung


für Depots auf 1 Jahr fest 3% Zinsvergütung


Diese Anzeige gab Carlos Marquez Anlaß zu einem triumphierenden Artikel im


Villapanzer Tageblatt. Endlich käme der dem Privateigentum immanente
Charakter einer Mehrwert gebärenden Maschine zum Ausdruck. Es habe zwar


lange gedauert, bis die Entwicklungskeime des Kapitalismus zur vollen


Entfaltung gekommen seien, aber nun gäbe es auch keinen Halt mehr. Wer das


Privateigentum will, 
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muß auch mit den Folgen rechnen. Jetzt würde sich der Kapitalismus in seiner


ganzen Herrlichkeit zeigen. Bluten und schwitzen müsse nun das Volk, um den


Moloch Kapital zu sättigen. Und das würde solange gehen, bis sich der


Kapitalismus selber wieder zu Tode entwickelt habe, ähnlich wie der Spaltpilz


des Zuckers von seiner eigenen Jauche vergiftet wird. Es lebe der


Kommunismus, fort mit dem Privateigentum! So schloß Carlos Marquez.


Sofort sandte Diego Martinez eine Erwiderung, worin die Ausführungen


Marquez widerlegt und in einfacher Weise die Erscheinung des Zinses auf


Barataria in ursächlichen Zusammenhang mit der Währungsreform gebracht


wurde. Sobald das Geld zum „Wertbewahrer“ gemacht wird und das Geld als
Ware besser ist als die übrigen Waren, wird es als Sparmittel verwendet, und
diese Sparmittel können nur durch den Zins wieder in den Verkehr gelockt wer-
den. Der Zins mußte kommen, sobald wir das Geld nach Hohlmaßen rechneten
statt nach Gewicht!


Das Villapanzer Tageblatt sandte aber den Artikel zurück mit der Bemerkung,


es könne doch seinen aufgeklärten Lesern nicht zumuten, solche grauen


Theorien zu studieren. Kein Mensch würde jemals glauben, daß eine so ge-
waltige Erscheinung wie der Kapitalismus darauf zurückzuführen sei, daß man
die gänzlich nutzlosen Früchte des Pinus moneta nach Hohlmaßen statt nach
Gewicht verkaufe.


Die Firma Barabino & Co. hatte mit ihrem neuen Unternehmen einen vollen


Erfolg. Die Baratonen hatten sich nämlich bald an ihrem Wertbewahrer satt ge-


sehen und, vom Zins angelockt, brachten sie ihre Ersparnisse, den


Wertbewahrer in das Bankhaus.


So waren nun in ganz Barataria die Vorratskammern völlig geleert. An Stelle


von Speck, von Mehl, Zucker, Tuch, Öl usw. war ein dünnes Heftchen Papier,


das Sparkassenbuch des Bankhauses Barabino & Co. getreten. Die Güter aber,


die vordem die Vorratskammer gefüllt hatten, lagen draußen in hunderten von


Läden zu jedermanns Verfügung – d. h. zur Verfügung desjenigen, der das Geld


hatte, und Geld hatte in Barataria niemand denn das Bankhaus Barabino & Co.


Der Chronist drückt hier sein Erstaunen aus über die unglaubliche Einfalt der


Baratonen, die nichts von der vorjährigen Samenspekulation gelernt hatten. Zwar


hatten sich diesmal alle gehütet, sich der Sämereien zu entäußern, weil sie eine


Wiederholung der Spekulation fürchteten, dagegen aber hatte niemand an die


Ernte gedacht und an die Säcke, deren man dazu bedarf. So wurden sie also


diesmal bei der Ernte statt bei der Aussaat geplündert, denn Barabino & Co. 


hatten sämtliche Säcke Baratarias gekauft und stellten sie nun den Baratonen zu


Phantasiepreisen zur Verfügung.
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Und weil es ihm Spaß machte, und weil er seine Mitbürger belehren wollte,


hielt Santiago Barabino wieder einen öffentlichen Vortrag, worin er seine


Spekulation genau beschrieb und den verblüfften Baratonen vorrechnete, daß


seine Firma mit einem Schlage reichlich eine Million verdient hatte. Solche


Beutezüge müßten die Baratonen sich jetzt wohl immer gefallen lassen; denn mit


Einführung des „Wertbewahrers“, der in Wirklichkeit nichts als ein Wertvernichter


sei, hatten sie ja selbst alles für das Gelingen solcher Spekulationen aufs Beste


vorbereitet. Jetzt läge ja der gesamte Warenvorrat immer auf den Märkten zu


jedermanns Verfügung, also auch zur Verfügung der Spekulation, während die


früheren Vorratskammern nun nicht für 24 Stunden versorgt seien. Der


Wertbewahrer, den sie nun kennengelernt hätten, wäre zwar etwas ausgezeich-


netes – doch nur für den Spekulanten.


Sein Vortrag hatte einen ganz unerwarteten Erfolg. Die Vorsichtigen nämlich


unter den Baratonen, die bis dahin noch gezögert hatten ihre Geldbestände bei


Barabino & Co. zu deponieren, ließen alle Bedenken fallen und brachten ihr Geld


zur Bank. Sie sagten sich: Wenn Barabino & Co. an diesen Spekulationen eine


Million verdient haben, dann sind sie sicher. So verfügte also jetzt die Firma


Barabino & Co. über den gesamten Geldbestand des Landes.


Aber Santiago Barabino starb, noch ehe er seine Baratonen von der


Unsinnigkeit der Währungsreform durch Beelzebub hatte überzeugen können.


Testamentarisch hatte er angeordnet, daß die gestohlenen Gelder wieder an das


geprellte Volk zurückerstattet werden sollten. Es waren über 3 Millionen Pfund.


Die Firma ging nun an den Kompagnon Sanson Carrazco über, der sich die


Rezepte Santiagos klüglich gemerkt hatte, von dessen pedantischer


Gewissenhaftigkeit er aber nichts angenommen hatte. Carrazco beschloß, die


Dummen zu schröpfen und durch die Presse, durch den Parteistreit, durch


Schule, Kirche, Universitäten dafür zu sorgen, daß die Dummen dumm blieben


[Es ist heute unmöglich, in der Presse, auch in der Arbeiterpresse, irgend eine


Kritik an der Goldwährung zu üben. Wer kommandiert hier? Wissen das die


Arbeiter?].


Da Sanson Carrazco für die Reserven der Geldverwaltung, die, wie wir wissen,


der Firma überlassen wurden, Zins an die öffentliche Kasse bezahlte, so hatten die


Baratonen nichts dagegen, ihm diese Reserven dauernd zu überlassen, und da


ferner infolge des Zinses, den Sanson für Depositen zahlte, die Sitte sich bei allen


Baratonen schnell eingebürgert hatte, restlos alle Geldbestände bei der Bank zu


deponieren, so war das Bankhaus Sanson Carrazco absoluter Herr des


Geldmarktes. Der einzige Wettbewerb, der noch zu berücksichtigen war, kam von


der jährlichen Ernte des Pinus moneta. So war es nicht zu verwundern, daß San-
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son Carrazcos Vermögen unheimlich anschwoll, daß ihm bald das ganze Volk


verschuldet war. Man schuldete ihm Geld in Wechseln, Geld in Stadtanleihen


und Geld in Staatsanleihen. Alle größeren Werte waren ihm verpfändet. Aber er


war damit nicht zufrieden – er wollte auch das Land in seinen Besitz bringen und


sich die Krone aufsetzen. Er wollte Joseph und Pharao übertrumpfen. Dazu


mußte er unbedingt seinen einzigen Mitbewerber, den Pinus moneta – die


Geldtanne – zur Strecke bringen. Der Chronist erzählt nun, wie eines Tages um


die Zeit, wo die Geldtanne in voller Blüte stand auf einem Grundstück, das


Sanson Carrazco kurz vorher gepachtet hatte, Feuer ausbrach und wie der Wind


die erhitzte Luft gerade gegen die Geldtanne trieb. In diesem Jahr war also kein


Geld von dort zu erwarten, und Sanson Carrazco konnte in voller Gemütsruhe


die ausgestellten Schlingen zuziehen. Joseph verlangte als Lösegeld von den


Ägyptern die Auslieferung des Landes und die Leibeigenschaft des ganzen


Volkes zugunsten Pharaos. Sanson Carrazco begnügte sich mit dem Land und


der Königswürde [Wie nahe sind Rockefeller in Amerika, Stinnes in Deutschland


diesem Ziele! Wie leicht wird es Rockefeller sein, wenn er sich einmal hierüber


mit Morgan geeinigt hat, dem amerikanischen Volk mittels seiner Presse glaub-


haft zu machen, daß eine Zentralgewalt, eine absolute Monarchie der einzige


Weg sei, das Land vor dem Bolschewismus zu bewahren!].


Von hier ab bestehen die Aufzeichnungen der Chronik nur noch aus einer ein-


zigen Jeremiade. So lehrreich manches daraus auch ist, so muß ich mich doch


auf die Schlußsätze der Chronik beschränken.


Heute, am 28. April des Jahres 1670, erschienen, von Osten kommend,


Schiffe, Engländer. Ungeheurer Jubel.


Den 10. Mai. Die Engländer sprechen sich sehr anerkennend über unsere wirt-


schaftlichen Zustände aus. Es wäre erstaunlich, wie sich hier fast alles genauso


entwickelt habe wie bei ihnen zu Hause. Auch in den sozialen Zuständen wäre


kein Unterschied wahrnehmbar. Die Klasseneinteilung, das Proletariat, die


Grundeigentümer, die Rentner, die Hypothekenbanken, die Prostitution. Die


Bettler wären hier fast so zahlreich wie in London. Die politischen Kämpfe dreh-


ten sich um die selben Dinge. Streiks, Kollisionen der Arbeiter mit der Polizei, die


hier an der Tagesordnung seien, wären auch drüben so zahlreich. Das wäre 


weiter nicht schlimm. Man gewöhnt sich daran. Nur eins fanden sie an unseren


Einrichtungen zu tadeln, das sei das Geld. Es wäre doch eines auf so hoher


Stufe der Kultur stehenden Volkes unwürdig, als Geld die unnütze Frucht einer


gemeinen Tanne, von der es in Madagaskar ganze Wälder gäbe, zu benutzen.


Gold sollten wir haben. Herrlich wäre ein solcher in der Sonne funkelnder


Dukate. Kurz, wir sollten sobald wie möglich einen Vertreter des Königs Sanson


nach London schicken, um dort eine Goldanleihe zu machen, die wir zu 5% gut


unterbringen könnten. 
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Und das ist alles, was uns die Europäer zu raten haben, um aus unseren trost-


losen Verhältnissen herauszukommen – fügt der Chronist bei. Die Engländer


sehen offenbar das Elend gar nicht, weil sie schon länger an den Anblick


gewöhnt sind – ich aber habe die ganze Entwicklung durchgemacht.


Den 31. Januar. Heute morgen trat Diego Martinez plötzlich in mein Büro. Mit


offenen Armen lief er mir entgegen. Ich hab’s gefunden, das Rätsel, das Carlos


Marquez nicht lösen konnte, die Frage, warum der Zins nicht aufkommen konnte,


so lange wir unser Geld nach Gewicht gelten ließen. Ich habe die Frage gelöst,


ich habe es gefunden, und jetzt wird wieder alles gut. Hier in diesem dicken


Manuskript liegt meine Arbeit. Morgen schon müssen wir die Baratonen zu einer


Versammlung berufen.


Ich antwortete ihm, daß ich persönlich volles Vertrauen zu ihm hätte, daß aber


die Durchführung einer Währungsreform in einem Klassenstaat keine so einfache


Sache mehr sei. Die Zeiten wären vorbei, wo man eine Währungsreform vom


volkswirtschaftlichen Standpunkt aus beurteile. Es handle sich jetzt um eine 


politische Frage allerersten Ranges, und in der Politik käme man mit der Theorie


nicht weit. Er würde jetzt alle diejenigen Kreise, die durch das bisherige System


begünstigt wurden, zu erbitterten Gegnern haben. Das Kapital und die von ihm


beherrschte Presse würden ihn mit allen Mitteln bekämpfen – und, was schlim-


mer sei, auch mit der Gegnerschaft Carlos Marquez, dem das Proletariat blind-


lings ergeben sei, hätte er zu rechnen. Die einen strebten nach Befestigung ihrer


heutigen Stellung; die anderen, die Ausgebeuteten, strebten nach einem voll-


kommenen Umsturz, nach Abschaffung des Privateigentums, von dem sie


behaupteten, daß der Zins untrennbar sei. Und wunderbar, obschon beide


Parteien das Entgegengesetzte erstrebten, vertrügen sie sich vortrefflich. Die


Kapitalisten unterstützten sogar heimlich die Propagierung der kommunistischen


Ideen, weil sie diese für ungefährlich, für unausführbar hielten, und weil allen


kommunistischen Versuchen gegenüber sich der Kapitalismus immer sieghaft


erwiesen habe. So hindern die Kapitalisten das Proletariat daran, ernsthaft die


Zinserscheinungen zu studieren und die wirksamen Gegenmittel zu entdecken,


mit dem Erfolg, daß sich der Kapitalismus verewigt [Seht, wie die Kapitalisten der


ganzen Welt sich über das russische kommunistische Experiment freuen! Es soll


die Tatsachen zum Beweise liefern, daß der Marxismus das Volk dem


Hungertode ausliefert. Nach dieser Revolution soll dann noch einer es wagen,


den Kapitalismus anzugreifen!].


Doch ließ sich Martinez nicht beirren. Jetzt werde ich meine Pflicht tun, 


sagte er.
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Der Landtag wurde einberufen. Ich bin von meinem Berg herabgestiegen,


sagte Martinez, um Ihnen eine frohe Botschaft zu bringen. Ich habe die Frage


gelöst, wie wir diesen unter unseren Augen entstandenen Klassenstaat wieder


zertreten und den Greuel in den Staub werfen können! (Zischen und Lärmen


rechts, Todesstille in der Mitte und Bravo links.) Glocke des Präsidenten: Herr


Diego Martinez, Sie dürfen hier keine staatsfeindlichen Reden halten und unsere


verfassungsmäßigen Zustände zu zertreten versprechen. Ich rufe Sie zur


Ordnung.


Diego Martinez: Ich habe die Ursache des sozialen Verfalles unseres Volkes


gefunden. Ich weiß wie es gekommen ist, daß wir jetzt hier Rentner und


Proletarier, Grundbesitzer und Prostituierte haben, und weiß auch, wie wir wieder


einen Kulturstaat aus dieser Räuberhöhle machen werden. (Lärm rechts, raus


mit dem Anarchisten! Eisige Kälte in der Mitte, frenetischer Beifall links.) Glocke


des Präsidenten: Herr Martinez, ich muß Sie zum 2. Male zur Ordnung rufen.


Diego fortfahrend: Die Ursache des sozialen Zerfalles ist der Zins, (lebhafte


Zustimmung links) und die Ursache des Zinses liegt in unserem Geldwesen


begründet. (Oho links und Lachen.) Weil wir das Geld nicht mehr nach Gewicht,


sondern nach Hohlmaßen, darum ist unser Volk diesem Elend verfallen, darum


haben wir Sanson Carrazco die Krone aufgesetzt.


Hier erhob sich von allen Seiten, von links, von rechts und aus der Mitte schal-


lendes Gelächter. Carlos Marquez rief: Habt ihr alle gehört, weil wir die elenden,


gänzlich nutzlosen Samenkörner der Geldtanne, nach Hohlmaßen statt nach


Gewicht verkaufen, darum sind wir dem Kapitalismus verfallen, darum muß das


gewaltige Meer von Kapital, das in unseren Städten, Fabriken, Bergwerken


angelegt ist, Zins abwerfen, darum der soziale Verfall. Habt Ihr’s gehört,


Genossen? Nicht „die dem Privateigentum an den Produktionsmitteln immanente


Eigenschaft einer Mehrwert gebärenden Maschine“ führt zur Proletarisierung des


Volkes, zum sozialen Zerfall, sondern der Umstand, daß wir das Geld nach


Hohlmaßen statt nach Gewicht zählen! (Allgemeine Heiterkeit.) Was doch augen-


scheinlich von ebenso tragischer Bedeutung sein muß, wie wenn wir zur Sitte


übergingen, das Geld mit der linken statt mit der rechten Hand zu zählen


(Heiterkeit links, rechts und im Zentrum).


Martinez: Meine Behauptung klingt Laien gewiß recht spaßhaft, wie es ihnen ja


auch recht drollig erscheint, wenn ernsthafte Männer behaupten, sie könnten mit


einem Stützpunkt und einem genügend langen Spinnenfaden unsere Erde aus


den Angeln heben. Ist es nicht auch spaßhaft, daß eine Fliege einen Elefanten


töten kann? Marquez selbst nannte einmal das Geld das Blut der Volkswirtschaft.


Warum soll nun diese Volkswirtschaft nicht ebenso an einer Blutvergiftung ver-


enden können, wie der Elefant durch den Mücken-  Mückenstich
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stich? Marquez weiß, daß man den Untergang des Römerreiches damit erklärt,


daß die spanischen Silberminen, die den Stoff zu den römischen Münzen liefer-


ten, nichts mehr hergaben. Warum lacht Marquez nicht auch zu solcher


Behauptung? Ist denn etwa zwischen dem Silber und dem Stoffe unseres Geldes


ein so wesentlicher Unterschied? Ist nicht das Silber einer der unwesentlichen


Stoffe? Würde man nicht mit Recht lachen können, wenn jemand behaupten


wollte, das Römerreich wäre darum zugrunde gegangen, weil die Römer ihre


Suppen nicht mehr mit den silbernen Löffeln essen konnten?


Aber das Silber war das Geld der Römer, wie der Samen der Pinus moneta


hier unser Geld darstellt. Das Römerreich ging darum nicht wegen Mangel an


Silber zugrunde, sondern wegen Mangel an Geld. Das Römerreich ging an


Blutarmut zugrunde, wie Barataria jetzt an Blutvergiftung zugrunde geht.


Mit der Bestimmung, daß unser Geld nach Hohlmaßen statt nach Gewicht


gezählt werden sollte, haben wir unser Geld, unser Blut vergiftet. Mit der


Annahme dieses Vorschlages wurde das Tauschmittel mit dem Sparmittel ver-


kuppelt. Eine Mesalliance schlimmster Art. Kuppeln wir einen Krebs und eine


Maus zusammen, so bleiben sie stehen, weil die Maus vorwärts, der Krebs rück-


wärts will. Und so ist es mit der Verkuppelung von Tausch- und Sparmittel, beide


ziehen nach entgegengesetzten Richtungen. Als Tauschmittel will und soll das


Geld rastlos von Hand zu Hand gehen, als Sparmittel will es rasten. Marquez


erhob also einen Widerspruch zum allgemeinen Tauschmittel, und diesem


Widerspruch verdanken wir es, wenn Barataria, das Land allgemeiner Billigkeit,


sich in Cararia, in ein Land der Teuerung und Not verwandelt hat.


Sobald das Geld zum allgemeinen Sparmittel gemacht wird, muß die


Volkswirtschaft sich im Zeichen des Krebses entwickeln, bei der die Wucherer


und Spekulanten die allgemeine Not ausbeuten. Es wäre ja recht schön, wenn


man das, was Marquez, in seinem Wertbewahrer wähnte, erfinden könnte, 


nämlich ein Mittel, womit sich alle Waren konservieren und kostenlos aufbe-


wahren ließen. Aber mit dem Wertbewahrer wurde in Wirklichkeit nichts bewahrt,


nichts konserviert – nur das wurde erreicht, daß die Kosten der


Warenaufbewahrung vom Geldbesitzer auf die Arbeiter abgewälzt wurden!


Marquez hat einen privatwirtschaftlichen Profit mit einem volkswirtschaftlichen


Nutzen verwechselt, und der privatwirtschaftliche Wertbewahrer verwandelt sich


in einen volkswirtschaftlichen Wertvernichter. Und womit zahlen wir nun diese


großartige Erfindung? Mit dem Zins und dem Kapitalismus. Da das Tauschmittel


zum Sparmittel wurde, verschwindet es jetzt restlos alle drei Wochen in den


Sparbüchsen, aus denen es immer nur durch Anbietung eines Sondervorteils


hervorgelockt werden kann. Und wie 
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nennt sich dieser Sondervorteil, Carlos Marquez? Zins nennt er sich – und dieser


Zins ist nun zur universellen selbstverständlichen Forderung geworden, die an


jeden Handel, jede Industrie, jedes Unternehmen gestellt wird. Alles muß sich


rentieren, d. h. es muß Zins abwerfen, um die Geldsparer zur Hergabe des


Geldes veranlassen zu können. Und darum sage ich: Nicht das Privateigentum,
sondern unser jetziges Geld ist die Mehrwert gebärende Maschine. Dem


Wertbewahrer verdanken wir es, daß unsere Arbeiter bei einem Zinsfuß von 5%


unser Land mit allem, was wir darauf errichtet haben, alle 20 Jahre einmal über


die Zahltische der Rentner schicken müssen.


Marquez: Genossen, ich muß erkennen, daß die Ausführungen Diego Martinez’


mich unsicher gemacht, ja, auch verblüfft haben. Wir müssen die Sache gründ-


lich studieren. Sollte sich ergeben, daß es ein Fehltritt war, das Tauschmittel mit


dem Sparmittel zu verkuppeln, so werde ich der erste sein, der diese Verbindung


wieder zerhauen wird.


Martinez: Das war brav gesprochen und macht Dir und Deinen Genossen


Ehre.


Präsident: Diego Martinez, ich muß sie hier zum 3. Mal zur Ordnung rufen und


entziehe ihnen das Wort. Wir sind hier versammelt, um laut Tagesordnung


Währungsfragen zu behandeln, nicht aber um proletarische Einigungsaktionen


zu erleichtern. Da niemand sonst sich zu Wort gemeldet hat, erkläre ich hiermit


Schluß der Debatte.


–
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An das deutsche Volk!
„Die wirtschaftliche, finanzielle und politische Gesundung fordert unverzügliche, durchgreifende Taten.


Diese heute erforderlichen Taten stehen jedoch in keinem Parteiprogramm und können auch von keiner


Partei erwartet werden, so daß, was jetzt zu tun, diesmal der Rettung des Ganzen, nicht aber den


Parteien zu dienen hat. Keiner der Parteien darf man verständigerweise die Kraft zumuten, selbst am


eigenen Leibe die brandig gewordenen Glieder abzusägen. Die Eingriffe in althergebrachte Vorrechte, in


das Privatvermögen, die Opfer an politischen Idealen und Weltanschauungen, die die Rettung des


Ganzen immer gebieterischer erfordert, sind zu schwerer Natur, als daß wir sie von den Gesandten des


Parteigeistes, von der sogenannten Volksvertretung erwarten dürften. Dort, wo die Mitwirkung aller


erforderlich ist, darf man sich nicht mehr an die Parteien wenden.“


„Das aus dem Parteihader geborene Parlament, das sich jetzt in der Zeit der höchsten Not als unfä-


hig erweist, auch nur die Gesetze zu erlassen, die für die Balancierung des Etats nötig sind, und so die


Reichsregierung zwingt, zu Mitteln zu greifen, die sonst nur von Verbrechern gebraucht werden und


auch immer als Verbrechen gebrandmarkt worden sind, (Papiergeldwirtschaft), wird sich selbstverständ-


lich auch als unfähig erweisen, die hier oben als den einzigen Rettungsweg bezeichneten Reformen


durchzuführen. Die Verfassung versagt, weil


die ökonomischen Grundlagen für eine solche Verfassung fehlen.


In der Erkenntnis, daß diese ökonomischen Grundlagen des Parlamentarismus nicht von den politi-


schen Parteien, von dem aus dem verabscheuungswürdigen Parteigeist, also sozusagen aus der Hefe


des Volkes hervorgegangenen Parlament geschaffen werden können, daß nur eine noch nicht vom


Parteigeist vergiftete Macht die jetzige Lage entwirren und die ökonomischen Grundlagen für eine wirk-


lich parlamentarische Regierung schaffen kann, fordere ich hiermit die wirtschaftlichen Organisationen
der Arbeiter, Angestellten, Landwirte, Kaufleute, Beamten, Unternehmer auf, sich unter Zurückstellung


aller Weltanschauungsfragen zusammenzuschließen, um an dem Tage, wo durch den Zusammenbruch


der Regierung (der letzten überhaupt noch möglichen Parteienkoalition) die Hoffnungslosigkeit der politi-


schen Lage auch den Blinden offenbar wird, die Führung der Reichsgeschäfte in die Hand zu nehmen


und sie auf dem Wege der Verfügung zu leiten nach dem weiterhin entwickelten Programm.“


Silvio Gesell stellt mit diesen Worten (Ausschnitte aus seinem „Aufruf an das deutsche Volk“ aus „Die


Diktatur der Not“, S. 4-10) unsere Bewegung mitten hinein ins politische Leben und gibt unserer Arbeit


Richtung und Ziel. Die in letzter Zeit oft erörterte Frage: Partei oder Bund, erhält hier ihre klare


Beantwortung. An uns Freiwirten liegt es nun, unsere Tätigkeit auf die hier gegebene Richtschnur einzu-


stellen. Uns erwachsen zwei Aufgaben:


1. Allgemeine Aufklärung, um den Boden für die entscheidende Tat zu lockern. (Beim Sinnen über


das Wie der Aufklärung brachte man das in der Steigeranzeige „Was ist Sozialismus“ Gesagte.)


2. Bearbeitung der Wirtschaftsverbände in ihren leitenden Persönlichkeiten und – nicht zuletzt –


untergeordneten Bezirks- und Ortsgeschäftsstellen.


Man wird die weitausgreifenden Erfolge erzielen, wenn man den zu bearbeitenden Persönlichkeiten


ein Bild der heutigen verderbensschwangeren Lage malt, ihnen unser Programm in den groben Zügen


darstellt und sie für unsere hohen Ziele zu begeistern sucht, in ihnen die große, lichte Hoffnung ent-


flammt.


Dieserart ist Gesells „Diktatur der Not“ geschrieben. Mehr noch als unsere Worte werden die wuch-


tigen, ehernen, kristallklar leuchtenden und tiefgründigen Sätze dieser Flugschrift im abgezielten Sinne


wirken. Es gibt keine freiwirtschaftliche Schrift, die tiefer packt und mehr hinreißt als diese. Wenn alle


Freiwirte ihre Kraft in der Verbreitung der „Diktatur der Not“ sammelten, kämen wir unserem Ziel ein


kräftiges Stück näher. Es gibt zwei Wege der Verbreitung:


1. Man bestellt sie zu eigener Verbreitung und sendet sie an geeignete Persönlichkeiten.


2. Man überweist dem Verlag einen bestimmten Betrag mit der Anweisung, die Versendung selbst


vorzunehmen. Dies wird unter Mitarbeit der Landgeschäftsstellen des Bundes, unter Zuhilfenahme der


tätigen Ortsgruppen geschehen. Allen denen, die nicht selbst den Vertrieb vornehmen können, bietet


sich hier eine ausgezeichnete Gelegenheit, wirkungsvolle Förderung unseres Zieles zu betreiben. Man


sendet deshalb recht große Beträge ein.
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Vorwort


Viele sind, die glauben, daß ein „großer Staatsmann“ das deutsche Volk aus


der jetzigen schwierigen Lage retten könnte und aus diesem Glauben heraus


wächst die seufzend hervorgebrachte Klage, daß es an wirklich großen


Staatsmännern heute in Deutschland gebricht. Tatsächlich sind auch große


Staatsmänner etwas Seltenes, und zwar nicht nur in Deutschland, sondern über-


all in der Welt. Man nenne mir den Staatsmann in Deutschland, in Frankreich, in


Afghanistan, an dem mehr als seine Partei reine Freude gehabt hat. Ist dieser


Mangel aber nun auch Beweis für den absoluten Mangel an staatsmännischem


Geiste? Man vergesse nicht, daß wir heute ein fast restlos in Parteien organisier-


tes Volk sind, und daß einem Staatsmann nur durch Anschluß an eine Partei


Gelegenheit geboten wird, seine staatsmännischen Fähigkeiten zur öffentlichen


Beurteilung zu bringen. Und da eben erhebt sich die Frage: Kann ein großer


Mensch, als welchen wir doch auch den großen Staatsmann ansehen wollen,


irgendeines der engbrüstigen Parteiprogramme gutheißen und sich gar in den


Dienst einer Partei stellen? Ein großer Mensch strebt immer nach dem


Universellen, sein Blick umfaßt das ganze Volk. Mit einem Teil, mit einer Partei


kann er nichts anfangen. Er lehnt den Parteigeist glatt ab und damit setzt er sich


selbst den Stuhl vor die Tür. Den ganzen Unterschied, der zwischen Parteimann


und Staatsmann liegt, erfaßt man gleich, wenn man an Stelle der Worte im Titel


dieser Schrift sagen würde: Sammelruf für die „Parteimänner“ Deutschlands.


Kein Parteiprogramm wird jemals große Staatsmänner anlocken. Die Parteien


werden immer auf Männer von beschränktem Gesichtskreis angewiesen sein.


Die Parteien sind ja immer auf der Suche nach „großen Parteiführern“, ohne viel-


leicht zu ahnen, daß dieser Ausdruck bereits in sich selbst einen klaffenden


Widerspruch enthält, und ohne zu bedenken, daß ein Parteimann es nur dadurch


zu einer führenden Rolle in der Partei bringen kann, daß er das, was die Partei


vom übrigen Volk absetzt, möglichst scharf betont, womit er sich dann, wenn die


Partei zur Regierung kommt, als Staatsmann wieder unmöglich macht. Je 


„größer“ der Parteiführer, um so schlechter geeignet wird er sich als Staatsmann


erweisen.


Wie in einem wirklich großen Mutterherzen nur wenig Raum ist für die


Unterscheidung: meine Kinder – deine Kinder, so ist auch im Herzen 
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des großen Staatsmannes kein Platz für den Parteigeist. Das, was das Volk sich
unter einem großen Staatsmann vorzustellen pflegt, entspricht genau dem, was
ihm als Idealgestalt eines Königs vorschwebt, ein Mann, der mit Um-, Vor- und
Nachsicht, doch ohne Rücksicht das Wohl des ganzen Volkes erstrebt und dabei
„objektive Gerechtigkeit“ gegen alle Menschen in seinem Reiche walten läßt.
Solchen Kerl hat es wohl noch nie gegeben, aber als Idealfigur lebt er in den
Köpfen unserer harmlosen, „monarchisch empfindenden“ Mitbürger. Und solchen
Mann suchen sie jetzt, um ihn an die Spitze des Klassenstaates zu setzen!


Nun ist es meine Meinung oder vielmehr meine Hoffnung, daß wir im deutschen
Volke Männer dieses Schlages immer noch in ansehnlicher Zahl besitzen, die
jedoch gerade darum, weil sie in dem genannten Sinne Staatsmänner und keine
Parteimänner sind, sich keiner Partei anschließen und darum nicht an die
Oberfläche gelangen können. Die rechten Männer sind schon da, wenn nur in dem
verabscheuungswürdigen Klassenstaat der rechte Platz für sie auch da wäre. Es
genügt hier an das Bismarcksche Wort zu erinnern: Die Parteipolitik verdirbt den
Charakter!, um eine Erklärung dafür zu haben, daß der jetzige Staatsbetrieb über
so wenige wirkliche Männer verfügt. Er stößt sie ja ab und die, die er angelockt hat,
verdirbt er.


Man wird nun hier den verständigen Einwand machen: Warum, wenn wir doch
genug tüchtige Staatsmänner haben, diese sich jetzt nicht hervorwagen, jetzt in
diesen schwierigen Zeiten, wo man überdies kein rechtes Vertrauen mehr zum
Parlamentarismus hat, ihn gar als kranken, überlebten Gedanken bezeichnet und
man allgemein nach großen Staatsmännern sucht, da dürfte es doch nicht so
schwierig sein, über alle Parteien hinweg sich Gehör zu verschaffen. Man denkt
dabei ganz naiv, daß ein Mann mit staatsmännischen Eigenschaften selbstver-
ständlicherweise befähigt sein muß, ein Regierungsprogramm zu entwerfen, mit
dem er das Volk dorthin führt, wo er es haben will. Und hier irrt man.


Strategie und Taktik. Eine Sache ist es, den Regierungsfeldzug für den „großen
Staatsmann“ zu entwerfen, eine andere Sache diesen Plan mit Kraft, Mut und
Zähigkeit durchzufechten. Staatsstrategie und Taktik in einer Person zu finden,
dürfte zumeist mißlingen.


Um große Staatsmänner anzulocken, müssen wir zunächst das Programm für
den „Großen Staatsmann“ entwerfen und veröffentlichen. Dann werden sich die
Staatsmänner (das ist meine vielleicht optimistische Meinung) um dieses
Programm herum sammeln und sagen: „Ja, für ein solches Programm sind wir zu
haben, da machen wir mit; wenn ihr uns braucht, so sind wir da; wir gehen auch
durch dick und dünn, und solange noch eine Ader in uns lebt, halten wir stand.
Denn es lohnt sich, daß wir unsere Kräfte einsetzen.“


Nun höre ich wieder einen Einwand. Man wird sagen: Mit der obigen Darstellung
löse man das Problem ja nicht, man verlege es nur an einen anderen Ort. Warum
fehle denn das Programm, womit man solche Staatsmänner aus ihrer Klause her-
vorlocken könnte? Wenn es auch an Taktikern immerhin nicht fehlen mag, so doch
dann an Strategen. Beweis: Der Mangel eines Programms für den „großen
Staatsmann“, wie wir ihn heute so dringend nötig haben.
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Die Antwort hierauf lautet: Ein in unserem Sinne großer Staatsmann kann sich


nur durchsetzen, wenn er die Parteien auflöst und zerschlägt. Die Parteien kann
man aber nur dann ausrotten, wenn man die Kräfte, die zur Parteibildung treiben,
lahmlegt, wenn man einen Spaltpilz des Volkes entdeckt und vernichtet. Der


Aufstellung eines Programmes für einen wirklich großen Staatsmann muß dem-


nach eine wissenschaftliche Entdeckung vorangehen, und solange das nicht


geglückt, ist die Zeit für die Auswirkung wirklich großer Staatsmänner noch nicht


gekommen. Ist aber einmal das Forschen nach dem Spaltpilz der Völker zu


einem glücklichen Abschluß geführt worden, dann ist es nicht mehr schwer, ein


Programm zu entwerfen, an dem sich das Herz eines großen Staatsmannes


erfreuen kann.


–


Nachdem es nun endlich der Forschung gelungen ist [Vgl. Silvio Gesell: “Die natür-


liche Wirtschaftsordnung“ durch Freiland und Freigeld. 5. Auflage 1922. Siehe das Schriften-


verzeichnis.] (nach 6000-jährigerm Herumtasten), den Spaltpilz der Völker in unse-


rem uralten, niemals einer Prüfung unterworfenen Geldwesen und Bodenrecht zu


entdecken und unschädlich zu machen, ist es ein Leichtes gewesen, das


Programm für den „großen Staatsmann“, wie wir ihn zur Stunde brauchen, in


allen Hauptzügen zu entwerfen. Hiermit geht es nun in die Welt. Hoffentlich 


stöbert es ihn irgendwo auf. Wie dieser Staatsmann es dann anstellt, es mögen


auch mehrere Hunderte und Tausende sein, wie sie sich organisieren, um den


Klassenstaat zu zerschmettern und seine eklen Trümmer wegzufegen, wie sie


die Widerstände brechen, das ist dann staatsmännische Kunst, ihre Sache. Hier


werden nur die Werkzeuge geliefert zur Schaffung der ökonomischen


Grundlagen für ein Volksleben, dessen Umrisse wohl schon jedem von uns in


unschuldigen Tagen, in glücklichen Stunden sich nebelhaft offenbart haben.


Rehbrücke (Berlin).                                                             Silvio Gesell.
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An das deutsche Volk!


Die wirtschaftliche, finanzielle und politische Gesundung fordert unverzügliche,


durchgreifende Taten. Diese heute erforderlichen Taten stehen jedoch in keinem


Parteiprogramm und können auch von keiner Partei erwartet werden, da das,


was jetzt zu tun ist, diesmal der Rettung des Ganzen, nicht aber den Parteien zu


dienen hat. Keiner der Parteien darf man verständlicherweise die Kraft zumuten,


selbst am eigenen Leibe die brandig gewordenen Glieder abzusägen. Die


Eingriffe in althergebrachte Vorrechte, in das Privatvermögen, die Opfer an politi-


schen Idealen und Weltanschauungen, die die Rettung des Ganzen immer


gebieterischer erfordert, sind zu schwerer Natur, als daß wir sie von den


Gesandten des Parteigeistes, von der sogenannten Volksvertretung erwarten


dürften. Dort, wo die Mitwirkung aller erforderlich ist, darf man sich nicht mehr an


die Parteien wenden.


Bald sind es drei Jahre, daß wir es mit Parteien und Parteienkoalitionen versu-


chen, mit dem Erfolg, daß die Lage immer verworrener, daß der politische Mord


sich als Waffe der Parteipolitik einbürgert. Vom Regierungsprogramm ist nichts


zu erwarten, und wenn die Regierung gestürzt wird, dann haben wir die Anarchie


in der schlimmen Deutung des Wortes. Und nicht nur in bezug auf die innere


Politik treiben wir dem Untergang entgegen, auch in der Außenpolitik die gleiche


tödliche Untätigkeit. Man ruft uns zu: „Germans to the front!“. Deutschland an die


Front des Weltfriedens! Statt aber die wunderbare politische Konstellation zu


einem Angriff auf der ganzen Breite der Weltfriedensfrage zu benutzen, sind wir


völlig stumm. Die Welt erwartet von uns, den Besiegten, nicht von den durch den


Sieg berauschten Ententevölkern, den ersten Schritt, die erlösenden neuen


Gedanken in der Weltfriedensfrage.


Angesichts dieses völligen Versagens der Parteien müssen wir uns jetzt als


Volk über die Parteiorganisationen hinweg zu einen trachten unter Benutzung der


unpolitischen Organisationen (landwirtschaftliche Organisationen,


Gewerkschaften, Beamtenbünde usw.) und die Parteien auffordern, sich


zunächst einmal rückhaltlos in den Dienst des Ganzen zu stellen. Die Diktatur
brauchen wir jetzt, die Diktatur des Gemeinwohls, da alle anderen denkbaren


Regierungsformen versagen. Parteiregierung oder Diktatur – ein Drittes gibt es


nicht im Klassenstaat. Keine usurpierte, auf Bajonette sich stützende Diktatur


ehrgeiziger Männer. Die Diktatur der 
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Not soll jetzt herrschen, und in der Erkenntnis ihrer Notwendigkeit werden sich


alle zwanglos dem fügen, was dieser strengste aller Diktatoren verfügen wird.


Das was geschehen muß, soll jetzt geschehen!


Alle wissen es, daß die erste Voraussetzung für die Rettung die durch keinen


Parteigeist gehemmte, entschlossene Mitwirkung des ganzen Volkes ist.


Heran! Alle, alle, heran! Kein einziger darf fehlen. Die Industriearbeiter, die


Angestellten, die Bauern, die Beamten, die Kaufleute, alle Vertreter der freien


Berufe, die Lehrer und Geistlichen, alle, alle müssen in die Speichen greifen


unter den anfeuernden Zurufen ihrer Vertrauensmänner. Und jeder muß sein


Bestes geben.


Es wäre jedoch mehr als töricht, solche gemeinsame Rettungstat zu erwarten,


wenn nicht alle die, die da mitwirken sollen, von der Hoffnung beseelt wären, daß


das Rettungswerk


etwas Neuem, Großem und Schönem


gelten soll. Unserem Staate des werktätigen Volkes soll die Fron jetzt gelten.


Die Diktatur der Not, Verzweiflung mag das Werk in Gang setzen, aber nur


eine


große, lichte Hoffnung


wird das Werk in Gang erhalten können bis zur Vollendung.


Die Sozialisten hatten gehofft, den Zukunftsstaat als etwas Fertiges von den


„Expropriateuren“ zu erben. Die Kapitalisten wurden als die natürlichen Erbonkel


des Proletariats betrachtet, als die tönerne Sparbüchse, die man zerschlägt, um


zu ihrem Inhalt zu gelangen. Mit der Einsicht, daß wir vom Staat der Kapitalisten


nicht viel mehr als den Bauplatz für den zukünftigen Staat erben werden, daß wir


den Staat der Arbeiter von Grund auf neu errichten müssen, daß wir ihn nur 


triefend von Schweiß betreten werden, daß Jahre schwerster Arbeit dazu gehö-


ren, möchte mancher vielleicht verzagen. Um so sicherer begründet muß daher
die Hoffnung sein, daß diesmal, nach unzähligen mißglückten Versuchen, der
rechte, der sichere, der gerade und kurze Weg zum Zukunftsstaat betreten wird.


Nur dann, wenn solches Bewußtsein bei allen Schaffenden lebendig wird,


mögen die geistigen Spannkräfte nicht erlahmen, bis wir auf der steinigen Straße


Einkehr halten in das neue Reich. Den Geist der Sabotage, des Streits, des


Aufruhrs kann jeder in seiner Brust nur bändigen, wenn er von solcher


Selbstbeherrschung eine wirksame Förderung seiner Ziele erwartet.


Gibt es aber ein Parteiprogramm, das solche frohen Hoffnungen erwecken,


ihnen Nahrung geben könnte?


Statt die Waffen zu einen, häuft jedes dieser Parteiprogramme nur noch mehr


Sprengstoff zu dem schon vorhandenen. Alle diese Parteiprogramme sind vom


verabscheuungswürdigen Parteigift vergiftet, auf Klassenherrschaft zugespitzt.


Mit ihnen kann man wohl alles zerstören, aber nicht 
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aufbauen. Nur gezwungen, widerwillig wird der Bauer tun, was ihm der Kommunist


befiehlt. Und ehe der Proletarier sich wieder unter das Joch des Kapitalismus


beugt, wird er alles in Flammen aufgehen lassen. Der Rat, den der verzweifelte


Kautsky dem Proletariat gab, zerschellt an den Hoffnungen, die derselbe Kautsky


im Proletariat erweckt hatte.


Der Grund, warum die Programme der Linken nicht auch selbstverständlich zum


Programm des gesamten werktätigen Volkes wurden, liegt allein darin, daß diese


Programme den Kampf wider den Kapitalismus mit der Forderung der kommunisti-


schen Wirtschaftsordnung verquicken, so daß dann alle, die den Kommunismus


ablehnen, sich den proletarischen Heeren nicht anschließen können. Die so bitter


nötige Einheitsfront blieb so immer ein Traum.


Zurückzuführen ist diese kommunistische Formulierung des Kampfes wider den


Kapitalismus in erster Linie auf die marxistische Lehre, wonach das Privateigentum


an den Produktionsmitteln schlechthin den Keim der Ausbeutung enthält, einen


Keim, der nach Marx sich zwangsläufig, automatisch und unaufhaltsam bis zur voll-


kommenen Proletarisierung des ganzen Volkes entwickeln soll. Logischerweise


führt solche Lehre zum Schluß, daß nur die Abschaffung des Privateigentums und


damit auch nur der Kommunismus den Keim der Ausbeutung aus der Gesellschaft


entfernen kann. Hätten die Marxisten recht mit ihrer Auffassung, dann allerdings


müßte jeder, der die Ausbeutung verabscheut, wohl oder übel auch den


Kommunismus wollen.


So sehr nun die Arbeiter aller Berufe den gleichen Wunsch hegen, das


Schmarotzertum von sich abzuschütteln, und darum auch selbstverständlich für


jede Aktion zu haben sein müssen, die ihnen solche Befreiung verspricht, so wenig


sind die Hoffnungen berechtigt, eine Einheitsfront dieses arbeitenden Volkes unter


dem Banner des Kommunismus zustande bringen zu können. Wäre der


Kommunismus der einzige Weg, der zum Siege im Kampfe wider die Ausbeutung


führen kann, so müßte der Ruf „Proletarier aller Länder, seid einig“ als Utopie


erklärt werden.


Die Bauern, Handwerker, Techniker, Ärzte, Kaufleute, Künstler, Schriftsteller, also


heute noch in allen Ländern die große und gewichtige, wahre Masse des Volkes,


wollen selbständig bleiben, selbstverantwortlich, keinen verfügenden, befehlenden


Behörden in ihrer Berufstätigkeit unterworfen sein. Sie ziehen die persönliche


Verantwortung dem Kommunismus unbedingt vor, und das sogar heute, wo diese


Schichten vom Kapitalismus ebenso ausgebeutet werden wie das Proletariat. Sie


sind sogar in der Regel entschlossen, wenn der Ruf erschallt: „Hie Kommunismus,


hie Kapitalismus“ Schulter an Schulter mit ihren Ausbeutern und Peinigern gegen


die Kommunisten zu marschieren. Von den in der Wirtschaft ausschlaggebenden


Bauern kann man das sogar ohne jede Einschränkung behaupten. Wie gering 


übrigens selbst bei den Industriearbeitern der Wunsch nach wahrem Kommunis-


mus lebendig ist, zeigt die Tatsache, daß sie ihn nie üben, selbst dort nicht, wo er


in der Form der Lohngemeinschaft jeden Tag ohne irgendwelche staatliche oder


kapitalistische Hemmung zu verwirklichen wäre. Nichts anderes als der Eigennutz,


der Selbsterhaltungstrieb hält sie davon ab.
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Wäre es darum möglich, das eigentliche Ziel: die Überwindung das
Kapitalismus, auf anderen als auf kommunistischem Wege zu erreichen, so


könnten sich für diesen Kampf sofort die Arbeiter aller Berufe, die Bauern, die


Beamten, die Lehrer, die Ärzte und Techniker, die Kaufleute finden, um in


geschlossener Front gegen den gemeinsamen Feind zu marschieren. Der Sieg
wäre dann nicht mehr das Werk eines blutigen, mörderischen, erschöpfenden,
alles zerstörenden Bürgerkrieges, sondern ein Willensausdruck der ungeheuren,


überwältigenden Mehrheit des Volkes und Sache einer einfachen Proklamation.


Das Volk spricht dann: Es werde! und es wird.


Gibt es nun einen solchen, nicht kommunistischen Ausweg aus der kapitalisti-


schen Hölle?


Der Forschung gelang es, den vollen, klaren Nachweis zu erbringen, daß der


Keim der Ausbeutung, den Marx im Privateigentum schlechthin gefunden zu


haben wähnte, nicht dort, sondern weiter zurück im uralten von den Babyloniern,


Juden, Griechen und Römern unbesehen übernommenen, niemals einer
Nachprüfung unterzogenen Geld- und Bodenrecht zu suchen ist.


Durch zwei einfache, aber durchgreifende und allumfassende Reformen, die


den Namen Freiland-Freigeld führen, läßt sich das Übel an der Wurzel fassen


und eine im Sinne der Ausbeutung, des Mehrwertes, des arbeitslosen


Einkommens, des Zinses, der Grundrenten, der Börsendifferenzen und sonstigen


Schmarotzertums vollkommen freie Volkswirtschaft aufbauen, die gegen alle


Erschütterungen, gegen Krisen und Arbeitslosigkeit geschützt ist und unter


Wahrung der persönlichen Freiheit und Unabhängigkeit, unter Wahrung und


Betonung des Privateigentums das Recht auf den vollen Arbeitsertrag voll ver-


wirklicht, die Rückverwandlung des Proletariats in wohlhabende Vollbürger
gewährleistet und noch sonst eine ganze Reihe der segensreichsten


Begleiterscheinungen zeitigt, worunter als wichtigste hier erwähnt werden:


a) die Möglichkeit einer weitgehenden Vereinfachung oder Abbaues des heute


an der Gigantanasis verendenden Staates;


b) die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine wuchernd um sich greifende


Politik des Friedens, des Bürger- und des Völkerfriedens.


Das aus dem Parteihader geborene Parlament, das sich jetzt in der Zeit der


höchsten Not als unfähig erweist, auch nur die Gesetze zu erlassen, die für die


Balancierung des Etats nötig sind, und so die Reichsregierung zwingt, zu Mitteln


zu greifen, die sonst nur von Verbrechern gebraucht werden und auch immer als


Verbrechen gebrandmarkt worden sind, (Papiergeldwirtschaft), wird sich selbst-


verständlich auch als unfähig 
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erweisen, die hier oben als den einzigen Rettungsweg bezeichneten Reformen


durchzuführen. Die Verfassung versagt, weil


die ökonomischen Grundlagen für eine solche Verfassung fehlen.
In der Erkenntnis, daß diese ökonomischen Grundlagen des Parlamentarismus


nicht von den politischen Parteien, von dem aus dem verabscheuungswürdigen


Parteigeist, also sozusagen aus der Hefe des Volkes hervorgegangenen


Parlament geschaffen werden können, daß nur eine noch nicht vom Parteigeist


vergiftete Macht die jetzige Lage entwirren und die ökonomischen Grundlagen


für eine wirklich parlamentarische Regierung schaffen kann, fordere ich hiermit


die wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiter, Angestellten, Landwirte,


Kaufleute, Beamten, Unternehmer auf, sich unter Zurückstellung aller


Weltanschauungsfragen zusammenzuschließen, um an dem Tage, wo durch den


Zusammenbruch der Regierung (der letzten überhaupt noch möglichen


Parteienkoalition) die Hoffnungslosigkeit der politischen Lage auch den Blinden


offenbar wird, die Führung der Reichsgeschäfte in die Hand zu nehmen und sie


auf dem Wege der Verfügung zu leiten nach dem weiterhin entwickelten


Programm.


Es wird jedem auffallen, daß die politischen Voraussetzungen, die hier für 
solche Diktatur gefordert werden, sich kaum noch mit dem Sinne des Wortes
Diktatur decken. Das Wort wird hier weder als Lock- noch als Schreckmittel
gebraucht, sondern um den Gegensatz zu der durch den Parlamentarismus zur
Untätigkeit verurteilten „Regierung“ hervorzuheben. Ich gebrauche das Wort, um
anzudeuten, daß nun endlich der parlamentarische Widerstand gebrochen wird,
nachdem der dem Parlamente bestellte Vormund, der Reichswirtschaftsrat, sich
ebenfalls aus parteipolitischen Gründen als aktionsunfähig erwiesen hat.


Die menschliche Gesellschaft ist im allseitigen Wettbewerb, wenn er allseitig
vollkommen frei ist, in der denkbar vollkommensten Weise organisiert. Sie hat in
diesem Wettbewerb auch zugleich ihre natürliche Verfassung. Jede neu hinzu-
tretende Sonderorganisation desorganisiert darum im Umfange ihrer Domäne die
Verfassung, die zentrale Organisation.


„Wenn drei desselben Berufes sich einträchtiglich unterhalten, so kannst du
sicher sein, daß sie irgendwie gegen die Sicherheit der Gesellschaft konspirie-
ren.“ Spencer.
Und jede dieser Sonderorganisationen ruft eine entsprechende


Abwehrorganisation hervor. Die beiden heben sich aber nun nicht etwa gegen-
seitig auf, sondern suchen sich, genau wie bei den Kriegsrüstungen, gegenseitig
zu überbieten. So werden diese Organisationen immer breiter und breiter. Das
Volk geht dann schließlich an den Gebundenheiten, die solche Organisationen
mit sich führen, zugrunde. Das ist heute in Deutschland der Fall. Kapitalismus
und Sozialismus, beide 
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gleich vorzüglich gerüstet, führen einen Erschöpfungskrieg. Vollkommene
Abrüstung auf beiden Seiten kann allein uns retten. Wenn das nicht geschieht,
dann mögen wir uns alle auf das große Sterben einrichten. Wer soll nun aber mit
der Abrüstung der Organisationen beginnen? Beginnen, noch ehe die ökonomi-
schen Grundlagen für den freien Wettbewerb geschaffen sind? Wer gibt dem,
der abrüstet, die Gewähr, daß nun auch von der anderen Seite abgerüstet wird?
Das ist eine Aufgabe, die offenbar nur die Diktatur lösen kann.


Wenn ich hier die oben genannten Organisationen, als den letzten kosmischen
Kraftwirbel im heutigen Volkschaos, zur Diktatur auffordere, so tue ich das in der
Erwartung, daß ihre Vertreter die zu lösende Aufgabe nicht von ihrem kleinen,
mückenhaften Organisationsstandpunkt aus betrachten werden. Ich wende mich
an sie ausschließlich um der Macht willen, die diese Organisationen, wenn sie
einen einheitlichen Gedanken zum Führer haben, im aufbauenden Sinne auszu-
üben vermögen. Mit diesen, aus den Schaffenden bestehenden Organisationen
kann alles, gegen sie nichts unternommen werden. Dessen sind sich übrigens
auch alle bewußt, und wenn sie bisher als Machtfaktor so wenig hervorgetreten
sind, so liegt das an der Uneinigkeit über den einzuschlagenden Weg. Den Weg
nun, den sie alle gehen können, ohne ihren Sonderprogrammen auch nur die
geringste Gewalt anzutun, den zeigt das nachfolgende Programm.
Industriearbeiter, Angestellte, Staatsbeamte, Geheimräte, Bauern, Kaufleute,
Unternehmer, Ärzte, Künstler, Wissenschaftler, kurz alle, die vom Ertrage ihrer
Arbeit leben, werden sich auf diesem Weg zurechtfinden und, wenn sie erst eine
Strecke gemeinsam marschiert sind, dann wird jeder einzelne von ihnen bald im
blauen Dunst der Ferne die Umrisse „seines“ speziellen Zukunftsstaates auftau-
chen sehen und alle werden gewahr werden, daß der Weg sie richtig geführt hat.


Die Aufgabe, die hier den obengenannten Organisationen gestellt wird, darf
niemand schrecken. Sie bietet technisch keine Schwierigkeit. An dem Tage, wo
die Diktatur zur Schaffung der ökonomischen Grundlagen für eine demokratische
Verfassung ausgerufen wird, wird man nicht, wie es bisher regelmäßig bei
Staatsumwälzungen der Fall gewesen ist, ratlos auf den Ministerien durchein-
ander rennen und bis in die Nacht hinein debattieren. Es handelt sich gar nicht
um Staatsumwälzung. Der Staat als solcher wird eine passive Rolle spielen. 
Von ihm wird nichts Besonderes verlangt. Der Ton wird auf das Gebaren des
Einzelmenschen gelegt. Aufgaben, denen die heutigen Beamten nicht gewach-
sen wären oder die sie aus Gesinnungsrücksichten nicht ausführen könnten,
werden nicht gestellt werden. Alle Beamten und Minister, mit Einschluß des
Reichspräsidenten, können auf ihrem Posten blei-
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ben, so lange, bis als Wirkung der mit diesem Programm bezweckten wirtschaft-
lichen Befreiung die erstarkende Privatwirtschaft den Staat und seine Beamten
aufsaugen wird.


Die Schwäche aller revolutionären Regierungen hat immer darin bestanden,
daß sie den Staat für ihre Ziele brauchten und dabei sehr stark mit der altruisti-
schen Gesinnung der mit den revolutionären Aufgaben betrauten Beamten rech-
nen mußten. Die Revolution war nicht ein organisch sich fortsetzender Prozeß
mit automatischem Ablauf. Gerade dieser automatische Ablauf dieser letzten
„Revolution“ wird ihre Stärke ausmachen. Das ganze Volk wird bewußt oder
unbewußt, vom Eigennutz getrieben, sein bestes hergeben, und dadurch, oft
ungewollt, die Revolution sichern. Die stärkste Feder im Seelengetriebe des
Menschen, der Selbsterhaltungstrieb, wird gelöst und ihre ungeheure Spannkraft
in den Dienst der Revolution gestellt. So muß diese letzte, nüchternste und
darum stärkste aller Revolutionen gelingen.


Programm.


Versailles.


So lange wir keine Revision des Friedensvertrages herbeiführen können, wer-


den wir alle Kräfte einsetzen, um ihn zu erfüllen, und darüber hinaus das


Unmögliche versuchen. Für die Revision des Vertrages werden wir die Arbeiter


der ganzen Welt gewinnen, wenn wir dem Proletariat zeigen, daß wir uns hier in


Deutschland ernsthaft bemühen, das proletarische Ideal, den von jeder


Ausbeutung freien Volksstaat, zu errichten, und daß uns nur der Versailler


„Friedensvertrag“ daran hindert, dieses große Werk mit der gebotenen


Schnelligkeit zu vollenden. Wie weit der Vertrag auch ohne Revision erfüllbar ist,


hängt davon ab, ob es gelingt, im ganzen Volke eine Hoffnung zu erwecken und


die Volkswirtschaft dauernd in Vollbetrieb zu erhalten. Die von der Entente ge-


forderten 132 Milliarden Goldmark bilden den dritten teil des von einigen auf 350,


von anderen auf 400 - 500 Milliarden geschätzten steuerbaren, in Deutschland


werbenden Vermögens. Wird somit dieses Vermögen mit einer Reichshypothek


von einem Drittel belastet, so könnte die Ententeforderung von den Reichs-


kassen abgebürdet werden. Die Entente müßte sich dann mit den Zinsen und


Tilgungsbeträgen dieser Hypothek begnügen. Will die Entente diese Hypotheken


flüssig machen, so kann sie das tun, sobald der Weltmarkt aufnahmefähiger sein


wird. Aber auch hierfür ist Voraussetzung, daß alle Hemmungen der deutschen


Wirtschaft beseitigt werden. Die oben genannten 350 Milliarden kommen nur


dann zustande, wenn das deutsche Arbeitsprodukt zu den gleichen Preisen


abgesetzt, die Rohstoffe zu den gleichen Bedingungen bezogen werden können.


Wieviel übrigens von den 350 Milliarden auf Rechnung der geschwächten


Arbeitskraft abgesetzt werden muß, wird die Erfahrung bald zeigen. Wenn die


Arbeitsleistung im Bergbau und im Bahnbetrieb dauernd um 40% gegenüber der


Friedensleistung zurückbleiben sollte, dann allerdings dürften von den 350


Milliarden nicht viel übrig bleiben. Man ver-
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gesse hier nicht, daß das Vermögen nichts anderes ist, als der zu 4% kapitalisierte


Reinertrag. Der Hauptposten in den 350 Milliarden, das Gebäudekapital z. B. 


müsste, wenn die jetzigen Mietsätze beibehalten werden, mit Null angesetzt werden.


Und wenn bei gleichem Reallohn (Friedenslohn) die gleiche Arbeitsleistung auf dem


Lande ebenfalls nur 60% der Friedensleistung beträgt, dann dürfte, solange es nicht


anders wird, für das landwirtschaftliche Kapital ebenfalls Null die richtige


Einschätzung sein. Grundbedingung für jede Reparation bleibt also, daß die


Arbeitsleistungen wieder auf Friedensniveau steigen. Daß dann das steuerbare


Vermögen im Deutschen Reich eine Belastung von 132 Milliarden tragen kann, 


steht außer Zweifel, da dann der Zins dieser Summe nur den 3.Teil der Zinsen des


in Deutschland angelegten Vermögens verschlingen wird.


Nur dann kann man von einer steuerlichen Überspannung reden, wenn die Steuer


den Reinertrag des Kapitals überschreitet. Der Beweis, daß das Vermögen im


Deutschen Reich eine Belastung von 132 Milliarden Goldmark tragen kann, ist übri-


gens auch schon erfahrungsgemäß erbracht, denn vor dem Kriege trug dies selbe


Vermögen eine viel größere Last an Hypotheken, Obligationen, eine Last, von der


das Kapital durch die Helfferichsche Papiergeldwirtschaft um 90 und mehr Prozent


befreit wurde. An die Stelle der zu Wasser gewordenen Privathypotheken setzen wir


eine Reichshypothek, das ist finanztechnisch für den Steuerzahler der ganze


Unterschied.


Vor dem Kriege standen die städtischen und ländlichen Liegenschaften reichlich


mit 50% der Schätzung unter Hypothek. Das übrige Vermögen, das bewegliche Gut,


mag in ähnlicher Höhe durch Schuldbriefe und Wechsel verpfändet gewesen sein.


Das wären dann bei einem Vermögen von 400 Milliarden Goldmark rund 200
Milliarden Goldmark (Staatspapiere, Hypotheken , Obligationen,


Schuldverschreibungen, Wechsel) gewesen, die die Schuldner verzinsen mußten


und auch jahraus, jahrein verzinsten. Durch die Papiergeldwirtschaft sind diese 


200 Milliarden Goldmark nun zu 200 Milliarden Papiermark geworden, die zum jetzi-


gen Kurs keine 15 Milliarden Goldmark ausmachen. Den Schuldnern der genannten
200 Milliarden Goldmark hat die Papiergeldwirtschaft also 185 Milliarden Goldmark
(200 – 15) erlassen. Werden diese Schuldner nun mit den 132 Milliarden Goldmark


der Entente belastet, so stehen sie sich immer noch um 53 Milliarden besser als vor
dem Krieg, während z. B. die treuen Patrioten, die ihren Grundbesitz verkauften (es


mögen nicht viele gewesen sein), um Kriegsanleihen zeichnen zu können, durch die


Papiergeldwirtschaft reichlich 90% ihrer Habe verloren haben, abgesehen davon,


daß auch dieser verbleibende Rest durch direkte und indirekte Steuern zu den


Staatslasten in demselben Umfang herangezogen wird wie das übrige, von der


Papiergeldwirtschaft verhätschelte Vermögen. Durch die Besteuerung der


„Sachwerte“ würde das unerträgliche Unrecht, das durch die Geldentwertung herbei-


geführt wurde, insofern beseitigt, als nun zunächst alle vor dem Steuermann gleich-


gestellt sind.


Bei der obigen Rechnung sind zwei Hauptfaktoren unsicher:


a) die Größe „Goldmark“;
b) die Größe „deutsches Vermögen“.
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Auf der Brüsseler Konferenz wurde der von Prof. Cassels-Stockholm gemachte
Vorschlag, wonach die Größe „Goldmark“ in einem Warenpreisindex festzulegen
sei, abgelehnt. Bei der Unterzeichnung des Londoner Vertrages wurde von der
deutschen Regierung kein Einspruch gegen die Ablehnung dieses Vorschlags
erhoben. Wir haben uns dort blindlings verpflichtet, das gesamte greifbare Gold
der Welt siebenmal an die Entente abzuliefern, ohne irgendeine Sicherung zu
schaffen, daß wir dieses Gold nach jedesmaliger Ablieferung wieder werden
beschaffen können. Somit besteht die Gefahr, aber wenigstens die Möglichkeit,
daß die Entente die Einheit Goldmark in ihrem für uns maßgebenden Ausdruck
„Warenpreise“ beliebig strecken kann, so daß es ganz vom guten Willen der
Franzosen abhängig ist, wieviel Waren wir für die verlangten 132 Milliarden
Goldmark werden liefern müssen. Die Entente kann ja durch einfaches
Festhalten unseres in Gold (oder, was hier ganz dasselbe ist: Goldforderungen)
zu leistenden jährlichen Tributes den für Deutschland in Waren sich ausdrücken-
den Preis dieses Goldes beliebig hochschrauben! Wenn es zu einer Revision
des Vertrages kommt, so werden wir dringen, daß dieser Punkt in erster Linie
geklärt werde.


Die Größe „deutsches Vermögen“, die wir mit 400 – 500 Milliarden Goldmark
unserer Rechnung zugrunde legten, hängt, wie wir eben sahen, vollkommen von
der Entwicklung ab, die der Preis des Goldes (in Waren ausgedrückt) nehmen
wird. Dieser Preis könnte nach den Erfahrungen der letzten 50 Jahre leicht auf
die Hälfte zusammenschrumpfen, wie auch ebenso leicht auf das Doppelte stei-
gen, falls die Goldproduktion dieselben Schwankungen durchmacht wie bisher.
Abgesehen aber hiervon, ist die in Geld ausgedrückte Größe „deutsches
Vermögen“ auch wieder vollkommen abhängig von der Entwicklung der Löhne
und der Arbeitsleistungen, denn die als deutsches Vermögen genannte Summe
ist ja weiter nichts als das kapitalisierte arbeitslose Einkommen, als der den
Schaffenden aller Stände in tausend Formen gemachte Abzug vom vollen
Arbeitslohn. Das deutsche Vermögen steht im umgekehrten Verhältnis zur Höhe
der deutschen Löhne. Weiter ist auch hier zu beachten, daß der den
Vermögensschätzungen zugrunde gelegte Zinsfuß, die Kapitalisationsrate, keine
feste Größe ist, daß bei 3% z. B. das deutsche Vermögen eine doppelt so hohe
Summe ergibt wie bei 6%.


In der Versailler Urkunde ist ein Zeitraum von 40 Jahren vorgesehen für die
Tilgung der Reparationsschuld. In solch langem Zeitraum kann sich natürlich vie-
les ereignen. Es könnte z. B. vorkommen, daß Lohnerhöhungen das „deutsche
Vermögen“ zum größten Teil in nichts auflösen, wie das schon einmal vor 20
oder 30 Jahren für das landwirtschaftliche Vermögen sich ereignete, als die
Lohnsteigerungen einsetzten und auf die Grundrenten drückten (Not der
Landwirtschaft). In solchem Falle müßten die an die Entente zu machenden
Leistungen vom Vermögensobjekte auf den Lohn abgebürdet werden. Hier aber
würde es sich zeigen, daß der Lohn eine internationale Größe ist und sich als
solche der Steuerkunst entzieht. Immerhin wird man den Versuch machen 
wollen, der keine anderes Ergebnis zeitigen kann und zeitigen wird als
Massenauswanderung, die 
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Tüchtigsten voran. Dann gäbe es einen neuen Anlaß, um die internationale
Solidarität der Arbeiter gegen den Versailler Vertrag ins Feld zu führen [Vgl. 


Otto Maaß: „Die Befreiung aus der Ententeknechtschaft.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.].


Oberschlesien


Oberschlesien, wie auch die anderen vom deutschen Reich abgetrennten


Gebiete, betrachten wir nicht vom Standpunkt des Machtstaates und auch nicht


von dem des nationalen Wirtschaftsgebietes. Der Weltkrieg, der die Macht des


Deutschen Reiches, der stärksten Weltmacht, zerbrach und so den Gedanken


des auf Macht allein vertrauenden Staates geradezu lächerlich gemacht hat, der-


selbe Weltkrieg, der dem blockierten Deutschland klar machte, was für ein küm-


merliches Ding ein solches nationales Wirtschaftsgebiet ist, zeigt auch denen,


die nur der Erfahrung trauen, daß mit den beiden genannten Staatsgrundsätzen


kein Staat zu machen ist. Unser Wirtschaftsgebiet ist die Welt und der Frieden
unsere Macht. Der Krieg entsprang dem Glauben an den Machtstaat und an die


Notwendigkeit eines nationalen, möglichst großen Wirtschaftsgebietes. Wir ver-


zichten auf beides. Weder Machtstaat noch nationales Wirtschaftsgebiet. Wir


sprechen es vor aller Welt aus, daß wir an den Weltfrieden glauben, sofern die


wirtschaftlichen Voraussetzungen für den Bürgerfrieden und den Weltfreihandel


geschaffen werden. Diese Voraussetzungen werden wir für Deutschland schaf-


fen. Wir schaffen innerhalb unserer Grenzen den Boden für den Bürgerfrieden


und damit die Keimzelle für den Völkerfrieden. Der Krieg entsprang dem Glauben


an den Machtstaat und an die Notwendigkeit eines nationalen, womöglich sogar


„geschlossenen“ Wirtschaftsgebietes, das natürlich nie groß genug sein konnte


und darum schon den Keim zu ewigen Reibereien mit gleichstrebenden anderen


Staaten in sich trägt. Wir machen Schluß mit diesen unklaren, gefährlichen und


krankhaften Gedankengängen.


Wenn wir keine Militärmacht mehr sind, so brauchen wir auch Oberschlesien


nicht als Machtfaktor. Und unserem Wirtschaftsgebiet schließen wir Ober-


schlesien automatisch dadurch an, daß wir keine Zollgrenze vor Oberschlesien


legen und nebenbei alles das tun, was wir von uns aus tun können, um dem


Freihandel zum Siege zu verhelfen. Kulturell werden wir Oberschlesien uns


anschließen, indem wir uns bemühen werden,  ein Kulturvolk zu werden. Die


Kultur ist eine allmenschliche, eine Weltfrage und zugleich auch der mächtigste


Eroberer. Wir werden kulturell die ganze Welt erobern.


Wir werden dem oberschlesischen Volke volle Autonomie geben innerhalb 


folgender Grenzen: a) Freihandel nach allen Richtungen hin, d. h. auch nach


Polen und Tschechien hin; b) Entlastung des Staates in allen Kulturfragen, also


Entstaatlichung der Kirche und der Schulen; Pressefreiheit; c) Auflösung aller


Militärmacht; d) Freiland und Freizügigkeit im Sinne der weiterhin für


Deutschland vorgeschlagenen Reformen; Internationalisierung der


Kohlenbergwerke im Sinne von Freiland; e) Espe-  Esperanto
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ranto oder wenigstens volle Gleichberechtigung beider Sprachen als Amtssprache.


Da die Gewalt versagt, so muß nun etwas neues geschehen. Es müssen die aus


dem heutigen allumfassenden Staatsbetrieb entstehenden, endlosen Reibungen


beseitigt werden. Das ist das Neue. Die Bedeutung des Staates und auch der


Staatsangehörigkeit muß möglichst auf Null herabgesetzt werden. Das geschieht,


wenn wir Schule und Kirche vom Staate trennen, die Machtfrage durch Auflösung


des Heeres ausschalten und die wirtschaftlichen Privatinteressen durch Freihandel


und Freiland vom Staate lösen.


Währungspolitisch schließt sich Oberschlesien dem Währungsbund an. Das, was


hier für Oberschlesien gesagt ist, gilt sinngemäß für alle anderen vom Reich abge-


trennten Gebiete.


Der Völkerbund


Der Völkerbund ist ein Freihandelsbund oder eine taube Nuß. Was darunter bleibt


oder darüber hinausgeht, gehört in den Augiasstall parlamentarischen


Geschwätzes, wenn es nicht gar Heuchelei ist. Die Völker sind durch die gegensei-


tigen Handelsbedürfnisse von Natur aus aufs innigste miteinander verbunden. Nur


der Zoll hat sie auseinandergerissen. Das Streben der Imperialisten ist weiter nichts


als ein mit falschen Mitteln geführter Kampf gegen die Zollgrenzen. Sieht man von


dem Handel ab, dann ist nichts mehr da, was einen Völkerbund nötig machen


könnte. Dann liegen die Völker nebeneinander wie die Toten auf dem Friedhof.


Darum stirbt auch der in Genf geschlossene Völkerbund, der die Freihandelsfrage


unberührt läßt, an inneren Widersprüchen und an moralischer Schwäche. Wir 


brauchen für den Völkerbund keinen besonderen Vertrag, keine Satzungen, keinen


Präsidenten. Der Völkerbund ist, solange der Freihandel ist, und nur solange er ist.


Der Zoll gibt dem Staate durch das mit ihm zwangsläufig aufkommende


Wahngebilde des nationalen Wirtschaftsgebietes eine ganz neue und ihrer Natur


nach unlösbare Aufgabe, in deren zielstrebigem Verfolg die Völker und ihre Staaten


die Wege der anderen gleichstrebigen Völker kreuzen müssen [Siehe Silvio Gesell:


„Deutsche Vorschläge für die Neugründung des Völkerbundes.“ 1921. Siehe das


Schriftenverzeichnis.].


Der Ruf nach Schutzzöllen ist eine regelmäßig auftretende Nebenerscheinung


jedes allgemeinen Niederganges der Warenpreise, und die Erfahrung zeigt, daß


dem Schutzzollwahn nicht beizukommen ist, solange das Volk nicht auf andere


Weise gegen solche Preisrückgänge geschützt werden kann. Solche allgemeinen


Preisrückgänge können jedoch einfachste Weise bekämpft werden, und zwar von


der Geldseite her mit der zu diesem Regierungsprogramm gehörigen absoluten


Währung. Die absolute Währung und der Weltfreihandel, das sind die beiden


Grundmauern des Völkerfriedens, die auch einen besonderen Völkerbund über-


flüssig machen.


Wir werden darum die absolute Währung und den Freihandel für Deutschland


einführen und zugleich die Völker der ganzen Welt nach Berlin zu einem


Weltfreihandelskongreß einladen mit dem Stichwort: Beseitigung der Zollgrenzen


und Schaffung der wirtschaftlichen Voraussetzung für solche
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Beseitigung durch die absolute Währung, die auch das einzige Mittel ist für die Lösung


der Valutafrage.


Wir lehnen den Beitritt zu der Genfer Mißgeburt als sinn- und zwecklos ab. England


verfolgt jetzt trotz Genf eine ausgesprochene Schutzzollpolitik, wohl der beste Beweis,


daß der Genfer Bund etwas ganz anderes erstrebt als Völkerbund und Völkerfrieden.


Dem Völkerbund, wie wir ihn vorschlagen, gehören von Natur alle Völker und


Einzelmenschen an, mit Ausnahme derjenigen, die sich selbst durch Errichtung von


Zollgrenzen ausschließen wollen. Darum wird den einzelnen Staaten auch die de-


mütigende Aufgabe erspart werden, ein Gesuch um Aufnahme einreichen zu müssen,


wie dies dem Deutschen Reich in Genf zugemutet wurde.


In Genf werden wir unser Glaubensbekenntnis ablegen und es vor aller Welt aus-


rufen:


Ja, wir glauben an den Bürger- und Völkerfrieden, den allmächtigen Förderer des


Menschentums.


Ja, wir glauben, daß dieser Frieden auf Erden, auf dieser Erde möglich ist und zwar


schon heute, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:


A. Für den Bürgerfrieden.


Wenn das Programm der alten liberalen Parteien Englands, der revolutionären


Parteien Frankreichs und Deutschlands ergänzt wird durch die rückhaltlose Bejahung


des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag und alle Maßnahmen getroffen werden, die


zur Verwirklichung dieses Rechtes nötig sind, d. h. wenn durch eine Reform des


Geldwesens (Freigeld) der Kapitalzins zum Verschwinden gebracht und durch Reform


des Bodenrechtes jeder private Bezug von Grundrenten unmöglich gemacht wird


(Freiland).


B. Für den Völkerfrieden.


Wenn das Recht des Menschen an die Stelle der Völkerrechte gestellt wird, wenn


alle Souveränitätsrechte der Staaten und Völker, die in irgendeiner Beziehung zu den


Rechten des Menschen in Gegensatz treten, gestrichen werden. Widerspruchsloses


Völkerrecht kann nur auf dem Menschenrecht errichtet werden. Wenn in Übereinstim-


mung hiermit es jedem Menschen freisteht, hinzuziehen, wohin ihn sein Sinn führt,


wenn er überall als Kolonist, Unternehmer oder Kaufmann, dem Boden gegenüber die


gleichen Rechte hat wie alle übrigen Menschen desselben Landes, desselben


Kontinents; wenn namentlich als natürliche Auswirkung solchen Menschenrechtes alle


Grenzzölle und alle Zollgrenzen spurlos aufgehoben werden, sowohl für die Einfuhr


wie für die Ausfuhr, wenn damit allen Völkern der Welt die Rohstoffe für ihre Industrie


zu den gleichen Bedingungen zugänglich sind, alle Märkte der Welt geöffnet werden


(dasselbe, was jetzt in Washington für China gefordert wird), wenn somit die
Staatsgrenzen nur mehr verwaltungstechnische, keine handels- und wirtschaftspoli-
tische Bedeutung haben werden, wenn für den Wettbewerb der Menschen und Völker
die Bahn von allen Vorrechten gesäubert wird.


Dagegen glauben wir nicht an den Völkerfrieden, an den Bestand 
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und an die Ausbaufähigkeit des heutigen Völkerbundes, so lange es sich nur um


papierene Beiträge, um reine Rechtsverträge (chiffons de papier) handelt, die dazu


bestimmt sind, die alten Gewaltzustände, nebst denen, die der Versailler Vertrag


neu schuf, aufrecht zu erhalten und sich an der Lösung der sozialen Frage vorbei-


drücken. Der Bürgerfrieden ist der Pionier des Völkerfriedens.


Wir glauben nicht, daß vergewaltigte Völker und Volksklassen das ihnen an-


getane Unrecht vergessen können und daß sie die durch den Völkerbund zu 


schaffenden Rechtsinstrumente lange als Tabu ansehen werden.


Wir glauben auch nicht, daß durch Abrüstung irgend etwas für den Völkerfrieden


gewonnen werden kann, ebensowenig wie für den Bürgerfrieden. Nach heutigen


Begriffen waren die schlagfertigen Heere Cäsars, Xerxes’, Attilas vollkommen


abgerüstet. Allein die geistige Abrüstung kann uns, wie Briand mit Recht betonte,


den Frieden bringen, und dieser geistigen Abrüstung stehen unsere sozialen


Zustände sowie die durch die Zollwirtschaft vom Kulturellen auf das Wirtschaftliche


abgelenkten völkischen Bestrebungen im Wege.


Wir glauben, daß die neuzeitliche Kultur, wie die Kultur Babylons und Roms


untergehen wird, wenn wir keine neuen Grundlagen schaffen für das soziale und


internationale Leben der Völker.


Wir hier in Deutschland sind durch die Ereignisse der letzten acht Jahre politisch


und geistig vielleicht besser als andere Völker vorbereitete worden um die


Pionierdienste in dieser großen Sache zu machen. Wir werden innerhalb unseres


Machtkreises das Nötige veranlassen und fordern daher alle Völker der Welt,


namentlich den Völkerbund zu Genf auf, das deutsche Volk in seinen


Bestrebungen mit allen Mitteln zu unterstützen, damit das Werk, das hier ge-


schaffen werden soll, als Vorbild für die ganze Welt dienen kann.


Wirtschaftsprogramm
Vorbereitungen für die Sanierung der Währung


Der Reichsfinanzminister stellte die Währungs- und Valutafrage an das Ende
seines Programms. In der Erkenntnis, daß die Wirtschaft nicht gefunden und auch


keine politische Beruhigung eintreten kann, solange die Währungsfrage ungelöst


bleibt, stellen wir die Währungsfrage an die Spitze unseres Wirtschaftsprogrammes


und ergreifen alle für diese Aufgabe nötigen Maßnahmen, schrecken auch nicht vor


den schwersten Zugriffen in das Privatvermögen zurück, so lange sich solche für


das erstrebte Ziel als notwendig erweisen.


Das nächstliegende Ziel ist die Stillegung der Notenpresse, was die Balancierung


des Reichsetats ohne die Notenpresse voraussetzt, da alle Kreditquellen versiegt


sind. Die laufenden Ausgaben müssen diesmal mit laufenden Einnahmen ausge-


glichen werden. Wir treiben russischen Zuständen ohne Bolschewik zu, wenn das


nicht geschieht. Und jeder Tag, der verstreicht, erschwert die Lösung der schweren


Aufgabe.
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Da der Versuch die Löhne zur Tragung der Kriegslasten heranzuziehen unfehlbar an


dem Umstand stranden muß, daß der Lohn bei bestehender Freizügigkeit eine unan-


tastbare internationale Größe ist, daß unsere besten Arbeiter in Scharen auswandern


würden, sobald Steuern, direkter oder indirekter Art den Sachlohn unter den internatio-


nalen Stand senken, so schaltet der Lohn als Steuerquelle vollständig aus, sowohl für
direkte wie indirekte Steuern. Die dem Lohn zugedachte Last würde ja doch mit allen


Erhebungsunkosten auf das Kapital abgebürdet werden, ähnlich wie der Kaufmann die


Zollrechnungen mit allen Handelsunkosten auf den Preis der Ware schlägt. Im allge-


meinen Abwälzungsprozeß bildet das Kapital die letzte Etappe. Hier bleibt die Steuer


liegen. Der Kapitalist hat immer alle Staatsausgaben aus seiner Tasche bezahlt, und je


direkter diese Steuern von ihm erhoben wurden, um so billiger kam er davon. Darum


wird auch jeder einsichtige Kapitalist fordern, daß alle indirekten Steuern restlos abge-


schafft werden, und zwar auch heute, wo zu den gewaltigen Staatsschulden noch die


Forderungen der Entente treten.


In dieser Erkenntnis werden wir


a) alle Schulden des Reiches, mit Einschluß der Ententeforderungen, zusammen 


mit den laufenden Reichsausgaben restlos von der Reichskasse auf das Kapital


abbürden;


b) dagegen alle jetzigen Reichssteuern, Stempeln und Abgaben, direkte wie in-


direkte, abschaffen, mit Einschluß der Kornzölle und der Erbschaftssteuern.


Die Erhebung der unter a) genannten Kapitalsteuern erfolgt unmittelbar vom


Vermögensobjekt. Wir werden den mit „Wertpapieren“ über die Grenze flüchtenden


Steuerpflichtigen nicht nachlaufen. Wir werden sie auch nicht durch Gepäckrevisionen


an der Grenze belästigen. Wir halten sie alle an der Leine, wenn wir das Kapital an


der Wurzel fassen. Wir lassen darum alle Grenztore weit auf, für alle, die die Lust ver-


spüren, sich der Steuer durch die Flucht zu entziehen. Wir belasten das Land, den


Wald, die Bergwerke, die Fabriken und überlassen dem Besitzer der über die Grenze


verschobenen Wertpapiere die Sorge, diese Steuer zu zahlen.


Die Vermögensobjekte, die sich für hypothekarische Belastung eignen, werden mit


einer Reichshypothek belastet. Die Steuern vom beweglichen Gut werden durch


Wechsel erhoben, die der Aussteller entweder verzinst oder durch Liquidationen seiner


Waren in bar einlöst. Die Steuern vom baren Geld werden in Natura erhoben und


durch Einführung des Freigeldes den Steuerkassen zugetrieben. Vermögensobjekte,


die ihrer Natur nach sich leicht der Steuer entziehen können, Gold und Perlen, bleiben


frei von allen Steuern, damit wir nicht die Ehrlichkeit besteuern. Ebenfalls frei von allen


Steuern bleibt das Hausgerät, wie auch die Kunstgegenstände.


Mit der Erhebung dieser Steuern werden große Volkskreise sich bedeutende


Einschränkungen in der Lebensführung auferlegen müssen, namentlich in bezug auf


die Wohnung, da das Geld für die Bezahlung der zur Instandhaltung der Wohnung


nötigen Dienerschaft nicht mehr reichen wird. Das führt zur Abgabe von Wohnräumen


und zur Verschleuderung der in diesen Räumen stehenden Möbel. Unter derartigen


Marktverhältnissen wäre es zwecklos, die Ver-  Vermögenssteuer
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mögenssteuer auch auf das Mobiliar auszudehnen. Sie ließe sich nur auf dem Wege
der Auktion erheben und würde so gut wie nichts einbringen.


Von dem Gedanken ausgehend, daß die Staatsgläubiger, die Zeichner der
Kriegsanleihen, nicht bestraft werden dürfen, d. h. daß sie durch den Krieg nicht mehr
geschädigt werden dürfen als alle anderen Besitzer von Vermögensobjekten und in
der Erwägung, daß die Lage der Reichsfinanzen keine Besserung in der Lage der
Staatsgläubiger zuläßt, ist es Gebot hoher Gerechtigkeit, alle Besitzer von
Realvermögen auf dem Wege der Steuer den genannten Staatsgläubigern gleichzu-
stellen. Es ist ein unerträglicher Gedanke, daß die Besitzer der „Goldwerte“ durch die
Papierwirtschaft, also durch einen im gut oder schlecht verstandenen Interesse des
Volkes vollführten Staatsstreich 185 Milliarden Goldmark profitieren sollen, während
durch denselben Streich die Inhaber von Papiervermögen bis zu 90% ihrer Habe 
verloren haben.


Bei den Besitzern von Staatspapieren, Hypotheken, Lebensversicherungen,
Schuldscheinen, Obligationen usw. aus der Vorkriegszeit (reichlich 200 Milliarden
Gold) beträgt der Verlust, den sie durch die Inflation zu Gunsten ihrer Schuldner 
erlitten haben, mehr als 90%, bei den Besitzern von Papieren aus der Kriegs- und
Nachkriegszeit rund 50%.


Wir werden darum das Realvermögen mit 75% der Vorkriegsschätzung (Goldmark)
belasten und die die Reichsbedürfnisse übersteigenden Einnahmen aus dieser Steuer
zur Besserung der Lage der Staats- und Privatgläubiger benutzen, indem wir den
durch die Verwässerung auf knapp 1/2% gesunkenen Realzinsertrag der „Papier-
vermögen“ je nach Möglichkeit heben und so einen Ausgleich schaffen in der Lage
aller Vermögensbesitzer.


Erhoben wird die Steuer in der Weise, daß der Unterschied zwischen den Vorkriegs-
preisen (Gold) und den jetzigen aufgeblähten und sich noch weiter aufblähenden
Papiergeldpreisen und Börsenkursen zu 75% der Reichskasse verpfändet, und je
nach Umständen in bar, in Hypotheken oder Wechseln einkassiert wird. Alle behörd-
lichen Einschränkungen in der Preisgestaltung fallen fort, auch für die Wohnungs-
mieten. Ein jeder wird fordern, was er nach Lage des Marktes glaubt fordern zu 
können und zahlt von dem Mehr, das er erhält, 75% an die Reichskasse.


Beispiele: eine Aktiengesellschaft hatte für 10 000 000 M. Aktien ausgegeben, die
an der Börse 1914 mit 150 notiert wurden, was einem Kapital von 15 000 000
Goldmark entspricht. Die Aktien dieser Gesellschaft notieren heute infolge der allge-
meinen Aufblähung der 450 und vertreten somit ein Kapital von 45 Millionen
Papiermark.


Um die ihr aufgelegte Steuer zu zahlen, gibt diese Gesellschaft für 30 Millionen
junge Aktien aus (45 – 15 = 30) und liefert davon 75% an das Reich ab. Das Reich
verkauft dies Aktien dort, wo der beste Preis zu erzielen ist, auch im Ausland, um
Devisen für die Reparationsschuld zu beschaffen.


Der obige Kurs von 450 entspricht jedoch noch bei weitem nicht der heutigen mehr
als zehnfachen Inflation der Warenpreise und Produktionskosten. Er wird besonders
durch die heutige so außerordentlich hohe Kapitalisationsrate (Zinsfuß) niedergehal-
ten. Mit dem Rückgang des Zinsfußes und mit der Besserung der allgemeinen
Verhältnisse steigt parallel 
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der Kurs aller Aktien, normalerweise bis zur Höhe der zehnfach gestiegenen


Produktionskosten, in unserem Falle also auf das Zehnfache des Kurses von 1914,


also von 150 auf 1500. Diese Aktiengesellschaft wird durch fortlaufende Ausgabe


von jungen Aktien die Dividende auf der dem Kurs von 150 (1914) zugrunde geleg-


ten Kapitalisationsrate halten und 75% dieser so ausgegebenen Aktien an das


Reich abliefern, bis die zehnfache Inflation des Aktienkapitals von 1914 erreicht ist.


Beispiel 2. Ein Haus war 1914 bei einer Kapitalisationsrate von damals 4% für


die Steuer mit 1 000 000 geschätzt. Mit der Freigabe der Mietverträge steigen die


Mieten und entsprechen jetzt bei einer Kapitalisationsrate von 10% einem Kapital


von etwa 2 000 000. Dem Besitzer dieses Hauses wird freigegeben, entweder


75% des Mehr an Einnahmen (reiner Mietertrag) abzuliefern, oder eine entspre-


chende Reichshypothek zum Zinsfuß der angewendeten Kapitalisationsrate ein-


tragen zu lassen, die dem Geiste dieses Gesetzes entsprechend hinter den


Hypotheken vor 1914 zu stehen kommt. Der weiteren Steigerung der Mieten und


dem Rückgang des Zinsfußes folgen möglichst hart auf dem Fuße (etwa alle zwei


Jahre) die hypothekarischen Eintragungen des Reiches, und zwar auch hier so


lange, bis daß die zehnfache Inflation erreicht ist. Privathypotheken werden nur bis


zur Höhe der ursprünglichen Schätzung von 1 000 000 zugelassen, die dann an


erster Stelle stehen.


Beispiel 3. Ein Acker brachte an Pacht vor dem Kriege 1000 M. ein.


Derselbe Acker kann heute zu den gleichen Bedingungen für 4000M. verpachte-


te werden. Vom Unterschied von 300 M. hat der Besitzer 75% = 2250 M. als


Jahresabgabe zu zahlen. Mit den steigenden Pachterträgen steigt die Steuer.


Privathypotheken können an erster Stelle nur bis zur Höhe des ursprünglichen


Steuerwertes eingetragen werden. Für weitere Hypotheken bleibt der Acker


gesperrt bis zur Höhe der zehnfachen Inflation dieses Steuerwertes [Vgl. Silvio


Gesell: „Das Reichswährungsamt.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.].


Gestaffelte Vermögensabgabe


Nachdem auf diese Weise zunächst einmal alle Vermögensbesitzer den


Kriegsfolgen gegenüber gleichgestellt worden sind und damit erst eine brauchbare


Unterlage für die gestaffelte Vermögensabgabe geschaffen wurde, schreiten wir


zur Erhebung dieser Abgabe, in dem Umfang, wie sie für die vollkommene


Abbürdung aller Reichsschulden, nach Einschätzung des Ertrages der vorhin


genannten Ausgleichssteuern für nötig erachtet wird.


Unter Berücksichtigung der Geldentwertung und um die weitere Proletarisierung


des Volkes nach Möglichkeit zu verhindern, weil auch die schnelle


Rückverwandlung des Proletariats in wohlhabende Vollbürger als das vornehmste


Ziel dieses Regierungsprogrammes genannt ist, weil überdies Leben und


Privateigentum nur durch Auflösung der durch den Kapitalismus proletarisierten


Massen vor den Angriffen dieser Massen auf die Dauer geschützt werden kann


(siehe Rußland), wird für die gestaffelte Vermögensabgabe das steuerfreie


Vermögensminimum auf die verhältnis-
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mäßig hohe Summe von 100 000 M. festgesetzt. Von da ab setzt die
Vermögensabgabe ein, deren Staffelung mit 5% beginnt und mit 100% abschließt
und so bemessen ist, daß das nach Erhebung der Steuer verbleibende
Vermögen im Höchstfalle eine Million für den Kopf, also 10 Millionen Papiermark
für eine zehnköpfige Familie nicht übersteigt. Dieser Steuer unterliegt alles inner-
halb der deutschen Grenzen befindliche Vermögen mit den bereits genannten
Ausnahmen (Gold, Diamanten und Perlen, Hausgerät, Kunstgegenstände).


Wir haben die Steuern hoch angesetzt und wissen warum. Nicht Haß gegen
das Privateigentum diktierte hier. Im Gegenteil, aus Sorge für das Privateigentum
griffen wir so tief in die Taschen der Eigentümer. Wir müssen die Sicherheit
haben, daß die Steuern unter allen Umständen zur Balancierung des Etats aus-
reichen werden. Außerdem darf man nicht vergessen, daß die Abschaffung aller
anderen Steuern, mit Einschluß aller Erbschaftssteuern, aller Zölle, dem
Vermögen, nicht dem Lohne, zugute kommen wird. Auch das muß beachtete
werden, daß wenn wir den Kapitalertrag zu 75% versteuern, wir logischerweise
auch die Schulden der Einzelstaaten mit auf das Reich übernehmen müssen. da
diese Schulden im versteuerten Kapitalertrag diskontiert sind.


Ein anderer viel wichtigerer Gesichtspunkt ist der: Es darf unter keinen
Umständen zu einer zweiten, dritten, vierten usw. Vermögensabgabe kommen.
Die Unsicherheit wirkt entnervend und zerstört die sittlichen Kräfte. Das Volk hört
einfach auf zu arbeiten und zu sparen, es arbeitet höchstens von der Hand in
den Mund, wenn es sich ewig (die Reparation erstreckt sich laut Vertrag über 
40 Jahre) von Vermögensabgaben bedroht sieht. Kein Mensch arbeitet und 
spart für kommende Vermögensabgaben. Mit der wie oben bemessenen
Vermögensabgabe wird nun jeder wissen, woran er ist, und wird sich gleich mit
Macht an den Wiederaufbau seiner Privatwirtschaft setzen, in dem sicheren
Bewußtsein, daß die Finanzen des Reiches nunmehr saniert sind und daß, was
er sich von seinem Munde abspart, er für sich spart. Lassen wir dagegen durch
eine niedrigere Bemessung der Steuersätze irgendeinen leichten Zweifel im
Volke, ob solche Sätze auch genügen werden zur Balancierung des Etats, ob
nicht doch noch die Notenpresse in Bewegung gesetzt werden muß, dann er-
lahmen auf der ganzen Breite der Wirtschaft die Kräfte, die sie in Betrieb er-
halten sollen, und dann kommt mit Naturnotwendigkeit gerade das, was das Volk
befürchtete, als unmittelbares Produkt seiner Zweifel, eine neue Papiergeldflut,
Zerreißung aller Verträge, aller mühsam wieder angeknüpften Fäden. Und wenn
dann diese Papiergeldflut bei den wirtschaftlich stärksten, bei den Landwirten
abprallt, wenn die Bauern das Papiergeld abweisen? Wenn die Geldwirtschaft
ganz versagt? Das wäre der Untergang, denn es wäre der Untergang der
Arbeitsteilung.


Dieser Möglichkeit muß unbedingt vorgebeugt werden. Die Vermögensabgabe
muß auf den ersten Hieb das Ziel erreichen, die Reichsfinanzen in Ordnung 
bringen. Angst vor Überschüssen brauchen wir nicht zu haben; wir haben
Verwendung dafür. Nicht nur an die geprellten Besitzer von „Papiervermögen“
denken wir. Wir denken an die Millionen 
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von Kriegsverletzten, an ihre kümmerliche Unterstützung. Wir erheben die mora-


lische Forderung zum Gesetz, daß die Kriegsverletzten wirtschaftlich den


Unverletzten gleichgestellt, dazu mit einem Schmerzensgeld ausgestattet werden für


das Schleppen ihrer hölzernen Glieder, für die Verunstaltung ihres Gesichts. Wir


werden den sozialen Geist nicht den Rücksichten auf das Vermögen opfern, nach


seiner Richtung hin, für keine Klasse unseres Klassenstaates. Haben am militäri-


schen Zusammenbruch moralische Schwächen mitgewirkt, so sind diese auf die


lächerliche Schonung zurückzuführen, die dem Vermögen hinter der Front zuteil


wurde, während an der Front die Menschen desselben Vermögens geopfert wurden.


Das Reichswährungsamt 


[Vgl. Silvio Gesell: „Das Reichswährungsamt.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.]


Die Währung ist zugleich Folge und Voraussetzung gesunder Finanzen, gesunder


Wirtschaft. Darum warten wir nicht den Erfolg unserer Steuergesetze ab, um dann


erst an die Ordnung des Geldwesens zu gehen. Es muß hier alles Hand in Hand


gehen.


Wir schreiten sofort zur Gründung des Reichswährungsamtes. Der Reichsbank


wird das Notenmonopol entzogen. Dem Reichswährungsamt wird als alleiniger


Maßstab für die Notenausgabe die Aufrechterhaltung des allgemeinen Preisstandes


der Waren auf gleicher unveränderlicher Höhe vorgeschrieben. Es wird demnach


Geld, neues Geld in Umlauf setzen, so oft und so lange der allgemeine Preisstand


nach unten neigt und es wird umgekehrt Geld einziehen, so oft und so lange der all-


gemeine Preisstand nach oben strebt.


Den Maßstab zur Feststellung, ob die Warenpreise fallen oder sinken, liefert das


Statistische Amt in Gestalt eines Indexes [Der statistisch ermittelte Durchschnitt der


Warenpreise.]. Dieser Index steht unter der Oberaufsicht der Gewerkschaften, der


landwirtschaftlichen Organisationen und der Handelskammern.


Den Verbrauchern wird durch dies Gesetz die Gewähr gegeben, daß die Preise


nicht steigen werden, und den Gewerbetreibenden wird die Sicherheit vor jedem


Preisabbau gegeben, so daß nunmehr alle eine feste Grundlage für ihre wirtschaft-


lichen Maßnahmen haben werden, eine Grundlage, die es bisher noch nie und in


keinem Lande gegeben hat.


Um mit der oben gekennzeichneten Währungspolitik das ihr gesteckte Ziel, 


d. h. den Schutz der Wirtschaft vor Preisschwankungen und damit vor


Konjunkturschwankungen, vor Krisen, Arbeitslosigkeit und Streik mit unbedingter


Sicherheit zu erreichen, bedarf es eines anderen Geldes als das herkömmliche


Metall- und Papiergeld.


Von der Seite des Gelde her werden die Warenpreise gebildet


a) durch die Menge der ausgegebenen Noten;


b) durch die Umlaufsgeschwindigkeit der ausgegebenen Noten.


Das Reichswährungsamt muß die Nachfrage, da heißt also beide Faktoren kon-


trollieren, Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit. Diese Kontrolle verschafft ihm


das Freigeld, das sich vom heutigen Geld dadurch 
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unterscheidet, daß seine Umlaufsgeschwindigkeit sich nicht ändern kann, sein
Kreislauf zu jeder Zeit ein geschlossener bleibt. Solange dieser geschlossene
Kreislauf des Geldes fehlt, kann auch die beste Währungspolitik keine einwand-
freie Arbeit leisten.


Wir werden daher unverzüglich die nötigen Vorkehrungen für die Einführung des
Freigeldes treffen.


Wir werden es öffentlich verkünden, daß die Preise auf der gegebenen Höhe
festgehalten werden, so daß kein Unternehmer noch einen Preisabbau zu befürch-
ten hat, und kein Kaufmann noch aus Furcht vor Preissteigerung Waren über den
Bedarf hamstert. Wir werden die Preise der wichtigsten Waren, wie sie vor dem
Kriege gezahlt wurden mit dem Inflationsfaktor (10 – 12 – 15, je nachdem) multipli-
zieren und die so erhaltene Preisliste in allen Läden aushängen lassen mit der
Mitteilung, daß diese Preise, deren Grundzahlen in natürlicher, durch die
Produktionskosten beherrschten Rangordnung standen, für die nahe Zukunft wie-
der zu erwarten sein werden. So wird dann jeder wieder einen ungefähren
Maßstab dafür haben, ob die Preise, die der Händler fordert, als teuer oder billig zu
betrachten sind. Das, was dem Unternehmer heute fehlt, die Unterlage für seine
Berechnungen, die wird auf diese Weise gleich zur Stelle sein. Dieselbe Unterlage
wird auch dem Statistischen Amt zur Schaffung des Ausgangsindexes dienen.


Von der Einführung des Freigeldes und der damit ermöglichten Festwährung ist
folgendes als unausbleibliche Wirkung abzuleiten:


1. Schutz der Volkswirtschaft vor jeder Erschütterung des allgemeinen 
Preisstandes der Waren und damit Schutz vor Krisen, vor Arbeitslosigkeit, 
Streik, Zahlungseinstellungen, Unterbilanz im Staatshaushalt u. a. m.


2. Unhemmbare Fortführung der Produktion, auch gegen das Interesse des 
Kapitals, wenn als Folge dieser unausgesetzten Gütererzeugung der Zins 
der Kapitalisten zu sinken beginnt, mit dem Erfolg, daß in Deutschland der 
Zinsfuß trotz Reparation in kurzer Zeit auf den international niedrigsten 
Stand sinkt, und daß bei internationaler Einbürgerung des Freigeldes der 
Zins des Sach- und Geldkapitals (der Mehrwert nach Marx) in erstaunlich 
kurzer Zeit auf Null sinken muß und wird. Für Deutschland, das zum 
Schuldnerstaat geworden ist und jetzt allein für seine Reparationsschulden
jährlich 6600 Millionen Goldmark Zins zu zahlen hat, liegt in dieser 
Entwicklungsmöglichkeit das Mittel, die Reparationen statt in 40, in 10 oder
15 Jahren zu tilgen. Für die Schaffenden bedeutet die Senkung des 
Kapitalzinses auf Null nichts geringeres, als daß sie diese Welt nicht mehr 
wie bisher alle 20 Jahre für die Kapitalisten neu aufbauen müssen, ohne 
sie jemals zu besitzen (die schrecklichste Sisyphusarbeit, die je verrichtet 
wurde), sondern daß diese Welt in 20 Jahren aus dem Besitze der 
Kapitalisten in den der Arbeiter hinübergleiten wird.


3. Senkung der allgemeinen Handelsprofitrate von jetzt reichlich 50% auf 
etwa 10%, weil bei einem unverrückbaren allgemeinen Preisstand der 
Waren eine sehr mäßige geistige Begabung zur Führung selbst der größ
ten Geschäfte genügt, was nach allen Gesetzen des Wett-
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bewerbs den Lohn solcher Arbeit auch auf die Höhe des allgemeinen 
Arbeitslohnes senken muß. Für die Volkswirtschaft bedeutete das einen 
Reingewinn von 30% der Gesamtwarenerzeugung. Die im Handel frei 
werdenden Personen finden in der beständig wachsenden 
Gütererzeugung ein reiches Betätigungsfeld [Vgl. Silvio Gesell: „Das 


Reichswährungsamt.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.].


Valuta und Währung


Je mehr wir durch die Reparationsverpflichtungen auf die Ausfuhr unserer
Arbeitserzeugnisse angewiesen sind, um so größere Bedeutung gewinnt für uns
die Valuta, d. h. das Verhältnis unseres Geldes zu dem des Auslandes. Jede
Verschiebung des Tauschverhältnisses zwischen der Mark D. W. und dem Rubel,
dem Pfund, dem Dollar, der Lira usw. hat einen der Bedeutung des
Außenhandels entsprechenden Verlust oder Gewinn zur Folge, so daß solcher
Handel dann zum reinen Glücksspiel ausartet oder zum Jagdgrund der großen
Börsenspekulanten wird, die sich auf Kosten des Volkes ins Ungemessene be-
reichern.


Wir werden die in dieser Angelegenheit heute vollkommen ratlosen Völker nach
Berlin zu einem allgemeinen internationalen Valutakongreß einladen und ihnen
dort den folgenden, auf der Quantitätstheorie aufgebauten Plan einer internatio-
nalen Valuta-Assoziation zur Annahme empfehlen:


1. Jedes Land verwaltete sein Geld vollständig selbständig, verständlicher
weise jedoch nach den Grundsätzen, die im vorigen Kapitel als für die D.
Währung maßgebend gelten sollen, da sie sich scharf an die 
Quantitätstheorie, der heute unbestritten als richtig erkannten Theorie 
des Geldes halten.


2. Jedes Land richtet die Notenausgabe nur allein nach den Ergebnissen 
der Warenpreisstatistik, nach dem Index. Das Land das hier genaue, 
wissenschaftliche Arbeit leisten will, führt zur Kontrolle der 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes das hierfür unentbehrliche Freigeld 
ein. Der Geldbedarf des Staates und der Börse bleibt bei der 
Bemessung der Notenausgabe unberücksichtigt. Das allein wird schon 
genügen, um die Valuta wenigstens vor groben Erschütterungen zu 
schützen.


3. Um jedoch die Valuta unbedingt vor jeder, auch der geringfügigsten 
Schwankung zu schützen, wird von den der Internationalen Valuta-
Assoziation (I. V. A.) beitretenden Ländern ein Weltwährungsbüro errich-
tet (mit Sitz im Haag oder Bern oder Paris), dem die Aufgabe zufällt, das 
Indexermittlungsverfahren zu vervollständigen und zu vertiefen. Diese 
Büro gibt eine besondere, völlig „ungedeckte“ Banknote heraus, die 
Ivanote, die in einem Umfange von 20% des nationalen Geldes an die 
einzelnen Staaten gegen Erstattung der Druckkosten, sonst aber kosten
los verteilt wird. Die Ivanote soll pari mit dem nationalen Geld umlaufen, 
gesetzliches Zahlmittel sein und vollkommen frei in jeder Menge von 
einem Land zum anderen wandern können. Dort wo die 
Landesgeldeinheit nicht völlig 
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mit der Einheit Iva übereinstimmt, werden die Ivanoten kostenlos zu 


einem bestimmten unveränderlichen Preis gegen Landesgeld an der 


Grenze oder in der Hauptstadt umgetauscht.


4. Das System funktioniert nun so, daß wenn in einem Lande infolge man


gelhafter Erfassung des Indexes oder infolge ungenügender 


Berücksichtigung desselben bei der Notenausgabe die Zahlungsbilanz 


passiv wird, zum Ausgleich des Saldos das Internationale Geld, die 


Ivanote ausgeführt wird. Es liegt dann im Interesse dieses Landes, durch


Einzug nationalen Geldes den zu hohen allgemeinen Preisstand auf das 


internationale Niveau zu senken, damit die Zahlungsbilanz aktiv wird und


die ausgewanderten Noten wieder zurückfließen. Geschieht das nicht, 


dann allerdings würden mit der Zeit alle Ivanoten zum Ausgleich der 


Zahlungsbilanz auswandern und dann würde sich ein Agio für die 


Ivanoten herausbilden [Vgl. Silvio Gesell: „Internationale Valuta-Assoziation“ und


Dr. Ernst Dick: „Das Valutaproblem und seine Lösung.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.].


Man erkennt hieraus, daß sich das Ideal der Währungsforscher, feste


Landeswährung, verbunden mit fester Valuta sehr gut erreichen läßt und es ist


anzunehmen, daß auf dieser Grundlage es nicht schwer werden wird, alle


Staaten in kurzer Frist zu einem I.V.A.-Bund zusammenzuschließen.


Freiland


Die Erde gehört allen Menschen. Ausnahmslos allen Menschen. Jedes
Sonderrecht, das einzelne Personen oder Völker auf große oder kleine Teile 
der Erde an sich gerissen heben, ist ein Verstoß gegen das oberste aller
Menschenrechte. Weil diesem Recht aller Rechte in keiner Staatsverfassung 
je Geltung verschafft wurde, kam es von jeher überall zu Bürger- und
Völkerkriegen, gingen die Völker des Altertums zugrunde und würde auch die
heutige Kultur zugrunde gehen, wenn wir nicht dem Recht aller Rechte recht-
zeitig zu seinem Recht verhelfen.


Wir schreiten sofort zur Verwirklichung dieses Rechtes innerhalb unseres
Machtbereiches und instruieren auch unsere diplomatischen Vertreter im
Ausland, das genannte Recht der Rechte, das wir nicht zum Völkerrecht degra-
dieren lassen, zur Richtschnur für die Betrachtung aller internationalen Fragen 
zu erheben. Wir laden alle Völker der Welt zu einem allgemeinen


Freilandkongreß nach Berlin ein, namentlich auch die Staatsmänner, die ihre


Reden mit den Schlagworten vom Völkerbund, Völkerrecht, Menschenrecht,


Humanity, Abrüstung und Freihandel zu zieren wissen, und werden ihnen allen


zeigen, wo der Hebel zur Verwirklichung all’ dieser Ideale anzusetzen ist.


Das Privateigentum am Boden wird in Deutschland grundsätzlich aufgehoben,


die bestehenden Privatrechte werden in kurzer Zeit restlos abgelöst. Die


Grundbücher werden für alle Eigentumsübertragungen geschlossen. 
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Alles durch Erbschaftsteilung oder sonstwie zum Verkauf kommende Land muß
vom Reich gekauft werden, und zwar zu dem Preis, der den Steuern zugrunde
gelegt wurde. Mit Ablauf des Jahres 1950 müssen alle Bodeneigentumsrechte
restlos abgelöst sein.


Das vom Reich erworbene Bau- und Ackerland wird nach den Bedürfnissen
der Bauern und Unternehmer parzelliert und in öffentlicher Versteigerung in
Pacht gegeben. Auch die Dauer dieser Pachtverträge richtet sich nach den
Bedürfnissen der Wirtschaft. An diesen öffentlichen Pachtauktionen wird sich
jeder Mensch, ausnahmslos jeder Mensch, einerlei welcher Herkunft er ist, betei-
ligen können. Dies wird manchem etwas sehr weitherzig erscheinen, und man
möchte wenigstens die Bedingung der Gegenseitigkeit stellen. Man vergißt
dabei, daß die Gegenseitigkeit vom Staate verbürgt werden müßte. Hier handelt
es sich aber um Menschenrecht, nicht um Staatsrecht. Das Pachtgeld fließt nach
Tilgung der Reparationsschulden in die Mütterkasse und wird von dort an alle
innerhalb der Reichsgrenzen lebenden Mütter nach der Zahl der Kinder gleich-
mäßig verteilt. Auch hier wird kein Unterschied gemacht zwischen Stämmen und
Rassen. Wir gehen bei dieser Verteilung der Grundrenten vom Gesichtspunkt
aus, daß die Grundrente ein Produkt der Volksdichtigkeit ist und daß sie denen
gehört, die diese Volksdichtigkeit schaffen, also den Müttern. Den bisherigen
Besitzern des Bodens wird ein Vorpachtrecht eingeräumt, wenn sie sich bereit
erklären, die in öffentlicher Versteigerung erzielbare Pacht zu zahlen. Die
Hypothekenschulden gehen selbstverständlich auf das Reich über.


Die gleichen Grundsätze gelten für Bergwerke, für Wälder, Wiesen,
Steinbrüche, Wasserkräfte. Wo man dem Hauptgrundsatz auf verschiedene
Weise gerecht werden kann, wie bei den Bergwerken, werden sie alle in
Wettbewerb treten und dann die Erfahrung reden lassen.


Die Aufteilung der großen Güter, deren infolge der gestaffelten
Vermögensabgabe wahrscheinlich viele an das Reich abgetreten werden, wird
unter Berücksichtigung aller hier zu berücksichtigenden Gesichtspunkte, landwirt-
schaftlicher wie finanzieller Art, mit möglichster Beschleunigung betrieben wer-
den. In der Zwischenzeit sollen sie als Pachtgüter ähnlich wie die preußischen
Domänen verwaltet werden. Dort, wo, wie es oft der Fall ist, Zwerg- und
Großbetrieb gemischt sind, werden die kleinen Wirtschaften aus dem Bestand
der Großbetriebe zu lebensfähigen Wirtschaften erweitert.


Die Forste werden nicht mehr von Hoflakaien als Jagdgründe für Landes- und
Bodenfürsten verwaltet. Die Förster werden ihre forstwirtschaftlichen Kenntnisse
voll ausnützen können. Ihnen werden wir finanztechnische Beiräte geben, die die
Forstwirtschaft auch nach dieser Richtung wissenschaftlich leiten.
Volkswirtschaftliche Gesichtspunkte allein sollen hier noch maßgebend sein.
Unfruchtbare Abhänge werden bewaldet, fruchtbarer Waldboden gerodet werden.
Die für diese Gesichtspunkte grundstürzenden Entdeckungen auf dem Gebiete
der künstlichen Dünger sollen hier weiteste Anwendung finden. Diese Arbeiten
werden öffentlich in Verding gegeben und der gerodete und urbar gemachte
Boden kann wieder öffentlich an die Bauern verpachtet werden. Wir hoffen
dadurch die drohende Auswande-     Auswanderung
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rung der tüchtigsten unserer Volksgenossen noch eindämmen zu können und


darüber hinaus Deutschland wieder in ein Einwanderungsland zu verwandeln,


damit die Zahl der Träger für die Reparationslasten statt abzunehmen im


Gegenteil ständig zunimmt [Vgl. Silvio Gesell: „Die natürliche


Wirtschaftsordnung.“.


Freihandel, Welthandel


Wer den Völkerfrieden wirklich will, muß auch seine Mittel wollen; und das


Mittel zum Frieden ist Freiland-Freigeld-Freihandel. Freiland im Sinne des


Satzes: Allen Menschen die gleichen Rechte auf die Erdkugel. Freigeld als


Vorbedingung des Ivabundes, der die Völker von den Wirtschaftskrisen,


Brutstätten des krankhaften Gedankens des „Nationalen Wirtschaftsgebietes“


und des Zollschutzes befreit. Freihandel im Sinne von Freiland, d. h. Streichung


der Zollgrenzen aus den Souveränitätsrechten der Völker, womit das imperia-


listische Streben der Unternehmer jeden vernünftigen Sinn verliert, da ihnen


ja jetzt die ganze Erde als Tummelplatz gesichert bleibt.
Der Mensch muß volle Freizügigkeit für sich und seine Arbeitsprodukte haben.


Die Rassenfragen, die man oft in Verbindung mit dem Worte Freihandel und


Freizügigkeit aufwirft, sind keine Staatsangelegenheiten, darum auch nicht an


Staatsgrenzen gebunden.


Die Zölle erhebt man als Finanz- und als Schutzzoll. Die Finanzzölle wider-


sprechen als indirekte Steuer den Erfordernissen der Gerechtigkeit, da sie im


Abwälzungsprozess die Bürger ganz ungleichmäßig treffen. Die Raucher z. B.


haben voriges Jahr über zwei Milliarden Tabaksteuer bezahlt. Was haben die


Nichtraucher dafür geleistet? Die Schutzzölle aber tragen einen falschen Namen.


Sie schützen weder die Landwirtschaft noch die Industrie, sondern nur die


Grundrente und diese auch nur vorübergehend. Man kann auch nur einen


Industriezweig auf Kosten der anderen schützen, die dann im internationalen


Wettbewerb unterliegen. Was somit die zollgeschützten Industrien vorüberge-


hend gewinnen, das verlieren die anderen, und als Reinertrag des Unsinns 


bleiben die Kosten der Steuererhebung und des Abwälzprozesses. Bei den


Generalschutzzöllen ist der Unsinn auf Kurzschluß gebracht.


Wir werden den vollkommenen Freihandel in Deutschland einführen, d. h. die


Zollgrenzen spurlos schleifen, ohne Rücksicht darauf, ob die anderen unserem


Beispiel folgen. Wir werden die Zollgrenzen also auch nicht beibehalten, um etwa


Repressalien zu ergreifen. Der Staat, der sich mit Zollgrenzen umgibt, straft sich


selber; da sind Repressalien überflüssig. Die Landesgrenzen haben für uns


keine wirtschaftliche, sondern nur rein verwaltungstechnische Bedeutung.


Als Folge der für die Reparationen zu erhebenden Steuern werden die Zinsen


und Tilgungsbeträge von 132 Milliarden Goldmark, die bisher von deutschen


Rentnern in Gestalt von deutschen Arbeitsleistungen verbraucht wurden, nun-


mehr von ausländischen Rentnern zumeist im Ausland 
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verzehrt werden. Unsere Ausfuhr muß um den Betrag von 6 oder 7 Milliarden
Goldmark erhöht werden. Gehören dazu noch ausländische Rohstoffe, so erhöht
sich der genannte Betrag noch um die Kosten dieser Rohstoffe. So zwingt uns
die Reparation noch vielmehr, als es schon der Fall war, auf den Weg des
Welthandels. Zum Welthandel gehört aber selbstverständlich auch der
Freihandel, wie zum Begriff Deutsches Reich auch der Zollverein gehörte.


Die privatwirtschaftlichen Gründe, die zu den Agrarzöllen und als
Kompensation zu den Industriezöllen führten, fallen mit er Abschaffung des
Privatgrundbesitzes fort. Die „Not der Landwirtschaft“ entstammte der
Unmöglichkeit, bei weichenden Preisen die Lasten der Hypothek zu tragen. Mit
dem Freilandsystem gibt es keine Hypotheken mehr, infolgedessen auch keine
Not der Landwirtschaft, keinen Ruf nach Schutzzöllen, nach sog. Schutzzöllen
mehr. Der Pächter hat kein Interesse an der Einführung von Zöllen, weil er weiß,
daß in dem gleichen Verhältnis, wie die Preise der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse durch die Zölle aus ihrer natürlichen Rangordnung herausgerissen
werden, ihm das Pachtgeld gesteigert wird.


In Deutschland werden alle Waren der Welt ebenso frei und unkontrolliert ein-
geführt werden können, wie etwa heute die Waren von Preußen nach Sachsen.
Welchen Schaden die Zollgrenzen der Wirtschaft antun, das ersehen wir zur Zeit
an den neuen Zollgrenzen, die die Entente errichtet hat. Dieser Schaden aber
haftet jeder Zollgrenze an. Der gewaltige Nutzen, den der deutsche Zollverein
der deutschen Wirtschaft eintrug, denselben Nutzen, nur in einem viel größeren
Umfang, wird der Weltzollverein, d. h. die vollkommene Beseitigung der
Zollgrenzen bringen.


Das Loch im Westen, alle Löcher stopfen wir, indem wir die ganze Naht aufrei-
ßen. Schon durch die Sanierung der Währung, durch die dazu nötige Erhebung
der Vermögensabgabe wird sich das Loch im Westen übrigens von selbst ver-
stopfen. Mit der Papiergeldwirtschaft zusammen verschwinden die
Börsengewinnler, deren Luxusbedürfnisse das Loch im Westen schufen. Kann
niemand mehr den Luxus bezahlen, dann erkennen die Kaufleute bald, daß es
ein schlechtes Geschäft ist, Luxuswaren einzuführen. Und im übrigen werden wir
uns kein Urteil darüber erlauben, was Luxus ist und was nicht. Wir werden nie-
mand in die Töpfe gucken. Wenn die Vermögensabgabe erhoben ist und die
Reichsfinanzen in Ordnung sind, dann lassen wir jeden über den kleinen Rest
seines Vermögens frei verfügen. Wer dann eine Woche spart, um sich eine
Flasche französischen Wein kaufen zu können, der mag es tun und eine
Havanna dazu rauchen, wenn er sie bezahlen kann. Wir werden uns darüber
nicht im Reichstag unterhalten.


Die Liquidation der Zollwirtschaft in privatwirtschaftlicher Beziehung werden wir
durch die Rückzahlung der Zölle dort bewirken, wo die verzollten Waren, in der
Hauptsache Rohstoffe, sich noch im Großhandel und in der Industrie befinden.
Die durch den Übergang zum Freihandel freiwerdenden Steuerbeamten, wie
auch die Beamten der abzuschaffenden indirekten Steuern werden für die
Vermögensabgabe herangezogen und nach der Erledigung dieser Aufgabe 
pensioniert oder mit einer ausreichenden Entschädigung entlassen. Die
Volkswirtschaft wird diese Kräfte aufnehmen, 
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sobald dieselbe als Folge unserer wirtschaftlichen Maßnahmen wieder in
Vollbetrieb kommt. Und das wird bald sein [Vgl. Silvio Gesell: „Freiland, die 
eherne Forderung des Friedens“ und die „Freilandfibel“. Siehe das
Schriftenverzeichnis.].


Taylorisierung des Handels


Nach den Berechnungen von Prof. Brentano verschlang der Handel etwa 30-
40% der gesamten Warenproduktion. Das war zur Zeit der Goldwährung.
Seitdem wir zur Währungsanarchie übergegangen sind und die Folgen durch
behördliche Eingriffe zu mildern suchten, ist der Handel zur Domäne der
Spitzbuben geworden und die Handelsprofitrate mag von 40 auf 60% und mehr
vielleicht gestiegen sein, so daß jetzt der größere Teil der Arbeitserzeugnisse des
Volkes auf dem Wege von der Werkstätte zum Verbraucher verloren geht. 
Übrigens genügt ein Blick in das Treiben der Städte, um sich davon zu über-
zeugen, daß hier etwas nicht in Ordnung ist.


Der Handelsgewinn ist der Lohn des Kaufmannes und richtet sich wie der Lohn
jeder anderen Arbeit nach den Gesetzen des Wettbewerbs. Je schwieriger der
Handel, um so höher wird aller Regel nach der Handelsgewinn sein. Und die
Schwierigkeiten, womit der Kaufmann zu kämpfen hat, stammen so gut wie aus-
schließlich von den Schwankungen der Währung und der Valuta. Solange diese
Schwankungen noch einigermaßen vorhergesehen werden können, da sind sie
Jagdgrund derjenigen, die den nötigen Weitblick dazu haben. Hier schaltet
bereits der Wettbewerb der Masse aus. Dort wo die Währung beherrscht wird
von den Banken, wo sie zur Grundlage der Börsenmanöver mißbraucht wird, und
das war der Fall in allen Ländern der Goldwährung, dort ist auch noch der
Wettbewerb der genannten Auslese ausgeschaltet, und der Handel, der
Großhandel wird zum Monopol der Finanzgrößen und der ihnen nahestehenden
Personen. Die Macht des Geldes zeigt sich dann in Börsendifferenzen von 
märchenhaftem Umfang, Differenzen, die in die Milliarden, Dollarmilliarden
gehen, die vom Volke in den Preisen der Waren erhoben werden.


Wir schreiten unmittelbar zur Gründung des Reichswährungsamtes, dem die
Aufgabe gestellt wird, die Währung nach dem Index zu leiten, wodurch alle
Schwankungen im allgemeinen Preisstand der Waren beseitigt werden und die
Ware zu einer berechenbaren, so gut wie unveränderlichen Größe wird, mit der
dann jedermann noch wird arbeiten können, ohne sich Gefahren auszusetzen.
Auf diese Weise ziehen wir den Handel in tiefere Schichten des allgemeinen
Wettbewerbs hinab und erreichen damit, daß auch der Handelsgewinn, womit
der Warenpreis belastet wird, dem Arbeitsertrag entsprechen muß, der einfachen
Arbeiten vom Wettbewerb zugemessen wird. Zugleich gibt uns dasselbe
Währungsamt, die Mittel in die Hand, die Geldmacht, tyrannischste aller Mächte
spurlos wegzufegen.


Wie die Valutaschwankungen zu bekämpfen sind, ist an anderer Stelle gezeigt.
Diese Valutaschwankungen, die heute Tag für Tag Milliarden an Vermögen ver-
schieben, sie den Händen der Unternehmer, der Kaufleute, bewährter
Wirtschaftler entreißen, um sie den Spielern, Kindern, Grünschnäbeln, Greisen,
alten Tanten, kurz, wirtschaftlichen Kindern zuzuschanzen, 
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kann ein Industrievolk, dessen Wirtschaft unbedingt reibungslos sich abspielen
muß, nicht ertragen. Der Ivabund ist der heute einzig gangbare Weg, um solche
Schwankungen unmöglich zu machen. Wir werden darum den ganzen wirtschaft-
lichen Einfluß des Deutschen Reiches dafür einsetzen, daß dieser Ivabund in
kurzer Frist zustande kommt.


Diese Maßnahmen werden dann bald sich in der Handelsprofitrate bemerkbar
machen. Der Sumpf der Schieber, Wucherer, Spekulanten, Spieler wird trocken
gelegt, und der Milliardenstrom, der von ihm ausging, wird zum Nutzen des
Volkes zu einem dünnen Bächlein versiegen. Wir schätzen, daß bei einer
Jahreserzeugung von 40 Milliarden Goldmark reichlich 10 Milliarden Goldmark,
das Doppelte von dem, was wir jährlich an die Entente abzuliefern haben, an
Handelsspesen gespart werden wird. Diese Wirkung wird sich allerdings nicht
sofort im vollen Umfang bemerkbar machen, weil sich neue Handelsgebräuche
erst ausbilden müssen. Immerhin wird diese Entwicklung nicht so langsam vor
sich gehen, daß sie uns nicht schon während der Reparationszeit das Tragen
der schweren Bürde ganz außerordentlich erleichtern wird.


Den Technikern braucht man in der Regel nicht zu zeigen, wie sie in ihren
Betrieben die Innenreibungen beseitigen sollen, wie die Technik „taylorisiert“ wer-
den kann. Der Eigennutz hat allen in dieser Beziehung die Sinne geschärft. Die
Technik steht auf der Höhe Taylors. Nicht so beim Geld. Da es sich hier um eine
staatliche Einrichtung handelt, hat niemand an die Taylorisierung des Geldes
gedacht. Taylorisierung des Geldes bedeutet aber Taylorisierung des ganzen
Handels, Taylorisierung der ganzen Volkswirtschaft. Wenn nun ein so erfahrener
Wirtschaftler wie Rathenau glauben kann, daß eine Nachlese auf dem Gebiete
der Taylorisierung der Technik, einem Gebiete, das bereits und von jeher von
Hunderttausenden von Fachleuten abgegrast wurde, noch so bedeutende
Vorteile bringen würde, wie sie zur Hebung unserer Not gehören, so kann man
sich vorstellen, was es bedeuten muß, wenn ein alles beherrschendes Gebiet,
wie das des Geldwesens, zum erstenmal in der Weltgeschichte vom Standpunkt
Taylors kritisch betrachtet wird. Ohne die Arbeitszeit zu verlängern, ohne den
Staatsbeamten das Gehalt zu kürzen, ohne die Industrie und Landwirtschaft 
weiter anzuspannen, werden wir den Reinertrag der ganzen Volkswirtschaft um
25% vermehren.


Wohnungsnot


Infolge der behördlichen Eingriffe in die Entwicklung der Wohnungsmieten, die
verhinderten, daß sich die Mieten der Papiergeldinvasion anpassen konnten, hat
sich die von jeher bestehende Wohnungsnot für viele Hunderttausende von
Menschen zu einer wahren Katastrophe entwickelt. Dies zwingt uns, sie aus der
Menge von Einzelfragen, die in diesem Regierungsprogramm nicht behandelt
werden können, herauszuheben. Wir wollen an diesem Beispiel zeigen, wie
diese Einzelfragen im Sinne der Freiwirtschaft ihre automatische Erledigung 
finden.


Bei einer 10- bis 15-fachen Inflation müssen auch die Mieten auf das 10- bis
15-fache steigen, ehe sich neue Bauten rentieren, ehe also privat-
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wirtschaftlich an das Bauen gedacht werden kann. Dieser Betrag muß aber noch
einmal verdoppelt werden, solange der Zinsfuß auf doppelter Höhe des
Friedenszinsfußes steht. Und nach den Verwüstungen, die der Krieg im
Betriebskapital aller Völker der Welt angestiftet hat, müssen wir damit rechnen,
daß der Zinsfuß noch eine Reihe von Jahren auf dieser Höhe stehen bleiben
wird. Das bedeutet aber, daß Neubauten den 20- bis 30-fachen Mietertrag der
Vorkriegszeit einbringen müssen, um sich zu „rentieren“. Die Wohnungsnot läßt
sich also auf dem Weg der Neubauten zurzeit nicht beseitigen. Aber auf dem
Weg vollkommener Freiheit in der Mietforderung der Hausbesitzer läßt sie sich
außerordentlich mildern und auch sofort auf den Stand vor Kriegsausbruch her-
absetzen.


Sobald die Hausbesitzer die Mieten auf die Höhe der Nachfrage werden her-
aufsetzen dürfen und außerdem die Vermögensabgabe sich fühlbar machen wird
im Budget der heute noch sich vermögend glaubenden Klassen, sobald die Mittel
für die Dienerschaft zur Instandhaltung der Wohnung knapp werden, dann wer-
den alle die, die heute noch in weiten Räumen sich breit machen können,
zusammenrücken, Teile der Wohnung abvermieten oder in kleine Wohnungen
ziehen. Die großen Wohnungen, die dadurch frei werden, können dann in kleine-
re Wohnungen aufgeteilt werden. (Das Mehr aber, das der Hausbesitzer ein-
nimmt, wandert durch die Ausgleichs- oder Inflationssteuer in die Reichskasse.)
Also nicht durch Neubau mit der „finanziellen Unterstützung mit der Notenpresse“
soll die Wohnungsnot gemildert werden, sondern durch schärfere Ausnutzung
des vorhandenen Wohnraumes. Ebenso verhält es sich für das industrielle
Geschirr. Durch Einführung der doppelten und dreifachen Schicht soll dem
Mangel abgeholfen werden, bis daß der Zinsfuß zu sinken beginnt. Wenn das
Freigeld sich bald international einbürgert, wird auch der Zinsfuß bald zu sinken
beginnen, und zwar dann nicht mehr, um bei 4 oder 5% stehen zu bleiben, son-
dern unaufhaltsam bis zum vollkommenen Verschwinden. Dann wird die Zeit
gekommen sein, wo man daran gehen kann, die Wohnungsnot für alle gründlich
zu beseitigen, denn dann wird es nicht mehr nötig sein, daß die Mieter alle 20
Jahre (bei 5%) neben den Reparaturen und allen Abschreibungen in der Miete
die Baukosten und den Bauplatz bezahlen, ohne dadurch in den Besitz des
Hauses zu kommen. Dann wird der Bauunternehmer den Hypothekenbanken
nicht mehr den Nachweis liefern müssen, daß die für den geplanten Bau zu
erwartenden Mieten genügen werden, um auf je drei Wohnungen eine vierte frei
zu halten, in der der Hypothekengläubiger ohne jede Arbeit vergnügt von
Geschlecht zu Geschlecht leben kann ... wie er das jetzt schon seit 6000 Jahren
tut [Vgl. R. Hoffmann: „Die Wohnungsfrage gelöst.“ Siehe das Schriftenverzeichnis.]. Mit
Freiland-Freigeld ist dann die soziale Frage in 20 Jahren gelöst, denn ohne Zins
und Grundrente sparen die Arbeiter in 20 Jahren das Geld, um das ganze
Deutsche Reich mit allem was darauf steht, mit Häusern, Fabriken, Äckern,
Wiesen, Wäldern, Bergwerken, Warenlagern, Eisenbahnen, Kanälen,
Irrenhäusern, Zuchthäusern und Galgen käuflich zu erwerben, zum vollen Preis
zu bezahlen und alle darauf lastenden Schulden spurlos zu tilgen.
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Das Verhältnis unseres Programms zum Programm der Arbeiter, des
Zentrums, der Demokraten und der Rechten


a) Programm der sozialistischen Parteien. Die Hauptforderung, daß alle


Ausbeutung zu verschwinden hat, nehmen wir ohne jeden Vorbehalt auf und


erfüllen sie mit sicheren und schnell wirkenden Mitteln. Wir unterstreichen den


Satz, daß der Arbeitsertrag der Leistung voll entsprechen soll. Der Forderung


eines wirksamen Schutzes gegen Arbeitslosigkeit geben wir die vollkommene


Erfüllung, indem wir die Krisen und damit auch unverschuldete Arbeitslosigkeit


unmöglich machen. Die über obiges Ziel hinausstrebenden Forderungen der


Kommunisten stellen wir zum Studium für eine glücklichere Zukunft zurück, 


richten aber die Wirtschaft so ein, daß wenigstens freie, kommunistische


Vereinigungen gegründet werden können, die dann in dem Maße, wie sie sich


bewähren, als Vorschulen für Experimente größeren Stiles dienen können.


b) Programm der Demokraten. Wir nehmen die Forderung auf, daß alle öffent-


lichen Angelegenheiten auch vom Volke geführt werden sollen. Wir entziehen


diese Forderung der Domäne der Phrase, indem wir der Demokratie alle wirt-


schaftlichen Hindernisse aus dem Weg räumen, die sie bisher noch überall


unmöglich gemacht und in den Augen breiter Massen diskreditiert haben. Soziale


Gerechtigkeit auf freiheitlicher Grundlage, die theoretische Hauptforderung der


Demokratie, ist nur auf freiwirtschaftlichem Boden zu verwirklichen.


c) Programm des Zentrums. Wir übernehmen die Forderung, daß bei allen 


wirtschaftlichen Maßnahmen der Kern des Christentums, die Anerkennung des


Menschen als verantwortliche Persönlichkeit keine Einbuße erfahren darf. In die-


sem Punkt steht unser Programm in voller Übereinstimmung mit der Enzyklika
des Papstes Leo XIII. Wir bringen das Gebot: Du sollst keinen Zins erheben von


deinem Nächsten in Übereinstimmung mit der Bitte: Und führe uns nicht in


Versuchung, indem wir heidnische Erscheinung des Zinses zum Erlöschen 


bringen. Wir entziehen dem Zins den Nährboden und bereiten so die wirtschaft-


lichen Voraussetzungen für ein schönes, wahres, christliches Leben.


d) Programm der Rechten. Schutz gegen den Umsturz im Sinne einer alles


zerstörenden Unordnung, gegen den Leben und Eigentum bedrohenden


Bolschewismus, Schutz gegen die Belastung des Bodens mit Hypotheken,


Schutz gegen die Raubzüge der Börse, Schutz gegen die der Goldwährung


anhaftenden Gefahren, Erfüllung der auf Befestigung der Währung gerichteten


Forderungen, Schaffung der wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine


Wiederbevölkerung des Landes. Wirtschaftliche Voraussetzungen für ein schö-


nes, freies Volksleben, wie es manchem Parteigänger der Rechten in glücklichen


Stunden vorschwebt. Beseitigung des Parteihaders, Erweckung wahrer Liebe zur


Scholle, zur Heimat, zum eigenen Volke, Verwandlung des ganzen Reiches in


ein Fideikommiß.


Das alles sind bisher fromme Wünsche der „Rechten“ gewesen. Dieses frei-
wirtschaftliche Programm wird sie wahr machen.
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Das Trugbild der Auslandsanleihe 


und ein neuer Vorschlag zum


Reparationsproblem
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Deutschlands Kredit im In- und Ausland


Reichskanzler Wirth im Reichstage vom 28. 3. 1922:


„In der Frage der inneren und äußeren Anleihen liegt der Schlüssel des ganzen
Reparationsproblems. Die Zwangsanleihe kommt mit ihrer Wirkung eine


Vermögensabgabe gleich. Ob das System der inneren Anleihen weiter ausgebaut


werden kann, werden wir erwägen. Aber diese Frage des inneren Budgets kann


das Reparationsproblem nicht von Grund auf lösen. Hierzu scheint die Frage der


äußeren Anleihen der geeignete Weg zu sein. Die deutsche Regierung hofft über


diese Frage bald in eine förderliche Besprechung eintreten zu können, aber hier


kommt alles darauf an, die Hindernisse zu beseitigen, die im Vertrag von


Versailles und in seiner Handhabung durch die Reparationskommission von dem


Weltkapital erblickt werden. Das Projekt einer äußeren Anleihe wird vom


Weltkapital nur günstig aufgenommen werden, wenn dem Deutschen Reich für


einen längeren Zeitraum endlich wirtschaftliche Atemfreiheit gewährt wird. Unser


Augenmerk werden wir darauf richten, ob der Plan einer äußeren Anleihe feste


Gestalt gewinnen kann. Das ist der einzige Weg, der Deutschland und die Welt
aus dem Wirrwarr herausführen kann. Wir müssen damit rechnen, daß uns


neben den bekannt gegebenen Verpflichtungen noch andere auferlegt werden.


Ich nenne nur die Verpflichtung aus dem Ausgleichsverfahren für das im laufen-


den Jahr rund 4 1/2 Millionen Goldmark zu zahlen sein werden. Dazu kommt, daß


ich seit dem 28. Januar unsere Finanzlage erschreckend verschlechtert hat. Das


alles berechtigt zu dem Schluß, daß wir aus eigenen und laufenden Mitteln ohne


Zuhilfenahme ausländischer Geldmittel unsere Verpflichtungen für das Jahr 1922


nicht erfüllen können.“


Aus diesen Worten unseres Reichskanzlers geht klar hervor, welche Rolle der


Kredit, die Anleihe, der Zins, die Pumpwirtschaft im Finanzsystem des Deutschen


Reichs spielen sollen, und da lohnt es sich wohl, daß wir der Frage auf den


Grund gehen, welche Aussichten solche Anleihepläne für ihre Verwirklichung


antreffen werden und auch schließlich, was wir von ihnen zu erwarten haben.


Diese Frage ist um so brennender, als wir in Deutschland in der Hoffnung auf


den Kredit jetzt schon manches tun und zu tun unterlassen, was für unsere wirt-


schaftliche Entwicklung von größter Bedeutung ist. Den Schaden, der uns hier-


aus erwächst, werden wir dann erst merken, wenn sich unsere Hoffnungen auf


den rettenden Kredit als trügerisch erweisen sollten. Es könnte uns dann erge-


hen wie den Russen, die in der Hoffnung, daß ihnen die Sowjets noch rechtzeitig


Hilfe dringen würden, auch noch das Saatgetreide zu Brot verarbeitet haben.


Wer auf Gott und die Bankiers vertraut, handelt anders als der Mann, der nur


den eigenen Kräften traut. Und die Zeit, die wir mit den utopischen


Anleihephantastereien verlieren, gilt in unserer ausgemergelten Wirtschaft 


außerordentlich viel.
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Ehe ich nun an die Darstellung unseres Gegenstandes gehe, will ich noch kurz
die politische Seite der Angelegenheit streifen.


Bisher behalfen wir uns mit der Papiergeldwirtschaft, die als das letzte
Hilfsmittel aller bankrotten Regierungen zu betrachten ist. Weil die
Wählermassen, die unser Parlament bilden, keine Ahnung haben von den wirt-
schaftlichen Zusammenhängen, konnte die Reichsregierung bisher die not-
wendigen finanziellen Maßnahmen nicht treffen, ja nicht einmal in Vorschlag 
bringen oder in Erwägung ziehen, da ihre Notwendigkeit vom Reichstag ja doch
nicht eingesehen worden wäre. So zwang das demokratische System die
Regierung zu Maßnahmen, die mit der Zeit den Sturz der Demokratie oder aber
den Untergang von Volk und Staat herbeiführen müssen. Demokratie im
Klassenstaat ist nur als Demagogie denkbar. Die ideale Demokratie, wie sie
unsere Verfassung vielleicht erstrebte, setzt die spurlose Versenkung des
Klassenstaates und einen bis zur völligen Durchsichtigkeit vereinfachten
Staatsbetrieb voraus. Der Staatsbetrieb muß bis in alle Einzelheiten hinab für die
Massen kontrollierbar sein. Sonst verfällt der Staat rettungslos den Demagogen.
Der Wähler, also die Massen, geben mit ihrem Parteiprogramm die Richtung an.
Nicht aber der Gewählte. In einem Staatswesen von so gewaltigem Umfang wie
das unsrige, das sich überall hineinmischt, das sich die Fähigkeit zutraut, für die
Alten, Kranken und Arbeitslosen zu sorgen, das aber, als es die Probe bestehen
sollte, den Invaliden, den Alten, den Waisen und den Witwen 18 Milliarden
Goldmark Sparkassengelder unterschlug, ist Demokratie in der heutigen Form
tatsächlich der größere Unsinn. Den Beweis dafür haben wir in der von der
Demokratie geübten Papiergeldwirtschaft. Niemals haben ungebildete revolutio-
näre Banden, Räuberbanden, eine solch’ zerstörende Tätigkeit ausgeübt wie
unsere Regierung. Diese Papiergeldwirtschaft läßt uns ahnen, wessen wir uns
noch vor der demokratischen Regierung zu versehen haben. Sie liefert den
Beweis, daß entweder die demokratischen Formen, das Wahlgesetz, unserem
verwickelten Staatswesen anzupassen sind (Rätesystem), oder aber, daß man
den Staatsbetrieb auf das Niveau der demokratischen Einsicht herunterschraubt.
Nach dem Grundsatz – für Hottentotten ein Hottentottenstaat. Man glaube auch
nicht, daß das deutsche Volk in seiner bei den Wahlen ausschlaggebenden
Masse mit der Zeit die für die Führung eines komplizierten Staatswesens nötige
Einsicht gewinnen, die nötige Erfahrung sammeln wird. Das ist schon aus dem
Grund unmöglich, weil die auseinanderstrebenden Privatinteressen im
Klassenstaat der Lüge, nicht der Wahrheit Vorschub leisten. Einsicht ist ein
Erzeugnis der Wahrheitsliebe und rücksichtsloser Wahrheitsbetätigung. Darum
kann die Einsicht mit der Zeit, auch in noch so langer Zeit nicht kommen. Auch
hierfür haben wir den Beweis bereits in der Tasche, und zwar liefert ihn uns die
von Wirth erstrebte oder doch wenigstens empfohlene Pumpwirtschaft. Sie zeigt
uns, daß das Volk in der jetzt seit acht Jahren betriebenen Papiergeldwirtschaft,
die doch wahrhaft genügend Anregung zu fruchtbaren volkswirtschaftlichen
Studien gegeben hat, noch nicht Einsicht in die finanzpolitischen
Notwendigkeiten gewonnen hat und was in acht Jahren nicht erreicht wurde, das
wird in dem von der Lüge beherrschten Klassenstaat nicht in Ewigkeit 
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erreicht werden. Am Mangel an geistigem Fassungsvermögen liegt es nicht. So


schwer sind die hier zu lösenden Probleme nicht. Die Lüge, die der Klassenstaat


zu seiner Verteidigung braucht, die versperrt der Einsicht den Weg. Sonst würde


man doch einsehen, daß, wenn die Papiergeldwirtschaft uns bereits bis an den


Rand des Verderbens gebracht hat, die Pumpwirtschaft uns vollends über den


Rand in den Abgrund stoßen wird. Wenn es überhaupt zu einer Anleihe kommt,


so wird es gewiß nicht unter 12% sein. 12% bedeuten aber, daß sich unsere


Schulden in zehn Jahren bereits verdreifachen! Das alles weiß Wirth. Ihm brau-


chen wir das nicht vorzurechnen. Warum spricht er aber von Anleihen, warum


setzt er die entsetzliche Papiergeldwirtschaft jetzt mit der Pumpwirtschaft und


Shylok fort? Weil er von den blöden demokratischen Massen dazu getrieben


wird, weil er weiß, daß, wenn er sich nicht als Sündenbock opfert, die


Demokratie noch größeren Blödsinn fördern wird. Wie weit die Verblendung der


Masse geht, zeigte uns Alexander II. in seiner Ansprache an die Großen des


Reiches (die in Rußland damals die aktive Masse darstellte): Meine Herren,


sagte Alexander, entweder wir revolutionieren von oben und dann retten wir


einen Teil unseres Vermögens und das Leben, oder die Bauern revolutionieren


von unten und dann nehmen sie uns das Geld und das Leben. Aber die Massen


der Großen verstanden den Kaiser nicht und so kam es, wie er es prophezeit


hatte. Und wenn Wirth den Demokraten im Reichstag heute sagen würde:


Entweder wir erheben Steuern zur Balancierung des Etats und ersetzen durch


erhöhte Arbeitsleistung, was der Steuermann an unserem Einkommen kürzt,


dann werden wir leben und uns mit der Zeit befreien; oder aber wir setzen die zu


Ende gehende Papiergeldwirtschaft mit der Pumpwirtschaft fort, dann wird uns


der Zins nach einer Galgenfrist mit Haut und Haaren auffressen ..., so würde


auch der Reichstag, genau wie die oben genannten russischen Massen, die


Galgenfrist vorziehen. Nach uns die Sintflut, die Besetzung des Ruhrgebiets, die


Zerstückelung des Reiches, die ewige Verschuldung, die Auswanderung der


Besten, die galoppierende Schwindsucht. Das ist alles, was wir von der unech-


ten, aus dem Klassenstaat hervorgegangenen Demokratie zu erwarten haben.


Wenden wir uns nun unserer Aufgabe zu, wir werden für das Gesagte viele


Beweise zusammentragen.


Zum Anleihegeschäft gehören:


a) ein Kreditgeber,


b) ein Kreditnehmer,


und für die Bedingungen, zu denen das Anleihegeschäft abgeschlossen wer-


den soll, ist das Verhältnis maßgebend, in dem die Masse und Dringlichkeit des


Angebotenen zu Masse und Dringlichkeit des nachgefragten Kredites steht. Wir


wollen in erster Linie die Verhältnisse beim Angebot, beim Kreditgeber in


Augenschein nehmen, weil von ihnen ja alles abhängt und weil gerade von 


diesen Verhältnissen am wenigsten gesprochen wird, während die trostlosen


Verhältnisse beim Kreditnehmer allen bekannt sind.
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Wirth spricht in seiner Rede vom Weltkapital, das uns helfen soll. Die Welt ist
ja groß, so nimmt man wohl auch an, daß das Weltkapital groß sein muß. Prüfen
wir, wie groß dieses Weltkapitalwohl sein kann.


„Früher, d. h. bis vor dem Kriege fiel es niemand ein, von Weltkapital zu 
sprechen. Wenn früher von internationalen Anleihen die Rede war, sprach man
von London, von Paris und von Berlin. In dem kleinen Gebiet, das zwischen
Paris-London-Berlin-Wien-Genf-Lyon-Paris liegt, war der Begriff Weltkapital loka-
lisiert. Wer in der Welt Kapital brauchte, der suchte nicht lange in der Welt, in
Asien, Afrika, Australien, Amerika, im stillen Ozean oder auf dem Mond. Er
wußte, daß es unnütz gewesen wäre, außerhalb des eben umgrenzten Gebietes,
ein Land zu suchen, das für auswärtige Anleihen Überschüsse liefern konnte.
Auch die Nordamerikaner wußten das, wenn sie Kapital für den Bau ihrer
Eisenbahnen und Bergwerke suchten. Auch für die Nordamerikaner war das
eben genannte Stück Europas das Quellgebiet des Weltkapitals. Hier waren die
Kohlenfelder, hier die dichte Bevölkerung, die eine hohe Arbeitsteilung zuließ,
hier liefen die Fäden des Welthandels zusammen, hier lieferte die Arbeit hohe
Erträge, hier lebte auch eine Bevölkerung, die vom Spareifer beseelt war. Hier
lieferte die Wirtschaft hohe Überschüsse, die für die wirtschaftliche Aufschließung
der Welt verfügbar waren. Das Gebiet des „Weltkapitals“ umfaßte nicht 1/2, nicht
1/10% der Erdoberfläche. Der Rest der Welt war für den Kreditnehmer einfach
Wüste. Erst ganz wenige Jahre vor dem Kriege hatte sich eine kleine
Kapitalquelle in New York erschlossen, die aber nur nach Art des Geysirs von
Zeit zu Zeit sprudelte, nämlich dann, wenn eine Krise in den vereinigten Staaten
die sichere Anlage von Kapital unmöglich machte. Für gewöhnlich pumpte auch
noch die amerikanische Wirtschaft an der europäischen Kapitalquelle.


Nun hat es der Teufel gewollt, daß diese Quelle, ausgerechnet diese Quelle
des Weltkapitals am ärgsten vom Kriege mitgenommen worden ist. Das Land der
Techniker, der Ingenieure, der Chemiker, Kaufleute, der Unternehmer ist verwü-
stet, die Ingenieure, Techniker, Chemiker, Kaufleute, Unternehmer sind zu
Tausenden, Millionen getötet, verscharrt worden. Seit acht Jahren ist die Quelle
des Weltkapitals versiegt, und statt Kapital abzugeben, verlangt dieses Gebiet
jetzt Hilfe! Helft dem, auf dessen Hilfe ihr bisher angewiesen wart! Bedenken wir,
was das bedeutet. Der bisherige Kreditnehmer soll seinen Platz auf der interna-
tionalen Anleihebörse verlassen und mit leeren Händen den Platz der
Anleihegeber einnehmen! Asien, Afrika, Australien, Amerika, Nord-, Süd- und
Zentralamerika, Länder, die mit europäischen Kapitalien erschlossen werden soll-
ten, die sollen alles im Stich lassen und uns wahrscheinlich durch Eingriff in die
Vermögenssubstanz aus der Not helfen. Und zwar sollen sie das nicht etwa aus
christlichem Solidaritätsgeist heraus tun, sondern weil sie sich einen Profit davon
versprechen.


Ist das nicht etwas utopisch gedacht vom Weltkapital, Herr Reichskanzler?
Aber betrachten wir uns die Welt noch etwas näher auf der Suche nach den
Quellen des vom Reichskanzler Wirth an die Wand gemalten Weltkapitals.
Suchen wir die Welt, Land für Land nach Kapital ab. Wir müssen das ernsthaft
tun, denn wir nehmen an, daß unser Reichskanzler, 
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ehe er in Genua vom Weltkapital als einzigem Rettungsanker sprach, sich selber
die Frage gestellt haben wird, wie groß die Hilfe ist, die wir von dort erwarten
können, und namentlich auch, wo dieses Weltkapital wohl stecken mag.“


Asien. Kann uns China helfen, China mit seinen 500 Millionen Einwohnern? 
Ist jemand, der in Deutschland glaubt, daß uns das chinesische Kapital, wenn es
vorhanden wäre, zur Hilfe eilen würde? Die chinesischen Unternehmer wittern
Morgenluft für ihr Land. Sie wissen, daß ihnen weiter nichts als Kapital fehlt, um
ihr Land, ähnlich wie in Japan, in ein Industrieland erster Ordnung zu verwan-
deln. Werden die Chinesen auf die hier zu erwartenden hohen Dividenden ver-
zichten, um ihr Geld in Deutsche Reparationsanleihe anzulegen? Werden sie
den Bau projektierter Werften, Eisenbahnen, Fabriken zurückstellen, um den
Europäern den Wiederaufbau ihrer Industrien zu ermöglichen? Unsinnig wäre
solche Hoffnung. Sinn hat hier nur die Überzeugung, daß uns Europäern China
nicht die geringste Hilfe bringen wird.


Und was hier von China gesagt wird, gilt in erhöhtem Maße für Japan, das in
dieser Zeit der industriellen Entwicklung gewiß jeden Pfennig sehr gut im eige-
nen Lande verwenden kann. Zurzeit mögen in Japan infolge der auch dort be-
triebenen Preisabbaupolitik die Bedingungen für die Unterbringung flüssiger
Geldmittel ungünstig sein und das Geld konzentriert sich dort, wie das immer
unter den gleichen Verhältnissen zu geschehen pflegt, in den Banken und die
großen Barbestände täuschen dann naiven Menschen Überschüsse realen
Kapitals vor. Aber so viel haben die japanischen Kapitalisten schon gelernt, daß
mit dem Abbruch der Preisabbaupolitik auch die Barbestände der Banken sich
verflüchtigen werden. Für langfristigen Kredit scheidet Japan aus dem
Wirthschen Begriff des Weltkapitals aus.


Mit Indien, dem an den englischen Ketten rüttelnden Indien, steht es auch nicht
besser für den Absatz der deutschen Reparationsanleihen. Auch da ist man eher
bereit, europäische Kreditgeber zu empfangen als Geld nach Europa zur
Zeichnung von Reparationsanleihen zu schicken. Europa soll Indien helfen, nicht
umgekehrt. Dasselbe gilt für französisch und holländisch Indien, für Borneo,
Arabien, Afghanistan und Persien und die Türkei, überhaupt für alle Länder, die
die Arbeitsteilung nicht üben. Denn Kapital besteht aus Überschüssen und diese
kann nur die Arbeitsteilung abwerfen. Fügen wir noch Sibirien und Turkestan bei,
so sehen wir, daß der größte und am stärksten bevölkerte Kontinent als Helfer
und Kreditgeber vollkommen aus dem Begriff „Weltkapital“ ausscheidet.


Afrika. Der zweitgrößte Kontinent ist Afrika mit etwa 200 Millionen Einwohnern.
Hat Wirth auch an die Hilfe der Afrikaner gedacht, als er vom Weltkapital sprach?
Sollen wir die deutschen Geschäftsreisenden mit Reparationsanleihen nach
Afrika schicken? 99% der dortigen Bevölkerung könnten die Inschrift der
Anleihetitel wahrscheinlich nicht lesen und noch weniger verstehen. Das einzige
Industrieland Afrikas, wo das Geld flüssiger ist, Kapland, leidet unter der denkbar
schwersten Krise. Die Diamantfelder sind stillgelegt und werden wahrscheinlich
nie wieder ausgebeutet werden. Die Goldminen arbeiten mit Verlusten, da der
allgemeine Über-
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gang zur Papiergeldwährung den Preis des Goldes unter die Produktionskosten


gedrückt hat. Diamanten und Gold bildeten aber die Grundlage der kapitalistischen


Industrie.


Es ist klar: ganz Afrika mit Einschluß von Ägypten und von Kapland gehört nicht


zu der Welt, in deren Besitz das Weltkapital liegt, auf das Wirth seine Hoffnungen


gründet.


Australien. Kaum günstiger liegen die Verhältnisse in Australien. Es handelt sich


hier um ein Land von knapp 5 Millionen Einwohnern, während das in Not geraten


Gebiet Europas 400 Millionen Menschen umfaßt. Dabei rechnete man auch in


Australien immer mehr mit Kapitalimport als mit Export. Wie in allen jungen


Ländern mit starker Einwanderung sind die zu Wohlstand gelangten Europäer in


der Regel mit ihren Ersparnissen wieder nach Europa zurückgekehrt. Die, die da


geblieben sind, haben zumeist nichts, was sie auf lange Frist entbehren könnten.


Es ist im höchsten Grade unwahrscheinlich, daß wir in irgendwie nennenswertem


Maße in Australien, wo das Kapital immer guten Zins abgeworfen hat,


Reparationsanleihen werden absetzen können. Australien gehörte zu den Ländern,


die den Engländern am stärksten verschuldet waren. Die Kriegskonjunktur konnte


Australien auch nicht ausnützen, weil die lange Reise zu viel Schiffsraum bean-


spruchte. Die Ernten wurden während der fünf Kriegsjahre aufgestapelt und fielen


dann den Ratten, Motten und der Fäulnis zum Opfer.


Amerika. In Nordamerika mit Einschluß von Kanada hat man seit Kriegsausbruch


bis in die Jetztzeit hinein Raubbau am Wirtschaftskörper betrieben. Um die hohen


Kriegspreise auszunutzen, hat man die Substanz des Vermögens angegriffen, was


an der Tatsache ersichtlich ist, daß dort 6 Millionen Parteien Wohnung suchen und


keine finden, weil man dort seit Kriegsausbruch nicht gebaut hat. Das ganze Volk


beteiligte sich an der Kriegsindustrie, und in Zahlung dieser Waren erhielten die


Amerikaner Schuldscheine! Schon aus diesem Grunde muß das amerikanische


Volk an realem Kapital verarmt sein. Nun hat man aber in Amerika seit Kriegsende


auf den Abbau der Preise hingearbeitet und damit eine Wirtschaftskrise ausgelöst,


wie man sie in solcher Stärke noch in keinem Lande und zu keiner Zeit erlebt hat.


Fünf Millionen Arbeitslose und zahllose nur zeitweise Beschäftigte erfreuen sich


dort der Wohltaten des Preisabbaues. Und zwar jetzt schon seit drei Jahren. Alle


diese Arbeitslosen werden die während des Krieges in der Munitionsindustrie


erworbenen Gelder wieder aufgezehrt haben. Einen Begriff von den amerikani-


schen Verhältnissen auf dem Kapitalmarkt erhalten wir, wenn wir lesen, daß nach


Berechnung von Senator Ladd die Verluste, die die Bauern allein durch den


Preisabbau erlitten haben, sich auf 14 Milliarden Dollar für das Jahr 1920 und auf


18 Milliarden Dollar für das Jahr 1921 belaufen. Das wäre ja schon soviel Gold, 


wie die Reparation von uns verlangt (32 Milliarden Mark). Der Lohnausfall der


Arbeitslosen wird auf 5 Milliarden Dollar berechnet (The Nation, 2. Nov. 22). Das


sieht nicht aus, als ob unsere Geschäftsreisenden dort viel Reparationsanleihe


würden absetzen können. Die in den Banken angehäuften Gelder geben den


Unerfahrenen 
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ein falsches Bild vom Kapitalreichtum der Amerikaner. Der in diesen Dingen


Eingeweihte weiß, daß diese Gelder durch den Preisabbau aus dem Verkehr ab-


gestoßen wurden und daß dieselben sofort wieder von den Kaufleuten und


Unternehmern reklamiert werden, sowie die Regierung bekannt gibt, daß sie den


Unsinn des Preisabbaus erkannt hat und nunmehr den Preisabbau für beendet


erklärt. Dann werden die Unternehmer wieder mit Volldampf arbeiten wollen, und


dann werden sie erst gewahr werden, wie sehr ihr Geschirr heruntergewirtschaftet


ist und daß sie überhaupt nicht mehr über das nötige Gerät verfügen, um die 5 000


000 Arbeitslosen wieder einzustellen. Dann wird die Spannung zwischen


Arbeitslohn und Preis der Produkte einem sehr hohen Profit Platz machen, was


dann wie immer unter solchen Verhältnissen eine besonders hohe Nachfrage nach


Leihgeld bei den Banken auslösen wird. Wenn die Unternehmer daran gehen, die


Häuser für die erwähnten 6 Millionen Parteien Obdachloser zu bauen, wenn die


Fabrikanten die während acht Jahren unterlassenen Reparaturen werden ausführen


wollen, dann wird es sich zeigen, wie groß das Mißverhältnis zwischen Angebot und


Nachfrage auf dem Anleihemarkt in den Vereinigten Staaten ist. Und dann wird es


ganz still werden in den amerikanischen Blättern über europäische Hilfsaktionen.


Wir werden dann froh sein können, wenn die amerikanischen Unternehmer nicht


nach Europa kommen, um durch Angebot höheren Zinses und größerer wirtschaft-


licher und politischer Sicherheiten den europäischen Unternehmern das wenige sich


nach und nach wieder bildende Kapital auch nach abzuspannen suchen.“ So


lächerlich das vielleicht heute manchem vorkommen mag, diese Gefahr besteht 


und mit ihr müssen wir rechnen, und zwar um so mehr, je gewaltsamer die


Arbeiterorganisationen in Europa das Kapital behandeln. In Deutschland besteht


doch auch eine Wohnungsnot. Kein Mensch aber glaubt heute noch daran, daß,


wenn auch das Kapital vorhanden wäre, es den Kapitalisten in den Sinn kommen


wird, Geld für die Herstellung von Wohnräumen herzugeben. Die schnöde


Behandlung, die man den Hauseigentümern hat zukommen lassen, haben sich die


Kapitalisten gemerkt. Und es wird noch lange Zeit verstreichen, bis die Erinnerung


daran verblaßt, daß durch eine einseitige Gesetzgebung die Hausbesitzer des


Rechtes beraubt wurden, die Mieten der Entwertung des Geldes anzupassen. Was


den Landwirten, den Kohlenbaronen, den Aktionären zugebilligt wurde, das wurde


den bescheidensten aller Kapitalisten versagt. Das hat man sich gemerkt. Das in


Häusern angelegte Kapital wird nicht mehr als mündelsicher betrachtet werden.


Man wird vom Gebäudekapital einen mit starker politischer Risikoprämie behafteten


Zins fordern. Bisher war es so, daß wer sein Geld besonders sicher anlegen wollte,


der legte es in Mietskasernen an. Die Folge war, daß den Bauunternehmern das


Baugeld immer zu einem billigeren Zinsfuß gesichert war, als den meisten anderen


Unternehmern, und daß infolgedessen die Wohnungsmieten um diesen Unterschied


billiger abgegeben werden mußten. Von jetzt ab wird es sich umgekehrt verhalten in


all’ den Ländern, wo die Hausbesitzer durch die sog. Mieterschutzgesetze geprellt


wurden. Und das wird darum ein Grund sein, warum den amerikanischen


Unternehmern das Europäische Kapital billiger abgegeben werden wird als den 


einheimischen Unternehmern. Und wer 


103







traut übrigens auch heute dem Frieden in Europa, dem nationalen und internatio-
nalen Frieden? Die Furcht vor dem Bürger- und Völkerkrieg erscheint bei der zu-
tage tretenden Kurzsichtigkeit der regierenden Schichten doch nicht so unbegrün-
det, daß, wenn der Kapitalist vor die Frage gestellt wird, wo er sein Geld anlegen
soll, es sich selbstverständlich nur um eine relative Sicherheit handeln kann.


Aus diesen Gründen, denen noch eine Reihe anderer – ich erinnere hier nur an
die Möglichkeit einer ungeheuren Einwanderung, für die ebenso ungeheure
Kapitalanlagen erforderlich sein werden – angeschlossen werden können,
erscheint es schon fast utopisch von einer amerikanischen Finanzhilfe zu sprechen
oder gar mit ihr zu rechnen. Auch Nordamerika scheidet für die Reparations-
anleihen aus dem Begriff „Weltkapital“ aus.


In diesem Zusammenhang von Südamerika zu reden erscheint fast überflüssig.
Seit dem Krieg hat sich nichts an der Tatsache geändert, daß alle südamerikani-
schen Staaten bis dahin scharfe Ansprüche an den europäischen Kapitalmarkt
stellten, mit Einschluß Argentiniens, des wirtschaftlich stärksten südamerikanischen
Staates. Auch hier ist mit einer Masseneinwanderung zu rechnen, und zwar mit
einer Einwanderung vollkommen verarmter Menschen, für die die argentinische
Wirtschaft Wohnstätten und Arbeitsmittel bereitstellen muß. Da ist genug
Gelegenheit etwaiges Kapital im eigenen Land unterzubringen, und zwar zu einem
Zinsfuß, der die Zeichnungsbedingungen europäischer Reparationsanleihen gewiß
nicht besonders verlockend erscheinen lassen wird.


Schicken wir also unsere Geschäftsreisenden mit Reparationsanleihen nach
Südamerika, so ist anzunehmen, daß nicht ein einziges Stück abgesetzt werden
wird. Nicht einmal die Deutschen in Amerika werden sich an der Zeichnung betei-
ligen, und zwar zu den schon angegebenen Gründen noch außerdem aus
Patriotismus, indem sie annehmen werden, daß solche Zeichnungen den Vertrag
von Versailles stärken. Und das werden sie nicht wollen.


So schrumpft die Welt des Weltkapitals zu dem zusammen, was man seit
Kriegsausbruch die Neutralen nennt. Eine kleine Anzahl kleiner Staaten in Europa,
die nicht direkt am Kriege beteiligt waren. Holland, Schweiz, Schweden, Norwegen,
Dänemark zusammen mit 18 Millionen Einwohnern (Spanien kommt für die
Hilfsaktion kaum in Betracht, weil dort, wo nichts ist, auch keine Hilfe zu holen ist).
Jenen 18 Millionen, von denen wir Hilfe erwarten, stehen nun über 358 Millionen
Menschen gegenüber, die der Hilfe bedürfen! Auf eine Neutralen 20 Ertrinkende,
die nach ihm greifen!


Wenn wir auch bei all’ diesen Neutralen den besten Willen voraussetzen, so
steht die Aufgabe, die zu erfüllen ist, in gar keinem Verhältnis zur Zahl und Kraft
der Helfer. Wobei auch zu beachten ist, daß der gute Wille auf eine sehr, sehr
harte Probe gestellt werden soll. Auch die Neutralen können die verfügbaren Mittel
sehr gut im eigenen Handel und in ihren Industrien verwenden. Die Schweiz mußte
sogar erst kürzlich eine Staatsanleihe in Nordamerika unterbringen zu 9,1%. Und
wenn auch hier noch Überschüsse wären, dann treten doch die eben bei der
Besprechung der amerikanischen Verhältnisse zutage getretenen Hemmungen
hervor. Auch der beste Wille 
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der Neutralen wird erlahmen, wenn die sozialen, wirtschaftlichen und politischen
Verhältnisse dem Sicherheitsbedürfnis der Geldgeber nicht genügen.


Obige Darstellung betrifft den regelrechten, langfristigen Anleihekredit, denn
nur diesen kann Wirth in seinen Aussagen gemeint haben. Wirth glaubt, daß für
eine lange Reihe von Jahren es nicht gelingen dürfte, den Etat mit laufenden
Einnahmen zu balancieren. Mit kurzfristigen Krediten von etwa drei, fünf oder
zehn Jahren wäre ihm nicht gedient. vom Standpunkt seiner Voraussetzungen
aus hat er hier auch recht. Offenbar wird bei dieser Pumpwirtschaft damit
gerechnet, daß die deutsche Wirtschaft in Zukunft tragfähiger sein wird, oder daß
die Steuerzahler weniger störrisch sein werden. Auf alle Fälle hat die Pump-
wirtschaft nur dann einen Sinn, wenn man annimmt, daß die Steuerkraft
Deutschlands in dem Maße wächst, wie durch die Pumpwirtschaft die Schulden-
last bei 12% Zins sich alle zehn Jahre verdreifacht. (Wer’s glaubt, wird selig.)


Aber es gibt auch kurzfristigen Kredit, Kaufmannskredit, den Kredit, den der
Warenbesitzer in der Regel beim Verkauf der Waren gibt und geben kann. Aber
das sind rein private Angelegenheiten, für die wir doch keine internationale
Konferenz nach Genua einberufen brauchen, und in denen der Staat wie überall
nur korrumpierend wirken kann. Für den Staat ist auch hier nichts zu holen. Das
Einzige, was der Staat hier tun kann, um diesen Kredit, der nur als Rückwirkung
die Staatsfinanzen bessern kann, zu fördern, besteht darin, daß er alle nötige tut,
um den Land-. Bürger-, und Völkerfrieden zu sichern. Und namentlich auch für
gesunde Währungsverhältnisse sorgt. Mehr braucht er in dieser Sache nicht zu
tun. Dfas übrige besorgt die Natur der Ware, die Triebkräfte, die aus dem
Schwund der Waren beim Besitzer und Hüter derselben entstehen, automatisch
entstehen.


In Asien, Afrika, Australien, Amerika haben sich Waren angesammelt, die in-
folge des Krieges und später infolge der Weltkrise nicht abgesetzt werden konn-
ten. Sie bereiten ihren Besitzern ungleich größere Sorgen, als den amerikani-
schen Bankiers das Gold, das überschüssige Gold. Es sind Haufen, Berge,
Gebirge von Wolle, Baumwolle, Weizen, Tabak, an denen alle Zerstörungs-
elemente der Natur unausgesetzt tätig sind. Die Besitzer dieser Schätze sind
mürbe und in bezug auf den Preis zu jeder Bedingung bereit. Die Bezahlung
aber muß kurzfristig sein, denn sie brauchen das Geld für unmittelbare
Bedürfnisse. Wie groß diese Bedürfnisse sind, können wir uns vorstellen, nach-
dem wir gesehen haben, wie sehr die amerikanischen Farmer durch den
Preisabbau geschädigt worden sind. Sie sind in derselben Lage wie 5 Millionen
Arbeitsloser, die auch lieber sich einen Lohnabzug gefallen lassen würden, als zu
erhöhten Löhnen deutsche Reparationsanleihen anzunehmen. Wenn man den
Besitzern der genannten Warenberge sagen wollte, daß bei der Beschaffenheit
ihrer Ware faule deutsche Reparationsanleihe doch ebenso gut oder ebenso
schlecht sei, wie faulender Weizen, dann würden sie sagen, gewiß, ebenso gut,
aber nicht besser. Beides gilt dann für uns gleich Null. Immerhin für kurzfristige
Zahlung würden sie die Ware hergeben und dann lieber im Preis nachlassen,
was sie bei den Zahlungsbedingungen zu gewinnen trachten. Die Waren, um die
es sich hier handelt, sind gegen hohen Zins, zum Teil seit Kriegsbeginn, lombar-
diert, also in schwachen Händen, die in dem Maße, 
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wie der Preisabbau sich vollzieht, mit jedem Tag schwächer werden. Würden die
Besitzer dieser Waren Reparationsanleihe für ihre Waren annehmen, so müßten
sie diese Anleihen bei der Lombardbank abliefern, die nichts eiligeres zu tun
hätte, als sie für die Rechnung der Schuldner meistbietend öffentlich an der
Börse, also für ein Butterbrot zu verkaufen. Der Warenbesitzer wäre dann wohl
seine Waren, aber nicht seine Bankschulden los. Und die Bank hätte anstelle
eines faulen, will sagen eines faulenden Pfandes einen faulen Schuldner.


So sieht es aus beim Weltkapital, bei den Kreditgebern, von deren Reichtum
Wirth die Zukunft Deutschlands abhängig glaubt und sein läßt. Sehen wir uns
nun die Verhältnisse auf der anderen Seite, beim Kreditnehmer, an.


Da die Staaten die Initiative bei den geplanten Kreditaktionen ergriffen haben,
so glaubt man vielfach, daß auch die Staaten das Geld für diese Kredit-
operationen hergeben würden. Aber es ist nicht so. Die Staaten sollen nur die
politischen Schwierigkeiten wegräumen. Die Staaten haben ja übrigens auch
kein Geld. Der Kredit selbst bleibt eine vollkommen private Sache. Die
Anleihetitel werden nicht durch die Staaten der Kreditgeber garantiert. Das
Einzige, was diese Staaten tun werden, wenn sie es tun, ist, daß sie der
Zulassung solcher Reparationsanleihe zu den Börsen keine Schwierigkeiten
bereiten werden. Und das wird schon sehr viel sein. Denn auch alle Staaten der
Neutralen wissen nicht mehr aus noch ein. Sie müssen zur Deckung des
Haushaltsdefizits Anleihe über Anleihe machen und als Kreditnehmer wird es der
Staat selbstverständlich nicht gerne sehen, wenn das Ausland ihm Konkurrenz
macht und den Zins hochschraubt. Wenn dann der Staat der Kreditgeber sich
passiv verhält, so ist das, wie gesagt, schon sehr viel Entgegenkommen und
mehr dürfen wir nicht erwarten.


Wie aber denkt man sich nun die Unterbringung der Massenanleihen? Die
Banken, denen man sonst diese Papiere zu einem bestimmten Emissionspreis
überließ, sind so gut wie verschwunden. Sie sind durch die Papiergeldwirtschaft
ihres Kapitals verlustig geworden. Wenn die Deutsche Bank z. B. mit ihren 850
Millionen Mark Kapital (die zu 9 bis 10 Millionen Goldmark zusammenge-
schrumpft sind) einen Teil der Anleihe übernehmen wollte, nun so wäre das eben
nur ein Pfifferling. Und hier ist zu beachten, daß die Banken vielfach international
organisiert sind, und daß sie darum aus inneren Hemmungen sich nicht an dem
Geschäft der Reparationsanleihe beteiligen können. Man kann doch unmöglich
die Interessen konkurrierender Kreditnehmer vertreten. Die einzelnen
Kreditnehmer, als z. B. das Deutsche Reich, Rußland, Frankreich, Italien, werden
sich nämlich auf dem eben abgezirkelten kleinen Gebiet des Weltkapitals den
allerschärfsten Wettbewerb machen müssen, z. B. nicht allein dadurch, daß der
eine mehr Zins bietet als der andere, sondern auch damit, daß man die
Wettbewerber vor den Kreditgebern als schlechte Zahler herabwürdigt. Der eine
wird vom anderen sagen, im Staate so und so hat man den achtstündigen
Arbeitstag eingeführt. Da ist es doch klar, daß dieser Staat die regelrechten
Zinsen nicht wird zahlen können. Wie könnt ihr diesem Staate Geld pumpen?
Gebt uns das Geld, denn wir arbeiten 12 Stunden, wir haben auch die Knute
wieder eingeführt, 
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die Auswanderung haben wir verboten, wir treiben die Steuern mit der denkbar
größten Rücksichtslosigkeit und Brutalität ein. Streife gibt’s nicht bei uns. Wir
haben Ordnung im Lande; die Arbeiter zittern vor der Polizei wie das Schaf beim
Gebrüll des Löwen. Gebt uns das Geld! Wir haben auch die schwatzende
Demokratie wieder abgeschafft. Bei uns ist alles still wie im Grab und emsig wie
im Ameisenhaufen. Ihr könnt uns darum, weil wir solche Sicherheiten bieten, das
Geld zu einem erheblich billigeren Zinsfuß geben. Wenn ihr uns das Geld zu
15% statt zu 20% gebt, dann versprechen wir euch, daß wir für die Streikführer
die Todesstrafe einführen werden. Wir sind überhaupt bereit, alles zu tun, was
die Sicherheit eures Geldes erhöhen kann. Was bedeuten die 20%, die euch der
Staat X zu zahlen verspricht, wenn das Kapital unsicher ist. Dort sitzen
Sozialisten am Ruder, Sozialisten, die die Abschaffung des arbeitslosen
Einkommens auf dem Programm haben, die eine lebhafte, internationale
Propaganda gegen den Kapitalismus betreiben. Ihr werdet diese Propaganda
doch nicht dadurch unterstützen wollen, daß ihr den Staat dieser Sansculottes
durch Hergabe eures Geldes, eures guten Geldes unterstützt? Vergeßt nicht,
daß die Theorie der Sozialdemokraten unverhüllter Bolschewismus ist. Nein,
unmöglich könnt ihr uns auf die gleiche Stufe mit jenen Leuten stellen. Wie lange
wird es noch nehmen, dann werden die Leute aus dem Staate X, dem ihr Geld
pumpen sollt, den internationalen Gewerkschaftsbund zu einem Weltbund aus-
gestaltet haben, dem die Arbeiter der ganzen Welt angehören und dem diese
Arbeiter blindlings gehorchen werden. Dann kommt der Befehl, der bereits druck-
fertig im Schubfach der Gewerkschaft in Amsterdam liegt: Proletarier aller
Länder! Streikt, bis daß alle internationalen Schulden als chiffons de papier
erklärt sind. Unterschätzt diese Gefahr nicht. Schon besetzen die Sozial-
demokraten in jenem Lande mehrere Ministersessel und in ihrem Lande 
wenigstens gilt das Sprüchlein absolut: Alle Räder stehen still, wenn mein starker
Arm es will. Bedenkt, wie solche Macht auch die Arbeiter in eurem eigenen
Lande beunruhigen muß. Nein, unmöglich könnt ihr unter solchen Verhältnissen
dem Staate X Geld pumpen. Uns gebt das Geld!


Mir scheint, daß man sich die Praxis der internationalen Reparationsanleihen
nie klar vor Augen gestellt hat. Man denkt immer noch, es würde sich diese
Praxis in den Formen früherer Anleihen abspielen. Man vergißt, daß sich alle
Verhältnisse geändert haben, daß es sich nicht mehr um einige hundert Millionen
Mark [handelt], die von London, Berlin, Wien, New York aufgenommen werden
sollen, sondern um hundertfach größere Beträge, die in einem hundertfach ver-
kleinerten Gebiet untergebracht werden sollen. Man denkt statisch, nicht dyna-
misch. Man vergißt das Gesetz von Angebot und Nachfrage, man vergißt, daß
bei den Anleihen, wie beim Kuhhandel, die Psyche der Geldgeber bearbeitet
werden muß, wenn man günstige Bedingungen erwirken will. Man vergißt, daß
sich Spekulanten dieser Papiere bemächtigen werden, die zugunsten ihrer
Papiere mit vergifteten Waffen arbeiten werden. Man vergißt, daß die Klasse der
friedlichen Kuponabschneider, die z. B. in Deutschland für 180 Milliarden
Goldmark Wertpapiere besaß, so gut wie verschwunden ist, daß alle Wertpapiere
jetzt in schwachen Händen sind, in Händen also von Leuten, die die Papiere der 
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Börsendifferenzen wegen, nicht aber der Kupons wegen halten, und die darum auf


alle Börsenmanöver sofort reagieren. Und man vergißt, daß der Krieg auch zu den


wirksamsten Börsenmanövern gerechnet wird, daß Kriegsgerüchte, verbrecherisch


erfunden Kriegsgerüchte die Grundlage vieler Riesenvermögen gegeben haben.


Man vergißt auch, weil man es für selbstverständlich hält, daß diese internationa-


len Reparationsanleihen auf Gold lauten sollen und weil die Besitzer das Gold, mit


Recht oder Unrecht, für absolut sicher halten, daß sie für die Weggabe dieses


Goldes mindestens die gleiche Sicherheit verlangen werden, die ihnen das Gold


bietet oder zu bieten scheint. Welches Land aber kann heute Sicherheiten bieten?


Zumal Deutschland, das des Kredites, wie man annimmt, am meisten bedarf! Wenn


wir für das Geld, das uns gepumpt werden soll, Sicherheiten geben sollen, dann


müßte schon die Entente damit sich einverstanden erklären, daß ihre Hypothek von


132 Milliarden an die zweite Stelle gerückt wird. Nehmen wir an, daß die Entente


sich damit einverstanden erklären wird, dann käme es noch darauf an, welche


Pfänder wir dem Goldbesitzer anbieten können. Das Gebäudekapital, das wohl


reichlich ein Drittel des in Deutschland angelegten Vermögens betrug, kommt als


Pfand nicht mehr in Betracht, es sei denn, daß man alle Mieterschutzgesetze


(sogen. Mieterschutzgesetze) in Wegfall bringt und es erreicht, daß die Mieten nach


Valuta bezahlt werden. So lange das nicht erreicht ist, kann das Gebäudekapital


nicht als Pfand dienen. Das landwirtschaftliche Kapital kann als Kapital und Pfand


nur solange angesehen werden, als der Lohn der Arbeiter nicht an das Produkt der


Arbeit heranreicht, d. h. solange eine Rente vorhanden ist. Ob das heute noch der


Fall ist, ist schwer festzustellen. Denn die Papiergeldwirtschaft zieht auch hierüber


einen dichten, undurchdringlichen Schleier. Es wäre wohl möglich, daß bei acht-


stündiger Arbeitszeit, beim Ausbleiben der polnischen Arbeiterinnen, bei öfterem


Gebrauch des Streikrechts der Ertrag der Landwirtschaft die laufenden Ausgaben


nicht decken kann. Dann wäre die Grundrente als bolschewisiert zu betrachten und


als Pfand und Sicherheit würde dann das landwirtschaftliche „Kapital“ nicht mehr


angesehen werden können. Ähnlich wie das schon einmal zur Zeit der „Not der
Landwirtschaft“ der Fall gewesen ist. Damals galt ein landwirtschaftliches Gut in


Deutschland wenn überhaupt, dann doch als sehr zweifelhafte Sicherheit für ein


Darlehen.


Es bleiben dann nur noch die industriellen Anlagen, deren Eigentum die


Betriebsräte, die Gewerkschaften den Aktionären streitig machen, deren


Expropriation Programmpunkt der stärksten politischen Partei Deutschlands bildet.


Können diese Werke wirklich noch ernsthaft als Sicherheit dienen für ein Darlehen,


das wahrscheinlich auf mindestens hundert Jahre unkündbar sein soll? Wenn wir


nun von diesen volkswirtschaftlichen Pfändern, die keine mehr sind, zu den politi-


schen Pfändern, die Deutschland bieten kann, als Sicherheit für ein Golddarlehen


übergehen, so sieht es hier, wenn möglich noch trüber aus für die armen Teufel, die


uns Gold borgen sollen. So trübe, daß man wohl von vornherein annehmen kann,


daß jeder, der dem Deutschen Reiche Gold borgt, es in der Überzeugung tun wird,


wirklich ein sehr riskantes Geschäft zu machen, und daß er darum nur kleine Ver-
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mögensteile in deutschen Reparationsanleihen anlegen darf. Wobei er sich
sagen muß, daß je höher er das Risiko einschätzt und danach den Zinsfuß
berechnet, den er verlangen soll, um so unsicherer der Schuldner werden wird.
Wenn wenigstens hinter den Kreditgebern eine harte Macht stände von
Bataillonen und von Kriegsschiffen, wie das z. B. der Fall ist, wenn englische
Kapitalisten dem venezolanischen Staate Kredit geben oder gaben, dann könnte
der Kreditgeber sich sagen, daß, wenn das Deutsche Reich nicht zahlt, man es
durch Blockade schon dazu zwingen wird. Und dann würde er dem Deutschen
Reich das Geld zu einem geringeren Zinsfuß geben können, ähnlich wie der
Hauswirt, der, wenn er im Hausrat des Mieters ein Pfand für rückständige Mieten
besitzt, die Miete niedriger ansetzen kann, als wenn die Gesetze ihm kein
Pfandrecht an den Hausrat geben. So aber fehlt den Kreditgebern, die wir
genannt haben, die exekutorische Macht, um die Zahlung zu erzwingen. Und 
das erhöht natürlich das Risiko.


Welchen Zinsfuß soll nun der Kreditgeber vom Deutschen Reich verlangen?
Bei 12% wird der Schuldner erdrosselt, da mit Zinseszins 12% die Schulden
bereits in zehn Jahren verdreifachen. Soll sich aber der Kreditgeber mit weniger
begnügen, damit sein Schuldner nicht erdrosselt wird, dann sagt er sich, daß er
das Geld in sicheren Geschäften ja zu 10% jederzeit los werden kann und wird
dabei darauf hinweisen, daß die Schweiz, die den Krieg nicht mitgemacht hat,
eine Anleihe in Amerika zu über 9% abgeschlossen hat.


Um einige Grade besser liegen die Dinge bei den meisten Konkurrenten
Deutschlands auf dem Anleihemarkt des Weltkapitals. Aber auch nur um Grade.
Frankreichs Wiederaufbau ist von der Leistungsfähigkeit Deutschlands abhängig.
Wenigsten glauben das die Franzosen noch immer. Sie haben den Mut noch
nicht aufgebracht, sich zu fragen, was sie tun müßten, wenn diese Hilfe aus-
bliebe. Der Wiederaufbau in Frankreich aus eigener Kraft ist erschwert, weil die
Franzosen für ihren gewaltigen Menschenverlust im geringen Nachwuchs keinen
Ersatz haben. Die Staffelung nach Altersschichten ist für die rasche Erholung in
Frankreich ganz besonders ungünstig. Die alten Leute und Greise nehmen dort
unverhältnismäßig viel Raum ein in der Demographie. In dieser Beziehung ist die
Lage in Deutschland ungleich günstiger. Wir haben einen relativ viel größeren
Stamm von Männern in arbeitsfähigem Alter. Das müssen wir den Franzosen in
der Reparationsfrage zugute halten. Aber wenn wir das auch tun, was nützt das
den Franzosen, solange unser guter Wille sich nicht in Taten umsetzt oder
umsetzen kann? Das französische Volk war sehr stark auf die Rentnerwirtschaft
eingestellt. Aus Rußland bezog Frankreich jährlich ungezählte Millionen an
Zinsen. Das hat nun aufgehört und die, die diese Millionen bezogen und ver-
brauchten – es handelt sich vielfach um Greise – fallen jetzt dem Staate zur
Last, der für die russischen Anleihen Garantie übernommen hat. Dazu kommt
nun noch der Umstand, daß die Psyche des französischen Arbeiters durch den
„Sieg“, wie man behauptet, stark gelitten hat. Seit drei Jahren träumt er davon,
daß Deutschland alles bezahlen soll, auch seinen Lebensunterhalt. Die Arbeit ist
ihm dadurch verhaßt geworden. In Deutschland hat das Bewußtsein der
Niederlage wenigstens den Willen zur Arbeit gestärkt, wenn auch das Können
diesem Willen vielfach nicht ent-
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spricht. Wie sich unter diesen Umständen die sozialen Kämpfe in Frankreich ent-
wickeln werden, können wir, können die Kreditgeber sich ungefähr vorstellen. Die
Lasten des Krieges werden sich bald fühlbar machen, und dann wird es eine
Sache der politischen Kämpfe sein, diese Lasten auf andere abzuwälzen.
Revolten, Revolutionen werden dann nicht ausbleiben.


Ob diese Überlegungen nun richtig oder falsch sind, für das Zustandekommen
des Kreditgeschäftes werden sie maßgebend sein. Der Kreditgeber wird auch
Frankreich gegenüber sehr zurückhaltend sein.


Bei den anderen Kreditnehmern, England, Belgien, Italien sind die sozialen
Sicherheiten für den Kreditgeber ebenso gering, vielleicht noch geringer als in
Deutschland. Italien hat 72 Milliarden Goldmark Schulden im Ausland. Wer soll
diese Zinsen zahlen? Dieselbe Frage, die man sich in Deutschland stellt, ohne die
Macht und den moralischen Mut aufbringen zu können, eine Antwort darauf zu
geben. Aber die Antwort wird nun nach der Konferenz in Genua gegeben werden
müssen. Inzwischen wird der Kreditgeber damit rechnen, daß diese Antwort sehr
unvernünftig ausfallen kann und Revolutionen, wenn nicht auch neue Kriege aus-
lösen kann. Und dann wird er das Gold, das „treue Gold“ in seiner Hand betrach-
ten und sich fragen, warum er sich auf derart unsichere Geschäfte einlassen soll.


Verhältnismäßig am günstigsten liegen noch die Verhältnisse in Rußland für den
Kreditgeber. Deutschland, England, Frankreich, Italien haben den Kommunismus
noch vor sich. Die Russen haben ihn hinter sich. Die Zerstörungen durch den Krieg
und die Revolution haben das Herz des russischen Reiches, die Landwirtschaft,
kaum berührt und der Schaden, der hier entstanden ist, den wird der Sturz des
Zarismus hundertmal ausgleichen. Wenn den amerikanischen und den deutschen
Unternehmern dort freie Bahn gegeben wird, so werden keine zwei Jahre ver-
streichen, daß man dort vom Kriege kaum noch Spuren sehen wird. Man bedenke,
daß 90% der Bevölkerung dort vom Ackerbau lebten. Und daß diese 90% nun
durch die Revolution befreit wurden. Der Menschenverlust im Kriege, so groß er
auch war, hat den jährlichen Nachwuchs kaum überschritten. Und da es sich um
Bauern handelte, wo große Vorbildung nicht vorhanden war, da ist der Nachwuchs
auch ein vollgültiger Ersatz geblieben, und nicht so, wie in den Industrievölkern, wo
der Nachwuchs während des Krieges und nachher nicht die erforderliche
Ausbildung genossen hat und wo darum die Leistungen weit zurückbleiben, ver-
glichen mit der Vorkriegszeit. Die Gütererzeugung wird in Rußland, sobald dort
jeder die Gewißheit erlangt, daß das, was er schafft, auch ihm gehört, sehr schnell
die Höhe aus der Friedenszeit erreichen und überholen.


Aus all diesen Gründen, denen noch viele zugesellt werden könnten, läßt sich
folgendes als wahrscheinlich für den Erfolg der Reparationsanleihen vorhersagen:
Die Kreditgeber werden, wenn sie sich vor die Frage gestellt sehen, welchem der
kreditbedürftigen Länder sie ihr Gold anvertrauen sollen, sowohl aus wirtschaftli-
chen wie aus politischen Gründen in der Regel Rußland den Vorzug geben, und da
dies Land groß genug ist um sämtliche Mittel des kleinen Gebietes, das zurzeit für
den Begriff Weltkapital in Frage kommt, aufzunehmen, so muß man daraus 
schließen, daß 
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für die übrigen kreditbedürftigen Länder nichts vom Weltkapital übrigbleiben wird.
Das mag für die, die mit der Pumpwirtschaft rechneten, um aus den
Schwierigkeiten der Zeit herauszukommen, ein recht trübes Bild sein, das hier
von den Aussichten solcher Pumpwirtschaft entrollt wurde. Für jeden aber, der
gewöhnt ist, auch an die fernere Zukunft zu denken, der die Zinseszinsrechnung
kennt, der wird ein Gefühl der Erleichterung empfinden, wenn er erfährt, daß
dem Deutschen Reich die Pumpwirtschaft aus sachlichen Gründen verschlossen
ist, daß wir also nicht weiter verschulden können, als wir schon sind. Wir werden
dann auch die finanziellen Maßnahmen, die die Lage erfordert, nicht länger hin-
ausschieben. Der große Unbekannte, der Kredit des Weltkapitals, ist entschleiert
und hat sich als ein Zwerg erwiesen, von dem es geradezu lächerlich wäre, 
nennenswerte Hilfe zu erwarten.


Der Glaube an die Existenz von bedeutenden Kapitalien, die uns vom Ausland
auf dem Wege der Anleihe zur Verfügung gestellt werden könnten, wurzelt in der
Meinung, daß diese Kapitalien irgendwo als Schatz lagern. Das Weltkapital
Wirths ist ein Schatz, ein Schatz, wie er im Berg Sesam lagert. Man hofft in
Genua die Zauberformel zu finden, um diesen Schatz der Menschheit dienstbar
zu machen. Das Gold der Vereinigten Staaten von Nordamerika bildet einen Teil
dieses Schatzes, oder spielt wenigstens die Rolle eines Schlüssels zum Berg
Sesam. Liefern die Vereinigten Staaten das Gold, dann sind auch gleich die
Waren da, die die Kreditbedürftigen zum Wiederaufbau ihrer Wirtschaft brau-
chen. So denkt man oder so dachte man wenigstens bis heute. Möglich, daß die
Amerikaner „schon“ dahinter gekommen sind, daß diese Art der Betrachtung des
Anleiheproblems falsch ist. Und daß eine Anleihe, die das Geld der Neutralen
mobilisiert, ihrer auf Preisabbau gerichteten Währungspolitik entgegenwirken
würde. Denn da die Neutralen nur Gold, aber keine Waren haben, wenigstens
nicht die Waren, die die Kreditnehmer heute brauchen, so ist anzunehmen, daß
das Gold der Neutralen, sobald es in die Hände der Kreditbedürftigen gelangt,
sofort nach Amerika gesandt werden wird zum Ankauf von Waren, und daß dann
diese Käufe die Preise der Waren wieder ebenso hoch treiben würden wie 
während des Krieges, wodurch dann das Werk des Preisabbaues, das die
Amerikaner drei schwere Krisenjahre gekostet und ungezählte Milliarden ver-
schlungen hat, wieder vernichtet würde. Es würde dann dem ganzen Volk offen-
bar werden, daß das eine stupide Politik war, die die amerikanische Regierung
während des Krieges und erst recht nach dem Kriege in
Währungsangelegenheiten getrieben hat. Und man wird erkennen, daß der
Goldschatz in Washington ein böser Lagerhüter ist und daß es hoffnungslos ist,
zurzeit irgend eine vernünftige Verwendung für diesen Schatz zu finden. Man
wird dann auch endlich erkennen, daß ein Schatz, der, wenn er mobilisiert wird,
alle Preise in die Höhe treibt, doch eigentlich kein Schatz ist, wenigstens nicht
der Schatz ist, auf den es den Kreditbedürftigen heute ankommt. Wie gesagt, die
Amerikaner haben diese Dinge endlich begriffen und möchten sie zwar ihr Gold
los werden, aber gleichzeitig verhindern, daß es wieder zum Ankauf von Waren
in Amerika benutzt werde. Sie möchten es nach Europa schicken und es dort
wieder als Deckung von Banknoten immo-  immobilisiert
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bilisiert sehen. Wie es vor dem Kriege war. Dann wäre dieses Gold der amerikani-
schen Währungspolitik nicht mehr gefährlich. Aber es scheint auch, daß sie auch
die Unsinnigkeit dieses Gedankens erkannt haben, denn in letzter Zeit wird wieder
weniger von der Notwendigkeit gesprochen, daß Europa zur Goldwährung zurück-
kehre. Denn unsinnig, fast kindisch ist der Gedanke, daß die Kreditbedürftigen die
Verschuldungsaktionen damit beginnen, daß sie sich von Amerika ein hochverzins-
liches Darlehen in Gold machen lassen, um dieses Gold dann in die Keller der
Notenbank zu tragen. Was wäre mit solcher Anleihe gewonnen? Das Gold müßte
gesperrt bleiben, denn sonst würde es sofort von den Noteninhabern reklamiert
werden. Das Gold würde keinen Einfluß auf die Valuta haben, denn dazu darf es
nicht gesperrt sein. Das Gold würde auch keinen Einfluß auf die Notenemission
haben, denn um die Notenpresse stillzulegen, muß zuerst der Etat balanciert 
werden. Und diesen Etat würde die Goldanleihe nicht etwa verbessern, sondern 
im Gegenteil ihn um den Betrag der Zinsen der Goldanleihe verschlechtern.


Das alles sieht man jetzt ein, oder wird es doch hoffentlich bald einsehen. Dann
aber fragt es sich: was sollen wir mit einer Anleihe bei den Neutralen, die uns doch
auch nur Gold geben würden, Gold, das, wenn wir es nach Amerika zum Ankauf
von Waren schicken, ganz gewiß zurückgewiesen werden wird, und zwar mit der-
selben Begründung, mit der im Kriege Schweden das Gold an seinen Grenzen
zurückwies.


Der Umstand, daß die Amerikaner von diesen Goldanleihen eine allgemeine
Preissteigerung erwarten, ist der vollgültige Beweis dafür, daß die Amerikaner den
Schatz nicht besitzen, den wir zum Wiederaufbau verwerten könnten, nämlich den
Vorrat an Waren. Die Amerikaner könnten uns vielleicht mit der Zeit solche Waren
liefern, aber vorrätig sind sie nicht. Damit ist aber gesagt, daß das Darlehens- oder
Anleiheproblem kein Schatz- oder Vorratsproblem ist, sondern etwas grundsätzlich
verschiedenes, nämlich ein Produktionsproblem. Das Material zur Anleihe wird
nicht einer Zisterne, sondern einer Quelle entnommen. Diese Quelle sprudelt,
solange die Wirtschaft des Kreditgebers mehr Waren erzeugt als sie verbraucht.


Aus diesen Erkenntnissen lassen sich folgende Schlüsse ziehen, die unmittelbar
anwendbar sind für das Problem der Anleihen:


A. „Das Anleiheproblem ist kein statisches (Schatz), sondern ein dynami-
sches (Produktion). Es gibt keinen irgendwie nennenswerten Schatz,  
aus dem man schöpfen könnte. Was zur Anleihe gehört, muß zuerst 
erarbeitet werden.


B. Die Anleihen können nicht größer sein als der jährliche Unterschied zwi-
schen der Warenerzeugung und dem Warenverbrauch des Anleihe 
gebenden Landes. Anleihen können nur solche Länder geben, deren 
Wirtschaft sich in Vollbetrieb befindet.


C. Goldanleihen, deren Ertrag in einem anderen als dem kreditgebenden 
Lande in Waren umgesetzt werden soll, würden die Währung dieses 
Landes stören und können aus diesem Grunde nicht in Betracht kommen. 
Das Gold, das den Kreditbedürftigen etwa von Schweden, Holland, 
Dänemark angeboten würde, findet heute keinen Markt mehr. In 
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Amerika würde es abgewiesen werden. Für den Begriff der 
Reparationsanleihe scheidet das Gold aus dem aus, was man Kapital im
Sinne der Reparation bezeichnet. Die Rolle, die das Gold in früheren 
Zeiten bei ähnlichen Gelegenheiten spielte, wenn durch einen Krieg alles
Gold verscheucht worden war, also die Rolle eines Tauschmittels, die 
spielt jetzt überall das Papiergeld. Geld hat man überall übergenug.


D. Irgendwie nennenswerte Beträge sind auf dem Wege der Anleihe für kein
Land zu beschaffen.“


E. Alle Länder sind jetzt und noch für lange Zeit auf die eigenen Kräfte 
angewiesen. Diese gilt es zu mobilisieren. Das geschieht, indem man


1. „alle künstlichen, gesetzlichen Hemmungen des freien Handels radikal
wieder beseitigt; indem man die früheren zusammengehörigen Länder, 
die der Krieg auseinandergerissen, wenigstens wirtschaftlich durch einen
Zollverein oder durch Abschaffung der Zollgrenzen wieder vereinigt; auch
den Paßzwang wieder abschafft;


2. indem man durch radikale finanzielle Maßnahmen den Etat der 
Staaten balanciert, damit die Notenpresse stillgelegt werden kann; und 
den Staaten, die der Kriegskontributionen wegen dieses nicht vermögen,
die Kriegskontribution stundet, ganz oder teilweise;


3. indem man durch Gesetz die Unternehmer vor der Rückkehr der 
Goldwährung, namentlich vor jedem Preisabbau, und besonders vor dem
allmählichen Preisabbau schützt, so daß die Unternehmer wieder finan-
ziell disponieren können;


4. indem man in allen Ländern die inneren Schulden unmittelbar auf das 
Kapital abbürdet, so daß die Bürger sich vor wiederholten Vermögensab-
gaben sicher wissen, und der Privatkredit des Kaufmannes im Ausland 
wieder hergestellt wird. Solange die Kaufleute sich gegenseitig mit kon-
fiskatorischen Vermögensabgaben, mit Zwangsanleihen, mit Beschlag- 
nahme der Devisen bedroht sehen, können sie sich auch gegenseitig 
keinen Kredit geben. Der Kredit, der Privatkredit aber ist die Grundlage 
des Handels. Kredit in der Bedeutung, daß die Waren, die wir einem 
Kaufmann im Ausland anvertrauen, vor den Zugriffen dieses Staates 
sicher sind;


5. indem man das Papiergeld einer verständigen kaufmännischen 
Verwaltung unterstellt.“


Wird den vorstehend genannten Forderungen genügt, dann wird der internatio-
nale Handel nach und nach wieder die früherer Gestalt und Umfang annehmen.
Schneller vielleicht auch als die meisten ahnen.


So hat also für uns das Wort zu gelten: Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott. Dies
Wort, das schon so manchem geholfen hat, aus verzweifelter Lage, wird sich
auch hier wieder bewähren. Wer auf niemand vertraut als auf sich selbst, der
rechnet richtig, der betrachtet die Dinge scharf und sieht sie, wie sie sind. Dann
richtet er sich danach ein. Und steckt den Kopf nicht mehr in den Sand, um die
Dinge nicht mehr zu sehen. Wir werden arbeiten müssen, und zwar schwer, um
den Schaden wettzumachen und werden zu diesen Arbeiten alle die heranzie-
hen, die bis dahin von Renten 
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und Zinsen lebten. Vielmehr, sie werden sich selber zur Arbeit melden, um nicht


zu verhungern. Für viele wird das sehr bitter, für manche aber auch sehr heilsam


sein. In diesen Kreisen, die wohl immer etwas zu leichtfertig vom Kriege redeten,


wird man einen gewaltigen Respekt vor dem Kriege bekommen. Das wird auch


sein gutes haben. Viele werden das Leben von einer neuen Seite her kennenler-


nen. Es wird sich nicht mehr erschöpfen in Paraden, Uniformen, in der Anbetung


des Staatspopanz. Man wird sich besinnen, daß wir nicht des Staates wegen da


sind. Man wird persönliches Lebensglück fordern. Der Staat wird als Mittel zum


Zweck betrachtet werden. Und man wird sich erinnern, daß kleine Staaten oft


sehr große Menschen beherbergt haben. Und dann werden die Tränen versiegen


darüber, daß der Staat der Hohenzollern zerfiel und jeder wird danach trachten,


sich selbst zum rocher de bronce zu machen.


Das deutsche Volk wird das Volk der Arbeit sein. Ein Volk strotzend von Kraft


und Leben. Nur wo man arbeitet und soweit man arbeitet, entwickelt sich Leben,


Liebe, Freiheit, Stolz und Mut. Dann wollen wir nach 20 Jahren das deutsche


Volk vergleichen mit dem elenden Häufchen Unglück, das aus dem Kriege heim-


gekommen ist. Und dann werden viele vielleicht sagen, daß die schwere Last der


Reparationen ein Glück fürs deutsche Volk gewesen ist.


–


Eine in Höhe und Zeit begrenzte, gesetzlich festgelegte, währungstechnisch
beherrschte


Inflation des amerikanischen Warenpreisindexes


zwecks Einstellung der Dynamik des Geldes in den Dienst der Staats, Privat-
und Weltwirtschaft, zur Erleichterung der Last der internationalen Kriegsschulden
und Ermöglichung der deutschen Reparationsleistungen im vollen nominellen
Umfang des Londoner Vertrages und Schaffung der Friedensatmosphäre, die
immer eine regelmäßige Begleiterscheinung wiederkehrenden Wohlstandes ist.


Motto: Nur an der rücksichtslosen Wahrheit, die auch dann gesagt werden soll,


wo ihre Spitze gegen uns gerichtet zu sein scheint, kann die Welt genesen.


Der Umstand, daß man in England und in Amerika, daß auch namentlich Lord
George der Meinung ist, die ungeheure Arbeitslosigkeit und die sie begleitende


Not seien auf die deutschen Reparationsleistungen zurückzuführen, ist für die


Vertretung der Meinung, daß der Londoner Reparationsvertrag revisionsbedürftig


sei, zweifellos ein günstiger. Diesen Glauben dürfen wir aber trotzdem nicht näh-


ren, wenn es sich herausstellen sollte, daß er irrig ist, denn nur auf dem Boden


rücksichtsloser Wahrheit wird die Konferenz zu Genua und ihre Nachfolgerinnen


aufbauende Arbeit leisten können. Diese Erkenntnis gibt den Anstoß zu folgen-


dem Vorschlag:
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I. „Alle Kriegsschulden der alliierten Mächte, sowie auch die
Reparationsschulden des Deutschen Reiches werden in USA – Dollar umge-
rechnet.


II. Der Dollar wird von den USA so verwaltet, daß der Warenpreisindex in
Amerika langsam, aber stetig und regelmäßig steigt.


III. Diese Inflation wird durch Gesetz und Vertrag festgelegt, in Höhe und Zeit
begrenzt und unterliegt der Kontrolle einer internationalen
Indexkontrollkommission. Vorgeschlagen wird hier eine Inflation, die von Jahr zu
Jahr um 5% steigt und die in fünf Jahren mit rund 27% ihren Abschluß finden
soll. Der heutige oder Ausgangsindex mit 100 angenommen, würde sodann im
Jahre 1927 auf 127 stehen und von da an auf dieser Höhe erhalten bleiben. Es
wird ein europäischer Kontrollindex eingeführt, der an die Stelle des USA-
Indexes tritt, im Falle die USA-Regierung durch politische Ereignisse die Macht
über die Notenausgabe verlieren sollte. Auch dieser Index ist der Kontrolle der
Internationalen Indexkommission unterworfen, der alle souveränen Staaten an-
gehören.


IV. Dieser so geschaffene Dollar ist vertragsmäßiges Zahlungsmittel nicht nur
für die unter 1. genannten Kriegsschulden, sonder für alle Schulden überhaupt,
also auch für die Privatschulden.“


Begründung: A. Juristische Begründung


B. Politische Begründung


C. Wirtschaftliche Begründung


D. Finanzielle Begründung


E. Theoretische Begründung


Juristische Gesichtspunkte. Unter einem Dollar, Schilling, Franken wird kaum
jemand sich ein bestimmtes Gewicht Gold vorstellen. Die Vorstellung, die der
Name obiger Münzen erweckt, gleitet ab vom Metall jener Münzen, um an mehr
oder weniger konkreten Sachgütern haften zu bleiben. Das, was man für eine
solche Münze an Waren erstehen konnte, das ist es, was sich jeder unter einem
Dollar vorstellt. Auch in London ist das der Fall gewesen, als man die deutsche
Reparationsschuld mit 132 Goldmark in den Vertrag eintrug. Da es nicht Gold
war, was zerstört wurde, kann es auch nicht Gold sein, was zur Reparation
gehört. Der Umstand, daß 132 Milliarden mit den Zinsen von 40 Jahren eine
Summe geben, die siebenmal größer ist als alles Gold, das seit den fernen
Zeiten der Entdeckung Amerikas gefunden wurde, zeugt dafür, daß die Goldmark
nur die Rolle eines Rechenmittels spielen sollte im Vertrag von London. Denn
wie kann man jemand zur Lieferung einer Sache zwingen, die zur Erfüllung des
Vertrages in solcher Menge nicht vorhanden ist. Wendet man hier ein, daß der
Vertrag auf Grund der Hylodromie , des Kreislaufes des Goldes erfüllbar sei,
denn wird die Höhe der Leistung, die Deutschland aufgebürdet wurde, abhängig
von der Schnelligkeit dieses Kreislaufes des Goldes, die von den Gläubigern
Deutschlands beliebig gehemmt werden kann! Der Umstand, daß Amerika seit
zwei Jahren den Kreislauf des Goldes bereits gehemmt hat, um eine Deflation zu
erzwingen, und der Umstand, daß dieser Zweck auch erreicht wurde und 
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daß durch diese hylodromische Politik der USA die deutschen Reparations-
leistungen in dieser kurzen Spanne Zeit zu einem um 62 Punkte (etwa 33%)
niedrigeren Index ausgeführt werden mußten (was für Deutschland gleichbedeu-
tend mit einem um 33% größeren Aufwand an Waren ist, die für Erfüllung der
Reparation ausgeführt werden mußten) liefert den Beweis für die eben aufge-
stellt Behauptung. Gemessen mit den Warenpreisen, die der Berechnung der
Reparationssumme zugrundegelegt wurden, ist die Summe der 132 Milliarden
Goldmark durch die hylodromische Politik der USA bereits um reichlich ein Drittel
gewachsen. Das gleiche gilt übrigens für alle Schulden, auch für die internatio-
nalen Kriegsschulden. Die Klagen des französischen Volkes, daß ihnen der
Dollar durch die Politik der USA stetig verteuert wurde, sind, von diesem
Standpunkt betrachtet, vollkommen berechtigt.


Die juristische Frage nach der Berechtigung der vorgeschlagenen Inflation wird
man auf Grund der oben verzeichneten Tatsachen wohl bejahen müssen. Waren
die USA berechtigt, ihren Schuldnern die Last der Schulden um X% durch
Deflation zu heben, so sind sie auch berechtigt, diese Last auf dem Wege der
Inflation zu senken. Der Schuldner aber hat das Recht, die Rückführung des
Indexes auf den zur Zeit des Vertragsabschlusses gewesenen Stand zu verlan-
gen. Dieser, nicht der nominelle Goldbetrag ist maßgebend für den Inhalt des
Vertrages.


Politische Begründung. Von den USA wird gesagt, daß dort eine starke
Strömung für die Streichung oder doch für eine erhebliche Herabsetzung der
Kriegsforderungen besteht. Es ist auch anzunehmen, daß, wenn diese
Forderungen in den Händen des Staates und nicht in Privathänden wären, dann
solche Streichung schon erfolgt wäre. Die Streichung der Forderungen wäre
heute nur möglich dadurch, daß die USA, der Staat, die Schuldforderung über-
nimmt, d. h. sie in eine innere Anleihe verwandelt. Dann müßte diese innere
Anleihe durch Erhebung neuer Steuern verzinst werden. Und bei den
Verhandlungen um diese Steuern könnte es dann im Kongreß zu unliebsamen
Erörterungen kommen darüber, ob die Vereinigten Staaten genügend Grund 
hatten, in den Krieg einzugreifen, und namentlich, ob sie berechtigt waren, den
Kriegsausgang in derart entscheidender Weise zu beeinflussen, wie es ge-
schehen ist.


Die vorgeschlagene Inflation käme einer Streichung der Kriegsschulden bis 
zur Höhe von etwa 27% gleich, ohne daß die USA darum einen Cent mehr an
Steuern zu erheben brauchten.


Genau so verhält es sich in Frankreich und in England. Auch dort wäre man
geneigt, die deutsche Reparationssumme auf ein erträgliches Maß herabzu-
setzen. England mehr aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus, Frankreich mehr
aus Gründen des „prestige“, um die Rolle des Gendarmen und des
Gerichtsvollziehers, des hartherzigen Shylock, des imperialistischen, brutalen
Siegers, die Marianne so ganz und gar nicht liegt, wieder abstreifen zu können.
Da aber jede Herabsetzung der Reparationssumme eine entsprechende
Erhöhung der Steuern erfordert, deren Erörterung im Parlament ganz unüber-
sehbare Folgen nach sich ziehen kann, so unterbleibt jeder Schritt in dieser
Richtung. Selbstverständlich spielt besonders bei Frankreich der finanzielle
Selbsterhaltungstrieb eine Rolle. Die Finanzen 
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Frankreichs bauen sich ja zum großen Teil auf die Hoffnung auf die deutschen
Reparationen auf.


Mit der vorgeschlagenen Inflation des amerikanischen Warenpreisindexes wird
die nominelle Höhe der Reparation unberührt gelassen. Die Inflation erleichtert
dem Schuldner die Zahlung und der Gläubiger braucht keine besonderen
Maßnahmen zur finanziellen Balancierung dieser Erleichterung zu treffen. Der
Zahlungsverkehr bleibt unberührt. Neue Steuern sind nicht nötig. Einen besonde-
ren Anlaß zu parlamentarischen Debatten gibt eine solche Erleichterung nicht.
Außerdem genießt dann auch Frankreich als Schuldner der USA die gleicher
Erleichterung, da ja auch Frankreichs Auslandsschulden in Dollar umgerechnet
werden sollen, deren Gewicht mit der Inflation bis zu 27% abnehmen soll.


Bedenkt man, daß die Sozialisten in Frankreich und in Deutschland in immer
engere Berührung kommen, daß in diesen Kreisen der menschliche
Solidaritätsgeist starke Wurzeln geschlagen hat, daß dieser Geist in Frankreich 
von jeher in den breitesten Schichten gepflegt, mit heißer Liebe gepflegt wurde, 
so erkennt man, wie wohltätig sich die vorgeschlagene Formel für die
Reparationserleichterungen auch in politischer Hinsicht erweisen würde.


Wirtschaftliche Gesichtspunkte. Es ist eine alte, namentlich von Amerikanern, in
Europa vom Franzosen Emil de Laveye und vom Italiener Cernuschi vertretene
Wahrheit und Erkenntnis, daß jeder Rückgang der Warenpreise, also jede
Herabsetzung des Indexes, auch eine allgemeine Krise zur Folge hat, haben muß.
Die geschichtlichen Ereignisse lassen darüber keinen Zweifel zu, daß es so ist.
Diese alte Erkenntnis wird durch die Ereignisse der letzten Jahre auf wirtschaft-
lichem Gebiet in hellstes Licht gebracht. In Amerika, wo der Krieg die geringste
Spur hinterließ, wo darum auch die Mittel zur Senkung der Preise am reichlichsten
zur Verfügung standen und die Deflation mit Begeisterung unter Mitwirkung des
ganzen Volkes durchgeführt wurde (Käuferstreik), hat die Krise auch am schreck-
lichsten gewütet. Niemals hat es in einem Lande so viele Arbeitslose gegeben wie
dort in Amerika. Arbeitslosigkeit ist die unmittelbare Wirkung jeder Senkung des
Indexes, namentlich wenn diese vorhergesehen wird von den Unternehmern, also
als sicherer Faktor in Rechnung gestellt wird.


Das Gegenstück zu dieser amerikanischen Deflationspolitik liefert die deutsche
Inflationspolitik, die ständige, zwar ungewollte, aber doch von allen Unternehmern
als sicher angenommene, ständige Erhöhung des Indexes. Noch niemals ist in
Deutschland die Arbeitslosenziffer so niedrig gewesen wie jetzt, obschon nirgend-
wo in der Welt die Arbeitslosigkeit, wenn sie bestände, so überzeugend begründet
werden könnte wie gerade hier. Die Wegnahme der Schiffe, die Zerreißung des
Wirtschaftsgebietes, die Wegnahme der Kohlenprovinzen, integrierende
Bestandteile dieses Wirtschaftsgebietes, die Zerstörung der internationalen
Handelsbeziehungen durch Ausweisung aller Kaufleute aus den gegnerischen
Staaten und Kolonien, Beschlagnahme des Eigentums dieser Kaufleute, die voll-
kommene Ausschaltung Rußlands, des wichtigsten Absatz- und Bezugsgebietes
Deutschlands, die Reparationskohlen, die Wegnahme von Lokomotiven, die voll-
kommene Entblößung von Rohstoffen, die Valutahopsereien, die kriegs-
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gesetzlichen Hemmungen des freien Wirtschaftsverkehrs, die kommunistischen
Aufstände usw., alles das hat nicht verhindern können, daß der deutsche Handel,
die deutsche Industrie sich besser entwickeln konnten als in irgendeinem anderen
Lande. Den Beweis liefert uns unmittelbar die Arbeitslosenstatistik. Wäre die
Aufnahmefähigkeit der Märkte in Amerika und in England durch die
Deflationspolitik und durch die aus ihr entstandene Arbeitslosigkeit nicht auf so
niedrige Stufe gesenkt worden, dann wäre die Lage in Deutschland noch ungleich
günstiger in bezug auf den Beschäftigungsgrad der Industrie. Auch hätte dann die
größere Nachfrage die Entwicklung zu den Dumpingpreisen verhindert. Diese
Dumpingpreise sind eine unmittelbare Folge der durch die Arbeitslosigkeit bewirk-
ten Verarmung der breiten Massen in Amerika und in England. Natürlich spielen
die deutschen gesetzlichen Eingriffe in die Preisgestaltung, die Wuchergesetze,
auch noch eine Rolle in der Sache.


Die vorgeschlagene, gesetzlich geregelte Inflation des USA-Indexes würde die
von der amerikanische Währungspolitik ausgehenden Hemmungen der Wirtschaft
augenblicklich beseitigen, und zwar um so sicherer, als die Inflation dann kein spe-
kulatives Element der Unternehmerrechnung wäre, das versagen, dessen Höhe
niemand im voraus berechnen kann, dessen Schwankungen in Höhe und Zeit voll-
kommen unbekannt sind, sondern ein allgemein bekannter, gesetzlich festgelegter
Faktor. Furcht vor neuen Preisstürzen braucht dann kein Unternehmer mehr zu
haben. Die jetzt in den Banken brachliegenden Gelder, Idle Money, werden sofort
von den Unternehmern abgeholt werden, um damit alle die Werke in Angriff zu
nehmen, die sie bisher aus Rücksicht auf die Deflationspolitik immer wieder
zurückstellen mußten. So daß mit Sicherheit angenommen werden kann, daß mit
derselben Plötzlichkeit, womit die Wirtschaftskrise über die USA hereinbrach, sie
nun auch wieder verschwinden wird.


Nach den in „The Nation“ vom 25. Januar veröffentlichten Berechnungen des
Senator Ladd hat die Deflationspolitik der USA den Farmern Amerikas im Jahre
1920 einen Verlust von 14 Milliarden Dollar und im Jahre 1921 einen solchen von
18 Milliarden Dollar verursacht. Verständlich werden diese gewaltigen Zahlen,
wenn man erfährt, daß laut Mitteilungen des Amtes für Arbeitsstatistik die Preise für
landwirtschaftliche Erzeugnisse vom August 1920 bis August 1921 um durch-
schnittlich 47% gefallen sind, und daß in Amerika, wie überall, der Rückgang der
Löhne und sonstigen Produktionskosten dem Niedergang der Preise folgt, nicht
aber vorangeht.


Mit der hier vorgeschlagenen, gesetzlich geregelten Inflation des amerikanischen
Indexes wird diese Farmernot in völlig befriedigender Weise geordnet ohne daß
irgendwelche besonderen Maßnahmen nötig sein werden. Die Inflation wird gut-
machen, was die Deflation verdarb. Und dies gilt für alle Länder, die unter der
Deflationspolitik und der sie begleitenden Arbeitslosigkeit leiden, namentlich also
auch für England, dessen Währungspolitik selbstverständlich ebenfalls auf Inflation
eingestellt sein wird, wenn auch England in der Wahl des Inflationssatzes autonom
vorgehen können wird, da nur der Dollar als Grundlage der internationalen
Verpflichtungen gelten soll, darum auch nur der USA-Index internationale
Bedeutung hat. 


118







So könnte z. B. England den Inflationssatz niedriger ansetzen, etwa auf 3% statt
auf 5% um so allmählich den ursprünglichen Stand des Pfundes zum Dollar wieder
herzustellen. Dollar und Pfund Sterling würden so automatisch ineinanderwachsen;
je größer der Unterschied in den beiden Inflationssätzen, um so schneller würde
das geschehen. Dasselbe gilt selbstverständlich für alle übrigen Staaten. Die
Inflation des USA-Indexes gibt allen Staaten die Gelegenheit und die wirtschaft-
liche Möglichkeit, in mehr oder weniger kurzer Zeit ihre Währung in ein stabiles
Verhältnis zum Dollar und zum Sterling zu bringen. Sie bildet einen Übergang zu
der vom Freiwirtschaftsbund vorgeschlagenen internationalen Valuta-Assoziation.


Es soll natürlich hier nicht verheimlicht werden (s. das Motto), daß die Inflation
sich auf Kosten der Gläubiger vollziehen wird. In dieser Angelegenheit ist aber sehr
viel zu sagen. Und wenn wir alles sagen könnten, so würden wahrscheinlich die
Gläubiger aller Länder diejenigen sein, die sich in erster Reihe für die Durch-
führung der hier vorgeschlagenen Inflation einsetzen würden. Unmittelbar hat die
Deflation freilich viele Gläubiger begünstigt, insofern als sie für das Geld mehr
Ware kaufen können. Aber nur unmittelbar. Wieviel die Gläubiger dadurch verlie-
ren, daß ihre Schuldner infolge der andauernden Krise zahlungsunfähig wurden, ist
natürlich nicht festzustellen, doch dürfte in vielen Fällen bei Andauer der jetzigen
Preise das Kapital der Gläubiger als im höchsten Grade gefährdet zu betrachten
sein. Wie oft ist doch schon aus einer Deflation und der ihr folgenden Arbeits-
losigkeit eine Revolution entstanden, die das Kapital der Gläubiger vernichtete.


Aber auf einen Grund allgemeiner Natur, der für die vorgeschlagene Inflation
spricht, möchte ich hier die besondere Aufmerksamkeit lenken. Die Pfänder, die
das Vermögen der Gläubiger sichern sollen, und die in der Regel aus den
Produktionsmitteln der Unternehmer und Bauern bestehen, also Land, Häuser,
Fabriken, sind durch den Krieg und die darauffolgende Krise in der ärgsten Weise
mitgenommen worden. Die Produktivität der Arbeit hat außerordentlich gelitten. In
der Zeit, wo der Arbeiter den demoralisierenden Einflüssen des Krieges ausgesetzt
war, sind daheim die Maschinen verrostet, sind die Gebäude verwahrlost, sind die
Felder verunkrautet. Wer soll nun diesen Schaden tragen? Nur allein der
Schuldner? Wäre es nicht gerecht, daß auch der Gläubiger einen Teil des
Schadens trüge? Nun gut. Die Inflation, in der, wie vorgeschlagen, gesetzlich gere-
gelten Form, würde dem Gläubiger diesen Teil aufbürden, und zwar in einer Weise,
die seine Kaufkraft zwar schmälert, die aber seine Zahlungsfähigkeit etwaigen
eigenen Gläubigern gegenüber völlig unberührt läßt. Auch in den Händen der
Gläubiger behält der inflierte Dollar, natürlich seinen Charakter als vollgültiges,
gesetzliches Zahlungsmittel. Man beachte in diesem Zusammenhang noch das 
folgende.


Finanzielle Gesichtspunkte. Die Deflationspolitik hat allen Staaten, die sich daran
beteiligten, schwere finanzielle Schwierigkeiten gebracht. Überall arbeitet der Staat
mit Defizit, und das ist auch erklärlich. Der Staat hat nur so lange Geld, als die
Steuerquellen fließen. Mit der Krise gehen auch die Staatseinnahmen zurück, wäh-
rend die Ausgaben mit 
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der Krise vielfach wachsen. Man denke nur an die Ausgaben, die dem englischen
Staate, den Gemeinden aus der Unterstützung der Arbeitslosen erwachsen.


Wenn nun die gewöhnlichen Steuern, die der Verkehr, die Wirtschaft, der Handel,
die Zölle einbringen, mit der Krise zusammenschrumpfen, dann bleibt den Staaten,
den Gemeinden nichts anderes übrig, als neue Steuern zu erfinden. Es sind dann
in der Regel Einkommenssteuern, die die Gläubiger in erster Linie treffen. So daß
auch aus diesem Gesichtspunkt heraus die Gläubiger stärker als die werbenden
Klassen an der Inflation, wie sie hier vorgeschlagen wird, ein unmittelbares
Interesse haben.


Mit der Inflation werden sofort alle Betriebe wieder mit Volldampf arbeiten kön-
nen. Alle Steuerbrünnlein werden wieder fließen, und zwar in ständig verstärkten
Güssen, und wenn, wie vorgeschlagen, die Inflationszeit auf einen längeren
Zeitraum sich erstreckt, dann dürften bald Überschüsse dort erscheinen, wo heute
nur von Defizits gesprochen wir. Man vergleiche, wenn man in dieser Sache nicht
der Logik allein trauen will, die Staatsfinanzen aller Staaten mit dem Index der
Warenpreise. Man wird regelmäßig, sogar mit tödlicher Sicherheit Defizit im
Staatsbudget als Begleiterscheinung der Deflation und Überschüsse bei Inflation
wahrnehmen.


Theoretische Gesichtspunkte. Die dynamischen, merkamotorischen
Eigenschaften des Geldes, die bislang nur wenigen bekannt waren, haben sich
infolge der Ereignisse der letzten Jahre weiteren Kreisen offenbart, und mit ihrer
Offenbarung entstand auch naturgemäß der Wunsch, diese heute noch völlig hem-
mungslos sich auswirkenden Kräfte eingehend zu studieren, um sie zu bändigen
und sie dann in den Dienst der Wirtschaft und des Wiederaufbaues zu stellen. Das
Wunder, das man heute erlebt, daß in dem am meisten mitgenommenen Staate,
Deutschland, der Beschäftigungsgrad der Industrie größer ist als in den anderen
Staaten, ist eine direkte Wirkung der Dynamik des Geldes.


Die gesamte Volks-, Privat- und Weltwirtschaft löst sich auf in einzelne
Tauschhandlungen und zu jeder dieser Tauschhandlungen gehört Geld, Geld in
irgendeiner Form, Bargeld oder auf Geld lautende Schuldurkunden. Nun hat das
Metallgeld oder das in Metall einlösbare Papiergeld die Eigentümlichkeit, daß es
den Tausch versagt, wenn es in die Hände eines Sparers kommt (der es nur gegen
Zins und Sicherheiten ausgibt) oder wenn die Marktverhältnisse keine genügenden
Sicherheiten bieten, was immer dort und dann der Fall ist, wo die Währungspolitik
auf Preisabbau eingestellt ist, wo darum jeder, der Geld in Ware anlegt, damit rech-
nen muß, daß der Wiederverkauf infolge eben des Preisabbaues weniger Geld
zurückbringen wird, als die Ware gekostet hat. Die merkamotorischen Kräfte des
Geldes werden durch den Preisabbau unbedingt lahmgelegt, sobald der
Preisabbau Programm der Notenbank wird und das Publikum damit rechnet, daß
die Notenbank die Macht hat, solche Politik durchzuführen, was in den USA eben
der Fall ist. Gegen diese Wirkungen des Preisabbaues gibt es kein anderes Mittel,
als den Preisabbau einzustellen. Jede private oder korporative Anstrengung, gegen
den Strom des Preisabbaues vorzugehen, hat regelmäßig den ärgsten Mißerfolg
zu gewärtigen. Aber auch die Ein-  Einstellung
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stellung des Preisabbaues dürfte den Besitzern des Geldes als Sicherheit nicht
genügen, wenn der Markt so starke Erschütterungen durchgemacht hat, wie zurzeit
in USA. Der kreditgebende Geldbesitzer stellt heute infolge des allgemeinen
Mißtrauens, dem noch auf lange Zeit hinaus durch die Tagesereignisse immer wie-
der Nahrung gegeben werden wird, ganz besondere Bedingungen an die Hergabe
seines Geldes. Es will doppelte und dreifache Sicherheiten haben und solches ver-
langsamt die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, mit der Wirkung, daß eine ver-
doppelte und vervielfachte Geldmenge (Gold) nötig wird, um die gleichen Umsätze
auszuführen. Schon aus diesem Grunde ist die Wiedereinführung der Gold-
währung als Welttauschmittel nicht möglich. Die Ereignisse auf dem Geldmarkt
August 1914, wo wir überall das Gold von der Bildfläche verschwinden sahen, 
würden sich überall und in jedem Lande beim geringsten Alarm wiederholen. Das
Metallgeld, namentlich das Gold, braucht ja zu seiner Funktion als Tauschmittel
unbedingte Sicherheit vor Krieg, Revolution, vor staatlichen Zugriffen
(Zwangsanleihen), ja sogar vor Börsenalarm.


Aus diesen und vielen anderen Gründen brauchen wir zurzeit ein derberes, 
mutigeres Geld als das Gold, ein Geld, das auch dann nicht versagt, wenn sich der
politische Himmel verfinstert. Ein solches Geld wäre der, der gewollten, gesetzlich
geregelten Inflation ausgesetzte USA-Dollar. Er sichert mit unter allen Umständen
zureichenden Mitteln den Unternehmer und Kaufmann vor jedem Preissturz oder
Preisrückgang, da die Mittel zu dieser Sicherung unerschöpflich der Notenbank
(Federal Reserve Bank) zur Verfügung stehen. Und das ist es, was zurzeit für die
Wiederaufnahme des Handels, des Welthandels auf der Grundlage des Kredites
und Vertrauens vor allem not tut.
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Die Statistik im Dienste der Politik


FFF. Die amtliche Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“ veröffentlicht eine


Zusammenstellung, aus der hervorgeht, daß die deutschen Aktiengesellschaften


für das Jahr 1918 bis 1919 1332 Millionen Mark Papiergeld an Dividenden aus-


schütteten. Es waren 8,07 Prozent des Kapitals von 3382 Aktiengesellschaften.


Der „Vorwärts“, dem wir diese Notiz entnehmen, beanstandet, daß das statisti-


sche Amt unerwähnt läßt, daß die Aktiengesellschaften außer den Dividenden noch


Gratisaktien und Bezugsrechte an die Aktionäre abgaben, wodurch ein falsches


Bild von der Rentabilität der Aktiengesellschaften gegeben würde. Der „Vorwärts“


spricht von einer Verwässerung des Aktienkapitals zwecks Verschleierung der wirk-


lichen Dividende.


Wir geben zu, daß die Aufstellung des Statistischen Amtes irreführend ist und


daß sie mißbraucht werden kann, wie das die Berliner Handelskammer durch die


Veröffentlichung und Verbreitung des Artikels von Kommerzienrat Deutsch auch


schon getan hat. Aber wäre das Bild vom Ertrag der deutschen


Aktiengesellschaften deutlicher geworden, wenn das Statistische Amt die


Gratisaktien und die Bezugsrechte mit in die Dividende eingerechnet hätte? 


Durch die Papiergeldwirtschaft ist das Aktienkapital aufgebläht worden und durch


die Verteilung der Gratisaktien wird der aufgeblähte Körper dem verwässerten


Papiergeld angepaßt. Mehr geschah hier wahrhaftig nicht. Wenn die


Aktiengesellschaften die Dividenden in Gold verteilten, so kämen statt der 8,07


Prozent knapp 0,30 Prozent heraus. Nach der gleichen Statistik war der Ertrag der-


selben Gesellschaften im Jahr 1912-13  8,74 Prozent gewesen. In Papiergeld


umgerechnet wären das heute 250 Prozent. Um bei der Verwässerung des


Aktienkapitals Schritt zu halten mit der Verwässerung des Papiergeldes, müßte


man eigentlich heute jedem Besitzer einer Aktie aus der Vorkriegszeit 25 bis 30


Gratisaktien aushändigen, dann wären die Aktienbesitzer noch um 
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keinen Pfennig reicher als vor dem Krieg. Wieviel die deutschen Aktionäre heute


„verdienen“, das kann man am Dollarkurs der deutschen Aktien genauer ermessen


als an der Aufstellung des Statistischen Amtes und an der vom „Vorwärts“ an die-


ser Aufstellung geübten Kritik. Hier Politik, dort Politik. Wir aber brauchen Klarheit.


Die Versiegelung der Notenpresse durch die Entente
Die Notenpresse, die seit 1914 das Defizit im Reichstag deckt, soll jetzt stillgelegt


werden. Das, was wir aus eigenem Antrieb zur Rettung der Staatssouveränität


nicht zu tun vermochten, das wird jetzt Havenstein unter den Kolbenstößen der


französischen Soldaten tun müssen. Und jeder Deutsche, der etwas Ehrgefühl hat,


wird die Schläge persönlich spüren, die auf die dürren Rippen des alten preußi-


schen Bürokraten fallen werden. Hat Havenstein solche Behandlung verdient?


Die Verstaatlichung der Reichsbank ist von jeher eine Forderung der Agrarier


gewesen. Und wie immer war diese Forderung von den Anhängern der


Goldwährung mit Erfolg damit bekämpft worden, daß sie sagten: Ist die


Notenpresse einmal in der unmittelbaren Gewalt des Reiches (!), so wird sie zu


einem politischen Zankapfel. Die Agrarier werden sich ihrer bemächtigen, um mit


weichem Papiergeld den harten Druck der Hartgeldschulden zu mildern. Die


Reichsbank AG bildet einen Puffer im ewig tobenden Kampf zwischen Gläubigern


und Schuldnern.


Die Erfahrung hat bewiesen, daß es sich hier nur um einen Scheingrund han-


delte. Die, die all die Jahre die Reichsbank AG für ihre privaten Börsenraubzüge


auszunutzen verstanden, erfanden diesen Schwindel, weil sie keinen vernünftigen


Grund gegen die Verstaatlichung der Notenbank entdecken konnten. Daß niemand


es mit der obigen Begründung ernst nahm, ging daraus hervor, daß die


Reichsbank AG, als es darauf ankam, wirklich einmal als Puffer zwischen Fiskus


und Notenpresse zu wirken, nicht den leisesten Versuch machte, den Pressionen


des Reiches standzuhalten. Zum mindesten hätte das Direktorium zur Wahrung


ihrer mit jener Behauptung unlösbar verquickten Ehre abtreten, die Stempel ihrer


Banknoten vernichten und überhaupt nur der Gewalt weichen müssen. Nach dem


Sinne des Bankgesetzes war sie dazu verpflichtet. So wie sie gegründet war, sollte


sie im Falle eines Konfliktes der Gewalt des Staates auch Gewalt entgegenstellen,


d. h. also alles tun, was den Mißbrauch der Notenstempel durch den Usurpator


erschweren konnte. Die Notenstempel waren Eigentum der Reichsbank AG. Aber


nichts Ähnliches hat die Reichsbank AG getan, ja Helfferich, Vorsitzender des


Vereins zum 
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Schutze der deutschen Goldwährung, war der erste, der bei Kriegsausbruch als


Reichsschatzsekretär die Reichsbank verführte und sie in den Bann des Lasters


lenkte. Sollten wir nun Havenstein – Helfferich bemitleiden, wenn sie – sales


hoches – mit französischen Kolbenstößen an ihre eigenen Grundsätze erinnert


werden?


Man lese die neue zum Himmel schreiende Anklageschrift Alexander
Schneiders, Amtsrichter in Nürnberg (1) und dann urteile man. Wenn die Größe


eines Verbrechens nach dem Schaden beurteilt und bestraft werden soll, den das


Verbrechen verursacht hat, dann, na dann müßte man Havenstein zum mindesten


ins Exil in die schaurige Einöde Madeiras zu Kaiser Karl schicken. Denn ein 


größeres Verbrechen ist dann nie begangen worden.


Wer hat mit der Notendruckerei zuerst angefangen? Die Kaiserliche Regierung


war es. Sie hat zuerst das Geleise ausgefahren, aus dem seither die demokrati-


sche Regierung sich vergebens bemüht wieder herauszukommen. Prinzipiis obsta!


Und den ersten Schritt tat Helfferich. Somit wundert es uns, daß die „Deutsche


Tageszeitung“ es ist, die in ihrer Nr. 24 vom 14. des Monats die Frage der


Verantwortung zur Sprache bringt und bei der Gelegenheit noch der


„Volksregierung“ einen Hieb versetzen möchte. Die Volksregierung läßt die


Notenpresse laufen, die die Kaiserliche Regierung mit gewaltigem Schwungrad


versah und in Bewegung setzte.


Aber vieles, was die „Deutsche Tageszeitung“ über die Stillegung der


Notenpresse sagt, ist richtig und wird die stutzig machen, die sich bisher nur wenig


mit der Währungsfrage befaßt haben. Die Frage ist die: ob eine parlamentarische
Parteiregierung den Willen und die Kraft hat oder vielmehr haben kann, ohne ihre
Existenz zu gefährden, eine Befestigung der Mark vorzunehmen.


So fragt die „Deutsche Tageszeitung“! Diese Frage habe ich bereits vor drei


Jahren gestellt (generell für alle Staaten stellte ich sie schon vor 20 Jahren in mei-


ner Schrift: „Die Grenzen der Notenausgabe“) und habe sie damals glatt verneint.


Die Ereignisse haben bewiesen, daß ich damals recht hatte.


Nicht unsere Regierung stellt den Notendruck ein, fremde Bajonette sperren den


Druck und befehlen.


Und welche politische Situation durch den nun schon 8-jährigen Mißbrauch der


Notenpresse geschaffen wurde, zeigt ein anderer Satz aus der „Deutschen


Tageszeitung“:


„Eine Welle der Empörung würde sich gegen die Regierung erheben, die durch


die Stillegung der Notenpresse plötzlich den Forderungen nach Lohn- und


Gehaltserhöhungen zur Begegnung der infolge der Geldvermehrung immer weiter


steigenden Preise entgegentreten werde. Daß ohne solche Stillegung aber keine


Ordnung, weder in die Staatsfinanzen noch in das private Wirtschaftsleben hinein-


kommen kann, darüber ist man sich wohl an keiner Stelle im Unklaren, nur scheut


man vor der Tat zurück.“
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So ist es in der Tat. Aber zum Glück handelt es sich nur um eine Welle der


Empörung und die Wellen haben die Eigentümlichkeit schnell abzuebben, wenn sie


auf harten Widerstand stoßen. Und diesen harten Widerstand, den liefert jetzt nicht


eine souveräne Tat unserer Regierung, sondern der Gewehrkolben des fremden


Soldaten.


Die Diktatur, die Diktatur einer Räteregierung, wie sie in München in Angriff


genommen wurde, hätte die politischen Schwierigkeiten, die die „Deutsche


Tageszeitung“ richtig kennzeichnet, noch überwinden können, wenn die deutsche


Arbeiterschaft nicht durch den Marxismus entzweit gewesen wäre. Jetzt ist es auch


damit aus. Jetzt diktiert nicht das deutsche Proletariat, sondern der Franzose.


Vielleicht betrachtet die „Deutsche Tageszeitung“ und mit ihr alle „deutsche


Patrioten“ letzteres als das kleinere von zwei Übeln.


Aber jetzt wird es ernst! Jetzt hat der „Jux“ ein Ende im Deutsch Reich! Jetzt


werden wir es erfahren, welche Rolle das Geld in der Wirtschaft spielt.


Wir Freiwirte sind ja immer ausgelacht worden von der KPD, der SPD und der


USPD, wenn wir die Aufmerksamkeit auf das Geldwesen lenkten. Als ich in


München mich daran machte, das Proletariat aus den Armen der Börse, der


Geldmacht, der großen Krake zu befreien, da – wer weiß auf wessen Befehl –


setzten mich die Kommunisten ab!


Aber jetzt Leutchen paßt auf, jetzt wird die Notenpresse nach englisch-amerika-


nischem Muster auf „Preisabbau“ eingestellt werden! Jetzt werdet ihr etwas er-


leben. Jetzt wird es krachen! Und je mehr es kracht, um so mehr freut sich der


Vormund, den ihr euch in der Person des Franzosen bestellt habt. Jetzt sitzt der


Keil in allen Parteien, in allen Arbeiterorganisationen.


Spaltung auf Spaltung wird kommen, bis alles aufgelöst ist in einem wüsten Brei
von Wahnsinnigen, die sich gegenseitig erwürgen.
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Das Ehrgefühl der Dickhäuter


Hott – Haar – Hüh!!!
Fürstenvertreiber – Ententeknechte!
Blutopfer, ja – Geldopfer nein!
Giesbert erhöht den Posttarif, nicht weil das skandalöse Defizit ihn dazu treibt,


sondern weil die Entente es befohlen hat.


Hott, Deutsches Reich!
Der Eisenbahnminister revidiert den Bahntarif aus den gleichen Gründen. Ohne


die Entente würde er die gleiche Wurstelei, wie bisher, fortsetzen.


Haar, Deutsches Reich!
Havenstein benachrichtigt den Finanzminister, daß es jetzt an der Zeit ist, die


Vermögensabgabe zu erheben, weil die Entente ihm leider die Notenpresse ver-


siegelt habe.


Hüh, Deutsches Reich!
Hott, haar und hüh! Und die demokratischen Minister folgen, als ob sie von


Jugend an nichts anderes gehört hätten als hott, haar und hüh!


Uns kann es recht sein.


Ein Volk, das auf dem Altar des Vaterlandes nur Blut, aber kein Gold zu opfern


bereit ist, verdient nichts besseres als den Stachel des Ochsentreibers.


Das Ehrgefühl der Dickhäuter kitzelt man am besten mit der Lanze.


Hüh, Hüh, Deutsches Reich!
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Die Rote Garde vor Mammons Tempel!


Nicht durch das, was die Parteipresse den Lesern an Tatsachenmaterial vorsetzt,
schafft sie den einseitig orientierten Parteimann, auch nicht mit der Redaktion der


Leitartikel gelingt ihr das. Der redaktionelle Teil der Zeitung steht unter der


Kontrolle der Logik der Leser und der Tatsachen. Hier kann nicht viel parteipoliti-


scher Schwindel getrieben werden. Aber durch das, was dem Leser an


Tatsachenmaterial verheimlicht, d. h. unterschlagen wird, wirkt die Presse im Sinne


des Parteigeistes, stellt sie die von ihr verbreiteten Nachrichten in das Zwielicht der


Parteiinteressen, schafft sie den elenden Tropf, den Parteimann, den Mann, der


das weiße Licht nicht mehr verträgt und alles nur durch das gefärbte Licht des


Parteiprismas betrachten kann. So ist
der Parteigeist
das Erzeugnis der Urteilsfälschung mittels systematisch betriebener


Unterschlagung des zur Bildung des objektiven Urteils nötigen Tatsachenmaterials,


ein Erzeugnis der Lüge,


verabscheuungswürdiger Lüge! Wer alle Tatsache erfährt, geht zumeist sehr


schnell der Partei verloren. Er entwickelt sich über die engen Grenzen des


Parteiprogrammes hinaus. Er sieht das Ganze, und „aufs Ganze“ heißt dann auch


bald sein Programm.


Die Männer, die jetzt immer zahlreicher aus den proletarischen Parteien zu uns


stoßen, sind zumeist ganz verdutzt, wenn sie durch unsere Literatur mit den


Tatsachen bekannt werden, von denen unsere antikapitalistischen Forderungen


ausgehen. Und sie fragen dann erstaunt, wie es möglich war, daß die proletarische


Presse sie in solcher Unwissenheit lassen konnte. Und dieses Verdutztsein ver-


wandelt sich regelmäßig in helle Empörung, wenn sie erfahren, daß die freiwirt-


schaftliche Bewegung schon so alt ist und daß weder der Vorwärts, noch die


Freiheit, noch die Rote Fahne bisher mit keiner Zeile den freiwirtschaftlichen Kampf


gegen den Kapitalismus erwähnt haben. „An die Mauer, mit ihnen, so bald das


Revolutionstribunal in Tätigkeit tritt“, das ist ihre Forderung, die nicht selten er-


hoben wird, und die erst dann verstummt, wenn 
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der Blick dieser Männer sich in unseren Kreisen erweitert und sie sich befreit


haben vom Rachegeist, der den engen Parteigeist regelmäßig begleitet.


Im „Physiokrat“, den Georg Blumenthal von 1912 ab herausgab, bis er der


Kriegszensur verfiel, wurde die proletarische Wirtschaftspolitik, wie sie der Vorwärts


vertrat, einer regelmäßigen Kritik unterworfen und in all der Zeit bis auf den heuti-


gen Tag ist der Physiokrat vom Vorwärts nicht mit einem Wort erwähnt worden.


(Anm. der Redaktion: Vom Werk Silvio Gesells „Die natürlicher Wirtschaftsordnung“


wurde seit 1906 von jeder neuen Auflage dem Vorwärts ein


Besprechungsexemplar zugeschickt und bis jetzt, wo die 5. Auflage erscheint, wis-


sen die Leser des Vorwärts nichts von der Existenz dieses Werkes, eines Werkes,


das von Anfang bis zum Ende dem Kampf wider den Kapitalismus gewidmet ist!!!)


Was steckt hier dahinter? Cui bono? Wem nützt das Totschweigen eines Werkes,


das die Grundmauern des Kapitalismus untergräbt und dem Proletariat für seinen


Kampf die Waffen geschmiedet hat? Wer hat in der Redaktion des Vorwärts hier


die Zensur geübt? Wer ist der erbärmliche Wicht gewesen, der den einzigen Feind,


den Mammon wirklich zu fürchten braucht, durch solche Unterschlagung all die


Jahre entwaffnete? Diese Frage stelle ich der sozialdemokratische Parteileitung


hier in aller Form.


Und diese Frage ist sehr ernst. Ich sehe mich gezwungen, es hier gleich zu


sagen: Den Rachegeist der einzelnen Genossen, den können wir heute noch 


bändigen, den Rachegeist der Massen aber, die morgen zu uns stoßen werden,


den zu bändigen, dazu wird uns weder die Zeit noch die Macht zur Verfügung 


stehen. Die tobende Masse wird das Leben fordern von den Männern, die sie


durch Unterschlagung solchen Materials belogen und betrogen und die Möglichkeit


der Befreiung beraubt haben. Und ich warne Euch, Genossen! Wer sich von Euch


hier schuldig fühlt – Unerfahrenheit, Leichtfertigkeit, sogar parteipolitsche


Begeisterung wären keine Entschuldigung, der lasse sich schleunigst die Pässe


ausstellen und fahre dorthin, wo es keine Laternenpfähle gibt! Denn sollten die


Massen, die durch das Fiasko der proletarischen Aktionen und durch die fortge-


setzten, wie auf kapitalistisches Kommando kommenden ewigen Spaltungen aufs 
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Äußerste mißtrauisch gewordenen Massen an Euch einmal obige Frage stellen,


dann wird kein Mensch noch eine Bartolomäusnacht verhindern können. Noch ist


es Zeit. Noch könnt ihr durch Übernahme des freiwirtschaftlichen


Regierungsprogrammes den Beweis liefern, daß es Euch wirklich heiligster Ernst


ist mit der Bekämpfung des Kapitalismus, daß Euch das Leben des Proletariats


höher steht als Partei und Dogmen, und daß, wenn Ihr schon in all den Jahren


noch niemals an der Goldwährung Kritik geübt habt und das Zinsproblem aus der


Diskussion ausgeschaltet habt, dies einfach aus Unkenntnis geschah, nicht aber


auf höheren Befehl der Börse und der Bankokratie, die Euch als Schutzgarde des


Kapitalismus mißbraucht, wahrscheinlich, ohne daß ein einziger von Euch es bis


jetzt gemerkt hat.


Es ist bekannt, daß in der Leitung der proletarischen Presse, der SPD, der


USPD, der KPD niemand anzutreffen ist, der den Drehpunkt der Wirtschaft, die


Währungsfrage und die Zinsfrage ernsthaft studiert. Das geht schon aus den


Widersprüchen der empfohlenen Aktionen hervor. Das wichtigste Gebiet des


Kapitalismus habt Ihr in all Euren Parteileitungen und Zeitungen vertrauensselig


einem Mann überlassen, den nur die Kapitalisten, die Börsen- und Bankenkönige


in Eure Kreise als Fachmann haben einschmuggeln können. Forscht danach,


packt ihn und dann hinaus mit ihm!


Barthels – Havenstein


1. Betrug: (Dolus) arglistige Täuschung


2. Im strafrechtlichen Sinne liegt betrug vor, wenn jemand in der Absicht, sich


oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das


Vermögen eines anderen dadurch schädigt, daß er


3. durch Vorspiegelung falscher Tatsachen oder


4. durch Unterdrückung oder


5. Entstellung wahrer Tatsachen


6. einen Irrtum erregt oder unterhält.


Zu 2. wäre zu sagen, daß, wenn Havenstein Betrug beging, er ihn für Rechnung


des Reiches beging, 
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wobei allerdings noch zu untersuchen wäre, ob die Reichsbankaktionäre nicht


auch einen, wenn auch unbeabsichtigten Vorteil davon hatten. Das Reich aber


beging den Betrug zugunsten bestimmter Klassen von Steuerpflichtigen, die man


auf Kosten der durch den Betrug geschädigten schonen wollte.


Zu 3 ist zu sagen, daß die Notenbank (Reichsbank) durch die Inschrift der


Banknoten: 100 Mk. zahlt die Reichshauptbankhauptkasse in Berlin ohne
Legitimationsprüfung dem Einlieferer dieser Banknote falsche Tatsachen vorspie-


gelt. Zum mindesten gehörte auch den Noten, die die Bank jetzt druckt, ein


Vermerk, daß die Bank bis auf weiteres nicht zahlt. Durch Unterdrückung (4) dieser


Tatsachen in der Inschrift der Noten, die die Bank heute druckt, setzt sie die Bürger


der Gefahr aus, daß sie von Betrügern geschädigt werden. Ein Ausländer z. B.,


dem man die frisch von der Druckerei kommende Note zeigen würde, könnte, ja


müßte sogar glauben, daß die Reichsbank die Barzahlungen wieder aufgenommen


habe. Es steht ja so geschrieben.


Wenn die Reichsbank nun auf das Datum der Noten hinweisen wollte (auf einer


mir vorliegenden Banknote, die noch nicht einmal trocken ist und einen scharfen


Farbgeruch verbreitet, steht die Jahreszahl 1910!) dann würde sie ihre Lage noch


verschlimmern, denn dann wäre die Frage berechtigt, warum die Reichsbank für


ihre heutigen Fabrikate eine Inschrift gebraucht, die unter ganz anderen


Voraussetzungen verfaßt wurde. Die Noten, die die Reichsbank heute nacht druk-


ken wird, tragen noch die Kaiserkrone. Ist hier nicht alles vereint, was oben als


Kennzeichen des Betruges unter Punkt 1, 2, 3, 4, 5, 6 genannt wurde?


Die Reichsbank glaubt vielleicht, daß ihr Kredit im Volk erschüttert ist und daß,


wenn sie neue Stempel mit dem Bildnis Eberts anfertigen ließe, diese im Verkehr


vielleicht auf Schwierigkeiten stoßen würden. So unsinnig dieser Glaube auch


wäre, so mag er doch eine entscheidende Rolle in den Maßnahmen der


Reichsbank spielen. Als mildernden Umstand wird man betrachten, daß die


Reichsbank am Ende ihres theoretischen Lateins ist. Sie hält die Banknote nun


einmal für einen Schuldschein, ihren Schuldschein, sie ist dem Inhaber – so glaubt


sie – etwas schuldig, wenn auch kein greifbares Gold, so doch ein leeres


Versprechen. Und es ist anzunehmen, daß wenn 
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man alle Sachverständigen der Reichsbank in einem Konklave bei Wasser und


Brot zusammenbrächte sie tatsächlich bei bestem Willen, solange sie an der


Schuldschein-Theorie festhält, keine andere Inschrift werden entwerfen können, als


die, die die Banknote heute trägt und die wir als offenkundigen Betrug oder als


höheren Blödsinn bezeichnen müssen. Die Reichsbank kann eben nicht den


Tatsachen entsprechend schreiben: „ Dies sind 100 (hundert) Mark D. R. W.“.
Denn wenn sie das schriebe, wäre es keine Banknote mehr. Die Reichsbank soll


doch Banknoten drucken, kein Papiergeld. Den Druck der Banknoten kann man


einer Privatbank übertragen. Papiergeld aber mit einer Inschrift ohne


Zahlungsversprechen, wie oben entworfen, das kann keine Bank herausgeben.


Das ist ein souveräner Akt, den das Reich allen, ohne Mittelspersonen, also ohne


die Reichsbank AG auszuführen hat. Die Reichsbank AG ist durch das Bankgesetz


nur befugt, Banknoten auszugeben, also bei Sicht zahlbare Schuldscheine. Würde


man ihr anderes Geld als Banknoten abverlangen, also regelrechtes Papiergeld,


dann würde ihr die Lage endlich klar werden, in der sie sich befindet und dann


würde sie vielleicht den Mut gewinnen, den Reichsfinanzministern die Antwort zu


geben, die der König von Sachsen als letzte Herrschertat den Demokraten gab –


macht doch euren D... alleene. Ihr wollt von uns Papiergeld und unsern Kredit dazu


mißbrauchen – so ist es doch wohl gewesen, Herr Helfferich? – wir aber können


nur Banknoten drucken. Wollt ihr Papiergeld, so druckt es selber als ersten Akt der


souveränen Republik.


Der Prozeß Barthels – Havenstein wird wahrscheinlich so verlaufen: Havenstein


wird die Verantwortung für den Druck der Banknoten – den betrügerischen Akt –


auf höhere Gewalt, auf den Reichsfinanzminister abwälzen. Der Finanzminister


aber wird sagen, er habe in Geldangelegenheiten diktatorischer Gewalt, da die


Verfassungsgebende Versammlung in Weimar die Denkschrift des Freiland-


Freigeldbundes, worin Richtlinien für die verantwortliche Führung der


Reichswährung verlangt und entworfen werden, damit beantwortete, daß sie


vergaß, sich mit dem Geldwesen zu befassen
und also die Wiege des Staates, die Grundmauer der Volkswirtschaft und des


Gesellschaftslebens aus der 
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Verfassung ausschied. Ob bei diesem eigentümlichen Verfahren Wünsche der


Reichsbank und der hinter ihr stehenden Bankinteressenten maßgebend waren,


müßte untersucht werden. Daß die Kreise, die bisher das Reichsbankgesetz für


ihre Börsengeschäfte auszunutzen verstanden, weitausgreifende


Vorsichtsmaßnahmen, die bis in die Nationalversammlung reichten, ausführen,


kann man als selbstverständlich annehmen.


Die Macht des Geldes oder die Macht der


Produktionsmittel?


„Nach der Julirevolution ließ der liberale Bankier Laffithe, als er seinen Kompere


(Gevatter), den Herzog von Orleans, im Triumph auf das Rathaus geleitete, das


Wort fallen: „Von nun an werden die Bankiers herrschen.“ Karl Marx, Die Klassen-


kämpfe in Frankreich 1848/50.


Ob sie nicht schon früher und überall geherrscht haben? Ob Kaiser Karl V. ganz


unabhängig von den Fuggers war? Ob die Männer, die die Schatzwechsel der


Kaiser, der Könige, der Herzöge, der Demokratischen Regierungen in Holland 


diskontieren, nicht Wünsche äußern dürfen, die über die Höhe des Zinsfußes weit 


hinausgehen? Ob es sich bei diesen Wünschen der „herrschenden Bankiers“ nicht


auch manchmal um die Gemahlin des Kaisers gehandelt hat? Wenn die Bilder der


Herrscher der alten und neuen Zeit nicht geschmeichelt sind, dann rollt ent-


schieden viel Bankiersblut in den Adern der Fürsten.


Nun, Ihr Herren der Marxisten, was sagt Ihr zu solcher Macht? Ihr, die Ihr die


Macht des Kapitals im Besitze der Produktionsmittel wähnt? Ob jemals ein Bauer,


ein Mistfink, sogar ein Gutsbesitzer, die doch das Hauptproduktionsmittel besaßen


und noch besitzen, je einen einzigen Schatzwechsel diskontierten, und bei 


solchem Geschäfte Wünsche äußern konnten, die dem Herrscher Diktat sein 


sollten? Ich pfeife auf die Macht der Besitzer der Produktionsmittel, wie ich auf die


Macht der Kaiser, der Herrscher der Demokratischen Regierungen pfeife, die in


Geldverlegenheiten sind. Da ist so ein Bankier, der auf seinen Geldsäcken sitzt,


doch ein ganz anderer Kerl! Nicht wahr, Karl Marx?
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Nur 5 Prozent!


Die Hohenzollern brauchten 500 Jahre um Souverän über 30 Millionen Hektar


Land zu werden. 500 Jahre!


Ein Familienvater, der vor 250 Jahren ein akkumulatives Fideikommiß mit nur


100 Hektar gegründet hätte, der besäße jetzt nicht nur das Land der Hohenzollern,


sondern das ganze Deutsche Reich.


Die Presse des deutschen Proletariats darf die Rede nicht auf das Zinsproblem


bringen. Man spricht von der Sozialisierung, von Klassenkämpfen und anderen


unnützen Dingen, und wenn jemand vom uralten Zinsproblem redet, dem antwortet


man mit der Frage: Was sind denn 5% gegenüber dem Mehrwert, den der


Kapitalist aus unseren Knochen herausschindet. Im Privatbesitz an den


Produktionsmittel sitzt das Reptil, das uns das Blut aussaugt. 5% Zins, was will das


dagegen bedeuten? Mein Lohn beträgt 1000 Mark im Jahr (Goldmark). 5% davon


wären 50 Mark. Sie sehen, es lohnt sich nicht, davon zu reden. Und wenn auch


5% nach 250 Jahren das Kapital 63 000 mal vergrößern, was geht mich das an?


Ich lebe doch nicht 250 Jahre!


So naiv rechnet der Arbeiter, und seine Presse tut nichts, um den ungeheuren


Rechenfehler zu berichtigen. Der Marxist sieht eben nur die Fabrik, nur die Fabrik.


In den Wahlblättern und in den Reden der Marxisten kommt das Wort „Zins“ 


niemals vor!


Die Rote Garde vor Mamons Tempel.


Feurio! Feurio! Feurio! (FFF)


Hilferuf an die Sozialdemokratische Wissenschaft


Ich bin Marxist. Ich kenne die drei Bände in- und auswendig. Seit zwanzig


Jahren vertrete ich überall die Kapitaltheorie, wonach: der Unternehmer als Lohn


die Produktionskosten der Arbeitskraft bezahlt, dafür das Produkt der Arbeitskraft


eintauscht und den Unterschied beider Größen als Unternehmergewinn, als Profit


oder Mehrwert einstreicht.


Von der Richtigkeit dieses Satzes hängt die Richtigkeit der Marxschen


Kapitaltheorie schlechthin 
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ab. Nichts bleibt von ihr übrig, wenn dieser Satz falsch ist. Bis jetzt bin ich bei der


öffentlichen Vertretung dieser Lehre niemals auf ernsthaften Widerstand gestoßen.


Immer war es mir ein leichtes Spiel gewesen, alle Angriffe abzuschlagen, von wel-


cher Seite sie auch kamen. Aus jeder Debatte ging unsere Theorie strahlend in


Herrlichkeit als Siegerin hervor. Das machte mich übermütig. Wie der Esel, dem es


zu gut geht, wagte ich mich aufs Eis, trotz der Warnungen meiner Kameraden und


dem Verbot unseres Vertrauensmannes. Mein Selbstvertrauen veranlaßte mich zu


der tollkühnen Tat, in einer vom (Freiland-Freigeldbund) Freiwirtschaftsbund veran-


stalteten öffentlichen Versammlung in die Diskussion einzugreifen. Der ganze


Vortrag war ein einziger Angriff auf unsere Kapitaltheorie gewesen. So hielt ich es


für meine Pflicht, da keiner der anwesenden Genossen es tat, unseren Marx in


Schutz zu nehmen. Mir bekam dieser Opfermut schlecht, und den zu meiner Hilfe


herbeieilenden Genossen noch schlechter. Ich muß gestehen, diese


Freiwirtschaftler kennen unsere Theorie aus dem FF, (ja sogar aus FFF). Als ob


diese Freiwirte alle aus unseren Kreisen kämen. Mir erschien es, als ob sie den


Marx von einem erhöhten Gesichtspunkt aus betrachteten. Auf die gegen unsere


Theorie erhobenen schweren Einwände wußte ich, wußten wir nichts Stichhaltiges,


nichts Schlagendes zu erwidern und wir mußten uns unter dem Hohngelächter


unserer Kameraden aus dem syndikatischen, kommunistischen, anarchistischen


Lager, ja sogar unserer eigenen Leute als jämmerlich Geschlagene zurückziehen.


Sofort schrieb ich an unsere Presse, sie sollten unverzüglich, ehe noch größeres


Unheil angerichtet wird, zur freiwirtschaftlichen Kapitaltheorie Stellung nehmen. Sie


stützt sich, wie es scheint, auf die Untersuchungen Proudhons, und kann darum


schon mit der Sympathie breiter Massen, den aufgeklärtesten unserer Genossen


rechnen. Leider hat mich unsere Presse in dieser doch so überaus wichtigen


Sache im Stich gelassen. Der Redakteur entschuldigte sich damit, daß ihm die


Gesellsche Kapitaltheorie zwar einleuchte, daß sie jedoch einen Haken habe, denn


unser Genosse Konrad Schmidt, den wir doch alle als unseren hervorragendsten


Theoretiker ansehen, habe über Gesells Werk, die „Natürliche Wirtschaftsordnung“,


in den Sozialistischen Monatsheften wörtlich gesagt: „In der Keckheit des


Aburteilens und der Naivität der Beweisführung eine Rekordleistung. In der sprung-
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haften Unklarheit des Raisonnements tritt der Grundtypus utopische Denkart nur


um so deutlicher hervor“. Mit solcher Aburteilung ist mir aber nicht im geringsten


gedient. Mir wäre es lieber gewesen, wenn Genosse Schmidt an der Hand unserer


Theorie den Gesellschen Irrtum nachgewiesen hätte. Die Freiwirte gehen sogar mit


dieser „Kritik“ Konrad Schmidts hausieren. Sie sagen: Seht, so suchen sich die


Marxisten aus der Verlegenheit zu ziehen! Ein uralter Kniff!


Da ich nun in meinen Kreisen alles Ansehen zu verlieren fürchte, so richte ich


diesen Hilferuf an alle


Kenner der Marxschen Theorie
unverzüglich das Feuer unserer schweren Artillerie auf die Freiwirtschaftliche


Bewegung, die hier zu einer Volksbewegung auszuarten droht, zu eröffnen. 


Eile tut Not.


Inzwischen bleibt mir nichts anderes übrig, als nach dem Rat zu verfahren, den


die katholische Kirche den Gläubigen gibt, die der Gefahr ausgesetzt sind, durch


fürwitzige Fragen in die Enge getrieben zu werden: Das fraget mich nun, der ich


unwissend bin. Doktoren der Wissenschaft hat unsere heilge Kirche, die Euch zu


antworten wissen werden.“


An die Doktoren unserer Wissenschaft, an Bernstein, Kautsky, an Konrad


Schmidt wende ich mich in meiner Not: Helft mir, helft unseren Genossen da 


draußen, die den Angriffen der Freiwirte schutzlos ausgeliefert sind. Begründet 


das Urteil Schmidts in eingehender, schlagender Weise. Macht der neuen


Proudhonschen Pseudowissenschaft den Garaus.


Adam Zywiec 


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Die Begründung des Urteils 


im Bartels-Havenstein-Prozeß


Vergl. unseren Artikel in Nr. 4/1922


Havenstein als Präsident der Reichsbank ist unverantwortlich für die Notenpolitik


der Reichsbank, sagt das Urteil, durch das Bartels zu 1000 Mark Strafe wegen


Beleidigung verurteilt wurde. Für die Notenpolitik sei der Reichskanzler verant-


wortlich.


Danach hat das Deutsche Volk die Führung des weitaus wichtigsten und folgen-


schwersten Amtes einem 
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unverantwortlichen Subalternbeamten ausgeliefert, der, da er die entscheidenden


Richtlinien in der Notenpolitik vom Reichskanzler erhält, nicht einmal Fachmann zu


sein braucht. Für diesen Teil der Reichsbankgeschäfte genügt irgend ein gehorsa-


mer Beamter. Nun trägt aber der Reichsbankpräsident den Titel „Exzellenz“ oder


trug ihn wenigstens. Wem gab man nun den Titel?


a) Havenstein, als Büttel des Reichskanzlers, und Leiter der Notenpolitik; b) oder


Havenstein als Leiter der Aktiengesellschaft, genannt Reichsbank, deren


Geschäfte von Kohn und Meyer ebensogut und wahrscheinlich auch billiger


besorgt werden könnten? Im Reichstag, in der Presse wurde auch oft von der


„bewährten Leitung der Reichsbank“ gesprochen und Havenstein wie sein


Vorgänger Koch bezogen dieses Lob auf sich persönlich und zwar nicht auf ihre


gewöhnlichen Bankgeschäfte, sondern auf ihre Notenpolitik.


Im Urteil wird auch gesagt, daß Havenstein ein „hoher, allgemein geschätzter


Beamter“ sei. Diese Bewertung bezieht sich gewiß nicht auf die oben unter b)


bezeichnete Aufgabe, denn dieser Teil der Reichsbankaufgaben ist ganz gewöhn-


liche Dividendenpolitik der Reichsbankaktiengesellschaft, und braucht keine


Exzellenz. Und es wird ferner gesagt, daß „Havenstein seine ganze Kraft einsetzt,


um zu einer Gesundung der Deutschen Währungsverhältnisse zu gelangen.“ Wer


aber die Machtbefugnisse hat, die Währung zur Gesundung zu bringen, der hat


auch, wenn er falsch orientiert ist, die Mittel, um die Währung zu zerstören und den


volkswirtschaftlichen Betrug zu begehen, den Bartels Havenstein vorwirft. Die


Befugnisse des Arztes sind, oder sollten sein, größer als die des Scharfrichters.


c) Dann aber ist noch folgendes zu beachten: Wir haben nur ein Bankgesetz.


Alles, was wir an gesetzlichen Bestimmungen über die Notenpolitik besitzen, steht


im Bankgesetz. Ist es auch herzlich wenig und vielleicht auch nur Unsinn, so ist es


doch das „Gesetz“. Gesetze, die dem Reichskanzler die Notenpolitik vorschreiben,
gibt es nicht. Also muß sich auch die Notenpolitik des Reichskanzlers in den 
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Rahmen des Bankgesetzes, des einzigen Gesetzes, einfügen. Was der


Reichsbank also etwa vom Reichskanzler in der Notenpolitik „befohlen“ wird, wenn


es den Rahmen des Gesetzes überschreitet, (und nur um den Rahmen zu über-


schreiten, wird der Reichskanzler in die Notenpolitik eingreifen), muß demnach als


Willkürakt, als Gesetzlosigkeit, und wenn daraus Nachteile für Privatpersonen


erwachsen, als Betrug bezeichnet werden. Man kann auch nicht annehmen, daß


der Reichsbankpräsident, der dem Deutschen Volk als der Fachmann in


Währungsfragen gilt, im Gegensatz zum Reichskanzler, den man als bloßen


Politiker anzusehen gewohnt ist, sich von einem Laien Vorschriften gefallen lassen


wird, die dem Geist des Bankgesetzes und seiner Aufgabe als Hüter der Währung,


des kostbarsten Hortes des Volkes, widersprechen. Wenigstens würde solches


Verhalten nicht mit dem übereinstimmen, was man von „einem hohen Beamten“


erwartet. Der „hohe Beamte“ soll die Hochburg des Gesetzes sein, sich nicht zum


Instrument der Willkür prostituieren lassen. Er muß gegebenenfalls seine


Persönlichkeit der Willkür der „Vorgesetzten“ entgegen stemmen, und um so mehr


ist er dazu verpflichtet, je höher er im Ansehen des Volkes steht. Selten wird ein


„Vorgesetzter“ den Mut haben, über den Widerstand hoher Beamter hinwegzuge-


hen, namentlich wenn dieser hohe Beamte in hohem öffentlichen Ansehen steht.


Die blinde Unterwerfung erwartet man vom Knecht. Und ganz besonders erwartet


man den Widerstand des hohen Beamten gegen die Willkür, wenn ihm zugemutet


wird, Maßnahmen zu ergreifen, und sich seines Ansehens dazu zu bedienen, um


auf heimliche Weise unter kluger Berechnung der Unwissenheit des Volkes, dieses


um die Einlage der Sparkassen zu berauben. (Aus den 18 Milliarden Goldmark, die


auf 22 Millionen Sparkassenbücher verteilt waren, sind durch die Maßnahmen der


Reichsbank 18 Milliarden Papiermark geworden).


Die Verantwortlichkeit der Reichsbank, auch wenn sie sich von den deutschen


Richtern als willenloses, gewissenloses, gefügiges, amoralisches Instrument der


Vorgesetzten bezeichnen läßt, tritt aber gleich in volles Licht, wenn wir fragen:


Wem vertrauten die Gläubiger ihr auf 200 Goldmilliarden geschätztes Vermögen


an? a) Der durch das Bankgesetz beherrschten Währung oder b) einer dem


Bankgesetz überstellten gesetzlosen Instanz, dem Reichskanzler, von denen einer


der markantesten (Bismarck) von sich mit einer Art Stolz in den Währungsdebatten


im Reichstag gesagt haben 
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soll: er verstehe nichts von diesem Judenkram. Es ist klar, daß die Besitzer der


erwähnten 200 Goldmilliarden ihren Schutz ausschließlich im Bankgesetz, nicht


aber in der gesetzlosen Machtvollkommenheit des Reichskanzlers verankert wähn-


ten. Und über dieses Reichsbankgesetz hatte der Reichsbankpräsident zu wachen.


Er war für die sinngemäße Durchführung des Bankgesetzes verantwortlich. Er hat


die Banknoten mit seinem Namenszug versehen, durch die zum Schaden der


Gläubiger und zum Nutzen der Schuldner aller Zahlungsverträge gefälscht wurden.


Von ihm erwartete das deutsche Volk den Schutz vor Schaden und Betrug. Und


Präsident der Reichsbank ist nun einmal nicht Wirth, nicht Erzberger, nicht Müller


und Schulze, sondern Havenstein, gegen den sich Bartels Angriff richtete. Das


Deutsche Volk sucht in seinem Reichskanzler nicht einen Währungstheoretiker und


Währungsfachmann. Überall hat es sie gesucht, nur nicht hier. Darum wird man


auch dem Reichskanzler in dieser Angelegenheit keine Verantwortung aufbürden


können. Sache Havensteins wäre es gewesen, den Reichskanzler vor der ihm


befohlenen Währungspolitik zu warnen und wenn es nichts nützte, so war es seine


Pflicht zurückzutreten.


„U“ als Sprungbrett der Börsentiger


„Ich führe Euch herrlichen Zeiten entgegen.“


Wenn unser Reichsbankpräsident dieses Wort gesprochen und es an die


Adresse der Börsenspekulanten gerichtet hätte, wie viele würden ihm heute ver-


ständnisvoll, dankbaren Herzens zustimmen! Denn die Papiergeldwirtschaft hat 


tatsächlich das D. Reich zur Räuberhöhle gemacht, zum Dorado der Wucherer, der


Spieler, der Bestecher und der Bestochenen, der Spekulanten und Börsenräuber.


Herrliche Zeiten, fürwahr für alle, die das Tageslicht scheuen!


Der Dollar stieg von 200 auf 300 und weit darüber hinaus in ganz wenigen


Tagen. Tausend Punkte, dreißig Prozent!


Wirth führte die Erscheinung auf die Reparation und die Reparationskommission


zurück. Was so viel heißen soll, daß wenn man in Paris uns manierlicher 
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behandelt hätte, der neue Kurssturz nicht eingetreten wäre. Etwas Wahres ist


daran, aber nur etwas. Der Hauptgrund liegt anderswo und zwar darin, daß die


Geldhamsterer, des langen Wartens müde, nun jede Hoffnung aufgegeben haben


und die gehamsterten Geldpapiergeschäfte auf den Markt werfen, d. h. blindlings


alles kaufen, was ihnen an Lagerhütern angeboten wird. Nach dem Grundsatz:


Rette sich, wer kann. Und [für] gerettet hält sich der, der überhaupt noch etwas für


sein Geld bekommt, einerlei, welchen Preis er zahlt. Wer kein Papiergeld der


Havensteinschen Marke mehr besitzt, der ist gerettet.


Das, was wir prophezeiten, ist nun eingetreten: der Gletscherbruch. Die


Papiergeldmassen sind in Bewegung geraten und kreisen mit rasender, ständig


wachsender Schnelligkeit, mit der Maximalumlaufgeschwindigkeit, die die


Handelseinrichtungen, die Handelsgebräuche, die Bankabfertigung, die


Schnellzüge, die Autos, der Telegraph überhaupt möglich machen. Das Geld fliegt


von Hand zu Hand, wie bei den Maurern die Ziegelsteine, wenn sie noch heiß aus


dem Ofen kommen. Als ob jede Banknote mit der Unterschrift Havensteins eine


Handgranate mit angezündeter Lunte wäre. Nur ja nicht der Letzte sein!


Das alles bestätigt wie mit Hammerschlägen die Freiwirtschaftliche


Quantitätstheorie, von deren Richtigkeit Havenstein sich nicht überzeugen kann,


wie er ja überhaupt nichts von den Währungstheorien, d. h. also von Erkenntnissen


hält. Die Bankierroutine ist ihm allein maßgebend. Und auch von dieser kennt er


nur den bürokratischen, den subalternen Teil. Die spekulativen Arbeiten des


Bankiers, die versteht er nicht.


Die Nachfrage, die zusammen mit dem Angebot die Preise bestimmen, ist gleich


G x U. Des bedeutet, die Nachfrage nach Waren ist immer gleich der Geldmenge


(G) multipliziert mit der Umlaufgeschwindigkeit (U) dieser Geldmenge. Wie groß G


ist, sagt uns der Reichsbankausweis. Wie groß U ist, können wir an den Sprüngen
des Warenpreisindexes abmessen, wenn wir das Warenangebot als eine mehr


oder weniger unveränderliche Größe betrachten. U kann, wie z. B. Anfangs August


1914 plötzlich fast bis auf Null stürzen, um dann nach einiger Zeit wieder in Trab,


Galopp und wie heute, in Renntempo überzugehen. Eine Verdoppelung von U ist


aber für die Preise, für die Börse in jeder Beziehung 
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einer Verdoppelung von G gleichzustellen. U ist beim heutigen Geld ein psycholo-


gischer Faktor der Preisbildung. Sie ist für die Preisbildung darum viel bedeutsa-


mer als der Kollege G. Namentlich darum, weil die Psyche der Geldbesitzer, durch
die Presse, Eigentum der Börse, in die Gewalt der Börse gegeben ist und darum
nach Wunsch der Börsenleute auf Bildung von Kursdifferenzen eingestellt werden


kann. Havenstein hat das Monopol von G vorausgesetzt, daß seine


Deckungsmittel realisierbar sind. Die Börse hat das Monopol von U. Wenn


Havenstein etwas von der Existenz dieses U-Monopols wüßte, dann würde er 


versuchen, mit Hilfe von G die Sprünge von U auszugleichen, d. h. er könnte die


Börsenmanöver wirkungsloser machen. Da er aber die Quantitätstheorie nicht


anerkennt, so spielt die Börse (U) mit Havenstein (G) wie die Katze mit der Maus,


mit der blinden Maus. Und wenn dann Havenstein in Gegenwart seiner


„Sachverständigen“ sagt: Seht, ich habe in letzter Zeit den Geldumlauf nur um 5%


vermehrt; die Preise sind aber um 50% gestiegen, die Quantitätstheorie ist also


„erwiesenermaßen“ falsch, so nicken die Sachverständigen, die Hauptaktionäre der


Reichsbank, also gerade die, die U beherrschen, verständnisvoll dieser – meister-


haften Beweisführung zu. Sie haben ja gar kein Interesse daran, diese


Sachverständigen, den Präsidenten der Reichsbank darüber aufzuklären, daß bei


dem letzten Kurssturz der Reichsmark U, nicht G die Hauptrolle spielte, daß die


Geldversorgung in G und U geteilt ist, daß die Reichsbank kein Monopol in der


Geldversorgung hat.


Wie kommt es nun, daß zu diesem unerhörten Skandal außerhalb des


Freiwirtschaftsbundes und der physiokratischen Vereinigung niemand im ganzen


Deutschen Reich, den moralischen Mut aufbringt, Protest zu erheben? Hier sollte


doch vor allen Dingen der Hansabund eingreifen. Aber gerade dieser berufene


Vertreter aller mit dem Geldwesen verknüpften Interessen hüllt sich in besonders


tiefes Schweigen. Fürchten sie etwa, daß ihnen die Reichsbank den Diskont ihrer


Wechsel verweigern könnte, als Repressalie gegen solche Kritik?


Wenn Havenstein keine so niedrige Meinung von der Leistungsfähigkeit geistiger


Arbeit hätte, dann hätte er schon längst die freiwirtschaftliche Quantitäts-
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theorie nachdenklich überprüft. Wir haben uns wahrhaftig genug Mühe gegeben,


um ihm zu zeigen, daß das Bankgesetz reiner Unsinn bleibt, solange die


Reichsbank neben G nicht auch U beherrscht. Die Schwierigkeiten, auf die die


Notenbanken aller Länder stoßen, rühren restlos daher, daß die Notenbanken nur


den einen Faktor der Preisbildung, G, beherrschen. Schwierigkeiten, die mit dem


Freigeld restlos, spurlos und augenblicklich verschwinden. Warum will nun


Havenstein sich dieses wirksamen Hilfsmittels gesunder Währungspolitik nicht


bedienen? Sonst strebt doch jeder normale Mensch nach Befestigung seiner


Macht. Mit dem Freigeld brechen wir die private Geldmacht. Mit ihm scheidet die


Psyche des Volkes als Faktor der Preisbildung aus, mit dem die Börse nunmehr


nichts mehr anfangen kann. Nunmehr kann auch Havenstein zielstrebige


Währungspolitik betreiben. Die Währung folgt ihm jetzt wie ein Hund an der Leine.


Aber Havenstein fürchtet, das man ihn nun fragen würde, wohin er den Hund füh-


ren will. Denn er, der bisher nur die Bedürfnisse der Bankiers als Geldbedarf im


Sinne des Bankgesetzes anerkannte, steht ratlos da, sobald er den Geldbedarf 


der Volkswirtschaft selber messen soll.
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Die Zündhölzchen von Schildburga


Ein Märchen vom Preisabbau


Die Schildbürger hatten vortreffliche Zündhölzchen. Höchst selten erlebte man


den Verdruß, daß eines versagte. Was sie für glückliche Menschen hätten sein


können und sein sollen, das erkannten sie erst, als der Zustand sich änderte. Ihre


Zündholzfabrik verfiel dem Schwindel. Um eines augenblicklichen Vorteils willen,


ausschließlich im Interesse gewisser Kreise, fing die Fabrik an, mehr und immer


mehr Zündhölzchen herauszugeben; nur daß eben die Mehrproduktion aus lauter


Versagern bestand. Auf den Schaden und die Gefahren dieser Verschlechterung


der Zündhölzchen verwiesen zuerst gewisse Leute von einer neuen Sekte, die sich


Freizündhölzler nannten; die Zündholzschwindler aber hatten ihre Vertrauensleute


in den hohen und höchsten Räten, und die bewiesen den Schildbürgern mit


erstens, zweitens und drittens, daß diese Freizündhölzler arme Narren seien. So


wurde der Zündholzunfug fortgesetzt. Es kam schließlich so weit, daß mehr als die


Hälfte der Hölzlein schlechte waren. Endlich gewahrte man den Schaden, und die


Schildbürger schlugen Krach. Das geschah gerade um die Zeit, als manche zu


merken anfingen, daß die schlechten Zündhölzchen entsprechend leichter zu


erlangen waren als vorher die guten; als es sich auch zeigte, daß man des Übels


Herr werden konnte. Die Oberschwindler aber waren jetzt diejenigen, die am laute-


sten schrien, der Schwindel, der Schwindel müsse rückgängig gemacht werden.


Die Schildbürger, als die einsichtigen und tatkräftigen Leute, die sie waren, beharr-


ten darauf, daß solches geschehe und forderten die Entfernung aller schlechten


Zündhölzchen. Nicht einig gingen mit diesem Vorschlag und Begehren gerade die


Leute, die zuerst und am hartnäckigsten gegen die Vermehrung der Zündhölzchen


gehetzt hatten: die Freizündhölzler. Daran mochten die Schildbürger erkennen, daß


sie wirklich Narren waren. Und sie machten sich ans Werk, die schlechten


Zündhölzchen auszumerzen. Ob ein Zündholz gut ist oder schlecht, das merkt man


bekanntlich erst, wenn man es abbrennt. Also gingen die Schildbürger ans Werk,


ihre Zündhölzer abzubrennen. In ihrem Eifer merkten sie nicht, daß sie mit den


schlechten auch ihre guten Zündhölzchen abbrannten und daß das Feuerwerk


zum Himmel stank; merkten sie nicht wie jeder danach trachtete, gerade seine
Zündhölzchen zu retten, als wären es lauter gute; merkten sie nicht, wie plötzlich


die Zündhölzchen allüberall zu fehlen anfingen. Die Freizündhölzler aber, die jetzt


auch wieder auf den Schaden aufmerksam machten, schalten die Phantasten,


Quacksalber, Zündholznarren und Streichholzfanatiker.


Die Übung wird noch immer fortgesetzt. Die Schildbürger werden sie erst ein-


stellen, wenn sie desto kräftiger fortgesetzt werden sollte, sonst wären sie ja nicht


Schildbürger.


Marco Polo


(Pseudonym für S. Gesell/ Die Red.)
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Was kostet das deutsche Volk das Geldpapier der


Reichsbank?


Bei einem Reichshaushalt über 100 oder 200 Milliarden lohnt es sich schon zu


fragen, in welchem Verhältnis der Reinertrag zum Rohertrag der Steuern steht.


Und weiter: welche Nebenwirkungen die Steuern auslösen, wieviel Zeit und Arbeit


sie dem Volk aufbürden. Wenn z. B. bei einer Gepäckrevision eines


Eisenbahnzuges 500 müde Reisende aus dem Schlafe gerüttelt werden, 20 oder


60 Beamte und Gepäckträger zum Nachtdienst aufgeboten werden müssen, um


vielleicht ein paar tausend Mark an Steuer einzubringen, so erkennt man, daß


diese Staatseinnahme dem Volk oft bis das Zehn- und Hundertfache kostet. Hier


nun will ich auf eine Steuer aufmerksam machen, deren Reinertrag dem Staat


nicht 10%, vielleicht nicht 1% von dem einbringt, was sie dem Volk an Schaden


zufügt. Ich meine hier die Einnamen des Reiches aus dem Gebrauch der


Notenpresse.


Das Reich hat zum August 1914 bis heute 110 Milliarden an Papiergeld ausge-


geben. In Gold umgerechnet, mögen es etwa 25 Milliarden gewesen sein. Um 


sich diese Einnahme zu verschaffen, hat das Reich nur Papiergeld zu drucken


brauchen. Vom Standpunkt des Reinertrages dieser Einnahme ist gegen eine 


solche Steuer nichts einzuwenden. Insofern ist die Papiergeldausgabe geradezu


eine ideale Steuer. Aber sehen wir uns nun einmal die Nebenwirkungen dieser


„idealen“ Steuer an.


Zunächst sind da die Besitzer der „ Papiervermögen“. Etwa 150 Milliarden


Goldmark sind durch die Papiergeldwirtschaft bis auf 2 oder 3% herab vernichtet


oder wenigstens verschoben worden. Hier also eine Reichseinnahme von 25


Milliarden Goldmark, dort ein privatwirtschaftlicher Verlust von 150 Milliarden


Goldmark! Allerdings, was die Besitzer dieser Papiervermögen durch die


Papiergeldwirtschaft verloren, das haben andere, die Schuldner, gewonnen. Aber


kann eine solche, ungeheuerliche, willkürliche Vermögensverschiebung für die


Volkswirtschaft so ganz gleichgültig sein? Ist es gleich-
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gültig, wenn man dem Volk die Sparpfennige raubt – es waren im ganzen 12
Milliarden Goldmark Sparkasseneinlagen, – um sie anderen zu schenken? Für was
waren denn diese Sparkasseneinlagen bestimmt? Waren es nicht Notpfennige?
Aber wir fragen weiter: Wer waren die Leute, wer sind sie, die heute die Läden
ausräumen und ihre neugekauften Landhäuser und Villen mit tausend
Luxusgegenständen füllen? Die früheren Besitzer der Papiervermögen hatten alle
diese Dinge; sie waren in dieser Beziehung satt. Ihre Nachfolger sind aber noch
naive Menschen, sie sind hungrig nach all dem Plunder. Und so kaufen sie den
Ausfuhrhändlern die Waren, die für unseren Devisenmarkt so nötig wären, vor der
Nase weg.


Die Besitzer der Papiervermögen, die Rentner, beschränkten ihre Ausgaben der
Regel nach auf die Zinseinnahmen. Und von diesen verwendeten sie noch einen
erheblichen Teil für Sparzwecke, für die Mehrung ihres Kapitals. Namentlich bei
den großen Kapitalisten war dies der Fall. Die aber, die heute in den Besitz der
genannten 150 Milliarden Goldmark gelangt sind, die verbrauchen jetzt nicht den
Zins dieser Summe, sondern verbrauchen das Kapital. Statt 6 Milliarden Zins, die
die Rentner jährlich verbraucht hätten, sind 50-60, vielleicht 100 Milliarden
Goldmark verbraucht, verjuxt, verschoben worden.


Eine Verjuxung von 50 oder 100 Milliarden Goldmark kann nicht unauffällig
geschehen. Die Kommissionen der Entente hatten scharfe Augen. Die Rentner,
denen ihr Vermögen gestohlen wurde, zogen sich in die Winkel zurück. Aber dafür
machten sich nun ihre früheren Schuldner breit. Die Kommissionen sahen die
Bekümmernis der Rentner nicht. Aber sie sahen die vollgefüllten Beutel der
Emporkömmlinge. Und sie beurteilten die deutsche Zahlungsfähigkeit nach diesem
Gesichtspunkt. Und sie schätzten danach die deutschen Reparationsleistungen auf
132 Milliarden Goldmark ein. Ohne diese Vermögensverschiebung hätte das Leben
in den deutschen Städten den ernsten Charakter angenommen, der der Lage ent-
sprach. Die Entente hätte das wahre Gesicht der deutschen Wirtschaft gesehen
und die Einschätzung der deutschen Zahlungsfähigkeit wäre entsprechend günsti-
ger für uns ausgefallen. Wir wären mit 100 Milliarden, vielleicht mit weniger davon-
gekommen. So hat das Reich, um sich durch den Notendruck eine Einnahme von
25 Milliarden zu verschaffen, einen allgemeinen Volkstanz ums golden Kalb veran-
staltet zu einer Zeit, wo unsere Zahlungsfähigkeit beurteilt werden sollte!


Durch die Papiergeldwirtschaft, durch den Luxus, den sie begünstigte und her-
vorrief und der sich vielfach aus Furcht vor der Vermögensabgabe in Orgien aus-
tobte (schon während des Krieges, nur um dem Staat nichts zu schenken!) wurden
die Arbeitermassen aufgeregt. Die Zermürbung der inneren Front ist zum großen
Teil auf diese Erscheinungen zurückzuführen. Wie weit dadurch die Kriegslage
beeinflußt wurde, wollen wir hier nicht untersuchen. Diejenigen, deren
Begeisterung über unsere Niederlage infolge der barbarischen Maßnahmen der
Entente nachgelassen hat, mögen den Schaden ausrechnen, den die Noten-
ausgabe in dieser Beziehung dem deutschen Volk verursacht hat. Sie mögen sich
fragen, in welchem Verhältnis die 25 Milliarden Goldmark, die das Reich als
Reineinnahme aus der Notenausgabe gezogen hat, zu dem stehen, was diese
Milliarden das Volk gekostet haben.


Hatten die „Verantwortlichen“ bei der Inszenierung der Papiergeldwirtschaft 
überlegt, welche Wirkung diese Maßnahme auf die Verproviantierung 
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der Städte haben würde? Hatten sie überlegt, daß, wenn mit der Papiergeld-
wirtschaft ein Strich durch die Hypotheken gemacht wurde, die Bauern es nicht
mehr nötig haben würden, ihre Produkte in dem gleichen Maße wie vorher zu ver-
kaufen? Daß sie das, was sie vorher für die Aufbringung der Hypothekenzinsen an
Produkten zur Stadt brachten, jetzt vergnügt mitten im Krieg selber verzehren wür-
den? Der Bauer kann von Brot und Kartoffeln leben; er verträgt aber auch einen
guten Gänsebraten. Und wenn er keine Schulden mehr hat, dann liefert er das
Getreide nicht mehr an die Städte ab, sondern verfüttert es an die Gänse. Und
wenn dann ein verhungerter Berliner einen solchen Bauern bescheiden fragte, was
die kleinste der zwanzig dort herumwatschelnden Gänsen wohl kosten möge, dann
erhielt er die Antwort: „Die Preise interessieren mich nicht; wir essen unsere Gänse
selber.“ Und so kam es, daß die Berliner an der Front ein Paket „von Muttern“
erhielten, die Bauernsöhne dagegen Gänsebraten, in patriotische Kriegsgesänge
eingewickelt. – In gewaltigem Mißverhältnis zu den Mitteln, die sich das Reich durch
Geldfälscherei verschaffte, wuchs der Lebensmittelverbrauch bei 20 Millionen
Landbewohnern zu einer Zeit, wo in den Städten das Volk hungerte.


Wir haben im Deutschen Reich seit Kriegsschluß eine Reihe kommunistischer
Aufstände gehabt, deren „Niederschlagung“ (ein Lieblingsausdruck in der Presse
der Mehrheitssozialisten) viel rotes Blut gekostet und viel böses Blut geschaffen hat.
Die Not hat zu diesen Aufständen sicherlich beigetragen. Aber ungleich als der
Notstand hat die durch die Notenausgabe außerordentlich verstärkte soziale
Diskrasie dazu beigetragen. Man trägt die Not, wenn man sieht, daß alle sie tragen.
Aber wenn man von Luxus sich umgeben sieht, wenn das Arbeitserzeugnis nur der
Verschwendung dienen soll, so erkennt man, daß diese Not ein Erzeugnis fauler
Einrichtungen ist, und dann hört man begeistert auf das Wort derjenigen, die uns
prophezeien, daß aus den Trümmern der kapitalistischen Ordnung der Wohlstand
aller sich ergeben wird.


Die Notenpresse hat dem Reiche 25 Milliarden Goldmark eingebracht. Wieviel
wurde hiervon wieder verausgabt, um die durch diese Notenausgabe verursachten
kommunistischen Aufstände „niederzuschlagen“?


Die Notenpresse hat alle Preise durcheinandergeworfen. Kein Mensch weiß heute
beim Betreten des Ladens, wieviel ihm für die begehrte Ware abverlangt werden
wird. Die Kaufleute verlangen, was sie wollen. Sie sind buchstäblich ohne jede
Kontrolle. Der allgemeine Handelsprofitsatz, der schon mit durchschnittlich 40%
gepfeffert genug war, ist der genannten Preisanarchie wegen ins Grenzenlose
gestiegen. Er mag heute 60-70%, vielleicht noch mehr betragen (die Statistik des
Klassenstaats hat es nie gewagt, hierüber Erhebungen zu veranstalten). Nun mag
einer ausrechnen, wieviel diese Entwicklung das deutsche Volk kostet. Um sich 25
Milliarden Goldmark, auf acht Jahre verteilt, zu verschaffen, hat das Reich den
Handelsprofitsatz verdoppelt! Die Mehrlast, die dadurch dem deutschen Volk auf-
gebürdet wurde, beträgt sicherlich das Vielfache der genannten 25 Milliarden.


Wie viele Prozesse wegen Wucher, die doch nur auf die verbrecherische Noten-
ausgabe zurückzuführen sind, sind da geführt worden? Wie viele unbescholtene
Männer sind verführt worden und sitzen im Gefängnis? Wieviel Zeitungspapier ist in
dieser Angelegenheit verschwendet worden, wie viele klare Köpfe sind (zur
Vertuschung des Papiergeldwirtschaftschwindels) durch dieses Zeitungs- Zeitungspapier
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papier verdreht worden? Man durfte den Sachverhalt nicht öffentlich zugeben, weil
man die Empörung des Volkes fürchtete. Darum prostituierte man den Richterstand
und veranlaßte diese braven Männer, Urteile zu fällen, die jeder Vernunft Hohn
sprechen. Die armseligen 25 Milliarden, die das Reich durch die Notenpresse
erschlich, kosteten dem deutschen Volk die Vernunft. Die Wissenschaftler, die sich
an der Vertuschung des Sachverhaltes beteiligten, sind aus der Gemeinschaft der
Geistigen ausgestoßen. Mancher wird Selbstmord begehen. Der Schaden, den das
Volk in geistiger Beziehung durch die Vertuschungsmanöver erlitten hat, übersteigt
alles, was man in Geld ausdrücken kann.


Die jetzige sogenannte Wohnungsnot, eine nur scheinbare Wohnungsnot, ist
eine unmittelbare Folge der Notenausgabe. Wieviel Arbeit, wieviel Unheil, wie viele
Verbrechen, Beamtenbestechungen, wie viele Selbstmorde auf diese ungeheuer-
liche Pfuscherei zurückzuführen sind, ist gar nicht abzuschätzen. – Einer Wohnung
gegenüber stehen seit vier Tagen die Habseligkeiten einer Proletarierfamilie auf der
Straße. Ein Schutzmann bewacht den Schatz. Eine Frau mit vier kleinen Kindern,
darunter ein Säugling, wartet auf Hilfe bei 14° unter Null. Auf dem Kleiderschrank
prangt ein großes Plakat: Gesammelte Werke christlicher Nächstenliebe von
Pfarrer so und so. Der Pfarrer hat die Familie an die Luft gesetzt. Der Mann muß
wohl in Verzweiflung gewesen sein. – Was sind gegenüber den Dramen, die die
angebliche Wohnungsnot täglich zu Tausenden überall im deutschen Reich hervor-
ruft, die armseligen 25 Milliarden Goldmark, die das Reich aus der Notenausgabe
seit acht Jahren gezogen hat?


Die Verschleuderung der deutschen Waren im Ausland als Folge der Papier-
geldwirtschaft, auf die der deutsche Kaufmann nicht vorbereitet war und die er
nicht verstand (der Philister versteht sie heute nach achtjähriger Erfahrung noch
nicht, eine Folge der offiziellen Vertuschungspolitik), hat uns ungeheuren direkten
und noch viel größeren indirekten Schaden gebracht. Nur dann werden wir aus
dem jetzigen Notstand herauskommen, wenn wir unsere Produkte im Ausland zu
den höchst erreichbaren Preisen absetzen. Und niemals ist auch die Konjunktur für
deutsche Ware so günstig gewesen. Ohne die Notenpresse, die den deutschen
Kaufleuten alle Rechnungsunterlagen fälschte, wären viele 100 Millionen, ja
Milliarden Goldmark mehr für die ausgeführten Waren eingegangen. Weil die
Gläubiger 150 Milliarden Goldmark zugeschossen haben, weil der Staat mit
Riesendefizit arbeitete, weil die Eisenbahn 16 Milliarden, die Post 5 Milliarden
zuschoß, weil die Lohntarife gefälscht wurden, darum konnte der Unternehmer zu
Dumpingpreisen verkaufen und dennoch privatwirtschaftlich ein gutes Geschäft
dabei machen. In den drei Jahren, die seit Kriegsschluß verstrichen sind, muß der
aus den Dumpingpreisen entstandene Verlust in die Milliarden gegangen sein.


Das ist aber nur der direkte Nachteil, den die deutsche Wirtschaft von dieser
Seite der Papiergeldwirtschaft davonträgt. Der indirekte Nachteil ist ganz bedeu-
tend größer. Er muß auch von einem größeren Gesichtspunkt aus betrachtet wer-
den. England, die alte Freihandelshochburg, die dem Schutzzollschwindel so viele
Jahre siegreich getrotzt hatte, ist seit dem 1. Oktober des Jahres zum Schutzzoll
übergegangen. Und auch dieses haben wir z. T. der deutschen Notenpresse zu
verdanken. Wir haben uns da das englische Weltreich, das vor dem Krieg reichlich
das 100fache der deutschen Kolonien an deutschen Waren auf-
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nahm, verschlossen. Die deutschen Dumpingpreise, die mit Staatsdefizit, mit
Eisenbahndefizit, mit Postdefizit, mit dem Vermögen der Gläubiger künstlich ge-
fütterten deutschen Unternehmer, machten den englischen Unternehmern un-
lautere Konkurrenz, und die englischen Unternehmer antworteten mit der ihnen zu
Gebote stehenden Waffe – dem Schutzzoll. Aus dem gleichen Grunde verschärfte
Amerika den Schutzzoll. Die Notenpresse, die armseligen Milliarden, die sie dem
Reiche einbrachte, rauben uns so mit einem Schlage die Hälfte und mehr vielleicht
unserer Absatzmärkte.


Genug. Eine Frage möchte ich hier noch gleich beantworten. Man wird erstaunt
fragen, wie im Volk der Dichter und Bierphilister eine solch blödsinnige Politik so
viele Jahre betrieben werden konnte. Man wird sagen: es war nicht anders mög-
lich, sich die nötigen Gelder zu verschaffen. Daß diese Auffassung falsch ist, ergibt
sich aus der Gegenfrage: Hätten die, die den ganzen Schaden der Inflation zu tra-
gen haben, nicht gerne 25 Milliarden an Steuern aufgebracht, namentlich die
Besitzer der „Papiervermögen“, wenn man sie über die Wirkung der Inflation auf-
geklärt hätte? Es ist doch klar daß, wenn den deutschen Rentnern gesagt worden
wäre: Ihr zwingt uns durch die Verweigerung der Steuern zur Ausgabe von
Papiergeld. Für jede Mark, die wir in Papiergeld ausgeben, werdet Ihr einen Verlust
von vielen Mark erleiden. Zwingt uns nicht zu einer Maßnahme, die Euch ruinieren
wird! Und die nebenbei noch unsere ganze Volkswirtschaft desorganisiert. Überlegt
und rechnet und dann werdet Ihr zahlen!


Hat man so zu den Leuten gesprochen? Nein. Geschwindelt hat man vom ersten
Tag der Kriegserklärung an. Daß die Kriegsleute schwindelten, wird ihnen jeder
verzeihen, der weiß, daß der Krieg an sich Schwindel ist und sich nur mit Hilfe der
Lüge führen läßt. Würde jeder hüben und drüben vom ersten Augenblick an die
Wahrheit sagen, dann wäre der Krieg sofort beendet. Aber was dem Soldaten
erlaubt ist, dem Soldaten und dem Jäger, das dürfte man nicht so ohne weiteres
den Leitern des Geldwesens zugestehen. Eine Notlage war nicht da. Erklären läßt
sich der Schwindel nur damit, daß man annimmt, sie hätten nicht gewußt, was sie
taten! Weder sie, die Verantwortlichen, noch die unverantwortlichen Berater, die
Herren von der sogenannten Hochfinanz, denen Lord Birkenhead kürzlich ins
Gesicht sagte, sie seien nur gewöhnliche Schwätzer!
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Erläuterungen zur IVA-Note


Der der Internationalen Valuta-Assoziation und der IVA-Note zugrunde liegende
Gedanke ist von geradezu verblüffender Einfachheit. Darum und weil der Weg
zumeist vom Verworrenen zur Einfachheit geht, ist es manchem noch nicht so klar,
wie der Mechanismus der Iva-Note eigentlich arbeitet. Folgende Erläuterungen zu
meinen in der Iva-Broschüre gemachten Vorschlägen werden darum manchem
willkommen sein.


Die Wahl der Größe „Iva“. Die Größe Iva wird zweckmäßig auf die Geldeinheit
desjenigen Staates eingestellt, dem es zuerst oder am besten gelang, durch aktive
Währungspolitik den Index der Warenpreise festzuhalten. Ist das Land, dem sol-
ches zuerst gelang, etwa U.S.-Amerika, so wird als Ausgangsgröße der Iva der
Dollarindex gewählt. Man kann aber auch willkürlich jede andere Größe dazu neh-
men, etwa einen Zentner Weizen, und dazu einen Index schaffen, indem man fest-
stellt, wie viel Waren anderer Gattung man nun für einen Zentner Weizen erhält.
Der Durchschnittspreis dieser Waren bildet dann die Größe Iva.


Ist einmal die Größe Iva festgelegt, so hat die Internationale Valuta-Assoziation
nur mehr mittelbaren Einfluß auf sie. Die Iva wird den Index aller Ivastaaten
zusammenstellen, um daraus einen General-Weltindex zu schaffen, nachdem die
Indexzahlen der einzelnen Staaten genau nachgeprüft wurden. Der Generalindex
wird dann den einzelnen Staaten mitgeteilt, und bei Abweichungen werden den
einzelnen Staaten Anweisungen gegeben für ihr Verhalten. Ziel dieser
Anweisungen ist, den Generalindex vor Erschütterungen zu schützen.


Werden die Anweisungen der Iva überall befolgt, dann wird die Iva nicht nur
immer pari mit dem Nationalgeld der einzelnen Länder umlaufen, sondern sie wird
auch dauernd eine feste Größe sein. Man wird überall in der Welt wissen, wie viel
Durchschnittsware man für eine Iva kaufen kann.


Es wäre zu wünschen, daß alle Iva-Staaten ihre Geldeinheiten mit der Iva 
unmittelbar in Übereinstimmung brächten, so daß in der ganzen Welt nach Iva
gerechnet werden könnte. Die jetzige Zeit des Valutachaos und des allgemeinen
Währungsbankrotts wäre für eine solche Reform eine außerordentlich günstige. 
Sie setzt voraus, daß alle Preise, Tarife, Zahlungsverträge, Lohnverträge nachge-
rechnet werden, eine Arbeit, an die heute doch jeder schon gewohnt ist, da alle
Preise heute, wie auf der Börse, nur für die Stunde gelten. Natürlich geht es auch
ohne eine solche internationale Übereinstimmung der Geldeinheiten. Nur muß
dann in jedem Land die gesetzliche Zahlkraft festgesetzt werden, und es müssen
an den Grenzstationen wie in den größeren Handelsstädten Büros errichtet wer-
den, wo die Iva-Noten zu jeder Tages- und Nachtzeit zu dem gesetzlichen Kurs
ohne Unkosten für den Besitzer ausgetauscht werden können. Das System hätte
den Vorteil, daß das Währungsamt jederzeit genau über das Ein- und Ausströmen
der Iva-Noten orientiert wäre und immer rechtzeitig seine währungstechnischen
Maßnahmen danach einrichtn könnte.
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Der Begriff „Nach Möglichkeit“ in den 


Aussagen Wirths zur Reparation
Wir werden die Reparationsforderungen „nach Möglichkeit“ erfüllen – sagt Wirth –


und überläßt es uns und der Entente, das Wort zu deuten. Vieldeutige Ausdrücke 
sollte man aber in Verträgen mit übelwollenden Parteien unbedingt meiden. Von den
Deutungen, die der von Wirth gebrauchte Ausdruck zuläßt, wollen wir hier die haupt-
sächlichsten hervorheben:


1. Wir verpflichten uns alle moralisch, ein jeder für sich persönlich, „nach
Möglichkeit“ zu arbeiten und zu sparen, um einen möglichst großen Überschuß als
Reparationsleistung abliefern zu können, und zwar während der ganzen Zeit der
Reparation, die 40 Jahre beansprucht. Der Vertrag soll also auch für unsere Kinder
bindende Kraft haben.


2. Wir verpflichten uns, weil wir dazu gezwungen wurden, der Not gehorchend, nicht
moralischen Trieben folgend, und darum auch nur so lange, wie der Franzose uns am
„Kragen“ festhält (Briand), die Steuern für die Reparation so hoch zu treiben, wie es
politisch und


3. wie es wirtschaftlich möglich sein wird.


Die erste Deutung verlangt von uns, daß wir im Interesse der Reparation alles das
tun werden, was wir im eigenen Interesse zu tun befähigt sind. Wir werden das
Höchstmaß der Arbeit verbinden mit dem Höchstmaß an Sparsamkeit. Wir werden in
Akkord arbeiten, alle gesetzlichen Bestimmungen über die Arbeitszeit beiseite schie-
ben. Wir werden das Hundeleben führen, das Millionen von uns jahrhundertelang 
führen, wenn es sich darum handelt, sich durch Arbeit und Sparsamkeit vom Joch der
Armut und der Schulden persönlich zu befreien. Wir werden den Staatsbeamten das
Gehalt und die Ferien kürzen, die Arbeitszeit verdoppeln und den Rentnern werden wir
sagen: Es geht nicht an, daß Ihr von Zinsen lebt, so lange es in Frankreich noch
Proletarier gibt, die Euch beneiden. „Nach Möglichkeit“ bedeutet: Verzicht auf alles
arbeitslose Einkommen und Ersatz desselben durch persönlicher Arbeit.


War es so, wie Wirth das Wort verstand, das er verpfändete? Stellte er damit mora-
lische Forderungen an das deutsche Volk? Das ist kaum anzunehmen, denn Wirth
weiß, daß niemand im deutschen Volk sich dem Vertrag von Versailles gegenüber in
dieser Weise moralisch verpflichtet fühlt. Das brutale Machwerk von Versailles kann
seine Stütze nicht in der Moral suchen. Kein Mensch wird sich in Deutschland freiwillig
etwas versagen nur des Versailler Papierfetzens wegen. Ja, um den Franzosen zu
helfen bei der Arbeit der Wiederaufrichtung, weil sie durch den Krieg härter mitge-
nommen wurden, werden viele in Deutschland bereit sein, freiwillig schwere Lasten
auf sich zu nehmen, doch nicht wegen des „Vertrages“ von Versailles.


Die zweite Deutungsmöglichkeit würde sagen: Wir wollen unseren Staat nach
„Möglichkeit“ politisch ausbauen, um die Macht zu gewinnen, auf dem Weg der Steuer
das Mögliche für die Reparation aus dem Deutschen Volk herauszupressen. Die heute
erstrebte Einheitsfront soll die Macht liefern, um Steuern für die Reparation eintreiben
zu können. Je mehr, desto besser. Da es sich um die Reparation handelt, wird die
Steuerschraube uns nicht, wie es bisher immer und in allen Ländern so gewesen ist,
auseinandertreiben, sondern im Gegenteil liebevoll zusammenpressen.
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Es ist klar, daß Wirth nicht in diesem utopischen Sinn gesprochen hat. Wenn der
Ausdruck „nach Möglichkeit“ politisch zu deuten ist, so kann er nur so aufgefaßt
werden, daß Wirth seine Steuermacht noch nicht kennt, da sie bisher noch nicht
auf die Probe gestellt wurde. Ob die Reichswehr als Steuerexekutor zuverlässig
ist? Um Steuern in dem Umfang zu erheben, wie es für die Reparation nötig wäre,
ist offenbar eine starke Macht erforderlich, die man bei eine Koalitionsregierung mit
so stark auseinanderstrebenden Parteizielen doch nicht so ohne weiteres voraus-
setzen kann, zumal es sich zeigen wird, daß die tragfähigsten „Sachwerte“, die
man für die Reparation heranziehen muß, das landwirtschaftliche Kapital, im Besitz
der am straffsten organisierten Parteien ist, deren Macht durch Verquickung mit der
Kirche noch gewaltig gesteigert ist. Die Steuer, die man hier zu erheben hat, wird
auch noch darum besonders erhöht werden und vielleicht wirklich bis an die
Grenze des Möglichen gehen müssen, weil zur Zeit das Hauptinventarstück des
deutschen Kapitals, das Gebäudekapital, so gut wie gänzlich als Kapital und als
Steuerquelle durch die sogenannten Mieterschutzgesetze verschüttet ist. Und zur
Beseitigung dieser Gesetze gehört wieder so viel politische Macht, daß Wirth in
Zweifel sein mag, ob diese Steuerquelle überhaupt wieder erschlossen werden
kann. Um so schwerer wird dann die Reparation auf dem übrigen Kapital lasten.
Nun sind allerdings die ländlichen „Sachwerte“ durch die Papiergeldwirtschaft von
einer Pfandschuld von reichlich 25 Milliarden Goldmark befreit worden, und diese
Schuld kann man ihnen jetzt getrost als Reparationslast aufbürden. Der ländliche
Besitz hat diese Schuld vor dem Krieg getragen und regelrecht verzinst. Statt den
Zins nun an die Hypothekengläubiger abzuliefern, werden sie denselben an die
Steuerkassen abliefern. Das ist der ganze Unterschied. Dann werden sie keinen
Pfennig mehr zahlen als vor dem Krieg. Aber die Gutsbesitzer sind störrische
Zahler. Wirth wird es wohl schon gemerkt haben. Sie scheuen auch nicht vor
Gewaltmitteln zurück. Erinnern wir uns hier, daß es die Gutsbesitzer waren, die
durch Sperrzölle (Getreidezölle) die Last ihrer Schulden auf das Proletariat abzu-
wälzen suchten, die durch die Doppelwährung ihre Gläubiger prellen wollten, die
die Aufhebung der Freizügigkeit für die Arbeiter forderten, um sie besser ausbeuten
zu können, die jetzt zu der Papiergeldwirtschaft schweigen, durch welche sie auf
Kosten anderer Mitbürger mit Hilfe der Staatsgewalt von dem obengenannten
ungeheuren Betrag von 25 Milliarden Goldmark Pfandschulden befreit wurden,
eine Politik, die vom Amtsrichter Alexander Schneider als Raub und Mord be-
zeichnet worden ist [Alexander Schneider, Amtsrichter: Die rechtliche Verantwortlichkeit.].Sie
sind also gewohnt, Gewalt für die Förderung ihrer Interessen anzuwenden. Und so
hätte Wirth schon recht, bei der Bemessung der Reparationsmöglichkeiten die 
politische Seite der Frage in den Vordergrund zu stellen. Wobei wir aber nicht ver-
gessen dürfen, daß solche Betrachtungen fast wie eine Einladung an die Entente
wirken, die politische Steuermacht der Regierung Wirths durch Entente-Bajonette
zu stützen. Mit solcher Hilfe wäre ja vieles „möglich“, wofür sich aber Wirth nicht
hergeben wird.


Die wirtschaftliche Deutung des Wortes, dessen Inhalt wir hier untersuchen, ist
etwas schwieriger. Zunächst heißt „nach Möglichkeit“ wohl so viel, daß
Deutschland als Folge der Reparationsleistungen nicht oder wenigstens nicht vor
der restlosen Erfüllung des Vertrages zusammenbrechen soll. Deutsch-


155







land soll seinen Produktionsapparat in voller Leistungsfähigkeit erhalten können. Die
deutsche Industrie soll auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig bleiben. Das bedeutet
natürlich, daß von den Betriebsüberschüssen immer so viel für die Reparaturen,
Abschreibungen und Erweiterungen zurückgestellt und der Konfiskation für die
Reparation entzogen bleiben soll, wie es für nötig erachtet wird. Wer aber soll dieses
Nötige erachten? Wir erinnern uns hier daran, daß auf den französischen Bahnen
sehr wichtige Erneuerungsarbeiten nicht gemacht werden, weil nach dem Vertrag
der Eisenbahngesellschaften mit dem Staat die Bahnen bei Ablauf des Vertrags
ohne Entschädigung an den Staat entfallen. Da nun die Entente nur im Hinblick auf
die Reparation (40 Jahre) an der Instandhaltung der deutschen Industrie interessiert
ist, so ist es möglich, daß die Franzosen gegen Ablauf der Reparationszeit dieselben
Grundsätze für die Instandsetzung der deutschen Industrie werden in Anwendung
bringen, die sie selbst im eigenen Land im Vertrag der Eisenbahnen mit dem Staat
gelten lassen, d. h. daß sie, um möglichst hohe Beträge aus der deutschen
Wirtschaft herauszuholen, gegen Ende der Reparationszeit überhaupt keine
Rückstellungen für den Erneuerungsfonds bewilligen werden! Was dem eigenen
Volk gegenüber recht ist, wird dem Feind gegenüber doch billig sein. So bringt uns
also das Wort „nach Möglichkeit“ dahin, daß die französischen Soldaten darüber
bestimmen werden, ob der baufällige Schornstein, der das Leben der Arbeiter
bedroht, erneuert oder nur notdürftig repariert werden soll!


Um die deutsche Industrie im vollen Umfang, also nach Möglichkeit leistungs- 
und reparationsfähig zu erhalten, ist es nötig, daß die Zahl der Arbeiter auf den
Vorkriegsstatus zurückgebracht werde, zum mindesten aber, daß sie durch
Auswanderung nicht noch weiter sinkt. Die Auswanderung aber setzt ein – es 
handelt sich hier um einen Zeitraum von 40 Jahren —, sobald der Lohn im 
deutschen Reich unter den Lohn in anderen Ländern sinkt. Zur Zeit ist die
Auswanderung ja noch erschwert. Aber diese Erschwernisse werden aufgegeben
werden müssen, zusammen mit allen anderen noch verbleibenden Kriegsgesetzen,
wenn es überhaupt wieder besser werden, d. h. wenn Deutschland reparationsfähig
bleiben soll. Wobei auch zu beachten ist, daß Rußland leicht zu einem
Einwanderungsland ersten Ranges werden kann. Und nach Rußland ist dem
Deutschen die Auswanderung eine sehr einfache Sache. Können einmal die ameri-
kanischen und deutschen Unternehmer in Rußland frei schaffen, dann wird die
Nachfrage nach Arbeitern in Rußland gewaltigen Umfang annehmen, und dann wird
dort derselbe Lohn bezahlt werden, den die amerikanischen Unternehmer in Amerika
zahlen. Und mit diesen russischen und amerikanischen Löhnen wird Deutschland
Schritt halten müssen.


Die Bedingung, „wir werden nach Möglichkeit zahlen“, wirtschaftlich aufgefaßt,
bedeutet also, daß wir die Arbeiter in Deutschland nur so weit zu den
Reparationsleistungen heranziehen werden, daß ihr Lohn, der Sachlohn, auf gleicher
Stufe mit den englischen, französischen, amerikanischen Löhnen bleibt und daß 
darüber hinaus die Lohnsätze in Deutschland wie vor dem Krieg ihre starke
Anziehungskraft auf die ausländischen Arbeiter behalten oder wieder erlangen. Sie
bedeutet letzten Endes, daß alle Reparationsleistungen mittelbar oder unmittelbar
von den „Sachwerten“ getragen werden, und daß sich die ganze
Reparationsangelegenheit zu der Frage zuspitzt: Wo sind die natürlichen Grenzen
der Sachwertsteuern, die dann auch die Grenzen des Möglichen sind?
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Die Frage ist kitzlich, nicht nur für die deutschen Kapitalisten, sondern für die


Kapitalisten überhaupt, die der Entente eingeschlossen. Denn angenommen, wir


steckten jetzt diese Grenzen ab und leisteten Jahr für Jahr die Reparationen im


Umfang des Vertrages, ohne die Arbeiter zu belasten, ja unter Aufrechterhaltung


von Löhnen, die sogar die Arbeiter der Entente anzulocken vermöchten, ohne auch


dabei Raubbau am Wirtschaftskörper zu betreiben, also unter voller Erhaltung


unserer lebendigen und toten Produktionsmittel – und letztere Bedingung stellt ja


die Entente selbst dadurch, daß sie die Reparationszeit auf 40 Jahre erstreckt –


wäre damit nicht die soziale Frage gelöst? Die doch darin besteht, den


Wirtschaftsprozeß ohne Kapitalprofit aufrechtzuerhalten. Die Bolschewiken in


Rußland suchten diese Lösung und fanden sie nicht. Hätten sie sie gefunden,


dann hätte das Proletariat der ganzen Welt jetzt schon die gleichen Reformen


durchgesetzt. Nun zwingt uns die Entente den richtigen Weg zu dem gleichen 


bolschewikischen Ziel zu suchen. Sie zwingt uns! Wenn wir ihn nun aber wirklich


fänden, wenn wir dem Proletariat der Entente zeigten, wie man den Kapitalprofit,


den die Deutschen an die Entente abliefern, nun mit den gleichen in Deutschland


angewendeten Mitteln zum eigenen Besten auch von den eigenen Kapitalisten


konfiszieren kann! Es gibt keine Gewalt auf Erden, die dann noch die Arbeiter


davon abhalten könnte, solche deutsche Lösung der sozialen Frage bei sich in


Anwendung zu bringen.


Ahnt man in England solche Entwicklung? Liegt vielleicht in dieser Ahnung die


treibende Kraft, warum man dort geneigt ist, den Deutschen die Reparations-


schulden zu erlassen? Denn was bedeutet die Reparation für die englischen und


amerikanischen Kapitalisten, wenn die mit der Reparation auftretenden Fragen 


allzuviel Licht auf das eigentliche Wesen des Kapitals werfen? Die seit so vielen


Jahrtausenden, von so vielen Arbeiterklassen über das Wesen des Kapitals ver-


breitete Finsternis ist doch noch köstlicher als die aus Deutschland zu erwartenden


Milliarden.


Die Not bricht Eisen. Vielleicht liegt in der Not auch so viel Kraft, daß sie uns


zwingt, den Schleier, der über dem Kapital liegt, zu zerreißen, und uns zeigt, wo
das Mögliche in der Reparationsfrage liegt.
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Das päpstliche Zinsverbot
Aus einem Vortrag von Univ.-Prof. Kan. Dr. Aug. Rohling


„Es war im Jahr 1863. Ich war für längere Zeit nach Paris gekommen, als ich
eines Tages gegenüber den Tuilerien zu einem historischen Café gelangte; ein
alter Herr, bei dem ich war, sagte, dort habe bei Beginn der Revolution Napoleon
als junger Leutnant gesessen und, als Ludwig XVI. den Schweizern den Gebrauch
der Waffe verbot, das Wort gesprochen, der König sei verloren. Napoleon dachte
wohl nicht, daß er selbst nach wenigen Jahren als Kaiser herrschen werde. Hätte
er aber als Kaiser, fügte der alte Herr bei, der ein Verehrer des volksfreundlichen
Wirtschaftslehrers Le Play war, hätte der Kaiser seinen Code Napoleon auf das
Zinsverbot basiert, so würde er Europa zu einem Garten Gottes und seine
Dynastie unsterblich gemacht haben. Der Kaiser, sagte mein alter Freund, wußte,
daß die Assignaten ein gesundes Prinzip enthielten, daß sie bei reeller Deckung
durch das im wirtschaftlichen Verkehr umsetzbare Volksvermögen zinslos an die
Kommunen, Kreise, Departements und das Reich gegeben werden konnten und
dann eine Wirtschaftsblüte herbeigeführt hätten, in welcher die Produktion nicht
durch Geldmangel beschränkt, sondern zu einer Höhe gelangt wäre, daß der
ganze Volksbedarf befriedigt werden könnte. Aber Napoleon ließ sich in das
Schlepptau des Kapitalismus nehmen, der durch das Zinssystem den Reichtum
von Minoritäten schafft und die Massen des Volkes mit dem Schein der Freiheit zu
Sklaven macht.“


Diese Rede des alten Herrn war mir damals nicht ganz klar, denn ich hatte von
wirtschaftlichen Dingen noch nichts gelernt. Einige Jahre später war ich für die
biblische Theologie Privatdozent und Professor in Münster, und so oft ich in dieser
Stellung das biblische Zinsverbot erwähnte, fiel mir auch der alte Herr in Paris ein.
Da erschien das Werk des Bonner Professors Endemann über die kanonischen
Zinsverbote, welches den Zins für den Fortschritt der Menschheit reklamierte;
zugleich schrieben auch katholische Gelehrte, daß sich die Natur des Geldes ver-
ändert habe und nicht mehr als steril betrachtet werden könne, und in gleichem
Sinne legten sie die päpstlichen Dekrete von 1830 und 1831 aus, welche den Zins
einstweilen duldeten. So blieb ich längere Zeit in dem jetzt üblichen Weltgeleise.
Dann machte mich der Bischof von Lincoln mit dem geistreichen Henry George
bekannt; dessen Forderung, die durch die Gesamtheit entstehenden
Zuwachswerte des Bodens für die Gesamtheit zu verwenden, war eine gerechte
Forderung, und sie schien mir für die Heilung der wirtschaftlichen Not so ausrei-
chend, daß ich meinte, der Zins werde durch diese Verwendung der Zuwachswerte
allmählich verschwinden, weshalb ich das Irrige an dem Plädoyer, welches George
dem Zinssystem noch widmete, ganz übersah. Da kam ich eines Tages in nähere
Berührung mit zwei unvergeßlichen, ehrlichen und scharfsinnigen, leider zu früh
verstorbenen Herren, die mich kurierten; es waren Baron Vogelsang und Dr. Rudolf
Meyer, die bekanntlich die wirtschaftlichen Fragen souverän beherrschten und jah-
relang immer wieder predigten, daß der Zins die eigentliche Wurzel der Weltnot
sei, ihre klaren Darlegungen, ihre schlagenden Beweise, ihre stets konsequente
Festigkeit haben mir die Überzeugung gegeben, daß sie Recht hatten, und daß der
alte Herr, den ich vor Jahren in Paris traf, wie ein echter Prophet sprach, als er
sagte, ein Kaiser, welcher die Zinswirtschaft abschaffe, würde Europa in einen
Garten Gottes verwandeln.


158







Die Bibel verwirft den Zins, sie verwirft ihn absolut und stellt den Grundsatz auf, daß,
wer nicht arbeitet, auch nicht essen soll. Die moderne Welt ist damit nicht einverstanden;
sie behauptet, daß die Aufhebung der Zinswirtschaft einen großen materiellen Rückgang
bringen müsse, weshalb man, wie Seine Exzellenz v. Boehm-Bawerk schrieb, wegen
der angeblich berechtigten Wohlfahrtsinteressen der Menschheit „für diese Aufhebung
nicht stimmen dürfte, selbst wenn auch die Quelle der Zinseinkommen eine recht trübe
wäre“. In Wahrheit hat aber nicht die „Menschheit“, sondern eine relativ kleine Minorität,
die auf Kosten fremder Arbeit leben und üppig leben will, ein Interesse für die
Zinseinkommen, deren Quelle also, wie die Bibel voraussetzt, in der Tat eine „recht
trübe“ ist. Da man sich aber doch immerhin des furchtbaren Vorwurfs der Bibel schämte,
macht man große Anstrengungen, das biblische Zinsverbot wegzudeuten und durch
mancherlei Theorien ein, wie Herr v. Boehm sagt, „ehrbares Substrat des Zinses zu fin-
den“. Herr v. Boehm selbst hat sich um das Zinsverbot sehr verdient gemacht, indem er
die meisten Zinstheorien als haltlos erwies und insofern den Zins glücklich bekämpfte.
Nur meinte er irrig, daß berechtigte Wohlfahrtsinteressen der Völker für die Beibehaltung
des Zinses sprächen und er machte sich daher eine besondere Theorie, die er für neu
und haltbar hielt, während auch sie nur ein alter Irrtum ist, kein „ehrbares Substrat“ des
Zinses liefert und nur einer kleinen egoistischen Gesellschaftsschicht zum Schaden des
Volkes und der Völker das Wort redet.


Wir bringen die Sätze aus dem Vortrag des trefflichen Kanonikus des reichen
Tatsachenmaterials wegen, dann aber auch um die Aufmerksamkeit unserer katholi-
schen Bundesmitglieder auf das biblische Zinsverbot zu lenken. Jetzt bei der
Gelegenheit der Neubesetzung des Heiligen Stuhles wäre es vielleicht angebracht, das
Zinsverbot neu zur Sprache zu bringen.


Würde das Zinsverbot jetzt erneuert, so könnte dasselbe wenigstens nicht mehr damit
bekämpft werden, daß man sagt: Das Zinsverbot ohne Darlehenspflicht führt zur Sperre
des Geldumlaufs, und die Darlehenspflicht mit nur moralischem Druck genüge nicht, um
den Geldumlauf zu sichern und zu schließen. Denn diese Schwierigkeit, an der im
Mittelalter das päpstliche Zinsverbot praktisch versagte, besteht seit Erfindung des
Freigeldes nicht mehr.


Das Freigeld macht den Zins unmöglich. Insofern braucht es das besondere morali-
sche Verbot nicht. Es ergänzt die Worte: mutuum date, nihil inde sperantes, mit den
Worten aus dem Vaterunser: et nos in ducas in tentationem. Immerhin, wenn die katholi-
sche Kirche jetzt, wo dem Verbot keine wirtschaftlichen Schwierigkeiten im Weg stehen,
das Verbot mit aller Schärfe wiederholte, würde sie uns die Arbeit außerordentlich
erleichtern und dadurch sich unsterbliche Verdienste um das Wohl der Menschheit
erwerben.


Durch die feierliche und energische Erneuerung des Zinsverbotes durch den Papst
sähe sich die ganze katholische Welt, ja sogar die ganze Christenheit in die Zwangslage
versetzt, das Freigeld als ersten Punkt ins Programm der wirtschaftlichen Forderungen
zu stellen. Mit dem Zinsverbot würde der Papst in weiten Kreisen der sozial und wirt-
schaftlich orientierten Katholiken neue Hoffnungen erwecken; das Verschwinden des
Zinses würde zweifellos schärfsten Einfluß auf die Erneuerung des christlichen Lebens
ausüben.


Soll die schöne Enzyklika von Papst Leo XIII. Leben bekommen, so muß zuerst der
Zins verschwinden.
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Unser Genueser Programm und die Goldwährung
In Genua wird der Wiederaufbau der Weltwirtschaft beraten werden. Und die


Unterlage der Weltwirtschaft ist das Geldwesen. Weil das bisherige Geldwesen die
Goldwährung war und diese durch den Krieg vernichtet wurde, darum ist auch die
Weltwirtschaft aus dem Leim geraten. Man müßte sich also in Genua in erster
Linie mit dem Geldwesen der Weltwirtschaft befassen.


Es schien, daß die Amerikaner die Wiederherstellung der Goldwährung vor-
schlagen würden. Der Munitionshandel hat den Amerikanern viel Geld eingebracht,
für das sie jetzt keine Verwendung haben. Weder in der Geldfabrikation, noch in
der Schmuckwarenindustrie. Die auf Preisabbau eingestellte Währungspolitik stößt
Gold ab, und die mit dem Preisabbau aufgekommene Wirtschaftskrise mit der
dazugehörigen allgemeinen Verarmung stößt ebenfalls Gold ab. Die fünf Millionen
Arbeitslosen, die seit zwei Jahren im ganzen Land herumlungern, lassen jetzt aus
Not die goldenen Eheringe und andere Schmucksachen einschmelzen, um sich
Papiergeld für das tägliche Brot zu verschaffen. So wächst in der Federal Reserve-
Bank der Goldbestand unaufhörlich. Und darum und aus keinem anderen, keinem
höheren Gesichtspunkt hätte Amerika in Genua den Kommis voyageur der
Goldwährung gespielt. Als sich vor Jahren in Amerika viel Silber ansammelte, das
auf den Silberpreis und auf die Dividenden der Silberbergwerke drückte, da 
„machte Amerika in Silberwährung“, und der Präsidentschaftskandidat Bryan 
pflegte seine Reden mit dem Satz zu beenden: „Ihr sollt die Menschheit nicht auf
ein goldenes Kreuz schlagen.“ Jetzt haben sich die Dinge zu Ungunsten des
Goldes geändert, und die Amerikaner werden behaupten, das Gold wäre gar kein
Kreuz, sondern ein höchst bequemer Ruhesessel.


Wir wollen hoffen, daß man in Genua etwas kritischer umgehen wird. Die
Amerikaner pochen jetzt unter Hinweis auf die großen Goldbestände auf ihren
„Reichtum“, und dieser Flitter wird bei den Hilfsbedürftigen selbstverständlich stark
im Sinne der amerikanischen Politik werben. Es wird darum gut sein, wenn in
Genua dieser amerikanische „Kapitalreichtum“ einmal auf seine Echtheit unter-
sucht wird. Es wird sich dann bald zeigen, daß die Amerikaner, wenn man von
ihrem Goldschatz absieht, durch den Krieg und den Preisabbau ebenso verarmt
sind wie alle Völker dieser Erde. Fünf Millionen Arbeitslose, fünf Jahre
Munitionsarbeit, fünf Jahre verminderten Importes und ins Ungeheuerliche ver-
stärkten Exportes! Wo soll denn der behauptete Reichtum herkommen? Wenn 
6 Millionen (Wohn-) Parteien nutzlos nach Wohnungen herumirren, so kann man
doch nicht von Reichtum reden! Sobald die Amerikaner den Blödsinn ihrer
Währungspolitik erkannt haben und den Preisabbau für beendet erklären werden,
dann werden die Unternehmer wieder an die Arbeit gehen wollen, und dann wird
es sich erst zeigen, welche Verwüstungen der Krieg in der Industrie, in den
Eisenbahnen, an den Häusern, in der Landwirtschaft angerichtet hat, und die
Ansprüche, die die Unternehmer, 
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die Landwirte, die Eisenbahn- und Baugesellschaften an den Kapitalmarkt machen
werden, und die Höhe des Zinsfußes, der dann ausbedungen werden kann, wird
den amerikanischen Kapitalisten zeigen, daß sie für die Hilfs- und Kreditaktionen in
Europa nicht in Betracht kommen, und daß es ihnen einerlei sein kann, was die
Bundesverwaltung mit dem Goldüberfluß anfangen wird. Wahrscheinlich wird man
dann den geistreichen Vorschlag machen, den Goldüberschuß zu den in
Washington seit Jahrzehnten lagernden Silberbergen zu legen. Warum auch nicht?
In der Währungspolitik gibt es keine Gehirnerweichungen. Offenbarer Blödsinn wird
in der Währungssache zu hoher Weisheit, wenn er im Interesse der Börse steht.
Freilich, freilich, wer wird dann, wenn das Ausland die Wiedereinführung der
Goldwährungen ablehnt, in Amerika noch sagen können, was Goldüberschuß, was
Goldmangel ist? Diese Frage wird früh oder spät von den Gläubigern oder
Schuldnern gestellt werden und verlangt Antwort.


Wie wäre es nun, wenn wir, das Deutsche Reich, den Ereignissen vorgreifend, in
Genua diese Frage zur Diskussion stellen würden? Mit ihr würden wir nicht nur die
Währungsfrage in ihrer ganzen Breite und Tiefe ausrollen, sondern auch ein neues,
ein heikles Licht auf das Reparationsproblem werfen. Die Gefahr auf die ich im
„Befreier“ hinwies, nämlich, daß wir das gesamte, seit der Entdeckung Amerikas
gefundene Gold siebenmal an die Entente abzuliefern haben und daß es unseren
Gläubigern freisteht, den von uns für dieses Geld zu zahlenden Preis beliebig in
die Höhe zu schrauben, tritt uns ja jetzt schon in der amerikanischen Goldpolitik in
voller Klarheit entgegen. Seit Unterzeichnung des Londoner Vertrages haben die
Amerikaner den Preis des Dollars, das ist also für uns auch der Preis des Goldes,
das wir an die Entente abzuliefern haben, um 40-50-60% gehoben, so daß wir jetzt
schon für die 132 Milliarden Goldmark, die wir der Entente schulden, 40-50-60%
mehr an Waren liefern müssen. „Durch einen wohlüberlegten Deflationsprozeß
haben die Amerikaner das allgemeine Preisniveau, ausgedrückt in Golddollars, in
der allerschärfsten Weise heruntergedrückt, d. h. der Goldwert, ausgedrückt in
Waren, wurde entsprechend erhöht. Dieser Niedergang in Preisen, der vielleicht
gewaltsamer als irgendein anderer in der wirtschaftlichen Geschichte der Welt war,
dauert an. Das endgültige Ende dieser Bewegung ist noch nicht in Sicht“  [Prof.


Gustav Cassel: Das Geldproblem der Welt.].


Wir sehen, d. h. wir fühlen also jetzt die Gefahr. Dabei brauchen wir noch gar
nicht anzunehmen oder zu glauben, daß es sich wirklich, wie Cassel sagt, um
einen wohlüberlegten Streich handelt. Es handelt sich hier um offizielle amerika-
nische Währungspolitik. Und wir haben keinen Beweis dafür, daß das offizielle
Amerika die Handlungen besser überlegt als die europäischen Bürokraten. 
Wenn es sich wirklich hier um Überlegung handeln würde, dann müßten sich die 
5 Millionen Mann, die ihre Arbeitslosigkeit und Not dem Preisabbau verdanken,
zusammenrotten, um die, die so kurzsichtig die Dinge überlegt haben, an das von
ihnen angebetete goldene Kreuz zu schlagen. Aber es wurde wahrscheinlich in
dieser für das ganze Volk und namentlich für die Arbeiter ausschlaggebenden
Angelegenheit gar nicht überlegt. Wer soll den eigentlich in einer Demokratie 
überlegen? Doch sicherlich das Volk. Es heißt doch Volksherr-  Volksherrschaft
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schaft! Der Volkswille soll herrschen. Die vom „Volk“ wohldurchdachte Währungs-


politik, die soll durchgesetzt werden. Die Währungspolitik des Volkes, das keinen


Schimmer von der Währungsfrage hat! Die Währungspolitik, die 5 Millionen Arbeiter


seit zwei Jahren der schwersten Not ausgesetzt hat. Dieselbe Währungspolitik, die


auch unsere Sozialdemokraten gutheißen würden. (Genau wie in der Reichs-


verfassung, so ist auch jetzt im neuen Görlitzer Programm der Sozialdemokratischen


Partei die Grundlage der Volkswirtschaft – das Geldwesen – vergessen worden.)


Dennoch, es ist doch so, wie Prof. Cassel sagt. Es handelt sich um wohlüberlegte


Politik. Es ist die wohlüberlegte Politik der Bankokratie, nicht der Demokratie, die hier


zum Vorschein kommt. Die Beamten führen nicht den Auftrag das Volkes aus, son-


dern den Befehl der Leute, die sie auf ihren Posten gestellt haben. Und diese Leute,


und nur diese allein haben ein Interesse daran, daß die Goldwährung wieder einge-


führt werde, damit sie, Besitzer des Goldes und der 132 Milliarden Goldmark deut-


scher Reparationsforderungen, den Preis des Goldes nach Belieben gestalten kön-


nen. Sie sind es gewesen, nicht die „demokratischen Volksmassen“, die festgestellt


haben, daß Amerika einen Überfluß an Gold habe, daß die Preise abgebaut werden


müßten, indem man den lästigen Goldüberschuß dem Verkehr entzieht. Sie sind es


auch, die jetzt die Wiedereinführung der Goldwährung verlangen und davon die auf


Schwindel beruhende amerikanische Hilfsaktion abhängig machen.


Aber es ist dafür gesorgt, daß die Goldwährung nicht wieder aufkommen wird. Die


Metallisten vergessen regelmäßig, daß die Goldwährung in noch viel höherem Maße
eine Kreditwährung ist, daß sie des Sicherheitsgefühls, der finanziellen Ordnung viel


mehr bedarf als das Papiergeld. Das Papiergeld läuft um so schneller um, je größer


das Mißtrauen ist. Das Metallgeld bleibt einfach stehen, wenn es mißtrauisch wird.


Beim Papiergeld belebt das Mißtrauen den Handel (siehe den „Ausverkauf“


Deutschlands nach jedem Sturz der deutschen Valuta), beim Metallgeld führt das


Mißtrauen sofort zur Hortung des Geldes, zur Stauung im Warenabsatz (siehe die


Kriegserklärung 1914 und die augenblickliche Hortung des gesamten Metallgeldes).


Wie denkt man sich nun unter solchen Verhältnissen die Wiedereinführung des


Goldgeldes? Ist etwa in Deutschland das Vertrauen in die Zukunft des deutschen


Reiches fester begründet als im August 1914? Würde man gleich vergessen, daß 


diejenigen, die damals das Gold gehamstert hatten, die Klügeren gewesen sind? 


[Für 1000 Mark in Gold gibt die Reichsbank 70 000 Mark in Kriegsanleihen!] Würde man nicht


jetzt, bei Wiedereinführung der Goldwährung, bei jedem Kapp-Putsch, bei jedem


kommunistischen Aufstand, bei jeder neuen unverschämten Note der


Reparationskommission für alle Fälle das Gold hamstern? Und wie denkt man sich


dann die Preisbildung, den Zahlungsverkehr, den Kreditverkehr? Unsere Wirtschaft


geht; es wird gearbeitet. Verglichen mit Amerika, mit England, mit Frankreich, mit


allen Siegerstaaten, geht es sogar glänzend. Das kommt daher, daß wir alle unserem


Papiergeld mißtrauen, daß jeder lieber Ware, Arbeitserzeugnisse besitzt als bares


Geld. So ist der Tausch immer gesichert. Die einzige Stockung trat ein, als 1920 im


Frühling unsere Valuta sich „besserte“. Unser Papiergeld steht pari mit unseren politi-


schen, wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen, und dieses Gleichgewicht 


zwischen Geld und Gut ist es letzten Endes, warum wir noch nicht 
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alle verhungert sind. Dieses Gleichgewicht wird aber sofort gestört, wenn wir ein Geld


einführen, das sicherer, besser ist als wir, als das Deutsche Reich. Die Parität zwi-


schen Wirtschaft und Geldverfassung muß also unbedingt gewahrt werden. Das ist


es, was die Metallisten immer vergessen, wahrscheinlich weil sie es nie begriffen


haben.


Um die Goldwährung bei uns einzuführen, muß selbstredend die Notenpresse still-


gelegt werden. Dazu sind, so wie die Dinge bei uns nun einmal liegen,


Finanzoperationen nötig, die den Amerikanern, den Engländern, den Franzosen


sogar als glatter Bolschewismus erscheinen werden. Soll Deutschland nun dem


Proletariat der Welt, auch dem englischen, dem amerikanischen und französischen


Proletariat zeigen, wie man den Kapitalisten die Haut über die Ohren ziehen kann,


ohne daß, wie in Rußland, die Wirtschaft darunter zu leiden braucht? Soll


Deutschland zur Hochschule des wissenschaftlichen Bolschewismus werden, unter


dem Zwang der Not, unter dem Druck der amerikanischen Kapitalisten? Nur um die


Voraussetzungen für die Wiedereinführung der Goldwährung zu schaffen? Wäre das


nicht zu teuer erkauft? Hatte der russische Zar seine Stellung nicht auch zu teuer


erkauft? Wer nach zu hohen Zielen strebt, verliert oft alles. Das mögen die amerikani-


schen Kapitalisten bedenken, nicht in unserem Interesse, aber in ihrem. Vielleicht,


daß sie dann in der Goldwährung eine Gefahr für ihr persönliches Leben erkennen


werden und uns mit ihren schlecht überlegten Vorschlägen in Ruhe lassen. Sie, die


doch den eigenen Nöten gegenüber vollständig ratlos sind, sollten mit ihren


Ratschlägen etwas bescheidener sein und zurückhaltender sein. Wer unfähig ist, die


eigene Wirtschaft in Gang zu erhalten, verliert das nötige Ansehen für eine führende


Rolle in weltwirtschaftlichen Angelegenheiten. Die endlose Kette von Krisen,


Börsenkrachs, die die amerikanische Wirtschaft ganz besonders kennzeichnet, das


geringe Verständnis, das sie dort den Arbeiten ihres Landsmannes Irving Fisher
entgegenbringen, deutet nicht gerade auf ein tieferes Erfassen der wirtschaftlichen


Zusammenhänge.


Das was eben von Deutschland aus über die Wiedereinführung der Goldwährung


gesagt wurde, gilt für alle Länder Europas, ganz besonders für das russische Reich,


auf das es in erster Linie ankommt. Und was würde es nützen, wenn etwa nur das


eine oder das andere Land die Goldwährung einführen und dauernd aufrecht erhalten


würde, wenn das nicht allen oder doch der Mehrzahl gelingen würde? Ist die


Goldwährung keine Weltwährung, dann hat sie überhaupt keinen Sinn. Amerika


scheidet für uns die als Absatzgebiet infolge der dort betriebenen chauvinistischen


Schutzzollpolitik immer mehr aus. England ist in voller Auflösung begriffen, wenig-


stens als ein zusammenhängendes Wirtschaftsgebiet. Die Bedeutung Amerikas und
Englands für unsere Valuta wird immer geringer werden. Dagegen wird das vom
Zarismus und vom Kommunismus befreite Rußland, unser Nachbarland, mit den
gewaltigen, natürlichen Schätzen, mit den direkten Straßen nach Zentralasien, nach
Indien, nach dem 500-Millionen-Land der Chinesen, dem arbeitsamsten, kultivierte-


sten und friedfertigsten aller Völker, für uns Deutsche das Handelsgebiet sein, wo wir


unsere Produkte absetzen und von woher wir uns mit allem werden versehen 


können. Das was die Vereinigten Staaten bisher für Europa waren, das wird jetzt


Rußland werden. Und darum ist es für uns viel wichtiger, daß wir in Währungsfragen


mehr nach Rußland hin Anschluß gewinnen als nach Amerika. Das Ideal ist 
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und bleibt natürlich der allseitige Anschluß, der sich jedoch nur auf Grund einer
Papiergeldwährung erreichen läßt.


Darum muß unser Programm für Genua in folgendem bestehen: Nationale
Papiergeldwährung, autonom überall nach international gültigen, an sich gesunden
Grundsätzen verwaltet, mit einem Einschuß von etwa 20% einer internationalen
von einer Zentralstelle aus verwalteten Valuta- oder Arbitragenote (Ivanote). Das
ganze als dynamisches System gedacht, wo die Deckung der Noten nicht mehr in
einem toten Metallschatz gesucht wird, sondern in dem Strom von Waren, den die
nie rastende Warenproduktion dem Markt zuführt. Und als oberste Instanz die
Richtlinien der absoluten Währung, die in unserer Literatur in völlig ausreichender
Ausführlichkeit enthalten sind.


Ergänzt wird dieses unser Genueser Programm durch die Forderung, daß das
Zollrecht aus den Souveränitätsrechten der Völker gestrichen, daß alle Zollgrenzen
restlos geschleift werden. Hat das Volk der Denker, Dichter und – Bierphilister das
nötige „Menschenmaterial“, um dieses Programm in Genua vor dem Rat der dort
ihre Rettung suchenden 40 ratlosen Völker zu vertreten und durchzustehen?


Pierpont Morgan und Reichskanzler Wirth 


(Eine Warnung)


In seiner Rede vom 28. 3. des Jahres ließ Reichskanzler Dr. Wirth durchblicken,
daß er bereits Beziehungen zu ausländischen Bankiers geknüpft hat behufs
Begebung ausländischer Anleihen. Wer diese Bankiers sind, erfahren wir jetzt aus
folgender Zeitungsnotiz (WTB) vom 25. April: „Reuter meldet aus New York, daß
Pierpont Morgan die Einladung der Reparationskommission, Mitglied des
Ausschusses zur Erwägung der Möglichkeit der Ausgabe einer Internationalen
Anleihe für Deutschland zu werden, angenommen hat. Morgan wird Mitte Mai nach
Europa abfahren. Times meldet aus New York, von amerikanischen Bankiers
werde erklärt, daß unter geeigneten Bedingungen ein beträchtlicher Teil der 
deutschen Obligationen in Amerika werde untergebracht werden können.“


Weiß Dr. Wirth, mit wem er es hier zu tun haben wird? Wenn nicht, so empfehlen
wir ihm, sich von der Reichsbankbibliothek Nr. 5 des „Physiokraten“ vom Jahr 1912
kommen zu lassen mit dem Artikel: Die Morgan-natische Panik. Ich glaube aber,
daß auch die Leser der Freiwirtschaft diesen Artikel mit Nutzen lesen werden, und
so lassen wir ihn hier folgen. Er zeigt uns nicht nur die Persönlichkeit unseres künf-
tigen Gläubigers, sondern auch, wie die Notenbanken von jeher von den Bankiers
für Börsenzwecke mißbraucht worden sind. Der Artikel erschien als Übersetzung
aus der angesehenen nordamerikanischen Zeitung „The Public“ vom Juli 1912.
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Senator Lafollette erklärte kürzlich, daß Morgan und die Standard Oil den Börsenkrach
von 1907 „gemacht“ haben, und zwar zu dem Zweck, gewisse Börsenpapiere niederzu-
hämmern und gefährliche Konkurrenten zur Strecke zu bringen.


Eine New Yorker Börsenzeitung, die sich mit obiger Behauptung beschäftigte, bezeichnete
sie als gutes Material für die Wahlen, sagte aber, daß diese Anklage nicht durch die
Tatsachen gestützt werde. Welcher Art diese Tatsachen sind, sagt aber diese Zeitung nicht.
Dabei aber gibt sie die Hauptsache von dem zu, was man sagt und allgemein glaubt, näm-
lich, daß Morgan und die Standard Oil die New Yorker Zentralbanken beherrschen (control).
Wenn es sich aber so verhält, dann ist es auch richtig, was Senator Lafollette sagt. Die
Berichte, die aus der Zeit vor, während und nach dem Krach stammen, lassen es als ganz
fraglos erscheinen, daß der Plan zu dem großartigen Börsenmanöver, das im Krach sich der
Außenwelt kundgab, wirklich in jenen Banken geschmiedet und dann rücksichtslos durch-
geführt wurde.


Tatsache ist, daß der Anstoß zur Panik von den New Yorker Zentralreservebanken aus-
ging (die unter dem Kommando Morgans stehen) [Die Erläuterungen in den Klammern von
S. G.]. Wenn die diese Banken betreffenden Tatsachen bekannt und voll verstanden wer-
den, so wird es sonnenklar werden, daß sie die Anklage des Senators Lafollette rechtferti-
gen und daß die Verantwortung für den Krach von 1907 auf Morgan und der Standard Oil
ruht. Es kann nicht bestritten werden, daß es innerhalb der letzten 15 Jahre keinen
Zeitpunkt gegeben hat, wo die Börsenmänner, die die New Yorker Zentralbanken kontrollie-
ren, nicht nach Wunsch innerhalb 48 Stunden genau die gleiche Panik heraufbeschwören
konnten wie die von 1907.


In der erwähnten Börsenzeitung wird die große Inflation erwähnt (wohlverstanden die
Inflation von 1907) und gesagt, daß Morgan und seine Freunde (Spießgesellen) hierfür nicht
verantwortlich wären. Wie immer wird diese Inflation einer „Überspekulation“ des Publikums
zugeschrieben. Aber woher kam das Brennmaterial, der Stoff für diese Überspekulation?
Von den Banken kam er, von Morgans Banken. Die Diskontierungen der Nationalbanken
(Privatbanken, die gegen Hinterlegung von Staatspapieren das Recht erwerben, einen 
gleichen Betrag in Banknoten von der Notenbank zu beziehen) nahmen während des
Jahres 1907 bis zum 22. August täglich um durchschnittlich 1 300 000 Dollar zu, und die
New Yorker Zentralreservebanken (also die von Morgan) lieferten hierzu einen größeren
Beitrag als irgendeine andere Bankgruppe.


Unmittelbar nach dem 22. August 1907 nahm plötzlich der Geldumlauf um die enorme
Summe von 260 Millionen Dollar ab (nach jetzigem Kurs sind das 78 Milliarden Mark).
Genau vor diesem Tag hatten die Zentralreservebanken (also Morgans) 40 000 000 Dollar
eingezogen, während die übrigen Banken ihren Notenumlauf in genanntem Umfang weiter
vermehrt hatten. An diesem Tag hatten die Zentralreservebanken 800 Millionen Dollar von
den Geldmitteln der übrigen Banken unter Kontrolle und von dieser Summe gehörten 200
Millionen Dollar zu den Reserven dieser Banken.


Kann man vergessen, welche wahnsinnigen Anstrengungen diese Notenbanken machten,
um ihre Reserven von den Zentralreservebanken (Morgans) zurückzubekommen, und mit
welcher unerhörten Frechheit sich diese Institute mit der Ablehnung dieser Forderung über
die Gesetze hinwegsetzten? Eine Bank in Indiana hatte eine große Summe in Schecks an
eine New Yorker Zentralbank (Morgans) zum Inkasso geschickt. Diese Bank erhob auch das
Geld, weigerte sich aber, einen Dollar davon auszubezahlen, so lange die Panik anhielt
(wohlverstanden: dieselbe Panik, die diese Bank durch das Zurückhalten des Geldes insze-
niert hatte!). Und viele solche Geschichten werden erzählt.


Die plötzliche Verweigerung des Kredits und des Wechseldiskonts durch Morgans Banken
vor dem 22. August 1907, die weitere Beschränkung der Kredite nach jenem Tag, die
Verweigerung der Morganbanken, die ihnen anvertrauten Gelder zurückzubezahlen (dabei
hatten sie die Kassen voll Geld), das hieraus sich ergebende zwangsweise Aufhören der
Kreditoperationen der übrigen Banken, das sind die Tatsachen, die den morganatischen
Krach erklären. [ *) umfangreiche Anmerkung auf der folgenden Seite 166]
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So der „Public“. Inzwischen ist der alte Morgan gestorben. Wenn nun die


Reparationskommissionen den jungen Morgan als Sachverständigen heranzieht,


so ist anzunehmen, daß man in erster Reihe auf seine Rezepte spekuliert. Was die


Reparationskommission nicht zu zerstören vermochte, das soll nun wohl Morgan


jun. mit der „Morgan-natischen Panik“ vernichten.


Im „Befreier“ Nr. 5 richteten wir an den Reichskanzler Wirth eine Warnung 


[Sie bezog sich darauf, daß niemand, auch kein Vertreter des Deutschen Reiches, eine genaue


Bestimmung und Festlegung des materiellen Inhaltes der „Reparations“verpflichtungen gefordert 


hat. O. M.], die fest mit Tatsachen begründet war. Wirth scheint sie nicht begriffen zu


haben. Vielleicht öffnet ihm obiger Artikel die Augen; vielleicht erkennt er die


Notwendigkeit, Vorkehrungen zu treffen gegen die Gefahren, die in der Sache und


in der zur Handlung berufenen Person Morgans liegen. Die Richtlinien zu diesen


Vorkehrungen sind in meiner Schrift „Das Reichswährungsamt“ (Freiland-Freigeld-


Verlag Erfurt) gegeben.


Anmerkung zu Seite 165:


*)  [Wie Morgan dabei im einzelnen vorgegangen sein mag, wird durch die folgenden Ausführungen
des Physiokraten deutlich:


Um also den Boden für den Krach vorzubereiten, hatte nach obiger Darstellung Morgan die Mittel der
übrigen Emissionsbanken durch Anbietung eines höheren Zinses an sich gebracht und ihnen sogar die
Reserven abgelockt. Das geschah wahrscheinlich durch den Diskont von Wechseln, die alle nach dem
22. August fällig waren, so daß Morgan bis nach diesem Datum freie Verfügung über das Geld hatte.
Dann wurde dieses Geld durch Morgans Banken wieder in Umlauf gesetzt, jedoch so, daß die
Hauptmasse dieses Geldes kurz vor dem zum Krach bestimmten 22. August 1907 wieder (bei Morgan )
fällig wurde. Dann wurde einfach gewartet und jeder weitere Diskont verweigert. Wie oben erwähnt,
wurden so kurz vor dem 22. August 260 Millionen Dollar eingezogen und dem Schatzamt gegen
Rückgabe der hierfür hinterlegten Staatspapiere zurückgegeben. Diese Staatspapiere werden dann
auch noch (wahrscheinlich) gegen Bargeld an der Börse verkauft, so daß durch diese einzige Operation
nicht 260, sondern 520 Millionen Dollar – Geld – dem Markt entzogen wurde. Daß dazu auch die
Presse ihre Pflicht tat, ist selbstverständlich. Einige Bankrotte von Gesellschaften, die wohl eigens
gegründet wurden, um an einem gegebenen Tag Bankrott und Eindruck zu machen, machten dann das
Publikum auch stutzig, und Morgan weiß, daß das Publikum, vom Wunsch beseelt, sich zu retten, sei-
nen Börsenmanövern durch den Rückzug der Bankdepots (Banksturm) direkt in die Hände arbeitet.


So vorbereitet konnte Morgan mit der Präzisionsuhr in der Hand die Stunde des Kraches erwarten.
Natürlich hatte er alles, was er an Aktien besaß, vor dem 22. August zu hohen Preisen gegen Bargeld
verkauft und dieselben Papiere und viel mehr dazu im Terminhandel zur Lieferung nach dem 22.
Autgust wieder gekauft. So mögen mit einem Schlag mehrere hundert Millionen Dollar an Differenzen in
seine Taschen gewandert sein.]
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Die Guernsey-Markthalle
Aus „The Ford Internationel Weekly“


Mr. Ford in Amerika, der Mann, der jährlich über eine Million Automobile herstellt,
derselbe, der im Krieg nach Europa kam, um zu sehen, was er mit seinen Dollars
zugunsten des Friedens tun könnte, also ein liebenswürdiger Mensch, ist durch die
gewaltige, nie dagewesene Arbeitslosigkeit auf die Währungsfrage gestoßen wor-
den und hat den Mann zu seinem Universalerben ernannt, der den Beweis er-
bringen wird, daß man Geld, vernünftiges, brauchbares Geld ohne Gold machen
kann. Ein Problem, das bekanntlich bei vielen hochintelligenten Menschen, ich
erinnere hier nur an Eugen Dühring, im Range des Perpetuum mobile steht. Der
Erforschung dieses Problems dient der „The Ford International Weekly“, The
Dearborn Independent in Dearborn, Michigan, eine Zeitschrift, die wöchentlich
erscheint und 1 1/2 $ jährlich kostet.


In der Nummer vom 18. Februar des Jahres erschien unter obigem Titel ein
Artikel, den wir hier in etwas gekürzter Form als Antwort bringen auf die uns in letz-
ter Zeit häufig gestellte Frage, ob kleine, ganz kleine Staaten, so wie z. B. Danzig
oder die Freie Stadt Hamburg, selbständig auf dem Gebiet der Währung vorgehen
können. In Guernsey hat man das Experiment gemacht, und zwar mit vollem
Erfolg, wie der nachstehende Bericht zeigen wird. Guernsey ist eine Insel im Kanal,
gehört zu England und hat 65 qkm Fläche und rund 45000 Einwohner. Reicht also
bei weitem nicht an die Bedeutung von Danzig heran.


„Gladstone, so wird erzählt, sagte einst: Der sicherste Weg ins Jeckenhaus ist
das Studium der Währungsfrage. Ich habe (der Artikel ist von Herjulf Vikingsson
gezeichnet) amerikanische Journalisten gefragt, warum sie nicht über die
Währungsfrage schrieben. Als Antwort streckten sie die Arme in die Luft und riefen
entsetzt: ,Zu hoch für mich‘.“


„Diese mehr oder weniger intelligenten Herren, die keinen Augenblick zaudern,
über internationale Fragen zu reden, oder Arbeiterfragen analysieren, die die Über-
treter närrischer Gesetze geißeln und die Feldmarschälle der Finanzen vergöttern,
können nicht, oder wollen nicht, oder dürfen nicht bis an die Pfahlwurzel der 
meisten sozialen Krankheiten schürfen. Unser korruptes Geldsystem ist ihnen zu
,hoch‘.“


„Wenn sie die Währungsprobleme studierten, so würden sie die Grundmauern
der Finanzen entdecken und finden, daß die vorliegenden Probleme so einfach
sind wie das Aufsetzen ihrer Hüte. Es ist der geschickt versteckte Mißbrauch, der
so schwer zu durchschauen ist.“


„Es war nach Schluß der Napoleonischen Krieg, daß man in den ,Guernsey-
Staaten‘ beschloß, in der Hauptstadt St. Peter eine Markthalle zu bauen. Das
Problem war wie gewöhnlich, das ,Geld dafür zu bekommen‘. Es war kein Geld im
Umlauf, denn der Krieg hatte den Geldmarkt (Metallgeld) drainiert, mit anderen
Worten, es war eine Einschränkung des Geldumlaufs eingetreten, wie jetzt nach
dem Weltkrieg. (Es sind amerikanische Verhältnisse, auf die sich Herr Vikingsson
bezieht.) Ein Komitee wurde zum Gouverneur geschickt, um ihn zu fragen, ob er
für die Stadt in Paris oder in London eine Anleihe unterbringen könnte. Der
Gouverneur glaubte diese Frage bejahen zu können, doch meinte er, daß für das
Geld Zinsen bezahlt werden müßten. Ihr habt Steine, Kalk, Bau- Bauholz
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holz, Maurer, also alles, was zum Bau nötig ist. Was meint ihr, wenn wir das Geld
zum Bau drucken ließen? Mit den eingehenden Marktgebühren werden wir nach
und nach das gedruckte Papiergeld einlösen und verbrennen.“


„Der Vorschlag wurde angenommen. Mit dem Papiergeld wurde der Bau bezahlt,
und dasselbe Papiergeld diente dem Handel als Tauschmittel. Nach Ablauf der 
verabredeten Frist versammelte der Gouverneur das Volk auf dem Marktplatz und
verbrannte dort öffentlich das Papiergeld. Dann nahm er etwas von der Asche in
die Hand, betrachtete dieselbe nachdenklich und sagte: Well, Mitbürger, was 
werden wir jetzt anfangen? Laßt uns die alten Häuser am Brunnen niederreißen
und durch neue ersetzen, antwortete man ihm.“


„Zu dumm, daß wir das Papiergeld jetzt verbrannt haben, sagte der Gouverneur.
Wir hätten es für diesen Zweck noch einmal gebrauchen können. Und die Bürger
stimmten dem zu. Well, sagte der Gouverneur, es ist all right. Ich wollte nur zeigen,
daß keine Gefahr einer Inflation besteht, wenn ehrliche Leute sich dieses Mittels
für ehrliche Zwecke bedienen. Wir werden eine neue Auflage drucken. Die
Brunnenstraße wurde neu gebaut. Ein Wellenbrecher wurde errichtet. Dann folgte
ein schöner Hafen, ein Netz prächtiger Straßen und andere nützliche und schöne
Werke.“


„Dieses Papiergeld ist seit hundert Jahren im Umlauf ohne irgendwelche
„Deckung“ von Gold und Silber. Und trotzdem hat es alle Funktionen des Geldes
restlos ausgeführt, die die Bedürfnisse der Menschen und des Fortschrittes von
ihm erwarten. Um festzustellen, was die Guernseyleute von ihrem Geld halten,
braucht man sie nur mit ihrem Geld zu bezahlen. Es gelten da 20 Schilling das
Pfund. Bietet man ihnen aber Noten der Bank von England an, so fordern sie einen
Schilling extra für jedes Pfund. Ich sage das nicht, um die Noten der Bank von
England zu diskreditieren. Ich sage es nur, um zu zeigen, daß den Guernseyleuten
ihr Geld vollkommen genügt. Folgende kleine Geschichte wird noch mehr Licht in
die Angelegenheit tragen: Im Jahre 1913 besuchte ich auf einer Europareise auch
die Insel Guernsey. Mr. K., sagte ich, was halten sie von diesem Geldsystem? Ein
höchst merkwürdiges System, antwortete er. Ich kam hierher vor 14 Jahren, um
eines Viehhandels wegen. Im Norden liegt eine andere Insel, Alderney. Mir wurde
gesagt, dort wäre sehr schönes Vieh. Ich traf die Leute in sehr gedrückter
Stimmung. Peter schuldete Paul, Paul schuldete Andreas und dieser dem John.
Alle waren allen gegenüber verschuldet. Ich kaufte für etwa 1000 Pfund und
bezahlte mit Guernseypapiergeld. Nach fünf Tagen kam ich zurück, um das Vieh
zu verladen. Aber groß war die Veränderung. Auf der Insel war alles in Vollbetrieb.
Peter hatte Paul, dieser dem Andreas und dieser wieder den John bezahlt. Alle
waren nun ihre Schulden los und wieder vergnügt. Das Merkwürdige aber an der
Sache ist, daß die Schulden bezahlt wurden und die Wirtschaft wieder in Betrieb
kam mit Hilfe eines Papiergeldes einer anderen Insel.“


„Ich hatte mehrere Konferenzen mit dem Schatzmeister der Insel, von dem 
ich erfuhr, daß sie dort keine Schwierigkeiten hätten, sich mit den fremden
Zahlungsmitteln zu verstehen zwecks Ausgleichs der Zahlungsbilanz.“


„Als Norwegen, Schweden und Dänemark in den 70er Jahren zum metrischen
System übergingen, vereinbarten sie einen gemeinsamen Münzfuß und 
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einen gemeinsamen Namen für ihre Münzen. Bis zum Weltkrieg lief das Geld die-
ser drei Länder, Münzen sowohl wie Banknoten, unbeanstandet in diesen Ländern
um. Von Zeit zu Zeit wurden die Noten in Bündeln ins Ursprungsland zurückge-
schickt, um sofort wieder den Kreislauf anzutreten. Ich bin sicher, daß es beim
Leser dieser Zeilen bereits dämmert, es gehöre zum internationalen Geld nur noch
ein Schritt.“


Ausführlicher, als hier ist dieser Versuch, für beschränkte Verhältnisse ein natio-
nales Geld einzuführen, behandelt in der Schrift von Albert Kinsey Owen: The
Guernsey Market, New York, The Humboldt Library 1897.


Das Auseinanderklaffen der verschiedenen Preisindexe 


und seine Erklärung


Der Großhandelsindex, der Kleinhandelsindex, der Ernährungskostenindex usw.,
die die Reichsbank, Verzeihung, die Richard Calwer, die Frankfurter Zeitung und
andere Privatleute veröffentlichen, um einen Maßstab für die Pfuschereien der
Reichsbank zu gewinnen, weichen erheblich voneinander ab, und die Beschützer
und Schützlinge der verruchten Papiergeldwirtschaft pflegen mit Genugtuung auf
diese Tatsache hinzuweisen, die die Richtigkeit der Quantitätstheorie zu erschüt-
tern scheint. Es wird außerdem darauf hingewiesen, daß die Kurven all dieser ver-
schiedenen Indexe sich nicht mit der Notenausgabe decken, was wieder gegen die
Quantitätstheorie ausgemünzt wird von den Haifischen, die diese Theorie fürchten,
wie der Dieb die Morgenröte.


In bezug auf letztere Angelegenheit wiederholen wir, was schon tausendmal
gesagt wurde, nämlich, daß die Nachfrage nach Waren gebildet wird durch die
Menge und Umlaufgeschwindigkeit des ausgegebenen Geldes, und daß eine
Beschleunigung des Geldumlaufs in ihrer Wirkung auf die Preise genau gleich-
bedeutend ist einer entsprechenden Vermehrung der Geldmenge. Verdoppelung
der Umlaufsgeschwindigkeit heißt Verdoppelung der Preise. Wenn daher jetzt die
Preise in Mißverhältnis zu der Notenausgabe gewachsen sind, so beweist das
nicht das Geringste gegen die Quantitätstheorie, sondern zeigt nur, daß aus
irgendeinem Grunde in letzter Zeit die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zuge-
nommen hat. Es ist also jetzt das Gegenteil eingetreten von dem, was sich im Jahr
1914 ereignete, als anfangs August das Metallgeld plötzlich verscharrt wurde und
die Umlaufsgeschwindigkeit der Hauptmasse des Geldes auf Null sank. Wenn
damals die Reichsbank nicht auf fiskalischen Befehl zur Ausgabe von Banknoten
geschritten wäre, dann wären damals trotz Krieg und Hungersnot und Blockade 
die Preise nicht etwa gestiegen, sondern im Gegenteil, tief, sehr tief unter den
Friedensstand gefallen, trotzdem der Geldbestand nicht um einen Pfennig abge-
nommen hatte. Alle diese Ereignisse widersprechen in keiner Weise der
Quantitätstheorie, sondern bestätigen ihre Richtigkeit und beweisen das Eine
wenigstens mit Sicherheit, daß ein Geld, dessen Umlaufsgeschwindigkeit willkürlich
geändert werden kann, als unbrauchbar beseitigt werden muß, auch dann, wenn
die Spitzbuben, Banditen und Börsenräuber der ganzen Welt sich krampfhaft da-
gegen sträuben.


Das Auseinanderklaffen des Großhandels- und des Kleinhandelsindexes ist auf
folgende Weise zu erklären: Der Großhandelspreis ist der Tagespreis. Da es sich
zumeist um ein- und ausfuhrfähige Waren handelt, so sind ihre Preise 
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unmittelbar von der Valuta beherrscht. Mit den Kleinhandelspreisen verhält es sich
wesentlich anders. Hier sind überall die schmutzigen Fingerabdrücke der gesetzge-
benden Pfuscher wahrzunehmen. Dem Krämer schreiben die Paragraphen die
Preise vor. Er hat die Waren, auf der Grundlage des Einkaufspreises berechnet, an
das blöde Publikum abzugeben, einerlei, ob er für das Geld, das er für die Ware
heute verlangen soll, seine Warenbestände erneuern kann oder nicht. So will es der
Paragraphenfabrikant, der Hottentott, Reichstagskuli, der Demokrat. Der Krämer soll
sich an der der Inflation verbluten, und mit vollen Kassen (Reichsbankwische) und
leeren Lagerräumen den Betrieb einstellen. Das nennt man Schutz der
Konsumenteninteressen, wie man die infolge der Mieterschutzgesetze eingetretene
Sperre der Bauindustrie auch Schutz der Mieterinteressen nennt.


Nehmen wir an, daß im Durchschnitt die Waren beim Kleinhändler drei Monate
lagern, ehe sie verkauft werden, so müssen die Kleinhandelspreise auch in der
Inflation drei Monate hinter den Tages- oder Großhandelspreisen zurückstehen, ähn-
lich wie auch die Löhne für die Dauer des Tarifvertrages hinter der Inflation nachhin-
ken. Würde man die Reichstagsdiktatoren zunächst einmal in die Schule schicken
und ihr ganzes Machwerk auf den Kehrichthaufen werfen, würde man den Krämern
gestatten, die Preise danach zu berechnen, was sie selbst für die Erneuerung ihrer
Warenbestände anlegen müssen, dann würden die Kleinhandels- und
Großhandelsindexkurven in völlige Kongruenz übergehen, wie das vor dem Krieg
der Fall gewesen sein muß. Wenigstens hat man damals niemals von einem
Auseinanderfallen des Klein- und Großhandelsindexes gesprochen. Wenn der
Großhandelsindex fest und unbeweglich ist, dann ist auch der Kleinhandelsindex
unbeweglich.


Noch aus einem anderen Grund hinkt der Kleinhandelsindex hinter dem
Großhandelsindex her. Im Großhandel wird die Ware nur gegen Kasse verkauft,
dem Kleinhändler wird sie vom Großhändler einfach kreditiert. Früher drei, vier und
sechs Monate, jetzt zwar nur auf kurzes Ziel, in der Regel aber doch noch auf 30 –
60 Tage. Dieser Umstand gestattet dem Kleinhändler, die Waren ohne Rücksicht auf
die innerhalb der Zahlungsfrist vor sich gehenden Preiserhöhungen zu verkaufen, da
in diesem Fall nicht er, sondern der Kredit gebende Großhändler die der
Preiserhöhung entsprechenden Verluste an der Kaufkraft des Geldes trägt. Hat z. B.
ein Kaufmann ein Dutzend Paar Hosenträger zu 100 auf 30 Tage gekauft, und stei-
gen diese Hosenträger von Ablauf der 30 Tage auf 120, so kann unser Kaufmann
immer noch den Verkaufspreis auf Grund des Einstandes von 100 berechnen, und
alles was er über 100 erzielt, wird Profit sein; weil es ja nicht sein Geld ist, das in
den Hosenträgern angelegt ist, sondern das des Großhändlers, der ihm 30 Tage Ziel
bewilligte. Man wird vielleicht fragen, warum der Kleinhändler die Preise nicht auch
nach den Tagespreisen berechnet und die Erhöhungen der Großpreise gleich zur
Erhöhung seines Profites benutzt? Darauf ist zu antworten, daß die
Kriegswuchergesetze ihm das verbieten. Außerdem verlangt das Gesetz, daß die
ausgestellten Waren deutlich die Verkaufspreise tragen sollen, und es ist fast eine
technische Unmöglichkeit, solche Auszeichnungen für 10 000 vorhandene Artikel
täglich zu ändern. Es gäbe dann auch unausgesetzte Kämpfe mit der Kundschaft,
und bei so geringen Beträgen wie hier würde sich das auch nicht lohnen.


Ein weiterer Grund für das Auseinanderklaffen der Groß- und Kleinhandelspreise
ist darin zu suchen, daß der Handelsprofit, der im Großhandel normalerweise nur
wenige Prozent, sehr oft nur wenige Promille ausmacht, im Kleinhandel einen
bedeutenden Teil der Verkaufspreise beträgt, sehr oft 20, 30, 40 und mehr von
Hundert. Die Hauptbestandteile dieses Profits, z. B. die Ladenmiete, 
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durch das sogenannte Mieterschutzgesetz festgelegt, trotten den Großhandels-
preisen nur langsam nach.


Im allgemeinen kann man sagen: Die Kleinhandelspreisbewegungen sind als
Funktion der Großhandelspreisbewegungen zu betrachten. Sind die Großhandels-
preise fest, dann müssen auch die Kleinhandelspreise fest sein. Die Klein-
handelspreise hinken hinter den Großhandelspreisen her und suchen sich ihnen
anzupassen. Das geschieht um so besser, je langsamer die Großhandelspreise
sich bewegen. Mit der festen Währung geht diese Annäherung in Kongruenz 
über.


Die Stabilisierung der Währung durch Blut und Eisen


Je mehr die Wirtschaft durch unsere ziellose Währungspolitik auf den Hund
gebracht wird, um so schwerere Eingriffe werden nötig, um die Währung wieder in
Ordnung zu bringen. Vor vier Jahren wäre die Währung noch verhältnismäßig
leicht auf der Grundlage eines Dollarkurses von 100 Mark zu befestigen gewesen.
Heute muß man diesen Kurs bereits auf 1500 Mark den Dollar ansetzen, wenn
eine schnelle Stabilisierung erreicht werden soll. Und wie viele sind es im
Deutschen Reich, die eine Stabilisierung des Dollarkurses auf 150 als Pferdekur,
eine solche Währungspolitik als Blut- und Eisenpolitik bezeichnen werden. Es wer-
den zumeist dieselben sein, die vor 4 Jahren den 100-Markkurs des Dollar als
unannehmbar bezeichneten. dieselben, die auf keinem Gebiet die Grenzen des
Erreichbaren erkennen.


Unsere Forderungen bezüglich der Währung bleiben unentwegt dieselben, nur
daß sich der Ausgangspunkt aller aktiven Währungspolitik, der Index, ununter-
brochen verschoben hat. Wir fordern:


1. Der Reichsbank wird sofort das Notenmonopol entzogen.


2. Dem Fiskus wird die Notenpresse als Einnahmequelle sofort und ohne irgend-
eine andere Rücksicht walten zu lassen, für immer gesperrt.


3. Ein Reichswährungsamt wird gegründet und unter die Kontrolle des
Freiwirtschaftsbundes, des Reichswirtschaftsrates, der Gewerkschaften und der
wirtschaftlichen Verbände gestellt.


4. Dem Reichswährungsamt wird die Notenausgabe scharf umgrenzt.


5. Diese Grenze wird vom Index der Warenpreise gezogen, und zwar aus-
schließlich von diesem Index, in der Weise, daß Noten ausgegeben werden, so-
lange die Warenpreise in ihrem Durchschnitt abwärts streben, und umgekehrt
Noten eingezogen werden, solange die Warenpreise aufwärts streben.


6. Ausdrücklich wird dem Währungsamt vorgeschrieben, unter keinen
Umständen, einerlei, was auch geschehen mag, den Zinsfuß, den Kreditbedarf der
Kaufleute und der Unternehmer bei der Notenausgabe zu berücksichtigen.


7. Behufs Lösung der Valutafrage, die eine Weltfrage geworden ist, werden die
europäischen Staaten unverzüglich zu einer internationalen Währungs- und
Valutakonferenz nach Berlin eingeladen, um für die Behandlung der internationalen
Währung an sich richtige, international gültige Richtlinien aufzustellen, deren all-
seitige Befolgung eine automatische Lösung der Valutafrage ergibt.


171







a) Bis daß das Ziel Nr. 7 erreicht ist, wird das Deutsche Reichswährungsamt die
Befestigung des Dollarkurses als nächstes Ziel, als Maß der Notenpolitik betrach-
ten, um damit der Welt den Beweis zu erbringen, daß mit Hilfe zielbewußter, akti-
ver Währungspolitik jedes vernünftige und unvernünftige Ziel, also sogar die
Stabilisierung des Dollars, des Goldpreises, erreicht werden kann.


b) In Übereinstimmung mit a) wird das Reichswährungsamt alles Gold sowie alle
Devisen, die an den deutschen Banken nicht zum heutigen Kurs von 1500 Mark
den Dollar Abnehmer finden, aufkaufen, und wenn ihre Mittel dazu nicht aus-
reichen, so wird sie den Ankauf mit Hilfe neugedruckter Noten vornehmen. Das
Reichswährungsamt erhält zu diesem Zweck das Recht der unbegrenzten
Notenausgabe. Wohlverstanden: zu diesem und zu keinem anderen Zweck.


Erste Wirkung dieser Bestimmung: Der Dollarkurs kann nunmehr nicht mehr
unter 1500 Mark für den Dollar fallen. Damit ist bereits gewaltig viel für die
Stabilisierung erreicht. Die Spekulation à la baisse (baisse des Dollarkurses) wird
unmöglich, fällt also bereits vom ersten Tag an fort.


Zweite Wirkung: Kann der Dollar nicht mehr unter 1500 fallen, so fehlt schon bei
den Spekulanten der Antrieb, den Dollar über 1500 zu treiben. Der Reiz der
Spekulation besteht ja darin, den Dollar hochzutreiben, um ihn dann wieder um so
tiefer zu senken. An der dauernden Erhöhung des Dollarkurses hat kein Spekulant
ein Interesse.


Um auch die Spekulation à la hausse zu bekämpfen und mit der Zeit ganz lahm-
zulegen, wird das Währungsamt beauftragt, alles im Falle b) gekaufte Gold wie
auch die Devisen gegen Papiergeld zu verkaufen, sobald Gold und Devisen auf
dem freien Markt nicht mehr zu 1500 Mark den Dollar zu haben sind. Erschöpft
sich dabei der Goldvorrat, so kann das Währungsamt zunächst nichts anderes tun,
als einer neuen Hausse des Dollarkurses ohnmächtig zuzusehen. Das
Währungsamt wird jedoch bekannt geben, daß es beauftragt ist, den Dollarkurs
von der Höhe, auf die ihn die neue Bewegung getrieben haben mag, nicht wieder
fallen zu lassen. Wird also der Dollar z. B. von 1500 auf 1600 getrieben, so wird,
wenn dann zum Preis von 1600 Mark keine Dollars mehr Abnehmer finden, das
Währungsamt nunmehr jede zum Preis von 1600 angebotene Goldmenge ev. mit
neuen Banknoten aufkaufen. Dieses so gekaufte Gold steht dann zur Verfügung
der Noteninhaber, sobald umgekehrt auf dem freien Markt Gold zum Preis von
1600 nicht mehr zu haben ist.


-


Ein Gummiball, der am Boden liegt, springt nicht, weil er nicht weiter fallen kann.
Die Mark, die auf dem niedrigsten Stand stabilisiert werden soll, kann auch nicht
mehr springen, da sie bereits am Boden liegt. Den Markkurs werden wir verbes-
sern, nicht dadurch, daß wir ihn heben, um ihn dann nach einer neuen Note
Poincarés wieder um so tiefer fallen zu lassen, sondern dadurch, daß wir ihn 
stabilisieren. Denn „Besserung des Markkurses“ kann nur in einer Stabilisierung
bestehen. Jede andere Deutung dieses Wortes ist Phantasterei.


Betrachten wir die Aussichten einer solchen Währungspolitik. Und zwar nur die
Aussichten, nicht Wirkungen. Es fragt sich, ob die Stabilisierung des Dollarkurses
auch nach oben erreicht werden kann, und wann solches zu erwarten sein wird.
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Dadurch, daß wir die Notenausgabe vollständig vom Fiskus und damit auch von
der Frage der Reparationen getrennt haben, auch die Notenausgabe von der
Volkswirtschaft, von der Arbeitslosenunterstützung, von den Streiks und Revolten
unabhängig gemacht und ganz auf sich selbst gestellt haben, dazu auch die kredit-
bedürftigen Unternehmer, Kaufleute und Landwirte auf den Kapitalmarkt, und wenn
er auch noch so schlecht versorgt sein sollte, verwiesen haben, ist die Frage, ob
die Stabilisierung gelingen kann, ausschließlich davon abhängig, ob zur Zeit, bei
einem Notenumlauf von 200 Milliarden und bei einem Dollarstand von 1500 Mark
unter Berücksichtigung der jetzigen Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes und des
Gebrauchs der Geldsurrogate, der Geldmarkt überlastet scheint oder nicht. Ist das
nicht der Fall, wäre sogar, wie wir gleich nachzuweisen versuchen werden, mit 200
Milliarden der Geldmarkt schwach, sogar sehr schwach versorgt, so müßte man
damit rechnen, daß das Reichswährungsamt zur Aufrechterhaltung des
Dollarkurses auf 1500 gleich vom ersten Tag an und andauernd, wenn auch viel-
leicht nur in geringen Mengen neue Banknoten drucken und durch Ankauf von
Devisen in den Verkehr bringen müßte. Es würde sich genau das wiederholen, was
seinerzeit in Argentinien sich zeigte, als man 1900 nach einem Vorschlag verfuhr,
den ich zwei Jahre zuvor in meiner Schrift: „La cuestion monetaria argentina“
[Silvio Gesell, La cuestion monetaria argentina, Buenos Aires 1898.] machte, und
der sich gedanklich ganz mit dem hier oben gemachten Vorschlag deckte. Sofort
nach Erlaß des Gesetzes beruhigte sich der Devisenmarkt, und bereits nach drei
Jahren hatte sich durch die nötig werdende Vermehrung des Papiergeldumlaufs
(die durch Ankauf von Gold erfolgte) ein Fonds gebildet, der allen Ereignissen
gewachsen war, so daß von nun an der Dollarkurs unentwegt auf den durch
Gesetz erwählten Kurs von 227 stehen blieb. Zehn Jahre später war der Fonds so
stark geworden, daß die ausgegebenen Noten zu etwa 80 Prozent gedeckt waren.
Als das Gesetz erlassen wurde, waren die im Verkehr befindlichen Noten so gut
wie ohne jede metallene Deckung. Die Erklärung für die Erscheinung ist leicht zu
geben.


Die Valutaschwankungen hatten den Handel und die Industrie gelähmt. Die
Wirtschaft erzeugte immer weniger Waren und verlangte infolgedessen immer
weniger Geld. Mit der Stabilisierung der Währung besserten sich sofort und an-
dauernd diese Verhältnisse. Die Warenproduktion wuchs zusehends und forderte
einen ständig wachsenden Notenumlauf. Auch nahm dort die Einwanderung als
Folge der Besserung der Arbeitsbedingungen einen starken Aufschwung. Und für
jeden Einwanderer, der dort anlangte, mußte ein entsprechendes Quantum Geld,
also Banknoten, durch Ankauf von Gold in Umlauf gesetzt werden.


Zu diesen Umständen, mit denen man auch in Deutschland zurzeit rechnen
kann, treten hier noch andere, die die Aussichten für das Unternehmen in
Deutschland noch bedeutend verbessern. Die Preise werden gebildet auf Seiten
des Geldes durch die Geldmenge, beschwert durch die Umlaufsgeschwindigkeit
dieses Geldes. Je größer die Umlaufsgeschwindigkeit ist, um so weniger Geld darf
in Umlauf gesetzt werden. Die Umlaufsgeschwindigkeit der Mark ist aber zurzeit
infolge des allgemeinen Mißtrauens eine fast an Raserei grenzende geworden.
Niemand traut der Mark bis zum nächsten Morgen. Und niemand verkauft etwas,
wenn er nicht vorher durch irgendeinen Handel sich einen Absatz für das Geld 
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gesichert hat. Das geht so weit, daß sehr viele Leute Dinge kaufen, die sie niemals
nützlich verwenden werden, nur um das Geld los zu werden. Gelingt es mit Hilfe
der Stabilisierungsgesetze, das geldbesitzende Publikum etwas zu beruhigen, so
setzt sich solche Beruhigung unmittelbar in eine Verlangsamung der Umlaufs-
geschwindigkeit des Geldes um, und nach der Formel G x U = Nachfrage muß,
wenn der Preis unverändert bleiben soll, mit jeder Verkleinerung von U die
Geldmenge vermehrt werden. Es könnte aber sehr gut sein, daß die
Umlaufsgeschwindigkeit nach Einführung der Stabilisierungsgesetze gleich um 30,
40 oder gar 50 Prozent abnehmen wird, was dann die Ausgabe von 60, 80 oder
100 Milliarden neuen Papiergeldes bedingen und dem Reichswährungsamt 40,
bzw. 53 und 66 Millionen Golddollars an Devisen eintragen würde.


Bei einem für heute angenommenen Notenumlauf von 200 Milliarden und bei
einem Dollarkurs von 1500 haben wir zurzeit einen Geldbestand von knapp 133
Millionen Dollars, gegenüber einem Geldumlauf von reichlich 1000 Millionen
Dollars in Friedenszeiten. Wobei noch zu beachten ist, daß der heutige Dollar an
den Warenpreisen gemessen, reichlich um ein Drittel kleiner ist als der
Vorkriegsdollar, und daß der Handel sich heute fast ausschließlich gegen Bargeld
vollzieht, die Wechsel daher, die vor dem Krieg in der Geldwirtschaft eine solch
große Rolle spielten, so gut wie verschwunden sind.


Die Operation muß also gelingen, sofern wir nur gewillt und entschlossen sind,
ihre Vorbedingungen zu erfüllen. Und wir meinen, daß ein Volk, das durch Blut und
Eisen viel kleinere Ziele verfolgt hat, jetzt, wo mit dem drohenden völligen
Zusammenbruch der Geldwirtschaft so gut wie alles auf dem Spiel steht, auch für
dieses Ziel die nötige Entschlußkraft aufbringen dürfte.


Nachschrift
Die Frage liegt nahe, warum ich einen so niedrigen Dollarkurs meinem


Stabilisierungsvorschlag zugrunde gelegt habe. Wenn wir, wie oben gezeigt, nur
einen Geldumlauf von 133 Millionen um 30 Prozent kleinerer Dollars haben,
gegenüber 1000 Millionen Golddollars in Friedenszeiten, so könnte man doch mit
einem erheblich „besseren“ Kurs, sagen wir 1000 oder gar 750 die Stabilisierung
beginnen. Die Antwort lautet: Die Stabilisierung darf keinen Tag verschoben wer-
den. Und je höher der Dollarkurs angesetzt wird, um so sicherer wird die Operation
gelingen. Alle laufenden Geschäfte lassen sich leicht abwickeln, wenn die Preise
nicht abwärts gedrückt werden. Setzen wir den Dollarkurs herunter, so werden 
wieder unzählige Geschäftsleute in den Bankrott getrieben.


Die Entschädigung der Gläubiger, vor allem der Sparkassenbuchbesitzer, wegen
des ihnen bei einem Dollarkurs von 1500 erwachsenden Schadens, darf mit der
Währungsstabilisierung nicht verknüpft werden. Sie muß zum Gegenstand einer
besonderen Gesetzgebung gemacht werden. Die Kriegslasten müssen durch eine
Sachwertsteuer gleichmäßig auf alle Kapitalbesitzer des Deutschen Reiches ver-
teilt werden. Eine solche Verteilung liefert dann die Mittel, um wenigstens in klei-
nem Umfang die Entschädigung vorzunehmen. Eine Entschädigung aber der
Gläubiger auf dem Weg der Senkung des Dollarkurses (Preisabbau) ist wegen der
damit einbrechenden Wirtschaftskrise für das ausgemergelte Deutschland voll-
kommen unmöglich. Die Stabilisierung der 
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Währung läßt sich nur durchführen, wenn die Wirtschaft im Vollbetrieb erhalten


wird. Dieser ist aber unvereinbar mit Preisabbau. Niemand wird wohl im Deutschen


Reich an der Möglichkeit zweifeln, den Dollarkurs auf 1500 zu stabilisieren. Ob das


auch der Fall bei 1000 oder 750 wäre? Das allgemeine Vertrauen in die


Möglichkeit des Vorhabens ist aber bereits die beste Gewähr, daß das Vorhaben


gelingen wird. Daß alle Tarife, Löhne, Gehälter und Preise sich dem Dollarkurs von


1500 anpassen müssen und auch anpassen werden, ist selbstverständlich; selbst-


verständlich, soweit die heutige allgemeine, sich breiter und breiter machende
pauvreté dies zuläßt.


Ein amerikanischer Vorstoß zur Festwährung


[A. Bill, to stabilize the purchasing power of money, by Mr. Goldsborough. Man vergleiche hierzu Heft


9, S. 228/229 der „Freiwirtschaft“.]


Dem Kongreß der Vereinigen Staaten von Nordamerika wurde kürzlich der
Entwurf eines Gesetzes vom Senator Goldsborough vorgelegt, durch das der Index
der Warenpreise gefestigt werden soll, und zwar dadurch, daß der jetzige stabile
Goldgehalt des Dollars in einen labilen, dem Index angepaßten, verwandelt wird.


Wir erinnern daran, daß der unglückliche Woodrow Wilson, als er noch


Universitätsprofessor war, in Gemeinschaft mit Prof. Irving Fisher den gleichen


Vorschlag gemacht hatte. Damals war das amerikanische Volk noch nicht mürbe


genug, um den Vorschlag in Erwägung zu ziehen.


In diesem Vorschlag verbindet sich der gesunde Gedanke, daß das Geldangebot


dem Warenangebot angepaßt werden muß, mit dem uralten Deckungswahn, von


dem sich niemand befreien kann, der das Geld nicht dynamisch zu verstehen mag.


Nach dem Gesetzentwurf Goldsboroughs werden alle Goldmünzen und


Goldzertifikate eingezogen und durch neue Noten ersetzt, die dann nur allein noch


gesetzliche Zahlungsmittel sind. Das eingelieferte Geld wird in Barren von 5


Unzen, etwa 100 Gramm, eingeschmolzen, die zur Verfügung der Noteninhaber


stehen. Wieviel Gold der Noteninhaber zu verlangen hat, wird nicht ein für allemal


bestimmt. Diese Menge wird vom Index der Warenpreise abhängig gemacht. Fällt


der Index, besser gesagt, neigt er nach unten, so wird die dem Noteninhaber


zustehende Forderung auf Gold herabgesetzt, sagen wir von 100 auf etwa 99, d.


h. das Münzamt zahlt dem Inhaber der Noten nicht mehr 100 Gewichtseinheiten


Gold aus, sondern nur mehr 99. Dadurch wächst die Deckung der Noten um 1


Prozent, und es können entsprechend mehr Noten ausgegeben werden, die nun


den Index wieder heben, sagen wir von 99 über 100 hinaus auf 101. Jetzt setzt


das umgekehrte Spiel ein. Die Deckung hat sich um 1 Prozent vermindert, und es


müssen Noten eingezogen werden. Der Index der Preise sinkt. Und so weiter.


Der Staat soll sich also nicht mehr wie bisher der Preisentwicklung gegenüber


passiv verhalten, sondern aktiv eingreifen, aktive Währungspolitik betreiben.
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Goldsboroughs Ziel ist, darüber kann keinerlei Zweifel bestehen, fester Index,
das Mittel der Mehrung und Minderung der Geldmenge, die Theorie die der
Forderung zugrunde liegt, die Quantitätstheorie.


Abgesehen von der Frage, ob denn Goldsborough sein Ziel mit seinem Mittel
auch unter allen Umständen erreichen wird, wäre soweit alles in Ordnung.


Aber Mr. Goldsborough glaubt, dem Deckungsgedanken Zugeständnisse
machen zu müssen. Und damit gerät er in Widersprüche die er, wie oben ersicht-
lich ist, auf lustige Art zu lösen unternimmt.


Wie schon gesagt wurde, soll der Warenpreisindex gefestigt werden, indem die
Golddeckung der Noten entsprechend den Schwankungen des Indexes vergrößert
oder verkleinert und damit eine Verminderung oder Vermehrung der Noten ermög-
licht wird. Goldsborough fordert in seinem Gesetzentwurf aber gleichzeitig auch 
folgendes: „Wenn zu irgendeiner Zeit die Deckung unter 50 Prozent fällt, so muß
sie ergänzt werden durch Rückzug und Vernichtung von Noten (Gold bullion dollar
certificates)“.


Goldsborough stellt also dem Münzamt zwei ganz verschiedene Maßstäbe für
die Begrenzung der Notenausgabe bei einem einheitlichen Ziel.


Wie nun, wenn aus irgendeinem Grund, etwa weil die Industrie das Gold ver-
braucht, oder weil Gold für Exportzwecke verlangt wird, die Deckung angegriffen
wird und unter 50 Prozent fällt, muß da nicht das Münzamt in Konflikt kommen mit
seiner Hauptaufgabe, den Notenumlauf dem Index der Warenpreise anzupassen?
Nehmen wir an, das Deutsche Reich habe beschlossen, auf Grund eines
Gutachtens der „Sachverständigen“ die Goldwährung wieder einzuführen, und
habe dazu den Weg einer Anleihe in Amerika gewählt. Nehmen wir weiter an, daß
dies zusammenträfe mit der Meldung des Statistischen Amtes, daß der Index
zurückgegangen sei und eine vermehrte Notenausgabe verlange: wie will da das
Münzamt solche einander widersprechenden Aufgaben lösen?


Da hilft sich Mr. Goldsborough durch einen Trick, durch den die scheinbar unlös-
liche Aufgabe völlig befriedigend gelöst werden kann. Ein Kniff, der allerdings den
Deckungsgedanken fast schon lächerlich machen wird. Nach dem Vorschlag von
Mr. Goldsborough ist ja nur der Warendollar (Goldsboroughs Ausdruck, gemeint ist
die Kaufkraft des Dollars) stabil, der Golddollar (d. h. die Golddeckung des Dollars)
dagegen labil. Wenn es also die Deckungsvorschrift verlangt, so wird die
Goldforderung, die die Noten an das Münzamt stellen, so weit herabgesetzt, daß
die Deckung wieder 50 Prozent ausmacht. Wenn die Forderung der Noteninhaber
gesetzlich und beliebig herabgesetzt werden kann von 100 auf 90, 80, 50, ja sogar
auf 10 und äußerstenfalls auf Null, so ist es klar, daß die gesetzliche Deckung von
50 Prozent jederzeit wiederhergestellt werden kann, um Milliarden von Noten mit
50 Prozent zu decken.


Kann man aber für derartige Verhältnisse und gesetzliche Vorschriften den
Ausdruck Reserve und Deckung noch gebrauchen? Wir nehmen an, daß Mr.
Goldsborough sich über den vollen Inhalt seines Vorschlags völlig klar ist, und daß
er mit seinem Vorschlag der Deckung und Reserve nur dem Goldwahn des demo-
kratischen, souveränen Volkes eine Konzession hat machen wollen. Ist einmal die
öffentliche Geldverwaltung auf Aktion und auf die Aufrechterhaltung des
Preisindexes eingestellt, so wird 
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das Volk auch bald erfahrungsgemäß die Überflüssigkeit der Deckungsvorschriften
einsehen. So mag Mr. Goldsborough denken.


Die Valutafrage läßt Mr. Goldsborough gänzlich unberührt in seinem
Gesetzvorschlag. Solange die Banknoten auf bestimmte Goldmengen lauteten,
war zwar die Währungsfrage ungelöst, indem der Index der Warenpreise
Schwankungen ausgesetzt und eine aktive Währungspolitik unmöglich war. Dafür
war aber die Valutafrage in ziemlich vollkommener Weise gelöst. Mit der
Goldwährung konnten die Valutadifferenzen die Goldpunkte nicht übersteigen. Die
Goldwährung war eine vertragslose, internationale Währung, ein Automat. Läßt
man die Goldwährung fallen – und Goldboroughs Vorschlag tut das —, so muß
auch gleich an Stelle des Goldwährungsautomaten etwas anderes treten, wodurch
die Valutaschwankungen vermieden werden können. Dieses andere ist in der
Schrift „Internationale Valuta-Assoziation“ beschrieben. Die Lösung der
Valutafrage, wenn sie in Verbindung mit der Lösung der Währungsfrage bleiben
soll, verlangt, daß das, was Goldsborough für sein Land fordert, die Stabilisierung
des Preisindexes, gleichzeitig auch in den anderen Ländern erfolgt. Mehr ist nicht
nötig, aber auch nicht weniger. Wenn und soweit die einzelnen Länder die natio-
nale Währung nach einheitlicher, international als richtig erkannten Richtlinien ver-
walten, ist die Valutafrage gelöst. Nach dieser Erkenntnis hätte also Mr. Golds-
borough seinen Vorschlag gleichzeitig allen Parlamenten der Welt vorlegen sollen.
Dann hätte er auch bessere Aussichten in Amerika gehabt. Denn die mit dem
Vorschlag Goldsboroughs ungelöste, ja erst recht akut werdende Valutafrage wird
den Feinden jeder Währungsgesundung den erwünschten Angriffspunkt liefern, 
um das Gesetz zu Fall zu bringen.


Der Steuerzettel als Reparationsdevise


Man ist sich in Deutschland wie auch sonst in der Welt vielfach nicht ganz klar
über den Weg, den der deutsche Steuerzettel einschlagen muß, um sich in eine
Devise für Reparationszwecke verwandeln zu können. Man erwartet hier auch
allerlei Störungen, die auf der einen Seite gefürchtet, auf der anderen Seite will-
kommen geheißen werden. So schreibt man z. B. in England die Ursache der dort
seit drei Jahren herrschenden schrecklichen Arbeitslosigkeit statt der dort von allen
Kreisen gefördeten gedankenlosen Preisabbaupolitik den deutschen Reparationen
zu.


Begreiflicherweise teilt man in Deutschland gerne diese Meinung über die
Wirkung der Reparationen. Denn weit verbreitet ist noch der Glaube, daß alles,
was dem anderen schadet, uns nutzen muß. Auch handelt es sich oft um einfache,
verzeihliche Schadenfreude. Wer aber erkannt hat, daß diese Schadenfreude nicht
umsonst zu haben ist, ja, daß wir sie teuer bezahlen müssen, der gesellt sich zu
den Wahrhaftigkeitsprotzen, die sagen, daß man die Wahrheit unter allen
Umständen verkünden muß, und daß der Irrtum uns immer, wenn auch vielleicht
nur auf Umwegen, mehr schaden 
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wird, als wenn wir den wahren Sachverhalt aufdecken. Wie wahr das ist, können
wir jetzt schon an den nächstliegenden Auswirkungen der Preisabbaupolitik der
Engländer und Amerikaner ermessen. Die Antidumpinggesetze in England, die 
verschärften sogenannten Schutzzölle in Amerika sind unmittelbare Folgen der
Preisabbaupolitik und gegen uns gerichtet. Wenn wir hier in Deutschland die
Aufmerksamkeit der Amerikaner und Engländer auf die irrige Bewertung der deut-
schen Reparationen als Ursache der Krise und der Arbeitslosigkeit gelenkt hätten,
wenn wir ihnen mit Hilfe der Erfahrungen im geldgeblähten Deutschland gezeigt
hätten, daß ihre Not auf die Preisabbaupolitik zurückzuführen ist, dann wäre die
Weltwirtschaft schon lange wieder in Vollbetrieb, und der wiederkehrende
Wohlstand hätte dann den Herzen wieder Blut zugeführt, und die Revision des
Diktates wäre nicht als Angstprodukt, sondern als ein natürliches Erzeugnis der
den Wohlstand als Schatten begleitenden Friedensatmosphäre gekommen. Der
hungrige Mensch hat eine niedrige, bösartige, tierische Gesinnung. Hunger und
Krieg, Speck und Frieden sind Zwillingsbrüder.


Wenn dem Steuerzahler in Deutschland die Steuern für Reparationszwecke
erhöht werden, dann wird er auch den Verbrauch von Waren um den gleichen
Betrag herabsetzen müssen. Seine Kaufkraft nimmt um den Betrag der Steuern
ab. Es sei denn, daß er, um den Schaden wett zu machen, nun mehr arbeitet. Da
aber dem Arbeitslohn infolge seines Charakters als internationale Größe keine
besonderen nationalen Lasten aufgebürdet werden können, – wenigstens nicht für
die Dauer; man denke an die immer stärker werdende Neigung zur Auswanderung!
– So werden die Mittel für die Reparationen in der Hauptsache durch Konsum-
beschränkungen der ausbeutenden Klasse aufgebracht werden müssen. (Zins 
und Grundrente werden die Reparationen zahlen, trotz aller Winkelzüge der
Steuerpolitik, die sich immer noch zu sträuben scheint, den Lohn als unantastbare
Größe zu behandeln, und die Erfahrungen, die wir mit den Schutzzöllen gemacht
haben, nicht als abschließend anerkennen will.)


Reparationen bedeuten also für Deutschland Konsumeinschränkungen bei
gleichbleibender Produktion.


Wenn dem französischen Steuerzahler infolge der deutschen Reparations-
zahlungen die Steuern ermäßigt werden können, oder wenigstens nicht erhöht zu
werden brauchen, so wird dort der Warenverbrauch in gleichem Maß steigen. Der
Franzose wird dasselbe Geld, das er für die Steuerkasse gesammelt hatte, zum
Ankauf von tausenderlei Dinge verwenden, auf die er sonst hätte verzichten 
müssen. Der eine wird eine neue Egge kaufen, der andere eine Geige, die
Gemeinde wird zwei Kriegsdenkmäler erwerben statt eines, der Staat wird dem
Militarismus neue Altäre errichten. Gelegenheiten zur Ausgabe von Geld fehlen nie,
es sei denn, daß das Geld in die Hände der Sparer gelangt, und daß der
Kapitalmarkt gesättigt ist und neue Anlagen nicht mehr „rentieren“. Der Krieg hat
aber dafür gesorgt, daß das Kapital zurzeit keine Sorgen wegen der Rentabilität zu
haben braucht. Wir können also heute ohne Einschränkung sagen, 
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daß die deutschen Reparationszahlungen sich in Frankreich in eine entsprechende
Vermehrung des Konsums umsetzen werden.


Was in Deutschland weniger verbraucht werden wird bei sonst unveränderter
Produktion, das wird in Frankreich mehr verbraucht werden. Das Gleichgewicht
zwischen Produktion und Konsum wird durch die Reparationen nicht gestört wer-
den. Freilich sind die Waren, die in Deutschland nun weniger verbraucht werden,
nicht immer von der Gattung der Waren, die in Frankreich mehr verbraucht wer-
den. Eine solche Übereinstimmung ist aber auch gar nicht nötig. Wie werden
gesparten Überschuß an Waren auf den Weltmarkt bringen, und die Franzosen
werden dem Weltmarkt ein Mehr an Waren nach ihrem Geschmack und nach ihren
Bedürfnissen entziehen. Dann wird eine geringfügige Umstellung der
Weltmarktproduktion genügen, um das Gleichgewicht nach allen Seiten wieder 
herzustellen. Der Weg vom Steuerzettel zur Devise ist frei.


Es wird vielleicht nützlich sein, den Weg ins einzelne zu verfolgen, den der
Steuerzettel zu seiner Verwandlung in eine Reparationsdevise zurücklegen wird.
Ich werde diesen Weg breiter beschreiben und bei der Gelegenheit auch Dinge
berühren, die einmal gesagt werden müssen.


Ein Bauer hat vor dem Krieg nach dem Tod des Vaters das Gut übernommen
und seine 5 Geschwister abgefunden. Das Gut war auf 60 000 Goldmark abge-
schätzt, d. h. es warf eine Grundrente ab, die zu 4 Prozent kapitalisiert obige
Summe ergab. Die fünf Geschwister erhielten in bar je ein Sechstel, also je 10 000
Goldmark. Das Geld lieferte die Sparkasse, die das Geld hier vollkommen mündel-
sicher angelegt zu haben glaubte.


Der Bauer zahlte auch pünktlich den Zins von 4 Prozent, also jährlich 2000
Goldmark, die die Sparkasse an die Anleger verteilte.


Die von der Reichsbank auf Befehl der Reichsregierung betriebene Papier-
geldwirtschaft befreite nun den Bauer von der Schuldenlast. Er verkaufte an den
Abdecker ein verunglücktes Pferd, und mit dem Erlös tilgte er die Schuld von 50
000 Mark auf der Sparkasse. Und die Sparkasse gab das Geld an die Einleger
zurück. Für je eine Goldmark, die die Vormünder, die Witwen, Greise, Kranken als
Notpfennig mündelsicher angelegt hatten, erhielt jeder von ihnen fein säuberlich je
eine Mark in Papiergeld. Kein Pfennig fehlte, denn die preußische Polizei wacht,
daß die Gelder der Mündel mündelsicher angelegt werden. Und wenn etwa die
Polizei unachtsam ist, dann greift in Preußen zum Schutz der Rechte der
Unmündigen das Vormundschaftsgericht ein. Also erhielten die Mündel für je eine
Goldmark eine Papiermark, mit der sie jetzt beim Abdecker ein Fünfzigtausendstel
eines krepierten Gauls käuflich erwerben können. Und nicht nur das
Vormundschaftsgericht war zufrieden, auch der Bauer war der Meinung, daß bei
der Schuldentilgung alles mit richtigen Dingen zugegangen sei. Ein verunglückter
Gaul für 50 000 Goldmark, für fünf Sechstel des schönen Gutes seines Vaters.


Nun aber soll beim Bauer die Steuerbehörde erscheinen und Ansprüche erhe-
ben. Sie behauptet, daß durch die Papiergeldwirtschaft des Reiches dem Bauer in
Gestalt der Schuldbefreiung ein unverdienter Wertzuwachs zugeschanzt wurde von
50 000 Goldmark, abzüglich eines verun-
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glückten Gaules. Und von diesem „Wertzuwachs“ will die Steuerbehörde jetzt dem
Bauer laut Gesetz 80 Prozent, also 40 000 Goldmark erheben, d. h. sie will das
Gut mit einer Reichshypothek von 40 000 Goldmark zu 4 Prozent belasten. Das
aber versteht der Bauer nicht. Er hat ja seine Schulden „restlos“ getilgt. Er weigert
sich also und droht, den Steuermann niederzuschießen. Doch bleibt er vernünf-
tigerweise bei dieser Drohung, als ein mit Handgranaten bewaffneter
Reichswehrmann bei ihm erscheint, der ihm eine 10köpfige Familie eines Berliner
Arbeitslosen als Einquartierung vorstellt. Einquartierung, bis daß die Sache mit der
Steuer geregelt ist, d. h. bis daß der Bauer 40 Pfandbriefe zu je 1000 Goldmark
und 4 Prozent jährlich unterzeichnet hat und die Schuld im Grundbuch eingetragen
ist! Die Familie muß standesgemäß, d. h. dem Stand des Gastgebers entspre-
chend, verpflegt werden. Sie hat den Auftrag, sich im Haus möglichst breit und
lästig zu machen. Wenn der Bauer eine Gans auf dem Tisch hat, so verlangt die
10köpfige Einquartierung deren zwei. Sie besteht stramm auf ihrem Recht, wie
Familienmitglieder behandelt und verpflegt zu werden, genau wie der Bauer auf
seinem Recht bestand, als er die 50 000 Goldmark mit 50 000 Papiermark tilgte.
Unter solchen Umständen verliert der Bauer bald die Geduld und geht hin und
unterzeichnet die 40 Pfandbriefe zu je 1000 Goldmark, der er von nun an mit jähr-
lich 1600 Goldmark verzinsen muß, und die er auch jetzt wie vor dem Krieg wird
verzinsen können. Denn es ist jetzt ja nur ein schon früher als erträglich betrachte-
ter Zustand wiederhergestellt. Die Reichsbank hatte die Schulden des Bauern
getilgt; der Staat stellt sie wieder her. Als Steuer, als eine Bedrückung kann die
Sache nicht betrachtet werden.


Der Zins einer solchen Hypothek war vor dem Krieg allerdings keine Kleinigkeit
und ist es auch jetzt wieder nicht. Um das Geld dazu aufzubringen, mußte der
Bauer den Speck, die Butter, Kartoffeln und Mehl zur Stadt führen. Mit der
Papiergeldwirtschaft hatte er das nicht mehr nötig gehabt. 2000 Mark Papiergeld
bringt der Bauer schon durch den Verkauf von 1 1/2 Pfund Butter auf. Für eine
Reichshypothek von 40 000 Goldmark aber muß er jährlich an Zins 1600
Goldmark aufbringen, und das sind heute wieder wie vor dem Krieg 1000 Pfund
Butter oder entsprechende Mengen Speck, Getreide und Kartoffeln. Seit
Kriegsbeginn pflegte er diesen Zins zu Hause in irgendeiner Form selber auf sei-
nem Tisch zu verzehren. Und so wie er die ganze landwirtschaftliche Bevölkerung!
40 Prozent der ganzen Bevölkerung schwelgte während des Kriegs und heute
immer noch in ungewohnten Genüssen, weil die Reichsbank die bäuerliche
Bevölkerung befreit hatte von der Last, die sie in Friedenszeiten zwang, einen
Großteil der Ernte als Zins in die Stadt zu tragen. Gehörte diese
Papiergeldwirtschaft auch zu der finanziellen Kriegsbereitschaft, von der vor dem
Krieg so viel die Rede gewesen war? War die Tilgung der bäuerlichen Schulden
wirklich das geeignete Mittel, um die Städte während der Blockade zu ernähren?
Ich glaube, daß für diesen Zweck die Erhaltung der Hypothekenzinsen mehr ge-
leistet hätte, als der gesamte bürokratische Apparat, der sich Reichswährungsamt
nannte.
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Man kann den Zins, den die ländliche Bevölkerung für Hypotheken jährlich auf-
zubringen hatte, getrost mit 5 oder 6 Goldmilliarden einschätzen. Und mit der glei-
chen Summe muß man auch die Lebensmittel einschätzen, die die Bauern zur
Aufbringung dieser Milliarden zur Stadt bringen mußten, und die sie nun infolge
Tilgung der Hypotheken selber verzehren konnten und zum großen Teil wohl auch
verzehrten. Es handelt sich um eine Lebensmittelmenge, die vielleicht so viel aus-
machte, wie die sonst in Friedenszeiten vom Ausland eingeführten Lebensmittel.
Übrigens ist auch die Ursache, warum in Rußland die Städte unter der
Bolschewistenherrschaft so schlecht verproviantiert waren, zumeist in dieser
Entschuldung des Landes zu suchen.


Wir werden also damit rechnen können, daß, sobald die Bauern wieder unter
dem Druck der Schulden stehen werden, der Zufluß von Lebensmitteln vom Lande
zur Stadt sich wieder im alten Umfang einstellen wird.


Hier sehen wir schon die erste Häufung des Steuerzettels in seinem
Verwandlungsprozeß zur Devise. Die Stadt erhält ein beträchtliches Mehr an
Lebensmitteln aus der Umgebung geliefert und braucht nun um so weniger aus
dem Ausland zu beziehen. Das macht einen Ausfall in der Nachfrage von Devisen
von mehreren Milliarden Goldmark.


Oben sagten wir, daß der Bauer einen Großteil der ihm erlassenen Hypotheken-
zinsen zur Besserung seine Küche verwendet. Über den Rest verfügt er auf an-
dere Weise. Er kauft in der Stadt eine Menge Dinge für seinen Haushalt auf, für die
er bis zur großen Havensteinschen Seisachtheia einfach kein Geld hatte. Manches
von diesem Kram ist als Luxus zu betrachten. So z. B. sollen sogar Pianos ihren
Weg in die Bauernhäuser finden, wo es niemanden gibt, der das Instrument spie-
len kann. Gefördert wird dieser Blödsinn durch die sozialdemokratischen „Wucher-
gesetze“, die gegen den Wucher gerichtet sein sollen, in Wirklichkeit aber den
Wucher fördern, und zwar den Wucher, der darin besteht, daß der Kaufmann die
Waren weit unter dem Wiederbeschaffungspreis verkaufen muß (Timm.)


Zu diesen bäuerlichen Käufern in den Luxusläden der Stadt gesellt sich nun
noch eine andere Gruppe von Leuten, die auch von der Reichsbank verhätschelt
werden, die Inflations- und Valutagewinnler, die heute sich breit und breiter
machen, die Leute, die immer noch Dumme finden, die ihnen Geld oder Waren auf
Kredit geben. Diese Leute verdienen heute Geld wie Heu. Sie erhalten von der
Reichsbank (alle anderen Geldinstitute sind ausgepumpt, durch die Geldver-
wässerung „trocken“ gelegt) und den Dummen, die nie „alle“ werden, Geld gelie-
hen. Dieses Geld setzen sie in Waren um, weil sie wissen, daß die sinnlose Politik
der Reichsbank (die ihnen das Geld verschaffte) die Preise hoch treiben wird.
Dann werden die Waren mit einem Gewinn von über 100 Prozent, aufs Jahr
berechnet, wieder abgestoßen. Mit diesem Gewinn, der auf Kosten der Geldgeber,
nicht der Käufer geht, und der den Gewinnlern nicht so recht sicher erscheint, und
den sie der Steuerbehörde zu entwiehen wünschen, werden nun die Läden
geplündert, zuerst die Lebensmittelläden, dann die anderen, alle anderen.
Unterschiedslos wird alles gekauft.


So kommt es, daß trotz des allgemeinen Notstandes in den Läden 
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starker Betrieb ist, und von den Läden, die vor dem Krieg bestanden, kaum einer


geschlossen wurde. Im Krieg waren diese Läden leer. Jetzt in der Zeit der


Reparationen und des Moratorium füllen sie sich. Daß es hier nicht mit rechten


Dingen zugeht, das sieht jeder; auch die französischen Agenten sehen das. Und


gestützt eben auf diese Erscheinung berichten die Agenten an Herrn Poincaré, daß


der Kurs des Dollars kein Maßstab sei für die deutsche Zahlungsfähigkeit, daß


wenn die Bauern und die Inflationsgewinnler die Produkte der deutschen Industrie
nicht aufkaufen würden, daß dann die Ausfuhr dieser Waren Deutschland wohl die
Zahlung einiger Milliarden Goldmark auf Reparationskonto ermöglichen würde.


Und so ist es tatsächlich. Und es wird sich das auch erweisen, sobald durch die


Wiederherstellung der Hypotheken, durch die Sachwetsteuern, durch die damit


ermöglichte Balancierung des Etats die Notenpresse stillgelegt wird, womit die


Valuta- und Inflationsgewinne verschwinden und dann wegen Mangel an Käufern


eine große Zahl von Läden auf eine Reihe von Jahren geschlossen werden. Dann


werden die Waren, die heute ohne Gegenleistung an die Inflationisten, Valutaristen


und Seisachtheisten abgegeben, d. h. verschenkt werden, automatisch den Weg


ins Ausland finden, und die Devisen, die solcher Export den deutschen Börsen


zuführen wird, wird das Reich mit dem Ertrag der Sachwertsteuern und dem Zins


der oben beschriebenen, den Grundbesitzern auferlegten Hypotheken erwerben.


An Geld für die Reparationen, für die Befreiung der besetzten Gebiete und für die
auskömmliche Versorgung der notleidenden Teile unseres Volkes wird es dann
nicht fehlen.


182







Die Reichsbank und die Börsendifferenzen


Wir glauben genug Grund zu haben, um mißtrauisch zu sein. Wir wittern Unrat


dort, wo wichtige Entscheidungen über öffentliche Angelegenheiten der Öffentlich-


keit verhüllt bleiben. Wir verlangen, daß alle Maßnahmen der Reichsbank, die


irgendwie den Markkurs und die Börsenkurse überhaupt beeinflussen können,


rechtzeitig veröffentlicht werden und daß auch die Verhandlungen des


Reichsbankdirektoriums über solche Maßnahmen nicht Geheimnisse kleiner Kreise


sein sollen. Wir wollen auch wissen, ob Fachleute oder Bürokraten des alten


Regimes das Schicksal des Markkurses und damit aller werbenden Kreise


Deutschlands lenken. Wir wollen, wenn wir schon dem Untergang geweiht sind,


wissen, ob es wirklich so kommen mußte, wie es gekommen ist, ob wirklich von


Seiten der Reichsbank alles getan wurde, was getan werden konnte, um die


Republik zu schützen.


In Rußland hat die Sowjetregierung bewußt und in voller Erkenntnis der Folgen


die Geldwirtschaft zerstört. Es war das einfachste Mittel, um den ganzen kapitalisti-


schen Apparat von Grund auf auffliegen zu lassen. Bei uns hat die Revolution den


kaiserlichen Beamtenapparat der Reichsbank in vollem Umfang übernommen. Und


die Reichsbank kann, wenn ihre Direktoren wollen, vieles tun, um die Republik zu


schützen oder auch um sie zu stürzen. Wenn die Wirtschaft in Deutschland


gedeiht, dann brauchen wir keine Ausnahmegesetze zur Sicherung der Republik.


Des Brot ich eß’, des Lied ich sing’. Dagegen, wenn die Geschäfte schlecht gehen,


wenn die Massen unter Erwerbslosigkeit leiden, dann braucht Ludendorff nur den


Helm aufzusetzen und das ganze Volk mit Einschluß der Kommunisten wird sich


ihm anschließen, um den Kaiser an der holländischen Grenze in Empfang zu 


nehmen.


Wir verlangen nicht, daß die alten Beamten der Reichsbank ein Hoch auf die


Republik ausbringen. Solche Äußerlichkeiten sind kein Beweis für die Echtheit der


Gesinnung. Ihre Maßnahmen wollen wir kontrollieren. An ihnen wollen wir ermes-


sen, ob die Reichsbank alles tut, was in ihrer Macht steht, um die deutsche Wirt-


Wirtschaft
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schaft vor den alles zerstörenden und alles zermürbenden Valutaschwankungen zu


schützen. Wir wissen, daß die Maßnahmen der Reichsbank großen Einfluß auf


den Markkurs haben können, und wollen nun auch wissen, wie die Reichsbank


diese Macht gebraucht. Dann erst werden wir wissen, ob das weitaus wichtigste


Amt des Staates dem Kaiser oder der Republik dient.


In der „Welt am Montag“ vom 24. August sagt W. Vogel: „Im August 1914 schrieb


ich im Börsenbericht eines Berliner Blattes, daß man sich auf die Möglichkeit einer


baldigen Steigerung des Dollars auf 100 gefaßt machen müsse. Diese Bemerkung


veranlaßte ein Mitglied des Reichsbankdirektoriums zu einem telefonischen Anruf


bei der betreffenden Redaktion und zu dem Ersuchen, derartige Prophezeiungen


doch nicht öffentlich auszusprechen, da auf diese Weise eine ungünstige Meinung


über die voraussichtliche Entwicklung des Markkurses hervorgerufen werden 


könnte. Die gleiche Reichsbank hat zu einer Zeit, wo sie goldene 20-Mark-Stücke


etwa mit 330 Papiermark einlöste, dem Publikum nahegelegt, sich mit der 


Ablieferung seiner Goldbestände zu beeilen, da es möglich sei, daß der Um-


rechnungskurs herabgesetzt werde.“


Dieser Satz hat uns in unserem Mißtrauen bestärkt. Wir wollen in diesen


Angelegenheiten klar sehen. wie es sich in einer Republik gehört. Die Presse hat


die Pflicht, das Publikum über die wirtschaftlichen Zusammenhänge zu unterrichten


und wenn, wie die Erfahrung zeigt, die Reichsbank falsch prophezeit, so ist es nur


richtig, wenn die Presse die Unerfahrenen vor solchen Propheten warnt. Die armen


Teufel, die ihre sauer ersparten Notgroschen den Sparkassen anvertrauten und


hier 18 Milliarden Goldmark fast restlos verloren, sind ein Opfer der


Reichsbankprophezeiungen gewesen. Uns scheint, daß, wenn schon die


Reichsbank ihre Maßnahmen verhüllt, dafür aber sich auf das Prophezeien verlegt,


sie nur ihre verfluchte Pflicht erfüllt hätte, wenn sie selbst die 20 Millionen


Sparkassenbücherbesitzer vor der Mark, ihrem Fabrikat, gewarnt hätte. Auf den


Reichsbankpropheten lastet die Schuld am Selbstmord so vieler


Sparkassenbücherbesitzer!


Wir wollen keine Vogel-Strauß-Politik. Wir wollen mit offenen Augen in den


Abgrund. Wir wollen Rechenschaft von der Reichsbank, von allen ihren


Maßnahmen seit dem Tage des Zusammenbruchs.


Wir verlangen als erstes eine Veröffentlichung der theoretischen Grundlagen


ihrer Politik. Damit, wenn diese Grundlagen etwa falsch sein sollten, dies dem


deutschen Volk nachgewiesen werden kann und die Reichsbank neue Richtlinien


erhält. Als zweites verlangen wir, daß die Reichsbank, die sich als eine so schlech-


te Prophetin erwiesen hat, fernerhin das Prophezeien wie auch alle Handlungen


spekulativer Natur unterläßt. Wir verlangen, daß die Reichsbank die Devisenkäufe


und Verkäufe Tag für Tag im Umfang der einlaufenden Mittel und ohne Rücksicht


auf den Tageskurs vornimmt und daß sie die Öffentlichkeit fortlaufend über diese 
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Käufe und Verkäufe wie auch über ihre Verpflichtungen unterrichtet. Die


Reichsbank, die seit Kriegsbeginn die Währungspolitik autokratisch führt, keine


Kritik duldete und die Kritiker mit den Kriegsgesetzen bedrohte, was praktisch dar-


auf hinauslief, die Kritiker an die Front und ins Massengrab schicken zu lassen,


solchen Schwächlingen können wir unser Vertrauen nicht schenken. Wir wollen ihr


scharf auf die Finger schauen. Es soll eine Kontrolle, keine bürokratische, nein, wir


haben genug Läuse im Pelz und Beamten im Staat, es soll eine öffentliche


Kontrolle der Reichsbankpolitik ermöglicht werden dadurch, daß alle Sitzungen des


Reichsbankdirektoriums öffentlich sind, daß alle Beschlüsse mit ihrer Begründung


in allen politischen Zeitungen des Landes veröffentlicht werden. Die


Geheimdiplomatie schuf die Atmosphäre, die schließlich im Krieg Entladung 


suchte. Die geheime Reichsbankpolitik schafft, wir sehen’s alle Tage deutlicher, die


Zustände, die das, was der Krieg an unserer Wirtschaft verschonte, in den


Abgrund stürzen wird.


Wo ein Aas liegt, da kreisen die Geier. Wir erinnern uns der unerquicklichen


Auseinandersetzungen, die damals aus Anlaß der Beziehungen Bismarcks zum


Börsenhaus Bleichröder durch die Presse gingen. Und zu einer Zeit, wo man in


allen Kreisen über die Demoralisation des Volkes spricht, sind wir nicht berechtigt,


ohne weiteres anzunehmen, daß die ihres Glaubens, ihrer Hoffnung und ihrer


Liebe beraubten kaiserlichen Beamten im demokratischen Volke eine Ausnahme


machen können. Der Vorwurf der Demoralisation, der gegen ein Volk erhoben wird,


trifft, sofern er berechtigt ist, im gleichen Umfang auch die Beamten, ja diese sogar,


weil sie der Bestechung und jedweder Versuchung ausgesetzt sind, in erster Linie.


Sapienti sat.


Kreditnot aus Überfluß an barem Geld


Es ist nicht gerade Aufgabe derjenigen, die die Goldwährung bekämpfen, der


Reichsbank, Hüterin des Goldwahnes, mit gutem Rat zur Seite zu stehen, so oft


sie am Ende ihres Lateins ist. Es ist dies auch eine undankbare Aufgabe. Wie oft


sind ihr meine schweren Angriffe auf ihre Politik, schön rot angestrichen, zuge-


schickt worden, oft mit einem Begleitbrief. Niemals hat sie sich bedankt. Es sind


selten unhöfliche Menschen, das Personal der Reichsbankaktionäre. Und auch


etwas eingebildet. Sie brauchen keine Kritik von außen, die Selbstkritik genügt


ihnen.


Im Heft 3/6 Bd. 2 vom Jahrgang 1904 der Zeitschrift „Die Geldreform“ veröffent-


lichte ich das Kapitel über die Bestandteile des Zinsfußes, das in dem Buch „Die


natürliche Wirtschaftsordnung“ unverändert aufgenommen ist. (5. Aufl. S.369-71).


Dort wird gezeigt, daß mit jeder allgemeinen und erwarteten Preissteigerung der


Zinsfuß einen besonderen Bestandteil aufnimmt, den ich Ristorno nannte und der 
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proportional der Preissteigerung den Zinsfuß in die Höhe treibt. Über die Höhe des


Ristornos sage ich dort folgendes: „Da es für die allgemeine Preissteigerung keine


Grenze gibt, so kann auch dem Ristorno keine Grenze gesetzt werden. Es lassen


sich ganz gut Verhältnisse denken, unter denen der Ristorno den Zinsfuß auf 20,


50 ja 100 Prozent treiben kann. Es kommt ganz darauf an, wie hoch die allge-


meine Preissteigerung geschätzt wird, die man bis zum Fälligkeitstag erwartet.“


Dieses Heft schickte ich damals auch der Reichsbank zu. Wenn das Personal


der Reichsbankaktionäre damals nur diesen Satz seinem Wissensschatz einver-


leibt hätte, dann wüßte es, warum jetzt die Kreditnot in demselben Maße wächst,


wie die Reichsbank versucht, der Kreditnot durch Notendruck zu begegnen. Zu


einer Zeit, wo jeder weitsichtige Geschäftsmann wußte, daß die Notenpresse das


schaffen würde, was die Parteipolitiker im Reichstag dem Finanzminister verwei-


gerten, d. h. daß die Notenpresse den Etat balancieren würde, daß also auch die


Preise steigen würden, versteift sich die Reichsbank darauf, durch Notendruck den


Zinsfuß künstlich auf 5 – 6 – 7 Prozent zu erhalten. Fünf Prozent verlangt die


Reichsbank, während die in obigem Zitat als Möglichkeit angenommene Sachlage


für 100 Prozent und darüber schon längst geschaffen wurde!! Und sie wundert sich


wohl noch, daß trotz ihrer Bemühungen die Kreditnot anhält! Wahrscheinlich


schreibt sie es einer Hexerei zu, daß die Banken, Sparkassen und sonstigen


Kreditanstalten versagen und die Unternehmer in Schwierigkeiten bei der


Lohnzahlung geraten. Und dann wird sie wohl wieder bei der nächsten


Gelegenheit diese sogenannte Kreditnot bei gleichzeitigem Vollbetrieb der


Notenpressen gegen die verhaßte Quantitätstheorie ausspielen.


Mit der neunmaligen Verdoppelung der Preise, die uns die Notenpolitik der


Reichsbank seit 19l4 gebracht hat (also mehr als eine Verdoppelung im Jahre),


wäre heute ein Reichsbankdiskont von 100 Prozent ein ganz „normaler“. Und jeder


Unternehmer, der sich auf eine Verdoppelung der Preise im nächsten Jahr ein-


richtet, wird der Reichsbank die hundert Prozent glatt bewilligen. Und als faul ist


jedes Unternehmen zu bezeichnen, das bei jährlicher Verdoppelung der Preise


keine 100 Prozent Dividende herauswirtschaftet und dabei gleichzeitig die Löhne


und Gehälter verdoppeln kann.


Das deutsche Volk versagt seiner Währung, der Reichsbank und dem dahinter-


stehenden Reichstag den Kredit; es hat kein Vertrauen in die ... Ehrlichkeit seiner


Vertreter im Reichstag. Das Volk der Denker ist nach neunjähriger bitterer


Erfahrung endlich dahinter gekommen, daß die Reichsbank mit allem, was sie tut,


unterläßt und sagt, der Wirkung nach ganz gewöhnliche Bauernfängerei betreibt


(man lese die Inschrift der neuen, heute von der Reichsbank ausgegebenen


Banknoten), wobei als Erschwerung zu betrachten ist, daß sie solche


Bauernfängerei zum eigenen Schaden, unbeabsichtigt, wahrscheinlich sogar 


unbewußt begeht und sich da-
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bei noch auf höhere Gewalt berufen kann, so daß die Reichsbank bei ihrer


Bauernfängerei nicht kriminell vorgeht und darum nicht strafrechtlich verfolgt 


werden kann. Das Gesetz, d. h. also der Reichstag, gibt ihr das Recht auf


Bauernfängerei, mit der sie z. B. allein die Sparkassenbücherbesitzer mit 18


Milliarden Goldmark gebrandschatzt hat.


Unter dem Druck der Papiergeldmassen ist der Damm, der das Spargeld sonst


den Kreditinstituten zuführte, geborsten. Die Kreditmühlen stehen still. Um sie wie-


der in Betrieb zu setzen, wird nun nicht etwa der Damm repariert. Die Reichsbank


lenkt von weither einen anderen Bach an die Mühlen heran und vergißt, daß


abwärts der Mühlen die Wasser des neuen Baches in das Flußbett des alten


Baches gelangen werden und daß das Bett für so viel Gewässer nicht ausreicht,


so daß alle Läden und Märkte flußabwärts überschwemmt werden.


Was soll aber nun die Reichsbank tun, da das Übel einmal geschehen ist?


Antwort: Die Reichsbank hat ausgewirtschaftet. Sie kann mit ihren Hilfsmitteln das


Übel nur noch vergrößern. Das Reichsbankgesetz war auf der Goldwährung auf-


gebaut. Mit dem endgültigen Zusammenbruch dieser Unglückswährung, mit der


vollkommenen Hoffnungslosigkeit für die Wiederkehr dieser Währung muß etwas


grundgesetzlich Neues geschehen. Die Reichsbank soll ihr Geschäft schließen.


Sobald die Reichsbank mitsamt ihrer Notenpresse von der Bildfläche verschwindet


und mit der Gründung des


Reichswährungsamtes
dem Volk zum Bewußtsein kommen wird, daß wir wieder eine Währung haben


und es wieder ehrlich zugeht, werden die Sparer wieder die Banken und


Sparkassen mit Geld versorgen, statt wie heute mit ihren Ersparnissen die Läden


zu plündern und den Ausfuhrhändlern die für unseren Devisenmarkt so nötigen


Waren fortzunehmen. Und diese von den Massen gesparten Gelder würden auch


in der Stückelung gerade dem entsprechen, was die Unternehmer für die


Lohnkasse brauchen und jetzt nutzlos bei den Banken suchen.


Also fort mit dem Zwitter, dem Noten- und Kreditinstitut, genannt Reichsbank.


Sofortige Errichtung des Reichswährungsamtes unter Aufsicht des


Freiwirtschaftsbundes, der Gewerkschaften, der Handelskammern und der sons-


tigen wirtschaftlichen Verbände. Nur so können wir hoffen, aus dem Trümmer-


haufen der deutschen Wirtschaft bald wieder ein lebensfähiges Gebilde erwachsen


zu sehen.
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Die neue papierne Einheitsfront des Proletariats


So oft hört man das Wort: „Wir, die Massen, sind schon einig, wenn nur unsere


Führer auch einig wären.“ Aber es ist nicht wahr, was hier behauptet wird. Die


Massen sind nie einig gewesen. Wo haben sie es jemals gezeigt, daß sie es


seien? Als der Krieg ausbrach, da gab es doch eine schöne Gelegenheit, zu zei-


gen, daß die Proletarier aller Länder einig seien. Und daß nicht nur das internatio-


nale Proletariat nicht einig war, sondern auch in nationaler Betrachtung diese


Einigkeit ein Trugbild war, das zeigte sich beim Zusammenbruch. Über nichts


waren die Proletarier einig. Die Meinungsverschiedenheiten setzten sich sofort in


wahre Schlachten um. Die Proletarier in München, die versuchten, das proletari-


sche Programm zu verwirklichen, wurden auf Anordnung des proletarischen


Kriegsministers niedergeschlagen. Und die Führer dieser proletarischen Aktion


schmachten noch jetzt, nach drei Jahren, in den Gefängnissen, und kein


Proletarier denkt daran, etwas zugunsten dieser Männer zu unternehmen. Wäre


das möglich, wenn das Proletariat einig wäre?


Die Einigkeit der Massen geht nie über inhaltlose Schlagworte hinaus. Sobald


diesen Schlagworten Leben und Inhalt gegeben werden soll, beginnt gleich der


Streit. Und dem Streit folgt gleich die Spaltung. Das wird sich auch wieder zeigen,


wenn die Schlagworte des neuen Einigungsprogramms in die Tat umgesetzt wer-


den sollen. Schon gleich am Tage der Wiedervereinigung sagt der „Vorwärts“: Wir


halten es nicht für angebracht, Bedenken gegen einzelne Formulierungen des


Aktionsprogramms ausführlich vorzutragen. Dazu wird Zeit sein, wenn die


„Geeinigte Partei sich ihr eigentliches Programm geben wird.“


Also zuerst einigt man sich, indem man die Streitobjekte in ein Nebelmeer von


Redensarten untertauchen läßt und hofft, daß solche Einigung standhalten kann,


wenn zur Tat geschritten wird! Das ist aber die Einigkeit, von der die Massen


sagen, daß sie immer vorhanden sei, die aber noch niemals die Probe aufs


Exempel bestanden hat.


Es gibt für den Sozialdemokraten nur zwei Wirtschaftssysteme: Den


Kapitalismus, den er bekämpfen will, und den Kommunismus, den er erstrebt. Eine


Mischung beider Systeme, wie sie das Einigungsprogramm herbeiführen will, ist


unmöglich. Bei dem Versuch, das Unmögliche zustandezubringen, wird das kapita-


listische System zusammenbrechen, und bei dem Versuch, den Kommunismus


nun an die Stelle des Zusammengebrochenen zu setzen, wird sich die


Unmöglichkeit dieser vorsintflutlichen Gesellschaftsordnung erweisen. Und was


dann, wenn der Wirtschaftsapparat, der 60 Millionen Menschen ernährte, verrostet,


verdorben, verwirtschaftet ist? Werden wir dann noch mit den übrigen Völkern der


Welt, die den Kapitalismus beibehielten, konkurrieren können? Dann wird es zu


spät sein, um sich „über einzelne Formulierungen des Programms“ zu ver-


ständigen.
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Die Beseitigung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung ist Sinn und Ziel des
Sozialismus. Alles andere, was das Einigungsprogramm noch enthält, wie


1. Schutz der Republik,


2. Kampf gegen die Klassenjustiz,


3. Finanzpolitik,


4. Sozialpolitik,


5. Volksgesundheit,


6. Internationale Politik,


fällt als Nebenprodukt der unkapitalistischen Wirtschaftsordnung ab oder nimmt
automatisch die gewünschte Form an. Nun will es aber die Natur der kapitalistischen
Wirtschaftsordnung, daß sie keine Liquidation verträgt. Sie bricht zusammen, wie
Mimosengeblätter, wenn Kommunisten sie berühren. Sie steht als Ganzes oder fällt
als Ganzes. Das ganze Einigungsprogramm ist aber von A bis Z als eine Reihe von
kommunistischen Eingriffen in das kapitalistische Getriebe zu betrachten. Der
Kapitalismus wird diese Eingriffe nicht vertragen, und wenn sich dann die Folgen an
den Lohnerträgen zeigen werden, dann, wenn die Not sich breit und breiter machen
wird, dann wird mit dem Hunger die gesamte proletarische Organisation in die Brüche
gehen.


Was dann? Glaubt jemand etwa noch an amerikanische, englische, bolschewisti-
sche Hilfsaktionen? Einem Volk von 60 Millionen kann niemand anders helfen, als es
selbst. Wir müssen den Weg aus dem Engpaß finden, sonst gehen wir zugrunde. Ja,
zugrunde gehen wir alle, wie schon jetzt so viele von uns an der Not zugrunde
gegangen sind und täglich zugrunde gehen. Und hier möchte ich die Optimisten unter
uns warnen, die da noch glauben, daß dieses Zugrundegehen eines Volkes von 60
Millionen sich etwa in der immerhin angenehmsten Form eines plötzlichen
Zusammenbruchs der Träger unseres Firmamentes, eines kurzen Vorganges abspie-
len wird. Nein. so barmherzig ist der Himmel nicht. Untergang, Zusammenbruch heißt
in diesem Fall die gräßlichste Marter, die teuflischer Sinn jemals ersonnen hat.
Untergang heißt Schwindsucht, Hunger, Elend, Selbstmord, heißt Übertragung der
Not unserer arbeitsunfähigen Greise auf das ganze Volk, heißt Gas, Revolver, Gift,
heißt Hungerrevolten, Standgerichte, Zuchthäuser, Massengräber, Kannibalismus.


Noch ist es Zeit zur Selbsthilfe. Noch kann eine aktionsfähige Einheitsfront aller am
Produktionsprozeß beteiligten Arbeiter, Techniker, Bauern, Kaufleute, Handwerker
usw. zustande kommen, kann das vollbracht werden, was zur Rettung aller getan
werden muß.


1. Stillegung der Notenpresse;


2. Sachwertsteuern zur Balancierung des Etats;


3. Wiederherstellung und Erweiterung der wirtschaftlichen Freiheit;


4. Erweckung neuer Hoffnungen im Volke durch eine antikapitalistische, pazifisti-
sche Neuorientierung auf allen Gebieten der Politik.


Wie aber können wir Punkt 4 dieser Forderungen erfüllen? Tausende und
Abertausende antworten heute nach gründlichem Studium der einschlägigen Literatur
auf diese Frage: Freiland, Freigeld, Festwährung.


Hannibal ante portas.
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Die Antwort auf die drei Fragen des Reichskanzlers


Reichskanzler Dr. Wirth richtete an die ausländische


Sachverständigenkommission folgende Fragen:


1. Ist unter den gegenwärtigen Umständen eine Stabilisierung der Mark möglich?


2. Wenn nein, welche Voraussetzungen müssen geschaffen werden, um eine


Stabilisierung zu ermöglichen?


3. Welche Maßnahmen müssen zur Stabilisierung getroffen werden, sobald die


Voraussetzungen vorliegen?


Antwort auf Frage 1. Die Währung läßt sich unter allen Umständen stabilisieren.


Es genügt dazu, daß man die Männer aus ihrem Amte entfernt, die noch jetzt eine


solche Frage stellen und die Notenpresse mißbrauchen, um die Besitzer der


Sachwerte zu schonen. Was machten denn früher die Regierenden, wenn die


Kassen leer waren und als es noch keine Notenpresse gab? Sie brandschatzten


das Land. Gut, warum brandschatzt denn Wirth nicht auch das Land, um sich die


nötigen Gelder zu verschaffen, die ihm die Parteibonzen des Reichstages verwei-


gern? Brandschatzen? Jawohl, brandschatzen; denn brandschatzen, rauben,


betrügen, morden und fälschen, Kinderspiel ist es gegenüber den ungeheuren


Verbrechen, die der Mißbrauch der Notenpresse bedeutet. Man bedenke, daß die


Brandschatzung durch die Notenpresse ein Papiervermögen von 180 Milliarden


Goldmark in Asche verwandelt hat, vornehmlich mündelsicheres Geld, und dem


Reich dabei nur knapp 16 Milliarden einbrachte. Nur knapp 10 Prozent! Kein


Brandschatzer hat jemals prozentual zum angerichteten Schaden eine derart


lächerlich geringe Ausbeute gehabt. Und was noch hier besonders hart ins Gewicht


fällt: Kein Brandschatzer hat je so unbarmherzig gerade die Kleinen und Kleinsten


geplündert, um die Großen zu schonen. Das mündelsichere Geld, das Vermögen


der Witwen und Waisen, der Analphabeten, das Geld der


Sparkassenbücherbesitzer, das ist es, was die Notenpresse brandschatzt. HöIz
brandschatzte die, die er für reich hielt, und beschenkte die Kleinen. Helfferich,
Wirth und Hermes verfahren umgekehrt. Hoch Hölz! Das wäre die Antwort auf die


Frage 1, die die Alten, Kranken, die Greise geben würden, wenn sie die


Börsenberichte verstehen könnten, alle die, die nicht rechtzeitig an der Börse die


Gegenoperationen machen konnten zu den wirtschaftlichen Umwälzungen, die als


Folge der Notendruckerei all die Sachverständigen, Ratgeber und


Weinbergbesitzer erwartet haben und vor denen sie sich sicherlich persönlich zu


schützen wußten. Hoch Hölz würden sie rufen, nicht wegen seines Weges, 


sondern wegen seiner Gesinnung.


Antwort auf Frage 2 und 3. Die Balancierung des Etats, auf die die Frage 2 


zugespitzt ist, ist keine Voraussetzung für die Stillegung der Notenpresse. Diese


Stillegung kennt überhaupt keine Voraussetzungen finanzieller Natur. Alles, restlos 
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alles muß sich den Maßnahmen einer gesunden Währungspolitik fügen. Die


Notenpresse soll überhaupt und unter keinen Umständen für die Finanzen des


Reiches und für den Kreditbedarf der Unternehmer beansprucht werden. Das


Unheil, das man hier zu bekämpfen sucht, kommt ja doch sofort und unheimlich


verstärkt wieder. Die Notenpresse soll für den Finanzminister ebensowenig vorhan-


den sein, wie sie jetzt für die Greise, Kranken, die Arbeitsunfähigen vorhanden ist,


denen sie die Notgroschen raubte und die nun in der Verzweiflung in den Wäldern


umherirren, nach einem Aste suchend, an dem sie sich aufhängen können, die


sich darüber freuen, daß, wenn auch im Reiche der Staatskirchen, der


Staatsschulden, der Staatsuniversitäten die Moral am Boden ist, soweit am Boden,


daß man sich an den Mündelgeldern vergreift, doch noch etwas da ist, was Stand


hält, fest und unerschütterlich, die deutschen Eichen, der letzte Trost der durch die


Notenpresse in den Tod Getriebenen.


Wie man den Etat zu balancieren hat, das sollte Wirth eigentlich nicht mehr 


fragen. Er weiß es. Seit der Münchener Räteregierung in einer Reihe von Schriften


habe ich ihm gezeigt, wie man die Sachwerte zu besteuern hat. Zwei lumpige


Milliarden Goldmark hat die Notenpresse dem Reich jährlich an Einnahmen ver-


schafft. Ich meine, daß, wenn Wirth, statt deutsche Banknoten waggonweise ins


Ausland zu schicken, den Franzosen die Besitztitel deutscher Weinberge und


Rittergüter als Reparation geschickt hätte, dazu noch die von den deutschen


Industrien massenhaft ausgegebenen jungen Aktien, daß sie sich zufrieden gege-


ben hätten und daß sie sich auch aus Angst, solcher Reparationsbolschewismus


könnte Schule machen und über die Grenze greifen, bald manierlicher benehmen


würden. Aber nein. Wirth und Hermes trinken lieber billigen deutschen Wein, sie


schonen die Weinbergbesitzer und brandschatzen dafür die kleinen Leute, die, die


sich nicht zur Wehr setzen können, weil sie alt, krank, arbeitsunfähig sind. Diese


armen alten Leutchen, die die Arme hilfeflehend nach mir, nach uns allen strecken!


Wirth und Hermes, mir graut vor euch. Was ihr da begangen habt, ist eines der


himmelschreienden Verbrechen, und als Katholiken wißt ihr, daß es dafür keine


Vergebung gibt. Nehmt dort die beiden Stricke und geht in den Wald. Weg mit


euch! Vielleicht trefft ihr noch dort eines eurer Opfer, das für euch betet und euch


so erlöst. Amen!
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Revision des Friedensvertrages oder


Reparationsbolschewismus?


Es gibt immer noch, und nicht nur in Deutschland, Menschen, die glauben, daß


das Diktat von Versailles schließlich doch noch eine Revision zu unseren Gunsten


erfahren wird. Wir haben ja auch die Sachverständigen gehört, die behauptet


haben, daß Deutschland die ihm aufgebürdeten Lasten nicht tragen kann. Das


Urteil solcher ausländischen „Sachverständigen“ geht dann auch durch die ganze


deutsche Presse, und man freut sich, wenn nachgewiesen wird, daß wir arm sind


und so viel nicht zahlen können. Denn man glaubt, daß das Urteil solcher Männer


Einfluß auf das Gebaren der Sieger haben wird. Als ob die Völker der Entente eher


nach Sachverstand sich richteten, als wir hier in Deutschland.


Es ist an der Zeit, es ist sogar höchste Zeit, daß wir solche törichten Hoffnungen


fahren lassen. Wer ist denn Cassel wer ist denn Keynes? Ich glaube, daß unter der


Masse der französischen Wähler kaum einer unter tausend die Namen dieser


Männer je gehört hat. Und außerdem braucht ja nur einer das Wort Bestechung


fallen zu lassen, dann glaubt das Volk, daß die Boches hier mit unehrlichen Mitteln


arbeiten. Panama hat den französischen Bauern mißtrauisch gemacht. Und der


französische Bauer regiert in Frankreich. Ihn wird das Urteil von noch so vielen und


ehrenwerten Sachverständigen niemals von der Notwendigkeit überzeugen, den


Vertrag zu revidieren; denn Revision heißt für ihn ja, sich selbst die Steuern auf-


erlegen, die er dem deutschen Steuerzahler zugedacht hatte. Hat es in der


Geschichte der Menschheit schon je so etwas gegeben? Utopie ist solche


Hoffnung. Der französische Bauer sagt sich: weshalb arbeite ich 12 Stunden im


Stall und auf dem Felde? Warum soll der deutsche Arbeiter nur 8 Stunden arbei-


ten? Eigentlich sollte es doch umgekehrt sein! Soll der Sieger arbeiten und der


Besiegte mit den Händen in den Hosentaschen zuschauen? Der Boche soll minde-


stens so lange wie ich arbeiten, und dann wollen wir sehen, ob er zahlen kann


oder nicht. So denkt der Bauer in Frankreich und so würde der Bauer in


Deutschland in gleicher Lage auch denken. Und alle Sachverständigen der Welt


werden ihn nicht von diesem Urteil abbringen. Sagt man ihm, daß Deutschland


unter der Last zusammenbrechen wird, dann lacht er nur und sagt: um so besser.


Dann brauchen wir kein so starkes Heer mehr. Dann werden wir vom Militarismus,


den uns Deutschland aufgebürdet hat, befreit. Und unser Sohn, unser fils unique,


braucht nicht jahrelang Kasernenluft und Kasernenmoral aufzunehmen. Bricht


Deutschland gänzlich zusammen, dann sparen wir am Militärbudget, was wir an


den Reparationen verlieren. Unser Sicherheitsgefühl wächst, wenn in


Hungerrevolten die Deutschen sich gegenseitig umbringen. Wenn die Not die 


deutschen Chemiker, Ingenieure, Architekten und Kaufleute zur Auswanderung


getrieben haben wird, wenn die deutschen Unternehmer mit ihrem 


192







Kapital geflüchtet, alle geflüchtet sind, wenn die Fabriken eingestürzt sein werden,


dann werden wir uns sicher fühlen und dann werden wir mit Behagen die Titel der


deutschen Reparationsschulden ins Feuer werfen. Kurz, wenn sich Deutschland


erholt und zahlt, dann müssen wir ein starkes Heer unterhalten.


Und das Heer wird die Reparationssummen auffressen. Und wenn sich


Deutschland nicht erholt, dann werden wir das Heer entlassen können. Finanziell


ist also kein Unterschied, ob Deutschland sich erholt oder ob es zusammenbricht.


Wir wollen also keine Revision.


Daß neben solchen brutalen Stimmen, namentlich in den großen Städten und im


Proletariat, auch menschliche Stimmen gehört werden, ändert nichts an der


Tatsache, daß in Frankreich jeder Finanzminister, der sich mit den Worten einführt:


„Wir müssen sofort ganz energisch unsere Steuern erhöhen, damit wir


Deutschland entlasten und unser lieber Nachbar nicht unter den Reparationen


zusammenbricht“, sofort an die Luft gesetzt wird.


In England steht es politisch für den Gedanken der Revision um kein Haar 


besser. Die proletarischen Massen, die die Arbeitslosigkeit auf die deutschen


Reparationen zurückführen, sind aus diesem Grunde für die Revision. Die bürger-


lichen Kreise, die von der Arbeitslosigkeit weniger unmittelbar betroffen werden,


wollen von der Revision, die sich in eine noch stärkere Anziehung der Steuer-


schraube umsetzen würde, nichts wissen. Die revisionistischen Arbeiter erlitten


jüngst bei den Wahlen eine schwere Niederlage. Auf wen soll der englische


Finanzminister sich stützen, wenn er im Parlament die Revision empfiehlt und sagt,


man könne doch nicht still zusehen, wie ein so scharfer Konkurrent wie Deutsch-


land zusammenbricht und daß „die Gefahr“ besteht, daß er sich niemals erholen


wird! Er empfehle dem Parlament, Deutschland einen Teil der Schulden zu erlas-


sen und diesen den englischen Steuerzahlern aufzubürden, damit der Konkurrent


sich erholen und seine so nützliche Tätigkeit, die nach allgemeiner Ansicht jetzt


Ursache der schrecklichen Arbeitslosigkeit in England ist, wieder mit frischeren


Kräften aufnehmen kann! Die Deutschen hätten ja immer behauptet, daß die


„Engländer“ nur aus Konkurrenzneid in den Krieg eingegriffen hätten und daß es


jetzt gilt, zu zeigen, England habe niemals solche krämerhaften Absichten gehabt!


Utopie ist es also auch, von englischer Seite her eine uns günstige Revision zu


erwarten.


Der Dritte im Bunde, Italien, ist an den deutschen Reparationsleistungen weniger


interessiert. Darum war auch in Italien die Stimmung der Revision günstiger. Aber


an die Stelle Rittis trat nun Mussolini, der ganz andere Pläne verfolgt. Ritti war für


den Weltverkehr und sah im Versailler Diktat ein schweres Hindernis für diesen


Weltverkehr. Mussolini dagegen, als Nationalist, wird, wie alle Nationalisten, lieber


ein kleines, aber geschlossenes, nationales Wirtschaftsgebiet ausbauen wollen.


Klein, aber mein! Also erhöhte Zollsätze. Dazu aber braucht er die deutsche 
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Industrie nicht. Dem Nationalisten ist das, was im Ausland vorgeht, gleichgültig.


Gleichgültig darum auch, ob das Volk jenseits der Alpen verhungert und verdirbt.


Das neue, nationalistische Italien wird darum auch der Revision wegen sich nicht 


in Widerspruch mit Frankreich setzen wollen. Gib mir freie Hand am adriatischen


Meer und ich gebe dir freie Hand am Rhein. So wird Mussolini an Poincaré
schreiben.


Keinem Menschen auf der Welt ist das Schicksal Deutschlands gleichgültiger als


den U.S.A.-Menschen. Gewiß, es gibt, wie überall, so auch in Amerika noch


Menschen. Aber ebenso sicher ist auch, daß kein Staat der Welt so brutal und


rücksichtslos seine Ziele verfolgt, wie eben der Staat der Nordamerikaner. Nicht


umsonst haben sich die U.S.A. selbst aus dem Völkerbund ausgeschossen. Die


brutale Monroedoktrin, die Zollpolitik, die ebenso brutale Rassen- und


Einwandererpolitik, die hier getrieben wird, und von deren Auswirkungen wir


Europäer zu befürchten haben, daß uns das Erbe Kolumbus noch einmal an die


Mongolen verloren gehen wird, wenn wir die Amerikaner hier weiter ihre kurzsich-


tige Politik treiben lassen, alles das ist auf einem Völkerbundstag nicht vertretbar.


Und von diesen, von der kurzsichtigen Ichsucht besessenen Menschen erwarten


wir nun, daß sie sich selbst besteuern werden, nur um die Landsleute der God d...


Hessians zu entlasten? Utopie ist solcher Glaube, kindlichste Utopie. Wenn uns


Amerikaner helfen, dann wird es die Hilfe des Wucherers sein. Mehr nicht. Je 


hilfloser wir in den Armen des Versailler Polypen sein werden, um so mehr wird


sich der Sohn Morgans freuen. Leute wie Morgan, die die Krise von 1907 kaltblütig


heraufbeschworen. die ihr eigenes Volk zwecks Börsendifferenzen in das 


schwerste Unglück getrieben hatten, von denen ist zu erwarten, daß sie die


Revision nur vom Standpunkt des Wucherers behandeln werden.


Lassen wir also alle Hoffnungen fahren. Uns hilft sicherlich kein Staat. Wenn


noch eine Hoffnung verbleibt, so ist es die, daß die Entente vielleicht sich vor den


finanziellen Maßnahmen fürchten wird, die wir in Verfolg der Erfüllungspolitik wer-


den treffen müssen. Denn, wenn uns die Entente zwingt, das Versailler Diktat zu


erfüllen, so sind hier in Deutschland finanzielle Maßnahmen nötig, die den Stempel


des Bolschewismus auf der Stirn tragen. Sachwertsteuern, Vermögensabgaben,


Konfiskationen und Bolschewismus, es ist ein und dasselbe Ding. Und wenn wir


nun den Völkern, dem Weltproletariat zeigen, wie man es machen muß, wenn wir


deutsche Gründlichkeit, deutsche Wissenschaft in den Dienst des Bolschewismus


(d.h. durchgreifendster Vermögenseinziehung) stellen, wenn es in der Welt bekannt


wird, daß in Deutschland trotz schwerer Reparationslasten die Arbeiter aller Berufe,


die Beamten, die Lehrer, die Bauern, wirtschaftlich besser gedeihen, als in den von


den Reparationsleistungen unterstützten Völkern, wenn die jetzige Auswanderung


gar in eine Einwanderung ausländischer, belgischer, französischer, 
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englischer, amerikanischer Arbeiter umkippt, die den Tragkörper der Reparations-


lasten vergrößern werden, dann vielleicht werden die Ententevölker stutzig werden,


und in der Furcht, daß solcher Reparationsbolschewismus Schule machen und


über die Grenze greifen könnte, werden sie das tun wollen, wozu ihnen sonst ewig


die politische Macht fehlen wird. Dann allerdings dürfte es auch schon zu spät


sein. Denn wenn wir einmal unter dem Drucke der Ententebajonette die Last des


Kapitalismus abschütteln müssen, dann werden von allen Teilen der Welt die


Proletarier Studienkommissionen nach Deutschland senden und dann werden


diese Proletarier dafür sorgen, daß das, was wir aus Not taten, nun in ihren


Ländern aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit getan werde.


Videant consules... Wo sind nun die französischen, englischen, amerikanischen


Konsuln des Kapitalismus, die die Aufmerksamkeit ihrer Herren auf diese Folgen


der Reparationspolitik lenken?


Jedes Ding hat zwei Seiten. Auch die Reparation hat sie. Wenn wir hier in


Deutschland den Druck der Ententesoldaten benutzen, um die Widerstände, die


sich der Lösung der sozialen Frage entgegenstellen, zu brechen, so ersparen wir


damit den Bürgerkrieg, der vielleicht sonst unvermeidlich wäre. Dann werden wir


vielleicht in einigen Jahren, wenn wir von der Höhe des sozialen Friedens die


Kämpfe betrachten, die in den anderen Ländern um dasselbe Ziel geführt werden,


ausrufen: Wie billig bist du Michel durch die Reparationen zum sozialen Frieden


gekommen.


Thomas Münzer
(Pseudonym für S. Gesell)
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Die sonderbare Stellung der Gewerkschaften 


zum Reparationsdiktat


Der große Saal des Reichstages sah kürzlich die führenden Vertreter der deut-
schen organisierten Arbeiter und Angestellten aller gewerkschaftlichen Richtungen
zur gemeinsamen Kundgebung der deutschen Spitzengewerkschaften gegen das
Friedensdiktat von Versailles versammelt.


Der „Vorwärts“ berichtet darüber: „Nach jenem ergreifenden Adagio, durch das
Beethoven in seinem vierten Trio ein italienisches Volkslied unsterblich gemacht
hat, eröffnete der Vorsitzende, Genosse Wissel, die Versammlung.


Die Not wächst riesengroß empor, Skorbut und Hungerwassersucht sind keine
seltenen Gäste mehr in Deutschland, die Tuberkulose fordert ungeheure Opfer,
verschärft durch die Kälte, die durch die Kohlennot doppelt erschreckend gemacht
wird. Der Tagesverdienst derjenigen, die noch arbeiten können, reicht gerade für
ein Pfund Margarine. Das sind die Folgen des Versailler Diktates, das den uns
gemachten Versprechungen beim Waffenstillstand nicht entsprach.“


Als Referent über „Die Wirkungen des Friedensvertrages auf die deutsche
Wirtschaft“ machte auch Genosse Knoll das Friedensdiktat für den Notstand in
Deutschland verantwortlich. Und zwar ausschließlich dies Diktat. Er schloß mit den
Worten: „Mögen insbesondere diejenigen Nationen, die sich als die Erben der anti-
ken Kulturen fühlen, eingedenk sein, daß die antike Kultur untergegangen ist, weil
sie nur eine Herrenkultur war. Hütet euch, daß es nicht zu SkIavenaufständen
kommt, die weit blutiger sein und weit mehr Opfer kosten würden, als im Altertum!“
(Anhaltender stürmischer Beifall und Händeklatschen.)


Auch die folgenden Redner, Schneider vom Deutschen Gewerkschaftsring,
Baltrusch vom Deutschen Gewerkschaftsbund, Genosse Süß vom Allgemeinen
freien Angestelltenbund, alle sahen die Ursache der Not ausschließlich im Diktat
von Versailles.


Dementsprechend wurde auch folgende Entschließung, wie es scheint, ohne
Widerspruch, angenommen:


„Die am 11. Dezember 1922, im Deutschen Reichstagsgebäude versammelten
Vertreter der gesamten deutschen Gewerkschaften erklären einmütig, daß sie den
tiefsten Grund des immer mehr um sich greifenden deutschen Elends in dem auf
der Alleinschuld Deutschlands im Weltkriege aufgebauten Versailler Diktat er-
blicken.


Sie rufen das ganze deutsche Volk zum einmütigen Protest gegen dieses Diktat
auf und sie werden nicht ablassen, der ganzen Welt gegenüber immer wieder das
Recht des deutschen Volkes auf ein menschenwürdiges Dasein zu vertreten.


Sie fordern, daß der Vertrag von Versailles mit seinen unerfüllbaren Forderungen
und seinen die Existenz des ganzen deutschen Volkes bedrohenden Lasten 
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einer Revision unterzogen wird, durch die Deutschland die Lebensrnöglichkeiten


wiedergegeben werden.


Insbesondere verlangen sie eine Verminderung der Reparationslasten auf ein


erträgliches Maß, wie sie sich andererseits nach wie vor bereit erklären, am


Wiederaufbau Europas nach Kräften mitzuwirken. Sie wenden sich mit


Entschiedenheit gegen die unhaltbare Lage von der deutschen Urheberschaft am


Kriege und erwarten, daß die Geheimarchive aller am Kriege beteiligt gewesenen


Staaten ebenso der Welt geöffnet werden, wie die Akten des deutschen


Auswärtigen Amtes.


Von der deutschen Regierung erwarten die Gewerkschaften, daß sie im


Interesse des Volkes ihre Politik ganz in der vorgezeichneten Richtung orientiert.


Den Volksgenossen im besetzten Rhein- und abgeschnürten Saargebiet, die


unter fremder Bedrückung schmachten, geben die gesamten deutschen


Gewerkschaften die Versicherung unverbrüchlicher Liebe und Treue ab.


Hinter der Entschließung stehen außer den vier Spitzengewerkschaften noch 


folgende Verbände: Allgemeiner Deutscher Beamtenbund, Deutscher


Beamtenbund, Reichsdeutscher Beamtenring, Reichsvereinigung ehemaliger


Kriegsgefangener, Bund erblindeter Krieger, Deutscher Offiziersbund, Reichsbund


der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und -hinterbliebenen, Reichsverband


deutscher Kriegsbeschädigter und Hinterbliebener, Zentralverband deutscher


Kriegsbeschädigter und Hinterbliebener.“


Wir sind anderer Meinung über die Ursache der Not, der Weltnot. Wir sind auch


anderer Meinung über die Ursache des Unterganges der antiken Völker. Wir sehen


auch einen Widerspruch in der Drohung des Genossen Knoll, der von blutigen


Sklavenaufständen redet, und den Worten des Genossen Wissel, der laut obigem


Zitat dem durch den Hunger geschwächten deutschen Arbeiter bereits die


Arbeitskraft abspricht. Denn wer die Kraft nicht mehr hat, um den Hobel zu führen,


der hat sie noch weniger, um mit Keulen und Dreschflegel gegen die bis an die


Zähne bewaffneten französischen Soldaten vorzugehen. Der Hunger ist kein


Revolutionär, kein Empörer, kein Held. Die russischen Bauern fressen sich gegen-


seitig auf. Darin hat immer die Revolution der Hungrigen bestanden. Und wenn die


Franzosen, d.h. die augenblicklich noch regierenden Franzosen es, wie Genosse


Knoll behauptet, auf unseren Untergang abgesehen haben, nun, so brauchen sie


ja nur still zuwarten, daß wir „anfangen uns zu zählen und in Sklavenaufständen


uns gegenseitig umbringen.“


Die antiken Völker gingen nicht an Sklavenaufständen zugrunde. Die


Nordamerikaner hatten die Sklaverei bis in die jüngste Zeit, und sind fett und rund


dabei geworden. Und wenn die Sklavenaufstände Rom wirklich zerstört haben,


dann hätte sich Rom mit der Abschaffung der Sklaverei doch wieder erholen 


müssen. Zerstörung und Untergang sind nicht dasselbe, ja, wenn es wahr ist, 


daß das Leben sich am 
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besten auf den Trümmern alter Kulturstätten entwickelt und daß der Phönix seine
Eier von der glühenden Asche ausbrüten läßt, so sind Zerstörung und Untergang
geradezu Widersprüche.


Die deutsche Not ist unmittelbar darauf zurückzuführen, daß unsere Geldwirt-
schaft von Grund auf zerstört wurde. Die Not in England, wo es anderthalb
Millionen Arbeitslose gibt, und in Amerika, wo die Arbeitslosenziffer sogar auf fünf
Millionen geschätzt wurde, ist gleichfalls auf Währungspfuscherei zurückzuführen,
nämlich auf den Preisabbau, der auch die wahre und letzte Ursache des
Unterganges der antiken Völker gewesen ist.


Stellen wir unsere ganze Kraft auf die Stabilisierung der Währung ein! Berufen
wir eine Währungskonferenz nach Berlin ein und zeigen wir den am Welthandel
beteiligten Völkern, daß Deutschland keine Reparationen zahlen kann, solange die
Währungspolitik seiner Hauptabnehmer und Hauptlieferanten auf Preisabbau, d. h.
also auf Krisis und Arbeitslosigkeit eingestellt ist, und daß Deutschland nur zu
Dumpingpreisen ausführen kann, weil die Kaufkraft in der ganzen Welt ständig
sinkt.


Gelingt es, die Welt von dem Irrsinn der jetzt überall betriebenen Währungspolitik
zu überzeugen und den Grundsätzen der absoluten Währung eine Bresche in der
Mauer der auf diesem Gebiete herrschenden Vorurteile zu öffnen, dann dürfte die
Weltwirtschaft bald wieder in Blüte kommen, und dann werden wir erst ein Urteil
darüber abgeben können, ob und wieviel wir an Reparationen zahlen können.
Ohne Weltverkehr, ohne Beseitigung aller Hemmungen keine Reparationen. Mit
diesem Weltverkehr wird es eine leichte Sache sein, die Reparationen im vollen
Umfang des Versailler Vertrages auszuführen.


Das deutsche Proletariat brachte vor dem Krieg nach Helfferichs Berechnungen
etwa 20 Milliarden Goldmark an Zinsen, Grundrenten, Mieten, Pachtgeldern alle
Jahre auf die Tische der deutschen Rentner. Von diesen Milliarden beanspruchen
die Franzosen und die anderen „nur“ sechs Milliarden jährlich. Dem deutschen
Proletariat dürfte es aber gewiß einerlei sein, ob es diese Zinsen und Renten 
deutschen oder internationalen Kapitalisten bezahlt. Oder sind Sie hierüber 
anderer Ansicht, Genosse Wissel?
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Vom Untergang des Abendlandes wird zur Zeit


viel gesprochen in den Kreisen derer, denen das


verflossene Jahrhundert mehr bedeutete als


mühselige Fabrikarbeit, als Schwindsucht und


Hoffnungslosigkeit. Bei den Nachkommen des


Atlas aber, die die kapitalistische Welt auf ihren


Schultern zu tragen haben, kann es keinen


„Untergang“ bedeuten, wenn sie ermüdet zu-


sammenbrechen, und zwar auch dann nicht,


wenn die Last sie beim Sturz in den Abgrund 


reißen sollte. Für Atlas bedeutet Untergang die


Erlösung: Und so spricht er nicht vom Untergang


des Abendlandes, sondern von seiner Erlösung. Ich aber gedenke hier vom


Aufstieg des Atlas zu sprechen.


Im Übrigen ist der Ausdruck „Untergang“ für das, was sich vorzubereiten scheint,


nicht zutreffend. Der Brontosaurus ist untergegangen. Und auch das Mammut.


Dem Büffel drohte der Untergang ebenfalls. Aber man entdeckte in letzter Stunde


noch irgendwo ein Büffelpärchen und jetzt, nach wenigen Jahren der Schonung,


weiden wieder ganze Herden dieser Wiederkäuer. Sie warten nur auf einen neuen


Krieg, um dann wieder die Oberherrschaft auf der Prärie zu gewinnen. Wenn also


in dem uns Menschen prophezeiten Untergang ein einziges Liebespärchen sich


aus der Sintflut rettet, dann werden, wenn diese Menschen eine bessere


Unterhaltung kennen als Bürger- und Völkerkrieg, knapp 500 Jahre genügen, um


die Welt wieder so zu bevölkern, wie sie heute ist. Und was bedeuten 5 Jahr-


hunderte für den, der sie im Grab an sich vorbeiziehen läßt?


Es kann sich also beim prophezeiten Untergang nicht um den Untergang der


Menschheit handeln, sondern um etwas ganz anderes, und zwar um den Sturz


und Untergang der heutigen „Ordnung“, um den Bruch staatlicher und gesellschaft-


licher Formen. Das aber wird von denen, die sich nicht durch den äußeren Glanz


unserer Kultur blenden lassen, nicht sehr tragisch empfunden werden. Für diese


gibt es auch darum keinen Untergang, weil sie überhaupt den Aufgang noch nicht


gesehen haben. Es war nichts da, was sie nicht alle Tage träumend und wachend


in Grund und Boden verflucht hätten, sowohl im Hinblick auf das, was ist, wie auch


auf das, was war. Sogar der Ausblick brachte vielen nur Grausen. Immerhin für


alle, die es mitten im Genuß eines für sie doch erstrebenswerten Lebens trifft, ist


auch solcher Untergang bitter, und wir, die wir jedem Menschen Leid und Schmerz


so viel wie möglich ersparen möchten, haben volles Verständnis für die


Niedergeschlagenheit aller, die starren Blicks den Untergang ihrer Welt erwarten,


wobei uns obendrein noch der Ausdruck „Untergang“ zu milde 
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erscheint, weil er bei weitem nicht das Maß von Leid deckt, das der gefürchtete
Vorgang mitbringen würde, wenn er sich nicht noch abwenden ließe. Denn diesen
Untergang dürfen wir uns nicht in der barmherzigen Form eines Einsturzes des
Himmelsgewölbes, einer Hinrichtung, eines kurzen Prozesses vorstellen, auch
nicht einmal in Gestalt einer allgemeinen Schießerei wie in Rußland, wie in der
französischen Revolution, Nein, der Untergang, wie er sich hier vollziehen würde,
bedeutet ein langsames Dahinsiechen, eine Ruhr, die sich über Jahrzehnte und
Jahrhunderte erstrecken kann, wie der Untergang des römischen Reiches, dessen
Todeskampf, genau betrachtet, fast 1 1/2 Jahrtausende und zwar bis zur
Renaissance anhielt. Eine Wiederholung des Unterganges, wie er sich in Babylon,
in Ägypten, in Rom vollzog, bedeutet einen ununterbrochenen Bürgerkrieg,
Hungerrevolten, Rückgang auf allen Gebieten der Industrie, der Landwirtschaft, 
der Kunst, der Wissenschaft, bedeutet, daß unsere Enkel bereits als Analphabeten
verständnislos die Trümmer unserer Werke betrachten, wobei sie wohl die Frage
aufwerfen werden, ob die Telegraphenleitungen vielleicht als Viehzäune oder
Wäscheleinen zu betrachten seien, wenn dann die Frauen überhaupt noch wissen,
was Wäsche ist. Viele gibt es jetzt schon in D., die es nicht mehr wissen.
Untergang bedeutet, daß Handel und Verkehr allmählich, aber unaufhaltsam ein-
schlafen, daß die Meere wieder so einsam dahinfluten, unbefahren wie in den
Jahrmillionen vor Kolumbus. Letzten Endes bedeutet Untergang die völlige
Aufgabe der Arbeitsteilung, des Handels, des Verkehrs, die Rückkehr zur
Urwirtschaft und damit zum tierischen Zustand, in dem sich zur Zeit noch der
Gorilla befindet.


Muß es nun durchaus so kommen? Läßt sich das Unglück nicht abwenden?
Liegt es etwa in der Natur der Dinge begründet, daß wir immer auf den
Ausgangspunkt der Entwicklung zurückgeworfen werden? Steht die Menschheit
etwa mit Ebbe und Flut in Verbindung? Muß die Menschheit, wie das Einzelwesen,
etwa altern und sterben, gibt es in der Entwicklung des Menschengeschlechts etwa
auch Jahreszeiten, Sommer und Winter? Oft wird dieser Vergleich zur Erklärung
des sonst rätselhaften Untergangs der Völker gebraucht. Nichts, aber auch gar
nichts berechtigt uns zu solchem Vergleich. Der Tod des Einzelwesens ist ein inne-
rer Vorgang, der auf Inzuchtvergiftung des Zellenbaues zu deuten scheint. Der Tod
und Untergang der Arten aber ist durch äußere Umstände bedingt. Der Untergang
der Tierarten, den wir erlebt haben, ist unser Werk. Das Mammut lebte wahrschein-
lich noch in mächtigen Herden, wenn der Mensch ihn nicht zu seiner Nahrung aus-
gerottet hätte. Der Vergleich mit den Jahreszeiten ist an den Haaren herbeige-
zogen. Manche Tiere sollen in Folge eines Mangels an Anpassungsfähigkeit an die
sich verändernde Natur ausgestorben sein. Aber, daß beim Menschen nichts von
solchen Erscheinungen zu beobachten ist, beweist doch gerade der Umstand, daß
nach dem Untergang des Römerreiches derselbe Mensch wieder auf der
Bildfläche erschien. Es handelte sich also nicht um einen organischen Vorgang.
Nicht der Mensch, sondern sein Werk ging unter. Das Untergegangene war
Menschenwerk. Und auch das möchte ich hier hervorheben: Die antiken Staaten
gingen nicht unter, weil etwa der Mensch damals an lasterhafter Lebensführung
zugrunde ging. 
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Die Menschen mußten damals notgedrungen ein nach heutigen Begriffen sehr
hygienisches Leben führen, weil sie noch frei waren von all dem, was heute als
Grund der Degenerationserscheinungen angesehen wird. Es gab damals keine
Fabrikarbeit, keine Großstädte, keinen Kartoffelfusel, keinen Absinth, keine
Kohlenbergwerke. Es wurden also damals sehr wenige Idioten geboren. Und die,
die geboren wurden, gelangten im freien Wettbewerb sicher nicht auf den kaiser-
lichen Thron. Es gab keine Hochöfen, keine chemischen Fabriken, keine chemi-
schen Medikamente. Die Kunst der Ärzte war gering. Was nicht völlig gesund zur
Welt kam, ging frühzeitig zugrunde. Die Sklaven erhielten sicher nicht soviel
Taschengeld, daß sie sich hätten betrinken können. Der Sklave wurde als
Wertobjekt gepflegt, wie man heute ein Rennpferd pflegt. Sie gediehen physisch
sicher besser, als unsere sogenannten freien Arbeiter. Und einen besonderen
Grund zur Haft hatten nur wenige. Hier kann also nicht der Grund des Unterganges
der alten Welt liegen. Wenn auch vielleicht die Spitzen der Gesellschaft verdorrten,
der Stamm, das Wurzelwerk, die breiten Massen der Sklaven und Bauern blieben
gesund. Aber in einem Punkt besteht zwischen den heutigen Zuständen und denen
im alten Rom völlige Übereinstimmung. Die gesellschaftliche Struktur war dieselbe
im alten Rom, wie in der neuen Welt, Rentner und Arbeiter, Genießer und mühselig
Beladene. Die herrschende Klasse, die die Ketten schmiedete und die beherrschte
Klasse, die an den Ketten rüttelte. Genau wie bei uns. Und auch darin finden wir
völlige Übereinstimmung, nämlich in der Ursache dieser Klassenspaltung des
Volkes. Dasselbe Bodenrecht, das in Rom mit Waffengewalt und religiösem
Hokuspokus gegen die ewig aufsässigen Massen der Entrechteten geschützt wer-
den mußte, dasselbe Bodenrecht gilt noch heute überall in der Welt. Der Mensch
wird heute wie damals als Grundbesitzer oder als hoffnungsloser Proletarier gebo-
ren. Und auch das Geldwesen des alten römischen Reiches, das die Zinswirtschaft
bedingt, den Kapitalismus als Anhängsel hat, die Wirtschaftskrisen in Kauf nehmen
muß, dasselbe Geldwesen, in völlig unveränderter Gestalt, das haben auch die
modernen Kulturvölker. Die Übereinstimmung des heutigen und des alten babylo-
nisch-griechisch-römischen Geldwesens ist so vollkommen, daß, wer heute römi-
sche Münzen aus dem Schutt der Städte ausgräbt, solche Münzen ohne weiteres
gegen kursfähiges Geld, gegen Weltgeld ohne jeden Abzug wechseln kann.


Unser Boden- und Geldrecht aber, das wir als altes römisches Recht erkennen,
bildet die Grundlage der gesellschaftlichen Ordnung. Auf ihm spielt sich, man kann
es dreist behaupten, das Leben ab. Es ist der Träger der Arbeitsteilung, der
Industrie, des Verkehrs, des Handels. Es prägt allen gesellschaftlichen
Einrichtungen, allen Sitten und Gebräuchen, der Ehe, dem Bau der Städte, der
Architektur, den Mietskasernen, der nationalen und internationalen Politik, der
Literatur, der Philosophie, der Religion, dem Streben der Jugend wie des Alters
den Stempel auf, und zwar den schmutzigen Stempel der Gewalt, des Hasses, der
Roheit, der Verlogenheit, des Klassenstaates. Ihm passen wir alles an. Innerlich
wie äußerlich sind wir zum Spiegelbild dieses Rechtes geworden. Es bildet die
Gußform, innerhalb derer wir uns seit 6000 Jahren entwickeln. Und Krieg, Mord
und Raub sind die Notausgänge dieser Form. 
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Und alle Kriege, alle Empörungen und Revolutionen haben bisher nicht vermocht,
diese Form zu sprengen.


Nun ist diese unsere Gesellschafts-Ordnung, der sogenannte Klassenstaat, nicht
nur auf Gewalt errichtet, und teilt damit das Schicksal der Gewalt, die, wenn sie
stürzt, alles mit sich reißt, was sie zu stützen berufen war, sondern sie ist außer-
dem noch vom Zufall abhängig. Sie stürzt, wenn man viel Gold findet, sie stürzt
auch, wenn man wenig findet. Sie stürzt also auf alle Fälle, denn sie ist vom Zufall
abhängig. Findet man viel Gold, so werden alle Preise in die Höhe getrieben und
außerdem noch aus ihrer natürlichen Rangordnung gerissen. Und was das bedeu-
tet, das haben wir seit dem Krieg überall in der Welt erfahren. Es bedeutet den
Untergang der Klasse der Gläubiger. Findet man dagegen wenig Gold,so werden
die Preise gedrückt. Das bedeutet den Untergang der Klasse der Schuldner.
Sinkende Preise bedeuten dann außerdem noch Stillstand der ganzen
Volkswirtschaft, Arbeitslosigkeit für die breiten Massen, also auch wieder
Untergang breiter Schichten des Volkes. Fünf Millionen Arbeitslose wies in den
letzten Jahren in den Vereinigten Staaten die Statistik auf. Fünf Millionen Männer,
Familienväter, die 30 Monate lang nicht wußten, wie sie ihre Angehörigen vor Not
schützen sollten. Denken wir uns diese 30 Monate in der Verlängerung eines
Jahrzehntes, eines Jahrhunderts? Was bliebe dann von dem Volk der Amerikaner
noch übrig. Wie die Büffel nur auf den nächsten Krieg warten, um ihr früheres
Herrschaftsgebiet wieder in der ganzen Breite und Tiefe zurückzuerobern, so
mögen jetzt die Indianer in ihren Reservationen Morgenluft wittern und den
Wunsch hegen, daß die Arbeitslosigkeit noch einige Jahrzehnte anhält. Dann 
werden vielleicht die Blaßgesichter in den Reservationen sein und die Rothäute
sich wieder ihrer früheren herrlichen Freiheit erfreuen. Solcher Rollenwechsel ist
nur vom Zufall der Goldfunde abhängig. Denn von den Goldfunden hängt es ab, 
ob in Zukunft der Handel möglich sein wird, von dem die Arbeitsteilung  wiedder
abhängig ist, die Kultur und unsere Vormachtstellung gegenüber den Büffeln und
Indianern begründet hat.


So haben wir also eine wirtschaftliche und damit auch staatliche Ordnung, die,
wenn sie vom Zufall begünstigt wird, uns den Klassenstaat, den gesellschaftlichen
Zerfall bringt, und wenn der Zufall ungünstig ist, der völligen Auflösung ausgesetzt
ist. So oder so muß der auf dem herkömmlichen Geld- und Bodenrecht aufgebaute
Staat immer wieder untergehen und sind auch die Staaten immer untergegangen.
Wobei es völlig gleichgiltig ist, welche äußere Etikette wir dem Staat geben. Ob mit
Rosenöl oder Absinth, mit Monarchie oder mit Demokratie bezeichnet, es ist immer
nur Gift, was diese Flasche enthält. Das Fundament unserer Gesellschaftsordnung
vermag kein stolzes Gebäude zu tragen, und was wir auch zur Stütze unseres
Staates tun werden in allen Ländern der Welt, es hilft nichts, der Staat muß aus
zwingenden Gründen immer wieder untergehen. Und wenn etwa der Staat, durch
die Liebe und den Opfermut des Volkes getragen, gepflegt, verhätschelt wird und
außergewöhnlich lange lebt, nun dann überlebt der Staat die darin wohnenden
Menschen. Dann gehen die Menschen im Staat an der Krankheit zugrunde, die 
Dr. Christen die soziale Dyskratie 
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nannte. Dann rufen die Patrioten: Hurra, der Staat ist gerettet, die Menschen sind
tot.


Die Propheten, die den Untergang ankündigten, prophezeiten also immer richtig.
Alle pessimistischen Propheten haben immer richtig prophezeit. Jeremias behielt
recht. Kassandra hatte immer recht, und auch Spengler wird recht behalten, wenn
wir nicht tatkräftig in unser Geschick eingreifen. Worin die Propheten irrten, das
war in der Erklärung der Erscheinung. Sie alle hielten Nebenerscheinungen für die
Ursache. Genützt haben diese Prophezeiungen darum auch nichts, dagegen viel
geschadet. Die falsche Deutung der Erscheinung veranlaßte uns, zu falschen
Gegenmitteln zu greifen. Daher auch das Wort, daß das Studium der Geschichte
nur das Eine beweist, daß der Mensch aus der Geschichte nie etwas gelernt hat.
In der Regel liefen die Mittel der Propheten darauf hinaus, vom Menschen eine
„Besserung“ seiner Natur zu fordern. Man stellte an ihn sogenannte „moralische“
Forderungen. Damit begann die Herrschaft der Pfuscher. Jeder hielt sich für be-
rufen, dem Menschen Vorschriften zu machen. Der Staat, die Kirche, die
Philosophen überschütteten die armen Menschen mit tausend Gesetzen. Du mußt,
Du sollst. Dies ist erlaubt, das ist verboten. So entstand denn der unsichere Tropf,
das linkische Wesen, dem man auf 1000 Schritte ansieht, daß er nicht sich selbst,
sondern fremden Wesen gehorcht. Alle sind eingeschüchtert. Keiner handelt nach
freiem Ermessen. Schließlich gehorchen sogar noch die Gesetzgeber selber den
von den Propheten als Moral ausgegebenen Vorschriften. Jedes Tier, jeder Bär
und Käfer besitzt die zu seiner Lebensführung, zur Sicherung seiner Art nötige
Moral. Nur dem Menschen wird die Fähigkeit abgesprochen, zwischen Gut und
Böse, das heißt, zwischen dem, was richtig und falsch ist, zu unterscheiden! Ihm
muß das von Leuten gesagt werden, die vor Jahrtausenden unter gänzlich ver-
schiedenen Verhältnissen lebten.


Jedoch das Schlimmste an der Sache ist, daß uns die falsche Deutung davon
abhielt, weiter nach der Ursache der Erscheinung zu forschen. Was sollte man
auch tun, wenn das römische Reich, wenn alle Reiche darum zugrunde gehen,
weil der Mensch zu schlecht ist? So vieles sprach übrigens für die Richtigkeit die-
ser Deutung. Denn der Mensch steht in engster Wechselwirkung zu seinem Werk.
Er verdirbt, wenn sein Werk verdirbt. Der Hunger, die Revolution, der Bürgerkrieg,
die soziale Dyskratie, die Hoffnungslosigkeit, die Verzweiflung sind wahrhaftig
keine geeigneten Mittel, um den Menschen zu veredeln. Wer nach dem 30-jähri-
gen Krieg Deutschland bereist und überall nur Räuber und Gesindel angetroffen
hätte, der hätte ganz bestimmt auf die Frage, warum Deutschland so herunterge-
kommen ist, die Antwort gegeben, daß die Menschen dort nichts taugten. Ähnlich
wie man das auch bald wieder vom deutschen Volk sagen wird, wenn die jetzigen
Lebensbedingungen fortbestehen. Dann wird das arme deutsche Volk wieder
gepeinigt werden von den Moral- und Moralinfabrikanten der ganzen Welt, wäh-
rend doch nur das Nötige getan zu werden braucht, damit jeder sich selber treu
bleiben und zu seiner Moral gelangen kann. Dann werden auch wieder die soge-
nannten Patrioten auftreten, die die allgemeine Zerfahrenheit benutzen werden, 
um den Mangel an Nationalgefühl für die Zustände verantwortlich zu 
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machen. Dann wird man zur Hebung solchen Nationalgefühles zu dem bewährten
Mittel greifen, die Völker zu verhetzen und an die niedrigsten Instinkte wird man
appellieren. Alles, was das Ausland Gutes schafft, wird entweder verschwiegen
oder herabgesetzt, während das Ungünstige breit getreten wird. Dann ist die
Stimmung wieder bald reif für einen Krieg, namentlich, wenn die wirtschaftlichen
Verhältnisse allgemein den Glauben erwecken, daß es so nicht weiter gehen kann,
daß schließlich ein Ende mit Schrecken dem Schrecken ohne Ende vorzuziehen
sei. Der Krieg aber wird selbstverständlich das Übel nur verschlimmern.


Neben die, die von der Moral eine Besserung der Lage erwarten, treten nun
andere, die tiefer in die Sache eingedrungen sind und die den allgemeinen Zerfall
auf wirtschaftliche Ursachen zurückführen. Weil sie nun aber die eigentliche wirt-
schaftliche Ursache des Zerfalls nicht finden, so machen auch sie wieder
Nebenerscheinungen für alles verantwortlich. Und hauen dann immer daneben,
wobei sie natürlich durch solche Fehlgriffe das Übel nur noch vermehren. Die einen
suchen die Rettungsaktion in die Hand des Staates zu legen. Der Staat soll nun
alles tun, weil offenbar der Privatmann nichts ordentliches mehr leisten kann. 
Überall mischt sich dann der Staat ein und überall verpfuscht er das Werk.
Selbstverständlich muß der Staat die Erziehung der Jugend in die Hand nehmen.
Und da der Appell an die religiösen Gefühle ein sehr wirksames Erziehungsmittel
ist, so wird auch die Religion zum Staatsmonopol gemacht. Das ganze Volk wird
nun nach einem einzigen Gesichtspunkt, von einer Instanz erzogen, wie die
Pflanzen in einer Baumschule. Diese Einseitigkeit in der Ausbildung liefert dann
auch einseitige Menschen, und wir wissen, wie verheerend solche Einseitigkeit auf
das Geschäftsleben wirkt. Weil die Bürger alle die gleiche Ausbildung erfahren
haben, wissen sie nichts mehr zu sagen. Neue Ereignisse werden darum immer
von derselben Seite betrachtet. Und weil sie so alle derselben Meinung sind oder
wenigstens die gewaltige Majorität bilden, so wagt es dann keiner zu widerspre-
chen. So kann es dann vorkommen, daß große Reiche an der Einseitigkeit ihrer
Bürger zugrunde gehen. Ich erinnere hier an die Kriegserklärungen der letzten Zeit,
an die sonst unerklärliche Tatsache, daß überall die Kriegskredite fast einstimmig
bewilligt wurden. Sie waren alle unfähig, die Kehrseite der Medaille zu betrachten,
weil sie alle nach ein und demselben unfehlbaren Schulprogramm erzogen wur-
den. Das niedrige Niveau, auf dem überall die Parlamentsreden stehen, ist auf 
dieselbe Ursache zurückzuführen. Und auch das möchte ich hier in Basel, der
Arbeitsstätte Bunges und Christens, der berühmten Stadt in der
Abstinenzbewegung sagen: Weil die Männer alle auf den Staatsschulen dressiert
wurden und sich gegenseitig nichts zu sagen wissen und sich langweilen, darum
gehen sie in die Wirtschaft und saufen. Sie saufen, gewiß sie saufen noch aus
anderen Gründen, aber wer den Alkoholismus bekämpfen will, muß allen Gründen
nachspüren, und ich finde, daß man bisher in der Abstinenzbewegung die verdum-
mende Wirkung der Einheitsschule, der staatlichen Erziehung des Bürgers und
darum auch dem Einfluß dieser Erziehung auf den Alkoholismus, nicht genügend
gewürdigt hat. Wenn wir keine Staatsschulen hätten, wie lange schon hätten wir 
in allen Ländern 
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bereits Schulen gehabt, geleitet von den Eltern, die die Abstinenz von den Lehrern
gefordert hätten. Wir sehen hier den innigen Zusammenhang zwischen
Staatsschule und Alkoholismus. Die Staatsschule wurde aber gefordert auch von
den Leuten, die sich etwas Gutes von ihr versprachen, die dem Niedergang ent-
gegentreten wollten.


Ein anderer Fehlgriff bei den Erklärungsversuchen für den Marasmus senilis,
dem die Menschen und Völker verfallen, geht von denen aus, die das heutige
Wirtschaftssystem verantwortlich machen für die betrachteten und verfluchten
Zustände. Sie machen den Egoismus, den Selbsterhaltungstrieb für alles verant-
wortlich und wollen darum eine auf sogenannten altruistischen Grundlagen errich-
tete Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung an die Stelle der heutigen Ordnung 
setzen. Sie nennen das Sozialismus, Kommunismus oder auch neuerdings
Anarcho-Sozialismus. Die schärfste Triebfeder für die Überwindung der mit der
Berufsarbeit verbundenen Mühseligkeiten und für die Duldung geistiger und 
physischen Schmerzen wollen sie ausschalten und sie ersetzen durch die Macht
einer von armseligen Bürokraten mit Heuchlermiene gepredigten neuen
Gesellschaftsmoral. Für das Gemeinwohl, für das Wohl der Menschheit sollen wir
uns mühen, sollen wir in die 1000 Meter tiefen Kohlenschächte steigen und dort
ohne Aufsicht, nur angespornt von dem inneren Drang, der Menschheit zu helfen,
mit emsigem Fleiß und wahrscheinlich noch für kargen Lohn in gebückter Stellung,
nackt, schweißtriefend, umgeben von tausend Gefahren von früh bis spät und bis
ins hohe Alter hinein die Kohlen an das Tageslicht bringen, das der Bergmann sein
Leben lang entbehren muß. Ach Gott, was sind das für Schwärmereien? Und
brave, würdige hochachtbare Männer, Menschen die man liebt, die man in sein
Herz geschlossen hat wegen ihrer hohen Gesinnung, müssen sich blamieren,
müssen sich, ich erinnere hier an Lenin, bankrott erklären, weil sie bei der
Diagnose der sozialen Krankheit irrten, weil sie Nebenerscheinungen für die
Ursache hielten und halten. Und diesem sozialistischen Ziel wird die revolutionäre
Bewegung dienstbar gemacht, werden Bürger- und Bauernkriege entfesselt und
bringen sich die Menschen in entsetzlichen Kriegen um! Kann eine Revolution, 
die von einer falschen Deutung der zu bekämpfenden Übel ausgeht, die darum 
das Übel nicht trifft, mehr erreichen als das Übel zu vergrößern? Ist das nicht
schon ein Übel, daß man dem Zweck Menschenleben opfert?


Verehrte Anwesende: es wird Zeit, daß wir der Erscheinung auf die Spur kom-
men und dann zielsicher die wirksamen Gegenmittel ergreifen. Hohe Zeit wird es.
Vergessen wir nicht, daß der Mensch in Wechselbeziehung zu seinem Werk steht
und daß, wenn schon der Mensch verdirbt, weil sein Werk verdarb, so wird auch
noch bald die Zeit kommen, wo das Werk verderben wird, weil der Mensch ver-
darb. Die Erklärung, die die Geschichtsforscher für den Niedergang Roms gaben,
war falsch. Die breiten Massen des Volkes im Römerreich waren plötzlich in guter
Verfassung. Aber dasselbe können wir heute nicht mehr von den breiten Massen
unserer Völker sagen. Zum Verzweifeln sieht es in dieser Beziehung aus. Wenn
nicht in kurzer Frist bessere Lebensbedingungen für die 
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breiten Massen des Volkes geschaffen werden, so werden wir uns nicht mehr
erholen können, einfach weil die Kraft gebrochen ist. Eben so schnell, wie sich das
Volk mit der Industrialisierung vermehrte, wird es wieder an den Folgen der
Krankheiten, die sich mit dieser Industrialisierung einstellten, zugrunde gehen,
wobei es mir fern liegt, die Industrie an sich für die Erscheinung verantwortlich zu
machen. Es sind die miserablen Bedingungen, unter denen der Industriearbeiter
lebt, die ich hier anklage. Industrie und Kapitalismus. Kapitalismus und
Pauperismus. Pauperismus und Alkoholismus. Alles hängt zusammen. Und alles,
Pauperismus, Alkoholismus, Kapitalismus sind wieder Nebenerscheinungen 
unseres Geld- und Bodenrechts.


Jedoch außer dem Pauperismus, dem Alkoholismus gibt es noch eine Ursache
der allgemeinen Entartung, die auch wieder auf den Kapitalismus zurückzuführen
ist, die m. E. noch stärker wirkt, auf die aber leider nie genug Gewicht gelegt wird
in den Kreisen derjenigen, denen der Schreck in die Glieder fährt, wenn sie die
Statistik über die ärgsten Erscheinungen der physischen Entartung überschauen.
Ich meine hier die durch den Kapitalismus hervorgerufene Verderbnis der
Zuchtmoral der Frauen. Dr. Christen schrieb darüber ein sehr wertvolles Buch: 
Die menschliche Fortpflanzung und die Veredelung. [Vergl. den Anzeigenteil] Ich
möchte in dieser wichtigsten Angelegenheit noch einige Gesichtspunkte allge-
meiner Natur hervorheben und die Aufmerksamkeit besonders der Frauen auf die
ihnen von Natur zufallende Rolle in der allgemeinen Rettungsaktion des
Menschengeschlechts lenken. Ist das Werk mehr Sache des Mannes, so ist der
Mensch eher Sache der Frau, Mensch und Werk aber stehen in Wechselbe-
ziehung, gedeihen und verderben zusammen.


Eine Zuchtmoral haben bisher in Europa eigentlich nur die Juden und der Adel
besessen. Sie waren die einzigen, die bewußt Rassepolitik betrieben, die sich also
bei der Paarung von einer Überlegung leiten ließen, die mehr war als die Über-
legung des Mitgiftjägers. Sie trieben dabei starke Inzuchtpolitik, wenigstens offiziell;
ihre Schwiegertöchter mußten immer blaues Blut haben. Was das Volk in dieser
Hinsicht trieb, war den Fürsten immer gleichgültig, bis auf Moses, der sehr strenge
Zuchtgesetze erließ. Und die Natur der Dinge sorgte dafür, daß das Volk nicht aus
Inzucht entartete. Die Wanderungen, der Krieg, die Hausierer, die Hunnen, vor
allem das Interesse der Grundbesitzer, die die Arbeiter als Lohndrücker von allen
Seiten hereinholten, sorgten für eine reichliche Blutauffrischung. Ich erinnere hier
an die 8000 Sachsen, die Karl der Große enthaupten und durch Männer aus slavi-
schen Stämmen ersetzen ließ. Die Agrarier in Ostdeutschland waren immer für die
Einführung von Kulis, und auch Gorillas hätten diese Menschenfreunde eingeführt,
wenn sie sich von solcher Kreuzung einen besonders bescheidenen Arbeitertyp
hätten versprechen können. Von allen Völkern Europas hat wohl Deutschland am
wenigsten unter der Inzucht zu leiden gehabt. Die Grenzen sind immer offen ge-
wesen für die Rassen aller Länder. Deutschland war immer Zufluchtstätte für alle,
die von anderen 
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Ländern vertrieben wurden, so für die Juden aus Spanien, die Hugenotten aus
Frankreich. Slaven, Mongolen, Zigeuner kamen immer scharenweise, und niemand
hat sich mit Rassenfragen beschäftigt. Der Staat, die Kirche, die Wissenschaftler,
die Presse verhielten sich in diesen Dingen stets passiv. Kurz, der Rassegedanke
ist dem deutschen, wie übrigens fast allen Völkern, so gut wie fremd. Vielleicht ist
in der Liebe, sofern sie nicht durch finanzielle Einflüsse pervertiert wird, der
Rasseinstinkt schon mit einbegriffen. Das Sprichwort: Was sich gleicht, das liebt
sich, scheint dahin zu deuten. In diesem Fall würde es aber genügen, die Liebe
von allen anorganischen Fesseln zu befreien, um Rassezucht in der denkbar zar-
testen und zugleich wirksamsten Weise zu betreiben. Die Natur des Menschen
würde dann das zuwege bringen und zwar automatisch, was ihr am dienlichsten
und was sonst die so leicht irregehende Vernunft tun müßte. Solche Rassepolitik
kann dann auch, weil sie eine völlig private Angelegenheit bliebe und den Staat
nicht belastet, keine Gefahr für die gesellschaftliche Ordnung bringen. Einzige
Forderung ist dann, daß von den Gesetzen alle Rassen volle Gleichberechtigung
genießen. Das Nebeneinander der Rassen in einem Land braucht dann auch
durchaus nicht zu Rassenkreuzungen zu führen. Das Nebeneinander und die
dadurch ermöglichten Vergleiche liefern das sicherste Ventil gegen instinktwidrige,
vielleicht schädliche Kreuzung. Auch braucht die Kreuzung nicht zu einer gesell-
schaftlichen Scheidung zu führen. Im Gegenteil kann man sich sogar vorstellen,
daß das Nebeneinander verschiedener Rassen erst den Ansporn zur Beachtung
der Rasse geben wird, und darüber hinaus, daß die Rassenzucht nun zum
Gegenstand edelsten Wettstreites unter den Frauen der im Land vertretenen ver-
schiedenen Rassen erhoben wird. Statt ernste Studien über die Hebung der Rasse
ihres Schoßhundes zu betreiben, würde die Frau sich fragen, wie sie ihre eigene
Art zu der idealen Höhe züchten kann. Und da wäre ein interrassischer
Wettbewerb zwischen Mongolen, Negern, Europäern sehr zu begrüßen. Denken
wir uns hier den Fall, daß die Kinder unserer Bierphilister von den Kindern der im
Land lebenden mongolischen Frauen auf allen Gebieten überflügelt würden und
daß unsere Frauen von den Mongolinnen dahin belehrt würden, daß die
Minderwertigkeit der Kinder zumeist auf die Lasterhaftigkeit der Väter und
Großväter zurückzuführen ist! Wie ganz anders würde ein solches Wort aus 
solchem Mund, aus dem Mund einer andersrassigen Frau, auf unsere Frauen 
wirken, als die Ermahnungen der frommen Kirche, der von Parteirücksichten
beherrschten Staatsschule, als die Belehrungen der Abstinenten, denen so oft
gesagt wird: Ihr verachtet nur darum das Feuerwasser, weil ihr es nicht vertragen
könnt. Unter der Fuchtel des Wettstreits mit den Müttern anderer Menschen-
stämme würde die Zuchtmoral der Frauen, die heute so ganz und gar verschüttet
ist unter Gesetzen und Geboten, aus den Tiefen der Frauennatur wieder empor-
steigen. Ich sehe darum im Nebeneinander der Rassen die erste Vorbedingung 
für die Rassen-beachtung überhaupt. Vorteile statt Nachteile sind von solchem
Nebeneinander zu erwarten. Ich mache hier diese Bemerkung, weil bei der
Propagierung des Freilandgedankens sehr oft die Kritiker, den Staatsgedanken 
mit dem Rassegedanken verquickend, behaupten, daß das Freiland 
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der Zuchtmoral im Weg stünde. Wie wir sehen, ist aber das Gegenteil der Fall.


Freilich, freilich, um den Frauen die Möglichkeit zu geben, Rücksicht auf die
Zuchtmoral zu nehmen, müssen die dazu gehörigen wirtschaftlichen
Vorbedingungen erfüllt sein. Sonst bleibt alles, was wir sagen, wie die
Ermahnungen der Propheten, wie die Bestrebungen aller Reformer, nutzloses
Wortgeklingel. Die Frau muß wirtschaftlich unabhängig vom Mann sein. Dann erst
kann sie wählen, statt zu zählen. Dann kann sie der Stimme der Liebe gehorchen
und ihren geheimsten Wünschen, ihren Trieben, folgen. Dann kann sich die Natur
der Menschen auswirken, und das schaffen, was ihr entspricht. Der Kern des
Menschen kann so zum Vorschein kommen. Dann werden wir zum ersten Mal
wirkliche Menschen sehen.


Der Mensch, verlieren wir das niemals aus den Augen, wird in seiner Entwicklung
gehemmt, gefördert, gestreckt, geformt durch die Außenwelt, der Kulturmensch,
vornehmlich durch die wirtschaftlichen Zustände. Diese Außenwelt, diese wirt-
schaftlichen Zustände sind die Form, die Gußform, innerhalb deren wir uns gestal-
ten und deren Konturen wir annehmen. Aber beim Menschen kommt etwas hinzu,
was ihn vor allen anderen Organismen auszeichnet. Er vermag in die Umwelt, die
ihn formt, einzugreifen, und sofern er das bewußt mit Zielsetzung tut, vermag er bis
zu einem gewissen Grad sich selbst zu gestalten. Und wendet er diese gestaltende
Macht auch noch in der Zuchtmoral an, so vermag er sich selbst nach bestimmter
von ihm gewählter Richtung zu züchten. Und je stärker der Mensch der Natur
gegenüber wird, je besser er die Dinge ringsum geistig zu durchdringen vermag,
um so größer wird ein Einfluß auf die ihn gestaltende Gußform.


Gibt man das alles zu, kann man es nicht leugnen, daß wir durch den Alkohol ein
Idiotengeschlecht willkürlich züchten und an die Stelle des Ebenbildes Gottes set-
zen konnten, so tritt für den Menschen gleich die Frage auf: nach welcher Richtung
soll der Mensch seine eigene Entwicklung leiten? Soll er ein Götzenbild schaffen
und es allen Frauen als Zuchtmodell anpreisen? Und ihnen sagen: so sollen eure
Kinder aussehen! Es irrt aber der Mensch, so lange er strebt. Zumeist darum, weil
er vergißt, daß alles, seine ganze Umgebung, in fortdauernder Wandlung begriffen
ist. Und auch hier würde er ganz sicher wieder irren, wenn er sich ein Idealbild
schaffen wollte, das über die Jahrtausende hinaus Geltung behalten soll. Wie hat
sich zum Beispiel das Bild, das sich der Mensch von Gott gemacht hat, im Laufe
der Zeit verändert! Vom Baal, dem Menschen geopfert wurden, bis zu Christus, der
umgekehrt sich für die Menschen opferte. Dinge, die in der Entwicklung gehemmt
werden, heben sich gar bald am Hintergrund der sich weiter entwickelnden Umwelt
als Karikaturen ab. Und im Fluß solcher Entwicklung würde das Idealbild, das wir
uns heute von Gott machen, gar bald als Idolbild, als greuliche Fratze erscheinen.
Baal war damals ein prächtiger Gott. Er paßte zu seiner Zeit und Umgebung.
Heute ist er zum Götzen degradiert. Panta rhei! Alles fließt, alles, auch das
Gottesbild ist in andauernder Veränderung begriffen. Und was sich nicht verändert,
geht unter. Unzählige Götter und Wesen sind untergegangen. Der Mensch 
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aber, der willkürlich in seine eigene Gestaltung einzugreifen vermag, der braucht
nicht unterzugehen, sofern er immer den richtigen Weg einschlägt. Wer aber gibt
uns die Gewähr, daß wir bei der Wahl des Weges nicht in eine Sackgasse geraten,
aus der kein Ausweg sich mehr zeigt?


So lange der Mensch die Dinge gehen läßt, wie die Tiere das zu tun scheinen, 
d. h. so lange er den lieben Gott walten läßt und glaubt, daß nach dem Untergang
des heutigen Menschen neue, bessere Menschen aus Schöpferkraft entstehen
können, und zwar dutzendweise, willkürlich gestaltete Menschen, die auch „besser“
sind als der heutige homo sapiens, da hatte der Mensch wirklich keinerlei
Veranlassung, in die eigene Entwicklung einzugreifen. Warum sich Sorgen um das
Schicksal eines „Geschöpfes“, einer so billigen Sache machen? Gott, der Sonne
und Erde in 6 Tagen machen konnte, der wird auch wieder einen neuen Menschen
schaffen, wenn dieser sich auf dem Weg des Alkoholismus zum Idioten herabge-
züchtet hat! So denkt jeder, der sich selbst für das Produkt eines Schöpferakts hält,
und ich bin überzeugt, daß am Grunde aller Bierfässer immer der naive Glaube an
die eben bezeichnete billige Herkunft des Menschen zu finden wäre, wenn man
dort suchen wollte. Der Glaube an Gott, den allmächtigen Schöpfer des Himmels
und der Erde, der macht den Menschen zum Sünder, der hat unser
Verantwortungsgefühl zerstört, und zwar so weit, daß wir uns selbst fast zum
Idiotengeschlecht herabgezüchtet haben. Warum auch? Gott überlebt uns ja auf
alle Fälle und solange Gott nicht in Gefahr des Untergangs gerät, steckt in allem,
was der Mensch tut, kein wahrer Ernst. Es ist ja alles gleichgiltig, alles vertan, alles
so billig, solange wir im Schatten eines Allmächtigen uns bewegen, der jeden
Augenblick sagen kann: Ich habe euch Kreaturen ins Leben gerufen, ich kann
euch ins Nichts zurückwerfen!


Ganz anders verlaufen die Dinge, sobald der Mensch den Glauben an einen
außerhalb seiner selbst waltenden allmächtigen Gott abgetan hat und sich nun so
ganz mutterseelenallein im unendlichen Weltraum weiß. Solange er seine Hand in
der Hand Gottes wähnte, der ihn auf allen seinen Wegen leitet, da fühlte er sich
sicher, da fühlte er sich warm, wie ein Kind, das der Vater vor dem Löwenkäfig auf
den Armen trägt. Jetzt aber verlassen, ganz allein im Weltall, wenn die Erde ihm
weiter nichts ist, als dem Reiter das Roß, als dem Schiffbrüchigen das Wrack, da
mag manchen ein Kälteschauer überkommen, der ins Innere dringt und ein ganz
neues Gefühl steigt aus den Tiefen, aus dem Mark seiner Glieder in ihm auf, das
Gefühl, daß er doch eigentlich mehr ist als das Produkt eines Willküraktes, eines
allmächtigen Gottes, mehr ist als ein Bazarartikel, auch wenn dieser die
Fabrikmarke des Paradieses trägt. Zum ersten Mal in seinem Leben überkommt
ihn ein Verantwortungsgefühl. Er wird sich bewußt, etwas zu sein! Und der
Selbsterhaltungstrieb steigt hinauf ins Bewußtsein. Es ist dann nicht mehr der 
kümmerliche Trieb des Tieres. Er wird sich seines Wertes, seiner Würde bewußt
und er sagt es laut: wenn auch Himmel und Erde vergehen mögen, er, der Mensch
darf nicht mehr vergehen. Und wenn es einen Gott gibt, dieser Gott kann nichts
besseres tun, als Mensch zu werden. Und was von nun an der Mensch tut, das 
tut er von sich aus und nicht 
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mehr auf Gebot. Die zehn Gebote schrumpfen bei ihm in ein Gebot zusammen,
das heißt: tue, was du für richtig hältst. Alles, was er tut, tut er in eigenem Namen.
Er ist fremder Gewalt entwachsen und gehorcht niemandem mehr. Und das Gefühl
der Verantwortung, das ihn erfaßt hat, stammt daher, daß er sich bewußt wird, nie-
mand als er selbst habe noch Einfluß auf sein Geschick und seine Entwicklung. Es
ergeht ihm wie dem Untertan, der seinen Herrn geköpft hat und nun zum ersten
Mal den Weg selber suchen muß, um als Demokrat nicht auf den Klippen zu 
stranden.


Wo ist nun der Kompaß, nach dem wir den Kurs richten können, wenn wir einmal
erkannt haben, daß wir durch willkürliche Gestaltung der Außenwelt, durch willkür-
liche Zuchtwahl in unsere eigene Gestaltung eingreifen und die erschreckende
Beobachtung machen, daß der eingeschlagene Weg uns in die Idiotenanstalt
führt?


Ich finde für die Beantwortung dieser Frage keinen anderen Standpunkt als den,
auf den sich etwa der völlig isolierte Mensch stellen würde, dem alles, was die
Menschen, die Moralprediger, die Gesetzgeber in dieser Sache bisher gesagt
haben, nichts als leere, unverständliche Worte sein können. Was könnte sich auch
der Mensch, der gottverlassen einsam durch das Weltall reitet, zu den Worten 
denken: Du sollst, Du mußt, du hast das zu tun, und jenes zu unterlassen? Wer
befiehlt denn ihm hier? Ist er nicht allein und einzig? So kann er auf solche Worte
nur antworten: ich tue das, was an sich richtig erscheint, weil ich für mich davon
einen Vorteil erwarte. Wahr ist alles, was mein Wohlbefinden erhöht, falsch alles,
was es mindert. In den Worten: Mein Wohl und Weh’ ist alles inbegriffen, das
Wahre wie das Falsche, das Schöne wie das Häßliche, die Gerechtigkeit und die
Ungerechtigkeit, das Gute wie das Böse, kurz, das ganze Wortgeklingel der
Moralprediger. Ich bin das absolute Maß aller Dinge. Sobald und wie weit es mir
gelingt, die Außenwelt zu beherrschen und mir dienstbar zu machen, habe ich sie
mir einverleibt und bildet sie einen unerläßlichen Tel meiner selbst. Kompaß für
mein Handeln kann also wirklich nur mein Wohl sein, also das an sich Richtige.
Dieser Kompaß stößt mich durch Lust und Leid immer auf die richtige Bahn,
sobald ich sie verlasse. Diesen Kompaß hat aber jeder Mensch in seiner Brust.
Ihm folge er unter Ablehnung jedes anderen Baedekers, einerlei wer auch solche
verlegt, ob es der Staat oder die Kirche ist. Folge dem Pfad der Lebensfreude, Du
wirst es nie bereuen. Und je echter die Freuden sind, die Du Dir aussuchst, um so
größer wird auch die Freude sein. Und habe keine Bange, daß Du fehl gehst. Die
Folgen Deiner Fehltritte werden durch Schmerz Dich wieder auf den richtigen Weg
stoßen.


Diesen Kompaß für alles Tun, den jeder Mensch in sich selbst trägt, den muß
jede Frau selbstverständlich ebenfalls bei sich haben auf den besonderen Wegen,
die sie geht. Wenn wir zur Deckung des Defizits im Kontobuch der Lebensfreude
unbedingt den Glauben an eine endlose Weiterentwicklung und Höherentwicklung
brauchen, so schließt dieser Glaube schon die Annahme ein, daß die Frau von
jeher solchen Kompaß besaß, der sie durch die Jahrmillionen der bisherigen
Entwicklung, durch die Nacht der vollkommensten Unwissenheit den sicheren Weg
führte. Sonst wäre sie ja unzählige Male gestrandet. Eine von ihrem Willen unab-
hängige Kraft leitete sie.  
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Äußerung dieser Kraft und zugleich Beweis ihrer beherrschenden Übermacht ist
das als Liebe bezeichnete Vorgehen der Frau bei der Suche eines Vaters für das
ersehnte Kind. Die Frau geht hier triebmäßig vor. Dem nüchternen Beobachter
mag dieses Vorgehen oft unvernünftig erscheinen. Trotzdem haben wir aber den
Glauben, daß sie richtig handelt, richtig in Bezug auf das, worauf es ankommt, auf
das Kind, auf die Zuchtmoral, vorausgesetzt, daß die Frau völlig frei handeln kann
und sich ausschließlich durch ihre Triebe ohne Rücksicht auf die Moralbegriffe der
anderen, der Sippe, der Gendarmen, der Küster der Philister [leiten läßt]. Diesen
Glauben haben wir alle. Die Literatur der Liebe ist von diesem Glauben völlig
beherrscht. Das Rührselige aller Liebesgeschichten fußt in diesem Glauben. Was
veranlaßt uns nun zu solchem Glauben? Wo sind die Beweise, daß es sich hier
um keinen Aberglauben handelt? Vernünftig ist dieser Glaube sicher nicht, d. h.
Beweise für seine Richtigkeit gibt es nicht. Also ist er eine Äußerung des
Unterbewußtseins? „Was der Verstand der Verständigen nicht sieht, das übt in
Einfalt ein kindlich Gemüt.“ So wird es wohl sein. Das heißt, so muß es sein, denn
wie oft wäre der Mensch untergegangen, wenn er sich in lebenswichtigen Fragen
von seiner Vernunft und nicht von seinen Trieben hätte leiten lassen?


Somit stellt die optimistische Lebensauffassung, die uns an eine Höherent-
wicklung des Menschen glauben läßt, keine der Vernunft entspringende moralische
Forderung, sie verlangt weder Gebote noch Verbote. Sie fordert nichts als Freiheit.
Die Freiheit, nach freiem Ermessen zu handeln. Die Freiheit der Liebe. Die Freiheit
der Ablehnung. Die Freiheit, die Fesseln zu lösen, die gemeinsames Leben
schmiedet. Die Freiheit für die Frau, den Mann zu entlassen, den sie nicht oder
nicht mehr liebt oder weniger liebt als den dahin fahrenden Zigeuner. Die Freiheit
einer Neuwahl. Die Freiheit unter Millionen und Fall für Fall den Vater für ihr Kind
zu wählen. Die Freiheit, die neuzeitlichen Verkehrsmittel zu benutzen, um ihren
Wahlkreis zu erweitern. Die Freiheit also, in der ganzen Welt zu suchen, wie der
Mann in der ganzen Welt nach Gold schürft. Aber auch die Freiheit, auf die
Mutterschaft vollkommen zu verzichten, wenn die Frau nach einer Weltreise mit
der Überzeugung heimkehrt, daß es kein solches Gold gibt, daß in dieser, vom
Staat und der Kirche, vom Alkohol und 1000 Lastern gezüchteten zuchtlosen
Gesellschaft kein einziges Exemplar mehr des homo sapiens zu finden ist, dessen
Art sie zu verewigen wünscht. Die Freiheit also, den Mann auf den Aussterbeetat
zu setzen. Also absolutes Zuchtwahlrecht.


Von diesem Zuchtwahlrecht erwarten wir nun die Höherentwicklung des
Menschen. Erwarten wir überhaupt nicht immer alles Gute von der Freiheit?
Warum also in dieser primären Angelegenheit eine Ausnahme von der Regel 
dulden? Kämpfen wir nicht immer, oft bis zum Tod, um der Freiheit willen, oft nur
um die Freiheit, unsere Nachtwächter nach freiem Ermessen zu wählen? Zur
Freiheit werden wir getrieben von innen heraus, ohne die Hilfe der Vernunft, des
Verstandes, der Erkenntnis. Und dieser Trieb ist bei allen Völkern gleich stark und
nicht zu unterdrücken. Lieber tot als Sklave. Und Sklave ist jeder, der nicht der
Eigengesetzlichkeit folgen kann, der sich nach Geboten und Verboten richten 
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muß, die nicht aus ihm kommen. In diesem Sinn sind aber die Frauen heute unfrei.
Nur wenige können es sich erlauben, dem eigenen Trieb zu folgen. Der Grund
dafür ist ein künstlicher, liegt in unserer Wirtschaftsordnung, die reines
Menschenwerk ist und die Frau, die Mutter, ihrer natürlichen Rechte beraubt und in
völlige Abhängigkeit des Mannes gebracht hat. Diese wirtschaftliche Abhängigkeit
lähmt die Frau und läßt sie sündig werden, d. h. sie folgt anderen als ihren eigenen
Trieben. Aber nicht nur die Frau gerät durch die Wirtschaftsordnung in
Abhängigkeit. Auch der Mann wird zum Sklaven, zum Sklaven der Laster, wenn er
nicht mehr unter der Kontrolle der Freiheit der Frau ist. Die Freiheit der Frau ist
schließlich der Kompaß für die Handlung des Mannes. Die Freiheit der Frau und
die des Mannes widersprechen sich nicht, wie alle anderen Freiheiten, sondern
ergänzen sich merkwürdigerweise. Weil der Mann auf keinen Widerstand stößt,
verliert er den Weg.


Wir kämpfen gegen den Alkohol und andere Laster, denen die grausige
Minderwertigkeit des heutigen Geschlechts zuzuschreiben ist. Ein Windmühlen-
kampf. In Amerika hat man dieselben Männer, die als Helden des Krieges gefeiert
wurden, durch das Alkoholverbot unter Vormundschaft stellen müssen. Sie kämpf-
ten wie Büffel, wie tolle Hunde, wie Löwen für Gott und Vaterland, für alles, was
hoch und hehr ist, um dann zu Hause wieder vor jeder Schnapsflasche die Waffen
zu strecken. Und diesen unmündigen Wesen überantworten wir die Frauen, indem
wir sie in wirtschaftliche Abhängigkeit des Mannes bringen! Wie schnell und gründ-
lich wäre aber der Alkoholismus, wären alle Laster überwunden, wenn der Mann
damit zu rechnen hätte, daß die freie Frau ihn verlassen wird, wenn er ihr Verbot
nicht befolgt? Die Verbote und Gebote der Kirche und des Staates sind da, um
mißachtet zu werden. Sobald aber Mann sieht, dass, wenn er das Verbot der
Frauen mißachtet, er aus der Frauengesellschaft geächtet wird, dann wird er 
solches Gebot mit demselben Gehorsam achten, wie etwa das Rauchverbot im
Pulverturm. Sobald die Frau, und nicht der Gendarm, das Laster bestraft, ist das
Laster auch gleich gesellschaftlich verpönt, so daß auch die schwachen Seelen
sich dem Verbot unterwerfen, ob sie wollen oder nicht. So lange dagegen die Frau
aus praktischen Erwägungen heraus duldsam bleiben muß, wird auch der
Alkoholismus gesellschaftlich nicht als das ekelhafte Laster empfunden werden,
der es doch nun einmal ist, ob auch die Wissenschaft 1000 mal den Nachweis
bringt und die Statistik die Belege dazu liefert, daß wir auf diesem Weg zu Idioten
werden. Kirche, Staat, Aufklärung werden uns niemals von den Lastern befreien,
nur allein die Freiheit der Frau wird das erreichen.


So sehen wir also, wie die Zukunft des Menschengeschlechts davon abhängt,
daß die Frau wirtschaftlich befreit wird, daß ihr die Freiheit zurückgegeben wird, die
sie in Urzeiten besaß. Die Freiheit des Mannes verlangt ebenfalls die Freiheit der
Frau. Die Unfreiheit der Frau bedeutet die Sklaverei des Mannes und zwar die
unwürdigste Sklaverei, die es gibt, nämlich die Sklaverei des Lasters. Der Mann
geht an der Unfreiheit der Frau zugrunde. Die Freiheit des Mannes bedarf der
Ergänzung durch die Freiheit 
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der Frau, wenn sie die Früchte tragen soll, die wir mit vollem Recht von der Freiheit
erwarten.


Mit der Freiheit der Frau und der damit sich einstellenden Befreiung des Mannes
von seinen Lastern wird das Leben zur unerschöpflichen Quelle wahrer
Lebensfreude werden. Die der Hochzucht des Menschen im Weg stehenden
Philister werden den Weg in die Wüste einschlagen müssen, denn wo auch immer
sie anklopfen werden, werden sie verschlossenen Türen begegnen. Dann wird die
Spur des Erdendaseins dieser Vielzuvielen keine Äonen brauchen, um gänzlich
aus dem Antlitz des Menschengeschlechts zu verschwinden. Dann wird es sich
erst zeigen, welche göttlichen Schätze im Schoß des Weibes noch zu heben sind
für den, der sich im natürlichen, durch seine Vorrechte irgendwelcher Art gefälsch-
ten Wettbewerb in der Gesellschaft der Frauen hervortut durch angeborene, daher
auch vererbungsfähige Vorzüge des Geistes, der Seele und physischer Anmut.
Dann wird die Frau nicht mehr wie heute, einmal in ihrem Leben umworben wer-
den von einem sinnlichen Freier. Sie wird nicht einmal, sondern immer erobert wer-
den müssen. Sie wird ewiger Gegenstand zartester Werbung bleiben und bis zum
Tod, im Greisenalter von Verehrung, von Liebe und Leben umworben bleiben. Das
Liebesleben kommt so ins Zentrum allen Geschehens. Wie bei den Bienen, den
Blumen, den Paradiesvögeln, unter dem Getriller der Lerchen, wird der
Schöpfungsakt zur Verherrlichung des Schöpfungsfestes. Dann werden wieder
Menschen gezüchtet werden, Menschen wie sie den Propheten Moses, Goethe,
Nietzsche, Stirner, Bunge und Christen immer vorgeschwebt haben. Dann auch,
aber auch nur dann werden wir sicher sein, daß unsere Gräber dereinst nicht
geschändet werden von unseren Nachfahren, die es sonst ganz sicher tun werden
im Zorn darüber, daß wir das Ebenbild Gottes auf dem Weg der Unzucht, der
sozialen Dyskratie, des Kapitalismus und der von ihm diktierten kirchlichen und
staatlichen Moral, unter den Augen der medizinischen Autoritäten und der
Koryphäen der Wissenschaft verwirtschaftet und verhuddelt haben. Verschüttet
unter einem Berg von Gesetzen, Verboten, Bierflaschen, erstickt in einem Sumpf
von Lastern, lebt heute der Mensch dahin. Räumt mir diesen Berg weg von mei-
nem Antlitz. Nun erst sehen wir ihn, den Menschen, wie er ist. Unter deinen Augen
entwickelt er sich. Langsam entsteigt er dem Sumpf. Den Schlamm schleudert er
ab. Er wächst. Er schwebt, er strahlt in Herrlichkeit. Gott ist’s, den Du siehst.


–


215







Der Freiwirtschaftsbund, der Freiland-Freigeldbund [Freiwirtschaftsbund FFF, Berlin C


54, Sophienstraße 6. Physiokratische Vereinigung, Berlin. Kampfbund der Freiwirte FFF im Rheinland


und Ruhrgebiet, Essen Huttropstraße 94. Schweizer Freiland-Freigeld-Bund, Bern, Erlachstraße 5.] will


die Voraussetzungen wirtschaftlicher Natur für die Menschwerdung Gottes oder der


Gotteswerdung des Menschen die Wege ebnen, soweit das von der Freiheit, von


der Befreiung von künstlichen, irregehender menschlicher Vernunft ihr Dasein ver-


dankenden Hemmungen erwartet werden kann. Der Freiland-Freigeldbund erstrebt


keine willkürlich erfundene neue Ordnung. Er räumt nur einer natürlich gewachse-


nen, der Natur des Menschen entsprechenden Ordnung künstliche Hemmungen


aus dem Weg. Darauf, daß es keine organischen, sondern künstliche Fehler sind,


die der Freiwirtschaftsbund durch Freiland, Freigeld zu beseitigen gedenkt, stützt


sich seine optimistische Auffassung der Weltlage. Es sind keine Experimente nötig,


um die Richtigkeit seiner Bestrebungen darzutun. Experiment, wenn auch negati-


ver Art, war alles, was in den letztverflossenen 6000 Jahren geschehen ist. Alles


bestätigt, daß sich der F.F.-Bund auf der richtigen Bahn befindet. Es berechtigt


unseren Optimismus. Der Optimismus aber ist wieder nötig, um uns die Kraft zu


Tat zu verleihen. Mit der pessimistischen Auffassung, daß das Abendland dem


Untergang geweiht ist, wird der Wille zur Rettungsarbeit gelähmt und es tritt dann


schon zwangsläufig, aus Verzweiflung ein, was der Pessimist prophezeit. Solange


wir aber noch hoffen dürfen, ist alles gut, ist alles da, was zur Erfüllung solcher


Hoffnung nötig ist. Denn aus der Hoffnung erwächst die Kraft für das


Rettungswerk. Auf also. Retten wir das Schiff. Hand an das Pumpwerk. Die


Strömung ist günstig. Wir treiben dort der Freiheitsinsel zu. Wenn unsere Kraft


nicht erlahmt, sind wir gerettet.
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Die Bewaffnung des Proletariats als politische Voraussetzung


für die notwendige Lösung der Reparationsfrage







Die Bewaffnung des Proletariats 


als politische Voraussetzung für die notwendige Lösung der
Reparationsfrage


Die Aufgabe, die der jungen deutschen Demokratie gestellt war, hätte auch eine


ältere, gut eingefahrene Demokratie, hätte selbst England nicht erfüllen können.


Einsichtige Männer hatten das auch prophezeit. Es gibt Dinge, die ein Tyrann, ein


Autokrat, die Ivan der Schreckliche, ohne große Anstrengungen im Staat durch-


setzen kann, die aber in einem Staat, wo die Gerber, die Kaufleute, die


Bäuerinnen, Nonnen und Bankiers regieren sollen, undurchführbar sind. Und zwar


nicht darum, weil etwa der Seifensieder und der Bauer dem Autokraten und


Tyrannen in geistiger Beziehung nicht ebenbürtig sind, sondern darum, weil der


Demokrat sich selber die Kosten der Staatsverwaltung aufzubürden hat, während


der Autokrat alle Untertanen zu den Staatskosten heranholt und nur sich selber


und seine Freunde schont. Der Autokrat wirkt hier wie ein Zahnarzt, der die Zähne


immer schmerzlos zieht, nämlich für ihn schmerzlos. Darum, weil er persönlich 


keinen Schmerz verspürt, darum kann er, wo die Lage es verlangt, großzügig vor-


gehen und das tun, was eben zu tun ist. Unter hundert Personen wird es kaum


eine geben, die den Mut aufbringen wird, sich selbst ein Bein zu amputieren, auch


dann nicht, wenn sie alle davon überzeugt sind, daß das Bein weg muß, wenn das


Leben gerettet werden soll. Genau in dieser Lage befindet sich der deutsche


Reichstag, die deutsche Demokratie. Mit dem Unterschied, daß es sich heute um


mehr als um das Bein des Nachbarn handelt.


Die Lage verlangt Steuern, ungeheure Steuern, wie es solch noch niemals im


Land gegeben hat, und da der Autokrat fehlt, so müssen sich die Demokraten 


selber in der erforderlichen Höhe besteuern. Und das ist das Tragische an der


Lage, in der sich die deutsche, die junge deutsche Demokratie befindet. Gerade zu


einer Zeit, wo eine Autokratie eine ihrer würdige Aufgabe zu erfüllen hätte, gerade


da ging man in Deutschland zur Demokratie über und ersetzte die Demokratie


dann durch ein System, das, solange es sich um Honig und Frieden handelt, ganz


gut funktionie-
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ren mag, das aber zusammenbrechen muß, sobald es sich um die heiligsten Güter


der Nation, will sagen, sobald es sich um schnödes Geld handelt.


Des Nachts, draußen im Wald, wo man sich allein weiß, da ist man auch ehrlich.


Da schimpft man über sich und andere. Aber wenn wir öffentlich unsere Meinung


sagen sollen, da schielen wir nach links und nach rechts aus Furcht, in die


Minorität zu gelangen. Immer hübsch in der Majorität bleiben und sich nicht per-


sönlich exponieren, das ist das allgemeine Bestreben. So kommt es, daß niemand


heute den Mut zur Wahrheit findet. Weil es alle sagen, daß wir nicht bezahlen 


können, darum stimmen wir mit ein. Ob schon jeder voll überzeugt ist, daß, wenn


die anderen nur bezahlen würden und ihrem Besitz entsprechend besteuert wür-


den, daß wir dann wohl zahlen könnten. Aber niemand sagt das, und so fürchtet


jeder mit Recht, daß, wenn er öffentlich sich für das Bezahlen ausspricht, er sich


allein finden wird und man ihn wie Erzberger und Rathenau behandeln werde.


Dabei sagt sich jeder im stillen Kämmerlein: Es hat keinen Zweck. Der Franzose 


ist ehrlich entschlossen, sich bezahlt zu machen, und er wird uns


zur Zahlung zwingen.
Darum hält er uns am Kragen. Zahlen müssen wir, je länger wir zaudern, um die


entsprechenden finanziellen Maßnahmen zu ergreifen, um so schlimmer für uns


alle. Es gibt für ein Volk nichts Schlimmeres als die Ungewißheit. Eine Steuer von


50 Prozent von allem Eigentum, die sofort beschlossen und durchgeführt wird, ist


viel weniger schlimm und wird sich leichter tragen lassen, als eine Steuer von 25


Prozent, die in der Luft schwebt und die man durch Betteln, Winseln, Klagen,


Lügen hofft ermäßigen zu können. Wenn wir uns von vornherein auf das Bezahlen


eingerichtet hätten, dann hätten wir schon heute nach fünf Jahren einen beträcht-


lichen Teil abbezahlen können, und die Ententestaaten hätten für die Neben-


erscheinungen solcher Zahlungen, die sich in der deutschen Wirtschaft etwa


bemerkbar gemacht hätten, Verständnis gezeigt. Man wäre uns entgegenge-


kommen, und die Ruhraktion, die hunderte der Besten unserer Mitbürger in 


französische Gefangenschaft gebracht und anderen hundert das Leben gekostet


hat, wäre unterblieben. Die Zeit, die wir nachts mit hirnverbrannten 
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Plänen darüber verbringen, wie wir diese Menschen aus der Gefangenschaft


befreien können, die könnten wir für nützliche Arbeit nutzen. Wie viel hat uns die


Ruhraktion gekostet, an barem Geld? Wie viel hat sie uns Ansehen, an Kredit


gekostet? Wie viel würde jeder einzelne unter uns gerne bezahlen, wenn man ihn


persönlich von der Blamage befreien könnte, mit der er durch die demokratische


Mitverantwortung für diesen ungeheuren Unsinn belastet wurde? Die Ruhraktion


zeigt, wie wenig einer Demokratie aufgebürdet werden darf. Ich mache für diese


blödsinnige Ruhraktion niemand im deutschen Reich einen persönlichen Vorwurf.


Die Demokratie ist eine Maschine, sie geht ihren Weg, den Weg, den die feige


Menschennatur ihr vorschreibt, und aus dem sie nicht herauszubringen ist.


Seit fünf Jahren warten wir auf die Revision des Diktates von Versailles. Seit fünf


Jahren. Das heißt, wir behaupten das nur öffentlich, daß wir warten. Als


Privatperson wartet niemand auf solche Revision. Wir sind alle persönlich über-


zeugt, daß solche Revision nie kommen wird, daß sie politisch in keinem der an


der Revision finanziell beteiligten Staaten durchzusetzen sein wird, weil die


Revision des Vertrags den Steuerzahlern der einzelnen Länder das aufbürden


muß, was sie dem deutschen Steuerzahler abnehmen soll. Und solches hat es


noch nie gegeben, daß der Bürger eines Landes sich zugunsten der Bürger eines


früheren feindlichen Staates selber freiwillig besteuert habe. Und weil wir alle von


solcher Unmöglichkeit persönlich überzeugt sind, darum richten wir uns entspre-


chend ein, persönlich und heimlich. Jeder sagt sich und höchstens noch seinen


persönlichen Freunden: Ein Haus in Amerika ist besser als 100 gleiche Häuser im


deutschen Steuergebiet. Denn die Reparationen müssen trotz meiner entgegen-


gesetzten öffentlichen Reden doch bezahlt werden, früh oder spät, und sie können


nur  auf  dem Weg e iner  Vermögenskonf iskat ion
bezahlt werden. Darum, um dieser Vermögenskonfiskation, die nach Lage der


Dinge sicher nicht unter 75 Prozent stehen bleiben wird, zu entgehen, darum sind


mir 25 Dollar in Amerika lieber als ein der kommenden Sachwertsteuer ausge-


setztes Eigentum von 100 Dollar im deutschen Steu-   Steuergebiet
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ergebiet. So sieht das seit fünf Jahren ausgeübte Warten auf die Revision des


Diktates von Versailles aus. Die Taten widersprechen den Worten. Wer an die


Revision glaubt, der verkauft die Berliner Mietshäuser nicht reihenweise für 150


Dollar das Stück, der hat es nicht so eilig mit der Kapitalflucht. Die allgemeine


Kapitalflucht ist der beste Beweis, daß diejenigen, die ewig von der kommenden


Revision des Vertrages reden, selber nicht daran glauben. Sie handeln wie die-


jenigen, die in den letzten Jahren den hohen Stand der Devisenkurse eine vorüber-


gehende Erscheinung nannten, die aber selber sich auf einen dauernd hohen


Devisenkurs einrichteten. So erreichten sie, daß die Dummen, die Einfältigen, die


Witwen, die Mündel und unmündigen die rechtzeitige Liquidation des Papier-


vermögens unterließen, vielfach auch wohl noch die von den Klugen abge-


stoßenen Papiere kaufen.


Hier kann man en Heines Verse erinnern: „Ich kenne die Weise, ich kenne den


Text, und auch die Verfasser; sie trinken heimlich den funkelnden Wein und predi-


gen öffentlich Wasser“. Sie betrügen die Unerfahrenen in der Hoffnung, so mehr


Zeit für die Liquidation des Vermögens für die Kapitalflucht zu gewinnen. Denn


wenn man „sauve qui peut“ ausruft, wenn alle panikartig dieselbe patriotische


Praxis üben, wenn alle gleichzeitig aus dem brennenden Theater flüchten wollen,


dann gelingt es zumeist keinem mehr. Wer in solcher Situation nur an sich denkt,


der tut gut, unauffällig ein Liedchen pfeifend das Theater zu verlassen und erst von


der sicheren Tür aus den Feuerruf ertönen zu lassen. Unseren Sachwertbesitzern


brauchen wir diesen menschenfreundlichen Rat nicht zu geben. Sie haben instinkt-


mäßig danach gehandelt, und wenn der Alarmruf bisher noch nicht in die Massen


geschleudert worden ist, so liegt das daran, daß der Weg bis zu der Tür eben


etwas lang ist und noch nicht alles, was nicht niet- und nagelfest ist, über die


Grenze hat geschoben werden können. Ehe eine Mietskaserne durch unterlassene


Reparaturen, ein Acker durch Raubbau, ein Dampfkessel durch nicht ausgeführte


Ersatzanschaffung sich in Dividenden, bares Geld und Devisen umsetzen läßt, 


vergeht Zeit. Diese Zeit dürfte aber jetzt bald verstrichen sein. Dann wird niemand


mehr ein Interesse daran haben, es öffentlich zu bestreiten, daß wir doch 
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zahlen müssen, und daß nun die Zahlung von dem aus Deutschland nicht flüchten


könnenden Vermögen getragen werden muß. Dann wird der Ruf erschallen: Rette


sich, wer kann! Das Warten auf die Revision ist vergebens!


Sollen wir warten, bis die Dinge solchen Ablauf nehmen? Wir? Was heißt wir in


diesem Falle? „Wir“ heißt hier: wir Ackerknechte, Bäuerinnen, Nonnen,


Waschfrauen. „Wir“ heißt hier die Mehrheit der Wähler. Und dieser Mehrheit im


demokratischen Staat sind diese Dinge ihrer verwickelten Beschaffenheit wegen


verschlossen. Diese Mehrheit wird sich immer von denjenigen leiten lassen, die


sich der Kapitalflucht und anderer edlen Ziele wegen in den Alleinbesitz der Presse


gesetzt haben und von hier aus verkünden: „Harret aus, es kommt auf dem bis-


herigen Weg der Reparationssabotage sicher zu einer Revision des Vertrages. Die


Ruhraktion hat uns schon die Sympathie Lloyd Georges und anderer ebenso ein-


flußloser Staatsmänner eingebracht. Wenn wir noch fünf Jahre in dieser Haltung


verbringen, wird uns vielleicht auch noch König Konstantin von Griechenland 


unterstützen.“


Das Bild, das ich hier von der Demokratie gebe, ist in keiner Weise gefälscht. Es


ist auch nicht etwa durch die Brille eines Freundes anderer Staatsformen gesehen.


Ich halte die Demokratie für die denkbar beste, oder auch für die am wenigsten


schlechte Staatsform. Die Aufgaben, die der von den Monarchen und Kapitalisten


zu ihrem Schutz, zur persönlichen Macht ausgebaute Staat der Demokratie stellt,


sind schlechterdings unlösbar. Und ich wiederhole: ich mache keiner Partei, 


keinem Menschen, niemand einen Vorwurf. Kein Bismarck, kein Napoleon, kein


Mensch hätte auf demokratischem Weg der Reparationsfrage eine weniger


dumme, blödsinnige, kindische Lösung geben können, als die ist, die wir ihr ge-


geben haben. Es kann niemand über seinen Schatten springen, und im demokra-


tischen Staat wird es ewig unmöglich sein, dem Andenken der zwei Millionen im


Feld gefallener Landsleute, dem Ansehen unserer Kinder und Enkel eine


Sachwertsteuer von der Höhe zu opfern,
die die Reparation, die Befreiung der Ruhrgefangenen, die Entsetzung des


Rheinlande verlangt. Lassen wir alle Hoffnung 
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fahren. Seit fünf Jahren warten wir auf diesen heroischen Entschluß und nach 


weiteren fünf Jahren wird die Reparationsfrage freiwillig um keinen Schritt gefördert


worden sein, es sei denn, daß das Reich unter den Kolbenstößen der Franzosen


dazu getrieben worden sei. Rhein, Ruhr und die Pfalz sind vom Reich getrennt.


Und wie sind sie getrennt? Kein Land der Welt ist uns so unnahbar. Und bald,


wenn die Währungsautonomie nach den Plänen der Rheinlande durchgeführt sein


wird und wir hier von einer rheinischen Valuta reden werden, dann wird die


Entfremdung eine vollständige sein, so vollständig, wie jetzt bereits die


Entfremdung im Elsaß ist. Die Schwäche der Kaiser im Mittelalter brachte die


Auflösung des Reiches. Die Kraftlosigkeit der Demokratie wird auch die Republik


auflösen.


Alle Wege zum Paradies führen über Rom, sagt der Katholik. Und wir können


sagen: So, wie die Dinge liegen, führen alle Wege zur Rettung des deutschen


Reiches über die Reparation, und zwar Reparation nach dem Wortlaut des unrevi-


dierten Diktates von Versailles. Wir müssen uns auf die Zahlung einrichten, so gut


es geht, wir müssen den zwei Millionen gefallener Landsleute beweisen, daß wir


ihr Andenken hoch halten, dass, wie wir zum Schutz deutschen Bodens Blut zu


opfern gewillt und entschlossen waren, so jetzt für denselben Zweck sogar Geld.


Denn Geld, nichts als bares Geld verlangt die Entente von uns. Sobald wir die


regelmäßige Zahlung sicher gestellt haben werden, wird die Entente das Gebiet


des deutschen Reiches verlassen. Die Macht am Rhein verlangt heute von uns


kein Schwertergeklirr, keinen brausenden Donnerhall, sondern etwas viel


Nüchterneres und Größeres, nämlich das Klingen der auf dem Zahltisch sich 


aufreihenden Goldmünzen. 


Ohne die Lösung der Reparationsfrage kann die Währung nicht stabilisiert, kann


der Handel nicht wieder aufgenommen werden, gibt es keinen Kredit, weder Privat-


noch Staatskredit, kann der Haushalt nicht ausgeglichen werden, gibt es keinen


Frieden, weder mit Frankreich noch mit der Welt, nimmt die


Kapitalflucht ihren Fortgang,
frißt die Kapitalflucht von der Substanz des deutschen Wirtschaftsvermögens 


zehnfach das, was die Reparation 
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verlangen würde, geht die Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie zurück und
kann sie den Arbeiter nicht beschäftigen, kann die Industrie auch bald wegen
Minderwertigkeit ihrer Erzeugnisse den Wettbewerb auf dem Weltmarkt nicht
bestehen, wandern unsere besten Arbeitskräfte aus und hinterlassen ein Volk, das,
aus dem Rückstand solcher Auslese bestehend, sich nicht mehr ernähren kann
und das, wie es Stresemann jetzt schon im Namen des deutschen Volks offiziell
getan hat, nun in der ganzen Welt betteln muß. Während im Reichstag das Wort
von den vollen Scheunen fiel, geht der erste Vertreter des Reiches im Ausland für
die hungernden Deutschen betteln. Hier die vollen Scheunen, überall nach einer
reichen Ernte, dort hungernde und verhungernde Massen, vielfach Leute, die ein
Vermögen auf der Sparkasse oder in mündelsicheren Geldern besaßen, dort der
Reichskanzler, der betteln geht. Wenn wir noch eines Beweises bedürfen dafür,
daß die Demokratie[, die] die ihr gestellte Aufgabe nicht lösen kann, so haben wir
ihn hier, in der Bettelaktion. Und ich wiederhole hier: Ich tadle wegen dieser
Bettelei nicht, obschon sie mich veranlaßt, bei jedem Bissen mich zu fragen, ob ich
mich in einem Land, das offiziell im Ausland die Mildtätigkeit für Verhungernde
anruft, überhaupt satt essen darf. Nein, ich lobe Stresemann, dem offenbar der
Zugang zu den vollen Scheunen durch die Demokratie verschlossen wird, und der
sich in seiner Hilflosigkeit und Warmherzigkeit nicht[s] ander[e]s zu helfen wußte.
Schließlich ist es doch noch besser, wir schicken unsern Reichskanzler mit dem
Bettelsack ins Ausland, als daß wir unsere alten Leute, die mit keinem Brecheisen
mehr hantieren können,


neben den vollen Scheunen verhungern lassen.
Wer etwas von Politik versteht, der wußte, daß es so kommen würde, daß die


Demokraten eher betteln gehen würden, als daß sie sich selber besteuern. Und
wer auch etwas von Alkoholismus versteht, der wunder sich nicht, daß ein Volk fünf
Jahre braucht, um zur Erkenntnis zu kommen, daß man dem, der hat, nicht zu-
muten darf, Sachwertsteuern auszuschreiben in der Höhe, die die Finanzlage des
Reiches verlangt, daß die zu lösende finanzielle Aufgabe demokratisch nicht lösbar
ist und daß also auf andere 
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Weise vorgegangen werden muß. Von Weimar, mit seiner demokratischen
Phantasie, bis zum Ermächtigungsgesetz, daß die Weimarer Arbeit ad absurdum
führt, sind fünf Jahre verloren worden. Und vom Tag, da das Ermächtigungsgesetz
erlassen wurde, bis zum Tag, wo man erkennen wird, daß die Ermächtigten nie-
mals die Klassen besteuern können, die sie ermächtigt haben, werden sicher auch
noch fünf Jahre verstreichen. Und in dieser kostbaren Zeit wird wieder nichts
geschehen.


Was eine Aristokratie ist, das wissen wir. Was eine Autokratie, eine Plutokratie,
eine Kleptokratie ist, das wissen wir auch, teils aus eigener Erfahrung, teils aus der
Geschichte anderer Völker. Aber was eine Demokratie ist, das wissen wir nicht,
weil wir sie noch nicht erlebt haben und weil sie uns noch von keinem Volk vorge-
lebt worden ist. Was man als Demokratie bisher bezeichnet hat in Amerika, in der
Schweiz, in Frankreich, in Athen usw., das ist keine Demokratie im Sinne der
Weimarer Verfassung, im Sinne des allgemeinen Wortes. Überall handelt es sich
um eine mehr oder weniger geschickt verkappte Plutokratie, um eine nominelle
Herrschaft des Volkes und um


eine tatsächliche Herrschaft der Geldsäcke.
Denn [der,] wer die Presse hat, wer die Kirchen hat, wer die Schulen hat, wer die


Künstler hat, wer die Literaten hat, wer die Gerichte hat, wer das Heer, die öffent-
liche Gewalt hat, der hat auch das Regiment im Lande. Und die Presse, die
Kirchen, die Universitäten, die Künstler, die Schulen, die Literaturfabrikanten hat
derjenige, der Geld hat, der mehr Geld hat als die anderen. So ist es immer und
überall gewesen und so wird es immer und überall bleiben. Demokratie wird
Plutokratie sein und bleiben, bis wir die wirtschaftlichen Grundlagen für eine wahre
Demokratie geschaffen haben. Und alle Revolutionen und Putsche werden nichts
daran ändern können. Denn auch noch die Revolutionäre steckt derjenige in den
Sack, der Geld hat, der mehr Geld hat als die anderen. Mit bestechlichen
Menschen kann man keine Revolution zum siegreichen Ende führen. Und be-
stechlich sind alle, die hungrig sind, die die Kostbarkeiten dieser Erde immer nur
von außen betrachtet haben und 
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nie durch praktische Erfahrung zur Erkenntnis der inneren Hohlheit dieser Schätze


kommen konnten. Auch sage ich nicht, daß jeder bestechlich sei. alle sind es, nicht


jeder. Die Ausnahmen bestätigen die Regel. Wir wissen, daß noch niemals ein


Kapitalist von einem Kommunisten bestochen wurde. Denn was kann der


Kommunist dem einzelnen dort bieten, wo so wie so alles allen gemeinsam gehört.


Aber umgekehrt ist es anders. Und das macht die Stärke der Plutokratie aus. Das


ist es, was die Demokratie in Lug und Schwindel verwandelt. Das ist es letzten


Endes, warum die heutige Demokratie der Reparationsfrage keine Lösung bringen


kann, warum auch die durch das Ermächtigungsgesetz geschaffene demokratische


Diktatur diese Lösung nicht bringen wird und auch nicht bringen kann. Das schafft


auch die äußerste Gefährlichkeit unserer politischen Lage.


Was bezweckt das Ermächtigungsgesetz, was kann man von ihm erwarten?


Der Reichstag hat die eigene Ohnmacht erkannt.
Denn er hat durch Unterwerfung unter einen Herrn die Willenskraft schaffen 


wollen, die ihm abgeht. Der Gedanke war gut. Aber die Ausführung krankte an der-


selben Schwäche, die den Gedanken gebar. Dem Herrn nahm man von vornherein


das Zeichen der Herrschaft, die Knute, indem man den Herrn aus den eigenen


Reihen wählte. Primus inter pares. Das ist alles. Es ist dasselbe, wie wenn der


Lehrer den Knaben, den er züchtigen will, ausschickt, die Rute auszusuchen.


Wenn man wirklich den Zweck erreichen wollte, so durfte man nicht Vertreter des


Kapitals zu Ermächtigten machen. Wir durchlaufen so wieder einmal den circulus
vitiosus. Und verlieren Zeit und geben der Entente wieder Anlaß, Deutschland vor


der Welt des bösen Willens zu bezichtigen. Auch unsere Ermächtigten sind nach


Ansicht der Entente nichts als Drückeberger.


Wenn wir den Gedanken, der dem Ermächtigungsgesetz zugrunde liegt, folge-


richtig zu Ende denken, so müssen wir ihn so ausdrücken: Wir hier, die im


Reichstag beisammen sind, erweisen uns als Schwächlinge. Wir denken bei allem


was wir tun, immer in erster Linie an die Wähler, an die Neu- und Wiederwahl. Wir


wissen, daß der Wähler niemals die Notwendigkeit einer Sachwert-


Sachwertsteuer
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steuer von der Höhe, die die Umstände nun einmal fordern, einsehen wird. Der


Gesichtskreis der großen Mehrheit der Wähler, auch meiner Wähler, ist borniert,


und die eigenen Interessen machen den Wähler außerdem noch blind. Er ist


immer nur bereit, die anderen zu besteuern. Aber ihn darf sein Vertreter nicht


besteuern. Dazu schickt er doch den Vertreter seiner Interessen in den Reichstag,


damit dieser möglichst alle Lasten auf die anderen abwälzt. Ich selbst sehe ein,


daß die Reparationen nicht mit Zigaretten- und Lustbarkeitssteuern zu bezahlen


sind, daß stärkeren Schultern die Lasten aufzubürden sind. Ich weiß, dass, wenn


wir den Arbeiter durch Konsumsteuern belasten, dieser entweder solche Steuern


von sich auf das Kapital abwälzt oder aber sich durch Auswanderung der Steuer zu


entziehen suchen wird. Ich weiß auch, was wir von einer Massenauswanderung


der Besten unseres Volkes zu erwarten haben. Das alles braucht man mir nicht zu


sagen. Aber wer wird das meinen Wählern sagen und klar machen können, so klar,


daß sie den Vertreter wiederwählen werden, der ihnen die Reparationslasten auf-


gebürdet hat? Das mögen andere Vertreter versuchen. Ich jedenfalls will mich nicht


der Gefahr aussetzen, mein Amt und mein Brot zu verlieren. Zuerst bin ich


Familienvater und dann erst Vertreter des deutschen Volkes, zumal heute, wo jeder


sucht, unter Dach zu kommen, wo Männer meines Schlages so gar wenig Aussicht


haben, eine Anstellung zu finden. Darum begrüße ich den Gedanken des


Ermächtigungsgesetzes, durch den die unmittelbare Verantwortung von mir


genommen wird. Die Ermächtigten sind dann meinen Wählern gegenüber verant-


wortlich, nicht ich. Aber bei der Wahl der Ermächtigten hat man einen Fehler


gemacht. Den Gedanken des Ermächtigungsgesetzes kann nur der Bolschewist,


der Proletarier ausführen, der Mann, der, weil er nichts hat, völlig neutral und


darum sachlich denen, die haben, die Kriegslasten aufbürden kann. Dem


Proletarier kann es völlig einerlei sein, ob das Land der Gutsbesitzer und Bauern


mit Hypotheken für Reparationszwecke belastet wird oder nicht. Fragt er etwa 


bei den 
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Lohnverhandlungen danach, ob der Boden gut oder schlecht, ob er verschuldet ist
oder nicht? Das sind Privatangelegenheiten der Grundbesitzer, die den Lohn eben-
sowenig berühren, wie die Dividenden der Aktiengesellschaft Einfluß auf die
Lohnverhandlungen haben. Aber gerade darum, weil es so ist, eignet sich der
Proletarier, der um die mündelsicheren Papiere und mündelsicheren
Sparkassengelder betrogene und proletarisierte Bürger so ausgezeichnet für eine
sachgemäße und billige Verteilung der Lasten der Reparation und des Krieges auf
die, die haben, auf die Sachwerte. Warum hat man nun den Vertretern des
Proletariats im Reichstag nicht diese Aufgabe durch das Ermächtigungsgesetz
übertragen? Traute man den Vertretern des Proletariats nicht? Wir müssen doch
zahlen, und wenn die Proletarier die Steuern nicht ausschreiben und eintreiben,
nun, so werden es die fremden Soldaten tun. Trauen wir nun den fremden
Soldaten mehr als den eigenen Landsleuten, als den Männern, denen im Krieg die
schwerste Aufgabe zugedacht war bei der Abwehr der Feinde? Freilich zur
Durchführung dieser Aufgabe hätte man auch das Proletariat bewaffnen müssen,
man hätte ihm die Waffen der Reichswehr ausliefern müssen, zum mindesten hätte
man die Reichswehr proletarischen Kommandeuren unterstellen müssen. Denn
das ist sicher, in unserm sogenannten demokratischen Staat gehört Macht dazu,
um die Steuern einzuziehen, die für die Kriegslasten nun einmal einzuziehen sind,
und ich möchte keinem Steuerbeamten die Aufgabe zumuten, unbewaffnet die
beschlossenen Steuern einzutreiben. Ein Steuerbeamter, dem die öffentliche
Gewalt nicht zur Seite steht, ist kein Steuerbeamter. Somit verlangt der zu Ende
gedachte Gedanke des Ermächtigungsgesetzes nicht mehr noch weniger als


die Bewaffnung des Proletariats. 
So spricht der Parlamentarier, wenn es sich über sein Tun Rechenschaft ablegt


und ihn niemand hört. Ganz bestimmt spricht er so. Die Dinge liegen so klar, daß
es darüber kaum zwei Meinungen geben kann. Die Reparationsfrage, die
Befreiung der Rheinlande, die Stabilisierung der Währung, die Beendigung der
gefährlichen Kapitalflucht, der Vollbetrieb der Wirtschaft, kurz, die Rettung verlangt
die Bewaffnung des Proletariats, die Schaffung einer machtvollen und neutralen
Instanz, der die Aufgabe ge-
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geben wird, die für die Reparationen nötigen Steuern auszuschreiben und zu 
verteilen.


Man wird nun einwenden, daß in letzter Zeit doch schon Ansätze gemacht wur-
den in der Richtung einer ausgiebigen Besteuerung und daß wir unserer jetzigen
Regierung nur die Zeit lassen sollen, bis sie sich an das Amt des
Reparationssteuereintreibers gewöhnt hat. Heute handelt es sich um eine Steuer
von 6 Prozent des Grundbesitzes für die Stabilisierung. Morgen wird für andere
Zwecke wieder etwas mehr genommen, bis daß wir im Laufe der Jahre die nötige
Höhe von 75 Prozent erreicht haben und die Reparationen bezahlt werden können.
Dem deutschen Volk muß die Wahrheit pillenförmig eingegeben werden. Alle fünf
Jahre ein Eßlöffel voll, mehr würde tödlich wirken. Aber in dem Maße, wie die
Reparationslasten die Sachwertbesitzer zu einem einfacheren Leben gewöhnen
werden, wird man die Steuersätze auch erhöhen können.


Ich warne vor solcher Politik. Und ich glaube, man kann es nicht laut genug tun.
Mit allen Kräften müssen wir uns gegen eine solche Politik stemmen. Wir müssen
mit Händen und Füßen uns dagegen sträuben, wir müssen auf die Straße gehen
und den Feuerruf erschallen lassen. Denn Deutschland brennt, es brennt an allen
Ecken, wenn wir solchen Politikern folgen. Es liegt wahrhaftig nicht an den bisher
geleisteten Reparationen, wenn Deutschland in den letzten fünf Jahren so weit 
herunter gekommen ist, daß wir unseren Reichskanzler mit dem Bettelsack ins
Ausland schicken müssen. Nein, daran liegt es nicht, daß 200 Milliarden Goldmark
Papiervermögen, darunter das Vermögen der Sparkassenbücherbesitzer, das 
mündelsichere Vermögen der Witwen und Waisen hops gegangen sind. Es ist ein-
fach nicht wahr, daß wir das Vermögen der Sparkassen zu Reparationszwecken
hergeben mußten. Was wir an Reparationen geleistet haben, ist so gut wie nichts,
verglichen mit dem Betrag, um den das Vermögen in Deutschland in den letzten
fünf Jahren abgenommen hat. Wo ist dann aber der Grund für solche Abnahme?
Das deutsche Volk in seiner großen Masse ist sich auch bewußt, daß es dieses
Vermögen nicht etwa durch persönlichen Verbrauch aufgezehrt habe. Ein Teil, ein
bedeutender Teil sogar dieses ver-
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lorenen Papiervermögens ist in die Hände der früher verschuldeten Landwirte
übergegangen. Ein Teil ist in die Hände der Kriegs-, Valuta- und Devisenschieber
geflossen. Aber hier handelt es sich nur um eine Verschiebung des Vermögens von
den Händen der einen in die der anderen. Das in Deutschland angelegte
Vermögen hat durch diese Verschiebungen keine Abnahme erlitten. Diese
Verschiebung ist kein Grund für die in Deutschland sich breit und breiter machende
Kapitalnot, die der Reichsbank in den letzten Jahren den Hauptanlaß gab für die
Notendruckerei. Was der eine weniger besitzt, das hat der andere mehr. Aber
neben diesen einfachen Verschiebungen ging etwas anderes Gefährlicheres vor
sich: die


Verschiebung deutschen Vermögens über die Grenze.
Welchen Umfang sie angenommen hat, wie weit sie in den fünf Jahren gediehen


ist, wird man niemals einigermaßen genau zahlenmäßig feststellen können. Aber
daß jeder Sachwertbesitzer von keinem anderen Gedanken beseelt sein kann, als
dem, vor der von ihm als Selbstverständlichkeit angesehenen Sachwertsteuer sich
durch die Kapitalflucht zu retten, kann man als sicher annehmen. Und welchen
Umfang diese Verschiebung annehmen muß, zeigt die Lage. Bis dahin war es eine
Selbstverständlichkeit, daß jede Kiste Ausfuhrgut auch eine Devise in gleichem
Betrag lieferte, die den Einfuhrhändlern zur Zahlung der Rohstoffe angeboten
wurde. Diese Selbstverständlichkeit ist zur Unwahrscheinlichkeit geworden, indem
jeder, der eine Forderung aufs Ausland durch die Ausfuhr deutsche Ware ge-
schaffen hat, sich zuerst fragt, warum er diese Forderung eigentlich noch gegen
Mark verkaufen soll; doch nicht um sie der erwarteten Sachwertsteuer zu unter-
werfen! Niemand arbeitet, um Steuern zu bezahlen oder gar um mehr Steuern 
zahlen zu können. So lange aber infolge ungenügender Steuern mit kommenden
Sachwertsteuern zu rechnen ist, sorgt jeder dafür, daß er von diesen drohenden
Steuern so wenig wie möglich betroffen wird. Das ist also das Gefährliche der bis
heute geübten Steuerpraxis, daß sie das Damoklesschwert, das über allen
Besitzern von Vermögen sichtbar schwebt und dessen tragender Faden jeden
Augenblick vom General Degoutte zerhauen werden kann, nicht beseitigt.


Degoutte kann das Schwert zu Fall bringen. Wenn er es nur täte. Unsere
Demokratie kann das Schwert nicht 
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zu Fall bringen, sie kann es aber auch nicht beseitigen. So lange aber das Schwert
dort über den Häuptern der Sachwertbesitzer schwebt, geht die Kapitalflucht ihren
Weg weiter und an der Kapitalflucht, nicht an den Reparationszahlungen geht das
Volk zugrunde. Diese Kapitalflucht ist der wahre Grund der jetzigen Nöte, sie trieb
durch ihre Wirkungen die Reichsbank zu den verheerenden Papiergeldfluten, sie
bedeuten das Gegenteil einer Auslandsanleihe, von der auch der gegenwärtige
Reichsbankleiter das Heil Deutschlands erwartet. Diese Kapitalflucht geht aber
auch unter dem Ermächtigungsgesetz ihren Weg, vielleicht sogar mit verstärkter
Kraft, weiter. Die aus der Demokratie hervorgegangenen allmächtigen Männer 
fühlen sich der Kapitalflucht gegenüber ohnmächtig. Die Kapitalflucht aber wird
auch diese gutbewaffneten Männer wegfegen, wie sie jetzt schon so viele
Staatsmänner nach kurzer Frist hat abwirtschaften lassen. So lange die
Demokratie auch in der Form des Ermächtigungsgesetzes in den Händen der
Sachwertbesitzer bleibt, bleibt auch die ihr gestellte Aufgabe unlösbar.


Wir brauchen eine machtvollere Instanz.
Keinem Volk ist jemals eine Aufgabe zu lösen gegeben worden von der Größe


und Schwere derjenigen, die das Diktat von Versailles der deutschen Demokratie
gestellt hat. Es hat darum keinen Zweck, sich historisch zu orientieren, um etwa
die Mittel zur Lösung dieser Aufgabe zu entdecken. Wir müssen uns vorwärts 
orientieren. Hierfür haben wir noch einen besonderen Grund. Die soziale Frage
harrt ihrer Lösung; sie kann nicht mehr länger ad calendas graecas verschoben
werden. Auch sie kann nur gelöst werden, wenn wir den Blick nach vorn richten.
Alles treibt uns vorwärts. Die Reparation und die soziale Frage. Die Bajonette der
Franzosen und die Verzweiflungstaten der Proletarier. Augenblicklich hat sich das
Volk ja ein wenig beruhigt. Aber das mag vielleicht nur die Ruhe vor dem Gewitter
sein. Nichts ist geschehen, was eine dauernde Besserung der Lage bringen könn-
te. Bis dahin hatte die sozialdemokratische Hoffnung ihre bändigenden Kräfte aus-
üben können, und auch die Träume der Kommunisten lenkten den Blick ab von der
Not. Das ist heute nicht mehr. An die Stelle der Hoffnung ist die durch den
Zusammenbruch der Sozialdemokratie und des Kommunismus hervorgerufene
Verdrossenheit getreten, die sich in Verzweiflungstaten umsetzen wird, wenn die
Demokratie sich unfähig erweist, für das nötige Brot zu sorgen. Und bei der
Vorbereitung für diese Verzweiflungstaten werden sich 
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die Proletarierinnen der Zeiten erinnern, wo sie in den Munitionsfabriken arbeiteten,
und ihre dort erworbenen Kenntnisse werden sie verwerten wollen. Wir haben also
ganz besondere Gründe, um uns um die soziale Frage zu kümmern.


Das erste, was auf diesem Gebiet zu geschehen hat, wenn wir uns retten wollen,
uns und unser Gut, bestände jedenfalls darin, dem Proletariat eine neue, diesmal
allerdings wohl und durchsichtig


begründete Hoffnung zu erwecken.
Ohne die Mithilfe des Proletariats in Gestalt einer freudigen Wiederaufnahme der


Arbeit, ohne eine durch neue Hoffnung belebte Mitwirkung des ganzen Volkes wird
auch die denkbar beste Regierung nichts erreichen können. Aber welche Hoffnung
vermag die Demokratie, die im Kielwasser des Kapitalismus sich bewegende 
deutsche Demokratie dem Proletariat zu erwecken? Die deutsche Demokratie
kennt kein anders Ziel als zurück, zurück zu den alten Zuständen. Und gerade von
diesen Zuständen haben wir alle die Nase pleng. Zurück ist für die Massen das
Kommando der Verzweiflung. „Vorwärts“ ist der Titel der führenden Zeitung der
Sozialdemokraten. Und vorwärts wollen sie alle, selbst die Kommunisten, trotzdem
sie zu einer längst überlebten Gesellschaftsordnung zurückstreben. Gewiß, der
Hunger, die Gewehrkolben werden ja das Proletariat zur Arbeit zwingen. Aber 
können wir hoffen, die für die Reparationen nötigen Höchstleistungen mit Gewalt
erzwingen zu können? Was die Gewalt auf diesem Gebiet erzielen kann, das wis-
sen wir. Die dem deutschen Volk aufgebürdeten Lasten, wenn sie erträglich bleiben
sollen, erfordern den Vollbetrieb der Wirtschaft, den ununterbrochenen Vollbetrieb.
Wenn uns das gelingt, dann werden wir die Reparationen zahlen und ihren Druck
kaum spüren. Das Kommando aber, das uns die Demokratie zu geben vermag,
zurück, zurück zur Goldwährung, zurück zur Zollpolitik, zurück zu den
Wirtschaftskrisen, zur Arbeitslosigkeit, zurück zur Außenpolitik, die der Kapitalismus
vorschreibt, zur Völkerverhetzung, zu den Rüstungen und schließlich zu neuen
Kriegen, kurz, zurück in die Verhältnisse, die uns diesen Notstand gebracht haben,
wird uns in den Abgrund treiben, an dessen Rand wir stehen. 


Die soziale Frage will jetzt gelöst werden.
Und die Lösung dieser Forderungen, die die Demokratie noch weniger zu 


erfüllen vermag als die Lösung der Repa-     Reparationsfrage
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rationsfrage. Auf parlamentarischem Weg hatte man die sogenannte soziale
Gesetzgebung, die Versicherung gegen Krankheit und Alter, durchgedrückt. Diese
Gesetze hatten dem Kapital nicht das Geringste gekostet, indem bei den
Lohnverhandlungen die Leistungen des Kapitals in der Sozialversicherung still-
schweigend in Anrechnung kamen. Für solche Leistungen war das Parlament ganz
gut zu gebrauchen. Mehr aber kann man ihm nicht zumuten. Die Lösung der 
sozialen Frage aber fordert ganz andere Dinge, Dinge, die wirklich weh tun, 
nämlich die restlose Auflösung aller Vorrechte,


die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens.
Noch niemals hat die Demokratie auf diesem Gebiet irgend welches


Zugeständnis an den sozialen Frieden gemacht. Was das Kapital opferte, das hat
es dann geopfert, wenn es zu der Überzeugung gekommen war, daß das Opfer mit
Profit abzuwälzen sei. Es ist darum mit tödlicher Sicherheit anzunehmen, daß die
Demokratie sich jeder Reform mit dem Aufwand der letzten Kraft entgegenstem-
men wird, die die Vorrechte des Kapitals berühren. Die Demokratie kann nicht über
ihren Schatten springen. Ihre Kräfte versagen dann einfach. Sie läßt es dann lieber
darauf ankommen.


Wer diese Dinge überschaut, der wendet den Blick mit Grauen ab von dem
Schlachtfeld, das er hier sieht. Der Kapitalismus steht am unausweichlichen Ablauf.
Es muß etwas Neues geschehen, und gegen dieses Neue wird sich der
Kapitalismus stemmen. Wenn das Kommando „Vorwärts auf der ganzen Linie“ 
des durch die Not neu geeinten Proletariats ertönen wird,


dann folgt unausbleiblich das Massengemetzel.


235







236







Die Papiergeldschlamperei als Zerstörerin 


der Reichseinheit.
Ein gemeinsames Geldwesen (Währungsgemeinschaft) ist der beste Kitt für die


Bestandteile eines Reiches. Die 1871 in Deutschland eingeführte einheitliche
Währung hat zum Zusammenhalt des Reiches gewiß mehr beigetragen als die
Reden des Kaisers. Ein gemeinsames Geldwesen mag für diesen Zweck sogar noch
wichtiger sein als eine gemeinsame Sprache. Und solange die auseinandergerisse-
nen Teile eines Reiches noch durch eine gemeinsame Währung verbunden bleiben,
ist der Riß nur ein äußerlicher. Man vergesse nicht, daß es Valutaschwierigkeiten
gewesen sind, die in der Regel die Zollgrenzen, die Sperr- und Schutzzölle schufen.
Der Riß wird aber ein endgültiger und unheilbarer, wenn einmal die abgetretenen
Gebiete durch Zoll- und Valutagrenzen auch wirtschaftlich vom Mutterland gelöst
sind. Die wirtschaftliche Trennung gibt der politischen Trennung erst wahre
Bedeutung.


Wir scheinen das alles in Deutschland vergessen zu haben. Oder ist uns das 
vielleicht nie zum Bewußtsein gekommen? So sieht es aus, denn Teil um Teil des
deutschen Reiches tritt aus der deutschen Währungsgemeinschaft aus, und was tun
wir, um solches zu verhindern? Das Saargebiet ist aus der deutschen
Währungsgemeinschaft ausgetreten. Danzig wird, falls die Schlamperei anhält, dem
Beispiel der Saar folgen. Österreich und Littauen suchen Währungsanschluß ans
Deutsche Reich. Die Schlamperei hat es den beiden Staaten unmöglich gemacht,
das Vorhaben auszuführen. Und wie mögen sich unsere Freunde im Elsaß freuen,
daß sie nicht mehr zur deutschen Währungsgemeinschaft gehören, daß sie die
Schlamperei nicht mitzumachen brauchen. Und auch das Rheinland wird uns noch
verloren gehen, wenn die Schlamperei anhält. Zollgrenze und Währungsgrenze sind
die Merkmale eines Wirtschaftsgebietes. Und diese rheinische Währungsgrenze wird
kommen, wenn wir nicht bald die Regierung, die solche Schlamperei befiehlt, die
Reichsbank, die die Schlamperei mit Kadavergehorsam ausführt, den Reichstag, der
solche Schlamperei duldet, zum Kuckuck jagen. Dabei wird es nicht einmal bei sol-
cher Zerstückelung bleiben. Auch die Länder werden zur Selbsthilfe greifen.
Preußen, Bayern, Württemberg, Hamburg werden aus der deutschen
Währungsgemeinschaft austreten, selbständige Wege gehen. Und wenn wir dann
einmal von bayerischer und preußischer Valuta reden werden, dann haben wir auch
bald die mittelalterliche Kleinstaaterei und die dazu gehörige Zollwirtschaft. Es wird
dem Deutschen Reich ergehen, wie der Österr.-Ungarischen Monarchie: ein wirt-
schaftliches Chaos ohne Lebenskraft. Und von den 60 Millionen werden kaum die
Hälfte ein kümmerliches Dasein fristen können im Deutschen Reich.


Man wende hier nicht ein, daß diese Schlamperei nicht zu umgehen gewesen sei.
Niemals ist Schlamperei nötig. Niemals kann der Fall eintreten, daß die Notenpresse
die Steuerpresse ersetzen muß. Niemals! Nein, es ist nicht wahr. Es ist erlogen und
erstunken. Auch die Notenpresse ist, wenn sie für fiskalische Zwecke mißbraucht
wird, nichts als eine Steuerpresse. Sie arbeitet aber nicht wie die gewöhnliche
Steuerpresse mit einem Nutzeffekt von 90 oder 95 Prozent, sondern mit einem sol-
chen von noch nicht einem Prozent!!! Sie zerstört 100, um 1 zu gewinnen. Zwei
Milliarden Goldmark hat die Notenpresse seit Beginn des Krieges dem Reiche jähr-
lich eingebracht! Ein halbes Prozent des in Deutschland zinswerbenden Vermögens!
Und da will man uns glauben machen, daß es 
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nicht anders als durch Notendruck möglich gewesen sei! Man braucht nur zu wollen.
Das Unglück ist nur, daß eine Parteikoalitions-Regierung keinen Willen hat, noch
haben kann. Darum diese Schlamperei. Würde für die nötigen Geldopfer nur ein Teil
der Entschlußkraft aufgebracht werden, die man während des Krieges für die
Eintreibung des Blutopfers lebendig machte, dann würde es gewiß nicht an Geld 
fehlen.


Die Währungsschlamperei bedroht das Reich in ganz anderem Maße als es die
russische Mobilmachung 1914 tat. Sie rechtfertigt darum zum mindesten die gleiche
Tatkraft, die gegen diese angewendet wurde. Das Wort: allgemeine Mobilmachung
gegen den Mißbrauch der Notenpresse, klingt nur dem kindischen Verstande spaß-
haft. Wer einen Einblick gewonnen hat in das Zerstörungswerk der Notenpresse, der
Währungsschlamperei, der eilt auf die Straße und ruft: Feurio! Feurio! Der stellt sich
an die Spitze der zusammenlaufenden Menge und ruft: Zu den Waffen! Der wirft den
furchtbaren Kampfruf in die Gewerkschaften: Generalstreik bis zur Strecke, d. h, in
diesem Falle, bis daß die Notenpresse stillgelegt wird. Gibt es überhaupt einen Fall,
wo der Generalstreik am Platze ist, hier ist dieser Fall.


Wo sind nun die Männer, die bereit sind, gegen die Währungsschlamper zum
Schutze der Einheit des Reiches das äußerste zu wagen?


Eine Billion Banknotenumlauf.
In der Sitzung des Zentralausschusses der Reichsbank berichtete der Präsident


des Reichsbankdirektoriums über die Entwicklung des Standes der Reichsbank in
der Zeit vom 7. November bis zum 15. Dezember v. J. und erwähnte, daß der
Banknotenumlauf in den letzten Tagen die Ziffer von einer Billion Mark erreicht habe.
Der Reichsbankpräsident führte aus:


1. Diese Entwicklung des Bankstatus macht es unbedingt notwendig, in der Kritik
des angebotenen Kreditmaterials hinsichtlich des Verwendungszweckes noch erheb-
lich strenger zu werden als bisher


2. und geeignete Maßnahmen zur Beschränkung des Kredites zu erreifen.


3. Es würde unser Geldwesen völlig ruinieren, wenn Handel und Industrie, Länder
und Gemeinden, Hypothekenbanken und Genossenschaften ihre Verwaltung und
Wirtschaft in großem Umfange mit dem Kredit der Reichsbank, d. h.


4. durch Beschaffung von fiktivem Geld zu betreiben suchen.


5. Der gesamte gegenwärtige Wechselbestand der Reichsbank von 352 Milliarden
Mark erreicht zwar, an der inneren Kaufkraft der Mark gemessen,


6. kaum die Hälfte ihres Wechselbestandes vor dem Kriege, beträgt aber fast die
Hälfte des gesamten Wechselumlaufes gegen kaum ein Achtel vor dem Kriege,


7. und der Andrang desselben ist in weiterer stürmischer Aufwärtsbewegung
begriffen.


8. Auch das Schatzanweisungskonto der Reichsbank und der Darlehnsbestand
der Darlehnskassen kommen ebenfalls zu einem erheblichen Teil der privaten
Wirtschaft zugute und


9. bedeuten ebenfalls eine Unterstützung der privaten Wirtschaft durch die
Reichsbank.
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10. Die Reichsbank hat in einem einzigen Vierteljahr mehr als eine Billion Mark
Kredite gewährt.


11. Dies beweist, daß die Reichsbank unter voller Ausnutzung ihrer Aktionskraft


12. weitherzig den Bedürfnissen der deutschen Wirtschaft gerecht zu werden sucht,


13. soweit sich das mit den Aufgaben und


14. den Grenzen der Politik einer zentralen Notenbank überhaupt verträgt.


15. Die bisherigen Diskontoerhöhungen hatten den Zweck, Warnungssignale zu sein,


16. in allen Kreisen des In- und Auslandes zu zeigen, in welcher Notlage die deut-
sche Volkswirtschaft sich zurzeit befindet


17. und welcher Verarmungsprozeß am deutschen Geld- und Kapitalmarkt vor sich
gegangen ist.


18. In der gegenwärtigen Situation Deutschlands ist die größtmögliche Beschränkung


19. und Sparsamkeit auch auf dem Gebiete der Kreditanspruchnahme unbedingt 
notwendig.


Der Präsident schloß mit der Bitte an die Vertreter der Banken und an die anderen im
Zentralausschuß vertretenen großen Wirtschaftsgruppen, sich der Gefahren unserer
kreditwirtschaftlichen Lage bewußt zu sein, und auch ihrerseits die notwendigen
Maßnahmen zu treffen, wenn verhindert werden soll, daß der deutsche Kreditapparat
eines Tages versagt.


Kritische Bemerkung zu diesen Auslassungen des Reichsbankpräsidenten.
Zu Nr. 1. Die Reichsbank unterzieht die ihr vorgezeigten Wechsel nicht nur einer


Kritik im Hinblick auf die Sicherheit, sondern darüber hinaus noch will sie wisssen, was
mit dem Geld geschieht, das ihr abverlangt wird. Die Reichsverfassung will dem deut-
schen Bürger die Gewerbefreiheit sichern, die Reichsbank betrachtet die Verfassung
als Papierfetzen und sagt: Wer darüber zu bestimmen hat, was in Deutschand gewerb-
lich hergestellt werden darf, das bin ich.


Der Reichsbankpräsident ist, wie wir ohne weiteres von allen an verantwortlicher
Stelle stehenden Männern annehmen, Abstinent. Von den Lokomotivführern verlangt
man Abstinenz, darum wohl auch von allen anderen, höheren Beamten. Wenn nun
dem Reichsbankpräsidenten Wechsel der Brauerei so und so vorgelegt werden, wird er
sich da nicht erinnern, daß der Zweck in solchem Falle die Mittel, das schöne
Reichsbankgeld, entheiligt, und daß solche Wechsel zurückgewiesen werden müssen?
Ich will hier nichts gegen das Alkoholverbot sagen, aber mir scheint doch, daß man den
Reichsbankaktionären sehr weitreichende Vollmachten gegeben hat, wenn es von nun
an von ihren Launen und Mucken abhängen soll, was wir trinken und essen sollen, und
was als Modestoff zu betrachten und zu fördern sein soll.


Aber nicht nur abstinent sind unsere Beamten, die das Staatsschiff zwischen „die“
Klippen zu lenken haben. Sie sind auch noch Politiker, und als solche vom Parteigeist
beseelt. Kann man da verhüten, daß bei der Sichtung des Wechselmaterials, das
Parteiprogramm zum Sieb wird? Wie wird bei solcher Siebung z. B. der Wechsel der
Brauerei so und so, die die Ziele der Partei so und so mit ihren starken Mitteln tatkräftig
zu fördern pflegt, behandelt werden? Kommt hier der Antialkoholiker oder Antiparteiler
zur Geltung?
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Zu Nr. 2. Es scheint also, daß man gegen die hier oben angedeuteten
Schwierigkeiten noch keine geeigneten Gegenmaßnahmen gefunden hat. Darf ich
hier prophezeien, daß man sie niemals finden wird? Die Wirtschaft eines Volkes ist
immer wie ein Rattenkönig unentwirrbar zu einem Ganzen verfilzt. Kann z. B. der
Reichsbankpräsident wissen, daß die Wechsel der Maschinenfabrik X, die er eben
anstandslos passieren ließ, dazu bestimmt sind, den Bau einer Maschinenanlage
für die Sektfabrik Y zu finanzieren, deren Wechsel er noch soeben auf den
Spreuhaufen geworfen hat? In Erkenntnis all dieser unlösbaren Schwierigkeiten
hatte der Freiland-Freigeldbund (jetziger Freiwirtschaftsbund) der
Nationalversammlung in Weimar eine Eingabe mit einer Denkschrift überreicht,
worin die Trennung der Notenausgabe von allen Bankgeschäften gefordert wurde.
Die Nationalversammlung hatte aber Wichtigeres zu tun. Sie beschäftigte sich mit
tausend Privatangelegenheiten (Ehe, Kunst, Arbeitskraft, Schule usw.; man ver-
gleiche z. B. den köstlichen Satz: Die Reinerhaltung, Gesundung und soziale
Förderung der Familie ist Aufgabe des ... Staates) und vergaß darob ihre
Hauptaufgabe. Und jetzt sitze der Reichsbankpräsident über einen Haufen
Wechsel gebeugt und grübelt darüber nach, ob er sich als Abstinent ebenfalls mit
Hilfe der Notenpresse an der „Reinerhaltung, Gesundung und sozialen Förderung
der Familie“ beteiligen soll!!


Zu Nr. 3. Nach diesem Satze zu urteilen, ist unser Geldwesen noch immer nicht
völlig ruiniert. Der Dollar stieg innerhalb drei Monaten von 3000 auf 9000, fiel dann
von 9000 auf 5000, um dann heute wieder auf 10 000 zu steigen. Vor dem Kriege
stand er auf 4 Mk. Den Ruin des Geldwesens mißt man an den Ruinen, die das
Geldwesen schafft. Vor dem Krieg hatten wir 18 Milliarden Goldmark in 22
Millionen Sparkassenbüchern. Jetzt sind es ebensoviel Papiermark. Der Verlust
beträgt hier 99 3/4 Prozent. Was würde es ausmachen, wenn auch der Rest 
ver-loren ging? An diesen Ruinen mag der Reichsbankpräsident ermessen, ob 
sein Geld wirklich noch nicht „völlig“ ruiniert ist. Aber es ist möglich, daß der
Reichsbankpräsident sagen wird: Man bekommt doch noch immer etwas für mein
Geld. Und was der Güte desselben abgeht, ersetzt die Menge. Es könnte aber
kommen, daß das Wenige, was wir heute für die Mark bekommen, auch noch
dahinschwindet, daß also niemand mehr meine Banknoten annehmen wird. Aber
damit wäre der Reichsbankpräsident in einem schweren, grundsätzlichen Irrtum
befangen. Ich habe in dieser Beziehung mehr Vertrauen zur Reichsbanknote als
Havenstein. Havenstein glaubt, daß der schwache Pulsschlag, den er noch immer
an der Mark wahrnehmen kann, auf den Kredit der Reichsbank, auf seinen persön-
lichen Kredit zurückführen sei. Er hält noch immer an der Anschauung fest, daß die
Banknote ein Kreditpapier sei (siehe Inschrift der Banknote). Er glaubt, daß, wenn
Säufer, Idioten, Falschmünzer die Reichsbank verwalten, die Reichsbanknote nicht
wie heute zu 10 000 Mark den Dollar bewerten würde, sondern zu 12 000 – 20 000
oder noch weniger. Das ist nicht wahr. Niemand erkundigt sch im deutschen Reich
nach der Moral der Leute, deren Namen auf den Banknoten prangen. Es kommt
ganz allein auf die Menge und auf die Umlaufgeschwindigkeit der Menge an,
wenigstens jetzt, wo die Umlaufgeschwindigkeit das Maximum erreicht hat, und die
Notenpressen ebenfalls die Grenzen der Leistungsfähigkeit erreicht haben (?).
Übrigens glaubt H. wohl selbst nicht mehr an das Märchen vom Kreditpapier, denn
wie würde er es mit seiner Ehre vereinbaren können, daß man seinem Geld nur
noch 1/4 Prozent Kredit gibt? Nein, hinter der Reichs-  Reichsbanknote
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banknote steckt etwas anderes, viel Dauerhafteres als der Kredit eines Menschen,
so sympatisch und ehrlich er auch sein mag. Hinter der Reichsbanknote steht die
Arbeitsteilung, die mit ihren Produkten, den Waren, eine ständige Nachfrage nach
Geld, nach Banknoten erzeugt. Solange wir arbeitsteilig schaffen und die kommuni-
stische Wirtschaftsordnung ablehnen, werden wir Tauschmittel brauchen, wird die
Reichsbanknote auch etwas gelten. Wie viel es sein wird, wird davon abhängen,
wie viel Banknoten Havenstein auf den Markt wirft, nicht aber davon, wie die
Inschrift der Noten gedeutet wird. Der völlige Ruin der Banknote im Sinne
Havensteins wird also niemals eintreten. Immer werden wir etwas wenigstens für
die Mark erhalten, und immer wird die Menge der Noten das liefern, was der Güte
der einzelnen Banknote abgeht. Wenn also „in großem Umfang“ der Kredit der
Reichsbank in Anspruch genommen würde (demnach erscheint H. die Billion noch
nicht so gar viel zu sein), immer wird die Gesamtsumme der Banknoten, auch
wenn sie die Trillion erreichte, in der Kaufkraft ungefähr gleich sein der
Gesamtsumme der heute umlaufenden Billion. (Vorausgesetzt, daß die
Umlaufsgeschwindigkeit nicht noch weiter wachsen kann.)


Zu Nr. 4. Hier spricht Havenstein mit einem Male von fiktivem Geld. Wie ist nun
das zu verstehen? Fiktiv, so viel wie eingebildetes Geld, betrügerisches Geld. Trägt
die Banknote denn nicht die Unterschrift Havensteins? Und ist der Dollar, den man
für 10 000 Mark kaufen kann, auch fiktiv? Kann man mit eingebildetem, mit fikti-
vem Geld, reale Gegenstände, wie Speck, Kautabak eintauschen, ohne daß man
sich der Prellerei schuldig macht? Ist’s wirklich wahr, daß die Besitzer der
Sparkassenbücher durch Fiktionen, also durch Betrug und Prellerei, ihrer
Notpfennige beraubt wurden? Nein, es ist nicht wahr. Die Banknote ist kein fiktives
Geld. Auch die Goldmark wäre zu der gleichen „Fiktion“ herabgesunken, wenn sie
in gleicher Anzahl aufgetreten wäre. Das hat mit dem Stoff des Geldes nichts zu
tun. In Schweden stand während der ganzen Dauer des Krieges die „Fiktion“, das
heißt hier die Banknote, hoch über dem Goldgeld. Warum gebracht nun
Havenstein den Ausdruck „Fiktion“? Fiktiv wäre z. B. der Schatten der Banknote,
wenigstens als Geld. Aber der Speck, den ich heute zu 2000 Mark das Pfund 
kaufen kann, ist für mich fürwahr kein Schatten.


Zu Nr. 5 und 6. Die Reichsbank berechnet hier den Wechselstand in Deutsch-
land mit 2 x 352 Milliarden Papiermark = 704 Milliarden. Das wären heute rund 
350 Milliarden Goldmark. Vor dem Kriege nannte man die Zahl 32 Milliarden
Goldmark als Bestand an in Deutschland umlaufenden Dreimonatswechseln, also
8 Milliarden Jahreswechsel. Da es sich hier um eine für die Geldtheorie wichtige
Zahl handelt, wäre es nützlich, wenn die Reichsbank sagen würde, wie sie zu der
Zahl 702 [704, s. o.] Papiermarkmilliarden gekommen ist.


Zu Nr. 7. Die deutschen Kapitalisten stehen seit Kriegsende, die weitblickenden
unter ihnen, die der sozialen Struktur unseres sogenannten Volksheeres mißtrau-
ten, stehen sogar schon seit Kriegsbeginn mit Herz und Beutel unter der scharfen
Spitze des Damoklesschwertes der Sachwertsteuer. Sie wissen, daß zu mindesten
die Hälfte, wenn nicht gar drei Viertel ihres Vermögens den Kriegslasten des
Reiches verpfändet sind. Und seit jenem Tage hatten sie nur eine Sorge: Wie
schaffen wir unser Vermögen über die Grenze? Und es ist sicher, daß Kopernikus,
Newton, Gauß, Einstein nicht den zehnten Teil des Scharfsinns entwickelten, den
die Kapitalisten bei der Beantwortung obiger Frage in die 
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Tat umgesetzt haben. Unbewußt, ungewollt kommt die Reichsbank diesem Streben
entgegen. Der Kapitalist, der die nach und nach flüssig werdenden Teile seines
Vermögens in China, Chile, Argentinien, Spanien gerettet hat (Betriebsüberschüsse,
Abschreibungen, Liquidationen), der begibt sich zur Reichsbank und verlangt dort
Ersatz des über die Grenze Geretteten für die Fortführung des Betriebes. So kann der
Betrieb aufrechterhalten werden, bis daß nichts mehr „flüssig“ gemacht werden kann.
Dann überläßt man der Entente die ausgemergelte Fabrik, die baufälligen Häuser und
das auf den Vollbetrieb der Wirtschaft angewiesene ... Proletariat. Daher die Kreditnot.
Und so wie die Dinge liegen, können wir den einzelnen Kapitalisten solches Verhalten
nicht einmal so sehr übelnehmen. Der Staat hat versagt. Er hätte die Sachwertsteuer
sofort nach Kriegsende in einer Höhe ausschreiben müssen, daß alle sich vor der
Notwendigkeit einer zweiten und dritten Schur sicher gefühlt hätten. Dann wäre es 
niemand eingefallen, Vermögensteile über die Grenze zu „retten“. Dann wäre es nicht
zu der Kreditnot gekommen, und die Reichsbank hätte nicht nötig gehabt, das über
die Grenze geflüchtete Sachkapital durch Papiergeld zu ersetzen. Pflicht aber der
Reichsbank wäre es gewesen, durch Verweigerung der Papiergeldausgabe die
Regierung in ihrem Kampfe mit den Sachwertbesitzern zu unterstützen.


Der „stürmische Andrang des Wechselmaterials“ hat aber einen näherliegenden
Grund als die Kreditnot. Seit 1914 haben sich die Preise durchschnittlich jährlich mehr
als verdoppelt. Die Schuldner der Reichsbank haben somit seit 8 Jahren ganz regel-
mäßig durch Entwertung ihrer Schulden einen zusätzlichen Gewinn von etwa 100
Prozent, auf Jahr berechnet, eingesteckt. Das macht auf den Dreimonatswechsel 25
Prozent. Und da wundert sich die Reichsbank, daß der Andrang immer stürmischer
wird! Die Reichsbank verlangt ja von einem Gegenwartswert von 100 nur 50 zurück.
Man begibt einen Wechsel von einer Million und erhält von der Reichsbank nach
Abzug von 10 Prozent Diskont 975 000 Mark in bar ausbezahlt. (Dreimonatswechsel.)
Mit diesem Geld kauft man Tabak, den man bei Fälligkeit des Wechsels mit der
Wahrscheinlichkeit einer bereits achtjährigen Erfahrung zu dem um 25 Prozent 
höheren Tagespreis, plus den regulären Profit, wieder verkauft. Dann bezahlt man die
Reichsbank und behält die Differenz von 250 000 Mark. Unsere auf den Hochschulen,
von Professoren dressierten Kaufleute verstanden von diesen Dingen anfänglich
nichts. Jetzt aber, nach 8 Jahren, ist ihnen ein Licht aufgegangen. Daher der 
„stürmische Andrang“.


Zu Nr. 8. Der Satz ist so zu verstehen, daß das Reich durch die Notenausgabe von
der Erhebung entsprechender Steuern entlastet wurde. Die Steuerbeträge, die der
Reichstag dem Finanzminister verweigerte, die lieferte dem Reich aus den Taschen
der Sparkassenbücherbesitzer und anderer Gläubiger die Reichsbank, die
Reichsbankaktiengesellschaft. Wenn die sozialdemokratischen Minister, die berufenen
Beschützer der kleinen Leute, der 22 Millionen Sparkassenbücherbesitzer, wovon
sicher drei Viertel der sozialdemokratischen Partei angehören, gegen solche
Wirtschaft nichts einzuwenden haben, nun, so dürfen sie sich doch künftig nicht mehr
damit brüsten, sie seien die Expopriateure. Hier sehen wir, daß 22 Millionen
Sozialdemokraten unter Duldung und gar mit Unterstützung der sozialdemokratischen
Minister um 18 Milliarden Goldmark expropriiert wurden. Eine saubere
Parteivertretung!


Zu Nr. 10, 11, 12, 13, 14. Die Reichsbank geht also nicht mehr sachlich, sondern
„weitherzig“ vor. Gemütsaffekte sprechen hier mit. Allerdings soweit die „Aktionskraft“
reicht. Da die Reichsbank keinerlei 
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Maß für die Notenausgabe hat, da die Nationalversammlung in Weimar vergaß, 
ja vergaß, der „Aktionskraft“ der Reichsbank Zügel anzulegen, so kennt die
Reichsbank heute sicherlich keine anderen Grenzen ihrer „Aktionskraft“ als die
Leistungsfähigkeit der Notenpresse. Der Druck der 10 000-Marknoten, denen nun
bald 50 000-Marknoten folgen werden, zeigt deutlich, was es bedeutet, wenn man
einem durch die Parteien zusammengetrommelten Haufen von Analphabeten die
Schaffung der Verfassung überträgt. Statt sich um Kulturprobleme, um die
Schulden, um die „Reinhaltung, die Gesundung und soziale Förderung der Familie“
zu kümmern, hätte die Nationalversammlung der Reichsbank die „Grenzen der
Politik einer Zentralnotenbank“ ziehen müssen. Als § 1 der Verfassung! Und als 
§ 2: die Grenzen des Rechtes der Grundbesitzer. Wenn man dann alles Übrige
diesen beiden Paragraphen angegliedert hätte, so hätte man zwanglos eine wider-
spruchslose, mustergültige Verfassung geschaffen. Wir sehen es jetzt, was die
Verfassung wert ist, wenn die Reichsbank Blankovollmacht besitzt, mit dem
Eigentum der Bürger nach Gutdünken, sogar „weitherzig“ umzuspringen, und das
Steuerbewilligungsrecht des Parlaments zu „fiktivem Geld“ machen kann.


Zu Nr. 15, 16, 17. Die Diskonterhöhungen waren keine Warnungssignale. Nein,
Locksignale waren sie für alle, die endlich hinter die Dinge gekommen waren
(siehe Nr. 7). Die Diskonterhöhung auf 12 Prozent, zu einer Zeit, wo die Preise 
sich in drei Monaten verdoppeln, zeigte der Geschäftswelt, daß man auf der
Reichsbank die Zusammenhänge immer noch nicht begriffen hatte. Will die
Reichsbank wirklich sich des Andrangs von Spekulationswechseln erwehren, so
bleibt ihr nichts anderes übrig, als dasselbe System einzuführen, das von den
Großhändlern ihrer Kundschaft gegenüber in Anwendung gebraucht wird. Sie muß
den Wechselbetrag mit der Indexdifferenz am Fälligkeitstag beschweren. Dann
braucht sie die Wechsel gewiß nicht mehr nach Verwendungszweck zu sieben.


Nr. 18 und 19. Größtmögliche Beschränkung in der Kreditinanspruchnahme!
Havenstein wendet sich hier unterschiedslos an alle, auch an die Unternehmer. In
die Praxis übertragen heißt das, daß die Unternehmer und Kaufleute ihre Betriebe
einschränken sollen. Also Schließung von Betrieben, Entlassung von Arbeitern. Mit
dem Erfolg, daß dann die Notenpresse für die Arbeitslosenunterstützung in Betrieb
gesetzt wird!


Die am Schluß ausgesprochene Bitte, man möge sich der Gefahren unserer
„kreditwirtschaftlichen Lage“ bewußt werden, ist gewiß sehr berechtigt. Aber
berechtigter noch erscheint mir der Wunsch des deutschen Volkes, aus dem
Munde des Reichspräsidenten zu erfahren, wie wir aus dieser Lage herauskom-
men können. Da der Reichsbankpräsident hier stumm bleibt, so will ich es hier
sagen: Sachwertbesteuerung von 75 Prozent alles in Deutschland werbenden,
sicht- und greifbaren Vermögens, damit alle endlich von weiteren
Vermögensabgaben befreit werden und jeder sich wieder sicher fühlt in seinem
Besitz und Eigentum. Dann wird der Kredit, der Privatkredit des deutschen
Kaufmanns im Ausland, in Gestalt von realen Gütern das liefern, was uns die
Reichsbank mit „fiktivem“ Geld zu verschaffen versucht. Dann werden auch sofort
die über die Grenze geflüchteten Milliarden in der Heimat einen sicheren Hafen
wiederfinden.
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Edmund Kleinschmitt über das Freigeld


Es ist interessant, wie das Freigeld die Leute nicht mehr losläßt, die sich einmal
damit befaßt haben, auch dann nicht, wenn sie glauben, es als Produkt eines
krankhaften Gehirns bezeichnen zu müssen. Edmund Kleinschmitt gehört zu den
letzteren. Er nennt Gesell einen fanatisierten Wunderdoktor, und doch kommt er
auf das Freigeld in einem sieben Seiten langen Artikel zurück (Kultur des
Kaufmannes, Dez. 1922), nachdem er bereits seine Schrift: „Hilft uns das
Freigeld?“ und Aufsätze ähnlichen Inhalts vom Stapel gelassen hatte. Vielleicht
aber hat Kl. mehr als wissenschaftliches Interesse am Freigeld. Es sieht fast so
aus, als habe er den Auftrag erhalten, das Freigeld zu bekämpfen, denn wie sonst
könnten wir den Satz verstehen: „Wer nichts von der Sache versteht, kann den-
noch das Freigeld bekämpfen, indem er nachzuweisen sucht, daß das Freigeld
technisch nicht durchfürbar ist!“ (S. 69). Kl. wirbt also Analphabeten als Söldner,
Landsknechte für seinen Kampf gegen das Freigeld. Landsknechte aber wollen
Bier. Und zum Bier gehört Geld. Kleinschmitt läßt sich also den Kampf gegen das
Hirngespinst eines fanatisierten Wunderdoktors etwas aus seiner mageren Kasse
kosten, und liefert so den Beweis, daß es in Deutschland doch noch Idealisten gibt.
Kleinschmitt wirft Gesell an irgendeiner Stelle vor, daß G. „das soziale Moment,
den Drang der Menschen, den persönlichen Eigennutz zu überwinden“, übersieht.
Gesell glaubt allerdings nicht recht an diesen von Kl. entdeckten gewaltigen
„Drang“. Ob er sich durch das Verhalten Kl. überzeugen wird, daß dieser Drang
nach Selbstveräußerung im Interesse anderer wirklich besteht? Die Selbstver-
äußerung, namentlich im Interesse der Zinsquellen anderer, braucht ja nicht von
persönlichen Nachteilen begleitet zu sein. Besonders wenn bei solcher
Selbstveräußerung weiter nichts als das wissenschaftliche Sein veräußert wird.


Die Freiwirtschaftliche Lehre weist den Weg zu einer ausbeutungslosen
Wirtschaft, ohne Kommunismus und ohne bürokratische Eingriffe des Staates. Sie
fordert die Beseitigung aller durch unser Geld- und Bodenrecht geschaffenen
Hemmungen. Freiland – Freigeld – Freihandel sind die Forderungen, die sie für 
die Verwirklichung ihrer Bestrebungen aufstellt. Eine Dreieinigkeit, die unlösbar 
verkettet ist, wenn man das Ziel, die ausbeutungslose Wirtschaft, nicht aus dem
Auge läßt.


Kleinschmitt reißt nun diese Dreieinigkeit auseinander, um das Terrain für den
jedem Volkswirtschaftler lächerlich klingenden Satz vorzubereiten: „Die Frei-
wirtschaftslehre behauptet, daß die Ausbeutung mit dem Freigeld und dem Zins
verschwindet, denn die Ausbeutung bestand bisher darin, daß die Schaffenden
nicht den vollen Arbeitsertrag bekamen, sondern davon einen Teil als Zins 
abgeben mußten“. (S. 67.) Zwar erwähnt er hinterdrein noch die Grundrente, 
aber wie es so 
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oft den Leuten zu ergehen pflegt, die sich „im Drange der Menschen, den persön-
lichen Eigennutz zu überwinden“, selbst dabei entäußern, hat er den berichtigen-
den Nachsatz in Klammern gesetzt, wohl in der Hoffnung, daß der Leser ihn über-
schlagen wird, und so seine Fälschung nicht ans Tageslicht kommt, und mit dem
Hintergedanken, daß man ihm dennoch keine wissenschaftliche Fälschung nach-
weisen werde. Es paßt ihm dann auch noch in den Kram, das freiwirtschaftliche
Freiland in einen Topf mit der „Bodenreform im alten Sinne“ zu werfen. Darunter 
ist die Bodenreform Henry Georges gemeint, also die Wegsteuerung des
Grundbesitzes. Also überall schwere, grundsätzliche Fälschungen. Das Blatt aber,
das sich hierfür hergibt, nennt sich die „Kultur des Kaufmannes“. Wir haben eine
bessere Meinung vom deutschen Kaufmann. Für solche Kultur wird er sich 
bedanken.


Nachdem sich Kleinschmitt so seiner Hauptaufgabe (das Freigeld zu bekämpfen)
entledigt hat, versucht er sachlich zu werden. Er bekämpft das Freigeld mit folgen-
den Einwänden:


1. Es ist unmöglich, eine vollkommene Indexziffer zu konstruieren.


2. Das Freigeld ist aus technischen Gründen nicht möglich.


3. Das Reichswährungsamt hat nur über die Menge des Bargeldes und seine
Umlaufgeschwindigkeit Gewalt, nicht aber auch über den bargeldlosen Verkehr.


4. Das vom Reichswährungsamt ausgegebene Geld würde vom Devisen- und
Effektenmarkt aufgenommen und dort mir rasender Umlaufgeschwindigkeit kreisen.
Und bliebe auf den Preisstand der Waren wirkungslos.


5. Er hält die Quantitätstheorie für abgetan, wenigstens in Deutschland.


Außer diesen Einwänden hat Kl. noch ein „Arsenal“ voller Einwände zur
Verfügung. Ob das, was er hier ausgekramt hat, der Bodensatz, der Kehricht 
seines Arsenals ist, oder Proben seiner Präzisionswaffen, das verrät er nicht. Da
die oben genannten Einwände aber dieselben sind, die jeder Laie und Anfänger 
zu machen pflegt, und wir sie zum Überdruß widerlegt haben, so wollen wir warten,
bis daß Kleinschmitt sein „Arsenal“ öffnet und uns mit schwererem Geschütz
angreift.


Interessant ist, wie die Leute, die vorgeben, nur einen Drang in der Brust zu 
verspüren, nämlich den, „den persönlichen Eigennutz zu überwinden“, so oft den
„Drang“ haben, den Zins im eigenen Interesse oder im Auftrag anderer in Schutz
zu nehmen. Und den „Drang“ zu haben, die Lösung der sozialen Frage dadurch
auf die lange Bank zu ziehen, daß sie sie mit an sich  unlösbaren Problemen be-
lasten. Sie suchen die Einheitsfront der durch das Kapital ausgebeuteten Massen
mit Weltanschauungsfragen zu verhindern. So sagt z. B. Kleinschmitt salbungsvoll:
Wenn man bis Punkt 4 oder 5 sogar mit Gesell gegangen wäre (Beseitigung des
Zinses), so kann daraus aber nie und nimmer die restlose Lösung der sozialen
Frage gefolgert werden (die Grundrente unterschlägt Kleinschmitt, Edmund
Kleinschmitt, hier wieder, gewiß mit Absicht). Ihre materielle Seite ist sicher wichtig
(hört, hört), ist aber nur 
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ein kleiner Teil. So wird wohl Kl. eines Tages mit der Behauptung auftreten, daß
man sich um diesen kleinen Teil der sozialen Frage überhaupt nicht zu kümmern
braucht. Zunächst müsse man sich mit dem „großen sozialen Problem“ befassen.
Wir warten nur noch auf den Rat, den Kaiser Wilhelm nach seiner Kriegserklärung
den Berlinern gab: „Jetzt lauft in die Kirchen und betet.“ Denn die „große soziale
Frage“ ist nicht eine Sache der materiellen Ausbeutung durch das Kapital. Laßt uns
beten, bis der Drang, den Eigennutz zu überwinden, unsere Brust sprengt und
unsere Geldschränke verschließt.


Friedrich Müller.
[Pseudonym für S. Gesell]


10 200 Güterwagen Geldpapier
Hat die Reichsbank die Papiergeldmassen bereit gestellt, die für die


Stabilisierung der Mark nötig werden?


Solange die Reichsbank ihre Noten mit der Inschrift versieht: „X Mark zahlt die
Reichsbankhauptkasse in Berlin gegen diese Banknote dem Einlieferer“, haben wir
den bündigen Beweis in Händen, daß die Reichsbank heute noch nicht weiß, was
Geld ist, und daß sie daher unfähig ist, die für die Stabilisierung der Mark nötig
werdenden technischen Maßnahmen vorauszusehen und rechtzeitig zu ergreifen.
Wir sehen uns daher veranlaßt, sie auf Dinge aufmerksam zu machen, die ganz
bestimmt eintreten und alle sonstigen Stabilisierungsaktionen zunichte machen
würden, wenn sie nicht vorhergesehen und die Vorbereitungen für ihren Empfang
rechtzeitig getroffen werden.


Wir haben jetzt etwa 1500 Milliarden Mark in Umlauf, die den Waren und der
Valuta gegenüber etwa eine Milliarde Goldmark gelten. In Friedenszeiten mochten
wir etwa 6 Milliarden in Metall und in Banknoten in Umlauf haben. Daneben noch 
8 Milliarden Wechsel, die den Kaufleuten und den Banken als Kassenreserve 
dienten, also eine gleich große Summe Bargeld ersetzten. Bedenkt man, daß die
Goldpreise der Waren auf dem Weltmarkt noch um etwa 30 Prozent höher stehen,
als in Friedenszeiten, so müßten wir heute, wenn wir zur Goldwährung, wie sie vor
dem Kriege in Deutschland bestand, zurückkehrten, einen Metallgeldbestand von
7,8 Milliarden und einen Wechselbstand von 10,4 Milliarden verfügbar haben.
Wenn wir nun die Mark auf Grundlage eines tausendfältigen Friedensindexes 
„stabilisieren“, so müßten wir, wenn mit der Stabilisierung die früheren Gepflogen-
heiten des Zahlungsverkehrs wiederkehren, einen Notenumlauf unterhalten von 
7,8 x 1000 = 7800 Milliarden Mark. Wir müßten also unseren Notenumlauf fast 
verachtfachen, wenn keine Deflationspolitik betrieben werden soll. Ist die
Reichsbank technisch vorbereitet, um solcher Nachfrage zu genügen?


Wir haben Grund, anzunehmen, daß die Reichsbank den Sinn obiger Darstellung
und darum auch unsere Frage nicht versteht. Wie, wird sie fragen, ihr macht den
jetzigen Notendruck verantwortlich für die 
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Preistreiberei und verlangt die Stillegung der Notenpresse als erste Maßregel für
die Stabilisierung der Mark, und nun fragt ihr, ob die für die Stabilisierung nötigen
Papiergeldmassen vorrätig sind?


Ganz recht, so war unsere Behauptung und so unsere Frage. Wir sagen, daß,
wenn mit der Stabilisierung dir früheren Gepflogenheiten des Zahlungsverkehrs
wiederkehren, wir für die Aufrechterhaltung der Preise einen Notenumlauf brau-
chen, der 7 – 8mal größer ist als der heutige von 1500 Milliarden Papiermark.
Damit soll die Aufmerksamkeit der Reichsbank auf die Tatsache gelenkt werden,
daß infolge des allgemeinen Mißtrauens des Publikums in ihre Politik die
Umlaufsgeschwindigkeit der Banknoten in Raserei übergegangen und 7 – 8 mal
größer als in Friedenszeiten. Der Kreislauf des Geldes, der früher über die
Sparbüchsen, Sparkassen, Sparbanken führte und überall Ruhebänke vorfand, 
um stille Betrachtungen über die Sicherheit des in Aussicht genommenen
Unternehmens anzustellen, ist heute unter völliger Ausschaltung dieser Ruhe- und
Sammelstätten auf Kurzschluß gebraucht worden und dreht sich nun in schwin-
delnder Flucht um seine eigene Achse, d. h. das Geld verläßt den Markt überhaupt
nicht mehr. Wenn die Polizei die Läden und Märkte nicht zu einer bestimmten
Abendstunde schlösse, das Geld würde jetzt auch nachts noch unter der Peitsche
der Inflation kreisen, und so bei Tag- und Nachtbetrieb, bei gleichem Notenumlauf,
die Preise noch weiter auf die doppelte der jetzigen Höhe treiben. (Der zielbewußte
Spekulant, der à la Hausse liegt, wird darum für eine Beseitigung der
Polizeistunden für den Warenverkehr, der andere, der à la baisse spekuliert, wird
umgekehrt eine Ausdehnung der Polizeistunde fordern.) Wenn nun die Reichsbank
mit den nötigen Machtmitteln zur Stabilisierung ausgerüstert wird und das
Publikum sich zu beruhigen beginnt, dann wird selbstverständlich in dem Maße,
wie solches geschieht, die Umlaufsgeschwindigkeit nachlassen. Man wird nicht
mehr wie bisher jeden überschüssigen Groschen verausgaben, sondern ihn auf-
bewahren, sammeln und sobald es genug sind, sie zur Sparkasse bringen. Die
Kaufleute werden nicht mehr wie jetzt auf der Flucht vor der Mark wahllos alles
zusammenkaufen, was man ihnen anbietet, sondern wie früher bedachtsam das
Geld im Kasten betrachten und den Verkäufer zwei-, dreimal wiederkommen las-
sen. Kurz, das Geld wird seine jetzigen Siebenmeilenstiefel gegen Pantoffel ver-
tauschen und in der gleichen Zeit statt 7,8 Meilen nur mehr wie früher eine Meile
zurücklegen. Darum muß, wenn die Preise stabilisiert werden sollen, die jetzige
Geldmenge von 1 auf 7,8 gebracht werden.


Gegen die Logik dieser aus der Quantitätstheorie zu ziehenden Folgerungen ist
nichts einzuwenden. Nun aber fragen wir die Reichsbank, was das Publikum tun
wird, wenn es hört, daß die Reichsbank zum Zwecke der Stabilisierung eine
Notenreserve von 6 800 000 000 000 Mk. drucken läßt. (6 800 Milliarden)? Wird
das Publikum den Sinn dieser Vorkehrungen jemals verstehen, wird es ncht solche
Druckerei (es wären 10 200 Güterwagen von je 10 000 Kilo Tragkraft nötig, um
solche Papiergeldmasse in 100-Marknoten jetziger Größe zu transportieren) als
eine hinterlistige Sabotage der Stabilisierung betrachten? Hat die Reichsbank je
das geringste getan, um das Publikum aufzuklären? Hat die Reichsbank, nachdem
sie nun seit 8 Jahren experimentiert, jetzt noch die 
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nötige Autorität, um dem Volk begreiflich zu machen, daß sie 10 200 Eisenbahn-
wagen Papiergeld für die Stabilisierung der Mark bereitstellen muß? Und wenn das
Volk solches nicht begreift, wie soll dann der Kreislauf des Geldes sich beruhigen,
wie soll die Mark stabilisiert werden? Wird das Volk nicht das Dasein solcher
Notenreserve als eine Bedrohung der Stabilisierung betrachten und dann die
Flucht aus der Mark wie bisher weiter üben?


Nehmen wir an, daß die Stabilisierung der Mark mit denselben Mitteln versucht
würde, die man in Friedenszeiten zum Schutze der deutschen Reichswährung
gebrauchte. Wieviel Gold müßte das Reich zu diesem Zwecke heute zusammen-
bringen? Vor dem Kriege hatten wir etwa 5 oder 6 Milliarden. Würde heute, wo die
öffentliche Meinung aufgeregt und mißtrauisch geworden ist, das Zehnfache dieser
Summe genügen? Was würde geschehen, wenn es etwa Poincaré einfallen würde,
eine Drohnote an Deutschland zu schicken? Würden nicht sofort die sämtlichen
Goldmünzen tesauriert und die Banknoten zu Einlösung vorgezeigt, die
Sparkassen gestürmt werden? Man sieht hier deutlich, welche Rolle die
Umlaufsgeschwindigkeit für die Währung hat, auch dann und gerade dann, wenn
das Geld aus Gold oder Goldnoten besteht. Die Reichsbank wird an diesem
Beispiel erkennen, daß unter den heutigen Verhältnissen die Kontrolle der
Geldumlaufsgeschwindigkeit, die schon vor dem Kriege von den Freiwirtschaftlern
gefordert wurde, bei den heutigen politischen und sozialen Verhältnissen nicht
mehr abzuweisen ist, einerlei, welche Politik man für die Stabilisierung der Mark
befolgen wird. Entweder wir führen diese Kontrolle des Geldumlaufs ein und retten
damit die Geldwirtschaft mit allem, was damit zusammenhängt, oder aber die
Geldwirtschaft geht vollends verloren.


Druckt die Reichsbank die mit der Stabilisierung der Währung nötig werdenden
10 200 Eisenbahnwagen Banknoten, so schafft sie damit eine der Stabilisierung
entgegengerichtete Stimmung im Volk. Und druckt sie dieses Geld nicht, so wird 
es ihr unmöglich, die Mark zu stabilisieren. Was tun?


Stelle man diese Frage allen unseren „Sachverständigen“ und „Fachleuten“, sie
werden, wenn sie überhaupt fähig sind, den Sachverhalt zu begreifen, überein-
stimmend erklären, daß es hier keinen Ausweg gibt. Vielleicht werden sie sagen,
die Stabilisierung der Mark mit all ihren Nebenerscheinungen auf dem Gebiete der
Geldumlaufsgeschwindigkeit würde nicht von einem Tag zum anderen kommen,
man müsse auch die Stabilisierung als einen Entwicklungsprozeß betrachten, der
vielleicht Jahre beanspruchen wird, bis sein Ziel erreicht ist. Und daß darum auch
der Notenmassendruck nur in dem Maße nötig wird, wie der Stabilisierungsprozeß
fortschreiten wird.


Wir lassen diesen Einwand nicht gelten, weil wir wissen, daß Deutschland nicht
mehr die Kraft hat, um das Ende eines solchen Entwicklungsprozesses abzu-
warten, und weil überhaupt auf diesem Wege das Ziel nicht zu erreichen ist. Wir
müssen in kurzer Frist das Ziel erreichen können, wenn die Rettungsaktion noch
rechtzeitig kommen soll.


Unsere Forderung heißt nach wie vor: Der Reichsbank soll das Notenmonopol
entzogen werden und dieses einem selbständigen Reichswährungsamt überlassen
werden. Durch die Einführung des Freigeldes 
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soll die jetzige Umlaufsgeschwindigkeit zu einer Dauererscheinung werden, die
auch durch die Stabilisierung der Mark nicht gestört werden kann, weshalb dann
auch die Schaffung einer Notenreserve von 10 200 Eisenbahnwagen Papiergeld
sich erübrigen wird.


In der Eingabe des Freiland-Freigeldbundes an die Nationalversammlung wurde
eine besondere Währungsanleihe gefordert, um die gehamsterten Banknoten dem
Verkehr zu entziehen. Das war im April 1919. Seitdem sind die Dinge in das
Gegenteil umgeschlagen. Niemand hamstert heute noch Banknoten. Das, was
durch die Währungsanleihe vermieden werden sollte, das ist längst eingetreten mit
all den Übelständen, die davon zu erwarten waren. Damals hat niemand in der
Nationalversammlung unsere Warnung verstanden. Wird man nun auch diese
Warnung nicht verstehen?


Wie die Berliner Mietshäuser auf der Kapitalflucht über
die Grenze gerollt werden.


Für 150 Dollar das Stück werden die Berliner Mietshäuser verkauft. So hieß es
kürzlich in den Zeitungen. Reihenweise zu 150 Dollar das Stück. Vielleicht ist die
genannte Summe heute schon übertrieben hoch. Vielleicht auch noch übertrieben
niedrig. Aber auf ein paar Dollar mehr oder weniger kommt es hier nicht an. Ob
Häuser, die 150 000 bis 200 000 Dollar gekostet haben, zu 150 oder zu 1000
Dollar verkauft werden, kann uns hier gleichgültig sein. Solchen Preissturz hat es
wohl kaum schon in der Geschichte gegeben. Hier haben wir die Glanzleistung des
Notenpressenbolschewismus, der proletarischen, sozialdemokratischen Eingriffe in
das Getriebe des Kapitalismus.


Mancher wird nun den Verdacht aussprechen, daß es sich hier um Schiebung
handelt, daß die 150 Dollar nicht den vollen Preis darstellen, der für die Berliner
Häuser gezahlt wird. Aber nein, der Preis ist nach Lage der Dinge sogar sehr hoch.
Der arme Teufel, der für sein Berliner Haus eine Zwischendeckspassage erhält, ist
wirklich kein Schieber. Jener Preis ist alles, was er von seinem Kapital rettet. Es ist
sogar möglich, wenn die jetzige Tollhauswirtschaft noch einmal vier Jahre anhält,
daß dann der Käufer sagt: es ist im Grunde ein schlechtes Geschäft gewesen, was
ich da mit meinen 150 Dollar gemacht habe.


Trotzdem ist der Verdacht, daß es sich hier um Schiebererscheinungen handelt,
nicht ganz ungerechtfertigt, nur daß wir die Schieber ganz wo anders suchen müs-
sen. Der eigentliche Schieber dürfte freilich ein ganz dummes Gesicht machen,
wenn ihm gezeigt wird, daß er schon seit 8 Jahren Berliner Wohnhäuser über die
Grenze rollt und schiebt, und zwar im Auftrag derselben Kapitalisten, die er sonst 
in scharfen Reden bekämpft, und daß er diesen Rollkutscherdienst obendrein noch
unentgeltlich besorgt! Ich meine hier die geistvollen Erfinder der Mieterschutz-
gesetze, die geschicktesten Bumerangwerfer, die je aus der proletarischen 
bumerangologischen Schule hervorgegangen sind, und die beim Werfen des
Bumerang noch niemals etwas anderes getroffen haben als die eigene Nase.
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Als der Krieg ausbrach und Helfferich dem deutschen Volke zeigte, worin eigent-
lich die famose finanzielle Kriegsbereitschaft des deutschen Reiches bestand, und
die Notenpresse alle Preise aus der altgewohnten Rangordnung riß, da wußte
plötzlich niemand mehr, was er für seine Produkte und Leistungen fordern sollte.
Namentlich die Gewerkschaftsführer, die immer im guten Glauben gewesen waren,
daß sie und nicht die Marktverhältnisse über die Lohnhöhe bestimmten, waren nun
in größter Verlegenheit. Sie konnten den Genossen doch nicht zurufen: Verlangt
jetzt so viel wie ihr kriegen könnt! Denn damit hätten sie sich selbst ja überflüssig
gemacht. Sie wollten das Heft in der Hand behalten und selbst weiter um die Tarife
„kämpfen“. Schließlich erinnerten sie sich, daß die Sozialdemokratie ja auch über
eine Lohntheorie verfügt. Die sollte ihnen in dieser neuen Situation als Wegweiser
dienen. Sie forschten und fanden im „Kapital“ die Lehre, wonach das
Existenzminimum die Höhe des Lohn bestimmt. Nun hatten die
Gewerkschaftsführer wieder Richtlinien für ihre Tarifverhandlungen. Das
Existenzminimum. Daß bei diesem Existenzminimum in Deutschland jährlich 300
000 Säuglinge wegen Mangel an Pflege zugrunde gingen, daß das proletarische
Geschlecht in der zweiten oder dritten Generation ausstirbt, das machte sie nicht
stutzig über den Wert dieser Lohntheorie. Wie viele Millionen lechzen heute nach
dem Existenzminimum! Da sind die proletarischen Friedhöfe, und noch immer
beruhigt sich der Proletarier mit der Mär, der Proletarier erhalte als Lohn das
Existenzminimum. Wie vielen Proletariern ist dieser Schwindel zu Verderbnis
geworden! Wie viele haben die in ihrer Brust kochende Empörung mit dem
Gedanken besänftigt, daß die sich vor ihren Augen enthüllenden barbarischen
Zustände doch noch nicht so übel sein können, da ja ihre Führer in ihnen das
Existenzminimum erblicken! 


Auf der Grundlage des Existenzminimums wurde also mit den Unternehmern
verhandelt. Und auf diesem molligen Grund war es auch leicht, sich mit den
Unternehmern zu verständigen. Die Tarifsätze wurden glatt bewilligt. Die
Gewerkschaftsführer konnten immer triumphierend melden, es sei ihnen nach har-
ten Kämpfen gelungen, die Forderungen des Existenzminimums durchzusetzen.
Dabei wären ohne die Gewerkschaften die Löhne höchst wahrscheinlich weit über
das „erkämpfte“ Existenzminimum gestiegen, denn niemals ist – im ganzen
genommen – in Deutschland die Lage der Arbeiter für Lohnverhandlungen so gün-
stig gewesen. Niemals hat es so wenig Arbeitslose, also Streikbrecher gegeben.
Von der Theorie geleitet, konnten die Führer übrigens die Forderungen auch nicht
über das Existenzminimums treiben. Das wäre ja unverträglich mit ihrer Theorie,
mit ihren Richtlinien gewesen. Sie begnügten sich also mit dem Existenzminimum. 


Nun gehören aber zum Existenzminimum auch die Wohnungsmiete! Und hier
beginnt der Schwindel, auf den ich hier aufmerksam machen will. Bei den
Tarifverhandlungen machten die Unternehmer auf den Umstand aufmerksam, daß
die Arbeiter in Folge der sogen. Mieterschutzgesetze so gut wie umsonst wohnten,
und daß darum der Lohn um diesen Bestandteil des Existenzminimums gekürzt
werden müßte. Früher kostete dem Arbeiter die Wohnung etwa 20 Prozent des
Lohnes, heute beträgt dieser Ausgabeposten noch Kuczinskis Berechnungen für
November 1922 nur 72 unter 12 349 Mk. des proletarischen Wochenbudgets, also
etwas über 1/2 Prozent! Folglich konnte der Unternehmer, der sich natürlich mit 
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Begeisterung nach dem Existenzminimum richtete, den Lohn um 19 1/2 Prozent
niedriger halten.


Die Lohnverhandlungen auf Grund des Existenzminimums bringen es also mit
sich, daß die bisherigen Mieteeinnahmen des Hausbesitzers sich in Lohn-
kürzungen zugunsten der Unternehmer umsetzen. Die Wohnungsersparnisse 
des Arbeiters verwandeln sich in „Mehrwert“ der Unternehmer.


Der Hausbesitzer bestritt aus den Mieteeingängen die Kosten für die
Instandhaltung und Erneuerung des Gebäudes, und mit dem Überschuß deckte er
die Kosten seiner Lebenshaltung sowie die seiner Gläubiger. Jetzt müssen die
Hausbesitzer und Hypothekengläubiger (mündelsichere Gelder!) vom Armenrecht
Gebrauch machen. Was aber macht der Unternehmer mit dem Geld, das ihm aus
den Taschen der Hausbesitzer auf dem Wege über die Mieterschutzgesetze und
über die Lohnverhandlungen zugeschanzt wurde? Wahr ist, daß manche
Unternehmer aus Furcht vor den Wuchergesetzen die Waren billiger abgegeben
haben, als es nach Lage des Marktes nötig war. Es haben nicht alle so gehandelt.
Und es waren auch nicht immer die mächtigsten, die so handelten. Immerhin, viele
haben so die Waren verkauft, auch nach dem Ausland. Das Geld der Hauswirte 
lieferten sie sinnlos, zwecklos in Gestalt von Dumpingpreisen an das Ausland ab!
Hätten die Arbeiter die regelrechte Friedensmiete weiterbezahlt, so hätte der
Unternehmer auf Grundlage der Existenzminimumsforderung der Gewerkschaften
20 Prozent mehr bezahlt und hätte diese 20 Prozent auch in den meisten Fällen
auf den Verkaufspreis der ausgeführten Waren schlagen können. Dann wären die
Klagen der ausländischen Unternehmer über die deutsche Konkurrenz nicht so laut
gewesen. Es wäre nicht zu den jetzigen Antidumping-Schutzzöllen gekommen in
England und in Amerika, und man hätte in englischen und amerikanischen Kreisen
nicht gefordert, daß die deutsche Finanzgebarung, die solchen Dumping möglich
machte, unter französische Kontrolle zu stellen sei.


Der „Vorwärts“ berechnete, daß die gewerkschaftlich Organisierten mit ihren
Angehörigen über die Hälfte der deutschen Bevölkerung ausmachen. Es sind 
12 Millionen Mitglieder. Rechnet man auf jedes Mitglied nur 300 Goldmark
Friedensmiete, so sind nach obiger Rechnung den Hausbesitzern und den
Hypothekargläubigern etwa 3 Milliarden Goldmark jährlich durch die Mieter-
schutzgesetze geraubt und den Unternehmern durch den Existenzminimumlohn
zugeschanzt worden. Und das seit über vier Jahren. Im ganzen also 12 Milliarden
Goldmark!


Von diesem gestohlenen Gut ist die größere Hälfte von den Unternehmern in
Gestalt der lächerlichen, fast idiotischen Dumpingpreisen dem Ausland geschenkt
worden, zweck- und sinnlos verschenkt worden. Den Rest haben die Unternehmer
dazu benutzt, um sich im Ausland Guthaben zu verschaffen, womit sie dort, wenn
hier alles infolge des allgemein um sich greifenden Wahnsinnes zusammen-
brechen sollte, ihre Industrie wieder aufzubauen und mit ausländischen Arbeitern
fortzuführen gedenken. Das alles mit demselben Geld, womit früher die Hausbe-
sitzer die Wohnungen des Proletariats in ordentlichem Zustand zu erhalten 
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pflegten, dem mündelsicheren Geld der deutschen Hypothekengläubiger. Das
Geld, das hier durch die proletarischen Mieterschutzgesetze verjuxt wurde, jährlich
3 Milliarden Goldmark, hätte vollkommen ausgereicht, um das Defizit der
Reichskasse zu decken, und um die deutsche Volkswirtschaft vor der alles ver-
heerenden Papiergeldwirtschaft zu schützen; denn die Notenpresse lieferte dem
Reich noch nicht 2 Milliarden Goldmark im Jahr. Hätte man den Hausbesitzern
erlaubt, die Mieten der Inflation anzupassen, und hätte man dann den Hausbe-
sitzern eine Steuer von 2 Milliarden Goldmark auferlegt, dann brauchten wir die
Papiergeldschlamperei nicht, und die Hausbesitzer hätten dann noch eine Milliarde
Goldmark für sich und für die Hausreparaturen gehabt, während sie heute nichts
haben. Die Mieter hätten gut unterhaltene Wohnungen und einen der Miete ent-
sprechenden Lohn. Und der deutschen Regierung wäre der Vorwurf erspart 
worden, den ihr heute alle Welt macht, daß sie nämlich diese blödsinnige
Finanzwirtschaft betreibt, um der Welt zwecks Revision des Versailler Vertrages
den Beweis ihrer Zahlungsunfähigkeit zu geben.


So führt der Weg von den proletarischen Mieterschutzgesetzen über den
Existenzminimumlohn zur Verschleuderung deutscher Arbeitsprodukte, zur
Verschüttung der besten Steuerquellen des Reiches und schließlich zur Besetzung
des Ruhrgebiets und zur Verächtlichmachung des ganzen deutschen Volkes.
Welche Achtung kann man für ein Volk haben, das aus reiner Dummheut seine
Produkte zu Dumpingpreisen verschleudert, während es zugleich behauptet, seine
Gläubiger nicht bezahlen zu können!


Man ist vielfach der Meinung, daß sich Häuser nicht verschieben lassen. Das ist
eine falsche Meinung. Ebenso falsch ist auch der für die Häuser gebräuchliche
Ausdruck Liegenschaft oder Immobilium. Panta rhei! Sogar der Ackerboden läßt
sich zum besten Teil druch Raubbau über die Grenze rollen, und wenn die deut-
schen Äcker heute noch wirklich weniger Ertrag geben, so mag es zum Teil 
wenigstens darauf zurückzuführen sein, daß manche Grundherren in Erwartung
bolschewistischer Sachwertsteuern den Boden durch Raubbau mobilisieren und
über die Grenze in Sicherheit bringen. So mag mancher Dollar mit dem Geld
gekauft werden, das an Düngestoffen gespart wird.


Der Raubbau, der an den deutschen Häusern sein 8 Jahren getrieben wird, ist
der Bedeutung nach wohl mit den Verwüstungen zu vergleichen, die wir in
Frankreich angerichtet haben. Die Verwüstungen fallen hier nicht so kraß auf. Sie
sind aber, in Geld ausgedrückt, jenen wahrscheinlich weit überlegen. Dort handelt
es sich um 10 Departements, hier um die Wohnungen von 60 Millionen Menschen.
Setzt man die heute nötigen Reparaturkosten in Verhältnis zu den Baukosten der
deutschen Wohnhäuser, und setzt man diese Reparaturkosten vom Baukapital ab,
so dürfte es sich herausstellen, daß heute bereits 10 bis 15 Prozent der deutschen
Wohnhäuser durch die Mieterschutzgesetze vollständig abgebaut und zum Teil
über die Grenze gerollt wurden. Der Mieterschutz wird in weiteren 10 Jahren das
deutsche Volk obdachlos machen. Mieterschutz und Vandalismus, Mieterschutz
und Erdbeben, Mieterschutz und Ludendorff, es ist ein und dasselbe.
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Proletarier aller Länder! Macht ganze Arbeit! Wenn ihr das aber nicht versteht, so
laßt eure Hände vom kapitalistischen Getriebe.


Die Indexmark.


Von Fritz Müller. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


In der Zeitschrift des Reichsbundes der höheren Beamten Nr. 12 (1922), Berlin
SW. 47, Hagelbergerstraße 9, veröffentlicht Prof. Greve, Geestemünde, einen län-
geren Artikel, der sich mit der Einführung einer Rechnungsmark, Indexmark,
befaßt. Die Indesmark soll zu Grundlage aller Geschäfte erhoben werden. Preise,
Löhne, Mieten, Darlehen, alles lautet auf Indexmark. Bezahlt wird mit Papiermark
nach dem jeweiligen Stand der Reichsindexziffer (R. I. Z.), die täglich veröffentlicht
wird. Die R. I. Z. wird so zur einheitlichen Grundlage der Währung, an Stelle eines
bestimmten Goldgewichtes, das vor dem Kriege diese Rolle spielte und an Stelle
des Vakuums, das wir heute haben. Währung und Geld marschieren so getrennt,
vereint werden sie für den Zahlungsverkehr durch den täglichen Börsenkurs der
Indexmark. Der Kampf um diesen Kurs tobt weiter und interessiert nur mehr die
Besitzer der Geldes, nicht mehr die Besitzer der Waren und die Bezieher von Lohn
und Gehalt.


Man kauft z. B. einen Hut. Der Kaufmann hat ihn mit I. M. (Indexmark) gezeich-
net. Bei der Frage nach dem Preis erhält der Käufer zur Antwort: 9 I. M. An der
Wand ist eine Tafel, wo die tägliche, offizielle R. I. Z. angegeben ist. Für unser
Beispiel etwa 2150. Dann bezahlt man den Preis von 9 I. M mit 9 x 2150 = 19 350.
Erfahrungsgemäß gewinnt das Publikum in diesen Rechnungsarbeiten schnell
erstaunliche Übung. In den größeren Geschäften stehen Rechenmaschinen. Im
Gedächtnis des Käufers bleibt nicht die Zahl 19 350 als Preis des Hutes, die alle
Tage anders lautet, sondern der Indexpreis, der sich seiner Natur nach nur wenig
und nur langsam ändern kann. So kommen die Kaufleute wieder unter die wirk-
same Kontrolle des Preisgedächnisses der Käufer. Ebenso wie hier die Zahlung
des Hutpreises verläuft, geht es bei der Zahlung der Löhne und Gehälter. Den
Lohnbeziehern ist der Dollarkurs nunmehr eine gleichgiltige Sache, sofern sie nicht
etwa Besitzer nennenswerter Bargeldbestände sind.


Prof. Greve hat seinen Vorschlag mit erfreulicher Umsicht und Sorgfalt ausge-
arbeitet. Es ist in ihm alles restlos verständlich. Das macht, daß der die „Grundlage
der nationalökonomischen Wissenschaft“, den sogenannten Wert, verlassen hat
und sich nur um die Preise der Dinge kümmerte. Erfreulich ist auch, daß die
Möglichkeit einer scharfen Indexberechnung hier nicht mehr in Zweifel gestellt wird
(die Bestrebungen unserer Schweizer Freunde wuden dort hartnäckig von dieser
Seite bekämpft), und daß darüber hinaus die Forderung einer täglichen
Berechnung und Veröffentlichung der Indexziffer gefordert wird. Wer sich be-
sonders für die Index-Währungspolitik interessiert, der bestelle sich: Die
Wirtschaftspolitik der Indexmark von Prof. Greve I. M. 0,25, Postscheckkonto
Hamburg 55 026.
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Greves Vorschlag hat Ähnlichkeit mit der unter dem Namen Hamburger Mark
Banko bekannten Wärhung, die sich lange Zeit trefflich bewährte, soweit das
Metallgeld und das auf Metallgeld sich stützende Rechengeld sich überhaupt
bewähren kann. Auf alle Fälle, was das Silbermetall leistete und jetzt das
Goldmetall leisten würde, das leistete die Markbanko in vollem Umfang. Die
Markbanko war ein gedachtes Quantum Feinsilber, und wer Markbanko schuldete
und in Schinderlingen zahlten wollte, der mußte die Menge der zu zahlenden
Schinderlinge nach ihrem Feingehalt bemessen. Da Prof. Greve die Goldparität als
das erstrebenswerte Ziel hinstellt und die I. M. für ihn nur ein Provisiorium ist, so ist
gar nicht einzusehen, warum er nicht gleich die Forderung einer Goldmarkbanko
oder eines Dollarbanko stellt. Dann fielen auchnoch die Valutaschwankungen fort,
die mit der I. M. zwar bedeutend geringer sein werden, aber doch immer noch den
Handel stark beunruhigen können. Solche Dollarbankorechnungen oder
Pfundkanborechnungen sind immer schon in den Ländern üblich gewesen, wo mit
der Notenpresse gespielt wurde. Und es verlief auch alles dort so, wie es Prof.
Greve für seine I. M. voraussieht.


Überhaupt wird Prof. G. seine Ansichten über die Erstrebenswertheit der
Goldparität noch gründlich nachprüfen müssen. Dann wird es ihm nicht schwer
werden, seinen Vorschlag so weit zu verbessern, daß, wie er es zu erstreben
scheint, die Indexmark für alle „währungskranken“ Völker – und das sind heute alle
Völker der Welt – zu einem Heilmittel werden kann. Das Gold ist nicht „die feste
Decke“, der Goldschatz der Reichsbank ist nicht die „einzige positive Sicherung
unserer Zukunft“, nicht „die letzte Grundlage unseres kargen Restes von
Kreditfähigkeit“. Die Goldmilliarde der Reichsbank kann in jeder währungstechni-
schen Beziehung durch Devisen ersetzt werden, und Devisen liefert uns jede Kiste
Stiefelwichse, die für die Ausfuhr bereitgestellt ist. Stiefelwichse und Gold sind für
die Geschäfte der Reichsbank vollkommen ebenbürtig. Durch den Verkauf der
Devisen kann sich die Reichsbank jederzeit das benötigte Gold verschaffen. Alles,
was auf unseren Bahnen den Seehäfen zurollt, ist Gold, chemisch reines Gold, im
Sinne einer Notenbank. So betrachtet können wir unsere Fabriken direkt als
Goldbergwerke ansprechen.


Wenn Prov. G. von der I. M. sagt, daß ihre „unantastbare Konstanz der Kaufkraft“
jeden Zweifler überführen muß, und daß diese Unantastbarkeit das Zeichen jeden
guten Geldes ist, so sagt er hier sicher nicht zuviel, um so mehr verwundern wir
uns, daß er sich nicht damit begnügt, sondern statt dessen die Parität der I. M. mit
der Goldmark erstrebt. Wir fragen ihn, wie er denn hoffen kann, die Parität der I. M.
zur Goldmark mit den Erfordernissen „jeden guten Geldes, also mit der Konstanz
der Kaufkraft“ vereinbaren zu können? Kennt denn Prof. Greves die gewaltigen
Schwankungen nicht, die die Indexziffer zur Zeit der Goldwährung machte, und die
sie jetzt in Amerika[1] noch durchmacht? Indexzifferwährung und Goldwährung sind
erfahrungsgemäß unvereinbar. Wir werden zwischen beiden zu wählen haben. Wir
würden uns freuen, wenn Prof. Greve diese Seite der Währungsfrage einer ebenso
sorgfältigen Prüfung unterziehen wollte, wie solche in seinem Artikel überall zutage
tritt.
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Der bargeldlose Verkehr und das Freigeld.


Wieder einmal muß das „Giralgeld“, der bargeldlose Verkehr herhalten, um zu
beweisen, daß mit dem Freigeld dem Zins nicht beizukommen ist. In der Zeitschrift
„Die Kultur des Kaufmanns“ vom Dezember 1922, Hanseatische Verlagsanstalt,
schreibt Edmund Kleinschmitt:


„Der bargeldlose Verkehr wird sich dem Einfluß des Freigeldes entziehen. Er ist
aber zahlenmäßig der größere und richtet sich in Umlaufschnelligkeit und Umfang
nicht nach den Geldzeichen, sondern tut, was er will, d. h. was die wirtschaftlichen
Kräfte (Initiative, Verhältnisse auf dem Warenmarkt, Staatsfinanzen,
Geldkapitalmarkt) bestimmen. Inflation hängt nicht von Geldzeichenschaffung ab.
Diese ist nur sekundär und ein Geld (allerdings heute das wichtigste) in der Kredit-
und Einkommeninflation, die von äußeren inneren politischen Gründen abhängt
und nicht von einem Mechanismus. Man folgere aber nicht daraus, daß, wenn man
durch Schwundgeld den Bewegungsrhythmus des Geldzeichenstromes künstlich
reguliert, dadurch der Rhythmus des Giralgeldstromes (bargeldlose Zahlung) auch
mitbestimmt werden kann. Im Gegenteil, er wird das Stauwehr werden, durch das
die vergewaltigte Wirtschaft die Gegentendenz hervorrufen wird, um den von den
in ihr wirksamen Kräften gewünschten, ihr entsprechenden Bewegungsrhythmus
zu erhalten. Die Freigeldleute wissen, daß dieses das kräftigste Argument gegen
sie ist. Sie antworten mit dem Greshamschen Gesetz.“


Es werden hier dieselben Beweise gebraucht, die jeder Neuling, die auch Otto
Heyn vor zwei Jahren in der Zeitschrift „Technik und Wirtschaft“ gegen das Freigeld
ins Feld führte, und mit denen, wie Kleinschmitt behauptet, das Märchen von den
Zinsabbauwirkungen des Schwundgeldes gründlich zerstört wurde. Ich antwortete
Heyn in derselben Zeitschrift, worauf er starb. Nach dem Grundsatz „der Über-
lebende hat Recht“, habe ich also Heyn gegenüber zunächst Recht behalten. Wem
aber dieser „Beweis“ nicht genügt, der lese meine Erwiderung in Technik und
Wirtschaft und im Maiheft 1921 der Freiwirtschaft. Interessenten wird das Heft zur
Einsicht zugeschickt werden.


Es wird dort der peinliche Nachweis gebracht, daß die Bedingungen der Banken
für Depositen ganz und gar von den Eigenschaften des deponierten Geldes ab-
hängig sind. Wie das Lagergeld für eine Milchkuh anders ist wie für einen Esel, für
Stroh anders wie für Feuerlöschapparate, so werden die Eigenschaften des
Freigeldes notwendigerweise auf die Depotbedingungen der Banken abfärben.
Das Giralgeld ist kein besonderes Geld. Es ist gewöhnliches Bargeld, das den
Banken zur Aufbewahrung übergeben wird, mit dem die Banken bis zur Abhebung
Privatgeschäfte machen. Über dieses Geld können nicht die Depositäre und die
Banken gleichzeitig verfügen, sondern nur nacheinander. Der Schuldner der Bank,
der das Geld in Händen hat, die Bank, die das Geld dem Depositär schuldet und
der Depositär sind für unsere Betrachtungen eine und dieselbe Person. Heyn ließ
in seiner Kritik alle drei Personen gleichzeitig über dasselbe Depotgeld verfügen!
So konnte er den Schein erwecken, daß das Giralgeld sich dem Einfluß des
Freigeldes entziehen könne. Heyn operierte zudem mit der Annahme, daß es keine
Störungen des Geldumlaufes gebe. Das Freigeld hat aber gerade die Aufgabe, die
Störungen im Kreislauf des Geldes 
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unmöglich zu machen. Es soll den Geldumlauf unabhängig machen von den
Konjunkturen und von den Bewegungen des Zinsfußes. Wer nichts von solchen
Konjunkturschwankungen wissen will, wer vergessen hat, wie sich das Gold bei
der Kriegserklärung in allen Ländern verhielt, wer z. B. auch nichts davon weiß,
daß sich zurzeit in der Notenbank der Vereinigten Staaten 3 Milliarden Dollars
befinden, die dort zu Deflationszwecken dem Verkehr entzogen wurden, der aller-
dings wird den Zweck des Freigeldes nie begreifen. Wären diese 3 Milliarden
Dollars auch da, wenn es sich um Freigeld handeln würde? In Argentinien waren
im Jahre 1900 2/3 der gesamten Notenausgabe (200 von 300 Millionen) in den
Banken vor dem Preisabbau geflüchtet und lagen dort vollkommen brach. Für
Depots zahlten die Banken keinen Zins. Mit dem Freigeld hätten die Banken, um
sich für den Schwund schadlos zu halten, die Depots mit dem Schwund belasten
müssen, was die Depositeninhaber zur schleunigen Zurückziehung des Depots
veranlaßt haben würde.


Heyn frug auch, wo denn heute das Geld bliebe, das angeblich bei Konjunktur-
umschwung gehamstert wird, oder das die Spekulanten für ihre Börsenoperationen
dem Verkehr angeblich entziehen. Es fiel ihm nicht ein, diese Frage an die Leute
zu stellen, die in langen Polonäsen bei jedem Banksturm vor den Schaltern der
Banken stehen. Oder die Anfangs August 1914 das Gold in private Verstecke
brachten. Die endlosen Aufrufe der Reichsbank an die Goldhamster hatte er schon
vergessen. Genau, wie das heute alle die commis voyageurs der Goldwährung
tun. Sie wissen, daß bei Kriegsausbruch die Reichsbank gezwungen war, dem von
allem Geld entblößten Verkehr mit Banknoten zuhilfe zu eilen. Sie wissen, daß die-
selbe Geldhamsterei sich heute bei jeder französischen Drohnote wiederholen
würde und trotzdem beharren sie dabei, die Rückkehr zur Goldwährung zu fordern!
Wie weit solcher Goldwahn geht, zeigt uns Professor Lassar-Cohn aus
Königsberg. Nachdem er bewiesen hat, daß der Untergang Roms viel mit der
Erschöpfung der Geldmetallfundstätten zu tun hatte, kommt er zum Schluß, daß
das Deutsche Reich nichts Besseres tun kann, als zur Goldwährung zurückzu-
kehren!


Aber noch eins vergaß Heyn, und zwar für diese Betrachtung die Hauptsache. 
Er vergaß, daß für die Preise eine Verlangsamung des Geldumlaufes genau den-
selben Einfluß hat, wie eine entsprechende Hamsterung des Geldes. Es brauchen
also nicht einmal die Bankdepots zuzunehmen. Es braucht auch keine ausge-
sprochene Geldhamsterei einzutreten, um einen Preissturz, um Börsendifferenzen
hervorzubringen. Es genügt, daß jeder der Konjunktur wegen das Geschäft sich
zweimal statt einmal überlegt, so ist das, was die Wirkung anbetrifft, genau das-
selbe, wie wenn die Reichsbank statt zwei Billionen nur eine druckt. Wer das Geld
nicht dynamisch begreifen kann, der wird gut tun, die Erforschung des Geldes
anderen zu überlassen. Heyn, wie Kleinschmitt, wie alle Kritiker der Freigeldlehre
haben die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes bei ihren Betrachtungen vergessen!


Von derselben durchschlagenden Beweiskraft wie obiger Einwand ist die
Behauptung, das Giralgeld entzöge sich jedem Einfluß des Freigeldes. Der 
bargeldlose Verkehr täte, „was er will“. Wie kann man solche Behauptungen heute
noch aufstellen, da es doch offenbar ist, daß die Besitzer des Giralgeldes von 
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der Notenpresse ebenso geplündert wurden, wie die Besitzer des Bargeldes?
Warum entzogen sie sich denn nicht dem Einfluß des Schundgeldes? Aus densel-
ben Gründen aber, aus denen die Besitzer des Giralgeldes das Schicksal des heu-
tigen Schundgeldes teilen, werden sie morgen das Schicksal des Schwundgeldes
teilen. Die Rettung aus der Mark vollziehen die Besitzer des Bargeldes nicht durch
die Flucht in das Bankkonto, sondern durch die Flucht in die Sachwerte. Dieselbe
Flucht in die Sachwerte, in Waren, in Lohnzahlungen, in Unternehmungen aller Art,
werden auch die Freigeldbesitzer üben müssen. Die Flucht vor dem Schwund in
das Giralgeld wird ihnen nichts nützen. [1]


Um die Bedeutung des bargeldlosen Verkehrs auch zahlenmäßig für seine
Beweisführung wirken zu lassen, nannte Heyn die Summen, die in den Banken
von einem Blatt auf das andere überschrieben werden. Es sind kolossale
Summen. Was aber beweisen sie in Wirklichkeit? Zeugen die Steinmassen des
Kölner Domes, die über die Erde hervorragen für oder gegen die Bedeutung derje-
nigen Steinmassen, die unter der Erde das Fundament des ganzen Gebäudes 
bilden? Alle die Summen, die bargeldlos die Besitzer wechseln, lauten auf Bargeld.
Sie wären sinn- und inhaltslos, wenn nicht das bare Geld wäre, in das sie sich alle
früh oder spät auflösen. Und so oft es der Gläubiger wünscht, muß der Schuldner
das Giralgeld in Bargeld umsetzen. Darum nimmt mit der Entwicklung des bargeld-
losen Verkehrs die Bedeutung des Bargeldes nicht etwa ab, im Gegenteil sie
wächst mit dieser Entwicklung. Sie beweist, welche Wirkung es haben muß, wenn
etwa der zum bargeldlosen Verkehr gehörige Kredit erschüttert wird, wenn das
Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit der Banken ins Schwanken gerät, und nun all
die gewaltigen Summen, die Heyn gegen die Bedeutung des Bargeldes ins Feld
führen wollte, in Bargeld realisiert werden wollen! Seitdem die Papiergeldwirtschaft
alle Schulden, auch die der Banken in Wasser verwandelt hat, haben wir keinen
Bankenbruch mehr erlebt. Die Schuldner und damit auch die Banken sind heute
absolut sicher. Aber warten wir einmal die Stabilisierung der Mark ab! Es genügt
dann, daß im weiten deutschen Reich eine einzige Bank versagt, um den bargeld-
losen Verkehr unsicher erscheinen zu lassen und um dann alle die bargeldlosen
Geschäfte dem Bargeld aufzubürden. Dann werden die Zusammenhänge allen,
hoffentlich auch Herrn Edmund Kleinschmitt durchsichtig und verständlich werden.
Im übrigen wollen wir hier noch Kleinschmitt darauf aufmerksam machen, daß der
Bargeldverkehr auch zahlenmäßig wahrscheinlich dem bargeldlosen Verkehr über-
legen ist und daß beim Vergleich beider Zahlungsmethoden der Summe der jähr-
lichen bargeldlosen Geschäfte nicht einfach die Summe des Bargeldes gegenüber-
gestellt werden darf, sondern die Summe der jährlich mit dem Bargeld ausgeführ-
ten Geschäfte. Wenn man hier vergleichen will, so mag man den Bestand an
Bargeld mit der Summe der täglichen bargeldlosen Zahlungen vergleichen.


„Inflation hängt nicht von der Geldzeichenschaffung ab“, sagt Kleinschmitt. „Diese
ist nur sekundär und ein Glied in der Kredit- und Einkommeninflation.“ Mit diesem
Zitat wollen wir unsere Antwort auf Kleinschmitts „Kritik“ schließen.
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Die Berechnung der deutschen Reparationsleistungen.
Der „Vorwärts“ (Berlin, 18. Februar 1923) veröffentlicht folgende Zusammenstellung


der auf Grund des Friedensvertrages gemachten deutschen Leistungen: [1]


1. Reichs- und Staatseigentum in den abgetretenen Gebieten 


(einschließlich Oberschlesien) 05,6 Goldmilliarden


2. Saargruben 1,0 ”


3. Nichtmilitärische Rücklaßgüter (Westfront) 1,9 ”


4. Rollendes Eisenbahnmaterial und Rheinbrücken 2,3 ”


5. See- und Binnenschiffe 6,0 ”


6. Kohlen und Koks (Weltmarktpreis) 2,3 ”


7. Liquidiertes deutsches Eigentum im Ausland 11,7 ”


8. Abgetretene Forderungen Deutschland an seine ehe-


maligen Verbündeten 8,6 ”


9. Bar- einschließlich Ausgleichszahlungen 2,7 ”


10. Sonstige Leistungen und Lieferungen jeglicher Art 3,5 ”


Gesamtleistung 45,6 Goldmilliarden


Dazu kommen in Ausführung des Friedensvertrages noch folgende deutsche Verluste:


11. Abgelieferte Kriegsschiffe (ausschließlich der bei Scapa Flow versenkten Schiffe)


1,4 Goldmilliarden


12. Sonstige militärische Abrüstung 6,3 ”


13. Industrielle Abrüstung 2,7 ”


14. Innere Ausgaben 0,5 ”


10,9 Goldmilliarden


Der „Vorwärts“ meint, daß diese Zusammenstellung einen genauen Überblick über
die tatsächliche Höhe der deutschen Leistungen und Lieferungen bringt und fügt hinzu:
„In diese Summe ist der Wert von Elsaß-Lothringen (von amerikanischer Seite auf mehr
als 20 Milliarden Goldmark geschätzt), sowie der Kolonien nicht eingeschlossen. Unter
Hinzurechnung dieser Werte erhöht sich die Gesamtleistung Deutschlands auf über
100 Milliarden Goldmark.“ Um den Eindruck dieser Zahlen zu verstärken, rechnet der
„Vorwärts“ den Lesern die Zahl der Papiermark aus, die die obigen 56,5 Milliarden bei
einem Dollarkurs von 20 000 geben würden. Es sind dann 282 Billionen Mark. Und wir
fügen hinzu, daß beim künftigen Dollarstand von 2 Millionen die Zahl der Billionen dann
28 200 betragen wird, und daß man dann mit der letztgenannten Zahl das ganze
Deutsche Reich von Osten nach Westen mit 100-Mark-Noten fünfmal tapezieren kann!
Und da sagt man noch, daß das Deutsche Reich nichts für Reparationszwecke gelei-
stet hat!


Wie steht es nun in Wirklichkeit mit dem „Überblick“, den uns obige
Zusammenstellung liefern soll? Betrachten wir die einzelnen Zahlen genauer. Es wird
sich zeigen, daß die Zusammenstellung überhaupt keinen Überblick gestattet, weder im
Hinblick auf die Kosten dieser Leistungen, noch darauf, welchen Wert diese Leistungen
für die „Wiedergutmachung“ haben. Es handelt sich hier um inkommensurabele
Größen, um Zahlen, die nicht addiert werden können.


Der erste Posten, das Reichs- und Staatseigentum in den abgetrennten Gebieten
(5,6 Goldmilliarden), kann weder 
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als Leistung auf Kosten des Deutschen Reiches, noch als „Wiedergut-
machungs“leistung bezeichnet werden. Es handelt sich hier einfach um integrie-
rende Bestandteile des abgetretenen Gebietes. Nehmen wir an, daß diesmal der
Trennungsstrich, wie nach dem Gefecht bei Jena, wieder mitten durch den Rocher
de Bronce, durch das Reich der Hohenzollern gegangen wäre. Welcher der beiden
Teile würde dann dem anderen etwas schuldig sein? Das Proletarierblatt nimmt
hier den Standpunkt der Kameralisten, der Hoflakaien ein, die den Staat als das
Eigentum des Königs behandelten. Dasselbe ist der Fall mit den unter Nr. 4
genannten Rheinbrücken.


Das unter Nr. 7 genannte deutsche Eigentum im Ausland, wofür 11,7 Gold-
milliarden angerechnet werden, kann man auch nur in geringem Umfange als
Reichsleistung, und noch weniger als Verlust des Reiches bezeichnen. Es war
Eigentum, auf das das Reich nicht den geringsten Einfluß hatte, weder Rechte
noch Pflichten. Diese Deutschen hatten ihr Eigentum Dieben anvertraut, Räubern,
Staaten, dem „stinkenden Ungeheuer“, das sich an diesem Strandgut mästete.
Wenn deutsche Bürger ihr Vermögen in Cedulas der Provinz Buenos Aires an-
legten und es dort verloren, dann hieß es auch nicht, daß das Reich den Verlust
hatte. Das im Ausland angelegte Eigentum der Deutschen bezahlt keine Steuern
an das Reich. Es bezahlt sie an die Staaten, in denen es liegt, und muß darum
infiskalischer Hinsicht durchaus als Eigentum jener Staaten angesehen werden.
Durch den Raub hat der Reichtum in jenen Staaten in keinerlei Weise zugenom-
men. Rußland war reicher vor, als nach der Vertreibung der deutschen
Industriellen. Ebenso Frankreich und England. Zwar wurde das Reich durch den
Friedensvertrag verpflichtet, die beraubten deutschen Staatsbürger zu entschädi-
gen. Dies geschah aber in derart kümmerlicher Weise (Papiermark für Goldmark),
daß die 11,7 Goldmilliarden wahrscheinlich auf 1 Goldmilliarde zusammen-
schrumpfen würden, wenn man nachrechnen wollte. Der Fiskus der Raubstaaten
hat sich eine Einnahme von 11,7 Milliarden verschafft auf Kosten von Einwohnern
jener Staaten, und von diesem Raub hat das Reich einen Teil den Beraubten
zurückerstattet.


Deutschlands Forderungen an seine Kriegsverbündeten, die abgetreten wurden
(Nr. 8 = 8,6 Goldmilliarden), können ebnfalls nicht als Leistung im Sinne der
Wiedergutmachung betrachtet werden. Den meisten dieser sogenannten
Verbündeten (man denke an die Tschechoslowakei, an Jugoslawien) wird es nicht
im Traume einfallen, diese Schulden anzuerkennen. Diese Posten gehören einfach
in die Rechnung der Kriegskosten, wie die Kriegsanleihen. Als Leistung können sie
nicht angesehen werden, ebensowenig wie die Granaten, die wir nach Paris
schickten. In die gleiche Rechnung der Kriegskosten und nicht in die der
Leistungen auf Grund des Friedensvertrages gehören auch die unter 11 bis 14
genannten Posten. Wenn wir das Kriegsmaterial nicht vernichtet hätten, dann 
hätten es die Franzosen getan. Als Kuriosum müssen wir es bezeichnen, daß das
Blatt des deutschen Proletariats die Vernichtung von Kriegsmaterial, die militä-
rische Abrüstung als Verluste, als wirtschaftliche Verluste aufrechnet! Als ob sich
die proletarischen Minister (gewesenen) bereits als Kronprinzen betrachteten. Die
Vernichtung der Mordwerkzeuge ist ein wirtschaftlicher Gewinn und muß als sol-
cher gebucht werden. Frankreich trägt heute eine schwere Rüstung. Wie viel
Dividende wird es davon erwarten können?
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Nachdem der „Vorwärts“ bereits das Staatseigentum in Elsaß-Lothringen in
Rechnung gesetzt hatte, belastet er am Schluß, um die runde Summe von 100
Milliarden herauszubekommen, die Rechnung noch einmal mit diesem Posten,
indem er Elsaß-Lothringen noch einmal als Ganzes mit dem Betrag von 20
Milliarden Goldfranks aufführt. Das nennt er dann einen klaren Überblick. In der
kaufmännischen Buchführung würde man das als grobe Fälschung bezeichnen.
Und wie kann ein Blatt, das sich immer noch als „sozialistisch“ bezeichnet, vom
Werte einer abgetretenen Provinz sprechen? Der „Wert“ ist ein privatwirtschaft-
licher, kapitalistischer Begriff. Wo bleibt denn bisher der Ertrag von 20 Milliarden
Franks, die das Reich durch die Abtretung von Elsaß-Lothringen verloren haben
soll? Eine Provinz kann man doch nicht als Ware betrachten, solange es sich nicht
um Sklaverei handelt. Das Reich hatte vom Besitz von Elsaß-Lothringen keinen
Überschuß. Die Einnahmen aus Elsaß-Lothringen deckten ebensowenig wie die
Einnahmen der übrigen deutschen Gebiete die laufenden Unkosten. Denn das
Reich mußte jährlich neue Anleihen machen. Als Aktiengesellschaft betrachtet,
wäre Elsaß-Lothringen ein recht faules Unternehmen gewesen. Und der
Amerikaner, der dem „Vorwärts“ als Gewährsmann dient, würde sicher auf
Schwierigkeiten stoßen, wenn er die Elsaß-Lothringischen Aktien für 20 Milliarden
realisieren müßte. Kann er das aber nicht, so ist seine Schätzung falsch. Elsaß-
Lothringen ist keinen Pfennig „wert“. Ebensowenig „Wert“ haben auch die deut-
schen Kolonien gehabt, die dem Reich nie eine Mark eingebracht haben und deren
„Verlust“ sich volkswirtschaftlich in einen Gewinn umsetzt, genau wie der „Verlust“
der spanischen Kolonien unmittelbar den spanischen Kredit hob und die Finanzen
besserte. Wie reich würde das englische Proletariat, wenn es England vergönnt
wäre, die Kolonien ebenfalls zu „verlieren“! Wie glücklich war Reinecke, als er
seine „Kolonisten“ auf dem Kohlblatt davonschwimmen sah!


Nach diesen Betrachtungen schrumpfen die Leistungen des Deutschen Reiches,
die als Reparation betrachtet werden können, ganz gewaltig zusammen.


2. Saargruben 1,0 Goldmilliarden


3. Nichtmilitärische Rücklaßgüter 1,9 ”


4. Rollendes Eisenbahnmaterial 2,3 ”


5. See- und Binnenschiffe 6,0 ”


6. Kohlen 2,3 ”


9. Bar 2,7 ”


10. Sonstige Leistungen 3,5 ”


Gesamtleistung 19,7 Goldmilliarden


Also knapp ein Fünftel von der Summe, die der „Vorwärts“ ausgerechnet hat.
Wobei hier bei 2. angenommen wird, daß das Deutsch Reich aus den Saargruben
jährlich 40 Millionen Goldmark Reinertrag bezog, daß die nicht militärischen
Rücklaßgüter (3.) nicht als Kriegsbeute der Entente angesehen werden dürfen, und
daß deren Erlös der Entente die oben angeschriebene Summe wirklich eingebracht
hat, was sehr fraglich sein dürfte. Es wird der Entente bei der Liquidierung dieser
Kriegsbeute wohl ergangen sein wie es immer bei der Kriegsbeute geht. Für die
Seeschiffe wird die Entente auch ganz bestimmt nicht die hier oben angeforderte
Summe erzielt haben. Deutsche Reeder sollen diese Schiffe bei der Versteigerung
zumeist für ein Butterbrot erstanden haben. Unübersehbare Handelsflotten liegen
heute noch überall brach vor Anker.
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Wir ersehen daraus, wie wenig Nutzen die Entente aus den bisherigen
Leistungen gezogen hat, zumal das Wenige auch noch in Rüstungen, statt in
Reparationen verbraucht wurde. Und wenn trotz dieser geringen Leistungen das
Deutsche Reich immer mehr verarmt, so müssen wir zugeben, daß ganz andere
Schmarotzer als die Entente der deutschen Wirtschaft das Mark aus den Knochen
pumpen. Wir sehen hier die verheerenden Wirkungen der Papiergeldwirtschaft, der
Valutaspekulation, der Kapitalflucht.


Im Zusammenhang hiermit und zur weiteren Klärung der her gemachten
Einwände, möchte ich auf einen Fehler aufmerksam machen, der noch allgemein
bei der Berechnung des sogenannten „Nationalvermögens“ gemacht wird. Mir liegt
eine solche Berechnung vor, worin nach Einschätzung des Bodens noch eine
Summe für die Gemeinde- und Staatswaldungen aufgeführt ist. Das ist falsch. Hier
wird der Wald zweimal in Rechnung gestellt. Der Gemeindewald bildet unbedingt
einen integrierenden Bestandteil des „Wertes“, der in der Gemeinde liegenden
Äcker, da der Ertrag des Waldes den Eigentümern der Äcker in Gestalt einer er-
mäßigten Steuer, oder sogar in bar zugute kommt. Wer in einer solchen Gemeinde
Land kaufen will, muß im Preise des Bodens die kapitalisierte Rente des
Gemeindewaldes bezahlen. Wenn man nun in solcher Gemeinde den Wald und
die Äcker als Gemeindevermögen betrachtet, so wird, das ist klar, der Wald 
zweimal gerechnet. Einmal für sich, das anderemal im „Werte“ der Äcker.


Wie es sich hier mit dem Gemeindewald verhält, so ganz allgemein mit dem
öffentlichen Eigentum. In der Grundrente und damit im „Werte“ des Grundbesitzes
ist das öffentliche Eigentum diskontiert. Es muß also aus der Schätzung des
„Nationalvermögens“ gänzlich ausgeschaltet werden. [Darnach beurteilte man die


Unterscheidung zwischen Nationalvermögen und Privatvermögen, aus der die Kriegsrechtslehrer heute


so viel Wesen machen. Wenn Poincaré preußische Domänen und Forsten beschlagnahmt, so


beschlagnahmt er damit unmittelbar preußisches Privateigentum. S. G.] Mir wurde einmal die
Frage gestellt, wie hoch der „Wert“ der Elbe einzuschätzen sei als Bestandteil des
Nationalvermögens. Dabei wurde gleich der Zweifel ausgedrückt, daß solche
Schätzung überhaupt möglich sei. Die Frage ist aber leicht zu beantworten: Man
berechne das Land im Stromgebiet nach den Tagespreisen. Dann sperre man den
Strom für die Schiffahrt und berechne den Boden nach den dann gültigen
Ackerpreisen. Der Unterschied gibt den „Wert“ der Elbe. Wenn wir nach diesem
Verfahren Elsaß-Lothringen einschätzen, dann werden wir wissen, daß das ganze
Land mit allen Reichs- und Staatseigentum Eigentum der Grundrentner ist, und
daß die von den Amerikanern errechneten 20 Milliarden bereits in dieser
Grundrente eingeschlossen sind.
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Zur Geschichte der Wertlehre.


Von Fritz Crapong. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Im letzten Dezemberheft sagt Diogenes: Wenn ich nicht irre, war es der
Schwede Gustav Cassel, der zum ersten Male eine Analyse des Wirtschaftslebens
unter Ausschaltung des Wertproblems gab. (1899 in seinem „Grundriß einer ele-
mentaren Preislehre“.)


Es kommt oft vor, daß Dinge, die in der Luft liegen, von verschiedenen Personen
gleichzeitig erhascht werden. Handelt es sich um Schriftsteller, dann sieht es oft so
aus, als ob der eine vom anderen abgeschrieben hätte, was dann oft peinlich ist für
den, der das Unglück hatte, einem säumigen Verleger in die Hände gefallen zu
sein. Wie oft muß so ein junger Gelehrter sein Manuskript von Verleger zu Verleger
schicken. Das Buch von Gustav Cassel war vielleicht schon Jahre geschrieben,
ehe es 1899 veröffentlich wurde, d. h. ehe ein Verleger es wagte, einen Angriff
gegen den „Wertgedanken“ zu veröffentlichen. Man bedenke, daß der
„Wertgedanke“ das Fundament der nationalökonomischen Literatur und damit auch
das Fundament des in dieser Literatur angelegten geistigen und wirtschaftlichen
Kapitals war! Das Buch Cassels, worin der Versuch gemacht wurde, bei der
Untersuchung wirtschaftlicher Vorgänge den sogenannten „Wert“ völlig zu ignorie-
ren, entwertete ein Kapital von Wertliteratur im Betrage vieler Millionen.


Da hatte es Silvio Gesell in Buenos Aires besser. Er griff in seine Tasche und
bezahlte den Drucker, ohne sich Kopfschmerzen darüber zu machen, welchen
Einfluß sein Werk auf das in der Wertliteratur angelegte Kapital haben werde. Er
verlor keine Zeit auf der Suche nach einem Verleger, und dem ist es vielleicht zu
verdanken, daß ihm heute nicht der Vorwurf gemacht werden kann, er habe 1897
bereits das Buch von Cassel abgeschrieben, das 1899, also zwei Jahre später,
erschien.


Wenn das alles stimmt, dann hat Gesell tatsächlich als erster den Versuch
gewagt, die wirtschaftlichen Tatsachen unter Verleugnung des Wertgedankens mit
Hilfe der Theorie des Preises zu erklären. In seinem Buch „Die Anpassung des
Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des Verkehrs“ (Buenos Aires
1897, Herpig u. Stöveken) schrieb Gesell S. 57: „Indem wir uns lossagen von der
Theorie, welche die Arbeit (Produktionskosten) als Preisrichter über den Wert
erhebt, sehen wir uns gezwungen, uns nach einem anderen allgemeinen
Wertgesetz umzusehen, welches uns als sicherer Führer dienen kann in unseren
Untersuchungen über den Wert des Geldes. Und ist es nicht merkwürdig, daß wir
dieses Gesetz gleich im Arsenal derselben Nationalökonomen finden, welche die
soeben angegriffene Theorie vertreten, und welche sich jener gleichsam als
Reservekapital bedienen in all den zahllosen Fällen, wo sie von ihrem leitenden
Grundgedanken in den Sumpf geführt werden? Der Wert wird durch die
Produktionskosten bestimmt, sagt Adam Smith, und wenn dies in klar zutagelie-
gendem Widerspruch mit unleugbaren Tatsachen steht, dann wird zur Erklärung
solcher „Ausnahmen“ die Reservetheorie hervorgeholt, nach welcher der Wert 
einfach durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird.“
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„Es fragt sich nun: Ergänzen oder bekämpfen sich beide Theorien? Die Theorie
Smiths, „Die Produktionskosten bestimmen den Preis“, ist doch zu absolut ausge-
drückt, um als einfache Ergänzungstheorie aufgefaßt zu werden, und noch weniger
berechtigt die Art, wie die meisten Nationalökonomen diese Theorie in ihren
Untersuchungen anwenden, zu der Annahme, daß sie dieselbe nicht als leitenden
Grundsatz ansehen. Auf der anderen Seite aber steht die Reservetheorie, wonach
„Nachfrage und Angebot“ den Preis bestimme, in keinem erkennbaren
Zusammenhang mit der ersteren. Die Produktionskostentheorie führt den Wert auf
einen Faktor, nämlich die Arbeit zurück; die alte kaufmännische Theorie führt gleich
zwei Faktoren ins Treffen, welche je wieder in unzählige andere zerfallen. Nach
dieser Theorie ist die Arbeit nur ein Faktor unter vielen anderen.“


„Es handelt sich hier also nicht um zwei sich ergänzende Theorien, sondern um
solche, die jede für sich vollkommene Selbständigkeit beanspruchen, und da zwei
Theorien, die sich nicht vollständig decken und doch dasselbe erklären wollen, sich
notwendigerweise widersprechen, so handelt es sich hier um einen Widerspruch.“


„Welcher von beiden Theorien sollen wir uns nun als Führer anvertrauen? Die
Nationalökonomen sagen es uns selbst; denn so oft sie von der Theorie Smiths in
Stich gelassen werden, greifen sie zurück auf die alte, bewährte, merkantile
Theorie, wonach der Preis das Produkt unzähliger Faktoren ist, die die Kaufleute 
in die beiden Worte zusammenfassen: Nachfrage und Angebot bestimmen den
Preis.“


„Wie es in der Theorie und Praxis nur einen Gott geben kann, so kann logischer-
weise auch nur ein ökonomisches Gesetz Preisrichter sein. Es können nicht zwei
Wertgesetze nebeneinander bestehen. Eines von beiden muß dem anderen 
weichen, und da die Theorie, die den Wert auf die Arbeit zurückführt, zur Erklärung
der ökonomischen Erscheinungen nicht ausreicht, so muß sie der merkantilen
Theorie den Platz räumen.“


„Wir wollen uns also der letzteren als Führer anvertrauen und Nachfrage und
Angebot als Preisrichter anerkennen.“


Gesell ist dann in der Folge diesem Grundsatz durchaus treu geblieben. Er hat
seine Theorie des Geldes in der genannten Schrift wie auch in allen folgenden,
und damit selbstverständlich auch die ganze Volkswirtschaftslehre ausschließlich
auf Nachfrage und Angebot aufgebaut.


Interessant für unsere Werbearbeit sind die Erfahrungen, die Gesell in Buenos
Aires mit den Versuchen machte, sein Buch an die Kaufleute zu verkaufen und in
Verkehr zu bringen. In mehreren Flugblättern, die er den deutschen Zeitungen 
beilegen ließ, zeigte er den Kaufleuten, welche Bedeutung für die sichere
Geschäftsführung die Theorie des Geldes habe. Trotzdem das Buch auch noch
redaktionell aufs beste empfohlen wurde, traf nicht eine einzige Bestellung ein! Das
entspricht auch ganz den heutigen Verhältnissen in Deutschland. Der Kaufmann
trinkt Bier und zählt sein Geld. Er überläßt es den Proletariern, sich mit der Theorie
des Geldes zu befassen. Für die Theorie hat er seine „Fachleute und
Sachverständigen“, die er bezahlt. Ähnlich wie der englische Handelsherr seine
deutschen Musiker „hat“ und bezahlt, die ihm etwas vormusizieren, wenn er müde
von der Börse heimkehrt. Wie viele nutzlose Mühe haben sich schon die Freiwirte
mit Kaufleuten gegeben!
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Nach diesem Mißerfolg schickte Gesell die ganze Auflage nach Deutschland, wo
ein Artikel Arthur Mülbergers dem Buche die Bahn brach und ihm einen schnellen
Absatz verschaffte.


Die stillschweigende Revision des Vertrages von


Versailles durch den Präsidenten der Federal Reserve


Board in Washington.
Auf der Tagung des Freiwirtschaftsbundes zu Ostern v. J. machte der Schreiber


dieser Zeilen einen praktischen Vorschlag zur Reparationsfrage, der nachher 
offiziell vom Freiwirtschaftsbund den Vertretern des deutschen Reiches auf der
Konferenz zu Genua, und dann auch im Bundesorgan, in der „Freiwirtschaft“, dem
deutschen Volke mitgeteilt wurde. Das deutsche Volk und seine Regierung hat mit
diesem Vorschlag nichts anzufangen gewußt. Wahrscheinlich haben alle, die ihre
Wechsel bei der Reichsbank zu diskontieren pflegten, nach den Wünschen der
Reichsbank gehandelt, die, wie bekannt, die Bestrebungen des
Freiwirtschaftsbundes totzuschweigen sucht, auch dann noch – was schon an
Landesverrat grenzt – wenn das Vernünftige dieser Vorschläge bereits Kindern
erkennbar ist.


Inzwischen haben aber allem Anschein nach die Leute, auf die es in erster Linie
ankam, sich der Sache angenommen, nämlich die Leute vom Federal Reserve
Board in Amerika. Sie handeln wenigstens genau so, als ob sie jene Vorschläge
zur Richtung ihrer Politik genommen hätten.


Dem Vorschlag lag folgende Erwägung zugrunde: Wenn in Amerika die in Dollar
ausgedrückten Warenpreise gehoben werden und für die in Gold von Deutschland
zu leistenden Reparationen der Dollar gleich 4 Goldmark gilt, dann nimmt wirt-
schaftlich die Höhe der von Deutschland zu leistenden Reparationen im gleichen
Verhältnis ab, wie die Warenpreise, in Dollar umgerechnet, in die Höhe getrieben
werden. Denn Deutschland muß sich die für die Reparationen benötigten Devisen
durch Ausfuhr von Waren verschaffen, und je höher diese Preise auf dem
Weltmarkt stehen (Goldpreise), um so weniger Ware braucht Deutschland für eine
bestimmte Reparationssumme auszuführen. Die Preiserhöhung wirkt sich dann für
Deutschland wie eine entsprechende Herabsetzung des Betrages der
Reparationssumme aus, ohne daß es nötig wird, irgendetwas an der nominellen
Summe auf dem Wege langwieriger, übrigens hoffnungsloser Verhandlungen zu
ändern. Es würde sich für die Reparationen wiederholen, was innerhalb
Deutschlands durch die allgemeine Preistreiberei für das Verhältnis zwischen
Gläubigern und Schuldnern eingetreten ist, nämlich eine Entlastung der Schuldner,
freilich mit dem Unterschied, daß diese Preistreiberei nicht gedankenlos, sondern
in festen, vom Gesetz beherrschten Grenzen vor sich gehen würde. Nach dem in
Rede stehenden Vorschlag sollte der Index in Amerika durch eine auf 5 Prozent
begrenzte jährliche Inflation um etwa 27 Prozent über den damaligen Stand ge-
hoben werden, das heißt also zurück auf den Stand, der seinerzeit bei der
Berechnung der deutschen Reparationsleistungen zugrunde gelegt worden war,
und der damals (Ostern 1922) noch gut 40 Prozent über dem Friedensindex stand,
so daß Deutschland eine Ent-  Entlastung
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lastung von insgesamt 67 Punkten (gleich 40,1 Prozent) seiner Schuld erfahren
würde (verglichen mit der Leistung, die 132 Milliarden bedeuten, wenn die Preise
auf Friedenshöhe gesenkt würden), wohlgemerkt: nicht zahlenmäßig, sondern wirt-
schaftlich. Deutschland würde dann schon für 50 Tonnen Kohlen, Eisen, Farbstoffe,
Pianos usw. dieselbe Menge Reparationsgold erhalten, wie vor dem Kriege für 100
Tonnen. Dadurch wäre dann die Reparationssumme virtuell von 132 auf 79,22
Milliarden herabgesetzt worden, wobei wir als Begleiterscheinung solcher
Währungs- und Reparationspolitik mit dauerndem Vollbetrieb der Volks- und
Weltwirtschaft, mit einer Beseitigung der Antidumpinggesetze und darüber hinaus
überhaupt mit einer Wende in der wahnsinnigen Zollpoltik in der ganzen Welt 
hätten rechnen können, da die Schutzzollpolitik immer als eine Begleiterscheinung
niedriger oder rückgängiger Preise anzutreffen ist. Immer noch flaute der Ruf nach
Schutzzöllen ab, wenn die Preise zu steigen begannen. Unter solchen
Handelsbedingungen wäre es Deutschland nicht nur möglich, den Vertrag nach
dem Wortlaut zu erfüllen, sondern ihn auch mit solcher Beschleunigung und ver-
hältnismäßigen Leichtigkeit zu erfüllen, daß der von diesem Vertrag ausgehende
Druck sich kaum noch fühlbar machen und dann die Erfüllung im deutschen Volke
keine zu herben Gefühle zurücklassen würde. Und das scheint mir eine sehr
wesentliche Seite der Reparationsfrage zu sein. Die Erfüllung könnte sogar Hand
in Hand gehen mit einem ständig steigenden allgemeinen Volkswohlstand, so daß
mancher leicht auf den Gedanken kommen könnte, daß die Reparationszahlungen
Deutschland eher genützt als geschadet hätten. Solcher Glaube könnte um so
eher sich breit machen, als durch die Abrüstung Deutschland einen wirtschaftlichen
Vorteil gewinnt, den man leicht mit drei Milliarden Friedensmark veranschlagen
kann, oder mit 4,8 Milliarden Goldmark von der Güte, wie sie nach unserem
Vorschlag sein würde. Sodaß allein aus dieser Quelle schon fast der Stoff für die
Reparationen geschöpft werden könnte, und wir dann die gewaltigen Mittel, die der
über Jahrzehnte sich erstreckende Vollbetrieb der Volks- und Weltwirtschaft uns
verschaffen würde, für den Wiederaufbau Deutschlands verwenden könnten. Mit
den so in der ganzen Welt schnell wiederkehrenden allgemeinen Wohlstand würde
dann auch bald die ewige Begleiterscheinung der Armseligkeit, der Imperialismus,
der Nationalismus, die Schutzzollpolitik verschwinden, und dann wären auch bald
alle in der Welt bereit, dem Friedensgeist eine neue Stätte zu bereiten. Der
Friedensengel käme dann auch nicht in der verdächtigen Gestalt eines Büßers,
sondern als lustiger Bursche, der mit der Tasche voll Geld zur Kirmes geht, und
dem alles auf der Welt vollkommen erscheint. Weltwohlstand ist auch Weltfriede,
wie allgemeiner Volkswohlstand (den es noch nie gegeben hat) auch Burgfrieden
bedeutet.


Der hier erwähnte Vorschlag wurde an alle uns bekannten Adressen solcher
Persönlichkeiten versandt, die in Amerika, in England und in Frankreich in der
Währungsfrage das Wort ergriffen hatten. Das war im Mai v. J. Bemerkenswert ist
nun, daß im Juli desselben Jahres die Preisabbaupolitik in Amerika abgebrochen
wurde, und zwar weit vom ursprünglichen Ziel. Sie nahm bei einem Index, der
noch 40 Prozent über dem Friedensindex stand, plötzlich ein Ende. Und seitdem
ist die amerikanische Währungspolitik wieder auf Inflation eingestellt, 
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zwar nicht wie bei uns, aber doch auf eine Inflation, die etwa dem entspricht, was
ich in meinem Vorschlag fordere. Bemerkenswert ist es auch, daß alle
Begleiterscheinungen, die ich vom Abbruch der Preisabbaupolitik herleitete, glatt
eingetroffen sind. So schreibt der Berichterstatter des Neuen Kurs aus Amerika
über die dortigen Währungsverhältnisse in der zweiten Aprilnummer:


„W. Z. Nach allen Anzeichen segeln die Vereinigten Staaten mit vollem Kurse in eine Hochkonjunktur.


Alle Zeitungen bringen ganze Seiten voller Stellenangebote für weibliche und männliche Arbeitskräfte.


Auch in den Straßen hängen die Tafeln von Geschäften und lunch-rooms: girls wanted, dishwasher


wanted – und die schwarzen Bretter der Eisenbahn-shipping-offices wimmeln von Namen. Henry Ford


macht jeden Tag über 6000 Automobile und sollte noch viel mehr liefern. Die Arbeitslosigkeit scheint


gänzlich überwunden zu sein.


Eine „United-News“-Agentur-Meldung aus Washington vom 19. März kündet die boom denn auch


beinahe offiziell an:


„Von neuem sind zwei Zeugnisse ausgegeben worden von Regierungskreisen, die auf die


Wiederkehr besserer Zeiten hinweisen.


Handelssekretär Hoover stellt in einem Brief an Präsident Harding fest, daß die privaten


Unternehmen das ganze Angebot von Arbeitskraft und Baumaterial beanspruchen, und daß die


Regierung öffentliche Arbeiten verschieben sollte, bis die Zeit der boom (blühende Produktion infolge


steigender Preise, W. Z.) vorüber sei.


Der Leiter des Geldumlaufs, Crissinger, kündet an, daß größere Handelstätigkeit angezeigt werde


durch die Tatsache, daß die Nationalbanken eine beherrschendere Stellung einnehmen als je seit 1920.


Ihre Geldmittel (ich bin nicht sicher, ob dies den gesamten Geldumlauf als solchen bedeutet, W. Z.)


waren am Ende des letzten Jahres 2 000 000 000 Dollars höher als ein Jahr früher und 1 000 000


000 Dollars größer als am 15. September 1922, was anzeigt, daß die Hälfte der Zunahme im letzten


Viertel des letzten Jahres stattfand. Im Gesamten haben die Nationalbanken nun 22 000 000 000


Dollars ausgegeben.


Hoovers Brief enthüllt eine gedeihliche Lage im Baugewerbe, die einzig durch das Angebot von


Arbeitskraft und Baumaterial begrenzt erscheint.“


Wirklich sieht man überall Häuser im Bau. Auch ziehen die Preise für Zucker und andere Waren


merklich an. (Leider steht mir keine Statistik der Großhandelsdurchschnittspreise zur Verfügung.)


Vermehrte Nachfrage (die Geldmenge, die kaufen will) im Verhältnis zu gleichbleibendem Angebot an


Waren und Arbeitskraft hebt die Preise. Jeder will infolgedessen kaufen, solange die Waren noch nicht


teurer geworden sind. So belebt sich Handel und Produktion und so kann durch Beherrschung des


Geldumlaufs (Nachfrage) die Volkswirtschaft entscheidend beeinflußt werden.


Nordamerika, das heute wirtschaftlich führende Land, steuert in die boom, verläßt den volkswirt-


schaftlichen Wahnsinn des Preisabbaus! Da darf man auch für unsere old country wieder hoffen.


Europa ist ans Nachäffen gewöhnt. Ich hoffe, es möge Amerika bald das ständige wirtschaftliche


Wohlergehen einer festen Kaufkraft nachmachen können.“


Dieser Bericht deckt sich mit allen Nachrichten, die mir aus Amerika zugehen.
Mir liegt ein gewerkschaftliches Blatt aus Minneapolis vor, dem ich folgende Zahlen
entnehme:


Der Tarif wurde erhöht für den Stundenlohn:
Maurer von 1,00 im Jahre 1922 auf 1,121/2 Dollar in 1923,
Zimmerleute von 0,80 auf 0,871/2 Dollar in 1923,
Handlanger von 0,65 auf 0,711/2 Dollar in 1923.


Also eine Steigerung von 10 bis 12 Prozent, die darauf zurückzuführen ist, daß
die Nachfrage das Angebot übersteigt, daß also die Arbeitslosigkeit, 
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die in Amerika beispiellosen Umfang angenommen hatte, über Nacht durch eine
andere Währungspolitik, durch einen Willkürakt der Federal Reserve Board, ins
Gegenteil umgekippt ist.


Da die Lohnerhöhungen meist den Preiserhöhungen folgen, so bedeutet obige
Nachricht, daß die amerikanischen Waren auf dem Weltmarkt um rund 10 Prozent
höher als voriges Jahr angeboten werden müssen, und daß demnach auch die
deutschen Waren diesen Preisaufschlag mitmachen können und also auch mit-
machen werden. Diese Nachricht besagt, daß die amerikanische Währungspolitik
den Versailler Vertrag für dieses Jahr bereits um 10 Prozent zu unseren Gunsten
revidiert hat, da wir zu den erhöhten Preisen jetzt mit 90 Tonnen Ausfuhrgut bereits
so viel Reparationsdevisen erzielen, wie voriges Jahr mit 100 Tonnen. Hier sieht
man, wie leichtfertig die deutschen Sachverständigen über unsere Zahlungs-
fähigkeit geurteilt haben, wie wenig man auf das Urteil der Keynes und Cassel und
anderer Männer geben kann, die in ihrem Gutachen die künftige ausländische
Währungspolitik außer Betracht lassen.) Res non verba! In Paris, in Genf, in Nizza,
in Genua wurden endlose Reden gehalten. In Berlin hat man gerechnet und
geschwitzt, um die Unmöglichkeit der Zahlung von 132 Milliarden nachzuweisen. 
In Amerika ist der Leiter des Federal Reserve Board einfach über all diesen Unsinn
hinweg zur Tat übergegangen. Er beweist, daß man alle die Zeit hindurch immer
die Rechnung ohne den Wirt gemacht hatte, und daß der Wirt in diesem Falle der
Mann ist, der darüber zu bestimmen hat, was eigentlich eine Mark Reparations-
schuld ist. Und dieser Mann ist heute der Leiter der amerikanischen Währungs-
politik. Er hatte die Deflationspolitik betrieben, er hat dieser Politik ein Ende
gemacht, er betreibt heute die umgekehrte Politik. Das alles ohne die
Ermächtigung durch den Kongress zu bedürfen. Aus diktatorischer Machtvoll-
kommenheit tat er es und tut er es heute. An diesen mächtigsten Mann der Welt
und nicht an die Diplomaten müssen wir uns wenden, wenn wir wollen, daß der
Versailler Vertrag einer gründlichen Revision unterworfen werde.


–


Wer etwas von der Geldwährung versteht, wird hier gleich die Frage aufwerfen,
wie lange die U. S. A. eine solche Währungspolitik werden betreiben können.
Denn vergessen wir es nicht: Die U. S. A. haben heute noch die Goldwährung.
Die Dollarnote ist in Gold einlösbar. Und der Vollbetrieb der Volkswirtschaft, den die
Inflationspolitik herbeiführt, bringt den breiten Massen des Volkes Wohlstand.
Wohlstand aber erzeugt einen Bedarf an Luxuswaren, in erster Linie einen Bedarf
an goldenem Flitter. In Folge der sich in Deutschland breiter und breiter machen-
den allgemeinen Armut bringen hier viele ihren goldenen Zierrat zum Händler, der
ihn in der Regel dem Schmelztiegel übergibt. Aus dem Schmelztiegel wandert das
Gold nach Amerika in die Federal Reserve Bank. Dort in Amerika rollt sich das
umgekehrte Spiel ab. [Diese Behauptung wird durch die Tatsache bestätigt, daß der nordamerik.


Senat kürzlich seine Zustimmung dazu gegeben hat, eine Untersuchung der Ursachen des Rückganges


des Gold- und Silberbestandes und seiner Auswirkungen auf Handel und Industrie vorzunehmen.


(Freiw. Zeitg. Nr. 17) O. M.] Die Läden der Goldschmiede erfreuen sich einer mit der
Inflation Hand in Hand gehenden steigenden Nachfrage, und um dieser zu ge-
nügen, zeigen die Goldschmiede die bei ihnen durch den Verkauf ihrer Ware 
eingehenden Dollarnoten der Federal Reserve Bank zur Einlösung 
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vor, um das so erhaltene Gold zu goldenen Ketten zu verarbeiten. Wenn ein Volk
von über 100 Millionen, wo der Maurer in der Stunde 1,121/2 Dollar verdient und
alle anderen im Verhältnis, dazu übergeht, goldene Ketten, goldene Armbänder,
goldene Uhren usw. zu kaufen, so will das etwas bedeuten, namentlich jetzt, wo
die Mehrzahl der Frauen selbständig wirtschaften, ein selbstverdientes gutes
Einkommen haben und nun zur Befriedigung ihres natürlichen Hanges nach Gold
und Flitter nicht mehr wie bislang still darauf zu warten haben, daß ihnen die
Männer solche Sachen schenken, sondern nun selbst in den Laden gehen, kaufen
und bezahlen. Wenn es dann noch etwa zur Mode wird, die Autowagen zu ver-
golden und dem Pflug goldene Handgriffe zu geben, den „Helden“ goldene
Kriegsdenkmünzen zu schenken, so kann man sich vorstellen, wie schnell der mit
der Inflation vor sich gehende Einschmelzungsprozeß mit den Vorräten der Federal
Reserve Bank aufgeräumt haben wird. Am 31. Mai 1922 betrug der Goldbestand in
der Federal Reserve Bank rund drei Milliarden Dollar. Oder rund vier Millionen Kilo,
oder 40 Gramm, d. h. rund 30 Dollar auf den Kopf der Bevölkerung. Wenn die
Amerikaner jährlich nur den Ertrag eines einzigen Arbeitstages in goldene
Geschmeide anlegen, dann dürfte in fünf Jahren bereits der riesige Schatz der
Federal Reserve Bank erschöpft sein. Und was dann? Bisher brach dann, wenn
dieser Punkt erreicht war, eine Wirtschaftskrise aus, die dann das goldene
Geschmeide des putzsüchtigen Völkchens wieder in den Schmelztiegel warf, von
woher das Gold dann wieder der Münze zufloß, bis daß das Spiel zum tausend-
sten Male sich wiederholen konnte. Das nannte man die Goldwährung, und diesen
Unsinn nennt man noch heute die Goldwährung, die uns Deutschen von den
Sachverständigen der Regierung als das einzig Erstrebenswerte hingestellt wird!!


In Voraussicht dieser mit der Goldwährung zur Symbiose verkuppelten
Wirtschaftskrise, die die glatte Abwicklung der Reparation wieder unmöglich
machen würde, und auch sonst wie bisher zur Schutzzollpolitik und damit zu
Kriegen führen würde, stellte ich in meinem Vorschlag (von dem oben die Rede ist)
die Forderung, daß der Dollar vom Gold gesetzlich zu trennen und nach einem
Warenpreisindes zu verwalten sei, ähnlich wie ich das für die deutsche Reichsmark
fordere. Dieser Indexdollar soll dann als Grundlage für alle interalliierten Schulden
und für die deutsche Reparationszahlungen dienen. Dieser Indexdollar soll einer
leichten, andauernden Inflation (von etwa 5 Prozent jährlich) so lange unterworfen
werden, bis die Kriegspreise wieder erreicht sind, die der Berechnung der
Reparationsschuld von 132 Milliarden zugrunde gelegt wurden. Was nachher noch
mit dem Gold geschieht, ist für die Volkswirtschaft und für unsere Reparations-
leistung gleichgültig. Der Hang des Volkes nach dem Besitze goldener Gegen-
stände kann dann keinen Einfluß auf die Warenpreise und damit auf die Wirtschaft
ausüben. Die goldenen Münzen werden dann restlos zu Geschmeide verarbeitet
werden, und der unaufhaltsam wachsende Wohlstand wird die Nachfrage nach 
goldenem Flitter verzehnfachen, verhundertfachen, wird den Preis des Goldes 
vielleicht vertausendfachen – auf die Wirtschaft, auf das Geschick der Menschheit
wird aber solche Entwicklung nicht den geringsten Einfluß mehr haben.


Möglich ist es, daß der Präsident der Federal Reserve Board in Amerika auch die
Wichtigkeit dieses Punktes meines Vorschlages erfaßt hat, und daß die Trennung
des Dollars vom Gold bald die Gesetzgebung 
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der U. S. A. beschäftigen wird, für welche sich bereits mächtige Kreise (Henry
Ford gehört dazu) eingesetzt haben. Zur Förderung dieser für die Reparationsfrage
so überaus wichtigen Angelegenheit können wir hier, ich meine das Deutsche
Reich, sehr vieles beitragen. Es würde schon viel bedeuten, wenn wir die Hüter
des Goldwahnes, die von der Hohenzollernherrschaft geerbten Beamten der
Reichsbank, absetzten, die Goldwährung auch gesetzlich und endgültig abschaff-
ten und dann auf breiter Grundlage die Frage öffentlich besprächen, die durch die
Abschaffung der uralten Schwindelwährung dem Volke der Denker gestellt wird.


Die Erfüllung 
und was wir von ihr persönlich, sowie welt-, staats- und 


sozialpolitisch zu erwarten haben


[Aus dem großen Vortrage Silvio Gesells drucken wir im vorliegenden und folgenden Hefte die


Hauptteile ab, die nicht nur schon Bekanntes in anderer Form und Zusammenstellung, sondern auch


bisher weniger deutlich ausgesprochene Gedanken enthalten. O. M.]


Um mit einem fertigen Finanzplan für die Reparation vor das heutige deutsche
Volk, vor die aus dem 4jährigen, demoralisierenden Kriege heimgekehrte
Armseligkeit zu treten, dazu gehört Mut. Wenn unsere Staatsmänner immer den
nötigen Mut gehabt hätten, dann brauchten nicht wir den Finanzplan aufzustellen.
Man denkt an Rathenau, an Erzberger, an sein eigenes Grab, und dann läßt man
die Dinge gehen, wie sie gehen mögen. Das darf aber nicht so bleiben, sonst geht
das deutsche Reich schließlich an der Feigheit seiner Staatsmänner zugrunde.
Feigheit ist für einen Staatsmann das schlimmste Laster. 


Wir alle, alle im deutschen Volk wissen genau, was zu tun ist, um die Finanzen
zu ordnen, um die Währung zu stabilisieren und um die Reparationen zu bezahlen.
Und alle wissen auch, daß, wenn das, was geschehen soll, nicht geschieht, das
deutsche Volk untergehen wird. Aber keiner getraut sich, es öffentlich zu sagen,
aus gemeiner Furcht, daß er erschlagen wird. Sogar die Sozialisten sind durch 
solche Feigheit gelähmt. Sie auch trauen sich nicht mehr das Wort „Sachwert-
steuer“ öffentlich auszusprechen. Feigheit war es, ganz gewöhnliche Feigheit, was
die sozialistischen Abgeordneten 1914 dazu bestimmte, die Kriegskredite zu be-
willigen. Sie wußten, daß, wer hier nicht parierte, in die Schützengräben geschickt
wurde. Dieselbe Feigheit war es wieder, die die sozialistischen Gewerkschaftler im
Dezember vorigen Jahres bewog, die von den bürgerlichen Parteien eingebrachten
Beschlüsse, wonach die bestehende Not im Deutschen Reich auf Rechnung der
Reparationszahlungen gestellt wurde, einstimmig gutzuheißen. So waren sie davor
bewahrt, die Sachwertsteuer, die schreckliche Sachwertsteuer, wieder zur Sprache
bringen zu müssen.


Der Freiwirtschaftsbund, der den Mut aufbringt, die restlose Beseitigung des
arbeitslosen Einkommens zum politischen Programm zu erheben, wird auch den
Mut aufbringen, den zur Befreiung der besetzten Gebiete, zur Rettung des 
deutschen Volkes nötigen Finanzplan 
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aufzustellen und die Sachwertsteuern zu verlangen, die sich als nötig erweisen
werden.


In meinen Veröffentlichungen habe ich von Anfang an darauf hingewiesen, daß
die Sachwertsteuer so hoch bemessen werden muß, daß ihr Ertrag unter allen
Umständen genügt, um den beabsichtigten Zweck zu erreichen. Ich lege darauf
das allergrößte Gewicht. Ich gehe dabei von der Überlegung aus, daß eine
Sachwertsteuer ganz den Charakter einer bolschweistischen Maßnahme hat, und
daß, wenn wir solche bolschewistischen Streiche wiederholt anwenden müssen,
weil der erste Streich zu kurz fiel, daß dann das deutsche Volk das Sicherheits-
gefühl gegenüber dem Eigentum verlieren und seine Kraft zur Sparsamkeit und
Arbeit dahinschwinden wird. Und das wäre freilich das schlimmste, was dem 
deutschen Volk zustoßen könnte. Der Zerfall der Berliner Wohnhäuser zeigt uns
deutlich, wohin wir in wenigen Jahrzehnten gelangen würden, wenn wiederholte
Sachwertsteuern nötig würden, weil die erste nicht ausreicht. Die Verschwendung
und die Kapitalflucht, die seit nunmehr vier Jahren in Deutschland in größtem
Umfang betrieben wird, würde in verstärktem Maße fort-gesetzt werden. Kein
Haus, keine Fabrik wird mehr gebaut werden, wenn die Kapitalisten fürchten, daß
die beschlossene Sachwertsteuer, weil zu niedrig bemessen, nicht ihren Zweck
erfüllen wird. Jeder wird fortfahren, alles flüssig werdende Kapital ins Ausland zu
retten. Denn dort ist es sicher vor den drohenden Sachwertsteuern. Ganz anders
verlaufen die Dinge, wenn wir die Sachwerte von vornherein so hoch der Steuer
verpfländen, daß jeder Kapitalist völlig überzeugt wird, daß es unter allen
Umständen reichen muß, und daß er darum keine zweite Schur zu befürchten
braucht. Dann fühlt sich jeder wieder sicher im Besitze des vielleicht recht schäbi-
gen Restes seines Vermögens, und aufatmend wird jeder sagen können: Klein
zwar, aber mein. Dann haben die Verschwendungssucht und die Kapitalflucht 
wirklich keinen Sinn mehr. Dann werden sogar die ins Ausland geflüchteten
Kapitalien wieder zurückkommen und sich der deutschen Industrie zur Verfügung
stellen. Dann brauchen wir keine Auslandsanleihe zu machen. Aus 
eigener Kraft wird sich die deutsche Industrie wieder die alte Stellung auf dem
Weltmarkt erobern. Das alles hängt davon ab, ob die Sachwertsteuer genügend
hoch bemessen wird. 


Aus diesen Erwägungen heraus verlangte ich in meinen Veröffentlichungen eine
Sachwertsteuer von nicht weniger als 75 Prozent. Nach meinen Schätzungen muß,
wenn die Preisentwicklung in den Vereinigten Staaten keinen Rückschlag erfährt,
und wenn alle Hemmungen, die der Friedensvertrag der deutschen Industrie auf-
erlegt hat, beseitigt werden, sowie, wenn auch im Inland mit all den behördlichen
Pfuscherein aufgeräumt wird, das Ziel mit Bestimmtheit erreicht werden können.
Und das Ziel ist: Balanzierung des Etats mit Einschluß der Reparation laut
Versailler Vertrag; Sanierung der Währung, Beseitigung aller indirekten Steuern mit
Einschluß aller Grenzzölle, Beseitigung der Lohnsteuern, der Luxussteuern, der
Bier- und Heringssteuern, der Zigarettensteuer, der Damaschkeschen Steuern, der
Spielkartensteuern, der Herz-, Leber- und Nierensteuern; kurz, Beseitigung des
ganzen Steuerschwindels, mit Einschluß der Kadaver- und Erbschaftssteuern, der
Umsatzsteuern und der Kohlensteuern und der Einkommensteuern, und
Abwälzung der ganzen Geschichte auf das, was letzten Endes doch alles zu 
tragen hat, nämlich auf die Sachwerte.
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Die Steuer soll erhoben werden von alle dem, was sichtbar ist und sich nicht ver-
bergen läßt: Liegenschaften und Warenvorräte. Gold, Edelsteine, Kunstgeschirr
dagegen, wie auch das Mobiliar der Familien soll frei von Steuern sein. Das Gold,
weil doch nur die ehrlichen Leute die Steuern bezahlen würden, und weil es nicht
geht, daß man die Ehrlichen besteuert. Das Mobiliar soll frei sein, weil es sich nicht
einschätzen läßt, und weil nach Erhebung der Sachwertsteuern und nach Freigabe
der Mieten und in dem Maße, wie sich jeder in seinen Wohnräumen wird ein-
schränken wollen, sehr viel Mobiliar auf den Markt geworfen werden wird. Es wird
auch ohne Mobiliarsteuer zu einem katastrophalen Preissturz für das Mobiliar kom-
men. – Die Sachwertsteuer wird direkt an der Wurzel gefaßt, ohne irgendwelche
Rücksicht darauf, ob die Sache vielleicht anderen verpfändet ist. Dafür wird den
Besitzern der Sache gestattet, eigene Schulden auf die Gläubiger nach gesetz-
lichen Vorschriften abzuwälzen, sodaß dann die Steuerbehörde sich in keinerlei 
private Angelegenheiten zu mischen hat. Nicht die Eigentümer oder Besitzer der
Sachen bezahlen die Steuern, sondern die Sache selbst.


Hier ist ein Gut, das, wenn es öffentlich verpachtet würde, 10 000 Goldmark
Pacht eintragen würde. Von dieser jährlichen Einnahme von 10 000 Mark werden
7500 Goldmark, also 75 Prozent, dem Reiche verpfändet und ins Grundbuch hypo-
thekarisch als erste Last eingetragen. Die bereits eingetragenen Hypotheken treten
an zweite Stelle; von ihnen kann der Grundbesitzer 75 Prozent kürzen.


Dort ist ein Bergwerk. In öffentlicher Verpachtung dürfte es 10 Millionen
Goldmark an Pacht jährlich einbringen. Auch hiervon werden dem Reich 
75 Prozent, also 71/2 Millionen Goldmark als jährliche Abgabe hypothekarisch 
verpfändet. Dafür kann der Bergwerksbesitzer alle Schulden, Obigationen,
Hypotheken, Wechsel, um gleichfalls 75 Prozent kürzen.


Die Hausbesitzer werden von jeder Beschränkung bei der Mieteforderung befreit.
Die Höhe der Miete wird wieder, wie früher, allein durch Nachfrage und Angebot
bestimmt werden. Die Hausbesitzer, die zu viel verlangen, setzen sich der Gefahr
aus, daß ihr Haus leer stehen bleibt. Und gehen die Mieten allgemein über die
Zahlungsfähigkeit der Mieter in die Höhe, so schränkt sich jeder ein. Man begnügt
sich mit 20 Zimmern, wenn man 50 Zimmer nicht mehr bezahlen kann. Und der,
der kein Zimmer bezahlen kann oder die Ausgaben dafür scheut, der begnügt sich
mit einer Schlafstelle, wie das früher der Fall war.


Wie hoch nun die Mieten steigen werden, läßt sich nicht im voraus berechnen.
Aber von der Miete, die der Hausbesitzer einkassiert, oder die er in öffentlicher
Pachtauktion würde erzielen könne, wandern 75 v. H. in die Reichskasse. Auch
diese Last wird ins Grundbuch an erster Stelle eingetragen. Sobald die Mieten all-
gemein eine Höhe erreicht haben werden, die das Bauen neuer Häuser wieder
erlaubt, werden wir daraus den Schluß ziehen, daß eine weitere Mietesteigerung
für die alten Häuser nicht mehr zu erwarten ist. dann wird die erreichte Miete zu
dem dann üblichen Zinsfuß kapitalisiert, und von der so errechneten Summe wer-
den 75 Prozent zugunsten des Reiches als feste Last eingetragen an Stelle der
bisherigen 75 Prozent der Mieteingänge.


Die Besitzer von Warenlager werden an einem bestimmten Tage die Inventur
ihres Lagerbestandes einreichen. Von der Summe, die sich 
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zu Tagespreisen ergibt, werden 75 Prozent in langfristigen, verzinslichen Wechseln
an das Reich abgeliefert. Der Kaufmann kann dann ebenfalls 75 Prozent von all
seinen Geldverpflichtungen den Gläubigern gegenüber kürzen. Es hängt dann von
den Absichten des Kaufmanns ab, ob er durch Liquidation eines Teiles seiner
Warenbestände die dem Reiche gezeichneten Wechsel einlösen will, oder ob er
sich zu diesem Zwecke anderswo Kredit verschafft, oder ob er „das Bleigewicht
dieser Wechsel jahrelang schleppen will“. Um letzteres unrentabel für den
Kaufmann zu machen, und um die Liquidation solcher Wechsel so schnell wie
möglich herbeizuführen, wird der Kaufmann neben dem Zins noch eine ange-
messene Tilgungssumme jährlich zu zahlen haben.


Und ähnlich wird es mit allem in Deutschland befindlichen sichtbaren Vermögen
gehen. Das unsichtbare Vermögen, das sogennante Papiervermögen, dem das
Sachvermögen verpfändet ist, wird von den Schuldnern durch Abwälzung der auf
sie entfallenden Steuern belastet werden. Es wird sich also wirklich niemand der
Steuer entziehen können. Die Beamten, die für die Erhebung der Sachwertsteuer
nötig werden, werden wir in Überfluß zur Verfügung haben, denn parallel mit der
Erhebung der Sachwertsteuer werden die anderen Steuern abgebaut und abge-
schafft werden können.


Mit dem so in breitem Strom dem Reiche zufließenden Geldern wird das Reich
nun allen seinen Verpflichtungen nach allen Seiten nachkommen können. Auch
gegenüber den so schmählich betrogenen Staatsgläubigern, den Besitzern von
Kriegsanleihen, der Staatspapiere, der Sparkassenbücher, und gegenüber den in
öffentlichen wie privaten Anstalten Versicherten. Auch für die Kriegsverletzten wird
man auskömmlich sorgen können nach dem allgemeinen Grundsatz, daß der
Kriegsverletzte mindestens das Einkommen haben soll, das sich die
Nichtverletzten verschaffen können. Und wenn dann noch ein Überschuß verbleibt,
dann werden wir uns der Versprechungen erinnern, die Hindenburg den Soldaten
machte. Wir werden mit den Überschüssen die Aufteilung der
Großgrundbesitzungen vornehmen und den ganzen Osten Deutschlands für freie,
selbständige Bauern erschließen, soweit die etwaigen Überschüsse solches erlau-
ben. Das Ächzen und Stöhnen und der dumpfe Sklaventritt auf den jetzigen
Grußgrundbesitzungen soll heiteren Gesängen Platz machen. Solche für das
Siedlungswerk geeignete Güter werden als Folge der Sachwertsteuer viel zum
Verkauf angeboten werden von solchen Grundbesitzern, die einen Teil ihres dem
Reich verpfändeten Besitztums durch Verkauf von Ländereien wieder schuldenfrei
machen wollen. 


Das Gold, das so dem Reich durch die Sachwertsteuer zufließt, bildete bis dahin
das Einkommen der deutschen Grund- und Zinsrentner, der Devisenbezieher und
wurde zum größten Teil in der Bestreitung eines oft recht üppigen Haushaltes ver-
braucht. Die Grund- und Zinsrentner werden nunmehr ihre Ausgaben persönlicher
Natur um 75 Prozent kürzen müssen. Für manche wird das recht peinlich werden.
Wir bedauern diese Bedauernswerten, wie wir auch diejenigen bedauern, die ihre
letzten Mittel durch Ankauf von Kriegsanleihen dem Reiche in schwerer Not zur
Verfügung stellten und jetzt nicht 75 Prozent, sondern alles verloren haben. Wir
bedauern sie, wie wir die kleinen Sparkassenbücherbesitzer bedauern, die eben-
falls alles verloren haben. Und wir bedauern sie, wie wir alle die armen Teufel im
Deutschen Reich bedauern, die ihre 
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Gesundheit, ihr Leben, ihre Söhne, die Väter ihrer Kinder opferten, um den Besitz,
die Sachwerte, das Eigentum der anderen vor dem Feinde zu schützen. Und
schließlich bedauern wir sie auch noch, wie wir das Proletariat bedauern, das keine
Sachwertsteuer bezahlt, weil es nichts besitzt, niemals in seinem Leben die
Genüsse kosten kann, die der Besitz bietet, und auf die er nun auch zu 75 Prozent
verzichten muß.


Das, was infolge der Sachwertsteuer nunmehr von den Rentnern weniger ver-
braucht wird an Arbeitsprodukten des deutschen Volkes, das steht für die zu
Verfügung, denen der Ertrag der Sachwertsteuer zufließen soll. Statt Papiergeld 
zu drucken, wird das Reich jetzt seine Staatsausgaben mit dem Geld der
Sachwertsteuer bezahlen. Die Witwen, die Kriegsverletzten werden auf dem
Umwege über die Sachwertsteuer von den Renten der Grundbesitzer, von den
Dividenden der Kapitalisten leben. Und alles, was dann übrig bleibt von dem, was
die Rentner jetzt weniger verzehren können, das wird ausgeführt und liefert die
Devisen, womit wir die Reparationen werden bezahlen können. So ist dann der
finanzielle Kreislauf geschlossen. Wirtschaftlich verläuft die Sache so, daß in
Deutschland weniger Waren verbraucht werden bei gleicher Produktion, daß wir
das so Gesparte auf den Weltmarkt werfen, und daß die Franzosen mit den von
uns gelieferten Devisen auf dem Weltmarkt sich die Güter kaufen, die sie für die
Wiederherstellung des verwüsteten Gebietes gebrauchen. Also finanziell und wirt-
schaftlich ein völlig geschlossener Kreislauf. Von dem Schreckgespenst des
Eingreifens in die Substanz, mit dem die Kapitalisten die unerfahrenen Arbeiter 
eingeschüchtert haben, ist nirgend etwas zu sehen. Wirtschaftlich und finanziell
verläuft die Sache ohne Nebenerscheinungen, bis auf den genannten Eingriff in
den Haushaltsetat des Rentners.


Die Arbeiter, die Beamten sind ganz unbeteiligt an der Sache. Der Lohn der
Arbeiter ist sowieso eine internationale Größe und als solche für jede Art der
Besteuerung unangreifbar. Einen besonderen Grund zur Auswanderung bringt die-
ser Reparationsplan für niemand, weder für den Arbeiter, noch für den Techniker,
den Kaufmann, den Beamten. Nur diejenigen Personen, die bisher im persönlichen
Dienst der Rentner standen, die Köche, die Chauffeure, die Hauslehrer, die
Dienstboten, werden in der Mehrzahl entlassen werden, und soweit sie nicht noch
umlernen können, werden sie Gegenstand einer besonderen Fürsorge werden. An
Mitteln hierfür wird es auch nicht fehlen. Sonst ist das, was die Rentner in
Deutschland für ihren eigenen Konsum zu kaufen pflegten, Ware, die auch aus-
geführt werden kann, und für den Unternehmer wie für den Arbeiter und Kaufmann
ist es einerlei, wer die Ware verbraucht, in vielen Fällen, ich erinnere hier z. B. an
den staubaufwirbelnden Kraftwagen, sieht das Volk es sogar gerne, wenn diese
Fahrzeuge, statt die deutschen Landstraßen unsicher zu machen und die
Kinderwagen in Öl- und Staubwolken zu hüllen, ihren Weg über See in die Wüste
nehmen. Und mit vielen anderen Dingen geht es auch so. Wäre es z. B. nicht für
uns in Deutschland angenehmer, wenn anstatt daß Amerikaner nach Deutschland
kommen, um sich zu betrinken, unsere Trinker nach Amerika pilgerten?
Nennenswerte Nachteile von dieser Verschiebung des Verbrauchs der deutschen
Erzeugnisse von hier ins Ausland sind nirgends wahrzunehmen. Sogar die
Einschränkungen, die sich die deutschen Rentner in ihrer Lebenshaltung werden
auferlegen müssen, werden sich in sehr vielen Fällen als Wohltaten erweisen. 
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Für sehr viele wird die Sachwertsteuer wirksamer sein als die alljährliche Reise
nach Karlsbad.


Schwerwiegender als die Verbrauchseinschränkungen des Rentners ist für uns
die Frage, ob die Sachwertsteuer und Reparationen wirklich den Lohn des
Arbeiters, überhaupt den Arbeitsertrag unberührt lassen, ob nicht deutsche Arbeiter
in Scharen auswandern werden, um dem Druck zu entgehen, der sich am Ende
doch noch fühlbar machen wird.


II.


Es ist die Frage zu beantworten, ob die Sachwertsteuer in irgendeinem Umfang
auf den Arbeitsertrag abgewälzt werden kann. Ich vermisse in der deutschen
Presse eine eingehende Beantwortung dieser Frage. Die sozialistische Presse
schweigt sich darüber ganz aus. Und doch ist gerade diese Frage das einzig wich-
tige bei der Sachwertsteuer. Wäre es möglich, daß die Sachwertsteuer auf den
Lohn abgewälzt werden kann, so wäre das gleichbedeutend mit der Unmöglichkeit
einer solchen Steuer, gleichbedeutend auch mit der Unmöglichkeit der Befreiung
Deutschlands vom Drucke der Besetzung. Denn wenn die Sachwertsteuer auf den
Lohn abgewälzt werden könnte, so würde ja sofort die Auswanderung einsetzen,
und wie könnten wir hoffen, unsere Wirtschaft in dem Vollbetrieb zu erhalten, wie
es für die Reparation und den Wiederaufbau Deutschlands nötig ist, wenn die 
tüchtigsten und mutigsten Arbeiter, Techniker und Unternehmer, solcher
Lastenabwälzung ausweichend, in hellen Scharen ins Ausland flüchten? Der Krieg
tötet die Besten des Volkes in physischer Beziehung. Für die Besten des Volkes in
geistiger Beziehung hat der Krieg keine besondere Vorliebe. Der Krieg wirft blind-
lings Gutes und Schlechtes ins Massengrab. Man kann hier kaum von einer
Auslese reden. In dieser Beziehung hat die Auswanderung viel schlimmere Folgen
für ein Volk. Und wenn während der Dauer der Reparation, die laut Vertrag 40
Jahre währen soll, die deutschen jungen Männer in Massen auswandern würden,
wie sie z. B. in den 80er Jahren auswanderten, dann werden wir das deutsche
Volk wieder vergleichen können mit dem elenden Gesindel, das am Ende des
30jährigen Krieges übrig blieb. Man bedenke, daß die Auswanderer zweimal
gesiebt werden. Einmal bei der Autoselektion, indem der Entschluß zur
Auswanderung bereits eine Auslese bedeutet, das andere Mal durch die Behörden
des Einwanderungslandes, wo alle, die den Ansprüchen der Ärzte und Psychiater
nicht genügen, rücksichtslos, brutal, unmenschlich, wieder zurückgeschickt wer-
den. So wurden kürzlich von einem Schiff, das von Hamburg in Newyork eintraf, 
55 Prozent der Einwanderer wieder heimgeschickt! Man bedenke, wohin das 
führen wird, wenn so jahrzehntelang als Väter des künftigen Geschlechtes in
Deutschland nur mehr Männer übrig blieben, die sich selbst für ein kühnes
Unternehmen untauglich betrachteten und die von den Amerikanern zurück-
geschickt werden, weil die Ärzte an ihnen Fehler entdeckt haben und sie als
untauglich zur Fortpflanzung des amerikanischen Volkes betrachten. Hier handelt
es ich um eine Frage, die wahrhaftig nicht aus dem Auge verloren werden darf. 
Ich kenne keine öffentliche Angelegenheit, die, was ihre allseitige Bedeutung 
anbetrifft, sich mit der Auswanderung vergleichen 
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ließe. Mit Hilfe der Auswanderung kann man ein Volk in Nietsches Übermenschen
oder auch in Myrmidonen, in Ameisen verwandeln. Es handelt sich nur darum, wer
auswandert. Und wer jetzt auswandern wird, das wird davon abhängen, ob die
Sachwertsteuer abgewälzt werden kann oder nicht. In unserer Literatur sind alle
Grundbegriffe, um eine völlig befriedigende Antwort, und zwar eine verneinende
Antwort, auf diese Frage geben zu können, vorhanden. Aber die Angelegenheit muß
vor das Volk in breiter und eindringlicher Weise getragen werden, und ich möchte
hier anregen, daß wir jetzt diese Frage in unseren öffentlichen Versammlungen ganz
besonders liebevoll behandeln sollten. Als politischen Agitationsstoff gibt es gewiß
nichts Besseres. Hier kann man dem Volke klar machen, was an der Vaterlandsliebe
echt und was falsch ist. Hier kann man die Heuchler, die Schwindler vor der Öffent-
lichkeit entlarven. Hier ist ein Stoff, wo der Redner sein ganzes Herz ausschütten
kann, so er es erreichen kann, was noch niemals einem poltitischen Redner wider-
fahren ist, daß ihm die Frauen die Rosen hinwerfen werden von ihrer Brust.


Die Frage der Abwälzbarkeit der Sachwertsteuer rollt alle Fragen der
Volkswirtschaft auf. Niemals haben wir eine bessere Gelegenheit gehabt zu zeigen,
daß wir etwas von der Volkswirtschaft verstehen, als in der Beantwortung dieser
Frage. Niemals auch haben die Vertreter der sozialistischen und der bürgerlichen
Volkswirtschaftslehre eine bessere Gelegenheit gehabt, um sich zu blamieren und
um dem Volke den Beweis zu liefern, daß die Hochschule, die vom Staat abhängige,
mit dem Geld der Steuerzahler unterhaltene Hochschule, zur Unfruchtbarkeit verur-
teilt ist. Wie die deutschen Professoren vollständig in der Währungsfrage versagt
haben und niemand sich um sie kümmert, wie sie damals unfähig waren, die für die
Zollpolitik so wichtige Frage der Abwälzbarkeit der Schutzzölle auf den Arbeitslohn
zu entscheiden, so werden sie auch diesmal wieder versagen, wenn man sie fragen
wird, wie sich denn die Sachwertsteuer in Bezug auf den Lohn auswirken wird. Die
einen aus Feigheit, die anderen aus Unwissenheit.


Die Antwort, die wir auf diese Frage gefunden haben, macht uns so sicher in der
Forderung der Sachwertsteuer. Wenn wir nicht wüßten, wie diese Steuer wirkt, wie
könnten wir sie dann so energisch fordern?


Es kann für uns kein Zweifel bestehen, daß, sofern nur den deutschen
Auswanderern die Welt wieder in dem früheren Umfang geöffnet wird, der Sachlohn
in Deutschland nicht unter das internationale Niveau des Lohnes fallen kann, und
daß darum jede Steuer, die den Lohn unter dieses Niveau drücken würde, von die-
sem Lohne mitsamt den Erhebungskosten wieder auf die Sachwerte abgewälzt 
werden würde. Darum erscheinen uns die Versuche so überaus töricht, dem Arbeiter
eine Lohnsteuer aufzubürden, oder ihn durch Verbrauchsteuern an den
Staatsausgaben zu beteiligen. Der Arbeiter schüttelt all diese Lasten schon bei den
Lohnverhandlungen von sich ab, wie der Hund das Wasser von seinem Felle. Darum
kann auch die Sachwertsteuer, wie sie für die Sanierung der Reichsfinanzen als
nötig erachtet werden wird, keineswegs an und für sich schon als ein antikapitalisti-
scher Streich betrachtet werden. Sofern die Sachwertbesitzer nur die wirtschaftlichen
Zusammenhänge richtig durchschauen würden, müßten sie selbst die
Sachwertsteuer fordern und alle anderen Steuern als abwälzbar ablehnen. Nur weil
die Kapitalisten diese Zusammenhänge nicht verstehen, suchen sie sich um die
Sachwert-
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steuer herumzudrücken und Ersatzsteuern zu erfinden. Der Versuch wird ewig schei-
tern, wie es ewig unmöglich ist, Wasser in einem Sieb zu halten. Die Lohnsteuer hat
sich schon längst in eine Unternehmersteuer verwandelt, die nach der Kopfzahl und
dem Lohn berechnet wird. Der Unternehmer wälzt die Steuer ab auf den Preis, wie er
schon die Kohlensteuer auf den Preis abwälzt, oder wie der Kaufmann die
Zollausgaben auf die Preise abwälzt, nachdem der die Zollrechnung noch um seinen
regelrechten Profit erhöht hat. Bei den Lohnverhandlungen aber stützt sich der
Arbeiter letzten Endes auf den Arbeitsertrag des Auswanderers. Er beschwert seine
Forderungen um die ganze Summe, um die ihm die Lebenshaltung verteuert worden
ist durch die Lohnsteuer, die Kohlensteuer, die Zölle, die indirekten Steuern, die
Erhebungskosten dieser Steuern, und um den Profit, den der Kaufmann, der
Unternehmer auf die Steuern schlägt. Wer trägt nun schließlich die Steuern? Wenn
es nicht der Arbeiter ist, dann ist es gewiß der Rentner, denn aus Rentnern und
Arbeitern besteht ausschließlich das Volk. Und wenn es der Rentner ist, so liegt es
doch in seinem Interesse, daß bei Erhebung der Steuern der gerade Weg zu seiner
Kasse eingeschlagen werde, denn dieser gerade Weg ist, weil der kürzeste, auch der
billigste für ihn. Der Vorschlag ist übrigens nicht neu, daß alle Staatsausgaben direkt
von den Rentnern, und zwar von den Grundrentnern, erhoben werden sollen. Der
Vorschlag ist auch schon von Rentnern selbst ausgegangen, die ganz richtig rechne-
ten, daß die Löhne und die Preise nicht nur um den Betrag der indirekten Steuern
sinken würden, sondern darüber hinaus noch um den Betrag der Erhebungskosten,
die nicht selten den Betrag der Steuer übersteigen.


Der Zechenbesitzer bezahlt z. B. 1000 Mark für Kohlensteuer und für Lohnsteuer.
Da er nichts umsonst tut und auch kein bares Geld in Steuerzetteln anlegt, ohne den
regelrechten Zins in Rechnung zu setzen, so belastet er den Kohlenpreis mit sagen
wir 10 Prozent, also mit 1100 Mark wegen der Lohn- und Kohlensteuer. Der Hütten-
besitzer schlägt seinerseits auf die 1100 Mark aus den gleichen Gründen 
10 Prozent auf. So kosten die 1000 Mark Kohlen- und Lohnsteuer, die der
Reichskasse zufließen, dem ersten Verbraucher des Eisens bereits 1210 Mark. In
den meisten Fällen folgen dem ersten Verbraucher des Eisens noch ein zweiter, ein
dritter, bis das fertige Produkt in die Hände des Grossisten, von da in die des
Detaillisten, und schließlich in die des Verbrauchers gelangt. So mögen in den mei-
sten Fällen die 1000 Mark Lohn- und Kohlensteuer, die in die Kassen des Reiches
fließen, den Rentnern des Landes 2000 Mark und darüber kosten. Die indirekten
Steuern belasten den Rentner indirekt mit 2000 Mark, dieselben Staatseinnahmen als
direkte, als Sachwertsteuer erhoben, würden dem Rentner nur 1000 Mark kosten.


In den meisten Fällen ist es krasse Unwissenheit, die die Rentner davon abhält, die
Sachwertsteuer zu fordern. Oft aber mag die Überlegung mitspielen, daß wenn das
Volk durch indirekte Steuern scheinbar wenigstens an den Staatsausgaben beteiligt
wird, die Bewilligung neuer Lasten nicht so leichtfertig vor sich gehen wird. Im übrigen
haben die Rentner auch ein Interesse daran, daß die wirtschaftlichen
Zusammenhänge nicht in zu große Helle gebracht werden.


Das Interesse, das wir an der Sachwertsteuer bekunden, kommt daher, daß wir
erkannt haben, daß wir nur auf diesem Wege aus dem jetzigen Schlamassel heraus-
kommen können, daß es der einzige Weg ist, um die besetzten Gebiete zu befreien
und uns vor größerem Unheil zu bewahren.
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Die von uns erstrebten Reformen setzen zum mindesten die Stillegung der
Notenpresse voraus, und ohne die Sachwertsteuer wird es nicht möglich werden,
die Notenpresse stillzulegen. Darum unser Interesse an der Sachwertsteuer. Was
wir darüber hinaus wollen, keimt aus ganz anderen Beweggründen. Die
Sachwertsteuer ist ein durch den Krieg nötig gewordener Eingriff in das Eigentum.
Wir aber wollen durch unsere Eingriffe das Eigentum festigen, und es, sobald es
einmal nur mehr aus Arbeit entstehen kann, mit einem Heiligenschein umgeben, 
es zu Tabu machen, das niemand, auch der Staat nicht, antasten darf. Wir greifen
also hier nur darum ein, weil scheinbar niemand im Reiche zu Worte kommt, der
die Zusammenhänge durchschaut und an sich vernünftige, widerspruchslose
Vorschläge zu machen weiß. Wir, die wir die kapitalistische Wirtschaft angreifen
und endgültig zur Stecke bringen wollen, befinden uns in der eigenartigen Lage,
daß wir den aus dem Kriege schwerverletzt heimgekommenen Kapitalismus erst
wieder kurieren und auf die Beine bringen müssen, um ihn dann zum Tode zu 
verurteilen und zu enthaupten.


Wer gewohnt ist, die Dinge dynamisch oder relativ zu betrachten, der sucht bei
allen Ereignissen, auch den betrübendsten, nach der sogen. Kehrseite der
Medaille. Und die erweckt oft genug schon bei oberflächlicher Betrachtung ganz
andere Gefühle. Den toten Freund übergibt er dem Feuer, und schon sieht er, wie
der Glut lodernd die Elemente zu vielgestaltigem neuen Leben entsteigen. Und
während noch in seiner Wimper die bitterste Träne hängt, bricht sich die liebe
Sonne Bahn durch das Gewölk und spaltet die Träne in funkelnde Diamanten.


So wird es uns auch ergehen, wenn wir uns die Mühe geben, die Kehrseite der
Reparation zu betrachten. Auch hier werden wir kostbare Schätze dort entdecken,
wo der gewöhnliche Mensch nur Steuerzettel, Schweiß und stöhnende Flüche
wahrnehmen kann. Wir sehen in der Reparation eine Anbahnung zum
Bürgerfrieden, der uns den Bürgerkrieg ersparen wird, den Bürgerkireg, dem wir
hilflos wie auf einem Wrack zutreiben und der schon so viele große Staaten fast
spurlos vernichtete. Der Weltkrieg hat uns 2 000 000 Männer gekostet. Daneben
4 Millionen, die das Bleigewicht hölzerner Glieder bis an ihr Lebensende zu schlep-
pen haben. Der Bürgerkrieg aber würde uns alle verschlingen. Mit Hab und Gut,
Haut und Haar. Denn Bürgerkrieg heißt bei uns nicht, wie bei den Russen, mit ver-
schränkten Armen zusehen, wie die Schafe fressen und Wolle ansetzen. Bei uns
setzen die Schafe statt Wolle Rost an in der Revolution, und in wenigen Jahren
sind diese eisernen Schafherden in Rost zerfallen. Bei uns heißt Bürgerkrieg nichts
anders als eine ununterbrochene Hungerrevolte, wobei alles in Flammen aufgeht.


Der Krieg, die Reparation, die Papiergeldwirtschaft und die Revolution mit ihren
brutalen Eingriffen in das Wirtschaftsleben, haben einen Schaden angerichtet, der
nun durch die Sachwertsteuer liquidiert wird und der den größeren Teil dieses
Vermögens verschlingt. Die Zahl der Leute, die in Deutschland in Zukunft vom
arbeitslosen Einkommen leben wird, ist so mit einem Schlage um 75 Prozent ver-
mindert. Was bedeutet das? Sehr viel bedeutet das. Aus der Spaltung des Volkes
in Leute, die haben und in solche, die nichts haben, erwachsen alle Übel des
Gesellschaftslebens. Die allgemeine Armut ist eine üble Sache. Die Spaltung des
Volkes in reich und arm, ist aber noch tausendmal übler 
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und vor allem gefährlicher als die allgemeine Armut. Aus dieser Spaltung erwächst
der Widerstand gegen jede vernünftige Fortentwicklung des Gesellschaftslebens.
Aus dieser Spaltung erwächst der reaktionäre Geist. Diese Spaltung überträgt sich
in gerader Linie auf den Reichstag, auf die Gesetzgebung, auf die Verfassung. Sie
ist die Ursache, warum allem, was von dort kommt, die schmutzigen
Fingerabdrücke des Pfuschers anhaften. Sie überträgt sich auf die Literatur, auf die
Wissenschaft, auf die Religion. Sie steht wie der Kunst, so allem Echten im Wege.
Sie ist das Jagdgebiet der Heuchler, der Lügner, der Politiker, der Taktiker und der
Strategen. Kurz, sie ist der große Hemmschuh, sie ist es letzten Endes, die den
wahnsinnigen Krieg über uns gebracht hat.


Die Sachwertsteuer verwandelt 75 Prozent unserer Nichtstuer in Arbeiter und
überträgt auf sie den friedlichen Geist, der eine natürliche Begleiterscheinung der
Arbeit ist. Der ganze Reichstag erfährt durch die Sachwertsteuer einen gewaltigen
Ruck nach links, einen Ruck von 180 Grad östlich der Londoner und Pariser Börse.
Sie schafft, was alle bisher vergebens erstrebten, eine Einheitsfront, die nicht wie
jetzt wieder durch heuchlerische Phrasen zusammengeleimt ist, sondern echt ist
und allen Stürmen widersteht. 


Die Sachwertsteuer nimmt zunächst den Leuten, die uns jetzt durch die Presse
und ihr Nachrichtenmonopol auf ihre verbrecherische Bahn zu lenken wissen, die
Mittel für solche Politik. Es werden 75 Prozent weniger gelogen, weniger ge-
heuchelt, weniger Sünden gegen den heiligen Geist begangen werden; 75 Prozent
der Hochschullehrer werden sich ebenso stramm in den Dienst der Wahrheit stel-
len, wie sie sich heute in den Dienst des Kapitalismus gestellt haben. Was keine
Revolution, keine Guillotine, keine Füsillade je zustande hat bringen können, das
leistet uns heute die Sachwertsteuer. Die Sachwertsteuer dekapitalisiert nicht nur
die Rentner, sie dekapitalisiert die Gesetzgebung, das Parlament. Niemand hat
vernünftigerweise erwarten können, daß der Reichstag aus eigener Kraft grund-
stürzende Reformen je würde durchdrücken können. Jetzt, mit Hilfe der
Sachwertsteuer, die wir allerdings weniger dem Parlamente, als den Bajonetten 
der Entente verdanken müssen, werden in Deutschland die wirtschaftlichen
Voraussetzungen für eine wirklich demokratische Regierung, für eine parlamenta-
rische Erledigung der gesellschaftlichen Schwierigkeiten geschaffen. Die kraftver-
zehrenden Innenreibungen verwandeln sich in nutzbare Kraft. Das gesamte, auf
dem Kapitalismus schmarotzende Rentertum können wir als solche Innenreibung
der Wirtschaft betrachten. Die Rentner verwandeln sich in Arbeiter. Der Nutzeffekt
der deutschen Arbeit wird quantitativ verdoppelt, qualitativ verhundertfacht. Und
nach der Größe dieses Nutzeffektes wird die Weltgeltung des deutschen Reiches
eingeschätzt werden. Und das ist ganz sicher und außerhalb allen Zweifels: die
Führung in der Welt fällt demjenigen Volke zu, das zuerst innerhalb seiner Grenzen
die Klassenspaltung überwindet und dem Drang nach Wahrheit, nach Erkenntnis,
nach wahrer Freiheit die Hemmungen wegräumt, die der auf Lug und Trug aufge-
bauter Klassenstaat ihm in den Weg legt. Herrgott, wie schnell werden die
Menschen in ihren Erkenntnissen fortschreiten, wenn einmal die allgemeine
Heuchelei überwunden wird, der wir auf Schritt und Tritt begegnen, wenn jeder
in jeder Lage die reine Wahrheit wird sagen können.
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Zum Gesetz der Preisbildung.


Von A. Menhorn. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Auf Seite 3 des Januarheftes 1923 bringt Dipl.-Ing. Sickinger kurz die Gesetze.
Ungern vermisse ich dabei folgendes:


a)  Der Preis der Ware steigt, wenn


1. die Nachfrage größer wird als das Angebot. (Nur die Nachfrage ändert sich);


2. das Angebot kleiner wird als die Nachfrage. (Nur das Angebot ändert sich);


3. die Nachfrage größer und das Angebot gleichzeitig kleiner wird. (Angebot und
Nachfrage ändern sich.)


b) Der Preis der Ware fällt, wenn


4. die Nachfrage kleiner wird als das Angebot;


5. das Angebot größer wird als die Nachfrage;


6. das Angebot größer und gleichzeitig die Nachfrage kleiner wird.
Ein Belegen mit Zahlen macht uns das Gesetz am leichtesten und am besten


vertraut.


Die Gleichheit wollen wir mit der Zahl 60, das Wachsen mit 80 und das Fallen mit
40 andeuten, die Ergebnisse, Verhältnisse, lehren die Wahrheit oder Unwahrheit
dieser Gesetze. 


Normalbeispiel sei: 60 (Nachfrage = N) durch 60 (Angebot =A) = 1. (Der fest zu
haltende Preisstand.)


Zu a:
1.   80 (N steigt) durch 60 (A ändert sich nicht) = 1,33 (Steigen um 33%!)
2.   60 (N bleibt) durch 40 (A fällt) = 1,5 (Steigen um 150%).
3.   80 (N steigt) durch 40 (A fällt) = 2 (Steigen um 100%).


Zu b:
4.   40 (N sinkt) durch 60 (A bleibt) = 0,66 (Fallen um 33%).
5.   60 (N bleibt) durch 80 (A steigt) = 0,75 (Fallen um 25%).
6.   40 (N sinkt) durch 80 (A steigt) = 0,5 (Fallen um 50%).


Die Beispiele 1, 2, 4, und 5 lehren: Wird im Preisverhältnis nur eine Seite größer
oder kleiner, dann wirken sich die Veränderungen schwach aus. Die Beispiele 3
und 6 sagen: Werden im Preisverhältnis beide Seiten gleichzeitig entgegengesetzt
beeinflußt, dann wirken sich die Veränderungen stark aus. Die krasse Wirkung bei
3 und 6 erleben wir seit 1914. 


Die an und für sich einfache Sache sei um ihrer Bedeutung willen noch anders
dargestellt.


Der für die Theorie der Festwährung entscheidende mathematische Satz lautet:
Ein Verhältnis bleibt unverändert, wenn seine beiden Glieder mit derselben Zahl
multipliziert oder dividiert werden.


In Anwendung auf die Preisbildung heißt das: Der Preisstand bleibt unverändert,
wenn Nachfrage (Geld) und Angebot (Ware) in gleichem Verhältnis steigen oder
fallen.


279







Als Zahlenbeispiele diene: N wächst um 1/5 oder 20%, also von 60 auf 72, und A
ebenfalls um 1/5 oder 20 Prozent, also von 60 auf 72; dann bleibt der Preis 72 : 72
= 1. Oder als anderes Ausgangsbeispiel sei gedacht N 300 und A 25; dann ist der
Preis 300 : 25 = 12. Wächst N (= 300) um 100 Prozent, also auf 600, und A (= 25)
ebenfalls um 100 Prozent, also auf 50, dann bleibt der Preis 600 : 50 = 12 dersel-
be. Beim Fallen nehme N um 50 Prozent ab, betrage also 150, und A ebenfalls um
50 Prozent = 12,5; Preis 150 : 12,5 = 12. Die Tausender, Millionen, Billionen usw.,
die heute immer noch Erstaunen hervorrufen, sind nur Namen; Namen aber sind
Schall und Rauch.


Die Festwährung ohne Schwundgeld.


Einer unserer Freunde schreibt uns: Wenn es gelänge, von den beiden Faktoren,
die auf der Geldseite die Preise bestimmen, den einen, die Geldmenge, vollständig
zu beherrschen, so sei es nicht mehr nötig, den anderen, die
Geldumlaufsgeschwindigkeit, auch noch zu kontrollieren. Damit fiele dann die
Notwendigkeit fort, das geehrte Publikum mit dem Schwundgeld vor den Bauch zu
stoßen. Und dann würden wir nicht mehr so große Schwierigkeiten bei der
Werbearbeit haben und unsere Ziele in kürzerer Frist erreichen. Das ist in wenigen
Worten der Sinn der Vorschläge, die uns in einer Zuschrift gemacht werden.


Ich glaube der Verfasser aus Amerika schätzt die Erfolge seiner Freunde Arbeit
allzu bescheiden ein. Wir können zufrieden sein mit diesen Erfolgen. Wenn es so
weiter geht wie bisher, dann ist der Tag nicht mehr fern, wo wir schmunzelnd unse-
ren Schnurrbart streichen und sagen können: „Es ist erreicht.“ Vergessen wir nicht,
daß wir die uralte soziale Frage lösen wollen, dieselbe Frage, an der seit
Jahrtausenden die besten Köpfe zerschellten. Wir schwimmen gegen den Strom
der öffentlichen Meinung in jeder Beziehung. Wir haben keine anderen
Bundesgenossen als die Kraft unserer Argumente. Wir haben sonst alles, was sich
organisiert hat in der Gesellschaft, vom Staate und Nachtwächter bis hinab zum
Universitätsprofessor, gegen uns. Die politischen Parteien sind restlos auf unsere
Bekämpfung eingestellt, voran die Parteien des Proletariats, die uns als
„Konkurrenten“ behandeln, die vielleicht fürchten, daß wir die soziale Frage wirklich
lösen und damit ihre Abwehr- und Angriffsorganisationen überflüssig machen.
Außerdem sind wir die einzigen Gegner des Kapitalismus, die die Kapitalisten
fürchten und ernst nehmen. Was das bedeutet, braucht hier nicht gesagt zu 
werden. Wer all diese Widerstände richtig einzuschätzen versteht, der muß sich 
wundern, daß wir es in so kurzer Zeit doch „so herrlich weit gebracht haben“. Also
brauchen wir uns wirklich keinen pessimistischen Betrachtungen hinzugeben. So
groß auch die Widerstände sind – Kraft wird durch diese Widerstände gezeugt,
und das Kind wird den Vater erwürgen.


Unseres Freundes sachliche Einwände und Vorschläge stehen und fallen sämt-
lich mit seiner Meinung, daß wir mit der Papiergeldwährung – auch ohne den durch
den Schwund erstrebten geschlossenen Kreislauf des Geldes – das Geldangebot,
das er gefährlicherweise mit der Geldmenge zu identifizieren scheint, absolut
beherrschen werden.
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Ich habe diese gleiche Behauptung bereits vor 20 Jahren in der Zeitschrift „Die
Geldreform“ (1903, Heft Nr. 9) eingehend besprochen, und mit der
Wahrscheinlichkeit rechnend, daß Vorschläge dieser Art sicher auftauchen würden
(weil sie eine natürliche Folge des erwünschten, erstrebten und nötigen Ekels vor
dem Schwundgeld und dem Staate sind), habe ich den Artikel in etwas erweiterter
Gestalt in meinem Werk „Die natürliche Wirtschaftsordnung“ aufgenommen.
(Abschnitt: Die Neugestaltung der Geldausgabe (Emissionsreform).) Es wird hier
gezeigt, daß die Voraussetzung unseres Korrespondenten, wonach wir mit der
Notenpresse jederzeit das Geldangebot auch ohne Schwundgeld vollkommen 
kontrollieren können, nicht erfüllt ist. Ich kann das dort Gesagte hier nicht wieder-
holen und muß mich hier darauf beziehen.


Es unterliegt wohl keinerlei Zweifel, daß, wenn wir durch die Festwährung die
Volkswirtschaft vor Krisen schützen und dauernd in Vollbetrieb erhalten können,
sich solches in kürzester Zeit durch einen Druck auf den allgemeinen Kapitalzins
bemerkbar machen muß. Ferner kann nicht bezweifelt werden, daß ein hoher
Zinsfuß den Geldumlauf beschleunigt, ein niedriger Zinsfuß den Geldumlauf hem-
men muß. Die für die Aufrechterhaltung der Preise auf gleicher Höhe nötige
Geldmenge muß also dividiert werden durch die Umlaufsgeschwindigkeit des
Geldes. Bei verdoppelter Umlaufsgeschwindigkeit genügt die halbe Geldmenge.
Bei halber Umlaufgeschwindigkeit muß die Geldmenge verdoppelt werden. Wäre
die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes proportional der Höhe des Zinsfußes, so
könnte man sagen: Bei 5 Prozent Zins ist die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes
5 mal so groß wie bei 1 Prozent. Infolgedessen müßte auch die Geldmenge bei 
1 Prozent fünfmal so groß sein wie bei 5 Prozent. Ganz richtig ist das nicht, weil
mit jeder Änderung des Zinsfußes neue Elemente in die Rechnung einbezogen
werden müssen. Wir werden aber hier von diesen Feinheiten absehen. Immerhin
wollen wir bemerken, daß bei 0 Prozent Zins der Geldumlauf so gut wie ganz auf-
hört, und daß hier die Quantitätstheorie, auf die sich die kritisierten Vorschläge 
stützen, vollkommen versagen würde.


Dies zeigt auch bereits, daß die mathematischen Formeln die Vorgänge in der
Volkswirtschaft nur andeutungsweise wiederzugeben vermögen, sobald vom
Freigeld abgesehen wird. Es fehlt dann in der Formel das, was in der Chemie der
Katalysator genannt wird, nämlich das Element, das die beiden Dinge, Geld und
Ware, nun auch in Aktion setzt. Sie könnten ja ewig sich gegenseitig betrachten.
Beim Freigeld ist dieser Katalysator bereits fertig vorhanden. Seine Gegenwart
braucht darum bei mathematischen Formeln nicht noch extra erwähnt zu werden.
Darum stimmen die mathematischen Formeln nur dann uneingeschränkt, wenn
vom Freigeld die Rede ist; denn nur hier ist der Katalysator von völlig regelmäßiger
Kraft und daher auch kontrollierbar. Während bei jedem anderen Geld der
Katalysator aus der von 1000 unkontrollierbaren Faktoren beeinflußten Psyche des
Menschen besteht, des handelnden, rechnenden, spekulierenden, spielenden, von
Furcht und Hoffnung hin und her geworfenen Menschen.


Aus diesem Grunde müssen wir an dieser Stelle die mathematische Formel, auf
die sich unser Freund stützt, als unvollständig ablehnen. So wertvoll sie zur
Beleuchtung von Einzelvorgängen ist, restlos erklärt sie nichts. Es wird sich darum
auch hier zeigen, wie gefährlich es ist, mathe-
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mathische Formeln auf dynamische Vorgänge anzuwenden, wenn der Wille des
Menschen in ihnen wirkt.


Nehmen wir an, wir trieben hier in Deutschland Festwährungspolitik. Wie werden
wir dann das Geld in Umlauf setzen, das wir brauchen werden, wenn das eintritt,
was wir von der Festwährung erwarten, nämlich Rückgang des Zinsfußes und eine
damit sich verlangsamende Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes? Unser Kritiker
antwortet hier mit seinen amerikanischen Gewährsmännern: durch den Kredit!
Durch den Kredit, den der Staat (der Staat!) den Gewerbetreibenden einräumt. Der
Staat! Schon faul! Mancher wird schwarz vor Wut, wenn er von einer Staatskirche
hört; er wird rot vor Scham, wenn die Staatsschule seine Kinder zu erziehen ver-
langt. Hier aber wird er kreidebleich vor Schreck, wenn er hört, daß derselbe Staat,
der die Assignaten, die Greenbacks, das heutige Papiergeld ausgibt, der die
Mündelgelder unterschlagen hat, nun mit der Aufgabe betraut werden soll, Geld in
Milliarden von Dollar auf dem Kreditweg in der Verkehr zu bringen. Denn um
Milliarden, um viele Milliarden Dollar handelt es sich hier. War der Geldumlauf vor
dem Krieg in Deutschland bei 5 Prozent Zins etwa 6 Milliarden, so wird er bei 2 1/2
Prozent rund 12 Milliarden betragen und bei 1 1/4 Prozent schon 24 Milliarden.
Wobei hier noch gar nicht von den Summen geredet wird, die thesauriert werden,
weil die Besitzer bei so niedrigerm Zinsfuß lieber das Geld unter persönlicher
Aufsicht halten wollen und es vorziehen werden, auf den Zins ganz zu verzichten.
Sobald das eintritt, überschreitet aber der Bedarf an Geld (Thesaurierungsmittel)
alles Maß. Hypotheken, Pfandbriefe, allgemeine Schuldurkunden werden gekün-
digt, weil die Gläubiger kein Interesse mehr an solchen Geschäften haben. Lieber
werden die meisten Leute das Geld bei sich behalten zu ihrer direkten Verfügung.
In Deutschland war aber vor dem Kriege wohl die Hälfte, wenn nicht mehr, des auf
400 Milliarden Goldmark geschätzten Vermögens den Gläubigern in jeder Form
verpfändet. Danach müßte der Staat in Deutschland Geld (keine Schuldscheine)
im Betrage von etwa 200 Milliarden Goldmark ausgeben, um den Hortungsbedarf
der Leute zu decken, die die jetzt ausstehenden Gelder infolge des Rückgangs des
Zinsfußes kündigen würden. Zweihundert Milliarden Goldmark, von denen nur 
6 Milliarden durch die Verwendung als Tauschmittel benötigt werden! Und diese
200 Milliarden Goldmark lägen da in Geldschränken, in den Safes der Banken,
immer bereit, sich zu jeder Stunde in Nachfrage zu verwandeln; 200 Milliarden
Goldmark, die der Staat auf dem Wege des Kredits in Verkehr gebraucht hat; 
200 Milliarden, die innerhalb 24 Stunden zu Wasser werden können, wenn der
Glaube erschüttert wird, daß der Staat diese Massen fest in der Hand hat.


Unser Freund sagt hierzu: wenn der Staat die Geldmenge absolut beherrscht,
dann ... Ganz richtig! Aber hat hier der Staat diese 200 Milliarden noch in der
Hand? Kann er dies 200 Milliarden auch ebenso schnell einziehen, wie sie auf den
Markt geworfen werden können? Der Staat gab sie auf dem Wege des Kredits an
Unternehmer, Landwirte aus. Er kann das Geld auf Abruf wie auch auf langes Ziel
ausgeliehen haben. Aber kann man 200 Milliarden Goldmark auf Abruf in den
Verkehr bringen? Man überlege nur einen Augenblick, und dann wird man diese
Frage verneinen. Kein Unternehmer und kein Bauer wird sich auf solche
Darlehensbedingungen einlassen. Ein Unternehmer, der eine Häuserschlucht baut
mit Hilfe des Kredits, will die Sicher-


282







heit haben, daß ihm das Geld nicht über Nacht gekündigt werden kann. Nur dann
kann er sich des Kredits bedienen. Die Sache scheitert also schon hier. Und erst
recht scheitert sie, wenn der Staat so leichtsinnig ein sollte, die Milliarden mit 
langem Ziel auf dem Wege des Kredits in Umlauf zu setzen. Vor dem Kriege hätte
sich keine Notenbank erlaubt, Geld auf langes Ziel, so wie es die Unternehmer
allein brauchen können, in Verkehr zu bringen. Der Kaufmannswechsel auf drei
Monate, das war das Papier, das die Notenbanken zur Grundlage ihrer
Emissionspolitik gewählt hatten. Und dann noch mußten sie dauernd mit dem
Diskont manövrieren, um nicht mit dem Dritteldeckungsgesetz zu kollidieren. Dabei
handelt es sich um verhältnismäßig ganz geringfügige Beträge. Auf Abruf kann
man keine größeren Beträge unterbringen, und auf langes Ziel ausgegeben, 
verliert der Staat die Herrschaft über den Faktor G der Preisformel. Der Staat
beherrscht dann allerdings den Preis und den Geldmarkt in der Richtung nach
unten, aber er beherscht ihn nicht nach oben. Somit beherrscht er ihn überhaupt
nicht; denn die Notwendigkeit, Geld einzuziehen zu müssen, kann jeden Tag ein-
treten, zumal bei einer so ungeheuren Notenausgabe wie hier. Die Fälle, die hier
zu beachten sind, habe ich in dem oben erwähnten Abschnitt der NWO näher
bezeichnet. Es ließen sich noch mehr solche Möglichkeiten anführen. Was grund-
sätzlich gegen die Verwendung des Tauschmittels als Sparmittel zu sagen ist, hat
Juan Acratillo in anschaulicher Weise in der Schrift: „Der verblüffte Sozialdemokrat“
(Freiland-Freigeld-Verlag, Erfurt), auf Seite 17 – 24 gesagt. Diese grundsätzlichen
Widersprüche, zu denen die Verwendung des Tauschmittels als Sparmittel führt,
sollten die Amerikaner lösen, und nicht auf ihnen ein neues Gebäude zu errichten
suchen. Wenn wir irgendwo Ursache haben, uns die Fundamente anzusehen, so
ist es bei der Währung. Hier darf man nichts ungeklärt lassen.


In Bern liegen 150 oder 200 tausend Franken, von A. Travers-Borgstroem als
Preis ausgesetzt für den, der das Problem der Verstaatlichung des Kredits zu lösen
vermag. Dieser Preis wird niemals verteilt werden; denn das Problem ist unlösbar.
Der Staat hat immer nur das Geld, das er den Bürgern zuvor aus der Tasche
genommen hat. Er kann bestenfalls nur die Rolle des Zwischenhändlers spielen,
und der Zwischenhandel verteuert alles, auch den Kredit. Niemand wird aber dem
Staate mehr Zins anbieten als den Privatleuten. Wenn nun der Staat nach dem
Vorschlag unseres Amerikaners neues Geld, das ihm nur die Druckkosten verur-
sacht, und das er darum billig verleihen könnte, auf Kredit hergibt, so ist damit die
Frage der Verstaatlichung des Kredits in keiner Weise gelöst und noch viel weniger
geklärt. Die Verstaatlichung des Kredits muß selbstverständlich das allgemeine
Bürgerrecht auf Staatskredit zur Grundlage haben. Der Staat, als Demokratie
gedacht, kann doch unmöglich die Bürger neu klassifizieren nach ihrer
Kreditwürdigkeit. Es erübrigt sich aber zu sagen, daß, wenn der Staat den
Staatskredit zum allgemeinen, gleichen Bürgerrecht erhebt, keine drei Monate bis
zum Kladderadatsch verstreichen werden. Auf dem Staatskredit, wo der Staat als
Kreditgeber auftritt, baut sich die Emissionspolitik unserer Amerikaner auf, und 
solcher Staatskredit heißt Staatsbankrott.
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Die Ursachen der Wirtschaftskrisen.
Ob der als Grund der Wirtschaftskrisen erkannte Rückgang der Warenpreise auf


Geldmangel (G) oder auf verminderte Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes (U)
zurückzuführen ist, kann an den Krisenerscheinungen nicht abgesehen werden.
Denn eine Verkleinerung von G wirkt genau wie eine Verkleinerung von U, nämlich
preisdrückend. Wer nun gewohnt ist, jeden Preisrückgang oder Preissturz als
Geldmangel zu erklären, der kann niemals auf den Gedanken kommen, daß der
Rückgang des Sachkapitalzinses, d. h. die durch diesen Rückgang bewirkte
Verkleinerung von U und nicht absoluter Geldmangel die Ursache der Krise sein
könnte.


So sagt Ströver [Carl Ströver, 133 West Washington St. Chicago, „Neugestaltung des


Geldwesens“. Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte, Berlin W. 8.] in einem Brief
an Zimmermann, daß noch nie eine Krise beobachtet worden sei, die auf ein
Zurückgehen des Realkapitalzinses hätte zurückgeführt werden können. Es sei
immer Geldmangel gewesen, der die Krisen charakterisiert hätte. Gewiß, bei ober-
flächlicher Betrachtung sieht es so aus. Und solche an der Oberfläche hängen-
bleibende Beobachtung hat ja auch alle die Jahre die Forscher mißleitet. Krise =
Preisrückgang. Und Preisrückgang = Mangel an Geld. Also bekämpfen wir die
Krise durch gesteigerte Geldproduktion. Die Geldproduktion (Metall- oder
Papiergeld) hebt die Preise und die Preissteigerung überwindet die Krise. Also, so
schließt man, lag es doch am Geldmangel. Und doch ist dieser Schluß falsch. Die
Krise wurde durch die Geldproduktion beendet, weil diese die Preise über den
Stand hob, den die Festwährung eben festhalten soll. Mit der durch die
Geldproduktion geschaffenen Hausse nahm der Zinsfuß das Ristornoelement auf
(s. d. in der NWO.), und der Ristorno gestattete dem Unternehmer, trotz Sinkens
des Realkapitalzinses einen erhöhten oder den gleichen Zins zu zahlen und so mit
kreditiertem Geld weiterzuarbeiten. Das fehlende Zusammenstimmen des Urzinses
und des des gesunkenen Zinses der Realkapitalien wird hier durch den Ristorno
verdeckt. Bei fester Währung läßt sich solche Krise mit Hilfe der Notenpresse nicht
beheben. Die Notenpresse wäre wohl bereit, innerhalb der Grenzen der
Festwährung den Unternehmern jede gewünschte Menge Geld zu liefern, aber die
Unternehmer würde solches Geld zurückweisen müssen, weil die Marktlage es
ihnen nicht möglich macht, mit dem Zinsertrag der Unternehmungen den Urzins zu
bezahlen, den die Geldgeber von ihnen fordern. Wobei wir wohl beachten müssen,
daß der außergewöhnlich niedrige Zinsfuß, der während der Krisenperioden in den
Börsenblättern notiert wird, sich nur für kurzfristige Darlehen versteht, daß aber für
langfristige Darlehen, wie sie die Unternehmer brauchen, der Zinsfuß in der Regel
um so größer ist. Schon darum, weil die Krise den Zinsfuß mit einem besonders
hohen Risikoelement belastet.


Alle diese Dinge sind für den, der mit den unzulänglichen Erkenntnissen der
Goldwährungsliteratur arbeitet, auch wenn er sich wie Ströver, Ladd, Daniel [Carl


Ströver, 133 West Washington St. Chicago, „Neugestaltung des Geldwesens“. Deutsche


Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte, Berlin W. S.] u. a. bis zur Forderung der dek-
kungslosen Festwährung durchgebissen hat, vollkommen unentwirrbar, und ich bin
überzeugt, daß darum auch obige Ausführungen unsere amerikanischen
Mitkämpfer für feste Indexwährung unbefriedigt lassen werden. Zu durchdringen
sind sie 
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nur mit Hilfe der Freigeld-Forschungselemente des Urzinses, des geschlossenen
Kreislaufes des Geldes und des Ristornos.


Ist das Geld als Ware zu betrachten?


Stillich spricht dem Geld den Charakter einer Ware ab. Er sagt S. 24: Geld ist
keine Ware infolge der großen Unterschiede, die zwischen Geld und Ware be-
stehen.


Wir wollen sie uns noch einmal deutlich vor Augen führen:


„1. Jede Ware muß einen Substanzwert haben, nicht aber das Geld, wenigstens ist derselbe zur


Konstituierung des Geldbegriffes nicht erforderlich (siehe Papiergeld).


2. Jede Ware entwertet mit der Zeit. Das Geld macht einen analogen Entwertungsprozeß nicht durch


und kann infolgedessen ohne Schaden aufbewahrt werden.


3. Jede Ware wird am Ende ihrer Laufbahn verbraucht – ein analoger Konsum aber findet beim Geld


nicht statt. Geld ist kein Konsumtionsobjekt.


4. Ware erwirbt man nur, wenn man sie braucht, Geld aber unter allen Umständen.


5. Die Hingabe von Geld ist im Handel nicht wie die der Ware durch einen Überschuß daran bedingt.


6. Jede Ware wird durch den Tausch gegen andere erworben, das Geld aber ist lediglich Vermittler


des Tausches, nicht selbst Tauschobjekt.“


Interessant an dieser Aufstellung ist, daß die Mehrzahl dieser 6 Merkmale, mit
denen er das Geld von der Ware unterscheidet, nur beim herkömmlichen Geld zu
finden ist, nicht aber beim Freigeld, so daß eigentlich nach Stillich das Freigeld
überhaupt kein Geld mehr ist. Das Freigeld wäre dann zwar das, was es sein soll,
ein Tauschmittel, reines Tauschmittel, aber kein Geld, und unter Geld hätten wir
uns dann ein mit allem möglichen Ballast und Schwindel behaftetes Tauschmittel
vorzustellen, das diese Funktion nur nebenberuflich übernimmt. Wenn Stillich mit
solcher Definition einverstanden ist – wir haben dagegen nichts einzuwenden.


Im einzelnen ist zu obigen „Kennzeichen“ des Geldes zu sagen:


Zu 2. Das Freigeld „entwertet“ sich mit der Zeit und kann nicht ohne Schaden
aufbewahrt werden. (Wie die Ware.)


Zu 3. Das Freigeld mündet am Ende seiner Laufbahn in den Verbrennungsofen.
Es wird eingeäschert, d. h. konsumiert. (Wie die Ware.)


Zu 4. Das Freigeld erwirbt man nur dann, wenn man es als Tauschmittel braucht,
sonst unter keinen Umständen. (Wie die Ware.)


Zu 5. Die Hingabe des Freigeldes im Handel stellt überhaupt keine Bedingungen,
genau wie die Hingabe der Waren auch nicht davon abhängig ist, daß man einen
Überschuß davon hat. Ware ist immer „Überschuß“, denn zum Verkauf wird sie ja
erzeugt.


Die besonderen Merkmale, an denen hier Stillich das Geld von den Waren unter-
scheidet, sind ganz zufällige Eigenschaften des herkömmlichen Geldes, die für
sein eigentliches Wesen (Tauschmittel zu sein) in keiner Weise nötig, darum auch
überflüssig sind. Sie können darum nicht als Merkmale des Geldes schlechthin
angesehen werden. Ebensogut könnte man auch sagen, das Havensteinsche Geld
ist keine Ware, weil man mit ihm 
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Zigaretten anzünden kann, was man bekanntlich mit Heringen nicht kann.


Zu Punkt 1. ist zu sagen, daß die Forderung eines „Substanzwertes“ generell
nicht an die Ware gestellt werden kann. Sieht man vom Gebrauchswert der
Fertigware ab, so bleibt zumeist nicht viel mehr übrig als Makulatur, als Alteisen,
Lumpen usw. Wenn Stillich an Stelle des trügerischen Ausdruckes „Substanzwert“
das Wort Rohstoff gebraucht hätte, vielleicht mit dem Zusatz „verkäuflicher
Rohstoff“, dann wäre ihm klar geworden, daß seine Forderung nicht haltbar ist.
Denn wo ist z. B. der „Substanzwert“ eines Buches, eines Thermometers, eines
Kanarienvogels, eines Automobils? Beim Auto macht dieser Substanzwert nicht 
10 Prozent, beim Kanarienvogel (toten) 0 Prozent aus.


Zu Punkt 6. ist mehr zu sagen. Um alles zu sagen, müßte man hier die Theorien
der „Nominalisten“, der Bendixen und Liefmann Stück um Stück zerpflücken. Ich
bitte den Leser Satz 6 genauer zu betrachten. Hier wird gesagt, daß das Geld nicht
als Tauschobjekt den Tausch vermittelt. Es dient „nur“ als Vermittler. So ähnlich
drücken sich auch Liefmann und Bendixen aus. Wie man sich solche
Einschränkung der Rolle des Geldes vorzustellen hat, sagt uns Bendixen: das Geld
ist wie eine Garderobemarke, wie ein Gepäckschein zu betrachten, es ist eine
Anweisung auf Waren auf Grund einer vorhergehenden ähnlichen Leistung. So
ungefähr drückt sich Bendixen aus. Und in Punkt 6 macht sich Stillich diese ganz
unhaltbare Begriffsbestimmung zu eigen. Ist das seine Absicht gewesen? Das ist
die reine nominalistische Theorie, die doch von jedermann sofort als Kriegsliteratur
erkannt wird und als Krone dieses Unrathaufens gelten kann. Jahrelang bis in die
jüngste Zeit hinein wurde mit Hilfe dieser „wissenschaftlichen“ Definition die
Inflation geleugnet, um die Besitzer der mündelsicheren Papiere, die Waisen, die
Witwen, die Unerfahrenen in Sicherheit zu lullen und sie vor Abstoßung aller auf
Geld lautenden Papiere abzuhalten. Bendixen geht auf Grund seiner Definition mit
dem Geld auf die Börsen und läßt ich dort die in Geld „angewiesenen“ Waren aus-
händigen. Kein Handel, kein Feilschen! Es handelt sich bei dem Geld ja um einen
nach Güte und Größe in der „Anweisung“ genau umgrenzten Anspruch auf Ware,
um eine Forderung, ja sogar nach Bendixen, um eine Forderung auf eine nicht 
vertretbare Sache (Garderobe). [<fehlt>]


So mag es nicht bei Stillich gemeint sein, aber so steht es da. Wenn das Geld
kein Tauschobjekt ist, wie will es da den Tausch vermitteln? Als Ware allein kann
das Geld den Tausch vermitteln, nicht als Eisen, Gold, Papier, Sparmittel. Ähnlich
wie in den Gewichten der Waage das Gewicht und nicht das Eisen oder Messing
wirksam ist, so ist beim Tausch allein der Warencharakter des Geldes wirksam. Auf
Grund welcher Eigenschaften würde denn sonst noch das Geld den Tausch ver-
mitteln können? Wie würde man das Gesetz von Angebot und Nachfrage noch 
verstehen können, wenn das Geld nicht als Ware, sondern mit mehreren
Eigenschaften auf dieses Gesetz reagierte? 


Das Geld zerlegt zwar den direkten Tausch, den Tauschhandel in zwei verschie-
dene Handlungen, Kauf und Verkauf. Beide Operationen sind aber nach jeder
Richtung völlig wesensgleich mit derjenigen des Tauschhandels. Denn sowohl
Tauschhandel wie Geldhandel erkennen kein anderes Gesetz als Angebot und
Nachfrage. Und so bleibt trotz Stillich die Definition, die ich für die Ware und erst
recht für das Geld gebe, zu Recht bestehen: Waren sind die Produkte der Arbeits-
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teilung. Beim Geld aber hat die Arbeitsteilung den denkbar äußersten Grad der
Entwicklung genommen, da die Herstellung des Geldes zum Monopol gemacht
wurde.


Die Arbeitsteilung schafft das Bedürfnis nach einer Ware, gegen die alle anderen
Waren verkauft werden, deren Besitz dann auch die Beschaffung aller anderen
Waren sichert. Sinngemäß darf dann solche zum Geld erhobene Ware nur gekauft
werden, um sie wieder zu verkaufen. Sie darf darum keine Eigenschaften haben,
da diese bewirken würden, daß dieser oder jener das Geld seiner Eigenschaften
wegen zu anderen als zu seinem Zweck gebrauchen würde. Was solche
Eigenschaften unter Umständen bedeuten können, erlebte man während des
Krieges, als jemand eines Tages in den 10 Pfg.-Stücken Nickel entdeckte. Gleich
wanderte alles Nickelgeld in den Schmelztigel, und der Markt war von diesem doch
nötigen Geld plötzlich entblößt. Wie schnell wäre der ganze Reichsbankschatz im
Kriege vergast worden, wenn damals ein Chemiker die sozialpolitischen Giftstoffe
des Goldes in Gas umzuwandeln verstanden hätte! (Wie schnell hätten sich auch
dann die Reichsbankdirektoren von der vollkommenen Überflüssigkeit des
Goldschatzes überzeugen lassen!)


Bei der Ware Geld müssen alle positiven Eigenschaften abstrahiert, alle nega-
tiven Eigenschaften dagegen gehäuft sein. Dann wird man eine chemisch reine
Ware haben. Diese chemisch reine Ware liefert in fast idealer Vollkommenheit das
Papier. Eigenschaften, die verschieden auf den einzelnen Menschen und aus die-
sem Grunde verschieden auf den Preis wirken können, hat das Papiergeld jeden-
falls nicht. So betrachtet, können wir dann den Stillichschen Satz umstoßen und
sagen: Geld darf zu nichts anderem als zum Tausch der Waren brauchbar sein, es
darf nichts sein als Ware; nicht groß, nicht klein; nicht dick, nicht dünn; nicht weich,
nicht hart; nicht schwarz, nicht rot; nicht Zitrone, nicht Kartoffel; nicht Silber, nicht
Gold! Die einzige Eigenschaft, die die anderen Waren gemeinsam haben, nämlich
die, als Ware seinem Besitzer völlig nutzlos, ja hinderlich, lästig zu sein, diese ein-
zige gemeinsame Eigenschaft der Waren, die muß auch das Geld haben. Dann ist
Geld absolute Ware, und die absolute Ware ist Geld. Dann wird es auch nicht
mehr möglich sein, daß Stillich in dem Wuste von Eigenschaften, die unser Geld
noch hat, diejenige, auf die es ankommt, nämlich Ware zu sein, überhaupt nicht
mehr entdecken konnte.


Der Ursprung des Übels.


Haue dem Wurm einen über den Kopf, er könnte sonst, wenn er groß geworden,
dich anfallen und erwürgen. Principiis obsta. So dachte ich, als ich folgenden Brief
absandte:


Weimar, den 30. Januar 1899.


Herrn Bankdirektor Dr. Koch, Berlin.


Jetzt, da von Reformen im Reichsbankgesetz die Rede ist, scheint es mir eilig 
zu sein, auf den sinnentstellenden Widerspruch hinzuweisen, der 
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in der Inschrift der Reichsbanknote enthalten ist.


Durch den Gebrauch des Ausdrucks: „Die Reichsbank zahlt“ – in der Inschrift der
Banknoten wird diesen der Charakter effektiven Geldes abgeleugnet und im Publikum
der Glaube erweckt, daß diese Banknoten zur Kategorie gewöhnlicher Schuldscheine
gehören.


Die Banknote gilt, heißt es, auf Grund des Zahlungsversprechens. Das in der Bank
deponierte Gold ist die Quelle, aus der allein die Banknote ihren Wert schöpft, und in
letzter Instanz ist es die im Gold aufgehäufte Arbeit (Arbeitsgallerte, gesellschaftl. not-
wendige Arbeitszeit usw.), auf welcher der Wert der Banknote beruht.


Das ist der Sinn der Inschrift der heutigen Banknoten, im Grunde genommen, die
volle offizielle Bestätigung der sozialistischen Wertlehre.


Aber diese Auffassung vom Wesen der Banknoten und damit die Inschrift der
Banknote und die marxistische Werttheorie stehen im Widerspruch mit den
Tatsachen.


Denn, wenn die Banknote nur als Schuldschein zu betrachten, wenn das
Zahlungsversprechen das Wesentliche an der Banknote wäre, wie erklärte sich dann
die Tatsache, daß die Reichsbank mit ungedeckten Banknoten (also mit
Zahlungsversprechen) andere Zahlungsversprechen (Wechsel) unter Zinsberechnung
diskontieren kann? Wenn die Banknote nur ein Zahlungsversprechen wäre, dann
ständen sich ja Banknote und Wechsel gleich, und bei einem ev. Tausch beider
Papiere würden sich die Zinsen gegenseitig aufheben.


Wenn die Banknote tatsächlich das wäre, was die Inschrift aus ihr machen will, so
hätte ja die Bank dem Inhaber Zins und Zinseszins vom Emissionstage an zu ver-
güten, eine Summe, die in vielen Fällen den Nominalbetrag der Banknote übersteigen
würde.


Der Umstand, daß die Reichsbank aus der Emission nur zum Teil gedeckter
Banknoten einen Nutzen zieht, liefert den klaren Beweis, daß diese Noten etwas
mehr sind als bloße Schuldscheine, daß die Privilegien der Reichsbank aus der
Banknote einen selbständigen Wertgegenstand, einen Wertgegenstand sui generis,
d. h. Geld machen, und daß schließlich die Faktoren, welche diesem Geld die
Existenzbedingungen erfüllen, anderswo zu suchen sind, als in den Goldbeständen
der Bank, anderswo als in der Arbeit, die in diesem Gold vergegenständlicht ist.
Dieselben Faktoren, die das Gold der Bank jahraus, jahrein von seinem
Bestimmungsort, der Goldschmiede, fernhalten, sie halten auch die Banknote vom
Einlösungsverlangen fern.


Die Banknote ist durch die Privilegien der Reichsbank zu Geld geworden, wie ja
auch das Gold nur durch ein Staatsprivileg zu Geld wurde, und der Umstand, daß der
Verkehr unter Abstoßung des Goldes immer größere Mengen von Banknoten auf-
nimmt, beweist, daß die Faktoren, die zum Zustandekommen des Geldes gehören,
sich in der Banknote noch besser vereinigt finden als im Gold.


Wenn aber die Banknote ebenso wie das Gold auf Grund von Staatsprivilegien
„Geld“ ist, so ist der Ausdruck „zahlen“ in der Inschrift der Banknote nicht am Platze.
Die Bank kann die Banknote nicht mit Gold „bezahlen“, sie kann sie nur mehr gegen
Gold tauschen oder wechseln. Und das ist es, worauf ich die Aufmerksamkeit lenken
möchte.
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Um den Tatsachen zu entsprechen, müßte also die Inschrift der Banknote lauten:
„Die Reichsbank tauscht diese Banknote jederzeit auf Wunsch gegen Gold 
gleichen Nominalbetrages um“.


Die Bedeutung dieser Berichtigung liegt nicht in der Praxis, denn das Publikum
liest die Inschrift nicht, sondern auf dem Gebiete der Theorie, und zu einer Zeit, wo
die Verschiedenheit der Auffassung des Begriffes „Wert“ die eigentliche Grundlage
zu den politischen Parteispaltungen bildet, ist es wohl nicht nötig, auf die
Wichtigkeit der Sache hinzuweisen.


Hochachtungsvoll
Silvio Gesell.


Auf diesen Brief erhielt ich keine Antwort. Die Bürokratie hatte nicht einmal die
Zeit, eine Höflichkeitsantwort abzuschicken. Um den Beweggrund dieses
Schweigens zu ermitteln, ließ ich der Reichsbank durch einen Freund einen Brief
über irgendeine Nichtigkeit (Sicherung gegen falsche Banknoten) zugehen. Er er-
hielt sofort Antwort. Also nur für grundsätzliche Fragen hatte die Reichsbankdirek-
tion keine Zeit. Die Krokodile sonnten sich an den Staatsprivilegien und hatten zu
theoretischen Betrachtungen keine Lust. Warum auch? Das Volk war ja mit den
Pfuschereien der Reichsbank zufrieden. Niemand sah hier ein Problem. Jede
Untersuchung der theoretischen Grundlagen der Goldwährung war überflüssig,
mehr als überflüssig, denn sie hätte ja nur der Goldwährung gefährlich werden
können, und diese stand und steht im besonderen Schutz der Bankokratie, die bei
der Leitung der Notenbank gewiß ein gewichtiges Wort mitzureden hatte. Ich halte
es für selbstverständlich, daß das Direktorium aller Notenbanken, wenn auch auf
Umwegen, von der Bankokratie ernannt worden ist. Wer sonst hätte ein Interesse
an ihrer Ernennung gehabt? Bismark sagte von sich, er verstünde nichts von
Währungsfragen. Der Kaiser, der sich befähigt glaubte, überall mitreden zu kön-
nen, in der Währungsfrage ist er niemals lehrsam aufgetreten. Also wer ernannte
bisher die Reichsbankdirektoren? Wenn der Kaiser nichts von Notenpolitik ver-
stand, wenn der Kanzler sich inkompetent erklärt, wenn unsere Finanzminister sich
niemals an der Diskussion der Währungsfrage beteiligten – wer anders als die
Bankokratie konnte dann bei der Wahl der Reichsbankdirektoren die Hand im Spiel
haben?


Gelegenheit dazu boten die nie abbrechenden Anleihe-Verhandlungen der
Finanzminister mit den Bankiers. So kam dann notwendigerweise die Reichsbank
unter die Kontrolle der Bankokratie, und es scheint mehr als selbstverständlich,
daß dieselben Bank- und Börsenmänner, denen die Reichsbankdirektoren die
Ernennung verdankten, diesem Personal dann auch direkt als Autoritäten, wenn
nicht gar als Vorgesetzte erschienen. Dies dann auch noch besonders darum, weil
selbst die widersinnigsten Maßnahmen der Reichsbank (für die Börsengeschäfte
waren sie höchste Weisheit) von der gesamten, den Börsenmännern untertänige
Presse mit mystischem Glorienschein umwoben wurden. Wurde doch, so oft sich
dazu Gelegenheit bot, der wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands in ursächli-
chen Zusammenhang mit der Politik der Reichsbank gebracht! Und im übrigen
waren die Aktionäre der Reichsbank auch nicht ohne Einfluß auf die Notenpolitik.
Wer waren diese Aktionäre? Und wer übte somit 
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letzten Endes in Deutschland das Notenmonopol? Und was machten die Bank-
und Börsenmänner in Deutschland mit solchem Monopol? Die durch
Börsenmanöver gemachten Riesenvermögen geben die Antwort auf diese Frage.


Ich kann mir keinen Direktor eines Noteninstitutes, der sich selbst für mehr hält
als einen Prokuristen oder Schützling der Börsenherren, denken, der einen Brief,
wie den oben wiedergegebenen, nicht beantwortet. Nein, ein solcher Direktor
würde jede Gelegenheit wahrnehmen, um die theoretischen Unterlagen seines
Amtes nach jeder Richtung hin zu klären. Ein solcher Direktor, der die
Landesinteressen gegen die Börse zu verteidigen trachtet, würde die Kritiker
ermuntern, statt bei ihnen den Gedanken aufkommen zu lassen, es sei der weitaus
wichtigste Posten der Reichsverwaltung ja doch nur Männern anvertraut, die die
Befehle der Börse auszuführen haben. Nein, ein solcher Direktor, der sich bewußt
ist, daß er sein Amt nur dann mit Würde bekleiden kann, wenn er das Geld geistig
durchdringt, es beherrscht, und so imstande ist, seine Maßnahmen vor jedem
Kritiker zu verteidigen, der wartet nicht auf die Kritiker; er fordert sie heraus. Ein
solcher Direktor kommt dann auch nicht in die Lage, einen Blödsinn dem Volke der
Denker aufzutischen wie den folgenden:


R e i c h s b a n k n o t e .
F ü n f  M i l l i o n e n  M a r k


zahlt die Reichsbankhauptkasse in Berlin gegen
diese Banknote dem Einlieferer.


Berlin, den 23. Juli 1923.
Reichsbankdirektorium.


Hier rächt sich bitter die Unterlassung vom Jahre 1899. Wenn die Reichsbank-
direktoren damals meiner Anregung gefolgt wären, dann wüßten sie jetzt, wie sie
die Inschrift der Banknoten zu verfassen haben, und brauchten nicht offenbare,
das gesamte deutsche Volk zu Idioten stempelnde Sinnlosigkeiten, mit der eigenen
Unterschrift versehen, in die Welt zu schicken. Sie wüßten, daß sie dem Einlieferer
keine Zahlung zu versprechen brauchen, einerlei, ob sie überhaupt etwas zu zah-
len haben oder nicht. Sie wüßten noch mehr, viel mehr. Und sie brauchten nicht zu
erleben, daß alle Welt jetzt mit dem Finger auf sie zeigt: Das sind die Männer, die
die fluchbeladene Papiergeldwirtschaft betrieben haben. 


Principiis obsta! Wenn man bei Gründung der Reichsbank, statt Hurra zu rufen
und Bier zu trinken, sich überlegt hätte, welche Inschrift man den Banknoten geben
würde, dann wäre damals die Währungsfrage geklärt worden. Wir hätten damals
schon die Gold- und Schwindelwährung überwunden. Dann wäre die
Schutzzollpolitik ausgebleiben, mit ihr die imperialistische Politik.


Ohne die Goldwährung wären wir beim Freihandel geblieben. Wir hätten nicht
mit allen Nachbarn Zollkriege geführt, hätten dadurch nicht überall in der Welt den
Imperialismus gestärkt, und niemals wären wir auf den Gedanken gekommen, die
Zollpolitik mit anderen Mitteln fortzuführen. Die Katastrophe wäre ausgeblieben.
Prinzipiis obsta! Bei der Redaktion der Banknoteninschrift fing der Schwachsinn an,
beim Dollarkurs von 1 Million wirkt er sich aus. Ob er nun auch für alle sichtbar
geworden ist? Ach nein, nur erst sehr wenigen ist es klar, daß 


290







die Reichsbanknote an und für sich Geld ist, und daß darum jedes Zahlungs-
versprechen überflüssig und darum schädlich ist. Und diese wenigen haben nicht
die Möglichkeit, das Volk aufzuklären, weil die an der Erhaltung der Goldwährung
interessierten Kreise die Presse beherrschen und eine Diskussion auf breiter
Grundlage einfach nicht zulassen. Das, was die Presse über die Währungsfrage
bringt, dient nur dem Zwecke, das Volk vollkommen zu verwirren, um so den
Boden für die Rückkehr zur Goldwährung vorzubereiten. Von der Indexwährung
spricht kein Mensch mehr. Dafür wird umso mehr für die Goldanleihe geworben.
Wer sind die, die das angeordnet haben?


Schwundgeld.


Der Schwund hat den Zweck, das Geld auf die Rangstufe der Waren herabzu-
setzen, um so eine Grundlage zu schaffen, auf der sich der Austausch der Waren
glatt, ohne Hemmungen und Übervorteilungen abspielen kann. Zugleich zeigt sich
bei näherer Betrachtung, daß das Schwundgeld (zum ersten Male in der
Weltgeschichte) die Möglichkeit bietet, eine aktive, auf ein bestimmtes Ziel gerich-
tete Währungspolitik zu betreiben, und so das Geld seinem Zweck dienstbar zu
machen. Diese Nebenerscheinung des Schwundgeldes erweist sich in der Praxis
von ganz außerordentlicher Bedeutung, so daß sie manchem als die Hauptsache
des Freigeldes erscheinen wird. Man darf aber nie vergessen, daß der gedanklich
Weg zum Schwundgeld von der ersten Forderung ausgeht (Herstellung völliger
Parität zwischen Waren und Geld), und daß es sich hier um einen grundsätzlichen
Gedanken handelt, während das Schwundgeld als Mittel der Festwährung ein rein
technischer Gedanke ist, der viele Formen annehmen kann. Man kann darum ohne
weiteres annehmen, daß der, der den zweiten Gedanken verfolgt und dabei den
ersten vernachlässigt, sich ganz unübersehbaren Gefahren aussetzt. Ähnlich dem
Manne, der in der Erkenntnis, daß die Schraube das Schiff vorwärts treibt, seine
Aufmerksamkeit ausschließlich dieser zuwendet und den Kompaß vergißt. Der
Kompaß für die Herstellung eines brauchbaren Geldes ist die zu erstrebende
Parität zwischen Waren und Geld, alles andere muß sich dieser Forderung fügen.
Die Mittel für die Festwährung ebenfalls. Es geht das auch aus der Erwägung her-
vor, daß das Geld als Tauschmittel das Primäre, das Geld in der Währung das
Sekundäre ist. Wenn immer alles Zug um Zug bar bezahlt würde, dann verlöre die
Währung den größten Teil ihrer heutigen Bedeutung, während die Bedeutung des
Geldes als Tauschmittel von den Zahlungsbedingungen unberührt bleibt. Das Geld
müssen wir also immer als Tauschmittel behandeln und die übrigen Wünsche, die
man äußern wird, werden wir nur berücksichtigen dürfen, sofern das Tauschmittel
darunter nicht zu leiden braucht. Sogar die Festwährung müßten wir opfern, sofern
sie einem paritätischen Geld im Wege stünde.


Es sind immer nur rein praktische Bedenken, die man gegen das Schwundgeld
in all seinen bisher empfohlenen Formen ins Feld führt. Beim Tabellengeld ist es
die Umständlichkeit der Rechnerei, beim Klebegeld irgend etwas Unbestimmtes.
Denen, die auf dem Wege der theoretischen Erkenntnis zu Forderung des
Schwundgeldes gelangt sind, erscheinen


291







beide Bedenken als nichtig. Und auch den meisten Praktikern erscheinen solche
Bedenken bereits als Nörgeleien, wenn sie an die Vorteile denken, die ihnen das
Schwundgeld bringen soll. Es sind übrigens auch in der Regel die Praktiker, die
das Schwundgeld ablehnen, die bereits ohne theoretische Untersuchung selber
irgendeinen Vorschlag zur Regelung des Geldwesens gemacht haben, und die nun
im Schwundgeld einen „Konkurrenten“ erblicken. Naturgemäß sind solche
Bekämpfer des Schwundgeldes besonders geneigt, die Übelstände des
Schwundgeldes mit Vergrößerungsgläsern zu betrachten. Dabei bin ich überzeugt,
daß nicht einer dieser Praktiker sich die Mühe gegeben hat, einmal nachzurech-
nen, wie viele Banknoten jeder Bürger im Durchschnitt alle Wochen zu bekleben
haben wird. Und noch weniger wird es ihm eingefallen sein, einmal praktisch die
Probe zu machen, wie viel Zeit im das Bekleben seiner Geldbestände am Ende
der Woche nehmen wird. Er sagt vielleicht auch, daß die Marken auf den
Geldscheinen nicht haften werden, und versäumt es, durch einen Versuch diese
Bedenken auf die Probe zu stellen.


Dabei kostet es nichts, sich über die Bedeutung all dieser Bedenken ein klares
Bild zu machen. Um zu sehen, wie das Klebegeld sich im Verkehr verhalten wird,
ob die aufgeklebten Marken nicht immer abfallen usw., braucht man nur einen der
heute fast wertlosen 500-Markscheine auf der weiß gebliebenen Seite mit
Briefmarken zu bekleben und solchen Schein ständig in der Tasche zu tragen. Man
wird sich überzeugen, daß die Marke auch unter diesen ungünstigen Verhältnissen
tadellos haften. Und um zu wissen, wie viel Zeit er wöchentlich der Instandsetzung
seines Kassenbestandes wird opfern müssen, braucht er nur auszurechnen, wie
viele Banknoten jeder Staatsbürger im Durchschnitt zu besitzen pflegt.
Selbstverständlich wird er nicht die heutige Papiergeldflut zum Ausgangspunkt 
seiner Berechnungen nehmen, sondern die Verhältnisse, wie sie unter der
Festwährung zu erwarten sind. Am besten geht er dabei von den Friedensver-
hältnissen aus. Damals entfielen auf den Kopf der Bevölkerung an Metall- und
Papiergeld weniger als 100 Mk. (hundert), also etwa 300 Mk. auf den Kopf der
Erwachsenen. Von diesen 300 Mk. waren etwa nur 100 Mk. im Besitze der
Privatleute. Das Übrige befand sich in den Banken, Sparkassen, in den öffent-
lichen Kassen (Eisenbahnen, Steuerkassen, Zollämter), bei Geschäftsleuten usw.
Die große Masse des Volkes besaß an Bargeld immer nur den Wochenverdienst.
In der Regel besaßen die Arbeiter am Sonnabend, (also wenn die Stunde der
Kleberei kommt) überhaupt kein Geld. Die 100 Mk., die also in den Händen der
Privatpersonen verblieben, mochten etwa wie folgt gestückelt gewesen sein: 50
Mk. in Papiergeld, 20 Mk. in Gold, und das Übrige in Silbermünzen von 3, 2 und 
1 Mk. Im ganzen waren es keine 10 Stücke, die der einzelne Bürger im Besitze
hatte. Und diese 10 Stück würden beim Freigeld infolge der größeren Umlaufs-
geschwindigkeit vielleicht auf die Hälfte reduziert werden müssen. Lohnt es sich
da, von der Kleberei zu reden? Reden wir davon, daß wir die Briefe mit Marken
bekleben? Dabei ist es höchst wahrscheinlich, daß sich die Sitte sofort überall ein-
bürgern wird, den Kaufleuten das Bekleben zu überlassen, die die Kosten als
Geschäftsunkosten berechnen werden, so daß das Publikum überhaupt im täg-
lichen Leben nichts mit der Kleberei zu tun haben wird. In den öffentlichen Kassen
aber, bei der Eisenbahn, in den Banken, bei den Geschäftsleuten wird man das
Bekleben besonderen Personen als Beruf 
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anweisen, und vielleicht kommt dann einer dieser Glücklichen (ein ausgezeichneter
Beruf für abgearbeitete Dichter, Komponisten, Rechtsanwälte, Feldmarschälle usw.)
im Laufe der Jahrhunderte auf den Gedanken, an Stelle der Zunge einen Schwamm
zu nehmen und sich diese Erfindung patentieren zu lassen.


Es sind hauptsächlich Amerikaner, die sich über die Unbequemlichkeit der Kleberei
beklagen, zumeist neueingewanderte Amerikaner, die sich vom echten Amerikaner
noch ein zu schönes Bild machen. Der „echte“ Amerikaner, der Abkömmling der
Quäker und der Holländer, läßt sich jede Mißhandlung gefallen, sofern sie nur vom
Staate ausgeht. Der Staat ist ihm ein Gott. Keiner dieser Amerikaner muckte, als in
Chikago die acht Anarchisten ohne Gerichtsverhandlung hingerichtet wurden; keiner
muckte, als es sich erwies, daß die acht Anarchisten ganz unbeteiligt an dem ihnen
zur Last gelegten Attentat gewesen waren. Der Amerikaner steht stundenlang und
wartet auf den Zug, ohne zu murren. Der Amerikaner murrt nicht, wenn der Staat an
der Grenze sein Gepäck durchwühlt, wie es in ähnlich ekelhafter Weise nirgends in
der Welt durchwühlt wird. Der Amerikaner läßt sich vom Staate jede Mißhandlung
gefallen; er duldet es sogar ohne Widerspruch, daß der Staat ihm den täglichen
Schoppen vom Tische wegfegt. Ließ sich nicht der Amerikaner für die Interessen der
Kriegsgewinnler in den europäischen Krieg treiben? Ach, der Amerikaner ist ein
Mensch wie jeder andere Mensch, er ist wie der Europäer ein ganz gewöhnlicher
Götzen- und Staatsanbeter. Und wenn der Staat ihm vorschreibt, für jeden Dollar, den
er in der Tasche trägt, wöchentlich einmal die Zunge herauszustrecken, so wird der
Schlingel das eben tun. Wozu üben wir auch den Patriotismus? Und nirgends wird
der Patriotismus mehr geübt als in den USA.


Unsere Freunde in Amerika müssen sich an das Proletariat wenden, an alle, die
von der Börse ausgeplündert werden, an die Bauern, an die Angestellten, an alle, die
den Kapitalzins aufzubringen haben. Sie müssen ihnen vorrechnen, daß sie nur alle
Wochen die Zunge eine Minute herauszustrecken haben, um den Lohn zu ver-
doppeln, zu verdreifachen. Sie müssen ihnen sagen, daß die soziale Frage nur mit
Speichel gelöst werden kann. In einem Lande, wo jährlich 10 Millionen Tonnen
Kautabak verbraucht werden, wird man für eine solche Lösung der sozialen Frage
volles Verständnis haben.


Wer den Kapitalismus angreifen will, darf sich nicht an die Leute wenden, die im
Genuß dieses Kapitalismus sind. Man kann niemand davon überzeugen, daß der Ast,
auf dem man sitzt, im Interesse anderer abgesägt werden muß. Selbst solche
Proletarier, die trotz der Schwindsucht noch eine Hoffnung haben, selber einmal
Kapitalist zu werden, sind antikapitalistischen Bestrebungen im Innersten abgewendet
und werden solche Bestrebungen gelegentlich auch verraten. Der arbeitslose
Proletarier aber, die die letzten, mühselig gesparten Dollar von der Bank abholt, der
Bauer, der einen Acker verkaufen muß, um den Hypothekenzins zu bezahlen, das
sind die Elemente, die für das, was wir ihnen sagen, scharfe Ohren haben, und die
selbst dann am Klebegeld nichts auszusetzen haben, wenn der Klebstoff statt süß
nach Grünspan schmecken sollte. Für die, denen das Freigeld und die Freiwirtschaft
die Befreiung von der Zinssklaverei bringen soll, sind alle die Bedenken, die die an-
deren unseren Bestrebungen entgegenstemmen, Pfifferlinge, nichts als Pfifferlinge.


A. Steinpilz.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Die „Währungsreform“.
Der Sieg des Schwindels über die Vernunft.


„Einstimmig wurde im Reichskabinett beschlossen, die Lösung der
Währungsfrage auf dem Wege einer Goldnotenbank zu suchen“. (Nach einer amt-
lichen Mitteilung vom 11. September.)


„Einstimmig!“ Die Goldwährung war also der zentrale Gedanke, um den die neue
Regierung gebildet wurde, ähnlich wie früher der monarchische Gedanke die
Minister um sich versammelte. Wer für die Wiedereinführung der Goldwährung
war, der konnte ins Kabinett. War man in dieser zentralen Angelegenheit der
Kapitalisten einig, so konnten die übrigen Geschäfte der Reichsregierung keine
ernsthaften Meinungsverschiedenheiten aufkommen lassen. Dabei brauchte man
nicht einmal für diesen zentralen Gedanken die gleiche theoretische Einstellung zu
vertreten. Es genügte offensichtlich, daß man sich verpflichtete, der Goldwährung
keine Hindernisse zu bereiten, dann war man reif fürs Kabinett. Hilferding, der
Häuptling in dieser Sache, der wahrscheinlich der einzige im Ministerium ist, der
sich eingehender mit der Währungsfrage befaßt hat, sagt von ihr, daß sie „theore-
tisch umstritten sei“. Das hinderte nicht, daß er sich dem einstimmigen Beschluß
anschloß. Ja, so wie die Dinge liegen, müssen wir annehmen, daß Hilferdings
Kollegen sich als inkompetent erklärt haben. So daß Hilferding, der Vertreter des
Proletariats, vor dem Volk und seiner Partei der wahre Verantwortliche ist dafür,
daß Deutschland es jetzt wieder mit der „umstrittenen“ Gold- und Schwindel-
währung versuchen soll.


Wer die Dinge aufmerksam in ihrem Werden verfolgt hatte, der wußte, daß es so
kommen würde, daß der auf der Goldwährung sich aufbauende Kapitalismus in der
Stunde der Gefahr durch die Sozialdemokraten gerettet werden würde. So haben
wir jetzt den bündigen Beweis, daß die sozialdemokratische Partei, unsichtbar
zwar und drahtlos, und ohne daß die Führer eine Ahnung davon haben, von den
Börseninteressenten in der für alle kapitalistischen Interessen grundlegenden
Frage der Währung geleitet wird. Solange die Goldwährung nicht in Frage kam,
gaben die kapitalistischen Drahtzieher den sozialdemokratischen Parteileitern volle
Freiheit, so daß diese tatsächlich das Gefühl haben mochten, daß sie völlig unab-
hängig seien. Schreibt, was Ihr wollt, eßt von allen Früchten der Freiheit, nur in der
Währungsfrage, da wollen wir Euch helfen. Diese Frage ist so kompliziert, daß wir
als Bankiers, also doch als „Fachleute“ sie kaum verstehen. Die Währungsfrage sei
Euch also wie ein Baum der Erkenntnis! Rührt nicht daran! Weder Euer wissen-
schaftlicher Führer Marx, noch sein Vertreter auf Erden, K. Kautsky, haben jemals
an der Währungsfrage gerührt. Beide erklärten die Goldwährung für eine vollkom-
mene Währung. Beide waren derselben Meinung, wie der Bankier „Argentarius“
(Briefe eines Bankdirektors an seinen Sohn), „daß das Geld brav und bieder seine
Schuldigkeit tut“. Wenn ein erfahrener und geriebener Bankier solches von der
Goldwährung sagt, so könnt Ihr, Vertreter des Proletariats, Euch doch gewiß auch
mit der Goldwährung einverstanden erklären, umso eher, als es sich ja hier nur um
interne Angelegenheiten des Kapitalismus handelt, die Euch nichts angehen. Ihr
wollt ja die Produktionsmittel verstaatlichen. Somit kann es Euch völlig einerlei
sein, wie da Geld gestaltet ist, und wie es von uns an der Börse gehandhabt wird.
Pfuscht uns also nicht in diesen Kram. Wir werden 
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uns auch erkenntlich zeigen und Eure Politik in der ausschaggebenden Frage der
Demokratie kräftig unterstützen. Wenn Ihr unsere Währungspolitik unterstützt,
wenn Ihr die Rückkehr zur Goldwährung fordert und uns dadurch wieder die Macht
über das Geldwesen verschafft, dann werden wir mit den reichen Mitteln, die uns
die Geldmacht liefert, Euren Kampf um die politische Macht unterstützen und Euch
die gewünschten Posten in den Ministerien verschaffen. Eine Hand wäscht die
andere. Wir verschaffen Euch die politische Macht, und Ihr verhelft uns zu
Geldmacht. Euch die Titel und die Schalen, uns die Macht und den Kern. So bleibt
Ihr, was Ihr seid, eine Herde Hammel, und wir behalten die Kraft, die Macht und
die Herrlichkeit in Ewigkeit.


Solche Sätze sind natürlich niemals gesprochen worden. Umsomehr wurde
ihrem Sinn nach gehandelt. Es genüge, daß hier die Tatsache festgestellt werde,
daß die sozialdemokratische Presse bis auf den heutigen Tag niemals ein Wort der
Kritik über die Goldwährung gebracht und alle Literatur über diese Frage mit pein-
licher Sorgfalt dem Proletariat unterschlagen hat. Es genügt zu erwähnen, daß
Hilferding, der in einer schwachen Stunde die Existenz der Goldwährungsfrage
zugegeben hat, trotzdem nun in dieser kritischen Zeit von den Bankiers,
Kommerzienräten und Börsenmagnaten kapituliert hat und das Proletariat vor den
Triumphwagen Mammons spannt. Wie müssen sich die Bankiers jetzt vergnügt die
Hände reiben, daß es ihnen gelungen ist, die Wache vor der Hoch- und Zwingburg
des Kapitals ausgerechnet mit dem Vertrauensmann des Proletariats, mit dem
sozialdemokratischen Finanzminister zu besetzen! Ein Meisterstück kapitalistischer
Politik! Welche Verachtung müssen diese Männer für die „Führer“ des Proletariats
haben!


Zum Glück für das Proletariat ist dieser Sieg des Kapitalismus nur ein Sieg in
einem Nachhutsgefecht, der die endgültige Niederlage der Kapitalisten nur ver-
zögern, aber nicht verhindern kann. Wir werden die Aufklärungsarbeit mit erneuter
Energie fortsetzen, und die kommenden Ereignisse, die Wirkung der erstrebten
Wiedereinführung der Goldwährung, werden uns helfen, dem Proletariat zu zeigen,
welche Schindluderei hier mit ihm getrieben wird. Dann nimmt der Schwindel mit
einem Krach ein Ende.


Die Goldwährung ist nicht mehr, wie Hilferding sagt, theoretisch umstritten. Das
ist nicht wahr. Es ist niemand mehr da, der es wagt, die Goldwährung mit theore-
tischen Gründen zu verteidigen. Die Goldwährung wird nur mehr politisch ver-
teidigt, d. h. also mit Hilfe von Schwindel. Wissenschaftlich ist sie vollkommen 
erledigt. Wie vollkommen ratlos die Kapitalisten der vernichtenden Kritik gegenüber
sind, die die freiwirtschaftliche Lehre an der Goldwährung geübt hat, beweist die
Tatsache, daß sie zu ihrer Verteidigung im ganzen deutschen Reich keine anderen
Kräfte aufzubringen vermochten als die Professoren Diehl, Liefmann, Lederer,
Stillich, Kleinschmidt, Kleine-Natrop, die nur unter Zuhilfenahme falscher
Darstellungen oder kümmerlichster, nichtssagender, das Wesen der Dinge unbe-
rührt lassender Einwände etwas zustande brachten, was nach außen wie eine
Kritik aussah, vom Kenner aber mehr als politische, denn als wissenschaftliche
Arbeit gewertet wird. Auf unsere Gegenkritik
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hat keiner der Genannten es bisher gewagt zu antworten – der beste Beweis für
die Richtigkeit dieser Einschätzung.


Mit der nun von der Regierung beschlossenen Rückkehr zur Goldwährung wird
das Werk der Zerstörung, das unsere Pfuscher am Geldwesen verrichten, voll-
endet werden. Die „Goldnoten“ werden, wenn es überhaupt noch so weit kommt,
dem Reichsbankgeld den Gnadenstoß geben ... um dann sich selbst wieder in
Papiergeld und Geldpapier zu verwandeln. Hiermit hört die Möglichkeit auf, das
Volk überhaupt noch zur Annahme von Papiergeld zu bewegen. Dem Papiergeld
mit der Unterschrift deutscher Staatsmänner wird das deutsche Volk den Kredit
versagen. Die Repudiation des Papiergeldes wird allgemein. Das Gresham-
Gesetz, laut welchem das schlechtere Geld immer das bessere verdrängt, mit dem
die Reichsregierung vielleicht noch rechnet, hat mit der durch die Inflation bewirk-
ten Liquidierung aller Kredit- und Zahlungsverträge alle Wirksamkeit verloren,
umso mehr, als auch die Autorität des Staates für die Steuererhebung gelitten hat,
um die Annahme des schlechteren Geldes für Zwecke der Steuerzahlung auch
noch sinnlos wird. Dann wird jeder, auch die Beamten, auf Zahlung mit dem 
besseren Geld bestehen. Dieses „bessere“ Geld aber wird der Dollar sein.
Barzahlung in Dollar, so lautet dann die allgemeine Zahlungsbedingung für Brot
und Kleidung. Wer keine Dollar hat, kann dann nichts kaufen. Und auf Kredit wird
in solchen Zeiten nichts gegeben. Jeder Mensch aber, der noch etwas
Selbstachtung hat, wird, wenn er keine Dollar hat und keinen Kredit, sich das
Nötige zum Leben mit Gewalt verschaffen, wenn auch bei solchem Vorgehen die
ganze Stadt in Feuer aufgehen sollte.


Geldnoten sind, wenn sie gegen Gold glatt eingewechselt werden können, dem
Gold gleichzustellen, und wenn sie nicht gegen Gold eingelöst werden können, wie
gemeine Reichsbanknoten zu betrachten. Die Reichsbanknote ist ja auch eine
nicht einlösbare Goldnote.


Die Regierungserklärungen, soweit sie zu Stunde vorliegen, widersprechen sich
in bezug auf den Zweck, den man mit den Goldnoten verfolgt. Es wird nicht klar
gesagt, ob die Goldnoten die Rolle eines Sparmittels oder eines Tauschmittels zu
spielen haben, oder ob sie gar als Zwitter beiden Zwecken dienen sollen. Als Geld
dürfen die Goldnoten keinen Zins tragen, als Sparmittel müssen sie ihn tragen,
wenn sie mit anderen Kapitalanlagen konkurrieren sollen. Als Sparmittel haben die
Goldnoten nur mittelbaren Einfluß auf die Stabilisierung, nämlich den, daß die
Sparer durch Ankauf von Goldnoten die Reichsbank mit Papiergeld versorgen 
werden, mit dem diese dann die kreditbedürftigen Unternehmer wieder versehen
kann, statt daß sie wie heute solchen Kreditbedarf durch Neudruck und Inflation zu
decken versucht. Der herkömmliche Kreislauf der Spargelder wäre dann wieder
wie früher geschlossen. So gedacht, wären die „Goldnoten“ ein wertvolles
Hilfsmittel der Stabilisierung. So gedacht, wären aber „Indexnoten“ noch besser zu
verwenden und wären mit geringerem Risiko für die Reichsbank verbunden. Die
Indexnote sichert dem Sparer das, worauf es ihm ankommt, eine gleichbleibende
„Kaufkraft“, was die Goldnote nicht kann. So fiel die Kaufkraft des Golddollar in den
letzten Jahren, wie die Preise von 100 auf 220 stiegen, stieg dann wieder, indem
die Preise auf 140 zurückgingen 
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und ist seit einigen Monaten wieder stark im Fallen begriffen. Vorsichtige
Unternehmer, die dem Dollar mißtrauen und den Männern auf die Schliche ge-
kommen sind, die in Amerika die Währungspolitik machen und den Dollar regieren,
werden darum ungleich lieber Indexwechsel als Goldwechsel zeichnen und auch
der Reichsbank größere Sicherheiten bieten, weil die Indexwährung fest, die
Goldwährung aber ein Spielball der Börse ist. So wie die Dinge heute liegen, ver-
mag die amerikanische Hochfinanz, (das heißt die amerikanischen Börsenhaie),
die Reichsbank und die Goldnotenschuldner jeden Tag in den Mahlstrom ihrer
Börsenmanöver zu reißen und zu zermalmen.


Allgemein muß aber über die Verwendung der Goldnoten als Sparmittel gesagt
werden, daß, solange der Sparer durch die kommende Vermögensabgabe sich
bedroht fühlt, niemand erhebliche Beträge in den der Finanzkontrolle zugänglichen
deutschen Goldnoten anlegen und die Kapitalflucht somit ihren verderblichen
Fortgang nehmen wird. Der Ausgleich des Staatshaushalts durch die Abwälzung
der „Reparationen“ auf die Sachwerte muß der Schaffung der sparfähigen Papiere
vorangehen. Das ist heute das A und O jeder Währungspolitik, die Erfolg ver-
sprechen kann.


Handelt es sich aber bei den Goldnoten um die Schaffung eines neuen Geldes,
dann werden sich für dieses die Gesetze durchsetzen, die für alles Geld Geltung
haben. Die Goldnoten erfordern dann genau dieselben finanziellen Maßnahmen,
die auch für die Stabilisierung der heutigen Währung nötig sind. Kann man aber
dem Gold zu Liebe solche finanziellen Maßnahmen treffen, dann fragt man sich,
warum man nicht auch für das heutige Papiergeld solche Maßnahmen ergreifen
kann. Die Stabilisierung verlangt ja nichts weiter, als die Balanzierung des Etats
und damit den Verzicht auf den Mißbrauch der Notenpresse. Alles, was darüber
hinaus noch für die Stabilisierung getan werden muß, wird man auch tun müssen,
wenn wir mit den Goldnoten gesegnet werden. Will man den Etat wirklich ba-
lanzieren, dann sind die Goldnoten überflüssig, will man aber den Etat weiter wie
bisher mit Papiergeld ausgleichen, dann sind die Goldnoten schädlich und zu ver-
werfen, weil sie das Übel, das sie bekämpfen wollen, nur noch durch die durch sie
erhöhte Möglichkeit einer allgemeinen Repudiation des Papiergeldes vermehren
werden.


Über den Handelsprofit.
Pläne der Münchener Räteregierung werden in Washington


ausgeführt.


Zu den mannigfachen Reformen und Einrichtungen, die in München geplant
waren, gehörte auch die Schaffung eines Maßstabes für die Beurteilung des
Geldes als Tauschmittel. Die Reichsbank beurteilt das Geld ausschließlich nach
seinem Goldgehalt. Hier sollte das Geld daraufhin untersucht werden, ob und wie
es seinen Zweck erfüllt. Noch niemals hatte es etwas Ähnliches gegeben. Das
beste Geld ist offenbar dasjenige, das den Tausch der Waren am schnellsten,
sichersten und billigsten vermittelt. 
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Alle diese Bedingungen sind dort am besten erfüllt, wo die allgemeine Handels-
profitrate und die Arbeitslosenziffer am niedrigsten stehen. Wie hoch diese beiden
Zahlen in Bayern waren, sollte auf dem Wege der Statistik ermittelt werden. Ich
plante die Schaffung eines kleinen Museums, wo Muster der gebräuchlichsten
Waren ausgestellt und sowohl mit dem Herstellungspreis (Fabrikpreis) wie auch mit
dem Kleinverkaufspreis versehen werden sollten. Die Spannung beider ergibt den
Bruttohandelsprofit, mit dem die Ware von der Fabrik zum Konsumenten belastet
wird (abzüglich Frachtkosten). Der Durchschnitt dieser Profitsätze ergibt die allge-
meine Handelsprofitrate. Für diesen Durchschnitt müssen die Waren nach ihrer
Bedeutung klassifiziert werden (Preis mal Produktionsziffer), wie es bei der
Ermittelung des Preisindexes geschieht. Das Steigen und Fallen der Handels-
profitrate oder der Vergleich mit der Handelsprofitrate in Ländern mit anderem
Gelwesen zeigt, ob das Geld als Tauschmittel verbessert oder verschlechtert
wurde. Da für Bayern auch die Einführung des Freigeldes geplant war, und vom
Freigeld eine ganz gewaltige Herabsetzung der Handelsprofitrate erwartet werden
kann, so lag mir viel an der einwandfreien Ermittelung dieser Zahlen. Auch darum,
weil ich so zu einem ausgezeichneten Beweismaterial gegen die Behauptung der
Kommunisten gekommen wäre, daß die Ausbeutung des Volkes auf das
Privateigentum zurückzuführen sei. Ich hätte an der Hand der Handelsprofitrate
den Kommunisten zeigen können, daß die Ausbeutung in der Hauptsache auf
Fehler des herkömmlichen Geldes zurückzuführen ist, und daß die Hauptsache
von dem, wonach sie unbewußt streben, durch ein gesundes Geldwesen nebst
ebensolchem Bodenrecht erreicht werden kann. Der Direktor des statistischen
Amtes schien die Tragweite der Sache schnell erfaßt zu haben.


Der Sturz der Räteregierung machte diesen Vorarbeiten ein Ende. Nun aber lese
ich mit Genugtuung, daß die amerikanische Regierung durch das statistische Büro
Ermittelungen über die Handelsprofitrate anstellen läßt. Es ist dort zwar nicht
gesagt, daß diese Arbeiten der Schaffung eines Maßstabes für die Qualität des
Geldes dienen sollen. Wird aber einmal die allgemeine Handelsprofitrate regel-
mäßig ermittelt, so führen ihre Schwankungen ganz von selbst auf die Frage,
woher diese Schwankungen wohl kommen mögen, und inwieweit die Währungs-
politik Einfluß auf diese Schwankungen hat. Dann ist der Maßstab geschaffen,
womit die Behauptung nachgeprüft werden kann, daß die Goldwährung das 
denkbar beste Tauschmittel sei. Ob nun die amerikanischen Kapitalisten das Licht
fürchten, das von hier aus auf die Hoch- und Zwingburg des Wuchers und der
Börsenraubzüge geworfen wird? Die amerikanische illustrierte Wochenschrift „The
Dearborn Independent“, Chronist für übersehene Wahrheiten, bringt darüber einen
Bericht (8. Sept. 1923), den wir in Übersetzung und gekürzt wiedergeben.
Bezeichnend ist die Überschrift:


„Einiges über Profitsätze im Kleinverkauf, worüber Eure Zeitung nichts mitteilte.
Allerdings liefe sie sonst Gefahr, ihre Inserenten gegen sich aufzubringen – und Ihr
als Konsumenten kommt, wie Ihr wißt, nicht in Betracht.“


„Amerika, in einer Zeit neuen geschäftlichen Aufschwungs lebend, sieht die
Zukunft rosig an, und so ist eine Warnung gegen Preisaufblähung (Inflation) wenig
beachtet worden, die kürzlich von einem Beamten des 
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Schatzamtes ausgesprochen wurde, der im wesentlichen sagte, der sicherste Weg,
eine neue geschäftliche Blüte zu knicken, liege in überspannten Profitsätzen, und
eine solche Überspannung habe bereits beim Kleinverkauf in gewissen Geschäfts-
zweigen eingesetzt. Mit anderen Worten: die Lehre aus dem sogenannten
„Käuferstreik“ ist vergessen worden.


Es ist sehr wahrscheinlich, daß viele der zur Aufklärung Berufenen den
Ausschnitt, der jene Warnung des Schatzamts-Beamten enthielt, in dem guten
Glauben beiseite legten, es handle sich lediglich um einen Ausfluß furchtsamer
Gesinnung, dem keine Beweise zugrunde lägen. Tatsächlich aber hatte jener
Beamte alle Beweismittel in Händen, gegründet auf wirklich erfolgte Käufe und
unterstützt durch Lichtaufnahmen, sowie sonstige Berichte. Richtig ist auch, daß
jede Zeitung in den V. S..., die den „Kongreßbericht“ bezieht, über die gleichen
Unterlagen verfügte, doch ließ sich aus naheliegenden Gründen kaum erwarten,
daß die Zeitungen sich viel um die aufgedeckten Mißstände kümmern würden. So
ist z. B. ein Preisaufschlag von 757%, den die Firma B. A. u. Co. in Neuyork auf
den Einstandspreis eines Perlenhalsbandes nahm, kein Erörterungspunkt für die
Spalten einer Zeitung. Und es ist sehr wahrscheinlich, daß die Gebr. St. in Neuyork
nicht besonders begierig darauf sind, daß die Zeitungen ihre Leser über einen
Preisaufschlag von 2588% unterrichten, der auf gewisse von Deutschland einge-
führte Knöpfe aus künstlichem Elfenbein erhoben wurde.


Dies sind einer amtlichen Veröffentlichung aufs Geradewohl entnommene
Zahlen, über die, sonderbar genug, wenig bekannt geworden ist; sie kamen zur
Kenntnis des Verfassers durch eine vertrauliche „Andeutung“ eines
Regierungsbeamten, der seit mehr als sechs Monaten erstaunt darüber ist, daß
das Land so wenig über diese Sachen erfährt. Er meinte, der betreffende Band 
sei „verheimlicht“ worden, so daß es nicht möglich sei, ein Exemplar zu erhalten.
Indessen scheint die Veröffentlichung gewissermaßen infolge beiderseitigen
Einvernehmens „vergessen“ worden zu sein. Jedermann kann ein Exemplar er-
halten, wenn er an den Senator oder Kongreßmann seines Wahlbezirkes nach
Washington schreibt, auch stehen die Angaben im betreffenden Teil des
„Kongreßberichts“. Und was sich daraus ergibt, ist wichtig für jeden Amerikaner, 
sei er Verbraucher oder Lohnempfänger oder beides – es enthüllt nicht nur die
Schröpfung des Verbrauchers im Kleinverkauf, sondern belehrt auch den
Fabrikanten darüber, was er vom europäischen Wettbewerb zu erwarten hat.


Der amtliche Bericht bezeichnet als Zweck der vom Schatzamt und vom
Finanzausschuß des Senats gemeinsam veranstalteten Untersuchung: Es soll
amtliche Auskunft eingeholt werden über die Auslandswerte der eingeführten
Waren und über deren Kleinhandelspreise beim Verkauf an amerikanische
Verbraucher. Der Warenabschätzer des Neuyorker Hafens, wo drei Viertel der
amerikanischen Einfuhr einlaufen, wurde angewiesen, über Ursprungsland,
Auslandswerte, Fracht- und andere Kosten, über bezahlten Zoll und über den
Gesamteinstandspreis einer großen Zahl gelandeter Waren zu berichten, die auf
Veranlassung von Vertretern des Finanzausschusses durch Verbraucher einge-
kauft wurden.


Der betreffende Band mit dem Titel „Eingeführte Ware und deren Kleinhandels-
preise“, im Sommer 1922 gedruckt, umfaßte 120 Seiten Text und Lichtbilder über
mehr als 250 verschiedene Einkäufe von Waren, die 
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hauptsächlich in Geschäften der Stadt Neuyork gemacht wurden. Die Liste betrifft
tausenderlei Artikel aus über zwanzig Ursprungsländern, in denen die Erzeugungs-
kosten und Löhne weit unter den entsprechenden Kosten in den V. S. stehen. Die
Gründe hierfür sind verschiedener Art, wie: Folgen der Geldentwertung, tieferer
Stand der Lebenshaltung und gesundheitlicher Einrichtungen, längere Arbeitszeit,
Kinderarbeit.


Die genannte Zeitschrift gibt eine Anzahl Lichtaufnahmen von Geschäftsanzeigen
mit den Kleinverkaufspreisen und kurzem Bericht des Regierungsabschätzers über
Auslandswerte, Bezugskosten usw. beim Durchgang durch das Zollamt. Wir
beschränken uns auf die gekürzte Weidergabe folgender Beispiele (Warengattung
mit dem ermittelten Profitaufschlag im Kleinverkauf gegenüber dem Einstandspreis
einschließlich aller Kosten): Messer 679 Proz,. Lampenglas 258 Proz., Einge-
machtes in Büchsen 167 Proz.; Holzpfeifen 357 Proz.; Elektr. Plätteisen 617 und
747 Proz.; Wanduhr aus geschnitzem Holz 2370 Proz.; Kuckucksuhr 1636 Proz.;
Marmorstatuette 753 Proz.; Bernsteinketten 1544 Proz.; Gemüsesamen 1567
Proz.; Thermometer 575 Proz.; Scheren 1127 Proz.; Belgische Gewehre 517 Proz.;
Vogelkäfige 532 Proz.; Rasiermesser 1349 Proz.


„Selbst ein so bekanntes Heilmittel wie norwegischer Lebertran (Einstand der
Flasche weniger als 7 cents, Kleinhandelsverkaufspreis Dollar 1,25) ergab 1774
Proz.


Die vorstehenden Profitsätze sind typisch für die ganze Liste. Der niedrigste
Aufschlag betrug 150 Proz. In der Kriegszeit verteidigten Kleinhändler Aufschläge
von 50 Proz. als nötig für ein lohnendes Geschäft. 150 Proz. Aufschlag wurde als
übermäßige Profitsucht angesehen – was soll man aber zu Aufschlägen von 1000
und 2000 Proz. sagen? Der Bericht betont, daß der geschilderte Zustand nicht
allein eine Auspressung der Käufer bedeutet – die wahre Gefahr liege in der
Rückwirkung auf die amerikanische Industrie, die mit jenen, zu niedrigen Preisen
eingeführten Waren den Wettkampf auszuhalten habe. – Seitdem sind die neuen
Zollsätze in Kraft getreten, doch ist aus der von Washington ausgegangenen
Warnung zu schließen, daß sie keine wesentliche Herabsetzung der Profitsätze
herbeigeführt haben.“


Aus diesen Mitteilungen des amerikanischen Blattes können wir ersehen, mit
welcher Umsicht die Kapitalisten die Goldwährung zu schützen verstehen, wie die
Presse von den Kapitalisten beherrscht und mißbraucht wird, damit nur ja kein
Lichtstrahl die Dunkelkammern, die die Bürger auf den Schultern tragen, erhellt.
(Der „Dearborn Independent“ kämpft oft recht mutig gegen den Kapitalismus und
für freie Wirtschaft, gerät aber oft in Widersprüche, indem er einerseits die verkehr-
ten wirtschaflichen Einrichtungen für alles Böse in der Welt verantwortlich macht,
dann aber merkwürdigerweise wieder den Juden einen besonderen Teil der
Verantwortung aufbürden möchte. Merkwürdig ist auch, daß dieser amerikanische
Antisemitismus von Leuten ausgeht, die für Freihandel, aber auch für Alkohol- und
Tabakverbot streiten, während der deutsche Antisemitismus meistens am
Stammtisch gepflegt wird und umgekehrt den Freihandel verurteilt und die
Alkoholfreiheit begünstigt.


Wenn auch zugegeben werden muß, daß die oben erwähnten Profit- Profitsätze
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sätze durchaus nicht für alle Waren Geltung haben, so geben sie doch eine
Andeutung über das, was der Handel von der Gesamtproduktion für sich bean-
sprucht.


Wie lächerlich klein wird der marxistische, in der Fabrik erhobene Mehrwert
erscheinen gegenüber den Summen, um die der gewöhnliche Handelsprofit den
Arbeitsertrag kürzt, wenn die Statistik einmal die allgemeine Handelsprofitrate
ermittelt haben wird!


Die Höhe des Handelsprofites wird fast ausschließlich durch die Schwierigkeiten
bestimmt, womit der Kaufmann zu kämpfen hat. Diese Schwierigkeiten rühren in
erster Linie von den Konjunkturschwankungen her. Die Konjunkturschwankungen
aber sind wieder Produkt des Mangels an Währung in unserem Geldwesen.
Sobald das Reichswährungsamt durch aktive Währungspolitik keine Konjunkturen
und Konjunkturschwankungen zulassen wird, wird auch der Handel in den geisti-
gen Bereich der Massen herabgedrückt werden, und dann wird der allgemeine
Handelsprofit auch auf den Stand des Arbeitslohnes sinken. Vor dem Kriege
berechnete Schmoller die allgemeine Handelsprofitrate mit 35 bis 40 Prozent.
Infolge der Helfferisch’schen Währungspfuschereien und der damit in
Zusammenhang stehenden Wuchergesetze und Höchstpreisgesetze (die nur für
die Dummen bestanden) stieg diese Schmollersche Zahl bald auf die Höhe der
„Kriegsgewinne“, die doch auch weiter nichts waren als gewöhnlicher
Handelsprofit. Wie viel der Handelsprofit jetzt betragen mag, das erkennen wir an
der sich breiter und breiter machenden allgemeinen Armut des werktätigen Volkes.
Statt 40 Prozent mögen es jetzt 80 Prozent sein, die der Arbeiter an seinem
Arbeitsprodukt an Handelsprofit verliert. Und dieser ungeheure Abzug von
Arbeitsertrag wird jetzt infolge der neuen Helfferich-Hilferdingschen Pfuschereien
mit der Parallelwährung noch wachsen.


Zum „Impulstheorie des Geldes“.


Von Hugo Scheuermann. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Vorbemerkung der Schriftleitung. Unseres Freundes Sickingers Anregung hat
einige Äußerungen hervorgerufen, die wir um ihrer theoretischen oder praktischen
Bedeutung willen hier wiedergeben. – Was die hier zunächst folgende Arbeit 
unseres Mitarbeiters H. Scheuermann anbetrifft, so sei bemerkt, daß G. Sickingers
Ausgangs- und Zielpunkt ein ganz anderer war, und daß h. Scheuermanns
Ausführungen offenbar auf einem Mißverständnis beruhen, auf der Annahme 
nämlich, als übersähe G. Sickinger die wichtige Tatsache, daß der Preis der
Ausdruck eines Verhältnisses ist. Wer aber Sickingers „Preisgesetz“ (Werbeschrift
Nr. 4 des F.-W.-B.) kennt, der weiß, daß sich H. Scheuermann irrt. G. Sickinger
kam es eben auf etwas ganz anderes an, wie das aus seiner unten folgenden 
weiteren Anregung wieder hervorgeht. – Da aber H. Scheuermanns Arbeit ihren
eigenen Wert hat, so wird sie hier veröffentlicht mit dem Wunsche, daß sie zum
Nachdenken und zur – Kritik reizen möchte.


O. M.
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Zu den Ausführungen des Dipl.-Ing. Sickinger über die Impulstheorie des Geldes
wäre folgendes zusagen:


Sickinger behauptet, daß entscheidend für die Preisbildung das Produkt aus
Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit sei. Da man Produkte aus Menge mal
Geschwindigkeit in der Naturwissenschaft „Impuls“ nenne, so könne man eine
Geldtheorie, welche dem Produkt aus Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit
des Geldes eine entscheidende preisbestimmende Rolle zuspricht, Impulstheorie
nennen.


Nehmen wir an, Deutschland und die Schweiz hätten die gleiche Geldmenge,
und das Geld in beiden Ländern habe dieselbe Umlaufsgeschwindigkeit. Es ist
leicht einzusehen, daß die Preisbildung in den beiden Ländern nicht die gleiche
sein wird, und daß der Preis für das Geld oder der „Funktionswert des Geldes“,
(wie sich der Nationalökonom ausdrückt) ebenso wie auch ein Warendurch-
schnittspreis, nicht übereinstimmen werden. Auf diesen Umstand hat Gesell wie-
derholt hingewiesen, wenn er das Geld dynamisch betrachtet haben will und nicht
statisch. Die Relation zwischen Warenseite und der Geldseite ist letzten Endes 
entscheidend für die Preisbildung des Geldes, für den „Funktionswert des Geldes“.
Welcher Art ist die Relation zwischen Warenseite und Geldseite? Silvio Gesell hat
sich in der Natürlichen Wirtschaftsordnung über die Relation oder über die
Formulierung dieser Relation nicht festgelegt, lediglich von Dr. Christen und von
Irving Fisher wurde ein Versuch gemacht, diese Relation zu formulieren [Dr. Christen:


Die Kaufkraft des Geldes, S. 3: Irving Fisher: Die Kaufkraft des Geldes, S. 4: G = Geldmenge, U =


Umlauffsgeschwindigkeit, G’ = Bankdepositen, U’ = deren Umlaufsgeschwindigkeit, p = Preise, Qm =


Warenmenge: GU + G’U’ = S p Qm.], und ich könnte nicht sagen, daß die Formulierung
dieser beiden Männer gerade dem entspricht, was Gesell über diese Relation
sagte.


Silvio Gesell sagt von einem staatlich verwalteten Papierschein, welcher zum
gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt, und dessen Rechnungseinheit z. B. Mark
genannt wurde, daß man mit diesem Geld auf dem Markt Waren erstehen konnte.
Wie kommt der Preis für diesen Papierschein oder „der Funktionswert“ dieses
Geldes zustande Der Metallist würde in diesem Falle sagen, das Papier, welches
den Geldstoff bildet, hat keinen Substanzwert, also ist das Geld nicht in der Lage,
den wirtschaftlichen Wert der Waren zu messen, Wertmesser und Tauschmittel zu
sein. Es braucht nicht darauf hingewiesen zu werden, daß diese strenge Ansicht
nicht ganz stichhaltig ist, und es gibt auch Metallisten, welche weniger streng 
denken, besonders, seitdem der Philosoph und Soziologe Simmel in seiner
„Philosophie des Geldes“ in scharfsinniger Weise ausgeführt hat, daß aller wirt-
schaftliche Wert Funktionswert sei, so auch der Substanzwert des Goldes. Der
Papierschein, welcher zum gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt wurde, übt die
Funktion als Tauschvermittler aus, und daher besitzt auch der Papierschein einen
Preis oder einen „Funktionswert“.


Nun bliebe noch zu erörtern, wie sich die Höhe dieses Preises oder des
„Funktionswertes“ bestimmt. Silvio Gesell drücke sich klar und eindeutig aus: jeder
sehe zu, wieviel er auf den Märkten des Landes für seinen Papierschein, lautend 
z. B. auf eine Mark, erhalten kann. Mit 
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anderen Worten, die Waren, die sich zum Verkauf anbieten, geben dem Geld erst
seinen Preis, seinen „Funktionswert“, und das wollte auch Laughlin ausdrücken,
als er seine These aufstellte: Die Quantitätstheorie sei eine plumpe Tautologie, da
sie die Preise durch die umlaufende Geldmenge, also eben durch die Preise
bestimmen läßt. Um diesen Gedanken näher zu erläutern, bezeichnen wir die sich
anbietenden Waren mit W und das umlaufende Geld, welches kauft, mit GU. Der
Preis für GU wird entscheidend beeinflußt durch W, niemals kann aber W durch
GU in der Größe bestimmt werden, weil ja GU an sich garnichts darstellt, als
inhaltslose Papierscheine, gleichgültig, ob ich weiß, in welcher Menge diese
Papierscheine vorhanden sind, und in welcher Geschwindigkeit diese Scheine
umlaufen. Ich weiß nur, daß zwischen den Waren W und dem kaufenden Geld GU
eine Proportion besteht, deren Größe mir gleichfalls unbekannt ist. Ich kann sagen:


W : GU = x : 1


Sowohl Irving Fisher wie auch Dr. Christen haben nun die Größe x  gleichfalls mit
1 angenommen, indem sie voraussetzten, daß die gesamten sich zum Kauf anbie-
tenden Waren durch die zum Kauf entschlossenen Geldmengen GU gekauft wer-
den, daß also W und GU einander preisgleich oder wertgleich seien. Sie berück-
sichtigen nicht, daß GU an sich überhaupt keinen Preis oder Funktionswert besitzt,
sondern diesen lediglich durch W erhält. In der Praxis ist aber kaum der Fall zu
denken, daß die Käufe auf den Märkten sich immer so gestalten, daß sämtliches
Geld am Markt Ware, oder daß sämtliche Ware zum Kauf Geld findet. wenn wir
nun die Warenmenge W zu einem sozial fixierten Preis taxieren, welcher historisch
aus dem Tauschhandel ohne Verwendung von Geld hervorging und dementspre-
chend eine historische Kategorie darstellt, so können wir lediglich sagen, folgende
Proportion zwischen Warenpreis und Geldmenge wird bestehen:


S p W : GU = x : 1
(p = sozial fixierter Taxpreis, S = Symbol für die Addition).


Die Festlegung der Größe x ist Zweck des Feilschens auf den Märkten, und auf
den Märkten herrscht die Tendenz, die Größe p, also den sozial fixierten Taxpreis,
so zu gestalten, daß x = 1 wird. Aus dem sozial fixierten Preis zu Beginn des
Marktes wird ein durch Angebot und Nachfrage sachlich regulierter Preis, welcher
für die Folge als sozial fixierter Preis zu gelten hat und angemessen anerkannt
wird. Es wäre aber vermessen zu behaupten, ein sachlich regulierter Preis oder ein
errechneter Warendurchschnittspreis sei jemals genau so groß, daß x = 1 ist.
Gerade Silvio Gesell ist es gewesen, der darauf hinwies, daß in Haussezeiten die
Tendenz besteht, bevorstehenden Preiserhöhungen vorzugreifen, sodaß also x
größer wird als 1, während in Baissezeiten die Tendenz besteht, bevorstehenden
Preisherabsetzungen gleichfalls vorzugreifen, sodaß also x kleiner wird als 1. Der
sachlich regulierte Preis kommt wohl praktisch der tatsächlich bestehenden
Sachlage, sowie dem sich wieder herstellenden Gleichgewichtszustand, in 
welchem x = 1 ist, am nächsten: wir bezeichnen diesen sachlich regulierten Preis
mit P. Es hat also die Proportion zu gelten:


SPW : GU = x : 1.


Simmel sagt (S. 103): „Wenn aber eine Änderung, eine Differenz oder das
Verhältnis je zweier Quanten gemessen werden soll, da genügt es, daß die
Proportion der messenden Substanz sich in der der ge-
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messenen spiegelt, um diese völlig zu bestimmen, ohne daß zwischen den
Substanzen selbst irgend eine Wesensgleichheit zu bestehen brauchte. Es lassen
sich also nicht zwei Dinge gleichsetzen, die qualitativ erschieden sind, wohl aber
zwei Proportionen zwischen je qualitativ verschiedenen Dingen.“


Wie schon bemerkt, kümmert uns die Größe der Proportion SPW : GU nicht, wir
können nur betonen, daß, wenn zwischen einem Teilquantum von GU und einem
Teilquantum von SPW dieselbe Proportion herrscht wie zwischen den
Gesamtmengen, so ist der Preis oder der Funktionswert für die Rechnungseinheit
des gesetzlichen Zahlungsmittel theoretisch meßbar, auch ohne daß das Geld
Substanzwert besitzt.


Die Silvio Gesellsche Geldtheorie ist also eine rein relativistische oder auch eine
dynamische, bei welcher der Preis oder der Funktionswert des Geldes an keinem
Ort des Landes und zu keiner Zeit eine absolute Größe ist, welche festgelegt wäre,
wenn die Geldmenge und deren Umlaufsgeschwindigkeit bekannt ist.


Gerade in diesen Tagen (Anfang September) können wir doch erleben, daß z. B.
der sozial fixierte Preis für die Rechnungseinheit amerikanischen Geldes (Dollar)
sachlich reguliert wird, und zwar durch Verhältnisse, welche durch Tatsachen der
deutschen Zahlungsbilanz gegeben sind, und welche sich nicht restlos mit den
Änderungen der Geldmenge und dessen Umlaufsgeschwindigkeit im Inlande 
decken, weil kein Mensch in der Lage ist, die gesamte Warenmenge in
Deutschland zu überschauen.


Die sozial fixierten Preise für die übrigen Waren zeigen trotzdem die Tendenz,
sich in derselben Proportion zu ändern, sodaß allerorts durch Notgeld, Schecks,
usw. Geld neugeschaffen werden muß, um GU so groß zu gestalten, daß zu dem
zu hoch fixierten Taxpreis die Warenumsätze überhaupt vorgenommen werden
können. Wir haben es mit einer rein psychologischen Tatsache zu tun, welche
kommenden Vermehrungen von GU schon jetzt vorgreift. Durch diese psycholo-
gische Einstellung der Käufer und der Verkäufer wird PW zu hoch taxiert im
Verhältnis zu GU, und auf diese Weise wird x größer als 1.


Wenn eine Geldverwaltung sich zum Ziel gesetzt hat, den Geldpreis oder den
Funktionswert des Geldes stabil zu halten, so ist selbstverständlich darauf zu ach-
ten, daß die Proportionen zwischen SPW : GU so gehalten wird, daß x = 1 ge-
halten wird und daß der einmal sozial fixierte Taxpreis als Warendurchschnittspreis
stabil bleibt. Änderungen von W in der Menge, welche durch Ernte-, Entdeckungs-
und Erfindungstatsachen gegeben sind, werden durch Änderung der Größe G
unter Zugrundelegung des stabil gehaltenen sozial fixierten Preises ausgeglichen.
U wird durch die Geldbenutzungsgebühr (Freigeld) zu einer Größe, welche von
nun an nicht mehr durch die Willkür der Geldbesitzer bestimmt, sondern durch die
Geldverwaltung beherrscht wird. Auch ist die Geldverwaltung nunmehr in der Lage,
Spekulationsmanövern, welche darauf hinauslaufen, den sozial fixierten Taxpreis
durch Vorspiegelung falscher Tatsachen (falsche Ernteberichte) zu ändern, die
Spitze zu bieten.


Um noch einmal zusammenzufassen: In Haussezeiten zeigt sich die Tendenz zu
relativen Erhöhungen von GU in bezug auf W durch Änderung der Größe U oder
umgekehrt durch relative Verringerung der Größe W in bezug auf GU und zur
Höherbewertung des sozial fixierten Preises 
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p, sodaß die Größe x in obiger Proportion größer als 1 wird. In Baissezeiten zeigt
sich die umgekehrte Tendenz.


Wir haben es bei dem Preisbildungsprozeß mit zwei Tatsachenkomplexen zu 
tun, wovon der eine rein psychologischen Charakters ist, während der andere
Tatsachenkomplex auf Änderungen in der Relation zwischen Warenseite und
Geldseite zurückzuführen ist. Trotzdem arbeiten aber beide Tatsachenkomplexe
Hand in Hand und greifen ineinander über, wie zwei Zahnräder. Zwecks Erzielung
einer Klarheit müsen aber beide deutlich voneinander unterschieden werden.


Die Impulstheorie des Geldes trifft also nicht den Kern des Preisbildungs-
prozesses, weil nicht ein Produkt aus Geldmenge und deren Umlaufsgeschwindig-
keit allein preisbestimmend wirkt. Im Gegenteil, die an sich preislosen Papier-
scheine erhalten durch die Warenseite überhaupt erst einen Preis oder den
Funktionswert. Dieser Preis ist abhängig von dem sozial fixierten Taxpreis, welcher
durch Angebot und Nachfrage dauernd sachlich reguliert wird, aber trotzdem, 
infolge der Beschränkung menschlichen Könnens und Wissens bei der Über-
schauung der Waren- und Geldseite, kann dieser Taxpreis niemals so genau fixiert
werden, daß x = 1 ist.
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Hermes und der Kurssturz des Dollars


Der Dollar fiel im Laufe des Dezember auf 5200. Am Tag zuvor noch stand er 


auf 6500 und drei Tage vorher auf 8200. Vor zwei Monaten stand er längere Zeit


über 9000.


Und vor einem Monat schickte die deutsche Regierung als eine der letzten


Regierungshandlungen Wirths eine feierliche Kundgebung nach Paris, worin der


gute Wille wieder betont wurde, mit allen erreichbaren Mitteln die Stabilisierung der


Mark zu betreiben.


Was hat nun die Reichsregierung inzwischen getan, um diese Stabilisierung


durchzuführen? Seitdem der Dollarkurs von 9000 auf 5200 fiel, hat sich nicht das


Geringste ereignet, was einen solchen Kurssturz wirtschaftlich hätte rechtfertigen


können. Während die eingeschüchterten deutschen Devisenbesitzer den


Dollarkurs fallen ließen, sausten die Notenpressen, die jetzt 10 000-Marknoten


drucken, in Tages- und Nachtbetrieb. Und noch nicht das Geringste war gesche-


hen, um den Etat mit laufenden Steuereinnahmen zu balancieren. Nein, nicht das


Geringste. Jeder, der nicht am Stammtisch verblödet ist, weiß auch, daß ein


Rückgang des Dollars und der Preise automatisch die Kräfte auslöst, die die


Wirtschaft lahmlegen, die die Arbeitslosigkeit erzeugen und die dann auf dem


Wege der Arbeitslosenunterstützung und des entsprechenden Notendruckes die


Preise und den Dollarkurs wieder hochtreiben müssen. Auch unser Finanzminister,


so nehmen wir an, wußte das. So müssen wir also an ihn die Frage stellen, warum


er diesen tollen Kurssturz nicht verhütet hat?


Wir haben es schon einmal an dieser Stelle ausgesprochen: Wir sind mißtrauisch


geworden. So vieles im Deutschen Reich rechtfertigt heute das Mißtrauen. Ein


Kurssturz von 9000 auf 5000, das bedeutet Differenzen, Börsendifferenzen von


Milliarden, die die einstreichen, die Bescheid wissen, also nicht die sozialdemokra-


tischen Wähler, nicht die Bauern, die Handwerker, die Beamten. Denn das „Volk“


weiß heute noch nicht Bescheid, es hat auch keine Presse, die es in diesen


Dingen unterrichtet. Der von Hermes geduldete und darum auch vorhergesehene


Kurssturz von 9000 auf 5000 konnte somit nicht im Interesse des Volkes geduldet


werden. Er wurde also geduldet im Interesse der kleinen Kreise, die Bescheid wis-


sen und die sich rechtzeitig darauf eingerichtet hatten. Wie kann Hermes solches


rechtfertigen? Nur, indem er stammelnd sagt: Ich glaubte, daß der Kurssturz ein


endgültiger sein würde, ich glaubte, daß die gewaltig gesteigerte Leistungsfähigkeit


unserer Papiergeldfabriken der Dollarsteigerung entgegen arbeitete, ich glaubte,


daß ich durch diesen Kurssturz das Leben unserer Cunoregierung um acht 
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Tage würde verlängern können, ich glaubte ehrlich an die Möglichkeit einer soforti-


gen und großen Auslandsanleihe, ich glaubte, daß die amerikanischen Kapitalisten


dumm genug sein würden, ihre gewiß sehr knappen Mittel der eigenen Industrie zu


entziehen, um sie der notleidenden deutschen Konkurrenzindustrie zuzuwenden,


ich glaubte, daß auch in Amerika die Dummen nicht „alle“ würden und daß sich


dort noch Dumme finden würden, die sich geduldig wie die Besitzer der deutschen


Sparkassenbücher würden ausplündern lassen, ich glaubte, daß Morgan, Lips
Tulian und Co., gestützt auf die amerikanische Marine und auf die anderen


Zwangsmittel der U.S.A. mehr Vertrauen zur deutschen Zahlungsfähigkeit haben


würden, ich glaubte ... nun verzeiht mir, ihr alle, die ihr den Schaden tragt, daß ich


mich geirrt habe.


Wer, wie Hermes, weiß, was ein Kurssturz wie der letzte für die deutsche


Wirtschaft bedeutet, und über die Mittel verfügt, solchen Kurssturz zu verhüten,


und tut das nicht, der muß allerdings sehr schwerwiegende Gründe haben. Wir


suchen nach diesen Gründen und finden keine. Mit Glaubenssätzen, wie den obi-


gen, führt man nicht die Wirtschaft eines mit der ganzen Welt verketteten Volkes.


Wenn Hermes für die Duldung des letzten Kurssturzes keine anderen Erklärungen


hat, als seinen Glauben an die Möglichkeit einer amerikanischen Anleihe, dann


muß er fort von seinem Posten. Einen nüchternen Mann brauchen wir dort. Einen


Mann der weiß, daß man von fremden Menschen, sogar von einem fremden Volk


manches, sogar vieles erwarten kann, von einem fremden Staat dagegen nicht das


Geringste. Der Staat wird sich gegenüber anderen Staaten immer wie eine amora-


lische Bestie benehmen. Solange die Amerikaner Preisabbaupolitik betrieben und


das Geld sich dort wegen der Krise in den Banken konzentrierte und diese


Geldkonzentration eine Kapitalüberfülle vortäuschte, sprach man dort von


Hilfsaktionen. Seitdem nun die amerikanische Währungspolitik „à la hausse“ gelegt


wurde und die Unternehmer wieder auf ihre Rechnung kommen, leeren sich die


Tresore der Banken, und nun spricht niemand mehr von Hilfsaktionen. Das arme


Europa, die notleidenden deutschen Konkurrenten existieren nicht mehr für die


Amerikaner. Und je mehr sich die Geschäfte in Amerika erholen werden, je mehr


Geld die Amerikaner verdienen werden, um so weniger Geld werden sie für die


europäische Wirtschaft zur Verfügung haben.


Am 8. November stand der Dollar auf 9150. Er sank dann bis auf 5200. Warum


sank er? Weil zum Preis von 9150 keine Käufer auftraten. Warum trat nun Hermes
nicht als Käufer auf? Die Notenpresse stellte ihm ja die hierfür nötigen Mittel in


unbegrenzter Fülle zur Verfügung. Wer über die Notenpresse verfügt, der kann


jeden Kurssturz unbe-
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dingt verhindern, wenn er auch nicht ohne weiteres das Umgekehrte vermag.  


Aber warum?


Nehmen wir an, daß Hermes den Kurssturz durch Ankauf von Dollars verhütet


hätte. Dann wären die Kursschwankungen innerhalb der Grenzen von 9150 und


5200, die seit dem 8. November eingetreten sind, ebenfalls ausgeblieben. Und die


Dollars, die Hermes zur Verhütung des Kurssturzes hätte kaufen müssen, die 


ständen ihm jetzt zur Verfügung, um die Leute zu befriedigen, die mehr als 9150


Mark für den Dollar zu bezahlen bereit sind. So lange die Notenpresse läuft, wird


es nicht verhindert werden können, daß der Dollar steigt. Was man aber verhin-


dern kann, das sind die Kursrückgänge, das Hin und Her, also das, woran die


Börse interessiert ist und wodurch das Volk ausgepowert wird. Am ständigen


Aufwärtsstreben des Dollars hat heute, seitdem es in Deutschland so gut wie 


keine Schuldner mehr gibt, kaum jemand noch ein Interesse. Eine Spekulation 


„à la hausse“, wenn es keine Baisse mehr gibt, ist ohne jeden Sinn und


Geschmack. Die Spekulation verschwindet an dem Tag, wo Hermes jeden Dollar


aufkauft, der unter dem einmal erreichten Stand angeboten wird. Dann kennt der


Dollar nur mehr eine Bewegung, die nach oben. Und auf diese kann sich dann


jeder einrichten.


So lange das Reich die Notenpresse nicht beherrscht und die Bedürfnisse des


Reiches statt derjenigen des Handels über die Notenausgabe verfügen, ist die


genannte Politik das Einzige, was wir tun können, um die Übelstände der Inflation


nicht noch durch die weit größeren der ständigen Schwankungen zu vermehren.


Warum handelt nun Hermes nicht nach diesem System? Fürchtet er etwa, daß ihn


die Börsianer umbringen werden? Wie andere aus anderen Gründen seine


Kollegen umbrachten? Wir aber brauchen heute einen mutigen Finanzminister.
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Vor der Enteignung der Kohlenbergwerke? –
Stellungnahme


Jetzt haben wir die Bescherung. Wenn wir die Franzosen nicht mit Granaten hin-


auswerfen können, so werden wir sie wohl oder übel mit Gold hinauswerfen müs-


sen. Und dann werden wir zum Spott und Schaden noch das Hohngelächter der


Franzosen einheimsen, die so vor der Welt den Nachweis erbringen werden, daß


wir doch, und nicht wenig, zahlen konnten.


Die Dinge werden jetzt ungefähr wie folgt verlaufen: Die Franzosen werden das


ganze Ruhrgebiet besetzen und sich sonst so manierlich verhalten, wie es einem


Soldaten überhaupt möglich ist. Die Engländer werden sich mit ihrem Protest


begnügen. Die Amerikaner, deren jetziges Verhalten nur Wahlmache ist, weil sie


um die Stimmen der deutsch-amerikanischen Wähler werben, werden nach außen


hin wohl allerlei unternehmen. Aber die Franzosen kennen den Rummel, und wis-


sen, daß, wenn die Kohlensteuern an der Ruhr zu fließen beginnen und damit der


Beweis des „bösen Willens“ Deutschlands erbracht ist, und wenn wieder der Ertrag


dieser Steuern in Amerika als Zins der französischen Schulden ausgeladen wird,


daß dann in Amerika alles sich beruhigen wird.


Man wird einwenden wollen, daß die Kohlenproduktion an der Ruhr zurückgehen


wird, daß die Arbeiter streiken werden, daß die Maschinerie sabotiert und daß in-


folgedessen die Kohlensteuer wenig oder nichts abwerfen wird. Zugegeben, daß


unter einer Million Bergleute es immer einige Männer geben wird, die ihre Haut zu


Markte tragen und erschießliches begehen werden. Das wird auf den


Gesamtverlauf der Dinge, der sich über Jahrzehnte erstrecken wird, keinen nen-


nenswerten Einfluß haben. Inzwischen werden die Franzosen die Bergleute für


Frankreich begeistern, indem man ihnen gehobenen Lohn in Franken zahlen wird,


oder gar in Gold. Dann werden die Bergleute mit Begeisterung arbeiten und sagen:


es war doch alles wahr, was unsere Genossen in Berlin alle die Jahrzehnte über


die Ausbeutung durch die Schlotjunker gesagt haben. Denn woher bekämen die


Franzosen jetzt das Geld, um unsere Löhne so zu heben, wie sie es tun? Daß die


Lohnerhöhung mit der Kohlensteuer rücksichtslos auf die deutschen


Kohlenkonsumenten, auf die deutsche Eisenbahn und Industrie abgewälzt werden


wird, das interessiert die Bergarbeiter nicht. Sie sind durch ihre Presse nicht


gewöhnt worden, in Zusammenhängen volkswirtschaftlich zu denken. Die


Bergleute aber, die nicht mitmachen wollen, wird man durch Polen und Italiener


ersetzen. Selbstverständlich fällt mit der Besetzung der Ruhr auch die Zollgrenze


nach Frankreich weg. Und in Frankreich wächst vorzüglicher Wein. Und billiger


Wein. Und viel Wein, genug um die 1 Million Bergarbeiter bei gehobenem Lohn


alle Tage für Frankreich zu begeistern. Frankreich hat Elsaß-Lothringen mit Wein


erobert und kirre gemacht. Warum soll 
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Frankreich nicht auch die deutschen und polnischen Arbeiter im Ruhrgebiet mit 


billigem und gutem Wein für die französische Politik gewinnen können? Die ost-


elbischen Junker haben alle die Jahrzehnte die Wähler mit Schnaps für die konser-


vative Politik gekauft. Die Sozialdemokratie hat diese Politik der Junker alle diese


Jahrzehnte dadurch unterstützt und den commis voyageur der Schnapsindustrie


gespielt, daß sie bis in die jüngste Zeit hinein nichts für die Abstinenzbewegung


und die „Trockenlegung“ Deutschlands getan hat. Jetzt ist es zu spät, um an der


Ruhr etwas in dieser Hinsicht zu erreichen. Die französischen Bajonette werden


die Weinfässer schützen. Und von deutschen Faschisten, die die Betrunkenen ver-


prügeln, hat man an der Ruhr noch nichts gehört. Es macht sich der deutsche


Arbeiter immer noch nichts daraus, an der Seite Betrunkener zu arbeiten. Hu, hu,


wie werden die Pariser lachen, wenn der General von der Ruhr berichtet: Die 


blonde Bestie arbeitet wie wahnsinnig, angespornt durch die hohen Löhne, die wir


ihnen auf Kosten der Boches zahlen und die sie dazu benutzen, um sich zu be-


trinken. So bekommen wir Kohlen und Gold massenhaft und werden zugleich


unsere Überproduktion an Wein zu hohen Preisen los. Und liefern nebenher der


Welt den Beweis, daß Deutschland tatsächlich zahlen kann, wenn man es nur 


„fest am Kragen“ (Ausdruck von Briand) hält.


Verlassen wir diesen realen Boden, diesen unerfreulichen Gedankengang.


Fragen wir, wie wir die Franzosen wieder hinauswerfen können aus dem


Ruhrgebiet und aus dem Rheinland und aus dem von Belgien eroberten Gebiet


von Eupen und Malmedy. Und aus dem Elsaß. Und aus Bozen, aus Danzig. Und


aus den anderen deutschen Gebieten. Daß es mit Waffengewalt nicht gehen wird,


daß die etwa von Rußland angebotene Hilfe ganz Deutschland in einen


Trümmerhaufen, ähnlich wie Nordfrankreich verwandeln würde, das braucht wohl


nicht erwähnt zu werden. Mit einem Frontalangriff geht es sicher nicht. Vielleicht


aber geht es „hinten herum“. Die Agrarier in Deutschland und anderswo stützen


ihre von den Massen bedrohte Lage mit Schnaps, die Franzosen tun es mit Wein,


die Kapitalisten mißbrauchten religiöse Gefühle. Alle haben Erfolge, wenn auch nur


provisorische Erfolge gehabt. Wie wäre es, wenn wir es auch so hinten herum, mit


der Kultur versuchten? Wenn wir hier im Lande, das uns die Eroberer gelassen


haben, vorbildliche Verhältnisse schüfen? Und statt Deutschland, wie es jetzt den


Anschein hat, in ein großes internationales Hurenhaus, in eine internationale


Kneipe für die „trockengelegten Amerikaner“ und Hottentotten auszugestalten, ein


Land der Kunst, der Wissenschaft, der Schönheit, der Lebensfreude daraus mach-


ten? Und die uralte soziale Frage lösten, den Klassenstaat zerträten, den


Klassenkampf zu einem schnellen Ende und Sieg führten, und so, statt Neid und


Mißgunst und Rachegefühle zu züchten, Lieb und Leben nach allen Seiten, über


alle Berge und Meere verbreiteten? Und so es erreichten, daß die verlorenen


Gebiete jenseits des Rheins, mit Einschluß 
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vom Elsaß, wieder dem Mutterland zuneigten und durch feste Bande der Liebe und


Menschlichkeit mit uns verbunden blieben, darüber hinaus aber die ganze Welt, mit


Einschluß der Franzosen uns, uns den Boches, als den Bahnbrechern eines neuen


Zeitalters zujubelten? Wenn uns das recht ist, der Welt ist es gewiß recht.


Das, was hier angedeutet wird, kostet unendlich viel weniger, als jede andere 


Art der Rückeroberung. Und führt schnell zum Ziel, ohne die Gefahr eines


Fehlschlages. Das Rot, das wir bei diesem Gedanken dort am Himmel aufgehen


sehen, stammt nicht von brennenden Dörfern und Städten. Es ist das Morgenrot


einer glücklichen, kommenden Zeit. In drei Worten sind die Mittel ausgedrückt, mit


denen wir das zerrissene Deutschland wiedervereinigen und der Welt den er-


sehnten Frieden geben werden:


Freiland – Freigeld – Freihandel.


Abbau des von den Bedrückern, den Kapitalisten, den Monarchen zu


Herrschaftszwecken aufgebauten und aufgebauschten Staates, Verlegung des


Schwergewichtes vom Staate auf den Einzelmenschen. Ziel des Ganzen: Mehrung


der Lebensfreude des einzelnen Menschen. Der Staat als solcher hat kein Ziel. Er


ist Diener, nicht Herr. Gebildete, stolze Männer, schöne, gesunde, freie Frauen,


eine zahlreiche hochgemute Jugend. Restlose Ausrottung aller Rentner und


Proletarier. Frieden und Freiheit und die ganze Welt als unser Tummelplatz.


Das alles können wir erreichen, wenn wir nur wollen. Und die Opfer nicht 


scheuen. Keine Menschenopfer. Aber Zins und Rente, ihre Erpressungsmittel, das


herkömmliche Geldwesen und Bodenrecht und die dazu gehörigen Wahngebilde.


Fort mit der Diktatur der Unfähigen! – 
Wie werden wir nun die Franzosen wieder los?


Bis jetzt hielten uns die Franzosen am Kragen. Nun aber würgen sie uns am


Hals. Angenehm ist das gerade nicht. Und so fragen wir uns, wie wir die groben


Kerls wieder los werden können. Waffen haben wir nicht, und auf ausländische


Hilfe werden wir ewig umsonst warten. Die proletarische Internationale ist ein


Traum. Die Solidarität der „Arbeiter aller Länder“ besteht nicht einmal in nationaler


Hinsicht. Das Vertrauen der internationalen Arbeiterorganisationen in die deutsche


Sozialdemokratie ist seit 1914 verschwunden und solange die damals führenden


Köpfe nicht alle von der Bildfläche verschwinden, wird es nicht möglich sein, hier


auf festem Boden irgend etwas aufzubauen. Die jungen Triebe, die sich hier und


da wieder zeigen, sind durch das unglaubliche Verhalten der deutschen


Gewerkschaften zur Repara-
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tionsfrage (siehe die Entschließung vom 12. Dezember 1922) wieder verschüttet


worden. Den Spitzenorganisationen fehlt jede Autorität zum Kommando!


Auf ausländische Hilfe werden wir ewig umsonst warten. Nichts ist geschehen,


kein Wort ist in Deutschland gefallen, das uns die Sympathien der Welt verschaffen


könnte. Wir stehen heute noch ebenso isoliert da, wie zur Zeit Kaiser Wilhelms.
Wir werden uns also wohl oder übel mit den Franzosen vertragen müssen!


Sonderbarerweise scheint nun die Mehrzahl unserer Volksgenossen der Ansicht


zuzuneigen, daß der Streik der Bergleute, der Hunger der Bergarbeiterfamilien, die


Revolte einiger Hitzköpfe die Franzosen zum Verlassen des Ruhrgebiets bestim-


men werden. Kindliche Ansicht! Bis jetzt hat der Hunger der Frauen und Kinder


wohl die Streiker, aber noch niemals die Besitzer der Unternehmungen mürbe


gemacht. In England, in Frankreich wie in Deutschland ist bisher der Hunger der


Arbeiter immer der mächtigste Streikbrecher gewesen. Und nun soll auf einmal der


Franzose als Besitzer der Bergwerke dem Hunger ausweichen, den die Frauen


und Kinder der Bergleute verspüren? Die Franzosen haben Zeit, viel Zeit. Sie wer-


den in aller Ruhe warten, bis der Bergarbeiterstreik durch Kapitulation der Arbeiter


ein Ende nimmt. Dauert der Streik ein Jahr, gut, so dauert er eben ein Jahr. Und


dauert er zwei Jahre, dann dauert er zwei Jahre. Inzwischen aber und bis die


Reparationsfrage geregelt ist, wird kein Kohlenzug das Ruhrgebiet verlassen, der


nicht die Kohlensteuer an Frankreich abgeliefert hat. Und wenn die Kohlensteuer


nicht genügt, dann werden die Kalibergwerke ebenfalls besetzt. Und der Raubbau


in den deutschen Waldungen, der jetzt in den Rheinlanden betrieben wird, der wird


sich über das ganze Reich erstrecken. So liegen die Dinge. Und geht so das


Ruhrrevier zugrunde, nun dann geht es eben zugrunde. Die Franzosen werden es


sicher nicht sein, die darüber Tränen vergießen werden, daß die frühere


Waffenschmiede des Reiches zum Trümmerhaufen wurde. Und die Engländer, die


hier ihren ärgsten Konkurrenten hatten, werden auch nicht weinen. Inzwischen


aber ermuntern die Spitzenorganisationen der deutschen Gewerkschaften, weit


vom Schuß, die Bergarbeiter zur passiven Resistenz, also zum Streik! Man glaubt


seinen Augen nicht. Es geschieht wohl den Franzosen ganz recht, wenn wir im


Deutschen Reiche jetzt hungern und frieren werden! Warum dringen sie auch in


unser Land ein?


Wir bilden uns hier immer noch ein, daß die Welt untergehen wird, wenn das


Deutsche Reich untergeht. In allen Kundgebungen der deutschen Regierung wird


dieser Anschauung Ausdruck gegeben. Gewiß, es stimmt. Die Welt gewinnt nichts,


wenn das deutsche Volk verlumpt und untergeht. Aber wir übertreiben doch ganz


gewaltig die wirtschaftliche Bedeutung des Deutschen Reiches, wenn wir meinen,


daß der Untergang Deutschlands die Weltwirtschaft schwer genug erschüttern


wird, um die Welt zum Eingreifen zu veranlassen. Die Welt kann auch ohne das


Deutsche Reich bestehen. Und viele unserer Unternehmungen richten sich darauf 
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ein, auch ohne das Deutsche Reich auszukommen. Sie wandern mit ihren besten


Kräften aus und errichten anderswo ihre Fabrik. Das Proletariat wird dann sehen,


wie es ohne ihre „Ausbeuter“ auskommen kann. Die ausländischen Unternehmer


werden aber bald durch Umstellung ihrer Betriebe Ersatz für die fehlenden deut-


schen Industrieprodukte geschaffen haben. Wie falsch übrigens die Anschauung


ist, daß die deutschen Reparationsleistungen der eigentliche Grund zur Welt-


wirtschaftskrise gewesen sind, das erkennt man jetzt an der Entwicklung in den


Vereinigten Staaten Nordamerikas. Wie wir es bei Ausbruch dieser Krise prophe-


zeiten, ist der Betrieb in den U.S.A. an dem Tage wieder auf der ganzen Linie 


aufgenommen worden, wo der Wahnsinn der Preisabbaupolitik eingesehen wurde


und der Stillstand des allgemeinen Preisrückganges den Unternehmern wieder


Sicherheit gegen Verluste bietet. Jetzt hat in Amerika in Unternehmerkreisen 


niemand noch ein Interesse an der europäischen Krise. Nur die Bankiers, die die


Kriegslieferungen machten, suchen die englischen und französischen Schuld-


scheine abzustoßen und durch Revision des Vertrages ihren faulen Papieren


Abnehmer zu verschaffen. Die Revision soll die französischen und englischen


Schulden in amerikanische Staatsschulden verwandeln, damit die Herren Bankiers


einen besseren Preis für ihre Papiere bekommen. Mehr steckt nicht hinter den


Zeitungsnachrichten, hinter den Reden im amerikanischen Senat, die uns nun


schon seit vier Jahren beunruhigen und in großen Teilen des deutschen Volkes


ganz törichte Hoffnungen auf Onkel Sams Hilfe erweckten. Und was hier gesagt


ist, gilt auch für England. Noch immer unterhalten dort interessierte Börsenkreise


den Glauben des Proletariats, daß die deutschen Reparationen der eigentliche


Grund der dort herrschenden gewaltigen Arbeitslosigkeit seien. Sobald die


Arbeiterführer erkannt haben werden, daß sie hier auf ganz raffinierte Weise


zugunsten der Börse hinters Licht geführt worden sind, und dann Schluß der jetzt


geübten Währungspolitik verlangen werden, wird auch dort die Arbeitslosigkeit ein


Ende nehmen, und dann ... werden wir uns in der Reparationsfrage wirklich ganz


allein Frankreich gegenüber befinden. Ich habe seit drei Jahren die deutsche


Regierung auf diese Dinge ununterbrochen aufmerksam gemacht. Sie hat diese


Zusammenhänge nie begriffen, und ihre „Sachverständigen“, soweit sie nicht an


der Börse interessiert sind, haben sie ebenfalls noch immer nicht begriffen.


Die „französische Frage“ ist für Deutschland in noch höherem Sinne eine Frage


des Weltfriedens als eine Frage der Reparation. Frankreich will, daß wir die Kosten


des Wiederaufbaues tragen. Darüber hinaus will Frankreich Sicherungen gegen


einen neuen Krieg. Die Franzosen haben den Krieg ebenso satt wie wir, wie viele


unter uns. Wir können, wenn wir wollen, diese französischen Wünsche und


Forderungen befriedigen. Vorausgesetzt, daß die Welt davor geschützt wird, daß


die englisch-amerikanische Währungspolitik fortgesetzt oder erneuert wird, werden 
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wir mit der Wiederkehr des Vollbetriebes der Weltwirtschaft die Reparationen in


ihrem vollen nominellen Betrag zahlen können. Wird die augenblickliche amerika-


nische Inflationspolitik fortgesetzt, dann wird es sogar ein leichtes sein, die


Reparationen zu zahlen, die der Versailler Vertrag uns auferlegt hat. Wenn wir


dann noch in Bezug auf den Weltfrieden unsere jetzige passive Politik aufgeben


und hier unsere ganze Kraft einsetzen, dann wird es nicht schwer halten, uns mit


den Franzosen zu vertragen, und es endlich zu erreichen, daß sie ihre Truppen


aus den deutschen Landen zurückziehen. Zweifellos erzwingen wir die Befreiung


der besetzten Gebiete, wenn wir die Weltfriedensfrage an die Spitze unserer politi-


schen Bestrebungen stellen und uns dadurch die Unterstützung der Welt sichern.


Es ist das einzige Mittel, um den Franzosen das nötige Sicherheitsgefühl zu


geben. Möglich, daß heute das deutsche Bekenntnis zum Frieden den Franzosen


noch nicht viel sagen würde. Aber in dem Verhältnis, wie die Erinnerung an den


Krieg verblaßt und wie aus den Trümmerhaufen in Frankreich wieder neues Leben


erblühen wird, dürfte sich auch der Haß verflüchtigen. Es ist noch immer und über-


all so gewesen, warum sollte es in diesem Falle anders sein! Pack und das Militär


schlagen sich und vertragen sich. Freilich, um dies Ziel zu erreichen, werden wir


gründliche Arbeit verrichten müssen. Um das Ziel aller menschlichen Träume, um


den ewigen Weltfrieden, geht es diesmal. Wie dieser Frieden aussieht, was diesem


Frieden geopfert werden muss, das sagt uns am besten Herr Henri Lambert, ein


Industrieller aus Charleroi in Belgien, in seinem kürzlich in der Deutschen


Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte, Berlin W 8, erschienenen Buch „Der


Weltwirtschaftsfrieden“. Der Freihandel als Weg zum Weltfrieden. Seine Gedanken


sind kurz folgende:


Die Erde gehört allen Menschen. Kein Volk hat das Recht, die Gebiete zu mono-


polisieren, die es inne hat. Der Erdball ist von Gott und der Natur weder einzelnen


Menschen noch einzelnen Nationen zugeteilt worden. Er gehört allen! Da die


Inbesitznahme von Teilen des Erdballes durch Nationen unter Monopolisierung der


natürlichen Hilfsquellen, die diese Gebiete dem menschlichen Geschlecht bieten,


ein Akt nationaler Anmaßung, ja sogar des Betruges und der Räuberei ist, ruft sie


unvermeidlich gegenseitige Akte nationaler Räuberei als Rückschlag hervor. Die


Erde bietet freiwillig ihre Reichtümer, die mit unendlicher Verschiedenheit an Art


und Menge verteilt sind, allen Menschen, die zu ihrer Ausnutzung bereit sind.


Daraus folgert, daß jedermann von einem Gebiet des Erdballes zum andern muß


gehen, kommen und verkehren, sich dort nach seiner Wahl muß aufhalten können,


unter keiner anderen Bedingung und Verpflichtung, als daß er sich den Gesetzen


und Gebräuchen der politischen Gemeinschaft unterwirft, der er sich anschließt


und die ihn aufnimmt. In jedem Lande werden die natürlichen Reichtümer unter


einem Regime ausgebeutet, das niemand von produktiver Tätigkeit ausschließt;


jeder 
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Mensch, welcher Nationalität, Rasse, Religion er auch angehöre, wird gesetzlich


auf dem Fuße völliger Gleichheit mit den übrigen zu allen Arten wirtschaftlicher


Tätigkeit zugelassen. Überall werden die produzierten Waren frei zum Austausch


angeboten, d. h. ohne gesetzliche Beschränkungen im nationalen und internatio-


nalen Handel abgegeben, so daß jeder sich durch Austausch die Erzeugnisse


irgendeines Teiles des Erdbodens verschaffen kann. Dann werden jedes Bedürfnis,


jeder Grund für Eroberungen schwinden und bald werden mittels eines


Fortschrittes der Ideen, die dem Verständnis für ein solches übernationales


Grundgesetz der Menschen zu verdanken sind, auch alle Kriegsgründe und


Kriegswünsche schwinden. Die Gleichheit der wirtschaftlichen Rechte, die Freiheit


der Verkehre wie der Austauschbeziehungen sind die Grundbedingung der


Naturordnung und Eintracht der Völker.


Herr Henri Lambert vertritt hier den Friedensgedanken, wie ihn alle diejenigen


vertreten, die den Frieden der Domäne der Schlagworte und der Paragraphen zu


entziehen bestrebt sind. Herrn Lambert ist es heiliger Ernst um den Frieden. Und


der Frieden, wie uns ihn Herr Lambert oben entworfen hat, liefert uns die einzige


Möglichkeit, uns noch die Franzosen vom Halse zu schaffen. Gehen wir also zur


Tat über!


Vorschlag zur Befreiung von der Fremdherrschaft – 
Was sollen wir tun?


Zweifellos, es wäre niemals zur Ruhrinvasion gekommen, wenn wir alle von


vornherein überzeugt gewesen wären, daß wir das uns in London aufgebürdete


Bleigewicht der Milliarden wirklich würden tragen müssen. Wir hätten in Erkenntnis


der Notwendigkeit sofort alle Maßnahmen getroffen, die für die Erfüllung eben als


notwendig sich erwiesen hätten. Niemand hätte gesagt, daß die verlangten


Summen unsere Zahlungsfähigkeit überschreiten. Ähnlich wie der Reisende, dem


der Räuber die Pistole auf die Brust richtet, auch nicht über den Inhalt der Börse


lange streitet. Nehmt nur, nehmt alles, hätten wir den Franzosen gesagt.


Vier Jahre haben wir nun in der Hoffnung auf Revision vertrödelt. Mit welchem


Erfolg? Vier Jahre haben wir allen denen, die die für die Erfüllung nötige


Vermögensabgabe zu fürchten hatten, Zeit gelassen, große und kleine Teile ihres


Vermögens, dem Beispiel des Kaisers folgend, über die Grenze zu retten. Vier


Jahre haben die Franzosen uns gewarnt und mit der Besetzung des Ruhrgebietes


gedroht. Jetzt ist die Drohung in die Tat umgesetzt worden, und wir haben zu 


überlegen, wie 
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wir jetzt die Vermögensabgabe flüssig machen können, nachdem durch die vier-


jährige Kapitalflucht alles flüssige Kapital aus Deutschland verschwunden ist. Denn


nun bleibt kein Zweifel mehr übrig, daß wir wirklich bezahlen müssen. Die bolsche-


wistische Hilfe versagt. Die Hilfe der Proletarier aller Länder erweist sich als


Schwindel. Cassel, Keynes und alle anderen Sachverständigen finden in der Welt


niemand, der ihren Aussagen Glauben schenkt. Und in der weiten, weiten Welt ist


nicht eine Seele aufzutreiben, die für das Land, in dem die Sparkassengelder, das


Vermögen der Witwen und Waisen, das mündelsichere Geld den Interessen der


Sachwertbesitzer geopfert wurden, noch irgend welche Sympathien übrig hat. Von


Kredit gar nicht zu reden. Wir müssen jetzt zahlen, weil unser Gläubiger uns am


Halse würgt. Und nun werden wieder die Dummen, die Einfältigen, die Kleinen, die


Unerfahrenen alles zahlen müssen, nämlich auch noch den Teil, der sonst auf das


jetzt ins Ausland gerettete Vermögen entfallen wäre. Es ist für das zurückgeblie-


bene Vermögen genau dasselbe, als wenn die Kriegslasten und Reparationen um


den Betrag des geflüchteten Vermögens vermehrt worden seien. Das haben wir


davon, daß wir den Leuten glauben schenkten, die behaupteten, wir könnten nicht


so viel bezahlen, und daß es zu einer Revision des Friedensdiktats kommen


würde. Es ist sogar anzunehmen, daß dieselbe Presse, die bisher von der Unmög-


lichkeit der Zahlung sprach, vier Jahre lang sprach, jetzt, nachdem die finanziellen


Operationen zur Kapitalflucht zu Ende geführt sind, und kein Kapital mehr für die


Steuerflucht flüssig gemacht werden kann, nun frech behaupten wird, Deutschland


könne, nach einer gründlichen Nachprüfung ihrer bisher vertretenen Ansichten,


doch zahlen. Das sind die Freunde, von denen Mudike sagt: Gott schütze mich vor


meinen Freunden, mit meinen Feinden werde ich schon fertig werden!


Wie anders ständen wir aber heute da, wenn wir Poincaré vom ersten Tage an


ernst genommen hätten, wenn wir gleich nach Abschluß des Krieges, ohne einen


Tag zu verlieren, die Vermögensabgabe erhoben und finanziert, wenn wir die


Franzosen bezahlt, das Rheinland befreit und so mit den Franzosen einen wahren


und echten Frieden geschlossen hätten?! Niemand ist im Deutschen Reich darüber


im Zweifel, daß, wenn wir die Hälfte oder gar nur ein Drittel von dem, was die


Schieber, Wucherer und Spekulanten in diesen vier Jahren dem deutschen Volk


gestohlen haben, an die Franzosen für Rechnung der Reparationen abgeliefert


hätten, schon jetzt der größere Teil der Reparation getilgt wäre. Und daß, wenn wir


vor vier Jahren durch eine Vermögensabgabe die Kriegslasten auf die Sachwerte


abgebürdet und so die Sachwertbesitzer vor weiteren Konfiskationen sichergestellt


hätten, kein Mensch noch daran gedacht haben würde, das ihm dann noch ver-


bleibende Gut über die Grenze zu retten, weil ja dann dieses Gut in Deutschland


ebenso sicher gewesen wäre, wie irgendwo anders in der Welt. Ohne die


Kapitalflucht wäre dann aber auch die jetzige Kreditnot der Unternehmer nicht


gekommen, von deren 
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Bedeutung wir uns erst dann eine richtige Vorstellung machen werden, sobald sie


anfangen wird, sich in Betriebseinschränkungen auszuwirken.


Ist es aber heute nicht schon zu spät, um irgend etwas Vernünftiges anzufan-


gen? Sollen wir jetzt, wo uns die Franzosen am Kragen halten, zwangsweise das


tun, was wir freiwillig und unter bedeutend günstigeren wirtschaftlichen


Verhältnissen nicht tun wollten? Sollen wir jetzt noch nachträglich die Sachwert-


steuer von 75 Prozent erheben?


Nie ist es zu spät, das Richtige zu tun. Unendlich viel besser wäre es gewesen,


wenn wir gleich das Richtige begonnen hätten. Aber zu spät ist es heute noch


nicht, um das Befreiungswerk in Angriff zu nehmen.


1. Wir müssen eine allgemeine Sachwertsteuer erheben und sie so bemessen,


daß ihr Ertrag auf alle Fälle genügt, um alle Kriegslasten mit Einschluß der


Reparationen restlos von den Reichskassen abzubürden, so daß allen die


Notwendigkeit einer zweiten Schur unwahrscheinlich, ja unmöglich erscheint und


so jeder sich mit seinem Hab und Gut wieder sicher fühlt im Deutschen Reich und


die Kapitalflucht in eine Kapitaleinwanderung umschlägt.


2. Die Vermögensabgabe muß uns die Möglichkeit geben, den Etat zu balan-


cieren und die Währung zu sanieren.


3. Wir müssen durch radikale Beseitigung der Zollgrenzen das politische Leben


Deutschlands entgiften und den Weg zum Weltwirtschaftsfrieden bahnen.


4. Wir müssen alle zur Lösung der sozialen Frage nötigen Schritte tun und die


Vertreter des Deutschen Reiches anweisen, im Ausland der Erkenntnis zum


Durchbruch zu verschaffen, daß der Weg zum Völkerfrieden derselbe Weg ist, 


der uns auch zum Bürgerfrieden führt.


5. Wir müssen sofort vollständig abrüsten und dann einen Weltfriedenskongreß


nach Berlin zusammenberufen mit dem Programm:


F r e i l a n d  –  F r e i g e l d  –  F r e i h a n d e l .


Die Beraubung der Arbeit – 
Wo bleibt das Arbeitsprodukt des fleißigen deutschen Volkes?


So fragt nicht nur Poincaré im Hinblick auf die Reparationen, nein, so fragen


auch wir im Hinblick auf die Proletarier und ihren kargen Lohn, im Hinblick auf die


Spargroschen, die in 22 Millionen Sparkassenbüchern mit 18 Milliarden Goldmark


zumeist von Proletariern dem Genossen Reichswirtschaftsminister Robert Schmidt
mündelsicher anvertraut worden waren; so fragen wir im Hinblick auf den Um-


Umstand
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stand, daß das Hauptinventarstück der deutschen Kapitalisten, die Wohnungen,


sowie auch das in Hypotheken, in Reichs-, Staats- und Gemeindeanleihen, in


Obligationen angelegte Kapital durch die Papiergeldwirtschaft so gut wie spurlos


wegbolschewikiert wurde, und dessen Ertrag nun doch irgendwo zum Vorschein


kommen müßte. Wo bleibt das alles? Wird es etwa gestohlen?


Füllt euch die Taschen, enrichissez vous messieurs, so rief Napoleon III den


Spekulanten zu, die ihm bei der Thronbesteigung behilflich gewesen waren. Füllt


euch die Taschen! Das ließen sich die Spitzbuben nicht zweimal sagen. Und seit-


dem wissen die Spitzbuben, daß ein Umsturz immer besondere Gelegenheiten


bietet zu guten Geschäften. Namentlich dann, wenn unschuldsvolle Engel an die


Regierung kommen, Leute, die ihr Leben lang agitatorisch für Sozialismus und


Kommunismus, für Gleichheit und Brüderlichkeit gewirkt haben, denen Valuta und


Devise schöne Mädchennamen sind. Wenn der ADGB, der DGB, der AFAB, der


GDA usw. das Regiment in die Hand nehmen, dann, ausgerechnet dann wittern


die Spitzbuben Morgenluft, dann spitzen sie die Ohren, dann ist die Zeit gekom-


men, um die Schützlinge der genannten Organisationen bis aufs Blut auszubeuten


und ihnen das Letzte zu stehlen. Wenn die Genossen mit plumpen Händen in das


Getriebe der Volkswirtschaft greifen; wenn Genosse Robert und


Reichswirtschaftsminister Schmidt die Interessen des Proletariats in der Regierung


vertreten und Devisenverordnungen erlassen, dann strömen die Spekulanten


gleich aus aller Herren Länder herbei. Dann, wenn die Proletarier Wirtschaftspolitik


betreiben oder sie wenigstens durch ihre Spitzenorganisationen betreiben lassen,


dann kommen die Hurenväter der ganzen Welt nach Deutschland, um die Töchter


der Proletarier billig für ihre Sklavenmärkte käuflich zu erwerben, die ihnen die


wachsende Not zutreiben wird. Dann auch ist die Zeit für die Marxisten gekommen,


dann rufen sie triumphierend in alle Winde hinaus: seht, wie sich alles erfüllt, was


uns Marx prophezeit hat! Seht, wie unter der Herrschaft des Kapitalismus und


unter Führung des Genossen Robert Schmidt der Proletarisierungsprozeß erfreu-


liche Fortschritte macht, wie es nur noch kleiner Anstrengungen bedarf, um das in


Lumpen einhergehende Proletariat in Lumpenproletariat zu verwandeln! Wir sind


auf dem richtigen Weg. Auf dem Wege des Proletarisierungsprozesses, auf dem


Wege der sozialdemokratischen Pfuschereien verwandeln wir das ganze Volk in


Bettler, und dann haben wir die Macht und kommandieren ... über Gräber.


Wo bleiben die Produkte des fleißigen deutschen Volkes? Mit alleiniger


Ausnahme der Staatsbeamten sind alle Arbeiter einig in der Behauptung, daß trotz


8-Stundentag nie so fleißig gearbeitet wurde. Und zwar nicht nur in einzelnen


Betrieben, sondern ganz allgemein, wie das ja auch aus dem Umstand hervorgeht,


daß es noch niemals so wenig Arbeitslose gegeben hat wie heute. Deutschland


schafft im Vollbetrieb!
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Mag sein, daß das, was die Arbeiter über sich und ihre Arbeit sagen, übertrieben


ist, solche Übertreibung würde doch wieder gutgemacht dadurch, daß nach der


Behauptung der Unternehmer und der Landwirte die deutsche Industrie und die


Landwirtschaft technisch nicht nur wieder auf der Höhe der Vorkriegszeit angelangt


sind, sondern darüber hinaus mit verbesserten Produktionsmitteln mehr und 


bessere Ware liefern. Es wird sogar behauptet, daß der Krieg mit vielen veralteten


Methoden aufgeräumt und als Bahnbrecher des Fortschrittes gewirkt habe, so daß


auch aus diesem Grunde trotz 8-stündiger Arbeitszeit das Arbeitsprodukt größer


als in der Vorkriegszeit sein muß. Zu dieser allerdings etwas überraschenden


Behauptung gesellt sich noch die der Ausfuhrhändler, wonach die Goldpreise der


Industrieprodukte gut 50 Prozent höher stehen als in der Vorkriegszeit, eine


Behauptung, die sich übrigens mit den Veröffentlichungen der statistischen Büros


deckt. Und zu alledem kommt noch der Umstand, daß die Zahl der Arbeiter, die


durch den Krieg um mehrere Millionen und durch Abwanderung der polnischen


Arbeiter stark zusammengeschrumpft war, durch die Proletarisierung zahlloser


Frauen, durch die Heranziehung der Alten und Greise, durch Flüchtlinge, ja sogar


durch Einwanderung wieder auf Friedenshöhe zurückgebracht sein dürfte. (Die


Wohnungsnot kann nicht als Beweis hierfür herangezogen werden.) Wo bleibt nun


das Produkt solcher fleißigen, fruchtbaren und durch die Konjunktur begünstigten


Arbeit?


Früher behaupteten die Sozialdemokraten, der Kapitalismus fräße das meiste


vom Arbeitsprodukt auf. Jetzt ist die Mehrzahl der Kapitalisten, die Hypotheken-


gläubiger, die Reichs- und Staatsgläubiger, die Sparkassengläubiger, die Hausjun-


ker und andere so gut wie verschwunden. Das müßte sich in einer Verdoppelung


der Löhne auswirken. Statt dessen klagen die Arbeiter, daß sie noch niemals dem


Hunger so scharf in die Augen schauen mußten. Früher behaupteten die Arbeiter,


daß der Militarismus ihnen das Mark aus den Knochen sauge. Wir hatten 900 000


Mann unter Waffen. Und bezahlten dafür jährlich rund 2000 Millionen Goldmark.


Jetzt sind es knapp 100 000 Mann. Wir sparen hier 800 000 Mann, die statt


Parademarsch zu üben, auf dem Lande, in den Werkstätten nützliche Arbeiten ver-


richten. Auch das müßte sich in einer Besserung der Löhne auswirken; wenigstens


bekämpften die Sozialdemokraten den Militarismus immer am wirksamsten mit der


Behauptung, daß das Militärbudget aus der Tasche der Arbeiter bestritten würde.


Wo bleibt nun das alles?


Als man in Deutschland daran ging, Schutzzölle zu erheben, da waren es wieder


die Sozialdemokraten, die solche Politik mit der Behauptung bekämpften, daß


diese Zölle das Brot der Arbeiter verteuern würden. Jetzt sind von den so


geschützten Provinzen die beiden polnischen Provinzen wieder dem Mutterland


zurückgegeben worden. Die Grundbesitzer dieser beiden Provinzen erhielten in


Folge der 
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Schutzzölle etwa 200 Millionen Goldmark mehr als uns die Produkte dieser


Provinzen jetzt auf dem Weltmarkte kosten. Wo bleibt nun heute das Geld? War


die sozialdemokratische Behauptung richtig, so müssen wir die Produkte der bei-


den polnischen Provinzen jetzt um 200 Millionen Goldmark billiger erhalten, und


diese 200 Millionen müssen irgendwo zum Vorschein kommen. Dasselbe ist der


Fall mit den Kosten, die uns die Kolonien verursachten.


Wo bleibt also das Produkt des fleißigen deutschen Volkes? Liegt es vielleicht


daran, daß die unter Mitwirkung der sozialdemokratischen Minister zustandege-


kommenen Steuergesetze die Kapitalisten zu sehr schonen, verschwindet das


Mehr, das ich oben aufgezeichnet habe, vielleicht in die Taschen der Steuerzahler?


Das kann es aber auch nicht sein, denn noch niemals sind die Steuersätze so


hoch geschraubt gewesen. Wenn es nicht eitel Geflunker ist, was von den 


märchenhaften Einkommen unserer Schwerindustriellen erzählt wird, so müßte 


bei einem Einkommensteuersatz von 60 Prozent Stinnes doch ganz allein den


Reichsetat balancieren können. Wir begründen unsere Zahlungsunfähigkeit gegen-


über der Entente zum Teil damit, daß wir sagen, noch niemals hätte ein Volk so


schwere Steuern getragen wie das deutsche Volk. Also kann es auch nicht an der


Steuerschonung der Kapitalisten liegen, daß das Volk immer armseliger wird. Um


so geheimnisvoller wird somit die Frage: Wo bleibt das Arbeitsprodukt des deut-


schen Volkes? Die Ausrede, daß es die Reparationen sind, die uns das Mark aus


den Knochen ziehen, lassen wir nicht gelten. 1. Weil allein mit dem, was den


Sparkassenbücherbesitzern gestohlen wurde (18 Milliarden Goldmark), wir der


Entente mehr hätten bezahlen können, als wir ihr seit Friedensschluß an


Sachlieferungen und in Bar bezahlt haben. 2. Weil mit dem, was wir an


Militärbudget sparen, wir an Reparationen mehr leisten können, als die Entente


von uns fordert. 3. Weil mit dem, was den Hausbesitzern durch die sogenannte


Mieterschutzgesetze eskamotiert wird, wir die Entente glücklich gemacht und den


vollen Beweis erbracht hätten, daß wir nach Möglichkeit zahlen wollen; es wäre


sogar noch so viel übrig geblieben, daß keiner der Hausbesitzer sich zu erhängen


brauchte. 4. Weil mit einem kleinen Teil von dem, was wir den Mündeln, den


Witwen, den Waisen gestohlen haben, wir das Kapital der Ententeforderung bereits


zum größten Teil getilgt hätten. Wir hätten die Rheinlande entsetzt, könnten reich-


lich für die Kriegsverletzten sorgen, könnten ihnen Tag für Tag den Beweis dafür


liefern, daß das deutsche Volk „sogar“ den Kriegsverletzten gegenüber seine


Versprechungen nicht vergißt, daß weder Hindenburg noch Damaschke schwindel-


ten, als sie den Kriegsverletzten Heimstätten versprachen, wir könnten den orgel-


drehenden Helden an den Bahnhöfen jeden Grund nehmen zu dem Vorwurf, daß


wir die Soldaten opferten fürs Vaterland und ... für die Taschen der Kapitalisten. 


5. Weil, wenn es gar wahr wäre, was die Arbeiter und die Statistik behaupten, daß


der Reallohn und die Beamtengehälter zur Zeit noch nicht 2/3 
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des Friedenslohnes betragen, hier noch einmal Beträge aus der deutschen


Volkswirtschaft verschwunden sein müssen, die weit darüber hinausgehen, was die


Entente von uns fordert. Auch müssen wir in diesem Zusammenhang daran erin-


nern, daß wir früher die Ausgaben für eine mustergültige Unterhaltung der


Wohnhäuser bestritten, daß wir jährlich 2-3 Goldmarkmilliarden im Bau neuer


Wohnhäuser anlegten und daß das deutsche Volk Überschüsse im Betrage von


Hunderten von Millionen Goldmark für Kapitalanlage im Ausland verwendete.


Wo bleibt also das Produkt des fleißigen deutschen Volkes? Diese Frage richten


wir in aller Form an die deutschen Gewerkschaften, vornehmlich an den ADGB,


der die tolle Entschließung vom 11. Dezember vom Jahr mit unterzeichnete, in der


gesagt wurde, daß die Reparationszahlungen der Hauptgrund der deutschen Not


seien. Wir richten diese Frage aber auch an alle, die sich darüber aufregen, daß


fremde Bücherrevisoren, unterstützt von Bajonetten, uns Klarheit über diese dunk-


len Dinge verschaffen wollen. Wehe uns, wenn diese fremden Nasen Lichtscheues


zutage fördern könnten! Oder geht das Arbeitsprodukt des fleißigen deutschen


Volkes etwa zum größten Teil in Folge der absonderlichen Währungspolitik der


Reichsbank in erhöhten Handelsprofiten und in Börsendifferenzen auf? Und wie


vertrüge sich solches dann mit der Behauptung des ADGB, das wir nicht reparieren


können? Der ADGB erklärte uns schlankweg für verrückt, der GDA erklärte uns für


Landesverräter, der DGB wollte nichts mehr mit uns zu tun haben, als wir sagten,


daß mit einem kleinen Teil von dem, was unter den Augen der Gewerkschaften


allein an mündelsicheren Geldern gestohlen worden ist und vor ihren Augen in


ekelhaften Orgien verpraßt wird, nicht nur die Moratoriumsforderung von 33


Millionen monatlich (neben den Sachwertleistungen) bezahlt werden könnte, 


sondern die ganze Ententeforderung im vollen nominellen Betrag des Diktates. 


So werden diese Gewerkschaftsvertreter wohl in der Lage sein, unsere Frage zu


beantworten: Wo bleibt das Arbeitsprodukt des fleißigen deutschen Volkes, wenn


einerseits die Produktion nicht abgenommen hat, andererseits der Anteil der


Arbeiter bedeutend geringer geworden ist, der sonst auf die Gläubiger und die


Hausbesitzer entfallende Teil so gut wie verschwunden ist und für Wohnungsbau


und Wohnungsreparaturen nichts übrig bleibt?
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Mehr aktive Außenpolitik! – 
Aufrechten Hauptes zu den Verhandlungen nach Paris!


Der Mann, den wir zu den Verhandlungen nach Paris senden werden, soll dort


nicht wie ein geschlagener Hund auftreten. Er soll auch dort kein Diktat entgegen-


nehmen. Erzberger übernahm es, ein solches Diktat im Namen des Reiches zu


unterzeichnen. Er wurde ermordet. Und jedem, der für das Wesen, das wir „Staat“


nennen, in Paris zu Kreuze kriecht, wird es ebenso ergehen. Es gibt Dinge, die wir


unter keinen Umständen dem Staate opfern sollen. Das haben sich nun hoffentlich


alle gemerkt, und es dürfte sich zur Zeit in Deutschland kaum ein zweiter


Erzberger oder Arnold von Winkelried finden, der für den Staat als Sündenbock


sich zu opfern bereit erklärt. Und es ist gut so. Dem Hausknecht wollen wir den


Herrn nicht opfern. Dem Staate zu Liebe wollen wir uns den Franzosen und der


Welt gegenüber nicht demütigen. Ebensowenig wollen wir für den Staat noch einen


neuen Krieg führen. Niemals lohnt es sich, die Besten des Volkes für den schäbi-


gen Rest zu opfern, der aus dem Krieg heimzukommen pflegt. Etwas Neues,


grundsätzlich Neues soll jetzt aus den Trümmern der altersgrauen, auf Gewalt sich


stützenden Staatsformen hervorgehen. Und mit diesem Neuen in der Tasche, im


Bewußtsein vollständiger Ebenbürtigkeit, getragen von Kraft, gebläht von Hochmut,


hocherhobenen Hauptes wollen wir uns nach Paris zu den Verhandlungen be-


geben.


Wenn die Bolschewiki damals etwas Nachahmenswertes, etwas Mustergültiges


geschaffen hätten, wenn sie uns einen Ausweg aus dem Engpaß, in den die


Menschheit geraten ist, hätten zeigen können, wenn sie die Formeln für die


Lösung der sozialen Fragen hätten verkünden können, wie ganz anders hätte der


arme Erzberger den kriegsbesudelten Diktatoren in Paris entgegentreten können!


Wenn es den Bolschewiki nach Wegräumung der kapitalistischen Ketten gelungen


wäre, die Wirtschaft auf neuen leistungsfähigeren Grundlagen aufzubauen, wenn


sie, statt von der Welt Hilfe zu verlangen, der Welt Hilfe, wirtschaftliche Hilfe hätten


bringen können, wenn auch Polen von der Macht des bolschewistischen


Gedankens fortgerissen worden wäre, und wir so, rüdenfrei, vor Hunger geschützt,


den ganzen Osten als Bundesgenossen, mit der Entente hätten verhandeln kön-


nen, wie viel menschlicher und manierlicher wären wir damals behandelt worden!


Und wenn wir dann selbst wieder manierliche, freundliche Menschen an Stelle der


Vertreter der alten, versinkenden Welt hinausgeschickt hätten, wenn wir statt von


Gewalt und Schuld und Staatsgrenzen einmal von den Bedingungen wahrer


Lebensfreude, von Fortschritt und Kultur, ja sogar von Christentum gesprochen


hätten, wenn wir den Gedanken der Haager Abrüstungskonferenz wieder hervor-


geholt hätten – wie freundlich wären wir da aufgenommen worden! Wie hätte


Wilson, sogar Lloyd George geschmunzelt! Denn das war damals der Sinn der


Stunde. Es sollte etwas 


322







völlig Neues geschehen. Etwas grundsätzliches Neues sollte aus dem Zusammen-


bruch der Menschheit hervorgehen. Etwas Schönes und Herzerfreuendes. So viel


Leid hatte man gesehen, erlebt! Nun sollte ein wahrer Frieden geschlossen, aller


Haß begraben werden!


Aber die Bolschewiki versagten vollständig. Was sie schufen, war für die


Mehrzahl schlimmer, als was sie zerstört hatten. Hundertfältig verstärkte staatliche


Bindungen, bürokratische Eingriffe in das persönliche Leben. Überall Staat,


Gewalt, Gefängnisse! Und gerade von dieser Sorte Lebensfreude hatte man über-


all genug, zum Erbrechen genug gehabt. So mußte sich das deutsche Volk von


den Bolschewiki abwenden zu einer Stunde, wo uns eine wirtschaftliche und poli-


tische Allianz mit dem Osten von dem Drucke im Westen hätte befreien können.


So konnte sich Polen als kapitalistischer Militärstaat und Bundesgenosse der


Franzosen zwischen Rußland und Deutschland einschieben und seine Stellung


befestigen. (Vielleicht ist auch das gut.)


Da das, was die Bolschewiki versucht hatten, genau dem entsprach, was die


deutschen Sozialisten aller Richtungen von jeher auf dem revolutionären


Programm hatten, nämlich die kommunistische Wirtschaftsordnung durch die


Expropriation der Expropriateure, so war auch ihnen durch das russische


Experiment das Rückgrat gebrochen worden. Und so konnte Deutschland in Paris


keinerlei sozialistische, allmenschliche Töne anschlagen. In Paris waren nur


Staaten, ganz gemeine Staaten, wie wir sie seit den Zeiten der Spartaner der


Römer und der Hohenzollern her kannten, vertreten; keine Menschenseele nahm


sich dort Wilsons Programm an: Amoralische Wesen, herzlose, brutale Maschinen!


Wilson hatte seine 14 Punkte für Menschen verfaßt. Eine Maschine, eine


Straßenwalze sollte sie ausführen. Und die Straßenwalze überfuhr Deutschland


und die 14 Punkte. Amerika und Deutschland wurden geschlagen. Wie immer der


anständige Teil im Verkehr mit den Staatsgreueln geschlagen wird. Amerika wurde


in ein Irrenhaus, Deutschland in ein Zuchthaus geschickt. Und das ganze französi-


sche Volk wurde verurteilt, den Zuchthauswächter zu spielen.


Lassen wir den alten Gewalt- und Staatsgedanken endgültig fallen. Er entstammt


der Hölle. Er hat uns in diese verzweifelte, unwürdige Lage gebracht. Er hat, auf


dem Wege zur Weltmacht, die Welt für uns Deutsche so verkleinert, wie sie so


klein niemals dem kleinsten Staate der Welt erschienen ist. Dem Bauern von Uri


und Unterwalden steht die ganze Welt offen. Der frühere Untertan der


Hohenzollern, der sich zum Schutze ein gewaltiges Heer schuf, muß sich ver-


kriechen!


Der Mann, den wir zu den kommenden Verhandlungen nach Paris schicken,


muß den Staatsgedanken zu Hause lassen. Der Vertreter des Deutschen Reiches


soll dort als Mensch auftreten, nicht als uniformierter Staatsdiener. Alles, was er als


Mensch zu sagen hat, wird dort auf scharf gespitzte Ohren stoßen. Was er als


Vertreter des 
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Staates sagen wird (da ja dahinter keine Macht steht), ist für die Katz’. Nicht von


Macht und Gewalt soll er sprechen. Nicht von Grenzberichtigungen. Auch nicht von


den vereinigten Staaten von Europa. Utopie, nichts als Utopie! Von den Staaten


sollen wir nichts erwarten, auch keine Vereinigung. Denn Vereinigung heißt


Selbstmord des Staates. Die Staaten aber, wie die Gewerkschaften und Trusts, die


Organisationen und Parteien wollen leben, und ihr Leben verlangt Uneinigkeit. Wir


werden ewig auf die vereinigten Staaten von Europa warten. Unser Auge muß


darum aufs Ganze gerichtet sein. Auf die Weltkugel und die Menschheit, besser


gesagt, den Menschen! Als Vertreter des Menschen, als Anwalt der Menschheit


wollen wir in Paris sprechen. Dann gewinnen wir dort Macht. Dann wird man auf


uns hören.


Der Vertreter des Deutschen Reiches wird in Paris das Programm des


Freiwirtschaftsbundes entwickeln und darüber hinaus folgendes bemerken:


Die Schuldfrage ist für uns keine Frage einzelner Personen, keine moralische


Frage. Sie ist eine Frage der Organisation der menschlichen Gesellschaft.


Unabhängig vom menschlichen Friedenswillen wird es immer Kriege geben, so-


lange die Staaten auf Macht und Gewalt eingestellt sind und der Macht bedürfen.


Elsaß-Lothringische Fragen gibt es überall zu Dutzenden in der Welt, die durch


Gewalt ihre Lösung suchen werden, wenn wir keine andere Lösung finden. Auch


für Deutschland bedeutet Elsaß-Lothringen Rückeroberung und Krieg solange die


Frage nicht auf eine erhöhte Plattform gebracht wird. Darum fragen wir nicht: wer
ist schuld am Krieg?, sondern: was ist schuld, was treibt uns dazu, den Staat als


Macht- und Gewaltfaktor auszubilden? Was treibt ihn dazu, sich nicht nur politisch,


sondern auch wirtschaftlich durch Zollgrenzen abzuschließen? Woher kommt der


Begriff vom nationalen Wirtschaftsgebiet? Wer hat ein Interesse daran, daß der


Staat immer neue Gebiete der menschlichen Tätigkeit an sich reißt und sich immer


breiter und breiter macht? Wir haben für diese Fragen die Antwort gefunden.


Darum haben wir kein Interesse mehr an der Vergangenheit mit all ihren Greueln.


Und die Einsicht in die wahren Gründe der Kriege hat unseren Sinn erweitert,


unseren Blick für die wahren Interessen der Menschheit geschärft. Die großen


Hoffnungen, die wir hegen, machen uns zu großen Opfern willig und... stark zu


ebenso großen Forderungen. Wir werden, soweit unser Einfluß reicht, die


Grundlagen für den Bürgerfrieden schaffen und wissen, daß alles, was dem


Bürgerfrieden frommt, auch dem Völkerfrieden zugute kommen muß. Völker-


frieden aber, ohne Bürgerfrieden, den wird es niemals geben.


Die Frage der Reparationen ist für uns zu einer Bagatellfrage geworden. Wir 


werden die 132 Milliarden zahlen, sofern die dazu nötigen währungstechnischen


Schutzgesetze geschaffen werden, Gesetze, die nicht nur Deutschland angehen,


sondern die Völker der ganzen Welt. Die 132 Milliarden sind zu Kriegspreisen aus-
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gerechnet worden. Es ist darum auch gerecht, daß wir sie zu Kriegspreisen be-


zahlen. Dann schrumpfen die 132 Milliarden zu etwa 70 oder 80 Milliarden


Friedensmark zusammen. Das wären etwa 20 bis 30 Prozent des in Deutschland


zinstragenden Kapitals. Bei Vollbetrieb der Wirtschaft, nach völliger Abrüstung und


Beseitigung aller Hemmungen, die der Friedensvertrag uns auferlegt hat, werden


wir diese Milliarden nicht nur verzinsen, sondern auch in 10 Jahren restlos tilgen,


und zwar ohne besondere Bedrückung unseres Volkes und unter völliger


Beachtung des Lohnes als einer internationalen Größe. Wir rechnen dabei nicht


allein mit den Ersparnissen, die uns die Abrüstung bringen wird (3 Milliarden


Goldmark jährlich), sondern auf die gewaltigen Vorteile, die der Weltwirtschaft und


damit auch Deutschland aus der Indexwährung und ihrer Stabilisierung, sowie aus


den anderen Reformen erwachsen werden. Allein die Herabsetzung der allgemei-


nen Handelsprofitrate von heute reichlich 50 bis 60 Prozent (vor dem Krieg 40


Prozent) auf etwa 10 Prozent wird den Reinertrag der deutschen Volkswirtschaft


um mehr als 30 Prozent, also um mehr als 10 Milliarden Goldmark jährlich erhöhen


(heute wird dieser Reinertrag in Folge der Papiergeldwirtschaft durch die Schieber


und Spekulanten reichlich um ebensoviel Milliarden Goldmark herabgesetzt!).


Dann müssen wir damit rechnen, daß nach Einführung des Freigeldes sehr bald


der Zinsfuß zu sinken beginnen wird. Hier fallen dann die Goldmilliarden schon 


dutzendweise. Bedenken wir dann noch, wie groß die Vorteile des allgemeinen


Überganges zum Freihandel für alle Völker sein werden, wie viel Innenreibungen,


auch politischer Natur, sowohl außenpolitische wie innenpolitische Reibungen sich


alle in Passivposten umsetzen, so wird man verstehen, daß uns die Reparations-


frage zur Bagatellfrage geworden ist.


Was aber die Hauptsache ist: Es handelt sich hier nicht um Versprechungen. Wir


gehen zur Tat über im Deutschen Reich. Alles, was wir hier als das freiwirtschaft-


liche Programm vorgetragen haben, tritt unverweilt bei uns durch Gesetz in Kraft.


Wir stabilisieren die Währung nach dem Index. Wir schaffen die Goldwährung end-


gültig ab. Wir schaffen einen festen Punkt, an den sich die Währungen aller Länder


anlehnen können, wenn sie wollen. Wir treffen die zur Stabilisierung nötigen


umfassenden finanziellen Maßnahmen. Wir schleifen die Zollgrenze und lassen


alle Waren unkontrolliert, frei herein und frei hinaus, wie das innerhalb der Staaten,


auch der Vereinigten Staaten Nordamerikas, schon der Fall ist. Die gewaltigen


Vorteile des deutschen Zollvereins vermehren wir proportional zur Größe des


Weltzollvereins, also der Welt. Wir erklären auch das deutsche Reichsterritorium


zum Freiland im Sinne des freiwirtschaftlichen Programmes. Wir führen das


Freigeld ein und schaffen damit die Voraussetzungen für einen schnellen Abbau


der Zinswirtschaft und des Kapitalismus. Wir versöhnen die Kapitalisten und


Proletarier, indem wir beide Klassen spurlos vor dem Angesichte Gottes ausrotten,


die 
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deutschen Kapitalisten sowohl wie die amerikanischen, englischen und französi-


schen, die deutschen Proletarier wie die aller Länder.


So wollen wir vor die von Sorgen erdrückten, angsterfüllten, ratlosen Menschen


in Paris treten. Und dann wollen wir sehen, was sie antworten werden.


Wie Bodenreformer aussehen sollen – 
Die Henry George Partei in Argentinien. 


Partido Liberal Georgista.


Die Gründung dieser Partei wurde vor kaum einem Jahr beschlossen, und schon


hat sie sehr bemerkenswerte Erfolge gehabt bei allen Gemeinde- und


Nationalratswahlen. Sie geht recht zielbewußt vor. Sie weiß, wen sie für ihre Ziele


gewinnen kann und verliert keine Zeit mit der Werbung in Kreisen, deren Interesse


sie anzugreifen beabsichtigt. Sie rechnet also mit der Unterstützung des


Proletariats und läßt alle anderen Gesellschaftsklassen rechts liegen. Sie schickt


uns ihren Wahlaufruf zu, dem wir folgende Sätze entnehmen:


Die Sozialdemokraten behaupten immer, daß das Privateigentum an allen


Produktionsmitteln abzuschaffen sei.


Wir Henry Georgisten sagen dagegen, daß nur das Privateigentum am Boden


abzuschaffen sei, und daß jedes andere Eigentum fest verteidigt werden soll.


Die Sozialdemokraten haben immer gesagt, daß sie die gesamte Produktion 


und den Konsum aufs peinlichste zu kontrollieren beabsichtigten und jede freie


Konkurrenz verhindern würden.


Wir Henry Georgisten wollen umgekehrt Produktion und Konsum vor jedem


staatlichen Eingriff schützen und einen großen Strich machen durch den Wust 


von Gesetzen, Verfügungen, Reglementierungen und Verboten, damit der freie


Wettbewerb sich endlich einmal voll auswirken kann.


Die Sozialdemokraten haben immer gelehrt, daß die „Arbeiter“ gegen die


„Unternehmer“ anzukämpfen haben mit Hilfe der drei Waffen: Streik, Kooperation


und politische Aktion.


Wir Georgisten lehren, daß die ökonomisch-soziale Frage nicht in einem 


Konflikt zwischen Arbeitern und Unternehmern besteht, sondern in einem solchen 


zwischen Grundrentnern und Arbeitern, d.h. zwischen Feudalismus und


Demokratie und behaupten, daß nur mittels der Waffe des Stimmrechtes das 


Volk die Schlacht gewinnen kann. Wir lehren, daß der Streik ein Bumerang, die


Genossenschaft ein stumpfes Schwert ist.


Die Grundlage der Vorrechte der früheren Feudalherren bildete der Grund-


Grundbesitz
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besitz. Vermummt bestehen diese feudalen Vorrechte fort in Gestalt der modernen


Grundbesitzer. Den Feudalismus haben wir noch keineswegs überwunden. In die


Tasche der faulenzenden Grundbesitzer verschwindet der Großteil des


Arbeitsproduktes des Proletariats und sogenannten Mittelstandes, der sich aus


Kaufleuten, Handwerkern, Unternehmern, Beamten zusammensetzt.


Das Volk wird sich von dieser uralten Ausbeutung nur auf dem Wege befreien,


den uns Henry George gezeigt hat.


Henry George war bekanntlich der Meinung, daß der Kapitalismus eine Folge-


erscheinung des Privatgrundbesitzes sei. Mit der Beseitigung des Privatgrund-


besitzes würde demnach der Kapitalzins verschwinden. Wir wissen, daß diese


Ansicht verkehrt ist. Und wissen darum auch, daß die Aufhebung des Privat-


grundbesitzes nicht die volle Wirkung haben wird, die sich unsere argentinischen


Freunde davon versprechen. Da jedoch die von der Henry-George-Partei erstrebte


Reform nicht den Weg zu weiteren Reforrnen verlegt, sondern ihn im Gegenteil


ebnet, so freuen wir uns über jeden Erfolg unserer argentinischen Kampfgenossen.


In einer der nächsten Nummern hoffen wir das Programm der Partei veröffent-


lichen zu können. Dieses Programm entspricht ganz dem Henry-George-Geist.
An ihm werden unsere deutschen Bodenreformer ermessen können, wie sehr sie


durch Taktik und Kompromiß vom Wege abgelenkt wurden, warum sie, weit vom


Ziel, an Entkräftung verenden.


Der Reichstag am Pranger – 
Politische Vorbedingungen für die Stabilisierung der Mark


Die Goldanleihe bildete einen Eckstein im Programm der Marktstabilisierung. Der


Versuch mißlang. Das deutsche Volk, das sich in der Ruhraktion führen läßt, blind-


lings führen läßt, versagt seinem Führer den Kredit, wenn ... es sich um bares Geld


handelt. Es ist immer dieselbe Geschichte. Man handelt leichtsinnig, wenn es sich


nur um Leben und Glück des Nächsten handelt, noch dabei um simple


Bergarbeiter, die da weit ab ihr bescheidenes Leben fristen. Man wird hellhörig,


wenn es sich um eine Kapitalanlage handelt.


Die Männer, die sich mit der Goldanleihe an das Publikum wandten, sind genau


dieselben, die mit der Papiergeldwirtschaft die wirtschaftlichen Voraussetzungen für


das große Sterben schufen, das nun einsetzt, und die die Behauptung Poincarés,
daß 20 Millionen Deutsche zu viel sind und zu verschwinden haben, nun wahr


machen. (11 Gasvergiftungen an einem Tag in Berlin.) Offenbar rechnete man bei 
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dieser Goldanleihe mit einem sehr kurzen Gedächtnis. Vielleicht rechnete man


noch mehr auf die, die nicht „alle“ werden. Dann hatte man falsch gerechnet. Denn


die, die sonst wirklich nie „alle“ werden, sind es heute wirklich, wenigstens in finan-


zieller Beziehung. Sie haben eben infolge ihrer Dummheit schon alles verloren und


kommen für Anleihen nicht mehr in Betracht. Das Geld für Anleihen ist heute in


Händen von gerissenen Leuten, die Bescheid wußten, in Händen derjenigen, die in


der Papiergeldruhr keinen passiven Widerstand leisteten, sondern aktiv zugriffen,


um den Strom von 200 Milliarden Goldmark mündelsicherer Gelder aus den


Händen blinder Vormünder in die eigenen Taschen zu leiten. Leute, die sich nie um


die Devisenverordnung gekümmert haben, die aber an die „Moralität“ der Männer,


die durch Machtspruch Goldforderungen in Makulatur verwandeln können, höchste


Anforderungen stellen. Diese Leute lachen nur, wenn man an sie das Ansinnen


stellt, sie sollen die in ihrem Besitze befindlichen amerikanischen, tschechischen,


serbischen Banknoten gegen solche mit der Unterschrift deutscher Staatsmänner


vertauschen. Mir scheint fast, wenn ich die Sachlage überschaue, daß der


Gedanke der Goldanleihe im Kaffee Größenwahn am Kurfürstendamm geboren


wurde.


Dabei ist der Gedanke, ein sparfähiges Papier zu schaffen, durchaus vernünftig.


Soll die Mark stabilisiert werden, so muß das Volk wieder wie früher die


Sparkassen mit gespartem Geld versorgen können. Aber die Ausführung dieses


Planes können wir nicht denselben Männern überlassen, die sich direkt oder in-


direkt, passiv oder aktiv durch die Papiergeldschlamperei an den Mündelgeldern


versündigt haben. Ein vollkommener Wechsel im Personal der Regierung gehört


dazu, der auch den Reichstag einschließt, ja diesen vor allen Dingen!! Denn der


Reichstag hat seine Pflichten auf das Gröbste vernachlässigt. Entweder waren es


Analphabeten, die nichts von Währungsfragen verstanden und die darum auch im


Reichstag nichts zu suchen haben, oder es waren Schwächlinge, die nicht den Mut


aufbrachten, die der Lage der Dinge entsprechenden Forderungen an den


Opfermut der Steuerzahler zu stellen, oder es waren gemeine Parteisklaven, die


das für eine blöde Masse aufgestellte Parteiprogramm zum höchsten Gesetz erho-


ben. Fort deshalb mit der ganzen Gesellschaft, und keiner von ihnen wage es


noch, in irgendeiner öffentlichen Angelegenheit das Wort zu ergreifen! Wer als


Gesetzgeber es duldet, daß die Mündelgelder den Interessen der Mächtigen im


Staate geopfert werden, der hat alles Ansehen für sich und seine Nachkommen auf


alle Zeiten verwirkt. Also fort mit ihnen, mit den Sozialdemokraten, den


Deutschnationalen, den Demokraten, den Zentrumsmännern!! Es ist ja dieselbe


naive Gesellschaft, die 1919 in Weimar die Reichsverfassung schuf und dabei 


vergaß, den Grund jeder modernen Gesellschaft (die Währung) in die Verfassung


einzubauen!!!!! Leute, die im Reichstag tagelang darüber debattieren, ob das auf


Mark und Pfennig ausgearbeitete Budget dieses oder jenes Ministers bewilligt 


werden soll, nachher aber kein Wörtlein zu sagen 
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wissen, wenn die Reichsbank auf ihre Weise das Budget revidiert und das Werk


des Ministers von Grund auf zerstört, solchen Leuten versagen die, die in den ver-


flossenen 4 1/2 Jahren alles flüssig werdende Kapital vor der Sachwertsteuer in


Dollar und Devisen retteten, glatt den Kredit. Also fort mit ihnen! Da aber eine


Neuwahl nur den Beweis verstärken würde, daß dem von der Staatskirche, den


Staatsschulen, den Staatsuniversitäten, von der Parteipresse, in den Kasernen ent-


wickelten deutschen Volk der komplizierte Staatsbetrieb völlig undurchsichtig ist, so


würde eine Neuwahl wiederum nur Demagogen und Tagegelderempfänger hoch-


bringen. Auch eine Neuwahl kann also die finanziellen, wirtschaftlichen und politi-


schen Vorbedingungen für die Stabilisierung der Mark nicht schaffen. Es bleibt


somit nichts anderes übrig, als auf solche Anleihe zu verzichten und sie durch eine


direkte Steuer zu ersetzen, oder aber den Reichstag zu schließen. (Ähnlich wie


Bismarck seinerzeit das Frankfurter Parlament entließ.) Und dann? Wir haben


neben dem Reichstag einen Reichswirtschaftsrat. Er ist zwar in seiner jetzigen


Zusammensetzung nicht unabhängig von den politischen Parteien. Auch er trägt im


Gesicht die schmutzigen Fingerabdrücke des Klassenstaates. Immerhin, die Art


und Weise seiner Zusammensetzung birgt doch eine gewisse Gewähr in sich, daß


dort die öffentlichen Angelegenheiten nicht absolut von der Parteidisziplin


beherrscht werden. Es soll dort tatsächlich weniger demagogisch, weniger poli-


tisch, mehr sachlich debattiert werden. Der Reichswirtschaftsrat geht nicht unmittel-


bar aus Wahlreden, aus der Kneipe, hervor. Es sind Leute darunter, denen Devise


und Valuta keine Mädchennamen sind. Wenn der Reichswirtschaftsrat die


Verfassung beraten hätte, vielleicht hätte er die Währungsfrage nicht vergessen.


Es sind Leute, die zumeist im Vorstand wirtschaftlicher Organisationen sitzen, die


also irgendwie wirtschaftlich orientiert sind oder sich wenigstens wirtschaftlich ori-


entieren lassen. Nicht alle, aber doch einige. Und die, die nichts von Wirtschaft ver-


stehen, werden bald einsehen, daß sie dort nichts zu suchen haben und anderen


Platz machen müssen. Der gesunde, sympathische Gedanke der Räteregierung,


wie sie in München geplant war, kommt im Reichswirtschaftsrat zum Ausdruck. An


Verbesserungsvorschlägen wird es auch nicht fehlen, wenn einmal die


Entschließungen des Reichswirtschaftsrates unmittelbar gesetzgeberische Macht


haben.


Die Frage, wie man es erreichen kann, daß der Reichstag seine Vollmachten auf


den Reichswirtschaftsrat überträgt und sich selbst auflöst, ist keine Frage, die uns


heute besondere Kopfschmerzen bereitet. Wir betrachten alles, auch die politi-


schen Zustände, dynamisch. Der Revolutionsprozeß ist mit der Ernennung Eberts
nicht als abgeschlossen zu betrachten. Er wird auch seinen natürlichen Abschluß


erst dann finden, wenn die Schlagader und der Nervenstrang des Klassenstaates


durch Freiland-Freigeld zerschnitten sind. Bis dahin hat alles, was wir politisch


unternehmen, nur provisorischen Charakter. Der Reichstag ist als eine Etappe des
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Revolutionsprozesses zu betrachten. Mehr nicht. Die revolutionären Kräfte sind


zwar nicht organisiert. Es genügt aber, im geeigneten Augenblick ein revolutionäres


Programm in die Massen zu schleudern, um diese Kräfte ebenso schnell zu orga-


nisieren, wie Lenin seinerzeit die Bauern durch den Ruf „Land! Land!“ organisierte.


Und wenn es in dem Programm heißen würde, daß die Mitglieder des Reichstages


sämtlich persönlich haftbar gemacht werden sollen für die Unterschlagung der


Sparkassen- und mündelsicheren Gelder, falls sie der Übertragung ihrer Rechte


auf den Reichswirtschaftsrat Schwierigkeiten bereiten, so kann man damit rechnen,


daß sie alle froh sein werden, auf so billige Weise der Verantwortung für ihre


Handlungen und Untaten enthoben zu sein.


Die revolutionären Elemente, auf die man rechnen kann, bilden heute die große


Masse des deutschen Volkes. Wer hoffnungslos ist, der ist auch revolutionär. Und


wo ist heute ein Deutscher zu finden, der auf den Reichstag noch irgendwelche


Hoffnungen setzt? Es ist allen mehr oder weniger klar geworden, daß die Dinge,


die heute getan werden müssen, niemals von einer parteipolitisch orientierten


Instanz getan werden können. Zugleich weiß man aber auch, daß diese Dinge


heute getan werden müssen, wenn wir nicht als Staat, als Volk, als Einzelmensch


in kurzer Frist ebenso zugrunde gehen wollen, wie heute schon unsere Greise und


Altersrentner zugrunde gehen. Also, was soll nun geschehen? Diese Frage stellen


heißt, sich zur Revolution bekennen.


Der Zeitpunkt für den Ausbruch dieser Revolution naht heran. An dem Tag, wo


an der Ruhr die passive Resistenz nicht mehr aufrechterhalten werden kann, wo


die Arbeiter vom Hunger geplagt die Arbeit wieder aufnehmen werden, an diesem


Tag wird das politische Chaos in Deutschland vollständig sein, denn dieser Tag


bedeutet das Ende der Regierung Cuno. Schon die Bildung der Regierung Cuno
bot dem Reichspräsidenten damals Schwierigkeiten genug. Es ging schon damals


nicht mehr parlamentarisch, verfassungsmäßig zu. Nach dem Sturze Cunos, der


mit dem Zusammenbruch der erlogenen und erschwindelten Einheitsfront unver-


meidlich wird, wird es dem Reichspräsidenten erst recht unmöglich werden, ein


Kabinett zu bilden. Ein Programm, auf das sich die Regierung bei den dann unaus-


weichlichen Verhandlungen mit den Franzosen stützen könnte und das den wirt-


schaftlichen, sozialen und finanziellen Schwierigkeiten gerecht wird, hat übrigens


auch keine der heute im Reichstag vertretenen Parteien. Ein solches Programm,


das doch dann notwendigerweise allen Parteimännern wider den Strich gehen


muß, ließe sich auch niemals parlamentarisch durchführen. Was soll aber dann


geschehen? Ich sehe hier nur die eine Möglichkeit: das, was heute zur Rettung


des Ganzen geschehen muß, wird, wenn es geschehen soll, nur mit den Mitteln


revolutionärer Gewalt durchzuführen sein. Wer wird nun diese hier nötigen 


revolutionären Kräfte organisieren und ihnen aufbauende Kraft geben? Beim 


militärischen Zusammenbruch 
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verhinderte Hindenburg, der militärische Chef, großes Unglück. Das Unglück, das


uns bevorsteht, wenn es nicht gelingt, schnell Ordnung in das politische Chaos zu


bringen, würde ganz unübersehbare Ausmaße annehmen. Was soll also nun


geschehen?


Die Reaktion wird’s versuchen. Die Versuche werden an der verzweifelten


Gegenwehr von Tausenden proletarischer Desperados scheitern, die alles dran-


setzen werden. Denn ihr Leben endet am Strick, wenn die Reaktion siegt. Aber mit


der „Niederschlagung“ eines zweiten Kapp-Putsches ist es ebensowenig getan wie


mit der Niederschlagung des ersten Putsches. Es muß, soll der Sieg über die


Reaktion ein dauerhafter sein, sofort das Aktive einsetzen, etwas, das den Massen


wieder eine große Hoffnung erwecken und das unsere dann erst recht verfahrene


„Volks“- und Weltwirtschaft gleich wieder ins Gleis bringen kann.


Das Programm des Freiwirtschaftsbundes ist für diese, allen anderen politischen


Parteien hoffnungslos erscheinende Lage wie geschaffen, sowohl für die


Verhandlungen mit Frankreich wie auch in sozialpolitischer und finanzieller


Hinsicht. Die Revolution, die dieses Programm auf ihre Fahnen schreibt, wird Land


und Volk vor dem sonst unausbleiblichen Untergang retten! Wie aber organisieren


wir die Revolution?


Der Reichspräsident wurde von fast allen Parteien wiedergewählt. Er genießt


also, ähnlich wie damals Hindenburg, in hohem Maße das Vertrauen des Volkes.


Würde sich vielleicht Ebert, wie damals Hindenburg, an die Spitze der Revolution


und der Freiwirtschaftsbewegung stellen und so den Sammelpunkt liefern für alle


opferfreudigen, aufbauenden Elemente des Volkes? In diesem Falle wäre die Lage


schon bedeutend vereinfacht. Der Reichspräsident würde dann diktatorisch den


Reichstag entlassen und den Reichswirtschaftsrat ebenso diktatorisch zur


Durchberatung des freiwirtschaftlichen Programms reorganisieren, indem er die


rein politisch orientierten Elemente durch wissenschaftliche ersetzt.


Freiwirtschaftlich orientierte und durchgebildete Minister dürfte er schon genügend


in seiner Partei und Umgebung auftreiben. Wenn wir hier „genügend“ sagen, so


sprechen wir nicht von einem großen Haufen. Denn das ist es gerade, was der


Freiwirtschaft so viele begeisterte Freunde verschafft: Hier wird nicht viel „regiert“,


hier braucht man nicht viele Minister. Es werden in der Hauptsache nur Dämme


niedergelegt, Ketten gebrochen, Festungen geschleift. Das übrige geschieht dann


automatisch als Produkt der echten, wirtschaftlich fundierten Freiheit.


Ich wollte die politischen Voraussetzungen für die Stabilisierung der Mark be-


sprechen. Ich landete im Fluß der Untersuchung bei der Revolution. Und ich 


glaube, daß jeder, der heute ernsthaft das Problem der Markstabilisierung behan-


delt, wenn er nicht auf irgendwelchen Klippen stranden will, bei der durch


Mißbrauch schon zum Kinderschreck gewordenen roten Fahne landet. Nicht die


Technik der 
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Stabilisierung verlangt die Revolution. Nein, die durch und durch faulen politischen


Zustände verlangen sie. Vier Jahre sind seit dem Umsturz verflossen. Nicht das


geringste hat man für die Ordnung getan, und auch nach nochmals vier Jahren


wird man nichts getan haben, wenn die wirtschaftlichen Grundlagen der


Demokratie nicht geändert werden. Zu solcher grundstürzenden Neugestaltung,


wie sie für die Rettung von Staat und Volk heute nötig ist, ist der Reichstag das


denkbar ungeeignetste Instrument. Dem Reichstag und seinen Kreaturen wird es


nie gelingen, die Mark zu stabilisieren.


Die Reichsbank und der Mujik


Beim Pfandleiher Karamassoff tritt ein Mujik ein. Wieviel Geld brauchst du


Väterchen? fragt der Pfandleiher. Nicht viel, antwortet Väterchen. Sieh, ich habe


nur mehr 10 Rubel im Sack. Gibt mir 50 Rubel bis zum Herbst. Ganz recht. Die 50


Rubel sollst du haben. Bis zum Herbst sind es noch 6 Monate. Das macht zu 10


Prozent monatlich 60 Rubel Zins, die im voraus zu zahlen sind. Hier hast du die 50


Rubel. Nun zahle mir die 60 Rubel Zins, unterschreibe den Wechsel von 50 Rubel


und gib mir deinen Pelzmantel als Sicherheit.


Der Mujik zieht aus der Tasche die 10 Rubel, um mit den erhaltenen 50 Rubel


den Zins von 60 Rubel zu ergänzen und liefert seinen Pelz als Sicherheit ab. Nach


Unterzeichnung des Wechsels von 50 Rubel zieht er ab.


Draußen auf der Straße fängt der Mujik an zu überlegen. Er rechnet und zer-


bricht sich den Kopf. Er wollte ein Darlehen und er weiß, daß die Zinsen bei


Karamassoff zu 10 Prozent monatlich im voraus zu zahlen sind. 10 Prozent auf 


50 Rubel das macht für sechs Monate wirklich 60 Rubel. Die Rechnung stimmt.


Karamassoff hat ihn nicht betrogen. Karamassoff ist ein ehrlicher Mann. Trotzdem:


Als ich da ins Haus trat, hatte ich 10 Rubel in der Tasche und war schuldenfrei.


Jetzt habe ich einen Schuldschein von 50 Rubel unterzeichnet, habe 10 Rubel bar


bezahlt und bin meinen warmen Pelz los. Und habe trotzdem kein Geld. Vielleicht


ist es doch nicht mit richtigen Dingen zugegangen?


(Wer heute bei 5 Prozent Zins und 20jähriger Laufzeit einen Wechsel unterzeich-


nen würde, bekäme auch keinen Pfennig ausbezahlt, falls die Zinsen vorauszu-


zahlen wären.)


An diese Geschichte erinnerte uns die Nachricht, daß die Reichsbank eine


Reichsanleihe von 200 Millionen Goldmark mit ihrem Goldschatz garantieren wird.


Wir können uns den Vorgang ungefähr wie folgt denken:


Im Empfangszimmer des Reichsbankpräsidenten: Wen darf ich anmelden?
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Goldberger: Bankier Goldberger.
Havenstein: Guten Morgen, Herr Geldborger!


Goldberger: Verzeihung, Herr Reichsbankpräsident, es muß wohl schon sehr


schlecht mit Ihnen stehen, wenn Sie sogar die Buchstaben versetzen. Ich hörte,


daß Sie die Goldanleihe garantieren wollen.


Havenstein: Ganz recht, Herr Goldberger. Die Reichsbank garantiert mit ihrem


Goldschatz die Zinsen und das Kapital der Anleihe.


Goldberger: Sie wissen, daß der Zinsfuß für jede Art Anleihe heute ganz außer-


ordentlich hoch ist. Unter 12 Prozent könnte ich die Anleihe nicht unterbringen. Und


wenn ich das Geld gebe, dann sicherlich nur aus staatserhaltenden Motiven. Also


aus Patriotismus.


Havenstein: Der Dank des Vaterlandes wird Ihnen sicherer sein, als den


Zeichnern der Kriegsanleihen.


Goldberger: Sie geben doch gewiß einen Garantieschein über das empfangene


Darlehen?


Havenstein: Aber selbstverständlich, Herr Goldberger.
Goidberger: Also abgemacht. Ich übernehme die Anleihe von 200 Millionen zum


Kurs von 95 und zu 12 Prozent Zins. Nur noch eine Frage: Sie werden mir doch


gewiß den Garantieschein diskontieren?


Havenstein: Aber sicher Herr Goldberger. Gibt es für die Reichsbank denn 


bessere Geldanlagen als Staatspapiere, für die sie garantiert und für die sie volle


Deckung im Goldschatz der Bank hat? Wir können Ihnen das Papier zu jeder Zeit


mit 100 Prozent lombardieren. Ich gehe so weit, daß ich als Garantie für die 200


Millionen gleich 200 Millionen vom Goldschatz abtrennen und bereitstellen lasse 


für den Fall, daß Sie die Anleihe bei uns zu lombardieren wünschen. Der Zinsfuß


hierfür ist zur Zeit 8 Prozent. Sie machen also ein gutes Geschäft. Das Reich zahlt


Ihnen für die Anleihe 12 Prozent und wir begnügen uns im Lombardgeschäft mit 


8 Prozent.


Goldberger: Ich hatte nichts anderes von der weitherzigen Diskontpolitik der


Reichsbank erwartet. Ich gebe Ihnen also die 200 Millionen Goldmark zum Kurse


von 95. Das macht 190 Millionen bar. Da ich nun die 190 Millionen nicht gleich ver-


fügbar habe, so reiche ich den Garantieschein über 200 Millionen zum Lombard


ein und Sie zahlen mir den Unterschied von 10 Millionen Goldmark aus. Dazu die


Zinsdifferenz von 8 zu 12 Prozent, die für 200 Millionen acht Millionen Goldmark


ausmacht. Diese Zinsdifferenz werde ich Ende des Jahres einkassieren lassen. Ich


empfehle mich, Herr Reichsbankpräsident.


Havenstein: Es ist im Grunde doch ein recht merkwürdiges Geschäft, was ich da


gemacht habe. Zehn Millionen Kursdifferenzen bin ich los. Und 8 Millionen


Zinsdifferenzen werde ich noch zahlen müssen. Ich muß die Rechnung doch noch


einmal nachprüfen lassen.
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Jedermann fragt sich, warum die Reichsbank die 200 Millionen nicht gleich dem


Reich aus ihrem Goldschatz vorstreckt, wenn sie doch die Garantie für die Anleihe


übernimmt? Solange der Goldschatz anderweitig verpfändet ist, kann er nicht mehr


für währungstechnische Zwecke verwendet werden. Zahlt das Reich die Anleihe


wirklich zurück, dann kann die Reichsbank auch die Anleihe selber geben. Zahlt


das Reich aber nicht, so fällt die Verantwortung ungeschwächt auf die garantiege-


bende Reichsbank. Es handelt sich also nach jeder Richtung hin um ein gewöhn-


liches Mujikgeschäft.


Die Monroe-Doktrin und mein Recht


Es wird Zeit, daß wir uns unserer Rechte als Menschen erinnern. Wir dürfen die


Dinge nicht weiter so gehen lassen, wie sie gehen. Wir müssen die Ohren spitzen,


wenn von Völkerbund, von Völkerrechten, von Staatssouveränität gesprochen wird.


Wir müssen uns bewußt werden, daß alles, was im Interesse der


Staatssouveränität getan wird, gegen den Menschen sich richtet. Die Freiheit der


Masse ist die Sklaverei des Einzelmenschen. Staat und Völkerbund sind


Massenorganisationen. Läßt man diesen Organisationen Zeit, sich voll zu ent-


wickeln, so werden sie zu Polypen, in deren Armen der Mensch rettungslos er-


drosselt wird. Denn der Trieb nach Entfaltung, Überwucherung und Erdrückung ist


den menschlichen Organisationen ebenso eigen wie den natürlichen Organismen.


Sie entwickeln sich immer so weit, bis sie auf unüberwindlichen Widerstand 


stoßen. In Rußland stieß der Kommunismus bei der Selbstentfaltung auf die Natur


des Menschen und zerschellte daran. Viel Beweiskraft gegen die Macht der


Organisationen liefert dieses Beispiel jedoch nicht. Denn der Kommunismus hatte


nicht Zeit gehabt, sich zu organisieren.


Eines der übelsten Rechte, die sich die Staaten angemaßt haben, ist das Recht,


die Einwanderung nach willkürlichen Gesichtspunkten zu sieben, das Recht, den


Menschen zu „bewerten“, ihn zu entkleiden; ärztlich zu untersuchen, nach


Rassenmerkmalen zu forschen, das Recht, den menschlichen Körper durch ekel-


hafte Bürokratenhände betasten zu lassen, das Recht, das Gepäck zu durch-


stöbern, nach der darin sich befindlichen Literatur die politische Gesinnung des


Einwanderers zu beurteilen und dann dem Mann entweder unter dem Titel einer


Gnade den Zutritt zu gewähren oder aber den Mann zurückzuweisen.


Die Freilanderstreber tun gut, sich dieses Souveränitätsrecht, das noch kaum


beanstandet wurde, und das sich daher als Krebs tief ins Fleisch der Menschheit


eingefressen hat, genau anzusehen und sich auf den Kampf gegen solche Usurpa-


Usurpartion
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tion einzustellen, selbst dann, wenn dieser Kampf heute noch als ein


Windmühlenkampf erscheinen sollte. Namentlich die Arbeiter müssen wir für die-


sen Kampf gewinnen, denn sie sind es, die am meisten unter der Paßkontrolle zu


leiden haben, gegen die das genannte Recht am rigorosesten angewendet wird,


und denen es am schwersten fällt, die Bestechungsgelder aufzutreiben, mit denen


man oft durch die Maschen des Gesetzes schlüpfen kann. Denn das Gesetz wird


zumeist nur auf Arbeiter angewendet, die im Zwischendeck oder dritter Klasse ein-


wandern. Für die Passagiere erster Güte besteht zumeist das Gesetz überhaupt


nicht. Wenn das Schiff einläuft, dann werden die Passagiere, die das Geld für die


Fahrt erster Klasse oft genug erschwindelt oder gestohlen haben, sofort an Land


gelassen. Die Arbeiter aber werden in Gefängnisse geführt, bewacht, untersucht,


durch tausend impertinente Fragen belästigt und erfahren dann oft erst nach


Wochen, daß sie nicht als würdig erachtet wurden, das Land der Banditen,


Sklavenhändler und Gewerkschaften zu betreten. Dann schickt man die Leute, die


oft ihre letzten Gelder für die Reise ausgaben, in die Heimat zurück. Das alles


unter dem Titel „Souveränitätsrecht“, oft unter dem Vorwand, daß die


Zurückgewiesenen dem „Staate zur Last fallen würden“; in der Regel aber – und


das ist hier das Interessanteste – auf Betreiben der Gewerkschaften, die die


Konkurrenz der Einwanderer fürchten. Proletarier aller Länder! Schaut den


Gewerkschaften auf die Finger! Auf die Gewerkschaften sind die Gesetze für die


Einwanderungsbeschränkungen in Amerika zurückzuführen, sie sind es gewesen,


die nach Abschaffung der Sklaverei durch das Bürgertum die neue Sklaverei der


Einwanderungskontrolle eingeführt haben. Haben nicht auch unsere deutschen


Buchdruckergewerkschaften so etwas wie ein Einwanderungsverbot in ihrem


besonderen Gewerbe eingeführt gehabt, dadurch, daß sie die Zahl der zulässigen


Lehrlinge beschränkten? Zu schwach und unfähig, um sich der Raubsucht des


Kapitals zu erwehren, von ihren geistigen Führern verführt, richteten sie ihre


Waffen gegen die eigenen Standesgenossen! Angenommen, sämtliche


Gewerkschaften Deutschlands wären auf den brutalen Gedanken gekommen, die


Zahl der Lehrlinge zu beschränken, was wäre dann aus dem Überschuß gewor-


den? Auf das Betreiben der Gewerkschaftler ist auch in Nordamerika das


Einwanderungsverbot für Kulis erlassen worden. Wieder das Bild des Radfahrers.


Nach oben, den Kapitalisten gegenüber ein Buckel. Nach unten wird getreten. Auf


die Ärmsten unter den Armen, auf die Schwächsten wird getreten, um den eigenen


Lohn zu haben! Ist es das, was die Arbeiter wollen? Nein, ganz bestimmt nicht.


Aber es waren doch Arbeiterorganisationen, die solche Verbrecherpolitik betrieben


und betreiben! Ja, Organisationen von Arbeitern, von denen vielleicht nicht einer im


Stande gewesen wäre, für sich das Verbrechen zu begehen, das seine


Organisation in seinem Namen, vor seinen Augen verübt! Wieder ein Beweis dafür,


wie sehr nötig es ist, allen Organisationen auf die Finger zu schauen.
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Die Organisation (Staat, Gewerkschaft, Kirche) hat die in den Statuten gestellte


praktische Aufgabe zu lösen. Und diese Aufgabe sucht die Organisation nun mit


allen Mitteln zu lösen. Sie geht dabei maschinenhaft vor, wie ein amoralisches


Wesen. Sie hat nur den einen, den Zentralgedanken. Alles andere muß sich fügen.


Und fügt sich. Die Beamten der Gewerkschaft wagen es nicht, etwas zu tun oder


zu unterlassen, was der Gewerkschaft abträglich wäre. Die Arbeiter zahlen die


Beiträge, und die Beamten müssen auf irgendeine Weise den Nachweis bringen,


daß die Gewerkschaft den Mitgliedern etwas einbringt. Und kann das nicht auf


Kosten des Zinses und der Grundrente geschehen, nun so geschieht es eben auf


Kosten anderer Arbeiterkategorien. Verantwortlich für solches Verbrechen ist dann


allein die Organisation, die Maschine. Wie für die Greuel der Kriegsführung


schließlich auch kein Mensch, kein Soldat sich verantwortlich hält. Der Krieg ist der


Verantwortliche. Der Staat, die Organisation, der Trust, die Gewerkschaft, wesen-


lose Dinge, das sind die Verantwortlichen. Diese Verantwortlichen, ohne Seele,


ohne Herz, gehen gleichgültig über alle Menschenschicksale hinweg. Darum,


Proletarier, schaut darauf, daß eure Organisation nichts verübt, was jeder einzelne


von euch nicht persönlich verantworten kann. Der vollkommene Mißerfolg eurer


Politik ist nicht zum geringsten Teil darauf zurückzuführen, daß euch das Herz aus-


gebrochen wurde, daß eure Organisationen euch entseelt haben. Wie es höchst


wahrscheinlich niemals zur Vollstreckung eines Todesurteils kommen würde, wenn


der Richter sein Urteil immer persönlich zu vollstrecken hätte, so würde auch nie-


mals ein Arbeiter Gesetze fordern oder gutheißen, die andere Arbeiter bedrücken


sollen, um ihm einen Vorteil zu verschaffen.


Es wird in der Hauptsache auf die Politik der Gewerkschaften zurückzuführen


sein, ob in Amerika die Einwanderungskontrolle, die Einwanderungsbe-


schränkungen und Verbote aufrechterhalten werden oder nicht. Diese Verbote 


stehen aber jeder großzügigen, proletarischen (im guten marxistischen Sinn)


Weltwirtschaftspolitik im Wege. Diese Politik hat der engstirnigen sogenannten


nationalistischen Politik, die uns die herrlichen Kriege gebracht hat und uns neue


Kriege verspricht, neue Nahrung gebracht und sie auf höchst gefährliche Bahnen


geleitet. Gerade wir Europäer, Vertreter der weißen Rasse, haben allen Grund,


dem Staate keinen Rassencharakter zu geben. Die Rassenfragen sind persönliche


Angelegenheiten. Der Staat muß sich hier völlig neutral verhalten. Und diese


Neutralität fordert die Aufhebung des Souveränitätsrechtes der Staaten in bezug


auf Einwanderungskontrolle. 
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Der Verkauf unserer Selbständigkeit


Uns ließ der Versailler Vertrag volle Freiheit, wie wir die Gelder für die


Reparationen aufbringen würden. Es war das eine innere Angelegenheit des


Deutschen Reiches. Als Pfand (Garantie) für die Zahlung galt den Gläubigern ein-


fach alles im Deutschen Reiche angesammelte Vermögen. Wir konnten also nach


bestem Ermessen vorgehen. Und das war ein sehr großer Vorteil. Wir konnten bei


der Abbürdung der Reparationslasten auf das Kapital hier mehr schonend, dort


mehr nach bolschewistischer Art vorgehen, wie es die Interessen des „Vaterlandes“


erforderten. Wir konnten den Zwang zur Reparation benutzen, um die wirtschaftli-


chen Grundlagen für den sozialen Frieden, den Bürgerfrieden, zu schaffen, und


solcher Bürgerfrieden ist doch gewiß mehr wert als 132 Milliarden Mark. Wir hätten


dem Vaterland der Hohenzollern, der Grafen, Fürsten, der Kapitalisten usw. den


Großgrundbesitz, die Aktien, die Hypotheken opfern können. Wir hätten den


Patriotismus dieser opfersüchtigen Leute zu barem Gelde gemacht, wir hätten den


französischen Sansculottes, den englischen in der Gewerkschaftspolitik versimpel-


ten Arbeitern gezeigt, wie man dem Kapital das Fell über die Ohren ziehen kann,


ohne daß die Arbeiter den Schmerz verspüren, ohne daß die Wirtschaft darunter


zu leiden braucht, ja wir hätten gezeigt, daß man das Kapital konfiszieren kann


unter voller Aufrechterhaltung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung. Der deut-


sche Reparationsbolschewismus hätte dann die Aufmerksamkeit des Proletariats


der ganzen Welt auf sich gezogen, und je ärger uns die Entente bedrückt hätte, um


so mehr hätten die Kapitalisten der ganzen Welt Grund gehabt zu der Befürchtung,


daß ihr Proletariat dieselben Maßnahmen, die uns die Entente aufzwang, nun frei-


willig für sich in ihren Ländern zur Besserung ihrer Lage fordern würden. So hätte


die Furcht vor dem Beispiel einer bolschewistischen Finanzpolitik des Deutschen


Reiches die Raublust der Ententevölker gezügelt. Den plumpen russischen


Bolschewismus fürchtet kein Mensch mehr auf der Welt. Weil er mit dem


Kommunismus verquickt wurde und so die Wirtschaft völlig in Unordnung brachte!


Der deutsche Reparationsbolschewismus, der die Wirtschaft in Vollbetrieb gesetzt


und dauernd darin erhalten hätte, der hätte Schule gemacht, den hätte man


gefürchtet, der hätte das Proletariat der Welt wirklich einmal Morgenluft wittern 


lassen. Und vorausschauend, in der Furcht vor solchen Wirkungen des


Friedensdiktates wäre eine Revision des Diktates von der Entente selbst vorge-


schlagen worden.


Das alles ist nun durch die kurzsichtige deutsche Reparationspolitik verpfuscht


worden. Alle Trümpfe haben wir aus der Hand gegeben. Den deutschen


Reparationsbolschewismus fürchtet die Entente nicht mehr. Sie weiß sich in der


sicheren Hut des Marxismus, der dem Kapital noch nie ein Härchen gekrümmt hat


und niemals eins krümmen wird. Die Entente weiß, daß die deutschen Marxisten


(die dabei 
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kaum noch einen wissenschaftlichen Vertreter dieser Irr- und Wahnlehre aufzu-


weisen haben und einfach zu abergläubischen Tabuverehrern geworden sind) 


lieber das Reich mitsamt den Kapitalisten und Proletariern zugrunde gehen lassen


werden, ehe sie sich entschließen, die Voraussetzungen des Marxismus zu revi-


dieren. Und seitdem die Entente und namentlich die Franzosen das wissen, wer-


den sie dreist und dreister. Den Einzug ins Ruhrgebiet haben sich die Franzosen


erlaubt, als sie sich überzeugt hatten, wie wenig sie vom Kontakt ihrer Truppen mit


den vom Geiste des Marxismus und vom Bürokratismus der Gewerkschaften 


verödeten deutschen Arbeiterseele zu fürchten haben. Diese durch die


Parteidisziplin für jede selbständige Handlung unfähig gewordenen, dabei durch


die Politik des passiven Widerstandes noch zu Chauvinisten und Nationalisten 


entwickelten Proletarier haben alle Werbekraft verloren und üben höchstens noch


abstoßende Kräfte aus. Daher die Ruhrbesetzung, daher das immer brutalere


Auftreten, das den französischen Soldaten befohlen werden kann. Die moralischen


Voraussetzungen für den passiven Widerstand, wie ihn Leute wie Tolstoi sich


dachten, die fehlen. Auf beiden Seiten fehlen sie. Auf deutscher Seite fehlt der


gefährliche Gedanke, der Seuchenbazillus, wie ihn z. B. damals die französische


Revolution in der Marseillaise und im Dreiklang der Worte „Liberté, Egalité,


Fraternité“ mit wuchernder Kraft um sich verbreitete, und auf Poincarés Seite fehlt


jede Furcht, daß der deutsche Gewerkschaftsbonze je solchen gefährlichen


Gedanken fassen wird. Der deutsche Proletarier hat dem französischen Proletarier


weiter nichts zu bieten als seine vollkommene Rat- und Hoffnungslosigkeit. Die


Franzosen mögen noch andere Gründe für die Ruhrbesetzung haben; die
Ideenlosigkeit des heutigen deutschen Arbeiters aber ist der Grund, warum die
Franzosen die Ruhrbesetzung glaubten wagen zu dürfen.


Die Franzosen begnügen sich jetzt nicht mehr mit einer Generalhypothek auf das


Deutsche Reich. Sie wollen jetzt für die geschuldete Summe besondere Pfänder


haben, und damit beginnt die Reparation für das deutsche Volk gefährlich zu wer-


den. Das Angebot der letzten deutschen Note zeigt deutlich, wohin wir treiben.


Verpfändung der Eisenbahnen, Verpfändung von Monopolen lebenswichtiger


Nahrungsmittel (Zucker), Verpfändung des Alkoholmonopols usw.


Mit der Verpfändung dieser Monopole unterwerfen wir ihre Verwaltung der


Oberaufsicht der Franzosen. Die allgemeinen deutschen Interessen werden in die-


ser Verwaltung ausgeschaltet werden. Die fiskalischen Interessen werden absolut


tonangebend werden. In der Alkoholpolitik wird z. B. keine Rücksicht mehr auf die


Volksgesundheit genommen werden. Alles, was den Konsum fördern und die


Einnahmen mehren wird, das wird geschehen, wenn Frankreich nicht gar in


Erwägung ziehen wird, ob es nicht vorteilhafter sei, daß das deutsche Volk durch


billigen Alkohol und starken Konsum seelisch und physisch gebrochen werde. Und


wie die Entscheidung hier ausfallen wird, das können wir erraten. „Lieber ein ver-


soffenes 
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deutsches Gesindel, das wir mit der Knute behandeln können, lieber das


Alkoholmonopol dazu benutzen, dem deutschen Volk das Gift unentgeltlich einzu-


träufeln, als hohe Einnahmen aus dem Monopol, die wir dann für Heeresrüstungen


gegen das durch erzwungene Abstinenz (Verteuerung des Alkohols) erstarkende


deutsche Volk doch wieder verlieren würden“, so wird der Franzose sagen. (Unter


„Franzose“ ist hier der nationalistische, augenblicklich herrschende Franzose


gemeint.) Jede antialkoholische Politik wird Frankreich als Sabotage des verpfän-


deten Alkoholmonopols ansehen und verbieten. Das und nichts anderes bedeutet


die Verpfändung des Alkoholmonopols.


Viel schlimmer aber wird es noch mit der Verpfändung der Reichsbahnen. In die


Tarifpolitik der Eisenbahn griffen bisher vielerlei Rücksichten ein. Wir hatten agrari-


sche Tarife und Dividendentarife. Man trieb Politik mit den Eisenbahntarifen. Wie


sich Podbielsky nicht mit dem „Lausekanal“ (der Mittellandkanal) vor den „Bauch


stoßen“ ließ, so durfte der Eisenbahnminister schließlich niemand mehr mit dem


Tarif vor den „Bauch stoßen“. Daß solche Erscheinungen mit der Verpfändung der


Eisenbahnen nunmehr ein Ende nehmen, ist ja kein Schade. Aber noch vieles


andere wird ein Ende nehmen und von den Franzosen dem Reinertrag des


Monopols geopfert werden. Der Franzose hat kein Interesse daran, daß unsere


Schulkinder für billiges Geld in Ferienzügen an die frische Luft gebracht werden


und zu „Soldaten“ erstarken. Er hat kein Interesse an der Bekämpfung der


Schwindsucht mittels der billigen Sonntagszüge. Die Vorortzüge, die auf die


Großstadtbevölkerung so außerordentlich wohltuende, gesundheitliche Wirkungen


ausüben, sie gehen die Franzosen nichts an. Geld, nichts als Geld verlangt er vom


Monopol der Eisenbahnen, die die deutsche Regierung den Franzosen zu verpfän-


den gedenkt. Diese rein fiskalische Einstellung der Monopolverwaltung wird auch


dahin führen, daß auf die Sicherheit des Betriebes nicht mehr die heutige


Rücksicht genommen wird. Viele dieser Sicherungen, die oft viel Geld kosten, wer-


den als überflüssig erklärt werden. Gehen dann bei etwaigen Zusammenstößen


einige hundert Männer ins Grab, so wird der Franzose diese Männer von den


Aktivbeständen des „künftigen“ deutschen Heeres gern abziehen. In richtiger


Erkenntnis von der ausschlaggebenden Bedeutung der Eisenbahnen für die


Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie hatte man das Bahnnetz oft ohne


Rücksicht auf die unmittelbare Rentabilität ausgebaut. Die beispiellose Vielseitigkeit


der deutschen Industrie ist z. T. darauf zurückzuführen. Auch das wird jetzt ein


Ende nehmen. Neubauten, Verbesserungen und Erneuerungen werden aus dem


Budget des Eisenbahnministers so regelmäßig und beharrlich gestrichen werden,


daß man bald überhaupt nicht mehr an solche Dinge wird denken können. Die


Eisenbahnpolitik Frankreichs wird auch für das Deutsche Reich vorbildlich werden,


und man weiß, in welchen trostlosen Zustand diese Politik die französischen


Bahnen gebracht hat. Und 
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zeigt sich dann die Wirkung solcher Eisenbahnpolitik in der niedergehenden


Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt, so wird der


Franzose schmunzelnd sagen: Jede Fabrik, die in Deutschland stillgelegt wird,


bedeutet ein Bataillon weniger, dem wir auf dem Felde gegenüberstehen werden.


Mit dem Eisenbahnmonopol werden wir Deutschland entvölkern.
Aus dem Angebot unserer Regierung geht klar hervor, daß man hier immer noch


glaubt, die Lasten des Krieges auf die breiten Massen abwälzen zu können.


Verteuerung des Zuckers, Verteuerung der alkoholischen Getränke, Verteuerung


der Lebenshaltung durch hohe Eisenbahntarife. Man wünscht den Besitz zu 


schonen. Und diesem Wunsche opfert man wichtige Hoheitsrechte des Landes,


opfert ihm die Gesundheit des Volkes, opfert ihm die Grundlagen des Kapitals, das


man schützen will.


Welche Sicherheiten wir den Franzosen hätten geben sollen, das haben wir an


dieser Stelle oft gesagt. Wiederherstellung der Hypotheken, die vor dem Kriege


den landwirtschaftlichen und den städtischen Besitz belasteten und die durch die


Papiergeldwirtschaft gelöscht wurden. Übertragung dieser Hypotheken auf eine


Zentralreparationsgrundpfandbank. Ausgabe von auf den Inhaber lautenden


Pfandbriefen dieser Bank und Auslieferung dieser Pfandbriefe an die Entente.


Beseitigung aller gesetzlichen Beschränkungen in der Gestaltung der Mietpreise.


Das ist unser Vorschlag gewesen.


Er hat den Vorzug, daß es keiner Kontrolle bedarf, daß deutsche Beamten nicht


den Schikanen französischer Kontrolleure ausgesetzt werden. Er berührt keine


Hoheitsrechte. Er belastet auch die deutschen Steuerkassen nicht. Das Geld fließt


unmittelbar aus den Taschen der Grundbesitzer in die Reparationskasse. Statt von


deutschen Rentnern verzehrt zu werden, wird dieses Geld zum Wiederaufbau der


zerstörten Gebiete verwendet. Das ist der ganze Unterschied. Rentner aber haben


wir zur Zeit und auch in Zukunft im Deutschen Reich nicht nötig. Wir haben andere


Sorgen. Zugleich aber hat dieser Vorschlag das Gute an sich, daß er der Entente


zeigen würde, daß es uns wirklich ernst ist mit der Zahlung, denn auf den Inhaber


lautende Pfandbriefe, die Frankreich auf den Weltmarkt wirft, die kann Deutschland


nicht repudiieren, ohne sich vor der ganzen Welt zu entrechten. Monopole aber, die


von Frankreich kontrolliert werden, bieten solche moralische Sicherheiten nicht,


weil durch eine eventuelle gewaltsame Abschüttelung solcher Last immer nur


Frankreich betroffen würde.


Wenn Deutschland zugrunde geht, so darum, weil die, die immer an die
Opferfreudigkeit des Volkes appellieren, nicht fähig sind, selber die Opfer zu 
bringen, die die Lage heute fordert.
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Havenstein als Sündenbock!


Der Reichstag, die Parteien, die Partei- und Gewerkschaftsbonzen spüren, daß


es ihnen an den Kragen geht. Das Volk kommt nach und nach hinter die Dinge und


sieht, daß man mit der von der Regierung befohlenen, von den gesetzgebenden


Körperschaften geduldeten Papiergeldwirtschaft Schindluder an den Volksmassen,


am Proletariat gespielt hat, daß nichts anderes die Papiergeldwirtschaft nötig


machte, als der Wunsch der Sachwertbesitzer, die Kosten des Krieges von sich auf


die Massen abzuwälzen. Es wird alle Tage die Frage energischer gestellt, wer


denn eigentlich heute verantwortlich für die öffentlichen Angelegenheiten ist, und in


Erwartung des Sturmes, der über ihren Häuptern hereinzubrechen droht, suchen


nun die Verantwortlichen – feiges Gesindel – die Verantwortung von sich ab auf


einen Sündenbock zu wälzen. Und Havenstein, weitherzig und gutmütig, wie er


nun einmal ist, bietet sich dem Gesindel auch wirklich als Sündenbock an!


Aber wir wollen keinen Sündenbock! Wir wollen die wirklich Verantwortlichen zur


Verantwortung heranziehen. Havenstein hat nichts anderes getan als Gesetze aus-


geführt, die der Reichstag ihm vorschrieb oder die ihm der Druck höherer Gewalt,


der Reichsfinanzrninister, aufzwang. Das Einzige, was man Havenstein vernünf-


tigerweise vorwerfen kann, ist, daß er der höheren Gewalt nachgab, wie


WilheIm dieser Gewalt nachgab, als er sich von den Staatsgeschäften nach dem


friedlichen Holland zurückzog, wie 99 Prozent aller auf den Staatsschulen und in


den Staatskirchen dressierten Staatsbürger in ähnlichen Fällen nachzugeben pfle-


gen. Wir wollen keinen Sündenbock und wollen die Verantwortlichen dem Volke


auch nur aus dem Grunde kenntlich machen, um an diesem Beispiel neuerdings


zu zeigen, wie hoffnungslos der Staatsgedanke ist und wie nötig es ist, ernsthaft


und energisch an den Abbau des Staates heranzutreten. Wenn die Demokratie


sich so ganz und gar unfähig erwies, der relativ doch sehr einfachen


Währungsfrage eine vernünftige Lösung zu geben – wie will man dann von einer


solchen plumpen, schwerfälligen Institution erwarten, daß sie sich in Dingen


bewährt – wie Schulwesen, Standesamt, Kirche –, wo man nicht allein Logik, 


sondern auch Geist braucht? Staat, „du stinkendes Ungeheuer, geh mir aus dem


Weg!“ Du stinkendes Ungeheuer bist es mit deinen Beratern, den gesetzgebenden


Körperschaften, gewesen, der die Mündelgelder, den Notgroschen der Waisen, der


Witwen, der Greise angetastet und diese armen Menschen in den Tod getrieben


hat! Staat, du gemeinster und größter Verbrecher unter den Verbrechern! Nicht


Havenstein, nicht das Staatspersonal, nein der Staat ist für die begangenen


Missetaten verantwortlich, der Staat, letzten Endes alle, die an den Staat glauben,


in erster Linie also die Marxisten und Sozialdemokraten sind die Schuldigen. Wer


von der Ungeheuerlichkeit des Verbrechens getrieben, dem Rachegedanken


folgend, den Kopf der Verantwort-
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lichen fordert, hier, auf den Schultern der Marxisten stehen die leeren Töpfe. Putzt


dieses Tongeschirr weg, wenn ihr wollt!


Jetzt nach 9 Jahren der tollsten Pfuschereien, wenn die Sparkassen bis auf den


letzten Rest ihr Gold in Wasser verwandelt sehen – es sind 22 Milliarden


Goldmark, verteilt auf 22 Millionen Sparkassenbücher, gewesen –, jetzt, wo nichts


mehr hier dem Proletariat zu stehlen ist, da erinnern sich die Sozialdemokraten,


daß es das Geld ihrer besonderen Schützlinge war, das hier gestohlen wurde, und


fürchten – mit Recht –, daß man sie persönlich zur Verantwortung ziehen werde.


Darum ihre Angriffe auf Havenstein. Nach dem Grundsatz: Haltet den Dieb!


Ich bin in Deutschland der einzige gewesen, der Havensteins Währungspolitik


vor dem Kriege zu kritisieren wagte, der auch mit Georg Blumenthal, dem


Redakteur des „Physiokraten“, während des Krieges diese Kritik fortsetzte, bis sie


der Zensur verfiel. Ich bin auch der einzige gewesen, der gleich nach dem Umsturz


deutlich den Weg zeigte, wohin die Politik der Reichsbank führen mußte. Wie ich


auch der einzige war und geblieben bin, der Havensteins und Helfferichs
Währungspolitik auf eine falsche theoretische Einstellung zurückführte und zurück-


führen konnte. Darum bin allein ich in Deutschland berechtigt, Havenstein und


Helfferich Unfähigkeit vorzuwerfen! Und dieses Recht will ich mir nicht dadurch ver-


kümmern lassen, daß jetzt noch andere in mein Horn zu blasen sich erdreisten.


Hände weg von Havenstein, er ist mir verfallen! Hände weg von Havenstein, ihr


alle, die ihr als Reichstagsabgeordnete als Redakteure, als Gewerkschaftsführer


gelassen zugesehen habt, wie die Notenpresse das Geld der Mündel, die


Notgroschen der Sparkassen, der kleinen Leute, der Kranken und der Greise den


Interessen der Steuermagnaten opferte! Ihr habt in dieser Sache nicht mitzureden!


Verkriecht euch ins Mauseloch, wenn ihr nicht wollt, daß ich die erwachenden


Massen auf euch hetze. Ihr da, ihr bequemen Gewerkschaftsbonzen, was habt ihr


in all den Jahren getan, in denen die Notenpresse immer und immer wieder die in


langwierigen Verhandlungen zustande gekommenen Tarife zerschlug, um dem


Blödsinn und Unsinn ein Ende zu bereiten? Geschwiegen habt ihr aus verbrecheri-


scher Furcht, den Arbeitern, die ihr zu vertreten euch vermaßet, öffentlich gestehen


zu müssen, daß ihr euch unfähig fühlt gegenüber den Schwierigkeiten der Lage,


daß euch euer Prophet Marx in der Währungsfrage – dieser wichtigsten


Angelegenheit des Staates, hört, ihr Staatsanbeter – vollkommen ohne Führung


läßt! Um den toten Marx zu retten, opfert ihr das lebendige Volk, duldet ihr, daß


Millionen von Arbeitern die schwerste Not tragen mußten! Wahrhaftig, ihr habt allen


Grund zu schweigen. Ihr habt euch als unwissend erwiesen, als Kinder, als uner-


fahrene Laien. Das wird euch niemand übel nehmen. Aber ihr habt euch dann


auch noch als charakterlose Wichte erwiesen, genau wie bei der Bewilligung der


Kriegskredite und bei der Ruhraktion, und hier werdet ihr euch zu verantworten


haben. Ihr klebt, wie Minister es zu tun 
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pflegen, auf euren Sesseln. Euch war das Amt, die Stellung, lieber als das Los des


Volkes. Auch das wird euch kein vernünftiger Mensch übelnehmen. Jeder Mensch


ist immer bereit, das Los des Volkes – wenn es nicht anders geht – seinen


Interessen zu opfern. Und die Erfahrung liefert täglich die Beweise, daß er es auch


tut. Aber ihr hattet die Pflicht der Wahrhaftigkeit! Wenigstens fordert das der Mann,


der eure Gehälter bezahlt. Nun schaut zu, wie ihr euch retten könnt. Noch ist es


Zeit. Die Grenzen sind offen, versorgt euch mit Pässen und mit Flugzeugen. Es ist


das Vernünftigste, was ihr tun könnt. Und glaubt nicht, daß durch solche


Fahnenflucht vor der Katastrophe den Gewerkschaftlern irgendein Schaden ent-


stehen könnte. Ach Gott, ach Gott! Wenn es doch niemals eine Gewerkschaft


gegeben hätte, wenn die Arbeiter sich doch immer nur auf sich selbst und den


eigenen Kopf verlassen hätten! So verließen sie sich auf die Denkfaulsten aller


Denkfaulen, auf die Bürokraten, die sie angestellt hatten, daß sie für sie denken


sollten, und die sie für solche bequeme Tätigkeit bezahlten. Nun haben sie das


Denken überhaupt zum großen Teil verlernt und sind dort angelangt, wo der


Kapitalist sie von jeher durch die Staatskirche und den Schulzwang hinzubringen


bestrebt war, zum Mündel, dem ein Vormund bestellt werden muß, zum Trottel, der


seine eigenen Interessen nicht mehr zu erkennen weiß und sich nun nackt in


einem Teiche voller Blutegel befindet. Mehr haben die Gewerkschaftsbonzen nicht


auf dem Gewissen. Es genügt. Sie haben sich als rote Garde vor Mammons


Tempel erwiesen und bewährt. Weg also mit euch! Dort stehen die Flugzeuge.


Verschwindet mit ihnen, bevor es zu spät ist. Dann werden den Arbeitern aus ihrer


Mitte schon die Führer erwachsen, die ihnen den sicheren und kurzen Weg zur


Überwindung des Kapitalismus zeigen werden.


Der Staatsgedanke, wie ihn die Marxisten, die Sozialbürokraten hegen und 


vertreten, ist ein kranker Gedanke. Er entstammt dem Schwächegefühl der


Kapitalisten, die den Staat als Machtinstrument gegen die entrechteten und darum


immer aufsässigen Massen aufbauten. Mit Hilfe der Staatskirche, der


Staatsschulen, der Staatsuniversitäten, der Kasernen, sollte der auszubeutende


Mensch geistig gebrochen werden, damit man die kostspieligen und unzuverlässi-


gen Sklavenketten sparen könnte. Mehr steckt nicht hinter dem Staatsgedanken.


Und nun sind es ausgerechnet die proletarischen Führer, die diesen perversen


Gedanken aufnehmen und weiter auszubauen bestrebt sind! Als Genosse Ebert
mit seiner Partei zur Regierung kam, da hatte er nichts eiligeres zu tun, als sich mit


all den Ministern zu umgeben, die bis dahin die Ketten des Volkes geschmiedet


hatten, und noch eine Reihe neuer Kettenschmiede anzustellen. Statt Abbau, ein


Aufbau des Staates! Und diesen so noch komplizierteren Staat baut man außer-


dem auf demokratischer Grundlage auf. Das sogenannte Volk soll regieren, soll


sich selbst die Gesetze geben. Und nun sehen wir die Früchte. Das Volk will 


souverän sein, ist aber zu faul, 
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die Pflichten der Souveränität auf sich zu nehmen. Demokratie bedeutet, daß die


Staatsgeschäfte vom Volk aus geleitet werden. Um sie zu leiten, bedarf es eines


Studiums. Um sich dieser geistigen Anstrengung zu entziehen, bestellt das Volk


sich Vertreter auf dem Wege der Parteipolitik, die jeden ernsthaften Menschen


anekelt und abstößt. So geschieht es zwangsläufig, daß die Interessen des Volkes


Menschen zweiter Klasse, Demagogen, der Hefe des Volkes ausgeliefert werden.


Diese Demagogen sind es gewesen, die die bisherige Währungspolitik geduldet


haben, weil sie nur die Wählermassen zu umschmeicheln wissen, geistig aber


unfähig sind, die Dinge zu durchdringen, über die sie zu entscheiden haben. Und


wenn es dann, wie in diesem Fall, schiefgeht, dann sucht man sich einen


Sündenbock aus, dann ruft man: Havenstein ist schuld! Hände weg von


Havenstein! Er tat seine Pflicht, er führte die Gesetze aus, die sein Chef ihm 


diktierte. Und sein Chef war den Demagogen verantwortlich. Diesmal soll es der


Bande nicht gelingen, sich der Verantwortung durch einen Sündenbock zu ent-


ziehen.


Beeilen wir uns, ehe es zu spät ist


Noch steht die englische Politik unter dem Druck der sozialen Nöte, noch strol-


chen in England anderthalb Millionen Arbeitslose herum, jederzeit bereit, das briti-


sche Weltreich für einen Pfifferling, den Versailler Vertrag für einen halben zu ver-


kaufen. Aus Rücksicht auf diese sozialen Schwierigkeiten sind die Engländer zur


Zeit etwas gemäßigter in ihrem Verhalten uns gegenüber, gemäßigter als die


Franzosen, die diese Schwierigkeiten nicht haben. Benutzen wir diesen Umstand,


um die Reparationsfrage endgültig zu lösen, warten wir nicht, bis die Wirtschaft in


England wieder in Vollbetrieb kommt! Dann wäre es zu spät, dann würden die


Engländer, brutaler vielleicht noch als die Amerikaner es getan, uns hilflos und ent-


waffnet der Willkür der Poincarés überantworten. Wie Baldwin es kürzlich sagte:


„Wir sind eine Nation von Geschäftsleuten“, d. h. die englische Politik ist Produkt


eines Rechenexempels. Heute rechnen sie in England falsch, weil sie die Ursache


der Geschäftsstockung auf die Störungen des Welthandels durch den Versailler


Vertrag zurückführen. Sobald sie erkennen, daß ihre närrische Währungspolitik die


wahre Ursache ist, werden sie ihr Benehmen ändern und den Franzosen sagen:


wir sind an der Ruhr desinteressiert, macht dort, was ihr wollt. Die Hauptsache ist,


daß die Deutschen zahlen. Wir haben in dieser Sache keinerlei Eile. Kurz, es wird


mit den Engländern genau so gehen, wie es in Amerika gegangen ist. Wie vorher-


zusehen war (und von mir vor mehr als Jahresfrist auch ausgesprochen wurde),


haben 
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sich die Amerikaner an dem Tag von der europäischen Politik zurückgezogen, wo


in den USA die Baisse in Hausse umkippte und die Arbeitslosen von der Bildfläche


verschwanden. Ein Hebelgriff, ein einziger Hebelgriff an der Währung, die kurze


Erklärung des englischen Finanzministers, daß die Preisabbaupolitik aufgegeben


wird, und aus ist es in England mit der Arbeitslosigkeit und aus ist es an dem Tage


mit ihrem Interesse am Schicksal der deutschen Steuerzahler und der deutschen


Wettbewerber. Ein in Frankreich oft gebrauchtes Sprichwort sagt: „Alles verstehen


heißt alles verzeihen.“ Sagen wir das den Franzosen. Sagen wir ihnen, daß wir


ihre Brutalitäten verstehen und daß wir sie darum auch verzeihen. Sagen wir


ihnen, daß wie bei uns, so auch bei den Franzosen die besten und edelsten, die


tapfersten und hochgemuten Männer im Feld getötet und verscharrt wurden, daß


die vierjährige Auslese vom französischen Heer wie überall zumeist die


Drückeberger, die Feigen (mit alleiniger Ausnahme der ausgesprochenen


Pazifisten), die Grausamen, die Unedlen, die Verbrecher, kurz den siegreichen


„Rest“ verschont hat. Tout comprendre, c’est tout pardonner. Ja wir wissen’s, daß


ihr mit dem schäbigen Rest einer vierjährigen blutigen Auslese jetzt die Ruhr be-


setzen müßt. Und darum können wir eure Brutalitäten verstehen. Unsere „Auslese“


würde es in Frankreich gewiß auch nicht anders machen. So sollen wir zu den


Franzosen reden. Es ist das Verkehrteste, was wir machen können, wenn wir die


Greuel der Ruhrbesetzung dem französischen Nationalcharakter zuschreiben und


daraus Folgerungen für ihr späteres Benehmen uns gegenüber ziehen. Der


Franzose, der jetzt heranwächst, der noch kein „Stahlbad genommen“, der


Franzose der Zukunft, mit dem werden wir es zu tun haben. Handeln und urteilen


wir also so, als ob wir jetzt schon den Franzosen der Zukunft, den Franzosen der


großen Revolution, der déclaration des droits de l’homme, der Marseillaise vor uns


hätten.


Haben wir Vertrauen, Vertrauen in die Natur des Menschen. Das Vertrauen, das


wir in unsere Zukunft haben, dasselbe Vertrauen bringen wir auch den Franzosen


entgegen. Der Krieg wird vergessen werden, wie man böse Träume vergißt. Die


barbarische Stimmung, die der Krieg zeugen mußte, die wird wieder zerflattern.


Seien wir Optimisten. Die Optimisten haben bisher immer und in allen Lebenslagen


recht gehabt: sie werden auch hier wieder recht behalten. Unsere Jugend wächst


heran. Vier Jahrgänge, die kein Blutbad angerichtet, die kein Blutbad genommen,


vier Jahrgänge, die nicht auf Kasernenhöfen den Kasernengeist in sich aufzuneh-


men brauchten. Nochmals vier Jahre, dann sind’s acht Jahrgänge. Schon ein


Drittel der erwachsenen männlichen Bevölkerung, das sich von Baal und Moloch


befreit, das gelernt hat, das persönliche Leben und Lebensglück über den Staat


und den Thron der Hohenzollern zu erheben und nicht bereit ist, für irgendeine


Besessenheit, für die Phantastereien der Patrioten und Imperialisten zu bluten, zu


leiden und zu sterben. Der so natürliche Wunsch des Menschen zu leben, sich der


Wunder dieser 
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Welt, der Schöpfung Gottes zu erfreuen und die hierzu nötigen wirtschaftlichen,


freundschaftlichen, sozialen, nationalen und internationalen Zustände zu schaffen,


dieser natürliche und unausrottbare Wunsch, der wird Deutschland retten, die


Menschheit „erlösen“. Das ist’s, was wir den Franzosen bisher zu sagen unter-


lassen haben. Sagen wir ihnen, daß wir ihnen gegenüber, wie auch jedem anderen


Volk und Menschen gegenüber, nicht als Staat und Staatsknechte entgegenzu-


treten wünschen, sondern daß wir Menschen sind, die aus dem Verkehr mit ihnen


höhere Lebensfreuden erwarten, eine gegenseitige Befruchtung unserer


Bestrebungen auf allen Gebieten: der Wissenschaft, der Technik, der Philosophie,


des Handels, der Sozialität.


Sagen wir ihnen, daß wir über die Schuld am Kriege nicht im Zweifel sind, daß


wir sie nicht in der Geistesverfassung einzelner Personen, einzelner Völker


suchen, sondern in den wirtschaftlichen, sozialen Zuständen, die in der ganzen


Welt den Klassenstaat, den Klassengeist, den Geist der Herrschaft und


Unterdrückung schaffen, daß alle Menschen in lebenswichtigen Fragen auf gleiche
Weise reagieren, soweit sie die Mittel dazu haben. Sagen wir ihnen, daß der


Völkerfrieden mit dem Bürgerfrieden kommt und daß, solange der Klassenkampf


die Ausbeutung durch das Kapital die Eingeweide der Völker zernagt, weder Roß


noch Reisige den Frieden sichern können, ja, daß der Völkerkrieg als Ventil für den


Ausbruch des Bürgerkrieges anzusprechen ist und daß der letzte große Weltkrieg


ein Kinderspiel ist verglichen mit dem Bürgerkrieg, der zu erwarten ist, falls es nicht


gelingt, seine Ursachen zu beseitigen.


Und vom Wort zur Tat übergehend, so wollen wir den Franzosen sagen, werden


wir hier in Deutschland die Grundmauern für den ewigen Bürgerfrieden errichten,


indem wir durch geeignete Reformen das arbeitslose Einkommen auf den


Aussterbeetat setzen, das Recht auf den vollen Arbeitsertrag verwirklichen und


daß, sobald sich die ersten Früchte unserer revolutionären Politik zeigen, wir „die


Proletarier aller Länder“ auffordern, nach denselben Rezepten zu handeln. Daß


darum das, was die Franzosen jetzt tun, doch nur völlig provisorischer Natur ist,


nicht wert, daß solchem Werk auch nur ein Tausendstel der Opfer gebracht werde,


die ihm die Franzosen heute tatsächlich bringen. Und sprechen wir offen zu den


Franzosen. Sagen wir ihnen, daß wir den Krieg trotz aller Tapferkeit der französi-


schen Soldaten gewonnen hätten, wenn wir nicht die ganze Welt gegen uns


gehabt hätten, und daß es darum jetzt auch für die Franzosen wichtig ist, daß sie


nicht durch ihr Verhalten sich von der ganzen Welt isolieren und so diese Welt auf


unsere Seite drängen. Wir würden, sobald sich die ersten Früchte unserer neuen


Sozialpolitik zeigen, die Proletarier aller Länder zu uns einladen und ihnen sagen:


Seht, wie wir die uralte soziale Frage lösen, seht, was wir bereits erreicht haben;


und wenn es nicht schon viel mehr ist, so liegt es nur daran, daß die Franzosen


uns bedrücken und so unser prole- proletarisches
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tarisches Befreiungswerk, das auch gleichzeitig das eure ist, sabotieren. Schafft


uns die Franzosen vom Halse!


Sprechen wir so mit den Franzosen. Sie werden uns verstehen. Doch hüten wir


uns davor, solche Drohungen zu benutzen, um den Friedensvertrag zu sabotieren


und um uns um die Reparationsverpflichtungen herumzudrücken. Wir wollen und


werden nach unserer vollen Leistungsfähigkeit zahlen. Diese Leistungsfähigkeit hat


eine Grenze, das ist die Unantastbarkeit des Arbeitslohnes. Die Reparation darf


den Lohn nicht unter das internationale Niveau drücken, da sonst die Arbeiter aus-


wandern werden, und zwar ausgerechnet gerade die, ohne deren Mitwirkung über-


haupt nichts bezahlt werden kann. Die Tüchtigen würden zuerst auswandern. Aber


was nach Zahlung des Lohnes, der nötigen Abschreibungen für den persönlichen


Verbrauch der Invaliden und Altersrentner übrig zu bleiben pflegt, die Dividenden,


die Grundrenten unserer Agrarier, [der] Kapitalisten, das können, das werden wir


abliefern, bis der Wiederaufbau Belgiens und Frankreichs beendet sein wird. Und


wir werden nicht wenig abliefern können. Allein das, was wir durch die Abrüstungen


jährlich sparen werden (Heer und Marine), liefert nach Friedenspreisen reichlich


drei, nach den heutigen Weltmarktpreisen, auf Grund der starken Entwertung des


Goldes, reichlich viereinhalb Milliarden Goldmark jährlich. Dazu kommen die


Ersparnisse, die wir durch Abstoßung der Kolonien, der sogenannten Kolonien an


barem Geld und an moralischen Kräften machen. Weiter kommen in Betracht die


Zuschüsse, die die deutsche Industrie den beiden notleidenden, agrarischen, jetzt


abgetretenen polnischen Provinzen in Gestalt von Schutzzöllen jährlich zahlte. (Wir


bezahlen jetzt den Grundbesitzern dieser Provinzen für das uns gelieferte Getreide


nur noch den Weltmarktpreis statt des mit 55 Goldmark Zoll geschützten


Inlandspreises.) Durch den Übergang zum vollkommenen Freihandel befreien wir


den Verkehr von unendlichen Innenreibungen, die sich, ohne den Dingen Gewalt


anzutun, leicht in Milliarden Goldmark berechnen lassen. Auch diese Milliarden


werden irgendwo (bei den Grundrenten) zum Vorschein kommen und stehen dann


für Reparationszwecke zur Verfügung. Mit den Reformen, die wir auf dem Gebiet


des Geldwesens vorzunehmen beabsichtigen, beschleunigen wir den Handel,


sichern und verbilligen ihn dermaßen, daß der Handelsprofit, der vor dem Krieg


schon 30 bis 40 Prozent des Arbeitsproduktes des deutschen Volkes verschlang,


sich gewiß um mehr als die Hälfte verringern wird, was so viel bedeutet, wie wenn


die Produktivkraft des ganzen Volkes durch einen neuen Erfinderwitz um 20


Prozent gestiegen wäre. Von den anderen Vorteilen, die wir mit Bestimmtheit von


den Reformern erwarten können, gar nicht zu reden.


So können wir den Franzosen getrost sagen, daß wir mit Macht uns am


Wiederaufbau ihres Landes beteiligen werden, mit der großen Wahrscheinlichkeit,


daß das ganze verwüstete Gebiet in weniger als zehn Jahren mit Hilfe unserer


Techniker, 
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Künstler, Gärtner und italienischer, polnischer Erdarbeiter in ein Paradies ver-


wandelt sein wird, tausendmal schöner als die Departements, die vom Kriege ver-


schont blieben, so daß mancher Franzose aus den verwahrlosten Provinzen des


Inneren und des Südens dem wunderlichen Wunsch Ausdruck geben wird, daß


auch ihrer Provinz der Segen des Krieges, der Zerstörung und des


Wiederaufbaues zuteil werden möge. Aber damit es so kommen kann, bedarf es


der Mitwirkung Frankreichs sowie des Wiederaufbaues der Weltwirtschaft. Alle
Hemmungen der deutschen Wirtschaft im Inneren wie im Ausland müssen fallen.
Die Soldaten mit dem ganzen Troß von Kommissionen müssen das deutsche Land
verlassen.


Kurz und gut: Wir müssen offen mit den Franzosen reden und ihnen zeigen, daß


hier etwas grundsätzlich Neues im Gang ist, etwas, was auch für sie, für ihre


Zukunft von höchster Bedeutung ist. Und dann müssen wir zeigen, daß wir gute


Diplomaten sind, daß wir die politische Konjunktur, die durch den Irrtum geschaffen


wird, in dem die Engländer in bezug auf die Ursache ihrer sozialen Nöten befangen


sind, ausnützen und das Eisen schmieden, so lange es noch heiß ist, d. h. solange


die Arbeitslosigkeit in England anhält.


Die Ursache von Lujo Brentanos Mißerfolgen


Brentano ist der letzte Überlebende von denen, die vor 50 Jahren die treibenden


Männer bei der Gründung des „Vereins für Sozialpolitik“ gewesen sind. Und jetzt,


79 Jahre alt, muß er bekennen, daß er eigentlich nichts besseres tun kann als aus


diesem Verein auszutreten, „aus dem Schmoller mehr und mehr eine Organisation
für Verwaltungsbeamte gemacht und durch apologetische Stellungnahme zu
Regierungsmaßnahmen seine pseudo-nationalökonomischen Schüler veranlaßt
habe, jede solche Maßnahme ohne Untersuchung der Wirkung als vortrefflich zu
preisen.“ (Heft 19/24 der Sozialen Praxis.)


Es gibt manche Männer, die in jungen Jahren, im Vollbesitz der Kraft zur Tat, aus


geringeren Ursachen, als es ein solcher Mißerfolg ist, sich das Leben nehmen.


Immerhin, selbst einem Manne, wie Brentano, der wie kaum ein anderer nur


Mißerfolge erlebt und infolgedessen an solche sich gewöhnt hat, muß solches


Bekenntnis bitter gewesen sein. Denn wahrhaftig, mehr als Selbstmord bedeutet


es, wenn man im hohen Alter alle seine Jugendträume in ein Grab werfen muß.


Verzweiflung ist Selbstmord, der schlimmste Selbstmord.


Brentano kämpfte mutig für Freihandel und Frieden. Er hätte gewiß alle


Maßnahmen energisch unterstützt, von denen ein Abbau des Klassenstaates zu


erwar-
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ten gewesen wäre. Aber er baute Luftschlösser. Er ließ den Sumpf, dem die


Giftgase entstiegen, unberührt. Er dokterte. Ob er jemals mit Freude und wirklicher


Hoffnung im Herzen an die Arbeit gegangen war? Er hatte keine stichhaltige


Kapital Zins-, Lohn-, Krisen- und Grundrententheorie. Die Währungsfrage war ihm


ein ganz fremdes Gebiet. Und so vorbereitet, gründete er mit den anderen einen


„Verein für Sozialpolitik“! Muß man sich wundern, wenn er jetzt, nach 50 Jahren,


sagt:


„Die Gewerkschaften haben es heute nicht mehr nötig, daß ein Verein für


Sozialpolitik für sie eintrete.“ Gewiß. Denn was kann „ein solcher“ Verein, der


selbst auf allen Gebieten der Sozialpolitik in vollster Finsternis herumtappen muß,


den Gewerkschaften helfen? Analphabeten in Fragen der Volkswirtschaft haben


die Gewerkschaften genug. Aber man könnte sich schon einen Verein, einen ande-


ren Verein für Sozialpolitik vorstellen, der den Männern in den Bergwerken, an den


Hochöfen und Pochhammern in ihrem Kampf um die Befreiung guten Rat geben


könnte.


Die Freihandelsfrage ist eine Währungs- und Grundrentenfrage. Freiland-


Freigeld löst diese Frage. Alles andere ist nutzlose Arbeit, die, weil sie uns in die


Überzeugung hineinlullt, daß von anderer Seite das Nötige getan wird für Frieden


und Freihande,l sogar als direkt schädliche Arbeit zu betrachten ist. Wie lange


schon wären die Fragen, die unsere Gesellschaftsordnung aufwirft, vom Volke


gelöst worden, wenn in demselben Volke nicht immer der Glaube erweckt worden


wäre, daß es eine besondere Kaste von Menschen, besonders dazu befähigter


und berufener Männer gäbe, die sich ernsthaft – nicht mit der Vertuschung, nein,


mit der Lösung dieser Fragen befaßt? Gibt es keinen Nachtwächter, nun dann paßt


jeder selber auf. Gibt es keine titulierten Doktoren, Professoren, Geheimräte,


Fachmänner, nun, dann wird jeder selbst Doktor, Professor und Fachmann, wenn


er sieht, daß die Unwissenheit ihn Geld und Sicherheit kostet. Diese Titeldiarrhoe,


in der das Volk watet, ist letzten Endes die Ursache der erschreckenden


Unwissenheit, in der das Volk (mit Einschluß des „Vereins für Sozialpolitik“) dahin-


lebt. „Laßt ab vom Studium eurer Interessen, wir selbst finden uns in dieser


schwierigen Materie kaum zurecht!“ Und welche Wirkung solches von einem


Doktor, Professor, von einer Autorität kommende Sprüchlein auf die Massen hat,


erkennt man am besten am Unterhaltungsstoff dieser Menschen. Das Banalste


vom Banalen. Wirklich als ob wir noch in der Leibeigenschaft lebten, wo der Herr


für alles verantwortlich war. Nur ein Mensch, der sich in der sicheren Hut seines


Nachtwächters weiß, der auch Geistliche, Wissenschaftler angestellt hat und sie


gut dafür bezahlt, daß sie für ihn denken sollen, und der überzeugt ist, daß „seine


Angestellten“ nun auch wirklich etwas für ihn tun und sich den Kopf zerbrechen


über die Lösung der sozialen Frage, kann sich so dumm, blöde, unverantwortlich


benehmen, wie es zur Zeit der autoritätsgläubige deutsche Spießbürger tut. Wer


hat diesen Autoritätsglauben groß- großgezüchtet
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gezüchtet, wer hat einen Vorteil davon erwartet? Doch gewiß die, die den Staat


und den Autoritätsglauben zu ihrem Schutze brauchen, die Grundrentner, die


Bezieher der Kapitalzinsen, des arbeitslosen Einkommens. Ach Gott, wenn das


harmlose Volk wüßte, wie es um die Wissenschaft seiner Autoritäten steht! Dann


würde es schon selber die Hand ans Werk legen, und wenn es nur die Hälfte der


Intelligenz gebrauchen würde, die es heute verschwendet, um die Gesetze zu


umgehen, die seine Vertrauensleute für es ersonnen haben, dann wäre es längst


über den Berg der sozialen Frage.


Vielleicht wird es nun besser. Vielleicht werden jetzt, dem Beispiel Lujo
Brentanos folgend, die anderen ebenfalls abdanken und öffentlich bekennen, daß


sie unfähig sind und dem deutschen Volk in seiner jetzigen Ratlosigkeit nicht das


geringste zu sagen haben, weil die „Wissenschaft“, die deutsche Wissenschaft, die


vom Staate aufgepäppelte, deutsche Universitätswissenschaft weder über eine


Lohntheorie, noch über eine Kapital-, Zins-, Grundrenten-, Geld- und Krisentheorie


verfügt, also nicht mehr weiß als jeder Bauer, der auch keinen blauen Dunst von


solchen Dingen hat. Orate fratres et vigilate!


Der Goldwahn triumphiert


Daß der Krieg den Idioten und den Schwindlern Recht geben würde, wer hätte


anderes erwartet? Es wäre auch betrübend, wenn das Stahlbad uns Gutes brin-


gen, etwas anderes als Rost erzeugen könnte. Fortschritt, Freiheit, Wohlstand,


Befreiung von den Fesseln der Natur, Herrschaft über den Kosmos kann uns nur


der Frieden bringen. Und auch vom Goldwahn, dem ältesten aller Wahngebilde,


wird uns endgültig nur der Frieden befreien können.


Die Reichsbank pfuscht solange mit dem Papiergeld, sie tut das so gründlich und


sie schweigt so beharrlich über ihre Pläne, daß der natürliche Wunsch sich nicht


anders gestalten kann als in der Forderung einer möglichst schnellen Rückkehr zu


den früheren Zuständen. Weil die „Wissenschaft“ vollständig versagt, weil die


„Berufenen“, voran die Reichsbank, sich ausschweigen und mit keinem Wort ihre


Gedanken (wenn sie überhaupt welche haben) verraten, bleibt dem Volk nichts


anderes übrig, als sich geschichtlich, also reaktionär, zu orientieren und da[s], was


war, als das Erstrebenswerteste zu betrachten:


In Danzig, wo unser Freund Buchholz mit so großer Ausdauer sich an die


Aufklärung des Volkes machte und der Regierung den Plan einer auf fester wis-


senschaftlicher Grundlage aufgebauten Festwährung lieferte und diesen auch in


öffentlichen Versammlungen vertrat, soll nun die Goldwährung wieder eingeführt 
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werden. Zum Kampf gegen Wahngebilde gehören eben starke Kräfte. Buchholz
blieb aber, wie es scheint, allein. Wer keinen anderen Bundesgenossen hat als die


Logik der Dinge, die er vertritt, der braucht dann wenigstens Zeit und Geduld. Es


könnte anders sein, wenn in dieser Angelegenheit nicht eben alle versagten, die


beim Volk etwas gelten, die Parteimänner, die Geistlichen, die Wissenschaftler, die


Arbeiterführer, die Presse. Aber in dieser ganzen Gesellschaft ist nicht einer zu 


finden, der sich mit der Währungsfrage befaßt hätte. Und so herrscht auf diesem


wichtigsten Gebiete, genau wie bei den Hottentotten, die schwärzeste Finsternis.


Im Entwurf eines Gesetzes zur Schaffung eines festen „Wertmaßstabes“ in


Danzig vom Senator Dr. Volkmann heißt es: „Als fester Wertmaßstab gilt in Danzig


der Goldgulden.“


Da haben wir wieder das Schlagwort vom „festen Wertmaßstab“. Und mit diesem


unsinnigen Wort wird man wieder das Volk ködern. Und es wird gelingen, trotz den


Erfahrungen von 1914, das Volk wieder zu einem Versuch in dieser Richtung zu


veranlassen. So wird man wieder kostbare Zeit vertrödeln, und nach einigen


Jahren, wenn es so lange dauert, wird man wieder vor der Frage stehen: Was


nun? Denn der Versuch wird mißlingen. Volkmann vergißt, daß die Goldwährung 


in viel höherem Maße eine Kreditwährung ist als das Papiergeld und daß die


Bedingungen wirtschaftlicher, finanzieller, politischer, sozialer Natur für solchen


Kredit nicht erfüllt sind. Nachrichten wie die vom 31. Juli 1914, die damals genüg-


ten, um den Geldumlauf vollständig zu sperren, sie genügen dazu auch heute; und


solche Nachrichten sind doch alle Tage zu erwarten, und zwar nicht nur aus


Serbien und aus dem Balkan, sondern von überall her in der Welt. Die Wirtschaft


kann aber unmöglich gedeihen, wenn die Unternehmer in Bezug auf den


Geldumlauf jeden Tag mit einer Sperre rechnen müssen. Beim Papiergeld gibt die


Ware dem Geld Kredit, und die Natur der Ware sorgt dafür, daß sie sich durch poli-


tische Nachrichten nicht abschrecken läßt, den Weg zum Markt einzuschlagen. Bei


der Metallwährung ist es aber umgekehrt das Geld, das den Waren Kredit geben


soll, und hier sorgt die Natur des Goldes dafür, daß es nur bedingungsweise auf


den Markt tritt. Und diese Bedingungen sind: Sicherheit und nochmals Sicherheit.


Sicherheit vor Bolschewismus, Sicherheit vor Reparationen, Sicherheit vor der


Sozialdemokratie, Sicherheit vor Preisabbau, Sicherheit vor dem Fiskus, Sicherheit


vor Mieterschutzvereinen, Sicherheit vor der Papiergeldwirtschaft, Sicherheit vor


der Erklärung der Banknoten zum gesetzlichen Zahlungsmittel! Wo sind heute sol-


che Sicherheiten zu finden? In Deutschland nicht, in Danzig und in der Türkei auch


nicht. Und in der Schweiz nicht und nicht in den Vereinigten Staaten Amerikas.


Das Gold gibt unseren politischen Zuständen keinen Kredit, darum wird auch die


Goldwährung nicht wiederkehren. Alle Versuche in dieser Richtung werden ver-


sagen und so oft versagen, bis wir wieder dort angekommen sein werden, wo das 
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Römerreich aus ähnlichen Gründen anlangte. Vollständige Zerstörung des Handels
und Vernichtung der Arbeitsteilung, Rückkehr in den Zustand der Barbarei.


Ein Unterschied besteht aber zwischen dem alten Rom und unseren heutigen
Verhältnissen, der uns etwas Hoffnung läßt, Rom hatte keine andere Wahl. Es
kannte nichts anderes als Metallgeld. Papyrus gab es damals, aber kein Papier.
Auch kannte man die Druckereikunst nicht. Und die Theorie des Geldes lag noch
in den Kinderschuhen. Also blieb damals, wenn die Gold- und Silberbestände sich
erschöpften und darum kein Geld mehr gemacht werden konnte, nichts anderes
übrig, als zu warten, bis der Zufall Gold brachte.


Heute liegen diese Dinge doch schon wesentlich günstiger. Wir sind nicht mehr
durchaus auf Gold oder Silber angewiesen. Wir haben die Wahl und den Vorteil,
daß schon viel experimentiert und gepfuscht wurde! Havensteins Experimente
haben wenigstens das Gute gebracht, daß jetzt sogar die Massen, die
Sozialdemokraten wissen, wie man es nicht machen soll. Havenstein, Helfferich
haben gründliche Arbeit verrichtet, und so brauchen wir in Zukunft wahrscheinlich
niemand mehr vor Wiederholung solch blödsinniger Experimente zu warnen.
Diesen Weg sind wir zu Ende gegangen. Jetzt käme es darauf an, statt auf die
Goldwährung zurückzugreifen, den anderen Weg, den von uns gezeigten zu
gehen. Wir haben die Wahl. Hier rechts der reaktionäre Weg zur Goldwährung,
den man in Danzig einschlagen soll und der die Danziger in kurzer Zeit im Kreise
herum wieder vor das heutige Problem führen wird. Und den anderen Weg, der
uns in gerader Richtung aus dem Schlamassel ins Freie führt. Wegweiser sind
wahrlich genug an diesem Kreuzweg angebracht. Doch was nützen sie denen, 
die nicht lesen können? So werden wohl wieder diejenigen triumphieren, die die
Analphabeten auf die Schlachtbank führen.


Die Reparation im Dienste 


der Lebensmittelversorgung Berlins


Vor dem Kriege waren die Sachwerte mit etwa 200 Milliarden Goldmark den
Gläubigern, den Besitzern der Hypotheken und Obligationen verpfändet. Die
Landwirte waren dabei mit etwa 1/3 dieser Summe beteiligt. Um den Zins dieser
Summe aufzubringen, mußten die Landwirte einen bedeutenden Teil ihrer Ernte,
für etwa drei oder vier Milliarden Goldmark jährlich, auf den Markt bringen. Butter,
Speck, Eier, Milch. So war die hypothekarische Verschuldung der Bauern und
Gutsbesitzer die Ursache, warum die Landbevölkerung sparsam mit den
Lebensmitteln wirtschaftete und warum auch die Städte den Genuß dieser
Sparsamkeit 
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hatten. Je schwerer die Schulden die Bauern bedrückten, um so mehr Lebens-
mittel lieferten die Bauern an die Städte ab.


Unsere Regierung hat es für gut befunden, mit Hilfe der Notenpresse einen
Strich durch die Schulden der Landwirte zu machen. Und die Herren Landwirte
haben es für gut befunden, das Geschenk anzunehmen und das Geschenk zu
genießen. Warum sollen wir jetzt noch die Butter zur Stadt bringen und die Eier
und den Speck und die Gänse und die Milch und die Mastkälber? Wir haben es
nicht mehr nötig, uns mit Brot und Kartoffeln zu ernähren. Die Regierung will uns
offenbar auch an den Früchten der Revolution teilnehmen lassen, damit auch wir
die republikanische Regierungsform schätzen lernen. Sie strich unsere Schulden
offenbar darum, damit wir die Milch, die Butter, den Speck selber essen sollen.
Einen anderen vernünftigen Zweck konnte solcher Schuldenerlaß, ein solches
Milliardengeschenk doch kaum haben. „Also, Fritz, von heute ab schicken wir keine
Milch mehr zur Stadt. Die Milch gibst du dem Mastkalb für den Hochzeitsschmaus
der Grete. Gib dem Kalb auch die Eier, damit es einen guten Braten gibt. Und was
das Kalb nicht saufen kann, das gibst du den Ferkeln.“ Der Krieg soll uns nicht nur
Papiergeld bringen, sondern die Entschuldung und Kuchen und Braten. Der Bauer
weiß diese Dinge auch zu schätzen. Hoch der Krieg, der uns mit irdischen Gütern
so reich beschenkt hat selbst dann noch beschenkt, wenn er mit einer Niederlage
endet.


Zum Glück nun für die Städter brachte der Krieg nicht nur die große Helfferische
Seisachteia. Er brachte uns auch die Reparationsverpflichtungen und damit die
Notwendigkeit, den Herren Agrariern auch die Kehrseite der Kriegsmedaille zu 
zeigen. Die Hypotheken werden wieder hergestellt werden müssen, und gut wäre
es, wenn wir damit heute, wo die Städte besonders schlecht verproviantiert wer-
den, beginnen würden. Gut wäre es, wenn wir uns damit auch aus dem Grunde
beeilten, weil sonst den Bauern die Rückkehr zu den alten Gewohnheiten, zu
Kartoffeln und Hering zu schwer fallen würde. Der dicke Bauch, den Helfferich den
Herren Landwirten seit Kriegsbeginn geschenkt hat, wird ihnen auch schon bei der
Arbeit unbequem; für die Reparationen aber, für die Kriegslasten werden wir
schwer arbeiten müssen, da sind Schmerbäuche nicht zu gebrauchen.


Wenn wir heute die Hypotheken in dem Umfang wieder herstellen, wie sie vor
Kriegsausbruch bestanden haben, dann wird gleich heute der Bauer den Knecht
rufen und sagen: „Fritz, die schönen Tage von Aranjuez sind nun vorüber. Jetzt
beginnt der Ernst des Lebens sich fühlbar zu machen. Dem Kalb wird keine Milch
mehr gegeben. Das Kalb wird morgen auf den Markt gebracht, und die Milch fah-
ren wir wieder zur Stadt. Hast du verstanden? Und deinem Menu wird alles ge-
strichen bis auf die Heringe und die Kartoffeln. Es wird auch eine Stunde früher
aufgestanden und bis zum Einbruch der Nacht gearbeitet, wie wir das unter der
glorreichen 
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Regierung der Hohenzollern taten. Die Hypothekenzinsen sind wieder da. Vier


Prozent auf 50 000 Goldmark, das sind 2000 Goldmark jährlich, die wir an


Lebensmittel weniger verbrauchen dürfen, die wir jetzt wieder an die Städter und


Proletarier abzuliefern haben. Das sind, wie ich berechnet habe: 10 000 Liter


Milch, 10 000 Eier, 1000 Pfund Speck. Donnerwetter, da werden die Proletarier


wieder schwelgen können. Denn rechne mal nach, Fritz, was es bedeutet, wenn


die gesamte ländliche Bevölkerung, dreißig Millionen Menschen, wieder zu der


hohenzollernschen Sparsamkeit, Arbeitsamkeit und Nüchternheit zurückkehrt!


Wenn wir für 3 oder 4 Milliarden Goldmark jährlich mehr an Milch, Speck und Mehl


an die Städter abliefern müssen. Also richte dich darauf ein, jetzt wieder alle Tage


mit der Milch zur Stadt zu fahren. Um 4 Uhr früh wird gemolken und um 5 Uhr


angespannt!“


So, das ist der natürliche Weg, um eine Stadt, die sich um die Hypothekenbank


herum gebildet hat und zum großen Teil direkt und indirekt von den Zinsen der


Hypotheken lebte, wieder mit Lebensmitteln zu versehen, wenn man durch


Pfuscherhand ihr die Lebensader abgeschnitten hatte. Wenn es keine


Hypothekenbanken gegeben hätte, die die Landbevölkerung auspumpten, dann


wären die Städte niemals zu den Wasserköpfen angewachsen, die sie heute 


darstellen. Die Zinsenbezieher mit ihrem ganzen Troß wären irgendwo und ver-


richteten nützliche Arbeit. Aber da diese Wasserköpfe nun einmal entstanden sind,


so darf man sie nun nicht plötzlich aufs Trockene setzen. Der humanste Weg ist


der allmähliche Abbau, wie ihn der langsame Rückgang und das endliche


Verschwinden des Zinses herbeiführen wird. Solange hieran noch nicht zu denken


ist, müssen die Rechtsverhältnisse wieder hergestellt werden, die vor dem Kriege


bestanden, d. h. den Bauern müssen die Lasten wieder aufgepackt werden, die


ihnen die Papiergeldcholera genommen hat. Wenn das geschieht, dann wird der


„Vorwärts“ nicht mehr darüber zu klagen haben, daß die „freie Wirtschaft“ (!)


Bankrott gemacht hat. Die zu ihrem Recht gekommene freie Wirtschaft (was man


heute so nennt) wird die Stadt wieder in alter Weise mit Speck versorgen, vielleicht


besser als alle von den Sozialdemokraten zu dem Zwecke ersonnenen Folter- und


Zuchthausparagraphen.
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Eine Expertise über Deutschlands Zahlungsfähigkeit


Was uns bevorsteht


Wir sind in Deutschland wohl allgemein der Meinung, daß die von einer
Expertenkommission vorzunehmende Einschätzung der deutschen Zahlungs-
fähigkeit „günstig“ für uns ausfallen wird, günstig nicht in dem Sinne, daß
Deutschland als ein reiches Land befunden wird und dementsprechend belastet
werden soll, sondern umgekehrt, daß die Expertenkommission zur Einsicht gelan-
gen wird, daß Deutschland völlig heruntergewirtschaftet und aus ihm nicht viel 
herauszuholen ist. Der Experte, der uns als Bettler erkennt und so bezeichnet, ist
unser Freund, unser Feind derjenige, der findet, daß wir noch lebensfähig sind 
und zahlen können.


Es ist nicht klug gewesen von unseren Staatsmännern, daß sie sich auf so unsi-
cheren Boden begaben. Erstens verloren wir wieder ein volles Jahr. Zweitens wis-
sen wir nicht, ob die Experten-Kommission unsere Zahlungsfähigkeit nicht noch
viel höher einschätzen wird, als sie im Versailler Diktat eingeschätzt wurde.


Versuchen wir uns ein Bild davon zu machen, wie die Experten denken werden.


Experte A. Der Mensch ist das Maß aller Dinge.


Experte B. Aber die Menschen sind sehr verschieden.


Experte C. Wir haben uns darüber zu verständigen, was wir Deutschland 
nehmen können, was wir


ihm lassen müssen.


Experte D. Wir sind hier alle Gerichtsvollzieher. Wenden wir also einfach die
Grundsätze an, die wir nach Gesetz in unserem Berufe anwenden. Dem Gesetze
nach sind die Menschen nicht, wie B. sagte, verschieden. Ein Bett, ein Stuhl, ein
Löffel, eine Schar Kinder. Mehr bleibt nicht übrig, wenn wir unsere Razzia beendet
haben, ob es sich um einen verkrachten Bankier handelt oder um einen arbeits-
losen Proletarier.


B. Die Masse des deutschen Volkes besteht aus Proletariern, also aus
Menschen, die nichts als ihre Arbeitskraft besitzen. Und Deutschland ist eine
demokratische Republik. Die Majorität entscheidet in öffentlichen Angelegenheiten.
Und die Majorität sind die Proletarier.


A. So sind also die Bedürfnisse der Proletarier das, was wir dem deutschen Volk
zur Fristung des Daseins lassen werden. Ich habe nichts dagegen einzuwenden.
Sie wohl auch nicht. Die herrschende Klasse in Deutschland war ja auch einver-
standen damit, daß die Majorität sich mit dem Existenzminimum begnügen mußte.
So wird sie wohl auch nichts dagegen einzuwenden haben, daß wir jetzt auch ihr
nur das Existenzminimum zur Fristung ihres Daseins anweisen.


D. Besitzen sie Aktien? Ich persönlich habe noch nie ein solches Ding in den
Händen gehabt.
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A. Eine Aktie ist ein Papier, das dem Besitzer in der Regel ein Einkommen ver-
schafft. 4, 8, 10, 20, 50%. je nachdem.


D. Was machen die Besitzer mit dem Einkommen?


B. Sie leben davon. Statt wie die anderen zu arbeiten, leben sie von dem Ertrag
solcher Aktien. Wovon leben Sie?


A. Von der Arbeit.


B., C., D. Wir auch. Wir haben kein anderes Einkommen als unseren
Arbeitsertrag.


A. Wie groß ist die Zahlungsfähigkeit eines Aktienbesitzers?


D. Nun, ich denke, genau so groß wie der Ertrag seiner Aktien, da er ja seinen
Lebensunterhalt vom Ertrag seiner Arbeit bestreiten kann.


C. und B. Das ist auch unsere Meinung. Was über den Ertrag der Arbeit hinaus-
geht, das gehört zur „Zahlungsfähigkeit“ Deutschlands, das ist der Reparation 
verfallen.


A. Wir sind also darüber einig, daß die Aktien oder deren Ertrag abgeliefert wer-
den sollen!


B. Ich möchte hier bemerken, daß viele dieser Aktienbesitzer als Rentner gebo-
ren wurden und gänzlich unfähig sind, ihr Brot zu verdienen. Auch manche alten
Leute haben ihre Ersparnisse in solchen Papieren angelegt. Man dürfte billiger-
weise Rücksicht auf solche Fälle nehmen.


A. Wenn wir das tun. so nehmen wir Rücksichten, an die die Deutschen nicht
gewohnt sind. Den Besitzern der Hypotheken, Obligationen und Staatspapiere, die
durch die Inflation um ihr Vermögen gekommen sind, hat der Staat keine
Unterstützung gewährt. Viele dieser Betrogenen nehmen sich jetzt aus Not das
Leben.


B. Das ist der Boches würdig. Wir wollen uns aber die Boches nicht zum Muster
nehmen.


A. Wir sind also darüber einig, daß aus dem Ertrag der Aktien ein Betrag zurück-
gestellt werde, um die Arbeitsunfähigen zu unterstützen. Wie groß soll dieser
Betrag sein?


B. Wenn wir schon den Menschen als das Maß aller Dinge genommen haben,
so müssen wir diesem Grundsatz auch überall treu bleiben. Ich stimme dafür, daß
man den in Frage kommenden Personen aus den Dividenden das
Existenzminimum bewilligt.


B. Sie meinen damit, daß wir ihnen Gefängniskost garantieren sollen?


C. Ach, Gott, wäre dem Proletariat doch die Gefängniskost gesichert!


A. Seien wir nicht brutaler, als die Erfüllung unserer Aufgabe es nötig macht! Sie
sind wohl alle einverstanden, wenn wir diesen alten Leuten ein Einkommen lassen,
das ihnen erlaubt, in gewohnter Weise zu leben bis an ihren Tod.
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D. Wer von uns besitzt Grund und Boden? Keiner. So weiß wohl keiner von
Ihnen zu sagen, was Grundrente ist?


A. Doch. Grundrente ist das Einkommen, das bei Ausnützung des Bodens den
gewöhnlichen Arbeitslohn übersteigt. Pachtgeld z. B. ist reine Grundrente. Die
Mieten städtischer Wohnungen bestehen zu 10, 20, ja 50% aus Grundrente.


B. Was machen die Besitzer der Grundrente mit diesen Einnahmen?


C. Sie gebrauchen sie, um sich das Leben damit zu verschönern.


A. Der Arbeiter hat nichts als seinen Arbeitsertrag. Der Bauer hat seinen
Arbeitsertrag plus Grundrente, wenn er diese nicht an die Hypothekenbank ab-
liefern muß.


B. Was macht die Hypothekenbank mit der Grundrente?


C. Sie liefert sie ab an die Hypothekengläubiger, die sie zur Verschönerung des
Lebens gebrauchen. Auf den Luxusdampfern, in den Badeorten, auf Weltreisen, in
Villen mit Dienerschaft und Havannazigarren wird die Grundrente verzehrt.


B. Würde die Landwirtschaft Deutschlands darunter leiden, wenn die
Grundrenten, statt zur Verschönerung der Lebensführung deutscher Rentner zu
dienen, der Verschönerung des Wiederaufbaugebietes zugeführt würden?


A. Dem Bauer wird es zumeist gleichgültig sein, was mit der Grundrente
geschieht. Auf alle Fälle würde der Bauer die Grundrente lieber als Reparation 
zahlen und damit die Schulden seines Landes abtragen, statt sie für unbekannte
Personen, oft für reine Schlemmerzwecke, auf alle Fälle aber völlig nutzlos für ihn
an die Hypothekengläubiger zu zahlen. Die Konfiskation der Grundrente bedeutet
somit keinen Eingriff in die Substanz des deutschen Wirtschaftskörpers.


D. Weiß man, wieviel Grundrente in Deutschland von den Bodennutzern erhoben
wird?


A. Die Statistik liefert keine brauchbaren Angaben. Aber wir können nach den
Pachtgeldern eine Schätzung vornehmen. Das Deutsche Reich hat einen
Flächenraum von 40 Millionen Hektar. Und durchschnittlich mochte in
Friedenszeiten der Hektar etwa 30 Mark Pachtgeld oder Grundrente abwerfen. 
Das wären dann jährlich 3200 Millionen Goldmark.


B. Diese Schätzung scheint mir eher etwas zu niedrig als zu hoch.


C. Einerlei. Wir haben hier, was wir brauchen. Drei Milliarden landwirtschaftliche
Grundrente, dazu die städtische Grundrente, die in Deutschland mit seinen großen
Städten die landwirtschaftliche Grundrente erreichen, wenn nicht übertreffen mag.
Und die Dividenden der Aktienbesitzer – mehr brauchen wir nicht. Es dürfte ge-
nügen, um die Reparationen in kurzer Frist zu decken.


A. Deutschland hatte früher ein Heer von 900 000 Mann unter Waffen. Wir
haben Deutschland von dieser schweren Bürde befreit. Heer und Marine kosteten
dem deutschen Volk an Steuern jährlich 2000 Millionen Goldmark. Deutschland
spart jetzt diese Kosten, während wir diese Lasten weiter tragen müssen.
Deutschlands 
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Wirtschaft hat so 900 000 Mann mehr in der Landwirtschaft und Industrie. Das


Arbeitsprodukt dieser Männer dürfte ebenfalls mit mehreren Milliarden Goldmark


einzuschätzen sein.


C. Ist nicht Deutschland durch unseren Sieg ebenfalls von der Plage der


Kolonien befreit worden? Und kosteten die Kolonien Deutschland nicht ebenfalls


jährlich einen Zuschuß von hunderten von Millionen Friedensmark an barem Geld?


Während ihr wirtschaftlicher Wert gleich Null war?


D. Wir befreiten Deutschland nicht nur von den Kolonien und vom Marinismus


und vom Militarismus, sondern auch noch von einem anderen schweren


Passivposten seiner Wirtschaft. Die abgetrennten polnischen Provinzen gehörten


zu den sogenannten notleidenden agrarischen Provinzen, die auf Kosten der deut-


schen Volkswirtschaft mit Hilfe von Zollzuschüssen durchgehalten werden mußten.


Dieser Zuschuß betrug für die abgetretenen polnischen Provinzen mehrere hundert


Millionen Mark. Das Getreide aus diesen Provinzen kostet dem deutschen Volk


jetzt 55 Goldmark die Tonne weniger als vor dem Krieg, da dies Getreide jetzt zu


Weltmarktpreisen und nicht zu den zollgeblähten Preisen nach Deutschland ver-


kauft werden muß.


B. Sollen wir diese hier aufgeführten Summen ebenfalls noch für die Reparation


konfiszieren?


B. Meine Herren, Sie vergessen, daß es sich hier um Goldpreise aus der


Friedenszeit handelt und daß die heutigen Goldpreise auf 50% höher stehen. Alle


die genannten Zahlen müßten wir demnach mit 50% höher ansetzen. Wir haben


von Deutschland 132 Milliarden Goldmark zu fordern, und dieses Gold verschafft


sich Deutschland durch den Export seiner Industrieprodukte, für die es, wie gesagt,


heute 50% mehr als vor dem Kriege erhält in Dollar, in Pesos, in Pfund Sterling.


Das Eisen z. B. kostet auf dem Weltmarkt heute doppelt soviel Gold wie vor dem


Krieg.


B. Sie meinen also, daß die 132 Milliarden jetzt um den Betrag der Goldinflation


erhöht werden müßten, also auf 198 Milliarden?


D. Eigentlich sollte man das, aber es steht nicht im Vertrag. Und wir müssen uns


an den Buchstaben des Vertrages halten.


B. Können wir aber nicht die Goldpreise wieder auf den Friedensstand senken?


Es heißt, daß die Goldpreise der Waren darum so hoch gestiegen sind, weil alles


Gold nach Amerika gewandert ist und nun dort eine ausgesprochene Goldinflation


besteht. Wir könnten durch eine Drainage des amerikanischen Geldmarktes leicht


eine Deflation herbeiführen. Dann bekämen die Boches 50% weniger Gold für die


zu Reparationszwecken ausgeführten Waren und wir darum 50% mehr an realen


Gütern, ohne etwas am Buchstaben des Vertrages zu ändern.


C. Wie aber könnten wir in den Vereinigten Staaten eine Deflation herbeiführen?


Wir haben doch keinen Einfluß auf die amerikanische Währung?
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A. Glauben Sie das nicht! Hatte Deutschland keinen Einfluß auf die amerikani-


sche Währungspolitik, als es seinen Goldbestand von 5-6 Milliarden während und


nach dem Kriege nach Amerika abschob? Die Goldinflation in Amerika rührt doch


von den europäischen Geldimporten her. Deutschlands Währungspolitik verursach-


te die amerikanische Goldinflation, wie auch die deutsche Währungspolitik durch


den Übergang von der Silberwährung zur Goldwährung damals eine Weltdeflation


verursachte, der wir die chronische Weltkrise in den achtziger Jahren verdankten.


B. Ich errate Ihren Gedankengang. Deutschland wird durch den Export von


Waren das amerikanische Gold an sich ziehen und es uns für Reparationszwecke


abliefern. Wir halten es dann fest, und dann wird in Amerika wegen Gold- und


Geldmangel die Deflation eintreten, die die Preise auf den von uns gewünschten


Stand senken wird. Ich habe schon berechnet, daß die 132 Milliarden, die uns


Deutschland zahlen muß, mit den Zinsen das Siebenfache der Goldproduktion der


Welt seit Kolumbus betragen wird. Wenn wir von diesem uns von Deutschland


geschuldetem Gold nur eine einzige Jahreszahlung festhalten und an der


Rückkehr in den internationalen Geldstrom verhindern, dann tritt Geldknappheit ein


und wir können so die Preise beliebig drücken, namentlich, wenn wir uns selbst


von der Goldwährung freimachen, so daß die auf dem Weltmarkt sich einstellende


Deflation von unseren Papiergeldgrenzen abgehalten wird. Bei dieser Sachlage


scheint es mir, daß wir hier ziemlich unnütze Arbeit verrichten. Wenn wir dem


Begriff Goldmark, wie wir sehen, durch Einzug von Gold jeden beliebigen


Realgehalt geben können, so kommt es für uns ja gar nicht mehr auf die nominelle


Summe an. Aus 66 Milliarden können wir ja jederzeit 132 Milliarden machen!


A. Ha-ha-ha-ha-ha-ha-ha-ha-ha ... ha-ha-ha-ha-ha ... ha-ha-ha-ha-ha! Haltet


mich, ich berste vor Lachen. Ach Gott, was sind unsere Diplomaten doch einfältige


Burschen. Da haben wir zehn große Reparationskonferenzen gehabt, haben die


Sachverständigen, die Autoritäten befragt, ob Deutschland 132 Milliarden bezahlen


kann, man schickt uns nach Deutschland, damit wir die Zahlungsfähigkeit


Deutschlands ermitteln sollen und jetzt, ha-ha-ha-ha-ha-ha ... ha-ha-ha-ha-ha ...


ha-ha-ha ... es ist zu dumm, zu blöde, zu toll, jetzt stellt es sich heraus, daß eine


Goldmark ja nur ein X ist, daß wir durch hylodromische Maßnahmen der Goldmark


ja den Inhalt geben können, den wir wollen!


B., C., D. Deutschland hat uns somit im Reparationsvertrag ein Blankoakzept


ausgestellt!


A. Unter diesen Verhältnissen halte ich es für überflüssig, daß wir weitere


Berechnungen anstellen. Ich mache den Vorschlag, daß wir die Grundrenten, die


Dividenden konfiszieren und Deutschland die aus der Abrüstung und den anderen


erwähnten Umständen erwachsenden Vorteile zur Sanierung seiner Finanzen 
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überlassen. Wir lassen uns Pfandbriefe über die 40 Millionen Hektar deutschen


Landes und Obligationen im Betrag der deutschen Aktien ausfertigen und geben


dann durch hylodromische Maßnahmen den Zinsen dieser Pfandbriefe und


Obligationen den Inhalt, der der erstarkenden deutschen Industrie und Wirtschaft


entspricht. Wir heben den Preis des Goldes, wenn wir sehen, daß Deutschland


sich für den Rachekrieg rüstet; wir senken den Preis des Goldes, wenn wir sehen,


daß Deutschland die Streitaxt begräbt und mit uns zusammen sich an der


Schaffung der Grundlagen für einen wirklichen Frieden, für den Weltfrieden, zu


arbeiten bereit erklärt. Ob wir nach englischem Vorschlag die Reparationssumme


auf 50 Milliarden ermäßigen, oder ob wir bei der ursprünglichen Summe von 132


Milliarden verharren, kann uns jetzt völlig gleichgültig sein. 50 X sind genau so viel


wie 132 X. Denn eine Mark Reparationsgold ist eine nach Belieben streckbare


Größe.


B., C., D. Deutschland ist hier in eine von Blinden aufgestellte Falle gegangen.


Wie werden sich unsere Advokaten, Patrioten und Wucherer freuen, wenn sie den


Sachverhalt erfahren werden. Armes Deutschland!


Notwendige Vorarbeiten


Jetzt haben wir die „große“ Koalitionsregierung. Die kleinen Koalitionen, deren


wir uns seit der Revolution erfreuten, waren, eben weil sie Koalitionsregierungen


waren, machtlos. Nun soll dadurch, daß wir die Ursache dieser Schwäche ver-


stärken, die große Koalition eine große und starke Regierung schaffen!!


Die große Koalition kann nur mit einer mit der Größe wachsenden Innenreibung


arbeiten, eine Reibung, von der man keine Wärme, sondern merkwürdigerweise


nur Kälte erwarten kann. Eine Koalitionsregierung ist eine Kältemaschine, die alles


zu Eis erstarren läßt und das Regierungsschiff in den Druck der Eisberge bringt,


jetzt im Sommer bei 2000 Grad Fahrenheit.


Jetzt aber brauchen wir gerade eine besonders große Hitzewelle, die das Eis der


Verzweiflung, des allseitigen Mißtrauens auftaut, die Haß in Liebe wandelt und


über alle Gipfel und Wipfel strahlende Hoffnung ausbreitet.


Hätte das Volk noch eine Hoffnung, dann würde es auch die schwere Bürde 


tragen, die die neue Regierung ihm aufzuerlegen suchen wird, wie ein müder Gaul,


der aus der Ferne den Stallgeruch wittert, auch jede neue Last ohne zu bocken


aufnimmt. So aber wird jede Belastung des Volkes mit den doch nur als halbe


Maßnahmen, als Verkrüppelungen erkannten Steuern nur die allgemeine


Verdrossenheit mehren.
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Eine Koalitionsregierung ist zur Zeit eine unmögliche Regierung, weil sie keine


Hoffnungen zu erwecken vermag. Hilferding wird entweder abdanken, oder aber es


wird, wie unter der Regierung Wirths und Cunos, nichts geschehen. Und dann


haben wir in drei Monaten wieder einen Regierungswechsel, besser gesagt, einen


Wechsel des Regierungspersonals. Bessere Verhältnisse aber wird diese neue


Regierung nicht vorfinden, und zwar nach keiner Richtung hin. Namentlich bei den


Massen wird die Verzweiflung gefährliche Ausmaße annehmen, wenn sie erkennen


müssen, daß auch ein „sozialdemokratischer“ Finanzminister, also ein echter


Genosse, ein Marxist, ein Mann, der die Expropriation der Expropriateure als 


letztes Ziel seiner Träume und Bestrebungen bezeichnet (Parteiprogramm), auch


nicht das Geringste gegen die kapitalistische Ausbeutung auszurichten und 


höchstens die Innenreibungen der Wirtschaft vermehren, Sand statt Öl in ihr


Getriebe zu gießen vermag.


Dann treten wir in die Ära der Verzweiflungskämpfe, der ununterbrochenen


Streikausbrüche, der „wilden“ Streiks, der Auflösung aller Arbeiterorganisationen,


der Revolten und des allgemeinen Kampfes aller gegen alle. Bis dahin wird die


Kapitalflucht, wenn möglich, noch größeren Umfang annehmen, und unsere besten


wirtschaftlichen Kräfte werden scharenweise das Land als Auswanderer verlassen,


das rauhe Bett wilder Stürme den Kriegsverletzten, Arbeitslosen, Blinden, Idioten


und all denen überlassend, die das Sieb der Einwandererkontrolle in Amerika nicht


passieren läßt. Die Unternehmer aber werden in ihren Villen irgendwo verborgen


ein Flugzeug bereithalten, mit dem sie in der Stunde der Gefahr auf und davon 


fliegen und die finanziell wie technisch völlig ausgemergelten Werke den Genossen


überlassen, um dann irgendwo im Auslande, in der Tschechoslowakei, in Rußland,


in Spanien, in China, mit den seit fünf Jahren gesicherten Devisen und mit der


Auslese des kaufmännischen und technischen Personals das Unternehmen neu


aufzubauen.


In dieser dann wirklich verzweifelten Lage, nachdem alle Parteien, einzeln


sowohl wie in der Koalition, Gelegenheit gehabt hatten, vor der Welt den Beweis


zu erbringen, daß sie nur kurzsichtige, blöde, verbrecherische, unter jedem


Gesichtspunkt verächtliche „Parteipolitik“ zu betreiben vermochten, daß ihr


Programm am Biertisch entstanden und nur vor Bierfässern verstanden wird, – in


dieser verzweifelten Lage, wenn überhaupt kein Parteimann es noch wagen wird,


sein Haus zu verlassen, wird sich das Volk der Männer erinnern, die immer die


Parteipolitik bekämpft und als die Ursache von Deutschlands Schmach und


Untergang bezeichneten, die die Zerschmetterung des Klassenstaates als be-


dingungslose Voraussetzung einer Demokratie verlangten und nie müde wurden,


öffentlich zu behaupten, daß sie einen Überschuß an Kräften haben, um die


Regierung des Landes zu übernehmen und die Geschäfte – so verfahren auch 


die Lage ist – mit starker Hand zu 


361







führen und die Wirtschaft auch dann noch in kurzer Frist zu nie gekannter Blüte


bringen würden, wenn sie durch Pfuscher und Spitzbubenarbeit völlig in Trümmer


gelegt ist.


Der FFF-Bund muß sich jetzt für diese in Sicht tretenden Ereignisse vorbereiten.


Es müßte jetzt gleich ein Bundestag einberufen werden, zu dem jeder – einerlei,


ob Bundesmitglied oder nicht – eingeladen ist, der bereit und entschlossen ist, die


FFF-Regierung
zu unterstützen, der das Ziel dieser Regierung, die Zerschmetterung des


Klassenstaates, die Herstellung der wirtschaftlichen Voraussetzungen für den


Bürger- und Völkerfrieden, gutheißt und ihre Mittel,


Freiland – Freigeld – Freihandel
als wirksam öffentlich anerkennt.


Die Vorbereitungen für diesen Bundestag müßten jetzt getroffen werden. Es


müßten sich unverzüglich alle melden, die führende Ämter in der FFF-Regierung


zu übernehmen bereit sind und Referate über die Führung solcher Ämter halten


wollen. Es müßte dann eine Kommission von Vertrauensmännern des Bundes


zusammentreten, die diese Referate vorher daraufhin prüft, ob überall die


Einheitlichkeit der FFF-Regierungsziele gesichert ist, damit Widersprüche in der


Führung der einzelnen Ämter vermieden und Innenreibungen in dieser, zu 


schneller, entschlossener Tat bestimmten Regierung gänzlich vermieden werden.


Dieser Bundestag soll für unbestimmte Zeitdauer zusammentreten. Er mag einen


Tag, er mag aber auch acht Tage beanspruchen. Die Referenten müssen in die


Tiefe des Gegenstandes dringen, sich nicht scheuen, durch Einzelheiten das Ziel


und die Praxis zu beleuchten, sie müssen den Wortlaut der Gesetze bekannt


geben, so daß der Bundestag zu einem abschließenden Urteil gelangen kann, 


welche Persönlichkeiten er für die einzelnen führenden Ämter ernennen kann.


Dem Programm des Bundes entsprechend werden Referate über folgende


Gebiete der FFF-Regierung nötig sein.


1. Stellung der FFF-Regierung zum Versailler Vertrag, zur Reparation und zum


Weltfrieden.
2. Stabilisierung der Währung mit allen Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen.


3. Abbürdung der gesamten Lasten des Reparationsvertrags unmittelbar auf die


Sachwerte.


4. Abbürdung auch der laufenden Staatsausgaben unmittelbar auf die


Sachwerte.


5. Abbau restlos aller indirekten und Einkommensteuern, einschließlich der


Grenzzölle bis zur völligen Schleifung der Zollgrenzen. Auflösung der Steuerämter.


6. Balancierung des Etats der Eisenbahnen, der Post sowie aller Reichsbetriebe.
7. Entlastung der Reichsregierung von allen Kultus- und Justizangelegenheiten.
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8. Abbürdung der sozialpolitischen Ämter mit Einschluß der


Reichsversicherungen auf die Staaten, Gemeinden und privaten Betriebe.


Auflösung des Reichsarbeitsministeriums, des Handelsministeriums und aller seit


dem Krieg und der Revolution entstandenen Ämter und Stauwerke freier


Entwicklung.


9. Auflösung der Reichswehr und Reichsmarine, Bewaffnung des Proletariats zu


Händen der Gewerkschaften, evtl. Ansiedlung der Reichswehr auf hierfür aufzu-


treibende Großgrundbesitzungen im Sinne der früheren Reiterhufen.


10. Aufbau des neuen Deutschen Reiches durch Freiland – Freigeld –


Freihandel.


11. Proklamation bei Antritt der FFF-Regierung, Flug- und Werbeschriften. –


Gelingt es, auf dem Bundestag willensstarke Männer, mutige Männer für die


Durchführung eines solchen einheitlichen Programmes zusammenzubringen, dann


ist die Zeit gekommen, wo der Bund sich in einer Proklamation öffentlich bereit


erklärt, die Regierung zu übernehmen. Dann werden sich dem Bunde auch gleich


aus den linksstehenden, revolutionären, proletarischen Massen die Kräfte zur


Verfügung stellen, die die im Wege stehenden Gewalten mit Gewalt aus dem


Wege räumen.


Die stärkste Partei


Bei den Hottentotten hat jeder Mann die Kriegswaffen auch in Friedenszeiten im


eigenen Hause. Auch in der Schweiz hat jeder sein Infanteriegewehr neben 


seinem Bett hängen, so daß er schon vom Bett aus den Krieg beginnen kann. 


Man verliert so weniger Zeit.


Bei uns ist es anders. Hier befinden sich die Waffen in den Händen der


Reichswehr. Es ist das ein unhaltbarer Zustand. Eine Garantie gegen den


Mißbrauch dieser Waffen gibt es nicht. Man muß immer damit rechnen, daß die


Reichswehr sich irgendeiner politischen Partei zur Unterdrückung anderer politi-


scher Parteien mit ihren Waffen zur Verfügung stellen wird. Die Reichswehr wird so


notwendigerweise immer eine Bedrohung für die eine oder die andere politische


Partei darstellen. Die Reichswehr ist die ausschlaggebende Partei. Wenn neben


der Reichswehr noch jeder Bürger ein Gewehr und zwei Lanzen im Hause hätte,


dann wäre die Lage nicht so kritisch. Entweder hat jeder Waffen, oder niemand soll


welche haben. Da nun aber die Entente uns den Besitz so vieler Waffen nicht


gestattet, so wäre es eine Beruhigung, wenn die Waffen überhaupt und restlos ver-


nichtet würden. Die Zahl der Feinde wächst – wir haben es gesehen – proportional


der Größe des Heeres. Hätten wir 1914 ein Heer gehabt, von dem alle Welt über-


zeugt gewesen wäre, daß es 
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beim ersten Schuß die Flucht ergreifen würde, dann wären wir nicht in einem vier-


jährigen Krieg gegen 22 Staaten geschlagen worden. Wir hätten uns alle gegen-


seitig in Ruhe gelassen. Daß das beste Heer der Welt, daß ausgerechnet das


preußische Heer im Weltkrieg geschlagen wurde, hat dem Heerwesen allen Kredit


genommen, hat das Heerwesen direkt lächerlich gemacht und gezeigt, daß wir für


die Sicherung des Landes neue Wege entdecken müssen.


Man kann sich vorstellen, daß, wenn wir den Klassenstaat zerschmettern, wir


wirklich ein Volksheer schaffen könnten, das nicht wie das vergangene von


Drückebergern, von Feiglingen, von Verrätern, von „Hunden, die ewig leben 


wollen“, durchsetzt ist; von dem mit Recht gesagt werden kann: so lange noch eine


Ader in uns schlägt, gibt keiner nach; wo jeder einzelne Mann ein „rocher de 


bronce“ ist, auf den man sich unter allen Umständen verlassen kann, einerlei ob


Pole, ob Elsässer, ob Jude oder christlicher Ketzer. Aber wenn auch ein solches


Heer möglich wäre, dann wäre es doch wieder unmöglich, daß ein solches Heer


jemals in Aktion treten könnte, weil in einem Volk, in dem der Klassengeist über-


wunden ist, der Friedensgeist sich breit macht. Zerschlagen wir den Klassenstaat,


so sind auch die moralischen Bedingungen für den Geist des Weltfriedens erfüllt.


Was sollen wir also noch mit der Reichswehr? Für Auslandsaktionen kommt sie


unmöglich in Betracht. Sobald wir uns nur mucksen, fallen alle unsere Nachbarn,


die Tschechoslowaken, die Serben, die Rumänen, die Polen, die Russen, die


Dänen, die Belgier, die Italiener, die Wölfe, die Bären und die Cholera über uns


her. Was nützt aber ein Heer, das nicht mucksen darf und wegen Waffenmangels


auch nicht mucksen kann? Fort also mit der Reichswehr, fort mit den Waffen! Hält


man die Reichswehr für unentbehrlich, um die „Ordnung im Innern“ aufrechtzuer-


halten, so ist damit der Beweis erbracht, daß diese Ordnung faul ist. Das Vertrauen


auf die Reichswehr wird uns dann davon abhalten, eine Ordnung zu schaffen, die


die Reichswehr überflüssig macht. Ist die Reichswehr aber aufgelöst, dann fordert


die Stunde von uns das Schaffen einer sozialen Ordnung, die von selber steht und


der Bajonette zu ihrer Stütze nicht bedarf. Wir stehen dann unter dem unmittel-


baren Zwang, die soziale Frage lösen zu müssen. Geben wir diesem Zwang nach,


verwirklichen wir die Freiwirtschaft, dann haben wir folgendes zu erwarten: Wir


werden auf allen Gebieten der Kultur so gewaltige und so schnelle Fortschritte


machen, die Beseitigung aller Innenreibungen wird unserer Wirtschaft derartige


Übermacht verleihen, das gesellschaftliche Leben in Deutschland wird derartige


Anziehungskraft auf alle Völker der Welt ausüben, daß kein Volk sich der


Notwendigkeit wird entziehen können, unsere sozialen Einrichtungen nachzu-


machen und so auch bei sich die inneren Zustände zu schaffen, die die


Notwendigkeit eines Heeres überflüssig machen. „Um ihre Feinde zu entwaffnen,


braucht die Sonne nur zu scheinen“, sagt Hebbel. Und wenn wir in Deutschland 


die Sonne der sozialen Gerechtig-
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keit lieb und mild auf alle Menschen scheinen lassen, dann entwaffnen wir damit


alle Völker, auch unsere „Feinde“, an ihrer Spitze die Franzosen, die mehr als


irgendein anderes Volk schon an der sozialen Frage laboriert haben. Ist die


Abrüstung, der ewige Friede unter Klassenstaaten ein Traum, so ist der Friede


nach Abbau der Klassenstaaten eine Selbstverständlichkeit, eine mit


Zwangsläufigkeit sich einstellende Tatsache.


Das Einzige, was man heute gegen eine gänzliche Abrüstung einwenden kann,


ist der Umstand, daß wir heute doch noch mitten im Klassenstaat leben und daher


einer Zwangsordnung nicht entraten können. Wir brauchen sie wenigstens für die


Übergangszeit. Das mag richtig sein. Aber dann müssen wir auch zugeben, daß


die Reichswaffen während dieser Übergangszeit nicht in den Händen derjenigen


verbleiben dürfen, die der Meinung sind, daß der Abbau des Klassenstaates gegen


sie gerichtet sei und daß sie nur passiv an der Anbahnung des Völkerfrühlings


beteiligt sein werden. Sie würden ja dann die Waffen benutzen, um die heutigen


Zustände zu verewigen, was heute nichts anderes bedeutet, als daß sie uns mit


den Waffen in den Abgrund treiben werden, von dem wir nur noch wenige Schritte


entfernt sind. So wie die Dinge heute liegen, müssen die Waffen der Reichswehr


genommen und denen ausgeliefert werden, die aktiv am Abbruch des


Klassenstaates beteiligt sind, das ist also das Proletariat, das sind die werbenden,


arbeitenden, fluchenden Massen. Das Proletariat hat auch ohne Waffen die Macht,


alles zu zerstören, und es wird diese Macht auch in dieser Richtung gebrauchen.


Wenn ihm nicht auf irgendeine Weise ein Ausblick ins Freie, in den Zukunftsstaat


verschafft, eine neue, lichte Hoffnung erweckt wird. Die herrschende Klasse wie-


derum hat, im Besitze der Waffen, die Macht, jeden Fortschritt zu verhindern und


alle Hoffnungen des Proletariats zunichte zu machen. Lassen wir darum die


Verteilung der Macht, so wie sie ist, so werden wir alle untergehen. Legen wir aber


alle Macht in eine Hand, in die Hand des Proletariats, so schaffen wir damit die


machtpolitischen Voraussetzungen für die große, allgemeine Rettungsaktion, die


übrigens auch die jetzt herrschende Klasse vor dem Äußersten schützen wird. Mit


dem dann einsetzenden Abbau des Klassenstaates können dann gleichzeitig auch


die Waffen abgebaut werden.


Was haben wir von der Bewaffnung des Proletariats zu befürchten? Freilich,


wenn man sie heute sprechen hört, die Desperados unter den Kommunisten, die


Leute, die von den Mannschaften Noskes „niedergeschlagen“ wurden, wenn man


die Marxisten über ihre Sozialisierungspläne reden, nein, schwatzen hört und sich


dann fragt, ob man solchen Leuten nun noch die Waffen zur gewaltsamen


Ausführung ihrer Träume ausliefern soll, dann mag mancher stutzig werden. Und


mancher wird sich sagen: lieber die Knute von rechts als die Diktatur von links.


Wer aber über die Alternative „entweder Kapitalismus oder Marxismus“ hinaus-


gewachsen ist und mit der freiwirtschaftlichen Lehre dem Proletariat einen Ausweg


über den 
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Kapitalismus hinaus ins Freie zeigen kann, der weiß, daß mit den ersten


Auswirkungen des freiwirtschaftlichen Programms, mit den ersten Anzeichen einer


Besserung die Geister sich beruhigen werden, daß die lähmende Verdrossenheit,


die sich der Arbeiter bemächtigt hat, schöpferischer, alles überwindender Kraft


Platz machen wird, sobald das Proletariat sich an den Erfolgen überzeugen wird,


daß es den richtigen Weg aus der Hölle ins Tal der Freude gefunden hat. In den


Händen einer verzweifelnden, auf den Aussterbeetat gesetzten Klasse, der bisher


herrschenden Klasse, bildet die Reichswehr eine ewige, drohende Gefahr für alle.


Dieselbe Waffe im Dienste einer wohlbegründeten, starken Hoffnung verwandelt


sich in einen Palmzweig, in Öl, das in der Stunde der Gefahr auf die tobende See


ausgegossen wird. Der sich bedroht fühlende Mensch verliert die ruhige Überle-


gung, er redet wirr und handelt dumm. Derselbe Proletarier, der Kommunist, der


heute unverantwortliche Reden hält, wird, wenn er einmal durch das Waffen-


monopol sich vor reaktionären Putschen sicher weiß, vom Verantwortungsgefühl


erfüllt werden, das dem Menschen angeboren ist, und das zur Zeit nur darum 


beim Proletariat verkümmert zu sein scheint, weil es niemals Gelegenheit hatte,


seine eigenen Pläne auszuführen. Jetzt aber, im Besitze der Macht, wenn sein


Wille geschieht, einerlei ob klug oder dumm, ob nützlich oder schädlich, da werden


die Schwätzer von der Bildfläche verschwinden müssen. Dann wird die Zeit


gekommen sein, wo die Freiwirtschaftler offene Ohren beim Proletariat finden 


werden.


Bürgerkrieg oder Bewaffnung des Proletariats?


Sobald die Franzosen den Rhein und die Ruhr wieder verlassen, werden überall


die friedliebenden Elemente die Oberhand gewinnen, hier sowohl wie in


Frankreich. Dann werden in beiden Ländern die Männer wieder frei reden können,


die für die Ursache der Kriege eine tiefgründigere Erklärung haben als das


Geschwätz der Kriegstreiber von dem gegenseitigen Haß der sogenannten Völker.


Dieser Haß ist keine primäre Ursache des Krieges. Er ist längst als Neben- und


Folgeerscheinung des Krieges erkannt worden. Als die deutschen Truppen in


Frankreich einbrachen, war von einem „Franzosenhaß“ im Volk so wenig wie im


Heer eine Spur zu entdecken. Erst die Kriegsgreuel ließen in schwachen Köpfen


etwas aufkommen, was wie Haß zu bewerten war.


Auch Poincarés Benehmen uns gegenüber wird mehr von der Furcht vor neuen


Kriegsgreueln als vom Haß diktiert. Poincaré traut der deutschen Friedensliebe


ebensowenig wie wir selbst dem Frieden im allgemeinen trauen. Er, der seit 1871 


366







unausgesetzt von Revanche träumte, hält es nun für selbstverständlich, daß wir


ebenso borniert denken. Er ist eben ein altmodischer Mensch; er glaubt es seiner


Ehre zu schulden, eine kriegerische „Niederlage“ durch einen „Sieg“ wieder wett


machen zu müssen.


Mit dieser Furcht der Franzosen vor neuen Kriegsgreueln müssen wir rechnen.


Diese Furcht beherrscht das ganze französische Volk. Auch damit müssen wir


rechnen, daß Poincarés Macht in Frankreich im gleichen Verhältnis wächst wie hier


in Deutschland der Franzosenhaß sich breiter und breiter macht, und daß die


Franzosen in der wirtschaftlichen und politischen Schwächung des deutschen


Volkes ihre Sicherheit suchen, auch wenn solche Sicherung den Verlust der


Reparationen bedeuten sollte. Und darum fragen wir hier unsere lieben


Landsleute, die uns so oft den Bürgerkrieg prophezeien: Was wird Poincaré tun,


wenn in Deutschland wirklich der Bürgerkrieg ausbrechen sollte?


Manche meinen, ein Bürgerkrieg müßte notgedrungen harmlos verlaufen, weil


wir entwaffnet sind und weil uns Herstellung und Einfuhr von Waffen durch den


Friedensvertrag untersagt sind. Gewiß, uns ist die Herstellung von Waffen ver-


boten. Und so lange wir keine Geschütze haben und keine Giftgase und keine


Bombenflugzeuge, können wir uns nicht viel gegenseitig schaden. Wir werden mit


Dreschflegeln nach alter Weise den Bürgerkrieg führen. Aber, so frage ich, kann


uns Poincaré nicht erlauben, was uns der Friedensvertrag untersagt? Und wird


Poincaré nicht mit Vergnügen beiden Parteien des deutschen Bürgerkrieges die


Waffen liefern, damit wir uns gegenseitig umbringen? Und wird Poincaré die


Verteilung der Waffen nicht so bemessen, daß keine der beiden Parteien jemals


den Gegner endgültig niederwerfen kann? So daß der deutsche Bürgerkrieg zum


ewigen Krieg wird und so viel Klassenhaß erzeugt, daß an einen Friedensschluß


überhaupt nicht mehr gedacht werden kann, ähnlich wie es im 30-jährigen Krieg


erging?


So lange Frankreich glaubt, Deutschland fürchten zu müssen, wird es alle Mittel


zur Schwächung Deutschlands anwenden, auch das eben gekennzeichnete 


perfide Mittel. Jeder Mensch handelt, wenn er sich in Gefahr glaubt, mit allen


Mitteln, auch mit „perfiden“ Mitteln. Man wird vielleicht einwenden, daß keine der


beiden Parteien im deutschen Bürgerkrieg aus den Händen der Franzosen Waffen


annehmen wird. Das ist aber ein naiver Gedanke. Im Bürgerkrieg sind, viel mehr


noch als im Völkerkrieg, alle Mittel recht. Und wenn die Franzosen dem Proletariat


Giftgase, den Reaktionären Cholerabakterien zur Kriegsführung liefern, so werden


beide Parteien mit Begeisterung solche Waffen anwenden. Die Bürgerkriege sind


immer die leidenschaftlichsten und grausamsten Kriege gewesen. Ich erinnere hier


an den deutschen Bauernkrieg, an den spanischen Guerillakrieg, an den amerika-


nischen Separationskrieg. Den Bürgerkrieg leiten schließlich nur noch der Haß und


das persönliche Rachegefühl.
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Weil wir uns eine Vorstellung zu machen vermögen, dank den Erfahrungen aus


dem letzten Krieg, wie ein Krieg mit Frankreich für uns ausfallen würde, weil wir


das Trümmerfeld vor Augen haben, das ein neuer Krieg aus Deutschland machen


würde, darum allein haben viele in Deutschland einen heillosen Respekt vor 


solchem Krieg und darum ist er auch noch nicht ausgebrochen. Wir wissen, daß


sofort nach Kriegsausbruch von Dortmund her 10 000 Flugzeuge, ein jedes mit


einer schweren Bombe, über Berlin dahinziehen würden und daß diese 10 000


Flugzeuge in 8 Stunden mit neuer Last wieder von Dortmund zurück sein können.


Und wir wissen auch, daß der passive Widerstand an der Ruhr sofort nach


Kriegsausbruch ein Ende nimmt und daß unsere Arbeiter dort unter militärischem


Zwang den Franzosen Kohlen und Kriegsmaterial liefern werden. Darum, weil wir


uns das vorstellen, mucksen wir nicht auf, verhalten uns friedlich, so gut es geht.


Darum aber ist es auch nützlich, daß wir uns vom Bürgerkrieg, dem uns die


Passivität der Regierungen Erzbergers, Wirths, Cunos und Stresemanns zutreibt,


ein möglichst klares und nüchternes Bild machen. Je klarer das Bild eines solchen,


im Grunde unter der Leitung Frankreichs geführten Bürgerkriegs ist, um so mehr


Respekt werden wir auch vor einem solchen Kriege haben. Und mit dem Respekt


vor dem Bürgerkrieg wächst auf allen Seiten die Opferfreudigkeit, um einen sol-


chen Krieg zu vermeiden.


In der Nr. 36 dieses Blattes stellte ich die Forderung, daß die Reichswehr zu 


entwaffnen und ihre Waffen der Obhut des Proletariats auszuhändigen seien. Wie


nicht anders erwartet wurde, findet diese Forderung geteilte Beurteilung. Mein


Hauptgrund für die genannte Forderung ist der, daß der Bürgerkrieg nur dann 


vermieden werden kann, wenn alle Macht in einer Hand vereinigt ist und wenn


dadurch die Übermacht so groß wird, daß die andere Partei an Widerstand über-


haupt nicht mehr zu denken wagt. So wie die Dinge liegen, kann eine solche Über-


macht nur durch die Bewaffnung der proletarischen Massen geschaffen werden,


nicht aber umgekehrt durch eine Auslieferung der Waffen an die Reaktion, denn


diese hat ja schon in der Leitung der Reichswehr die Überhand, ist aber numerisch


den Volksmassen gegenüber viel zu schwach, um diese unter allen Umständen im


Zaume halten zu können. Diese Teilung der Macht in eine numerisch kleine, aber


gut ausgerüstete Minderheit, die uralte Vorrechte zu verteidigen hat, und in eine


zum Sturz dieser Vorrechte entschlossene numerisch gewaltige, aber unbe-


waffnete Masse treibt ihrer ganzen Natur nach zum Bürgerkrieg und muß unter 


der besonderen Berücksichtigung des von den Franzosen zu erwartenden


Eingriffes in diesen Bürgerkrieg unbedingt vermieden werden, wenn wir als Volk


und als Einzelne nicht untergehen wollen. Angesichts der Unmittelbarkeit und


Ungeheuerlichkeit der Gefahr ist die Frage, auf welcher Seite die Übermacht


geschaffen werden soll, die den Bürgerkrieg vermeiden kann, eigentlich von unter-


geordneter Bedeutung, so wichtig diese Frage für das Geschick der einzelnen


Volksklassen auch sein mag.
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Hier steht nicht der Profit, die Dividende, der Lohn auf dem Spiel, sondern alles,


Gut und Leben. Wer diese Dinge überschaut, wer den Bürgerkrieg kommen sieht,


wer die Erklärung Stresemanns beherzigt, daß diese Regierung die letzte parla-


mentarisch mögliche Regierung sei, und dabei an das kümmerliche


Finanzprogramm Hilferdings und an seine Ohnmacht der Reaktion und der


Reichswehr gegenüber denkt, wer überzeugt ist, daß auch diese Regierung ihrer


Struktur wegen zur „Wurstelei“ verurteilt ist, der feilscht nicht lange um die


Auslieferung der Waffen, der fragt nicht, ob das Proletariat diese Waffen mißbrau-


chen wird. Er weiß, daß auch der größte Mißbrauch immer noch Kinderspiel dem


Bürgerkrieg gegenüber sein wird, und halb aus Verzweiflung, halb im Vertrauen auf


die natürliche Gutartigkeit des gehetzten, ausgebeuteten, halb verhungerten deut-


schen Arbeiters wird er seine Zustimmung geben, daß die Reichswehr entwaffnet
werde, daß alle Macht auf einen Punkt, im Proletariat vereinigt und daß den links-
gerichteten Arbeiterorganisationen das Waffenmonopol überantwortet werde.


Wer anderer Meinung ist, der hat auf folgende Fragen Antwort zu geben:


1. Kann die Reichswehr eine andere Verwendung finden als in der Bekämpfung


des inneren „Feindes“?


2. Wo steht dieser innere Feind, vom Standpunkt der Republik und der


Revolution aus gesehen?


3. Wenn der “innere Feind“ links von der Reichswehr steht, ist da nicht, vom


Standpunkt der Revolution und der Republik aus gesehen, die Reichswehr selber


der „innere Feind“?


4. Und ist, wenn der „innere Feind“ rechts von der Reichswehr steht, diese


Reichswehr nicht überflüssig, weil dann die linksstehenden Parteien sowieso die


gewaltige Übermacht haben und die Ordnung ohne Reichswehr aufrecht erhalten


können?


5. Kann man sich ein mit der Reparation belastetes Deutsches Reich denken, in


dem von rechts her die Ordnung mit Gewaltmitteln aufrecht erhalten werden muß,


in dem also zu den Kosten der Reparation noch die Kosten gewaltiger


Innenreibungen treten?


Wir glauben nicht an das pazifistische Allheilmittel der Abrüstung, weil wir wissen,


daß einem abgerüsteten Feind gegenüber die Faust wieder zur Rüstung wird. Der


Mensch ist mit den Fäusten, den Zähnen und mit der Steinaxt von Natur ausge-


rüstet. Die Abrüstung nähert uns darum in keiner Weise dem Frieden. Waren die


alten Germanen nicht im Sinne des Versailler Friedensvertrages völlig abgerüstet?


Und dennoch überfielen sie Rom! – Wir glauben auch nicht an den pazifistischen


Vertragsfrieden, der auf den Grundmauern des Kapitalismus: der Ausbeutung und


des Klassenhasses aufgebaut werden soll. Wir halten solche Bestrebungen für


kindliche Spielereien, die von kränklichen, müßigen Leuten für Salongespräche er-
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sonnen werden. Der Frieden, den wir verlangen und mit allen Mitteln erstreben,


fußt tief und unerschütterlich auf dem allgemeinen Bürgerfrieden, auf der restlosen


Zerschmetterung des Klassenstaates, auf der völligen Beseitigung aller Vorrechte


privater wie nationaler Natur, auf der ausbeutungslosen, internationalen


Freiwirtschaft! Und wenn wir hier die Bewaffnung des Proletariats fordern, so nicht
darum, um diese Waffen zu gebrauchen, sondern um durch Schaffung einer
gewaltigen Übermacht die Notwendigkeit eines Gebrauches solcher Macht völlig
auszuschalten.


Die argentinischen Bodenreformer und wir


In Nr.13 des Jahres berichteten wir über die Gründung einer argentinischen


Bodenreformerpartei, die sich stramm auf den Henry-George’schen Theorien und


Vorschlägen aufbaut. Wir drückten unsere Freude aus über die Geradheit des


Weges, den diese argentinischen Kampfgenossen eingeschlagen haben. Wir sag-


ten dabei, daß Henry George „bekanntlich der Meinung war, der Kapitalismus sei


eine Folgeerscheinung des Privatgrundbesitzes und müsse demnach mit dem


Privatgrundbesitz verschwinden.“


Nun erhebt der Redakteur des „El Liberal Georgista“, das Blatt der genannten


Partei, Einspruch gegen letztere Behauptung und beklagt sich, daß „in


Deutschland niemand zu sein scheint, der Henry George gründlich studiert habe“.


Er schreibt:


„Ich erhielt Nr.13 Ihrer Zeitung und finde darin eine Mitteilung über unsere Partei,


für die wir Ihnen dankbar sind. Richtigstellen muß ich indessen eine verkehrte


Auslegung unserer Lehren, indem Sie sagen, Henry George sei der Ansicht gewe-


sen, der Kapitalzins sei eine Folge des Privatbesitzes am Boden und daß, wenn


dieser beseitigt würde, auch der Kapitalzins verschwinden werde. Sie sagen dazu,


daß Sie wissen, jener Gedanke sei irrig. Auch wir wissen das. Es handelt sich


jedoch darum, daß Henry George niemals etwas Derartiges gesagt hat, sondern,


daß der Kapitalzins immer bestehen bleiben würde und immer bestehen bleiben


muß, gleichviel ob der Privatbesitz am Boden besteht oder nicht. Es ist sehr


bedauerlich, daß in Deutschland, wo so vieles erforscht worden ist, es anschei-


nend keine Leute gibt, die H. George-Lehren gut geprüft haben: Die einzige wahr-


hafte Volkswirtschaftslehre. Was bei Ihnen als Lehre von Henry George verbreitet


worden ist, scheint auf Mystifikation zu beruhen. Sehr richtig ist, was der „Neue


Kurs“ am Schluß seines Aufsatzes über die deutschen Bodenreformer sagt.


„Wollen Sie mir sagen, ob in Deutschland Übersetzungen bekannt sind von 
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jenen drei Büchern, die ich unten bezeichnet habe. [Die hier oben erwähnten


Schriften von Henry George sind:


1. Fortschritt und Armut, neue vollständige Ausgabe;


2. Schutzzoll oder Freihandel;


3. Wissenschaft der Wirtschaftspolitik.] Sie sind grundlegend und notwendig für


den, der H. Georges Lehre gut kennen lernen will. Es grüßt Sie usw.


gez. O. Villalobos-Dominguez, Direktor.


Über Henry Georges Schriften finden wir in Meyers Konversationslexikon folgen-


de Angaben: „Progress und Poverty“, deutsch 5. Aufl. Berlin 1892, und „Social


Problems“ deutsch 3. Aufl. daselbst 1890. Später erschien: „The Science of


Political Economy“ (New York 1898). Vgl. „The Writings of H. G.“ (New York 1898-


1901, 10 Bde., darin Biographie von seinem Sohn). Weiß, Die Lehre von Henry G.


(Hamburg 1891). Friedlaender, Die vier Hauptrichtungen der modernen sozialen


Bewegung, Bd. 2 (Berlin 1901).


Vielleicht weiß jemand aus dem Leserkreis des „Neuen Kurs“ die Frage


Villalobos’ besser zu beantworten, als es Meyers Konversationslexikon tut. 


Obige Aufzeichnung ist gewiß nicht vollständig. So liegt z. B. vor mir eine deutsche


Übersetzung von „Fortschritt und Armut“ von F. Dobbert-Verlag, Bibliothek der


Gesamtliteratur Nr.576 bis 582.


In dem Manifest der liberalen Georgepartei, das uns Dir. Villalobos zuschickte,


fanden wir folgende Stellen angestrichen: „Wir behaupten, daß nicht allein der 


private Reichtum und das private Kapital berechtigt sind (weil sie die Frucht


mensch-licher Arbeit sind und ihr Bestehen dem Gemeinwohl dient, indem sie zum


Fleiß und Sparsamkeit anlocken), sondern daß auch der Geldzins berechtigt ist,


denn dieser Zins ist nichts anderes als der folgerichtige Preis für das Kapital-


darlehen; daß gewisse Auswüchse von Vorrechten, die heute das Kapital zeigt,


von selbst verschwinden werden, sobald man das private Besitzrecht am Boden


aufgehoben hat usw ...“


Auf den von Dir. Villalobos erhobenen Einspruch haben wir folgendes zu er-


widern: Die Zinstheorie H. G.’s ist eine ausgesprochene sogenannte


Fruktifikationstheorie, d. h. eine Theorie, die den Kapitalzins auf die natürliche


Fruchtbarkeit des Bodens zurückführt (u. a. auch in Boehm-Bawerks „Geschichte


der Zinstheorien“ wird sie als solche bezeichnet). George sagt zur Erklärung der


Zinserscheinung in „Fortschritt und Armut“ folgendes:


„Nehmen wir an, ich lege Wein auf Lager. Am Ende des Jahres wird sich der


Wert des Weines gesteigert haben, denn der Wein wird besser geworden sein.


Oder nehmen wir an, daß ich in einer geeigneten Gegend Bienen halte; am Ende


des Jahres werde ich mehr Schwärme haben und den Honig, den sie bereitet


haben. Oder ich lasse auf einer Trift Schafe, Schweine oder Rinder weiden, so


werde ich am Ende des Jahres, wenn nichts Ungewöhnliches geschieht, auch 


eine Vermehrung meines Besitztums haben ...
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Was in diesen Fällen die Vermehrung bewirkt, ist, wenn es auch im allgemeinen


zu seiner Nutzbarmachung Arbeit erfordert, doch etwas von der Arbeit


Verschiedenes und von ihr Trennbares: die tätige Kraft der Natur, das Prinzip des


Wachstums, der Erneuerung, welches überall alle die Formen jenes geheimnis-


vollen Dinges oder Zustandes charakterisiert, den wir Leben nennen. Und es


scheint mir (also es scheint ihm!), daß dies die Ursache des Zinses ist, d. h. die


Vermehrung des Kapitals über das hinaus, was der Arbeit zu verdanken ist. In den


Bewegungen, die den ewigen Fluß der Natur ausmachen, gibt es, wenn man so


sagen will, gewisse lebensfördernde Strömungen, die, wenn wir sie benutzen, mit


einer von unseren Bemühungen unabhängigen Kraft uns helfen, den Stoff in die


von uns gewünschten Formen, also in Güter umzuwandeln ...


Während viele Dinge sich anführen lassen, die, wie Geld, Hobel, Bretter,


Maschinen oder Kleider, keine ihnen innewohnende Kraft der Vermehrung haben,


so sind unter den Begriffen Güter und Kapital doch wieder andere Dinge begriffen,


welche, wie der Wein, bis zu einem gewissen Punkt an Qualität zunehmen oder,


die wie die Bienen oder Rinder von selbst an Quantität zunehmen und endlich


auch solche, die, wie z. B. Sämereien, wenn auch die Bedingungen, unter denen


eine Vermehrung stattfindet, durch Arbeit zu schaffen (kein Boden?) sind, sich


doch, wenn diese Bedingungen erfüllt sind (also wenn dem Grundbesitzer die 


solcher Vermehrung entsprechende Rente bezahlt ist?), vermehren, d. h. einen


Ertrag über das hinaus liefern (dem Grundbesitzer?), was die Arbeit unmittelbar


bewirkt hat.“


Wer Henry Georges gründliche Arbeiten über die Grundrente schätzen gelernt


hat und die obigen Sätze liest, der allerdings wird den Verdacht schöpfen, daß er


von böswilligen Übersetzern „mystifiziert“ worden ist. Aber es hat keine


Mystifikation stattgefunden. Es steht so da, auch im Original. Die Vermehrung der


weidenden Rinder, Schafe und Schweine findet hier bei George plötzlich ohne


Boden statt, und der Gewinn aus solcher Vermehrung ist nicht mehr Grundrente,


sondern Zins! Und Villalobos, der inmitten der ungeheuren Herden am Laplata


wohnt, erhebt Einspruch, wenn wir sagen, daß Henry George den Kapitalzins von


der Grundrente nicht zu trennen vermochte. Die Verbesserung des Weines auf


Lager ist, wie die Qualität der Reben, ein Produkt des Weinberges, und die Vorteile


gehen darum restlos in die Grundrente über. Würde sich der Wein eines


Weinberges auf Lager in Gold verwandeln, wer würde den Vorteil davon haben,


der Weinbergarbeiter, der Weinkellerbesitzer oder der Weinbergbesitzer? Man ver-


gegenwärtige sich die Grundrententheorie H. Georges, und dann wird man die


Antwort auf solche Fragen haben. Selbst wenn ein Bienenzüchter einmal in eine


Gegend käme, die wirklich von Honig „trieft“, dann käme auch bald der


Grundbesitzer, um den Tribut zu erheben. Zum Überfluß erwähnt Henry George
noch als Beispiel für seine Zinstheorie die Sämereien (also die Saatkartoffeln und


den Weizen), als Beweis dafür, daß die 
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Natur demjenigen etwas schenkt, der mit den Händen in den Taschen zuguckt, wie


andere arbeiten. Man streut den Samen aus und, nachdem der Lohnarbeiter


bezahlt ist, bleibt etwas übrig, das er anderswo mit Grundrente, hier nun mit


einemmal als Kapitalzins bezeichnet!


Sind wir nach solchen Aussprüchen nicht berechtigt zu sagen, daß Henry
George nur eine besondere Form der Grundrente als Kapitalzins betrachtete? Muß


man aus solcher Theorie nicht notgedrungen schließen, daß mit dem Privatbezug


der Grundrente auch der Kapitalzins verschwinden muß? „Es scheint mir, daß hier


die Ursache des Zinses liegt“. Liegt in dieser zagen Aussage nicht schon das


Bekenntnis, daß George sich nur ganz oberflächlich mit dem Zinsproblem befaßte?


Hätte Henry George selber etwa dagegen Einspruch erhoben, wenn wir ihn gefragt


hätten, was wir oben zu seiner Theorie zu sagen hatten? Sein Hauptargument in


seiner Beweisführung ist offenbar der auf Lager immer besser werdende Wein.


Nun ist aber der Wein in den Vereinigten Staaten unter das Alkoholverbot gefallen.


Demnach müßte, wenn der Zins von dorther käme, mit dem Weinverbot auch der


Zinsfuß sinken. Man hat aber nicht gehört, daß solches in den Vereinigten Staaten


sich ereignet hat.


Peor es meneallo! Wir schätzen Georges Arbeiten hoch, sehr hoch ein. Die


Pietät hindert uns daran, ihn auf einem Gebiete zu kritisieren, auf dem er offenbar


nicht zu Hause war. Dies um so mehr, als die völlige Unhaltbarkeit seiner


Zinstheorie so offen zutage liegt, daß man sich mit ihr nicht zu befassen braucht.


Wie wenig George selbst von „seiner“ Zinstheorie hielt, erzählte mir Michael
Flürscheim. Nicht lange vor Georges Tode hatte Flürscheim lange Gespräche mit


George, um ihm zu zeigen, daß seine Kapitaltheorie nicht stichhaltig sei und daß


sie sein Werk entwerte. Flürscheim suchte ihm zu beweisen, daß der Zins mit


gewissen Mängeln in unserem Geldwesen zusammenhänge und daß mit ihrer


Beseitigung auch der Kapitalzins fallen müsse. Hierauf erwiderte Henry George
hocherfreut: Um so besser! Flürscheim sagte mir wiederholt, daß aus seinen


Gesprächen mit George es klar hervorging, wie unsicher er sich auf dem Gebiete


des Kapitalzinses fühlte, und daß es nur an dem Mangel an fremder Kritik gelegen


habe, daß Henry George nicht auch das Zinsproblem umfassend behandelt habe.


Diese Dinge sind in den Kreisen der Freiwirtschaftler bekannt geworden, aber,


wie es scheint, nicht darüber hinaus. Und das ist es, was ich nun an meiner


Aussage im „Neuen Kurs“ zu berichtigen habe: Die Ansichten Henry Georges über


den Zins, die er in den persönlichen Unterredungen mit Michael Flürscheim vertrat,


sind nur einem kleinen Kreis bekannt.


Unseren Freunden in Argentinien können wir nur empfehlen, sich mit dem


Zinsproblem zu befassen, wenn sie nicht wollen, daß sie eines Tages vor unlös-


bare praktische Schwierigkeiten gestellt werden, denen sie dann erfahrungsgemäß


auf dem Wege der Kompromisse (Henry Georges Singletax ist schon ein solcher


Kompro-  Kompromiß
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miß) aus dem Weg gehen werden, womit sie dann in langem Bogen wieder vor


das ursprüngliche Problem gestellt würden!


Verspätungen und Halbheiten


Fortschritt ist immer gut, sogar auf einer Begräbnisprozession. Auch heute 


müssen wir den Fortschritt begrüßen, selbst dann, wenn er zu spät kommt und uns


nur noch den Weg in den Abgrund verkürzen kann. Gegenüber allen anderen


Regierungen bedeutet die Regierung Stresemanns entschieden einen Fortschritt,


nicht nur äußerlich in den Figuren. Man erkennt in den Reden Stresemanns,
Sollmanns und Hilferdings wenigstens den Versuch der Anpassung des Geistes an


die Realität der Dinge. Man könnte sich vorstellen, daß diese Männer, wenn sie zur


weiteren Entwicklung genügend Zeit hätten, uns nicht enttäuschen würden. Aber


leider kann uns der Fortschritt, die Entwicklung heute nichts mehr nützen. Es ist zu


spät. Man hat sich zur Anbahnung der geistigen Umstellung und zu den notwendi-


gen Erkenntnissen zu viel Zeit genommen. Nicht die Warnungszeichen, die Risse


im Gemäuer, brachten die Erkenntnisse! Der Donner des Einsturzes von ganzen


Gebäudeteilen war dazu nötig, und es scheint, daß er auch weiter dazu nötig sein


wird. Nein, wir haben heute keine Zeit mehr zum Überlegen, was wir tun sollen.


Die Erkenntnisse, die uns solche Überlegungen und Erfahrungen vielleicht in


einem oder zwei Jahren bringen könnten, diese Erkenntnisse brauchen wir heute!!


Die freiwirtschaftlichen Lehren haben uns befähigt, die Entwicklung der Dinge mit


einer Sicherheit vorauszusehen und vorauszusagen, die alle Nichteingeweihten


verblüfft, ähnlich wie es auf Hottentotten verblüffend wirkt, wenn die ihm vom


Astronomen prophezeite Sonnenfinsternis sich einstellt. Vieles haben wir prophe-


zeit; pünktlich ist alles eingetreten, wie es vorausgesagt war. Wir prophezeiten


allen von den früheren Ministern gemachten Vorschlägen auf finanziellem Gebiete


völliges Fiasko und haben uns nie geirrt. Wir prophezeiten mit haarsträubender


Deutlichkeit die Wirkungen der Preisabbaupolitik, die ausnahmslos vom ganzen


deutschen Volk, die proletarische Presse voran, mit Begeisterung verlangt wurde.


Wer wagt es noch heute in Deutschland, von Preisabbau zu reden? Man hätte sich


die Erfahrungen, die man hier gemacht hat und die Milliarden Goldmark gekostet


haben, sparen können, wenn man auf unsere Warnungen gehört hätte. Wir 


prophezeiten, daß die Arbeitslosigkeit in Amerika zusammen mit der Preisabbau-


politik verschwinden würde, und knüpften daran die Warnung an unsere


Auslandspolitiker, daß mit dem Wiederaufblühen der amerikanischen Wirtschaft


dort alles Inter-
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esse an den europäischen Dingen verschwinden würde und daß wir uns beeilen


sollten, die Reparationsfrage mit Frankreich zu einem Abschluß zu bringen, wenn


wir nicht wollten, daß wir es mit Frankreich allein noch zu tun haben würden. Es ist


genau so gekommen. Wir hatten für unsere Verhandlungen mit Frankreich die fünf


Millionen Arbeitslose in Amerika auf unserer Seite, deren Drohungen die amerika-


nischen Politiker zu Konzessionen in bezug auf die Streichung der interalliierten


Kriegsschulden darum willig machten, weil die amerikanische Arbeitslosigkeit


irrtümlicherweise auf den Versailler Vertrag statt auf den Preisabbaublödsinn


zurückgeführt wurde. Man hat diese wunderbare Gelegenheit nun endgültig ver-


paßt. Amerika, dem es jetzt trotz Versailler Vertrag, wie wir voraussagten, wirt-


schaftlich glänzend geht, wird, gerade, weil es ihm glänzend geht, keinen Dollar


von den interalliierten Schulden streichen. Und was hier nicht gestrichen wird, wer-


den wir zahlen müssen. Unsere Vorhersagen stießen bei den „Sachverständigen“


der Regierung auf kein Verständnis, und es kam genau nach dem Wortlaut unserer


Warnungen. Die gleiche Warnung richteten wir wiederholt an unsere Regierung in


bezug auf die englische Reparationspolitik. Hier wäre heute noch Zeit, denn die


Engländer haben die Sinnlosigkeit der Preisabbaupolitik immer noch nicht erkannt;


sie leiden immer noch unter der Arbeitslosigkeit und sind aus diesem Grunde einer


liberalen Regelung der Reparation zugänglich. Aber es bedarf nur eines Wortes


aus dem Munde des englischen Finanzministers, um in England den Preisabbau in


Hochkonjunktur umkippen zu lassen, um den Arbeitsmangel in Arbeitermangel zu


verwandeln und um damit zu erreichen, daß England sich gegenüber den 


deutschen Nöten mit der gleichen Brutalität desinteressiert erklärt, wie es die


Amerikaner getan haben. Will die deutsche Regierung warten, bis die Erfahrung für


die Richtigkeit auch dieser Prophezeiung spricht? Dann würden wir allerdings auf


das weitere Prophezeien verzichten. Unsere Finanzminister erwarteten ausnahms-


los alles Heil von Auslandsanleihen. Es war uns leicht zu prophezeien, daß keine


solcher Auslandsanleihen zustande kommen würde, weil wir den Nachweis


erbrachten, daß es zur Zeit überhaupt kein solches „Weltkapital“ gibt und daß wir


froh sein könnten, wenn Amerika nicht noch bei uns Nachfrage nach Kapital halten


würde. Wo ist nun diese Auslandsanleihe, auf die Deutschland seit fünf Jahren wie


hypnotisiert starrt? Wer die Natur des Kapitals studiert hat, der wußte, daß es so


kommen mußte, der hätte nicht fünf Jahre aus einem leeren Faß zu schöpfen ver-


sucht, um seine Wirtschaft wieder aufzubauen, der hätte sich ausschließlich auf die


eigenen Hilfsmittel verlassen, und es wäre dann nicht zu der verzweifelten Lage


gekommen, in der wir uns heute befinden. Die Freiwirte wissen, daß eine Anleihe


nur aus den fortlaufenden Überschüssen der Wirtschaft gegeben, nicht aber aus


einem „Schatz“ geschöpft werden kann, und daß die durch die Preisabbaupolitik


Englands und anderer Völker gedros-
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selte Weltwirtschaft heute keine Überschüsse abwirft. – Wer freiwirtschaftlich zu


denken gelernt hatte, der wußte, daß der Zusammenbruch dem deutschen Volk


Aufgaben zu lösen geben würde, denen gegenüber der Parlamentarismus glatt


versagen mußte; der forderte darum gleich von vornherein Maßnahmen, wie sie


vielleicht noch eine Räteregierung hätte ergreifen können, sonst aber nur von einer


Diktatur erwartet werden können. Jetzt nach der schrecklichsten Mißwirtschaft,


nachdem der Parlamentarismus sich lächerlich gemacht hat, jetzt nach fünf


Jahren, die uns Blut und ungezählte Milliarden gekostet, die alles für den


Bürgerkrieg ohne Ausweg, nichts für die friedliche Lösung geschaffen haben: jetzt


erschallt von allen Seiten der Ruf nach der Diktatur, ohne daß einer es zu sagen


vermag, was ein Diktator denn nun noch machen soll und machen kann. Die


Freiwirte aber hatten nicht nur gleich von Anbeginn an die Diktatur gefordert, als es


noch ohne Gewaltmittel möglich gewesen wäre, die Dinge in Ordnung zu bringen,


sondern hatten auch für eine Diktatur das entsprechende Programm entworfen. Es


war ein lückenloses Programm; es war ein Programm für die Reparationen, für die


Erleichterung der Reparationslasten ohne Revision des Versailler Diktates, für die


Versorgung der Kriegsinvaliden, für die Versorgung der wirtschaftlichen Opfer des


Krieges und der unbeherrschten Papiergeldwirtschaft; es war ein Programm für die


Währungsstabilität, für eine internationale Valutaassoziation, für den Wiederaufbau


der Weltwirtschaft auf der Grundlage des Freihandels für die Neubegründung des


Völkerbundes an Stelle des zusammenbrechenden Ententebundes, für die sofor-


tige Beseitigung der Wohnungsnot ohne Neubauten, für den Abbau des kapita-


listischen Zwangsstaates.


Nun beobachten wir, daß unsere Regierung sich zaghaft unserem Programm


nähert. Doch können wir keine große Freude darüber empfinden, weil die Lücken


des Programms Stresemanns sowohl wie Hilferdings uns klar werden lassen, daß


dieses Programm keinem einheitlichen Gedanken entspringt, sondern als


Angstprodukt nur ein Stückwerk darstellt. Wir aber brauchen jetzt ein lückenloses


Programm ineinandergreifender Maßnahmen, ein Programm, das als Ganzes steht


und fällt und auf der klaren Erkenntnis der volkswirtschaftlichen Zusammenhänge


fußt. Da eine solche Erkenntnis eine widerspruchslose Theorie des Kapitals, des


Lohnes, der Grundrente, der Wirtschaftskrisen und des Geldes voraussetzt, unsere


Regierungsmänner aber, wie es scheint, immer noch auf alle Theorien pfeifen, so


kann man das baldige Fiasko auch dieser Regierung voraussagen. Schon der


Umstand, daß Hilferding der Goldwährung nachläuft, obschon er selbst sagt, daß


die Goldwährung theoretisch umstritten sei (ohne selbst sich zu der Frage zu


äußern), beweist, daß sein Programm nicht genügend durchdacht ist. Und wenn


auch Hilferdings Programm der Kritik standhalten könnte, so glauben wir doch


nicht, daß Hilferding noch das nötige Vertrauen im Proletariat zur Durchführung


des Programms 
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genießt. Wer neun Jahre zugeschaut hat, wie die Notenpresse die Notgroschen


des Proletariats, das Kapital der kleinen, der alten Leute, die 18 Milliarden


Goldmark, die (in 22 Millionen Sparkassenbüchern verteilt), mündelsicher angelegt


waren, in Wasser verwandelte, ohne Protest zu erheben, ohne die kleinen Leute


vor den Sparkassen zu warnen, der kann unmöglich erwarten, daß unter seiner


Leitung die Sparkassen wieder mit Geld versorgt werden. Müßte nicht Hilferding,
wenn er die Kümmerlichkeit und allseitige Unzulänglichkeit seines Programmes


überschaut, selber die kleinen Leute vor den „wertbeständigen“ Goldnoten warnen


und sie auffordern, ihre Ersparnisse lieber in Heringen anzulegen, selbst auf die


Gefahr hin, daß ihm bei dem Worte das Wasser im Munde zusammenläuft? Der


Spartrieb, auf den Hilferding sein Währungsprogramm aufbaut, ist in diesem Fall


Wirkung, nicht Voraussetzung des Gelingens in der allseitigen Sanierung der


Finanzen.


Das Eintreten Hilferdings für die Wiedereinführung der Goldwährung beweist uns


auch, daß er den eigentlichen Streitpunkt in der Reparationsfrage noch gar nicht


gesehen hat, nämlich den Umstand, daß das Gold, das wir laut Vertrag an die


Entente abzuliefern haben, ein wirtschaftliches X ist, und daß es direkt unsinnig ist,


über die Höhe der Goldforderung zu streiten und zu schachern, so lange dieses X


noch seiner genauen Größenbestimmung harrt. Die amerikanische Goldwährungs-


politik der letzten Zeit zeigt doch klar genug, wessen wir uns zu versehen haben,


wenn wir den Begriff Goldmark des Reparationsvertrags nicht in einem Index wirt-


schaftlich fassen. Wir haben unsere verschiedenen und abgeschiedenen


Regierungen ohne Unterlaß auf die hier lauernde, ungeheure Gefahr aufmerksam


gemacht. Wenn Hilferding diese Gefahr nicht sieht oder trotz ihrer der


Goldwährung das Wort spricht, so beweist er damit schlagend, daß er sich über


den Komplex der wirtschaftlichen Probleme noch kein klares Bild hat machen 


können und daß wir damit rechnen müssen, daß die Ereignisse ihn, wie es mit


Cuno geschah, von der Bildfläche wegfegen werden. Mit ihm wird natürlich auch


Stresemann stürzen, was im Hinblick auf seine aufgeklärten Ansichten über die


Reparationsfrage immerhin zu bedauern wäre. Hilferding, mit seiner Affenliebe für


die Goldwährung, verpestet das ganze Ministerium.


377







Was haben wir von 


Hilferdings Währungsbank zu erwarten?


In der Begründung des Hilferding-Gesetzentwurfes über die Errichtung einer


Währungsbank wird gesagt, daß es sich um eine „Zwischenlösung“ handele, also


um ein Provisorium, um eine Notverordnung.


Seit 1914, also seit neun Jahren, wirtschaftet das deutsche Volk bereits auf der


Grundlage einer solchen „Zwischenlösung“, wohin uns also die Unsicherheit einer


solchen Zwischenlösung gebracht hat, das wissen wir nun zur Genüge. In der


Begründung heißt es weiter: „Die endgültige Lösung der Schwierigkeiten liegt in


einer wertbeständigen Lösung der Schwierigkeit einer wertbeständigen Währung,


die aber nur geschaffen werden kann auf der Basis einer völligen Gesundung der


Reichsfinanzen.“ Umgekehrt wird ein Schuh daraus. Die Reichsfinanzen sind durch


die Währungspfuschereien HeIfferichs und seiner Nachfolger zerrüttet worden und


können ohne vorhergehende Sanierung der Währung nicht gesunden. [Da hier mit


größeren Zeiträumen gerechnet wird, ist es kein Widerspruch, wenn im „N. K.“ wiederholt betont wurde,


die Notenpresse könne erst in dem Augenblick abgestoppt werden, wo man sich klar darüber sei, wie


man bis zum geregelten Eingang der Steuern das Staatsdefizit decke.] Solange die Währung


nicht in Ordnung gebracht wird, nimmt der allgemeine Auflösungsprozeß kein


Ende. Die Kapitalflucht in Form der Eroberung von Devisen und fremden Werten


wird fortgesetzt; die Sparkassen bleiben leer; die Unternehmer verlegen den


Schwerpunkt ihrer Finanzen ins Ausland. Einhergehend mit dieser Kapitalflucht


wird die Arbeitslosigkeit, trotz Inflation und Hochkonjunktur, immer größeren


Umfang annehmen. Wie soll aber unter solchen Umständen der Sanierungsprozeß


der Reichsfinanzen einsetzen?


„Nachdem die deutsche Mark infolge ihrer fortschreitenden Entwertung als


Werterhaltungsmittel nicht mehr brauchbar ist“, so beginnt die Begründung des


Hilferdingschen Gesetzentwurfes. Wir müssen uns im Deutschen Reich daran


gewöhnen, die volle Wahrheit zu sagen. Es ist genug gelogen worden. Die Lüge


hat uns dahin gebracht, wo wir jetzt sind. Mit Hilfe der Lüge wurden die


Sparkassenbücherbesitzer davon abgehalten, die Guthaben abzuheben und sich


auf irgendeine Weise vor dem völligen Verluste ihrer Notgroschen zu sichern. Um


die Verantwortung für diesen ungeheuren Betrug von sich abzuwenden, erfand


man den Satz, daß die deutsche Mark „sich“ entwertet habe, als ob es sich hier um


ein Naturereignis und nicht um eine Tat von Menschen, um eine Taktik gehandelt


hätte, durch die die Sachwertbesitzer vor der schrecklichen Sachwertsteuer


geschützt werden sollten. Hilferding sollte sich nun nicht auch solche Politik zu


eigen machen, er sollte gerade heraus sagen, wie sich in Wirklichkeit die Dinge


verhalten. Die deutsche Mark ist durch die Währungspolitik entwertet worden und


wird durch die Währungspolitik fortschreitend weiter entwertet. So hätte Hilferding
sich ausdrücken müssen. Dann hätte diese ehrliche Sprache ihm auch gleich


einen anderen Weg für die Sta-    Stabilisierung
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bilisierung der Währung gezeigt, und zwar den richtigen, den geraden Weg. Denn


ist die fortschreitende Entwertung der deutschen Mark nur ein Produkt der


Währungspolitik, so ist es klar, daß wir dann nur diese Währungspolitik umzu-


stellen brauchen, um die deutsche Mark wieder „brauchbar“ zu machen für alle die


Zwecke, denen sie früher diente, ohne daß es nötig wird, eine neue Bank zu 


gründen und ein neues Geld zu schaffen. Wenn Hilferding zugunsten des


Reichsbankgeldes alles das tun würde, was er zugunsten des neuen Geldes zu


tun gedenkt, dann würde auch das Reichsbankgeld das schaffen, was er vom


neuen Geld erwartet oder erwarten darf. Nicht darauf kommt es an, wie das Geld


„gesichert“ und „gedeckt“ ist, sondern darauf, wie es verwaltet wird.


„Die Sicherung und Garantie einer Wertbeständigkeit für Hilferdings Neumark


konnte nicht in der Unterlage von Gold oder Devisen liegen, da Deutschlands


Wirtschaft über Aktiva dieser Art nicht in ausreichender Höhe verfügt. Eine


Heranziehung anderer Waren, wie Roggen, Kali, Kohle als Deckungsmittel war 


einmal aus Gründen der kaum zu bewältigenden Lagerhaltungstechnik schwer


möglich, zum anderen vom wirtschaftlichen Standpunkt unzweckmäßig, weil ein


solches Verfahren erhebliche Mengen von Waren, die für die Volkswirtschaft nicht


entbehrlich sind, auf lange Zeit dem Verkehr entzogen hätte.“ Diesen Satz hätte


auch Havenstein unterzeichnen können, und bei der ausschlaggebenden


Bedeutung, die ihm Hilferding zumißt, fragt man sich, warum man nicht Havenstein
einfach weiterarbeiten läßt? Denn Havensteins Politik ist vom ersten Tag an vom


Deckungswahn geleitet und mißleitet worden. Zwischen den grundlegenden


Anschauungen Havensteins und Hilferdings ist kein Unterschied wahrzunehmen.


„Deckung“, „Deckung“, das ist beider Männer erster und letzter Gedanke. Solange


die Banknote gedeckt erscheint, ist alles gut. Der oben in Hilferdings Begründung


ausgesprochene Gedanke einer Deckung des Geldes durch Kohle, Kali und


Getreide wirkt geradezu spaßhaft. Schade, daß Hilferding bei der Abfassung seiner


Begründung Acratillos Schrift: „Der verblüffte Sozialdemokrat“ nicht zur Hand


genommen hat. Dort wird der Deckungswahn mit den folgenden Worten verulkt:


Einer schlug vor, die neu zu schaffenden Banknoten mit Kartoffeln zu decken. Es


sollten an verschiedenen Orten Kellerräume gebaut werden, wo jeder gegen


Hinterlegung von Kartoffeln entsprechende Mengen Banknoten und wo man umge-


kehrt gegen Auslieferung von Banknoten ohne Legitimation und bei Sicht von den


hinterlegten Kartoffeln das Gewünschte ausgehändigt erhalten sollte. An Stelle der


Kartoffeln schlug ein anderer die Deckung der Noten durch Stallmist vor, da dieser


seiner universelleren Verwendung und gleichmäßigeren Produktion wegen den


Gedanken der Deckung besser vertrete. Der Mist sei das eigentliche Protoplasma,


der Urstoff, das einzige Gut von wirklich innerem, ewigem Wert. Als Deckung


könne nur ein Universalgut in Frage kommen, und ein Universalgut sei nicht die


Kartoffel, nicht das 


379







Gold, das Getreide, die Kohle, das Kali, sondern der Mist, der Urstoff, der


Universalstoff. Diese beiden Währungspolitiker werden dann von Acratillo dahin


belehrt, daß das Geld überhaupt keiner besonderen Deckung bedarf, da die


Geldfunktion, d. h. die Nützlichkeit des Geldes als Tauschmittel, aus dem


Geldgegenstand ein Gut von universellster Verwendbarkeit mache, universeller


wenn möglich als der Mist, da es gerade da gesucht und begehrt werde, wo Waren


zum Verkauf angeboten werden. Die Waren, die in den Läden und Märkten gegen


Geld angeboten werden, sie bilden die nie versagende Deckung der Banknoten.


Eine doppelte Deckung durch Mist, Getreide, Kohle und Kali sei überflüssig. Mit


seiner Funktion als Tauschmittel vorhandener, zum Kauf angebotener Waren, also


eigentlich mit der aus der Arbeitsteilung hervorgehenden ewig sprudelnden


Warenproduktion sei das Geld gerade richtig und voll gedeckt.


Hilferding widerspricht sich übrigens. In der Begründung sagt er:


„Ein für die Bewertung der neuen Note nicht zu unterschätzender Faktor ist das


vorhandene starke Verkehrsbedürfnis. Der Zahlungsmittelumlauf bleibt nämlich zur


Zeit ganz beträchtlich hinter dem Zahlungsmittelumlauf in normalen Zeiten zurück.


Der Verkehr kommt mit einem außerordentlich geringen Betrag an Zahlungsmitteln


aus, da die Umlaufgeschwindigkeit wegen der fortschreitenden Entwertung einen


hohen Grad erreicht hat. Im Falle einer Herbeiführung einer gewissen Stabilität des


Wertes der neuen Note wird die Umlaufgeschwindigkeit sich stark vermindern; der


einzelne wird die Note länger in der Kasse oder in der Tasche behalten, und damit


wird das Mißverhältnis zwischen Vorrat und Bedarf besonders stark in die


Erscheinung treten. Zur Behebung dieses Mißverhältnisses wird eine ganz


beträchtliche Menge der neuen Noten ausgegeben werden können, ohne daß sich


eine inflationistische Wirkung bemerkbar macht.“ (Über diese Zusammenhänge


siehe den Artikel: „10 000 Güterwagen Geldpapier“ im Märzheft der


„Freiwirtschaft“).


Der hier ausgesprochene Gedanke ist ganz richtig. Um so mehr muß man sich


wundern, daß Hilferding seine Währungsbank ganz auf dem Deckungsgedanken


aufbaut. Will er, wie es scheint, die Notenausgabe dem „Verkehrsbedürfnis“ an-


passen, so kann er doch dann nicht Rücksicht auf die Deckung nehmen. Zwei


Herren kann man bekanntlich nie dienen. Entweder richtet sich Hilferding bei der


Notenausgabe nach dem Verkehrsbedürfnis, und dann sagt ihm der


Warenpreisindex, ob er genug, zu wenig oder zu viel Banknoten ausgegeben hat,


oder er richtet sich nach der Deckung, und dann kann er keine Rücksicht auf die


Warenpreise nehmen, und dann haben wir die Fortsetzung der bisherigen


„Wurstelei“.


Ganz allgemein ist zu dem Entwurf zu sagen, daß, wenn die Neumark auf das


Vertrauen des Publikums stößt, dieses neue Geld als Sparmittel benutzt werden


wird, und zwar um so stärker, je größer das Vertrauen zu ihr sein wird. Die in


Aussicht 
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genommenen 2300 Millionen Neumark dürften in diesem Falle sehr bald aus dem


Verkehr verschwinden. Als Geld würden diese Noten keine Verwendung finden. Als


Recheneinheit würden sie auch nicht verwendet werden, da ihre Verwaltung nicht


auf den Index eingestellt werden soll und sie andererseits als Goldpapier dem


Dollar nicht ebenbürtig sein werden. Jeder, der seine Geschäfte gegen


Schwankungen des Dollarkurses zu sichern hat, wird auch fernerhin seine


Rechnungen in Dollar ausstellen müssen. Um als Goldpapier und Recheneinheit


dienen zu können, müßte die Neumark unmittelbar bei Sicht in Gold einlösbar sein.


Ein solches Papier können wir aber noch für lange Zeit nicht gebrauchen, weil die


politischen Zustände den Umlauf von Gold unmöglich machen. So lange die


Franzosen das Land nicht verlassen und die Zwangswirtschaft, die sozialdemo-


kratischen Pfuschereien kein Ende genommen haben, werden wir entweder


Papiergeld oder überhaupt kein Geld haben.


Als Sparmittel dürfte die Neumark heute gute Dienste leisten, und ich begreife


nicht, warum Hilferding sie nicht ausschließlich hierfür verwendet. Als Sparmittel


verwendet, würde sie der Sanierung der Währung außerordentliche Dienste 


leisten. Zu diesem Zwecke müßte aber die Stückelung der Rentenbriefe der 


jetzigen allgemeinen Verarmung besser angepaßt werden. Es müßten die


Rentenbriefe in Stücken von 10, 50 und 100 Neumark ausgegeben werden, statt 


in solchen von 500 Neumark. Die Wirkung wäre dann die, daß die kleinen Sparer


diese Briefe ohne große Umstände in den öffentlichen Kassen erwerben könnten,


daß der Spartrieb wieder erweckt und daß als Folge davon der Markt um die von


den Sparern weniger konsumierten Güter besser versorgt sein würde. Wenn man


annimmt, daß die Landbevölkerung heute besonders befähigt ist, Ersparnisse zu


machen, dann müßte sich die Einführung der Neumarkrentenbriefe direkt in eine


bessere Verproviantierung der Städte mit Lebensmitteln auswirken, nämlich auch


hier um die Menge Eier, Butter und Speck, die die Landbevölkerung zu


Sparzwecken weniger als heute konsumieren würde. Es brauchten dann weniger


Lebensmittel eingeführt zu werden, und der Devisenmarkt würde um den gleichen


Betrag entlastet, den die Landbevölkerung in Rentenbriefen anlegen würde. Das


wäre ein sehr großer Vorteil. Ein weiterer Vorteil läge darin, daß das für die


Erwerbung der Rentenbriefe von den Sparern abgelieferte Papiergeld


(Reichsbankgeld) der Reichsbank zur Verfügung stände für die Finanzierung der


Industrie und für die Entlastung der Notenpresse. Die Inflation nähme um den


Betrag der Spargelder des Volkes ab.


Da das Reich bisher aus der Notenausgabe nur eine Einnahme von rund zwei


Milliarden Goldmark gehabt hat, diese Summe aber leicht allein von der landwirt-


schaftlichen Bevölkerung in Rentenbriefen angelegt werden könnte (da sie ja heute


von den Hypotheken völlig entlastet ist), so könnte mit diesem Mittel die Inflation


zum Stillstand gebracht werden; vorausgesetzt natürlich, daß der Grundbesitz um 


381







den Betrag der so gesparten Summen fortschreitend zu Gunsten der Währungs-


bank belastet wird, was an dem Umstand scheitert, daß die Entente eine erste


Hypothek auf sämtlichen deutschen Grundbesitz durch das Friedensdiktat erwarb.


Die Entlastung des Reiches auf diesem Wege kann also nur so weit gehen, wie


solche Belastung des Grundbesitzes (die als zweite Hypothek zu betrachten ist, da


der Entente die erste Hypothek zusteht) die Höhe der kapitalisierten Grundrente


nicht erreicht. Diese Grenze würde natürlich ziemlich bald erreicht werden, da


durch die erhöhten Lohnforderungen der Landarbeiter und durch die jetzige Höhe


der Kapitalisierungsrate der Goldmarkpreis der Äcker stark sinken muß. Dies alles


gilt für den Fall, daß die Neumarkrentenbriefe sich des Kredites des Volkes 


erfreuen werden.


Im anderen Fall aber, wenn der Kredit den Rentenbriefen und der Regierung ver-


sagt bleibt, werden die auf Grund der Rentenbriefe ausgegebenen Neumarknoten


einfach als Geld umlaufen. Sie werden die Inflation verstärken und der Agiotage


vielleicht noch mehr ausgesetzt sein als das Papiergeld der Reichsbank, da sie als


Rentenpapier noch stärkeren Zirkulationsstörungen ausgesetzt werden als die


Noten der Reichsbank, die nur als Tauschmittel umlaufen.


Aus diesen und vielen anderen Gründen können wir vom Entwurf Hilferdings
keine Besserung unserer währungspolitischen Lage erwarten und empfehlen des-


sen Ablehnung, auch noch aus dem Grunde, weil wir mit ihm wieder Zeit vertrödeln


und die durchgreifenden, allein notwendigen Maßnahmen auf die lange Bank 


ziehen.


Die Rettung Deutschlands


Der Freiwirtschaftsbund erklärt sich bereit und befähigt, so verworren auch die


Lage ist, die Reichsgeschäfte in die Hand zu nehmen. Unter der Voraussetzung


der nötigen Macht und Gewalt würde der Freiwirtschaftsbund in kurzer Frist das


jetzige politische und wirtschaftliche Chaos in einen Kosmos verwandeln. Der


Freiwirtschaftsbund übernimmt eine solche gefährliche Aufgabe (siehe Erzberger,
Rathenau) nicht für umsonst. Er stellt Bedingungen. Um ein Deutschland wieder


herzustellen, das sich, seiner Grundlage nach, für neue Kriege vorbereiten muß,


hierzu halten wir uns für zu schade. Auch dafür, daß der alte Ausbeutungsstaat


wieder hergestellt werde. Wir wollen aufs Ganze. Wir brauchen die Bewaffnung


des Proletariats, um eine der demokratischen Verfassung entsprechende soziale


Struktur zu schaffen und um die sozialen Reformen durchzuführen, ohne die es


doch 
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keinen wahren Frieden geben kann, weder Bürger- noch Völkerfrieden. Wir wollen


endlich mit Frankreich einen wahren, dauerhaften Frieden schaffen und uns und


die Menschheit vor der Wiederholung solch lächerlicher Vorkommnisse hüten, wie


es der Krieg gegen 22 Staaten, wie es alle Kriege waren.


Das Programm für eine solche Innen-, Außen- und Weltpolitik ist ausgearbeitet.


In einer in Vorbereitung befindlichen freiwirtschaftlichen Tagung in Berlin soll dieses


Programm vor der breiten Öffentlichkeit behandelt werden, und wir bitten jeden,


der sich aktiv an dieser Tagung beteiligen will, also nicht nur die Bundesmitglieder,


daß er uns seine Adresse mitteilt, damit wir ihm rechtzeitig eine Einladung zu-


senden können. (Geschäftsstelle des Freiwirtschaftsbundes, Berlin C. 54,


Sophienstraße 6).


Auszug aus dem Programm:


1. Währung: Aktive Währungspolitik mit dem Ziel, den Warenpreisindex festzu-


halten und den Handel vor jeder Konjunkturschwankung zu schützen, wodurch wir


zu der einzig möglichen und wirksamen Versicherung gegen Krisen und


Arbeitslosigkeit gelangen.


2. Valuta: Einladung an alle Staaten zu einer Valuta-Weltkonferenz mit dem Ziele,


die Stabilisierung der Valutakurse dadurch zu erreichen, daß alle Staaten die natio-


nale Währungspolitik nach den Grundsätzen der Indexwährung, wie sie oben für


Deutschland vorgeschlagen wird, betreiben, was keinerlei praktische


Schwierigkeiten bietet, da die Aktivität der Währungspolitik die sonst für viele


Staaten unmöglich zu beschaffende Golddeckung mit Vorteil ersetzt und über-


flüssig macht.


3. Reparationen: Glatte Anerkennung des Versailler Diktates in der Erkenntnis,


daß, wenn die letzten fünf Jahre uns keine Revision bringen konnten, auch in


Zukunft keine solche zu erwarten sein wird, und daß das weitere Warten, wie die


Erfahrung zeigt, uns viel mehr Schaden bringt als die günstigste Revision uns


jemals nützen kann. Festlegung des Begriffes Goldmark im Reparationsvertrag


(heute ein wirtschaftliches X) in eine Indexmark, die derjenigen gleich sein soll, die


der Berechnung der Reparationssumme von 132 Milliarden zugrunde gelegt


wurde. Sodann Umwandlung aller Sachleistungen in Geldleistungen nach


Indexmark. Beginn der Leistungen vom Tage der Haftentlassung der


Ruhrgefangenen. Verzicht auf alle Auslandsanleihen und Wucherhilfe. Abbürdung


der Reparationen unmittelbar auf die Sachwerte, Sicherung der Zahlung durch


Verpfändung des gesamten deutschen Grundbesitzes. Schaffung von auf den


Inhaber lautenden, völlig neutralen Pfandbriefen und ihre Auslieferung an die


Entente (siehe auch Punkt 6 – Sachwertsteuer).


4. Friedenspolitik: Offenes Bekenntnis zum Glauben an den Weltfrieden, sofern


die Voraussetzungen dazu geschaffen werden, die genau die gleichen sind wie für


den Bürgerfrieden. Abbau der Klassen und ihres Staates, Rückführung der Staats-


Staatsgrenzen
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grenzen auf ihren ursprünglichen Sinn, nämlich den einer Verwaltungsgrenze ohne


jeden wirtschaftlichen und machtpolitischen Zweck.


5. Soziale Frage: Bedingungslose Bejahung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag mit allen seinen gesetzlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen.


Völlig freier Wettbewerb für alle auf der Grundlage gleicher wirtschaftlicher


Bedingungen, die durch Freiland-Freigeld-Freihandel gegeben werden. Organisch,


rasch vor sich gehende Rückverwandlung der proletarischen Massen in selbstän-


dige, wohlhabende Vollmenschen, ebenso rasch vor sich gehende Rückführung


der Rentner (Kapitalisten) zur produktiven Arbeit durch restlosen Abbau der Zins-


und Rentenwirtschaft. Entgiftung der Politik durch Abbau des Klassenstaates durch


Auflösung aller Vorrechte (Trusts, Syndikate usw.).


6. Sachwertsteuer. Siehe die vorletzte Nummer dieser Zeitung.


Deutschland befindet sich vor einer Aufgabe, wie sie noch niemals einem Volk


gestellt wurde. Mit den gewöhnlichen Mitteln der Finanzpolitik sind diese Aufgaben


nicht zu lösen. Neue Wege müssen beschritten werden, neue Wege, ebenso neu,


wie die Lage ist, die zu entwirren der Freiwirtschaftsbund sich zur Aufgabe gestellt


hat.


Wer uns helfen will im aktiven Sinn, der melde sich.


Die Bewaffnung des Finanzministers


Stresemann hat den sozialistischen Finanzminister aus dem Ministerium hinaus-


gedrängelt. Es ist gut so. Entweder reiner Kapitalismus oder reiner Sozialismus.


Die Kreuzung des Fuchses mit der Gans gibt keine gute Mischung. Kapitalismus


oder Sozialismus mit allem Drum und Dran! Die sozialistischen Hemmungen des


kapitalistischen Betriebes haben uns die Bürokraten gebracht, die die Wirtschaft zu


erwürgen drohen. Dieser Bürokratismus ist gleich verhängnisvoll für die


Kapitalisten, wie für die Arbeiter, für alle. Ist das, was die Sozialisten uns bisher 


zeigen konnten, alles, was sie können, so ist die „Entwicklung“ der menschlichen


Gesellschaft, des menschlichen Wesens eben noch nicht „reif“ für das, was sie


erstreben. Dann müssen die Ausgebeuteten eben noch einige Jahrmillionen war-


ten. Seit Christi Geburt wird der Sozialismus unausgesetzt gepredigt, seit bald


zweitausend Jahren. Da spielen ein paar hundert Jahre keine Rolle mehr.


Nun haben die Kapitalisten wieder freies Schußfeld. Sie haben alle Macht. Sie


brauchen nur zu diktieren. Ihr Wille geschieht. Sie können die Sachwertsteuer nun-


mehr bemessen und beschließen. Sie können sie auch sabotieren. Sie können uns 
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zeigen, wie weit sie ihren kapitalistischen Betrieb geistig durchdrungen haben, wie


sie uns auch erklären können, daß sie sich ohnmächtig fühlen. Und noch einen


Vorteil hat die neue Regierung. Sie ist nicht mehr im Zweifel darüber, daß das


Diktat von Versailles kein Chiffon de papier ist, daß wir ihn als eine unabänderliche


Tatsache betrachten müssen. Auf dem Boden unabänderlicher Tatsachen ist es


aber leicht zu regieren. Niemand verlangt jetzt noch von unserer Regierung, daß


sie sich im Interesse einer Revision des Vertrages Demütigungen aussetzt und daß


wir unsere Finanzen durch Sabotage für die Entente und für die Berechnung 


unserer Zahlungsfähigkeit möglichst undurchsichtig machen sollen.


Stresemann hat es darum verhältnismäßig leicht. Und dennoch müssen wir sei-


nem Regiment, einerlei, ob mit oder ohne Parlament, völliges Fiasko prophezeien.


Stresemanns Regierung wird daran scheitern, daß er nicht die Sachwertsteuer in


der Höhe und mit der Rücksichtslosigkeit erheben wird, die nun einmal unumgäng-


lich ist. Er wird es bestenfalls mit Halbheiten versuchen, auf Grund der Überlegung,


daß, wenn die Steuer nicht genügt, immer noch eine Nachschur beschlossen wer-


den kann. Wer von einer Partei in den Sattel gehoben wurde, kann doch unmöglich


diese Partei mit Steuerzetteln vor den schwitzenden Schädel stoßen. Und hier liegt


die Gefahr, daß, weil die erste Sachwertsteuer zu kurz ausgefallen ist, eine zweite,


dritte, eine vierte (und so fort) nötig wird. Wiederholte Vermögensabgaben aber


wirken entnervend und tödlich. Stresemanns Regiment wird auch daran scheitern,


daß er es versuchen wird, den Arbeitern einen Teil der Kriegslasten aufzubürden,


wohl den Teil, den man im Sinn hatte, als man vom „Dank des Vaterlandes“


sprach. Diese Versuche werden an der Massenflucht der Arbeiter scheitern. Schon


jetzt ist die Auswanderung aus Deutschland von 7592 im ersten Halbjahr 1921 auf


40872 im ersten Halbjahr 1923 gestiegen. Das Sieben- bis Achtfache der


Vorkriegszeit! Diese Flucht wird Riesenausmaße annehmen, wenn sich die Lage in


Rußland klärt. Wie sollen aber die deutschen Betriebe für Reparationszwecke


Überschüsse abwerfen, wenn unsere besten Arbeitskräfte durch den Steuerdruck


vertrieben werden? Dieser immer wiederholte blöde Versuch, die Arbeiter für die


Reparationen heranzuziehen, läßt erkennen, wie unzulänglich die theoretischen


Erkenntnisse ihrer Urheber sind, und schon darum können wir Stresemanns
Regiment nichts Gutes prophezeien. Jeder Mißgriff kostet Innenreibungen, die sich


in Riesenverluste der Volkswirtschaft umsetzen, und seit dem Tag der


Kriegserklärung sind es nur Pfuschereien und Mißgriffe gewesen, die die


Regierung betrieben hat. Die Mittel für solche Pfuschereien, Experimente und


Phantastereien sind nun erschöpft. Und noch aus einem dritten Grund sehen wir


aus der Regierung Stresemanns nur Unheil erwachsen: Er hält an der


Goldwährung fest und hat sich nicht vom Goldwahn befreien können. Er hat noch


nicht erkannt, daß die Goldwährung eine Kreditwährung par excellence ist und daß


die Wirtschaft Deutschlands dem Gold und den 
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Goldbesitzern das nötige Vertrauen nicht einflößt. Jeder, der im Besitze von Gold


oder Devisen ist, wird, wenn er vor die Frage gestellt wird, ob er das blanke Metall


der deutschen oder der amerikanischen Wirtschaft anvertrauen soll, sich für 


letztere entscheiden, was so viel heißt, daß die Kapitalflucht trotz allen


Devisenverordnungen ihren Fortgang nimmt. Um dieses Vertrauen wiederherzu-


stellen, gibt es kein anderes Mittel, als eben die nötige Sachwertsteuer sofort aus-


zuschreiben und zu fundieren. Erst wenn durch eine einmalige, aber für alle Fälle
ausreichende Sachwertsteuer die deutschen Finanzen mit Einschluß der


Gemeinde- und Staatenfinanzen, mit Einschluß selbstverständlich der


Reparationen saniert worden sind und alle Beschränkungen der freien Wirtschaft


mit Einschluß der Devisenverordnungen fallen gelassen worden sind, erst dann


wäre der Boden für die Goldwährung wieder frei. Wenn wir aber eine solche,


gewaltige Sanierungsaktion mit Hilfe von Papiergeld und ohne die Goldwährung


ausführen können, dann fragt es sich, warum wir dann nicht einfach beim


Papiergeld bleiben sollen! Eine Währung wie die Goldwährung, die beim ersten


Alarm zusammenbricht (1. August 1914) und des Papiergeldes zu ihrer


Wiederherstellung bedarf, ist doch dem Papiergeld gegenüber als minderwertig 


zu erklären.


Stresemann wird jetzt der Entente zu beweisen haben, daß wir die Reparationen


im vollen Umfang des Versailler Vertrages bezahlen und obendrein auch die 


nötigen Sicherheiten für die pünktliche Zahlung stellen können. Eine unangenehme


Aufgabe für Leute, die bisher die entgegengesetzte Taktik glaubten betreiben zu


müssen. Wird er das über sich bringen können? Und doch ist es nötig, wenn wir


jetzt den Versailler Vertrag als unabänderliche Tatsache anerkennen, wenn wir die


Befreiung der hundert Gefangenen, die Befreiung Krupps und der Ruhr, die


Entsetzung des Rheines ernsthaft mit Taten statt mit Worten betreiben wollen. Mit


Sabotage und langen Reden werden wir die Gefangenen aus der französischen


Gefangenschaft ebensowenig befreien können, wie die Sozialisten mit ähnlichen


Mitteln den Zukunftsstaat uns bringen werden. Hier heißt es nun einmal in die


Tasche greifen und Gold opfern. Kein billiges Blut, sondern Gold, dasselbe Gold,


mit dem die herrschende Klasse bisher ihren üppigen Lebensunterhalt bestritt.


Wer aber soll nun die Sachwertsteuer ausschreiben, verteilen, eintreiben? Weder


Stresemann noch die jetzt regierenden Parteien werden jemals die Kraft für eine


solche Operation aufbringen können! Wir machen hier niemand einen Vorwurf dar-


aus, weil wir wissen, daß der Kapitalist in solcher Lage ebenso versagen muß, wie


der Kranke versagt, der sich etwa selber das brandige Bein absägen müßte. Als


Amputator kommt hier nur das deutsche Proletariat oder die Entente in Betracht.


Das Proletariat ist völlig unbeteiligt an der Sache. Ihm kann es einerlei sein, ob das


Produkt der Ausbeutung auf französischen oder auf deutschen Kapitalistentischen


verzehrt wird. Der Proletarier würde darum allein in der Lage sein, nach sachlichen 
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Gesichtspunkten, mit menschlicher Schonung vorzugehen. Überlassen wir die


Aufgabe den Franzosen, so ist zu befürchten, daß die ausführenden Organe die


Gelegenheit zu Sonderzwecken benützen werden, um die deutsche Wirtschaft zu


weiterer Sicherung gegen künftige Kriege vollends zu zerschlagen, die deutschen


Stämme gegen einander zu hetzen, die Klassen zum Bürgerkrieg aufzuputschen


und beiden Teilen die Waffen, möglichst mörderische Waffen, zu liefern, und zwar


unentgeltlich.


Wird Stresemann für solche Überlegung bei den Sachwertbesitzern das nötige


Verständnis finden? Und wenn sie sich auch der Logik solcher Überlegungen nicht


verschließen können, darf da Stresemann ohne weiteres annehmen, daß die


Sachwertbesitzer die richtigen Folgerungen ziehen und sich damit einverstanden


erklären werden, daß dem deutschen Proletariat die nötigen Waffen für die


Eintreibung der Sachwertsteuer, also die Waffen der Reichswehr, ausgeliefert wer-


den? Kurz, daß die Reichswehr unmittelbar dem Finanzministerium zu unterstellen


sei, daß aus Dr. Geßler ein Obersteuereintreiber gemacht werde?


Die Lage ist klar, ganz klar. Die Sachwertbesitzer versagen; die Entente erwürgt


uns: Nur das Proletariat kann die Sachwertsteuer richtig, sachlich bemessen und


die für die Erhaltung unserer Wirtschaft nötigen Rücksichten, die nötige


Unparteilichkeit walten lassen, kann das Deutsche Reich vor dem Bürgerkrieg und


der völligen Auflösung schützen. Nun gut! Wer tritt dafür ein, daß alle Macht auf


das deutsche Proletariat vereinigt und daß die Reichswehr dem Kommando prole-


tarischer Führer überantwortet werde? Ach, ich weiß, daß die Sachwertbesitzer


dazu niemals ihre Zustimmung geben werden. Lieber sich dem „Feind“ anver-


trauen als dem deutschen Proletariat, demselben Proletariat, das man während


des Krieges vor jeder Offensive so schön zu umschmeicheln wußte: Lieber tot als


Sklave. Auf gut deutsch: Lieber unter französischer Finanzkontrolle als unter der-


jenigen der deutschen Arbeiterschaft!


Darum rufen wir den Arbeitern zu: Sorgt für einen Finanzminister aus euren


Reihen und bewaffnet ihn! Stellt euch geschlossen hinter diesen Mann und unter-


stützt ihn unter Aufbietung auch der letzten Mittel. Nur so könnt ihr das Chaos 


verhüten, euer Leben retten und das Reich aus der jetzigen unwürdigen Lage 


befreien.
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Die Zertrümmerung des Deutschen Reiches 


durch die Demokratie und sein Neu- und Aufbau


durch die Freiwirtschaft


Teil um Teil des Deutschen Reiches splittert ab, teils abgerissen, teils abgesto-


ßen, von innen abgestoßen. Und die abgerissenen und abgestoßenen Völker 


glauben Ursache zu haben sich zu freuen, daß sie sich rechtzeitig vom sinkenden


deutschen Schiff trennten. Der Auflösungsprozeß geht weiter, wenn wir nicht bald


im Deutschen Reich Ordnung schaffen. Die verlorenen Glieder werden auch end-


gültig als „verloren“ betrachtet werden müssen, wenn wir nicht für neue, starke


Anziehungskräfte sorgen. Diese fehlen vollständig. Nichts ist erfreulich an der


Entwicklung des deutschen Volkes. Um so leichter ist es den „Hochverrätern“


gemacht, die separatistischen Pläne zur Ausführung zu bringen. Wenn man den


Sparkassenbücherbesitzern im Elsaß, in den polnischen Provinzen, in Eupen-


Malmedy zeigt, wie es den im deutschen Verband verbliebenen Sparern ergeht,


dann freuen sie sich über ihr Schicksal. Und die Sparer und Besitzer von mündel-


sicheren Papieren in der Pfalz, im Rheinland, an der Ruhr schielen mit neidischen


Augen hinüber nach der französischen Grenze. Dort sieht man keine alten,


gebrechlichen Menschen bettelnd an den Straßenecken stehen, Menschen, die


bettelnd ein Krümelchen von dem zurückzuerwerben suchen, was ihnen der Staat


mit der Notenpresse geraubt hat. Beraubte, die die Räuber anbetteln.


„Wer an der Währung rüttelt, der rüttelt an den Grundfesten der Volkswirtschaft


und des Reiches. Wer ein Volk zerrütten und entsittlichen will, der braucht nur die


Währung anzutasten.“ So heißt es in der Eingabe und Denkschrift über die


Währungsfrage, die der Freiwirtschaftsbund (Freiland-Freigeldbund) im April 1919


an die Nationalversammlung richtete. Die Nationalversammlung hatte aber


Wichtigeres zu tun, als sich mit der „Währungsfrage“ zu befassen! Die Eingabe


blieb unbeantwortet und so kam und kommt es, wie oben gesagt ist. Das ganze


Reich zerfällt in Trümmer, weil Pfuschern, Phantasten und Experimentemachern


die Führung der Währung anvertraut wurde.


Wer ist im Reiche nun verantwortlich für das, was geschieht? Unsere


Regierenden haben immer behauptet, daß der Versailler Vertrag zum Mißbrauch


der Notenpresse geführt hat, daß es nicht anders möglich gewesen wäre, dem


Reiche die Mittel zu beschaffen, die ihm der Notendruck brachte (2 Goldmilliarden


jährlich!). So hat es alle die Jahre geheißen. Revision des Vertrages und


Auslandsanleihen, sonst Hochbetrieb der Notenpresse! Und jetzt? Die Revision


kommt nicht und Anleihen gibt es auch nicht. Davon ist man nun endlich über-


zeugt. Und nun mit einemmal soll es auch so gehen, nachdem es den Kapitalisten


ermöglicht wurde, alles, was nicht niet- und nagelfest war, auf der Kapitalflucht vor


der Steuerpresse ins Ausland 
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zu retten. Was jetzt noch möglich sein soll, das war doch sicher 1919 erst recht


möglich. Damals wäre es eine einfache Sache gewesen. Damals 1919 brauchte


man nur eine Karlsbader Kur. Heute wird eine Amputation nötig werden. Vor fünf


Jahren hätte die von mir in München vorgeschlagene Vermögensabgabe so viel


abgeworfen, daß die Reparationen restlos auf die Sachwerte hätten abgebürdet


werden können, und es wäre noch so viel übrig geblieben, daß man für die


Kriegsverletzten, für die Alten, für die wirtschaftlichen Opfer des Krieges, für


Heimstätten auskömmlich hätte sorgen können. Die Besitzer von mündelsicheren


Papieren, von Sparkassenbüchern wären ohne größeren Schaden davongekom-


men und die Währung wäre sofort saniert worden. Und Deutschland wäre nicht mit


der unauslöschlichen Schmach behaftet worden, daß es mit der Notenpresse, dem


Gesetz des geringsten Druckes folgend, die Greise, die Witwen und Waisen


zwecks Schonung der Sachwertbesitzer beraubt und in den Tod getrieben hat.


Es ist im Grunde dieselbe Gesellschaft, die uns seit fünf Jahren regiert hat, die


jetzt von „wertbeständigem“ Geld redet. Getrieben von der Furcht vor der Haltung


der hungernden Massen wird Hals über Kopf Währungsreform, irgendeine


Währungsreform betrieben, als ob die Währungsfrage eine Sache sei, die jeder


Feld-, Wald- und Wiesenfinanzminister ohne weiteres entscheiden könne.


Rückkehr zur Goldwährung, das ist alles, was die Regierenden uns vorzuschlagen


haben. Wir werden es ja nun bald erleben, was das bedeutet. Denn das Gold will


Ruhe haben, satte, sichere Ruhe, und so lange es die nicht gibt, werden alle


Versuche mit Notwendigkeit fehlschlagen.


Die Monarchie brachte uns den Krieg und überließ der Demokratie die Aufgabe,


den Blödsinn zu liquidieren. Es wird sich zeigen, daß die Demokratie, auch in der


jetzigen Gestalt einer bürgerlichen Diktatur, der gestellten Aufgabe nicht gewach-


sen ist. Die äußerste Kraft vollkommener Unabhängigkeit von allen Parteien gehört


jetzt dazu, um die Eingriffe in das Privatvermögen durchzuführen, die heute unum-


gänglich geworden sind. Diese Kraft wird keine bürgerliche Partei jemals aufbrin-


gen. Denn es ist nichts mehr noch weniger als Harakiri, was die Lage jetzt von den


Sachwertbesitzern fordert. Seit fünf Jahren warten wir auf dieses Harakiri, und wir


werden darauf ewig warten. Rettung kann in solcher Lage nur das Proletariat 


bringen. Es wird hohe Zeit, daß man das einsieht. Mittlerweile nimmt die Kapital-


flucht ihren Fortgang, und die Kapitalflucht ist der Grund der heutigen Arbeitslosig-


keit, die zu den Schießereien führt. Schießereien aber und Goldwährung bilden


einen glatten Gegensatz (August 1914).


Somit werden wir aus den jetzigen Währungsverhältnissen nicht herauskommen,


und die Auflösung des Reiches wird ihren Fortgang nehmen. Was die brutale


Gewalt des Schwertes zusammenfegte, das löst die Notenpresse wieder auf.


Bayern geht mit dem Beispiel voran. Die Noten der Goldanleihe, die jetzt gedruckt 
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werden, werden doch gewiß nicht von Berlin aus der bayerischen Regierung zur


Verfügung gestellt werden zur Finanzierung der Rebellion! Die Bayern werden


somit ihr eigenes Geld drucken und das Reichsbankgeld ablehnen. Dann bildet


sich also bald eine bayerisch-deutsche Valutagrenze. Und der Valutagrenze folgt


erfahrungsgemäß die Zollgrenze. Dann ist Bayern endgültig vom Reich getrennt.


Die Ursache aber solch betrübender Entwicklung wird niemand in der demokrati-


schen Verfassung suchen, die für einen Bürger- und nicht für einen Klassenstaat


geschaffen ist, sondern in der Bösartigkeit der Menschen. Dann werden sie sich


gegenseitig so lange beschimpfen, bis daß sie wieder den Waffen die


Entscheidung anvertrauen werden, wie vor Jahrzehnten, als die Preußen, Bayern,


Sachsen, Hannoveraner und Österreicher unter patriotischen Gesängen sich


gegenseitig das Bajonett in die Brust stießen.


Vielleicht ist es gut so. Vielleicht gibt es für den Klassenstaat keinen anderen


Weg zur Wiedervereinigung, als die völlige Auflösung des Reiches in seine letzte


Einheit, den Menschen. Schon löst sich die Pfalz von Bayern, das Rheinland von


Preußen. Aber bei solcher Auflösung wird es nicht bleiben. Sie wird im Bürgerkrieg


so weit gehen, daß überhaupt keine „Preußen“, „Bayern“, „Hannoveraner“ übrig


bleiben werden, sondern nur mehr Menschen, weinende, leidende Menschen, die


dann, befreit von allen historischen Vorstellungen, befreit vom nationalistischen


Grenzwahn, sich zusammentun und langsam sich wieder emporzuarbeiten suchen


werden. Das haben wir von der auf dem Grund der Klassengegensätze aufge-


bauten Demokratie zu erwarten, die zu schwach ist, um das eigene Rettungswerk


in Angriff zu nehmen. Das hätten wir aber auch von jeder anderen Regierungsform


zu erwarten, die der Klassenstaat zuläßt. Monarchie, Demokratie, Oligarchie,


Autokratie, alle diese Regierungsformen würden in der gegenwärtigen Lage 


versagen.


Die Auflösung des Reiches in seine Bestandteile braucht nicht notwendigerweise


die Entwicklung zu nehmen, die ich oben anzudeuten versuchte. Die Schaffung


autonomer Staaten bietet auch manchen Vorteil. Die Staaten werden jetzt nicht


mehr sämtlich von Berlin aus, von einer Zentrale aus, regiert werden. Die einen


werden es so machen, die anderen so. Und gerade heute, wo alles nach neuen


Gesellschaftsformen drängt, wo man nach Vergleichspunkten sucht, wird die


Vielgestaltigkeit der Entwicklung gewaltige Vorteile bieten. Die Berliner


Zentralisation ertötete den Wettbewerb. Berlin hatte ein Regierungsmonopol für


ganz Deutschland, und wohin das geführt hat, das sehen wir heute. Wenn Rußland


bei Ausbruch der Revolution in hundert Kleinstaaten zerfallen wäre, ob sie da nicht


heute bereits durch den Wettbewerb zu ganz neuen, fruchtbaren Staatsformen


gelangt wären, Formen, die die Wiedervereinigung auf einer höheren Plattform


ermöglicht und gefordert hätten, so daß solche Pulverisierung des Kolosses nur


der Übergang zu einem festgefügten neuen Riesenreich gewesen wäre?
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Die Überlegung eröffnet dem Freiwirtschaftsbund inmitten der allgemeinen


Ratlosigkeit erfreuliche Ausblicke. Jetzt werden wir es nicht mehr nötig haben, alle


Berliner Parteibonzen für unsere Ziele zu gewinnen. Der Zerfall des Reiches in 


10 oder 20 selbständige Staaten verzehnfacht und verzwanzigfacht mit einem Male


unsere Aussichten. Und da das, was wir wollen, sich unmittelbar in die Tat um-


setzen läßt und auch unmittelbare Erfolge zeitigt, die weithin sichtbar sein werden,


so können wir hoffen, daß alle Staaten auch sofort dem Beispiel des ersten folgen


werden. Wenn es uns aber gelingt, die deutschen Staaten durch ein gemeinsames


Bodenrecht und eine gemeinsame Währung zu verbinden, dann brauchen wir


keine Furcht vor der Kleinstaaterei zu haben. Zu Zollgrenzen wird es nicht kom-


men, so lange die gemeinsame Währung keine Valutagrenze aufkommen läßt.


Freihandel (Zollverein) innerhalb Deutschlands, eine gemeinsame Währung und


einheitliches Bodenrecht, mehr Einigungskräfte haben wir nicht nötig, um das


Deutsche Reich fester zusammenzufügen, als wie es je gewesen war.


Wir brauchen uns also nicht über den Zerfall des Reiches aufzuregen. Unser


Werk wird uns gelingen. Und die vorbildlichen Zustände, die wir schaffen, werden


die Anziehungskräfte des Deutschen Reiches soweit mehren, daß alle abge-


splitterten Staaten und Landesteile von selbst wieder zu uns stoßen werden.


Das Brecheisen für die vollen Scheunen


„Die Scheunen sind nach einer reichen Ernte voll, und dennoch hungert das Volk


in den Städten“, sagt Reventlow. Stresemann aber erwähnt die vollen Scheunen


nicht und sagt: „Unsere Regierung hat die karitative Hilfe der gesamten Welt


wegen der kommenden Hungersnot im besetzten Gebiet angerufen und hat an das


Rote Kreuz in allen Staaten appelliert, daß sie sich um die hungernden Deutschen


kümmern möchten, die es wahrscheinlich sehr bald hier besonders geben wird.


Wir hoffen, daß dieser Appell an die Liebe nicht verhallt.“


So weit wären wir also gekommen, daß wir „bei vollen Scheunen“, nach einer 


reichen Ernte, jetzt im Herbst, im Erntemonat, betteln, „in der ganzen Welt“ betteln


gehen müssen! Hoffen wir, daß dieser Appell an die Liebe ausnahmslos ungehört


verhallt. Hoffen wir, daß das deutsche Proletariat durch die sozialdemokratischen


Führer noch nicht so weit demoralisiert worden ist, daß es „neben vollen


Scheunen“ verhungert, wie der religionsbessene Hindu neben seinem fetten Rind


verhungert. Hoffen wir, daß der deutsche Proletarier stolz die fremde Hilfe zurück-


weisen wird und daß er die Öffnung der vollen Scheunen erzwingen wird. Die 


deutschen Prole-  Proletarier
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tarier haben sich ein Recht auf solches Vorgehen erworben, nicht etwa weil sie


Deutsche sind und weil die Besitzer der Scheunen auch Deutsche sind. Die vollen


Scheunen sind von jeher ebensowenig deutsch gewesen, wie es die vollen


Geldschränke sind. Aber das deutsche Proletariat erinnert sich der Zeit, wo die 


verschuldeten Bauern, die „notleidende Landwirtschaft“, bei ihm betteln ging und


Schutz verlangte, die ihm auch durch Komzölle gewährt wurde. Ungezählte


Milliarden sind mit Hilfe der Kornzölle aus den Taschen der Arbeiterfrauen so im


Laufe der Jahre in die Hände der Bauern, in die fetten Hände der


Kuponabschneider gelangt. Gutwillig leisteten die Proletarier diese Hilfe nicht. Sie


hatten für solche Not kein Verständnis. Jedoch war das den Herren Landwirten


auch gleichgültig. Sie hatten die Macht und, statt den Proletariern lange Vorträge


über Kornpreise und Goldwährung, über Grundrenten und Hypothekenzins zu 


halten, erbrachen sie sich den Zugang zu dem kargen Inhalt der Arbeitertaschen.


Ihr Brecheisen bestand im Bajonett der Zollwächter. Hier Eisen, dort Eisen. Die Not


bricht Eisen; die Not braucht Eisen, Brecheisen oder Bajonette. Dieser Dinge erin-


nert sich jetzt der deutsche Proletarier in seiner großen Not. Er will nicht betteln


gehen, Herr Stresemann! Er hat auch niemand beauftragt, in seinem Namen in der


Welt betteln zu gehen. Er hat noch eine Reserve, eine große Reserve, eine


Goldhypothek auf die vollen Scheunen, eine Hypothek von vielen Milliarden


Goldmark, die er im Laufe von 30 Jahren mit Hilfe der durch die Kornzölle um 55


Goldmark die Tonne gehobenen Kornpreise ehrlich erworben hat. Diese Milliarden


will der Proletarier heute liquid machen, und er erwartet, daß die öffentliche Gewalt


jetzt ihm in seiner großen Not ebenso beistehen wird, wie sie den verschuldeten


Grundbesitzern damals auf Kosten des Proletariats in ihrer Not beigestanden hat.


Solange das Proletariat neben dem Brecheisen solche Golddevisen in der Tasche


trägt, weigert es sich, zu betteln und ausländische Hilfe in Anspruch nehmen zu


lassen.


Neben der genannten ersten Hypothek auf die vollen Scheunen stehen aber


noch andere Forderungen. Keine salbungsvollen Forderungen aus dem Reiche 


der nationalistischen Sprache. Keine hypothekierte Vaterlandsliebe, verpfändete


völkische Zusammengehörigkeit und wie diese hochtönenden, heuchlerischen, 


gift-mischerischen Worte alle heißen. Eine regelrechte Hypothek ist es, die heute


zum Brecheisen für die vollen Scheunen in den zitternden Händen hungernder und


verhungernder Hypothekenbesitzer geworden ist. Mag der gläubige Hindu neben


dem fetten Rind verhungern! Solange Gott noch Brecheisen wachsen läßt, solange


die Hypotheken nicht vertragsmäßig in Gold bezahlt wurden, sind sie ein juristi-


sches Brecheisen, und ihre Besitzer haben es nicht nötig, die karitative Hilfe des


Auslandes in ihrer Not anzurufen. Wir werden es nicht dulden, daß die auf Grund


von Vertragsbrüchen entstandene Not in Deutschland zum Anlaß genommen


werde für eine offizielle Bettelei im Ausland. Nein, die deutschen Hypotheken 


sollen nicht, 
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wie der Vertrag über die belgische Neutralität, zum Chiffon de papier gemacht 


werden. Nein, wir wollen nicht neben vollen Scheunen verhungern und noch 


weniger wollen wir betteln gehen. Wir desavouieren hier unsere Regierung in 


dieser Bettelaktion und rufen alle auf, die durch Zahlung der Kornzölle, durch den


Besitz von Hypotheken ein Recht auf die vollen Scheunen erworben haben, ihren


Rechten mit Brecheisen Geltung zu verschaffen, falls die Scheunen nicht gutwillig


den Gerichtsziehern des bürgerlichen und proletarischen Ehrgefühls geöffnet 


werden.


Ob die Experimentemacher und Phantasten, die seit Ausbruch des Krieges 


unsere Währung verwaltet haben, nicht wußten, was es für die Verproviantierung


der Städte bedeuten muß, wenn so mitten im Krieg die zehn Millionen Groß- und


Kleinbauern (mit ihren Angehörigen die Hälfte des deutschen Volkes), die von jeher


unter der schweren Bürde der Schulden seufzen und vom ersten Januar bis zum


Schluß des Jahres, von morgens früh bis abends spät an ihre Schulden und an die


fälligen Zinsen dachten (Not der Landwirtschaft) und darum sparsam, ob dürftig,


vielfach ärmlich lebten, plötzlich von allen Schulden befreit wurden? Vier, fünf


Milliarden Goldmark hatten die Bauern jährlich für die Verzinsung ihrer Schulden


aufzubringen, und sie brachten diese Riesensummen dadurch auf, daß sie spar-


sam mit ihren Erzeugnissen wirtschafteten, um möglichst große Überschüsse zur


Stadt zu bringen und dort zu verkaufen. Den Erlös brachten sie zur


Hypothekenbank. So wurden die Städte versorgt mit Gemüse, Mehl Speck, Butter,


Kartoffeln. Die Hypothekenbank war die große Nährmutter der Stadt. Der ganze


Troß von Menschen, die der Rentner in seinen Dienst spannt, lebte von den


Schulden der Bauern, wie die Familien und die Dienerschaft der Baalspriester


damals von den dem Gott geopferten Spenden lebten. Und darüber hinaus war der


Markt auch noch für die Industriebevölkerung mit Lebensmitteln versorgt.


Nun haben Helfferich und seine Nachfolger es für nützlich befunden, den Bauern


die Schulden durch einen allgemeinen Schuldenerlaß in Gestalt einer beispiellosen


Geldverwässerung zu erlassen. Vier Milliarden Goldmark jährlich! Sechstausend


Millionen Pfund Speck, zweihundert Pfund auf den Kopf der städtischen


Bevölkerung oder entsprechende Mengen anderer Lebensmittel! Und diesen


Speck, diese Lebensmittel, die verzehren die 30 Millionen, die auf dem Lande


leben, jetzt selber. Sie brauchen als Folge des Krieges nicht mehr zu sparen. Der


verlorene Krieg hat sie alle zu schuldenfreien, reichen Leuten gemacht. Der Krieg,


die Niederlage, der Papiergeldschwindel, die Not der Städter, der Hunger der


Hypothekengläubiger, die Verzweiflung der Sparkassenbücherbesitzer und der


Besitzer mündelsicherer Papiere hat sich bei der Landbevölkerung in Übermut, 


in Gesang, in frohe Feste, in Hochzeiten und Hochzeitsschmausereien, in


Schwelgereien, in Luxus und Orgien umgesetzt, wobei wir bei diesen Ausdrücken


an die Relativität aller Begriffe erinnern möchten. Die landwirtschaftliche


Bevölkerung lebt in Saus und Braus ver-
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glichen mit der Kümmerlichkeit ihrer Vorkriegslebensweise, und eine Orgie ist es


schon für den proletarisierten Rentner, wenn in seiner Nähe ein Hering verzehrt


wird. Wir gönnen der landwirtschaftlichen Bevölkerung diesen Schmaus, von 


ganzem Herzen gönnen wir ihr die Befreiung von allen Schulden. Wir kämpfen ja


überhaupt für die Befreiung aller von der Zinsknechtschaft. Aber diese Befreiung


soll nicht durch Betrug erfolgen. Als organischer, unhemmbarer, sicherer


Entwicklungsprozeß aus den von uns geforderten Reformen soll diese Befreiung


vor sich gehen. Dann bedeutet er auch für niemand eine Überraschung; er ver-


ursacht nicht den Hungertod einer zahlreichen Volksschicht und gibt der


Industriebevölkerung Zeit, neue Wege für ihre Verproviantierung zu schaffen. Und


weil die Befreiung nicht durch Betrug erfolgt, sondern erkämpft wird, schweiß-


triefend erkämpft wird, darum ist auch die Befreiung dann eine endgültige, 


dauernde und allgemeine.


Wir wollen nicht neben gefüllten Scheunen verhungern und die Welt anbetteln.


Das Mittel, um die vollen Scheunen zu öffnen, ist in der obigen Darstellung genau


bezeichnet. Die Hypothekenbank war unsere Nährmutter. Dieser Riesenpolyp


pumpte der ländlichen Bevölkerung das Blut aus den Adern und spritzte es in die


Blutbahn der städtischen Bevölkerung. Die städtische Bevölkerung lag dem


Scheusal an der Brust, die ländliche Bevölkerung war in den Saugarmen gefan-


gen. Das Scheusal soll wieder in seinen Tempel geführt und gefüttert werden. 


Das Brecheisen für die vollen, heute geschlossenen Scheunen soll uns zugunsten


des Reiches die Wiederherstellung aller vor dem Kriege gewesenen Hypotheken


liefern. Dazu gehört weiter nichts als ein Federstrich. Her mit dieser Feder, und


morgen schon werden sich die Scheunen öffnen, und schwer beladen werden die


Wagen von den Gehöften und Gütern nach der Stadt, nach den Bahnhöfen von


fluchenden, schwitzenden, ehrbaren Bauern getrieben werden. Ein einziger


Federstrich, und die Städte sind morgen schon wieder ebenso gut mit allem 


versorgt wie im Frieden, ohne daß wir jemand angebettelt, ohne daß wir den


Bauern eine besondere Last aufgebürdet hätten. Was sie bis dahin fluchend den


Hypothekengläubigern zahlten, das zahlen sie jetzt ebenso fluchend an die


Reichskasse.


Also nichts da von ausländischer Hilfe! Noch sind wir kein bettelndes Gesindel,


das den Mut zur direkten Aktion und zur Selbsthilfe nicht mehr hat. Wir verlangen


von Stresemann, daß er den Bettelbrief sofort zurückruft. Entweder die


Wiederherstellung der Hypotheken (die übrigens an erster Stelle im freiwirtschaft-


lichen Finanzprogramm steht) oder ... Brecheisen.
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Die Reparation als direkte Aktion 


des deutschen Proletariats


Die Sachwertbesitzer, die herrschende Klasse, weigern sich immer noch, die aus


der Niederlage zu ziehenden Schlüsse anzuerkennen und sich für die


Reparationszahlungen vorzubereiten. Sie lassen es darauf ankommen, ob auch


das Reich sich auflöst und im Bürgerkrieg alles zu verkommen droht. Die


Franzosen aber lassen sich nicht durch die Not der Arbeiter erweichen und be-


stehen mit Zähigkeit auf der Erfüllung. „Und zahlst du nicht willig, so brauche ich


Gewalt!“ Was das aber bedeutet, kann jeder heute ermessen, der sich die Mühe


geben will, eine Spazierfahrt durchs Ruhrgebiet zu machen. Da stehen französi-


sche Ambulanzen an den Bahnhöfen bereit für die Wegschaffung der Toten und


Verletzten aus den täglichen Zusammenstößen der Eisenbahnzüge. Da zählt man


die Toten, die in den täglichen Kämpfen des Bürgerkrieges fallen. Da stehen lange,


lange Reihen von Güterwagen, die auf der Strecke, wo sie der Ausbruch des pas-


siven Widerstandes liegen ließ, auf die Entladung warten. Die Ladung ist verfault


und dient fußhohem Gras als Dünger. Da werden die spärlichen Reste des


Waldes, die der Bergbau schonte und die der Bevölkerung als Erholungsplätze


dienten, niedergemacht und nach Frankreich abgefahren, nachdem die Abfuhr der


während des passiven Widerstandes geförderten Kohlen nahezu beendet ist. Der


Ertrag dient nicht den Reparationen, sondern wird von den Besatzungskosten


abgerechnet. Da lungern jetzt noch, drei Monate nach Abbruch des passiven


Widerstandes, Millionen von Arbeitslosen herum, hungrige Männer, die die Früchte


der so geistreichen Ruhrpolitik einzuheimsen haben. In der Zwischenzeit, da sie


nicht ganz untätig bleiben wollen, unterhalten sich die Arbeitslosen damit, daß sie


die Schaufenster zerschlagen. Unübersehbare Reihen von Bretterverschlägen vor


den zertrümmerten Fenstern der Hauptstraßen zeugen von dem tiefen Groll, den


der von den Gewerkschaftsführern gutgeheißene „passive Widerstand“ hinter-


lassen hat.


Und mit der Hundepeitsche, jawohl, mit der Hundepeitsche in der Hand, sorgen


die französischen Soldaten dafür, daß ihnen das hungrige und auch schon 


schmutzige Volk nicht zu nahe kommt. (Es wird behauptet, daß die Franzosen


diese Praxis von den deutschen Offizieren in Belgien übernommen hätten.)


Noch ein solches Jahr, dann werden die Franzosen kaum noch einen


Unterschied wahrnehmen können zwischen dem vom Kriege zerstörten


Nordfrankreich und dem vom passiven Widerstand heimgesuchten Ruhrgebiet.


Was wird aber dann aus der dichten Bevölkerung? Wenn sie keine Arbeit findet,


dann muß sie auswandern. Wohin? Der Weg nach den Vereinigten Staaten ist bis


Juni nächsten Jahres versperrt. Und das unbesetzte Deutschland kann solche


Massen weder behausen, noch beschäftigen, noch ernähren.


Es wird hohe Zeit, daß sich das deutsche Proletariat ein klares Bild von seiner 
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Lage macht. Wenn es nicht selbst für sich sorgt, so ergeht es ihm, wie es denen


ergeht, denen gesagt wurde: der Dank des Vaterlandes ist euch sicher. Wer im


Deutschen Reich, im Lande der Staatsschulen, der Staatskirchen, der Arbeiter-


organisationen, der Gewerkschaften, der sozialen Fürsorge, der Arbeitslosen-


versicherungen, der Sparkassen, der mündelsicheren Papiere und des Schwindels,


nicht für sich selber sorgt, der ist verloren.


Da die Franzosen nun rücksichtslos auf Zahlung bestehen und da, wie eine nun


fünfjährige Erfahrung beweist, die Sachwertbesitzer aus psychologisch begreifba-


ren Gründen es nicht über sich bringen können, sich selbst zu besteuern, so bleibt


dem Proletariat nun nichts anderes übrig, als sich wegen der Reparationen direkt


mit den Franzosen zu verständigen und die Reparationen zum Gegenstand einer


„direkten proletarischen Aktion“ zu machen. Den Sachwertbesitzern, die die Lasten


der Reparationen nun einmal zu tragen haben und die die nötige Entschlußkraft


nicht aufzubringen vermögen, muß ein Vormund bestellt werden. Nach Lage der


Dinge kann nur das Proletariat mit dieser Vormundschaft betreut werden. Jede


andere Schicht unseres Klassenstaates würde als Vormund versagen. Einsichtige


Männer sahen gleich zu Anfang, als man ahnen konnte, wie hoch ungefähr die


Rechnung sein würde, die uns die „schimmernde Wehr, die gepanzerte Faust“ ein-


gebrockt hatten, daß die Demokratie in der Reparationsfrage versagen würde, und


in Voraussicht der Dinge, wie sie zwangsläufig kommen würden, forderten sie die


Abwälzung der Reparationslasten auf die Sachwerte durch das Proletariat, weil nur


ein an den Reparationen Unbeteiligter, ein Neutraler, ein Proletarier, die bei der


Verteilung der Lasten nötigen Rücksichtslosigkeiten könne walten lassen. Diese


Erkenntnis bricht sich nun unter dem Drucke der Not sogar Bahn in die Kreise der


Sachwertbesitzer selber. Schon manche Bauern, Kaufleute, Unternehmer gibt es,


die die glatte Konfiskation ihres Vermögens oder des größten Teils desselben für


Reparationszwecke dem jetzigen Chaos vorziehen. Denn der Einsichtige sieht,


daß mit der Fortsetzung der heutigen Mißwirtschaft sein Leben und das seiner


Kinder unmittelbar bedroht wird. Hätten wir die nötige Zeit, um solche geistige


Umstellung abwarten zu können, so könnten wir ja warten, bis die


Sachwertbesitzer die Reparationsfrage selber lösen würden. Aber die Zeit drängt.


Was zu geschehen hat, muß jetzt geschehen, wenn das große Sterben überhaupt


noch zu verhüten ist.


Wir schlagen folgendes vor:


Aus den Trümmern der Arbeiterorganisationen wird ein Aktionsausschuß ge-


bildet, in den nur solche Männer gewählt werden, die die ewigen sozialistischen


Ziele vor, während und nach dem Kriege nach keiner Richtung hin verraten, die


darum auch das Vertrauen der Arbeiter sich erhalten haben. Diesem Aktionsaus-


schuß müssen darum alle Personen fern bleiben, die 1914 die Kriegskredite be-


willigten, die nicht gegen den Einbruch in Belgien öffentlich protestierten, die den 
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Frieden von Brest-Litowsk guthießen und die durch Förderung des „passiven


Widerstands“ ihre politische Unreife dargetan haben. Dem Aktionsausschuß kön-


nen nur solche Personen angehören, die aus den Erfahrungen der letzten fünf


Jahre die Folgerung zogen, daß wir den Friedensvertrag zu erfüllen haben, daß


jede Hoffnung auf Revision dieses harten Diktats eitel ist, daß uns niemand helfen


wird, daß das Warten auf die Revision uns mehr geschadet hat als die Revision


uns bestenfalls genützt haben würde, daß wir auf eigene Kräfte angewiesen sind,


daß die jetzige verzweifelte Lage Deutschlands nicht auf die Reparationsleistungen


zurückzuführen ist, sondern auf die Verzögerung der Sachwertsteuer, die seit fünf


Jahren die Kapitalisten bedroht hat und die diese darum seit fünf Jahren geradezu


zur Kapitalflucht antrieb. Dem Aktionsausschuß können nur solche Personen ange-


hören, die den Glauben an den Weltfrieden niemals verloren haben, die dem


Bürger- und Völkerfrieden jedes Opfer zu bringen bereit sind und die das persön-


liche Glück des einzelnen Menschen hoch über alle nationalistischen Staatsziele


stellen. Wer den Bürger- und Völkerfrieden als eine Einheit betrachtet, wer den auf


dem arbeitslosen Einkommen sich aufbauenden Klassenstaat als den wahren


Pestherd erkennt, der den Krieg in die Welt getragen hat, wer darum diesen


Klassenstaat zerschmettern will und der deutschen Friedenspolitik durch eine all-


gemeine Kriegserklärung gegen alle Ausbeutung, gegen Zins und Grundrente eine


scharfe Spitze geben will ...  der gehört in den proletarischen Aktionsausschuß 


für die Reparation.


Die Arbeiterorganisationen, die Gewerkschaften, die politischen Parteien, die


Arbeiterpresse sind zermürbt, zerschlagen und machtlos. Sie können auch nur


noch in beschränktem Sinne als fördernde Organe betrachtet werden. Für die


Bildung des in Rede stehenden Aktionsausschusses kommen sie leider kaum noch


in Frage. Die Vertrauensmänner des Proletariats müssen darum auf andere Weise


gesammelt werden. Als Kristallisationspunkte für solche Sammlung könnten die


jetzt schon über das ganze Reich verbreiteten Ortsgruppen des


Freiwirtschaftsbundes und der Physiokratischen Vereinigung gute Dienste leisten.


Der Freiwirtschaftsbund und die Physiokratische Vereinigung haben vor, während


und nach dem Kriege die Einheit des Bürger- und Völkerfriedens immer mit aller


Schärfe betont. Sie haben dem nationalistischen Wahn niemals die geringste


Konzession gemacht, sie haben alle politischen Parteien bekämpft und ein für alle


Schichten des Proletariats annehmbares und sofort durchführbares Programm


geschaffen. Dieses Programm steht unverändert da seit 1919. Es enthält alles


Nötige für die Verständigung mit der Entente. Es enthält die Formeln für die


Lösung der Währungsfrage, für die Lösung der Valutafrage, für die Wiederher-


stellung der Weltwirtschaft, für die sofortige Beseitigung der Arbeitslosigkeit in allen


Ländern. Es liefert dem Reich, ohne die Arbeiter im geringsten zu belasten, die


Mittel zur Erfüllung des Reparationsvertrags nach dem Wortlaut des Diktates. Es


enthält ein gut ausgearbeitetes 
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Gesetz für die Erhebung der Sachwertsteuer in einer für alle Fälle ausreichenden


Höhe und liefert die Gewähr, daß diese Sachwertsteuer nicht die Substanz der


Produktionsmittel angreift, noch daß die Steuer auf die Arbeiter, Angestellten und


Beamten wird abgewälzt werden können. Aus den Überschüssen einer in


Vollbetrieb gesetzten, Weltmarktslöhne zahlenden Wirtschaft, die befreit ist von


Innenreibungen und bürokratischen Hemmungen, befreit von Konjunktur-


schwankungen, von Krisen und Arbeitslosigkeit, befreit auch von Handelsprofit-


sätzen, die vor dem Kriege 40 Prozent der gesamten Produktion verschlangen,


heute aber gewiß mehr als die Hälfte beanspruchen, sollen die Reparationen in


kurzer Frist, in 10, höchstens 15 Jahren Shylok vor die Füße geworfen werden, 


in Devisen und barem Geld.


Das Programm des Freiwirtschaftsbundes ist aber nicht nur ein


Reparationsprogramm und begnügt sich auch nicht damit, den Klassenstaat zu


zerschmettern, um seine eklen Trümmer Utopisten als Baumaterial auszuhändigen.


Es reißt nieder und baut auf. Es ist das Programm des Zukunftsstaates, wenn


unter diesem Ausdruck das verstanden wird, was zu allen Zeiten als Ideal vorge-


schwebt hat den besten Vertretern des Christentums, der Anarchie, der Utopie, 


des Sozialismus, des bürgerlichen Freiheitsdranges. Der Geist Moses, Solons,
Laotses, Stirners, Ibsens, Proudhons, des Bauernkrieges lebt in diesem


Programm. Es ist ein Programm der Hoffnung, der Begeisterung und der unmittel-


baren Tat. Es ist das Programm, das die Arbeiter brauchen, um in die Politik ziel-


sicher einzugreifen, ohne sich der Gefahr auszusetzen, sich dabei die Finger zu


verbrennen.


Wird es dem Freiwirtschaftsbund gelingen, auf dem Boden seines Programms


das Proletariat noch rechtzeitig in einer Einheitsfront zu einer aktionsfähigen Macht


zusammenzuschließen? Es ist unsere Hoffnung, die letzte Hoffnung.


Die auf Anfang Januar verlegte Freiwirtschaftliche Tagung wird auf die eben


gestellte Frage die Antwort geben. Es kommt hier alles auf die Werbearbeit der


FFF-Leute und der Physiokraten an. Gelingt es, aus den Kreisen der Arbeiter


Persönlichkeiten zu dieser Tagung heranzuziehen, die das volle Vertrauen der


Massen genießen, entschlossene Männer und Frauen, die nichts von der


Entwicklung, alles von der Tat erwarten, dann mag uns das Rettungswerk gelingen.


Wobei wir hier daran denken, daß der Widerstand, korrupt und morsch, wie er nun


einmal ist, keiner Organisation mehr fähig und kaum noch in Betracht gezogen zu


werden braucht.
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Geld und Börse


Die Diskonterhöhung der Nationalbank scheint bereits Früchte zu tragen. Der


Zinsfuß für „tägliches Geld“, d. h. Geld, das die Banken einander für 1-2 Tage aus-


leihen, stieg von ca. 2% in kurzer Zeit auf 4% und mehr. Das „tägliche Geld“ besitzt


immer den niedrigsten Zinssatz aller Leihformen, ist aber auch das empfindlichste


Barometer für das Börsenwetter. Ein so hoher Zinssatz zeigt an, daß die Banken


„knapp“ sind mit Zahlungsmitteln und die Nationalbank nicht helfen kann oder will.


Für die Spekulanten hat das eine unangenehme Wirkung. Sie bedürfen zur


Erfüllung ihrer Geschäfte fortwährend Zahlungsmittel, die bisher durch Kredite bei


Banken erhalten wurden. Fließt dieser Brunnen nicht mehr, so werden sie ge-


zwungen, ihre Wertpapiere auf den Markt zu bringen, um zu jedem Preis Bargeld


zu erhalten. Vor dieser Tatsache stehen wir heute. Eine oder zwei Großbanken


haben den Geldstreik beschlossen und behaupten den Leihgeld suchenden


Mittelbanken und Spekulanten gegenüber, daß sie selbst auch „knapp“ seien.


Währt der Geldstreik nur bis Mitte August, so hat er seinen Zweck erfüllt: die


Wertpapiere werden im Preise fallen, das Börsenmanöver ist gelungen. Sind die


Großbanken, resp. die hinter den Großbanken stehenden Drahtzieher mächtig


genug, so wird der Preisfall sich über die Börse hinaus auf die ganze Volkswirt-


schaft ausdehnen. Die Diskonterhöhung der Notenbank bildete Ausgangspunkt,


Vorwand und Rückendeckung des Beutezuges.
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Ford und die Juden.


Ford ist der erfolgreichste Unternehmer der Gegenwart. Wie er in erster Linie


Unternehmer ist und nicht Finanzgenie wie ein Hugo Stinnes, so kam er notwendig


in Gegensatz zur Finanz und zu ihrer Voraussetzung: der heutigen Geldordnung.


Durch seine Bekämpfung der Gold- und der systemlosen Papierwährung ist er


unser Bundesgenosse geworden und wird als solcher von uns auch gebührend


zitiert.


In seinem Kampf gegen die New Yorker Hochfinanz aber wandelt er eigene


Bahnen. Sein Buch „Der internationale Jude“ soll beweisen, daß es vor allem die


Juden seien, welche die Welt in den Abgrund führen, daß die Juden als Volk


bewußt Kriege und Revolution, Krise und Preisaufblähung machen würden. Der


Freiwirt weiß, daß Kriege vor allem der Ausfluß des, seit der christlichen


Zeitrechnung geltenden Boden(un)rechtes sind, das auch von den allerchristlich-


sten Regierungen heilig gehalten wurde und wird.


Eins ist richtig im Ford’schen Buch: Die Juden haben Jahrhunderte lang die


Währungspolitik ganzer Völker beherrscht (Rothschild), beherrschen sie vielleicht


heute noch (New York). Daß die Juden das Geldwesen durchschauen und lenken


lernten, erklärt sich historisch. Es sind gerade die Christen, die das ursprünglich


anders orientierte Volk zum Geldhandel gezwungen haben. Im Mittelalter bean-


spruchten die Christen alle ehrlichen Handwerke und Berufe für sich: der 


schmutzige und entehrende Beruf des Geldhändlers und Wechslers (Zinsverbot)


wurde einzig den Juden überlassen. Wie darf ein Christ, wie Ford, es ihnen zum


Vorwurf machen, daß sie es darin zur Meisterschaft gebracht haben? Für uns Volk


baumelt es sich übrigens gleich angenehm am jüdischen, wie am christlichen


Zinsgalgen. Nicht die Verruchtheit eines besonderen Volkes ist Schuld an der


Gegenwart, es ist die Rückständigkeit der gesellschaftlichen Ordnung; die Barbarei


der ganzen Menschheit.


Ford zählt eine Menge Schandtaten der jüdischen Hochfinanz auf; sie werden


wohl stimmen. Diese Juden handelten nur als ebenbürtige Genossen der christ-


lichen Landräuber Gould, Vanderbildt, des bluttriefenden Menschenfreundes


Carnegie, des Schuftes und Philantropen Morgan. Die Missetaten der Hochfinanz


gliedern sich nicht in christliche und jüdische; es ist unterschiedslos der Sieg des


Mammonismus über die Menschenseele. Ford hat Unrecht, einen Sündenbock zu


konstruieren. Nicht die Juden sind zu bekämpfen, sondern die Machtmittel, die in


jüdischen und christlichen Händen seit Jahrtausenden namenloses Unglück an-


richten. Von der Zinsbürde frei, wird die Seele den Weg zum Guten finden.
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Offener Brief an den Reichspräsidenten


[Dieser Brief wurde vor dem letzten katastrophalen Marksturz an den Reichspräsidenten gerichtet,


ohne daß bis heute eine Erwiderung darauf erfolgt wäre!!]


Sehr geehrter Herr Reichspräsident!
Das deutsche Volk wartet auf ein energisches Kommandowort aus dem Mund


seines Oberhauptes. Es weiß und ist darauf gefaßt, daß dieses Kommandowort


hart, mit schrillem Ton ihm in die Knochen fahren wird, wenn es das Kommando


ist, das alle erwarten. Das Volk ist sich klar darüber, daß es nicht ohne die


schmerzhafteste Operation gehen wird, und ruft, um das fressende Unheil zu 


bannen, förmlich nach dem scharfen Messer des Chirurgen.


Es sind nur wenige Phantasten mehr, die noch ernstlich an eine Revision des


Vertrages von Versailles im deutschen Sinne glauben. Oder sie glauben, daß die


Sabotage des Diktates, wie sie seit Jahr und Tag durch den Papiergeldschwindel


und die Steuerpolitik betrieben wird, uns auch nur den kleinsten Vorteil gebracht


hat, noch in Zukunft bringen kann. Solange wir uns durch solche Politik selber das


Grab schaufeln, hat die französische Regierung nichts dagegen einzuwenden,


auch dann nicht, wenn sie dadurch auf die Reparationsleistungen verzichten


müßte. Das Beste, was sich Poincaré wünscht, ist ja gerade


die wirtschaftliche Zerrüttung Deutschlands.
Gelingt es uns Deutschen, diese Zerrüttung wie bisher fortzusetzen, dann wird


Frankreich in Ruhe seine Rüstungen einschränken können, weil das deutsche


Volk, verhungert und verlumpt, als Machtfaktor und zukünftiger Gegner nicht mehr


in Frage kommt. Frankreich spart dann am jährlichen Militärbudget soviel, wie der


Ausfall an Reparationsleistungen ausmacht.


Der jetzt an der Ruhr geübte passive Widerstand setzt etwas voraus, was zur Zeit


bei unseren Feinden nicht zu finden ist: Menschliches Mitempfinden für die Leiden


der Volksmassen. Man glaubte, der Feind sei moralisch unfähig, sich so brutal zu


benehmen, wie er es tut. Man glaubte, daß der Feind haltmachen würde vor den


Leiden des Volkes. Es war in Anbetracht der Umstände ein törichter Glaube. Die


Franzosen werden nicht haltmachen, vor keinerlei Leiden, die der passive


Widerstand der Ruhrbevölkerung bringen wird. Damit aber verliert der passive


Widerstand das moralische Fundament und


die Aussicht auf Erfolg.
Die Einsicht wächst, daß die bisherige Haltung des deutschen Volkes gegenüber


dem Versailler Diktat in den verstrichenen 5 Jahren uns schon viel, viel mehr als
die buchstäbliche Erfüllung an Geld und Geltung in der Welt gekostet hat. In die-


sen 5 Jahren ist auf Konto der Reparationen so gut wie nichts gutgeschrieben 


worden. Dafür haben wir auf dem Konto des deutschen Nationalvermögens als


Folge der ge-
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übten Hottentottenwirtschaft um so mehr abzuschreiben. Die Hälfte des deutschen
Vermögens ist in diesen fünf tollen Jahren gestohlen, verschoben, über die Grenze
„gerettet“ worden, ist aus den Händen der rechtmäßigen Besitzer in die der
Spekulanten und Kriegsgewinnler übergegangen.


Von den rechtmäßigen Besitzern wurde das Vermögen meistens ordnungsmäßig
verwaltet, jetzt aber wird es verschleudert, verpraßt, der Steuer auf irgendeine
Weise hinterzogen.


1. Das in den deutschen Mietwohnungen angelegte Kapital
Etwa 1/2 des Gesamtvermögens im Deutschen Reiche ist durch die sogen.


„Mieterschutzgesetze“ ohne wirklichen Nutzen für die Mieter (der Lohn wurde ja
um den Betrag der gesparten Mietausgaben gekürzt!) wegbolschewikiert worden.
Es trägt nicht einmal mehr die Kosten für die Reparaturen, geschweige für die
Erneuerungen. Der völlige Zerfall der Häuser ist mit Sicherheit zu erwarten.
Werden doch schon jetzt immer mehr Menschen durch den Sturz abbröckelnder
Massen gefährdet. Und während die Wohnungen des Volkes der Zerstörung
preisgegeben sind, werden z. B. im Grunewald bei Berlin und an vielen anderen
Orten – hunderte von neuen Villen, kleine Paläste, vor den Augen der
Obdachlosen erbaut.


2. Das Kapital der Gläubiger,
voran das „Vermögen“ des Proletariats, der Angestellten, der Beamten, das 


in 22 Millionen Sparkassenbüchern mit 18 Milliarden Goldmark sorglos der
Währung und damit der Obhut des Reiches anvertraut war, auch das Vermögen
der Mündel, das in mündelsicheren Papieren ebenfalls der besonderen Obhut
des Reiches, dessen oberster Beamter Sie sind, Herr Reichspräsident, unter-
stand, im Ganzen ein der deutschen Reichswährung anvertrautes Kapital von
rund


200 Milliarden Goldmark,
ist durch den Papiergeldschwindel vollständig den Händen der rechtmäßigen
Eigentümer entwunden und den Schuldnern, den Besitzern der Sachwerte zuge-
schanzt worden. Halb, weil sie sich nicht sicher im Besitze dieses Geldes wissen,
halb, weil sie vor der seit fünf Jahren angedrohten Sachwertsteuer fliehen, retten
die Sachwertbesitzer diesen ihnen ohne Mühe in den Schoß gefallenen Teil des
Volksvermögens nun über die Grenze und entziehen ihn in Gestalt von Devisen
der deutschen Wirtschaft. (Daher die gewaltige Nachfrage nach Devisen und der
klaffende Abstand zwischen Wechselkurs und Inlandspreisen!)


Der Tragkörper der Kriegs- und Reparationslasten hat allein auf Konto dieser 
beiden Posten gut 50% verloren. Die Last für das verbleibende Vermögen ist damit
um ebensoviel gestiegen. Was diese Vermögensverschiebung im Einzelnen
bedeutet, das werden Sie uns ersparen, hier zu schildern. Hier Wohlstand,
Reichtum, Luxus, Prassereien – dort reihenweise Greise, die sich aus Not das
Leben nehmen! 
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Hier die Meldung, daß deutsche Kapitalisten im Ausland Werte im Betrage von
Goldmillionen erwerben – dort die Meldung, daß wieder ein deutscher Postdampfer
mit Bettelbriefen eingetroffen ist. Zeichen des moralischen Zerfalles.


Die Währung ist eben mehr als schnödes Geld. Mit der Währung stürzt alles:
Recht, Sittlichkeit, Ehre. Immer mehr häufen sich im Ausland die Klagen über die
Unzuverlässigkeit des deutschen Kaufmanns. Der Privatkredit der Kaufleute aber
bildete die letzte Reserve des deutschen Volkes! Hier wäre noch etwas zu holen
gewesen in den Tagen äußerster Gefahr. – Alles wird stürzen, auch die Republik,
wenn nicht die Währung in Ordnung gebracht wird.


Auf dieses Ziel, Herr Ebert, müssen die verbleibenden Kräfte des Landes vor
allen Dingen eingespannt werden. Kein Opfer darf uns zur Erreichung dieses
Zieles zu groß erscheinen.


Wir gestatten uns, die Dinge, die jetzt getan werden müssen, in logischer
Reihenfolge hier aufzuführen:


1. Ausgleichung des Staatshaushaltes.
Die Balancierung des Etats ist die conditio sine qua non des Wiederaufbaues.


Ohne sie ist alles vergeblich. Augenblicklich befinden sich die Staatsfinanzen in
einem Zustand, der im kaufmännischen Leben mehr als hinreichen würde, eine
Anklage wegen betrügerischen Bankrotts zu rechtfertigen. Um hier Ordnung zu
schaffen, bleibt uns kein anderer Weg als die gründliche Neuordnung unseres
Steuerwesens. Wo wir bei diesem Unterfangen den Hebel anzusetzen haben,
das geht aus den obigen Nachweisen hervor. Was in dieser Richtung zunächst
mit aller Schärfe zu geschehen hat, ist


a) Die sofortige Eintreibung aller rückständigen Steuern.
Derselbe Sachwertbesitz, der schon durch die Umschichtung der


Vermögenswerte einen unübersehbaren Vorteil errungen hat, hat sich aber erfah-
rungsgemäß auch noch dadurch zu bereichern verstanden, daß er die Erstattung
seiner an sich schon völlig unzureichenden steuerlichen Verpflichtungen so weit
wie irgend möglich verzögerte. Durch die fortgesetzt betriebene Verschlechterung
unserer Währung sind ihm auf diese Weise wiederum Milliardengewinne zuge-
flossen. Außerdem arbeitete der Sachbesitz mit Reichsbankkredit. Vom Tage der
Diskontierung bis zur Einlösung der Reichsbankwechsel verfließen in der Regel
drei Monate. Obwohl aber die Geldentwertung immer schneller vorwärts getrie-
ben wurde, erfolgte die Einlösung der Wechsel zum gleichen Nennbetrag, wie
die Diskontierung. Eine neue Quelle unerhörter Konjunkturgewinne. Das unge-
heure Unrecht, welches auf diese Weise dem schaffenden Volke, Arbeitern,
Beamten, Mittelständlern aller Berufe, zugefügt worden ist, läßt sich nur durch
eine


b) Außerordentlich scharfe Besteuerung des tragfähigen Sachbesitzes wieder gut
machen.
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Diese Besteuerung wäre durch ein Sperrgesetz zu sichern und hätte minde-
stens 50% des realen Wertes zu betragen. Gesetzentwürfe zur Erreichung die-
ses Zweckes sind ausgearbeitet und stehen Ihnen, Herr Reichspräsident, zwecks
weiterer Veranlassung zur Verfügung.


2. Die Beseitigung der Preissteigerung
ist nunmehr ohne weiteres möglich. Da ein Preisabbau eine ungeheure
Arbeitslosigkeit hervorrufen würde, so kann hier das Ziel nur sein


a) Die Stabilisierung des Großhandelsindexes auf dem höchsten Stand, den er
überhaupt erreicht hat.


Zur Durchführung dieser Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes ist eine


b) Währungsreform auf Grund des Menge-Umlaufgesetzes,
welches sich durch unsere heutigen Erfahrungen als vollauf richtig erwiesen


hat, erforderlich. Die Durchführung selbst, wie überhaupt auch die gesamte 
künftige Notenpolitik wäre einer


c) Kommission aus den Spitzenorganisationen der wirtschaftlichen Verbände
unter Aufsicht des Freiwirtschaftsbundes zu übertragen.


3. Außenpolitik, Reparationen.
Sofort anzuordnen wären:


a) Einberufung eines internationalen Valuta-Kongresses
für die Schaffung einer vom Gold losgelösten, auf die internationale Festigung
des Warenpreisstandes gerichteten Währung und eines entsprechenden Geldes.
Es empfiehlt sich, diese Einladung zunächst auf die sogenannten „valuta-
schwachen“ Länder zu beschränken.


b) Einberufung einer internationalen Freihandelskonferenz.
c) Offizieller Hinweis der deutschen Regierung
auf die zu Pfingsten 1923 vom internationalen Freiwirtschaftsbund zu Basel
gemachte Anregung, zur Erleichterung aller internationalen Kriegsschulden und
zur Wiederaufrichtung der Weltwirtschaft alle Schulden in U.S.A.-Dollar legal 
tender umzurechnen und diesen Dollar sodann einer gesetzlich geregelten, 
leichten Inflation von etwa 5% jährlich zu unterwerfen, solange, bis der Kriegs-
Warenpreisindex wieder erreicht ist, zu welchen die Kriegsschulden gemacht
wurden bzw. der den deutschen Reparationsberechnungen zugrundegelegt
wurde.


d) Feierliche Verpflichtung des deutschen Volkes, daß wir diesen so revidierten
Friedensvertrag


(der die der zahlenmäßigen Last von 132 Milliarden entsprechende
Sachwertlast auf etwa 80 Milliarden herabsetzt!) im vollen nominellen Umfange
von 132 Milliarden zu erfüllen bereit und befähigt sind. Hierzu bemerken wir, daß
es praktisch zu einer restlosen Erfüllung gar nicht kommen würde, da mit Hilfe
der von uns vorgeschlagenen Maßnahmen die Feinbund-Wirtschaft binnen 
kurzem so mit Waren aus den Erfül-
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lungslieferungen überschwemmt wäre, daß die Feinbundarbeiterschaft arbeitslos
auf der Straße stehen würde. Ein Erfolg, der die „Siegerstaaten“ alsbald veran-
lassen müßte, uns um die sofortige Einstellung der Erfüllung zu ersuchen.


Das sind, Herr Reichspräsident, diejenigen Vorschläge, die aus einer gewissen-
haften Prüfung unserer wirtschaftlichen, finanziellen, innen- und außenpolitischen
Lage heraus geboren wurden. Ihre Durchführung wird für eine Gruppe von
Volksgenossen überaus schmerzhaft sein, den ausgeplünderten Mehrheiten würde
sie jedoch ein menschenwürdiges Dasein zurückerobern. Wir empfehlen Ihnen
diese Vorschläge zur Umsetzung in die Tat und warten jetzt auf das Kommando,
Ihr Kommando, Herr Reichspräsident.


Mit dem Ausdruck unserer Hochachtung!


Noebe, Hasse, Kuhlmay, Trempler,
von Engel und Gen.


Neubrandenburg, den 28. Juli 1923.
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Zum Geleit      


In der zweiten Hälfte des Jahres 1923 hatte die große Inflation ihren Zweck
erfüllt: Die mittleren und unteren Schichten des Volkes waren so sehr verarmt, 
daß ihnen nicht noch mehr hätte genommen werden können. Somit war der
Zeitpunkt für eine Neuordnung der Währung gekommen. 


Nach dem Rücktritt der Regierung Cuno im August 1923 bildete Gustav Strese-
mann (DVP) als neuer Kanzler und Außenminister eine große Koalitionsregie-
rung aus DVP, Zentrum, DDP und SPD. Die DVP stellte mit Hans Luther den
Wirtschafts- und Ernährungsminister; die SPD übernahm das Innen-, Justiz- und
Finanzministerium. Der erste Entwurf für ein Konzept zur Stabilisierung der Wäh-
rung stammte noch aus der Zeit der Regierung Cuno vom deutschnationalen
Abgeordneten Karl Helfferich. Da Gold als Mittel zur Deckung des neuen Gel-
des nicht in ausreichender Menge vorhanden war, schlug Helfferich als Deckung
vor, auf sämtliche deutschen Grundstücke eine Grundschuld vor anderen Be-
lastungen einzutragen. Es sollte möglich sein, eine solche Grundschuld in Form
von Rentenbriefen zu mobilisieren. Die neue Währung sollte also damit ‘gedeckt’
sein, daß man Banknoten gegen verzinsliche Rentenbriefe einlösen konnte. Als
Wertmaßstab sah Helfferich den Roggen vor. Der sozialdemokratische Finanz-
minister Rudolf Hilferding glaubte ebenfalls an die Notwendigkeit einer beson-
deren Deckung des Geldes; er lehnte aber die “Roggenmark” wegen zu befürch-
tender Instabilität ab. Sein Nachfolger wurde Hans Luther, der im November 1923
zusammen mit Hjalmar Schacht (DDP, zunächst nach Havensteins Tod Reichs-
währungskommissar und dann Reichsbankpräsident) die Währungsumstellung 
leitete. Anstelle der mit dem variablen Getreidepreis schwankenden “Roggen-
mark” trat nach der Stillegung der Notenpresse eine auf den Goldwert fixierte
“Bodenmark”, die schließlich unter dem Namen “Rentenmark” ausgegeben wurde.
[Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, München 1981, S. 148 ff und Arthur Rosenberg, Entstehung
und Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt a. M. 1983, S. 142 ff.]  Eine neue Renten-
mark entsprach einer Billion (!) alter Reichsmark. 


Mit der Einführung der Rentenmark begannen die sogenannten ‘Goldenen
Zwanziger Jahre’. Die Arbeitslosenzahlen sanken und die Rentenmark erwies 
sich auch ohne Golddeckung als eine stabile Währung. Da die Einlösung von
Rentenmark in Rentenbriefe nur in ganz wenigen Ausnahmefällen vorkam, funk-
tionierte die neue Währung de facto ohne Deckung – was Silvio Gesells Ab-
lehnung jeglicher Deckungsideen als “Wahngebilde”  [Silvio Gesell, Die Deckung des 
Geldes durch Rentenpapiere, in: SGW Band 15, S 43.] praktisch bestätigte. Daß es den-
noch zu keiner ungedeckten, nur mengengesteuerten Indexwährung kam, lag
nicht zuletzt an der amerikanischen ‘Hilfs’-bereitschaft bei der Lösung des Re-
parationsproblems. Die USA waren wirtschaftlich und militärisch als Weltmacht 
Nr. 1 aus dem ersten Weltkrieg hervorgegangen. Das infolge der Prosperität 
hohe Angebot amerikanischen Kapitals erblickte rentable Anlagemöglichkeiten 
in der kapitalarmen Entwicklungsregion Deutschland und verstand es, seine Inte-
ressen im Wege einer geschickten Diplomatie mit den Regierungen der Entente-
Staaten, vor allem Englands und Frankreichs, und den deutschen Kabinetten
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Stresemann und Marx durchzusetzen. Eine Sachverständigenkominission unter
Vorsitz des amerikanischen Finanzexperten Dawes stellte die wirtschaftspoli-
tischen Weichen in jene Richtung, vor der Silvio Gesell unermüdlich warnte: 
Statt Großgrundbesitz und Großkapital mit einer Sachwertsteuer zur Sanierung
des Staatshaushalts und zur Zahlung der Reparationen heranzuziehen, sah der
Dawes-Plan Auslandsanleihen und die Wiedereinführung einer Golddeckung 
des Geldes vor. Durch diese von Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht und
Finanzminister Luther in Abstimmung mit Außenminister Stresemann maßgeblich
mitvollzogene Politik geriet Deutschland in eine Abhängigkeit von ausländischem
Finanzkapital und unter eine Kontrolle durch ausländische Gläubiger. 


Der marxistische Historiker Arthur Rosenberg kritisierte mit Recht, daß
Deutschland durch den Dawes-Plan zu “einer Art Kolonie der New Yorker Börse”
geworden sei. [Arthur Rosenberg (wie Anm. 1), S. 163. – Kurioserweise ist Rosenbergs Kritik 
des ausländischen Finanzkapitals gepaart mit einer Verteidigung der "echten Goldwährung" (S.
152/158) – also gerade jener Währung, die für die Wallstreet das eigentliche Herrschaftsinstrument 
war. Die Sozialdemokraten trugen bei der Währungsumstellung und der Annahme des Dawes-Plans
zwar keine unmittelbare Regierungsverantwortung. Aber sie unterlagen demselben Golddeckungs-
glauben wie die Politiker des Kapitals und unterstützten diese Politik der Minderheitskabinette
Stresemann und Wilhelm Marx. Dafür gaben sie sogar den Achtstundentag – eine Errungenschaft 
der Revolution – wieder preis.] Dem hielt der bürgerliche Historiker Helmut Heiber ent-
gegen, daß diese Sichtweise “ganz links und ganz rechts praktisch identisch”
gewesen sei. Und selbst wenn sie zutreffe: “Welchen anderen Weg hätte es wohl
gegeben als den, den Stresemann gegangen ist?” [Helmut Heiber (wie Anm. 1), S.


163/164.] Die Behauptung, es habe keine Alternativen zu Stresemann, Schacht 
und Luther gegeben, ist genauso falsch wie Rosenbergs These, daß eine staat-
liche Planwirtschaft ein Weg zur Stabilität ohne Auslandsabhängigkeit hätte sein
können. [Arthur Rosenberg (wie Anm. 1), S. 169.] Zwar führten die Auslandsanleihen trotz
der Fortdauer der politischen Instabilität zunächst zu einem wirtschaftlichen Auf-
schwung und sie ermöglichten indirekt Stresemanns Locarno-Diplomatie. Aber 
die Sünden von 1923/24 sollten sich schon 1929 bitter rächen. Wie eine Seifen-
blase platzten die legendären ‘goldenen 20er Jahre’, als die ausländischen Kre-
ditgeber nach dem Schwarzen Freitag ihre Darlehen zurückverlangten. Der fremd-
finanzierte Aufschwung erwies sich als “Scheinblüte” [Arthur Rosenberg (wie Anm. 1), 


S. 169.] (Rosenberg) – auch Heiber mußte zugestehen, daß er ein unsolides 
“Pumpsystem” war  [Helmut Heiber (wie Anm. 1), S. 151.] –, und der Zusammenbruch 
der Konjunktur ebnete den Weg für den Untergang der Weimarer Demokratie. 


Im August 1923 bemühte sich eine Delegation des “Freiwirtschaftsbundes” 
vergeblich um eine Unterredung mit Stresemann und Hilferding. Und Silvio Ge-
sell sprach in einem Aufsatz “Der Goldwahn triumphiert” die Befürchtung aus, 
daß sich in der Politik wieder diejenigen durchsetzen könnten, die die wirtschaft-
liche Unkenntnis der Öffentlichkeit ausnutzen, um die “Analphabeten auf die
Schlachtbank zuführen”. [Silvio Gesell, Der Goldwahn triumphiert, in: SGW Band 14, S. 352.]


Bis zur endgültigen Annahme des Dawes-Plans auf der Konferenz in London im
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August 1924 wiederholte Gesell seine Warnungen vor den Folgen von Gold-
währung und Auslandsanleihen sowie seine Gegenvorschläge in zahlreichen Vor-
trägen und Aufsätzen. “Nirgendwo ist die Macht des Geldes so groß, so brutal, 
so verbrecherisch wie in Amerika.” Durch die Bindung an das Gold werde die 
deutsche Währung zum Spielball der Börsianer und Spekulanten; ihr Schicksal
werde abhängig von der Entwicklung des amerikanischen Dollars. Der Übergang
von der Rentenmark zur Goldwährung bedeute “die Unterwerfung des deutschen
Volkes unter die Herrscher der New Yorker Börse”. Die Goldwährung durch-
schaute Gesell als eine “Hochburg der Raubritter” und als eine “Wucher- und
Spekulantenwährung”. [Silvio Gesell, Die Rentenmark, die Goldnoten und ihre Zukunft, sowie


ders., Die Lösung der Währungsfrage, in: SGW Band 15, S. 146 und 212.]  Sein Gegenvorschlag
einer von jeglichen Spekulationsinteressen unabhängigen autonomen Währungs-
politik in Deutschland war durchaus nicht nationalistisch, sondern kosmopolitisch
gedacht, zumal sie in eine “Internationale Valuta-Assoziation” integriert werden
sollte. Schadenfreudige Presseberichte über Kursstürze des Franc, Unruhen in
Polen, Arbeitslosigkeit in England und Schwierigkeiten der Sowjetregierung be-
trachtete er als Zeichen des “nationalistischen Wahns”. “Deutschlands Wirtschaft
steht und fällt mit der Weltwirtschaft.” Und es müsse alles getan werden, damit 
die Menschen sowohl im Inland als auch in anderen Ländern durch eine sou-
veräne Indexwährungs- und Wirtschaftspolitik in Wohlstand und Frieden leben 
könnten. [Silvio Gesell, Die Rentenmark, die Goldnoten und ihre Zukunft, in: SGW Band 15, S.145.]


Schließlich blieb Gesell jedoch nur noch die bittere Gewißheit, daß “Marx und
Stresemann in London das erste und wichtigste Souveränitätsrecht, das Recht 
die Währung des Landes nach freiem Ermessen zu gestalten, um ein armseliges
Linsengericht, um ein Darlehen von sage und schreibe 200 Millionen Dollar ver-
kaufen”. Dem deutschen Volk und nach ihm auch anderen Völkern wurde ein 
goldener Ring durch die Nase gezogen, an dem die Börsenkönige der Wallstreet
sie ins Verderben führten. [Silvio Gesell, Die Londoner Razzia, in: SGW Band 15, S. 235. Vgl.
auch Max Leuchtenberg (d. i. Johannes Schumann), Woran Weimar scheiterte, Hamburg o. J. (ca.
1961), S. 7 -9. – Fritz Schwarz, Morgan – der ungekrönte König der Weit, 4. Aufl. Bern 1924.]  Die
nationalsozialistischen Formen, die dieses Verderben später annehmen sollte,
waren für Gesell damals noch nicht vorauszusehen, zumal der Hitler-Putsch ge-
rade erst gescheitert war. Doch ahnte er bereits 1923, daß die allgemeine Zer-
rüttung der Wirtschaft eine neue Welle des Nationalismus hervorbringen würde:
“Dann wird man zur Hebung solchen Nationalgefühls zu den bewährten Mitteln
greifen, die Völker zu verhetzen, und an die niedrigsten Instinkte wird man 
appellieren ... Dann ist die Stimmung wieder bald reif für einen Krieg.” [Silvio 
Gesell, Der Aufstieg des Abendlandes, in: SGW Band 14, S. 205-206. Gegenüber Fritz Schwarz 
äußerte Gesell 1923: "Diese Inflation ist schlimm, aber schlimmer noch wird die Deflation sein. 
Passen Sie auf – Sie werden noch die Auswirkungen der Deflation erleben: da riecht es nach 
Blut in Europa." (Freiwirtschaftliche Zeitung, Bern Nr. 71/1939) – Vgl. Werner Schmid, Silvio 
Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 308 und Gesells Offenen Brief an die 
Berliner Zeitung am Mittag, in: SGW Band 17, S. 257.]  Wie ein Seismograph spürte Ge-
sell soziale Erdbeben, lange bevor sie Wirklichkeit wurden. Seine düsteren Vor-
ahnungen eines neuen Krieges bewogen ihn zu einer Auseinandersetzung mit


11







dem Pazifismus der Weimarer Zeit, den er mit harter, aber dennoch wohlwollen-
der Kritik begleitete. 


Schon während des ersten Weltkriegs hatte Gesell in der Schweiz begon-
nen, die Bedeutung der Boden- und Geldreform als Weg zu einem dauerhaften
Bürger und Völkerfrieden besonders herauszustellen. In Zürich hielt er 1917 vor
dem “Weltfriedensbund” seinen Vortrag “Freiland, die eherne Forderung des
Friedens”, nachdem er 1916 in einem Vortrag in Bern bereits versucht hatte, die
Pazifisten auf das zinstragende Geld als den großen Friedensstörer aufmerksam
zu machen. [Beide Vorträge (SGW Band 10, S. 35 ff und 97 ff) wurden später in Gesells Haupt-


werk eingearbeitet (Band 11, S. 55 ff und 210 ff).] 1920 beschrieb Gesell den Kriegsgeist
als “eheliches Kind unserer eigenen sozialen Zustände” und die Boden- und
Geldreform als “Bahnbrecher des Bürgerfriedens “. [Silvio Gesell, Deutsche Vorschläge 
für die Neugründung des Völkerbundes und für die Überprüfung des Versailler Vertrags, in: SGW 
Band 12, S. 291 f.] 1922 trug er seine Gedanken auf einer Tagung der “Internatio-
nalen Frauenliga für Frieden und Freiheit” auf der Burg Lauenstein in Ober-
franken vor, wo auch der Philosoph Bertrand Russell und der Künstler Heinrich
Vogler sprachen. [Lida Gustava Heymann, Internationale Sommerschule auf Burg Lauenstein, 
in: Die Frau im Staat 4. Jg. 1922, Nr. 9, S. 7. – Der deutsche Zweig der Internationalen Frauenliga 
hatte sich zuvor auf einer Tagung in Bremen für einen völlig freien Welthandel ausgesprochen. 
(Die Frau im Staat 4. Jg. 1922, Nr. 5, S. 5) – Vgl. Rolf Engert, Frieden und Freiheit, Dresden 1922, 
S. 3. – Über die "Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit" vgl. Helmut Donat und Karl 
Holl (Hg.), Die Friedensbewegung – Organisierter Pazifismus in Deutschland, Österreich und der
Schweiz, Düsseldorf 1983, S. 194-196.] Einerseits schätzte Gesell die Pazifisten als 
die “Edelsten des Menschengeschlechts”. [Silvio Gesell, Ursachen der Kriege, in: SGW


Band 13, S. 147.] Mit ihnen teilte er die Überzeugung, daß Deutschland die Verant-
wortung für den ersten Weltkrieg übernehmen, die Reparationsforderungen er-
füllen und sich mit seinen Nachbarn im Westen und Osten aussöhnen müsse.
Andererseits kritisierte er immer wieder die Mittel, mit denen die Pazifisten den
Frieden erreichen wollten. Abrüs-tung, internationale Verträge und der Haager
Gerichtshof könnten ohne eine Überwindung des “bürgerlichen Kriegszustands” 
zu keinem dauerhaften Frieden führen. “Die Pazifisten packen das Friedens-
problem beim Schwanz an”, während es doch nur lösbar ist, wenn es bei den
Hörnern der sozialen Frage gepackt wird. Alle Privilegien des Boden- und Geld-
besitzes und alle Zollgrenzen müssen beseitigt werden, damit die wirtschaftlich-
en Triebkräfte von Militarismus und Krieg erlahmen. So wie der Prophet Jesaja 
den Frieden als “Frucht der Gerechtigkeit” erwartete (32.17), so betrachtete Ge-
sell den sozialen Frieden als Voraussetzung des Weltfriedens: “Der Bürgerfriede
ist die Keimzelle des Völkerfriedens.” [Silvio Gesell, Angriffe auf die pazifistische Politik, so-
wie ders., Durch den Bürgerfrieden zum Völkerfrieden – 15 Thesen, in: SGW Band 15, S. 127 und 
279. Der erstgenannte Aufsatz erschien ein weiteres Mal in der Schweiz unter dem Titel "Mehr
Siegeswillen – ein Wort an die Pazifisten", in: SGW Band 15, S. 253. Zur Friedensfrage vgl. auch 
die Aufsätze "Freiwirtschaftliche Reparations- und Friedenspolitik", "Drohender Rassekrieg zwischen
Amerikanern und Mongolen", "Die Kriegsschuld und die eiserne Forderung des Friedens" und
"Freiwirtschaftliche Friedenspolitik", in: SGW Band 15.] 1928 faßte Gesell diese Gedanken-
gänge noch einmal in Thesen zusammen, die von einer physiokratisch-freiwirt-
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schaftlichen Delegation auf dem Welt-Jugend-Friedenskongreß in Eerde-Om-
men in den Niederlanden vorgetragen wurden. [Silvio Gesell, Stabilisierung des Bürger-
und Völkerfriedens (deutsch und englisch), in: SGW  Bd. 17. – Zur Delegation gehörte Werner
Zimmermann, der von einer guten Zusammenarbeit mit dem Pazifisten Heinz Kraschutzki be-
richtete. (Werner Zimmermann, Zu freien Ufern, München 1950, S. 224) Über Kraschutzki vgl. Hel-
mut Donat und Karl Holl (wie Anm. 16), S. 232 f.] Für diesen Kongreß schrieb Otto Lau-
tenbach vom “Freiwirtschaftsbund” unter dem Pseudonym Kurt Kämpfer eine Bro-
schüre “Mit Schwarz-Rot-Gold zum nächsten Krieg – Ein Weckruf an alle Frie-
densfreunde”.  Der “Fisiokratische Kampfbund” lehnte den Panzerkreuzer A als
“teures und gefährliches Spielzeug” ab. [Letzte Politik Nr. 49/1927 und Nr. 9/1928.]  Der
“Freiwirtschaftsbund” warnte vor der “Harlekinade eines Panzerkreuzer-Puppen-
spiels” und unterstützte das von der KPD initiierte Volksbegehren gegen den Bau
des Panzerkreuzers A. [Freiwirtschaftliche Zeitung Nr. 37 und 38/1928.]


Innerhalb der Friedensbewegung waren es vor allem der ‘Friedensgeneral’
Paul von Schönaich und Friedrich Kayser, die Gesells Gedanken über die wirt-
schaftlichen Hintergründe von Kriegen aufgriffen. In Artikeln in der Zeitschrift 
“Das andere Deutschland” und im “Dortmunder Generalanzeiger” traten sie für
wirtschaftliche Reformen als Mittel der Friedenssicherung ein. Auch Karl Udo
Iderhoff war in diesem Sinne publizistisch tätig. [Paul von Schönaich, Mein Finale - Mit 
dem geheimen Tagebuch 1933 -1945, Flensburg und Hamburg 1947, S. 49-52, 116-119 und 342. -
Ders., Vom vorigen zum nächsten Krieg, Fichtenau bei Berlin 1924, S. 46 ff und 70. - Stefan Appe-
lius, Pazifismus in Westdeutschland - Die Deutsche Friedensgesellschaft 1945-1968, 2 Bände 
Aachen 1991.] Besonders Schönaich, der zeitweise Vorsitzender der “Deutschen
Friedensgesellschaft” (DFG) war, bemühte sich sehr um eine engere Verbindung
von Pazifismus und Freiwirtschaft. [Über Schönaich, Kayser und Iderhoff vgl. die Artikel in
Helmut Donat und Karl Holl (wie Anm.16), S. 338-340, 226 und 194. Iderhoff schrieb auch in "Der 
neue Kurs". – Johanna Iderhoff, Ein Menschenanwalt, Stuttgart 1974.] Doch regten sich dage-
gen in der DFG auch starke Widerstände, zum Beispiel von Fritz Küster, so daß
der Einfluß von Schönaich und Kayser in diesen Fragen begrenzt war. 


Zu der von Siegfried Jacobsohn und ab 1927 von Carl von Ossietzky ge-
leiteten Zeitschrift “Die Weltbühne” entstanden keine näheren Verbindungen,
“obwohl” – wie Hans Timm mit Bedauern feststellte – “nach der ganzen Tendenz
der Zeitschrift anzunehmen war, daß sie unseren Ideen nicht mehr fernstand.”
Ossietzky hatte Vorbehalte gegenüber “Allerweltsreformern”. Und Morus (ein
Pseudonym für Richard Lewinsohn, der gleichsam der Wirtschaftskommenta-
tor der “Weltbühne” war) war ein Anhänger der Geldtheorie von Georg Knapp 
und Befürworter von Dawes-Plan und Golddeckung. [Hans Timm, in: Letzte Politik 
Nr. 85/1926. – Vgl. Carl von Ossietzky, Die Pazifisten, in: Das Tage-Buch vom 4. 10. 1924. Nach-
druck in: Carl von Ossietzky, Rechenschaft – Publizistik aus den Jahren 1913-1933, Frankfurt 
1972, S. 41. Morus wollte "auf schnellstem Wege ein gesichertes Goldgeld erhalten" (in: Es 
kriselt, Weltbühne Nr. 7/1924, S. 207) – Vgl. auch Morus, Geld und Macht (in: Weltbühne Nr. 
20/1924, S. 668) sowie ders., Inflation, Dolchstoß und Stinnes (in: Weltbühne Nr. 22/1924, S. 823 ff).]


In der von Friedrich Wilhelm Foerster herausgegebenen Halbmonatsschrift 
“Die Zeit” gab es 1932 nur noch einmal eine Kontroverse zwischen Foerster 
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und Hans Schwann über Währungsfragen sowie einige Aufsätze von van 
Bruggen über Zusammenhänge zwischen der Wirtschaft und dem Krieg bzw. 
dem Frieden. Ein Bindeglied zwischen der Freiwirtschaft und der Friedensbe-
wegung blieb jedoch weit über diese Zeit hinaus der österreichische katholische
Theologe Johannes Ude. [Zur Kontroverse zwischen Foerster und Schwann vgl. Die Zeit 
vom Juni 1932. Während des ersten Weltkriegs gab es bereits Kontakte von Gesell und Paulus 
Klüpfel mit Ludwig Quidde und Friedrich W. Foerster; vgl. Gesells Briefe an Klüpfel vom Juli 
und Oktober 1916. – Über Johannes Ude vgl. Peter Hodina, Zwischen Selbstreform und Weltreform, 
in: Zeitschrift für Sozialökonomie 65. Folge 1985, S. 3-8. Udes während der Nazizeit entstandenes
Hauptwerk "Du sollst nicht töten!" konnte 1948 im Hugo Mayer Verlag Dornbirn erscheinen. Ude ge-
hörte dem "Kuratorium der Ostermarschbewegung / Kampagne für Demokratie und Abrüstung" an 
und kämpfte in Vorträgen und Veröffentlichungen gegen Remilitarisierung und atomaren Rüstungs-
wettlauf, für Kriegsdienstverweigerung und Neutralität.] – Vor dem ersten Weltkrieg hatten
Silvio Gesell und der damals noch kleine Kreis seiner Mitarbeiter geglaubt, daß 
die Zeit bis zur Verwirklichung der Boden- und Geldreform noch lang sein würde
und noch viel Aufklärungsarbeit zur Voraussetzung habe. Die Ereignisse des
Krieges und der Nachkriegszeit führten jedoch zu einer Umwandlung der Fern- 
in eine Naherwartung. [Silvio Gesell, Die sieghafte Einheitsfront, in: SGW Band 13, S. 139.]


Not und Chaos jener Zeit nährten die Hoffnung auf eine schnelle Realisierung. 
Das führte zu einer fieberhaften Politisierung der Freiwirtschaftsbewegung und 
zu harten Auseinandersetzungen über Fragen der Strategie und Taktik. 


Um mögliche Konfliktstoffe auf dem Weg zur Verwirklichung der Boden- und
Geldreform zu entschärfen und den Weg abzukürzen, hatten sich Physiokraten
und Freiwirte 1921 bei der Bildung ihrer Einheitsorganisation zur strikten Neutra-
lität gegenüber Weltanschauungen, politischen Parteien und menschlichen Ras-
sen verpflichtet. Das Konzept der “Diktatur der Not” trat in den Hintergrund. Statt-
dessen setzten heftige Debatten um die Frage “Bund oder Partei?” ein. Außerdem
beschloß der “Freiwirtschaftsbund FFF” auf seiner Tagung in Leipzig im April 1923,
ein “Volksbegehren zur Stabilisierung der Mark” einzufädeln. [Vorarbeiten leisteten hier-
für Hans Timm ("Die Freiwirtschaft durch Volkswillen", in: Die Frei-wirtschaft durch Freiland und
Freigeld Nr. 6/1922, S. 147-152) und Benedikt Uhlemayr, der einen entsprechenden Gesetzentwurf for-
mulierte (in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld Nr. 8/1923, S. 225-226). An anderer Stelle
wird dieser Entwurf Timm zugeschrieben (Das freie Volk Nr. 18/1924). Einen ergänzenden Entwurf zu
einem Gesetz zur Erhebung der Sachwertsteuer legte Albrecht von Hoffmann vor: Entwurf zu einem
Gesetz betr. Steuern zur Tilgung der Kriegslasten (in: Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld Nr.
10/1923, S. 265-276).] Um eine möglichst große Unterstützung seitens der unter der
Inflation leidenden Bevölkerung zu bekommen, sollte bei der Werbung für dieses
Volksbegehren das Ziel einer “Fest-währung” im Mittelpunkt stehen (ohne Freiland
und Freigeld). Um den “Gesetzentwurf zur Stabilisierung der Mark durch Stillegung
der Notenpresse ohne Hilfe des Auslands” dem Volk zur Entscheidung vorlegen zu
können, hätten 10% der Wahlberechtigten dieses Volksbegehren unterstützen
müssen. Die Zahl der Unter-schriften blieb jedoch gering, und nach der Einführung
der Rentenmark wurde diese Aktion eingestellt. [Hugo Luczak, Geschichtliches zur FFF-
Bewegung in Deutschland, Erfurt 1931, S. 24-28. – Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Ge-
sells, Lütjenburg 1994, S. 39-50. – Hans-Joachim Werner, Geschichte der Freiwirtschaftsbewegung –
100 Jahre Kampf für eine Marktwirtschaft ohne Kapitalismus, Münster/New York 1989, S. 58 ff.]
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Um eine Einstellung zu den veränderten Zeitumständen zu finden, berief 
der “Freiwirtschaftsbund FFF” eine Tagung ein, die im Januar 1924 im Berliner
Herrenhaus stattfand. Dort fiel der Grundsatzbeschluß, daß der FWB sich ohne
Umwandlung in eine Partei als Bund an den Wahlen zum deutschen Reichstag 
beteiligen sollte. Zwar glaubte man nicht an die Möglichkeit, die Durchführung 
der Boden- und Geldreform auf parlamentarischem Weg zu erreichen. Jedoch soll-
te der Wahlkampf genutzt werden, um den FWB in der Öffentlichkeit bekannter 
zu machen. Bei der im Vorfeld der Reichstagswahlen geführten Programmdis-
kussion entbrannten indessen heftige Flügelkämpfe. Eine Programmkommission,
der Gesell, Timm, Tuercke und Uhlemayr angehörten, legte den folgenden Entwurf
vor: “Die kapitalistische Wirtschaft schafft Herrschende und Beherrschte. Die
Furcht der Herrschenden vor Angriffen auf ihre Vormachtstellung, die nicht auf 
persönlichen, überragenden Eigenschaften gegründet ist, führt zum Ausbau des
Staates als einer Organisation zur Sicherung der Grundlagen der kapitalistischen
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Dieser Sicherung dienen nicht nur die Ein-
richtungen, die unmittelbare Gewaltanwendungen ermöglichen, wie Militär, Poli-
zei, Gerichte, Gefängnisse usw., sondern weit mehr die Einrichtungen zur Be-
herrschung des Geistes, durch die sich der Staat im Namen der Kultur und der
Volkswohlfahrt in alle, auch die persönlichen Angelegenheiten, einmischt. Der
Kampf gegen den Kapitalismus muß darum von Anfang an auch gegen diese
Beherrschungsmittel gerichtet sein, weil es sonst mit ihrer Hilfe immer wieder
gelingt, die arbeitende Masse zu entzweien und von ihrem Ziele abzubringen. 


Der Freiwirtschaftsbund nimmt den Kampf gegen den Kapitalismus in vollem
Umfang auf. Er setzt sich dabei nicht in Widerspruch mit sich selbst, weil er in
Anwendung der neuen Erkenntnis nur das Boden- und Geldmonopol zu beseiti-
gen braucht und jegliche Eingriffe des Staates in die freie Wirtschaft sowie in per-
sönliche und kulturelle Angelegenheiten entbehren kann. Damit sind die Vor-
aussetzungen für einen erfolgreichen Kampf zum ersten Male gegeben. Mit den
staatlich geschützten wirtschaftlichen Vorrechten wird auch der Hang zur Er-
haltung und zum Ausbau des Staates für immer schwinden, so daß sein gründ-
licher Abbau zwar nicht von selbst eintreten, aber ohne erhebliche Widerstände
durchgesetzt werden kann und besondere Sicherungen gegen seinen Wieder-
ausbau nicht notwendig sein werden. 


In den hier folgenden Zielen des Freiwirtschaftsbundes verbindet sich der
Kampf gegen den Kapitalismus vollkommen mit dem Kampf für die persönliche
Freiheit: 


Innere Politik:
1. Festwährung, d. h. eine Währung, die nicht in einem festen Preise des Gol-


des oder anderer Deckungsmittel, sondern in einem festen Durchschnittspreis 
der Waren (Index), also in gleichbleibender Kaufkraft des Geldes, besteht. Diese
wird dadurch erreicht, daß ein zu schaffendes Währungsamt die Geldmenge ver-
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mehrt, wenn und solange der Index fällt, und vermindert, wenn und solange der
Index steigt. Störungen dieser aktiven Währungspolitik durch den Wechsel der
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes werden ausgeschaltet durch: 


2. Freigeld, d. h. ein Geld, das im Gegensatz zu dem herkömmlichen Geld in
seinem Kreislauf nicht mehr willkürlich durch Interessengruppen unterbrochen
werden kann, sondern unter allen Umständen gleichmäßig umläuft, weil der ein-
zelne Geldschein mit einem Nennbetragsverlust belastet ist. Dadurch wird die
Produktion von allen Hemmungen befreit und senkt infolgedessen den Real-
kapital- und Geldzins, wodurch sich das Einkommen der Arbeitenden dauernd
erhöht. 


3. Freiland, d. h. Verpachtung des zurückgekauften Bodens zur privaten Be-
wirtschaftung im Meistbietungsverfahren, an dem jeder Mensch teilnehmen kann,
und restlose Auszahlung der Pachtgelder an die Mütter nach der Zahl ihrer noch
nicht 16 Jahre alten Kinder. 


4. Freiheit in allen Kulturfragen. Schule, Fachbildung, Heilkunde, Kirche,
Wissenschaft, Kunst, Ehe usw. sind vom Staat und dessen Einflüssen zu lösen. 


5. Soziale Fürsorge. Versorgung aller Unterhaltsbedürftigen, insbesondere der
Alten, Kriegsverletzten, Arbeitsunfähigen, Witwen und Waisen. 


6. Rechtsreform. 
a) Strafrecht.
Das Strafrecht ist in der Weise umzuwandeln, daß nicht der Gesichtspunkt 


der moralischen Schuld, der Abschreckung, der Besserung oder ähnliches für die
zu treffenden Maßnahmen in Betracht kommt, sondern lediglich der Zweck der
Siche-rung der Allgemeinheit vor dem einzelnen, der das Leben, Gesundheit,
Eigentum anderer wider deren Willen verletzt. 


b) Zivilrecht. 
Völlige Gleichberechtigung der Frau. 


Die Zivilgerichtsbarkeit ist mehr und mehr privaten Schiedsgerichten zu über-
lassen. 


7. Steuern. Um den in Zusammenhang mit der Forderung zu 1 unerläßlichen
Ausgleich des Staatshaushalts und die nur für die Übergangszeit erhobene Forde-
rung zu 5 durchführen zu können, werden alle öffentlichen Schulden und Lasten
einschließlich der Reparationen restlos abgewälzt auf die Sachwerte. Alle in-
direkten Steuern einschließlich Lohnsteuern kommen in Fortfall. 


Äußere Politik:
Es wird grundsätzlich im Zusammenhang mit den Forderungen der inneren Po-
litik eine Außenpolitik getrieben, die über den Bürgerfrieden zum Völker- und
Menschheitsfrieden führt. 


1. Die imperialistischen Bestrebungen aller Völker werden durch Beseitigung
aller Zollschranken (Freihandel) zugleich befriedigt und beseitigt. 


2. Schaffung einer festen Valuta durch eine Internationale Valuta-Assoziation
(Iva), die ein Geld schafft, das in den der Assoziation angeschlossenen Ländern
neben dem nationalen Gelde umläuft. Im deutschen Freiwirtschaftsgebiet be-
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steht kein Unterschied zwischen In- und Ausländern. Die Überlegenheit der
Freiwirtschaft über alle anderen Wirtschaften wird die ganze Erde in ein Frei-
wirtschaftsgebiet verwandeln, so daß es dann überhaupt kein In- und Ausland
mehr gibt.” [Zitiert nach Hugo Luczak (wie Anm. 29), S. 29-32.]


Zum Hauptstreitpunkt wurde der Absatz 4 “Freiheit in allen Kulturfragen”. Ge-
sell wollte ein Programm, aus dem die komplexen Auswirkungen einer Boden- 
und Geldreform auf die Ganzheit von Wirtschafts-, Rechts- und Kulturleben
erkennbar werden. “Einhelligkeit kann nur erreicht werden dadurch, daß die letz-
ten Auswirkungen der Freiwirtschaft ans Licht gezogen werden.”  [Silvio Gesell, Brief


an den FWB-Vorsitzenden Wilhelm Merks vom 12.4.1924.] Der gemäßigte Flügel im FWB
schreckte vor dieser radikal antistaatlichen Aussage zurück; er wollte eine Be-
schränkung auf ein rein wirtschaftspolitisches Konjunkturprogramm und verlang-
te die Streichung von Punkt 4 aus dem Programm. Im April 1924 – vier Wochen
vor den Reichstagswahlen – beriefen die gemäßigten Vorstandsmitglieder Merks,
Bartels und Scheffer einen außerordentlichen Bundestag nach Magdeburg ein, 
wo die “freie Liebe und Ehe” aus dem Programm gestrichen werden sollte. Ge-
sell sandte der Tagungsleitung Leitsätze zu, die verlesen werden sollten – sie 
wurden den Teilnehmern jedoch vorenthalten. [Diese Leitsätze "Die Eroberung der politi-
schen Macht für und durch FFF" finden sich in SGW Band 15 auf den Seiten 108 -109. – Günter
Bartsch erinnerte an eine historische Parallele zur Geschichte der Sozialdemokratie: 1875 wurde 
den Delegierten der Lassalleaner und Bebelianer die "Kritik des Gothaer Programms" von Marx 
ebenfalls unterschlagen. (Die NWO-Bewegung Silvio Gesells – wie Anm. 29 – S. 44-45).] Scheuff-
ler stellte andere Leitsätze auf  [Gottlieb Scheuffler, Die Verwirklichung der Freiwirtschafts-
lehre – Zwei Feldzugspläne: ein proletarischer und ein totaler, in: Das freie Volk Nr. 8/1924; wesent-
liche Passagen als Zitate in: Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells (wie Anm. 29), S. 45.],
die ein Gegengewicht zu Gesells proletarischer Haltung darstellten. In beiden
Leitlinien waren Richtiges und Falsches vermischt. Doch verhinderten erregte
Emotionen und die Hektik der Wahlkampfzeit ein sachliches Ringen um einen 
Ausgleich der Gegensätze. Geschwächt von diesen Streitereien erreichte der
“Freiwirtschaftsbund FFF” bei den Reichstagswahlen am 4. Mai 1924 nur die gerin-
ge Zahl von 90 000 Stimmen (bei einer Zahl von schätzungsweise 13 000
Mitgliedern). [Lt. Freiwirtschaftliche Zeitung Nr. 29/1932, S. 3 und Richard Stöss, Parteien-Hand-
buch – Die Parteien der BRD 1945-1980, Aufsatz über die Freisoziale Union im Band 2, Opladen 
1984, S. 1398 ff. – Kurt Ruess gibt die Stimmenzahl des FWB sogar nur mit 36 000 an (im Artikel 
über den FWB in: Dieter Fricke (Hg.), Die bürgerlichen Parteien in Deutschland Band 1, Berlin-Ost
1968, S. 91).]


Dieses deprimierende Wahlergebnis trug dazu bei, daß sich die Gräben 
zwischen dem radikalen und dem gemäßigten Flügel innerhalb des FWB noch 
weiter vertieften. Dem Streit um das Wörtchen “Ehe” lagen letztlich gegensätz-
liche Lebenseinstellungen mit jeweils eigentümlichen Staats- und Politikvor-
stellungen zugrunde. Wie in anderen sozialen Bewegungen drifteten radikale 
und gemäßigte, revolutionäre und reformistische, proletarische und bürgerliche
Strömungen auseinander. 
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“Was in der Sozialdemokratie Kautsky und Bernstein, waren in der NWO-
Bewegung Timm und Maaß.” [Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells (wie 
Anm. 29), S. 45. – Zu den inneren Auseinandersetzungen vgl. das Protokoll des FWB-Bundestages 
am 10. und 11. Mai 1924 in Berlin im Anhang zur Nr. 10/1924 von "Die Freiwirtschaft durch Frei-
land und Freigeld".] Je mehr sich die wirtschaftliche Gesamtlage durch die Renten-
mark beruhigte, desto schärfer wurden die Konflikte innerhalb des FWB, bis 
diese gerade erst drei Jahre alte Einheitsorganisation von Physiokraten und Frei-
wirten im Sommer 1924 auseinanderbrach. Damit endete auch endgültig der
Traum von der sozialistischen Einheitsfront, als deren Kern der FWB ursprüng-
lich gedacht war. In dieser Situation wäre es notwendig gewesen, in einem gleich-
sam therapeutischen Rückblick auf die ersten fünf Nachkriegsjahre nach den
Ursachen der Spaltung und nach Brücken zwischen den gegensätzlichen
Positionen zu suchen. Doch hielt Gesell an seiner bisherigen Linie fest, was dazu
beitrug, daß die Spaltung zementiert  wurde. 


Um Hans Timm, Alfred Bader, Helmut Haacke und Hanna Blumenthal (Hans-
Joachim Tuercke wanderte nach Argentinien aus) formierte sich der radikale 
Flügel neu und organisierte sich als “Fisiokratischer Kampfbund” (FKB). Der
Kampfbund war antiparlamentarisch eingestellt und verstand sich als Kader-
organisation zur Aufklärung der proletarischen Massen. Dazu diente ihm die
Wochenzeitung “Der neue Kurs”, die 1925 in “Neue Zeitung der Arbeit” und ein
Jahr später in “Letzte Politik” umbenannt wurde. Bis zum Ende des Ruhrkampfes
im September 1924 erschien der “Neue Kurs” im Rheinland und Ruhrgebiet 
auch als Sonderausgabe mit dem Titel “Der Entscheidungskampf “. [Der "Kampf-
bund der Freiwirte an Rhein und Ruhr" wurde im Oktober 1924 aufgelöst. Die Mitglieder schlossen 
sich dem "Physiokratischen Kampfbund" an.] Theorieorgan blieb die Monatszeitschrift 
“Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld”. Durch Aufklärung und direkte
Aktionen wie Streiks, Generalstreik und Geldstreik sollte das Proletariat auf 
eine herannahende Revolution und auf eine “Befreiungsdiktatur” vorbereitet 
werden. Die Grundzüge dieser ‘letzten’, zum Sieg über den Kapitalismus führen-
den Politik hatte Gesell bereits 1919/20 entworfen, als er noch ganz unter dem
Eindruck der Münchener Räterepublik stand. [Einen entsprechenden "Programm-Entwurf"
Gesells ließ Otto Maaß auf dem Erfurter Bundestag 1920 unter den Tisch fallen (wie 1924 in
Magdeburg die "Leitlinien"). Er wurde erst nach der Spaltung des Bundes im Sommer 1924 von 
Timm veröffentlicht und wird auf den Seiten 129-135 im SGW Band 15 wiedergegeben. Vgl. außer-
dem Alfred Bader (Hg.), Programm des Fisiokratischen Kampfbundes, Berlin 1924.] Erst gegen
Ende seines Lebens – als es zu Differenzen mit Hans Timm gekommen war –
näherte sich Gesell dem “Freiwirtschaftsbund” an, um insbesondere Bertha 
Heimberg in ihrem Kampf gegen eine Umwandlung des Bundes in eine Partei 
zu unterstützen. 


Im “Freiwirtschaftsbund” (FWB) reorganisierte sich der gemäßigte Flügel der
zerfallenen Einheitsorganisation. Seinen Kern bildeten Otto Maaß, Benedikt
Uhlemayr, Fritz Bartels, Paul Diehl, Otto Lautenbach und Bertha Heimberg. Aus
dem völkischen Lager kamen Ernst Hunkel und Gottlieb Scheuffler hinzu, die es
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dem FWB durch eine Fusion ihrer beiden Zeitungen “Das freie Volk” bzw. “Frei-
Deutschland” und “Das Ziel” ermöglichten, eine “Freiwirtschaftliche Zeitung” als
wirtschaftspolitische Wochenzeitung herauszugeben. Da der FWB sich erneut 
zur Neutralität gegenüber Weltanschauungen, Parteien und Rassen verpflich-
tete, ging der Einfluß der Völkischen zurück. Sie bildeten rechts vom FWB noch
einen eigenen “Bund für krisenlose Volkswirtschaft”, den Otto Weißleder und 
Paul Hasse leiteten. Der FWB verstand sich als Organisation zur Aufklärung 
proletarischer und bürger-licher Schichten. Seine Strategie und Taktik blieb je-
doch äußerst diffus. Nach einer nochmaligen Beteiligung an Reichstagswahlen 
im Dezember 1924, wobei der FWB auf 39 000 Stimmen kam [Lt. Freiwirtschaft-
liche Zeitung Nr. 1/1925, S. 3. – Zur internen Diskussion vgl. Wilhelm Groß, Der Freiwirtschaftsbund
FFF als Organisation, Essen 1924.], setzten Bestrebungen zur Entpolitisierung des
Bundes ein. Auf Betreiben des Angestelltengewerkschaftlers Wilhelm Beck-
mann kam eine breite Diskussion darüber in Gang, ob sich der FWB in die Ge-
werkschaftsbewegung integrieren oder selbst in eine Gewerkschaft umwandeln
ließe. Die Bildung einer Verlagsgenossenschaft für die Herausgabe der FZ sollte
nach den Vorschlägen von Ernst Alve der Anfang für eine freiwirtschaftliche Presse
auf genossenschaftlicher Basis sein. Ernst Hunkel gründete eine “Selbsthilfe der
Arbeit” mit einer Indexbank, die mit einem Sparen und Leihen auf der Grundlage
gleichbleibender Kaufkraft experimentierte, und einer Bausparkasse, welche 
zinsloses Bauen ermöglichen sollte. Zahlreiche Bundesmitglieder beteiligten sich
an dieser “Selbsthilfe der Arbeit”. Ständig lockte außerdem die Versuchung, trotz
ungünstiger Erfahrungen doch wieder eine politische Partei zu bilden. Und bei
Peter Bender tauchte der Gedanke an eine Diktatur wieder auf. [Vgl. Wilhelm 
Beckmann, Die Partei der Arbeit – Manifest an die Schaffenden aller Berufe zur Aufrichtung der 
deutschen Wirtschaftsdemokratie, Hamburg 1925. – Hunkel gab für die "Selbsthilfe der Arbeit" 
die Zeitschrift "Freies Volk auf freiem Grund" heraus (1927-1930). – Vom FWB spalteten sich drei
Parteien ab: Fritz Bartels gründete 1927 in Hamburg die "Freiwirtschaftliche Arbeitspartei". Eugen
Graske und Bernhard Globisch bildeten 1930 in Berlin die "Volkspartei der Mitte" und 1931 entstand
auf Initiative von Richard Hoffmann und Gottlieb Scheuffler die "Freiwirtschaftliche Partei
Deutschlands", in der die "Volkspartei der Mitte" aufging. – Dazu Übersichten bei Günter Bartsch 
(wie Anm. 29), S. 46-50 und Hans-Joachim Werner (wie Anm. 29), S. 60-76.] 


Der Sommer 1924 brachte für Silvio Gesell in zweifacher Hinsicht eine Zä-
sur: die Spaltung der physiokratisch-freiwirtschaftlichen Einheitsorganisation 
rückte die Hoffnung auf eine sozialistische Einheitsfront in weite Ferne. Und die
Annahme des Dawes-Plans besiegelte den Triumph von Goldwährung und Aus-
landsanleihen über Gesells Vorschläge zur wirtschaftlichen Neuordnung Deutsch-
lands. In dieser Situation entschloß sich Gesell zu einer schon länger geplanten
Reise nach Argentinien. Sie dauerte bis Januar 1926 und sollte sein letzter
Aufenthalt in Südamerika sein. Geschäftliche Dinge waren dort zu regeln und 
das Refugium in Punta Chica außerhalb von Buenos Aires mußte einmal wieder 
in Ordnung gebracht werden – möglicherweise um einen lange gehegten Wunsch
zu erfüllen und fernab von dem wie auf einem Vulkan tanzenden Europa den
“schäbigen Rest” seines Lebens mit philosophischen und naturwissenschaftlich-
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en Studien zu verbringen. [Vgl. den Brief von Silvio Gesell an Georg Blumenthal vom 22.4.


1907.] In einem Brief an seinen Sohn Hans-Joachim beschrieb Gesell die Idylle, 
die er sich dort geschaffen hatte: “Der Winter ist hier nicht sehr schlimm ... Dann
öffnen sich auch wieder die Rosen, die Zitronenblüten, die Mispelblüten und eine
ganze Reihe anderer Blumen. Und so viele Vögel kommen aus dem kälteren
Süden an, um den Winter hier zu verbringen. Winzig kleine Kolibris und mäch-
tige Wasservögel. Einige Flamingos und Schwäne will ich auch morgen für mei-
nen See kaufen. Die Hütte für die Schwäne habe ich auf einem Floß errichtet. 
In der Mitte vom See ist eine Insel. Da werden die Hühner, die Enten, die Pfauen
und Truthühner untergebracht. Da braucht man sie nicht zu hüten und auch ein
Zaun ist überflüssig ... Rings um den See habe ich Bäume gepflanzt. Palmen,
Eukalyptus, Trauerweiden, Pappeln ... Auf der Insel stehen Orangen und Man-
darinenbäume. Jetzt ist die Zeit, wo die Früchte reif werden. Da gibt es auch
Kakiäpfel. Die sind süß wie Honig, und Feigen und Pfirsiche und alle Früchte, die
auch in Deutschland wachsen.” [Brief von Silvio Gesell an Hans-Joachim Blumenthal-Führer


vom Dezember 1925 (ohne genaues Datum).] 


Doch auch dieses Mal konnte Gesell die idyllische Ruhe Punta Chicas nicht
ungestört genießen. Aus der Schweiz kamen Nachrichten über Tendenzen inner-
halb des “Schweizer Freiwirtschaftsbundes”, mit Rücksicht auf die öffentliche
Meinung mehr von Festwährung als von Freigeld zu sprechen und das Freiland 
an den Rand zu drängen. Im Vorfeld der Nationalratswahlen 1925 brachen in der
Schweiz ähnliche Gegensätze auf wie ein Jahr zuvor in Deutschland. Und nach
dem enttäuschenden Resultat von ca. 1 % der Stimmen in den Kantonen Bern und
Basel-Stadt entstand neben dem SFB ebenfalls ein “Physiokratischer Kampf-
bund”.  [Markus Schärrer, Geld- und Bodenreform als Brücke zum sozialen Staat – Die Geschichte
der Freiwirtschaftsbewegung in der Schweiz 1915-1952, Dissertation Zürich 1983, S. 72 ff. – Robert
Greuter, Das politische Programm des Schweizer Freiwirtschaftsbundes, in: Die Freiwirtschaft durch
Freiland und Freigeld Nr. 11/1925, S. 218-223.] Als pragmatisch denkender Realist re-
präsentierte der Rechtsanwalt Fritz Roth jene Kräfte, die eine Reduktion des
Programms auf eine weltanschaulich neutrale Politik der Konjunkturstabilisierung
forderten. Er trat damit der besonders von Konrad Gehring und Werner Zimmer-
mann vertretenen antistaatlich-akratischen Richtung entgegen, für die Wirt-
schaftsreform sowie Kultur und Lebensreform eine unteilbare Ganzheit bildeten. 


Gegen eine Verwässerung seines Sozialreformmodells und vor allem gegen
einen Verzicht auf die Forderung nach Freiland setzte sich Silvio Gesell ener-
gisch zur Wehr. “Freiland ist der Prüfstein des freiwirtschaftlichen Denkens.” Das
Verständnis für das Freiland entscheide mehr noch als das für das Freigeld dar-
über, ob jemand “auch in gefährlicher Zeit zur Sache steht oder ob er, ehe der
Hahn kräht, die Freiwirtschaft schon dreimal verraten hat.” [Silvio Gesell, Freiland, der


Prüfstein!, in: SGW Band 15, S. 377.] Eine harte Kontroverse zwischen Fritz Roth und
Silvio Gesell, an der sich auch der Architekt Hans Bernoulli beteiligte, veröffent-
lichte der SFB in einer Broschüre mit dem Titel “Das Problem der Grundrente”. 
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[In: SGW Band 15, S. 281. – Die Schärfe dieser Kontroverse wird auch in den Briefen Gesells an 
Fritz Schwarz vom 28.7.1925, 5.8.1925 und 6.2.1926 deutlich. In der Literatur (z. B. in der 9. Auf-
lage der NWO) wird häufiger der Name "Sernocelli" als Mitautor dieser Broschüre genannt. Mit-
autor war jedoch Hans Bernoulli, der auch späterhin mit seinen Büchern "Die organische Erneue-
rung unserer Städte" (2. Auflage Stuttgart 1949) und "Die Stadt und ihr Boden" (3. Auflage Basel 
1991) großen Anteil an der Diskussion über eine Reform des Bodenrechts hatte. – Über Bernoulli 
vgl. Werner Schmid, Hans Bernoulli – Städtebauer, Politiker, Weltbürger, Schaffhausen 1974. – Fried-
rich Salzmann, Hans Bernoulli zum 75. Geburtstag, Bern 1951. – Siehe auch: Robert Greuter, Zur
Freilandfrage, in: Die Freiwirtschaft Nr. 7/1926, S. 128-138.] Erfreulicher als diese Streitig-
keiten war für Gesell, daß sich in Argentinien gerade eine Partei “Partido Libe-
ral Georgista” gebildet hatte, deren Programm in der Gedankenwelt von Henry
George verankert war. In einem Bericht über diese Partei hielt er fest, was ihm
Michael Flürscheim über dessen persönliche Begegnungen mit Henry George 
und über Georges Zweifel an seiner eigenen Zinstheorie mitgeteilt hatte. [Die 
argentinischen Bodenreformer und wir, S. 373 im Band 14. Vgl. auch ders., Wie Bodenreformer 
aussehen sollen – Die Henry-George-Partei in Argentinien / Partido Liberal Georgista, S. 326 im 
Band 14. – In den USA gibt es noch heute eine "Henry-George-School" (121 East 30th Street, New 
York NY 10016).] 


Anders als Henry George plädierte Gesell nicht für eine Grundsteuer, son-
dern für eine Rückführung des Bodens in ein unveräußerliches Gemeineigen-
tum. Gesells Einwand, daß die Grundsteuer abwälzbar sei, sollte nochmals 
überprüft werden. Abgesehen davon fühlte er sich aufgrund seiner Hochach-
tung vor Henry George immer wieder verpflichtet, den von Adolf Damaschke 
geleiteten “Bund deutscher Bodenreformer” (BdB) zu attackieren, weil er den Pri-
vatgrundbesitz, diese “räudige Krätze” des sozialen Organismus, erhalten und 
nur den Bodenwertzuwachs besteuern wollte. Das Programm des BdB lehnte
Gesell ganz entschieden als “Miniatur von ‘Fortschritt und Armut’ “ ab.  [Silvio Ge-
sell, Die Reform der Bodenreformer, in: SGW Band 15, S. 365. Es handelt sich um den Nachdruck
eines gleichnamigen Aufsatzes aus dem Jahr 1904 (vgl. Band 3, S. 349 ff). Über die in diesem Auf-
satz erwähnte Landordnung von Kiautschou vgl. Wilhelm Matzat, Der Zusammenhang der Boden-
politik in Tsingtau und Taiwan, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 94. Folge 1992, S. 29-34 sowie
Aufsätze von Wilhelm Matzat und Torsten Warner in der 120. Folge (1999) der Zeitschrift für Sozial-
ökonomie. – Zu Auseinandersetzungen mit dem "Bund deutscher Bodenreformer" vgl. auch "Zum
Meinungsaustausch über Mittel und Wege der Bodenbesitzreform" und "Der Bund deutscher Bo-
denreformer vor neuen theoretischen Schwierigkeiten" in: SGW Band 8, S. 101-109 und 122-124.]


Leider blieb in Gesells Kritik an Damaschke der Zusammenhang zwischen 
dem BdB und dem "Verein für Sozialpolitik" (VfS) unberücksichtigt. Der VfS war
1873 mit dem ausdrücklichen Ziel gegründet worden, das kapitalistische System
mit sozialpolitischen Reformen zu stabilisieren, um einer proletarischen Revo-
lution zuvorzukommen. Die Initiatoren waren Nationalökonomen aus der Histo-
rischen Schule, deren führender Kopf Gustav Schmoller war, und aus den Rei-
hen der Kathedersozialisten um Adolf Wagner. Sie stellten sich gegen den
Harmonieglauben der liberalen Klassiker, der sich in Anbetracht des Elends der
Arbeiterschaft als unhaltbar erwiesen hatte. Statt eines ordnungspolitischen
Rahmens für eine nachkapitalistische Marktwirtschaft (um den es Gesell ging) 
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forderte der VfS sozialpolitische Interventionen des Staates in den fortbe-
stehenden kapitalistischen Markt. Diese systemkonforme Politik flankierte Adolf
Wagner mit der Formulierung des "Gesetzes von der wachsenden Staatstätig-
keit". Der VfS stieg zur angesehenen Standesorganisation der deutschen Natio-
nalökonomen auf. Seine damalige Interessenverflechtung wird indessen aus der
Zusammensetzung der Gründungsversammlung erkennbar. Nur 17 % der Grün-
dungsmitglieder waren Wissenschaftler. 10 % (!) waren Großgrundbesitzer, 14 %
waren Fabrikanten und Händler, 25 % entstammten dem kaiserlichen Beamten-
apparat. [Werner Krause und Günter Rudolph, Grundlinien des ökonomischen Denkens in
Deutschland 1848 bis 1945, Berlin-Ost 1980, S. 107. Über den "Verein für Sozialpolitik" vgl. auch
Harald Winkel, Die deutsche Nationalökonomie im 19. Jahrhundert, Darmstadt 1977, S. 159-170 
und Günter Schmölders, Geschichte der Volkswirtschaftslehre, Reinbek in Hamburg 1962/1977, 
S. 58-72.] Aus diesem Umfeld kam auch Adolf Damaschke, der lange Zeit den
Vorsitz im BdB innehatte. Unter seiner Leitung entwickelte sich der BdB zu ei-
nem verlängerten Arm des VfS, der – abgeschnitten von seinen von Henry 
George und Michael Flürscheim geschaffenen systemkritischen Wurzeln – auf
dem von dem Finanzwissenschaftler Adolf Wagner vorgezeichneten Weg eine 
fiskalische Lösung des Bodenproblems propagierte. [Mit dieser Kritik soll nicht be-
stritten werden, daß Damaschkes Werke "Die Geschichte der Nationalökonomie" und "Die
Bodenreform" bedeutende wissenschaftliche Leistungen waren und vieles dazu beitrugen, daß in 
der deutschen Öffentlichkeit überhaupt über das Bodenproblem nachgedacht wurde.] Als Wag-
ner auch noch Ehrenvorsitzender des BdB wurde, trat Gesell aus dem Bund 
aus. [Brief Silvio Gesells an Michael Flürscheim vom 18.4.1901. – Vgl. auch Gesells Aufsätze
"Damaschke ironisiert sich selbst" und "Das Ende eines Salonlöwen", in: SGW Band 17. – Zur 
marxistischen Kritik an den Bodenreformern vgl. Werner Krause und Günter Rudolph (wie Anm. 47), 
S. 185 ff.] Gleichwohl sollte im Rahmen der Rezeption seiner Werke auch Da-
maschke eine gerechte Würdigung seines Wirkens erfahren. 


Als Lujo Brentano, Mitbegründer und liberaler Exponent des "Vereins für So-
zialpolitik", 1923 anläßlich des 50jährigen Bestehens des VfS beklagte, daß der
Verein zu einer Beifallsmaschine für den preußisch-deutschen Regierungsappa-
rat herabgesunken sei, kommentierte Silvio Gesell dies mit den Worten, daß der
VfS "in vollster Finsternis herumtappe". Dieses Gefühl der Überlegenheit ge-
genüber den Schriftgelehrten ist zwar nichts Ungewöhnliches für einen geistigen
Pionier. Dennoch ist es bedauerlich, daß Gesell es bei seinem Spott über die "titu-
lierten Doktoren, Professoren, Geheimräte und Fachmänner" [Silvio Gesell, Die Ur-


sache von Lujo Brentanos Mißerfolgen, in: SGW Band 14, S. 349.] beließ und sich nicht so
gründlich mit dem VfS auseinandersetzte wie mit dem Marxismus oder mit der
Zinstheorie von Böhm-Bawerk. Dann nämlich wäre er möglicherweise auf den
Methodenstreit aufmerksam geworden, den die Neoklassik und die Historische
Schule damals über die Frage führten, ob die rein theoretische oder die histo-
rische Methode dem Verständnis der Wirtschaft angemessener sei. Vielleicht 
hätte er zur Entwicklung einer Synthese der Methoden beitragen können, da in 
seinem gesamten Denken über das Geld theoretische Überlegungen und histo-
rische Beobachtungen gebündelt waren. 
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Schon frühzeitig hatte sich Silvio Gesell mit der Rolle des Geldes beim Auf- 
und Abstieg der Kulturen in Vorderasien, Athen und Rom sowie beim Übergang
vom Mittelalter zur Neuzeit beschäftigt. Parallel zur weiteren Ausformulierung 
seiner Geld- und Zinstheorie behielt er die Bedeutung des Geldes für den Gang
der Geschichte immer im Auge: "Der Mensch ist verloren, wenn er die Geschich-
te nicht zu Rate zieht." [Silvio Gesell, Die Lehren der argentinischen Geldwirtschaft, in: SGW


Band 2, S. 286 ff. – Ders., Die Rolle des Geldes in den Geschicken der Völker, in: SGW Band 8, S. 


49-90. – Ders., Gold und Frieden?, in: SGW Band 11, S. 210-233, hier: 223.] Gewiß wäre es 
verfehlt, den historischen Materialismus von Marx, der alles  Weltgeschehen auf
die Produktionsverhältnisse zurückführte, durch eine monetäre Geschichtsbe-
trachtung zu ersetzen, die die Geschichte monokausal allein aus dem Geldwe-
sen erklärt. Zu ergänzen wären entsprechende Untersuchungen über den Ein-
fluß des Bodenrechts auf die Geschichte der Völker, besonders auf ihre Staats-
formen und Regierungssysteme. Ökonomische und darüberhinaus individuelle,
kulturelle und militärische Einflüsse auf die Geschichte dürften in einer
Wechselwirkung stehen. Daß Gesell den Einfluß des Geldes auf die Geschichte 
so stark betonte, könnte auch eine Reaktion darauf sein, daß die Historiker die-
sen Einflußfaktor damals weitgehend ignorierten. Vereinzelte Aussagen von 
Montesquieu, des schottischen Historikers Archibald Alison und des Italieners
Guglielmo Ferrero stützten Gesells Ansicht, daß das Versiegen von Edelmetall-
quellen eine bedeutende Rolle beim Untergang Roms gespielt haben dürfte.
Bemerkenswert ist, daß sich auch durch Theodor Mommsens große Geschich-
te der Römer Ausblicke auf deren Boden- und Geldwirtschaft wie ein roter Faden
ziehen. [Montesquieu, Betrachtungen über die Ursachen der Größe der Römer und deren Verfall,


Berlin 1923 und 1930, S. 163/164. – Über Archibald Alisons "Geschichte von Europa" vgl. Francis


Walker, Money, New York 1891, S. 219. – Guglielmo Ferrero, Größe und Niedergang Roms, 6 


Bände Stuttgart 1912-1914. – Theodor Mommsen, Römische Geschichte, 8 Bände München 1976. 


Für John Maynard Keynes war es ebenso fraglich, "... ob es ein Zufall war, daß Roms Niedergang 


und Fall zeitlich mit der längsten und schwersten Deflation, die je verzeichnet wurde, zusammenfiel; 


ob die Stagnation des Mittelalters nicht durch die schmale Versorgung Europas mit Währungsme-


tallen sicherer und zwangsläufiger verursacht worden sein mag als durch das Mönchstum oder die 


gotische Raserei." (John Maynard Keynes, Vom Gelde, München und Leipzig 1932, S. 417 f). – Paul


Rohrbach, Geschichte der Menschheit, Königstein 1914-1922. – Philippe Ariés und Georges Duby,


Geschichte des privaten Lebens Band 1 – Vom römischen Imperium zum byzantinischen Reich,


Frankfurt 1989, S. 141-160.] Gesell fühlte sich in seiner Überzeugung bestärkt, daß 
Geld einen großen Einfluß auf die Menschheitsgeschichte gehabt habe und 
daß eine Geldreform eine Möglichkeit schaffe, die Entwicklung der Menschheit 
in eine neue Bahn zu bringen, auf der Kulturen nicht mehr durch soziale Not und
Kriege untergehen, sondern zu einer Entfaltung in aufsteigender Linie kommen.
Um die Zusammenhänge intensiver zu erforschen, regte er die Bildung einer
"Geschichtsstudiengesellschaft" innerhalb des "Freiwirtschaftsbundes" an. [Silvio


Gesell, Geschichtsstudiengesellschaft des FFFB, in: SGW Band 15, S. 67. – Fritz Schwarz, Segen 


und Fluch des Geldes in der Geschichte, Band 1 Bern 1925 und Band 2 Bern 1932. Gesell gab 


schon vor 1920 die Anregung zu diesem Buch. Über dem Ende von Band 2 liegt leider ein dunkler


Schatten. – Vgl. auch Karl Walker, Das Geld in der Geschichte, Lauf bei Nürnberg 1959. – Hans


Weitkamp, Das Hochmittelalter – ein Geschenk des Geldwesens, Hilterfingen 1988.] Es ist je-


23







doch ungewiß, ob tatsächlich eine solche Studieneinrichtung entstanden ist. Ge-
sell war sich auch der immensen Verantwortung bewußt, die mit einem boden- 
und geldreformerischen Eingriff in die Weltgeschichte verbunden sein würde. 
[Silvio Gesell, Die Voraussetzungen der Politisierung der Freiwirtschaftsbewegung, in: SGW Band 15,


S. 36.] Allerdings genügt nicht nur das Wissen um die Wirkung von Bodenrecht 
und Geldwesen auf die Geschichte. Und es genügt auch nicht – wie Gesell ein-
mal schrieb – nur "Werkzeuge zur Schaffung der ökonomischen Grundlagen für
ein Volksleben (zu schaffen), dessen Umrisse wohl schon jedem von uns in
unschuldigen Tagen, in glücklichen Stunden sich nebelhaft offenbart haben." [Silvio


Gesell, Die Diktatur der Not, in: SGW Band 14, S. 63.] Vielmehr bedarf es auch einer
Vorstellung von den Grundstrukturen sowohl des bisherigen Geschichtsverlaufs
als auch eines zukünftigen Lebens. Entsprechende Andeutungen sind über das
ganze Werk Gesells verstreut; sie müssen noch syste-matisiert und erweitert 
werden. In seinem Hauptwerk heißt es beispielsweise: "Reichtum und Armut 
sind gleichmäßig verkehrte Zustände ... Weg mit den Rentnern, weg mit den
Proletariern." Sobald der "letzte Proletarier zur letzten Ruhe neben dem letzten
Kapitalisten bestattet wird", ist der Übergang zu einer Gesellschaft der "Freien"
vollendet. [Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld, in: SGW


Band 11, S. 226.]  Während die Menschen in allen bisherigen Epochen der Ge-
schichte ausgebeutet und von Adligen, Geistlichen und Kapitalisten unterdrückt
wurden, richtet sich der gebückte soziale Organismus nach der Befreiung von 
der Feudal- und Mammonsherrschaft wieder auf. Freiland und Freigeld über-
winden die Epochen von Feudalismus und Kapitalismus. Herrscher und Be-
herrschte finden sich als "selbstverantwortliche Vollmenschen" [Silvio Gesell, Ein


Programmvorschlag aus dem Jahr 1920, in: SGW Band 15, S. 131.] in der neuen herrschafts-
freien Bürgergesellschaft wieder. 


Aus diesen Andeutungen läßt sich das Bild einer Gesellschaft entwickeln, in 
der die historische Hierarchie der Stände (Adel, Geistlichkeit, Bourgeoisie und
Proletariat) zu einer neuen Gesellschaft umgeschmolzen wird, welche nur noch
aus einem Stand besteht: und zwar aus einer Assoziation freier Bürger und
Bürgerinnen, die dank ihres vollen Arbeitsertrags wirtschaftlich selbständig sind,
die selbstverantwortlich handeln und sich je nach ihren materiellen und geistigen
Interessen zu wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Organisationen verbin-
den. Philosophische Aufklärer und liberale Ökonomen wollten die Menschen ur-
sprünglich von geistiger Unmündigkeit und aus den Fesseln von Absolutismus 
und Merkantilismus befreien. Sie bereiteten die bürgerlichen Revolutionen von
1789 und 1848 vor. Sie erschütterten die Macht von Adel und Geistlichkeit und 
förderten den Übergang von der Monarchie zu Demokratie und Republik. 
Aufklärer und liberale Klassiker übersahen jedoch gleichermaßen die neuen For-
men der Macht, die sich durch die Verfügung über den mobilisierten Boden und
über Geld zusammenballen sollten. So entstand eine Allianz der fortwirkenden 
Feudalmächte mit dem Finanz- und Industriekapital, die sich als neue herrschen-
de Schicht über das Proletariat und das Kleinbürgertum erhob. Sie bediente 
sich wiederum der Geistlichkeit als Instrument der Legitimation ihrer Herrschaft
und ließ die Demokratie zur Parteienherrschaft werden. 
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Nach der proletarischen Revolution und dem Scheitern der totalitären Herr-
schaft des vierten Standes 1917/1989 hat es zunächst den Anschein, als könne
das kapitalistische Großbürgertum seine Herrschaft über die mittleren und unte-
ren Schichten festigen und über die ganze Erde ausbreiten. Dem stehen jedoch
mannigfache ökonomische Instabilitäten und ökologische Begrenzungen ent-
gegen, so daß die Aufgabe bleibt, gemäß dem Leitmotiv "keine Herren, keine
Knechte – allgemeine Ebenbürtigkeit" [Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in:


SGW Band 11, S. 84.] ein Bild von einer nachkapitalistischen bürgerlichen Gesell-
schaft zu entwerfen, in der Macht und Herrschaft durch den Übergang von Bo-
denrenten und Zinsen in Arbeitseinkommen zusammenschmelzen und in der mit
der wirtschaftlichen auch geistige Selbständigkeit möglich wird. Im Anschluß an
Gesell sprach John Maynard Keynes bereits vom "sanften Tod des Kapital-
rentners, des funktionslosen Investors" als Teil eines großen historischen "Ge-
zeitenwechsels"  [John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und


des Geldes, Berlin 1936/1974, S. 317, 178-185.], in dem Lohn- und Gehaltsabhängige 
zu selbständigen Bürgern werden können. Im Zuge solcher Veränderungen 
könnte sich auch die Demokratie jenseits der Parteienherrschaft zu einer föde-
ralen Selbstregierung des Volkes weiterentwickeln. Und die Kirchen könnten sich
von Machtgebilden zu Garanten der geistigen Freiheit wandeln, wodurch die ur-
sprünglichen Hoffnungen der Aufklärer auf Freiheit, Gleichheit und Brüderlich-
keit zur Synthese mit der jüdisch-christlichen Verheißung gebracht werden könn-
te, daß "... jede Macht, Gewalt und Kraft vernichtet wird", daß die "Könige und
Kaufleute der Erde" ihren Reichtum und ihre Macht verlieren und daß "Wolf und
Lamm zusammen weiden". (1. Kor. 15.24, Apok. 1 und Jes. 65,25)


25







26







Kritische Anmerkungen zum Artikel: 
Mac Allan und der Wertzuwachs.


Von Karl Peters, Grundstücksmakler. 
[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Die zahlreichen Fußnoten, die der Herausgeber den einzelnen Ausführungen
anhängte, werden die meisten Leser bereits stutzig und vorsichtig gemacht haben.
Dennoch werden einige Randbemerkungen, die verhüten sollen, daß falsche
Verallgemeinerungen aus den interessanten Ausführungen R. Hoffmanns gezogen
werden, nicht überflüssig erscheinen.


„Warum,“ so, so fragt H., „fährt der Staat nicht dazwischen und beschlagnahmt
die Ländereien, die an den Zugängen des Tunnels lagen, und die nun infolge des
Tunnelbaues hohe Preise erzielen? jedoch – was würde er beschlagnahmen?
Doch nichts als die Überschüsse von Sparern, die ihr Geld aus guten Gründen
gerade in Bodenkäufen anlegen möchten.“ Stimmt diese Betrachtung?


Nehmen wir an, die Dünen am Eingang des Tunnels wären öffentliches
Eigentum gewesen, dann hätte offenbar die Öffentlichkeit den Vorteil von der hier
als Folge von Mac Allans Unternehmen entstehenden Grundrente gehabt. Mac
Allan hätte nur die direkten Einnahmen aus dem Tunnelverkehr gehabt. Vielleicht
wären dann diese Einnahmen nicht ausreichend gewesen, um das Unternehmen
(des Tunnelbaues) rentabel zu machen. Die direkten Einnahmen hätten dann
eines Zuschusses aus den Grundrenten bedurft, die der Tunnel ins Leben rief.
Solches kommt oft Vor. Eisenbahnen in noch unbewohnten Gegenden, die das
Land erst aufschließen sollen, würden oft nicht gebaut werden, wenn den
Erbauern keine Ländereien links und rechts der neuen Bahn ausgeliefert würden,
deren Einnahmen (Grundrenten) das Betriebsdefizit zu decken haben. Namentlich
dann ist das der Fall, wenn der Bahngesellschaft in der Baukonzession die Höhe
der Bahntarife begrenzt wird. Gewöhnlich geht es so zu, daß der Staat die Tarife
der Höhe der erforderlichen Rente des Unternehmens anpaßt. In unserem Falle
nun hätte die Tunnelgesellschaft die Tarife auch so hoch bemessen können, daß
Sie den größten Teil der von den Bodenspekulanten erwarteten Renten vorweg
genommen hätten. Denn je höher die Tunneltarife bemessen sind, umso geringer
der Verkehr und umso geringere Grundrenten werden die Dünen am Eingang der
Tunnels abwerfen. Freilich, der Tunnel braucht großen Verkehr, um sich zu rentie-
ren. Würde die Tunnelgesellschaft die Tarife so hoch bemessen, daß der Verkehr
einschlafen müßte, dann würden zwar die Dünen keine Grundrente abwerfen, aber
die Tunnelgesellschaft hätte auch keine Einnahmen. Umgekehrt könnten die
Dünenbesitzer die Preise des für den Tunnel nötigen Bodens so hoch ansetzen,
daß der Tunnel sich nicht mehr rentieren kann. Mit solchen Möglichkeiten muß
jeder Unternehmer rechnen. Viele Unternehmungen werden durch die
Forderungen der Grundbesitzer von vornherein unmöglich gemacht. Damaschke
pflegte darüber stets interessante Beispiele anzuführen. Darum gehen die
Unternehmer auch meistens sehr vorsichtig vor. Ehe sie ein Wörtlein über ihre
Absichten sagen, versichern 
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sie sich des Bodens. So tat es auch Mac Allan. Wenn er nicht mit Heimlichkeit
operiert hatte, dann hätte er selbst den Dünenbesitzern den Bodenpreis bezah-
len müssen, den er zu erlangen hoffte. Die Bodenspekulation wäre dann zwar
auch gelungen, aber nicht für Mac Allan, sondern für die, die keinen Pfennig
Kapital im Tunnelbau angelegt hatten.


So betrachtet, kann man also wirklich nicht sagen, daß die Grundrente nur den
Zins abwirft, den das in den Boden gesteckte Kapital (der Tunnelbau) abwirft.
Der Zins dieses Kapitals kommt dann noch zu der Grundrente hinzu. Auf den
Dünen wurden Häuser und Städte gebaut. Diese Häuser mußten dann den Zins
der Baukosten und den der Terrainkosten (die Grundrenten) aufbringen. Freilich,
ohne Mac Allans Tatkraft wären die Dünen Dünen geblieben. Aber das ist gerade
das Interessanteste an der Grundrente, daß der Grundbesitzer dort erntet, wo
andere arbeiten. Dadurch, daß Mac Allan Gründer und Bodenspekulant in einer
Person war, wurde der Sachverhalt etwas getrübt, aber nicht verändert. Trennt
man Unternehmer und Bodenbesitzer, wie es oben geschehen ist, dann erkennt
man die Natur des Grundbesitzes leichter.


Wenn darum der Staat die Grundrenten für das Volk zurückfordern würde, so
„beschlagnahmt er doch nicht die Gelder der Sparer, die ihre Überschüsse hier
anlegen möchten“. Die Sparer mögen ihre Gelder anderswo, in Industriebauten,
in Häusern, in Eisenbahnen anlegen. Die Sparer, die ihr Geld in Bauplätzen an-
legen, erschweren den anderen Sparern, die ihr Geld im Wohnungsbau anlegen
möchten, ihr Vorhaben. Bezahlen muß dann der Mieter.


H. Sagt ferner: „Wer Allans Grundstücke kauft, die Vorher niemand haben 
wollte, der verlangt, daß sein Geld an diesen öden Orten verzinsliches Kapital
hervorbringt: einen Tunnel, Häuser, Kanäle; Kapital, das Arbeiter heranlockt und
ihnen bei der Arbeit hilft; gegen Zins selbstverständlich.“


Wird nicht hier der Sachverhalt auf den Kopf gestellt? Sind es nicht umgekehrt
die, die den Tunnel bauen wollen, die den Boden verlangen? Wer ein Haus baut,
braucht den dazu nötigen Platz, und der Besitzer des Platzes sperrt ihn so lange,
bis der Bauunternehmer die „öden Flächen mit Noten über 1000 Dollar belegt“.
Und alle, die Grundstücke von Mac Allan kaufen, haben nichts anderes im Sinn,
als den Boden zu sperren. Sie tun also das gerade Gegenteil von dem, was
nach H.s Darstellung die Absicht der Bodenspekulanten ist.


Der Satz: „Im Zuwachs der Bodenpreise bezahlt man also weiter nichts als das
dem Boden einverleibte Kapital,“ mag manchmal richtig sein, doch nicht allge-
mein. Wer ein bebautes Grundstück kauft und dafür mehr bezahlt, als für ein
daneben liegendes unbebautes Grundstück, der weiß, warum er das tut. Aber
wie oft kommt es vor, daß der Grundstücksbesitzer nur darum einen doppelten,
zehnfachen und tausendfachen Preis für ein brachliegendes Ödland erzielt, Weil
andere auf anderen 
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Grundstücken in der Nähe Geld in Häusern und Industrieanlage verausgabten!
So muß also der Satz ergänzt werden: Im Zuwachs der Bodenpreise bezahlt
man dem Grundbesitzer die Frucht der Unternehmungen anderer. So lange wir
so dumm find, das zu tun, heil dem Grundbesitzer! Aber wie lange werden wir so
dumm bleiben? In Amerika steigt die Grundrente im ganzen Land mit jedem
Schiff, das dort Einwanderer (Ausbeutungsobjekte) landet. Diese Einwanderer
bringen kein Kapital mit sich, sondern vermehren nur die Nachfrage nach sol-
chem. Das sieht also nicht aus, als ob der Zuwachs der Bodenpreise eine Folge
von Kapitalanlage sei.


H. sagt:. Der Bodenpreis erscheint nur größer, weil das Geld kleiner geworden
ift. „Die Geldentwertung hebt den Wertzuwachs auf;“ oder auch: „Wertzuwachs
und Geldentwertung sind ein und dasselbe.“


Dieser Satz stimmt in denjenigen Fällen, wo der Wertzuwachs des Bodens pro-
portional einer allgemeinen Preissteigerung gestiegen ist, so daß der
Grundrentner für die erhöhten Renten nicht mehr Ware kaufen kann, als vorher
mit den niedrigen Renten. Es gibt Pachtverträge, in denen die Pacht (die
Grundrente) nach Zentnern Getreide bemessen ist. Auch solche Pachtsätze 
steigen und fallen. Es gibt auch welche, in denen die Pacht proportional der
Ernte (1/4 1/2 3/4) bezahlt werden muß. Warum 1/4 – warum 1/2? Die Pachtsätze
ändern sich hier unabhängig von den Preisen, von der Währung. In Frankreich
fiel die Pacht der Äcker in den letzten 50 Jahren reichlich um 50%, während sie
in Deutschland fast ebenso sehr stieg. Und in beiden Ländern herrschte die
Goldwährung. Aber in dem einen Land ging die ländliche Bevölkerung zurück,
während sie in dem anderen zunahm. Die Grundrente steht eben im innigsten
Zusammenhang mit jedem einzelnen Element der Volkswirtschaft. Um eine
Änderung der Pachtsätze restlos zu erklären, müßte man schon die ganze
Volkswirtschaft in ihren tausendfachen Äußerungen zu Rate ziehen. Das ist auch
der Grund, warum die Bodenspekulanten so oft daneben hauen, am häufigsten
diejenigen, die sich durch eine Erscheinung bestimmen lassen. Die erwartete
Grundrentensteigerung infolge starker Einwanderung kann z. B. mehr als wettge-
macht werden durch eine spezielle Erhöhung der Kohlenpreise, die die
Frachtsätze erhöht. Die Preise der Äcker können wegen Erhöhung der Zinsrate
fallen, während gleichzeitig die Pachten steigen. Es wird darum immer gefährlich
sein, die Bewegung der Grundrentenhöhe mit einer Erscheinung zu erklären.


H. sagt: Man sagt wohl, daß der Vermehrung des Bodens sehr enge Grenzen
gezogen seien., aber das ist ganz sicher ein schwerer Irrtum. „Die Bevölkerung,“
sagt Gesell, „selbst in Deutschland, ist noch so spärlich, daß, wenn man allge-
mein zur Gartenkultur überginge, die Hälfte der Ackerfläche brach gelassen wer-
den müßte.“ Das mag richtig sein. Aber warum sollte man zur Gartenkultur über-
gehen, solange die Hälfte des Bodens noch brach liegt? Ehe man zur
Gartenkultur übergeht, nutzt man doch lieber in extensiver Kultur (Jagd,
Viehweide, Wald) die großen  
Flächen Brachland aus und heimst so höhere Arbeitserträge ein. Ist die
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Grundrente so hoch gestiegen, daß sich der Gartenbau lohnt, dann pachtet man
statt 50 Morgen Ackerland, einen einzigen Morgen, um diesen in Gartenland zu
verwandeln. Was uns also zur Gartenkultur treibt, das sind die erhöhten
Forderungen der Grundbesitzer. Wenn die intensive Kultur (Landsparkultur nach
Gesell) höhere oder ebenso hohe Arbeitserträge (die nicht mit Bodenerträgen zu
verwechseln sind), als die extensive (Handsparkultur) liefern würde, dann gäbe
es nur Gärten, die von Brachland umgeben wären. Aber das Arbeitsprodukt
(nicht Bodenertrag) wächst allgemein proportional der Fläche Land, die der ein-
zelne zur Verfügung hat.


Der Rückgang des Zinsfußes würde sehr starken Einfluß auf die Höhe der
Grundrente haben, Sagt H. Das stimmt. Und nicht nur starken, sondern auch
mannigfachen Einfluß. Vielleicht würde sich die Bevölkerung in dem Maße ver-
mehren, wie die Zinslasten schwinden, wie sie sich vermehrt hat in dem Maße,
wie durch die Hilfe der Maschinen das Arbeitsprodukt sich mehrte. Einen starken
Einfluß hätte auch der Rückgang des Kapitalzinses auf die Höhe der Wohnungs-
mieten. Der Wohnungszins würde dann nur noch aus den Grundrenten und den
Abschreibungen bestehen. Dann könnten alle in geräumigen Wohnungen leben,
weil sie erschwinglich wären. Die Nachfrage nach Wohnraum würde doppelt und
dreifach so groß sein.


Wenn aber die Menschen sich so stark vermehren und so große Wohnräume
beanspruchen – ist da nicht die Zeit gekommen für alle Bodenspekulanten?
Würde da nicht als Folge des Rückganges des Zinsfußes die Grundrente nicht
nur nicht fallen, sondern steigen und den Großteil der Vorteile, die dem
Einzelnen aus den Zinsersparnissen erwachsen, wieder verschlingen? Freilich
wirken diesen Tendenzen andere entgegen. So würde der Rückgang des Zinses
die Urbarmachung großer Gebiete ermöglichen, und die Fläche, die dem einzel-
nen heute zur Verfügung steht, würde damit wachsen, vielleicht stärker wachsen
als die Zunahme der Bevölkerung. Jedoch auch hier treten wieder Hemmungen
für eine solche günstige Entwicklung auf. Die von den Zinslasten befreiten
Menschen brauchen nicht nur eine größere Bodenfläche für ihre größere
Wohnung, sondern auch noch größere Ackerflächen für ihre erhöhten Ansprüche
an die Lebensmittel. Ein wohlhabender Mensch kauft feinere Lebensmittel. Er ißt
nicht die Früchte von Massenträgern (Kohlrüben, Kartoffeln, Heringe). Um die
Lebensmittel für seine Familie zu schaffen, sind nicht 5 Morgen Land nötig, son-
dern 50. (Fleischnahrung braucht viel mehr Land als Grasnahrung.) Der vom
Zins befreite Mensch verlangt auch für sich einen Blumengarten, eine Reitbahn,
einen Sportsplatz, Für die Stadt verlangt er die Enteignung der ganzen umliegen-
den Bauernschaft, um aus den Äckern Parkanlagen zu machen. In Schottland
werden von den reichen Engländern Strecken in der Größe ansehnlicher
Fürstentümer angekauft und in Jagdgründe zurückverwandelt! Dasselbe wird,
wenn 
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die Kapitalzinslasten fallen, jeder deutsche Proletarier auch für sich tun wollen.
Wie aber sollen unter solchen Umständen die Grundrenten sinken?


Alte Weiber prophezeien mit tödlicher Sicherheit aus dem Kaffeesatz. Wer aber
auf Grund von Grundrententheorien Prophezeiungen über die Entwicklung der
Grundrenten machen, d. h. Bodenspekulationen betreiben möchte, der muß mit
ganz außerordentlicher Umsicht vorgehen. Das hat man in Mac Allans Fall ge-
sehen, wo alle Grundstückkäufer ihr Geld verloren, obschon die Ersparnisse der
ganzen Welt dort verbaut wurden.


Da manche vielleicht die Ausführungen Hoffmanns bei ihren Bodenspeku-
lationen berücksichtigen möchten, glaubte ich diese Ausführungen im Interesse
solcher Leser der Freiwirtschaft vervollständigen zu müssen.


Kant: Zum ewigen Frieden.
„Nun spricht die moralisch-praktische Vernunft in uns ein unwiderstehliches


Veto aus: Es soll kein Krieg sein; weder der, welcher zwischen mir und dir im
Naturzustande, (1) noch zwischen uns als Staaten, die, obzwar innerlich im
gesetzlichen, doch äußerlich (im Verhältnis gegeneinander) im gesetzlosen
Zustande sind; (2) – denn das ist nicht die Art, wie jedermann sein Recht suchen
soll. Also ist nicht mehr die Frage: ob der ewige Friede ein Ding oder ein Unding
sei, und ob wir uns nicht in unserem theoretischen Urteile betrögen, wenn wir
das erstere annehmen, sondern wir müssen so handeln, als ob das Ding sei,
was vielleicht nicht ist, auf Begründung desselben und diejenige Konstitution, die
uns dazu die tauglichste scheint (vielleicht den Republikanismus aller Staaten
samt und sonders), hinwirken, um ihn herbeizuführen, und dem heillosen
Kriegführen, worauf als dem Hauptzweck bisher alle Staaten ohne Ausnahme
ihre inneren Anstalten (3) gerichtet haben, ein Ende zu machen. Und wenn das
letztere, was die Vollendung dieser Absicht anbetrifft, auch immer ein frommer
Wunsch bliebe, so betrügen wir uns doch gewiß nicht mit der Annahme der
Maxime, dahin unablässig zu wirken; denn diese ist Pflicht (4) das moralische
Gesetz aber in uns selbst für betröglich anzunehmen, würde den Abscheu erre-
genden Wunsch hervorbringen, (5) lieber aller Vernunft zu entbehren, und sich,
seinen Grundsätzen nach, mit den übrigen Tierklassen in einen gleichen
Mechanismus der Natur geworfen anzusehen.“ (6)


„Man kann sagen, daß diese allgemeine und fortdauernde Friedensstiftung
nicht bloß einen Teil, sondern den ganzen Endzweck der Rechtslehre innerhalb
der Grenzen der bloßen Vernunft ausmache; (7) denn der Friedenszustand ist
allein der unter Gesetzen gesicherte Zutand des Mein und Dein in einer Menge
benachbarter Menschen, mithin die in einer Verfassung zusammen sind, deren
Regel aber nicht vor der Erfahrung derjenigen, die sich bisher am besten dabei
befunden haben, als einer Norm für andere, sondern die durch die Vernunft 
a priori von dem Ideal einer 
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rechtlichen Verbindung der Menschen unter öffentlichen Gesetzen überhaupt
hergenommen werden muß, (8) weil alle Beispiele trügerisch sind (als die nur
erläutern aber nicht beweisen können), und so allerdings einer Metaphysik
bedürfen, deren Notwendigkeit diejenigen, die dieser spotten, doch unvorsich-
tigerweise selbst zugestehen, wenn Sie z. B., wie sie es oft tun, sagen: „Die
beste Verfassung ist die, wo nicht die Menschen, sondern die Gesetze macht-
habend sind.“ Denn was kann mehr metaphysich sublimiert sein, als eben die
Idee, welche gleichwohl, nach jener ihrer eigenen Behauptung, die bewährteste
objektive Realität hat, die sich auch in vorkommenden Fällen leicht darstellen
läßt, und welche allein, wenn sie nicht revolutionsmäßig, durch einen Sprung, 
d. i. durch gewaltsame Umstürzung einer bisher bestandenen fehlerhaften (denn
da würde sich zwischeninnen ein Augenblick der Vernichtung alles rechtlichen
Zustandes ereignen), sondern durch allmähliche Reform nach festen
Grundsätzen versucht und durchgeführt wird, in kontinuierlicher Annäherung 
zum höchsten politischen Gut, zum ewigen Frieden, hinleiten kann.“


Wie wenige Deutsche gibt es, die die obigen Sätze des Philosophen kennen,
wie wenige dagegen sind es, die den entgegenstehenden Satz Moltkes: „Der
ewige Friede ist ein Traum und nicht einmal ein schöner,“ nicht kennen? Und bei
dieser Frage erinnern wir daran, daß 90 – 95% und mehr vielleicht des deut-
schen Volkes durch die Schule der christlichen Kirche gegangen sind. Wer hat
den Dienern der Kirche den Befehl gegeben, Kants Bekenntnisse zum ewigen
Frieden der Jugend zu unterschlagen? Warum mußte das deutsche Volk den
greulichen, unbarmherzigen, barbarischen Krieg mit der entsprechenden
Niederlage über sich ergehen lassen, ehe man ihm etwas vom ewigen Frieden
erzählen durfte? Waren die Geistlichen wirklich nichts mehr als untergeordnete
Organe der Kaserne, die militärische Befehle mit Kadavergehorsam auszuführen
hatten, von denen kaum einer zu rebellieren wagte? Daß die 20jährigen
Rekruten, Kinder noch dem Charakter nach, sich willig auf den Kasernenhöfen
dressieren ließen, das kann man verstehen. Daß die so Dressierten nachher sich
durch die Unteroffiziere, Sergeanten und Feldwebel für irgendein Kriegsziel
begeistern ließen und völlig urteilslos ins Feld zogen, um, ähnlich wie Don
Quijote de la Mancha gegen die Windmühle, so gegen die in gleicher Weise
dressierten, imaginären „Feinde“ zu ziehen, auch das kann man verstehen, wenn
man weiß, wie gering die Zahl selbständig denkender Staatsbürger heute noch
ist. Siehe den Reichstag! Aber was man nimmer recht verstehen kann, das ist
dies völlige Versagen der Geistlichkeit in der Friedensfrage. Das waren nicht
mehr zitternde, vor jedem Vorgesetzten in die Knie sinkende Rekruten, Soldaten,
Jünglinge, Kinder, die da auf Befehl die ins Feld ziehenden Truppen segneten
und sie zu fleißiger „Arbeit“ aufmunterten. Nein, fertige Männer waren es,
Männer, im Vollbesitz der Kraft. Und mann kann auch nicht annehmen, daß
diese Geistlichen niemals etwas von Christentum und christlicher Liebe gehört
hatten. Einen Schimmer dieses Geistes mußten sie doch aus der Kinder-
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stube und vom Weihnachtsbaum her über ihre Universitätsstudien hinaus ins
Leben gerettet haben. Und wenn sie diesen Schimmer noch besaßen, wie kam
es, daß nicht einer unter ihnen den Mut der Rebellion hatte, den Mut, die Leute
mit dem Kreuz niederzuschlagen, die von ihm solche ungeheuerliche
Entwürdigung und Verspottung des Christentums, der Lehre von der Liebe und
des Friedens forderten? Staatsknechte, Götzendiener waren es, keine Christen.
Daß nicht einer rebellierte, beweist, wie tief das Volk in seiner Gesamtheit vom
Kapitalismus herabgezüchtet worden ist, erklärt auch, wie es möglich ist, daß für
die in Bayern immer noch gefangen gehaltenen Männer der Münchener
Räteregierung, die doch keine Sparkassengelder unterschlagen, keine
Mündelgelder verfälscht hatten, nicht das geringste von Seiten des Proletariats
unternommen wird. Um sich einen besseren Lohn zu erkämpfen, sind sie jeder-
zeit bereit, in den Streik zu treten. Aber um die in den Gefängnissen schmach-
tenden revolutionären Genossen mit dem gleichen Mittel zu befreien, dazu ist die
Bande unfähig. Es wiederholt sich hier dieselbe schmähliche Geschichte wie
1918 beim Zusammenbruch, wo Ludendorff den Waffenstillstand unter Preisgabe
unserer kriegsgefangenen Kameraden abschloß. Der Staat, das Ungeheuer, der
verpestete Klassenstaat, die Unzucht, haben das Volk entwürdigt, so weit ent-
würdigt, daß sie sich öffentlich zur Lehre des Friedens und der Freiheit be-
kennen, hintenherum aber dieselbe hohe Lehre durch Verneinung des ewigen
Friedens lächerlich zu machen suchen. Und da wundert man sich noch, daß die-
ses Volk sich völlig unfähig erweist, um die Schwierigkeiten der durch den Krieg
geschaffenen Lage zu überwinden, und nun offiziell in der ganzen Welt betteln
geht. Man hat durch den für Staatszwecke geübten Mißbrauch der religiösen
Gefühle (Trieb nach Erkenntnis) das Volk geistig gebrochen.


Zu Kants Sätzen wäre noch vieles zu sagen, manches zu kritisieren,
Widersprüche aufzuzeigen. So sagt er im Satz (1), daß die Staaten in gesetzlo-
sem Zustand nebeneinander leben, im Gegensatz zum gesetzlichen Zustand
innerhalb der Staaten. Wie wenig gesetzlich diese Zustände im Staate aber sind,
zeigt er uns selbst im Satz 7. Auch unterscheidet er innerhalb der Staaten nur
zwischen dir und mir, nicht aber zwischen den herrschenden und beherrschten
Schichten. Wie leicht aber wäre es, den Unterdrückten sich den unter Punkt 7 als
Ideal dargestellten Zustand zu Schaffen, wenn jeder es nur mit „Dir“ zu tun hätte.
Darum, weil er diesen heutigen Gewaltzustand übersah, konnte er auch den
gewaltsamen Umsturz ablehnen und sich für die im Schlußsatz empfohlene
Entwicklung auf dem Wege der Reform aussprechen. Gewaltsame Zustände
aber lassen sich nicht ohne Gewalt und auf dem friedlichen Wege der Reform,
der parlamentarischen Arbeit durchsetzen. Letzteres ist nur dann möglich, wenn
die an der Reform aktiv beteiligten in numerisch so großer Übermacht gegenüber
den (bewaffneten) passiv Beteiligten stehen, daß letztere jeden Widerstand für
überflüssig ansehen und ohne zu fechten 
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die Waffen strecken. Letzteres wird in Deutschland eintreten, sobald die
Einheitsfront des Proletariats Tatsache wird. Es wird nur darum ein unblutiger
Vorgang und Sieg sein, weil die herrschende Klasse unvorsichtigerweise den
Proletarisierungsprozeß so weit hat gehen lassen. Sonst, in anderen Ländern, in
den Vereinigten Staaten von Nordamerika z. B., würde die auf Schaffung des in
Satz 7 bezeichneten Zustandes ausgehende Revolution auf die organische Über-
macht der Kapitalisten stoßen und wahrscheinlich im Blut erstickt werden. Aber
wenn auch in Deutschland der Kantsche Frieden ohne Blutvergießen und
Massenmörderei geschaffen werden wird, so wird man doch nicht sagen können,
daß er der Gewalt entbehren konnte. Im Gegenteil, dank der Übergewalt, der
Allgewalt, wird es so kommen.


Die Freiwirte erwarten nicht viel von der Moral (Satz 4), Wissen auch nicht
recht, was darunter zu verstehen ist. Vielen ist das Wort ein Schlagwort. 
Übrigens geht auch bei Kant die Moral bereits in die praktische Vernunft (Satz 1)
über und wir glauben, daß je mehr wir die Moral vernünftig werden lassen, umso
mehr werden wir von ihr auch für den Frieden erwarten können.


Fritz Crapong.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Freiwirtschaftliche Definitionen.
Besser keine Definition als solche mit Worten, deren Inhalt nicht widerspruchs-


los als eindeutig anerkannt ist. Die Definition ist der Schlußakt der Untersuchung.
Ihre Worte müssen der Sprache der vorangegangenen Untersuchung entnom-
men werden, wo sie inhaltlich fest verankert worden sind. Wer sich mit der
Definition begnügen und die Untersuchung sparen will, die zu ihr geführt hat,
setzt sich der Gefahr aus, daß er den einzelnen Worten der Definition einen
anderen Sinn unterstellt.


Manche haben es als einen Mangel meiner Grundrentendarstellung be-
zeichnetet, [Die natürliche Wirtschaftsordnung.] daß ich die Untersuchung nicht in eine
Definition ausklingen ließ. Es wäre ja auf Grund dieser Untersuchung ein leichtes
gewesen, auf die Frage: Was ist die Grundrente?, mit einem ebenso kurzen Satz
eine erschöpfende Antwort zu gebend


Mir scheint aber, daß das, was hier als Mangel bezeichnet wird, eher ein
Vorzug ist. Ich habe die Grundrente von allen Seiten und so scharf wie möglich
betrachtet, so scharf, daß jeder, der meinen Ausführungen aufmerksam gefolgt
ist, in der Lage sein muß, auf die Frage:


Was ist die Grundrente!, selber die Antwort zu formulieren, und zwar so zu 
formulieren, daß sie den Vorkenntnissen des Fragestellers angepaßt ist. Und ich
glaube, daß ich dieses Ziel erreicht habe. Mehr aber kann man 
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heute nicht verlangen. Eine Definition, die für alle Fragesteller ohne weiteres 
eindeutig wäre, kann man heute von der Grundrente nicht geben, weil die
Ausdrücke zwei- oder vieldeutig sind. Im jetzigen Entwicklungsstadium unserer
volkswirtschaftlichen Sprache (Kauderwelsch), müßte man jeder Definition ein
Wörterbuch der Volkswirtschaft beifügen.


Einige Definitionen der Grundrente mögen das Gesagte beleuchten:


1. „Das Pachtgeld, das ein Grundstück abwirft oder bei einer öffentlichen
Verpachtung abwerfen könnte, das ist die Grundrente.“


Die Definition soll uns eine Vorstellung des definierten Gegenstandes geben.
Hier aber wird statt eines solchen Bildes einfach ein anderes Wort an die Stelle
des zu definierenden gesetzt. Pachtgeld – Grundrente. Über die Herkunft, die
Natur und Begrenzung der Grundrente sagt diese „Definition“ nichts.


2. „Die Grundrente ist derjenige Teil des Bodenproduktes, der den Arbeitslohn
übersteigt.“ Ganz recht. Aber eine Definition ist das auch nicht, weil über den
Lohn nichts gesagt ist. Sie hat denselben Fehler, den auch die Ricardosche
Definition hat, die die Frage: Was bestimmt den Lohn oder die Produktions-
kosten?, offen läßt. Dem Bauer erscheint die Ernte als das Produkt seiner Arbeit
oder auch als Produkt seines Ackers. Wo er den Strich ziehen muß, wo wirt-
schaftlich Arbeit und Acker ineinander überfließen, das kann ihm nur die
Lohntheorie sagen. Die Definition der Grundrente muß also zugleich eine
Definition des Lohnes sein, und darüber hinaus auch eine Definition des
Kapitalzinses, da dieser vom Ackerprodukt auch noch einen Teil für sich bean-
sprucht. Die Grundrente ist eben ein Element des Verteilungsproblems, und
wenn wir eines dieser Elemente definieren wollen, so muß die Definition der 
übrigen Elemente vorangehen. So wird dann die Definition schließlich zu einer
neuen Abhandlung über die Verteilung der Güter. Jedes einzelne Wort steht
eben in unlösbarem Zusammenhang mit den Gesamterscheinungen der
Volkswirtschaft, wie die einzelnen Organe des Tieres.


3. „Was Lohn und Kapitalzins übrig lassen, das ist die Grundrente.“ Dieser
Satz hat dieselben Mängel wie die vorangehenden. Und so wird es wohl allen
„Definitionen“ ergehen, die das Wesen der Grundrente erschöpfend in einen Satz
fassen wollen. Sie scheitern sämtlich an der Unfertigkeit unserer volkswirtschaft-
lichen Sprache. Es haben zu viel Lügner und Volksbetrüger von jeher diesen Teil
der deutschen Sprache vergiftet, um heute mit ihr ein Kunstwerk zu schaffen, als
welches man doch immer eine gut gelungene Definition ansprechen muß. Sache
der Freiwirte wird es sein, diesen Augiasstall zu reinigen. Wenn wir einmal das
freiwirtschaftliche Wörterbuch geschaffen haben – dann wird es leicht sein, in
drei Worten die Grundrente zu definieren.
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Voraussetzungen der Politisierung
der Freiwirtschaftsbewegung.


Vorbemerkung der Schriftleitung: Bereits der Essener Bundestag bekannte
sich, wenn auch noch vorsichtig, zur Politik. Eine gewisse Scheu ist gegen die
Politisierung des Bundes auch heute noch nicht überwunden. Mancher fürchtet
wohl, daß er sich dann entscheiden müsse, seine außerfreiwirtschaftliche politi-
sche Einteilung und Tätigkeit anzugeben und wirklich die spezifisch freiwirtschaft-
liche Politik mitzumachen oder abseits zu stehen vom Befreiungskampfe der
Freiwirte, wenn er nicht gar politisch sich gegen die Durchführung der von ihm
einst theoretisch vertretenen Freiwirtschaft zu wenden genötigt sieht.


Die freiwirtschaftliche Politik ist eben eine besondere, die man nicht innerhalb
anderer Parteien oder sonstiger Organisationen betreiben kann. Sie verträgt sich
nun einmal mit keiner der von den bisherigen politischen Richtungen betriebenen
Politik – nicht einmal mit der der Pazifisten, da diese von Moral und Recht (inter-
nationalen Verträgen, Völkerbund) zu viel erwarten und dementsprechend ihre
Politik eingestellt ist.


Wir wissen, daß dem Frieden Opfer gebracht werden müssen, das Opfer aller
Vorrechte, das Opfer des Kapitalismus. Was das heißt, darüber sind wir uns
ebenfalls klar. Unsere schlimmsten Feinde sind die behutsam arbeitenden,
unsichtbaren, die jeder antikapitalistischen Bewegung erstehen. Der Kapitalismus
hat bisher alle gegen ihn gerichteten Spitzen umgebogen – indem er die
Organisationen, die ihn stürzen wollten (auch deren Gedankenwelt) in eigene
Regie nahm und für seine Zwecke nutzte. Restlos alles hat er auf diese Weise
verdaut – wie z. B. (mit Hilfe der Kirchen) das Christentum, das doch auch ein-
mal eine revolutionäre Bewegung war. Heute kann jeder Kanonengießer und
jeder Generalfeldmarschall ein guter Christ sein, kann jeder Geistliche die
Waffen segnen!


Die Verdauung des antikapitalistischen Giftstoffes beginnt mit der Neutra-
lisierung der Schärfen des Programms. Diese werden zunächst durch „taktische“
Rücksichten und erste unmerkliche Konzessionen unschädlich gemacht. Wie 
einleuchtend und beredt lassen sich diese begründen. Das Wachstum der
Bewegung gibt den Vertretern der Rücksichten neue Gründe und vermehrten
Einfluß in der Bewegung. In Wirklichkeit ist aber nunmehr die Entwicklung der
Bewegung in den Sand, dahin, wohin bisher alle gekommen sind, nicht mehr 
aufzuhalten. Die Rücksichten erweisen sich als untaktisch.


Mit Hilfe nämlich des nun bekömmlicheren Programms – manchmal auch nur
des Tones des Programms – wirbt man weiter und lockt neue Neutralisierungs-
stoffe und richtige Gegengifte in die Bewegung. Die unter Rücksichtnahme
Angelockten locken mit weiteren noch größeren Rücksichten eine große Zahl
von Menschen in die Bewegung, die nie durch die ungemilderten Forderungen
anzulocken gewesen wären; sie machen schließlich auch ausgesprochenen
Gegnern, die das ursprüngliche Programm abgestoßen 


36







hätte, den Anschluß möglich. Damit ist das Schicksal der Bewegung besiegelt.


Die Gegner der .falschen Rücksichten, wie auch ihre ersten Befürworter, die da
glaubten, es genüge, wenn sie allein nur das Ziel klar vor Augen hätten, beide
kommen in der Bewegung nicht mehr zur Geltung. Erstere werden überstimmt,
letztere machen, ihrer Art treu bleibend, immer weitere Konzessionen, durch die
sie sich einen Rest von Einfluß zu erhalten glauben. Über das Programm, Politik
und Taktik bestimmen die auf Grund der „Taktik“ Gewonnenen, die obendrein
meist von Kapitalisten gegängelt werden. Und außerdem merkt es auch nie-
mand, wenn ausgesprochene und bewußte Retter des Kapitalismus sich in der
Bewegung breit machen. Woran soll man das erkennen? Das Programm ist
längst so zurechtstutzt, daß jeder Kapitalist es unterschreiben und öffentlich ver-
treten kann. (Dabei verstehe ich unter „Kapitalist“ nicht einen Menschen, der
Geld hat, sondern jemand, der den Kapitalismus verteidigt.)


Ist so die Bewegung nach Jahren äußerer Pracht und innerer Hohlheit als das
erkannt, was sie ist: ein Instrument zur Ansaugung und Unschädlichmachung
revolutionärer Kräfte, dann entsteht neben ihr eine neue, eine Abspaltung, die
aber dasselbe Schicksal erleidet, wenn ihre Gründer nicht von Anfang an fest,
unerbittlich fest bleiben.


Man könnte nun meinen, alle diese Gefahren beständen für die FFF-Bewegung
nicht, weil ihre Forderungen klar und eindeutig seien. Aber was nützt das, wenn
man sie nicht klar und eindeutig, mit aller Schärfe, die die Geister scheidet, aus-
spricht und mehr als das: in das Programm setzt?  Auf dem Leipziger Bundestag
zeigte der Widerstand gegen die genaue Formulierung dessen, was wir unter
den drei F eigentlich verstehen, wie groß auch für uns die betriebene Gefahr ist.


Für unsere politische Organisation sind sogar mit der Anlockung und dem
Einfluß zielunsicherer Köpfe schlimmere Gefahren verbunden. Denn während bei
den gewöhnlichen antikapitalistischen Organisationen, die ihren Lauf gleich mit
Verschwommenheiten beginnen, die Tatkraft von Anfang an durch die
Undeutlichkeit des Zieles gelähmt ist, sodaß sie ziemlich friedlich ihren Weg zur
blendenden Hohlheit vollenden, spornen die aus Gesells Schriften sich ergeben-
den freiwirtschaftlichen Forderungen mächtig zu entscheidenden Taten an. Die
Zielklaren, die da wissen, daß es im Kampfe mit dem Kapitalismus aufs Ganze
geht, werden daher stets versuchen, die Organisation zu Taten mitzureißen. In
dem Augenblick aber, da ihnen das gelingt, werden viele (wenn nicht alle), die
unter falschen Rücksichten geworben sind und daher nicht genau wußten, wohin
die Reise gehen sollte, den Vorkämpfern der Freiwirtschaft in den Arm fallen. Sie
sehen sich überrumpelt, und manche werden sich dann auch nicht scheuen, den
Staat und alle seine Gewalten gegen diejenigen zu alarmieren, von denen sie
sich zu ihnen nicht genehmen Zwecken gemißbraucht fühlen. Ansätze zu sol-
chem Verhalten wurden dem aufmerksamen Auge bereits sichtbar. Schon, wenn
es sich um die bloße Stellungnahme zu politischen Fragen handelt, zeigte sich
der Schaden der „taktischen“ Rücksichten in Gestalt einer 
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durch die Bewegung gehenden Spannung, die die Gefahr immer sich wieder-
holender Kämpfe und Spaltungen deutlich erkennen läßt.


So kann es denn kommen, daß die verantwortlichen Führer einer solchen
Bewegung, durch die Schar der „Anhänger“ über die Kraft der Bewegung
getäuscht, sich in Kämpfe stürzen können, die mit fürchterlichem Mißerfolge
enden müssen, wenn die vermeintlichen Freunde erschrocken die Fahne im
Stich lassen oder gar als Überläufer die feindlichen Reihen verstärken. Solche
Mißerfolge können den Besten unter Umständen das Leben kosten.


Alle diese Hemmungen und Gefahren müssen durch die Art der Organisation
und vornehmlich durch ein klares politisches Programm von vornherein ausge-
schaltet werden. Und das ist eine der Fragen, die uns auf dem kommenden
Bundestag beschäftigen muß. Verglichen mit ihr ist die Frage Bund oder Partei
von untergeordneter Bedeutung, ein Streit um die äußere Kennzeichnung des-
sen, was unsere Organisation vor der Welt darstellt. Hinter der Streitfrage Bund
oder Partei verbirgt sich die wesentlichere: Bunte Sammlung vieler unter
Konzessionen nach vielen Richtungen mit der unvermeidlichen Folge des
Mißtrauens der Mitkämpfer untereinander, der Cliquenbildung und der Spaltung
der Bewegung bei der ersten besten Gelegenheit, sicher aber gerade dann,
wenn sie handeln sollte – oder Aufstellung eines entschiedenen, eindeutigen,
klaren und rücksichtslosen Programms, das nicht nur anlockt, sondern auch
abstößt, und Sammlung der Kräfte um dieses Programm zu einer Wirklich ein-
heitlichen, aktionsfähigen Organisation.


Die Diskussion über diese Fragen hatte in Leipzig im Anschluß an Gesells
Referat lebhaft eingesetzt und soweit es zur Entscheidung kam, war diese im
Sinne der hier nochmal begründeten Auffassung gefallen. Der Bundestag
bekannte sich nicht nur zur Erfüllungspolitik trotz Ruhrbesetzung, es wurde 
überhaupt damals der Ausgangspunkt für die Politisierung durch die
Begriffsbestimmung von Freiwirtschaft, Freiland und Freigeld festgelegt. Es kam
dabei besonders auf die Formulierung des Freilandbegriffes an, weil weit mehr
als die Freigeldforderung das Freiland- Freihandelsziel die freiwirtschaftliche
Politik bestimmt.


Im Hinblick darauf, daß dem kommenden Bundestag die Aufgabe zufällt, 
weitere Arbeit für die Politisierung des Bundes zu leisten, gewinnen die bisher
nicht veröffentlichten Ausführungen Gesells erneut Bedeutung, weshalb wir sie
hier folgen lassen: H.T.


„Mit der aus dem letzten Bundestag (also in Essen, d. Schriftltg.) beschlosse-
nen Politisierung des Freiwirtschaftsbundes durch Vorbereitung des Volksent-
scheids ist uns die Verpflichtung auferlegt worden, uns mit all den großen welt-
und staatspolitischen Aufgaben zu befassen, die durch die Reformen, die wir
erstreben, berührt werden, und das ist so gut wie das Gesamtgebiet der Politik.
Mit diesem Beschluß mußten wir die beschauliche Studierstube verlassen, wo
nach Ewigkeitswerten geschürft wird, und wo der Tag, das Jahr, überhaupt die
Zeit so gar wenig gilt, wo man Er-  Erfolge
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folge mit einem einfachen Geschmunzel bucht, wo Mißerfolge uns nur noch 
tiefere, kostbarere Schätze ahnen lassen und den Weg der Selbsterkenntnis
ebenen.


Mit der Politisierung betreten wir die Arena des Kampfes. Hier verlangt das
Leben sein Recht, der Tag hat hier 24 Stunden, und schwer lastet auf uns ein
neues Gefühl: das der Verantwortung für das Geschick unserer Zeitgenossen.
Denn wir greifen unmittelbar in dieses Geschick ein und nehmen die
Berechtigung hierfür allein aus dem Glauben, daß unser Handeln von Nutzen 
für uns und diese Zeitgenossen sein wird. Wer nur nach Erkenntnissen strebt,
der weiß, daß ihr Gegenstand auch ohne ihn ewig währen wird. Wer aber
Tagespolitik treibt, der weiß, daß nur das geschieht, was er tut, Tag für Tag tut.
Darum hat es der Politiker immer so eilig; von schwindsüchtiger Eile ist er be-
sessen. Eine ganz andere Arbeit wird von ihm gefordert, die ganz andere
Anlagen, in der Regel sogar ganz andere Männer, erfordert.“


Die Gefahren, die der politische Kampf für unseren Bund und für die
Entwicklung des Charakters seiner Mitglieder in sich birgt, sind groß, wenn es
wahr ist, was ein so erfahrener Politiker wie Bismarck von diesem Kampfe sagte.
Die Politik verdirbt den Charakter, sagte er. Und wer von uns wird nicht lieber die
Welt in Trümmer verfallen lassen, ehe er ihr zuliebe seinen Charakter, d. h. sich
selbst verkommen läßt. Ich und der Rest, und tiefer Rest soll nicht mehr als das
Ich sein. Möglicherweise gelangte Bismarck zu seiner Erkenntnis nach einer
wehmütigen Selbstbetrachtung. Doch ich nehme an, daß Bismarck hier von der
Parteipolitik sprach. Die Parteipolitik, nicht aber die Politik schlechthin mag den
Charakter verderben, weil die Parteipolitik bereits ein Verderbnis ist, und auf sie
der Name Politik, etymologisch aufgefaßt, eine Schändung ist. Polis heißt die
Stadt, pars der Teil. Parteipolitik aber bedeutet einen Stadtteil, ein Haus, mög-
licherweise eine Kloake, ein Hurenhaus. Wer immer das Ganze vor Augen hat,
der kann unmöglich verderben. Kann man sich Galileo als Parteipolitiker vor-
stellen? Der Mensch nimmt schließlich den Charakter der Dinge an, mit denen er
sich vorwiegend beschäftigt. Und da ist es meine Überzeugung, daß die Politik
den Charakter nur dann verderben wird, wenn das Ziel als Parteiziel, sich hinter
heuchlerischen Redensarten verbergen muß, und darum auch das Programm in
der Aussage verschwommen bleiben muß. Wer aber keine Parteipolitik betreibt,
sondern einfache Politik, wer darum sein Ziel offen bekennen kann, sodaß Ziel
und Aussage sich völlig decken, der braucht nicht zu verkleinern oder aufzu-
bauschen und zu verheimlichen. Für den dürfte die genannte gefährliche
Nebenerscheinung des politischen Kampfes auch ausbleiben. Ein völlig klares,
schroffes, scharf nach allen Seiten abgesetztes Programm wird nur klare Köpfe
anziehen, wird unklare, schwärmerische, unzuverlässige Köpfe abstoßen und
schon bei der Werbung als Sieb wirken.


Darum glaube ich, daß wir bei Abfassung des Wortlautes des Programms uns
niemals deutlich und unmißverständlich genug ausdrücken 
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können, und daß auch im Hinblick auf den Umstand, daß der jetzige politisierte
Freiwirtschaftsbund unmittelbar aus dem früheren, ganz anderen Zwecken die-
nenden Bund hervorgegangen ist, und dabei alle Mitglieder hinübernahm, unsere
Ziele im Programm einer neuen Klarstellung bedürfen. Bis dahin konnte sich
jeder ohne weiteres dem Freiwirtschaftsbund anschließen, dem es nur darum 
zu tun war, aufklärend zu wirken, und jeder konnte das tun, ohne
Unannehmlichkeiten für sich daraus entspringen zu sehen. Und schließlich 
konnte auch jeder die drei F adoptieren, „wie er sie auffaßte“. Namentlich das
erste F, das Freiland-F deutete auch jeder beliebig, manchmal sogar nach den
Wünschen der Umgebung. Jetzt aber, da der Bund sich mit den Tagesfragen zu
befassen hat und geschlossen auftreten muß, wenn er Eindruck machen will, als
Machtfaktor und nicht als Diskussionsklub betrachtet und behandelt werden will,
ergibt sich die Notwendigkeit, daß die drei F durchaus eindeutig aufgefaßt und
behandelt werden. Wir wollen jetzt in das Leben unserer Zeitgenossen ein-
greifen. Und da ergibt sich für manchen unserer Bundesfreunde eine ganz neue
Situation, voller Unannehmlichkeiten, ja sogar Gefahren für sich und für die
Seinen. Allen Haß, dessen die menschliche Seele fähig ist, sammeln wir auf
unser Haupt. Und zwar den Haß der Mächtigsten auf Erden, den Haß der
Geldfürsten, der Kraut- und Schlotbarone, den Haß der Leute, die den Erzberger,
den Rathenau ermordet haben, die gewohnt sind, im Kriege Millionen und aber
Millionen Mitbürger ihren Interessen zu opfern. Sollen wir nun bei unserem
Vorgehen, bei der Ausgestaltung unseres Programms Rücksicht nehmen auf 
derartige persönliche Angelegenheiten? Wir können Rücksichten irgendwelcher
Art nicht nehmen, und zwar ebensowenig wie wir Rücksichten auf das
Schmarotzertum nehmen, das wir angreifen. Rücksichten nehmen wäre ja schon
das, was als eine Folge der politischen Tätigkeit von Bismarck bezeichnet wurde.
Rücksicht nehmen heißt unser Programm bereits in der Aussage verdunkeln,
heißt damit Elemente an uns ziehen, die nicht die Absicht haben, den letzten,
entscheidenden, vielleicht gefahrvollen Schritt zu tun, heißt somit auch ängstliche
willensschwache Personen, Spießbürger in unsere Reihen locken, heißt einen
großen Haufen um uns sammeln, der uns eine fiktive Macht vortäuscht, läßt uns
letzten Endes auch Schritte unternehmen, die sich auf solche Fiktion stützen,
und die uns untere Umständen aufs Schaffott bringen. Rücksichten nehmen
heißt, daß der Bund in der Stunde der Entscheidung, wenn alle Mann auf den
Damm gerufen werden müssen, dem Spaltungsprozeß unterworfen wird, wie das
gerade jetzt die Sozialisten erlebt haben, deren Partei von Schwindlern,
Verrätern, und Philistern durchsetzt war. Einer solchen Gefahr wollen wir uns
nicht aussetzen. Jeder, der sich uns nähert, muß genau wissen, daß wir aufs
Ganze zielen, daß wir den Kapitalismus mit Stumpf und Stiel auszurotten uns
vorgenommen haben und keine Kompromisse kennen. Was wir wollen, soll deut-
lich im Programm gesagt werden und das, was wir wollen, soll dann geschehen.


Wir haben es mit den Kapitalisten zu tun, und zwar in erster Linie 
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gerade mit den Kapitalisten, die in allen kapitalistischen Fragen den Ton an-
geben, mit dem Finanzkapital. Hier wissen sie schon lange Bescheid, daß ihre
uralten auf die Babylonier zurückgehenden Vorrechte in äußerster Gefahr 
schweben, ja daß sie erledigt, für alle Ewigkeit erledigt sind, wenn wir, wenn der
Freiwirtschaftsbund ans Ruder kommt. Und mit welcher Niedertracht diese
Gesellschaft zu kämpfen bereit ist, das haben wir schon erfahren, das hat uns
der Brief der Reichsbank, den der Neue Kurs veröffentlichte, zu klarer Erkenntnis
gebracht. Totschweigen, die giftigste und feigste Waffe, die es gibt, die wendet
die Reichsbank, als Prokurist der Haute Finance, uns gegenüber an. Wer ehr-
liche, gerade Ziele verfolgt, der läßt in einer Demokratie keine Gelegenheit ver-
streichen, um diese Ziele in neues, schärferes Licht zu setzen, der nimmt jeden
Fehdehandschuh auf, der ihm entgegengeworfen wird. Der schaut auch nicht
ruhig zu, wie eine doch bereits große Gesellschaft von Männern sich an einem
nach der eigenen Überzeugung hoffnungslosen Problem verblutet. Das ist
Sadismus. Hatte die Reichsbank den Beweis in der Tasche, daß wir einem
Gespenst nachrennen, so war es ihre Pflicht, diesen Beweis hervorzuholen.
Konnte sie uns aber nicht widerlegen, so durfte sie nicht den Anschein erwecken,
daß sie unsere Sache geprüft hat und uns widerlegen kann. Die Reichsbank-
beamten, die doch hier nicht durch persönliche Interessen verführt worden sein
können, handeln hier im Auftrage einer höheren Macht, im Auftrage der Leute,
die sie in ihr Amt eingesetzt haben, im Auftrag der Haute Finance. Mit dieser
Haute Finance, die gewohnt ist, mit allen Mitteln ihre dunklen Ziele zu verfolgen,
die die Presse beherrscht, die den Nachrichtendienst monopolisiert hat, die zur
Spaltung und Beherrschung des Volkes alle Parteien finanziert, mit dieser
Höllenmacht haben wir es zu tun. Und dieser gegenüber werden wir uns nur
dann behaupten können, wenn wir eine ebenso geschlossene, hartgesottene
Kampftruppe bilden, die auch die Anwendung der äußersten Mittel in Betracht
zieht. Denn das ist nun einmal totsicher: Vor einem einfachen Beschluß einer
parlamentarischen Mehrheit, werden die, deren Lebensinteressen wir
angreifen, niemals die Waffen strecken. In grundsätzlichen Fragen hat der
Parlamentarismus noch niemals die Feuerprobe bestanden.


Darum: wir müssen den Wegweiser am Eingang, nicht am Ausgang des
Weges aufstellen, damit dicht am Ziel die schöne Front sich nicht, wie bei den
Sozialsten in Hader und Streit auflöst und lange Reden nicht die Taten ersetzen.
Einen großen Haufen, wie ihn die Bodenreformer, die Sozialdemokraten um sich
her versammelt hatten, den kann man leicht zusammenbringen. Aber erreichen
kann man mit zusammengetrommeltem Volke nichts. Es ist verlorene Zeit. Heute
sagt gewiß Damaschke: Es hat sich wirklich nicht gelohnt. All die Mühe, um
nichts zu erreichen. Und wenn Marx heute seine Partei wiedersehen könnte, so
würde er auch ausrufen: es hat sich nicht gelohnt. Wir aber wollen nicht mit dem
gleichen Mißerfolg arbeiten, wir wollen ernten. Es kommt uns nicht darauf an,
eine Bewegung ins Leben zu rufen. Die Welt bietet uns besseres 
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als die Genüsse politischer Arbeit. Wir tun die Arbeit wahrhaftig nur um des
Zieles willen. Darum wollen wir auch vor allem sicher gehen, auch wenn es
darum länger währen sollte.


Orate fratres et vigilate. Wachet und betet! In demselben Maße, wie wir an
Macht und Ansehen wachsen werden, werden die Kapitalisten versuchen,
Sprengkörper in unsere Reihen einzuschmuggeln. Das Geld spielt dann, wenn
alles auf dem Spiele steht, keine Rolle. Noch niemals ist ein Kapitalist von einem
Proletarier bestochen worden. Was könnte der Proletarier dem Kapitalisten bie-
ten? Aber umgekehrt, da ist die Gefahr groß. Und ihr können wir nur entrinnen,
wenn wir die Eingangspforten des Bundes nach Mittag verlegen, dem Lichte
zugewandt. Jeder,der sich uns naht, soll es in einem Sprühfeuer von Licht tun.
Die Verräter scheuen solches Licht; sie können nur im Trüben fischen. Die
Klarheit des Programms, die Eindeutigkeit des Wortlautes wird das
Pentagramma vor dem Eingang in den Bund bilden, über das zu schreiten dem
Teufel bekanntlich verwehrt ist. Wir müssen die Politisierung unseres Bundes
also damit in Angriff nehmen, daß wir den Sinn unserer Forderungen, unserer
FFF nach allen Seiten hin durchleuchten und in unzweideutigen Worten festle-
gen, sodaß dann jeder weiß, daß nicht alle Wege nach Rom führen, sondern 
nur einer, eben der, der die FFF zum Wegweiser hat.“


Die Deckung des Geldes durch Rentenpapiere.
Die Spuren zu den Gedankengängen, die zu der Forderung einer


„Gelddeckung“ führen, verschwinden immer auffallend schnell, als ob die
Spurengänger sie, wie der Fuchs es macht, immer selber verwischten, damit ihre
Ratlosigkeit nicht entdeckt werde. Oder steckt vielleicht überhaupt kein Gedanke
dahinter? So oft wird das Wort gebraucht, so vieles bürdet man ihm auf!
Unerhört wäre es aber nicht, wenn in dem Worte „Gelddeckung“ nichts als das
Nebelmeer zu suchen wäre, in dem sich die Verlegenheit zu verbergen pflegt. In
der Volkswirtschaftslehre geht es zu, wie in verschiedenen Religionslehren, wie
in der Philosophie, wie in der Medizin. Ist man am Ende seines Lateins, so über-
brückt man die Schwierigkeit, indem man ein neues Wort „prägt“. Wie war es mit
der Lehre vom sog. Wert?  Wie viel Unheil hat dieses Wort angerichtet? Ganze
Bibliotheken sind angefüllt mit dicken Werken über Versuche, den Inhalt des
Wortes zu ergründen. Wortgeklingel. Im Anfang war das Wort. Dann suchte man
den Sinn zu ergründen, wie der Erfinder einer neuen Medizin nachträglich die
dazu passende Krankheit sucht. Jetzt wissen die „Wertforscher“ endlich, daß sie
nicht mehr zu suchen brauchen. Es ist nichts da; das Wort ist leer.


Ähnlich wird es auch dem Worte Gelddeckung ergehen. Auch hier wird man
die verblüffende Wahrnehmung machen, daß alle, die dem 
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Geld eine von seiner Funktion als Tauschmittel geänderte Deckung zu geben
trachten, keine klaren Gedanken haben, daß sie rein gefühlsmäßig vorgehen.
Man glaubte aus der Tatsache des Tausches die Folgerung zehen zu müssen,
daß den Waren eine von ihrer Substanz geänderte Eigenschaft, eben der „Wert“
eigen sei. Und aus der Tatsache, daß Waren gegen Papiergeld, das frei von sol-
cher „Werteigenschaft“ sei, ausgetauscht werden, glaubte man den zum Tausch
unbedingt nötigen „Wert“ anderswo, in der Deckung lokalisieren zu müssen. So
zieht ein Wahngebilde das andere nach sich, bis die Köpfe, die Universitäten, die
Bibliotheken, die Verfassung, die Irrenhäuser voll davon sind. Und dann kommen
aus solchem Irrenhaus schließlich die Vorschläge zur Stabilisierung der Mark.


Da die Ereignisse Havenstein die Deckung seiner Banknoten entrissen hatten,
glaubte er nicht mehr an seine Banknoten. Er war der erste, der ihnen den Kredit
schnitt. Für ihn waren sie totkrank. Am besten war es dann, sie „absterben“
(Ausdruck Helfferich, den auch sein Schüler Hilferding übernahm) zu lassen. Und
tatsächlich tat er auch nie das Geringste, um sie am Leben zu erhalten. Wie
wenig sich Havenstein vom Deckungsgedanken losreißen konnte, geht wohl am
besten aus der Tatsache hervor, daß er die Inschrift der Banknoten, die nur in
Verbindung mit der „Deckung“ überhaupt einen Sinn hatte, bis zuletzt unver-
ändert ließ. „Eine Billion Mark zahlt die Reichsbank usw ...“, so schrieb er bis zu
seinem Tode. Wenn die Reichsbanknote voll gedeckt gewesen wäre, dann würde
Havenstein nach Professor Mudikes Berechnungen drei Jahrmillionen gebraucht
haben, um eine einzige seiner 73 Millionen Billionennoten zu zählen und zu 
„zahlen“. Havenstein ist ein Opfer der aus dem Gedankenwust der Wertlehre
hervorgegangenen Deckungslehre.


Der Deckungsgedanke schuf die neue Rentenmark. Die Reichsbanknote 
überläßt man ihrem „Schicksal“. Sie ist ja „abgestorben“. Mit ihr ist nichts
Ordentliches mehr anzufangen. Sie hat ja keine Deckung mehr, ist also nicht ein-
mal mehr gut für den Abdecker. Aber für die Herstellung der für die Goldwährung
nötigen Münzen oder Goldbarren fehlt der Rohstoff, das Gold. Vorrätiges, greif-
bares Gold. Da kam der Gedanke, an Stelle des greifbaren Goldes eine
Goldforderung zu stellen. Man sagt errötend, daß das keine ideale Lösung sei.
Es handle sich um eine Zwischenlösung. Goldforderung, später Goldmetall.
Dann ist die Währungsfrage wieder zur Zufriedenheit der Maßgebenden gelöst.
Und keiner zieht aus den Ereignissen vom August irgend eine Nutzanwendung.
Aus der Geschichte darf man nicht lernen. Keiner stellt die Frage, was aus der
Deckung der Reichsbanknote geworden wäre, wenn die Deckung nicht 1914
gleich gesperrt worden wäre? Und noch weniger fragt man, ob denn die heutigen
finanziellen und politischen Zustände eine Aufhebung der Sperre gestatten 
würden. Und dennoch spricht man von der Notwendigkeit einer Golddeckung.
Man will eben dem vertriebenen und legitimen Anwärter den deutschen
Geldthron für spätere Zeiten sichern. Darum stellt man die 


43







Goldwährung als das Ideal hin, um von vornherein allen anderen Lösungsver-
suchen den Stempel „Kriegsersatz“ aufdrücken zu können, womit man dann
schon das ganze Volk für die Goldwährung gewonnen hat.


Es gibt nur eine Deckung für das Geld, die nie versagt, das ist die Funktion
des Geldes als Tauschmittel. Es gibt nur eine Sicherheit für das Geldwesen, das
ist eine sachverständige Verwaltung. Alles ist überflüssig, was mehr ist als das
Gesagte. Das Überflüssige ist aber Ballast, und in der Wirtschaft ist Ballast
schädlich. Das wird sich auch mit dem Ballast, den man dem neuen Papiergeld
aufgebürdet hat, erweisen.


Zunächst wird man eines Währungsamtes und einer öffentlichen Kontrolle des
Geldwesens entraten zu können glauben. Die Deckung ersetzt beides, so sagt
man denen, die nie alle werden. Die Deckung wird als Verwaltungsautomat wir-
ken, wie es früher mit der Deckung der Reichsbanknote der Fall war. Dieser
Automat arbeitete so sicher und genau in den seit Einführung der Goldwährung
bis zum Kriege verstrichenen 50 Jahren, daß die Reichsbank überhaupt nicht
einzugreifen brauchte! Ja, nicht einmal eine Nachprüfung war nötig, ob die
Währung das hielt, was von ihr zu verlangen war. Die Reichsbankbeamten be-
zogen ihre Gehälter und die Börsenmänner, die Hintermänner der Bankinstitute,
besorgten das übrige. Die Börsenkurse gingen auf und ab. Die Preise stiegen;
sie fielen. Die Wirtschaftskonjunkturen zeigten eine sägeähnliche Kurve, von der
jeder Zahn Spuren von Blut und Menschenfleisch zeigte. Der Automat besorgte
das alles zur vollen Zufriedenheit der die Gehälter beziehenden Beamten. Der
Automat, die Deckung war die herrlichste Erfindung, die sich ein Staatsbeamter
vorstellen kann, der seine Mission begriffen hat. Man bedenke: 50 Jahre Gehalt
beziehen und wahrscheinlich sogar ein gutes Gehalt, um 50 Jahre weiter nichts
zu tun, als die Arbeit eines Automaten gedankenlos zu betrachten und zu be-
wundern. Denn zu bewundern war vieles, namentlich der geräuschlose Vorgang
der an den Börsen sich anhäufenden Riesenvermögen (Abfallprodukt des
Automaten), dann die, ebenfalls alls Abfallprodukte angesehenen Krisen
(Börsenkrach) mit ihren Folgen auf dem Gebiet der Arbeitslosigkeit. Fünfzig
Jahre solche Vorgänge sich immer und immer wieder wiederholen sehen und
sich keine Gedanken dabei zu machen brauchen! Das ist ein Posten für einen
echten Staatsbeamten, für Beamte ähnlich denen, die in den letzten Jahren die
Eisenbahn- und Posttarife ausgerechnet haben, die es ermöglichten, daß man
für einen Dollar und weniger quer durch das ganze Deutsche Reich im
Schlafwagen reisen konnte, ähnlich den Beamten, die den Stinnes und
Konsorten die Kohlensteuern so lange stundeten, bis sie durch die Inflation aus-
gehöhlt waren. Ähnlich den Forstleuten, die das Holz der Staatsforsten auf Kredit
verkaufen und Jahre brauchten, um zur Erkenntnis zu kommen, daß hier der
Staat um ungeheure Summen beschwindelt wurde.


Solche ideale Posten für ideale Beamte wünscht die Hochfinanz jetzt wieder
mit der Rentenmark zu schaffen und um den Schwindel vor den 
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Augen der Menge zu verdecken, erfand man die Deckung, den Automaten, 
wo-durch alles, was jetzt auf der Börse geschehen wird, nicht als Pflicht-
vergessen-heit der Beamten der Rentenbank nachweisbar sein wird,
sondern als ein natürliches unabwendbares Geschehen hingestellt werden kann.
Und dafür, daß in diesen Beamtenapparat keine Männer hineingebracht werden,
die den Sachverhalt aufdecken konnten, werden die Hintermänner der Banken
schon sorgen. Warum hat Stinnes so viele Zeitungen mit 10 vielleicht 20 Dutzend
Redakteuren gekauft? Werden diese Blätter nicht ihre Fittige über die
Rentenmark, ihren Automaten und ihre Nutznießer breiten und jede Kritik zu 
hintertreiben wissen?


Entweder wir schaffen dem Geld eine zielstrebige, ehrliche, den
Volksinteressen dienende Verwaltung (Währungsamt), dann ist jede Deckung
des Geldes überflüssig, dann läßt sich auch mit dem Geld, das die Reichsbank
bis jetzt verwaltete, brauchbare (relativ zur Goldwährung) Arbeit leisten, oder wir
überlassen alles dem Automaten, der Deckung, und bewundern staunend, wahr-
scheinlich sogar mit neidischen Augen die Riesensummen, die aus den Taschen
des arbeitenden Volkes Tag für Tag in Gestalt von Börsendifferenzen, Profiten
und Schwindel in die Gewölbe der Spekulanten übergeführt werden.


An harmlosen Erklärungsversuchen für die gewaltigen Sprünge, die die Preise,
die Kurse machen werden, wird es niemals fehlen, Erklärungen, die allen denen,
die an die Wirksamkeit der Deckung des genannten Automaten glauben, durch-
aus plausibel erscheinen werden. Aber an die falsche Konstruktion des
Automaten, an die faulen theoretischen Grundlagen der Rentenmarkwährung
wird niemand denken. Schließlich wird man die übelsten Erscheinungen damit
beschönigen, daß man sagt: es ist ja nur eine Zwischenlösung. Das Ideal ist die
Goldwährung. Zu ihr können wir aber nicht zurück, weil der Vertrag von
Versailles uns bedrückt. Ach, hätten wir doch wieder die Goldwährung!


Hier einige der beliebtesten Erklärungen für die Erscheinungen, die die
„Deckung“ der Rentenmark auf dem weiten Gebiete der deutschen Wirtschaft
auslösen wird.


Der Umlauf von Rentenmark ist begrenzt durch die Deckung, d. h. durch den
Börsenkurs der Deckung, die vom Rentenpapier gestellt wird. Und die
Rentenpapierkurse unterliegen der Bewertung der Sicherheit, die der Schuldner
bietet [Bei einem Kurse von 50 des Rentenpapiers wird die Deckung genau halb so groß sein, wie


beim Parikurs.]. Diese Bewertung geht von der Börse aus, und wird durch die
Stinnespresse als die Bewertung durch die öffentliche Meinung hingestellt.
Knurren die Franzosen, muxen die Kommunisten, streiken die Bergleute, bellen
die Nachbarn ringsum, dann wird der Kredit des Deutschen Reiches als „er-
schüttert“ dargestellt. Dann gehen die Rentenbriefe 
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um 5, 10, 20% herunter und dann „muß“ [Dieses „muß“ ist selbstverständlich hier nur mit


der Forderung der Deckung zu begründen .] weil dadurch die „Deckung“ um ebensoviel
abgenommen hat, auch der Umlauf des Rentenmarkgeldes entsprechend
beschnitten werden. Dann gehen wegen Geldmangel alle Preise zurück und
auch alle Kurse an der Börse. Dann ziehen die, die die öffentliche Meinung über
die Kreditwürdigkeit des Reiches machen und die den „Konjunktursturz“ kommen
sahen, die Gewinne ein. Das ist die Spekulation „à la baisse“.


Sind diese aus dem Preissturz gezogenen Gewinne eingeheimst, dann kann
die Kreditwürdigkeit des Reiches wieder in rosigeren Farben dem Volke darge-
stellt werden. Dann lassen die zehn Dutzend Stinnesredakteure wieder
Friedensschalmeien ertönen. Dann „erholen“ sich die Papiere wieder. Dann 
steigen auch die Kurse der Rentenpapiere, dann kann wieder mehr Renten-
markgeld abgegeben werden. Dann diskontieren die Banken wieder, dann 
steigen auch wieder die Warenpreise. Dann wird wieder mit Hochbetrieb ge-
arbeitet, dann fließen wieder die Dividenden und dann streichen die, die die
öffentliche Meinung machen, wieder die Differenzen ein, weil sie diesmal „à la
hausse“ sich gelegt hatten.


Das Problem der Ausnützung von Ebbe und Flut ist hier gelöst, dank der
genialen Erfindung Helfferichs, dank der Rentenmarkdeckung.


Die Rentenbriefkurse schwanken nicht allein wegen der schwankenden
Bewertung der Kreditwürdigkeit des Schuldners, sondern auch weil der Zinsfuß
schwankt. Die Preußischen 3% Papiere, die zum Kurse von etwa 90% ausge-
geben worden waren zu einer Zeit, als der Zinsfuß niedrig stand (Baissezeit),
standen vor Kriegsausbruch auf ungefähr 60 oder 65%, weil der allgemeine
Zinsfuß (Haussezeit) stark gestiegen war. Diese Änderungen in der Höhe des
Zinsfußes werden fortbestehen und darum wird man auch damit rechnen müs-
sen, daß die Kurse der Rentenmarkrentenbriefe, weil sie einen festen Zinsfuß
haben, alle Änderungen des allgemeinen Zinsfußes mitmachen werden. Steigt
der Zinsfuß von 3 auf 5, dann geht der Kurs der Rentenmarkrentenbriefe um
50% zurück und dann muß der Umlauf von Rentenmarkgeld ebenfalls (dem
Deckungsgedanken entsprechend) um 50% gekürzt werden. Und umgekehrt,
wenn der Zinsfuß fallen sollte. Und alle diese kleinen und großen Schwankungen
in der Höhe des Zinsfußes werden sich auswirken in Börsendifferenzen, in
Krisen, in allgemeinen Konjunkturschwankungen. Und auf diese Konjunktur-
schwankungen werden sich an der Börse diejenigen wohl einzurichten wissen,
die heute behaupten, daß wir keines Währungsamtes, keiner aktiven Währungs-
politik bedürfen, daß wir alles von der Deckung des Geldes erwarten müssen.


Die Rentenbriefe lauten auf Goldmark, nicht auf Goldgramm. Und was wir uns
unter Goldmark vorzustellen haben, das sagt uns die Inschrift 
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der Dollarschätze. 1 Dollar = 4,20 M. So sagt die Inschrift. Was ist nun ein
Dollar? In Amerika ist niemand, der das zu sagen weiß. Höchstens wird man
sagen: Ein Dollar ist eine Anweisung auf eine bestimmte Menge Feingold.
Stimmt das? Wenn ja: warum hat man dann diese bestimmte Menge Gold nicht
in den Dollarschatzanweisungen angegeben anstelle des Dollars? Wenn nein,
dann bleibt die Frage offen, wer darüber in Amerika zu bestimmen hat, was ein
Dollar ist und in Zukunft sein soll? Und je nachdem, wie der Dollar „gemanaged“
wird, wird auch hier die Rentenmark anders gemanaged werden müssen. In
Amerika waren im Jahre 1920 die Warenpreise und die Börsenkurse in Dollars
um etwa 100% höher als im Jahre vor Kriegsausbruch. Dann wurde der Dollar
einer Deflationspolitik ohne irgend welche gesetzliche Begrenzung und gesetz-
liche Sicherung ausgesetzt, mit der davon zu erwartenden gewaltigen Flaute, mit
dem Preissturz, mit einer Arbeitslosigkeit sondergleichen. Als der Preisindex auf
140% gesunken war, wurde die Deflationspolitik eingestellt und seitdem steigen
die Preise wieder. Jetzt steht der Index auf etwa 160%, gemessen am
Friedensindex von 100%.


Sollen wir dem Dollar nun nachrennen? Sollen wir diese tollen Sprünge in
Deutschland mitmachen? Soll die deutsche Wirtschaft davon abhängen, wie 
einige Spitzbuben in Amerika die Notenpresse für ihre Börsenoperationen miß-
brauchen? Wer erklärte 1916 in Amerika Deutschland den Krieg? Ein Mann. Wer
bestimmt heute in Amerika, was aus dem Dollar werden soll? Der Präsident der
Federal Reserve Board, ein Mann. Und dieser Mann hat keine gesetzliche
Bindung irgend welcher Art. Er machte was er für gut hält. Er hat Gold in
Händen, genug, um nach dem Deckungsgesetz eine doppelt so große Noten-
ausgabe zu rechtfertigen. Er tut es nicht. Warum? Ihm „scheint“ es, daß die
Preise 1920 mit einem Index von 200% zu hoch waren, daß sie 1922 mit einem
Index von 140% zu niedrig waren und daß die Preise jetzt mit einem Index von
162 noch nicht hoch genug sind. Möglich, daß es ihm einfallen wird, die Preise
nächstes Jahr wieder auf 200 zu bringen, um dann gleich darauf eine neue
Deflationspolitik zu inszenieren. Das amerikanische Volk versteht von
Währungsfragen nicht mehr als das deutsche Volk. Es muxt nicht, es läßt alles
über sich ergehen. Der Präsident der Federal Reserve Board ist niemandem ver-
antwortlich. Genau, wie der Präsident der deutschen Reichsbank. Beide arbeiten
virtuell mit Blankovollmacht. Ist die Börse, sind die Hintermänner der Banken mit
der Führung der Notenpresse zufrieden, dann wird die Politik des Noteninstituts
öffentlich mit Hilfe der Presse gelobt. Und bisher haben die Noteninstitute den
genannten Männern noch niemals Ursache zur Klage gegeben!!! Weder in
Amerika, noch in Deutschland.


Also, was soll es bedeuten, daß wir die deutsche Reichswährung auf den
Dollar einstellen, daß wir gesetzliche Zahlungsmittel mit der Inschrift 1 Dollar
gleich 4,20 M. herausgeben? Die, die den Vorschlag der Renten
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mark machten, haben sich doch irgend etwas dabei gedacht, als sie dieses neue
Tausch- und Zahlungsmittel gleichzeitig mit dem Gold und dem Dollar, als sie so
die deutsche Währungsfrage mit der amerikanischen verkuppelten? (Auch im
Versailler Vertrag hat eine solche Verkuppelung stattgefunden.) Hat denn von der
ganzen Gesellschaft wirklich niemand eine Ahnung von der Größe des Konflikt-
stoffes, die in den drei Worten steckt: ein Dollar gleich X Mark? Hat keiner der
Sachverständigen die Reichsregierung gewarnt?


Es ist gelungen, die Atome zu zertrümmern. Der Weg zur Herstellung künst-
lichen Geldes ist damit gebahnt. (So sagt man.) Wenn es gelingt, ist dann eine
Rentenmark immer noch gesetzliches Zahlungsmittel, ist dann dieses gesetzliche
Zahlungsmittel immer noch identisch mit X Dollar, oder gar mit X Gramm
Feingold? Ist syntetisches Gold gleich Naturgold? Kann der Vertrag von
Versailles dann auch noch mit einer Fuhre aus Blei und Aluminium gewonnenen
Goldes abgelöst werden, nach der Definition: 132 Milliarden Goldmark sind X
Tonnen Gold? Solche Fragen läßt man vernünftigerweise doch nicht offen. Man
beantwortet sie, ehe sie zu Streitfragen sich entwickeln, und selbst dann tut man
das, wenn man auf Grund persönlicher Laboratoriumsstudien nicht an die
Zertrümmerung der Atome meint glauben zu müssen.


Ich glaube nicht an die Innozenz und Ignoranz der Männer, die in kleinem
Zirkel die Währungsfragen für das deutsche Volk zu lösen pflegen und diese
Lösungen dann durch ihre Presse als öffentliche Meinung verkünden lassen. Ich
glaube nicht, daß bei der Ausarbeitung des Rentenmarkgedankens und bei der
Forderung der Deckung durch Goldrentenbriefe die Schwierigkeiten, auf die oben
hingewiesen wurde (eine kleine Auswahl aus einer langen Reihe), ganz verges-
sen worden sind. Was ich glaube, ist, daß bei den mitwirkenden Beamten ein-
fach Unkenntnis und Unerfahrenheit die Hauptrolle spielten, daß aber bei den
treibenden Kräften die Furcht vor der anderen Lösung (die Indexmark), die dem
Wucherspiel ein für allemal ein Ende macht, der Grund war, warum mancher
diese Bedenken hinwegsah und sie gar nicht zur Sprache kommen ließ.


Die Indexmark, die nur durch ihre Funktion als Tauschmittel (die Funktion als
gesetzliches Zahlungsmittel ist von untergeordneter Bedeutung) „gedeckt“ ist, die
unter ständiger Kontrolle des Volkes steht, die von einem besonderen Währungs-
amt verwaltet wird, die durch ununterbrochenes Steuern im gewünschten, vom
Gesetz vorgeschriebenen Kurs erhalten wird, die braucht keine Deckung. Die
bietet darum den Börsenleuten keine Angriffsfläche mehr, die ist dem Einfluß der
Banken völlig entzogen. Das ist der Grund, warum „man“ sie nicht will. Suchen
wir nach keinen anderen Gründen. Er genügt.
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Freiwirtschaftliche Reparations- und 
Friedenspolitik.


Am 15. Dezember 1923 wurde in Essen der Kampfbund der Freiwirte FFF. 
im Rheinland und Ruhrgebiet gegründet. Am 16. Dezember fand ein Freiwirt-
schaftstag im Städtischen Saalbau in Essen statt. Nachstehend veröffentlichen
wir einen Abschnitt aus Gesells am Nachmittag gehaltenen längeren Referat, 
das sich in Ergänzung des Referates von Dr. Tuercke mit den Fragen der
Reparation, der Weltwirtschaft und des Friedens allgemein und grundsätzlich
beschäftigt.


Die Schriftleitung.


Sobald die jetzt im Gange befindliche finanzielle Abtrennung der Rhein- und
Ruhrlande vollzogen sein wird, wird nichts mehr im Wege stehen, um den
erwähnten Reparationsbolschewismus in Szene zu setzen. Die Rheinlande wer-
den zweckdienlich mit einem festen, durch den Wehrbeitrag bestimmten Anteil an
den Reparationen und den Besatzungskosten belastet werden. Das Problem,
das dann zu lösen sein wird, besteht darin, diese Lasten derart auf die
Sachwerte abzubürden, daß der Ertrag der Arbeit, der Lohn, die Gehälter der
Angestellten und Beamten, nicht davon berührt wird. Soll das große Werk der
Befreiung gelingen, dann darf unter keinen Umständen die Reparation sich durch
Lohndruck bemerkbar machen, da sonst die Arbeiter, und zwar die besten voran,
ihr Ränzlein schnüren würden, um sich durch Auswanderung solchem Drucke
der Reparationslasten zu entziehen. Deutsche Arbeiter sind überall in der Welt
begehrt. Wenn aber die Arbeiter auswandern werden, wie soll dann die
Wirtschaft die für die Reparationen nötigen Überschüsse abwerfen? Im Gegenteil
wird es erforderlich sein, daß die in Deutschland bezahlten Löhne soviel
Anziehungskraft ausüben, daß die fortgezogenen ausländischen Arbeiter, die
Polen und die Italiener, so bald wie möglich wieder zurückkehren. Wenn das 
eintrifft, dann haben wir den Beweis erbracht daß die finanziellen
Reparationsmaßnahmen richtig getroffen waren, und dann ist zu erwarten, daß
die Wirtschaft auch noch etwas für die Aktionäre abwerfen wird. Letzteres wird
umso mehr eintreten, je besser sie sich in das Unvermeidliche fügen werden, d.
h. je weniger Widerstand sie dem Reparationsbolschewismus leisten werden. Im
Jahre 1919 wären wir vielleicht mit einer Vermögensabgabe von 40% ausge-
kommen für die Zwecke der Reparation. Wenn wir jetzt, nach fünf Jahren der
Tollhauswirtschaft, 75% dazu brauchen und dann vielleicht noch nichts in
Händen behalten werden für die Unterstützung der Bedürftigen, so haben die
Sachwertbesitzer solche Verschlimmerung ihrer Lage der betriebenen
Verschleppungs- und Verschleierungspolitik zuzuschreiben.


Gelingt es, die Sachwertsteuer von 75% zu beschließen und sie mit Hilfe der
französischen Bajonette einzutreiben und dabei trotz dieser gewaltigen Steuer
die Wirtschaft in Vollbetrieb zu setzen, und damit den Beweis zu erbringen, daß
sich die Reparation nicht als Eingriff in die 
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Substanz erweist, sondern nur als eine Beschlagnahme der Wirtschafts-
überschüsse, der Dividenden, Renten und Zinsen, dann wird sich an solchem
Beispiel das Reich orientieren und die Gesetzgeber werden es dann leichter
haben vor dem Volke, die nötigen scharfen Eingriffe in das Privatvermögen zu
rechtfertigen. So wird die finanzielle Abtrennung der Rheinlande vielleicht dem
Reiche zum Heile werden und dieses vor der völligen Auflösung schützen. Allem
Anschein nach aber wird es dahin kommen, daß die Reparationen allgemein als
Umlage oder Matrikularbeitrag auf die Einzelstaaten, auf die Provinzen, Bezirke,
Kreise und Gemeinden und von dort schließlich auf die Privatpersonen abgebür-
det werden. So wird dann jeder Privatmann genau wissen, wie viel sein Anteil an
den Reparationen ausmacht, und jeder wird sich danach in seiner Wirtschaft, in
seinem Haushaltsbudget einrichten, der eine heulend, der andere lachend, je
nach der geistigen Einstellung.


Ich glaube, nach den Erfahrungen, die wir in den verflossenen fünf Jahren
gemacht haben, daß wir solche finanzielle Abtrennung der Rheinlande vom
Reich fast als ein Glück begrüßen müssen. Wir sehen hier den ersten Schritt auf
einer Bahn, die uns ins Freie zu führen scheint. Während die bisher befolgte
deutsche Politik uns ins Chaos getrieben hat.


Freilich, freilich, die Möglichkeit der Reparation hängt heute von vielen
Umständen ab, Umstände, die auch nur zum Teil von der Macht der Bajonette
beherrscht werden. Unsere bewaffneten Gäste können nicht mehr tun, als den
guten und harten Willen zu zeigen, sich unter Anwendung der Gewalt bezahlt zu
machen nach Kriegsrecht. Mehr können sie nicht. Wie wir es machen werden,
um zahlen zu können, das wird unsere Sache sein, eine rein interne deutsche
Angelegenheit. Nun ist zu beachten, daß das, was wir Jahr für Jahr werden zah-
len müssen, wir durch Devisenbeschaffung zahlen müssen. Und eine Devise ist
eine deutsche Forderung ans Ausland, die durch Ausfuhr von Waren entstanden
ist. Wir müssen, um den Betrag der Reparation, mehr Waren abführen, als wir
einführen. Es ist das der einzige Weg, der uns offen steht, der einzige Weg 
übrigens, der jedem Volke offen steht, das dem Auslande verschuldet ist. Es gibt 
keinen anderen Weg. Das Ausland muß uns für den Betrag der Reparationen
mehr Ware abnehmen, als es uns liefert. Wenn zur Herstellung dieses
Exportüberschusses ausländische Rohstoffe gehören (Baumwolle, Erze, Metalle,
Holz), so muß der Betrag dieser Rohstoffe noch zu der genannten Summe
geschlagen werden.


Der Verlauf solcher Finanzoperation innerhalb Deutschlands ist leicht zu über-
sehen. Wir werden im Deutschen Reich, d. h. die zu besteuernden Besitzer der
Sachwerte werden es, unseren Warenkonsum um den Betrag der Reparationen
kürzen, und was so in Deutschland weniger verbraucht wird, steht den
Ausfuhrhändlern zur Verfügung. Die Ausfuhr dieser Waren liefert dann die
Devisen. Diese Devisen wird das Reich mit dem Ertrag der Reparationssteuern
kaufen und an die Entente abliefern. Der 
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Steuerzettel verwandelt sich so unmittelbar in eine Reparationsdevise. Soweit
besteht also keine andere Schwierigkeit, als die Einschränkung des Konsums
durch die bisherigen Nutznießer des Reinertrages der Volkswirtschaft.


Die Schwierigkeiten stellen sich bei der Frage ein, ob es den deutschen
Kaufleuten gelingen wird, den genannten Überschuß an Waren zu erträglichen
Bedingungen im Ausland abzusetzen. Ferner besteht eine Schwierigkeit darin,
daß die Erzeugung eines solchen Warenüberschusses eine weitgehende
Umstellung der Industrie bedingen wird, indem der Weltmarkt andere Waren
reklamieren wird, als die Waren, die die deutschen Konsumenten bis dahin zu
verbrauchen pflegten. Der Umstand, daß Frankreich für den Wiederaufbau der
zerstörten Gebiete jetzt einen Mehrbedarf an Waren und daher einen Überschuß
des Importes über den Export haben wird, der ungefähr dem entsprechen wird,
was Deutschland mehr ausführen muß, klärt die genannte Schwierigkeit nur zum
Teil; denn die Waren, die Frankreich mehr brauchen wird, sind anderer Art als
die, die Deutschland ohne neue industrielle Umstellung heute zu konkurrenz-
fähigen Bedingungen würde liefern können. Denn es ist klar, daß, wenn z. B. die
Pforzheimer Bijuterie-Industrie sich auf die Produktion von Ziegelsteinen um-
stellen müßte, sie nicht die gleichen Löhne wird zahlen können. Deutschlands
Zahlungsfähigkeit hängt also davon ab, daß es Waren ausführen kann von der
Art, für die das Geschirr der Industrie gebaut und für die seine Arbeiter ausge-
bildet wurden. Wir werden daher dafür sorgen müssen, daß die Notwendigkeit
einer Umstellung nach Möglichkeit vermieden wird.


Wenn die deutsche Industrie in der Art, wie sie heute betrieben wird und in der
sie gewiß auch auf dem Weltmarkt die besten Preise erzielt, fortgeführt werden
soll, so gehört ein gewisser Weltwohlstand dazu, wie er vor dem Kriege bestand,
oder im Entstehen begriffen war. Die Russen müssen wieder in Berlin ihre
Einkaufe machen. In Polen, in der Tschechoslowakei, in Jugoslavien, in
Griechenland muß der Wohlstand sich breit machen. In England muß die
Arbeitslosigkeit überwunden werden. In Frankreich, in Spanien, in Amerika, über-
all muß fleißig gearbeitet, muß geerntet, müssen Feste gefeiert werden. Das ist
die Voraussetzung für alles andere, auch für die deutschen Reparationen. Unser
Wohlergehen, die Reparationszahlungen, unsere Befreiung von der Besetzung –
alles stellt zur Bedingung, daß die Weltwirtschaft in Vollbetrieb gesetzt werde,
verlangt also den Wohlstand der Menschheit. Daß dieser Wohlstand wieder-
kehre, daß er sich dort entwickle, wo er noch nicht bestand, das muß das
Bemühen aller werden, und niemand ist heute so sehr daran interessiert, wie
Deutschland, obschon Deutschland von diesem Wohlstand infolge der Repara-
tionszahlungen und Kriegslasten für eine Reihe von Jahren noch ausgeschlos-
sen sein wird. Das wird uns aber nicht mit Neid erfüllen. Die Hoffnung auf die
endliche Befreiung von der Besetzung der Rheinlande soll und wird uns alles
ersetzen, die Genüsse des Wohlstandes, die Hochgenüsse der Muße und der
Ferien.
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Was muß aber heute geschehen, damit der Wohlstand der Welt wiederkehre,
damit wir für den nötigen Produktionsüberschuß den nötigen Absatz in der Welt
finden, zu ausreichenden, zu gehobenen Preisen?


Eine erste Antwort auf diese Frage ist wohl nicht schwer zu geben. Der Krieg
zerstörte den Wohlstand, der Frieden wird ihn wieder herstellen. Der Frieden ist
die Voraussetzung für alles andere. Sorgen wir also für den Frieden, soweit es in
unseren Kräften steht, so weit der Frieden von uns abhängt. Was können wir
nicht alles für den Frieden tun? Viel hatten wir bisher für die Forderung des
Kriegsgeistes in Deutschland getan, in der Schule, in der Kirche, in der Presse,
in der Literatur, in der Kunst, in der Handelspolitik. Wir hatten einen
Kriegsminister. Und wenn wir den Kultusminister als den eigentlichen Träger des
Kriegsgeistes ansprechen konnten, dann hatten wir sogar zwei Kriegsminister,
einen gewöhnlichen Kriegsminister, der sein Handwerk verstand und einen
Minister für den Kultus des Krieges. Von beiden Plagen hat uns der Friedens-
vertrag befreit. Wir können jetzt in Deutschland frei reden. Wir können, ohne uns
Zuchthausstrafen auszusetzen, frei alle Forderungen stellen, die für den Frieden
zu erfüllen sind. Was in manchen Staaten heute noch unter schwerer Strafe
steht: wir dürfen öffentlich den Militarismus als die Wurzel alles Übels bezeich-
nen. Wir können der Jugend den Geist der persönlichen Freiheit, der Rebellion
einflößen, wir dürfen es frei aussprechen, daß wir jeden wie einen tollen Hund
niederschießen werden, der uns für Kriegsdienste pressen will. Wir in
Deutschland sind dank dem Friedensvertrag die einzigen Menschen, die in der
Friedensfrage wirklich ohne jede Hemmung sprechen können. Wir können also
viel für den Frieden tun. Wir können in dieser Menschheitsfrage bahnbrechend
vorgehen. Und weil wir das können, werden wir es auch tun. Zum ersten Male
werden wir zeigen dürfen, wie wir geartet sind, wie der Mensch von Natur aus
handelt, wenn er frei ist. Und wenn wir hier in Deutschland, wo der Kriegsgeist
schon so lange von oben herab gepflegt worden war, nicht nur äußerlich, son-
dern auch innerlich, geistig abgerüstet haben werden, dann wird zwangsläufig für
alle anderen Saaten dieselbe geistige Umstellung eintreten, und zwar ganz auto-
matisch. Der Militarist stirbt in der Einsamkeit. Er braucht zum Leben unbedingt
den Widerstand, den Feind. Er braucht sichtbare Feinde. Wenn er keine feind-
lichen Uniformen mehr sieht, Menschen, die sich einer anderen Organisation,
einem andern Staat auf Leben und Tod geweiht haben, dann verödet seine
Seele, er wird an sich selber irre, er fragt sich ob er denn überhaupt noch nötig
sei. Er wird Pazifist. Dem Militarismus ergeht es, wie den Brücken. Nimmt man
den einen Brückenpfeiler weg, dann stürzt der andere von selber nach. Der
Einsturz des deutschen Brückenpfeilers des Militarismus wird den Einsturz der
Pfeiler links und rechts nach sich ziehen. Und je gründlicher wir in Deutschland
den Militarismus begraben, umso schneller wird er in allen Ländern überwunden
werden.
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Freilich, freilich. Der Frieden geht nicht aus Friedenspredigten hervor. Der
Friedenssamen, den die Friedenspredigten immer schon seit Jahrtausenden so
freigiebig gestreut haben, ist immer unter die Dornen gefallen. Und die Dornen
waren die bürgerlichen Zustände in allen Ländern.


Ich werde nie müde, es bei jeder Gelegenheit zu sagen und zu betonen: Der
Friedensgeist ist ein Erzeugnis des Bürgerfriedens. Der Friedensgeist wird von
der Umgebung ausgestrahlt, und dann von uns aufgenommen, wie man
Sonnenstrahlen aufnimmt. Wenn um uns her alle Menschen in Frieden leben,
dann braucht es keiner Friedenspredigten. Dann lebt der Mensch in seiner natür-
lichen Atmosphäre und entwickelt sich seinem Kern, seiner Natur entsprechend.
Diese Friedensatmosphäre schaffen wir durch einen gerechten sozialen Zustand,
der keinerlei Vorrechte der Geburt und des Besitzes kennt, der jedem seinen
vollen Arbeitsertrag sichert, wo die Möglichkeit der Ausbeutung des Menschen
durch den Menschen nicht mehr besteht. Wie wir diesen gerechten sozialen
Zustand schaffen können, ist für alle, die die Ziele des Freiwirtschaftsbundes
kennen, kein Problem mehr. Mit den vom Freiwirtschaftsbund geforderten
Reformen senkt sich, wie der Morgentau auf die Gräser, der Geist der
Versöhnung, des Verstehens, des allseitigen Wohlwollens, der allgemeinen
Menschenliebe auf alle herab und zieht alle, die Nationalisten, die Militaristen,
die Imperialisten, die Parteimänner unwiderstehlich in seinen Bann.


Wir werden darum hier im Rheinland dafür kämpfen, daß alles, was für den
Bürgerfrieden getan werden muß, unverzüglich in Angriff genommen werde.
Jedoch genügt nicht das, was wir auf unserem Gebiete unternehmen können,
um den Frieden unter allen Umständen zu gewährleisten. Der Frieden ist nicht
nur ein nationales Problem, sondern auch ein internationaler. Wenn allseitig in
allen Ländern der Bürgerfrieden heimisch ist, dann erst sind wir endgültig vor
Wiederholungen der erlebten Greuel gesichert. Der Freiwirtschaftsbund hat
darum seine Fühler weit ausgestreckt und hofft bald seine Verbindungen über die
ganze Welt auszubreiten. Das Programm des Freiwirtschaftsbundes ist das
Programm des Friedens schlechthin. Nicht des Friedens in Deutschland, nicht
des Friedens zwischen Deutschland und seinen Kriegsgegnern. Nicht des Bürger
oder des Völkerfriedens. Der Freiwirtschaftsbund macht keinen Unterschied zwi-
schen Bürger- und Völkerkrieg, zwischen Bürger- und Völkerfrieden. Es gibt nur
einen Frieden, nur einen Krieg. Diesen Krieg wollen wir beenden, diesen Frieden
anbahnen und für alle Zeiten begründen und sichern.


Das aber ist ein Programm auf weite Sicht. Zeit, Jahre, vielleicht Jahrzehnte
gehören dazu, und zwar umso längere Zeit gehört dazu, je mehr die allgemeine
Atmosphäre durch neue Kriegsausbrüche verpestet wird. Darum will der
Freiwirtschaftsbund zunächst die gröbsten Hindernisse des Völkerfriedens weg-
räumen, d. h. alles das tun, was in seinen Kräften steht, damit solche
Hindernisse beseitigt werden.
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Das größte Hindernis für den internationalen Frieden bildet die ungelöste
Valutafrage. Nur wenige haben eine Ahnung davon, wie tiefgreifend die
Valutafrage von jeher und namentlich in den letzten Jahrzehnten die internatio-
nalen Beziehungen der Staaten beeinflußt hat, wie viel Kriege in den wirtschaft-
lichen, finanziellen, sozialen Verhältnissen, die die unbeantwortete Valutafrage
auslöste, ihre letzten Beweggründe haben. Der Schutzzoll, der Gedanke des
geschlossenen Handelsstaates, der imperialistische Gedanke – Gedanken sind
es, die mit der Wirtschaftskrise, mit dem Defizit im Staatshaushalt, mit den Streik
und sozialen Kämpfen kommen und gehen. Der Staatsmann, der sich verant-
wortlich fühlt für das Wohlergehen seines Volkes, der kommt, wenn er die
Verheerungen der Wirtschaftskrisen beobachtet, und wenn er keine besseren
Erkenntnisse hat, immer zwangsläufig auf den Gedanken des Schutzzolles.
Baldwin in England ist ein Beispiel dafür. Die Schutzzollpolitik, die in den letzten
Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts sich wie eine Pest über die ganze Welt
ausbreitete, war ein unmittelbares Produkt des damals herrschenden, chroni-
schen Krisenzustandes. Deutschland, das am ärgsten unter der Krise zu leiden
hatte, ging mit der Schutzzollpolitik voran. Alle anderen folgten bis auf England,
das seines größeren industriellen Vorsprunges wegen nicht so schwer zu leiden
hatte. Aber Vorstöße in der Richtung des Schutzzolles sind in England immer
wieder gemacht worden, Beweis dafür, wie die inneren Zustände den Gedanken
des Schutzzolles immer wieder automatisch aufs Tapet bringen. Jetzt haben ja
zum Glück die Schutzzöllner in England wieder eine Niederlage erlitten. Aber
lange darf der jetzige Zustand in England, darf das Elend der Arbeitslosigkeit
nicht mehr anhalten, sonst verlieren auch in England die schönsten
Freihandelsargumente alle Zugkraft.


Der Krisenzustand, der die Stimmung für den Schutzzoll überall aufkommen
ließ, war die natürliche und notwendige Folge des allgemeinen Preisrückganges,
der mit der Einführung der Goldwährung in Deutschland einsetzte, und der sich
mit der Verallgemeinerung der Goldwährung zur Welterscheinung entwickelte.
Die Krise, die England heute durchmacht, ist zurückzuführen auf die dort seit
1920 betriebene Deflationspolitik, die nicht nur auf die Preise drückt, sondern
auch Grund zur Befürchtung eines weiteren, bodenlosen Preisrückganges gibt. In
Amerika stieg die Zahl der Arbeitslosen im Jahre 1922 auf über fünf Millionen, als
auch dort Deflationspolitik betrieben wurde. Die Arbeitslosigkeit kippte fast plötz-
lich in das Gegenteil um, als die Deflationspolitik aufgegeben wurde. Überhaupt
ist der innere Zusammenhang zwischen Preisrückgang und Krise durch so viele
Beispiele aus der alten wie neuen Geschichte dokumentiert, daß kein Raum für
Zweifel mehr vorhanden ist. Umso rätselhafter ist es, daß man in England jetzt
noch nach drei Jahren der furchtbarsten Arbeitslosigkeit immer noch nach
Gründen für die Erscheinung sucht, und man dort so oft der Meinung begegnet,
daß der Friedensvertrag die wahre Ursache der herrschenden Krise und
Arbeitslosigkeit sei. Der Freiwirtschaftsbund hat 
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diese Ansicht über die Ursachen der Krise in England von Anfang an bekämpft,
obschon jeder weiß, daß die in England herrschende Stimmung für eine Revision
des Vertrages von Versailles im deutschen Sinne in der Hauptsache dieser
Ansicht entspringt. Uns erscheint aber die Richtigstellung der Ansichten über die
Ursachen der Wirtschaftskrisen wichtiger als eine Revision des Vertrages, die
uns weiter nichts bringen kann als einen Schulderlaß von einer Reihe von
Milliarden. Unzählige Milliarden haben uns die Wirtschaftskrisen schon gekostet,
unzählige Milliarden werden wir ersparen, wenn die Erkenntnis der Ursache die-
ser Erscheinung uns in den Stand setzt, erfolgreiche Maßnahmen zu ihrer
Verhütung zu ergreifen. Und außerdem, wenn uns die Entente die Schuldenlast
erleichtern will, so soll sie das nicht aus anderen Rücksichten tun, als aus dem
der Menschlichkeit. Wenn in England einmal wieder der allgemeine Wohlstand
sich breit macht, wenn sich in Frankreich auf den Ruinen der zerstörten Städte
wieder fröhliches Leben entwickelt, und man sich dort sicher weiß vor feindlichen
Überfällen, dann, aus einem Gefühl der Kraft des Übermutes und eigener Macht
heraus, mag uns die Entente einst bei Gelegenheit eines Weltfriedensfestes den
Rest der Schuld erlassen, und solche Geste werden wir dann auch mit Freude
und Stolz entgegennehmen. Heute aber liegt uns weniger daran, daß man uns
einige Milliarden erläßt, als daß die Weltwirtschaft in Vollbetrieb gesetzt werde,
denn nur so können wir hoffen, daß der Schutzzollgedanke keine weiteren
Fortschritte machen wird, daß er vor dem Freihandelsgedanken die Waffen
strecken wird.


Wenn wir uns von der Besetzung befreien wollen, so müssen wir zahlen. Um
zu zahlen, müssen wir Waren ausführen, und um Absatz für diese Waren zu 
lohnenden Preisen zu erzielen, muß die Weltwirtschaft in Vollbetrieb gesetzt,
muß der Weltwohlstand wiederhergestellt werden. Der Vollbetrieb der Weltwirt-
schaft ist unverträglich mit dem Schutzzollsystem, das mit dem Aufkommen von
Wirtschaftskrisen sich immer als das erste Mittel erweist, an das die kleinen
Geister denken, die für die Erscheinungen der Wirtschaftskrisen keine andere
Erklärung haben, als die, daß die Preise infolge der ausländischen Konkurrenz
sinken und somit der Betrieb nicht mehr lohnt, daß man daher die ausländische
Konkurrenz durch Abwehrzölle fernhalten muß. Der Schutzzoll macht aus den
einzelnen Staaten geschlossene, nationale Wirtschaftsgebiete, die, da sie natur-
gemäß immer zu klein für den Weltgeist der Unternehmer erscheinen, regel-
mäßig dahin führen, daß man auf dem Wege der Eroberung, der imperialisti-
schen Politik, der Kolonialpolitik stückweise, mit Gewalt das zurückzuerobern
sucht, was man vorher besaß, was man aber leichtfertigerweise durch die
Zollpolitik von sich abgestoßen hatte. Mit dem Freihandel verfügt jeder Europäer,
jeder Amerikaner, jeder Japaner, ohne jede Eroberung über die ganze Welt, und
weil er diese Welt nicht der Gewalt verdankt, braucht er auch nicht zu befürch-
ten, daß sie ihm durch Gewalt entrissen werden wird. Er fühlt sich darum frei und
sicher. Dieses Sicherheitsgefühl, das aus der Natur der Dinge wächst, enthebt
ihn der Notwendigkeit, sich durch den An- Anschluß
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schluß an ein Staatsgebilde, an ein „nationales Wirtschaftsgebiet“ kümmerliche
Entschädigung für den Verlust der Weltkugel zu suchen. Mit dem Schutzzoll wird
jedem Menschen ein Panzer angelegt, der ihn zu ersticken droht, den er darum
mit allen Mitteln, auch mit den Mitteln des Krieges zu sprengen suchen wird.
Solche durch den Zollpanzer sich bedroht und bedrückt fühlenden Unternehmer
und Handelsleute nennt man dann Imperialisten. Der imperialistische Gedanke
liegt also nicht im Menschen, sonder im Zollsystem. Hätte es niemals
Zollgrenzen gegeben, so hätte es auch niemals Imperialisten gegeben. Die
natürlichen und urgesunden imperialistischen Gedanken des nach dem Besitz
der Weltkugel strebenden Menschen sind im Freihandel voll und ohne jede
Gewalt verwirklicht.


Der heutige gefährliche Imperialismus ist eine Nebenerscheinung des Schutz-
zolles, und diesem Imperialismus schreibt man es zu, daß so viele Kriege in den
letzten Jahrzehnten ausgebrochen, daß so viele Kriege in Vorbereitung sind. Ich
erinnere hier an den furchtbaren, entsetzlichen Krieg, an den Rassekrieg, den
die amerikanische Mongolenpolitik vorbereitet. Wir sehen alle das Unglück kom-
men. Es mag sich noch um 10, um 20 Jahre handeln, aber das Unglück kommt
mit tödlicher Sicherheit, wenn in Amerika keine andere Stellung zum Gedanken
des geschlossenen Handelsstaates, des nationalen Wirtschaftsgebietes, des
Schutzzolles genommen wird. Wie können wir aber in Deutschland die
Reparationen zahlen, wenn in 10 oder in 20 Jahren der Weltfrieden wieder in 
seinen Grundfesten durch einen Krieg zwischen der weißen und mongolischen
Rasse erschüttert wird?


Die Mongolenpolitik der Amerikaner entstand zusammen mit dem Schutzzoll.
Sie auch ist nichts anderes als der Ausdruck der Hilflosigkeit, mit der die ameri-
kanischen Politiker, wie alle Politiker die Krisen zu betrachten pflegen. Die von
der Arbeitslosigkeit betroffenen oder bedrohten Arbeiter machten irrigerweise die
Konkurrenz der Kulis für ihr Schicksal verantwortlich und die Politiker, die um die
Gunst der Arbeiter buhlten, versprachen ihnen, sie von dieser Konkurrenz zu
befreien, So und nicht anders entstand die Mongolenpolitik, die in ihren letzten
Auswirkungen die Ausrottung der weißen Rasse in Amerika, und schließlich in
der ganzen Welt zur Folge haben könnte. Würde man den amerikanischen
Arbeitern den Nachweis erbringen, und es wäre nicht schwer, es zu tun, daß der
Lohn der amerikanischen Arbeiter umso höher stehen wird, je mehr Kulis einge-
führt werden, daß also der amerikanische Arbeiter nur direkte Vorteile davon
haben kann, wenn recht viele Mongolen ins Land kommen, so würden die
Amerikaner umgekehrt die Einwanderung dieser fleißigen, friedlichen und intelli-
genten Menschen begünstigen, wie die deutschen Agrarier stets die
Einwanderung der ostpreußischen Arbeiter begünstigt haben. Es ist wichtig, dies
festzustellen, denn wir erkennen so, daß die amerikanische Mongolenpolitik nicht
auf energischen Gedanken, sondern auf wirtschaftlichen Irrtümern fußt.


Wir sehen hier, welche gewaltige Rolle die Krisen und die Beurteilung 
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ihrer Ursachen für das Geschick der Menschheit haben. Sein oder Nichtsein des
Menschengeschlechtes ist hier aufs Spiel gesetzt. Für uns in Deutschland aber
hat die Frage noch die besondere, unmittelbare Bedeutung, daß wir uns niemals
von dem Drucke der Besetzung befreien werden, wenn durch die Krisen die
Schutzpolitik gefördert und uns so der Export der für die Reparationen nötigen
Warenmengen erschwert oder unmöglich gemacht wird.


Der Freiwirtschaftsbund erklärt darum, daß der gute Wille zu zahlen, die
Beteuerung, daß wir das harte Londoner Diktat buchstäblich erfüllen wollen,
inhaltslose Worte bleiben, wenn die Wirtschaftskrisen und die aus ihnen hervor-
gehende Schutzzollpolitik und imperialistische Politik mit den dazugehörigen
Kriegen die wirtschaftlichen Vorbedingungen für die Erfüllung zerstören. Der
Freiwirtschaftsbund bettelt nicht um eine Herabsetzung der Repationssumme. 
Er fordert nicht die Abrufung der militärischen Besetzung als Vorbedingung, wie
sehr er auch die mögliche baldige Zurückrufung der Truppen mit jeder Faser 
des Herzens herbeisehnt, er stellt nur eine Bedingung: den Vollbetrieb der
Weltwirtschaft, den vollen, tiefen Völkerfrieden, den Weltfrieden.


Und zu diesem Weltfrieden, sofern er nicht durch Bürgerkriege gestört wird,
gelangen wir durch den Freihandel, durch den Weltfreihandel, durch die all-
mäh-liche oder schnelle Abtragung der Zollgrenzen, die wieder nichts anderes
fordert als den Schutz vor Wirtschaftskrisen, den uns die endgültige Lösung 
des Valutaproblems liefern wird.


Der Freiwirtschaftsbund gibt für die Krisen eine von den landläufigen
Erklärungen abweichende Erklärung, eine Erklärung deren Richtigkeit dadurch
dokumentiert ist, daß sie nicht nur einzelne Erscheinungen der Krisen deutet,
sondern alle Haupt- und Nebenerscheinungen. Wir erklären die Krisen nicht mit
der mehr oder weniger scharfen Konkurrenz, dieses oder jenes Volkes, der Kulis,
des indischen oder des argentinischen Weizens. Bei näherer Betrachtung erwei-
sen sich alle diese Erklärungsversuche als unhaltbar. Für uns ist die Krise mit
allen ihren so weitreichenden Auswirkungen eine Währungs- und Valuta-
erscheinung. Nichts mehr noch weniger. Die Krise bricht aus, wenn die Preise
fallen, oder wenn der Glaube an einen baldigen allgemeinen Preisrückgang sich
breit macht, denn mehr ist ja nicht nötig, um alle Kaufleute und Unternehmer zu
veranlassen, mit dem Ausschreiben von Bestellungen Zurückhaltung zu wahren..
Ein allgemeiner Rückgang der Warenpreise darf aber nicht eintreten, wenn die
Währungspolitik den Auftrag hat, jeden Rückgang im allgemeinen Preisniveau
durch verstärkte Notenausgabe unmöglich zu machen. Die heute in allen
Ländern geübte Währungspolitik gibt gegen einen allgemeinen Preisrückgang
und damit gegen eine Krise niemand irgendwelche Sicherheit im Gegenteil,
diese Politik muß, weil sie oft Nebenzwecken dient, die mit dem Hauptzweck 
kollidieren, geradezu die Bildung von Krisen begünstigen. Der Freiwirtschafts-
bund fordert, daß die nationale Währungspolitik unter rücksichtsloser Beiseite-
schiebung aller anderen Zwecke den allgemeinen Preisstand fest erhält. Mehr
fordert der Freiwirtschaftsbund nicht. Es genügt. Mit diesem 
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einfachen Mittel das auch an die Finanzkraft des Staates keinerlei Anforderung
stellt, wird der Freiwirtschaftsbund die Wirtschaft vor jeder Krise und Erschütte-
rung schützen. Als Folge davon wird der Schutzzollgedanke bald einschlafen,
wird die Forderung des Überganges zum Freihandel immer lauter erhoben 
werden, und mit dem Freihandel wird das imperialistische Streben absterben.
Der Friede, der Weltfrieden ist dann begründet, soweit er nicht von innen heraus
bedroht wird, durch die sozialen Zustände. Dann kann Deutschland zahlen, und
wenn durch die weiteren vom Freiwirtschaftsbund geforderten Reformen auch
der Bürgerfrieden überall fest gegründet wird, dann wird Deutschland die
Reparationsschulden in erstaunlich kurzer Zeit tilgen können.


Mir sind von meinen Landsleuten die heftigen Vorwürfe gemacht worden
wegen meines Verhaltens zur Reparationsfrage. Verräter, Französling,
Reparationsbolschewist bin ich benannt worden. Manche haben diese Vorwürfe,
zu denen dann jüngst noch der des Separatismus trat, wieder zurückgenommen,
als sie sahen wie ernst die Lage wurde, wie sehr ich mit meiner Betrachtung der
politischen Lage Deutschlands Recht behielte Ich bin zu meiner Stellungnahme
gegenüber der Reparationsfrage gekommen, weil ich die politische Entwicklung
weniger von willkürlichen und von moralischen Bedenken beeinflußt sehe, weil
ich eine andere politische Witterung habe und weil mir auch Poincaré durch
seine klare und unzweideutige Sprache eine klare Stellungnahme ermöglichte.
Poincaré hat es unzählige Male gesagt, daß er von uns weiter nichts will als
Geld und Sicherheiten. Er sagt: Sobald die Zahlungen regelmäßig zu fließen
beginnen und sobald das deutsche Volk in seiner großen Masse Geschmack 
am Friedensgedanken findet und sich mit derselben Energie des Werkes des
Weltfriedens annimmt, wie es bis dahin den Bismarckschen Machtgedanken
gepflegt hatte, wird Frankreich seine Truppen zurückziehen. Auf dieses
Versprechen, das Frankreich feierlich vor der ganzen Welt gegeben hat, baue
und vertraue ich. Dieses Wort kann kein leeres Wort sein. Wir haben auch 
keinen Grund, den Worten Poincarés zu mißtrauen Er ist einer der ganz wenigen
Politikers Europas, der eine klare Sprache spricht. „Wir halten Deutschland am
Kragen, wir halten Deutschland fest in der Hand. Jetzt muß Deutschland zahlen
für den Schaden, den es uns zugefügt hat.“ Das ist seit 1919 das erste und letzte
Wort Poincarés. Kann man einfacher und klarer einen militärischen klaren, ein-
fachen, selbstverständlichen Gedanken aussprechen? Mir war es immer klar,
daß Poincaré nichts als seine feste Überzeugung aussprach, als er der Welt zum
Zehnten Male bekannt gab, daß er von der auf Frankreichs Konto entfallenden
Reparation keinen Pfennig nachlassen würde, daß er auch bereit ist, die letzten
militärischen Machtmittel zur Eintreibung des Geldes anzuwenden. Und weil ich
niemals an der Echtheit dieser Worte zweifelte, habe ich vom ersten Tage an 
das deutsche Volk gewarnt und ihm empfohlen, sich unverweilt auf die Zahlung
einzurichten.


Jedes Ding hat zwei Seiten. Auch die Niederlage und die Reparation 
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haben zwei Seiten. Bis jetzt haben wir aber in Deutschland von der Medaille
unserer Niederlage nur die eine Seite zu betrachten gelernt, die Seite, auf der
steht – 132 Milliarden Goldmark – ! Starren Blicks betrachten wir diese Zahl, als
ob sie unser Todesurteil bedeutete. Und vergessen über den Schreck uns auch
einmal die andere Seite zu betrachten. Dabei haben wir so viele Sprichworte voll
tiefer Weisheit, die uns zu solcher Betrachtung einladen. Zum Beispiel das Wort:
Durch Schaden wird man klug. Durch großen Schaden wird man sehr klug. Oder
das Wort: Der Schmerz macht hellseherisch. Also: Klug und hellseherisch macht
der Schaden. Wer in Deutschland möchte nicht aus dem Vermögen des 
deutschen Volkes 132 Milliarden, nicht den dritten Teil, die Hälfte, ja sogar das
Ganze opfern, wenn damit das ganze Volk klug und hellseherisch werden 
könnte?


Es kommen aber bei der Betrachtung der Rückseite unserer Medaille noch
ganz andere Dinge zum Vorschein.


Wer von uns möchte nicht für ein Rezept, das uns in Deutschland den Bürger-
krieg erspart, die Summe von 132 Milliarden Goldmark aus Staatsmitteln her-
geben? Ach wie billig muß uns der Bürgerfrieden erscheinen, wenn wir ihn für
solchen Pfifferling erlangen könnten. Würde der Kaiser von Rußland, wenn er in
die Entwicklung vorausgesehen hätte, nicht gerne dem Bürgerfrieden, der sein
Schicksal abgewendet hätte, die Summe von 132 Milliarden geopfert haben?
Bedenken wir, wie viel Geld in Deutschland, wie viel Blut uns der Bürgerkrieg,
der Kampf der Kommunisten gegen die herrschenden Schichten bereits in den
wenigen Jahren gekostet hat, wie viele brave Menschen dieser Kampf ins
Gefängnis, ins Zuchthaus gebracht hat. Ich für meinen Teil bin jedenfalls immer
bereit, Mein und Dein restlos zu opfern, wenn es sich darum handelt, einem
Mitbürger das Leben zu retten, die persönliche Freiheit eines Mannes zu 
schützen. Und wenn uns die Reparation nur einen Schritt näher dem Bürger-
frieden bringt, so sage ich, daß dieser Schritt nicht zu teuer bezahlt ist.


Die Reparation aber wird uns den Weg zum sozialen Frieden nicht nur um
einen Schritt, sondern um Meilen und Meilen verkürzen, ja die Reparation und
die Bajonette der Besatzungstruppen, die werden möglich machen, was sonst
vielleicht überhaupt nicht möglich sein würde. In lebenswichtigen Fragen der
herrschenden Klassen, da haben, wie die Erfahrung aller Zeiten deutlich zeigt,
die Reformen immer harten, unüberwindbaren Widerstand angetroffen. Auf dem
Wege der Reform und der parlamentarischen Gesetzgebung ist die soziale Frage
ganz gewiß nicht zu lösen. Der Parlamentarismus versagt dort, wo es sich um
grundstürzende Dinge handelt. Vor der Wahlurne wird der Kapitalismus niemals
kapitulieren. Stößt aber das Reformwerk auf derartige antiparlamentarische
Widerstände, so bleibt dem vorwärtsdrängenden Volk nur die Revolution übrig.
Wir wissen aber auch wieder aus der Erfahrung, daß bis jetzt auf dem Wege der
Revolution auch noch nicht viel Nennenswertes erreicht werden konnte. Sogar in
Rußland, wo die äußeren Bedingungen für den Erfolg einer 
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Revolution so überaus glücklich waren, ist von den in Angriff genommenen
Reformen eigentlich nur das gelungen, was keinerlei Organisation bedurfte, die
Herausgabe des Bodens an das Volk. In Deutschland aber würde der kompli-
zierte landwirtschaftliche Betrieb die Bolschewikierung des Bodens zu einer
höchst gefährlichen Operation für die sichere Verproviantierung des Volkes
machen. Wenn wir in Deutschland die Hungersnot vermeiden wollen, die die
Bolschewikierung des Bodens über das russische Volk brachte, so müssen wir
zu Methoden greifen, die sich nicht oder nur sehr schwer in der Unordnung der
Revolution anwenden lassen. Diese Methode aber wird uns die Reparation, die
militärische Besetzung aufnötigen. Wir betreiben Revolution unter dem militä-
rischen Schutze der Franzosen, tun also das Gegenteil von dem, was wir, d. h.
was die Truppen unserer Fürsten in der großen französischen Revolution in
Frankreich taten. Wir bolschewikieren das Eigentum für die Reparation, also für
eine immerhin vorübergehende Spanne Zeit. Aber nach Erfüllung dieser Aufgabe
verbleibt das Eigentum im Besitze des Volkes. Wir müssen das Diktat buch-
stäblich erfüllen und dazu gehören Sachwertsteuern in der Höhe von 75% des
gesamten immobilen Kapitals. Wenn das nicht Bolschewismus ist, dann weiß 
ich nicht, was man noch Bolschewismus nennen könnte. Und wenn eine
Konfiskation von 75% keine sozialistische Gleichmacherei bedeutet, dann weiß
ich nicht mehr, was égalité und fraternité sein könnte. Auf alle Fälle, das was den
französischen Revolutionären die égalité und fraternité nicht bringen konnte, das
bringt uns die Reparation.


Es hat in der Geschichte noch niemals etwas Ähnliches gegeben und gläubige
Menschen werden es als eine göttliche Fügung ansehen. Die Reparation wird
zum Pionier des Fortschrittes, sie bahnt uns endlich einen Ausweg aus dem
Engpaß, in dem wir, in dem die ganze Menschheit seit nun schon Jahrtausenden
steckt, sie schafft die politischen Voraussetzungen, um in grundstürzenden
Fragen die Revolution zu einer Evolution zu gestalten; Evolution aber und nicht
Revolution ist’s, was den Erfolg in sich trägt, was den eigentlichen Zweck der
Revolution, die Beseitigung des Klassenstaates, die Herrschaft des Rechtes, den
Bürger- und den Völkerfrieden von Grund aus auf festen Quadern aufbauen
kann. Die Revolution, die für uns die Reparation bedeutet, die wird nicht wie alle
anderen Revolutionen von Mißerfolg begleitet sein. Sie hat diesmal alle auf-
bauenden Elemente und obendrein noch die Bajonette auf ihrer Seite. Nach
Einzug der 75% Sachwertsteuer, die uns die Reparation aufnötigt, wird die 
sozialistische Forderung: égalité ét fraternité zu 75% Wahrheit sein im Deutschen
Reiche.


Wie viel Hemmungen auf allen Gebieten des Fortschrittes fallen mit solcher
wirtschaftlicher Gleichmacherei fort? Das normale, demokratische Leben, der
Parlamentarismus, erhalten durch die Reparationssteuern zunächst und zum
ersten Male die entsprechenden wirtschaftlich-sozialen Grundlagen. Die
Klassengegensätze werden um 75% gemildert, die 
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Struktur des Parlaments erfährt über Nacht einen Ruck nach links von 75%. Für
alle fortschrittlichen Gesetzentwürfe ist ohne weiteres eine Majorität von minde-
stens 75% gesichert. Den fortschrittlich orientierten Gesetzen wird im Parlament
nicht, wie es bisher immer geschah, die Spitze umgebogen. Jetzt ist die parla-
mentarische Bahn der Gesetzgebung frei. Die Zunge wird jetzt allen gelöst. Jetzt
werden Volksredner auferstehen, die durch die geschlagene Bresche das Volk zu
hohen, immer höheren Zielen fortreißen werden. Dem wahren Christentum ebnet
die Reparation, die finanzielle Liquidation des Krieges, die Wege. Und dafür, daß
dieser Weg nicht wieder verlegt wird oder von der geraden Linie des endlosen
Fortschrittes abgebogen werden kann, dafür wird nun der Freiwirtschaftsbund zu
sorgen haben.


Sachwertsteuern, Konfiskationen, Gleichmacherei, Bolschewismus sind keine
programmatischen Forderungen des Freiwirtschaftsbundes, obschon solche
Gleichmachung in hohem Maße sich einstellen muß als Produkt des organischen
Entwicklungsprozesses aus den vom Freiwirtschaftsbund geforderten Reformen.
Das, was die Reparation und die entsprechende Sachwertsteuer mit einem
Schlage zuwege bringt (mit allen Härten und Unausgeglichenheiten militärischer
und staatlicher Maßnahmen), das würden die Freiland-Freigeldreformen in 
stetiger, organischer Fortentwicklung geschaffen haben, langsamer zwar, aber
sicherer und ohne irgendwelche Härten und ohne bei 75% halt zu machen. Als
ich vor dem Kriege die freiwirtschaftlichen Forderungen formulierte, da rechnete
ich mit einem Zeitraum von 20 bis 30 Jahren vom Ausgange an gerechnet, um
bei 100% anzukommen, d. h. durch den Abbau des arbeitslosen Einkommens
werden die Vermögen nach und nach auf das Quantum nivelliert, die der
Arbeitskraft des einzelnen entspricht. Die Vermögensunterschiede sind dann
Ausdruck der persönlichen Unterschiede. Mehr nicht.


Nun aber da die Reparation uns zur konfiskatorischen Gleichmacherei zwingt,
da wollen wir die Reparation als Bundesgenossen betrachten und sie in den
Dienst unserer Bestrebungen zu stellen suchen, so gut es geht.


Die freiwirtschaftliche Betrachtung der Ereignisse hat uns schon lange vertraut
gemacht mit dem Gedanken der kommenden Nivellierung der vermöglichen Kraft
der Bürger. Und wir haben in dieser Nivellierung so viel Schönes, Nützliches und
Erstrebenswertes erkannt, daß uns der Gedanke der Reparation aus diesem
Grunde nicht nur kein Entsetzen einflößt, sondern im Gegenteil ein Gefühl der
Erleichterung und der Sicherheit vor unendlich viel grauenhafteren Dingen als
der letzte Krieg bereits über uns, über alle gebracht hat. Und wir sind überzeugt,
daß, sobald der erste Schrei überwunden sein wird, die große Mehrheit des
deutschen Volkes zu der Einsicht gelangen wird, daß alles wohl betrachtet, die
Reparation sich in eine unendliche Wohltat verwandelt und zu einer völkischen
Erneuerung führen wird, die von unseren besten Mitbürgern immer schon
erstrebt wurde, zu der aber der Weg durch die soziale Dyskrasie verlegt war.
Diese soziale Krankheit ist nun bei uns im schnellen Absterben. Wir werden in
wenigen 
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Jahren der Reparationszahlungen allesamt im Deutschen Reich für unseren
Unterhalt auf den Ertrag der persönlichen Arbeit angewiesen sein. Deutschland
wird das Volk der Arbeiter sein. Das einzige Volk auf Erden, das keine Klassen
mehr kennt, das darum auch alle öffentlichen Dinge unpolitisch, also sachlich
und wissenschaftlich behandeln kann und behandeln wird. In Deutschland wird
der Neid der Enterbten keine Objekte noch Subjekte mehr vorfinden, an dem er
sich üben könnte. In Deutschland wird die Presse den Händen der Kapitalsten
entrissen werden, da wir kaum noch Kapitalisten haben werden. Die Presse wird
also von jetzt an dem Volke dienen. Und was das bedeutet, kann nur der ermes-
sen, der weiß, mit welcher Perfidie dieses Volksbildungsinstrument dazu miß-
braucht wird, das Volk durch Verdummung zu beherrschen. Die Kunst, die
Literatur, sogar die Wissenschaft und die Kirchen waren sich bewußt, daß sie in
erster Linie den herrschenden Klassen zu dienen hatten. Diese stärksten
Volksbildungsmittel wurden so ihren hohen Zielen abgewendet, sie waren nicht
echt. Mit der Reparation nehmen diese natürlichen Führer des Volkes wieder
ihren natürlichen Platz an der Spitze des Volkes ein. Und was aus dem
Geschäftsleben sich alles entwickeln wird, wenn einmal die Kunst, die Wissen-
schaft, die Religion, die Philosophie, die Literatur mit beiden Füßen mitten im
Volke stehen wird, das versage ich mir Ihnen hier zu schildern. Wer sich im 
stillen ein Bild zu machen versteht, was aus dem Gesellschaftsleben wohl wer-
den könnte, wenn einmal der alles zerstörende, auf Eigentumsvorrechte fußende
Klassengeist überwunden sein wird, und dieses Bild mit der Karrikatur vergleicht
das ihm aus den heutigen Zuständen entgegenstarrt, der wird verstehen, daß es
Menschen geben kann, die zu der Frage der Reparation lachenden Auges
emporschauen. Wer die Kehrseite der Reparation ernsthaft ins Auge faßt, der
sagt sich: wenn wir das alles mit einer Summe von 132 Milliarden erkaufen 
können, so ist das ein guter Kauf.


Bedenkliches bei Ortsgruppengründungen.
Die Richtung des Freiwirtschaftsbundes kann ihm nicht von außen zugetragen


werden. Sie kann nicht umgebogen werden. Die Freiwirtschaft trägt den Kompaß
in sich. Sie ist ein Magnet, der nur Wesensgleiche an sich zieht. Darum können
wir mit Sorglosigkeit der Entwicklung der Dinge im Bunde zusehen. Großer
Schaden kann nicht entstehen, wenn man Zank, Streit, Geifer, Schimpfen,
Verdächtigungen, Prügeleien und schließlich Ausschlußabstimmungen nicht 
tragisch und als großen Schaden betrachtet. Aber es gibt auch Leute, die nicht
viel Freude an solchen „Kämpfen“ haben, Leute, die von fernher zu den
Versammlungen kommen und die dort etwas Schöner erleben wollen. Ich bin der
Meinung, daß wir in unseren Versammlungen solchen frommen Wünschen mög-
liche entgegenkommen sollten, daß aber der Streit nicht ganz zu entbehren ist,
schon um den Teilnehmern Gelegenheit zu geben zu lernen, wie man kämpft,
wie man siegt und wie 
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man den Gegner abmurxt. Die Art, wie der Mensch Streitigkeiten ausficht, zeigt
ihn uns besser, als lange Reden. Persönliche Streitigkeiten sollte man für solche
Zwecke benutzen. Man sollte für die streitenden Personen eine Bühne schaffen,
wo sie sich entgegentreten und wo sie, nötigenfalls unterstützt von kampfge-
wohnten Streithähnen, in Rede und Antwort ihre Sache ausfechten. Tragödien
und Komödien gehören auch zu den Bedürfnissen des Lebens, und wenn schon
der Gott mancher Menschen sich an Schlachtopfern ergötzte, so im noch 
höherem Grad der auf den Kampf eingestellte Freiwirt. Und daß solche Kämpfe
nicht gänzlich zu vermeiden sind, ist sicher, denn wie oft ist der Vorschlag
gemacht worden, Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes sollten den politischen
Parteien als Mitglieder beitreten, um dort für die Ziele des Freiwirtschaftsbundes
zu werben. Somit können und müssen wir annehmen, daß auch in den Parteien
umgekehrt der Vorschlag gemacht werden wird, Mitglieder in unseren Bund ein-
zuschmuggeln.


Jedoch der Mensch kann nicht von Komödien, Tragödien und Schlachtopfern
allein leben. Bei der Kampfstimmung, die der Krieg im deutschen Volk ausge-
brütet hat, ist auch anzunehmen, daß beim Schlußakt des Kampfspieles die
Daumen der Zuschauer immer in der großen Mehrzahl nach unten gerichtet 
würden und daß schließlich unsere besten Kämpfer einer zufällig sich bildenden
Übermacht erliegen könnten. Denn viele Flöhe sind auch des Löwen Tod.


Es müssen darum Vorkehrungen getroffen werden, damit in den Bundesvor-
stellungen nach den Vorstellungen unserer Akrobaten auch noch etwas Zeit für
die Vorführung freiwirtschaftlicher Ziele und Endziele übrig bleibt, für Vorträge z.
B. über den Abbau des Staates, über das bürgerliche Leben im abgebauten
Staat, Vorträge über die Einführung des Freihandels, Begräbnisreden zu Ehren
des letzten Proletariers, des letzten Bürokraten, des letzten Gewerkschafts-
bonzen, des letzten Kapitalisten, Filmdarstellungen über die Abtragung der
Herrenhäuser, über die Unterminierung und Sprengung des Klassenstaates, über
das Einschmelzen der Standbilder und Denkmäler des Krieges und
Umschmelzung der Bronze in Denkmäler deutscher Schmach, Denkmäler der
Leibeigenschaft, Denkmäler über den noch immer nicht gesühnten sklaven-
mäßigen Verkauf deutscher Männer durch die Landgrafen von Hessen an
England, Denkmäler der sozialen Dyskrasie, Denkmäler der Plünderung der
Sparkassengelder durch die Notenpresse, durch den Staat, Denkmäler des
Opfers mündelsicherer Gelder auf dem Altar der Sachwertbesitzer, Denkmäler
schließlich des moralischen Zusammenbruches des in den Staatskirchen,
Staatsschulen und Kasernen herangezüchteten deutschen Volkes. Und wenn
dann am Schluß noch einige Minuten übrigbleiben sollten zur Entschleierung des
Endzieles der freiwirtschaftlichen Bewegung für die Darstellung echten
Bürgerlebens innerhalb des tiefsten Bürger- und Völkerfriedens, so wird das für
eine nicht zu unterschätzende Anzahl von Mitgliedern des Freiwirtschaftsbundes
auch nicht uninteressant sein.
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Der Freiwirt will den Frieden, den auf dem Bürgerfrieden sich aufbauenden
Völkerfrieden, den er auch auf dem gesunden Boden seiner Vorschläge fest und
unerschütterlich aufbauen wird. Aber er ist durchaus kein Pazifist, der sich schon
entsetzt, wenn zwei Männer bei der Werbung um dasselbe Mädchen aneinander
geraten, oder wenn die nicht zu beseitigenden Widersprüche des organischen
Lebens zu spaßhaften oder auch tragischen Szenen führen. Wir wollen den
Wettstreit auf allen Gebieten, auch auf dem der Leidenschaften und wünschen
durchaus nicht, daß der leidenschaftliche Kampf in Bier und anderen
Betäubungsmitteln erstickt werde. Kampf, ja, sogar unausgesetzten Kampf, in
schweren Fällen auch Kampf bis zur Abfuhr. Aber es soll ein biologisch be-
gründeter, ein Einzelkampf sein. Der Kampf soll seine letzten Gründe im
Wettstreit haben. Die Tränen, die um die Opfer solchen Wettstreites vergossen
werden, verwandeln sich im Laufe der Jahrhunderte in Fröhlichkeit und hohen
Sinn. Aber, wie gesagt, der Kampf ist kein Zweck, sondern ein Mittel und damit
er im Freiwirtschaftsbund diesen Charakter behalte und nicht zum Lebenszweck
der Freiwirte werde, gestatte ich mir hier einige auf Erfahrung beruhende
Vorschläge zu machen.


Der Streit um die „Weltanschauungen“ der Philister soll in der Hauptsache
außerhalb des Bundes, bei der Werbung, angefochten werden. In den Vorträgen,
Versammlungen, bei der Einzelwerbung darf nichts verschleiert werden, muß im
Gegenteil aller Haderstoff, wie ich das soeben bei dem Vorschlag der zu errich-
tenden Denkmäler deutscher Schmach bereits getan habe, hervorgekehrt wer-
den. Das, was man sagt, muß zunächst mehr abstoßende Wirkung ausüben als
anziehende. Die Freiwirtschaft zieht nur edle Geister an und edlen Geistern sind
unsere Ziele immer sympathisch und je rücksichtsloser die Wahrheit gesagt wird,
umso tiefere Wirkung löst das Gesagte auf solche Geister aus. Wir aber können
nur solche Geister dauernd fesseln. So wird der Freiwirtschaftsbund mit der Zeit
der Sammelpunkt der geistigen Elite des Volkes werden. Und dann ist uns der
Sieg sicher.


Der andere Weg, der von manchen Ortsgruppengründern bisher bevorzugt
wurde, ist ja viel bequemer. Man fühlt sich zu schwach und unsicher und damit
selbstverständlich auch zu feige, um den Streit aufzunehmen. Man zieht Leute
heran, mögliche viele und schreibt dann triumphierend: 20, 50, 100 neue
Mitglieder durch einen einzigen Vortrag gewonnen! Bewundert die Leistung! Bin
ich nicht ein Kerl? Und diesen so gewonnenen Mitgliedern ist nur das gesagt
worden, was sie zu hören wünschten. Und diese neuen Mitglieder kommen nun
gleichberechtigt mit ihren Schlacken und verdrehten Anschauungen in die
Bundesversammlung. Selbstverständlich suchen sie nun auch dort solchen
Anschauungen Geltung zu geben. Dann ist der Streit gleich da, derselbe Streit,
den die älteren Mitglieder nun schon bis zum Überdruß durchgekostet haben.


Dieser Weg ist also falsch. Die Siebung muß vorher, 
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bei der Werbung geschehen. Kampf bis zur Strecke in den Werbeversamm-
lungen, nicht auf dem Bundestag. Auf dem Bundestag mag der Streit auch 
wieder ausbrechen, aber auf höherer Plattform, um höherer Ziele willen. Die pri-
mitiven Gedanken nationalistischer, chauvinistischer Menschen, die müssen bei
der Werbung vor dem Eintritt in den Bund den freien Gedanken Platz gemacht
haben. Die Erfahrung wird zeigen, daß nicht jeder imstande ist, auf diesem
Gebiete umzudenken. Solche Personen soll man nicht weiter werbend beläs-
tigen, auch wenn es Personen sind mit vollem Geldbeutel, die man für die Kasse
des Bundes zu schinden hoffte. Je mehr Geld ein solcher Finsterling hat, umso
gefährlicher würde er im Bund. Es sind ja wahrhaftig genug andere da.


Also, vollkommene Klarheit und vollkommene Entschleierung unserer Ziele.
Die, die man überrumpelt, werden ja bald genug erfahren, daß man unehrlich 
bei der Werbung vorgegangen ist und werden dann mit Recht sagen: Der
Freiwirtschaftsbund wirbt nicht seiner Endziele wegen, sondern der Mitglieds-
gelder wegen. – Im Heft 9 – 10 der Zeitschrift: Die Geld- und Bodenreform vom
Jahre 1904 (es ist lange her) schrieb ich zu Damaschkes Taktik: „Darum sollen
die Bodenreformer ihre Bestrebungen von der wirkungs-vollsten Seite zeigen; sie
sollen den Rachen aufsperren, damit man das Gebiß sehen kann; je größer die
Gefräßigkeit, umso größer die Werbekraft. Das Leisetreten ist zweckwidrig, kann
nur zu vorübergehenden Scheinerfolgen führen; diejenigen, die für die Forderung
gewonnen werden können, werden durch die Schwäche der Forderung abge-
stoßen werden und die, die man zu überrumpeln hofft, werden sicher noch recht-
zeitig erfahren, wohinaus die erstrebte Reform führt. Also das Höchstmaß 
fordern von dem, was auf dem Wege der Bodenreform erstrebt werden kann; je
mehr sie leistet, je gefräßiger sie sich dem Mehrwert gegenüber erweist, umso
entschlossenere, kampfbegierigere Anhänger wird sie finden. Die Bodenreform
leistet viel, ihr einziger Fehler ist, daß sie nicht alles leistet, daß sie nicht für sich
allein den ganzen Mehrwert vertilgen kann. Aber gerade darum soll man das,
was sie verspricht, nicht verkleinern. Also nur keine Miniaturausgabe von
„Fortschritt und Armut.“


Damaschke hat den Sinn dieser Worte nicht verstanden. Aus Henry Georges
großem Werk machte er Salonsozialismus. Die Massen, die allein seine
Forderungen durchdrücken konnten, hat er immer abgestoßen. Damaschke wird
dereinst mit dem Schuldgefühl ins kalte Grab wandern, daß er das stolze Werk
Henry Georges aus taktischen Erwägungen, die sich als falsch erwiesen haben,
„vermasselt“ hat. Ein sozialpolitisches Ziel kann doch schließlich nur mit Hilfe
derjenigen durchgefochten werden, denen es in erster Linie helfen soll. Henry
Georges Ziel ist, wie das freiwirtschaftliche Ziel in erster Linie das Ziel der
Enterbten. Und an die Enterben hätte sich Damaschke darum wenden sollen.


Wird das als richtig anerkannt, so hat man folgendes wohl zu erwägen und zu
bedenken: Der Enterbte, der Proletarier, hat, wie es in der Regel 


65







bei den Unterdrückten zu sein pflegt, ein feiner entwickeltes, empfindsameres
Ehrgefühl. Blaß und unterernährt hat er für grobe Biertischwitze kein Verständnis.
Wird er durch irgend ein unbedachtes Wort verletzt, so ist der Schaden nie wie-
der gut zu machen. Und bei der überheblichen Erziehung, die der deutsche
Spießbürger auf den Staatsschulen, in den Staatskirchen erhalten hat, ist es
nicht zu vermeiden, daß in einem Gemisch von Mitgliedern aller Gesellschafts-
klassen irgend ein taktloses Wort dem Gehege der Zähne entschlüpft. Befindet
sich bei solcher Gelegenheit der Proletarier in der Mehrheit so hat er in dieser
Schutz und Rückhalt. Befindet er sich aber in der Minderheit, bleibt ihm meistens
nach einer gut oder Schlecht gelungenen Zurechtweisung nichts anderes übrig,
als mit allen seinen Genossen das Lokal, die Gesellschaft auf Nimmerwieder-
sehen zu verlassen.


Wer solche Erfahrungen gemacht hat, wird bei der Gründung von Ortsgruppen
nach folgenden Grundsätzen verfahren: Er wird sich zunächst an das Proletariat
und zwar ausschließlich an das Proletariat wenden. Wenn es ihm gelungen ist,
eine Gruppe von 5 – 10 Personen zu interessieren und vornehmlich dann, wenn
er die Gewißheit hat, daß es sich um vertrauenswürdige, nicht kompromittierte
Personen handelt (Personen z. B., die sich in der Partei, in der Gewerkschaft als
zuverlässig erwiesen haben), so kann die Ortsgruppengründung erfolgen. Die
Werbung muß nun in den proletarischen Kreisen weiter vor sich gehen und dabei
wird man wohl daran tun, sich der Ausdrucksweise der Arbeiter zu bedienen,
indem man die Dinge rücksichtslos beim rechten Namen nennt. Wächst die
Gruppe, so kann man auch schon Personen aus anderen Kreisen, auch Frauen,
heranziehen, doch immer so, daß das numerische Verhältnis der sozialen
Schicht der Ortschaft ungefähr entspricht, d. h. daß das Proletariat in großer
Mehrheit bleibt. Das Proletariat muß das Gefühl behalten, daß es eine proleta-
rische Organisation ist und eine solche bleiben soll. Letzteres ist dann umso 
nötiger, wenn innerhalb der Gruppe es an Persönlichkeiten fehlt, denen der
Vorsitz, die Ämter der Gruppe anvertraut werden können. Auf diese Weise 
aufgezogen, kann die Ortsgruppe endlos wachsen.


Wenn umgekehrt verfahren wird, so hat die Ortsgruppe von vornherein den
Schwindsuchtskeim in .sich. Kein bürgerlicher Mensch, der vom Schuldbewußt-
sein erdrückt wird, daß er oder die Klasse, der er entstammt, einen ungeheuren
Frevel am Proletariat zu sühnen hat, der auch in der restlosen Rückbildung des
Proletariats in Vollbürger die einzige Möglichkeit erblickt, für ihn selbst erträgliche
Verhältnisse zu schaffen, wird irgend welche Schwierigkeit darin erblicken,
Schulter an Schulter mit den Proletariern zu kämpfen. Wer in dieser Beziehung
Hemmungen hat, die er nicht zu überwinden vermag, bleibt am besten dem
Freiwirtschaftsbund fern. Er kann hier nur schaden.


Der bürgerliche Mensch, der Ingenieur, der Lehrer, der Apotheker kann sich
einer proletarischen Organisation anschließen, der Proletarier hingegen in seinen
Arbeitskleidern, mit seinen schwieligen Fäusten kann sich 
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einer bürgerlichen Gesellschaft nicht anschließen. Das ist die Erkenntnis, die bei
der Ortsgruppengründung zu berücksichtigen ist. Und wenn es oft vorkommt,
daß es sonst gut ausgerüsteten und arbeitsfreudigen Freiwirten nicht gelingen
mag, ihrer Ortsgruppe Leben einzuflößen, so liegt es in der Regel daran, daß
diesem obersten Grundsatz zuwider gehandelt wurde. Das Einzige, was in 
solchen Fällen zu tun übrig bleibt, ist, die Gruppe wieder aufzulösen und durch
andere Personen eine Neugründung nach obigen Vorschlägen zu versuchen.


Handelt man nach obigen Regeln und stellt man unser Ziel, Die Zertrümme-
rung des Klassenstaates, unverhüllt in den Vordergrund der Werbetätigkeit,
unterläßt man alle Taktik, wird weder geschwindelt noch geheuchelt, so kommt
es gleich bei der Werbung, namentlich in den öffentlichen Versammlungen, zu
Zusammenstößen, Kämpfen, Auseinandersetzungen und so zu dem nötigen
Läuterungsprozeß. Diese Arbeit muß unbedingt von den Ortsgruppenleitern 
übernommen werden. Sie darf nicht dem Bund und noch weniger der Bundes-
tagleitung aufgebürdet werden. Unvorbereitete Mitglieder sind eine Last, eine
Schwäche, keine Kraft, kein Gewinn. Wir brauchen Kämpfer und diese Kämpfer
müssen sich in den Debatten der Ortsgruppen heranbilden. Die Delegierten zu
den Bundestagen mögen meinetwegen mit verbundenen Köpfen erscheinen, 
mit blauen Augen, die ihnen der Kampf um unsere Ziele da draußen zugetragen
hat, aber nicht rund und rosig, mit angesammelter Kraft, die sie dann hier in der
Bundesversammlung nützlich zu Kämpfen in und gegen den Bund zu verwenden
gedenken. Jeder muß sich sagen: Will ich, daß es auf dem Bundestag friedlich
zugehe, so muß ich draußen kämpfen, je schwerer die Kämpfe sind, die ich
draußen ausfechte, umso ruhiger wird es dort zugehen. Die Kämpfe im Bund 
um die primitivsten Fragen der Freiwirtschaft sind das notwendige Ergebnis 
meiner eigenen Taktik, sind Wirkung der Tatsache, daß ich den Kämpfen aus-
gewichen bin.


Geschichtsstudiengesellschaft des FFFB.
Wer die Währungsfrage studiert hat und sei es auch nur an der Hand der


Erlebnisse der letzten Jahre, der wird mich auch verstehen, wenn ich sage, daß,
wenn dieser Krieg und seine wirtschaftlichen Folgen die Lösung der Währungs-
frage erzwingen sollte, solche Lösung mit den 30 Millionen Männern, die 
draußen auf dem Feld verscharrt wurden, nicht zu teuer erkauft worden ist. Denn
was bedeuten diese 30 Millionen Toter gegenüber den unzähligen Millionen und
ganzen Völkern und Staaten, denen die ungelöste Währungsfrage den
Untergang gebracht hat? Was bedeuten die direkten Opfer des Krieges gegen-
über dem Unheil, das über Europa hereinbrechen wird, wenn die Währungsfrage
nicht gelöst werden könnte? Immer und immer wieder unterbrach die ungelöste
Währungsfrage den Aufstieg der Menschheit. Babylon, Athen, Rom gingen an
der ungelösten 
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Währungsfrage zugrunde. Und wie das blühende Mesopotamien, so würde sich
auch Europa wieder in eine Wüstenei verwandeln, falls wir wie jene Völker als
unfähig erweisen sollten, die verborgenen Mängel unserer Währung zu erspähen
und zu beseitigen.


Vor dem Krieg schüttelte man noch lächelnd den Kopf vor der Behauptung, daß
die wahre Ursache des Unterganges der antiken Völker in den Mängeln des
Geldwesens zu suchen sei. Nur ganz wenige hatten einen Einblick in diese Dinge
gewonnen. Und auch diese wenigen trauten sich kaum eine Erkenntnis von solch
ungeheurer Tragweite vor die große Öffentlichkeit zu bringen, als ob sie selber
noch starke Zweifel hegten. Und wahrhaftig, man muß seiner Sache sicher sein
und unzählige Male eine Revision der zu solcher Erkenntnis führenden Gedanken
und Überlegungen vorgenommen haben, um bei der Behauptung stehen zu blei-
ben, daß Babylon und Rom, daß alle Werke des Menschen bisher immer darum
zugrunde gingen, weil der winzige Gegenstand da in unserer Hand, das Geld,
Konstruktionsfehler aufweist, deren Natur sich dem Forscherauge bisher zu ent-
ziehen vermochte und daß, wenn wir diese Mängel nicht rechtzeitig aufdecken 
und beseitigen, auch wir, mit samt unserer so hoch entwickelten Technik, mit den
Dampfmaschinen, Eisenbahnen, Radios spurlos, wie die Kultur der Atlantis, unter-
gehen werden.


Seitdem uns das Mikroskop einen Einblick in das Treiben der Bakterien ver-
schafft hat, ist zu den mannigfachen Erklärungsversuchen für den Untergang der
antiken Staaten noch der gekommen, wonach Rom durch die Malaria zum
Aussterben gebracht wurde. Nicht die langen Speere der nordischen Barbaren 
zerstörten Rom, sondern der winzige Speer, der Rüssel der Mücken aus den 
pontinischen Sümpfen, Träger der Malariabazillen. Dieser Erklärungsversuch wird
gestützt durch die Erfahrungen, die in den letzten Jahrzehnten gemacht wurden.
So z. B. wuchs die Bevölkerung der Stadt Berlin nicht mehr allein durch Zuzug,
sondern auch aus eigener Kraft, als durch die Kanalisation den Seuchen-Bakterien
der Nährboden zerstört wurde, und die Sterblichkeit von 35 auf 15‰ zurückging.
Rio de Janeiro entwickelt sich jetzt schnell zu einer Weltstadt, seitdem die Sümpfe
ringsum trockengelegt werden. Wenn aber so Weltstädte entstehen, weil uns das
Mikroskop die Gegenwart bis dahin unsichtbarer Städtezerstörer offenbarte, so
steht nichts mehr der Anerkennung einer Lehre im Wege, die den Untergang der
Weltreiche auf die Tätigkeit der Mücken zurückführt. Zwar stimmt dieser
Erklärungsversuch für Rom nicht, weil nachgewiesen wurde, daß die Versumpfung
der Umgegend von Rom nachträglich als Wirkung des vorangegangenen
Unterganges der Stadt und des nachfolgenden Zerfalles der Entwässerungswerke
auf dem Gelände der jetzigen pontinischen Sümpfe vor sich gegangen ist, immer-
hin hat uns dieser Erklärungsversuch vertrauter mit dem Gedanken gemacht, daß
die größten geschichtlichen Ereignisse manchmal die kleinsten Ursachen haben
können; weshalb dann auch die Behauptung der Freiwirte, wonach ein bis dahin
unbeachteter Konstruktionsfehler im Geldwesen das Weltreich der Römer mit all
seinen Kohorten und Legionen vernichtet, von der Bildfläche weg
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gefegt hat, nicht mehr ohne weiteres als Phantasterei angesehen und der Wunsch
ausgesprochen wird, diese Behauptung jetzt, da das Reich sich ebenfalls der
Auflösung ausgesetzt sieht, mit größtem Nachdruck, unter Einsetzung aller verfüg-
baren Kräfte einer Nachprüfung zu unterziehen. Den Freiwirten genügt zwar für
ihre Behauptung die Kenntnis der Tatsache, daß die Fundstätten der Münzmetalle
Roms sich nach und nach erschöpften, daß keine neuen mehr gefunden wurden,
und die Wirtschaft Roms sich bis zur Renaissance im Zeichen der Baisse des
Preisabbaues belegte. Sie wissen, was ein Preisabbau bedeutet, sie haben selbst
in jünger Zeit Gelegenheit gehabt, die Wirkung eines nur kurzen Preisabbaues in
England, in Amerika und auch hier in Deutschland zu beobachten und können sich
nun ein vollkommen klares Bild von den wirtschaftlichen Verhältnissen in Rom
machen, wo der Preisabbau zu einer chronischen Erscheinung wurde. Wir 
brauchen uns nur die durch Preisabbau in Amerika hervorgerufene Arbeitslosigkeit,
die 5 Millionen Mann betroffen hatte, auf 5 oder 50 Jahre ausgedehnt vorzustellen,
um zu wissen, wie es damals in Rom zugehen mußte. Aber das, was uns klar ist,
weil wir die wirtschaftlichen Zusammenhänge übersehen und ihre Bedeutung 
richtig einzuschätzen verstehen, ist den anderen nur ein Glaubensartikel, solange
wir das, was wir sagen, nicht auf dem Wege fleißiger Quellenstudien wenigstens
mit einem dicken Bande „wissenschaftlich“ dokumentieren.


Von unserer herrschenden Gesellschaft, den Kapitalsten, die auf den Mängeln
unserer Gesellschaftsordnung schmarotzen, mitsamt ihrer beflissenen Diener-
schaft, dem Staate, der Kirche, der Schule, den Universitäten haben wir kaum eine
Förderung solchen Unternehmens zu erwarten. Wir werden auch in dieser Hinsicht
ganz auf eigene Kraft angewiesen sein. Und in dieser Erkenntnis gestatte ich mir
folgenden Vorschlag zu machen:


Wir schaffen zunächst eine Sammelstelle, wo alles historische Material, das den
Mitgliedern des Bundes über den Untergang Roms in die Hände fällt, geordnet und
neu übersetzt wird. (Diese neue Übersetzung ist nötig, da die Geschichte hier von
einem neuen Standpunkt aus beleuchtet und erklärt werden soll.) Es müßte also
schon ein sprachkundiger Proletarier sein, der sich für diese Aufgabe meldet. Zum
mindesten müßte er die alt- und neulateinische Sprache völlig beherrschen. Dann
aber muß tiefer geschürft werden. Es muß all das historische Material, das den
Historikern bisher wohl als das weniger wichtig erschienen sein mochte, weil es
sich „nur“ um Preise und Handelsnachrichten handelte, hervorgeholt und bearbeitet
werden. Das kann nur an Ort und Stelle geschehen. Darum geht mein Vorschlag
weiter dahin, daß wir Geld sammeln, genug, um einem Proletarier einen mehr-
jährigen Studienaufenthalt in Rom und in den römischen Handelsplätzen zu 
ermöglichen, damit er an Ort und Stelle ein möglichst getreues Bild der Handels-
einrichtungen und der Währungsgeschichte Roms rekonstruieren kann. Wir 
müssen dann weiter einen Proletarier zum Bergbaukundigen schulen, der dann 
mit den Mitteln des Bundes die alten Fundstätten der Münzmetalle durchforscht
und mit den Ergebnissen seiner Forschung die Arbeit des anderen ergänzt.
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Mit dem Kompaß der freiwirtschaftlichen Erkenntnisse über die Natur der Wirt-
schaftskrisen, ausgerüstet mit den Hilfsmitteln eines Geschichtsforschers, begnadet
mit einer guten Portion Mutterwitz, dürfte ein solcher proletarischer Forscher in 5 oder
10 Jahren uns das Werk schenken, das uns fehlt und uns ewig fehlen wird, wenn wir
es nicht selber schaffen. Ein Werk, das, was die praktische Bedeutung anbetrifft, alle
anderen Geschichtswerke überschatten und zum größten Teil auch zerstören wird.
Dieses Werk dürfte sich dann auch finanziell als ein ausgezeichnetes Unternehmen
erweisen, sodaß es seinem Verfasser wohl möglich sein wird, den Spendern der
Studiengelder das Kapital nebst den Zinsen (auch wenn es dann keine mehr geben
sollte) zurückzuerstatten. (Ein Wink für alle die, die ihr Geld vor der kommenden 
75 proz. Vermögensabgabe wert- und steuerbeständig anlegen wollen.)


Wenn es uns nicht gelingt, unter Ausnutzung der jetzigen außergewöhnlich günsti-
gen politischen Verhältnisse der Goldwährung den Todesstoß zu versetzen, so 
werden wir wohl oder übel unseren Kampf auf lange Sicht einstellen müssen. Wir
müssen dann die Goldwährung mit ihrer eigenen Geschichte erschlagen.


Wer sich also an dem genannten Unternehmen aktiv beteiligen will, der wolle sich
zunächst bei Hans Timm, Berlin C. 54, Sophienstr. 6, melden.


Valutastabilisierung ohne Gold.
Programm für die internationale Valutaassoziation. (Entwurf.)


1. Die nationale Währungspolitik der der Jva. angeschlossenen Staaten ist auf die
Stabilisierung des Indexes der Großhandelspreise eingestellt.


2. Das Material zur Herstellung des nationalen Geldes wählt jedes Land nach frei-
em Ermessen (Gold, Silber, Papiergeld).


3. Als Zuschuß zu diesem an die nationalen Grenzen gefundenen nationalen Geld
erhält jedes Land vom Jva-Büro internationales Geld ausgeliefert in Höhe von 20%
des in Umlauf gesetzten nationalen Geldes.


4. Dieses internationale Geld wird den einzelnen Staaten unentgeltlich geliefert


5. Das internationale Geld lautet auf Jva. und erhält die Kaufkraft der Einheit, die
dem amerikanischen, vom Dep. of Labor ausgearbeiteten Wholesale Price Index
zugrundegelegt ist und soll dann von da ab durch die in Artikel 1 bezeichnete natio-
nale Währungspolitik der einzelnen Staaten auf gleicher Höhe festgehalten werden.


6. Die einzelnen Staaten können nun die eigene Währungseinheit auf die Kaufkraft
des Jva-Geldes einstellen oder umrechnen. Dann kann das Jva-Geld ohne weiteres
Seite an Seite mit dem nationalen Geld umlaufen. Wenn man diese Umrechnung
nicht oder noch nicht vornehmen will, so müssen Vorkehrungen getroffen werden, die
den Umtausch des Jva-Geldes gegen nationales Geld kostenlos und zu einem festen
Kurs sicherstellen.


7. Das Jva-Geld kann in jeder Menge frei ein- und ausgeführt werden. Es kann
somit und zwar in erster Linie als Ausgleichsmittel für die Zahlungsbilanz der einzel-
nen Jva-Staaten benutzt werden.


8. Das Jva-Geld genießt in allen Jva-Staaten in unbegrenzter Höhe volle gesetz-
liche Zahlkraft und zwar zu dem ursprünglichen bei der Einführung festgesetzten Kurs.


70







9. Das Jva-Büro führt einen Kontrollindex.


10. Sollte die unter l. bezeichnete Währungspolitik zu einer erheblichen und andauernden
Diskrepanz führen zwischen dem Kontrollindex und dem nationalen Index, so wird eine vom
Jva-Bund geleitete Untersuchung die Ursache der Erscheinung erforschen und die nötigen
Anweisungen zur Beseitigung des Übelstandes geben.


11. Jedem souveränen Staat ist der Eintritt in die Jva. ohne weiteres und zu jeder Zeit frei.
Besondere Verträge sind nicht nötig. Der Austritt erfolgt ebenso frei. Der austretende Staat
hat das ihm bei seinem Eintritt ausgelieferte Jva-Geld zurückzuerstatten.


12. Als ausgetreten gilt der Staat, aus dem alles Jva-Geld ausgeführt wurde und wo das
Jva-Geld ein Agio beim Umtausch gegen Nationalgeld genießt. So lange das Aufgeld nicht
verschwindet, hat der betreffende Staat dem Jva-Büro Zins auf die ihm ursprünglich geliefer-
ten Jva-Gelder zu bezahlen.


13. Für das Jva-Geld haften alle Jva-Staaten solidarisch.


14. Die Auflösung der Jva. erfolgt dadurch, daß jeder Staat die ihm gelieferten Jva-Gelder
einzieht und sie dem Jva-Büro zur Vernichtung übergibt.


15. Das Jva-Büro druckt das Jva-Geld. Es führt den Kontrollindex. Es steht selbst unter
der Kontrolle aller Jva-Staaten. Die Unterhaltungskosten werden von allen Jva-Staaten pro
rata des ihnen gelieferten Jva-Geldes getragen. Sitz des Jva- Büros ist in Nizza.


Silvio Gesell.


Auch im Ausland werden bereits Anstrengungen gemacht, um der Valutafrage eine Lösung
zu geben, die die Staaten der Notwendigkeit enthebt, bei den Amerikanern hochverzinsliche
Goldanleihen zu machen.


So sandte uns die: Commission pour la reconstitution de l’ Union monétaire latine, 32, Rue
Hotel des Postes in Nizza (a. m.) den folgenden in Übersetzung wiedergegebenen Brief:


Mein Herr,


mit dem Ziele der Geldeinheit jedes Landes einen reellen Wert wiederzugeben und um auf
diese Weise so schnell wie möglich die Vorkriegszustände wieder herzustellen, hat sich eine
Kommission gebildet, um von den interessierten Staaten die Unterstützung solcher
Persönlichkeiten zu erbitten, die bereit wären, durch ihren Einfluß und ihre Verbindungen sie
in ihrem Vorhaben zu unterstützen.


Zu diesem Zwecke gestatte ich mir Ihnen das Programm einer europäischen
Währungsübereinkunft zu übersenden, das Ihnen ein Bild geben wird des Vorschlages, 
dessen Verwirklichung wir erstreben.


Es wäre möglich, mit der Unterstützung der interessierten Regierungen, den erwähnten
Vorschlag als Grundlage der Besprechungen der Botschafterkonferenz, die die
Reparationsfrage und die Marktstabilisierung behandeln werden, zur Annahme zu bringen.


Sie werden ohne Schwierigkeiten erkennen, daß unser Vorschlag der einzig annehmbare
ist, wenn man einerseits erreichen will, daß Deutschland uns den Wert seines Geldes nicht
mehr während der Dauer der Reparationszahlungen fälschen kann und wenn man anderer-
seits Deutschland gegenüber dieselbe ehrliche Politik betreiben will und den Wert der
Reparationsschuld nicht willkürlich zu seinem Schaden fälscht.


Diese Tatsachen sind von solch unwiderstehlicher Evidenz, daß jeder in Finanzfragen
geschulte Diplomat sofort die gesunden Grundlagen unseres Vorschlages wird erkennen
müssen. Es ist darum nicht nötig, die Behandlung der Frage vom Standpunkt untergeordne-
ter Gründe zu verschleppen. Je schneller wir handeln, umso schneller werden wir auch das
große Werk der allseitigen Gesundung und Pazifizierung der Wirtschaft vollenden, dessen
Inangriffnahme von der ganzen Welt verlangt wird.


(Folgt das Programm, das in seinen Hauptsätzen mit dem obigen übereinstimmt.)
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Der Schutz der Rentenmark durch das Freigeld.
Im Ministerium der Finanzen weht zurzeit ein frischerer Wind um das


Mysterium der Währung. Man spricht jetzt mehr von den psychologischen
Grundlagen der Rentenmark und hat für die Deckung durch Rentenbriefe 
weniger Interesse. Ob diese Schwenkung mit dem Tode Havensteins in
Zusammenhang steht, wissen wir nicht. Vielleicht kam die Erkenntnis aus der
Furcht der Gutsbesitzer, daß zu den 6% ihres Grundbesitzes, die sie bereits für
die Deckung der Rentenmark hergeben mußten, bald wieder so viel verlangt
werden könnte, oder aber, daß die Ansprüche der Entente als erste
Hypothekengläubigerin des deutschen Grundbesitzes die Deckung der
Rentenmarkbriefe ja doch zur Fiktion machen. Einerlei, es steht fest, daß man
endlich auch die psychologischen Grundlagen der Rentenmark und damit wohl
auch der Währung überhaupt für beachtenswert hält. Übrigens wurde auch
bereits im Hilferdingschen Gesetzentwurf die langsamere Umlaufgeschwindigkeit
der stabilisierten Mark psychologisch erklärt und diese verlangsamte Umlaufs-
geschwindigkeit als Grundlage für eine vermehrte Notenausgabe und für eine
entsprechende Reichseinnahme verwertet. (Wie das zugeht, habe ich in der
„Freiwirtschaft“, Artikel: 10.200 Güterwagen Papiergeld für die Stabilisierung der
Mark“ bereits vor einem Jahr auseinandergesetzt.)


Es sind das sehr bedeutsame Zugeständnisse, die hier den freiwirtschaftlichen
Lehrmeinungen gemacht werden. Es wird hier dem Fortschritt eine Bresche
geschlagen, die sich nicht wieder schließen wird. Wir haben uns auch diese
Zugeständnisse gemerkt und werden uns ihrer erinnern, wenn der Gesetzentwurf
für die Wiedereinführung der Goldwährung eingebracht werden wird. Im
Finanzministerium spricht man von schweren Strafen, die den treffen, der die
psychologischen Grundlagen der Rentenmark angreift und wir nehmen an, daß
man sich dort nun auch schon nach den nötigen Scharfrichtern umsieht für die-
jenigen, welche die psychologischen Grundlagen der erstrebten Goldwährung
anzutasten versuchen werden, denn ist es nötig, die Rentenmark vor psycholo-
gischen Angriffen zu schützen, so wird man erst recht die Goldmark vor solchen
Angriffen schützen müssen, weil die Goldwährung in viel höherem Grade 
psychologischen Einflüssen unterliegt als das Papiergeld. Man bedenke hier, 
daß die Kriegserklärung Kaiser Wilhelms die psychologischen Grundlagen der
Goldwährung derart erschütterten, daß ohne die Zuhilfenahme der Notenpresse
der Krieg bereits nach acht Tagen wegen Mangel an Geld hätte abgebrochen
werden können. Wenn man aber Gesetze zum Schütze der psychologischen
Grundlage der Goldwährung erläßt und den entsprechenden Strafbestimmungen
rückwirkende Kraft verleiht, dann tun alle, die in den letzten Jahrzehnten ihr
Vermögen an den Börsen erworben haben, gut, das Land jetzt schon zu verlas-
sen. Denn es dürfte leicht sein, den Nachweis zu erbringen, daß alle diese
Vermögen dadurch gemacht wurden, daß man durch psychologische Angriffe
den Umlauf des Goldes zu verlangsamen oder zu beschleunigen verstand.
Wobei zu beachten ist, daß jeder, der die psycholo-
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gischen Momente des Geldumlaufes benutzt, dadurch auch schon ihre Wirkung
verstärkt. Als Anfang August 1914 das Gold von der Bildfläche verschwand,
mußte jeder zum eigenen Schutz das in seiner Gewalt befindliche Gold hamstern
und indem er das tat, verschlimmerte er die Lage. Als Rothschild seiner Zeit in
London mit dem Geheimnis von der Niederlage Napoleons eintraf und sich mit
12 Stunden Vorsprung für eine großzügige Spekulation à la hausse einrichten
konnte, erschütterte er ganz bestimmt die psychologischen Grundlagen der
damaligen englischen Währung. Weil er sie erschütterte (einerlei nach welcher
Richtung), konnte er die Differenzen einsacken. Mancher erinnert sich wohl auch
der Vorgänge an der Berliner und Frankfurter Börse während des Krieges 1870 –
71, wie jeder Volltreffer unserer Batterien vor Paris an den Börsen jubelnde
Haussestimmung auslöste. Mit seinen Volltreffern und ewigen Siegen (wie wenig
haben sie uns genützt!) erschütterte Moltke ganz furchtbar die psychologischen
Grundlagen der damaligen Währung, wobei hier zu beachten ist, daß staatliche
Ereignisse bei Goldwährung psychologisch umgekehrt wirken, wie bei
Papiergeldwährung. Die als günstig betrachteten Ereignisse beschleunigen den
Umlauf des Metallgeldes und verlangsamen den Umlauf des Papiergeldes. Ein
sogenannter Sieg bringt das gehämmerte Gold wieder zum Vorschein (Hausse)
und läßt, wo es sich um Papiergeld handelt, den Spießbürger hoffen, daß die
Massenauflagen von Noten mit den Goldschätzen des Feindes eingelöst werden
(Baisse). Der Krieg von 1870 – 71 wie der von 1914 – 18 minderte den Umlauf
von Metallgeld und mehrte den von Papiergeld. Nur in dem Maße, wie das
fromme Gebet des deutschen Volkes:


„Unseren täglichen Sieg gib uns heute“, wirksam wurde und die Köpfe, Arme
und Beine der Franzosen in der Luft herumwirbelten, wagten sich damals die
Taler (das Geld mit dem Hasenherz) wieder an die Oberfläche. Jeder Sieg hatte
eine Beschleunigung der Umlaufsgeschwindigkeit zur Folge und wirkte auf die
Preise und Kurse genau wie die Havensteinsche Notenpresse, nämlich à la
hausse. Ähnlich wie die Kriegsnachrichten wirken aber auch die wirtschaftlichen
Nachrichten, die von den Telegraphenbüros in die Welt geschickt werden.
Erntenachrichten, Streiknachrichten, Goldgräbernachrichten usw. beeinflussen
die psychologischen Grundlagen in stärkster Weise und bedingen, daß das Gold
schneller oder langsamer umläuft. Dazu kommen dann noch die Nachrichten
über die Währungspolitik fremder Staaten. Wenn Johnson in Amerika, Anhänger
der Deflationspolitik, einen Sieg über Harrison, Anhänger der Inflationspolitik,
davonträgt, so ist das für die Goldwährung, mit der uns Hjalmar Schacht zu
beglücken gedenkt, und die voraussichtlich einfach mit dem Dollar verkuppelt
werden wird, von gewaltiger Bedeutung. Und der Börsenhecht, der à la baisse
liegt und der den psychologischen Grundlagen der deutschen Währung einen
Stoß geben möchte, der wird im rechten Augenblick immer die Nachricht über
einen neuen Sieg Johnsons über Harrison in der Tasche haben. Und so werden
die Zeitungen schließlich nur mehr Nachrichten über Johnson und Harrison 
bringen. Johnson ist an der Grippe erkrankt. Harrison feierte gestern Hochzeit.
Der Arizona Kicker tritt für die Politik Johnsons ein. Der berühmte 
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Professor X. ist durch eine Spende der Morgan University für die Harrisonsche
Inflationspolitik gewonnen worden, nachdem es sich herausgestellt hatte, daß 
die Deflationisten kein besseres Angebot machen konnten, usw. usw.


Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Kurs unserer Börsenpapiere nach der
Verkuppelung der deutschen Währung mit dem Dollar (siehe die Inschrift der
Dollarschatzanweisungen) völlig von den Nachrichten beherrscht sein wird, die
von Amerika kommen werden, wobei wir hier zu bedenken geben, daß die 
amerikanische Währungspolitik in keiner Weise gesetzlich festgelegt ist, daß
auch die Theorie der Währung in Amerika kaum auf einem höheren Niveau steht,
als zurzeit in Deutschland. Der Dollar ist in noch viel höherem Grade Spielball
der Börsenkönige in Wallstreet, als es die D. R. W. in Berlin war.


Neben diese währungspolitischen Ereignisse, die unter solchen Umständen
von Amerika zu erwarten sind, treten nun noch in Deutschland die politischen
Einflüsse, die auf die psychologischen Grundlagen der deutschen Währung 
wirken werden. Wenn Hjalmar Schacht mit der Nachricht von London heim-
kommt, daß dort wenig zu hoffen ist auf eine Anleihe, daß die fälligen
Reparationszahlungen nicht gestundet werden können, so werden dadurch die
psychologischen Grundlagen der Mark wieder erschüttert, wie überhaupt jede
Nachricht über den Gang der Reparationsleistungen die Mark hin- und her-
werfen wird. Ein Geld, dessen Umlauf von der Psyche abhängig ist, wird 
schließlich wie das Blatt der Espe ständig bewegt, und diejenigen, die durch das
Nachrichtenmonopol früher als die anderen in den Besitz wichtiger Nachrichten
kommen können, besitzen in solchem Monopol einen ewig sprudelnden
Goldquell.


Ist es richtig, daß man im Finanzministerium wirklich schon von den psycholo-
gischen Grundlagen der Mark spricht, daß dort mit der Möglichkeit einer willkür-
lichen Erschütterung dieser Grundlage gerechnet wird, nun so werden wir auch
bald von einer Polizei zum Schutze dieser Grundlagen der Währung hören. Wir
hatten bisher eine Devisenkontrolle, die sehr viel Schaden angerichtet hat. Jetzt
werden wir eine Kontrolle zur Sicherung der psychologischen Grundlagen der
Mark bekommen. Jeder Zeitungsartikel wird daraufhin geprüft werden, wie er auf
die psychologischen Grundlagen der Währung wirken könnte. Und wenn der
Kontrolleur der Meinung ist, daß der Artikel den eigenen Börsenoperationen ent-
gegenwirkt, nun dann wandert der unglückliche Zeitungsschreiber ins Gefängnis.
Oder halten wir es etwa für unmöglich, daß unsere deutschen Kontrolleure per-
sönliche Geschäfte an der Börse machen werden? „Und führe uns nicht in
Versuchung“, so betet jeder, so beten alle. Das gilt besonders für den Kontrolleur
zur Sicherung der psychologischen Grundlagen der deutschen Währung. Denn
niemals hat es ein Amt gegeben, das mehr der Bestechung ausgesetzt war, als
dieses Amt es sein wird. Hier spielt eine Million Dollar Bestechungsgeld keine
Rolle. Der Kontrolleur, der wohl auch noch durch die Parteipolitik auf seinen
Posten gebracht wird (in der Demokratie geht es nun einmal nicht anders),
müßte also schon sehr dicht sein, dem Ge-
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schlechte der Dickhäuter entstammen. Ist aber das Rhinozeros in Deutschland
nicht bereits ausgestorben und wäre dann das Rhinozeros das sich nicht be-
stechen läßt, auch in der Lage, eine Börsennachricht daraufhin zu kontrollieren,
ob sie à la hausse oder à la baisse wirken soll? Im Direktorium unserer
Reichsbank befand sich bisher sicher kein Mann, der imstande war, die Wirkung
einer Börsennachricht auf die psychologischen Grundlagen der Reichsmark 
richtig einzusetzen. Wenn es aber einen solchen gab, so müßte man ihn greifen
und dem Richter vorführen. Denn bisher hat er zu diesen Dingen geschwiegen
und dann müßte man annehmen, daß er Schweigegeld bezogen hat.


Es hat keinen Zweck, die schmutzigen Gedanken, die hier Ausdruck erhalten
haben, mit Entrüstung von sich abzuschütteln. Wir wissen, wie es in den anderen
Demokratien geht. Die Beamten, die keiner wirksamen Kontrolle unterstellt wer-
den können, verlassen regelmäßig als reiche Leute ihren Posten. In manchen
Ländern gelten die Staatsbeamten ganz selbstverständlich als Diebe. Und weil
sie von vornherein schon diesen Ruf haben, kann kein ehrlicher Mann noch in
den Staatsdienst treten. Und wenn wir in Deutschland nicht bald unsere
Währung in Ordnung bringen, so werden auch wir uns bald zu jenen Ländern
zählen können. Manche glauben, bei uns auch bereits Spuren solcher
Entwicklung beobachten zu können. Wenn das aber richtig wäre, so werden 
wir für den Posten eines Kontrolleurs zur Sicherung der psychologischen
Grundlagen der Währung niemals einen anständigen Menschen mehr auftreiben
können, da dieser Beamte zwar wie kein anderer den Bestechungsversuchen
ausgesetzt sein wird, ihm aber andererseits die Möglichkeit fehlen wird, seine
Geschäftsführung öffentlich so zu rechtfertigen, daß alle Zweifel zerstreut wer-
den. Denn der Kontrolleur für die Sicherung der psychologischen Grundlagen der
auf dem Dollar eingestellten deutschen Währung hat ja gar kein einwandfreies
Maß, wonach er sich richten könnte. Sein Kompaß, der Dollar, ist ja in Amerika
selbst Spielball der Börse und entbehrt dort jeden gesetzlichen Schutz. Ist es
doch Tatsache, daß der Index seit dem Kriegsausbruch bis zum Jahre 1920 von
100 auf über 200 stieg, dann auf 140 gedrückt wurde und seit einem Jahr wieder
auf 160 und darüber hinaus gehoben wurde!!


So fragen wir hier den künftigen Kontrolleur für die Sicherung der psychologi-
schen Grundlagen der deutschen Währung, nach welchen Grundsätzen er sein
Amt zu führen gedenkt? Die Frage ist berechtigt, denn ich bin überzeugt, daß im
Finanzministerium selbst die größten Meinungsverschiedenheiten darüber be-
stehen, wie die Erschütterungen der Mark beobachtet und gemessen werden
sollen. Ich bin meinerseits überzeugt, daß Hjalmar Schacht nur solche Börsen-
stöße gegen die psychologischen Gründen der Reichswährung als Erschütte-
rungen ansehen wird, die eine Senkung der deutschen Valuta bewirken, daß er
aber solche Stöße, die die Valuta heben (manche nennen es „bessern“), die den
Preisabbau bewirken, die die Krise zur Folge haben und die Arbeitslosigkeit 
vermehren, als hochwillkommene 
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Erscheinungen betrachten wird, deren Urheber statt Zuchthausstrafe
Ehrenbezeugungen verdienen.


Wir sehen hier, vor welchen neuen Schwierigkeiten die Leiter unserer Währung
durch die „neue“ Erkenntnis gestellt werden, daß die deutsche Währung wenig
oder nichts mit der Deckung, jedoch sehr viel mit der Psychologie der Massen zu
tun hat. Und wir fragen diese Männer, ob sie noch nicht wissen, wie man die
Psyche der Volksmassen als Faktor aus der Währung ausschalten kann, ob sie
noch niemals etwas vom Freigeld gehört haben, das gegen alle psychologischen
Erschütterungen unbedingt gefeit ist und das darum der gesetzlichen
Sicherungen der psychologischen Grundlagen der Wahrung vollkommen entra-
ten kann? Wenn ja, warum unterhält man sich dann heute noch auf dem
Finanzministerium über die psychologischen Grundlagen der Währung und über
die Möglichkeit, daß durch das Geschwätz eines einzigen geschwätzigen
Zeitungsschreibers das Werk der Stabilisierung zerstört werde? Grenzt das nicht
an Landesverrat und erweckt solches Benehmen nicht den Verdacht, daß bei
allen währungstechnischen Maßnahmen in erster Linie die Interessen der
Bankiers und dann die des Volkes unter Dach gebracht werden?


Das Freigeld schafft einen Kreislauf des Geldes, der durch nichts unterbrochen
werden kann, der, was sich auch entwickeln kann auf dem Gebiete der Politik,
der Volks- und Weltwirtschaft, des Zinses und der Rentabilität immer und unter
allen Umständen geschlossen bleibt, dessen psychologische Grundlagen nicht
erschüttert werden können, weil es keine solchen mehr hat.


Das Personal des Finanzministeriums ist gewarnt. Wir werden, wenn durch die
Schuld dieser, durch das Ermächtigsungsgesetz zur Omnipotenz gelangten
Beamten, die Währung wieder zusammenbrechen wird, keinerlei Rücksichten
walten lassen.


Das sogenannte Wertmaß.
Das phönizische Handelsschiff „Tyrus“, ein schwimmendes Warenhaus, wo


man „alles“ kaufen und verkaufen kann, wirft Anker in einer Bucht der kantabri-
schen Küste. Schnell wird ein Platz am Strand zum Markt hergerichtet, befestigt
und der Inhalt des Schiffes zur Schau ausgebreitet. Salz, Öl, Wein, Metall-, Glas-
und Webwaren, alle Spezereien des Orients und als besondere Attraktion eine
kleine Menagerie. Höhenfeuer verkünden weithin das Ereignis, und bald treiben
die Kantabrer beladene Esel zum Marktplatz.


Ein Fellhändler tritt als erster ein. Hundert Esellasten mit Rindhäuten bringt er;
willkommene Rückfracht der „Tyrus“ für die Lederindustrie Sidons. Mit diesen
Häuten wird der Händler seine Einkäufe bezahlen. Diese Häute sind sein Geld
und in diesem Geld soll ihm der Kapitän der „Tyrus“ die Preise all der Waren
angeben, die er zu kaufen 
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(Geld) anzurechnen, die Brüche zu lösen und in gewöhnlichen Ordnungsvorhat,
– 500 – 1000 verschiedene Artikel. Wie kann aber der Kapitän alle Preise in
Rindshäuten berechnen? Draußen warten andere Händler, Ölhändler,
Erzhändler, Holzhändler, Kalkhändler, denen der Kapitän die Preise in Öl, Erz
Brettern, Kalk angeben muß, um diesen Männern verständlich zu sein!


Der Kapitän so sagen die, die im Geld ein „Wertmaß“ eine „Werteinheit“ zu
erblicken vorgeben, hätte für jeden dieser Händler ein besonderes Preisver-
zeichnis anlegen müssen, worin die Preise einmal in Rindshäuten, ein andermal
in Erzlasten usw. hätten ausgerechnet sein müssen. Diese Auffassung beruht auf
einer unscharfen Beobachtung des Tauschvorganges. In Wirklichkeit verlief die
Sache nicht wesentlich anders, als heute mit der Benutzung des Geldes. Der
Kapitän brauchte nämlich nur das Verhältnis zu kennen, in dem die einzelnen
Waren seines Schiffes zueinander standen und dieses Verhältnis in Zahlen aus-
zudrücken, wobei es natürlich ganz einerlei war von welcher Zahl er dabei aus-
ging. Zeichnete er z. B. das Öl mit 12, den Wein mit 17, den Pfeffer mit 35, die
Messer mit 13, das Salz mit 3 aus, so galt ein Faß Öl 12/17 Faß Wein, 13/35
Ballen Pfeffer, 12/13 Messer und 12/3 Lasten Salz. Da nun dieses Verhältnis sämtli-
chen, von den Käufern gebrachten Tauschwaren gegenüber das gleiche war, so
war es nur nötig, in einem einzigen Artikel des Warenschiffes handelseinig zu
werden, um auch sofort in den Verhältniszahlen die Preise aller anderen Waren
ausdrücken zu können.


War man z. B. darüber handelseinig geworden, daß eine Rindshaut 1/3 Faß Öl
kosten sollte, so reihte sich die Rindshaut in das Preisverzeichnis des Schiffes
mit der Zahl 4 ein (also 12 : 3), und so brauchte der Fellhändler die ausgezeich-
neten Preise nur durch 4 zu teilen, um zu wissen, wie viele Rindshäute die ein-
zelnen Waren kosteten.


Kam dann die Reihe an den Erzhändler und wurde man handelseinig, daß eine
Erzlast 4 Messer kosten sollte, so reihte sich die Erzlast mit 4 x 13 = 52 in die
allgemeine Preisliste des Schiffskapitäns ein, und dann galten die Preise X / 52
Erzlasten. Der Ballen Pfeffer z. B. 35/52 Erzlasten; unbeschadet natürlich, daß
über diese Grundpreise ordentlich geschachert wurde, wie heute noch, wenn
zwei Bauern eine Kuh gegen Geld tauschen.


Die Preise waren dann in Brüchen ausgedrückt mit einem gemeinsamen
Nenner, der aber immer nur für den einzelnen Käufer galt, während die Zähler
dieser Brüche (die Verhältniszahlen des Kapitäns) für alle Käufer dieselben
waren. So war z. B. für den Erzhändler die Zahl 52 der Generalnenner und für
den Fellhändler die Zahl 4. Die Quotienten dieser Brüche gaben dann an, wieviel
Erzlasten, Rindshäute usw. die einzelnen Waren kosteten.


–


Nun sagt man, daß mit der Einführung des Geldes der Handel vereinfacht wor-
den ist, insofern, als das Geld als „Wertmesser“ oder „Werteinheit“ es ermöglicht,
für alle Käufer die Preise in der gleichen Ware 
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zahlen auszudrücken, die dann ohne jede Rechnerei unmittelbar verglichen, d. h.
gemessen werden können. (Daher der Ausdruck „Wertmaß“.) Der Händler sagt
dann: Ich gebe X Gramm Gold (Franken) für die Erzlast, für die Rindshaut, den
Kalk, die Bretter usw. und, wieviel Geld ich selber für meine Waren verlange, 
zeigen meine Preise.


Scheinbar liegt hierin ein Vorteil, aber nur scheinbar. In Wirklichkeit ändert die
Einführung des Geldes nichts an der Tatsache, daß den Warenerzeugern die
Preise auch unter der Geldwirtschaft Brüche darstellen, deren Nenner das eige-
ne Produkt ist, für jeden also anders lauten. Als wirkliches Maß für jeden in Geld
ausgedrückten Preis benutzt man nach wie vor das eigene Erzeugnis. Die Preise
bleiben Brüche, deren Generalnenner der Tageslohn, das Gehalt die Ernte usw.
ist. Ein Hut zu 3 Franken ist dem Taglöhner 1/5, dem Mechaniker 1/10, dem
Direktor 1/100 des Taglohnes. Solange man nicht weiß, welchen Preis man für das
eigene Produkt erhält, sagen einem die Preise der übrigen Waren absolut nichts.
Nur allein der Goldgräber macht hier eine Ausnahme, denn sein Arbeitsprodukt
ist Gold. Ihm allein ist das Geld ein Maß, wenn auch nur ein „Gewichtsmaß“,
womit er sein Arbeitsprodukt (Gold) abwiegen kann. (Münzen sind Gewichte.)
Mehr sagt auch ihm das Geld nicht. Alle anderen Warenpreise sind auch dem
Gold-gräber nur Brüche mit seinem eigenen Arbeitsprodukt (Gold) als General-
nenner. Die Geldwirtschaft bietet uns also gegenüber dem Tauschhandel keiner-
lei Erleichterung für die Abschätzung der Waren. (Wertmaß?) Das Geld ist eine
Ware wie jede andere auch. Die Bedeutung des Geldes für unsere Kultur ist
anderswo zu suchen. Kennt man das Tauschverhältnis, in dem das eigene
Produkt zu den anderen Waren steht, so braucht man keine Geldpreise zu ken-
nen. Kennt man dieses Verhältnis aber nicht, so nützt einem auch die gründlich-
ste Betrachtung des Meßinstrumentes „Geld“ des sogen. Wertmaßes, nichts.


Wenn man einem Arbeiter von doppelt so hohen Geldlöhnen in Amerika
erzählt, so erkundigt er sich gleich nach den Preisen der Waren in Amerika.
Dann kann er jene Löhne mit den seinigen vergleichen. Sagt man aber dem-
selben Arbeiter, daß die Tanne da vor ihm 50 Meter hoch ist, so weiß er auch
ohne weites, wie groß ein doppelt so hoher Baum in Amerika ist.


Es fehlt eben dem Geld das, was es zu einem Maße machen könnte, nämlich
eine Eigenschaft, die es gemeinsam mit allen Waren hätte und auf die es aus-
schließlich den Warenkäufern ankäme. (Die zur Herstellung der Waren nötige
Arbeitszeit nach der Lehre von Marx kann nicht als Eigenschaft angesehen 
werden, und noch weniger kommt es den Warenhäusern auf solche
„Eigenschaft“ an.)


Es wäre wirklich des Schweißes eines Edlen wert, den ungeheuren Wahn, der
sich hinter dem Worte „Wertmaß“ verbirgt, einmal in umfassender methodischer
Weise klarzulegen, eine Arbeit von höchster Bedeutung für die Kritik der
Volkswirtschaftslehre. Denn wer vermag die Verwirrung zu ermessen, die dieser
unglückselige und nachlässige Ausdruck schon angerichtet hat?
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Die Stabilisierung der Währung und Valuta
ohne Gold.


Vortrag, gehalten am 22. Februar 1924 in der Studiengesellschaft für
Währungs- und Finanzreform, Berlin.


Seit Ausbruch des Krieges ist die Valuta das Sorgenkind der Unternehmer 
und Kaufleute gewesen, zugleich aber das Freudenkind der Spekulanten, 
wenigstens aller derjenigen, die etwas von der Sache verstanden, die also nicht
etwa mit der Valuta à la Montecarlo spielten, sondern unter Ebbe und Flut der
Devisenschwankungen Kalorien und Pferdekräfte ins eigene Kraftwerk zu leiten
verstanden.


Um wieviel die deutsche Wirtschaft durch die Valutaschwankungen im Verlauf
der letzten fünf Jahre geschädigt wurde, wissen wir nicht. Unser Statistisches
Amt findet immer so viel wichtiges Material zur Ausfüllung seines dicken Jahr-
buches, daß es für solche Nebendinge keinen Platz mehr hat. Immerhin an der
gewaltigen Steigerung, der Spannung zwischen Fabrik- und Ladenpreis, der
Handelsprofitrate, können wir uns einigermaßen ein Bild von dem Schaden
machen, den die Valutaschwankungen anrichten, denn hier in dieser Handels-
profitrate müssen wir den Ort suchen, wo im Abwälzungsprozeß die aus den
Valuta-Differenzgeschäften gemachten Gewinne zur letzten Ruhe bestattet 
werden.


Diese allgemeine Handelsprofitrate ist ja immer ungeheuer groß gewesen. Sie
betrug nach Berechnungen oder Schätzungen Schmollers etwa 35% und mag
durch die Valutaschwankungen in den letzten Jahren zeitweise auf das Doppelte
gestiegen sein. Der große Rückgang der Ladenpreise bei fast unveränderten
Großhandelspreisen seit November, seit der Stabilisierung des Dollars, gibt uns
einen ziemlich festen Boden für die schier unglaubliche Behauptung, daß durch
die Valutaschwankungen der Handelsprofit in den letzten Jahren vielleicht zwei
Drittel der Produktion verschlungen hat, eine Summe, die vollkommen ausge-
reicht hätte, um die Reparationen laut Vertrag zu bezahlen. Wohlgemerkt, hier
handelt es sich nicht etwa um die Vermögensverschiebungen zwischen
Gläubigern und Schuldnern, die durch die Geldverwässerung entstanden sind,
sondern nur um die Valutadifferenzen, deren Abbürdung auf den Lohn durch die
Währungsverwässerung ermöglicht wurde, die die Teuerung immer der
Lohnerhöhung vorauseilen ließ.


Das Kapital fordert als Minimalrente von jeder Notanlage 4 oder 5%. Es wird
kein Geschäft gegründet, keine Bäckerei, kein Haus, kein Schiff, keine Fabrik
gebaut, wenn solche Kapitalanlage sich nicht mindestens in genannter Höhe zu
rentieren verspricht.. Nun überlege man, was es bedeutet, aus einem Betriebe im
Laufe von 365 Tagen einen Überschuß von 5%, 1/20 der eigenen Größe, heraus-
zuwirtschaften. Wie fest müssen die Unterlagen aller Berechnungen, die Tarife
der Eisbahnen, der Post, der Steuer sein, wie fest die mit den Arbeitern und
Beamten abgeschlossenen Lohnverträge. Es gibt gewiß Betriebe, die ihr Kapital
einmal 
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monatlich umsetzen. Wenn ein solcher Betrieb jährlich 5% abwerfen soll, so muß
der jedesmalige Umsatz 1/2% Nutzen zurücklassen. Ändert sich dann einer der
grundlegenden Ausgabeposten, z. B. der Lohn nur um 1/20%, so verwandelt sich
der Überschuß in Verlust.. Es ist gewiß ein Kunstwerk, das sich den feinsten
Präzisionsinstrumenten der Agronomen würdig zur Seite stellen läßt, so ein
Kapital, eine Wirtschaft, das in 100 000 Einzelausgabeposten differenziert
wurde, wieder so zu integrieren, daß nach 365 Tagen ein Überschuß verbleibt
von 5%. Eine einzige Valutadifferenz, wie wir sie oft innerhalb einer Woche 
mehreremal erlebten, würde genügen, um solchen Überschuß in das Gegenteil
umzustürzen. Wo bleibt aber die Vorbedingung jedes kapitalistischen Unter-
nehmens, die Dividende, wenn Valutadifferenzen allein schon die Dividende in
Gefahr bringen können? Es wäre dann noch kaum möglich jemand zu bewegen,
in Deutschland irgend eine Industrie zu gründen. Was die Währung für die
gesamte Inlandswirtschaft bedeutet, das bedeutet die Valuta für alle an der Aus-
und Einfuhr direkt oder indirekt beteiligten Wirtschaftler. Ein Rückgang des
Indexes von 5% und weniger, der sich obendrein aufs ganze Jahr verteilen mag,
genügt, um die Durchschnittsdividende auf Null herabzusetzen. Ein Steigen oder
Fallen der Valuta irgend eines Landes um 5%, verteilt auf den ganzen Verlauf
des Jahres genügt, um alle mit solchem Lande arbeitenden Kaufleute dem
Bankrott zuzutreiben. Und sollten die Kaufleute etwa schon mit solchen
Differenzen als regelmäßiger Erscheinung rechnen, so werden die wirtschaft-
lichen Gesetze des Wettbewerbs den Kaufleuten gestatten, die Handelsprofitrate
um einen Betrag zu erhöhen, der für das Risiko der Valutaschwankungen volle
Deckung schafft. Damit würden dann alle Preise der Ein- und Ausfuhrwaren 
über Weltmarkthöhe gehoben, und die Wettbewerbsfähigkeit in Frage gesellt.


Dabei würde es gar kein Trost sein, wenn die Geschädigten sagen würden, 
die Schuld an den Valutadifferenzen trägt das Ausland, trägt etwa der Dollar. 
Im Gegensatz zur Währung, die nur allein von der eigenen nationalen
Währungspolitik abhängig ist, deren Sprünge wir darum immer unseren mit 
der Währungspolitik betrauten Beamten zur Last legen müssen, ist das
Valutaproblem von Haus aus ein internationales Problem und kann darum 
niemals durch einseitig nationale Maßnahmen gelöst werden. Der durch natio-
nale Währungspfuschereien zu Grunde gerichtete Kaufmann kann bei seiner
Bankrotterklärung auf force majeure sich berufen. Und so seine kaufmännische
Ehre retten. Dem aber, der durch die Valuta ruiniert wird, steht solche Möglichkeit
nicht frei. Er kann sich niemals gegen die Beschuldigung wehren, daß er das
Geld seiner Gläubiger in Valuta angelegt, es dadurch der Willkür einer fremden
Staatshoheit ausgesetzt hat, d. h., daß er leichtsinnig fremdes Gut zusätzlichen
Gefahren ausgesetzt hat, die der Handel im Inland nicht kennt. Die Gefahren, die
dem Handel mit dem Ausland durch die Valuta drohen, sind immer sehr große,
sind auch durch private Maßnahmen nicht zu 
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umgehen und können höchstens auf andere abgewälzt werden. Der einzige
Schutz war und ist die Zahlung Zug um Zug, was aber, wenn solche Methode
konsequent durchgeführt werden soll, schließlich dahin führen würde, daß der
Kaufmann seine Waren, wie im Mittelalter, persönlich begleitet, eine Methode,
die der Kosten wegen nicht durchzuführen ist. Ich möchte diese Ausführungen
hier abbrechen mit der Behauptung, daß es für den Kaufmann wohl eine Flucht
aus dem Valutarisiko gibt, nämlich die, den Außenhandel anderen zu überlassen,
daß es aber für alle, die solchen Handel treiben, einen anderen privaten Schutz
gegen solches Risiko nicht gibt.


Wenn wir nun andererseits wieder anerkennen müssen, daß der Außenhandel
für das deutsche Volk eine Lebensfrage ist, daß ohne den Außenhandel die
Hälfte des deutschen Volkes sich zur Auswanderung genötigt sähe, so erkennen
wir hier, welche gewaltige Bedeutung die Valutafrage für uns, für alle Völker hat,
wie nötig es ist, daß wir uns gründlich mit ihr befassen. Wir brauchen die aus-
ländischen Lebensmittel und Rohstoffe. Unsere Industrie- und Großstädte sind
durchaus auf sie angewiesen. Um sie uns zu billigen Preisen zu verschaffen, zu
Preisen, die unsere Gewerbe wettbewerbfähig auf den Weltmarkt erhält, müssen
wir die Kaufleute, die diesen Handel betreiben, vor den Gefahren schützen, die
durch die Valutaschwankungen entstehen.


Ich sagte bereits, daß das Valutaproblem ein internationales Problem ist, viel-
leicht sogar das einzige internationale Problem. Und da fragt es sich, was wir
wohl vom einseitigen nationalen Standpunkt Vernünftiges tun können, um die
Lösung dieses internationalen Problems zu fördern. Ich werde diese Frage hier
beantworten und den geraden Weg zu diesem Ziele zeigen, damit Sie aber
erkennen können, daß es sich hier wirklich um den geraden Weg handelt und
damit also auch um den einzigen Weg, werde ich Ihnen kurz die anderen, also
die krummen Wege zeigen, auf denen man bisher dem Ziele einer
Valutastabilisierung zuzustreben versuchte.


Viele Vorschläge sind bisher nicht gemacht worden. So viel ich weiß, sind es
drei. 1. Die Gold- oder Silberwährung; 2. die Doppelwährung; 3. die lateinische
Münzunion, die unter Napoleon III. entstand und bis zum Kriege funktionierte.
Dazu käme dann mein Vorschlag.


Die Goldwährung, der unser Reichsbankpräsident Schacht zuzustreben
scheint, vielleicht nur, weil er Besseres nicht kennt, würde das Problem lösen,
wenn nicht zu viele Wenn und Aber dabei wären. Dieser Lösungsversuch hat
wenigstens das Gute für sich, daß er der Zwischenstaatlichen Verträge entraten
kann. Es „genügt“, wenn alle Staaten aus freien Stücken, weil sie einen Vorteil
davon für sich erwarten, die Goldwährung bei sich einführen. Das ist so zu ver-
stehen: wenn in einem Lande mit Goldwährung die Zahlungsbilanz passiv ge-
worden ist und als Folge davon die Nachfrage nach Devisen das Angebot über-
steigt, dann steigt zunächst der Devisenkurs, d. h. der deutsche Kaufmann, der
ausländische 
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Ware einführt und gegen deutsches Geld verkauft, erfährt beim Umtausch dieses
deutschen Geldes gegen die Devisen, mit denen er die ausländische Ware nun
zu bezahlen wünscht, einen Verlust. Und umgekehrt heimst der Kaufmann, der
deutsche Ware gegen fremde Devisen ausführt, einen Gewinn ein, wenn er nun
die fremden Devisen zu erhöhtem Kurs verkauft. Zweifellos müssen diese
Gewinne und Verluste hier hemmend, dort fordernd wirken. Das heißt die
Steigerung der Valuta- und Devisenkurse hemmt den Import und fördert den
Export von Waren und hebt damit automatisch die Ursache der Passivität in der
Warenbilanz und der Devisenkurssteigerung auf. Das natürlich nur, wenn die
Ursache der passiven Zahlungsbilanz eine vorübergehende war. Handelt es sich
um dauernd wirkende Ursachen, z. B. um eine reiche Vermehrung der
Notenausgabe, daß die Warenpreise dauernd über Weltmarktspreise gehoben
und erhalten werden, dann genügt am Ende das genannte automatische Spiel
nicht mehr, um die Passivität der Zahlungsbilanz aufzuheben. Aber auch für die-
sen Fall hat die Goldwährung Selbstheilungskräfte. Der Goldwährungsautomat
tritt dann mit voller Autorität und Strenge auf. Die Ausfuhr von Gold setzt ein.
Gold wird dem Verkehr entzogen. Gold wird ohne Rücksicht auf den inländischen
Bedarf an Zahlungsmitteln, eingezogen und fortgeschickt. Und dort wo, z. B.
jetzt in den USA., alles Gold in den Banken konzentriert ist und wo auch das
Dritteldeckungsvefahren die Grundlage der Währungspolitik bildet, wird das für
die Ausfuhr bestimmte Gold nicht etwa dem Verkehr, sondern einer noch viel
empfindlicheren Stelle, nämlich der Notenbank, entzogen. Denn die Notenbank
muß nun, um innerhalb der Dritteldeckungsgrenze zu bleiben, für jede Goldmark,
die man ihr entzieht, ihrerseits nun drei Mark in Noten aus dem Verkehr nehmen.
Dann haben wir im Land neben den hohen, die Ausfuhr belebenden, die Einfuhr
hemmender Devisenkursen, noch eine Geldknappheit und hohen Diskont, der
fremdes Kapital anlockt. Durch das Zusammenwirken dieser Umstände wird
dann die Passivität der Zahlungsbilanz bald wieder aufgehoben und der Rückfluß
der abgeführten Goldmünzen setzt ein. Voraussetzung für solchen Selbst-
heilungsprozeß ist natürlich, daß man sich nicht durch die Nebenerscheinungen
einschüchtern läßt. Man muß nur unentwegt an der Dritteldeckung festhalten,
mag da kommen, was will. Der Preisdruck, den die Geldknappheit erzeugt, mag
noch so viele Unternehmer zwingen, die Betriebe einzustellen, einerlei, man
bleibt bei der durch das Gesetz vorgeschriebenen Dritteldeckung. Unter solchen
Voraussetzungen besteht der Goldwährungsautomat die Prüfung. Und wenn
Shylock das Kommando über die Notenpresse hat, dann besteht die Gold-
währung die Prüfung auch im Kriege. Helfferich hätte nur Ludendorff zu ent-
gegnen brauchen: Was geht mich euer Krieg an. Hier stehe ich, ich kann nicht
anders. Holt euch das Geld für den Krieg wo ihr wollt, meinetwegen aus der
Bank von England! Ich gebe keine Note her, die nicht zu einem Drittel mit Gold
gedeckt ist – !
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Dieser Automat und das dazu gehörige Dritteldeckungsverfahren wirkt dann
um so gründlicher, weil das Gold, dessen Ausfuhr hier durch den Noteneinzug
dreifach auf die Preise drückt, dort, wohin es gebracht wird, umgekehrt durch
das gleiche Verfahren dreifach hebend auf die Preise wirken muß, so daß die
Ein- oder Ausfuhr von Gold in sechsfacher Verstärkung in der Richtung einer
internationalen Nivellierung der Warenpreise wirken muß. In Zahlen ausgedrückt,
haben wir folgendes Bild: Die eine Hälfte der Goldwährungsländer führt etwa 
5% des Geldumlaufes in Gold aus und muß infolgedessen 15% des Geld-
umlaufes in Noten einziehen. Die Preise werden um 15% gedrückt. In der 
anderen Hälfte der Goldwährungsländer, wohin das ausgeführte Gold gesandt
wurde, werden umgekehrt die Preise um 15% gehoben. Das macht eine
Gesamtdifferenz von 30% im Preisniveau beider Ländergruppen. Bedenken wir,
daß für die meisten Waren in normalen Zeiten bereits eine Differenz von 1 oder 
2% entscheidend für die internationale Wettbewerbsfähigkeit sein kann, so
erkennen wir hier, wie verhältnismäßig empfindlich der Goldwährungsautomat als
Valutaregulator war und daß jeder, der an diesem Automat etwas zu verbessern
wünscht, schon Präzisionsarbeit wird leisten müssen. Selbstverständlich wirkt
dieser Automat nur dort mit solcher Empfindlichkeit, wo der Verkehr völlig deme-
tallisiert ist, d. h. wo alles Gold auf der Notenbank konzentriert ist und im Verkehr
nur Papiergeld umläuft. Denn nur hier wird die Ausfuhr von Gold dreifach ver-
stärkt (durch das Dritteldeckungsverfahren) auf die Preise drücken. Dort aber,
wo, wie z. B. in Deutschland vor dem Krieg, das Gold direkt als Münze im
Verkehr Verwendung findet (zurzeit gibt es kein solches Land mehr), wird jeder,
der Gold für die Ausfuhr braucht, dieses nicht von der vielleicht weit entfernten
Notenbank holen, sondern wird das in die eigene Kasse eingehende Gold dazu
verwenden. Solche Goldausfuhr bleibt dann ohne Einfluß auf die Notenausgabe.
Sie wirkt darum auch nur einfach auf die Warenpreise, statt dreifach. Der
Goldautomat ist dann dreimal weniger empfindlich. Am besten arbeitet daher der
Automat dort, wo überhaupt kein Gold im Verkehr ist, wo darum alles für die
Ausfuhr bestimmte Gold der Notenbank entzogen werden muß. Je empfindlicher
aber der Automat reagiert, umso stabiler wird sich auch die Zahlungsbilanz zei-
gen. Hätte man statt des 1/2 Deckungsverfahrens das 1/10 oder 1/100 Deckungs-
verfahren, so daß auf je eine der Bank entzogene Goldmark diese 10 bzw. 100
Mark in Noten dem Verkehr zu entziehen hätte, dann würde der Automat ent-
sprechend empfindlicher arbeiten und statt 100 bzw. 10 Mark hätte man nur eine
Mark auszuführen, weil die Zahlungsbilanz der Empfindlichkeit des Regulators
entsprechend viel weniger weit sich vom Nullpuukt entfernen könnte, Ähnlich
einem Schiff, dessen Kurs der geraden Linie sich umso mehr nähert, je empfind-
licher der Steuerapparat reagiert. Ganz bestimmt müssen die Differenzen der
Zahlungsbilanz früher, als es noch keine Banknoten gab, wo also die 
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Goldausfuhr nur einfach auf die Preise wirkte, größer gewesen sein als heute mit
dem Gebrauch der Banknote. Die Banknote und das Dritteldeckungsverfahren ist
der erste, wenn auch noch unbewußte, erkenntnislos ausgeführte Schritt einer
von der Quantitätstheorie geleiteten aktiven Währungspolitik gewesen.


Der Geldumlauf verringert sich durch Ausfuhr von 1000 Mark um:
001.000 Mark bei reiner Metallwährung ohne Papiergeldeinschuß
003.333 Mark bei Papiergeld mit 1/3 Deckungsverfahren
010.000 Mark bei Papiergeld mit 1/10 Deckungsverfahren
100.000 Mark bei Papiergeld mit 1/100 Deckungsverfahren


oder um den Geldumlauf um 100.000 Mark zu verringern, müssen:
bei reiner Metallgeldwährung 100.000 Mark ausgeführt werden
bei Papiergeld mit mit 1/3 Deckungsverf.  033.000 Mark ausgeführt werden
bei Papiergeld mit mit 1/10 Deckungsv. 010.000 Mark ausgeführt werden
bei Papiergeld mit mit 1/100 Deckungsv. 001.000 Mark ausgeführt werden


Man bezeichnet des öfteren das Dritteldeckungsverfahren als Willkürlichkeit.
Ganz recht. Aber es steckt mehr als Willkür in dem Deckungsverfahren. Es ist
nämlich, wenn es auf die Wirkung ankommt, ganz gleichgültig, ob man sich für das
1/3 oder 1/10 oder das 1/100 Deckungsverfahren entscheidet. Entscheidend allein ist
die Handlung, die Ausgabe oder der Einzug von Geld. Ob das Kommando für den
Einzug von Banknoten bei Erreichung einer 1/3 oder 1/10 oder das 1/100 Deckung
ertönt, ist ohne jede Bedeutung. Hauptsache ist, daß Ausgabe und Einzug von
Geld im richtigen Augenblick und im richtigen Umfang erfolgt.


Ich muß mich auf diese Skizzierung des Goldwährungsautomatismus
beschränken. Es ist der Automat, wie er funktioniert, so lange er fiskalischen und
privaten Eingriffen verschlossen bleibt. Alle, die von der Möglichkeit nichts wis-
sen, daß Spekulanten in das Spiel des Automaten eingreifen können, sind ob der
großartigen Einfachheit des Goldwährungsutomaten als allgemeinen, internatio-
nalen Nivellierers der Preise und Divisenkurse zumeist ganz überrascht. Was
auch hunderttausend schwitzende Staatsbeamte nicht fertig bringen konnten,
das geht hier automatisch von statten. Und wenn man an der Goldwährung noch
so viel auszusetzen findet, als Arbitrageautomat der Devisenkurse, als inter-
nationaler Preisnivellierapparat arbeitet die Goldwährung mit überraschender
Präzision. Alle diejenigen, die den Staat ablehnen oder ihn wenigstens als not-
wendiges Übel betrachten (mit alleiniger Ausnahme der unentwegten
Kommunisten sind wir alle zu Anarchisten geworden), könnten sich kaum ein
besseres Geld vorstellen als die Goldwährung, wenigstens in der hier betrach-
teten Funktion als Automat für die internationale Nivellierung der Preise und der
Devisenkurse. Es wäre ja auch wirklich herrlich, wenn wir durch treues
Festhalten an der Goldwährung das Geld der Sparer und das Mündelgeld vor
Lipstulian, dem Staat und Schinderhannes, schützen, ja den Staat auf dem
Gebiete des Geldwesens völlig ausschalten könnten. Wir überließen die
Versorgung des Landes mit Getreide, mit Butter und 
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Speck völlig der Privatindustrie und das Land war gut versorgt bis an dem Tage,
wo der Staat hier eingriff. Warum könnten wir nicht auch der Goldwährung es
überlassen, uns, das Land, mit dem nötigen Geld zu versehen? Fürwahr, der
Gedanke ist zu schön, um ihn ohne sehr gewichtige Gründe abzuweisen. Ich
selbst muß gestehen, daß ich wegen meiner angeborenen Abneigung gegen den
Staat immer und immer wieder die Frage ergründet habe, wie man eine solche
sich selbst überlassene Währung zustandebringen könnte. Leichtsinnig habe ich
mich nicht von der Goldwährung abgewendet.


Nun ist es aber Tatsache, daß die Goldwährung durch den Kriegsausbruch
überall mit einem Schlag beseitigt wurde. Der Allmacht des Staates auf dem
Gebiete des Geldwesens hat die Goldwährung auch nicht 24 Stunden zu wider-
stehen vermocht, weder in den Demokratien noch in den Monarchien. Es hat 
keinen Staat gegeben, der im Innern nicht stark genug gewesen wäre, um die
Goldwährung durch einen Federstrich zu zerstören. Und wenn auch der
schwächste aller heutigen Staaten, die deutsche Republik, wegen dieser
Schwäche die Goldwährung nicht wieder einführen könnte, die Kraft, um die
etwa wieder eingeführte Goldwährung zu jeder Zeit wieder zu zerstören, und sich
der Sparkassengelder zu bemächtigen, die hat er, die wird er immer haben. Ein
starker Staat braucht sich nicht von einem Automaten beherrschen zu lassen, er
unterwirft alles und in erster Linie das Geldwesen seinen Zwecken. Ein schwa-
cher Staat aber, dem die Macht fehlt, um Steuern für seine Ausgaben einzutrei-
ben, der kennt, wie die Erfahrung zeigt, als ersten Griff immer nur den Griff in die
Reserven des Goldautomaten und als zweiten Griff den Griff auf den Hebel der
Notenpresse. So ist es immer gewesen, und darum sollte, solange niemand 
zeigen kann, wie man dem Staate die Waffen entreißt, niemand mehr von dem
vom Staate unabhängigen Goldwährungsautomaten reden. Dieser Automat lebt,
solange er dem Staate dient und nicht eine Minute länger.


So wie die Dinge sind, kann somit heute die Frage nicht mehr lauten: wie ent-
reißen wir dem Staate die Macht über das Geldwesen, sondern umgekehrt: wie
nutzen wir die Macht des Staates aus, um das Geldwesen zu sichern. Der Staat
hat hier, wie überall, seine Macht zu Währungspfuschereien mißbraucht. Aber
hat der Staat nicht vielleicht mehr aus Unerfahrenheit, aus Unkenntnis, aus 
völliger Mißdeutung des Wesens des Geldes gepfuscht als aus Schwäche und
Willkür? War die Reichsbank nicht völlig auf ihr eigener Wissen angewiesen? 
Wo waren die Autoritäten, die Sachverständigen, die Wissenschaftler, die der
Reichsbank in diesen schwierigen Zeiten hätten zur Seite stehen sollen mit
gutem Rat? Die wissenschaftlichen Autoritäten, auf die die Reichsbank die
Verantwortung hatte abwälzen können, haben Havenstein verlassen und ver-
raten; so daß in diesem Falle die Verantwortung für das, was geschehen ist, 
dem Fehlen an Wissen und Einsicht und nicht dem Mißbrauch der Staatsgewalt
zugeschrieben 
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werden muß. Nicht der über das Geldwesen mit Allgewalt herrschende Staat ver-
sagte. Die Wissenschaft, wenigstens die vom Staate anerkannte Wissenschaft,
die war es, die versagte. Noch heute würde die offizielle Wissenschaft stumm
bleiben, wenn man sie fragte, was sie denn eigentlich an die Stelle der durch die
Goldhamsterei Anfangs August zerstörten Goldwährung gesetzt hätten. Professor
Ballod von der Berliner Universität weiß noch heute nichts anderes zu empfehlen
als Rückkehr zur Goldwährung.


Liefert aber die Goldwährung kein Gegengewicht zu der Macht des Staates,
kann sie uns nicht vor Mißbrauch dieser Macht schützen, so fragt man sich, was
diese Währung sonst noch Gutes bietet, daß mir ihr heute noch nachrennen?
Und das heute, wo die Goldwährung noch in keinem Lande wieder hat eingeführt
werden können? Was würde es uns auch nützen, wenn wir hier in Deutschland
die Goldwährung wieder einführen, während in allen Ländern ringsum noch die
Papierwährung fortbesteht? Ist etwas dadurch gewonnen, für den Kaufmann, der
feine Waren gegen Gold kauft, um sie nach Polen zu schicken, wo er oder seine
Geschäftsfreunde sie gegen polnisches Papiergeld verkaufen muß? In Frank-
reich, in Belgien, in England, in Spanien, in Argentinien, in Japan, kurz überall,
behilft man sich heute mit Papiergeld. Und solange das der Fall ist, hat die
Goldwährung überhaupt keinen Sinn. Sogar in dem so reich mit Gold geseg-
neten Amerika hat man die reine, sich selbst überlassene Goldwährung noch
nicht wiederherstellen können, ja gerade wegen des großen Goldsegens hat
man in Amerika die Goldwährung noch nicht sich selbst überlassen können. 
Ein Schatzüberschuß von 2 Milliarden Golddollar lagert in den Federal Reserve
Banks und niemand weiß, was man mit diesem zinsfressenden Ungeheuer
anfangen soll. Würde man ihn sich selbst und seinen Zinsgelüsten überlassen,
würde er nicht künstlich festgehalten, so würde er das ganze Land durch eine
gewaltige Goldinflation ebenso zerrütten, wie die Papiergeldinflation die Staaten
Europas zerrüttet hat. Die Amerikaner sind von der Goldwährung ebenso weit
entfernt, wie irgend ein Land der Welt. Der Überfluß erweist sich hier ebenso
schädlich, wie dort der Mangel an Gold. Ein goldener Gletscher in Gestalt von 
2 Milliarden Golddollars hängt da in schwindelnder Höhe über der amerika-
nischen Wirtschaft. Sein Bruch kann jederzeit von irgendeiner Spekulations-
gruppe ausgelöst werden. Eine wegen zu großer Goldbestände gefesselte
Währung ist ebenso wenig eine Goldwährung, wie eine Währung mit gesperrtem
Zugang zu den Goldreserven, Wie z. B. die von Argentinien, wo man einer
Golddeckung von über 80% zum Trotz glaubte den Goldschatz sperren zu 
müssen, und wo es infolgedessen zu einem Agio von über 30% kam.


Für unsere Valutaverhältnisse wäre also zunächst wenigstens mit der Wieder-
einführung der Goldwährung, wenn sie gelänge, noch nicht das geringste ge-
wonnen. Die Valutaschwankungen würden in voller Kraft fortbestehen, bis die
anderen Staaten sich ebenfalls für die Goldwährung entschlossen hätten. Das
kann aber noch lange 
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währen. Wenn nicht einmal England, trotz der denkbar größten Anstrengungen,
die Goldwährung wieder einführen konnte, wenn das siegreiche Frankreich, das
friedentriefende Spanien, wenn kein einziger Staat es dahin hat bringen können,
woher sollte das nach allen Seiten geschwächte Deutschland die Kraft zu solcher
Tat aufbringen? Und gesetzt auch den Fall, daß uns die Vereinigten Staaten die
Goldwährung schenkten, indem sie uns á fonds perdus die Deckung zur Gold-
währung lieferten, hätten wir dann etwa schon die Goldwährung? 1914, als wir
mit der schimmernden Wehr ins Feld zogen, die Truppen brüllend vor
Begeisterung, damals zu derselben Zeit hielten es doch die Bürger für ratsamer,
dem Reich den Kredit zu schneiden und die in ihren Machtbereich gelangenden
Goldmünzen zu hamstern. Wenn das damals schon so war, wie sehr müssen wir
heute damit rechnen, daß sich dasselbe patriotische Schauspiel wiederholt!


Wo bleibt aber die Goldwährung, wenn bei jeder Drohnote Poincarés die
Besitzer von Banknoten zu den Schaltern der Notenbank eilen, um sich das Gold
anliefern zu lassen, wie sie das im August 1914 taten? Die, welche die Rückkehr
zur Goldwährung vorschlagen, vergessen völlig, daß die Goldwährung in viel
höherem Maße auf den Kredit angewiesen ist, als jede andere Art der Währung.
Wer Gold in seinen Besitz gebracht hat und vor der Frage steht, ob er das Gold
den Sparkassen und damit dem Verkehr übergeben soll, der stellt an die
Sicherheit seines Geldes die höchsten Ansprüche. Die Unsicherheit aber war
noch in keinem Lande je so groß, wie jetzt in der deutschen Republik, sowohl in
politischer wie in wirtschaftlicher Hinsicht. Das Gold wird noch für lange Zeit der
deutschen Politik und Wirtschaft den Kredit versagen. Wenn einmal der
Bürgerfrieden im deutschen Reich Wurzel geschlagen hat, wenn die Volks- und
Weltwirtschaft in Vollbetrieb sich befindet und das Heer der Arbeitslosen aufge-
löst ist, wenn die Reparationszahlungen so regelmäßig geleistet werden, daß wir
vor weiteren Ruhraktionen geschützt erscheinen, dann vielleicht könnte sich die
Goldwährung wieder halten. Aber, so fragt man, wenn wir zu solchen idealen
Zuständen ohne die Goldwährung gelangen können, warum bleiben wir dann
nicht bei der Währung, die uns solche Zustände gebracht und die Rückkehr zur
Goldwährung ermöglicht hat. Eine Währung, die uns über die jetzigen schlimmen
Zustände hinweghilft und die erst die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die
Goldwährung zu schaffen hat, ist doch entschieden besser als die Goldwährung
selber. Ein Bergführer der den Bergfexen auf die Spitze des Berges auf den
Schultern trägt, ist doch entschieden ein besserer Bergsteiger, als der Bergfex 
in seinen Salonkleidern!


–


Aber auch abgesehen davon. Wir stellen heute an das Geldwesen höhere
Ansprüche. Wir wollen nicht nur Sicherungen gegen Schwankungen der
Devisenkurse, sondern auch Sicherungen gegen Schwankungen 
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des Index, ja solche in erster Linie. Und diese Sicherungen vermag die
Goldwährung uns nicht zu geben. Man mag die Goldwährung als Anarchie noch
so wohlwollend betrachten, man mag sie auch der wohlwollenden Behandlung
durch den Staat unterwerfen, eine Fixierung des Devisenkurses zugleich mit
einer Fixierung des Warenpreisindexes ist unter der Goldwährung unmöglich und
in all den Jahrhunderten hat es das auch noch niemals gegeben. Vor dem Krieg
gingen die Preise auf und ab wie auf einer Schaukel. In Amerika, wo man sich so
sehr für die Wiedereinführung der Goldwährung in Europa einsetzt, stieg der
Index von 100 im Jahre 1916 auf 233 im Jahre 1920! Von da bis zum Jahre
1922, also kaum zwei Jahre später, fiel der Index wieder von 233 auf 142, um
dann wieder bis zum Schluß des vorigen Jahres auf 158 zu steigen. Und jetzt ist
so viel Gold in Amerika, daß man den Index noch einmal auf den Stand von
1916 bringen könnte. Sollen wir hier in Deutschland nun alle diese Tollheiten 
mitmachen, nur um sagen zu können, wir haben die Goldwährung wieder ein-
geführt? Die Vereinigung der Goldwährung mit einem stabilen Index ist aus einer
ganzen Reihe durchschlagender Gründe unmöglich. Schon der Umstand, daß
eine auf die Stabilität des Indexes gerichtete Währung keine Krisen mehr auf-
kommen läßt, daß der Wegfall der Krisen den Volkswohlstand hebt und daß die-
ser Wohlstand sich darin äußert, daß viele Leute sich goldene Uhren, goldene
Ketten, goldene Ringe kaufen, die sie früher der ewig sich wiederholenden
Wirtschaftskrisen wegen nicht kaufen konnten, führt zwangsläufig zur
Einschmelzung der Münzen, zum Einzug eines dreifachen Betrages von
Banknoten und zur Geldknappheit, die zur Krise, zum Preissturz, zur
Arbeitslosigkeit führt.


Die Stabilität des Indexes führt ferner dahin, daß mit der Zeit und als Wirkung
des durch diese Stabilität ermöglichten ununterbrochenen Vollbetriebes der
Volkswirtschaft der allgemeine Wohlstand wächst, daß dieser Wohlstand in einer
größeren Fülle von Kapital besteht und daß die Fülle des Kapitals den Zinsfuß
senkt. Sinkender Zinsfuß aber bedeutet verlangsamte Umlaufsgeschwindigkeit
des Geldes, wie auch umgekehrt erhöhter Zins die Umlaufsgeschwindigkeit ver-
stärkt. Als der Zinsfuß im Dezember auf 100% monatlich gestiegen war, da raste
das Geld auf dem Pecudrom. [Pecus = Vieh, das Geld. Pecudrom = Die Rennbahn für Geld


und Stallkühe.] Da nun aber die Preise von der Geldseite aus gebildet werden durch
diese Umlaufsgeschwindigkeit, so sehen wir hier, daß die Stabilität des Indexes
sich selbst unmöglich macht, daß sie ein Gift erzeugt, an dem sie zugrunde geht,
ähnlich wie der Spaltpilz des Zuckers an dem durch ihn erzeugten Alkohol ein-
geht. Stabilität, Vollbetrieb, Wohlstand, Einschmelzen der Goldmünzen und 
sinkender Zinsfuß, verlangsamter Geldumlauf, Rückgang der Preise, Krise,
Arbeitslosigkeit, Armut; 
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es ist eine zusammenhängende Kette sich gegenseitig in Zwangsläufigkeit aus-
lösender Faktoren.


Derselbe Automat, der so schön die Devisenkurse zu nivellieren und zu stabi-
lisieren versteht, der sich als Arbitrageur erster Klasse erweist, dieser selbe
Automat untergräbt immer und regelmäßig die Unterlage für einen festen Index,
hebt automatisch den Index aus seiner Ruhelage. Einmal ist es das Ein-
schmelzen der Münzen für Industriezwecke, ein andermal ist es der Druck auf
den Kapitalzins. In einer vor etwa 20 Jahren zusammen mit meinem verstor-
benen Freund Ernst Frankfurth veröffentlichten Schrift, betitelt „Aktive
Währungspolitik“ wurde der schlüssige Beweis erbracht, daß die Goldwährung
die allgemeine Armut und Bettelei, die Arbeitslosigkeit und Krisen ebenso nötig
habe, wie das Feuer die Luft. Die Stabilität der Devisenkurse und des Indexes
soll uns aber gerade vor den selbstmörderischen Krisen und dadurch vor der
Armut und Verarmung schützen. Womit erwiesen ist, daß die Goldwährung wie
der Skorpion den Stachel wider sich selbst gerichtet hat, womit auch gleichzeitig
die Erklärung gegeben ist für den Fortbestand der Armut trotz der Wunder der
Technik, die die Produktivkraft des Menschen verhundertfacht hat. Wer die
Wiederkehr der Goldwährung zur Hebung des Volkswohlstandes erstrebt, läuft
einem Gespenst nach.


Ich kann mich hier nicht länger bei der Kritik der Goldwährung aufhalten. Nur
eins möchte ich noch erwähnen, weil es mehr als alles andere die Gefahren 
aufzudecken vermag, die für uns mit der Goldwährung verbunden sind.


Nach dem Friedensvertrag haben wir 132 Milliarden Goldmark an Entschä-
digungen zu bezahlen, verteilt auf etwa 40 Jahre. Mit den Zinsen handelt es sich
um eine Summe, die sieben mal größer ist als die Summe aller Goldfunde seit
der Entdeckung Amerikas. Nehmen wir an, daß etwa die Hälfte dieses von den
Goldgräbern auf den Markt gebrachten Goldes zu Industriezwecken verarbeitet
wurde oder verloren gegangen ist, so haben wir das gesamte, als Geld und
Notendeckung dienende Gold der Welt vierzehn mal an die Entente zu liefern.
Das Gold oder entsprechende Devisen müssen wir uns durch Ausfuhr von
Waren beschaffen, und nun kommt die kritische Frage: Welchen Preis wird man
uns für die ausgeführten Waren bezahlen, wenn dieser Preis einesteils abhängig
ist von der Menge des vorhandenen Goldes und zweitens von der Umlaufsge-
schwindigkeit dieses Goldes? Nehmen wir an, die Umlaufsgeschwindigkeit des
Goldes würde um etwa 50% gehemmt, so fielen die Preise um die Hälfte und 
so müßten wir für dieselbe Reparationsleistung die doppelte Menge Waren aus-
führen. Haben wir irgendeine Gewähr dafür, daß die Umlaufsgeschwindigkeit 
des Goldes während der ganzen Dauer der Reparationszeit dieselbe bleiben
wird, daß es unseren Reparationsgläubigern niemals einfallen wird, die
Umlaufsgeschwindigkeit des Goldes zu hemmen, um uns Schwierigkeiten zu
bereiten, 
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um uns die Erfüllung unmöglich zu machen, um einen Vorwand zu schaffen, das
Ruhrgebiet neu zu besetzen? Wir können den Friedensvertrag nur auf dem
Wege des Goldumlaufes erfüllen. Das Gold muß kreisen, nur so ist der Vertrag
überhaupt zu erfüllen, und irgendeine Gewähr gegen Störungen dieses
Kreislaufes liefert der Vertrag nicht. Seit 1919 habe ich unsere Regierung un-
unterbrochen auf diese Gefahr aufmerksam gemacht. Doch niemand scheint die
hier lauernde Gefahr zu wittern und zu erkennen. Sonst würden wir doch nicht
offiziell für die Wiedereinführung der Goldwährung Propaganda machen, sonst
hätte man schon Gelegenheit gesucht, um diesen Punkt des Vertrages einer
neuen Betrachtung zu unterwerfen. Wir können aber unmöglich die Goldwährung
wieder einführen und gleichzeitig der Welt zeigen, welche Wucher- und
Erpressungsmöglichkeiten die Goldwährung dem Gläubiger bietet. Wenn
Schacht der Goldwährung nachläuft, so gibt er doch damit kund, daß er die
Goldwährung für gut und erstrebenswert hält. Mag sein, daß die fremden
Staatsmänner, mit denen wir im Laufe der 40 Reparationsjahre zu tun haben
werden, friedfertig gesinnt sein werden und uns die Zahlungen nicht künstlich
erschweren werden. Es kann auch anders sein, namentlich wenn wir hier diesen
Staatsmännern durch die militärische Erstarkung Deutschlands wieder Furcht
einflößen sollten. Aber nehmen wir den besten Fall an. Wer garantiert uns dann,
daß nicht Privatpersonen vom Schlage Morgans oder Rockefellers zur Förderung
ihrer Börsengeschäfte mit starker Hand in den Kreislauf des Geldes eingreifen
werden? Was veranlaßt diese Leute, seit zwei Jahren 2 Milliarden Golddollars
brach in den Kellern der Federal Reserve Banks aufzuspeichern? Was veranlaßt
sie, auf den Zins dieser Riesensumme zu verzichten? Sie können diese 
2 Milliarden gegen Hinterlegung einer gleichen Summe von Liberty Bonds an
sich und damit in den Verkehr bringen. Sie können damit zu jeder von ihnen im
voraus bestimmten Zeit einen Boom, eine Hochkonjunktur sondergleichen be-
wirken und ungezählte Millionen an Differenzen einkassieren. Warum tun sie das
nicht? Wahrscheinlich haben sie andere Pläne, die noch mehr versprechen,
Pläne, in die auch die Zukunft Deutschlands verwickelt ist und die die Rückkehr
Deutschlands zur Goldwährung zur Voraussetzung haben.


Bei dieser Sachlage ist es gut, die Aufmerksamkeit des deutschen Volkes auf
folgende Tatsachen zu lenken:


Die Goldwährung macht es möglich, daß Spekulanten Gold in beliebiger
Menge von einem Lande ins andere verschieben. Sie brauchen sich dazu nur
durch Verkauf von Wertpapieren ein Guthaben zu verschaffen. Durch Vorzeigen
von Banknoten fordern sie das Gold bei der Notenbank ein und verschieben es
in das andere Land. Dann muß die eine Notenbank das Dreifache an Banknoten
einziehen und die andere Notenbank vermag das Dreifache an Banknoten aus-
zugeben. Dort fallen dann die Preise und hier steigen sie, und wer sich im vor-
aus auf diese 
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Differenzen eingerichtet hat, der zieht die Gewinne ein. Die Morganpanik vom
Jahre 1907 ist ein Beispiel, wie die Goldwährung zu solchen Streichen miß-
braucht werden kann und mißbraucht wird.


Die Vorbereitungen zu der Morganpanik begannen damit, daß die United Steel
States Corporation durch englische Banken 125 Millionen Dollars einziehen und
nach Amerika schaffen ließen. Die Geschäftspanik, die in London dadurch ent-
stand, diente den Amerikanern als Vorwand für die Kreditbeschränkungen, die
jetzt in Amerika vorgenommen wurden. Die Zahlung aller fälligen Wechsel wurde
rücksichtslos gefordert. Neue Wechsel wurden nicht diskontiert, Prolongationen
nicht bewilligt. Und alles Geld, das auf diese Weise einging, wurde festgehalten.
Mit diesem ganz einfachen Mittel, das jedem zur Verfügung steht, der über die
nötigen Dollars neben der nötigen Brutalität der Gesinnung verfügt, wurde eine
Panik heraufbeschworen, die ihren Veranstaltern 3 Milliarden Dollar an
Differenzen, dem Lande einen Verlust von 30 Milliarden zugetragen hat.


So sieht die Goldwährung aus, der unser Reichsbankpräsident zustrebt, besser
gesagt nachläuft. Und so ist auch die Gesinnung der Männer, mit denen Schacht
zu tun haben wird, wenn er sich die Mittel für die Installation der Goldwährung
beschaffen will. Ich erinnere daran, daß die Folgen jener willkürlich heraufbe-
schworenen Panik sich wie ein Erdbeben aus dem Erdzentrum über die ganze
Erde verbreiteten, daß eine große Anzahl von Börsenmaklern Selbstmord
beging, daß Hunderttausende von europäischen Arbeitern aus Amerika wieder
nach Europa wegen Arbeitsmangel flüchten mußten, daß die Hilfe, die in jenen
Tagen der Prüfung von der Banque de France der Bank of England bereitwillig in
Gestalt eines Darlehens gebracht wurde (so viel ich weiß, von der Reichsbank
verweigert wurde), den Ausgangspunkt der Entente cordiale lieferte, die
Deutschland später zerschmetterte. Alle diese Folgen hatten Morgan und seine
Kumpane sicher übersehen und kaltblütig in Rechnung gestellt. Wenn nun diese
Leute so kaltblütig ihr eigenes Volk ins Verderben zu stürzen jederzeit bereit
sind, was wird sie davon abhalten, dem deutschen Volk den Strick um den Hals
zu legen, jedesmal, wenn sie die Luft dazu verspüren?


–


Was ich hier von der Goldwährung sagte und der durch sie erstrebten Lösung
des Valutaproblems, ist auch durchaus anwendbar auf die andere metallistische
Lösung, auf den Vorschlag der Doppelwährung. Die Doppelwährung unterscheidet
sich in nichts von der Goldwährung. Unter der Doppelwährung geht die
Preisbildung vor sich wie unter der einfachen Währung. Auch hier ist die
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes maßgebend für die Preise und auch hier kann
die Umlaufsgeschwindigkeit mit denselben Mitteln beeinflußt werden zur willkür-
lichen Erzeugung von Preisstürzen, Krisen, Paniken und Börsendifferenzen.
Vielleicht bietet die Doppelwährung in bezug auf die Regelmäßigkeit der
Metallproduktion einige Vorteile, aber diese Vorteile interessieren uns nicht mehr
von dem Augenblick, wo wir erkannt haben, daß die Preise durch willkürliche
Ände-
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rungen in der Umlaufsgeschwindigkeit willkürlich zum Vorteil der Spekulanten und
zum Nachteil des schaffenden Volkes beeinflußt werden können. Jede Währung,
die nicht vor den Angriffen der Spekulanten geschützt, jedes Geld, dessen
Umlaufsgeschwindigkeit nicht unter die Kontrolle des Staates gestellt werden kann,
kann nicht leisten, was wir von der Währung verlangen und muß darum abgelehnt
werden. Darum lehne ich die Gold- und die Doppelwährung ab.


Die Lösung der Valutafrage darf nicht der Lösung der Währungsfrage im Wege
stehen. Die Lösung der Währungsfrage, die in der Stabilisierung des
Warenpreisindexes zu suchen ist, verlangt daß wir absolut sowohl die Geldmenge,
wie auch die Umlaufsgeschwindgkeit des Geldes beherrschen.


Auch die lateinische Münzunion, so wie sie bis dahin bestand, wird dieser
Forderung nicht gerecht. Auch sie steht der Lösung der Währungsfrage im Sinne
einer Stabilisierung des Warenpreisindexes im Wege. Aber diese lateinische
Münzunion zeigt uns wenigstens den Weg, den wir zur Stabilisierung der Valuta
werden einschlagen können, sobald es uns gelungen sein wird, die Währungsfrage
zu lösen.


Die lateinische Münzunion wurde zu einer Zeit gegründet, wo das Silber noch
freies Prägerecht genoß in allen Ländern, die sich der Union anschlossen. Das
Wesentliche dieser Union bestand darin, daß die Münzen der Union ohne Ansehen
der Prägung im ganzen Gebiet der Union gesetzliche Zahlungsmittel waren und
daß diese Münzen frei von einem Lande der Union zum anderen wandern durften.


Soweit ist nichts besonders Interessantes an diesen Bestimmungen zu ent-
decken. Die Vorteile waren dieselben, die auch die Goldwährung ohne Vertrag
allen Ländern bot, die sie einzuführen für gut hielten. Mit der Goldwährung haben
alle Münzen der Welt virtuell den Charakter gesetzlicher Zahlungsmittel, da alle
diese Münzen sich auf Feingold reduzieren lassen. Der Vorteil der lateinischen
Münzunion, den man bei ihrer Gründung im Sinne hatte, beschränkte sich darauf,
daß alle Länder der Union die gleichen Einheiten hatten, nämlich den Franken, der
im Gewicht und Feingehalt ganz der Münze der anderen Unionsländer entsprach,
so daß Umprägungen bei Grenzüberschreitung unnötig waren.


Interessant vom Standpunkt der Frage, die uns hier beschäftigt, wurde die 
lateinische Münzunion erst vom Tage an, wo das freie Silberprägerecht aufge-
hoben und die Silbermünzen zu Kreditmünzen wurden. Jetzt galten sie nicht
wegen ihres Silbergehaltes, sondern wegen ihres Charakters als Geld und als
gesetzliches Zahlungsmittel. Das Einschmelzen, das bis dahin mit keinem Verlust
verknüpft war, und auch der Export der Münzen aus der Union wurden wirtschaft-
lich unmöglich. Der Silbergehalt der Münzen, der sich keineswegs geändert hatte,
deckte zuletzt nur mehr 50% der Münze, d. h. mit einem Fünffrankenstück konnte
man das Silber für die Prägung von zwei Fünffrankenftücken kaufen, so daß von
je zwei Münzen immer die eine volle Kreditmünze war, für die alle Staaten der
Union solidarisch hafteten. Für diese Münzen galt nicht mehr der Satz, 
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daß der Weg über die Grenze auch der Weg in den Schmelztigel ist. Es hätte
keinen Sinn gehabt, die Münzen der lateinischen Münzunion über die Grenze der
Union zu schaffen, aber über alle Staatsgrenzen innerhalb der Union konnten sie
frei verkehren. Hier galten sie als gesetzliches Zahlungsmittel, wobei es völlig
einerlei war, in welchem der Staaten der Union die Münzen geprägt worden
waren. Wer in der Schweiz Steuern zu bezahlen hatte, der bezahlte sie mit
einem Gemisch von italienischen, französischen, belgischen Münzen. Manchmal
waren darunter sogar schweizerische Münzen. Jeder schweizer Demokrat trug
die in Silber geprägten Bildnisse Napoleons, Victor Emmanuels, Leopolds immer
bei sich. Bei feierlichen Gelegenheiten, wenn es galt, auf dem Merrit eine Kuh zu
kaufen, dann trug er diese Bilder auf dem Herzen. Napoleon hatte diesen
Münzen mit dem Namen der lateinischen Münzunion einen rassischen Charakter
geben wollen. Aber er durchbrach selber wieder diese Beschränkung der Union,
indem er die Alemannen der Schweiz in die Union aufnahm. Da nun die Münzen
der lateinischen Münzunion in der Schweiz anstandslos trotz der Inschrift „Union
Monétaire Latine“ umliefen, so haben wir hier den Beweis, daß der Erfolg der
lateinischen Münzunion nicht auf den rassischen Charakter der Union zurückzu-
führen ist, sondern auf etwas anderes. Privatwirtschaftlich wichtig für alle war
allein der Umstand, daß die Münzen der lateinischen Münzunion als Geld und
als gesetzliches Zahlungsmittel anerkannt waren. Dazu kam dann für die
Währung noch der entscheidende Umstand, daß die Münzen in allen Staaten der
Union den Goldmünzen in der Währungspolitik gleichgestellt wurden, insofern die
einzelnen Staaten sie als Deckung im Sinne der Dritteldeckungsvorschriften
benutzten. Für je ein Fünffrankenstück konnten die Notenbanken 15 Franken in
Noten ausgeben. Und für je ein Fünffrankenstück, das den Notenbanken für die
Ausfuhr entzogen wurde, mußte die Notenbank 15 Franken in Noten einziehen.
Vertrieb eines der Länder, Italien z.B., die Münzen in größeren Massen dadurch,
daß es durch übermäßige Notenausgabe die Warenpreise über den
Weltmarktstand hob und dadurch die Warenausfuhr erschwerte und die
Wareneinfuhr erleichterte und es so zu einer passiven Zahlungsbilanz brachte,
so wanderten die Silbermünzen über die Grenzen der anderen Unionstaaten,
nach Paris, Zürich, Brüssel. Dann mußte Italien den dreifachen Betrag der aus-
geführten Münzen an Noten einziehen. Das genügte dann, um den Preisstand
der Waren wieder so zu senken, daß den eingeführten Waren der Absatz
erschwert wurde, den Ausfuhrwaren dagegen der Absatz erleichtert wurde. So
stellte sich dann das Gleichgewicht in der Zahlungsbilanz automatisch wieder
her, und zwar umso schneller trat solches Gleichgewicht wieder ein, weil ja die
über die Grenze gewanderten Münzen dort die entgegengesetzte Wirkung auf
die Warenpreise auslösten. Genau wie ich das vorhin bei Beschreibung des
Goldwährungsautomaten darstellte. [Die hier als Beisplel angeführte Inflation in Italien über-
trug sich durch den Export der Silbermünzen auf die anderen Länder der Union. Wenn hier keine 
entsprechenden Gegenzüge gemacht wurden, mußten für das Gesamtgebiet der Union Valuta-
schwierigkeiten gegenüber den Goldwährungsländern entstehen.]


Was uns hier besonders interessiert, ist, daß wir es mit einem internationalen
Kreditgeld zu tun 
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haben, einem Geld, das man nicht ohne großen Verlust einschmelzen konnte,
das nur funktionell gedeckt war, das aber wieder seinerseits einem dreifachen
Betrag an Banknoten als gesetzliche „Deckung“ diente. Der Metallist, der immer
in erster Linie an eine stoffliche Deckung denkt, für den eine funktionelle
Deckung einen verschlossenen Schatz der menschlichen Erkenntnis darstellt,
sieht sich hier einem vollkommenen Rätsel gegenüber. Er sieht hier einen
Franken, der nur für höchstens 50 Centimes Silbermetall enthält, für den 
übrigens auch kein Staat der Union gesetzlich für mehr als diese 50 Centimes
haftete, der aber von den Notenbanken einer Deckung für Noten über drei
Goldfranken gleichgestellt wurde. Er sieht hier in einer nur funktionell gedeckten
internationalen Kreditmünze einen international funktionierenden Preis –,
„Arbitrage“ – und Valutanivellierautomat, der, solange keine groben Verstöße
gegen eine vernünftige Handhabung der Notenpresse vorkamen, tadellos funk-
tionierte. Und was ich hier ganz besonders zu beobachten bitte, der Automat
funktionierte tadellos auf seinem Gebiete, d. h. auf dem Gebiete der Valuta und
der internationalen Preisregulierung, trotzdem auf dem Gebiete der Währung
ganz fürchterlich gepfuscht wurde, sowohl innerhalb der Union, wie außerhalb
derselben. In die Zeit der lateinischen Münzunion fiel der Übergang zur
Goldwährung zuerst in Deutschland, dann allmählig in fast allen Ländern. Und
wir wissen, wie schwer in dieser Übergangszeit die sich auf Jahrzehnte aus-
dehnte, die Zahlungsbilanz überall im aktiven oder passiven Sinne belastet
wurde. Trotzdem reichten die nivellierenden Kräfte des Automaten aus. Nur als 
in Italien andauernd zu viel Papiergeld oder Silberscheidemünze ausgegeben
wurde, schied Italien durch das Aufkommen eines Agios praktisch eine Weile 
aus der Union aus. Das in Übermaß ausgegebene Papiergeld hatte alle
Unionsmünzen aus Italien vertrieben, was zu einem Agio führte. Sonst wider-
stand die Union seit ihrer Gründung im Jahre 1865 allen Stürmen, bis daß die
Papiergeldpfuschereien während des Weltkrieges dieser schönen Kulturein-
richtung ein Ende bereiteten. Und noch eins möge man hier bedenken: In den
Ländern der Union hat es kaum etwas gegeben, was man Währungspolitik 
nennen könnte, also eine bewußte Anpassung des Geldumlaufes an die Bedürf-
nisse des Verkehrs. Das kann man umso sicherer behaupten, als es in der Union
und während der ganzen Dauer des Vertrages weder ein einheitliches noch 
überhaupt ein Maß des Geldbedarfes gegeben hat. Für die Befriedigung des
Geldbedarfes war die Dritteldeckung allein richtunggebend. Der Begriff „Geld-
bedarf“ war in den Statuten der Union nicht definiert und jedes Land legte das
Wort nach Gutdünken aus. Oft wurde der hohe Zinsfuß als Beweis genannt 
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dafür, daß es an Geld mangelte. Dabei wissen wir heute, daß der Zinsfuß mit
den Preisen steigen muß, und daß die Preise steigen, wenn zu viel Geld ausge-
geben wurde, so daß die Bemessung und Befriedigung des Geldbedarfes nach
Maßgabe des Zinsfußes, den Zinsfuß nur noch mehr in die Höhe treiben muß.
Wenn trotz solcher „Währungspolitik“ der Valutanivellierautomat seinen Dienst 
so gut verrichtete, so kann das nur daran gelegen haben, daß entweder der
Automat an sich sehr wirksam war, oder daß die Aufgabe, die er zu erfüllen
hatte, eine sehr einfache war, oder drittens daß beides zutraf. Das letztere ist der
Fall gewesen. Es gibt auf der Welt keine Aufgabe, die leichter zu lösen ist, als
die Aufgabe, über die sich heute die besten Köpfe der Welt umsonst abzumühen
scheinen.


Ich habe nicht die Absicht, Ihnen hier eine Neuauflage der lateinischen Münz-
union zu empfehlen. Die lateinische Münzunion löste nur eine Seite des großen
Problems. Das Problem heißt heute: Wie vereinigen wir feste Valutakurse mit
einem festen Index der Warenpreise, mit anderen Worten, wie lösen wir die
Valuta- und die Währungsfrage?


Die Valuta gibt uns Aufschluß über das Tauschverhältnis des Landesgeldes
zum Gelde des Auslandes und die Währung gibt uns Aufschluß über das
Tauschverhältnis des Landesgeldes zu den Waren. Die Goldwährung löst die
Valutafrage, wie ein Automat sie lösen kann. Doch läßt die Goldwährung die
Währungsfrage offen. Versucht ein Goldwährungsstaat den Wünschen des
Handels in bezug auf die Währung im Sinne einer Stabilsierung des Indexes
nachzukommen, so kommt es unvermeidlich zu einer Diskrepanz mit der Valuta.
Der Goldwährungsautomat setzt aus. Will man aber beides, feste Valutakurse
und einen festen Index, so müßte man sich schon mit allen Goldwährungs-
ländern über die Grundsätze der nationalen Währungpolitik verständigen. Dann
geht es eine Zeitlang. Wird z. B. gleichzeitig in allen Ländern eine
Währungspolitik betrieben, die auf Preisabbau eingestellt ist, hat man sich über
die Höhe solchen Preisabbaues verständigt, so wird solcher allgemeine
Preisabbau auch keinen unmittelbaren Einfluß auf die Handels- und Zahlungs-
bilanz ausüben. Dann bleibt der Devisenkurs fest. Und dasselbe ist der Fall,
wenn überall gleichzeitig durch Notenausgabe eine allgemeine internationale
Preissteigerung hervorgerufen wird. Einfluß auf die Handels- und Zahlungsbilanz
und schließlich auf die Valuta und Devisenkurse haben nur einseitig nationale
währungspolitische Maßnahmen. Es wäre ja möglich, daß die an der
Goldwährung beteiligten Länder in einem internationalen Goldwährungskongreß
sich über die Grundzüge einer auf die Aufrechterhaltung des Indexes gerichteten
Währungspolitik verständigten, so daß zunächst das erstrebte Ideal, die
Verbindung fester Valutakurse mit einem unveränderlichen Index tatsächlich
erreicht wird. Was aber wäre damit erreicht? Bringt uns nicht die Lösung der
Währungs- und Valutafrage den Vollbetrieb der Volks- und Weltwirtschaft und
damit den allgemeinen Volkswohlstand? Und 
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führt dieser Wohlstand nicht zur Einschmelzung der Goldmünzen für Bijutterie-
zwecke, setzt der Volkswohlstand nicht den Zinsfuß für alles Kapital herab und
hemmt niedergehender Zinsfuß nicht die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes?
Führt so die mit der Goldwährung betriebene, an sich vernünftige Währungs-
politik, drastisch ausgedrückt, nicht zum Selbstmord dieser Politik?


Einschmelzen der goldenen Münzen, gleichzeitig Verlangsamung der
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, zu einer Zeit, wo der Vollbetrieb der
Wirtschaft immer größere Warenmengen auf den Markt wirft, das muß doch auf
die Preise drücken und zur Krise führen. Mit der Goldwährung verschüttet der
Wohlstand automatisch die eigene Quelle.


Freilich ließe sich hier durch internationale Währungspolitik, wenn sie überall
nach international anerkannten Grundsätzen geleitet wird, noch manches er-
reichen und der Zeitpunkt des Selbstmordes der stabilisierten Währung eine
Weile hinausschieben. Aber, so wird man hier mit Recht fragen: Was würde von
dem Goldwährungsautomaten noch übrig bleiben, wenn man das, was wir von
ihm erwarten, nicht mehr dem Goldmetall zu verdanken hätte, sondern einer
Währungspolitik, die in gar keinem inneren Zusammenhang mehr stände mit 
den metallenen Eigenschaften des Goldes, und die darum auch die gleichen
Wirkungen auslösen müßte, ob wir sie auf Goldgeld, auf Silbergeld oder auf
Papiergeld anwenden!! Bamberger, der Begründer der Goldwährung in
Deutschland, sagte: „Kraft seiner metallenen Eigenschaften währt das Gold“. 
Das ist auch schon im Worte Goldwährung ausgedrückt. Bedarf aber die
„Goldwährung“ der Stütze einer Währungspolitik, dann währt das Gold nicht
mehr kraft seiner metallischen Eigenschaften, dann wird Bambergers
Begründung hinfällig, dann ist’s die Währungspolitik die währt oder auch nicht
währt. Dann sind wir aber auch schon in der Erkenntnis so weit, daß wir die
Frage stellen können, ob wir uns nicht völlig von der „Goldwährung“ emanzi-
pieren können, sowohl für den Inlands- wie für den Auslandsverkehr, sowohl 
für die Währung wie für die Valuta.


Wer eine befriedigende Erklärung für die Tatsache hat, daß der Preis des
Silbergehalts der Münzen auf 50% desjenigen der Münze fallen konnte, ohne
daß die Münze darunter zu leiden hatte, der wird auch die eben gestellte Frage
bejahen und sagen, daß die funktionelle Deckung des Geldes an sich vollkom-
men genügt und daß das Geld darum der Deckung durch das Metall nicht nur 
bis 50%, sondern restlos entraten kann. Wer sich zu dieser grundlegenden
Erkenntnis noch nicht hat durchringen können, der tut gut, sich selbst zunächst
in diesem Punkte Klarheit zu verschaffen, ehe er sich weiter an den Debatten
über die Währungsfrage beteiligt. Ich selbst nehme diese Erkenntnis zur
Grundlage für meinen Vorschlag der Internationalen Valuta-Assoziation, deren
Programm ich Ihnen jetzt erklären will.


–


Hier schloß sich die Erörterung des Programms der Iva an, wie es im
Goldwährungsheft der Freiwirtschaft (Heft 3 S. 84 dieses Jahrganges) ab-
gedruckt wurde.
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Statuten der vereinigten Staaten von Europa.
Als Name für die Vereinigten Staaten von Europa ist eine Bezeichnung am


Platze, die keinerlei rassische, kulturelle, geschichtliche, und im Hinblick auf die
weitere Entwicklung des Weltstaates auch keine geographischen Vorstellungen
erweckt. Je nichtssagender der Name, umso besser. Wir werden darum unseren
neuen Weltstaat wohl am besten mit Nummero Vier bezeichnen, anschließend
(historisch) an die früheren Weltstaaten (Alexander, Caesar, Napoleon). Wie der
Name Preußen im Deutschen Reich nicht unterging, so würde dann auch der
Name „Deutsches Reich“ unserem Lande, unserem Volke, unserer Kultur inner-
halb des Weltstaates Vier verbleiben. So können sich dann dieser neuen Kraft-
zentrale unbegrenzt viele Staaten, auch halb- und ganzbarbarische, exotische,
schwarze und gelbe anschließen, ohne daß sich der einzelne dabei irgend etwas
vergibt, ohne daß der Einzelstaat sich verantwortlich zu fühlen braucht für alles,
was sonst außerhalb seiner Grenzen im Weltstaat Vier vor sich geht. Wir werden
einen Weltstaat gründen, weiter nichts als einen Weltstaat, wie den englischen,
russischen, den amerikanischen. Innerhalb dieses Weltstaates Vier soll jeder
Einzelsaat seine volle Individualität erhalten und entwickeln können.


Was schließt nun alle diese Völker zu dem größeren Gebilde zusammen? Nun,
genau dasselbe, was auch die Weltstaaten Eins, Zwei und Drei zusammen-
schloß. Der Kraftüberschuß, den der Zusammenschluß abwirft, der wirtschaft-
liche Kraftprofit. Dasselbe, was Horden, Genossen, Gesellschaften, Gemeinden
zusammenschließt. Die wirtschaftliche Kraft wächst nicht in gerader Proportion
zur Masse, sondern darüber hinaus. Ähnlich wie auch die Arbeitsteilung einen
Kraftüberschuß und zwar einen unberechenbar großen Kraftüberschuß über die
Urwirtschaft abwirft. Das ist das ganze Geheimnis jeder Vereinigung sowohl, wie
auch des Weltstaates. Größerer Profit, größerer Arbeitsertrag, das ist der Kitt der
Vereinigten Staaten von Nordamerika, von England, und das soll auch der Kitt
Viers sein. Wie der Speck die Mäuse, so soll der Kraftprofit Viers die Völker
ringsum anziehen und... festhalten. Wir (Deutsche) mögen uns untereinander in
unserem eigenen Staate enger als bisher verbrüdern und über Speck und Profit
hinauf gemeinsam streben; für alle übrigen Landsleute Viers wird es aber ferner
heißen – der Profit einigt uns, alles übrige sind Privatangelegenheiten, in die wir
uns nicht mischen, in die wir uns nicht hineinreden lassen – etwa so, wie wir ja
auch dem Staate nicht erlauben, in unsere Töpfe, in unsere häuslichen
Angelegenheiten zu gucken. Drei Schritt von unserer Tür, so heißt es hier.
Persönliche, freundschaftliche Beziehungen zu Gliedern der anderen Völker
Viers, wie auch von Eins, Zwei und Drei werden wir nach wie vor und in er-
höhtem Maße pflegen, jedoch ihren Staaten gegenüber gilt das Wort – sie gehen
uns nichts an. Für den wirtschaftlichen Kraftüberschuß, den Vier seinen Gliedern
verschafft, brauchen wir keine Sympathien und Antipathien. „Erzfeinde“ treiben in
der Regel die besten Geschäfte miteinander. (England–Deutsch-
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land.) Darum wähle man zu dem Wappen für Vier keinen Adler, keinen Löwen,
kein Kreuz, kein Symbol höheren Seelenschwunges, sondern ähnlich wie die 47
glitzernden Silberdollars in der Fahne der Vereinigten Staaten, erhebe man eine
Geldbörse, einen Schinken zum Wappen von Vier. Es irrt der Mensch, so lang er
strebt, und im Staatsleben heißt Irrtum Krieg. Vier, den der Kraftprofit zusammen-
fügt, darf nicht streben, damit er nicht irre gehe, denn der Irrtum würde den
Kraftgewinn in Munitionsfabriken verschwenden, den Zweck Viers gefährden.
Krassester Materialismus soll Vier zusammenballen. Nichts, was sich nicht in
Mark und Pfennig restlos ausdrücken läßt, darf seine Verhaftung belasten. Wie
der Speck das Schwein umhüllt, so soll der von der Masse ausgehende
Kraftprofit die Dauben Viers zusammenhalten.


Wenn irgend ein Staat vom Geruch Viers angelockt, sich dieser Kraftzentrale
anschließen will, so mag er es tun. Wenn er es bereut, so mag er gehen. Nur
einzig und allein der eigene Vorteil der Teile soll die einigende Kraft des Ganzen
sein. Jeder mag seine Antipathien und Sympathien mitbringen, jeder Staat mag
daneben noch seinen ganzen historischen, politischen, wirtschaftlichen und
finanziellen Ballast mit sich bringen. Vier braucht diese Kleinodien nicht, er weiß
absolut nichts damit anzufangen. Vier hat keine Geschichte, er will nichts, strebt
nicht, ist kulturlos, amoralisch, genau wie die anderen Weltstaaten. Er ist! Vier
hat nur eine einzige Eigenschaft: die wirtschaftliche Anziehungskraft seiner
Masse. Was sonst die Staaten trennte, sie zu (vermeintlichen) natürlichen
Gegnern machte (Deutschland-England), das verwandelt sich bei Vier in
Newtonsche Kraft. Vier wird von innen aus zusammengehalten, kann also nicht
auseinanderfallen. Wird Vier aber auseinandergerissen, so streben die Teile
selbsttätig wieder zusammen, ähnlich wie magnetische Eisenspäne. Was andere
Staaten durch Taten, durch Arbeit, auf dem Wege schwerster Opfer und diploma-
tischer Purzelbäunie meistens erfolglos, wenn nicht sogar kontraproduzent
erstreben, das geschieht ganz einfach in Vier. Und das verbürgt seinen Bestand.
Kein Reich ist jemals so fest gefügt gewesen, wie unser Vier, denn alle Staaten
haben bisher den Fehler begangen, über ihren Speck hinaus zu streben, und
wer strebt, irrt. Wirtschaftliche Dinge aber sind verständliche Dinge, rein mensch-
liche Angelegenheiten, die sich restlos verstehen lassen und über verständliche
Dinge kann man sich immer verständigen. Der Streit beginnt dort, wo persön-
liche, innere Angelegenheiten zu Tage treten. Religion, Philosophie, Kunst,
Weltanschauungen, überhaupt alles Schwankende, Werdende, Breiartige geben
den Grund zum Streit unter Staaten. Denn das andere kann sie nur zusammen-
führen, sie versöhnen. Hinter den genannten Dingen, im untersten Grunde ver-
borgen, dem Blicke des Alltagsmenschen entrückt, findet man ja auch wieder
den wirtschaftlichen Kern. Enthüllte man diesen Kern, läge er offen da, nackt,
dem Blöden sichtbar, so würde man sich nicht mehr darüber streiten. Der Streit
wäre längst, endgültig entschieden. Die Streithähne mit der ganzen Rasse, Brut
und Sippe erschlagen und vergessen. Würde man sich 
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wohl heute noch über Schutzzoll und Freihandel zanken, wenn der Kern der
Frage, die Grundrente, nicht so tief in den Brei unserer national-ökonomischen
Lehrsätze herabgezerrt worden wäre? Räume man die aus wüsten philosophi-
schen, patriotischen, religiösen, rassezüchterischen Irrlehren bestehende Borke,
die die Grundrenten schützen soll, weg und jeder wird sofort den Freihandel als
die natürliche, jedem Zweifel enthobene Wirtschaftsverfassung erkennen. Da, wo
niemand recht zu sagen weiß, was er will, was er meint, was er erstrebt, da
suche man die Wurzel des Streites und des Krieges. Aus der Verfassung Viers
müssen diese Wurzeln aufs peinlichste ausgerodet werden. Der Zweck Viers
muß für Alle vollkommen durchsichtig sein und bleiben. Infolge seiner absolut
materialistischen Grundlagen wird man in Vier immer mit 2 x 2 nachweisen 
können, was ihm zu- und abträglich ist. Vier ist nicht der Tummelplatz für
Phantasten, Bodenreformer, Schutzzöllner und Tollhäusler. Diese Leute sind auf
die Grenzen ihres engeren Heimatsstaates angewiesen. Vier als solcher muß vor
jedem Breiüberzug wie vor der Pest gehütet werden. Blitzblank muß es hier sein,
Tageshelle muß in allen Ecken herrschen. Und im übrigen steht die Tür immer
offen für alle, die an dem „krassen Materialismus“ Viers Anstoß nehmen. Offen,
Natürlich auch für die verlorenen Söhne. Res tua agitur. Nur keine Gewalt. Und
sie kehren alle wieder, die, die gehen. Wie die Kometen, die sich vom Gängel-
band der Sonne freimachen wollen, auch wiederkehren. Vier ruft niemand
zurück; er vertraut unbedingt in die Wirksamkeit seiner Masse. Die Sonne läuft
auch keinem Kometen nach.


Was Vier zusammenballt, können nur Dinge sein, die keiner Verwaltung, keiner
Regierung, keiner Gesetzgebung, keiner Politik bedürfen. In Vier steht alles auf
eigenen Füßen, unumstößlich, wie Naturkräfte. Sobald wir in Vier nicht ohne
Zentral-Regierung auskommen, haben wir auch schon den Beweis, daß irgend-
wo dem Richtgedanken dieser Weltkraftzentale entgegengehandelt worden ist,
daß Fremdstoffe in seine Blutbahn eingespritzt wurden. Wie ein planetarisches
System, so muß Vier ohne irgend welches Zutun bestehen. Dabei braucht auch
die Initiative zu den Dingen, die das Wesen Viers ausmachen, nicht von ihm
abzugehen. Vier braucht niemand, die anderen, die Strebenden, die
Hilfebedürftigen, die Einzelteile Viers brauchen ihn, und ergreifen die Initiative.
Doch ist letzten Endes diese Initiative auf die von Vier ausströmende Kraft
zurückzuführen. Der Kraftprofit, den die Masse über ihre Komponenten voraus
hat, gibt den Anstoß zu allen einigenden Bestrebungen. Sobald alle, die an die
neue Kraftzentrale sich angeschlossen haben, über eine neue Frage einig
geworden, und ihr Gegenstand in der Kontroverse blitzblank gescheuert worden
ist, geht dieser stillschweigend in die Masse Viers über. Jeder Massenzuwachs
vermehrt aber wieder die Anziehungskraft Viers und reizt zu weiteren
Anstrengungen und evtl. auch zu Opfern, um sich diesen neuen Kraftzuwachs
dienstbar zu machen. So vermehrt der Zuwachs der Masse zugleich ihr spec.
Gewicht. Vier wächst nach außen und nach innen, so daß sich die
Anziehungskraft Viers niemals bis zum Ausgleich 
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verbrauchen kann. Sie läuft allen Einigungsresultaten immer voraus.


Als gemeinsame Grundlage der neuen Weltkraftzentrale käme vorläufig folgen-
des in Betracht:


Freihandel – Geldwesen – Freizügigkeit.


Bürgerrecht für alle Einwohner Viers.


Daneben der bekannte Kleinkram: metrisches Maßsystem, Esperanto (Ido) als
offizielle Sprache, gemeinsamer Posttarif usw.


Daß nur der Freihandel, und zwar der echte Freihandel, der Freihandel nach
außen sowohl wie nach innen, der Zentrale genügend Kräfte zuführen kann, um
sie zusammenzuballen und zusammenzuhalten, ist klar. Außerdem kommt auch
nur dieser echte Freihandel ohne staatliche Einmischung, ohne Arbeit, ohne
Verträge, ohne Tinte und Papier aus, und das ist eine Grundbedingung für alles,
was Vier aufgebürdet werden soll. Es ist unmöglich, die sich kreuzenden, wider-
sprechenden Interessen der Einzelbürger in einer Zollformel anzugleichen.
Sobald überhaupt das Wort „.Zoll“ fällt, geht den Menschen das Gefühl für Recht
und Unrecht verloren. Sie wissen nicht mehr, was oben, was unten ist, wie
Krebse, denen das Kieselsteinchen aus dem Ohr entfernt worden ist. Mein und
Dein wird durcheinandergeworfen. Dabei sind die Interessen, die der Zoll
berührt, an sich keine festen Größen. Alles schwankt, alles ist hier stetig in Fluß,
und stellt immer wechselnde Ansprüche an den Zoll, an den Staat. Ähnlich wie
ein Schuldner, der sich nach und nach zum Gläubiger entwickelt, nachher der
Währung gegenüber einen ganz entgegengesetzten Standpunkt einnimmt. Der
Agrarstaat, der ganz andere Zollinteressen zu haben glaubt als der Industriestaat
(in Wirklichkeit irren beide), verwandelt sich in einen Industriestaat, wie auch
umgekehrt, und allen diesen Handlungen soll der Zoll gerecht werden, wobei
man wieder am Zoll nicht rütteln darf, ohne die Grundfesten des Staates zu
erschüttern. Der Freihandel ist dagegen etwas durchaus Festes, Natürliches,
Unbewegliches, und jeder Beeinflussung durch die Parteien enthoben. Er ist –
oder er ist nicht. Das Prinzip der Ewigkeit liegt in ihm fest wie in einem ägypti-
schen Ziehbunnnen. Über den Grad des Zollschutzes wird man ewig fluchen,
zanken, streiten und Krieg führen. Über den Grad des Freihandels kann es 
niemals Meinungsverschiedenheiten geben. Denn die Freiheit ist, lebt, unange-
tastet, absolut, oder sie ist es nicht. Ein Zoll von 1% ist von der Handelsfreiheit
ebenso weit entfernt wie ein Zoll von 100%. Zwischen 0 und 1% liegt ebensoviel
Stumpfsinn, Unfreiheit, Gewalt, Hadergeist, Munition und Kanonen, wie zwischen
0 und 100%. Denn 1% ist ja der Wegweiser für 100%, wie der Dieb von 1 Mark
moralisch auch für einen Diebstahl von 100 Mark vorbereitet ist. Der Freihandel,
die Ehre, die Gerechtigkeit können nur absolut betrachtet werden. Der
Diferenzialzoll, der Zollverein, der jetzt vielfach für die neue Weltkraftzentrale 
vorgeschlagen wird, ist ein Fehlgriff. Er führt notwendigerweise zum Bankrott des
ganzen Gedankens, er nimmt von vornherein der neuen Kraftzentrale jede
Entwicklungsmöglichkeit. Er ist 
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wie ein Panzer aus frischer Haut, der beim Eintrocknen sich zusammenzieht und
den Träger erstickt. Der Diferenzialzoll und der Zollverein verwandeln die
Zentripetalkraft des neuen Weltstaates in Zentrifugalkraft. Beide Dinge errichten
künstliche Grenzwälle gegenüber den anderen Kraftzentralen und erschweren
die natürliche Fusion ganz außerordentlich. Sie mindern dadurch die Aussichten
auf weiteren, gewaltigen Kraftprofit. Der Gedanke des Zollvereins ist der, wenig-
stens einem kleineren Gebiete die Vorteile des Freihandels zu sichern. Im
Zollverein liegt also die Anerkennung klipp und klar ausgedrückt, daß der
Freihandel das eigentliche Ideal ist. Ist ein kleines Freihandelsgebiet (das ist der
Zollverein) aber gut und erstrebenswert, so ist ein großes Freihandelsgebiet erst
recht erstrebenswert. Warum also bei der Gründung des neuen Weltstaates nicht
gleich den Blick aufs Ganze richten? Dem Menschen wird auch der größte
Zollverein immer klein erscheinen. Solange durch Anschluß neuer Länder über-
haupt noch Kraftprofit erzielt werden kann, fühlt sich jeder geschwächt in seiner
natürlichen Kraft. Das ganz natürliche Streben ist daher immer aufs Ganze
gerichtet. Alexander der Große hat in jedem Champagner- und Zahnwasser-
fabrikanten gleiche strebende Genossen. Keiner gibt sich mit einem Teil zu-
frieden. Mit dem Zollverein und dem Differenzialzoll werden wir uns in Vier von
vornherein gegenteilig zum mindesten verärgern. Ein Glied nach dem andern
wird abfallen, angezogen von den anderen Kraftzentralen. Ständig wird an die-
sem Verfall gebohrt werden, von innen und von außen. Führen wir aber für Vier
den Freihandel ein, so nehmen wir den Außenstehenden jede Angriffsfläche und
die im Innern beruhigen sich bald bei dem Gedanken, daß jetzt alles mit natür-
lichen Dingen zugeht, daß niemand mit Hilfe der Staatsgewalt zu Gunsten 
anderer geschädigt wird. Jeder sucht sich einzuordnen, so gut er kann, wie man
sich ja sonst auch mit unvermeidlichen, natürlichen Dingen abfindet. Übrigens
entstammt der Vorschlag des Zollvereines und des Differenzialzolles ja auch nur
dem Unfähigkeitsbewußtsein, die rechnerischwirtschaftlichen Schwierigkeiten auf
befriedigende Weise zu beseitigen, die sich für viele verschuldete Landwirte und
Unternehmer durch den plötzlichen sowohl, wie durch den allmählichen Über-
gang zum Freihandel ergeben würden. Es sind Verlegenheitsprodukte, deren
Urheber den natürlichen Ausweg nicht fanden, weil sie vom Standpunkt der
Goldwährung aus die Schwierigkeiten betrachteten.


Das Geld in Vier ist selbstverständlich von Papier gemacht, weil nur allein 
das Papiergeld eine zielbewußte, vernünftige Währungspolitik zuläßt. Mit dem
Papiergeld kann man irgend einem Ziele zustreben. In den Staaten Viers wird
man einem gemeinsamen Ziel in Währungsangelegenheiten zustreben und zwar
mit Hilfe einer in allen Einzelstaaten als richtig anerkannten Währungspolitik.
Diese Politik will im Innern der Einzelstaaten die dauernde Erhaltung der
Warenprobe auf gleicher Durchschnittshöhe, und nach außen (also für alle
Staaten Viers) die Erhaltung fester Wechselkurse. Durch genaue, scharfe
Anpassung der Geldausgabe an die Warenpreise ist namentlich mit Hilfe des
sogenannten 
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Freigeldes das erste Ziel ohne Schwierigkeiten zu erreichen, während das zweite
Ziel sich als Nebenprodukt des ersten einstellt, denn zwischen Ländern mit
festen Warenpreisen sind die Schwankungen der Handelsbilanzen minimale und
deren Saldo leicht durch Stundungen oder sonstige Kreditoperationen anzu-
gleichen. Nichts steht übrigens auch dem entgegen, daß einzelne oder mehrere
(oder auch alle) der sich in Vier vereinigenden Staaten durch besondere
Geldkonventionen dem Papiergeld interstaatliche gesetzliche Zahlungskraft ver-
leihen, wodurch der Ausgleich nach allen Richtungen hin sich automatisch ein-
stellen würde. (Man vergleiche unseren Vorschlag der Ivanote.) Das Papiergeld
macht diese und viele andere Dinge möglich. Erwähnen will ich hier nur noch,
daß wir mit Hilfe des Papiergeldes die Preise der Waren (den Durchschnittspreis)
auf jeder beliebigen Höhe halten können, also auch auf derjenigen Höhe, die die
Landwirte und Unternehmer als Vorbedingung für ihren Übertritt zum Freihandel
stellen. Wünschen die Landwirte, daß ihre Produkte den gleichen Preisstand
behalten sollen, den sie mit Hilfe des Zolles erreicht haben, so kann diesem
Wunsche willfahren werden. Wünschen die Industriellen, daß ihre Produkte 
infolge des Überganges zum Freihandel nicht sinken, so wird auch ihrem
Wunsche entsprochen. Das ist alles, was die Landwirte und Fabrikanten ver-
langen: der Übergang zum Freihandel darf die Preise nicht herabsetzen, denn
sonst wird es ihnen unmöglich gemacht, die Schulden (Hypotheken, Obligatio-
nen, Wechsel) zu verzinsen. Jedes Herabgehen der Preise bedeutet eine ent-
sprechende Verkleinerung ihrer Aktiven und Vergrößerung der Passiven. Und
das darf nicht sein. Da uns aber die Papierwährung, die für Vier allein in Betracht
kommende Währung, vollkommene Freiheit gibt, die Warenpreise auf der Höhe
zu erhalten, die die ungestörte Fortentwicklung von Industrie und Landwirtschaft
gewährleistet, so steht dem sofortigen glatten Eintritt in den Freihandel nichts
mehr im Wege. Ist der Durchschnittspreis der zollgeschützten Waren 100, so
geben wir das nötige Papiergeld heraus, damit jener Durchschnittspreis auch
ohne Zoll gleich 100 sei. Daß dabei auch die nicht zollgeschützten Waren in die
Höhe gehen, wird den betreffenden Fabrikanten gewiß nicht unangenehm sein,
wie solche allgemeine Preissteigerung auch den Arbeitern und den sogenannten
Festbesoldeten (die es übrigens gar nicht gibt), wenn sie die wirtschaftlichen
Zusammenhänge zu durchschauen vermögen, nur willkommen sein kann. Daß
aber das Papiergeld die Möglichkeit bietet, die Warenpreise auf jede gewünschte
Höhe zu bringen, beweisen die Warenpreise in allen von Papiergeld über-
schwemmten Ländern. Von unserem Willen allein hängen heute die Preise ab.
Für die Förderung des Freihandelsgedankens im neuen Weltstaat ist dies von
höchster Bedeutung.


Bürgerrecht. Hierunter ist das interstaatliche Bürgerrecht Viers zuverstehen.
Jeder Bürger eines Staates Viers genießt volle Bürgerrechte in all den anderen.
Civis romanus sum sagte der Gallier, der Germane, der Jude. So ist das aber
hier nicht gemeint, denn Vier ist als solcher 
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kein souveräner Staat, das sind und bleiben allein die Einzelstaaten. Schutz als
Bürger Viers hat man nur als Bürger eines Einzelstaates. Aber dadurch, daß ein
Staat den Bürgern der Einzelstaaten Viers Bürgerrecht verleiht, dabei den
Freihandel einführt und sein Geldwesen in Übereinstimmung bringt mit dem der
anderen Vierstaaten, tritt er dem Bund bei, bildet einen integrierenden
Bestandteil Viers – integrierend darum, weil sein Beitritt gleich die Masse der
Kraftzentrale verstärkt.


Warum wir für Vier dieses weitgehende Bürgerrecht fordern, soll hier erklärt
werden. Was geschieht mit den Kohlen in Vier? Nach welchen Gesichtspunkten
wird Preußen das Kohlenmonopol verwalten? Nach monopolistischen Gelüsten?
Zu welchen Preisen wird in Vier die Schweiz ihre Gletscher der Betrachtung der
Touristen preisgeben? (der Preis kann in den Eisenbahntarifen erhoben werden).
Und wie stehts mit den Kalisalzen, dem rumänischen Petroleum, dem
Antwerpener Hafen, den serbischen Pflaumen .den bulgarischen Rosen, der
dänischen Milch und tausend anderen kleinen und großen Monopolen? Wenn 
wir diese Frage nicht befriedigend beantworten, so legen wir den Schwind-
suchtsbazillus gleich in die Wiege Viers. Den Kraftprofit, den alle Teile von Vier
erwarten, den setzen wir bei den inneren Reibungen, zu denen jene Monopole
Anlaß geben, wieder zu und der Profit allein soll ja das Ganze zusammenhalten.
Diesen Schwierigkeiten kann nur das genannte Bürgerrecht siegesgewiß ent-
gegentreten. Sehen wir zu.


Nehmen wir an, Rumänien beutet seine Petroleumschätze wucherisch aus und
es vermag infolge solcher erhöhten Petroleumeinkünfte (die wir der Einfachheit
wegen als Staatsdomäne betrachten) unter die Bürger eine Dividende zu ver-
teilen (evtl. in Form eines Steuererlasses), die den Arbeitsertrag in Rumänien
höher stellt als in den anderen Staaten Viers. Was geschieht? Nun jeder, bei
dem dieses Mehr ausschlaggebende Bedeutung hat, erinnert sich seines
Bürgerrechtes und zieht hin nach Rumänien. Rumänien wird überschwemmt; alle
Züge dorthin sind überfüllt, namentlich Leute mit sehr geringer Arbeitskraft,
Krüppel, Orgeldreher, Wahrsagerinnen, Bärenführer, all das fahrende Volk zieht
hin in das Land, wo Dividenden aus wucherisch ausgebeuteten Monopolen ver-
teilt werden Ich ziehe auch mit. Die Zahl der Dividendenberechtigten schwillt und
die Dividenden gehen infolgedessen herab, schließlich so weit herunter, daß den
Bärenführern der Umzug nach Rumänen nicht mehr lohnend erscheint. Was aber
hat dann das rumänische Volk noch von seinem Petroleummonopol? Nicht viel
mehr als Ungeziefer. Darum wird sich Rumänien in der Folge davor hüten, sein
Petroleum zu höheren Preisen als zur Deckung der Produktionskosten nötig ist,
zu verkaufen. So wird man also als direkte Wirkung des genannten allgemeinen
Bürgerrechtes in ganz Vier unerhört billiges Petroleum brennen. Würden wir uns
in Preußen, die den Vorgang in Rumänien scharf beobachten, nicht für das 
billige Petroleum den Rumänen gegenüber mit ebenso billigen Kochsalzen und
Steinkohlen bedanken – wenn nicht aus Dankbarkeit so doch aus Scheu vor
einer ähnlichen Völkerwanderung?
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Nun gut, wenn überall in Vier die Monopole unter der Kontrolle des allgemeinen
Bürgerrechtes und voller Freizügigkeit stehen, so bleibt auch überall der allge-
meine Arbeitsertrag unter der Kontrolle dieses Bürgerrechtes. Er wird überall
gleich sein. Das hätte aber wieder zur Folge, daß die Bürger überall in ihrer
Heimat den lohnendsten Verdienst hätten, daß die Massen nicht mehr ge-
zwungen wären, Weib und Kind, Dorf und Kirche zu verlassen, um in der Ferne
den Kampf ums Dasein zu führen. Das allgemeine Bürgerrecht und die allge-
meine Freizügigkeit wären also das wirksamste Mittel zur Seßhaftmachung des
Volkes, und um die Abwanderung auf diejenigen Exemplare zu beschränken, die
vom Wandertrieb erfaßt sind. Diese prächtigen Gesellen wird man dann überall
gerne sehen, willkommen heißen – weil sie nicht massenhaft auftreten.


Ich habe mich darauf beschränken müssen, das Gröbste von dem, was man
den genannten drei Hauptanziehungskräften Vier’s entgegenzuhalten pflegt, zu
widerlegen. Starke, urgewaltige Kraft liegt im Freihandel, im gemeinsamen
Papiergeld und im allgemeinen Bürgerrecht. Unzerreißbare Kräfte. Vieles wird
diesen Kräften noch eine gemeinsame Sprache zutragen, die wir uns allerdings
als frei von allen rassischen, völkischen, geschichtlichen, geographischen
Akzenten denken müssen. Eine Kunstsprache. Notwendig ist sie nicht absolut,
doch würde sie die Kraftdividende Vier’s um viele Prozente Vermehren. Und aus
Vier wollen wir ja nichts anderes, als mögliche viel Kraft herauspressen.


Die Stabilisierung der Umlaufsgeschwindigkeit
(Anhang: Die bildliche Darstellung der Wirkungsweise von G x U.)


Die Erfahrungen der letzten Jahre hinsichtlich der bisherigen Behandlung der
Währungsfrage beschäftigen außerordentlich viele sorgenerfüllte Gemüter, die
nicht zu den oberflächlich Urteilenden gehören, welche den anhaltenden
Preisabbau mit einer Festwährung verwechseln. Bei der kaum faßbaren Fülle
von Zeitungsartikeln, Tagesgesprächen und Versammlungsdebatten über die
Währungsfrage ist es den wenigsten Menschen möglich, sich ein klares Bild von
dem mysteriösen Währungs- „Problem“ zu machen, und so findet und hört man
immer und immer wieder in den Vordergrund gestellt die Gefahr einer neuen
Inflation, wobei man stets nur an die Neuausgabe von Geldzeichen denkt. So ist
beispielsweise zurzeit unentwegt an der Tagesordnung die Streitfrage, ob im
Vergleich zur Vorkriegszeit genügend oder ungenügend Zahlungsmittel im
Verkehr seien, und zu denen, welche sich für letztere Feststellung einsetzen,
dürften wohl 95% der „Sachverständigen“ zu rechnen sein.


Der Kenner des Geldwesens und Schüler Gesell’s schüttelt dazu verständnis-
los den Kopf, denn er weiß, daß nicht nur die Menge der Geldzeichen, sondern
Geldmenge (G) und Umlaufsgeschwindigkeit (U) derselben im Verhältnis zur
Warenmenge (W) den Warendurchschnittspreis bzw. 
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Index (J) bestimmen und zwar nach der sattsam bekannten (allgemeinen)
Formel


G x U
J =   ———


W


Da nun bekanntlich Hehler und Stehler in der juristischen Werttheorie einen
gleichen Rang einnehmen, so verlohnt es sich, auch auf dem Gebiete der
Währungsfrage einmal neben dem Stehler (planloser Neudruck von Geld-
zeichen) auch dem unbekannten, schwer zu fassenden Hehler (Umlaufs-
geschwindigkeit) nachzuspüren, um ihn in unsere Gewalt zu bekommen.


Wie eine Morgenröte endlich aufgehender Erkenntnis erscheinen deshalb die
Worte des Finanzministers Dr. Luther (in seiner Rede vom 23. Januar vor dem
Hamb. Überseeklub):


„Die Gefahren einer neuen Inflation im Innern Deutschlands beruhen vor allem
darin, daß die seit der Währungsstabilisierung herabgeminderte
Zirkulationsgeschwindigkeit von neuem angefacht wird.“


Ja, es dämmert! Wir Freiwirte haben guten Grund, uns einen bescheidenen
Glückwunsch auszutauschen. Aber gemach! Mit der Namensnennung des
Hehlers (U) macht Dr. Luther diese gefährliche Größe noch nicht unschädlich.
Und er wird es solange nicht können, bis er einsieht, daß mit dem heutigen
Dauergelde dies eben nicht zu erreichen ist, daß Hehler und Stehler in einem
heimlichen (oder gar unheimlichen) Bündnis zueinander stehen. Wir empfehlen
deshalb Dr. Luther das Studium der Gesell’schen Geldtheorie als Wegweiser mit
eingravierten, währungswetterfesten Leitsätzen. Sodann stellen wir fest, daß jede
bisherige Operation an der Größe G (Geldmenge) stets von direktem Einfluß auf
U (Umlaufsgeschwindigkeit) war und bei Dauergeld auch immer bleiben wird.
Überdies arbeiten an einer Größe (z. B. G) immer zu gleicher Zeit mehrere
„Köche, die den Brei verderben müssen“, als da sind:


1. Die Emissionsinstitute (staatlich privilegierte oder private).


2. Die Spekulation (des In- und Auslandes).


3. Das ruhende oder kaufende Geld der Verbraucher


Dazu auf der Warenseite indirekt die Helfershelfer wie die Produktion, die
Konsumtion, Ein- und Ausfuhr, die ruhende oder feilgehaltene Warenmenge
[(siehe illustr. Aufsatz „Das Gesetz der Preisbildung“ von Dipl.-Ing. Sickinger, „Freiwirtschaftt”  
Jan. 23, Heft 1 und 2)].


Also alle drei Genannten können das heutige Geld jeweilig in den Verkehr 
bringen oder dem Verkehr entziehen und haben so unmittelbaren (bewußten
oder unbewußten) Einfluß auf U..


Da uns nun der Finanzminister nicht sagen kann, wie er dieser unbeherrschten
Größe U beizukommen gedenkt, so wollen wir ihm gern behilflich sein. Den uns
häufig gemachten Einwand, U sei eine unberechenbare Größe und deshalb nicht
zu beherrschen, lassen wir nicht gelten. Nicht die Berechnung dieser Größe
interessiert uns, sondern ihre Stabilisierung. 
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Festnageln wollen und werden wir diesen Schädling, diese imaginäre Mischung
von Schnecke und Windhund.


Zu diesem Zwecke ist es erstmalig unumgänglich notwendig, den genannten drei
unliebsamen „Mitarbeitern“ und Breiverderben die willkürliche und unwillkürliche
Beeinflussung von U abzunehmen und die Behandlung dieser Größe zum
Monopolakt eines unabhängigen Reichswährungsamtes zu machen, welches mit
Hilfe eines natürlichen (Schwund) Geldes, das den Umlaufszwang in sich birgt, die
Währungsformel zu einem gefügigen und regulierbaren Uhrwerk gestaltet nach
dem Beispiel:


Je mehr wir das Uhrpendel verkürzen, um so größer wird die


Umlaufsgeschwindigkeit des Zeigers und
je mehr wir die Kaufkraft des Geldes verkürzen, um so größer wird


die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes


[(Durch diese Maßnahme wird die Sparmöglichkeit nicht beeinträchtigt, sondern sogar gefördert, da
Freigeld zinsabbauend wirkt. Näherer darüber i. d. Schriften des Freiwirtschaftsbundes.)].


Es gilt nun, U durch Freigeld zu einer Konstanten (archimedischen Stützpunkt)
zu machen, wobei die erstmaligen Erfahrungen bestimmend sein sollen für den 
zu erreichenden Grad der Umlaufsgeschwindigkeit, der seine Grenze darin findet,
daß das Geld endlich und restlos zur Nachfrage geworden ist. Die Höhe des
Schwundsatzes bestimmt also den Grad der Umlaufsgeschwindigkeit und ist 
diesem direkt proportional.


Besehen wir uns kurz noch einmal die durch Freigeld veränderte und geklärte
Formel:


Gs x U -konstant
Index =  ——--—————


W


Der Schwundsatz s hält U konstant. Der Veränderlichkeit von W (Warenmenge),
welche sich im Index bemerkbar macht, wird dann nur eine entsprechend ge-
änderte Geldmenge G entgegengesetzt.


Den Stützpunkt zur Inangriffnahme einer aktiven Währungspolitik gab Silvio
Gesell durch sein Freigeld und die damit verbundene Stabilsierung der Umlauf-
geschwindigkeit. Wir warten auf den Berliner Archimedes! Und euch zünftigen
Wissenschaftlern zeigen wir den Schleier, der euch ja leider immer noch mehr
interessiert als das Enthüllte. –


Anhang:


Die bildliche Darstellung der Wirkungsweise von G x U.


Zur Einführung einer Hörerschaft in das Gebiet des Geldwesens ist erfahrungs-
gemäß die Benutzung bildlicher Darstellungen von großem Vorteil. Da die „Masse
Mensch“ bisher der Geldfrage nur wenig oder gar keine Bedeutung beimaß, so
vergessen die meisten Freiwirte bei ihrer Werbearbeit, daß die Aufzuklärenden in
dieser Frage zum großen Teil als Neulinge anzusehen sind, bei denen der
Anschauungsunterricht immer die beste Lehrmethode ist. Aus diesem Grunde halte
ich bei Einführugsvorträgen „Das Gesetz der Preisbildung“ von Sickinger (die bild-
liche Waage gestattet überdies verschiedene Benennungen) für außerordentlich
geeignet. In dieser bildlichen Darstellung des 
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Verhältnisses W : G x U kommt U jedoch nicht zum Vorschein und muß deshalb
durch entsprechende Erläuterungen verständlich gemacht werden. Ich will nun
versuchen, die Wirkungsweise der Größe G x U als Anhang für den genannten
Werbevortrag darstellen:


<Repro>


Man denke sich die Zähne des Triebrades als Menge der umlaufenden
Geldzeichen (G) und den Grad der Drehbewegung als Umlaufsgefchwindigkeit
(U). Jeder Geldschein befördert in Verbindung mit seiner Umlaufsgeschwindigkeit
eine bestimmte Warenmenge von P (Produktion) nach V (Verbrauch. Die
Arbeitsleistung des Triebräder ist offensichtlich eine gleichbleibende, wenn
Produktion und Verbrauch ihr Schritt halten. Entfernen wir nun bei gleichbleiben-
der Umlaufsgeschwindigkeit die Hälfte der Zähne, d. h. verringern wir die
Geldmenge (Bild 2),


<Repro>


so wird das Produkt (oder die Leistung) kleiner, also G / 2 x U
was zur Folge haben würde, daß auf der Produktionsseite die Waren sich sofort
anhäufen (Absatzkrise). Entweder verdoppeln wir dann die Umlaufsge-
schwindigkeit zur sofortigen Wiederherstellung des Normalzustandes oder wir
sorgen dafür, daß die entfernten Zähne (Geld) wieder an ihren Bestimmungsort
kommen. Aus dieser einfachen Darstellung schon geht hervor, daß wir hinsicht-
lich der Behandlung von U machtlos sind, wenn wir uns nicht zum Freigeld
bekennen, Ein Anspruch auf äußerste Genauigkeit kann selbstverständlich an
eine solche bildliche Darstellung nicht erhoben werden, da ja bekanntlich die 
verschiedenen Funktionen Wechselwirkungen unterliegen. Sie genügt aber, dem
Laien Zweck und Arbeitsweise des Geldes verständlich zu machen, auf daß er
auch erkenne, wo der Hebel anzusetzen ist.


K. Nickisch.     [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Die Eroberung der politischen Macht für und durch FFF.
Thesen für einen kurzfristigen Feldzugsplan.


1. Auf dem Wege der Abstimmung und der parlamentarischen Majorität läßt sich die
Freiwirtschaft nicht durchführen.


2. Auf dem Wege eines Ermächtigungsgesetzes, einer Diktatur nur dann, wenn die
Massen geschlossen dahinter stehen, entschlossen, die Hindernisse auf dem Wege zu
ihrem Ziele mit allen Mitteln zu beseitigen.


3. Die Massen, vor allen Dingen die proletarischen Massen, können wir nur dann gewin-
nen, wenn wir uns direkt an sie wenden.


4. Da der Zutritt zu den Massen von rechts her durch die Sozialdemokratie gesperrt ist
– eine sehr sorgfältig geführte Sperre —, so bleibt nur der Zutritt von der äußersten
Linken offen.


5.. Die proletarische Front ist nur von links her aufzurollen, d. h. in eine Einheitsfront zu
verwandeln.


6.. Das Werben in den anderen Volksschichten in offizieller, diesen Schichten ange-
paßter Form steht den Notwendigkeiten der Werbung in den proletarischen Kreisen im
Wege. Sie muß zunächst eingestellt werden, bis daß wir festen Fuß in den Massen gefaßt
haben, Sie zerstört erfahrungsgemäß immer das, was auf der anderen Seite gewonnen
wird.


7. Die allgemeine Werbung für unsere Ziele muß durch wissenschaftliche Arbeiten unter
Benutzung der Presse, der Zeitschriften erfolgen.


8. Wer auf solche Weise für unsere Ziele gewonnen wird, der wird sich den kämpferi-
schen proletarischen Organisationen gerne anschließen, auch dann, wenn die Formen, in
denen der Kampf sich abspielt, ihm nicht immer zusagen werden.


9. Wenn wir das Vertrauen der linksstehenden Arbeitermassen gewinnen wollen, so
müssen wir auf die Frage, mit welchen Mitteln wir die politische Macht zur Durchführung
unserer Forderungen erreichen wollen, eine eindeutige Antwort geben. Nur so werden wir
ernst genommen, nur so liefern wir den Beweis, daß es uns ernst ist mit dem, was wir
sagen.


10. Dementsprechend müssen wir die Bewaffnung des Proletariats fordern oder zum
mindesten die völlige Entwaffnung der Reichswehr, bezw. die Unterstellung der
Reichswehr unter das Kommando proletarischer Vertrauensmänner.


11. Überhaupt muß der Weg, den wir zu unserem Ziele einzuschlagen gedenken, in den
Vordergrund der Erörterung gestellt werden. Der Ernst, der Mut, die Entschlossenheit, mit
dem wir diese Seite unseres Aktionsprogramms behandeln, muß der Größe unseres
Zieles entsprechen. Die Arbeitermassen beurteilen das Ziel nach den angewandten
Mitteln.


12. Die außerordentlich pazifierenden Wirkungen der Freiwirtschaft müssen ins rechte
Licht gestellt, die Abhängigkeit des Völkerfriedens vom Bürgerfrieden bei jeder
Gelegenheit hervorgehoben und der Weltfrieden als der Hauptgewinn der Freiwirtschaft
bezeichnet werden.


13. Dementsprechend müssen auch internationale Verbindungen mit den
Arbeiterorganisationen angeknüpft werden, müssen die internationalen Kongresse
beschickt, muß überhaupt zu der Arbeiterpolitik in erster Linie Stellung und Partei genom-
men werden.


14. Die Verbindung mit Sowjetrußland muß mit allen Mitteln angestrebt werden. Die
wirtschaftlichen Maßnahmen Sowjets müssen mit dem Wohlwollen der Überlegenheit 
kritisiert werden.
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15. Das Völkische, soweit es in Politik ausgeartet ist, muß bis aufs Messer bekämpft
werden. Der Klassenkampf muß bis zur Strecke ausgefochten werden. Dem Ausdruck
darf nicht aus dem Wege gegangen werden, so lange es Klassen gibt. Jeder Herab-
würdigung anderer Rassen ist mit Kraft entgegenzutreten, so daß alles, was wir sagen
und schreiben, ohne weiteres in alle Länder der Welt, unter alle Völker des Menschen-
geschlechtes getragen werden kann.


16. Das Kosmische, das Allmenschliche der Freiwirtschaft muß den Geist unseres
Kampfes tragen. Die Liebe zum Menschengeschlecht, zu dem von allen Göttern ver-
lassenen Menschengeschlecht muß das Arsenal liefern, wo wir unsere Waffen herholen
im Kampfe mit nationalistischen Anschauungen und Vorurteilen.


Alle diese Dinge müssen rücksichtslos, herzhaft angefaßt werden. Keine Zaghaftigkeit,
keine Lauheit! Wer Rücksichten auf seine Brotgeber nehmen muß, wer persönliche
Schädigungen zu erwarten hat, die ihm die Zunge binden, der darf in diesem kurzfristigen
Feldzug nicht öffentlich auftreten, und das, was er schreibt, darf er nicht mit seinem
Namen unterzeichnen. Die Hemmungen,. die er hat, werden sich irgendwie auswirken,
und wird er jetzt mehr schaden als 
nützen.


Letzteres beachte man vor allen Dingen bei der Wahl der Vorstandsmitglieder und der
Ortsgruppenvorsitzenden.


Pax vobiscum.


20 Prozent Zins.
Wer heute in Deutschland nicht aufpaßt und in Zahlungschwierigkeiten gerät,


der muß damit rechnen, daß ihm bei Anleihen 15 bis 20 und mehr Prozent abge-
fordert werden. Und zwar nicht von einem kleinen Pfandleiher für ein Darlehen
auf eine Hose mit fadenscheinigem Boden. Nein, für regelrechte Bankgelder
muß er diese Zinsen zahlen. Und heilfroh ist er gewöhnlich, wenn er das Geld
überhaupt findet. Ob dieser Zinsfuß in der Hauptsache aus der Risikoprämie
oder aus Kapitalzins sich zusammensetzt, ist für den, der zahlen muß, ziemlich
einerlei. Es gibt übrigens auch keine Möglichkeit, den Trennungsstrich zwischen
den beiden Komponenten des Zinsfußes sicher zu lokalisieren. Das Risiko ist
groß, das Angebot von Kapital ist klein, so ist der hohe Zinsfuß erklärt.


Warum das Angebot klein ist (klein natürlich im Hinblick auf die Nachfrage) 
und warum das Risiko groß, das wissen wir. Das Angebot ist klein, weil die
Kapitalflucht groß ist, weil Dr. Schachts Banken und Anleihen die Kapitalflucht
begünstigen, weil jeder, der zu rechnen vermag, lieber unter Verlust des Zinses
seine Ersparnisse in Dollarnoten anlegt als in deutschen Bankguthaben, die den
Zugriffen der Sozialdemokraten, der Kommunisten, der Monarchisten, der
Militaristen und der Repko ausgesetzt sind. Lieber einen Dollar unter dem
Schutze der amerikanischen Marine als 10 Dollar in Deutschland, die der
Sachwertsteuer verfallen werden. Darum die Kapitalflucht, darum die Kreditnot,
darum der Zinsfuß von 20 Prozent. Das Angebot ist außerdem klein, weil die
Sparer immer noch versagen, weil sie kein Vertrauen zu den Leitern 
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unserer Währung haben, weil die jetzigen Leiter unserer Währung aus den
Kreisen derselben Leute stammen, die mit Hilfe der Inflation die Sparkassen
geplündert haben. Lieber alles in französischen Weinen verausgaben, als Geld
für französische Reparationen anhäufen. Lieber betrunken in die Gosse torkeln,
als den Sparkassen Ersparnisse anvertrauen. Lieber jetzt schon für den Säugling
die Ausstattung zur künftigen Hochzeit kaufen, als Geld in Obligationen und
Hypotheken und Aktien anlegen, die unter dem Damoklesschwert der Sachwert-
steuer, der kolossalen Sachwertsteuer stehen.


Eigentlich muß man sich wundern, daß überhaupt noch jemand zu finden ist,
der bereit ist, zu 20 Prozent Zins sein Geld all den Gefahren der deutschen
Wirtschaft, der von Parteischwindlern geführten deutschen Wirtschaft auszu-
setzen. Aber für das Wunder gibt es eine Erklärung. Hinter den Geldgebern 
stehen die amerikanischen Kriegsschiffe. Die würden sich schon den Zins und
das Kapital holen, wie Seinerzeit die deutschen Kriegsschiffe sich auch in den
Dienst der deutschen Gläubiger Venezuelas gestellt hatten. Dabei ist es nicht
ausgeschlossen, es ist sogar wahrscheinlich, daß diejenigen, die der deutschen
Wirtschaft jetzt amerikanische Dollar auf Kredit geben, dieselben Personen sind,
die ihr Kapital aus Deutschland nach Amerika geflüchtet haben, ähnlich, wie es
in der Schweiz zuging, wo die Kapitalisten ihr Geld der eigenen Regierung ver-
sagten, weil sie von ihr nicht den hohen Weltmarktzins fordern konnten (es hatte
böses Blut gemacht), dann aber dasselbe Geld unter amerikanischer Etiquette,
auf dem Umwege über New-York, als amerikanisches von der amerikanischen
Heeresmacht geschütztes Kapital zu hohen Zinsen hintenherum der schweize-
rischen Regierung anboten und das Geschäft abschlossen (diese Heuchler!).
Alles spricht dafür, daß es sich auch in Deutschland so verhält mit der amerika-
nischen Anleihe. Der deutsche Kapitalist, der sein Geld in Amerika in Sicherheit
gebracht hat, braucht dieses Geld doch schließlich für die Fortführung des
Betriebes und der Kapitalflucht. Nur die Aufrechterhaltung des Betriebes gestattet
ihm, weitere Teile seines Vermögens zu liquidieren und über die Grenze zu
schaffen. Auf dem Umwege über die amerikanische Anleihe hat er beides. Den
Schutz der auf Hamburg gerichteten amerikanischen Marinegeschütze und das
Geld für sein Unternehmen. Daneben noch den hohen Zins, den er zwar von der
rechten in die linke Tasche steckt, den er aber als „Generalunkosten“ für die
Steuerbehörden von seinem Unternehmen abschreiben kann und der ihm in
Amerika unversteuert gutgeschrieben wird. Zu viele Vorteile bietet die
Kapitalflucht, zu klar liegen die Dinge. Man kann nicht daran zweifeln, daß die
Kapitalflucht tatsächlich in größtem Maßstab betrieben wird. Die Wege, die die
Kapitalflucht dabei einschlägt, sind ebenso mannigfaltig wie einfach. Und
namentlich auch sicher. Zur Zeit der Inflation hieß es bei den Behörden: Mark ist
Mark, auch für die Devisenkontrolle. Da waren der Kapitalflucht die Wege ge-
ebnet. Eine Maschine, eine Lokomotive etwa, die einen dreimonatigen
Fabrikationskursus durchlaufen und 
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nur Papiermark gekostet hatte, wurde zu diesem Papiermarkpreis über die
Grenze geschafft. Jenseits der Grenze aber galt sie den Weltmarktpreis. Die
Differenz war auf alle Fälle der Devisenkontrolle entzogen. Buchmäßig stimmte
alles. Wem diese Differenz nicht genügte, der gab an, daß er die Ware nicht
gegen bar verkaufen konnte, daß er sie ins Ausland in Konsignation schicken
müsse, wenn die Ware überhaupt verwertet werden sollte. Für Konsignations-
waren fehlt aber überhaupt jede Möglichkeit einer Kontrolle. Nötigenfalls 
gründete man ein Haus in Sebastepol, in Tokio, in Johannesburg speziell für 
die Empfangnahme solcher Konsignationssendungen, und wenn die
Devisenkontrolle drängte und wenn man glaubte, genug Vermögen gerettet zu
haben, dann erhielt man ein Telegramme XZX haben die Zahlungen eingestellt.
Inhaber flüchtig. Der Inhaber ist aber niemand anders als der Absender der
Konsignationssendungen. Nun mag der deutsche Devisenkontrolleur die
Richtigkeit solcher Meldungen nachprüfen. Devisenkontrolle heißt überhaupt
nicht, den Papierwisch, genannt Devise, kontrollieren. Devisenkontrolle heißt die
Kisten, Ballen und Fässer, die in 100 000 Stück täglich den Hafen zurollen, 
öffnen, leeren, den Inhalt auf dem schmutzigen Boden der Zollämter ausbreiten
und die Waren nach Menge und Güte mit der Rechnung vergleichen. Das ist
Devisenkontrolle. Alles andere, was sich so nennt, ist weiter nichts als
Schwindel, als Sand, den man in die Augen des unwissenden Pöbels streut, zu
seiner Beruhigung. Um aber eine solche Devisenkontrolle wirksam auszuüben,
braucht man mindestens ebensoviel warenkundige Beamten, als Kissen und
Kasten zur Ausfuhr gelangen. Man braucht geschultes Personal für die Ver-
packung der geleerten Kisten, man braucht unbestechliche Beamten. Gibt es 
solche in solcher Anzahl? Ein warenkundiger Mann, der als unbestechlicher, 
ehrlicher Mann bekannt ist, braucht nicht den kümmerlichen Beruf eines uni-
formierten Beamten zu ergreifen. Jhm bietet die Welt ganz andere Aussichten.
Der Staat muß sich also schon mit Personal zweiter Klasse begnügen. Schon
darum allein muß die Devisenkontrolle versagen, Die Devisenkontrolle aber 
sollte die Kapitalflucht unmöglich machen. Warum aber fürchtete man die
Kapitalflucht? Wäre es nicht besser gewesen, die Gründe zu beseitigen, die
jeden klarblickenden Kaufmann zur Kapitalflucht zwingen? Das Kapital flieht 
vor der kommenden, von allen einsichtigen Kapitalisten herbeigesehnten
Sachwertsteuer, die, wenn sie einmal erhoben ist, jeden besonderen Grund für
eine Fortführung der Kapitalflucht hinfällig werden läßt. Nicht die Sachwertsteuer
an sich treibt zur Kapitalflucht. Die Aussicht auf eine Sachwertsteuer, die ist’s, die
zur Flucht mahnt, unausgesetzt, von früh bis spät und nun schon seit 10 Jahren
zur Flucht mahnt. Die Sachwertsteuer als Möglichkeit jagt das Kapital aus dem
Lande; dieselbe Sachwertsteuer als Tatsache lockt das Kapital wieder herein. 
Es gehört also weiter nichts als etwas Einsicht dazu, um die jetzige Kredit-
katastrophe in das Gegenteil umzukehren.


Man darf natürlich nicht annehmen, daß der Zinsfuß von 20 Prozent 
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nun von allem in Deutschland werbenden Kapital abgeworfen wird, daß die
Mietshäuser, die Aktien, die Bergwerke usw. nun ebenfalls 20 Prozent Zins
abwerfen. Weit gefehlt. Es handelt sich nur um das in Geldform flüssige Kapital.
Der Zins von 20 Prozent wird geboten von Unternehmern, die irgend einen 
wichtigen Bestandteil ihrer Betriebe zu erneuern haben, einen schadhaft ge-
wordenen Dampfkessel z. B. oder Rohstoffe, und die die dazu nötigen Mittel
nicht besitzen. Um nichts die ganze Fabrik stillzulegen, bieten sie 20 Prozent
für das Geld. Das ganze Unternehmen muß dann den Zins für den neuen
Dampfkessel aufbringen. Infolge dieser hohen Zinslasten wird dann die
Dividende kleiner ausfallen. Ähnlich, wie der Hauswirt das Geld für die Dach-
reparatur lieber zu 20 Prozent verzinst, statt dem völligen Verfall seines Grund-
stückes zuzusehen. Aus den Mieten des Hauses wird der Zins des Geldes für die
Dachreparatur bezahlt. Selbstverständlich wird es niemand in den Sinn kommen,
ein neues Unternehmen, eine neue Mietskaserne zu bauen, in der Meinung,
davon 20 Prozent Zins einzunehmen, Wenn die Mieten z. B. heute nominell 
40 Prozent der Friedensmieten erreicht haben, die Baukosten aber die der
Friedenswirtschaft um 50 Prozent übersteigen, so verzinst ein Neubau heute 
die Baukosten mit 1 Prozent (genau 1,1 Proz.), während das Geld dazu mit 20
Prozent verzinst werden müßte. Das sagt uns, daß heute überhaupt nicht ge-
baut werden kann, daß Neugründungen unmöglich sind, daß demgemäß die
Nachfrage nach Kapital relativ sehr, sehr gering sein muß. Wir haben demnach
die Erscheinung, daß der Zinsfuß durch Nachfrage und Angebot auf die uner-
hörte Höhe von 20 Prozent zu einer Zeit getrieben wird, wo die Nachfrage nur
ganz geringfügig sein kann und sich auf die Summen und Sümmchen be-
schränkt, die für Reparaturausgaben verlangt werden. Wie klein muß demnach
das Angebot sein! Gibt es für die Kleinheit dieses Angebot eine andere Erklärung
als die, von der ich eben sprach, nämlich die allgemeine Kapitalflucht?


Deutschland läßt die Greise, die Pensionäre, die Altersrentner verhungern. Das
Geld, das hier gespart wird, müßte auf der Sparkasse zum Vorschein kommen.


Deutschland beschäftigt die 900 000 Mann, die früher ständig auf den
Kasernenhöfen maltraitiert wurden, jetzt mit nutzbringender Industrie und
Landarbeit. Was hier mehr produziert und weniger verschleudert wird, das 
müßte auf der Sparkasse zum Vorschein kommen.


Deutschland bezahlt seine Beamten viel schlechter als zur Zeit der glorreichen
Hohenzollernregierung. Die Arbeiter werden noch viel schlechter bezahlt, bei
gleichzeitigen durch die Verbesserung der Technik gehobenen Leistungen (so
wird es wenigstens behauptet). Die Differenz zwischen den geringeren Löhnen
und den gehobenen Leistungen müßte auf der Sparkasse zum Vorschein 
kommen.


Deutschland bezahlte den Hausbesitzern, den Hypothekengläubigern, 
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den Besitzern von Staatspapieren usw. jährlich für ihren persönlichen Gebrauch
und Verbrauch eine Summe von etwa 10 (zehn) Milliarden Goldmark als Zins.
Die Schuldner sind durch die Inflation von dieser Last befreit worden. Diese so
gesparten Gelder sollten jetzt auf der Sparkasse zum Vorschein kommen.


Die Finanzierung des Baues neuer Häuser verlangte in Friedenszeiten jährlich
einen Betrag von 2 Milliarden Goldmark. Da diese Nachfrage heute fehlt, so
müßten diese 2 Milliarden heute auf den Sparkassen übrig sein für andere
Zwecke.


Deutschland bezahlte in Friedenszeit mutwilligerweise aus den Taschen des
Proletariats einen Grundrentenschutzzoll von 55 Goldmark für jede Tonne
Getreide (oder für ihr Äquivalent in anderen Feldfrüchten). Das machte für etwa
30 Millionen Hektar Ackerland jährlich rund 3 Milliarden Goldmark aus, die die
notleidenden Grundrentner in Monte Carlo in vielen anderen schönen Sachen
verausgabten (Anm. d. Setzers: Warum nicht, wenn die anderen so dumm
waren, aus ihrem kargen Lohn den Grundrentnern diesen Luxus zu bezahlen?).


Da die Zölle in Wegfall gekommen sind, so müßten diese 3 Milliarden jetzt aus
den Sparkassen zum Vorschein kommen. Usw. usw.


Wo bleibt nun all das Geld? Gewiß, unsere von den Schulden befreite
Landbevölkerung gestattet sich heute manchen kleinen Luxus, aus den sie früher
verzichten mußte. Die Klagen des Reichsfinanzministers, daß der Inlandkonsum
den Devisenmarkt unverhältnismäßig belastet, deutet darauf, daß die Landbe-
völkerung (40 Prozent des ganzen Volkes) der gegenwärtige Genuß lieber ist als
ein Sparkassenbuch. Die Summen, die ich eben erwähnte, sind aber so gewaltig
groß, daß sie unmöglich hier auf dem Lande allein verzehrt werden können. Die
Kapitalflucht ist’s, die den Löwenanteil der genannten Summen verschlingt.


Mag sein, daß die Arbeitslosigkeit den Sparprozeß mehr als üblich gestört hat,
mag auch sein, daß es besser auf dem Kapitalmarkt aussehen würde, wenn der
passive Widerstand an der Ruhr unterblieben wäre, mag sein, daß die
Reparation trotz Moratorium den Geldmarkt belastet, aber zur Erklärung der
katastrophalen Kreditnot reichen diese Dinge nicht aus. Das Faß der deutschen
Wirtschaft muß ein starkes Leck haben, und dieses Leck heißt Kapitalflucht.


Wer seine kleinen täglichen Ersparnisse in Dollarnoten anlegt, übt Kapitalflucht.
Wer seine Ersparnisse lieber in persönlichen Gebrauchsgütern anlegt, statt sie
zur Sparkasse zu bringen, übt Kapitalflucht. Wer sich lieber betrinkt, als sich
noch einmal von den Sparkassen berauben zu lassen, der übt Kapitalflucht. Wer
den Ausländern, die früher ihre Ersparnisse in deutschen Industriewerken an-
legten (man erinnere sich, daß zur Zeit der Marokkokrise die Franzosen hunderte
von Millionen an deutschen Aktien abstießen), abrät, deutsche Industriepapiere
zu kaufen, der 
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übt Kapitalflucht. Wer dem amerikanischen Erbonkel den Rat gibt, nicht vor der
Eintreibung der deutschen Sachwertsteuer zu sterben, der übt Kapitalflucht. Wer
es unterläßt, seinen Äckern die üblichen Düngestoffe zuzuführen, und das hierzu
bestimmte Geld in Devisen anlegt, der übt Kapitalflucht. Wer die in den Mieten
und Preisen inbegriffenen Kapitalabschreibungen nicht zu Ersatzanschaffungen
verwendet, sondern das Geld in Devisen anlegt, der übt Kapitalflucht (bei
Schiffen bis zu 15 Prozent, bei Maschinen durchweg 10 Prozent, bei Gebäuden
einschließlich unterlassener Reparaturen etwa 2 Prozent). Wer Waren ausführt
und den Erlös ganz oder zum Teil im Ausland läßt, der übt Kapitalflucht, und das
ist zugleich die Form, in der die Kapitalflucht am bequemsten, sichersten und in
beliebigem Umfang sich vollziehen läßt.


Ist die Ursache der Kreditnot und Kreditkatastrophe mit Sicherheit erkannt,
dann ist es möglich, sie mit Sicherheit zu bekämpfen.


Die Ursache der Kreditnot ist in der Kapitalflucht zu suchen, und die Kapital-
flucht erklärt sich mit der allgemeinen und sehr berechtigten Furcht der
Kapitalisten vor der Sachwertsteuer, die sie nun schon seit Beginn des Krieges
bedroht, mit der seit dem Zusammenbruch restlos jeder Bauer, Kaufmann und
Unternehmer rechnet, wie mit einer unabwendbaren Fatalität.


Es ist also nicht die Sachwertsteuer an sich, die die Kapitalflucht zur Folge
hat, sondern die Verzögerung in ihrem Vollzug, Jeder hat den Betrag der
Sachwertsteuer von Anfang an bei Einschätzung seines Vermögens in Abzug
gebracht. Bei Grundstücksverkäufen wird diese Sachwertsteuer ebenso vom
Preis in Abrechnung gebracht, wie wenn es sich um eine bereits eingetragene
Hypothek handeln würde. Privatwirtschaftlich ist die Sachwertsteuer längst 
liquidiert. Niemand würde sich heute ärmer fühlen, wenn die Sachwertsteuer 
nun wirklich beschlossen und die Belastung vollzogen würde. Im Gegenteil, die
Einsichtigen würden sagen: endlich! Endlich werden die Finanzen des Reiches 
in Ordnung gebracht werden können. Endlich weiß ich, was mein ist und was der
Reparation verfallen ist! Endlich wird die verderbliche Kapitalflucht ein Ende 
nehmen und wird der Zinsfuß wieder auf die gewohnte Höhe sinken können!
Endlich können wir wieder disponieren, können wir mit zuverlässigen
Währungsverhältnissen rechnen, können wir arbeiten, sparen und unsere
Wirtschaft wieder aufbauen.


Der Weg aus der Kreditnot und Kreditkatastrophe (die uns noch in viel schlim-
mere Notstände treiben wird, als es die militärische Katastrophe tat) ist also eine
Sachwertsteuer, die so hoch bemessen ist, daß jeder davon überzeugt sein
kann, daß sie genügt und daß darum eine zweite solche Steuer nicht in Frage
kommt. Diese Sachwertsteuer muß sofort beschlossen und sofort eingetrieben
werden. Dann hat die liebe Seele endlich Ruhe. Dann hört die Kapitalflucht auf,
weil sie keinen Sinn mehr hat. Dann wird auch jeder wieder sparen, und die
Sparkassen werden sich wieder füllen. Dann sinkt der Zinsfuß und die Kreditnot
hat ein Ende.
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Der alte Reichstag bestand aus Demagogen, die nichts von Wirtschaftsfragen
verstanden. Er konnte darum auch die Notwendigkeit einer Sachwertsteuer nicht
einsehen. Er vertrödelte fünf Jahre. Er ließ den Sachwertbesitzern fünf Jahre für
die Organisation der Kapitalflucht.


Der neue Reichstag ist ebenfalls aus allgemeinen Wahlen, aus den Händen
der ekelhaften politischen Parteien hervorgegangen. Auch dem neuen Reichstag
haftet der Biergeruch und Tabaksqualm der Wahllokale und Wahlreden an. Er
steht durchaus auf der geistigen Höhe der Wähler. Wie könnte es auch anders
sein? Auch der neue Reichstag wird versagen.


Also ihr Sachwertbesitzer: Carpe diem!, schafft alles, was nicht niet und nagel-
fest ist, über die Grenze! Es lebe der neue Reichstag!


Wie sieht eine freiwirtschaftliche „Regierung“ aus?
A.: Sie wollen den Staat abbauen? Wie wollen Sie da jemals die Macht er-


langen, um die Reichsregierung „an sich zu reißen?“ Sie wissen doch, daß Sie
damit nicht nur die gesamte „reaktionäre Masse“ der Kapitalsten und der kapita-
listisch denkenden Bürger gegen sich haben, sondern auch noch Ihre besten
Freunde und Genossen vor den Kopf stoßen, nämlich die vom Kapital in gleicher
Weise wie das Proletariat ausgebeuteten Beamten.


B.: Ob die Beamten so ohne weiteres zu unseren besten Freunden gerechnet
werden können, möchte ich bezweifeln. Es stoßen ja sehr viele Beamten aller
Kategorien zu uns. Es sind die, die den Klassengeist, den Klassenstaat, die
Vorrechte ablehnen, die sich zum Volk nicht nur dann. zählen, wenn das Volk mit
Gasmasken und Handgranaten in die Schützengräben geschickt wird, wenn man
die Einheitsfront zur Abwehr der „Feinde“ braucht, sondern auch noch dann,
wenn es heißt, die Segnungen des Friedens zu genießen. Es sind die, die nie-
mals das Wort „Vaterland“ in den Mund nehmen, aber alles zu opfern bereit sind,
was zu opfern ist, um das zu schaffen, was gutgläubige Menschen sich zur
Weihnachtszeit unter dem Worte Vaterland vorzustellen versuchen. Die anderen,
die Streber, die die Politik der Kapitalisten mitmachen, weil sie wissen, daß sie,
die Kapitalsten, letzten Endes alle guten Posten und Sinekuren des Staats-
dienstes mit ihren Leuten besetzen, die bekämpfen uns aus Liebedienerei mit
derselben Hartnäckigkeit, wie die Kapitalisten selber.


A.: Mag sein. Aber das ist doch selbstverständlich, daß die Beamten des
Staates geschlossen gegen die Freiwirtschaft stimmen müssen, wenn man ihnen
sagt, daß die Freiwirtschaft den Staat nicht braucht und daß darum niemand
mehr ein Interesse am Ausbau und an der Erhaltung des Staates haben wird.
Was wird aber dann aus den Beamten des abgebauten Staates werden?


B.: Wir werden die Beamten nicht von einem Tag zum anderem abbauen, wie
das der heutige Staat tut: Wir sind nicht so brutal. Für uns 
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ist der Staat der Menschen wegen da. Wir werden aus Rücksicht auf den
Geldschrank der Kapitalsten nicht rücksichtslos gegen die Beamten vorgehen.
Wir werden die nach und nach überflüssig werdenden Beamten mit doppeltem
Gehalt pensionieren, wenn sie ein Alter erreicht haben, wo ein Berufswechsel
schwer oder unmöglich ist. Und die jungen Beamten werden wir dadurch vor
Schaden bewahren, daß wir gleichzeitig mit dem Abbau des Staates wirtschaft-
liche Zustände schaffen, in denen der Mensch und seine Arbeitskraft den
Drehpunkt der menschlichen Gesellschaft liefern wird und nicht das Kapital. Die
Wirtschaft wird die Beamten an sich locken, schneller als der Abbau des Staates
sie abstoßen kann, so daß in der Übergangszeit vielleicht eine Erhöhung der
Gehälter nötig sein wird, um die Beamtenflucht zu bremsen. Mit der Zeit aller-
dings im Laufe von etwa 5 oder 10 Jahren, werden die Beamten, die dem Staate
noch nicht freiwillig entflohen sind, abgebaut werden, selbstverständlich auch
hier gegen Zahlung von Entschädigungen oder Pensionen.


A.: Mit doppeltem Gehalt wollen Sie die Beamten pensionieren? Dann aller-
dings können Sie mit der Unterstützung der Beamten rechnen. Aber woher 
wollen Sie das Geld dazu nehmen?


B.: Vergessen Sie nicht, daß ich nicht von den Beamten schlechthin sprach,
sondern von denen, die ihres Alters wegen für einen Berufswechsel nicht mehr 
in Frage kommen. Die doppelte Pension zahlen wir, weil wir diese abgebauten
Beamten auch selbstverständlich an den Segnungen der neuen Ordnung Teil
nehmen lassen wollen. Wenn in der Freiwirtschaft mit einer Verdoppelung und
Verdreifachung der Löhne und Gehälter zu rechnen ist, so ist es nur menschlich,
wenn wir die Pensionäre hier nicht vergessen. Wir können uns diesen Luxus 
leisten. Und wenn ein Schimmer von sozialistischem und kommunistichem Geist
in den Adern der Volksmassen lebt, so wird auch niemand etwas dagegen einzu-
wenden haben, daß aus öffentlichen Mitteln die Pensionäre an dem allgemeinen
Wohlstand beteiligt werden. Selbstverständlich wird diese Pension nicht ver-
doppelt, weil die Lebenshaltung durch Preissteigerung verteuert wurde, wie in
der Ära Havenstein, denn wir halten den Lebenshaltungsindex fest. Das Geld für
solche liberale Behandlung der Beamten wird da sein, weil die Wirtschaft befreit
wurde von der Masse der Parasiten, die mit Zinsen, Grundrenten, Handelsge-
winnen den größeren Teil des Arbeitsproduktes an sich rissen und weil infolge
des von keinen Krisen und Streik mehr gestörten Arbeitsprozesses die
Warenerzeugung entsprechend wachsen muß. Allein durch Herabsetzung der 
allgemeinen Handelsprofitrate (als Folge der Stabilisierung des Indexes) wird 
der Arbeitsertrag um 30% und mehr steigen müssen.


A.: Das mag stimmen. Aber für die Beamten, die die theoretischen Unterlagen
ihrer Versprechungen nicht nachzuprüfen vermögen – und das werden immer
sehr viele sein – wird es ewig heißen: ein Spatz in der Hand ist besser als eine
Taube auf dem Dache. Sicher ist sicher. Den Anstellungsver-
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trag mit dem Staate haben wir schwarz auf weiß. Was die Freiwirtschaft uns 
bietet, das sind Versprechungen. Wo ist die Gewähr, daß sie gehalten werden?
Die große Mehrzahl der Beamten wird darum die Freiwirtschaft nicht unter-
stützen. Sie wird im Gegenteil die Freiwirtschaft sabotieren. Und wie wollen Sie
die Regierung übernehmen, wenn die Beamten ein Interesse daran zu haben
glauben, daß die freiwirtschaftliche Regierung versagt? Wenn die Unternehmer
die Regierung durch Aussperrung zu sabotieren versuchen, wenn gleichzeitig.
die Agrarier zu dem gleichen Zweck die Belieferung der Städte verweigern, bis
daß die FFF-Regierung abgedankt hat, und dann zu alle dem noch die Beamten,
die Post, die Eisenbahn streikt, die Banken geschlossen bleiben und das Geld,
wenn es aus Gold ist, wie in Kriegszeiten, verschatzt wird, und wenn es aus
Papier ist, durch rasende Beschleunigung der Umlaufsgeschwindigkeit eine neue
Inflationsseuche über das Land bringt, wie wollen Sie sich da in der Regierung
behaupten? Viel Feind, viel Ehr, heißt es zwar. Aber es heißt auch: Viele Flöhe
sind des Löwen Tod.


B.: Die Dinge, die Sie da berühren, müssen selbstverständlich gründlich
bedacht werden. Denn, wenn die FFF-Regierung versagt, dann wird man mit 
den Leitern dieser Revolution umso weniger Federlesens machen, je mehr die 
bürgerliche Gesellschaft sich in ihren Vorrechten durch die Freiwirtschaft bedroht
fühlte. Dessen werden sich diese Männer wohl bewußt sein. Sie werden darum
wohl auch erst dann den Schlag wagen, wenn die Einheitsfront des Proletariats
auf dem Boden des freiwirtschaftlichen Programms zustandegebracht sein wird.
So lange dieses Ziel nicht erreicht ist, wird man auch nichts wagen; umso weni-
ger wird man aber zaudern, so bald die Arbeiter mit oder ohne ihre gewerkschaft-
lichen und politischen Organisationen die Freiwirtschaft zu ihrem Banner erhoben
haben werden. Ist diese Voraussetzung erfüllt, dann fallen alle die von Ihnen
genannten Bedenken fort. Denn vor dem geeinten Proletariat kapitulieren nicht
nur alle reaktionären Beamten, sondern auch die Unternehmer, und in erster
Linie auch die Agrarier. Der Macht des geeinten, zielbewußten und entschlosse-
nen Proletariats, das zudem noch durch internationale proletarische Verträge
nach außen gestützt ist, könnte nicht einmal das militärisch gerüstete Bürgertum
widerstehen, geschweige das entwaffnete heutige deutsche Bürgertum. Die
Beamten werden mitmachen, die einen fluchend, die anderen lachend. Die
Agrarier und Unternehmer werden aus Furcht vor bösen Folgen den
Anordnungen des Proletiariats Folge leisten. Man wird sich in diesen Kreisen des
Schicksals der russischen Grundbesitzer erinnern und dann gute Miene zum
bösen Spiel machen. Aber wie gesagt, alles hängt davon ab, daß das Proletariat
geschlossen hinter den Revolutionären steht, daß wirklich alle Räder nur dann
laufen, wenn es so im Sinne der Revolutionäre ist. Die Kohlen, die Eisenbahnen,
die Post, der Telegraph, die Verkehrsmittel müssen fest in der Hand der
Revolution und im Dienste der Revolution stehen. Dann, aber auch nur dann,
werden sie mitmachen.
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A.: Es mag sein, daß die unteren Beamtenkategorien die Revolution unter-
stützen werden. Wie aber, wenn die leitenden Männer versagen würden? Ohne
deren Mitwirkung hätten wir in der Verwaltung bald das vollkommene Chaos.
Und wir müssen doch annehmen, daß wir es in den höheren Beamtenkreisen
doch immerhin mit Persönlichkeiten zu tun haben, die sich nicht so ohne weite-
res jedem hergelaufenen Usurpator zur Verfügung stellen werden. Diese Männer
haben sich zwar heute der Republik gestellt. Aber von einer immerhin bürger-
lichen, kapitalistischen Republik bis zur akratischen Freiwirtschaft ist doch noch
ein sehr weiter Weg. Wie denken Sie sich denn einen solch komplizierten Staat,
wie den deutschen Staat, wenn die öffentliche Verwaltung auch nur sechs
Monate versagt. Ich sehe hier sehr bedenkliche Dinge sich entwickeln.


B.: Mein lieber Herr, Sie scheinen den prinzipiellen Unterschied, der zwischen
der freiwirtschaftlichen Revolution und den bisherigen gemeinen Regierungs-
revolutionen besteht, nicht zu berücksichtigen. Alle anderen Revolutionäre bis zu
Lenin und mit alleiniger Ausnahme von P. J. Proudhon strebten danach, auf dem
Wege der Regiererei, in der Regel sogar mit Hilfe eines mächtig zu erweiternden
Staatsbetrieb, mit vielen neuen Ministerien und einem Heer neuer Beamten ihre
Ziele zu erreichen. Mit der freiwirtschaftlichen Revolution verhält es sich gerade
umgekehrt. Wir brauchen den Staat ja nicht. Die anderen, die Beamten brauchen
ihn. Wir übernehmen den Ballast ja nur im Interesse der Beamten, um ihn zu
liquidieren, um die Beamten nicht von einem Tag zum anderen auf die Straße zu
setzen, und um dem Volk Zeit zu lassen, sich in die neuen Verhältnisse einzu-
leben. Beim Bau des Hauses braucht man Senkblei und Winkel und auch einen
Meister, aber beim Abbau geht es nötigenfalls auch ohne diese Hilfe. Nur weil wir
menschlich mit den Beamten umgehen, reißen wir den Staat nicht nieder und
sprengen ihn auch nicht in die Luft. Wenn aber die Beamten selber uns hier
Schwierigkeiten machen sollten, nun dann könnten wir auch abreißen und in die
Luft sprengen, was wir so wie so nicht brauchen. Irgend welche Gefahr ist nicht
dabei. Denken Sie, das Volk wäre in Gefahr geraten, wenn bei der Trennung der
Kirche vom Staat die hohe Geistlichkeit in den Streik getreten ware? Was wäre
geschehen? Nichts, absolut nichts wäre geschehen. Wäre der Himmel einge-
stürzt? Hätte der Teufel seinen Schwanz verbrannt? Nun, ebenso verhält es sich
mit allen Ministerien. So lange das Geld und die Eisenbahnen laufen, ist alles in
Ordnung. Sie mögen alle streiken: der Kultusminister für Kunst und Moral, die
Doktorfabriken. Sie mögen ihre Tore schließen, die Zollbeamten mögen die
Grenze für jeden offen lassen, selbst die Juristen mögen sich schlafen legen. So
lange die Verkehrsmittel in Betrieb bleiben, so lange das Geldwesen in Ordnung
bleibt, ist auch die Revolution in Ordnung. Alles übrige werden die
Einzelmenschen im eigenen Interesse machen. Wir brauchen sie an nichts zu
erinnern. Und wie wäre es, wenn auch die Reichswehr streiken und die Gewehre
fortwerfen würde? Würden da die Franzosen die Gelegenheit zum Einbruch 
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wahrnehmen? Würden sie dann nicht im Gegenteil die Ruhrgefangenen gleich
entlaufen und selber an den Abbau ihres Heeres gehen? Oder glauben Sie, daß
es den Franzosen ein Vergnügen ist, die Jugendzeit in der Kaserne zuzu-
bringen? Lassen wir die Reichswehr streiken, lassen wir sie alle laufen! So 
werden wir sagen. Und um den Leuten diesen Entschluß zu erleichtern, werden
wir ihnen allen aus den Beständen der Rittergüter Heimstätten geben und zur
Ausstattung derselben den Leuten an barem Gelde geben, was sie sonst dem
Lande gekostet und geschadet haben würden.


A.: Sie greifen aus dem Staatsbetrieb die Ministerien heraus, an deren
Erhaltung allerdings nicht viel gelegen sein mag. Die Reichswehr und das
Kultusministerium. Aber der Staat ist doch schließlich mehr als Soldat und
Schulmeister. Denken Sie an den Minister für Handel und Industrie, an den
Minister der Landwirtschaft?


B.: Mit diesen Ministerien werden wir allerdings kurzen Prozeß machen. Mit
dem zehnfachen Gehalt werden wir alle Beamten dieser Ressorts sofort pensio-
nieren und jedem einzelnen, bis hinab zum Grenzwächter, werden wir ein
Vermögen schenken. Denken Sie doch, wie viel Schaden diese Gesellschaft von
früh bis spät, durch ihre Ausdauer, durch ihre Pflichttreue dem Volke verur-
sachen! Wie froh jeder sein wird, wenn die plumpen Eingriffe des Staates in den
Wirtschaftsbetrieb aufhören werden! Mit 1‰ von dem, was durch den Abbau 
dieser Ministerien gespart wird an wirtschaftlichen und an innen- und außen-
politischen Reibungen könnten wir jedem Beamten jährlich ein Rittergut 
schenken. Mit den Ministerien für Industrie und Landwirtschaft verschwinden die
Zollgrenzen, die Zolldebatten, die aus dem Reichstag „eine Animierkneipe für
höhere Zölle“ machten. Aus den Zollgrenzen aber erwuchsen die Zollkriege,
Vorläufer und Wegbereiter der Weltkriege.


I.: Ich sehe, daß hinter dem Staatsgedanken weiter nichts steht als der
Machtgedanke. Der Machttraum ist zu Ende geträumt. Was soll da noch der
Staatstraum?


I. 0.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Die parlamentarische Majorität der Sozialisten = 
ein Traum.


„Und nicht einmal ein schöner“, will ich hier gleich hinzufügen. Seit Erfindung
des Parlamentarismus durch die Kapitalisten hat man das Proletariat auf den
Stimmzettel und auf die Majorität vertröstet. Sobald ihr die Majorität im Parlament
habt, werdet ihr die Gesetze des Landes diktieren. Habt nur Geduld. Mit dem
Stimmzettel in der Hand gelanget ihr ins Zukunftsland. Gehet hin und mehret
euch. Da diese Vermehrung bereits der eigentliche Beruf des „Proletariers“ ist, 
so ist  
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euch der Sieg sicher. So sagten die Kapitalsten. Und die Sozialdemokraten 
gingen hin, ihren Beruf zu üben und warteten. Gibt es eine einfachere und 
schönere Revolution und namentlich auch eine bequemere, als hinzugehen und
sich zu vermehren? Die Revolution mit Barrikaden kostet vielen Menschen das
Leben. Diese neue proletarische Resolution schenkt Menschen das Leben. Noch
besser: die Millionen, die nun gezeugt und geboren werden, die brauchen dann
auch ihre Vertreter im Parlament, wo Reden und faule Witze mit Diäten honoriert
werden. Die Aussicht, durch die Tätigkeit der gebärenden Proletarierinnen ins
Parlament zu gelangen, war dann auch ein Grund, warum die Erfindung der
Kapitalisten, das Parlament, so leichtgläubig von den Parlamentskandidaten 
(und als solcher fühlte sich jeder begabte Proletarier) betrachtet wurde.


Der Krieg brachte es mit sich, daß die Proletarier innen die politische Macht
nicht zu gebären brauchten. Als res nullius hoben die Sozialisten sie aus der
Gosse. Da niemand da war, der noch die Verantwortung übernehmen wollte, so
griffen die Sozialdemokraten zu. Diesen Umstand wollen wir nicht vergessen,
wenn von den Mißerfolgen der Sozialdemokraten die Rede ist. Es war eine
Frühgeburt. Um die Macht unter gewöhnlichen Umständen an sich zu reißen,
hätte uns die Kraft, die Organisation und die nötigen Massen noch gefehlt. Wir
waren also noch nicht reif, d. h. zahlreich genug. So sagten die Sozial-
demokraten und so konnten sie auch mit Recht sagen. Aber wir fragen: Wann
werden die Proletarier reif, d. h zahlreich genug sein? Schon zur Römerzeit
waren die Proletarier berühmt wegen der großen Proles und dennoch sind sie
heute noch nicht zahlreich genug! Trotzdem bei allen Sozialisten die als
Selbstverständlichkeit herrschende Meinung, daß das Proletariat sich bis zu der
für die Eroberung der politischen Macht nötigen Masse vermehren wird. Wo sind
die statistischen Unterlagen für solche Behauptung? Der Proletarier trägt seinen
Titel mit Unrecht, Für die Sklaven des alten Römerstaates mag der Titel berech-
tigt gewesen sein. Für unsere modernen Großstädte aber, die die Hauptmacht
des Proletariats liefern, ist der Name Proletarier im etymologischen Sinne des
Wortes gewiß falsch. Der Proletarier, der seine Kinder in engem Raume zu-
sammenpferchen muß, erscheint immer mit Kindern stärker gesegnet als der
Kapitalist, der eine vielleicht größere Kinderschaar aus viele und große Räume
verteilt. Die Sozialisten übernahmen den Schimpfnamen wie seinerzeit die
Geusen (Bettler) zu agitatorischen Zwecken sich den Namen gaben, nicht aber,
weil er den Tatsachen entsprach. Auch waren es die Pariser, die sich zuerst als
Proletarier bezeichneten. Paris aber bedeutet hier kinderlose Ehepaare – also
ein im Worte selbst begründeter Widerspruch. Groß ist der Schaden, der der
Arbeiterpolitik aus dieser Fälschung erwuchs. Sie ist es, die hauptsächlich zu
dem fatalistischen, alle revolutionären Kräfte lähmenden Glauben an die „natür-
liche“ Entwicklung zum sozialen Staate führte und die die gesamte sozialistische
Forschung auf Abwege leitete. Erste Folgerung aus diesem Glauben ist 
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die: Wenn das Proletariat sich vermehrt und sogar stark vermehrt, so muß doch
der Lohn dazu immer ausreichen! So kam dann die Lohntheorie zustande,
wonach der Unternehmer immer das zahlen muß, was zum Unterhalt und zur
Fortpflanzung der Arbeitskraft nötig ist, nämlich den „ehernen Lohn“. Alle
Sozialisten sind auf diesen Trugschluß hereingefallen. Marx baute auf der
Theorie des „ehernen Lohnes“ seine Kapitaltheorie auf. Erweist sich diese
Voraussetzung als falsch, dann ist auch die ganze Theorie falsch und die hier
aufgehäufte ungeheure Arbeit vertan.


Was sagen nun die Grabsteine auf den proletarischen Friedhöfen.? Sprechen
diese nicht gegen die genannte Lohntheorie? Hat Marx niemals einen proletari-
schen Friedhof besucht? Der Proletarier stirbt in der dritten Generation an der
Schwindsucht infolge seines ungenügenden Lohnes. Das ist es, was Marx auf
diesen Friedhöfen hätte herauslesen müssen, wenn er diesen Dokumenten mehr
Vertrauen geschenkt hätte als den Lehrsätzen „bürgerlicher Ökonomisten“. Stellt
man aber diese Tatsache an Stelle des „ehernen Lohngesetzes“, dann untergräbt
man das Lehrgebäude der Marxisten. Es hängt dort alles in der Luft. Aber wieviel
Licht wirft diese Tatsache auf alles, was die Marxisten nicht zu erklären ver-
mögen! Zunächst wissen wir, warum wir immer noch nicht reif, d. h zahlreich
genug sind, warum die gebärende Tätigkeit der Proletarierinnen die Revolution
noch nach 6000 Jahren nicht gebären konnte. Die Herberge des Proletariats, die
Großstadt erwies sich als Grab, nicht als Wiege. Der „eherne Lohn“ wurde zum
ehernen Grabzeichen. Die Proletarierinnen konnten nicht Schritt halten mit dem
Würgeengel, genannt „eherner Lohn“. Darum ist trotz 6000jähriger kapitalisti-
scher Entwicklung der „Reifeprozeß“ kaum fortgeschritten. Im Gegenteil, das
Zahlenverhältnis verschiebt sich zu Gunsten der Kreise, die sich nicht zum
Proletariat rechnen, die also noch nicht alle Hoffnung verloren haben. Der Krieg
hat den Proletarisierungsprozeß zwar wieder etwas gefördert, aber nicht durch
den Prozeß der Proleproduktion. Mit der Wiederherstellung der kapitalistischen
Ordnung wird auch dieser besondere Proletarisierungsprozeß ein Ende nahmen.


Doch nehmen wir einmal den Fall an, daß aus irgend einem Grunde das
Proletariat sich wirklich in gefährlicher Weise vermehren würde, so daß die
Kapitalisten mit der Möglichkeit einer proletarischen Majorität im Reichstag zu
rechnen hätten. Wie leicht wäre es in diesem Falle für die herrschende Gesell-
schaft, solche Entwicklung zu sabotieren? Sie brauchen ja nur Gesetze zu er-
lassen, die die solchen Proletarisierungsprozeß begleitende Konzentration des
Kapitals erschweren. Wird das Großkapital zu einer politischen Gefahr für die
ganze Klasse der Kapitalisten, nun so zerschlagen die Kapitalisten diese großen
Kapitalien wieder selber. Durch Einkommen- und Erbschaftssteuern lassen sich
zu jeder Zeit aus einem Großkapitalisten tausend Kleinkapitalisten machen, die
dann die Interessen des Kapitals gegen die Sozialisten an den Wahlurnen und
auch anderswo zu verteidigen wissen werden. Die, merkwürdigerweise 
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von den Sozialisten selber geforderten, Kapital- und Erbschaftssteuern werden
den Kapitalisten den Weg zeigen, den sie einzuschlagen haben, wenn der
Parlamentarismus ihnen gefährlich werden sollte. Wenn es ums Ganze geht,
dann werden die Kapitalisten immer das Nötige zu tun wissen, um den
Proletarisierungsprozeß zu hemmen und sich so ewig die Majorität und die
Macht zu erhalten. Die Proletarier sind ganz auf die Vermehrung durch Zeugung
angewiesen. Und das geht langsam. Die Kapitalisten hingegen können sich 
nötigenfalls auch noch durch Spaltung vermehren und das geht schnell, wie wir
das von der Naturgeschichte der Bakterien her wissen.


Unter einem Kapitalisten brauchen wir uns auch nicht immer einen von
Dienerscharen umgebenen Herrn vorzustellen. Im Sinne der Macht und kapita-
listischer Politik ist an der Wahlurne ein kleiner Bauer dem größten Kapitalisten
gleichwertig und, wenn es hart auf hart geht, sogar überwertig. Wir können uns
übrigens heute auch schon ganz gut Verhältnisse vorstellen, wo nicht etwa drei
Knechte auf einen Herrn kommen, sondern wo umgekehrt drei Herren von der
Arbeit eines einigen Knechtes leben, wo also die durch die moderne Maschinerie
genutzte, gewaltige Produktivkraft eines modernen Arbeiters genügen könnte,
um drei Kapitalisten zu ernähren. Und wie könnte dann noch der Proletarier 
hoffen, jemals die politische Macht zu erobern? Dieses Zahlenverhältnis 
zwischen Schmarotzer und Proletarier ist in Frankreich, dem Lande der kleinen
Rentiers in der Bildung begriffen gewesen (vor dem Krieg) und gibt uns die
Erklärung für die Schwäche der dortigen revolutionären Bewegung. Diesem
Zahlenverhältnis nähert man sich auch schon in der Schweiz und wir werden es
vielleicht bald in Rußland finden, wo dem Mujik der Boden zur „Sicherung der
Revolution“ als Eigentum ausgehändigt werden wird und wo dann die Enterbten
zunächst wenigstens in sehr großer Minderheit sein werden und dann mit
Motorpflügen den Lebensunterhalt der Revolutionsgewinnler bestreiten müssen.
In Argentinien kommt ein Knecht auf 350 Hektar Weideland, auf dem jährlich 100
Stück dreijähriges Großvieh heranwächst, die dem Grundbesitzer 25 – 40 000
Goldmark einbringen. Wie will sich bei solchem Zahlenverhältnis der Proletarier
befreien? Erinnern wir uns hier auch noch des Ausspruchs des russischen Zaren:
Meine Herren, entweder freiwillige Abgabe von Land an die Bauern oder die
Bauern nehmen sich das Land. Entweder Sabotage des kapitalistischen
Konzentrationsprozesses von oben oder die siegreiche Revolution von unten, 
die uns das Leben kosten wird. Es wäre närrisch, zu glauben, daß die
Kapitalisten dem ihnen so gefährlichen Proletarisierungsprozeß, auf den die
Sozialdemokraten alle ihre Hoffnungen gründen müssen, tatenlos zuschauen
werden, besonders heute, wo man annehmen sollte, daß das Schicksal ihrer
Standesgenossen in Rußland die Kapitalisten stutzig gemacht haben wird. 
Schon vor dem Kriege konnte man allenthalben beobachten, wie die großen
Kapitalisten sich einsam fühlten und selber auf Mittel sannen, sich durch
Mehrung der 
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kleinen Besitzer eine Schutzgarde zu schaffen. Diejenigen Proletarier kann man
zählen, die aus Interesse für ihre Leidensgefährten eine Politik bekämpfen werden,
die aus ihnen Besitzer eines Bauernhofes, eines Ladens, einer Werkstätte machen
will, um sie dem proletarischen Gedankenkreis zu entfremden. Sie greifen alle, alle
zu. Und mit dem Besitze, und wenn es nur ein Sparkassenbuch, eine Laube ist,
treibt Beelzebub die proletarischen Ideale restlos aus. Darum in England die „small
holdings“, darum in Preußen (Posen) die Begeisterung für die innere Kolonisation,
darum in Argentinien, in den Vereinigten Staaten die Heimstättenpolitik, darum in
der ganzen Welt die Begeisterung für die Sparkassen. Bedenken wir ferner, daß
die Klasse der Kapitalisten nicht das allergeringste Interesse am Konzentrations-
prozeß des Kapitals hat, daß sie im Gegenteil der progressiven Einkommensteuer,
die den einzelnen der kleinen Kapitalsten ja entlastet, mit Begeisterung zustimmt,
so erkennen wir, wie leichtfertig es war, die Hoffnungen des Proletariats auf diesen
Konzentrationsprozeß zu begründen.


So lange der kommunistisch gesinnte, das Privateigentum, die Selbstverant-
wortung ablehnende, den Staat anbetende Proletarier, der Marxist, auf die eigenen
Reihen angewiesen bleibt in seinem Kampf gegen den Kapitalismus, wird er ewig
in der Minderheit bleiben. Er kann alle Hoffnungen begraben (soweit sie sich auf
die eigenen Kräfte und Ziele stützen müssen). Die einzige Hoffnung, die ihm ver-
bleibt, ist die, daß die Lehrsätze, auf die seine Politik sich aufbaut, vielleicht falsch
sind.


Sonnenbäder und Politik.
In dem von Adolf Koch herausgegebenen Buch „Körperbildung – Nacktkultur“


(Ernst Oldenburg Verlag, Leipzig) beklagt sich Fr. H. Thies darüber, daß in allen
rechtsstehenden Blättern eine planmäßige Hetze gegen seine Bestrebungen
geführt wird.


Was haben nun die „Rechtsstehenden“ gegen Nacktkultur einzuwenden? Warum
die Rechtsstehenden? Warum nicht auch die Linksstehenden? Handelt es sich
vielleicht um die rechte oder linke Seite der Haut?


Die Rechtsstehenden halten das Nacktturnen sicher für gefährlich, denn alles,
was die Rechtsstehenden tun, erfolgt aus einem Angstgefühl. Sie fühlen sich nicht
mehr sicher im Lande der Proletarier. Aber was ist nun so besonders gefährlich am
Nacktturnen? Ich habe die Sache vom Standpunkt der Rechtsstehenden zu be-
trachten versucht und nichts anderes gefunden als folgendes: Am nackten Körper
sieht man unmittelbar die Verwüstungen, die der Kapitalismus am Proletarier ange-
richtet hat. Der nackte Körper des Proletariers erhebt eine himmelschreiende
Anklage gegen den Kapitalismus, gegen den Staat, der diesen Kapitalismus
schützt, gegen die Kirche, gegen die Presse, gegen die Universitäten, kurz gegen
die ganze herrschende rechtsgerichtete Gesellschaft. Der Anblick des nackten
Proletariers und namentlich des Proletarierkindes empört. Man erhebt drohend die
Faust gegen ein System, das den Menschenkörper in dieser Weise mißhandelt,
Und die drohende Faust mag eines Tages, gereizt durch den Anblick nackter
Proletarierkinder, krachend niedersausen. Das ist’s, was die Rechtsstehenden
fürchten. Darum sorgen sie dafür, daß die Spuren der kapi- kapitalistischen
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talistischen Tortur verhüllt bleiben, wie sie auch dafür sorgen, daß mit den hölzer-
nen Beinen und Armen der Kriegskrüppel keine Nacktkultur getrieben werde, damit
die Empörung über die Kriegsgreuel, denen das Volk mutwilligerweise ausgesetzt
wurde, nicht immer neu geschürt wird.


Der geistige Mensch ist tolerant. Wer nur geistige Interessen verfolgt, wird keinen
Ketzer, keinen Giordano Bruno, keinen Huß verbrennen, wird von Galileo keinen
Widerruf fordern, sondern wird ihn widerlegen, wenn er kann. Der geistige Mensch
wird auch nichts dagegen haben, daß der Lehrer Koch den Körper seiner Schüler
dem Licht der Sonne aussetzt. Nur wo gestohlenes Gut gehütet wird, da fürchtet
man das Licht der Sonne.


Eine Frage aber möchten wir bei dieser Gelegenheit an die „rechtsgerichtete“
Presse stellen. Wenn die Bekleidung zur Sittlichkeit gehört und wenn unter solcher
Sittlichkeit, wie die Erfahrung zeigt, der Körper nicht gedeiht, ist es da nicht ver-
nünftig, einmal einen Versuch mit der „Unsittlichkeit“ zu machen? Hoch die Unsittlich-
keit, wenn das Abwerfen der Hüllen unsittlich ist und wenn solche Unsittlichkeit, wie
die Erfahrung zeigt, den vom Kapitalismus, von den Rechtsgerichteten auf den Hund
gebrachten Proletarierkörper wieder in seine ursprüngliche göttliche Form zu bringen
vermag. Hoch die Unsittlichkeit, wenn sie zur göttlichen Ordnung gehört!


Noch eine Frage grundsätzlicher Art! Was hat die rechtsgerichtete Presse sich um
die Kinder anderer Leute zu kümmern? Was hat der Staat hier hineinzureden. Hat
der Vater beim Kinde keine andere Rolle zu spielen als die des Bullen? Gut, dann
mag der Staat den Vater unter Vormundschaft stellen und die Rolle des Erziehers
übernehmen. Aber wenn der Staat die Väter, die Eltern, so niedrig einschätzt, daß er
glaubt, ihnen die Erziehung der eigenen Kinder nicht anvertrauen zu können, warum
sichert er dann mit der Ehe, dem Standesamt, dem Vater ein Erziehungsrecht und
mischt sich im Interesse der Kinder in das Liebesleben der Eltern ein? Klafft hier
nicht ein ungeheurer Widerspruch? Welchen Sinn hat die Ehe dann noch, wenn man
den Eltern die Erziehung der Kinder raubt? Sind die Ehegesetze nicht vornehmlich
zum Schutze der Kinder geschaffen? Warum schiebt man dann andererseits wieder
zwischen Eltern und Kinder den Staatsknecht, den Unteroffizier, den Beamten ein,
die Staatsschule? Entweder ist der deutsche Reichsbürger ein Idiot, dann sollte ihm
die Ehe, die Zeugung, die Fortpflanzung dadurch unmöglich gemacht werden, daß
er öffentlich den Frauen als Idiot vorgestellt wird, oder aber man soll sich von
Staatswegen nicht in die Erziehung mischen, die der Mann seinen Kindern zu geben
wünscht.                                                                                  J. O. 


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Was ist Freiwirtschaft?
Begriffsbestimmung,


wie sie in den neuen Mitgliedsbüchern des Physiokratischen Kampfbundes 
enthalten ist.


Freiwirtschaft ist eine Wirtschaft, in der durch Freiland und Freigeld und infolge
des Fehlens von Eingriffen des Staates oder anderer Machtorganisationen der
Wettbewerb unter gleichen Bedingungen für alle völlig frei und damit jede
Vorzugsstellung und Ausbeutung unmöglich ist.


Freiland ist die Verwirklichung des Gedankens, daß jedem einzelnen Menschen
die ganze Erde gehört. Freiland ist daher die Erde, die in 
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niemandes Sondereigentum steht, auch nicht im Eigentum eines Staates, Volkes
oder anderer Zusammenfassungen von Menschen, und über die auch kein Staat
Hoheitsrechte ausübt.


Freiland ist die Erde, deren Erzeugnisse frei und unbehindert überallhin
gebracht werden können. Ohne durch Ausfuhrverbote, durch Zölle oder ähnliche
Maßnahmen benachteiligt zu sein, ist jeder Mensch der ganzen Welt in der Lage,
sich die Erzeugnisse des Freilandes durch Tausch zu eigen zu machen, wie auch
umgekehrt alle Erzeugnisse der übrigen Welt frei in das Freiland hineingelassen
werden. (Freihandel.)


Freiland ist Grund und Boden (Oberfläche und Erdinneres, Seen usw.), den
jeder Mensch der ganzen Welt dadurch, daß er in öffentlicher Pachtversteigerung
für ihn die höchste Pacht bietet, in Nutznießung nehmen kann, in welchem Recht
niemand durch Ein- und Auswanderungsgesetze, durch Paß- oder andere
Kontrollvorschriften beschränkt ist. (Freizügigkeit.)


Freiland ist Grund und Boden, dessen Pacht gleichmäßig und restlos unter
alle Mütter nach der Zahl ihrer Kinder verteilt wird.


Freigeld ist ein Geld, das mit einem Nennwertverlust belastet ist, der in
bestimmten Zeitspannen eintritt und vom jeweiligen Besitzer des Geldzeichens
zu tragen ist, und das von einem Währungsamt durch Vermehrung und
Verminderung so verwaltet wird, daß der Durchschnitt der Warenpreise (Index)
immer derselbe bleibt. (Festwährung.)


Angriffe auf die pazifistische Politik
Die Erfolge der christlichen Friedenspropaganda sind geringer als null. Die


Arbeit der anderen Pazifisten ist gleich unfruchtbar geblieben. Niemals hat es so
viele Kriege gegeben, wie in der christlichen Aera und seit Bertas „Die Waffen
nieder“ – hat der Krieg den letzten Rest der Ritterlichkeit verloren. War der Krieg
für die Fürsten ein Privatvergnügen und eine interessante Unterbrechung der
höfischen Langweile, so ist der moderne Krieg, den die „Demokraten“ führen,
nichts als eine Narretei, die um so lächerlicher wirkt, je sorgenvoller die
Gesichter der obersten Kriegsleiter dreinschauen, je ernsthafter die Politiker 
heucheln, schwindeln, lügen.


Der Grund des Versagens der Friedenspolitik liegt darin, daß die Pazifisten viel
zu viel vom Krieg reden. Der Teufel erscheint, wenn man von ihm spricht. Der
Friedensengel würde aber vielleicht auch erscheinen, wenn man ihn auch einmal
an die Wand malen würde. Aber die Friedenspropagandisten wissen offenbar
nichts vom Frieden zu sagen. Darum wachsen nur Bajonette dort, wo die
Pazifisten säen.


Wie stellt sich eigentlich der Pazifist den Frieden vor? Niemand weiß es.
Würde aber eine klare Darstellung der Zustände in der pazifierten 
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Welt nicht ungleich wirksamer sein, als die ewige Auffrischung der Kriegsgreue-
bilder? Stelle man doch neben die Bilder des Krieges das Bild des wahren, des
ewigen Friedens und dann lasse man sie alle wählen! Wir werden dann Über-
raschungen erleben. Mancher Haudegen wird dann die Waffen von sich werfen
und begeistert nach dem Palmwedel greifen. Für solchen Frieden, so werden sie
sagen, bin ich auch, selbstverständlich. Warum habt ihr uns nicht 
früher gesagt, wie ihr euch den ewigen Frieden vorstellt? Wie mancher Krieg
wäre da unmöglich gewesen, weil die Krieger nicht mitgemacht hätten, weil die
Krieger die Worte Friedrichs des Großen den kommandierenden Generälen ins
Gesicht geschleudert hätten: Wir gehören zu den „Hunden, die ewig leben wol-
len“. Denn wahrlich, herrlich muß es sich für einen Menschen von unserer Art im
Lande des ewigen Friedens leben lassen. Euch Pazifisten klagen wir an. Ihr habt
den Krieg möglich gemacht, denn ihr habt uns das wahre Bild des ewigen
Friedens verschleiert!


Auch der Pazifist muß wissen, wofür er kämpft. Der deutsche Soldat setzte
sein Letztes ein, weil ihm „der Dank des Vaterlandes“ versprochen wurde, und
weil er noch so dumm war, darunter etwas anderes als eine Drehorgel zu ver-
stehen. So würde auch er für die pazifistischen Ziele mit der selben Berserkerwut
kämpfen, wenn ihm der Pazifist auch eine Drehorgel versprechen könnte. Denn
wahrhaftig, wo ist das Kopfschaf zu finden, das das Leben im Schützengraben
mit seinen Läufen, seinem eintönigen Trommelfeuer den Herrlichkeiten vorzieht,
womit die pazifizierte Welt alle Menschen mit beiden Händen überschüttet? Aber
für das deutsche Volk bedeutet der pazifistische Frieden einfach die
Aufrechterhaltung der heutigen fluchwürdigen Ordnung, derselben Ordnung, die
jeder anständige Mensch als Krieg und Greuel bezeichnet. Das Leben in der 
bürgerlichen Welt, die die Pazifisten vor Kriegsgefahr schützen wollen, ist für
unzählige unserer Mitmenschen weit schlimmer als der Krieg. Das geht doch klar
genug daraus hervor, daß man heute tausendmal am Tag die Worte hören kann:
wenns morgen wieder Krieg gibt, ich ziehe mit Begeisterung mit. Und woher
diese Begeisterung? Nun, der Vergleich des Trommelfeuers mit dem Staub und
Lärm der Fabrik, mit den armseligen Sorgen ums tägliche Brot, der ist’s, der die
Begeisterung für den Schmutz, die Läuse, die chirurgischen Reparaturen auslöst.
Nicht Freude am Krieg, an seinen politischen Zielen (die niemand kennt), noch
viel weniger Haß gegen irgend jemand in der Welt begeistert den Soldaten. Es
ist dasselbe graue Elend, das auch schon vor dem Kriege jährlich tausende
deutscher Männer veranlaßte, ihre billige Haut zu Markt zu tragen, einerlei, ob
als französischer Soldat gegen die Marokkaner oder als Orang Moff gegen die
Atchinesen. Schaffe man dieses graue Elend weg, dann lösen sich die Heere
auf, allen voran die deutsche Reichswehr. Oder glaubt jemand ernsthaft, daß es
ihm möglich sein könnte, ein Heer von 100 000 Mann aus Söhnen von
Kapitalisten zusammenzubringen? Sind es Rent-  Rentnerssöhne
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nerssöhne, die nachts bei 20 Grad unter Null (Réaumur) über die Dächer 
steigen, um durch den Schornstein in die Vorratskammer des Nachbarn einzu-
brechen? Genügte Lenin nicht der Ruf: Land, Land! Kehrt alle nach Hause
zurück! Das Land gehört euch, nehmt’s nur!, um die russischen Soldaten vor
dem Feind zu veranlassen, die Waffen hinzuwerfen? Ja, hatte man im deutschen
Haupt-quartier nicht mit dieser psychologischen Einstellung des Soldaten ge-
rechnet, als man Lenin im plombierten Eisenbahnwagen nach Rußland schickte?
Oder glaubte man etwa, der deutsche Mujik würde anders handeln?


Wie schafft nun der Pazifist die wirtschaftlichen Bedingungen für ein lebens-
wertes Leben? Wie beendet er den seit Jahrtausenden mit unverminderter
Heftigkeit tobenden Bürgerkrieg, wie rottet er die Kapitalisten und das Proletariat
aus, wie verhält er sich gegenüber dem Zins, wie zum Privatgrundbesitz, wie
zum Recht auf den vollen Arbeitsertrag? Auf diese Fragen hat der Pazifist zu 
antworten, wenn er in den Kreisen derjenigen Eindruck machen will, die seit
6000 Jahren Krieg führen und seit 6000 Jahren besiegt am Boden liegen und
geschlagen werden. Sieht der Pazifist diesen Krieg nicht, steckt er den Kopf in
den Sand, um ihn nicht zu sehen, nun, so kann er einpacken. Das, was er dann
noch zu sagen hat, interessiert nur noch die Leute, die nichts anderes wollen, als
eine Organisation, und die dann schließlich noch den Krieg ihrer Organisation
wegen nicht entbehren wollen, wie jener Apotheker die Krankheiten, wie jener
Parteibonze die soziale Frage verewigen möchte. Es ist ja wahr, daß der
Völkerkrieg mit seinen Giftgasen und weiten Schlachtfeldern auf naive Gemüter
stärkeren Eindruck macht als der in den Eingeweiden der Staaten bohrende
Bürgerkrieg, obschon die Opfer dieses Krieges ungleich zahlreicher sind und
unendlich größer ihre Qualen. Denn der Bürgerkrieg erschöpft sich nicht in den
täglichen Einzelgefechten, wo 10 bis 50 oder 100 Mann fallen. Das sind nur die
äußeren Erscheinungen. Für den Bürgerkrieg sind die Waffen ohne Knall und
Rauch schon längst erfunden in Gestalt von Hunger, Schmutz und Schwind-
sucht. Und dieser geräuschlose Vorgang ist nicht geeignet, die Aufmerksamkeit
oberflächlicher Geister auf sich zu lenken, nicht wie es das Massenmordender
Feldschlacht tut. Nichtsdestoweniger ist nicht an der Tatsache zu rütteln, daß der
Bürgerkrieg die primäre Erscheinung ist und der Völkerkrieg die sekundäre. Der
bürgerliche Kriegszustand ist es ja gewesen, der die Anregung dazu gab, die
Staaten als Machtorganisationen auszubauen und die Staaten sind es doch
wohl, nicht die Menschen, die wegen der ewig auseinanderstrebenden
Interessen zusammenprallen müssen. Ohne den bürgerlichen Kriegszustand
wäre es darum auch niemals zu interstaatlichen Kriegen gekommen. Die Staaten
würden ebenso friedlich nebeneinander liegen, wie die Gemeinden heute neben-
einander liegen. Die Pazifisten packen also das Friedensproblem beim Schwanz
an. Das Problem des Friedens heißt: wie schaffen wir bürgerliche Zustände, die
den 
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Staat als Machtorganisation überflüssig machen, so daß wir die öffentliche Macht
entbehren, bis auf den Nachtwächter abbauen können?


Es wird wohl die vollkommene Hilflosigkeit gegenüber diesem Problem ge-
wesen sein, die die Pazifisten veranlaßte, sich so gut wie ausschließlich auf die
internationalen Friedensfragen zurückzuziehen, obschon es keinem Zweifel
unterliegen kann, daß der Bürgerkrieg das Primäre, der internationale Krieg das
Sekundäre ist. Man sehnt den Frieden herbei und will auf alle Fälle etwas tun,
nach dem Satz: wenn es nichts nützt, so schadet es doch auch nichts. Ist nicht
auch die Herstellung des Bürgerfriedens Sache, ja Monopol des Proletariats?
Und außerdem, was sie, die Pazifisten, für den Frieden vorzuschlagen haben, 
ist ja in der bürgerlichen Ordnung längst verwirklicht. Verträge, Schiedsgericht,
Abrüstung. Das aufsässige Proletariat ist längst abgerüstet, den Verfassungs-
vertrag hat es nolens volens unterschreiben müssen, und die Polizei ist überall 
in der Welt bereit, die Schiedssprüche mit dem Säbel auf den Rücken des
Proletariers zu tätovieren. Genützt hat das alles nicht das Geringste. Noch jüngst
mußte die Verfassung durch ein Ermächtigungsgesetz ersetzt werden, obschon
es sich hier noch gar nicht um das Entscheidende handelt. Friede durch Recht!
Wir werden diesen Advokatenfrieden nie erleben. Der Frieden ist ein urwüchsi-
ger, ein Naturzustand, der keiner Paragraphen bedarf. Wo ein Bedürfnis nach
Rechtsparagraphen entsteht, da herrscht bereits Krieg. Der Frieden, der auf ein
Kruzifix genagelt ist. Das ist der Frieden durch Recht. Der Frieden, der die
Zankäpfel konserviert, statt sie zu vernichten, kann das Übel nur vergrößern, 
wie ein Keil, womit das Sicherheitsventil verschlossen wird. Sollten die Pazifisten
immer noch nicht genügend Erfahrung auf diesem Gebiet gesammelt haben? Ist
es ihnen auch noch nicht klar, daß ein Frieden durch Abrüstung ebenso sinnlos
ist wie ein Friede durch Recht? Daß Abrüstung im Sinne moderner Kriegführung
nur zur Folge haben kann, daß die viel wildere, grausamere Rüstung, die
Naturrüstung des Menschen wieder zum Vorschein kommt, so lange die
Abrüstung nur eine äußere bleibt. Der Pazifist möge es ja einmal im Faustkampf
mit dem „abgerüsteten“ Gorilla versuchen! Frieden durch Schiedsgerichte.
Frieden durch Recht. Frieden durch Abrüstung. Es ist alles vertan, verlorene 
Zeit, verlorene Mühe. Also zurück auf den Ausgangspunkt! Zurück auf die
Forderungen des Bürgerfriedens.


Dieser Frieden fordert die Beseitigung aller Vorrechte. Sind die Pazifisten
bereit, dem Frieden dieses Opfer zu bringen? Auch dann, wenn unter Vorrecht
das aus Arbeitsprodukten sich zusammensetzende „arbeitslose Einkommen“ 
verstanden wird? Sind sie bereit, die neuen Erkenntnisse über die Natur des
arbeitslosen Einkommens zur Bekämpfung dieser Erbübel zu benützen? Und die
dahin strebenden Anstrengungen anderer zu unterstützen? Auch dann, wenn
eine Revue der pazifistischen Herrscher wahrscheinlich feststellen würde, daß
sehr viele unter ihnen, namentlich 
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auch solche in prominenter Stelle persönlich an diesen zu opfernden Vorrechten
interessiert sind? Denn wenn die pazifistischen Organisationen dem Zins und der
Grundrente als der letzten Ursache aller Kriege den Krieg erklären würde, daß
dann der Krieg unter den Pazifisten ausbrechen und bis zur Auflösung ihrer
Organisationen geführt werden würde? Ja, ja, der Frieden kostet viel, sehr viel
sogar und ich fürchte, daß er für viele, die bisher für den Frieden gekämpft haben,
zu viel kosten wird.


Ein Programmvorschlag des Jahres 1920.
Vorbemerkung.


Auffallenderweise gibt es Bundesfreunde, die aus dem Kampf, wie ihn diese
Zeitschrift führt, schließen, daß durch sie irgendeine Meinung vergewaltigt würde.
Auffallend ist das, weil noch nie, solange die Zeitschrift der jetzigen Leitung unter-
steht, irgendein Aufsatz, mit dessen Inhalt die Schriftleitung nicht einverstanden
war, aus diesem Grunde abgelehnt worden ist. Auch aus anderen Gründen
geschah das nicht. Es ist überhaupt noch kein Aufsatz, der eine andere Meinung
als die der Schriftleitung vertrat, abgelehnt worden. Die Schriftleitung erblickt ihre
Aufgabe gerade umgekehrt darin, ihr entgegenstehende Ansichten öffentlich zu
widerlegen. Das ist der wissenschaftliche Kampf, den sie führt. Wissenschaft
schließt ja Polemik nicht aus. Wissenschaftlichkeit gerade verlangt schonungslose
Polemik. Wissenschaftlichkeit darf nicht mit Neutralität, Objektivität nicht mit
Rücksicht verwechselt werden.


Leider haben nicht alle Freiwirte diese Auffassung von den Aufgaben der Presse
und der Diskussionen. Sie glauben vielmehr, Hauptaufgabe der Wissenschaft sei,
recht vielen zu gefallen. Wer einen sachlichen Gegner schont, statt alles zu tun,
um die Unrichtigkeit seiner Auffassung und die Richtigkeit der eigenen Ansicht 
darzutun, verhält sich unsachlich. Die Sache erfordert, daß der Gegner erledigt
werde. Die Rücksicht auf die eigene Person verführt dazu, den Gegner auch gelten
zu lassen. Man will die Nachsicht zur allgemeinen Methode erheben, um für den
Fall des eigenen Versagens davon zu profitieren. Man möchte die eigene Person
auch dann noch in „Geltung“ erhalten, wenn ihre Behauptungen sich als falsch
erweisen sollten. Auf falsche Behauptungen kann sich das „Geltenlassen“ doch
nicht beziehen. Das wäre ja Schonung aus Gegenseitigkeit mit der bewußten
Absicht, wirkliche, sachliche, endgültig Klärungen zu vermeiden. Das „Gelten-
lassen“ kann sich immer nur auf Personen beziehen.


Wir lassen sie alle gelten. Je mehr sie aber mit der Sache, die sie vertreten, 
verwachsen sind, umsomehr werden sie auch getroffen werden, wenn wir diese
Sache angreifen.


Schlimmer als jeder Kampf, als der mit Rückversicherung geführte und als der
gehässigste noch, ist es, wenn bestimmte Ansichten überhaupt nicht an die Öffent-
lichkeit oder wenigstens vor die Mitglieder gebracht werden, sodaß ihre Erörterung
überhaupt nicht in Gang kommen kann. Das aber war die bis zur Politisierung der
Bewegung geübte Praxis. Einigkeit durch Unterdrückung! „Die Ruhe eines
Friedhofs“!
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Viel unliebsamer Streit, viele verwirrende Mißhelligkeiten wären uns erspart ge-
blieben, wenn nicht jahrelang die Diskussion über die wichtigsten Dinge systema-
tisch unterdrückt worden wäre. Manche Mitglieder fühlen sich durch neue
Gedanken überrumpelt. Sie vermissen, daß bestimmte Dinge nicht früher in Ruhe
geklärt wurden. Aber war das möglich?


Die Schuld der revolutionären Freiwirte ist es nicht. Sie haben immer und überall
diese Dinge ausgesprochen. Daß das die Mitglieder nicht ernst nahmen oder gar-
nicht erfuhren, ist die Folge des Ausweichens oder Unterdrückens. Eines Tages
mußte es hier eine gewaltsame Entladung geben. Einmal erfährt man eben jede
Sache zum ersten Mal, und die heute schreien, weil sie in Unkenntnis erhalten
wurden, hätten gewiß eben früher geschrieen, wenn sie früher mit den Erforder-
nissen und Auswirkungen freiwirtschaftlicher Politik bekannt geworden wären.


Immerhin, dieses „früher“ hätte schon 1920 sein können. Welche Fortschritte
hätte die Bewegung machen können, wenn die Klärung schon vor vier Jahren
erfolgt wäre.


Es gibt – obwohl Gesell eine Broschüre „Der Abbau des Staates“ geschrieben
hat – Freiwirte, die behaupten, Dinge, wie Trennung des Rechtslebens vom Staate,
seien bisher noch nicht von uns erörtert. Andere wieder glauben an eine besonde-
re Spaltungslust, die mit Freuden diese Gedanken in das politische Programm 
bringen wollte, woran bis dahin noch niemand gedacht, sodaß man so schön einig
war. Diese Einigkeit war holder Schein, war verdeckter Riß. Die Staatsabbau-
gedanken haben die Einigkeit nicht zerstört, nachdem sie ins Programm Aufnahme
fanden, sondern schon vorher war man sich nicht einig darüber, ob sie hineinge-
hören oder nicht. Die Unterdrückung derjenigen, die sie hineinhaben wollten, schuf
die falsche, die trügerische Einheit der Bewegung.


Der nachfolgende Entwurf zu einem politischen Programm von Silvio Gesell ent-
hält schärfer noch als das Berliner Programm die Kampfansage gegen den Staat.
Gesell sandte vor dem Erfurter Bundestag von 1920 diesen Entwurf an Maaß, den
damaligen Bundesvorsitzenden, damit er ihn an die Öffentlichkeit und zuvor auf
dem Bundestage zur Verlesung brächte, sodaß über ihn beraten und beschlossen
werden konnte. Natürlich wünschte Gesell schon damals, daß dieses Programm
oder eins aus ähnlichem Geiste, durch Beschluß zum Bundesprogramm erhoben
würde. Maaß war aber mit den im Programm enthaltenen rein freiwirtschaftlichen
Gedanken nicht einverstanden. Statt aber diesen Entwurf wenigstens vor den
Bundestag zu bringen, damit jeder wisse, was Gesell vorschlug und womöglich
dafür eintreten könne, erklärte Maaß dem damaligen Bundesgeschäftsführer, daß
es besser sei, das Ganze unter den Tisch fallen zu lassen.


Gesagt, getan! Niemand ahnte damals, daß das Wichtigste nicht auf dem
Verhandlungstische lag. Niemand spürte auch etwas von Vergewaltigung. Die 
vollkommenste Vergewaltigung vollzieht sich ruhig, sachlich, wissenschaftlich.


H. Tm.


(Hans Timm)
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Programm-Entwurf.


A.


l. Die ökonomischen Grundlagen der Kulturvölker führten von jeher zur Teilung der
Menschheit in Ausbeuter und Ausgebeutete, in Arbeiter und Genießer und damit zur
Bildung des Klassenstaates, zur Entfesselung der Klassenkämpfe und schließlich
zum Untergang der Staaten.


2. Die aus den Trümmern der untergehenden Welten aufkeimenden neuen
Staaten, auf den Geleisen ihrer Vorgänger sich bewegend, erlagen regelmäßig dem
gleichen Schicksale.


3. Die unterdrückten Massen erblickten in der Tatsache ihrer Enterbung immer ein
schreiendes Unrecht und sind stets bereit gewesen, um die Ketten zu sprengen,
gemeinsame Sache mit den äußeren Feinden des Staates zu machen.


4. Darum und im vollen Bewußtsein ihrer großen, ständig wachsenden numeri-
schen Schwäche, war es von jeher eine Hauptsorge der Herrschenden, mit Hilfe der
Staatsgewalt und geistiger Zwangsmittel die aufrührerischen Massen zu brechen
und zu bändigen.


5. Die Herrschenden schufen die Staatskirche, wo man die Massen mit einer zu
dem genannten Zwecke geeigneten Staatsreligion aufs Jenseits vertröstete.


6. Sie schufen die Staatsschulen, wo der Lehrstoff zweckentsprechend gesiebt, wo
den Kindern gelehrt wurde, der einzelne sei nichts, der Staat, d. h. die herrschende
Klasse, sei alles, dem man daher Gut und Blut zu opfern habe.


7. Sie schufen die absolute Zentralisation der Staatsgewalt in Gestalt der
Monarchie zur Mehrung der Schlagfertigkeit.


8. Sie mehrten (oder versuchten es) die Zahl der Staatsbetriebe und der von ihnen
abhängigen Bürger.


9. So führten die ökonomischen Grundlagen der Gesellschaft zwangsläufig überall
zum Ausbau des „stinkenden Ungeheuers“, das wir Staat nennen, das dem
Fortschritt auf allen Gebieten, dem Ausbau des selbstverantwortlichen Vollmenschen
im Wege steht, das uns von Kindesbeinen an als Schreckgespenst ängstigt und das
uns schließlich in solch unsägliche Not und Schmach gestoßen hat. Fort mit ihm!


B.


10. Die ökonomischen Grundlagen, die all den untergegangenen Kulturstaaten
gemeinsam gewesen, waren das Bodenrecht und das Geldwesen, und zwar das-
selbe Bodenrecht und dasselbe Geldwesen, die auch in den heutigen Staaten die
Grundlagen der Volkswirtschaft bilden. Außer diesen beiden gibt es nichts, was als
„grundlegend“ zu bezeichnen wäre.


11. Wir haben echtes römisches Bodenrecht, echtes römisch-griechisch-babyloni-
sches Geld. Unbesehen wurden diese beiden Grundpfeiler der Wirtschaft von den
Alten übernommen. Nichts geprüft, nichts geändert.


12. Das Bodenrecht und das Geld verschaffen einem Teil des Volkes ein unausge-
setzt und gewaltig wachsendes arbeitsloses Einkommen, das von dem ausgebeute-
ten Volksteil mit einkommenloser Arbeit aufgebracht wird.
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13. Dadurch werden die Bedingungen für den gerechten Wettstreit gefälscht und
damit auch das Grundgesetz der organischen Welt – der biologische Auslese-
prozeß, den wir als den wahren Schöpfer anzusehen haben.


14. Die Tüchtigen werden überall gehemmt, das Minderwertige wird gefördert,
bis dann die Gesellschaft auch darum noch zu Grunde geht, weil der Menschen-
schlag moralisch, physisch und psychisch entartet.


15. Damit sind wir auch mit dem Schicksal der untergegangenen Kulturwelten
bedroht, wenn es nicht gelingt, die unseren ökonomischen Grundlagen, dem
Bodenrechte und dem Geldwesen, anhaftenden Mängel vor aller Augen bloßzu-
legen und die Kraft zu gewinnen, sie rechtzeitig zu beseitigen.


16. Am Bodenrechte ist es falsch, daß die Grundrente in den Genuß der
Grundbesitzer oder ihrer Gläubiger übergeht, während sie als Voraussetzung des
Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag den Müttern nach der Zahl ihrer Kinder fallen
soll, da die Grundrente mit der Bevölkerungszahl wächst [§ 16 wurde nach dem Erfurter
Bundestage von Gesell in die hier zum Abdruck gekommene Form gebracht. Die alte Fassung besagt,
daß die Grundrente „der menschlichen Gesellschaft zufallen soll”.].


17. Zehn Milliarden Goldmark werden unter dem heutigen Bodenrecht in
Deutschland ihren rechtmäßigen Ansprechern entwendet, um auf dem Tische der
Reichen verpraßt zu werden.


18. Am Geldwesen ist vor allem der Umstand falsch, daß das Geld wegen seiner
vielfachen körperlichen Vorzüge und gesetzlichen Vorrechte von den Sparern den
Waren vorgezogen und als Spargut solange festgehalten wird, bis es die Kaufleute
durch Zahlung eines Lösegeldes – den Zins – seiner Bestimmung, dem Austausch
der Arbeitserzeugnisse, zurückführen.


19. Diesen Zins vermögen die Kaufleute zu zahlen, weil ihnen die Überlegenheit
des Geldes über die Waren die Möglichkeit bietet, den Austausch der Waren durch
Zurückhaltung des Geldes zu sperren und durch die so entstehenden
Verlegenheiten die Warenerzeuger zu zwingen, die Waren um den Betrag des
Zinses unter Preis zu verkaufen.


20. Das Geld, das nichts weiter sein sollte, als ein vom Staat der Volkswirtschaft
kostenlos zur Verfügung gestelltes Tauschmittel, wird durch den genannten
Umstand zu einem selbständigen Kapital, das den Zins zur Bedingung seiner
Hilfsleistungen stellt.


21. Weil das Geld selbständiges Kapital ist, wird nun alles, was des Geldes
bedarf, und das ist die ganze Volkswirtschaft, der Zinswirtschaft unterworfen.


22. Der Zins des Geldes, die Urform des Kapitals, der Bazillus der kapitalisti-
schen Seuche, zieht der Produktion von Waren, dem Bau von Fabriken, von
Mietshäusern, Schiffen, Eisenbahnen, von Heimstätten und Bodenwässerungen,
von Bergwerksanlagen usw. eine scharf gezogene Grenze – die uralte
Rentabilitätsgrenze, die niemals überschritten wurde.


23. Infolge des genannten Kapitalcharakters des Geldes hat jeder, der Geld in
irgend ein Unternehmen anlegt, die unbedingte Gewähr, daß der Wettbewerb der
künftigen Unternehmungen die Rentabilität seines Unternehmens niemals in Frage
stellen wird. Aus anderen Gründen freilich kann jedes Unternehmen fehlschlagen.
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24. Die Produktivkräfte, die innerhalb dieser Rentabilitätsgrenze keine
Verwendung finden, werden automatisch ausgeschaltet. Die Arbeiterreserve ist ein
Beweis, daß die Produktivkräfte stets die Rentabilitätsgrenze zu durchstoßen
suchen, doch hier ewig einer Übermacht erliegen.


25. Darum muß das Volk ewig in Dürftigkeit, Bedrängnis und Unsicherheit leben,
so lange der Austausch der Arbeitsprodukte, die Herstellung von Arbeitsmitteln und
Wohnhäusern einem Gelde unterworfen ist, das, Kapital an sich, einen Zins zur
ehernen Forderung seiner Dienstleistungen stellt.


26. Fünfzehn Milliarden Goldmark werden dem deutschen Proletarier durch die
Kapitaleigenschaft des Geldes jährlich aufgebürdet.


27. Durch die Fehler unseres Bodenrechtes und Geldwesens muß das Volk alle
20 Jahre das ganze Deutsche Reich mit allem, was darauf steht, für die Kapitalisten
neu errichten und nebenbei noch seinen Lebensunterhalt erarbeiten.


C.


28. Außer dem genannten allem herkömmlichen Gelde anhaftenden Fehler krankt
unser Geldwesen am vollkommenen Mangel an einer zielbewußten Verwaltung.


29. Das Geldwesen ist von jeher als statisches System betrachtet und behandelt
worden. Das war ein schwerer Irrtum. Das Geldwesen, die Währung, ist ein dyna-
misches Wesen. Der Zweck des Geldes kann nicht von einer Eigenschaft des
Geldes oder Geldstoffes erfüllt werden.


30. Die Währung ist eine Tat, kein Stoff. Eine fortlaufende, auf ein genau visiertes
Ziel gerichtete Tat.


31. Das Ziel dieser Tat ist die Aufrechterhaltung eines festen allgemeinen
Preisstandes.


32. Weil es bisher an einer solchen Währungsverwaltung fehlte, litt der Austausch
der Produkte einmal wegen Geldmangel, ein andermal wegen Geldfülle.


33. Geldfülle bedeutet Hochkonjunktur, Vollbetrieb der Volkswirtschaft, die mit
Preistreibereien, Schädigung der Festbesoldeten, Fälschung aller Verträge, auch
der Lohnverträge, erkauft wird.


34. Geldmangel bedeutet Flaute, Krise, Niedergang der Volkswirtschaft,
Fehlbetrag im Staats- und Privathaushalt, Arbeitsmangel, Ruf nach Schutzzöllen,
Zolldebatten, Zollkriege – Kriege.


35. Es fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, daß das Privateigentum an den
Produktionsmitteln als Ursache der genannten Erscheinungen betrachtet werden
könnte; dagegen ist es leicht, alles, was die sozialistische Kritik von jeher als
Kapitalismus der heutigen Wirtschaftsordnung vorwirft, restlos von dem Mangel an
einer erkenntnismäßigen Währungsverwaltung abzuleiten.


36. Die ökonomischen Grundlagen, die zu den Bürgerkriegen führen, sind auch
die Grundlagen der Völkerkriege. Doch ist die Ansicht falsch, daß die Kapitalisten
zur Mehrung ihres Gutes der Kriege bedürften und sie zu dem Zwecke herbeiführ-
ten. Die heutigen Kriegsgewinnler bereichern sich nicht am Kriege, sondern an der
Währung. Nicht der Feldmarschall, der Geldmarschall, die Reichsbank ist ihr Gott
und Gönner.
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37. Die Macht des Kapitals, durch die Rentabilitätsgrenze, den Geldzins, genau
bestimmt, kann durch den Krieg nicht vermehrt werden. Dort, wo die Rentabilitäts-
grenze infolge des Krieges sich vorübergehend erweitert hat, wo der Zinsfuß
gestiegen, da ist auf Kosten der Kapitalisten vorher Kapital zerstört worden.


38. Zum Schutze der Rentabilität bedarf der Kapitalist keiner Kriege. Seine
Macht reicht für diesen Zweck immer aus. Automatisch setzt die Krise, der für den
Kapitalisten völlig schmerzlose Sanierungsprozeß, ein, sobald eine Überproduktion
an Kapital die Rentabilität bedroht. Die Krise zerstört mehr Kapital als der Krieg.


39. Zum Völkerkrieg treiben die ökonomischen Grundlagen:


1. Weil die mit dem herkömmlichen Gelde erfahrungsgemäß immer wieder
zur Herrschaft kommenden  merkantilistischen Wahnvorstellungen über die wirt-
schaftlichen Zusammenhänge die Zölle und die Zollgrenze schufen, die dann
bei allen Völkern zwangsläufig den natürlichen Wunsch erwecken, das durch
die fremden Zölle geschlossene nationale Wirtschaftsgebiet möglichst wenn
nötig, mit Gewalt, zu erweitern.


2. Weil der in den Eingeweiden des Klassenstaates ewig wütende
Bürgerkrieg den Geist der Gewalt zeugt, von dem sich die Herrschenden nicht
frei machen können, auch im diplomatischen Verkehre nicht.


41. Weil die im Interesse der Staatsgewalt stetig erweiterte Staatsdomäne auch
die Reibungsflächen vergrößert und den irreführenden Begriff Völkerrecht schuf.


42. Weil man eine Ablenkung von dem für die Herrschenden viel folgen-
schwereren Bürgerkrieg sucht.


Alle diese Kriegsgründe stehen und fallen mit unseren ökonomischen
Grundlagen, d. h. mit den Mängeln unseres herkömmlichen Bodenrechtes und
Geldwesens.


Programm.


Zur gründlichen Beseitigung der im vorangehenden gekennzeichneten schweren
Konstruktionsfehler unserer ökonomischen Grundlagen erstreben wir mit allen
Mitteln:


1. Erklärung des gleichen Anrechtes aller Menschen auf den Erdboden (die Erde)
als allgemeines Menschenrecht, mit allen daraus fließenden Folgerungen für den
Einzelmenschen, die Gemeinden, Staaten, Rassen. (Freiland.)


2. Einführung eines Geldes, das den Zins nicht mehr als selbstverständliche
Bedingung seiner Dienstleistung stellen kann. (Freigeld.)


3. Schaffung einer Geldverwaltung, der die Aufgabe gestellt ist, unter allen
Umständen den allgemeinen Preisstand der Waren vor Schwankungen zu 
schützen. (Absolute Währung – Reichswährungsamt.)


4. Unbegrenzte Freiheit für die Entfaltung des persönlichen Tatendranges, für die
Auswirkung persönlicher Fähigkeiten aus den mit Freiland (1) und Freigeld (2)
geschaffenen neuen ökonomischen Grundlagen: Beseitigung aller gesetzlichen
Freiheitsbeschränkungen mit Einschluß der Zölle. (Grenzzölle, Freihandel.)
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5. Entlastung des Staates von all dem, was ihm zur Sicherung, Mehrung und
Eintreibung des arbeitslosen Einkommens zur gewaltsamen Aufrechterhaltung
des Klassenstaates aufgebürdet wurde.


6. Einladung an alle Völker zu einer großzügigen Weltwährungs-, Valuta- und
Freihandelsberatung.


7. Einladung zu einem Weltkongreß für die Schaffung der ökonomischen
Grundlagen des Weltwirtschaftsfriedens.


Wenn wir Gold als Ware betrachten.
Mit Banknoten, Kassenscheinen, Silber- und Kupfermünzen konnten wir bis


zum Kriegsausbruch bei der Reichsbank in Berlin Gold zum Preise von 279 000
Mark den Doppelzentner kaufen. Dieser Preis galt für Barzahlung ohne Abzug
und war seit mehr als 40 Jahren unverändert fest. Zu demselben Preise verkauf-
te die Reichsbank sowohl eine Prise Goldstaub, wie eine ganze Schiffsladung.
Rabatt für Grossisten gab es nicht. Reklame für Vermehrung des Absatzes
machte die Reichsbank nicht. Es lag ihr überhaupt nichts daran, ihren Absatz zu
vermehren. Sie war glücklich, wenn ihr Besitz an Gold zunahm und je mehr die-
ses Gold in ihren Kellern den Charakter ausgesprochener Lagerhüter annahm,
umso sicherer fühlte sich die Reichsbank. Jeder andere Warenbesitzer, ohne
eine einzige Ausnahme, strebt nach vergrößertem Absatz und ist verzweifelt –
sieht alles grau in grau –, wenn der Absatz stockt. Lagerhüter kann er nicht
sehen, lieber veranstaltet er einen Ausverkauf mit 20 – 30 – 50% Rabatt. Die
Reichsbank dagegen hat Lagerhüter, die über 40 Jahre alt sind, doch fällt es ihr
nicht ein, auch nur 1 /000 000% abzuschreiben. Der Kartoffelbesitzer schreibt
jährlich 100% ab, der Schiffs- oder Maschinenbesitzer 10%, der Hausbesitzer 
1% und der Goldbesitzer 0%.


Der „Lagerhüter“ ist die Verzweiflung des Kaufmannes und das Entzücken der
Reichsbankverwaltung. „Wenn doch niemand käme und uns mitnähme,“ so
sagen die Warenbestände der Reichsbankverwaltung! Die Lage der Reichsbank
berechnet die Verwaltung als „günstig“, wenn ihr Boden sich mit Lagerhütern füllt;
„ungünstig“, wenn sich neue Absatzgebiete eröffnet haben.


Um den Waren neue Absatzgebiete zu eröffnen, stellt das Reich zuweilen die
Marine in den Dienst der Kaufleute, und um durch Handelsverträge den Absatz
zu sichern, macht die Diplomatie die spaßigsten Purzelbäume.


Wenn es sich aber um Gold handelt, dann wird umgekehrt derselbe Apparat
gebraucht, um den Absatz zu sperren. Wie stolz ist die Brauerei, wenn sie das
„Ausverkauft“ verkündigen kann! Die Reichsbank aber wird nervös, wenn der
Ausverkauf in den Bereich der Möglichkeit tritt. Dabei handelt es sich beim Bier
um ein Bedürfnis breiter Volksschichten; bei der Reichsbank jedoch nur um Gold,
um den nichtigsten aller Stoffe! Das deutsche Volk würde sicherlich nervös wer-
den, wenn es hieße, von morgen ab gibt es kein Brot mehr. Aber kaum einer
unter Hunderttausend wird irgend etwas Vernünftiges zu sagen wissen, wenn es
morgen hieße, die Reichs-  Reichsbank
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bank hat ausverkauft! Und trotz dieser umgekehrten Bedeutung diese Freude beim
Ausverkauf hier – diese Tränen dort.


Beim Gastwirt und Bäcker gilt der Laden als ausverkauft, wenn der letzte Tropfen
Bier, das letzte Brot verkauft ist. Die Reichsbank hängt das „Ausverkauft“ aus,
lange bevor der Boden der Goldkiste sichtbar wird. Das Gold in dieser Kiste darf
überhaupt nie unter ein Drittel ihres Inhaltes sinken. Und sollte auch der Himmel
schon mit Krachen seinen Einfall androhen, dieses Drittel Bodensatz der Goldkiste
wird nicht angerührt es ist gesetzlich unantastbar. Niemand rechnet infolgedessen
überhaupt noch mit diesem Bodensatz, am allerwenigsten die Reichsbank. Keinem
unserer Reichsbankpräsidenten ist es jemals in den Sinn gekommen, ein Gramm
von diesem unantastbaren Bodensatz zu verkaufen. Seit mehr als 40 Jahren liegt
der gesetzliche Lagerhüter dort in schier jungfräulicher Unberührtheit. Wenn die
Reichsbank ihren Schatz in Arbeitsprodukten des Volkes angelegt und ihn 40
Jahre lang satzungsgemäß unangetastet gelassen hätte! Vor 40 Jahren waren
Krinolinen, Spinnräder und Schnupftabak noch sehr begehrte Waren. Ein unantast-
barer Schatz von Krinolinen und Schnupftabak im ehrwürdigen Alter von 40 Jahren
müßte also heute eigentlich noch eine vorzügliche „Deckung“ der Banknoten dar-
stellen, eigentlich, d. h. wenn an der Theorie der Goldwährung alles in Ordnung ist.


Aber bei keiner anderen Ware gibt es 40jährige Lagerhüter, gibt es überhaupt
unantastbare Lagerbestände, gibt es eine Begrenzung des Absatzes. Den Begriff
der „Unantastbarkeit“ gibt es überhaupt nur dem Golde gegenüber. Wenn auch die
Reichsbankverwaltung den Schatz an Schnupftabak und Krinolinen unangetastet
hätte in den diebes- und feuerfesten Gewölben der Bank verwahrt – der Schatz
wäre doch nicht unangetastet geblieben. Wahrscheinlich wäre der ganze Schatz in
den 40 Jahren in unkenntliches Gemüll zerfallen. Für die Zerstörungselemente der
Natur ist eben nichts unantastbar – mit Ausnahme des Goldes und einiger anderer,
ebenso nichtiger Stoffe.


Welchen Zweck solch ein unantastbarer Bodensatz, auf deutsch „Bankreserve“,
wohl hat? Vielleicht spielt er die rätselhafte Rolle des Heckpfennigs? Vielleicht die
Rolle des Baumes der Erkenntnis? Alles dürft ihr restlos verkaufen – Weizen,
Wolle, Kupfer, ich habe für diese Dinge keinerlei Interesse, nur am Bodensatz der
Goldkiste, am ewigen Lagerhüter der Reichsbank, dürft ihr nicht rühren. So sagt
der Staat. Tut ihr es aber doch, so werdet ihr aus dem Paradies der Goldwährung
vertrieben.


Warum der Staat so viel Interesse für das Gold zeigt? Es ist die einzige Ware,
die der Staat in Friedenszeiten zu Höchstpreisen verkauft und das einzige Metall,
dem jetzt im Kriege die Ehre versagt wurde, in der Liste der unentbehrlichen und
darum zu beschlagnahmenden Waren aufgeführt zu werden! Jetzt hat der Staat
den Verkauf des Goldes ganz gesperrt und kein Hahn kräht danach. Und dennoch
dieses Interesse des Staates am Gold?


Niemand weiß, niemand mag und will es wissen, daß der Doppelzentner Gold
279 000 Mark kostet. Unter 10 000 Staatsbürgern ist kaum einer zu finden, der
diesen gesetzlich festgelegten Höchstpreis kennt, und trotzdem gräbt es der Staat
in jede Münze, druckt er es auf jeden grünen und blauen Lappen. Der Preis des
Goldes ist heute 279 000 Mark der Doppelzentner! Man kann sich vorstellen, daß
mancher Bürger für ein Gesetz 
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zu haben wäre, durch das Höchstpreise für Bier bestimmt werden. Eine Bier-
währung hätte vom Standpunkt der materialistischen, heute noch dominierenden
Geldtheorie einen gemeinverständlicheren Sinn als die Goldwährung. Bier trinkt
fast jeder. Der Konsum von Bier geht in die Milliarden. Für viele sind die
Bierverhältnisse das Maß aller Dinge. Der Preis des Bieres gibt ihnen Aufschluß
über den „Wert“ des Geldes. Gold dagegen konsumieren (in Form von Schmuck-
sachen) nur sehr wenige. Ihnen sagt der Preis des Goldes absolut nichts. Nur
durch Vergleich mit anderen Warenproben, sagt ihnen die Nennung eines
Preises überhaupt erst etwas. Während die Bierwährung ohne jeden weiteren
Vergleich den meisten ein Maß für alles übrige wäre. Auch würde mancher
Bürger heute ruhiger schlafen, wenn die Reichsbank statt Gold für 2500 Millionen
Mark Bier auf Lager hätte! Woher also dieses Interesse des Staates für das 
nichtigste, für das einzige nicht beschlagnahmungswürdige Metall? Warum
benutzt der Staat die Aufschrift jedes Geldzettels zur Reklame für das Gold?
Namentlich, wenn er den Absatz für das Gold nicht wünscht, ja sogar zu hem-
men sucht? Warum verkauft der Staat den Platz für die Inschrift des Papier-
geldes nicht für gut bezahlte Reklame? Ich bin überzeugt, daß sich mehr 
deutsche Staatsbürger für den Preis der Zigaretten, des Zahnwassers, der
Schaumweine interessieren, als für den Preis des Goldes!


Warum schreibt man nicht einfach: „Der Reichsbankpräsident grüßt den
Inhaber unbekannterweise (1) (10) (100) mal und wünscht ihm bei seinen
Einkäufen den gleichen Erfolg wie beim Verkauf seiner eigenen Produkte.“


Diese Inschrift klingt viel artiger, sie bringt einen freundlicheren menschlicheren
Ton in den Handel, ist wissenschaftlich durchaus unanfechtbar und sagt prak-
tisch ebensoviel wie die jetzige Reklame für das Goldmetall.


Freilich, freilich, nicht alle sind mit dieser Behauptung einverstanden. Unseren
Währungssachverständigen wenigstens geht eine solche Banknoteninschrift
ganz und gar wider den Strich. Sie sagen, daß Ware nur gegen Ware getauscht
werden kann, daß das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld durch die
Produktionskosten beider Dinge bestimmt werde, daß die Banknoten etwas gel-
ten, weil sie durch Gold gedeckt sind. Das Gold sei eine Ware wie jede andere
(wir haben das eben gesehen!). Die Goldwährung bewähre sich so vorzüglich (!)
weil das Gold so vollkommen alle Eigenschaften der Waren in sich vereinigt. (!)
Das Gold könne man als Vertreter aller übrigen Waren ansehen. (!) Es wäre eine
Etikette, die nicht nur für alle Weinsorten gleich brauchbar sei, sondern für alle
Waren überhaupt. Das Auszeichnen der Warenpreise für die Schaufenster kann
jeder durch einfaches Anhängen einer entsprechenden Münze vornehmen. Gold
und Waren seien vollkommen kommensurable Größen. Zu allen Eigenschaften
des Zuckers, des Eisens, der Kohle bringe das Gold in die Volkswirtschaft noch
den Begriff der Reserve, der unbeschränkten kostenlosen Aufbewahrung der
Güter, also der Wertkonserve, des Wertvorrates, des Wertpetrefaktes, des
Juliusturmes. Das Gold überdauert nicht nur für sich selbst die Ewigkeit, sondern
überträgt diese kostbare Eigenschaft aus alle übrigen Waren (s. unsere
Kartoffeln). (!) Und so muß es als eine glückliche Fügung des Himmels ange-
sehen werden, daß aus diesem unge-
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heuren Erdball gerade so viel Gold gefunden wird, wie zur Goldwirtschaft nötig
ist. Wäre dieses Gold nicht vorhanden gewesen (sowie das Silber), so wüßten
wir tatsächlich nicht, wie wir zu einer geordneten Wirtschaft kommen könnten.
Wir müßten dann eine Warenwährung (Bierwährung) einführen. Aber mit einer
solchen Warenwährung (Tee, Tabak, Pulver, Pelze und was sonst schon als Geld
gedient hat und noch dient) würden ja wieder alle unsere Produkte dem
Verderben ausgesetzt sein, wie zur Zeit des Tauschhandels, wir könnten sie
dann unmöglich noch in der Geldform (!) konservieren, da das Warengeld ja 
selber sich nicht konservieren läßt. Und wie stände es dann noch mit dem Zins,
mit dem Kapital, diesem kostbarsten Nebenprodukt unserer seit 300 Jahren sich
so vorzüglich bewährenden Goldwährung?


„Josef“


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Die Presse und die Währungsfrage
Das deutsche Volk hat sich verirrt und findet den Weg nicht wieder, weder vor-


wärts noch zurück. In der Stunde der Gefahr, als das Gold hätte zeigen können,
daß es das Vertrauen rechtfertigt, das ihm entgegengebracht wurde, ausgerech-
net am Tage der Kriegserklärung, da streikte das Gold, wie es das übrigens bei
solchen Gelegenheiten immer getan hat. (Daher der Ausdruck: treu wie Gold.)


Havenstein und Helfferich verließen nicht leichtfertig und freiwillig den für
Bürokraten so bequemen Weg der Goldwährung und der Tugend. Es war den
beiden sicherlich nicht wohl dabei. Eine stärkere Macht, eine Macht, vor der ich
die Reichsbank oft genug gewarnt hatte, der Goldhamsterer diktierte jetzt die
Marschrichtung in der Währungspolitik. Havenstein hoffte noch durch Appell an
den Patriotismus die Goldhamsterer zu veranlassen, den durch sie unterbroche-
nen Kreislauf des Geldes wieder zu schließen. Er hätte ebenso gut den Fischen
predigen, sich an die Steine wenden können. Die Goldhamsterer hatten
Helfferich am Kragen, denselben Helfferich, der den furiosen „Verein zum
Schutze der deutschen Goldwährung“ gegründet hatte. Jetzt erwürgte der
Schützling den Schützer. Und es geschah ihm recht dabei, denn man soll keinen
Verein gründen mit solch widersinnigem Namen und unmöglichem Zweck. Die
Hindu, die die Brillenschlangen in den Schutz der Götter gestellt haben, gehen
jährlich zu Tausenden an den Bissen der Brillenschlangen zugrunde. Das Gold
offenbarte jetzt durch sein Verhalten, daß Helfferich die Giftigkeit seines
Schützlings nicht erkannt hatte. Die Goldwährung hatte in Deutschland den
Kapitalismus gefördert, also verdiente sie auch den Schutz Helfferichs. Aber die
Goldhamsterer zwangen nun Helfferich, sich gegen den eigenen Schützling zu
wenden. Helfferich ging zu den Feinden der Goldwährung, zum Papiergeld über.
Er hätte nun hier vieles erreichen können, was mit der Goldwährung unmöglich
war. Aber wer die Dynamik der Goldwährung nicht begriffen hat, wird auch die
des Papiergeldes nicht verstehen. Helfferich schob nicht, er wurde geschoben.
Er pfuschte. Niemand im Deutschen Reich hätte eine leichtfertigere, kinderische-
re Währungspolitik treiben können, als die, die Helfferich mit dem Papiergeld
betrieb. Vielleicht hat er das, um seinem entthronten Schützling die Rückkehr auf
den Währungsthron zu erleichtern. Kein besseres Mittel gibt es, um dem Volke
die Vorzüge der Goldwährung zu offenbaren, als die Papiergeldpfuscherei, wie
sie Helfferich betrieb. Namentlich wenn man es versteht, die Kritiker mundtot zu
machen und sich so an der Notwendigkeit herumzudrücken, die getroffenen
Maßnahmen theoretisch verantworten zu müssen. Den einzigen Kritiker, der 
einzige, der nicht dem deutschen Reichsgeldmarschall zujubelte, der Physiokrat,
ließ 
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Helfferich gleich durch die Militärzensur abmurxen. Und in der langen Zeit seit
Kriegsausbruch haben sich weder Helfferich noch die Reichsbank in irgendwel-
che währungspolitische Polemik und theoretische Erörterungen hereinziehen 
lassen. Die theoretischen Richtlinien, nach denen Helfferich arbeitete, hat er 
niemals bekanntgegeben. Übrigens war das deutsche Volk so vorzüglich diszipli-
niert, d. h. dressiert, daß es für die Führung des wichtigsten Amtes des Reiches
keine theoretische Verantwortung forderte. Die Presse auf alle Fälle hat sie nicht
gefordert. Übrigens tat Helfferich wohl daran, sich nicht auf ein Gebiet zu wagen,
wo er offenbar nicht zu Hause war. Er kannte nur die Goldwährungstheorie, die
ein Ausfluß der Wertlehre ist, in der der Streit der Meinungen durch ein Dutzend
Theorien vertreten wird, von denen die jüngste, die von Fr. Gottl, den „Wert“ als
Singularobjekt leugnet!


Die Rolle, die in dieser Angelegenheit die deutsche Presse gespielt hat, bedarf
noch der Aufklärung. Sie, die Presse, wird beschuldigt, daß sie durch die
Unterdrückung jeder kritischen Äußerung sehr wesentlichen Anteil hat an der
Papiergeldwirtschaft. Man macht die deutsche Presse mitverantwortlich für die
an den Spargeldern geübte Prellerei, für die subreptizielle Beschwindelung der
Mündel. Entweder hatten die die Presse beherrschenden Kreise von vornherein
dafür gesorgt, daß nur währungspolitische Analphabeten als Redakteure ange-
stellt wurden, oder aber diese Redakteure hatten wider bessere Erkenntnis ein-
fach zu parieren. Dieses Parieren war ja dem deutschen Volk von Kindheit an
eingedroschen worden. Anderswo kommandiert der Räuber „Hände hoch“. In
Deutschland hieß es einfach „Stillgestanden, parieren“ und da konnten beim Volk
durch die Notenpresse die Taschen geleert werden. Wie dem nun auch sei, so
dürfte nun hier die Frage am Platze sein, wer denn nun eigentlich der deutschen
Presse in dieser ausschlaggebenden Angelegenheit die Befehle erteilt.


In Frankreich erschien nicht lange vor dem Krieg ein kleines Buch von Delaisi,
das den Einfluß der Presse über die Börsenkurse behandelte. In diesem Buche
wurde auch gezeigt, wie die Finanziers entscheidend in die Politik eingreifen, und
dieser sensationellen politischen Enthüllungen wegen und um den Anschein zu
erwecken, daß es solche Dinge in Deutschland noch nicht gebe, wurde das Buch
in Deutschland offiziell verbreitet. Delaisi sagte hier, daß die großen Banken den
für Handels- und Börsennachrichten reservierten Teil der Zeitungen, also auch
den Teil, wo die Währungsfrage behandelt werden müßte, sämtlich gepachtet
haben. Manche dieser Zeitungen konnten nur wegen dieser Pachtgelder finan-
ziell bestehen. Wenn aber die Banken so viel Geld für diese Praxis übrig haben,
so muß sich diese doch wohl lohnen, denn aus Patriotismus geschah das sicher-
lich nicht. Und wenn diese Praxis, die alle Handels- und Börsennachrichten unter
die Zensur der Bank- und Börsenleiter brachte, sich in Frankreich bewährte, so
sieht man nicht 
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ein, warum dasselbe System sich nicht auch in Deutschland bewähren würde.
Und wenn es sich bewährt, nun dann wird es auch in irgendeiner Weise geübt
werden. Es sind doch gewiß nicht literarische, kulturelle Ziele, die Stinnes und
die, die hinter ihm stehen, mit dem Ankauf von 3 Dutzend Zeitungen und einem
Gros Redakteure verfolgten? Und wenn wir weiter forschen und fragen, wer sind
die Maßgebenden, die Havenstein und Helfferich an die Spitze der Reichsbank
gestellt hatten, sind es nicht letzten Endes diejenigen, an die die Regierung, weil
sie selber kein Urteil hat, sich zu wenden pflegt, wenn sie „sachverständigen
Rat“ in Währungsfragen einholen muß, die Bankiers, die Bankiers und immer
wieder die Bankiers? Und wenn auf diese Weise die Verbindung hergestellt ist
zwischen den Bankherren, der Presse, der öffentlichen Meinung, der
Reichsbankleitung und der Währungspolitik, so wissen wir jetzt auch, warum in
all den Jahren seit Kriegsausbruch und all den Jahrzehnten vor Kriegsausbruch
die Währungsfrage in der deutschen Presse nicht erörtert werden durfte und
auch nicht erörtert wurde, warum es möglich war, daß die sozialistische Presse
bis in die allerjüngste Zeit die Währungsfrage als eine interne Angelegenheit der
Kapitalisten bezeichnete, die das deutsche Volk weiter nicht interessieren könne.
Die Zeitungen, die Stinnes direkt gekauft und bar bezahlt hat, sind nicht die ein-
zigen, die seinem Einfluß unterliegen. Wie weit dieser Einfluß geht, erkennt man
am besten an der Stellungnahme der Presse zur Politik der Reichsbank.
Niemand ist in Deutschland so unerfahren, um nicht den Sinn der Bankge-
schäfte, die Stinnes mit der Reichsbank machte, durchschauen zu können. Was
jeder Schieber begriff, das haben die 100 Stinnesredakteure doch gewiß auch
begriffen. Jeder wußte, daß die Reichsbank aufs schmählichste durch die Leute
bestohlen und betrogen wurde, die ihre Wechsel der Reichsbank zum Diskont
vorlegten. Man wird uns doch nicht weis machen, daß in Hamburg kein einziger
Kaufmann den Schwindel durchschaut hätte. Alle die Tausende von deutschen
Kaufleuten, die mit Südamerika, mit Italien, Indien, China, England, Spanien,
Abessinien Handel trieben, mit den Ländern also, die die Goldwährung nicht 
hatten, die ihre Waren gegen Silber oder Papiergeld verkauften, die wußten
doch, was eine Devise war, was Agio war, wie man in der damit verknüpften
Agiotage sich aktiv und passiv zu benehmen hat! Und wenn sie Bescheid 
wußten, dann wird unter den Tausenden wohl auch ein einziger ehrlich genug
gewesen sein, um zum Schutz der Sparkassengelder, der Mündelgelder, der
Steuer- und Staatsgelder zur Feder zu greifen und das zu tun, was er im eigenen
Interesse sicherlich getan hätte. Es hätte dem Redakteur als „langjähriger“
Abonnent mit dem Streik, vielleicht auch mit dem Staatsanwalt gedroht. Nach
Paragraph 139 und 904 des Strafgesetzbuches war er als Staatsbürger dazu
verpflichtet.


Und so fragt man sich immer wieder, wie es kommt, daß die deutsche Presse,
wie auch die Presse des Auslandes eine Diskussion der Währungsfrage auf 
breiter 


141







Grundlage nicht aufkommen läßt, daß wenn einmal ein unvorsichtiger Redakteur
die Währungsfrage anschneidet, die Diskussion nach kurzer Frist wieder plötzlich
abgebrochen wird. Ich erinnere hier daran, daß vor einiger Zeit in den Blättern
des öfteren das Wort Indexwährung gebraucht wurde, daß im „Vorwärts“ sogar
ein Artikel mit der Überschrift „Aktive Währungspolitik“ erschien. Anlaß zur
Fortführung einer solchen Diskussion war doch genug da und das öffentliche
Interesse auch. Warum, warum brach nun die Besprechung weit vom Ziel ab?
Wie kommt es übrigens auch, daß die Bestrebungen des Freiwirtschaftsbundes
von der großen Presse niemals erwähnt werden, aber wenn es geschieht, daß
beim Volk ein schiefes, zumeist aber falsches Bild dieser Bestrebungen gegeben
wird, und zwar heute, wo das Volk vollkommen ratlos ist und die Regierung
nichts Besseres zu tun weiß, als sich rückwärts zu orientieren, wie es alle die zu
tun pflegen, denen der Ausblick nach vorn durch uralte Besessenheiten versperrt
ist. Noch in der „Deutschen Tageszeitung“ vom 7. Dezember werden die
Forderungen des Freiwirtschaftsbundes mit der Behauptung erläutert: „Die
Preise sollen durch eine große Abrechnungsstelle zentral geregelt werden.“ So
schafft sich durch Fälschung die „Deutsche Tageszeitung“ selber den Boden, um
die Freiwirtschaftler als Phantasten kennzeichnen zu können. Dazu hat die
„Deutsche Tageszeitung“, um sich um die Währungsfrage herumzudrücken und
um dennoch dem Freiwirtschaftsbund etwas anzuhaben, ihren mit „Der
Freiwirtschaftsbund“ überschriebenen Artikel mit der Bemerkung abgeschlossen:
„Propagiert sind die Gedanken anfänglich durch Gustav Simons, dem Erfinder
des Simonsbrotes und nach dessen Tode in sehr rühriger Weise durch 
Dr. Hunkel, Sontra Donnershag, einen früheren Redakteur des Ostmarkvereins,
der daneben noch gleichzeitig für Wiederbelebung altgermanischer Kultformen,
für Nacktkultur und Ehereform (Vielweiberei) und Menschenzüchtung
(Körperkommissionen) für Menschen eintritt.“


Die deutsche Presse unterrichtet täglich das Volk über Ereignisse auf dem
Erdball, auf die wir nicht den geringsten Einfluß haben und die uns auch in der
Regel gar nicht berühren. Über lebenswichtige Fragen aber, von deren schneller
und richtiger Lösung das Schicksal des Volkes abhängt, darüber berichtet sie in
der eben bezeichneten Weise – – – wenn sie überhaupt berichtet.


Auf diese Weise sucht man das Volk wieder für die Rückkehr zur Goldwährung
zu gewinnen, an der nichts währt als die ewig wiederholte Bauernfängerei. Zum
Glück ist aber dafür gesorgt, daß es beim Versuch sein Bewenden haben wird,
daß der deutschen Presse zum Trotz die Währungsfrage zur Sprache kommen
und ihrer endgültigen Lösung zugeführt werden wird.
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De Profundis!
Auf dem Wege zum Schacht reichte mir der Postbeamte einen Brief. Ich kann-


te die Handschrift und steckte den Brief in die Tasche. Er kam aus noch viel 
größeren Tiefen, als die waren, wohin ich mich begab. Eiliges war sicher nicht im
Briefe.


Ich arbeitete hart. Mir war’s als ob ich den Briefschreiber, der da tief unten an
mich dachte, befreien, an die Sonne bringen müßte. Welch köstliche Gabe
müßte es für den alten Mann sein, noch einmal, ein einziges Mal vor seinem
Tode die liebe Sonne zu sehen. So dachte ich inmitten des von mir aufgewirbel-
ten Kohlenstaubes. Aber ich wußte, daß es nutzlos war. Ihn decken Berge von
Theologitschichten, dem härtesten aller Gesteine. Ob „Der neue Kurs“, den ich
ihm schickte, am Ende doch die Klosterzensur passierte? In der
Frühstückspause nahm ich den Brief vor:


„Ich habe Deine Zeitung gelesen. Was da über den Bürgerkrieg geschrieben
steht, hat mir gut gefallen. Der Bürgerkrieg ist das Elend des Elendes. Hier ist ja
alles Verlust. Was mir weiter gefiel, weil ich ebenso denke, ist der Artikel „Zur
Politik Gesells“ von cand. theol. Fritz Tresser. 0, dieser Gesell sollte nicht so
gegen das preußische Heer schreiben und nicht gegen den Klassenstaat (das
gehört wohl alles zusammen?). Das gibt ja böse Stiche ins Herz. Wie dieser
junge Theologe schreibt, ich glaube, „Der neue Kurs“ verliert viele Freunde und
Einfluß; er verletzt. Die ganze Welt weiß, daß das preußische Heer das tüch-
tigste der ganzen Welt war, und was den Klassenstaat anbetrifft – so ist das
ganz in der Ordnung. Gottes Schöpfung ist ja nur ein großer Klassenstaat. Die
kleinste Republik wie die unsrige z. B. ist ein Klassenstaat. Wenn ein Schuster
oder ein Fleischer noch so viel Geld hätte, seine Tochter könnten wir niemals
zusammen mit unseren Schülerinnen erziehen, ob da ein Kaiser oder ein
Präsident an der Spitze steht: Klassenstaat ist und wird es immer bleiben. Es ist
Gottes Gepräge und wird es immer bleiben und alle Autorität kommt von Gott.“


„Lasset die Kindlein zu mir kommen! Doch mit Ausnahme der Schuster- und
Fleischerkinder!“ So heißt es in dieser Klosterschule. Wie glücklich sind doch die
Schuster- und Fleischerkinder, daß der Geist der Finsternis sie von sich stößt.
Wie klug es doch von den Kapitalisten gedacht ist, daß sie den Einfluß so vieler
sinniger Mönche, die der Ekel vor dem Klassenstaat, vor der kapitalistischen
Unzucht ins Kloster flüchten ließ, nun dazu benutzen, denselben Klassenstaat
als die göttliche Ordnung in weiten Kreisen zur Anerkennung zu bringen und so
den Klassenstaat gegen die Empörer zu schützen.


Adam


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Die Rentenmark, die Goldnoten und ihre Zukunft
I. Papier ist das beste. Gold das denkbar schlechteste Material, was zur


Herstellung von Geld gebraucht werden kann. Da die Rentenmark (sowie die
kommende Goldnote) aus diesem besten Material gemacht wird, so ist die erste
und wichtigste Voraussetzung für die glückliche Lösung der Währungsfrage
erfüllt.


II. Die „Deckung“ des Geldes liegt immer nur in seiner Funktion als Tausch-
mittel. Jede andere stoffliche Deckung ist überflüssig und zudem auch schädlich,
da sie etwas wie automatische Wirkung vortäuscht, was doch nur durch eine
Verwaltungsmaßnahme erreicht werden kann. Niemals wird der Rentenmark
darum etwas passieren, weil man die Hypothekendeckung für unsicher hält.


III. Die „Sicherheit“ des Geldes und der Währung liegt unter allen denkbaren
Umständen absolut in der Qualität der Beamten, denen das Geldwesen anver-
traut ist. Eine stoffliche Sicherheit, ein Pfand, das man in die Hand nehmen kann,
wird man für das Geld nie finden und schaffen können. Die stoffliche Deckung
durch Goldreserven usw. wird in entscheidenden Fällen ganz regelmäßig durch
Sperrgesetze dem Geldinhaber entzogen. Die in Zahlungsverträgen
(Hypotheken, Wechseln, Schuldscheinen) angelegten hundertmal größeren
Geldbeträge kennen ebenfalls keine andere Sicherheit und Deckung als die
Funktion des Geldes und die Qualität der Beamten. Makulatur kann jederzeit
durch Gesetz zum gesetzlichen Zahlungsmittel für alle auf Geld lautenden
Zahlungsverträge gemacht werden und ist auch bei uns zum gesetzlichen
Zahlungsmittel gemacht worden.


IV. Auch für die Rentenbank gilt dieser Satz.


V. Unterstehen die Männer, denen das Geldwesen zur Verwaltung anvertraut
wird, dem Finanzminister (der in der Regel nichts von Währungsfragen versteht)
und hat die Währung keinen Rückhalt in der Presse, in den politischen
Organisationen, in der Reichswehr, in den Gewerkschaften, weil auch diese
nichts von Währungsfragen verstehen, so geschieht mit der Währung immer das,
was dem Finanzminister am bequemsten erscheint, um sich Geld zu verschaffen.
Sein erster Griff geht in die Golddeckung der Noten; sein zweiter ist der Griff auf
den Hebel der Notenpresse, ist dann unter den Männern, die die Notenpresse
bedienen, niemand, der dem Finanzminister an die Gurgel springt, so geht die
Währung in die Brüche, Golddeckung erweist sich immer als Goldflitter.


VI. Hat heute der Finanzminister die nötige Macht, um die für die Reparationen
und für die Balancierung des Etats erforderlichen Steuern zu erheben, dann 
sind die äußeren Bedingungen für die Stabilisierung der Mark erfüllt. Die mate-
riellen Mittel zur Stabilisierung liefert das Geldmonopol stets und unter allen
Umständen 
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in ausreichender Menge, so daß Kredit, Gold, Anleihen für die Stabilisierung
überflüssig sind, sofern man es nur versteht, alle Hilfsmittel des Notenmonopols
heranzuziehen. Aus solchen materiellen Gründen dürfte der Versuch mit der
Rentenmark nicht mißlingen.


Wie sind nun die Aussichten unserer Rentenmark im Hinblick auf die hier oben
genannten Voraussetzungen der Stabilisierung zu bewerten?


Wie steht’s mit der Reparation? Werden unsere Ermächtigten die Macht haben
und die Energie aufbringen, sich selbst in solcher Höhe zu besteuern, daß die
Reparationen regelmäßig bezahlt werden können? Von der Antwort auf diese
Frage hängt alles ab. Sind die Kreise, die unsere Ermächtigten stützen, nun 
endlich so weit, um zu erkennen, daß es keine Revision geben wird, daß
Deutschland ganz auf die eigene Kraft angewiesen ist und daß hier nichts an-
deres helfen kann als eine scharfe Sachwertsteuer? Wenn ja, dann steht die
Reparation der Balancierung des Haushalts und damit auch der Stabilisierung
der Währung nicht mehr im Wege. Wer daran aber zweifelt, der handelt folge-
richtig, wenn er die Rentenmark skeptisch betrachtet.


Die Balancierung des Haushalts setzt natürlich voraus, daß die erschlossenen
Steuerquellen auch dauernd fließen. Würde die heutige große Arbeitslosigkeit
sich auf längere Zeit erstrecken, dann würde die Zeit kommen, wo der Staat die
Steuereinnahmen für die Erwerbslosenunterstützung aufbrauchen müßte. Dann
natürlich würde wieder die Not-Notenpresse des Reiches, der Staaten und der
Gemeinden in Betrieb gesetzt werden und dann wäre es wieder aus mit der
Stabilisierung der Mark. England, das der Goldwährung nun schon drei Jahre
nachläuft, ohne sie zu erreichen, hat bis 2 000 000 Arbeitslose unterstützen
müssen. Amerika hat es auf der Jagd nach der Goldwährung, weil es mit reiche-
ren Mitteln energischer vorgehen konnte, auf 5 000 000 Arbeitslose gebracht.
Wir könnten uns selbstverständlich solchen Luxus nicht erlauben. Weil aber die
Rentenmark als Übergang zur Goldwährung bezeichnet wird, so müssen wir
auch mit den „Nebenerscheinungen“ der Goldwährung, mit der sogenannten
Gesundungskrise, rechnen, die uns jedoch, statt zur Gesundung zu verhelfen,
wahrscheinlich totschlagen wird.


Wer also nicht daran glaubt, daß das deutsche Volk vom Goldwahn zu befreien
ist, der handelt folgerichtig, wenn er mit der Rentenmark nicht zu vertrauensselig
arbeitet und wenn er gespartes Geld nur in ganz kurzfristigen Darlehen ausgibt,
damit er jederzeit anders über sein Geld verfügen kann.


Deutschlands Wirtschaft steht und fällt mit der Weltwirtschaft. Und mit der end-
gültigen Aufnahme der Reparationszahlungen wird Deutschland noch viel mehr
als bisher auf Welthandel angewiesen sein. Das setzt wieder voraus, daß die
Völker ringsum wieder zu Wohlstand gelangen, daß wir in Deutschland alles
unternehmen, was den Wohlstand der Nachbarn heben kann, denn nur wohl-
habende, 
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reiche Völker können unsere hochwertigen Industrieprodukte in der Menge und
Qualität aufnehmen, die für den Vollbetrieb nötig ist. Auch kann nur der
Vollbetrieb der Wirtschaft es verhindern, daß unsere besten Arbeiter das Land
Bismarcks, der Niederlage und der kurzsichtigen Politik verlassen und im
Ausland Konkurrenzunternehmungen gründen. Fehlt dem deutschen Volk die
Einsicht in diese Dinge, versucht die demokratische Souveränität den
Proletariern die Kriegslasten aufzubürden, dann setzt die Auswanderung ein und
dann ist es aus mit dem Vollbetrieb, wie er für die Tragung der Reparationslasten
nötig ist, und damit wird wieder der Boden untergraben, auf dem die Mark 
stabi-lisiert werden kann. Wenn das deutsche Volk sich geistig so weit von den
Kriegsgreueln erholt hat, daß es sich freuen kann, wenn ringsherum die Völker 
in Wohlstand und Reichtum sich erholen, zu einer Zeit, wo wir hier noch selbst
fluchend die Reparationen bezahlen müssen, dann werden auch die geistigen
Voraussetzungen für die Stabilisierung gegeben sein. Solange aber noch der
nationalistische Wahn frohlockend vom Frankensturz, von den polnischen
Unruhen, von der englischen Arbeitslosigkeit, von den Schwierigkeiten der
Sowjetregierung berichtet, tut jeder gut, der Rentenmark und den kommenden
Goldnoten nur so weit zu trauen, als er die Entwicklung übersehen kann. Die
Stabilisierung ist nicht nur ein Welthandels-, sondern auch ein Weltfriedens-
problem.


Überhaupt aber, was nennt man heute in Deutschland Stabilisierung der Mark?
Der Dollarkurs zwar ist seit schon zwei Monaten fest auf einem Punkt. Aber was
hat uns diese Art der Stabilisierung bisher gebracht? Finanzminister Luther
sprach von märchenhaften Zuständen. Er hat Recht, wenn als Vergleichspunkt
die Billionenzeit herangezogen wird. Aber an sich betrachtet, sind die heutigen
Zustände nichts weniger als glückverheißend. Die Stabilisierung des Dollars hat
uns die Deflation gebracht, und ist schon die Inflation ein Verbrechen, so ist die
Deflation direkt Wahnsinn, denn sie ist es, die uns in dieser Zeit der äußersten
Not die stetig zunehmende Arbeitslosigkeit gebracht hat. Die Stabilität des
Dollarkurses bedeutet die Instabilität des Indexes, der Preise, bedeutet die Über-
tragung der amerikanischen Tollhauswirtschaft auf die deutsche Wirtschaft,
bedeutet die Unterwerfung des deutschen Volkes unter die Herrscher der
Newyorker Börse. Die amerikanische Wirtschaft vermag die Last dieser
Räuberherrschaft zu tragen. Die deutsche, mit den Reparationen belastete
Wirtschaft wird unter dieser doppelten Last zusammenbrechen. Nirgends in der
Welt sind die politischen Voraussetzungen für eine dem Volke dienende
Währungspolitik so schwach fundiert, wie im Lande der Dollarwährung. Nirgends
ist die Macht des Geldes so groß, so brutal, so verbrecherisch wie in Amerika.
Nirgends hat der Index so tolle Sprünge gemacht wie im Lande des Dollars. Ich
erinnere nur an die Morgankrise von 1907. Und die gleichen Räuber, die damals
das amerikanische Volk rücksichtslos abschlachteten, wie man 
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ein Schwein abschlachtet, – sie sind noch heute am Ruder der amerikanischen
Währungspolitik und damit auch die Herren über das Schicksal des Dollars. Und
dem Produkt dieser Währungspolitik, dem Dollar, dem jagt nun Hjalmar Schacht
nach! Und wenn es ihm gelingt, die deutsche Währung auf diese Dollarschaukel
zu setzen, dann glaubt er, es sei ihm auch gelungen, die deutsche Währung zu
„stabilisieren!“ Hjalmar Schacht war kein deutscher Beamter. Er war auch nicht in
der Politik hervorgetreten. An der theoretischen Klärung der Währungsfrage hat
er sich niemals beteiligt. Er war nur Bankbeamter und kam als solcher niemals in
direkte Berührung mit der Währungsfrage. Und wenn er nun über Nacht zum
Währungsdiktator des Deutschen Reiches ernannt wurde, so muß angenommen
werden, daß ihn einflußreiche Männer vorgeschoben haben. In welchem Lande
sind diese Männer? Da Hjalmar Schacht sich voll für die Goldwährung einsetzt,
ohne diese Stellungnahme irgendwie zu begründen, so ist die hier gestellte
Frage nicht schwer zu beantworten. Die Goldwährungsinteressenten haben
Hjalmar Schacht vorgeschoben, und an der Goldwährung haben nur diejenigen
ein Interesse, die die Währung der Oberaufsicht des Staates, des Volkes, der
Gesetzgebung entziehen wollen, um dann als Alleinherrscher auf diesem
Gebiete das Volk ausbeuten und beherrschen zu können. Wenn es nicht so ist,
so möge Hjalmar Schacht dem deutschen Volk die Geschichte seiner Ernennung
bekanntgeben und bei der Gelegenheit uns sagen, was er an der Goldwährung
und besonders am Dollar so Vortreffliches entdeckt hat, daß er dieser Wucher-
und Spitzbubenwährung nachläuft.


Unter der Herrschaft der Dollarwährung wurde in Amerika der Index während
des Krieges von 100 auf über 200 getrieben. Soll nun, wenn wir die deutsche
Währung mit dem Dollar verkuppeln, der Index in Deutschland ebenfalls von 
100 auf 200 von den Börsenmagnaten getrieben werden können? Schacht soll
hierauf antworten. Nach Beendigung des Krieges und unter der Herrschaft des
Dollars wurde der Index in Amerika von 200 auf 140 gesenkt, mit der von 
solchem Börsenstreich zu erwartenden Nebenwirkung, daß 5 Millionen Men-
schen ein Jahr ohne Arbeit waren. Sollen wir in Deutschland nun ebenfalls zum
Spielball der Newyorker Börsenräuber gemacht werden? Auch hierauf soll uns
Schacht klipp und klar antworten.


Nachdem der Index von 200 auf 140 gesenkt worden war, ist seit einem Jahr
die umgekehrte Börsenpolitik betrieben worden mit dem Erfolg, daß der Index
jetzt wieder auf 160 steht und daß niemand, mit Ausnahme der Börsenfürsten,
jetzt weiß, wie demnächst der Index stehen wird, was so viel heißt, daß in
Amerika, dem Lande des Dollars (dem Schacht nachläuft) mit Ausnahme der
Börsenfürsten niemand, kein Kaufmann, kein Unternehmer disponieren kann.
Hjalmar Schacht hat die Frage zu beantworten, ob wir in Deutschland auch nicht
wissen dürfen, wie morgen und übermorgen die Kurse und die Preise stehen
werden, ob auch hier mit Ausnahme der Börsenagenten Morgans niemand wird
disponieren können.
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Paul Warburg (früheres Mitglied des Federal Reserve Board der Ver. St.) sagt
im November-Heft des Manchester Guardian Commercial 1922 S. 666, die
Banken hätten in New York 1 500 000 000 Golddollar frei für die Deckung neuer
Noten. Was nach dem Dritteldeckungsverfahren den Banken ermöglicht, dem
Verkehr jederzeit 4 500 000 000 Dollar in neuen Banknoten zuzuführen.
Irgendwelche gesetzliche Einschränkung besteht nicht. Nur die Raubgier
Morgans und seiner Kumpane bestimmt über den Zeitpunkt, wo diese 4,5
Milliarden Dollar losgelassen und wann sie nach Eintritt der entsprechenden
Hochkonjunktur wieder zurückgezogen werden. Hjalmar Schacht sind diese
unheimlichen Verhältnisse sicherlich bekannt. Wir erwarten also von ihm die
Angabe der Mittel, die er anzuwenden gedenkt, um solche Inflationswelle von
den deutschen Märkten abzuwenden, ohne die von ihm erstrebte Verkuppelung
der Mark mit dem Dollar wieder zerreißen zu müssen.


Solange wir das alles nicht wissen, so lange Hjalmar Schacht über diese 
primären Währungsfragen sich ausschweigt, können wir den Lesern des
„Entscheidungskampf“ nur empfehlen, bei allen privatwirtschaftlichen
Angelegenheiten der Rentenmark sowie der kommenden Goldnote nur kurz-
fristigen Kredit zu geben.


Wahlkomödie.
Mit welchem Eifer beteiligte man sich an den letzten Reichstagswahlen! Wie


viel Geld gaben die Parteien aus! Wie wichtig erschien die Sache dem Volke!
Wie oft fragte sich Meyer, ob er wohl auch den „Richtigen“ wählen würde! Und
nun liefert das Ermächtigungsgesetz den bündigen Beweis dafür, daß das
Parlament versagt, ja daß es in lebenswichtigen Fragen notwendigerweise ver-
sagen muß, daß es nur für Nebensächlichkeiten arbeitsfähig ist.


Nur wenige waren es, die es nicht für der Muhe wert hielten, den Stimmzettel
abzugeben, weil sie die Grenzen parlamentarischer Macht erkannt hatten. Sie
wußten, daß man sich im Parlament tagelang über Kulturfragen, Bierfragen, aus-
wärtige Politik, Kegelklubpolitik unterhalten kann, daß das Parlament aber ver-
sagt, wenn Grundsätzliches, wenn Weltanschauungen, wenn Mein und Dein zur
Verhandlung steht. Noch niemals und in keinem Parlament der Welt hat man
grundsätzliche Fragen parlamentarisch behandeln, parlamentarisch entscheiden
können, Und wenn es wirklich einmal so weit käme, dann würden alle
Parlamentsmitglieder den Saal verlassen, um draußen Barrikaden zu errichten
und besser kämpfen zu können.
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In grundsätzlichen Kulturfragen, wenn Mein und Dein auf dem Spiele steht,
kapituliert niemand vor der Wahlurne. An solchen Tagen sind die Stimmzettel 
einfache Papierfetzen, und alle Parlamentarier verwandeln sich in Demagogen.
Und als letzte Zuflucht, wenn gegen alle Erwartungen das Parlament doch noch
etwas zustande bringen könnte, etwas Gefährliches, nun, dann wird mit der
suprema ratio regis, die auch die des Republikaners ist, gearbeitet, dann wird 
ein Krieg mit dem Nachbar vom Zaune gebrochen, und wenn dieser durchaus
nicht anbeißen will, dann hilft ein Bürgerkrieg aus der Verlegenheit. Lieber ein
Dutzend Bürgerkriege, lieber noch einen Weltkrieg, als etwas Grundsätzliches
über Mein und Dein parlamentarisch die gesetzlichen Instanzen durchlaufen zu
lassen. Die Wunden, die der Weltkrieg geschlagen, vernarben, die Reparationen,
hm, auch mit diesen glaubt man auf besondere Art fertig zu werden. Aber das
Grundsätzliche stürzt von Grund auf das Alte und Morsche und wirkt für ewige
Zeiten. Hier lohnt es, Widerstand bis zum Äußersten, bis zum Weißbluten zu 
leisten.


Wie kommt denn schließlich solches Parlament zustande? Sind die Wahlen
nicht Produkt der öffentlichen Meinung, ein Fabrikat der Presse, wie Preßhefe,
Preßtorf, Preßziegel! Und ist solche Presse nicht mit Geld in jedem beliebigen
Umfang herzustellen und mit Geld für alle Kreise schmackhaft zu machen?
Wessen Presse ich lese, dessen Meinung teile ich notwendigerweise mit der
Zeit. Denn in dieser Presse wird mir aus den Strömen täglicher Ereignisse nur
das geboten, was meine Meinung in eine bestimmte, die gewünschte Richtung
zwingen muß. In dieser Presse wird alles systematisch unterschlagen, was diese
so gefälschte Meinung berichtigen könnte. Und warum lese ich diese Presse?
Weil sie aus allen anderen ungefährlichen Gebieten wunderbar neutral ist, weil
sie billig und trotzdem reichhaltig wie keine andere Zeitung ist, weil die, die sie
mir so billig verkaufen, Geld, viel Geld sogar zusetzen. Warum aber geben diese
Leute so viel Geld her zu diesem schlechten Geschäft? Weil sie auf meinen
Wahlzettel spekulieren, mit dessen Hilfe sie die Geldauslagen millionenfach
zurückgewinnen werden, dadurch, daß der Stimmzettel ihnen ermöglicht, das
Grundsätzliche, das Grundstürzende immer wieder hinauszuschieben. Bei dem
aber, der so die öffentliche Meinung und damit auch die Wahlen und schließlich
das Parlament macht 
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(er braucht dieses durchaus nicht etwa zu kaufen), nun bei dem versiegen die
Geldquellen niemals, dem liefert der Apparat die Mittel zur Fortführung des
Betriebes in nie versiegendem Strom. Ähnlich wie die Börse und die
Goldwährung ihren Nutznießern immer die Mittel liefert, diese Einrichtungen mit
allen Rüstzeugen der Wissenschaft zu verteidigen.


All das hier gesagte ist schon tausendmal und tausendmal besser gesagt wor-
den. Aber es haftet nicht; es muß immer wiederholt werden. Die Neugeborenen
wissen nichts und die Alten, die etwas Erfahrung gesammelt haben, die sterben
weg, oder aber, wenn sie lange leben, dann vergessen sie alles wieder.


In der „Welt am Montag“ klagt H. von Gerlach, daß das Feldgeschrei: „Der
Parlamentarismus habe abgewirtschaftet“ schon fast zum geflügelten Wort
geworden sei. Er sagt: „Kluge“ Leute sprechen es schon vor und die Dummen
schwätzen es nach. Fragt man aber die „Klugen“, was sie denn an die Stelle des
„abgewirtschafteten“ Parlaments setzen wollen, dann möchte man aus ihren
Antworten fast schließen, daß man es auch bei ihnen nur mit Dummen zu tun
hat. So konfus sind die Antworten. Ich wenigstens habe noch nie einen klaren
Bescheid erhalten, was denn an die Stelle der „veralteten“ Parlamente zu treten
habe“.


Ich glaube, Herr von Gerlach wäre weniger unbefriedigt von den ihm zuteil
gewordenen Antworten geblieben, wenn er vor der Fragestellung die Lage etwas
geklärt hätte. Er hätte etwa folgendes vorausschicken müssen:


Wir leben in einem uralten Klassenstaat. In diesem Klassenstaat sind von jeher
alle öffentlichen Angelegenheiten ausschließlich vom Gesichtswinkel des staat-
lichen Schutzes aller uralten und verbrieften Vorrechte behandelt und entschie-
den worden. Alle staatlichen Einrichtungen, in erster Linie die Staatskirche, die
Staatsschule und die Staatsjustiz sind für den Schutz dieser Vorrechte geschaf-
fen worden. Auch die Verfassung ist ein Produkt dieser Schutzbedürftigkeit.


Nun verlangt das vorwärtsstürmende Leben die Beseitigung dieser Vorrechte,
und man erwartet vom Parlament, das die Vorrechte zu schützen hat, daß es
selbst das Feuer an die Lunte legt. Glaubt ihr, so hätte hier Gerlach fragen 
sollen, daß das möglich ist? Ihr 
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schüttelt mit dem Kopf und bekennt euch damit zum Antiparlamentarismus. Nun
denn, was wollt ihr an die Stelle des Parlaments setzen?


Auf eine so vorbereitete Frage hätte v. Gerlach sicher nicht so viele dumme
Antworten erhalten, wie sie ihm gegeben wurden. Denn hier ist die Sachlage
geklärt. Für den Parlamentarismus müssen vorerst die sozialen Grundlagen
geschaffen werden. Dann, wenn alle Vorrechte weggefegt sind, wenn dem
Kapital die Giftzähne ausgebrochen sind, wenn das gleiche und unveräußerliche
Recht auf dem Erdboden anerkannt und Wirklichkeit geworden ist, wenn nie-
mand mehr, ohne zu arbeiten, essen kann, wenn es kein anderes Einkommen
mehr geben wird als Einkommen aus eigener Arbeit, dann, dann erst wird die
Zeit reif für ein Parlament, wenn auch dann das Parlament für die Zeit überreif
sein wird. Denn in einem Staate, wo es keine Vorrechte mehr zu verteidigen gibt,
da schwindet auch das Interesse am Staate dahin wie Frühlingsschnee an der
Sonne. Ich möchte dann den Menschen sehen, der sich noch so weit für das
Seelenheil meiner Kinder interessieren wird, daß er bares Geld für eine
Staatskirche hergibt. Und auch den Bauer möchte ich sehen, der dann, wenn er
nichts mehr zu fürchten hat, weil er nichts hat, was andere durch Arbeit sich nicht
ebenfalls verschaffen können, nun Geld, sein Geld dafür ausgibt, daß meine
Kinder zwangsweise in die von ihm geleitete Schule geschickt werden!! Laßt
doch alle nach ihrer Fasson selig werden! So würde er, so wurden alle sagen.
Und mit ungefähr allen anderen Staatseinrichtungen würde es ebenso gehen.
Der Staat würde abgebaut werden, weil niemand sich noch für das Ding interes-
sieren wurde. Sicherlich mußte dann der Parlamentarismus durch Wahlzwang
aufrechterhalten werden. Aber auch das wurde nicht gehen, denn niemand
würde einen solchen Zwang ausüben und bezahlen wollen.


Die Lage ist also ganz klar: der Parlamentarismus will Dinge schützen, die das
Parlament zerstören soll. Der Staat ist der Apparat, der zum Schutze des zu
Stürzenden geschaffen, erfunden wurde. Wollen wir aus diesen idiotischen
Zuständen heraus, so müssen auf kürzestem Wege die sozialen Grundlagen für
den Parlamentarismus erst geschaffen werden, der dann überflüssig sein wird.
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Gesell gegen Helfferich
In der „Neuen Züricher Zeitung“ vom 14. 2. 24 antwortet Helfferich auf die


Vorwürfe, daß er der Urheber der in ihren Nachwirkungen so verderblichen 
deutschen Inflation sei. Wir bringen nachfolgend die Erklärung Helfferichs und
gleichzeitig eine Antwort Gesells.


Helfferich schreibt:


Wenn mir in Deutschland meine parteipolitischen Gegner zur Entlastung eigner
Verantwortung diese falsche Anschuldigung entgegenschleudern, trotz aller
Widerlegung, die diese Anschuldigung erfahren hat, dann drehe ich mich nicht
danach um. Wenn mir aber die Beschuldigung in einem von mir wegen seiner
Objektivität geschätzten neutralen Blatte entgegentritt, darf ich mir wohl einige
Worte der Gegenwehr gestatten. Zu diesem Zwecke kann ich mich auf die 
folgenden kurzen Feststellungen beschränken:


1. Kein einziges am Krieg beteiligtes Land hat den Krieg ohne Zuhilfenahme
der Notenpresse finanzieren können, auch nicht England und die Vereinigten
Staaten. Selbst die neutralen Staaten sahen sich zur Inflation gedrängt: bei-
spielsweise hat die Schweizerische Nationalbank ihren durch Gold nicht ge-
deckten Notenumlauf von 198 Millionen Fr. Ende 1913 auf 561 Millionen Fr.
Ende 1918 erhöht.


(Weil also ein anderer dumm oder verbrecherisch handelt, ist ohne weiteres
auch meine eigene Dummheit oder mein eigenes Verbrechen gerechtfertigt??)


2. Die Inflation in Deutschland ist weder legislatorisch noch praktisch von mir
„inauguriert“ worden. Ich habe die Leitung der Reichsfinanzverwaltung erst am 
1. Februar 1915, sechs Monate nach Kriegsausbruch, übernommen und habe
dabei die Erscheinungen, die als Inflation bezeichnet werden, bereits vorge-
funden.


3. Ich habe das Reichsschatzamt nicht bis zum Ende des Krieges, sondern 
nur bis zum 30 Mai 1916, im ganzen also während 16 Monaten – nicht ganz ein
Drittel der Kriegszeit – geführt. In den 16 Monaten meiner Amtstätigkeit als
Reichsschatzsekretär ging mein Bestreben dahin, die Inflation nach ieder
Möglichkeit einzudämmen. Im ganzen haben die Kriegsausgaben während 
meiner Amtszeit als Reichsschatzekretär rund 31 Milliarden Mark
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betragen, d. i. nur etwa ein Fünftel (?) der gesamten Kriegsausgaben. Sie wur-
den vollauf durch die Erlöse der drei von mir begebenen Kriegsanleihen, die sich
auf 31,8 Milliarden Mark stellten, gedeckt. Infolgedessen war die Zunahme der
schwebenden Schuld und damit der Inflation in der Zeit, für welche ich die
Verantwortung zu tragen habe, gleich Null.


4. Trotzdem habe ich, im Gegensatz zu der allmählich zur „fable convenue“
gewordenen tendenziösen Beschuldigung, sofort nach der Übernahme der
Reichsfinanzverwaltung die Ausarbeitung von Kriegssteuern angeordnet und im
Winter 1915/16 die ersten Kriegssteuern durchgesetzt. Ich hatte dabei stärkste
Widerstände in Bundesrat und Reichstag, in der öffentlichen Meinung und der
Presse zu überwinden, nicht zuletzt bei solchen Persönlichkeiten und Parteien,
die mir später aus dem angeblichen Unterlassen von Kriegssteuern einen Strick
drehen wollten. Unter meinen Kriegssteuern befand sich auch die erste
Kriegsgewinnsteuer bis zur Höhe von 50 Prozent auf jeden Vermögenszuwachs.
Der demokratische Abgeordnete Conrad Hausmann hat mir damals in einem
Briefe vom 23. Mai 1916 geschrieben: „Ihnen und nur Ihnen ist es zu danken,
wenn der hochbeladene Wagen des Steuerkompromisses glücklich in die
Scheune eingefahren worden ist.“


5. Auch England hat nicht etwa seine ganzen Kriegsausgaben oder auch nur
einen großen Teil durch Steuern gedeckt, sondern insgesamt nur etwa 12 1/2
Prozent (siehe W. Prion, Steuer- und Anleihepolitik in England während des
Krieges).


6. Wie wenig der Vorwurf der Inaugurierung der Inflation gegen mich berechtigt
ist, zeigt auch die Gestaltung des Preisniveaus während meiner Amtszeit an der
Spitze der Reichsfinanzverwaltung: In Prozenten des Durchschnitts von 1913
stellten sich die durchschnittlichen Indizes der Großhandelspreise im Jahre 1916
in Deutschland auf 156, in England auf 160, in Frankreich auf 187.


7. Noch Ende 1918 nach dem Abschluß des Krieges und mehr als 21/2 Jahre
nach meinem Rücktritt von der Leitung der Reichsfinanzen, notierte die Mark in
Zürich etwa 60 Rappen, mehr als doppelt so hoch wie heute der französische
Franken.“


*
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Hierzu sei folgendes bemerkt: Wenn Helfferich weiter nichts gewesen wäre als
ein gewöhnlicher Finanzminister, von denen zwölf aufs Dutzend gehen, dann
würden wir uns damit begnügen, Helfferichs Rechtfertigung zu veröffentlichen.
Aber Helfferich war doch mehr als ein gewöhnlicher Finanzminister. Er hatte das
Geldwesen als Spezialität studiert und ein großes Werk darüber geschrieben,
das oft zitiert wurde, als Helfferich noch mächtig war. Sein Amtsvorgänger da-
gegen wußte wohl nicht recht, was er tat, als er damit begann, den Krieg mit der
Notenpresse zu finanzieren. Helfferich wußte aber sehr wohl, was das bedeutete,
denn er selbst sagt, daß er sofort nach seinem Amtsantritt die Notenpresse
durch die Steuerpresse und durch Anleihen zu ersetzen suchte.


Aber Helfferich sagt, daß er nur während seiner Amtszeit, die 16 Monate 
dauerte, die Notenpresse unter seiner Aufsicht hatte. Das scheint uns aber nur 
formell zu stimmen. In Wirklichkeit behielt er als Vizekanzler des Reiches erst
recht die Verantwortung für die Regierung und damit für die Finanzen und die
Notenpresse. Es wäre sicher keine einzige Banknote gedruckt worden, wenn der
Kanzler Helfferich es so gewollt hätte. Wenn Helfferich wirklich etwas von der
Währung verstand, so wußte er auch, daß ein Kanzler keinen Finanzminister 
dulden darf, der nicht Fachmann auf dem Gebiet der Währung ist. Nun aber hört
es sich so an, als ob Helfferich die Politik seines Nachfolgers im Finanz-
ministerium, d. h. die Notendruckerei, nicht guthieß, daß er es also anders
gemacht hätte, wenn er Finanzminister geblieben und nicht Reichskanzler und
damit Chef seines Finanzministers geworden wäre! Das soll nun einer verstehen.
Helfferich standen zwei Wege offen: entweder er entließ einen Finanzminister,
der nach Helfferichs eigener Darstellung, wie es scheint, ohne Not die
Notenpresse mißbrauchte, oder aber er dankte selber ab. Niemand zwang
schließlich H., im Amte zu bleiben und Dinge zu dulden, die er mißbilligte und
von denen er den sicheren Untergang des Reiches erwarten mußte, sofern er
wirklich etwas von Währungsfragen verstand und wußte, was geschehen muß,
wenn an der Währung gerüttelt wird. Lag ihm etwas daran, daß wir den Krieg
nicht mit einer Niederlage gewannen, so mußte er als Kanzler die Kosten des
Krieges vollkommen von der Notenpresse abwenden und sie denen aufbürden,
die für 
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die Fortsetzung des Krieges eintraten. Und fiel er mit dieser Forderung im
Ministerium durch, nun so konnte er mit einem Krach gehen, und wenn er dabei
die Worte gebraucht hätte, die man dem abdankenden König von Sachsen in
den Mund legt, so wäre die Wirkung vielleicht nicht ausgeblieben. Daß das 
deutsche Volk einen Kanzler hatte, der als Fachmann in Währungsangelegen-
heiten galt, das war es, warum das ganze Volk ohne Protest der Notendruckerei
so ruhig zusehen konnte.


Übrigens genügt uns die Erklärung Helfferichs nicht, daß er die Notenpresse
stillegte, als er das Amt des Finanzministers übernahm und den Inflations-
erscheinungen gegenüberstand. Mit der Stillegung der Notenpresse war es allein
nicht getan. Wenn er etwas von Währungsfragen versteht, so muß er wissen,
daß die Inflation auch dann besteht, wenn bei gleichbleibender Notenmenge das
Angebot von Waren abnimmt. Letzteres war aber der Fall während der ganzen
Dauer des Krieges. Dann entsteht auch Inflation, wenn die Umlaufsgeschwindig-
keit des Geldes zunimmt.


Für die Preise ist es ganz gleichgültig, ob die Menge des Geldes verdoppelt
oder vervielfacht wird, oder ob die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes ver-
doppelt oder vervielfacht wird. Erkannte Helfferich eine Gefahr für die Sicherheit
der Front in der Inflation, so war es seine Pflicht (vom militärischen Standpunkt),
den Notenumlauf in dem Grade zu vermindern, wie die Warenproduktion abnahm
und wie die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zunahm. Er hat nichts in dieser
Richtung unternommen. Er ließ die durch vermindertes Warenangebot und ver-
stärkte Umlaufsgeschwindigkeit geschürte Inflation sich weiter und weiter ent-
wikkeln und begnügte sich damit, von den Giftfrüchten der Inflation 50 Prozent
als Kriegsgewinnsteuer (!) für das Reich zu reklamieren. Helfferich wird auch
nicht behaupten können, daß es nicht möglich gewesen wäre, die Mittel für den
oben geforderten Einzug von Banknoten aufzubringen. Denn wer 31 Milliarden
durch Anleihen aufbringen kann, der wird durch die Steuereintreiber auch wohl
noch eine oder zwei Milliarden Mark für die Sanierung der Währung aufbringen
können, namentlich, wenn dem Volk dabei klar gemacht wird, wie wichtig der
Zweck solcher Steuer ist. Und wenn die Analphabeten im Reichstag ihm solche
Steuer verweigert hätten, nun, dann konnte 
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er ihnen wieder sagen: „Sucht euch euren Finanzminister, wo ihr wollt. Ich
mache den Schwindel nicht mit.“


Im übrigen wollen wir Helfferich nicht mehr Verantwortung aufbürden, als
jedem einzelnen von uns allen. Krieg ist Blödsinn, und wer sich lange damit
befaßt, muß mit der Zeit verblöden. Das wollen wir Helfferich zugute halten,
namentlich bei der Betrachtung, daß er, obschon er wußte, was Inflation be-
deutet (sonst hätte er bei seinem Amtsantritt nicht sofort gegen die Inflation
angekämpft) und was bei der Inflation aus den Sparkassengeldern und den 
mündelsicheren Geldern wird, nicht sofort die kleinen Leute alarmiert hat, damit
sie ihre Notpfennige, die niemals so nötig sind, wie während und nach dem
Kriege, ebenso in Sicherheit bringen möchten, wie es alle diejenigen gewiß
taten, die etwas von Währung und Inflation verstanden. Er hätte sonst auch
dagegen protestiert, daß der Reichsbankpräsident sich mit seinen patriotischen
Aufrufen immer nur an dieselben kleinen Leute wandte, die ein paar Goldstücke
gehamstert hatten, statt sich an die Kapitalisten zu wenden und diese aufzu-
fordern, von ihren Hektaren und Aktien und Häusern einen kleinen Teil nur,
sagen wir 50 – 60 – 70 – 80 – 90 Prozent, auf dem blutbesudelten Altar des
Vaterlandes zu opfern. Wie leicht wäre es gewesen, alles Gold, das gehamstert
war, ans Licht und in die Gewalt der Reichsbank zu bringen, wenn man den
Besitzern dieses Goldes als Gegenleistung statt patriotischer leerer Worte und
eherner Uhrketten Äcker, Häuser und Hektar angeboten hätte! Für die Reichs-
bank und ihre Zwecke waren Hektare, Aktien und Häuser als Tauschobjekt für
Gold völlig gleichwertig. Ich habe aber keine einzige Aufforderung an die
Grundbesitzer gelesen, zur Stütze der Reichsbank einen Teil des Grundbesitzes
zu opfern. Die heutige Rentenmark beruht auf einem ähnlichen Gedanken. Und
Helfferich wird als Vater des Rentenmarkgedankens bezeichnet. Hier sieht man,
daß dieselben Männer, die jetzt im Frieden guter Gedanken fähig sind, im Kriege
so weit verblöden, daß sie den Hektaren, Aktien und Häusern das mündelsichere
Geld, die Sparkassengelder, die Notgroschen der Alten zum Opfer bringen.
Schluß für immer mit dem Krieg!
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Die Verpfändung der Sachwerte oder
die Allgemeine Finanzkontrolle.


Noch können wir wählen. Noch sind die Würfel nicht gefallen. Aber lange 
dürfen wir nicht mehr zaudern. Wir haben zu wählen, ob wir durch Verpfändung
der Grundrenten den Engländern und Franzosen die gewünschten, die geforder-
ten Sicherheiten für die Reparationszahlungen geben wollen, oder ob wir durch
Annahme der Finanzkontrolle der Welt den Beweis liefern wollen, daß wir 
unfähig sind zur Selbstverwaltung, daß wir einen Vormund brauchen.


Was die Finanzkontrolle bedeutet, darüber machen. sich, wie es scheint, die
wenigsten Gedanken. Sonst würde man die Dinge nicht so laufen lassen. Man
würde auch das letzte Hemd verkaufen, um solche Schmach vom Lande abzu-
wenden. Und nicht nur der Schmach wegen. Wer etwas klar sieht in solchen
Dingen, der wird sich sagen, daß es billiger wäre, die Reparationssumme frei-
willig zu verdoppeln, wenn wir dadurch der Finanzkontrolle entgehen und unsere
Selbständigkeit erhalten könnten. Was bleibt denn noch übrig von dieser
Selbständigkeit, wenn beim Beamtenabbau die politischen Gesichtspunkte der
Finanzkontrolleure den Ausschlag geben, wenn der Finanzkontrolleur darüber zu
bestimmen hat, was wir essen sollen, womit wir uns bekleiden dürfen? Brauchen
wir dann noch einen Reichstag, einen Landtag, einen Gemeinderat, wenn dem
Finanzkontrolleur alle Rechnungen zur Genehmigung vorgelegt werden müssen?
Der Finanzkontrolleur wird eines Tages erscheinen in Begleitung eines
Schwarmes von Untergebenen, d. h. mit 10 000 Zuchthäuslern. Denn soviele
Untergebene braucht er, und andere Leute als Zuchthäusler werden sich in
Frankreich und England nicht für den Posten eines Topfguckers melden.


Die Türkei und andere unentwickelte Länder standen schon einmal vorüber-
gehend unter fremder Finanzkontrolle. Ein Industrieland wie Deutschland stand
aber noch nie unter fremder Finanzkontrolle. Darum weiß sich niemand ein 
rechtes Bild davon zu machen. Wieviel Geld die Finanzkontrolle von der Türkei
zu erheben hatte, weiß ich nicht, es war aber wohl nur ein Pfifferling verglichen
mit dem, was Deutschland unter der Finanzkontrolle zu zahlen haben wird.
Darum kann es uns nichts nützen, 
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wenn wir beim Fallen des Wortes „Finanzkontrolle“ an die Türkei denken. Wir
müssen uns erst das Bild der Finanzkontrolle konstruieren. Was will die
Finanzkontrolle? Sie will aus der deutschen Wirtschaft jährlich 4 – 5 – 6
Milliarden Goldmark für Reparationszwecke herauswirtschaften. Daneben noch
eine Milliarde für die militärische Beschützung der 10 000 im Lande herum-
reisenden Finanzkontrolleure. Das ist der ausgesprochene Zweck der
Finanzkontrolle. Der unausgesprochene Zweck Poincarés aber geht wohl etwas
weiter. Er hatte von England und Amerika eine militärische Sicherheit gegen
Deutschland verlangt, die ihm nicht bewilligt wurde. So sucht sich Poincaré diese
Sicherheit nach seiner Weise selber zu schaffen. Die Plankontrolle soll ihm die
Mittel geben, Deutschland für immer wirtschaftlich und dadurch militärisch zu
erledigen. Seit 5 Jahren arbeitet er unermüdlich und mit durchschlagendem
Erfolg an diesem Ziele. Noch 10 oder 20 Jahre unter der Finanzkontrolle, und
Poincaré wird am Ziel seiner Wünsche sein.


Was bedeutet denn praktisch das Wort „Finanzkontrolle?“ Zunächst, daß die
deutschen Kaufleute und Unternehmer mit Einschluß der Landwirte sich nicht
mehr zu Hause, nicht mehr sicher mit ihrem Eigentum fühlen werden, und daß
jeder dieser Unternehmer von früh bis spät und jahraus jahrein an nichts anderes
denkt, als die Finanzkontrolle zu betrügen und von seinem Vermögen über die
Grenze zu schaffen, soviel er kann. „Kapitalflucht“ heißt also das Wort
„Finanzkontrolle“, und was Kapitalflucht bedeutet, das sagt uns die jetzige
Kreditnot, der Zinsfuß von 20 und mehr Prozent. Kann man auf die Dauer 20
Prozent Zins aus der Industrie und Landwirtschaft, aus dem in Neubauten an-
gelegtem Kapital herauswirtschaften? Bei 4 Prozent Baukapitalzins fraß die
Wohnungsmiete bereits 20 Prozent des Arbeitslohnes. Bei 20 Prozent frißt der
Zins des im Wohnungsbau angelegten Kapitals den ganzen Lohn.
Finanzkontrolle heißt also zunächst, daß für die nächsten 40 Jahre in
Deutschland nicht gebaut werden kann, wobei wir hier gleich bemerken wollen,
daß dieses Nichtbauen auch die industriellen Anlagen einschließt. Solange die
Unternehmer unter der Finanzkontrolle stehen, wird in Deutschland keine neue
Fabrik gebaut, kein neuer Dampfkessel angeschafft werden, werden die 
deutschen 
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Arbeiter wegen minderwertigen Arbeitszeuges nur minderwertige, schlecht
bezahlte Ware hervorbringen können. Wobei wir noch erwähnen wollen, daß die
Kapitalisten, die der deutschen Industrie und Landwirtschaft gegen besondere
der Finanzkontrolle entzogene Sicherheiten Kredit zu 20 Prozent geben, nie-
mand anders sein werden als die deutschen Unternehmer selber, die durch
Mittelpersonen das über die Grenze gebrachte Geld als amerikanisches, unter
dem Schutze des Sternenbanners stehendes Kapital einführen werden. Ähnlich
wie die große Schweizer Bundesanleihe in Neuyork, die mit 9 Prozent Zins be-
lastet ist, in der Hauptsache von Schweizer Bürgern gezeichnet worden sein soll.
Die guten Patrioten durften doch von ihren eigenen Volksgenossen nicht 
9 Prozent Zins erheben! Also verweigerten sie der eigenen Regierung das be-
nötigte Geld und schickten dieses nach Neuyork und von dort aus bezog es die
schweizerische Regierung als amerikanisches Kapital. Jetzt waren es nicht mehr
Schweizer, die 9 Prozent Zins erhoben, sondern Amerikaner. So werden nun
auch die deutschen Unternehmer und Kaufleute die von ihnen angebotenen
Hungerlöhne (die kommenden Hungerlöhne) unter Hinweis auf die von ihnen
selbst zu zahlenden Wucherzinsen erklären. Und obschon sie selber in vielen
Fällen die Bezieher der Wucherzinsen sein werden, werden sie doch sagen und
beweisen, daß bei der Unsicherheit der durch die Finanzkontrolle geschaffenen
wirtschaftlichen Lage Deutschlands das ausländische Kapital nicht zu billigeren
Bedingungen zu haben gewesen sei.


Um 4 – 5 – 6 Milliarden Goldmark Reinertrag für die Reparation zu erheben,
werden ganz erheblich höhere Beträge an Steuern auszuschreiben sein. Denn
die Finanzkontrolle kostet Geld. Und diese Kosten müssen von den Reinerträgen
abgezogen werden. Dann ist noch folgendes zu beachten. Da es sich um
Reparationen handelt, wird jedermann glauben, ein gutes Werk zu verrichten,
wenn er die Steuerbehörden betrügt und die Steuerbeamten werden selber 
glauben, daß das Betrügen eine patriotische Tat sei. Und wenn wir noch die
moralische Beschaffenheit der von der Entente ausgeschickten Kontrolleure in
Rechnung ziehen, dann wird es nicht schwer werden nachzurechnen, daß mit
den Mogeleien der Steuerzahler und Steuerbeamten und mit den den
Kontrolleuren zu zahlenden Bestechungs-
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geldern für je 1 Mark Reinertrag das Volk mit 2 Mark belastet werden wird.


Die Kontrolle wird bei der Eisenbahn beginnen. Hier werden von nun an nur-
mehr finanzielle Gesichtspunkte maßgebend sein. Bis jetzt nahm man
Rücksichten auf die Volksgesundheit (ich erinnere hier an die Ferienzüge für
Schulkinder). Das fällt fort. Geld will der Kontrolleur sehen, nur Geld. Auch die
billigen Vororttarife werden von der Finanzkontrolle gestrichen. Die Unterhaltung
der Bahn und des rollenden Materials wird aus Raubbau eingestellt. Die
Sicherheit des Betriebes interessiert den Finanzkontrolleur nicht, namentlich,
wenn Poincaré und MacDonald auf den Gedanken kommen, die Bahn, wie es
am Rhein der Fall ist, in Pacht zu geben, die dann mit dem ganzen Geschirr und
den Beamtengehältern nach Gutdünken handeln. Was geht den Finanz-
kontrolleur die Zertrümmerung des Bahnkörpers an, namentlich wenn diese
Zertrümmerung den geheimen Intensionen der um ihre militärische Sicherheit
besorgten Franzosen vernünftigerweise entsprechen dürfte?


Aber die Eisenbahn wird nur einen verschwindenden Teil der für die Repara-
tionen nötigen Summen einbringen. Erhöht der Kontrolleur die Tarife über einen
gewissen Punkt, dann geht der Verkehr zurück und die Einnahmen ebenfalls
trotz der erhöhten Tarife. Dann berichtet er eines Tages nach Paris, daß wegen
der Tariferhöhung die Einnahmen abgenommen haben, und daß an Stelle des
Überschusses der Reparationen ein Defizit zu zahlen ist. Und dann ant-
wortet ihm Poincaré, daß es sehr erfreuliche Nachrichten sind und daß das
Defizit durch Abzüge von den Gehältern gedeckt werden soll. Im übrigen möge
der Kontrolleur nun einmal mit der Postkontrolle sein Glück versuchen, er soll
überhaupt die deutsche Wirtschaft ausgiebig für Experimente aller Art benutzen.
Ein Gebiet, wo noch vieles experimentell festzustellen wäre, sei die
Devisenkontrolle. Diese Kontrolle müsse selbstverständlich durch Öffnen und
Auspacken aller ausgehenden Kisten und Ballen und Fässer ausgeführt werden,
denn die eigentliche Devise sei die Ware, nicht der Papierzettel. Für die
Ausführung dieser Arbeit (es handelt sich um täglich 100 000 Kisten und Ballen)
würde er ihm gerne noch einmal 10 000 Zuchthäusler zur Verfügung stellen. Je
mehr diese beim Ein- und Auspacken zerschlagen würden, um so besser sei es.
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So sehe ich die Finanzkontrolle, die von einer übelwollenden Partei ausgeführt
wird und die jährlich 4 – 5 – 6 Milliarden Goldmark abwerfen soll. Vielleicht sehe
ich zu schwarz, vielleicht zu rosig. Erfahrung auf diesem Gebiet gibt es nicht.
Vielleicht daß die Engländer ein Interesse an der Wiedererstarkung des ge-
fürchteten deutschen Konkurrenten entdecken und eine humanere Ausübung der
Finanzkontrolle wünschen werden, namentlich weil sie sich auf ihrer Insel 
sicherer vor dem Furor Teutonicus fühlen. Aber neben diesen humanen
Wünschen wird immer die Forderung der englischen Steuerzahler auftauchen,
die durch deutsche Reparationszahlungen von dem Drucke der eigenen Steuern
entlastet zu werden wünschen. Und was die Franzosen bei der Durchforschung
der Kisten, Ballen und Fässer nicht zerstört haben, das werden englische
Kontrolleure zerstören (zwei durch fremde Staatsbeamte ausgeführte
Zollrevisionen – Glas, Spiegel, Chemikalien, Möbel usw. – sind einem Brand und
drei Umzügen gleichzustellen), bis daß auch diese sich ohnmächtig erklären und
den Vorschlag machen werden, den vor 150 Jahren bereits die französischen
Physiokraten machten, nämlich alle Staatslasten direkt auf die Grundrente abzu-
wälzen, denselben Vorschlag, den auch wir immer wieder für die Reparationen
gemacht haben.


Die Grundrente ist das, was übrigbleibt, nachdem alle Lohnausgaben und
Staats- und Reparationslasten in Abzug gebracht sind. Auf den Lohn kann auf
die Dauer die Reparation nicht abgewälzt werden. Wobei unter Lohn hier der
Reallohn zu betrachten ist. Ist dieser Reallohn durch direkte und indirekte
Steuern irgend welcher Art (Zigaretten-Bier-Lustbarkeitssteuern, durch hohe
Bahntarife, durch Mietsteuern usw.) irgendwie gekürzt, so muß der Geldlohn 
entsprechend erhöht werden. Auf den Zins des Anlage suchenden Kapitals kann
man aber auch nichts abwälzen. Wenn das Kapital jetzt schon 20 Prozent 
fordert, wieviel würde es fordern, wenn es in irgendwelcher Weise zu den
Reparationen herangezogen würde? So bleiben also die Reparationen und ihre
Erhebungskosten auf den Sachwerten liegen, auf alles, was im deutschen
Reiche niet- und nagelfest ist und nicht bis heute hat ausgeführt werden können.


Sind sich dessen die Sachwertbesitzer im deutschen Reiche bewußt? 
Seit vier Jahren mache ich sie darauf aufmerksam. 
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Seit vier Jahren rechne ich Ihnen vor, daß die Reparationssabotage von niemand
anders als von ihnen selbst bezahlt werden müsse. Und daß die Last in dem-
selben Maße wächst, wie infolge der erwarteten Reparationssteuern die
Kapitalflucht ihren Fortgang nimmt. Wenn in den 5 Jahren seit Kriegsende 20 –
30 – 40 Milliarden über die Grenze vor der Reparationssteuer in Sicherheit
gebracht wurden, so sind die Lasten der Reparation für die zurückgebliebenen
Kapitalisten um ebensoviel erhöht worden. Und wenn durch die drohende
Finanzkontrolle der Reinertrag der Steuern nur 50% der Steuerlasten aus-
machen wird, so ist das wieder dasselbe, wie wenn die Reparationssumme von
132 auf 264 Milliarden erhöht worden wäre. Und wenn als Nebenerscheinung der
Finanzkontrolle, durch die Eisenbahn- Post- und Devisenkontrolle die deutsche
Wirtschaft vollends zerstört wird, so sind es die Sachwertbesitzer, die in erster
Linie den Schaden zu tragen haben. Wollen die Sachwertbesitzer nun warten,
bis daß die Entente auf dem langen eben beschriebenen Umwege der
Eisenbahn- Zoll- Devisenkontrolle, nachdem sie mehr Schaden angerichtet
haben wird, als sie Reparationen eingezogen hat, selber auf den Gedanken der
Sachwertsteuer kommt? Vielleicht daß die Entente den Gedanken auch schon
lange erwogen hat, daß sie ihn nur darum nicht ausgeführt hat, weil sie immer
noch einen Unterschied macht zwischen Staatseigentum und Privateigentum!
Dann meine ich, wäre es Zeit, daß die deutschen Sachwertbesitzer selber der
Entente wissenschaftlich nachweisen, es gäbe keinen Unterschied, daß in der
privaten Grundrente das Staatseigentum völlig aufgelöst und subsummiert ist,
daß jede Belastung des Staatseigentums von den privaten Grundrenten getragen
wird. Und daß es für sie selber keine bessere Methode der Reparationszahlung
gibt, als die, die die Landsleute der Franzosen, die Physiokraten, vorgeschlagen
haben.


Die Sachwertsteuer in Gestalt einer hypothekarischen Belastung aller
Liegenschaften gestattet es, die gesamten Reparationen von den Staatskassen
abzuwälzen. Der Apparat zur Erhebung dieser Steuer ist da, nämlich das
Grundbuch. Man braucht nur die vor dem Kriege eingetragenen und durch die
Papiergeldwirtschaften getilgten Hypotheken wiederherzustellen und über den
ganzen Betrag Pfandbriefe auszufertigen, die der Entente ausgeliefert werden.
Mit 
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diesen Pfandbriefen kann dann die Entente die während des Krieges in Amerika
gemachten Schulden tilgen, sobald der Geldmarkt aufnahmefähig für solche
Papiere wird. Dann haben wir es nur mehr mit den Erwerbern dieser Papiere zu
tun. Die interalliierten und die Reparationsschulden sind getilgt. Für die deut-
schen Sachwertbesitzer ist der Zustand wieder hergestellt, wie er vor
Kriegsausbruch war. Daß die Namen der Pfandbriefbesitzer, der Zinslipicker, sich
geändert haben, werden sie nie erfahren, da sie zumeist auch den Namen der
ursprünglichen Bezieher der Hypothekenzinsen nicht kannten. Früher hieß er
Johansen, jetzt heißt er Li Luan Sen. Das ist für ihn der ganze Unterschied. Aber
für den früheren deutschen Hypothekenbesitzer ist die Sache nicht gleichgültig.
Er ist von dem schmählichen Gedanken befreit, daß sein Unglück nicht das
Glück seines Schuldners geworden ist. Er sieht, daß er nicht bestohlen worden,
sondern daß er ein einfaches Opfer des Krieges geworden ist. Die Einen haben
ihre Beine geopfert, er hat sein Geld geopfert und wenn er etwas Verstand hat,
wird er sich sagen, daß er doch eigentlich außerordentlich vom Glück begünstigt
worden ist.


Wir haben zu wählen. Sachwertsteuer oder Finanzkontrolle. Die
Sachwertsteuer ist hart. Die Finanzkontrolle wird das Reich von Grund auf
zerstören. Wählt!


Die Rechtfertigung der französischen Ruhrpolitik durch


den Reichskanzler


„Das Zentrum hat beschlossen zu versuchen, den Vertrag von Versailles bis
zur Grenze des Möglichen zu erfüllen, da es überzeugt ist, daß Deutschland so
seine Freiheit am schnellsten wieder erlangen wird. Es handelt sich weit eher um
eine Befreiungspolitik als um eine Erfüllungspolitik.“


Die vom französischen Pressedienst herausgegebenen „Nachrichten“ vom 
27. v. M. kommentieren diese Sätze aus der Rede des Reichskanzlers und
sagen: „Was bedeutet „Befreiungspolitik“ im Gegensatz zur „Erfüllungspolitik“?
Wollen diese Worte nicht, auf die Reparationen angewendet, besagen, daß
Deutschland bezahlen wird um Gebiet oder Pfänder frei zu bekommen, und daß
es nur bezahlen 
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wird, soweit es solche frei zu machen hat? In diesem Falle ist die Formel des
Kanzlers Marx eine wunderbare Rechtfertigung für die Ruhrbesetzung, für die
Errichtung einer inneren Zollinie, für das System der Derogationen, für die
Beschlagnahme der Zölle und Eisenbahnen usw. Um sich von all dem freizu-
machen, wird Deutschland zahlen, und andernfalls würde Deutschland nicht 
zahlen.“


Die „Nachrichten“ fügen diesen Sätzen folgendes zu: „Wir erraten leicht den
Vorteil, welchen Marx von diesem neuen Wort erwartet. „Erfüllungspolitik“ war
der Ausdruck des Kanzlers Wirth. Auf die Erfüllungspolitiker haben die Mörder
Rathenaus geschossen. Die gegenwärtige Regierung sucht mit Rücksicht auf 
die bevorstehenden Wahlen weniger gefährliche Worte. Sie hat das Wort
Befreiungspolitik erfunden. Sie bringt diese Formel wie eine Währung in den
Verkehr.“


Die „Nachrichten“ fragen, ob das Wort „Befreiungspolitik“ nicht noch eine an-
dere Deutung zuläßt, nämlich die territoriale Befreiung aller dem Deutschen
Reich entrissenen Gebiete?


Wir sind nicht für solche „Befreiungspolitik“ und sind der Meinung, daß dieses
Wort uns bei den Verhandlungen mit der Entente wieder sehr viel schaden wird.
Wir wählen von einem Dutzend Übeln ganz bestimmt das kleinste, wenn wir
sagen: wir wollen die Befreiung durch Erfüllung. Die Erfüllung wird die besetzten
Gebiete schnell und sicher befreien, und wenn wir im Deutschen Reich freiheit-
liche und vorbildliche soziale Zustände schaffen, wenn wir von uns aus alles,
was uns staatlich von unseren Landsleuten in Polen, in der Tschecho-Slovakei,
in Osterreich, in der Schweiz, in Elsaß und in Dänemark, in Eupen-Malmedy und
auf dem Mond trennt, beseitigen, vor allem die Zollgrenze, dann betreiben wir
wirkliche Befreiungspolitik, ohne den Versailler Vertrag anzutasten, ohne irgend-
einem Vertrag, irgendeinem anderen „Staatswesen“ Gewalt anzutun. Wenn das
alldeutsche Ziel völlig vom Staatsgedanken gelöst wird, wenn der zumeist da-
hinter versteckte Machtgedanke fallen gelassen wird, wenn das alldeutsche Ziel
ein Kulturziel ist und nicht weniger, dann kann dieses Ziel durch eine ent-
sprechende Politik schnell und billig erreicht werden. Sonst bleibt es ewig ein
Traum und nicht einmal ein schöner. Unter alldeutscher Befreiungspolitik stellt
sich die Welt nichts anderes vor als eine gepanzerte Faust, die alle bedroht, als
eine schimmernde Wehr, die allgemeines Wettrüsten bedeutet. Kurz Kasernen,
Drill, Unteroffiziere, Kanonen, Massengräber usw. Von solcher Befreiungspolitik
hat die Welt genug. Und wir auch.


In dem Maße, wie wir uns darauf einrichten müssen, unsere Ziele auf fried-
lichem Wege zu erreichen, kann es nicht fehlen, daß der Erfolg uns mit der Zeit
solche Politik schmackhaft machen wird. Vor dem Krieg standen oft Ausländer
breitspurig vor unseren Kasernenhöfen und lachten sich den Bauch voll. Jetzt
sehen wir schon unsere deutschen Landsleute im besetzten Gebiet, die mit
schmunzelndem 


164







Behagen zusehen, wie die „Sieger“ gedrillt und geschliffen werden. Es kann nicht
fehlen, daß die Sieger bald die Besiegten um die militärische Niederlage be-
neiden werden. Namentlich dann, wenn sie, aus der Kaserne entlassen, den
Besiegten im bürgerlichen Wettkampf entgegentreten und dann bekennen 
müssen, daß auf dem Weltmarkt nichts so wenig gilt wie der militärische Erfolg.
Nach den großen „unvergleichlichen Siegen“ gegen Dänemark, Hannover,
Bayern, Osterreich und Frankreich wanderten bis zu 300 000 Menschen im Jahr
aus Deutschland aus, mit einem armseligen Päckchen Wäsche, mit kümmerlich-
ster Staatsschul-Ausbildung, um sich als Lohnarbeiter anzubieten, um in den
Pariser und Londoner Hotels die Stiefel zu putzen und um die Hurenhäuser der
ganzen Welt zu bevölkern. Das war für die Massen des Volkes die Wirkung der
militärischen Erfolge. Und das wäre auch jetzt wieder für die Massen der Erfolg
gewesen, wenn das Kriegsglück uns hold gewesen wäre. Wie viele Millionen
Mann müßten wir ständig unter Waffen halten, nur um 22 besiegte Staaten am
Boden zu halten?


Es ist sinnlos, das alldeutsche Ziel auf dem Wege der Macht und für Macht-
zwecke zu verfolgen. Der Weg zur Macht ist praktisch für die jungen Männer der
Weg in die Kaserne, in die Fremdenlegion, in die kapitalistische Sklaverei. Für
die jungen Frauen bedeutet diese Politik das allerschlimmste. Mag sein, daß der
Frieden von Brest-Litowsk, daß der allgemeine Sieg im Weltkrieg für eine Reihe
deutscher Prinzen die Krone irgend eines neuen Staates gebracht hätte, aber
was haben ich und du davon? Wir wollen – ich für mich und du für dich – die
Bedingungen schaffen für ein schönes freies, reiches Privatleben. Ich will mir
meine Freunde suchen, wo ich sie zu finden hoffe, in Italien, in der Mongolei, in
Amerika. Ich will hinziehen, wohin mich die Menschen, die Frauen, die Blumen,
die Natur hinziehen. Ich will von Niemand ausgebeutet werden, weder von den
zollsüchtigen Agrariern, noch von Kapitalisten, noch von Spekulanten. Ich will
meinen vollen Arbeitsertrag, nicht mehr, denn das „mehr“ bedeutet Unfrieden und
Krieg. Aber auch nicht weniger, denn das bedeutet Sklaverei. Alle, die für das-
selbe Ziel kämpfen, sind meine Freunde, einerlei von woher sie kommen, welche
Sprache sie reden. Denn ich weiß, daß alle, die für dieses Ziel kämpfen, auch
als Menschen mir sympathisch sein werden. Wer mir in Verfolgung dieses Zieles
entgegentritt, ist mein Feind, und wenn er meine Sprache spricht, mein Erbfeind
sogar. Ich übe mich darin, ihn zu hassen, und werde ihn bei Gelegenheit er-
würgen, wenn er mich an die deutsche Geschichte erinnert, denn die deutsche
Geschichte ist die Geschichte meiner persönlichen Schande. Die deutsche
Geschichte ist die Geschichte der Leibeigenschaft für die weitaus größte
Mehrzahl der deutschen Bürger. Auch Stresemann, auch der Reichskanzler
Marx, ja sogar unser Reichspräsident werden, wenn sie ihre Familiengeschichte
durchforschen, sehr bald auf namenlose Wesen stoßen, die irgendwo auf dem
Lande „geworfen“ wurden und als 
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Haustiere betrachtet wurden. Nicht viel mehr als 100 Jahre sind es her, daß die
Landgrafen von Hessen, von Braunschweig und Lüneburg ihre Untertanen als
Schlachtvieh an die Engländer verkauften, das Stück für so und so viel Taler, daß
der hessische Graf seinem Major Vorwürfe darüber machte, wenn sein Bataillon
wenig Verluste hatte, er wisse doch, daß ihm für die Gefallenen von England der
Preis verdoppelt werde.


Nein, die deutsche Geschichte, die Geschichte der „glorreichen“ alten Armee,
die Geschichte der Kriege und Schlachten ist nicht meine Geschichte. Ich und
meine Ahnen sind an dieser Geschichte passiv beteiligt gewesen, eben so passiv
beteiligt wie etwa Marx, Stresemann und Ebert. Meine Geschichte und deine
Geschichte beginnen mit dem Tage, wo wir aktiv eingreifen werden in die 
deutsche Geschichte. Bis dahin wiederhole ich, was schon in der Bibel steht: 
Ihr seid Fremdlinge auf dieser Erde. (Wenn man das schon zu den Juden sagte,
die niemals die Leibeigenschaft, die keine Klassen, keine Herren und Knechte
kannten, wie viel mehr paßt dieser Satz auf das armselige deutsche, franzö-
sische, russische, englische Volk!)


Aus diesem sehr triftigen Grunde dürfen wir uns heute nicht historisch orien-
tieren in allem, was wir tun. Der Blick sei nach vorn gerichtet, wie der Blick der
Amerikaner, die auch keine Geschichte haben. In dem Munde aller, die nicht 
zum mindesten fürstlichen Geschlechtes sind, sind Reden, wie sie neulich
Stresemann in Hannover hielt. Knutenhiebe auf den Rücken der eigenen
Großmütter.


Wir wollen in allem, was wir tun, nicht an das Geschehene anknüpfen. Ein 
dicker Strich, damit beginne unsere Geschichte. Die Geschichte des Deutschen
Reiches mögen die deutschen Fürsten mit sich in ihr Grab nehmen. Es ist ihr
ausschließliches Privateigentum und das ihrer Lakaien.


Wenn wir so handeln, finden wir gleich festen Boden bei den Verhandlungen
mit der Entente, deren Volksmassen geschichtlich auch nicht besser stehen.
Nichts trennt die französischen, englischen, russischen Massen von den 
deutschen Massen. Alle haben die gleichen Interessen. Das, und nicht das
Gegenteil sollte Stresemann betonen, wenn er aus seinen Reden Vorteile für 
das deutsche Volk herausschlagen will in den Verhandlungen, die mit der
Entente noch zu führen sind.


I.O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.)
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Der Weg zu Sieg.
Vorbemerkung. Wer in der Wahl zum Parlament oder in der Veranstaltung von


Volksentscheid und Volksbegehr nicht den Weg zur Verwirklichung der Freiwirt-
schaft sieht, muß einen anderen, den seiner Meinung nach gangbaren Weg 
zeigen. Denn was hat es für einen Sinn, für ein Ziel zu kämpfen, das man nicht
für erreichbar hält?


Als Proletarier im geläufigen Sinne des Wortes sind hier die Massen der
unselbständig gegen Lohn (Gehalt) Arbeitenden zu verstehen (Industrie-,
Verkehrs- und Landarbeiter). Im erweiterten Sinne auch alle diejenigen aus den
Massen der Staats- und Gemeindebeamten, der Reichswehr, des Handels, der
Schiffahrt, der Landwirtschaft, der freien Berufe, die sich der Hoffnungslosigkeit
ihrer Lage in der kapitalistischen Ordnung bewußt sind.


*


Die Frage der politischen Durchführung der Freiwirtschaft ist eine Frage der
politischen Macht.


Nur das im Weg, im Mittel und im Ziel geeinte, klassenbewußte Proletariat
kann mit Aussicht auf Erfolg zu jenen direkten Aktionen übergehen, die den
Kapitalismus aus dem Sattel heben. Auf den Schultern der Proletarier, die die 
Art ihrer Arbeit räumlich zusammenballt, liegt darum die Hauptkraft des
Befreiungskampfes aller Arbeitenden. Von den Proletariern wird der Endkampf
entschieden. Der Frontabschnitt der Proletarier bildet das Kernstück der
Kampffront der ausgebeuteten Schichten überhaupt.


Die Einheitsfront des Proletariats konnte bis heute, obwohl seit einem
Jahrhundert gefordert, nicht zustande kommen, weil die Unklarheit in der Frage
der Entstehung der Ausbeutung die proletarischen Organisationen immer wieder
von neuem zersplittern mußte. Mit der Freiwirtschaftslehre ist die Quelle des
Zinses (des Mehrwerts) endgültig bloßgelegt. Der Weg zur Überwindung des
Kapitalismus ist eindeutig vorgezeichnet. Dadurch wird die Einigkeit der
Proletarier zum erstenmal möglich gemacht und infolge der theoretischen Hieb-
und Stichfestigkeit der Freiwirtschaftstheorie so fest gefügt sein, daß sie nicht 
im entscheidenden Augenblick zerfällt.


Der Macht der Kapitalisten, die im Staate und im 
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sorgsam genährten Aberglauben seiner Untertanen liegt, haben die Proletarier
ihre eigenen Machtmittel in der Aufklärung der Einzelnen und einer selbständigen
Kampforganisation gegenüberzustellen.


Zunächst kann nur Vorbereitungsarbeit geleistet werden. Sie besteht in der
Aufklärung des schaffenden Volkes über Ziel, Mittel und Weg der Freiwirte, in der
Zersetzung des Staates, in der Aushöhlung der volksschädlichen Monopole und
in dem Aufbau der proletarischen Kampffront.


Die Aufklärungs- und Organisationsarbeit hat zu allererst in jenen Kreisen zu
erfolgen, die das stärkste Interesse an der Beseitigung des Kapitalismus haben,
die sich zugleich am leichtesten zusammenzuschließen vermögen und von
denen letzten Endes die Verwirklichung der Freiwirtschaft zu erwarten ist: in den
Kreisen der Proletarier.


Dem Endkampf geht eine Heerschau des Proletariats voraus. Diese liegt nicht
in der Prozession zur Wahlurne, sondern in regelrechten proletarischen
Manövern: in Teilstreiks, die – kurz befristet – durchgeführt werden, um die
Kampfbereitschaft wichtiger oder unsicherer Arbeitergruppen zu erproben; in
Geldstreiks, die ein Urteil darüber ermöglichen sollen, inwieweit das Freigeld
vom Volke angenommen oder verweigert wird.


Fallen die Manöver zur Zufriedenheit aus, mit anderen Worten, zeigt es sich,
daß die Aufklärung weit genug fortgeschritten ist, dann wird zum letzten, ent-
scheidenden Schlag ausgeholt. 


Alle führenden Köpfe verpflichten sich noch einmal, bedingungslos zum
Programm zu stehen, so daß mit Übernahme der politischen Macht jede interne
Meinungsverschiedenheit von vornherein ausgeschaltet ist und an diesem Tage
in der Exekutive gehandelt und nicht debattiert wird.


Der Endkampf besteht in einem umfassend organisierten Generalstreik. Bei
diesem Kampf ist jedes Mittel recht, was den Sieg des Proletariats fördert. Die
Wirkung des Generalstreiks wird weniger eine ökonomische als eine psycholo-
gische sein. Das Proletariat wird die Macht nicht anders an sich reißen können,
als es bisher immer geschah.


Die geschichtliche Erfahrung, daß den letzten Trumpf immer der in der Hand
hält, der über die meisten Waffen und die besten Kämpfer verfügt, die ge-
schichtliche Erfah-
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rung ferner, daß eine Revolution nur dann kein Hochverrat ist, wenn sie siegt,
wird das Proletariat zu berücksichtigen wissen.


Je entschiedener das Proletariat im Endkampf vorgeht, um so schwächer ist
die Stellung der Kapitalisten. Die Kapitalisten kämpfen nicht selbst, sie schicken
ihre Söldner. Da der Kampf der Proletarier sich nicht gegen diese Söldner richtet,
sondern gegen ihre Hintermänner, darf kein Mittel unversucht bleiben, die Front
der Söldner, gleichgültig, ob sie mit geistigen oder anderen Waffen kämpfen, zu
sprengen.


Der Kampf wird solange fortgesetzt, bis jeder Widerstand gegen die
Durchführung des vollständigen freiwirtschaftlichen Programms gebrochen ist.


Hat die Prokuristenregierung der Kapitalisten praktisch bedingungslos kapitu-
liert, so beauftragt die proletarische Kampforganisation eine Anzahl von
Personen, denen diktatorische Vollmachten ausgestellt werden, mit der
Durchführung des Programms. Gleichzeitig kehrt alles zur gewohnten Arbeit
zurück. Diese Rückkehr zur Arbeit steht unter dem Zeichen: Je mehr gearbeitet
wird, um so schneller gelangt jeder einzelne in den Besitz seines vollen
Arbeitsertrages. Nicht die Teilung, wie die Volks-Beglücker sagen, sondern die
Arbeit führt ins Paradies.


Die Diktatur des Proletariats erlischt, sobald das Programm in die Wirklichkeit
umgesetzt ist. 


Für die Zentralverwaltungen der Verkehrsunternehmungen einschließlich des
Reichsbodenamtes nach Ablauf der Diktatur wird in folgender Weise vorgesorgt:


Die aus verkehrstechnischen Gründen unumgänglichen Kommunalver-
tretungen der örtlichen Selbstverwaltungsverbände sondern aus ihrer Mitte für
Fragen, die provinzieller Regelung bedürfen, Mitglieder für Provinzialvertretungen
und diese wieder für Fragen, die für das Reich oder international geregelt wer-
den müssen, Mitglieder für eine Reichsvertretung aus.


Von der Reichsvertretung werden die Leiter des Reichswährungsamtes, der
Reichsbodenverwaltung und der übrigen Reichsverkehrsunternehmungen für
bestimmte Frist gewählt und in der Führung der Geschäfte überwacht.
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Zurück auf den Ausgangspunkt
Müssen wir zahlen?


In Deutschland zahlt niemand, der nicht durch äußere Gewalt dazu gezwungen
wird. Wir haben die Beweise für diese Tatsache in der Tasche. Die Moral, die
dem deutschen Volk mit dem Prügel in den Staatsschulen und in den Staats-
kirchen eingebleut wurde, muß mit denselben Mitteln aufrechterhalten werden.
Aus moralischen Beweggründen bezahlt niemand die von ihm gezeichneten
Wechsel, die Hausmiete, die Steuer, den Lohn des Arbeiters. Wer sich der
Zahlung entziehen kann, tut es, ohne irgendwelche Rücksicht zu nehmen auf die
Not seines Gläubigers. Wie unsere Heerführer den belgischen Neutralitätsvertrag
als Papierfetzen behandelten, so setzen wir uns ganz allgemein über den Inhalt
aller Zahlungsverträge hinweg und dulden es – als Hehler –, daß der Staat 
unsere Schulden auf Kosten unserer Gläubiger tilgt.


Hat auch nur ein einziger Bauer dagegen protestiert, daß ihm durch die
Geldverwässerung die Schulden getilgt wurden? Ist ein einziger Bauer, Kauf-
mann, Unternehmer auf die Sparkasse gegangen und hat gesagt, daß, wenn
auch alle seine Landsleute Spitzbuben und Hehler sind, er sich an der Plünde-
rung der Sparkassen, an der Beraubung der Mündel und Witwen, kurz an der 
allgemeinen, behördlich geförderten Prellerei der Gläubiger nicht beteiligen will?
Daß nach seinen Begriffen von Moral die Schulden so zurückgezahlt werden 
sollen, daß weder Gläubiger noch Schuldner einen Schaden erleiden?


Hoch klingt das Lied vom braven Mann,
der solchen Ehrgefühls sich rühmen kann!


Aber die Geschichte weiß von unendlich vielen sogenannten Heldentaten zu
erzählen, von Männern, die ihr billiges, inhaltloses Leben auf Kommando des
Vorgesetzten für irgendein nichtiges Ziel der Tagespolitik opferten, d. h. hin-
warfen, und in jedem deutschen Dorf sieht man Bronzedenkmäler, die solch
nichtssagende Handlungen ehren sollen, man suche aber im Deutschen Reich
das Denkmal des braven Mannes, der, ohne auf ein Kommando zu warten, mit
einem Paar Ochsen zur Sparkasse gegangen ist und dort gesagt hat:


„Mit dem Geld, was ich seiner Zeit von der Sparkasse borgte, kaufte ich mir
damals ein paar Ochsen. Ich will meine Schulden nicht mit entwertetem
Papiergeld bezahlen. Hier bringe ich, was ich in Wirklichkeit der Sparkasse
schulde: Zwei Ochsen und ein Kalb als Zins.“


Die Geschichte der deutschen Inflation weiß von keinem einzigen solchen Fall
im weiten Deutschen Reich zu erzählen. Wir können darum folgern, daß wir auch 
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gegenüber weniger heiligen Schulden, sagen wir gegenüber der Reparation, 
dasselbe Verhalten üben werden. Wir werden nur so lange zahlen, als wir zur
Zahlung gezwungen werden.


Unser Gläubiger, die Entente, hat scharfe Augen für alles, was sich in
Deutschland zuträgt. Sie wird sich dieses Verhalten der deutschen Schuldner
gegenüber ihren Gläubigern gemerkt haben. Sie wird fragen: Ein Volk mit so
gering entwickeltem Ehrgefühl, das, um die Steuerzahler zu schonen, die
Sparkassen plündert, das mündelsichere Geld antastet und so die Alten, die
Wehrlosen der äußersten Not aussetzt, ein solches Volk muß zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen durch die Knute angehalten werden. Darum können wir
die besetzten Gebiete nicht herausgeben, bis alles bezahlt ist. Da der moralische
Zwang in diesem Falle gänzlich versagen würde, muß der äußere Zwang ihn
ersetzen.


Die Frage, ob wir zahlen müssen, ist also beantwortet. Wenn wir nicht völlig
entwaffnet wären, würde kein Mensch daran denken, den Vertrag zu erfüllen.
Kommt und holt euch das Geld, so würde man den Franzosen sagen. Wir 
müssen zahlen, weil, so lange wir nicht alles bezahlt haben werden, unsere
bewaffneten Gläubiger uns am Schlafittchen halten werden. Und wenn wir 
mucksen sollten, werden sie alle über uns herfallen. Und zwar nicht nur die 
22 Staaten, die uns den Krieg erklärt hatten, sondern diesmal die ganze Welt.
Auch den Gedanken, daß wir uns hintenherum von den Reparationsleistungen
befreien könnten, müssen wir fallen lassen. Seit fünf Jahren hegen wir diese
Gedanken, und diese 5 Jahre haben uns viel mehr gekostet, als die Erfüllung
von uns verlangt hätte. Die kriegerischen Verwicklungen im Osten, auf die wir
warten, werden, falls sie kommen, auf deutschem Boden sich abspielen. Der Zug
nach Rußland geht für die französischen, englischen, belgischen, italienischen
und amerikanischen Truppen durch Deutschland. Und wenn wir zu Beginn des
Weltkrieges hofften, Frankreich in drei Monaten zu erledigen, so hoffen die 
französischen Flieger jetzt mit etwas mehr Berechtigung, ganz Deutschland in
drei Wochen in ein rauchendes Trümmerfeld zu verwandeln.


Die Frage, ob wir zahlen müssen, ist also wirklich beantwortet, und es fragt
sich nun, ob wir zahlen können?


Mit dieser Frage beschäftigt sich die Finanzkommission in Paris. Da in dieser
Kommission niemand sitzt, der ein Interesse hat, die Frage zu verneinen, so wird
die Frage allgemein wohl bejaht werden. Deutschland kann zahlen trotz der 
militärischen Niederlage, werden die einen sagen, und die anderen werden den
Satz ergänzen und sagen: nicht nur trotz der Niederlage, sondern wegen der
Niederlage kann Deutschland zahlen. Deutschland spart wegen der Niederlage
jetzt den militärischen Apparat, und was es hier spart, hat es uns allen voraus.
Diese Summe kann Deutschland auf alle Fälle zahlen. Der militärische Apparat
kostete Deutschland in Friedenszeiten an die drei Milliarden Goldmark jährlich,
wenn man mit
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rechnet, was die 900 000 Mann, die unter Waffen standen, an wirtschaftlichen
Gütern hätten aufbringen können.


Deutschland kann auch darum zahlen, weil es von den Koloniallasten befreit
wurde. Alle diese Kolonien arbeiteten mit starkem finanziellem Defizit. Was
Deutschland hier spart – man denke nur an den kostspieligen Feldzug in
Südwestafrika —, das kann Deutschland an Reparationen leisten.


Deutschland kann auch darum noch einen erheblichen Posten zahlen, weil es
das Getreide aus den abgetretenen polnischen Provinzen jetzt nicht mehr zu den
zollgeschützten Preisen der Vorkriegszeit zu bezahlen braucht, sondern zu den
gewöhnlichen Weltmarktpreisen. Man hat errechnet, daß Deutschland den pol-
nischen Grundbesitzern (in Posen, Ostpreußen, Schlesien) vor dem Kriege jähr-
lich 2 – 300 Millionen Goldmark an Zollschutz zahlte.


Deutschland hatte vor dem Kriege einen jährlichen Kapitalexport, den man auf
mehrere Milliarden Goldmark schätzte und der in ausländischen Unter-
nehmungen untergebracht wurde. Gelingt es, die deutsche Wirtschaft wieder in
Vollbetrieb zu setzen, so schafft sie auch wieder Überschüsse. Die Reparation
kann dann solche Überschüsse aufnehmen.


Deutschland hatte vor dem Kriege einen jährlichen Bevölkerungszuwachs von
über 800 000 Personen. Die Aufzucht eines Menschen bis zu seiner
Schulentlassung mit 14 Jahren mag mit dem Schulunterricht, der Bekleidung, mit
dem Arbeitskraftverlust der Mutter während der Schwangerschaft reichlich und im
Durchschnitt 400 Mark jährlich oder 5600 Goldmark für die 14 Jahre kosten. Das
macht für den jährlichen Zuwachs von 800 000 Personen vier Milliarden und 40
Millionen Mark jährlich. Für diese 800 000 Personen mußte jährlich eine neue
Stadt gebaut werden, eine Großstadt für 800 000 Einwohner. Eine solche Stadt
kostet noch einmal 4 Milliarden Goldmark, so daß Deutschland durch den
Bevölkerungszuwachs eine jährliche Gesamtausgabe hatte von 8 Milliarden und
800 Millionen Goldmark. Durch den eingetretenen Rückgang der Geburtenziffer
um etwa 50 Prozent spart das deutsche Volk jährlich die Hälfte der genannten
Riesensumme von über 8 Milliarden Goldmark.


Der Krieg hat die Frauen rücksichtslos in das Erwerbsleben hineingezogen. 
Die Zahl der berufstätigen Frauen stieg gewaltig. Sie ist auch heute noch er-
heblich höher als vor dem Kriege. Die Steigerung der Produktion oder genauer
die nach Überwindung der deutschen Wirtschaftskrisis mögliche Steigerung der
Produktion durch vermehrte Frauenarbeit darf daher hier nicht unerwähnt 
bleiben.


Diese kleine Zusammenstellung zeigt uns, daß die Niederlage nicht nur
Passivposten in unseren Finanzen geschaffen hat, sondern auch sehr erhebliche
Aktivposten und daß daher die Frage, ob wir bezahlen können, ehrlich bejaht
werden kann, vorausgesetzt, daß es gelingt, die Weltwirtschaft wieder in Gang
zu bringen, ein 
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Problem, das wir selbstverständlich nicht allein von uns aus lösen können, an
dessen Lösung wir aber ein größeres Interesse haben als irgend ein anderes
Volk.


Nachdem wir nachgewiesen haben, daß wir zahlen müssen, daß wir auch 
zahlen können, wird die Frage zu beantworten sein, wie viel wir zahlen können.


Morgen wird uns ja gesagt werden, wieviel wir nach Ansicht der Entente zahlen
können. Sie hat herausgefunden, wieviel aus dem deutschen Volk herausgepreßt
werden kann, ohne daß die deutsche Wirtschaft vorzeitig, d. h. vor gänzlicher
Tilgung der Schuld zusammenbricht. Ob nach der Zahlung nur mehr ein
Trümmerhaufen übrig bleibt, wird der Entente wohl gleichgültig, unserem
Nachbar sogar willkommen sein.


Auf die Frage, wieviel wir zahlen können, haben wir (die deutschen Regie-
rungen) bisher geschwiegen. So sind wir auch kaum noch gefragt worden. Man
wird uns die Summe diktieren, ohne irgend welche Begründung wird man einfach
die Summe nennen. Das ist sehr zu bedauern. Es wird so viel im Deutschen
Reich geschwatzt. Getrost hätten wir uns auch etwas mit der Reparationsfrage in
der Öffentlichkeit beschäftigen können! Vieles konnte hier gesagt werden, was
die maßgebenden Kapitalisten in der Entente und in Amerika nicht gerne hören.
Allein schon die Erörterung der Frage:


Was ist eine Goldmark?


Oder wie kann Deutschland sich das zu den Reparationen nötige Geld ver-
schaffen, wenn die Amerikaner dieses Gold, wie sie es z. B. jetzt tun, in unge-
heuren Beträgen einschließen, um den Preis dieses Goldes zu heben? Mit 
diesen Fragen konnten wir die amerikanischen Kapitalisten, die schon jetzt ihre
Weltherrschaftsträume in Wirklichkeit sich verwandeln sehen, zur Verzweiflung
bringen. Wir konnten ihnen damit drohen, daß, wenn sie sich nicht manierlicher
in der Angelegenheit des allgemeinen Schuldennachlasses benehmen würden,
wir in breiter Öffentlichkeit die Goldwährung kritisieren würden. Wir konnten 
aber noch viel mehr tun, um diese Amerikaner und Ententekapitalisten einzu-
schüchtern. Wir wissen, welch blasse Furcht ihnen allen in die Glieder fährt,
wenn vom Bolschewismus die Rede ist. Nun ist aber das, was wir werden tun
müssen, um die ungeheuren Summen aufzutreiben, die wir zu zahlen haben
werden, in gewissem Sinne nichts anderes als Bolschewismus, als Reparations-
bolschewismus. Wir konnten also der Entente sagen: Je mehr ihr uns bedrückt,
um so mehr werden unsere finanziellen Maßnahmen bolschewistischen
Charakter annehmen müssen. Bedenkt, welches Beispiel wir euren proleta-
rischen Massen geben werden! Was wir heute auf euren Befehl für
Reparationszwecke tun müssen, dasselbe werden die proletarischen Massen 
in London, Paris und Mailand morgen für die Besserung ihrer eigenen Lage 
fordern. Unter dem Drucke eurer Bajonette werden wir die praktische Frage 
zu lösen haben, die die Sozialisten bisher nicht lösen konnten, nämlich: 
wie kön-
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nen wir, ohne den Wirtschaftsbetrieb zu gefährden, den Kapitalgewinn konfis-
zieren? Denn dieses Problem ist das aller Phrasen entkleidete Reparations-
problem. Der Unterschied ist nur der, daß wir den Kapitalgewinn für Repara-
tionszwecke konfiszieren müssen, während eure Proletarier den Kapitalgewinn
zur Besserung ihrer Lage verlangen. Ihre dahin strebenden Versuche 
scheiterten bisher immer an der Unmöglichkeit, den Betrieb aufrecht 
zu erhalten. Wir in Deutschland werden ihnen den Weg dahin weisen. Je 
größere Summen ihr von uns fordert, um so lehrreicher werden unsere
Finanzmaßnahmen für eure Proletarier sein. Bedenkt das! Mehr sagen wir 
nicht. Ohne Finanzbolschewismus keine Reparationen. Mit Finanzbolsche-
wismus aber zeigen wir dem Proletariat aller Länder den Weg, sich von der
Herrschaft des Kapitalismus zu befreien. Und diese Befreiung bedeutet das 
Ende eurer Herrschaft, bedeutet auch eine Verbrüderung des internationalen
Proletariats, bedeutet also letzten Endes einen Strich durch alle internationalen
Schulden, mit Einschluß der Reparationsschulden.


Da wir die Gelegenheit verpaßt haben, mit den Franzosen und Amerikanern in
dieser Weise das Reparationsproblem zu besprechen, so wird die Entente ganz
naiv und brutal, ohne von des Gedankens Blässe sich ankränkeln zu lassen, nun
das entscheidende Wort in der Reparationsfrage sprechen. An eine irgendwie
erhebliche Ermäßigung der ursprünglichen Summe ist kaum zu denken. Denn
jeder Abstrich von den Forderungen muß sich umsetzen in erhöhte Steuern in
Frankreich oder in Amerika. Kein Staatsmann wird es aber in Frankreich und in
Amerika wagen dürfen, Steuern mit der Begründung auszuschreiben, daß mit
ihrem Ertrag die deutschen Steuerzahler entlastet werden sollen. Poincaré weiß,
daß er, wenn er keine Wähler – das ist die große Masse der kleinen Bauern –
mit Steuern bedroht, keine Macht verliert. Wie sehr Poincaré sich scheut, die
Bauern zu besteuern, ersieht man daran, daß er es vorzieht, die Notenpresse zu
mißbrauchen, und das jetzt, nachdem alle Welt beobachten konnte, welche
Verheerungen dieses Mittel in Deutschland angerichtet hatte.


Die Rücksicht auf die Bauern geht also Poincaré über alles, auch über das
Mündelgeld und das Geld der Sparkassen. Und diese Rücksicht wird ihm die
Kraft geben, allen etwa von Amerika kommenden Ermahnungen zu einer ver-
nünftigen Abschätzung der deutschen Reparationskraft zu widerstehen. Gibt aber
Poincaré in dieser Angelegenheit nach, dann hat gleich sein Nachfolger in der
Kammer die folgenden Fragen zu beantworten, die ihm die Vertreter der Bauern
und der Proletarier stellen werden:


„Alle deutschen Reichskanzler haben der Reihe nach ihren Willen zur
Erfüllung nach Möglichkeit beteuert. Kann uns der Herr Minister sagen, wie er
das Wort „nach Möglichkeit“ auffaßt, und welche Erklärungen zu diesem ent-
scheidenden Wort man ihm auf seine Anfrage in Berlin gegeben hat? Ist es 
nach Meinung des 
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Herrn Ministers in der Ordnung, daß es in Deutschland Leute gibt, die von ihren
Renten leben, während wir, das siegreiche Volk Frankreichs, in der überwältigen-
den Mehrheit schwer für des Tages Notdurft arbeiten müssen? Wir hier, das Volk
des revolutionären Frankreich, der Sansculottes und der Roturiers, die sich auf
revolutionärem Wege befreit haben, fragen an, ob das deutsche Volk nicht
bezahlen könnte, wenn es, wie wir es getan haben, sich der Herren auf dem
Wege der Revolution entledigen würde, und ob wir als Gläubiger des deutschen
Volkes die Reparationen nicht an die Stelle jener Herren setzen auf dem deut-
schen Grundbesitz, die Rechte der Grundbesitzer oder die Rechte unseres sieg-
reichen Militärstiefels? Unser durchschnittliches Einkommen in Frankreich beträgt
X-Franken. Hält es der Herr Minister für in der Ordnung, daß es in Deutschland
noch immer Leute gibt, die ein größeres Einkommen als diese X-Franken haben,
und die trotzdem behaupten, daß sie für Reparationszwecke „nach Möglichkeit“
bezahlen? Was heißt möglich? Wieviel Steuern kann nach Ansicht unseres
Ministers in Deutschland überhaupt ein Herr Stinnes, ein Graf Schaffgotsch, ein
Fürst Pleß zahlen, überhaupt alle, die in Deutschland ein anderes Einkommen
haben als Arbeitseinkommen? Wir Roturiers und Sansculottes deuten das Wort
des Reichskanzlers, daß er „nach Möglichkeit“ die Reparationen zahlen will, in
der Weise, daß in Deutschland alles Einkommen, das dasjenige der Sansculottes
und Roturiers übersteigt, der Reparation verfallen ist und daß die Finanzkontrolle
in erster Linie auf dem Wege der Konfiskation des arbeitslosen Einkommens die
Mittel für die Reparation aufzutreiben hat. Wir geben gern zu, daß das deutsche
Proletariat nicht die Kraft hat, die Kapitalisten und die Reparation zu tragen. Eine
dieser Lasten muß es abschütteln. Braucht das deutsche Proletariat zu dieser
Abschüttelung unsere Bajonette, gut denn, so stelle man sie ihm zu diesem
Zwecke zur Verfügung. Und dann wollen wir mit dem deutschen Volk das
Verbrüderungsfest feiern, das uns besser vor neuen Weltkriegen schützen wird,
als die jetzt betriebenen wahnsinnigen Rüstungen. Dem Herrn Minister aber 
verweigern wir glatt jede Steuer, die zum Zweck hat, uns zu belasten, um in
Deutschland den Beziehern der Grundrenten und der Dividenden die
Reparationslasten zu erleichtern. Kann sich der Herr Minister nicht zu dieser
Auffassung aufschwingen, schont er lieber die deutschen Hobereaux als uns,
weil er sich mit diesen Herren mehr verwandt fühlt als mit uns, nun, so muß er
fort, und wir setzen einen Mann an seine Stelle, der unsere Reparationsrechte
zur Unterstützung der deutschen Revolution auszunutzen weiß.“


Noch wird in Frankreich öffentlich nicht so geredet. Noch nicht. Aber auf dem
Wege dahin ist man. Und in Deutschland auch. Die Dinge nehmen immer den
Weg der in ihnen selbst liegenden Richtlinien. Nicht immer auf geradem Wege,
nicht immer auf dem kürzesten und darum auch billigsten Weg. Man kann den
Ablauf vom geraden Weg abbiegen. Aber jeder Umweg ist ein Holzweg, und am
Ende aller 
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Holzwege steht das Kommando: Zurück auf den Ausgangspunkt! Und dieser
Ausgangspunkt ist für Deutschland die Frage, wie wir die Kerls los werden, die
uns am Kragen halten und Reparationen von uns fordern. Seit fünf Jahren
suchen wir auf Holzwegen der Reparation aus dem Wege zu gehen. Und seit
fünf Jahren führen uns die Franzosen von diesen Holzwegen immer wieder
zurück auf die gerade Straße, mit Gewalt und Kolbenstößen. Wie diese
Kolbenstöße schmecken, wissen die 1000 Gefangenen, die sich im Ruhrgebiet
gegen die Bedrücker aufzulehnen suchten. Weiß vielleicht auch Herr Krupp
Bohlen. Sollen wir uns noch weiter dem Zwang zu entziehen suchen? Daß dies
Blödsinn ist, das hat der „Erfolg“ des passiven Widerstandes wohl klar genug
gezeigt. Auf 20 Milliarden Goldmark schätzt man den Schaden, den der Holzweg
an der Ruhr uns bisher gekostet hat. Allein den in Geld ausdrückbaren Schaden.
Krupp schätzt den persönlichen Aufenthalt im Zuchthaus vielleicht noch einmal
auf 20 Milliarden. Und noch höher schätzen manche das allgemeine Gelächter
ein, das der passive Widerstand in der ganzen Welt ausgelöst hat. Der Unsinn
wurde möglich, weil die sozialdemokratischen Führer mitmachten. Für weitere
solche Aktionen aber werden sich die Arbeiter nicht mißbrauchen lassen. Dann
kommt der Tag, wo sich die Arbeiter an die Franzosen direkt wegen der
Reparation wenden werden, wie sich die Herren von der Industrie bereits direkt
wegen der Reparation mit den Franzosen in den Micumverträgen verständigt
haben. Dann aber laufen die Dinge den geraden Weg des Reparationsbolsche-
wismus unter dem Schutze der französischen Bajonette, wie ich ihn vorhin 
skizziert habe.


Daß das nicht der ideale Weg ist und auch nicht der billigste Weg der
Befreiung, wird jeder zugeben müssen. Aber es kommt mit Bestimmtheit dahin,
wenn wir nicht selbst die Reparationsfrage aus der Welt schaffen und der
Finanzkontrolle dadurch entgehen, daß wir selbst die entscheidenden finan-
ziellen Maßnahmen ergreifen. Der Name dieser finanziellen Maßnahme heißt
„Sachwertsteuer“. Meine Freunde und ich selbst haben sich gleich von Anfang 
an eingehend mit der Sachwertsteuer und ihrer Praxis beschäftigt und sie in
Gesetzesform gebracht. Dieser Gesetzentwurf sieht eine Sachwertsteuer von 
75 Proz. von allem mobilen und immobilen Kapital vor. Die Sachwerte werden
unmittelbar belastet. Die darauf etwa ruhenden Privatschulden, Obligationen,
Hypotheken, Wechsel, kann der Schuldner zu 75 Proz. auf die Gläubiger ab-
wälzen.


Mit dieser Sachwertsteuer werden die Reparationen unmittelbar auf das
Privatkapital abgewälzt und belasten somit den Etat nicht mehr. Die Bemessung
mit 75 Proz. ist darum so hoch gegriffen worden, damit:


1. kein Zweifel mehr bestehen kann, daß der Ertrag für den Zweck ausreichen
muß, und daß darum eine zweite Nachsteuer überhaupt nicht in Frage 
kommen kann. Die Wichtigkeit dieses Umstandes kann gar nicht hoch genug
eingeschätzt
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werden: denn erst dann, wenn alle im Deutschen Reich sich vor Sachwert-
steuern sicher wissen, wird die uns alle mit dem Untergang bedrohende
Kapitalflucht ein Ende nehmen. Sobald die Sachwertsteuer einmal beschlossen
ist und jeder überzeugt ist, daß sie genügend hoch bemessen wurde, hat die
Kapitalflucht keinen Sinn mehr. Die bereits geflüchteten Kapitalien werden 
wiederkehren, zwar nicht, um sich nachträglich der Steuer zu unterwerfen, aber
doch, um sich der Wirtschaft werbend zur Verfügung zu stellen.


2. Der Satz von 75 Proz. wurde als nötig befunden, weil so über den Bedarf
der Reparationen hinaus noch ein Überschuß erwartet werden kann, der für eine
Aufwertung der Papiervermögen sowie für eine billige Unterstützung der sonsti-
gen finanziellen Kriegsopfer herhalten kann. Wir denken hier in erster Linie an
die 22 Millionen Sparkassenbücher mit 18 Milliarden Goldmark, an die Besitzer
der mündelsicheren Papiere usw.


Die Frage nun, wieviel eine solche Sachwertsteuer von 75 Prozent heute
abwerfen dürfte, läßt sich nicht beantworten. Sogar eine Schätzung ist nicht
möglich, wenigstens nicht in Goldmark, d. h. in dem Geld, das für die
Reparationen uns vorgeschrieben wurde. Wir wissen über die künftige
Entwicklung der Goldpreise der Waren absolut nichts. Vor dem Krieg kostete ein
Pfund Butter 1,30 M., d.h. 0,48 Gramm Feingold, und jetzt kostet es 0,83. Mit
vielen anderen Waren verhält es sich ebenso. Der Goldmarkindex von heute
steht 60 Prozent über dem Friedensindex. In Butter berechnet verlangen die
Reparationen von uns zum Vorkriegspreis 100 Milliarden Pfund Butter und zum
jetzigen Preis nur 50 Milliarden Pfund. Wenn die Lohnverhältnisse sich nicht
geändert haben, dann müßte somit ein Acker, der vor dem Krieg 1000 Mark
Butter lieferte, heute doppelt so viel Grundrente abwerfen wie vor dem Krieg.
Das bedeutet aber nicht, daß dieser Acker heute beim Verkauf den doppelten
Preis erzielen würde. Denn heute muß man mit einem viel höheren Zinsfuß 
kapitalisieren. Der Acker dürfte trotz doppelter Rente keinen höheren Preis 
erzielen wie vor dem Krieg, wobei natürlich die erwartete Reparationshypothek
vom Preis in Abzug zu ziehen wäre. Für die Sachwertsteuer kommt aber nicht
der Preis des Ackers in Betracht, sondern die Grundrente. Wenn diese doppelt
so hoch wäre als vor dem Kriege, so wäre dies eben maßgebend für die Höhe
der dem einzelnen Acker aufbrummbaren Sachwertsteuer.


Über die künftige Entwicklung der Löhne können wir gar nichts sagen. Das
heißt aber so viel, daß wir auch nicht sagen können, wieviel Grundrente ein
Acker abwerfen wird, denn die Grundrente ist das, was vom Arbeitsprodukt übrig
bleibt, nachdem der Lohn bezahlt worden ist. Vor dem Kriege kamen scharen-
weise polnische und galizische Landarbeiterinnen. Ob sie wiederkommen wer-
den? Ob die erstarkende russische Landwirtschaft sie nicht an sich ziehen wird?
Dann müßten die deutschen Grundbesitzer diese fehlenden Arbeitskräfte durch
höhere Löhne 
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anzulocken suchen. Das würde auf die Grundrente drücken und damit die 
steuerliche Tragkraft herabsetzen.


Über die künftige Gestaltung des Zinsfußes kann man auch nichts prophe-
zeien. Wenn es gelingt, die Weltwirtschaft wieder in Gang zu setzen, dann mag
die gewaltige Lücke, die der Krieg in das Kapital gerissen hat, bald wieder auf-
gefüllt werden. Unter dem Drucke größeren Kapitalangebots wird dann der
Zinsfuß wieder auf sein historisch normales Maß von 4 – 5 Prozent sinken. 
Bis dahin muß die höhere Belastung der Wirtschaft durch den Zins von der
Grundrente getragen werden. Entsprechend nimmt die Tragkraft des Bodens 
für Steuerlasten ab.


Wir sehen also, daß alle drei Elemente der Grundrente: die Währung, der
Lohn, der Zins vollkommen unsicher geworden sind und daß es daher unmöglich
geworden ist, eine Schätzung oder gar eine Berechnung des Bodenvermögens
vorzunehmen, ohne sich der Gefahr einer großen Über- oder Unterschätzung
auszusetzen.


Diese Überlegung wird jeden, der die Gefahr erkannt hat, die für das deutsche
Volk eine etwa zu kurz bemessene Sachwertsteuer mit sich führt, zu der
Erkenntnis bringen, daß man mit dem Satz für die Sachwertsteuer überhaupt
nicht zu hoch greifen kann und daß allein der Umstand, daß die Sachwert-
besitzer das Interesse an der Bewirtschaftung ihres Kapitals verlieren könnten,
davon abhalten soll, die Steuer auf 100 Prozent zu bemessen. Man könnte ja,
wenn sich dann Überschüsse zeigen, Rückzahlungen vornehmen, die sicherlich
noch freudiger aufgenommen werden, als damals der verlorene Sohn. Ich will
aber hier nochmals darauf aufmerksam machen, daß, solange die ausgeschrie-
bene Sachwertsteuer nicht allgemein als ausreichend angesehen wird und man
darum mit einer Nachschur, mit einer zweiten Sachwertsteuer rechnen muß, die
Kapitalflucht ihren verderblichen Fortgang nehmen muß und daß dann auch fer-
ner niemand im Deutschen Reich daran denken wird, Ersparnisse zu machen.
Man spart doch nicht für erwartete Sachwertsteuern. Wie sollen sich aber die
Sparkassen wieder füllen, wie soll der heutigen Kreditnot abgeholfen werden,
wenn der Sparsinn privatwirtschaftlich zu Unsinn wird und wenn die, die Kredit
geben könnten, lieber das Kapital ins Ausland schicken?


Also noch einmal: bei Bemessung der Sachwertsteuer unter keinen
Umständen zu kurz messen!


Nach diesen Vorbemerkungen will ich versuchen. Ihnen wenigstens ein Bild zu
geben, wie man heute den Ertrag der Sachwertsteuer zu errechnen hätte, unter
der Annahme, daß die Produktivkraft der menschlichen Arbeit dieselbe geblieben
sei, daß der Ackerboden seine ursprüngliche Fruchtbarkeit wieder erhalten wird,
daß die Löhne auf den früheren Stand zurückpendeln werden, daß die
Goldpreise der Waren den jetzigen Stand behalten, der im Durchschnitt 
60 Prozent höher ist als der Friedensstand, daß der Zinsfuß wieder mit der Zeit
auf 4 bis 5 Prozent zurück
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fallen wird und daß schließlich die Weltwirtschaft wieder in Vollbetrieb gesetzt
werden kann.


Helfferich veröffentlichte kürzlich eine Schätzung des deutschen „Volksver-
mögens“, wie er das Ding nennt. Schon diese ganz unsinnige Bezeichnung
„Volksvermögen“ muß uns stutzig machen. Volksvermögen wäre ein Ding, das
uns allen gehört. Denn unter „Volk“ versteht man doch etwas, was in irgendeiner
Beziehung zusammengehört. Wo ist aber das gemeinsame Vermögen des
Volkes? Volksvermögen ist das Vermögen des kommunistischen Staates, nicht
das Vermögen einer kapitalistischen Wirtschaft, wo der eine auf Kosten des
anderen lebt und wo das Vermögen als Ausbeutungsinstrument benutzt wird.
Nicht einmal das Staats- und Gemeindevermögen kann als Volksvermögen
angesprochen werden. Dem Proletarier, der in eine reiche Gemeinde zieht, wo,
statt daß Steuern erhoben werden, aus den Gemeindebesitzungen Renten an
die Einwohnerschaft verteilt werden, wie das mancherorts noch heute der Fall ist,
kommen alle diese Vorteile bei den Lohnverhandlungen, beim Mietvertrag zur
Verrechnung. Wenn es aber keine Volksvermögen gibt, so gibt es auch keine
Volksschulden, denn kein Proletarier wird sich jemals etwas vom Lohn kürzen
lassen, weil etwa die Gemeinde Schulden gemacht hat, die verzinst werden 
müssen. Der Lohn ist in reichen wie in armen Gemeinden der gleiche.
Gemeindeschulden wie Gemeindevermögen bilden integrierende Bestandteile
der privaten Grundrente.


Statt von „Volksvermögen“ zu reden, hätte Helfferich also von dem im
Deutschen Reich werbenden, zinswerbenden, wuchernden Vermögen reden 
sollen. Das wollte er aber nicht, denn dann hätte er zugegeben, daß die
Reparationen zwar das Vermögen im Deutschen Reich berühren, aber nicht das
Volk als Ganzes, daß also die Reparationsfrage keine Volksangelegenheit, 
sondern eine interne Angelegenheit der Kapitalisten, und zwar in erster Linie der
Grundbesitzer, ist. Mit solcher Unterscheidung kann man aber nicht in Volks-
versammlungen für die Ruhrpolitik, überhaupt für die Politik der Deutsch-
nationalen und der Deutschen Volkspartei krebsen gehen. Wer dem Proletarier
die Wahrheit sagt und ihn darauf aufmerksam macht, daß ihn als Paria die
Reparationsfrage überhaupt nichts angeht, daß sein Anteil am Volksvermögen
darin besteht, daß er den Zins dieses Vermögens für den Genuß der Kapitalisten
aufzubringen hat, daß das, was für Reparationskonto vom Deutschen Reiche
geleistet wird, nicht von seinem Arbeitsertrag abgeht, sondern vom Einkommen
der Kapitalisten, daß er in jeder Beziehung in der Reparationsfrage die Rolle des
Zuschauers, die Rolle des Pächters spielt, der doch auch nicht darum zu 
höheren Pachtzinsen zu bewegen ist, weil etwa der Grundbesitzer einer
Erbschaftsteilung wegen mehr Hypothekenzinsen zu zahlen hat, arbeitet der
Politik dieser Parteien direkt entgegen.


Wie wäre es denn, wenn die Proletarier Helfferich beim Worte nehmen würden, 
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wenn die Tausende von Auswanderern die Lösung ihres Verhältnisses zum
„Volksvermögen“ durch Einforderung ihres Anteils gerichtlich vorzunehmen ver-
suchte? Würde nicht Helfferich selbst die Dummköpfe auslachen?


Wer vom „Volksvermögen“ spricht, der wird, wenn er den Begriff öffentlich zu
klären unternimmt, selbstverständlich die politischen Gesichtspunkte nicht ver-
gessen, die ihn bei der Wahl des betrügerischen Ausdrucks „Volksvermögen“ 
leiteten. Wissenschaftlich wird seine Arbeit wertlos sein. Und so ist es auch
Helfferich ergangen bei seiner Berechnung des deutschen „Volksvermögens“. Ich
werde auf diese Berechnungen Helfferich etwas näher eingehen, weil sie uns die
schwierigste Seite der Reparation zeigen werden. Nicht die Frage, ob wir zahlen
müssen, wieviel wir zahlen müssen, ob wir zahlen können, und wieviel wir zahlen
können, bildet den Kernpunkt des Reparationsproblems, sondern die Frage, wie
wir die politischen Voraussetzungen schaffen werden, um das durchzuführen,
was für die Erfüllung als notwendig erkannt werden wird.


Wenn die Politik ihre schmutzigen Fälscherhände schon bei der Berechnung
des Tragkörpers der Reparationszahlungen im Spiele hat, wieviel schwerer wird
dann die Aufgabe sein, politisch die Verteilung der Reparationslasten auf die ein-
zelnen Kapitalisten vorzunehmen! So lange die Kapitalisten der Meinung waren,
daß die Reparation ganz oder zum guten Teil auf das Proletariat, auf die misera
plebs contribuens abgewälzt werden könne, konnte es nicht zum Streit zwischen
den Kapitalisten selber kommen. Sobald es ihnen aber dämmern wird, sobald sie
sehen werden, daß die Arbeiter sich durch Auswanderung dem Reparationsdruck
entziehen können, daß die besten Arbeiter, vornehmlich die geschulten, die
Ingenieure, Architekten, die Chemiker, Gewerkschaftssekretäre die ersten sind,
die auf alle Reparationen pfeifen und im Ausland, in der Tscheche-Slowakei, in
Rußland, in Jugoslawien, in Polen, in Spanien, in Ägypten, in der Türkei und in
China neue Unternehmungen gründen werden, dann wird es ihnen klar werden,
daß die Reparationsfrage doch am Ende nur eine interne Angelegenheit der
deutschen Kapitalisten ist und dann wird der Streit ausbrechen. Schade nur, daß
dieser Streit nicht wie ein Boxerkampf auf einer öffentlichen Tribüne ausgefoch-
ten wird, wir könnten sonst an Eintrittsgeldern von den in Scharen von Amerika
kommenden Zuschauern genug Eintrittsgelder erheben, um damit allein die
Reparationen zu zahlen.


Niemals ist mit solcher blinden Wut, mit so echtem, tief begründetem Haß
gekämpft worden, wie in dem Kampf, der nun bald ausbrechen wird zwischen
den deutschen Kapitalisten, wenn die


Verteilung der Reparationslasten
vorgenommen werden soll. Hier wird der furor teutonicus einmal Gelegenheit
haben, sich in seiner ganzen barbarischen Größe zu zeigen. Aber nicht nur die 
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Freunde der Boxerkämpfe werden auf ihre Rechnung kommen. Auch alle, die
Sinn für den humor teutonicus haben, werden nicht zu kurz kommen, namentlich
wenn die Beobachtung gemacht wird, daß alle Wurfgeschosse der Kämpfer zum
Bumerang werden und mit tödlicher Sicherheit immer und immer wieder nichts
anderes treffen als die eigene Nase.


Schon jetzt geben die Agrarier bekannt, daß sie die ihnen zugedachten
Steuern durch Schutzzölle auf die Massen abzuwälzen beabsichtigen, eine
Politik, die nur den Erfolg haben kann, daß die Arbeiter erst recht zahlreich zum
Wanderstabe greifen werden und daß, um sie davon abzuhalten, die Unter-
nehmer höhere Löhne anbieten müssen. Um diese höheren Löhne herauszu-
wirtschaften, werden die Unternehmer ebenfalls Schutzzölle für die eigenen
Produkte fordern. So werden also die deutschen Unternehmer und Landwirte
sich gegenseitig durch zollgeschützte Preise auszubeuten versuchen, was für sie
dann so viel bedeutet, wie wenn zwei Spitzbuben sich gegenseitig betrügen. Der
deutsche Bauer wird die Erzeugnisse der deutschen Industrie zu höheren
Preisen bezahlen müssen als der ausländische Bauer, was dann die
Wettbewerbsfähigkeit der ausländischen Bauern wieder umso mehr stärken wird.
Und der deutsche Bauer wird diese Lasten wieder auf die Unternehmer durch
den Schutzzoll abwälzen, wodurch auch dieser wieder gegenüber den ausländi-
schen Unternehmern an Wettbewerbsfähigkeit einbüßen muß. So werden sich
die Kraut- und Schlotbarone den Zolltarif gegenseitig zuwerfen, wie Kinder sich
die Bälle zuwerfen. Geholfen wird keiner der beiden Parteien. Und übrig bleibt
nur die Rechnung der Zollspesen, die dann auch noch von den Kapitalisten zu
bezahlen sein wird.


Man wird vielleicht einwenden, daß unsere Unternehmer und Landwirte für der-
artigen Blödsinn doch schon zu klug geworden sind. Dann aber fragt man, wie es
kommt, daß jetzt schon in den agrarischen Blättern von der Wiederherstellung
der Grenzsperre für das ausländische Vieh und Getreide geredet werden kann?
Klug macht nur die Erfahrung, und die Erfahrung haben die alten Leute und die
Alten nehmen ihre Erfahrung mit ins Grab. Übrig bleiben also immer nur die
Unerfahrenen, die Dummen. Auch die künftige Zollpolitik wird wieder von den
Unerfahrenen beherrscht bleiben, von denen wir wissen, daß sie Jahrzehnte lang
Ausfuhrprämien duldeten für den deutschen Zucker, der infolgedessen jahrzehn-
telang im Ausland billiger verkauft werden konnte als im Inland, daß im
Deutschen Reich jahrzehntelang eine Ausfuhrprämie von 55 Goldmark bezahlt
wurde für das deutsche Getreide, zu einer Zeit, wo Deutschland einführte. Die
Dummen werden also wirklich nicht „alle“.


Wenn sich das deutsche Volk Liebesgaben und Sperrzölle gefallen läßt, so
können wir uns vorstellen, zu welchen zolltechnischen Komödien und Tragödien
es kommen wird, wenn sich die Kapitalisten gegenseitig mit Reparationszöllen
bom-
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bardieren werden. Als der Hauptmann von Köpenick durch seinen Streich die
Hohlheit des bürokratischen Apparates offenbarte, lachte die ganze Welt über
Deutschland. Als Deutschland den Franzosen an der Ruhr mit dem passiven
Widerstand entgegentrat, lachte die ganze Welt noch einmal über die, wie es
scheint, grenzenlose deutsche Dummheit. Und zum dritten Mal wird sich die Welt
den Bauch vor Lachen halten, wenn es dem Kampfe zusehen wird, den die 
deutschen Kapitalisten unter sich führen, um die Reparationslasten von sich
abzuwälzen. Die Lächerlichkeit aber tötet.


Deutschland wird an den Reparationen zugrunde gehen, und zwar nicht
darum, weil Deutschland diese Lasten nicht tragen kann, sondern weil in
Deutschland jeder versuchen wird, die Lasten auf andere abzuwälzen und weil
diese Versuche das deutsche Volk mit der Zeit in ein Volk von Lügnern und
Betrügern verwandeln, die tollsten, lächerlichsten gesetzlichen Maßnahmen 
veranlassen wird, noch toller, noch lächerlicher als alles, was wir in den letzten
Jahren erlebt haben: Zuckerausfuhrprämien, Roggenausfuhrprämien,
Mieterschutzgesetze, Papiergeldwirtschaft, Planwirtschaft, Betriebsrätegesetze,
Achtstundentag, Devisenkontrolle, Staatsopern, Lohnsteuern, um nur einiges zu
nennen. Auf diesem Wege werden wir weiter wursteln, geleitet von dem
Gedanken, daß am Ende doch ein anderer die Reparationslasten wird bezahlen
müssen. Dieser Weg aber ist der Weg der Schwindsucht, der volkswirtschaft-
lichen Schwindsucht, der Auszehrung, die langsam aber sicher das zu Wege
bringen wird, was andere mit Zusammenbruch und Untergang bezeichnen. 
Es ist der Weg, den wir seit Kriegsende gehen.


Ich will nun noch die Vermögensberechnungen Helfferichs, des legitimen
Vaters der Papiergeldwirtschaft und des putativen Vaters der jetzigen Renten-
mark näher untersuchen, von Helfferich, der gleich zu Anfang seiner
Ausführungen behauptet, daß das deutsche Geldwesen vor dem völligen
Zusammenbruch durch die Rentenmark gerettet wurde. Für Helfferich war es
noch kein völliger Zusammenbruch der Währung, daß man zuletzt für eine
Goldmark eine Billion Papiermark bezahlte, also in Noten zu 1 Mark und zu 
2 Gramm Gewicht eine Papiermasse von 200 000 Eisenbahnwagen für eine 
einzige Goldmark.


Helfferich berechnete seinerzeit das deutsche „Volksvermögen“, also das
Vermögen, das in Deutschland werbend und wuchernd angelegt war, mit 310
Milliarden Mark. Das war vor dem Krieg, als es noch keine Reparationsfrage
gab, wo es aber doch schon politisch gefährlich sein konnte, dem Volk der
Proletarier die Summe zu nennen, die es jährlich zu verzinsen hatte. Die
Sozialdemokraten konnten an der Hand dieser Ziffer den Arbeitern nachweisen,
daß die Kapitalisten dem natürlichen Lohn der Arbeiter einen jährlichen Abzug
machten, den sie selbst mit 4 Proz. von 310 Milliarden, also mit 12 Milliarden 
und 400 Millionen Goldmark berechneten. Denn Helfferichs Kapitalisationsrate
war 4 Proz. und 4 Proz. von 310 Milliarden 
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geben 12 400 Millionen Mark Zinsjährlich. Helfferich als ein prominenter Vertreter
des Kapitals hatte also kein Interesse daran, die Summe des in Deutschland
werbenden Vermögens größer anzugeben, als sie in Wirklichkeit sein mochte. Es
lag sicherlich in der Trift seiner Gedanken, überall, wo er zu wählen hatte, die
kleinere Summe zu wählen, denn die kleinere Summe war das kleinere Übel.
Hätte Helfferich das von den Proletariern zu verzinsende Kapital auf Null herab-
schrauben können, er hätte das sicherlich mit Vergnügen getan. Und er hätte
ebenso dazu geschmunzelt, wie es der Geheime Kommerzienrat Deutsch tat, als
er in einem Aufsatz 1921 nachwies, daß die Dividenden von 152 deutschen
Aktiengesellschaften mit 1 Million und 332 000 Arbeitern nur 3,4 Proz. der
Gesamtsumme der Löhne und Gehälter ausmacht, so daß die Sozialisierung 
dieser Betriebe den Lohn von 100 auf 103,40 erhöht hätte, vorausgesetzt, daß
mit solcher Sozialisierung die Produktivität der Arbeit dieselbe bleibt, was
bekanntlich nicht zutrifft. Deutsch weiß sicherlich auch, daß die Ausbeutung des
Arbeiters erst eigentlich anfängt, wenn der Arbeiter die Fabrik verläßt. Aber er
überließ es den Sozialdemokraten seine Beweise zu entkräften, die die marxi-
stische Theorie ad absurdum führten.


Wir nehmen also an, daß die Rechnung Helfferichs mit seinen 310 Milliarden
das Minimum dessen bildet, was man füglich zugeben muß, ebenso, wie die
Vermögenserklärung der Steuerzahler als das Minimum zu betrachten ist. Und
auf den Vermögenserklärungen basiert auch zum großen Teil die Schätzung
Helfferichs.


Von dieser Schätzung von 310 Milliarden hat nun Helfferich sehr erhebliche
Abstriche gemacht, so daß das Gesamtvermögen im Deutschen Reich jetzt nur
mehr 150 Milliarden betragen soll.


Wenn das zuträfe, dann würde eine Sachwertsteuer in der Höhe, wie ich sie
vorschlage, nämlich von 75 Proz., nur mehr 112 Milliarden abwerfen, sie würde
in diesem Falle nicht einmal genügen, um die Reparationen zu zahlen, falls die
Bonds in der Höhe von 3 Milliarden voll als Gegenwert angerechnet werden 
würden. Da aber eine Erhöhung der Sachwertsteuer über 75 Proz. kaum möglich
ist, weil, wie ich bereits erwähnte, dann manche Grundbesitzer den Betrieb ein-
stellen und diese der Steuerbehörde zur Verfügung stellen würden, als ein Mittel
die Reparation zu sabotieren, so bliebe nichts anderes übrig als der Entente
gegenüber sich endgültig zahlungs[un]fähig zu erklären und uns der Finanz-
kontrolle zu unterwerfen.


Aber die Summe von 150 Milliarden, die Helfferich angibt, stellt nur eine
Schätzung dar mit einer Reihe von völlig unbekannten Größen. Von den
Passivposten der deutschen Wirtschaft erwähnt er natürlich eine ganze Reihe.
Von den Aktivposten, die ich zu Anfang nannte, weiß er überhaupt nichts.
Natürlich kann er so schwarz in schwarz malen. In einer deutschnationalen
Zeitung durfte er selbstverständlich nichts davon erwähnen, daß die
Herabsetzung des Heeres von 900 000 Mann auf 100 000 ein volkswirtschaft-
licher Aktivposten ist, den man nicht über-
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sehen kann. Daß die deutschen Landwirte von den Hypothekenlasten durch die
Papiergeldwirtschaft befreit wurden und daß es sich hier um vielleicht 50
Milliarden handelt, davon erwähnt er auch wieder nichts. Dafür aber vergißt er
nicht vom deutschen „Volksvermögen“ einen Abstrich von 20-25 Milliarden zu
machen für das im Ausland von den feindlichen Mächten beschlagnahmte
Vermögen deutscher Staatsangehöriger. Für den Fall, daß diese 25 Milliarden in
seiner eigenen Aufstellung von 310 Milliarden in Rechnung gebracht worden
waren, wäre ein solcher Abstrich von der von ihm errechneten Summe natürlich
am Platze. Aber was hat das Vermögen, das deutsche Staatsangehörige im
Ausland angelegt haben, noch mit dem im Deutschen Reich angelegten
Vermögen zu tun? Bezahlen denn diese armen Kapitalisten etwa doppelte
Steuern, einmal in dem Lande, wo das Kapital angelegt ist, ein andermal dort,
wo der Besitzer seinen Geburtsort hat? Die Vermögensobjekte, Liegenschaften,
Häuser, die Ausländer in der letzten Zeit in Deutschland erworben haben, die
streicht Helfferich vom deutschen Vermögen, als ob diese Ausländer jetzt von
den in Deutschland zu erhebenden Sachwertsteuern zu befreien sein würden.
Da irrt er aber. Einen ganz dicken Fehler, der vielleicht auf seine unglückselige
Währungslehre zurückzuführen ist, begeht Helfferich dort, wo er eine
Friedensgoldmark gleich einer heutigen Goldmark stellt. Helfferich vergleicht
unmittelbar die Vorkriegsgoldmark mit der heutigen Mark. Er sagt kein Wort
davon, daß der Index der Goldpreise der Waren heute um 60 Prozent höher
steht als vor dem Kriege, so daß zum Beispiel die Reparationsleistungen für uns
durch diese Erhöhung der Preise nicht 132 Goldmark aus der Friedenszeit
bedeuten, sondern nur 79 Milliarden, während umgekehrt die 310 Milliarden, die
er als „Volksvermögen“ der Vorkriegszeit angibt, 434 Milliarden ausmachen wür-
den. Das gibt dann allerdings ein ganz anderes Bild von der Reparation wie vom
Tragkörper für die Last. Daß die Kurse der deutschen Aktien durch den hohen
Zinsfuß gedrückt werden, erwähnt Helfferich nicht, um die Tatsache auf
Schwachköpfe wirken zu lassen, daß der Kurswert der deutschen Aktien von 
32 Milliarden im Jahre 1913 auf heute 10 Milliarden Mark gesunken ist, obgleich
die „Zahl“ der Aktiengesellschaften sich seitdem verdoppelt hat. Helfferich ver-
gißt, daß die Kapitalisationsrate sich verdreifacht hat, daß also eine Aktie heute
die dreifache Dividende abwerfen muß, um den Kurs der Vorkriegszeit zu kaufen.
Und auch das vergißt Helfferich zu sagen, daß im Kurse der deutschen Aktien
die Reparationssteuer bereits subsummiert ist. Daß sich das so verhält, würde
gleich offenbar werden, wenn heute die Reparationssteuer beschlossen und ein-
getrieben würde. Obschon die Steuer durch Ausgabe junger Aktien, also durch
Mehrung der Dividendenberechtigten erhoben wird, so würde das auf den Kurs
kaum noch einen Einfluß ausüben, weil dieser Fall bereits vorgesehen wurde.


Für eine Wahlrede im Kreise von Sachwertbesitzern ist Helfferichs Rechnung 
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sehr geschickt aufgeputzt. Nichts hört der Bauer lieber, als wenn man ihm heute
vorrechnet, daß nicht nur seine Schulden, sondern auch seine Äcker, seine
Kühe, seine Scheunen eigentlich nichts mehr sind, daß sie unsichtbar geworden
auch für die Steuerbehörde, daß sie verhext sind, daß er ein armer Tropf ist und
daß man sich eigentlich wundern muß, daß er nicht betteln geht.


Werfen wir einen Blick aus der Vogelperspektive auf das deutsche Land, um
seine Tragfähigkeit zu ermessen. Das wird uns mehr sagen als Rechnungen mit
der Schachtschen Goldmark, die heute groß, morgen klein sein kann, die von
einem Tag zum ändern alle Berechnungen über den Haufen werfen kann, genau
wie das mit der Helfferichschen Papiermark der Fall gewesen ist.


Wir sehen da zunächst ein Volk von 60 Millionen Menschen, durchweg fleißige,
gut ausgebildete Menschen. Sie sind durch den langen Krieg etwas mitgenom-
men worden. Aber der Schaden ist wohl nur äußerlich. Die Lücken, die der Krieg
in die Reihen der Männer riß, sind zum großen Teil wieder durch fünf Jahrgänge
ausgefüllt worden. Was dieser Kriegsware an Qualität auch abgehen mag, an
Leistungsfähigkeit, das wird mehr als wettgemacht durch die Arbeit der Frauen,
die in gewaltiger Anzahl aus Not sich produktiver Tätigkeit zugewandt haben. Die
Zahl der werktätigen Bevölkerung ist größer, nicht kleiner als in der Vorkriegszeit,
wenn auch etwa die Gesamtzahl infolge des Geburtenrückgangs abgenommen
haben mag. Aber dieser Geburtenrückgang bedeutet eine Stärkung, keine
Schwächung der Leistungsfähigkeit der Erwachsenen.


Wir schauen ferner von unserer Vogelperspektive auf eine Bodenfläche von
etwa 45 Millionen Hektar. Von dieser Fläche waren vor dem Kriege noch große
Gebiete brach als Moor- und Ödland, die jetzt zum großen Teil urbar gemacht
wurden. Durch Raubbau, durch scharfe Einschläge in die Holzbestände mag der
Ertrag dieser 45 Millionen Hektar immer noch beträchtlich hinter der Friedenszeit
zurückgeblieben sein, aber diese Verhältnisse haben sich seit Schluß des
Krieges ständig gebessert, bis auf denjenigen Gütern, deren Besitzer sich nicht
sicher mehr auf ihrem Eigentum fühlen, teils, weil sie dem Bolschewismus nicht
trauen, teils, weil sie als gute Rechenkünstler sich sagen, daß ein durch Raub-
bau zum Teil über die Grenze geschobenes und gerettetes Vermögen besser ist
als ein in tadellosem Zustand befindliches Besitztum, das wegen dieses tadel-
losen Zustandes von den Steuerbehörden, event. auch von der Finanz-
kontrolle höher eingeschätzt und besteuert werden wird als ein ausgemergeltes
Besitztum. Aber es ist sicher nicht die große Masse der Bauern, die so scharf zu
rechnen versteht. Und darum brauchen wir diesen Umstand bei der Abschätzung
der Gesamtfläche nicht allzu hoch in Rechnung zu stellen. Die Großgrund-
besitzer werden sich wohl öfters sagen, daß sie besser tun, das für den Ankauf
von Dungstoffen bestimmte Geld in Devisen anzulegen oder sich damit im
Ausland anzukaufen für den Fall, daß es in Deutsch-  Deutschland
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land drunter und drüber geht, und daß sie darum den während des Krieges
erlernten Raubbau weiter betreiben werden. Die Besitzer solcher Güter sind es
wohl gewesen, von denen Helfferich sagt, daß der Ertrag pro Hektar von 24
Doppelzentnern im Jahre 1913 auf 14,2 im Jahre 1922 zurückgegangen sei.


Von unserer Vogelschau aus sehen wir ferner die Städte, die Fabrikanlagen,
die Ströme, die Kanäle, die Eisenbahnen, die Häfen mit Tausenden von
Dampfern, die Bergwerke, die langen Straßen, wo sich Laden an Laden reiht,
einer immer reicher als der andere, die Schnellzüge, die nach einer Strecke von
1000 Kilometern pünktlich auf die Minute einlaufen, den Rauch von 1000 Essen.
Auch hier sehen wir mancherlei Schäden, die man in Friedenszeiten nicht sah.
Namentlich bei den Mietwohnungen sind diese Schäden für jedermann sichtbar.
Immerhin die Dächer, die Mauern, die Fundamente sind in Ordnung. In der
Hauptsache ist es der Anstrich, der fehlt, und wenn man hierfür etwa 10 oder 20
Prozent der Baukosten vom Gebäudekapital in Abzug bringen würde, so wäre
das vielleicht schon viel. Um diese Schäden schnell zu beseitigen, brauchen wir
aber nur die sogenannten Mieterschutzgesetze, die in Wirklichkeit nichts als
Irrenhausgesetze sind, zu beseitigen. Dann wird sofort überall wieder gepinselt,
gestrichen, tapeziert. Wie neu sähe Berlin schon jetzt aus, wenn die 100 000
Arbeitslosen, die man in den letzten Monaten zählte, in der Renovierung der
Mietskasernen Beschäftigung gefunden hätten? Über den Zustand in der
Industrie ist es schwerer, sich ein klares Bild zu machen. Die Industrie schreit
nach Kredit, aber dieser Schrei ist nicht immer echt. Jeder, der die letzten
5 Jahre ausgenutzt hat, um Vermögensteile zu liquidieren und im Ausland in
Sicherheit zu bringen, schreit nach Kredit, um die Liquidation fortsetzen zu kön-
nen. Sobald aber die Sachwertsteuer ausgeschrieben sein wird und das über die
Grenze geflüchtete Vermögen hier nichts mehr zu befürchten hat, dann wird die-
ses Geld in breitem Strome zurückfließen, und dann wird der Schrei nach Kredit
wenigstens um die Stimme dieser Leute abflauen. Dies wird auch noch darum
besonders stark sich bemerkbar machen, weil mit der endgültigen Regelung der
Reparationsfrage und mit der Ausschreibung der dazu gehörigen Sachwertsteuer
auch der Kredit des deutschen Kaufmannes im Ausland sich wieder einstellen
wird, denn dann hat der ausländische Kreditgeber nicht mehr zu befürchten, daß
sein Geld in die Reparationskasse wandert, d. h. daß er sein Geld verliert.


Deutschland verkaufte in der Vorkriegszeit seine Produkte im Ausland auf lang-
fristiges Ziel. In der Textilbranche oft mit 6 und 9 Monaten Kredit. Die Rohstoffe
dagegen kaufte Deutschland damals in der Regel noch gegen bare Kasse auf
der Produktionsstätte. Nun aber die Mittel für solche Geschäftsusancen fehlen,
so wird man umgekehrt verfahren müssen. Die Amerikaner, die Argentinier, die
Australier werden die deutschen Industrieprodukte gegen bare Kasse kaufen und 
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ihre Produkte in Deutschland gegen 6 und 9 Monate Ziel verkaufen. Und der
ausgezeichnete Ruf, den der deutsche Kaufmann im Ausland genoß und den er
zum Teil über den Krieg hinaus gerettet hat, der wird bei diesen Kreditopera-
tionen die gröbsten Hemmungen überwinden und dieser Privatkredit von Mensch
zu Mensch, von Erzeugern zu Verbrauchern, der wird in seiner Gesamtheit die
lächerlich winzigen Summen, die das offizielle Deutschland im Ausland zur Zeit
auszuschachten sucht, 100 fach übersteigen. Schacht wird uns einen amerika-
nischen Bankkredit von 100 Millionen Dollar verschaffen, wenn es so viel ist. Die
Ausnutzung des Privatkredits der deutschen Kaufleute liefert eine Summe, die
zusammen viele Milliarden Dollar betragen wird. Auch vergessen wir nicht, daß
der deutsche Unternehmer für seine Fabrik kein Gold braucht und daß der
Besitzer von Rohstoffen, der vor der Wahl steht, die Baumwollballen, die rohen
Häute, das Getreide, die fetten Schweine entweder gegen Kredit zu verkaufen
oder sie noch ferner jahrelang den Unbilden der Witterung auszusetzen, noch so
leicht den Shylock spielen kann, wie der Besitzer von Gold und Devisen. Dieser
pocht auf sein treues Gold, jener denkt an das, was mit seinen Ballen geschieht,
wenn das Kreditgeschäft infolge seiner zu hohen Ansprüche sich etwa zerschla-
gen sollte. Auf jeden Fall werden die Kreditgeschäfte, die die deutschen
Kaufleute und Unternehmer direkt abschließen, die deutsche Wirtschaft ungleich
stärker entlasten und zu ungleich günstigeren Bedingungen, als die Geschäfte,
die Schacht mit dem Börsenkönig Morgan abschließen wird.


Ich will hier diesen Überblick aus der Vogelschau abbrechen und will auch
keine Zahlen nennen. So lange wir in Deutschland für uns die Währungsfrage
nicht in dem Sinne einer Indexwährung lösen und so lange wir dem Gold nach-
laufen wie junge Köter ihrer Schwanzspitze, ist jede Berechnung der deutschen
Leistungsfähigkeit reiner Unsinn. Es hieße der Goldwährung zu große Ehre
antun, wenn ich hier die deutsche finanzielle Tragfähigkeit auch nur 24 Stunden
im voraus in Gold abschätzen wollte. Aber soviel geht aus dem Gesagten hervor,
daß, wenn die Weltwirtschaft durch Lösung des Valutaproblems wieder in
Vollbetrieb gesetzt werden kann, Deutschland trotz und wegen des verlorenen
Krieges wird bezahlen können und zwar nicht wenig. Wenn wir den Mut aufbrin-
gen, die Sachwertsteuer zu beschließen und die Reparationsfrage endgültig zu
regeln, dann werden wir der Finanzkontrolle entgehen und in einer relativ kleinen
Zeitspanne die ganze Last abgetragen haben. Finden wir den Mut nicht zu 
solcher heroischen Finanzpolitik, dann wird die Besetzung des deutschen
Gebietes immer weiter gehen, der Kredit wird immer weiter eingeschränkt wer-
den, die Kapitalflucht geht weiter, das Wirtschaftsgeschirr zerfällt, die deutsche
Industrie kann wegen Minderwertigkeit der Produkte den Wettbewerb auf dem
Weltmarkt nicht bestehen, sie kann dementsprechend nur schwache Löhne 
zahlen, die Auswanderung nimmt immer größere 
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Ausmaße an, im Ausland entstehen mit dem geflüchteten deutschen Kapital und
mit den geflüchteten deutschen Arbeitern Konkurrenzunternehmungen, und statt
sich zu erholen, wird Deutschland immer weiter von der Schwindsucht zerstört
werden. Und was soll es bedeuten jetzt mit Goldanleihen und Goldnotenbanken
die Währungsfrage lösen zu wollen, jetzt wo die Reparationsfrage jeden Tag für
die Notenbank dieselbe Situation schaffen kann, die 1914 die Kriegserklärungen
für die Reichsbank schufen?


Von den Neuwahlen erwarten die rückwärts gerichteten Volkskreise einen ent-
scheidenden Sieg. Dieser Sieg, so groß er sein wird, wird nichts entscheiden.
Kein Mann der Deutschnationalen und der Deutschen Volkspartei wird sich unter
den heutigen Umständen zur Regierung vordrängen. Wenn sie danach gestrebt
hätten, dann wären die verschiedenen Putsche sicherlich gelungen. Aber die
Putsche scheiterten an der Reparationsfrage. Und diese Frage können die
Krebse nicht lösen, weder wirtschaftlich noch weltpolitisch. Weltpolitisch stehen
die Deutschnationalen völlig isoliert da. Weit und breit ist niemand, der ihre
Politik unterstützen wird. Wenn der Sachverständigenkommission, die morgen 
ihr Urteil der Welt verkünden wird, gesagt würde, daß wir in Deutschland eine
deutschnationale Regierung gewählt haben, ja würde noch in letzter Stunde der
ausgeklügelte Betrag der uns zugedachten Reparationssumme noch einmal 
verdoppelt werden, und der betreffende Brief würde uns gleich durch ein
Kriegsschiff überbracht werden.


Aber auch wirtschaftlich vermag der rechte politische Flügel die Reparations-
frage nicht zu lösen, denn sie fordert die Selbstbesteuerung dieser Herrschaften
in einer Höhe, die einer bolschewistischen Konfiskation, einem Harakiri bedenk-
lich nahekommt. Ohne Erledigung der Reparationsfrage kann aber die Regierung
auf keinem Gebiete nützliche Arbeit verrichten. Wir werden dann weiter wursteln,
wie seit fünf Jahren. Und zwar so lange, bis es wieder zu einem neuen
Ermächtigungsgesetz kommt. Da das uns morgen Mittag zugehende neue
Reparationsdiktat von uns sicherlich schnelle Entschlüsse und heroische
Finanzoperationen fordern wird, wenn die Finanzkontrolle ausbleiben soll, so
wird unter Umständen bereits die erste Sitzung des neuen Reichstages sich mit
einem neuen Ermächtigungsgesetz befassen müssen.


Aber was auch immer beschlossen werden wird – für Deutschland gibt es
keinen anderen Rettungsweg als den der Erfüllung. Nicht durch Sabotage der


Reparation, sondern durch die nötigen Sachwertsteuern werden wir uns befreien
und für unsere Wirtschaft die Vorbedingungen schaffen, die da heißen:


Lösung der Wohnungsfrage;


Lösung der Valutafrage;


Beseitigung der Kreditnot;


Befreiung des Landes aus den Händen der Wucherer und zinsheischenden 
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Anleiher; Rettung des deutschen Volkes aus eigener, deutscher Kraft!


Wer betreibt im FFFB Weltanschauungspolitik?
Der FFFB braucht für seine Ziele die Einheitsfront aller Schaffenden. Die


Einheitsfront der sich selbst mit dem Schimpfnamen „Proletarier“ bezeichnenden
Massen der Industriearbeiter, verbreitet um die Massen des technischen und
kaufmännischen „Personals“ (als Gegensatz zu Individuum ist der Ausdruck
Personal ebenfalls als Schimpfname zu betrachten), der selbständigen
Handwerker und Bauern und der Angehörigen der sogen, freien Berufe, sowie
der Beamten. Das Wort „Einheitsfront“ bedeutet hier nicht, daß restlos alle hier
Genannten sich dieser Einheitsfront anschließen müssen. Das wird nie möglich
sein. Es gehört eine Portion Intelligenz oder Mutterwitz dazu, um das voll zu
erfassen, was wir wollen. Wo dieser Mutterwitz fehlt, da bleiben Zweifel,
erwächst sogar oft Feindseligkeit. Es ist aber auch nicht nötig, daß die Massen
unser Ziel völlig durchschauen. Die Massen sind immer auf das Urteil ihrer
Vertrauensmänner angewiesen. Und bei diesen Vertrauensmännern kann schon
eher der nötige Mutterwitz vorausgesetzt werden. (Das Vertrauen erwirbt der
Mann durch irgendwie überragende Eigenschaften. Der französische Kriegs-
minister ist z. B. 2 Meter hoch.)


Eine so breite Front, wie wir sie zu schaffen hoffen, wäre unmöglich, wenn sie
auf Grund von Weltanschauungs- und Kulturforderungen zusammengebracht
und zusammengehalten werden müßte. Denn immer beginnt der Streit dort, wo
das Wissen aufhört und der Glaube beginnt, sofern man diesen Glauben zu
irgend einem Vorhaben braucht. Der FFFB aber braucht zum Glück für die
Aufrechterhaltung der von ihm erstrebten Ordnung keine staatliche Kultur und
Weltanschauung, also auch keine Kulturpolitik. Die Gesellschaftsordnung, wie wir
sie erstreben, soll von selber stehen und kann aller künstlichen Stützen entraten.
Diese künstlichen Stützen, die dann völlig überflüssig werden, sind aber gerade
das, was heute das Wesen des „Staates“ ausmacht. Es bliebe vom Staate mor-
gen schon nichts übrig, wenn man diese Stütze als überflüssig erkennen und
beseitigen würde. Bei Gründung der Staatskirche hat doch sicher kein
Staatsmann an das Seelenheil der Staatsbürger gedacht, wohl aber daran, wie-
viel Landsknechte man sparen kann, wenn man das Geschlecht der Empörer als
Ketzer unter Verfolgung stellen und systematisch ausrotten kann (Inquisition).
Und für die Gründung der Staatsschulen durch die Fürsten (in den protestanti-
schen Ländern) ist die Triebfeder auch nicht in dem Wunsch zu suchen, die
Staatsbürger durch das Wissen vom Untertanengeist zu befreien. Einen Ersatz
für die versagende Kirche wollte man schaffen. Diesen Charakter hat die Schule
auch heute noch. Unter den sozialdemokratischen Kultusministern trat dieser
Charakter besonders scharf hervor.
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In der Erkenntnis, daß die freiwirtschaftliche Gesellschaftsordnung keiner künst-
lichen Stützen bedarf, ist in ihr der Abbau restlos aller Kulturinstitute vom Staate
vorgesehen. In dieser Beziehung herrscht, wie ich glaube, ziemliche Einmütigkeit
im Bunde. Uneinig dagegen ist man in der Frage, wie sich der Bund jetzt schon
den staatlichen Kulturfabriken gegenüber verhalten soll, namentlich jetzt vor den
Wahlen im Hinblick auf die Beute der Wahljagd. Diese Uneinigkeit hat sogar die
Formen eines regelrechten Streites angenommen. Der Schaden ist zwar nicht
groß, weil die dadurch entgehende Wahlschlachtbeute zumeist doch recht unge-
nießbar ist. Doch zeigt der Streit, daß hier etwas geklärt werden muß.


Wir haben uns im Bunde zu wenig um die Grundlagen, um das Wesen der
Politik bekümmert. In den anderen politischen Parteien sieht es in dieser Hinsicht
allerdings noch viel, viel kümmerlicher aus. Jedoch darf uns das nicht beruhigen.
Die anderen Parteien wollen nichts als eine Partei sein. Wir aber wollen etwas
schaffen und wollen dazu die Macht an uns „reißen“. Und weil wir nicht aus
Machtgelüsten handeln, sondern wirklich das wollen, wovon wir sprechen, und
weil das Ansichreißen der Macht immerhin eine „erschießliche“ Sache ist, darum
liegt uns so sehr daran, daß unsere Einheitsfront auch die Probe besteht. Nicht
damit wir uns an die Stelle der anderen setzen können, sondern damit endlich
etwas Grundstürzendes geschehen kann.


Ich vermisse nicht nur in unserem Schriftenverzeichnis, sondern überhaupt in
der Literatur eine Schrift, die in methodischer Weise sich mit dem Wesen des
Parlamentarismus beschäftigt, einen Leitfaden, einen demokratischen
Machiavelli. Zum Gebrauch nicht nur für den Laien, sondern auch für die
Berufspolitiker. Es ist doch wahrhaftig nicht so leicht, sich mit weiter nichts als
den persönlichen Erfahrungen ein gereiftes Urteil zu bilden, z. B. über die
Leistungsfähigkeit des Parlamentarismus in grundstürzenden Fragen, über die
Nützlichkeit der Wahlbeteiligung, über die Frage, ob man zu jeder Zeit mit Hilfe
der Presse, d. h. also mit Geld die öffentliche Meinung und damit auch das
Parlament in jede gewünschte Richtung bringen kann usw. Und dennoch sind
das alles Fragen, die für uns von einem Tag zum anderen akut werden können.
Dann wird gestritten.


In Übereinstimmung mit unserer Anschauung, daß wir den Staat für Kultur und
Weltanschauungen nicht brauchen, forderte das Programm, wie es von der
Berliner Programmkommission beschlossen wurde (hier so genannt, weil sie auf
dem Berliner Bundestag bestellt worden war) die Loslösung der Kirche, der
Schule, der Ehe usw. vom Staate. Als reine Privatsache erkannt, sollte sich auch
der Staat hier nicht einmischen.


Nun erblicken aber eine ganze Reihe von Bundesmitgliedern (nach dem
Bericht der Magdeburger Versammlung sogar die große Mehrheit) in dieser
Forderung statt einer Folgerichtigkeit einen Widerspruch zu den bisherigen 
programmati-
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schen Erklärungen. Sie sind der Meinung, daß die Erklärung der Kulturfragen als
Privatangelegenheit der Forderung gleichbedeutend sei, sich überhaupt nicht in
die Kulturbetriebe des Staates zu mischen. Passives Verhalten entspräche der
herrschenden Ansicht im Bunde. Nicht Subjekt der staatlichen Kulturpolitik sollten
wir sein, aber Objekt derselben bleiben.


Aus taktischen Gründen wurde solches Verhalten auch im Programm verlangt.
Gewiß nicht aus Vorliebe für die staatlichen Kulturerzeugnisse. Aber auch, weil
es sich decke mit Punkt 1 der bis dahin geltenden Statuten.


Mich interessiert hier nur diese letztere Begründung der Ablehnung des
Berliner Programms. Enthält wirklich der Satz, daß der Bund keine Kultur- und
Weltanschauungspolitik betreiben soll, die Forderung, daß die Bundesmitglieder
sich der staatlichen Kulturpolitik gegenüber passiv, neutral zu verhalten haben?
Was heißt hier passiv? Passiv heißt hier, die Kultursteuern entrichten, heißt somit
die staatlichen Eingriffe unterstützen. Solche Passivität verwandelt sich in höch-
ste Aktivität. Die Steuergelder sind die Kohlen, womit der Staat die Kulturfabrik in
Betrieb hält. Nur dank solcher „Passivität“ vermag der Staat aktive Kulturpolitik
zu betreiben. Das aber ist wirklich keine Passivität mehr. „Passiv sein“ heißt
nichts tun, auch keine Steuern zahlen. Dann heißt „passiv sein“ eine gegen das
Steuerzahlen gerichtete Politik betreiben, heißt also den Abbau des Staates in
Kulturaufgaben fordern. Um hier klar zu sehen, wohin passives Verhalten in dem
Sinne wie hier beschrieben, führen kann, empfiehlt es sich, sich in Gedanken
nach Weimar in die Zeit zu versetzen, wo dort auf ein Stück weißes Papier die
neue Verfassung für das deutsche Volk niedergeschrieben werden sollte.
Nehmen wir an, damals hätte der FFFB bereits bestanden und hätte Vertreter in
die verfassunggebende Versammlung geschickt mit dem Auftrag, keine Kultur-
und Weltanschauungspolitik zu betreiben. So lange die anderen sich in diesen
Fragen passiv verhalten hätten, wäre die Aufgabe unserer Vertreter wirklich sehr
einfach zu lösen gewesen. Sie hätten sich ebenfalls passiv verhalten. Was 
sollten sie aber tun, wenn die anderen nun mit ihren Kulturplänen herausrückten
und mit ihren aus der Geisterwelt und Rumpelkammer herrührenden
Weltanschauungen die Verfassung zu belasten unternahmen? Keine Kulturpolitik
betreiben bedeutet doch nicht, daß es den anderen erlaubt sein soll, mit uns
Kulturpolitik zu spielen. Keine Kulturpolitik betreiben, kann praktisch nur be-
deuten, daß wir den Staat weder mit Kulturaufgaben belasten, noch ihn von
anderen mit solchen Aufgaben belasten lassen. Die Kultur soll überhaupt kein
Gegenstand der Politik sein. Keine Kulturpolitik betreiben bedeutet also, sich 
verteidigen, wenn andere, wenn der Staat aggressiv vorgeht.


Wer statt des Wortes „passiv“ das Wort „neutral“ setzen wollte, stände hier vor
der gleichen Schwierigkeit. Eine Neutralität, die parteiliche Wirkungen auslöst, ist
keine Neutralität mehr. Hätte sich z.B. England beim Bruch des belgischen 
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Neutralitätsvertrages durch Deutschland durch passives Verhalten neutral ver-
halten? Die Neutralität verlangt oft sehr energisches Handeln. Und so wäre es
auch in Weimar gewesen. Man kann sich ja den Fall vorstellen, daß wir in
Weimar die Majorität gehabt hätten. Hätte da auch noch unsere Vertretung zu-
sehen können, wie die Verfassung mit Kulturforderungen belastet wurde, weil ihr
Auftrag lautete, keine Kulturpolitik zu betreiben? Um zu verhüten, daß ein neuer
Kulturmoloch entstand, hätten unsere Vertreter sich mit aller Macht gegen die
Verfassung aussprechen müssen. Das ist m. E. der Sinn der Forderung, daß der
FFFB keine Kulturforderungen stellt und keine Kulturpolitik betreiben soll.
Natürlich muß dann in Übereinstimmung mit solcher Auffassung jetzt, wo wir uns
mit der neuen Verfassung vor vollendeten Tatsachen befinden, die Politik, die wir
in Weimar nicht betreiben konnten, aufgenommen werden. Kampf für eine
Revision der Verfassung, die unseren Forderungen gerecht wird.


Es kann der friedlichste Mensch nicht in Frieden leben, wo die anderen zum
Angriff übergehen. Denn auch das muß noch gesagt werden, daß die Gesetze
nicht von selber stehen, daß ihre Aufrechterhaltung als täglich sich wiederholen-
de Aktion und Angriff anzusehen ist. Der Kulturballast der Verfassung greift uns
täglich an. Duldsamkeit ziemte sich wohl zur Zeit der Autokratie, wo der Untertan
die politischen Zustände als Phänomene betrachtete und der Staat als etwas
Gegebenes, als Rührmichnichtan betrachtet wurde. Da sich alle völlig untätig
verhielten, so konnte die Meinung aufkommen, daß nur der, der die staatlichen
Zustände kritisiert, Politik treibt. Ihn sah man handeln, nicht die Herrschenden,
die eigentlichen Drahtzieher. Mit der demokratischen Verfassung verliert aber 
solche Betrachtungsweise den historischen Boden. Sobald der Staat in
Kulturfragen aggressiv vorgeht, verlangt es der Umstand, daß wir keine
Kulturpolitik betreiben wollen, unbedingt, daß wir uns verteidigen.


Ist einmal die Freiwirtschaft zur Wirklichkeit geworden, so wird niemand mehr
von Freiheit reden. Das Wort wird außer Gebrauch kommen, der Begriff ver-
gessen werden. Der Freiheitsbegriff entsteht gleichzeitig mit dem Staat. Wie der
Schatten mit dem Licht entsteht. Was wir also im Grunde wollen, ist nicht die
Freiwirtschaft, sondern die Befreiung. Die Freiwirte sind Empörer. Und dieser
Charakter wird immer und immer wieder zum Ausbruch kommen, wenn er aus
taktischen Erwägungen verschleiert wird. Es wäre also schon besser, wenn im
Programm diesem Umstand Rechnung getragen würde. Es ist aber auch wieder
sehr zu begrüßen, wenn Kämpfe im Bunde von Zeit zu Zeit ausbrechen. Sie
allein können restlose Klärung bringen. Es lebe der Kampf. Durch Kampf zur
Einheitsfront!
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Fort mit Dr. Schacht!
„Langanhaltender Beifall folgte diesen Ausführungen des Herrn Dr. Schacht,


dem der Vorsitzende namens der Versammlung herzlichst dankt mit der
Versicherung, daß die Industrie ihrerseits an den schweren Aufgaben, die Herr
Dr. Schacht zu lösen hat, tatkräftig und unterstützend mitarbeiten wird.“ (Aus
„Sächsische Industrie“ vom 12. April 1924.)


Es war dieser Schlußsatz, der mich veranlaßte, Dr. Schachts Rede zu lesen.
Ich wollte mich überzeugen, ob ich auch diesmal richtig geraten hatte. Ich sagte
mir, daß der Beifall, der langanhaltende, zeitweilig auch brausende Beifall, den
seine Worte auslösten, wahrscheinlich darauf zurückzuführen war, daß Dr.
Schacht auch diesmal wieder nichts gesagt hatte. Und so war es auch. Wie alle
unsere Staatsmänner, versteht es Dr. Schacht meisterhaft, eine schöne, lange
Rede zu halten und keinen seiner Gedanken zu verraten. Auch Schacht zeigt,
daß man sich daran gewöhnen muß, die Staatsmänner nur mehr nach dem, was
sie nicht sagen, zu beurteilen. Und das ist natürlich manchmal eine schwierige
Aufgabe.


Wenn Dr. Schacht vor den sächsischen Industriellen, deren Tüchtigkeit als
Gerber, Spinner, Weber, Odolfabrikanten niemand bezweifelt, von der
Währungsfrage geredet hätte, dann wäre der Beifall gewiß noch brausender
gewesen, denn niemand von den Industriellen hätte ein Wörtchen verstanden.
Um den Beifall braucht sich übrigens ein Reichsbankpräsident nie viel Mühe zu
geben. Auch hat er nicht zu fürchten, daß aus dem Auditorium irgendeiner es
wagen wird, Widerspruch zu erheben. Namentlich jetzt, wo man zur Kapitalflucht
Kredit braucht, und niemand als die Reichsbank in der Lage ist, solchen Kredit
zu geben. Nicht jeder erhält von der Reichsbank Kredit. Und nicht jeder erhält die
für seinen Handel nötigen Devisen. Schacht hat es z. B. auf die Südfrüchte
abgesehen. Die sind ihm ein Dorn im Auge. Wenn er die Orangen in der Straße
leuchten sieht, dann denkt er an den Dollarkurs. So darf dann der arme
Apfelsinenhändler nichts gegen Schachts Ausführungen sagen, aus Furcht,
selbstverständlich aus ganz unberechtigter Furcht, daß er auf die schwarze Liste
des mächtigen Kreditinstituts kommt. 
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Niemals seit Gründung der Reichsbank, auch in der Kriegszeit und in der
Inflationszeit nicht, hat irgend jemand aus dem Kreis der Armseligkeiten, vor
denen Dr. Schacht in Leipzig sprach, ein Wort der Kritik über die Reichs-
bankpolitik gewagt. Ob aus Unwissenheit, ob aus Feigheit, d. h. aus Furcht vor
den finanziellen Folgen, einerlei, Tatsache ist, daß die Reichsbank die fürchter-
liche, wahnsinnige, verbrecherische Papiergeldwirtschaft zehn Jahre lang be-
treiben konnte, ohne daß aus der Kundschaft der Reichsbank ein einziger Mund
zum Protest sich geöffnet hätte. Die Sorge um ihre Wechsel schloß ihnen allen
den Mund. (Diese Tatsache mögen alle beherzigen, wenn von der Verstaat-
lichung des Kredits gesprochen wird.) Sie beteiligten sich alle an der Plünderung
der Sparkassen, der Mündelgelder und lohnten Schacht mit brausendem Beifall,
als er ihnen das Zeugnis ausstellte, daß sie ein „starkes Gefühl hatten für eine
allgemeine Gerechtigkeit“. Barmherzig sein und sich zugleich ergötzen, ist sicher
eine schöne Kunst, Eine noch schönere ist es, die Sparkassen um 20 Milliarden
Goldmark zu plündern und dafür das Zeugnis einzuheimsen, man gehöre einem
„Volk an mit einem starken Gefühl für die Würde der Mitmenschen“. Ob die 
sächsischen Industriellen bei diesen Worten sich nicht etwas geschämt haben?
Vielleicht war es bei Schacht nur ironisch gemeint! Schacht hat nichts von einer
Sachwertsteuer für die Reparationen und für die Entschädigung der
Sparkassengläubiger gesagt. Dagegen beklagt er sich sonderbarerweise, daß
„der Sparbetrieb bei uns noch gar nicht recht in Gang gekommen sei.“


Wären die Dummen diesmal am Ende doch entgegen aller Erfahrung „alle“
geworden? (Bei so starker Arbeitslosigkeit und niedrigen Löhnen wäre es auch
sonst schwer, Ersparnisse zu machen.) Und außerdem, so lange die
Reparationsfrage nicht endgültig geregelt ist, daß niemand mit Sachwert oder
Besitzsteuern zu rechnen hat, werden es nur Dummköpfe sein, die den
Sparkassen und Kreditinstituten ihr Geld anvertrauen. Devisen und Valuta, das
sind heute die Sparformen des deutschen Volkes und das werden sie bleiben,
und zwar so lange, bis mit Hilfe einer Sachwertsteuer, die auch die Reparationen
deckt, die Sparkasseneinlagen wieder aufgewertet werden können, wenigstens 
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bis zur Höhe der Sachwerte selber. So lange das nicht geschieht, wird der 
deutsche Sparer sagen: Diesem Volk mit „starkem Gefühl für eine allgemeine
Gerechtigkeit“ kann ich nicht trauen. So lange aber die Sparer kein Vertrauen
haben können, kann die Kreditnot nicht verschwinden. Und alle Anleihen, die
Schacht zur Linderung dieser Not bei X Prozent Zins aufnehmen wird, werden
das Übel nur vergrößern. Je mehr Anleihen das Reich im Ausland macht und
dazu seine Einnahmequellen verpfänden muß, um so ärger muß sich die
Kapitalflucht entfalten. Und an der Kapitalflucht, von der die Kreditnot nur eine
Nebenerscheinung ist, geht das deutsche Volk zugrunde. Seit fünf Jahren 
wiederhole ich dieses Sätzchen. Jeder versteht den Sinn dieser Worte, aber 
keiner hat den Mut, den Dingen ins Gesicht zu schauen. Die politischen Redner
fürchten um den Beifall ihrer Zuhörer zu kommen, wenn sie von der Kapitalflucht
reden würden, und auch Schacht scheint das befürchtet zu haben. Er muß es
wissen, wie es mit der Kapitalflucht steht, was 15 bis 20 Prozent Kapitalzins für
den Unternehmer, für den Arbeitslohn bedeuten. Er weiß auch, daß Polizei-
vorschriften der Kapitalflucht gegenüber ohnmächtig sind. Er weiß, daß nur die
Sachwertsteuer der Kapitalflucht ein Ende bereiten kann, daß alles andere mit
Einschluß der Stabilisierungsversuche verlorene Liebesmühe bleiben muß, so
lange die Sachwertsteuer nicht erhoben und eingetrieben wird. Und dennoch hat
er den Industriellen kein Wörtchen von der Sachwertsteuer gesagt. Hat er die
Plünderer der Sparkassen geistig vielleicht aus die Rangstufe ihrer Ethik
gestellt? Fürchtete er den Pöbel?


Die Einfuhr übersteigt die Ausfuhr in den letzten zwei Monaten um nahezu 
400 Millionen Goldmark. So sagt Schacht. Und er führt die Erscheinung auf eine
Steigerung des Inlandskonsums zuruck, die er mit größter Sorge beobachtet.
Und im Anschluß daran spricht er davon, daß der Spartrieb nicht recht in Gang
kommen kann. Angenommen, es wäre richtig, daß der Inlandkonsum gestiegen
sei, so fragt man: wer sind die Leute, die heute ihren Konsum steigern können?
Sind es etwa die Proletarier, die Beamten, die Arbeitslosen? Oder sind es die
Sachwertbesitzer, denen die Reichsbankpolitik durch die 
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Inflation reichlich 200 Goldmilliarden mit 8 Milliarden Goldmark Zinsen geschenkt
hat, die heute diese beneidenswerte Konsumkraft entwickeln?


Wir brauchen heute keine „Mannekes“, die dem Pöbel und den sächsischen
Industriellen nach dem Munde reden. Die Wahrheit soll ans Licht gezogen,
gezerrt werden. Wir müssen es sagen, auch auf die „Gefahr“ hin, daß die
Entente es hört: Der Raub der 200 Milliarden Goldmark an Sparkassengeldern,
an Mündelgeldern, an Kriegsanleihen, an Hypotheken, an Obligationen, an
Bankkapital usw. muß gesühnt werden. Den Räubern muß die Beute abgetrie-
ben, abgehetzt werden. Niemand darf in den nächsten Jahrtausenden sagen
können, daß der Krieg und die Inflation auch etwas gutes gehabt habe, nämlich
die Streichung von 200 Milliarden Goldmark an allgemeinen Schulden zu
Gunsten der Sachwertbesitzer, zu Lasten der Gläubiger, auch der Mündel und
des proletarischen Sparkassenkapitals. Die einzig mögliche, technisch durchführ-
bare, gerechte und wirksame Sühne ist wohl die Sachwertsteuer. Sobald die
Sachwertsteuer in der Höhe, wie sie heute nötig ist, eingetrieben worden ist,
nämlich 75 Prozent des zinstragenden Kapitals, braucht sich der Reichsbank-
präsident nicht mehr um den Luxus des deutschen Volkes zu kümmern, braucht
er nicht nachzurechnen, ob es besser ist, wenn das deutsche Volk spanische
Apfelsinen ißt, statt bayrisches Bier und pommerschen Schnaps zu trinken. Und
statt den Leuten in die Töpfe zu schielen, wird er seine Zeit besser gebrauchen
und dem Deutschen Volk endlich einmal sagen, was denn eigentlich eine
Goldmark ist, von der er so viel spricht, ohne je etwas von ihr zu sagen. Den
Commis voyageur der Goldwährung kennen wir schon. Jetzt möchten wir auch
mal den Präsidenten unserer Reichsbank hören.


Mit der Eintreibung der Sachwertsteuer wird die Reparation restlos auf die
Sachwerte als hypothekarische Last abgebürdet werden und dann weiß jeder,
daß die Finanzen des Reiches in Ordnung sind und daß es keiner anderen
Sachwertsteuern mehr bedürfen wird, um den dann ganz kleinen Etat zu 
balanzieren. Dann weiß sich endlich jedermann mit seinem vielleicht recht klein
ge-wordenen Eigentum wieder sicher im Deutschen Reich, so sicher wie in
irgend einem anderen 
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Land der Welt, und dann hat die Kapitalflucht wirklich keinen vernünftigen Sinn
mehr. Dann kehren die geflüchteten Kapitalien wieder, es füllen sich die
Sparkassen, und die Kreditnot hat ein Ende. Dann sinkt auch wieder langsam
und stetig der Zinsfuß. Warum sagt Schacht das alles nicht dem deutschen Volk,
jetzt vor den Wahlen? Er würde dadurch der ganzen Bande von Wahlrednern
den Mut zur Wahrheit geben und alle würden dann sagen: „Da wir nun einmal
doch bezahlen müssen, so laßt uns sofort die entsprechenden finanziellen
Maßnahmen ergreifen. Wählt nur Personen, die sich verpflichten, die
Reparationen zu zahlen und sie auf die Sachwerte abzubürden. Warum ver-
trödelt Schacht die kostbare Zeit und sucht die bereits lächerlichen
Revisionshoffnungen des Volkes zu stärken, indem er von den Ziffern des
Sachverständigenberichtes sagt, daß „sie zweifellos nicht tragbar sein werden“.
Und das jetzt, nachdem die Reichsregierung den Sachverständigenbericht als
diskutabel bezeichnet hat.


Wie kann Schacht die im Bericht vorgesehenen Lasten als nicht tragbar er-
klären, wenn er selbst nicht in der Lage zu sein scheint, zu sagen, was eine
Goldmark ist, die die Entente von uns fordert? Der Bericht nennt lediglich eine
Zahl, ohne die Einheit dieser Zahl zu bestimmen. Ob wir die Last zu tragen in der
Lage sind, wird erst dann festgestellt werden können, wenn die Größe der
Einheit bestimmt wird. Jetzt ist es genau so, wie wenn unsere Leistungen nach
einen Längenmaß berechnet worden wären, dessen Größe jederzeit und will-
kürlich vom Gläubiger bestimmt werden kann. Nach Schachts Angaben in einer
früheren Rede hat die Goldmark gegen früher 60 Prozent zu unseren Gunsten
als Reparationsschulden eingebüßt. Wenn es so bleibt, können wir dann auch
noch nicht die Ziffern des Sachverständigenberichtes tragen? Und, wenn es nicht
so bleibt, wie kann uns dann Schacht die Rückkehr zur Goldwährung empfeh-
len? Die Goldwährungsanbeter pflegen vom Gold als von einem Maß, einem
sog. Wertmaß zu reden. Von diesem „Wertmaß“ sagt nun Schacht folgendes:
„Seit dem Waffenstillstand haben wir, abgesehen von den territorialen Verlusten,
nicht weniger als 40 Milliarden gute Goldmark an die Entente geleistet, die sie
uns mit 8 Milliarden anrechnet.“ Also der eine mißt 40 
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und andere 8, und beide bedienten sich des Goldes als „Maß“. Und dieses
Schwindelmaß empfiehlt uns Schacht.


Auf die schweren Angriffe, die jetzt von allen Seiten auf die Goldwährung ab-
geführt werden, weiß Schacht kein Sterbenswörtchen zu antworten.


Schacht ist gefährlich. Er muß fort. Mit dem Wurzelstock, mit der Reichsbank
muß er ausgerodet werden.


Ist das Erbe des Kolumbus noch sicher
in den Händen der Monroekaner?


Der Freiwirt fordert die ganze Erde für sich. Er erklärt jedem den Krieg, der ihm
dies Recht durch wirtschaftliche oder politische, durch private oder durch staat-
liche, rassische, nationale Ansprüche irgendwie verkümmern will. Um für sich
dies Recht wirksam zu machen und um es nicht im Kampf, im Krieg, unter
Verlust von Gut und Blut immer und immer wieder verteidigen zu müssen, um im
Frieden leben, um sich der Gaben der Natur erfreuen, um aus diesem Jammertal
ein Tal der Lebensfreude machen zu können, räumt er jedem anderen Menschen
ohne weiteres, ohne irgendwelche Einschränkung dasselbe Recht ein, das er für
sich beansprucht.


Der Freiwirt erklärt dieses Recht mit allen seinen Folgerungen als die eherne
Forderung des Friedens, als den einzigen Artikel eines ewig währenden, allen
denkbaren Stürmen widerstehenden Völkerbundes. Er erklärt weiter, daß alles,
was über diesen Artikel hinaus dem Völkerbund noch aufgebürdet wird, gefähr-
lich ist und darum glatt abgelehnt werden muß.


Einziger Artikel des Völkerbundes:
Der Erdball gehört allen Völkern ungeteilt.


Als Verstöße gegen diesen Völkerbund sind heute zu nennen: Die Staats-
grenzen, sofern sie mehr bedeuten als etwa die Gemeindegrenzen, also ein-
fache Verwaltungsgrenzen, die Paßkontrolle, die Zollkontrolle, die Sanitäts-
kontrolle, die Souveränitätsrechte, das Privateigentum am Boden und an den
Bodenschätzen, die Monroedoktrin. Um hier nur einiges zu nennen. Gegenpol
dieser Verstöße sind: Unbeschränkte Freizügigkeit für alle Menschen, alle
Rassen, Abschaffung der Zollgrenze, also vollkommener Freihandel, Hinfälligkeit
der Begriffe: Einfuhr und 
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Ausfuhr, Unverpfändbarkeit des Bodens (Hypotheken) und aller Privatansprüche
auf Grundrenten.


Wir sind noch weit von diesem Ziele. Es ist aber in der Hauptsache nur das
Privateigentum am Boden, was solchem Völkerbund im Wege steht. Daneben
noch eine Reihe von Vorurteilen, die von den Grundbesitzern gezüchtet, gehegt
und verbreitet werden. Mit den Grundbesitzern werden auch diese Vorurteile
spurlos verschwinden. In Rußland ist das Privateigentum am Boden bereits
beseitigt. In England kämpft die Regierung nach der gleichen Richtung. Und in
allen Ländern wächst die Einsicht in die Gefährlichkeit dieses Rechtes. Man
beginnt zu ahnen, daß hier der Pestherd der Kriege liegt.


Im glatten Widerspruch zu der Freilandforderung steht die heutige, auf der
Monroedoktrin sich aufbauende Politik der Amerikaner, der Nordamerikaner.
Namentlich ist es die Mongolenpolitik, die dort getrieben wird, die zu den 
ernstesten Besorgnissen Anlaß gibt. Gestützt auf usurpierten, sogenannten
Souveränitätsrechten, haben die Amerikaner neuerdings die Aussperrung der
Mongolen wieder beschäftigt. Hier ist es nicht mehr Wirtschaftspolitik, auch nicht
mehr Lohnpolitik, die die Amerikaner betreiben. Sie wollen den Kontinent ihrer
Rasse vorbehalten. Wer aber weiß, was es bedeutet, wenn man einen
Menschen in seinen Rasseeigenschaften beanstandet, der hat eine Ahnung von
dem, was in der Seele der Mongolen vorgeht, wie tief diese Menschen sich ver-
letzt fühlen müssen. Die Verletzung ist meistens unheilbar; sie schmerzt mehr als
die individuelle Verletzung. Wer das weiß, der sieht am blutroten Horizont die
Konturen des entsetzlichsten Dramas aufsteigen, was sich auf dem Erdball
abgespielt hat. Den Zusammenprall der weißen und gelben Rasse. Den fürchter-
lichsten, unbarmherzigsten Krieg, den Rassekrieg, der nur als Ausrottungskrieg
einen Sinn hat. Und in diesen Ausrottungskrieg wird ganz selbstverständlich
Europa hineingerissen werden. Als 1914 die allgemeine Tobsucht im europä-
ischen Narrenhaus ausbrach, da rechnete kein Volk mit der Ausrottung, weder
passiv noch aktiv. Pack schlägt sich. Pack verträgt sich. Der eine gewinnt, der
andere verliert. Und wer verliert, der zahlt. Man fühlte eine gewisse Sicherheit
auch noch dann, wenn die fremden Soldaten das Land überschwemmten. Es
war nicht so bös gemeint, wie es aussah. Es war ein Vetternkrieg. Und wenn der
allgemeine Wehrzwang nicht bestanden hätte, die meisten wären auf den Ruf
„zu den Waffen“ überhaupt nicht gekommen. Aber wenn der Krieg als ausge-
sprochener Rassekrieg geführt wird, zwischen Völkern mit ausgesprochenen
Rassemerkmalen, wo also auch die Uniform als Unterschied zwischen Freund
und Feind entbehrlich wird, da wird es erst ungemütlich, da greifen alle sofort
und ungerufen zu den Waffen, Männer, Frauen und Kinder. Denn hier wird alles
niedergemacht. Zu pardonieren ist ja hier nichts. Denn nicht wegen irgend-
welcher Handlung, irgendwelchen Differenzen über Mein und Dein, über den
Raub einer 
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Frau wie in Troja, ist der Krieg ausgebrochen, sondern weil man glaubt, daß für
die beiden Völker kein Raum auf Erden ist. Hier werden die Frauen auch nicht
etwa fortgeschleppt. Die Frauen werden wie die Männer und Kinder getötet. Sie
werden nicht gemartert, wie Toller und Mühsam in Bayern gemartert werden.
Denn man hat ihnen nichts anderes vorzuwerfen, als daß sie einer anderen
Rasse angehören. Man will sie ausrotten, wie Moses die gefangenen
Philisterfrauen den Armen der israelischen Krieger entreißen und töten ließ.


Und diesen Ausrottungskrieg bereitet die amerikanische Mongolenpolitik vor.
Dieser Krieg kommt bestimmt, wegen den Mongolen auf dem amerikanischen
Kontinent nicht die volle Gleichberechtigung mit allen anderen Völkern der Welt
zuerkannt wird. Und wenn dieser Krieg kommt, wer wird da gewinnen? Die
Amerikaner mögen sich vorsehen. Die Amerikaner haben die Büffel ausgerottet
und die Indianer. Aber die Mongolen sind keine Büffel. Vielleicht überschätzen
sie auch jetzt ihre militärische Tüchtigkeit, weil sie im Erschöpfungskrieg gegen
das weltberühmte preußische Heer als Sieger hervorgingen. Vielleicht rechnen
sie mit der Unterstützung der Europäer. Aber dann rechnen sie falsch. Heute und
noch für lange Zeit wird kein europäischer Staat den Mut haben, sich über See
militärisch in Kriege einzulassen aus Furcht, daß die Gelegenheit von seinem
Nachbarn zu einem Überfall ausgenutzt werden könnte. Die Amerikaner werden
diesen Krieg allein auszufechten haben, und wenn dann die Mongolen ihre
Aufgabe erfüllt haben, dann wenden sie sich nach Europa, zur Geburtsstätte der
Rasse, die ihnen den Rassekrieg mit dem Einwanderungsverbot erklärt hat.
Dann wird der letzte Mohikaner sich zum letztenmal im Grabe umdrehen. Er ist
gerächt, neben ihm liegt das letzte Blaßgesicht begraben.


Und wenn auch die Mongolen im ersten Ansturm etwa das Ziel nicht erreichen
würden, wenn sie von den Amerikanern zurückgeschlagen würden, so wird es
hier heißen: Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Und dann wird die Erinnerung
an die beiderseits begangenen Kriegsgreuel dafür sorgen, daß der Krieg nicht
mehr abbrechen kann. Friedensverhandlungen sind in einem Rassekrieg unmög-
lich, da der Grund des Rassekrieges in der Rasse selbst liegt und dort weiterlebt,
bis daß der Letzte ausgerottet ist. Die Menschheit ist bis heute vor Rassekriegen
bewahrt geblieben. Wir haben keinerlei Erfahrung auf dem Gebiet. Bei dem eben
erwähnten letzten Mohikaner handelte es sich um Kämpfe, wie sie immer 
zwischen Nomaden (oder Jäger) und Landwirten unvermeidlich sind. Daß hier
die unterliegenden Nomaden oder Jäger einer anderen Rasse angehörten, war
eine ganz untergeordnete Begleiterscheinung. Und daß Moses die schönen
Philisterinnen mit Gewalt den Räubern entreißen mußte, zeugt, daß die israeli-
tischen Männer ganz andere Absichten hatten, als Rassekrieg, Mordgelüste und
Ausrottung.
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Nehmen wir den günstigsten Fall an, den Fall, daß die Mongolen zwar als
Sieger hervorgehen, daß sie aber darauf verzichten, ihn als Ausrottungskrieg zu
führen und darum auch nicht gegen die Europäer vorzugehen gedächten. Das
entspräche besser den sanften Sitten der Chinesen. Aber so sanft die Chinesen
auch sein mögen, so werden sie doch dafür sorgen, daß der amerikanische
Kontinent, der noch so gut wie unbewohnt ist nach chinesischen Anschauungen,
nunmehr der Mongolenrasse gesichert werde, nach dem Grundsatz: War die
Aussperrung den Amerikanern recht, so ist sie jetzt den Mongolen billig.
Sperrung der Einwanderung für die europäische Rasse, zum mindesten für die
angelsächsischen Völker, die für die jetzige Behandlung der Mongolen verant-
wortlich sind, das ist es, was wir von der Rassepolitik der Amerikaner, der 
blöden, kurzsichtigen, übrigens auch umgedeuteten und gefälschten Monroe-
doktrin zu erwarten haben.


Und hier erhebt sich die Frage: Haben wir Europäer kein Wörtchen mitzu-
reden? Die Rassepolitik, die die Amerikaner betreiben, ist eine Angelegenheit,
die uns Europäer direkt berührt. Der Mongole wird niemals einen Unterschied
zwischen Amerikanern und Europäern machen. Er wirft die ganze reaktionäre
Bande in einen Topf. Genau wie der Proletarier auch keinen Unterschied macht
zwischen einem deutschen und französischen Kapitalisten. Darum haben wir zu
fordern, daß sich die Amerikaner in Fragen der Rassepolitik mit uns ins
Einvernehmen zu setzen haben. Da wir durch diese Politik die gleichen Gefahren
laufen, haben wir hier auch die gleichen Rechte. Und da wollen wir es in die Welt
hinausschreien, über Amerika bis nach dem großen Mongolenreich: Kolumbus
entdeckte Amerika nicht für Monroedoktriner. Er schenkte den Kontinent der
Menschheit, auch den Mongolen. Es steht den Yankees nicht an, die Ein-
wanderung zu kontrollieren. Wir fordern, daß uns, d. h. den Europäern, wie den
Mongolen das Erbe des Kolumbus bedingungslos ausgeliefert werde. Wir fordern
die Beseitigung jeder Einwanderungskontrolle. Die Gelben, die Weißen, die
Schwarzen, alle sollen das gleiche Recht auf die Erde, auf den amerikanischen
Kontinent haben, genau wie wir jedem Amerikaner Europa und die Mongolei zu
Nutz und Freude zur freien Verfügung stellen wollen. Wir fordern ferner, daß die
Grundrenten in Amerika wie in der Mongolei und in Europa allen Müttern ohne
Ansehen der Rasse ausgezahlt werden, gleichmäßig für schwarze, für rote,
gelbe und weiße Kinder. So, daß überall dort, wo die Bodenschätze durch eine
wucherische Ausbeute und Preispolitik die höchsten Grundrenten abwerfen, auch
die höchste Anziehungskraft auf die mit Kindern besonders stark gesegneten
Frauen ausgeübt wird. So steht dann die Ausbeutung der Bodenschätze direkt
unter der Kontrolle der Freizügigkeit und kein Volk der Welt wird dann noch ein
besonderes Interesse an der Höhe der Grundrenten haben. Die Freizügigkeit in
Verbindung mit der Verteilung der Grundrenten unter die Mütter wird alle kapita-
listischen, monopolistischen, nationalistischen, 
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imperialistischen Gelüste gleich im Keime ersticken. Auf diese Weise verschaffen
wir auch dem Rasseproblem ein Sicherheitsventil. Die Rassen werden dann die
Welt nicht mehr nebeneinander, sondern durcheinander bewohnen. Sie treten
sich dann nicht mehr als Völker, als geschlossene Massen gegenüber, deren
Rassemerkmale dann noch betont werden durch die Sprache, die Geschichte,
durch Klima, Ernährung, Kleidung, Sitten, Gebräuche und namentlich auch nicht
durch diskrepierende wirtschaftliche Interessen, durch nationale Wirtschaftspolitik
und Valuta. Das alles fällt dann als äußere Unterschiede fort und es bleiben dann
nur die Rassemerkmale, die manchmal ganz interessant sein mögen, aber zu
Kämpfen, Kriegen, Haß und Mord niemals Anlaß geben können. Und wie die
Juden seit Jahrtausenden in der Diaspora lebend, sich rassereiner erhalten
haben, als irgendein anderes Volk der Erde, so ist es möglich, daß die hier ge-
forderte allgemeine Freizügigkeit die Gefahr der vollkommenen Verwischung der
Rassemerkmale beseitigen wird. (Anm. des Schriftsetzers: Was wir zur
Beruhigung der Besitzer von zoologischen Gärten und Menagerien nicht uner-
wähnt lassen wollen.)


Lesbare Literatur über diese Dinge gibt es so gut wie nicht. Die Freunde der
Freiwirtschaft sind auf das angewiesen, was sie selbst mit dem Satz: Die Erde
gab er den Menschenkindern – machen und gestalten können. Bei der unge-
heuren Tragweite, die unsere Forderungen für die kommenden Geschlechter
noch mehr als für uns haben, ist es nötig, daß die Freiwirte der jetzt wieder akut
gewordenen Monroedoktrin die allergrößte Aufmerksamkeit widmen, um die
amerikanische Einwanderungspolitik sowie die Statuten des Völkerbundes in
unserem Sinne zu beeinflussen. Die dazu nötige umfassende Literatur müssen
wir, die Freiwirte, schaffen, und jeder von uns sollte sich daran beteiligen. So
allein kann ein dauernder Friede und Völkerbund zustande kommen.


Die Erbsünde
von Silvio Gesell


Das Kind kommt ohne Erfahrung zur Welt und wird aufgezogen von Menschen,
die Erfahrung geerbt, gesammelt und hinter sich haben. Das Kind merkt bald,
daß es sich Vorteile verschaffen und Schaden von sich abwenden kann, wenn es
sich die Erfahrungen der Alten zunutze macht. Da es unmöglich die
Erfahrungssätze der Alten nachprüfen kann, so bleibt dem Kinde nichts übrig als
zunächst zu glauben, was die Alten ihm sagen. Der Autoritätsglaube der Kindheit
braucht dem Kinde darum nicht künstlich beigebracht zu werden. Er ist ein natür-
liches Produkt natürlicher Verhältnisse. Kinder ohne jeden Autoritätsglauben, die
alle Erfahrung- selbst machen wollen, aufs dünne Eis gehen, mit Feuer spielen,
Tollkirschen essen usw., gehen zugrunde. Die Natur schafft immer Neues. Sie
wird auch immer Kinder geschaffen haben, die von Kindesbeinen an keinen
Autoritätsglauben hatten. Wenn diese Charaktereigenschaft von Nutzen gewesen
wäre, dann hätte 
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sich diese Art Menschen vermehrt und dann wäre der Autoritätsglaube als angeborene
Charaktereigenschaft längst ausgestorben und es wäre nicht notwendig, heute gegen den
Autoritätsglauben zu Felde zu ziehen. Aber die Kinder, die ohne jeden Glauben an die
Autorität der Alten geboren wurden, gingen zugrunde. Ein gewisses Quantum
Autoritätsglaube ist daher nötig, doch muß hier gleich gesagt werden, daß dieser Glaube
nur das Gebiet des physischen Lebens zu umfassen braucht, weil der Mangel an solchen
Glauben auf anderen Gebieten keine unmittelbare Lebensgefahr herbeiführen kann. Wer es
nicht glaubt, daß die Tollkirsche giftig ist, wird das Experiment nicht überleben. Wer es nicht
glaubt, daß 2 x 2 vier ist, wird durch Schaden klug werden. Wer aber nicht glaubt, was die
Philosophen und Priester ihm erzählen, der hat unmittelbar nichts zu befürchten.


Der eben umrissene, berechtigte und nötige Autoritätsglaube wird nun von den Eltern und
namentlich von den Vorgesetzten der Erzieher weiter ausgebildet, um ihn besser mißbrau-
chen zu können. Das wird dadurch erleichtert, daß das Kind mit der Zeit manches von dem
nachprüfen kann, was der Lehrer es gelehrt und daß die Nachprüfung die Richtigkeit der
Lehrsätze ergab. So wächst das Vertrauen des Kindes zum Lehrer. Diesen Umstand haben
die Drahtzieher dazu benutzt, um in den Schulplan des Lehrers auch die Dinge einzu-
schmuggeln, die sich einer unmittelbaren Nachprüfung entziehen. Der Lehrer, der lesen,
schreiben und Naturgeschichte lehrt, muß auch religiöse, geschichtliche, philosophische
Vorstellungen im Kinde erwecken. Dazu sagt dann das Kind: Manches von dem, was der
Lehrer uns jetzt erzählt, erscheint mir als Schwindel. Aber da das, was ich bisher selber
nachprüfen konnte, richtig war, so wird wohl das Übrige auch richtig sein. So wächst dann
der Autoritätsglaube über die zur Führung des animalischen Lebens notwendigen Grenzen
hinaus. Selbstverständlich wird diese natürliche Tendenz durch die Autoritäten gefördert,
denn die Autorität hat es schnell entdeckt, wie leicht ihr die Aufgabe gemacht wird, wenn bei
den Schülern, bei den Untertanen, beim Volk der Autoritätsglaube gefestigt wird.


Es ist natürlich immer der von Natur faule Kirchen- und Staatsbürokrat, der sich des
Autoritätsglaubens bedient, um sich die Amtsführung zu erleichtern. Sonst wird jeder, der
ehrlich nach der Wahrheit strebt, den Autoritätsglauben mit allen Mitteln bekämpfen, auch in
der nächsten Umgebung“. Wer seiner Sache sicher ist, der fürchtet den Widerspruch nicht,
und erst recht nicht, wenn er unsicher ist. Dann reizt er den Widerspruch, um die Sache zu
klären. Unehrlichkeit, Faulheit, Feigheit steckt also immer in der Sucht nach Autorität. Den
Schaden aber haben in erster Linie die Autoritätsgläubigen, die Jugend.


Der Autoritätsglaube ist einer unserer größten Hemmschuhe. Er verhindert, daß die für
den Fortschritt so unentbehrliche Nachprüfung- der Voraussetzungen vorgenommen wird,
obschon man weiß, daß die Voraussetzungen sich von jeher als die reichste Fundgrube 
wissenschaftlicher Entdeckungen erwiesen haben. Panta rhei. Alles ist in ständiger
Umgestaltung begriffen. Nichts währt ewig. Was uns heute als Wahrheit erscheint, als etwas
Unumstößliches, muß morgen vielleicht schon zum alten Eisen geworfen werden. Der
Autoritätsglaube aber wurzelt gerade in diesen Voraussetzungen. Wer zum Schutze seiner
Stellung glaubt, der Autorität nicht entraten zu können, wird kein Interesse daran haben, daß
an den Voraussetzungen gerüttelt wird. Er wird stets danach trachten, die genannte
Fundgrube der Wissenschaft zu verschütten.


Die Jugend mag es den Alten glauben, daß die Tollkirsche giftig ist. Das ist aber auch
alles, was die Jugend ungeprüft hinnehmen kann. (Da auch die Belladonna dem panta rhei
unterworfen ist, so ist es nicht unmöglich, daß im Laufe der Zeit diese Giftfrucht sich in ein
Volksnahrungsmittel verwandeln kann, weshalb es notwendig bleibt, sogar den Glauben an
die Giftigkeit der Belladonna immer wieder auf seine Richtigkeit nachzuprüfen). Für die
Jugend muß das gesamte Wissen nichts als eine Rumpelkammer von Glaubenssätzen sein.
Die Jugend aber soll nichts gläubig, ungeprüft hinnehmen. Nein, sie muß am Grundsatz
festhalten, daß restlos alles der stets wiederholten Nachprüfung bedarf. Nur so kann es zu
endlosem Fortschritt kommen. Hier gilt der Satz: Was du ererbt von deinen Vätern, erwirb
es, um es zu besitzen!
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Das Gebiet, auf dem die Autorität sich am sichersten weiß, weil sie dort am schwierigsten
zu kontrollieren ist, ist das Gebiet der geistigen und psychischen Lebensführung. Religion,
Philosophie und Moral, zum Unglück gerade diejenigen Gebiete, die am einschneidensten
unsere Lebensführung bestimmen. Ehe die Menschen zu einem gereiften Urteil über die
hier herrschenden Lehrsätze kommen können, sind die meisten, unterstützt durch die
Wirkungen der von den Alten geerbten Laster (Tabak und Alkohol), längst verholzt, verkalkt,
versteinert und kritischer Beurteilung unfähig geworden. Folgsam treten sie dann bis an ihr
Lebensende die Gleise der Alten aus und wagen es niemals über die Stränge zu schlagen.
Sie leben nach Vorschrift, nicht nach eigenem Ermessen. Sie leben sogar nach Vorschrift,
wenn die von ihnen selbst geführte Statistik sagt, daß der Weg, den sie gehen, mit mathe-
matischer Sicherheit ins Narrenhaus, ins Krankenhaus, ins tote Meer führt. Die Macht der
Autorität kann selbst die Statistik nicht erschüttern.


Die Jugend hat alle Ursache, sich diese Statistik anzusehen, selbst auf die Gefahr hin,
daß die Alten auf dem Gebiet der Religion, der Philosophie und der moralischen Lebens-
führung den letzten Rest von Autorität verlieren. An den Früchten sollt ihr sie erkennen! 
Seht euch die Alten an! Seht im Spiegel die Früchte dieser Alten an. Dann urteilt. Nein.
Menschen, die so das Erbe ihrer Ahnen verschandelt haben, die haben das Recht verloren,
euch irgendwelche Vorschriften in der Lebensführung zu machen. Sie sind auch unfähig,
euch irgendwelchen nützlichen Rat zu geben. Wenn sie einen kleinen Rest von Ehrlichkeit
gerettet haben, dann werden sie sagen: so wie es bis heute gemacht wurde, darf es nicht
weiter gehen. Wir selbst wissen nicht, wie ihr es besser machen könntet. Wir haben es nicht
gewagt, die Richtigkeit der waltenden Leitsätze nachzuprüfen. Das ist nun eure Sache. Wir
erklären den Bankrott unserer Gesetzgebung. Schafft Euch nun neue, geht eigene, geht
neue Wege!


Wie aber findet man neue Wege? Nun genau so, wie man den richtigen Weg sucht, wenn
man auf Holzwege geraten ist. Zurück auf den Ausgangspunkt. Und um auf den Ausgangs-
punkt zurückzukommen, gibt es nichts Besseres als sich zu fragen: welchen Zweck verfol-
gen die, die uns die Gesetze auferlegten und uns Vorschriften, in der Lebensführung mach-
ten? Hat man diesen Zweck gefunden, dann ist man auch schnell in der Lage zu urteilen, ob
dieser Zweck sich mit unseren eigenen Interessen noch deckt. Da man nun als Triebfeder
aller menschlichen Handlungen den Eigennutz erkennen muß, bei den Gesetzen also den
Eigennutz der Gesetzgeber, so ist zu untersuchen, wie weit unser eigenes Wohl sich mit
dem Wohl der Gesetzgeber deckt, wobei noch zu beachten ist, daß als Wohl der
Gesetzgeber nur dasjenige Wohl verstanden werden kann, das die Gesetzgeber selbst als
solches verstehen, Ist der Gesetzgeber z. B. ein Trinker, so wird er selbstverständlich sein
Wohl mit dem Wohl der Alkoholindustrie identifizieren. Hat man einmal das Wohl der
Gesetzgeber, so wie sie selbst es verstehen, entdeckt, dann hat man auch gleich festen
Boden unter den Füßen, um dem wirklichen Wert, den diese Gesetze und Vorschriften für
uns haben, zu beurteilen.


Das hier gesagte will ich nun an der Hand eines praktischen Beispieles klarer darzustellen
suchen und wähle dazu ein Gebiet, auf dem die Gesetzgeber durch Verquickung ihrer Vor-
schriften mit religiösen Vorstellungen die größte Macht entfalten konnten. Das Gebiet des
Liebeslebens, zugleich das Gebiet, das die Jugend am stärksten zu bewegen, zu er-
schüttern vermag und das darum auch die größte Zahl von Kettenbrechern aufweisen kann.
Stark sind die Fesseln der Kettenschmiede, stärker noch die sie sprengenden Triebe.


Mich selbst führte ein ganz anderer Zweck dazu, die Genesis unserer das Geschlechts-
leben regelnden gesetzlichen und gesellschaftlichen Vorschriften zu untersuchen. Ich wollte
wissen, wie weit die Grundrenteninteressen an der Schaffung des christlichen Begriffes der
Erbsünde beteiligt waren. Der Kürze und der Anschaulichkeit wegen, wähle ich für meine
Darlegungen die Form der Erzählung-, die hier folgt:


Rings um eine Oase erhoben sich steile Berge, die die Kraft der Wüstenstürme brachen.
Unterirdische Gewässer speisten die Brunnen und die Planzenwelt. Alles gedieh hier mühe-
los. Jenseits der Berge aber breitete sich ödes Steppen- und Wüstenland aus, end-
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los. Wer diese Oase hätte verlassen müssen, um sich draußen in der Steppe sein Brot zu
erkämpfen, dem wäre es sicher zumute gewesen wie Adam und Eva als sie aus dem
Paradies durch die Folgen der Erbsünde, d. h. durch die mit ihr und durch sie entstande-
ne Übervölkerung hinaus gedrängelt wurden. Die Erbsünde stößt ja immer und automa-
tisch die Menschen aus dem Paradies, aus den fruchtbaren Strichen in immer magere,
aus dem Marschland in die Heide. Die Erbsünde wird dabei in ihrer Werdung durch den
Trieb zur Brutpflege unterstützt. Je besser die Mutter, umso schlimmere Folgen hat die
Erbsünde. Erbsünde ohne Folgen ist praktisch keine Sünde mehr. Wenn Eva keine so
sorgsame Mutter gewesen wäre, wenn sie die Kinder hätte verkommen lassen, dann lebte
sie heute noch im Paradies. Zur Erbsünde gehört also, wenn sie die schlimmen Folgen
haben soll, unbedingt ein starker Trieb zur Brutpflege. Durch die Kanalisation ist in Berlin
die Sterblichkeit von 58 auf 14 gefallen. Die Sanierung der Stadt durch die Kanalisation
hat die gleichen Wirkungen wie die Erbsünde selbst gehabt. Sie steht moralisch mit auf
gleicher Stufe.


Die Menschen, die in unserer Oase wohnten, waren von allem Verkehr mit der
Außenwelt seit undenklichen Zeiten abgeschnitten. Sie wußten nicht, daß es noch eine
Außenwelt gab und die Außenwelt wußte auch nichts von ihnen. Sie lebten in paradiesi-
scher Unwissenheit und vermehrten sich dementsprechend. Diese Vermehrung aber war
die große, beständige Sorge des Patriarchen. Er sah die Zeit kommen, wo die Erträge der
Oase nicht mehr ausreichen würden, um alle zu ernähren. Wie könnte er dieser endlosen
Vermehrung entgegenwirken?


Nun hatte er Beobachtungen, die er seit einiger Zeit betrieb, zu einem gewissen
Abschluß gebracht. Er hatte die Altesten zu einer Besprechung eingeladen.


„Wenn die Vermehrung unseres Volkes so weitergeht, werden wir bald die Grenzen
unserer Subsistenzmittel überschreiten“, sagte Malthusalem, der Patriarch. „Wir wissen
das“, sagten die Altesten bedrückt. „Was können wir dagegen machen?“ Der Patriarch
fuhr fort: „Seht dort das Paar unter dem Apfelbaum. Gott hat mir den Sinn der Handlung
offenbart. (Die Alten nannten alle wissenschaftlichen Entdeckungen Offenbarungen.)
Zwischen dem, was das Paar dort tut und der Geburt eines Kindes besteht ein innerer
Zusammenhang. Merkt euch den Tag und zählt die Monde. Von heute ab in 9 Monden
wird das Weib dort ein Kind bekommen. Ich habe das in mehr als 100 Fällen, die ich
beobachten konnte, festgestellt. (Man vergesse nicht, daß es sich hier um paradiesische
Zustände handelt.) Ich konnte es zuerst nicht glauben. Für mich aber besteht jetzt kein
Zweifel mehr.“ (Anm.: In Afrika gibt es ja noch heute Stämme, die diese Zusammenhänge
nicht kennen.)


„Unser Patriarch ist ein feiner Beobachter. Es hat sich schon so manches als richtig
bewiesen, was er behauptet hat, daß wir ihm nun auch dieses glauben müssen, so wun-
dersam es auch klingt,“ sagten die Ältesten. „So alt wir auch sind, wir lernen noch immer
etwas dazu. Und je älter wir werden, umso wunderbarer erscheint uns diese Welt.“


„Gut“, sagte Malthusalem. „Ihr ahnt wohl schon, welche gewaltige Bedeutung diese
Offenbarung“ für uns, für unsere große Sorge haben wird. Sie wird uns in den Stand 
setzen, die Vermehrung unseres Volkes den Subsistenzmitteln ständig anzupassen und
uns so der Notwendigkeit entheben, den sonst unvermeidlich kommenden Überschuß der
Bevölkerung aus dem Paradies in die Wüste hinauszudrängen. Da wir nun wissen, wie
die Volksvermehrung entsteht, können wir sie nun kontrollieren. Die große Gefahr ist dann
für immer gebannt.“


„Eine Last fällt uns vom Herzen“, sagten aufatmend die Altesten. Es ist gewiß die 
größte und wichtigste Offenbarung, deren wir durch dich teilhaftig geworden sind. Wie es
nur kommt, daß Gott dir alle seine Geheimnisse offenbart? Was hatten wir Pfuscher
schon alles in Betracht gezogen, um den schrecklichen Augenblick hinauszuschieben, wo
wir uns sagen mußten, wir sind zu viele. Wir berieten schon lange darüber, die giftige
Cobra heilig zu sprechen, in der Hoffnung, daß dieses schreckliche Tier sich stärker ver-
mehren und unter uns schneller aufräumen würde.“
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(Anm.: Die Cobra steht in Indien, dem klassischen Land der Übervölkerung und des
Hungers, heute noch im Schutze religiöser Vorstellungen. In Ägypten wurden die
Neugeborenen getötet (Moses) und die Schlangen ebenfalls als heilige Tiere, also als
nützliche Tiere erklärt. Ob aber auch die Gärten Pharaos von Schlangen wimmelten? Es
scheint nicht so, sonst wäre Pharao nicht so erschrocken gewesen, als ihm Moses eine
Schlange vor die Füße warf. Diese ekelhaften Reptilien waren also nur für den Pöbel 
heilig. In Pharaos Garten wurden sie nicht geduldet.)


„Aber was hätte es für einen Sinn, Menschen aufzuziehen, um sie dann den Schlangen
zu opfern? Darum hatten wir auch bereits den Vorschlag in Erwägung gezogen, die
Säuglinge gleich nach der Geburt dem Feuergotte zu opfern. Nach den Plänen unseres
Kollegen Moloch hatten wir dabei eine Auslese gemacht, und die weniger gut geratenen
Säuglinge in erster Linie geopfert. Die Mütter hätten wir durch irgendeinen religiösen
Wahn schon dazu gebracht, daß sie ihre Säuglinge geopfert hätten. Die Pläne der
Opferstätte waren fertig. Das religiöse Zeremoniell von unseren besten Künstlern entwor-
fen. Auch die für die Übertönung des Gewimmers der Säuglinge bestimmten Gesänge ...“


„Haltet an, seid still,“ sagte der Patriarch. Wenn ich daran denke, daß auch ich mich mit
derartigen Plänen beschäftige, steigt mir die Schamröte bis an die Haarwurzel. Gott, in
welche Not hast du uns getrieben, daß wir solche Gedanken nicht glatt von uns wiesen,
daß wir solchen Gottesdienst in Betracht ziehen konnten. Und das ausgerechnet der 
liebste, beste Mann unserer Gemeinschaft, daß Moloch, dein Liebling, der dir am näch-
sten steht, der keinem Wurm ein Leid tun kann, dich mit solchen Gottesdienst zu ehren
vorhatte! Aber lauter noch als es das Gewimmer der geopferten Säuglinge getan hätte,
muß wohl mein Gebet zum Himmel geschrien haben, als ich dich in unserer schrecklichen
Not um Hilfe bat und du mir durch Offenbarung des Geheimnisses der Menschwerdung
den Weg zeigtest, der aus unserer Not herausführen wird, ohne die Cobra und ohne
Molochs Brandopfer. Um die Mütter dahin zu bringen, daß sie ihre Säuglinge der Gottheit
opferten, hätten wir dein Bild umstoßen und aus einem allgütigen Wesen ein Scheusal
machen müssen, ein zornwütiges Wesen, das nur durch Kindesopfer besänftigt werden
kann. Was wäre aber mit der Zeit aus uns selber geworden, wenn wir solchen Gottheiten
gedient, geopfert hätten? Denn nach dem Bilde, das wir uns von dir machen, streben wir
und gestalten wir uns unbewußt! Und in welcher Angst hätten von da ab die Frauen
gelebt, in welche Abhängigkeit wären sie zu denen getreten, die darüber zu bestimmen
gehabt hätten, welche Säuglinge geopfert werden sollten! Übrigens wäre auch der Plan
am Charakter unserer Frauen gescheitert. Moloch, du hast die Frauen entschieden falsch
eingeschätzt! Unsere Frauen werden erschlagen, der ihnen das Opfer ihrer Säuglinge vor-
schlägt. Seht dort den kleinen Moses mit seiner herrlichen Mutter! Sie würde bestimmt der
Gottheit die Augen auskratzen, ehe sie ihren Knaben hergibt. Übrigens brauchen wir uns
jetzt auch nicht mehr mit dem Schrecken zu befassen, seitdem mir Gott in Erfüllung 
meiner Bitte um eine seiner würdigen Rettung die Menschwerdung offenbart hat und so
haben wir uns Jetzt nur darüber zu verständigen, wie wir diese Offenbarung nun am
zweckmäßigsten ausnützen können. Du, Eugen, du machst Ja ein so glückliches Gesicht,
du hast wohl einen guten Plan?“


Eugen: Ich habe immer feststellen müssen, daß die Kinder eine merkwürdige Ähnlich-
keit mit der Mutter haben. Wenn es also zu einer Geburtenbeschränkung kommen kann,
so schlage ich vor, daß wir eine Auswahl unter den Frauen treffen, denen die Aufgabe
übertragen wird, unsere Zahl im richtigen Verhältnis zu den Subsistenzmitteln zu erhalten.
Wir wählen dann die schönsten, gesundesten und besten aus. Und so werden dann nur
mehr schöne und gesunde Kinder geboren werden. Darüber bin ich so glücklich. Die
anderen Frauen weihen wir der Gottheit, d. h. wir empfehlen ihnen Enthaltsamkeit und
versprechen ihnen dafür im Himmel einen Lohn.“
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Moloch: „Wenn man immer falsch von anderen beurteilt wird, dann tuen einem Worte,
wie die, die unser Patriarch in Bezug auf mich ausgesprochen hat, ordentlich wohl. Ich
hatte doch auch im Sinne, was jetzt Eugen mit seinem Vorschlag zu erreichen sucht.
Keiner von denen, die mich so scharf beurteilt haben, hat es gewagt, an Stelle des
Meinigen einen weniger barbarischen Vorschlag zu machen. Wahrscheinlich, weil sie
nichts Besseres wußten. Das Bessere aber ist allein eine gute Kritik. Ich sah den Dingen,
wie sie mit mathematischer Sicherheit kommen mußten, scharf ins Gesicht. Ich allein
hatte den Mannesmut dazu. Die anderen alle waren dazu zu feige. Ich sah ganz klar, wie
wir uns alle aus Hunger gegenseitig in ununterbrochenen Kämpfen ermorden würden. Ich
sah ganz deutlich alle Folgen, die das bisher geübte passive Verhalten nach sich ziehen
mußte. Wie der Mord Rache und Sühne fordern würde, wie unser Sinnen und Trachten
nur mehr auf Mord und dessen Abwehr eingestellt sein würde. Und da fragte ich mich: 
Ist es nicht tausendmal besser, wir opfern gleich die Neugebornen, statt daß sich die
Erwachsenen im rohesten Kampf ums Brot gegenseitig umbringen! Ich sah noch mehr. 
Ihr kennt alle die hohe Achtung, die ich für die Mütter hege und wie ich auch immer ihre
Partei ergreife, wenn sie infolge ihrer physischen Schwäche benachteiligt werden. Ich sah
nun, wie die Erkenntnis, daß die Not auf die große Zahl von Geburten zurückzuführen ist,
die Mütter ganz authematisch in der Achtung der Männer herabsetzen mußte, und daß
dies nicht ohne nachteilige Folgen für die Sicherheit und glückliche Aufzucht der Kinder
sein würde. Ich sah, wie durch meinen Vorschlag die Zahl der Säuglinge zwar vermindert
würde, daß aber dafür das Leben der verbleibenden gesichert und die Mütter, die nun
nicht mehr gefährlich waren, keinen Schaden durch öffentliche Mißachtung erleiden
würden. Wir sehen doch, wie die Achtung zum besten Teil davon abhängig ist, ob wir
Nutzen oder Schaden von unserem Nächsten zu erwarten haben. Ein Wesen aber, ein
Weib, das uns durch Mehrung der Zahl der Mitesser fortwährend bedroht, dem Hunger
aussetzt, muß mit der Zeit unsere Achtung verlieren und jedem anderen Schädling gleich-
gesetzt werden. Frauen und Schlangen hätten wir dann schließlich auf die gleiche Stufe
gestellt. Die Summe all dieser Umstände ließ mich darum, gegen meine innersten
Gefühle, das Opfer der Neugeborenen als das kleinere Übel einschätzen, namentlich
auch aus dem Grund, den Eugen eben anführte, daß wir auf dem Wege der Auslese
Einfluß auf unsere Nachkommenschaft gewinnen konnten. Jetzt natürlich, da uns
Malthusalem das Geheimnis der Menschwerdung offenbart hat, fallen selbstverständlich
alle meine Pläne unter den Tisch und es ist gewiß keiner unter uns, der ein stärkeres
Gefühl seelischer Befriedigung genießt als der schreckliche, der berüchtigte Moloch.“


Malthusalem: „Nur Kinder können es gewesen sein, die nicht höchste Achtung vor
Molochs Streben gehabt haben. Ich kenne niemand unter uns, der mit größerem Ernst
und größerer Umsicht das Problem, das uns hier beschäftigt, behandelt hat, und niemand
weiß es besser als ich, wie viel menschliches Empfinden sich hinter Molochs rauhem
Wesen versteckt. Und ich glaube im Sinne aller hier Anwesenden zu sprechen, wenn ich
Moloch zum Zeichen, daß wir ihn wirklich verstanden haben, als meinen Nachfolger im
Patriarchat vorschlage.“


Alle: „Moloch soll unser Patriarch werden.“


Malthusalem: „Ihr habt alle vernommen, was Eugen für die Kontrolle der Geburten vor-
schlägt. Seid ihr alle damit einverstanden?“


Moloch: „So lange ich und wir alle über das Problem der Menschwerdung ganz im
Dunklen tappten, und der Übervölkerungsnot ratlos gegenüberstanden, wußte, ich keinen
anderen Ausweg als den der brutalen Gewalt. Der Unwissende ist ja immer brutal. Jetzt
aber, wo wir wissend geworden sind, möchte ich auch eine der göttlichen Offenbarung
würdige Form der Geburtenbeschränkung herbeiführen. Eugens Vorschlag entspricht nicht
diesen Ansprüchen, obschon er einen intregierenden Teil meines eigenen Planes bildete.
Die göttliche Offenbarung, die uns durch Malthusalem zuteil wurde, 
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müssen wir zu einer allgemeinen Befreiung, Befreiung von der Autorität des Patriarchen
und der Altesten ausmünzen. Das sage ich, als einstimmig ernannter Patriarchats-
kandidat. Wir schufen diese Autorität ja nur zu Abwehr der durch den Geburtszuwachs
entstehenden Not. Wir brauchen keine künstlichen Eingriffe, keine künstliche Auslese,
keine Verbote, keine Freiheitsbeschränkung – . Wenn Eugen feststellen konnte, daß die
Kinder oft den Müttern ähneln, so ist es Tatsache, daß sie ebenso oft ihnen auch nicht
ähneln, sondern die Züge von Männern der Umgebung tragen. Die Erklärung dazu liefert
uns die große, neue Offenbarung. Wenn es aber so ist, so brauchen wir nur die Frauen
vertraut mit der neuen Erkenntnis zu machen, um auf natürliche Weise das zu erreichen,
was Eugen durch behördliche Eingriffe zu erreichen sucht. Die Frauen werden dann
sagen: Wenn es wahr ist, daß die Männer an unseren Kindern beteiligt sind, wenn es
wahr ist, daß die Kinder sogar oft die Züge dieser Männer annehmen, (für den neuen
Begriff „Vater“ gab es natürlich noch keinen Ausdruck. Das Wort „Mutter“ ist Jahrmillionen
vor dem Wort „Vater“ entstanden), so werden wir, um schöne und tüchtige Kinder zu
bekommen, unter den Männern wählen, und wenn wir keinen finden, der unseren
Schönheitsansprüchen genügt, nun dann werden wir suchen und suchend warten.“


Und Moloch fuhr fort: „Wenn die Frauen so sprechen und handeln werden, dann 
brauchen wir uns wegen der Geburtenbeschränkung keine weitere Sorgen zu machen.
Die Frauen werden suchen und warten, die eine 5 Jahre und die andere Zehn, die andere
bis ans Ende der Jahre. Und während sie suchen, werden keine Kinder geboren. So
haben wir eine Geburtenbeschränkung, wie wir sie uns schöner, freier und im Hinblick 
auf Eugens Ziele nicht wirksamer uns vorstellen können.“ So sagte Moloch.


Malthusalem: „Moloch ist ein Idealist. Sein hoher Optimismus gibt mir Stärke. Trotzdem
muß ich bekennen, daß der Weg, den er uns zeigt, nicht zum Ziele führen würde. Meine
Beobachtungen erstrecken sich über Jahrzehnte. Und auf Grund derselben muß ich
sagen, daß die meisten Frauen mit dem Vorlieb nehmen würden, was da ist und nicht
lange warten würden, es sei denn, daß die Frauen einer über Generationen sich erstrek-
kenden Erziehung unterwerfen würden in der Richtung einer verfeinerten Wahlkunst.
Hierfür aber haben wir keine Zeit. Wir müssen unmittelbar wirksame Maßnahmen ergrei-
fen. Das schließt nicht aus, das wir Molochs Forderungen zur Sicherung der persönlichen
Freiheit der Frauen gerecht werden können. Ich habe nun selbst folgendes vorzuschla-
gen: Meine Beobachtungen beweisen mir, daß die Frauen sich benehmen, als ob sie da
etwas tun, dessen sie sich zu schämen haben. Auf dieser höchst merkwürdigen
Erscheinung will ich bauen. Mein Vorschlag geht dahin, daß wir dieses Schamgefühl
künstlich nach Möglichkeit wecken und stärken. Das können wir, indem wir die zu
erschwerende Handlung als Sünde brandmarken und so zu den Dingen herabwürdigen,
die Abscheu und Ekel erwecken müssen. Wir geben der Handlung gleich den Namen der
Sünde, wir nennen sie Erbsünde. So schaffen wir zunächst einmal eine sehr starke und
wirksame sittliche Hemmung, und zwar nicht für einzelne Frauen, wie es nach dem
Vorschlag Eugens der Fall wäre, sondern generell für alle Frauen. Leicht wird es uns sein,
dieses Vorgehen mit der neuen Offenbarung zu begründen. Eine Handlung, die die ganze
Gemeinschaft in Not und Elend bringt, die uns zwang, Maßnahmen in Erwägung zu 
ziehen, deren Erinnerung uns jetzt erschauern läßt, die ist sündhaft. Denn Sünde ist doch
alles, was uns schadet. Damit aber nun die Handlung nicht ganz unterbleibt, damit die
Bevölkerung nicht jetzt unter die Subsistenzmittel sinkt, erweitere ich meinen Vorschlag
dahin, daß wir uns die Vollmacht geben, die Handlung unter gewissen Voraussetzungen
zu entsündigen und durch religiöse Zeremonien zu „heiligen“, Kraft unserer zu diesem
Zwecke vielleicht noch durch Hokus Pokus zu stärkenden Autorität werden wir den
Konsens geben oder versagen je nach den Umständen, je nach dem Vorrat an
Kokosnüssen. Nur nach Erfüllung von einer Reihe von Formalitäten, denen wir eine
gewisse Feierlichkeit verleihen werden, die wir auch ganz nach Bedarf in die Länge 
ziehen können, werden sich die Paare vereinigen dürfen. Diejenigen Frauen aber 
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die sich über unsere so geschaffenen Hemmungen hinwegsetzen sollten, werden sich der
öffentlichen Mißachtung aussetzen, eine Mißachtung, die auf das Kind sich überträgt.
Kommt es dann doch noch in Folge solcher mutwilligen Übertretungen zu einer Übervöl-
kerung und zu Notstand, dann werden diese ungehorsamen Frauen mit ihren Kindern in
erster Linie die Not zu tragen haben. Wir werden sie in die Steppe treiben. Dann wird mit
der Zeit die Furcht vor so schlimmen Folgen unseren Vorschriften absolute Autorität ver-
schaffen. Das ist in großen Zügen mein Plan. Die Praxis wird uns vielleicht die Mittel zei-
gen, die Härten zu mildern. Aber über eins müssen wir uns klar sein: so hart wie die Natur
der Dinge uns gegenüber tritt, müssen auch die Abwehrmittel sein.“


Moloch: Ich kann mich leider unserem verehrten Patriarchen nicht ganz anschließen.
Durch Annahme seines Vorschlages schaffen wir eine Kategorie ungleich berechtigter
Menschen. Der unmittelbare Zweck des Vorschlages wird ja erreicht werden, denn es
werden nur wenige Frauen den Mut haben, sich den Gefahren des Ungehorsams auszu-
setzen. Ich bin aber gewohnt, meinen Blick über die unmittelbare Gegenwart hinaus-
schweifen zu lassen. Und so sehe ich, wie sich mit der Zeit in der Steppe ein Volk von
Ausgestoßenen bilden wird, das immer das Bestreben haben wird, in das Paradies zu
dringen und das, wenn es einmal zahlreich genug sein wird, an die Gewalt appellieren
wird. Wenn wir keinen besseren Weg finden, denn scheint mir noch das Molochisieren der
Säuglinge das kleinere Übel zu bleiben. Dann ich kann mir auch vorstellen, daß wir ein-
mal im Kampfe mit den Ausgestoßenen den Kürzeren ziehen werden und das wir dann
zur Abwechslung in die Wüste ziehen müssen. Bedenkt das. Wir dürfen hier keinerlei
Vorrechte schaffen. Was wissen dann auch die Kinder vom Ungehorsam der Mütter? Sie
werden es niemals verstehen, daß wir sie enterben konnten. Wir werden uns dann auch
keinen Augenblick sicher fühlen und unser Paradies Tag und Nacht verteidigen müssen.
Bedenkt auch, wie wir dastehen würden, wenn in einem Kampf mit den Ausgestoßenen
diese den Sieg davontragen würden, nachdem wir uns bei unserem Vorgehen auf göttli-
che Offenbarungen bezogen haben. Der Sieg muß doch immer auf der Seite Gottes blei-
ben. Als Schwindler wären wir vor dem ganzen Volk entlarvt. Ich bitte also, es bei dem
ersten Teil des Vorschlages bewenden zu lassen und von allen Strafen abzusehen.
Vertrauen wir auch auf die Einsicht unserer Frauen. Und lassen wir zunächst einmal diese
Erfahrung sprechen.“


Malthusalem: „So wollen wir es halten. Die Erfahrung soll unsere ferneren Schritte leitend.“


Marduk: „Ich protokolliere also: Die nach der göttlichen Offenbarung zur
Menschwerdung führende Handlung würde, wenn sie wie bisher ungehemmt bleibt, zur
Übervölkerung und damit zu Hunger und Unfrieden führen. Sie muß darum mit allen uns
als wirksam erscheinenden Mitteln erschwert werden. Zu dem Zwecke wird die Handlung
als Sünde gebrandtmarkt und mit einem Schimpfnamen, mit Erbsünde bezeichnet. Unsere
Priester werden ermächtigt, diese Handlung durch besondere Konsense zu entsündigen
und zu heiligen. Die zulässige Zahl solcher Konsense wird sich nach der Menge unserer
Subsistenzmittel richten. Man erwartet von der Einsicht unserer Frauen, daß sie sich die-
sen Anordnungen fügen werden, so daß Strafbestimmungen überflüssig bleiben. Als das
zu erstrebende Ideal würden es alle ansehen, wenn die Frauen durch wählerisches,
abweisendes Benehmen allein schon das Ziel, die Geburtenbeschränkung herbeiführen
könnten, so daß nicht nur Jede künstliche Einmischung der Behörden in diese Dinge sich
als überflüssig erweisen würden, sondern auch die Vorbedingungen für einen schönen
gesunden Nachwuchs erfüllt wären. Eugens behördliche Auslesemaßnahmen werden
abgelehnt. Die Pläne zu Molochs Tempel werden zerstört.“


Ich möchte nun hier die Lehren, die wir aus dieser kurzen Darstellung der Genesis
unserer Ehegesetze gewinnen, zur Beleuchtung meiner Ausführungen benutzen.


Wir sehen hier an diesem Beispiel wieder, wie sich Gesetz und Recht wie eine ewige
Krankheit forterben, wie Vernunft zu Unsinn wird und Wohltat zur Plage. Wir 
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leben nicht mehr im Paradies, d. h. in einer Oase mit beschränkten Lebensmöglich-
keiten. Wir sind nicht mehr auf die natürliche Fruchtbarkeit des Bodens angewiesen, wir
haben die Möglichkeit, jeden Boden fruchtbar zu machen. Mit unseren Schiffen und
Maschinen verfügen wir über die ganze Erde. Die Erde könnte nach dem heutigen Stand
der Technik 100fach größere Bevölkerung ernähren. Trotzdem bestehen die aus der Not
einer Oasenbevölkerung geborenen Gesetze fort, die weiter nichts waren als Hunger-
gesetze. Der moralischen Einschätzung des Geschlechtsverkehrs wird noch immer der
abschreckende Stempel der Sünde, der Erbsünde, des Hungers aufgedrückt. 90 Prozent
aller Kinder werden noch durch die Taufe an den Hunger der Oasenbevölkerung erinnerte
In Frankreich stehen die Dinge sogar so, daß die Zivilbehörden, die sich Sorgen wegen
des Geburtenrückgangs machen, denselben Akt, der kirchlich als Erbsünde bezeichnet
wird, zur Hebung der Geburten als patriotische Tat bezeichnen oder doch bezeichnen
möchten.


Unsere Geschlechtsmoral ist der Hungerwirtschaft angepaßt, während sie normaler-
weise den Gesetzen der Auslese, der von Nietzsche und Anderen geforderten Hochzucht
dienen müßte. Die Autorität uralter Überlieferungen steht solcher Zucht im Wege. Das
Resultat ist eine völlig abwegige Entwicklung des Menschen nach jeder Richtung hin.
Diese Geschlechtsmoral ist, nach den Ergebnissen bewertet, als Unzucht, als Sodomie 
zu bezeichnen. Diese Autorität muß gestürzt werden. Sache der Jugend ist es, sie zu 
stürzen. Die Jugend muß sich befreien von der Hungermoral armseliger Oasen- und
Paradiesbewohner, von der Autorität religiöser Vorstellungen, die sich gedankenlos in
überlieferten Geboten, statt in den zu diesen Geboten führenden Ursachen orientieren.
Sache der Jugend ist es, die moralischen Anschauungen zu erweitern und sie dem er-
weiterten Kreis der Lebensmöglichkeiten anzupassen, unter Berücksichtigung der von der
modernen Biologie aufgestellten Lebensgesetze. Freiheit, Kampf ums Dasein, Wettbe-
werb unter Ausschaltung aller nicht angeborenen Vorrechte. So werden wir es erreichen,
daß im Laufe der Jahrtausende das Minderwertige, die Vielzuvielen, womit uns die durch
die Autorität der Ehegesetze verderbte Geschlechtsmoral belastet hat, wieder ausgerottet
wird, daß der Untertanencharakter der Menschen dem hohen Gedankenflug des
Anarchisten Platz macht und sich dieser wuchernd über die Erde verbreiten kann.


Wo Menschen gezeugt werden mit hohem Gedankenflug, mit schönen, gesunden
Gliedern, die die Welt und das Leben zu einer unerschöpflichen Quelle der Lebensfreude
zu gestalten wissen, dort, nicht in unseren Kranken-, Toll- und Zuchthäusern, in der
Autorität uralter und staatlicher Gesetze sucht Euch den Maßstab für die Güte und
Richtigkeit Eurer Handlungen, für die Moralität Eures Liebeslebens. Heil und Sieg dem
Tüchtigsten l


Die Lösung der Währungsfrage
durch das bewaffnete Proletariat


Seit einem halben Jahr steht Schacht am Steuer der deutschen Währung, und
der Kurs des Dollars zeigt, daß das, was er vorhatte, keine Utopie war. Der
Dollarkurs steht fest. Was sein Vorgänger mit großen Goldreserven nicht durch-
zuführen verstand, das erreicht Schacht durch einfaches Manövrieren. Gibt es
einen besseren Beweis für die Überflüssigkeit des Goldschatzes? Hätte
Schachts Vorgänger den 
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Goldschatz nicht vollkommen dilapidiert, hätte Schacht selbst noch einen solchen
Goldschatz geerbt, wer weiß, ob er die Maßnahmen, die zur jetzigen Stabilität
geführt haben, ergriffen hätte. Vielleicht hätte auch er alles von der Existenz des
Goldschatzes erwartet, vom „inneren Wert des Goldes“. So handelte er der Not
gehorchend, und die Not schuf, was dem Goldschatz nicht gelingen konnte.


Vielleicht ist Schacht selber erstaunt darüber, daß ihm das Werk gelang. Als
gewöhnlicher Goldwährungsmensch dürfte er eigentlich selber nicht an die
Möglichkeit einer rein dynamischen Währung glauben. Denn, so wird man ja jetzt
fragen: was soll jetzt noch die Goldwährung, wenn wir ohne sie alles erreichen
können, was die Goldwährung uns zu bieten vermag, nämlich ein festes
Verhältnis des deutschen Geldes zum Gold? Bleiben wir doch beim jetzigen
System! Und wenn es etwa noch nicht vollkommen ist, wenn sich mit der Zeit
Mängel zeigen, so versuchen wir dieses System, das sich in einer so überaus
aufgeregten Zeit bewährte, zu verbessern! Eins können wir ja jetzt schon sagen:
Wenn wir die Goldwährung im Sinne der Vorkriegszeit gehabt hätten, dann hätte
sich in den letzten sechs Monaten unzählige Male das wiederholt, was sich
Anfang August 1914 ereignete, die Noteninhaber nämlich hätten das Gold von
der Notenbank abgehoben, um es zu verschatzen. Im August 1914 brach die
Goldwährung sofort zusammen. Eine Papiergeldwährung wäre damals nicht
zusammengebrochen. Das beweist jedem, der sehen will, der Erfolg der
Schachtschen Währungspolitik. Der nationalistisch- kommunistische Ausfall der
Wahlen und unzählige andere Ereignisse der letzten Monate hätten den
Geldumlauf immer wieder unterbrochen, und zwar um so stärker, je mehr Gold 
in Umlauf gewesen wäre.


Der „Erfolg“ der Schachtschen Währungspolitik ist ein neuer Beweis für die
Richtigkeit der Quantitätstheorie. Wer noch solche Beweise braucht zur
Erhellung dunkler Räume, hier in den Erfolgen Dr. Schachts kann er sich das
Licht holen. Aber für die Währungspolitik des deutschen Volkes braucht man
keine Beweise. Wer die Macht hat, der macht die Währungspolitik, und zwar die
Währungspolitik, die ihm und seinem Kreise paßt, auf die er sich vielleicht auch
an der Börse eingerichtet hat. Für solche Macht freilich braucht man Geld, viel
Geld. Die deutsche Presse ist ein Handelsartikel wie Kautabak und Spucknäpfe.
Mit Geld kann man unzählige Blätter kaufen, beliebig viele Blätter gründen, auch
sozialdemokratische! Und durch Dumpingpreise kann man, wenn man das nötige
Geld hat, jeden Gegner im Pressekampf um die Ecke bringen. Auch diesem
Blatt, dem „Entscheidungskampf“, kann jeder an der Währungsgestaltung inter-
essierte Börsenmann, dem das Blatt lästig wird, durch Schaffung von
Konkurrenzblättern den Daseinskampf zum Todeskampf gestalten. Kurz, wer
Geld hat, genügend Geld, der hat die Presse und damit auch die berühmte
öffentliche Meinung, die die Vertreter in das Parlament schickt. Wer Geld hat, 
der macht also auch die Wahlen, der hat letzten Endes die 
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Majorität im Parlament, der macht die Gesetze, wie man jeden anderen
Handelsartikel macht.


Wer aber hat nun das hierfür nötige Geld?


Nun, diejenigen, die sich mit Hilfe des Parlaments (s. den vorhergehenden
Satz) die Herrschaft über die Währung verschafft haben, die der Presse, ihrer
Presse, den Befehl gaben, zehn Jahre lang stillschweigend zuzusehen, wie mit
Hilfe der Inflation die Spargelder des Volkes (18 Milliarden Goldmark) gestohlen,
die Mündelgelder geraubt, wie ein in Papieren aller Art angelegtes Vermögen von
reichlich 200 Milliarden Goldmark (die Hälfte des in Deutschland angelegten
Kapitals), unterschlagen wurde. Sie haben das Geld, und zwar auch das nötige
Geld, um sich gerichtliche Verfolgungen vom Halse zu halten. Sie haben das
Geld, um jetzt, da es nichts mehr mit der Inflation zu stehlen gibt, eine neue
Währungspolitik zu fordern und durchzusetzen, eine Währungspolitik, die ihnen
gestattet, die Beraubung des Volkes, natürlich unter Anwendung anderer, der
neuen Situation angepaßter Methoden, fortzusetzen.


Kann man sich Schacht vorstellen, wenn er nicht den Leuten genehm wäre, die
die Sparkassen geplündert und die Mündelgelder unterschlagen haben? Kann
man sich Schacht vorstellen, wenn die gesamte Presse über ihn hergefallen
wäre, wie sie über alle diejenigen herfällt, die es wagen, gegen die Hochburg der
Raubritter, gegen die Goldwährung anzukämpfen? Ein Alarmruf, ein einziger, den
die Presse auf Befehl ausstößt, und die Rentenmark, die Billionennoten setzen
sich wieder in Bewegung zu rasendem Tanz! Dann wäre es aus mit Dr. Schacht.


Nach all dem, was im letzten Jahrzehnt von der deutschen Presse veröffent-
licht worden war, was die um ihr Brot besorgten Wissenschaftler geschrieben
hatte, lag der Grund des deutschen Währungszerfalls nicht in der Inflation, son-
dern im Mangel an Deckung durch Gold. Und jetzt mit einem Male sagt dieselbe
Presse kein Wörtchen mehr von der Deckung und läßt Schacht stillschweigend
gewähren, der die Stabilisierung ohne Gold unternimmt. Das läßt sich nur so
begreifen, daß diese Presse eben auf Befehl handelt und daß der Befehl aus-
geht von Leuten, die ein Interesse haben, einmal an der Inflation, ein andermal
an der Stabilisierung und ein drittes Mal (wenn infolge der Stabilisierung sich
wieder etwas Vermögen in den Händen des Volkes angesammelt haben wird) an
der Deflation so viel zu verdienen, daß sie eben die Presse kaufen und bezahlen
können.


Die Debatte über die Währungsfrage, die während der Inflationszeit nicht ganz
unterdrückt werden konnte, ist jetzt von denen, die die Presse besitzen,
geschlossen worden. Von Indexwährung, von aktiver Währungspolitik kein Wort
mehr. Gustav Cassel, der Sachverständige der deutschen Reichsregierung, der
sich allerlei ketzerische Bemerkungen über die Goldwährung erlaubt hatte, ist
still geworden. Vielleicht läßt man ihn überhaupt nicht mehr zu Worte kommen.
Keynes, der 
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andere Sachverständige, der sich direkt über die Goldwährung lustig macht, wird
überhaupt nicht mehr erwähnt. Kurz, man merkt’s an vielen Einzelheiten, daß der
Befehl ergangen ist, die Währungsfrage aus der öffentlichen Diskussion auszu-
schalten. Und wer nicht pariert, der fliegt.


Sorgen wir dafür, daß die Währungsfrage nicht wieder einschläft. Das wird nur
möglich sein, indem wir die Massen für sie interessieren. Das wieder wird nur
möglich werden dadurch, daß wir die „patriotische“ Gesellschaft in den Gewerk-
schaften und den Arbeiterparteien aus dem Sattel heben. Wir müssen die nach
Regierungsposten schielende Gesellschaft, die 1914 die Kriegskredite bewilligte,
die die blödsinnige Ruhrpolitik unterstützte und von 1914 bis in die letzte Zeit 
hinein stillschweigend zuschaute, wie die Notgroschen der Arbeiterfrauen, 
18 Milliarden Goldmark, verteilt auf 22 Millionen Sparkassenbücher, zu Nutzen
der Sachwertbesitzer verwässert und vernichtet wurden, von der Futterkrippe
verjagen. Diese Gesellschaft, die sich also nicht nur politisch, sondern auch noch
wirtschaftlich vollkommen unfähig erwiesen hat, die muß von ihren Sesseln
gestoßen werden. Dann schaffen wir den Machtfaktor für eine wissenschaftlich
geleitete, sachlich richtige Währungspolitik, die dem seit 6000 Jahren, seit
Hammurabi und Tutanchamon, seit Salomon und Solon betriebenen ungeheuren
Schwindel ein für allemal ein Ende bereitet.


So lange das nicht geschehen, sitzt Mammon fest auf seinem Thron, verteidigt
durch die Schule, die Kirche, die Universitäten, die Presse, das Parlament, die
Beamten, die Bonzen der proletarischen Organisationen (die ihn doch stürzen
sollen) und die er alle an der goldenen Strippe hat. Alles andere ist vertan. Wir
können noch viel Literatur schreiben, noch so triftige Kritik an der Goldwährung
üben, alles, alles ist vertan, wenn keine Macht diese Literatur unterschreibt.
C´est de la litterature, mon ami, rien que de la litterature! „Sogar die Theoreme
Euklids werden in Frage gestellt werden, wenn sie sich gegen die Goldwährung
verwenden lassen“, so sagt Professor lrving Fisher. Ebenso gut wie mit wissen-
schaftlichen Arbeiten könnte man Mammon mit Gebeten und Gebetsmühlen zu
bekämpfen suchen. Nur der brutalen Macht wird Mammon weichen. Das geistig
und physisch bewaffnete Proletariat kann allein die Währungsfrage lösen.


Zu den Erfolgen Schachts wäre noch zu sagen, daß sie niemand überraschen,
der etwas von der Theorie des Papiergeldes versteht. Mit Papiergeld kann man
jedem Ziele nachstreben, auch dem blödesten, ja sogar der von den amerika-
nischen Börsenräubern unter Führung Morgans geleiteten Dollarwährung.
Freilich darf man auch nicht vor den notwendigen Maßnahmen zurückschrecken.
Verkehrt wäre es, wenn man Schacht jetzt über die Kreditbeschränkung irgend
welche Vorwürfe machen wollte. Verkehrt wäre es, wenn man den Zinsfuß von
20 Prozent mit diesen Kreditbeschränkungen in Verbindung bringen würde. Die
Notenausgabe hat mit 
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dem Kreditbedürfnis der Unternehmer keine direkten Beziehungen. Und es ist
auch durchaus richtig, daß man alles, was sich nur während der Inflation und mit
Hilfe der Inflation am Leben erhalten konnte, jetzt zusammenbrechen läßt.


Seit dem Beginn der Inflation waren die Bankrotte im Deutschen Reiche eine
ganz ungewöhnliche Erscheinung geworden, obwohl anzunehmen war, daß 
infolge des Krieges die Zahl der Ganz- und Halbidioten, die unfähig sind, ein
Geschäft zu leiten, sich eher vervielfacht als vermindert haben mußte. Der hier
seit zehn Jahren angehäufte Unrat muß verschwinden. Das alles ist in der
Schachtschen Währungspolitik ganz in Ordnung. Das Einzige, was an dieser
Politik, wenn man von der grundsätzlichen Kritik absieht, zu bemängeln bliebe,
ist, daß Schacht nichts Wirksames gegen die Kapitalflucht, die eigentliche
Ursache der Kreditnot, zu unternehmen wagt. Wenn er mit der Autorität, die ihm
der sichtbare Erfolg in der Markstabilisierung verschafft hat, jetzt sagen würde:
„Ich lege mein Amt nieder, wenn jetzt nicht sofort die Sachwertsteuer für die
Erfüllung der Reparationen beschlossen und eingetrieben wird, damit die
Kapitalflucht, die uns die schreckliche und unerträgliche Kreditnot gebracht hat,
ein Ende nimmt. Die Volkswirtschaft kann unmöglich mit einem Zinsfuß von 20
Prozent arbeiten. Es hat keinen Sinn, dem Volk den geheilten Darm (Währung)
des toten Patienten (Volkswirtschaft) zu zeigen. Entweder bereitet man durch die
Sachwertsteuer der Kapitalflucht ein für allemal ein Ende, oder ich gehe, ehe die
Kapitalflucht mein Werk wieder zerstört, ehe man mich für die Dinge, die da 
kommen werden, verantwortlich macht und man mir ans Leben geht.“ Solche
Worte hätten gewirkt.


Es wird wüst zugehen im Deutschen Reich, wenn die Mark wieder an der
Kapitalflucht, an der Kreditnot, am Zinsfuß von 20 Prozent, an der damit unaus-
bleiblich werdenden allgemeinen Arbeitslosigkeit zusammenbrechen sollte.


Strandgut des Lebens
Offener Brief an den Herrn Pfarrer am Zellengefängnis Moabit


(Siehe den Artikel von Dr. Klett im „Berliner Tageblatt“ Nr. 261)


Wir wissen, Herr Pfarrer, wie viel Gutes ein Mensch tun kann, der sich um die
Opfer der kapitalistischen Justiz kümmert, der sie in den Marterkammern besucht
und sie durch Bibelworte täglich daran erinnert, wie schändlich, barbarisch und
grausam die christliche Gesellschaft mit ihnen umgeht und der so in ihnen das
Feuer der Rache unterhält, wohl die einzige wahre Freude, die ein Pfarrer ohne
Macht und Geld den Gefangenen in Moabit bereiten kann. Denn „süß wie die 
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Rache“ ist schon die Hoffnung auf solche. Wir haben auch die allerbeste
Meinung von Ihnen, Herr Pfarrer, die wir Sie lediglich nach Ihrem Artikel beur-
teilen. Sie wollen den Menschen helfen, die wir, die die Gesellschaft, die Sie in
Moabit gefangen halten. Nun gut, es ist das auch unsere Absicht. Denn wahr-
haftig, der Gedanke, daß es dort, gar nicht weit von uns, inmitten der Stadt eine
„Insel der Schmerzen“ gibt, wo Hunderte von Menschen gemartert werden, zu
keinem anderen Zweck als den, Schmerzen zu bereiten, ist für den, der nicht
sadistisch veranlagt ist, unerträglich, schlafraubend, empörend.


Wie könnte man den Menschen dort, denen Sie helfen möchten, wirklich 
helfen? Wie kann ein Räuber, der sein Opfer mit einem Knebel im Munde und
gefesselt im Walde liegen läßt, wie kann der ihm helfen? Ich meine, hier ist die
Frage sehr einfach zu beantworten. Wir haben die Menschen in diese grausame,
unmenschliche, barbarische Lage gebracht. Also liegt es nur an uns, sie zu
befreien. Lassen Sie sich einen Dietrich herstellen, Herr Pfarrer, und geben Sie
den Menschen dort die Freiheit, denen wir, ich und Sie, die Freiheit geraubt
haben!


Den Leuten in Moabit ist also wirklich sehr leicht zu helfen. Das Mittel dazu ist
auch nicht patentiert. Es ist von jedem, der wirklich christlich empfindet, dem es
ernst ist mit der Hilfsbereitschaft, auch ohne weiteres anwendbar. Aber da wer-
den Sie wohl sagen: Wenn wir den Leuten in Moabit helfen, wird uns nicht ge-
holfen sein. Denn die Moabiter werden gleich ihr altes Spiel und Gewerbe mit
erneuter Kraft aufnehmen.


Dieser Einwand läßt sich hören. Aber wirft er nicht die Aufgabe, die Sie sich
gestellt haben, um? Wollten Sie nicht den Leuten helfen? Und nun stellt es sich
heraus, daß Sie im Grunde sich selber helfen wollen! Würden Sie und ich und
wir alle, die wir uns jetzt bei diesem wunderbaren Pfingstwetter unseres Lebens
und der Freiheit außerhalb der Mauern von Moabit erfreuen, noch auf den
Gedanken kommen, die Leute in Moabit zu mißhandeln, sie ihrer Freiheit zu
berauben, wenn wir von ihnen nichts zu fürchten hätten?


Wenn Sie, sehr geehrter Herr, diese Frage glauben verneinen zu können, nun,
dann ist der Weg frei, um zunächst einmal einer sehr großen Anzahl von
Menschen in Moabit zu helfen, d. h. um sie sofort auf freien Fuß zu setzen.
Lassen Sie diejenigen Mitmenschen in Moabit, von denen Sie annehmen, daß
Sie und ich und die anderen von ihnen nichts zu fürchten haben, daß sie uns
also nicht unmittelbar schaden werden, mit Hilfe des Dietrichs in Freiheit setzen!
Lassen Sie sich einen unterirdischen Gang von der Kapelle ins Freie machen,
und von der Kapelle aus lassen Sie die Eingekerkerten die Freiheit gewinnen.


Aber mir ahnt, daß Sie nicht mit diesem Vorschlag einverstanden sein werden.
Erstens aus persönlichen Motiven. Denn nicht jeder tapfere Pfarrer ist bereit, sich 
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Unannehmlichkeiten mit den Vorgesetzten auszusetzen, um dem „Gesindel“ in
Moabit die Freiheit zu schenken. Wer sich in den Staatsdienst stellt, dient dem
Staat in erster Linie und dann Gott und den Menschen. Gebt dem Kaiser, was
des Kaisers ist; den Rest könnt ihr Gott geben! Im Kriege weihte der Staatspfaffe
die Waffen und hetzte dann die Soldaten auf den Feind!


Zweitens gefällt Ihnen mein Vorschlag nicht, weil Sie glauben, daß Moabit
mehr bedeutet als einfachen Schutz gegen die Übergriffe dieser Menschen. Sie
denken an Sühne und Gerechtigkeit. Die Taten dieser Leute, obzwar sie uns
nicht weiter gefährlich wurden, fordern Sühne. Die bürgerliche Kanaille ist in
ihrem Gerechtigkeitsgefühl verletzt worden. Die Bestie ruft nach Vergeltung.


Und noch aus einem dritten Grund könnten Sie meinem Vorschlag nicht bei-
stimmen. Die Gesellschaft, die sich nicht in ihrem Lebensgenuß stören lassen
will, braucht die Tortur des Gefängnisses, um andere abzuschrecken. Wir ver-
werten die Gefangenen zu unserem Vorteil, indem wir sie der Tortur unterwerfen!
Je größer die Schmerzen, das Jammern und Stöhnen, um so mehr werden die
anderen da draußen abgeschreckt, und dann können wir Polizei und
Nachtwächter sparen und noch besser schlafen. Der Schmerz der Gefangenen
verwandelt sich so bei uns in bares Geld. Und das und nichts weiter suchen wir
mit der „abschreckenden Strafe“. Wenn wir die Schmerzen selber zu leiden 
hätten, vielleicht würden wir auf die abschreckenden Mittel verzichten und auf
andere Weise den Zweck zu erreichen wissen. So aber haben wir ein billiges
Mittel, um uns zu helfen – den Schmerz der anderen.


Wir verwerfen diese Nebenzwecke unserer Gerichte. Wir kennen nur eins, das
ist unsere Sicherung gegen Übergriffe, von welcher Seite sie auch kommen
mögen, vonseiten der Kapitalisten, der Ausbeuter, der Wucherer, der Räuber, der
Grundbesitzer, der Schutzzöllner, der Militaristen, der Wechselfälscher und der
Papiergeldfabrikanten. Dieser Zweck hat mit Moral, Sühne, Sünde, Vergeltung,
Rache usw. nichts zu tun. Wir wollen uns auf die billigste und sicherste Art vor
Schaden und Gefahren schützen. Das ist alles. Es fällt uns nicht im Traum ein,
die Menschen zu strafen, sie zu peinigen, sie durch Predigten und moralische
Demütigungen zu demoralisieren, und es ist uns widerwärtig, die Qualen der
Gefangenen als Abschreckungsmittel, als eine billige Vogelscheuche kapitali-
stisch zu verwerten. Wir schießen den, der nachts in unser Haus eindringt, um
uns zu berauben oder um uns zu Kriegsdiensten zu pressen, über den Haufen.
Wir weisen alle, die unser Eigentum antasten, aus unserer Gesellschaft. Und
zwar deshalb, weil uns solche Politik nützlich erscheint. Aus keinem anderen
Grund! Da uns die Rache, die Vergeltung, die Sühne nichts nützen, so üben wir
keine Rache, keine Vergeltung und üben uns auch nicht in der unfruchtbaren
Tätigkeit, den „Verbrechern“ Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Weil wir zahl-
reicher und darum mächtiger sind als die 
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Spitzbuben, darum sperren wir sie ein. Sonst wäre es umgekehrt. Wie das übri-
gens heute in vielen, vielen Ländern der Fall ist.


Wenn wir alle moralischen Begriffe, die Sühne, die Vergeltung, den perversen
Abschreckungsgedanken fallen lassen und nur allein den Nützlichkeitsgedanken
bei der Behandlung der in unsere Hände gefallenen „Verbrecher“ walten lassen,
dann können wir sehr vielen Moabitern helfen, ja vielleicht der großen Mehrzahl,
indem wir sie einfach auf freien Fuß setzen.


Überlegen Sie, sehr geehrter Herr Pfarrer, ob Sie sich auf diesen Standpunkt
stellen können. Wenn es Ihnen möglich wird, dann sehen Sie zu, die anderen
Gefängnisbeamten für diese Anschauung zu gewinnen und treten Sie in den
Generalstreik. Wenn es keine „Menschen“ mehr gibt, die die vom Staate und von
der Staatsmoral diktierten Gerichtsbeschlüsse ausführen . . . dann haben Sie
den Moabitern wirklich geholfen. Sonst aber ist alles vertan, was Sie auch für die
armen Teufel unternehmen.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Zwei Todesfälle durch falsche Deutung 


eines Sprichwortes.


„Spinne am Morgen,“ sagte Tante Ella – und schon hatte sie mit dem Besen
die Kreuzspinne erschlagen und das Gewebe mit den darin zappelnden
Schmeißfliegen weggefegt.


Am nächsten Tage klagte Tante Ella über Kopfschmerzen. Sie legte sich zu
Bett und am Abend war sie an einer Blutvergiftung durch Fliegenstich gestorben.
Das war die „Spinne am Morgen“, sagte die Nachbarin. Ja, sagte ich, aber nur
darum weil man sie getötet hatte. Wenn Tante Ella die Kreuzspinne nicht er-
schlagen hätte, vielleicht wäre die Fliege in ihr Netz geraten und Tante Ella wäre
nicht gestochen worden. Möglich, sagte die Nachbarin. Aber Tante Ella tat doch
nur das, wozu das Sprichwort auffordert.


O, da sind Sie aber im Irrtum, sagte hier der alte Schäfer. Das Sprichwort ist
ganz verstümmelt. Als ich Kind war, da sagte man: Spinnen am Morgen bringt
Kummer und Sorgen. Das hieß damals, als man das Spinnen als Hausindustrie
betrieb. daß die Hausfrauen, die die Tagesarbeit mit spinnen 
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statt mit den härteren Haus- und landwirtschaftlichen Arbeiten begannen, Haus
und Stall verkommen ließen, wodurch dann sich Kummer und Sorgen einstellten.
Das Spinnen aber am Abend, nach getaner Arbeit brachte den erquickenden und
labenden Schlaf ein, der die Vorbedingung für freudige Arbeit am nächsten Tag
ist und der dadurch auch die Sorgen vom Hause fernhält.


Wie viele Spinnen sind doch in Folge dieser dummen Verstümmelung eines
Sprichwortes ums Leben gekommen!


Wir müssen einen Verein zum Schutze der Kreuzspinnen gründen, sagte der
dicke Grundstücksbesitzer. Wie viele Menschen sind bereits an Blutvergiftung
gestorben! Wenn diese alle lebten!


Ja, sagte der alte Schäfer, wenn sie alle lebten, wie viel Geld bekämen Sie
dann für Ihre Grundstücke!


„Ja, und wie viel mehr würde da gebaut werden! sagte der Zimmermann, ich
bitte mich als erstes Mitglied ihres Kreuzspinnenvereins einzutragen. Hier 
mischte sich der Nachtwächter in das Gespräch: Wir brauchen wirklich einen
Kreuzspinnenverein. Aber nicht den, den der Grundstücksbesitzer will. Denn Sie,
Herr Zimmermann, irren, wenn Sie glauben, daß die größere Volksdichtigkeit Ihr
Gewerbe heben könnte. Alle Vorteile dieser größeren Volksdichtigkeit nimmt der
Grundstücksbesitzer für sich in Anspruch. Es wird darum nicht mehr gebaut. Die
größere Masse muß sich mit kleinerem Raum begnügen, weil die Grundrente
erhöht und das Bauen dadurch verteuert wird. Aber das soll trotzdem kein
Hindernis sein dafür, daß wir den Kreuzspinnenverein gründen, und ich bitte
mich als zweites Mitglied einzutragen. Ich hoffe nämlich daß es uns gelingen
wird, alle Kreuzspinnen, die da im Winkel auf die Vermehrung des Volkes lauern,
um es umso besser auszusaugen, und die dem Volke soviel Kummer und
Sorgen bringen, auszurotten.


Hier griff der Grundstücksbesitzer zum Stock und schlug den Nachtwächter tot.


I.O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Wer schützt den deutschen Arbeitslohn?
Der Präsident Argentiniens, de Alvear, erklärte kürzlich in einer Botschaft an


den Kongreß in Buenos Aires, daß die Regierung einen Plan ausarbeite zur
Regulierung der Einwanderung. Unter den Einlaß begehrenden Personen soll
eine „besondere Auswahl“ getroffen werden. Das Beispiel der Vereinigten
Staaten macht also in Südamerika Schule. Südamerika den Südamerikanern!


In deutschen Zeitungen hat man vergeblich nach einem einzigen Protest gegen
die Absichten Alvears gesucht. Trotzdem soll es auf diesem Erdball 500 Millionen
Christen geben, zu deren Glaubenssätzen es gehört, daß Gott die Erde allen
Menschen gab und nicht Südamerika den Südamerikanern. Keiner von diesen
Christen hat in Deutschland protestiert. Auch die deutschen Gewerkschaften 
protestierten nicht. Sie bewiesen damit von neuem, daß ihnen die eigentlichen
Kräfte, die den deutschen Lohn bestimmen, gänzlich unbekannt sind.


Daß die deutschen Kapitalbesitzer die Botschaft mit Stillschweigen übergehen,
wer wollte sich darüber wundern? Wenn es für den deutschen Arbeiter keine
Rettungsinsel außerhalb Deutschlands mehr gibt, nur dann gelingt es, die kapita-
listische „Erfüllungspolitik“ durchzuführen und alle Kriegslasten auf die Schultern
der Arbeiter durch Lohndruck abzuwälzen. Die deutschen Kapitalisten haben ein
dringendes Interesse daran, zu schweigen.


Aber die Gewerkschaften? Freilich, sie wissen nichts davon, wieviel die
Freizügigkeit für die Höhe des Arbeitslohnes bedeutet. Kein Geschichtslehrer und
kein Professor der Nationalökonomie machte sie darauf aufmerksam, daß bei-
spielsweise die Besserung der bäuerlichen Lebenshaltung in der Zeit nach
Barbarossa bis etwa zum Beginn des 14. Jahrhunderts ihre einfache Erklärung in
der Kolonisation Ostdeutschlands findet. Nicht etwa in einer Blütezeit der
Nächstenliebe, sondern ganz einfach darin, daß auswanderte, wer mit den
Zuständen in seiner Heimat nicht zufrieden war. Woran lag es wohl, daß von
allen Arbeitern im Laufe des 19. Jahrhunderts die Schiffer sich zuallererst die
persönliche Freiheit und einen vergleichsweise hohen Lohn erkämpften? Im
Jahre 1860 war der Lohn in Irland um 57 Prozent höher als fünfzehn Jahre vor-
her. War das das Verdienst von Gewerkschaften, die eifrig Lohnverhandlungen
oblagen? Nein, die Auswanderung vollbrachte das Wunder. Da, wo die
Auswanderung am stärksten war, in Connaught, da war auch die Lohnsteigerung
am größten, betrug sie doch hier 7 Prozent. Wer von den marxistisch eingestell-
ten Gewerkschaftlern liest den ersten Band des „Kapital“ bis zu Ende und stößt
dort auf jene Stellen, die den Schlüssel enthalten zu einer erfolgreichen
Gewerkschaftspolitik? Als man zu Steuarts Zeiten anfing, so berich-
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tet Marx, die Gälen vom Lande zu verjagen, wurde ihnen gleichzeitig die
Auswanderung verboten. So trieb man sie gewaltsam nach Glasgow und in die
übrigen Fabrikstädte. An anderer Stelle machte er sich über einen Kapitalisten
namens Peel lustig, der 50 000 Pfund Sterling und außerdem 3000 Arbeiter mit
nach dem Swan River (Neuholland) nahm, wo er eine lukrative Industrie ins
Leben rufen wollte. Mit welcher Freude berichtet Marx, daß dem gescheiten Peel
die Arbeiter, einmal drüben angekommen, samt und sonders ausrissen. Nicht ein
einziger blieb übrig, der sich bereit gefunden hätte, dem Herrn Peel das Bett zu
machen oder für ihn Wasser zu schöpfen. Ohne Gewerkschaften und ohne
Lohnverhandlungen verbesserten die 3000 Arbeiter ihre Lage. Sie siedelten sich
kurz entschlossen auf Freiland an. Ihnen genügte es, zu wissen, daß ein oder
zwei Tagesreisen entfernt freies Land in schier unbegrenzten Mengen zur
Verfügung stand, um sich aller Unfreiheit und allen Lohndruckes zu entledigen.


Nun liegt freilich zwischen Europa und Amerika der Atlantische Ozean. Eine
Reise von mehreren Wochen gehört dazu, um das noch freie aber doch beinahe
freie Land dieser Erde zu erreichen. Aber ist die Vergrößerung der Entfernung
eine Rechtfertigung dafür, daß die Gewerkschaftsführer völlig vergessen, von wo
aus letzten Endes bestimmt wird, ob ihre Lohnverhandlungen Erfolg haben oder
nicht? Darf sie die größere Entfernung des Freilandes vergessen lassen, daß es
noch immer der Arbeitsertrag des Freiländers ist, der die Lohnhöhe international
bestimmt? Es gibt Länder, die so groß sind, daß man die Richtigkeit dieser
Behauptung in ihnen selbst nachprüfen kann, z.B. die Vereinigten Staaten von
Nordamerika, wo die Neger abwechselnd vom ländlichen Süden in den indu-
striellen Norden fluten und umgekehrt. Dort wird auch dem Einfältigen klar, daß
die Menschen stets vom Orte des größten wirtschaftlichen Drucks zum Orte des
geringsten wirtschaftlichen Drucks strömen.


Deutschland gehört heute zu den Orten des größten wirtschaftlichen Drucks.
Wir wollen nicht verschweigen, daß den Gewerkschaften, jenen Organisationen,
die behaupten, die Interessen der Arbeiterschaft zu wahren, an dieser Leistung
ein großer Anteil gebührt. Ihrer rührigen Mithilfe ist es zu verdanken, daß die
Menschen aus jenem Deutschland herausdrängen, das vor dem Kriege die
Arbeitskräfte aus Polen, aus Rußland, aus Italien an sich lockte wegen seiner
vergleichsweise hohen Löhne.


Solange es nicht möglich ist, mit Freigeld und Freiland dem Kapitalismus an
den Kragen zu gehen, solange die Arbeiter sich zum Gaudium der Ausbeuter aus
Schwäche, Einfalt und Trägheit vor den Zinskarren spannen lassen, sollte wenig-
stens das eine erreicht werden, die internationale Freizügigkeit zu sichern.


Dazu ist es nicht einmal notwendig, das Fernglas immer auf Amerika einzu-
stellen. Oft genügt es schon, in Berlin nach dem Rechten zu sehen. Wenn jetzt
für die 
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Unbedenklichkeitserklärung der Finanzämter bei Auslandspässen eine Gebühr
von 10 Goldmark erhoben wird, so ist das nichts anderes als eine Beschränkung
der Freizügigkeit, ein hinterhältiger Schlag gegen den deutschen Arbeitslohn, Ist
es nicht geradezu kurios: die Bescheinigung, daß man sich von einem Staat, für
den man nicht das geringste Interesse hat – im Gegenteil! —, geduldig schröpfen
ließ, diese Bescheinigung, die man gar nicht zu haben wünscht, die man aber
nach obrigkeitlicher Anordnung haben muß, kostet auch noch eine Gebühr!? Daß
man die noch unglaublichere Ausreisegebühr fallen ließ, ist doch keine
Rechtfertigung dafür, daß man das Unglaublichere durch das Unglaubliche
ersetzt. Das ist die Logik des Diebes, der sich nach Verhandlungen bereit erklärt,
jemandem die Kleidung zu lassen, wenn er die Börse herausrückt. Zudem, die
Ausreisegebühr zahlten nur einige, die Stempelgebühr aber alle, auch die
Auswanderer. Schluß mit der Sabotage der Freizügigkeit!


Die Versklavung des deutschen Volkes durch Versailles
Oft liest man jetzt in der deutschen Presse das Wort von der „Versklavung des


deutschen Volkes“ durch die Reparationen. Die glücklichen Gewinner im
Montecarlokrieg fordern einen dem Einsatz und dem Risiko entsprechenden
Gewinn in Gestalt des Anteiles an dem von den deutschen Kapitalisten dem
deutschen Proletariat fortlaufend auferlegten Tribut. Und diese Forderung nennt
man „Versklavung des deutschen Volkes“.


Französische Kuponscheren sollen deutsche Kuponscheren verdrängen! Die
deutschen Arbeiter sollen den Tribut nicht mehr den angestammten Ausbeutern
ausliefern, sondern fremden Ausbeutern, die sie gar nicht einmal kennen! Ist das
nicht schrecklich? Die Kapitalbeute soll in New York, nicht mehr in Berlin ver-
jubelt werden? Der deutsche Arbeiter soll nie mehr zusehen dürfen, wie andere
das Produkt seiner Arbeit in fröhlichen Gelagen aufzehren! Daß man dem 
deutschen Proletariat die Könige, die Prinzessinnen raubte, das haben die gut
dressierten Sozialdemokraten verschmerzt. Daß man die gestohlenen polnischen
Provinzen den rechtmäßigen Eigentümern zurückgeben mußte, das haben die
„revolutionären, internationalen Sozialdemokraten“ schon weniger leicht be-
griffen. Daß man ihnen aber jetzt die unflätigen Schmarotzer zu rauben sucht,
das ist grausam, das ist zu viel. Wenn die Entente uns nur die Ketten lassen
wollte! Die deutschen Proletarier hatten doch ein Recht darauf, sich am Anblick
der Gelage der anderen zu ergötzen! Auch auf die Brocken, die von der Herren
Tische fielen. Darum und aus keinem 
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anderen erkennbaren Grunde beteiligten sich die deutschen Proletarier an der
allgemeinen Sabotage von Versailles. Inflation, Deflation, Ruhraktion, der Raub
von 18 Milliarden Goldmark proletarischer Sparkassengelder, Verlängerung der
Arbeitszeit, alles wird mitgemacht, alles mit dem Mantel der Liebe zugedeckt in
der Hoffnung, durch diese Opfer und Purzelbäume und Narreteien es hinter-
treiben zu können, daß der Kupon der deutschen Wirtschaft mit französischen
Scheren abgeschnitten werde. Es soll nach wie vor dem deutschen
Schmarotzertum zugute kommen. Genau wie die Schweizer Söldlinge in
Frankreich, die doch oft Gelegenheit gehabt haben mochten, den König zu
erschlagen und sich an seine Stelle zu setzen, treu bis in den Tod für das
Scheusal kämpften, das jederzeit bereit gewesen war, seine Landsknechte für
irgendeinen Jux in den Tod zu treiben und verstümmeln zu lassen, so benehmen
sich jetzt in Deutschland unsere industriellen Landsknechte. Sie hungern, sie
opfern, sie lassen sich auch an der Ruhr von den Franzosen einsperren. Sie
gucken der gefährlichen Kapitalflucht zu, um die Interessen ihrer Ausbeuter
gegenüber den französischen Ansprüchen zu schützen! Das soll einer verste-
hen? Hoffen sie vielleicht, daß man ihnen auch einmal ein Denkmal in Luzern
errichten wird? Ein Hund, der den Geldsack seines Herrn verteidigt?


Was heißt das: „Versklavung des deutschen Volkes?“ Von welchem Volke in
Deutschland wird da gesprochen? In Deutschland gibt es viele Völker. Auf alle
Fälle gibt es deren zwei, die Ausbeuter und die Ausgebeuteten. Manchmal nennt
man diese Völker auch Klassen. Von welchem dieser Völker wird nun ge-
sprochen, wenn von der Versklavung des deutschen Volkes die Rede ist? Was
haben die beiden eben genannten Völker miteinander gemein? Die grundbe-
sitzenden Herren im Osten Deutschlands und in Bayern, die wissen sicherlich
nichts zu nennen, was sie gemein hätten mit ihren Knechten, mit Gesinde und
Gesindel; mit dem Proletariat, dem unglücklichsten, verwahrlosesten, unsym-
pathischsten Wesen auf Gottes weiter Welt. Mit dem Wesen, das sie jederzeit,
ohne mit der Wimper zu zucken, in die Schützengräben zu schicken bereit sind.
Wir sind das deutsche Volk, so sagen die Herren Grundbesitzer. Die Knechte
zählen nicht mit.


Ist es in der Stadt anders? Wenn der Kapitalist das Wort „wir“ gebraucht, so
denkt er sicherlich nur an sich und an seine Klasse. Und wenn er vom
Deutschen Volk redet, so sieht er sicherlich keine abgerackerten, müden, 
blassen Gestalten. Autos, Villen, Feste, Luxus sieht er. Und als Vertreter des
deutschen Volkes im Ausland fungiert auch kein Proletarier. Er sieht die herr-
schende Gesellschaft. Und von der Versklavung dieser Gesellschaft spricht er 
im Zusammenhang mit dem verflixten Vertrag von Versailles, wenn er von der
Versklavung des „deutschen Volkes“ redet.


Aber der Proletarier denkt nicht so engherzig. Im Worte „Deutsches Volk“
schließt er alle ein, die in Deutschland wohnen, die Herren und die Knechte, die 
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Ausbeuter und die Ausgebeuteten. Vielleicht tun das nicht alle Proletarier. Aber
die parlamentarischen Vertreter des Proletariats tun es, mit Ausnahme der
Kommunisten. Warum die proletarischen Parlamentarier den Trennungsstrich
nicht ziehen, ist nicht recht begreiflich. Ob sie am Ende glauben, durch solches
Verhalten das Kapital besser bekämpfen zu können? Auf alle Fälle, wenn die
herrschende Gesellschaft vom Deutschen Volk redet, dann glauben unsere
Sozialdemokraten im Parlament, daß man auch von ihnen redet. Und wenn die
herrschende Gesellschaft sagt: Wir müssen dies und das im Interesse des 
deutschen Volkes tun, dann glaubt der Sozialdemokrat, daß auch er in dem „Wir“
eingeschlossen ist. Und wenn dann von der Versklavung des deutschen Volkes
die Rede ist, so glaubt er, daß auch er hier etwas zu fürchten habe. Er vergißt,
daß niemand zwei Herren dienen kann, auch der Sklave nicht. Er vergißt, daß
der Proletarier nur einem Herrn den Zins des in Deutschland wuchernden
Kapitals zahlen kann und daß, wenn die Franzosen den Zins verlangen, die
deutschen Kapitalisten in Umfange der französischen Ansprüche verzichten 
müssen. Wenn die deutschen Kapitalisten schon die Abtretung eines Teiles der
Kapitalbeute an die Entente als Sklaverei bezeichnen, wie sollen sich dann die-
jenigen bezeichnen, die die ganze Beute durch Arbeit erst aufzubringen haben
und die sie seit Jahrhunderten voll abzuliefern hatten? Ist das dann nicht auch
Sklaverei? Und wenn das Sklaverei ist, warum spricht man da von einer
Versklavung des „deutschen Volkes“, als ob sie erst jetzt durch den Vertrag 
eingeführt würde?


Der deutsche Proletarier, der im Sinne des hier kritisierten Ausspruches als
Sklave von den Nutznießern des in Deutschland wuchernden Kapitals betrachtet
wird, wechselt nur seinen Herrn. Er ist in derselben Lage wie ein Sklave, den
sein Herr wegen einer Spielschuld verkaufen muß. Für ihn ist genau dasselbe,
wie wenn ein polnischer Graf die Tochter eines deutschen Gutsbesitzers heiratet
und die Mitgift in Form einer Hypothek nach Warschau abführt. Es ist dasselbe,
wie wenn Aktien deutscher Unternehmungen als Zahlungsmittel ins Ausland
abgeführt werden. Sprach der amerikanische Arbeiter von einer Versklavung,
wenn früher Aktien amerikanischer Eisenbahnen kistenweise nach Deutschland
abgingen? Fühlte sich der deutsche Proletarier den amerikanischen Arbeitern
gegenüber wegen dieser Aktiensendungen etwa als Herr und Sklavenhalter? Nur
weil er die Dividende überhaupt aufzubringen hatte, fühlte sich der Proletarier als
Sklave. Was dann mit der Dividende geschah, das war dem Proletarier völlig
einerlei. Warum wäre es mit der Reparation anders? Hierauf sollten die parla-
mentarischen Vertreter des deutschen Proletariats antworten, die durch ihre still-
schweigende oder offene Beteiligung an der Reparationssabotage so unsäglich
viel Elend über ihre Schützlinge gebracht haben.


Wir haben Grund anzunehmen, daß unsere Parlamentarier die Frage 
überhaupt 
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nicht verstehen. Sie haben die Inflation und die Ruhraktion mitgemacht, ohne
eine Ahnung davon zu haben, welche Folgen solche Politik haben mußte. Wie
sie ja auch die sogen. Mieterschutzgesetze guthießen, die die Wohnungsnot
schufen, wie sie die Gesetze zur Verhinderung der Kapitalflucht schufen, die zur
Kapitalflucht trieben, wie sie mit allen von ihnen zum Schutze des Proletariats
geschaffenen Gesetzen ganz bestimmt niemand anders getroffen haben als das
Proletariat selbst. Zehn Jahre lang liefen die Gewerkschaftsbonzen mit ihren
Tarifverträgen hinter der Notenpresse her, ohne zu verstehen, was eigentlich los
war! Das beweist genug. Sie alle sind nur politisch orientiert. Von Wirtschaft hat
keiner eine Ahnung. Sie behaupten, Marxisten zu sein, eine marxistische Politik
zu betreiben. Es häufen sich aber die Beweise zum bündigen Schluß, daß keiner
dieser Marxisten den Marx kennt oder studiert hat. Den Angriffen der Freiwirte
weichen sie aus. Die Widersprüche in der Marxschen Lehre lassen sie kalt, weil
sie außerstande sind, diese Widersprüche überhaupt zu sehen.


Weil sie keine Theorie des Geldes haben, mußten sie zusehen, wie die
Gerissenen mit Hilfe der Inflation den Proletariern 18 Milliarden Goldmark
Sparkassengelder entwendeten, ohne etwas dagegen unternehmen zu können.
Weil sie keine Theorie des Lohnes haben, konnten ihnen die Kapitalisten den
Bären vom „Eingriff in die Substanz“ aufbinden, konnten die Kapitalisten jetzt von
der doppelten Versklavung der Proletarier reden. Weil sie keine Theorie der Krise
haben, unterstützten sie immer willig die Preisabbaupolitik, die die Börsenleute
zur Sicherung eines Raubzuges betrieben. Weil sie keine Theorie des Zinses
haben und überhaupt nichts von Volks- und Weltwirtschaft verstehen, ließen sie
es zu, daß die seit fünf Jahren drohende Sachwertsteuer die deutschen
Kapitalisten zur Kapitalflucht treibt, deren Wirkung wieder der Zinsfuß von 
50 Proz. ist und an der, wenn die Sachwertsteuer nicht bald beschlossen wird,
die ganze Geschichte noch zusammenkrachen wird.


Das deutsche Proletariat hat von der Reparation nichts, dagegen aber alles
von der Reparationssabotage zu fürchten. Die Reparation ist eine interne
Angelegenheit der Kapitalisten. Die Sabotage bringt das ganze Volk in Gefahr.
Die Reparationslasten können nicht auf den Lohn abgewälzt werden, wie auch
die Hypothekenschulden eines Grundbesitzers nicht auf den Lohn drücken 
können. Jeder Versuch, durch indirekte Steuern die Arbeiter an den Lasten des
Versailler Vertrages zu beteiligen, muß mißlingen. Durch Auswanderung wird sich
der deutsche Arbeiter den Reparationslasten entziehen. Nur durch Hebung der
Löhne auf Weltmarkthöhe kann die Massenflucht der besten, gesündesten, 
tüchtigsten Arbeiter vermieden werden. Das wissen übrigens alle Kapitalisten, die
zu rechnen verstehen. Darum, weil sie nicht damit rechnen, dem Proletarier die
Kosten der Reparation in nennenswertem Umfang aufbürden zu können, suchen
sie dem 
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Arbeiter auf der Flucht zuvorzukommen, darum betreiben sie die Kapitalflucht.
Nach dem Grundsatz: den Letzten beißen die Hunde.


Der Proletarier, der seine eigenen Interessen zu vertreten versteht, erkennt,
daß nach Lage der Dinge die glatte Erfüllung die für ihn beste Politik bedeutet.
Mit den zur Erfüllung nötig werdenden Sachwertsteuern hört zunächst die unheil-
schwangere Kapitalflucht sofort auf und damit auch die Kreditnot. Das Vertrauen
und der Kredit stellen sich wieder ein, die Grundbedingung für den Vollbetrieb
der Volks- und Weltwirtschaft. In Deutschland werden statt der Arbeiter die ihrer
Beute beraubten Kapitalisten auswandern, was für die Politik der Proletarier nur
zu begrüßen ist. Die Proletarier werden so Herr im Hause sein. Den Reaktio-
nären wird die Reparation die Mittel aus der Hand schlagen, ehe sie ihr Ziel
erreicht haben. Schon im Interesse des Friedens wäre eine weitgehende
Konfiskation der Güter unserer Reaktionäre sehr nützlich gewesen. Die
Reparation zwingt uns nun diese Operation vorzunehmen. Sollen wir darüber
Tränen vergießen? Mehr Tränen als über die Konfiskation des Sparkassen-
kapitals?


Die Reparationszahlungen nehmen einmal ein Ende. Dann werden die Renten
und Zinsen der Sachwertsteuer, mit der die Reparation finanziert wurde, für das
deutsche Volk verfügbar sein. Dann wird das Wort „Deutsches Volk“ einen ein-
deutigen Sinn bekommen und uns nicht mehr an Sklaverei erinnern. Eine
„Entsklavung“ statt einer „Versklavung“ haben wir von der Erfüllung zu erwarten.


Was tue ich, wenn sie mich für den Krieg
holen kommen? 


Eine leider sehr dringliche Frage


Wir sind im Sinne eines modernen Krieges gewiß völlig abgerüstet. Und es ist
auch glücklicherweise nicht anzunehmen, daß man uns Zeit und Gelegenheit
geben wird, heimlich oder öffentlich zu rüsten. Von Deutschland aus wird der
Krieg gewiß nicht mehr ausbrechen. Aber der Krieg braucht ja gar nicht von
Deutschland auszugehen. In dieser Beziehung ist unserem Nachbarn im Osten
nicht viel zu trauen, weder dem bolschewistischen noch dem reaktionären
Rußland. Fühlen sich die Bolschewisten ernstlich in ihrer Macht bedroht, dann
gibt es Krieg, denn der Kriegszustand allein gibt die Möglichkeit, gegen den 
inneren Feind mit der Rücksichtslosigkeit vorzugehen, die die Lage, die persön-
liche Sicherheit fordert. Nur der Krieg gestattet es, den politischen Gegner in
eine Uniform zu stecken und ihn mit einem Uriasbrief an die Front zu schicken.
Das gilt für 
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alle die, die ihre Streitigkeiten mit Hilfe des Krieges zu schlichten gewöhnt sind.
Selbstverständlich auch für die russischen Reaktionäre. Auch ihnen wäre ein
Krieg willkommen, um die Herrschaft an sich zu reißen und um sich der inneren
Feinde zu entledigen.


Wer mit solchen Möglichkeiten rechnet, der muß sich auch fragen, wie sich in
einem solchen Falle unsere Reaktionäre verhalten werden; ob diese nicht in 
hellen Scharen nach Rußland eilen würden, um sich dort den Reaktionären
anzuschließen in der Annahme, daß solcher Liebesdienst nicht unerwidert 
bleiben würde. Nach Erledigung der Bolschewisten würden sie dann mit ver-
einten Kräften und mit russischen Waffen über die deutschen Kommunisten und
FF-Leute herfallen und den Vertrag von Versailles nach ihrer Weise revidieren.
Sind Waffen da, so bildet sich auch leicht ein Kraftwirbel irgendwo im Deutschen
Reich, stark genug, um an die Aushebung von Mannschaften gehen zu können.
Dann sieht sich der deutsche Proletarier über Nacht wieder, mit Handgranaten
und Gasmasken versehen, im Schützengraben, um dort für die Weltan-
schauungen der Reaktion zu kämpfen. Die widerspenstigen Männer kommen
ohne weiteres an die Mauer. Sind’s die Kommunisten, die die Trommel rühren,
so kommen die Männer der weißen Liste an die Mauer. Im anderen Falle 
müssen die Männer der roten Liste daran glauben.


Wer für solche Pläne nichts übrig hat, tut gut, zu überlegen, wie er ihrer
Ausführung zuvorkommen kann. Wer nicht für den Frieden kämpft, darf auch
nicht klagen, wenn andere ihn als Kanonenfutter verwerten. Auch darf er nicht
glauben, daß andere etwa seine Sache betreiben werden, daß die Pazifisten, die
Anarchisten und die Sozialdemokraten das tun werden, was er zu tun unterläßt.
Was die Pazifisten und die Sozialdemokraten bisher für den Frieden getan
haben, ist für die Katz. Unter den damaligen politischen Zuständen war übrigens
auch nicht viel mehr zu machen. Außerdem sind es heute zumeist alte Knaben,
die Leiter der pazifistischen und sozialistischen Bewegung in Deutschland. Sie
kommen für den Kriegsdienst nicht mehr in Betracht. Darum ist die Friedens-
sache für sie auch keine brennende, persönliche Sache mehr. Sogar der Verlust
eines Beines oder Armes hat für diese alten Knaben keine so tragische
Bedeutung mehr, da sie das Holzbein ja so wie so nicht lange tragen würden. 
Du aber, lieber Leser, hast die Aussicht, solch ein Bein 50 Jahre schleppen zu
müssen! Da lohnt es sich doch, die Kerle rechtzeitig matt zu setzen, die dich in
solche Gefahr bringen können.


Die Organisationen der Proletarier haben, wie in den wirtschaftlichen Fragen,
so auch in der Friedensfrage völlig versagt. Und sie würden auch bei der 
nächsten Gelegenheit wieder versagen! Die Zentralisation ist ausgezeichnet, um
Parteigelder einzuziehen, aber für die Aktion erweist sie sich als unzuverlässig.
Da der Angriff auf die Männer bei der Aushebung dezentral erfolgt, so muß auch
die Verteidigung dezentralisiert werden. Der einzelne muß wissen, was er tun
soll, ohne 
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von Berlin aus kommandiert zu werden. Das ist die Folgerung, zu der man
kommt, wenn man die Erfahrung in Erwägung zieht.


Aber auch für den dezentralisierten Widerstand ist bisher Zuverlässiges nicht
vorgeschlagen worden. Die Gewalthaber hätten den, der dahinzielende
Vorschläge gemacht hätte, übrigens auch gleich ins Zuchthaus geschickt. Jetzt
können wir ja seit dem „glücklichen“ Ausgang des Krieges frei von der Leber
reden und es auf öffentlichen Plätzen sagen, daß wir den, der uns für seine
Zwecke zum Heeresdienst haben will, auf der Stelle erschlagen, denn er allein
auf dieser großen Welt ist unser Feind! Wir sind abgerüstet, die allgemeine
Wehrpflicht ist aufgehoben. Deutschland ist von seinen Besiegern die ehrenvolle
Aufgabe gestellt geworden, alle internationalen Angelegenheiten, welcher Art sie
auch sein mögen, ohne Waffen mit geistigen Mitteln zu erledigen. Wir können
niemand mehr mit der Waffe bedrohen, stehen im Schutze der Abrüstung und
müssen nun, ob wir wollen oder nicht, der Welt den Beweis liefern, daß die
Abrüstung die stärkste, ja die einzige zuverlässige Rüstung ist.


Es gehört zu den Lasten, die die Niederlage uns aufgelegt hat, daß wir das
Risiko des Neuen, der unbewaffneten Politik, übernehmen müssen. Um den
Versuch der abgerüsteten Politik auf eigenes Risiko zu machen, würde den
Siegern ewig die innere politische Macht fehlen. Solche „Macht“ kann nur die
Niederlage schaffen. Gelingt der Versuch, so bleibt der Welt kein anderer
Ausweg, als auch abzurüsten. Und der Versuch wird gelingen, glänzend muß er
gelingen, sofern man uns die Zeit läßt, uns in die neuen Zustände hineinzuden-
ken, sofern man auch denen, die nicht mehr die große Wandlung durchmachen
können, Zeit läßt, das Zeitliche zu segnen. Das große Prinzip des Werdens und
Vergehens muß auch in die neue Politik des Deutschen Reiches eingebaut 
werden. „Der Mensch muß sich wandeln oder sterben.“


Der Gedanke, daß ausgerechnet der preußische Ulan sich in den frieden-
triefenden Pazifisten zu verwandeln hat, wirkt ja zunächst etwas komisch.
Bedenkt man aber, daß der Ulan in einer Uniform steckte, so erscheint uns die
Verwandlung nicht mehr so gewaltig. Die Uniform macht nicht den Menschen,
diesen sieht man, wenn er die Schmutzborke abgezogen hat. Und der Mensch,
der da zum Vorschein kommt, wird, wenn man ihn fragt, ganz bestimmt die
Freuden des Friedens denen des Trommelfeuers vorziehen. Man braucht also
den Soldaten nur vor die Wahl zu stellen.


Aber der Versuch, den wir auf Anordnung der Entente und auch unter ihrem
Schutz zum erstenmal in der Weltgeschichte zu machen haben, ist kein
Entwicklungsprodukt, sondern eine Tat. Wir müssen handeln und die Gelegenheit
wahrnehmen. Und alle Vorsichtsmaßnahmen ergreifen, vor allen Dingen auch
gegen die Gefahr, von der vorhin die Rede war. Und so frage ich wieder, was
können wir tun, 
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um allen denen, die mit einer allgemeinen Aushebung ihre politischen Zwecke zu
erreichen hoffen, die Pläne zu durchkreuzen? Solche Aushebung braucht übri-
gens nicht von der Regierung auszugehen. Irgend ein neuer Wallenstein kann ja
jeden Tag den Versuch wagen. Und so lange die Sachwertsteuer nicht erhoben
ist und die großen Vermögen nicht konfisziert sind, ist auch das Geld da für 
solche Versuche. Große Vermögen setzen viele Knechte voraus, und wo
Knechte sind, da gibt es auch immer entsprechend viele Landsknechte und
Desperados, die ihr Leben für einen Pfifferling hinwerfen, die dein Leben ebenso
niedrig einschätzen und jederzeit bereit sind, dich auf Befehl des Geldgebers
zum Kriegsdienst zu pressen.


Nichts von alledem, was bisher von den zur Tat entschlossenen Pazifisten
gegen die Durchführung einer Aushebung und Mobilmachung vorgeschlagen
worden ist, verbürgt die Sicherheit des Gelingens, wohl aber die Sicherheit, daß
die wenigen, die es wagen, an die Mauer gestellt werden. Möglich, daß die
öffentliche Besprechung dieser Frage auf breiter Grundlage bessere Vorschläge
zutage fördern würde. Heute aber ist es so, daß niemand zu sagen weiß, wie er
sich zu verhalten hat als Antimilitarist, als Mensch, der keine Probleme kennt, die
er nicht in friedlicher Weise mit jedem Menschen zu lösen versteht und dem der
Staat, dem er sein Leben opfern soll, weniger gilt, als „das Swarte von den
Nagels“. Etwas wäre schon erreicht, wenn die Antimilitaristen sich äußerlich
ebenso kenntlich machen könnten, wie es die Soldaten mit der Uniform er-
reichen. Da es sich hier um ein Zeichen handeln müßte, das von niemandem
wieder beseitigt werden kann, so ist der Vorschlag gemacht worden, daß sich die
Antimilitaristen jetzt, wo es noch nicht verboten werden kann, das Zeichen des
Kreuzes groß über die ganze Breite der Stirn in unvergänglichen, weithin 
leuchtenden Farben tätowieren lassen. Der Vorschlag scheint mir der Nach-
prüfung wert. Zweck hätte solche Maßnahme nur dann, wenn die Antimilitaristen
en masse sich derart gegenseitig kenntlich machten.


Solange man nicht sagen kann, wie man wirksam die Aushebung und die
Mobilmachung sabotieren kann, bleibt als einzig zuverlässiges Mittel gegen die
Gefahr, „ausgehoben“ zu werden ... die Ausrottung der Proletarier durch eine
großzügige Konfiskation der großen Vermögen, wie sie jetzt sowieso für die
Reparation und für die Abbürdung der sonstigen Kriegslasten nötig sein wird.
Diese Konfiskation wird die erste wirksame Maßnahme bedeuten zur Sicherung
deiner Person gegen die Aushebung, von welcher Seite sie auch kommen mag.
Mehr noch als im Dasein der Herren muß man im Dasein der Knechte den Feind
erblicken. Der Herren sind es wenige, der Knechte viele. Mit allen Mitteln 
müssen wir an die Ausrottung dieser Pestbeule der menschlichen Gesellschaft
gehen, und das einzige Mittel, um den Pestherd, aus dem die Knechte hervor-
gehen, zu sterilisieren, das ist die Konfiskation, wie sie uns jetzt von Herriot und
Macdonald diktiert wird.


Aber die Konfiskation, selbst in denkbar größtem Maßstab, wäre nur von vor-
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übergehender Wirksamkeit, wenn keine Maßnahmen getroffen werden, die die
Neubildung von Herren, Knechten und Knechtsseelen unmöglich machen. Du
bist nicht sicher, daß man dich nicht aus dem Bette für den Kriegsdienst holt,
solange es Proletarier gibt. Solange nicht der letzte Proletarier neben dem 
letzten Herren verscharrt worden ist, irgendwo auf dem Schindanger der
menschlichen Gesellschaft, kannst und darfst du dich nicht beruhigen. Wo es 
ein Aas und Proletarier gibt, gibt es auch Adler. Immer haben die Landsknechte
symbolisch den Adler als Standarte gebraucht. Herren und Knechte, Aas und
Adler ... es ist ein und dasselbe.


In der sogen, großen französischen Revolution wurde zwar Vermögenskon-
fiskation in größtem Maßstab betrieben. Aber die Spitzbuben, die die Sache 
technisch leiteten, wußten das Konfiskat schnell in die eigene Tasche zu leiten.
Und wenn es auch ehrlich zugegangen wäre, das kapitalistische Wirtschafts-
system, das die Revolutionäre unberührt ließen, hätte in kurzer Frist die früheren
Zustände automatisch wiederhergestellt. Denn dieses System funktioniert nur
unter der Voraussetzung, daß es Aas und Adler gibt. Moses, der große Staats-
mann des Judenvolkes, duldete in seinem Volk keine Herren und Knechte. Alle
50 Jahre rottete er mit Hilfe einer allgemeinen 100proz. Seisachteia Herren und
Knechte vor dem Angesicht Gottes aus. So edel auch das Ziel war, so können
wir doch dieses Mittel der zahlreichen üblen Nebenwirkungen wegen nicht gut-
heißen. Für eine neuzeitliche Wirtschaft würde eine wiederholte Vermögens-
konfiskation sicher mehr Unheil anrichten als Vorteile bringen. Man bedenke,
wieviel Unheil die Kapitalflucht in Deutschland in den fünf Jahren angerichtet hat,
in denen man von Vermögenskonfiskation, von Sachwertsteuer, von Vermögens-
abgabe, von Reparationen spricht. Eine einmalige, für außergewöhnliche Zwecke
bestimmte Konfiskation ist nur frei von solchen Nebenwirkungen, so weit man sie
nicht kommen sieht. Die vorhergesehene Wiederholung, die wirkt tödlich.


Somit bleibt nur der eine Weg offen: die gesellschaftlichen Einrichtungen, die
zur Spaltung des Volkes in Herren und Knechte führen, müssen verschwinden.
Wenn du das erreicht hast, dann kannst du dich des Abends zur Ruhe begeben
im vollen Sicherheitsgefühl, daß keine Banditen in dein Haus dringen, dir Waffen
in die Hand drücken und dann befehlen: Marsch!
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Die Praxis der Ehe
in der Beurteilung des Paters Heinrich Suso (1350)


„Nun siehe, wozu die heilige Ehe kommen und worden ist. Wisse, der meiste
Teil der Leute, die in dieser Zeit leben, die machen die heilige Ehe zu einer
Mistgrube, denn sie leben darin als das Vieh mit aller Lust und Mutwillen, die ihre
viehliche Natur erzeugen oder leisten mag. Sie leben wider alles Gesetz und
Ordnung der heiligen Ehe und wider alle Bescheidenheit. Gott setzte die Ehe nie
ein in der Meinung, daß man leben sollte nach der Lust der verbösten Natur,
sondern, daß man ein heilig behütetes, göttliches Leben führen sollte in der
Weise, als es von Gott aufgesetzt ist in rechter Ordnung. Wer die heilige Ehe
hielte als sie von Gott aufgesetzt ward, dem wäre es eine Stärkung der Seele
und des Leibes, denn Gott ist nicht ein Zerstörer der Natur, sondern er vollbringt
sie. Und weil man nun so viel tut wider Gesetz und Ordnung der heiligen Ehe,
darum ist menschliche Natur so verdorben und krank worden, und der meiste Teil
der Leute sind voll Unflaths und Unkeuschheit worden, in und außer der Ehe,
Pfaffen und Laien, Nonnen und Mönche, also, daß kaum jemand ist, er sey 
etwomit befleckt und vermailigt (bemakelt) in etlicher Weise. Sollte Gott die Welt
der Sünden wegen untergehen lassen, als er in Noahs Zeiten tat, so sollte und
müßte sie alle Tage und alle Stunden untergehen lassen, als wohl etwas
Vorzeichens in gar kurzem geschehen mag.“


Das war vor 600 Jahren. Viel besser ist es seitdem nicht geworden, trotz der
Ermahnungen des trefflichen Paters Suso. Ob Minne, Liebe, Ehe jemals zur
„Mistgrube“ geworden wären, wenn Staat und Kirche sich nicht darin gemischt
hätten? Was der Staat berührt, wird „vermailigt“.


I.O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Geschichtserklärungsversuche
So viel wir wissen, ist der Schotte Archibald Alison (1792 – 1867) gewesen, der


zum ersten Male mit Nachdruck auf die entscheidende Rolle hingewiesen hat,
die das Geldwesen beim Untergang des römischen Reiches gespielt hat. Er
wurde aber von seinen Zeitgenossen nicht verstanden, denn sonst hätten seine
Lehren die ganze Menschheit in Aufregung bringen müssen.


Erst in den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts, als infolge der von Deutsch-
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land ausgehenden Währungspfuschereien die Weltwirtschaft eine langan-
dauernde Krise durchmachte, wurde Alison mit besserem Verständnis studiert,
und die amerikanischen und französischen Bimetallisten pflegten sich auf 
Alisons Schriften zu berufen. Jüngst erst zitierte die amerikanische Zeitung
„The Dearborn Independent“ Alisons Arbeit in einer Kritik der Goldwährung. 
(S. „Freiwirtschaft“ Nr. 10.) Jetzt sind es schon viele, die Alisons Ansicht teilen
oder wenigstens Zweifel darüber hegen, ob die landläufigen Erklärungen für die
gewaltige Erscheinung des Untergangs des Römerreiches, überhaupt der
Kulturstaaten des Altertums, noch aufrechterhalten werden können. Der baldige
Sieg der Freigeldlehre wird zum guten Teil davon abhängig werden, wie schnell
Alisons Lehre sich Bahn brechen wird. Namentlich die sozialistisch-marxistische
Richtung der Geschichtsforschung, die seit Marx und Lassalle kaum Fortschritte
gemacht hat, steht der Freigeldlehre im Wege.


Im „Arbeiterprogramm“ sagt Lassalle: „Fragen Sie mich, welche Ursachen es
gewesen waren, welche die Entwicklung der Industrie und den dadurch hervor-
gerufenen Reichtum der Bourgeoisie ermöglicht hatten, so kann ich Ihnen hier
nur kurz die allerwesentlichsten derselben aufzählen: die Entdeckung Amerikas
und der hierdurch auf die Produktion geübte unermeßliche Einfluß; der durch die
Umschiffung des Kaps der „Guten Hoffnung“ entdeckte Seeweg nach Indien; die
Erfindung der Magnetnadel und des Kompasses; die im Innern der Länder ange-
legten Wasserstraßen, die Kanäle und auch die Chausseen; die größere bürger-
liche Sicherheit des Besitzes, die geordnete Justiz, die Erfindung des Pulvers
und das infolge dieser Erfindung eingetretene Brechen der kriegerischen
Feudalmacht des Adels durch das Königtum; die Zerstörung der adligen Burgen,
die Entlassung der Landsknechte, denen nun nichts anderes übrig bleibt, als
Aufnahme im Arbeitsatelier zu suchen – alle diese Ereignisse ziehen an dem
Triumphwagen der Bourgeoisie.“


„Alle diese Ereignisse und noch viele andere, die man Ihnen aufzählen könnte,
fassen sich inzwischen in die eine Wirkung zusammen: durch die Eröffnung 
großer Absatzgebiete und die damit verbundene Verminderung der Produktions-
und Transportkosten die Produktion in Masse, die Produktion für den Weltmarkt
hervorzurufen; hierdurch wieder das Bedürfnis der billigen Produktion zu 
schaffen, welches wiederum nur durch eine immer weitergetriebene Teilung der
Arbeit befriedigt werden kann, und hierdurch wiederum seinerseits eine
Produktion in immer größerem Maßstabe hervorruft.“


Das, was Lassalle hier sagt, hätte auch Marx schreiben können. Bei Marx aller-
dings ist es der Dampf, der die moderne Geschichte gemacht hat. „Alte Weiber
prophezeien aus dem Kaffeesatz, Marxprophezeit aus dem Dampf.“ So sagte
Landauer, als er noch nicht von den durch die Berliner Marxisten gehetzten
Banditen erschlagen worden war.


Lassalle weiß nichts von Einfluß der Währung auf die Geschichte der Völker. Er
erwähnt die Währung überhaupt nicht, wie auch Marx von diesem Einfluß nichts 
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zu sagen weiß. Lassalle versuchte hier etwas zu erklären, was überhaupt keiner
Erklärung bedarf. Nicht die Wiederaufnahme der Arbeitsteilung und des Handels
so um die Zeit vor und nach der Entdeckung Amerikas bedarf der Erklärung, 
sondern die Tatsache, daß die Arbeitsteilung und der Handel im Mittelalter wieder
eingeschlafen waren, nachdem sie im babylonischen, im ägyptischen und
Römerreich schon eine so hohe Entwicklung angenommen hatten.
Entdeckungen und Erfindungen hat er zu allen Zeiten gegeben. Aber nicht zu
allen Zeiten fanden die Entdecker und Erfinder die wirtschaftlichen Voraus-
setzungen für die Ausbeutung der Entdeckungen und Erfindungen. Wenn das
Geld für den Absatz der Produkte der Arbeitsteilung fehlte, dann schlummerte
auch mit dem fehlenden Absatz der Entdecker- und Erfindergeist. Und dann ging
auch die Arbeitsteilung, von der schließlich alles abhängt, wieder ein. So z. B.
erwähnt Lassalle den Kompaß. Aber den Kompaß benutzten schon die
Kreuzfahrer; tausend Jahre früher erfanden ihn die Chinesen. Wer weiß, ob wir
noch heute über dieses merkwürdige Instrument verfügen würden, wenn die
Arbeitsteilung nicht durch die Zufuhr neuen Geldes einen neuen Impuls bekom-
men hätte! Lassalle erwähnt auch das Pulver, durch das die Raubnester von 
den Höhen weggeputzt werden konnten. Aber das Pulver ist eine alte Erfindung.
Moses bediente sich des Pulvers in ausgiebigster Weise. Die Erfindung ging
jedoch wieder verloren. Auch die Umschiffung des Kaps d.g.H. war nichts, was
der Arbeitsteilung wieder auf die Beine hätte helfen können. Ja, genau be-
trachtet, mußte diese Umschiffung den Handel mit dem Orient erleichtern, und
über diesen Handel klagten bereits die Römer, daß sie sich als eine Drainage
des Geldmarkts auswirkte. Die Inder brachten Waren nach Europa und 
schleppten das in Zahlung erhaltene Silber nach Hause, da Europa keine für den
indischen Markt brauchbare Ware erzeugte. Mit der von Lassalle erwähnten
Entdeckung Amerikas verhält es sich in dieser Beziehung umgekehrt. Amerika
lieferte Silber in stetig wachsenden Mengen und darum brach mit der
Entdeckung Amerikas trotz der durch die Entdeckung des Seeweges nach Indien
verstärkt einsetzenden Silberdrainage das neue Zeitalter an, d.h. dank dem mit
dem amerikanischen Silber hergestellten Geld konnte die Arbeitsteilung wieder
aufgenommen werden – und das und nichts anderes erklärt den Umschwung.
Die Römer, Babylonier und Ägypter hatten eine weitentwickelte Arbeitsteilung,
einen starken Handel und eine hochentwickelte Industrie. Sie kannten aber
weder die Magnetnadel, noch den Seeweg nach Indien (?), noch kannten sie
Amerika. Beweist das nicht, daß die Erklärung, die Lassalle gibt, nicht ausreicht?
Afrika, das ohne Kompaß, ohne Seeweg ums Kap erreichbar und stark bevölkert
war, lieferte alles, was Europa an Kolonialprodukten brauchte. Warum, so frage
ich, bedarf eine so nützliche Einrichtung, wie es die Arbeitsteilung ist, des
Anreizes immer neuer Entdeckungen und Erfindungen?
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Den Auf- und Abstieg der Völker vermag eine technische und geographische
Entdeckung nicht zu erklären. Man behilft sich mit anderen, vielleicht weniger
guten Mitteln. Um Völker zu stürzen, muß schon die Wurzel angegriffen werden,
die Wurzel, die das Ganze ernährt. Und diese Wurzel ist die Arbeitsteilung. Diese
Wurzel aber erkrankt und stirbt schließlich ab, wenn das Geldwesen erkrankt.
Wer die großen Erscheinungen in der Geschichte der Menschheit ausreichend
erklären will, muß vor allem diese Wurzel bloßlegen.


Wir sind dabei, uns auf dem Gebiete der Währung wieder einmal rückwärts zu
orientieren. Bier, Stumpfsinn, Unerfahrenheit auf der einen Seite (die deutsche
Seite), Raubsucht, Wucher, Niedertracht, Weltbeherrschungsträume auf der
anderen, der amerikanischen Seite, sind dabei, der Wiedereinführung der
Goldwährung die Wege zu bereiten. Die ganze deutsche Presse stellt sich in den
Dienst dieser Verräterei. Niemand muckst. Als ob die ganze Bande unfähig sei,
sich in Währungsfragen ein selbständiges Urteil zu bilden.


Als Ludendorff unter den Linden spazieren ging, da traten wie auf Kommando
alle Arbeiter in den Streik, der so zum Generalstreik wurde. Ludendorffs Versuch
mißlang. Ob Ludendorff die Sparkassen auch geplündert hätte? Ob er den Ruhr-
blödsinn durch einen noch größeren Blödsinn ersetzt hätte? Ob er, wie Marx,
Stresemann usw., auch sechs Jahre gebraucht hätte, um zu der Überzeugung 
zu kommen, daß der Vertrag von Versailles das einzige Rechtsinstrument des
deutschen Volkes ist und daß bezahlt werden muß; ob Ludendorff auch versucht
hätte, die Reparationslasten durch Schutzzölle auf die schwächsten Schultern
abzubürden – – – ? Ich weiß es nicht. Sicher ist aber, daß Ludendorff kaum eine
schädlichere Politik hätte treiben können, da seine militärischen Träume glück-
licherweise an der Wachsamkeit der Entente von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt sind. Nun gut. Wie kommt es nun, daß das deutsche Proletariat sich dem
harmlosen Ludendorff gegenüber so energisch benahm, während es sich jetzt
der Goldwährung, der Zerstörerin aller Kulturstaaten gegenüber völlig passiv 
verhält? Wenn je, jetzt, wo das deutsche Volk wieder in den Bann der Gold-
währung, dieser Hochburg des Kapitalismus und des Schwindels, gebracht 
werden soll, jetzt wäre der Augenblick gekommen, wo der Ruf „Generalstreik“ 
in die Massen geschleudert werden sollte. Warum geschieht das nicht? Ich bin
sehr mißtrauisch geworden!
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Die Londoner Razzia
Die Londoner Konferenz wird nach Wunsch der Bankiers oder im Sand ver-


laufen. Da die Bankiers es nie eilig haben, die anderen aber nie warten können,
so ist dafür gesorgt, daß die Wünsche der Bankiers den Charakter von Befehlen
annehmen. Wenn nicht jetzt, dann ein andermal, sagen die Bankiers. Wenn nicht
jetzt, dann geht’s mit uns zu Ende, so sagt die andere Partei.


Was wollen aber die Bankiers? Erstens wollen sie ihr Geld wieder haben, das
sie den Kriegführenden geborgt hatten. Dieses Geld können sie nur unter der
Bedingung wiedersehen, daß die Weltwirtschaft wieder in Vollbetrieb gesetzt
wird. Brauchten die Bankiers den Krieg, um ihr Geld zu hohen Zinsen unterzu-
bringen, so brauchen sie jetzt den Frieden, damit die Schuldner zahlen können.
Zweitens aber wollen die Bankiers, daß die Schuldner zur Goldwährung zurück-
kehren, damit sie die Macht über das Geldwesen und damit auch die
Alleinherrschaft über die Börse behalten. Die Papiergeldwährung vernichtet die
Macht der Bankiers. Sie macht aus ihnen einfache Gläubiger, die wie die
Rentiers vom Zins ihres Kapitals leben und die, solange der Schuldner seine
Zinsen bezahlt, keine Macht über ihn ausüben können. Der Bankier aber strebt
höher hinaus.


Er will über die Welt herrschen,
und das Mittel hierzu ist die Goldwährung. Diese Goldwährung ist aber heute in
größter Gefahr. Die Goldwährung soll nun den Völkern aufgezwungen werden,
und hierzu dient den Bankiers die heutige Notlage ihrer Schuldner. Diese Notlage
wird als Druckmittel benutzt. Ihr wollt bei uns Geld leihen, sagen die Bankiers.
Wir aber geben nur Darlehen in Gold, und zwar auch nur dann, wenn der
Schuldner sich verpflichtet, die Goldwährung einzuführen.


Allem Anschein nach werden die amerikanischen Bankiers diese Bedingungen
Deutschland gegenüber durchdrücken. Sie haben klugerweise mit dem 
schwächsten und ungebildetsten Schuldner angefangen. Sie kannten die Naivität
des Volkes der Denker und des Bieres, das sich die Inflation gefallen ließ, dem
man 18 Milliarden Sparkassengelder eskamotieren konnte, ohne daß es zu
einem ernsthaften Protest gekommen wäre. Ist es einmal gelungen, Deutschland
an den Siegeswagen der Goldwährung zu spannen, dann wird es in allen
Blättern der Welt verkündet werden: Seht, das Volk der Denker (der Nachsatz
„und des Bieres“ wird dann hier unterschlagen werden), das die wenigsten
Analphabeten zählt, hat sich wieder für die Goldwährung entschlossen. Das ist
geschehen, nachdem das deutsche Volk alle Währungstheorien gründlich geprüft
hat. Es ist ein wissenschaftliches Urteil, das hier vom gebildetsten, durch die
harte Schule der Erfahrung gegangenen Volke 
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zugunsten der Goldwährung abgegeben wurde. Ihr könnt nichts besseres tun,
als dem Beispiele des Volkes der Denker zu folgen. So werden die amerika-
nischen Bankiers sprechen, und es ist dafür gesorgt, daß jedes Wort, das diese
Männer fallen lassen, von der Presse der ganzen Welt verbreitet wird. Dann 
werden unsere Vertreter von London nach Berlin zurückkehren und sich sonnen
in den Lobeshymnen, die die Tintenkulis der ganzen Welt über sie ausschütten
werden, dafür, daß sie so bereitwillig ihre Unterstützung boten zu der Operation,
durch die dem deutschen Volk ein Ring durch die Nase gezogen wurde, mit dem
es nun willenlos dahingeführt werden kann, wohin die Spitzbuben es zu führen
für gut finden.


Um ein armseliges Linsengericht, um ein Darlehen von sage und schreibe 
200 Millionen Dollar, verkaufen Marx und Stresemann in London das erste und
wichtigste Souveränitätsrecht, das Recht, die Währung des Landes nach seinem
Ermessen zu gestalten. Um ein Linsengericht überantwortet die deutsche
„Regierung“ in London einem aus notorischen Börsenspekulanten bestehenden
Syndikat – dem berüchtigten Morgan – das Recht, die Währung des Reiches
nach Gesichtspunkten der Börse statt nach solchen der Volkswirtschaft zu 
kontrollieren. Dabei stellen die Amerikaner noch die Bedingung, daß Deutschland
von den 200 Millionen nur die Hälfte als Zahlungsmittel für amerikanische
Rohstoffe verwenden darf, daß die anderen 100 Millionen als sogenannte
Deckung verscharrt werden. Eine von jedem deutschen Gesichtspunkt geradezu
irrsinnige Politik, die nur den Zweck verfolgt, zu verhindern, daß dieses Gold 
wieder nach Amerika zurückkehren kann; denn dort hat man seine Überflüssig-
keit erkannt, dort will man es nicht mehr sehen. Die Existenz dieses über-
schüssigen Goldes bedrohte die amerikanische Wirtschaft mit einer neuen
Inflation, die Tatsache werden würde, wenn man Deutschland dieses Gold als
Darlehen geben würde mit dem Recht, es an Amerika als Zahlungsmittel zu 
verwenden. Dieses Gold soll immobilisiert werden und der dabei entstehende
Zinsverlust soll dem Ausland aufgebürdet werden. Das ist der Zweck der Übung.


Nicht Deutschlands Währung soll durch 
die Anleihe saniert werden, sondern die amerikanische.


Die uns aufgebürdete Deckung von 100 Millionen Dollar, die wir für amerika-
nische Zwecke hüten und verzinsen müssen, verdoppelt virtuell die Zinslasten
des Darlehens. Bei einem Zinsfuß von 8 Prozent werden wir so für die nützliche
Hälfte des Darlehens von 200 Millionen jährlich 16 Prozent Zins zahlen. Das
aber ist nur eine Nebenerscheinung von wenig Belang. Die Hauptsache ist die
Wiedereinführung der Goldwährung, deren Wirkung wir bald genug verspüren
werden. Die Vorbereitungen für den ersten Schlag sind bereits getroffen.


1. Etappe: Die Amerikaner haben seit etwa einem halben Jahr eine leichte
Deflationspolitik betrieben, den Index gedrückt. Die nach der großen Krise einge-
tretene
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Besserung in der Wirtschaft nahm ein schnelles Ende. Die Unternehmer sind
zaghaft geworden und scheuen sich, den Kredit in Anspruch zu nehmen. Die
Kaufleute rechnen mit einer weiteren Deflationsmöglichkeit und schränken ihre
Bestellungen auf das Äußerste ein. Die überschüssig werdenden Gelder bringen
sie auf die Bank. Dort häufen sich die Gelder. Die Banken können den Zinsfuß
herabsetzen mit der Gewißheit, daß niemand dadurch verlockt werden wird, den
Kredit auszunutzen. Der schlechte Geschäftsgang bringt schlechte Dividenden.
Die Aktienkurse fallen. Die Titel der festverzinslichen Papiere steigen im Kurs,
weil das Anlage suchende Geld sich der unsicheren Wirtschaftslage wegen auf
die sicheren und festverzinslichen Papiere verlegt. Die Zeit für Emission von
Staatspapieren ist günstig. Man kann damit rechnen, daß die 200 Millionen für
die deutsche 8 Prozent tragende, durch die amerikanische Marine geschützte
Anleihe zu gutem Kurse abgestoßen werden können. Bei der Gelegenheit 
werden die Restbestände an Libertybonds (amerikanische Kriegsanleihe), die
sich noch etwa in Händen der amerikanischen Börsenleute befinden sollten,
ebenfalls zu hohem Kurs abgestoßen werden können. Mit dem Erlös werden 
die jetzt niedrig bewerteten Industriepapiere gekauft.


2. Etappe: Nachdem alle festverzinslichen Papiere, darunter auch die 200
Millionen-Schachtanleihe abgesetzt worden sind (als Abnehmer für die letzteren
sind die deutschen Kapitalisten, die ihr Vermögen, vor der Sachwertsteuer flüch-
tend, nach Amerika in „Sicherheit“ gebracht haben, in erster Linie in Aussicht
genommen), kann man es wieder einmal mit einer kleinen Inflation versuchen.
Die Presse verkündet es, daß die schreckliche Zeit der Deflation endlich ein
Ende genommen hat und daß jetzt wieder bessere Zeiten kommen werden. Es
sei dies die Meinung der hervorragendsten Finanzleute Amerikas und jeder tue
gut, sich so schnell wie möglich auf eine Besserung der Geschäftslage einzu-
richten.


3. Etappe: Die Unternehmer gehen wieder an die Arbeit. Sie verlangen zum
Ankauf von Rohstoffen Geld von den Bankiers, die es auch bereitwillig hergeben.
Die Kaufleute heben ihre Bankdepots ab, weil sie in Erwartung der angekündig-
ten Haussekonjunktur ihr Warenlager vervollständigen wollen.


Diese Nachfrage nach Kredit treibt den Zinsfuß, und die wachsende Nachfrage
nach Waren treibt die Preise hoch. Die steigenden Preise wiederum reizen zu
Produktionssteigerung.


Die Arbeitslosigkeit hat ein Ende.


Die Kurse der Industriepapiere ziehen an. Was aber geschieht mit den festver-
zinslichen Papieren, mit den 200 Millionen Schachtanleihe? Der Kurs sinkt. Das
aber ist den Leuten vom Anleihesyndikat gleichgültig; denn sie haben alles abge-
stoßen, was sie hatten. Den Schaden tragen andere.


4. Etappe: Siehe die 1. Etappe.


Das ist das uralte Spiel, das die Bankiers mit der Goldwährung treiben können
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und das ihnen mit der Indexwährung unmöglich gemacht werden würde. Um 
diesen Kniff ist es den Bankiers zu tun. Dieses Kniffes wegen wünschen die
Bankiers, daß Deutschland, daß die ganze Welt zur Goldwährung zurückkehre.
Um dem deutschen Volk die Haut über die Ohren ziehen zu können, so oft es
ihnen gefällt, dafür allein zwingen sie dem von Marx und Stresemann geführten
deutschen Volke die Goldwährung auf.


Wie müssen sich die amerikanischen Bankiers den Bauch halten vor Lachen,
wenn sie nach den Verhandlungen mit den deutschen Staatsmännern und
Sachverständigen in ihr Hotel zurückkehren! Ihre ganze Verachtung drücken
diese Amerikaner mit den Worten aus: Und nicht einmal Bestechungsgelder
brauchten wir in den Verhandlungen mit diesen deutschen Staatsmännern, um
unseren Willen durchzusetzen!


Kleine Ursachen – große Wirkungen
Wenn das Getreide die Eigenschaft hätte, ewig frisch und brauchbar zu bleiben


wie das Gold, schon lange wären die Getreidehändler das, was die Bankiers
heute sind, die Herren und Selbstherrscher der Welt. Aber alle Versuche, die in
dieser Richtung schon gemacht worden sind, mußten ewig an dem Umstande
scheitern, daß das Getreide dem Verderben unterworfen ist und daß durch 
größere und neue Produktion ersetzt werden kann, was zu Spekulationszwecken
dem Verkehr entzogen wird.


Es gibt in der Welt nicht eine Person, die nicht die Unveränderlichkeit des
Geldes benutzt hätte, um beim Kauf einer Ware kleine Vorteile zu erhaschen; es
gibt niemand auf der Welt, der nicht täglich zehnmal Spekulation mit seinem
Gelde treibt.


Wenn der Bauer auf dem Markte Eier zum Verkauf anbietet, und die Hausfrau
präsentiert sich mit einem Geldstück, um die Eier zu kaufen, wer ist da in einer
günstigeren Lage beim Handeln – die Hausfrau oder der Bauer? Die Frau sagt
sich – mein Geld fault nicht, aber die Eier faulen; wenn ich sie dem Bauer heute
nicht abkaufe, dann erhält er morgen gar nichts mehr dafür, weil sie verdorben
sind. Ich brauche ihm dies nur klar zu machen, damit er sie mir billiger verkauft.
Und so geht es Tag für Tag, jahraus, jahrein, seit Jahrhunderten, seit Jahr-
tausenden; immer hat der Geldinhaber dem Wareninhaber denselben kleinen
Vorteil voraus, daß das Geld nicht verdirbt. Diese kleinen täglichen Vorteile
machen mit der Zeit große kolossale Summen aus und bilden den Grund zu den
riesigen Kapitalanhäufungen, denen wir heute begegnen.


Aber das Geld ist da, nur um den Verkehr zu erleichtern, nicht aber, um damit
zu spekulieren und um reiche Leute zu machen. Und wenn es seinen Zweck in
seiner jetzigen Form nicht erfüllt, dann soll es einfach entsprechend umgeändert
werden.
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<Repro>


Was ist Freiwirtschaft?


Die Freiwirtschaft ist eine gedachte menschliche Ordnung, die unter
Aufrechterhaltung und Fortentwicklung der Abeitsteilung keiner behördlichen
Eingriffe bedarf, um sich in reibungslosester Weise in Güterverbrauch und
Gütererzeugung selbsttätig auszubalanzieren, und die sich dabei aus den
Eigennutz des Menschen als allgemeine, nie versagende Triebkraft stützt.


Sie steht damit im denkbar schroffsten Gegensatz zum Kommunismus, der die
Triebkräfte zur Überwindung der mit der Gütererzeugung verbundenen Mühsal in
ausreichender Stärke in sogenannten uneigennützigen, altruistischen Trieben
vermutet.


In gleich schroffem Gegensatz steht die Freiwirtschaft auch zum Bürokratis-
mus, der mit dem Sozialisten die Wirtschaft nach einem, am grünen Tisch aus-
gearbeiteten Plan mit Hilfe eines Riesenheeres von ehrlichen, pflichttreuen,
unbestechlichen, fleißigen, höflichen, menschlich empfindenden, gerecht denken-
den, sich vor keinem Bonzen fürchtenden Beamten glaubt führen zu können.


Als Freiwirtschaftler ist jeder zu betrachten, der an die Möglichkeit der gedach-
ten freien, natürlichen Ordnung glaubt, sofern ihr die im heutigen Bodenrecht und
Geldwesen liegenden Vorrechte und Hemmungen aus dem Wege geräumt 
werden, und der zur Erkenntnis gelangt ist, daß durch die mit „Freiland-Freigeld“
nachfolgend näher gekennzeichneten Reformen die genannten Vorrechte und
Hemmungen beseitigt werden können und daß damit alle als Kapitalismus
bezeichneten Nebenerscheinungen der heutigen sogenannten Wirtschafts-
ordnung fallen müssen.


Freiland ist die Verwirklichung des Gedankens, daß jedem einzelnen
Menschen die ganze Erde gehört.
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Freiland ist daher ein Teil der Erde, der in niemandes Eigentum steht, auch
nicht im Eigentum eines Staates, Volkes oder anderer Zusammenfassungen von
Menschen, und über den auch kein Staat Hoheitsrechte ausübt.


Freiland ist ein Teil der Erde, dessen Erzeugnisse frei und ungehindert überall
hingebracht werden können. Ohne Ausfuhrverbote, ohne Zölle oder ähnliche
Benachteiligungen ist jeder Mensch der ganzen Erde in der Lage, sich die
Erzeugnisse des Freilands durch Tausch zu eigen zu machen. Umgekehrt 
werden die Erzeugnisse der übrigen Welt frei in das Freiland hineingelassen.
(Freihandel.)


Freiland ist Grund und Boden (Bergwerke, Seen usw.). den jeder Mensch der
ganzen Welt dadurch, daß er in öffentlicher Pachtversteigerung für ihn die 
höchste Pacht bietet, in Nutznießung nehmen kann, ein Recht, in dem niemand
durch Ein- und Auswanderungsgesetze, durch Paß- oder andere Kontrollvor-
schriften (ausgenommen Quarantäne) beschränkt ist. (Freizügigkeit.)


Freiland ist Grund und Boden, dessen Pacht gleichmäßig und restlos unter alle
Mütter nach Zahl ihrer unmündigen Kinder verteilt wird.


Freigeld ist ein Geld, das mit einem Nennwertverlust belastet ist, der in
bestimmten Zeitspannen eintritt und vom jeweiligen Besitzer des Geldzeichens
zu tragen ist.


Freigeld ist Geld, das von den einzelnen Staaten durch ein Währungsamt, 
zwischenstaatlich durch die internationale Valutaassoziation in der Weise ver-
waltet wird, daß der Warendurchschnittspreis (Index) immer derselbe bleibt. 


In Übereinstimmung mit obigen Erklärungen und Forderungen kämpft der
Freiwirt 


gegen den Kapitalismus – für die Beseitigung aller Ausbeutungsmöglichkeiten;


gegen alle Monopole, auch solche organisatorischer Natur – für den freien
Wettbewerb;


gegen Diebstahl und Schwindel – für das aus eigener Arbeit entstandene
Eigentum;


gegen Monarchie, Demagogie, Plutokratie – für Herrschaftslosigkeit;


gegen Klassenherrschaft – für die Ausrottung des Klassenstaates;
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gegen die Bürokratie – für den Abbau des Staats;


gegen alle behördliche Bevormundung – für die Selbstverantwortung;


gegen Staatskirche und Staatsschule – für die vollkommene Privatisierung von
Religion und Wissenschaft;


gegen jedes nationale Wirtschaftsgebiet – für die Schleifung der Zollgrenzen
und freien Welthandel;


gegen alle Menschenopfer – für das Lebensglück des einzelnen Menschen;


gegen alle internationale Verhetzung – für den Bürger- und Völkerfrieden;


gegen alle Völkerrechte – für die Erklärung des Menschenrechts;


gegen den auf Völkerrecht sich stützeden Völkerbund – für einen
Menschheitsbund d. h. für Gleichberechtigung aller, die Menschenantlitz tragen.


FFF und Kulturpolitik.
Der Kampfbund FFF braucht für seine Ziele die Einheitsfront aller Schaffenden.


Die Einheitsfront der sich selbst mit dem Schimpfnamen „Proletarier“ begegnen-
den Massen der Industriearbeiter, verbreitert um die Massen des technischen
und kaufmännischen „Personals“ (als Gegensatz zu Individuum ist der Ausdruck
Personal ebenfalls als Schimpfname zu betrachten), der selbständigen
Handwerker und Bauern und der Angehörigen der sogen. freien Berufe, sowie
der Beamten. Das Wort „Einheitsfront“ bedeutet hier nicht, daß restlos alle hier
Genannten sich dieser Einheitsfront anschließen müssen. Das wird nie möglich
sein. Es gehört eine Portion Intelligenz oder Mutterwitz dazu, um das voll zu
erfassen, was wir wollen. Wo dieser Mutterwitz fehlt, da bleiben Zweifel,
erwächst sogar oft Feindseligkeit. Es ist aber auch nicht nötig, daß die Massen
unsere Ziele völlig durchschauen. Die Massen sind immer auf das Urteil ihrer
Vertrauensmänner angewiesen. Und bei diesen Vertrauensmännern kann schon
eher der nötige Mutterwitz vorausgesetzt werden. (Das Vertrauen erwirbt der
Mann durch irgendwie überragende Eigenschaften. Der französische Kriegs-
minister ist z.B. 2 Meter hoch.)


Eine so breite Front, wie wir sie zu schaffen hoffen, wäre unmöglich, wenn sie
auf Grund von Weltanschauungs- 
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und Kulturforderungen zusammengebracht und zusammengehalten werden
müßte. Denn immer beginnt der Streit dort, wo das Wissen aufhört und der
Glaube beginnt, sofern man diesen Glauben zu irgend einem Vorhaben braucht.
Der Kampfbund FFF aber braucht zum Glück für die Aufrechterhaltung der von
ihm erstrebten Ordnung keine staatliche Kultur und Weltanschauung, also auch
keine Kulturpolitik. Die Gesellschaftsordnung, wie wir sie erstreben, soll von 
selber stehen und kann aller künstlichen Stützen entraten. Diese künstlichen
Stützen, die dann völlig überflüssig werden, sind aber gerade das, was heute
das Wesen des „Staates“ ausmacht. Es bliebe vom Staate morgen schon nichts
übrig, wenn man diese Stufen als überflüssig erkennen und beseitigen würde.
Bei Gründung der Staatskirche hat doch sicher kein Staatsmann an das
Seelenheil der Staatsbürger gedacht, wohl aber daran, wieviel Landsknechte
man sparen kann, wenn man das Geschlecht der Empörer als Ketzer unter
Verfolgung stellen und systematisch ausrotten kann (Inquisition). Und für die
Gründung der Staatsschulen durch die Fürsten (in den protestantischen Ländern)
ist die Triebfeder auch nicht in dem Wunsch zu suchen, die Staatsbürger durch
das Wissen vom Untertanengeist zu befreien. Einen Ersatz für die versagende
Kirche wollte man schaffen. Diesen Charakter hat die Schule auch heute noch.
Unter den sozialdemokratischen Kultusministern trat dieser Charakter besonders
scharf hervor.


In der Erkenntnis, daß die freiwirtschaftliche Gesellschaftsordnung keiner künf-
tigen Stützen bedarf, ist in ihr der Abbau restlos aller Kulturinstitute vom Staate
vorgesehen. In dieser Beziehung herrscht, wie ich glaube, ziemliche Einmütigkeit
im Bunde. Uneinig dagegen ist man in der Frage, wie sich der Bund jetzt schon
den staatlichen Kulturfabriken gegenüber verhalten soll, namentlich jetzt vor den
Wahlen im Hinblick auf die Beute der Wahljagd. Diese Uneinigkeit hat sogar die
Formen eines regelrechten Streites angenommen. Der Schaden ist zwar nicht
groß, weil die dadurch entgehende Wahlschlacht heute zumeist doch recht unge-
nießbar ist. Doch zeigt der Streit, daß hier etwas geklärt werden muß.


Wir haben uns im Bunde zu wenig um die Grundlagen, um das Wesen der
Politik bekümmert. In den anderen politischen Parteien steht es in dieser Hinsicht
allerdings noch viel, viel kümmerlicher aus. Jedoch darf uns das nicht beruhigen.
Die anderen Parteien wollen nichts als eine Partei sein. Wir aber wollen etwas
schaffen und wollen dazu die Macht an uns „reißen“. Und weil wir nicht aus
Machtgelüsten handeln, sondern wirklich das wollen, wovon wir sprechen, und
weil das Ansichreißen der Macht immerhin eine „erschießliche“ 
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Sache ist, darum liegt uns so sehr daran, daß unsere Einheitsfront auch die
Probe besteht. Nicht damit wir uns an die Stelle der anderen setzen können,
sondern damit endlich etwas Grundstürzendes geschehen kann.


Ich vermisse nicht nur in unserem Schriftenverzeichnis, sondern überhaupt in
der Literatur eine Schrift, die in methodischer Weise sich mit dem Wesen des
Parlamentarismus beschäftigt, einen Leitfaden, einen demokratischen
Machiavelli. Zum Gebrauch nicht nur für den Laien, sondern auch für die
Berufspolitiker. Es ist doch wahrhaftig nicht so leicht, sich mit weiter nichts als
den persönlichen Erfahrungen ein gereiftes Urteil zu bilden, z. B. über die
Leistungsfähigkeit des Parlamentarismus in grundstürzenden Fragen, über die
Nützlichkeit der Wahlbeteiligung, über die Frage, ob man zu jeder Zeit mit Hilfe
der Presse, d. h. also mit Geld die öffentliche Meinung und damit auch das
Parlament in jede gewünschte Richtung bringen kann. usw. Und dennoch sind
das alles Fragen, die für uns von einem Tag zum anderen akut werden können.
Dann wird gestritten.


In Übereinstimmung mit unserer Anschauung, daß wir den Staat für Kultur- und
Weltanschauungen nicht brauchen, forderte das Programm, wie es von der
Berliner Programmkommission beschlossen wurde (hier so genannt, weil sie auf
dem Berliner Bundestag bestellt worden war) die Loslösung der Kirche, der
Schule, der Ehe usw. vom Staate. Als reine Privatsache erkannt, sollte sich auch
der Staat hier nicht einmischen.


Nun erblicken aber eine ganze Reihe von Bundesmitgliedern des Freiwirt-
schaftbundes FFF (nach dem Berichte der Magdeburger Versammlung sogar die
große Mehrheit) in dieser Forderung statt einer Folgerichtigkeit einen
Widerspruch zu den bisherigen programmatischen Erklärungen. Sie sind der
Meinung, daß die Erklärung der Kulturfragen als Privatangelegenheit der
Forderung gleichbedeutend sei, sich überhaupt nicht in die Kulturbetriebe des
Staates zu mischen. Passives Verhalten entspreche der herrschenden Ansicht im
Bunde. Nicht Subjekt der staatlichen Kulturpolitik sollten wir sein, aber Objekt
derselben bleiben.


Aus taktischen Gründen wurde solches Verhalten auch im Programm verlangt.
Gewiß nicht aus Vorliebe für die staatlichen Kulturerzeugnisse. Aber auch, weil
es sich decke mit Punkt 1 der bis dahin geltenden Statuten.


Mich interessiert hier nur diese letztere Begründung der Ablehnung des
Berliner Programms. Enthält wirklich der Satz, daß der Bund keine Kultur- und
Weltanschauungspolitik betreiben soll, die Forderung, daß die Bundesmitglieder
sich der staatlichen Kulturpolitik gegenüber passiv, neutral zu verhalten haben? 
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Was heißt hier passiv? Passiv heißt hier, die Kultursteuern entrichten, heißt somit
die staatlichen Eingriffe unterstützen. Solche Passivität verwandelt sich in 
höchste Aktivität. Die Steuergelder sind die Kohlen, womit der Staat die Kultur-
fabrik in Betrieb hält. Nur dank solcher „Passivität“ vermag der Staat aktive
Kulturpolitik zu betreiben. Das aber ist wirklich keine Passivität mehr. „Passiv
sein“ heißt nichts tun, auch keine Steuern zahlen. Dann heißt „passiv sein“ eine
gegen das Steuerzahlen gerichtete Politik betreiben, heißt also den Abbau des
Staates in Kulturaufgaben fordern. Um hier klar zu sehen, wohin passives
Verhalten in dem Sinne, wie hier beschrieben, führen kann, empfiehlt es sich,
sich in Gedanken nach Weimar in die Zeit zu versetzen, wo dort auf ein Stück
weißes Papier die neue Verfassung für das deutsche Volk niedergeschrieben
werden sollte. Nehmen wir an, damals hätte der Freiwirtschaftsbund bereits
bestanden und hätte Vertreter in die verfassunggebende Versammlung geschickt
mit dem Auftrag, keine Kultur- und Weltanschauungspolitik zu betreiben. So
lange die andern sich in diesen Fragen passiv verhalten hätten, wäre die Auf-
gabe unserer Vertreter wirklich sehr einfach zu lösen gewesen. Sie hätten sich
ebenfalls passiv verhalten. Was sollten sie aber tun, wenn die anderen nun mit
ihren Kulturplänen herausrückten und mit ihren aus der Geisterwelt und
Rumpelkammer herrührenden Weltanschauungen die Verfassung zu belasten
unternahmen? Keine Kulturpolitik betreiben bedeutet doch nicht, daß es den
anderen erlaubt sein soll, mit uns Kulturpolitik zu spielen. Keine Kulturpolitik
betreiben, kann praktisch nur bedeuten, daß wir den Staat weder mit
Kulturaufgaben belasten, noch ihn von anderen mit solchen Aufgaben belasten
lassen. Die Kultur soll überhaupt kein Gegenstand der Politik sein. Keine
Kulturpolitik betreiben bedeutet also, sich verteidigen, wenn andere, wenn der
Staat aggressiv vorgeht.


Wer statt des Wortes „passiv“ das Wort „neutral“ setzen wollte, stände hier vor
der gleichen Schwierigkeit Eine Neutralität, die parteiische Wirkungen auslöst, ist
keine Neutralität mehr. Hätte sich z. B. England beim Bruch des belgischen
Neutralitätsvertrages durch Deutschland durch passives Verhalten neutral ver-
halten? Die Neutralität verlangt oft sehr energisches Handeln. Und so wäre es
auch in Weimar gewesen. Man kann sich ja den Fall vorstellen, daß wir in
Weimar die Majorität gehabt hätten. Hätte da auch noch unsere Vertretung zu-
sehen können, wie die Verfassung mit Kulturforderungen belastet wurde, weil ihr
Auftrag lautete, keine Kulturpolitik zu betreiben? Um zu verhüten, daß kein neuer
Kulturmoloch entstand, hätten unsere Vertreter sich mit aller Macht gegen die
Verfassung aussprechen müssen. 
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Das ist m. E. der Sinn der Forderung, daß der Freiwirtschaftsbund keine Kultur-
forderungen stellt und keine Kulturpolitik betreiben soll. Natürlich muß dann in
Übereinstimmung mit solcher Auffassung jetzt, wo wir uns mit der neuen
Verfassung vor vollendeten Tatsachen befinden, die Politik, die wir in Weimar
nicht betreiben konnten, aufgenommen werden. Kampf für eine Revision der
Verfassung, die unseren Forderungen gerecht wird.


Es kann der friedlichste Mensch nicht in Frieden leben, wo die anderen zum
Angriff übergehen. Denn auch das muß noch gesagt werden, daß die Gesetze
nicht von selber stehen, daß ihre Aufrechterhaltung als täglich sich wieder-
holende Aktion und Angriff anzusehen ist. Der Kulturballast der Verfassung greift
uns täglich an. Duldsamkeit ziemte sich wohl zur Zeit der Autokratie, wo der
Untertan die politischen Zustände als Phänomene betrachtete und der Staat als
etwas Gegebenes, als Rührmichnichtan betrachtet wurde. Da sich alle völlig
untätig verhielten, so konnte die Meinung aufkommen, daß nur der, der die 
staatlichen Zustände kritisiert, Politik treibt. Ihn sah man handeln, nicht die
Herrschenden, die eigentlichen Drahtzieher. Mit der demokratischen Verfassung
verliert aber solche Betrachtungsweise den historischen Boden. Sobald der Staat
in Kulturfragen agressiv vorgeht, verlangt es der Umstand, daß wir keine
Kulturpolitik betreiben wollen, unbedingt, daß wir uns verteidigen.


Ist einmal die Freiwirtschaft zur Wirklichkeit geworden, so wird niemand mehr
von Freiheit reden. Das Wort wird außer Gebrauch kommen, der Begriff ver-
gessen werden. Der Freiheitsbegriff entsteht gleichzeitig mit dem Staat. Wie der
Schatten mit dem Licht entsteht. Was wir also im Grunde wollen, ist nicht die
Freiwirtschaft, sondern die Befreiung. Die Freiwirte sind Empörer. Und dieser
Charakter wird immer und immer wieder zum Ausbruch kommen, wenn er aus
taktischen Erwägungen verschleiert wird. Es wäre also schon besser, wenn im
Programm diesem Umstand Rechnung getragen würde. Es ist aber auch wieder
sehr zu begrüßen, wenn Kämpfe im Bunde von Zeit zu Zeit aufbrechen. Sie
allein können restlose Klärung bringen. Es lebe der Kampf! Durch Kampf zur
Einheitsfront!
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Drohender Rassekrieg
zwischen Amerikanern und Mongolen.


Der Freiwirt fordert die ganze Erde für sich, Er erklärt jedem den Krieg, der ihm
dies Recht durch wirtschaftliche oder politische, durch private oder durch staat-
liche, rassische, nationale Ansprüche irgendwie verkümmern will. Um für sich
dies Recht wirksam zu machen und um es nicht im Kampf, im Krieg, unter
Verlust von Gut und Blut immer und immer wieder verteidigen zu müssen, um im
Frieden leben, um sich der Gaben der Natur erfreuen, um aus diesem Jammertal
ein Tal der Lebensfreude machen zu können, räumt er jedem anderen Menschen
ohne weiteres ohne irgendwelche Einschränkung dasselbe Recht ein, das er für
sich beansprucht.


Der Freiwirt erklärt dieses Recht mit allen seinen Folgerungen als die eherne
Forderung des Friedens, als den einzigen Artikel eines ewig währenden, allen
denkbaren Stürmen widerstehenden Völkerbundes. Er erklärt weiter, daß alles,
was über diesen Artikel hinaus dem Völkerbund noch aufgebürdet wird, gefähr-
lich ist und darum glatt abgelehnt werden muß.


Einziger Artikel des Völkerbundes:
Der Erdball gehört allen Völkern ungeteilt.


Als Verstöße gegen diesen Völkerbund sind heute zu nennen: Die Staats-
grenzen, sofern sie mehr bedeuten als etwa die Gemeindegrenzen, also ein-
fache Verwaltungsgrenzen, die Paßkontrolle, die Zollkontrolle, die Sanitäts-
kontrolle, die Souveränitätsrechte, das Privateigentum am Boden und an den
Bodenschätzen, die Monroedoktrin. Um hier nur einiges zu nennen. Gegenpol
dieser Verstöße sind: Unbeschränkte Freizügigkeit für alle Menschen, alle
Rassen, Abschaffung der Zollgrenze, also vollkommener Freihandel, Hinfälligkeit
der Begriffe: Einfuhr und Ausfuhr, Unverpfändbarkeit des Bodens (Hypotheken)
und aller Privatansprüche auf Grundrenten.


Wir sind noch weit von diesem Ziele. Es ist aber in der Hauptsache nur das
Privateigentum am Boden, das solchem Völkerbund im Wege steht. Daneben
noch eine Reihe von Vorurteilen, die von den Grundbesitzern gezüchtet, gehegt
und verbreitet werden. Mit den Grundbesitzern werden auch diese Vorurteile
spurlos verschwinden. In Rußland ist das Privateigentum am Boden bereits
beseitigt. In England kämpft die Regierung nach der gleichen Richtung. Und in
allen Ländern wächst die Einsicht in die Gefährlichkeit dieses Rechtes. Man
beginnt zu ahnen, daß hier der Pestherd der Kriege liegt.
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Im glatten Widerspruch zu der Freilandforderung steht die heutige auf der
Monroedoktrin sich aufbauende Politik der Amerikaner, der Nordamerikaner.
Namentlich ist es die Mongolenpolitik die dort getrieben wird, die zu den 
ernstesten Besorgnissen Anlaß gibt. Gestützt auf usurpierte sogenannte
Souveränitätsrechte, hat die Amerikaner neuerdings die Aussperrung der
Mongolen wieder beschäftigt. Hier ist es nicht mehr Wirtschaftspolitik, auch nicht
mehr Lohnpolitik, die die Amerikaner betreiben. Sie wollen den Kontinent ihrer
Rasse vorbehalten. Wer aber weiß, was es bedeutet, wenn man einen
Menschen in seinen Rasseeigenschaften beanstandet, der hat eine Ahnung von
dem, was in der Seele der Mongolen vorgeht, wie tief diese Menschen sich ver-
letzt fühlen müssen. Die Verletzung ist meistens unheilbar; sie schmerzt mehr als
die individuelle Verletzung. Wer das weiß, der steht am blutroten Horizont die
Konturen des entsetzlichsten Dramas aufsteigen, das sich auf dem Erdball ab-
gespielt hat. Den Zusammenprall der weißen und gelben Rasse. Den fürchter-
lichsten, unbarmherzigsten Krieg, den Rassekrieg, der nur als Ausrottungskrieg
einen Sinn hat. Und in diesen Ausrottungskrieg wird ganz selbstverständlich
Europa hineingerissen werden. Als 1914 die allgemeine Tobsucht im euro-
päischen Narrenhaus aufbrach, da rechnete kein Volk mit der Ausrottung, weder
passiv noch aktiv. Pack schlägt sich, Pack verträgt sich. Der eine gewinnt, der
andere verliert. Und wer verliert, der zahlt. Man fühlte eine gewisse Sicherheit
auch noch dann, wenn die fremden Soldaten das Land überschwemmten. Es
war nicht so bös gemeint, wie es aussah. Es war ein Vetternkrieg. und wenn der
allgemeine Wehrzwang nicht bestanden hätte, die meisten wären auf den Ruf
„zu den Waffen“ überhaupt nicht gekommen. Aber wenn der Krieg als ausge-
sprochener Rassekrieg geführt wird, zwischen Völkern mit ausgesprochenen
Rassemerkmalen, wo also auch die Uniform als Unterschied zwischen Freund
und Feind entbehrlich wird, da wird es erst ungemütlich, da greifen alle sofort
und ungerufen zu den Waffen, Männer, Frauen und Kinder. Denn hier wird alles
niedergemacht. Zu pardonnieren ist ja hier nichts. Denn nicht wegen irgend-
welcher Handlung, irgend welchen Differenzen über Mein und Dein, über den
Raub einer Frau, wie in Troja, ist der Krieg ausgebrochen, sondern weil man
glaubt, daß für die beiden Völker kein Raum auf Erden ist. Hier werden die
Frauen auch nicht etwa fortgeschleppt. Die Frauen werden wie die Männer und
Kinder getötet. Sie werden nicht gemartert, wie Toller und Mühsam in Bayern
gemartert werden. Denn man hat ihnen nichts anderes vorzuwerfen, als daß sie
einer anderen Rasse angehören. Man will sie ausrotten, wie Moses die ge-
fangenen Philisterfrauen den Armen der israelitischen Krieger entreißen und
töten ließ.
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Und diesen Ausrottungskrieg bereitet die amerikanische Mongolenpolitik vor.
Dieser Krieg kommt bestimmt, wenn den Mongolen auf dem amerikanischen
Kontinent nicht die volle Gleichberechtigung mit allen anderen Völkern der Welt
zuerkannt wird. Und wenn dieser Krieg kommt, wer wird da gewinnen? Die
Amerikaner mögen sich vorsehen. Die Amerikaner haben die Büffel ausgerottet
und die Indianer. Aber die Mongolen sind keine Büffel. Vielleicht überschätzen
sie auch jetzt ihre militärische Tüchtigkeit, weil sie im Erschöpfungskrieg gegen
das weltberühmte preußische Heer als Sieger hervorgingen. Vielleicht rechnen
sie mit der Unterstützung der Europäer. Aber dann rechnen sie falsch. Heute und
noch für lange Zeit wird kein europäischer Staat den Mut haben, sich über See
militärisch in Kriege einzulassen aus Furcht, daß die Gelegenheit von seinem
Nachbarn zu einem Überfall ausgenutzt werden könnte. Die Amerikaner werden
diesen Krieg allein auszufechten haben, und wenn dann die Mongolen ihre
Aufgabe erfüllt haben, dann wenden sie sich nach Europa, zur Geburtsstätte der
Rasse, die ihnen den Rassekrieg mit dem Einwanderungsverbot erklärt hat.
Dann wird der letzte Mohikaner sich zum letztenmal im Grabe umdrehen. Er ist
gerächt, neben ihm liegt das letzte Blaßgesicht begraben.


Und wenn auch die Mongolen im ersten Ansturm etwa das Ziel nicht erreichen
werden, wenn sie von den Amerikanern zurückgeschlagen werden, so wird es
hier heißen:


Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Und dann wird die Erinnerung an die 
beiderseits begangenen Kriegsgreuel dafür sorgen, daß der Krieg nicht mehr 
abbrechen kann. Friedensverhandlungen sind in einem Rassekrieg unmöglich,
da der Grund des Rassekrieges in der Rasse selbst liegt und dort weiterlebt, bis
daß der Letzte ausgerottet ist. Die Menschheit ist bis heute vor Rassekriegen
bewahrt geblieben. Wir haben keinerlei Erfahrung auf dem Gebiet. Bei dem eben
erwähnten letzten Mohikaner handelte es sich um Kämpfe, wie sie immer 
zwischen Nomaden (oder Jäger) und Landwirten unvermeidlich sind. Daß hier
die unterliegenden Nomaden oder Jäger einer anderen Rasse angehörten, war
eine ganz untergeordnete Begleiterscheinung. Und daß Moses die schönen
Philisterinnen mit Gewalt den Räubern entreißen mußte zeigt, daß die israeli-
tischen Männer ganz andere Absichten hatten, als Rassekrieg, Mordgelüste und
Ausrottung.


Nehmen wir den günstigsten Fall an, den Fall, daß die Mongolen zwar als
Sieger hervorgehen, daß sie aber darauf verzichten, ihn als Ausrottungskrieg zu
führen und darum auch nicht gegen die Europäer vorzugehen gedächten. Das
entspräche besser den sanften Sitten der Chinesen. Aber so sanft die Chinesen
auch sein mögen, so werden sie doch dafür sorgen, daß der amerikanische
Kontinent, der 


247







noch so gut wie unbewohnt ist nach chinesischen Anschauungen, nunmehr der
Mongolenrasse gesichert werde, nach dem Grundsatz: War die Aussperrung den
Amerikanern recht, so ist sie jetzt den Mongolen billig. Sperrung der Ein-
wanderung für die europäische Rasse, zum mindesten für die angelsächsischen
Völker, die für die jetzige Behandlung der Mongolen verantwortlich sind, das ist
es, was wir von der Rassepolitik der Amerikaner, der blöden, kurzsichtigen, 
übrigens auch umgedeuteten und gefälschten Monroedoktrin zu erwarten haben.


Und hier erhebt sich die Frage: Haben wir Europäer kein Wörtchen mitzu-
reden? Die Rassepolitik, die die Amerikaner betreiben, ist eine Angelegenheit,
die uns Europäer direkt berührt. Der Mongole wird niemals einen Unterschied 
zwischen Amerikanern und Europäern machen. Er wirft die ganze reaktionäre
Bande in einen Topf. Genau wie der Proletarier auch keinen Unterschied macht
zwischen einem deutschen und französischen Kapitalisten. Darum haben wir zu
fordern, daß sich die Amerikaner in Fragen der Rassepolitik mit uns ins
Einvernehmen zu setzen haben. Da wir durch diese Politik die gleichen Gefahren
laufen, haben wir hier auch die gleichen Rechte. Und da wollen wir es in die Welt
hinausschreien, über Amerika bis nach dem großen Mongolenreich: Kolumbus
entdeckte Amerika nicht für Monroedoktriner. Er schenkte den Kontinent der
Menschheit, auch den Mongolen. Es steht den Yankees nicht an, die
Einwanderung zu kontrollieren. Wir fordern, daß uns, d. h. den Europäern, wie
den Mongolen das Erbe des Kolumbus bedingungslos ausgeliefert werde. Wir
fordern die Beseitigung jeder Einwanderungskontrolle. Die Gelben, die Weißen,
die Schwarzen, alle sollen das gleiche Recht auf die Erde, auf den amerikani-
schen Kontinent haben, genau wie wir jedem Amerikaner Europa und die
Mongolei zu Nutz und Freude zur freien Verfügung stellen wollen. Wir fordern
ferner, daß die Grundrenten in Amerika wie in der Mongolei und in Europa allen
Müttern ohne Ansehen der Rasse ausgezahlt werden, gleichmäßig für schwarze,
für rote, gelbe und weiße Kinder. So, daß überall dort, wo die Bodenschätze
durch eine wucherische Ausbeute und Preispolitik die höchsten Grundrenten
abwerfen, auch die höchste Anziehungskraft auf die mit Kindern besonders 
stark gesegneten Frauen ausgeübt wird. So steht dann die Ausbeutung der
Bodenschätze direkt unter der Kontrolle der Freizügigkeit und kein Volk der Welt
wird dann noch ein besonderes Interesse an der Höhe der Grundrenten haben.
Die Freizügigkeit, in Verbindung mit der Verteilung der Grundrenten unter die
Mütter, wird alle kapitalistischen, imperialistischen Gelüste gleich im Keime
ersticken. Auf diese Weise verschaffen wir auch dem Rasseproblem ein
Sicherheitsventil. Die Rassen werden dann die Welt nicht mehr nebeneinander
sondern durcheinander 
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bewohnen. Sie treten sich dann nicht mehr als Völker, als geschlossene Massen
gegenüber, deren Rassemerkmale dann noch betont werden durch die Sprache,
die Geschichte, durch Klima, Ernährung, Kleidung, Sitten, Gebräuche und
namentlich auch nicht durch diskrepierende wirtschaftliche Interessen, durch
nationale Wirtschaftspolitik und Valuta. Das alles fällt dann als äußere
Unterschiede fort und es bleiben dann nur die Rassemerkmale, die manchmal
ganz interessant sein mögen, aber zu Kämpfen, Kriegen, Haß und Mord niemals
Anlaß geben können. Und wie die Juden seit Jahrtausenden in der Diaspora
lebend, sich rassereiner erhalten haben, als irgendein anderes Volk der Erde, so
ist es möglich, daß die hier geforderte allgemeine Freizügigkeit die Gefahr der
vollkommenen Verwischung der Rassenmerkmale beseitigen wird. (Anm. des
Schriftsetzers: Was wir zur Beruhigung der Besitzer von zoologischen Gärten
und Menagerien nicht unerwähnt lassen wollen.)


Lesbare Literatur über diese Dinge gibt es so gut wie nicht. Die Freunde der
Freiwirtschaft sind auf das angewiesen, was sie selbst mit dem Satz: Die Erde
gab er den Menschenkindern – machen und gestalten können. Bei der unge-
heuren Tragweite, die unsere Forderungen für die kommenden Geschlechter
noch mehr als für uns haben, ist es nötig, daß die Freiwirte der jetzt wieder akut
gewordenen Monroedoktrin die allergrößte Aufmerksamkeit widmen, um die
amerikanische Einwanderungspolitik sowie die Statuten des Völkerbundes in
unserem Sinne zu beeinflussen. Die dazu nötige umfassende Literatur müssen
wir, die Freiwirte, schaffen, und jeder von uns sollte sich daran beteiligen. So
allein kann ein dauernder Friede und Völkerbund zustande kommen.


Morganatische Spekulation.
Als im Januar d. J. der französische Franken zu sinken begann, wandte sich


die Spekulation von der deutschen Mark merklich ab und dem französischen
Franken zu. Mit welchen Mitteln hierbei zu Werke gegangen wurde, zeigt ein
Rundschreiben, das von dem Neuyorker Bankhaus Morgan, Harwood & Co. Inc.
in Tausenden von Exemplaren an die Deutsch-Amerikaner verbreitet wurde und
worin es u. a. heißt:


„Die Zeit ist für alle Deutschen gekommen, die Verluste, die sie am Fall der
Mark erlitten haben, wettzumachen und darüber hinaus etwas Tatsächliches 
zur Verbesserung der beklagenswerten deutschen Verhältnisse zu tun. Der 
französische 
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Franc ist auf dem gleichen Wege wie die Mark, alle Umstände stempeln diese
Tatsache zur absoluten Gewißheit. Verkauft Francs auf Termin, d. h. verkauft
Francs zu einem späteren Lieferungstermin und drücket den Wert des Francs
herab! Sie werden im Stande sein, Francs zu 1 Cent zurückzukaufen, und für die
jetzt zu 5 1/2 Cents verkauften Francs zu liefern. Unsere Firma führt diese
Verkäufe mit 25prozentiger Deckung aus. Der verminderte Wert des Francs wird
die Kosten der Ruhrbesetzung bedeutend vergrößern, die finanzielle Situation
Frankreichs untergraben und dieses zwingen, infolge seiner wirtschaftlichen
Schwäche die Ruhr zu räumen. Durch den Verkauf von Francs drücken Sie ihren
Wert herunter und beschleunigen das Ende des Ruhrkampfes. Die heroische
Bevölkerung des Ruhrgebiets lechzt nach dieser Hilfe, Sie können ihr helfen und
sich dabei gleichzeitig bereichern.“


Dieses Rundschreiben verrät, mit welcher Skrupellosigkeit Stimmungen im
Volke erzeugt werden und es läßt sich denken, daß eine Anzahl ähnlicher
Zeitungsartikel wohl eine Atmosphäre schaffen kann, wie sie die Spekulation zur
wirkungsvollen Ausübung ihres „redlichen Gewerbes“ braucht. Das Typische des
Rundschreibens ist, daß es an das Nationalgefühl der Deutschen appelliert. Der
Verfasser weiß wohl, daß dies seine Wirkung nicht verfehlen wird, denn die
Dummen werden ja nicht alle. Morgan weiß aber auch, daß stärker als das
Nationalgefühl der Egoismus ist. Deshalb sagt er auch, daß sich der Spekulant
auch gleichzeitig dabei bereichern könne.


Daß Morgan bei diesem Rundschreiben sein Interesse und nicht das seiner
Kunden im Auge hat, ist selbstverständlich. Dieses Rundschreiben ging hinaus,
kurz bevor Morgan Frankreich ein Darlehn gab. Morgan wußte ganz genau, – er
hat es zur Bedingung gemacht –, daß nach Auszahlung seines Darlehns die
Bank von Frankreich auf der Valutabörse Interventionen machen würde, die eine
starke Hebung des Frankenkurses zur Folge haben mußten. Er hat diese
Bedingung gestellt, um dabei sein Schäfchen ins Trockene zu bringen. Es war
klar, daß er sich mit dem geforderten Zinsfuß von 5 Prozent nicht begnügen
würde. Er hatte seine Spekulation auf die geforderte Hebung des Frankenkurses
eingestellt. Damit aber sein Spekulationsgewinn recht groß würde, hatte er
Interesse daran, daß der Frankenkurs zunächst recht tief sank, damit er im ent-
scheidenden Augenblick große Mengen von Franken zu einem recht niedrigen
Kurse aufkaufen konnte.
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Da Morgan selbstverständlich das Gesetz von Angebot und Nachfrage kennt
und es für seine Spekulation benutzt, hat er das obengenannte Rundschreiben
nur zu dem Zweck hinausgesandt, eine allgemeine Baissespekulation in Franken
hervorzurufen. Wenn auf Grund dieses Rundschreibens, das selbstverständlich
durch entsprechende Zeitungsartikel unterstützt worden ist, alle Besitzer von
französischen Franken diese verkauften bzw. Spekulanten Terminverkäufe von
Franken vornahmen, so war es klar, daß der Frankenkurs weiter sinken mußte.


Wir haben auch gesehen, daß der Frankenkurs tatsächlich bis auf 4 Dollar
sank und sich einige Tage lang auf dieser Höhe hielt. Dies war der Zeitpunkt, den
Morgan benutzte, ungeheure Frankenkäufe vorzunehmen. Kurz darauf stieg der
Frankenkurs infolge der Intervention der Bank von Frankreich bis auf 71/2 Dollar.
Diesen Augenblick wiederum benutzte selbstverständlich Morgan, um seine
Frankenbestände zu verkaufen. Da infolge des steigenden Frankenkurses eine
große Nachfrage nach Franken vorhanden war, und die Deckungskäufe 
fällig wurden, wird es ihm nicht schwer gefallen sein, seine Frankenbestände 
loszuschlagen.


Nehmen wir an, Morgan hätte Franken im Betrage Von nur 1 Milliarde (selbst-
verständlich zum großen Teil Terminkäufe) gekauft zum Durchschnittskaufs von 
4 1/2 Dollar für 100 Franken. Er hätte dafür 45 000 000 Dollar bezahlen 
müssen. Nach dem Steigen des Franken hätte er seine Frankenbestände zum
Durchschnittskurs Von nur 6 1/2 Dollar für 100 Franken verkauft, so hätte er einen
Reinverdienst von 20 000 000 Dollar innerhalb 14 Tagen erzielt.


Seine Anleihe hat ihm also folgenden „Verdienst“ gebracht:


Für Verzinsung jährlich 5.000.000
Spekulationszins 2 Prozent in 14 Tagen,
oder 52 Prozent im Jahr 20.000.000
Der Gesamtverdienst beträgt also 25.000.000  Dollar


Diesen Spekulationsgewinn haben natürlich nicht nur Frankreich, sondern alle
Spekulanten zu tragen, die sich damals auf die Frankenspekulation eingelassen
haben. Daß bei dieser Baissespekulation auf den Franken aus „patriotischen
Gründen“ sehr viele deutsche Spekulanten und Industrielle beteiligt gewesen
sind, ist selbstverständlich. Weil es aber anders kam, als sie dachten, da sie die
Rechnung ohne Morgan gemacht hatten, erlebten sie eine gewaltige Einbuße,
die dahin führte, daß manche Bank und manches Unternehmen in Zahlungs-
schwierigkeiten geriet. Daß bei dem Zusammenbruch der Banken auch viele
Sparer die Leidtragenden gewesen sind, schert weder die Bankiers noch
Morgan.
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Wir Freiwirte wollen dieses Beispiel benutzen, um dem Proletariat zu zeigen,
welch ungeheure Bedeutung das Geldproblem hat und daß es solange unmög-
lich ist, die Ausbeutung zu beseitigen, als man nicht den Hebel am Gelde ein-
setzt.
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Mehr Siegeswillen!
Ein Wort an die Pazifisten.


Die Erfolge der christlichen Friedenspropaganda sind geringer als null. Die
Arbeit der andern Pazifisten ist gleich unfruchtbar geblieben. Niemals hat es so
viele Kriege gegeben, wie in der christlichen Aera und seit Bertas „Die Waffen
nieder“ – hat der Krieg den letzten Rest der Ritterlichkeit verloren. War der Krieg
für die Fürsten ein Privatvergnügen und eine interessante Unterbrechung der
höfischen Langweile, so ist der moderne Krieg, den die „Demokraten“ führen,
nichts als eine Narretei, die um so lächerlicher wirkt, je sorgenvoller die
Gesichter der obersten Kriegsleiter dreinschauen, je ernsthafter die Politiker 
heucheln, schwindeln, lügen.


Der Grund des Versagens der Friedenspolitik liegt darin, daß die Pazifisten viel
zu viel vom Krieg reden. Der Teufel erscheint, wenn man von ihm spricht. Der
Friedensengel würde aber vielleicht auch erscheinen, wenn man ihn auch einmal
an die Wand malen würde. Aber die Friedenspropagandisten wissen offenbar
nichts vom Frieden zu sagen. Darum wachsen nur Bajonette dort, wo die
Pazifisten säen.


Wie stellt sich eigentlich der Pazifist den Frieden vor? Niemand weiß es.
Würde aber eine klare Darstellung der Zustände in der pazifierten Welt nicht
ungleich wirksamer sein, als die ewige Auffrischung der Kriegsgreuelbilder?
Stelle man doch neben die Bilder des Krieges das Bild des wahren, des ewigen
Friedens und dann lasse man sie alle wählen! Wir werden dann Überraschungen
erleben. Mancher Haudegen wird dann die Waffen von sich werfen und be-
geistert nach dem Palmwedel greifen. Für solchen Frieden, so werden sie sagen,
bin ich auch, selbstverständlich. 


253







Warum habt ihr uns nicht früher gesagt, wie ihr euch den ewigen Frieden vor-
stellt? Wie mancher Krieg wäre da unmöglich gewesen, weil die Krieger nicht
mitgemacht hätten, weil die Krieger die Worte Friedrichs des Großen den 
kommandierenden Generälen ins Gesicht geschleudert hätten: Wir gehören zu
den „Hunden, die ewig leben wollen“. Denn wahrlich, herrlich muß es sich für
einen Menschen von unserer Art im Lande des ewigen Friedens leben lassen.
Euch Pazifisten klagen wir an. Ihr habt den Krieg möglich gemacht, denn ihr 
habt uns das wahre Bild des ewigen Friedens verschleiert!


Auch der Pazifist muß wissen, wofür er kämpft. Der deutsche Soldat setzte
sein Letztes ein, weil ihm „der Dank des Vaterlandes“ versprochen wurde, und
weil er noch so dumm war, darunter etwas anderes als eine Drehorgel zu ver-
stehen. So würde auch er für die pazifistischen Ziele mit derselben Berserkerwut
kämpfen, wenn ihm der Pazifist auch eine Drehorgel versprechen könnte. Denn
wahrhaftig, wo ist das Kopfschaf zu finden, das das Leben im Schützengraben
mit seinen Läusen, seinem eintönigen Trommelfeuer den Herrlichkeiten vorzieht, 
womit die pazifizierte Welt alle Menschen mit beiden Händen überschüttet? 
Aber für das deutsche Volk bedeutet der pazifistische Frieden einfach die
Aufrechterhaltung der heutigen fluchwürdigen Ordnung, derselben Ordnung, die
jeder anständige Mensch als Krieg und Greuel bezeichnet. Das Leben in der 
bürgerlichen Welt, die die Pazifisten vor Kriegsgefahr schützen wollen, ist für
unzählige unserer Mitmenschen weit schlimmer als der Krieg. Das geht doch klar
genug daraus hervor, daß man heute tausendmal am Tag, die Worte hören kann:
wenns morgen wieder Krieg gibt, ich ziehe mit Begeisterung mit. Und woher
diese Begeisterung? Nun, der Vergleich des Trommelfeuers mit dem Staub und
Lärm der Fabrik, mit den armseligen Sorgen ums tägliche Brot, der ist’s, der die
Begeisterung für den Schmutz, die Läuse, die chirurgischen Reparaturen auslöst.
Nicht Freude am Krieg, an seinen politischen Zielen (die niemand kennt), noch
viel weniger Haß gegen irgend jemand in der Welt begeistert den Soldaten. Es
ist dasselbe graue Elend, das auch schon vor dem Kriege jährlich tausende
deutscher Männer veranlaßte, ihre billige Haut zu Markt zu tragen, einerlei, ob
als französischer Soldat gegen die Marokkaner oder als Orang Moff gegen die
Atchinesen. Schaffe man dieses graue Elend weg, dann lösen sich die Heere
auf, allen voran die deutsche Reichswehr. Oder glaubt jemand ernsthaft, daß 
es ihm 
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möglich sein könnte, ein Heer von 100 000 Mann aus Söhnen von Kapitalisten
zusammenzubringen? Sind es Rentnerssöhne, die nachts bei 20 Grad unter Null
(Réaumur) über die Dächer steigen, um durch den Schornstein in die Vorrats-
kammer des Nachbarn einzubrechen? Genügte Lenin nicht der Ruf: Land, Land!
Kehrt alle nach Hause zurück! Das Land gehört euch, nehmt’s nur!, um die 
russischen Soldaten vor dem Feind zu veranlassen, die Waffen hinzuwerfen? 
Ja, hatte man im deutschen Hauptquartier nicht mit dieser psychologischen
Einstellung des Soldaten gerechnet, als man Lenin im plombierten Eisenbahn-
wagen nach Rußland schickte? Oder glaubte man etwa, der deutsche Mujik
würde anders handeln?


Wie schafft nun der Pazifist die wirtschaftlichen Bedingungen für ein lebens-
wertes Leben? Wie beendet er den seit Jahrtausenden mit unverminderter
Heftigkeit tobenden Bürgerkrieg, wie rottet er die Kapitalisten und das Proletariat
aus, wie verhält er sich gegenüber dem Zins, wie zum Privatgrundbesitz, wie
zum Recht aus den vollen Arbeitsertrag? Aus diese Fragen hat der Pazifist zu
antworten, wenn er in den Kreisen derjenigen Eindruck machen will, die seit
6000 Jahren Krieg führen und seit 6000 Jahren besiegt am Boden liegen und
geschlagen werden. Sieht der Pazifist diesen Krieg nicht, steckt er den Kopf in
den Sand, um ihn nicht zu sehen, nun, so kann er einpacken. Das, was er dann
noch zu sagen hat, interessiert nur noch die Leute, die nichts anderes wollen, als
eine Organisation, und die dann schließlich noch den Krieg ihrer Organisation
wegen nicht entbehren wollen, wie jener Apotheker die Krankheiten, wie jener
Parteibonze die soziale Frage verewigen möchte. Es ist ja wahr, daß der
Völkerkrieg mit seinen Giftgasen und weiten Schlachtfeldern auf naive Gemüter
stärkeren Eindruck macht als der in den Eingeweiden der Staaten bohrende
Bürgerkrieg, obschon die Opfer dieses Krieges ungleich zahlreicher sind und
unendlich größer ihre Qualen. Denn der Bürgerkrieg erschöpft sich nicht in den
täglichen Einzelgefechten, wo 10 bis 50 oder 100 Mann fallen. Das sind nur die
äußern Erscheinungen. Für den Bürgerkrieg sind die Waffen ohne Knall und
Rauch schon längst erfunden in Gestalt von Hunger, Schmutz und Schwind-
sucht. Und dieser geräuschlose Vorgang ist nicht geeignet, die Aufmerksamkeit
oberflächlicher Geister auf sich zu lenken, nicht wie es das Massenmorden der
Feldschlacht tut. Nichtsdestoweniger ist nicht an der Tatsache zu rütteln, daß der
Bürgerkrieg die primäre Erscheinung ist und der 
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Völkerkrieg die ... sekundäre. Der bürgerliche Kriegszustand ist es ja gewesen,
der die Anregung dazu gab, die Staaten als Machtorganisationen auszubauen
und die Staaten sind es doch wohl, nicht die Menschen, die wegen der ewig 
auseinanderstrebenden Interessen zusammenprallen müssen. Ohne den bürger-
lichen Kriegszustand wäre es darum auch niemals zu interstaatlichen Kriegen
gekommen. Die Staaten würden ebenso friedlich nebeneinander liegen, wie die
Gemeinden heute nebeneinander liegen. Die Pazifisten packen also das
Friedensproblem beim Schwanz an. Das Problem des Friedens heißt: wie 
schaffen wir bürgerliche Zustände, die den Staat als Machtorganisation über-
flüssig machen, so daß wir die öffentliche Macht entbehren, bis auf den
Nachtwächter abbauen können?


Es wird wohl die vollkommene Hilflosigkeit gegenüber diesem Problem ge-
wesen sein, die die Pazifisten veranlaßte, sich so gut wie ausschließlich auf die
internationalen Friedensfragen zurückzuziehen, obschon es keinem Zweifel
unterliegen kann, daß der Bürgerkrieg das Primäre, der internationale Krieg das
Sekundäre ist. Man sehnt den Frieden herbei und will auf alle Fälle etwas tun,
nach dem Satz: wenn es nichts nützt, so schadet es doch auch nichts. Ist nicht
auch die Herstellung des Bürgerfriedens Sache, ja Monopol des Proletariats Und
außerdem, was sie, die Pazifisten, für den Frieden vorzuschlagen haben, ist ja in
der bürgerlichen Ordnung längst verwirklicht. Verträge, Schiedsgericht,
Abrüstung. Das aufsässige Proletariat ist längst abgerüstet, den Verfassungs-
vertrag hat es nolens volens unterschreiben müssen, und die Polizei ist überall 
in der Welt bereit, die Schiedssprüche mit dem Säbel auf den Rucken des
Proletariats zu tätowieren. Genützt hat das alles nicht das Geringste. Noch jüngst
mußte die Verfassung durch ein Ermächtigungsgesetz ersetzt werden, obschon
es sich hier noch gar nicht um das Entscheidende handelt. Friede durch Recht!
Wir werden diesen Advokatenfrieden nie erleben. Der Frieden ist ein urwüchsi-
ger, ein Naturzustand, der keiner Paragraphen bedarf. Wo ein Bedürfnis nach
Rechtsparagraphen entsteht, da herrscht bereits Krieg. Der Frieden, der auf ein
Kruzifix genagelt ist. Das ist der Frieden durch Recht. Der Frieden, der die
Zankäpfel konserviert, statt sie zu vernichten, kann das Übel nur vergrößern, wie
ein Keil, womit das Sicherheitsventil verschlossen wird. Sollten die Pazifisten
immer noch nicht genügend Erfahrung auf diesem Gebiet gesammelt haben? 
Ist es ihnen auch noch nicht klar, daß ein Frieden durch 
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Abrüstung ebenso sinnlos ist wie ein Friede durch Recht? Daß Abrüstung im
Sinne moderner Kriegsführung nur zur Folge haben kann, daß die viel wildere,
grausamere Rüstung, die Naturrüstung des Menschen wieder zum Vorschein
kommt, so lange die Abrüstung nur eine äußere bleibt. Der Pazifist möge es ja
einmal im Faustkampf mit dem „abgerüsteten“ Gorilla versuchen! Frieden durch
Schiedsgerichte. Frieden durch Recht. Frieden durch Abrüstung. Es ist alles 
vertan, verlorene Zeit, verlorene Mühe. Also zurück auf den Ausgangspunkt!
Zurück auf die Forderungen des Bürgerfriedens.


Dieser Frieden fordert die Beteiligung aller Vorrechte. Sind die Pazifisten bereit,
dem Frieden dieses Opfer zu bringen? Auch dann, wenn unter Vorrecht das aus
Arbeitsprodukten sich zusammensetzende „arbeitslose Einkommen“ verstanden
wird? Sind sie bereit, die neuen Erkenntnisse über die Natur des arbeitslosen
Einkommens zur Bekämpfung dieser Erbübel zu benützen? Und die dahin stre-
benden Anstrengungen anderer zu unterstützen? Auch dann, wenn eine Revue
der pazifistischen Herrscher wahrscheinlich feststellen würde, daß sehr viele
unter ihnen, namentlich auch solche in prominenter Stelle persönlich an diesen
zu opfernden Vorrechten interessiert sind? Denn wenn die pazifistischen
Organisationen dem Zins und der Grundrente als der letzten Ursache aller
Kriege den Krieg erklären würde, daß dann der Krieg unter den Pazifisten aus-
brechen und bis zur Auflösung ihrer Organisationen geführt werden würde? 
Ja, ja, der Frieden kostet viel, sehr viel sogar und ich fürchte, daß er für viele, 
die bisher für den Frieden gekämpft haben, zu viel kosten wird.
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Die Kriegsschuld und
die eiserne Forderung des Friedens.


Auf uns allen lastet ein schwerer Druck. Wir sehen, wie überall der Geist der
Gewalt, der Kriegsgeist, überhand nimmt, und sehen vor unseren Füßen den
Abgrund gähnen, in den dieser Geist uns unfehlbar hinabschleudern wird, wenn
nicht bald etwas Grundsätzliches geschieht, was den Friedensgeist derart 
fördert, daß eine friedliche Lösung des Problems noch rechtzeitig möglich wird.


Was die Erfüllung dieser Aufgabe ganz besonders erschwert, ist der Umstand,
daß es sich nicht allein um internationale Probleme, sondern um soziale
Probleme handelt, deren Lösung ungleich größere Anforderungen an die
Opferfreudigkeit, an die Entsagungskraft der Friedensfreunde stellt.


Wer etwas geschichtlich eingestellt ist, wirft einen Blick auf die Ruinen Ninives,
Ägyptens, Jerusalems, Roms und fragt: Ist das das Schicksal, das auch uns wie-
der erwartet? Müssen wir und mit uns auch unsere Werke wie diese Kulturstätten
wieder in Trümmer gehen? Ist die Katastrophenlehre, die für die Natur ringsum
längst als falsch 
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erkannt ist, nur für den Menschen und seine Werke richtig? Ist der Krieg unver-
meidlich und die ultima ratio des homo sapiens?


In Versailles hat man die Frage gestellt, wer für den Krieg verantwortlich sei,
und sie in sehr einfacher Weise beantwortet. Man stelle den geschlagenen Feind
an die Wand, und unter solcher Bedrohung bekannte sich Deutschland als den
Verbrecher. Seitdem treten immer mehr Personen auf, namentlich auch in den
Siegerstaaten, die die Schuldigen nicht nur in Deutschland, sondern überall,
auch im eigenen Lande suchen.


So wie hier die Frage gestellt ist, wird man sie niemals befriedigend beant-
worten können. Den oder die Schuldigen wird man niemals derart ins Licht 
stellen können, daß sie, wie Mohren am Hintergrund weißer Unschuld, für jeder-
mann sichtbar sich abheben werden. Auf dieses Schauspiel werden alle ver-
zichten müssen, so sehr auch viele, vom Rachegeist geblähte danach schreien.


Ungleich fruchtbarer ist das Verfahren, die Personenfrage in eine Sachfrage
umzustürzen, wenn wir nicht mehr fragen, wer ist der Schuldige, sondern was ist
Schuld am Kriegsausbruch gewesen, was stört den Frieden, wo sind die
Zankäpfel, die die Kriegsstimmung schaffen? Daß mit solcher Umstellung die uns
am Herzen liegende Aufgabe erleichtert wird, soll damit keineswegs gesagt sein.
Im Gegenteil. Manche werden durch diese Stellung der Frage erst erkennen, wie
riesengroß das Friedenswerk ist, und daß der Frieden nicht ohne gewaltige
Opfer, die sogar manchem Friedensfreunde größer als das damit bezweckte
Werk erscheinen werden, gesichert werden kann. Würde es sich in der
Schuldfrage wieder nur um Personen handeln, so würde der Frieden nur einige
Sündenböcke fordern, Menschen, das Billigste, was der Staat zu geben hat. Will
der Frieden dagegen das Opfer von Sachgütern, und wie ich zeigen werde, 
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sogar das Opfer der kostbarsten Güter, nämlich persönliche und nationale,
uralte Vorrechte, deren Aneignung oder Schutz das Ziel aller Politik war und ist,
dann wird mancher erst gewahr werden, daß der Friede kein billiger Bazarartikel
ist, daß das Friedenswerk, dem er bisher ehrlich mit ganzer Seele nachzuhängen
glaubte, doch noch größer ist als seine Opferfreudigkeit und für ihn die schwer-
ste, ja blutigste und gefährlichste Operation bedeutet, so daß sogar zu erwarten
ist, daß mancher Friedensfreund, der, ohne es zu ahnen, mit dem organisch ver-
wachsen ist, was auf operativem Wege dem Frieden geopfert werden muß, an
sich selber irre werden möchte Wir werden solche Mitkämpfer nicht mit
Verachtung von uns stoßen. Wir wissen, wie schwer der Entschluß ist, den Ast
abzusägen, auf dem man sitzt. Wir werden uns sagen, daß bei der großen, 
großen Mehrheit der Menschen in solcher Lage die Säge der Hand entfällt, und
unser ganzes Mitleid wird alle die umfassen, die uns aus solchen persönlichen
Gründen in unserem Siegeszug nicht zu begleiten vermögen. Ähnlich wie wir als
Kind auch den Jüngling bemitleideten, von dem es in der Bibel heißt: Willst du
vollkommen sein, so gehe hin, verkaufe was du hast, gib es den Armen und
folge mir. Da der Jüngling das Wort hörte, ging er betrübt von ihm. Denn er hatte
viele Güter. (Ev. Matthäi).


Daß es neben der rein sachlichen Kriegsschuld noch persönliche Schuld
geben kann, wollen wir hier durchaus nicht leugnen. Aber wir handeln in Bezug
auf solche Schuldigen, wenn wir die sachlichen Kriegsgründe beseitigen, nach
den Grundsätzen des Vaterunsers. Wir schützen solche Personen vor jeder
Versuchung. Die persönliche Schuld erweist sich erfahrungsgemäß als stetige
Begleiterscheinung, fast als Funktion der sachlichen Kriegsgründe.


Daß bei Fortbestehen der sachlichen Kriegsgründe die moralischen Kräfte dem 


260







Ansturm des Kriegsgeistes nicht widerstehen, hat die Geschichte genügend
bewiesen. Einen größeren Aufwand an moralischen Kräften, wie ihn das
Christentum seit 2000 Jahren aufgerufen hat, werden wir auch in aller Zukunft
nicht in den Dienst des Friedens zu stellen vermögen. Wenn sachlich alles bleibt,
wie es ist, so wird auch in Zukunft immer wieder irgendeiner irgendwo und
irgendwann glauben, zum Schütze seines Volkes vor wirtschaftlichen Schäden,
vor lebenswichtigen Bedrohungen zu den Waffen greifen zu müssen. Und es
sind wahrhaftig nicht immer die Schlechtesten, die es versuchen, mit Gewalt die
würgenden Stricke zu zerreißen. Hoch der Krieg, wenn er wirklich ultima ratio
vitae sein kann. außerdem wollen wir hier nicht unerwähnt lassen, daß ver-
brecherische Menschen, eitle Narren, Dummköpfe wohl immer unter dem Einfluß
der durch den Kapitalismus und Alkoholismus in Unzucht verwandelten
Zuchtgesetze in genügend großer Zahl werden gezüchtet werden, daß, wenn
diese Menschen noch durch sachliche Kriegsgründe Unterstützung erhalten, sie
sich auch eine Majorität für Kriegserklärungen verschaffen werden. Und solcher
Krieg wird dann ausbrechen, ob auch alle Staaten bis aufs Hemd abgerüstet
waren und als Waffe nur mehr die würgende Faust, die Zähne des Gebisses
übrig blieben. Ja, die völlige, allseitige Abrüstung wird dann sogar die Gefahr 
vermehren, indem die Völker, deren Industrie eine schnelle Neuschaffung von
Kriegsgerät gestattet, hierin einen besonderen Reiz für Kriegsmaßnahmen er-
blikken werden. Ob es ich dabei um Bürger- oder Völkerkriege handelt, ist dem
Friedensfreund vollkommen gleichgültig. Dem Weltgeist, dem Erdenbürger sind
alle Kriege Bürgerkriege.


Gehen wir jetzt zur Frage über, wo die sachlichen Kriegsgründe zu suchen
sind. Generell betrachte ich jede Verletzung des Menschenrechtes als sachlichen
Kriegsgrund, 
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und als Menschenrecht kenne ich nur ein Recht, ein einziges, nämlich das 
gleiche Recht aller Menschen, restlos aller Menschen, auf die von der Natur
gebotenen Schätze. Womit gesagt wird, daß der ewige Friede die Beseitigung
aller Vorrechte fordert, sodaß jeder ohne Unterschied der Rasse, der
Staatsangehörigkeit und Kultur den allgemeinen Konkurrenzkampf zwar nach
seiner Weise, mit den von seinen Eltern ererbten physischen und geistigen
Eigenschaften, aber doch mit der gleichen Unterstützung durch die Natur führen
muß.


Das ist der Sinn des so oft erkenntnislos gebrauchten und für alle möglichen
Zwecke mißbrauchten Wortes „Gerechtigkeit“, der objektiven, für alle Menschen,
für alle Zeiten gleichen Gerechtigkeit. Wir fragen nicht mehr, ob dieser oder jener
Richterspruch gerecht war oder nicht. Wir fragen nur, ob in jedem Falle das
Recht des einzelnen Menschen oder auch ganzer Völker auf die Schätze der
Natur verkümmert und gebeugt worden sei oder nicht. Ist das nicht der Fall
gewesen, so ist alles in Ordnung, und der Richter kann dann seinen Spruch 
fällen. Etwas anderes läßt sich unter dem Worte Gerechtigkeit nicht vorstellen.
Jeder, der mehr in dem Worte „Gerechtigkeit” sucht, verliert sich im Labyrinth der
Mystik. Diese Gerechtigkeit, das gleiche Recht aller auf die Erde und ihre
Schätze, gilt es heute zu verwirklichen. Wenn wir diese von aller Phraseologie
befreite Gerechtigkeit auf ihren Thron erheben und jede, auch die geringste ihr
angetane Vergewaltigung mit göttlichem Zorne sühnen, dann werden alle, auch
die dunkelsten und schwierigsten sozialen und weltpolitischen und nationalen
Probleme sich in helles Licht auflösen, so daß dann der Bürger- und Völkerfriede
sich ohne Kongresse und ohne Verträge ganz von selber einstellen muß.


Der auf Grund genannter objektiver Gerechtigkeit geführte natürliche Wettstreit 
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der Individuen und Völker bringt das Leben des einzelnen Menschen, der Völker
und der Menschheit wieder in Übereinstimmung mit dem Sinn der Naturgesetze.
Diese verlangen für die Auslese, für die Fort- und Hochzucht eine auf Grund
gerechten Wettstreites geführte, ununterbrochene Auslese, die auch für die
Anpassung des Menschengeschlechtes an die sich ständig verändernde Natur
der Erde, unseres Trag- und Nährkörpers im Weltraum, von derart entscheiden-
der Bedeutung ist, daß wir jede Verletzung dieser Gerechtigkeit als ein an der
gesamten Menschheit verübtes Kapitalverbrechen mit allen Mitteln ahnden 
müssen, auch mit den Mitteln des Krieges, wenn alle anderen Mittel versagen
sollten. Es gibt noch größere Übel als den Krieg. Und die Massengräber der
Natur zeigen uns, wie unerbittlich die Natur alle Verletzungen ihrer Gesetze
bestraft. Der Krieg bricht aus, man mordet, sengt und brennt. Er wirft uns die
mühsam erklommenen Stufen der Kultur wieder hinab. Doch er nimmt irgendwie
ein Ende. Jede Fälschung jedoch der natürlichen Auslese durch parteiische
Verteilung der natürlichen Ausrüstung, also jede Verletzung der objektiven
Gerechtigkeit, wirkt so lange wie diese Verletzung nicht beseitigt wird,
Jahrhunderte und Jahrtausende lang, ohne Unterbrechung und schafft langsam
zwar, aber um so sicherer einen Menschenschlag, der den geschaffenen
Vorrechten, aber nicht mehr der Natur angepaßt ist und der darum in äußerster
Gefahr schwebt auszusterben und unterzugehen, wie schon so viele Menschen
aus diesem Grunde untergegangen sind. Wir brauchen nur unsere europäischen
Industrievölker in ihrer physischen Verfassung zu betrachten, um uns zu über-
zeugen, daß eine durch Ungerechtigkeiten gefälschte Auslese schlimmere
Folgen für das Menschengeschlecht hat, als ein ewiger Krieg. Die uns durch die
ungerechte Verteilung der Naturschätze, durch Verletzung der objektiven
Gerechtigkeit 
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gebrachte soziale Dyskrasie zerstört vielleicht nicht so schnell, wie es der Krieg
tut, die Werke des Menschen, dafür aber um so gründlicher, denn sie zerstört
das Kunstwerk aller Kunstwerke, sie zerstört den Menschen. Das weiß auch der
Mensch. Instinktiv empfindet er das. Denn nichts vermag stärkere Kräfte in ihm
zu erwecken als der Glaube, daß es irgendwo parteiisch zugeht. Dieser allge-
meine Abscheu gegen die Parteilichkeit ist auch wieder der Grund, warum es
den Kriegstreibern immer so verhältnismäßig leicht wird, in ihrem Volke die
Kriegsstimmung zu schaffen, sobald es ihnen, oft nur durch Lug und Trug,
gelingt, den Glauben zu erwecken, daß die „Gerechtigkeit“ verletzt wurde. Dieser
Glaube fördert sicherlich den Krieg mehr als die Hoffnung der Massen auf
Kriegsplunder, und bewirkt, daß so viele Menschen so schwer eine entschiedene
Stellung gegen den Krieg nehmen können. Der Instinkt der Auslese fordert, daß
keine Ungerechtigkeit ungeahndet bleiben darf.


Selbstverständlich liegt es mir fern, den Krieg zu verherrlichen. Ich will nur 
darauf hinweisen, daß es noch größere Übel gibt als Krieg. Millionen gingen in
den Schlachten zugrunde. Millionen mal Millionen gehen unter den kläglichsten,
schmerzlichsten Umständen jahraus, jahrein an der sozialen Dyskrasie zugrun-
de, und uns ergreift ganz gewiß der Anblick eines Massengrabes junger Soldaten
nicht heftiger als der stille, mit billigen eisernen Grabzeichen übersäte Friedhof
der an der Schwindsucht gestorbenen, vom Kapitalismus vorzeitig gefällten
Proletarier.


Wenn wir den Frieden fest und unerschütterlich begründen wollen, so muß
diese eine Forderung erfüllt werden, die ich als die eiserne Forderung des
Friedens bezeichnen möchte: Alle Vorrechte, restlos alle Vorrechte, die auf den
Erfolg des allgemeinen Wettstreites unter den Menschen irgend einen 
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Einfluß ausüben und damit den Erfolg der natürlichen Auslese fälschen, die
Zucht des Menschengeschlechtes verkehren – die müssen fallen.


Aufbau und Abbau des Staates
Nicht die einzelnen Menschen sind es, die Krieg führen, sondern ihre


Organisationen, die Staaten. Wer hat diese Staaten gegründet, welcher Geist
diktierte ihre Gesetze, was ist der Grund, daß diese Staaten sich nicht in Frieden
nebeneinander entwickeln können? Wir werden sehen, daß bei der Gründung
und Ausgestaltung dieser Staaten die Sicherung irgend eines Vorrechtes den
Antrieb gab, Vorrechte müssen aber verteidigt werden, weil sie ewig den
Angriffen der durch sie entrechteten ausgesetzt sind. Nirgendwo findet das Wort
Stimers: „Was der Mensch an sich reißen und verteidigen kann, das ist sein
Eigentum“ passendere Anwendung als gegenüber den Vorrechten. In der Natur
der Vorrechte aber ist es begründet, daß ihre Nutznießer sich nicht allein, 
wenigstens nicht mit roher Gewalt verteidigen können, denn ihnen stehen immer
die Waffen der Entrechteten gegenüber. Die rohe Gewalt ist auf Seiten der
Entrechteten; sie ist das Recht der Waffen. Das einzige Recht der Entrechteten.
Diese rohe Gewalt gilt es zu brechen, soll der Bevorrechtete in Ruhe sich seiner
Vorrechte erfreuen können. Das kann aber nur, wie man heute zu sagen pflegt,
ja hintenherum geschehen. Der rohen Gewalt der Waffen muß die höhere Gewalt
des Geistes entgegengestemmt werden. Der Geist in allen seinen Formen wird
dem Vorrecht, der Korruption, dem Raub dienstbar gemacht. Die Religion, die
Wissenschaften, die Kunst, die Philosophie. Und die richtige Organisation dieser
Kräfte nennt der Burgherr die hohe Staatskunst. Und so grübelt der Burgherr, im
Lehnstuhl ausgestreckt, während die Knechte schweißtreibend das Tagwerk ver-
richten, und kein Gedanke ist je dem Teufel durch den Sinn gezogen, den die
Burgherren nicht schon tausendmal in Erwägung gezogen hätten zur Befestigung
ihrer Macht. Und die Erfahrungen der Jahrtausende, aller Länder beweisen, daß
die Gedanken der Burgherren sich immer in der gleichen Richtung bewegen. Der
erste Schritt ist die Bestellung eines Priesters, dem der Auftrag erteilt wird, aus
den Knechten möglichst geduldige Schafe zu machen. Der Burgherr schreibt
dem Priester die Taktik vor. Der Aber- und Wunderglaube der Massen, natürliche
Begleiter der Unwissenheit, leisten dem Burgherrn treffliche Vorspanndienste.
Der Priester ist Beamter der Burg. Um seine Autorität den Knechten gegenüber
zu mehren, erweist ihm der Burgherr öffentliche Ehren. Es muß doch etwas an
den Lehren des Priesters sein, daß sogar der Burgherr sich vor 
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dem Priester demütigt, so urteilt das Volk. Nach dem Grundsatz: „Was ein
Häkchen werden soll, krümme man bei Zeiten“, sucht der Burgherr die Kinder
möglichst frühzeitig dem Einfluß der Eltern zu entziehen. Er baut eine Schule
und führt den Schulzwang ein. Dem Lehrer schreibt er vor, was gelehrt und was
unterdrückt, verschwiegen werden soll. Auch der Lehrer wird zum Beamten der
Burg degradiert. Damit sich keine Verräter einschleichen, läßt der Burgherr den
Lehrer auf einem wieder von ihm beaufsichtigten Seminar heranbilden, wo alle
gefährlichen Elemente immer entdeckt und rechtzeitig ausgelesen werden. Sein
Grundsatz ist: möglichst starke und möglichst dumme Knechte heranzubilden.
Das ist sein Schulprogramm. Wie vom Pferd und Stier verlangt er von den
Knechten nur Arbeitskraft, und Staatsschule und Staatskirche sollen das ver-
drängen, was die Eltern der Kinder sonst aus eigenem Antrieb zum Unterricht
der Kinder schaffen würden. Schulen der Empörung wären sonst entstanden.
Das mußte unter allen Umständen verhindert werden. Damit aber wirklich jede
Gefahr beseitigt werde, läßt der Burgherr sich alljährlich die der Schule ent-
wachsenen Kinder vorführen. Und dann heißt es: dieser da, mit dem klugen
Gesichtsausdruck, der ist zu schade für die Arbeit auf dem Acker. Den wollen wir
Gott weihen. Er wird auf Kosten des Burgherrn und zur großen Freude der Eltern
ins Priesterseminar, ins Zölibat, ins tote Meer geschickt. Da ist er nicht mehr
gefährlich. Der andere aber, der mit den hellen Augen, der so unehrerbietig drein
schaut, der könnte sich vielleicht einmal zum Aufrührer entwickeln. Das darf nicht
sein. Das Volk der Entrechteten darf keine Führer haben, es muß ewig in der
Akephalie erhalten werden. Den Tüchtigen muß der Aufstieg aus ihren Kreisen
heraus in unsere Kreise gesichert werden, damit nur ja kein Licht in die dunklen
Massen dringen kann. Den jungen Burschen will ich darum zum Kaufmann her-
anbilden lassen und ihn dann in die Kolonie schicken, sagt der Burgherr. So bin
ihn los. Von dem Rest ist nichts zu befürchten. Der bleibt auf dem Lande. Mit 
diesen Elementen werde ich schon fertig werden. Sie sind stark und dumm, und
starke und dumme Väter werden gesetzmäßig starke und dumme Kinder 
zeugen. Und sollte solche Auslese noch nicht ganz zum Ziele führen, so hilft 
mir der Alkohol. Mit Schnaps werde ich die Bestie bändigen.


Wenn die Herren so oft vom Bürger mit dem beschränkten Untertanenverstand
sprachen, so hatte das seine Berechtigung. Sie hatten diesen Menschentyp ja in
tausendjähriger Auslese selbst herangezüchtet, wie man die Milchkühe und die
weißen Schafe heranzüchtet.


In der weiteren Entwicklung dieses Staatenmoryos sehen wir, wie die
Burgherren zur Mehrung ihrer Macht sich zu einem Bund organisieren und wie
sie dabei immer auf den Gedanken der Zentralisation kommen. Denn die
Massen mehren sich, während die Herren ihre Zahl nur langsam vergrößern.
Das bereits im alten Rom erkannte biologische Prole-Gesetz setzt sich durch.
Das Mißverhältnis 
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wächst und erfordert immer weitere Stärkung der Staatsgewalt. Nur durch
Schlagfertigkeit kann die Übermacht der Minderheit erhalten werden. Am schlag-
fertigsten aber ist die monarchische Staatsform. Je mehr sich die Herren durch
die Massen bedroht sehen, umso größere Machtvollkommenheiten werden sie
ihren Monarchen geben. Der König erhält absolute Gewalt, selbstverständlich in
der Annahme, daß er sie zu Gunsten der Herren verwenden wird. Nur in sehr
seltenen Ausnahmen haben sie sich in dieser Annahme verrechnet.


Doch mit der Zeit beginnen auch die Knechte sich zu organisieren, und ihre
Macht wird fühlbar. Das muß durch weitere Stärkung der Staatsgewalt ausge-
glichen werden. Die Herren, im Lehnstuhl ausgestreckt, überlegen, daß sie durch
Einführung von Staatsbetrieben die Zahl der von ihnen unmittelbar abhängigen
mehren können. So wird die Post, der Eisenbahndienst verstaatlicht. Wirtschaft-
liche Gründe mögen vielleicht auch für solche Verstaatlichung sprechen. Aber
den eigentlichen Anstoß zur Verstaatlichung gab die Überlegung, daß mit ihr die
Staatsgewalt ganz außerordentliche Stärkung erfahren würde. Stärkung der
Staatsgewalt, das ist der Zentralgedanke aller Herrscher. Namentlich auch bei
allen Eingriffen des Staates in das Wirtschaftsleben. Wie viel Gewalt verschafft
dem Staate nicht die Zollpolitik? Wie viele Bürger bringt er durch Drohungen und
Verlockungen mittels der Zölle in seine Abhängigkeit?


Aber dank der Fruchtbarkeit der Proletarierinnen wächst die Macht der
Bedrückten, der Entrechteten auch über diese künstliche Erweiterung der herr-
schenden Schicht hinaus. Es muß etwas Entscheidendes geschehen. Man er-
innert sich des Satzes: Divide et impera. Und Skrupel kennt der Herr nicht, der
das religiöse Gefühl, den Wissensdrang des Volkes durch Staatsschule und
Staats-kirche schnöden Zwecken dienstbar macht. Er hat sich alles, war gelehrt
und betitelt ist, dienstbar gemacht, und unter diesen betitelten, auf allen Gebieten
wohlbeschlagenen Gelehrten befinden sich immer genügend lskariote, die gegen
Geld und Staatswürden die Aufgabe übernehmen, das Proletariat im entschei-
denden Augenblick nach tausend Richtungen zu sprengen. Religion, Philosophie,
Weltanschauungen werden als Sprengkörper benutzt. Die Presse, nötigenfalls
mit Hilfe der Zensur, wird diesen Zielen dienstbar gemacht. Und bald bekämpfen
sich die Proletarier untereinander mit allen Mitteln. Doch nicht ewig. Der Ruf:
Proletarier aller Länder seid einig, braucht nicht von außen in die Reihen der
Proletarier getragen zu werden. Es geht im Proletariat zu wie bei einem
Magneten. Die einigende Kraft der gemeinsamen Not kommt von innen heraus.
Sie finden sich bald wieder. Und wieder wächst die Sorge der Bevorrechteten.
Die letzten Reserven müssen jetzt für die Beherrschung der Massen herange-
zogen werden. Für diesen Zweck sind immer alle Mittel heilig gewesen. Auch die
korruptesten und perversesten. Um die Massen zu sprengen, wird mit Hilfe der
Presse und des Nachrichtenmono-  Nachrichtenmonopols
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pols der nationalistische Haß gezüchtet. Dem Nachbarvolk wird Böses nachge-
sagt. Niemals erfährt man etwas von den sympathischen Zügen im Leben der
Nachbarn. Man dichtet ihnen Eroberungspläne an. Um neue Reibungsflächen zu
schaffen, werden Grenzzölle erhoben. Die nationalen Grenzen werden möglichst
scharf betont. Man spricht vom nationalen Wirtschaftsgebiet. Ein nach allen
Richtungen hin geradezu toller Begriff. Von jenseits der Grenze wird der Angriff
mit Abwehrzöllen beantwortet. Zollkrieg. Die Kaufleute und Unternehmer haben
kein Interesse mehr an der Erhaltung des Friedens. Die beste Vorbereitung für
den Kriegsgeist. Es kostet jetzt nicht mehr viel, um vor dem Volk eine
Kriegserklärung zu rechtfertigen. Und der Krieg wird dann mit seinen Greueln die
Massen von ihrem Internationalismus kurieren. Dann können die Bevorrechteten
wieder für eine ganze Weile Ruhe haben. So rechnen sie. Freilich, der Krieg mag
ein ungünstiges Ende nehmen. Doch das wäre gegenüber einer siegreichen
sozialen Revolution immer noch das kleinere Übel. Eine Niederlage im Kriege
kostet viel, immerhin nicht das Ganze, während eine Niederlage in der sozialen
Revolution das Ganze und das Leben kostet. Wie man das erst kürzlich in
Rußland gesehen hat.


Ich bringe diese kurze Skizze der Staatsgründung und des Staatszweckes
nicht darum, weil ich mir einbilde, irgend jemandem etwas Neues gesagt zu
haben. Jeder, der sich etwas näher mit der Frage der Staatsgründung und des
Staatszweckes befaßt und die Geschichte der Staaten studiert hat, kommt
zwangsläufig zu ähnlichen Ergebnissen. Bedeutung gewinnt diese Darlegung
aber in Verbindung mit der Friedensfrage. Denn leider nur wenigen Friedens-
freunden ist es bisher vollkommen klar geworden, daß der Weg zum Frieden
nicht über den Staat, auch nicht über eine zwischenstaatliche Organisation 
führen kann. Immer wieder taucht der Gedanke des Staatenbundes, Völker-
bundes, Vertragsfriedens, einer Überbrükkung der staatlichen Gegensätze auf
Indes die Staaten sind es ja, die Krieg führen und die ihrer ganzen Struktur 
nach nicht Frieden halten können. Sie sind auf Gewalt aufgebaut, ihr
Selbsterhaltungstrieb zwingt uns ewig Krieg zu führen, nach innen sowohl wie
nach außen. Mit den zum Schutze der Vorrechte gegründeten Staaten wird es
ebensowenig möglich sein, Frieden zu halten, wie Raubtiere in ihrem Jagdgebiet
untereinander Frieden halten können. Die Staaten, so wie sie heute fundiert sind,
werden niemals das Gewicht einer dem Frieden dienenden überstaatlichen
Organisation tragen können. Es hieße den Frieden auf Flugsand, nein, auf
Pulverfässern bauen. Wenn es zu einer zwischenstaatlichen Organisation des
Friedens kommen soll, so müßten die Staaten vorher von alledem entlastet 
werden, was ihnen aus reinen Machtbedürfnissen überall aufgebürdet wurde.
Dann dürfte nicht mehr viel vom Staate übrig bleiben, und dann dürfte auch eine
besondere Organisation des Friedens sich erübrigen. Der Friede würde dann
eben von selber stehen.
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Solange solcher Abbau des Staates, des Gewaltstaates nicht erfolgt ist,
erscheint der Gedanke einer zwischenstaatlichen Organisation des Friedens fast
utopisch. Er erinnert zu sehr an eine gebrochene Ehe, die von Staatsbeamten
auf dem Polizeibüro zusammengekleistert werden soll. Wer soll denn in dem von
Klassenkämpfen verhetzten, verblödeten, von Rache und Raubsucht geblähten
Volke den Tragkörper des Friedensgedankens bilden, wer soll die große Presse
schaffen, die dem Friedenswerk den Weg ins Herz des Volkes ebnen soll, wer
die Schulen gründen, wo sollen die Massen von Lehrkräften herkommen, die den
menschlichen, herzlichen Ton anschlagen, wenn der Wüstenwind verhetzender
sozialer Einrichtungen die Keime des Friedens immer wieder verdorren läßt?
Daß man diesen Ton bereits in einigen Kreisen gefunden hat, ist sehr erfreulich.
Aber dieser Ton ist bei den Massen der Völker noch nirgendwo in die Tiefe
gedrungen. Wie das Christentum ist er überall an der Oberfläche hängen ge-
blieben, ähnlich dem Tautropfen auf einer mit Öl bestrichenen Fläche. Seit 2000
Jahren predigt man das Christentum in allen Sprachen, mit rührender Geduld
und Opferfreudigkeit. Wo ist der Erfolg? Soll nun etwa der Weltfriede auch noch
ebensolange gepredigt werden, mit dem Ergebnis, daß das Friedenswort nicht
den Stahlpanzer zu durchschlagen vermag, mit dem die Vorrechte und die 
daraus entstandenen wirtschaftlichen Widerstände das Herz der Menschheit
umgeben haben?


Ich meine, der Friedensworte sind in den verflossenen Jahrtausenden genug
gefallen. Taten müssen jetzt an ihre Stelle treten, die dem Friedenssamen den
steinigen Boden roden und brechen, damit er endlich aufgehen und die tausend-
fältigen Früchte tragen kann, die wir alle von jeher von ihm erwarten.


Den Gedanken einer auf Moral und Ethik sich aufbauenden, aus einer
Friedenspredigt hervorgehenden Friedensorganisation müssen wir als hoffnungs-
los fallen lassen. Wir ackern hier auf Ödland, wir schwimmen gegen den Strom,
bauen auf „Chiffons de papier“. Nicht eine Friedensorganisation sollen wir er-
streben, sondern einen organischen Frieden. Den Frieden sollen wie uns nicht
als Papierlilie vorstellen, die wir einem dürren Zweig aufsetzen, sondern als
lebendige Blume, mit der der lebendige Stock aus innerem Drange und
Vermögen sich selber schmückt, und die sich ewig und ewig neu verjüngt. Weder
Staat noch Verträge sollen uns den Frieden bringen, und noch weniger sollen sie
für den Frieden haften. Wir wollen das uralte Symbol des Friedens, den
Friedensengel, nicht in eine Uniform stecken. Die Staaten können uns nur den
Krieg bringen. Vor einiger Zeit meldeten die Zeitungen, daß in einer am
Jahrestag der Kriegserklärungen veranstalteten Kundgebung der französischen
Pazifisten unter dem Vorsitz von Painlevé eine Tagesordnung angenommen
wurde, in der es heißt: „Angesichts der Hartnäckigkeit der mit einander rivali-
sierenden Imperialisten setzen die Verbände (eine Reihe pazifistischer und
demokratischer Vereinigungen und der allgemeine Gewerkschaftsbund) ihre
Hoffnung auf 
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eine internationale Organisation mit Einschluß sämtlicher Völker, die nicht von
den Regierungen, sondern von den Völkern ausginge, welche die Geheim-
verträge und den Militarismus abschaffte und durch positive Strafmaßnahmen
jede widerspenstige Nation bändigte. Über den Kopf der Regierungen hinweg
wenden sich die Verbände an die ganze Kraft der Demokratie und der Arbeit in
den Völkern.“


Diese Pazifisten und Demokraten haben also richtig erkannt, daß der Staat
kein Friedensvermittler sein kann, ziehen aber wieder den Schluß, daß der
Frieden zwar über den Staat hinweg, dennoch aber noch irgendwie organisiert
werden müsse. Man appelliert an die ganze Kraft der Demokratie und der Arbeit.


So erfreulich die Erkenntnis, so hoffnungslos ist wieder der aus ihr gezogene
Schluß. Was ist Demokratie und was ist Arbeit? Und wer sind schließlich die
hartnäckigen, miteinander rivalisierenden Imperialisten? Imperialist, sogar
Panimperialist ist jeder Pazifist. Er will ja die Welt für den Frieden erobern. Vor
allen anderen aber ist jeder Unternehmer, der wichtigste Arbeiter Imperialist. Sie
alle brauchen die Welt für den Bezug ihrer Rohstoffe wie auch für den Absatz
ihrer Erzeugnisse. Jeder Dichter, jeder Künstler, jeder Wandervogel ist
Imperialist. In diesem Sinne ist jeder anständige Mensch Imperialist. Und weil 
wir so alle Imperialisten sind, darum können die reinen Gewaltimperialisten zu 
solcher Macht gelangen und so viele Dichter, Künstler und Unternehmer vor
ihren Wagen spannen. Wenn die Unternehmer nicht von der starken Marine, vom
großen Heer eine Erweiterung ihres Wirtschaftsgebietes, ein wirtschaftliches
Panimperium erhofften, wenn die Welt ein großes Freihandelsgebiet wäre, was
vermöchten dann noch die wenigen Imperialisten, die den Imperialismus nur des
Imperialismus wegen betreiben? Der Imperialismus, das Streben des Menschen
nach dem Besitze der ganzen Erdkugel, ja des Weltalls ist ein ganz normales
und gesundes Streben. Es soll nicht bekämpft und unterdrückt werden. Im
Gegenteil, es soll befriedigt werden. Und die Frage, mit der wir uns zu beschäf-
tigen haben, ist nicht, wie wir den Imperialismus bekämpfen, sondern im
Gegenteil, wie wir ihn durch Sättigung zum Einschlafen bringen können. Das
Streben nach Weltherrschaft ist nichts weiter als ein mit falschen Mitteln ge-
führter Kampf gegen die künstliche Einschnürung des Wirtschaftsgebietes durch
die wirtschaftlichen Maßnahmen der einzelnen Staaten. Er entsteht und vergeht
zusammen mit diesen Maßnahmen. Durch einfachen Appell an die Kraft der
Demokratie und der Arbeit wird man niemals das Geringste gegen den
Imperialismus ausrichten, solange die Kraft der Demokratie sich nicht gegen 
die Kräfte wendet, die zur Gründung und zum Ausbau der Staaten als
Wirtschaftsgebiete geführt haben. Und wie will man neben dem auf Herrschaft
und Gewalt errichteten Klassenstaat, neben dem Militarismus, neben der ganzen
nationalistischen Wahnlehre eine Organisation schaffen, die dem Staat die zu
seiner Verteidigung nach innen nötigen Waffen rauben will? Hat nicht sogar die
Entente dem 
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Deutschen Reiche zu diesem Zwecke ein Heer von 100 000 Mann zugebilligt?
Und neben der Abschaffung des Militarismus fordern die Pazifisten hier wieder
eine Organisation, die Strafexpeditionen gegen Widerspenstige ausrüsten soll.
Gehört hier wirklich nicht viel Optimismus dazu, um hoffen zu können, daß wir
auf diesem Wege zum Ziele gelangen?


Der Kampf für den Frieden ist ein Kampf wider die Staaten, wider den Staat
schlechthin. Wir dürfen nicht am Staate vorbeigehen und auch nicht über ihn hin-
weg uns organisieren wollen. Es würde so nicht gelingen. Wir müssen den Staat
abbauen, ihm die Giftzähne ausbrechen. Auf leisen Sohlen kommt dann der
Frieden, und über Nacht ist er da. Die Frage, wie der Staat abgebaut werden
kann, ist einfach zu beantworten, wenn wir einmal erkannt haben, wo die
Triebkräfte zu suchen sind, die zum Aufbau des Staates geführt haben. Diese
Kräfte haben wir in dem natürlichen Schwächegefühl der Bevorrechteten erkannt,
die den Staat als Machtinstrument gegen die beherrschten, auffälligen, dabei an
Zahl immer überlegenen, im Besitze der rohen Gewalt befindlichen Massen
brauchten. Den Staat bauen wir somit ab, indem wir die Vorrechte abbauen.
Dann sackt der Staat dahin; er stirbt an allgemeiner Interesselosigkeit. Niemand
wird sich dann noch um mein persönliches Seelenheil kümmern, niemand wird
meine Kinder nach seinem System noch unterrichten wollen, niemand wird mich
gegen die Nachbarn aufhetzen, niemand mir nationalistischen Haß einflößen,
niemand wird den Staatsgöttern Gut und Blut, Mann und Söhne opfern wollen.


Die Frage, wie wir uns einen abgebauten Staat vorzustellen haben, ist eine
Frage für sich. Daß ein Abbau möglich ist, unterliegt keinem Zweifel. Ich werde
demnächst nur noch zeigen, worin die Vorrechte bestehen, von deren
Abschaffung ich für das Friedenswerk so vieles, ja alles erwarte, um dann zu 
zeigen, wie diese Vorrechte beseitigt werden können.
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Die Vorrechte
Mittel- oder unmittelbar haben alle Vorrechte den Zweck, irgend jemand bei 


der Verteilung der Arbeitsprodukte zu bevorzugen, meistens sogar so, daß die
Bevorrechteten, ohne das Geringste zu der Erzeugung beigetragen zu haben,
dennoch Ansprüche erheben und zwar nicht zu knapp. Diese Vorrechte bei der
Verteilung des Arbeitsproduktes werden mit Bodenrente und Kapitalzins be-
zeichnet.


Kapitalzins und Bodenrente nehmen in Deutschland rund 50% der Arbeits-
erzeugnisse für sich in Anspruch. Volkswirtschaftlich bedeutet das, daß nur die
Hälfte des ganzes Volkes zu arbeiten braucht, daß die eine Hälfte den Unterhalt
des ganzen Volkes schaffen muß. Anschaulicher wird das Bild noch, wenn wir
uns sagen, daß bei dem herkömmlichen Zinsfuß von 5% das ganze Deutsche
Reich, mit allem, was seit jeherdarauf gebaut wurde, mit allen Städten, Dörfern,
Eisenbahnen, Fabriken, Schiffen, Warenlagern, Gedichten und Kunstwerken von
den Arbeitern für die Kapitalisten alle 20 Jahre neu geschaffen werden muß,
ohne daß diese Arbeiter das geringste Anrecht auf das so Geschaffene erheben
können. Die schrecklichste Sisyphusarbeit, die je ein Teufel erfunden hat. Es ist
dasselbe, wie wenn bei den Pionieren im Urwald der in mühseligster Arbeit aus-
gerodete Wald alle 20 Jahre wieder in der ursprünglichen Gestalt nachgewach-
sen wäre und nun wieder ausgerodet werden müßte, die Fabel der sieben-
köpfigen Schlange auf den Wald übertragen.


Dieser ungeheure Tribut ist aber nicht einmal das Schlimmste an der Sache.
Übler als der Tribut selbst sind die Mittel, die angewendet werden müssen, um
den Tribut zu sichern und einzutreiben. Übler, wenn möglich, ist noch der Einfluß,
den solcher Tribut und seine Erhebung auf den Geist der Menschheit in psycho-
logischer, sozialer, kultureller, religiöser, kurz in jeder Hinsicht ausübt. Am aller-
übelsten wirkt schließlich diese Tributwirtschaft auf den Träger des Geistes, auf
die physische Beschaffenheit des ganzen Volkes, der Entrechteten sowohl wie
der Bevorrechteten. Die gewaltigen Entartungserscheinungen der Neuzeit, die
sich uns in der Unzahl von Krüppeln aller Art zeigen, sind unmittelbare Folgen
dieser Tributwirtschaft.


Von den politischen Mitteln zur Sicherung des Tributes habe ich vorhin das
Wesentliche erwähnt. Den ganzen Staat, so wie er da steht, mit all seinen
Uniformen, Ketten, Gefängnissen, Waffen, Richtern und Galgen kann man
getrost als einen Apparat zur Sicherung und Eintreibung des dem eigenen Volke
auferlegten Tributes betrachten und so bezeichnen. In diesem Zusammenhang
möchte ich hier nur noch erwähnen, daß die auffallende verbrecherische
Duldung, ja Förderung, 
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die der Alkoholismus im Staate erfährt, in den Monarchien wie in den Republiken
ebenfalls als Mittel zur Eintreibung und Sicherung des Tributes zu betrachten ist.
Die Klasse der Bevorrechteten erblickt im Alkohol einen Verbündeten, ein Mittel,
um auch den letzten Rest des Sinnes für Freiheit und Empörung im Volke auszu-
rotten. So schrecklich die Anklage ist, es ist einfach so: wer nicht davor zurück-
schreckt, das religiöse Gefühl und den Wissensdrang des Volkes durch
Staatsschule und Staatskirche zur Aufrechterhaltung einer Gewaltherrschaft zu
mißbrauchen, der scheut sich auch nicht, den Proletarier mit Alkohol zu bändi-
gen. Haben Schule und Kirche nicht den gewünschten Erfolg in der allgemeinen
Volksverdummung, verstummt die Stimme der Empörung nicht ganz, erheben
sich immer noch Männer, die ihr Volk aus der Sklaverei befreien wollen, so heißt
es: Gebt doch der Bestie Schnaps zu saufen!


Neben den politischen Mitteln, die zur Eintreibung und Sicherung des Tributes
angewendet werden und die das Wesen des Staates ausmachen, stehen aber
noch andere, privatwirtschaftliche, die in Bezug auf aufwieglerische Wirkung den
politischen in nichts nachstehen.


Sklaverei, Leibeigenschaft, Knute waren die Mittel, die der Grundrentner ehe-
mals für die Sicherung der Grundrente benutzte. Als man in den Zöllen, im freien
Proletarier einen vollgültigen Ersatz für den Leibeigenen entdeckt zu haben
glaubte, ließ man zu Gunsten des Bürgerfriedens jene rohen Formen der
Ausbeutung fahren. Denn hoch ist der Doppelgewinn zu schätzen: barmherzig
sein und sich zugleich ergötzen. Denn Zollpolitik enthält „in nuce“
Leibeigenschaft, Sklaverei, Beschränkung der Freizügigkeit und noch viel mehr.
Das wußte man auch und man fürchtete, daß die Proletarier auch einmal dahin-
ter kommen könnten. Darum erfand man den Trugnamen „Schutzzölle“. Man
behauptete, die Landwirtschaft bedürfe eines Schutzes durch die Zölle. In
Wirklichkeit war es aber die Grundrente, der dem Proletariat aufgebürdete Tribut,
der geschützt werden sollte. Daß die Grundrentner in Verlegenheit waren, soll
hier nicht in Abrede gestellt werden. Zum Teil waren diese Verlegenheiten ein
Ergebnis der Ausbeutungspolitik der Zinsrentner, der Kollegen der Grundrentner
gewesen. Zur besseren Sicherung der Zinsen hatten die Zinsrentner die
Beseitigung der Doppelwährung betrieben und mit Hilfe einer gehörigen Dosis
Lug und Trug gegen den Einspruch der Grundrentner die Einführung der
Goldwährung durchgesetzt, die einen gewaltigen Sturz der Preise, vornehmlich
der Preise landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach sich zog. Ein Kampf von
Raubtieren um eine gemeinsame Beute. Zum Teil auch war die Not der
Grundrentner darauf zurückzuführen, daß infolge der Einführung der
Dampfschiffahrt, der landwirtschaftlichen Maschinen, wegen der Erschließung
fruchtbaren Siedlungslandes in den Verein. Staaten die Ketten des Proletariers
sich zu lockern begannen und der Landarbeiter mit den höheren Löhnen, die 
er unter Hin-  Hinweis
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weis auf die Auswanderungsmöglichkeit durchzusetzen vermochte, auch den
Kopf hob. Das durfte nicht sein. Mit allen Mitteln mußte das verhindert werden.
Und das Mittel aller Mittel ist der Zoll: namentlich, wenn, wie erwartet, das
Ausland dann mit Gegenzöllen reagiert. Nun dürfte es manchem als ein unmög-
liches Kunststück erscheinen, die Zustimmung der Volksmassen zu einer künst-
lichen Verteuerung ihres tägliches Brotes im Parlament zu erwirken. Aber das
Unglaubliche gelang. Mit der Parole „do ut des“, ich bewillige dir Industriezölle,
wenn du auf die Agrarzölle eingehst, gewann man die Industrie, und mit Hilfe 
von Verdrehungen und Vertuschungen, an denen sich auch die Wissenschaftler
redlich beteiligten, gewann man die Massen. Alle in jahrelangen Auseinander-
setzungen geklärten und Gemeingut gewordenen wirtschaftlichen Erkenntnisse
wurden wieder in Frage gestellt. Aus jener Zeit stammt der Spruch, daß auch 
die Lehrsätze Euklids wieder in Frage gestellt würden, wenn die Belänge des
Kapitals solches verlangen. Man bedenke, was das für die Gesinnung eines
Volkes bedeuten muß, wie hier um der Vorrechte willen der Geist eines ganzes
Volkes verdorben wird. Ein Volk, das Schutzzolldebatten über sich ergehen ließ,
ist von Grund auf verdorben. Ein solches Volk läßt sich überallhin führen, auch in
den Krieg. Der Zoll an sich, die Zollgrenze ist gewiß ein gewaltiges Hindernis für
den Frieden, aber ein größeres Hindernis noch scheinen mir die geistigen
Vorbereitungen, die Schwindeleien zu sein, die das Volk für den Zoll gefügig
machen sollen. Ähnlich wie auch der im Kriege geführte Lügenfeldzug am Ende
mehr schadet als das Morden und Brennen. Der Frieden, der Weltfrieden wird,
wenn er kommt, eine Schöpfung der Wahrheitsliebe, rückhaltsloser
Wahrheitsliebe sein. Wo jeder gewohnt ist, geradeaus die Wahrheit zu sagen, 
da wird ein Krieg unmöglich. Solcher Wahrheitsbekundung stehen aber die
Vorrechte, Zins und Grundrente im Wege. In der Scheindemokratie, wie wir sie
überall haben, muß vor allem der Schein gewahrt werden. Und ich kann mir 
vorstellen, daß zur Zeit der Sklaverei, der Raubritter, wo die Ausbeuter sich 
hinter ihren Burgen und Waffen völlig sicher fühlten, die Wahrheitsliebe besser
gepflegt wurde als in der Demokratie, der unechten Volksherrschaft.


Der Friedenswille muß, wenn er sein Ziel erreichen soll, in erster Linie den
Kampf wider die Lüge aufnehmen, gegen die Unwahrhaftigkeit, die nie so ver-
breitet war wie heute. Die Erweckung des Abscheues vor dem Kriege ist ja auch
ein Mittel, die Liebe zum Frieden zu erwecken, aber es ist ein grobes Mittel für
grobe Naturen. Ähnlich wie das Bild des Gekreuzigten auch ein grobes Mittel zur
Verbreitung des Christentums ist. Unendlich viel wirksamer ist es in jedermann
den Abscheu vor der Unwahrhaftigkeit zu erwecken, die Liebe zur rückhaltlosen
Wahrheit. Hierzu aber gehört mehr als moralische Ermahnung. Man muß es
jedem vor allem erst ermöglichen, die Wahrheit zu sagen. An der Wahrheitsliebe
darf im Verlauf des Lebens niemand zu Grunde gehen. Vorrechte können aber
nur durch Lug 
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und Trug geschützt werden. Und wer im Genuß von Vorrechten aufgewachsen
ist und seine Lebenshaltung von Anfang an drauf eingestellt hat, der wird auch
niemals seine Meinung rückhaltlos sagen können. Und es wäre auch töricht,
wenn wir ihm daraus einen Vorwurf machen würden, wenn wir solches Verhalten
als unmoralisch bezeichneten. Er wird sagen, daß vom egozentrischen
Standpunkt aus betrachtet alles, was uns wohl tut, moralisch ist und, was uns
schadet, unmoralisch ist. Und da die Wahrheitsbekundung ihm schadet, ja ihm
das Leben kostet, so ist die Wahrheit in diesem Falle unmoralisch, die Lüge 
aber höchste Moral, höchste Tugend. Und niemand hat das Recht, solche
Philosophie, so paradox sie auch klingt, zu kritisieren, denn alle würden in 
gleicher Lage gleich urteilen. Nehmen wir dem Manne seine Vorrechte und wir
werden sehen, daß er von da an genau so urteilen wird wie alle anderen. Nicht
der Mann ist Lügner, das Vorrecht ist die Lüge.


Was dem Grundrentner nicht möglich, ist auch dem Zinsrentner versagt. Auch
er vermag nicht offen vor das Proletariat zu treten und zu sagen, wie die Dinge
liegen. Auch er muß Winkelzüge machen und die Presse, die Wissenschaft, das
Geld, die Bestechung zu seinem Schutze heranziehen. Meistens betreibt er die
Politik des Tintenfisches. Er verbreitet um sich her Wolken von Sophismen und
verbirgt sich in ihnen, so daß die Proletarier ihn mit dem schwer arbeitenden
Unternehmer verwechseln und dann auf diesen ihren ganzen Haß konzentrieren.


Aber die Lage des Zinsrentners ist gegenüber der des Grundrentners doch
ungleich einfacher und sicherer. Dem Grundrentner schadet alles, was dem
Fortschritt dient, wenigstens sieht es auf den ersten Blick immer so aus. So muß
er meistens die höchst undankbare Rolle eines Gegners allen Fortschrittes 
spielen, will er seine Vorrechte nicht einbüßen. So war vor einiger Zeit in der
Frankfurter Ztg. zu lesen: Die Ursache des wirtschaftlichen Niederganges des
arabischen Großgrundbesitzes und des gleichzeitigen Aufstieges seiner
Lohnarbeiter, der Fellachen, ist in der geordneten englischen Verwaltung zu
suchen. Die Ordnung schadet also dem Grundbesitzer und nützt dem Proletarier.
Solches ist beim Zinsrentner nicht der Fall. Auch die größte Ordnung, die
erstaunlichsten Fortschritte in der Technik können dem Zinsrentner nichts antun.
Darum ist der Zinsrentner auch zumeist ein Mann des Fortschrittes und als 
solcher in der Regel viel weniger unsympathisch als der Grundrentner. Er
braucht die Sklaverei, die Leibeigenschaft, die Zollpolitik nicht. Er ist und denkt
liberal innerhalb der Grenzen seines Reiches, und die sind weit. In der Form des
für Neugründungen allein in Betracht kommenden Geldkapitals ist sogar die
ganze Welt seine Domäne. Er ist darum für Freizügigkeit, für Freihandel, für freie
Wirtschaft. Brauchte er den Staat nicht für die Aufrechterhaltung der Ordnung,
seiner Ordnung, so wäre er auch Akrat. Seine Macht gründet fest und aus-
schließlich auf den Vorrechten, auf der Übermacht des mit dem Golde ver-
bundenen Geldes. So lange das Geldwesen diese Fessel trägt, kann der 
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Zinsrentner ruhig schlafen und alles laufen lassen, wie es will. Vorausgesetzt
natürlich, daß die zu Anfang erwähnten politischen Sicherheiten nicht gelockert
werden. Dann geht alles automatisch. Weitere Eingriffe sind dann überflüssig.
„Laisser faire, laisser passér“, so lange der Staat an der Goldwährung festhält.
Der Automat arbeitet dann so: Das herkömmliche Geld, Metall- oder Papiergeld
ist ein Zinsgeld, d. h. es wird nur gegen Zins angeboten. Wer den regelrechten
Zins von etwa 5% im Jahre nicht bezahlen kann, der erhält kein Geld, weder für
den Handel noch für die Industrie. Weil aber unser Geld solches Zinsgeld ist,
muß nun alles andere Kapital, in erster Linie jede Neugründung auch mindestens
diesen Zins abwerfen, denn nur unter dieser Voraussetzung wird sich selbstver-
ständlich der Unternehmer bereit finden, Geld den Banken zu entnehmen und
den Zins zu zahlen, um es in seinem Unternehmen zu verwenden. So wird durch
den Umstand, daß das Geld Zins erheben kann, der Wirtschaft eine Grenze
gezogen, die niemals überschritten werden kann, die Rentabilitätsgrenze. Kein
Unternehmen, das nicht solide oder wenigstens solid scheinende Garantien dafür
bot, daß es sich innerhalb der Rentabiltätsgrenze befand, ist jemals gegründet
worden. Mochte es sonst noch so nützlich erscheinen, mochte die Arbeits-
losigkeit noch so groß sein. Fünf Prozent, das ist von jeher die unser Geld
begleitende Forderung gewesen, die an jedes Unternehmen gestellt wurde.
Ungeboren blieb und bleibt alles, was dieser Forderung nicht genügt.


Um die volle Bedeutung dieser Sache, namentlich auch die Bedeutung, die sie
für den Frieden hat, zu erfassen, müssen wir das Spiel der Kräfte verfolgen, das
durch solche Rentabilitätsgrenze ausgelöst wird. Es geht so zu:


Der Proletarier hat den natürlichen Wunsch, sich aus seinen traurigen
Verhältnissen herauszuarbeiten. Er arbeitet fleißig. Er spart. Die Ersparnisse
bringt er zur Bank. Die Bank zahlt ihm den Zins und gibt das Geld weiter an den
Unternehmer, der der Bank den dem Sparer gezahlten Zins mit Aufschlag
zurückerstattet. Mit dem Geld wird nun irgend etwas unternommen, sagen wir
eine Mietskaserne. Die Mietskaserne wird, so hofft der Unternehmer, ihm den der
Bank zu zahlenden Zins wieder einbringen. Aber nun steht der Zins der
Mietskasernen unter dem Gesetz von Angebot und Nachfrage. Mit dem ver-
größerten Angebot von Mietskasernen sinken die Mietserträge. Dann kann der
Unternehmer den von der Bank geforderten Zins nicht mehr zahlen. Will der
Unternehmer nun weiter bauen, so müßte die Bank ihm das Geld dazu zu einem
den gesunkenen Mietserträgen angepaßten niedrigeren Zinsfuß liefern. Das tut
aber die Bank nicht. Sie weiß, aus tausendjähriger Erfahrung weiß sie es, daß
sie für ihr Geld immer 4 oder 5% erzielen wird. Sie braucht nur etwas zu 
warten. Bald entstehen in der Wirtschaft durch das Zurückhalten des Geldes bei
der Bank derartige Hemmungen und Schwierigkeiten, daß bald genug sich
irgend jemand bei der Bank einstellt, den die Verlegenheiten zwingen, die
Zinsbedingungen der Bank anzunehmen. Der Unternehmer steht nun vor 


276







folgender Sachlage: Das Haus, das er bauen will, wird ihm voraussichtlich nur 
4% abwerfen, während die Bank von ihm 5% verlangt. Was soll er tun? Aus 
seiner Tasche wird er den Unterschied nicht bezahlen wollen. Kein Mensch tut
das. Es bleibt ihm also nichts anderes übrig, als mit dem geplanten Neubau so
lange zu warten, bis daß wegen Mangel an Neubauten der Mietzins wieder auf
die Höhe des Bankzinses gestiegen ist. Das mag unter Umständen Jahre 
dauern. Er entläßt also die Arbeiter und schickt die Geschäftsreisenden, die ihm
das Baumaterial zu liefern pflegten, nach Hause.


So muß nun der arbeitslos gewordene Arbeiter von seinen Ersparnissen leben.
Sie schwinden dahin. Aus ist es wieder mit dem Traum der Befreiung aus dem
entwürdigten Stand des Proletariers. Er mag das Experiment noch einmal oder
zweimal wiederholen. Dann, als alternder Mann, sieht er ein, daß es eine
Sisyphosterei ist. Dann gibt er die Hoffnung auf. Und von nun an ist er als
Desperado für jede revolutionäre Tat zu haben, auch die tollste. Der Mann, dem
die bestehende Ordnung die Hoffnung raubt, der ist selbstverständlich für die
gewaltsame Zertrümmerung dieser Ordnung. Hat der Mann etwas Temperament,
so wird er mit Bomben operieren und endet dann auf dem Schafott. Sein Weib,
seine Kinder, seine Kameraden, sein ganzer Stand, seine Partei, alle sind
empört. Das Blut kocht vor Rachedurst. Fragt man die Leute, was denn an die
Stelle der jetzigen Ordnung gesetzt werden soll, so antworten sie: die
Beseitigung des Privateigentums, an den Produktionsmitteln, der Kommunismus.
Weist man sie auf die bösen Erfahrungen, die man von jeher mit dem
Kommunismus gemacht hat, so antworten sie, daß diese Erfahrungen nicht
böser seien, als die, die der Arbeitslose heute durchzukosten hat. Etwas
Schlimmeres als Arbeitslosigkeit könne es nicht geben, mehr als verhungern
könnte man auch nicht im kommunistischen Staat. Und im übrigen sei es nicht
Aufgabe des Proletariats, eine neue Wirtschaftsordnung auszuklügeln. Das sei
Sache derjenigen, die die nötige Zeit dazu haben, also derjenigen, die im
Lehnstuhl ausgestreckt darüber sinnen, wie sie den jetzigen Zustand verewigen
können. Diese könnten schon die Ordnung bessern, wenn sie wollten. Aber sie
wollten eben nicht. Um sie dazu zu zwingen, werfen wir die Bomben.


Wenden wir uns an die Unternehmer und fragen sie, wie sie sich eine andere,
bessere Wirtschaftsordnung vorstellen, so geben sie die durchaus ehrliche Ant-
wort, sie wüßten keine bessere als die herkömmliche zu nennen. Es gäbe nur
diese eine oder die von den Arbeitern selbst bereits aufgegebene kommunisti-
sche Ordnung. Darum müsse man mit allen Mitteln, auch den schärfsten, alle
Störer dieser einzig möglichen Ordnung unschädlich machen. Was darüber hin-
aus noch getan werden könne, gehöre zum Ressort des Wohlfahrtsministers.


Mit diesem Programm der Kapitalisten und mit den durch die Erfahrungen zer-
tretenen Hoffnungen der Kommunisten ist das Proletariat zur Verzweiflung ge-
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trieben worden, und die Verzweiflung ist der Boden, wo Verzweiflungstaten aus-
gebrütet werden. Ohne Hoffnung kann kein Mensch leben. Die Hoffnung über-
zieht auch noch das Tal der Tränen, die Wüste mit einem rosigen Schimmer, sie
mildert den Schmerz, verwandelt ihn gar in Freude. Wer die Hoffnung verloren,
geht hin und erhängt sich, und wenn er ein Mann der Tat ist, wenn er die
menschliche Ordnung für sein Schicksal verantwortlich macht, so sucht er im
Tode von dieser Ordnung in sein Grab zu reißen, so viel er kann.


Mir war bei dieser Darstellung darum zu tun zu zeigen, daß es sich bei den
Vorrechten unserer Gesellschaftsordnung nicht so sehr um den Reinertrag der
Ausbeutung handelt, als um die Mittel, die angewendet werden müssen, um die
Beute zu erlegen und unter Dach zu bringen. Es geht hier zu wie beim Dieb, der
eine Zigarrenkiste gestohlen hat und, um die Spur zu verwischen, die
Zigarrenfabrik anzündet. Auch der Raubmörder tötet nur zum Rauben.


Gerade der Friedensfreund hat allen Grund, die Nebenumstände der Aus-
beutungswirtschaft unter die Lupe zu nehmen. Hier wird er die Brutstätte finden,
wo die Giftgase erzeugt werden, die alle edlen Züge des Menschengeistes zu
vernichten drohen, wo der Krieg seine Wurzeln hat. Ich mußte mich hier natürlich
darauf beschränken, den Sachverhalt zu skizzieren. Wer tiefer eindringt, wird
immer den Verdacht bestätigt finden, daß so gut wie alles das, was die
Sozialisten von jeher der bürgerlichen Ordnung vorzuwerfen pflegen, auf die
gesetzlichen wie privatwirtschaftlichen Maßnahmen zurückzuführen ist, die für
die Sicherung der Ausbeutung getroffen werden.


Unser Boden- und Geldrecht schafft den Klassenstaat, der den Friedensgeist
am eigenen Herd, in der Gemeinde, im eigenen Volk nicht aufkommen läßt,
dagegen den Geist der Gewalt und der Unterdrückung zeugt, der sich dann
selbsttätig auf alle internationalen Beziehungen überträgt.


Dasselbe Geld- und Bodenrecht führt erfahrungsgemäß unabwendbar und
gesetzmäßig zur Preisgabe des Freihandels, zur Errichtung der Zollgrenzen, die
zu unendlichen staatlichen Reibungen führen und den Staatsgrenzen das
Trennende verleihen, die Interessengegensätze schaffen und betonen und den
Lebensbedürfnissen der Menschheit widersprechen.


Wollen wir Frieden schaffen, gründliche Arbeit leisten, so müssen wir den bis-
her eingeschlagenen Weg für eine Weile verlassen und alle unsere Kräfte darauf
vereinigen, daß wir durch eine durchgreifende Reform des aus dem grauen
Altertum auf uns überkommenen Geld- und Bodenrechtes zunächst die ehernen
Forderungen des Friedens, die wirtschaftlichen Voraussetzungen des Friedens
schaffen. Auf diesen so gerodeten Boden ausgestreut, wird dann der Samen,
den die Friedensfreunde seit Jahrtausenden gestreut haben, endlich aufgehen
und dann die köstlichen Früchte tragen, die wir so sehnlich davon erwarten.
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Durch den Bürgerfrieden
zum Völkerfrieden


15 Thesen


1. Es trägt niemand persönlich die Schuld am Krieg.


2. Es sind die Staaten als Organisationen, die Krieg führen.


3. Die Staaten wurden ausgebaut als Machtinstrumente zur Befestigung einer
bevorrechteten Klasse.


4. Diese Staaten streben als Organisationen, ähnlich den Organismen der
Natur, zwangsläufig nach immer größerer Ausdehnung, namentlich seitdem sich
die Staaten durch die Wirkungen der Goldwährung dazu getrieben glaubten, die
Industrie und Landwirtschaft vor dem Rückgang der Preise durch immer höher
geschraubte sogen. Schutzzölle schützen zu müssen.


5. Diese Schutzzölle schufen den Gedanken des geschlossenen
Wirtschaftsgebietes.


6. Das durch die eigenen und fremden Zollgrenzen künstlich geschlossene
nationale Wirtschaftsgebiet ist für die Bedürfnisse des menschlichen Weltgeistes
immer zu klein, es kann aber nur auf Kosten anderer Wirtschaftsgebiete erweitert
werden.


7. Das zollgeschützte nationale Wirtschaftsgebiet zeugt die Imperialisten, die
nach nichts anderem streben als der Weltkugel als dem natürlichen Tummelplatz
der normalen Menschen, demselben Tummelplatz, der mit der Beseitigung der
Zollgrenzen, mit dem allgemeinem Freihandel, allen Menschen ohne weiteres,
ohne Kampf und Gewalt zufällt.


8. Der Geist der Gewalt, der sich in der Zollpolitik und in der Betätigung des
imperialistischen Strebens kundtut, ist ein Nebenerzeugnis des in allen Ländern
bestehenden Gewaltzustandes, des sozialen Unfriedens, des in allen Ländern
von Alters her tobenden Bürgerkrieges. Derselbe Geist, der das Leben im 
heutigen Klassenstaat beherrscht und vergiftet, färbt auf alle internationalen
Beziehungen ab und liefert, wenn nicht den Grund, so doch den Anlaß zu den
Kriegsausbrüchen.


9.  Bürgerfriede ist die Keimzelle des Völkerfriedens. Die selbstbewußte
Friedenspolitik packt das Weltfriedensproblem darum beim Bürgerfrieden an und
nicht umgekehrt. Der Weltfrieden ohne den Bürgerfrieden ist eine Utopie. Der
Weltfrieden dagegen als Folgeerscheinung des Bürgerfriedens eine
Selbstverständlichkeit.
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10. Sobald wir die Bedingungen des allgemeinen Bürgerfriedens erfüllt haben
und die andern Länder unserem Beispiel folgen, ist auch der Weltfrieden
Tatsache, ohne daß wir uns noch um ihn weiter zu bemühen haben werden.


11. Der Bürgerfriede verlangt die restlose Beseitigung aller Vorrechte.


12. Diese Vorrechte sind im Worte arbeitsloses Einkommen ausgedrückt und
begrenzt.


Das arbeitslose Einkommen besteht aus Grundrenten und Kapitalzinsen.


13. Das Einkommen aus Grundrenten ist ein unausbleibliche Folgeerscheinung
des Privatbesitzes am Boden und wird durch die mit Freiland bezeichnete
Reform beseitigt.


14. Das Einkommen aus Kapitalzinsen ist eine mit dem herkömmlichen Gelde
auftretende Folgeerscheinung der als Bedingung gestellten Rentabilität des
Tausches und der Produktion. Mit dem Freigeld fällt beim Tausch wie bei der
Produktion (die übrigens auch nur Tausch ist) die Bedingung der Rentabilität
weg.


15. Mit Freiland- Freigeld ist der Weg zur ausbeutungslosen Wirtschaft freige-
geben, womit die Voraussetzungen für den Bürger- und Völkerfrieden geschaffen
sind.
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Das Problem der Grundrente







Zur Einführung.


Die vorliegende Broschüre soll den Mitgliedern des Schweizer Freiwirtschafts-
bundes eine erste Orientierung geben über die Diskussion, die im Bundesvor-
stand zur wissenschaftlichen Abklärung des Grundrentenproblems und zur
Erfassung des Einflusses sinkenden Geldzinses auf die Grundrente, geführt 
worden ist. (Beschluß der Delegiertenversammlung vom 28. Juni 1925.)


Die Vorwegnahme von angeblichen Resultaten dieser Diskussion durch
Unberufene hat bekanntlich zu scharfen Angriffen gegen den Bundesvorstand
geführt. Tatsächlich liegt aber heute weder ein positives Resultat derselben vor,
noch kann sie als abgeschlossen betrachtet werden. Einzig und allein aus 
taktischen Gründen ist in dem für die politischen Aktionen aufgestellten
Programm und folgerichtig auch in der Propaganda für die Nationalratswahlen
1925 das Freilandproblem in den Hintergrund gestellt worden. Die Frage nach
dem taktischen Vorgehen wird sich auch nach Abschluß der Diskussion immer
wieder neu stellen, das Resultat derselben mag nun sein, wie es will. Mit der
Herausgabe der vorliegenden Broschüre weist der Vorstand des Schweizer
Freiwirtschaftsbundes den Vorwurf des Verrates an der freiwirtschaftlichen 
Sache mit aller Entschiedenheit zurück.


Das Diskussionsmaterial ist nun derart angeordnet, daß den von Fürsprecher
Roth aufgehellten Thesen jeweilen eine Kritik von Prof. Bernoulli und alsdann
eine Replik des Verfassers der Thesen folgt, während eine Äußerung von Silvio
Gesell den Abschluß bildet. Die in der Replik gegebene Begründung der Thesen
macht nicht den Anspruch auf eine endgültig abschließende Darstellung der
Gedanken, die zur Abfassung der Thesen führten, und es behält sich ihr
Verfasser eine Erweiterung derselben vor. Eine solche wird wiederum auch zu
neuen Gegenargumentationen führen.


Der Bundesvorstand richtet nun nicht nur an die Mitglieder des Schweizer
Freiwirtschaftsbundes, sondern auch an weitere Kreise der freiwirtschaftlichen
Bewegung im In- und Ausland die Einladung zur Teilnahme an der weiteren
Diskussion und zur Mithilfe bei der Abklärung der Grundrentenfrage. Die Beiträge
sind an den Unterzeichneten zu richten und es behalt sich der Bundesvorstand
die Verarbeitung des Materials und seine Veröffentlichung in den freiwirtschaft-
lichen Organen oder in der Form weiterer Broschüren vor.


Bestellungen auf die vorliegende Broschüre werden vom Unterzeichneten und
vom Pestalozzi-Fellenberg-Haus entgegengenommen.


Bern, im November 1925.  Engeriedweg 17.


Als Beauftragter des Vorstandes des Schweizer Freiwirtschaftsbundes:


H. Hindermann, Architekt.
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Das Problem der Grundrente.


These 1. Es ist genau zu unterscheiden zwischen Bodenpreis und Bodenrente.
Der Bodenpreis entspricht dem Kapitalwerte des Bodens und die Bodenrente
dem Kapitaleinkommen des Bodens.


Kritik: Die Definition des Begriffs Grundrente ist unrichtig. Die Bodenrente ist
die Abgabe, die der Bodenbesitzer kraft seines Besitzrechtes vom Boden-
benützer für die Benützung des Bodens erheben kann. In der kapitalistischen
Wirtschaft pflegt man jede Rente, jede Jahresleistung darzustellen als ein
Kapitaleinkommen. Das Umgekehrte ist richtig, der Bodenpreis entspricht nicht
dem „Kapitalwert“ des Bodens, sondern bedeutet nur eine kapitalisierte Rente.
Die Rente ist das primäre, der Bodenpreis ist das abgeleitete.


Replik: Diese Antwort widerspricht an und für sich der These nicht, dagegen ist
es allerdings wichtig, sich darüber klar zu werden, ob zwischen der gewöhnlichen
Kapitalrente und der Bodenrente ein wesentlicher Unterschied besteht. Ein 
solcher Unterschied wird in der verstehenden Kritik Bernoullis offenbar postuliert,
weil sonst nicht einzusehen wäre, warum die Bodenrente als primäre und der
Bodenkapitalwert als sekundäre Erscheinung hingestellt wird.


Historisch betrachtet, ist die Bodenrente tatsächlich scheinbar primär und zwar
deswegen, weil es bis in die liberalistisch geordnete Neuzeit gar kein Privat-
eigentum in kapitalistischem Sinne an Grund und Boden gegeben hat. Der Grund
und Boden war sukzessiv im Feudalstaat zu einem Monopol in der Hand der die
sog. Grundherrschaft ausübenden Stände geworden und es verteilte sich das
Monopolrecht seinem Inhalte nach innerhalb dieser Kreise in verschiedenen
Graden und Stufen. Die obern, die eigentlichen feudalen Kreise, verfügten über
die sog. Hoheits- und Obereigentumsrechte und die untern über das Nutzungs-
oder Untereigentumsrecht. Gegenstand des freien Verkehrs war nie das um-
fassende Eigentum an Grund und Boden, sondern immer nur die auf einer be-
stimmten Lehensstufe in einer einzelnen Hand befindlichen partiellen Kompeten-
zen und Lebensrechte. In den obern Regionen wurden die Hoheitsrechte ver-
tauscht, geraubt oder erobert, und in den untern die Nutzungsrechte. Auf jeder
Lebens-stufe wurden Leitungen nach oben entrichtet und Leistungen von unten
bezogen. Was so für die Benutzung des Landes alles bezahlt wurde, setzt sich
nach unsern heutigen Begriffen zusammen aus direkten und indirekten Steuern,
Militärpflichtersatz, Konfessionsgebühren, Wasserrechtsabgaben, Bau-, Miet-
und Pachtzinsen. Vieles davon waren Beiträge an die öffentlichen Lasten, 
anderes waren Gegenleistungen für die künstlich geschaffenen gewerblichen
Monopolrechte (Wasser-, Handels- und Gewerbekonzessionen) und anderes
auch eine Bodenrente im kapitalistischen Sinne. Namentlich nach unten, in der
Region der dem Grund und Boden als solchem viel näher stehenden
Nutzungsrechte wurde meistens ausschließlich mit periodisch wiederkehrenden, 
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sich gleichbleibenden Abgaben gerechnet, und daher stand die Rentengestalt als
Erscheinung volkswirtschaftlich im Vordergrund. Soweit mag man die Bodenrente
historisch als primäre Erscheinung gelten lassen, ohne daß aber diesem Umstande für
heute noch irgendwelche besondere Bedeutung beigemessen werden müßte.


Die liberalistische Periode sog alle diese auf verschiedene Stufen verzettelten
Grundherrschafts-, Grund- und Nutzungsrechte, soweit sie (juristisch gesprochen),
dinglichen Charakter hatten, nach und nach in das moderne, nach römisch-rechtlichen
Grundsätzen gestaltete, umfassende Privateigentumsrecht zusammen, und befreite
das Land gleichzeitig aus den Händen der bevorrechteten Stände, indem es den
Erwerb und Besitz von Grund und Boden vollständig freigab und auch alle andern
Grundlasten (den „ewigen Zins“ (Bernoulli)) für kündbar erklärte. Damit stand der
Kapitalisierung des Landes nichts mehr im Wege und es fragt sich, ob sich nun tat-
sächlich der Boden und damit auch seine Rente vom übrigen Kapitale und der übrigen
Kapitalrente heute noch irgendwie anders als der äußern Gestalt nach unterscheiden
läßt.


Bernoulli scheint, übereinstimmend mit Gesell und den andern Bodenreformern,
etwas Derartiges offenbar im Gedanken an die natürlichen Kräfte und Schätze des
Bodens anzunehmen, die sich ihrer Unersetzlichkeit wegen und auch im Hinblick auf
die Begrenztheit der Erdoberfläche sicher immer „ausbeuten“ lassen. Diese
Auffassung übersieht aber zwei Dinge: 1. Die Tatsache, daß statisch betrachtet, nicht
nur die Erdoberfläche, sondern alle Materie einschließlich der Menschen und Tiere,
und auch alle Kraft, wiederum einschließlich der Menschen und Tiere, begrenzt ist.
Diese Einheitlichkeit in der Begrenztheit der Materie sowohl, wie auch aller wirtschaft-
lich in Betracht fallenden Kräfte, stellt die Frage nach dem Wesen der Grundrente auf
einen ganz andern, neuen Boden. Es mag lange eingewendet werden, Menschen und
Tiere ließen sich beliebig erzeugen, der Getreideanbau könne beliebig vermehrt -
werden, für schöne Apfelbäume sei beliebig viel Platz zu finden usw. usw., nur die
Erdoberfläche lasse sich nicht beliebig vergrößern. Vom absoluten Standpunkte aus 
ist alle Materie gleichermaßen begrenzt, und vom relativen Standpunkt aus gleicher-
maßen unbegrenzt. Entweder ist die Erdoberfläche begrenzt, und dann ist auch
begrenzt was darauf und darin liegt, wächst und lebt, oder nichts ist begrenzt. An 
diesem Satze ist nicht zu rütteln und in diesem Sinne steht und fällt in ihrer Begren-
zung auch die Vermehrung des Menschengeschlechtes mit der „Begrenztheit“ oder
„Unbegrenztheit“ der Erdoberfläche. Die Malthus’sche Lehre, welche ähnlich wie die
Gesell’sche Bodenreformlehre mit einer Begrenztheit der Erdoberfläche und einer
Unbegrenztheit der Vermehrung des Menschengeschlechts rechnete, wird wegen ihrer
inneren Widersprüche schon lange nicht mehr aufrecht erhalten. Es geht aber nicht
an, der absolut gegebenen und relativ nicht gegebenen Begrenztheit der Materie nur
in Bezug auf die Erdoberfläche bei der wirtschaftlichen Betrachtung Rechnung zu 
tragen und dem Grund und Boden als Wirtschaftsgut eine besondere Stelle einzu-
räumen. Gesell leistet alle nötigen Beweise für die relative Unbegrenztheit des Bodens
selbst: Freiland gibt es nach Gesell noch so viel man nur irgendwie wünschen möchte.
Die russischen Städte sind heute noch zum Teil einstöckig gebaut, in amerikanischen
Großstädten werden die Häuser bis 30 Stöcke hoch über und bis 10 Stöcke unter der
Erdoberfläche errichtet. In der Freiland-Kolonie Eden bei Oranienburg genügte noch
bis vor kurzem für die Ernährung einer ganzen Kolonie von hunderten von Menschen
eine kleine Reihe von Gärten, während in den Ländern mit extensiver Land-
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wirtschaft Ländereien in der Größe eines kleinen Schweizerkantons der
Ernährung einer einzigen Farmersfamilie reserviert bleiben. Wer will angesichts
solcher Beispiele von praktisch-wirtschaftlichem Standpunkte aus noch von einer
Begrenztheit des Grund und Bodens sprechen? Ebenso gut könnte man sich
darüber verwundern, daß das Meer von den Fischen infolge deren ständigen
Vermehrung nicht schon längst trocken gelegt worden ist. 2. Die Tatsache, daß
die Ausbeutung der Bodenkräfte, der Bodenschätze und des Bodenplatzes an
und für sich mit der hier einzig interessierenden Ausbeutung der Mitmenschen
noch gar nichts zu tun hat. Keineswegs genügt zum Nachweise der besonderen
Stellung der Bodenrente der Hinweis auf die Ausbeutungsmöglichkeiten, welche
der Boden an und für sich bietet. Gleiche Ausbeutungsmöglichkeiten bieten auch
die menschliche Arbeitskraft, der menschliche Geist, die Tierwelt, die
Pflanzenwelt, die Luft, das Wasser, das Licht, die Sonnenwärme, alle künstlichen
Produktionsmittel, überhaupt alle Materie. Der Erdoberfläche, so wie sie sich 
parzellieren und aufteilen läßt, etwa deswegen einen wirtschaftlichen Vorrang
einräumen zu sollen, weil alles „übrige“ inkl. Menschen doch letzten Endes an
den Grund und Boden gebunden sei, hat wirtschaftlich keinen Sinn, weil gerade
dann auch die Erdoberfläche als Wirtschaftsgut wieder im ganz gleichen Maße
abhängig ist von der übrigen belebten und unbelebten Materie. Die Lehre
Gesells erklärt die Grundrente durch die Bevölkerungsdichte und macht damit
geradezu die Existenz der Menschen zur eigentlichen Ursache der Bodenrente,
während die Existenz der Menschen doch lediglich selbstverständliche Voraus-
setzung sein kann, so daß die Tatsache erst noch und anderswo gesucht werden
muß.


In diesem Sinne wird die Bestreitung der gesonderten Stellung der Grundrente
der allgemeinen Kapitalrente gegenüber aufrecht erhalten. Die neue positive
Erklärung der Grundrente ergibt sich dann in anderem Zusammenhange.


Gesell. Der Bodenpreis ist das Produkt eines Handelsvertrages. Er ist bei
Leibe nicht etwa als „Eigenschaft“ des Bodens zu betrachten. Nun heißt es, daß
der Bodenpreis dem Kapitalwert „entspricht“. Was bedeutet hier das Wort 
„entsprechen“? Ist „Kapitalwert“ gleichbedeutend mit Bodenpreis? Dann ist es
sonderbar, daß man hier einen vieldeutigen, schwammigen, von Betrügern
gebrauchten Ausdruck an die Stelle eines wunderbar klaren, nicht zu ver-
masselnden eindeutigen Ausdrucks, eben der Bodenpreis, zu stellen sucht. Was
kann damit gewonnen werden? Frage man doch in den Kreisen der theoretisch
vorgehenden Menschen, was wohl unter Kapitalwert gemeint sein kann. Als
Antwort wird der eine uns die Wertlehre, der andere die Kapitallehre an den Kopf
werfen. Ist Kapitalwert nicht synonym mit Bodenpreis, so wäre zu erklären, worin
der Unterschied bestehen mag. Dabei ist folgendes im Auge zu behalten: der
Bodenpreis ist das Produkt eines Handelsvertrages, der beherrscht wird durch
die täglich wechselnde Konjunktur (Angebot und Nachfrage). Es ist somit zu
erklären, wie eine Größe, der „Kapitalwert“, die einer anderen überaus veränder-
lichen Größe, eben dem Bodenpreis, gleichgesetzt wird (ihr entspricht), dieser in
ihrem Zickzack so folgt, daß sie ihr stets parallel läuft? Der Mond folgt der Erde
in ihrer Bahn um die Sonne. Wir wissen, daß beide Körper in Bezug auf die sie
bewegenden Kräfte völlig gleich sind. Hier liegt kein Problem vor. Wenn es aber
heißen würde, daß die Erde der Schwerkraft gehorcht, der Mond dagegen von
der Sphärenmusik angetrieben wird, so müßte eine Erklärung gegeben werden,
warum die beiden Körper dennoch zusammenhalten.
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Diese Frage, die die These 1 aufwirft, wird auch durch den Inhalt der weiteren
Thesen nicht beantwortet. Es bleibt also jedem frei, sich unter dem Sprachzeichen
„Kapitalwert“ irgend etwas vorzustellen. Eine solche Ausdrucksweise erscheint umso
merkwürdiger als gleich im ersten Satz der Leser aufgefordert wird, „genau zu unter-
scheiden“. Man soll zwischen Bodenpreis und Bodenrente genau unterscheiden.
Diese Ermahnung hätte der Verfasser dem zweiten Satz beifügen mögen. Dort wäre
er am Platz gewesen. Wenn der Verfasser diese Ermahnung hier selber befolgt hätte,
dann wären die Thesen vielleicht im Tintenfaß geblieben. Sehen Sie da diesen Blitz?
Unterscheiden Sie ihn nun genau von dem Donner, der bald folgen wird. Haben Sie
den Unterschied wahrgenommen? Ist er nicht kolossal? Ebenso kolossal ist der
Unterschied zwischen Bodenpreis und Bodenrente. Wissen Sie nun auch Warum?
Weil Bodenrente die Ursache und Bodenpreis die Wirkung ist.


In der Kritik der These wird diese als eine Definition der Grundrente angesprochen.
Unter „Kapitalwert“ muß man sich also doch etwas völlig Klares und Eindeutiges vor-
stellen lassen, wenigstens bei etwas gutem Willen. Ich will also versuchen, ob es auch
mir gelingen kann, diesem Worte einen vernünftigen Sinn zu geben.


„Kapitalwert“, also der Wert des Kapitals. Es ist nicht das Kapital, sondern sein
Wert. Dieser Wert ist etwas anderes als das Kapital, (Wie Roßböbelis auch etwas
anderes sind als das Roß.) Der Kapitalwert ist nur eine der Eigenschaften oder
Abfallprodukte des Kapitals, daneben existieren noch andere, sonst würde man ja ein-
fach sagen „das Kapital“, wenn damit alle Eigenschaften des Kapitals aufgezeichnet
wären, wie das z. B. beim Wort Preis der Fall ist. Worin besteht denn nun der „Wert“
des Kapitals? Ist er etwa der Preis, den man für das Kapitalstück bezahlt hat? Dann
würde die These sagen: der Bodenpreis entspricht dem Bodenpreis. Also falsch ge-
raten. Unter Kapitalwert wird man vielleicht die Summe bezeichnen, die man im Laufe
der Zeit für den Boden beim Ankauf abgegeben hat. In der Regel ist diese Summe
durch die Ankaufssumme mehr oder weniger genau bezeichnet. Diese Ankaufsumme
ist aber auch weiter nichts als der früher bezahlte Preis. Dann entspricht nicht mehr
der Bodenpreis dem Kapitalwert, sondern der Kapitalwert ist nichts anderes als der
Bodenpreis. Was könnte denn noch das Wort „Kapitalwert“ bedeuten? Man könnte
annehmen, daß es sich um die gehäuften Summen handelt, die vom Eigentümer und
von der Gemeinde für die Verbesserung des Bodens und der Verkehrsmittel ausgege-
ben wurden, also um die Produktionskosten des Bodens. Hm! In 6 Tagen schuf Gott
Himmel und Erde, so heißt es, und in dieser Beziehung hat noch niemand Gott
Konkurrenz zu machen versucht. Billiger ist der Boden nicht zu machen. Doch nein, so
ist die Sache nicht gemeint. Der Boden selbst ist in dieser Aufrechnung mit Null ange-
setzt. Das Roden des Bodens, die Aufschließung durch die Verkehrsmittel, die
Straßen, die Verteidigung des Bodens gegen die äußeren Feinde, die Marine- und
Kolonialpolitik usw., kurz, die Summe der Meliorationen der Grundbesitzer plus der
Summe der Staats- und Gemeindeausgaben, das sind die Produktionskosten des
Bodens. Ohne den Kultusminister, ohne die Schlacht bei Trafalgar, ohne Napoleon,
Hindenburg, Attila, ohne die französische Revolution, ohne Luther und die andern
Störenfriede, ohne die Spitzbuben und Nachtwächter, ohne die Kommunisten wären
die Produktionskosten geringer gewesen und damit wäre auch der „Kapitalwert“ des
Bodens geringer, man würde für viel weniger Geld den Boden kaufen. Die Kosten des
Weltkrieges als Staatsausgaben werden in Deutschland den Kapitalwert nicht drücken, 
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sondern heben. In Frankreich wird es umgekehrt sein, weil Deutschland die Kriegs-
kosten zahlen soll, also geringere Produktionskosten, Bodenproduktionskosten. Das
kann aber unmöglich sein. Also schließen wir Ludendorf und Attila aus von
Bestandteilen des Kapitalwertes des Bodens, und fragen auch nicht weiter, wer die
Kosten für Heer und Marine bezahlt. Aber dann wäre das Budget des Kultusministers.
Soll das auch ausgeschlossen werden von den Kosten, den Produktionskosten des
Bodens? Die vom Kultusminister feilgehaltene christlich-kommunistische Moral senkt
nicht den Bodenpreis (wie man als Christ annehmen sollte), sondern hebt ihn, denn
die Kosten dieser Moralpredigten gehören als Staatsausgaben ja zu den Produk-
tionskosten des Bodens. Oder müssen auch diese Staatsausgaben von den
Produktionskosten des Bodens ausgeschlossen werden? Aber zu den Kosten des
Kultusministeriums kommen noch die Ausgaben für die Dorfschulen, für den patrio-
tischen Geschichtsunterricht, für das Einmaleins und für die auf 50 – 60 Schüler 
verteilte Arbeitskraft des Lehrers. Gut, lassen wir diesen ersten Aktivposten der
Staatsleistungen gelten. Ziehen wir noch etwas dazu für die Festgelage der
Diplomaten, für die Äxte der Scharfrichter, dann haben wir bereits die Grenze der
Aktiven der Staatsleistungen überschritten. Alles, was sonst noch vom Staate geleistet
wird, muß zu den Passiven gerechnet werden, die den „Kapitalwert“ des Bodens 
drücken statt heben. Vergleichen wir nun die so erhaltene Summe, mit der Summe,
die man nach den heutigen Bodenpreisen für den gesamten Boden, ländlicher und
städtischer Grundbesitz, erhalten würde. Hier eine kaum nennenswerte Summe, dort
Milliarden. Also auch diese Deutung des Wortes „Kapitalwert“ ist falsch. Wo aber nun
weiter suchen? Ich gestehe, ich finde keinen Boden für dieses Wort. Ich muß darum
auf die Schrift Gottls verweisen:


„Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie“. Wer diese Schrift
studiert, legt alle Schriften, die mit dem Wertgedanken operieren oder zu operieren
vermeinen, einfach ad acta.


In der Kritik der These wird darauf aufmerksam gemacht, daß die Bodenrente das
Primäre, der Bodenpreis das Abgeleitete ist. In der Replik wird dieser Antwort ein
historischer Sinn gegeben, und eine lange historische Betrachtungen daran geknüpft.
Daß mit den Worten „primär“ u. „sekundär“ nur Ursache und Wirkung gedacht sein
konnte, liegt auf der Hand, und wie man zwischen Blitz und Donner keine historische
Bedeutung einzuschieben pflegt, so auch in diesem Fall.


Auf dem Wege der historischen Betrachtung kommt Roth zu der Frage, ob zwischen
dem Bodenkapital und den sonstigen Kapitalgegenständen irgend ein Unterschied
wahrzunehmen sei. Er verneint diese Frage. Viele Gegner der Freilandforderung ver-
neinen dies auch. Aber Roth ist Vorsitzender des S.F.B. Wie kann man Vorsitzender
einer Organisation bleiben, die sich auf Grund einer glatten Bejahung der von Roth
aufgeworfenen Frage gebildet hat? [Gesell ist hier im Irrtum. Fürsprech Roth hat schon im
Frühjahr 1924 sein Amt als Vorsitzender niedergelegt, aus Gründen, die der Diskussion über Freiland,
die erst im Frühjahr 1925 aufgerollt wurde, fernliegen.] Damit ist natürlich nichts gegen die
Roth’schen Einwände gesagt, aber ich meine, daß Roth nicht als Vorsitzender diese
Einwände erheben dürfte. Seine Zweifel stammen sicherlich nicht von heute früh und
seitdem er Zweifel hatte, ist er innerlich nicht mehr Mitglied des S.F.B. und kann 
infolgedessen nicht die Pflichten des Amtes erfüllen und erfüllt haben. Das hat Roth
auch wohl selber eingesehen, darum wendet er sich mit seinen Thesen auch nicht
direkt an die Öffentlichkeit, wie er es tun würde, 
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wenn er nur Mitglied wäre. Mir scheint es aber fast eine Beleidigung der Mitglieder
des Bundes zu bedeuten, wenn man sie in einer so wichtigen Sache nicht sofort
befragt. Die Mitglieder sind souverän, der Vorsitzende soll den Bund nicht führen.
Die Führung gibt das Programm. Primus inter pares, das ist der Vorsitzende des
S.F.B. Veröffentlichung der Thesen, Niederlegung aller Ämter, Austritt aus dem
Bund, bis daß der Sieg seiner Sache, die entsprechende Änderung des
Programms, ihm den Eintritt in den Bund ermöglicht und er den Vorsitz wieder
bekleiden kann. [Diese Auffassung Gesell’s ist unrichtig. Es dürfen doch innerhalb des Bundes alle
Grundlagen unserer Forderungen immer und immer wieder diskutiert werden, selbst von Mitgliedern
des Vorstandes. Die Frage des Austrittes aus dem Bund erhebt sich erst dann, wenn der Bund ein 
persönlichen Auffassungen entgegengesetztes Programm dem Wortlaut nach als verbindlich für all
Bundesmitglieder erklärt, wie dies in Deutschland seinerzeit geschehen ist.] Dieser Weg scheint
mir umso mehr geboten, als die Roth’schen Thesen mit den Theorien von Dr. Dick
übereinstimmen (in weitem Umfang) und diese in weiten Kreisen diskutiert wurden.
So viel ich weiß, hat diese Diskussion Dr. Dick zum Austritt aus dem Bund veran-
laßt. Er konnte kein Programm anerkennen, das seinen Ansichten widersprach.
Was geschieht denn nun in der Freilandfrage, so lange Roth Vorsitzender ist?
Diese Frage würde sich sicher jedes Mitglied des Bundes stellen, wenn er
Kenntnis von den Roth’schen Thesen bekäme. Dies sage ich hier im Interesse
Roths und des Bundes.


Zu der von Roth in seiner Replik aufgeworfenen Frage ist natürlich sehr viel zu
sagen. Alle uns fast als Axiome geltenden Sätze werden hier in Frage gestellt, vom
Freiland Abc an gerechnet. Diese Axiome stehen mit so vielen und so einfachen
und klaren Tatsachen in Übereinstimmung, oder scheinen das wenigstens, daß
man mit einem gewissen Verdruß sich an die Nachprüfung derselben macht. Das
sagt natürlich auch wieder nichts gegen die Thesen, aber wenn die Nachprüfung
ihre Irrigkeit erweist, so wird man mit Recht sagen, daß hier kostbare Zeit ver-
geudet wurde.


Schießt den Verräter vom Stuhl herunter, werden dann die sagen, die ihre
Erlösung aus dem Proletarierstande mit Sehnsucht erwarten und denen jeder Tag
Zeitverlust fast ein Tag Zuchthausstrafe ist.


In der Replik setzt Roth bei der Bodenreformer’schen Lehre ein (übrigens kön-
nen die Freiländer nicht so ohne weiteres zu den Bodenreformern gezählt werden,
auf keinen Fall zu den Damaschkiden), wonach die Rente auf die Begrenztheit der
Erde zurückzuführen sei. Die Bodenreformer haben die Rente mit einem Vergleich
der Erde mit der Luft erklärt. Für die Luft würde man auch zahlen müssen, wenn
sie in Privateigentum überginge. Muß dieser Satz bewiesen werden? Roth verlangt
es. Es gibt aber gewisse letzte Wahrheiten, die nicht bewiesen werden können. Zu
diesen gehört aber der obige Satz. Wenn die Luft in Privateigentum übergeht, so
wird jeder, der keine Luft hat, Rente zahlen müssen. Mit diesem Satz beginnen die
„Bodenreformer.“ Wenn Roth seinen Luftüberschuß den Bedürftigen umsonst
geben würde, wenn er nicht noch obendrein diesen Bedürftigen die Nasenlöcher
mit Daumen und Zeigefinger zudrückt, und wenn die Mehrzahl der Menschen wie
er geartet ist, dann ist Roth ein miserabler Rechtsanwalt, aber Recht behält er,
denn dann ist der Ausgangspunkt der Freilandlehre (der ein psychologischer ist)
falsch. Ich kann es nicht beweisen, daß die Menschen in der Mehrzahl die
Luftkonjunktur börsenmäßig ausbeuten würden, aber ich glaube es, denn warum
einen Unterschied machen zwischen Luft und anderen Dingen? Nun sagt Roth,
daß die Erde ähnlich wie die Luft ist. Was würde es dem 
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Luftmonopolisten nützen, wenn der Luftbedürftige Mensch nur auf einen Stuhl 
zu steigen braucht um dann in den höheren Regionen noch freie Luft nach
Herzenslust einfangen zu können, die er in Konservendosen nach Hause tragen
kann? Wer würde nicht lieber eine Leiter kaufen, einen Wolkenkratzer bauen, als
den Luftmonopolisten da unten die Luft zu bezahlen? Wer? Roth würde es lieber
tun. Ich nicht. Ich würde auf alle Fälle lieber die Luft bezahlen als dasselbe Geld
für den Ankauf einer Leiter, einer Treppe, eines Wolkenkratzers auszugeben,
wenigstens nehme ich an, daß die Luftbesitzer in ihren Preisen immer noch mit
den Wolkenkratzern konkurrieren könnten und im eigenen Interesse den Bogen
nicht zu straff spannen würden.


Gott sei Dank, wir haben noch keinen Freiluftbund nötig. Es gibt noch freie
Luft! Und auch Freiland, sagt Roth. Freiland an den Grenzen der Kultur, Freiland
in den schwindelnden Höhen der Wolkenkratzer à discretion. Das alles stimmt.
Aber was bedeutet denn das Freiland in der Grundrententheorie? Daß es kein
Bodenmonopol gibt, sagt Roth. Da hat er Recht. Ich selbst habe wohl auch 
niemals von Bodenmonopol geredet, weil, wenn man das Wort eng faßt, es nicht
stimmt. Wenn wir aber schon Freiland à discretion in der Hand haben, wenn es
kein Bodenmonopol gibt, warum streben wir dann noch weiter nach solcher in
Überfluß existierenden Sache? So fragt Roth und meint, wir brauchen nur das
Freiland zu erschließen und dazu gehöre nichts anderes als Kapital, das man
durch Freigeld zinsfrei zur Verfügung hat. Zwischen dem heutigen Boden-
eigentum und Freiland läge nur Kapital, das heute zinstragend ist, morgen 
zinsfrei sein kann. Dann, wenn so Freiland zu jedermanns Verfügung gebracht
ist, wird die Grundrente verschwinden.


Roth denkt hier sicherlich an die Luft. Die Luft ist frei, darum bringt sie keine
Rente ein. Ergo, wenn wir Freiland haben und erst recht, wenn wir mit zinsfreiem
Geld Freiland nach Belieben herstellen können, kann der Boden auch keine
Rente mehr tragen. Dieser Vergleich stimmt nicht. Die Luft kann hier nicht mit
dem Boden verglichen werden. Die Luft ist eine völlig homogene Masse. Die
Erde ist überaus differenziert, Mit nichts weiterem als den beiden Nasenlöchern
ist der Mensch vollkommen für die Luft ausgerüstet. Bei der Erde ist es anders.
Jeder Quadratmeter der Erdfläche ist verschieden und trägt verschiedene
Erzeugnisse, die jeder Mensch braucht. Wer darum auch ein Stück Freiland hat,
der hat noch lange nicht, was er braucht. Die Erde ist dabei höchst ungleich in
Bezug auf Fruchtbarkeit. Würde man die Erde in gleichen, nach der Mannskraft
berechneten Stücken parzellieren und die einzelnen Stücke völlig frei geben,
dann würde ein mörderischer Kampf um die besten Stücke entbrennen, weil die
Mannskraft auf dem einen Boden 5, auf dem anderen 20, auf dem dritten 100
einbringt, auch wenn das Kapital dazu völlig frei jedermann zinsfrei zur
Verfügung stehen würde. Will man diesen Mord vermeiden, dann bleibt nichts
anderes übrig, als die Erde nach Mannskraft zu parzellieren und dann öffentlich
zu verpachten. Öffentlich und meistbietend. Wenn dann jeder das was er an
Pacht angeboten hat, von seinem Arbeitsprodukt abzieht, dann bleibt ihm eine
Masse in Händen, die nicht größer ist als das Produkt demjenigen, der den
schlechtesten Teil erwischt hat. Die Pacht nivelliert das Arbeitsprodukt.


Zu obiger Darstellung gehört noch die Bemerkung, daß die extensive Kultur
nach Mannskraft ein größeres Produkt liefert als die intensive Kultur, daß also
jedermann ein so großes Stück Land beanspruchen würde, daß 
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er keine intensive Kultur zu betreiben braucht. Als Jäger braucht ein Mann einen
Kanton für sich allein.


Die intensive Kultur aber kann die heutige Menschheit nicht entbehren. Sie kann
sich den Luxus der extensiven Kultur nicht gestatten. Der Unterschied im Arbeits-
produkt zwischen extensiver und intensiver Kultur ist gewaltig, er beträgt hier in
Argentinien bei der Viehzucht sicherlich das tausendfache. Wie will man einen
Ausgleich schaffen, der die Grundrente beseitigt? Jeder Mensch ist bereit für ein der
Mannskraft entsprechendes Stück Weideland, Jagdland (extensive Kultur), zehn-
zwanzig-, 100fache des Produktes der Mannskraft bei intensiver Kultur an Pachtgeld
anzubieten.


Hier tritt nun auch schon der Einfluß der Volksdichtigkeit in Erscheinung. Je dichter
die Bevölkerung, desto intensiver muß der Boden bearbeitet werden und je intensiver
der Boden bearbeitet werden muß, umso größer ist der Unterschied des Mannskraft-
produktes zwischen extensiver und intensiver Kultur. Die Grundrente wächst also aus
technischen Gründen zusammen mit der Dichtigkeit der Bevölkerung. (Diese Dinge
sind in der NWO sehr liebevoll behandelt worden.) Das hier Gesagte bezieht sich auf
das Arbeitsprodukt. Jetzt wollen wir diese Dinge auch vom Standpunkt des
Arbeitsertrages betrachten.


Die Arbeitsteilung bringt die Notwendigkeit mit sich, die Produkte der Arbeit auszu-
tauschen. Dieser Austausch ist mit Transport und Handel verbunden. Je enger die
Menschen zusammenwohnen, umso geringer sind die Transport- und Austausch-
kosten. Dazu kommen die gesellschaftlichen Vorteile des Zusammenschlusses. 
Früher rechnete man noch mit der größeren Sicherheit. Das führt zur Bildung von
Marktplätzen, von Dörfern, von Flecken und von Städten und Großstädten. Wo diese
Städte gebaut werden, ist hier von keinem Interesse. Irgendwo werden sie gebaut.
Aus einem Dorf wird Düsseldorf, aus einer Burg wird Petersburg. Die Vorteile, die zur
Bildung der Städte geführt haben, sind naturgemäß im Zentrum am größten. Die
Vorteile der Stadt dehnen sich auf das umringende Land aus. Je näher der Bauer der
Stadt, umso größer ist sein Arbeitsertrag. Sein Land mag am Ende schlecht sein,
schlechter als das der fernab lebenden Bauern. Aber Dank der Nähe der Stadt wird
dieser Nachteil im Arbeitsprodukt beim Arbeitsertrag wieder ausgeglichen (und nicht
nur ausgeglichen). Er hat nur 10 Liter Milch und bekommt dafür 5 Franken. Der 
andere hat mit gleicher Arbeit 20 Liter geschafft und bekommt dafür 4 Franken. Und
muß die mit den 4 Franken eingekaufte Medizin nun noch tageweit transportieren. Das
Zentrum einer Stadt ist keine durch Kapital geschaffene Lage. Es ist eine automatisch
sich einstellende geometrische Notwendigkeit. Wer Eigentümer dieses Zentrums ist,
braucht nicht mehr zu arbeiten. Er verpachtet die Vorteile der Lage und diese Vorteile
bedeuten oft in einem Jahr so viel, wie das gesamte im Laufe der Zeit für öffentliche
Straßen verausgabte Kapital. Die Bedeutung eines solchen Stadtzentrum wächst
natürlich zusammen mit der Bevölkerungsdichte. Sie wächst genau so weit, wie die
Vorteile der Arbeitsteilung wachsen können. Wenn die Größe der Stadt nicht selbst
wieder Nachteile hätte, dann würde das Volk einen Vorteil darin finden, nur eine ein-
zige Stadt, die Weltstadt zu bilden. Die Kapitalanlagen für Straßen, Straßenbahnen,
Kanäle, Häfen, Telephon usw. haben keine Dezentralisation herbeigeführt, im
Gegenteil, eine starke Weiterentwicklung der Zentralisation, trotz der ungeheuren
Lasten durch die Grundrente. Gewiß, man kann in die Wolken hinein bauen. Man
kann dort oben freien Baugrund suchen und schaffen. Das hemmt einigermaßen die 


290







Macht der Grundbesitzer. Aber so sicher, wie der zweite Stock mehr kostet als der
erste, und der erste schon darum stärker gebaut werden muß, weil ihm ein zweiter
aufgesetzt wird, so sicher ist es auch, daß ein Ladenlokal im 35. Stock weniger
Miete einbringt als ein gleiches Lokal im gleichen Hause zu ebener Erde, trotz der
viel größeren Baukosten. Freiland ja, so viel man will, bis in das Erdinnere, bis zu
den Sternen. Aber dieses Freiland ist immer nur ein Notbehelf und steht wirtschaft-
lich hinter dem besetzten Land zurück. Die Mitglieder des S.F.B. erheben aber An-
spruch auf alles Land einschließlich des schlechtesten und des besten. Und streben
nach Macht um diesen Ansprüchen gegen den Widerstand der Grundbesitzer
Geltung zu verschaffen. Es handelt sich mit diesem Freiland, das man in Sibirien, in
den luftigen Höhen der Wolkenkratzer findet, um einen Ersatz, wie die Steine wäh-
rend des Krieges dem deutschen Volk ein Ersatz waren für das Brot. Die Möglichkeit
solchen Ersatz zu schaffen, beweist zwar, daß die bodenreformerische Lehre von
der Unersetzlichkeit des Bodens nur bedingt richtig ist, aber diese Lehre ist nur ein
Stein im Bau der Bodenreformlehre. Trotzdem müßte man sich hier vorsichtiger aus-
drücken, um Einwänden, wie die von Roth vorzubeugen. Die Erde ist sicherlich rela-
tiv unersetzlich und die aus dieser Unersetzlichkeit entstehenden Hemmungen kön-
nen genau mit der Grundrente gemessen werden. Sache des Rechtsanwaltes und
Vorsitzenden des S.F.B. wäre es gewesen, die Freilandlehre in diesem Punkt formal
zu berichtigen, nicht aber sie umzuwerfen. Das versuchen die Gegner schon allein.
Die relativen Wahrheiten sind immer schwerer zu verteidigen als die absoluten.
Darum wäre es auch besser, wenn man bei der Propaganda die „Unersetzlichkeit“
der Erde nicht so in den Vordergrund stellte. Dafür aber die Differenzierung der Erde
in Fruchtbarkeit und wirtschaftlicher Lage, Differenzen, die dem Lohn und Arbeits-
ertrag gegenüber nur durch die Grundrente nivelliert werden können. Damit fallen
dann die Einwände, die auf Bernoullis Kritik in der Replik gemacht werden, in das
Gebiet des Unwesentlichen, während ihnen entscheidende Bedeutung zugemessen
werden Das soll nicht hindern, daß man diese Einwände auch noch als irrig wider-
legt, wenn sie sich als solche erweisen. Und es wäre wahrhaftig fast ein Spaß für
einen Menschen, der die Freilandlehre intus hat, die Hinfälligkeit der Roth’schen
Einwände nachzuweisen. Ich möchte hier in der Frage der Begrenztheit der Erd-
oberfläche nur darauf aufmerksam machen, daß Roth völlig unfähig ist (wegen sei-
ner natürlichen Einstellung zur Freilandfrage), den Freilandstandpunkt einzunehmen.
Er hat vergessen zu sagen, daß die Erdoberfläche zwar relativ unbegrenzt ist, daß
sie aber durch das Privateigentum am Boden für den Nichtbesitzer absolut begrenzt
ist. Was nützt es dem Proletarier, daß er auf den 35. Stock noch einen 36. aufrichten
kann, wenn der Grundbesitzer ihm das Fundament versagt? Was nützt es ihm,
wenn er auch imstande wäre, dem Boden eine doppelte Ernte abzunötigen, wenn
der Grundbesitzer sich mit extensiver Kultur zufrieden gibt? Der Proletarier sagt:
räumt mir den Schmarotzer aus dem Wege und dann werde ich euch zeigen, daß
ich die Grenzen der Erdoberfläche noch um viele Grade verlegen kann. Was nützt
heute dem Europäer, daß in Nordamerika so viel Land frei ist, wenn Verbrecher und
Räuber ihn bei der Landung abweisen können. Für ihn ist die amerikanische Staats-
grenze eine absolute Grenze. Sie muß zerschmettert werden, wenn sie wieder rela-
tiv werden soll. Daß ausgerechnet ein Rechtsanwalt den Rechtsstandpunkt bei sei-
nen Betrachtungen vergessen kann, muß uns doch wunder nehmen. Kein Rechts-
anwalt, und auch Roth nicht, wird jemals sagen, daß heute die Eigentumstitel nur
relative Gültigkeit haben. Er wird auf die Öffentlichen Machtmittel hin-
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weisen zum Beweis, daß sie absolute Geltung haben. Damit wäre aber erwiesen, daß
die Betrachtungen über die relative und absolute Begrenztheit der Oberfläche abwegig
sind. Zur Zeit Josephs in Ägypten gehörte alles Land dem Pharao. Ohne Pharao’s
Erlaubnis durfte kein Acker gepflügt werden. Wäre es Pharao eingefallen von seinem
Land den Juden nicht mehr abzutreten, als zur Ernährung einer beschränkten
Judenzahl nötig war, so hätte er sich das Ersäufen der Kinder sparen können. So hart
wie die Eigentumstitel wäre auch die Begrenztheit der Erdoberfläche für die Juden
gewesen.


Der Bodenreformer, der behauptet (der Vorsitzende des S.F.B. zählt sich weder zu
den Bodenreformern, noch zu den Freiländern), daß die Erde unbegrenzt viele
Menschen ernähren kann, drückt sich unvorsichtig aus. Das Bevölkerungsgesetz,
wonach sich die Menschen ins Endlose vermehren (könnten), während die Erde
immer nur für eine begrenzte Zahl Nahrung bietet, gilt auch für Freiland. Wir anerken-
nen aber, daß diese Grenze erweitert werden kann, und daß heute das Privateigentum
am Boden, neben dem Kapitalzins solcher Erweiterung praktisch ein fast unübersteig-
bares Hindernis in den Weg legt. Wir wollen diese Grenze weiterrücken und uns einen
für eine Reihe kommender Generationen schier endlos erscheinenden neuen
Spielraum schaffen. Was nachher geschieht, wenn in 1000 Jahren die Menschheit in
verzehnfachter Anzahl wieder vor demselben Problem steht, das ist nicht unsere
Sorge. Die verzehnfachte, in Frieden lebende Menschheit wird dann die Technik viel-
leicht so verbessert haben, daß die Grenze wieder weiter geschoben ist, aber
Hemmungen, aus der Natur entspringende Hemmungen, werden stets die unendliche
Vermehrung der Menschen verhindern. Es werden aber natürliche Hemmungen sein,
die der Mensch so weit respektiert, als er sie nicht bemeistern kann. Hier aber, mit
dem Privateigentum am Boden, handelt es sich um eine von Verbrechern geschaffene
künstliche Hemmung und nur Willenssache ist es, diese Hemmung zu zerschmettern
und sie unserem Drang nach Fortschritt und Lebensfreude aus dem Wege zu räumen.


Aus der Replik geht als Sinn der These etwa folgendes hervor: Der Boden ist wie
irgend ein Arbeitsprodukt zu betrachten. Man schafft ihn nach Belieben. Der für ihn
bezahlte Preis wird infolgedessen durch seine Produktionskosten beherrscht. Steigt
der Bodenpreis über diese Produktionskosten hinaus, so wird mehr Boden geschaffen,
beliebig viel und das so wachsende Angebot drückt den Preis wieder auf die Höhe der
Produktionskosten. Was man daher für den Boden bezahlt an Pacht oder Rente, ist
nur ein anderer Name für Kapitalzins. Die Bodenrente, alias Kapitalzins, muß darum
alle Schwankungen des Zinsfußes mitmachen. Steigt der Zinsfuß, so muß, sofern die
Nachfrage nach Boden anhält, auch die Rente des Bodens steigen, und zwar nicht nur
die Rente des neu geschaffenen Bodens, sondern die Rente schlechthin, die Rente
des gesamten Bodens. Die Bevölkerungszunahme wirkt nur so weit auf den Boden-
preis als sie durch Erhöhung der Rente den Anstoß gibt zu neuer Landproduktion. 
So wie dieses Neuland aus dem Backofen kommt, fällt die Grundrente wieder auf die
Produktionskosten. So daß der Satz: Die Grundrente steigt mit der Volksdichte, falsch
ist. Die Volksdichte schafft sich den nötigen Boden selbst, so daß das Bodenangebot
stets der Nachfrage entspricht, entsprechen muß. Die Fruchtbarkeit, die natürliche
Fruchtbarkeit ist ohne Belang für den Preis des Bodens. Vorausgesetzt, daß 
schlechter Boden dieselben Produktionskosten verursachte als guter Boden besteht
für beide Böden die gleiche Nachfrage, zahlt man dieselbe Pacht. Der hohe Preis, 
den man für Bauland im Stadtzentrum be-
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zahlt, beweist wie viel Geld die Produktion dieses Bodens gekostet hat. Die
Produktionskosten müssen selbstredend verzinst werden. Mit Freigeld wird der
Zins verschwinden. Dann wird der Boden keine Rente mehr abwerfen. Dann hat 
es keinen Zweck mehr, mit dem Boden zu sparen. Dann baut man nur mehr ein-
stöckige Häuser. Dafür, daß dann niemand mehr Boden als heute beanspruchen
wird, sorgt der Schwund des Bodens. Der von den Bodenmaschinen gelieferte
Boden, der backsteinförmige mehr noch als der wurstförmige hat alle Eigenschaf-
ten der Waren, der Fabrikwaren, er schwindet an der Sonne wie Aprilschnee, im
Regen zerfließt er wie Zucker. Trotzdem heißt es auch von diesem Boden: Du bist
der Fels und auf diesem Felsen will ich meine Kirche bauen. Wie solches mit den
oben genannten Eigenschaften des Bodens vereinbar sein kann, ist das einzige
Welträtsel, das dem Papste schlaflose Nächte verursacht. Eine andere Eigen-
tümlichkeit des Bodens, auch Neuland genannt, ist die, daß das Neuland keinen
Raum einnimmt, denn so viel Neuland auch produziert würde, die Grenzen des
Landes brauchten nicht erweitert zu werden. Die Geometer bemühen sich seit 
langem um die wissenschaftliche Lösung dieses Rätsels. Man erklärt sich das
Wunder so, daß man annimmt, das Neuland schaffe sich seinen Platz selbst 
zwischen den Gletschern, in den Sümpfen, die bei der Vermessung des Landes
nicht mitgezählt worden seien. Wie bei den meisten Waren, so hat auch bei der
Bodenproduktion die Erfindung der Dampfmaschine die Produktionskosten außer-
ordentlich herabgesetzt. Die Handarbeit lieferte früher einen Meter Leinenstoff und
1/2 Meter Land (Boden) im Tag. Jetzt, mit den modernen Maschinen kann ein Mann
im Tag 20 Meter Stoff liefern und 35 Meter Boden. Die Produktionskosten des
Bodens sind darum auch um 29% gesunken, was durch einen Vergleich der heuti-
gen Bodenpreise mit den Preisen, die man früher bezahlte, einwandfrei festgestellt
werden kann. Weil der Boden so billig geworden ist, braucht auch kein Europäer
mehr auszuwandern. Die von der Statistik gelieferten Zahlen sind gefälscht. Es soll
Einwanderer statt Auswanderer heißen. Die Rückwanderung hat Amerika völlig
entvölkert. Die Bodenproduktion überschreitet aber trotz der Rückwanderung den
Bedarf an Boden. Die Volkszahl wächst in arithmetischer, die Bodenproduktion in
geometrischer Progression. Wir haben zur Zeit eine Überproduktion an Boden. Die
Hälfte der Bodenwerke stehen zur Zeit still. Aber da der Boden schnell schwindet,
wird dadurch das Gleichgewicht zwischen Vorrat und Bedarf wieder bald herge-
stellt sein, wie das bei den Kartoffeln der Fall ist, wo eine reiche Ernte durch den
Schwund nur für einige Monate auf den Preis drückt. Auf dieses Schwinden des
Bodens darf natürlich niemand aufmerksam gemacht werden. Weil man bisher den
Boden für eine dauerhafte Ware hielt, dauerhafter sogar als die Pyramiden, gaben
die Hypothekenbanken den Bauern billigen Kredit, Hypothekarkredit. Erfahren nun
die Kapitalisten, daß man sie hier betrogen hat, daß der Boden schwindet, daß er
verfault, verbrennt, daß er aus der Mode kommt, daß er von den Regenwürmern
nicht, wie man behauptete, gelockert wird, sondern gefressen, daß er wie Glas zer-
bricht, daß ihn die Spitzbuben stehlen, so werden die Banken lieber die Waren, die
Heringe, den Tabak hypothekieren, der Bauer wird darum kein billiges Geld mehr
bekommen. Bei einem Schwund von nur 10%im Jahr verlieren ja die Kreditgeber in
10 Jahren das Pfand. Zum Glück ist der Boden in einem Punkt den Waren über-
legen: Der Schwund, der die Waren in Staub verwandelt, wirkt beim Boden, wie die
allhundertjährige Krankheit beim ewigen Juden: sie verjüngt den Boden und den
Juden, macht ihn nach Raubbau wieder automatisch fruchtbar. Brache heißt diese
Krankheit. Und noch eins: der
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jungfräuliche Boden (tierre virgen), den noch kein Pflug befleckt hat, der Zeit
gehabt hat, 100 x 1000 mal zu schwinden und zu verschwinden, der ist der beste
Boden, den bezahlt man am besten, der ist, weil er aus Krankheiten zusammen-
gesetzt ist, ewig. Und hat keine Produktionskosten verursacht und wird trotzdem
bezahlt. Wonach mag sich in solchen Fällen der Preis richten? Schließen wir
aber lieber die Augen, denn sonst wird ja die These gefährdet.


These 2. Der Wertzuwachs des Landes in städtischen und gut bevölkerten
Landgegenden ist wirtschaftlich nicht die Folge der Zunahme der Bevölkerungs-
dichte, sondern die Folge der durch die bereits vorhandenen, künstlichen
Einrichtungen bessern Eignung dieses Landes zu rentablerer Verwertung und
Ausnutzung.


Kritik: Der Satz ist widerlegt durch das Memorial Roth, Absatz 8 [Memorial, d. h.
die hier nicht veröffentlichte Arbeit, aus der die Thesen abgeleitet wurden.]:


„Während der Kriegs- und Revolutionszeit sind Städte, die sich entvölkerten,
in der kürzesten Zeit ganz unbewohnbar und ihr Grund und Boden teilweise ganz
wertlos geworden.“ Wenn der Damaschke’sche Begriff des Wertzuwachses
ersetzt wird durch den Begriff der Preissteigerung, gewinnt man den sicheren
Boden, auf dem die Frage mit Aussicht auf Erfolg behandelt werden kann. Die
Preissteigerung ist die Folge erhöhter Nachfrage. Nachfrage nach Boden wird
gehalten durch den als Bodenbenützer auftretenden Menschen. Steigerung der
Nachfrage ist somit bedingt durch den Zuwachs an Menschen. Schon der
Säugling tritt als Konsument auf, er drängt nach einer vermehrten Boden-
nachfrage. Dazu kommt die verstärkte Nachfrage nach Nahrungsmitteln, die 
wiederum in die verstärkte Bodennachfrage einmündet.


Replik: Das Bestechende an dieser Argumentation liegt in dem Umstand
begründet, daß tatsächlich überall da, wo hohe Landpreise anzutreffen sind,
auch fast regelmäßig eine große Bevölkerungsdichte zu konstatieren ist, und daß
in Städten und Gegenden, wo die Bodenpreise steigende Tendenz zeigen, auch
die Bevölkerungsdichte zunimmt und umgekehrt. Wir müssen uns aber von vorn-
herein gegenwärtig halten, daß derartige Parallelerscheinungen durchaus nicht
immer direkt, nicht immer causal unter einander verhängt sein müssen, sondern
daß ihnen auch eine gemeinsame Grundursache zugrunde liegen kann, so daß
die causale Abhängigkeit zwischen den Parallelerscheinungen nur indirekt gege-
ben zu sein braucht. Fisch und Wasser sind auch Parallelerscheinungen, und
trotzdem ist es noch lange nicht ausgemacht, daß es nur deshalb Fische gibt,
weil es Wasser gibt, oder Wasser, weil es Fische gibt; nach religiösen Vor-
stellungen erschuf Gott nicht nur das Wasser, sondern auch die Fische selbst-
herrlich und dieser selbstherrliche Akt der Genesis ist die Ursache der Existenz
sowohl der Fische wie des Wassers, so daß es keinen Sinn mehr hat zu fragen,
in welcher Reihenfolge die beiden Erscheinungen unter einander causal bedingt
sein sollen.


Und nun – um gleich anhand dieses Beispieles fortzufahren – können wir
erfahrungsgemäß immer da am meisten Fische treffen, wo für sie die meiste und
beste Nahrung zu finden ist, gleichgültig, ob die Zunahme der Zuwanderung oder
der starken Vermehrung der unter den günstigen Bedingungen lebenden Fischen
zuzuschreiben ist. Bei den Menschen verhält es sich ähnlich; ein unbedeutender
Unterschied liegt einzig darin, daß der 
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Mensch die natürlich gegebenen Lebensbedingungen bis zu einem gewissen Grade
auch künstlich beeinflussen kann, was die Fische nach dem Stande der bis heute
gegebenen Beobachtungen nicht zu tun vermögen. Wir haben noch keinen Hecht
getroffen, der sich künstlich Kleinfischzuchtanlagen eingerichtet hätte.


Nehmen wir nun ein fischreiches Bächlein. Ein Angelfischer entdeckt und pachtet
es. Er bezahlt für sein Fischereirecht die Grundrente. Seine Ausbeute ist groß und
erweckt den Neid seiner Sportfreunde. Nach Ablauf der ersten Pachtperiode treten
die Konkurrenten auf und treiben den Pachtzins in die Höhe. Die Bevölkerungs-
dichtigkeit in der Gegend ist möglicherweise gleich geblieben und trotzdem hat sich
die Grundrente für dieses Bächlein erhöht. Nun wird eingewendet, die Fischer oder
Pachtliebhaber in der Gegend hätten sich aber vermehrt und nur die erhöhte
Nachfrage habe den Pachtzins in die Höhe getrieben. Das stimmt und stimmt nicht.
Wir behaupten, daß auch schon die Nachfrage lediglich die Folge des Fisch-
reichtums des Bächleins oder allgemeiner der günstigen Fischereibedingungen ist
und in gleicher Weise, wie der sich aus der Nachfrage ergebende hohe Pachtzins
und auch der nun gestiegene Bodenpreis des Bächleins, vom Fischreichtum ab-
hängig ist; geht aus irgend einem Grunde der Fischreichtum zurück, so schwindet
auch der Pachtzins und der Bodenpreis wieder, auch da wieder ohne Rücksicht auf
die Bevölkerungsdichte.


Die sich aus diesem Beispiel ergebenden Einsichten sind für das Wesen der
Grundrente und der Bodenpreise typisch und daher allgemein gültig. In Amerika wird
ein neues Goldfeld entdeckt. Es erfolgt eine gewaltige Zuwanderung und treibt die
Bodenpreise in die Höhe. Die Nachfrage ist gestiegen. Sobald sich die Gold-
förderung quantitativ erschöpft hat, oder nicht rentiert, geht die Nachfrage und die
Bevölkerungsdichtigkeit wieder zurück. Venedig war die längste Zeit die mächtigste
Hafenstadt des Mittelmeers; als sich die natürlichen und künstlichen Bedingungen
der Schiffahrt in der Welt zu ungunsten Venedigs verändert hatten, gingen dort die
Bevölkerungsdichte und die Bodenpreise zurück. Der Rückgang der Bodenpreise ist
nicht die Folge des Rückgangs der Bevölkerung, sondern beide hängen als
Erscheinungen von tiefer oder höher liegenden Ursachen ab, die wir allgemein als
die Lebensbedingungen bezeichnen können. Es ist sogar denkbar, daß die
Bevölkerungsdichtigkeit abnimmt und die Bodenpreise steigen, und ein Beispiel
Zeigt, das die „N. Z. der Arbeit“ kürzlich voll Entrüstung gemeldet hat:


In Amerika wurde von einem Konsortium eine ganze Stadt auf Abbruch gekauft,
weil sie sich auf einem Petrolfelde befand; die Bevölkerung wich, und trotzdem
waren die Preise gestiegen. Die Bevölkerungsdichte mag sekundär zu den den
Bodenpreis bestimmenden „Lebensbedingungen“ mitgezählt werden, sie darf aber
keinesfalls zur eigentlichen Ursache und Devise des Bodenpreises und seiner
Schwankungen gemacht werden. Gewisse Berufsarten und damit auch gewisse
Kreise der Menschen sind in ihren subjektiven Lebensbedingungen von einer ge-
wissen Bevölkerungsdichte abhängig, andere nicht. Daraus folgt, daß die preis-
bildenden Faktoren des Bodenpreises viel weiter gefaßt werden müssen als dies in
der Grundrententheorie Gesells geschehen ist. Maßgebend sind die allgemeinen
Lebensbedingungen, welche einem bestimmten Boden in den Augen eines bestim-
men Menschen einen objektiven oder subjektiven Wert geben können. Dabei ist
grundsätzlich das Bedürfnis eines sich nach Einsamkeit sehnenden Menschen, der
sich irgendwo in einer unbewohnten menschenleeren Gegend niederzulassen
gedenkt, genau gleichzusetzen dem Bedürfnisse des jungen Arztes, der wegen 
seiner beruflichen Tätigkeit auf dichter bewohnte Gegenden angewiesen ist.
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Die Nachfrage allein als Ursache des Bodenpreises hinzustellen, geht auch nach der
allgemeinen Preistheorie, wie sie sich auf Grund des Gesetzes von Angebot und
Nachfrage ergibt, keinesfalls an. Der Bodenpreis kann in seinen Schwankungen
ebensosehr bedingt sein durch die Veränderungen auf der Angebots-, wie durch
Veränderungen auf der Nachfrageseite. Wenn kurz nach dem ersten Fischbächlein
noch mehrere gleich gute Bächlein in der gleichen Gegend entdeckt werden, so wird
die supponierte erhöhte Nachfrage durch das nun mögliche, erhöhte Angebot 
kompensiert. Dieses doppelte Spiel in der Preisbildung ist auch für den Bodenpreis
ganz allgemein gegeben. Und wenn gesagt wird, daß das Angebot an Land ein
beschränktes sei, und daß daher ausnahmsweise für das Land einzig die Nachfrage
ausschlaggebend sei, so ist dies, wie im Zusammenhang mit der Frage der
Begrenztheit der Erdoberfläche bereits erörtert worden ist, nur vom absoluten
Standpunkte aus richtig und dann nicht nur für das Land, sondern auch für die
Materie.


Auch die Annahme, daß jeder Mensch schon von Geburt an als Konsument die
Nachfrage nach Land erhöhe, ist nur bedingt richtig. In jedem Menschen steckt auch
von vornherein der Produzent und nicht der Konsument allein. So gut der neue über-
schüssige Mensch sich mit seiner Kraft die Lebensmittel verschaffen helfen kann,
kann er auch an der Ausbeutung neuen Landes oder an der intensiveren Ausbeutung
und Ausnützung des bereits kultivierten Landes mitwirken, so daß die durch ihn
bedingte Erhöhung der Nachfrage durch die dank seiner Produktionskraft ebenfalls
gegebenen Erhöhung des Angebote von vornherein wettgemacht wird.


Gesell: In „gut bevölkerten“ Landgegenden wächst die Rente nicht, weil die Gegend
sich noch besser bevölkert, sondern weil die vorhandenen, künstlichen Einrichtungen
(soll wohl heißen die Kapitalanlagen?) eine rentablere Verwertung zulassen.


Jeder, der diese These liest, sagt sich: halt, „gut bevölkert“ muß in der These, wo
man gewöhnlich die Worte spart, eine wichtige Bedingung der „rentableren
Verwertung“ einschließen. Da dies aber in der These wieder verneint wird, so handelt
es sich wohl hier um ein von der Harmonie des Schreibmaschinengeklappers gefor-
derte Verlängerung des Satzes. Vielleicht aber hat das Wort einen moralischen Sinn,
aber dann hätte es genügt zu sagen: in katholischen Landgegenden wächst die
Grundrente, wenn etc. Das würde man verstehen, denn in einer von Bolschewisten
bevölkerten Landgegend wächst die Grundrente gewiß nicht, wenn die „bereits vor-
handenen künstlichen Einrichtungen eine rentablere Verwertung zulassen“.


Aber hier ist ein anderes Wort, das mich stutzig macht. „Die bereits vorhandenen
Einrichtungen.“ Diese Einrichtungen sind Produkte einer Kapitalanlage und unter-
liegen als solche der freien Konkurrenz. Wie kommt es nun, daß diesen Kapitalan-
lagen, die einen Wertzuwachs erfahren haben, keine Konkurrenz erwächst, die den
Wertzuwachs wieder zu nichte macht? Findet die Konkurrenz am Ende keinen Boden
mehr auf dem sie sich etablieren kann? Das kann nicht sein, weil ja der Boden bei
der Grundrente keine Rolle spielt, weil man den Boden ja auch beliebig vermehren
kann (s. Replik zu These 1).


Die „rentablere Verwertung“ kann nur in einer größeren Spannung Zwischen Lohn
und Produkt bestehen. Da laut These 1 die Rente Kapitalzins ist, und infolgedessen
immer um den allgemeinen Zinsfuß herum pendeln muß, so müßte die Erklärung für
die rentablere Verwertung anderswo gesucht werden. Beim Lohn ist sie nicht zu 
finden, beim Kapital-  Kapitalzins
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zins auch nicht und eine Grundrente gibt es laut These 1 nicht. Also lassen uns die
Thesen hier im Stich.


These 3. Der gleiche Wertzuwachs ist nicht Grundrente, sondern Kapitalzuwachs,
er kürzt den Arbeitsertrag nicht.


Kritik: Beim Begriff Wertzuwachs (Preissteigerung) ist zu unterscheiden:


a) Preissteigerung erzielt durch Aufwendungen des Bodenbesitzers.


b) Preissteigerungen erzielt durch Aufwendungen der benachbarten
Bodenbenützer.


Der „Kapitalzuwachs“ im Falle a: Bei einem Verkauf wird das Bodenbesitzrecht 
als eine jährliche, arbeitslose Rente garantiert und zuzüglich des Preises der vom
Vorbesitzer durchgeführten Meliorationen in Rechnung gestellt. Der wirkliche
Verkaufspreis richtet sich selbstverständlich nach dem Verhältnis von Angebot zu
Nachfrage. Im erzielten Preise sind aber auf alle Fälle beide Elemente, Meliorationen
und kapitalisierte Rente, bezahlt.


Fall b: Bei einem Verkaufe wird das Bodenbesitzrecht verkauft, das erst jetzt dem
Verkäufer eine kapitalisierte Rente einbringt. Die Höhe dieser kapitalisierten Rente 
ist im wesentlichen durch Aufwendungen von Seite Dritter bestimmt worden.


Replik: Nach dem bereits über das Verhältnis zwischen Bevölkerungsdichte und
Bodenpreis gesagten hat die Behauptung, daß in jeder Preissteigerung auch
Kapitalrente enthalten sei, keinen Sinn mehr. Es ist möglich, und in den städtischen
Gegenden war dies in den letzten Epochen die Regel, daß der Bodenwertzuwachs
zum Teil der Zunahme der Bevölkerungsdichte zugeschrieben werden muß, soweit
wenigstens Wohnland oder Bauland in Betracht fällt. Die starke Bevölkerungsdichte
vermehrte in der arbeitsteiligen Wirtschaft die Ausbeutungsmöglichkeiten als Platz
(für Wohn- und Werkstatt) und daher weist das Land in dichtbevölkerten Gegenden
meistens bessere Lebensbedingungen für den Großteil der Menschen auf als
abseits gelegenes Land. Trotzdem aber hat die Bevölkerungsdichte an und für sich
nicht die Entstehung von Rente zur Folge. Es ist dies eine Schlußfolgerung, die die
Ausbeutung des Landes von vornherein der Ausbeutung der Mitmenschen gleich-
setzt und sie damit verwechselt. Mit dieser Frage werden sich die weiter unten 
stehenden Abschnitte noch speziell befassen. In Ergänzung und teilweiser Abände-
rung früherer Ausführungen möchten wir hier den Wertzuwachs des städtischen
Bodens nochmals schematisch in seiner Entstehung erklären.


Der Wertzuwachs einer Liegenschaft in der Stadt ist bedingt durch:


a) die Vorteile, welche die eigenen künstlichen Einrichtungen in sich schließen, wie
Bauen, Umgebungsarbeiten.


b) Die Vorteile, welche die künstlichen Einrichtungen des Nachbarlandes und des
gesamten städtischen Gemeinwesens bieten, wie Straßen, Wasserversorgung,
Elektrizitäts-, Gasversorgung, Eisenbahnen, Ordnungsdienst usw. usw.


c) Die Vorteile, welche das Zusammenleben in der Stadt in gesellschaftlicher und
wirtschaftlicher Hinsicht bringt.


Der Zuwachs kann nun bedingt sein durch eine allgemeine oder eine teilweise
Zunahme der sub. a, b, c genannten Vorteile. Eine Zunahme der Bevölkerung allein
begünstigt fast regelmäßig die sub c genannten Vorteile, aber auch nicht not-
wendigerweise, da es sehr gut denkbar ist, daß eine Zu-
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nahme der Bevölkerung stattfindet, ohne daß sich speziell das wirtschaftliche Zusammen-
leben günstiger gestaltet. Anderseits ist denkbar, daß eine bloße Vermehrung der sub. c
erwähnten Vorteile die Bodenpreise steigert, ohne daß eine Bevölkerungszunahme voran-
gegangen wäre. Es sind ja alle Variationen und Kombinationen denkbar.


Gesell: Folgerichtig aus These 1 und 2 abgeleitet. Hätte vorsichtiger ausgedrückt werden
können. Etwa so: er bedeutet keine neue Kürzung des Arbeitsertrages. Vom Standpunkt des
vollen Arbeitsertrages bedeutet jeder Zuwachs an arbeitslosem Einkommen, mag er kom-
men, woher er will, eine Kürzung des Arbeitsertrages, die einhergehen kann mit einer
Steigerung des Geld- und Reallohnes.


These 4. Wirtschaftlich ungerechtfertigter Wertzuwachs kann nur infolge gemeinschaftlich
falsch betriebener Politik entstehen und nur auf diesem Wege bekämpft, resp. korrigiert 
werden.


Kritik: Wirtschaftlich ungerechtfertigter Wertzuwachs betrifft den Fall b, siehe oben 
(These 3). Hier ist nun zu unterscheiden:


1. Preissteigerung eines Terrains infolge von Anlagen aus öffentlichen Mitteln: Straße,
Tram, Bahn, Rathaus usw.


2. Preissteigerungen infolge von Anlagen aus privaten Mitteln: Fabrikanlagen,
Villenquartiere, Warenhäuser usw.


3. Preissteigerungen infolge eines allgemeinen Bevölkerungszuwachses:
Geburtenüberschuß, Zuwanderung.


Die drei Fälle treten nie rein auf. Sie vermischen sich und unterstützen einander gegen-
seitig.


Die Umlegung der Kosten von ganzen Straßenbahnen, Kanälen, Straßen auf den an-
liegenden Grundbesitz wird heute schon durchgeführt und funktioniert ordentlich. Eine
Umlegung von Kosten für Promenaden, für den Bau einer Universität, einer Bahn, von
Landstraßen usw. usw. wäre nur mit den größten Schwierigkeiten und Ungerechtigkeiten
durchzuführen. Prozesse ohne Ende, durch Eingriffe des Staates in ein staatlich aner-
kanntes und garantiertes Recht, das Recht des privaten Grundbesitzes.


Die unter 1 angeführten Preissteigerungen können somit auch durch die vorgeschlagene
rigorose Gemeindepolitik nicht zu gunsten der Allgemeinheit erfaßt werden. Die Fälle 2 und
3 werden überhaupt nicht erfaßt.


Replik: Es wäre zwar denkbar, daß die Besteuerung des Grundeigentums in städtischen
Gemeinwesen da und dort noch vollkommener gestaltet werden könnte, oder daß, nament-
lich unter freiwirtschaftlichem Einfluß, die Gemeinwesen mit der Zeit einmal verzichten 
würden, mit den öffentlichen Mitteln so großartig und so leichtfertig umzuspringen, wie es
die modernen Städteverwaltungen seit einigen Jahrzehnten zu tun gewohnt sind. Trotzdem
vermag die vorstehende Bemerkung immer noch teilweise richtig bleiben, und dies voraus-
gesetzt, fragt es sich nun, ob die Wegnahme dieser Gewinne unbedingt notwendig ist, um
zu einer gerechten natürlichen Wirtschaftsordnung in diesem Punkte zu gelangen.


Zunächst ist zu sagen, daß die Gewinne zum größten Teile durch Verluste kompensiert
sind. Zu diesen kompensierten Gewinnen gehören z. B. alle Gewinne, die infolge
Zuwanderung entfielen. Wenn eine Zuwanderung irgendwo stattfindet, findet anderswo eine
Abwanderung statt. Bringt demnach allein die Zuwanderung einen Gewinn, so muß not-
wendigerweise am Abwanderungsorte ein Verlust entstehen. Gewinn und Verlust bleiben 


298







in privaten Händen und müssen sich angleichen, wenn die Allgemeinheit eine ge-
rechte Korrektur vernehmen wollte. Ein Ausgleich ist praktisch undurchführbar und
jedenfalls wäre die Wegnahme der Gewinne ohne Deckung der Verluste ungerecht.
Zu den kompensierten Gewinnen gehören auch alle diejenigen, welche durch irgend-
welche privaten oder öffentlichen Aufwendungen bedingt sind; hier stehen die Auf-
wände als Verluste den Gewinnen gegenüber. Sind diese Aufwände aus öffentlichen
Mitteln erfolgt, so trifft der Verlust die Allgemeinheit. Den Gewinn haben die Boden-
besitzer. Hier liegt zweifellos eine Ungerechtigkeit vor. Handelt es sich aber um die
Aufwände, welche die Bodenbesitzer übernommen haben, so gehören die Gewinne
ihnen und nicht der Allgemeinheit. Ob die privaten Bodenbesitzer unter sich, jeder im
richtigen Maße von seinem Aufwände profitieren kann, interessiert die Allgemeinheit
nicht. Nicht kompensiert bleiben einzig die durch Geburtenüberschuß entstandenen
Gewinner; entstehen durch Geburtenüberschuß Gewinne, so sind diese, weil sie als
Gewinne eben nicht kompensiert, ebenfalls volkswirtschaftlich ungerecht.


Wir finden also zwei Arten von Gewinn aus Bodenpreissteigerungen, die vom 
allgemeinen Gesichtspunkte aus ungerecht oder unbillig sind: die Gewinne aus den
öffentlichen Aufwänden und die Gewinne aus der natürlichen Zunahme des
Menschengeschlechts.


Die ersteren sind, wie gesagt, die Folge einer nicht gerechten Verteilung der öffent-
lichen Lasten. Ähnliche Unbilligkeiten kommen auf dem gleichen Gebiete noch heute
vor. Sie werden bei einem klareren Betriebe der öffentlichen Verwaltung oder gar im
freiwirtschaftlichen Staate auf ein Minimum reduziert werden können. Jedenfalls
könnten sie eine Expropriation des Bodens nie rechtfertigen. Sie sind zu unbe-
deutend und außerdem liegt der Grund der Möglichkeit einer solchen Bereicherung 
keineswegs im Privateigentum, sondern in der unvollkommenen Verwaltung der
öffentlichen Mittel. Was also nicht auf dem Wege der Bessergestaltung der öffent-
lichen Verwaltung korrigiert werden kann, wird man weiter in Kauf nehmen müssen,
wie man bei der Unvollkommenheit der staatlichen Einrichtungen eben überhaupt
noch manche kleinere und größere Ungerechtigkeit in Kauf nehmen muß.


Die Gewinne aus dem natürlichen Zuwachs an Menschen müßten dann mit allen
Mitteln bekämpft werden, wenn sie ebenfalls bedeutend wären. Daß sie nicht be-
deutend sein können, läßt sich aus den relativ geringen Geburtenüberschüssen
schließen. Sie sind jedenfalls nie so bedeutend, daß es sich je lohnen könnte, in
irgend einer Form speziell darauf zu spekulieren. Wer heute etwa mit Bauland in der
Stadt spekuliert, rechnet nicht mit dem Geburtenüberschuß, weil sich derartige lang-
fristige Spekulationen in unserer „kurzlebigen“ Zeit gar nicht mehr lohnen, sondern
gewöhnlich wird bei einer derartigen Spekulation mit der Entwicklung der Stadt in
irgend einer Richtung gerechnet und ebenso oft gehen solche Spekulationen fehl.
Wenn dagegen die alteingesessenen Haus- und Landeigentümer ganz nebenbei
auch vom natürlichen Zuwachs der Menschen nach jahrzehntelangem Besitze etwas
profitieren, so hat dies nichts stoßendes an sich. Wenn überhaupt eine Stadt oder
ein Dorf ständig seinen durch natürlichen Geburtenüberschuß bedingten Zuwachs zu
ernähren vermag, so ist dies ein Zeichen allgemeinen Aufblühens, von dem nicht nur
die Grundeigentümer, sondern auch alle Gewerbetreibende profitieren. Auf alle Fälle
ist nicht einzusehen, warum dieser auf natürlichem Wege entgehende Gewinn ent-
zogen werden müßte. Es können solche Gewinnchancen ohne Bedenken in die
Kategorie der natürlichen Glückschancen, von denen das wirtschaftliche Leben 
überall durch-
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drungen ist, eingereiht werden. Mit der eigentlichen Grundfrage der Beseitigung des
arbeitslosen Einkommens hat dieser Gewinn, wie noch in anderem Zusammenhang
zu zeigen ist, gar nichts zu tun.


Gesell: „Wirtschaftlich ungerechtfertigter Wertzuwachs“. Wir können einpacken,
wenn es „wirtschaftlich gerechtfertigten Wertzuwachs gibt ”. Was hier gesagt wird,
heiß auf deutsch: Wertzuwachs, der die Produktionskosten des Bodens übersteigt 
(f. These 1), soll und kann durch steuerliche Maßnahmen konfisziert werden.


Sind es die Grundrentner, die so sprechen? Und wenn nicht, wie kann man den
Grundbesitzern die Macht nehmen, solche Steuern, wie bisher von sich abzuwen-
den? Weshalb sollen die Grundrentner auf die Abnützung ihrer Machtposition ver-
zichten? Namentlich, wenn nach These 1 der Grundbesitzer keine andern Interessen
haben kann, als wie alle ändern Kapitalisten? So daß es nur eine Kapitalistenfront
gibt, eine Einheitsfront? Ist die Schaffung einer solchen Einheitsfront das Mittel um
den Kapitalisten das Heft aus der Hand zu reißen?


These 5. Das Gesell’sche Freilandsystem expropriiert nur das Bodeneigentum und
nicht die Bodenfrüchte und Bodenschätze; die Expropriation des Bodeneigentum
ohne gleichzeitige Expropriation der Früchte und Schätze beseitigt die private
Grundrente nicht, wenn nicht die Grundrente auf dem Wege der Festwährung mit
Freigeld überhaupt und vollständig beseitigt werden kann.


Kritik: Die „Beseitigung der Grundrente“ ist weder möglich noch erwünscht, wird
von Gesell auch nicht angestrebt. (Siehe NWO, 5. Auflage, S. 70). Freiland hat zum
Ziel die naturgemäß sich entwickelnde Grundrente (Bodenbenützungsabgabe) an
den Grundbesitzer, soweit sie heute dem privaten Bodenbesitzer zufällt, der
Allgemeinheit zu überweisen, durch die Verstaatlichung von Grund und Boden.


Replik: Die Grundrente ist und bleibt arbeitsloses Einkommen und daher muß
deren Beseitigung ebenso sehr erwünscht sein wie die Beseitigung anderer Arten
von arbeitslosem Einkommen. Gesell hat die Beseitigung lediglich deswegen durch
eine Überweisung an die Allgemeinheit ersetzt, weil er keinen Weg sah, die
Grundrente zu beseitigen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß Gesell sich auch gerne
für die Beseitigung der Grundrente eingesetzt hätte, wenn er die Wirkung seiner
Geld- und Währungsreform auch für die Grundrente eingesehen und bedingungslos
angenommen hätte. Abgesehen hievon bestehen aber auch selbständige Gründe,
die Beseitigung der Grundrente unter allen Umständen dringend zu wünschen. Man
mag die Grundrente verwenden oder verteilen wie man will, sie führt immer zu einer
Benachteiligung der Arbeitenden. Werden daraus lediglich öffentliche, allgemeine
Lasten bestritten, so werden allein die Arbeitenden für die Lasten herangezogen, und
gerade die kleine Schicht der vermöglichen Menschen, die nicht zu arbeiten brau-
chen, geht frei aus. Würde die Grundrente an die Mütter oder Kinder nach dem
Vorschlage Gesells verteilt, so hätten die Arbeitenden neben ihren Kindern noch die
der reichen Leute zu ernähren und eine ungeheure Ungerechtigkeit würde nament-
lich auch darin liegen, daß die Kinder der Städte mit den Kindern auf dem Lande, die
sowieso den Eltern wirtschaftlich nicht zur Last fallen, zu teilen hatten. Irgendein ver-
nünftiger Verteilungsmodus wäre überhaupt schwerlich ausfindig zu machen. 
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Wenn aber etwa eingewendet werden sollte, daß alle diese Bedenken unbegrün-
det seien deshalb, weil doch die Grundrente von allen Arbeitenden und Nicht-
Arbeitenden gleichermaßen bestritten werde, nicht nur von den Arbeitenden im allge-
meinen oder gar nur von einer speziellen Kategorie, so würde darin umgekehrt das
Zugeständnis enthalten sein, daß auch die Grundrente genau den gleichen
Bedingungen unterliegt wie das übrige arbeitslose Einkommen und daß demnach in
keinem Punkte für sie eine separate Behandlung notwendig ist. Entweder belastet
die Grundrente auch heute schon, genau wie jeder andere Zins, den gesamten
Güteraustausch, dann entsteht sie nicht eigentlich auf dem Grund und Boden, son-
dern wird lediglich dort erhoben, oder sie entsteht wirklich auf dem Grund und Boden
und dann ergäbe sich die ganz unhaltbare Konsequenz, daß die in dieser oder jener
Form der Allgemeinheit zugeführte Grundrente nur von einem Teil der Menschen
erarbeitet und bestritten werden müßte. Wir haben schon früher, speziell etwa auf
dem Lande, den entrüstet erhobenen Einwand hören müssen, daß nach unserem
(wunderbaren!) freiwirtschaftlichen Systeme schließlich nur noch die Bauern und alle
diejenigen, die speziell den Boden bearbeiten, den Zins, resp. arbeitsloses
Einkommen oder also einen Teil ihres Arbeitsertrages abzugeben hätten und daß
schließlich allein aus ihrer Arbeit die Kinder der Gesamtheit ernährt werden sollten.
Wir wissen, daß dieser Einwand nicht richtig sein kann; so lange aber nach unserer
Theorie der Grund und Boden als Kapital eine besonders zu behandelnde Rente
erzeugen soll, so lange muß auch dieser Einwand logischerweise richtig sein und
dem ganzen Freiwirtschaftssystem immer wieder das Genick brechen.


Auf die Gründe, die im übrigen zum Nachweise der Unwirksamkeit der
Gesell’schen Bodenreform im Hinblick auf die Expropriation der Grundrente geltend
gemacht worden sind, tritt die Antwort Bernoullis überhaupt nicht ein und widerlegt
sie daher auch in keiner Weise.


Gesell: Völlig unverständlich. Nach diesem Satze ist die Ernte des Bodenpächters
Grundrente. Das, was er nach Zahlung des Pachtgeldes in Händen behält, ist
arbeitsloses Einkommen. Wie gesagt, der Satz ist unverständlich, ist wohl durch die
Maschine verstümmelt worden. Und was sind das für Bodenschätze, die das
Freiland nicht konfisziert oder expropriiert?


These 6. Ein Landmonopol existiert heute nicht, ebensowenig wie heute von
einem Monopol an einzelnen Bodenfrüchten oder Bodenschätzen gesprochen 
werden kann.


Kritik: Jeder Fleck Erde besitzt Monopolcharakter; dieselbe geographische Lage
kommt nur einmal vor. Der Monopolcharakter kann indessen verstärkt oder abge-
schwächt werden in dem Maße als die Nutzung des betr. Landstückes durch die
Nutzung eines andern Landstückes konkurrenziert werden kann.


Aus diesem Grunde kann als absolutes Monopol betrachtet werden der Besitz
eines Bauplatzes an den Boulevards von Paris, an der Friedrichstraße in Berlin usw.,
der Besitz eines Rebberges in der Champagne oder in Rüdesheim, der Besitz der
elsäßischen Kaligruben, der Steinkohlengruben, bestimmter Marmorbrüche, der
Besitz von Uferstrecken am Rhein- oder Niagarafall, der Besitz einer Quaistraße in
London, in New-York, der Besitz der Quellen von Baden, Aachen, Ragaz usw., der
Besitz von Diamantfeldern und Goldgruben (auf den Monopolcharakter des Goldes
ist die Goldwährung aufgebaut). Durch Truste kann der Monopolcharakter von
Boden-   Bodenschätzen
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schätzen zum absoluten Monopol verstärkt werden (Petrol in Amerika und Cement in
der Schweiz).


Replik: Der Monopolcharakter der einzelnen Teilstücke der Erdoberfläche ist aller-
dings nicht zu bestreiten, dagegen muß gerade in diesem Zusammenhange wieder die
schon mehrmals geltend gemachte Einheitlichkeit aller Materie berücksichtigt werden.
Alle Materie, inkl. der Kräfte, hat im ganz gleichem Sinne Monopolcharakter wie die
einzelnen Teile der Erdoberfläche. Jeder Teil der Materie, der hinterste Nagel so gut
wie der Platz, auf dem das Operngebäude in Paris steht, kann individuell gefaßt wer-
den und besitzt dann Monopolcharakter. Diese Erscheinung ist daher wirtschaftlich gar
nicht besonders interessant. Von Bedeutung ist einzig die Frage der wirtschaftlichen
Ersetzbarkeit des einen Stückes durch das andere. Ein bestimmter Nagel kann, wenn
es sich nicht gerade um eine Reliquie handelt, leichter ersetzt werden als ein be-
stimmter Geschäftsplatz an der Friedrichsstraße in Berlin. Aber auch dieser ist ersetz-
bar, wie die ganze Entwicklung von Großberlin gezeigt hat, die zu einer ständigen
Verrückung des Verkehrszentrums oder jedenfalls der meistbegehrten und daher 
teuersten Geschäftslage nach Westen gebracht hat. Derartige Verschiebungen in den
Großstädten zeigen, daß wirtschaftlich alles, auch die „Geschäftslage“ in den
Großstädten beliebig vermehrbar und ersetzbar ist. In Bern galt noch bis vor 30 – 40
Jahren die Kramgasse (franz. La grande rue!) als die bestgelegene Geschäftsgasse;
inzwischen hat sich die Geschäftslage auch hier ständig nach Westen verschoben und
die Kramgasse gehört heute zur geschäftsarmen Altstadt; sie war offenbar ersetzbar.
Gleiche Erfahrungen werden überall gemacht und diese Erfahrungen zeigen, daß
immer dann, wenn die Bodenpreise eine bestimmte Höhe erreicht haben, „uner-
schwinglich“ geworden sind, die Entwicklung andere Stadtteile erfaßt und dann gerade
die in einem gewissen Zeitpunkte unersetzlich scheinenden Lagen im Stiche läßt.


Beim Boden, der wegen seiner Schätze oder seiner besonderen klimatischen Lage
wirtschaftlich besonders wertvoll ist, ist es nicht am Platz als solcher, sondern das,
was auf diesem Platz an Schätzen zu finden ist, oder besonders Gutes wächst, das
den Boden unersetzlich erscheinen läßt. Wirtschaftlich ist er aber auch nur scheinbar
nicht ersetzlich. Sobald während des Krieges die Kohlenpreise infolge Rückganges
der Transportmöglichkeiten und der Produktion eine gewisse Höhe erreicht hatten,
entschloß man sich Z. B. in der Schweiz außerordentlich leicht, die Bundesbahnen zu
elektrifizieren und die Wasserkräfte in vermehrtem Maße auszubeuten. Als die franzö-
sischen Weine kaum mehr erhältlich waren, wurden amerikanische und afrikanische
Weine eingeführt. Am schwierigsten ersetzlich sind erfahrungsgemäß immer nur
Luxussachen, wie seltene Mineralien, Delikatessen usw., alles also Dinge, die nicht
lebensnotwendig sind und die daher wirtschaftlich ohnehin eine geringe Rolle spielen.
Es verhält sich mit diesen natürlichen Raritäten wie mit gewissen Raritäten mensch-
licher Kunst und Produktivität: Rembrandtbilder kann auch nicht jeder Mensch be-
sitzen, Millionen Menschen sterben, ohne Neapel gesehen zu haben, ohne Rüdes-
heimer zu trinken und Caruso zu hören. Wirtschaftlich hat das alles gar nichts auf sich,
weil diese Dinge ganz unwichtig sind und wem sie wichtig genug erscheinen, der soll
auch etwas dafür bezahlen.


In dem allem ist aber auch hier wieder zu bedenken, daß die Expropriation des
Landes ohne die gleichzeitige Expropriation der Landesproduktion sowieso eine halbe
Sache ist und gerade die am schwierigsten ersetzlichen Bodenprodukte gar nicht
berührt. Wenn z. B. auch die Weinbauern in der Champagne ihre Rebberge vom
franz. Staate pachten müssen, so können sie 
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ihre Weinmonopolpreise immer noch beherrschen wie heute. Es ist auch nicht anzu-
nehmen, daß bei Weiterverpachtungen die vollen, den Monopolpreisen entsprechen-
den Pachtzinse erreicht werden könnten. Überall dort, wo der Staat etwas zu ver-
pachten hat, schließen die Pachtinteressenten mit Vorliebe ausdrückliche oder still-
schweigende Interessekonventionen ab, da dem Staate gegenüber gewöhnlich jedes
Mittel gut genug ist, um die privaten Interessen zu fördern. Angesichts der
Erfahrungen, welche schon heute mit den Staatsverpachtungen und den staatlichen
Zwangsversteigerungen gemacht werden, braucht es eine für den Großteil uner-
schwingliche Dosis Idealismus, um an die Wirksamkeit einer auf das Obereigentum
beschränkten Expropriation zu glauben. Es besteht vielmehr aller Anlaß zu der
Annahme, daß die Zustände mit dem Bodenproduktenmarkt viel willkürlicher würden
als heute und daß die Möglichkeit der Ausbeutung der Mitmenschen in dieser
Hinsicht eher wachsen als sinken würden.


Gesell: Nach dieser These besäße der Mann, dem die ganze Erde gehört, noch
kein Monopol, da es ja noch Erde auf dem Mond gibt. Auch Pharao hatte kein
Monopol, da es noch Land außerhalb Ägyptens gab. Der König von England, dem
nominell die ganze Insel gehört, hat aus den gleichen Gründen kein Monopol. Aber
es gab eine Zeit, wo es den Bürgern nicht möglich oder nicht leicht war, die Insel zu
verlassen. Damals gab es wohl ein Landmonopol. Auch auf den Gütern des Herzogs
von Ratibor gibt es kein Monopol. Das alles stimmt, wenn an das Wort hart im 
etymologischen Sinne auffaßt. Geben wir dem Worte aber den heute üblichen rela-
tiven Sinn, so stimmt es doch mit dem Landmonopol. Innerhalb seines Gutes hat der
Bauer ein absolutes Monopol. Innerhalb seiner Güter hat der Graf ein Monopol.
Innerhalb der Staatsgrenzen hat der Amerikaner ein Monopol, das den
Einwanderern sehr nachdrücklich unter die Nase gerieben wird. Und innerhalb der
Konkurrenzunfähigkeit der Surrogate hat der Petroltrust usw. sicher ein Monopol. Ein
Monopol herrscht überall dort, wo das Arbeitsprodukt beim Verkauf mehr einbringt
als der dafür bezahlte Lohn. Muß man für die Benützung des Bodens dem Besitzer
eine Rente zahlen, so nenne ich das ein Monopol. Wer dem Worte einen andern
Sinn unterlegt, müßte erst sagen, was er unter Monopol versteht. Im etymologischen
Sinn gibt es gewiß kein Monopol, mit Ausnahme der Staatsmonopole. Aber ob es
nur einen Grundbesitzer gibt, oder deren 1000, was kann das dem Proletariat ver-
schlagen? Wäre er nicht besser dran, wenn der gesamte Grundbesitz in einer Hand
vereinigt wäre? Hätten es die Russen nicht viel leichter, das grundbesitzende
Schmarotzertum abzuschütteln, als etwa die schweizerischen Proletarier, die es nicht
mit einer Handvoll Großfürsten zu tun haben, sondern mit 100 000 Bauern, die
bereit sind, ihr Eigentum und das der Hypothekenbank gegen die Enterbten bis zur
letzten Giftgasblase zu verteidigen?


Natürlich, wenn nach These 1 der Boden beliebig vermehrt werden kann, so kann
überhaupt nicht mehr von Monopol geredet werden. Dann heißt Bodenmonopol so
viel wie Luftmonopol. Um uns um ein Werbeschlagwort ärmer zu machen, verneinen
unsere Gegner das Bodenmonopol, indem sie das Wort absolut fassen. Es ist aber
nicht unsere Sache, das Bodenmonopol auch im relativen Sinne zu verneinen,
wenigstens so lange nicht, bis wir einem anderen ebenso aufreizenden deutschen
Ausdruck Eingang verschafft haben. Die Gegner, die das Bodenmonopol leugnen,
die frage man, ob die Reichsbank ein Notenmonopol hat, unter dem Hinweis darauf,
daß es in Süddeutschland noch mehrere Noteninstitute gibt.
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These 7. Der Grund und Boden unterliegt wirtschaftlich in seinem Werte ebensosehr
dem Schwunde wie irgend eine materielle Ware. Der Bodenbesitzer steht infolgedes-
sen im Austausch nicht auf der Seite des Geld- sondern auf der des Warenbesitzers.


Kritik: Daß der „Wert“ von Grund und Boden dem Schwunde unterliegt, ist ein
Widerspruch. Wenn der Begriff eines wirtschaftlichen Wertes überhaupt etwas be-
deutet, so ist es etwas Feststehendes.


1. Die Grundfläche des Bodens unterliegt keinem Schwunde.


2. Die Bodenmeliorationen wie die auf dem Boden errichteten Bauten und Fabriken
usw. sind dem Schwunde unterworfen.


3. Der Bodenbesitz von Grund und Boden bringt eine dem Grade der Nachfrage 
entsprechende arbeitslose Rente.


Der Grundbesitzer wird also, wenn er von einem Schwunde des Bodenwertes
spricht, entweder das Schwinden von Bodenverbesserungen meinen, was aber mit
der Grundrente gar nichts zu tun hat, oder aber er meint das Schwinden der Nach-
frage von Seiten der Bodenbenützer, womit dann die arbeitslose Rente auch schwindet.


Der Bauer kann sein Ackerland bei voller landwirtschaftlicher Nutzung der Kommune
zur Anlage einer Siedlung vorenthalten, sein Grund- und- Bodenwert leidet dadurch
keinen Schwund.


Ein Gärtner kann bei ebensolcher Benutzung sein Land zur Anlage einer Fabrik
verweigern und erleidet dadurch ebensowenig Schwund.


Der Landbesitzer ist heute nur in einer Zwangslage, wenn er das Land mit einem
höheren Betrag zu Buch hat als die derzeitige Rente ausmacht. Das Land ist heute
soweit es verschuldet ist, dem Kapital tributpflichtig und kann deshalb seinen
Monopolcharakter heute nicht so schroff zur Auswirkung bringen, als später in einer
zinsfreien Wirtschaft. Der landwirtschaftlich genutzte Boden macht insoweit eine
Ausnahme, als seine Bodenfrüchte in einer zinsfreien Wirtschaft durch Plantagen in
entfernteren Orten konkurrenziert werden können. Indessen winkt auch hier das
Heimatgefühl korrektiv.


Replik: Was hier zu replizieren ist, ist schon zum größten Teil enthalten in den
Erörterungen über die wirtschaftliche Begrenztheit oder Unbegrenztheit der
Erdoberfläche. Es ist auch hier wieder von der Einheitlichkeit der Materie auszugehen.
Wirtschaftlich ist auch die Erdoberfläche in genau gleichem Sinne dem Schwunde
unterworfen wir irgend etwas. Einen Schwund in absolutem Sinne gibt es für die
Materie nicht. Geernteter Weizen schwindet auch nicht unbedingt, sondern nur der
Form und der Gestalt nach, er verfault oder verdirbt als Weizen aber nicht als Materie.
Das Wasser verdunstet, aber es bleibt Wasser, das Eisen verrostet, aber es bleibt
Eisen, selbst das gestorbene Lebewesen bleibt als Materie der Erde erhalten. Überall
findet lediglich ein Zerfall, eine Auflösung in neue Formen und Gestalten mit neuen,
gewöhnlich etwas beschränkten Wirtschaftsausbeutungsmöglichkeiten statt. So auch
beim Lande: Der Urboden, wie ihn die Natur ohne jedes Zutun des Menschen bietet,
schwindet nicht, sowie das wilde Weizenkorn nicht schwindet, das fällt und neue
Weizenhalme treibt. Sobald jedoch ein Bodenstück oder irgend ein bewegliches Stück
Materie wirtschaftlich für spezielle menschliche Zwecke einmal erfaßt war, so schwin-
det es wirtschaftlich wieder, sobald es seinen Zweck verfehlt und zwar in der Regel im
gleichen Maße als bereits menschliche Arbeit darauf verwendet worden ist. Die Regel
hat nur scheinbare Ausnahmen. Das Gold hat seinen Wert, sobald es gefunden ist,
geht es aber wieder rein 
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körperlich verloren, so ist auch sein wirtschaftlicher Wert dahin bis die Arbeit, die
bereits darauf verwendet gewesen war, wieder geleistet worden ist, nämlich bis es
wieder gefunden ist. Ein Stück Waldland kann als Bauland einen Wert haben, wenn
es in bewohnten Gegenden liegt, weil für diesen Zweck wirklich ausschließlich der
Platz als solcher eine Rolle spielt; dieser Wert kommt ihm aber nicht als Wildland
oder als Teil der Erdoberfläche zu, sondern lediglich infolge seiner Lage, seiner Nähe
zu einer bereits für die menschlichen Wohnbedürfnisse mehr oder weniger zuberei-
teten Landesgegend. So lange die künstlichen, der menschlichen Arbeit zu ver-
dankenden Wohn- und Verkehrseinrichtungen intakt bleiben, behält die fragliche
Wildlandparzelle ihren wirtschaftlichen Wert, verliert ihn aber im gleichen Maße als
die Ameliorationen schwinden und sinkt auf Null zurück, sobald die ganze Gegend
wieder verwildert.


Die spezielle Widerlegung der Gegenschlüssigkeit der von Bernoulli angeführten
Beispiele fällt auf Grund dieser allgemeinen Erörterungen nicht schwer. Wenn ein
Bauer sein infolge der Entwicklung der naheliegenden Stadt bereits in der aus-
schließlich der Wohnlandzone gelegene Kulturland als solches weiterbewirtschaftet
und damit für Wohnzwecke vorenthält, so schwindet natürlich sein Land nicht. Er
befindet sich aber ungefähr in der gleichen Lage wie der südamerikanische Farmer,
der aus Starrköpfigkeit seinen Mais lieber zur Feuerung seiner einheimischen
Bahnen hergibt als daß er ihn zu einem niedrigeren Preise als er sich in den Kopf
gesetzt hat, zum Konsum als Nahrungsmittel auf den Markt wirft. Es ist eine
Spekulation wie eine andere. Sie kann glücken aber auch mißraten. Solche mensch-
liche Eigenheiten lassen sich übrigens auch mit dem Gesellschen Freilandsystem
nicht bekämpfen, solange die staatliche Verpachtung in der vorgesehenen gebun-
denen Weise vor sich geht. Wer daher wirklich die individuelle Freiheit in solchen
Dingen von Gesellschaftswegen beschränken will, muß sich schon zum marxi-
stischen Sozialismus bekennen.


Endlich wird im weitern von Bernoulli in diesem Zusammenhange die Tributpflicht
des heutigen Landbesitzes dem Kapitale gegenüber zugestanden, dann aber gleich
beigefügt, daß in der zinsfreien Wirtschaft diese Tributpflicht aufhöre und daß sich
der Monopolcharakter des Landes dann in aller Schroffheit auswirken könne. Diese
Annahme wäre, wenn sie wirklich richtig wäre, für die Gesell’sche Gold- und
Währungstheorie vernichtend. Entweder stimmt die Währungs- und Goldreform
Gesells oder sie stimmt nicht. Stimmt sie, dann wird sich auch das sich auf Grund
und Boden flüchtende Kapital infolge des Schwundes derart konkurrenzieren, daß
sich der sinkende Zinsfuß auch dort geltend macht. Schon heute stellt sich, wenn
das Kapital in vermehrtem Maße sich auf das Land flüchtet, ein Sinken des
Hypothekarzinsfußes ohne weiteres ein; warum sollte es nach der Einführung von
Festwährung mit Freigeld anders sein? Wer fliehen muß, nimmt jede Bedingung an,
die seiner Not entspricht; das vom Schwund gepeitschte oder gepeinigte Kapital wird
nirgends mehr Ruhe finden, auch auf dem Lande nicht. Stellt man sich diese Flucht
in der Form des vermehrten Hypothekenkapitalangebotes vor, so ist ohne weiteres
klar, daß sie sich in der Form von Kaufsangeboten vollzieht, dann können allerdings
vorwiegend die Landpreise in die Höhe gehen, gleichzeitig wird aber das sich so
flüchtende Kapital in Grund und Boden, wegen dessen relativer, wirtschaftlichen
Unbegrenztheit versickern. Bekanntlich hängt auch beim Bodenkapital die Rente
nicht einfach von der Höhe des investierten Kapitales, sondern umgekehrt dem
Kapitalwert von der effektiven Rendite des Grund und Bodens ab. Die Rendite hat
aber immer ihre Grenze und 
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übertriebene Mietzinse bringen auch die Geschäftsleute und die Wohnbedürftigen
zur Flucht. Wenn bereits bewohnter Grund und Boden und bereits bestehende
Häuser überzahlt und bei der Vermietung zu teuer abgegeben werden sollen, so 
rentiert sich das Erstellen neuer Häuser und die Inangriffnahme neuen Landes so
gut, daß die Preise und die Mietzinse der alten Häuser außerordentlich rasch wieder 
sinken. Das Kapital müßte einen derartigen Kampf sofort wieder aufgegeben, weil es
nicht nur mit der Konkurrenz der neuen Häuser zu rechnen hätte, sondern auch
noch mit dem Schwund seiner eigenen Liegenschaften, und unter dem doppelten
Druck bleiben würde, dem es heute schon untersteht. Es ist übrigens auch gar nicht
einzusehen, warum nicht heute schon die Grund- und Bodenbesitzer ihr Monopol
viel besser ausnützen würden, wenn es anders wäre; wenn wirklich eine Möglichkeit
hiefür jemals bestehen könnte, so müßte sie schon heute bestehen und nichts ver-
möchte die Grundeigentümer zu verhindern, ihr angebliches Monopol so auszu-
beuten, wie sie es angeblich unter der zinsfreien Wirtschaft tun werden. Aber gerade
der Umstand, daß auch heute die im Boden investierten Kapitalien in ihrer Rendite
dem allgemeinen Kapitalzinsfuß konsequent folgen, läßt genügend darauf schließen,
daß es auch unter der Freiwirtschaft so sein muß. Einzig der falsche Glaube, daß
das Land als materielles Wirtschaftsgut besondere Stellung innehabe, kann zu einer
Verkennung dieser sonst ganz klaren Sachlage verleiten.


These 8. Das Geld regiert heute auch den Landbesitz so gut wie den andern
Produktionsmittelbesitz. Infolgedessen erzwingt es auch die Bodenrente, die einzig
dem heutigen Geld- und Währungssystem ihre Entstehung verdankt.


Kritik: Die Bodenrente verdankt nicht dem heutigen Geld- und Währungssystem
ihre Entstehung, sie hat schon in geldfreier und in geldarmer Wirtschaft bestanden.
Das Mißverhältnis erklärt sich aus der ungenauen Definition Roth’s der Grundrente.
Die Christen’sche Definition erklärt, wieso schon im frühen Mittelalter eine Boden-
rente bestehen konnte, und eine solche nach der Beseitigung der Zinswirtschaft
bestehen wird. „Den jährlichen Ertrag, der aus dem Eigentum von Grund und Boden
fließt, nennt man Grundrente.“ Ob dieser Ertrag nun in Form von Hühnern, wie im
Mittelalter, oder von Elephantenzähnen, wie in Afrika, oder von Geld, wie bei uns,
gezahlt wird, ist einerlei.


Replik: Aus dem bloßen Eigentum an Grund und Boden fließt vom wirtschaftlichen
Standpunkte aus kein Ertrag, der nicht wie überall, wo wirtschaftliche Werte ent-
stehen, auf die menschliche Arbeit zurückzuführen wäre. So wenig wie das
Weyermann’sche Ei des Huhnes oder das Ei des Weyermann’schen Huhnes den
natürlichen Zins des Huhnes darstellt, ebensowenig gibt es einen natürlichen Zins
des Bodens. Beim gänzlich unkultivierten Land müssen die natürlichen Früchte (wie
etwa die Waldbeeren und Wildfrüchte, das dürre Holz, das Wildheu) zuerst gepflückt,
gesammelt oder geschnitten, d. h. dem Konsum zugeführt werden, bevor sie die
Wirtschaft des Einzelnen oder der Gesamtheit interessieren können; vorher sind sie
für die Wirtschaft gänzlich indifferent. Die brachliegende Bauparzelle gibt überhaupt
keinen Ertrag, bevor sie bearbeitet wird. Dagegen kann sie einen Preis haben, dank
den Zubereitungen und Ameliorationen, welche auf dem Nachbarland in der unmittel-
baren oder mittelbaren Nähe zu Wohnzwecken getroffen werden. Alles was also
dem Grundeigentümer 
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als Rente, also als arbeitsloses Einkommen zufließt, ist ein Teil des Ertrages der
Arbeit, dem die Bewohner oder (Be-) Bauern auf dem Lande errichten. In seiner
Urform entsteht auch dieser Zins nicht an Ort und Stelle, d. h. nicht bei der
Ausbeutung des Landes, sondern im Austausch zwischen Ware und Geld.


Der Einwand, daß lange vor der sogenannten Geldwirtschaftsepoche Grundrente
bezahlt und erhoben worden sei, stimmt, widerspricht aber der vorstehenden
Auffassung nicht. Letzten Endes beruht jeder Zins als arbeitsloses Einkommen auf
einem Gewaltakte. Dabei ist vollständig gleichgültig, ob dieser Gewaltakt der Ausfluß
einer Privatwillkür oder staatlich organisierter Macht ist. So wurde die Grundrente
ursprünglich vom unterdrückten Bewohner des eroberten Landes mit Gewalt er-
hoben; später bildete sich ein ähnlicher Zustand mit Hülfe des Rechtsprinzipes aus,
wobei das Recht mit der vollen Staatsmacht ausgerüstet wurde, damit die Ausübung
des gewaltmäßigen Zwanges dem Rentner von der Rechtsordnuug abgenommen
wurde. Einzig mit solcher Gewalt ist auch zeitweise ein wirkliches Bodenmonopol
geschaffen worden, dessen Existenz aber nicht in der Begrenztheit der Erdober-
fläche, sondern in der Begrenztheit des zum Bodenbesitz zugelassenen Personen-
kreises begründet war. Mit ähnlichen Mitteln ordnete und beherrschte auch der
Feudalstaat die Bodenbesitzverhältnisse. Der Liberalismus gab das Bodenmonopol
wieder auf, behielt aber das Geldmonopol bei und lieferte damit auch die Boden-
wirtschaft dem mit Staatsmacht wertbeständig gehaltenen Gelde, d. h. der modernen
Geldwirtschaft aus. So gut wie in den ersten bekannten Wirtschaftsepochen ist dies
auch in der letzten, der kapitalistischen Epoche nicht eine Folge der natürlichen
Ordnung der Dinge, sondern eine Folge der künstlichen Einrichtungen unserer
Wirtschaft. Der moderne, kapitalistisch eingestellte Bodeneigentümer hat kein an-
derer Mittel, andere auf seinem Lande für sich arbeiten zu lassen, als sein Geld,
resp. das Mittel, sein Land gegen ständiges Geld umzutauschen, mittelst dessen 
er dann Zins erpressen kann. In den meisten Fällen beruht der Abschluß des
Rentenvertrages (Miet- oder Pachtvertrag) auf einem abgekürzten Verfahren: Der
Bodenbesitzer verlangt seinen Bodenzins von vornherein so, wie wenn sein Boden,
sein Haus, sein Heimwesen bares Geld wäre, das der Bodenbenützer von ihm 
leihen wollte; statt daß er sein Land unter allen Umständen verkaufen würde, und
damit dem andern zumuten müßte, sich das nötige Geld zur Übernahme des
Eigentums gegen eine entsprechende Zinsverpflichtung anderswo zum Ankauf zu
entlehnen, spielt der Bodenbesitzer selbst den Kapitalisten und vermietet sein Haus
gegen einen Bodenzins, der eigentlich Geldzins ist. Daraus erklärt sich auch die
Erscheinung, daß Boden- und Geldzins sich ihrer Höhe nach immer auf der gleichen
Linie bewegen. Würde den Bodeninteressenten zinsloses Geld zum Ankaufe zur
Verfügung stehen, oder hätte der Bodeneigentümer nicht die Möglichkeit, sich mit
seinem Besitze in das wertbeständige Geld zu flüchten, so wäre ein Bodenzins in
der modernen Wirtschaft tatsächlich nicht mehr denkbar. Die heutige Form des
Geldes ist infolgedessen auch die einzige und ausschließliche Ursache der heutigen
Grundrente.


Gesell: Die humoristische Stimmung, in die uns die in These 7 und 8 gemachten
Behauptungen versetzen, entschädigt uns für die kostbare Zeit, die uns die Thesen
gestohlen haben, nicht ganz. Es bleibt ein bitterer Geschmack übrig. Was bei
Nichtgebrauch beim Boden schwindet, das ist die darauf verausgabte menschliche
Arbeit. So z. B. ein Haus. Das Haus stürzt ein, oder verbrennt, der Boden aber bleibt
unberührt. Roth macht aus der Grundrente Kapitalzins. Da das angelegte Kapital
schwindet und 
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damit auch der Zins dieses Kapitals, so folgert er, daß auch der Boden verschwindet.


Roth hat in seinen Thesen nicht mit einem Worte das Lohnproblem erwähnt. Er hat
das Problem vom falschen Ende her angepackt. Wonach richtet sich der Lohn der
des Bodens beraubten Proletarier? Das ist der Ausgangspunkt für jede fruchtbare
Kritik.


Auf den Inseln des stillen Ozeans ritzen sich die Insulaner das männliche Glied der
Länge nach auf, um die Menschendichte dem beschränkten Boden anzupassen.
Warum vergrößern sie nicht die Insel, wenn das nach Roth möglich ist? Keine
Geldwirtschaft, kein Kapitalzins hindert sie daran? Bei den Philistern und den ändern
Völkern, die das gelobte Land umgaben, herrschte Moloch. Warum töteten diese
braven Menschen ihre Säuglinge? Waren es etwa entartete Menschen? Oh, nein,
sie hatten keinen Platz für solchen Nachwuchs. Moses war darauf besessen ins
gelobte Land zu kommen. Das „gelobte Land“? Warum blieb er nicht in der Wüste?
Unter Moses Herrschaft gab es keinen Zins. Warum nun verwandelten die Juden die
Wüste nicht in ein gelobtes Land? Nach Roth’s Thesen sind ja alle bekannten
Begriffe, die wir vom Boden haben, fruchtbar, Wüste, Kieselland, Sümpfe,
Hagelgebiet, steinig, windig, ungesund, Flugsand, kalt, warm, heiß, Lehmboden,
Sandboden, schiffbare Flüsse, natürliche Häfen, usw. inhaltslose Worte, vom
Kapitalzins geschaffene Differenzierungen.


Heute trieft der Boden von Grundrente. Schafft man den Zins ab, so triefen die
Wüsteneien ebenso von Milch und Honig, wie das gelobte Land!


Es unterliegt keinem Zweifel, daß man schlechten Boden, schlecht gelegenen
Boden durch Kapitalaufwendungen bessern, dem guten Boden ähnlich, manchmal
gleich machen kann. Aber da diese Kapitalaufwendungen, neben dem Zins noch für
den Schwund, dem sie unterliegen, zu sorgen haben, so würde solches Land auch
bei zinsfreien Darlehen, dem guten, von Natur gutem Land immer wenigstens um
den Betrag des jährlichen Schwundes der Kapitalaufwendungen nachstehen. Die
Inseln des Ozeans werden mit der Entwicklung des Flugwesens als Notlandeplätze
sicher einmal große Bedeutung gewinnen. Und die Grundbesitzer dieser Inseln wer-
den den in Luftnot geratenen Reisenden gegen Zahlung gerne die Möglichkeit zum
Landen gewähren. Nun kann man auch künstliche Inseln bauen, die demselben
Zweck dienen. Große eiserne Flöße. Sie werden das Monopol brechen. Aber den
Vorzug, daß die natürlichen Inseln und Notlandeplätze keine Unterhaltungskosten
verursachen werden, nehmen ihnen die künstlichen Konkurrenten nicht. Und dieser
Vorzug ist dann Grundrente. 10% des Kapitals müssen die künstlichen Inseln an
Reparaturen und Abschreibungen in Rechnung stellen. Wenn sie auf ihre Kosten
kommen wollen und bei diesen 10% beginnt erst für die Besitzer der natürlichen
Inseln die Notwendigkeit sich um die Konkurrenz zu kümmern.


Bei gleicher Arbeit ist der Arbeitsertrag verschieden, je nach dem Boden, den man
zur Verfügung hat und dieser Unterschied ist die Grundrente.


These 9. Durch die Einführung der Festwährung mit Freigeld wird auch die
Grundrente in gleicher Weise und im gleichen Maße wie der übrige Kapitalzins zum
Sinken und zum Verschwinden gebracht.


Kritik: Durch Einführung der Indexwährung wird der Zins gesenkt. Dadurch wird die
Anlage von Kraftwerken, Meliorationen aller Art, von Ferntransporten außerordentlich
erleichtert. Soweit diese Erleichte-
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rungen nicht durch das Steigen der Löhne wettgemacht werden, können die Boden-
früchte unserer Landesgegenden nur durch bisher weniger intensiv bebaute
Gegenden konkurrenziert werden. Die Grundrente wächst nun selbstverständlich in
den dortigenden Gegenden. Es wird dann bei uns das Freiland des III. Grades in
Angriff genommen werden. Sollte man damit der ausländischen Konkurrenz nicht die
Spitze bieten können, so sinkt bei uns die ländliche Grundrente. Gleichzeitig muß aber
die städtische und namentlich die suburbane außerordentlich stark ansteigen, denn
die lebhaftere, ununterbrochene Tätigkeit, die auf die Nachfrage nach Grund und
Boden wirkende Bevölkerungsvermehrung machen sich hier geltend.


Von einem „Verschwinden“ der Grundrente ist keine Rede. Wieso käme irgend ein
Grundbesitzer dazu, sein Land ohne Entgelt zu verpachten, nun, da die Nachfrage
nach Land gestiegen ist?


Das Memorial Roth basiert auf einem Mißverständnis. Roth spricht die Verzinsung
des zum Ankauf von Land verwendeten Kapitals als Grundrente an und folgert, daß
mit dem Verschwinden des Zinses auch die Grundrente verschwinden muß. Eine
Klarstellung geht hervor, aus nachgehendem Zitat aus Eberstadts „Handbuch des
Wohnungswesens und der Wohnungsfrage“:


„Die Baustelle wurde im Mittelalter nicht verkauft, sondern gegen einen festen jähr-
lichen Zins verliehen; der Erwerber hat keinen Kaufpreis für den Boden aufzubringen,
sondern nur eine Rente zu zahlen; die errichteten Baulichkeiten selbst wurden sein
Eigentum. Der Bodenzins des ursprünglichen Eigentümers ist im übrigen regelmäßig
fest und unveränderlich. Der Zins gilt nach der Ausbildung der Erbleihe als eine „ewige
Rente“, die sich weder der Zeit noch dem Betrage nach ändern soll.“


Nur heute wird man sein Eigentumsrecht an Grund und Boden und damit sein Recht
auf eine ewige Rente preisgeben, weil man dafür ein Kapital eintauschen kann, das
den „ewigen Zins“ gewährt.


Sobald das Kapital keinen Zins mehr abwirft, wird der private Bodenbesitzer seinen
Boden behalten und die ewige Rente durch Verpachtung zum Fließen bringen.


Wenn die Indexwährung durchgeführt, aber die Bodenverstaatlichung versäumt wird,
so wird die Bodenrente rasch anwachsen und die ganze Reform des Geldwesens 
illusorisch machen. Der Grundbesitzer wird nun von der Arbeit sein arbeitsloses
Einkommen abpressen können, das bisher der Kapitalbesitzer von der Arbeit bezogen
hat.


Replik: Aus dem soeben in der Replik zur vorhergehenden These Gesagten ergibt
sich von selbst, daß die Grundrente nicht die Folge der Nachfrage nach dem Lande
selbst, sondern die Folge der Nachfrage nach dem zum Ankaufe von Land nötigen
Kapitale ist. Die Steigerung der Nachfrage nach dem Lande erhöht nicht die Grund-
rente, sondern nur den Bodenpreis. Eine unter der Herrschaft der Indexwährung sich
einstellende Erhöhung der Nachfrage nach Land wird demnach die Grundrente weiter
gar nicht berühren, so lange nicht auch eine erhöhte Nachfrage nach Kapitalien zur
Investierung im Lande eintreten würde. Dieser Fall wird aber nicht gegeben sein, 
sondern ganz im Gegenteil wird sich nach der Anschauung Bernoullis das sich ständig
vermehrende und aus andern zinslosen Anlagen fliehende Kapital geradezu nach dem
Land drängen, so daß ein höheres Kapitalangebot vorliegen wird, auch dann noch,
wenn sich event. noch die Nachfrage nach Land steigern sollte.


Wie es dem „streikenden“ Landbesitzer ergehen muß, der sein Land weder ver-
kaufen, noch zu dem allgemein sinkenden Zinsfuß oder gar un-   unentgeltlich


309







entgeltlich verpachten will, läßt sich aus allem bereits Gesagten ohne weiteres 
folgern. Er wird zusehen müssen, wie die Nachbarn ihr Land von Herzen gerne und
zu guten Preisen verkaufen und wie seine Ameliorationen und damit sein Landwert
überhaupt schwinden und schließlich auch dankbar sein, wenn ihm jemand den Wert
seines Vermögens erhält. Einzig wenn er Bauland in guter, stark überbauter Gegend
besitzt, kann er eine Zeitlang auf einen bessern Preis spekulieren, muß aber dann
auch sehr aufpassen, daß er den richtigen Moment nicht verpaßt. Grundrente in
einem den sinkenden Zinsfuß übersteigenden Maße wird er aber keiner falls mehr
erzwingen können, ebenso wenig wie heute.


Die Richtigkeit und Begründetheit dieser Erwartung zeigt auch noch folgende
Überlegung. Gesell, und mit ihm auch Bernoulli, nimmt immer ohne weiteres an, daß
sich unter der Freiwirtschaft die Produktion notwendigerweise viel intensiver gestal-
ten werde als sie bis heute gewesen sei. Das ist möglich, braucht aber gar nicht so
zu sein. Unbedingt sicher ist nur das eine, daß sich infolgedessen auch die
Kapitalbildung und der Kapitalbesitz verschieben muß. Heute bilden oder erhalten
sich die großen in wenigen Händen vereinigten Kapitalien vornehmlich aus
Konjunkturgewinnen und arbeitslosem Einkommen; diese beiden Wege der
Kapitalbildung werden durch die Indexwährung unterbunden und alles was sich bis
jetzt aus dem Produktionsertrage dorthin ergoß, wird den Arbeitenden verbleiben;
infolgedessen werden schließlich nicht mehr in erster Linie die Spekulanten,
Schieber und Finanzkreise die Inhaber der großen Kapitalien sein, sondern die
Arbeitenden. Dieser Verschiebungsprozeß wird sich deswegen noch beschleunigen
müssen, weil schon bald nach Beginn der Stabilisierung der Kaufkraft das allge-
meine Sinken des Zinsfußes die Inhaber des gegenwärtigen Kapitalbesitzes, soweit
sie nicht in der Lage sind, sich in der Arbeit ebensogut zu bewähren wie bis dahin
beim Spekulieren und Couponschneiden, gelungen sein werden, ihren Kapitalbesitz 
sukzessiv zu liquidieren und aufzuzehren. Es werden also auch die Grundbesitzer,
soweit sie ihren Besitz nicht selbst bearbeiten, eher zur Liquidierung desselben
gezwungen sein als heute. Neben der Bildung neuer Kapitalien, die sich bei anhal-
tendem Fortgang einer heute auch nur als normal geltenden Durchschnittsproduktion
immer ergeben muß, wird auch diese Verschiebung im Kapitalbesitze zurück-
drückend wirken, da die arbeitenden als neue Kapitalbesitzer auf der Zinsseite viel
weniger interessiert sein werden als auf der Lohnseite. Dementsprechend werden
sich auch sehr rasch die Renditenbegriffe nach der Arbeit und deren Lohn orientie-
ren, und zu einer neuen wirtschaftspsychologischen Einstellung führen müssen, die
es dann auch vom psychologischen Standpunkte aus leicht begreiflich erscheinen
lassen wird, daß ein verknöcherter, alter Landbesitzer schließlich tatsächlich keine
Pächter oder Mieter finden kann, die ihm noch arbeitsloses Einkommen gewähren
würden; die Arbeit wird nur noch dann als rentierend empfunden werden, wenn sie
möglichst wenig mit dem Kapitalbesitzer zu teilen hat und daher in erster Linie an
diejenigen Betätigungsmöglichkeiten halten, wo der Zins möglichst klein und der
Lohn möglichst groß ist. Übermäßig hohe Zinse werden heute schon in der Regel
nur vom unsoliden Konsumenten und von unsoliden Unternehmern versprochen 
und bezahlt oder nicht bezahlt.


Das Gespenst der unter der Indexwährung stetig zunehmenden Bevölkerungs-
vermehrung braucht uns im Zusammenhang mit der Landfrage, ganz abgesehen
von der nachgewiesenen, wirtschaftlichen Unbegrenztheit der Erdoberfläche, auch
deswegen nicht zu schrecken, weil erfahrungsgemäß die Minderzahl mit der
Erhöhung des Lebensstandards eher sinkt 
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als steigt. Ein Proletariat, d. h. eine auf tiefer Lebensstufe sich kaninchenmäßig 
vermehrende Rasse soll es unter der Freiwirtschaft nicht geben, wenn nicht alle bis-
herigen Erfahrungen trügen.


Schlußbemerkungen von F. Roth: Bernoulli glaubt, daß die neuen, von ihm ange-
fochtenen Thesen zum Grundrentenproblem auf einem Mißverständnis beruhen, und
führt als letztes Argument den „ewigen Zins“ des mittelalterlichen Feudalstaates an.
Wenn irgendwo en Irrtum vorliegt, so läßt sich ein solcher jedenfalls für dieses
Argument anführen. Dieser „ewige Zins“ die „ewige Tributpflicht“ der feudalistischen
Bodenrechtsordnung ist in der europäischen Rechtsgeschichte sattsam bekannt und
wurde in der liberalistischen Epoche, wie schon mitgeteilt, durch die Einführung der
obligatorischen Ablösbarkeit aller Grundlagen und Rententitel überwunden. Diese
Neuerung wird noch heute mit vollem Rechte in der Rechtsgeschichte als die Tat
gepriesen, durch welche das Landmonopol gebrochen und der Weg zu einer völligen
Befreiung des Landes gebahnt worden ist. Inzwischen hat sich die Befreiung des
Landes tatsächlich vollzogen, indem heute schlechtweg jedermann rechtlich voll-
ständig freien Zutritt zum Lande hat. Das Land ist heute wie irgend ein anderem
Wirtschaftsgut Gegenstand des unbegrenzten, freien Güterverkehrs und braucht
nicht mehr befreit zu werden. Dagegen muß nun heute noch die Benützung und
Ausbeutung des Landes von dem modernen Kapitalzins befreit werden. Die
Grundrente ist heute nichts anderes mehr als Kapitalzins und unterliegt in ihren
Existenzbedingungen genau den gleichen Prinzipien wie irgend ein Kapitalzins.
Gelingt es, mittelst der Geld- und Währungsreform den Kapitalzins zu überwinden,
so wird davon auch die Bodenkapitalrente betroffen, und eine besondere
Behandlung des Bodenkapitals ist gänzlich überflüssig. Gelingt dagegen die Über-
windung des Kapitalzinses auf diesem Wege nicht, so müssen nicht nur das Land,
sondern im Sinne und Geiste von Marx die gesamten Produktionsmittel expropriiert
und die gesamte Wirtschaft vom Sozialstaat übernommen werden.


Ob es gelungen ist, die Richtigkeit dieser neuen Einsicht in unserer modernen
kapitalistischen Wirtschaftsordnung in der letzten klassischen Formulierung nach-
zuweisen, kann hier nicht entschieden werden. Jedoch darf gesagt werden. Il y a
assez de lumière pour ceux qui ne désirent que de voir, et assez d’obscurité pour
ceux qui ont une disposition contraire (Pascal).


So viel muß heute sicher und gewiß sein, daß die neuen Thesen zum mindesten
so weit begründet worden sind, daß die heute von der Freiwirtschaftsbewegung ver-
fochtene Bodenexpropriation mit gutem Gewissen nicht aufrecht erhalten werden
kann. Sie ist, wenn vielleicht auch das Grundrentenproblem hier noch nicht in der
letzten, mathematisch genauen Weise geklärt erscheinen mag, trotzdem heute
bereits veraltet und überholt. Das Aufgeben dieser Forderung dürfte abgesehen 
hievon umso leichter fallen, als alle in der Propaganda gewissenhaft gesammelten
Erfahrungen gezeigt haben, daß die Werbekraft des freiwirtschaftlichen Programms
allein durch diesen Punkt immer wieder ernsthaft in Frage gestellt ist. Die
Gesell’sche Freilandforderung mit Expropriation des Grund und Bodens und
Verteilung der Mütterrente wird immer wieder von der großen Mehrzahl der in der
Produktion tätigen Bevölkerung als sozialistisch-marxistisch und utopistisch ent-
schieden zurückgewiesen und einzig deswegen das ganze Programm abgelehnt.


311







Am freiwirtschaftlichen Ziele soll nichts verrückt werden. Als solches kommt nur
die Verwirklichung des Rechtes auf Arbeit, Kontinuität der Produktion und die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, d. h. die Überwindung des
arbeitslosen Einkommens in Frage. Zu dieser Verwirklichung sollten aber nur Mittel
in Vorschlag gebracht werden, die sich wissenschaftlich gegen jedermann und unter
allen Umständen verfechten lassen. Die Gesell’sche Indexwährung hat bis heute
jeden Angriff abgehalten und jede Probe in dem bereite jahrzehntelangen Kampfe
bestanden, der um sie geführt wird. Mit dem Freilande verhält es sich ganz anders.
Selbst in den Kreisen der Freiwirtschaftsbewegung wird dieses Postulat, soweit es
als Mittel zur Überwindung des arbeitslosen Einkommens in Betracht fiel, immer
skeptisch und mit Vorsicht behandelt. Wissenschaftlich ist es bis heute noch nie
überprüft und materiell nie umstritten worden. Dagegen dürfte die Zeit nun gekom-
men sein, wo sich die Gegner auf diesen Teil unseres Programms werfen werden,
nachdem in Bezug auf die andern Teile der wissenschaftliche Sieg von der freiwirt-
schaftlichen Bewegung schon mehr oder weniger errungen ist. Es ist also heute 
doppelte Vorsicht am Platze, und besser wird dieses Postulat von vornherein fallen
gelassen, als daß ein Kampf aufgenommenen wird, zu dem die volle, einmütige
Überzeugung bei uns selbst fehlt. Würde uns schließlich dieses Postulat von unsern
Gegnern wieder aufgedrängt, so wird sich bis dahin die volle Klarheit längst einge-
stellt haben. Vorläufig ist die Situation aber so gestaltet:


Nach der alten Auffassung ist die Freilandforderung notwendig zur Erreichung des
freiwirtschaftlichen Zieles.


Nach der neuen Auffassung ist die Forderung ganz überflüssig.


Solange also dieser Widerstreit nicht gelöst ist, wird ein gemeinsames
Weitermarschieren am zweckmäßigsten dadurch ermöglicht, daß die Forderung 
vorläufig einmal zurückgestellt wird in der Meinung, daß sie erst dann wieder 
erhoben wird, wenn die weitere Klärung dies theoretisch und praktisch notwendig
erscheinen läßt.


—————-
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Die Praxis
argentinischer Grundstücksverkäufe.


Besser und leichter als aus dem Studium wissenschaftlicher Werke kann der
Neuling die Natur der Grundrente erfassen, wenn er aufmerksam die
Ankündigungen der mit den Landverkäufen beauftragten Auktionsagenten 
studiert. Was die wissenschaftlichen Beamten des Staates nur ungern, zaghaft,
errötend sogar zugestehen, das wird von diesen Agenten aus Geschäftsinteresse
in alle Öffentlichkeit hinausposaunt. Kein Professor der „National-Oekonomie“ 
hat bisher in Deutschland den Mut gehabt, von seinem Katheder aus es zu ver-
künden, daß die Grundrente mit der Geburtenzahl steigt und fällt, daß die
Grundrente daher ein unmittelbares Produkt der Mütter ist und daß nach dem
Grundsatz: suum cuique – Jedem das Seine – den Müttern die Grundrente aus-
zurichten sei, und daß jeder Taler, der direkt oder auf dem Umwege über die
Hypothekenbanken den unflätigen Wesen, die wir Rentner nennen, ausgezahlt
wird, den Müttern gestohlen, geraubt und unterschlagen ist. Nein, von der 
ganzen Bande, feigen Gesellschaft, muckst keiner. Sie alle sehen, wie die
Frauen, die Mütter an den Folgen dieser Beraubung leiden, dahinsterben, 
moralisch zugrunde gehen. Sie haben nicht den Mut, die Wahrheit zu bekennen
aus Furcht – sehr berechtigten Furcht, von denen, die sie in ihr Ämtchen einge-
setzt haben, an die Luft gesetzt zu werden, nach dem Grundsatz: Wer nicht
pariert, der fliegt. Sie tun übrigens recht so, auf diese Weise für ihr Brot, für ihre
Kinder zu sorgen. Jeder handelt so, mit Ausnahme der ganz wenigen, der ganz,
ganz wenigen, die, fanatisch, besessen, toll, unter allen Umständen zur Wahr-
heit stehen und diejenigen über den Haufen schießen, die von ihnen Spitz-
büberei, deutsche 
nationalökonomische Arbeiten fordern. Der Mensch hat vor allen Dingen die
Pflicht (Pflichten sind allein die Dinge, die uns bei der Erfüllung Freude machen),
das ihm von seiner Mutter geschenkte Leben zu erhalten, zu pflegen, ihm zu den
höchsten Daseinsfreuden zu verhelfen und es so auf Nachkommen zu über-
tragen. Und wenn er dieser Pflicht als deutscher Professor der Nationalökonomie
nicht anders nachkommen kann als durch Lug, Trug und Schwindel, nun, so ist
es seine Kindespflicht, das zu tun, was das Leben, was die Kapitalisten von ihm
fordern. Nur auf eines muß er verzichten, nämlich auf den Anspruch auf be-
sondere Achtung und Beachtung. Der Nachtwächter schützt das Eigentum der
Kapitalisten gegen Bezahlung. Er fordert nichts als seinen Lohn. Der Professor
der Nationalökonomie hat auch keine andere Aufgabe. Schulden wir ihm mehr
als die Bezahlung? Vielleicht, weil er schwindeln muß, während der Nacht-
wächter aufrecht durch die stillen Gassen wandelt. Beide sind Beamte der 
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Kapitalisten. Was der Brotherr von ihnen fordert, das tun sie, das tut jeder.
Frißt nicht der Teufel in der Not sogar Fliegen?


Hören wir zu, wie der Grundstücksmakler und Grundstücksauktionator (rema-
tador) in Argentinien die proletarische Kundschaft über die räuberische Natur der
Grundrente unterrichtet, wie der sich über das liederliche Geschreibsel der natio-
nalökonomischen Wissenschaft hinwegsetzt und die lautere Wahrheit sagt. Wer
fünf Minuten dem Geschrei, dem Gebrüll, dem Stöhnen, den Seufzern des
Auktionators zugehört hat und dann daheim im stillen Kämmerlein das Gehörte
geistig verarbeitet, der weiß mehr von Nationalökonomie, von Politik und von
Schwindel, als wenn er alle Werke der Nationalökonomen studiert hätte.


Hören wir den Auktionator: Wie könnt ihr es wagen, mir einen so lächerlichen
Preis anzubieten? Seht ihr nicht, wie die Preise der Grundstücke wieder sprung-
haft steigen wie vor dem Krieg? Vielerorts sind die Vorkriegspreise schon wieder
erreicht, trotzdem die Kapitalisationsrate heute von 5% auf 10% gestiegen ist?
Was so viel heißt, daß die Einkünfte aus den Grundstücken, die Grundrente, auf
die doppelte Höhe der Vorkriegszeit gestiegen sind? Kauft Land, Grundstücke.
Es ist und bleibt das einzige Geschäft, das sicheren Ertrag gibt. Hat schon
jemals ein Mensch Geld verloren, der sein Kapital in Land und Grundstücken
angelegt hat in Argentinien? Zeitweilig mögen die Preise wohl schon zurückge-
gangen sein von der erklommenen Höhe, aber nur, um mit um so größerer Kraft
emporzuschnellen. Wie sagte unser großer Patriot, der Präsident Sarmiento:
„Land, Land und wieder Land. Bleibt mir gestohlen mit euren Bergwerken,
Industrien und sonstigem Unsinn.“ Alle großen Vermögen des Landes sind durch
Landspekulationen entstanden, wenn auch die ersten Ankaufssummen durch
Arbeit und ähnlichen Unsinn erworben wurden. Wer hier das von mir angebotene
Land erwirbt, der verdoppelt sein Kapital in kurzer Zeit. Er verzehnfacht sein
Kapital in etwas längerer Zeit. Kauft, sage ich euch, kauft! Wer es nicht tut, der
wird es bereuen. Die Preise des Bodens müssen steigen, weil die Einwanderung
in stets wachsendem Maße zunimmt. Die Gebärtätigkeit der europäischen
Frauen ist schier unbegrenzt. Die Wissenschaft der Geburtshilfe macht mächtige
Fortschritte. Dank dem Karbol sterben nur selten noch Frauen im Wochenbett
und auch die Säuglingssterblichkeit ist überall geringer geworden. Und jedes
Kind, das so vor dem Tode gerettet wird, wird vor den Wagen der Grundherren
gespannt, es mehrt die Volksdichtigkeit und gibt dem Grundbesitzer die Macht,
höhere Preise, höhere Mieten zu fordern und einzutreiben. Karbol-Grundrente.
Hört ihr? Kauft Land, sage ich euch. Es gibt für den Proletarier keinen ein-
facheren Weg, sich aus dem unwürdigen Stand, aus dem verachteten Stand des
Proletariers emporzuheben, 
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als indem er die Gebärtätigkeit seiner Standesgenossinnen zur Grundlage seiner
Spekulation macht. – Kauft Land, kauft Grundstücke, kauft dieses Grundstück!
Hoch die Gebärtätigkeit der Proletarierinnen! Proletarier aller Länder, die ihr hier
in Buenos Aires vereinigt seid: Noch niemals hat die Internationale, hat die prole-
tarische Politik mehr als eure Bonzen glücklich gemacht. Ihr könnt aber alle so
fett und rund wie eure Bonzen werden, wenn ihr dieses Grundstück kauft. Der
Bonze spekuliert mit der Gebärtätigkeit der Proletarierinnen und gedeiht dabei.
Auch ihr werdet fett, faul und zufrieden, wenn ihr eure Sache so einstellt, daß der
Strom proletarischer Geburten sich auf eure Mühle ergießt. Die mit der Geburt
proletarischer Parteigänger steigenden Parteigelder treiben die Mühle der
Bonzen, die aus demselben Grunde steigende Grundrente wird eure Mühle 
treiben. Kauft Land, sage ich euch! Wer Land gekauft hat, sitzt ebenso sicher,
wie wenn er den Sessel eines Parteibonzen erobert hätte. Jede Hochzeitsnacht
mehrt die Parteigelder und die Grundrente.


Kauft, sage ich euch! Die Preise der Grundstücke müssen steigen. Alle eure
Genossen, die mit der Expropriation der Expropriateure gerechnet hatten und es
unterließen, Land zu kaufen, sind armselige Proletarier geblieben, sind zumeist
in Not und Elend mit ihrer Brut untergegangen, während die Zielbewußten, die
die proletarische Politik als Broterwerb betrieben, die den Zukunftsstaat der
Zukunft überließen und Land kauften, heute leben, zumeist an der Regierung
des Landes teilnehmen und sie werden es sein, die den Zukunftsstaat erleben
und nach ihren Wünschen gestalten werden. Werdet Bonzen oder kauft
Grundstücke, das sage ich euch.


Kauft Land, kauft das. euch hier zu Spottpreisen angebotene Grundstück. Die
Preise der Grundstücke müssen steigen, weil die Produktivkraft der mensch-
lichen Arbeit mit jedem Tage und ins Unermeßliche steigt. Jede neue Erfindung
mehrt den Wohlstand, ja sogar den allgemeinen Wohlstand. Und in dem Maße,
wie der Wohlstand wächst, wächst auch das Bedürfnis des Menschen nach einer
größeren Wohnung, nach einer Villa, nach einem Garten, nach Sportplätzen,
nach öffentlichen Vergnügungslokalen. Eine gute Ernte, eine Besserung der
Preise für unser Vieh setzt sich unmittelbar um in einen größeren Bedarf an
Bauland in unserer Hauptstadt. Die Löhne sind gestiegen. In demselben Maße
steigt auch die Nachfrage nach Bauland. Und mit der steigenden Nachfrage
steigt notwendigerweise der Preis, der Preis des euch hier angebotenen
Grundstückes. Wollt ihr euch etwa aus moralischen Gründen nicht an der
Plünderung der Land- und Wohnungsbedürftigen beteiligen, so bedenkt, daß
das, was ihr nicht tut, andere tun werden und daß man Idealen nur dann Opfer
bringen soll, wenn das Ideal dadurch gefördert wird. Das ist aber hier nicht der
Fall. Ihr opfert einer 
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Besessenheit, aber nicht einem Ideal. Kauft, sage ich euch. Heult mit den
Wölfen. Das seid ihr euch und euren dürren Weibern schuldig. Sorgt für euch
persönlich, das ist die beste Zukunftsstaatpolitik, die ihr zurzeit betreiben könnt.
Wer sich selbst und seine Brut aus diesem Chaos herüberrettet, der treibt
Zukunftsstaatpolitik. Denn er wird den Zukunftsstaat erleben; er oder seine
Kinder werden den Zukunftsstaat gründen.


Kauft Land, Land, Land. Der Preis muß mit der Zeit steigen. Was macht ihr mit
euren Ersparnissen? Ihr bringt sie zur Sparkasse. Ist das Geld da sicher? Was
macht die Sparkasse mit eurem Geld? Sie gibt es auf Zins den Kaufleuten und
Fabrikanten. Einen Teil dieser Zinsen zahlt sie euch, einen Teil. Der Kaufmann
schlägt den Zins als Generalunkosten mit Aufschlag auf die Preise, die ihr zahlen
müßt. Ihr bekommt von der Sparkasse 4% Zins und dafür zahlt ihr den
Kaufleuten 8% in den Preisen zurück. Ist das vernünftige Politik, proletarische
Finanzpolitik? Ihr lehnt die Grundstücksspekulation aus moralischen Gründen ab.
Die Spekulation auf den Sparkassenzins ist um nichts besser, sie ist ebenso
dumm, sie hat auch den Charakter des Bumerang. Ihr erhebt freudestrahlend
von der Sparkasse 10 Mark Zins. Und eure Weiber zahlen den Kaufleuten in den
Preisen 20 Mark zurück. Das ist so in normalen Zeiten. In anormalen Zeiten
aber, wenn es darauf ankommt, dann wird die Sparkasse geschlossen oder man
verwässert das Geld im Interesse der Kapitalisten, wie man das im Land der
Genossen und unter den Augen eurer Vertrauensmänner getan hat. Wo sind die
18 Milliarden Goldmark geblieben, die ihr den Sparkassen anvertraut hattet und
die euch als Zehrpfennig in schlimmen Zeiten dienen sollten? Die schlimmen
Zeiten sind über euch gekommen, aber die Zehrpfennige haben eure Führer
unterschlagen oder sie duldeten es, daß sie unterschlagen wurden. Glaubt ihr
Esel, daß es in Argentinien besser mit den Sparpfennigen bestellt ist? Glaubt ihr,
daß die Sparkassen einem Krieg, einer Revolution, einem Generalstreik wider-
stehen würden? Und wie wollt ihr jemals eine Revolution unternehmen, wenn die
Genossinnen aus Sorge um ihre Spargelder die Revolution fürchten? Jede ernst-
hafte Revolution hat noch immer mit der Papiergeldwirtschaft geendet, also mit
dem Verlust der Spargelder. Was wollt ihr das Experiment wiederholen? Kauft
Land, sage ich euch. Die Titel der Grundbesitzer überdauern die Revolution.
Auch in Rußland werden sie wieder zum Vorschein kommen. Der Grundbesitz
steht unter dem Schutze der mächtigsten Schichten im Reich. Seht in Deutsch-
land. Der Kaiser schob unter den Augen eurer Genossen sein Vermögen, das mit
Hilfe und auf Kosten der Sparkassengelder überhaupt erst liquid für die Flucht
gemacht werden konnte, über die Grenze. Die Grundbesitzer förderten unter den
Augen der Genossen die 
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Papiergeldwirtschaft, die sie von allen Schulden, auch von den Schulden gegen-
über den Sparkassen, befreite. Achtzehn Milliarden Goldmark haben die Herren
da dem Proletariat gestohlen, die Notgroschen eurer Weiber, die Zehrpfennige
eurer Greise. Die herrschende Schicht zog aus dem Grundbesitz die Mittel, eure
Bonzen, die für die Sicherheit der Sparkassengelder bestellt sind, alle, restlos
alle zu bestechen, so daß sie alle schwiegen und noch heute keiner dieser
Spitzbuben den Mut hat, Sühne zu fordern für das fürchterlichste Verbrechen,
das jemals begangen worden ist. Aber die, die den Grund und Boden besitzen,
die besitzen ihn noch heute ungestört. Die haben durch den Krieg nichts weiter
verloren als ihre Schulden. Bei den Grundbesitzern bewahrheitet sich der Satz,
den ihr fälschlich für euch in Anspruch nehmt: Ihr habt nichts zu verlieren als
eure Ketten, nämlich eure Schulden. Seht ihr.


Werdet Grundbesitzer, dann steht ihr im Schutze der Mächtigsten auf Erden.
Niemand wagt es, die Grundbesitzer zu belästigen. Auch eure Genossen nicht.
Da habt ihr den Beweis: Die Sparkassen wurden beraubt, geplündert. Die
Notgroschen der Witwen und der Waisen wurden gestohlen, damit man die
Grundbesitzer nicht mit Steuern zu belästigen brauchte. Genau, wie es schon in
der Bibel steht, wo der Herr einer unermeßlichen Herde der armen Witwe das
einzige Schaf pfänden ließ. Und – hier ließ der Herr Rematador einen Seufzer
fahren – wer zweifelt daran, daß es in Argentinien anders sein werde? Darum
Genossen: Überlaßt den Einfältigen die Sparkassen. Kauft Land, Land, Land!
Franklin pflegte zu sagen: „Wenn jemand euch sagt, daß es einen anderen Weg
gibt um zu Reichtum zu gelangen als Arbeit und immer wieder Arbeit, so dreht
ihm den Rücken, er ist ein Schwindler.“ Vielleicht war das einmal bei den
Hottentotten der Fall. Hier aber und sonst überall in kultivierten Ländern sieht
man den Reichtum niemals in schwieligen Händen. So daß wir den Frank-
linschen Satz umkehren können und sagen: Wer euch sagt, daß es einen 
anderen Weg zum Reichtum gibt als den der Spekulation, des Wuchers, des
Raubes und des Mordes, dem dreht nur den Rücken; er ist ein Schwindler.


Dieser Speech des Herrn Rematador hatte die Geister gut vorbereitet. In
knapp zwei Stunden waren die 120 zum Verkauf angesetzten Parzellen bei 
ständig steigenden Preisen abgesetzt. 80 Monatsraten von je 20 bis 50 Pesos
waren der Preis der Parzelle von etwa 8 Metern Straßenfront bei 25 Metern
Tiefe.


Nach zwei Seiten hin war das ein gutes Geschäft. Der Preis war gut, und 112
Genossen waren für die Expropriation der Expropriateure für immer verloren.


Nicht immer sprechen die Herren Rematadores solch klare Sprache. Oft sind
es sehr kapitalkräftige Firmen, die sich nun 
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auch politisch auf die Seite des Kapitals schlagen. So ließ die Deutsche Über-
seebank in Buenos Aires ein ihr gehöriges größeres Terrain in Mar del Plata
stark parzellieren, weil zurzeit kein Interesse für große Grundstücke in jener
Badestadt besteht. Der Auktionator kündet das mit folgenden, schier lächerlich
klingenden Worten an: Indem die Deutsche Überseebank dieses Grundstück
zum Verkauf bringt, erstrebt sie, nicht ein Geschäft daraus zu machen. Sie hat
nur den Wunsch, dem Arbeiter behilflich zu sein.“ Ich glaube nicht, daß dieser
Satz vom Rematador selber herrührt, sondern daß irgendein bei der Bank ange-
stellter deutscher Doktor rer. pol. dem Rematador den Satz in die Feder diktiert
hat. Nur ein Mann, der schulmäßig dressiert worden ist, die wirtschaftlichen
Tatsachen wissenschaftlich oder heuchlerisch zu verdunkeln, kann auf die Idee
kommen, einer Aktienbank philanthropische Beweggründe unterzuschieben.


Juan Acratillo.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Die Schweiz 
auf der Bahn des Fortschrittes.


Die Schweizer Regierung, die am treuesten an der Goldwährung festgehalten
hat, ist nun die erste Regierung, die es wagt, den Zweifel auszusprechen, ob
man zu jedem Preis an der Goldwährung festhalten soll. In ihrem Bericht über
die seit 1914 befolgte Währungspolitik heißt es: „Die Frage ist heute durchaus
berechtigt, ob es sich empfiehlt, zur Goldwährung zurückzukehren oder auf
anderem Wege zu versuchen, die in- und ausländische Kaufkraft des Geldes 
zu festigen.“ [Alle Zitate sind aus der Freiwirtschaftlichen Zeitung, Bern.]


Der Zweifel ist die erste Etappe auf der Bahn des Fortschrittes. Die Schweizer
Behörden sind offenbar stutzig geworden. Die Goldwährung ist ihrer Selbstver-
ständlichkeit entkleidet. Zum ersten Male seit Lykurg scheinen Staatsmänner
sich über das Geldwesen ernstlich Sorgen zu machen. Man sieht ein, daß es
sich hier um eine verdammt wichtige Angelegenheit des Staates handelt.
Vielleicht fragt man sich schon, ob denn die Währung nicht die weitaus wichtigste
Staatsangelegenheit sei, ob ein Staatsmann, der nicht in der Währungsfrage
beschlagen ist, nicht notwendigerweise in den wichtigsten Fragen zum
Hampelmann der Spitzbuben wird. (Siehe die deutschen Staatsmänner.) Daß es
ausgerechnet das Volk der Hirten ist, das hier dem Fortschritt Bahn bricht, zeugt
für den 
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hohen erzieherischen Wert dieses beschaulichen Berufes. Der Mann, der unter
einem vom Großvater geerbten Regenschirm geborgen, seine Kühe, will sagen
seine Kuh, auf fetter Matte weidet, der ist in der rechten geistigen Verfassung, um
uralten Götzen den hohlen Bauch aufzuschlitzen. Vielleicht aber irre ich hier.
Vielleicht war es nicht die Wiederkäuerin, sondern die fleißige Arbeit des SFFB, die
sich des Erfolges rühmen kann. Auf alle Fälle: das Schweizer Volk kann sich freu-
en, daß es wieder einmal zu rechter Zeit einen Arnold von Winkelried aufgebracht
hat, der ihm in einer Situation allergefährlichster Art eine Bresche geschlagen hat.
Kellenberger soll dieser neue Arnold heißen. Wenn er nicht wegen dieses Verrates
an der Goldwährung von den Morganisten ermordet wird, dann wird er noch viel
Freude erleben an den Wirkungen seiner Heldentat. Freilich keine ungetrübte
Freude. Und auch nicht lange mehr wird er seinen Posten bekleiden. Die
Auflehnung gegen den Goldwährungsschwindel kostet der Schweiz zunächst den
Kredit bei den Morganbanken und damit den Kredit überhaupt. Schlimm ist das ja
nicht. Im Gegenteil. Denn so wird die Schweiz nolens volens wieder auf die Bahn
der Tugend gestoßen werden und wenn auch nicht dem eigenen Triebe folgend,
so wird sie doch notgedrungen der verächtlichen Pumpwirtschaft der letzten Jahre
ein Ende machen. (Die Bundesschulden sind in den letzten 10 Jahren von 100
Millionen auf 200 Millionen gestiegen!) Die aus dem Parteischwindel zu den
Staatsämtern hervorgegangenen Hampelmänner haben nie die Macht, dem Pöbel,
der sie ins Amt eingesetzt hat, Steuern aufzuerlegen. Da aber der Pöbel etwas
sehen will, so muß das Geld für die staatlichen Schauspiele, Komödien und
Tragödien hintenherum durch Anleihen aufgebracht werden. Jetzt aber, wenn
Morgan den Eidgenossen den Kredit schneiden wird, so werden diese einen
Diktator einsetzen müssen, der die Demokraten bei den Hammelbeinen zu fassen
und direkte Steuern einzutreiben versteht. Was dann weiter wird, wenn die
Schweiz versucht, ohne Morgans Hilfe auf anderem Wege die in- und ausländi-
sche Kaufkraft des Geldes zu befestigen, das braucht hier nicht gesagt zu werden,
denn dieser andere Weg kann nur das Freigeld sein. Es gibt überhaupt keinen
anderen Weg. Wenn die Preise von der Geldseite aus durch die Geldmenge und
ihre Umlaufsgeschwindigkeit gebildet werden, dann kann nur das Freigeld die
Antwort auf die Frage sein, was an die Stelle der versagenden Goldwährung zu
setzen ist. Oder kennt Dr. Kellenberger vielleicht einen anderen Weg? Auf dem
Erdenrund ist bisher kein anderer Weg, der von der Quantitätstheorie ausgeht,
gezeigt worden. Und wie es zwischen zwei Punkten nur eine Gerade gibt, so wird
jeder, der zwischen Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit eine logische Linie
ziehen will, das Freigeld zum Lineal nehmen müssen. Müssen, ja müssen.
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Einen Vorwurf müssen wir hier Herrn Dr. Kellenberger machen. Er hätte das
Schweizervolk nicht in Unruhe versetzen und darüber in Zweifel lassen sollen,
welch anderen Weg er einzuschlagen gedenkt. Denn viele werden jetzt sagen:
Uns steht jetzt das Zeitalter der Experimentenmacher bevor. Wenn der
Bundesrat schreibt: „Zu wenig vertraut mit der Handhabung der Papierwährung,
wurden allenthalben bedenkliche und verhängnisvolle Fehler begangen“, so fragt
sich der Eidgenosse jetzt: ist unser Bundesrat denn jetzt besser vertraut mit der
Handhabung der Papiergeldwährung? Und worin besteht das grundsätzlich Neue
in seinen Erkenntnissen über die Natur des Papiergeldes? Worin besteht die
Gewähr, daß jetzt nicht noch „verhängnisvollere Fehler“ begangen werden?
Schließt Kellenberger die Freigeldliteratur aus, so muß er zugeben, daß irgend-
ein beachtlicher Vorschlag für die bessere Handhabung der Papiergeldwährung
nirgendwo gemacht worden ist. Wenn er also von einem anderen Weg spricht,
so kann er dabei nur an das Freigeld gedacht haben. Dann aber war es seine
Pflicht, das Schweizer Volk mit diesem neuen Weg bekannt zu machen, damit es
sich geistig für die größte Revolution aller Zeiten vorbereiten kann. Wer aber als
Leiter der Währungspolitik das Bestehende preisgibt und nicht sagen kann, was
an die Stelle zu setzen ist, der soll nur machen, daß er fort kommt.


„Die Frage ist heute durchaus berechtigt“, so heißt es in dem zu Anfang zitier-
ten Satz. Warum aber gerade heute, Herr Dr. Kellenberger? Warum nicht schon
gestern, warum nicht 1914, als der Goldschatz gesperrt wurde? Warum nicht, so
oft das Privileg der Notenbank erneuert wurde? Warum nicht, als das National-
bankgesetz in Diskussion stand? Warum nicht, als die lateinische Münzunion mit
einem Verlust von mehreren hundert Millionen Franken liquidiert wurde? Warum
nicht, als diese Münzunion gegründet wurde? An Gelegenheiten hat es in der
Schweiz wahrhaftig nie gefehlt. Warum also gerade heute? Ehret Lykurg, sagte
Pythagoras vor bereits 2 1/2 Jahrtausenden, er ächtete das Gold und Silber, die
Ursache aller Verbrechen. Und seit 2 1/2 Jahrtausenden ist kein Tag verstrichen,
da man nicht durchaus berechtigt gewesen wäre, die Frage zu stellen, warum
man eigentlich die Goldwährung eingeführt hat und ob alles, was hier voraus-
gesetzt wurde, auch stichhaltig ist. Was sich nun heute Neues zugetragen hat
gegenüber den Verhältnissen seit 2 1/2 Jahrtausenden, ist das Vorliegen einer,
alle Erscheinungen des Geldwesens deckenden. Geldtheorie, der Freigeld-
theorie, und eines von dieser Theorie getragenen Planes zur sicheren Steuerung
der Währung auf das Ziel fester Kaufkraft hin. Wenn dieser Plan nicht existierte,
Herr Kellenberger, der Ihnen, wenn Sie in die Enge getrieben werden, die
Möglichkeit gibt, zu sagen, was an die Stelle der Goldwährung und der
Papiergeldpfuschereien zu setzen sei, würden Sie dann auch noch sagen, 
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„daß die Frage heute durchaus berechtigt sei“? Würden Sie den Mut aufbringen,
dem Schweizervolk zu sagen, daß an der Goldwährung nicht alles richtig ist, daß
Sie aber nicht wissen, was an die Stelle zu setzen sei, und daß man Sie ruhig
weiterwursteln lassen soll? Daß also experimentiert werden würde, wie das die
Schweizer Behörden seit jeher getan haben, und ganz besonders in den letzten
Jahren mit von den Behörden selbst anerkannten „verhängnisvollen Folgen“?


Die Theorien, die in letzter Zeit über das Geldwesen veröffentlicht worden sind
(Knapp, Bendixen, Liefmann, Irving Fisher usw.), sind, sofern sie nicht auf der
Quantitätstheorie aufgebaut sind, falsch, sonst aber unvollständig und darum als
Richtschnur für die Währungspolitik unbrauchbar. Chronologisch hinken sie übri-
gens auch alle weit hinter der Freigeldtheorie her, so daß darum auch noch das,
was etwa richtig an ihnen ist, überflüssig ist. Daß ihre Theorien unvollständig und
darum unbrauchbar für die Praxis sind, empfinden ihre Schöpfer auch selber,
denn keiner hat den Mut, sich von der Goldwährung völlig frei zu machen. Wahr-
scheinlich verdanken die Autoren gerade diesem Umstand, daß die Presse sich
ihrer annahm. Wer die Goldwährung kritisiert, aber keine gangbaren positiven
Vorschläge zu machen weiß, der nützt nur dem Goldwährungsschwindel. Am
besten aber nützt man der Goldwährung und ihren Interessenten, wenn die 
praktischen Vorschläge zu Fiasko führen, je jämmerlicher, um so besser.


Warum hat nun Dr. Kellenberger das Freigeld nicht erwähnt? Sagen wir es hier
freimütig: Die Schweizer Behörden erkennen. daß sie in der wichtigsten
Staatsangelegenheit grob fahrlässig gehandelt haben. Sie fürchten (mit Recht)
den groben Zorn aller. die durch die Währungspfuschereien des Bundesrates 
ruiniert, geschädigt wurden und die „verhängnisvollen“ Folgen der eidgen.
Währungspolitik zu tragen hatten. Nun ist mit dem Worte „Freigeld“ schon sehr
vieles, bereits Historisches verbunden. Als das Nationalbankgesetz im Jahre
1900 beraten wurde, da verfaßte ich in Los Hauts-Geneveys eine besondere
Schrift, in der ich die Aufmerksamkeit der Schweizer Behörden auf sehr wichtige,
aber völlig ungeprüfte Voraussetzungen der Goldwährungslehre lenkte. Sie trug
den Titel: Das Monopol der Nationalbank und die Grenzen der Notenausgabe im
Falle einer Sperre der freien Goldprägung. Wenn die Behörden damals nicht so
leichtfertig über diese Schrift hinweggegangen wären, dann hätten sie 1914
genau gewußt, wie man das Volk vor den „verhängnisvollen“ Folgen der
Papiergeldpfuschereien schützen soll. Die Diskussion wäre schon damals auf
breiter Grundlage eröffnet worden, und diese hätte die Behörden mit der Natur
des Papiergeldes vertraut gemacht. Aber die Schweizer Staatsmänner sind
Geschöpfe der Parteibonzen; es steckt keine Macht hinter ihnen, sie können
nicht, wie sie wohl möchten, sie 
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bangen ewig um ihre Stellung und statt sich um die Staatsangelegenheiten zu
kümmern, und sich zu fragen, wie eigentlich das Papiergeld verwaltet werden
soll, falls die freie Goldprägung gesperrt wird, sitzen sie mit den Parteibonzen,
ihren Gönnern, im Wirtshaus und politisieren. Und so kommt es, daß allent-
halben in der Welt über die Lippen der Staatsmänner nie ein anderes als ein
Wirtshauswort kommt und die Spitzbuben an der Börse die eigentlichen
Regenten werden. Seit der Veröffentlichung der erwähnten Schrift sind die
Schweizer Behörden unausgesetzt an die Existenz der Währungsfrage erinnert
worden. Ich erinnere hier an den skandalösen Morgankrach an der Neuyorker
Börse 1907. Ich erinnere an die Berichte des Direktors des eidgenössischen
Versicherungsamtes, Herrn Trefzer, worin die Behörden rechtzeitig vor den 
deutschen Papiergeldpfuschereien gewarnt wurden, durch die so viele Schweizer
Bürger um ihren Notschatz geprellt wurden. Herr Trefzer war Vorsitzender des
Freiland-Freigeldbundes. Im Wirtshaus hat man nichts von dem verstanden, was
Trefzer sagte, sonst hätten die Herren Redakteure die schlafenden Behörden
geweckt. Ich erinnere an die vielen Eingaben von Dr. Christen (veröffentlicht in
der Freistatt), worin die Behörden rechtzeitig auf die Verluste aufmerksam
gemacht wurden, die der Schweiz erwachsen mußten, wenn nach der
Quantitätstheorie und nach dem Gresham-Gesetz das Silber durch die
Papiergeldwirtschaft Frankreichs und Italiens nach der Schweiz verdrängt 
werden sollte. Aber was versteht man am politischen Stammtisch von
Quantitätstheorie und von Gresham-Gesetz? Ich erinnere an die unzähligen
Artikel und Warnungen in den Zeitschriften des Freiland-Freigeldbundes und
nicht zuletzt an die Briefe der Freihofkasse, Bern, und an die kläglichen
Antworten des Finanzdepartements. Wenn nun das Volk erfährt, daß seine
Behörden auf so nachdrückliche Weise vom Freiland-Freigeldbund an ihre
Pflichten erinnert wurden, daß diese aber für die Freigelder nichts als Wirts-
hausantworten übrig hatten, die in der weitaus wichtigsten Staatsangelegenheit
die größte Unsicherheit und Unbeholfenheit kundtun, daß also die „verhäng-
nisvolle“ Papiergeldpfuscherei hätte verhütet werden können, so wird es sagen:
Hier liegt strafbare, grobe Fahrlässigkeit vor. Konfisziert das Vermögen aller, die
aktiv und passiv an der verhängnisvollen Papiergeldpfuscherei beteiligt waren!


Freigeld und die Furcht vor der Konfiskation des persönlichen Vermögens sind
so in der Schweiz bei den Staatsmännern zu einer Ideenassoziation geworden.
Und darum darf kein Staatsmann auf die Tätigkeit des Schweizer FF-Bundes hin-
weisen. Sie hoffen noch immer, sich damit vor dem Volk reinwaschen zu können,
daß sie, wie es bereits im erwähnten Bericht geschieht, sagen: Allenthalben hat
man gepfuscht. Anderswo, bei den Deutschen, Abessiniern und Hottentotten ist
es sogar noch schlimmer gewesen. 
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Wir haben immer in Übereinstimmung mit den Sachverständigen, mit den
Wissenschaftlern unserer Universitäten gehandelt. Niemand hat uns vor der „ver-
hängnisvollen“ Papiergeldpfuscherei gewarnt. Kein aus öffentlichen Geldern
besoldeter Wissenschaftler, selbst Professor Landmann in Basel, der doch immer
einen so hohen Klepper reitet, nicht, hat uns in den schwierigen Stunden mit 
seinem erleuchteten Rate beistehen können. Sie waren alle am Ende ihres
Lateins. Der absolute Mangel an wissenschaftlichen Richtlinien für die Politik der
Papiergeldwährung muß uns vor dem Volk entschuldigen. „Wir sind gedeckt“
durch die Rückständigkeit der „Wissenschaft“, die die Praxis zwang, irgendwie 
zu handeln! So könnten die Schweizer Staatsmänner reden, wenn, wenn nur die
verdammte Freigeldlehre nicht wäret


Die Überschrift dieses Artikels soll die Schweizer Eidgenossen nicht in ein
ungerechtfertigtes und darum gefährliches Sicherheitsgefühl einlullen. Es handelt
sich um eine Etappe auf der langen Bahn des Fortschrittes. (Lang ist ein relativer
Begriff. Für Schnecken, Wiederkäuer, Demo- und Sozikraten ist die Bahn immer
lang.) Eine Gewähr gegen die Fortsetzung der bisher geübten verhängnisvollen
Währungspfuschereien bietet diese erste Fortschrittsetappe selbstverständlich
nicht. Eine Gewähr gegen solche Pfuschereien wird das Volk erst dann haben,
wenn die Freigeldtheorie und die auf ihr aufgebaute praktische Währungspolitik
als erster Artikel der Staatsverfassung verankert worden ist. Bis dahin stehen
den Pfuschern alle Türen auf. Und da die Profitsucht letzten Endes diese
Pfuschereien leitet und aus ihnen gewaltige, unerhörte Profite gemacht werden
(ist es eine Ehrabschneidung, wenn ich sage, die meisten Staatsmänner seien in
der Währungsfrage so naiv geblieben, daß sie nicht einmal einen Anteil an den
Profiten von den Börsenmännern forderten, deren Einflüsterungen sie wie lind-
herzige Schöfli folgten?), mit deren Ertrag man leicht die Presse kaufen oder bei
Halsstarrigkeit ruinieren kann (Stinnes) und so durch Irreführung der öffentlichen
Meinung den Währungsschwindel verewigen kann, so gehört wahrhaftig nicht
viel Bosheit dazu, um zu prophezeien, daß die Staatsmänner, die in den
Demokratien als Parteimänner immer verdächtig sind, bestochen, verdorben,
korrumpiert werden, wie das in Deutschland gerade jetzt in so erschütterndem
Umfang geschehen ist. Die Eidgenossen, die ihre Bundesräte vor solchem
Geschick bewahren wollen, müssen dafür sorgen, daß ihren Behörden in bezug
auf alle Währungsangelegenheiten keinerlei Spielraum gelassen werde. Wie die
Reptilien im Käfig, so müssen die Staatsmänner von den Währungsgesetzen 
eingepfercht werden. Nur durch scharfkantig abgesetzte Währungsgesetze kann
man erreichen, daß die Horde den geraden Weg einschlägt und sich nicht von
Morgan und Konsorten mißbrauchen 
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läßt. Oder wenn sie es tun, dann doch nur gegen „anständige“ Bezahlung.
(Letzteres natürlich nur, um den Profit und damit die Macht jener Räuber zu
schmälern.)


Wie sehr berechtigt die hier gebrauchten scharfen Worte sind, geht aus einer
Reihe von Sätzen des bundesrätlichen Berichtes klar hervor. Da steht z. B. der
Satz: Das Ziel jeder ernsthaften Währungspolitik ist seit mehr als einem
Jahrhundert (!) die Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes gewesen. (!) „Und 
dieses Ziel habe man am besten durch die Goldwährung zu erreichen geglaubt.“
Nur ein vollkommener Ignorant kann diesen Satz geschrieben haben. Jemand,
der absolut nichts von der Theorie der Goldwährung versteht. Die Gold-
währungstheorie ist eine ausgesprochene Werttheorie. Danach bürgt nicht die
öffentliche Verwaltung für die Währung, sondern der „innere Wert“ des Goldes.
Kraft seiner Metall-Eigenschaften währt das Gold und damit die Goldwährung.
So lehrte Bamberger, so lehrt die Goldwährungstheorie. Wer aber von der
Kaufkraft des Goldes spricht, und von einer diese regulierenden öffentlichen
Währungspolitik, der gibt damit die Wertlehre und die auf ihr aufgebaute
Goldwährungslehre auf. Währungspolitik und Goldwährung sind bereits
Widersprüche. Am Gold ist ja nichts, was man verwalten könnte. Brauchen wir
eine Verwaltung für den Glanz, das spezifische Gewicht des Goldes? Niemals ist
im vorigen Jahrhundert von der Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes die Rede
in den Emissionsbanken gewesen. Das Wort „Index“ war dort völlig unbekannt.
Keine Notenbank befragte den Index bei ihrer Notenpolitik. [Gesell-Frankfurt, Aktive


Währungspolitik.] Keine Indexstatistik wurde auf den Notenbanken geführt. In den
Statuten keiner einzigen Notenbank findet man das Wort Index. Keiner
Notenbank ist die Berücksichtigung des Indexes vorgeschrieben. Wenn es
anders wäre, müßte man nicht da alle Direktoren der Notenbanken hängen? 
In dem vom Präsidenten Koch der Reichsbank gegen Schluß des Jahrhunderts
herausgegebenen dicken Buch über die Politik der Reichsbank kommen die
Worte Index, Kaufkraft, Preise, Ware, Hausse, Baisse überhaupt nicht vor. Der
Zinsfuß, die Golddeckung, die Wünsche der Morgans und Spitzbuben, das
waren (und sind) für alle Noteninstitute die maßgebenden Elemente der
Notenpolitik. War es anders in der Schweiz? Wir erinnern hier an den bereits
erwähnten Brief der Freihofkasse, Bern, an das Finanzdepartement, worin die
Frage gestellt wurde, ob sie, die Freihofkasse, unbesorgt einen Baukredit auf-
nehmen könnte zwecks Erstellung von Arbeiterwohnungen, unbesorgt, d. h. also,
ob die schweizerische Währungspolitik nicht etwa auf Deflation eingestellt wer-
den würde, wodurch dann die Freihofkasse dem Bankerott zugetrieben werden
würde? Wenn nun das zuträfe, was der Bericht 
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des Bundesrates heute behauptet, dann müßte damals das Finanzdepartement
der Freihofkasse geantwortet haben: Ein Preisabbau kann nicht in Frage kom-
men. Wir haben laut Artikel so und so der Nationalbankstatuten für einen festen
Index zu sorgen. Laßt euch also aus währungspolitischen Rücksichten von der
Ausführung eurer so vortrefflichen Absichten nur keinen Augenblick abhalten.
Solange „noch eine Ader in uns lebt“, werden wir von den durch die Statuten der
Nationalbank uns vorgeschriebenen Richtlinien keinen Fingerbreit abweichen.
Den Index halten wir fest, ob auch die Schweiz zugrunde geht. Betet ihr und
arbeitet, wir wachen und schützen euch vor dem Bankrott! Jawohl, ihr braven
Männer von der Freihofkasse: Wenn ihr damals damit gerechnet hättet, daß 
„das Ziel jeder ernsthaften Währungspolitik schon seit hundert Jahren die
Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes gewesen ist“, wo wäret ihr heute? Zum
Glück für euch ließ euch das Finanzdepartement wissen, daß es gar nicht daran
denkt, bei seiner Währungspolitik irgendwelche Rücksicht auf die Kaufkraft des
Geldes zu nehmen und lehnte es ab, der Freihofkasse irgendwelche bindende
Erklärung über die künftige Gestaltung des Indexes in der Schweiz zu geben.
Also unterließet ihr als vorsichtige Männer den Bau der so nötigen Arbeiter-
wohnungen und die dann später wirklich eingeleitete Deflationspolitik der
Schweiz konnte euch soweit nichts anhaben.


Nun ist es so, daß die für die Währung verantwortlichen Männer in der
Schweiz dem bis dahin in Währungsangelegenheiten völlig blinden, jetzt aber
durch die Arbeit des SFFB wenigstens bereits blinzelnd gewordenen Volk sagen
dürfen, es sei alles wohl getan worden, man habe bei der Notenpolitik die
Kaufkraft des Geldes berücksichtigt, wohl wissend, daß mangels eines offiziellen
Indexes und Maßstabes niemand solche Behauptung nachprüfen und als das,
was sie ist, als Schwindel bezeichnen kann. Aus diesem Grunde können diese
Männer auch dreist behaupten: „Die Goldwährung vereinige zwei große Vorteile:
stabile Wechselkurse und ziemlich stabile Preise.“ Mit dieser Behauptung wird
dann die bis dahin betriebene Goldwährungspolitik vor dem Volk. von den Hirten
gerechtfertigt.


Feste Wechselkurse und ziemlich stabile Preise! Wenn man die
Schwankungen innerhalb der Goldpunkte, die bis zu 2% reichen, als feste
Wechselkurse bezeichnen will (2% würden auf einen Weltumsatz von 100
Milliarden die Kleinigkeit von 2 Milliarden im Jahr ausmachen), so bleibt doch zu
erwähnen, daß das nur für den Verkehr zwischen den Goldwährungsländern gilt,
daß die Goldwährung für die Befestigung der Wechselkurse mit den Ländern
ohne Goldwährung (das war vor dem Krieg die halbe Welt und jetzt nach dem
Krieg 9/10 der Welt) kein Hilfsmittel, sondern ein Hemmnis war. Und wie es sich
mit der Stabilität der Preise ver-
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hielt, daß weiß jeder, der in kummervollen Nächten auf seinem Bette weinend
saß und sich den Kopf darüber zerbrach, wie er bei den niedergehenden Preisen
seine Hypothekenschulden zahlen würde. Die Hypotheken werden zumeist 
generationsweise aufgenommen, und innerhalb der letzten Generationsperiode
haben die „ziemlich stabilen Preise“ bis zu 50% um den Ausgangspunkt gepen-
delt. Schwankungen, die das Eigenkapital des mit Kredit arbeitenden
Kaufmannes und Gewerbsmannes völlig absorbieren, nennt der Bericht also
„ziemlich stabile Preise“.


Das hier Gesagte möge vorläufig genügen zur Begründung des Mahnrufes:
Eidgenossen, schaut euren Behörden scharf auf die Finger!


Die Freilandpraxis in Argentinien.
In der in Buenos Aires erscheinenden Zeitung „La Nacion“ vom 26. Februar 


d. J. war folgende Anzeige zu lesen:


Regierungsministerium der Provinz Buenos Aires. Generaldirektion des
Bodens. Verpachtungsauktion von 521 000 Hektar Fiskalländereien in Patagones
in 254 Stücken von je 1250 Hektaren. Fünfjährige Pachtzeit.


Sonntag, den 8. März, um 1 Uhr, in Übereinstimmung mit dem Dekret vom 
7. Februar 1925. Der Zuschlag erfolgt nach Meistgebot, Parzelle um Parzelle,
ohne irgendwelche Option (Recht auf mehrere Parzellen). Die Interessenten
müssen ihre Angebote nach Jahr und Hektar bemessen abgeben.


Die Verpachtung gilt für fünf Jahre, vom Tage der Uebergabe an gemessen.
Für diejenigen Personen, die bereits Pächter sind und die Pacht erneuern wollen,
rechnet die Pachtzeit ab l. Januar 1925. Diese Pächter, sofern sie mit der
Pachtzahlung nicht im Rückstand sind, werden bei dieser Neuverpachtung
bevorzugt, in der Weise, daß ihnen das Land zum Höchstgebot abermals zuge-
wiesen wird. Falls von anderer Seite kein anderes Angebot gemacht wurde, 
müssen sie ein Angebot machen, durch das der Taxwert verbessert wird.


Personen, die mit der Pachtzahlung im Rückstand sind, oder die die
Pachtbedingungen vom 8. Januar 1919 nicht erfüllt haben., dürfen an dieser
Pachtung nicht teilnehmen.


Niemand darf persönlich oder durch Mittelspersonen in dieser Auktion mehr als
acht Parzellen 4. und 5. Kategorie, mehr als sechs von der 5. Kategorie, mehr
als vier der 2. Kategorie und mehr als zwei von der l. Kategorie pachten.


Bei der Unterzeichnung des Vertrages müssen die Pächter ein Semester im
voraus bezahlen.
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Die Regierungsexekutive behält sich das Recht vor, die Angebote ganz oder
teilweise abzulehnen.


Den Pächtern, die Weizen anbauen werden, wird je nach der Güte des Landes
ein Abzug vom Pachtgeld bewilligt werden.


–


Es handelt sich hier um Land, das hauptsächlich für Viehzucht verwendet wird
und bei solcher Verwendung ohne weiteres in Benutzung genommen werden
kann. Im Sinne von Freiland ist an diesem Pachtverfahren grundsätzlich kaum
etwas zu verbessern. In Argentinien werden vorerst noch die Pachtgelder ohne
weiteres den Staatsgeldern zugeschlagen. Die Grundbesitzer brauchen um den
Betrag weniger Steuern zu zahlen. Ihre Grundrente steigt. Insofern können die
Grundbesitzer auch das Fiskalland als ihr Eigentum betrachten, ähnlich wie in
den deutschen Gemeinden die Grundrente des Gemeindelandes unmittelbar den
Privatgrundbesitzern durch Ermäßigung der Steuern zugute kommt. „Seht“, heißt
es da beim Verkauf eines Ackers: „die Gemeinde hat so viel Land, daß sie keine
Steuern zu erheben braucht. Die Steuern in allen Nachbargemeinden fressen
fast 20 Prozent der Grundrente auf. Das sparen Sie hier. So können Sie auch
ohne Nachteil hier 20 Prozent mehr Pacht bezahlen.“ Diese Zusammenhänge
haben die Grundbesitzer jedoch noch nicht durchschaut. Die wenigen aber, die
sie durchschauen, sehen auch schon mehr. Sie sehen in der Existenz von 
solchem Freiland eine Gefahr für ihren Besitz. Denn sie sagen sich, daß, wenn
einmal die Sozialdemokraten in solchem Freiland die Formel für ihre
Bestrebungen gefunden haben werden, sie dann eine Gelegenheit, wie sie sie
1919 hatten, nicht unbenutzt lassen werden. Drum sei es besser, jede Spur von
Freiland auszurotten.


Historisch interessant ist es, daß bereits vor fast 100 Jahren der Präsident
Sarmiento, also lange bevor Henry George auf dem Plane erschien, die
Forderung stellte, den Verkauf von Fiskalland völlig durch die Verfassung zu ver-
bieten und den Boden nur pachtweise an die Bebauer abzugeben. Sarmiento
wurde darum gestürzt. Wieder ein Beweis, daß anständige Männer nichts in der
Regierung zu suchen haben. Ihr Platz ist in der Opposition und dann in der
Revolution. Die Parteipolitik lockt nur Spitzbuben an. Sie verdirbt den Charakter,
sagte Bismarck. Freiland wird uns die Politik der Parteipolitiker niemals bringen.
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Susannas unbefleckte Empfängnis.
Oft hatte sie vom Feste der unbefleckten Empfängnis gehört und hatte immer


der heimlichen Wunsch gehegt, auch einmal auf unbefleckte Weise zu einem
Knaben zu kommen. Unbefleckt durch die Einmischung des Staates, der Kirche,
durch die Einwirkung der Umgebung. So hatte die Unschuldige das Wort ver-
standen. Nun hatte sie zur Sommerzeit mit ihrem Liebsten eine Fahrt unter-
nommen und hatte die Nacht der Sonnenwende auf dem höchsten Gipfel des
Gebirges verbracht. Dort oben, dem Himmel am nächsten, umfangen von den 
frischen Morgenwinden, bestrahlt von der aufgehenden Sonne feierte sie das
persönliche Fest der unbefleckten Empfängnis. Keine rauhen menschlichen
Stimmen, kein Geräusch stark bewohnter Mietshäuser, auch nicht das ohrzer-
reißende Knirschen schlecht geschmierter Straßenbahngeleise befleckte den 
heiligen Akt der Empfängnis.


Wer aber hätte gedacht, daß auch hier oben das Auge des Gesetzes wachte?
Plötzlich stand sie da, die doppelte Reihe blinkender Messingknöpfe. Mit dem
schrillen Ton schlecht geschmierter Bahngeleise, mit dem Gepolter stark
bewohnter Mietshäuser wurde Susanna aufgescheucht und angeschnauzt. Der
Gendarm, der seinen Rausch dort oben ausgeschlafen hatte, nahm öffentliches
Ärgernis an Susannas unbefleckter Empfängnis. Ihr Name wurde aufgeschrie-
ben; sie kam vors Gericht, mußte eine Buße zahlen. Das ganze Städtchen unter-
hielt sich über den unerhörten Skandal. Befleckt durch die Gerichtsverhandlung,
befleckt durch das Gerede gebar Susanna den unbefleckt empfangenen Knaben.
Es war ein prächtiger kleiner Bursche. Das schönste, das intelligenteste Kind der
Stadt. Die ganze Stimmung der Sonnenwende, der Glanz der aufgehenden
Sonne spiegelten sich im Blick des kleinen Siegfried wieder. Nur ein Fleck in
Farbe und Form eines Messingknopfes auf der reinen Stirn störte etwas das
Gesamtbild der Reinheit und Schönheit. Susanne führte dieses Muttermal auf
den Schreck zurück, den ihr – der Gendarm eingejagt hatte. Aber was halfen
dem Kinde alle Vorzüge der Gestalt und des Geistes? In der Gesellschaft gilt
nicht das Wort: an den Früchten sollt ihr die Moral erkennen. Der Knabe war
durch die Unehelichkeit befleckt. Vieles hatten Mutter und Kind zu erdulden.


Ja, ja, Susanne, so geht es. Wer unbefleckt empfangen will, der hat sich den
Gesetzen des Pöbels zu unterwerfen. Über dem Gesetze Gottes stehen die
Gesetze des Pöbels, steht der Staat, die Uniform, der Messingknopf. Ein ander-
mal gehst du vorher zum Standesamt, nimmst einen Haufen Papiere mit, dann
begibst du dich sittsam in deine Proletarierwohnung. Und wenn links von dir die
keifende Stimme der Nachbarin die Kinder zur Ruhe bringen will, wenn rechts
von dir der betrunkene Ehegatte sein kreischendes Weib verprügelt, wenn das
ganze Haus verpestet ist mit dem Dunste von hundert Küchen, dann, dann,
Susanne, sind alle Vorbedingungen der staatlichen Ordnung erfüllt für die Feier
der unbefleckten Empfängnis und für die Zucht hochwertiger Kinder. Und we
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dann auch im Gesicht des so empfangenen Kindes der ganze Greuel der Umge-
bung sich widerspiegelt, was macht’s? Du hast dann unbefleckt empfangen.


I.O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Der Einfluß
des Zinses auf die Acker- und Baugrundrente.


Es herrscht bei einigen Freiwirten eine gewisse Unsicherheit über die Wirkung,
die vom Freigeld auf die Grundrente zu erwarten ist. Es ist ein Verdienst Dr.
Ernst Dick-Basel, die Klärung dieser Frage angeregt zu haben. Dr. Dick selbst ist
auf Grund seiner fleißigen Studien zu der Meinung gekommen, daß mit der
Beseitigung des Zinses durch das Freigeld auch die Grundrente verschwindet,
und da eine solche Wirkung unsere Freilandforderung überflüssig machen
würde, so ist diese Dicksche Meinung von all denen mit Begeisterung und 
offenen Ohren aufgenommen worden, die bei der Werbung um unsere Ziele so
oft die Worte hören: Freigeld ja, Freiland nein. Und die nun gerne solchem
Widerstand hintenherum ausweichen möchten. Wir verschweigen dann den
Grundbesitzern, den Bauern einfach diese Wirkung des Freigeldes. So fangen
wir bei den Wahlen viel mehr Stimmen, so gewinnen wir Mitglieder für den Bund,
so wächst die Bewegung endlich zu der „nötigen“ Massenbewegung heran, so
kommen wir schneller ans Ziel. So sagen sie.


Es ist bei den Debatten über diese Frage darauf hingewiesen worden, daß ich
irgendwo in meinen Schriften gesagt habe: Die Beseitigung des Zinses ist der
schwerste Schlag, der die Grundrente treffen kann. (NWO. Kap. Einfluß des
Kapitalzinses auf Lohn und Rente.) Dieser Satz bezog sich auf die landwirt-
schaftliche Grundrente. In einer Bemerkung war darauf hingewiesen worden, 
daß für die Baugrundrente der Einfluß des Kapitalzinses ein entgegengesetzter
ist, weil die Beseitigung des Zinses die. Wohnungsmieten verbilligt und diese
Verbilligung die Nachfrage nach Wohnraum und damit nach Baugrund verstärken
muß. Diese Bemerkung, die als Fußnote eingeschaltet ist, mag übersehen 
worden sein. Wer sie beachtet hat, der wird sich gesagt haben, daß die Gesamt-
grundrenten durch die Beseitigung des Zinses keine Änderung erfahren, weil
das, was bei der landwirtschaftlichen Grundrente abgeht, bei der städtischen
Grundrente wieder zuwächst.
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Die praktische Bedeutung der Sache (für die Theoretiker war m. E. in dem
Kapitel genug gesagt worden) läßt es ratsam erscheinen, etwas ausführlicher
den Gegenstand zu behandeln. Es sind da eine Anzahl Wenn und Aber einzu-
schalten, die der Praktiker und Politiker nicht übersehen darf, wenn er sich nicht
widersprechen will.


Wenn ich gesagt habe, daß es der härteste Schlag ist, der die Grundrente (die
landwirtschaftliche Grundrente) treffen kann, und zwar von den vorher genannten
Schlägen der härteste, so darf man nun keinen tödlichen Schlag daraus machen
und folgern, daß mit dem Freigeld die Grundrente überhaupt verschwindet. Wenn
man solches aus meinem Satze folgern kann, so habe ich mich nicht vorsichtig
genug ausgedrückt.


Die städtische Grundrente steht an Bedeutung der ländlichen Grundrente in
vielen Ländern nicht nach. In manchen Ländern oder Provinzen mag sie letztere
sogar stark überwiegen. Oft bezahlt man für einen Quadratmeter in der Stadt
mehr als für ein Hektar auf dem Lande. Wenn nun die Berliner Wohnungen
durch die Beseitigung des Baugeldzinses sich verbilligen, vielleicht um 50 und
mehr Prozent, und wenn die Berliner Proletarier, die heute vielfach für eine
Familie von 6 oder 10 Köpfen sich mit einem Zimmer begnügen müssen, die 50
prozentige Verbilligung benutzen, um sich eine größere Wohnung zu mieten, so
müssen doch solche größeren Wohnungen erst gebaut werden, ehe sie bezogen
werden und die Nachfrage nach ihnen befriedigt werden kann. Wenn 40 Prozent
der Bevölkerung Berlins mit einem Zimmer sich begnügen müssen und diese 
40 Prozent nun zwei Zimmer verlangen, weil mit der Beseitigung des Zinses für
das Baukapital zwei Zimmer so viel kosten sollen wie jetzt ein Zimmer, so 
müssen für diese allein schon 1 200 000 Zimmer gebaut werden (40 Prozent 
von 3 Millionen). Und für die anderen im gleichen Verhältnis. Durch solche
Wohnungsansprüche müßte die Baufläche Berlins um das Doppelte wachsen.
Die Hemmungen, die durch die dann steigende Grundrente solchem Wachstum
entgegenstehen, können nur durch Freiland bekämpft werden. Die steigende
Grundrente würde proportional die Mütterrente verstärken und die Mütter 
könnten mit dem Geld dann wieder mehr Raum für ihre Kinder verlangen und
bezahlen. Die Beseitigung des Zinses verbilligt aber nicht nur die Wohnungen;
sie verdoppelt das Arbeitseinkommen, und bei verdoppeltem Einkommen stellt
der Mensch neue Ansprüche an seine Lebensführung. Viele, die es sich jetzt
nicht leisten können, werden sich ein Auto verschaffen und ihre Wohnung nach
außen verlegen und einen Garten haben wollen. So viele Autos verlangen eine
Verbreiterung der Straßen, verlangen mehr Raum, auch für die Garage. Und so
viele Gärten beanspruchen 
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große Flächen. Das alles wirkt treibend auf die Grundrente. Mit dem größeren
Beutel macht sich der Mensch auch breiter in jeder Hinsicht. Für die dünnen,
dünn gekleideten Proletarier genügt ein Bürgersteig von ein Meter Breite.
Gewohnt, geschubst zu werden, macht es für sie nichts aus, auf dem
Bürgersteig ständig gestoßen zu werden. Die gut gekleidete Mutterrentnerin 
verlangt Verbreiterung des Bürgersteiges, weil sie nicht gewohnt ist, gestoßen zu
werden, und auch schon aus Rücksicht auf ihre schönen Kleider. Macht mir
Platz, bleibt mir drei Schritt vom Leibe! Aber diese drei Schritt verlangen ent-
sprechenden Raum. Die Verbreiterung der Bürgersteige wirkt treibend auf die
Grundrente. Man braucht übrigens nur von Berlin Norden nach Berlin Westen zu
gehen, um wahrzunehmen, wie viel mehr Raum der wohlhabende Mensch
braucht als der Proletarier. Auf demselben Raum, auf dem im Westen ein
Mensch wohnt, wohnen im Norden (nach dem Gewimmel geschätzt) gut zehn
Menschen. Der zu Wohlstand gelangte Proletarier reißt alles. was der
Kapitalismus ihm als Wohnung zugemutet hat, glatt nieder und baut sich die
Stadt nach seinen Bedürfnissen neu auf, weit, breit und luftig. Wie man da ohne
Freiland verhindern kann, daß die Grundbesitzer alle Vorteile der Situation aus-
nützen und den Gewinn aus dem Niedergang des Zinses in ihre Taschen leiten
werden, haben uns die Vertreter der Meinung, daß die Beseitigung des Zinses
automatisch auch die Grundrenten beseitigt, nicht gezeigt. Das, was sie bisher
zur Stütze ihrer Meinung gesagt haben, genügt nicht. Es müßten neue Tatsachen
und Gesichtspunkte aufgedeckt werden. Tatsachen, die wir zur Stunde nicht 
kennen.


Der Satz, daß die Beseitigung des Zinses der landwirtschaftlichen Grundrente
den härtesten Schlag versetzen würde, der sie überhaupt ausgesetzt werden
kann, gilt natürlich auch nicht für die Ewigkeit, wie z. B. die Zölle auch nicht ewig
die Grundrenten heben können (s. NWO. Artikel: Zölle, Lohn und Grundrente).
Unterwerfen wir diesen Satz dem heute noch gültigen Bevölkerungsgesetz,
wonach die Menschen in geometrischer Progression sich selbst, ihre
Subsistenzmittel dagegen nur in arithmetrischer Progression vermehren können,
und daß jede Mehrung der Subsistenzmittel auch eine entsprechende Mehrung
der Bevölkerung zur Folge hat, so sehen wir, daß die Beseitigung des Zinses
durch die mit ihr mögliche Mehrung der Subsistenzmittel und damit auch
Mehrung der Bevölkerung stark in der Richtung einer Grundrentensteigerung 
wirken muß und daß solche Bevölkerungsvermehrung am Ende alle auf die
Grundrentensenkung hinwirkenden Folgen der Beseitigung des Zinses über-
trumpfen könnte. Freilich, wenn an die Stelle der heutigen unwillkürlichen
Bevölkerungsvermehrung die willkürliche tritt, 
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dann dürfte der Malthussche Satz umgekehrt werden können, so daß dann die
Bevölkerung sich in arithmetrischer. die Subsistenzmittel in geometrischer
Progression mehren werden. In diesem Falle würde natürlich der in Rede 
stehende Satz seine Gültigkeit behalten, auch dann, wenn andere Umstände die
Grundrente in die Höhe treiben würden. Der niedergehende Zins würde dann
verhindern, daß die Grundrente noch weiter stiege.


Mit der Grundrente verhält es sich wie mit der Währung. Tausend Umstände
wirken treibend und tausend andere Umstände drückend auf die Preise und auf
die Grundrente. Wer solche Umstände bei seinen Betrachtungen übersieht, wird
Fehlschlüsse machen. Größte Ein-, Um-, Vor- und Nachsicht ist hier nötig. So 
z. B. wäre hier zu erwähnen, daß der mit Freiland-Freigeld sich breit machende
Wohlstand eine größere Nachfrage nach feineren Lebensmitteln und Lebens-
genüssen schaffen wird, die zu ihrer Deckung mehr Boden fordert. Es wäre 
möglich, daß die proletarischen Fahrräder und Autos wieder in Wegfall geraten
werden, und daß jeder Arbeiter sich zu Pferd zur Arbeitstätte bewegen wird. Und
zur Fütterung und Stallung so vieler Reitpferde wird man große Bodenflächen
nötig haben. Für die Ernährung des Volkes mit Kartoffeln, Brot und Speck genügt
die heutige Bodenfläche. Sie genügt aber nicht mehr, wenn überall die
Kochrezepte der Klosterküchen in Gebrauch kommen. Braucht man ein Hektar
Land zur Ernährung einer Proletarierfamilie, so braucht man deren zwei, wenn
diese Familie zu Wohlstand, gelangt. Und so in unendlich vielen Fällen.
Berechnen läßt sich solche Entwicklung nicht. Wer sich die Mühe geben will,
kann eine Tabelle aufstellen und alles Für und Wider mit Schätzungszahlen ver-
sehen, wie ich das in meinen Schriften für die Währung getan habe. Und mit
Hilfe solcher Schätzungen kann er dann sein Heil als Grundstücksspekulant 
versuchen. Mit Freiland erübrigen sich solche Berechnungen vollständig, weil
dann keine Geschäfte dieser Art gemacht werden können.


Wie dem nun auch sei, ob die Grundrente mit der Beseitigung des Zinses
steigt oder fällt, ob mit dem Verschwinden des Zinses der landwirtschaftlichen
Grundrente ein harter oder gar der härtste Schlag versetzt wird, der ihr über-
haupt versetzt werden kann, verschwinden kann damit weder die städtische noch
die landwirtschaftliche Grundrente keineswegs. Immer und ewig wird der
Unterschied zwischen gutem und schlechtem Boden, zwischen gut gelegenem
und schlecht gelegenem Boden fortbestehen, immer wird dieselbe Arbeit hier
größeres, dort kleineres Produkt geben. Diesen Unterschied kann kein Freigeld
je beseitigen. Und diesen Unterschied wird man benennen 
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mögen, wie man will, er wird das darstellen, was man heute Grundrente nennt.
Und jeder Mensch, der schlechten, schlecht gelegenen Boden bearbeitet, wird
bereit sein. bares Geld anzubieten demjenigen, der ihm im Tausch gegen den
schlechten Boden in der Einöde guten Boden in der Nähe der Stadt anbietet.
Und dieses Geld wird man mit vollem Recht arbeitsloses Einkommen nennen.


Wer darum allen .Menschen das gleiche, unveräußerliche Recht auf den
Boden und die Schätze dieser Erde zuerkennt, der muß bei der Forderung
„Freiland“ bleiben. Privatrechte auf den Boden und Freiland, Grundrenten und
das Recht auf den vollen Arbeitsertrag schließen sich absolut aus. Jeder, auch
der kleinste Kompromiß führt zur Korruption des fruchtbarsten, großartigsten
Gedankens, der je ein Menschenherz bewegt hat. Wir verschnöden Moses, wir
verhunzen das Andenken Henry Georges, wir versinken in den Morast der
Damaschkiden, wir verlieren alle Werbekraft bei allen entschiedenen Vertretern
der freiwirtschaftlichen Forderungen und ersetzen sie durch lahme. geistlose
„Anhänger“, unehrliche Streber, wenn wir die geringste Einschränkung des
Freilandgedankens dulden. Makellos wie die Jungfrau Maria so soll der
Freilandgedanke bleiben. Der kühnsten, den hoffnungsvollsten Ausdruck des
Freilandgedankens, die Vereinigung des Souveränitätsrechts auf den von den
einzelnen Völkern besetzten Boden, geht uns verloren, wenn wir die geringste
Einschränkung unserer Hauptforderung dulden. Freiland ist die mathematische
Formel des Freihandels und des Weltfriedens. Die großartigen Ausblicke, die der
Freilandgedanke in dieser Hinsicht bietet, die werden wohl, denke ich, den auf
dem Wege der Kompromisse zu gewinnenden schmutzigen Stimmzettel dumpfer
Massen, verblödeter Philister aufwiegen Wir werden, wenn wir rücksichtslos
unsere Forderungen stellen, auch ohne das Stimmvieh zum Ziele kommen. Wir
sind. Pazifisten, ganz gewiß sind wir es. Aber das sagt nicht, daß wir keine ande-
ren Mittel anerkennen als den Stimmzettel, dieses verlogenste, korrumpierteste,
unwirksamste aller Kampfmittel. Den Freilandgedanken kann man nicht durch
das Studium dicker Bücher fassen. Er bleibt denen ewig unfaßbar, die nicht mit
ihm geboren werden. Moses in Ägypten hatte sicher keine freiwirtschaftliche
Schrift gelesen. Wenn wir auf Schwierigkeiten bei der Werbung stoßen, so liegt
das daran, daß so wenig freie Menschen geboren werden. Ein Volk, das seit
Jahrhunderten wie das Stallvieh auf den Gütern als Leibeigene gezüchtet wor-
den ist, wo der Ausleseprozeß ganz gesetzmäßig die Freien ausmerzte (zum
Glück sorgte das Recht der ersten Nacht für Blutauffrischung, sonst wären wir
am Ende vollkommen zu Lasttier hinabgesunken), bleibt dem Freilandgedanken 
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schwerer zugänglich, als den Negern und Atchinesen. Wie die Mastgans im
Herbst blinzelnd den am Himmel dahinziehenden wilden Gänsen nachschaut und
es nicht einmal mehr zu einem Seufzer bringen kann, so hören die Philister das
Wort Freiland und können sich nichts dazu denken.


Freiland ist der Prüfstein freiwirtschaftlichen Denkens. Freigeld ist kein ange-
borener Gedanke. Dem geborenen Diener, dem kümmerlichsten, kleinlichsten
niedrigsten Geist kann sich der Freigeldgedanke erschließen. Es ist mehr ein
Kniff, eine Erfindung als ein Gedanke. (Fritz Schwarz in Bern, wenn er von
Freiland spricht, wächst um einen Schuh. Seine Pupillen erweitern sich. seine
Augen rollen, seine Adern an den Schläfen strotzen von Blut. Wenn dann die
Rede auf Freigeld kommt, dann ändert sich sein Gesicht. Er blinzelt mit den
Augen, die Blässe dringt durch seine dicke Chinesenhaut, seine Brust senkt sich,
man sieht, er ist von einem hohen Postament hinabgestiegen auf das Terrain der
Kniffe, der Wissenschaft.)


Wer darum für die Freiwirtschaft werben will, der beginne mit Freiland. Hier
kann gleich das Korn von der Spreu gesondert werden. Man gewinnt so Männer,
die auch in gefährlicher Zeit zur Sache stellen, und verliert keine Zeit mit der
Werbung von Männern, die, ehe der Hahn kräht, die Freiwirtschaft dreimal ver-
raten haben. So laßt uns also sagen und so es behaupten: Die Erde ist unser.
Und wenn wir dann fest auf unserem Sinne beharren, dann zwingen wir die Welt
in unsere Bahn. Und schließlich, wer Großes will, der darf die Tage und die Jahre
nicht zählen.


*


Was bietet die
Freiwirtschaftslehre eigentlich Neues an


volkswirtschaftlichen Erkenntnissen?
I.


Als bestes Werbemittel für die freiwirtschaftlichen Ziele muß sich selbstver-
ständlich das Ziel selber erweisen. Wer das Ziel wünscht und die Mittel als 
wirksam anerkennt, der ist auch schon innerlich für diese Lehre gewonnen. Es
gibt aber auch Personen, denen es nicht auf das Ziel ankommt, denen es völlig
gleichgültig ist, was mit den empfohlenen Mitteln erreicht wird, die sich aber 
wissenschaftlich dafür interessieren. Sie fragen, ob denn die Freiwirtschaftslehre
überhaupt etwas Neues in theoretischer Hinsicht 
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bietet, entweder um dieses Neue zu weiteren wissenschaftlichen Arbeiten zu 
verwerten, manchmal auch aus wissenschaftlichem Reinlichkeitsbedürfnis oder
auch, um die neuen Erkenntnisse als Waffe gegen. einen persönlichen Gegner
literarisch zu verwenden. Solche Personen können der Bewegung mittelbar oft
sehr nützlich werden, indem sie die einzelnen Lehrsätze in weitere Kreise 
bringen. Wobei es gleichgültig bleibt, ob es unter Quellenangabe geschieht 
oder nicht.


Der Freiwirt, der nun von solchen Leuten nach dem Neuen seiner Lehre
gefragt wird, der hat es noch nicht so leicht, die Frage erschöpfend zu beant-
worten, denn es ist vieles da aufzuzeichnen auf allen Gebieten der Volkswirt-
schaftslehre, in der Theorie des Geldes, der Grundrente, des Lohnes, des
Zinses, der Krisen. Eine kurze Übersicht wird sich darum als nützlich erweisen.
Freilich, freilich, was ist neu? Wir denken an Ben Akiba und betrachten die Berge
von Literatur in den Bibliotheken. Ich will darum hier den Sinn des Wortes „neu“
beschränken und sagen, daß als neu alles anzusehen sei, was den herrschen-
den wissenschaftlichen Lehrsätzen widerspricht und sich als richtig erweist. Neu
war seinerzeit die Lehre des Kopernikus, weil die Lehren seiner altgriechischen
Vorgänger sich nicht hatten durchsetzen können und in Vergessenheit geraten
waren. Neu war auch wieder die Lehre Galileies, denn auch Kopernikus hatte
sich nicht durchsetzen können. Neu ist ein steinalter Stein, den man eben in ein
Loch eingemauert hat. Und neu ist ein alter Lehrsatz, sobald er dadurch für uns
Bedeutung erhält, daß er in ein System eingebaut wird. Hier und da und dort
wird man manche Aussprüche finden, die, wenn sie nach ihrem Inhalt geordnet
würden, auch eine, wenn auch verstümmelte freiwirtschaftliche Lehre darstellen
würden. Aber der, der diese Ordnung besorgt, müßte den in den einzelnen
Sätzen versteckt liegenden leitenden Gedanken erst fassen, und dazu würden
ihm die einzelnen, durcheinandergewürfelten Sätze so viel wie nichts nützen.
Und im übrigen möchte ich bemerken, daß ich mich freuen würde, wenn alles,
was ich hier als neu, von mir entdeckt, bezeichne, sich als alte, bekannte
Wahrheiten, als Gemeingut der Wissenschaftler erweisen würde, wenn von allen
Seiten bleiche Gerippe auf mich einstürmen würden mit dicken Bänden in den
Händen, in denen, wie Veilchen im Gestrüpp, unter tausend engbedruckten
Seiten das Sätzchen zu finden ist, das ich in der freiwirtschaftlichen Lehre ver-
wende und als neu bezeichne. Mich drängt keine Ruhmsucht zu den folgenden
Aufzeichnungen. Die Ruhmsucht entsteht aus einem heißen Bedürfnis nach
öffentlicher Anerkennung, nach Ehrerweisungen Aber welche Ehre könnte mir 
ein Volk erweisen, das ich nicht mehr achten kann, das, um die Besitzer der
Sachwerte mit Steuern zu schonen, die Sparkassengelder unterschlug und
unzählige Greise, Witwen und Waisen der Notgroschen 
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beraubte, und das jetzt auch noch tatenlos zuschaut, wie unzählige Opfer dieser
Schandtat sich das Leben nehmen müssen, weil es sie anwidert, bei denen, die
sie betrogen und bestohlen haben, betteln zu gehen? Es muß schon ein Volk
anderen Kalibers sein, nach dessen Anerkennung ich mich sehnen könnte.


Beginnen wir mit der Lehre vom Geld. Da ist zunächst zu erwähnen, daß die
freiwirtschaftliche Lehre vom Geld ausschließlich auf Nachfrage und Angebot
errichtet ist, unter ausdrücklicher Ablehnung der Wertlehre, die bis dahin als
Ausgangspunkt aller Geldtheorien verwendet wurde. Ich liefere hier den Beweis,
daß man eine lückenlose Darstellung des Geldes geben kann, ohne daß man
dabei auf den Gegenstand der Wertlehre stößt. Kann es einen besseren Beweis
geben für die Behauptung, daß die Wertlehre ein Hirngespinst zum Gegenstand
hat? Und was das in wissenschaftlicher Beziehung bedeutet, wird klar, wenn
man bei allen gründlichen Untersuchungen den Satz zu lesen bekommt: Der
Wert (das Hirngespinst) ist das Fundament der Volkswirtschaftslehre! Die erste
Darstellung dieser auf Angebot und Nachfrage aufgebauten Geldtheorie gab ich
in meiner in spanischer Sprache veröffentlichten Schrift: „El sistema monetario
argentine, sus ventajas y su perfeccionamiento.“ Buenos Aires 1895. (Anm. d.
Schriftl.: Wir haben einige Exemplare dieser Schrift erhalten, deren Erlös unserer
Kasse gestiftet ist. Zwei Mark das Heft von 96 Seiten.) Ich selbst bezeichnete
diese Theorie als die kaufmännische Theorie des Geldes. Dr. Christen gab 
dieser Lehre später den Namen: Dynamische Theorie des Geldes. Da die
Kaufleute, an die ich mich in erster Linie wandte, sich nicht für die Theorie des
Geldes interessierten (tausende haben dieses Verhalten mit dem Verlust des
Vermögens, viele mit dem Leben büßen müssen), ließ ich in der Folge meine
Bezeichnung fallen und übernahm die von Dr. Christen. Seitdem haben andere
versucht, das Geld dynamisch zu erklären. Oft wird Irving Fishers Werk zitiert. 
Es ist ein gutes Werk. Aber hier, wo es sich darum handelt, die Primogenitur
nachzuweisen, ist es von Bedeutung, zu erwähnen, daß Fishers Schrift 1911
erschien, also fast 20 Jahre nach meiner Veröffentlichung. Auch ist Fishers
Schrift, obschon breiter angelegt, nicht so umfassend wie die meinige. Sie ist
auch nicht so gefährlich. Ob sich Fisher Beschränkung aus Taktik- oder
Tiktakgründen auferlegte, weiß ich nicht. Möglich, daß er nicht alles sagen wollte,
um dem Wenigen nicht den Weg zu versperren. In meiner zitierten Schrift habe
ich aus dem gleichen Grunde auch nicht alles gesagt, aber doch vielleicht zu
viel. Die, die die Goldwährung hüten, haben scharfe Witterung.


Da es nicht unwichtig für die Freiwirte ist, wenn sie bei der Werbearbeit auf das
würdige Alter der freiwirtschaftlichen Erkenntnisse hinweisen können, lasse ich
hier die erste dynamische Dar-
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stellung der Preisbildung, wie ich sie in der erwähnten Schrift Seite 57 – 60
gebe, in der Übersetzung folgen.


II.


Übersicht der preisgestaltenden Faktoren.
A. Die Grundlage des Preises.


Angebot    Nachfrage
Kilo Pesos


Die Arbeitsteilung erzeugt ein fortlaufendes Angebot von Waren 100


Das in Umlauf gesetzte Geld erzeugt eine fortlaufende Nachfrage 
von 200


Nachfrage 200  
Angebot 100      


B. Änderungen, denen dieser Preis ausgesetzt ist.
1.  In  normalen (sogenannten)  Ze i ten.


Die in ständiger Entwicklung befindliche Arbeitsteilung
mehrt das Angebot von Waren um etwa 10% 010


Die Mehrung des Papiergeldes oder die Prägung neuer
Münzen stärkt die Nachfrage um 10% 010


Mit der ständigen Vermehrung der Bevölkerung wächst die Anzahl 
der Warenerzeuger, wächst die Warenerzeugung und damit 
wächst auch das Angebot 030


Die Verbesserungen der dem Umlauf des Bargeldes dienenden 
Einrichtungen, die Abkürzung des Weges, den die Münzen 
durchlaufen, machen einen Teil des Geldes überflüssig. Da dieses 
überflüssig gewordene Geld jedoch nicht eingezogen wird, so 
kehrt es über kurz oder lang in die Zirkulationsbahn zurück und 
wirkt dort wie eine Neuemission von Geld und stärkt entsprechend 
die Nachfrage 030


Gute Ernten, ein gesichert erscheinender Frieden fördern die 
Warenerzeugung, vermehren das Angebot        020


Der Frieden und die guten Ernten heben das allgemeine 
Vertrauen der Kapitalisten und stärken den Kredit und dieser
wiederum macht Bargeld überflüssig. Da auch dieses überflüssig 
gewordene Bargeld nicht eingezogen wird, so kehrt es in die
Zirkulationsbahn zurück und wirkt auch wieder wie eine 
Neuemission und stärkt entsprechend die Nachfrage 050


Die Kapitalisten werden durch die steigende Nachfrage zur 
Erweiterung der Betriebe angeregt, und die verstärkte Waren-
erzeugung mehrt das Angebot 020


Die Regierung verbietet das Lotteriewesen und erklärt dem 
Glücksspiel den Krieg,  und die dadurch freiwerdenden 
Geldmassen wenden sich durch die Spar-
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Angebot    Nachfrage
Kilo Pesos


kassen oder sonstwie der Warenproduktion zu und mehren so
das Angebot ...             025


Dieses verstärkte Angebot erzeugt eine, wie man glaubt, 
vorübergehende Neigung zu einem allgemeinen Preisrückgang. 
Manche Käufer wollen diese Konjunktur ausnutzen und 
verstärken ihre Bestellungen unter Benutzung von Barreserven
oder ihres Kredits 120


Angebot 205  205 410
Nachfrage 410      


2 .  In  Kr isenzei ten.


In normalen Zeiten kann die Mehrzahl der Bürger Ersparnisse 
machen; diese Ersparnisse haben zunächst die Geldform. 
Es ist dem Verkehr entzogenes Geld. Und wenn die Sparer das 
Geld auch wieder dem Verkehr übergeben, so doch nur unter 
der Bedingung des Zinses. Die Nachfrage nimmt zunächst um 
das gesparte Geld ab *) 100


Die erste Wirkung des hierdurch erzeugten Preisfalles ist eine 
Beschleunigung des Geldumlaufes, weil wieder viele der 
Meinung sein mögen, daß es sich um eine vorübergehende 
Erscheinung handelt, und glauben, ein gutes Geschäft zu 
machen, wenn sie jetzt kaufen 120


Aber da der Preisrückgang anhält und sich verstärkt, und 
da niemand weiß, bis wohin die Preise fallen können, 
werden viele stutzig und halten mit den Bestellungen zurück, 
weil sie sich mit Recht sagen, daß, wenn die Preise fallen,
es besser ist, morgen statt heute zu kaufen. Die Mehrzahl 
der Kaufleute entzieht das Geld dem Verkehr *) 050


Der Preissturz zieht den Bankrott vieler Kaufleute nach sich. 
Viele, um dem Bankrott zu entgehen, führen Notverkäufe 
aus und mehren so noch das Angebot      020


Die Zahlungseinstellungen mehren das Unsicherheitsgefühl


und haben Krediteinschränkungen zur Folge. Die auf dem 
Kreditwege bis dahin verkauften


Waren müssen nun gegen Bargeld verkauft werden. Die 
gegen Bargeld angebotenen Waren nehmen zu         100


Die Bankiers und Spekulanten halten alles eingehende 
Bargeld fest,  um den Preissturz zu verstärken *) 100        


575 530        


Angebot 575  
Nachfrage 530   


Rette sich, wer kann!


*) Siehe Anmerkung auf der nächsten Seite.
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Angebot    Nachfrage
Kilo Pesos


Hochkonjunktur, gute Zeiten.
Der außerordentliche Preissturz und der Stillstand der Industrie,
die Unterbrechung des Warenaustausches (Arbeitslosigkeit) 
zwingen nun alle,  von ihren Ersparnissen Gebrauch zu machen, 
um das zum Leben Nötige kaufen zu können. Sie entnehmen 
das Geld der Sparbüchse oder dem Bankkonto und bringen 
es nach und nach zum Markt 0050


Der Bankrott der Unternehmer, den die Krise zur Folge gehabt 
hatte,  mindert die Produktion und das Angebot *) 0020


Die hierdurch bereits herbeigeführte Preissteigerung reizt, wenn 
diese längere Zeit anhält, zum Kauf, weil alle hoffen, das heute 
Gekaufte morgen zu den  höheren Preisen verkaufen zu können 0100


Diese Preissteigerung erlaubt nun den Kaufleuten, den
Zahlungsverpflichtungen regelmäßig nachzukommen. Das 
Vertrauen kommt wieder und stärkt den Kredit. Das hierdurch 
frei werdende Bargeld wirkt sich als Neuemission aus 0100


Die Bankiers, Wucherer, Spekulanten und Spitzbuben werfen 
nun alles Geld wieder auf den Markt, um die Hochkonjunktur 
zu fördern und so mit Gewinn die in der Krise erworbenen 
Papiere abzustoßen 0350


575 1150


Angebot 0575  
Nachfrage 1150   


[*) Diese Posten mußten hier in Abzug gebracht werden. Um das zu vermeiden habe ich sie in die
andere Rubrik gestellt. Das gleicht sich aus. Für die Darstellung wenigstens.]


III.


Wie man sieht, handelt es sich hier um eine rein dynamische Darstellung der
Preisbildung und damit auch des Geldes und der Währung. Die Währung ist hier
vollkommen auf Nachfrage und Angebot aufgebaut. Alles ist hier in ständiger
Bewegung. Nirgends ein fester Punkt „in der Erscheinungen Flucht“, an dem man
sich festklammern könnte, es sei denn, daß man die Arbeitsteilung, also eine
unstoffliche Einrichtung, als Fundament, als Deckung, als Anker, als Klammer-
begriff betrachten möchte. Nirgends wird auf den sogenannten „Wert“ Bezug
genommen, die Fiktion, von der die Währungsforscher sich auch heute noch nicht
frei machen können. Wie die Astronomen vor Kopernikus, die lieber das ganze
Weltall um die Erdkugel herumwälzten, als sich persönlich zu der großen Fahrt
durchs Weltall zu bequemen, so vergewaltigen die Währungsforscher lieber alle
Tatsachen und Lehren 
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der Volkswirtschaft, ehe sie den „Wertgedanken“ (Gott) als Hirngespinst aufgeben.
Die Erkenntnis, daß das Geld dynamisch begriffen werden will, ist für die


Währungspolitik von richtunggebender Bedeutung. Wer auf diesem Boden
schürft, der kann die täglichen Entdeckungen wie die Perlen eines Rosenkranzes
träumend durch die Finger gleiten lassen. Alle uralten Währungsfragen finden
hier glatte Lösung. Alles, was wir für die Verbesserung des Geldwesens fordern,
aktive Währungspolitik, Indexwährung, Unterwerfung des Geldes unter die
Bedürfnisse des Warenaustausches, Erzwingung eines regelmäßigen Umlaufes
des Geldes und schließlich das Freigeld, es sind logische, an der Oberfläche lie-
gende Folgerungen der einen Erkenntnis, daß das Geldwesen dynamisch anzu-
packen ist. Und so können wir auch noch folgern, daß jeder, der glaubt, das Geld
dynamisch zu betrachten und der nicht auch gleich bis zum Freigeld vorstößt,
statische Hemmungen hat, die von einer Verkümmerung des dynamischen
Gefühles herrühren. Das gilt für Irving Fisher, für Liefmann, für Otto Heyn, für
Keynes, für Cassel, für alle, die sich in den letzten Jahren zur Währungsfrage
äußerten. Cassel z. B. würde gewiß nicht seinen wissenschaftlichen Ruf in den
Schmutz werfen und den commis voyageur der Goldwährung spielen, wenn er
keinerlei statische Hemmungen hätte, wenn er sich in der Freiheit wohlfühlte und
keines Stoffes bedürfte, um sich daran zu klammern. Zwar sagt er, nicht er, 
sondern „die Welt“ verlange die Goldwährung, doch muß er wissen, daß unter
„Welt“ jeder, auch der Harmloseste, die amerikanischen Börsenmänner versteht,
von denen es völlig abhängt, ob Cassel noch weiter als Autorität in Währungs-
fragen gelten soll. Dem Wissenschaftler Cassel wird die Wahrheit auch nicht für
Morgans Scheckbuch feil sein. Er tritt für die Goldwährung ein, weil er trotz allem
den Goldwahn noch nicht überwinden konnte. – Nicht die „Welt“ (hier richtig als
Welt oder Menschheit, nicht als Morgan zu verstehen), sondern Cassel selbst
verlangt die Rückkehr zur Goldwährung. Wenn nicht, dann ist er kein wissen-
schaftlich denkender Mensch, sondern ein Politiker gewöhnlicher Sorte. Vom
Wissenschaftler verlangt man ein wissenschaftliches Gutachten, kein politisches
Rezept, wie man vom Ochsen auch nur Rindfleisch verlangt. Wenn die „Welt“
(sprich Morgan) der Wissenschaft den Kampf ansagt, nun so kämpft man, aber
man unterwirft sich nicht feige den Morganschen Wünschen.


Man erkennt an diesem ruhmlosen Ende eines alten Währungsforschers, daß
der dynamische Begriff des Geldes einer geistigen Umstellung bedarf, die nicht
jeder so verankern kann, daß sie den verdrängten statischen Vorstellungen der
Kindheit auch im Alter noch standhält. Und nicht jeder hat das Organ für solche
dynamische Erkenntnis. Die Inquisitoren, die den Prozeß gegen Galileo führten,
konnten ja auch die Dynamik des Weltalls nicht begreifen.
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So muß also zugegeben werden, daß die dynamische Theorie des Geldes 
tatsächlich etwas Neues und auch Kühnes darstellt, so daß dem fürwitzigen
Fragesteller, der nach dem Neuen der Freiwirtschaftslehre fragt, mit der Dynamik
des Geldes schon etwas recht Stutziges vor die Füße geworfen werden kann.


Oben wurde gesagt, daß die Erkenntnis von der dynamischen Natur des
Geldes gleich zu einer Reihe neuer, unerhörter Forderungen führt. In der zitier-
ten, 1895 in Buenos Aires erschienenen Schrift wird die Indexwährung verlangt,
ganz wie sie heute von Irving Fisher und vielen anderen auch schon verlangt
wird. Auch die Art, wie der Index ermittelt werden soll durch die Berücksichtigung
der relativen Bedeutung jeder Ware, wird angegeben. Auch das war damals neu.
In genannter Schrift wird verlangt, daß die Emissionsbank die Arbeitsteilung als
Deckung der Noten zu betrachten habe. Diese Forderung war so neu, daß sie
niemand verstand. Noch heute gibt es keine Noten, die dieser selbstverständ-
lichen Forderung jeder dynamischen Betrachtung des Geldproblems gerecht
wird. Jetzt erst hat sich die Reichsbank bewogen gefühlt, aus der Inschrift der
von ihr ausgegebenen Noten die Worte: „Die Reichsbank zahlt“ zu streichen. 
Vor 50 Jahren machte ich sie in einein Briefe auf den Blödsinn der bisherigen
Inschrift aufmerksam. Damals war das so neu, daß die Reichsbank wahrschein-
lich umgekehrt meine Forderung, denn mein Brief wurde keiner Antwort für wert
gehalten, als Blödsinn betrachtet hatte. In der 1895 erschienenen Schrift mache
ich (Seite 89) den Vorschlag, den Noten folgende Inschrift zu geben:


Nachfrage.


Der Inhaber hat das allgemeine Angebot von Produkten der 
Arbeitsteilung um


100 Nientes (Pesos. Nichtse. Nihilisten)
verstärkt und ist berechtigt zu einer Nachfrage gleichen Betrages. Der Wert
(!) des Nichtses wird durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden.


Die Realisierung des Wertes dieser Note findet ausschließlich auf dem
Warenmarkt statt. Die Bank zahlt nichts dafür.


Die Nationalbank für die Regulierung des Geldpreises.


Diese Inschrift wird allen Tatsachen gerecht. Aber bis heute gibt es noch kein
Noteninstitut, das den Mut hätte, die Inschrift ihrer Noten in diesem Sinne abzu-
ändern. Sie ist allen noch zu neu, heute nach 50 Jahren!


Für die obengenannte Nationalbank sind in der zitierten Schrift 
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(Seite 84) die folgenden Richtlinien aktiver Währungspolitik aufgestellt:


1. Alle offiziellen Banken werden liquidiert. An ihre Stelle tritt die Nationalbank
für die Regulierung des Geldpreises.


2. Einziger Zweck dieser Bank ist, den Preis des Geldes zu regulieren und den
Goldpreis auf 500 zu erhalten.


(Bemerkung des Verfassers: In den Erklärungen wird diese Rücksicht auf den Goldpreis
als eine vorübergehende Maßnahme gefordert. Man müsse zeigen, daß man mit unge-
decktem Papiergeld auch den Goldpreis halten kann, wenn und so lange man es
wünscht. Dann erst könne man eine internationale Währungskonferenz einberufen und 
ihr die Indexwährung empfehlen.)


5. Um diese Aufgabe erfüllen zu können, wird die Bank als einzige das
Vorrecht der Notenemission haben. Sie wird den Notenumlauf mehren und 
mindern können im Umfang, wie es für ihre Aufgabe nötig sein wird.


4. Der Bank sind alle kaufmännischen Handlungen verboten. Sie darf keine
Wechsel diskontieren, keine Darlehen machen, keine Privatgelder in Depot 
nehmen. Nur durch An- und Verkauf von Titeln der Staatsanleihen darf sie den
Geldumlauf regulieren.


5. Äußersten Falles, wenn die Mittel der Bank nicht ausreichen, um Geld ein-
zuziehen (wenn ihr Bestand an Staatsschuldscheinen aufgebraucht ist), erhält
die Bank die Vollmacht, durch vorübergehende Zollzuschläge die Einfuhr zu
hemmen und mit den Zollerträgen ihre Machtmittel zu stärken.


(Bemerkung: Diese Vorschläge wurden zu einer Zeit gemacht, wo die Emissionsbanken
gänzlich mittellos geworden waren.)


6. Die Bank ist ebenfalls bevollmächtigt, in der ganzen Republik vorüberge-
hend, und wenn es durchaus nötig ist, Geldlotterien zu veranstalten zu dem
Zweck, das Geld vom Warenmarkt abzuleiten und so eine Verminderung der
Nachfrage nach Waren zu erzwingen und so auf die Preise zu drücken.


(Bemerkung: In Argentinien, wo das ganze Volk sich an den Lotterien beteiligt, wäre
gewiß solches Mittel sehr wirksam gewesen. Hier würde die Lotterie nicht als
Einnahmequelle des Staates behandelt, als Mittel, die Kleinen und Dummen zugunsten
der mächtigen Steuerzahler zu plündern, sondern allein als währungsregulatorisches
Mittel. Das Geld der verkauften Lotterielose wäre den Gewinnern ohne jeden Abzug 
ausgezahlt worden. Es wäre leicht gewesen, in Argentinien auf diese Weise zu jeder Zeit 
virtuell den Notenumlauf um 20, 50 und 50% zu vermindern. Will man dann den
Notenumlauf wieder stärken, so braucht man nur weniger Lotterien zu veranstalten. 
Dann kehrt das Geld der Lotteriekollekteure zu den Banken, zum Warenmarkt zurück. 
Die Nachfrage, die Preise steigen.)


7. Die Regierung wird der Bank durch ihre Konsuln das nötige Tatsachen-
material verschaffen, damit sich die Bank ein Bild machen kann von den
Schwankungen, die der Goldpreis durchmacht, und damit die Bank weiß, wieviel
Gold für die Zahlung der Einfuhr nötig sein wird, sollen alle im Handel umlaufen-
den Goldobligationen bei der Bank registriert werden (dürfte überflüssig sein).
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8. Die Provinzialregierungen werden der Bank regelmäßig Bericht über den
Stand der Saaten einsenden, damit sich die Bank ein Bild von den kommenden
Getreideausfuhren und damit über die zu erwartenden Goldeingänge machen
kann.


(Bemerkung: Kein Land der Welt ist so auf den Außenhandel eingestellt wie Argentinien,
darum ist hier so viel Rücksicht auf den Devisenkurs genommen worden.)


Damals vor 50 Jahren waren diese Vorschläge völlig neu. Und sie sind es
heute nach 50 Jahren leider auch noch. Nirgends in der Welt wird bei der
Notenemission Rücksicht auf die Warenpreise genommen. Und da wir in
Deutschland, dank der verbrecherischen Unwissenheit der Sozialdemokraten
wieder zur Goldwährung zurückgekehrt sind, wird auch in Zukunft, so lange
Schacht und Morgan nicht tot und begraben sind, nicht auf die Warenpreise
Rücksicht genommen werden. (Wie könnte man noch dem Fortschritt eine
Bresche schlagen, wenn man den Tod nicht zum Waffengefährten hätte?)


Mit diesen wenigen Ausgrabungen von funkelnagelneuen Neuigkeiten will ich
für heute schließen. Ein andermal mehr. Ich glaube aber, daß man die ganze
Freiwirtschaftslehre vorzutragen hätte, wenn man alles aufzeichnen will, was sie
an Neuem bietet in volkswirtschaftlichen Erkenntnissen.


Das deutsche Verbrechen.
Nach der großen Schlacht in Ostpreußen äußerte sich der Heerführer Hinden-


burg zu seiner Umgebung dahin, daß der Gedanke, durch einen Sieg sein per-
sönliches Besitztum in Ostpreußen geschützt zu haben, etwas ganz besonders
Erfreuendes für ihn habe. Wir freuten uns damals, als wir das lasen, und dach-
ten, daß, wenn jeder Soldat von sich sagen könnte, er verteidige nicht Thron und
Altar und andere sternenferne Dinge, sondern seine Kuh und ihren Misthaufen,
daß dann wohl ein solches Heer unbesiegbar sein müsse im Kampfe mit den
proletarischen Massen, aus denen auch die Heere der „Feinde“ zusammenge-
setzt waren.


Bei diesen Worten Hindenburgs kommt uns heute in den Sinn, daß unser
Reichspräsident ja auch Grundbesitzer sein muß, und da interessiert uns die
Frage, wie sich der Reichspräsident zur Inflation gestellt hat. Da fast alle Güter
hypothekiert oder sonstwie verschuldet waren (notwendige Folge des
Privateigentums am Boden), so nehmen wir an, daß auch Hindenburgs Gut in
Ostpreußen belastet war und daß diese Last durch die Inflation, d. h. durch 
politische Liebesdienste, in Wohlgefallen aufgelöst wurde auf Kosten der
Sparkassengelder, der Mündelgelder, des Notschatzes aller kleinen Leute und
der arbeitsunfähigen Greise.
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Anmerkung d. Red.: Die Annahme, daß auch Hindenburgs Gut verschuldet war, wird
gestützt durch die Tatsache, daß niemand von einem Protest Hindenburgs gehört hat, als
seine Standesgenossen durch agrarische Sperrzölle die Taschen der Proletarierinnen
leerten. Hindenburg hat allerdings erklärt, daß er auch durch die Inflation Vermögen ver-
loren habe. Das ist wahrscheinlich; denn Geld wird er auch besessen haben. Trotzdem
können die Gewinne aus der Inflation größer gewesen sein.


Anmerkung des Setzers: Als die edlen Standesgenossen nichts mehr von den Zöllen
erwarteten, da erinnerten sie sich, daß in den Sparkassen der Proletarier noch etwas zu
holen war. Begeistert unterstützten sie durch Steuersabotage die Papiergeldwirtschaft
Helfferichs. So plünderten die edlen Standesgenossen die proletarischen Weiber zum 
drittenmal. Das 1. Mal bei den Verhandlungen um den nominellen Lohn. Das 2. Mal beim
Reallohn durch die Sperrzölle und das 3. Mal bei den unter unsäglichen Entbehrungen auf
den Sparkassen zusammengetragenen Notgroschen mittels der Inflation. Daß die
Standesgenossen solche plündernde Wirkung der Inflation sehr gut kannten, das sie also
mit vollem Bewußtsein des Verbrechens handelten, das steht außer jedem Zweifel, das
haben sie seinerzeit bewiesen, als sie für den Bimetallismus (Metallgeldinflation) eintraten.


Anmerkung des Setzerlehrlings: Und zum 4. Mal plünderten die Standesgenossen den
Proletarier, als sie das den Sparkassen geraubte Geld für die politische Agitation benutz-
ten, zu einer Zeit, als der durch die Inflation bewirkte Verlust der Parteigelder und der
Spargelder es dem Proletariat unmöglich machte, sich finanziell am Parteikampf zu be-
teiligen.


Anmerkung der Korrekturleserin: Und zum 5. Mal plünderte der Standesgenosse die
Proletarierin, als er mit den ihr geraubten Sparkassengeldern ihre Töchter verführte.


Wir stellen an das Ehrgefühl der Beamten, auch des Reichspräsidenten, keine
höheren Ansprüche als bei irgendwelchem Bürger, Pferdehändler, Bauer, Kellner
und Nachtwächter. Und da wir wissen, daß das Ehrgefühl all dieser von den
Staatsschulen, Staatskirchen und Kasernen großgezogenen Bürger nichts
Anstößiges fand in der Beraubung der Witwen, der Mündel mittels der Inflation,
daß sie es alle in der Ordnung fanden, daß man den Proletarierinnen die
Notgroschen der Sparkassen unterschlug und den Raub den Sachwertbesitzern
in Gestalt der Schuldentilgung auslieferte, so fordern wir auch von Hindenburg in
dieser Ehrensache keine größere Empfindlichkeit. Jede Demokratie hat den
Präsidenten, der ihrem Charakter entspricht. Ehrenhafte Männer suchen sich
einen ehrenhaften Mann, Spitzbuben einen Spitzbuben.


Es wäre aber durchaus möglich, daß sich ein alter Mann, und dazu ein so 
einflußreicher, in Ehrensachen keine Vorschriften von den Standesgenossen
machen ließe und daß Hindenburg seine persönlichen Hypothekenlasten nicht
durch Helfferich und LipsTulian auf Kosten der proletarischen Spargelder tilgen
ließ. Es wäre fast zu schön, wenn es so wäre. Wie viele Hoffnungen könnten wir
an eine solche Heldentat unseres Präsidenten knüpfen! Und wie eigentümlich
wäre es und fast als göttliche Fügung zu bewerten, wenn das deutsche Volk den
einzigen ehrlichen Mann, den es 
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noch hat, den einzigen Grundbesitzer, der sich nicht von Barmat und Helfferich
auf Kosten der Mündelgelder bereichern lassen wollte, zu seinem Präsidienten
ernannte!


Wie könnte Hindenburg, wenn er so gehandelt hat, nun seinen Standesge-
nossen gegenüber auftreten und sie als ehrloses Gesindel behandeln. Ihr
Otterngezücht, würde er den Standesgenossen zurufen: geht hin und zahlt erst
den Mündeln, Witwen und Waisen das geraubte Geld zurück, Taler für Taler,
wenn ihr mich als euren Mann betrachten wollt. Mit Spitzbuben will Ich nichts zu
tun haben! Und dann könnte er auch an Wilhelm von Hohenzollem schreiben:
„Exmajestät“ sind nicht klug beraten worden. Niemals hätte Majestät sich an der
Plünderung der Sparkassen beteiligen dürfen. Das Gold, das man nach Holland
schickte, war der Reichsbank und damit unmittelbar der Währung, den
Sparkassen, dem Notschatz der Proletarierinnen gestohlen worden. An diesem
Gold klebt das Blut der unzähligen Greise, die sich aus Not das Leben nehmen
mußten. So lange dieses Verbrechen nicht gesühnt ist, kann an eine
Restauration der Hohenzollerndynastie nicht gedacht werden. Schickt das Gold
zurück!“


Aber nein, es kann ja gar nicht so sein. Niemals wäre Hindenburg gewählt 
worden, wenn er solch empfindliches Ehrgefühl gehabt und entsprechend ge-
handelt hätte, wenn er der Sparkasse in Ostpreußen geschrieben hätte, daß ein
Hindenburg selbstverständlich die Hypothek in Geld von derselben Güte zurück-
erstattet, in der die Schuld seinerzeit kontrahiert wurde, dann wäre Hindenburg,
statt zum Präsidenten ernannt zu werden, von seinen Standesgenossen als
Verräter agrarischer Interessen wie Rosa Luxemburg und Liebknecht umgelegt
worden.


Die Worte, die in diesem Artikel verwendet wurden, entsprechen leider nicht
der Größe des Verbrechens, das durch die Plünderung der Sparkassen be-
gangen wurde. Ich fand keine schärferen Worte. Das deutsche Verbrechen ver-
langt Sühne und Gutmachung. Niemand im Deutschen Reiche hat das Recht, zu
sagen: diese Vogelscheuche, dieser Knochen, dieser Bettelstab ist mein, solange
den Sparkassen das Geld nicht zurückerstattet worden ist. Die Sparkassengelder
sollten die letzten, nicht die ersten Mittel sein, die der Staat seinen Interessen
opfert. Und solange die Höhe der Steuern den Grundbesitz, die Industrieaktien
die Gebäude nicht völlig und restlos entwertet, kann der Staatsmann nicht
behaupten, daß es nicht möglich sei, auf dem Wege der Steuer und der
Konfiskation diese Sparkassengelder wieder zusammenzubringen, die man 
22 Millionen Sparkassenbücherbesitzern geraubt, gestohlen, unterschlagen hat.
Und man sage auch nicht, daß solche Steuer als Eingriff in die Substanz die
Wirtschaft zugrunde richten müßte. Das ist nicht wahr. Es ist gelogen.


Hindenburg! Herr Präsident! Die Frage, wie man auf dem Wege der Steuer den
dem Proletariat geraubten, unterschlagenen, ge-
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stohlenen Notschatz, die Sparkassengelder, wieder zusammenbringen, wie man
ohne Eingriff in die Substanz das große Verbrechen wieder sühnen kann, ist
gelöst. Lassen Sie sich den Gesetzentwurf kommen, den seinerzeit Herr
Regierungsrat Albrecht von Hofmann, Köslin, ausgearbeitet und gesetzreif dem
deutschen Parlament und den Behörden zugehen ließ. Und setzen Sie diesen
Mann, der gerade und aufrecht seinen Weg geht, an die Stelle, die es ihm 
möglich macht, das große Verbrechen zu sühnen, das auch noch auf Ihrer
Regierung lastet und Ihren Namen besudelt.


Im Rachen des Staates.
(Glossen zu Hanna Blumenthals Artikel in Nr. 6 dieser Zeitschr.)


Sicher hat der Mann, der den ersten Zaunpfahl einschlug und der damit nach
Rousseau das Fundament zum heutigen Staat legte, nicht geglaubt, daß dieser
Zaunpfahl so viele Wurzeln treiben, so vielartige Früchte tragen würde. Sicher
hatte man nicht erwartet, daß die Zeit kommen würde, wo man zum Schutze des
Zaunpfahles ernsthaft einen Vorschlag behandeln würde, wonach unmündige
Kinder mit ihren Müttern einer chirurgischen Operation unterworfen werden 
sollen, die man Sterilisierung nennt. Hätte er so weit vorausschauen können,
dann hätte er den Pfahl sicher wieder ausgerissen, denn wie wir den
Grundsbesitzer als solchen nicht zu den Verbrechern rechnen, so war auch jener
erste Grundbesitzer nach dieser Handlung zu urteilen keineswegs verbrecherisch
veranlagt. Er wollte seine Ernte mit dem Zaun schützen und vergriff sich in den
Mitteln, als er sagte, nicht allein die Ernte, auch der Boden soll mein sein. Aber
nun steht der Zaunpfahl. Er wuchert, und uns bleibt nun die Sorge, wie wir die-
sen zum Urwald gewordenen Zaunpfahl wieder ausroden können, damit er uns
nicht erstickt.


Die neueste Blüte des Zaunpfahles ist der vom Regierungs- und Medizinalrat
Boeters in Chemnitz ausgearbeitete Gesetzentwurf, wonach alle Frauen, die
zwei uneheliche Kinder geboren haben, deren Vaterschaft zweifelhaft ist, der
Sterilisierung unterworfen werden. Der Entwurf segelt unter der Fahne
„Rassenhygiene“ und ist als Zusatz zu den Strafgesetzen gedacht.


Uns wundert der ungeheuerliche Plan nicht im geringsten. Er liegt schon für
den, der gute Augen hat, lesbar in den Runen, die der Borkenkäfer in den
Zaunpfahl gegraben hat. Den Staat als Organisation treibt es wie jeden
Organismus zur vollen Entfaltung seines Wesens. Er will wachsen, alles be-
herrschen, und die Menschen, die keinen persönlichen Daseinszweck mehr
haben, in einer gewaltigen Orgie fressen. Zehn Millionen Männer, 10 Millionen,
fraß er bereits im letzten Krieg. Warum soll er jetzt nicht auch Frauen und Kinder
fressen? Warum soll er die Frauen, die sich seinen Befehlen nicht fügen, nicht
sterilisieren, warum 
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soll er Kinder, die nicht sind, wie er sie braucht, nicht als „minderwertig“ erklären
und ausrotten? Wir erwarten vom Staat noch ganz andere Dinge als Kriegs-
hekatomben, als die Vergötterung der Kriegshelden, als die Kastration aller 
politischen Gegner, und die Ausrottung aller, die für Staatszwecke unbrauchbar
erklärt wurden. Die preußischen Könige trieben bereits für Staatszwecke
Kuppelei, Riesenkuppelei in Potsdam. Wenn der Versuch nicht mißlungen wäre,
dann hätten wir ganz gewiß bereits neben dem Schul-, dem Impf- und so vielen
anderen Zwangseinrichtungen den Kuppeleizwang. Der Staat würde den
Menschen in Kasernen züchten, und wehe dem, der sich hier eine Extratour
erlauben würde! Die staatlichen Voraussetzungen für solche Züchterei sind
bereits in den Ehegesetzen gegeben. Sobald die Wissenschaft etwas mehr Licht
hinter die Vererbungsgesetze gestreut haben wird, werden ganz bestimmt die
Bürokraten mit ihren Forderungen hervortreten. Das Stimmvieh aber ist dann
auch für solche Tollheiten zu haben. Wie dieses Stimmvieh blöden Blicks dem
Vorgang der Sparkassenplünderung durch den Staat zuschaute, so würde es
sich auch widerstandslos, genau wie die Potsdamer Riesen, wenn nötig mit
einem Ring durch die Nase zur Kaserne für Zuchtzwecke führen lassen. Wird
nicht schon in Nordamerika Rassezucht von Staats wegen betrieben? Den 
mongolischen Frauen ist die Einwanderung verboten, ebenso die Ehe zwischen
Weißen und Negern. Und die Sterilisierung der „Minderwertigen“ geht dort ins
Große. Die Natur liebt es, immer neue Formen zu schaffen. Der Bürokrat aber
haßt diese neuen Formen. Er sterilisiert alles, was nicht in die Uniform paßt.
Er ändert lieber die Natur als die Uniform.


Dr. Boeters will vorerst nur die Wehrlosen, die Frauen und Kinder sterilisieren,
mutig dem Gesetz des geringsten Widerstandes folgend. Hat er aber einmal
festen Fuß gefaßt, dann werden selbstverständlich auch die Männer mit dem
Bisturi bearbeitet werden. Schon um den anderen Männern, dem vom Staat
geförderten Typ, mehr Spielraum bei den „Weibern“ zu verschaffen. Es ist 
übrigens auch logisch, daß, wenn die unehelichen Kinder als minderwertig
betrachtet werden, die Väter solcher Kinder in erster Linie sterilisiert werden
müssen. Denn eine Frau kann schließlich nur eine eng begrenzte. Zahl Kinder
zur Welt bringen, während der Mann einen viel größeren Wirkungskreis hat. Und
um so mehr wird man auf der Sterilisierung der Männer bestehen, weil das
Gesetz in die Strafgesetzordnung eingebaut werden soll, die zur Sterilisierung
führende Tat somit als Verbrechen angesehen wird. Strafen aber werden ver-
hängt dort, wo der Gerechtigkeitssinn verletzt wurde. Und die Gerechtigkeit 
fordert, daß beide „Verbrecher“, also Mutter und Vater des unehelichen Kindes,
bestraft, d. h. hier sterilisiert werden. Und das ganz unabhängig von der Qualität
der „unehelichen“ Kinder. Denn Dr. Boeters fragt nicht nach Qualität der Kinder,
deren Mütter er sterilisiert. Warum sterilisiert er die Mütter? Weil er ohne weiteres
annimmt, daß die Frau, die den Mut hat, in der weitaus wichtigsten menschlichen
Handlung eigene Wege zu 
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gehen, als Minderwertige minderwertige Kinder gebären wird. So sterilisiert: 
dieser Bürokrat im Namen der Rassenhygiene die Mütter, ohne sich Mühe zu
geben, zu untersuchen, ob die Produkte dieser Mütter tatsächlich minderwertig
sind!! Der Mangel eines staatlichen Trauscheines ist ihm vollgültiger Beweis der
Minderwertigkeit. Als römischer Beamter hätte dieser moderne Blaubart glattweg
die Jungfrau Maria sterilisiert, denn im Falle Marias findet der Bürokrat in „idealer
Konkurrenz“ alle von Boeters geforderten gesetzlichen Vorbedingungen der
Sterilisierung vor. Die Unehelichkeit ist unbestritten, und für den römischen
Beamten war die Vaterschaft gewiß auch zweifelhaft, wenn sie für dritte
Personen überhaupt nicht immer zweifelhaft erscheinen muß. Denn wo sind die
Beweise für einen Vorgang, der sich im Tannendickicht öder hinter verschlosse-
nen Türen zu vollziehen pflegt? Also werden nach Dr. Boeters alle unehelichen
Mütter ohne weiteres sterilisiert werden müssen. Und wenn man die Mutter 
sterilisiert, weil sie angeblich minderwertige Kinder zur Welt bringt, so ist es reine
Logik, wenn man dann weiter fordert und sagt: selbstverständlich müssen auch
die unehelichen Kinder sterilisiert werden, und zwar wahllos, ohne Nachprüfung,
ob das Kind wirklich minderwertig ist, denn der Minderwertigkeit der Kinder
wegen hat man ja die Mutter sterilisiert. Selbstverständlich hätte der Bürokrat
Boeters also auch als römischer Generalsterilisator den unehelichen Sohn
Marias, Jesus Christus, sterilisiert. Im Namen dies Staates sterilisierte auf gründ-
liche Weise Torquemada 10 000 Ketzer. Im Namen des Staates ließ Pharao die
Kinder Israels ersäufen. Im Namen des Staates ließ Herodes alle Kinder unter
drei Jahren töten. Im Namen des Staates tötet Boeters 10 Millionen Unmündige.
Zahlenmäßig macht der Staat also Fortschritte. Wie klein und unansehnlich
erscheint uns da Moloch, der nur die Kinder sterilisierte, die ihm die Mütter 
freiwillig brachten. Und das geschah mit großem Apparat. Alle Staatsärzte des
Landes mußten da zugegen sein. Moloch ist entschieden ein Waisenknabe 
verglichen mit Dr. Boeters. Moloch tötete die Kinder, die die Eltern, die eigene
Mutter als hoffnungslose Idioten und Krüppel anerkannt hatten, Dr. Boeters
schändet (das ist wohl die deutsche Bezeichnung für die Operation, die Dr.
Boeters „sterilisieren“ nennt, und die früher von den Weibern an den Kriegs-
gefangenen vorgenommen wurde) die Kinder und überläßt sie dann ihrem
Schicksal und der allgemeinen Verachtung, und er schändet die Kinder gewalt-
sam mit Hilfe der öffentlichen Macht gegen die wilden Proteste der Mütter. Es
sind ja uneheliche Mütter, die sich sträubten, die Begattung vor Zeugen und vor
dem Notar vorzunehmen und wo darum die Vaterschaft zweifelhaft ist.


Dr. Boeters schändet die Frauen im „Interesse“ der Rassenhygiene. Wir fragen
ihn, ob er auch die Mütter der 552 Kinder des Königs August von Polen und
Kurfürsten von Sachsen sterilisiert haben würde im Interesse der Rassen-
hygiene? August der Starke, so hieß jener König wegen seiner Riesenkräfte, 
war zwar ein unehelicher Vater jener 
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352 Kinder, aber vom Standpunkt militärischer Rassenhygiene (auf diese kommt
es ja den Staatsknechten allein an) war er doch gewiß den kümmerlichen Vätern
vorzuziehen, die sonst in Sachsen herumlaufen und herumliefen. Was wäre aus
dem sächsischen Volk geworden, wenn König August der Starke es nicht als
Landesvater regeneriert hätte? Und solchen Landesvater müßte Dr. Boeters aus
rassehygienischen Gründen sterilisieren.


Die Veredelung des Menschengeschlechts ist gewiß etwas Gutes. Wenn wir all
das Leid, das uns die Krankheitein bringen, vermindern, verhüten könnten! Und
wenn wir nicht alle zu Krankenwärtern, Medizinalräten, Quacksalbern und
Sterilisatoren werden wollen, so muß entschieden etwas getan werden zur
Hebung der Volksgesundheit. Aber der Weg, den uns Dr. Boeters zeigt, führt in
die Irre. Dr. Boeters appelliert an den Staat, und das ist schon Beweis genug,
daß Boeters’ sich in den Mitteln vergreift. Als Arzt müßte dieser Mensch wissen,
daß man demselben Staat, der seinen Zwecken zwei Millionen Mann, die
Auslese, geopfert hat, nicht jetzt rassehygienische Aufgaben übertragen kann.
Der Staat, das sehen wir doch klar genug, frißt alles, was gesund ist, und hinter-
läßt die Krüppel. Je besser der Staat gedeiht, um so mehr degeneriert der
Mensch. Mensch und Staat sind unüberbrückbare Gegensätze, geborene
Feinde, ähnlich wie Kapitalist und Proletarier, und wie die Kapitalisten den
Proletariern nicht die Pflege ihrer Interessen übertragen würden, so wird auch
der Mensch klugerweise nicht staatlichen Organen die Pflege der Rasse über-
tragen.


Die Menschheit braucht keine staatlichen Eingriffe, um sich von allem
Ungesunden zu befreien. Die Natur selber hat diese Aufgabe übernommen. Von
früh bis spät ist sie. dabei, das Minderwertige auszulesen. Und niemals macht
sie Fehlgriffe. Jährlich „sterilisiert“ die Natur im Deutschen Reiche an die andert-
halb Millionen Menschen. Sie hatten alle einen Knacks. Viele von diesen hätten
die Ärzte für kerngesund erklärt. Dem Großsterilisator bleibt kein Fehler verbor-
gen. Was will gegenüber einer solchen regelmäßigen, natürlichen, unfehlbaren
Massensterilisation noch die künstliche, der Eingriff des Staates? Wenn Dr.
Boeters der Natur diese Arbeit abnehmen will, so wird er jährlich mindestens
ebensoviele, also über 1? Millionen Sterilisierungen, vornehmen müssen! Wenn
er das nicht kann, dann soll er seine Pfuscherhände aus dem Spiele lassen.


Dr. Boeters Vorschlag hat ganz die Natur der Quacksalberei, der staatlichen
Pfuscherei; ähnlich wie auch die amerikanische staatliche Alkoholpolitik nicht
nach den Ursachen der Völlerei fragt, so fragt auch Dr. Boeters nicht, warum die
unehelichen Mütter oft nicht in der Lage sind, eine ordentliche Brutpflege zu
üben, weshalb dann auch der Prozentsatz der Sterbefälle bei unehelichen
Kindern größer ist als bei den legitimen Geburten. Gebe man den Müttern die
Erde wieder, die die Grundbesitzer ihnen geraubt haben, oder wenn das nicht 
in allen 
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Fällen in natura geschehen kann, so gebe man ihnen wenigstens die Grund-
rente, wie das die Physiokraten fordern. Dann braucht er sich nicht mehr um die
unehelichen Kinder zu kümmern. Es wird dann weder eheliche noch uneheliche
Kinder geben, weil die Ehe, so weit sie Staatseingriff bedeutet, nicht mehr be-
stehen wird. Und wenn dann Dr. Boeters ein Sterilisierungsfest feiern will, so
kann er das mit den Frauen tun, die sich freiwillig dazu melden, und mit den
Kindern, die ihnen die Mütter freiwillig bringen. Es ist das dann private
Angelegenheit Dr. Boeters und der Mütter, wie das auch zur Zeit Molochs der
Fall war. Es werden nie viele sein, und der Einfluß solcher chirurgischen Tätigkeit
wird gleich Null sein verglichen mit der von der Natur bewirkten Auslese. Und
wer dann sich noch über Molochs Tätigkeit empört, der mag ja den Müttern den
Vorschlag machen, das ihnen lästig gewordene Kind zu sich zu nehmen, um es
zu erziehen. Der Staat aber, den lasse man in Ruhe.


Vielleicht ist Dr. Boeters gar nicht das Scheusal, das Reptil, der Moloch, für
den ihn jeder vernünftige Mensch, nach seinem Vorschlag zu urteilen, halten
muß. Er meint es vielleicht wirklich gut und ernsthaft mit seinen Sterilisierungen.
Er kennt erfahrungsgemäß das Elend der unehelichen Mütter und ihrer Kinder.
Vielleicht sterilisiert er die Mutter nur, um sie vor größerem Elend, größerer
Schande zu schützen. Gleichzeitig wünscht er, die Menschheit vor dem
Schicksal zu bewahren, in einem Meer von Krankenhäusern, Blindenanstalten,
Toll- und Zuchthäusern zu ersticken. Wenn es so ist, so raten wir ihm, sich ein-
mal das Problem der Hochzucht des Menschengeschlechts vom Standpunkt 
der Freiwirtschaft zu betrachten.


Mutterrente als wirtschaftliche Voraussetzung einer völlig freien Zuchtwahl, das
ist der Weg zur menschlichen Hochzucht. Wenn jedes Kind stolz von sich sagen
kann: Ich bin Produkt einer reinen, absolut freien Liebe, dann wird Dr. Boeters
seine Bisturis einpacken können, und er und alle seine Kollegen werden den
ekelhaften Ärzteberuf an den Nagel hängen können. Wie es bei den Tieren des
Waldes keine Kranken gibt, so auch dann nicht unter den Menschen. Die freie,
wirtschaftlich durch die Mutterrente begründete Wahlzucht wird dafür sorgen,
daß die eheliche und uneheliche Hurerei ein Ende nimmt, daß alle durch
Unzucht und Laster verunstalteten Männer von den Frauen abgelehnt, von der
Fortpflanzung ausgeschlossen, auf den Aussterbeetat gesetzt werden. Wenn so
durch 10 oder 1000 Generationen alles Minderwertige gleich bei der Wahl des
Gatten ausgemerzt wird, kann Dr. Boeters sicher sein, daß die Produkte der
kapitalistischen Unzucht restlos vor dem Angesichte Gottes ausgerottet sein 
werden.
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Die Verteidigung des Kapitalzinses
durch den Pater von Nell-Breuning S. J.


(Vorbemerkung des Verfassers: Für uns sind Weltanschauungen Privatangelegenheiten,
die wir weder propagieren noch bekämpfen. Das sagt aber nicht, daß wir Weltan-
schauungen, die auf unser Gebiet übergreifen und soweit sie dies tun, unbehelligt lassen
werden. Wir erweitern darum den obigen Satz und sagen: Wir verhalten uns neutral,
sofern die Weltanschauungen nicht zum Schutze der Vorrechte und des Kapitals orga-
nisiert wurden oder mißbraucht werden. Wir kämpfen nicht nur gegen die Schafe in
Wolfskleidern, Kommunisten, sondern erst recht gegen die Wölfe in Schafskleidern. Und
wir glauben, es wird sich schon bald genug zeigen, wo die Hochburg des Kapitals ver-
steckt ist. Der Ruf: Schutz den Weltanschauungen, der von allen Seiten auf uns eindringt,
darf uns nicht in unserem Kampfe lähmen. Wir wollen unsere Feinde aller Waffen berau-
ben, namentlich der geistigen. Es könnte ja einem Mohammedaner der Einfall kommen,
einer kapitalistischen Gesellschaftslehre ein religiöses Mäntelchen zu geben und die
betrügerischen Sophismen solcher Lehre in den Schutz der Weltanschauungen zu stellen,
wodurch sie den Gefahren der Kritik entgehen würde.)


Solange für die erschöpften Silber- und Goldgruben der Römer kein Ersatz
gefunden wurde, ging die Geldwirtschaft zurück, und über tausend Jahre lang
war damals die Naturalwirtschaft allein möglich. Das heißt, wir mußten auf die
Arbeitsteilung verzichten. Wer aber begriffen hat, was die Arbeitsteilung für den
Fortschritt der Menschheit bedeutet, der wird still und nachdenklich und hütet
sich von da ab, der katholischen Kirche Vorwürfe wegen ihrer Eingriffe in die
Wirtschaft zu machen und die Gründe für das „Mittelalter“, für den 1000 jährigen
Niedergang der menschlichen Kultur in der Schatzkammer der christlichen Lehre
zu suchen. Die scheußlichen Hexenprozesse, der Flammentod Huß’ und
Giordano Brunos, die Autodafes usw., die entstammen gewiß nicht dem Lichte
christlicher, uralter jüdischer Kultur. Sie sind die zwangsläufig sich einstellenden
Begleiterscheinungen der Finsternis, die mit der Einstellung der Arbeitsteilung
alle Geister, auch die allerbesten, umwebt. Und auch die Barbarei, die mit dem
Einbruch der Germanen die Stelle der feinen griechischen Kultur einnahm, wird
man nicht mehr dem „Vandalismus“, einem besonderen barbarischen Zug der
germanischen Völker, in die Schuhe schieben. Die Völker, die durch die
Geldwirtschaft und Arbeitsteilung der Barbarei entwachsen sind, verfallen ihr 
wieder, wenn die Geldwirtschaft versagt, und die, die die Segnungen der
Arbeitsteilung nie genossen haben, bleiben Barbaren, bis daß sie mit Silber und
Gold, d. h. mit Geld getauft werden.


Nun war es so, daß, solange man die Naturalwirtschaft betreiben mußte, der
Darlehenszins unbekannt, auf alle Fälle außer-
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gewöhnlich war. Die Darlehen wurden in Naturalien gemacht, in Produkten der
Ernte, der Viehzucht, der Jagd. Und bei solchen zinsfreien Darlehen war der
Vorteil ein beidseitiger. Der Nehmer hatte das, was er brauchte, und der Geber
erhielt das, was er zinsfrei hergab nach Jahr und Tag in frischer Qualität, in
Erzeugnissen der neuen Ernte zurückerstattet. Für einen Sack muffigen Korns im
Frühling einen Sack frischen Korns im Herbst. Unter solchen Verhältnissen war
das kirchliche Zinsverbot überflüssig, und weil es überflüssig war, war es, schein-
bar wenigstens, wirksam. Das Verbot hatte auf das Gebaren der Darlehens-
kontrahenten keinen Einfluß. Damals wie heute wurden die Kinder getauft, aber
es gab damals so wenig Christen, wie es heute welche gibt. Das zinsfreie
Darlehen war nicht die Frucht christlicher Herzensgute, sondern Wirkung beider-
seitigen Vorteils. Überall, wo das Christentum mit dem Leben in Berührung
kommt, behauptet Adam das Feld. Das hatte man auch wieder feststellen 
können, als vom 15. Jahrhundert ab die neuen Funde von Münzmetallen der
Arbeitsteilung Luft verschafften, als die Naturalwirtschaft aufgegeben werden
konnte und die Darlehen wieder in Geld gemacht wurden. Da ging der gute
Christ einfach über alle Zinsverbote zur Tagesordnung über, und die Kirche sah
sich genötigt, das Zinsverbot aufzuheben, weil ein unwirksames Verbot ihrer
Autorität geschadet hätte. Die Macht des Geldes zwang hier zum zweitenmal
dem Christentum einen Kompromiß auf. Das erstemal, als Christus von einem
Börsianer aufgefordert wurde, Stellung zur Münze zu nehmen, und er da ant-
wortete: Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist und Gott, was Gottes ist.


Solche Scheidung des Menschen in Staatsbürger und Christen wurde Christus
wahrscheinlich mit Hinweis auf eine mögliche Kreuzigung abgenötigt, sozusagen
mit dem Revolver erpreßt, denn ein wahrer Christ gibt seinem vollen Leben
christliche Gestalt, alles, was er von früh bis spät tut, hat christliches Gepräge,
und den kaiserlichen. Gesetzen gehorcht er nur insoweit, wie sie selbst von
christlichem Geiste durchdrungen sind. „Solange noch eine Ader in ihm lebte“,
blieb Christus am Kreuze seiner Lehre treu, aber dem Blick des oben erwähnten
Börsianers wich er aus. Er stand über allen Dingen dieser Welt, nur beim Geld,
das verstand er nicht, da fühlte er sich schwach, da versagte sein Stolz. Damals
brach seine Lehre zusammen, erschlagen von einem, der nicht größer, wohl aber
stärker war als er. Nachdem er den Satz ausgesprochen hatte, gebt dem Kaiser,
was des Kaisers ist und Gott, was Gottes ist, war seine Lehre entkernt. Der Satz
schuf den Zwitter, den Heuchler, der sich Christ nennt, weil er Sonntags eine
Stunde lang mit halbem Ohr der Predigt zuhört und dann die übrige Zeit des
Tages, des Jahres, des Lebens als gemeiner Heide dem Kaiser gibt, was der
Kaiser von ihm fordert. Das Töten unter militärischem Gehorsam z. B. 
Wie inhalt- und seelenlos die christliche Lehre dadurch wurde, erkennt man 
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daran, daß alle unsere Gesetze, die das Gesellschaftsleben regeln, die Reichs-
und Staatsverfassung, das Bürgerliche Gesetzbuch, der Handelskodex, das
Strafgesetzbuch ebensogut von einem Heiden, von Hamurabbi, von Abrahamu,
von Solon und von Nero hätten verfaßt werden können. Nirgendwo eine Spur
des christlichen Geistes. Das Kompromiß, das Christus mit dem Geld schloß,
vernichtete seine Lehre. Und wie froh waren die Organisatoren der christlichen
Kirche, als sie den Satz entdeckten, der die christliche Lehre salon- und hoffähig
machte, wie oft und wie nachdrücklich wird dieser Satz den unterdrückten und
aufsässigen Proletariern unter die Nase gerieben.


Wie kommt es aber nun, daß mit der Wiederkehr der Geldwirtschaft auch die
Zinswirtschaft sich mit solch elementarer Gewalt durchsetzen konnte?


In seinem Flugblatt über den Zins und das Zinsverbot (s. Nr. 25, N. Z. d. A.)
wirft Pater von Nell diese Frage gar nicht auf. Ihre richtige Beantwortung hätte
ihm ermöglicht, die Zinspolitik der Kirche viel wirkungsvoller zu verteidigen, als
es ihm mit seinen Ausführungen gelungen ist. Dem Pater kam es darauf an, in
der Zinspolitik der katholischen Kirche keine Widersprüche wahrnehmbar zu 
lassen. Denn man widerruft nicht gerne einzelne Teile einer Lehre, und erst recht
nicht, wenn es sich um eine religiöse Lehre handelt, wo es auf den Glauben
ankommt und wo darum der Sturz eines Teiles leicht den Sturz des Ganzen nach
sich ziehen kann. Darum verbrannte die Kirche lieber den Giordano Bruno, als
daß sie zugeben wollte, daß die Erde, in Widerspruch mit dem astronomischen
Inhalt der Bibel, sich um die Sonne drehe. Es ist darum auch erklärlich, daß die
Kirche nicht gerne das von ihr erlassene Zinsverbot widerrief, und daß sie sich
angelegen sein ließ und läßt, die Sache so zu deuten, als ob es sich nicht um
einen eigentlichen Widerruf, sondern mehr um eine den Bedürfnissen des
Verkehrs angepaßte Einschränkung gehandelt habe. Zu diesem Zwecke wird
dem Worte Darlehen eine doppelte Deutung gegeben. Das eine Mal soll es sich
um eine Liebes- und Hilfeleistung, um ein Gefälligkeits- und Notdarlehen 
handeln, das andere Mal um Finanzgeschäfte, eine nach des Paters Ansicht
„grundverschiedene Sache“. Für das zuerst genannte Darlehen besteht das
Zinsverbot und die damit logisch zusammenhängende Darlehenspflicht in voller
Kraft weiter, während für die anderen Darlehen es jedem erlaubt ist, Zinsen zu
empfangen und zur Bedingung des Darlehens zu machen. Kein Zins, kein
Darlehen, kann auch der gute Katholik sagen. Zur Erklärung dieser für einen
Christen gewiß schwer faßbaren Unterscheidung sagt der Pater in seinem
Flugblatt: „Wie kommt man dazu, die schlichten Grundsätze über das
Gefälligkeits- und Notdarlehen heranzutragen an moderne (?) Finanz-
transaktionen, die mit Gefälligkeit so wenig zu tun haben als mit Not? 
Hier handelt es 
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sich doch um reines Geschäft. Allerdings ist es verwunderlich, daß man diese
himmelweit verschiedenen Dinge hat über einen Leisten. schlagen wollen.
Dennoch hat auch dieses seinen Grund. Die rechtliche Form, in der die
Kreditgeschäfte sich abspielen, das juristische Gewand, in das sie sich kleiden,
ist nämlich genau das gleiche wie bei den Not- und Gefälligkeitsdarlehen: sie
geben sich als Darlehensvertragt


(Anm. d. Setzers: Der Pater weiß gewiß besser als ich, daß schon zur Zeit
Hamurabbis und noch viel mehr im alten Rom, also zur Zeit, wo das Zinsverbot
erlassen wurde, alle heutigen Kreditgeschäfte, namentlich die Hypothek, in 
größtem Umfange betrieben wurden, daß das Zinsverbot generell alle Zins-
zahlungen umfaßte. Die heutigen Kreditgeschäfte kann man daher nicht als
moderne Geschäfte bezeichnen.)


Wir wollen nun hier untersuchen, ob es sich wirklich um himmelweit ver-
schiedene Dinge handelt, wenn ich bei einem Hagelwetter dem Nachbar meinen
alten Regenschirm borge, oder wenn ich den im Felde stehenden Soldaten durch
Zeichnung von Kriegsanleihen ermögliche, ihren Unterstand gegen den Hagel
feindlicher Granaten zu sichern.


Unser Pater erkennt es erfreulicherweise selbst an, daß in rechtlicher Hinsicht
die Unterscheidung, die er macht, gar nicht existiert. Ein spez. Finanzgeschäft
gibt es juristisch nicht. Rechtlich deckt das Wort Darlehen das Finanzgeschäft
vollkommen. Die Geschäfte des Finanzministers sind juristisch gewöhnliche
Darlehensverträge. Was ist nun das Merkmal des Finanzgeschäftes? (für das die
Kirche das Zinsverbot aufhob?) Nach des Paters Worten ist es das Fehlen eines
Notzustandes beim Darlehennehmer. Wie war es nun in dieser Beziehung mit
der Kriegsanleihe? Unser Pater nennt sie selbst ein Notdarlehen (für welche kein
Zins gefordert werden darf), er ist aber gutmütig genug, nicht alle unglücklichen
Zeichner dieses Papieres wegen Übertretung des Zinsverbotes in die Hölle zu
schicken. Seiner eigenen Lehre widersprechend. rechtfertigt er den Zins der
Kriegsanleihe. Weil man das Geld für die Kriegsanleihe zinsbringend in der
Rüstungsindustrie hätte anbringen können, weil man so auf einen „Gewinn“ ver-
zichtete, darum wäre auch der Zins der Kriegsanleihe gerechtfertigt. Ist das nicht
dasselbe, wie wenn ein Strauchdieb sagen würde: ich darf dich eigentlich nicht
berauben. Da ich aber während der Zeit, die ich hier hinterm Busch verbrachte,
einen anderen Reisenden hätte überfallen können und mir somit ein Gewinn 
entgehen würde, so werden sie es wohl auch für gerechtfertigt halten, wenn ich
ihnen den schönen warmen Mantel abnehme. Dem Darlehensgeber soll die
Zinsfreiheil nicht nur keinen Substanzverlust, sondern außerdem noch Ersatz für
den verschenkten Zins bringen. Sonst heißt es doch, daß christliche Taten im
Himmel hundertfältige Belohnung erfahren! 
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Wenn vom Christen nicht mehr verlangt wird, dann verstehe ich nicht, daß der
Samariter sich die Zeit, die er bei seinem Liebesdienst verlor (Substanzverlust),
nicht bezahlen ließ, daß er darüber hinaus. keinen Gewinn verlangte und
schließlich, daß er die Hilfeleistung von solcher Zahlung nicht abhängig machte,
wie ja auch die Zeichner der Kriegsanleihe die Lieferung der von den kämpfen-
den Soldaten erbetenen Waffen von der Zinszahlung abhängig machten.
(Helfferich schätzte das patriotische deutsche Gesindel von vornherein so 
niedrig, d. h. richtig ein, daß er überhaupt keinen Versuch machte mit zinsfreien
Notdarlehen, und die Kirche kannte ihre Ohnmacht so gut, daß sie auch nicht
wagte, nach dieser Richtung hin einen Vorschlag zu machen.) Die vom Zins
abhängig gemachte Hilfeleistung durch die Kriegsanleihe, die widerwärtigste
Handlung, die je ein Wucherer beging, die wird von unserem Pater gerechtfertigt.
Niemals hat ein Mensch in solch schrecklicher Not und Gefahr um ein Darlehen
gebeten und gebettelt, wie der an der Front kämpfende Soldat, der sich ver-
schossen hatte. Wenn hier der Wucher gestattet war nach christlicher Lehre,
dann, Wucherer, Mörder, Morgan und Spitzbuben, gibt es überhaupt keinen
Wucher mehr, und ich empfehle euch Sündern und Kriegsanleihezeichnern, das
Geld für Ablaßzettel und Messen zu sparen, denn dann kommt jeder Verbrecher,
kommt der ewige Jude, kommt selbst ihr und der Teufel glatt in den Himmel.


Vielleicht wird unser Pater hier einwenden, daß es sich um Krieg, um einen
anormalen Zustand handelte, für den nicht nun das Zinsverbot aufgehoben
wurde, sondern sogar das praktisch wichtigste Gebot der christlichen Lehre:
Liebe deine Feinde, steche sie nicht mit dem Bajonett ins Gesicht, in den Leib,
ins Herz. Tue ihnen Gutes und du wirst sie sofort entwaffnen, „Im Krieg, wie im
Krieg“ wird hier wohl der Pater sagen. Lassen wir zugunsten des Paters diesen
Einwand gelten (fadenscheinig genug ist er), und fragen dann weiter: sind die
gewöhnlichen Friedensgeschäfte des Finanzministers, die er bei jedem Defizit zu
machen pflegt, Notdarlehen, für die kein Zins verlangt werden darf, oder „reine
Geschäfte“, bei denen es den Katholiken erlaubt wird, den Schuldner mit dem
Zins zu erwürgen, wie es jetzt Morgan, der Retter des deutschen Volkes, mit
demselben Volk beabsichtigt und auch schon reichlich tut? Ich glaube nicht, daß
der Finanzminister aus purem Juxgefühl heraus den Wucherern in Wallstreet den
Zinsfuß von 7 Prozent gewährt, hat. Ohne die Anleihe und angesichts der
Steuersabotage des patriotischen Gesindels wäre es dem Finanzminister
unmöglich gewesen, den Lehrern (Stützen des Staates), den Geistlichen
(Stützen des Staates), den Eisenbahnern (Stützen des Staates) das am Schluß
des Monats sehnlichst erwartete Gehalt auszurichten. „Welch ein Jammern,
welch ein Stöhnen“ wäre dann zu seinen Höhen hinaufgestiegen. Ohne das Geld
für die Gehälter 
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der Staatsstützen stürzt das ganze Gebäude in kürzester Zeit zusammen. Die
Beamten verwandeln sich in Räuber, angeführt von Richtern und Staatsanwälten.
Verrät es unter derartigen Umständen dann wirklich keinen Notzustand, wenn
der Finanzminister eine Anleihe machen muß? Das „reine Geschäft“, die
„Finanztransaktion“ sind immer ausgeprägte Notstandsanleihen, und für
Notstandsanleihen darf nach unseres Paters Worten kein Zins gefordert werden.
Und außerdem besteht für diese Anleihen die Darlehenspflicht! Daß es sich so
mit den Staatsanleihen verhält, würde der Pater übrigens schnell erfahren, wenn
einmal ein ehrlicher Kerl die Finanzen des Reiches verwalten würde und es ihm
in den Sinn käme, seine Steuerbeamten mit Revolvern und Handgranaten zu
versehen und das, was die Schwindler heute durch Anleihen aufbringen, auf dem
Steuerwege einzutreiben dort, wo noch etwas zu holen ist. Da würden manche
der Herren Gutsbesitzer, die gerade nicht bei Kasse sind, den Weg persönlich zu
Morgan machen, den sie heute Dienstboten und Finanzminister zu gehen zwin-
gen. Nur dem völlig naiven Bauer kann die Staatsanleihe einen Notzustand unter
höherer Gewalt (Force majeure) so verschleiern, daß er ihn nicht mehr sieht.


Es steht also recht faul in bezug auf die Staatsanleihen mit dem von Nellschen
Begriff des „reinen Geschäftes“, wo den Katholiken der Zinswucher gestattet sein
soll. Vielleicht aber gibt es noch andere Darlehensgeschäfte, Finanztrans-
aktionen, die so „himmelweit verschieden“ sein sollen von den Notdarlehen, für
die es nicht erlaubt sein soll, Zins zu nehmen oder gar zu fordern. Da ist ein
Bauer, dem sein Haus mit lebendem und totem Inventar niedergebrannt ist. Er
will von der Hypothekenbank für den Neubau ein Darlehen. Kein Zweifel, der
Mann ist in Not. Seine Familie ist in einem Stall untergebracht, und der Verlust
seines Gespannes hindert ihn, das Feld zu bestellen. Handelt es sich nun hier
um ein Notdarlehen, für das kein Zins gefordert werden darf und für das die
Darlehenspflicht für jeden Katholiken besteht, der wohlhabender ist als der abge-
brannte Bauer? Oder handelt es sich um eine „Finanztransaktion“, um ein „reines
Geschäft“, wo man Wucher treiben darf? Kein Zweifel, wenn dem Bauer der
Kredit gesperrt wird, dann wird er seine Frau auf den Bettel schicken müssen.
Wenn dieses Geschäft, das die Hypothekenbank und die Sparkasse hier
machen, nicht zu den Notdarlehen gehört, für das die Zinsbedingung verboten
ist, dann kann mir das Zinsverbot der katholischen Kirche gestohlen werden,
dann handelt es sich hier einfach um ein billiges, unverbindliches
Propagandamittel, ähnlich den politischen Programmen, die nach der Wahl ad
acta gelegt werden. Eine inhaltlose, seelenlose, wesenlose Sache, von
Pfiffikussen erdachter Schwindel, womit wir uns dann keinen Augenblick zu
beschäftigen hätten.
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Unser Pater wird mich vielleicht hier daran erinnern, daß das Zinsverbot nur 
für kleine Summen, die dem Darlehengeber keine Verlegenheiten bereiten 
können, gemeint ist. Hm, hm, kleine Summen, große Summen ermittelt man
durch Zählen und Rechnen. Seit wann wird aber nun im Himmel des Christen
gezählt und gerechnet? Seht die Lilien auf dem Felde! ruft mir der heilige
Franziscus zu. Und da soll ich angesichts des Elends, in das der Wille Gottes
den armen Bauer gestürzt hat, meiner Opferfreude Zügel anlegen, ich soll da
unterscheiden zwischen einer großen und einer kleinen Summe? Ich greife in
meine Tasche und in beide Taschen meines Nachbarn, leere sie und gebe 
freudestrahlend und blindlings her, was ich fand. So wenigstens verstehe ich den
Satz: Sehet die Lilien auf dem Felde! Dabei ist noch zu bedenken, daß es sich
bei der Frage: was ist eine große Summe, um eine Relation handelt und daß die
Summe, die der Bauer braucht, ein Pfifferling ist für den Kapitalisten, der das
Darlehen mit seinem Zins als Finanztransaktion bezeichnet, damit er nicht mit
dem Zinsverbot in seelischen Konflikt gerät. Für den Samariter war der Verlust
eines Tagelohnes gewiß eine erhebliche Summe, größer als die Summe für den
Kapitalisten sein mag, die der Bauer für den Wiederaufbau seines Gehöftes
braucht. Kleine Summen schenkt man täglich den Blinden und Lahmen vor dem
Frühstück und nach dem Abendbrot. Das zinsfreie Darlehen aber sollte kein
Almosen sein. Es sollte eine einmalige starke Hilfe sein, die dem vom Schicksal
Betroffenen ermöglichen sollte, eine selbständige Wirtschaft wieder aufzubauen.
Vom Zins kleiner Summen, von Almosen lohnt es sich auch nicht zu reden und
Verbote zu erlassen. Solcher Zins hat auch wohl noch niemals einen Menschen
ruiniert. Er ist darum auch gewiß nicht die Ursache des Zinsverbotes gewesen.
Das Zinsverbot hatte seine Ursache in dem Umstand, daß der Wucher sehr viele
Mitbürger um alles Eigentum brachte. Es betraf das Darlehen schlechthin, und
nicht die Finanztransaktionen in erster Linie. Ja, mußte man nicht gerade von
denen, die über große Summen verfügten, fordern, daß gerade sie auf die
Einnahme aus dem Zins verzichteten? Ein Zinsverbot, das man moralisch
begründet, leidet keine zahlenmäßige Beschränkung. Das siebente (Du sollst
nicht stehlen!) der zehn Gebote gilt sowohl für kleine wie für große Summen, 
und das achte gilt wie für die Magd so für den Esel.


Scheiden nach dieser Darstellung die Geschäfte der Hypothekenbank, der
Sparkasse, ja sogar die Geschäfte des Finanzministers aus dem von Nellschen
Begriff der Finanztransaktionen aus, für die kein Zinsverbot besteht und als
deren Kennzeichen die Abwesenheit eines Notzustandes genannt wird, so bleibt
nur noch das übrig, was unser Pater „reines Geschäft“ nennt. Eine Definition des
Begriffes „reines Geschäft“ gibt der Pater leider nicht. Er wird sagen, daß man in
Flugblättern keine Definitionen zu geben pflegt. Gewiß, 
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aber um so nötiger ist es, in Flugblättern nur eindeutige Worte zu gebrauchen.
Beim „reinen Geschäft“ darf Notlage auf keiner Seite vorliegen, das können wir
aus dem Zusammenhang mit dem Zinsverbot folgern. Das „reine Geschäft“ ist
also eine Finanztransaktion, das beiden Seiten einen Gewinn einbringen muß,
ein Geschäft, das man ohne Schaden, ohne in Not darum zu geraten, auch 
lassen kann. Der Zins, der für beide Kontrahenten aus dem Geschäft heraus-
springen soll, kann unmöglich aus der Tasche der Kontrahenten kommen. Somit,
so folgert die Einfalt, liegt beim reinen Geschäft trotz Zins kein Wucher vor.
Damit solche „reinen Geschäfte“ rein erscheinen und man sich nicht in seinem
katholischen Gewissen beunruhigt fühle, fragt niemand nach der Quelle des
Zinses, das vom „reinen Geschäfte“ abgeworfen wird. Auch im Beichtstuhl wird
nicht danach gefragt. Das Geschäft, das der sparsame Bergmann mit der
Sparkasse macht, spiegelt wohl am besten das reine Geschäft wieder. Auch die
Geschäfte des Aktien-, Pfandbrief-, Obligationen- und Hypothekenkäufers ge-
hören hierher. Sie alle beziehen Zins und schlafen seelenvergnügt mit Bündeln
von Aktien und dem Zinsverbot als Kopfkissen. Dennoch, auch dieser Zins wird,
wie jeder Zins durch Ausnutzung einer Notlage, hier sogar der schlimmsten
Notlage, herausgewuchert. Es sind die Unternehmer, die bei den Lohnver-
handlungen durch Druck auf den Lohn, den Zins für die Sparkasse, für die
Aktionäre und Rentner herauswirtschaften, herauswirtschaften müssen, denn nur
unter der Bedingung des Zinses haben die Leute, die die „reinen Geschäfte“ aus
Gewissensgründen vorziehen, ihnen, den Unternehmern, das Darlehen gegeben.
Der Unternehmer, der die Rolle des Wucherers vor den Arbeitern mit
Lebensgefahren zu spielen hat, hat nichts vom Zins. Er liefert den Aktionären,
der Sparkasse und den Sparern ab, was er bei den Lohnverhandlungen heraus-
gewuchert hat. Was dann übrig bleibt, ist Ertrag seiner Arbeit. Durch die
Einschaltung der Mittelglieder, der Banken, Sparkassen und Sparer wird dieser
Sachverhalt verdunkelt, doch ändert das nicht das Geringste an seinem 
wucherischen Charakter. Schaltete man die vermittelnden Geldinstitute aus und
setzte man die Geldgeber unmittelbar in Berührung mit den Arbeitern, so würden
sie ja sehen, daß sie, um den Zins ihres Geldes herauszuwirtschaften, unter
Ausnutzung der Notlage der Arbeiter einen entsprechenden Lohnabzug machen
müßten.


Dann würde es ihnen klar, daß sie da gegen das Zinsverbot in krasser Weise
verstoßen. Wenn sie dann auf das Zinsverbot pfeifen und höhnisch auf ihre 
vollen Taschen und ihren gut besetzten Tisch hinweisen, dann ist alles gut. Wir
werden diesen Leuten schon die Beute entreißen. Aber die anderen armen
Tröpfe, die heucheln müssen! Und allerlei widersinnige Ausflüchte für die
Beschönigung ihres Verhaltens ersinnen müssen! Leid tun uns diese Menschen.
Wir wissen, wie schwach sie alle, alle in diesem Punkt 
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sind. (Der heilige Franz von Assisi natürlich ausgenommen.)


Überall, wo Geld der Ware und den Arbeitsprodukten gegenübertritt, kann
gewuchert, kann ein Zins ausbedungen werden. Die. Ware unterliegt einer Über-
macht. Diese Übermacht gestattet, den Unternehmern und Kaufleuten, den
Sparern und sonstigen Geldgebern einen Zins zu zahlen. Diesen Geldgebern
aber, die bei den Unternehmern, den Geldnehmern, keine Not wahrnehmen,
erscheint der Zins als ein Geschenk der Natur, das man ohne Bedenken in
Empfang nehmen kann. Und tatsächlich gibt es auch eine ganze Reihe von
Zinstheorien, die den Zins als Naturgeschenk behandeln. (Unter diesen räudigen
Theoretikern befindet sich seltsamerweise sogar unser lieber Henry George.)


Ist nach dieser Darstellung (die in unserer Literatur nach allen Seiten hin fest
fundiert ist) Pater von Nell damit einverstanden, daß wir die oben genannten
Geschäfte aus der Kategorie der vom Zinsverbot befreiten Geschäfte aus-
schließen? Dann blieben nur mehr die Börsengeschäfte zu betrachten, die
Geschäfte, die die meisten Selbstmorde zur Folge haben. Ob hier das Gebiet der
reinen Geschäfte ist, wo niemals die Notlage ausgebeutet wird? Und wo darum
das Zinsverbot aufgehoben wurde? Ich glaube, Pater, lhr kommt hier vom Regen
in die Traufe. Warum beschäftigen Sie sich auch mit dieser ekligen Sache? Steht
es nicht geschrieben: Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und nehmen heute
nicht der Zinsbezieher, der Kapitalist,  Morgan und Lipstulian die Stelle  des
Kaisers ein, jetzt und schon seit den Zeiten der römischen Kaiser? Betrachten
wir das Termingeschäft in Kaffee, das sich Ende des vorigen Jahrhunderts an der
Hamburger Börse abspielte. Da hatten sich einige Kaffeemakler verpflichtet, in
Hamburg an einem bestimmten Tage und. zu einer bestimmten Stunde X Sack
Kaffee abzuliefern. Sie waren etwas unvorsichtig gewesen und hatten. tele-
graphisch in Havre und anderswo die fehlenden Mengen bestellt, doch die
Schiffe hatten sich verspätet (vielleicht waren die Kapitäne oder Heizer von der
anderen Börsenpartei bestochen worden). Die Kaffeeschiffe waren aber ge-
meldet. Sie schwammen elbaufwärts dem Hamburger Hafen zu. Sie waren sogar
in Sicht, aber doch nicht greifbar, wie es im Schlußschein stand. Die andere
Partei aber bestand auf ihrem Schein. Greifbare Ware stand hier: ein Pfund
Fleisch stand in Shyloks Schlußschein. Und weil die Ware nicht greifbar war,
darum wurde der fehlende Kaffee auktionsweise für Rechnung der Verkäufer
gekauft, zum doppelten, zum dreifachen Preis, bis zum Bankrott und Selbstmord
der leichtsinnigen Makler. Fünf Minuten nach dem Selbstmord konnte man den
Kaffee wieder für den gewöhnlichen Preis haben, und den schwimmenden
Kaffeeschiffen wurde Auftrag gegeben, auf der Elbe umzukehren und den Kaffee
hinzubringen, woher er kam. Ein Darlehen von einigen Stunden in Gestalt einer
Terminverlängerung, die niemanden 
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im geringsten gestört hätte, wäre genügend gewesen, um die Tragödie in eine
Komödie zu verwandeln. Aber „so was gibt es nicht“ an der Börse. Wir fragen
nun hier Pater von Nell: war es für einen katholischen Börsenmakler Christen-
pflicht, in eine solche Terminverlängerung einzuwilligen? Wenn Pater von Nell
diese Frage bejahen würde, so bliebe den Katholiken nichts anderes übrig, als
mit fliegenden Fahnen zu den Bolschewiks überzugehen, denn der gesamte
Handel entwickelt sich heute in Millionen mal Millionen Geschäften auf Grund
einer glatten Verneinung unserer Frage. Überall herrscht Shylok unbeschränkt.
Bejaht unser Pater die Frage, dann scheiden auch noch die letzten Geschäfte,
die Börsengeschäfte, aus dem Begriff „reines Geschäft“ aus und es bleibt nichts
übrig als das leere Wort. Es gibt keine Börsengeschäfte, die nicht ausge-
sprochene Wuchergeschäfte sind. Wenn sie auch nicht alle mit dem berüchtigten
Börsenkrach verglichen werden können, den der Mörder Morgan, der Vater 
unseres Wohltäters, im Jahre 1907 mit gewaltigem Erfolg vorbereitete. Durch ein
Darlehen von einem Tage in Gestalt einer Terminverlängerung hätte der Mörder
den Krach vermeiden können und den Selbstmord von einer Anzahl Börsen-
makler verhütet. Ihm fiel das aber nicht ein, und als guter Christ hatte er es auch
nicht nötig, denn es war ja hier nur ein reines Geschäft, ein Börsengeschäft. Er
leerte die Taschen der Selbstmörder, und mit dem so geschaffenen Vermögen
hat der Sohn den Strick gedreht, womit er das deutsche Volk erdrosseln wird
(wenn ihm das Messer der Physiokraten nicht noch rechtzeitig den Strick 
zerschneidet.)


Die Grundsätze der Börse sind auch die des Kramhandels. Daß es sich hier
um Millionen, dort um Pfennige handelt, ändert nichts am Inhalt der Sache.
Morgan heißt Morgan, Wucher heißt Wucher und Diebstahl heißt Diebstahl. Wer
den Geldschrank aufknaxt, um einen Taler zu stehlen, wird alles nehmen, was er
findet. Wenn der Krämer manchmal neben der Konjunktur noch andere
Umstände berücksichtigt, so sind das gewiß keine moralischen Faktoren,
obschon er sich das wohl zuweilen einbilden mag. „Nach Lage des Marktes
könnte ich Ihnen jetzt für diesen Salat wesentlich höhere Preise abfordern. Ihnen
aber als altem Kunden will ich in Rücksicht auf weitere Geschäfte den alten Preis
berechnen.“ Mit diesen Worten enthüllt er seine moralischen Triebe. Wo solche
Rücksichten keinen Profit abwerfen, wie auf der Börse, wo es keine Kundschaft
gibt, da waltet die absolute Rücksichtslosigkeit, il sacro egoisrno der Italiener.
Und nicht nur bei den Kaufleuten. Auch die Köchin, die den Salat kauft, ist von
demselben Geiste beherrscht. Die Köchin nutzt die Konjunktur aus, der Mieter tut
dasselbe, der Lohnarbeiter macht keine Ausnahme. Wer hier durchaus unter-
scheiden will, der wird sagen: Morgan hat die Gruben gegraben, in die seine
Opfer fielen, die Köchin ging zufällig an einer Grube vorbei, 
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als sie den Hasen erwischte. Gewiß, es ist ein kleiner Unterschied da, aber kein
moralischer, sondern ein intellektueller. Die Köchin war zu dumm, um Gruben zu
graben. Beide aber ziehen dem Hasen das Fell über die Ohren.


Wir sehen, die „reinen Geschäfte“ des Paters sind reine Phantasieprodukte Sie
existieren nicht. Der Zins ist auf alle Fälle Produkt der Ausbeutung einer Notlage.
Und zwar der Zins in allen Formen. Der Mietzins, der Pachtzins, der Zins der
Staatspapiere, der Hypothekenzins, der Wechseldiskont. Wo die Ausbeutung
nicht gleich ins Auge springt, wie bei dem Dienstmädchen, das sein Spargeld zur
Sparkasse bringt, handelt es sich regelmäßig um die Einschiebung von
Mittelspersonen. Der Kapitalist, der sich die Hände nicht beschmutzen will, der
nicht des Nachts bei 20 Grad unter Null über die Dächer in die Räucherkammer
seines Nachbarn einbrechen will und lieber seinen Knecht damit beauftragt, der
bringt sein Geld, zur Bank und sagt dem Bankier: Hier hast Du in Gestalt von
Bargeld einen Revolver. Mit diesem Revolver kannst Du zu jeder Zeit von den
Warenverfertigern (Arbeitern) Zins erpressen. Gehe hin auf die Landstraße und
nachher teilen wir die Beute. Dein Teil heißt Raub, mein Teil „Zins eines reinen
Geschäftes“. Du fährst dann als Ausbeuter in die Hölle, ich habe mit der Beute
meinen Platz im Himmel bereits belegt. Dich werden die Arbeiter eines Tages
erschlagen; mich werden sie in den Himmel heben, weil ich mit einem kleinen
Teil der Beute ihre Presse finanziere und dann mit ihrer Hilfe meinem Raub eine
Tarnkappe aufsetze.


Da alle Darlehensgeschäfte sich als Notdarlehen erweisen, besteht das 
katholische Zinsverbot heute in seinem vollen Umfang weiter. Das Einkassieren
von Mieten, Pachtzinsen, Dividenden, Kupons usw. ist sündhaft. Wer es tut, wird
bestraft werden – in der Hölle, wenn es „Reine Geschäfte“, Finanztransaktionen
waren; im Fegefeuer, wenn es geringere Dinge waren. Und Pflicht des Paters ist
es nun, nachdem ihm eine bessere Einsicht in die Natur der Finanztransaktionen
verschafft wurde, dafür zu sorgen, daß die katholische Zinspolitik neu revidiert
und in die Bahn der Freiwirtschaft gelenkt werde: Die Freiwirtschaft verbietet
zwar den Zins nicht, aber sie handelt nach den Grundsätzen des Vaterunsers,
wo es heißt: Führe uns nicht in Versuchung, sondern erlöse uns von dem Übel.
Das Übel ist hier der Zins. Das Verbot des Zinses erlöst uns nicht. Wir werden
immer in Versuchung geführt werden. Die Freiwirtschaft macht den Zins wirt-
schaftlich unmöglich und vereinigt so in idealer christlicher Weise die Forderung,
die im Zinsverbot sich ausdrücken will mit den Wünschen, die wir stammelnd
ausdrücken im täglichen Vaterunser.


*
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Die Reform der Bodenreformer.
Mit gutem Werkzeug soll die Arbeit munter fortschreiten und die Bodenreform,


die wurzelechte Bodenreform, ist eine scharfe Axt.


Warum aber geht das Werk der Bodenreform so phlegmatisch langsam von-
statten? Seitdem „Fortschritt und Armut“ erschienen. hat man seinen Verfasser,
hat man eine ganze Generation zu Grabe getragen, und noch immer ist von dem
Wehr, das die Grundrente von den Privattaschen ab in die Staatskasse leiten
soll, kaum eine Spur zu sehen. Zwar hat man da weit am Ende der Welt in einem
bedeutungslosen Kasernen- und Fischernest einen schüchternen Anlauf
gemacht, aber den Jubel über diesen „Erfolg“ in Kiautschau hat man gleich in 
der Heimat mit einer allgemeinen, gesetzlich durchgedrückten Erhöhung der
Grundrente durch Zölle um 30, sage und schreibe dreißig Mark, für jede Tonne
Land, das sind ungefähr tausend Millionen Mark jährlich, zu dämpfen gewußt.


Bem.: Eine Tonne Land ist nach dänischem Maße so viel Land, wie nötig ist,
um eine Tonne Weizen (1000 Kilo) zu erzeugen.


Höhnischer hätte man das Triumphgeschrei der Bodenreformer von oben
herab nicht erwidern können.


Die Bodenreformer trösten sich über diese kalte Dusche jetzt mit ihren „Erfol-
gen“ in der Besteuerung der Bauplätze, aber es ist und bleibt ein schwacher
Trost, daß von dem Raube von tausend Millionen an neuen Grundrenten jetzt ?
oder gar ein ganzes Prozent durch die Bauplatzsteuer wieder eingeht. Zumal mit
dieser Steuer kein moralischer oder theoretischer Erfolg verbunden ist. Die
Grundsteuer wird erhoben, weil die Gemeinden neue Einnahmequellen er-
schließen müssen, nicht weil anerkannt wird, daß die Grundrente eigentlich der
Gemeinde gehört. Und darauf käme es an; dann dürfte man hoffen, daß die
Ansätze der neuen Steuer nach und nach bis zur vollen Höhe der Grundrente
würden erhöht werden. Aber wie die allgemeine Grundsteuer seit Generationen
keine Erhöhung erfahren hat, weil mit ihr kein anderer Zweck verfolgt wird als die
Füllung des Staatssäckels, so wird es wohl auch mit der Bauplatzsteuer bleiben.
Man hat einen in die Augen springenden, groben Unfug beseitigt und wird sich
damit begnügen.


Gesetzlich hat man also Bodenreform rückwärts betrieben. Man hat durch
Getreidezölle den Grundsatz gesetzlich bekräftigt, daß der Staat nicht allein den
Grundbesitz, sondern auch die Grundrente zu beschützen hat! Nicht das Recht
auf den vollen Arbeitsertrag, sondern das gerade Gegenteil, das Recht auf die
volle Rente hat man unter den Schutz des Staates gestellt!


Wie ist das möglich gewesen, woher kommt es, daß ein so kerngesunder, von
Werbekraft strotzender Gedanke, wie die Bodenreform, so unfruchtbar bleibt?
Sind die Waffen, mit denen man dem Ge-
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danken Bahn zu brechen sucht, vielleicht zu stumpf? Ich glaube es fast und will
hier meine Gedanken darüber mitteilen.


Schon der Titel der Zeitschrift, welche den deutschen Bodenreformern als
Aufwiegelungsblatt dient, könnte nicht schüchterner gewählt werden. Deutsche
Volksstimme! Das wäre ja ein trefflicher Name für ein Gesang- und Tanz-
kränzchen; aber für einen Verein, der so Umstürzlerisches bezweckt, ist der Titel
nichtssagend. Wie es scheint, war der Titel früher „Freiland“. Darunter konnte
man sich schon was denken. Hat man nun gerade darum den Titel unterdrückt?


Dann der Auszug aus den Satzungen: „Der Bund sieht in der ,Bodenfrage‘ den
wesentlichen Teil des sozialen Problems.“ Wie ängstlich das klingt! Bodenfrage?
Soziales Problem? Jeder kleine pommersche Junker sagt ja auch dasselbe. Die
„Bodenfrage“, das ist die ungenügende Grundrente, und da der Junker sich 
(übrigens wie jeder Mensch) für den Mittelpunkt des Volksganzen hält, so sieht
er in der ungenügenden Bodenrente ein soziales Problem erster Ordnung. Um
diese „Bodenfrage“ und dieses „Soziale Problem“ zu lösen, hat man ja die neuen
Kornzölle bewilligt, die die Grundrente um volle dreißig Mark per Tonne Land
erhöhen werden.


Es gibt also viele „Bodenfragen“ und soziale Probleme, aber für den Boden-
reformer soll es nur eine Bodenfrage geben und das ist der Privatgrundbesitz.
Warum sagt man also nicht offen und ehrlich: „Die Bodenreformer sehen in dem
Privatgrundbesitz den wesentlichen Teil des sozialen Problems“?


Jedoch auch letzteres Wort bedarf der Erläuterung. Das soziale Problem ist
das Problem der Sozialisten und besteht in der Frage, wie man es am zweck-
mäßigsten erreichen kann, daß der sogenannte „Mehrwert“, der Unterschied 
zwischen Lohn und Arbeitsprodukt beseitigt, dem Rechte auf den vollen
Arbeitsertrag praktisch Genüge geleistet werden kann. Um klaren Wein einzu-
schenken, um niemand im Zweifel zu lassen, wohinaus die Bodenreform will,
müßte es also heißen:


„Die Bodenreformer erblicken in der Privatgrundrente den Löwenteil des
,Mehrwertes‘ und streben danach, durch Verstaatlichung der Grundrente das
Recht auf den vollen Arbeitsertrag seiner Verwirklichung näherzubringen.“


So könnte sich jeder von der Tragweite der bodenreformatorischen
Bestrebungen und von dem Geiste, dem sie entspringen, ein Bild machen, und
mancher, der heute für diese Reform nur ein mitleidiges Achselzucken hat, würde
sich vielleicht veranlaßt sehen, den Grundsatz der Bodenreform zu prüfen.


„Der Bund zählt und wirbt Freunde in allen politischen Parteien.“ Die Boden-
reformer halten also ihre Bestrebungen nicht für Politik! Ein Bund, der die
Gesetze beeinflussen will und nur durch das Gesetz 
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etwas erreichen kann und noch dazu die Grundlage unserer gesellschaftlichen
und politischen Ordnung umstürzen will, wäre keine politische Partei? Was ist
denn die Politik, die politische Oekonomie etwa anderes als ein Kampf um die
Gesetzgebung zwecks wirtschaftlicher Formen und Reformen?
Kaninchenzüchtervereine mögen Freunde in allen politischen Parteien suchen
und finden, der Bodenreformer niemals. Wenn jemals ein Gedanke mit poli-
tischen Gärstoffen geschwängert war, so ist es der Gedanke der Bodenreform.
Das ist so wahr, daß jeder, der die Tragweite der Bodenreform erkannt hat,
sicher mit mir darin übereinstimmt, daß mit der Durchführung der Bodenreform
der Hauptzankapfel aus der Politik verschwindet, ja die Politik im wesentlichen
erschöpft und erledigt sein wird.


Und dabei suchen sich die Bodenreformer hinter dem Busch der Parteilosigkeit
zu verbergen! Wozu diese Heuchelei und Komödie? Die rote Krawatte leuchtet ja
doch durch alle Überzieher hindurch. Bringe man die Bodenreformer in das
Parlament und man wird sehen, wie sie ihre Parteien verlassen, um aneinander
gerückt, eine neue Partei zu bilden.


Alle, die wie die Bodenreformer den Sinn für das, was recht und billig ist, mit
der Muttermilch eingesogen haben, geben in den meisten politischen Fragen ein
übereinstimmendes Urteil ab, und das ist doch das erste Merkmal einer politi-
schen Partei: Übereinstimmung der Ansichten in den die Richtung markierenden
Fragen.


Dementsprechend müßte es heißen: Die Bodenreformer bilden eine rein politi-
sche Partei, und indem sie alle religiösen, idealen oder moralischen Ziele als
persönliche Nebensächlichkeiten behandeln, suchen sie alle anderen politischen
Parteien aufzulösen und in zwei neue zu verschmelzen: die Freunde und die
Gegner der Bodenreform.


Der Bodenreformgedanke ist revolutionär und gesund genug für eine solche
Aufgabe. Dieweilen du weder warm noch kalt bist, weder für noch gegen die
Bodenreform stimmst, will ich dich ausspucken aus dem Reichstag. So würde 
es heißen.


Der Bodenreformer hat sein Auge auf ein hohes Ziel gerichtet: es ist ein
Kriegergeschlecht, was dort heranwächst; darum soll er auch den Kopf hoch 
halten, vor keiner Partei den Nacken beugen, im Gegenteil, allen Parteien den
Fehdehandschuh vor die Füße werfen. Auf grimmige Kämpfe soll er sich gefaßt
machen, ist es doch zweifelhaft, ob die Bodenreform ohne blutige Zusammen-
stöße sich durchsetzen lassen wird. Das Himmelreich leidet Gewalt, und sicher
ist es, daß die ersten Exekutionen der Grundsteuer nicht so friedlich verlaufen
werden wie etwa die Kulturkampfgesetze, die Aufhebung der Klöster in Frank-
reich. In Religionssachen läßt das Volk wohl mit sich spaßen, in Geldange-
legenheiten aber entscheidet die Gewalt.


Gewalt brauchen die Bodenreformer, und wenn sie ihr Ziel auf 
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unblutigem Wege erreichen wollen, dann ist die erdrückende Gewalt der Masse
unentbehrlich. Was hält nun diese Masse heute davon ab, der Fahne der
Bodenreform zu folgen? Die Masse will das Schmarotzertum in der Volkswirt-
schaft abschütteln – das will der Bodenreformer auch. Das Ziel der Boden-
reformer, d. i. die praktische Anerkennung des Rechtes auf den vollen Arbeits-
ertrag, ist auch das Ziel der Masse. Und doch will es nicht gelingen, die Masse
für die Bodenreform zu gewinnen! Woran das liegt? Zum Teil daran, daß die
Bodenreform an sich nicht ausreicht, um das volle Recht auf den vollen
Arbeitsertrag zu verwirklichen. Denn die Bodenreform beschneidet wohl den
„Mehrwert“, aber sie beseitigt ihn nicht. Die Unzulänglichkeit der Bodenreform,
das ist ihr einziger Fehler. Die Sozialisten wollen alles, keinen Teil. Jedoch 
manche würden sicherlich die Bodenreform als Abschlagszahlung annehmen,
wenn die Bodenreformer nicht selber bemüht wären, ihre Bestrebungen zu ver-
kleinern, als unpolitische Spielerei hinzustellen, die ungeheure Rasanz und
Durchschlagskraft ihres Geschosses zu verschleiern. Sieht es doch fast so aus,
als ob man bei den Bodenreformern die Hoffnung hegte, den Grundbesitzern die
Haut über die Ohren ziehen zu können, ohne daß sie es merken! Werben sie
doch um Anhänger in allen politischen Parteien!


Es müßte also den Sozialisten gezeigt werden, daß es sich durchaus nicht um
Kleinkrämerei, um Flickarbeit handelt, daß die Bodenreform den Löwenanteil des
Mehrwertes verschlingt, daß sie wirklich des Strebens wert ist, um so mehr, als
ja niemand damit das Recht verwirkt, auch die Restbestandteile des Mehrwertes
einzuklagen. Die Bodenreform verlegt nicht den Weg für weitere Forderungen,
sondern ebnet ihn im Gegenteil.


Darum sollen die Bodenreformer ihre Bestrebungen von der wirkungsvollsten
Seite zeigen; sie sollen den Rachen aufsperren, damit man das Gebiß sehen
kann; denn je fürchterlicher die Hauer, je größer die Gefräßigkeit, um so 
wuchtiger die Werbekraft. Das Leisetreten ist zweckwidrig, kann nur höchstens
zu vorübergehenden Scheinerfolgen führen; diejenigen, die für die Sache ge-
wonnen werden könnten, werden durch die Schwäche der Forderungen abge-
stoßen, und die, die man zu überrumpeln hofft, werden sicher noch rechtzeitig
erfahren, wohinaus die Bodenreform führt.


Also das Höchstmaß dessen fordern, was die Bodenreform leisten kann; je
mehr sie leistet, je gefräßiger sie sich dem Mehrwert gegenüber erweist, um so
entschlossenere, kampfbegierigere Anhänger wird sie finden. Die Bodenreform
leistet viel, sehr viel sogar, ihr einziger Fehler ist, daß sie nicht alles leistet, daß
sie nicht für sich allein den ganzen Mehrwert vertilgen kann. Aber gerade darum
soll man das, was sie verspricht, nicht verkleinern. Also nur keine Miniaturaus-
gabe von „Fortschritt und Armut“.
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„Der Bund tritt dafür ein, daß der Grund und Boden, diese Grundlage aller
nationalen Existenz, unter ein Recht gestellt werde, das seinen Gebrauch als
Werk- und Wohnstätte befördert, das jeden Mißbrauch ausschließt und das die
Wertsteigerung, die er ohne die Arbeit des einzelnen erhält, möglichst dem
Volksganzen nutzbar macht.“


Das soll eine Kriegserklärung sein! Als ob man den Zorn der Leute fürchte, die
man mit Krieg überziehen will! Der Privatgrundbesitz, diese räudige Krätze, muß
mit einer rauhen Bürste angegriffen werden. Hier darf man kein Blatt vor den
Mund nehmen, wenn es heißt, Ziel und Zweck der Bodenreform zu kenn-
zeichnen. Rauh wie das Kriegshandwerk muß auch das Kommando ertönen.
Zusammenschauern wie Schafe beim Wolfsgeheul müssen die Rentenbezieher,
wenn von Bodenreform gesprochen wird. Und von „nationaler Existenz“ soll man
nicht reden, solange man sich über den Inhalt dieses Wortes nicht geeinigt hat.


Und wo fängt der Mißbrauch des Grund und Bodens an? Erst bei der
Wertsteigerung? Dann hätten ja dort, wo keine Wertsteigerung stattfindet (wie in
Frankreich), die Bodenreformer nichts mehr zu tun. Der Bodenreformer will aber
wie der Sozialist „Alles“ haben. den vollen Arbeitsertrag. Kein Pfennig soll von
der Grundrente preisgegeben werden. Solange überhaupt der Boden. „Wert“ hat
(d. h. verkäuflich ist), findet ein Mißbrauch statt. Der Bodenreformer betrachtet
jeden Grundbesitz als Usurpation; er verlangt klipp und klar die Rückführung der
Erde in den Gemeinbesitz der Menschheit. Mit der Aussicht auf einen Anteil auf
die Wertsteigerung lockt man keinen Hund vom Ofen. Das müßte man doch 
endlich eingesehen haben. Laut und deutlich müßte es darum ausgesprochen
werden: „Der Bund verlangt die Rückführung der Grundrente in den Staats-
säckel“. Das ist etwas, was des Strebens wert ist, was zum Studium reizt! Aber
eine „mögliche Wertsteigerung“ möglichst dem Volksganzen nutzbar machen!
Bah!


Wer die sonnige Landstraße verläßt, um auf Seitengäßchen dem Ziele zuzu-
streben, wird leicht im Sumpfe stecken bleiben. Das meiste von dem, was die
Bodenreformer „zunächst“ erstreben, ist entweder ganz unwesentliche Flickerei,
oder es verläuft in den Sumpf, so die Forderung der Zuwachssteuer, der
Verstaatlichung des Realkredits und die gesetzliche Begrenzung hypotheka-
rischer Belastung.


Die Zuwachssteuer soll nur bei Verkäufen erhoben werden; nicht der Zuwachs,
sondern der Verkauf soll den Anlaß zur Steuer geben. Ohne diesen Anlaß keine
Steuer, wenn auch Zuwachs stattfand. Eine Steuer wird jedoch nach dem
benannt, was sie veranlaßt, und das ist hier, wie gesagt, der Verkauf, der
Umsatz.


Der Umsatz wird wiederum veranlaßt (in der Regel) durch den Tod. Krankheit.
Bankrott. Umzug, Alter, Glück und Unglück, kurz durch alle die Umstände, die
eine Veränderung in der Lebens
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weise, in der Beschäftigung, im Wohnort bedingen. Dementsprechend handelt es
sich bei der Zuwachssteuer um eine Besteuerung des Alters, der Krankheit und
des Todes. Mehr noch. Da bekanntlich in den kleinen Verhältnissen, im Kleinbe-
trieb Umsätze viel öfter vorkommen als in den konsolidierten Vermögen, so 
würden die reichen Familien die erhöhte Grundrente (die allein den Zuwachs
bedingt) ungestört einheimsen können, während bei allen anderen der Staat
einen Anteil reklamiert! Und um den Ertrag dieses Anteils sollen die allgemeinen
Steuern; auch die der reichen Leute, herabgesetzt werden!!


Nicht, weil ich erhöhte Renten einheimse, soll ich besteuert werden; sondern
weil ich verkaufen will, verkaufen muß. Weil mir das Klima unzuträglich ist, weil
ich anderswo günstigere Arbeitsverhältnisse finde, weil ich vor Altersschwäche
den Berg nicht mehr erklettern kann und darum im Tale wohnen möchte, kurz,
aus 1000 persönlichen Gründen, die mit dem Staatsbetrieb nichts zu tun haben,
soll ich besteuert werden! Darum muß ich auf den Umzug verzichten, lasse
meine Kinder an der Schwindsucht sterben, klettere keuchend den Berg hinan,
gestatte dem Fabrikanten, meine Zwangslage durch Lohnherabsetzung auszu-
beuten.


Man sagt mir, daß die Borsig-Werke, eine große Maschinenfabrik im Zentrum
von Berlin, nach außen verlegt werden wird, und daß der Verkauf des alten
Fabrikgrundstückes genug eingebracht habe, um damit die neue Fabrik, eine
ganze Arbeiterstadt zu bauen und die Kosten des Umzuges zu decken. Wenn
der Staat hier die Zuwachssteuer erhoben hätte, so hätte der Umzug sicherlich
nicht stattgefunden und die Berliner würden nach wie vor den Ruß und Staub
einatmen.


Die Zuwachssteuer; sofern sie vom Verkauf abhängig gemacht wird, ist eine
reine Umsatzsteuer, und die Umsatzsteuer ist bekanntlich die unbilligste; will-
kürlichste, zufälligste aller Steuern, Prellerei und Wucher, aber keine Steuer. 
Sie nagelt den Eigentümer an die Scholle, sie verhindert, daß er sich die für ihn
zuträglichsten Ortsverhältnisse schafft, sie bedeutet eine Beschränkung der
Freizügigkeit, einen Angriff auf die Verfassung.


Dabei ist die Zuwachssteuer durchaus nicht so leicht zu berechnen, wie die
Bodenreformer glauben. Das will ich hier an einigen Beispielen zeigen. A. hat vor
30 Jahren einen Acker gekauft, der 1000 Mark Rente abwarf. Damals rechnete
man bei Kapitalisierungen mit 5% (angenommen), das macht also


als Preis des Ackers. Jetzt bringt der Acker auch noch 1000 Mark an Rente ein,
aber zu 4% kapitalisiert ergibt das 25 000 Mark. Hat hier ein Zuwachs stattge-
funden? Im Preis, aber nicht in der Rente, und die Rente ist es, was der
Bodenreformer für den Staat reklamiert. In diesem Falle würde die Zuwachs-
steuer keine Renten-, sondern Zinssteuer bedeuten, also auf ein ganz anderes
Gebiet überspringen. Bei 
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der Berechnung der Zuwachssteuer müßte man also, wenn man keine reine
Paschawirtschaft einführen will, damit beginnen, den Zinsfuß festzustellen, der
der Berechnung des Kaufs- und Verkaufspreises zugrunde gelegt wurde. Das
wäre aber eine sehr schwierige Sache, da dieser Zinsfuß aus mehreren
Elementen besteht und nach Ort und Zeit schwankt.


Jedoch der Preis des Ackers richtet sich nicht allein nach Rente und Zinsfuß,
sondern auch nach dem allgemeinen Stand der Preise. Der Geldpreis ist nur der
nominelle Preis, über den Realpreis gibt er, heute wenigstens, keine Auskunft.
Und dieser, nicht der nominelle Preis müßte bei der Zuwachsberechnung be-
rücksichtigt werden. A. hat vor 50 Jahren einen Acker für 1000 Taler gekauft und
verkauft ihn jetzt für 2000. Geht er aber mit den 2000 Talern auf den Markt, so
erhält er weniger Ware als die, mit denen er s. Z. die 1000 Taler erstanden hatte.
Der reale Verkaufspreis steht also unter dem realen Einstandspreis, trotzdem der
nominelle Preis um 100% gestiegen ist. Der Mann hat also verloren, soll er
darum besteuert werden?


Diese zwei Elemente des Zuwachses, Zinsfuß und Währung, spielen eine
große Rolle, werden aber von den Bodenreformern nicht berücksichtigt.


Wenn der Zuwachs auf staatliche oder kommunale Eingriffe zurückzuführen ist,
so muß auch das Gegenteil des Zuwachses, der Preisfall, auf staatliche oder
kommunale Eingriffe zurückführbar sein. Und wenn der Staat einen Teil des
Zuwachses reklamiert, so ist es nur gerecht und billig, daß der Staat den 
gleichen Teil im entgegengesetzten Falle vergüte!


Nun denke man sich, wohin diese durchaus logische Folgerung aus dem
Grundsatz der Zuwachssteuer führen muß! Jeder, der ein faules Geschäft in
Grundstücken gemacht hat (und es sind in diesem Geschäftszweig Millionen und
aber Millionen verloren worden), geht zur Staatskasse und läßt sich entschädi-
gen! Ohne zu fragen, wie der Verlust entstanden ist, ob Käufer und Verkäufer
vielleicht unter einer Decke stecken und die Entschädigungssumme des Staates
unter sich teilen, ohne zu fragen, ob Geschäftsunkenntnis den Verlust herbei-
geführt, muß der Staat zahlen! Eine nette Geschichte das.


Es gibt im Grundstückshandel wie in allen Geschäftszweigen gute und 
schlechte Geschäfte, glückliche und unglückliche Griffe. Hat man ein gutes
Geschäft gemacht, so wird man das Grundstück behalten und schweigen;
erweist es sich als schlecht, so verkauft man es wieder und den Verlust wälzt
man auf den Staat.


Überhaupt wird der Preis der Grundstücke nach der in Zukunft zu erwartenden
Grundrente berechnet. Man kapitalisiert jene erwartete Grundrente zum laufen-
den Zinsfuß und zieht den Betrag der Zinsen ab, die man bis zum Eintritt der
erwarteten Rente einbüßt. Wenn also der Verkaufspreis 
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trotzdem noch über den Einstandspreis zu stehen kommt, so erklärt sich das nur
in der Weise, daß die Möglichkeit eines Zuwachses als Prämie für das Risiko
eines möglichen Preisfalles unberechnet in den Kauf gegeben wurde. Soll nun
der Staat die Prämie einkassieren, ohne das Risiko zu tragen?


Der Bodenreformer, der den geraden Weg verläßt, gerät in den Sumpf. Das ist
durch obige Beispiele bewiesen und ein anderes Beispiel soll es bestätigen.


„Organische Überführung des Realkredits in öffentliche Hand.“ So sagt die
zweite Hauptforderung der Bodenreformer. Das soll wohl so viel heißen, daß der
Staat als allgemeiner Kreditgeber auftreten soll. Da nun der Staat immer nur das
hat, was er aus dem Volke zieht, so kann die Rolle, die der Staat hier spielen
soll, nur die eines Vermittlers sein. Durch diese Vermittlung soll wohl, wenn die
Forderung einen Sinn hat, der Kredit für den Grundbesitzer billiger werden! Was
zum Teufel haben aber wir Bodenreformer mit den Sorgen des Grundrentners zu
tun? Wir wollen die Grundrenten an uns reißen, .wir wollen die Rentner angrei-
fen, nicht schützen. Diese wissen sich schon selber zu schützen; das haben sie
durch die Erhöhung der Zölle bewiesen.


Die Belastung des Staates mit der Sorge um die Sicherheit der Hypothek
würde den Staat zum natürlichen Gegner alles dessen machen, was auf die
Grundrente drücken könnte, denn die Bodenrente, nicht der Boden bildet die
Sicherheit der Hypothek. So würde z. B. ein Großschiffahrtskanal nach Berlin
dadurch, daß er den Einfuhrpreis amerikanischen Getreides heruntersetzt, auf
den Preis des konkurrierenden Getreides der Güter rings um Berlin drücken und
die Rente dieser Güter entsprechend herabsetzen, Ist nun der Staat als
Hypothekargläubiger in Sorge um die Sicherheit seiner Forderung, so darf er 
keinen solchen Kanal bauen.


Zölle, Getreidezölle, setzen die Rente herauf und die erhöhte Rente setzt den
Preis des Landes entsprechend höher, Ist nun die hypothekarische Belastung
diesem erhöhten Preise gefolgt, so dürfte der Staat als Hypothekargläubiger die
Zölle nicht herabsetzen oder abschaffen, da sonst die Rente – der Preis – die
Sicherheit der Hypothek, heruntergehen würden. Handelsverträge mit niedrigen
Zollsätzen wären unmöglich.


Die Entwicklung der Industrie, die die Löhne hochtreibt, setzt die Grundrente
herunter, sie gefährdet die Sicherheit der Hypothek, muß also verhindert werden.


Die Freizügigkeit, die den Wegzug der Landarbeiter oder gar die Auswande-
rung ermöglicht, verursacht eine Erhöhung der Löhne auf Kosten der Rente und
der Sicherheit der Hypothek, darum muß der Staat etc. etc. Kurz, die reaktionäre
Politik, die die Agrarier zum Schutze der 
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Grundrente betreiben, müßte nun der Staat schon aus Rücksicht auf seine faulen
Papiere unterstützen.


„Festsetzung einer Beleihungsgrenze!“ Dieselbe Forderung ist schon oft
gestellt worden; jedoch nicht um das Prinzip des Grundeigentums anzugreifen,
sondern im Gegenteil, um den Grundbesitz zu konsolidieren. Das Majorat, das
Fideikommiß entspringt demselben Gedankengang.


Wir Bodenreformer haben aber die Aufgabe, auf die Beseitigung des Grund-
besitzes überhaupt zu wirken und die natürlichen Auflösungselemente, die die
hypothekarische Verschuldung in sich bergen soll, zu unterstützen statt zu
bekämpfen.


Ist der Grundbesitz bis an die Grenze der Rente hypothekiert, so ist der
Eigentumstitel leer und wir haben im Grundbesitzer für unsere Bestrebungen
einen Bundesgenossen statt eines Gegners. Im Interesse der Bodenreform wäre
es also, daß die Grundrente von den Hypothekenzinsen gänzlich aufgezehrt
würde, dann würde es sich zeigen, wie recht Proudhon hatte, als er sagte:
Donnez-rnoi la rente et je vous cède la propriété. Und wie will bei Erbschafts-
teilungen, die gewöhnlich die hypothekarische Belastung veranlassen, der 
Übernehmer des Hauses, des Gutes, seine Miterben abfinden, wenn der hypo-
thekarischen Belastung eine Grenze gezogen wird? Soll er zum Wucherer
gehen, den Personalkredit statt des Realkredits ausnutzen? Der Personalkredit
ist aber immer kostspieliger, drückender, umständlicher.


Lassen wir jedoch die Sorgen der Bodenreformer um das leibliche Wohl des
Grundrentners aus Gründen, die ich nicht zu erkennen vermag, gelten, so bleibt
immer die Frage offen, wie der Staat gleich- zeitig Steuerexekutor und
Hypothekargläubiger sein kann?


Durch die Grundsteuer, die die Bodenreformer zu erheben gedenken, tritt die
1. Hypothek an die zweite Stelle, denn nach dem jetzigen Rechte wenigstens ist
der Steuerempfänger der bevorrechtigte Gläubiger. Steigt die Grundsteuer, so
fällt die Hypothek, und so wird die Sorge um die Sicherheit des Papiers, womit
die Bodenreformer den Staat belastet haben, den letzteren zwingen, den weite-
ren Wünschen der Bodenreformer entgegenzutreten.


Kurz, die Bodenreformer vertreten sich mit ihren Forderungen selber den Weg;
ihr Ziel läßt sich so nicht erreichen. Durch die Verquickung des Grundbesitzes
mit dem Zins, mit der Währung und den Pfandbriefen läßt sich auf diesem Wege
kein Stoß gegen die Rente wagen, ohne sofort gefährliche, wunderliche und
rechtswidrige Erscheinungen hervorzurufen.


Durch solche kleine und kleinliche Forderungen werden die kompliziertesten
theoretischen Fragen aufgeworfen und der wunderbar einfache Gedanke der
Bodenreform läuft Gefahr, in den Ruf 
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der Kompliziertheit zu geraten. Und das ist in diesem versoffenen Zeitalter das
Schlimmste, was einer Sache begegnen kann.


Die „Große, schlichte Bodenreform“, d. i. der Rückkauf des gesamten
Grundbesitzes durch Ausgabe von Titeln der allgemeinen Staatsschulden, die
Tilgung dieser Schuld mit dem Ertrag der entsprechend zu erhöhenden Kapital-
und Einkommensteuer [Die kräftige Unterstützung, die dem Staate bei der Schuldentilgung
durch die Geldreform zuteil würde, will ich hier nur streifen. Durch die Beseitigung der Arbeitslosigkeit
und Verminderung der Krisen würde der allgemeine Wohlstand und die Steuerkraft gewaltig zuneh-
men, das allmähliche Zurückweichen des Zinses würde die Verzinsung verbilligen und der Zins der
Emission, zusammen mit dem Ersatz (5%) des in der Zirkulation sich verbrauchenden Geldes, 400 –


500 Millionen jährlich eintragen. S. G.], geeignete Parzellierung und Verpachtung in
öffentlicher Steigerung – das begreift jeder. Hier sind keine Komplikationen zu
befürchten. Die „Große Bodenreform“ genügt auch dem Gerechtigkeitssinne der
Sozialisten, denn die Sozialisten, die die Gerechtigkeit für sich reklamieren, 
fordern, daß ihren Ansprüchen ohne Unbilligkeit genügt werde. Nachdem es 
geduldet wurde, daß Land, Geld und Güter zu einer homogenen ökonomischen
Masse wurden, wäre es eine offenbare Ungerechtigkeit, wenn man zugunsten
der Allgemeinheit, zugunsten auch des Geld- und Industriekapitals einseitig den
Bodenkapitalist fassen wollte.


Die Bodenreform, d. h. die große, schlichte Bodenreform, durch welche der
Mehrwert um den vollen Betrag der Rente beschnitten werden kann, ohne den
heutigen, auf der persönlichen Verantwortung begründeten Wirtschaftsbetrieb
anzutasten, ist an und für sich der schlagendste Beweis gegen die Theorie, die
den Mehrwert als Voraussetzung und Attribut dieses Wirtschaftsbetriebes erklärt.
Man braucht die drei dickleibigen Bücher Marx’ nicht mehr satzweise zu revidie-
ren und zu widerlegen; wir können uns diese Arbeit sparen. Die Bodenreform,
die auf der Erkenntnis der Unabwälzbarkeit der Grundsteuer beruht, ist an sich
eine lebendige Widerlegung dieser Theorie.


Die Sozialisten, die Masse, die allein die Bodenreform zum Siege führen kann,
sind jetzt gerade bei der Arbeit, ihr Glaubensbekenntnis einer gründlichen
Revision zu unterwerfen. Daß diese Revision unsere Theorie bestätigen muß
und schließlich auch bestätigen wird, wissen wir. Wie lange es jedoch währen
wird, bis daß sich die Wahrheit so weit Bahn brechen wird, hängt zum guten Teil
von der Taktik der Bodenreformer ab. Verbleiben die Bodenreformer bei der 
jetzigen Korinthenkackerei, so wird sich die Einsicht, daß der Hauptbestandteil
des Mehrwertes auf dem Wege der Reform sich ausmerzen läßt, nur langsam
Bahn brechen; verlangen sie dagegen die Bodenreform sans phrase, so wird
allein schon die stolze Größe dieser Forderung den Sozialisten Achtung für 
unsere Betrebungen 
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einflößen. Und diese Achtung wäre der Vorläufer des Studiums und dieses der
Sieg unserer Theorie.


*


Ein Index für die Handelsprofitrate.
Der Index für die Warenpreisschwankungen hat sich als gutes Werbemittel für


unsere Ziele erwiesen. Das erkennen wir bereits daran, daß die Kapitalisten die-
sen Index zu fürchten beginnen. Im Dawesabkommen steht das Wort Index, und
aus diesem Milliardenwechsel ist es schwer wieder zu streichen. (Wer mag das
Wort wohl da hineingeschmuggelt haben?) Es gibt bereits private Zahlungs-
dokumente, die diese Dawesklausel als Korrektur möglicher Währungs-
pfuschereien benutzen. Und je mehr das der Fall sein wird, um so schwerer wird
es sein, den Index aus dem Bewußtsein des Volkes wieder zu streichen. Es ist
nur schade, daß wir noch nicht über die Kräfte verfügen, um einen Kontrollindex
zu führen, denn wir haben allen Grund, den staatlichen Produkten gegenüber
mißtrauisch zu bleiben. Die Macht der Bankiers und ihrer Millionen reicht weit,
und warum sollten die Herren Bankiers nicht einige Millionen springen lassen,
um zu verhindern, daß die Statistik und der Index dem Volke zeigen, wie die
Bankiers fischen gehen und wieviel diese Fischzüge jedesmal einbringen.
Verdächtig ist schon die Tatsache, daß es so lange gedauert hat, bis sich die
Statistik dazu bequemte, dem Volk durch Schaffung des Indexes die Pfusche-
reien, die die Reichsbank auf Befehl der Bankiers trieb, sicht- und meßbar zu
machen. Noch verdächtiger ist es, daß bei den Leistungen des D. R. auf
Rechnung des Dawesabkommens die Indexklausel unberücksichtigt blieb, ob-
schon alle vertraglichen Voraussetzungen für ihre Anwendung gegeben waren!


Wir könnten aber heute noch weitere Indizes über andere Gebiete der
Volkswirtschaft sehr gut gebrauchen. So z. B. einen fortlaufenden Index des
bereinigten Zinsfußes und einen solchen über die Bruttohandelsprofitrate. Es ist
aber nicht zu erwarten, daß das Statistische Amt uns auch diese gefährlichen
Waffen liefern wird. Wir werden sie selber schaffen müssen. Vielleicht, wenn wir
einen Aufruf erließen, würden sich Freunde unserer Sache melden, die uns
gegen gute Worte diesen Index schaffen würden. Ein Index des bereinigten
Zinsfußes ist unter Benutzung des offiziellen Warenpreisindexes leicht zu 
schaffen. Umfangreichere Arbeiten erfordert der Index der Handelsprofitrate. 
Das Material dazu können uns nur Kaufleute liefern, die mitten im Betrieb sind, 
z. B. Bundesmitglieder, die Beamte von Konsumgenossenschaften sind. Nötig
sind hier die Fabrikpreise und die Kleinhandelspreise sowie möglichst genaue
Angaben über die Höhe der Produktion jeder einzelnen Ware. Manche Preise 
liefern die Markt- und Börsenberichte, jedoch bei weitem nicht genug. Über die
Höhe der Produktion liefern die Fach-  Fachzeitungen
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zeitungen gutes Material. Wünschenswert wäre natürlich die Ermittlung sämt-
licher Preise, dazu aber gehört ein Apparat mit einem Budget von 20 bis 50 000
Mark jährlich. Was wir heute können, das ist, den Weg zu zeigen, der für das
gestellte Ziel einzuschlagen wäre. Sache stärkerer Organisationen wäre es dann,
ein solches stat. Werk zu finanzieren. Da die Konsumgenossenschaften in die-
sem Punkt mit uns das gleiche Ziel verfolgen, nämlich die Herabsetzung der
Handelsspesen, die Verbilligung des Tausches, so wäre es vielleicht möglich,
daß, wenn diese bürokratisierte, faule Bande noch einen Rest von Witz besitzt,
sie uns diese Arbeit abnimmt. Das stumpfsinnige Verhalten dieser Organisatio-
nen gegenüber den Währungspfuschereien macht es uns aber schwer. an eine
solche schöne Arbeitsgemeinschaft glauben zu können. Wir wollen aber doch
erwähnen, daß es keiner Organisation besser anstehen würde, als den Konsum-
genossenschaften, den in Rede stehenden Index zu schaffen. Bei den ausge-
zeichneten Beziehungen, die zwischen den Konsumgenossenschaften und den
anderen bürokratischen Arbeiterorganisationen bestehen. den Gewerkschaften,
der Sozialdemokratie und den hinter diesen verborgenen Bankiers und Börsen-
spekulanten, könnten die Konsumgenossenschaften sogar mit einer finanziellen
Unterstützung rechnen, zumal die Großkassierer des Kapitalismus selber stark
daran interessiert sind, daß alle anderen Schmarotzer am Arbeitsprodukt des
Arbeiters mit möglichst rauhen Bürsten und Desinfektionsmitteln behandelt wer-
den. Würde z. B, die Statistik erweisen, wie es wahrscheinlich ist, daß der
Handelsprofit seit dem Kriegsausbruch statt wie bis dahin 50 bis 40% der
Warenproduktion jetzt 50 bis 60 bis 70% verschlingt, so könnten die Raubritter
des Kapitalismus sagen, daß nicht der Kapitalzins, die Grundrente und die
Börsenspekulation die mißliche Lage des Arbeiters geschaffen halten, sondern
der unverschämt hohe Handelsprofit, das Riesenheer der Kaufleute mit ihrem
entsprechend großen Troß von Angestellten, Geschäftsreisenden, mit den rie-
sengroßen Ausgaben für Reklame, Ladenmieten usw, Da läuft der Dieb! würden
sie sagen. Wir aber hätten dann die ganze Bande im Sack, die Sozialdemokra-
ten, die Gewerkschaftsbonzen, die Börsenspekulanten und die Konsumge-
nossenschaftsbürokraten, denn wir würden mit dem Index den Beweis führen
können, daß der ungeheuerliche Handelsprofit ein automatisch sich einstellendes
Produkt der von den Bankiers befohlenen und gewünschten Währungspfusche-
reien ist. Aber, aber, die Kapitalskapitäne werden schon den Braten riechen, ehe
er aufgetischt wird, und den Konsumgenossenschaften, den Gewerkschaften und
Sozialdemokraten rechtzeitig einen Wink und Befehl geben, nicht gemeinsame
Sache mit den Feinden des Kapitals zu machen. Also bleibt es bei der alten
Erkenntnis: Wir haben die ganze Welt zum Feind, uns wird niemand helfen, wir
sind auf eigene Kraft angewiesen. Und diese Kraft ist da; wir brauchen sie nur in
den Dienst der Sache zu spannen. Wir müssen von den Mitgliedern des Bundes
mehr fordern können als den. Mitgliedsbeitrag. Der „Kampfbund“ braucht kämp-
fende Mitglieder, in diesem Falle mitarbeitende Mitglieder. Wer dem Kampfbund
beitritt, gibt 
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damit kund, daß er mitarbeiten will. Der Geschäftsführer hat also nur unter den
Mitgliedern die für die Aufgabe passenden Mitarbeiter zu wählen. Wer sich dann
solchen Aufgaben entzieht, hat nicht das Recht, sich Mitglied des „Kampfbundes“
zu nennen.


Der Handelsprofit, um den es sich hier handelt, ist der Bruttohandelsprofit, d. h.
der mit allen Unkosten des Kaufmannes belastete Profit, der volle Unterschied
zwischen dem Fabrikpreis und dem Kleinhandelspreis. Wieviel von diesem
Bruttoprofit der Nettoprofit, das Reineinkommen des Kaufmannes, ausmacht,
interessiert uns hier nicht. In dem Preisunterschied zwischen Fabrikpreis und
Kleinhandelspreis ist .auch die Fracht und die Verpackung eingerechnet. Es
leuchtet ein, daß diese Kosten nicht zu den eigentlichen Handelskosten, sondern
noch zu den Produktionskosten zu zählen sind.


Die Statistik zur Errechnung des Indexes der Handelsprofitrate sieht dann so aus:
Ware Fabrikpreis Kleinhandels- Handels-  Jahres-   Handels-


preis              profit in %     Produktion kosten


1. Hüte 15,00 Mk 25,00 Mk. 040% 00.60.000.000   024.000.000
2. Hemden 05,00 Mk 08,00 Mk 060% 0.100.000.000   060.000.000
3. Uhren 50,00 Mk 75,00 Mk 050% 00.50.000.000   025.000.000
4. Kanarien 10,00 Mk 16,00 Mk 060% 000.2.000.000   001.200.000
5. Wichse 00,20 Mk 00,50 Mk 050% 000.1.000.000 000.500.000
6. Butter 02,00 Mk 02,40 Mk 020%   1.000.000.000  200.000.000
7. Bleistifte 00,05 Mk 00,15 Mk      200% 000.1.000.000   002.000.000


1.214.000.000 312.700.000


was einer durchschnittlichen Handelsprofitrate von 25,8 % entsprechen würde.


Dieser Durchschnitt ist deshalb so niedrig ausgefallen, weil der schwere
Posten aus der Landwirtschaft (Butter) mit dem niedrigen Profitsatz (von 2000)
das Gesamtbild vollständig verschiebt. Ich wählte dieses Bild, um zu zeigen, wo
die Schwierigkeiten dieser Statistik liegen und wie man es macht, um das
Resultat zu fälschen. Es gibt manche Waren, die nicht in diese Statistik gehören
oder für die eine besondere Statistik zu führen wäre. Das ist z. B. der Fall bei
allen Waren, die direkt vom Produzenten an die Konsumenten abgeführt werden:
Zeitungen, Maßanzüge, künstliche Gebisse, Särge, Brot, überhaupt sehr viele
Lebensmittel.


Obige Aufstellung zeigt auch, wie wichtig für die Schaffung eines Indexes die
richtige Berechnung, oder sorgfältige Schätzung der Gesamtproduktion der ein-
zelnen Waren ist.


Sind einmal die Preise in der nötigen Anzahl ermittelt, so ist der Rest der Arbeit
leicht zu verrichten. Natürlich, je größer die Zahl der gesammelten Preise ist, um
so sicherer sind die Verallgemeinerungen, die wir daraus ziehen. Bei der einen
Sorte von Hüten mag der Profitsatz 30, bei der anderen 40 und bei noch ande-
ren 50% und mehr betragen. Es ist darum nötig, von vielen Hutsorten die Preise
zu ermitteln. Dann kann man den Durchschnitt solcher Profitsätze auch für alle
anderen Hutsorten als normal betrachten. Kennt man dann die Gesamt-
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produktion aller Hutfabriken und zieht von ihr die ins Ausland abgeführten Hüte
ab, so können wir mit Hilfe jenes für die Hüte ermittelten Durchschnittsprofites
den Betrag errechnen, den der Huthandel in Deutschland den Konsumenten
kostet, Ist die Gesamtproduktion von Hüten, zu den Großhandelspreisen berech-
net, nach Abzug der ausgeführten Mengen etwa 60 Millionen Mark, und ist der
ermittelte Handelsprofit durchschnittlich für diese Ware gleich 40%, so kostet der
Huthandel dem deutschen Publikum 24 Millionen Mark jährlich.


Manche Produkte der Arbeitsteilung nehmen nicht oder nicht ganz den
Warencharakter an. Sie gehen nicht durch die Hände der Kaufleute. Sie gehören
dann ebenfalls nicht in diese Statistik. So z. B. die Gebäude, die Eisenbahnen,
die Schiffe, die Kanäle usw.


Wie oft soll nun diese Statistik erneuert werden? In den Zeiten großer
Währungspfuschereien, wie heute z. B., wäre es natürlich wünschenswert,
wenigstens alle Monate die neuen Zahlen zu ermitteln, um mit dem Index dem
Volk zu zeigen, was diese Pfuschereien allein an Handelsspesen kosten. In
Zeiten ruhigerer Währungspolitik würde eine einmalige Ermittlung für jedes Jahr
genügen.


Für den Zweck, den ich mit diesem Artikel verfolge, dürften diese Angaben
zunächst genügen. Sollte es zu praktischer Arbeit kommen, dann wird es immer
noch Zeit sein, die Methoden für die Führung der Statistik ins einzelne auszu-
arbeiten.


Das Gedächtnis der Menschen ist kurz, zumal für unangenehme Dinge. Die
meisten erinnern sich kaum der eigenen Geschichte. Die Geschichte der Väter
kennen nur wenige. Der Sohn des freigelassenen Sklaven weiß nichts von den
Knutenhieben zu erzählen. Und auch der Proletarier, wenn er von der Aus-
beutung durch die Freiwirtschaft befreit sein wird, wird nur noch nebelhaft sich
erinnern, wie hundsmiserabel es ihm erging. Jeder Proletariersohn gibt sich dann
als Kapitalistensprößling aus und schimpft mit diesen zusammen. Es ist aber
nötig, daß die Erinnerung an die Greuel wach erhalten werde, nicht um Rache-
gefühle lebendig zu erhalten, sondern um die Kräfte zu schaffen, die nötig sein
werden, wenn es sich um die Abwehr von kapitalistischen Restaurationsver-
suchen handeln wird. Denn daß solche Versuche immer und immer wieder wie-
derholt werden, ist nur allzu menschlich und selbstverständlich. Wir brauchen
Denkmäler unserer Schande viel mehr als Denkmäler des Ruhmes. Denkmäler
der Unzucht,. Denkmäler der Niederlagen, Denkmäler der Sklaverei, der
Leibeigenschaft, Denkmäler der Massengräber, Denkmäler der Landgrafen von
Hessen, die die Bauernsöhne nach Amerika als Kanonenfutter fob London zu
100 Dollar das Stück (inkl. Strick) verkauften. Wir brauchen Denkmäler der
Hexenprozesse und der Inquisition. Denkmäler Havensteins und Helfferichs,
Denkmäler der Inflation, der Sparkassenplünderung, der Goldwährung, des
Kapitalzinses, des Alkoholismus. Unsere gesellschaftlichen Zustände sollen der
Nachwelt nicht durch Geschichtsfälscher überliefert werden, Orate fratres et 
vigilate! Wir haben jetzt im Nickelstahl ein Material, das nicht rostet und sich so
für Denkmäler eignet, die die Ewigkeiten 
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überdauern sollen. Aber besser als solche ehernen Denkmäler, die doch immer
sich einschmelzen lassen, wie wahrscheinlich die bronzenen Hohenzollernpferde
mit ihren Reitern von der Nachwelt eingeschmolzen werden, ist das Leben, die
ewig und ewig sich wiederholende Tat. Wenn wir jetzt mittels des Indexes fest-
stellen, daß der Handelsprofit die Hälfte der Warenproduktion verschlingt, und
auf solche Tatsache hinweisen können, wenn wir einst diesen Index auf die
Hälfte oder gar den vierten Teil durch unsere grundstürzenden Reformen herab-
gesetzt haben werden, dann dürfte es schwerfallen, solche Reformen wieder zu
beseitigen. Dieser Index wird sich als das dauerhafteste, eindringlichste aller
antikapitalistischen Monumente erweisen.


Aber noch aus einem anderen Grund müssen wir jetzt schon den in Rede 
stehenden Index schaffen. Es kommt einst der Tag, wo wir die Macht an uns
„reißen“ werden. Dann werden wir für rasche, in die Augen klatschende Erfolge
sorgen müssen, wenn wir nicht ins Zuchthaus und an den Galgen wandern 
wollen. Die „große Masse“, die uns die Macht ausliefert und sie stützen muß, ist
urteilslos, wetterwendisch, verräterisch. Sie hat für Theorien keinen Sinn, und
Schlagworte haben in der Physiokratie ebensowenig Platz wie in der Natur-
wissenschaft, von der sie einen Zweig bildet. Die Gefahr ist groß, daß die Vorhut
der Kapitalisten, die Sozialdemokraten, uns überfallen und erschlagen werden
(siehe München), denn die sozialdemokratischen Bonzen werden durch uns
ebenso erledigt werden wie die Kapitalisten. In der physiokratischen Ordnung ist
weder für Kapitalisten noch für Bonzen Raum. Und keine Lebenslage schafft
blutdürstigere Stimmung als die Lagen des aufs trockene gesetzten
Schmarotzers. Der politische Bonze, bereits mit gemeiner Gesinnung geboren,
kocht vor Wut und Gift, wenn er als überflüssig bezeichnet wird. Nun ist es so,
daß unsere Mühlen zwar sicher aber doch langsam mahlen, langsam im
Vergleich mit der fieberhaften Tätigkeit, die unsere Gegner entfalten werden.
Freiland, wenn wir von einer Konfiskation des Grundbesitzes absehen müssen,
sowie Freigeld brauchen Zeit, um sich voll auszuwirken. Und je unruhiger die
Zeiten, um so ungeduldiger das Volk. In solcher Lage wäre es dann sehr schön,
wenn wir bereits in 6 Monaten dem Volk nachweisen könnten, daß der
Handelsprofitindex zugunsten des Reallohnes um 10 oder 20% gesunken ist und
weiter sinkt. Zu diesem Nachweis brauchen wir jedoch den Vergleichspunkt, den
heutigen Index der Handelsprofitrate, den man uns schwer nachträglich würde
konstruieren und mit der nötigen Überzeugungskraft versehen können.


Wer also hilft, den Revolutionären solche Waffe für die Selbstverteidigung zu
schaffen.


*
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Freiland, der Prüfstein!


Wer darum allen Menschen das gleiche, unveräußerliche Recht auf den Boden
und die Schätze dieser Erde zuerkennt, der muß bei der Forderung „Freiland“
bleiben. Privatrechte auf den Boden und Freiland, Grundrenten und das Recht
auf den vollen Arbeitsertrag schließen sich absolut aus. Jeder, auch der kleinste
Kompromiß führt zur Korruption des fruchtbarsten, großartigsten Gedankens, der
je ein Menschenherz bewegt hat. Wir verschnöden Moses, wir verhunzen das
Andenken Henry Georges, wir versinken in den Morast der Damaschkiden, wir
verlieren alle Werbekraft bei allen entschiedenen Vertretern der freiwirtschaft-
lichen Forderungen und ersetzen sie durch lahme, geistlose „Anhänger“, unehr-
liche Streber, wenn wir die geringste Einschränkung des Freilandgedankens 
dulden.


Makellos wie die Jungfrau Maria, so soll der Freilandgedanke bleiben. Den
kühnsten, den hoffnungsvollsten Ausdruck des Freilandgedankens, die Ver-
neinung der Souveränitätsrechte auf den von den einzelnen Völkern be-
setzten Boden, geht uns verloren, wenn wir die geringste Einschränkung 
unserer Hauptforderung dulden.


Freiland ist die mathematische Formel des Freihandels und des Weltfriedens.
Die großartigen Ausblicke, die der Freilandgedanke in dieser Hinsicht bietet, die
werden wohl, denke ich, den auf dem Wege der Kompromisse zu gewinnenden
schmutzigen Stimmzettel stumpfer Massen, verblödeter Philister aufwiegen. Wir
werden, wenn wir rücksichtslos unsere Forderungen stellen, auch ohne das
Stimmvieh zum Ziele kommen. Wir sind Pazifisten, ganz gewiß sind wir es. Aber
das sagt nicht, daß wir keine anderen Mittel anerkennen als den Stimmzettel,
dieses verlogenste, korrumpierteste, unwirksamste aller Kampfmittel.


Den Freilandgedanken kann man nicht durch das Studium dicker Bücher 
fassen. Er bleibt denen ewig unfaßbar, die nicht mit ihm geboren werden.
Moses in Ägypten hatte sicher keine freiwirtschaftliche Schrift gelesen.
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Wenn wir auf Schwierigkeiten bei der Werbung stoßen, so liegt das daran, daß
so wenig freie Menschen geboren werden. Einem Volk, das seit Jahrhunderten
wie das Stallvieh auf den Gütern, als Leibeigene gezüchtet worden ist, wo der
Ausleseprozeß ganz gesetzmäßig die Freien ausmerzte (zum Glück sorgte das
Recht der ersten Nacht für Blutauffrischung, sonst wären wir am Ende vollkom-
men zum Lasttier hinabgesunken), bleibt dem Freilandgedanken schwerer
zugänglich, als den Negern und Atchinesen. Wie die Mastgans im Herbst 
blinzelnd den am Himmel dahinziehenden wilden Gänsen nachschaut und es
nicht einmal mehr zu einem Seufzer bringen kann, so hören die Philister das
Wort Freiland und können sich nichts dazu denken.


Freiland ist der Prüfstein freiwirtschaftlichen Denkens. Freigeld ist kein ange-
borener Gedanke. Dem geborenen Diener, dem kümmerlichsten, kleinlichsten,
niedrigsten Geist kann sich der Freigeldgedanke erschließen. Es ist mehr ein
Kniff, eine Erfindung als ein Gedanke.


Wer darum für die Freiwirtschaft werben will, der beginne mit Freiland. Hier
kann gleich das Korn von der Spreu gesondert werden. Man gewinnt so Männer,
die auch in gefährlicher Zeit zur Sache stehen, und verliert keine Zeit mit der
Werbung von Männern, die, ehe der Hahn kräht, die Freiwirtschaft drei mal ver-
raten haben. So laßt uns also sagen und so es behaupten: Die Erde ist unser.


Und wenn wir dann fest auf unserem Sinne beharren, dann zwingen wir die
Welt in unsere Bahn. Und schließlich, wer Großes will, der darf die Tage und die
Jahre nicht zählen.
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<Repro>


Freiwirtschaftliche Friedenspolitik
Das größte Hindernis für den internationalen Frieden bildet die ungelöste


Währungsfrage. Nur wenige haben eine Ahnung davon, wie tiefgreifend die
Währungsfrage von jeher und namentlich in den letzten Jahrzehnten die inter-
nationalen Beziehungen der Staaten beeinflußt hat, wie viel Kriege in den wirt-
schaftlichen, finanziellen, sozialen Verhältnissen, die die unbeantwortete
Währungsfrage auslöste, ihre letzten Beweggründe haben. Der Schutzzoll, der
Gedanke des geschlossenen Handelsstaates, der imperialistische Gedanke –
Gedanken sind es, die mit der Wirtschaftskrise, mit dem Defizit im
Staatshaushalt, mit den Streiks und sozialen Kämpfen kommen und gehen. Der
Staatsmann, der sich verantwortlich fühlt für das Wohlergehen seines Volkes, der
kommt, wenn er die Verheerungen der Wirtschaftskrisen beobachtet und wenn er
keine besseren Erkenntnisse hat, immer zwangsläufig auf den Gedanken des
Schutzzolles. Baldwin in England ist ein Beispiel dafür. Die Schutzzollpolitik, die
in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts sich wie eine Pest über die
ganze Welt ausbreitete, war ein unmittelbares Produkt des damals herrschenden
chronischen Krisenzustandes. Deutschland, das am ärgsten darunter zu leiden
hatte, ging mit der Schutzzollpolitik voran. Alle anderen folgten bis auf England,
das seines größten industriellen Vorsprunges wegen nicht so schwer zu leiden
hatte. Aber Vorstöße in der Richtung des Schutzzolles sind in England immer
wieder gemacht worden. Beweis dafür, wie die inneren Zustände den Gedanken
des Schutzzolles immer wieder automatisch auf Tapet bringen. Jetzt haben ja
zum Glück die Schutzzöllner in England wieder eine Niederlage erlitten. Aber
lange darf der jetzige Zustand in England, darf das Elend der Arbeitslosigkeit
nicht mehr anhalten, sonst verlieren auch in England die schönsten Freihandels-
argumente alle Zugkraft.


Der Krisenzustand, der die Stimmung für den Schutzzoll überall aufkommen
ließ, war die natürliche und notwendige Folge des allgemeinen Preisrückganges,
der mit der Einführung der Goldwährung in Deutschland einsetzte und der sich
mit der Verallgemeinerung der Goldwährung zur Welterscheinung entwickelte. 
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Die Krise, die England heute durchmacht, ist zurückzuführen auf die dort seit
1920 betriebene Deflationspolitik, die nicht nur auf die Preise drückt, sondern
auch Grund zur Befürchtung eines weiteren, bodenlosen Preisrückganges gibt. In
Amerika stieg die Zahl der Arbeitslosen im Jahre 1925 auf über fünf Millionen, als
auch dort Deflationspolitik betrieben wurde. Die Arbeitslosigkeit kippte fast plötz-
lich in das Gegenteil um, als die Deflationspolitik aufgegeben wurde. Überhaupt
ist der innere Zusammenhang zwischen Preisrückgang und Krise durch so viele
Beispiele aus der alten wie neuen Geschichte dokumentiert, daß kein Raum für
Zweifel mehr vorhanden ist. Um so rätselhafter ist es, daß man in England jetzt
noch nach drei Jahren der furchtbarsten Arbeitslosigkeit immer noch nach
Gründen für die Erscheinung sucht, und man dort so oft der Meinung begegnet,
daß der Friedensvertrag die wahre Ursache der herrschenden Krise und
Arbeitslosigkeit sei. Der Freiwirtschaftsbund hat diese Ansicht über die Ursachen
der Krise in England von Anfang an bekämpft, obschon jeder weiß, daß die in
England herrschende Stimmung für eine Revision des Vertrages von Versailles
im deutschen Sinne in der Hauptsache dieser Ansicht entspringt. Uns erscheint
aber die Richtigstellung der Ansichten über die Ursachen der Wirtschaftskrisen
wichtiger als eine Revision des Vertrages, die uns weiter nichts bringen kann als
einen Schulderlaß von einer Reihe von Milliarden. Unzählige Milliarden haben
uns die Wirtschaftkrisen gekostet, unzählige Milliarden werden wir ersparen,
wenn die Erkenntnis der Ursache dieser Erscheinung uns in den Stand setzt,
erfolgreiche Maßnahmen zu ihrer Verhütung zu ergreifen. Und außerdem, wenn
uns die Entente die Schuldenlast erleichtern will, so soll sie das nicht aus ande-
ren Rücksichten tun, als aus dem der Menschlichkeit. Wenn in England einmal
wieder der allgemeine Wohlstand sich breit macht, wenn sich in Frankreich auf
den Ruinen der zerstörten Städte wieder fröhliches Leben entwickelt und man
sich dort sicher weiß vor feindlichen Überfällen, dann, aus einem Gefühl der
Kraft des Übermutes und eigener Macht heraus, mag uns die Entente einst bei
Gelegenheit eines Weltfriedensfestes den Rest der Schuld erlassen, und solche
Geste werden wir mit Freude und Stolz entgegennehmen. Heute aber liegt uns
wenig daran, daß man uns einige Milliarden erläßt, als daß die Weltwirtschaft in
Vollbetrieb gesetzt werde, denn nur so können wir hoffen, daß der Schutzzoll-
gedanke keine weiteren Fortschritte machen wird, daß er vor dem Freihandels-
gedanken die Waffen strecken wird.


Wenn wir uns von der Besetzung befreien wollen, so müssen wir zahlen. Um
zu zahlen, müssen wir Waren ausführen und um Absatz für diese Waren zu 
lohnenden Preisen zu erzielen, muß die Weltwirtschaft in Vollbetrieb gesetzt,
muß der Weltwohlstand wiederherstellt werden. Der Vollbetrieb der Weltwirt-
schaft ist unverträglich mit dem Schutzzollsystem, das mit dem Aufkommen von
Wirtschaftskrisen sich immer als das erste Mittel erweist, an das die kleinen
Geister denken, 
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die für die Erscheinungen der Wirtschaftskrisen keine andere Erklärung haben,
als die, daß die Preise infolge der ausländischen Konkurrenz sinken und somit
der Betrieb nicht mehr lohnt, daß man daher die ausländische Konkurrenz durch
Abwehrzölle fernhalten muß. Der Schutzzoll macht aus den einzelnen Staaten
geschlossene, nationale Wirtschaftsgebiete, die, da sie naturgemäß immer zu
klein für den Weltgeist der Unternehmer erscheinen, regelmäßig dahin führen,
daß man auf dem Wege der Eroberung, der imperialistischen Politik, der
Kolonialpolitik stückweise, mit Gewalt das zurückzuerobern sucht, was man vor-
her besaß, was man aber leichtfertigerweise durch die Zollpolitik von sich abge-
stoßen hatte. Mit dem Freihandel verfügt jeder Europäer, jeder Amerikaner, jeder
Japaner ohne jede Eroberung über die ganze Welt, und weil er diese Welt nicht
der Gewalt verdankt, braucht er auch nicht zu befürchten, daß sie ihm durch
Gewalt entrissen werden wird. Er fühlt sich darum frei und sicher. Dieses
Sicherheitsgefühl, das aus der Natur der Dinge wächst, enthebt ihn der
Notwendigkeit, sich durch den Anschluß an ein Staatsgebilde, an ein „nationales
Wirtschaftsgebiet“ kümmerliche Entschädigung für den Verlust der Weltkugel zu
suchen. Mit dem Schutzzoll wird jedem Menschen ein Panzer angelegt, der ihn
zu ersticken droht, den er darum mit allen Mitteln, auch mit den Mitteln des
Krieges zu sprengen suchen wird. Solche durch den Zollpanzer sich bedroht und
bedrückt fühlenden Unternehmer und Handelsleute nennt man dann
Imperialisten. Der imperialistische Gedanke liegt also nicht im Menschen, son-
dern im Zollsystem. Hätte es niemals Zollgrenzen gegeben, so hätte es auch 
niemals Imperialisten gegeben. Die natürlichen und urgesunden imperialistischen
Gedanken des nach dem Besitz der Weltkugel strebenden Menschen sind im
Freihandel voll und ohne jede Gewalt verwirklicht.


Der heutige gefährliche Imperialismus ist eine Nebenerscheinung des Schutz-
zolles, und diesem Imperialismus schreibt man es zu, daß so viele Kriege in den
letzten Jahrzehnten ausgebrochen, daß so viele Kriege in Vorbereitung sind. Ich
erinnere hier an den furchtbaren, entsetzlichen Krieg, an den Rassekrieg, den
die amerikanische Mongolenpolitik vorbereitet. Wir sehen alle das Unglück kom-
men. Es mag sich noch um 10, um 20 Jahre handeln, aber das Unglück kommt
mit tödlicher Sicherheit, wenn in Amerika keine andere Stellung zum Gedanken
des geschlossenen Handelsstaates, des nationalen Wirtschaftsgebietes, des
Schutzzolles genommen wird. Wie können wir aber in Deutschland die
Reparationen zahlen, wenn in 10 oder in 20 Jahren der Weltfrieden wieder in 
seinen Grundfesten durch einen Krieg zwischen der weißen und mongolischen
Rasse erschüttert wird?


Wir sehen hier, welche gewaltige Rolle die Krisen und die Beurteilung ihrer
Ursachen für das Geschick der Menschheit haben. Sein oder Nichtsein des
Menschengeschlechtes ist hier aufs Spiel gesetzt. Für uns in Deutschland aber
hat die Frage noch die besondere, unmittelbare Bedeutung, daß wir uns niemals
von dem 
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Drucke der Besetzung befreien werden, wenn durch die Krisen die Schutzpolitik
gefördert und uns so der Export der für die Reparationen nötigen Warenmengen
erschwert oder unmöglich gemacht wird.


Wir erklären darum, daß der gute Wille zu zahlen, die Beteuerung, daß wir das
harte Londoner Diktat buchstäblich erfüllen wollen, inhaltslose Worte bleiben,
wenn die Wirtschaftskrisen und die aus ihnen hervorgehende Schutzzollpolitik
und imperialistische Politik mit den dazugehörigen Kriegen die wirtschaftlichen
Vorbedingungen für die Erfüllung zerstören. Wir betteln nicht um eine
Herabsetzung der Reparationssumme. Wir fordern nicht die Abberufung der 
militärischen Besetzung als Vorbedingung, wie sehr wir auch die möglichst 
baldige Zurückrufung der Truppen mit jeder Faser des Herzens herbeisehnen,
wir stellen nur eine Bedingung: den Vollbetrieb der Weltwirtschaft, den vollen, 
tiefen Völkerfrieden, den Weltfrieden.


Und zu diesem Weltfrieden gelangen wir durch den Freihandel, durch den
Weltfreihandel, durch die allmähliche oder schnelle Abtragung der Zollgrenzen,
die wieder nichts anderes fordern als den Schutz vor Wirtschaftskrisen, den uns
die endgültige Lösung des Währungsproblems liefern wird.


Der Wert der Sowjetstatistiken
Talleyrand, der Vielgewandte, hat in einem Anfall von Offenherzigkeit einmal


gesagt, es gebe drei Arten von Lügen, die gemeine Lüge, die Notlüge und
Statistik. An dieser wenig schmeichelhaften Einschätzung der Statistik hat sich
bis heute nichts geändert. Im Gegenteil, je schärfer und eindeutiger sich die
modernen Staatengebilde zu Instrumenten der Volksausbeutung entwickelten,
desto wichtiger wurde die Rolle der Statistik in dem ungeheuren staatlich aufge-
zogenen Verdummungsapparat, der das gesamte öffentliche und private Leben
bis in die feinsten Kanäle durchdringt. Es gibt schlechterdings nichts, was nicht
mit Hilfe von Statistiken bewiesen werden könnte. Sie sind ebenso geduldig, wie
das Papier, auf dem sie gedruckt werden. Mit der Statistik kann jede Regierung
beweisen, daß ihre Untertanen die bestregiertesten, gebildetsten und zufrieden-
sten Bewohner des Erdballes sind, in der Statistik wird dem Proletarier eine 
märchenhafte Ziffer von „Volksvermögen“ vorgeführt, wird ihm bewiesen, daß
sich auch sein Einkommen gegenüber der Vorkriegszeit wesentlich gebessert
habe. Leider nur auf dem Papier. Und schade, daß niemand von all diesen 
schönen Berechnungen satt wird.


Eine ganz besondere Vorliebe für die Statistik hat die Sowjetregierung. Man
wird keine russische Wirtschaftszeitschrift, kein Handbuch oder ähnliche Veröf-
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fentlichung durchblättern können, ohne auf seitenlange statistische Tabellen,
Kurven und Diagramme offiziösen Ursprungs zu stoßen. Auf allen Ausstellungen
und Kongressen, die die Sowjetregierung beschickt, wimmelt es von Karten und
Schaubildern. Und all die ungeheure Arbeit hat natürlich nur eine Tendenz: zu
beweisen, daß Sowjetrußland ein Musterstaatswesen ist. Es fragt sich nur, wie
lange diese Methode wirkt. Allzu viel ist ungesund. In allen Dingen. Und es ist
bezeichnend, daß selbst das offizielle Moskauer Wirtschaftsorgan
„Ekonomitnheskaja Shisn“ eingesehen hat, daß auf dem Gebiete der Statistik zu
viel des Guten geschieht. In der Nummer vom 23. Juni d. J. wird mit deutlichen
Worten gegen die „Überschwemmung“ mit Statistiken protestiert. In einem Jahre
hat die ökonomische Abteilung des Obersten Rates für Volkswirtschaft allein 
12 000 verschiedene Plakate statistischen Inhalts mit 1 Millionen Zahlen her-
gestellt!


Und der Wert, die praktische Brauchbarkeit dieser Zahlenüberschwemmung?
Nun, lassen wir, da man unser Urteil möglicherweise als befangen ablehnen
könnte, da wir weder Kommunisten noch Untertanen der Sowjetunion sind, einen
anerkannten alten russischen Statistiker, J. Wegner sen., reden, der seine 
wissenschaftliche Tätigkeit auch nach dem Umsturz ungehindert fortsetzte und
bei der Sowjetregierung volles Vertrauen genießt. Der kommt in Nr. 2/1925 der
halboffiziellen Zeitschrift „Sozialistische Wirtschaft“ zu folgendem vernichtenden
Urteil über den Wert der Statistik im heutigen Rußland:


„Wir haben eine falsche Statistik; eine falsche Methode der Berechnung und
Analyse und direkt falsche und widerspruchsvolle Angaben. Wir verstehen ferner
nicht die Statistik zu benutzen; den statistischen Feststellungen gegenüber ver-
halten wir uns unkritisch, wir ziehen willkürliche Schlußfolgerungen, wir verstehen
nicht die Zahlen zu analysieren. Es muß festgestellt werden, daß es nicht nur um
die Statistik jämmerlich bestellt ist, sondern daß sie direkt ein Elend für die
Sowjets bedeutet.“


Es ist eigenartig, alles, was der Zwangsstaat, ganz gleich ob proletarischer
oder antiproletarischer Tendenz, in seine schmutzigen Finger nimmt, verdirbt,
wird wertlos und unbrauchbar für den Menschen, der die Wahrheit sucht. Aber
alles Herumdoktern an den Symptomen ist zwecklos. Erst mit dem Untergang
des Zwangsstaates werden alle diese Dinge, auch das „Elend der Statistik“, 
verschwinden.


S.
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Animierkneipe für höhere Zölle
Zur Neubesetzung des Reichswirtschaftsmimsteriums


Das Reichswirtschaftsministerium ist eine Institution, geschaffen, um ein 
ganzes Volk zu vergiften. Was wollen die Männer aus dem Handel, der Industrie
und der Landwirtschaft im Vorzimmer des Reichswirtschaftsministers?  Ach, sehr
einfach ist alles, was dort besprochen wird. „Eine Animierkneipe für höhere
Zölle“, das ist das Reichswirtschaftsministerium. (So wurde es im Reichstag auch
einmal bezeichnet). Abbauen, abbauen, das ist das einzige, was man hier sagen
kann.


Den Staat treibt es, wie jede Organisation, zur Entwicklung seiner selbst. Er
strebt danach, sich immer unentbehrlicher zu machen. Der ehrgeizige Beamte,
der innerhalb seines kleinen Ressorts keinen Wirkungskreis findet, sucht selbst-
verständlich diesen Wirkungskreis zu erweitern. Natürlich ist das beim
Reichswirtschaftsminister auch der Fall. Er sucht daher alle Dinge zu verwirren,
undurchsichtig zu machen, um dann die selbstgeschaffenen gordischen Knoten
zerhauen zu können und zu zeigen, wie unentbehrlich er ist. Kein
Reichswirtschaftsminister wird jemals Interesse am Freihandel bekunden, nein,
keiner hat jemals auch nur daran gedacht, den Ast abzusägen, auf dem er sitzt.
Der Reichswirtschaftsminister betreibt Schutzzollpolitik, die Politik, die unser Volk
verdorben, verhetzt, mit der ganzen Welt verfeindet, uns den Krieg, mit der 
ganzen Welt gebracht hat. Wir müssen dieses Ministerium abbauen, spurlos
abbauen. Den Staatsbetrieb scharf von allen Privatinteressen auch ohne den
Staat zu vertreten. Schalten wir den Staat vollkommen aus Handel und Wandel
aus, so werden sich die Gewerbetreibenden zusammenschließen
(Handelskammern), um alles das zu tun, was der Einzelne nicht allein tun kann.
Ist kein Reichswirtschaftsministerium mehr da, so sind auch keine Vorrechte
mehr zu verschenken. Die agrarischen Gelüste, die sich in dem Verlangen nach
immer höher zu schraubenden Zöllen äußerten, können nirgends mehr lokalisiert
werden. Umstellt von Räubern und Dieben, konnte der Reichswirtschaftsminister
niemals sachliche und vom Allgemeinwohl diktierte Wirtschaftspolitik treiben. 
Und wenn er sie hätte treiben wollen, so hätte er bald gefunden, daß er dann
gehen und den Handel der Freiheit überlassen müßte.
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Zum Geleit    


Als Silvio Gesell Anfang 1926 aus Argentinien zurückkehrte, hatte sich die
innenpolitische Lage in Deutschland auf der Grundlage der kreditfinanzierten wirt-
schaftlichen Scheinblüte vordergründig stabilisiert. Seit den Reichstagswahlen
vom Dezember 1924 regierte der “Bürgerblock” aus der Deutschen Volkspartei
(DVP), der Bayerischen Volkspartei (BVP), dem Zentrum, der Deutschen De-
mokratischen Partei (DDP) und zeitweise der Deutschnationalen Volkspartei
(DNVP). Als Interessenvertreter von Finanzkapital und Großindustrie betrieben 
die DVP und das Zentrum eine durchweg konservative Politik mit sozialen
Akzenten wie der Verbesserung der Lage von Erwerbslosen. Die DNVP artiku-
lierte die Interessen des Großgrundbesitzes; sie war das Sammelbecken der 
konservativen Gegenrevolution, die sich zwar vorübergehend mit der Republik
arrangierte, aber noch immer von einer Restauration des Kaiserreiches oder von
einer nationalen Diktatur träumte. 


Die Auslandskredite bewirkten einen spürbaren konjunkturellen Aufschwung.
Die Arbeitslosigkeit sank Mitte 1925 auf 200 000. Anfang 1926 stieg sie noch 
einmal auf das Zehnfache, sank dann aber wieder auf unter eine Million. Dank 
steigender Steuereinnahmen des Staates konnten die im Dawes-Plan festgeleg-
ten Reparationsraten bezahlt werden. Alles in allem war die Lage in Deutsch-
land so ‘stabil’, daß der “Bürgerblock” ohne Ermächtigungsgesetz und ohne mili-
tärischen Ausnahmezustand regieren konnte. Zudem waren die KPD und die
NSDAP sehr geschwächt. Und die SPD stand – anders als in Preußen – außer-
halb der Regierung. Doch auch in der Opposition trug sie den Dawes-Plan und 
die Auslandskredite mit. 


Zwei Ereignisse waren symptomatisch für die damalige Lage in Deutschland
und ließen die Verschiebung der politischen Gewichte nach rechts erkennen: 
die Wahl von Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg zum Nachfolger von
Friedrich Ebert (SPD) als Reichspräsident und die Auseinandersetzung über die
Frage, was mit den 1918 beschlagnahmten, aber nicht enteigneten Vermögen 
der abgedankten deutschen Fürstenhäuser geschehen sollte. 


Bei der Reichspräsidentenwahl unterlag im ersten Wahlgang der SPD-Kandi-
dat Otto Braun dem von der DVP aufgestellten und von der DNVP unterstützten
Kandidaten Karl Jarres. Da Jarres jedoch nicht die absolute Stimmenmehrheit 
erreichte, wurde ein zweiter Wahlgang notwendig. Das Zentrum, die Deutsche
Demokratische Partei und die SPD einigten sich auf den Zentrumspolitiker und 
früheren Reichskanzler Wilhelm Marx als gemeinsamen Kandidaten, während 
die DVP und die DNVP anstelle des nicht genügend bekannten Jarres nunmehr
mit dem Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg antraten, der aufgrund sei-
ner Rolle im ersten Weltkrieg als “unbestrittener Nationalheld” und als “Deutsch-
lands heimlicher Kaiser” galt. [Arthur Rosenberg, Entstehung und Geschichte der Weimarer


Republik, Frankfurt 1984, S. 183. – Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, München 1985, S. 170.]


Obwohl Marx mit knapp 14 Millionen Stimmen besser abschnitt als Jarres und
Braun im ersten Wahlgang, fehlten ihm die von Ernst Thälmann (KPD) errunge-
nen rund 1,9 Millionen Stimmen, so daß Hindenburg dank der Unterstützung 
von DVP, DNVP, NSDAP und vieler bisheriger Nichtwähler mit knapp 15 Millionen







die einfache Stimmenmehrheit erreichte. Das Wahlergebnis machte deutlich, daß
die Werte von Demokratie und Republik noch nicht so fest in der deutschen
Bevölkerung verwurzelt waren wie die Sehnsucht zurück nach der ‘guten alten’
Kaiserzeit. Das Resultat kommentierte Silvio Gesell mit den Worten: “Hindenburg
ist eine Gefahr für die Republik.” [Silvio Gesell, Ein Fürstendiener als Präsident der Republik,


in: SGW Band 16, S. 192. – Vgl. auch ders., Das deutsche Verbrechen, in: SGW Band 15, S. 343-


346.] Viel zu tief stecke jener in der Hohenzollerntradition, als daß er das in einem
revolutionären Umbruch befindliche deutsche Volk als seinen obersten Herrn an-
erkennen könne. 


Das Problem der Fürstenvermögen war in den frühen Nachkriegsjahren un-
erledigt geblieben. Nach der Stabilisierung der Reichsmark wollten auch die
Fürstenhäuser an dem neu entstehenden Wohlstand teilhaben. Sie verlangten
große Entschädigungen und Renten; und wenn ihre Forderungen nicht erfüllt 
wurden, verklagten sie die Länder, in deren Händen sich die beschlagnahmten
Vermögen befanden. Oftmals gaben ihnen noch immer monarchisch gesinnte
Richter Recht. So geriet die Weimarer Republik in ein Dilemma: Einerseits 
mußte sie auch die früheren Regenten rechtsstaatlich behandeln – andererseits
war es für die von der Inflation enteigneten unteren und mittleren Schichten eine
Provokation, wenn ausgerechnet jene Kreise, mit deren Politik ihr Ruin begon-
nen hatte, nicht endgültig enteignet wurden. Die ungenierten Geldforderungen 
der Fürstenhäuser weckten innerhalb der Arbeiterschaft die Forderung nach 
ihrer entschädigungslosen Enteignung. Sie wurde zunächst von der KPD und 
dann auch von der SPD erhoben, die gemeinsam einen entsprechenden Ge-
setzentwurf in den Reichstag einbrachten. Nach der Ablehnung im Parlament 
führten sie einen Volksentscheid über diese Frage herbei. In die öffentliche Aus-
einandersetzung um diesen Volksentscheid schaltete sich Gesell mit dem Argu-
ment ein, daß nicht den Fürsten eine Entschädigung zustehe, sondern den 
Kriegsbeschädigten, “... die wir unseren verbrecherischen nationalistischen Plä-
nen opferten.” [Silvio Gesell, Fürsten- oder Kriegsbeschädigtenentschädigung, in: SGW Band 16,


S. 188. – Vgl. auch ders., Glänzende Erfolge des Gebets, in: SGW Band 16, S. 161.] Darüber 
hinaus plädierte, Gesell nicht nur für eine Enteignung der Fürsten, sondern auch
der Großgrundbesitzer. Die “agrarischen Reaktionäre” bildeten eine Brutstätte 
des Militarismus und des Nationalismus. “Nur dadurch, daß wir diese Gesell-
schaft ohnmächtig machen, können wir die Republik vor ihr schützen und uns
selbst vor einem neuen, ebenso blödsinnigen Krieg.” [Silvio Gesell, Der deutsche Pazi-


fist und die Abrüstung, in: SGW Band 16, S. 159.] Während der Fysiokratische Kampf-
bund (FKB) das Volksbegehren einer entschädigungslosen Enteignung der Fürs-
ten ohne Vorbehalte unterstützte, entzündete sich daran im Freiwirtschaftsbund
(FWB) eine Kontroverse zwischen Befürwortern um Peter Bender und Gegnern
um Otto Maaß, die zur KPD auf Distanz gingen und in der Fürstenenteignung 
“... bestenfalls einen Versuch (sahen), altes Unrecht durch ein neues gutzu-
machen.” Der Angriff auf das Eigentum schaffe Rechtsunsicherheit und führe 
über eine Kapitalflucht zu einem Kapitalmangel, was den Kapitalismus eher 
stärke als schwäche. Überdies vermißte Maaß im Entwurf des Gesetzes über 
die Fürstenenteignung eine Regelung, wonach die Erträge zur Reparations-
zahlung und Beseitigung der Kriegsfolgen herangezogen werden könnten.
Schließlich stellte der FWB-Vorstand fest, daß eine Mehrheit der Mitglieder für 
die Enteignung sei, und überließ ihnen die Stimmabgabe als persönliche


10







11


Entscheidung. [Zur Haltung des FKB vgl. die Letzte Politik Nr. 15 und 45/1926. – Hans Timm,


Allmähliche Enteignung der Fürsten, in: Letzte Politik Nr. 48/1926. – Zur Diskussion innerhalb des 


FWB vgl. Otto Maaß, Die Enteignung der Entthronten, in: Freiwirtschaftliche Zeitung Nr. 7 und 8/1926,


sowie Peter Bender, Für die entschädigungslose Enteignung der Entthronten, in: Freiwirtschaftliche


Zeitung Nr. 10 und 11/1926. – Zur Haltung des FWB-Vorstandes siehe die Freiwirtschaftliche Zeitung


Nr. 25/1926.] Beim Volksentscheid im Juni 1926 hätte das Volksbegehren 20 Millio-
nen Ja-Stimmen erhalten müssen, um ein Gesetz zur Fürstenenteignung zu er-
reichen. Tatsächlich wurden 15,5 Millionen Ja-Stimmen abgegeben – zu wenig
also, aber immerhin mehr Stimmen als Hindenburg bei seiner Wahl zum Reichs-
präsidenten erhalten hatte. Die ganze Aktion war in den Augen Rosenbergs “eine
starke republikanische Demonstration, aber ohne jeden Erfolg.”[Arthur Rosenberg 


(wie Anm. 1), S. 185, und Helmut Heiber (wie Anm. 1), S. 181-183.] Auch weiterhin blieb es
Sache der deutschen Länder, sich mit den Fürsten zu einigen. –


Besonders die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten machte die rechte
Schieflage der Weimarer Republik offenkundig. Das große Finanz- und Industrie-
kapital und der Großgrundbesitz setzten ihre Interessen gegen die unteren und
mittleren Schichten durch. Unter Historikern ist zwar unbestritten, daß es keinen
Automatismus gab, der die Republik zwangsläufig in den Untergang trieb. Zu den
falschen Weichenstellungen gehörte aber ebenso zweifellos, daß Politik und Wirt-
schaft nicht für einen gerechten, d. h. nicht von Privilegien verfälschten Inte-
ressenausgleich sorgten und daß die deutsche Wirtschaft als Ganzes vom Zufluß
ausländischen Kapitals abhängig gemacht wurde. So konnte kein in sich stabiles
Sozialgefüge entstehen, das die innere Zerrissenheit Deutschlands hätte über-
winden und die Republik festigen können. 


Die von Gruppeninteressen geleitete Parteipolitik verwarf Silvio Gesell eben-
so entschieden wie die mit dem Dawes-Plan, Anleihen und Goldwährung voll-
zogene Auslieferung der deutschen Wirtschaft an ausländisches Kapital. “Da-
mit” – so warnte er 1926 vorausschauend, ohne die Folgen im einzelnen aus-
zumalen – “beginnt wieder der alte Kampf, der erfahrungsgemäß zu Krisen,
Schutzzöllen, zur nationalistischen Wirtschaftspolitik und schließlich zum Krieg
führt.” [Silvio Gesell, Schacht vor dem Geld- und Kreditausschuß der Wirtschaftsenquete, in: 


SGW Band 16, S. 220. In der Beurteilung der damaligen Wirtschaftspolitik gab es Übereinstimmung-


en zwischen Gesell und dem marxistischen Historiker Arthur Rosenberg, der ebenfalls feststellte, 


daß "das Geschick Deutschlands von jeder Schwankung der amerikanischen Prosperität abhängig 


war ... Der ungesunde und abnorme Charakter der deutschen Wirtschaft in diesen Jahren zeigte sich


in dem Übergewicht der Finanzierungstechnik über das eigentliche Warengeschäft." (Arthur Rosen-


berg, wie Anm. 1, S. 163 und 167). M. a. W. die Spekulation herrschte über die eigentlichen Pro-


duktions- und Handelstätigkeiten. Vgl. dazu Silvio Gesell, Wird Schacht den Dollarkurs halten kön-


nen?, in: SGW Band 16, S. 68.]


Angesichts ihrer Gefährlichkeit stellte Gesell der Politik des “Bürgerblocks” und der
parlamentarischen Opposition immer wieder seine Forderungen gegenüber: 


• die Reichsmark mit einer vom Ausland unabhängigen und jeglicher Spekula-
tion entzogenen Indexwährung zu stabilisieren [Silvio Gesell, Wird Schacht den Dollar-


kurs halten können?, in: SGW Band 16, S. 68.], 







• Bilanzungleichgewichte in einem von jeglichem Protektionismus freien Welt-
handel mit Hilfe eines von einer “Internationalen Valuta-Assoziation” verwalte-
ten Weltgeldes zu beheben [Silvio Gesell, Ist die IVA-Note überflüssig oder gar 
schädlich?, in: SGW Band 16, S. 112. Vgl. dazu ders., SGW Band 12, S. 149-
190.], und 


• einen Frieden mit den Nachbarn Deutschlands durch soziale Gerechtigkeit im 
Inneren vorzubereiten. 


Schon während des ersten Weltkriegs hatte Gesell ein Konzept für einen föde-
rativen Bund souverän bleibender europäischer Staaten entworfen und dieses
1924 nochmals veröffentlicht. [Silvio Gesell, Weltkraftzentrale VIER und ihre Verfassung, in:


ders., SGW Band 8, S. 295-306. – Ders., Statuten der Vereinigten Staaten von Europa, in: SGW 


Band 15, S. 97-104.] Als bald darauf in der Öffentlichkeit der Gedanke einer euro-
päischen Zollunion als Mittel der Friedenssicherung diskutiert wurde, wandte
Gesell ein, daß ein paneuropäischer Zollverein den Frieden gefährde statt ihn 
zu sichern, weil er das ganze Europa in ein für die übrige Welt geschlossenes
Wirtschaftsgebiet verwandle. Mit einer solchen Festung Europa werde die Saat 
zu neuem Imperalismus und Militarismus sowie zu Auseinandersetzungen zwi-
schen Europa und amerikanischen, asiatischen und afrikanischen Wirtschafts-
blökken gelegt. Frieden setze einen Weltfreihandel ohne künstliche Zollgrenzen
voraus. [Silvio Gesell, Der vereinigte Unsinn von Europa – Gegen den europäischen Zollverein, in:


SGW Band 16, S. 72. – Zur Europapolitik nach dem zweiten Weltkrieg vgl. Hans Hoffmann, Interna-


tionale Tendenzen moderner Währungs- und Konjunkturpolitik, Basel 1958. – Hans Hoffmann, Die


Evolution der internationalen Währungs- und Wirtschaftspolitik, in: mensch-technik-gesellschaft – 


Zeitschrift für Sozialökonomie 8. Folge (1966), S. 2-32. Hans Hoffmann, Voraussetzungen einer Euro-


päischen Währungsunion, Hamburg 1970. – Hans Hoffmann, Woran scheitert die Europäische


Wirtschafts- und Währungsunion?, Hamburg 1974. – Elimar Rosenbohm, Supranationale oder föde-


rative Europapolitik, in: mensch-technik-gesellschaft – Zeitschrift für Sozialökonomie 7. Folge (1966),


S. 39-48. – Elimar Rosenbohm, Internationale Währungsordnung – 25 Jahre Bretton Woods, in: mensch-


technik- gesellschaft – Zeitschrift für Sozialökonomie 18. Folge (1970), S. 7-23. – Elimar Rosenbohm,


Der Kummer mit dem Wechselkurs – Vom Goldstandard zum EWS, in: mensch-technik-gesellschaft –


Zeitschrift für Sozialökonomie 40./41. Folge (1979), S. 3-21. – Karl Walker, Das Währungssystem –


Eine Kritik an den theoretischen Grundlagen und ein Entwurf zur Reform, Hann.-Münden 1979. Zur


Diskussion über den europäischen Binnenmarkt und den ECU als gemeinsame europäische Wäh-


rung vgl. Dirk Löhr, Europäische Zentralbank und Europäische Währungsunion – Das Ende der


Stabilitätskultur, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 93. Folge (1992), S. 3-20.]


Skeptisch war Gesell auch, ob der Völkerbund den Weltfrieden sichern 
könne, weil er kein “Menschheitsbund” sei, sondern nur ein Zusammenschluß 
von Staaten, denen es im Inneren um den Erhalt von Macht und Privilegien 
geht und die nach außen Grenzen errichten, Zölle erheben und nach einer Ex-
pansion ihrer Hoheitsgebiete streben. [Silvio Gesell, Deutsche Vorschläge zur Neugrün-


dung des Völkerbundes und zur Überprüfung des Versailler Vertrages, in: ders., SGW Band 12, 


S. 275 ff.] Bevor Deutschland im Herbst 1926 im Rahmen von Stresemanns Lo-
carno-Diplomatie dem Völkerbund beitrat und damit wieder in den Kreis der
Großmächte zurückkehrte, entzündeten sich schwere innenpolitische Konflikte
(vor allem mit den Deutschnationalen) an den Fragen nach der Schuld am ers-
ten Weltkrieg und nach der endgültigen Festlegung der deutschen Grenzen 
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zu Belgien und Frankreich, zur Tschechoslowakei und zu Polen. Während der
Verzicht auf Elsaß-Lothringen und Eupen-Malmedy relativ unproblematisch war,
blieben die “blutenden Grenzen im Osten” umstritten. [Helmut Heiber (wie Anm. 1), 


S. 174, und Arthur Rosenberg (wie Anm. 1), S. 160-163.] Dem wiederauflebenden Hege-
monial-streben Deutschlands stellte Gesell seine Fundamentalkritik an jeglicher
staatlichen Machtpolitik entgegen. “Das Elsaß und die polnischen Provinzen 
sollten die ‘Macht’ des Reiches mehren.” Stattdessen müßten künstliche Inte-
ressengegensätze wie Monopole und Zölle abgebaut und wirtschaftliche wie 
kulturelle Beziehungen zu den Nachbarn auf freiheitlicher Basis gepflegt wer-
den. Staatliche Machtpolitik mit Gebietsannexionen und Kolonien müßten auf-
gegeben werden, “... sonst kommt der Tag, wo schöne Reden nichts mehr nütz-
en und wo dann die Diskussion wieder ‘mit anderen Mitteln’ fortgesetzt wird”
[Silvio Gesell, Wie wir Deutschland im Völkerbund vertreten würden, in: SGW Band 16, S. 93.] –
womit das spätere Scheitern des Völkerbunds bereits vorweggenommen war. –


Trotz der relativen Stabilisierung der deutschen Wirtschaft in der Mitte der 
20er Jahre blieb es für Silvio Gesell eine Gewißheit, daß die Prosperität auf
Treibsand gebaut war. Er hielt darum auch an seiner revolutionären Taktik fest,
welche der Fysiokratische Kampfbund (FKB) nach der Abspaltung vom Freiwirt-
schaftsbund (FWB) zu seinem Programm erhoben hatte. Anstatt die Gründe für
den Zerfall der Einheitsorganisation zu suchen und die verschiedenen politisch-
en Wege einer kritischen Revision zu unterziehen – wie es Eduard Bernstein für
die Sozialdemokratie getan hatte -, verhärtete Gesell die Fronten mit seinem ein-
seitigen Eintreten für den FKB, was die Gesamtbewegung nach außen sehr
schwächte. 


Innerhalb des FKB stieg der von der Philosophie Max Stirners beeinflußte, 
radikal individualistisch-antistaatlich eingestellte Hans Timm zur dominierenden
Figur auf. Vor der Spaltung von FWB und FKB war er bereits Geschäftsführer 
der Einheitsorganisation gewesen; er führte die Geschäfte des FKB und war 
als Inhaber des Stirn-Verlags zugleich Schriftleiter der darin erschienenen Bun-
deszeitschrift “Letzte Politik”. Hans Timm wurde praktisch der Generalsekretär 
des Bundes und “... machte Silvio Gesell fast zur Gallionsfigur vor dem Bug 
des FKB, brachte es aber gleichwohl fertig, ein gutes Einvernehmen mit ihm auf-
rechtzuerhalten.” [Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells – Geschichtlicher Grund-


riß 1891-1992/93, Lütjenburg 1994, S. 52. Vgl. auch Günter Bartsch, Stirners Antiphilosophie – Die


revolutionären Fysiokraten – Zwei Essays, Berlin 1993, S. 33 ff über Hans Timm als "Gesells


Flügeladjutant".]


Da Gesell und Timm dem Parlamentarismus wegen der Manipulation der
öffentlichen Meinung durch das Geld der Mächtigen keine Lösung der wirtschaft-
lichen Kernprobleme zutrauten [Silvio Gesell, Wahlkomödie, in: ders., SGW Band 15, S. 


148-151.], warteten sie weiterhin auf die Gunst einer revolutionären Stunde. Deut-
licher als viele Linke und ihre antikommunistischen Gegner sah Gesell indes-
sen, daß ein Übergreifen der russischen Revolution auf Deutschland undenk-
bar war, weil sie an der menschlichen Natur scheitern und in einem Industrie-
staat anders als in einem Agrarstaat wie Rußland nur zur Zerstörung führen wür-
de: “Wenn wir nach russischem Rezept revolutioniert hätten, dann hätte die







Revolution vollendet, was der Krieg in unserem Wirtschaftsapparat begonnen
hatte ... Je rückständiger ein Volk in Bezug auf Arbeitsteilung, Industrie und 
Handel ist, um so einfacher ist die Revolution. Oft wird gesagt, das deutsche Volk
sei ‘noch nicht reif für die Revolution’. Man müßte sagen: Deutschland war ein-
mal reif (Bauernkrieg), jetzt ist es nicht mehr reif. Wir haben uns mit der stark 
entwickelten Arbeitsteilung und dem dazugehörigen Welthandel immer mehr 
von jenem Reifezustand entfernt ... Für uns ist die russische Revolution nur in 
der allerdings sehr wichtigen Frage der Machtorganisation interessant und lehr-
reich.” [Silvio Gesell, Die Aussichten der kommunistischen und der physiokratischen Revolution in


Deutschland, in: SGW Band 16, S. 174-175.] Dementsprechend sah das Programm des
FKB die Aufklärungsarbeit in proletarischen Kreisen und die Bildung klassen-
bewußter revolutionärer Kadergruppen vor. Mit direkten Aktionen wie Streiks und
Geldstreiks sollten sie einen Generalstreik vorbereiten, in dem die Kapitalisten 
aus dem Sattel gehoben würden. Die zur Macht kommenden physiokratischen
Kader sollten dann in einer Übergangsdiktatur die Boden- und Geldreform durch-
führen. “Gleich nach der Einsetzung der Diktatur kehrt alles zur gewohnten Ar-
beit zurück ... Die Diktatur erlischt, sobald das Programm in die Wirklichkeit um-
gesetzt ist.” [Fysiokratischer Kampfbund (Hg.), Das Programm des Fysiokratischen Kampfbundes,


Berlin 1924. – Vgl. Silvio Gesell, Die Diktatur der Not, in: SGW Band 14, S. 59-94, sowie den in


Anmerkung 17 genannten Aufsatz.]  


Ist es nicht ein Widerspruch, mit bolschewistischen Mitteln einschließlich der
revolutionären Gewalt zu freiheitlichen und individualistischen Zielen gelangen 
zu wollen? Immerhin widersetzte sich Gesell jenen Kräften innerhalb des FKB, 
die auch noch die Ziele des Bundes an bolschewistische Vorstellungen anpas-
sen wollten, damit der FKB leichter in proletarischen Kreisen Fuß fassen könne.
Eine Neuauflage des 1919 diskutierten Aufteilungsplans von Georg Blumenthal
lehnte er als bolschewistisch und kontraproduktiv ab. Wenn statt der 75%igen
Sachwertsteuer Boden und Kapital zu 100 % ohne Entschädigung enteignet 
würden, sei nach der Liquidation der Kriegsfolgen kein Neubeginn auf privat-
wirtschaftlicher Basis mehr möglich. [Silvio Gesell, Die allgemeine Enteignung im Lichte 


physiokratischer Ziele, in: SGW Band 16, S. 25-67.  Vgl. auch den Anhang zu SGW Band 10. Die 


hier ausgeführten Gedankengänge sind auch im Zusammenhang neuerer Transformationsprobleme 


in Mittel- und Osteuropa von Interesse.] Die Kapitalflucht würde das Zinsniveau in die
Höhe treiben; das Ausbleiben von Investitionen führe zu einem Rückgang der
Arbeitsproduktivität, und vom Sinken des allgemeinen Lebensstandards würden
letztlich die reaktionären Kräfte profitieren. [Silvio Gesell, Die allgemeine Enteignung ..., 


in: SGW Band 16, S. 63.] Große Teile des Fysiokratischen Kampfbundes neigten 
dennoch zu der Ansicht, daß eine 100%ige Enteignung gerade notwendig sei, um
die Revolution zu sichern. Auf Initiative von Hans Schumann hatten sie schon
Ostern 1924 mit einer Tagung auf der Leuchtenburg in Thüringen begonnen, phy-
siokratische Gedanken in proletarische Gruppen der deutschen Jugendbewegung
hineinzutragen, welche in der Nachfolge des Wandervogels und im Geiste der
Meißner-Formel am Aufbau einer neuen Gesellschaft mitwirken wollten. Mit ei-
nem “Kampfruf der Freiwirte in der Jugendbewegung” sammelten sie Anhänger
und bildeten einen “Revolutionären Jugend-Ring” (RJR) mit einer eigenen Zeit-
schrift “Die neue Zeit”, die Ende 1925 in “Der Ring – Monatshefte für Jugend-
bewegung und Politik” umbenannt wurde. [Walter Laquer, Die deutsche Jugendbewegung,
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Köln 1983. – Der Kampfruf erschien als Beilage zu "Der neue Kurs" Nr. 20 und 22/1924.] Die
Agitation des RJR stieß allerdings auf den Widerstand der Zeitschrift “Junge
Menschen”, die von Walter Hammer redigiert wurde und einen großen Einfluß 
auf die Jugendbewegung hatte. [Vgl. einen offenen Brief von Helmut Schoepke an Walter


Hammer, in: Der neue Kurs Nr. 52/1923, S. 3 und eine Auseinandersetzung zwischen Hammer 


und Friedrich Karl Hellwig, in: Die neue Zeit Nr. 4/1924, S. 9–11; außerdem Nr. 8/1925, S. 91-93 und


Nr. 9-10/1925, S. 221-223.]


Ihren Höhepunkt erreichten die Bestrebungen des RJR bei der Ostertagung
1926 in Kassel mit einer Diskussion zwischen dem radikalen Physiokraten Mar-
tin Hoffmann alias Diogenes und dem KPD-Reichstagsabgeordneten Karl 
Korsch. [Tagungsbericht in: Der Ring Nr. 8/1926, S. 248-249. – Der Tagung war ein intensiver 


schriftlicher Gedankenaustausch zwischen Diogenes und Korsch vorausgegangen: Diogenes, 


Marx – Gesell, in: Der Ring Nr. 1/1925, S. 4-13 (Teil I) und Nr. 2/1925, S. 39-44 (Teil II). – Karl Korsch,


Der geschichtliche Charakter der marxistischen Wissenschaft, in: Der Ring Nr. 3/1926, S. 71-81. –


Diogenes, Marx – Gesell, in: Der Ring Nr. 4/1926, S. 109-113. – Karl Korsch, Die gesellschaftliche


Wirklichkeit des Werts, in: Der Ring Nr. 5/1926, S. 139-146. – Diogenes, Randbemerkungen zu 


den Glossen des Genossen Korsch, in: Der Ring Nr. 6/1926, S. 172-176.] Diogenes zufolge 
sollte das Proletariat nicht nur ein Werkzeug zur Entmachtung der Kapitalisten 
sein – wie es im FKB-Programm stand -, sondern auch der “Träger der von uns
erstrebten klassenlosen Gesellschaft”. [Diogenes, Um die proletarische Linie, in: Der Ring 


Nr. 9/1926, S. 266-276.] Als Gegenpol zu Hans Timm wandte sich Diogenes gegen 
dessen extremen Individualismus und verband einen gemäßigten Individualis-
mus mit kollektivistischem Klassenbewußtsein. In seinem Kasseler Vortrag 
“Marx, Lenin, Gesell – Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur
Wissenschaft” [Windischleuba/Thür. 1926.] verschmolz er Gesells Wirtschaftstheorie
(als Ersatz für die falsche Marxsche Mehrwerttheorie) mit dem historisch-dialek-
tischen Materialismus von Marx und Lenins politischer Strategie und Taktik zu
einem Konzept für die Rettung der russischen Revolution, die ihm durch die 
staatskapitalistische “Neue ökonomische Politik” Lenins gefährdet erschien. Nach
der Kasseler Tagung bildeten Diogenes und Schumann mit zahlreichen An-
hängern des RJR einen “Proletarischen Block” (PB) innerhalb des FKB. Dieser 
PB, den Günter Bartsch als “kommunistisch-bolschewistische Variante der Frei-
wirtschaft” bezeichnete, richtete einen Aufruf an das russische Volk – offenbar in
der Hoffnung, daß eine physiokratisch vollendete Revolution mit seiner Hilfe
schließlich doch noch von Rußland auf Deutschland übergreifen könnte. Ein von
Diogenes, Richard Batz und Helmut Haacke unterzeichneter Brief einer “Ruß-
land-Studiengesellschaft” an den Obersten Volkswirtschaftsrat der UdSSR zu
Händen von Trotzki blieb unbeantwortet. [Günter Bartsch, Stirners Antiphilosophie (wie 


Anm. 15), S. 58-59, sowie ders., Die NWO Bewegung Silvio Gesells (wie Anm. 15), S. 56. – Hermann


Parzyjegla, Rußland- das Amerika der Zukunft, in: Der Ring Nr. 14/1926, S. 353-357. – Über den 


Brief an Trotzki vgl. die "Letzte Politik" Nr. 29/1926, S. 3-4.] Silvio Gesell nahm zwar an der
Tagung in Kassel teil; er stand aber Hans Timm näher als Diogenes und blieb auf
Distanz zum PB. [Diogenes bedauerte, daß Gesell trotz einiger Aufsätze im "Ring" eher abseits


stand; in: Neue Arbeiterpolitik (Nachfolgezeitschrift von "Der Ring") Nr. 11-12/1927, S.162.] Auch
gelang Diogenes keine weitere Annäherung an Karl Korsch, Karl August Witt-
vogel und Fritz Weiß. Sein Versuch, die kommunistische Bewegung mit physio-
kratischen Ideen zu infiltrieren, schlug fehl. 1927 lösten sich der “Revolutionäre







Jugend-Ring” und der “Proletarische Block” auf. Diogenes und Schumann 
schlossen sich der SPD an. [Korsch wollte möglicherweise auch eine weitere Spaltung der 


KPD vermeiden, da sich schon die KAPD von ihr abgespalten hatte. Im KAPD-Organ "Proletarier" 


(Nr. 10/1926, S. 179-184) distanzierte sich Paul Klein von den Lehren des "Wunderdoktors" Silvio


Gesell, die "... den Klasseninteressen des Proletariats unversöhnlich gegenüberstehen." Zu Schu-


manns Rolle in der SPD vgl. das Geleitwort zum SGW Band 17. Auf die Jugendbewegung konnte


Werner Zimmermann noch längere Zeit mit seiner Zeitschrift "Tao – Monatsblätter für Verinnerlichung


und Selbstgestaltung" einwirken; sie verlegte – wie der Untertitel erkennen läßt – das Schwerge-


wicht vom Klassenkampf auf die Lebensreform.] – 


Während sich der linke Flügel des FKB mit Kommunisten verbinden wollte, 
bemühte sich der Wiener Lehrer Georg Hanisch um einen Brückenschlag zum
“Freiheitlichen Sozialismus” des österreichisch-ungarischen Journalisten Theodor
Hertzka. Hanisch hatte sich in der von Hertzka ausgegangenen österreichisch-
ungarischen Freilandbewegung engagiert und einen “Freiheitlich-Sozialistischen
Volksverein” gegründet, bevor er die Theorien Gesells kennengelernt und sich 
mit deren Angängern in Wien verbunden hatte. [Gerhard Senft, Chronik einer Legende –


Die Freiwirtschaftsbewegung in Österreich, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 91. Folge (1991), S. 


19-29. – Vgl. den anonym erschienenen Nachruf auf Hertzka 1845 -1924, in: Neue Zeitung der 


Arbeit Nr. 4/1925. – Zu Hertzkas Einfluß auf Franz Oppenheimer, Theodor Herzl und den Zionismus 


vgl. Franz Neubacher, Freiland – eine liberalsozialistische Utopie, Wien 1987. Außerdem Gerhard


Senft, Weder Kapitalismus noch Kommunismus, Berlin 1990, S. 77-79.] Mit Beiträgen in der
Theoriezeitschrift des deutschen FKB wollte er ein geistiges Band zwischen
Hertzka und Gesell knüpfen – was jedoch eine vehemente Kritik von Paul Klemm
auslöste. Nach dessen Ansicht waren Hertzkas freisozialistische Genossen-
schaften auf unpraktikablen Grundsätzen aufgebaut. Gesell teilte Klemms Vor-
behalte, ließ aber in einem abschließenden Votum die Möglichkeit offen, daß in
einer physiokratischen Ordnung neben privaten Unternehmen auch freisozialis-
tische, anarchistische und kommunistische Betriebsformen nebeneinander be-
stehen könnten. [Georg Hanisch, Freiheitlicher Sozialismus, in: Die Freiwirtschaft Nr. 8/1925, 


S. 158-167 und Nr. 15/1925, S. 301-304. – Ders., Freie Berufswahl, in: Die Freiwirtschaft Nr. 16/1925,


S. 325-328. – Paul Klemm, Freisozialismus, in: Die Freiwirtschaft Nr. 20/1925, S. 419-420. – Georg


Hanisch, Sozialkapital und wirtschaftliche Freizügigkeit, in: Die Freiwirtschaft Nr.22/1925, S. 474-479.


– Ders., Antwort auf Timms kritische Randbemerkungen in Heft 22/1925, in: Die Freiwirtschaft Nr.


3/1926, S. 44-51. – Paul Klemm, Zu Sozialkapital und wirtschaftlicher Freizügigkeit, in: Die Frei-


wirtschaft Nr. 7/1926, S. 138-142.]


Im Sommer 1926 unternahm Silvio Gesell eine letzte größere Reise, die ihn
über Wien [Laut einem Brief des Wiener Kaufmanns Eduard Ziesel an Bertha Heimberg vom


17.12.1962(im Archiv der Freiwirtschaftlichen Bibliothek in D-26316 Varel) wohnte Gesell bei Will


Richter, einem kaufmännischen Leiter der "Reunion Adriatica", den er aus dessen Aufenthalten in


Eden/Oranienburg kannte. Auch die anderen führenden Personen der österreichischen Freiwirt-


schaftsbewegung entstammten dem Mittelstand. Georg Hanisch war Lehrer und Realschuldirektor,


Ludwig Bock war Finanzbeamter in der Wiener Verwaltung und Anton Dietl in Innsbruck war 


Dipl.-Ingenieur. Vgl. dazu Gerhard Senft (Anm. 29). Nicht bekannt ist, ob es während Gesells Aufent-


halt in Wien auch zu einer Begegnung mit dem dort lebenden Pierre Ramus (d. i. Rudolf Großmann)


gekommen ist; zu ihm vgl. die Anmerkung 35.] nach Klausenburg (Cluj) in Sieben-bür-
gen/Rumänien führte, wo der ihm freundschaftlich verbundene Paul Klemm 
als Holzfabrikant lebte. Klemm hatte sich schon während des ersten Welt-
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kriegs den Berliner Stirner-Freunden um John Henry Mackay angeschlossen. 
In diesem individualanarchistischen Zirkel war er Georg Blumenthal und Rolf 
Engert begegnet und hatte über sie den Weg zu den Physiokraten gefunden.
Durch die räumliche Entfernung an aktiver Mitarbeit gehindert, hatte Klemm je-
doch des öfteren “Mammonsmanna” nach Deutschland geschickt, um den Druck
physiokratischer Bücher und Broschüren zu ermöglichen. [Postkarte Silvio Gesells 


an Georg Blumenthal vom 30.1.1918. – Einen kleinen Eindruck von Klemm geben seine beiden


Aufsätze "Wirtschaft und Freiheit" und "Die Gezähmten" in der Zeitschrift "Die Freiwirtschaft" (Nr.


6/1925, S. 113-117 und Nr. 8/1925, S. 152-154).] In Siebenbürgen interessierten Gesell
zunächst die Erfahrungen, die Rumänien nach dem ersten Weltkrieg mit einer
Agrarreform gemacht hatte. Die Überwindung des Großgrundbesitzes erwies 
sich nicht nur als ein Problem der Neuverteilung des Bodens, sondern dem länd-
lichen Proletariat fehlten sowohl die zum selbständigen Wirtschaften nötigen
Kenntnisse als auch das Kapital für die Ausstattung mit landwirtschaftlichen Ge-
bäuden und Maschinen, Saatgut und Dünger. Die rumänische Agrarreform zeig-
te, daß jede weitere Neuverteilung von akkumuliertem Vermögen ein sehr kom-
plexer und langdauernder Prozeß sein würde. [Silvio Gesell, Die rumänische Agrarre-


form und ihre Lehren, in: Die Freiwirtschaft Nr. 17/1926, S. 325-330. – Auch die Landreformen in


Lateinamerika, Afrika und Asien stehen vor der Schwierigkeit, daß sie zugleich die Probleme der


Bildung und dezentralen Kapitalbildung lösen müssen. Ähnlich liegen die Schwierigkeiten der


Privatisierung der Landwirtschaft in den ehemals kommunistischen Ländern.]


An Silvio Gesells Reise zu Paul Klemm nahmen auch Hans Timm und Grete
Siermann vom Vorstand des FKB sowie Blumenthals Tochter Charlotte teil. Hin-
zu kamen der in Rumänien lebende Ire Philip Pye, der die “Natürliche Wirt-
schaftsordnung” in die englische Sprache übersetzte, und Pawel Stanisic aus Ju-
goslawien, der einige Aufsätze Gesells ins Serbokroatische übersetzt hatte und 
in sozialdemokratischen Kreisen um Mitglieder für eine von ihm geleitete physio-
kratische Organisation warb. [Stanisic veröffentlichte 1914 eine serbokroatische Überset-


zung von Gesells "Die neue Lehre vom Geld und Zins" und gab eine Schriftenreihe "Fiziokratska 


biblioteka" heraus (ab 1920). In Vinkovci erschien 1923 seine Broschüre "Valuta i Savremene Eko-


nomske Nevolje". – In einer von Marie Goilav-Pye besorgten rumänischen Übersetzung erschien


1929 in Botosani Theophil Christens Broschüre "Ausbeutungslose Freiwirtschaft – Frei von privater


Ausbeutung und frei von staatlicher Bevormundung".] 


Ein intensiver Gedankenaustausch in diesem Freundeskreis gab Gesell den
Anstoß für sein Spätwerk “Der abgebaute Staat”, das Paul und Ilse Klemm ge-
widmet war. Der Untertitel “Leben und Treiben in einem gesetz- und sittenlosen
hochstrebenden Kulturvolk” läßt bereits erahnen, daß die schon seit längerem
spülbaren antistaatlichen Neigungen nicht nur fortgesetzt, sondern im zweiten 
Teil des Buches bis in ein Extrem gesteigert wurden. Eine Gesellschaft ohne
Justiz, Polizei und Militär (allerdings mit einem Minimalstaat) hatte auch Theo-
dor Hertzka in seinem Roman “Freiland” vor Augen. Schließlich hatten auch 
Marx und Engels ein allmähliches “Absterben des Staates” als Folge einer Dikta-
tur des Proletariats erwartet. Nichtsdestoweniger ist die Vorstellung eines ge-
setz- und sittenlosen Zusammenlebens der Menschen geradezu absurd und 
sie übersieht vollständig die Notwendigkeit herrschaftsfreier Institutionen.


Zunächst bezeichnete Silvio Gesell seine Vorstellung von einer entstaatlich-
ten, herrschaftsfreien Gesellschaft bewußt nicht als Anarchie, sondern als Akra-







tie, um eine Verwechslung vor allem mit dem Anarcho-Kommunismus Baku-
nins und Kropotkins oder auch mit dem Anarchismus der Attentate und Bomben 
zu vermeiden. [Silvio Gesell, Der abgebaute Staat, in: SGW Band 16, S. 257. Leider setzte sich


Gesell nicht detaillierter mit Bakunin und Kropotkin auseinander. Stattdessen diskutierte der Physio-


krat Alfred Bader mit dem Wiener Anarcho-Kommunisten Pierre Ramus; vgl. Der Physiokrat Nr. 9/


1913, S. 7-8. – Kommunistische Anarchisten können – so Ramus – "... überhaupt nicht einsehen, wozu


eine monopollose Produktion und ihr freier Verkehr überhaupt eines Geldmittels bedürfen soll-


ten." (Pierre Ramus, Freigeld-Illusion oder direkter Kampf gegen jegliche Herrschaft und Knech-


tung?, in: Erkenntnis und Befreiung Nr. 18/1923, S. 4). – Pierre Ramus, Wir Anarchisten und die


Freigeldbewegung, in: Erkenntnis und Befreiung Nr. 33/1924. – Ohne Verfasser, Anarchismus und


Freigeld, in: Der neue Kurs Nr. 26/1924. – Martin Hoffmann-Diogenes, Freiwirtschaft oder kommu-


nistischer Anarchismus, in: Der neue Kurs Nr. 33/1924. – Vgl. auch Diogenes' Kritik an Ramus, in: 


Der Entscheidungskampf Nr. 58-60/1924.] Bemerkenswert ist außerdem, daß der Über-
gang vom Kapitalismus zur Physiokratie nun nicht mehr mit Hilfe einer “Diktatur
der Not”, sondern auf parlamentarischem Weg erfolgt. In einer unerhört turbu-
lenten, gleichsam apokalyptischen Parlamentsdebatte bringt der akratische Ab-
geordnete Andreas Müller (ein Pseudonym für Gesell) einen Gesetzentwurf 
zur Entprivatisierung des Bodeneigentums und zur Verwendung der Boden-
pachten als Mütterrente ein. Müller geht es darin um die Befreiung der Mütter aus
der wirtschaftlichen Abhängigkeit von den Vätern und um ein von jeglicher staat-
lichen Einmischung freies Liebes- und Sexual-, Kultur- und Wirtschaftsleben –
letztlich um eine natürliche “Hochzucht” der Menschheit und jedes einzelnen
Menschen  zur Gottebenbildlichkeit. [Silvio Gesell, Der abgebaute Staat, in: SGW Band 16, 


S. 257. Vgl. hierzu den Vortrag "Der Aufstieg des Abendlandes" im Band 14, S. 199-218, und die 


darauf bezogenen Ausführungen im Geleitwort zum entsprechenden Band.] Deutschnationale
und agrarische Abgeordnete leisten heftigen Widerstand gegen diesen Gesetz-
entwurf, während Sozialdemokraten und Kommunisten sich nicht zu Wort mel-
den. Hingegen lobt der demokratische Abgeordnete den “echt mosaischen Geist”
von Müllers Rede. [Silvio Gesell, Der abgebaute Staat, in: SGW Band 16, S. 275.] Zum
Zünglein an der Waage wird schließlich der Zentrumsabgeordnete Kaplan Gas-
ten, der in einer ergreifenden Rede vom machtpolitischen Verrat des Christen-
tums abrückt und sich auf dessen wahren Kern zurückbesinnt. Hieraus schöpft 
er die Kraft, aus sich bislang bekämpfenden Mitgliedern aller Parteien eine über-
parteiliche und überkonfessionelle Koalition zu bilden, “... geeint durch den Geist
der Gerechtigkeit und die Liebe zu allen Menschen”. [Silvio Gesell, Der abgebaute Staat,


in: SGW Band 16, S. 281 ff, hier: S. 289.] Diese christliche Koalition verhilft einer wis-
senschaftlichen statt parteipolitischen Lösung der sozialen Frage im Parlament
zum Abstimmungssieg.


Auffällig ist die stärkere Bezugnahme auf das Christentum beim ‘späten’ Ge-
sell, dessen Denken in weltanschaulicher Hinsicht lange Zeit sehr stark von der
Philosophie Max Stirners bestimmt war. Mit ihr kamen vielleicht frühere Prägung-
en wieder zum Vorschein, die von Stirners Einflüssen nur überlagert waren.
Tatsächlich hatte es in Gesells Kindheit und Jugend einen Kaplan Gasten gege-
ben, der Einfluß auf seine religiöse Erziehung genommen hatte. [Dies berichtete


Gesells jüngste Schwester Laura in unveröffentlichten Lebenserinnerungen, die sich im Archiv der


Freiwirtschaftlichen Bibliothek befinden. Bis etwa 1904 gibt es bei Gesell Hinweise auf frühere christ-


liche Prägungen. Stirners "Einziger" war ihm bereits vor der Jahrhundertwende in Argentinien be-
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gegnet, doch verstärkte erst Georg Blumenthal dessen Einfluß auf Gesell nachhaltig. Der Widerstreit


christlicher und stirnerscher Einflüsse spiegelt sich auch am Ende des Aufsatzes "Die herrschafts-


lose Gesellschaft" wider. Dieser Aufsatz (im Band 17) steht in unmittelbarem Zusammenhang mit 


dem "Abgebauten Staat" und sollte bei dessen Untersuchung mitbedacht werden.] Auch Paulus
Klüpfels Einflüsse auf Gesell könnten hier nachgewirkt haben. Allerdings waren
diese neuerlichen christlichen Impulse zu schwach, um Gesells Vorstellungen über
das Leben in einer zukünftigen Physiokratie noch grundlegend zu ändern. Seine
prophetische Vision eines abgebauten Staates war zwar indirekt auch eine Ab-
sage an autoritäre Präsidialherrschaften und rechte Diktaturen, wie sie sich da-
mals in Süd- und Osteuropa anbahnten; aber sie blieb durchsetzt von Elementen
der Stirnerschen Philosophie. 


Während Gesell 1919 im “Abbau des Staates” das Geld- und Verkehrswesen
noch in staatlicher Hand gelassen hatte [Silvio Gesell, Der Abbau des Staates nach


Einführung der Volksherrschaft, in: SGW Band 10, S. 240. – Als Stufen zwischen dem "Abbau des


Staates" und dem "Abgebauten Staat" vgl. Hans Timm, Freiwirtschaft und Staat, in: Die Freiwirtschaft


durch Freiland und Freigeld Nr. 11/1924, S. 308-322, sowie Webb Waldron, Das Faustrecht ent-


scheidet, ebenda Nr. 16/1924, S. 437-440 und Nr. 17/1924, S. 447-451. Außerdem Silvio Gesell,


Aufbau und Abbau des Staates, in: SGW Band 15, S. 265-271, und ders., Strandgut des Lebens, 


in: SGW Band 15,S. 214. Ders., Bedarf die fysiokratische Ordnung noch gerichtlicher Strafen?, in: 


SGW Band 16, S. 245, sowie ders., Über Strafe, in: SGW Band 17.], riß er nunmehr in seinem
physiokratischen Utopia auch diese letzten Grundmauern des Staates nieder. 
Die Verwaltung des entprivatisierten Bodens und die Verteilung der Pachtein-
nahmen an die Mütter geht darin vom Staat auf einen “Mütterbund” über, der
anstelle des früher konzipierten staatlichen Reichswährungsamtes auch die Ver-
waltung des Geldwesens übernimmt. Restlos abgeschafft werden die staatliche
Ehe sowie staatliche Bildungs- und Kultureinrichtungen. An ihre Stellen treten
Schulen, Universitäten und Kirchen in freier Trägerschaft. Abgeschafft werden
auch das staatliche Gesundheits- und Militärwesen. Der Sozialstaat wird durch
individuelle Daseinsvorsorge und gegenseitige Hilfe abgelöst, die staatliche
Klassenjustiz durch private Vertragsfreiheit und Faustrecht: “Es ist viel besser,
wenn der Revolver, der doch letzten Endes auch die ultima ratio des Staates ist,
in den Händen der direkt interessierten Parteien bleibt.” [Silvio Gesell, Der abge-


baute Staat, in: SGW Band 17, S. 339. Vgl. auch die Anmerkung 49.] 


“Der abgebaute Staat” erschien nicht im Stirn-Verlag von Hans Timm, der ver-
mutlich inhaltliche Bedenken hatte, sondern im A. Burmeister Verlag in Berlin
[Gesells Freundschaft mit Hans Timm war inzwischen wegen sachlicher Differenzen und auch we-


gen Timms Trennung von Gesells Tochter Anita zerbrochen. Die 'Frauenfraktion' im FKB um Anna-


Maria Burmeister, Hanna Blumenthal und Grete Siermann sorgte mit der Gründung des A. Bur-


meisters Verlags dafür, daß der "Abgebaute Staat" als Buch erscheinen konnte.] und wurde so-
wohl im Fysiokratischen Kampfbund als auch im Freiwirtschaftsbund mit rat-
losem Schweigen übergangen. Nur Friedrich Landmann und Karl Walker fanden
den Mut zum offenen Widerspruch. [Friedrich Landmann, Faustrecht und Revolver als ge-


sellschaftliche Regulative, in: Letzte Politik Nr. 9/1928, S. 5. – Karl Walker, Die Physiokraten und 


der Staat, in: Letzte Politik Nr. 15/1929, S. 3.] Bertha Heimberg berichtete später zwar 
von einigen selbstkritischen Äußerungen Gesells zu seiner Schilderung des
Liebeslebens in der Siedlung Frauenberg [Briefe Bertha Heimbergs an Gesells Schwie-


gertochter Elsi vom 13.9.1952 sowie an den Niederländer Willem P. Roelofs vom 27.4.1963. – Über 







die Rolle Bertha Heimbergs in Gesells letzten Lebensjahren vgl. das Geleitwort zum Band 17.] – 
es blieb jedoch dabei, daß dieses heiße Eisen nicht angefaßt wurde. 


Es ist durchaus denkbar, daß eine ausbeutungsfreie, gerechtere Einkom-
mens- und Vermögensverteilung einen großen Teil sozialstaatlicher Umvertei-
lungsmaßnahmen überflüssig machen kann, daß sie ein nicht auf staatliche
Förderung angewiesenes freies Bildungswesen und Kulturleben ermöglicht und
daß ein sozialer Frieden den Völkerfrieden besser garantieren kann als militä-
rische Rüstungen. Gesells Ausblicke auf ein zukünftiges Liebesleben bleiben
jedoch genauso unbefriedigend wie seine Annahme, daß die staatliche Klassen-
justiz durch ein Faustrecht ersetzt werden könnte. Zu klären bleibt, wie Gesell 
auf solche abwegigen Vorstellungen kommen konnte. Möglicherweise ließ er 
sich infolge der schmerzlichen Geringschätzung, welche die Wissenschaftler 
und Politiker seiner Zeit seinen epochalen ökonomischen Einsichten entgegen-
brachten, von der Hoffnung leiten, mehr Unterstützung in anarchistischen Krei-
sen zu finden. Im Gegensatz zu seinen Vorstellungen, die Gesell anfangs von
einem “sozialen Staat” bzw. einem “Freilandstaat” und einem “Volksstaat” gehabt
hatte [Silvio Gesell, Die Reformation im Münzwesen als Brücke zum sozialen Staat, in: SGW 


Band 1, S. 25-68, und ders., Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld, in: SGW


Band 11, S. 226. – SGW 10, S. 173-174, 243 und 299. – SGW 14, S. 70.], betrachtete er den
Staat jetzt ohne Rücksicht auf seine monarchische oder republikanische Form 
wie Stirner und Bakunin nur noch als “Machtstaat”[Silvio Gesell, Der abgebaute Staat, 


in: SGW Band 16, S. 254.]. So blieb unberücksichtigt, daß sich der Staat unter dem
Einfluß des Denkens von Bodin, Hobbes und Macchiavelli, Locke, Montesquieu,
Rousseau, Kant, Fichte und Hegel allmählich von einem absolutistischen Macht-
staat zu einem noch von Macht verfälschten Rechtsstaat entwickelt hatte und 
daß die Entwicklung zu einem herrschaftsfreien Rechtsstaat noch nicht abge-
schlossen war. Gesells Empörung über den Mißbrauch des Staates (und der
Kirche) zu Herrschaftszwecken war so stark, daß er den unter einer machtpo-
litischen Schale verborgenen positiven Kern des Staates als Garanten des 
Rechts aus dem Blick verlor. Während er einerseits für das “Recht (!) auf den 
vollen Arbeitsertrag” eintrat, setzte sich andererseits immer stärker Stirners An-
sicht in ihm fest, daß Recht und Gesetz nur neue Formen der Macht seien. 
[Silvio Gesell, Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag durch Einführung der Geld- und Bodenre-


form, in: SGW Band 4, S. 65. – Zu dem durch Stirner gebrochenen Rechtsbegriff vgl. auch den 


Aufsatz "Krieg und Bodenmonopol", in: SGW Band 3, S. 321.] Dennoch hätte ihn nachdenk-
lich machen müssen, daß der Verlust jeglicher metaphysischer und rechtlicher
Bindungen den Menschen bereits in Stirners staatenlosem “Verein der Egoisten”
zu einer Verabsolutierung des “allmächtigen Ichs” und zur Gewalt aller gegen 
alle führte. [Max Stirner, Der Einzige und sein Eigentum, Stuttgart 1981, S. 181 und 288. Stirners 


Ich kennt "keine heilige Scheu" mehr – weder vor den Mitmenschen noch vor der Natur; alles ist 


ihm nur noch "... Material ..., mit welchem Ich anfange, was Ich will." (S. 402 und 356) Zur Gewalt-


bereitschaft vgl. S. 181 ff, S. 206 ff und S. 284ff. – Im Zusammenhang mit dem Faustrecht muß 


auch Gesells Einstellung zu einer allgemeinen Volksbewaffnung analysiert und revidiert werden; 


vgl. dazu den Aufsatz "Soldaten oder Lakaien", in: SGW Band 7, S. 228-233.] Vielleicht hat das
Gesell in Argentinien begegnete Lebensgefühl der amerikanischen Pioniere ihn
auch in der Ansicht bestärkt, Konflikte im gesellschaftlichen Leben ließen sich 
wie im Wilden Westen besser durch Colts als durch eine staatliche Justiz regeln.
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[Günter Bartsch, Freiwirtschaft, Liberalismus und Sozialismus, in: Werner Onken und Günter 


Bartsch, Silvio Gesell – Zwei Texte zur Geschichte der Freiwirtschaft, Aarau 1992, S. 46-48. – In einem


Brief an Konrad Schuchardt vom 8.9.1913 erwähnte Gesell, daß sein in Nordamerika und Ka-


nada lebender Bruder Hermann "... immer behauptet (habe), daß unser physiokratisches Wirt-


schaftssystem dem amerikanischen Volkscharakter mehr als irgendeinem angepaßt sei." – Der 


zweite Zusatzartikel zur amerikanischen Verfassung garantiert dem Bürger das Recht, eine Waffe 


zu besitzen und zu tragen. Seit der Entstehung dieser Verfassung vor 200 Jahren haben sich je-


doch die allgemeinen Lebensverhältnisse grundlegend gewandelt. Der Abbau des zwischenzeitlich


gefestigten staatlichen Gewaltmonopols und die Verallgemeinerung der Gewalt haben erschreck-


ende Ausmaße angenommen: "Seit Anfang des Jahrhunderts sind in den USA 200 Millionen Schuß-


waffen verkauft worden. Nach neuesten Schätzungen sind zur Zeit etwa 40 – 50 Millionen Hand-


feuerwaffen im Umlauf. Die Statistiker gehen davon aus, daß jeder zweite amerikanische Haushalt 


ein Gewehr oder eine Pistole besitzt." (Das Parlament Nr. 37/1993, S. 8). Diese Realität zeigt, daß 


nicht die Selbstvollstreckung eines Rechts der Stärkeren die Alternative zum machtpolitisch defor-


mierten Recht sein kann, sondern ein tendenziell herrschaftsfreies Recht als Grundlage allgemeiner


Gewaltfreiheit – dies auch als Alternative zu der von Gesell präferierten sicherheitspolitischen


Volksbewaffnung (siehe dazu Anmerkung 48).] Gesells Erwartung, daß sich das mensch-
liche Leben in einer akratischen Gesellschaft ohne Gesetze und ohne Sitten “...
abspielt wie bei den Tieren der Wildnis” [Silvio Gesell, Der Gebärstreik im Lichte der


Physiokratie, in: SGW Band 17, S. 70.], erinnert an Diderots Verklärung des ‘edlen Wil-
den’; sie ist ein gedanklicher Rückgriff auf jenes Stadium der Menschheitsent-
wicklung, das John Locke und andere Staatstheoretiker den “Naturzustand” nann-
ten – auch wenn Gesell sich einen durch Arbeitsteilung und Geldwirtschaft ‘er-
höhten Naturzustand’ vorstellte. Gerade auf einer durch Arbeitsteilung und
Geldwirtschaft erhöhten Entwicklungsstufe kommt das menschliche Zusammen-
leben nicht ohne Gesetze, Institutionen und Sitten aus, weil es nicht von Instink-
ten ‘automatisch’ geregelt wird. Es bedarf eines rechtlichen Rahmens, der die
Freiheiten der Individuen aufeinander abstimmt. Außerdem braucht – wie Martin
Buber dem extremen Individualismus entgegengehalten hat – auch dasjenige Ich,
das sich nicht mehr den Mächten von Thron und Altar, Kapital und Parteien 
unterwirft, eine Verbindung mit einem ebenbürtigen Du. [Martin Buber, Ich und Du, in:


ders., Werke – Erster Band – Schriften zur Philosophie, München o. J., S. 77-170. – Martin Buber,


Pfade in Utopia, in: ders., Werke – Erster Band – Schriften zur Philosophie, München o. J., S. 833-


1002.] Wenn es nicht zu Hybris und Gewaltherrschaft tendieren soll, bedarf das 
Ich eines herrschaftsfreien Rückbezugs zur Transzendenz und einer ebenfalls
herrschaftsfreien Rechtsordung für die Regelung seiner sozialen Beziehungen.
Nach dem bisherigen, von Recht und Macht widersprüchlich geprägten “Gesell-
schaftszustand” (Locke) sollte kein Naturzustand auf höherer Ebene wieder-
kehren, sondern es sollte ihm ein Gesellschaftszustand mit einem Rechtsstaat 
folgen, der Macht möglichst weit zerstreut und sie kontrolliert. Herrschaftslosigkeit
setzt gerade nicht eine Abschaffung von Staat und Kirche voraus, sondern eine
von machtpolitischer Ideologisierung freie Kirche und einen nicht mehr von feu-
dalen und kapitalistischen Privilegien verfälschten Rechtsstaat mit einer adä-
quaten rechtsstaatlichen Verwaltung von Boden und Geldwesen. [Immerhin stellte 


sich Gesell auch das "von den Frauen verwaltete Privatgeld" noch als ein "einheitliches Geldwesen" 


vor (Abgebauter Staat, in: SGW Band 16, S. 308) und nicht als eine anarchistische Vielfalt konkur-


rierender Privatgelder wie Friedrich August von Hayek in seinem Buch über die "Entnationalisierung


des Geldes" (Tübingen 1977).] 







Eine systematische Zusammenstellung aller Aussagen Gesells zum Staat 
dürfte zeigen, daß sich der völlige Abbau des Staates nicht zwangsläufig aus 
seinem Modell der Boden- und Geldreform ergibt und daß er dem Liberalismus
letztlich doch näher stand als dem Anarchismus. In der Fortführung seiner Ge-
danken könnte sich miteinander verbinden lassen, was Ferdinand Lassalle und
Friedrich A. Lutz als “Nachtwächterstaat” und “Schlafmützenkonkurrenz” verurteilt
haben, nämlich ein vollständiger mono- und oligopolfreier Wettbewerb und ein
schlanker Rechtsstaat. Gesells Ansichten über den Staat sollten außerdem im
Vergleich mit den Staatstheorien von Locke, Montesquieu, Rousseau, Kant, 
Fichte und Hegel korrigiert und weiterentwickelt werden. [John Locke, Zwei Abhand-


lungen über die Regierung, Frankfurt 1967. – Montesquieu, Vom Geist der Gesetze, Stuttgart 1965/


1989. – Jean-Jacques Rousseau, Vom Gesellschaftsvertrag oder Grundsätze des Staatsrechts,


Frankfurt 1978. – Immanuel Kant, Politische Schriften, heraus-gegeben von 0. H. von der Gablentz,


Köln 1965. – Johann Gottlieb Fichte, Schriften zur Revolution, herausgegeben von B. Willms, Köln


1967. – Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, herausgegeben 


von Eva Moldenhauer und Karl Markus Michel, Frankfurt 1970. – Wilhelm von Humboldt, Ideen zu


einem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit zu bestimmen, Stuttgart 1962 (vgl. hierzu das Geleit-


wort zum Band 10). – John Stuart Mill, Über die Freiheit, Frankfurt 1968. – Lothar Döhn, Liberalis-


mus, in: Franz Neumann (Hg.), Politische Theorien und Ideologien, Baden-Baden 1975, S. 1-44. –


Ermenhild Neusüß, Demokratie: Theorien und politische Praxis, in: Franz Neumann (Hg.), Poli-


tische Theorien und Ideologien, Baden-Baden 1975, S. 81-146.] Gerade bei Locke und
Montesquieu fällt auf, daß sie die Rolle der Bodenprivatisierung und des Gel-
des beim Übergang vom Natur- zum Gesellschaftszustand bereits gesehen ha-
ben. [John Locke, Zwei Abhandlungen (wie Anm. 47), § 20 über die Landnahme in England und 


§ 44-51 über das Geld, sowie Montesquieu, Vom Geist der Gesetze, § 340-345 über das Geld.] In 
diesem Zusammenhang sollten beispielsweise auch der politische Föderalismus
Proudhons, die Staatstheorien Oppenheimers und neuerer Autoren berücksichtigt
werden.[Zu Proudhons Staatstheorie vgl. Karl Hahn, Föderalismus – Die demokratische Alter-


native, München 1974, sowie Gerhardus Lang, Die Idee des konsequenten Föderalismus bei


Proudhon, Gasser und Mahraun als Grundlage für die Überwindung der Demokratiemüdigkeit, in:


Zeitschrift für Sozialökonomie 90. Folge (1991), S. 16-24 (Teil 1) und 91. Folge (1991), S. 14-18 (Teil


2). – Franz Oppenheimer, Der Staat, Berlin 1990. – Rüdiger Voigt (Hg.), Abschied vom Staat – Rück-


kehr zum Staat?, Baden-Baden 1993. – Ernst Maste, Vom Staat zum Gemeinwesen, Baden-Baden


1993. – Dieter Suhr, Entfaltung der Menschen durch die Menschen, Berlin 1976. Dieter Suhr, 


Gleiche Freiheit, Augsburg 1988. – Jaroslav Langer, Grenzen der Herrschaft – Die Endzeit der


Machthierarchien, Opladen 1988 (insbesondere S. 27 ff, 129 ff und 287 ff). – Hans Herbert von 


Arnim, Demokratie ohne Volk, München 1993. – Hans Herbert von Arnim, Der Staat als Beute,


München 1993. – Iring Fetscher und H. Mückler, Pipers Handbuch der politischer Ideen, München 


und Zürich 1985. – U. Steinvorth, Stationen der politischen Theorie, Stuttgart 1981. – W. Röhrich,


Sozialgeschichte politischer Ideen – Die bürgerliche Gesellschaft, Reinbek bei Hamburg 1979. – Karl


A. Schachtschneider, Res publica res populi – Grundlegung einer Allgemeinen Republiklehre, 


Berlin 1994. – Norbert Hörster, Klassische Texte der Staatsphilosophie, München 1994.] Und
schließlich ergibt sich aus einem geänderten Staatsbegriff auch die Notwendig-
keit, die ökonomische Theorie der öffentlichen Güter zu überdenken und die 
dem Rechtsstaat in einer nachkapitalistischen Marktwirtschaft verbleibenden
Aufgaben neu zu definieren. [Die herrschende Finanzwissenschaft unterstellt ein Marktver-


sagen und leitet daraus die Notwendigkeit staatlicher Interventionen in den Markt ab. Als ein ge-


radezu zwangsläufiger Prozeß gilt ihr der Übergang vom Nachtwächterstaat des klassischen
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Liberalismus zu einem demokratisch legitimierten Wohlfahrtsstaat, der auf vielfältige Weise in den


Markt interveniert, der Einkommen umverteilt, soziale Sicherheit schafft und öffentliche Güter bereit-


stellt, die von Privaten nicht gewinnbringend oder wenigstens kostendeckend angeboten werden 


können. Ist es nicht ein Widerspruch, dem Markt einerseits seine prinzipielle Überlegenheit zuzuge-


stehen und ihm andererseits Versagen zu attestieren? In den ordnungspolitischen Fundamenten der


Finanzwissenschaften fehlt die Einsicht, daß nicht der Markt, sondern das Geld bei der Steuerung 


des wirtschaftlichen Geschehens versagt. Infolge des "Geldversagens" haben sich Relikte aus den


Zeiten des Absolutismus und Merkantilismus in modernem Gewand in den Rechtsstaat und in die


Demokratie eingeschlichen; deren Bekämpfung mit interventionistischen Mitteln ermöglicht allen-


falls eine vorübergehende Scheinstabilität, die auf die Dauer finanziell nicht tragbar ist. Eine grund-


legende Korrektur des Geldwesens könnte demgegenüber eine gerechtere Primärverteilung von


Einkommen und Vermögen bewirken, die soziale Sicherheit per se erhöhen und auch ermöglichen, 


daß 'öffentliche' Güter wie Bildung und Kultur, Gesundheit und Verkehr von privaten und genossen-


schaftlichen Unternehmen zu wirtschaftlichen (nicht rentablen!) Bedingungen angeboten werden 


können. (Gemeint ist also etwas anderes als die Privatisierung von Staatsbetrieben unter kapita-


listischen Bedingungen, die von den Finanznöten überschuldeter Staaten und den Renditeinte-


ressen privater Aktionäre geleitet wird.) Nach einer Boden- und Geldreform könnte der Staat all-


mählich auf seine klassischen Aufgaben des Garanten der Rechtsordnung zurückgeführt werden. 


Die Konturen seines Steuersystems sowie seiner Tätigkeit in den Bereichen des  Sozialen und 


des Umweltschutzes sollten in kritischer Auseinandersetzung mit der einschlägigen Standardliteratur


erarbeitet werden. Vgl. hierzu R. A. Musgrave u. a., Die öffentlichen Finanzen in Theorie und Praxis, 


4 Bände Tübingen 1978-1990. – Dieter Brümmerhoff, Finanzwissenschaft, München und Wien 3. Aufl.


1988, S. 197-204. – Horst Zimmermann und Klaus Dirk Henke, Finanzwissenschaft, München 6. Auf-


lage 1990, S. 1-7 und 31-47. Hans-Georg Petersen, Finanzwissenschaft, Stuttgart 3. Auflage 1993, 


S. 25-40, 65 f und 139-147.]
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Die Allgemeine Enteignung im Lichte Physiokratischer


Ziele







Vorwort


Es ist bisher noch nicht gelungen, die Physiokratische Bewegung zu einer


Massenbewegung zu entwickeln, trotzdem daran schon 30 Jahre gearbeitet wird.


Zählt man die Anhänger dieser Bewegung, die überall auf der Welt verteilt sind,


zusammen, dann hat man zwar eine Masse, aber nur eine sporadische, nicht die


nötige kompakte Masse. Die Erklärung für diese langsame Entwicklung braucht


man nicht weit zu suchen. Die aus dem Christentum hervorgegangene kommuni-


stisch-sozialististische Gedankenwelt beherrscht heute vollkommen die Massen


und die Pfaffen dieser neuen Religion machens wie alle Pfaffen; sie hüten ängst-


lich ihre Schäfchen vor dem Kontakt mit der bösen Welt, um sich so leichter vor


kritischen Fragen zu schützen. Das geschieht, indem man die Massen vor den


Physiokraten warnt, indem man von ihren Bestrebungen nur Zerrbilder veröffent-


licht, (wenn man überhaupt sich schon herbeiläßt, die Physiokratie zu erwähnen)


und schließlich indem man die Physiokraten als kapitalistische Söldlinge darstellt,


die den Auftrag haben, die so gefährliche Einheitsfront des Proletariats zu sabo-


tieren. Wenn man bedenkt, wie für das Proletariat alles vom Zustandekommen


der Einheitsfront abhängt, wie sehr das Proletariat unter der Verräterei zu leiden


hat, so kann man sich vorstellen, wie schwer es den Physiokraten sein muß, mit


dem so gewarnten Proletarier Fühlung zu gewinnen. Wobei dann noch der


Umstand erschwerend wirkt, daß der Weg zu den physiokratischen


Erkenntnissen ganz besonders schwer durch das christliche Weltbild, durch ur-


alte Schlagworte und Vorurteile verbarrikadiert ist und schon einen von Natur


freien Menschen voraussetzt. Wenn die Massen nicht so unzufrieden wären mit


ihrer Führung und Erfolgen, wenn die Sozialdemokraten neben den ungeheuren


Passiven in der Bilanz ihrer Politik auch nur einen einzigen Aktivposten anführen


könnten, so müßten wir jede Hoffnung fahren lassen, den Kontakt mit den


Massen in absehbarer Zeit zu gewinnen. Aber wir haben 
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die Hoffnung niemals verloren und diese gründet auf unserer Erkenntnis, daß


mit dem sozialdemokratischen Programm nicht das geringste für das Proletariat


erreicht werden kann, daß der Sozialdemokrat bestenfalls nur pfuschen kann


und so die Lage der Arbeiter in dem Maße sich verschlechtern muß, wie die


Sozialdemokraten an Macht gewinnen, wie wir auch umgekehrt wissen, daß die


Kapitalisten die Wirtschaftskrisen, die Arbeitslosigkeit und andere neben der


kapitalistischen Ausbeutung zur proletarischen Empörung stetsfort aufrufenden


Nebenerscheinungen der kapitalistischen Wirtschaft niemals werden beseitigen


können.
Je schwerer es für die Physiokraten ist, Fuß in den proletarischen Massen zu


fassen, umso leichter wiederum ist es, in freiheitlich orientierten bürgerlichen


Kreisen zu werben. Hier ist uns der Weg viel weniger durch Schlagworte und


Vorurteile gesperrt, hier ist auch die christliche Ethik als Basis einer Gesell-


schaftsordnung bereits zu einer Frage geworden, und mit ihr natürlich auch der


Sozialismus schlechthin. Hier findet man auch Menschen, die sich nicht blind-


lings einer Partei- und Bonzendisziplin unterwerfen und die gewöhnt sind, Theo-


rien auf ihre logische Richtigkeit zu prüfen, die ihr Urteil nicht davon abhängig


machen, daß ihre Meinung von anderen oder gar von der Masse geteilt wird.


Aber die Leichtigkeit, womit in diesen Kreisen für die physiokratischen Ziele


geworben werden kann, hat vom Standpunkt der Schaffung einer Massen-


bewegung den Nachteil, daß die Proletarier sich aus gesellschaftlichen Gründen


keiner Organisation anschließen können, in der das sogenannte bürgerliche


Element überwiegt. Warum das so ist, braucht wohl hier nicht erklärt zu werden.


Nur dann kann sich eine Organisation zur Massenbewegung entwickeln, wenn in


ihr das proletarische Element so stark vorherrscht, daß es sich in ihr stets zu


Hause fühlt. Wird dieser Grundforderung nicht Genüge getan, dann kann es nie


zur Massenbewegung kommen.


In Erkenntnis dieser Dinge wurde beschlossen, zur Schaffung eines proleta-


rischen Kristallisationskernes das Hauptgewicht der Werbung auf die proletari-


schen Kreise zu verlegen unter Zurückstellung der Werbung in anderen Kreisen.


Erleichtert wird 
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dadurch die gestellte Aufgabe (Kontakt mit den Arbeitermassen) zunächst in 


keiner Weise. Aber es wird wenigstens der Gefahr vorgebeugt, daß die gesell-


schaftliche Struktur der zu schaffenden Physiokratischen Organisationen nicht


von vornherein im Hinblick auf die weitere Entwicklung verdorben wird.


Nun kann man sich vorstellen, wie niederdrückend es für die Propagandisten


der physiokratischen Idee sein muß, wenn sie in der heutigen aufgeregten Zeit,


wo alle Welt geradezu nach neuen Formeln für das Gesellschaftsleben schreit,


auf das von den Parteileitungen geschürte proletarische Mißtrauen stoßen und


wie oft sie sich die Frage stellen, wie sie diese Mauer durchstoßen können. Und


da soll man sich nicht wundern, wenn hier und da der Gedanke auftaucht, das


physiokratische Programm durch scheinbar unbedeutende Konzessionen an die


kommunistisch-sozialistische Ideenwelt dem Proletariat mehr mundgerecht zu


machen, ähnlich wie umgekehrt auch oft genug der Vorschlag gemacht wurde


zur Erleichterung der Werbung in den bürgerlichen Massen, programmatische


Konzessionen zu machen. Und so wurde der Vorschlag gemacht und in weiteren


Kreisen der physiokratischen Organisationen diskutiert, ob nicht statt der 75%


Vermögensabgabe, die im Programm vorgesehen ist, die restlose, entschädi-


gungslose Enteignung zu stellen sei. Der Schritt von 75% zu 100% scheint doch


nicht so bedeutend, daß man seinetwegen auf ein Mittel verzichten sollte, durch


das wir uns vor den Massen als echte Bolschewisten vorstellen und das uns 


entgegengebrachte Mißtrauen zerstreuen könnten.


Den hier schlummernden Trugschluß aufzudecken, ist der Zweck der vor-


liegenden Darstellung.


Bei einer allgemeinen Enteignung muß man fragen, was mit dem enteigneten


Gut geschieht. Auf diese Frage kann man aber nur zwei Antworten geben:


Entweder man verteilt das Gut neu und gleichmäßig unter alle Einwohner des


Landes, oder man übergibt es dem Staat zur Verwaltung. Da wir den Staat


ablehnen und ihn soweit irgend möglich abzubauen gedenken, da der Abbau des


Staates auch im Programm vorgesehen ist, so ist für den Physiokraten nur die


erste Frage, die Frage der Neuaufteilung des konfiszierten Gutes diskutabel. Aus


dem gleichen Grunde braucht auch hier eine andere Forderung – weitgehende


Kon-   Konfiszierung


28







fiszierung der Produktionsmittel zum Zwecke einer politischen Schwächung der


Gegner – nicht weiter diskutiert zu werden, denn auch hier erhebt sich die Frage:


Was tun mit den konfiszierten Produktionsmitteln? Sollen wir sie dem Staat, den


wir abbauen wollen, zu seiner Stärkung, zur Korruption aller Arbeiterführer, über-


antworten? Besser wäre es dann schon, die enteigneten Produktionsmittel, wenn


man sie durchaus nicht in den Händen der heutigen Besitzer aus politischen


Gründen lassen darf, in Flammen aufgehen zu lassen. Lieber allgemeine


Verarmung als allgemeine Korruption, die uns mit der Zeit doch noch mehr als


Verarmung bringen könnte. Und was ist die allgemeine Verstaatlichung der
Produktionsmittel mehr als allgemeine Korruption?


Für die wirtschaftliche Schwächung der Politischen Gegner zum Zwecke der


Sicherung der Revolution sorgt in ausgiebiger Weise die im Programm vorge-


sehene 75% Sachwertsteuer, mit deren Ertrag alle Reparations- und Kriegs-


lasten von den Reichskassen abgewälzt werden sollen. Außerdem ist im


Programm die restlose Auflösung des politisch gefährlichsten Eigentums, des


Privatgrundbesitzes, vorgesehen. Die Grundbesitzer liefern 75% des Landes 


entschädigungslos ab und für den Rest erhalten sie als Entschädigung aus dem


Ertrag der allgemeinen 75% Vermögensabgabe Schuldbriefe ausgehändigt,


deren Sicherheit absolut davon abhängig sein wird, daß der Bürgerfrieden nicht


durch Putscherei der Reaktionäre gestört wird. Bedenkt man außerdem, daß die


große Mehrheit der durch die 75% Sachwertsteuer Betroffenen zur größten


Sparsamkeit gezwungen sein wird, so kann man sich vorstellen, wie leer die


Kassen der Fememordparteien sein werden, wie schnell die bezahlten Organe


dieser Parteien sich mausern werden. Pas d’argent pas de suisses! so wird es


auch hier heißen. Darum kann man wohl sagen, daß im Programm alles, was zur


Sicherung der Revolution in wirtschaftlicher Hinsicht getan werden muß, bedacht


und vorgesehen worden ist.


Was in physiokratischen Kreisen immer und immer wieder diskutiert werden


muß, das ist die Frage der Organisation der Machtmittel zur Ergreifung der 


politischen Gewalt, aber das gehört nicht in 
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ein Programm. Diese Organisation wird übrigens in der Hauptsache an dem


Tage schlagbereit sein, wo das physiokratische Programm zum Programm der


proletarischen Einheitsfront erhoben wird. Da die Physiokraten die einzigen


Gegner des Kapitalismus sind, die eine Theorie des Kapitals haben und über ein


wirtschaftliches Programm verfügen, so werden am Ende die aus der theoreti-


schen Unzulänglichkeit entspringenden praktischen Schwierigkeiten die prole-


tarischen Bonzen zur Kapitulation zwingen, so daß die erstrebte Einheitsfront


über Nacht zur Tatsache werden kann. Auch aus diesem Grunde empfiehlt es


sich, der Propaganda wegen den aus falschen Theorien erwachsenen falschen


und darum gefährlichen Forderungen der Kommunisten und Sozialdemokraten


auch nicht einen Buchstaben des Programmes zu opfern. Es wird sich das alte


Wort gewiß wieder bewahrheiten: Wer in unruhiger Zeit fest auf seinem Sinn


beharrt, der bildet die Welt sich. Bisher, seit 30 Jahren, sind wir den Proletariern


nachgelaufen, wie eine Mutter dem verlorenen Sohn, mit dem einzigen Erfolg,


daß wir verhöhnt und ausgelacht wurden. Doch wer zuletzt lacht, der lacht am


besten.


Silvio Gesell.
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Wäre eine allgemeine Enteignung unseren Bestrebungen 


förderlich?


Der FKB. vertritt die theoretisch begründbare Anschauung, daß mit der


Beseitigung der Hemmungen, die das heutige Geldwesen und das heutige


Bodenrecht der Produktion von Kapital entgegenstemmen, nicht nur die Krisen


und die chronische Arbeitslosigkeit verschwinden müssen, sondern daß auch auf


diese Weise der Kapitalzins in all seinen Erscheinungsformen unter dem Drucke


eines schnell und unaufhaltsam wachsenden Kapitalangebots schnell sinken und


schließlich ganz verschwinden muß. Freiland-Freigeld sollen diese Hemmungen


beseitigen. Das Mittel aber, um mit Freiland-Freigeld den Kapitalismus zu über-


winden, ist die ausdauernde, intelligente, auf höchste Produktivität eingestellte


menschliche Arbeit, verbunden mit vernünftigstem Verbrauch der produzierten


Güter.


Da wir selbstverständlich wünschen, die zu solcher Entwicklung nötige


Zeitspanne und damit die Leidenszeit der durch das Kapital ausgebeuteten


Massen nach Möglichkeit abzukürzen, so schauen wir uns nach Mitteln um, die


wir als Vorspann für unsere Forderungen (Freiland-Freigeld) verwenden können.


Als ein solches Nebenmittel betrachten wir den in unserem Programm stehen-


den Freihandel und den Abbau des Staates. Genau betrachtet sind aber diese


beiden Forderungen schon in den beiden Hauptforderungen enthalten, insofern,


als mit der Durchführung der Freilandforderung niemand mehr ein Interesse an


der Zollwirtschaft und an der Erhaltung und am weiteren Ausbau des Staates ein


persönliches Interesse haben kann, so daß die Zollwirtschaft wie auch der Staat


wegen Mangel an Interessenten der Schwindsucht verfallen müssen. Immerhin,


da Organisationen von selber bei Lebzeiten ihrer Beamten nicht zu stürzen 


pflegen, wurde im Programm der Abbau des Staates und der Zollwirtschaft noch


besonders erwähnt, nach dem Grundsatz: Was wankt, das stoße man, damit es


stürze. Dadurch soll die Entwicklungszeit zur ausbeutungslosen Wirtschaft ab-


gekürzt werden.
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Wer nach weiteren Abkürzungsmöglichkeiten Ausschau hält, der findet, daß die


Bekämpfung des Alkoholismus unseren Zielen sehr förderlich sein müßte, denn


würde man die Millionen (es sollen sogar Milliarden sein), die hier direkt und in-


direkt ohne sichtbaren, bleibenden Nutzen verausgabt werden, in


Produktionsmitteln verausgaben, so müßte deren Angebot bald einen Druck auf


den Kapitalzins auslösen, uns also unserem Ziele nähern. Überhaupt wird es


sehr davon abhängen, wie das Volk das Geld verausgabt, ob wir schnell oder


langsam mit den physiokratischen Reformen unser Ziel erreichen, d. h. die den


Kapitalismus bedingende Kapitalarmut überwinden werden. Jedoch, da es zum


physiokratischen System gehört, daß Privatangelegenheiten keiner öffentlichen


Kontrolle unterliegen sollen, auch dann nicht, wenn, wie in diesem Fall, die


Privatangelegenheiten auf den Kapitalzins wirken, also von eminent öffentlicher


Wirksamkeit sind, so ist im Programm Abstand genommen, Forderungen, wie die


erwähnten, zu stellen. Übrigens ist es auch wahrscheinlich, daß, wenn wir


Forderungen, wie das Alkoholverbot, stellten, die Durchführung unserer


Revolution vielleicht um Jahrzehnte verschleppt werden würde.


Anmerkung. Man kann allerdings auch zu einem entgegengesetzten Urteil kommen. Es ist z. B.


fraglich, ob die russische Revolution auch gelungen wäre, wenn Lenin das Alkoholverbot nicht durch-


geführt hätte. Gebt der Bestie Schnaps zu saufen, um sie besser beherrschen zu können – das ist


ein bewährtes Rezept. In manchen Ländern werden die Parlamentswahlen ausschlaggebend mit


Schnaps beeinflußt. Wenn die Wähler so besoffen gemacht sind, daß sie nicht mehr lesen können,


dann sind sie in der richtigen Verfassung, um die Parlamentarier zu wählen. Und es hat noch kein


Parlamentarier die Wahl darum abgelehnt, weil seine Wähler betrunken waren. Von solcher


Erkenntnis bis zum gesetzlichen Alkoholverbot ist aber doch noch ein weiter Schritt. Die Erfolge, die


man in Amerika mit dem Alkoholverbot erzielt hat, haben doch schon viele Freunde des Verbotes


stutzig gemacht. Eine andere Sache ist die private Bekämpfung des Alkohols auf dem Wege der


Aufklärung. Bisher waren die Alkoholgegner ganz auf die hygienischen und privatwirtschaftlichen


Folgen des Alkoholismus als Werbemittel angewiesen. Wenn hierzu der Physiokrat noch des


Weiteren sagen kann, daß der Alkoholismus den antikapitalistischen Entwicklungsprozeß, den


Befreiungskampf des Proletariats 
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verzögert, daß der Alkoholiker virtuell einer der ärgsten Feinde des Proletariats ist, dann, so ist es


anzunehmen, wird sich der private Alkoholkrieg viel wirksamer erweisen als die ekelhafte Anrufung


des Staates.


Der Physiokrat, der, weil ihm das Eigentum heilig ist, keine Achtung für das


heutige Eigentum haben kann und darum auch durchaus Proudhon recht gibt,


wenn er sagt: Eigentum ist Diebstahl, der Physiokrat, der überzeugt ist, daß nur


die Revolution, d. h. die gewaltsame Aneignung der öffentlichen Macht, ihm die


Möglichkeit verschaffen kann, seine Reformvorschläge zu verwirklichen, der fragt


sich natürlich, ob er nicht die Revolution benutzen soll, um auf dem Wege einer
großzügigen Enteignungspolitik die Entwicklung zur physiokratischen Ordnung zu
beschleunigen. Wer etwas will, der will natürlich auch die zielstrebigen Mittel.


Wenn also die allgemeine Enteignung des heutigen, in weitem Umfang verach-


tenswürdigen Eigentums ein solches zielstrebiges, physiokratisches Mittel wäre,


dann natürlich müßten wir solche allgemeine Enteignung auch auf unser


Programm stellen. Aus politischen Gründen fordert heute das Volksbegehr die


Enteignung der Fürsten. Aus welchen Gründen sollten wir nun davon abgehen,


die allgemeine Enteignung nicht zu fordern? Gewiß nicht aus moralischen


Gründen. Im Gegenteil, die Moral, so wie sie zwar nicht gemeint, aber doch


immer gepredigt wird, fordert, daß das geraubte Gut weggenommen werde.


Wenn wir darum davon abstehen sollten, die allgemeine Enteignung zu fordern,


so könnten es nur politische Gründe sein, die uns dazu bestimmen könnten, also


reine Zweckmäßigkeitsgründe. Erschwert uns die allgemeine Enteignung die


Ergreifung der politischen Macht, wird der Zeitpunkt der Revolution dadurch hin-


ausgeschoben, nun dann lassen wir ab von solcher Forderung. Und sollte eine


genaue Betrachtung der Praxis einer allgemeinen Enteignung uns gar zu der


Überzeugung bringen, daß eine allgemeine Enteignung uns außerdem von 


unserem Hauptziel, der Sättigung des Kapitalmarktes und der dadurch herbei-


geführten Beseitigung des Zinses abdrängen, nun dann würden wir erst recht


davon abstehen. Aus moralischen Gründen werden wir nichts tun und nichts


unterlassen, was unserem Ziele abträglich 
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ist und insofern, als man unsere physiokratische Ordnung als Ausfluß mora-


lischer Empfindlichkeit bezeichnet, können wir, wenn es uns Spaß macht, alles


als unmoralisch bezeichnen, was unserem Ziel entgegensteht oder entgegen-


zustehen scheint.


Ich selbst bekenne, daß mir der Gedanke einer allgemeinen Enteignung durch-


aus sympathisch ist, daß ich mich bei der Betrachtung der Entstehungs-


geschichte der meisten Vermögen sogar für solche allgemeine Enteignung be-


geistern würde. In München als Finanzminister der Räteregierung habe ich auch


eine 75% allgemeine Enteignung und eine 100% Enteignung aller 300 000 Mark


übersteigenden Restvermögen gefordert und hätte sie auch durchgeführt, wenn


ich dazu die Zeit gehabt hätte. Seitdem bin ich auch bei dieser Forderung ge-


blieben, die es ermöglichen würde, alle Kriegs- und Reparationslasten von den


Staatskassen abzuwälzen und die Unzahl der heutigen den Verkehr drosselnden


Steuern abzubauen. Wer aber schon 75% fordert, wird gewiß moralisch ge-


nügend verdorben sein, um auch 100% zu nehmen. Ich beschränkte meine


Forderung auf die 75%, weil sie mir für den Zweck zu genügen schienen und


weil der Rest nötig war, um das System der auf dem Privateigentum aufgebauten


Wirtschaft aufrecht zu erhalten, also nicht aus moralischen Bedenken, sondern


aus den gleichen Gründen, warum wir heute die 100% Fürstenenteignung 


fordern, aus politischen, aus Zweckmäßigkeitsgründen. Auch ganz zu Anfang, 


als ich mich mit der politischen Formulierung meiner wirtschaftlichen Reformen


zu befassen begann, habe ich die völlige Enteignung, namentlich die der 


Großgrundbesitzer, in den Kreis meiner Betrachtungen gezogen.


Zweckmäßigkeitsgründe bewogen mich damals, eine volle Entschädigung bei


der Enteignung der Grundbesitzer vorzuschlagen. Das war etwa 15 Jahre vor


Kriegsausbruch. Die Vermögensabgabe, die ich dann 1919 in München forderte,


steht mit dieser ursprünglichen Stellungnahme zur Enteignungsfrage in keinem


Widerspruch, da es sich in München nicht um eine Enteignung zugunsten der


Enterbten handelte, sondern nur um eine Konsolidierung der auf dem deutschen


Kapital ruhenden Kriegs- und Reparationslasten. Die 75% Vermögensabgabe


hätte die deutschen Kapitalgegenstände, in erster Linie auch die Sparkassen-
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einlagen und die mündelsicheren Papiere weniger entwertet, als wie es die direk-


ten und indirekten Steuern, wozu auch die Inflation zu rechnen ist, später getan


haben, ohne aber die Finanzen des Reiches von den Kriegslasten zu befreien.


Solche Vermögensabgaben für rein fiskalische Zwecke müssen gesondert


betrachtet werden von den etwaig zu fordernden Enteignungen zur Förderung


der physiokratischen Ziele. Sie haben einen ganz anderen Zweck und ihre


Erwähnung gehört auch nur darum hierher, um zu verhüten, daß man beide


Dinge verwechsle. Die Vermögensabgabe, die ich in München forderte, hätte


auch ein kapitalistischer Finanzminister im Interesse der Kapitalisten gefordert,


wenn er intelligent genug gewesen wäre, die wirtschaftlichen Zusammenhänge


zu überschauen. In München sah ich meine Aufgabe darin, den kapitalistischen


Betrieb zunächst von den Wunden des Krieges zu kurieren, um ihn dann der


physiokratischen Entwicklung zu überantworten, etwa so, wie man einen bei der


Verhaftung verwundeten Verbrecher zunächst sorgfältig heilt, um ihm dann den


Kopf abzuschlagen.


Kurz vor der Münchener Episode hatte Blumenthal in Berlin seinen bekannten


Aufteilungsplan veröffentlicht, wonach eine allgemeine Enteignung zum Zweck


einer allgemeinen, gleichen Verteilung aller Vermögensgegenstände gefordert


wurde. Ich habe ihm damals bei den Korrekturbogen geholfen, auch einige 


praktische Abänderungsvorschläge gemacht, doch war ich entschieden gegen


die Veröffentlichung. Blumenthal war aus politischen Gründen für die


Veröffentlichung, ich aus gleichen Gründen dagegen. Wir konnten uns nicht 


einigen. Ich sah wohl die Möglichkeit, mit solcher Forderung schnell eine große


Masse des Volkes zur Tat zu sammeln, mir schien es aber ein Ding der


Unmöglichkeit, eine solche Masse zu solchem Zwecke zusammengeballter


Menschen in die physiokratische Ordnung einzuführen. Blumenthal schien in 


dieser Hinsicht weniger pessimistisch, doch hat er in der Folge die Propaganda


für seinen Plan eingestellt.


Man kann den Plan der Aufteilung von vielen Gesichtspunkten aus befürworten


und von vielen Gesichtspunkten aus bekämpfen. Um einen Überblick zu ge-


winnen, der uns zu einer entschiedenen Stellungnahme befähigen kann, ist es


nötig, die 
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Gedanken systematisch zu ordnen und zu sieben. Bei meinen Besprechungen


mit Blumenthal war es mir nicht möglich gewesen, meine Bedenken in solcher


systematischen Ordnung vorzutragen, weshalb ihnen wohl Blumenthal gegen-


über die durchschlagende Kraft abging. Diese Arbeit, für die ich damals keine


Zeit hatte, habe ich nachgeholt und will ich in folgendem ausführen, warum ich


die Forderung einer entschädigungslosen Enteignung und Neuverteilung ableh-


ne, warum ich sie für kontraproduzent und darüber hinaus für gefährlich halte für


die Verwirklichung unserer Ziele.


Gleich zu Anfang sei hier erwähnt, daß für uns die Enteignung nicht gleichbe-


deutend mit Konfiskation, Verstaatlichung oder Kommunisierung sein kann. Die


Enteignung für kommunistische Zwecke, wie man sie in Rußland plante und zum


Teil ausgeführt hatte, ist eine uralte kommunistische Forderung, wie sie schon


Christus seinen Jüngern gegenüber vertrat. Aber die Enteignung, wie sie


Blumenthal forderte zum Zweck einer neuen Verteilung, kann man als eine völlig


neue, noch niemals ausführlich bearbeitete Forderung bezeichnen. Wir müssen


nämlich beachten, daß es sich hier nicht um eine Neuaufteilung des Bodens,


denn dieser soll Gemeineigentum bleiben, sondern um eine Neuaufteilung der


beweglichen Habe, der Wohnungen und der Produktionsmittel einer in voller


Entwicklung befindlichen arbeitsteiligen Wirtschaft handelt. Der Blumenthalsche


Vorschlag lief darauf hinaus, das ganze deutsche Reich in unzählige, kleine und


große Aktiengesellschaften zu verwandeln und die Aktien dieser Gesellschaften


gleichmäßig auf alle zu verteilen. Der Plan erscheint auf den ersten Blick durch-


aus ausführbar. Bedenkt man, daß unsere größten Industrien auf dieser finan-


ziellen Grundlage arbeiten, daß das Eigentumsrecht bei den meisten


Mietshäusern und landwirtschaftlichen Betrieben verteilt ist auf die Inhaber der


Hypotheken und Pfandbriefe, so liegt ja die Frage nahe, warum ein System, das


sich in solchem Umfang bewährt hat, nicht restlos für die ganze Wirtschaft durch-


geführt werden könnte. Namentlich für das Hauptstück des deutschen Kapitals,


das Gebäudekapital, wäre eine solche Aktienwirtschaft sehr wohl denkbar, weil


das Gebäudekapital das am leichtesten zu verwaltende Kapital ist. In dieser 
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Formulierung des Gedankens einer allgemeinen Enteignung sah ich also keine


praktische Schwierigkeit für die Ausführung des Blumenthalschen Vorschlages.


Die Praxis der Aufteilung eines Berliner Wohnhauses z. B. hätte man sich etwa


wie folgt vorzustellen gehabt: Das Haus wäre nach den Baukosten und seinem


baulichen Zustand auf etwa 100 000 Mark geschätzt worden und der auf den


Kopf jedes Einwohners des deutschen Reiches entfallende Teil des deutschen


Kapitals sei mit 10 000 Mark berechnet worden. Dann hätte man das in Rede


stehende Haus in 100 Aktien von je 1000 Mark aufgeteilt und diese Aktien


Liebhabern a conto ihrer Forderung von 10 000 Mark ausgehändigt. Liebhaber


für solche Hausaktien wären wahrscheinlich ähnliche Personen gewesen, die


heute eine Vorliebe für Häuser als Kapitalanlage haben, meistens Leute, die


nicht viel von Wirtschaft und Börse verstehen und lieber, wie der Börsenausdruck


dafür ist, gut schlafen als gut essen. Mit der Übernahme der Aktie wird der


Inhaber Mitbesitzer des Hauses und ihm fällt die Aufgabe zu, das Haus zu ver-


walten und mit den Mietern zu verhandeln. Auch der blindeste Gegner der


Aufteilung wird zugeben, daß in diesem Blumenthalschen Vorschlag, soweit es


sich um das Gebäudekapital und um die Technik der Aufteilung handelt, keine


praktischen Schwierigkeiten liegen, die die Durchführung schwierig oder gar


unmöglich machen könnten. Hier sei noch erwähnt, daß der schwierigste Punkt


beim Kauf eines Hauses heute in der Einschätzung des Bodens liegt, auf dem


das Haus steht. Da aber bei der Blumenthalschen Aufteilung der Boden


Eigentum des Volksganzen bleibt, so wäre das Problem noch um ein


Bedeutendes dadurch einfacher geworden. Schon etwas schwieriger ist die


Praxis der Aufteilung bei bäuerlichem Besitz. Bei den Kleinbauern, deren


Vermögen nach Abzug des Bodens oft kaum an den oben genannten


Aufteilungsanteil heranreichen mag, wäre dem Bauern sein Eigentum als sein


Anteil ausgeliefert worden, mit Ausnahme des Bodens, der ihm enteignet worden


wäre. Dafür hätte seine Frau die Mutterrente bezogen. Bei den Großbesitzungen,


die nicht gleich hätten parzelliert werden können, hätte man den Knechten,


sofern sie damit einverstanden waren, Aktien des Betriebes als Anteil ausge-


händigt und 
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ihnen dann die Sorge der Wirtschaft überlassen.


Bei denjenigen Großbesitzungen, die ohne ernstliche Betriebsstörungen auf-


geteilt werden können, können die Bodenparzellen den in der Nachbarschaft


ansässigen Bauern verpachtet und das eingehende Geld der Mutterrente zuge-


führt werden. Das lebende und tote Inventar wäre denselben Bauern verkauft


worden und das hierfür eingehende Geld hätte man denjenigen


Anteilsberechtigten ausgehändigt, die ihren Anteil in bar vorziehen. Die


Herrenhäuser, sofern dafür keine Verwendung gefunden worden wäre, hätte man


auf Abbruch den Bauern verkauft, die nun mit den neu gepachteten Parzellen


ihre Betriebe vergrößern müssen und dazu neue Ställe und Scheunen brauchen.


Die für den Großbetrieb bestimmten Maschinen hätten die Bauern für genossen-


schaftliche Zwecke erwerben können. Das alles ist verhältnismäßig noch sehr


einfach und bietet, sofern die revolutionäre Regierung, die solche Neuverteilung


vornimmt, über das zuverlässige Personal verfügt, gewiß keine unüberwindlichen


Schwierigkeiten. Wer das Problem hier als Pessimist betrachtet, wird sagen, daß


es daran scheitern muß, daß die zuverlässigen Personen zur Aufteilung fehlen,


daß die Mehrzahl sich bestechen lassen wird und daß dann die ganze Sache an


der allgemeinen Unzufriedenheit scheitern muß. Außerdem würde eine solche


willkürliche und allgemeine neue Aufteilung den Bebauungsplan der meisten


Bauern stören und für eine ganze Reihe von Jahren Mindererträge zeitigen.


Weiter sagt der Kritiker, daß der Kleinbetrieb dem Großbetrieb gegenüber nur in


Bezug auf die Viehhaltung Vorzüge habe. Woher aber plötzlich so viel Vieh für


die zu Kleinbetrieben aufgeteilten Großbesitzungen auftreiben? Es sind völlig


neue Einrichtungen zu treffen, die ein in die Milliarden gehendes neues Kapital


erfordern. Und so lange dieses Kapital nicht zur Stelle ist, wird die Aufteilung der


ganzen Bevölkerung eher Nachteile als Vorteile bringen. Der Optimist dagegen,


der diese Dinge überschaut, wird sagen: Es gehören zur Aufteilung durchaus


nicht so viele zuverlässige Personen, als wie es uns auf den ersten Blick vor-


kommen mag. Die Aufteilung braucht durchaus nicht im ganzen Reich zu 


gleicher Zeit zu erfolgen. Es kann auch nacheinander geschehen. Eine 
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Gemeinde, ein Kreis, ein Regierungsbezirk und eine Provinz nach der andern.


Dann schafft man sich einen Stamm von einigen Tausend zuverlässigen


Personen, die von Dorf zu Dorf ziehen und so das ganze Reich in wenig Jahren


ganz aufteilen. Die Erfahrung und Autorität, die diese unbestechlichen Männer


mit der Zeit sammeln werden, wird es ihnen ermöglichen, mit einem Blick die


Situation zu überschauen und die Aufteilung zu allseitiger Zufriedenheit zu


bewerkstelligen. Hierzu will ich hier erwähnen, daß in den Besprechungen, die


ich hierüber mit Blumenthal hatte, er mehr den optimistischen, ich mehr den 


pessimistischen Standpunkt einnahm. Blumenthal legte besonderes Gewicht auf


die durch die allgemeine Aufteilung gehobene Stimmung der Volksmassen, die


die praktische Arbeit der Aufteilung bedeutend erleichtern mußte. Ich sah in der


Borniertheit, Engstirnigkeit, in der Habgier, Kurzsichtigkeit, Rohheit der bäuer-


lichen Bevölkerung Deutschlands, in der Rechthaberei und Prozeßsucht (man


denke hier an die berühmten Prozesse wegen der Feldraine) den Stein des


Anstoßes, an dem die Geschichte scheitern würde. Mir scheint noch heute die


Mehrzahl der auf den Gütern aufgewachsenen Knechte nach jeder Richtung


unfähig zu sein, selbständig mit Erfolg zu wirtschaften. Es kam hinzu, daß dieser


Aufteilungsplan in die Zeit nach dem Krieg fiel, wo es darauf ankam, alles auf


eine möglichst rationelle Produktion einzustellen, um sofort Höchsterträge für die


halbverhungerte Gesellschaft zu sichern. Das aber kann man nur, indem man


zunächst alles läßt, wie es ist, denn jede Änderung in der Verteilung des Bodens


bedeutet eine Störung des Bebauungsplanes und damit auch, zunächst wenig-


stens, verminderte Erträge. Heute, wo wieder Schiffe zur Stelle sind, um die Hilfe


des Weltmarktes auszunutzen, würden die durch eine revolutionäre Aufteilung


des Bodens bedingten Mindererträge nicht mehr so hoch in Rechnung zu stellen


sein. Auf alle Fälle muß aber dieser Umstand bei jeder Neuordnung auf dem


Land in Rechnung gezogen werden. Man darf nicht vergessen, daß das Volk nur


dann zur Revolution steht, wenn sich sofort eine Besserung der Lebenshaltung


bemerkbar macht, daß umgekehrt jede Verschlimmerung die Reaktion stärkt.


Darum werden wir auch, sobald wir soweit 
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erstarkt sein werden, um den Umsturz zu wagen, einen Plan ausarbeiten müs-


sen, wonach die Aufteilung der Rittergüter erfolgen soll. Meiner Ansicht nach


dürfte eine solche Aufteilung wenigstens einen Zeitraum von 10 Jahren in


Anspruch nehmen, wenn man die Verproviantierung und damit die Revolution


sichern will.


Neben der Aufteilung in bäuerliche Kleinbetriebe wurde von Blumenthal und


mir auch die genossenschaftliche Bewirtschaftung der Rittergüter in Betracht


gezogen. Hier waren wir, wie ich mich zu erinnern glaube, beide gleichmäßig


pessimistisch. Zum Genossenschaftswesen gehört vor allen Dingen, genau wie


zum kommunistischen Betrieb ein von Herzensgüte, von Verständnis für die


menschlichen Schwächen, von Hilfsbereitschaft triefender Mensch, ein Typus,


den die Freiwirtschaft sicher einmal in größerer Zahl züchten wird, den aber die


kapitalistische Wirtschaft so gut wie ausgerottet hat. Ich glaube, daß es heute im


ganzen deutschen Reich nicht einmal vorkommt, daß zwei oder mehrere Bauern


den Plan erörtern, ihre Betriebe zusammenzulegen, um die so zum Großbetrieb


gewordene Wirtschaft genossenschaftlich fortzuführen, nicht ein einziges mal,


obschon der Gedanke doch naheliegt und rein technisch große Vorteile bietet.


Diese aus der Knechtschaft hervorgegangenen, in ihr gezüchteten Bauern sind


nach allen Richtungen hin unfähig, als Genossen zu arbeiten, und es werden


sicher Generationen vergehen, ehe es in dieser Beziehung anders wird. Wir 


können ja immerhin Versuche machen, wie man auch schon solche Versuche in


der Industrie gemacht hat. Aber auf den Erfolg solcher Versuche können wir nicht


bauen, um etwa nach der Revolution die Rittergüter ohne weiteres an die


Knechtschaft auszuliefern. Diese Bande würde in den meisten Fällen das


Inventar des Gutes, die fetten Schafe, die trächtigen Rinder und Schweine in


Orgien verzehren und nach wenigen Jahren aus Hunger sich gegenseitig


abmurksen. Dann würde eine Hungernot in Deutschland nach der militärischen,


reaktionären Diktatur rufen und den physiokratischen Träumen für lange Zeit ein


Ende machen. Vor den befreiten Knechten müssen wir uns eben so hüten wie


vor den Rittern selber. Um aus dem Knecht einen Menschen zu machen, muß er


erst durch die Schule des Eigentums, der Selb-
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ständigkeit, der Selbstverantwortung gehen, dann, vielleicht, wenn er nicht schon


im Kern verdorben wurde, wird die Zeit kommen, wo sich größere Gruppen von


Menschen finden werden, die geistig auf der Höhe stehen, um genossenschaft-


lich zu wirtschaften. Ich persönlich glaube nicht, daß es je viele sein werden,


aber dennoch bin ich der Meinung, daß es ein Gewinn für alle sein wird, wenn


die wirtschaftlichen Voraussetzungen den freiwilligen Zusammenschluß aller


kommunistisch-genossenschaftlich gesinnten Menschen ermöglichen. Ich sehe


aber in der Genossenschaft kein Problem der Revolution, sondern ein solches


der freien Entwicklung. Der Erfolg und die Sicherung der Revolution fordern im


Gegenteil, daß wir nicht das Geringste von den Genossenschaften erwarten,


oder gar Einrichtungen für die genossenschaftliche Produktion treffen. Die


Revolution schwächt auf alle Fälle das Sicherheitsgefühl der Menschen und mit


dem Sicherheitsgefühl wird auch das feinere Empfinden, das für den genossen-


schaftlichen Betrieb so nötig ist, geschwächt, genau wie es der Krieg tut. Durch


den Krieg und die Revolution zum Kommunismus und zur Genossenschaft 


streben, ist vollkommener Unsinn. Rauh ist das Handwerk der Revolution und


des Krieges und rauh wird in ihr die Natur des Menschen. In der


Selbstverantwortung, in der Selbständigkeit der Wirtschaft, im Eigentumsbegriff


und namentlich im Wohlstand verfeinert sich dann allmählich der Mensch und


befähigt ihn allmählich zu höheren Kultur- und Gesellschaftsformen. Die russi-


sche Revolution glaubte in dieser Beziehung den umgekehrten Weg einschlagen


zu können. Ohne den Erfolg abzuwarten, glaube ich ihr in dieser Beziehung ein


vollkommenes Fiasko prophezeihen zu müssen. Und ich bin auch überzeugt,


daß, wenn wir Meßwerkzeuge für diese Dinge hätten, wir jetzt schon in den 


führenden Köpfen der Revolution eher eine Verrohung als eine Verfeinerung des


Gemütes würden nachweisen können.


Ich glaube nicht, daß ich mit diesen Ausführungen von meinem Thema abge-


wichen bin. Der Aufteilungsplan muß sich unbedingt auch in der Natur des


Menschen orientieren und darum gehört auch eine Einschätzung des Menschen


in seiner allgemeinen Eignung als Kommunist hierher. Wer das nicht tut, der baut


auf Sand, der setzt sich den 
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allergrößten Enttäuschungen aus. Sagt uns die vorurteilslose Betrachtung des


aus der kapitalistischen Zucht hervorgegangenen Menschen, daß wir mit diesem


Subjekt keine Genossenschaften, keinen Kommunismus betreiben können, nun


so müssen wir auch folgerichtig den Aufteilungsplan ganz auf die individuali-


stische Wirtschaft aufbauen, und das stellt uns dann vor Probleme, an die 


natürlich kein Kommunist und Revolutionär je dachte noch denken konnte.


Der Kommunismus stellt die Wirtschaft unter eine Behörde, die nach einem 


allgemeinen Produktionsplan die Anordnungen trifft, denen sich die Genossen 


zu unterwerfen haben, nolens volens.


Ich gebrauche hier das Wort unterwerfen mit Absicht, nicht mit hämischer


Absicht, wohl aber, um meine Ansicht anzudrücken, daß in einer kommuni-


stischen Wirtschaft, die mit Menschen ohne kommunistischen Geist betrieben


werden muß, nur der Terror die äußere Ordnung wahren kann. Diese zentrali-


stische Leitung würde, sofern sich die Genossen unterwerfen, gewisse Vorteile


bieten. In solcher Ordnung könnte, rein theoretisch betrachtet, jeder Idiot von 


den kommunistischen Behörden an seinen Platz gesetzt werden und aus einer


Summe von 1/2 und 1/4 Idioten könnte noch ein erkleckliches Arbeitsprodukt 


herausgeholt werden. In mancher Beziehung würde solcher autoritäre


Kommunismus noch am besten mit willenlosen Vollidioten betrieben werden 


können. Mit Menschen aber, die an Wohlstand gewöhnt waren, die eine gewisse


Bildung mitbringen und individualistisch orientiert sind, also mit Vollmenschen,


wäre mit solchem autoritären Kommunismus absolut nichts zu machen und es


bliebe, sofern man die Menschen dem Kommunismus zu opfern gewillt ist, tat-


sächlich nichts anderes übrig, als solche Vollmenschen als Fremdkörper totzu-


schlagen. Nach dem Begräbnis hätten dann die kommunistischen Behörden


Ruhe und freie Bahn. Die Idioten würden dann weiter Idioten züchten und die


kommunistischen Behörden würden solche Idiotenzucht sicherlich mit vieler


Liebe fördern, genau wie das die religiösen Organisationen bis heute immer gern


getan haben. Ist die Kirche, ist die Staatsschule heute denn etwas anderes als


ein Institut zur Idiotisierung der Massen? Warum das? Weil man Idioten leicht


lenken kann, 
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weil die Behörden hier vor revolutionären Bestrebungen sicher sind. Auf alle


Fälle, einen autoritären, kommunistischen Idiotenstaat kann ich mir sehr gut vor-


stellen, um so schwerer dagegen einen freiheitlich kommunistischen Staat aus


geistig normalen Menschen.


Nun übernimmt die physiokratische Revolution die Menschen, wie sie die kapi-


talistische Ordnung seit 6000 Jahren gezüchtet hat, also mit dem ganzen Troß


von minderwertigen Menschen, die als Knechte geboren wurden und niemals


selbständig das geringste zu disponieren hatten, die also immer nach Befehl


handelten. Und diese Menschen sollen selbstverständlich nach dem Vorschlag


der Aufteilung in allen Beziehungen, also auch in Beziehung zur Größe des auf


sie entfallenden Anteils den anderen gleichgestellt werden.


Was geschieht nun mit dem auf diese unselbständigen, hilflosen Menschen


entfallenden Anteil des aufgeteilten allgemeinen Vermögens? Wie hoch muß man


die Zahl der hier in Betracht kommenden Menschen einschätzen? Man beachte,


daß allen großjährigen Einwohnern des Landes, Männern wie Frauen, ohne


Ausnahme der auf sie entfallende Teil des Vermögens in irgend einer Form aus-


gehändigt wird, daß in der physiokratischen Ordnung niemand sich für das


Wohlergehen der anderen verantwortlich fühlt, daß also keinerlei Einschränkung


über das Verfügungsrecht geduldet wird, daß jeder nach freiem Ermessen seinen


Anteil verwalten wird und verwalten muß. Wenn nun die Zahl der Personen, die


wir als unfähig bezeichnen, ein Vermögen zu verwalten, etwa ein Drittel oder ein


Viertel der Masse ausmachen würde, dann käme mit der Aufteilung ein


Vermögen von etwa 100 Milliarden Mark in die Hände von Personen, von denen


wir annehmen müssen, daß sie unfähig sind, solches Vermögen sachgemäß zu


verwalten, von denen wir also annehmen, daß sie es über kurz oder lang verwirt-


schaften werden, daß also ein Vermögen von 100 Milliarden aus dem deutschen


Reich verschwinden wird, wenn es den zahllosen Bauernfängern nicht gelingt,


den Hilflosen das Vermögen noch rechtzeitig zu stehlen.


Da wir als Physiokraten die Beseitigung des Kapitalismus nicht durch Gesetze


und Verfügungen erstreben, sondern sie von der freien Konkurrenz, 
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von der hemmungslosen Produktion erwarten, letzten Endes also daher, daß das


Angebot von Kapital über die Nachfrage hinauswachsen wird, so müssen wir uns


sagen, daß alles, was die Kapitalbildung hemmt, auch den Zeitpunkt hinaus-


schiebt, wo wir triumphierend sagen können: Wir sind jetzt soweit; das Kapital


haben wir durch unseren Fleiß, durch unsere Sparsamkeit, durch den Geist, den


wir bei der Produktion verwendeten, also durch die Intelligenz, durch das


Gegenteil von dem, was wir Idiotismus nennen, in ein wahres Meer verwandelt,


in das die Nachfrage nach Kapital und infolge dessen auch der Zins und der


Kapitalismus untertauchten und ersoffen sind. Und so gewinnt denn für uns die


Frage, ob die Aufteilung, wie sie vorgeschlagen worden ist, ein wirksames Mittel


ist zur Förderung unserer Ziele, wenn solche Aufteilung von Erscheinungen


begleitet sein dürfte wie die, von denen ich eben sprach?, d. h. wenn wir von der


Aufteilung Minderung statt Mehrung des Kapitalangebots erwarten müssen?


Blumenthal meinte, daß ich hier entschieden schwarzseherisch die Dinge


betrachte. Mag sein, aber ich bin dafür, daß wir sie mit offenen Augen betrach-


ten, ehe wir irgend etwas in dieser Beziehung unternehmen. Wir müssen die


Frage nach allen Seiten beleuchten: Was geschieht mit dem Kapital, das die
Aufteilung von einem Tag zum anderen in die Hände ökonomisch unmündiger
Menschen spielen wird? Wer die Revolution wirklich will, d. h. das Ziel der


Revolution und nicht nur das Schauspiel der Revolution, die Knallerei, das


Massengrab und die schönen Begräbnisreden, der wird die Sicherung der revo-


lutionären Ziele selbstverständlich an erster Steile nennen. Und der wird dann


auch sagen: Wir werden nie schwarz genug sehen können. Die Sicherheit, daß


wir auf den ersten, wohldurchdachten Stoß das Ziel der Revolution erreichen,


das ist es, was wir vor allem wollen. Wir haben jetzt seit 6000 Jahren den


Kapitalismus ertragen. Soll uns es da auf einige Jahre mehr ankommen? Was


ein Fehlschlag bedeuten würde, das können wir ahnen. Mit uns würde man


wenig Federlesens machen. Nicht wegen des Freigeldes, denn hier haben wir es


mit weniger rohen Gegnern zu tun (darum auch umso verschlagenere), aber


wegen Frei-


Freiland
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land. Wie Thomas Münzer im Bauernkrieg, so würden wir alle gerädert werden,


die ganze Bewegung mit Stumpf und Stiel ausgerottet werden, wenn unsere


Revolution fehlschlägt.


Die erste Frage, die alle die stellen werden, denen durch die Revolution


Eigentum in die Hände gespielt wird, ist die Frage nach der Sicherheit dieses


Eigentums. Und die Sicherheit dieses Eigentums wird ausschließlich von der


Sicherheit der Revolution abhängen. Wie jetzt bei der Enteignung der Fürsten


diese durch ihre Lakaien verkünden lassen, daß die Enteignung Raub ist, daß


bei einer eventuellen dynastischen Restauration die Erwerber solchen fürstlichen


Gutes als Diebe und Hehler verfolgt werden, so werden die von der allgemeinen


Enteignung Betroffenen es laut verkünden, daß alle diejenigen, die von der revo-


lutionären Regierung Eigentum angenommen haben, kurzerhand als Banden-


räuber gehängt werden. Nun stelle man sich vor, daß aus irgend einem Grunde


das Vertrauen in die Revolution bei den Massen ins Schwanken geraten würde,


würde es da nicht mit dem Eigentum heißen: rette sich, wer kann, was soviel


heißt, daß die Anteilscheine massenhaft zum Verkauf angeboten und zu


Schleuderpreisen losgeschlagen werden, was so viel dann auch heißt, daß so


lange keine absolute Sicherheit über das Schicksal der Revolution herrscht, das


Eigentumsrecht auch nicht besteht und die Aufteilung leeres Wort bleibt.


So denke ich, wird es gut sein, wenn ich die oben gestellte Frage, was
geschieht mit dem aufgeteilten Kapital, zu beleuchten suche, denn wie ich zeigte,


wird es von der Beantwortung dieser Frage wesentlich abhängen, ob wir die ent-


schädigungslose allgemeine Enteignung als zielstrebiges Mittel betrachten und


demnach in unser Programm aufnehmen können. Die Frage der allgemeinen


Enteignung werden wir ja auch noch von anderen Seiten, namentlich von der


propagandistischen Seite her betrachten müssen, aber diese Frage, die ich eben


stellte, ist eine spezifisch physiokratische Frage und darum stelle ich sie auch in


den Vordergrund. Für alle anderen Revolutionäre ist die gestellte Frage ohne


Interesse, ja, niemand außer uns wird ihre Bedeutung begreifen. Aber für die


Physiokraten ist sie direkt eine Lebensfrage.
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Versetzen wir uns in Gedanken in das volle Menschenleben, wie wir es uns am


Tage der Aufteilung vorzustellen haben. Ich werde Ihnen hier das Bild entrollen,


wie ich es sehe. Ich werde die Bilder nummerieren, um eine Kritik zu erleichtern.


Nr. 1: In Deutschland werden 10% der Sterbefälle durch die Tuberkulose verur-


sacht. Wir schließen daraus, daß 10% der Bevölkerung tuberkulös sind. Das sind


6 Millionen Menschen. Nun bitte schön: fragen Sie diese Menschen, was sie tun


werden, wenn sie morgen durch die Vermögensaufteilung in den Besitz von


Vermögensobjekten gelangen? Sie erraten ohne Schwierigkeit die Antwort, die


auf solche Frage kommen wird: Zur Börse mit den Titeln dieser


Vermögensobjekte, damit sie bestens für mich verkauft werden. Ich will mich mit


dem Geld in Arosa, in Ägypten, in Leysin kurieren. Seit Jahren warte ich auf


einen Glücksfall, der es mir ermöglicht, aus dieser proletarischen Wohnung, 


3. Hof, drei Treppen rechts, in die reine Gebirgsluft zu flüchten. Jetzt bringt mir


die Aufteilung die Mittel dazu. Hoch die Physiokraten. So wird es aus 6 Millionen


Kehlen tönen. Und was würden wir nun solchen armen Teufeln als ehrliche


Männer antworten müssen? Lieber Freund, würden wir sagen, das, was Du da


sagst, sagen heute in Deutschland 6 Millionen Leidensgenossen. Nun überlege


lieber, was geschehen wird, wenn morgen auf der Börse solche Flut von


Verkaufsaufträgen eintrifft? Wegen Mangel an Nachfrage und bei dem gewal-


tigen Verkaufsandrang werden die Kurse der Anteilscheine zunächst einmal auf


Null sinken. Ich verstehe, wird da der hoffnungsfreudige Kranke antworten, aber


nach und nach wird sich dennoch Nachfrage zeigen. Und so geben sie bitte den


Auftrag weiter, daß, sobald der Kurs der Anteilscheine auf 10% des nominellen


Betrages gestiegen sein wird, der Schein losgeschlagen werden soll. Sie sehen,


ich sterbe hier dahin und habe es eilig, sehr eilig, hier heraus zu kommen. Mit


den 10% kann ich doch vielleicht mein Leben noch retten.


Ziehen wir aus diesem Beispiel die sozialpolitische Konsequenz: 10% der


Bevölkerung erwarten mit fieberhafter Ungeduld den Tag, wo ihnen der


Aufteilungsschein ausgehändigt wird, um diesen Schein sofort zu irgend einem


Preis loszuschlagen. 10% 
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des aufgeteilten Vermögens geht so ohne nennenswerte Gegenleistung auf die


anderen 90% über. Schon am Tage der Aufteilung haben wir bereits 10% eigen-


tumslose Proletarier. Der Proletarisierungsprozeß hat am Tage der Revolution


wieder begonnen.


Vielleicht wendet man hier ein, daß es nicht nötig sein würde, die Titel zu ver-


kaufen, daß man sie auch auf der Bank lombardieren könnte und daß dann die 


6 Millionen Kranken sich mit dem Darlehensgeld in Arosa kurieren könnten. Dann


wäre der Verkaufsandrang auf der Börse weniger groß und der Kurs erheblich


besser, als wie geschildert. Ganz recht. Der Andrang auf der Börse wird weniger


groß sein, aber wird der Andrang dann nicht bei den Darlehensbanken in dem-


selben Verhältnis wachsen? Und wird dann der Zinsfuß der Lombarddarlehen


nicht ungefähr so hoch sein, wie der Kurs auf der Börse tief stand? Und wo wäre


dann noch der Vorteil für die Kranken, die ungeduldig auf das Geld warten? In


dem einen Fall gehört zum Verkauf ein Käufer mit Bargeld, und in dem anderen


ein Darlehengeber mit Bargeld.


Nun überlegen wir auch noch den Fall vom Standpunkt der Hoteliers in Arosa.


Würden diese menschenfreundlichen Seelen nicht gleich bei Anmeldung solchen


Massenbesuches Morgenluft wittern und den Tarif erhöhen, verdoppeln und ver-


dreifachen; ja dies sogar als einzig gerechtes Abwehrmittel tun müssen? So daß


die armen Schwindsüchtigen von zwei Seiten gleichzeitig ihres Patrimoniums


beraubt würden und neue Aufteilungskonjunkturgünstlinge entstehen würden, die


das durch die Aufteilung erstrebte Ziel der allgemeinen Gleichmacherei wieder


verflüchtigen würden, gleich am Tage der Aufteilung.


Bild Nr. 2: An der Aufteilung ist jeder beteiligt. Selbstverständlich auch die


Alten, die die Tage zählen, wo sie noch auf Erden wandeln, darunter manche, die


diese wundervolle Erde aus Mangel an Reisegeld niemals kennen gelernt haben.


Fragen wir nun die alten Insassen der Armenhäuser, die pensionierten Lehrer,


die auf dem Altenteil hungernden alten Bauern, was sie mit dem ihnen zuge-


flogenen Anteilschein zu machen gedenken? Her mit dem Geld, werden sie


sagen. Verkauft den Anteilschein. Ich habe mein ganzes Leben nichts 
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vom Leben gehabt, jetzt will ich die Gelegenheit benutzen und den Rest meiner


wenigen Tage als grand seigneur verleben. Hoch die Physiokraten.


Der Erfolg ist dann der Gleiche, wie beim vorhergehenden Bild. Gewaltiger


Andrang von Verkaufsaufträgen, zu einer Zeit, wo es so gut wie keine Käufer


geben kann, Kurssturz.


Nun aber gibt es nicht nur Schwindsüchtige und Greise im Deutschen Reich,


Menschen, die alles vom Verbrauch des Geldes, nichts von seinem Gebrauch in


der Produktion erwarten, Menschen, die ihr Leben lang irgend einen Wunsch


hegten, zu dessen Erfüllung nichts fehlte als bares Geld. Fragen wir die Leute,


die auf der Lotterie spielen, was sie tun würden, falls ihnen ein Gewinn zufiele


etwa in der Höhe des Aufteilungsscheines? Sie werden dann erfahren, in 


welchen Kreisen die Wünsche und Gedanken der Volksmassen sich bewegen.


Ein Auto, ein Auto ruft gleich unisono eine ganze Schar. Eine kleine Villa mit


Obstgarten, ruft ein anderer Schwarm. Eine Hochzeitsreise nach Norwegen,


nach Italien und eine schöne Ausstattung antworten 100 000 Liebespärchen, die


knapp das Alter der Mündigkeit erreicht haben. Und wir, sagen ebensoviele, wir


wollen unseren Anteil beim Juwelier versilbern. Nein sagen dagegen eine Million


braver Elternpaare: Wir haben außerordentlich intelligente Kinder (die Kinder 


braver Eltern sind immer außerordentlich intelligent), die jetzt in der Fabrik ihr


Brot verdienen. Wir nehmen sie jetzt da heraus und schicken sie auf die


Hochschule. Sie sollen studieren, Theologie, Medizin, Jura, Technik.


Ich will Sie nicht ermüden mit weiteren Beispielen. Die Antwort auf unsere


Frage: was geschieht mit dem aufgeteilten Vermögen, haben Sie nun: ein sehr


bedeutender Teil dieses Vermögens wandert auf die Börse, um liquidiert zu 


werden zur Befriedigung eines nur mit Bargeld zu deckenden Bedürfnisses. Was


so viel heißt, daß dieser große Teil des Vermögens verschleudert wird und so


ohne nennenswerte Gegenleistung in die Hände anderer wandert, wodurch die


Ungleichheit der Vermögen sofort wieder hergestellt wird. Zu beachten ist dann


auch wieder, daß solche Aufteilungsgewinnler sich ähnlich benehmen werden,


wie die Kriegsgewinnler, die das mühelos gewonnene Geld verpraßten, oder


über die Grenze 
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schafften und dies mit umso größerer Eile taten, als sie sich nicht ganz sicher im


Besitze dieses Vermögens fühlten.


Einen Einwand, den ich gegen meine Darstellung erwarte, will ich gleich ent-


kräften. Man wird mir vorhalten, daß der Kurssturz, den ich von der massen-


haften Liquidation von Anteilscheinen ableite, durchaus nicht einzutreten braucht,


indem man bei der Verteilung der Vermögensgegenstände auf die persönlichen


Wünsche der Anteilberechtigten Rücksicht nimmt, so daß jeder schon das erhält,


was er sich wünscht und nicht erst seinen Anteilschein zu verkaufen braucht, um


sich das Gewünschte zu verschaffen. Denen, die Autos wollen, wird man aus


den enteigneten Autobeständen das Auto geben, denen, die goldenes


Geschmeide wünschen, wird man solches geben, denen, die eine Villa mit


Obstgarten wollen, werden solche Villen aus den Beständen gegeben. Und


schließlich den Schwindsüchtigen und den Hochzeitspärchen, den Studenten,


wird man aus den Barbeständen der Aufteilung das benötigte bare Geld aus-


händigen. So hat jeder gleich, was er braucht, und es wird nicht nötig, den Weg


über die Börse dahin einzuschlagen.


Dieser Einwand übersieht, daß die kapitalistische Ordnung auf die vielen


Wünsche, die sich wegen Mangel an Geld nicht in klingende Nachfrage auswir-


ken konnte, keinerlei Rücksicht nahm, daß also die zur Befriedigung solcher


Wünsche nötigen Dinge gar nicht produziert wurden und also bei der Aufteilung


auch gar nicht vorhanden sein können. Der Kapitalist baute, solange es sich 


rentierte, Häuser für die Proletarier, aber er baute keine Hotels und Kurhäuser für


die proletarischen Massen, weil er wußte, daß keine Nachfrage dafür bestand, so


groß auch der Wunsch der Proletarier war, eine Hochzeitsreise nach Norwegen


oder eine Kur in Ägypten zu machen. Und so ähnlich verhielt es sich mit allen


Dingen, die der Proletarier seit den Tagen seiner Geburt auf seinem


Wunschzettel stehen hat. Alles, was zur Befriedigung solcher Wünsche nötig


wäre, man denke z. B. an die ungeheure Nachfrage nach besseren Wohnungen,


die mit der Aufteilung entstehen wird, muß erst hergestellt werden und kann


darum auch nicht bei der Aufteilung den Interessenten zugestellt werden. Alle


solche Wünsche, über die die kapitalistische Wirt-
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schaft glatt zur Tagesordnung ging, als ob sie Luft seien, können darum auch


durch die Aufteilung nicht befriedigt werden und den Ungeduldigen wird der Kurs


der zum Verkauf angebotenen Anteilscheine beweisen, daß sie nur nach und


nach im Rahmen der Produktivkraft einer neu orientierten Industrie Befriedigung


finden können. Die kapitalistische Mangelwirtschaft hat uns nicht nur auf dem


Wege einer 6000 jährigen chronischen Arbeitslosigkeit ein Defizit an Realkapital


hinterlassen, das in die hunderte von Milliarden geht (man denke hier an den


ungeheuren Wohnungsmangel), sondern auch noch einen Bestand an unbe-


friedigten, heftigen Wünschen, der auch nur durch Aufwendung von Milliarden


neu zu schaffender Güter befriedigt werden könnte. Ob und wie weit sie dann


überhaupt befriedigt werden können, das wird davon abhängen, wie groß die


Produktivkraft der physiokratischen Wirtschaftsordnung sein wird, welche


Richtung die Interessen der Einzelnen der Produktion geben werden, d. h. ob 


die Massen nicht doch noch dringendere Bedürfnisse haben werden als


Hochzeitsreisen und Autos.


Diese Betrachtung könnte nun manchen recht pessimistisch stimmen, deshalb


halte ich es für nötig, gerade hier zu erwähnen, daß die Aufteilung auch einen


recht ansehnlichen Aktivposten für die Befriedigung mancher Wünsche schaffen


wird, und zwar der Posten, der den persönlichen Ausgaben unserer heutigen


Rentner entspricht. Vor dem Kriege bezogen die Rentner ein Kapitaleinkommen


von etwa 20 Milliarden Goldmark, von dem sie etwa 1/3 für produktive Anlagen,


den Rest von 2/3, also rund 13 Milliarden Mark, für persönliche Bedürfnisse ver-


wenden mochten. Mit der Aufteilung werden auch diese Einnahmen verteilt, sie


kommen in einem entsprechend erhöhten Arbeitsertrag zum Vorschein. Auch der


dauernde Vollbetrieb, in dem die physiokratische Wirtschaft stehen wird, sowie


die mit dem Freigeld sich einstellenden Ersparnisse am Handelsprofit werden


das Arbeitseinkommen mehren und manchen alten Wünschen die Mittel zur


Befriedigung verschaffen. Aber alles das muß dynamisch, als Entwicklungs-


produkt betrachtet werden. Die Aufteilung selbst liefert für die unmittelbaren


Bedürfnisse so gut wie nichts. 
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Die Diskrepanz zwischen den bestehenden Wünschen und den Mitteln, sie zu


befriedigen, bleibt bestehen. Ein gewaltiger Verkaufsandrang an der Börse von


Anteilscheinen muß unter allen Umständen von der Aufteilung zu gewärtigen


sein, mit allen von mir bezeichneten Folgen.


Bild Nr. 3: 1. Teilung Polens, 2. Teilung Polens und 3. Teilung Polens. 


1. Aufteilung, 2. Aufteilung und 3. Aufteilung. So werden die sagen, die Bescheid


wissen. Bei der ersten Teilung hat man mich erwischt. Bei der zweiten Teilung


aber wird man mich nicht erwischen. Ich weiß, was ich tue. Meinen Anteilschein


werde ich, so gut es geht, liquidieren und den Erlös ins Ausland verschieben,


damit bei der zweiten Aufteilung, die wahrscheinlich bereits in den nächsten


Jahren stattfinden dürfte, man bei mir nichts zu teilen findet. Dann erhalte ich


zwar meinen Anteil wie alle anderen, brauche aber selber nicht zur Gesamt-


masse beizutragen. Und diesen zweiten Anteilschein werde ich dann, in


Erwartung der dritten Teilung Polens auch wieder ins Ausland verschieben.


Bin ich hier wieder zu den Schwarzsehern übergetreten? Was wird geschehen,


wenn als Folge der beschriebenen Vorgänge das Kapital wieder nach wenigen


Jahren den Händen der Massen entschwunden ist und sich bei einigen


Kapitalisten zusammen gefunden hat? Werden die Enterbten sich da nicht der


ersten Aufteilung entsinnen und sagen: Wir sind schmählich betrogen worden, es


ist bei der Aufteilung nicht ehrlich zugegangen. Beweis die Tatsache, daß wir


nichts haben, daß die anderen wieder alles haben. Wir fordern eine neue


Aufteilung. Ganz gewiß wird es so kommen. Der zweiten Aufteilung wird dann


die dritte folgen usw. und das Spiel wird sich so lange wiederholen, bis daß 


niemand noch an die Sicherheit des Eigentums glaubt und dann die Arbeit end-


gültig niedergelegt wird, und die militärische Diktatur die Physiokraten mit der


Physiokratie vertreibt und die alte bewährte Ordnung wieder herstellt.


Die hier berührte Entwicklungsmöglichkeit erinnert mich daran, daß ich noch


den Einfluß der Vermögensaufteilung auf den Wechselkurs (Valuta) nicht ver-


gessen darf.


Die Entwicklung des physiokratischen Kampfbundes zu einem Machtfaktor


allerersten 
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Ranges (und das erwarten wir doch alle), die Aussicht, daß dieser Kampfbund


die Macht an sich reißen kann, der Umstand, daß dieser Kampfbund die allge-


meine Vermögensaufteilung auf dem Programm hat, wird natürlich von denen,


die etwas haben, nicht unbeachtet gelassen werden. Man wird sich rechtzeitig


auf solche Aufteilung einrichten, wie sich die vorausschauenden deutschen


Kapitalisten seit Kriegsende durch die Kapitalflucht auf die kommende, für die


Sanierung der Reichsfinanzen nicht zu umgehende Vermögensabgabe einzu-


richten verstanden. Diese Kapitalflucht drückt heute unausgesetzt auf den


Wechselkurs, der seit der sog. Stabilisierung nur durch Auslandsanleihen ge-


halten werden kann. Eine andere Folge dieser Kapitalflucht ist der in Deutsch-


land außerordentlich hohe Zinsfuß und der durch das deutsche Kapital im


Ausland niedrig gehaltene Zinsfuß. Der hohe Zinsfuß hier und der verhältnis-


mäßig niedrige Zinsfuß dort ist dann wieder der Grund, warum den deutschen


Industriellen der Wettbewerb auf dem Weltmarkt erschwert ist, was


Arbeitslosigkeit zur Folge hat.


Dieselben Dinge, nur in mächtig vergrößerter Proportion, werden sich zeigen,


wenn die politische Entwicklung den Kampfbund hochzubringen verspricht.


Während wir dem Volk prophezeien, daß wir mit unseren Reformen den Zinsfuß


senken werden, wird umgekehrt das mit der Aufteilung einsetzende


Unsicherheitsgefühl der Kapitalflucht rufen und statt zu sinken wird umgekehrt


der Zinsfuß steigen. Dann wird die kapitalistisch orientierte Presse triumphieren:


Fiasko, Fiasko, wird es heißen. Der praktische Beweis ist jetzt erbracht, daß die


physiokratische Kapitaltheorie falsch ist. Zurück, zurück zur Goldwährung. Und


alle die wegen der Aufteilung gegen uns Eingenommenen werden sich zusam-


menschließen, um uns zu stürzen, und diesen werden sich die Kommunisten


anschließen, teils weil die von uns prophezeite Besserung der Verhältnisse,


durch Freigeld und Freiland, trotz der Aufteilung durchaus nicht den phantas-


tischen Erwartungen der Masse entsprach und sich auch in der kurzen Zeit nicht


auswirken konnte, teils auch aus ideologischen Gründen, weil die immerhin


etwas frostige Physiokratie mit der phantastisch aufgebauschten kommunistisch-


christlichen Religion wenig
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stens in der Phraseologie und damit bei den Massen nicht konkurrieren kann.


Wenn sich die Physiokraten in der Macht erhalten wollen, dann müssen sie,


wie jeder andere Revolutionär, der seine Arbeit nicht verpuffen lassen will, für


schnelle und merkbare allgemeine Besserung der Verhältnisse sorgen. Solche


Besserung kann aber nur der Hochbetrieb der Wirtschaft bringen. Denen, die


durch die Aufteilung der größere Teil des Vermögens genommen wurde, müssen


wir schon recht ansehnliche Besserung der Verhältnisse unter die Nase reiben


können, ehe sie sich zum Bekenntnis bequemen werden, daß es ihnen jetzt trotz


des Verlustes des Vermögens und dank der gesünderen wirtschaftlichen


Grundlagen eigentlich doch besser geht als früher. Und allen anderen, den


Proletariern, denen wir in der Propaganda schon viel versprachen, um sie für


unsere Ziele zu begeistern, denen müssen wir das Versprechen einlösen und


zwar mit der Schnelligkeit, die der Ungeduld entspricht, die jeder entwickelt, der


etwas von einem Ereignis erwartet, dessen Dynamik er nicht kapiert. Von dem


Vermögen, das die Aufteilung den gewesenen Proletariern gebracht hat, wird


man in kurzer Zeit nicht mehr reden. Es ist zu wenig, was eine solche Aufteilung


an sich bedeutet, besonders, wenn man seinen Anteil nicht richtig zu verwalten


versteht. Als Maßstab für die Besserung der Verhältnisse werden die Proletarier


nicht ihren von der Aufteilung herrührenden Besitz ansehen, sondern ihr


Arbeitseinkommen. Hat sich das seit der Revolution ständig und merklich ge-


bessert, dann werden sie geduldig auf die weitere Besserung hoffen und darum


auch treu zur Revolution stehen. Anderenfalls schwenken sie ab, irgendwohin.


Und gerade diese für unseren Erfolg so nötige schnell und sicher einsetzende


allgemeine Besserung des Arbeitseinkommens wird durch die Aufteilung gestört.


Niemand wird vernünftigerweise hoffen können, daß gleich nach einem Ereignis


von der Bedeutung einer Aufteilung die Wirtschaft, die deutsche Weltwirtschaft,


sich wieder in Vollbetrieb setzen wird, als ob nichts neues passiert sei. Im


Gegenteil, lange vor der Aufteilung und lange nach dieser Eisenbartkur wird es


im deutschen Reich un
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gefähr aussehen wie in einem Tollhaus, wo die allgemeine Tobsucht ausge-


brochen ist, ähnlich wie in Berlin zur Zeit der Inflation. Der deutsche Spießbürger


hat acht Jahre gebraucht, um sich einigermaßen in der Inflation zurechtzufinden.


Die Behörden mit Einschluß der Gerichte haben sich heute noch nicht zurecht-


gefunden und werden es vielleicht nie erlernen. Und ich glaube, daß die


Mehrzahl der Personen, die durch die Aufteilung zum ersten mal im Leben in den


Besitz von Eigentum geraten, sich ebenso dumm benehmen werden wie die


deutschen Richter sich dumm der Inflation gegenüber benommen haben. Sie


werden Monate, Jahre brauchen, ehe sie das ihnen zugeteilte Vermögen wieder


produktiv arbeiten lassen. In der Zwischenzeit wird aber die Industrie still liegen,


und woher sollen dann die Mittel für eine Besserung des Arbeitseinkommens


kommen? Und woher soll das Kapital kommen, das den Zinsfuß drücken, d. h.


unser Hauptversprechen einlösen soll, wenn der Betrieb nicht zum Hochbetrieb


wird?


Wer alle diese Dinge sich vor Augen hält und alles richtig abwägt, der wird


wohl seine Antwort auf unsere Frage: nähert uns die Vermögensaufteilung dem


von uns erstrebten Zustand der Parität von Nachfrage und Angebot auf dem


Kapitalmarkt, gefunden haben. Wer aber noch schwankend sein sollte, den bitte


ich, sich in die Verhältnisse hineinzudenken, die die Aufteilung in der Industrie,


namentlich in der heute schon von Aktiengesellschaften betriebenen


Schwerindustrie schaffen würde.


Wie es heute da zugeht, das wissen wir. Die, die die Mehrheit der Aktien be-


sitzen, die leiten durch die Ernennung des Direktoriums das Unternehmen. Die


wissen zumeist auch Bescheid. Die studieren die Verhältnisse auf dem Markt.


Sie suchen sich rechtzeitig den Änderungen anzupassen. Sie sorgen dafür, daß


unfähige Beamte durch bessere ersetzt werden und machen auch Stichproben,


ob bei den Einkäufen der Rohstoffe oder bei den Verkäufen der Fabrikate die


Angestellten, die Direktoren sich nicht zum Schaden der Dividenden bestechen


lassen. Wo Waren durch Angestellte gekauft und verkauft werden, da wird,


sofern es an wirksamer ununterbrochener Kontrolle fehlt, aller Regel nach


gestohlen. Bismarck benutzte seinen Einfluß auf die politischen 
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Ereignisse zu Börsenspekulationen. Ein anderer hoher Beamter im auswärtigen


Amt, der kürzlich verstorbene von Holstein, ahmte Bismarck getreu nach und


hunderttausende tun dasselbe in der ganzen Welt. Ein anständiger Mensch ver-


waltet ohne Kontrolle kein öffentliches Geld.


Wie wird es nun nach der Aufteilung mit solcher Kontrolle? Ein Untemehmen


von 10 Millionen Kapital hätte, wenn bei der Aufteilung auf den Kopf 10 000 Mark


entfallen, mit 1000 Aktionären zu rechnen, vorausgesetzt, daß sich diese


Personen damit einverstanden erklären, daß ihr Vermögensanteil auf eine ein-


zige Karte, hier also auf eine Aktie von 10 000 Mark, gesetzt wird, sonst sind es


entsprechend mehr Aktionäre. Von diesen 1000 Aktionären wird vielleicht kein


einziger eine blasse Ahnung haben von dem, was die Gesellschaft eigentlich 


produziert, keiner, der die Bilanz nachzuprüfen versteht. Wer wird hier die


Kontrolle der Beamten durchführen, damit sie nicht stehlen wie die Raben? 


Wer wird beim Verkauf von Lokomotiven nach Rußland oder nach Südafrika die


Verträge studieren? Man wird einwenden, daß solche Aktien vorwiegend den


Arbeitern des Unternehmens bei der Aufteilung ausgehändigt werden könnten.


Schön. Aber glaubt jemand, daß der Arbeiter im Bergwerk, der Arbeiter am


Hochofen etwas mehr vom Geschäftsbetrieb versteht als irgend ein anderer


Mensch im Deutschen Reich, mehr etwa als irgend ein Bauer? Wenn aber diese


Arbeiter, die den kaufmännischen Betrieb nicht durchschauen können und vom


technischen Betrieb nicht mehr verstehen als den Handgriff, den sie jahraus,


jahrein auszuüben haben, als Aktionär den Betrieb führen sollen, werden sie


nicht da ganz bestimmt von Maulhelden geleitet werden, wie das in der Politik


der Fall ist? Werden sie nicht anstelle des tüchtigen, aber vielleicht barschen 


und wortkargen Direktors einen Salontiroler einsetzen, der das ganze Werk in


kürzester Zeit so herunterbringt, daß der Betrieb statt der Dividenden oder statt


gehobener Löhne Zuschüsse aus der Tasche der Aktionäre erfordert, und eine


Herabsetzung der Löhne sich als notwendig erweist? Solches kommt doch vor,


sogar heute, wo die Direktoren unter Aufsicht geschäftstüchtiger Kapitalisten


stehen. Was macht nun der Aktionär, der statt Dividenden einzukassieren,


Zuschüsse zu 
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zahlen hat? Wird ein solcher Mann, der nichts von Börsentricks versteht, sich


nicht einschüchtern lassen und zwar so weit, daß er die Aktien zu irgend einem


Preise losschlägt? Und werden die Börsenleute, die sich in den Besitz der Aktien


zu setzen wünschen, nicht unter einer Decke mit den Direktoren und Buchhaltern


arbeiten und eine Bilanz ausarbeiten, die den Aktienbesitzern die Haare zu


Berge sträuben läßt? Das ist doch immer leicht möglich und wird auch heute


überall dort gemacht, wo man weiß, daß die Aktien in Händen von Analphabeten


sind. In Deutschland haben wir gewiß genügend Leute, die solche Bauern-


fängerei verstehen. Sobald dann die Börsenleute die Aktien an sich gebracht


haben, wird an Stelle des Salontirolers wieder der frühere Direktor eingesetzt


und die scharfe Kontrolle von früher wieder eingeführt und dann fließen die


Dividenden wieder bei gleichzeitig steigenden Löhnen.


Mit der Aufteilung entreißen wir bewährten Wirtschaftlern die Leitung des


Unternehmens und legen sie in die Hände von Unerfahrenen, die von


Schwindlern umschwirrt sind. Wir zerstören hier ein ungeheures Kapital an


Erfahrungen, Kenntnissen, Beziehungen und Organisation. Sehr viele, wichtige


Geschäfte werden direkt unmöglich, weil den Unternehmern und Kaufleuten die


Mittel entrissen wurden, mit denen sie das Risiko des Geschäftes zu tragen ver-


mochten und ohne die sie solche Geschäfte nicht mehr wagen können. Die


Produktivität der Arbeit nimmt entsprechend ab, die Kapitalbildung, von der wir


die Beseitigung des Kapitalismus erwarten, geht zurück. Und statt zu sinken,


steigt der Zinsfuß. Wenn wir aber das erleben sollten, dann haben wir bereits


verspielt.


Wir erwarten nichts vom Parlament für unsere Ziele. Im Programm steht, daß


wir revolutionär vorzugehen gedenken. Ganz recht. Wann aber werden wir bereit


zum Losschlagen sein? Nach Ansicht der ungeduldigen Masse sicher schon


dann, wenn in Berlin eine schwarze Masse unseren Fahnen folgt, eine Masse,


die zwar sehr drohende Gebärden zeigt, die aber bei den ersten Flintenschüssen


zerstiebt.


Es wird nicht leicht sein, die Ungeduldigen zurückzuhalten. Schießt da unsere


sogenannten Führer vom Stuhl herunter, sie sind zu feig. So wird 
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es bald genug heißen, denn die Erwartung der Aufteilung wird die Ungeduld


noch mächtig fördern und zu diesen Ungeduldigen gehören dann nicht die, die


die Physiokratie begriffen haben, sondern die Elemente, die immer nur von der


Teilung alles erhofften und von der Physiokratie nicht das Geringste begriffen


haben. So könnten die Physiokraten durch die mit Hilfe des Aufteilungsplanes


angelockten Massen zu übereilten Schritten gedrängt werden. Nicht die


Physiokraten übernehmen dann die Führung, sondern die urteilslosen, hungrigen


und ungeduldigen Massen, die heute den Anarchisten, morgen den


Kommunisten, übermorgen aber wieder Ludendorff zujubeln. Mit der Übernahme


des Aufteilungsplanes in das Physiokratische Programm erreichen wir möglicher-


weise, daß sich die Plünderer unter unsere Fahne organisieren, die dann los-


schlagen, nicht wenn wir für den Enderfolg genügend erstarkt sind, sondern, die


sich mit einem Zeiterfolg, unter Umständen auch schon mit einem Tageserfolg,


begnügen. Ja, wenn hinter der sogenannten großen Masse auch wirklich die


Masse steckte! Aber es ist nicht so. Diese sogenannte, auf der Straße sich


zusammenrottende Masse ist ein Scheingebilde. Sie verduftet nicht nur beim


ersten Schuß (wie wir das wieder im Potemkin-Film so gut beobachten konnten),


sie ist auch numerisch keine Masse. Als in München die sogenannte „große
Masse“ kommandierte, waren alle Straßen leer. Als Noskes Bajonette die


„Ordnung“ wieder hergestellt hatten, waren die Straßen schwarz von jubelnden


Massen. Woher kamen diese Massen? Genau dasselbe würde sich in Berlin 


zeigen. Die wirklich große Masse, die überwältigend große Masse, die werden


wir erst bilden müssen. Sie ist heute zersplittert, darum tritt sie nicht auf. Sie


besteht aus der Mehrzahl derjenigen Arbeiter, die heute noch etwas zu beißen


haben, weil sie nicht arbeitslos sind. Zu dieser Arbeiterauslese kommen dann als


Bestandteile der großen Masse die Handwerker und unabhängigen Gewerbe-


treibenden, die kleinen Händler, die technischen und kaufmännischen


Angestellten, die Eisenbahner, die Postbeamten, die Droschkenkutscher, über-


haupt die Verkehrsmenschen, die Reichs- und Staatsbeamten, die Lehrer, die


Ärzte, die Gastwirte, die Techniker, Kinobesitzer und die 
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Bauern. Das alles zusammen bildet die wirklich große Masse und für unsere


Revolution, die kein Putsch sein soll, brauchen wir diese Masse nicht nur als


Machtfaktor gegenüber der organisierten Macht der Kapitalisten, sondern auch


für die Fortführung der Wirtschaft, von der die Sicherung der Revolution durch-


aus abhängig ist. Mit dieser Masse können wir alles erreichen und der Erfolg


unserer Revolution ist dann auch gesichert, ohne diese Massen können wir


nichts tun. In den Händen dieser Massen liegt die Wirtschaft, liegt für uns also


die ausschlaggebende Macht. Sie müssen wir uns sichern.


Nun erhebt sich für uns die Frage: wie wirkt der Vorschlag der allgemeinen


Vermögensaufteilung propagandistisch auf diese, gerade diese Masse? Locken


wir sie mit der Aufteilung an uns oder stoßen wir sie gar damit ab? Werden diese


Menschen mit uns oder gegen uns marschieren? Für unsere Ziele ist diese


Masse zweifellos zu haben. Auch unsere im Programm bezeichneten Mittel wird


diese große Masse sicher nicht ablehnen. Diese große, werktätige Masse hat


heute die Grundrente und den Zins für die Kapitalisten aufzubringen, sie leidet


unter den Krisen, sie empfindet es, daß etwas nicht in Ordnung ist und in ihr 


finden wir die Elemente, die unsere Lehre innerlich begreifen, die auch imstande


sind, sie nach außen zu vertreten. Hier in dieser Masse finden wir auch ge-


nügend Männer, die imstande sind, sich ein Bild von den Zuständen zu machen,


die die Aufteilung schaffen würde, die also nicht nur das ihnen durch die


Aufteilung in die Hände gespielte Gut, sondern auch die Kehrseite der Medaille


durchschimmern sehen. In dieser Masse sind alle bedächtigen Elemente des


Volkes enthalten, die Elemente, die, wenn sie einmal begriffen haben, das Ziel


mit Zähigkeit verfolgen und sich auch nicht bestechen lassen. Und gerade diese


Elemente sind es, die wir brauchen. Diese Elemente mit völlig harmonierenden


Interessen, politisch jedoch zersplittert, müssen wir politisch zusammen bringen.


Ich bin nun der Meinung, daß bei dieser so gekennzeichneten großen Masse


die Forderung der Aufteilung in der Mehrzahl der Fälle auf entschiedenen


Widerstand stoßen würde, daß unsere Werbekraft in diesen Kreisen durch den


Aufteilungs
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vorschlag nicht gestärkt würde, sondern im Gegenteil vermindert würde. Wer die


Gefahren erkannt hat, die die Aufteilung für unsere Revolution bedeutet, der wird


selbstverständlich auch dann sich gegen die Aufteilungsforderung aussprechen,


wenn es sich zeigte, daß diese Forderung starke Werbekraft in sich trägt, ja


gerade dann würde er sie mit umso größerem Eifer bekämpfen, weil ihre propa-


gandistische Kraft die Gefahr eines Versuches mehrt. Die meisten aus dieser


Klasse sind für die Aufteilung schon darum weniger zu begeistern, weil sie selbst


nicht völlig frei von Eigentum sind, manche mögen sogar ausrechnen, daß ihnen


die Aufteilung das eigene Gut mindern könnte, statt es zu mehren. Die meisten


aber werden sagen: Ein Kalb am Strick ist besser als eine Kuh auf dem Berg. Zu


diesen müssen wir schon die Inhaber der Sparkassenbücher rechnen, dieselben,


denen wir heute lang und breit vorrechnen müssen, daß sie durch die


Beseitigung der Zinswirtschaft gewinnen werden, trotzdem sie den Zins ihres


Sparkassenbuches einbüßen werden. Diese Einstellung der Kleinbesitzer müs-


sen wir umso mehr beachten, als der Erfolg der Revolution allen immer zweifel-


haft erscheinen wird, daß also auch die Aufteilung vorläufig für sie nur auf dem


Papier steht, während sie ihr persönliches Eigentum sicher in der Hand zu halten


glauben. Natürlich werden wir auch viele finden, denen die Aufteilung sehr 


sympathisch erscheinen wird, teils weil sie sich freuen, auch einmal etwas zu


besitzen, sehr oft aber auch, weil sie vom Gedanken der christlichen Gerechtig-


keit, der Gleichmacherei, oft auch der Rache besessen sind. Sammeln oder zer-


streuen wir nun mit der Aufteilungsforderung die von Natur zu uns gehörenden


Menschen? Und auf diese Frage müssen wir die Antwort geben: wir werfen mit


der Aufteilung zu dem heute schon bestehenden, überreichlichen Haderstoff, der


diese Masse zersplittert, neue und gefährliche Spaltpilze. Aber sei dem auch wie


es sei: Sollte es auch möglich sein, mit dem Schlagwort „Aufteilung“ das


Proletariat zum Sturm zu einigen – so müßten wir die Forderung dennoch ableh-


nen – weil diese so geeinigte Front zum Aufbau von dem, was wir wollen, nicht
zu gebrauchen ist.


Die Frage der Aufteilung müssen wir aber noch von einem anderen


Gesichtspunkt betrachten, um ein 
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zur Urteilsbildung brauchbares Bild zu schaffen. Ich frage: Haben wir solche der
Physiokratie doch ziemlich wesensfremde Propagandamittel, wie sie die
Aufteilung darstellt, wirklich nötig? Ist unser Werbematerial so arm, daß wir uns
nicht mit dem begnügen können, was im Programm steht? Kann sich der


Plunder einer einmaligen Aufteilung überhaupt vergleichen mit dem, was wir 


ehrlich und wahrhaftig dem Volk versprechen können? Wird nicht die Wirkung


unserer Versprechungen durch das Anhängsel der Aufteilung verkleinert statt 


vergrößert, etwa so, wie wenn ein Weib, das dem Manne nach jeder Richtung


hin als ein Prachtexemplar erscheint, von einem Kuppler mit den Worten ange-


priesen wird: sie bringt eine Kuh in die Ehe mit. Und mehr als eine Kuh ist doch


vergleichsweise das Aufteilungsprodukt nicht. Man bedenke: Die Aufteilung soll


eine einmalige sein. Was wir dagegen versprechen, ist eine ewig sprudelnde


Quelle köstlicher Güter, den Abbau des Staates, Frieden und Freiheit. Es ist


auch zu berücksichtigen, daß gerade das Beste des Volksvermögens, der
Boden, von der Aufteilung ausgeschlossen werden soll. Das beraubt den


Aufteilungsplan seiner propagandistischen Kraft bei all denen, die auch für 


unsere Behandlung des Bodens kein Verständnis gewinnen können. Und wenn


wir dann noch sagen: Hört, wir verteilen zwar das Vermögen gleichmäßig auf


alle. Ehrlicherweise müssen wir Euch aber sagen, daß das, was wir Euch geben,


eine ausgehöhlte Nuß ist. Durch unsere Reformen werden wir dem Kapital, das


ihr erhalten sollt, die Kraft nehmen, Zinsen zu hecken. Ihr könnt das gut ge-


brauchen und verbrauchen, aber mehr als Arbeitseinkommen dürft Ihr davon


nicht erwarten.


Wird man uns da nicht antworten, daß wir sie betrügen oder wenigstens ver-


ulken? Ausgerechnet dann soll das Kapital kein Einkommen mehr verschaffen,


wenn es aus den Händen der Ausbeuter in die Hände des Volkes gelegt wird!


Das soll einer verstehen, das soll eine proletarische Reform sein? Nein, wird die


Menge sagen: wir sind zwar für die Aufteilung, aber nicht für die Reformen, die


den Zins des uns zufallenden Kapitals beseitigen. Jetzt sind wir endlich auch 


einmal Ka-   Kapitalisten
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pitalisten, jetzt wollen wir Kapitalisten bleiben. Streicht vom Programm alles, was


dem Zins abträglich ist.


Ja, so kann es kommen, auf alle Fälle sehen wir, daß der Aufteilungsplan pro-


pagandistisch sehr verschieden bewertet werden kann. Aber noch eins dürfen wir


ehrlicherweise nicht zu erwähnen vergessen: die Kriegslasten und Reparationen


belasten das Vermögen und nehmen für sich etwa 75% des Ertrages direkt und


indirekt in Anspruch. Was also zur Verteilung kommen würde, ist 1/4 des


Vermögens, die übrigen 3/4 sind bereits so gut wie beschlagnahmt.


Selbstverständlich würde eine solche Enthüllung die propagandistische Kraft der


Aufteilung auch wieder stark herabsetzen müssen.


Mit der in unserem Programm vorgesehenen Vermögensabgabe von 75% wäl-


zen wir alle Kriegs- und Reparationslasten von allen Reichskassen direkt auf die


Sachwerte ab, so daß dann alle direkten und indirekten Steuern abgeschafft, der


Steuerapparat zerschlagen werden kann. Diese 75% kann die Wirtschaft tragen;


sie ist übrigens von altersher gewöhnt, solche Lasten zu tragen. Daraus aber


dürfen wir nun ja nicht folgern, daß wir auch die 100% nehmen können. Dieses


letzte 1/4 verbindet die Wirtschaft mit dem Menschen noch zu einer Einheit.


Dieses letzten Viertels wegen hütet der Unternehmer, der Kaufmann, der Bauer


das Ganze, die 4/4 genau so, als ob sie sein Eigentum geblieben wären. Um zu


dem letzten Viertel, seinem Eigentum zu kommen, muß er die vorangehenden 
3/4 unangetastet lassen. Wenn durch Nachlässigkeit, durch falsche Maßnahmen


etwas von den ersten 3/4, die ihm nicht gehören, verloren geht, dann muß dafür


das letzte Viertel haften. Weil es so ist, können wir 75% des Vermögens


beschlagnahmen, ohne eine einzige der Gefahren zu wecken, die für die


Substanz des Vermögens zu gewärtigen sind, falls wir zur vollen Enteignung


übergehen würden. Mit dem einen Viertel halten wir die Privatwirtschaft mit all


ihren Vorzügen aufrecht. Opfern wir aber auch noch dieses letzte Viertel der 


allgemeinen Enteignung, dann sind wir mitten drin in all den Schwierigkeiten des


Kommunismus, des Staatssozialismus, des Bolschewismus. Mit der Enteignung


des letzten Viertels werfen uns alle Bauern, Unternehmer und Kaufleute ihren


Kram 
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mit den Worten des Königs von Sachsen vor die Füße, während sie bei den


ersten 3/4 sich überlegen, ob sie durch Fleiß und mit der Zeit den Schaden nicht


gut machen können. Die Durchführung unseres Programmes, die Beschränkung


der Enteignung auf 75% enthebt die revolutionäre Leitung der Notwendigkeit,


sich überhaupt um die Wirtschaft zu kümmern. Das Publikum verrichtet im 


eigenen Interesse alles das, was wir wünschen, das zur Sicherung der


Revolution getan werde. Alle wirtschaftlichen Kräfte, auch die der Reaktionäre,


werden automatisch in den Dienst der Revolution gespannt. Ob er will oder nicht,


wer im persönlichen Interesse arbeitet, schwitzt und spekuliert, der arbeitet und


schwitzt für die Revolution, die nichts anderes verlangt als Arbeit. Darum aber,


weil die Leitung der Revolution von allen wirtschaftlichen Sorgen befreit ist, kann


sie den Machtverhältnissen ihre volle Aufmerksamkeit schenken, und so in ganz


anderer Weise für die Sicherung der Revolution sorgen.


Das Gesagte will ich nun kurz rekapitulieren:


1. Die Aufteilung führt zunächst wenigstens zu einem Massenverbrauch von


Gütern von Seiten von Millionen von Menschen, die zurückgestellte Wünsche


nunmehr befriedigen wollen. Das treibt den Zins hoch statt ihn zu senken.


2. Die Aufteilung stört außerordentlich alle wirtschaftlichen Betriebe, mindert


auf lange Zeit die Produktivität der Arbeit, erhöht den Zins, statt ihn zu senken.


3. Die Aufteilung führt der Börse ungeheure Massen von Anteilscheinen zu.


Der zu erwartende katastrophale Kurssturz hebt sofort die durch die Aufteilung


künstlich herbeigeführte Gleichheit der Vermögen wieder auf.


4. Dadurch wird die Stimmung für eine zweite und dritte Teilung geschaffen,


wodurch das Sicherheitsgefühl der Eigentümer und der Sparer verloren geht und


eine Kapitalflucht unvermeidlich wird. Diese setzt dann den Zinsfuß herauf, statt


ihn zu senken. Diese Kapitalflucht wird auch schon von dem Augenblick an ein-


setzen, wo die Aufteilung in das Programm des Ph.K.B. aufgenommen ist und


der Kampfbund anfängt, die Kapitalisten zu beunruhigen. Sehr große


Schwierigkeiten würden 
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dadurch der physiokratischen Währungsverwaltung bereitet werden.


5. Statt der für die Sicherung der Revolution so nötigen schnellen Besserung


der Lage, statt des geschäftlichen Aufschwunges haben wir mit einer


Verschlechterung der Lebenshaltung zu rechnen, wodurch den reaktionären


Elementen starker Agitationsstoff in die Hände gegeben wird.


6. Die ungezählten Beschwerden über die Praxis der Aufteilung, die großen


wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die überall zutage treten, lenken die Aufmerk-


samkeit der revolutionären Leitung von den Machtverhältnissen ab und setzen


die Revolution der Gefahr der reaktionären Überrumpelung aus.


7. Propagandistisch setzt die Aufteilung unsere Bestrebungen bei der wirklich


großen Masse herab und nur bei einem Teil dieser Masse, der den Wirtschafts-


körper nicht in der Hand hat und der auch kaum befähigt wäre, den Wirtschafts-


betrieb aufrecht zu erhalten, wird die Forderung der Aufteilung wirklich ziehen.


Das aber auch nur so lange, als wie wir verschweigen, daß von dem aufzuteilen-


den Vermögen allein 75% für die Reparationen und für die Kriegslasten abzuzie-


hen sind, daß dieser Abzug bereits in unserem Programm vorgesehen ist, und


daß außerdem durch unsere Reformen das aufgeteilte Gut ausgerechnet dann


den Kapitalcharakter verlieren soll, wo es dem Proletariat ausgehändigt wird.


8. Aus diesen von der Aufteilung zu erwartenden Übelständen und Schwierig-


keiten muß man m. E. den Schluß ziehen, daß uns die Aufteilung unsere


Aufgabe erschwert, den Erfolg und die Sicherheit unserer Revolution aufs 


Äußerste gefährdet und wegen der propagandistischen Schwierigkeiten, die sie


schafft, den Zeitpunkt für das Losschlagen um Jahrzehnte hinausschiebt, falls


auf diesem Wege die zu unserem Erfolg unerläßliche Einheitsfront der werk-


tätigen Massen überhaupt zu erreichen ist.


9. Der physiokratische Kampfbund hat in dem, was wir ehrlich dem Volk mit der


Durchführung unseres Programmes versprechen können, einen Propagandastoff


von großer Werbekraft, der gerade auf die Elemente den stärksten Eindruck


macht, auf deren Mitwirkung wir in erster Linie angewiesen sind, die wirtschaft-


lich tüchtigsten, die nach Freiheit, Selbständigkeit und Eigentum strebenden, 


63







ohne deren freudige Mitarbeit wir von vornherein verloren sind. Eine Erweiterung


unseres Programmes aus propagandistischen Dingen erübrigt sich. Die


Schwierigkeiten, auf die wir bei der Propaganda stoßen, liegen zumeist in der


Unzulänglichkeit unserer Literatur, in der intellektuellen Unzulänglichkeit bei der


zu gewinnenden großen Masse, in der Hauptsache aber im Widerstand der 


proletarischen Führer der K.P.D. wie der S.P.D., die selbstverständlich solange


uns bekämpfen werden, als sie unsere Theorie nicht genügend beherrschen, um


sie theoretisch vertreten zu können. Die Überwindung dieser Schwierigkeiten


erfordert keine Erweiterung des Programmes, sondern Ausdauer. Je größer die


Schwierigkeiten sind, umso schärfer müssen unsere Waffen geschliffen werden.


Der Vorschlag der Aufteilung ist eine Konzession auf Kosten unseres


Programmes, die wir zu dem Zwecke machen sollen, den schon so lange ver-


geblich gesuchten Anschluß an die proletarischen Massen zu erreichen. Hier ist


vieles zu bedenken. Zunächst der Umstand, daß der Anschluß an die Massen


nur über deren politische Organisationen geschehen kann, wenn man als


Anschluß nicht die Gewinnung einzelner Individuen bezeichnen kann. Anschluß


an die Massen heißt praktisch die Verfolgung der gleichen Ziele mit den gleichen


Mitteln, heißt aufgehen in die Masse, und Unterwerfung unter deren politisches


Programm. Namentlich im jetzigen Entwicklungsstadium des Bundes bei seiner


numerischen Winzigkeit ist die Gefahr, bei Aktionen einfach mitgerissen zu wer-


den, besonders groß, ist auch die Hoffnung, solche Aktionen auf unsere Geleise


abbiegen zu können, gleich null. Ungefähr so, wie wenn im Kriegsfall unsere


Antimilitaristen mitgehen in der Hoffnung, auf dem Schlachtfeld die beiden


Parteien versöhnen zu können. Da wir mit den Kommunisten in der Befreiung


vom Schmarotzertum unsere Aufgabe sehen, aber mit gerade entgegenge-


setzten Mitteln das Ziel erreichen wollen, so kann man sich kaum eine Aktion 


der Kommunisten denken, der wir nicht widersprechen müssen. Umso proble-


matischer erscheint der Anschluß oder auch nur der Kontakt mit den Kommu-


nisten, nicht mit den Kommunisten als Parteimänner, sondern mit den kommuni-


stischen Menschen. Wird uns das jemals gelingen? Wir werden immer nur 
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einzelne gewinnen, die dann aus der kommunistischen Partei austreten oder aus


ihr abgestoßen werden. Seit 20 Jahren haben Blumenthal und ich diese Frage


ventiliert. Regelmäßig kamen wir zum Schluß, daß wir von links her an die


Massen herantreten müssen, daß aber links keine Massen sind. Von einigen


Anarchisten abgesehen, die unseren Kohl nicht fett machen, gähnt links vom


Sozialbürokraten eine große Leere. Wer von links kommt, stößt sofort auf die 


chinesische Mauer der Kommunisten und Sozialdemokraten, die ihr Gebiet luft-


dicht vor Eindringlingen mit größter Sorgfalt abschließen. Daß diese Mauer


irgendwo einen schwachen Punkt haben muß, ist bei der Unvollkommenheit aller


menschlichen Dinge sicher genug. Aber wir haben diesen schwachen Punkt 


bisher nicht finden können. Ein einzelnes Werk, eine Stadt im weiten Land, wo


die Arbeiter aus irgend einem Grund mit der Parteileitung unzufrieden waren, und


wo man uns dann aus Lust an der Opposition hätte reden lassen. Bei der


Wachsamkeit der Bonzen, die um ihre Stellung zittern, ist solche Hoffnung viel-


leicht auch noch utopisch, bis der Zufall einmal den Bonzen den Schabernack


spielt. Als vor einiger Zeit von einer beginnenden Auflösung der Gewerkschaften


die Rede war, glaubten wir Morgenluft zu wittern. Aber mit der Beseitigung der


Inflation konsolidierten sich die Gewerkschaften wieder und bei dem großen


Haß, den die Arbeiter all denen entgegentragen, die die Gewerkschaften und die


Geschlossenheit der Parteien angreifen, sind die Aussichten hier nicht besser als


am ersten Tag. Der Arbeiter kann auf den ersten Blick selbstverständlich nicht


sehen, daß wir die jetzigen Arbeiterparteien zu dem Zwecke angreifen, um aus


ihren Trümmern den Stoff für die Einheitsfront zu schaffen. Der erste Blick zeigt


ihm uns als die Angreifer seiner Partei, also als Spaltpilz und das genügt ihm.


Wenn nun unsere Werbetätigkeit in Arbeiterkreisen so absolut versagt, wenn


die einzelnen Arbeiter, die wir gewinnen, in ihren Kreisen nicht werben können,


ohne sich den größten Gefahren auszusetzen und somit als Aktivposten unserer


Werbearbeit kaum mitrechnen, so fragt man erneut: was können wir überhaupt


tun? Die Antwort: Wenden wir uns an die Unorganisierten, an die sogenannten 
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freien Berufe, wo wir von Anfang an immer leicht Verständnis gefunden haben,


müssen wir ablehnen, denn auf diese Weise verbarrikadieren wir uns endgültig


den Weg zum Proletariat, und ohne die entschlossene Mithilfe des Proletariats


können wir unsere Ziele ja doch politisch nicht erreichen. Wozu dann eine


Organisation schaffen, die doch niemals die Macht an sich reißen wird? Freilich,


wir brauchen die Mitarbeit der Leute aus den freien Berufen. Hier finden wir die


Personen, die vermöge ihrer allgemeinen Vorbildung schneller begreifen und die


auch unsere Sache in der Öffentlichkeit sachlich zu vertreten wissen. Ohne 


solche Leute können wir selbstverständlich auch nichts anfangen. Aber – so war


wenigstens die Meinung, mit der ich mit Blumenthal immer einig ging – diese


Leute aus den freien Berufen, die Lehrer, die Ingenieure und Chemiker, die 


kaufmännischen Weltreisenden mit ihrer bürgerlichen Kleidung, mit ihrem 


bürgerlichen Portemonnaie, mit ihren bürgerlichen Beziehungen und mit ihrer


antirevolutionären Gesinnung – die dürfen nicht den Grundstock unserer


Bewegung bilden. Es muß sich im sozialen Aufbau des F.K.B. genau umgekehrt


verhalten. Proletarisch in sozialer Beziehung muß der Grundstock des F.K.B.


werden, und diesem Grundstock sollen sich die Elemente aus den anderen


Schichten anschließen, aber numerisch immer so, daß der Proletarier niemals


das Empfinden verliert, im F.K.B. wirklich zu Hause zu sein.


Ich habe diese Dinge so oft in aller Stille überlegt und ich bin von der


Richtigkeit dieser Betrachtung so überzeugt, daß ich für die F.K.B.-Organisation


nichts als Streit und Zank erwarte und ewige Ohnmacht, wenn dieser Vorbe-


dingung sozialer Struktur des F.K.B. nicht genüge getan wird. Darum war ich


auch von der Notwendigkeit der Spaltung überzeugt. Und darum bin ich auch


dafür, daß wir die Werbung außerhalb des Proletariats einstellen, bis wir im


Proletariat ernsthaft Fuß gefaßt haben. Auf letzteres Ziel müssen wir also noch


mehr als es geschehen unsere ganze Aufmerksamkeit lenken. Wie das mit 


besserem Erfolg geschehen könnte, darüber bin ich völlig im Unklaren. Je 


unklarer mir aber diese wichtige Sache ist, umso klarer bin ich mir darüber, 


daß der gesuchte Kontakt mit den Massen unserem Programm 
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auch nicht ein Haar kosten darf. Sollte es sich zeigen, daß ohne solche


Konzession der Kontakt nicht erreicht werden kann, dann müßten wir den 


logischen Schluß ziehen, daß unser Programm zurzeit noch eine Utopie ist und


daß wir dem Untergang des Abendlandes mit gekreuzten Armen zuzuschauen


hätten. Babylon ist am verkehrten Geldwesen zugrunde gegangen, Rom ist aus


dem-selben Grunde untergegangen. Warum sollte unsere Kultur diesem


Schicksal entgehen? Selbstverständlich wollen wir kämpfen. Aus


Selbsterhaltungstrieb wollen wir bis zuletzt kämpfen. Wenn aber alles nichts 


nützen sollte, dann wollen wir wenigstens bewußt und mit vollem Verständnis


uns am Schauspiel des Unterganges ergötzen.
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Wird Schacht den Dollarkurs halten können.


Man kann mit dem Papiergeld jedem Ziele nachlaufen, sogar dem von Morgan


und Konsorten manipulierten Golddollar. Natürlich wird man dabei einer ordent-


lichen Portion Brutalität und Rücksichtslosigkeit nicht entraten können. Es darf


einem dabei nicht darauf ankommen, Tausende, ja Millionen von Proletariern


dem Elend der Arbeitslosigkeit auszuliefern und alte, solid geführte Firmen dem


Bankrott zuzutreiben. Wer über Leichen vergnügt spazieren kann, der hat alles,


was nötig ist, um mittels Deflation und Inflation den Dollar zu stabilisieren. Und


erst recht wird er das können, wenn es ihm nicht darauf ankommt, das ver-


schuldete Reich durch weiteres Schuldenmachen tiefer in die Schuldknechtschaft


zu reiten.


Allerdings allzulange kann ein Land solche Wirtschaft nicht vertragen. So voll-


kommen heruntergekommen, lammfromm und gottergeben ist der deutsche


Arbeiter doch noch nicht aus der sozialdemokratischen Schule gekommen, daß


er vor den Schaufenstern der Leipziger Straße verhungert zusammenbricht. Die


Empörung der Hungernden könnte sich doch einmal direkt gegen die Ursache


der Not wenden. Die Ereignisse auf dem Arbeitsmarkt werden am Ende Schacht


zwingen, über das Londoner Abkommen und seine Unterlage, die von


Börsenspekulanten in New York manipulierte Dollarwährung, zu marschieren.


Man erschauere nicht bei solchem Gedanken. Ein Vertrag, bei dem die


Hauptsache vergessen oder unter Ausnutzung der Unerfahrenheit der einen


Partei unterschlagen wurde, soll nicht besser als andere chiffons de papier


behandelt werden. Das Londoner Abkommen ist von Bauernfängern verfaßt und


von Bauernlümmeln unterzeichnet worden. Den Vertrag können wir ohne 


weiteres als nichtig erklären, denn es ist vergessen (?) worden, das Ziel der uns


aufgebürdeten Währungspolitik, den manipulierten Dollar, zu definieren. Zwar


steht da, daß bei den Reparationsleistungen der Index berücksichtigt werden soll


(etwa der Index von 1919?), aber damit ist der Dollarpolitik selber nicht das


geringste vorgeschrieben worden. Im Gegenteil, der Passus läßt vermuten, daß


es in der Absicht der Oberdollarmanipulatoren liegt, den Dollar großzügigen


Schwankungen zu unterwerfen, die dann an der Börse in Differenzen ausge-


münzt werden. Kein Gesetz, keine Spur eines Gesetzes steht solchen


Raubzügen im Wege. Morgan und Genossen können den Raubzug vom Jahre


1907 jederzeit, und zwar in einem durch das Dawes-Abkommen gewaltig ver-


größerten Maßstab wiederholen.


Kann uns Schacht sagen, wie die Manipulatoren in Amerika in Zukunft den


Dollar behandeln werden, der ihm als Richtmaß seiner Währungspolitik gilt?


Damit auch wir unsere Börsengeschäfte, so klein sie auch sein mögen, danach


einrichten können. Aber Schacht weiß nicht mehr als unser Nachtwächter. Er


läuft dem Dollar nach wie der Mops dem Windhund. Morgan und ein Dutzend


über die 
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Welt verteilte Vertrauensleute dieses Räubers sowie sein Angestellter, der


Controller of the Currency, das sind die Männer, die den Dollar manipulieren.


(Vielleicht hatte Stinnes mit seinen drei Dutzend politischen Zeitungen etwas


Ähnliches im Sinne.)


Und auf diesem Börsenpanier, dem von der New Yorker Börse manipulierten


Dollar, soll sich nun die Weltwirtschaft reibungslos abspielen? Ob es jenen


Herren einfällt, Deflations- oder Inflationspolitik zu betreiben, einerlei, die ganze


Welt soll da mitmachen. Mit den Machtmitteln des Notenmonopols hat die


Reichsbank die Stricke zu drehen, mit denen Morgan die deutsche Wirtschaft zur


Erpressung von Differenzen zu drosseln beabsichtigt. Morgan weiß, was er tut.


Er weiß, wie er den Dollar manipulieren wird, er weiß den Tag genau, wo die


Inflation in Deflation umkippen wird. Er und seine wenigen Kumpane wissen das


allein. Sie arbeiten, die Börsendifferenzen sind ihr Arbeitsprodukt, wie der Schuh


das Produkt des Schusters ist. Die anderen Börsenleute aber, die spekulieren


nicht, sondern spielen, spielen wie die Glücksspieler in Monte Carlo. Sie haben


auf die Entwicklung der Kurse keinen Einfluß, Ach, wir Armen. Und diese


Spitzbüberei nennt Schacht stolz die Stabilisierung der deutschen Währung. 


O welche lächerliche Rolle läßt Morgan da den deutschen Michel spielen!


Kehren wir hier zu unserer Ausgangsfrage zurück, nämlich ob Schacht den


Dollarkurs wird halten können. Daß dieser Kurs nicht gehalten werden kann,


solange die Handelsbilanz passiv bleibt, ist selbstverständlich. Daß der Saldo


dieser Bilanz, zuzüglich der gewaltigen Reparationszahlungen, auf die Dauer


nicht durch Anleihen, Aktienexport und Hypotheken „transferiert“ werden kann, 


ist ebenso selbstverständlich, namentlich wenn der Kurs der Aktien so schwach


bleibt und wenn die Hypothekengläubiger mit gutem Grund die deutschen


Grundrenten sowieso schon als der Reparation verfallen betrachten müssen.


Und daß der Staat die für die Reparation nötigen Steuern nicht von einer not-


leidenden Wirtschaft herauspressen kann, das versteht sich bei der Größe der


Reparationsleistungen auch von selbst.


Das von Schacht für seine Dollarpolitik zu lösende Problem ist somit folgendes:


a) die heutige passive Handelsbilanz muß für die Reparationsleistungen in der


vollen Höhe der Passivität der Zahlungsbilanz aktiv werden;


b) die Handelsbilanz kann nur in solchem Umfang aktiv werden, wenn die


Volkswirtschaft in Vollbetrieb erhalten wird, damit für die notwendige Ausfuhr


auch die notwendigen Güter erzeugt werden (und im Ausland Absatz finden);


c) der Vollbetrieb der Volkswirtschaft ist bei Deflation, bei niedergehenden


Warenpreisen unmöglich (zu dieser alten Erkenntnis der Bimetallisten ist jetzt


auch bereits das Arbeitsamt des Völkerbundes gekommen);


d) ohne Deflation verliert aber die deutsche Industrie die Kon-


Konkurrenzfähigkeit
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kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt, und kann es also nicht zu einer aktiven


Zahlungsbilanz kommen!!


Somit wäre das Problem unlösbar, vor das sich Schacht durch seine Politik


gestellt sieht. Im Laufe seiner Amtszeit hat Schacht den deutschen Index bei 


der Notenausgabe unberücksichtigt gelassen. Er sah nur den Dollarkurs und war


zufrieden, daß er den Kurs halten konnte. Inzwischen hat sich aber der durch 


die Notenpolitik gehobene Index in gehobenen Löhnen, gehobenen Beamten-


gehältern, gehobenen Materialpreisen, gehobenen Zinsen (mit Ristorno 


beschwerter Zins) ausgewirkt, so daß nun die Produktionskosten der Ausfuhr-


industrie in den auf dem Weltmarkt erzielbaren Dollarpreisen keine Deckung 


finden.


Für die Lösung dieser Schwierigkeiten gibt es nur ein Mittel, wir müssen den
Dollarkurs fahren lassen, so daß sich ein Agio für den Dollar herausbilden kann,


mit dessen Hilfe die deutsche Industrie ohne Deflation und ohne zu dem gefähr-


lichen Mittel nomineller Lohnherabsetzungen greifen zu müssen, wieder auf dem


Weltmarkt konkurrenzfähig wird und den feiernden Arbeitermassen wieder Arbeit


angeboten werden kann (durch Abschaffung der kürzlich wieder eingeführten


agrarischen Sperr- und Raubzölle kann der in obigem Vorschlag liegende Druck


auf den Reallohn mehr als gutgemacht werden).


Sodann muß die deutsche Notenpolitik ausschließlich auf den deutschen Index


eingestellt werden. Auch die faule Verbindung von Noten- und Kreditinstitut, wie


sie die Reichsbank darstellt, muß zerhauen werden. Die Befestigung der


Wechselkurse auf Polen, Frankreich, Italien, Tschechoslowakei, Rußland,


Schweiz, England, Süd- und Nordamerika, Japan und Abessinien muß als


unausbleibliche Nebenerscheinung einer in all diesen Ländern nach gleichen


Grundsätzen durchgeführten Stabilisierung des Indexes erwartet werden. Die


Hoffnung, daß alle diese Länder durch die Stabilisierung des Dollarkurses, des


von Morgan manipulierten Dollarkurses, zu einem Währungsbund gelangen


könnten, ist eine Kateridee, eine Narretei, der wir bereits seit 50 Jahren ohne


Erfolg nachgelaufen sind, und die heute weniger Aussichten auf Verwirklichung


hat denn je. Die in der Stabilisierung des Dollarkurses sich offenbarende


Bewertung unserer Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten von


Amerika bedeutet eine gewaltige Überschätzung. Während wir nach den euro-


päischen Ländern schon im Jahre 1913 für 7677 Millionen Mark ausführten und


von dort für 5889 Millionen einführten, also zusammen für über 13 Milliarden


Waren austauschten, betrug unser Handel mit den Vereinigten Staaten nur etwas


über 2 Milliarden. Unsere Währungspolitik verschafft uns also einen festen Kurs


für Wechsel im Betrage von 2 Milliarden, während dieselbe Politik den Kurs für


Wechsel im sechsfachen Betrag als quantité négligeable behandelt. Dabei 


übersieht man die Tatsache, daß in politischer Hinsicht der Handel mit unseren


europäischen Nachbarn ungleich wichtiger ist als der Handel 
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mit den Vereinigten Staaten. Was keine politischen Verträge und Verhandlungen


zustande bringen konnten, den Frieden, das schafft der Handel mit den Polen,


den Franzosen und den Tschechen. Um den Dollarkurs zu stabilisieren, haben


wir große Opfer gebracht Um den Wechselkurs mit unseren Nachbarn zu stabi-


lisieren, haben wir bisher noch nichts getan.


Infolge seiner Reparationsverpflichtungen ist Deutschland heute das am


Welthandel am stärksten interessierte Land. Für Deutschland ist die


Stabilisierung der Wechselkurse daher wichtiger als für irgendein Land. Darum


ziemt es sich auch, daß wir in dieser Angelegenheit die Initiative ergreifen und


alle Völker, mit denen wir Handel treiben, zu einer Weltwährungskonferenz nach


Berlin einladen unter Einreichung von Vorschlägen, die allen Völkern ohne 


weiteres und ohne Morgan und ohne Anleihen und anderen Schwindel gestatten,


die für die Stabilisierung notwendige nationale Valutapolitik zu betreiben. Als 


solchen Vorschlag würde ich, da bisher bessere nicht gemacht wurden, den in


meiner Schrift: Internationale Valuta-Assoziation ausgearbeiteten Plan nennen.


Das Schachtsche schüchterne Bekenntnis zur Indexwährung genügt nicht; wir,
die Hauptbeteiligten an der Sache, müssen handeln, den ersten Schritt wagen


und die Einladungen machen. Oder sollen etwa die Hottentotten hier voran? 


Gilt das Wort: „Die Deutschen an die Front“ nur dann, wenn es sich darum 


handelt, den friedlichen Chinesen das Bajonett ins Gesicht zu stoßen? Sind wir


zu feige, um auch in Kulturfragen an der Front zu marschieren?


Es wurde in letzter Zeit des öfteren in den Zeitungen der Plan einer Weltwirt-


schaftskonferenz erwähnt. Ein neuer Schwindel. Eine neue Gelegenheit, einen


Monat lang auf Staatskosten in Nizza spazieren zu gehen. Wie können Staaten,


die sich gegenseitig mit Zollsperren behandeln, über wirtschaftliche Fragen 


konferieren? Die Weltwirtschaftskonferenz soll wohl die Aufmerksamkeit von der


ungelösten Währungs- und Valutafrage ablenken oder gar den Glauben er-


wecken, daß die Valutafrage bereits mit der in New York manipulierten Gold-


währung zur allgemeinen Zufriedenheit gelöst wurde? Eine Weltwirtschaftskon-


ferenz kann nur eine Freihandelskonferenz sein oder sie ist nichts als Schwindel.


Die Weltfreihandelskonferenz kann aber solange nicht einberufen werden, als die


Valutafrage nicht gelöst ist, da die Zollwirtschaft, wie das jetzt wieder der eng-


lische Übergang zur Zollpolitik klar zeigt, eine zwangsläufig sich einstellende


Forderung der durch die ungelöste Währungsfrage ruinierten Unternehmer ist.


Also überlassen wir den Dollarkurs seinem Schicksal, führen wir die Index-


währung ein und suchen wir die Valutafrage dadurch zu lösen, daß wir auf einer


Weltkonferenz die Völker zur Einführung derselben Indexwährung veranlassen.
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Der Vereinigte Unsinn von Europa. 


Gegen den europäischen Zollverein.


„Natürlichem genügt das Weltall kaum,


was künstlich ist, verlangt geschlossenen Raum.“


Faust
Immer lauter erschallt der Ruf nach dem europäischen Zollverein. Ernsthafte


Männer diskutieren ernsthaft das Problem. In den Tageszeitungen wird immer


wieder auf die Notwendigkeit eines europäischen Zollvereins hingewiesen. Der


Zollverein soll Europa erretten aus den Nöten, die die Zollwirtschaft über Europa


gebracht hat. Namentlich seitdem die letzte Säule des Freihandels, England, nun


auch dem Schutzzollschwindel erlegen ist, ist die Zollvereinsfrage akut gewor-


den. Seinen Vortrag über seine Amerikareise schließt der Reichstagspräsident


Löbe mit den Worten:


„Obgleich der Lohn und die Lebenshaltung höher ist, ist Amerika doch konkur-


renzfähig. Europa muß zur Kolonie Amerikas herabsinken, wenn nicht die euro-


päische Zollunion und damit auch die Vereinigten Staaten von Europa kommen.“


Wie einfach wäre das Problem gelöst, wenn es sich wirklich so verhalten


würde, wie unser Reichstagspräsident es uns prophezeit. Nehmen wir an, wir


ließen es so weit kommen, daß die Amerikaner ganz Europa zu ihrer Kolonie


machten, und uns damit in den amerikanischen Zollverein einschlössen! Wäre


damit das Problem der Vereinigten Staaten von Europa nicht schon gelöst? 


Und mehr als das. Würden wir als Bestandteil der großen amerikanischen Union


nunmehr nicht die große europäisch-amerikanische Zollunion bilden, von der


auch der kühnste Europäer kaum zu träumen gewagt hat? Und wie einfach wäre


das Mittel zu solcher gewaltigen Evolution! Wir brauchen unsere Reichstags-


schwätzer und Diätenbezieher nur weiter wie bisher schwatzen zu lassen von


Dingen, die sie nicht verstehen, dann „sinken wir“, gleiten und fallen unaufhalt-


sam als Kolonie in die offenen Arme Uncle Sams, der uns sicher nicht schlechter


behandeln wird, als es unsere europäischen Fürsten und Parlamente bisher


getan haben. Als amerikanische Kolonie werden wir uns in Europa vertragen


müssen, werden wir also endgültig abrüsten müssen, werden wir die uns ver-


hetzenden Zollgrenzen beseitigen müssen, werden wir die Segnungen der von


Schacht gepriesenen amerikanischen Währung in vollem Umfange genießen,


werden wir keinen Papiergeldschwindel mehr betreiben, wird die volle


Freizügigkeit zwischen Amerika und Europa gesichert, wird durch alle


Kriegsschulden einschl. der Reparation ein dicker Strich gemacht, werden alle


Schnapsbrennereien unserer Agrarier endgültig „trockengelegt“, und werden zu


guter Letzt auch noch alle europäischen 
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Parlamente als überflüssig geschlossen! Ist das nicht viel mehr, als wir jemals


durch eigene Kraft zu erreichen hoffen konnten? Ich gestehe, daß solches


„Hinabsinken zur amerikanischen Kolonie“ in mir das Gefühl des Steigens, des


Steigens auf lichte Höhen auslöst. Und wenn das schon bei mir so der Fall ist,


wieviel stärker muß dieses Gefühl bei passiven Naturen wie bei unserem


Reichstagspräsidenten ausgelöst werden, der die Vereinigten Staaten von


Europa nicht machen will, sondern der hofft, daß sie „kommen“ werden, ähnlich


wie die Sozialdemokraten auch hoffen, daß der Zukunftsstaat „kommen“ wird.


Wie viel bequemer als solches „Kommen“ wäre das „Hinabsinken“ in den


Zukunftsstaat, oder das Hinabsinken zur amerikanischen Kolonie!


Trotzdem, mir genügt, offen gesagt, weder der europäische Zollverein noch die


europäisch-amerikanische Zollunion; letztere besonders nicht, weil sie uns vom


großen Ideal des Weltfreihandels eher entfernt als nähert. Abgesehen von den


praktischen Schwierigkeiten, von denen man ruhig sagen kann, daß sie sich als


unüberbrückbar erweisen werden und von denen wir hier nur einige erwähnen


wollen: Da ist zunächst die Frage, nach welchen Gesichtspunkten die Zollsätze


bemessen werden sollen. Als sogenannte Schutzzölle gedacht, müssen sie


selbstverständlich so bemessen werden, daß auch die von Natur am un-


günstigsten, irgendwo in Spanien, Ungarn, Norwegen gelegene, oder die von


Menschenhand am schlechtesten aufgebaute Fabrik noch bestehen kann. Das


heißt, daß die Diskussion über diesen Punkt immer mit der Bewilligung von


Zollsätzen schließen wird, die man getrost als Sperrzölle bezeichnen kann. Der


nach solchen Gesichtspunkten zustandekommende lückenlose Tarif wird Europa
in ein geschlossenes Wirtschaftsgebiet verwandeln, aus dem möglichst wenige


Waren heraus, und in das möglichst wenige Waren herein sollen. Dieses so


künstlich geschlossene Wirtschaftsgebiet wird, da zu klein (die Industrie braucht


die Produkte und damit auch die Absatzmärkte der ganzen Welt), immer bei allen


Unternehmern das Gefühl des Beengtseins erwecken, und damit den Wunsch


nach Erweiterung des künstlich durch die Zollunion geschlossenen Wirtschafts-


gebietes auslösen. Damit legen wir unser Schicksal wieder in die Hände der


Imperialisten, die zur Erreichung ihrer Ziele kein anderes Mittel zu nennen wis-


sen als die Gewalt. Handgranadiere, Giftgasbläser, Kriegslügner stehen also


dicht an den Toren der dem Frieden dienen sollenden europäischen Zollunion!


Vergessen wir nicht, daß die durch Zollverein geschlossenen Gebiete, die 


deutschen und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, die zollwütigsten


Staaten waren. Und heute noch sind!


Neben der Frage nach der Höhe der Zollsätze erhebt sich die Frage der


Kontrolle der Zolleingänge, der Grenzüberwachung (Schmuggel) und die der


Verteilung der eingehenden Gelder. Im 
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deutschen Zollverein konnte man letztere Frage großzügig behandeln. Da die


Zolleingänge für die Deckung gemeinsamer Staatsausgaben verwandt wurden,


kam es überhaupt zu keiner Verteilung, und wenn es Überschüsse gab, so wur-


den diese wieder zu Staatsausgaben der Länder verwendet. Aber in der euro-


päischen Zollunion gibt es keine gemeinsamen Ausgaben, zu denen man die


Zolleingänge verwenden könnte, weshalb dann die Zolleingänge bar an die


Europäer ausbezahlt werden müssen (wenn nicht die in Nizza tagenden, faulen-


zenden Zollvereinsdeputierten das schöne Geld für sich beanspruchen). Und da


fragt man wieder, nach welchen Grundsätzen sollen diese Gelder verteilt wer-


den? Sollen die Schafhirten in Siebenbürgen, die Rentierbesitzer in Lappland an


diesen Geldern, zu denen sie so gut wie nichts beigetragen haben, gleichbe-


rechtigt mit den Belgiern, Sachsen, Engländern sein, die die Hälfte von dem, 


was sie verbrauchen, aus dem Ausland beziehen und verzollen?


Und wie ist’s mit dem Schmuggel? Wo es Zollgrenzen gibt, da wird auch


gestohlen, geschmuggelt, meistens im Einvernehmen mit den Zollbeamten und


Zollbehörden. Und das ist auch erklärlich. Die Beamten wissen, daß die


Zollpolitik bereits auf Schwindel, Lug und Trug beruht und können infolgedessen


keine Achtung für den eigenen Beruf haben. Und wo ist der Kaufmann, der nicht


gerne durch Sabotage der Verzollung das Seinige an der Beseitigung dieser


schändlichsten, verachtungswürdigsten Staatseinrichtung beiträgt? Wo ist der


Kaufmann, der nicht lieber 1000 Dollar privat an die Zollbeamten zahlt, als 2000


Dollar an die Staatskasse? In Mexiko, wo jede Zollerklärung feierlich vor den


Zollbeamten (!) beschworen wird, sollen täglich 5000 Meineide geschworen 


werden! Wird das in der europäischen Zollunion etwa besser werden? Sind die


Zollbeamten etwa ehrlicher, zuverlässiger, wenn sie sich sagen müssen, daß das


Geld, das sie dort erheben, nicht wie bisher in die Staatskasse des eigenen


Landes, sondern in einen allgemeinen großen Topf wandert, aus dem dann alle


Europäer, der Eskimo, der Kalmücke, der Boche, der Engländer usw. schöpfen


sollen? Wird der Grenzwächter in Palermo im Sommer bei 40 Grad seinen 


schattigen Platz verlassen, um, vom Pflichtgefühl übermannt, einem Schmuggler


nachzurennen, der Seide aus China für die schweizerischen Seidenspinnereien


an einem verstohlen gelegenen Hafenplatz auslädt? Wird der Grenzwächter am


Finnischen Meer nachts bei 40 Grad unter Null seine Strecke abpatrouillieren


oder nicht lieber im warmen Bett bleiben, wenn er weiß, daß alles, was er tut und


unterläßt, bei der Größe des Zollgebiets wirkungslos ist wie die Heldentat des


Soldaten in einem Massenheer?


Bei solcher Einstellung der Beamten überlege man, wie die europäischen


Zollgesetze gehandhabt werden würden in Portugal, in der Türkei, in Danzig, in


London. Da sind z. B. die Seidenweber 
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in der Ukraine, die infolge ihrer besseren Maschinen und Arbeitsmethoden die


billigste und die beste Seide erzeugen und überall, wo sie hinkommen, die


Konkurrenten aus dem Felde schlagen, unter anderem auch die Krefelder


Seidenspinner. Werden diese geschlagenen Konkurrenten jemals zugeben, daß


die Ukrainer ihren Erfolg persönlichen Eigenschaften verdanken? Niemals wer-


den sie das. Sie werden ihre Niederlage damit erklären, daß sie sagen, die


Ukrainer verzollen das Rohmaterial, die Seide, nicht nach Tarif, sondern haben


mit den Zollbeamten in den Krimhäfen besondere Abkommen getroffen. Sie


werden die Zollunion kündigen wollen, bis daß solche Zollbetrügereien nicht


mehr vorkommen, also auf ewige Zeiten. Und diesen geschlagenen Konkurren-


ten werden sich alle Unternehmer anschließen, die lieber am Stammtisch sitzen,


als an der Verbesserung ihrer Konkurrenzfähigkeit zu arbeiten. Und das ist


immer die große Masse.


Ich mußte auf diese Einzelheiten eingehen, weil die Zoll- und Zollunions-


enthusiasten nichts davon erwähnen. Man kann tausend und aber tausend 


solcher Schwierigkeiten aufzählen, doch will ich dieses Kapitel mit der Frage


schließen, wie die Zollbeamten von Cherbourg das Gepäck der Reisenden


behandeln werden, wenn sie wissen, daß viele Schiffe vorziehen, die Reisenden


in Southampton zu landen, weil dort die Zollbeamten kulanter bei der Zollrevision


sind? Werden die Reeder von Cherbourg den Zollbeamten im Interesse der fran-


zösischen Häfen nicht nahelegen, ebensolche Kulanz zu wahren, so daß


schließlich auf solchem Wettlauf nach kulanter Behandlung der Reisenden und


der heimischen Industrie die Koffer und Kisten überhaupt nicht mehr verzollt 


werden? Und wo bleibt in solchem Falle noch der famose europäische Zoll-


verein, der nach des Sozialdemokraten Löbes Meinung Europa davor bewahren


soll, zur amerikanischen Kolonie hinabzusinken?
Weg mit dem europäischen Zollverein. Er wird nie zustande kommen. Mit


Zuchthausprojekten kann man die Staaten Europas nicht einen. Den euro-


päischen Staatenbund ausgerechnet auf der unmoralischsten Staatseinrichtung,


auf dem Zollwesen aufzubauen, auf solchen drolligen Gedanken kann nur ein


Mensch kommen, der, wie der Reichstagspräsident Löbe, noch niemals Kämpfe


mit den Zollbehörden ausgefochten, und auf dem mexikanischen Zollaltar noch


keine Meineide geschworen hat.


Haben die Zollunionsenthusiasten jemals bedacht, welche politischen


Wirkungen die europäische Zollunion auslösen muß gegenüber der mongoli-
schen und der amerikanischen Zollunion? Denn die panamerikanische Zollunion


und die äthiopische Zollunion und die mongolische Zollunion werden gewiß lange


fertig sein, bevor wir in Europa aus dem Stadium der Vorbesprechungen gelangt


sein werden. Fünfundzwanzig souveräne Staaten bringt man doch nicht so


schnell unter einen Hut, 
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besonders Staaten, die noch gestern sich gegenseitig Giftgas ins Gesicht 


bliesen. Machen wir uns keine Illusionen. Europäische Zollunion heißt auf


deutsch nichts anderes als der europäische geschlossene Handelsstaat, wie


auch der mongolische, der äthiopische, der panamerikanische Zollverein als


geschlossene Wirtschaftsgebiete zu betrachten sind. An dem Tage aber, wo 
man mich in Europa einsperrt, werde ich, wird jeder freiheitsdurstige Mensch
Imperialist, und als Imperialist wird er Militarist und Eroberer. Die Zollgrenzen der


europäischen Einzelstaaten schufen die wirtschaftlichen Gründe zum euro-


päischen Krieg, und ebenso werden die Grenzen der europäischen Zollunion die


Interessen und die Stimmungen schaffen, die uns in den Weltkrieg gegen die


panamerikanische und die mongolische Zollunion treiben werden. Gewiß, man


wird hier einwenden, daß, wenn die europäische Zollunion möglich ist, es auch


wieder möglich sein muß, diese europäische Zollunion mit der panamerika-


nischen und der mongolischen Zollunion zu der Weltzollunion zu verschmelzen,


und daß darum die europäische Zollunion keine kriegerischen Gefahren in sich


zu bergen braucht. Weltzollunion!? Weltschutzzollverein??
Les extremes se touchent! Weltzollunion! Ein Zoll, der verhindern soll, daß


vom Ausland gute und billige Ware hereinkommt. Wo ist aber das Ausland des


Weltzollvereins? Etwa auf dem Mond? Praktisch bedeutet also das Ziel des


Zollvereinsgedankens nichts anderes als Weltfreihandel, als die Schleifung der


Zollgrenzen, als die Ablieferung der Zollbeamtenuniformen an die Trödler.


Wenn das aber der große Hintergedanke der europäischen Zollunion ist, 


weshalb schlägt man dann nicht den geraden, den ehrlichen Weg ein? Warum 


krumme Wege? Soll etwa der europäische Zollverein eine Etappe zum


Weltfreihandel bedeuten? Oder handelt es sich hier wieder nur um eine


Gelegenheit, an der schönen Riviera ein neues Büro zu gründen, wo man bei


gutem Gehalt ewig über die Zölle verhandeln kann, wie in den Gewerkschaften


über die Löhne? Der Weltfreihandel braucht keine Verträge. Er braucht kein


Rivierabüro. Er braucht keine Bürokraten. Wer der Freihandelsunion beitreten


will, der schleift seine Zollgrenzen. Das kann jeder Staat tun, ohne sich darüber


in Nizza mit anderen Staaten zu vertragen. Jeder Staat kann damit beginnen,


wann es ihm paßt, heute, morgen. Er kann es auch sein lassen. Wer sich von


der Welt abschließen will, der mag es tun. Er hat davon den meisten Schaden,


und dieser Schaden wird ihn bald klug machen. Sind die Widerstände, die in den


einzelnen Staaten gegen den Freihandel bestehen, einmal so weit zurückge-


drängt, daß der Eintritt in die europäische Zollunion möglich wird, dann sind sie


sicher auch schon genügend zermürbt, um dem Anschluß an den Welt
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handel durch den völligen Freihandel nicht mehr im Wege zu stehen. Wenn


schon die russische, italienische, spanische, ungarische, serbische Industrie


innerhalb der europäischen Zollunion mit der deutschen auf der Unterlage des


freien Handels, also ohne Zollschutz, konkurrieren soll, dann werden diese


Industrien sicherlich nichts verlieren, wenn sie sich der Konkurrenz des


Weltfreihandels ausgesetzt sehen. Der Anschluß an den europäischen Zollverein


kann für die meisten europäischen Staaten nur von der Erkenntnis ausgehen,


daß jeder künstliche Staatsschutz der Industrie und Landwirtschaft sich nur auf


Kosten derjenigen Produktionszweige vollziehen kann, die sich auf Grund der


natürlichen Bedingungen des Landes von selbst entwickelt haben und sich ver-


möge dieser Bedingungen auf dem Weltmarkt behaupten können. In jedem


Lande gibt es solche Industrien. Wer aber sich einmal zu dieser einfachen


Erkenntnis durchgearbeitet hat, der wird sicher auf die Etappe, genannt euro-


päischer Zollverein, verzichten wollen und gleich mit beiden Füßen in den


Weltfreihandel springen. Und ganz sicher wird er das tun, wenn er weiß, daß alle


Organisationen von demselben Selbsterhaltungstrieb beherrscht sind wie die


Organismen, und daß, wenn wir die europäische Zollunion einmal organisiert


haben, und wenn in Nizza ein Heer von Bürokraten auf öffentliche Kosten ein


herrliches Leben führen, wir aus dieser Etappe niemals mehr herauskommen
werden, weil die Bürokraten des europäischen Zollvereins die Mittel finden 


werden, um das Ziel des europäischen Zollvereins, den Weltfreihandel, immer


wieder hinauszuschieben.


Darum: Reiner Tisch, ganze Arbeit. Keine europäische Zollunion, sondern


Weltfreihandel, der allein die imperialistischen Triebe, die in jedem anständigen


Unternehmer lebendig sind, bändigen kann, weil er sie befriedigt. Sättigen 


können wir die Imperialisten nie, denn dazu ist die Erde zu klein. Aber be-


friedigen können wir diese sympathischen Menschen, wenn wir ihnen die ganze


Erde ausliefern. Notgedrungen geben sie sich dann zufrieden. Mit Paneuropa,


Panmongolei, Panamerika aber locken wir keinen Imperialisten vom Ofen.


Solange aber die Imperialisten (und wer wäre kein Imperialist?) nicht zufrieden


sind, werden wir Krieg haben.


Wer daher den Frieden wirklich will, der lehne die Formel Paneuropa ab und


fordere gleich das Ganze, die Beseitigung aller Zollgrenzen, den Weltfreihandel,
indem er damit beginnt, die eigenen Zollgrenzen niederzulegen. Es ist das 


einzige, was er zu tun braucht und was er überhaupt tun kann. Die günstigen


Wirkungen werden sich bald genug bemerkbar machen, und diese werden dann


alle anderen Staaten zur Nachahmung veranlassen. Dann haben wir in kurzer


Zeit die europäische Zollunion in Makroprojektion, den Weltfreihandel, ohne daß


es nötig gewesen 
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wäre, ein Wort darüber zu verlieren, ohne Konferenzen und Kongresse und


Geschwätz.


Gossen?


Aus Gide und Rist: „Geschichte der Wirtschaftslehren“ (Histoire des doctrines


economiques), 4. Aufl., Seite 679 (übersetzt und gekürzt):


„Gossens Werk erschien 1853 und blieb völlig unbeachtet, und noch in der 


2. Auflage des großen „Handwörterbuchs der Staatswissenschaften“ aus dem


Jahre 1900 wird Gossen nicht erwähnt. Erst in der 3. Auflage geschieht es. Ein


Neudruck des Werkes erschien 1889. Gossen glaubt, wie es die Physiokraten


taten, daß die Vorsehung die menschliche Gesellschaft einer wohltätigen


Gesetzmäßigkeit unterworfen hat, die man nur anzuerkennen braucht, um glück-


lich zu werden. Es sind die Gesetze des Genusses, die so wunderbar ineinan-


dergreifen, daß es genügt, wenn der Mensch der eigenen Lebensfreude nach-


geht, um dadurch am wirksamsten dem Wohle aller zu dienen. Wir finden bei


Gossen, mit bemerkenswerter Klarheit ausgedrückt und durch eine sinnreiche


Analyse der menschlichen Bedürfnisse gestützt, die Lehre der Hedonisten 


wieder, laut welcher die Einzelindividuen unter der Herrschaft des freien


Wettbewerbes spontan das Glück aller begünstigen, solange sie die eigenen


Wünsche zu befriedigen suchen. Jedem Individuum muß daher die Möglichkeit


gegeben sein, frei sein eigenes Glück zu schaffen. Diesem stehen jedoch zwei


große Hindernisse im Wege. Erstens der Mangel an Kapital, zweitens das


Privateigentum am Boden. Eine große Darlehnskasse – vom Staate geleitet –,


die von Gossen bis ins kleinste ausgearbeitet wurde, beseitigt das erste


Hindernis, die Enteignung (mit Entschädigung der Besitzer) das zweite. Letztere


Forderung stützt Gossen mit der Bemerkung, daß der Mensch, um sich frei ent-


wickeln zu können, nicht nur in der Lage sein muß, seinen Beruf frei wählen zu


können, sondern darüber hinaus auch den Ort, der für seine Arbeit am günstig-


sten ist. Nach Gossens weiteren Vorschlägen soll der Boden meistbietend in


Pacht gegeben werden, die Pachtgelder sollen zur Verzinsung und allmählichen


Tilgung der für die Enteignung ausgegebenen Staatsschuldscheine verwendet


werden, nach der Tilgung dieser Schuld, die in etwa 50 Jahren beendet sein


wird, dient das Pachtgeld zur Bestreitung der Staatsausgaben und ermöglicht 


die Abschaffung der Steuern“.


Gossen erblickt in dieser Reform noch andere Vorteile: 


„1. Indem man den Privatleuten den Genuß der Rente nimmt, wird es vielen


unmöglich gemacht, weiter zu leben ohne zu arbeiten, und man veranlaßt sie 


so, ihren Lebensunterhalt durch persönliche Arbeit zu bestreiten. 


2. Die rechtlichen Verhältnisse des Eigentums werden außerordentlich ver-


einfacht. 


3. Die Produzenten brauchen kein Kapital im Bodenerwerb anzulegen. 


4. Die Grundrente wird in weitem Umfange die Steuern 
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ersetzen und wird uns vor den Ungerechtigkeiten und den Plackereien der


Steuererhebung schützen.“


Diese kurzen Andeutungen lassen vermuten, daß in Gossens Werk mehr zu


finden ist. Sie geben auch die Erklärung, warum das Werk unterdrückt wurde,


sein Verfasser unbekannt geblieben ist. Wer durchführbare, vernünftige


Forderungen stellt, der ist gefährlich, und Gossens Forderungen sind, soweit sie


die Rente betreffen, durchaus vernünftig und durchführbar. Gossen unterließ es,


eine Organisation für die Durchführung seiner Vorschläge zu schaffen. Er dachte


wohl noch, daß das Gute sich von selbst Bahn brechen muß, und daß die


Professoren, die damals noch die Volkswirtschaftslehre monopolisiert hatten,


sich seiner revolutionären Arbeit annehmen würden. Es gibt nämlich noch heute


solche Esel, die nicht wissen, daß die Staatsbeamten, die sich Professoren 


nennen, „nicht ihre Aufgabe darin erblicken, uns zu sagen, was sein soll, sondern


sich damit begnügen müssen, zu sagen, was ist“. Wer uns die Fehler der 


heutigen Einrichtungen zeigt und so klar zeigt, daß jeder dann sagen kann, wie


die Einrichtungen zu verbessern sind, dessen Name darf von den Professoren


nicht einmal erwähnt werden, und das ist der Grund, warum Gossens Werk,


obschon es in Deutschland erschien, in Deutschland unbekannt blieb. Und so


kam es, daß Gossens gefährliches Werk 50 Jahre später durch Henry Georges


und Damaschkes Literatur ersetzt wurde, daß Marx den Kampf gegen das


Parasitentum aufs tote Gleis schob, daß wir jetzt Jahrzehnte brauchen, um, 


rückwärts marschierend, wieder an den Ausgangspunkt zu gelangen und den


von Gossen 1850 gezeigten Weg einzuschlagen.


Gossen verfällt nicht, wie George und die anderen, in den Fehler, alle Übel der


heutigen Gesellschaftsordnung in der Grundrente zu erblicken. Er sieht auch den


Zins und das Kapital, wie es um dieselbe Zeit auch Proudhon tat. Und auch das


sah er, daß der Zins und das Kapital von der Geldseite her anzupacken seien,


während alle anderen Sozialpolitiker das Geldwesen ganz aus dem Kreis ihrer


Untersuchungen ausschalteten. Begeistert durch das, was ihnen das Studium


der Grundrente offenbarte, unterließen sie es, weitere Forschungen anzustellen.


So kamen dann die einseitigen Lösungen der sozialen Frage zustande, die nur


das eine für sich hatten, daß sie das Interesse für die wirtschaftlichen Fragen


wachhielten.


Vielleicht veranlassen diese Ausführungen einen Leser der „Freiwirtschaft“,


dem die Bibliotheken zugänglich sind, das Werk Gossens zu studieren und uns


einen Bericht über das zu geben, was er dort gefunden hat.


I. 0.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Der Mechanismus der Kapitalbildung durch Sparen.


Privatwirtschaftlich betrachtet ist der Mechanismus des Sparens ein höchst 


einfacher. Man erzeugt und verkauft mehr Ware als man kauft, und den


Unterschied bringt man als zinstragendes Ersparnis zur Bank, zur Sparkasse.


Das ist der ganze Vorgang. Wer privatwirtschaftlich denkt, sieht hier kein


Problem. Das ein-zige Problem solcher Betrachtung liegt in der Überwindung der


mit der Warenerzeugung verbundenen Mühseligkeiten und in der Überwindung


der Ungeduld beim Verbrauch der erzeugten Güter.


Wer dagegen volkswirtschaftlich in Zusammenhängen die Dinge zu durch-


dringen sucht, der findet in der obigen Darstellung allerhand, was der Erklärung


bedarf. Zunächst fragt er, wie es denn überhaupt möglich sein kann, daß jeder


mehr Ware erzeugt und verkauft, als jeder zu kaufen wünscht. Wenn jeder,


sagen wir für 100 Mark, Ware erzeugt, jeder aber nur für 80 Mark Ware kauft, um


einen überschuß an Geld auf die Sparkasse zu bringen, was geschieht dann mit


dem Warenüberschuß von je 20? Im Einzelfall könnte es wohl vorkommen, daß


einer alle seine Produkte verkauft, auch wenn er selber nur für einen Teil des


Erlöses seiner Produkte wieder Ware kaufen will. Aber wenn alle sparen wollen,


so kann gewiß keiner sparen, insofern, als der für den Sparzweck über den eige-


nen Bedarf an Waren erzeugte Teil dann unverkäuflich sein muß. Wenn jeder so


viel kauft, wie er verkauft, dann ja, dann steht dem restlosen Absatz der Produkte


nichts im Wege, da kann jeder sparen, aber das, was er dann spart, ist kein


Geld, das er zur Sparkasse bringen kann. Er hat dann mehr Sachen, mehr


Vorräte, mehr Werkzeug, mehr Kleider und Vieh, aber bares Geld, ein


Sparguthaben auf der Bank hat er nicht. Da nun aber die eben gedachte Form


des Sparens nicht oder nicht mehr gebräuchlich ist und man heute ganz allge-


mein den Ersparnissen die Geldform zu geben trachtet, so bedarf der zu Anfang


beschriebene Mechanismus des privatwirtschaftlichen Sparens einer weiteren


Erklärung.


Man könnte die Erklärung vielleicht darin suchen, daß den Sparern, die mehr


Waren erzeugen, als sie selber kaufen, andere Personen auf dem Markt gegen-


übertreten, die umgekehrt mehr Waren verbrauchen, als sie erzeugen, z. B. der


kriegführende Staat oder Leute, die ihr Gut mit Schulden belasten und das Geld


verprassen. Aber wie könnte man in solchem Fall das Sparen predigen, ohne


gleichzeitig auch das Schuldenmachen, die Verschwendung zu predigen, die


man als eine Vorbedingung des Sparens ausgibt und ohne die die Waren der


Sparer unverkäuflich bleiben müßten? Auch ist dann das, was die Sparer heim-


bringen, wieder kein bares 
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Geld, sondern Wechsel eines Schuldenmachers, die nicht für die Sparkasse ver-


wendbar sind. Wir haben aber im Deutschen Reich vor dem Kriege 22 Millionen


Sparkassenbücher gehabt mit 18 Milliarden Mark d. R. W. Einlagen. Und es war


alles bares Geld, was dort eingelegt wurde. Es waren also allein von dieser Seite


für 18 Milliarden Mark mehr Waren (und Dienstleistungen) angeboten und gegen


bares Geld verkauft worden, als von denselben Leuten an Waren gekauft worden


war. Woher kam dieses Geld? Wer kaufte diesen Warenüberschuß? Nun, es


waren die Schuldner der Sparkassen, die Landwirte, die Handwerker, die


Kaufleute, die von den Sparkassen Geld als Darlehen erhielten, um ihre


Geschäfte zu betreiben und die dann mit diesem Geld die Waren, die die Sparer


auf dem Markt als Überschuß liegen gelassen hatten, aufkauften und fort-


schafften. Für 18 Milliarden hatten die Sparer Waren überschüssig erzeugt, 


18 Milliarden hatten sie gespart und zur Kasse gebracht, und für den gleichen


Betrag hatten die Sparkassen Vorschüsse gegeben, die sich in eine gleiche


Nachfrage nach Waren umsetzten. Der Kreislauf des Geldes war auf diese


Weise geschlossen. Die Sparkassen und die Warenmärkte waren leer. Die


Sparer konnten bares Geld zur Sparkasse bringen, ohne daß es an Käufern für


ihre Produkte fehlte. Es war spartechnisch dem ganzen Volk ermöglicht, zu 


sparen. Die Unternehmer, Kaufleute und Landwirte waren zwar der Sparkasse


gegenüber verschuldet, aber es waren doch keine eigentlichen Schuldenmacher,


die mehr verbrauchten, als sie erzeugten, denn diese Sparkassenschuldner 


verwandten das Geld der Sparkasse zum Kauf der von den Sparern zurückge-


lassenen Waren zwecks Umwandlung in andere Güter, z. B. für den Bau von


Häusern. Sie schuldeten Geld, verfügten dafür über Sachwerte, die sich wieder


normalerweise in Geld umsetzen ließen, mit dem sie ihre Schulden bezahlen


konnten.


Solange das System funktioniert, liegt kein Unsinn in der Ermahnung: Nur


durch Sparsamkeit kann ein Volk zu Wohlstand gelangen, und man kann auch


das Sparen als eine allgemein übbare, für alle erreichbare Tugend hinstellen. Es


bedarf nicht der Verschwendungen des Grafen von Luxemburg, um dem Über-


schuß an Waren, den die Sparer auf dem Markte zurücklassen, Absatz zu ver-


schaffen. Es ist durchaus möglich, daß alle für 100 produzieren und nur für 80


konsumieren. Die einzige Voraussetzung ist, daß alle den ersparten Geldüber-


schuß zur Sparkasse bringen und daß die Sparkassen diesen Überschuß wieder


durch Darlehen in Umlauf setzen können. Sobald in dieser Beziehung Störungen


eintreten, sei es, daß die Sparer den Kassen nicht trauen, sei es, daß die


Kassen bei der Weitergabe des Geldes auf Schwierigkeiten stoßen, tritt auch der


zu Anfang erwähnte Wider-  Widerspruch
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spruch, der im Geldsparen liegt, in Erscheinung, d. h. die Sparer können den


Überschuß an Produkten, den sie für Sparzwecke verkaufen wollen, nicht ab-


setzen. Dann füllen sich die Märkte, und man spricht von Überproduktion, von


Krise und Arbeitslosigkeit.


Von den genannten beiden Ursachen, die den Geldkreislauf stören können, ist


einmal dieser, ein andermal jener wirksam, einmal auf kürzere Zeit, ein andermal


auf längere Zeit. Und je nachdem spricht man von einer chronischen oder akuten


Wirtschaftskrise. Heute aber sind beide Störenfriede gleichzeitig wirksam. Die


Sparer fürchten, ein zweites Mal betrogen und bestohlen zu werden, wenn sie ihr


Geld auf die Sparkasse bringen. Sie ziehen es vor, das Geld unter unmittelbarer


Aufsicht bei sich zu Hause als Barschatz zu behalten, um, falls die Währung wie-


der in die Brüche gehen sollte, diese Ersparnisse sofort in Sachwerte umsetzen


zu können. Auch macht sie der Umstand, daß heute so viele anständige


Kaufleute den Heldentod auf dem Schlachtfeld der Währung finden, mißtrauisch


gegenüber den Sparkassen, die zu leicht in den Strudel gerissen werden kön-


nen. So gelangt nur wenig Geld in die Sparkasse und durch diese in den Verkehr


zurück. Die Unternehmer und Landwirte wiederum, denen der Reichskanzler und


der Reichsbankpräsident einen erheblichen Preisabbau in Aussicht stellen, die


hüten sich, von den Sparkassen Darlehen zu verlangen. Verspricht ihnen der


Reichskanzler doch, die Machtmittel der Reichsbank dafür einzuspannen, daß


sie das, was sie heute für 100 kaufen können, in naher Zukunft für 90 bis 80,


vielleicht sogar 70 und weniger bekommen können. Wer an solchen Preisabbau


glaubt, und es gibt Leute genug, die ihn für möglich halten, der hat mit einemmal


schrecklich viel Zeit für die Ausführung der von ihm etwa geplanten Erwerbungen


und Verbesserungen seines Betriebes. So viel, wie er durch Zuwarten am
Preisabbau im geplanten Unternehmen verdienen kann, wirft normalerweise kein
Betrieb ab. Bis der versprochene Preisabbau Tatsache geworden und ehe nicht


von oben her gemeldet wird, daß der Preisabbau endgültig zum Abschluß


gebracht wurde, wartet er ruhig und vergnügt. Mittlerweile aber und solange der


Unternehmer den Gang zur Sparkasse nicht geht, ist der Kreislauf des Geldes


nicht geschlossen, können die von den Sparern in Überschuß erzeugten Waren


nicht abgesetzt werden und müssen darum die Werke wegen Absatzschwierig-


keiten geschlossen bleiben.


Dies ist in groben Zügen der Mechanismus des Sparens. Wer ihn begriffen hat,


der weiß auch, was heute zu tun ist, um die Wirtschaft wieder in Gang zu 


bringen. Nämlich: Erfüllung der Bedingungen eines geschlossenen Kreislaufes


des Geldes durch Wiederherstellung des Vertrauens zu den Sparkassen und 


zu der 
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Währung, dadurch, daß alle Staatsmänner, Richter, Parlamentarier, die aktiv und


passiv an der Inflation beteiligt waren, heimgeschickt (wie milde der Kultur-


mensch doch die Verbrecher behandelt!) und durch neue ersetzt werden. Ferner:


Sicherung der Volkswirtschaft gegen den Preisabbau, d. h. gegen Senkung des


Indexes, dadurch, daß der Reichsbank durch Gesetz vorgeschrieben wird, sie


habe als einzigen Maßstab für die Notenausgabe die Stabilisierung des deut-


schen Indexes zu betrachten und danach zu handeln. Als einzigen Maßstab, das


will heißen, daß die Reichsbank bei der Notenausgabe keinerlei Rücksicht auf


den Kreditbedarf ihrer Kundschaft zu nehmen hat und den Dollarkurs nur so


lange halten soll, als sie dabei nicht in Widerspruch mit der Stabilisierung des


Indexes gerät.


Für die Tagesbedürfnisse unserer Wirtschaft genügt das hier über den Spar-


mechanismus Gesagte. Wer weiter schaut, der entdeckt im beschriebenen


Mechanismus der Spartechnik einen weiteren Fehler, den die geforderten


Maßnahmen nicht beseitigen würden und dem die Reichsbank mit ihren heutigen


Banknoten ganz bestimmt nicht beizukommen vermöchte. Der Fehler liegt darin,


daß die Sparer das Geld nur unter der Bedingung zur Sparkasse bringen, daß


ihnen dort ein Zins vergütet werde. Damit nun die Bank das Spargeld durch


Zinsangebot an sich locken kann, muß sie selber in der Lage sein, das Geld


gegen Zinszahlung bei den Unternehmern als Darlehen unterzubringen, und


damit die Unternehmer den Zins zahlen können, muß auf dem Gebiete des


Unternehmertums eine gewisse Knappheit bestehen. Es dürfen z. B. nicht so


viele Häuser gebaut werden, daß ihr Angebot den Mietzins drückt. Denn fallen


die Mieten, so kann der Unternehmer den Zins, den die Bank haben muß, um


das Geld der Sparer mit dem nötigen Erfolg anzulocken, nicht mehr bezahlen.


Fallen die Mieten unter die Zinsforderungen der Sparkassen und sonstigen


Geldgeber, dann kann der Unternehmer nicht weiterbauen. Dann läßt er das


Geld der Kassen unberührt und dann ist der Kreislauf des Geldes wieder nicht


geschlossen, d. h. der zu Anfang gezeigte Widerspruch im Mechanismus des


Geldsparens tritt wieder in Erscheinung. Die Wirtschaft steht still, die Sparer 


werden als Arbeitslose an die Luft gesetzt und müssen nun die zu Sparzwecken


in Überschuß erzeugten und auf dem Markt als unverkäuflich lagernden Waren


selber zurückkaufen (soweit sie für ihre Bedürfnisse verwendbar sind), indem sie


dazu Geld von den Sparkassen abheben. Zur Abwechslung kaufen sie nun mehr


als sie produzieren. Vielleicht sogar kaufen sie, ohne überhaupt etwas zu pro-


duzieren. Als Sparer erzeugten sie 100 und kauften 80. Als Arbeitslose kaufen


sie mit Spargeldern 20 und erzeugen und verkaufen 0. So wird jetzt der Kreislauf


des Geldes rückwärts geschlossen. Nicht mehr durch Darlehen für die Fort-


führung der Wirtschaft leeren sich jetzt die 


83







Sparkassen, sondern durch Abhebungen. Ein gewaltiger Unterschied. Die


Darlehen führen zu einer Bereicherung des Volkes (wie weit diese allerdings


durch die heutige Spartechnik gestattet wird, haben wir gesehen), indem sie die


auf dem Markte lagernden Waren in dauerhaftere Güter (Häuser, Schiffe,


Fabriken) verwandeln und dabei die ganze Wirtschaft in Betrieb erhalten. Die


Abhebungen dagegen bedeuten eine Verarmung. Freilich durch diese


Verarmung, durch diese Verknappung des Sachkapitals steigen wieder die


Mieten und steigt der allgemeine Zinsertrag, der dann den Unternehmern wieder


gestattet, den von den Sparkassen geforderten Zins zu bezahlen und die


Betriebe wieder aufzunehmen. Vorausgesetzt, daß inzwischen nicht wieder eine


der beiden anderen oben genannten Krisenursachen wirksam geworden ist und


die Geschlossenheit des Geldkreislaufes unmöglich macht. Gewöhnlich aber 


verläuft die Sache so, daß, wenn der Zinsertrag des Sachkapitals zurückgeht


und aus diesem Grunde der Geldumlauf ins Stocken gerät und die Krise aus-


bricht, dann auch die beiden anderen genannten Gründe der Krise (das


Mißtrauen gegen die Sicherheit der Sparkassen und die Hemmung des


Geldumlaufes infolge der Furcht vor einem Preisabbau oder Preissturz) außer-


dem noch wirksam werden und die Krise verschärfen. Dies Ineinandergreifen so


verschiedener Umstände ist dann der Grund gewesen, warum der eigentliche


Herd der Krankheit so lange unentdeckt bleiben konnte.


Woher kommt das Geld der sogen. amerikanischen


Anleihen?


Wenn das alles amerikanisches Geld wäre, das als amerikanische Anleihe


heute bezeichnet wird, so müßten wir unsere Ansichten über die Schnelligkeit,


mit der die Freiwirtschaft den allgemeinen Kapitalzins von 5 auf 4, 3, 2, 1 und 0%


senken muß „stark nach vorwärts revidieren. Uns erschien immer ein Zeitraum


von etwa 15 – 20 Jahren krisenfreier Weltwirtschaft unter Vollbetrieb für das


erstrebte Ziel nötig. Das amerikanische Beispiel würde uns aber den Beweis 


liefern, daß dazu viel weniger Zeit genügen muß.


Die folgende Überlegung soll uns zu diesem Schluß führen. Die U. S. A. waren


bis zum Ausbruch des Weltkrieges in hohem Maße Abnehmer für europäisches


Kapital. Ein großer Teil, wenn nicht der größte Teil der Aktien der amerikanischen


Eisenbahnen, war in europäischem Besitz. Europaische Kapitalisten waren an


den Städteanleihen, an den Industrien, an den Hypotheken beteiligt.


Amerikanische Seeschiffe gab es kaum. Den Welthandel der U. S. A. vermittel-


ten fremde Schiffe. Der allgemeine Kapitalzins stand in Amerika durchweg


bedeutend höher als 
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in Europa. Beweis, daß es in Amerika noch mehr an Kapital mangelte als in


Europa.


Heute ist es nun anders geworden. Die Amerikaner haben ihre Eisenbahnaktien


zurückgekauft. Die Aktien der Industrie, die Titel der Stadtanleihen, die Pfandbriefe,


die Geschäftsbeteiligungen sind wieder zurückgewandert, woher sie gekommen


waren. Europa ist nicht mehr Gläubiger der U.S.A. Es verhält sich nun umgekehrt.


Europa ist zum Schuldner geworden. Und zwar in einem fast fabelhaften Umfang.


Die 132 Milliarden Goldmark, die Deutschland der Entente schuldet, die sind rest-


los den Amerikanern verpfändet. Das Deutsche Reich allein schuldet so jedem


Amerikaner, mit Kind und Kegel, je 1320 Mark. Daneben noch die inzwischen von


Schacht, von den Industriellen, von den Städten aufgenommenen Anleihen. Auch


die anderen Staaten Europas sind, wenn auch nicht in diesem Umfang, Schuldner


der Amerikaner geworden.


Neben diese finanziellen Leistungen der amerikanischen Wirtschaft treten nun


noch die gewaltigen Verbesserungen, die die Amerikaner in den letzten Jahren an


ihrem industriellen Apparat ausgeführt haben und die Amerikaner befähigen,


Tagelöhne von 5 bis 10 Dollar zu bezahlen und trotzdem auf dem Weltmarkt mit


der europäischen Industrie siegreich wettzulaufen. Und auch das muß erwähnt


werden, daß die Amerikaner für die ankommenden pudelarmen Einwanderer


Behausung und Arbeitsmittel beschaffen, eine Kapitalanlage von etwa 5000 bis 


10 000 Dollar pro Kopf, was einer Kapitalanlage von etwa 5 Milliarden Dollar allein


für die Einwanderer fürs Jahr entsprechen mag. Daneben schaffen sie die


Handelsflotte.


Dieser gewaltige Kräftezuwachs ist in den letzten 3 bis 4 Jahren entstanden. 


Der Krieg hat die amerikanische Wirtschaft ausgepumpt, wenn auch nicht in dem


Maße, wie es in Europa und namentlich in Deutschland geschehen ist, so doch im


Umfang der amerikanischen Rüstungen und der Anleihen, die die Verbündeten in


Amerika machten. Um den Betrag dieser Summen war die amerikanische


Wirtschaft verarmt. Dem Kriege folgten die Jahre der Arbeitslosigkeit. Fünf


Millionen Arbeitslose zählte man während der Krise, die zwei Jahre anhielt. Diesen


8 mageren folgten nun einige fette Jahre, die genügten, um nicht nur alles wieder


gutzumachen, was der Krieg und die Krise der Wirtschaft entnommen hatten, son-


dern auch um die Mittel zu schaffen für die in diesen Jahren gemachten neuen


europäischen Anleihen, für die Umgestaltung der Industrie und für die Herberge


der ungeheuren Einwanderung. Eine Riesenleistung für eine Zeitspanne von 3 bis


4 Jahren.


Nehmen wir nun an, es stimmte alles, was hier oben gesagt wird, und fragen


dann: was würde geschehen, wenn die amerikanische Wirtschaft in diesem Tempo


eine Reihe von Jahren weiter arbeitete? Was würde aus den Überschüssen 


werden?


Was würde geschehen, wenn jetzt auch Europa anfangen würde zu arbeiten,


wenn die europäische Wirtschaft, einmal in Vollbetrieb gesetzt, ähnliche Über-


schüsse machen würde und für diese Kapitalüberschüsse 
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Absatz im Ausland suchen müßte, wie es die Amerikaner heute tun müssen und


heute noch tun können?


Was würde geschehen, wenn die Weltwirtschaft einmal wirklich in Vollbetrieb


gesetzt würde, wenn die Menschheit sich einmal hemmungslos in der ganzen


Welt der Schaffung neuen Kapitals hingeben könnte, wie das mit der Freiwirt-


schaft möglich sein wird, wenn der Wirtschaftsbetrieb niemals mehr durch


Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit gestört werden könnte?


Was würde geschehen, wenn die Kapitalüberschüsse der ganzen Welt, ein-


schließlich der Kapitalüberschüsse der mit modernen Maschinen ausgerüsteten,


intelligenten, sparsamen, nüchternen, friedsamen 800 Millionen Mongolen, kei-


nen Absatz mehr im Ausland fänden und diese Überschüsse darum überall der


ortsansässigen Bevölkerung angeboten werden müßten? Was geschieht, wenn


als Folge eines solchen Kapitalangebots der Zinsfuß zu sinken beginnt, wenn in


dem Maße, wie der Zinsfuß sinkt, der Reallohn steigen muß, sich verdoppelt und


verdreifacht, wie das in Amerika sich jetzt – wenigstens vorübergehend – zeigt,


und wenn dann der sparsame Proletarier den Teil des Lohnes, um den er ge-


stiegen ist, zur Sparkasse bringt und er so das Kapitalangebot noch weiter und 


in ungeahntem Maße verstärkt?


Müßte da der Zins des Kapitals (der doch nur ein Produkt der Kapitalknappheit


ist) nicht in diesem Meer von neugeschaffenem Kapital untertauchen und auf


Nimmerwiedersehen verschwinden?


So sehr ich auch an eine solche Entwicklungsmöglichkeit glaube, so hege ich


doch Zweifel, daß das, was wir heute als amerikanische Kapitalüberschüsse in


den amerikanischen Anleihen bewundern, wirklich der amerikanischen Wirtschart


entstammt. Es wäre fast eine zu schöne Bestätigung meiner eigenen


Kapitaltheorie, wenn es sich wirklich so verhielte. Vieles haben die verflossenen


Jahre wirtschaftlichen Vollbetriebs in Amerika gewiß geschafft, aber nicht so viel,


daß sie über die Deckung des während des Krieges betriebenen Raubbaues hin-


aus nun noch für die europäischen Märkte Überschüsse liefern könnten. Und so


wenig hat die europäische Wirtschaft trotz aller bürokratischen Hemmungen und


Währungspfuschereien doch nicht hervorgebracht, daß die Europäer nun darauf


angewiesen wären, in Amerika pumpen zu müssen. Es wurde verhältnismäßig


wenig produziert, aber auch unverhältnismäßig wenig konsumiert. (Man erinnere


sich hier, wie mit der Inflation die Löhne und Gehälter immer weit hinter der all-


gemeinen Preissteigerung herhinkten wie mit der vom Reichstag geduldeten


Unterschlagung der Sparkassengelder die Greise sich erhängten und als


Konsumenten aus der deutschen Wirtschaft ausschieden; entsprechend hinkte


der Konsum hinter der Produktion in Deutschland wie in fast allen Ländern


Europas her.) So daß auch hier Überschüsse entstanden sein müssen, wenn


auch nur kleine. Wo sind diese geblieben? Die Antwort auf diese Frage liefern


die amerikanischen Anleihen. Es ist deutsches, schweizerisches, französisches,


englisches, italienisches, belgisches Kapital, was mit diesen 
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Anleihen nach Europa kommt. Europäisches Kapital, das den Schutz der ameri-


kanischen Marine vor dem Bolschewismus und vor der Vermögensbesteuerung


durch die verschuldeten Staaten sucht. Das Geld in Europa kreist nicht mehr in


kleinem Bogen über die Sparkasse oder Bank zur Fabrik und von da zur


Sparkasse des Arbeiters und zurück zur Bank, sondern in mächtig erweitertem


Bogen über die Banken und an den Steuerkassen vorbei nach Wallstreet und


von da über Dollaranleihen zurück nach Europa. Die Zinsen aber dieser soge-


nannten amerikanischen Dollaranleihen kann jeder als Werbekosten vom steuer-


baren Einkommen in Abzug bringen.


Man kann sich ja vorstellen, daß, wenn überall in Europa die Kapitalisten mit


der Vermögensabgabe sich bedroht sehen – seit zwölf Jahren –, in Deutschland


wegen der Reparation, in England wegen der Arbeitslosigkeit, in Frankreich


wegen der Steuersabotage der Landwirte – und überall in Europa jeder Kapitalist


nur an die Kapitalflucht denkt, und New York der einzige sichere Hafen für solche


Steuerflüchtlinge ist, daß dann ungeheure Summen dort zusammenlaufen müs-


sen, Summen, die man getrost der Summe der Anleihen gleichstellen kann, die


aber wahrscheinlich diese Anleihen übertreffen und deren Überschuß von den


amerikanischen Unternehmern für die Modernisierung ihrer Betriebe beansprucht


werden. So sonderbar es klingen mag: es besteht begründeter Verdacht, daß


nicht Amerika uns Europäer mit Kapital versieht, sondern daß umgekehrt wir


Europäer den Amerikanern jetzt Geld pumpen, wie das vor dem Kriege der Fall


war, nur mit dem Unterschied, daß damals der höhere amerikanische Kapital-


ertrag Grund solcher Kapitalwanderung war, während jetzt die von den Marine-


geschützen ausgehende größere Sicherheit die treibende Kraft solcher


Schiebung bildet.


Schade, daß es nicht so ist, wie es aussieht. Aber wir müssen die Wahrheit


sagen ohne Rücksicht, ob wir dabei eine neue Stütze für unsere Theorien ge-


winnen oder verlieren. Die Wahrheit ist immer die beste Waffe, sofern man ehr-


liche Wege geht. Durch diese Darstellung werden die Kapitalisten vor eine böse


Alternative gestellt: Leugnen sie die Kapitalflucht, so bejahen sie die ungeheure,


dem Kapital so gefährliche Produktivkraft der amerikanischen und damit jeder in


Vollbetrieb sich befindenden Wirtschaft. Sie müssen dann zugeben, daß der


Kapitalzins durch weiter nichts als durch ungehemmte Arbeit in kurzer Frist zur


Strecke gebracht werden kann, sofern nur die Rentabilitätsgrenze durchstoßen


und damit die aus dem Niedergang des Kapitalzinses entspringende Wirtschafts-


krise überwunden wird. Sie bestätigen damit vor aller Welt unsere Kapitaltheorie.


Bejahen sie dagegen die Kapitalflucht, so geben sie zu, daß wir mit der restlosen


Abwälzung der Reparationen und der sonstigen Kriegslasten auf die Sachwerte


durch die von uns von allem Anfang an geforderte 75prozentige Sachwertsteuer


auf dem richtigen Wege sind, denn nur durch eine Sachwertsteuer, deren Höhe


hoch genug bemessen erscheint, um eine zweite Schur überflüssig zu machen,


kann man 
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den Kapitalisten das Sicherheitsgefühl für den Rest ihres Vermögens zurückge-


ben, das unbedingt geschaffen werden muß, wenn der Kapitalflucht, die Europa


ins Verderben stürzt, ein Ende bereitet werden soll.


Was verstehen Luther und Reinhold 


unter Preisabbau?


Der logische und rechnerische Nachweis, daß Preisabbau gleichbedeutend ist


mit Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit, ist längst erbracht  (siehe Freiwirt-


schaftliche Literatur). Früher schon hatten die Bimetallisten vieles zur Auf-


deckung dieser Zusammenhänge gesagt. Man braucht nur wenige Seiten von


Laveleyes Buch: La Monnaie et le bimetallisme zu lesen, dann weiß ein einiger-


maßen begabter Mensch Bescheid in diesen Dingen. Den literarischen Nach-


weis, daß alle Wirtschaftskrisen nicht nur von einem Preisabbau begleitet ge-


wesen sind, sondern vom Preisabbau verursacht wurden, liefert Fritz Schwarz in


seinem vor kurzem erschienenen Werk: Fluch und Segen des Geldes. Zum


Überfluß bringt nun noch das internationale Arbeitsamt des Völkerbundes den


statistischen Nachweis, daß der Grund der Arbeitslosigkeit in der Währungspolitik


zu suchen ist.


Die hier erwähnte Literatur ist zwar von der deutschen Presse von links bis


rechts totgeschwiegen worden (dieselbe Taktik, die auch der Inflation gegenüber


geübt wurde), aber die Dinge liegen jetzt in Deutschland bereits so klar zutage,


daß wir den Mut nicht aufbringen können, anzunehmen, daß Luther und


Reinhold bei ihrer jüngsten Propaganda für Preisabbau eine durch Währungs-


politik zu betreibende Senkung des Indexes im Sinne hatten, sondern etwas


ganz anderes. Der Umstand, daß Luther in seiner letzten Rede die Währungs-


politik als das Wichtigste der Regierungsgeschäfte bezeichnete und folgerichtig


dann auch die Währungspolitik an die Spitze des ganzen Programmes stellte,


während Wirth noch umgekehrt zuerst die Wirtschaft in Ordnung zu bringen ver-


sprach, um dann an die Lösung der Währungsfrage zu gehen, ist uns Beweis


dafür, daß unsere Staatsmänner, so miserabel sie auch für ihr Amt vorbereitet


sind, so viel doch bereits aus dem von ihnen angerichteten Schaden gelernt


haben, daß man die Wirtschaft nicht durch Preisabbau sanieren kann. Wenn


Luther und Reinhold unter Preisabbau wirklich Senkung des Indexes gemeint


hätten, dann brauchten sie sich ja nicht an das große Publikum zu wenden. Mit


einem Wink an Dr. Schacht wäre die Sache erledigt gewesen. Dr. Schacht hat


bereits so viele Tausende von Geschäfts-
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leuten abgewürgt und um die Ecke gebracht, daß man annehmen muß, es wäre


ihm ein Spaß, auf den Wink des Reichskanzlers hin durch Noteneinzug und


Preisabbau noch einige zehntausend von Kaufleuten auf die Liste der


Bankrotteure zu bringen.


Was also hatte Luther im Sinn, als er vom Preisabbau sprach? Ich glaube, es


war Luther selber nicht ganz klar, was er wollte. So wollen wir ihm hier sagen,


was er sagen wollte. Er verwechselte den Abbau der Preise mit dem Abbau der


Handelsprofitrate. Möglich auch, daß er diese beiden so grundverschiedenen


Dinge nicht verwechselte, daß er aber glaubte, der Abbau der Handelsprofitrate


müsse notwendigerweise auch mit einem entsprechenden Preisabbau verbunden


sein. Das aber ist durchaus keine Notwendigkeit. Wenn wir den Abbau des


Handelsprofits mit Preisabbau und Arbeitslosigkeit erkaufen müßten, wo wäre da


der Gewinn?


Es verhält sich hier in bezug auf die Preise mit dem Abbau der Handelsprofit-


rate genau so, wie bei einer allgemeinen Senkung der Produktionskosten als


Folge irgendeiner technischen Verbesserung. Zur Zeit der Metallgeldwährung


mußte ein solches frohes Ereignis stets mit einem Preisabbau und einer Krise


gefeiert werden. Je größer der technische Erfolg, um so größer war der Jammer


der Arbeitslosen. So daß jede Verbesserung der Produktionsmittel von weiten


Kreisen des Volkes mit Recht verflucht wurde. Seitdem wir aber mit Papier Geld


nach Bedarf herstellen können, braucht die Senkung der Produktionskosten nicht


mehr von einem Preisabbau begleitet zu sein. Wirft die Maschine mehr Ware auf


den Markt, so bringt heute die Notenpresse, so nehmen wir an, mehr Geld in


Umlauf. Dem vermehrten Angebot tritt so vermehrte Nachfrage entgegen. Der


Einfluß der verbesserten Technik auf die Preise wird durch die verbesserte


Notenpolitik nullifiziert.


Genau so muß es sich auch mit dem Abbau der Handelsprofitrate verhalten,


wenn der Leiter der Notenpolitik sein Handwerk versteht. Ohne zu fragen, warum


die Preise abwärts neigen, bekämpft er blindlings solche Tendenz durch


Vermehrung des Notenumlaufes. Mag der Himmel die Ernten segnen, mag der


Techniker die Produktivität der Arbeit verdoppeln, verzehnfachen, mag die


Konsolidierung des Handels die Profitrate wieder den Vorkriegszuständen


nähern, einerlei, durch Ausgabe von Noten werden die Preise auf gleicher Höhe


erhalten. Aus keinem anderen Grund als aus Nachlässigkeit oder verbrecheri-


scher Beteiligung an spekulativen Börsengeschäften von seiten der Leitung des


Noteninstituts können jetzt noch die Preise sinken.


So bleibt also nur noch die Frage zu beantworten, wo die auf Konto der


gesenkten Handelsprofitrate gesparten Milliarden bleiben, wenn die Preise nicht


zusammen mit der Handelsprofitrate sinken sollen? Werden die Milliarden von


der Grundrente, vom Kapital-   Kapitalzins
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zins oder vom Arbeitslohn beansprucht werden? Wer vermöchte diese Frage


heute einwandfrei zu beantworten? Durch die Einschränkungen in der Frei-


zügigkeit, namentlich infolge der empörenden amerikanischen Einwanderungs-


gesetze kann sich das allgemeine Lohngesetz heute nicht so durchsetzen, daß


man von hier aus diese Frage befriedigend beantworten könnte. Was kann der


Arbeiter heute fordern, der, an der Auswanderung gehindert, sich bei den Lohn-


verhandlungen von Tausenden von Arbeitslosen umringt sieht? Was bedeuten


Tarifverträge für den arbeitslos gewordenen Familienvater?


Andererseits hat der Krieg und die Kapitalflucht im Unternehmerkapital solche


Verwüstungen angerichtet, daß es wohl noch lange währen wird, ehe sich hier


eine genügende Nachfrage nach Arbeitskräften einstellen kann, um den Lohn auf


Kosten des Kapitalzinses heben zu können. Wir haben zwar heute einen außer-


ordentlich hohen Zinsfuß für flüssiges Kapital. Der Unternehmer zahlt diesen


Zins für Reparaturen, für den Ankauf von Rohstoffen und andere verhältnismäßig


geringfügige Summen. Niemand aber glaubt heute, aus einem neu zu bauenden


Unternehmen einen Zins von 8 oder 10% herauswirtschaften zu können. So


lange aber keine neuen Unternehmungen gegründet werden, fehlt es an der 


nötigen Nachfrage nach Arbeitskräften, bleiben die Arbeiter arbeitslos und kann


sich ihnen gegenüber der Unternehmer aufs hohe Pferd setzen. Es ist darum


anzunehmen, daß zunächst die am Handelsprofit zu sparenden Milliarden vom


Kapital beansprucht werden, und erst dann, wenn die mit dieser Hilfe gehobenen


Dividenden die Neuanlagen von Fabriken rentieren werden, wird durch Auflösung


der Arbeiterreserven der Arbeitslohn sich an jene Milliarden heranmachen 


können und sie mit der Zeit ganz reklamieren – wenn bis dahin die Macht der


Grundbesitzer nicht so zugenommen hat, daß auch von dieser Seite neue


Ansprüche erhoben werden können.


Für den intelligenten Proletarier, der seine Lage begriffen hat, kann es heute


nicht einerlei sein, ob der Unternehmer rechnerisch bestehen kann oder nicht,


denn hiervon hängt es in der kapitalistischen Ordnung ja ab, ob er Arbeit findet


und etwas zu beißen hat oder ob er als Arbeitsloser herumlungern muß.


Arbeitslosigkeit bedeutet doch nur Mangel an Unternehmern. Ehe der


Unternehmer Geld zusetzt, und wäre es auch nur eine Mark im Jahr, schließt er


lieber die Fabrik. Warum soll er eine Mark zusetzen, um tausend Arbeiter zu


beschäftigen, und woher soll er diese Mark mit der Zeit nehmen? Darum wird der


Proletarier, der seine Lage überschaut, es gerne sehen, wenn die finanzielle


Lage des Unternehmers so weit gekräftigt wird, daß er darangehen kann, sein


Werk auszubessern oder zu erweitern. Denn hiervon hängt es ab, ob die den


Lohn drückenden Arbeitslosen vom Arbeitsmarkt verschwinden 
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oder nicht. Der Arbeitslose, das ist der unmittelbarste Feind des Arbeiters.


Arbeitslose gibt es aber nur dort, wo die Dividenden den regelrechten Kapitalzins


nicht aufwiegen.


Mit der Herabsetzung der Handelsprofitrate verhält es sich nun so, daß die


Dividenden gehoben werden können, ohne die Mittel dazu durch Lohndruck


gewinnen zu müssen. Es eröffnet sich hier eine Quelle, aus der der Fehlbetrag


der heutigen kapitalistischen Wirtschaft gedeckt werden kann. Und eine stark


sprudelnde Quelle wird es sein, wenn alle Hebel in Bewegung gesetzt werden,


um das Ziel zu erreichen. Berechnet man die deutsche Arbeit mit 50 Milliarden


jährlich, wovon vielleicht 35 Milliarden zu den Kaufmannsgütern zu rechnen sind,


die heute mindestens mit einer Handelsprofitrate von 50% belastet sind, so han-


delt es sich um eine Summe von 17 1/2 Milliarden, auf die Luther und Reinhold


ihre Abbautätigkeit wirken lassen können. Gelänge es diesen beiden Genies, die


Handelsprofitrate wieder auf den Vorkriegsstand zu bringen (nach den


Berechnungen von Prof. Lujo Brentano etwa 35%), so könnten hier jährlich der


deutschen Warenproduktion 5250 Millionen an Unkosten erspart werden, eine


Summe, die genügen dürfte, um bei unveränderten Verkaufspreisen die deutsche


Volkswirtschaft wieder in ihrer ganzen Breite und Tiefe zu einer verlockenden


Kapitalsanlage zu machen, um auch, nötigenfalls, ausländisches Kapital für die


deutschen Werke zu interessieren. (Frage der Schriftleitung: Gibt es überhaupt


ausländisches Kapital?)
Was kann nun Luther tun, um die Handelsprofitrate zu senken, in solchem


Umfang zu senken? Er unterlasse jeden Eingriff in die Wirtschaft und verhalte


sich im übrigen völlig passiv. Damit solche Eingriffe in Zukunft nicht mehr er-


folgen können, entlasse er alle die, die solche Eingriffe bisher verübt haben.


Auflösung des Reichswirtschaftsdirektoriums, Auflösung des


Handelsministeriums, Auflösung des Arbeitsministeriums und aller Büros, die von


diesen Ministerien abhängig sind. Schleifung der Zollgrenzen, Entlassung aller


Zollbeamten, Abwälzung aller Reichsausgaben einschließlich der Reparationen


unmittelbar auf die Sachwerte und Auflösung aller Finanzämter, Entlassung der


87 000 Finanzbeamten und Zahlung einer Pension an all diese Entlassenen in


der Höhe des doppelten Gehaltes. (Letzteres dafür, daß sie jetzt keinen Schaden


mehr anrichten und damit sie nur ja nicht wiederkommen.)


Haben die genannten beiden Männer etwas Mut, so empfehle ich ihnen außer


den genannten Maßnahmen noch folgendes: Auflösung aller Organisationen,


wirtschaftliche wie politische, restlose Zertrümmerung aller Syndikate, aller


Handelskammern, Börsen, Gewerkschaften nach dem Grundsatz, daß, „wenn


drei Personen desselben Berufes einträchtiglich miteinander verkehren, man


auch sicher sein kann, daß sie gegen das öffentliche Wohl konspirieren“ 
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(Herbert Spencer). Aber auch hier möge dasselbe großzügige Verfahren be-


achtet werden, das ich den zu entlassenden Beamten gegenüber empfahl, d. h.


Bezahlung an alle Gewerkschaftsbonzen, Syndizi, Sekretäre usw. des doppelten


Gehaltes bis an ihren seligen Tod. Alle diese Leute hemmen, soweit sie arbeiten,


das freie Spiel der Kräfte. Sie wären in einer kommunistischen Wirtschafts-


ordnung am Platz, aber in einer durch den freien Wettbewerb, durch Nachfrage


und Angebot geregelten Wirtschaft sind sie als gemeinschädliches Gewürm zu


betrachten, als Innenreibung zu behandeln.


Es gab eine Zeit, es ist noch gar nicht so lange her, da kam man in Deutsch-


land ohne alle diese Organisationen sehr gut aus. Damals gab es noch ehrliche


Männer, ehrliche Parlamentarier. Durch diese gegen den freien Wettbewerb auf-


gestellten Beamten ist alles verdorben, alles verpfuscht worden, und die Wirkung


dieser Pfuschereien bezahlen wir heute in einer Handelsprofitrate, die alle


Begriffe übersteigt. Wir sind mit dieser Organisationspest in eine Sackgasse


geraten. Das am „besten“ organisierte Volk ist heute auf dem Weltmarkt nicht


mehr wettbewerbsfähig, eben weil es am „besten“ organisiert ist.


Es ist wahrscheinlich, daß weder Luther noch Reinhold den von ihnen 


empfohlenen „Preisabbau“ so verstehen, wie er hier dargestellt ist. Wir haben


darum Grund zur Annahme, daß beide überhaupt nicht wissen, was sie sagen


wollten, und daß alles, was sie tun werden, hinauslaufen wird auf die Schaffung


einer neuen „Organisation“.


5000 Dollar für die Lösung eines ökonomischen


Widerspruches.


Die „Pollak“ foundation for the economic research, 109 Sargent street, Newton


(Massachusets) versendet eine Einladung zu einer Preisschrift für die beste


„Gegenkritik“ des von William Foster und Waddili Catchings verfaßten Werkes


„Profits“, das im Verlag genannten Instituts erschienen ist. Wer das Schlimmste


gegen die dort vertretenen Theorien zu sagen weiß, erhält den Preis von 5000


Dollar. Als Preisrichter fungieren: Owen D. Young, Generaldirektor der General


Electric Co.; Allyn A. Young, von der Harvard Universität, President der American


Economic Association; Wesley C. Mitchell, von der Columbia Universität. Das


Buch „Profits“ kann für vier Dollar von den oben genannten Verlegern bezogen


werden. In den öffentlichen Bibliotheken soll es auch zu finden sein.


Wer sich das Studium des dicken Werkes sparen will, kann seine Preisschrift
auch auf die folgenden Schlüsse aufbauen, zu denen die Autoren gelangt sind.
Der „Konsum hält nicht Schritt mit der Produktion; ein gesparter Pfennig verur-
sacht zuweilen einen Verlust von einem Pfennig; wirtschaftliche Kalamitäten oft-
mals wirtschaftlicher Segen; ungenügender Absatz schafft der Einfuhr feindliche
Stimmung, der ge-


92







schlossene Kreislauf des Geldes (right flow of money) ist die wichtigste Forderung,
das Problem ist lösbar.“


Das letzte Kapitel des Werkes enthält folgende Zusammenfassung:


„Die Produktion wird gehemmt, weil die Einkäufe der Konsumenten nicht mit der
Produktion Schritt halten. Der Konsumenten Einkäufe bleiben aus zwei Gründen
zurück: Der erste, weil die Industrie den Konsumenten nicht das zum Ankauf der
eigenen Produkte nötige Geld zahlt; der zweite, weil die Konsumenten aus der
Notwendigkeit der Ersparnisse heraus, auch das wenige Geld nicht ganz veraus-
gaben können. Es gibt eben keinen gleichmäßigen Rückfluß des Geldes vom
Konsumenten zum Produzenten und von diesem zum Konsumenten. Die Ver-
stärkung des Geldumlaufes füllt das Defizit nicht ganz aus, das neu ausgegebene
Geld wird hauptsächlich für Neuproduktion verwendet und diese Waren müssen
den Konsumenten für mehr Geld verkauft werden, als die Verstärkung des Geld-
umlaufes geliefert hat. Darüber hinaus werden die Ersparnisse der Gesellschaften
und der Einzelpersonen nicht dazu verwendet, die bereits auf dem Markte liegen-
den Waren zu kaufen, sondern um mehr Waren zu produzieren. Unter diesem
System können wir darum nur so lange Fortschritte machen, als wir die Regale mit
Waren füllen, die entweder als Ladenhüter dienen oder die wir mit Verlust verkau-
fen, oder so lange wir neues industrielles Geschirr bauen, das wir nicht brauchen
werden. Das ungenügende Konsumenteneinkommen ist darum der Hauptgrund,
warum wir nicht so viel produzieren wie uns die natürlichen Bedingungen, das
Kapitalangebot (capital focilitier), die technischen Vervollkommnungen, und das
Eigeninteresse der Unternehmer und Arbeiter sonst zu produzieren gestatten 
würden. Hauptsächlich wegen mangelnder Konsumentennachfrage, schränken
sowohl das Kapital wie die Arbeit die Produktion ein, wodurch sich die Nationen in
solchen Kampf um die Weltmärkte verwickelt sehen, der den Hauptgrund der
Kriege bildet.“


Die Arbeiten müßten in englischer Sprache verfaßt und spätestens am 1. Januar
1927 dem Bestimmungsort zugeführt werden.


Wir haben eine Anzahl Prospekte eingefordert und halten sie Interessenten zur
Verfügung. Schriftleitung der Fw.


Wie wir Deutschland im Völkerbund vertreten würden?
Meine Herren!


Jedes Wort, das hier gesprochen wurde, war reiflich überlegt. Alle Anwesenden


haben sicher die beste Absicht, unser hohes Programm der Erfüllung näherzubrin-


gen. Dennoch, wenn wir die uns täglich zur Entscheidung vorgelegten Streitfragen


näher betrachten, so müssen wir erkennen, daß in Fortentwicklung der in den


Dingen liegenden Streitkeime der Tag kommen muß, wo schöne Reden nichts


mehr nützen werden, und wo dann die Diskussion wieder mit „anderen Mitteln fort-


gesetzt“ wird, wie das bisher Sitte war. Die Streitfragen dürfen wir nicht durch


Kompromisse zu verkleistern suchen. Es nützt alles nichts, das Objekt des Streites


sorgt selber dafür, daß es immer wieder zum Vorschein kommt. Wenn irgendwo,


so muß hier gründliche Arbeit ge-
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tan werden, wenn wir späterhin nicht bekennen wollen, daß unsere Arbeit mehr


geschadet als genützt hat. Auf diplomatischem Wege, auf dem Wege von


Grenzberichtigungen (?), auf dem Wege der Abrüstung usw. geht es nicht. Wir


müssen neue, völlig unbetretene Wege gehen. Dann mag es gelingen.


Unsere Organisation krankt an dem Umstand, daß wir uns hier nicht als


Vertreter der Menschheit betrachten, sondern als Vertreter staatlicher Gebilde,


die historisch zumeist als Produkte roher Gewalt anzusprechen sind. Irgendein


Bandit fegte die Völkerschaften zu dem zusammen, was wir heute stolz Nation


nennen, wobei kein anderer Gesichtspunkt solcher Tätigkeit Grenzen zog, als die


Rücksicht auf den Widerstand irgendeines anderen Nachbarräubers. Diese staat-


lichen Machwerke, sogenannte Nationen, übernehmen die Untertanen auf dem


Wege der Revolution und der Guillotine, ohne sie näher zu besehen, ohne sich


auf das beneficium inventarii zu berufen, genau so wie etwa ein Knecht die


Rüstung des von ihm ermordeten Ritters übernimmt. Die Demokratie übernahm


das Werk der Herren mit allen Streitobjekten und Streitkeimen, die die Gewalt-


politik jener Räuber geschaffen hatte. So z. B. übernahm die französische


Republik ohne weiteres die Ostgrenze des Reiches, die Ludwig XIV. mit der


Begründung: l’état c’est moi, geschaffen hatte, so auch wurde, als der Staat der


Hohenzollern 1871 in das Deutsche Reich aufgenommen wurde, von keiner


Seite Protest dagegen erhoben, daß die polnischen Provinzen der Hohenzollern


dem Reich einverleibt wurden. Der Pöbel hat sich immer als Erbe der Fürsten


benommen und hat damit der Politik der Fürsten Sanktion gegeben. Und diese


so von Fürsten und vom Pöbel geschaffenen Staaten vertreten wir hier, meine


Herren! Können wir uns da wundern, daß in Vertretung der Interessen solcher


Gebilde wir unserer inneren Stimme, unserem Fühlen und Denken stetsfort


widersprechen müssen? Wir sind nicht als Menschen, sondern als Untertanen


(subjects) mit Untertanengeist hierhergekommen und gehen mit Untertanengeist


an die Arbeit. Alle sind wir angefüllt mit Staatsgedanken, alle gehen wir mit


Staatsgeist an die Arbeit. Keiner fühlt sich als Vertreter der Menschheit. Es fehlt


nur noch, daß wir die Uniformen unserer Staaten anlegten. Halten wir klar vor


Augen: Die Interessen, die jener Staatengründer, die sind es, die die Menschheit


auseinandergerissen haben, und die sind es, meine Herren, die wir hier vertreten
sollen! Nur in dem Maße, wie wir die Interessen, die wir als Vertreter unserer


Staaten zu schützen haben, abbauen und zerstören, kann der Völkerbund


Fortschritte machen. Nicht dem, was die Menschheit von Natur eint, sondern


umgekehrt dem, was die Menschheit zerreist, verdanken die Staaten ihre


Souveränität, ihre Existenz. In dem Maße, wie die Einigung fortschreitet, geht die


Souveränität verloren. Von drei oder zehn oder hundert Staaten, die sich verbin-


den, verbleibt immer nur einer. Den Einwohnern dieser Staaten mag das recht


sein. Aber wir hier, Abgesandte der Staaten, die sämtlich auf ihre Souveränität


erpicht sind, 
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was sagen wir dazu? Kann es gerade unsere Aufgabe sein, als Staatsmänner an


der Auflösung der Staaten zu arbeiten? Diese Frage zeigt uns, daß wir hier nicht


die richtigen Leute sind, daß die Aufgabe, vor die wir gestellt wurden, für uns


unlösbar ist. Wir sollen den Zucker in Wasser auflösen, zugleich aber sollen wir


die Kristallform schonen. Es wird uns ergehen wie den deutschen Fürsten, die


ewig von der Notwendigkeit eines einigen Reiches redeten, die aber als Fürsten


und Lebewesen unfähig waren, das Trennende abzubauen und aus Selbster-


haltungstrieb den von ihnen erwarteten Selbstmord auszuführen. Wenn es auf


die Fürsten allein angekommen wäre, so würden sich die Deutschen noch genau


wie 1866 gegenseitig mit dem Bajonett bearbeiten. Und wenn der Völkerbund


darauf wartet, daß wir als Vertreter von Staaten uns einigen, dann, lebe wohl,


schöner Traum!


Uns schwebt in mehr oder weniger verschwommenen Konturen für die Welt ein


Völkerbund vor, wie ihn die Amerikaner mit den U. S. A. gebildet haben. Wir, als


Vertreter des Staatsgedankens, werden diesen Bund niemals schaffen. Dazu


gehören ganz andere Menschen, Menschen, die zu jeder Zeit und in jeder Lage


die Interessen der Menschheit denen des Staates überordnen. Der Weg zur


Menschheit ist ein gerader, breiter Weg. Er geht rücksichtslos hinweg über den


Staat und seine Interessen. Er braucht keine Anwälte und Vertreter. Er braucht


auch keine Organisation, keinen Kongreß, keine Beschlüsse. Nichts brauchen


wir zu tun, als alles abzuschaffen, was wir als Staatssouveränität (man beachte


das Wort, das auch die Demokraten gebrauchen) hier zu schützen suchen. Der


Völkerbund ist da, sobald wir die künstlichen Interessengegensätze beseitigen, d.


h., sobald wir verduften. Der Völkerbund hat immer bestanden, festgefügt in der


Harmonie der Menschheitsinteressen. Dieser Bund ist nur überkleistert, wie 


manche Meisterwerke Michelangelos und Sáncho Panzas von Pfuschern über-


pinselt wurden zur Gewinnung von billiger Leinwand für die eigenen Kleckse-


reien. Grattez l’ours et apparaitera le Russe: Kratzen wir die Staatskruste ab und


gleich wird der Völkerbund zum Vorschein kommen. Wie bei der Gestaltung des


preußischen Staates die Bürger immer nur Objekte, niemals Subjekte waren, so


sind in den Staaten allzumal die Bürger niemals befragt worden. Drolligerweise


benehmen sich aber alle diese Bürger, als ob der Staat ihr Werk sei, viele sogar,


als ob sie Kronprinzen dieser Staaten seien.


Den primitiven Beweggründen, die zur Gründung der Staaten führten, ist die


weitere Ausbildung der Staaten durchaus treu geblieben, merkwürdigerweise


auch dort, wo das Volk die Fürsten enthauptete oder vertrieb. Auf den Grund-


mauern der Königsstaaten bauten die Empörer mit sklavischem Fleiß plange-
recht weiter. Ich erwähne die Tatsache, ohne sie hier erklären zu wollen und nur,


um das Komische unserer Rolle darzutun. Wir vergessen, daß die Könige bei der


Staatsgründung doch ganz etwas anderes im Sinne haben mußten, als was den


Empörern frommen kann. Bei der Schaffung der Staatskirche, der Staatsschule,


der Staatsuniversitäten, der Staatsgerichte und der Staatssteuern 
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dachten die Könige doch sicher nicht an das Seelenheil der Untertanen, an ihr


Glück. An den Staat, ihr Werk, dachten sie. Ihrem Werke opferten sie immer das


Glück der Menschen, einmal auf eigenem Schlachtfeld, ein andermal auf dem


Viehmarkt in London, wo man die deutschen Proletarier für englische Kriegs-


unternehmungen käuflich für Rechnung der Fürsten erwarb. Und solchem Werk


dienten in mehr oder weniger gerader Linie alle Staatseinrichtungen. Der


Erhaltung solchen Werkes dienen die Souveränitätsrechte der Staaten, dienen


wir, meine Herren! Mit all den genannten Staatseinrichtungen schuf der König die


Ketten zur Niederhaltung der Empörung. Das war sein Ziel. Und wir? Wir führen


den Betrieb fort. In allen demokratischen Staaten herrscht in den fürstlichen


Kettenfabriken Hochbetrieb, als ob es sich darum handelte, das Volk für die


Wiederkehr der Fürsten warmzuhalten. Der König brauchte einen demütigen


Bürger, einen geistig gebrochenen Menschen. Dazu und zu nichts anderem


schuf er die Staatskirche. Den König schickte man fort, seinen Apparat mit seiner


Tendenz behielt man und mit allen seinen Beamten, von denen man nicht er-


warten kann, daß sie umlernen werden. Der König brauchte einen engstirnigen,


nationalistischen Bürger, der sich für sein Werk begeistern und mißbrauchen, ja,


opfern ließ. Dazu diente die Staatsschule mit Schulzwang. Wenn man nun, nach-


dem der König fortgeschickt wurde, des Ziel der Schule nicht mehr braucht,


wozu dann noch die Staatsschule, den Schulzwang? Man denke doch, was das


heißt: Schulzwang! Von Berlin, von Paris aus wird dem ganzen Volk ein


Schulprogramm, das Schulprogramm des Ministers, vorgeschrieben? Man ent-


reißt den Eltern die Kinder und übergibt sie seelenlosen Bürokraten. Man denke


doch einen Augenblick darüber nach, was das bedeutet. Vielleicht wird dann der


eine oder andere stutzig und erkennt, daß nur völlig entgeistete Sklavennaturen,


Pack, sich solchem Zwang widerstandslos fügen können. Eltern, die sich das


Selbstbestimmungsrecht in der wichtigsten elterlichen Pflicht rauben lassen!


Dennoch sehen wir diesen Schulzwang wie eine Pest sich über die ganze Welt


ausbreiten. Sprechen vom Standpunkt des fürstlichen Gewaltstaates 100 triftige


Gründe für den Schulzwang, so spricht alles dagegen, wenn man vom freien


Bürgertum spricht.


Meine Herren, betrachten Sie nun einmal unsere Aufgabe vom Standpunkt der


freien Schule. Sie werden sehen, wie merkwürdig sich diese Forderung freien


Menschentums deckt mit den edelsten Zielen unserer Bestrebungen, wie einfach


unsere schwierigsten Probleme gelöst werden. Wieviel Haß und Unfrieden hatte


nicht die preußische Schulpolitik aufgehäuft in den polnischen Provinzen, in den


dänischen Landesteilen, in Elsaß und Lothringen. Wieviel Haß wird dieselbe


blöde Politik wieder hervorrufen in all den Landesteilen, die vom Reich nun ab-


getrennt wurden, wo deutsche Kinder dem Schulzwang der Polen, Dänen,


Franzosen, Italiener und Rumänen ausgesetzt werden. Wie ganz anders würde


das deutsche Volk die Gebietsabtrennungen ertragen, wenn es 
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wüßte, daß der Staat in den genannten Ländern sich nicht für verpflichtet hält,


die Kinder der deutschen Bürger auf Staatskosten zu unterrichten, daß dort jeder


seine Kinder unterrichten kann, so gut er es versteht und soweit es ihm die 


eigenen Mittel erlauben? Wie wenig interessant wäre dann noch für das deut-


sche Volk die elsässische, polnische, dänische, italienische Frage. Bis dahin war


die elsässische Frage für Deutschland mehr als eine Kulturfrage. Elsaß, die 


polnischen Provinzen usw. sollten die „Macht“ des Reiches mehren. Seitdem


aber in Deutschland der Machttraum ausgeträumt ist, ist diese Seite der 


elsässischen Frage für Deutschland erledigt. Wir sind nur mehr ökonomisch 


und kulturell mit Elsaß, Südtirol, mit Dänemark und mit Polen verbunden. Wie 


die ökonomische Frage im Einklang mit dem Versailler Vertrag gelöst werden


kann, werde ich gleich sagen. Wie die Machtfragen aufgelöst und wesenlos


gemacht werden, ist unsere Angelegenheit. Die kulturelle Frage aber fordert nur


eins: Der franzö-sische, polnische, italienische Staat überlasse es jedem, in


Kulturfragen nach eigener Fasson selig zu werden, er spare das Geld, das er für


die Kultur der deutschen Jugend zu verausgaben beabsichtigt. Der Staat mische


sich nicht in reine Privatsachen. Wie in religiösen Dingen, so gehe auch in


Kulturfragen das „stinkende Ungeheuer“ dem Menschen aus dem Wege. Das ist


alles. Und wenn wir zunächst auch nicht erreichen können, daß der Staat ganz


allgemein darauf verzichtet, die Bürger selig zu machen und sie zu kultivieren, 


so könnten wir doch wenigstens das erreichen, daß der Staat den nationalen


„Fremdkörpern“ gegenüber, den in der Diaspora lebenden Zigeunern, Deutschen


und Juden, solche kulturelle Enthaltsamkeit übe. Unbeschadet natürlich, daß wir


bei der allgemeinen Formel der Desinteressiertheit des Staates in allen


Kulturfragen bleiben und für dieses Ziel weiter werben und kämpfen, getreu der


Erkenntnis, daß die Schulen ja doch nur als Vorstufen der Kaserne und des


Krieges angesehen und betrachtet werden, getreu auch der Erkenntnis, daß es


nur die Staatsinteressen sind, die die Menschheit auseinanderreißen, und daß je


ausgebildeter der Staat ist, um so stärker die Betonung der Staatsgrenzen, um


so stärker der Riß, der durch die Menschheit geht, während umgekehrt mit


jedem Fortschritt im Abbau des Staates die gemeinsamen Interessen der


Menschheit stärker hervortreten.


Abbau, Abbau des Staates, meine Herren! Betrachten wir unsere Aufgabe von


dieser Seite. Hier sprudelt wirklich eine Quelle der glücklichsten Friedensformeln.


Da sind Zollgrenzen. Wir haben kaum noch Gelegenheit gehabt, vielleicht auch


nicht den dazu nötigen persönlichen Mut aufbringen können, zu diesem schwer-


wiegenden Problem Stellung zu nehmen. Die Tatsache, daß England als Mitglied


des Völkerbundes vom Freihandel zum sogenannten Schutzzollsystem überge-


gangen ist, sagt genug. Alles, was wir für den Völkerfrieden getan haben, wiegt


nichts gegenüber der Tatsache, daß ein so wichtiges Mitglied des Völkerbundes


den Kriegspfad der Zollwirtschaft betreten hat. Wenn 
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es uns nicht gelingt, dem Freihandelsgedanken auf der ganzen Linie zum Siege


zu verhelfen, dann ist alles vertan und umsonst, was wir tun und tun werden. Wir


werden aber hier nur siegen, wenn wir den Staatsgedanken bekämpfen, um


dafür das Lied des Menschen, des Individuums zu singen. Von den Privat-


interessen, die durch die Zollwirtschaft gefördert werden sollen, werde ich hier


nicht reden. Da sich diese Privatinteressen immer nur auf Kosten anderer, eben-


so mächtiger Privatinteressen durch den Zoll auswirken können, so ist anzu-


nehmen, daß in den meisten Fällen der Widerstand gegen die privaten Zoll-


gelüste stark genug gewesen wäre, wenn der Staat die Zollinteressenten nicht


unterstützt hätte mit der Absicht, sich selbst durch die Zollwirtschaft zu stärken.


Und in der Tat, nichts gibt dem Staate mehr Macht und Einfluß als das Recht, mit


Hilfe der Zölle die eine Klasse der Bürger zugunsten der anderen zu plündern.


Die eine Klasse hält der Staat fest in der Hand mit der Drohung, daß er die Zölle


wieder abschaffen kann, die andere Klasse damit, daß er die Zölle erhöhen


kann. Divide et impera. Mit der Zollwirtschaft wird das Volk in 100 Gruppen mit


gegensätzlichen Interessen zersprengt. Wie einfach ist es dann für jeden


Stümper, über das Volk zu regieren und das Volk für die blödesten Staatszwecke


gefügig zu machen, auch für imperialistische Pläne. Diese aber treten zwangs-


läufig mit der Zollwirtschaft auf. Mit dem allgemeinen Freihandel wäre jeder


imperialistisch gesinnte Mensch befriedigt, mit der allgemeinen Zollwirtschaft


dagegen kann niemand befriedigt werden, da jeder dann, statt über die ganze


Welt als Tummelplatz zu verfügen, sich mit einem engbegrenzten, immer viel zu


kleinen Gebiet begnügen muß. Dieses viel zu kleine Gebiet sucht dann jeder zu


erweitern, und da ihm der Weg des Freihandels verschlossen erscheint, so denkt


er an gewaltsame Erweiterung seines Gebietes, des sogenannten nationalen


Wirtschaftsgebietes. Die tollsten Pläne der Annexionisten, der Eroberer und


Kolonisatoren erscheinen ihm dann vernünftig und beachtenswert.


Selbstverständlich unterstützt dann auch der Staat solche Pläne, die seinen


Einfluß, seine Macht ja mächtig zu erweitern versprechen, die es bedingen, daß


die mächtigsten Vertreter der Industrie und Landwirtschaft bei den Ministern 


antichambrieren. Solche Pläne aber erfordern ein starkes Heer, Rüstung und


Kriegsschiffe. So führt der Zoll, der, wenn er einmal verallgemeinert ist, nur noch


als Stärkung der Staatsmacht gegen innere Widerstände einen Sinn hat, in ge-


rader Linie zu imperialistischen Bestrebungen, zu Rüstungen und schließlich zum


Krieg, der dann allein noch den Völkern Luft zu geben verspricht. Durch den
Krieg hoffen sie alle, sich den Platz zu verschaffen, den sie sich gegenseitig
durch die Zollpolitik verbarrikadiert hatten. Jetzt sieht man hier und da ein, daß


es Holzwege waren, die man mit der Zollpolitik betreten hatte, und sucht den


Schaden gut zu machen durch das Projekt des europäischen Zollvereins.


Lasciate ogni speranza! Auf der Grundlage der Zollwirtschaft gibt es keine


Verständigung. Der Zoll ist eine Erfindung der 
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Räuber, der Raubritter, der Fürsten. Der Zoll trägt den Spaltpilz als Bazillenträger


in sich. Wenn wir schon die Könige fortschicken, so müssen wir auch ihr Werk


zerstören, restlos zerstören. Und dazu gehört neben dem Abbau der Staats-


schulen auch der Abbau des Zolles, die Schleifung der Zollgrenzen.


Nun bitte, meine Herren, betrachten Sie einmal die Aufgabe, die uns gestellt


ist, vom Standpunkt solchen Freihandels, des Weltfreihandels. Betrachten Sie


das Verhalten der Imperialisten, wenn ihnen gesagt wird: durch Beschluß des


Völkerbundes ist den Staaten das Souveränitätsrecht auf Errichtung von Zoll-


grenzen verneint worden. Die Waren können jetzt in der ganzen Welt frei und


unkontrolliert verschickt werden, genau wie das schon heute innerhalb der 


U.S.A. und des deutschen Zollvereins geschieht. Sehen Sie sich diese Männer


an! Dieselben, die noch gestern von Annexionen, von Kolonien, von


Vergrößerung des nationalen Wirtschaftsgebietes redeten, die sagen: was geht


uns jetzt noch Elsaß, Danzig, Polen, Südtirol und Siebenbürgen an? Wir haben


ja jetzt mehr, als wir je zu erreichen hofften, ohne einen Schuß Pulver geopfert


zu haben. Unter diesen Bedingungen ist uns die Staatszugehörigkeit der


Elsässer ebenso gleichgültig, wie sie den Franzosen an dem Tage sein wird, 


wo auch für Frankreich die Machtfrage wesenslos sein wird.


Meine Herren, wir müssen alles, was an die mittelalterlichen Raubburgen 


erinnert, zerstören, restlos zerstören. Wenn wir dann damit fertig sind, wird sich


zeigen, daß von den Staaten, die wir vertreten, nicht viel mehr übrigbleibt als ein


Schatten. Und diese Schatten dann noch unter einen Hut zu bringen, wird nicht


mehr Mühe kosten als die Vereinigung von Schafen zu einer Herde. Sind die


Staaten verschwunden, so ist die Menschheit geeint. Zu dieser Erkenntnis ge-


langen wir auch, wenn wir in Gedanken die Aufgabe betrachten, die dem


Völkerbund in nicht ferner Zeit durch die Behandlung gestellt werden wird, die


die Nordamerikaner den europäischen Auswanderern, und namentlich den


Mongolen, zuteil werden läßt. Hier liegen die Keime zu einem ungeheuren


Konflikt, der, wenn er nicht rechtzeitig verhütet wird, mit dem Untergang der 


weißen Rasse sehr wohl seinen Abschluß finden kann. Die U. S. A. betreiben


Rassenpolitik. Ausgerechnet die Amerikaner, die aus einer Kreuzung der ver-


schiedensten Völker hervorgegangen sind und denen solche Blutauffrischung,


wie es scheint, durchaus nicht geschadet hat, fühlen sich bewogen, die


Einwanderung nach Rassegesichtspunkten zu kontrollieren. Daß die Mongolen


das als eine Zurücksetzung, Mißachtung ansehen, ist nicht zu verwundern, und


daß mit der wirtschaftlichen Erstarkung des Mongolenreiches der Protest ernste


Formen annehmen wird, wer vermöchte daran zu zweifeln? Und daß dann ferner


die Amerikaner in ihrer Not den Völkerbund um Schutz anflehen werden, ist auch


klar, ebenso wie, daß sie sich dabei auf Völkerbund Souveränitätsrechte berufen


werden, auf dieselben Rechte, die wir hier zu schützen suchen. Wir hier in


Europa haben doppelte Ursache, diesen Konflikt ernsthaft in Erwägung zu 


ziehen, denn es handelt sich 
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hier um einen Rassenkrieg, der sich vorbereitet, den ersten Rassenkrieg, von


dem die Geschichte zu erzählen weiß, und in einem solchen Rassenkrieg wird


selbstverständlich nicht nach Staaten unterschieden. In Europa werden die


Mongolen die Amerikaner angreifen. Rassenkrieg bedeutet aber Ausrottungs-


krieg. Wir in Europa werden die Folgen der amerikanischen Politik zu tragen


haben.


Machen wir uns keine Illusionen. Bilden wir uns nicht ein, daß wir als Vertreter


von Staaten imstande sein werden, die Formel für die Verhütung der Katastrophe


zu finden. Und erwarten wir auch von der Zeit keine Lösung der Frage. Wenn


nichts Grundsätzliches getan wird, kann die Zeit die Lage immer nur noch mehr


verwirren und den Konfliktsstoff häufen. Ist einmal in diesem Rassenkonflikt Blut


geflossen, dann ist es schon zu spät. Denn ein Rassenkrieg ist nicht mit der


Weltkriegsspielerei zu vergleichen. Hier trägt dann jeder die Kriegserklärung in


seiner Hautfarbe mit sich herum. Uniformen sind in diesem Krieg überflussig.


Ich sehe es Ihnen an, meine Herren, Sie wissen keinen Rat. Der Standpunkt,


den Sie einnehmen, gestattet Ihnen keinen Überblick. Der Staatsgedanke ver-


bindet Ihnen die Äugen. Aber betrachten Sie sich die Situation einmal von dem-


selben Standpunkt, von dem ich Ihnen auch in den Kultur- und Zollfragen den


Ausweg zeigen konnte, nämlich vom Standpunkt des Abbaues des Staates, des


Abbaues der Völkerrechte und der Souveränitätsrechte. Dann wird es licht, dann


sehen wir Frieden und Menschenglück dort, wo wir heute in die düsterste


Zukunft schauen. Wir entlasten den Staat, das stinkende Ungeheuer von der


drolligen Aufgabe, uns durch die Staatskirche selig zu machen. Wir entlasten ihn


ebenfalls von der schwierigen Aufgabe, uns durch Bürokraten in der Staats-


schule mit Zwangsunterricht zu kultivieren. Wir entlasten ihn von der lächerlichen


Aufgabe, uns durch Zölle, Absperrungen, Zollkriege wohlhabend zu machen. Nun


entlasten wir ihn auch noch zu guter Letzt von der undankbaren Aufgabe, uns


durch willkürliche Beschränkung der Zuchtwahl nach einem ebenso willkürlich


gewählten Zuchtmodell zu züchten. Die Kuppelei ist keine Aufgabe des Staates.


Die Zuchtwahl soll frei sein und frei bleiben als private Angelegenheit jedes ein-


zelnen Menschen. Und noch weniger kann es Aufgabe eines Völkerbundes sein,


sich an der Kuppelei dadurch zu beteiligen, daß er Eingriffe, wie sie sich die


Amerikaner heute in dies oberste aller Menschenrechte gestatten, unter seinen


Schutz nimmt. Ein Völkerbund kann in Rassenfragen nicht mehr tun, als sich


vollkommen neutral zu verhalten. Das heißt aber in diesem Fall, daß wir wieder


vor unlösbare Aufgaben gestellt sind.


Nach Abbau des Staates im oben angedeuteten Sinn und Umfang hört jede


Kontrolle der Einwanderung auf. Jeder Deutsche, Zigeuner, Jude und Mongole


zieht dahin, wo er glaubt, Vorteile zu finden. Niemand allerdings kümmert sich


um ihn. Es ist seine Sache. Jeder hat 
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das Recht, im Straßengraben zu verhungern. Niemand hat die Pflicht, für den


ankommenden Bettler, Blinden und Lahmen zu sorgen. Der Staat ist nicht dazu


da. Die Mongolen kommen, siedeln sich an, wo es ihnen paßt, mitten zwischen


allen anderen Völkern. Der Mongole erzieht und unterrichtet seine Kinder, wie er


es versteht. Niemand fragt, ob er die Kinder zur Schule schickt. Der Staat mischt


sich in keine private Angelegenheit. Und nicht nur die Menschen gehen frei ein


und aus, sondern auch ihre Produkte. Die Schiffe legen an, und vom Schiffe aus


werden die Kisten und Ballen direkt ihren Eigentümern zugestellt. Wie das in den


Freihäfen der Fall ist. Mit welchem Staat und aus welchem Grund könnte ein 


solcher Staat nun noch in Konflikt geraten? Es fehlen die Reibungsflächen, die


durch die heutige Kulturpolitik, Wirtschaftspolitik und Rassenpolitik geschaffen


werden. Die Rassen und Völker werden sich nicht mehr in geschlossenen


Massen, als im Staate organisierte Massen gegenübertreten, sondern immer nur


als Einzelmenschen. Und man weiß aus Erfahrung, wie viel mehr Achtung,


Anstand, Menschenliebe und Verständnis der einzelne Mensch im Verkehr mit


anderen, namentlich mit Fremden, entwickelt, als der auf Gewalt und angemaßte


Rechte pochende Staat. Verständnis, Achtung und Menschenliebe werden uns


aber allein den Frieden bringen.


Nachschrift. Die Beleuchtung des Friedens- und Völkerbundproblems vom


Standpunkt von Freiland, Freigeld ist an anderen Orten wiederholt geschehen,


weshalb ich hier Abstand genommen habe, diese Zusammenhänge zu er-


wähnen.


Jüterbog und die Inflation.


In einer Beschreibung der Stadt Jüterbog („Berliner Morgenpost“) wird auch der


bekannte Spruch erwähnt:


Wer seinen Kindern gibt das Brot


Und leidet nachmals selber Not,


Den schlage man mit der Keule tot.


Die Zeitung sagt dazu: „Dieser Spruch einer harten Lebensweisheit ist an allen


Toren der Stadt Jüterbog angeschlagen. Daneben hängt die Keule. Es ist alte


Weisheit aus einer armen und harten Zeit. Heute ist die Zeit nicht mehr so hart


und so arm, um solche Weisheit zu gebären. Statt der Keule regiert heute das


Gesetz, und der Not arbeitet gesittetes soziales Tun entgegen.“


Wir dachten, als wir das lasen, an die Opfer der deutschen Währungspolitik, an


die vielen Greise, die um ihren Sparschatz durch 
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„das Gesetz“, durch das „gesittete soziale Tun“ der Reichstagsabgeordneten


beraubt, bestohlen, beschwindelt wurden, und die keinen Freund hatten, der sie


mit der Keule totschlug, sondern sich selbst auf kümmerlichste Weise ertränken,


vergiften, erhängen mußten. Wir möchten darum der Stadt Jüterbog nahelegen,


obigen Spruch durch Beifügung folgender Zeilen etwas den Zeitverhältnissen


anzupassen zur Warnung gegen mögliche Wiederholung solcher Schindluderei:


Wer dem Staate anvertraut sein Geld,


Das er fürs Alter hat bestellt,


Und mit Geldpapier wird bestohlen,


Den mag auch gleich der Teufel holen.


I.O.


[Pseudonym für S. Gesell/Die Red.]


Nachwort.


Solche Diskussionen werden erst dann ein Ende nehmen, wenn die Freiwirt-


schaft gezeigt haben wird, was sie leistet. Der kommunistische Gedanke z. B. ist


durch das Christentum zu tief in das Gemütsleben eingedrungen, um sich durch


Theorien daraus wieder vertreiben zu lassen. Reumütig, tartüffig, mit den 


blinzelnden Augen des Igels schlägt der Kommunist an seine Brust und gesteht:


Ich selbst bin zwar kein solcher Urchrist, der Tag und Nacht bereit ist, sich für


das Wohl der Allgemeinheit, für das Wohl der Christenheit, für das Wohl der 


großen Masse zu opfern und ohne Rücksicht auf die eigenen Wünsche sich


abzuplagen. Nein, ich gestehe, ich bin kein solcher Christ und darum auch kein


Kommunist. Aber die anderen, die große Masse, die Proletarier, die sind echt.


Die werden alle sich mit Begeisterung für die Allgemeinheit und so auch für mich


opfern. Ich hoffe, durch den Kommunismus ein Recht auf den Arbeitsertrag der


anderen, wie es heute die Rentner haben, zu erwerben. Nur darum bin ich


Kommunist. Wenn ich aber sicher wüßte, daß die anderen nicht „besser“ sind als


ich, dann müßte ich mir die Sache noch einmal überlegen. In der kapitalistischen


Welt erhält das Getriebe der Hunger und die Liebe. Aber in der kommunistischen


Ordnung versagen diese Kräfte vollständig. Sind einmal die Scheunen und Lager


leer, dann wird niemand mehr ohne unmittelbare Gegenleistung weiterarbeiten.


Woher aber in der arbeitsteiligen Weltwirtschaft die Gegenleistung gleich her-


holen, wenn einmal die Lager leer sein sollten? Und wo ist die Gewähr, daß sie 
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nicht einmal leer sein werden? Wenn alle Kommunisten so denken und so 


handeln, wie ich denke, dann möge sich Gott unserer erbarmen. Die kommuni-


stische Ordnung könnte sich einmal vis-à-vis de rien befinden. Alles, was ich als


Kommunist denke und sage, geht ausschließlich von dem Glauben an die


unendliche Güte, Opferfreudigkeit, den Fleiß und die Liebe zur Allgemeinheit


aus. Der Kommunismus steht und fällt mit diesem Glaubenssatz, gegen den alle


Erfahrung, für den nichts spricht als derselbe Christus, der seit nunmehr fast


2000 Jahren in der Wüste predigt. Der Glaube ist aber ein schwaches


Fundament für eine Neuordnung der Gesellschaft.


Auch Hertzkas Freisozialismus hat kein anderes Fundament als den Glauben


an die Allgemeinheit, an die dumme, faule, gefräßige „große Masse“. Wie zer-


stören wir diesen blöden Glauben, der auf Christus zurückzuführen ist? Etwa


durch einen Angriff auf das Christentum? Und wie vertrüge sich das wieder mit


unserem Programm?


Für heute danken wir Herrn Hanisch und seinen Kritikern, daß sie wieder ein-


mal die Aufmerksamkeit auf die Schwächen des Kommunismus gelenkt haben,


der innerhalb der proletarischen Front unser einziger Gegner von Bedeutung ist.


Vielleicht war es Herrn Hanisch noch gar nicht so recht zum Bewußtsein gekom-


men, daß die Schwierigkeiten, die Hertzkas System anhaften, in der Hauptsache


dieselben sind, die auch dem Kommunismus eigen sind, und daß, wenn der


Freisozialismus sich bewähren würde, damit auch der Beweis erbracht wäre, daß


auch der Kommunismus sich bewähren muß. Weder die Kommunisten noch die


Freisozialisten werden sich nach einem Bonzentum sehnen. Im Grunde sind sie


gewiß ebenso bonzenfeindlich wie wir. Der Unterschied ist der, daß in der Frei-


wirtschaft kein Platz für Bonzen ist (das ist der Grund, warum die Gewerkschafts-


und Parteiführer so wenig Verständnis unseren Bestrebungen entgegenzubrin-


gen vermögen), während in allen anderen denkbaren und undenkbaren


Gesellschaftsordnungen nichts geschieht, was nicht von „oben“ verfügt wird.


Die Freiwirtschaft wäre nicht das, was sie zu sein behauptet, wenn sie den


Kommunisten, den Freisozialisten, den Anarchisten keinen Raum böte. Im


Gegenteil. Raum für alle hat die Freiwirtschaft. Und wenn eine Gruppe von


Kommunisten und Freisozialisten glaubt, über alle von Klemm vorgebrachten


Bedenken sich wegsetzen zu können, so wird ihnen niemand einen Versuch ver-


argen und verwehren. Und wenn dann eine solche Gesellschaft über ihre Tür


schreibt: „Hier in dieser, hohen Ertrag liefernden Genossenschaft der fleißigsten


Bürger des Ortes werden Tagediebe als gleichberechtigte, wenn auch ungleich


bepflichtete Genossen angenommen“, so mögen sie solchen Unsinn auf ihre


Rechnung und Gefahr betreiben. Niemand denkt daran, sie davon abzuhalten.


Die Freiwirtschaft läßt auch in bezug auf die Gesellschaftsordnung die freieste


Konkurrenz zu. Für sie gibt es keine guten, keine bösen, keine fleißigen und


keine 
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faulen Menschen. Jeder erstrebt mit den Mitteln, die ihm am geeignetsten


erscheinen, sein persönliches Glück, und aus solchem Tohuwabohu, das jede


andere Gesellschaftsordnung unfehlbar zugrunderichten würde, erwächst für alle


Wohlstand, Glück und Freiheit.


In den Klauen des Proletariats.


Proletarier aller Länder! haut 
euch gegenseitig die Köpfe ein!


A. Was ist mit Dir los? Du siehst aus wie ein skeptisch gewordenes Schaf.


B. Ich komme vom amerikanischen Konsulat. Fünf Jahre mindestens muß ich


auf die Einreiseerlaubnis warten! Auf dem englischen Konsulat frug man mich


wieviel Geld ich mitnehme. Und als ich sagte: 100 Dollar und meine Arbeitskraft,


die, wie Du weißt, nicht gering ist – da lächelte man halb spöttisch, halb höh-


nisch. Wie ist die Welt seit dem Krieg doch verdorben. Früher war die Welt offen.


Man fuhr, wohin man wollte, ohne Geld oder Paß vorzeigen zu müssen.


A. Es war auch früher nicht alles paradiesisch, wenigstens nicht für alle Völker.


In Amerika z. B. bestanden immer schon Beschränkungen für die mongolischen


Völker.


B. Ja, für die gelbe Rasse. Das ist doch was anderes.


A. Ich sehe da keinen Unterschied. Man beginnt mit einer Rasse und hört mit


der ganzen Menschheit auf. Den Proletariern war der Mongole, kein Vertreter


einer Rasse, sondern einfach ein Konkurrent, ein – vermeintlicher – Lohndrücker.


B. Das ist er auch. Der Mongole hat die Eigenschaft, daß ihm ein geringer


Lohn lieber ist als ein großer Lohn. Er streikt nicht um höhere Löhne, sondern


um niedrigere Löhne.


A. Das glaubst Du gewiß selber nicht. Das sind so Redensarten, womit die


Proletarier ihre unmenschliche Einwanderungspolitik zu beschönigen suchen. 


In Wirklichkeit fordert der Mongole so viel er nur erreichen kann. Seine


Bedürfnislosigkeit ist auch ein Märchen. Und wenn sie auch da wäre, so würde


sie auf seine Lohnforderungen gewiß nicht den geringsten Einfluß haben. Er lebt


sparsam, weil er stolz ist und die Freiheit liebt und so schnell wie möglich aus


der verachtungswürdigen Lage des Proletariers sich hinausheben möchte. Gibt


es unter den weißen Arbeitern einen einzigen, der darum sich mit geringerem


Lohne begnügen möchte, weil er sparsam ist? Im Gegenteil, je sicherer sich der


Arbeiter fühlt, umso fester besteht er auf seiner 
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Forderung. Wer sind unter den weißen Arbeitern die Streikbrecher, die Lohn-


drücker? Es sind die, die alles versaufen, die, die nicht einen Tag den Streik


durchhalten, weil sie nicht für einen Tag versorgt sind. Der Lohn der Kulis ist


niedriger als der Durchschnittslohn der weißen Arbeiter, weil es sich fast aus-


schließlich um ungelernte Arbeiter handelt, die sich in Folge dessen auf diesem


engen Arbeitsgebiet gegenseitig Konkurrenz machen. Weil die gemeine Arbeit so


billig ist, kann der gelernte Arbeiter umso höhere Forderungen stellen, ohne die


Rentabililätsgrenze zu verletzen. Wenn die Kulis nicht so billig arbeiten würden,


müßten sich alle anderen Arbeiter mit geringerem Lohn begnügen. Die gelernten


Arbeiter in Amerika arbeiten auf einem mit dem Schweiß der Kulis vorgedüngten


Feld. Wenn in Deutschland die polnischen Arbeiter nicht so billig arbeiteten,


wenn der Mist von gelernten Berliner Arbeitern auf den Feldern spazieren geführt


würde, was glaubst du wohl, was dann das Brot kosten würde? So verhält es


sich auch mit den Kulis in Amerika.


B. Du sagtest, daß die amerikanische Einwanderungspolitik von den amerika-


nischen Proletariern betrieben würde. Ich verstehe das nicht. So viel ich weiß,


haben die Proletarier keine eigenen Vertreter im Parlament. So können auch die


Proletarier keinen direkten Einfluß auf die Einwanderungsgesetze haben


Dennoch, es liegt ja im Interesse der Kapitalisten, so viel Lohndrücker wie mög-


lich hereinzubekommen, folglich kann die heutige Einwanderungspolitik nicht von


den Kapitalisten gefordert werden. Wie erklärst Du nun das Zustandekommen


der Einwanderungsbeschränkungen?


A. Die Parlamentskandidaten buhlen in Amerika wie überall um die Gunst der


Massen. Und sie haben bald herausgefunden. daß sie sich Liebkind bei den


Proletariern machten, wenn sie von Einwanderungsbeschränkungen reden. Am


Beifall messen sie die Güte der eignen Rede. Sie merken bald, daß diejenigen


Kandidaten, die vor Arbeitern über Gleichheit, Freiheit, Brüderlichkeit reden, die


bei den Proletariern an edle Triebe appellieren, regelmäßig durchfallen. Sie 


merken auch, daß der Versuch, den Arbeitern klar zu machen, daß sie sich


Täuschungen hingeben. wenn sie die Kulis als Lohndrücker, als Ursache der


Arbeitslosigkeit betrachten, ganz regelmäßig mißglückt, weil die Massen sich


nicht auf theoretische Erklärungen einlassen. Um gewählt zu werden muß man


roh, gemein, verbrecherisch reden. Das ist’s, was der Kandidat aus der Praxis


lernt. Je brutaler der Kandidat dem europäischen Proletariat die Grenzen zu


sperren verspricht, um so lauteren Beifall brüllt das amerikanische Proletariat.


Und nicht nur das amerikanische Proletariat. Erinnerst Du Dich des Falles in


Australien, wo schiffbrüchige Japaner in schwerem Sturm von den Behörden in


die See zurückgestoßen wurden und 
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daß diese Behörden nach Gesetzen verfuhren, die als Arbeitergesetze anzu-


sprechen sind.


B. Pfui! Pfui!


A. Proletarier. Proletarier sind es immer, die die engherzige, nationalistische


Einwanderungspolilik betreiben. Auch den deutschen Arbeitern ist es einerlei,


was aus den polnischen Arbeitern wird, die durch Gesetz an der Einwanderung


verhindert werden. Die Agrarier fordern immer für die polnischen Arbeiter volle


Freizügigkeit. Nicht aus Edelmut, sondern im eigenen Interesse. Die amerika-


nischen Arbeiter wissen, daß es äußerste Not ist, die die Mongolen ins Ausland


treibt. Aber auch sie fragen nicht danach, was aus diesen Menschen wird, die


sonst in den weiten amerikanischen Gefilden so viel Platz finden könnten. In 


dieser Beziehung sind die Proletarier, wie auch ihre deutschen Standesgenossen


durchaus mit den Agrariern zu vergleichen, die die Grenze für das Getreide 


sperren, ohne einen Augenblick bei der Frage zu verweilen, ob es recht ist, auf


diese Weise den Proletariern das Brot zu verteuern. An Roheit der Gesinnung ist


das Proletariat durchaus mit den Agrariern zu vergleichen.


B. Da scheint mir der industrielle Unternehmer, der weltwirtschaftlich orientiert,


ans großzügige Handeln gewöhnt, ein besseres, ein weiteres Herz zu haben. Er


sperrt die Grenzen weder für die Produkte noch für die Produzenten, die Arbeiter.


A. Von dieser menschlichen, weitherzigen Politik der Unternehmer wollen wir


lieber schweigen. Sie ist nicht weit her. Die gleiche schmähliche Politik, die der


Arbeiter an den Landesgrenzen seinen ausländischen Brüdern gegenüber


betreibt, die betreibt der Unternehmer an den Toren seiner Fabrik. Der Proletarier


sperrt die Grenzen, um das Angebot von Arbeitskräften niedrigzuhalten in der


Meinung, dadurch seinen Lohn zu erhöhen. (Wobei er die Frage zu beantworten


vergißt, woher es kommt, daß die am dichtesten bewohnten Landesteile die


höchsten Löhne aufweisen.) Der Kapitalist dagegen sperrt die Tore seiner Fabrik,


um das Angebot von Arbeitskräften zu mehren und zu zermürben. Beiden, den


grenzsperrenden Proletariern und den torsperrenden Unternehmern kommt es


nicht darauf an, was aus den Ausgeschlossenen wird. Der einzige Unterschied


ist der, daß der Unternehmer einen politischen Gegner aussperrt, während der


Proletarier einen Menschen dem Elend aussetzt, dem er sonst solidarischen


Sinn und Brüderlichkeit vor.....


B. Mich verwirrst Du vollkommen mit Deinen Darlegungen. Der amerikanische


Arbeiter, der noch nicht durch die bolschewistische Schule gegangen ist, den


muß ich unbedingt als echt, als Naturkind anerkennen. Er zeigt sich sicherlich,


wie er von Natur aus ist. Damit aber zerfällt das Bild, das ich mir an Hand der


proletarischen Literatur vom Proletariat gemacht hatte.
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Proletarische Seele, proletarische Kultur, proletarische Wissenschaft! Luft-


schlösser, Hirngespinste! Menschen sind die Proletarier, weiter nichts als


Menschen wie die Kapitalisten, Menschen wie die Unternehmer, Menschen wie


wir alle. Auf die gleichen Reize reagieren sie alle gleich.


A. Es war doch gut, daß Du einmal aufs amerikanische Konsulat gingest, so


daß Du Dir ein richtiges Bild des Naturmenschen machen konntest. Wie die


Urchristen nur Luftschlösser gebaut hatten, so bauen die durch die christliche


Schule gegangenen Proletarier nur Luftschlösser auf der proletarischen Seele.


Letzten Endes trägt das Christentum die Schuld an den Fehlschlägen der bis-


herigen revolutionären Politik. Es wird uns ein falsches Bild des Menschen vor-


gespiegelt oder vorgeheuchelt. Die Gesellschaftsordnung, die Bestand haben


soll, muß unbedingt der Natur des Menschen angepaßt sein. Die christliche


Revolution endet nach einer fast 2000jährigen Probezeit schmachüberladen in


den Massengräbern des Weltkrieges. Und die in den erhabenen Lehrsätzen des


Christentums sich orientierende Politik der Proletarier mündet in der eng-


herzigsten Politik, die es je gegeben hat und die wegen ihrer engherzigen


Unchristlichkeit die Menschheit in die schrecklichste Katastrophe treiben wird, die


nach der Sintflut uns je bedroht hat. Die proletarische Einwanderungspolitik, die


von Amerika und Australien betrieben wird, bringt uns den Rassenkrieg, den


europäisch-mongolischen Krieg, der, wenn er einmal eingesetzt hat, mit dem


Ende der europäischen Rasse seinen Abschluß findet. Darum ihr Proletarier aller


Länder seid einig, einig. An die Stelle des von Amerika geschürten mongolisch-


indogermanischen Krieges, setzen wir die chino-europäische Union und zer-


schlagen mit vereinter Waffengewalt die von den amerikanischen Proletariern


und Verbrechern errichteten Grenzhindernisse. Die Welt gehört der Menschheit,


ohne Unterschied der Rasse.


Material für die Revision der deutschen


Reparationsschuld.


Die Amerikaner haben den Franzosen 60% (sechzig Prozent) der Schulden


nachgelassen. Der Gesandte Bérenger, der die Verhandlungen führte, nahm in


der Hauptsache den Standpunkt des zahlungsunfähigen Schuldners ein. Wenn


er etwas von Währungsfragen verstanden hätte, dann hätte er den Amerikanern


gegenüber einen stolzeren Standpunkt einnehmen können. Er 
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hätte sich nur auf die Schrift des amerikanischen Professors Irving Fisher von


der Yale University: Moral bei der Geldausgabe unserer Notenbanken (Bern,


Verlag des Pestalozzi-Hauses 1925) zu berufen brauchen. Den von Moral und


Gerechtigkeit triefenden Nordamerikanern (die uns und den Mongolen den Zutritt


in das Reich des Europäers Christobai Colon mit Waffengewalt sperren) hätte


Bérenger zeigen können, daß bei Berechnung der Schuld mit falschen Maßen


operiert wurde und daß, wenn dieser Betrug gutgemacht wird, eine Summe zum


Vorschein kommt, die ungefähr derjenigen gleich ist, die Bérenger durch Bitten


und durch Hinweis auf die französische Notlage, also fast durch Betteln, erreicht


hat.


Bérenger hat nämlich den Umstand außer acht gelassen, daß der amerikani-


sche Index, der bei der Entstehung der französischen Schuld auf 250 stand, seit-


dem durch die amerikanische Deflationspolitik auf 160 herabgedrückt worden ist.


Durch diesen Trick erhöhten die Amerikaner das Gewicht der französischen, auf


Dollar lautenden Schulden in genau demselben Verhältnis. Das Warenquantum,


das die Amerikaner den Franzosen mit 250 Dollar berechneten, wird jetzt den


Franzosen bei der Rückzahlung nur mit 160 Dollar in Anrechnung gesetzt, so


daß die Franzosen für jede Devise von 160 Dollar, die sie den Amerikanern auf


Schuldenkonto liefern, noch 90 Dollar zulegen müssen, um das zurückzuzahlen,


was die Amerikaner ihnen für 160 Dollar geliefert hatten. Wenn die Amerikaner


den Franzosen jetzt 60% der Schulden nachlassen, also je 100 Dollar auf 40


Dollar herabsetzten, dann sind diese 40 Dollar gleich 62,50 Dollar von der Güte


derjenigen Dollar, die der Schuld zugrunde lagen. Von 60% reduziert sich so der


Schuldennachlaß auf 37,6%. Aber auch noch diese Summe mag sich verflüchti-


gen, wenn einmal der Zinsfuß bekannt gegeben wird, den Bérenger den


Amerikanern zugestanden hat. So konnten die Amerikaner den Franzosen


gegenüber die Großmütigen spielen, ohne daß es ihnen einen Pfennig kostet.


Auch für Deutschland wird einmal die Zeit kommen, wo die Reparationsschuld


von 132 Milliarden einer Revision unterworfen werden wird. Für diese Zeit emp-


fehlen wir unseren zu solcher Revision zu berufenden Sachverständigen, sich


sehr gründlich durch Fishers „Moral“ inspirieren zu lassen, denn auch uns sind


die 132 Milliarden zu dem gleichen Index berechnet worden, nämlich zu 260, und


auch uns mutet man zu, diese Schuld zu dem auf 160 heraufgesetzten Index


zurückzuzahlen, was einer Mehrbelastung von 90 Dollar auf je 160 Dollar gleich-


kommt, auf 132 Milliarden also 74 Milliarden Mark jetziger Güte. Demnach haben


wir also zu fordern, daß entweder der Index für den Dollar wieder auf seine der


Schuldberechnung zugrunde ge-
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legte Höhe von 260 gebracht wird, in welchem Falle es für uns leicht sein wird,


die 132 Milliarden zu zahlen, oder aber bei Beibehaltung des heutigen Indexes,


daß die Schuld auf 74 Milliarden heutiger Güte herabzusetzen sei.


Und damit wir beim Zinsfuß der Schuld nicht wieder um das betrogen werden,


was wir auf Grund von Fishers „Moral“ zurückerobert haben mögen, empfehlen


wir unseren Sachverständigen ein gründliches Studium der Zinslehre, die ihnen


zeigen wird, daß bei Wiederkommen normaler wirtschaftlicher Verhältnisse der


Zinsfuß bald wieder auf den geschichtlich normalen Stand von 3 – 4% fallen


muß, und daß es darum sich empfiehlt, die zur Konsolidierung der revidierten


Reparationsschuld auszugebenden Schuldverschreibungen mit einem labilen,


auf den Parikurs eingestellten Zinsfuß auszustatten, sonst geht es uns, wie es


den Franzosen wahrscheinlich ergangen ist, daß man uns den heutigen hohen


Zinsfuß für die ganze Zeit der Reparationszahlungen vorschreibt. Schuldtitel, die


heute mit einem Zinsfuß von 7 – 8% ausgestattet werden, dürften bereits, wenn


die Wirtschaft wieder flott wird, in wenigen Jahren auf 200 steigen, so daß die


Amerikaner am Kurs der Papiere das wieder hereinholen werden, was sie heute


am Nominalbetrag der Kriegsschulden großmütig preisgeben.


Immer langsam voran!


Wenn es auch kein Fortschritt ist, was wir wahrnehmen, so ist es doch ein


Fortkriechen. Und im Laufe der Zeit kann das Gewürm kriechend auch ein gut


Stück vorwärts kommen.


Es sind jetzt 25 Jahre her, daß ich der Reichsbank den Brief schrieb, der in der


Freiwirtschaft vom Monat September 1923 veröffentlicht ist und worin ich die


Reichsbankleitung auf die Widersprüche hinwies, zu denen das in der Inschrift


der Reichsbanknote enthaltene Zahlungsversprechen führt. Fünfundzwanzig


Jahre brauchte die Reichsbank, um einzusehen, daß das, was sie in der


Reichsbanknote schrieb und was für alle Zahlungsverbindlichkeiten im


Deutschen Reich die rechtliche Grundlage lieferte, vollkommener Unsinn war.


Wohin diese Widersprüche führen können, hat uns die Inflation gezeigt und was


es bedeutet, wenn ein Handelsvolk wie das deutsche die rechtlichen Unterlagen


seines Handels ungeprüft hinnimmt, das wissen jetzt die Millionen, die um ihr


Geld durch die Inflation betrogen wurden. Es ist ihnen allen recht geschehen,


denn man stellt nicht an die Spitze eines so wichtigen Amtes, wie es die


Reichsbank ist, Leute, die 25 Jahre brauchen, um den 
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Sinn eines Briefes wie den oben erwähnten, zu verstehen. Hätte die Reichsbank


damals vor 25 Jahren meinen Brief zur öffentlichen Diskussion gestellt, dann


hätte die Klärung, die diese gebracht haben würde, gewiß den unfaßbaren,


unglaublichen Unsinn der Inflation verhütet. Die Klärung hätte die Reichsbank


unter eine öffentliche Kontrolle gestellt, die dann der Reichsbank einen Rückhalt


gegeben hätte gegenüber dem Fiskus, dem Hindenburg-Programm und dem


Ruhrabwehr-Schwindel.


Jetzt, nachdem ein Vermögen von 200 Milliarden Mark d. R. in den Brunnen


gefallen ist, 25 Jahre nachdem ich die Reichsbank auf die Gefahren hingewiesen


hatte, wird der Brunnen zugeschüttet. Wer jetzt die Inschrift der Reichsbanknoten


mit derjenigen ihrer Vorgängerinnen vergleicht, sucht umsonst nach dem


Zahlungsversprechen. Es ist fort. Das, was ich damals forderte, ist heute


Tatsache geworden. Ich registriere diese Tatsache als Antwort auf mein


Schreiben und denke dabei, wie wahr es doch ist, was s. Z. eine amerikanische


Zeitschrift bei Gelegenheit einer Damaschkefeier schrieb: „Nein, das deutsche


Volk ist nicht das Volk der Denker; es ist das denkende Volk.“ Den Beweis hierfür


liefert uns heute wieder die Tatsache, daß das „denkende Volk“ die spar- und


mündelsicheren Gelder im Betrag von 200 Milliarden Goldmark in Dokumenten


anlegte, deren Wortlaut nur der versteht, der ihn für sinnloses Geschwätz erklärt.


Das nennt man dann das „denkende Volk“.


Früher schrieb die Reichbank: Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht


ohne Legitimation 10 Mark d. R. W. Sie behielt diese Inschrift auch während der


Inflation unverändert bei. Die Reichsbank zahlt dem Inhaber 100 Milliarden und


Billionen Mark d. R. W. So schrieb die Reichsbank während der Inflationszeit.


Praktisch bedeutete das, daß die Reichsbank dem Inhaber bei Sicht und ohne


Legitimation die Note in Zahlung derselben zurückreichte.


Heute dagegen schreibt die Reichsbank nichts mehr von zahlen. Sie verspricht


dem Inhaber überhaupt nichts mehr. 100 Reichsmark, das ist alles, was die


Inschrift sagt. Das bedeutet also, daß der Zettel an sich, und ohne irgend eine


direkte Verbindung mit anderen Sachgütern, 100 Reichsmark sind. Und es geht


auch so, wie ich das immer behauptet hatte. Es kommt ausschließlich auf die


Menge der umlaufenden Noten an, nicht auf den Wortlaut der Inschrift, nicht auf


das Zahlungsversprechen. Die Banknote ist kein Schuldschein. Ohne Schaden


zu leiden, könnte die Inschrift der Banknote auch lauten: Wer diese Note bei der


Reichsbank vorzeigt, erhält dort 100 Hiebe mit der Reichsknute.
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Diese neue Inschrift schlägt eine Bresche in die Mauer uralter Vorurteile. Dem


„denkenden Volk“ wird hier mit der neuen Inschrift eine Frage gestellt, die es


beantworten muß. Was ist eine Reichsmark?


–


Fortschritt – Fortkrauch. Das denkende Volk nimmt sich Zeit. Aber kriechend


wie ein Wurm kommt man auch vorwärts. Über 30 Jahre sind verflossen, seitdem


ich unter Ablehnung des Wertgedankens eine ausschließlich auf den Preis aufge-


baute Lehre des Geldes veröffentlichte. „El sistema monetario argentino.“


Buenos Aires 1893, und „Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an


die Bedürfnisse des modernen Verkehrs“, Buenos Aires 1897. Bis dahin war die


Währungsliteratur völlig vom Wertgedanken beherrscht und noch bis vor dem


Kriege konnte man Worte wie innerer Wert, Stoffwert, Wertkonserve,


Wertpetrefakt, kristallisierter Wert, Wertgallerte, Wertmaß, vollwertig, unterwertig,


imaginärer Wert u. s. w. auf jeder Seite irgend welcher Währungsschrift dutzend-


weise antreffen. Das denkende deutsche Volk las diese völlig sinnlosen Worte,


ohne sichtbar zu stutzen.


Das denkende Volk stutzte nicht einmal, wenn es in Helfferichs Goldwährungs-


traktätchen Sätze wie die beiden folgenden dicht hinter einander las: „Das 


deutsche Goldgeld genügt allen Ansprüchen, die man an die Wertbeständigkeit


des Geldes stellen kann, in hervorragender Weise. Fragt man, wie man den 


Wert des Geldes messen kann, so muß man die Antwort darauf schuldig 


bleiben.“


In den neueren Währungsschriften sucht man nun umsonst noch nach


Ausdrücken wie die oben erwähnten. Die Autoren nehmen alle den Preis zur


Grundlage ihrer Darstellungen. Ausnahmen allein findet man nur noch in der 


fossilen marxistischen Literatur. Der Wertgedanke ist aus allen Köpfen ver-


schwunden, ohne horror vacui zu hinterlassen. Ein Zeichen, daß die Köpfe wohl


sowieso schon leer waren.


Ich stelle schmunzelnd diesen Fortschritt fest. Langsam, kriechend, widerwillig,


schamhaft betreten sie alle den vom Freigeld längst markierten, gerodeten,


geebneten, asphaltierten Weg, um ein Gebiet vor sich zu finden, das schon


längst durchforscht und erschöpft ist. Die Schriften Knapps, Cassels, Keynes,


Fishers, Helfferichs, Müllers und Schulzes waren längst überholt, ehe sie ver-


öffentlicht wurden. Sie rennen offene Türen ein. Sie enthalten keinen einzigen


neuen Gedanken und wesentlichen Gesichtspunkt, mit Ausnahme von solchen,


die man sofort als falsch erkennt. Außerdem bleiben alle Autoren auf halbem 
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Weg stehen, weil sie zu feige sind, sich an dem mit dem Geld zu einer unlös-


baren Einheit verknüpften Zinsproblem aus Rücksicht auf die Gesellschafts-


klasse, der sie sich anschließen, vorbeizudrücken. Arme Tröpfe!


Man hätte es billiger haben können. Und auch schneller. Die in den staatlichen


Instituten bürokratisierte Wissenschaft ist ein Hemmschuh, Faul, bequem und


dann feig wird der an den Staatskrippen verdauende Bürokrat. Dabei erweckten


der große Apparat und die Titel, die sich die Herren gegenseitig verleihen, nach


außen die Meinung, daß hier ebenso fleißig wie unerschrocken geforscht wird.


Weshalb die, die außen sind, davon abgehalten werden, selber nach dem


Rechten zu schauen. Diesem Umstand haben wir dann letzten Endes die


Inflation zu verdanken. Fort mit dem Staat und seinen Universitäten. Er korrum-


piert alles, auch die Wissenschaft. Qui mange du pape en meurt.


Ist die Ivanote überflüssig oder gar schädlich?


In einer bei der Schriftleitung eingelaufenen, mir zur Bearbeitung zugeschick-


ten ausführlichen Abhandlung kommt der Verfasser zur glatten Bejahung dieser


Frage. Er sagt, daß die nationale Indexwährung, wenn sie allgemein richtig


gehandhabt wird, genügen dürfte für die Verbindung fester Wechselkurse mit


festem Index und daß in den Fällen, wo sie nicht genügen dürfte, wie etwa bei


Fehl- und Rekordernten oder fehlerhafter ausländischer Währungspolitik die


Ivanote die entstehenden Wechselkursschwankungen nicht, wie ich behaupte,


abschwächen würde, sondern im Gegenteil verstärken müßte. Zugleich stehe die


Forderung der Ivanote in Widerspruch mit der Forderung der Indexwährung,


namentlich dann, wenn – wie ich vorschlage – das Auftreten eines Ivaagios zu


einer vom Ivabüro geleiteten Untersuchung über die Ursache der Erscheinung


mit daran sich knüpfenden Ratschlägen zur Beseitigung des Übelstandes führen


sollte. Der Verfasser sagt, mit Recht sagt er es: Niemand kann zwei Herren die-


nen. Entweder sei die Parität der Ivanote Maß der Geldausgabe oder der Index


spiele diese Rolle, ich aber mache mit der Ivanote trotzdem den Versuch, den


Krebsgang mit dem Parademarsch zu verbinden.


Diese Einwände verdanken ihre Ursache wieder der Unklarheit meiner
Ausführungen in meiner Schrift: „internationale Valutaassoziation“, noch der
Unklarheit meines Kritikers, wohl aber, wie ich annehme, der Kürze meiner
Ausführungen. Diese aber hat ihre guten Gründe. Das Gebiet, das ich in der
NWO bearbeite, ist so gewaltig groß, daß, wenn ich die einzelnen Gegenstände
ausführlich bearbeiten wollte, ein Werk im Umfang von Karl Marx: „Das Kapital“,
entstehen würde, ein Werk, das nur wenige mehr lesen würden. Der Umfang des
Werkes muß unbedingt innerhalb der proletarischen Kaufkraft bleiben. Schon
heute ist es so, daß, wenn ich vom Buchhändler einen Preis fordere, 
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der neben den Druckkosten noch etwas für Reklame übrig läßt, sofort der Absatz
zurückgeht. So bleibe ich lieber bei der Kürze und überlasse gern dem gründlichen
Leser die Aufgabe, durch eigene Arbeit die Lücken des Buches auszufüllen. Der Leser
gelangt auf diese Weise auch schneller zu selbständigem Urteil in all den Fragen, die
im Buche überhaupt nicht behandelt sind.


Revenons à notre mouton. Die Ivanote hat zum Zweck, dem Gedanken des Welt-
geldes, der heute in der Goldwährung einen gefährlichen und kümmerlichen Ausdruck
sucht, eine Bresche zu schlagen, einen Weg zu zeigen, auf dem jede Nation ohne
Kosten, ohne Risiko und ohne sich vertraglich zu binden und zu jeder ihr passenden
Zeit dem großen Ziel zustreben kann. Der Mechanismus der Ivanote ist dem Mechanis-
mus der lateinischen Münzunion abgeguckt, die sich innerhalb der Fehlergrenzen der
Metallwährung ausgezeichnet bewährte. Sie sucht für die ganze Welt das zu erreichen,
was innerhalb jedes Landes, innerhalb der Grenzen eines Währungsgebietes bereits
mit fast absoluter Präzision erreicht wurde, nämlich die Verhütung von Valuta- und
Wechselkursschwankungen zwischen den Städten und Provinzen. Niemand wird leug-
nen, daß, wenn in jedem einzelnen der deutschen Länder selbständige Währungspolitik
mit eigenem Papiergeld nach eigenem Index betrieben würde, auch dann noch Valuta-
schwankungen eintreten würden, wenn in all diesen Ländern die Währungspolitik nach
genau den gleichen Grundsätzen und Methoden betrieben würde. Und wenn auch sol-
che Schwankungen in minimalen Grenzen blieben, so würden sie sich im Verkehr den-
noch sehr unangenehm fühlbar machen. Das Auftreten eines Agios von einem 1/2 ‰
würde genügen, um den Noten die Überschreitung der Landesgrenzen unmöglich zu
machen, und jeder wäre genötigt, bei jedem Wechsel genau darauf zu achten, daß ihm
keine bayrischen, schwäbischen, thüringischen Noten untergeschoben werden. Und bei
allen Rechnungen und Zahlungen müßte auf dieses Agio Rücksicht genommen wer-
den. Überall würden Wechselstuben erstehen, an den Börsen würde Agiospekulation
getrieben. Das Agio stände schließlich in gar keinem Verhältnis zu den mit ihm ver-
knüpften Belästigungen. Ob der Index um einige ‰ hin und her pendelt, hat für nie-
mand praktische Bedeutung. Jeder wird gerne solche Differenzen in der Kaufkraft  sei-
nes Einkommens auf sich nehmen, wenn er sich damit vor den Plackereien des Agios
schützen kann. Genau genommen hat jede Stadt ihre Zahlungs- und Handelsbilanz,
die wir nur darum nicht zu spüren bekommen, weil das bare Geld den Ausgleich auto-
matisch bewirkt. Und was für die einzelnen Städte gilt, muß in höherem Maße auch für
die einzelnen Gebiete der Länder gelten, z. B. für die einzelnen Staaten in der nord-
amerikanischen Union. Wer darauf verzichtet, daß in Deutschland jedes Land und jede
Stadt auf eigene Faust Währungspolitik mit eigenem Geld betreibt, trotzdem er zuge-
ben muß, daß in Deutschland die Indexschwankungen von Stadt zu Stadt verschieden
ausfallen – wenn auch minimal – und wer solchen Verzicht damit begründet, daß die
Verhütung von Valutagrenzen innerhalb Deutschlands wichtiger ist als die Erzielung
absoluter Indexstabilisierung in den einzelnen Städten und Ländern, der wird keinen
triftigen Grund finden, warum solche Gesichtspunkte nicht auch für den internationalen
Verkehr Geltung haben sollten. Der deutsche Index wird niemals mehr sein als ein
Durchschnittsindex aller Märkte des deutschen Reiches, und was ich für die IVAnote
fordere, ist auch nichts weiter als ein Durchschnittsindex. Geben wir uns zufrieden mit
dem deutschen Durchschnittsindex, so können wir uns erst recht mit dem internationa-
len Durchschnittsindex zufrieden geben, denn je größer ein Währungsgebiet ist, umso
schwerer läßt es sich aus dem Gleichgewicht 
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bringen. Wie ich als Bürger von Lippe Detmold oder von Schaumburg Lippe meine
Interessen lieber einem deutschen Index anvertrauen würde als dem des eigenen klei-
nen Landes, so wieder würde ich einem Weltindex mehr vertrauen als irgend einem
nationalen Index. Dabei fordere ich mit der internationalen Valuta-Assoziation nicht, daß
wir uns blindlings, ohne Aufsicht dem internationalen Index anvertrauen sollen. Es ist
vorgesehen, daß jedes Land die eigene Wahrung behält und einen Index führt, der der
nationalen Währungspolitik innerhalb von bestimmten Toleranzpunkten als oberster, als
einziger Richtpunkt dient. Der Raum zwischen den Toleranzpunkten bildet das Gebiet
der Ivanote, die einen Puffer darstellt zwischen nationaler und internationaler Währung
zu dem Zwecke der Verhütung von Valutaschwankungen, die wir als lästig bezeich-
neten und deren Vermeidung wir mit der erwähnten Toleranz bezahlen. Die Ivanote soll
jedem Lande in einer Menge geliefert werden, die anfänglich 20% des nationalen
Geldumlaufes ausmacht, so daß für Deutschland mit etwa einer Milliarde Mark zu 
rechnen wäre. Das ist ein Betrag, der nach den Erfahrungen der Vorkriegszeit den
Bedarf sehr reichlich deckt, denn niemals in den letzten 50 Jahren erreichte die Einfuhr
und Ausfuhr von Gold in Deutschland die Höhe von einer Milliarde. Mit dieser Milliarde
kann Deutschland durch Ein- und Ausfuhr von Ivanoten die Schwankungen der
Zahlungsbilanz ohne weiteres ausgleichen. Es ist mit der Ivanote allen Ländern ein
Kapital kostenlos zur Verfügung gestellt, das ein entsprechendes Quantum Gold mit
bedeutenden Vorteilen nach jeder Richtung ersetzt. Da die Ivanote in der ganzen Welt
kursiert und überall pari mit dem Nationalgeld kursieren soll, so schafft sie automatisch
und kostenlos das, was die Banken durch Arbitrageoperationen und nicht ohne be-
deutende Kosten bewirken, einen allgemeinen Ausgleich der Wechselkurse.


Überschreitet nun in irgend einem Land, Deutschland z. B., die Entwicklung des
Indexes die Toleranzpunkte, während gleichzeitig die Ivanote ihren Parikurs beibehält,
so wird man nach der Ursache einer solchen Erscheinung suchen müssen. Es kann
sich dann nur um diese zwei Möglichkeiten handeln: Die Indexstatistik ist entweder in
Deutschland allein oder aber in allen anderen Ländern gleichmäßig falsch geführt. Da
es näher liegt, anzunehmen, daß es sich um einen lokalen, in diesem Falle also um
einen deutschen, Fehler nicht aber um einen von allen Staaten der Welt begangenen
Fehler handelt, so wird man zunächst die deutschen statistischen Methoden unter-
suchen und erst, wenn dort nichts zu finden ist, wird man daran gehen, die Statistik
aller Länder mit der deutschen zu vergleichen.


Einfacher wird es sein, die Fehlerquellen festzustellen, wenn in mehreren Ländern
gleichzeitig Erscheinungen wie die oben besprochene auftreten, weil man dann schon
eher annehmen kann, daß überall Fehler begangen werden. In solchen wie in allen
Fällen wird das internationale Indexbüro sehr wertvolle Arbeit leisten können. Da es
sich hier um ein Gebiet handelt, wo kein Staat ein Interesse daran haben kann, die
Ergebnisse der Untersuchung zu fälschen, so ist die Grundbedingung für sachliche
Arbeit immer erfüllt.


Kann man nun noch sagen, daß mit der Ivanote dem Währungsamt zwei sich 
kreuzende Richtpunkte gegeben würden? Man beachte, daß bei der Anfertigung des
Indexes der Valuta als Vertreterin der ausländischen Waren und der Ausfuhrindustrie
ein starker Einfluß eingeräumt werden muß, der gewiß weit größer ist, als der, den ich
für die Iva vorschlage. Trotzdem wird niemand behaupten, daß mit der Berücksich-
tigung der Valuta die Statistik zwei auseinanderstrebenden Momenten nachliefe. Mit 
der Berücksichtigung der Ein- und Ausfuhrwaren wird 
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die Valuta heute unmittelbar im Index verarbeitet, während nach den Ivavorschlägen die
Valuta ein vom Index getrennt bestehendes, darum auffälligeres Element der Währungs-
politik ist. Ein grundsätzlicher Unterschied ist hier nicht zu erkennen. Irgend welche
Rücksicht auf die Valuta wird man bei der Währungspolitik oder bei der Anfertigung des
Indexes immer nehmen müssen. Die Valuta ist zur Bestimmung des Inhaltes einer Mark
doch sicher ebenso wichtig wie der Preis nationaler Produkte. (Nation bedeutet hier
soviel wie Währungsgebiet.) Und so sicher wird sich das Indexbüro doch niemals fühlen,
daß bei Auftreten eines Valutaagios bei gleichzeitig feststehendem Index es ohne weite-
res behaupten wird, die Schuld wäre in der ausländischen Währungspolitik zu suchen.


Seinen Einwand, daß die Ivanote die Ursachen für eine aktive oder passive Zahlungs-
bilanz verstärken würde, statt sie, wie behauptet wird, zu glätten, begründet der Kritiker
mit folgendem Beispiel: Steigen durch eine große lokale Mißernte in Deutschland die
Getreidepreise und die Getreideeinfuhr aus Nordamerika, wird dadurch die deutsch-
amerikanische Zahlungsbilanz passiv und steigt vorübergehend der nordamerikanische
Wechselkurs, so wirkt das Steigen dieses Wechselkurses hemmend auf die Getreide-
einfuhr, hemmend auf die passive Gestaltung der deutsch-amerikanischen Handels-
bilanz und drängt sie zum Ausgleich zurück. Dagegen würde ein staatlicher Eingriff in
diesen Vorgang in Form des Ivamechanismus den Ausgleich des Getreidepreises zwi-
schen den beiden Ländern erschweren. Die Importhäuser würden nach Verschickung
der greifbaren nordamerikanischen Wechsel ihre Zuflucht zu den Ivanoten nehmen, um
weitere Getreidemengen einführen und bezahlen zu können. Die Handelsbilanz-
schwankungen würden bei stabilisiertem Wechselkurs weit größer als bei schwanken-
dem Wechselkurs. Die Schwankung des Wechselkurses wird durch den Ivamechanis-
mus zwar unterbunden, die Wirkung der Mißernte aber keineswegs. Die Auswirkung
wird nur verdrängt vom Wechselkurs zunächst auf den Kurs zwischen Nationalgeld und
Valutanoten. Da dieser nach Vorschlag Gesells aber auch stabilisiert werden soll, so
kommt die Störung mit großer Verstärkung im Warenindex zum Ausdruck. Und, wenn
der Warenindex zugunsten eines stabilen Wechselkurses verändert wird, so geraten
durch solche Indexverschiebung durch Arbitrage alle übrigen Wechselkurse dieses
Landes in Unordnung. „Daraus folgere ich, daß die Valutanote sich mit exakter Index-
währung nicht vereinbaren läßt, vielmehr müssen die Wechselkursschwankungen,
soweit sie von Indexveränderungen herrühren, durch allstaatliche Indexwährung be-
seitigt, soweit sie durch anormale Ereignisse (Mißernte, Kriege usw.) veranlaßt werden,
sind sie ihrem innewohnenden Regulativ zu überlassen.“


Hierzu wäre zunächst zu sagen, daß die Darstellung des Sachverhalts, der dem
Kritiker als Beispiel dient, nicht vollständig genug ist, um ein richtiges Bild zu geben. In
der Darstellung wird nicht erwähnt, daß beim Steigen des Wechselkurses nicht nur die
Einfuhr des Getreides gehemmt wird, sondern die Einfuhr schlechthin, und daß außer-
dem die Ausfuhr in genau demselben Maße gefördert wird, wie die Einfuhr gehemmt
wird, so daß die Zahlungsbilanz in noch viel stärkerem Maße dem Ausgleich zudrängen
muß. Mit der Ivavalutanote fallen diese Ausgleichsfaktoren natürlich so lange fort, als der
Wechselkurs durch Ausfuhr von Ivanoten festgehalten werden kann. Dafür treten andere
Ausgleichsfaktoren auf. Soll nämlich in Deutschland im Falle einer allgemeinen
Erhöhung der Getreidepreise (Fehlernte) der Index stabil erhalten werden, so müssen
die Preise anderer Waren gesenkt werden, was dadurch geschieht, daß weniger Geld
für sonstige Einkäufe übrig bleibt, wenn das Brot teurer wird. Die Senkung dieser Preise
aber muß 
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die Ausfuhr in dem gleichen Maße begünstigen, wie der erhöhte Preis des Getreides
dessen Einfuhr erleichterte, so daß durch die Fehlernte die Zahlungsbilanz kaum
berührt wird, solange Indexwährungspolitik betrieben wird. Auch mit der Ivanote treibt
die Preisentwicklung also zum automatischen Ausgleich und zwar hier, ohne daß es zu
einer störenden, kreditschädigenden Wechselkurserhöhung zu kommen braucht, die
die Kalkulationen der Ausfuhr- und Einfuhrhändler durchkreuzt, und sie bei stärkeren
Differenzen dem sicheren Bankerott zutreibt. Natürlich kann ein so schweres Ereignis
wie eine Fehlernte in Getreide nicht ohne irgend welche üblen Folgen bleiben. Die
Erhöhung der Getreidepreise bei gleichzeitiger Senkung aller übrigen Preise ist sicher
eine üble Sache. Doch handelt es sich hier auch wieder um viel kleinere Differenzen,
als wie sie unserem Kritiker wohl vorschweben mögen. Denn auch bei Fehlernten steht
der Getreidepreis in Deutschland unterm Schutz des Weltmarktpreises. Der Preis in
Deutschland kann also bei Fehlernten nur so weit steigen, als wie der Weltmarktpreis
steigt. Es hat sich aber gezeigt, daß lokale europäische Fehlernten nur geringfügigen
Einfluß auf den Weltmarktpreis auszuüben vermögen. So lange nun das zutrifft, käme
für den Fall einer Fehlernte nur die Beschaffung der Zahlungsmittel für das durch die
gesteigerte Getreideeinfuhr entstehende Passiv der Zahlungsbilanz in Betracht. Und
ein solches Zahlungsmittel für vorübergehenden Bedarf liefert in idealer Vollkommen-
heit die Ivanote. Mit der Ausfuhr eines Teiles des vorgesehenen normalen Bestandes
an Ivanoten (20% des nationalen Geldes) läßt sich ein solcher Saldo der Zahlungs-
bilanz glatt begleichen, wobei wieder zu beachten ist, daß die Ausfuhr dieser Noten 
keinen Einfluß auf die Preise zu haben braucht, weil die Notenbank sie durch eine ent-
sprechende Mehrausgabe von nationalen Noten ersetzt. Natürlich wird man dann für
einen möglichst schnellen Rückfluß der ausgeführten Ivanoten sorgen. Bringt sie die
Entwicklung der Handels- und Zahlungsbilanz nicht mit der gewünschten Schnelligkeit
zurück, dann müßte dies durch eine Anleihe bei den Staaten, wo sich als Folge der
deutschen Ivaausfuhr ein Überschuß an Ivanoten zeigt, geschehen. Normalerweise
aber dürfte die Handelsbilanz den Rückfluß der Ivanoten herbeiführen, und zwar in 
folgender Weise: In der Landwirtschaft ist ein dem Fehlbetrag der Ernte entsprechen-
der Fehlbetrag an Geld entstanden. (Der Weltmarktpreis entschädigt die Landwirte
nicht für den Ausfall an Getreide. Die Herren Landwirte können in Folge dessen nicht
im gleichen Maße wie sonst als Käufer von Waren auftreten. Es bleiben demnach mehr
als sonst Waren für die Ausfuhr frei. Gleichzeitig werden weniger als sonst Waren vom
Ausland eingeführt. So findet also auch von hier aus ein Ausgleich statt, und dürften in
den meisten Fällen Anleihen sich erübrigen, wenn eine Fehlernte die Zahlungsbilanz
vorübergehend aus dem Geleise wirft.


Es erhellt aus dem Gesagten, daß der Kritiker im Unrecht ist, wenn er sagt, daß die
Ivanote überflüssig sei, denn die Beseitigung auch der kleinen Valutaschwankungen,
die selbst bei exaktester internationaler Führung der Indexwährung nicht zu vermeiden
wären, ist ein erstrebenswertes Ziel, das nur bei Verwendung eines internationalen
Geldes erreicht werden kann. Das Gold erfüllt diesen Zweck mit vielen schädlichen
Nebenwirkungen. Die Ivanote dagegen würde diese Aufgabe rein ohne Kosten irgend
welcher Art und ohne irgend welche Nebenwirkungen erfüllen.


Es geht weiter aus dem Gesagten hervor, daß die Berücksichtigung des Ivaparis kein
neues oder gar widersprechendes Element der Indexwährung darstellt, insofern als die
Aufführung der Ein- und Ausfuhrwaren in der Indexstatistik eine ebenso starke Berück-
sichtigung der Va-   Valuta
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luta bedeutet, wie sie für die Iva gefordert wird.


Und schließlich geht aus dem Gesagten hervor, daß der Mechanismus der
Ivanote die automatische Ausgleichung, selbst bei starken Störungen der
Handelsbilanz, der Unterstützung durch Wechselkursschwankungen nicht bedarf.


Ich lese eben eine Anzeige eines Buches, das den Titel trägt: „Heilliebe“. Der
Autor will alle Krankheiten dadurch heilen, daß der Kranke sich eine allum-
fassende Liebe zum Kosmos suggeriert. Dieses Rezept möchte ich all denen
empfehlen, die einen neuen Gedanken kritisieren. Wenn der Kritikus der Iva mit
Liebe an seine Aufgabe gegangen wäre und denselben Scharfsinn zur Klärung
der vermeintlichen Widersprüche entwickelt hätte, den er für die Begründung
derselben brauchte, ich bin gewiß, daß er dieser langen Erklärungen nicht
bedurft hätte.


Die Triebkräfte der amerikanischen Mongolenpolitik.
„Grollt es nicht in fernen Donnern,
Seht ihr nicht, wie der Himmel
Ahnungsvoll schweigt und sich trübt?“


Wir haben schon wiederholt die Gefahr aufgezeichnet, mit der die amerika-
nische Mongolenpolitik uns Europäer bedroht. Wir machten darauf aufmerksam,
daß der sich vorbereitende amerikanisch-mongolische Krieg als Rassekrieg
keine Staaten, keine Völker, keine Grenzen kennt und als Ausrottungskrieg
schlimmster Art zu bewerten ist. Man greift die Rasse, mit der man glaubt
zusammen nicht auf dieser Erde leben zu können, wo immer man ihre Vertreter
trifft, an und rottet sie aus, wahllos und ohne zu zählen, Männer, Frauen und
Kinder, wie Moses es mit den Philistern, wie es das deutsche Kulturvolk unter
Kaiser Wilhelm und seinem General Trotha in Südwest-Afrika machte. Und da
nun Europa das Quellgebiet der weißen Rasse ist, die auf dem Umwege über
Amerika den Mongolen den Krieg erklärt, so werden die Mongolen die
Amerikaner in ihrer Urheimat, in Europa, angreifen, was für sie ja auch das
Bequemste ist. Mit einem neuen, modernen Heer von 50 Millionen Mann wird
Attila II. Revanche nehmen für die Schlacht in den Katalaunischen Gefilden.


So wird die amerikanische Mongolenpolitik zu einer eminent europäischen und
deutschen Angelegenheit, und wir haben alle Ursache, den Amerikanern, die sich
ohne den Schutz des Pazifischen Ozeans vielleicht vorsichtiger betragen wür-
den, scharf auf die Finger zu schauen. Schon allzu lange haben wir Europäer
uns der amerikanischen Mongolenpolitik gegenüber passiv verhalten, und nur
wenige horchten auf, als vor einiger Zeit die Nachricht durch die Zeitungen ging,
daß ein angesehener Japaner vor der amerikanischen Botschaft in Tokio Harakiri
übte, weil er sich in seiner Rassenehre durch die Erneuerung der amerikani-
schen Mongolengesetze getroffen fühlte.


Die Zeitungen registrierten das Ereignis als japanische Kuriosität!!


Und mehr geschah auch nicht, als bald darauf gemeldet würde, ein anderer
Japaner, ein aus Amerika mit gehäuften Reichtümern heim-
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wärts fahrender Kaufmann, habe sich aus dem gleichen Grund vor den Augen
amerikanischer Passagiere über Bord gestürzt. Das sind Fanfarenstöße. die wir
nicht unbeachtet lassen dürfen. Sie zeigen, wohin wir treiben. Noch verhindert
die wirtschaftliche Schwäche die Mongolen daran, ihrer Empörung einen anderen
Ausdruck zu geben als durch Harakiri oder andere Selbstmordarten. Aber das
Beispiel Japans zeigt uns auch, wie schnell die Industrialisierung und Militarisie-
rung eines Volkes heute sich vollzieht. Und auch Amerika selbst zeigt uns, wie
schnell mit Hilfe moderner Maschinen ungeheure militärische Kräfte hervorge-
zaubert werden können. Und was die Amerikaner konnten, das werden erst recht
auch die freien, intelligenten, fleißigen und sparsamen Mongolen zustande brin-
gen können. Wenige Jahrzehnte noch und dann haben es die Mongolen nicht
mehr nötig, durch Harakiri vor der amerikanischen Botschaft zu protestieren
gegen Beleidigung und verbrecherische Vergewaltigung ihrer Rasse.


Wir haben daher allen Grund uns zu fragen, und zwar wir Europäer in erster


Linie, ob die Gefahr nicht noch abgewendet werden kann. Der Beantwortung 


dieser Frage soll die nachfolgende Untersuchung dienen.


–


Die wirtschaftlichen Triebkräfte unseres Handelns sind immer echt. Sie er-


lahmen nicht vor dem Ziel. Sie brauchen nicht von außen immer wieder ange-


facht zu werden, sie tragen den Wecker in sich. Ohne Begeisterung zu fordern,


schlafen sie niemals ein. Dagegen die ethischen Kräfte! Wenn da nicht immer 


die Werbetrommel gerührt wird – zumeist von Personen, die wirtschaftlich dabei


interessiert sind – so beruhigen sich die Gewissen immer wieder und schlafen


ein, gewöhnlich umso schneller und tiefer, je größer die Begeisterung war, die


die Werbetrommel anfachte.


In Amerika wurden die schwarzen Sklaven vor etwa 60 Jahren befreit. Nicht


aus eigener Kraft befreiten sich die Schwarzen. Amerikaner waren es, die das


schöne Werk vollbrachten, das den amerikanischen Sklavenhaltern ein Kapital


von 4 Millionen Schwarzhäuten kostete. Man freut sich über eine solche Tat und


denkt, daß der Mensch sich doch manchmal durch ethische, religiöse Kräfte in


grundlegenden Dingen leiten und treiben läßt. Und jeder hofft, solche billige Kraft


auch einmal vor seine Ideale spannen zu können.


Gewiß, bei der Befreiung der Sklaven haben solche ethischen Kräfte mitge-


wirkt. Wir denken hier an die Arbeit der Quäker, an den Roman „Onkel Toms


Hütte“, an die fast 2000 Jahre alte christliche Propaganda. Wir haben aber guten


Grund anzunehmen, daß, wenn in der Sklavenfrage nicht auch dämonische, wirt-


schaftliche Kräfte mitgewirkt hätten, die Sklaven noch heute und vielleicht noch


einmal 2000 Jahre an der Kette liegen würden. 
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Für ein Befreiungswerk solcher Art ist die Ethik und das Christentum als Kraft-


quelle offenbar zu schwach.


Der amerikanische freie Arbeiter in den Nordstaaten glaubte im Sklaven einen


Lohndrücker erkannt zu haben; der Farmer glaubte, daß der Preis des Mais so


niedrig war, weil der Sklavenhalter mit seinen billigen Arbeitskräften ihm un-


lautere Konkurrenz machte. Und um für sich einen höheren Lohn ausbedingen


zu können, um höhere Preise für ihre Produkte zu erzielen, forderten die Farmer


und Proletarier die Abschaffung der Sklaverei und griffen schließlich zu den


Waffen, um diese Forderung durchzudrücken. Unterstützt wurden die Farmer und


Arbeiter dann noch durch die Unternehmer, die den Schutzzoll für ihre Produkte


gegen die freihändlerisch orientierten Sklavenhalter erstrebten.


Es ist klar und selbstverständlich, daß solche Kräfte ganz anders in das


Geschick der Sklaven eingreifen mußten, als es Sonntagspredigten und


Zeitungsartikel tun konnten, die die Negerfrage von der religiösen oder ethischen


Seite anpacken und die nur Phlegma zurücklassen, sobald der Sonntags-


predigten-Spiritus zum Teufel ist.


Zur weiteren Stütze dieser Anschauung sei noch erwähnt, daß die Forderung


der Sklavenbefreiung gerade zu einer Zeit, die zur Tat ausgreifende Kraft aus-


lösen konnte, als die amerikanische Wirtschaft von einer Krise betroffen war,


unter der die oben erwähnten Stände außerordentlich litten. Die Preise waren


infolge fehlerhafter Währungspolitik unter die Produktionskosten gefallen. Durch


Verteuerung der Produktionskosten der Konkurrenten – also durch die


Verwandlung der Sklaven in freie Arbeiter – hoffte man den eigenen Betrieb wie-


der konkurrenzfähig zu machen. Ohne diesen besonderen Antrieb wäre damals


in der Sklavenfrage nichts geschehen. Und hätte gar der Arbeiter und der Farmer


die Kosten der Sklavenbefreiung persönlich tragen müssen, so hätten diese


Volksschichten mit demselben Eifer die Sklavenketten geschmiedet, mit dem sie


sie zu zerreißen suchten.


Den Beweis hierfür liefert uns die Mongolenpolitik der amerikanischen Arbeiter.


Wären die Amerikaner bei der Sklavenbefreiung von ethischen Gründen bewegt


gewesen, wie könnten sie jetzt einem anderen Menschenstamm gegenüber eine


entgegengesetzte Politik betreihen? Denn ob ich einen Menschen an die Kette


lege oder ob ich ihn durch die Grenzsperre daran hindere, sich seinen Platz an


der Sonne zu sichern, ist der Wirkung nach doch dasselbe. Ein Mensch, der sich


über die Sklaverei empört, kann unmöglich seine Zustimmung einem Gesetze


geben, durch das anderen Menschen der Zugang zur Mutter Erde versagt wird.


Wir müssen also auch hier annehmen, daß der amerikanische Arbeiter genau


wie bei seiner Sklavenpolitik für sich einen Vorteil von 
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seiner heutigen Mongolen- und allgemeinen Einwanderungspolitik erwartet, daß


ethische Momente in dieser Politik wenn überhaupt dann eine durchaus unterge-


ordnete Rolle spielen.


Der amerikanische Arbeiter, der von der Sklavenbefreiung eine Besserung 


seines Lohnes erwartete, glaubt heute, daß er denselben Vorteil von einer,


scheinbar wenigstens entgegengesetzten Politik, von einer Beschränkung der


Einwanderung erwarten könne. Diese Meinung stützt er mit zwei sich wider-


sprechenden Lohntheorien. Einmal behauptet der Amerikaner, daß nach dem


Gesetz von Angebot und Nachfrage der Lohn mit dem Angebot von mongoli-


schen Arbeitskräften sinken müsse, ein andermal sagt er, daß der Lohn sich


nach den Bedürfnissen der Arbeiter richtet und daher mit der bekannten


Bedürfnislosigkeit der Kulis sinken muß.


Diese Anschauungen sind richtunggebend wie für die amerikanische


Mongolenpolitik, so auch für die allgemeine Einwanderungspolitik. Gelänge es,


die Amerikaner davon zu überzeugen, daß sie hier einem Trugschluß unterlie-


gen, daß der Mongole, wie überhaupt der Einwanderer, nicht nur nicht den Lohn


senkt, sondern diesen sogar heben muß, so würde er sicher nichts dagegen


haben, wenn die Einwanderungssperre aufgehoben würde, wie er auch der


Sklaverei gegenüber sich uninteressiert erklärt hätte, wenn ihm plausibel


gemacht worden wäre, daß die Sklaverei seinen Lohn nicht berührt.


Die Anwendung des Gesetzes von Angebot und Nachfrage auf die Höhe des


Lohnes erfordert, wenn man keine Fehlschlüsse machen will, eine gewisse


Umsicht. Es genügt nicht, daß man sagt: Der Mongole mehrt das Angebot von


Arbeitskräften, ergo drückt er den Lohn. Ehe man diesen Schluß zieht, muß man


fragen: wird hier auch berücksichtigt, daß das Gesetz von Angebot und


Nachfrage kein statisches, sondern ein dynamisches ist und daß der Preis


(Lohn) seine eigenen Elemente beeinflußt? In einem arithmetischen Bruch hat


das Resultat auf Nenner und Zähler keinen Einfluß. 6/3 gibt immer 2. Aber beim


Bruch, den Angebot und Nachfrage darstellen, W / G = P, wird man wahrneh-


men, daß P in der weiteren Entwicklung starken Einfluß auf W und G hat und so


automatisch Preisänderungen hervorruft. Ein schlechter Preis führt zur


Produktionseinschränkung, ein guter zur Produktionserweiterung. Aus diesem


Grund kann man auch nicht ohne weiteres sagen: Weil der Zustrom der


Mongolen das Angebot von Arbeitskräften mehrt, muß daraus ein Lohndruck


abzuleiten sein. Gewiß, heute wird, wenn das Angebot von Arbeitskräften


wachst, sich ein Druck auf den Lohn fühlbar machen – aber wie wird es morgen,


wenn das Arbeitsprodukt der Mongolen als Kapitalangebot auf dem Markt


erscheint? Der 
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Sinn dieser Frage wird deutlich, wenn wir annehmen, daß die mongolischen


Arbeitskräfte etwa in der Herstellung von Arbeiterwohnungen eingesetzt werden,


wodurch die Mieten dieser Wohnungen gedrückt werden und der amerikanische


Arbeiter an Hauszins wiedergewinnt, was er durch Lohndruck zu verlieren 


glaubte.


Auch erhöht der durch das Angebot von mongolischen Kräften zunächst


gedrückte Lohn entsprechend den Unternehmergewinn und dieser erhöhte


Gewinn spornt die Unternehmer zur Ausdehnung der Betriebe an und stärkt


dadurch die Nachfrage nach Arbeitern, wodurch der Lohn wieder auf den


Ausgangspunkt und darüber gehoben werden mag. Wer in dieser Weise den


Lohn dynamisch als Produkt eines Entwicklungsprozesses betrachtet, der wird


auch auf die Frage, wie der Mongole in Amerika auf den Lohn wirken würde,


sagen, daß zur einwandfreien Beantwortung der Frage, die einseitige
Betrachtung des Angebots von Arbeitskräften nicht genügt und daß die amerika-


nischen Arbeiter, die nur das vermehrte Angebot von Arbeitskräften sehen, den


ärgerlichsten Fehlschlüssen ausgesetzt sein müssen.


Schon der Umstand, daß gewöhnlich dort der Lohn (Reallohn) am höchsten ist,


wo die Bevölkerung am dichtesten ist, hätte die amerikanischen Arbeiter bei der


Beurteilung der Mongoleneinwanderung stutzig machen müssen. Der Lohn fällt


nicht, sondern steigt mit der wachsenden Dichtigkeit der Bevölkerung. Bekannt


ist die Abwanderung vom dünn bevölkerten Ostdeutschland nach dem dicht


bevölkerten Westen. Dieselbe Erscheinung kann man in der ganzen Welt wahr-


nehmen. Die Anziehungskraft der Stadt wächst mit ihrer Größe. (Zum Reallohn


gehören auch die gesellschaftlichen Vorteile der Stadt.) Die Erklärung dafür, daß


die große Stadt höhere Löhne bezahlt und bezahlen kann, liefert die Arbeits-


teilung, die erst durch die dichte Bevölkerung der großen Stadt intensiv ausge-


nutzt werden kann. Je größer die Stadt umso länger kann das Laufband der


Fabrik ausgemessen werden und umso größer ist dann der Nutzeffekt der Arbeit


und umso größer ist der Fonds, der für Lohnzahlungen verfügbar ist. Ford z. B.


zahlt Tagelöhne von 8 und mehr Dollar. In einer kleinen Fabrik würde der


Nutzeffekt für solche Löhne nicht ausreichen. Ein anderes Beispiel für den Satz,


daß die Volksdichte Vorbedingung für hohen Nutzeffekt der Arbeit ist, liefern die


Straßen, Brücken, Eisenbahnen, Hafenanlagen, Kanäle usw., Dinge, die den


Nutzeffekt der Arbeit und damit den Lohnfonds gewaltig erhöhen, die aber nur


bei einer gewissen Volksdichte möglich sind. Die Vorteile des langen Laufbandes


kann man nur ausnutzen, so weit es nicht an Ar-   Arbeitern
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beitern fehlt, das Laufband [Unter „Laufband“ ist das rotierende Band zu verstehen, das in den


modernen Fabriken den Arbeitern die Arbeitsstücke zuträgt, an denen der einzelne Arbeiter immer


nur ein und denselben Handgriff auszuüben hat, wodurch unerhörte Fixigkeit erzielt wird. Je größer


die Arbeitsteilung, umso länger das Laufband.] aber kann endlos verlängert werden.


Wenn es sich aber so verhält, wie soll man da die von den amerikanischen


Arbeitern zum Schutze ihres Lohnes betriebene Mongolenpolitik bewerten, die


eine solche endlose Verlängerung des Laufbandes, eine endlose Vergrößerung


des Nutzeffektes der Arbeit und dementsprechend auch eine endlose Stärkung


des Lohnfonds verhindert? Daß es sich hier um Mongolen handelt, ändert doch


nichts am Nutzeffekt des Laufbandes! Die Arbeitsteilung und die Maschine fragen


nicht nach der Hautfarbe der Arbeiter. Ganz bestimmt würde der Zustrom mongo-


lischer Arbeiter eine gewaltige Ausdehnung der Arbeitsteilung gestatten, das


Laufband sämtlicher Fabriken könnte verdoppelt worden, der Nutzeffekt der


Arbeit würde sich vervielfältigen lassen, der Lohnfonds wäre größer.
Betrachten wir nun die Mongolenpolitik der amerikanischen Arbeiter vom


Standpunkt der zweiten von ihnen angeführten Lohntheorie, wonach sich der


Lohn nach den Bedürfnissen der Arbeiter richtet. Ich werde hier ganz vom


inneren Wert dieser Theorie absehen, sondern nur sagen, zu welchen


Folgerungen ihre Anwendung für die Lohnpolitik führen müßte, sofern sie 


folgerichtig angewendet wird.


Nehmen wir an, der Lohn, den der amerikanische Unternehmer den Mongolen


zahlt, sei entsprechend der behaupteten Bedürfnislosigkeit der Mongolen herab-


gesetzt worden. Dann würde der Unternehmer einen Extragewinn einsacken. 


Die Dividenden, der Profit, der Unternehmergewinn würden über das übliche,


herkömmliche Maß steigen und einen neuen Ansporn zu neuen Unterneh-


mungen, zur Erweiterung der Betriebe geben. Wie könnten aber die im Wett-


bewerb stehenden Unternehmer sich die zur Betriebserweiterung nötigen


Arbeiter anders sichern, das heißt gegenseitig abluchsen, als durch Anbietung


höherer Löhne? Würde dann etwa der Mongole, gestützt auf seine Bedürfnis-


losigkeit und mit ihr protzend solche Lohnerhöhung zurückweisen? Es wäre


lächerlich, das zu erwarten, und ich erinnere hier daran, daß der Japaner den


Lohnstreik ebenso energisch, ebenso oft übt, wie der Amerikaner und daß der


Reallohn des Japaners in den letzten 50 Jahren um das 40fache gestiegen ist.


Natürlich ist seine Leistung durch die Maschine ebenfalls in diesem Verhältnis


oder darüber hinaus gestiegen.


Wer also behauptet (niemand wird es leugnen), daß der Wett-  Wettbewerb
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bewerb regelt und nivelliert, der muß auch anerkennen, daß eine unabhängig


von der Produktivität der Arbeit durchgeführte, mit der Bedürfnislosigkeit der


Arbeiter begründete Lohnsenkung und entsprechende Hebung des Unter-


nehmergewinns automatisch auf dem Wege der Betriebserweiterung eine er-


höhte Nachfrage nach Arbeitern und damit eine Lohnerhöhung auslöst.


Man kann hier einwenden, daß die Lohnerhöhung die Mongoleneinwanderung in


erhöhtem Maße fördern würde, und wer die Mongolei als unbegrenztes


Arbeiterreservoir betrachten zu können glaubt, wird hier die Frage stellen, ob der


Einwandererstrom der Verlängerung des Laufbandes oder dieses dem


Einwandererstrom den Rang streitig machen wird. Darauf wäre vieles zu antworten.


Die Frage greift in das Problem der Geburten über. Allgemein kann man sagen, daß


bisher das Laufband der Einwanderung den Rang abgelaufen hat, daß der


Auswanderung immer genügend Hemmungen bereitet sind, die ihr zu jeder Zeit


unübersteigbare Grenzen ziehen. Ehe z. B. der Chinese das Geld für die Überfahrt


ersparen kann, vergehen Monate, oft Jahre. Diesen Hemmungen auf Seite des


Angebots von Arbeitskräften entsprechen allerdings andere auf Seite der Nachtrage,


indem die Erweiterung der Betriebe Aufwendungen von Kapital erfordern, und solches


Kapital ebenfalls nicht unbegrenzt zu jeder Zeit verfügbar ist.


Gegen diese Darstellung wird man vielleicht den Einwand erheben, daß den


Unternehmern das Kapital zur Erweiterung ihrer Betriebe fehlen könnte und daß


dann die mongolische Einwanderung ein dauerndes Überangebot an


Arbeitskräften – im Verhältnis zu der Zahl und Größe der Wirtschaftsbetriebe –


zeitigen könnte und daß dann solches Überangebot an Arbeitskräften leicht zu


einer dauernden Erscheinung werden könnte mit dem daraus sich ergebenden


Druck auf den Lohn und dauernd hohen Unternehmergewinn.


Die Geschichte der Volkswirtschaft kennt keine solche Erscheinung – wenn wir


von Kriegszuständen absehen. Immer noch hat der Wettbewerb die von Risiko


und Ristorno bereinigte Durchschnittsdividende auf die Rentabilitätsgrenze


zurückgeführt, so oft sie sich aus irgend einem Grund davon entfernte, woraus


wir den Schluß ziehen, daß das Wachstum von Kapital immer mit der Volks-


vermehrung Schritt hielt. Und wenn das mit den primitiven Hilfsmitteln früherer


Zeiten möglich war, so sollte es erst recht mit den Produktionsmitteln der


Jetztzeit möglich sein. In dem von uns angenommenen Fall würde außerdem der


gehobene Unternehmergewinn dem Unternehmer das zur Betriebserweiterung


nötige Kapital unmittelbar beschaffen, ohne fremdes Kapital in Anspruch nehmen


zu müssen. Wenn aber diese Kapitalquelle für den Zweck nicht ausreichen sollte,


so würden die durch die behauptete Bedürfnislosigkeit und Sparsamkeit der


Mongolen sich füllenden Sparkassen bald genug im Stande sein, dem


Unternehmer die nötigen Mittel zu beschaffen. Entweder ist es der durch die


Lohnsenkung gehobene Unternehmergewinn, 
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oder der durch die Bedürfnislosigkeit der Mongolen wachsende Schatz der


Sparbanken, der die für die Erweiterung der Betriebe nötigen Mittel schaffen wird


– und zwar umso reichlicher, je sparsamer die Mongolen sein werden.


Dieses Spiel der Kräfte wird wirksam bleiben, so lange die Rentabilitätsgrenze,


die für Mongolen wie für Amerikaner die gleiche ist, nicht unterschritten wird.


Wer diese Darstellung nun von der physiokratischen Zinstheorie aus betrach-


tet, der wird noch folgendes einwenden können: Dem mongolischen Arbeiter wird


vom Amerikaner noch vorgeworfen, daß er sehr sparsam lebt, daß er also mehr


produziert als konsumiert, daß er die Sparkassen füllt und den Zinsfuß unter die


Rentabilitätsgrenze drückt. Dadurch würde die Zeitspanne zwischen den perio-


dischen Krisen verkürzt. Der Mongole fördere also durch seine Sparsamkeil die


Arbeitslosigkeit. Der amerikanische Arbeiter lebe dagegen verschwenderischer,


die Sparkassen füllten sich dort langsamer, und der Mangel an Kapital halte den


Zinsfuß länger über und auf der Rentabilitätsgrenze.


Das alles ist richtig. Aber von demselben physiokratischen Standpunkt aus


kann man den Einwand erheben, daß, wenn der Kapitalmangel den Zins schafft


und damit den allgemeinen Kapitalismus bedingt, dann der sparsame mongo-


lische Arbeiter gerade der Mann ist, den die amerikanischen Arbeiter zur Über-


windung des Kapitalismus brauchen. Freilich, so lange der Amerikaner die


Rentabilitätsgrenze respektiert, kann sich die Sparsamkeit des Mongolen nicht im


genannten antikapitalistischen Sinn auswirken. Wie der Ochs vor dem Berg, so


steht auch der mongolische Arbeiter vor den verschlossenen Toren der


Rentabilitätsgrenze, die sich nur bei 5% öffnen. Wird aber diese Grenze durch-


stoßen, dann wird umgekehrt und diesmal mit vollem Recht der fleißige und


sparsame Mongole dem amerikanischen Arbeiter den Vorwurf machen, daß er


durch seine geringere Sparsamkeit und geringeren Fleiß die Kapitalbildung


hemmt, die Überwindung des Kapitalismus verzögert. Die Spareinlagen der 


fleißigen Mongolen müssen unbedingt den Zinsfuß drücken und diesen, sofern


die in unserem Geldwesen liegenden Hemmungen beseitigt werden, unaufhalt-


sam auf 4 – 3 – 2 – 1 – 0% senken. Der niedergehende Zinsfuß muß aber wie-


der den Unternehmergeist anspornen, zu neuen Erweiterungen der Betriebe, wie


auch zu Neugründungen führen und so auch wieder den Lohn heben. So daß
hier nicht der sparsame Mongole, sondern der (relativ) verschwenderische
Amerikaner als der eigentliche Lohndrücker erscheint.


Zu betrachten wäre hier noch der Einfluß, den die Mongolen auf die Grund-


rente haben würden. Es steht außer allem Zweifel. daß mit der Dichtigkeit der


Bevölkerung die Grundrente steigen 
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muß. Was aber die Grundherren einkassieren, geht vom allgemeinen Arbeits-


ertrag ab. Es ist dies der einzige Passivposten, den die Mongoleneinwanderung


für den Arbeitslohn zeigt. Wie aber die Entwicklung des Arbeitslohnes in Amerika


beweist, ist dort der Lohn trotz der mit der Volksdichtigkeit schnell steigenden


Grundrente unaufhaltsam gestiegen, so daß man auch annehmen kann, daß die


oben gezeigten Aktivposten, die die Mongoleneinwanderung für den Lohn schaf-


fen würden, den von der Grundrente her sich bildenden einzigen Passivposten


bei weitem überholen müssen, und als Saldo der Mongoleneinwanderung nur ein


Überschuß für den Lohnfonds entstehen kann. (Dieser Passivposten würde mit


Freiland sich natürlich auch noch in einen Aktivposten verwandeln in Gestalt


einer steigenden Mutterrente.)


Ein letzter Einwand, den der Amerikaner vom Standpunkt seiner Lohnpolitik


machen kann, ist noch der, daß die Mongolen, als zumeist ungelernte Arbeiter,


das Verhältnis der ungelernten zu den gelernten Arbeitern zu Gunsten der letzte-


ren verschieben. Da mit der Einstellung von ungelernten Arbeitern die Nachtrage


nach gelernten Arbeitern proportional wächst, so muß bei den ungelernten


Arbeitern (wo das Angebot durch Einwanderung wächst) der Lohn sich un-


günstiger entwickeln, als bei den gelernten Arbeitern, wo nur die Nachfrage, nicht


aber das Angebot steigt. Der mit der Einwanderung und mit der Länge des


Laufbandes wachsende Lohnfonds käme so in der Hauptsache den gelernten


Arbeitern zu gute. Hierüber dürfte sich aber der amerikanische Arbeiter zuletzt


beklagen. So daß auch aus diesem Grund der amerikanische Arbeiter kein


Interesse an den Einwanderungsbeschränkungen haben kann.


So sehen wir, daß der amerikanische Arbeiter, der politisch für die amerika-


nische Einwanderungspolitik verantwortlich zu machen ist, die aufreizende und


bedrohliche Mongolenpolitik auf Grund einer falschen Lohntheorie betreibt. Wer


hilft uns nun, den amerikanischen Arbeitern diese Erkenntnis zu Gemüte zu 


führen? Werden uns die Pazifisten in unseren speziellen Friedensbestrebungen


dadurch helfen, daß sie die oben berührten Probleme in ihren Blättern zur


Debatte stellen, wenigstens diesen Artikel abdrucken? Das wäre eine Tat, die


mehr Resonanz auslösen dürfte, als ein Dutzend Welt-Friedenskongresse.
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Die rumänische Agrarreform und ihre Lehren.


Die bolschewistische Agrarrevolution in Rußland hat, wie es scheint, dem 


russischen Landproletariat bisher noch nicht viel Nutzen gebracht. Dem mittel-


losen Proletarier ist der Besitz des Bodens ebenso nutzlos wie der Hirsch dem


unbewaffneten Jäger. So muß sich der ungerüstete Proletarier zunächst, wie er


es vor der Revolution zu tun pflegte, als Lohnarbeiter den Leuten anbieten, die


nicht nur Land, sondern auch alles zum Landbau nötige Gerät in ausreichender


Menge besitzen. Mit der Zeit wird es wohl besser werden, aber zunächst haben


die Kulakis die Übermacht und nutzen sie als edle Kommunisten so gut aus, wie


sie es verstehen. Man muß sich durchaus mit dem Gedanken vertraut machen,


daß die Aufteilung der großen Güter nicht allein ein Revolutionsakt ist, sondern 


in noch höherem Sinn ein wirtschaftliches Problem, von dessen Lösung die


Sicherung der Revolution durchaus abhängig ist. Und neben dem wirtschaft-


lichen Problem steht das erzieherische Problem, da der von den Großgrund-


besitzern als Haustier gezüchtete Proletarier zumeist unfähig ist, selbständig 


als Landwirt zu wirtschaften und zwar so zu wirtschaften, daß er nicht neidisch


auf die hinaufzublicken braucht, die es vorziehen, sich als Knechte zu 


verdingen.


Die Aufteilung der Großgrundbesitzungen erfordert Kapital, d. h. sehr viel Arbeit


und Sparsamkeit. Und es zeigt sich hier wieder, wie richtig es ist, wenn wir


sagen: Nur triefend von Blut und Schweiß wird der Proletarier den Zukunftsstaat


betreten. Und so lange der Proletarier es nicht versteht, ohne Aufsicht besser


und schwerer zu arbeiten, als er es bisher unter Aufsicht für fremde Rechnung zu


tun pflegte, wird die Revolution ihm nichts weiter eintragen als Hunger und


Ungeziefer, d. h. die Revolution wird an der Unzufriedenheit der Revolutionäre


scheitern. Es geht auch nicht an, daß man – wie es heute die Bolschewiki tun –


sagt: Wir brauchen für den Aufbau unseres antikapitalistischen Staates die Hilfe


der Kapitalisten der ganzen Welt. Wenn die Revolutionäre nicht ohne solche


„Hilfe“ auskommen können, dann tun sie besser, gar nicht erst anzufangen. 


Dann ist das, was sie wollen, undurchführbar. Solche Hilfe ist aber auch gar nicht


nötig. Nur eins ist nötig: Arbeit, Sparsamkeit, Zeit und Geduld. Die Vorbedingung
der kapitalistischen Ordnung ist die Kapitalarmut, und diese läßt sich nur mit


Hilfe der genannten vier unangenehmen Dinge beseitigen, was so viel heißt, daß


die Aufteilung der Großgrundbesitzungen nicht mit einem Mal, sondern nur nach


und nach, in dem Maße wie die Kapitalbildung vor sich geht, sich durchführen


läßt. 
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Wenn man 5% der Bodenfläche per Jahr aufteilen würde, also die Aufgabe auf


20 Jahre verteilte, dann dürfte das für ein an Kapital so armes Land wie Rußland


eine sehr befriedigende, hervorragende Leistung sein. In Deutschland ließe sich


die Aufgabe in sehr viel weniger Zeit durchführen. Die Aufgabe, die der


Revolution mit der Aufteilung der Großbesitzungen gestellt ist, kann man getrost


mit dem Wiederaufbau der zerstörten Provinzen Frankreichs vergleichen.


Was Ludendorff in vier Jahren in Frankreich erreichte, Kapitalverwüstung, das


haben die Kapitalisten seit 6000 Jahren durch Drosselung der Produktion in der


ganzen Welt durchgeführt. Diesen Kapitalmangel zu beseitigen, ist die erste und


wichtigste revolutionäre Tat. Diese Tat aber erfordert Energie, und diese kann nur


aus der Erkenntnis erwachsen, daß Arbeit und Sparsamkeit allein den Zukunfts-


staat aufbauen können. Wie sollen aber die Kommunisten, deren fünf Sinne wie


bei der Katze beim Mausefang auf die Besitzergreifung des vorhandenen Gutes


gerichtet sind und die an die zu verrichtende schwere Arbeit zu allerletzt denken,


jemals aus den Massen solche Energie hervorholen?


Alles, was hier gesagt wurde, ist auch auf die durch die Agrarreform in


Rumänien geschaffenen Zustände anwendbar. Auch hier läßt der vom


Kapitalismus ererbte Kapitalmangel die durch die Agrarreform beglückten


Proletarier ihres neuen Besitzes nicht froh werden.


Den Antrieb zur Agrarreform gab in Rumänien die Furcht vor dem


Bolschewismus. Durch Privatbesitz wollte man die Proletarier gegen die bolsche-


wistischen Lockungen immun machen. Man sagt, daß dieser Zweck erreicht


wurde. Wie groß und drohend muß diese Furcht gewesen sein, wenn sie ge-


nügte, um die Grundbesitzer zu bewegen, dem Proletariat so weitgehende


Konzessionen zu machen, wie es geschehen ist. In Altrumänien wurden die ein-


zelnen Besitzungen, die oft Tausende von Hektaren umfaßten, entschädigungs-


los bis auf 500 Joch (etwa 250 Hekt.) enteignet. In Siebenbürgen, das dichter


bevölkert war, wurde alles in einer Hand befindliche Land, das insgesamt 200


Joch überstieg (100 Hekt.), konfisziert. Im Bergland wurde das Maximum an


Landbesitz auf 100 Joch und im Gebirge auf 50 Joch durch Konfiskation


beschränkt. In Altrumänien wurden also die Besitzungen, in Siebenbürgen die


Besitzer auf genannte Weise reformiert. Wer in Altrumänien mehrere


Besitzungen von Tausenden von Hektaren hatte, behielt von jeder Besitzung die


genannten 500 Joch, so daß es in Altrumänien immerhin noch Gutsbesitzer


geben kann, deren zusammengerechneter Besitz 500 Joch weit überschreiten


kann, während das in Siebenbürgen nicht möglich ist, auf alle Fälle ungesetzlich


wäre. In Altrumänien lernte ich 
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einen Gutsbesitzer a. D. kennen, dem man von 2000 Hekt. 1500 konfisziert hatte


und der das Unglück hatte, die verbleibenden 500 Hekt. zu verkaufen und das


Geld durch die Inflation zu verlieren. Von seinem Besitz verblieb ihm nichts wei-


ter als das palastartige Gebäude, das wertlos geworden war, weil es in der Stadt


keine reichen Leute mehr gibt, die in Palästen leben könnten. In Siebenbürgen


sah ich eine Zuckerfabrik, die als Aktiengesellschaft betrieben, noch im Besitz


von über 1000 Hekt. Land sein soll. Einen Bauer sah ich, der im Bergland über


170 Joch besaß, obschon nach dem allgemeinen Gesetz 100 Joch das


Maximum sein sollen. Diese Beispiele zeigen, daß die Enteignung nicht nach


Schema F vorgenommen wurde.


Das enteignete Land wurde an die Berechtigten verteilt und zwar als Eigentum


und in folgender Reihenfolge: 1. Die Kriegswaisen, 2. die Kriegswitwen, 3. die


Kriegskrüppel, 4. die Kriegsteilnehmer ohne Rücksicht darauf, ob sie für oder


gegen Rumänien kämpften.


Der für Bauzwecke in Frage kommende Boden wurde in Parzellen von 1/16


Joch verteilt. Hierzu wird alles Bauland konfisziert, das bis zum Ablauf eines


bestimmten Termins nicht irgendwie bebaut worden ist. Solche Konfiskationen


werden jetzt in größerem Umfang vollzogen. Die Entschädigung bei diesen


Konfiskationen ist minimal.


In Altrumänien tritt diese Agrarreform, so weit ich sehen konnte, äußerlich gar


nicht in Erscheinung. Von Neubauten, von Kolonisation, von neuen Straßen sah


ich kaum Spuren. Dagegen sah ich am Horizont die Dreschmaschinen auf nack-


tem Felde arbeiten und zeltartige Hütten für die Arbeiter. Beweis, daß die Ände-


rung der Besitzverhältnisse noch keinen Einfluß gehabt hat nach acht Jahren


Zeit – auf die Art der Bebauung. Die Bahn fährt durch ein riesiges Weizen- und


Maisfeld und auf einer Strecke von 19 km sieht man weder eine


Eisenbahnstation noch irgend ein Dorf oder Haus.


In Siebenbürgen dagegen, wo schon immer der Boden von Bauern bewirt-


schaftet wurde, bemerkte ich rege Bautätigkeit, sowohl auf dem Lande wie auch


in der Umgebung der Städte. In vielen Fällen mag der Wunsch, der Konfiskation


zu entgehen, die Besitzer von Bauland veranlassen, Häuser auf ihrem Boden zu


errichten. In vielen anderen Fällen mag es der Wunsch sein, etwaigen


Ersparnissen eine sicherere Anlage zu geben als die der Inflation ausgesetzte


Sparkasseneinlage, der zur Bautätigkeit treibt. Die Wirkung dieser Bautätigkeit ist


aber zunächst die, daß die Sparkassen leer bleiben und daß der Zinsfuß die


phantastische Höhe von 20 – 25 und 30% beibehält, so daß alle diejenigen, die


mit geborgtem Geld das ihnen durch die Agrarreform in den Schoß geworfene


Grundstück bebauen, für den Zins des 
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Baukapitals das drei- und vierfache von dem zu bezahlen haben, was sie früher


für die gemietete Wohnung zu zahlen hatten. Selbstverständlich ist die erzwun-


gene Bautätigkeit nicht allein verantwortlich für den heutigen so außerordentlich


hohen Zinsfuß, aber sie hat sicherlich stark dazu beigetragen, die Schwierig-


keiten, in denen sich die auf den Kredit angewiesene Wirtschaft befindet, zu


erhöhen.


Man sieht auch wieder, welche gewiß unerwarteten Wirkungen Gesetze aus-


lösen, die von unerfahrenen Politikern erlassen werden. Sie zeigen auch, daß


jede Reform, die erhöhte Ansprüche an den Kapitalmarkt stellt, nur graduell, in


dem Maße, wie durch Arbeit und Sparsamkeit Kapital gebildet wird, durchgeführt


werden kann. Sie geben einen neuen Beweis für die Erkenntnis, daß das Kapital


kein Schatz ist, der dem Proletariat nach der Ergreifung der politischen Macht


zur Verfügung für weitgehende Neuerungen steht, sondern als Quelle zu


betrachten ist, die fließt, wenn und nur so lange wie angestrengt gearbeitet wird.


Alles, was die Ergiebigkeit dieser Quelle übersteigt, muß als unausführbar


zurückgestellt werden.


Für das bei jeder Agrarreform einzuschlagende Tempo der Aufteilung sollte


man einfach den Zinsfuß nehmen. So lange der Zinsfuß fällt oder relativ niedrig


ist, kann man getrost mit der Aufteilung beginnen, die, wenn sie für das


Proletariat einen vernünftigen Sinn erhalten soll, nur so zu verstehen ist, daß


man den Proletariern zu dem Land auch alles liefert, was zur Bebauung nötig ist,


d. h. das nötige Vieh, die Gebäude, Geräte, Vorräte und das Betriebsgeld. Wenn


solches nicht möglich ist, ohne daß dadurch der Zinsfuß gehoben wird, so bleibt


nichts anderes zu tun übrig, als die Aufteilungsarbeit auf einen längeren Zeitraum


auszudehnen. 


Rechnet man mit Parzellen von etwa 5 Hekt. und hierzu mit einem Betriebs-


kapital an Gebäuden, Vieh und Geräten von etwa 10 000 Mark, so erfordert die


Aufteilung einer Besitzung von etwa 1000 Hekt. ein Kapital von 200 mal 10 000


Mark, also 2 Millionen Mark. Da es in Deutschland laut statistischem Jahrbuch


von 1914 im Ganzen 9 552 000 Hekt. Land gab, das landwirtschaftlich in


Betrieben von über 50 Hekt. bewirtschaftet wurde, so ergäbe die Aufteilung in


Parzellen von 5 Hekt. rund 2 Millionen Bauernstellen, deren Einrichtung die


Aufwendung von 2 000 000 mal 10 000 Mark also 20 Milliarden Mark beanspru-


chen würde. Etwas würde hiervon abgehen, insofern als die Viehbestände der


heutigen Großwirtschaften für die Ausstattung der neuen Bauernhöfe herange-


zogen würden und auch der Abbruch der Herrenhäuser würde etwas Bau-


material liefern. Wenn wir diese Mithilfe mit etwa 25% anrechnen, dann blieben


immer noch 15 Milliarden Mark aufzubringen. In der Friedenszeit hätte man mit


den regu-
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lären Kapitalüberschüssen die Aufteilung bequem in zehn Jahren finanzieren


können. Jetzt aber, da wir in erster Linie die Rechnung unserer Militaristen in


Gestalt einer Reparation von 132 Milliarden zu zahlen haben, müßte man mit


einem viel größeren Zeitraum für die Aufteilung und ihre Finanzierung rechnen,


wobei die Frage unerörtert bleiben soll, ob wir jetzt nach der Massenschlächterei


so viele Kolonisten auftreiben könnten, die der Aufgabe gewachsen sind, die


Grundrente von 5 Hekt. Land neben dem Zins eines Betriebskapitals von 10 000


Mark aufzubringen. Die ungebildeten, rohen, faulen Knechte, die uns die


Leibeigenschaft und der Großgrundbesitz hinterlassen haben, dürften für solche


Aufgabe sicherlich nur in seltenen Fällen in Betracht kommen.


Die Herrenrolle, die heute die Kulaki in Rußland den mit Land beglückten


Proletariern gegenüber spielen, dürfte zum guten Teil auch darauf zurückzu-


führen sein, daß diese Proletarier unfähig sind, selbständig zu wirtschaften.


Sonst würde in manchen Fällen der Personalkredit den Mangel an eigenem


Kapital ersetzen, wie das so oft bei den deutschen Bauernsöhnen beobachtet


werden kann, die nach Amerika auswandern und mit keinem anderen Kapital


anfangen als dem Kredit, den ihnen ihre persönliche Tüchtigkeit verschafft. Daß


man den Bauern die Höfe mit Häusern, Vieh und allem Nötigen nicht schenken


wird, ist klar, schon um die Ungeduld der anderen, die noch warten müssen,


nicht ins Maßlose zu steigern. Vielmehr würde man die fertig werdenden


Bauernstellen öffentlich und meistbietend verpachten, wobei für das Inventar


noch besondere jährliche Tilgungsbeträge erhoben werden müßten. Die vielen


Fälle, wo der Bauer das ihm zu seiner Befreiung anvertraute Gut verjubeln und


veruntreuen würde, müßte man bei solcher Aufteilungsgeschichte natürlich in


Kauf nehmen und auf Rechnung derjenigen setzen, die unser Volk durch die


Staatskirche, durch die Staatsschule, die Kaserne, die Leibeigenschaft und den


Kapitalismus zu solchen Knechtsseelen herabgezüchtet haben.


Die Lasten, die der Bauer mit der Pachtung übernimmt, werden bei solcher


öffentlichen Verpachtung durch den freien Wettbewerb bestimmt werden. Dabei


werden sich die Pächter nach den Erfahrungen richten, die andere gemacht


haben. Gedeihen die Pächter allgemein, dann wird der Wettbewerb die Pachten


hochtreiben. Im anderen Fall werden sie zurückgehen. Als Vergleichspunkt wird


den Interessenten der Arbeitsertrag gelten, mit dem sie als Industriearbeiter 


rechnen können. Irgend welche Garantie, daß die Pachten das angelegte Kapital


regelrecht verzinsen werden, besteht nicht. Der Vorteil, den die Aufteilung für die


Allgemeinheit haben wird, liegt im Politischen. Die Stätten der Unzucht, die


Brutöfen der Reaktion, die Haupt-
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quellen des Unfriedens und des Krieges, die sollen durch die Aufteilung zerstört


werden. Die Frage, ob durch die Aufteilung die Erträge des Bodens, wie vielfach


behauptet wird, abnehmen werden (in Rußland und in Rumänien ist das der


Fall), tritt gegenüber der politischen Bedeutung der Aufteilung völlig in den


Hintergrund. Es lohnt sich nicht, davon zu sprechen. Ohne die Agrarreform in


Rumänien und in Rußland säßen die Reaktionäre längst wieder am Ruder. Hierin


liegt der unmittelbare Gewinn der Revolution. Um auch noch wirtschaftliche


Vorteile für das Proletariat aus der Revolution zu holen, werden andere Mittel


angewandt werden müssen. Diese den Revolutionären bekannt zu geben, ist


unsere Aufgabe.


Die Reichsbank unter Koch – Havenstein – Schacht.


Welche barbarischen Ansichten in Deutschland über das Wesen des Geldes


noch herrschten, als Georg Blumenthal damit begann, mit seinem „Der
Physiokrat“ Licht in diesen dunklen Kontinent der Wissenschaft zu werfen, das


geht am besten aus dem Artikel hervor, den Geh. Kommerzienrat Hermann
Rinkel in Nr. 7 Jahrgang 1914 der Woche unter dem Titel: „Die Reichsbank unter
Präsident Havenstein“ veröffentlichte und den wir hier in Extenso abdrucken:


„Die Geldkrise, die im Herbst des Jahres 1907 über Amerika hereinbrach, hatte


auch der gesunden Hochkonjunktur in Deutschland das Rückgrat gebrochen. Ein


gewaltsamer Goldexport aus den Kassen der Reichsbank begann, dem trotz


eines Diskonts von 7% nicht Einhalt geboten werden konnte. An den letzten


Stichtagen vor dem Jahresende bestand die Gefahr, daß die gesetzliche Drittel-


deckung unserer Banknoten unterschritten würde [Hierzu 1 – 2 im nachfolgenden


Artikel.]. Das System Koch, das bei jeder unerwünschten Abwanderung von Gold


das Heil einzig und allein in der Anwendung der Diskontschraube und Kredit-


einschränkung erblickte, hatte gänzlich versagt [3]. Die Bank von England, in


gleicher Lage wie die Reichsbank, mußte die Hilfe der Bank von Frankreich in


Anspruch nehmen, die zu jener Zeit allein noch im Stande war, mit einem


Zinsfuß von 3 1/2% auszukommen [4]. Die der Reichsbank von der gleichen Seite


angebotene Unterstützung wurde wohl aus politischen Gründen nicht angenom-


men [5]. Anm. der Redaktion der „Woche“: Diese Tatsache war der Öffentlichkeit


bisher nicht bekannt; wie uns der Verfasser mitteilt, hat er selbst im Auftrage des


verstorbenen Freiherrn Albert von Oppenheim, der mit dem damaligen französi-


schen Ministerpräsidenten Clemenceau befreundet war, die Verhandlungen mit


der Reichsbank geführt [6].


In ganz Deutschland brach sich die Überzeugung Bahn, daß die Reichsbank


mit der gewaltigen Entwicklung der Industrie und des Handels nicht Schritt ge-


halten [7]. Nicht durch Überproduktion, sondern durch eine Zahlungsmittelkrise,


die das Institut rechtzeitig zu bekämpfen unterlassen hatte, war ein wirtschaft-


licher Aufschwung ohnegleichen zum Niedergang verurteilt. Im deutschen


Reichstag fanden 
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diese Beschwerden, besonders auf der rechten Seite des Hauses, lauten Widerhall.


Eine Enquete über die Geschäftsgebahrung der Reichsbank wurde beschlossen.


Präsident Koch nahm seinen Abschied [8]. Als sein Nachfolger wurde Richard
Havenstein berufen. Viele, die seine freundschaftlichen Beziehungen zum damaligen


Chef des preußischen Finanzministeriums kannten, glaubten, Havenstein verdanke


seine Berufung diesem Umstand. Dem war nicht so. Hier kam wie selten der rechte


Mann auf den rechten Platz [9]. Schon als Präsident der Seehandlung hatte er Ge-


legenheit gehabt, im geschäftlichen Verkehr mit Bank und Börse sein reiches theore-


tisches Wissen durch die Praxis zu vertiefen und zu erweitern [10].


Solchermaßen gut vorbereitet, von liebenswürdigen und verbindlichen Formen, eine
nie ermüdende Arbeitskraft, war er der rechte Mann, das Schiff der Reichsbank mit
fester Hand in den sicheren Hafen zu bringen [11].


Die Bankenquete, die er wenige Wochen nach seinem Dienstantritt leitete, bot ihm
Gelegenheit, mehr als 100 Sachverständige in kontradiktorischem Verfahren zu hören,
und wenn auch das praktische Ergebnis der Enquete, infolge der eigentümlichen
Zusammensetzung der Kommission, sehr hinter seinen Erwartungen zurückblieb, so
hat sie ihm doch wertvolle Anregungen gegeben, die in zahlreichen Maßnahmen zum
Schutze des Goldschatzes ihren Niederschlag fanden. Insbesondere brachte ihn die
Enquete zu der Erkenntnis, daß die Verpflichtung der Reichsbank zur Regelung des
Geldumlaufes nicht nur in der Beschaffung der nötigen Geldsorten in gehörigen
Mengen und am gehörigen Ort bestehe, sondern in der Herbeiführung des Gleich-
gewichts zwischen Geldbedarf und Geldumlauf im ganzen Lande [11]. Aus dieser
Verpflichtung heraus leitet Havenstein aber auch das Recht her: den Banken gewisse
Vorschriften zu machen in Bezug auf ihre Geschäftsgebarung, soweit diese geeignet
war, seine Kreise zu stören [12]. Zu diesem Zwecke verlangte er größtmögliche
Publizität über den Status der Banken und eine größere Liquidität ihrer flüssigen Mittel
[13]. In der Erkenntnis, daß die Diskontschraube allein nicht im Stande sei, den Gold-
vorrat der Banken zu hüten, hat Havenstein die Devisenpolitik anderer Zentralnoten-
banken gleichfalls aufgenommen und in Verbindung mit anderen Maßnahmen bewirkt,
daß der Goldbestand der Reichsbank, trotz der steigenden Anforderungen von Handel
und Industrie nicht nur erhalten blieb, sondern auf die bisher nie gekannte Höhe von
weit über eine Milliarde anwachsen konnte. Deutschland war dadurch im Stande, 
während der Balkankrise, die in ihrer Wirkung kriegerischen Zuständen gleichkam, 
mit einem Diskontsatz von 6% auszukommen [14].


Die Hochkonjunktur des Jahres 1906 – 1907 hatte es mit sich gebracht, daß das
Wechselportefeuille der Reichsbank mit großen Summen sogenannter Prolongations-
wechsel gefüllt war, die sich nach Ansicht Havensteins für die Notendeckung nicht eig-
neten. Die schonende Art, wie Havenstein bei der Eliminierung dieser Wechsel vorging,
sichert ihm die Dankbarkeit weiter Kreise. So wie er einerseits fest entschlossen war,
diese dem langfristigen Kredit dienenden Wechsel von der Reichsbank fernzuhalten, so
zeigte er andererseits den legalen Kreditansprüchen des Warenhandels das größte
Entgegenkommen. Der Börse wollte er erst in zweiter Reihe die Mittel der Reichsbank
zur Verfügung stellen [15]. Deshalb erhöhte er den Lombardzinsfuß für kurzfristige
Darlehen auf Wertpapiere, eine Maßregel, die ihm in Börsenkreisen sehr übelgenom-
men wurde. Havenstein ließ sich davon nicht beirren, er hörte nicht auf, lange vor Be-
ginn der Balkanwirren öffentlich und privatim die Banken zur Eindämmung der Speku-
lationswut ihrer Kundschaft aufzufordern, und hat durch sein ständiges Verlangen 
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nach Krediteinschränkung der Börsenkundschaft bewirkt, daß die Börsenverluste
in Deutschland während des Balkankrieges nicht zu einer Katastrophe führten.
Den Grundsatz von der „Herrschaft der Reichsbank“ auf dem Geldmarkt hat er
praktisch vertreten und theoretisch durch seinen kenntnisreichen Adlatus, Herrn
von Lumm, in den bekannten Aufsätzen über die Diskontpolitik der Reichsbank
darlegen lassen [16]. Entgegen der Ansicht seines Vorgängers, daß die Reichs-
bank dem Kreditbegehr der Landwirte verschlossen bleiben müsse, waren
Havensteins Bemühungen ständig darauf gerichtet, auch der Landwirtschaft die
Mittel der Bank dienstbar zu machen [17]. Neben all den Maßnahmen, die der
„Kampf ums Gold“ schon in Friedenszeiten erfordert, war Havenstein vom ersten
Tag seiner Amtsführung an bemüht, die Stellung der Reichsbank im Fall eines
Krieges zu sichern, die finanzielle Kriegsbereitschaft vorzubereiten [18]. Dahin
gehören in erster Reihe seine Anstrengungen, der Reichsbanknote die Stellung
eines gesetzlichen Zahlungsmittels zu verschaffen. Er wußte mit Geschick die
Annahme des Gesetzes im Reichstag ohne Geräusch durchzusetzen [19]. Die
Gesetzentwürfe über die Ausgabe kleiner Noten und die Beschaffung eines 
größeren Kriegsgoldschatzes durch Vermehrung des Silberumlaufes sind uns
allen aus den letzten Wochen noch in frischer Erinnerung.


Havenstein ist ein konservativer preußischer Beamter im besten Sinne des


Wortes. Kein noch so großes finanzielles Anerbieten vermochte ihn in eine pri-


vate, noch so hoch dotierte Stellung zu locken. Mit ihm beginnt eine neue Zeit,


ein Wendepunkt in der Auffassung von den Aufgaben einer Zentralnotenbank


und ihrer Stellung in der Weltwirtschaft. Havenstein versteht diese seine Zeit und


ist ihren Aufgaben gewachsen. Die große Lebensenergie, die er bei seiner jüngst


überstandenen Krankheit gezeigt hat, läßt uns hoffen, daß er noch ungezählte


Jahre zum Segen unserer deutschen Volkswirtschaft sein schweres Amt ver-


walten wird [20].“


–


Bereits in den ersten beiden Sätzen [1–2] wird uns gezeigt, wie breiartig 


verschwommen und konfus damals (1912) alle zur Wahrungsfrage gehörigen


Begriffe noch waren. Von einer „gesunden Hochkonjunktur“ wird da harmlos


gesprochen. Heute weiß jeder Bauer, daß Hochkonjunktur nur ein anderes Wort


für Inflation ist, und daß eine Inflation auf Goldbasis (das war sie damals) genau


dieselben Wirkungen auslöst wie eine gleichstarke Papiergeldinflation. Vollbetrieb


der Wirtschaft, erhöhte Dividenden auf Kosten der mündelsicheren Papiere.


Diese Erkenntnis beherrscht z. B. die heutige amerikanische Währungspolitik so


stark, daß man dort bewußt auf den Zins eines Goldschatzes von Milliarden ver-


zichtet und diese Milliarden als überschüssig unter Verschluß hält. Man betreibt


dort „Aktive Währungspolitik“ (manipulated goldstandard), etwas grundsätzlich


Neues in der Währungspolitik. Man hätte dort die Mittel, um eine „gesunde


Hochkonjunktur“ zu betreiben, verzichtet aber lieber darauf. Freilich, leider, die


manipulierte Währung in Amerika ist noch nicht gesetzlich festgelegt. Niemand


weiß, wie in Zukunft der Dollar „manipuliert“ werden wird. Auch Schacht, der in


Amerika gewesen ist, scheint es 
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nicht zu wissen, denn sonst wäre es seine Pflicht gewesen, es uns zu sagen.


Vielleicht aber weiß er es und, weil er es weiß, hat er es für gut befunden, die


bisherige künstliche Kuppelung der Mark mit dem Dollar aufzuheben. So braucht


er etwaige amerikanische Experimente nicht mitzumachen. Diese Kuppelung ist


aber auch weiter nichts gewesen als eine Manipulierung der Goldwährung, die


im krassen Widerspruch steht mit der orthodoxen Theorie der Goldwährung, die


besagt, daß das Gold kraft seiner immanenten Eigenschaften, also ohne irgend


welches äußere Zutun, von selbst währt. Die Manipulierung geht heute noch voll-


kommen gesetzlos, ohne ein dem Publikum bekanntes Ziel, willkürlich vor sich,


doch bedeutet sie insofern einen Bruch mit der Vergangenheit und einen


Fortschritt, als sie die öffentliche Anerkennung in sich schließt, daß auch die


Goldwährung einer Tat, aktiver Währungspolitik, bedarf. Es fehlt nur das eine,


daß die Grundsätze, nach denen die Währung manipuliert werden soll, gesetz-


lich festgelegt werden.


Wie man bis dahin Währungspolitik betrieb, sagt uns Satz 3. Man arbeitete


nach dem Dritteldeckungsverfahren. So lange die Deckungsfrage keine Sorgen


bereitete, lebte die Reichsbank sorglos in den Tag hinein. Man diskontierte ohne


irgend welche Rücksicht auf die Preise. Die Reichsbank führte und führt auch


heute noch keinen Index der Warenpreise!! Auch das Stat. Jahrbuch hatte


damals dafür keinen Raum. Die Reichsbank freute sich über den steigenden


Gewinn, den die mit der Hochkonjunktur steigenden Zinssätze bei gleichzeitigem


flotten Absatz der Banknoten einbrachte. Die Dividende der Reichsbankaktien


interessierten die Direktoren mehr als die Entwicklung der Preise, für die sie


überhaupt kein Verständnis hatten. Da bei einer Hochkonjunktur, wo die


Zahlungseinstellungen sehr gering zu sein pflegen (während der Inflationszeit


gab es in Deutschland so gut wie überhaupt keine Zahlungseinstellungen), das


allgemeine Vertrauen in Vertrauensseligkeit sich auszuwachsen pflegt, so nahm


das Publikum der Bequemlichkeit wegen lieber die Banknoten als Goldmünzen in


Zahlung, und so wanderten aus dem Verkehr immer mehr Goldmünzen in die


Reichsbank. Und die Reichsbank benutzte diese Goldmünzen gern als Deckung
für weitere Notenausgabe. Je mehr Noten sie ausgab, desto mehr Nahrung gab


sie der Hochkonjunktur und je weiter sich diese entwickelte, desto mehr trieb die


Vertrauensseligkeit die Goldmünzen aus dem Verkehr zur Reichsbank, desto


mehr Grund glaubte die Reichsbank zu haben, die Notenausgabe zu verstärken.


Alle diese Zusammenhänge und die daraus sich ergebenden unheil-
schwangeren Folgen wurden der Reichsbank ausführlich im Jahre 1908 von
Ernst Frankfurth und mir in einer besonderen 
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Schrift (Aktive Währungspolitik) auseinandergesetzt. Es war aber auf der


Reichsbank kein Mensch, der etwas von diesen Zusammenhängen begriff. Und


auch als Koch abgesetzt wurde und Havenstein an seine Stelle trat, hat man


nicht gemerkt, daß ein anderer Wind sich auf der Reichsbank aufgemacht hätte.


Auch Havenstein hat (trotz oder wegen seiner „Theoretischen Vorbereitung“)


ohne irgend welche Rücksicht auf die Preise den Markt mit Noten versehen.


Auch ihm war die Deckung und der Diskont der einzig gültige Maßstab für die


Menge der auszugebenden Noten. Auch Havenstein hat kein Wort von der eben


zitierten Schrift kapiert. Als in der Inflationszeit die Deckung zum offenbaren


Schwindel wurde, hielt er, wahrscheinlich wohl als Letzter, noch immer daran


fest. Das geht auch aus der Inschrift hervor, die er für seine Noten redigierte:


„Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht und ohne Legitimation 100 Billionen
Mark d. R.“ (!!). Zu diesen Resultaten gelangt man nicht durch verlorene Kriege


und Reparationszahlungen. Zu ihnen wäre man auch zu jeder Zeit gelangt, wenn


man konsequent die Notenausgabe davon abhängig gemacht hätte, daß, wie


Rinkel fordert, die Notenausgabe nach dem „Bedarf“ an Zahlungsmitteln sich


richten soll, denn dieser Bedarf wächst in quadratischer Progression mit den
Mitteln, mit welchen man ihn zu befriedigen sucht. Mit mehr Geld kann der


Bedarf an Zahlungsmitteln ganz sicher nicht befriedigt werden. Denn parallel zu


solcher „Befriedigung“ steigt die Hochkonjunktur, wächst der Hunger der


Kaufleute nach mehr Geld, da sie entweder so schnell wie möglich sich ein-


decken oder mit möglichst großen Summen an den Konjunkturgewinnen sich


beteiligen wollen, wobei die Erhöhung des Diskonts solchem „Bedarf“ keine 


wirksame Hemmung schaffen kann. (In der „gesundesten“ Periode der letzten


Hochkonjunktur wurden bis zu 100% täglich als Diskont bezahlt, mit Vergnügen


bezahlt.) Wer den mit einer „gesunden Hochkonjunktur“ begründeten Bedarf an


Zahlungsmitteln zu befriedigen sucht, kommt, wie die Erfahrung zeigt und wie es


nach obigen Darlegungen nicht anders sein kann, dahin, daß er 1 Billion Mark,


oder 15 000 Eisenbahnladungen in 100-Mark-Banknoten braucht, um ein ein-


ziges Brot zu bezahlen. Das alles war bereits lange vor dem Kriege in der


erwähnten Schrift dargelegt, und von alle dem begriff der „theoretisch für sein


Amt so gut vorbereitete“ neue Reichsbankpräsident kein Sterbenswörtchen.


[7 – 8] Als die „gesunde Hochkonjunktur“ [Satz 1], die, weil sie in Deutschland


stärker betrieben worden war als im Ausland, als in Frankreich z. B., zu einer


passiven Zahlungsbilanz führte, suchte Koch, sie zu bekämpfen. Nach Ansicht


Rinkels allerdings zu spät. Er hätte nach Rinkels Logik der „gesunden 
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Hochkonjunktur nicht das Rückgrat brechen dürfen“. Eine „gesunde Hoch-


konjunktur“ kann aber nur so lange „gesund“ bleiben, als ihr die nötige Nahrung


in Gestalt einer stetig wachsenden Notenausgabe nicht entzogen wird. Denn


Hochkonjunktur ist eine Bewegung, kein Zustand. Freilich, wer nach diesem


Rezept verfährt, der wird bald mit der Natur der Goldwährung in Konflikt geraten.


Und das wollte Rinkel doch gewiß auch nicht. Er wollte Eierkuchen, ohne Eier


dazu zu zerbrechen. Er wollte mit einem Worte Unsinn. Wer die Hochkonjunktur


zu einem Dauerzustand gestalten will, kommt unfehlbar dahin, daß ein Brot 


wieder 15 000 Eisenbahnladungen in 100-Mark-Noten kostet. Wer diese


Entwicklung stört, der „bricht der gesunden Hochkonjunktur das Rückgrat“. 


Was wollte also Rinkel? Was sollte Koch tun?


[9] Wer hat Koch gestürzt und Havenstein an seine Stelle gesetzt? Rinkel sagt,


es sei nicht der Finanzmmister, der diese wichtige Wahl getroffen habe. Wer


wählt dann überhaupt die für die Finanzkreise wichtigen Staatsmänner? Rinkel
sagt, daß Havenstein theoretisch gut vorbereitet gewesen sei. Niemand aber im
deutschen Reich hat Havenstein (und jetzt auch Schacht) von dieser Seite ken-
nen gelernt. Havenstein wie auch Schacht haben niemals sich zur Theorie des


Geldes mit einem Wörtchen geäußert; weder vor noch nach ihrer Ernennung.


Woher weiß also Rinkel, daß sich Havenstein auch in theoretischer Beziehung


für sein Amt vorbereitet hatte? Es wäre doch so natürlich gewesen, daß man als


Präsidenten der Reichsbank einen Mann aus dem Reichsbankpersonal, aus dem


Direktorium gewählt hätte. Nach dem Alter oder nach dem Alphabet, wie man


das in der Schweiz mit dem Bundespräsidenten tut. Wer sich im Direktorium der


Reichsbank bewährt, muß doch auch gewiß theoretisch für ein solches Amt 


vorgebildet sein. Warum trat das Direktorium nicht in corpore zurück, als zum


Präsidenten der Reichsbank ein Außenseiter gesucht wurde, und man so doch


dem Direktorium zu verstehen gab, daß sie alle für dieses Amt nicht zuverlässig


genug seien. Vielleicht wäre doch der eine oder der andere zuverlässiger gewe-


sen als Havenstein, der zwar nicht mit der Kasse durchbrannte, aber viel schlim-


meres getan hat. Als man dem Reichsbankdirektorium den Außenseiter als


Präsidenten aufnötigte, da hat man das Ehrgefühl der Reichsbankdirektoren 


zerstört, und so kam es wohl, daß sich keiner aus diesem Kreis mehr für das,


was geschah, verantwortlich fühlte und keiner zurücktrat, als Havenstein anfing,


die Reichsbanknoten zu fälschen. Sie fühlten sich und handelten wie Subaltern-


beamten mit Kadavergehorsam, die alles tun, was der Chef von ihnen verlangt.


Sie unterstützten mit ihrer Unterschrift die Inflation, virtuell das größte


Verbrechen aller Zeiten. Gehörte nun die Inflation, zu 
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der sich Havenstein hergab, auch zur theoretischen Ausbildung Havensteins?


Banknoten kann man nicht mit Gold sichern. Die Inflation hat gezeigt, wie


unzuverlässig solche Deckungssicherung ist. Banknoten verlangen etwas 


besseres als Gold zu ihrer Deckung. Das Blut des Präsidenten und das Rückgrat


des Direktoriums. Wenn Havenstein mit den Worten Luthers die Notenpresse


verteidigt hätte: „Hier stehe ich, ich kann nicht anders ...“, nur über meine Leiche


bekommt ihr Zugang zur Notenpresse, dann wäre dem deutschen Volke die


Inflation erspart geblieben. Dann würde das Volk heute sagen: wozu Goldan-


leihen in Amerika, um die Noten zu decken? Schafft das Gold wieder heraus aus


der Reichsbank und schickt es zurück, woher es kam. Wir haben einen viel 


besseren Schatz. Legt an die Stelle des Goldschatzes den Leichnam Haven-
steins. Er wird, ein zweiter Cid, die Banknoten vor den Inflationisten schützen.


[10] Zu diesem Satz könnte man lachen, wenn man an den schließlichen Erfolg


zurückdenkt. Havenstein, der solchermaßen gut vorbereitet, Theorie und Praxis


verbindend, das Schiff der Reichsbank mit fester Hand in den sicheren Hafen


bringt“.


[11 – 14] Wir erfahren hier, daß Havenstein wenige Monate nach seinem


Amtsantritt schon von seiner „Theorie“ im Stich gelassen und am Ende seines


Lateins angelangt war. 100 und mehr Sachverständige (von denen nachher in


der Inflationszeit kein einziger öffentlich seinen Sachverstand zu beweisen 


suchte) mußten in kontradiktatorischem Verfahren Havenstein mit gutem Rat 


beistehen. Warum wandte er sich in dieser eminent öffentlichen und politischen


Angelegenheit nicht einfach an den Reichstag? Wozu beruft und bezahlt man


denn die Reichstagsabgeordneten, wenn diese nicht im Stande sind, in der 


wichtigsten aller öffentlichen Angelegenheiten, in der Währungsfrage, die Reichs-


bank zu betreuen? Die Reichsbankpolitik muß doch irgendwie unter Kontrolle


des Reichstags stehen. Solche Kontrolle aber setzt den Sachverstand voraus,


den Havenstein bei den 100 Mann der Enquete, wie es scheint, umsonst gesucht


hat. Die Bankenquete sollte ihm sagen, wie man das Gleichgewicht zwischen


Geldbedarf und Geldumlauf herstellen kann? Wenn er umgekehrt gefragt hätte,


wie man solches Gleichgewicht stören kann, dann hätte ihm vielleicht der eine


oder der andere das unter vier Augen gesagt, um ihn dann zu fragen, ob er sich


nicht mit seiner Allmacht an solchen Störungen beteiligen wolle, denn solche


Störungen brächten doch, wie Morgan das der Welt gezeigt hat, ungeheuer viel


ein. An der Herstellung des von Havenstein gesuchten Gleichgewichts hatte 


keiner der berufenen „Sachverständigen“ ein persönliches, berufliches Interesse.


War Havenstein wirklich so naiv, daß er glaubte, von den Finanz- und Bör-


Börsenleuten
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senleuten erfahren zu können, wie man wirksam die von ihnen selbst für die


Differenzen ausgelegten Netze zerstören kann?


Als Dr. Engert in München den Staatsanwalt aufsuchte, um für Dr. Christen,
der an fürchterlichen, neuralgischen Schmerzen litt, Haftentlassung zu erbitten,


antwortete ihm dieser Staatsknecht: Ich bin gedeckt. Alles übrige war diesem


Menschenfreund gleichgültig. Und so wird es auch mit Havenstein gewesen sein.


Er suchte in der Bankenquete Deckung gegen die Wirkungen seiner Pfusche-


reien, um dadurch dem Schicksal Kochs zu entgehen. Seht, wollte er sagen 


können, ich habe 100 Sachverständige befragt und keiner hat mir sagen können,


wie man das Gleichgewicht zwischen Nachfrage und Angebot von Banknoten


herstellen und erhalten kann. Wenn auch der Häftling vor Schmerzen mit dem


Kopf gegen die Gefängnismauern rennt, wenn das ganze Volk durch die sich


wiederholenden Krisen zur Verzweiflung gebracht wird, was kümmert es diese


Staatsbeamten. Sie sind ja gedeckt!


[15 – 20] Die alte Waschfrau las bekümmert in der Zeitung die Meldung, daß


ein neuer Kriegsausbruch auf dem Balkan zu erwarten sei. Seien Sie nur sorg-


los, sagte ihr Frau Rothschild, mein Sohn erlaubt diesen Krieg noch nicht. An


diese Anekdote erinnert der Satz 15 aus Rinkels Artikel. Laßt Havenstein so viel


warnen, wie er will, so lange mein Sohn es nicht erlaubt, wird Havenstein nicht


den Mut haben, die Konsequenzen seiner eigenen Warnungen zu ziehen und die


Notenpresse zu stoppen. Erst wenn mein Sohn es befiehlt, dann wird Havenstein


handeln, eher nicht. Unsere Frage, die wir unbeantwortet ließen: wer denn


eigentlich die Reichsbankpräsidenten ein- und absetzt, die müssen wir hier


beantworten. Dieselben Leute, mit denen Havenstein als Präsident der


Seehandlung Bekanntschaft gemacht hatte [10], dieselben Leute, an die sich die


Finanzminister zu wenden pflegen, jedesmal wenn ihre Mißwirtschaft sie zu


Anleihen zwingt, die sind es, die als Bedingung der Anleihe die Berücksichtigung


ihrer Wünsche stellen in Bezug auf die Besetzung des Beichsbankpräsidiums.


Und sie sorgen dann dafür, daß auf diesen Posten ein Mann gestellt wird, der


nicht weiß, wie man das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage von


Geld herstellen kann, und sich dazu ausgerechnet bei den Bankiers Rat holen


muß und eine Enquete von über 100 Mann aus den Kreisen der Leute beruft, 


die wie Rinkel darüber in Verzweiflung geraten, wenn einmal der Beichsbank-


präsident der „gesunden Hochkonjunktur das Rückgrat bricht“, und solchen Mann


(Koch) dann gleich absetzen.


Noch vieles wäre zu Rinkels Ausführungen zu sagen, doch fehlt hier der Baum


dazu. Nur auf die Sätze 4, 5 und 6 möchte ich zum Schluß noch die besondere


Aufmerksamkeit lenken. Die 
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Bände, die über diese wenigen Sätze zu schreiben wären, mag sich jeder selber


schreiben. Wir sehen hier, wie der Reichsbankpräsident, der bis dahin seine


Aufgabe darin erblickte, wie Alberich den Goldschatz zu hüten, mit einem Male


sich politische Machtbefugnisse anmaßt. Die von der Bank von Frankreich ange-


botene Hilfe, die im Grunde nichts anderes war, als was Deutschland jetzt


Frankreich zur Stabilisierung der Währung anbietet – eine Aktion, die den Anstoß


zu weiteren Annäherungsaktionen gegeben hat, die lehnt der Reichsbank-


präsident Koch aus politischen Gründen ab. Vermittler dieser französischen


Friedensaktion war Albert von Oppenheim, ein Freund Clemenceaus, des Tigers.


Hatte der Tiger vielleicht den Wunsch, durch solche Hilfsaktion Deutschland zu


schaden? Clemenceau war in internationalen Fragen ein Friedensfreund. Seine


Kampflust richtete sich auf die inneren Zustände Frankreichs. Sein Werk „La


Mêlé sociale“ strotzt von gesunden Ansichten. Wer sich darüber klar ist, daß der


Weg zum Weltfrieden über den sozialen Frieden führt, der wird in Clemenceau


einen tiefschürfenden Pazifisten erkennen. Kochs Nachfolger aber, statt


Clemenceaus Friedenspfeife aufzuheben, wußte nichts besseres zu tun, als die


finanzielle Kriegs-Bereitschaft vorzubereiten [18]. Wie ihm diese Aufgabe dann


gelungen ist, das wissen wir.


Die Naivität Havensteins, die in seinen finanziellen Kriegsvorbereitungen zu-


tage tritt, die war es wohl gewesen, die ihn den Börsenleuten als den geeigneten


Mann erscheinen ließen, und seine Wahl als Reichsbankpräsidenten gesichert


hatten. Nun erging es den Börsenleuten mit Havenstein, wie es dem Zauber-


lehrling erging. Börsenleute und Bankiers, namentlich die führenden unter ihnen,


die ihre Interessen in der ganzen Welt eingewurzelt haben, können ihre


Interessen nicht anders als durch den Frieden fördern (mit Ausnahme der 


wenigen, die in dem einen oder dem anderen Papier à la baisse spekuliert


haben). Im Interesse ihrer Börsengeschäfte, die auf die Erzeugung von


Differenzen gerichtet sind, spielen sie wohl mit Kriegsgerüchten, die aber dann


notwendigerweise wieder von Friedensgerüchten abgelöst werden müssen, wenn


das Geschäft gelingen soll. Vom Kriegsausbruch selbst können alle nur unmittel-


baren Schaden erwarten, dieweil es sich dann um eine allgemeine Baisse ohne


nachfolgende Hausse handelt, also um eine völlig abgeschmackte Sache. So


mögen sie wohl heimlich über Havensteins finanzielle Kriegsvorbereitungen


gelacht haben. Sie waren wohl alle der Meinung, daß in Deutschland wie im


Ausland niemand so dumm sein könnte, ernsthaft den Krieg zu wollen. Sonst


hätten sie Havenstein wegen seiner finanziellen Kriegsrüstung ebenso glatt


abgesetzt, wie sie Koch wegen seiner Behandlung des Oppen-


Oppenheimer
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heimerschen Angebots behandelten. Sie hatten sich verrechnet: sie, die über


Krieg und Frieden zu entscheiden hatten, waren wirklich so dumm.


Schildbürgerstreiche


„In der gestrigen Berliner Stadtverordneten-Versammlung wurde ein deutsch-


nationaler Antrag einstimmig angenommen, der dahingeht, den Magistrat zu


ersuchen, eine Anleihe von 150 Millionen Mark aufzunehmen und damit 13 000


Wohnungen herzustellen, sowie andere Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen.“


(„Berliner Morgenpost“)


Ich las meinem Freunde diese Zeitungs-Notiz vor. Ach, hätte ich das nicht


getan. Monatelang hatte ich ihn bearbeitet und endlich hatte ich ihn so weit, daß


er sich bereit erklärte, nur die zum Bau einer Fabrik elektrotechnischer Sachen


nötigen 300 000 Mark anzuvertrauen. Ich hatte gute Aufträge für Madagaskar


und Spitzbergen und hätte etwa 60 Facharbeiter beschäftigen können. Die Zahl


der Arbeitslosen hätte unmittelbar um 60, mittelbar um das Mehrfache abgenom-


men. Jetzt wird nichts daraus, denn mein treuer Freund zog sein Angebot end-


gültig zurück und sagte, er wolle sein Geld doch lieber dem wohltätigen Zweck


der Berliner Stadtanleihe „opfern“, wo ihm sicherlich 8% und mehr vielleicht


geboten werden werden. Barmherzig sein und sich zugleich ergötzen, daß sei


sein Ideal.


Wie mir, so wird es jetzt wahrscheinlich noch manchem anderen Berliner


Unternehmer ergehen, dem die Stadtanleihe die Mittel für den Betrieb seiner


Geschäfte rauben wird. Entweder sind die 150 Millionen für die städtische


Anleihe verfügbar bei den Berliner Kapitalisten oder sie sind nicht verfügbar. Im


letzteren Fall ist der Antrag sinnlos, denn die Stadt wird die Anleihe dann nicht


unterbringen können. Im anderen Fall aber entzieht die Anleihe all den


Geschäften die Mittel, die die Kapitalisten sonst mit den 150 Millionen finanziert


hätten. Zusätzliche Arbeitsgelegenheit wird mit der Anleihe nicht geschaffen,


dagegen aber wird für 150 Millionen Mark den Berliner Arbeitern Berufsarbeit, in


der der Mensch doch immer am leistungsfähigsten ist und die ihm darum den


höchst erreichbaren Lohn sichert, genommen und durch harte, schlecht bezahlte


Notstandsarbeit ersetzt. Meine Leute z. B. hätte ich nicht unter einem


Stundenlohn von 1,50 Mark anwerben können. Für die harte, ungewohnte Arbeit,


die ihnen nunmehr die Stadt bieten wird, erhalten sie vielleicht nicht einmal die


Hälfte. Dabei werden sie einen langen Weg zur Arbeitsstätte zurücklegen 


müssen, werden ihre Kleider ruinieren und bei der groben Arbeit die für die


Mechanik so nötige Feinfühligkeit in den Fingerspitzen verlieren, was ihnen die


Rückkehr zu ihrem Beruf erschweren dürfte. Nebenher drückt sie das Gefühl,


daß sie als Notstandsarbeiter den Bonzen der Stadt eigentlich noch dank-
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bar sein müssen, ein Gefühl, das noch besonders darum drückt, weil der Antrag


für diese Pfuscherei von den Deutschnationalen, den politischen Feinden des


Proletariats, ausgeht.


Des Weiteren ist zu bedenken, daß die Wohnungen, die jetzt mit dem Geld


gebaut werden sollen, zwar für die damit beglückten und bevorzugten Obdach-


losen sehr angenehm sein werden (Frage: Zu welcher Partei muß man sich


schlagen, um als Mieter der städtischen Wohnungen bevorzugt zu werden?), daß


aber auf der anderen Seite die Berliner Industrie für 150 Millionen Mark weniger


Ausfuhrgut und Devisen für die Beschaffung der Lebensmittel aufbringen wird.


Man kann mit demselben Kapital nicht gleichzeitig Hauser und Pianos bauen. Es


werden also für 150 Millionen neue Wohnungen von 13 000 Familien bezogen


werden, dafür werden einer Million Familien für 150 Millionen Lebensmittel 


fehlen.


Diese Zahlen stimmen nicht genau. Denn es muß hier berücksichtigt werden,


daß wenn die 150 Millionen der Privatindustrie überlassen werden, diese ein


ganz anderes Produkt ergeben, als wenn sie Bonzen, Beamten und Spitzbuben


überlassen werden, die kein anderes Interesse an der Sache haben können, als


ihre Pflicht zu tun und sich bestechen zu lassen. Überall, in allen Ländern der


Welt, unter dem monarchistischen System und unter der Republik, bei Auto-


kraten wie bei Kleptokraten, hat man die Erfahrung immer wieder machen 


müssen, daß Staatsbetrieb und Spitzbüberei identische Begriffe sind. Fatta la


legge, fatto l’imbroglio. Der Kaufmann stiehlt nie. Das, was er in seinen Händen


hat, ist sein persönliches Eigentum. Er macht damit, was er will. Wer mit dem


Kaufmann verhandelt, kann die Bedingungen annehmen, oder sie ablehnen. Die


Bestechung ist hier sinnlos. Der Beamte dagegen hat fremdes Gut in Händen.


Ihm ist alles gleichgültig. Der Privatmann, der mit Beamten zu tun hat, muß


deren Interesse an der Sache durch Bestechung wecken. Dann gehts. Wie viel


diese Bestechungen ausmachen, sieht man nachher an der Zahl und Qualität


der erbauten Häuser. Daneben muß dann noch in Rechnung gezogen werden,


daß der Beamte bei der Arbeit niemals das leistet, was er als Privatmann im


eigenen, unmittelbaren Interesse leisten würde.


Die Stadt wie auch der Staat können, das haben wir gezeigt, nur dadurch


Arbeitslose beschäftigen, daß sie in erweitertem Umfang anderen, besseren, 


einträglicheren Industrien die Betriebsmittel nehmen, daß sie hochwertige


Berufs-arbeiten lahmlegen und den so geschaffenen Notstand durch rohe, 


barbarische Notstandsarbeiten bekämpfen. Sie können ganz gewiß mit ihren


Pfuschereien das Übel nur vermehren.


Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Rahmen des eigenen Volkes ist aus-


schließlich Sache der Reichsbank. Versteht es die Reichsbank, den Index zu 


stabilisieren, dann ist alles getan, was überhaupt vom Staat gegen die Arbeits-
losigkeit getan werden kann. Ist der Index stabil, und bleibt die Arbeitslosigkeit


dennoch bestehen, so muß die Ursache ent-
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weder darin liegen, daß in den mit der deutschen Wirtschaft verbundenen


Ländern die Wirtschaft gestört wurde (in der Regel durch Währungspfusche-


reien), oder daß die deutschen Lohntarife die Rentabilitätsgrenze des Kapitals


oder die deutsche Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt nicht genügend


respektieren. Im Falle 1 müssen neue Märkte aufgesucht werden, was oft eine


Umstellung der Industrie erfordert. In den beiden anderen Fällen bleibt nichts


anderes im Rahmen des Kapitalismus zu tun übrig, als die Voraussetzungen der


kapitalistischen Produktion zu erfüllen, d. h., es müssen auf Kosten der Arbeiter
die Lohntarife so weit rückwärts revidiert werden, daß die Rentabilität des
Kapitals gesichert und die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie auf dem
Weltmarkt wieder hergestellt ist. Alles andere, was man sonst im Interesse der


Arbeitslosen tut, die 150-Millionen-Anleihe, die Herabsetzung der Arbeitszeit, die


Kurzarbeit, die Notstandsarbeiten, alles, alles tritt in den circulus vitiosus, d. h.,


es mehrt das Übel. Ohne die staatlichen und städtischen Pfuschereien wäre die


Arbeitslosigkeit geringer, und Staat wie Stadt wären nicht mit Schulden beladen,


die dann auch wieder durch die Verzinsung die toten Lasten der deutschen


Industrie mehren und zum Schaden der Arbeiter die Konkurrenzfähigkeit der


deutschen Industrie auf dem Weltmarkt herabsetzen.


Ein Einwand, der gegen meine Darstellung erhoben werden könnte, mag hier


noch kurz widerlegt werden. Man könnte sagen, daß die Kapitalisten das für die


Anleihe nötige Geld zwar verfügbar haben, daß sie aber aus irgend einem Grund


zaudern, es in der Industrie anzulegen. Unsicherheit, Zweifel an der Beständig-


keit der Währung, unklare Konjunktur, zu geringe Verzinsungsaussichten usw. –


Durch die Anleihe soll sofort das geschehen, was sonst nur zaudernd, mit den


daraus sich für die Wirtschaft ergebenden Folgen geschehen würde. Die Anleihe


schaffe so eine Art Kurzschluß im Kreislauf des Geldes, auf alle Fälle beschleu-


nige sie den Umlauf des Geldes.


Ich frage nun hier: Was sagt Schacht zu solchem Einwand? Hat er nichts


dagegen einzuwenden, daß die Stadt Berlin (und andere Städte) ihm ins


Handwerk pfuschen und dem von Schacht verwalteten Geld eine neue, größere


Umlaufsgeschwindigkeit geben, die doch nicht ohne Einfluß auf die Währung


bleiben kann? Kein einigermaßen normaler Mensch verkennt heute noch die


Tatsache, daß die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes für den Index und für die


Valuta von gleicher Bedeutung ist wie die Menge des ausgegebenen Geldes,


und daß, wenn alle anderen Umstände unverändert geblieben sind, die durch die


Stadtanleihe beschleunigte Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes die Reichsbank


zwingen würde, einen der Stadtanleihe entsprechenden Betrag an barem Geld


dem Berliner Verkehr zu entziehen und zu verbrennen. Die Reichsbank kann


heute 2 – 3 Milliarden an Banknoten im Umlauf erhalten, weil das Geld mit einer


gewissen Schwerfälligkeit umläuft. Je schwer-
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fälliger der Geldumlauf, umso größer muß die Geldmenge bemessen werden.


Und umgekehrt natürlich. Wo bleibt aber dann der Gewinn für die Berliner


Arbeitslosen, wenn die Hilfe für die Arbeitslosen sich in einen von der Reich-


bankpolitik ausgehenden Druck auf sämtliche Berliner Gewerbe auswirken


muß?!?!


„Einstimmig“ wurde der deutsch-nationale Antrag angenommen, d. h., kein 


einziger von den Abgeordneten hat sich von sachlichen Momenten bestimmen


lassen. Alle hatten nur den einen Wunsch: bei den Parteigenossen, bei den


Wählern, bei den Massen, die für volkswirtschaftliche Zusammenhänge kein


Verständnis haben und niemals haben werden, den Eindruck zu erwecken, daß


sie rücksichtslos alles tun, was im Interesse der Arbeitslosen überhaupt getan


werden kann, um so ihre Wiederwahl zu sichern.


Was zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Rahmen der kapitalistischen


Ordnung getan werden kann, ist in diesen Blättern schon oft gesagt worden.


1. Stabilisierung der Währung durch Schaffung eines Reichswährungsamtes


und Einstellung der gesamten Währungspolitik ausschließlich auf die Stabilisie-


rung des Indexes (Indexwährung). Denn von den Schwankungen dieses Indexes


allein kommen die Störungen im Handel.


2. Berufung einer internationalen Währungskonferenz, auf der versucht werden


soll, diese hier für Deutschland empfohlene Währungspolitik zu allgemeiner,


internationaler Anerkennung zu bringen, was dann automatisch eine allgemeine


Stabilisierung der Wechselkurse nach sich ziehen würde.


3. Zur schnellen und wirksameren Erreichung dieses Zieles: Einführung einer


internationalen, nur dynamisch fundierten Note, die in einer beschränkten Menge


(etwa 20% des nationalen Geldumlaufes) den Staaten von einer Zentralstelle aus


kostenlos geliefert wird und die den heutigen goldenen Arbitrageautomat mit vie-


len Vorteilen ersetzen soll (Ivanote, Internationale Valuta Assoziation).


4. Allgemeiner Übergang zum Freihandel, wobei kein Staat zu erwarten


braucht, daß die anderen ihm hier vorangehen. Verneinung, durch Völker-


bundesbeschluß, des heutigen allgemeinen Souveränitätsrechtes auf Errichtung


von Zollgrenzen. Also allgemeine, gegenseitige Beschränkung des Souveräni-


tätsrechtes der Völker in handelspolitischen Fragen, zu Gunsten des Welt-


handels, erste und wichtigste Voraussetzung für Abrüstung und Weltfrieden.


Wird mit diesen hier skizzierten Mitteln dem nationalen wie internationalen


Handel eine solide Grundlage gegeben, werden gleichzeitig die Trust- und


Syndikats-Plage, die gewerkschaftliche Lohnpolitik, so wie überhaupt alle künst-


lichen Eingriffe in die freie Preisbildung der öffentlichen Meinung als Verbrechen,
als Raubversuch denunziert und mit allen Mitteln bekämpft, dann kann es gar


nicht fehlen, daß in kurzer Zeit der Austausch der Produkte innerhalb der vollen,


schranken-    schrankenlos
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losen Produktionsfähigkeit reibungslos vor sich gehen wird, daß also die


Arbeitslosigkeit verschwindet, verschwinden muß. Für immer? Nein, nicht für


immer, aber doch für so lange, als der Zinsfuß über der Rentabilitätsgrenze
steht. Und das kann noch ein Weilchen dauern. Schwierigkeiten werden sich erst


dann wieder bemerkbar machen, wenn der zur Welterscheinung gewordene


Vollbetrieb der Wirtschaft anfangen wird, auf den Zinsfuß zu drücken, wenn die


durch die gewaltige Produktivkraft der Technik geförderte Kapitalbildung ver-


sucht, die Rentabilitätsgrenze des Geldkapitals zu durchstoßen. Aber auch für


diesen Fall sind wir vorbereitet. Die Leser dieser Zeitschrift wissen, was dann 


zu tun sein wird.


Das alles aber erfordert Zeit zu seiner organischen Entwicklung. Was aber


macht der Arbeitslose in der Zwischenzeit? Soll er vor den Schaufenstern der


Lebensmittelgeschäfte verhungert zusammenbrechen? Ein ehrlicher Mensch 


verhungert nicht, so lange er noch etwas Genießbares in Reichweite sieht. Er


zertrümmert das Schaufenster und ißt. Dann muß die Stadt für den Schaden 


aufkommen. Den Arbeitslosen muß also geholfen werden. Woher aber das Geld


dazu nehmen? Wir sahen, daß die Geldbeschaffung auf dem Anleiheweg das


Übel nur mehren kann, weil solches Geld so wie so schon der Produktion zur


Verfügung gestellt werden würde. Wie wäre es nun, wenn das Geld für die


Arbeitslosen und Notstandsarbeiten auf dem Wege einer Steuer auf das arbeits-


lose Einkommen aufgebracht würde? Solches Geld dient zum größten Teil den


Kapitalisten zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes. Besteuert man solches


arbeitsloses Einkommen (nicht zu verwechseln mit dem Einkommen der


Arbeitslosen) für die Dauer des jetzigen Notstandes, um mit dem Ertrag dieser


Steuer die Notstandsarbeiten zu finanzieren, dann zeigt sich folgendes: Der


Rentner schränkt seine Ausgaben für persönliche Zwecke ein. An die Stelle die-


ses Nachfrageausfalles treten die Ausgaben der mit dem Ertrag der Steuer ent-


lohnten bisher Arbeitslosen. Das Geld, das die Arbeitslosen an Unterstützung


bezogen, bleibt in den Taschen der Steuerzahler, die ihre Ausgaben für persön-


liche Zwecke entsprechend mehren. Diese drei Posten gleichen sich somit aus.


Allerdings erfordert solche Entwicklung eine gewisse Umstellung in der


Produktion, insofern als die Rentner andere Waren verbrauchen als die Arbeiter.


Sieht man davon ab, so bleibt zunächst auf dem Arbeitsmarkt alles unverändert.


In den Industrien, die für die Rentner arbeiteten, ist eine verstärkte Arbeitslosig-


keit eingetreten. Um denselben Betrag hat die Arbeitslosigkeit in den anderen


Industrien abgenommen. Dennoch hat sich die Wirtschaftslage geändert. Es ist


ein Mehr an Produkten vorhanden, das Produkt der zur Arbeit herangezogenen


Arbeitslosen, und dieses Produkt steht, da die Arbeiter mit dem Ertrag der Steuer


entlohnt werden, zur Verfügung für die Finanzierung neuer Unternehmungen. So


daß, so lange die gedachte Steuer erhoben wird, die Zahl der Unternehmungen,


die mit Steuergeld finanziert werden können, ständig zunehmen muß. Es geht


dann 
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hier zu, wie mit dem Geld der Hauszinssteuer, das mit dem Ertrag der damit


finanzierten Bauten auch ständig aus sich selbst heraus wächst. Würde man mit


der Hauszinssteuer fortfahren und dazu, wie ich das bereits 1920 vorschlug, den


ganzen Betrag der Hauszinssteuer für Bauzwecke verwenden, dann würde nicht


nur damit die Arbeitslosigkeit bekämpft werden, sondern es wurde auch bald die


Wohnungsnot in eine Wohnungsschwelgerei umkippen. Genau dasselbe würde


mit der allgemeinen Kapitalertragsteuer eintreten, von der hier die Rede ist.


Freilich, freilich, wenn wir die Rentner mit solchen Steuern bedrohen, jetzt


noch, acht Jahre nach Kriegsschluß, dann geht die Kapitalflucht weiter, die das


deutsche Reich aushöhlt und von Grund aus zerstören muß, sofern nicht das


geschieht, was bereits im Programm der Räteregierung in München vorgesehen


war: eine einmalige Sachwertsteuer, die hoch genug bemessen ist, um alle


Kriegslasten mit Einschluß der Reparationen für immer von den Staatskassen


abzuwälzen. Wie ungeheuer groß ist der Schaden, den die deutsche Wirtschaft


dadurch erlitten hat, daß das Parlament zu feige ist, dem Wählerpöbel eine sol-


che Sachwertsteuer zuzumuten, und man nun versuchen will, hintenherum die


Schwierigkeiten zu bemeistern. Die Kapitalflucht, die Inflation, der blödsinnige


Ruhrkampf (der allein zehn Milliarden Goldmark gekostet hat), das Dawesab-


kommen, das uns die Reichsbank und die Reichsbahn geraubt hat, der neu


erwachte Zollschwindel, die im Ausland, namentlich in England, gegen die


Dumpingpreise (Produkte der deutschen Inflation) erhobenen Zölle, und jetzt die


ungeheure Arbeitslosigkeit, die auch wieder mit verkehrten Mitteln bekämpft wird


... alles, alles hätte vermieden werden können, wenn man der Fahne der


„Münchener Bolschewiks“ gefolgt wäre.


A. Rüstow, Schutzzoll oder Freihandel.


Frankfurter Sozietäts-Druckerei, G.m.b.H, Frankfurt am Main.


In Frage- und Antwortform wird das Für und Wider der verschiedenen Arten


von Schutzzöllen übersichtlich und in wirklich volkstümlicher Weise dargestellt.


Im Kampfe gegen Zollwucher und schutzzöllnerische Volksverdummung ein 


recht brauchbares Schriftchen, zumal der Verfasser zugunsten der Allgemein-


verständlichkeit auf sogenannte Wissenschaftlichkeit und rein theoretische


Ausführungen ganz verzichtet.


S.


145







Wie man die Kreditnot bekämpfen soll!


Warum ausgerechnet die Besitzer der Sachgüter, die Gutsbesitzer und die


Unternehmer des Kredites bedürfen, um ihre Betriebe aufrecht zu erhalten,


bedarf gewiß einer Erklärung, die nicht mit der Natur des Besitzes selbst gege-


ben werden kann. Denn hier im Handel, in der Landwirtschaft, in den Fabriken


wird doch gerade Zins und Rente erhoben und in Gestalt von Dividenden und


Pachtgeldern verteilt. Bei den Besitzern dieser Sachgüter muß sich also aller


Regel nach Geld für Kreditzwecke sammeln. Daß nun umgekehrt das Geld der


kleinen Leute, des Proletariats, die Sparkasse, den Sachwertbesitzern zu Hilfe


eilen soll, das kapiert so schnell keiner, namentlich heute nicht, wo die Schulden


der Sachwertbesitzer durch den Papiergeldschwindel vollkommen getilgt worden


sind.


Die Kreditnot bedarf somit einer anderen Erklärung, und diese liefert uns die,


übrigens sehr berechtigte, Furcht der Sachwertbesitzer, daß es doch noch zu der


Vermögensabgabe wird kommen, von der zu Beginn des republikanischen


Regiments viel gesprochen wurde in den Kreisen der wenigen, die etwas von


Volkswirtschaft und Finanzen verstanden. Die Sachwertbesitzer sind inzwischen


klug genug geworden, um zu erkennen, daß der Versuch, die Kriegslasten auf


das Proletariat abzuwälzen, am Charakter des Arbeitslohnes als internationale


Größe scheitern muß. Auf die Dauer würden die Industrie und die Landwirtschaft


die besten Kräfte durch Auswanderung verlieren. Das, was der Krieg an


Tüchtigkeit verschonte, wirft sonst eine verkehrte Steuerpolitik über die Grenze.


Wenn heute die Techniker, Chemiker, Gärtner, Kaufleute nicht in hellen Scharen


unter Mitnahme ihrer Fachkenntnisse das Land der Sparkassenplünderung und


Fürstenabfindung, der Wucherzölle und der bureaukratischen Eingriffe verlassen,


so liegt das nur an den Einwanderungshemmnissen der Amerikaner. Sobald


diese fallen, gibt es auch kein Halten mehr, es sei denn, daß man die Löhne und


Gehälter um den Betrag aller direkten und indirekten Steuern, zuzüglich der


Kosten des Abwälzungsprozesses, erhöht, so daß die auf die Arbeiter abge-


wälzten Kriegslasten zu guter Letzt doch noch auf dem Wege von neuen


Lohnforderungen, die diesmal nicht auf die Verkaufspreise übertragen werden


können, in der Grundrente, im Hauszins und in den Dividenden ihre letzte


Ruhestätte suchen und finden.


Alle diese Zusammenhänge werden so nach und nach den Sachwertbesitzern


klar. Daneben macht sie der für die Reparationen aufzubauende Steuerapparat


stutzig. Sie sagen sich, daß so hohe Beträge (jährlich 3 – 4000 Millionen Mark


allein für den Zins der Reparationslasten) unmöglich durch Einkommensteuern


erhoben werden können, weil dann das Interesse an der Steuerhinterziehung zu 
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groß wird und die Steuerbeamten der Korruption ausgesetzt werden, wie das


überall noch gewesen ist, wo die Steuerpresse zu stark angezogen wurde.


Niemand sucht durch Arbeit sein Einkommen zu erhöhen, um größere Einkom-


mensteuern zahlen zu können. Die Reparationslasten, wenn sie als laufende


Steuern gedacht sind, würden mit der Zeit das ganze Reich zerstören.


So ist also die Lage der Sachwertbesitzer ganz klar. Sie glauben nicht daran,


daß sie mit der Vermögensabgabe verschont werden können, aber solange


diese nicht erfolgt, suchen sie dieser Steuer soviel wie möglich zu entziehen,


indem sie flüssig werdende Betriebsmittel über die Grenze schaffen und diese


Betriebsmittel sodann durch Kreditoperationen, durch Verpfändung ihres Krames


zu ersetzen suchen. Bei der Höhe der Vermögensabgabe, die in Betracht kommt


(es wird wohl kaum noch unter 75 Prozent gehen), erscheint ihnen der Unter-


schied zwischen dem Zins, den sie hier bezahlen müssen, und dem, den sie für


das geflüchtete Kapital im Ausland einkassieren, gering. Besser ein Dollar zu 


5 Prozent in Amerika als ein Dollar zu 10 Prozent in Deutschland. So denken die


Sachwertbesitzer, die denken können. Wenn sie „patriotisch“ gesinnt sind, dann


geben sie ihrem Bankier in New York Weisung, das Geld bei der nächsten


Gelegenheit für die Zeichnung deutscher Anleihen zu verwenden, weil diese


Anleihen durch die amerikanische Kriegsmarine gedeckt und ihre Zinsen durch


Vertrag vor dem Zugriff der deutschen Steuerbehörden gesichert sind. Die


Zinsen aber, die der Gutsbesitzer in Deutschland für das hier aufgenommene


Betriebskapital verbucht, gehen unter dem Titel Betriebskosten und werden vom


Einkommen in Abzug gebracht, das der Steuer unterliegt. Der Gutsbesitzer hat


so ein unversteuertes Einkommen in Amerika und wartet nun mit Seelenruhe die


Vermögensabgabe ab, die seinem nun völlig verschuldeten Gute mit der Zeit


zugedacht werden mag. Apres nous le déluge. [Nach uns die Sintflut] So denkt er


dabei. Er sichert sich vor Steuern für die verhaßten Reparationen und zeichnet


ausländische Kreditanleihen für die deutsche Wirtschaft. Barmherzig sein und


sich dabei ergötzen.


Einhergehend mit solcher Kapitalflucht, vollzieht sich aber etwas, was für die


„Kreditnot“ in Deutschland fast von eben so großer Bedeutung ist, nämlich die


Scheu vor der Hereinnahme im Ausland fällig oder flüssig gewordener Kapitalien.


Hunderttausende von Deutschen sind in den letzten Jahrzehnten ausgewandert


und die Mehrzahl von ihnen ist zu Wohlstand und Reichtum gelangt. Und alljähr-


lich kam von diesen Tausenden eine erkleckliche Anzahl mit einem Beutel voll


Geld nach der Heimat zurück und legte dieses Geld „mündelsicher“ in deutschen


Sparkassen und Hypotheken an. Die Kreditbedürftigen konnten dann hier schöp-


fen. Auch als Erbschaft kamen jährlich große Summen nach Deutschland zurück


von in Amerika verstorbenen Erbonkels. Das hat alles aufgehört. Kein Mensch 
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denkt daran, dem deutschen Volk das im Ausland erworbene Vermögen anzuver-


trauen. Verbranntes Kind scheut das Feuer. Alle diese Gelder bleiben heute im


Ausland und warten dort auf die Sanierung der deutschen Finanzen durch die


Sachwertsteuer. Auch ausländisches Kapital (ich erinnere hier an die gewaltigen


Summen französischen Kapitals, die bei der Marokkokrise seinerzeit gekündigt


wurden) suchte und fand in Deutschland Anlage, ganz zu schweigen von den


Ausländern, die nach Deutschland und ihrem Kapital übersiedelten, um hier zu


leben. Das alles hat aufgehört und wird nicht wiederkommen, ehe nicht die


Versuche aufgegeben werden, solches Kapital ebenfalls zu den Kriegslasten 


heranzuziehen. Es bewahrheitet sich hier der alte Satz aus der Schule der fran-


zösischen Physiokraten, daß letzten Endes alle Steuern auf die Immobilien abge-


wälzt werden, und daß das mobile Kapital nicht besteuert werden kann (weil es


fliehen kann). Wer das erkannt hat, der fordert für die Behebung der Kreditnot


keine ausländische Anleihe, sondern die Sachwertsteuer, und zwar eine so hoch


bemessene Sachwertsteuer, daß jedermann davon überzeugt sein kann, sie


genüge, um die Kriegslasten gänzlich von den Steuerkassen abzuwälzen, wes-


halb dann die Notwendigkeit einer zweiten Schur aller Welt als ausgeschlossen


erscheint. Wird solche Steuer in solcher Höhe beschlossen und eingetrieben,


dann werden die im Ausland wartenden Kapitalien hereinströmen, und dann wird


die Kreditnot schwinden.


Freilich, um die Kreditnot ganz zu beheben, dazu gehört mehr, als das eben


geforderte. Auch die Sparkassen müssen wieder funktionieren. Damit das Volk


aber das Vertrauen zu den deutschen Sparkassen wiedergewinnen kann, muß


das große deutsche Verbrechen gesühnt werden, die Plünderung der Spar-


kassen durch die Inflation. Durch Konfiskation des Privatvermögens aller an der


Inflation gesetzgeberisch beteiligten Personen, in erster Linie also die Reichs-


tagsabgeordneten und die Gerichtspersonen, durch Konfiskation des Vermögens


der Zeitungsredakteure und der Zeitungsbesitzer, die es unterließen, das


Publikum vor der Inflation zu warnen, durch Konfiskation des Vermögens der


Fürsten und aller an der Fürstenabfindung beteiligten Personen, soll ein Fonds


gebildet und durch Zuschuß aus der Vermögensabgabe so weit ergänzt werden,


daß die Sparkassengelder in der vollen, ursprünglichen Höhe zuzüglich der


Zinsen und Zinseszinsen zurückgezahlt werden können. Ehe solches nicht


geschehen, kann das Volk kein Vertrauen zu den Sparkassen, zur Regierung


und überhaupt zum Eigentum haben. Darum werden die Sparkassen leer blei-


ben, wird man von Kreditnot reden, werden die Unternehmer der hohen Zinsen


wegen die Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt nicht wiedergewinnen können,


und wird die Wirtschaft an der Kreditnot zerschellen.
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Können wir noch Achtung vor dem Eigentum in


Deutschland haben?


Die Achtung vor dem Eigentum entstammt dem Glauben, daß dieses Eigentum


Produkt persönlicher Arbeit ist, aber ererbt wurde von Personen, die das Eigen-


tum auf solche Weise erwarben. Da der Grund und Boden kein Arbeitsprodukt


ist, können wir dieses Eigentum auch nicht achten, und nur weil wir wissen, daß


manches Land von seinen jetzigen Eigentümern ehrlich erworben und voll


bezahlt wurde, sehen wir von der Forderung der restlosen, entschädigungslosen


Konfiskation des Bodeneigentums ab. Wo der Boden noch in den Händen der


Nachkommen der ursprünglichen Usurpatoren liegt, da ist auch kein Grund für


irgendwelche geldliche Abfindung. Das ist der Fall bei allen Fürstenhäusern, je


älter das Fürstenhaus ist, um so weniger besteht ein Anspruch auf


Entschädigung.


Zu dieser Überlegung kommt heute noch ein besonderer Grund. Wir wissen,


wie das Volk während des Krieges zur Herausgabe auch des letzten Talers


bewogen wurde, wie die Milliarden der Kriegsanleihen und der unzähligen


Spenden zusammengekommen sind. Man lese z. B. das folgende Plakat der


Dresdner Bank aus dem Jahre 1916:


„Der ungewöhnlich hohe Stand der auswärtigen Devisen- und Geldkurse


ermöglicht gegenwärtig den Verkauf von Wertpapieren der neutralen Länder


(Amerika, Holland, Schweiz, Dänemark, Schweden, Norwegen, Spanien) zu


besonders günstigen Bedingungen.


Wer solche Papiere verkauft, stärkt die deutsche Volkswirtschaft und erfüllt


damit eine nationale Pflicht.“


Dresdner Bank.


Also wer seine guten Papiere nicht gegen Kriegsanleihen verkaufte, der erfüllte


seine nationalen Pflichten nicht, wer aber seine nationalen Pflichten im Kriege


nicht erfüllte, der übte Landesverrat.


Zu diesem Urteil kommt man auch, wenn man folgendes Plakat des Hansa-


Bundes studiert:


„Jeder Deutsche ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß Goldgeld schleunigst


gegen Papiergeld eingewechselt wird und in die Reichsbank gelangt. Warum?


Weil Papiergeld im täglichen Verkehr die gleichen Dienste leistet wie Goldgeld.


Weil je größer der Goldbestand der Reichsbank, um so größer auch in der 


ganzen Welt die Achtung vor der wirtschaftlichen Kraft Deutschlands ist.


149







Weil die Reichsbank für Goldgeld den dreifachen Betrag an Papiergeld ausge-


ben darf, das für den täglichen Verkehr erforderlich ist.


Weil Zahlungen für Waren, die Deutschland aus dem Ausland beziehen muß,


nur mit Hilfe des Goldbestandes der Reichsbank geleistet werden können.


Wer also Goldgeld zurückbehält, macht sich einer Pflichtverletzung gegen das


Vaterland schuldig und hilft den Feinden.“


Hansa-Bund für Gewerbe, Handel und Industrie.


Hier steht es also in dürren Worten: wer seinen Besitz an Gold nicht abliefert,


der hilft den Feinden. Wer aber den Feinden in Kriegszeiten Vorschub leistet, der


übt Landesverrat.


Wir glauben darum nicht fehl zu gehen mit der Annahme, daß der Erfolg der


Plakate zum guten Teil darauf zurückzuführen war, daß viele, viele Besitzer von


Gold und Geld in jenen Plakaten eine direkte Bedrohung mit Zuchthausstrafen


erblickten. Man wollte die kleinen Leute einschüchtern.


Wo steckt nun der Kriegsschwindel in diesen Plakaten? Abgesehen von der


genannten Bedrohung und des Umstandes, daß man von den Goldbesitzern


erwartete, daß sie ihr Gold zum Parikurs an die Reichsbank ablieferten, während


die Sachwertbesitzer schon lange erhöhte Preise forderten (eben der ungewöhn-


lich hohe Stand der auswärtigen Devisen), liegt der Schwindel in dem, was das


Plakat zu erwähnen unterließ, wahrscheinlich nur, um die Großen nicht in ihrer


Ruhe und ihrem Besitz zu stören. Was in diesen Plakaten fehlt, ist folgende


Drohung: Nicht nur jeder, der Gold besitzt, ist verpflichtet, dasselbe abzuliefern,


sondern jeder, der überhaupt etwas besitzt an Sachwerten irgend welcher Art,


seien es Pferde, Äcker, Schweine, Diamanten, Aktien, Häuser, Rittergüter, ist


verpflichtet, solche Sachwerte zum Verkauf anzubieten und den Erlös abzu-


liefern. Es geht nicht an, daß wir nur die kleinen Leute veranlassen, ihre Spar-


groschen in immerhin gefährdeten Kriegspapieren anzulegen, und so das ganze


Risiko des Krieges auf die schwächsten Schultern abwälzen. Dieses Risiko 


sollen alle tragen, proportional zu ihrem Besitz und Vermögen.


Daß solches Angebot von Sachwerten äußerst wirksam gewesen wäre, geht


aus der folgenden Notiz hervor, die damals durch alle Blätter ging:


Der brave Müller als Goldsammler.


Der Besitzer der Laubauer Mühlen, Wilhelm Pyrkosch in Laubau, hatte am 


28. Dezember bekanntgegeben, daß er für jedes Goldstück, das bei ihm zur


Weitergabe an die Reichsbank eingewechselt werde, 5 Pfund Weizenmehl


umsonst verabreiche. Der Erfolg war ein ungeahnter. Im ganzen wurden der


Reichsbank in Laubau innerhalb zweier Tage von Pyrkosch 68 000 Mk. abge-


liefert.


Der Großlichterfelder Lokalanzeiger, dem obige Notiz entnommen ist, setzte


dann noch hinzu:
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So erfolgreich der Einfall des Müllers war, so wenig erfreulich ist es, daß es


erst eines Lockmittels bedarf, um die Goldbesitzer zu der jetzt wohl selbstver-


ständlichen Ablieferung zu veranlassen! „Ich habe nicht erfahren, daß der Erfolg


des Müllers die Anregung dazu gegeben hätte, die Sachwertbesitzer, namentlich


die Gutsbesitzer, zur Befolgung des Beispiels aufzufordern mit der Bemerkung,


daß jeder, der das nicht tut, seine Pflichten gegen das Vaterland verletzt und den


Feinden hilft.“ Die Sachwertbesitzer waren still, sie überließen den Dummen die


Rettung des „teuren Vaterlandes“, von den Einfältigen forderten sie die Opferung


ihrer Habe. Es ist mir nicht ein Fall bekannt, daß einer der deutschen Fürsten


und Guts- und Sachwertbesitzer seinen Besitz oder Teile desselben veräußert


habe, um Kriegsanleihen zu zeichnen. Wie wäre sonst möglich, daß der Kaiser


heute noch 290 000 Morgen Land sein eigen nennen könnte? Von ihm, der am


stärksten am Erfolg des Krieges interessiert war, hat man nichts Ähnliches


gehört. Jetzt bei der Konfiskation des Besitzes dieser Herren wird es sich ja 


zeigen, wieviel Gold die Herren bei der Reichsbank ablieferten, und wie viele


Juwelen und Rittergüter sie für die Zeichnung von Kriegsanleihen verkauften.


Hätte die Reichsbank bekanntgegeben, daß den Besitzern von Gold und Geld in


Tausch Äcker, Wald und Bergwerke aus dem fürstlichen und kaiserlichen Besitz


gegeben würde, so wäre das letzte Goldstück zum Vorschein gekommen. Bei


den kleinen Leuten, das wußte man, dazu waren sie von den deutschen


Schulmeistern dressiert worden, da würde der Appell an die gute, fromme, vater-


ländische Gesinnung Erfolg haben. Bei den anderen aber, da war der Mißerfolg


von vornherein sicher. Darum unterließ man es sie aufzufordern, das Beispiel


des Müllers von Laubau zu befolgen.


Für uns ist der Besitz von Gold, von Sachwerten und von Rittergütern, soweit


es sich um Kriegsfinanzen handelt, völlig gleichwertig. Wir verlangen von den


einen nichts, was wir nicht auch von den anderen verlangen würden. Waren es


Landesverräter, die ihr Geld nicht in Kriegsanleihen hergeben wollten, so sind es


auch Landesverräter, die ihren Besitz an Sachwerten nicht für die Kriegsanleihen


opferten. Und als Landesverräter wollen wir sie jetzt behandelt wissen. Wir


haben keine Achtung vor dem Besitz, vor dem Eigentum in einem Lande, wo der


Besitz der kleinen Leute, die Sparkassengelder, der Notschatz der Greise, der


Witwen, der Kranken und Arbeitsunfähigen unterschlagen, von der Regierung


unter den Augen des Parlaments und der Richter gestohlen wurde. So lange die-


ses Geld nicht zurückerstattet wird, ist uns alles Eigentum im Deutschen Reich


nichts als Raub, Hehlergut, behaftet mit dem Blut unzähliger Greise, die sich aus


Not erhängt, vergiftet, erschossen haben. Wir anerkennen dieses Eigentum nicht.


Uns ist das Eigentum, das ehrlich durch Arbeit erworbene Eigentum heilig. 


Und als Heiligtum, unantastbar gegen jede Gewalt, gefeit gegen jede christlich-


kommunistische Kritik, wollen wir es gestalten. Wer noch sagen wird: Eigentum


ist Dieb-  Diebstahl
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stahl, der lügt. Aber das heutige Eigentum, das in der Hauptsache aus Steuer-


hinterziehung, aus der Umgehung der für die Plünderung der Dummen,


Unerfahrenen, Ehrlichen und Naiven geschaffenen Kriegsgesetze, aus der


Nichterfüllung sozialer Pflichten besteht (man denke hier an die verbrecherische


Schäbigkeit der Kriegsverstümmelten-Versorgung) das Eigentum der Schieber,


der patriotischen Heuchler, nein, das anerkennen wir nicht, es hieße den Begriff


Eigentum entwürdigen. Und wenn wir davon absehen, den jetzt hängenden


Volksentscheid über das Vermögen der Fürsten, wonach dieses glatt konfisziert


werden soll, auch auf den Besitz schlechthin auszudehnen, so sind es nicht


rechtliche Erwägungen, die uns leiten. Wir erkennen im Eigentum die einzig


mögliche Wirtschaftsform, die für einen Weltstaat wie Deutschland überhaupt in


Frage kommt. Aus praktischen Gründen, weil wir überzeugt sind, daß es nicht


anders gehen wird, wollen wir uns mit einer Vermögensabgabe in Gestalt einer


Sachwertsteuer von 75 Prozent begnügen, um damit sämtliche Kriegslasten mit


Einschluß der Reparationen von den Staatskassen direkt auf die Sachwerte


abzuwälzen, so daß der ganze Wust von Steuern, mit denen man versucht, auch


noch die Kriegslasten auf das schaffende Volk abzuwälzen, mit einem Schlage


abgeschafft werden könnte.


Wir begnügen uns zwangsweise mit diesen 75 Prozent, weil der Rest nötig ist,


um die Volkswirtschaft weiter auf der Grundlage des Privateigentums fortzu-


führen, aber nicht etwa aus Respekt für die Rechte der Sachwertbesitzer, aus 


ethischen Gründen. Nähmen wir das Ganze, so würden die jetzigen Besitzer die


Betriebe aufgeben und der Staat hätte die Wirtschaft zu führen und als Eigentum


zu verwalten. Wie er das machen würde, das sagt uns das Schicksal der


Sparkassengläubiger, der mündelsicher angelegten Gelder. An Stelle der jetzigen


Räuberei träte das Chaos. Weil wir nun jedes Staatseigentum ablehnen, darum


lehnen wir auch die Staatsschulden ab, die zu ihrer Verwaltung einen ähnlichen


bürokratischen Apparat fordern wie das Staatseigentum.


Darum: Her mit der 75prozentigen Sachwertsteuer zur Tilgung aller Kriegs-


lasten und Abschaffung aller Steuern einschl. der Zölle, durch die dann auch alle


auf dem heutigen Eigentum lastenden Verbrechen, Flüche, Schandtaten (man


denke an die zahllosen Greise, die durch die Eskamotierung der Sparkassen-


gelder in den Tod getrieben wurden), wenigstens zu 75 Prozent gesühnt werden,


unbeschadet, daß wir den Rest an Verwünschungen und Flüchen den


Sparkassenplünderern und Sachwertbesitzern dereinst auch noch ins Grab


nachschicken werden.
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Kriegsplakate der Reichsbank


„Eine Sünde am Vaterland begeht jeder, der Goldgeld zurückhält. Das Gold


muß der Reichsbank und damit der nationalen Wirtschaft zur Erhaltung der


Produktion in Landwirtschaft, Gewerbe und Industrie zur Verfügung gestellt 


werden. (1)


Den Goldschatz der Reichsbank zu stärken ist heiligste Pflicht für jeden, der


dazu in der Lage ist. Bedenken sie, daß die Reichsbank hierfür den dreifachen


Betrag in Papiergeld ausgeben darf, (2) daß sie dadurch in der Lage ist, in der


Höhe des dreifachen Betrages des Goldvorrats unserem wirtschaftlichen Leben


finanzielle Hilfe zu leisten. (3) Könnte sie das nicht, so würden viele Unter-


nehmungen in Handel, Industrie und Landwirtschaft in Geldschwierigkeiten ge-


raten.


Hunderttausende Arbeiter würden dadurch brotlos werden. (4) Die Folge davon


ist, daß die Valuta sinkt, (5) daß alle im Ausland gekauften Waren, Nahrungs-


mittel, viel höher bezahlt werden müssen, (6) wodurch eine enorme Teuerung


derselben entsteht, unter der alle Menschen zu leiden haben. (7)


Das Gold ist für die Reichsbank und unseren wirtschaftlichen Sieg genau so


notwendig, wie die Soldaten für das Heer.


Auch nach Friedensschluß ist noch monatelang ein starkes Bedürfnis nach


Gold vorhanden. (8) Nur mit Gold können wir die fehlenden Rohmaterialien billig


und schnell vom Ausland beziehen. (9)


Darum heraus mit jedem Goldstück. Säumen sie darum nicht länger, versün-


digen sie sich nicht weiter an den wichtigsten Interessen des Vaterlandes.“ (10)


Der hier angehäufte fürchterliche Unsinn blieb unkritisiert. Georg Blumenthals
„Physiokrat“, der es als einzige Zeitung unternahm, die Reichsbankpolitik zu 


kritisieren, wurde beschlagnahmt und glatt erledigt. So konnte die Reichsbank


dann ungestört ihr Zerstörungswerk vollenden und ungewarnt ein Experiment


wiederholen, das schon tausendmal gemacht worden und tausendmal fehlge-


schlagen war. Fünf(5000)tausend Eisenbahnwagen beladen mit Noten von 


100 Mark waren zuletzt nötig, um den Preis eines einzigen Brotes zu bezahlen.


Wir haben die einzelnen Sätze mit Nummern versehen und wollen hier nur mit


einigen Fragen dem Unsinn etwas Sinn zu geben versuchen.


(1) Landwirtschaft, Gewerbe und Industrie brauchen Gold zur Produktion. In


Wirklichkeit brauchen diese Gewerbe kein Gramm Gold. Mit alleiniger Ausnahme


der Goldwarenindustrie, deren Produkte niemals so überflüssig sind wie im


Krieg, und einiger weniger Chemikalien, für die die Reichsbank mehr als genug


Vorräte hatte. Wenn ein Bauer Gold brauchte, dann war es gewiß weiter nichts


als Geld, was er in Wirklichkeit brauchte. Gold aber ist an sich nicht Geld.


153







(2) Die Reichsbank durfte nur den dreifachen Betrag des Goldschatzes an


Papiergeld ausgeben. Wer verbot ihr mehr auszugeben? Später hat man ja


gesehen, daß sie „durfte“. Leider durfte sie. Leider durfte sie der Wirtschaft


„finanzielle Hilfe“ leisten. Diese finanzielle Hilfe brachte die Teuerung, die die-


selbe gewesen wäre, ob die Noten zu 33 Prozent oder zu 100 oder 200 Prozent


gedeckt gewesen wären. In Amerika waren die Noten zu 200 Prozent gedeckt


und die Teuerung setzte dort genau so ein, wie in den Ländern mit Papiergeld.


Hätte die Reichsbank Noten verbrannt in dem gleichen Verhältnis wie mit der


Produktionseinschätzung das Warenangebot abnahm, dann wären die Preise


nicht gestiegen, ob Gold in Reserve lag oder Steine. Die Reichsbank stellt ihre


Hauptaufgabe an 3. Stelle, wenn sie glaubt, der Wirtschaft „finanzielle Hilfe“ brin-


gen zu müssen und bringen zu können. Wenn sie mit der Notenpolitik den Inder


festhält, dann leistet sie die finanzielle Hilfe, die ein Noteninstitut leisten kann.


Was darüber ist, ist von Übel. Es darf nie vergessen werden, daß das Geld ein


Streitobjekt ist, um das sich das Publikum streiten muß. Nur so kann man das


Geld begreifen. Wenn die Reichsbank diesen Streit beseitigen will, wenn sie dem


Publikum den Bezug des nötigen Geldes erleichtern will, dann führt solche


Erleichterung eben so sicher zu einer Senkung des für das Geld zu zahlenden


Preises (in Waren ausgedrückt), wie die Erleichterung in der Produktion irgend-


einer Ware deren Preis senkt. Solche „finanzielle Hilfe“ führt schließlich zum


Vorschlag der Syndikalisten, wonach alle Güter auf Haufen zu legen sind und es


dem Publikum überlassen bleibt, nach „Bedarf vom Haufen zu nehmen“. Eine


vollständige Verkennung der Rolle, die ein Noteninstitut zu spielen hat, liegt in


dem Glauben an die „finanzielle Hilfe“ eines Noteninstituts.


(4) Diesen Satz mögen sich die Sozialdemokraten merken, namentlich auch


darum, weil er richtig ist. Sie haben ja immer behauptet, daß die Krisen und die


Arbeitslosigkeit nichts mit dem Geld zu tun haben. Hier steht nun, daß Hundert-


tausende Arbeiter brotlos werden, wenn das Publikum das Geld nicht zurück in


den Verkehr bringt, sondern es zu Hause behält. Freilich ist die Reichsbank im


Irrtum, wenn sie annimmt, daß ihre Noten mit Gold gedeckt sein müssen. Aber


es müßte doch den Sozialdemokraten zu denken geben, daß es genügt, wenn


das Geld eine Weile nur zurückgehalten wird, um Hunderttausende Proletarier


arbeitslos zu machen, und um sie durch Arbeitslosigkeit kusch zu kriegen. Denn


schließlich, was das Publikum hier in der Kriegsangst tat, das können, mit dem


gleichen Erfolg, natürlich die Börsenspekulanten mitten im Frieden zu irgendeiner


Zeit auch tun, ob aus Raublust oder Übermut, ist für den Erfolg gleichgültig.


(5) Dies ist ein wunderbarer Satz. Die Reichsbank will durch Goldsammelei die


Befugnis erwirken, den Notenumlauf zu vermehren, und zwar stark zu vermeh-


ren. Durch diese Geldvermehrung werden die Preise natürlich hochgetrieben und


durch die Geldvermehrung bekommen manche erst die flüssigen Mittel in die 
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Hand, um für die Kapitalflucht Nachfrage nach Devisen zu halten. Und sie folgert


und sagt: wenn wir die Notenausgabe nicht vermehren, dann wird die deutsche


Valuta sinken! Sie folgert das Gegenteil von dem, was von der Notenvermehrung


zu folgern ist.


(6 und 7) Die Waren, die Deutschland aus dem Ausland bezog, mußten mit


Warenausfuhr oder mit Devisen bezahlt werden. Benutzte man dazu Gold, so


war der Preis für diese Waren nicht um einen Pfennig teurer, ob die Valuta sank


oder stieg. In Papiergeld freilich erschienen die Preise höher, aber nicht teurer,


denn die erhöhten Papiergeldpreise kamen der Ausfuhr zugute. In Waren ausge-


drückt, waren die Preise nicht teurer, eher billiger. Hohe Preise sind keine teuren


Preise, wenigstens nicht für die große Masse des Volkes. Die Landwirte z. B.


(seitdem man Zölle eingeführt hat, werden die Bauern „Landwirte“ tituliert) 


streben immer nach hohen Preisen. Für sie beginnt die Teuerung mit fallenden


Preisen. Und nicht nur für die Bauern. Zu leiden haben bei steigenden Preisen


nur die Rentner. Die Festbesoldeten! erholen sich bald an den „Teuerungszu-


lagen“. Da steigende Preise regelmäßig mit Vollbetrieb der Wirtschaft vereint


sind, so können die Arbeiter meist Lohnforderungen durchdrücken, die sie für 


die Teuerung mehr als entschädigen.


(8 und 9) Wenn wir nach Kriegsschluß noch Gold gehabt hätten im Umfang,


wie es nötig gewesen wäre, um die Rohmaterialien zu bezahlen, dann wäre 


diesem Gold sicher der Weltmarkt verschlossen worden, wie es während des


Krieges bereits Schweden und andere Staaten taten. Nach dem Kriege wollte


niemand Gold, Waren wollten alle haben. Das Gold der Reichsbank hätte uns


nichts genützt. Aber die für die Zahlung der Wareneinfuhr nötigen Ausfuhrgüter


hätten wir während des Krieges bereitstellen können.


(10) Ich versandte damals ein Flugblatt, worin dahinzielende Vorschläge


gemacht wurden. Nach dem Kriege standen alle Waren hoch im Preis, nament-


lich die deutschen Waren. Eine Ausnahme allein machte das Gold, dessen Preis


in Amerika um mehr als 50 Prozent gesunken war. Das von der Reichsbank


gesuchte Gold war also für die Wareneinfuhr das ungeeignetste Zahlungsmittel.


Eisen, Glas, Porzellan, Chemikalien, das war es, was der Weltmarkt brauchte.


Diese Waren hätten auch gleich Rückfracht für die Schiffe gegeben. Die


Gedanken der Reichsbank drehten sich offenbar nur um das Gold, das letzte


aller ausländischen Zahlungsmittel.


Vom Ochsen kann man nur Rindfleisch erwarten. Und von jemandem, der sein


Leben lang nur Gold gesehen, nur Gold angebetet hat, muß man erwarten, daß


für ihn auch Gold der Weisheit letzter Schluß sei. Dieser Goldwahn allein brachte


uns die Inflation und all das Unheil, das mit ihr verbunden war. Nicht der Krieg


und sein Ausgang haben uns die Inflation gebracht, wie mancher wohl denken


mag. Es war der kindliche Glaube, daß mit der Golddeckung der Banknote alles


in Ordnung 
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sei, der den Anstoß zur Inflation gab. Hätten die plakatierten Ermahnungen der


Reichsbank keine Wirkung gehabt, dann hätte die Reichsbank auch keine Noten


gedruckt, zu einer Zeit, wo der Handel auf ein Minimum eingeschränkt war und


Geld immer weniger nötig wurde. Aus bürokratischer Furchtsamkeit hätte sie den


Mut nicht gehabt, den Rahmen des Bankgesetzes zu übertreten. Sie hätte 


übrigens auch keine Gründe vorzubringen gewußt, um sich diesen Rahmen


erweitern zu lassen. Wenn wir in Deutschland Goldgruben gehabt hätten, so


kümmerlich auch ihre Ausbeute gewesen wäre, die Reichsbank hätte sich


Soldaten von der Front bestellt, um Gold zu graben; denn sie sagt ja, daß Gold


„für den Sieg so nötig ist, wie der Soldat für das Heer“. Und wenn diese Soldaten


Berge von Gold entdeckt hätten, dann hätte die Reichsbank auch diese


Goldberge benützt, um das Reich mit dem dreifachen Betrag an Banknoten zu


überschütten, fest davon überzeugt, daß damit alle Bedingungen für den „wirt-


schaftlichen Sieg“ erfüllt gewesen seien.


Der vom Goldwahn gerittene Bankmann läßt sich nicht belehren. Man kann nur


hoffen, daß der Goldwahn mit seinen Trägern nach und nach aussterben wird.


Havenstein ist gestorben, wann wird Schacht ihm ins Grab folgen? Er ist leider


noch jung.


Sadistische Währungs- und Steuerpolitik


Vor dem Kriege waren viele Häuser Berlins, wie überhaupt in Deutschland, 


„bis zum Schornstein“ mit Hypotheken belastet. Dem Hausbesitzer verblieb in


der Regel von den eingehenden Mietsbeträgen nach Zahlung der Zinsen kaum


die eigene Wohnung frei. Da die Mietshäuser 10 bis 20 Wohnungen enthalten


mögen, so entfiel nach dieser Darstellung auf den Hausbesitzer, auf den un-


belasteten Schornstein etwa ein Zehntel bis ein Zwanzigstel Prozent der


Mietseingänge.


Bei den Bauern verhielt es sich ähnlich. Durch die Erbschaftsteilung, die heute


auch den Boden mit umfaßt, muß die Verschuldung oft schon in der ersten


Generation, regelmäßig aber in der zweiten Generation die Verschuldungsgrenze


von 60 Prozent für die erste Hypothek erreichen und meistens in das Gebiet der


zweiten und dritten Hypothek hineinragen, für die der erhöhte Zinsfuß unzu-


reichender Sicherheiten gilt. Kapitalisierte man die zweite und dritte Hypothek


zum Zinsfuß der ersten Hypothek, so gelangte man oft zu einer 100prozentigen


Zinslast, d. h. die gesamte Grundrente war von der Hypothekenschuld bean-


sprucht. Solch ein Bauer lebte dann ausschließlich vom Ertrag der Arbeit, seiner


persönlichen Arbeit. Zu 
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diesen fundierten Schulden gesellten sich dann noch die Personalschulden, die


aus der Erwerbung der für den Wettbewerb nötigen Maschinen erwachsen


waren. Die Mittel für die Verzinsung und für die Tilgung dieser Schulden lieferten


zwar die mit Hilfe der Maschinen gewonnenen Mehrerträge, doch waren es


immerhin Schulden, deren Verzinsung und Amortisationen vom Bauer bezahlt


werden mußten.


Als Folge all dieser Schulden mußte der Bauer sehr sparsam wirtschaften.


Während der langen Deflationszeit, die mit der Einführung und Verbreitung der


Goldwährung einsetzte (von 1875 –1896), durch die die Preise der landwirt-


schaftlichen Produkte sehr stark herabgesetzt wurden (das Getreide z.B. von


240 auf 135), wurde der Druck der Schulden sogar unerträglich, und zahllose


Bauern wurden damals durch gerichtliche Eintreibung der Zinsen und Schulden


von Haus und Hof verjagt. In dieser Zeit lernten die Bauern den Verzicht auf den


Genuß der eigenen Produkte. Das Beste von ihren Erzeugnissen mußten sie zur


Stadt bringen für den Zins der Hypothek. Damals brauchten die deutschen


Städte keinen Speck, keine Eier, keine Butter vom Ausland einzuführen, weil die


deutschen Bauern diese Produkte, die sie selber nicht genießen konnten, in


genügender Menge ablieferten.


Mit der Helfferichschen Papiergeldwirtschaft erfuhren diese Verhältnisse eine


gründliche Änderung. Die Schulden wurden restlos getilgt. Der Verkauf von


einem einzigen Pfund Speck genügte zuletzt, um alle Privat- und Staatsschul-


den, mit Einschluß der gewaltigen Hypothekenschulden, zu tilgen. Die Bauern


hatten es nun nicht mehr nötig, ihre Produkte für die Hypothekenzinsen zur Stadt


zu bringen. Sie aßen alles selbst und ließen es sich gut schmecken, gerade zu


einer Zeit, wo Deutschland blockiert war und die Städter daher keinen Ersatz aus


dem Ausland beziehen konnten. 40 Prozent des deutschen Volkes, 25 Millionen


Menschen, konnten sich jetzt Genüsse leisten, die der Frieden ihnen nicht bieten


konnte – zu einer Zeit, wo die Städter größte Not litten. Hätten die Bauern im


Kriege die vollen Zinsen bezahlen müssen, dann hätten sie im Kriege das Leben


weiter geführt, an das sie im Frieden gewöhnt gewesen waren. Sie hätten nicht


sagen können –höhnisch sagten sie es oft: Butter, Eier, Speck, oha, das essen


wir jetzt alles selber, das schmeckt uns auch gut, und jetzt im Kriege, wo die


Städter hungern, schmeckt es uns besonders gut. Mir hebben oll, mir hebben


Speck, mir hebben Butter, mir hebben Mehl, mir hebben oll!


Man wundert sich heute über unsere Handelsbilanz, die zu einer Zeit, in der


wir mit starkem Plus arbeiten mußten, ein gewaltiges Defizit ergibt. Zur Erklärung


dieser Erscheinung muß man obige Entwicklung mit Hunderten von Millionen in


Rechnung stellen. Hätte die Inflation die Hypotheken nicht angetastet, dann


würde wahrscheinlich heute von Deutschland aus ein schwunghafter Ausfuhr-


handel mit den genannten landwirtschaftlichen Produkten betrieben werden 


(an Stelle des 
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jetzigen Einfuhrhandels). Der Devisenmarkt erführe eine entsprechende


Entlastung.


Nachdem man nun 12 Jahre lang dieser Entwicklung ruhig zugesehen hat,


nachdem eine ganze Generation von Bauern als schuldenfreie Bauern eine


gehobene Lebensführung mit den Geldern der Sparkassen und der mündel-


sicheren Hypotheken bestreiten konnte und Zeit gehabt hat, sich daran zu


gewöhnen, da kommt nun der Staat, tritt mit dem Steuerapparat an die Stelle der


Hypothekenbanken und Sparkassen und reklamiert das gestohlene Geld für sich.


Hätte der Staat das gleich von Anfang an getan, hätte er die Hypotheken in voller


Höhe übernommen, die Bauern hätten nichts davon gemerkt, sie hätten als


Steuern einen Betrag gezahlt, den sie bis dahin an die Hypothekenbanken zahl-


ten, da sie zu zahlen gewöhnt waren. Nun aber, o weh, wie schmerzhaft, wieder


zurück zu müssen auf den Vorkriegsstand der Lebensführung, wie schmerzhaft,


die fetten Gänse an der eigenen Küche vorbei nach Berlin schicken zu müssen


und nun noch verhöhnt zu werden von denen, die immer gesagt hatten: traut


nicht dieser Schuldentilgung, trauet nicht den Wohltaten, die euch der Krieg


bringt. Gewöhnet euch nicht an die neuen Genüsse, denn hart wird euch dann


der Rückschlag treffen. Der Rückschlag wird kommen, es ist gar nicht möglich,


daß der Krieg eure Lage bessert, eure Schulden tilgt. Sonst brauchten wir ja nur


immer Krieg zu führen, um alle Schulden los zu werden!


Es ist zu spät. Die Sache läßt sich in keiner Weise gut machen. Unnötige


Schmerzen, unnötiges Leid. Kein Sadist hätte als Finanzminister, als Währungs-


diktator eine teuflischere Politik treiben können; sie läßt sich nur vergleichen mit


dem Massenelend, das dieselbe Währungs- und Finanzpolitik über unsere alten


Männer und Frauen gebracht hat, die aus Verachtung für den Staat, weil sie nie-


mandem zur Last fallen wollten, auch den „sozialen Einrichtungen“ des stinken-


den Ungeheuers (Nietzsche) nicht, und für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit in den


mündelsicheren Sparkassen und Staatspapieren einen Notschatz angesammelt


hatten, nun von demselben Greuel bestohlen, beraubt, betrogen wurden, so daß


ihnen nichts anderes zu tun übrig bleibt, als sich zu erhängen oder bei dem


Greuel, der sie bestohlen hat, betteln zu gehen. 0 Schmach, o Schande!
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Der deutsche Pazifist und die Abrüstung!


Wie kann man solche Frage stellen? Dennoch als Pazifist wage ich es, diese


Frage zu verneinen. Gewiß, ich traue keinem tollen Hund, und je größer sein


Gebiß, um so weniger. Die Rüstung ist sicher keine Garantie des Friedens, all-


gemein betrachtet. Aber wie steht es heute? Wenn Frankreich auf das deutsche


Niveau abgerüstet hätte, wer hätte in den letzten 5 Jahren in Deutschland die


Macht gehabt, die deutsche Kriegspartei von einem Überfall Frankreichs abzu-


halten? Und hätte diese Kriegspartei nicht wie üblich das ganze deutsche Volk,


die Sozialdemokraten an der Spitze, für solchen „Befreiungskrieg“ mitgerissen?


Nur Dank der französischen Rüstung sind wir vor solcher Katastrophe bewahrt


worden. Wer darüber noch im Zweifel sein sollte, der frage sich, wie sich


Deutschland verhalten würde, wenn heute in Frankreich etwa eine Revolution


ausbrechen würde?


Diese Gemütsverfassung kann man verstehen. Sie hat sich auch in letzter Zeit


bedeutend gebessert. Und in dem Maße, wie die alte, in den Kasernen dres-


sierte Generation trapp trapp ins Grab wandert, wird es immer besser werden.


Die Enteignung der Fürsten, der dann auch die allgemeine 75% Sachwertsteuer


zur Abbürdung der Reparations- und Kriegslasten folgen wird, wird auch viel


Gutes in dieser Richtung tun. Wer kein Geld hat, der kann auch keine private,


keine schwarze Reichswehr unterhalten. Pas d’argent, pas de Suisses. So heißt


es auch hier: Man hat die Fürsten abgesetzt, wenn man aber ihre Macht brechen


will, so muß man sie finanziell aufs Trockene setzen. Dasselbe ist der Fall mit


den agrarischen Reaktionären. Nur durch Enteignung auch dieser, auf Gedeih


und Verderb mit den Fürsten verbundenen Gesellschaft können wir mit einer


friedlichen Politik des deutschen Volkes rechnen.


Es ist niemandem gegeben, über seinen eigenen Schatten zu springen, und


der Agrarier, der von allem Anfang an seinen Grundbesitz gegen die Empörung


der beraubten Proletarier zu verteidigen hatte und hat und der darum nur an die


Gewalt glaubt, der kann einfach nicht an Völkerfrieden glauben, weil er sein


Verhältnis zum Proletariat zum Maßstab nimmt für die Betrachtung der Welt. 


Nur dadurch, daß wir diese Gesellschaft ohnmächtig machen, können wir die


Republik vor ihr schützen und uns selbst vor einem neuen, ebenso blödsinnigen


Krieg. So lange das nicht geschieht, können wir die Rüstung nicht entbehren,


dürfen wir nicht für allgemeine Abrüstung eintreten.


Die französische und englische Rüstung ist die Rüstung der deutschen


Republik. Sollten die Franzosen etwa aus Sparsamkeitsgründen die Rüstung 


vermindern wollen auf einen für die Mentalität unserer Kriegspartei gefährlichen


Stand, so  
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wäre ich dafür, daß wir aus dem Budget unserer Reichswehr den Franzosen 


einige hundert Millionen zur Verstärkung ihrer Rüstung stifteten. Auf alle Fälle,


dieses scheint mir sicher:


Je größer das Mißverhältnis zwischen der französischen und deutschen


Rüstung ist zugunsten Frankreichs, um so sicherer ist die deutsche Republik.


Und als Gegenwirkung: Je sicherer die deutsche Republik, desto überflüssiger


wird den Franzosen die Rüstung erscheinen. Die französische Rüstung brauchen


wir weder zu fürchten noch zu zerstören, sie wird automatisch durch die 


deutsche Friedenspolitik zerfressen und zerstört.


Noch aber ist diese französische Rüstung für die deutsche Republik unent-


behrlich und darum kann die deutsche Friedenspolitik vernünftigerweise nicht für


die sofortige allgemeine Abrüstung eintreten.


Es sprechen aber gegen die allgemeine Abrüstung heute noch schwerwiegen-


dere allgemeine Gründe.


Was heißt abgerüstet sein? War Herkules, als er als Säugling in der Wiege die


Schlange erwürgte, abgerüstet? War Kain abgerüstet? Waren die Bauern, als sie


sich mit Heugabeln gegen ihre Quälgeister erhoben und die Burgen der Ritter


niederrissen, abgerüstet? Die einseitige Abrüstung des geschlagenen Gegners


hat einen sehr vernünftigen Sinn. Um so unsinniger ist die allgemeine Abrüstung.


Denn die allgemeine Abrüstung bringt die natürliche Rüstung des Menschen wie-


der zum Vorschein und schafft so die Grundlage für den blutigsten, grausamsten


Krieg, für die Schlacht im Handgemenge. Der schreckliche römische Soldat war


im Sinne der heutigen amerikanischen Vorschläge doch vollkommen abgerüstet.


Was soll also die allgemeine Abrüstung? Ist sie wirklich mehr als Unsinn?


Der Vorschlag zur allgemeinen Abrüstung geht von Amerika aus und Amerika


weiß, warum. England und Deutschland unterstützen den Vorschlag und beide


Länder wissen auch, warum. Es sind die drei Länder, die mit Hilfe ihrer starken


Industrie zu jeder Zeit und im Handumdrehen sich eine neue Rüstung verschaf-


fen können, falls die unzähligen ungelösten Streitfragen einmal wieder eine


gewaltsame Lösung wünschenswert erscheinen lassen. Was wollen in solchem


Falle dann die abgerüsteten Agrarstaaten machen, die bisher ihre Rüstung in


Friedenszeiten auf Vorrat für den Kriegsfall vom Ausland bezogen? Für


Jugoslawien, für Rußland, für die Türkei, für Spanien, für Polen, China und


unzählige andere Länder heißt Abrüstung somit die Unterwerfung unter die


Diktatur der Industriestaaten.


Den Geist der Gewalt und Brutalität, den schaffen wir nicht mit der Abrüstung


aus der Welt. Solange seine Brutstätte, der bürgerliche Kriegszustand, nicht zer-


stört ist, wird dieser Geist auch die Schwachen vergewaltigen und ihre Abrüstung


mißbrauchen. Noch haben die Agrarstaaten die in der Abrüstung für sie lauernde


Gefahr nicht voll erkannt. Doch müssen wir annehmen, daß die Praxis ihnen bald 
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die Augen öffnen wird. Und dann? Haben die Pazifisten wohl überlegt, welche


Folgen solche Erkenntnis haben muß?


Industrie, Industrie, eine starke nationale Industrie, die uns mit der Rüstung im


Bedarfsfall versehen kann, das ist der Ruf, der von überall als Folge der


Abrüstung erschallen wird. Und wie der Donner auf den Blitz folgt dann die 


zweite Forderung: Schutz dieser nationalen Industrie durch Schutzzölle.


Schutzzölle nicht mehr für den Schutz der Industriebevölkerung, sondern für


den Schutz der nationalen Unabhängigkeit: Man beachte den Unterschied.


Gegen die Schutzzölle konnte bisher jeder, der sich für den Freihandel ent-


schied, nach Herzenslust polemisieren. Landesverrat beging er damit nicht. Ist


aber einmal der Schutzzoll für die nationale Unabhängigkeit gefordert und einge-


führt worden, dann wird jede Propaganda für den Freihandel als Landesverrat


betrachtet werden. Die Freihändler stehen dann vor neuen, ungeheuren


Schwierigkeiten.


Hierbei möge man noch folgendes beachten. Der Weltkrieg hat gezeigt, daß


zum Kriegführen nicht nur Kanonen gebraucht werden, sondern so gut wie alle


Industrieprodukte. Wer im Krieg heute gerüstet sein will, der braucht eine natio-


nale, universelle Industrie. Die Maschinenindustrie, die chemische Industrie, die


Gasindustrie, die optische Industrie, die Porzellanindustrie sind da ebenso nötig


wie die Stahlindustrie. Das bedeutet dann so viel, daß nun alle Staaten der Welt


als Folge der Abrüstung mit Hilfe von Schutzzöllen, die zu Sperrzöllen entwickelt


werden, eine universelle Industrie ins Leben zu rufen bestrebt sein werden, koste


es, was es kostet.


Schutzzollpolitik, die gottverdammte Schutzzollpolitik, die überall die imperia-


listische Politik und die Stimmung zum Weltkrieg schuf, das wäre also das, was


wir von der dem Frieden dienen sollenden allgemeinen Abrüstung zu erwarten


haben. Wie immer, wenn Pfuscher am Werke sind, man erreicht das Gegenteil


von dem, was erstrebt wird.


Abrüstung als Friedensgarantie ist Unsinn. Auf vielen Wegen kommt man zu


diesem Schluß. Hier ist ein neuer Beweis für diese Wahrheit.


Glänzende Erfolge des Gebets


Wer kann daran zweifeln, daß, wenn ein 60-Millionen-Volk einmütig aus vollem


Herzen und mit ganzem Gemüt zu Gott im Himmel betet, solches Gebet durch


alle Wolken, die Cumulus- und die Cirruswolken hindurch, zu den Ohren des All-


Allmächtigen
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mächtigen dringen muß? Man spricht von himmelschreienden Sünden, so muß


es erst recht himmelschreiende Gebete geben. Und ein solches himmelstürmen-


des Gebet war das Gebet, das sonntäglich aus allen deutschen Kirchen zu Gott


emporloderte:


„Herr! Laß auch Deine Gnade groß sein über unseren König und seine


Gemahlin und alle, die dem königlichen Hause verwandt und zugetan sind!“


All die Jahre vor dem Krieg wurde so gebetet in all den Kirchen des deutschen


60-Millionen-Volkes. Und nicht nur für die Könige wurde so gebetet. Auch für die


kleineren Fürsten, und nicht nur seit der Gründung des Reiches, sondern auch


schon zur Zeit der hessischen Landgrafen. Inbrünstig betete der Herr Pfarrer,


begleitet von den knirschenden Flüchen der Bauern:


„Herr! Laß Deine Gnade groß sein über unserem Landgrafen!“


Was so viel bedeutete:


Herr, sieh zu, daß von den an England verkauften, gegen die Amerikaner


kämpfenden Bauernsöhnen Hessens möglichst viele fallen, damit der Absatz 


dieser Exportware (made in Germany) nicht ins Stocken gerät und die Gelder für


die Hofhaltung, wozu auch ich gehöre, reichlich fließen. Denn beachte, Herr, die


Klausel des Vertrages unseres Landgrafen, wonach ihm für jeden verwundeten


Hessen nur ein Drittel so viel bezahlt wird wie für einen toten. Vergiß das nicht,


Herr, lasse sie alle gleich sterben, wie die tapferen Spartaner vor den


Thermopylen. Denn Dein ist die Macht.


Jawohl, solche Gebete werden in den Staatskirchen von Stapel gelassen und


den Beweis, daß solche Gebete erhört werden, liefert die Tatsache, daß die


Amerikaner 11 853 deutsche Söldlinge begruben. Ein Beitrag zur Geschichte


deutscher Schmach, den kein Wind je verwehen wird in Amerika. Hoffentlich


auch nicht aus unserem Herzen und Gedächtnis. Kein Volk der Erde hat je 


solche Schmach getragen. Dafür war ihr Preis um so anständiger. 115 Millionen


Mark, der Grundstock der Vermögen, die jetzt enteignet werden sollen, brachte


die deutsche Schmach den deutschen Fürsten ein.


Doch nicht allein in diesem Fall wurde das sonntägliche Gebet der Herren


Pfarrer erhört. Mit sechs Söhnen und einem Schwiegersohn, also acht Mann


hoch, zog die kaiserliche Familie in den vierjährigen Krieg, ihrem Stande getreu


– Fürst, auf englisch first, heißt so viel wie der erste, der Vorkämpfer, ungefähr


so wie Arnold von Winkelried, – immer in erster Reihe, schonungslos die tapfere


Brust dem feindlichen Feuer aussetzend. Und siehe da, Gott selbst stellte sich


schützend vor seine Kinder. Links und rechts fielen die Menschen, tausend mal


abertausend und zwar vier Jahre lang. Doch unsere, durch das Gebet eines 


60-Millionen-Volkes dem Schutze Gottes empfohlenen Fürstenkinder kamen alle,


alle heil und rosig heim. Kein Finger wurde ihnen gekrümmt!
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Es gibt immer noch Menschen, die nicht an die Macht des Gebetes zu glauben


vermögen. Hier ist ein vollgültiger Beweis für diese Macht. Wer auch nach 


solchem Wunder nicht glauben kann, dem ist einfach nicht zu helfen. Er wird


auch dann noch nicht glauben, wenn Gott sich auf seinen Schoß setzt. Vielleicht


glaubt er auch nur darum nicht, weil der Fall keinen Eindruck auf ihn macht, weil


es sich hier nur um das Leben der Prinzen handelte. Vielleicht gewinnt er den


Glauben an Gott wieder, wenn er folgende Wunder richtig würdigt.


Der Segen des Himmels, den das Millionen-Gebet auf unsere Fürstenfamilie


herabflehte, bezog sich nicht nur auf das leibliche Wohl der Prinzen, sondern


selbstverständlich auch auf das seelische Wohl. Und hier ist der Schutz des


Himmels womöglich noch auffälliger. Denn nicht nur physisch gesund, sondern


auch finanziell gesund kamen unsere Prinzen heim. Der durch das Gebet 


herbeigeführte Segen des Himmels erstreckte sich nämlich auch auf die finan-


zielle Beratung unserer königlichen Familie. Während der brave deutsche


Bürgersmann Haus und Hof verkaufte, um mit dem Erlös Kriegsanleihen 


zeichnen zu können, in der Meinung, daß damit das Vaterland gerettet werden


könnte, hieß es am Hof: Laßt den Pöbel doch die finanziellen Opfer bringen.


Wozu wäre er denn sonst da? Was wir haben, halten wir fest, Häuser, Schlösser,


Wälder, Domänen, Diamanten, Gold und Devisen. Denn wer weiß, was aus den


Kriegsanleihen noch werden wird? Domänen aber, Gold, Devisen und Dollars,


das hat einen soliden Untergrund. Keinen Dollar, keinen Morgen Land opfern wir


den Kriegsanleihen!


Nun seht, wer Recht gehabt hat. Der Bürgersmann, der keinen anderen


Berater gehabt hatte als seine Presse und nun wertloses Papier in den Händen


hält, oder die deutschen Fürsten, die ihr Vermögen in Realitäten besitzen und es


mit drei Milliarden Mark einschätzen lassen, und offenbar von Gott selbst beraten


worden waren.


Kannst Du, lieber Leser, nach solchen Erfolgen noch an der Macht des


Gebetes und infolgedessen an dem Dasein Gottes zweifeln?


Kannst Du, lieber Leser, nachdem Gott sein Wohlgefallen dem kaiserlichen


Hause auf so unmißverständliche Weise kundgetan hat, jetzt für die Enteignung


derselben Fürsten eintreten?


Wagst Du es, zu zerstören, was Gott selbst auf so wunderbare Weise erhalten


hat?


Wagst Du es noch, Dich einzuschreiben?


Heute ist der letzte Tag!
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Was tust du für deine Befreiung?


Die Befreiung des Proletariats aus den Fangarmen der kapitalistischen Krake


kann nur das Werk des Proletariats selber sein! So steht es geschrieben im kom-


munistischen Manifest. Aber welches ist das Werk, das der Proletarier zu seiner


Befreiung verrichten soll? Was hat der Proletarier bis heute überhaupt schon zu


seiner Befreiung geleistet? Abgesehen von der Abgabe des Stimmzettels, von


denen 1000 aufs Kilo gehen, ist von einer eigentlichen Befreiungstätigkeit keine


Spur zu sehen.


Nur dann, wenn die Proletarier wissen, was sie wollen, kann es eine Einigkeit


unter ihnen geben, die die Grundlage liefern muß für irgendwelche Befreiungs-


aktion. Um aber zu wissen, was Not tut und Not wenden kann, gehört ein gründ-


liches Studium der Natur des Kapitals, denn der Natur des Kapitals müssen die


proletarischen Abwehr- und Angriffsaktionen angepaßt sein. Dieses Studium, das


allein die Einigkeit des Proletariats herbeiführen kann, ist das eigentliche Werk


des Proletariats, das heute wie immer für seine Befreiung in Frage kommt.


Mit der Bezahlung der Parteigelder,


mit dem Lesen der Parteipresse,


mit der Mitgliedschaft zu irgendeiner Genossenschaft,


mit den Demonstrationen,


mit den Massenversammlungen,


mit der Beteiligung an den Parlamentswahlen,


kurz mit dem ganzen Schwindel, womit heute der Proletarier beschäftigt wird,


damit er nicht ungeduldig wird und die Parteigelder sperrt, ist nichts getan, nichts


erreicht worden und steht der Proletarier dem Kapital heute noch ebenso hilflos


gegenüber wie vor 50 Jahren. Niemals war die Uneinigkeit so groß wie heute.


Niemals war das Proletariat darum auch so weit vom Ziel wie heute, trotz der


mehr als 100 Parlamentarier, die das Proletariat im Reichstag „vertreten“.


Der Grund dieser Erscheinung ist leicht zu finden. Die Proletarier haben den


Satz vergessen, den ich oben aus dem kommunistischen Manifest zitierte, sie


haben vergessen, daß die Befreiung nicht das Werk von schwatzenden Diäten-


beziehern sein kann, sondern ihr Werk, ihr persönliches Werk.


Der Parlamentarismus hat im Proletariat den Glauben erweckt, sie hätten jetzt


weiter nichts mehr zu tun, als die Bonzen zu bezahlen. Die Bonzen würden für


sie denken, die Bonzen für sie studieren, die Bonzen für sie kämpfen. Ach Gott


ja, diese Bonzen. Was man alles von diesen Dicken, Faulen und gefräßigen


Bonzen erwartet!
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Nein, mein Lieber. Der Satz im kommunistischen Manifest, wonach die Be-


freiung das Werk des Proletariats sein muß, hat bei dir eine falsche Vorstellung


erweckt. Du wirst in diesem Satz nicht persönlich genug angeredet. Das


Proletariat besteht aus einzelnen Menschen und an die einzelnen Menschen


wendet sich der Satz. Die Befreiung wird das Werk des Proletariats, wird also


dein Werk sein, so soll es heißen. Du, du mußt arbeiten, schwitzen, denken, 


studieren. Du, du mußt kämpfen, d.h. im heutigen Stadium des Kampfes:


Du mußt dir das Wissen verschaffen, das allein eine Einigung möglich macht,


weil es die Grundlage jeder Einigung bildet.


So billig wird das Werk der Befreiung nicht sein, daß du nur die Parteigelder zu


bezahlen brauchst oder deine billige Haut bei einem Putsch auf die Barrikade


bringst, damit Ebert Reichspräsident, Noske und Scheidemann Minister werden.


Das kann jeder Dummkopf. Du selbst sollst denken, und dein Denken durch


planmäßiges Studium unterstützen, damit du dir ein klares Bild deiner Lage


machen kannst und dich bei jeder Aktion nicht mehr auf das Urteil anderer zu


verlassen brauchst. Wäre die unsagbar lächerliche Rolle, die du in den letzten


acht Jahren gespielt hast, möglich gewesen, wenn du in der Lage gewesen


wärest, deine Bonzen zu kontrollieren?


Wo ein Aas ist, da versammeln sich die Raben, wo Schafe wie du weiden, da


finden sich auch die Bonzen ein, um sie zu scheren. Die Unwissenden werden


immer von Schlauen ausgebeutet. Klage deshalb nicht deine Bonzen, soge-


nannte Führer, an, sondern dich selbst. Deine Bonzen waren und sind nur darum


so faul, dick und gefräßig, weil du selbst so faul bist. Der Bonze weiß, daß nie-


mand in der Versammlung ihn zu kontrollieren weiß, wie der Geistliche in der


Dorfkirche. Darum, weil er es nicht nötig hat, wird er nachlässig und faul.


Natürlich, der Bonze sieht es gerne, daß du so dumm und faul bist und bleibst.


Je fauler du bist, um so bequemer ist es für ihn. Hat dich schon jemals ein 


sozialdemokratischer Bonze aufgefordert, dein Wissen zu mehren? Sieh’, wie


kümmerlich Produktion und Absatz der sozialdemokratischen Literatur ist! So ist


es erklärlich, daß die sozialdemokratische Literatur so verflacht ist, ja, daß nie-


mand mehr da ist, der Marx gegen Angriffe in öffentlichen Versammlungen zu


verteidigen weiß. Wenn man auch nicht sagen wird, daß die Marxsche Lehre


wissenschaftlich in breiter Öffentlichkeit erledigt wurde (denn sie wird in der 


breiten Öffentlichkeit überhaupt nicht mehr kritisiert, weil die Bonzen solche


Kritik, der sie nicht gewachsen sind, fürchten), so kann man aber doch fast


sagen, daß sie ausgestorben ist. Es ist mit Ausnahme von Korsch niemand 


mehr da, der die Marxsche Lehre in der Öffentlichkeit wissenschaftlich vertritt


und verteidigt.


Wie man sich von einem Berg nicht dadurch ein Bild macht, daß man ihn


besteigt, sondern dadurch, daß man ihn von einem anderen, noch höheren Berg


aus 
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betrachtet, so wird auch das Werk von Karl Marx in seiner ganzen Größe am


besten gewürdigt werden können, wenn man es zunächst von einem anderen,


gegenüber liegenden Standpunkt aus betrachtet.


Der Standpunkt, der die beste Übersicht über die Marxsche Theorie bietet, ist


heute die freiwirtschaftliche, physiokratische Literatur. Der Ausgangspunkt dieser


Literatur, Silvio Gesells Werk: „Die natürliche Wirtschaftsordnung, ist in proleta-


rischer Aufmachung heute noch zum Preis von 4 Mark vom Freiland-Freigeld-


verlag, Berlin C 54, Rosenthaler Straße 40, zu beziehen.


Wissen ist Macht.


Einigkeit ist Macht.


Wissen einigt.


Oft hört man das Wort aus proletarischem Mund: Wir sind hier alle einig.


Unsere Bonzen sind uneinig. Dieses Wort zeugt von höchst niedriger Selbst-


einschätzung oder von oberflächlicher Betrachtung des Wesens der Einigkeit.


Einigkeit verlangt, daß zum mindesten die große Mehrzahl über das Ziel der


geplanten Aktionen ein ebenso klares Bild besitzt, wie die Führer der Aktion und


daß sie alle überzeugt sind, daß der einzuschlagende Weg zum Ziel führt.


Dieses Bild und diese Überzeugung kann nur Produkt eines Studiums sein.


Denn sonst, wie könnte man es verhindern, daß irgendein Außenseiter mit einem


neuen Programm auf der Bildfläche erscheint und die Massen stutzig macht und


am Tage der Aktion verwirrt, wie das bisher immer so gewesen ist?


Der unwissende Proletarier, der nur glaubt und nichts weiß, das ist der gefähr-


lichste Verräter, der größte Feind des Proletariats, die eigentliche Hochburg des


Kapitals.


Die Landwirtschaft, ein Luxus des Deutschen Reiches


Nachdem sich die deutschen Großgrundbesitzer durch die Forderung der


Schutzzölle öffentlich bankrott erklärt haben, nachdem diese Leute jetzt behaup-


ten, auch mit Hilfe solcher Staatssubventionen nicht in der Lage zu sein, den


Arbeitern einen Lohn zu zahlen, der sie von der Abwanderung nach der Stadt


zurückhält, ja der nicht einmal auf die Arbeitslosen verlockend wirkt und mit der


Arbeitslosenunterstützung konkurriert, ist der Augenblick gekommen, wo wir die


grundsätzliche Frage erörtern sollten, ob wir diesen Großbetrieb überhaupt 


brauchen, ob es sich für die Kreise, die die Zollsubventionen aufzubringen


haben, lohnt, für die Erhaltung dieser Gebilde finanzielle Opfer zu bringen.
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In der sogenannten Friedenszeit, als man friedlich von künftigen Kriegen


träumte, da begründete Bismarck die Notwendigkeit der Kornzölle mit der 


kommenden Blockade und mit der Notwendigkeit, das Reich in Bezug auf die


Kohlrübenversorgung möglichst vom Ausland unabhängig zu machen. Die


Begründung hatte für alle, die sich für Massengräber, für Läuse und uniformierte


Orgeldreher begeistern, einen Sinn. Daß sich dieser Sinn praktisch als Unsinn


erwies, tut hier nichts zur Sache. Heute aber, da wir die Erfahrung gemacht


haben, und kein verständiger Mensch noch an einen Krieg glaubt, da fällt die


Bismarcksche Begründung von der Notwendigkeit einer leistungsfähigen


Landwirtschaft fort. Wir haben nur mehr zu fragen, ob der Freihandel uns nicht


billiger und namentlich auch sicherer mit Lebensmitteln versorgen wird als die


zollgeschützte Landwirtschaft.


Müssen wir diese Frage bejahen, so ist zu untersuchen, ob sich sonst


Nachteile für die Allgemeinheit zeigen würden, wenn wir die bankrotten


Großbetriebe ihrem Schicksal überließen.


Es ist nicht schwer, diese beiden Fragen zu beantworten. Es ist eine bereits


allgemein bekannte Wahrheit, daß der Weltmarkt, auf dem die Jahreszeiten


keine Rolle mehr spielen, und auf dem der Ausfall der Ernten auf den verschie-


denen Weltteilen sich zu einem Durchschnitt ausgleicht, der kaum nennenswerte


Schwankungen aufweist, während früher, als es noch keinen Weltmarkt für


Getreide gab und jedes Land auf die eigenen Ernten angewiesen war, Zeiten des


Überflusses ständig mit Zeiten des größten Hungers abwechselten. Ein auf die


nationale Produktion von Lebensmitteln angewiesenes Volk erweist sich in bezug


auf Sicherheit der Verproviantierung weit schlechter gestellt als ein Volk, das sich


ganz auf den Weltmarkt verläßt. Das gilt in Friedenszeiten. Für den Kriegsfall ist


zu sagen, daß ein Volk, das absolut vom Frieden abhängig ist, vernünftigerweise


eine Politik betreiben wird, die ihm den Frieden und mit ihm die Verproviantie-


rung sichert. Es wäre gewiß nicht zum Kriege gekommen, wenn wir nicht


geglaubt hätten, einer Blockade widerstehen zu können. Da die Friedenspolitik


auf alle Fälle die vernünftigere ist, so hätte die Abhängigkeit von der Nahrungs-


zufuhr dem ganzen Volk das gleiche Verhalten aufgezwungen, das dem


Einzelnen durch die Lebensnotwendigkeiten von der Wiege bis zum Grabe 


vorgeschrieben wird.


Die gegenseitigen Abhängigkeiten sind wie für friedliches, bürgerliches, so für


völkerrechtliches Verhalten die beste Gewähr. Die auf ihren Getreidesäcken 


sitzenden Agrarier, die vom Krieg keinen persönlichen Hunger und nur die


Tilgung ihrer Schulden durch die Inflation erwarteten, die beurteilten ganz selbst-


verständlich den Mord von Sarajewo anders als die städtischen Proletarier, die


nicht für 24 Stunden Lebensmittel im Hause hatten. Die Stärkung und Mehrung


der gegenseitigen wirtschaftlichen Abhängigkeiten der Völker wird sich immer


mehr als eine 
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der besten Friedensgarantien erweisen. Weshalb man dann auch sagen kann,


daß auch in politischer Hinsicht die Versorgung eines Volkes mit Nahrungsmitteln


um so sicherer sein wird, je mehr es sich dabei auf Frieden und den Weltmarkt


stützt, so daß auch hier wieder die Umkehrung der Bismarckschen Politik sich


als die bessere erweist.


Die zweite Frage, ob der Freihandel uns die Lebensmittel nicht billiger liefert,


braucht kaum beantwortet zu werden, da der Zoll doch den Zweck verfolgt, die


Lebensmittel zu verteuern. Der Zoll soll den Grundbesitzern oder ihren Pächtern


die Möglichkeit geben, die Lebensmittel zu einem um den Betrag der Zölle


erhöhten Preis zu verkaufen. Diese erhöhten Preise setzen sich um in erhöhte


Grundrenten oder Pachtgelder und dort, wo der Verkauf des Bodens beabsichtigt


ist, kann der Preis des Ackers um den kapitalisierten Betrag der Zölle erhöht 


werden. Das und nichts anderes wird mit den Zöllen beabsichtigt.


Zeigt es sich so, daß der Zollschutz uns die Verproviantierung nicht sichert,


daß er diese im Gegenteil eher gefährdet (weil die gegenseitige Abhängigkeit der


Völker und damit, daß die absolute Notwendigkeit des Friedens in dem Maße


abnimmt, wie sich die Völker gegenseitig von einander in wirtschaftlicher Hinsicht


unabhängig machen) und daß er sie außerdem noch verteuert, so bleibt noch die


Frage zu beantworten, was sonst noch geschieht, wenn wir zum Freihandel


übergehen und die Grundbesitzer ihrem Schicksal überlassen.


Zweierlei wird geschehen: Manche Grundbesitzer werden ihre finanzielle Lage


nachprüfen und finden, daß für sie die Behauptung, die Landwirtschaft bedürfe


eines Zollschutzes, nicht zutrifft, daß ihre Lage vielleicht nicht glänzend ist,


jedoch immerhin besser als die der Kriegsanleihe- und Sparkassenbücher-


besitzer. Und daß sie bei einer bescheideneren Lebensführung die ihnen zu-


gedachten Steuern bezahlen und ihren Betrieb in gewohnter Weise fortführen


können. Andere Grundbesitzer wieder werden sich sagen, daß alles Rechnen


nichts mehr nützen kann, daß ihr Betrieb mit Steuern überlastet und der


Weltmarktkonkurrenz nicht mehr gewachsen ist.


Mit der ersten Möglichkeit brauchen wir uns weiter nicht zu befassen. Die


Lebenshaltung der Grundbesitzer interessiert uns nicht mehr als die irgendeines


anderen Zeitgenossen. Wenn wir schon in die Töpfe gucken, dann in die Töpfe


der Greise und Erwerbslosen, denen der Staat die Sparkassengelder im


Interesse einer üppigeren Fürstenabfindung unterschlagen hat. Aber die zweite


Möglichkeit hat mancherlei interessante Folgen. Ist der Großbetrieb nicht in der


Lage, nach der Fläche berechnet, die gleichen Steuern zu bezahlen, die der


Kleinbetrieb zu zahlen hat, so beweist das, daß er keine Lebensberechtigung


mehr hat. Es hätte keinen Sinn, vom Großbetrieb weniger Steuern zu erheben


als vom Kleinbetrieb, nur um jenen am Leben zu erhalten. Wenn man auch


sagen kann, daß es vernünftiger 
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gewesen wäre, statt den Grundbesitzer durch Schutzzölle in die Lage zu ver-


setzen, Grundsteuern bezahlen zu können, es beim Freihandel zu belassen und


dafür von ihnen weniger oder gar keine Steuern zu erheben. Dafür wären dann


die Kreise, die jetzt den Schutz der Landwirtschaft finanziell zu tragen haben, um


so steuerkräftiger geblieben. Und man hätte den weiten und kostspieligen


Umweg, den das Steuergeld heute zurücklegt, sparen können.


Muß man also auch aus steuertechnischen Gründen die Erhaltung der


Großbetriebe ablehnen, dann bleibt nur noch die Aufteilung übrig. Die Steuern,


die der Großbauer nicht bezahlen kann, die werden nach der Aufteilung die


Kleinbauern bezahlen. Selbstverständlich wird der Preis, den der Kleinbauer für


die Parzelle bezahlen kann, sich nach den auf dem Boden lastenden Steuern


richten; ebenfalls danach, welche Preise die Bodenerzeugnisse nach


Abschaffung der Zölle erreichen werden; ferner wie sich die Lohnverhältnisse


gestalten werden, wenn, wie zu erwarten, die jetzigen Einwanderungsbe-


schränkungen der Amerikaner aufgehoben und sich die Löhne in Deutschland


automatisch den amerikanischen Löhnen angleichen. Denn jede Erhöhung des


Lohnes veranlaßt den Kleinbauer, weniger für den Boden zu bezahlen; denn nur


so bleibt das Gleichgewicht zwischen dem allgemeinen Arbeitslohn und dem


Arbeitsertrag des Bauern bestehen.


Der Großgrundbesitzer, der sein Gut parzellieren muß, findet somit folgende


Marktlage vor: Billige, relativ niedrige Weltmarktspreise für die Bodenerzeug-


nisse, hohe, durch die Auswanderungsmöglichkeit auf das amerikanische Niveau


gehobene Löhne, hohe Grundsteuern für die Kriegs- und Reparationslasten. Drei


Faktoren der Grundrente, die in gleicher Richtung wirken, drei Faktoren, die auf


die Grundrente drücken. Dazu kommt dann noch der hohe Zinsfuß, der bei der


Kapitalisierung der Grundrente auch noch auf den Preis des Bodens drücken


wird. Bedenkt man, daß bei einer Aufteilung die Gebäude mit Einschluß des


Herrenhauses auf Abbruch verkauft werden müssen, daß auch die Maschinen


nur zum Teil noch Verwendung finden können, so wird man zugeben müssen,


daß es in Deutschland keines Bolschewismus bedarf, um den Großgrundbesitz


gründlicher zu bolschewikieren, als es in Rußland die Similibolschewik getan


haben. Man braucht in Deutschland dem Grundbesitz nur den künftigen Schutz


zu entziehen (Zölle und Steuererlaß), das übrige besorgt dann die natürliche


Entwicklung (Lohnerhöhung) verbunden mit den Kriegs- und Reparationslasten.


Möglich ist es, daß, wenn die Höhe der Grundsteuer, wie es die Gerechtigkeit


verlangt, den Grundbesitz in bezug auf Rentabilität dem Besitz von Sparkassen-


geldern, von mündelsicheren Hypotheken, von Kriegsanleihen angleicht, manche


Parzellen der aufgeteilten Rittergüter überhaupt keinen Abnehmer für landwirt-


schaftliche Zwecke finden werden, und daß dann die Waldkultur allein noch als


Verwertungsmöglichkeit übrig bleiben wird. Wäre das für das deutsche Industrie-


Industrievolk


169







volk so sehr beklagenswert? Wäre es so schlimm für die deutschen Städte, für


Leipzig z. B. und für Halle, wenn an Stelle der endlosen, nicht immer wohl-


riechenden Zuckerrübenfelder Wald- und Parkanlagen treten würden, in denen


die Proletarier sich erholen könnten, so daß sie es nicht mehr nötig hätten, im


Winter nach Nizza und Ägypten, im Sommer nach Norwegen zu fahren? Wäre


das so schlimm, wenn wir an Stelle der Gutsknechte mit ihrer verkümmerten


Seele freie, flinke Hirsche antreffen würden?


Für die finanziellen Aufgaben, die der Friedensvertrag dem deutschen Volke


aufgebürdet hat, brauchen wir eine leistungsfähige Industrie, und zu der 


leistungsfähigen Industrie brauchen wir in erster Linie eine gut entlohnte, in guten


hygienischen und Ernährungsverhältnissen lebende Arbeiterschaft. Mit dem 


kümmerlichen Lohn, den die Landwirtschaft bezahlen kann, können die


Milliarden für die Reparationen nicht bezahlt werden. Ein Landarbeiter mit einem


Tagelohn von 2 oder 3 Mark kann unmöglich davon allein für die Reparationen 


1 Mark täglich abtreten. Dagegen wird es der Industrie nicht schwer fallen, wenn


einmal der Vollbetrieb erreicht ist, diese Leistung zu tragen. Wenn daher die


Aufteilung der Rittergüter und die mögliche Aufforstung größerer Flächen einen


Teil der Landarbeiter an die Städte abstoßen wird, so wird das weder für die


davon „betroffenen“ Knechte zu beklagen sein, noch für die Industriebevölke-


rung, für die das Gewicht der Reparationslasten mit der Stärke der Industrie und


der Zahl der Industriearbeiter pro Kopf abnimmt.


Aber auch vom politischen Standpunkt wäre eine solche Entwicklung zu be-


grüßen. Die Öffnung unserer Grenzen für alle die, die uns mit guten und billigen


Waren beglücken wollen, würde der auswärtigen Politik der deutschen Republik


viele Schwierigkeiten aus dem Wege räumen und uns gestatten, die Reichswehr


entsprechend abzubauen. Brauchen wir politisch heute 100 000 Mann Reichs-


wehr, so dürften nach Beseitigung der Zollgrenzen 1000 Mann für unsere aus-


wärtige Politik genügen. Und im Hinblick auf die innere Politik dürfte ein gleicher


Abbau der Reichswehr in Frage kommen, sobald wir die Brutherde der Reaktion,


die Rittergüter, ihrem Schicksal überlassen. Künstlich auf Kosten der Industrie-


bevölkerung den Großgrundbesitz durch Zölle schützen, heißt praktisch die


Reaktion auf Kosten der Republik schützen, so daß eigentlich der Reichstag, der


die Rittergutsschutzzölle bewilligte, unter das Gesetz zum Schutze der Republik


fällt. Und wenn an Stelle der moralisch völlig versumpften Gutsknechte freie


Bauern, selbständige Wirtschaftler treten, dann schaffen wir an der Seite der


industriellen noch eine ländliche Schutzgarde für die Republik.


Und wenn dann noch das Reich verfassungsmäßig vorgeht und die sich auf-


lösenden Rittergüter für das Reich erwirbt, sie parzelliert und die Parzellen, statt


sie an 


170







die Bauern zu verkaufen, sie diesen in Pacht gibt, dann werden wir als Physio-


kraten darin einen nicht unbeträchtlichen Fortschritt erblicken.


So sehen wir hier in der natürlichen Entwicklung der Dinge, in der Ablehnung


der Staatshilfe und Schutzzölle eine ganze Reihe von Vorteilen. Das Wohl der


Landbevölkerung, die Sicherung der Republik, der Völkerfrieden, die Stärkung


der Industrie und ihre Tragfähigkeit für die Reparationslasten, die soziale


Entwicklung in der Richtung des allgemeinen Bürgerfriedens, die Gerechtigkeit,


d. h. die Gleichstellung der Sachwertbesitzer mit den Besitzern der Kriegs-


anleihen, die billige und sichere Versorgung des Volkes mit den nötigen


Lebensmitteln, alles fordert, daß wir den Großgrundbesitz seinem Schicksal


überlassen. Es ist gar nicht nötig, daß wir nach dem Grundsatz verfahren: was


wankt, das stoße man, damit es stürze. Nur das eine fordern wir:


Der Staat soll es unterlassen, seine schmutzigen Hände in die Taschen der


Proletarier zu senken, um mit Schutzzöllen die Sanierungskosten des


Großgrundbesitzes zu bezahlen.


Die glänzenden Erfolge der staatlichen Erziehung 


des deutschen Volkes


Das deutsche Volk, so wie es heute dasteht, ist in der Staatskirche, Staats-


schule, Staatsuniversität – lauter Vorschulen der Kaserne – dressiert worden.


Alles, was wir heute an diesem deutschen Volk bewundern können, muß als ein


Erzeugnis der staatlichen Erziehungskunst angesprochen werden. Und zu


bewundern finden wir gar Vieles. Die Unterwürfigkeit gegenüber den Vorge-


setzten, das entsprechend barsche Benehmen gegenüber den Untergebenen,


der Kadavergehorsam, die Disziplin, der Korpsgeist, der Parteigeist, die


Standesehre, die erstaunliche Einseitigkeit und Phantasielosigkeit (Produkt der


einheitlichen Schule), die Lasterhaftigkeit, die aus der Phantasielosigkeit


erwächst, die erschreckende Bedürfnislosigkeit in wissenschaftlicher Beziehung,


der hierzu gehörende Autoritätsglaube, der Mangel an Individualität, die


Heuchelei, die ungeheure Feigheit des Individuums, über die schon Bismarck
klagte und die nur durch den Heldenmut übertroffen wird, womit wir stets von


den Spitzen unserer Behörden auf die phänomenalen Erfolge der militärischen


Erziehung hingewiesen werden. (Das hier Gesagte gilt natürlich für alle Völker,


die den Staatskultus betreiben.)


In welche Gefahr ein Volk geraten kann, wenn es systematisch zur Heuchelei,


Ehrlosigkeit, Feigheit, mit anderen Worten zum Autoritätsglauben erzogen wird,


das hat 
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uns die Katastrophe von 1914 und die Inflation gezeigt. Von den 100 sozial-


demokratischen Reichstagsabgeordneten, die bis dahin die Internationale ver-


herrlicht hatten, muxte nur Karl Liebknecht, von den 10 Millionen Mann, die aus-


gehoben und in den sicheren Tod getrieben wurden, wagte nicht einer die Frage


zu stellen, welchen Sinn dieser Krieg denn habe, und kaum ein paar Dutzend


von den 10 000 000 Mann wagten es, getreu ihrer christlichen Einstellung, dem


Hauptmann die Mordwerkzeuge vor die Füße zu werfen. Zehn Millionen Mann


waren in den Staatskirchen von Staatspfaffen in die Lehre des Christentums ein-


geweiht worden, 10 Millionen Mann nannten sich öffentlich Christen, bezahlten


sogar dafür, 10 Millionen Mann gaben 1914 zu erkennen, daß sie ihr Leben lang


geheuchelt hatten. Ehrlos, feig, gemein.


Zu einem albanesischen Regiment, das von einem preußischen Hauptmann


dressiert werden sollte und aus lauter Analphabeten bestand, schlug einer aus


der Reihe den Hauptmann, der ihn etwas unsanft berührt hatte, gleich vor ver-


sammelter Mannschaft nieder. Wenn wir in unseren 3000 Regimenten nur je


einen solchen Kerl gehabt hätten, der Krieg wäre an der Empörung der


Regimenter gleich von Anfang an zusammengebrochen.


Das deutsche Volk ist in die unsägliche Schmach gestürzt worden, weil die


staatliche Erziehung den Typus des Arnold von Winkelried und von Rosa
Luxemburg ausrottet hat, statt ihn zu fördern. Es wird wohl kaum jemand in der


Welt behaupten, daß das deutsche Volk unfähig sei, diesen Typus in der für die


Sicherheit des Volkes nötigen Anzahl zu zeugen und zu gebären. Daran liegt es


gewiß nicht. Aber die, die geboren werden, werden frühzeitig gekrümmt, nach


dem Grundsatz: „Was ein Häkchen werden soll, krümme man beizeiten.“ Und die


wenigen, die dann solchen pädagogischen Kunststücken entgehen, wandern als


Anarchisten ins Gefängnis oder fliehen, angeekelt, ins Ausland. Und wenn es


dann, wie 1914, zum Klappen kommt, dann folgt das Volk blindlings irgend 


welchem Narren, den die Gnade Gottes an die Spitze gestellt hat. Zwei Millionen


Tote allein in Deutschland, 4 Millionen Verwundete, 132 Milliarden Goldmark an


Reparationen, Zertrümmerung des wirtschaftlichen Apparates, allgemeine


Verarmung, das sind die Erfolge der staatlichen Erziehungskunst, die das


Individuum ertötet und nichts anderes übrig läßt als Masse, Masse im Reichstag,


Masse im Beamtenapparat, Masse bei den Richtern, Masse bei den Wissen-


schaftlern, Künstlern, Lehrern, Pfaffen, Masse, Masse.


„An den Früchten werdet ihr sie erkennen!“ Wie war es mit der Inflation? Hier


treten die glänzenden Erfolge des staatlichen Bildungsmonopols ins volle


Sonnenlicht. War es im Heerwesen individuelle Feigheit, die uns ins Unglück


stürzte, so handelt es sich hier direkt um Massenblödsinn, Stumpfsinn, unglaub-


liche Gefühlsrohheit, Gedankenlosigkeit, Hilflosigkeit. Wie eine Herde Schafe,


der der Wolf den Leithammel gewürgt hat, und die nun nicht mehr den Weg zum


Stall findet, so benahm sich das auf den Staatsinstituten dressierte deutsche


Volk. Jeder 
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sah, daß die deutsche Währung von Narren geführt wurde, und wer es nicht sah,


der spürte es wenigstens. Und trotzdem duldete das Volk zehn volle Jahre die


Luderwirtschaft, ließ sich die Spargelder eskamotieren und unterwarf sich ohne


zu murren, den blödsinnigen wirtschaftlichen Verordnungen. (Wer kein Gedächt-


nis für diese Dinge hat, der blättere ein wenig in den Preis-Verordnungen, der


überlege einen Augenblick, was es bedeutet, wenn diese Verordnungen den


Kaufleuten untersagen, den Wiederbeschaffungspreis zu fordern!) Alle erwarten


von „Oben“ die Rettungsaktion. Der Autoritätsglaube saß so tief verankert, daß


jeder ausgelacht wurde, der es versuchte, dem Volk Verständnis für die


Währungsfrage beizubringen. Dafür seien ja die Herren Professoren an den


Universitäten da! Wenn diese schwiegen, so sei dies der beste Beweis, daß alles


in Ordnung sei in der Verwaltung unseres Geldwesens. Der Bürgersmann, der


Arbeiter, der Demokrat, der Sozialdemokrat sei da für die Arbeit. Man könne von


ihm nicht verlangen, daß er es besser wisse als die von ihm bestellten und


bezahlten Behörden.


Unausrottbarer Autoritätsglaube. Noch heute erwartet das Volk alles Heil von


der „Regierung“. Es lehnt es glatt ab, durch Studium der öffentlichen


Angelegenheiten eine Kontrolle über die öffentlichen Angelegenheiten auszu-


üben. Schacht z. B. macht, was er will. Er treibt Tausende und Tausende von


Kaufleuten in den Bankrott, er liefert bewußt zwei Millionen Mann dem Elend der


Arbeitslosigkeit aus, er läßt das Volk völlig im Unklaren über seine künftige


Politik. Macht nichts. Man gehorcht, keiner muxt. Wie auf dem Kasernenhof. Die


staatlichen Erziehungsinstitute haben dafür gesorgt, daß niemand muxt. Wenn


diesen Instituten als Ideal der Erziehung der Bürger mit beschränktem Unter-


tanenverstand vorschwebte, dann wahrhaftig, hat man dort mit bewunderns-


wertem Erfolg gearbeitet. Ausrottung des kritischen Sinnes, Ausrottung des


Wissenstriebes, des Dranges nach Erkenntnis, des Bedürfnisses nach wissen-


schaftlicher Klarheit. Es gab eine Zeit, wo die Bürger evangelischer Konfession


den Katholiken vorwarfen, daß sie den Verstand durch das Gemüt ersetzten.


Wenn es aber einen Unterschied hier gibt, so ist er gewiß nicht auf dem hier


erwähnten Gebiet zu finden.


„An den Früchten werdet ihr sie erkennen.“ Eben sprachen wir vom Unter-


tanenverstand. – Wie steht es mit dem Untertanengemüt? Auch hier wieder 


zeigte uns die Inflation, wie wenig die staatlichen Institute davon übrig gelassen


haben. Das deutsche Volk weiß, wie es mit denen steht, die dem Staat das für


ihr Alter, für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit mit oft unsäglicher Mühe gesparte


Geld anvertraut hatten. Man weiß es, denn man liest es alle Tage in den


Zeitungen, daß die Greise, die Witwen, die Kranken aus Not sich erhängen und


vergiften. Tatenlos, wohl nur wegen absoluter Gefühllosigkeit schaut das Volk


diesen Ereignissen zu. Und während hier das schreckliche Elend herrscht, ist der


Reichstag gewillt, den Fürsten riesige Vermögen in den Rachen zu werfen, und


von den 40 Millionen Wählern, die 
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zum Volksbegehr aufgerufen wurden, fanden sich nur 12 Millionen, also knapp


ein Drittel, bereit, die dreisten, rohen, gefühllosen Forderungen der Fürsten


zurückzuweisen. Zwölf von 40 Millionen, von je drei nur einer!! Kann man sich


eine größere Roheit vorstellen?


Von je drei Mann sind in Deutschland zwei Mann bereit, zuzusehen, wie die


Greise, denen die Fürsten und ihre Lakaien den Sparschatz unterschlugen, aus


Not sich erhängen, während den fahnenflüchtigen Fürsten das Geld zur


Bestreitung protzenhaften Luxus’ ausgehändigt wird!


Das sind wahrhaftig glänzende Erfolge staatlicher Erziehungskunst. „Staat, du


stinkendes Ungeheuer, gehe mir aus dem Wege.“


Die Aussichten der kommunistischen 


und der physiokratischen Revolution in Deutschland


Wenn es sich um ein Agrarvolk handelt, das sich empört, wie in Rußland oder


wie noch in Frankreich zur Zeit der großen Revolution, dann mag es gehen. Es


genügt dann meistens die Vertreibung der schmarotzenden Schicht, das


Niederbrennen der Burgen und Herrenhäuser, die Enteignung der Fürsten oder


der Kirche. Der wirtschaftliche Apparat der Landwirtschaft ist so einfacher Natur,


die wirtschaftliche Tätigkeit der Schmarotzer so gering, daß man deren Ver-


schwinden im Betrieb nicht merkt. Der Erfolg solcher Revolution ist dann reine


Machtfrage. Aus diesem Grunde kann man auch der russischen Revolution, die


zu 90 Prozent eine Agrarrevolution ist, dauernden Erfolg prophezeien, solange


die Macht in den Händen der revolutionären Partei bleibt. Daß die übrigen 


10 Prozent, die Industrie, wieder der kapitalistischen Ordnung verfielen, wird


kaum den Erfolg der 90 Prozent gefährden können. Die Kühe melken, die Schafe


setzen Wolle an, das Saatkorn sprießt, während draußen die revolutionären


Bauern für ihre Befreiung kämpfen. So war es in Frankreich, so ist es jetzt auch


wieder in Russland! Je rückständiger ein Volk in bezug auf Arbeitsteilung,


Industrie und Handel ist, um so einfacher ist eine Revolution, um so sicherer ihr


Erfolg, denn um so weniger Eingriffe der revolutionären Behörden sind nötig zur


Aufrechterhaltung der Wirtschaft. Wenn es sich in Rußland umgekehrt verhalten


würde, wenn dort 90 Prozent der Bevölkerung von der Industrie ihren Lebens-


unterhalt bezögen, wie sähe es dann aus mit der russischen Revolution?


Oft wird gesagt: das deutsche Volk sei „noch nicht reif für die Revolution“. Man


müßte sagen: Deutschland war einmal reif (Bauernkrieg), jetzt ist es nicht mehr


reif. Wir haben uns mit der stark entwickelten Arbeitsteilung und dem dazu ge-


höri-
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gen Welthandel immer mehr von jenem Reifezustand entfernt. Dieser Reifezu-


stand ist im Urzustand, nicht am entgegengesetzten Ende zu suchen. Je ent-


wickelter die menschliche Gesellschaft, um so unreifer wird sie für die Revolu-


tion. Die Revolution in einem Industrie- und Handelsvolk, das nicht vom Ertrag


des eigenen Bodens lebt, sondern sich auf dem Wege des Handels die


Lebensmittel aus allen Teilen der Welt beschaffen muß und die Rohstoffe der


ganzen Welt für die Herstellung der zur Zahlung dieser Lebensmittel nötigen


Tauschwaren braucht, ist mit der Revolution eines Agrarvolkes (Rußland) gar


nicht zu vergleichen. Die Schafe eines Industrievolkes (Maschinen) setzen in der


Revolution statt Wolle Rost an. Der Wirtschaftsapparat eines Agrarvolkes ist in


der Hauptsache unzerstörbar. Der Wirtschaftsapparat eines Industrievolkes ver-


fällt in der Revolution in kürzester Frist. Und werden die Maschinen auch sorg-


sam behandelt, so verfallen sie dennoch in der Untätigkeit der Verschrottung,


weil sie veralten und der Weltmarktordnung nicht mehr gewachsen sind. Dieser


Umstand allein genügt, um uns aufhorchen zu lassen, wenn von einer Übert-


ragung der russischen Erfahrungen auf die deutschen Verhältnisse die Rede ist.


Für uns ist die russische Revolution nur in der allerdings sehr wichtigen Frage


der Machtorganisation interessant und lehrreich. In wirtschaftlicher Hinsicht, von


der Agrarfrage abgesehen, sagt sie uns nichts oder bestätigt nur unsere pessi-


mistischen Voraussagen. Wenn wir nach russischem Rezept revolutioniert 


hätten, dann hätte die Revolution vollendet, was der Krieg in unserem


Wirtschaftsapparat begonnen hatte. Wir wären alle verhungert oder hätten bei


den Reaktionären der ganzen Welt betteln müssen, wie das der Reichskanzler


Wirth bereits ohne Revolution glaubte tun zu müssen. Bis heute hat es noch


keine Revolution eines Industrievolkes gegeben, obschon der Trieb zur


Revolution nirgends so groß ist, wie gerade im Industrieproletariat. Wer die


Schwierigkeiten, die hier zu überwinden sind, richtig einschätzt, wird einsehen,


daß eine Revolution im gewöhnlichen Sinne des Wortes (Besitzergreifung der


politischen Macht, Enteignung aller Produktionsmittelbesitzer, Sozialisierung der


Produktion) auf gewaltige Hemmungen stoßen muß. Es ist hier zu beachten, daß


die gegen die bestehende Ordnung sich erhebenden Massen ungeduldig auf die


Besserung ihrer Lage harren und daß sie diese Besserung allein von den


Anordnungen der Behörden, nicht von ihrer eigenen Tätigkeit erwarten. Und um


so ungeduldiger sind die Massen, je weniger Einblick sie in die wirtschaftlichen


Zusammenhänge haben. Folgt die Besserung der Lage nicht bald der Erhebung,


so müssen die revolutionären Führer damit rechnen, daß sie gestürzt und durch


andere ersetzt werden, die mehr versprechen, aber ebensowenig werden halten


können. Das, was durch eine „Verteilung“ des vorhandenen Gutes für die


Massen getan werden kann, ist für die Katz. Wenn der Produktionsapparat nicht


vom ersten Tag an in Vollbetrieb erhalten oder gesetzt werden kann, wenn der


Handel mit dem Ausland nicht reibungslos sich 
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abwickelt (man beachte, daß die 100 000 sprach- und fachkundigen Agenten,


Reisenden, Vertreter der deutschen Industrie im Ausland als Reaktionäre und


Verräter der kommunistischen Revolution abgesetzt und durch völlig fachun-


kundige Parteimänner ersetzt würden), so wird statt einer Besserung der Lage


der revolutionären Massen eine Verschlimmerung eintreten. Kredit wird das revo-


lutionäre deutsche Volk im Ausland gewiß nicht haben, auf alle Fälle nur unter


Bedingungen, die nur unter Wiederherstellung des kapitalistischen Betriebes ein-


gehalten werden können, wie das heute in Rußland so hübsch zutage tritt. Die


Besserung der Lage eines Landvolkes tritt mit dem Tage ein, wo die Schmarotzer


vertrieben werden, genau wie bei einem von Flöhen ausgebeuteten Hund die


Besserung unmittelbar nach dem Seifenbad eintritt. Der Speck der Schweine, die


Eier der Hühner, die Butter der Kühe werden nicht mehr für Rechnung der


Grundbesitzer zur Stadt geschickt, sondern an Ort und Stelle von den befreiten


Knechten in gewaltigen Speckorgien verzehrt. (Das war auch der Grund, warum


in Rußland nach der Revolution die Städte so schlecht verproviantiert wurden.)


Wie will man aber die Lage eines Industrievolkes unmittelbar bessern? Die


Vertreibung der Schmarotzer nützt hier unmittelbar so gut wie nichts, weil das,


was die Herren an Gütern verbrauchten, für das Proletariat zum allergrößten Teil


völlig wertlos ist (in einem „herrschaftlichen“ Haushalt gehen vielleicht nicht ein


Viertel Prozent der Ausgaben durch die Küche). Nur durch eine zeitraubende


Umstellung der Industrie und des Handels können die zur Besserung der Lage


der Massen nötigen Mengen, ungeheuren Mengen an Lebensmitteln herbeige-


schafft werden. Wer liefert z. B. die für die Beseitigung der Wohnungsnot, von


der der Hauptantrieb zur Revolution kommt, nötigen Wohnräume? Wer beschafft


die für die bessere Kleidung nötige Wolle? Und soll der Tisch der Arbeiter-


millionen besser gedeckt werden, so müssen aus Argentinien, aus Australien und


Indien mehr Produkte eingeführt werden, und für diesen neuen Markt müssen


sich die Inder und Australier zuvor einrichten. Daß von dorther das Mehr einge-


führt werden kann, ist zweifellos richtig, aber nicht plötzlich, nicht mit der


Schnelligkeit, die die Ungeduld der revolutionären Massen fordert. Waldboden


muß ausgerodet, Bahnen, Schiffe, Häfen müssen gebaut werden. (Für die


Bezahlung dieses Mehr würde das bisherige Einkommen der vertriebenen


Schmarotzer herangezogen werden, wobei anfänglich wenigstens nicht unbe-


trächtliche Valutaschwierigkeiten sich bemerkbar machen würden.) Zeit und


Geduld sind also zur Besserung der Lage der revolutionären Massen ebenso


nötig wie für das Reifen der Staaten. Der Besserungsprozeß für die Lage der


Massen ist nur als Entwicklungsprozeß vorstellbar. Wer Einsicht hat in die Natur


dieser Dinge, wird auch die hier nötige Geduld aufbringen. Wer aber liefert den


Massen diese hier nötige Einsicht, wenn, wie die Erfahrung lehrt, die Massen


sich einem geordneten Denkprozeß zugunsten billiger revolutionärer „Begeiste-
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rung“ zu verschließen pflegen, sei es aus Faulheit, sei es, weil es dazu nicht


langt. Geduld aber und Revolution widersprechen sich.


Die Revolution eines Industrie- und Handelsvolkes, wenn die allerprimitivsten


Vorbedingungen für ihren Erfolg erfüllt sein sollen, muß somit ganz bestimmt


andere als die bisher vorgeschlagenen Wege gehen. Diese neuen Wege geht


die physiokratische Revolution. Sie bietet die Gewähr, daß sie das revolutionäre


Schäfchen ins Trockene bringen wird. Die physiokratische Revolution bietet zwar


nicht das prächtige Bild eines Gewitters, eines Orkans. Man sieht keine Blitze


krachend in Mammons Burg fallen, keine fetten, gefräßigen, faulen Bonzen


arbeiten hier „bis tief in die Nacht“ am Aufbau der neuen Gesellschaft. Das Volk


wartet hier nicht auf neue Parolen und Befehle. Sobald die Machtfrage gelöst ist,


geht hier alles von selbst, lautlos wie im Frühling das Knospen an den Bäumen.


Und dennoch sieht man die Früchte wachsen und wandelt man bald im


Schatten.


In der physiokratischen Revolution, sobald einmal unsere Hauptforderungen –


Freiland und Freigeld – erfüllt sind, brauchen wir keine Bonzen, keine Parlamen-


tarier, keine Regierung, keine Behörden, keine staatlichen Eingriffe in die


Wirtschaftsordnung, keine Konferenzen, keine Rüstung und keine Abrüstung,


keine schlechten und keine überragenden Staatsmänner, keine Politik und keine


Politiker, keine Scheidemänner und keine Noskes. All dieses Strebertum hat in


der Physiokratischen Ordnung keine Verwendung, keinen Platz mehr. Am Tage,


wo die Physiokratische Ordnung verkündet wird, geht jeder still an seine Arbeit.


Und nur das wird man bemerken, daß das Surren der Räder einen Ton schärfer


sein wird, daß eifriger gepflügt, gesägt, gerodet, gefeilt und geschaufelt wird, und


zwar unter Heranziehung der Arbeitslosenbataillone, die sich halb, restlos und


auf Nimmerwiedersehen auflösen werden. Die Physiokratische Ordnung wird


nicht geschaffen, sie ist nicht das Werk der Behörden. Die Arbeit der Revolution


ist hier ein Niederreißen von Hemmungen, kein Aufbau, kein neuer Plan, keine


Planwirtschaft. Nichts von alledem. Die physiokratische Revolution verlegt das


Schwergewicht von den Behörden auf das ganze Volk und von diesem Volk ver-


langt der Erfolg der Revolution nichts, was es nicht leisten könnte, nämlich die


Arbeit, die Berufsarbeit eines jeden, wobei wir noch erwähnen wollen, daß diese


Arbeit nicht etwa als Opfer im Interesse der Allgemeinheit, der Menschheit, des


Vaterlandes, des Proletariats geleistet werden soll, sondern im persönlichen


Interesse eines jeden. Viel und voll bezahlte Arbeit, das ist die einzige


Forderung, die der sichere und schnelle Erfolg der physiokratischen Revolution


stellt. Wenn am Tage der Revolution es überall heißen wird: Zur Feier der


Revolution wollen wir mit verdoppeltem Fleiß und Überstunden schaffen, dann


wird auch der Beweis erbracht sein, daß die Massen den Sinn dieser letzten aller


Revolutionen begriffen haben, und daß der Erfolg gesichert ist.
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Die kommunistische Seele auf die Probe gestellt


Die Sozialisten aller Schattierungen und Benennungen bauen durchweg sehr


hoch auf einem vorausgesetzten sogen., altruistischen, klassenbewußten, opfer-


freudigen Geist, der die psychologische Grundlage für den Zukunftsstaat abge-


ben soll. Es gibt Sozialisten, die glauben, Spuren dieses besonderen Geistes


bereits jetzt im Leben des Proletariats festgestellt zu haben. In Rußland arbeitet


man mit Überzeugung an der Ausbildung, Förderung dieses besonderen Geistes.


Man spricht dort von einer Massenseele, von einer Massenkultur. Und was dort


Masse heißt, bezeichnet sich in Deutschland mit Proletariat, obschon die Bürger


eines bolschewistischen Staates eigentlich nicht mehr mit dem Proletaritat eines


kapitalistischen Staates zu vergleichen sein sollten, wenn es wahr ist, daß die


ökonomischen Bedingungen ausschlaggebend für die geistige Haltung sind.


Oder ändert sich im Leben des Proletariats nichts mit dem Übergang zum


Bolschewismus?


Daß man auf dem Wege der Erziehung künstlich eine solche „Seele“ züchten


kann, steht außer Frage, daß aber solches Zuchtprodukt, weil nicht echt, nicht


angeboren, dem Zerfall ausgesetzt ist, das dürfte ebenso unzweifelhaft wahr


sein. Einen Jagdhund kann man soweit dressieren, daß er die Beute dem Jäger


im Maul zuträgt. Aber die Jungen dieses Hundes werden immer wieder dem


Naturtrieb folgen. Diese Massenseele konnte man 1914 feststellen. Wie wenig


echt sie war, konnte aber jeder bald genug an der Front und hinter der Front


beobachten. Sie zerfiel ebenso schnell, wie sie entstanden war. Den Klassen-


geist, die Massenseele kann man für kurze Aktionen, für eine Revolte, eine


Mobilmachung wohl schaffen und ausnützen. Wo es sich aber um mehr handelt


als um eine Revolte, wo man den Massengeist, die Massenseele braucht, um


eine Revolution bis zum Ziele durchzuhalten, da gehört schon mehr dazu als


eine aufgepeitschte Menschenseele. Namentlich wenn dieses Revolutionsziel


eine Umgestaltung des Gesellschaftslebens erfordert in dem Umfang, wie sie der


Kommunismus erstrebt. Wer noch darüber im Zweifel sein sollte, der betrachte


die heutige Christenheit, die seit 2000 Jahren ausgepeitscht wird, und die es


trotzdem zu nichts anderem gebracht hat als zur Heuchelei (siehe das


Weltkriegsgemetzel).


Die Kommunisten sollten der Erforschung der „Massenseele“ wirklich mehr


Aufmerksamkeit widmen, als es geschieht; denn schließlich, wenn die 


kommu-nistische Seele nicht echt ist, wenn der Zukunftsstaat etwa auf einem


Hirnge-spinst aufgebaut werden sollte, wenn die Erfahrung zeigen sollte, daß 


die Massenseele nur bei außergewöhnlichen Ereignissen in Erscheinung tritt, 


bei Erdbeben, Überschwemmungen, kriegerischen Überfällen, Seuchen, kurz 


bei Ereignissen von 
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kurzer Dauer, daß diese Seele aber im täglichen Leben, bei den täglichen klei-


nen und winzigen Sorgen bald in Klatsch, Schikanen, Neid, Mißgunst, Prozessen


und Streit, kurz in ihre echten psychologischen Bestandteile zerfällt, so brauchte


man das Experiment nicht zum 100 sten Male zu wiederholen. Und man ersparte


dem Volk die Leiden eines Mißerfolges und seinen besten Führern das Aus-


hauchen der Massenseele am Galgen.


Die Kommunisten, die der Machtfrage achtunggebietende Aufmerksamkeit


schenken und das deutsche Volk vor dem so verderblichen Putschismus 


schützen, sollten, solchem Verantwortungsgefühl treu, nun auch das Ziel der


Revolte ebenso scharf im Auge behalten, damit das, was durch die Revolte


erzielt wird, nicht wieder durch die Revolution verloren geht. Denn die Revolte


erhält für alle nur dann einen Sinn, wenn die Revolution in Sicherheit gebracht


werden kann. Diese Sicherheit aber, die fehlt, wenn die psychologischen


Grundlagen des Zukunftsstaates sich als unecht erweisen sollten.


Wir haben den Kommunisten in unzähligen öffentlichen Versammlungen den


Rat gegeben, die kommunistische Volksseele auf die Probe zu stellen, ehe man


dazu übergeht, auf solcher vorausgesetzten, niemals auf ernste Probe gestellten


Massenseele, die vielleicht trügerischer Art ist, die Grundmauern ihres Zukunfts-


staates zu errichten. Ist diese kommunistische Massenseele echt, ist sie der


Ausdruck natürlicher, spontan sich äußernder Herzensgüte, grenzenloser


Opferfreudigkeit, niemals sich erschöpfender Geduld gegenüber den Schwächen


der anderen, erweist sie sich überall und zu allen Zeiten existent, dann braucht


man keine Mißerfolge zu befürchten, namentlich auch dann, wenn die genannten


Eigenschaften im Verkehr nicht nur mit den eigenen Volksgenossen, sondern im


Verkehr mit den Menschen aller Rassen, aller Kulturstufen, einschließlich der


Gorillas, zutage treten. Ist die kommunistische Seele echt, dann hat es keine


Not, dann wird der Kommunismus wie ein Stehaufmännchen allen Noskiten


widerstehen. Handelt es sich aber mit der Massenseele nur um eine Suggestion,


um ein von Behörden gezüchtetes Produkt, dann lohnt es sich nicht, die Revolte


zu organisieren, denn der Zerfall wird nicht zu vermeiden sein.


Nun ist es aber eine sehr einfache Sache, die kommunistische Seele auf die


Probe zu stellen und ohne Kosten und Gefahren irgendwelcher Art Experimente


zu veranstalten. Man braucht den Kommunisten nur die Frage zu stellen, wie wir


das in unzähligen Fällen getan haben, ob sie bereit sind, in den Betrieben, wo


sie als Proletarier arbeiten, den Lohnkommunismus einzuführen. Niemand hat


ein Interesse daran, die Kommunisten in solcher Aktion zu stören. Der Unter-


nehmer nicht, der Kapitalist nicht, der Staat auch nicht. Auch praktische


Schwierigkeiten irgendwelcher Art gibt es da nicht zu überwinden. Man wirft am


Lohntage die von jedem einzelnen Genossen verdienten Löhne in einen Sack


und aus diesem Sack wird die 
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Verteilung nach kommunistischen Grundsätzen vorgenommen, entweder zu 


gleichen Teilen oder nach Bedarf, ganz wie die Kameraden das unter sich ab-


machen. Sind die Kommunisten damit einverstanden und zeigt es sich, daß die


Mehrzahl im Stücklohn mit verdoppeltem Eifer arbeiten, weil sie einen Stolz darin


sehen, einen möglichst hohen Beitrag zum gemeinsamen Arbeitsertrag zu 


zahlen, dann, dann ist der praktische Beweis erbracht, daß es etwas gibt wie


kommunistischen Geist, daß der Kommunismus echt und unzerstörbar ist. Und


namentlich dann würde sich der kommunistische Geist als echt erweisen, wenn


es unserer Aufforderung zu solchem Experiment nicht bedürfte, wenn die Arbeiter


ganz von selbst, getrieben durch ihren kommunistischen Geist, solchen


Lohnkommunismus eingeführten.


Aber die kommunistische Seele existiert nicht oder nur in verschwindend 


seltenen Exemplaren. Die, deren Lohn unter dem Durchschnitt steht, die also 


mit dem Lohnkommunismus profitieren würden, die sind dafür. Die anderen, die


zugunsten ihrer Kameraden Opfer bringen sollen, die sind dagegen, alle, überall,


immer. Die Bonzen in erster Reihe. Wer das nicht glauben kann, wer es für


unmöglich hält, daß der Kommunismus in solcher primären kommunistischen


Forderung bereits so jämmerlich versagt, der mag ja das Experiment wieder-


holen. Jede kommunistische Versammlung bietet ihm dazu Gelegenheit. Der


kommunistische Geist ist nur echt dort, wo es sich um die Verteilung der Habe


der Kapitalisten handelt, um das Eigentum anderer. Dem eigenen Haben gegen-


über versagt er schmählich. Man kann sogar sagen, daß dieser kommunistische


Geist bei den Kapitalisten weniger selten anzutreffen ist als bei den Proletariern.


Das in Rede stehende Experiment ist um so vielsagender, als es sich meistens


um Leute handelt, die sich mehr oder weniger genau kennen, die die persön-


lichen Verhältnisse eines jeden überschauen, die oft verwandt, verschwägert,


befreundet sind. Wenn es hier schon versagt, wie könnte sich der kommuni-


stische Geist gegenüber der Gesamtheit, gegenüber völlig fremden, abwesenden


Personen oder gar gegenüber fremden Völkern bewähren? Wie lächerlich


erscheint der Ruf: „Proletarier aller Länder, seid einig, einig“, wenn die Proletarier


ein und desselben Werkes sich nicht einmal in einer so überaus einfachen und


übersichtlichen Sache einigen können, wie es der Lohnkommunismus doch ist,


wo jeder kontrollieren kann, ob das Geld nicht von den Bonzen gestohlen und


barattiert wird.


Ich weiß, daß man mich hier auf proletarische Aktionen hinweisen wird, die


dem hier Gesagten zu widersprechen scheinen. Da sind die Solidaritätser-


klärungen bei den Streikaktionen, die Unterstützung aus den Barmitteln der


Gewerkschaften, die man anderen Gewerkschaften, sogar ausländischen, hat


zuteil werden lassen. Aber was sagen diese Aktionen? Sind es Aktionen des ein-


zelnen Individuums, entspringen sie den Wünschen des einzelnen Menschen?


Würden sie auch dann noch zustande kommen, wenn geheime Abstimmungen


sie regelten? Diese Frage aber 
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müssen wir auf Grund unserer Erfahrungen mit dem Lohnkommunismus glatt


verneinen. Es sind die Beamten der Gewerkschaften, die aus politischen


Gründen die Solidaritätserklärungen abgeben und die Aktionen mit dem Geld 


der anderen, ohne in die eigene Tasche greifen zu müssen, finanzieren. Solche 


kommunistische Handlungen aber beweisen nicht das allergeringste für das


Dasein einer kommunistischen Seele. Solange der kommunistische Geist nicht


das ganze Leben des Menschen erfaßt und beherrscht, ähnlich wie der


Christusgeist das Leben des heiligen Franz zu Assisi mit Beschlag belegt hatte,


solange es sich nur um Behördenkommunismus handelt, kann man zwar von


einem kom-munistischen Staat, aber nicht von einem kommunistischen Volk


reden. Ein kommunistischer Staat aber ohne kommunistisch beseeltes Volk kann


nicht von Bestand sein. Es wird dann so zugehen wie in der christlichen Kirche,


wo im Weltkriege die Pfaffen der beiden Parteien sich mit dem Kruzifix gegen-


seitig die hohlen Schädel einschlugen. Der Kommunismus müßte, wenn er


Bestand haben soll, nicht von den Behörden dem Volk gepredigt werden, 


sondern umgekehrt vom Volk den Behörden. Solange das Volk nicht spontan 


den Lohnkommunis-mus fordert und solange nicht die tüchtigen Arbeiter, die die


höchsten Löhne verdienen, in erster Linie nach dem Lohnkommunismus rufen,


liefern sie selbst vor aller Welt den Beweis, daß der Kommunismus nichts ist 


als ein christliches Edelreis, das einem Krokodil aufgepfropft werden soll.


Die Verherrlichung des Proletariats


Vorbemerkung: Wir Physiokraten dürfen uns eine Sprache, wie sie hier 


gegenüber dem Proletariat geführt wird, wohl erlauben, weil wir zwar das


Proletariat zum Umsturz, es aber nicht als Grundlage der erstrebten physiokra-


tischen Gesellschaft brauchen. Wir brauchen die Proletarisierung der Massen


nicht weiter zu führen, den Rest glücklicher Menschen nicht ins Unglück zu 


stürzen. Wir wollen im Gegenteil das Proletariat restlos ausrotten, indem wir allen


die Möglichkeit geben, sich selbst zu Wohlstand und Selbständigkeit emporzu-


arbeiten und allen die Lebensgenüsse erreichbar machen, die heute in der 


kapitalistischen Ordnung nur verhältnismäßig wenigen zugänglich sind. Die


Kommunisten wie auch die Sozialdemokraten brauchen für die Dürftigkeit,


Kümmerlichkeit der kommunistischen Lebensführung einen an das Elend ge-


wohnten Menschen, damit dieser die zu schaffende kommunistische Gesell-


schaftsordnung erträglich findet und nicht rebelliert, wie die Rotte Korah in der


Wüste gegen Moses rebellierte und die Rück-
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führung in die ägyptische Sklaverei verlangte, weil die Freiheit in der Wüste


ihnen zu große Entbehrungen auferlegte, an die sie bei den „Fleischtöpfen 


Ägyptens“ nicht gewöhnt waren. Darum werden schon jetzt die größten


Schmerzen und Leiden des proletarischen Lebens demagogisch umgewertet.


Der Kommunist soll der neuen Ordnung sagen: wir sind zwar wirtschaftlich


schlechter gestellt als die Proletarier der kapitalistischen Länder, was durch die


Abwanderung unserer Genossen ins kapitalistische Dollarland der ganzen Welt


kundgetan wird. Aber wir sind doch bessere Menschen. Wie die Nationalisten


dem Volk die Bürde des Militarismus erträglich zu machen suchen dadurch, daß


sie das Lied: „Deutschland, Deutschland über alles“ so oft singen lassen, bis daß


alle davon überzeugt sind, es gäbe keine edleren Menschen als sie selbst, so


suchen nun auch die kommunistischen Demagogen die Armseligkeit des kom-


munistischen Lebens mit kommunistisch-nationalistischen Phrasen zu vergolden.


Es ist also das Rezept der Deutschnationalen und der Mussolinis, das die


Kommunisten hier anwenden. Gegen solche Tendenz rechtzeitig Front zu


machen, ist der Zweck der folgenden Ausführungen.


Solange der Proletarier keinen Ekel vor sich selbst hat, können in ihm auch die


Kräfte nicht lebendig werden, die zum Umsturz und zur Neuordnung der Gesell-


schaft nötig sind. Diese Kräfte aber löst man nicht aus, indem man, wie es heute


geschieht, Weihrauch vor dem Proletariat streut, von proletarischer Kultur, prole-


tarischer Wissenschaft, proletarischer Moral redet und dem Proletarier weis


machen will, daß er dem Bürger gegenüber manches voraus hat in der Moralität


der Lebensführung und auf dem weiten Gebiet des Gemüts, Gefühls und


Liebeslebens. Wenn es so wäre, wenn der Proletarier außerdem noch aus der


Religion tieferen und echteren Trost für alle Übelstände des irdischen Jammer-


tals zöge, so hätte er ja schon in diesen Vorzügen mehr als eine volle Kompen-


sation für alle Leiden seiner Klasse. Aber es ist nicht so.


Die Armseligkeit der Lebensführung, die den Proletarier auf keinem Gebiet zur


Entfaltung seiner Kräfte kommen läßt, die ihn unter anderem auch dazu führt, in


der kommunistischen Hölle einen Gewinn zu erblicken gegenüber dem kapitalis-


tischen Schweinestall, ist der denkbar schlechteste Lehrmeister, und die Früchte


entsprechen auch durchaus dieser Schule. In der Armut, in der Demut, in der all-


seitigen Gebundenheit kann der Mensch nicht gedeihen. Wenn es aber dem


Proletarier unmöglich ist, aus sich etwas zu machen, nun, so soll er sich auch


nicht entrüsten, wenn man ihm ins Gesicht sagt, daß er unter allen der


Bemitleidenswerte ist. Was nützt es dem Schwein, wenn es den Stallbesitzer für


den Schmutz verantwortlich macht? Es bleibt darum doch ein Schwein, so lang


es im Stall eingepfercht ist.


Heraus aus dem Stall, das soll die einzige Sorge des Proletariers sein. Die


besten Entwicklungskeime im Menschen müssen in diesem Stall verkümmern –


und sie 
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sind nicht nur verkümmert, sie sind verdorrt. Das ist es, was jeder ehrliche


Proletarier von sich sagen muß und jeder Demagoge, der das Proletariat


umschmeichelt, verdient, daß man ihn als Betrüger auf der Stelle erschlägt.


Denn das ist der dem Proletariat gefährlichste Bursche. Niemand hat es nötiger,


der Wahrheit ins Gesicht zu schauen, niemandem können die Schmeicheleien


der Streber gefährlicher werden als dem Proletariat.


Ich nenne Schulze einen Tagedieb und Müller einen Schurken. Darum, wenn


ich hier vom Proletariat rede, so denke ich nicht an die wenigen Genossen, die


sich dank einer hervorragenden geistigen Veranlagung den widrigen Umständen


zum Trotz und mit Hilfe einer eisernen Energie hohe Bildung verschafften und


dann trotzdem bei ihren Leidensgefährten bleiben und ihr Schicksal zu teilen


gewillt sind. Diese Genossen kann man nicht mehr zum Proletariat rechnen,


denn es liegt ja nur an ihnen, wenn sie den für sie immer möglichen „Aufstieg“ in


die bürgerlichen Kreise verschmähen. Die würden bei diesem „Aufstieg“ auch auf


die Unterstützung der Kapitalisten rechnen können, da diese immer ein Interesse


daran haben, dem Proletariat die aus dem eigenen Schoß hervorgehenden


Führernaturen zu rauben.


Oben in der bürgerlichen Welt ist immer Platz für die Proletarier, die sich mit


einer besseren Portion Intelligenz in den Dienst des Kapitals stellen wollen.


Zum Proletariat können wir darum in diesem Zusammenhang nur diejenigen


rechnen, die unfreiwillig darin verbleiben, wie wir auch nicht die wenigen Kapita-


listen, die sich parteipolitisch zu den augebeuteten, betrogenen, heruntergekom-


menen Zeitgenossen schlagen, als Proletarier ansprechen werden. Abgesehen


also von diesen wenigen, die der eine vielleicht auf 1000, der andere auf 10 000


oder 100 000 beziffern mag, besteht der Rest, also die oft erwähnte große


Masse, aus kulturlosen, unterentwickelten, ungebildeten, gewerkschaftlich orga-


nisierten, physisch heruntergekommenen, vorzeitig verbrauchten Individuen,


denen die impulsive Kraft der Jugend, wie auch die bedächtige Überlegenheit


des Alters abgeht; ohne Schwung, ohne Idealismus, ohne Ehrgeiz und Eitelkeit,


ohne Hoffnung, urteilslos auf allen Gebieten, sogar auf dem des eigenen


Broterwerbs.


Proletarier! Betrachte dich im Spiegel und dann sage mir, ob ich übertreibe.


Sage die Wahrheit, suche die Dinge nicht zu beschönigen, denn nur die Aner-


kennung der Wahrheit kann dich retten. Habe ich nicht recht? Und nun betrachte


deinen Charakter. Entspricht er nicht auch dem kapitalistischen Schweinestall, in


dem du geboren, der dich von Jugend an umgeben hat? Ein Häufchen Arm-


seligkeit, das ist dein Charakter. Du selbst als Materialist, der weiß, daß der


Mensch in hohem Grad Produkt der Verhältnisse ist, du wirst es begreifen, daß


es nicht anders mit deinem Charakter bestellt sein kann. Hast du schon jemals


gehört, daß ein Kapitalist seine Standesgenossen an die Feinde verraten hätte?


Kannst du einen einzigen Fall nen-
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nen? Aber umgekehrt. Herr Gott, wie trüb sieht es da aus! Ich will sie nicht zäh-


len, die Verräter aus den eigenen Reihen des Proletariats. Proletarier sind es


immer gewesen, die auf Kommando, für den Preis einer Zigarette auf Vater und


Bruder schießen. Proletarier waren es, die 1914 die internationale Verbrüderung


besangen, um 8 Tage später die Kriegskredite zu bewilligen. Wer für irgendein


Verbrechen Verräter sucht, der findet sie in den Reihen der Proletarier. Und das


ist ja auch leicht verständlich. Jeder, der aus der bürgerlichen Gesellschaft


wegen unehrenhafter Gesinnung, wegen Treulosigkeit, wegen Liederlichkeit,


wegen gemeiner Verbrechen ausgestoßen wird, der „sinkt“ hinab in die Masse


des Proletariats und zählt von da ab zum Proletariat. Alle die minderwertigen


Produkte der kapitalistischen Unzucht, die 1/2 und 3/4 Idioten, alles taucht unter in


dem großen Brei, genannt Proletariat.


Male ich hier zu schwarz? Bedenke, Freundchen, wie du deine Kameraden,


die es am ehrlichsten mit dir meinten, behandelt hast. Wo ist Hölz? Was hast du


bisher für die Befreiung von Hölz getan? Da sitzt er im Zuchthaus und denkt, daß


seine Kameraden, die Proletarier, ihn eines Tages befreien werden, daß er nicht


ganz vergessen ist. Wo aber sind diese proletarischen Kameraden, die ihre


Freunde nicht vergessen. Freunde, die nichts anderes ins Zuchthaus, ins


Unglück gestürzt hat, als ihre grenzenlose Liebe zum bedrückten, beraubten und


ausgebeuteten Proletariat? Jawohl, diese Sorte von Kameraden streikt und


spricht auch vom Generalstreik, um für sich eine Lohnerhöhung von Pfennigen


durchzudrücken, aber keiner denkt auch nur einen Augenblick an den unglück-


lichen Hölz, dem ein geschlossenes Vorgehen des Proletariats sicher, wenn nicht


die sofortige Befreiung, so doch eine Kürzung und eine Linderung der Strafe


bringen würde.


Da sind auch die zahllosen Kommunisten, die von den Aufständen her noch in


großer Zahl in den Gefängnissen und Zuchthäusern, deutschen Zuchthäusern,


gefoltert werden. Sie kämpfen für die Weltordnung, die du selbst als deine


Weltordnung bezeichnest. Und was hast du für ihre Befreiung getan? Der Staat


rechnet nur mit Machtverhältnissen. Er kennt und anerkennt nur Macht. Zeigt,


daß ihr mächtig seid und dazu gehört weiter nichts als geschlossenes, gemein-


sames Auftreten, und der Staat wird dann gerne mit euch wegen der Freilassung


dieser Kommunisten verhandeln. Aber ihr, verachtungswürdige Proletarier, ihr


streikt für ein Glas Bier; für eure Kameraden, die durch den Kampf um eure


Sache ins Zuchthaus wanderten, habt ihr nichts übrig als leere Worte, als das


Geschwätz eurer Reichstagsabgeordneten. 0, o, proletarische Kultur, o, proleta-


rische Moral! Ekelt es dich nicht vor dir selber, stolzer Proletarier?


Als die Führer der Münchener Räteregierung, einer nach dem anderen, ins


Zuchthaus wanderten. Mühsam, Toller und so viele, viele andere, da waren in


Berlin deine Vertrauensmänner in der Macht. Ebert, Scheidemann, Noske. Daß


diese Män- Männer


184







ner nichts zugunsten jener Zuchthäusler unternahmen, versteht jeder, der die


proletarischen Bonzen kennt. Aber daß du, Proletarier, immer noch diesen


Bonzen dein Vertrauen schenken kannst, das kann beim besten Willen nur der


Mensch verstehen, der dich für einen Idioten hält, der dich also richtig einzu-


schätzen versteht. Nur Idioten können ihre aus der Reihe vorstoßenden


Kameraden in den Zuchthäusern vergessen. Aber du wirst es vielleicht noch ein-


mal zu spüren bekommen, daß man nicht so mit den Kameraden umgehen darf.


Es kommt noch einmal der Tag, wo du nach Hölz rufst, damit er dir die Kastanien


aus dem Feuer holt. Umsonst, denn er wird von seiner Liebe zum Proletariat


kuriert sein und wer ihn kurierte, das bist Du. [Dies war geschrieben und gesetzt, als mir


Erich Mühsam seine neue Schrift: Gerechtigkeit für Max Hölz, Verlag Rote Hilfe Deutschlands, Berlin,


zuschickte. Jetzt muß ich mein Urteil über Hölz etwas korrigieren. Hölz ist ein unverbesserlicher


Idealist und von seiner Liebe zum Proletariat ebenso wenig zu kurieren, wie Christus von ihr sich


befreien konnte.]


Proletarier, mit der berühmten proletarischen Kultur, angefüllt bis zum Hals mit


der weltberühmten proletarischen Moral, gestärkt durch die proletarische


Wissenschaft, höre zu: Du bist das verachtungswürdigste Geschöpf auf Erden.


Ich will diese Behauptung heute nicht mit der Vorlesung deines Sündenregisters


weiter bekräftigen. Das werde ich ein andermal tun, wenn ich in Stimmung bin


und ich mir das proletarische Schimpfwörterverzeichnis verschafft habe.


Selbsterkenntnis ist der erste Schritt zur Befreiung. Erkenne dich, betrachte dich


gründlich im Spiegel, damit du dir endlich deiner unwürdigen Lage bewußt wirst


und das letzte Atom von Würde, das in deinem edlen Kern steckt, die Kraft zur


Empörung gewinnt.
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Fürsten- oder Kriegsbeschädigten-Entschädigung


Für die Versorgung der Kriegsverletzten kann nur der eine Grundsatz gelten:


Volle wirtschaftliche Entschädigung für die verminderte Erwerbsfähigkeit und


dazu ein Schmerzensgeld, das denen, die es aufzubringen haben, wirklich einen


Schmerz verursacht und sie täglich daran erinnert, wie blödsinnig es doch war,


daß wir so gar nichts taten, um den Krieg zu vermeiden.


Volle wirtschaftliche Entschädigung kann aber nichts anderes bedeuten, als


daß dem Kriegsbeschädigten eine Entschädigung zugesichert wird, mit der sein
Einkommen auf das Einkommen der gesund gebliebenen Arbeits-, Alters- und
Berufsgenossen gehoben wird. Wenn z.B. mein Nachbar sagt, daß er nach


Verlust des rechten Armes seinen Beruf als Dreher nicht mehr ausüben kann und


daß er jetzt als Eisenbahnangestellter 115 Mark im Monat erhält, wovon 20 Mark


für die Miete abgehen, so daß nur 95 Mark übrigbleiben für ihn, seine Frau und


ein Kind, während seine früheren Berufskollegen 300 Mark und mehr monatlich


in der Fabrik verdienen, so soll nach unserer Auffassung diesem Mann durch


Staatszuschuß neben dem oben erwähnten Schmerzensgeld ein Einkommen


von mindestens auch 300 Mark bis an sein Lebensende ausgerichtet werden.


Daran könnte uns nur der Umstand hindern, daß nirgends noch etwas zu holen


sei, bei den Fürstenvermögen nicht und auch nicht bei den Kapitalzinsen und


Grundrenten. Für diesen Zweck soll es wirklich heißen: Nur dort, wo nichts,


absolut nichts ist, hat der Kaiser sein Recht verloren. Diese kaiserliche Devise


wollen wir für die Kriegsbeschädigten in Anwendung bringen.


Es heißt zwar, daß alles Eigentum bereits überlastet sei. Schön, nehmen wir


an, es sei so. Überlastet heißt im Sinne der genannten kaiserlichen Devise, daß


das Vermögensobjekt bereits mehr an Steuern bezahlt, als es an Renten oder


Zinsen und Dividenden einträgt. Wie kommt es aber dann, daß unsere Fürsten


so darauf erpicht sind, solches überlastetes Eigentum für sich zu reklamieren?


Es stimmt also nicht mit der sogenannten Überlastung. Hier wird wieder gelogen.


Die 290 000 Morgen Land, die die Hohenzollern für sich reklamieren, werfen


doch noch etwas ab und demnach muß, nach der Devise: Nur wo 
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nichts mehr ist, da hat der Kaiser und sein Nachfolger, die Republik, sein Recht


verloren, auch noch etwas bei den Hohenzollern zu holen sein. Und wie hier, so


überall. Alles, das ganze „deutsche Vaterland“, so wie es da lang und breit in der


Sonne liegt, ist den Kriegsverletzten verpfändet. Ihr Anspruch auf volle


Entschädigung liegt als erste Hypothek auf allem Besitz, auch dem des Königs.


Auch ohne das Versprechen, das den Soldaten im Kriege von allen Seiten,


auch vom Kaiser selbst immer und immer wieder gegeben wurde, hält jeder


rechtlich denkende Mensch es für eine Selbstverständlichkeit, daß mit dem, was
da ist, in erster Linie den Kriegsbeschädigten geholfen werden muß. Und das gilt


nicht nur für die Verbandsstoffe, Krücken, Quacksalben und anderen billigen


Plunder, sondern selbstverständlich auch für alles, was die Leiden, Entbeh-


rungen, Demütigungen der Kriegsbeschädigten irgendwie versüßen kann. Kein


Rheinwein, kein Champagner, keine Havanna soll für die zu teuer sein, deren


Gesundheit wir für zwar blödsinnige, aber dennoch für unsere Zwecke aufs Spiel


setzten. Und wenn es Autos gibt, die sich für das Spazierenfahren eignen,


Gärten, in denen man sich ergehen kann, so sollen diese Autos und Gärten


beschlagnahmt werden für die Opfer des Massenmordes. Und so nach allen


Richtungen


Da fährt z.B. ein Eisenbahnzug mit Wagen 1., 2. und 3. Klasse. Die Sitplätze


der 1. und 2. Klasse sind gepolstert. Die der dritten Klasse sind aus hartem Holz


gezimmert. Und ausgerechnet an diesen Wagen der 3. Klasse hängt das Schild:


Für Schwerkriegsbeschädigte.
O Schmach, o Schande! Solche Praxis können Menschen verstehen, die in


den Staatskirchen und Staatsschulen und Staatsuniversitäten zu Christen und


Kulturmenschen dressiert wurden, mögen vielleicht auch noch Menschen ver-


stehen, die die Soldaten, wie zur Zeit Friedrichs II., als Zuchthäusler und Idioten


betrachten und die zu der bekannten Anrede: „Wollt ihr Hunde denn ewig leben“


nicht einmal lachen können, wir aber verstehen solche Roheit nicht, und würden


sie selbst dann nicht verstehen, wenn die Worte Friedrichs heute noch auf das


Militär anwendbar wären. Wir wollen mit all dieser mittelalterlichen Behandlung


des Menschen tabula rasa machen. Polster wollen wir den Kriegsbeschädigten


machen, wie 


187







solche keine Prinzessin je gesehen hat. Vom Guten das Beste auf der ganzen


Linie der Lebenshaltung für alle, die wir unseren verbrecherischen, nationalis-


tischen, blödsinnigen Plänen opferten. Wir wollen nicht von Moral und Pflichten


und anderen Dingen aus der Weltanschauung der Ausbeuter reden, aber wir 


wollen tun, wozu wir von innen heraus getrieben werden. Wir wollen den vor-


wurfsvollen Blicken der Kriegsbeschädigten nicht ausweichen. Wir wollen keinem


Blick ausweichen, am aller wenigsten diesem Blick. Nein, das tun wir nicht. Und


damit wir das nicht länger zu tun brauchen, wollen wir unseren tierischen Trieben


folgen, und den Kriegsbeschädigten im angedeuteten Sinne beistehen.


Aber, so hören wir die Spießbürger sagen, solche menschliche Behandlung der


unglücklichen Opfer des Krieges kostet ja haarig viel Geld! Wo können wir die


Mittel dazu herholen? Die Fürsten allein beanspruchen ja bereits drei Milliarden


für sich und die Zinsen und Dividenden der Kapitalisten sind in den Schutz und


Schirm der Jungfrau Maria, der katholischen wie der evangelischen Kirche


gestellt. Ihr sagt, daß ihr von innen heraus zu eurer Auffassung in der Kriegs-


be-schädigten-Frage getrieben werdet. Ich kann euch nur sagen, daß solchem 


tierischen Trieb die Moral, das Recht, der Staat, die Kirche, kurz, unsere ge-


samte Kultur sich entgegenstemmen werden. Die Mittel für die Besserung der


Lage der Kriegsbeschädigten können nur durch eine neue Lohnsteuer und durch


Kürzung der Arbeitslosenunterstützung aufgebracht werden!


Proletarier! Antworte, soll dieser Spießbürger recht behalten?
Soll es wahr bleiben, daß alle Versprechungen, die den Soldaten gemacht 


wurden, schmachvoller Betrug, Lug und Schwindel waren? Soll das Wort, das


bisher immer absolute Geltung hatte und wodurch alles Eigentum im Lande rest-


los dem Kaiser verpfändet war: Nur dort, wo nichts, absolut nichts mehr zu holen


ist, hat der Kaiser kein Recht mehr, nun auf einmal, wo es für die Kriegsbe-


schädigten angewendet werden soll, außer Kraft gesetzt werden?


Dieses Wort, das bisher die stärkste Stütze des Staates bildete, soll jetzt auch


in Kraft bleiben, Wo es gilt, den Staat, diesen Staat zu liquidieren. Und der erste


und für uns 
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selbstverständlichste Passivposten dieser Liquidation ist die volle Entschädigung


der Kriegsbeschädigten.


Jetzt bei der Fürstenenteignung hast Du Gelegenheit zu zeigen, ob Du auch 


zu jenen Lumpen gehörst, die bei der Einlösung der Versprechungen, die dem


Soldaten zur Anfeuerung gemacht wurden, vor dem Eigentum, diesem Eigentum


halt machen, die lieber wortbrüchig an Krüppeln und Hilfslosen werden sollen,
als Hand an Vermögen zu legen, das erwiesenerweise auf Raub und


Sklavenhandel aufgebaut ist.


Der Krieg soll denen, die ihn schürten, die wohl immer für Kriegsminister, 


niemals aber für Friedensminister ein Interesse zeigten, nicht billig zu stehen


kommen. Sie sollen, wenn in Zukunft das Wort Krieg fällt, angsterfüllt mit den


Händen schützend in die Taschen fassen. Man sage nicht, daß die Fürsten mit


der Krone bereits viel durch den Krieg verloren haben. Ach ja, diese Krone! So


lange es nicht Kronen sind, die verloren gehen, berührt es die Fürsten nur sehr


äußerlich. Geld soll ihnen die Krone einbringen. Wenn sie das nicht mehr tut,


dann lassen sie die Krone im Stich, um besser die Kronen schützen zu können.


Die Krone ließen sie fahren, das Vermögen aber, welche Energie wird hier 


entwickelt!


Darum, wenn man den Fürsten und ihren Lakaien Respekt vor dem Kriege 


einflößen will, so zeige man ihnen einen Kriegskrüppel und sage ihnen: dieser


Hund, der noch dazu ewig leben möchte, stellt hohe Ansprüche an Deine Kasse.


Er verlangt als Krüppel so gestellt zu werden, daß er wirtschaftlich seine


Arbeitskollegen nicht zu beneiden braucht und dazu ein Schmerzensgeld, das


Deine Mittel restlos mit Beschlag belegt. Glaubt mir, auf solche Worte werden


unsere Fürsten, deren zweites Wort sonst immer die gepanzerte Faust war, 


unisono ausrufen: Nie nieder Krieg!
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Ein Fürstendiener als Präsident der Republik


Hindenburg wirft dem deutschen Volk Mangel an Traditionsgefühl vor, der jetzt


bei Gelegenheit der Fürstenenteignung zum Vorschein kommt. Tradition nennt


man die mündlich überlieferte Geschichte. Was aber Traditionsgefühl bedeuten


soll, das weiß gewiß nicht einmal das Konversationslexikon. Es gibt Menschen,


die sich sehr stark in der Geschichte zu orientieren pflegen. Nehmen wir an, daß


es solche Menschen sind, die von Traditionsgefühl besessen sind. Ob nun ge-


rade solche geschichtlich denkenden Menschen den Fürsten im allgemeinen und


den deutschen Fürsten im besonderen hold sein werden? Kann man eine einzige


Tat der deutschen Fürsten nennen, der gegenüber der Parteigeist nicht geweckt


wird, also eine Tat, über die alle innerhalb der deutschen Reichsgrenzen leben-


den Menschen sich freuen können? Eine einzige? Ich kenne keine. Ein


Münchener Bierkeller, in dem gerauft wird – das ist das Symbol der Fürsten-


geschichte. Legt man die für den Geschichtsunterricht verfertigten Karten des 


deutschen Reiches übereinander und zieht mit einer Nadel Jahrhundert um


Jahrhundert die Grenzen der einzelnen Staaten, dann erhält man ein wüstes


Gekritzel. Und für dieses Gekritzel opferten die Fürsten Blut und Gut des Volkes.


Welches Gefühl soll diesem Gekritzel gegenüber die Tradition erwecken? Gewiß,


diejenigen, die bei diesem Raufen nicht nur passiv als Landsknechte beteiligt


waren, sondern auch bei der Verteilung der Beute ein Wörtchen mitzusprechen


hatten, die mögen, wenn sie das Schöne Rittergut in Ostpreußen vom Fenster


des Herrenhauses aus überschauen, das für sie beim Geraufe abfiel, ein ange-


nehmes Traditionsgekitzel verspüren. Aber das sind doch nur wenige. Die an-


deren aber, die geplündert wurden, auf deren Rücken gerauft wurde, oder die


vom Plunder eine Drehorgel zum Betteln heimbrachten, bei denen erweckt die


Tradition nur rheumatische Schmerzen. Bismarck wurde als Diener des Königs


ein reicher Mann. Moltke auch. Und wenn der Krieg nach Wunsch ausgefallen


wäre, dann wäre Hindenburg vom Kaiser für seine großen Kriegstaten sicherlich


auch reichlich aus dem Siegesplunder bedacht worden. Aber was haben die


anderen, die Millionen anderen, die Knechte auf den Rittergütern von diesen


Dotationen? Was sagen die Kriegskrüppel zu ihrer Dotation? Bismarck, der 


durch De-   Depeschenfälschungen
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peschenfälschungen die Kriegserklärung gegen Napoleon vom König erpreßte,


erhielt zum Lohn den Sachsenwald (fällt dieser auch unter das Gesetz über die


Fürstenenteignung?). Und das Volk, das die Folgen dieses Dummenjungen-


streiches bis ins dritte Geschlecht zu tragen hatte und schließlich mit dem


Weltkrieg bezahlte, soll sich heute an den Traditionen erbauen! Ist das nicht


etwas viel verlangt? Wie weit soll auch etwa die Hohenzollerntradition für die


Hannoveraner, für die Hessen usw. gehen? Für das deutsche Volk mündet die


Tradition immer sehr schnell irgendwo auf dem Schlachtfeld eines Bruderkrieges,


wie noch 1866, wo die Preußen, Bayern, Hannoveraner, Österreicher sich zum


Spaß der Fürsten gegenseitig mit dem Bajonett bearbeiteten. Nein, dem nach


Einigkeit strebenden deutschen Volk sollte Hindenburg keine deutsche


Geschichte ins Gedächtnis zurückrufen. Für Hindenburg, der sich dem im 


schweren Revolutionsprozeß befindlichen deutschen Volk als Fürstendiener vor-


stellt, mag es sich ziemen, daß er seinem Herrn ein treues Andenken bewahre.


Das verlangt die Herrschaft immer vom Diener. Aber das sollte er heimlich, nicht


als Präsident der aus der Revolution, aus der Empörung gegen die Hohenzollern


hervorgegangenen Republik tun. Und wenn sich auch Hindenburg in seiner Rolle


als Fürstenknecht sonnt, so hat er damit doch nicht das Recht, das ganze 


deutsche Volk zu solcher Dienerrolle zu degradieren. Nicht alle Deutschen sind


als Fürstendiener gezeugt, geboren und erzogen. Noch gibt es genug Deutsche,


in deren Adern kein Dienerblut rollt. Zum Traditionsgefühl, wie Hindenburg es


empfindet, gehört ein in der Rasse liegendes Dienergefühl. Das revolutionäre


deutsche Volk hat dieses Gefühl nicht. Ein Gefühl übrigens, das zwar auch mit


Rittergüterdotationen, mit Kornzöllen, mit Liebesgaben, mit Inflationsschulden-


tilgung, mit Sinekuren künstlich gezüchtet werden kann, das aber dann sich


schnell zu verflüchtigen pflegt, wenn seine wirtschaftliche Deckung verloren geht.


Einem in der Revolution befindlichen Volk, das bis dahin immer nur gebraucht


wurde, um den Fürsten die Kastanien aus dem Feuer zu holen, Mangel an


Traditionsgefühl vorwerfen, heißt solches Volk verhöhnen. Als Hohn hat wenig-


stens die um die Fürstenenteignung kämpfende Masse des Volkes Hindenburgs


Worte empfunden.


Das deutsche Volk hat keine andere Geschichte als Blut, Modergeruch und


Knute. Die Geschichte der deutschen Volksmassen ist die 
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Geschichte der Sklaverei, der Leibeigenschaft, der gemeinsten, verbrecherisch-


sten Form der Sklaverei, eine Sklaverei, die durch Inzucht zur Degeneration führt


(während der Sklavenhandel zur ewigen Blutauffrischung und Kräftigung führt


und damit immer automatisch die Befreiungskräfte züchten muß). An der


Tradition können sich nur die Fürstenknechte erbauen, die sich in irgend einer


Weise an der Beute bereicherten. Das Volk, das bisher nur passiv, als Statisten


an der deutschen Fürstengeschichte mitgewirkt hat, schaut nur mit Schaudern


rückwärts. Nach vorn schaut das Volk aus. An den Bildern, die sich das Volk von


der Zukunft macht, erbaut es sich. Und statt den Blick des deutschen Volkes


nach rückwärts zu brechen, sollte uns Hindenburg einmal zeigen, wie er sich


diese Zukunft denkt und noch mehr, wie er sie sich wüscht. Darüber hat er noch


nie ein Wort gesagt. Was man wünscht, das erstrebt man auch, manchmal, das


geben wir gerne zu, unbewußt. Hindenburg als Diener der Könige und Kaiser


wünscht sich einen Herrn, und dieser Herr ist nicht das revolutionäre deutsche


Volk, das seinen Herrn fortgeschickt hat. Ein treuer Fürstendiener kann unmög-


lich ein treuer Mitarbeiter am Aufbau der Republik sein. Es zieht an allen Fingern


ihn nach der Restauration seines Herrn hin. Darum muß Hindenburg eine Gefahr


für die Republik sein, die er gegen die Reaktion und Restauration zu schützen


hat und immer noch zu schützen vorgibt. Und nicht nur eine Gefahr für die


Republik. Hindenburg und die Restauration der Hohenzollern bedeuten den


Galgen für alle, die an der Republik ehrlich und offen mitgearbeitet haben und


sie mit allen Mitteln zu schützen suchen. Wenn Hindenburg vor dem Gedanken


nicht zurückschreckte, einer Offensive 100 000 Mann zu opfern, so wird er auch


nicht davor zurückschrecken, zum Schutze seines Herrn 100 000 Galgen in den


deutschen Städten zu errichten. Denn Hindenburg nennt sich ja selbst einen


Fürstendiener. Seine Offensiven galten also dem Schutze des Fürsten. Dem


Fürsten, nicht dem Volk opferte er die Regimenter, folglich wird er auch ge-


gebenenfalls bereit sein, dem Fürsten das Volk am Galgen zu opfern. Das ist’s,


was wir aus den Worten Hindenburgs folgern, das preußische Volk habe kein


Traditionsgefühl.
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Spanische Wohltätigkeitsgesellschaft


(Patronato Espanol)
Über soziale und andere Zustände vermag uns ein Straßenplakat oft besser zu


informieren, als lange Abhandlungen. Das Plakat mit obiger Überschrift, das an


den Bahnhöfen in Buenos Aires angebracht ist, lautet in der Übersetzung: „Die


Gesellschaft bezweckt, die jungen Mädchen, die als Dienstmädchen nach


Argentinien kommen, zu beschützen.


An den Sonntag-Nachmittagen, an denen sie Ausgang haben, können sie sich


fröhlich mit ihren Kolleginnen im Vereinshaus zusammenfinden, wo sie mit Kino


und anderen Erheiterungen bedient werden.


Die Gesellschaft verliert ihre Schützlinge niemals aus den Augen, denn die


Damen (senoras), aus denen sich die Gesellschaft zusammensetzt, haben sich


vorgenommen, diesen armen Mädchen wirkliche Mütter (!) zu sein hier weit ab


vom geliebten Vaterland.


Die vornehmsten und gewähltesten Damen aus der Spanischen Kolonie sind


hier vereint und alle sind voll edlen Eifers, eine patriotische Tat dadurch zu voll-


bringen, daß sie unseren Landsmänninnen einen umfassenden, weitherzigen


und uneigennützigen Schutz angedeihen lassen. Die Kommission.“


Also, die vornehmen Damen wollen den „armen Mädchen, Dienstmädchen“


weit ab vom geliebten Vaterland wirkliche Mütter sein! Damen, die wirkliche


Mütter von Mädchen, die dieselben Damen als Dienstmädchen bezeichnen: Das


Kind also Dienstmädchen der eigenen Mutter! Wie die Sprache doch mißbraucht


wird, wenn es sich darum handelt, billige Dienstmädchen sich zu sichern.
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Die auf der deutschen Industrie schmarotzende


Landwirtschaft


Berechnet man den Ertrag eines Hektar Landes in Deutschland mit durch-


schnittlich zwei Tonnen Getreide, so kann ein mittelgroßes Schiff von 20 000


Tonnen in einer einzigen Fahrt die Ernte von 10 000 Hektar Land verfrachten.


Rechnet man jährlich fünf Fahrten für ein Getreideschiff (Nord- und Südamerika,


Indien, Australien), so genügt ein Schiff für den Transport einer Erntemenge, für


die in Deutschland 50 000 Hektar Land benötigt werden. Da in Deutschland rund


9 Millionen Hektar mit Getreide bestellt werden, so genügen knapp 200 Schiffe
genannter Größe, um Deutschland von Übersee her, also von den entferntesten


Märkten mit derjenigen Getreidemenge zu versehen, die auf deutschem Boden
wächst.


Würde die Getreideproduktion nur um die Hälfte vermindert, so genügen 100
Schiffe, und diese Zahl vermindert sich noch mehr dadurch, daß große Mengen


Getreide von näherliegenden Ländern, z. B. Rumänien und Südrußland bezogen


werden könnten, was die benötigte Schiffstonnage entsprechend vermindert.


Weshalb wir dann sagen können: Ein Transportproblem ist die Versorgung
Deutschlands mit ausländischem Getreide also nicht. In Betreff der Kosten 


solcher Transporte genügt es zu erwähnen, daß die Schiffsfracht von Australien


und Südamerika nach Hamburg weniger kostet als die Eisenbahnfracht von


Pommern nach Berlin.


Könnten wir aber die für die Zahlung solcher Riesenmengen von Getreide 


nötigen Devisen mit derselben Sicherheit aufbringen, wie das Wetter und die


Landwirtschaft Deutschland mit Getreide verproviantieren? Gewiß, von einem


Tag oder Jahr zum anderen würde das nicht gehen, aber die Landwirtschaft,


wenn sie der Konkurrenz des Weltmarktes erliegen sollte, wird auch nicht von


einem Tag zum anderen einpacken. Das wäre ein Entwickungsprozeß, der


Jahrzehnte in Anspruch nimmt, und in dieser Zeit würde dann die Industrie ihren


Absatz um den Betrag der jährlich sich mehrenden Getreideeinfuhr verstärken


müssen. Wie alle Entwicklungsprobleme müßte man auch dieses dynamisch
betrachten. Daß sich der Absatz der Industrie mehren läßt, wenn die Einfuhr von


landwirtschaftlichen Produkten steigt, ist nicht zu bezweifeln, ja muß sogar als


selbstverständlich angesehen werden, da im Aus-
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landsverkehr ja Ware mit Ware bezahlt werden muß. Ohne Ausfuhr auch keine
Einfuhr. Und auch die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie kann man in


diesem Fall bejahen, da der Wegfall der Zölle, der den Anstoß zu der ganzen


Entwicklung geben würde, ja der Industrie zu gute kommt, insofern als mit der


freien Einfuhr von Lebensmitteln die Lebenshaltung der Arbeiter sich verbilligt.


Mußten vorher die Unternehmer die durch die Zölle verteuerten Lebensmittel mit


entsprechend höheren Lohnsätzen beantworten, so können sie jetzt mit dem


Fortfall der Zölle auch die Löhne wieder auf den Ausgangspunkt zurückschrau-


ben, ohne befürchten zu müssen, daß die tüchtigsten Arbeiter auswandern wer-


den. Auf den hier allein in Frage stehenden Reallohn haben diese Geschichten ja


doch keinen dauernden Einfluß. Den Lohn bestimmen ganz andere Dinge als


Zölle, Verträge und Verhandlungen der Gewerkschaftsbonzen.


Vom Standpunkt der Industrie und der Industriebevölkerung ist also gegen die


Liquidation der deutschen Getreideproduktion nichts einzuwenden. Dafür aber


spricht sehr vieles. In erster Linie wird mit der Aufhebung der Zollwirtschaft der


Großgrundbesitz zerschlagen und damit auch die reaktionäre Giftquelle verstopft.


Es ist echte Bürgerfriedenspolitik, die wir mit dem Freihandel betreiben und dar-


über hinaus auch Weltfriedenspolitik. Weiter können wir von solcher Entwicklung


eine derartige Reichtumsmehrung erwarten, daß uns die Last der Reparationen


relativ klein erscheinen wird und wir nicht nur die Zinsen der Reparationen wer-


den zahlen, sondern auch in kurzer Frist die ganze Schuld werden tilgen können,


eine finanzielle Leistung, die der mit niedrigsten Löhnen arbeitenden Landwirt-


schaft niemals wird aufgebürdet werden können. Die Landwirtschaft kann sich ja


nicht einmal allein erhalten, wenigstens verlangte sie und verlangt sie heute erst


recht Zuschüsse, die aus keiner anderen Quelle kommen konnten als aus der


Industrie. Ein Luxus, den sich die Industrie vielleicht heute noch, mit der stetigen


Entwicklung der Löhne und des Wettbewerbs mit anderen sich entwickelnden


Industrieländern, aber nicht ewig wird leisten können.


I.O.


[Pseudonym für S.Gesell / Die Red.]
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Ein neues Instrument für Börsenspekulationen


Wer die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes beeinflussen kann, der hat alles,


was notwendig ist, um aus allen seinen Börsenoperationen das Risikoelement


abzuschalten und ihnen den Charakter des Hazards und des Spieles zu nehmen.


Die Börsendifferenzen, die solch ein Mensch dann einstreicht, haben nichts mit


Monte Carlo zu tun. Sie sind vielmehr vergleichbar mit den Zöllen, die der


Raubritter an seiner Talsperre, dieser König an seinen Landesgrenzen erhebt.


Sie sind Produkt roher Gewalt, nicht des Glückszufalles. Wieviel solche Kontrolle


über die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes einbringen kann, wenn sie mit der


nötigen Brutalität und in Interessengemeinschaft mit den maßgebenden Leuten


des Zentralnoteninstituts geübt wird, das hat uns und der Welt der Börsenkönig


Morgan im Jahr 1907 gezeigt.


Es wird jetzt des öfteren behauptet, daß das amerikanische Währungsamt, der


Federal Reserve Board, die Währungspolitik auf die Stabilisierung des Indexes


eingestellt hat, wie ich das, als erster und seit 35 Jahren fordere. Die auffallende


Beständigkeit des Indexes ist übrigens auch nicht anders zu erklären, zumal die


Amerikaner selber immer wieder behaupten, daß dort nicht die sogen. freie


Goldwährung besteht, sondern die „manipulierte Goldwährung“, d.h. eine auf 


willkürliche Gestaltung des Indexes gerichtete, von Staatsbeamten kontrollierte


Währung. Dieser Währung opfert der Staat im Interesse des Volkes oder der


Börse den Zins eines gewaltigen, überschüssigen Goldschatzes, genau wie er


seit Jahrzehnten der Währung den Zins eines in Kellern vergrabenen


Silberschatzes von Milliarden Mark opfert. Würde der Staat keine Rücksicht auf


den Index nehmen, würde er, wie es bis dahin immer geschah, soviel Papiergeld


(Banknoten) ausgeben, wie es die Sicherheit der Einlösung gestattet, dann


schwämme Amerika heute in Geld und das Gold würde dort dieselben
Inflationserscheinungen zeitigen, wie sie in Deutschland und jetzt in Frankreich


durch die Papiergeldwirtschaft bekannt geworden sind. Natürlich, um dann nach 
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kurzem Boom die Krise und Deflation mit einem Krach zu inszenieren.


Wir registrieren diese Tatsachen und empfehlen sie zum Studium all unseren


Gegnern, die bisher immer geleugnet hatten, daß es möglich sei, durch Ausgabe


und Einzug von Geld den Index willkürlich zu gestalten. Freilich hüten wir uns,


ein Siegesgeheul anzustimmen, denn der Federal Reserve Board in Amerika


arbeitet bisher nach Gutdünken, ohne irgend welche gesetzliche Bindung. Der


Federal Reserve Board macht, was er will, ohne irgend welche Kontrolle und


Verantwortung. Und wenn es den Beamten dieses amerikanischen Währungs-


amtes, die sämtlich ihre Stellung (ähnlich wie Schacht in Deutschland) dem


Einfluß der maßgebenden Bankiers verdanken, morgen einfallen sollte, eine ent-


gegengesetzte Politik zu betreiben, so hindert sie absolut weiter nichts daran als


etwa die Furcht, daß sie von einem Börsengegner Morgans, der sich für seinen


Ruin rächen will, durch Bombenwurf in die Luft gesetzt werden. An die oberste


Leitung der Staatsgeschäfte können immer nur Strebernaturen gelangen, und für


uns sind Streber immer käufliche Kreaturen. Das Börsengeschäft aber, wenn es


mit Sachverstand und mit der Mitwirkung des Noteninstituts geleitet wird, wirft so


gewaltig viel ab, daß auch die unverschämtesten Bestechungs-Forderungen der


Streber glatt befriedigt werden können, zumal es sich hier ja immer um


Subalternnaturen handelt, die sich mit subalternen Forderungen zufrieden geben.


Ich bin überzeugt, daß Morgan mit weniger als 5 Prozent seines Raubes im


Jahre 1907 die beteiligten Beamten der Notenbanken hat abfinden können.


Immerhin, so leicht wie früher wird sich Morgan künftig nicht mehr über die


öffentliche Kritik hnwegsetzen können, falls er einen neuen Anschlag ausführen


möchte. Es ist bereits zu viel von Währung, von Stabilisierung des Indexes in der


breiten Öffentlichkeit geredet worden. Wenn auch vielleicht die offiziellen


Statistiker als Staatsbeamten zur Unterstützung der Börsenspekulationen die


Statistik fälschen werden, so darf nicht vergessen werden, daß die privaten


Statistiker (ich erinnere hier an die Indexzahlen der Frankfurter Zeitung), die ihr


eigenes Werk nicht beschmutzen werden, die nötige Kontrolle üben und wenn


sie auch nicht aus eigenem Anstrich die Öffent-   Öffentlichkeit
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lichkeit alarmieren, so wird es die geschädigte Börsenpartei mit um so mehr Kraft


tun.


Es ist nicht anzunehmen, daß die Börsenkönige in New York die Kontrolle über


die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes an den Federal Reserve Board so mir


nichts, dir nichts abgegeben haben. Das beweist schon der Umstand, daß bisher


noch von keiner Seite der Antrag an die Gesetzgeberei gestellt wurde, daß dem


Federal Reserve Board zur Richtschnur für die Notenausgabe der Index zu


geben sei, damit dieses Institut durch Ausgabe und Einzug von Noten den


Einfluß, der veränderte Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes auf die Preise und


Börsenkurse ausübt, durchkreuze, wodurch dann die Börse zur völligen
Ohnmacht verurteilt würde. Warum sind solche Vorschläge niemals gemacht 


worden? Warum sorgt der Federal Reserve Board nicht selbst dafür, daß das,


was er tut, gesetzlich festgelegt werde, um so die Verantwortung für das, was


kommen mag, von sich auf die Gesetze abwälzen zu können?  Kein Staats-


beamter übernimmt doch ohne Not eine Verantwortung, es sei denn, daß er die


Verantwortungslosigkeit im eigenen Interesse ausnützen könne. Nur gegen 


Trink-, Schmier-, Bestechungsgeld übernimmt der Beamte Verantwortungen.


So können wir uns den Mangel einer gesetzlichen Regelung der Notenausgabe


nur damit erklären, daß die Beamten des Federal Reserve Board ein persön-
liches Interesse an der Aufrechterhaltung der jetzigen Willkürherrschaft haben.


Sie sind an den Börsengeschäften Morgans interessiert. Bei dem jetzigen


Mangel an gesetzlichen Vorschriften können sie die Machtmittel des Noten-
instituts in den Dienst der Börsengeschäfte stellen, ohne Gesetze zu verletzen.


(Ähnlich wie Bismarck die Börsenspekulationen Bleichröders durch abwechseln-


den Gebrauch der Friedensschalmeien und des Säbelgerassels wirksam unter-


stützt haben soll, ohne daß er dabei Gesetze verletzte).


Steht so der Börsenspekulation und ihrer Unterstützung durch die Leitung der
Noteninstitute keine gesetzliche Hemmung im Wege, so kann es sich für die 
leitenden Personen der Börsenspekulation nur darum handeln, durch neue 
„wissenschaftliche“ Erklärungen über die Wirkungen 
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dieser Spekulationen die öffentliche Aufmerksamkeit von der Währung, von den
Elementen der Preisbildung, von der Notenbank als Quelle der Geldschöpfung
und von der Börse als treibende Kraft der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes 
so weit wie möglich abzulenken, und das abergläubige Volk durch abergläubige
Krisenerklärungen zu verwirren. –


Und wie leicht muß solches denen fallen, die mit Hilfe der Börse auch über 


die Mittel verfügen, die gesamte Presse des Landes ihren Zielen dienstbar zu


machen! Es sei hier daran erinnert, daß mit Ausnahme der Schweizerischen


Freiwirtschaftlichen Zeitung die gesamte Schweizerpresse die überaus gedie-


gene und richtige Veröffentlichung des dem Völkerbund angeschlossenen


Internationalen Arbeitsamtes, in welcher der Nachweis erbracht wurde, daß die
heute fast allgemeine Erscheinung der Arbeitslosigkeit als direktes Erzeugnis 
der Deflationspolitik anzusprechen ist ... totgeschwiegen hat. Beim besten Willen


kann für diese Tatsache keine andere Erklärung gefunden werden als die, daß


eine Arbeit, die die von der Börse beeinflußte Notenpolitik für die Arbeitslosigkeit


verantwortlich macht, in der Presse, auch in der Arbeiterpresse nicht veröffent-


licht werden darf.


Einen hübschen Beitrag für die weitere Begründung der eben ausgesproche-


nen ruchlosen Verdächtigung liefert uns ein Artikel, den die Zeitung „La Prensa“


in ihrer Nr. vom 22. Juli veröffentlicht. Dieses argentinische Blatt erscheint täglich


in einer Auflage von etwa 200 000 Exemplaren und in einer Stärke von 30 – 48


Seiten Großformat, alles eng bedruckt. Es ist gewiß das einflußreichste Blatt des


Landes. Der genannte Artikel trägt die Überschrift: Ein Wirtschaftsbarometer. Wer


den Artikel liest, wie ihn die 200 000 harmlosen Abonnenten der Zeitung lesen,


der ist dann reif für den Glauben, daß die Wirtschaftskrisen als unvermeidliche


Phänomene zu betrachten seien und so wird er auch als guter Demokrat niemals


auf den nichtswürdigen Gedanken kommen, daß die Leiter der Notenbank die


Krise zur Gesinnung von Börsendifferenzen „gemacht“ haben, oder irgendwie am


Ausbruch der Krise beteiligt sein könnten.


Der Artikel kritistert zunächst ganz ernsthaft die Theorien, wonach die


Wirtschaftskrise im Zusammenhang mit 
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den Sonnenflecken stehen soll. (!) Die Sonnenflecken beeinflussen die Ernten


und der Zyklus von 11 Jahren, den man für die Wirtschaftskrisen nachgewiesen


zu haben glaubte, entspreche der Umdrehung der Sonne um ihre Achse. Es


zeige sich aber, daß der Krisenzyklus nichts von der angenommenen planeta-


rischen Regelmäßigkeit an sich habe. Wenn aber, so fragt der Artikelschreiber,


die Krisen mit den Sonnenflecken nichts zu tun haben, worauf könnte dann zun
Teufel die Erscheinung der Wirtschaftkrisen überhanpt noch zurückzuführen
sein? Er bezieht sich auf eine in Berlin erschienene Arbeit von Ernst Sasse: 
„Das Zahlengesetz in der Weltegeschichte“ und fährt dann fort: Ein bedeutendes 


amerikanisches Unternehmen, die Bobson Statistical Organisation glaubt die


Ursache der Krisen dadurch bloßlegen zu können, daß es das mechanische


Prinzip des Druckes und Gegendruckes auf die Wirtschaft überträgt. Bobson


nimmt an, daß man die Zeiten wirtschaftlicher Blüte als Druck betrachten kann


und daß nach dem Gesetze, wonach jeder auf einen ruhenden Körper ausgeübte


Druck eine entsprechende Wirkung nach anderer Richtung auslöst, gewisse


Elemente der Wirtschaft benutzt werden können, um die Entwicklung der Wirt-


schaft vorauszusehen. So prophezeite das Institut z. B. im Monat Februar für


den nachfolgenden Monat: „Gute Geschäfte, wenn auch nicht von größerer


Aktivität als bisher. Manche Anzeichen lassen es ratsam erscheinen, Vorsicht zu


üben, doch ist ein ernsthafter Rückgang in den Geschäften noch nicht zu erwar-


ten.“ Als Grundlage seiner Berechnungen bedient sich das Institut dreier Linien,


von denen die eine gebildet wird durch die mittleren Preise von 20 wichtigen


Waren, die andere mit dem Börsenkurs von 40 Eisenbahn- und Industrieaktien,


und die dritte durch die Dividende von 20 anderen Titeln.


Für Bobson bedeutet also Preissteigerung und Preisrückgang ganz richtig


Boom und Krach. Das Merkwürdige an dieser Geschichte ist nur das, daß


Bobson nicht fragt, warum die Preise fallen und steigen (für die Börsenkönige


und Börsenknechte eine sehr unangenehme kritische Frage). Er sagt: sie fallen,


weil sie vorher gestiegen waren und sie steigen, weil sie vorher gefallen waren.


Den Gedanken einer aktiven Währungspolitik, die das Fallen der Preise 


200







verhindert, weshalb sie dann auch nicht mehr zu steigen brauchen, den erörterte


Bobson nicht, weil er ihn aus Geschäftsinteresse nicht erörtern darf. Keine Bank


würde sonst die Produkte dieses Instituts mit einem Abonnementsgeld von 


mehreren hundert Dollar honorieren. Für die Börsenspekulanten liegt die Be-


deutung von Bobsons Arbeiten nicht in seinen Prophezeiungen (denn sie, die


Börsenfürsten, sind es ja selbst, die die Kursschwankungen machen), wahr-


scheinlich werfen sie Bobsons Veröffentlichungen lächelnd gleich in den Papier-


korb. Die Bedeutung Bobsons liegt für sie darin, daß hier mal wieder für den


Pöbel eine mystische Antwort gegeben wurde auf die Frage: woher kommen


eigentlich diese Wirtschaftskrisen, die so unermeßlichen Schaden anrichten, eine


Antwort, die das Publikum verwirrt und es für eine Zeitlang wieder ablenkt von


der Börse und der leidigen Frage: Wie ist das mit der Indexwährung, von der so
viel in den Zeitungen gesprochen wurde?


Damit der Proletarier leichter an die Märchen der Pfaffen glauben kann und


sich so geduldiger ausbeuten läßt, demütigt sich und kniet der Graf persönlich


vor dem Geistlichen. So wird die Rolle, die der Geistliche im System der Aus-


beutung zu spielen hat, vor den Augen des Volkes verschleiert. Und damit das


Volk Bobsons statistischen Mätzchen Glauben schenkt, lassen die Börsenfürsten


dem Publikum durch die Presse sagen, daß sie die Bobsonschen Arbeiten sehr


ernsthaft studieren. Dann sagt sich der kleine Börsenspieler: Wenn Morgan


selbst Nutzen aus diesen Studien zieht, so muß doch etwas daran sein. Und


dann handelt er nach den Rezepten, die Morgan durch Bobson dem Publikum


geben läßt und unterstützt so nicht nur die Börsenzüge Morgans, sondern schafft


auch die nötige Anzahl von Mitschuldigen, auf die dann die Verantwortung für


den Krach abgeladen wird.
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Billige Reden.


Auf dem Bundestag des Gewerkschaftsbundes der Angestellten sprach


Reichsfinanzminister Reinhold. Seine Rede hielt der Minister sorgsam auf dem


geistigen Niveau seiner Zuhörer, d.h., er speiste sie alle ab mit Redensarten und


Schlagworten und erntete auch den reichen Beifall, den man solchen Reden zu


spenden pflegt. Wenn der Finanzminister nichts wichtigeres zu tun hat, als 


solche Reden vor solchem Auditorium zu halten, so denke ich, könnte man ihn


auf Kurzarbeit mit halbem Gehalt stellen.


Gleich zu Anfang stellte Dr. Reinhold fest, daß der Geist der gegenseitigen


sozialen Verständigung in der deutschen Republik in ständigem Wachsen be-


griffen sei. (Die in diesem Artikel gebrauchten Zitate sind dem B. T. entnommen.)


Wie die Rede Silverbergs erwiesen habe, wachse auch in den Reihen der


Arbeitgeber der Gedanke, daß Kapital und Arbeit auf Gedeih und Verderb


zusammen gehören. Diese Auffassung könne natürlich keine solche Vertuschung


der natürlichen Interessengegensätze bedeuten. Diese Gegensätze beständen


zu Recht und müßten ausgetragen werden. Doch über alles Gegensätzliche hin-


aus festige sich doch auf beiden Seiten der große Gedanke der Gemeinsamkeit,


der Verbundenheit für den Weg der deutschen Zukunft.


Zu diesen Worten Reinholds, die mit stürmischem Beifall aufgenommen wur-


den, ließe sich gar manches sagen. Bei den Worten von dem ständig wachsen-


den Geist sozialer Verständigung dachten wir an den Volksentscheid über das


Volksbegehr der entschädigungslosen Fürstenenteignung, der von den Rechts-


parteien sabotiert wurde und trotzdem 14 Millionen Stimmen für sich hatte. Die


soziale Verständigung ist so weit gediehen, daß jener Volksentscheid sogar die


eigene Partei Reinholds zerriß. Ein netter Geist sozialer Verständigung zeigte


sich in der Stimmenthaltung von 26 Millionen Wählern, die damit kundgaben, daß


sie lieber die Sparkassengelder, den Notschatz der Witwen und Greise den


Staatsinteressen opfern, als das durch Raub und Sklavenhandel zusammenge-


gaunerte Vermögen der Fürsten. Aber die Proleten des GDA. hatten offenbar den


Volksentscheid schon vergessen, und darum applaudierten sie mit stürmischer


Kraft zu Reinholds schönen Worten. Es wäre ja auch so schön für die „Ange-


stellten“, wenn die soziale Verständigung so ohne Kampf, einfach durch die


Tätigkeit der Gewerkschaftsbonzen zu erreichen wäre!


Daß die GDA.-Proletarier bei den Worten, wonach Kapital und Arbeit auf


Gedeih und Verderb zusammen gehören, auch nur mit stürmischem Beifall 


reagierten, wundert uns nicht, denn in dieser proletarischen Organisation, die


von Schwätzern geführt wird, geht man nicht gerne den Dingen auf den Grund.


Gewiß kann man sagen, daß Kapital und Arbeit auf Gedeih und Verderb ver-


knüpft sind, wie man auch ebenso bestimmt sagen kann, daß der zwischen


Kapital und Arbeit tobende Krieg bis zur Strecke ausgefochten werden wird, 


daß diese Strecke Voraussetzung 
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für die soziale Verständigung ist, ja noch mehr, daß der Sieg der Arbeit über das


Kapital nichts mehr noch weniger als die „soziale Verständigung“ an sich ist. Es


kommt eben darauf an, was man unter Kapital verstanden wissen will. Welcher


Arbeiter wird leugnen, daß die Dampfmaschine sein bester Freund ist? Wenn


diese Dampfmaschine nur kein Kapital wäre! Ihr diesen Charakter zu nehmen,


um dieses Problem und um nichts anderes dreht sich der Streit von dem, wie es


scheint, die GDA.-Proleten noch nichts wissen. Wenn Reinhold statt des Wortes


Kapital das Wort Maschinen oder Produktionsmittel gebraucht hätte, wäre sein


Satz richtig gewesen. Aber er wußte, daß im GDA. niemand anzutreffen ist, der


solche Unterscheidung zu machen versteht. Darum konnte er auch gleich seine


eigene Behauptung von der Harmonie der Wirtschaft umwerfen, indem er hinzu-


fügte, daß man die Gegensätze zwischen Kapital und Arbeit nicht vertuschen


kann, daß sie zu Recht bestehen und ausgetragen werden müßten. Und die


GDA.-Proleten schluckten diese klaffenden Widersprüche, ohne zu murren.


Empfanden denn die GDA.-Leute nicht, daß Reinhold sie verulkte, ja, daß er


ihrem Vorsitzenden mit seinen klatschenden Widersprüchen nur eine ebensolche


Ohrfeige geben wollte? Eine zu Recht bestehende Harmonie, deren Gegensätze


nicht vertuscht werden können, ja ausgetragen werden müßten im ständig wach-


senden Geist sozialer Verständigung! Wie werden aber diese Gegensätze aus-


getragen? Streik, Aussperrung, Arbeitslosigkeit, Zölle, Krieg, Bürger- und Völker-


krieg. Eine andere Antwort auf diese Frage weiß weder Reinhold noch der


Vorstand der GDA.-Proleten zu geben. Daher der stürmische Beifall.


Bastiat war der Apostel der Harmonielehre. Schulze Delitztsch war sein


Schüler. Und diese Lehre wurde immer mit Begeisterung von den Vertretern des


Kapitals aufgenommen und verbreitet. Bis auf den heutigen Tag. Die Unter-


nehmer kennen nur diese Lehre. Sie haben gegen die Kritik der Sozialisten keine


anderen Waffen als die, die ihnen die harmonischen Züge der wirtschaftlichen


Zusammenhänge liefern. Wo diese versagen, sind sie völlig ratlos. Und nun


behauptet Reinhold, daß die Harmonielehre „sogar“ bei den Unternehmern


Anhänger gewinne! Die Unternehmer sind aber bisher die einzigen Verbreiter


dieser Lehre gewesen, die von den Marxisten glatt abgelehnt wird, sogar unter


Anwendung der Totschweigepolitik gegenüber dem, was an der Lehre richtig ist.


Und es ist manches richtig an der Bastiatschen Lehre. Die Statistik liefert dafür


auch schlagende Beweise. Wenn es den Unternehmern gut geht, dann geht es


den Arbeitern auch gut, wenigstens weniger schlecht als dann, wenn die


Unternehmer die Betriebe mangelnder Nachfrage wegen schließen müssen. In


den USA zahlen die Unternehmer 8, 10 und 15 Dollar als Lohn für achtstündige


Arbeit. Gleichzeitig zahlen sie hohe Dividenden. Das sieht denn bei oberfläch-


licher Betrachtung so aus, als ob wirklich Kapital und Arbeit auf Gedeih und


Verderb zusammengehörten, d.h. daß immer hohe Dividenden bezahlt werden


müßten, da-
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mit auch den Arbeitern hohe Löhne bezahlt werden können. Diese seichte


Auffassung liegt allen Kurpfuschereien zugrunde, die heute überall in der Welt


geübt werden, und die Reinhold selbst als „wirtschaftlichen Unfug“ bezeichnete.


Die Inflation gestattete die Auszahlung hoher Dividenden und niemals gab es so


wenig Arbeitslose wie damals. Die Harmonie verlangt also Inflation. Die Korn-,


Wucher- und Sperrzölle füllen den Agrariern die Taschen und vermehren deren


Kaufkraft (auf Kosten natürlich derjenigen der Proletarier). Um die Arbeitslosigkeit


zu beseitigen, müssen wir also Kornzölle einführen, und uns am „wirtschaftlichen


Unfug“ beteiligen. Und so fort auf dem ganzen Gebiet des „wirtschaftlichen


Unfugs“ von der Inflation bis hinauf zur Institution des Handelsministeriums, bis


zum Reichstag, genannt Animierkneipe für höhere Zölle. Unfug, überall nichts 


als Unfug. Und dieser Unfug geht von der Lehre Bastiats aus, zu der die GDA.-


Proleten stürmisch applaudierten.


„Zu Recht bestehen die Gegensätze zwischen Kapital und Arbeit“, sagt


Reinhold. Und was Recht ist, soll doch Recht bleiben. Gleichzeitig aber verlangt


Reinhold, daß diese Gegensätze ausgetragen werden sollen. Austragen heißt


aber in diesem Satze nichts anderes als durch Streit den Streitgegenstand be-


seitigen. Wie sollen sich nun die vom GDA. geführten Proleten benehmen?


Sollen die von Reinhold als Recht proklamierten Gegensätze fortbestehen? 


Wie sich diese Gegensätze als Recht auswirken, das wissen wir doch. Sollen 


wir ewig den Fluch der Arbeitslosigkeit ertragen? Sollen wir ewig den „wirtschaft-


lichen Unfug“ fortsetzen, unsere Grenzen gegen die billigen und guten aus-


ländischen Waren sperren und uns durch diese Gegensätze in den Krieg treiben


lassen, sollen wir ewig den Streikblödsinn betreiben, d.h. mit derselben Waffe,


womit die Unternehmer die Löhne senken wollen (Aussperrung) umgekehrt die


Löhne zu heben trachten? Ich denke, die Proletarier haben sich schon lächerlich


genug gemacht. So viel haben sie gestreikt, gekämpft und nichts, absolut nichts


erreicht. Soll solcher Zustand nun mit Zustimmung der Leidtragenden als


Rechtszustand für heilig erklärt werden? Um damit nicht nur den Kampf zu 


be-enden, sondern auch noch der Kritik an unseren Zuständen den Mund zu 


stopfen? Und wenn nicht, was dann? Reinhold verliert kein Wort über die Frage,


wie die klaffenden Widersprüche aus unserer Wirtschaftsverfassung zu be-


seitigen sind. Er nimmt sie hin, ohne sich Gedanken dabei zu machen. Und 


hofft, daß „auf beiden Seiten der große Gedanke der Gemeinsamkeit und


Verbundenheit für den Weg der deutschen Zukunft sich festigen werde.“ Ich 


glaube, daß es nicht nötig ist, die Ereignisse der letzten Zeit, den Kohlenstreik in


England, die Komödie in Genf, die Einwandererpolitik in Amerika, die 2 Millionen


Arbeitslose in Deutschland etc. näher zu betrachten, um für die Richtigkeit des


Sprichwortes einen neuen Beweis zu erbringen: Hoffen und harren macht 


manchen zum Narren.


Was Bastiat nach ungenügender Prüfung als existent voraussetzte, die


Harmonie der wirtschaftlichen Kämpfe, die müssen wir 
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erst schaffen. Die Gegensätze der Wirtschaft müssen, wenn man überhaupt


noch von Recht und Unrecht sprechen will, als Unrecht erklärt und als solches


beseitigt werden. Sonst bringen diese Gegensätze die Wirtschaft und damit auch


den GDA. und die Welt um.


Der Proletarier war wieder am Ende seines Lateins


In der Habanna trafen kürzlich Kisten aus den Vereinigten Staaten ein, mit


Maschinen für die Herstellung guter und billiger Zigarren. Die aufgeklärten


Zigarrenarbeiter in der Habanna vermochten aber das Ausladen der Maschinen


zu verhindern, und so fuhr das Schiff mit den guten Maschinen wieder dorthin


zurück, woher es gekommen war. Die Zigarrenarbeiter aber freuen sich über


ihren „Sieg“, der sie vor Arbeitslosigkeit und Lohndruck schützen soll.


Stillstand ist Rückschritt. Auch diese Politik der Cubanischen Zigarrenarbeiter


muß als Stillstand, somit als Rückschritt bewertet werden. Rückschritt dient also


hier als Kampfmittel gegen Arbeitslosigkeit und Lohndruck! Nun wird jeder zu-


geben, daß, wenn der Rückschritt für die Tabakarbeiter vorteilhaft ist, der


Rückschritt auch für alle anderen Arbeiter vorteilhaft sein muß. Wir wissen, wie


schlecht den Webern die Erfindung des mechanischen Webstuhles bekommen


ist. Hätten doch damals die Weber den Mut der habannessischen Tabakarbeiter


gehabt und hätten sie alle mechanischen Webstühle zerschlagen! Da hatten die


hessischen Schiffer, die auf der Weser Papins Dampfschiffmodell zerschlugen,


doch mehr Weitblick gezeigt. Und die Fuhrleute, die die Schienen der neuer-


bauten Eisenbahn wieder aufrissen, handelten sie nicht auch im Geiste der


Tabakarbeiter? Und so überall in der Welt, auf allen Gebieten der Technik?


Immer wird es so sein, daß der Fortschritt in der Technik die Interessen einzelner


Menschen, ganzer Gruppen verletzt. Die Erfindung amerikanischer Landbe-


bauungsmaschinen gab z. B. seiner Zeit den Anlaß zu der sogen. Not der


Landwirtschaft, die den ökonomischen Ruin unzähliger Gutsbesitzer und Bauern 
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verschuldete und die uns die Agrarpolitik brachte, von der der Gedanke des


„Geschlossenen Wirtschaftsgebietes“ kam, der wieder die imperialistischen


Bestrebungen weckte, mit denen wir in den Weltkrieg gerieten. (Anm. d. Verf.:


Der damals von den Agrariern geforderte Bimetallismus hätte durch vermehrte


Geldproduktion diese verderbliche Wirkung der Maschinerie gemildert oder auf-


gehoben. Besser wäre dies Ziel mit der Indexwährung erreicht worden.) Hätten


wir doch auch damals die landwirtschaftlichen Maschinen bei ihrer Ausschiffung


in Hamburg zerschlagen! Dann könnten die Bäuerinnen heute noch das Korn mit


Flegeln dreschen und hätten den ganzen Winter über die schöne Arbeit von 


morgens 2 Uhr bei einer trüben Stallaterne bis abends 6. Wie herrlich wäre es


gewesen und wie gut würde uns da das mit der Hand von schwitzenden


Menschen gedroschene Korn schmecken! Und wie idyllisch der Gedanke, daß


das Brot uns nicht auf kalten Eisenbahnschienen zugeführt wird, sondern auf


gemütlichen Landfuhrwerken, gezogen von wiederkäuendem Gestier! Wie inter-


essant waren die auf schweißtriefenden Pferden durch einen besonderen Kurier


überbrachten Eilbriefe mit der Mitteilung, daß die Schwiegermutter unterwegs


sei, wie interessant, verglichen mit der heutigen telephonischen Mitteilung 


gleichen Inhalts!


Es fehlte eben damals wie noch heute an entschlossenen Männern, wie sie in


der Habanna jetzt aufgetreten sind. Es fehlt überall der Arnold von Winkelried,


der sich dem Fortschritt der Technik, der Arbeitslosigkeit und dem Lohndruck 


entgegenzustemmen weiß, unter Umständen mit Opferung des Lebens, bis daß


der Lohn des mit Maschinen arbeitenden Proletariers, der heute in Amerika –


dank diesen Maschinen – bereits 8 Dollar täglich erreicht hat, wieder auf das


Niveau des cubanischen Landarbeitslohnes gesunken ist.


Auf also, laßt uns die Habannesen nachahmen! Zerschlagen wir allgemein alle


Maschinen, alle Eisenbahnen, Druckereien, Telegraphen, alles, restlos alles, was


die Arbeit erleichtern könnte, bis hinab zur Steinaxt, die die Produktivität der


menschlichen Arbeit doch auch ganz ungebührlich steigerte. Fort mit all diesem


Unsinn, und wenn es nicht reicht, so hauen wir allen Männern eine der beiden


Hände ab! Wie viel mehr Zigarrenarbeiter werden 
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in der Habanna nötig sein, wenn sie nur mehr eine Hand haben!


Kratzen wir die Ackerkrume mit unseren Fingernägeln auf, zünden wir das


Feuer durch stundenlanges Reiben von Holz an. Dann werden wir wieder richtig


wie früher in Höhlen leben dürfen.


Die habanesischen Tabakarbeiter sind keine Kapitalisten, die warten können,


bis daß sich die Rückwirkungen der Zigarrenverbilligung fühlbar bei anderen


Industrien machen werden. Sie haben auch nicht das Geld, um etwa im Ausland


Arbeit zu suchen. Sie leben von der Hand in den Mund und müssen darum auch


eine Hand-zum-Mund-Politik betreiben und vor der Welt als Maschinenstürmer


sich lächerlich machen. Die Zerschlagung der Maschinen ist vom Standpunkt der


Proletarier vollständig vernünftig. Wie unvernünftig aber muß eine Wirtschafts-


ordnung sein, in der offener Blödsinn zum Mittel der Selbsterhaltung wird, wo der


Kampf ums Dasein die Masse des Volkes zu widersprechenden, blödsinnigen,


barbarischen Maßnahmen drängt, wo sie vom Rückschritt fortschrittliche Folgen


für sich erwartet! Ja, wahrhaftig, wie blödsinnig muß die Wirtschaftsordnung der


Leute sein, die über die Politik der Tabakarbeiter lachen!


Wie verlaufen aber nun die Dinge in der von uns erstrebten physiokratischen
Ordnung? Müssen dann auch noch zum Schutze gegen Arbeitslosigkeit und


gegen Lohndruck die Maschinen zerstört werden, mit denen man die Arbeit zu


erleichtern sich bestrebt? Können wir dem Mann, der als Zigarrenarbeiter alt und


grau geworden ist, versprechen, daß ihm die Erfindung von Zigarrenmaschinen


keinen Schaden zufügen wird, daß er bis an sein Lebensende Zigarren wird 


drehen können, auch etwa dann, wenn es keine Nachfrage nach seinen Zigarren


mehr gibt, entweder weil die Maschine billiger und besser arbeitet, oder weil man


den Tabak nicht mehr raucht (kaut oder schnupft) sondern ihn kocht und ihn wie


Kaffee genießt?


In der physiokratischen Ordnung werden Nachfrage und Angebot nach wie vor


die Preise der Arbeitsprodukte bestimmen. Hier muß jeder für sich sorgen. Kein


Gott, kein Bonze und kein Tribun hilft da dem Arbeitslosen. 


207







Wer hier durch eine neue Technik überflüssig gemacht ist, der muß sich nach


einem neuen Erwerb umsehen, genau, wie das heute der Fall ist. Doch werden


die Umstände wesentlich anders sein. Proletarier, das heißt, eigentumslose


Menschen, die von der Hand in den Mund leben, die nicht die Mittel haben,


einen neuen Beruf zu erlernen, in ein anderes Land zu ziehen, für die eine


Arbeitspause von einem Monat oder Jahr zur Katastrophe wird, die wird es 


überhaupt nicht mehr geben.


Das Vermögen, das heute in den Händen weniger liegt, wird in mächtig er-


weitertem Umfang verteilt sein unter die Masse des Volkes und so wird jeder


einen durch Betriebsumstellungen oder sonstwie erlittenen Schlag wohl ertragen


können. Auch an die Mutterrente soll hier erinnert werden und an Freiland, wo


jeder, der in den Städten Schiffbruch erleidet, einen letzten Zufluchtsort finden


wird. Aber das wesentlich Neue der physiokratischen Ordnung ist folgendes:


Werden durch die Einführung neuer arbeitsparender Maschinen die Zigarren 


verbilligt, so muß sich sofort auf anderen Gebieten eine neue Nachfrage nach


Waren zeigen, denn das Geld (Freigeld), das die Raucher an den verbilligten


Zigarren sparen, muß irgendwo und zwar sofort zum Vorschein kommen, ent-


weder in den Sparkassen, von wo aus es dann mit verstärktem Druck den


Unternehmern angeboten wird, oder direkt in den Läden.


Zur Befriedigung dieser neuen zusätzlichen Nachfrage, die sich auf alle


Gebiete der Industrie verteilen wird, müssen überall neue Arbeiter angestellt 


werden. Würden z. B. in Deutschland die Zigarren durch die Maschinen um etwa


100 Millionen Mark verbilligt, so werden sofort in der physiokratischen Ordnung


auch für 100 Millionen andere Produkte nachgefragt werden – Theaterbillette,


Pillen, Schnäpse, Literatur usw. Die Unternehmer würden sich die hierzu nötigen


Arbeiter gegenseitig abluxen, so daß die überschüssig gewordenen Zigarren-


arbeiter leicht irgendwo einen Unterschlupf finden dürften, und zwar um so leich-


ter, als es keine Reserve-Arbeiterbataillone mehr geben wird.


Zu beachten ist auch hier, daß in der physiokratischen Ordnung die Arbeiter


zumeist selber die Aktie der Fabriken besitzen werden und daher auch selber


darüber zu bestimmen 
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haben werden, wann und in welchem Tempo die maschinelle Umstellung statt-


zufinden hat. In der physiokratischen Ordnung wird der Typus des Proleten, der


vom kaufmännischen und technischen Betriebe kaum eine blasse Ahnung hat,


nach und nach, aber auf Nimmerwiedersehen verschwinden und durch einen


Menschen ersetzt werden, der mit Umsicht und Selbstverantwortung seine


Interessen zu wahren verstehen wird, besser vielleicht, als es heute der


Durchschnittsaktionär versteht.


Unter solchen neuen Verhältnissen würde das Vorgehen der Zigarrenarbeiter


der Vuelta de Abajo kein Verständnis und noch viel weniger Unterstützung in der


Öffentlichkeit finden. Niemand dürfte es dann noch wagen, einen Unternehmer


daran zu hindern, arbeitsparende Maschinen aufzustellen, oder ihn gar zu zwin-


gen, bereits aufgestellte Maschinen wieder abzureißen. Bei uns, so wird es da


heißen, herrscht der Wettbewerb uneingeschränkt. Sehe ein jeder, wo er bleibe.


Bei uns wird gekämpft von früh bis spät, von der Wiege bis zum Grabe. Wehe


den hier Besiegten! Wir sind keine Versicherungsgesellschaft gegen den


Fortschritt und weil wir das nicht sind, weil jeder als Konsument seine Interessen


dadurch wahrt, daß er auf allen Gebieten dem Fortschritt freie Bahn schafft, 


stehen wir da, wo wir sind ... individuell stark, wohlhabend und stolz.
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Wie man für unsere Zeitung werben kann


Wir sind eine proletarische Organisation und ihr wird es gehen, wie allen


solchen Organisationen, wir werden ewig dicht vor dem Bankrott stehen, wenig-


stens so lange wir keine Kompromisse machen und Geld von Leuten annehmen,


die unsere Organisation anderen Zielen dienstbar machen möchten. Auch mit


Annoncen, die sonst den Großteil der Zeitungskosten decken, können wir nicht


rechnen. Nur das Geld des Abonnenten und die Größe der Auflage kann uns


über Wasser halten. Darum sollte jeder Physiokrat stets überlegen, wie er neue


Abonnenten gewinnen kann.


Ein Mittel, das nichts kostet und jedem zur Verfügung steht, ist die Weitergabe


der Zeitung, nachdem man sie gelesen hat, an andere, entweder auf der Bahn


an Mitreisende, in der Fabrik an Bekannte, oder unter Kreuzband an Personen,


die man glaubt für unsere Ziele interessieren zu können.


Das Aufbewahren der Zeitung, überhaupt unserer Literatur hat keinen Zweck.


Man liest doch niemals eine abgelegte Zeitung wieder. Jeder Tag bringt seine


Zeitung. Die Verwendung aber der Zeitung als Papier bedeutet für unsere Kreise


und Ziele eine verbrecherische Verschwendung.


Wie das Waerageld ewig rollt, so sollte auch unsere Literatur ewig von Hand


zu Hand gehen. So allein können wir unsere Zeitung vor dem Bankrott schützen.
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Der Begriff „große Masse“.


Oft wird uns der Rat gegeben: wendet euch an die große Masse! Aus welchen


Elementen setzt sich nun die „große Masse“ zusammen und wo ist sie zu


finden? Der Proletarier sagt stolz: wir bilden die große Masse. Wer die große


Masse sehen will, muß früh aufstehen und zur Stunde auf die Straße gehen,


wenn die Fabriken die Tore öffnen.


Mit dieser Definition werden alle diejenigen aus der großen Masse ausge-


stoßen, die als selbständige Arbeiter ihr Brot verdienen. Im Programm des FKB.


wird der Proletarier, der für uns die große Masse bildet, wie folgt definiert:


„Als Proletarier im geläufigen Sinne des Wortes sind hier die Massen der


unselbständig gegen Lohn (Gehalt) Arbeitenden zu verstehen (Industrie-,


Verkehrs- und Landarbeiter“


Es würde sich empfehlen, einen Versuch zu machen, nach dieser Definition


den Begriff „Große Masse“ statistisch zu erfassen. Vielleicht gäbe es da eine


Überraschung für viele von uns.


So wird z.B. heute mancher staunen, wenn er erfährt, daß es in Berlin 71 904
selbständige Handwerker gibt, Personen also, die mit eigenen Produktionsmitteln


selbständig und selbstverantwortlich wirtschaften und auf die die Bezeichnung


Proletarier laut Definition ebensowenig anwendbar ist, wie etwa auf die Millionen


selbständiger Bauernbetriebe. Diese 71 904 Handwerker bilden mit ihren


Angehörigen über 10 Prozent der Berliner Bevölkerung. Sie rechnen nicht zur


großen Masse, obschon sie selbst bereits eine ansehnliche Masse bilden. Diese


Masse setzt sich wie folgt zusammen: 17 836 Schneider, 6 647 Schuster, 4 501


Friseure, 4 369 Fleischer, 3 549 Bäcker. Installateure, Klempner, Maler,


Kürschner, Putzmacher, Tischler, Uhrmacher etc. liefern den Rest. Letztere 


müssen natürlich laut Definition zu der großen Masse zugezählt werden, müssen


aber politisch getrennt genannt werden, da es sich zumeist um Minderjährige


(Lehrlinge) handelt.


Ob diese 79 000 Handwerker politisch zur großen Masse gerechnet werden


können, kann man nur durch eine Umfrage erfahren. Oft wird solch ein Hand-


werker aufschauen, wenn man ihm den Ehrentitel Proletarier gibt. Auch die


Frauen dieser Handwerker gehören selten dem Proletariat an, d. h. sie rechnen


sich selbst nicht dazu. Sie führen den Haushalt und helfen im Geschäft. 
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Sie mögen oft ein geringeres Einkommen haben, diese Handwerker, als die


Industrieproletarier und auch mehr Sorgen. Aber gerade diese Sorgen sind es,


die den Handwerker grundsätzlich vom Proletarier trennen, der nicht zu dispo-


nieren, zu rechnen, zu überlegen, vorauszuschauen braucht, für den der Unter-


nehmer denkt und handelt, wie der Bauer für das im Stall gepferchte Schwein.


Diese Sorgen sind es, die den Handwerker so oft auch für große Aufgaben vor-


bereiten und befähigt machen, und die es bedingen, daß man bei ihm oft


umsonst den Stempel des im Hof gezüchteten Stalltieres sucht, und schließlich


daß man ihn politisch individuell einzuschätzen hat. Abgesehen Von den wenigen


Anarchisten und Syndikalisten verläßt sich die Masse der Industriearbeiter auf


das Urteil ihrer Führer. Weil der Proletarier wirtschaftlich nicht zu denken und zu


handeln braucht – sogar die Lohnverhandlungen sind ihm genommen und den


Gewerkschaften übertragen worden —, verlor er auch die Fähigkeit, sich ein


selbständiges politisches Urteil zu bilden. Das ist beim Handwerker viel seltener


der Fall, viel seltener auch als bei den Beamten, auch den höchsten Beamten,


die man in dieser Beziehung getrost zum Proletariat rechnen kann. Statt des


Unternehmers sorgt hier der Staat für das Schwein im Stall. Auch der Beamte


braucht nicht zu überlegen und zu disponieren, auch bei ihm muß darum das


Urteilsvermögen verkümmern. Gehören aber darum die Beamten, die Staats-


anwälte, die Richter, die Postdirektoren, die Hofprediger, die Staatsopernsänger,


die Studienräte usw. zum Proletariat, zur großen Masse? Versuche es einer,


diese Mitbürger mit dem Ehrentitel Proletarier anzureden! Versuche es einer, in


diesen Kreisen Abonnenten für die „Letzte Politik“ zu werben! So lange die


Beamten in der Inflationszeit schlecht bezahlt wurden, rechneten sich manche


von ihnen zum Proletariat und gingen auch politisch mit ihm. Seitdem man die


Gehälter aufgewertet hat, ist den Beamten das revolutionäre Ziel des Proletariats


uninteressant geworden. Sie sind mit sehr geringen Ausnahmen wieder zu


Stützen des Staates, des kapitalistischen Staates geworden. Wir müssen sie


glatt in politischer Hinsicht von der „großen Masse“ in Abzug bringen. Und das


werden gewiß nicht weniger als zehn Prozent der Bevölkerung sein.


Von der großen Masse sind ferner in Abzug zu bringen: die Masse der


Angehörigen der freien Berufe, die Pfaffen, die Ärzte, die Advokaten, die


Zeitungsschreiber und Literatenfabrikanten, die 
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Nackttänzerinnen, die Gewerkschafts- und politischen Bonzen, die Musiker, die


Filmstars, die Gerichtsvollzieher, Notare, Küster, Totengräber, Konkursverwalter,


Bücherrevisoren, Zahnärzte, Gastwirte, Köche, Gesang- und Klavierlehrerinnen,


Büro für Steuerberatung und Steuerhinterziehung, Architekten und Baumeister,


Chemiker, Konditoren, das Militär (100 000 Mann), Masseure und Masseusen,


Schauspieler, Privatiers. (Diese verschiedenen Berufsbezeichnungen sind einer


Spalte des Telephonadreßbuches entnommen.)


Man kann diese Liste endlos weiterführen (in England gibt es 30 000 freie


Berufe, in Deutschland wahrscheinlich nicht weniger). Wäre es zu viel, wenn wir


die Zahl dieser Leute mit ihren Angehörigen doppelt so hoch wie die Zahl der


Handwerker, also mit 20 Prozent der Gesamtbevölkerung einschätzen? Wäre es


verkehrt, wenn wir diese Masse politisch nicht zum Proletariat rechneten?


Nun kommt aber noch ein Posten, der ebenfalls von der großen Masse ab-


brökkelt ... das Riesenheer der Kaufleute aller Gattungen. Ich will nur hier einige


der hauptsächlichsten Arten dieses weitverzweigten Gewerbes nennen. D. h., ich


brauche sie gar nicht zu nennen, sie sind ja sichtbar. Es gibt kaum ein Haus 


dieser Riesenstadt bis weit in die Vororte hinaus, dessen Erdgeschoß nicht für


Läden eingerichtet ist. Und in jedem dieser Läden sitzt ein Mann, der sich durch-


aus nicht zum Proletariat und zur großen Masse zählen lassen will. Dazu 


kommen die Unzahl von Kaufleuten, die keine Läden haben, die Agenten und


Subagenten, die Geschäftsreisenden, die Hausierer, die Bankiers, die Ver-


sicherungsgesellschaften, die Lotterieleute, Viehhändler, Getreide- und Obstauf-


käufer.


Unzählig sind sie. Ein Mensch arbeitet, der zweite handelt mit den Produkten


des ersten und der Dritte lebt von dem, was die beiden ersten ihm abliefern für


die Benutzung des Bodens und des Kapitals. Zum Proletariat aber rechnet sich


nur der Erste, der, der die Landarbeiten leistete. Und das auch bei Leibe nicht in


allen Fällen.


Ein ziemlich zutreffendes Bild von der „Großen Masse“ liefert das Telephon-


adreßbuch. Hier sind alle Berufe vertreten, mit Ausnahme derjenigen, die die


Domäne des Proletariats bedeuten. Das Berliner Adreßbuch zählt über 260 000


Namen. Rechnet man zu jedem Namen etwa 5 Familienangehörige (Kinder,


Großeltern, Schwägerinnen) so hat man hier bereits eine Masse, die rund 
50 Prozent der Bevölkerung ausmacht, die wir von der proletarischen „großen
Masse“ in Abzug bringen müssen. Von den übrig- 
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bleibenden 50 Prozent müssen wir dann noch alle diejenigen in Abzug bringen,


die kein Telephon haben, sich aber auch nicht zum Proletariat rechnen. Wo


steckt also nun die „Große Masse“?


Und welche Aussichten hat diese Masse in Bezug auf die weitere Entwicklung?


Die Führer der „großen“ Masse sprechen selbst oft von der gewaltigen


Produktivkraft der heutigen mit Maschinen arbeitenden Menschen. Wie wäre es


nun, wenn diese Produktivkraft noch weiter wie bisher wachsen würde, wenn


diese Produktivkraft schließlich so groß würde, daß vom Produkt eines Arbeiters
nach Zahlung des Lohnes so viel übrig bliebe, um 2 bis 3 und mehr Schmarotzer
zu ernähren? Auf diesem Wege sind wir schon lange. Die große Masse liegt 


politisch schon heute rechts vom proletarischen Trennungsstrich. Geht die


Entwicklung weiter, dann kommt mit Notwendigkeit der Tag, wo die heute soge-


nannte große Masse zur politischen und auch revolutionären Bedeutungslosig-


keit hinabsinkt, wo dieses Häufchen Unglück dann vollkommen vom guten oder


bösen Willen der Schmarotzer abhängig sein wird, wo der Gedanke einer


Revolution dieses Proletariats ebenso kindisch sein würde, wie etwa heute eine


Revolution der im Käfig eingesperrten Haustiere.


Darum, o Proletarier, wenn Du Deines Glückes Schmied werden, kein passives


Glied der menschlichen Gesellschaft bleiben willst, so rechne nicht mit der
Zukunft. Sie ist in diesem Sinne gegen Dich gerichtet. Wirtschaftlich mag es Dir


immer besser gehen, je weniger Du Dich in öffentliche Angelegenheiten mischst


– wie z. B. in Nordamerika, wo das Proletariat politisch so gut wie keine Rolle


spielt und sich dennoch den höchsten Lohn erhandeln konnte. Aber es wird nicht


Dein Werk sein. Und weil es nicht Dein Werk ist, hast Du auch keine Gewähr


dafür, daß keine Gesetze erlassen werden, die die weitere Besserung deiner


Lage unmöglich machen. (Die Kornzölle sind z. B. ein Versuch, die Grundrente


auf Kosten des Lohnes zu heben.)


Darum zögere nicht, stolzer Proletarier, warte nicht, bis daß es zu spät ist.
Noch hast Du, wenn auch nicht an der Wahlurne, (die Dich ewig verraten wird),
so doch virtuell die Übermacht. Wenn Du nicht weißt, was und wohin Du willst,
so brauchst Du auch keine Führer. Bist Du aber im Ziel und in den Mitteln einig
mit den anderen, so fordere von Deinen Führern unverweilt das Signal zum
Losschlagen. Denn, das vergesse ja nicht, die Lage kann sich für Dich durch
Warten nur verschlechtern. Wenn Du 
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jetzt nicht frei bist für Deinen Zukunftsstaat, dann wirst Du es sicher nie sein.
S. Großmaul.


Nachschrift. Zu dem Gesagten mögen manchem die folgenden Erklärungen


zum vollen Verständnis nötig werden: Nach dem Naturgesetz birgt die Erde


immer so viele Lebewesen, wie sie ernähren kann. Es geht nichts verloren. Auch


die Zahl der Menschen erweitert sich mit der Menge der zur Verfügung stehen-


den Lebensmittel. Mit der Einführung des Pfluges verdoppelte sich die Zahl der


Menschen, mit der Kartoffel verdoppelten sich die Seelen wieder einmal und mit


der Verallgemeinerung der Jauchegruben hatten die Seelen wieder verdoppelten


Spielraum. Wenden wir das Gesagte auf die Klassen an, so ergibt sich folgen-


des: Mit dem, was die Rentner heute im Durchschnitt verzehren, kann man eine


zehnfache Zahl von Rentnern ernähren. Es ist darum anzunehmen, daß die Zahl


der Rentner sich mit der Zeit verzehnfachen wird, ohne daß es darum nötig ist,


daß deren Einnahmen sich vermehren. Bei der vermehrten Zahl entfällt dann auf


den Einzelnen so viel, daß er sich erhalten kann, wie bei der Erbschaftsteilung in


einer kinderreichen Rittergutsfamilie, wo anstelle von einem Rentner nun viel-


leicht zehn stehen, ohne daß die zur Verfügung stehenden Lebensmittel größer


geworden wären. Sie leben mäßiger, aber sie leben darum vielleicht länger und


hinterlassen eine größere Brut. An der Wahlurne stehen aber dann zur


Verteidigung der Vorrechte nicht ein Mann, sondern zehn. Und wenn die


Wahlurne keinen Schutz mehr bietet, dann sind zehn Mann mit Gewehr dort, wo


heute nur einer steht. Die Klasse, die die größten Einnahmen hat, muß darin


gesetzmäßig auch die zahlreichste sein oder wenigstens werden. Sie und keine


andere bildet dann die große Masse.


D.O.


[Pseudonym für S.Gesell / Die Red.]
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Schacht vor dem Geld- und Kreditausschuß der


Wirtschaftsenquete


Es hat immer Nörgler gegeben, die nicht mit der Reichsbank zufrieden waren.


Nörgler, nur Nörgler. Und die Reichsbank hat sie immer leicht abschütteln 


können. Sie antwortet übrigens immer auf solche Nörgeleien, um dem Pöbel zu


zeigen, daß es demokratisch zugeht in dieser wunderbaren Republik. Wenn aber


die Reichsbank sich ernsthaften Kritikern gegenüber sieht, die auf Klärung der
Geldtheorie hinarbeiten, dann – schweigt die Reichsbank, auch dann, wenn ihr


falsche Dispositionen nachgewiesen werden. Sie läßt sich also immer auf


Geschwätz, niemals auf theoretische Erörterungen ein. Sie fürchtet ihre


Schwäche oder sich festzulegen. In dieser Sache befolgt sie das Rezept Kochs


und Havensteins, die sich niemals an theoretischen Erörterungen beteiligten.


Wohin das System führt, hat uns die Inflation gezeigt, die unmöglich gewesen


wäre, wenn die Reichsbank die Kritiker mit derselben Aufmerksamkeit behandelt


hätte, mit der sie den Nörglern und Schwätzern entgegentritt. „Der Physiokrat“
(Redakteur Georg Blumenthal) zeigte z.B. gleich zu Beginn des Krieges, wohin


die Papiergeldwirtschaft der Reichsbank führen müsse, er zeigte, daß, wenn die


„Deckung“ schon in Friedenszeiten, wenn die Grenzen offen sind, als gefähr-


licher Unsinn bezeichnet werden muß, in Kriegszeiten, wenn die Grenzen


gesperrt sind, solcher Unsinn zur Narretei wird. Havenstein hielt es für gut, 


solche Kritik durch die Kriegszensur unterdrücken zu lassen. Dabei begnügte


sich der „Physiokrat“ nicht mit der Kritik. Er zeigte, was an die Stelle der


Notenüberschwemmung zu setzen sei. Die antikapitalistische Kriegsfinanzierung,


die der „Physiokrat“ forderte, hätte die Währung und die Finanzen während der


Dauer des Krieges und darüber hinaus gesund erhalten, freilich, freilich, mit 


solcher antikapitalistischen Kriegsfinanzierung wäre die Kriegsbegeisterung bei


denen, die etwas haben, alsbald auf den Gefrierpunkt dahingesackt.
Vor der Wirtschaftsenquete sagte Schacht: „Die Geldpolitik der Reichsbank


bestand bisher darin, einen möglichst großen Gold-
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schatz zu sammeln. Wir brauchen auch viel Gold, denn es sind nicht nur die


Reichsbanknoten zu decken, sondern auch die Rentenbankscheine, die


Scheidemünzen und die Giroguthaben. Besonders der Umlauf an Scheide-


münzen ist so angewachsen, daß der Verkehr damit voll gesättigt ist, und eine


Golddeckung ist auch hierfür umso mehr erforderlich, als die Legierungen (der


Silbergehalt) der Münzen bedeutend schlechter sind als vor dem Krieg. Dann ist


noch folgendes zu beachten: wenn der Markkurs eines Tages den unteren


Goldpunkt berührt (z. B. wenn der Dollar auf etwa 4,24 Mark steigt), dann muß


die Reichsbank auch bereit sein, so viel Geld wieder abzugeben, als zur


Kursregulierung erforderlich ist. Das alles bedingt einen möglichst hohen


Goldbestand, den sich die Reichsbank allmählich ansammeln konnte. Die


Reichsbank will gern den Zinsverlust in Kauf nehmen, der damit verbunden ist,


daß das Gold in den Kellern lagert, wenn sie damit ihr Ziel erreicht: den


Landeszinsfuß zu senken und niedrig zu halten.


All der hier aufgehäufte Unsinn ist als solcher in unserer Literatur bis zum


Überdruß aufgezeigt worden. Unsere Leser mögen daraus ersehen, wie wenig


Erfolg wir bisher mit unseren Bemühungen gehabt haben. Wenn wir zu den


Hottentotten gesprochen hätten, der Erfolg hätte dort nicht viel geringer sein 


können. Wenn keine Macht hinter den wirtschaftlichen Theorien steckt, dann


können sich die Theoretiker getrost begraben lassen. Es stimmt durchaus, was


Prof. Brentano sagte: Jede Partei bringt ihre Theorien mit in die Regierung und


verschafft ihnen Geltung dort und in der offiziellen Wissenschaft (so ähnlich).


Macht ist alles in allem. Was braucht sich der Mächtige noch um die Theorie zu


kümmern, einerlei, was mit seiner Macht Schacht macht, Unsinn oder Narretei,


das Volk stellt sich darauf ein und es geht auch so. Es geht anders, schlechter
für die große Masse, aber ausgezeichnet für die Schieber, Spitzbuben und


Schwindler. Und wenn es denen nur lange genug gut geht, so geht auch mit dem


so gewonnenen Geld die öffentliche Macht auf sie über. Dann muß Schacht nach


der Melodie seiner eigenen Geschöpfe tanzen. Welche Macht hatte Stinnes


durch die Inflation erreicht! Und gehorchte nicht die Notenpresse schließlich der


Macht, die sie selbst kreiert hatte?
Schacht gibt dem Goldschatz eine ganz neue Bedeutung und neuen Zweck.


Für ihn ist der Goldschatz mehr als eine bloße Re-    Reserve
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serve zur Sicherung der Einlösbarkeit der Noten. Für diese genügt erfahrungs-


mäßig eine ganz kleine Summe, die noch obendrein mit vielen Vorteilen durch


Devisen ersetzt werden kann, wie das Belgien gezeigt hat, wo man jahrzehnte-


lang statt Gold Devisen als Notendeckung und als Reserven benutzte, den Zins


des Goldes dadurch sparend. Schacht will mit den Goldbeständen die Noten, die


Rentenbankscheine, die Scheidemünzen und die Giroguthaben decken! Das will


er heute. Morgen wird er sagen: wir müssen auch alle auf Mark lautenden 


deutschen Obligationen mit Gold sichern. Denn was nützt es dem deutschen


Volk, wenn die Banknoten und die Giroguthaben, die Scheidemünze und die


Rentenmark mit Gold gedeckt sind, wenn die 10 oder 1000 mal größeren


Beträge, die in Hypotheken und sonstwie angelegt sind, dieses Schutzes ent-


behren müssen?


Die Deckung der Scheidemünzen und der Giroguthaben durch Gold ist einfach


Unfug. Ein Unfug, der dem deutschen Reich einen Haufen Geld an Zinsen


kostet, ohne den allergeringsten Nutzen. Denn der Fall, daß auch noch die


Scheidemünzen zur Einlösung präsentiert werden könnten, kann nur dann ein-


treten, wenn vorher alle Banknoten bereits eingelöst worden sind, wenn also das


deutsche Volk sich ohne Geld zu behelfen hätte. Wer aber mit diesem Fall 


rechnet, der rechnet mit dem Kommunismus, denn nur die kommunistische


Wirtschaftsordnung kann des Geldes entraten. Ich glaube aber, daß Schacht zu


allerletzt an den Kommunismus denkt, wenn er die Deckung der Scheidemünzen


mit Gold verlangt.


Die Begründung, die Schacht für die Deckung der Scheidemünzen gibt, ist


noch toller als die Forderung selbst. Weil die Scheidemünzen noch weniger


Silber als früher haben, müssen sie, so sagt Schacht, umso besser gedeckt 


werden. Was sagt nun die Erfahrung dazu? Über 50 Jahre liefen die Thaler in


Deutschland pari mit den Goldmünzen und den Banknoten. Und sie wären heute


noch in Umlauf, wenn sie nicht ihres Silbergehaltes wegen eingeschmolzen 
worden wären! Wenn nun diese Erfahrung gegen die Theorie des Papiergeldes


verstöße, dann könnte Schacht sagen: die Erfahrung trügt. Aber hier steht die


Erfahrung auf allen Vieren in Übereinstimmung mit der Theorie, die besagt, daß


das Geld keiner anderen Deckung bedarf als die Arbeitsteilung und eine sinn-


getreue Verwaltung.
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Die jetzigen günstigen Erfolge der amerikanischen Währungspolitik sind auch


wieder ein neuer Beweis für das Gesagte. Die relative Stabilität des Indexes ist


dort nicht etwa den Goldmassen zu verdanken, sondern allein dem Umstand,


daß in Amerika eine „aktive Währungspolitik“ betrieben wird, wie wir sie immer


schon für das Papiergeld gefordert haben. Überließe man in Amerika die


Währung den Beamten, die keine weiteren Sorgen hätten, als Dividende zu ver-


teilen und den Goldschatz zu hüten, wie das bisher in Deutschland war und ist,


so würde eine gewaltige Inflation die unmittelbare Folge sein. So daß wir heute


sagen können: die amerikanische Währung (manipulated goldstandard) ist eine
Tat, kein Stoff. Nicht Gold, Blech, totes Metall deckt die amerikanische Währung,


Männer decken sie.


Zwar, hm, diese Männer, was sie im Schilde führen, wer vermag das zu


sagen? Kein Gesetz macht diesen Männern Vorschriften. Sie handeln frei, nach


Gutdünken. Vielleicht sind es Spitzbuben, Kreaturen Morgans, die nach Morgans


Plänen den Dollar manipulieren und heute stabil erhalten. Aber sei dem, wie ihm


sei: seit vier Jahren erfreuen sich die USA einer nie gehabten Stabilisierung des


Indexes und aller günstigen Folgen, die man davon erwarten kann. Und diese


Stabilität verdanken sie allein ihrer Währungspolitik. Wollen die Amerikaner einen


dauernd festen Index, so brauchen sie nur dauernd die gleiche Politik zu betrei-


ben (daß diese Politik bald mit dem Zins in Konflikt geraten würde, soll allerdings


hier nicht unerwähnt bleiben).


Womöglich noch überflüssiger als für die Scheidemünzen erscheint die Gold-


deckung für die Giroguthaben. Bei den Giroguthaben ist die Reichsbank der


Gläubiger. Das Guthaben kann der Reichsbank schlimmsten Falles nur zurück-
gezahlt werden. In diesem Fall wirft die Reichsbank die hier eingehenden


Banknoten in den Ofen. Dann ist das Giroguthaben in Soll und Haben liquidiert.


Wozu also hier eine Golddeckung? Etwa zur Sicherheit des Geldes, das andere


ihr schulden! Sonst verlangt man doch umgekehrt vom Schuldner die Sicher-


heiten. Schacht rechnet offenbar die Giroguthaben, ähnlich wie der Buchhalter


der Reichsbank es mit den Banknoten tut, zu den Passiven der Reichsbank. Und


als guter Buchhalter verlangt er Deckung für diese Passivposten. Was aber für


den Buchhalter richtig ist, das ist hier für den Leiter der Notenbank falsch.
Schacht ver-
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kennt vollkommen seine Aufgabe. Schacht ist nicht Buchhalter, für den Leiter der


Notenbank sind die Noten und die Giroguthaben keine Passiva. Zinstragendes
Kapital sind die Noten und die Giroguthaben. Oder sind es etwa Passivzinsen,
die die Reichsbank alljährlich als Dividende verteilt? Diese vollkommene


Verkennung des Charakters der Banknoten kostet das Deutsche Reich alljährlich


den Zins von 1,5 Milliarden Goldmark!


Wenn aber das nur der einzige Nachteil wäre, den wir von der falschen


Auffassung Schachts vom Wesen der Banknote zu erwarten haben! Schacht
macht für die Goldwährung Reklame! Und hinter Schacht steht die gewaltige


deutsche Industrie. Solche Reklame will also etwas heißen. Seit dem militäri-


schen Zusammenbruch wächst Deutschlands Ansehen in der Welt schnell und


man achtet auf alles, was hier gemacht wird. Und wenn Deutschland zur


Goldwährung zurückkehrt, so werden andere Staaten versuchen, Deutschlands


Beispiel zu folgen. Dann beginnt wieder der alte Kampf um die „zu kurze Decke“,
der erfahrungsmäßig zu Krisen, Schutzzöllen, zur nationalistischen Wirtschafts-


politik und schließlich zum Krieg führt. Und wir haben die Reparationen in Gold


zu zahlen, deren Gewicht in demselben Maße wächst, wie Schacht als Kommis


Voyageur für die Goldwährung Erfolg hat und der Kampf um die zu kurze Decke


härter wird. Zwar ist im Reparationsvertrag die Klausel eingeschmuggelt worden,


daß bei den Zahlungen Rücksicht auf den Index genommen werden soll, und


auch auf den allgemeinen Geschäftsgang. Aber geschenkt wird uns dabei nichts,


sondern nur gestundet. Bei einem flotten Geschäftsgang, wie ihn die Index-
währung für die ganze Welt gewährleisten würde, ist selbst die Höchstleistung


auf Reparationskonto von jährlich 6 Milliarden Goldmark eine erträgliche Last.


Ein Bruchteil davon aber wird zur drückenden und erdrückenden Last, wenn die


Volkswirtschaft überall auf Minimalleistungen eingestellt werden muß. Und dahin


führt mit absoluter Sicherheit der durch Schacht eingeleitete allgemeine neue


Siegeszug der Goldwährung.


Aber Schacht verspricht mit seiner Goldpolitik und Golddeckung noch mehr. 
Je größer die Golddeckung, umso niedriger der Zinsfuß, so sagt er. Er will den


Zinsfuß in Deutschland senken. Mit Gold will er den Zinsfuß senken! Fort mit


Schacht! Er ist und bleibt ein Schwätzer.
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In Deutschland wird gestohlen


Ein Volk, das gefühllos zuschaut, wie den Greisen die für die Zeit der Arbeits-


unfähigkeit gesparten Groschen vom Staat veruntreut werden, das impassibel


zuschaut, wie sich die Greise sodann erhängen und erschießen, ist nicht wert,
daß es auf dieser Erde weiterlebe. Es verunstaltet durch sein Dasein die


Schöpfung. Es muß fort, es muß vernichtet, ausgerottet werden, wenn es nicht


Buße tut und den Räubern die Beute abjagt, um sie den rechtmäßigen Besitzern


zurückzugeben. Den Sparkassenbuchbesitzern muß das gestohlene Gut restlos


und mit Zinseszins zurückgegeben werden. Mit einer Aufwertung von einigen


Prozenten ist es nicht getan. Restlos soll hier das Verbrechen gutgemacht 


werden. Der Reichspräsident hat sich persönlich bei jedem einzelnen Opfer zu
entschuldigen, treppauf, treppab, im ganzen Reich.


Ungeheuer, gar nicht abzuschätzen ist der Schaden, den die deutsche Volks-


wirtschaft bereits dadurch erlitten hat, daß das Vertrauen zu den Sparkassen


vernichtet wurde. Noch größer der Schaden, den sie aus derselben Quelle noch


zu gewärtigen hat. Schacht verspricht durch Mehrung des Goldschatzes den


Zinsfuß in Deutschland zu senken! Ein Narr, der nicht bei diesem Worte


Schachts lacht. Wenn Schacht den Zinsfuß heben will, dann braucht er den


Goldschatz und damit den Geldumlauf nur zu verstärken. Den Zinsfuß aber senkt
man durch Versetzung der Volkswirtschaft in Vollbetrieb und durch sparsames


Wirtschaften des ganzen Volkes. Letzteres erreicht man nur dadurch, daß das


Vertrauen zu den Sparkassen wiederhergestellt wird. Alles andere ist Unsinn,


Unsinn, weiter nichts als Unsinn, Herr Schacht! Wie aber könnte man das


Vertrauen der bestohlenen Sparer wieder herstellen, wenn nicht durch öffentliche


Buße, durch die von den höchsten Behörden eingestandene Tatsache, daß sie


die Sparer im Interesse anderer Volkskreise bestohlen haben, die mächtiger, 


brutaler und schlauer sind als die abgearbeiteten Greise und die unerfahrenen


Mündel. Das Verbrechen muß gesühnt werden, erstens dadurch, daß man das


Geld herbei-
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schafft und zweitens dadurch, daß man alle an der Veruntreuung der Spar-
kassengelder beteiligten Staatsbeamten und Volksvertreter, in erster Linie auch


die Staatsanwälte und Richter an den Galgen bringt! Wenn einmal vor jeder


Sparkasse und Hypothekenbank ein Galgen errichtet ist und Raben den Galgen


umschwirren, dann wird das Volk das verlorene Vertrauen zu den Sparkassen


wiedergewinnen. Und dann, Herr Schacht, brauchen Sie sich um die Senkung


des Zinsfußes nicht mehr zu bemühen.


Man sage nicht, daß es nicht möglich sei, die Sparkassengelder 100prozentig


aufzuwerten. Es ist gelogen! Die Pfänder der Sparkassengelder sind zumeist


noch alle da, intakt. Der Staat selbst liefert die Beweise für diese Behauptung.


Vor 8 Tagen erwarb der preußische Staat in der Eifel ein Gut von 250 Morgen


Land und bezahlte dafür 120 000 Mark. Das macht 5000 Mk. für den Morgen


Land in der Eifel. Auch sonst werden dort, wie die Zeitungen berichten, 300 –


500 Mark für den Morgen bezahlt. Das sind an die 1500 Mark für ein Hektar.


Was besagt dieser Preis? Nun, daß diese Äcker beim heutigen Zinsfuß trotz aller


Steuern dem Besitzer ein arbeitsloses Einkommen von etwa 100 Mk. per Hektar
einbringen. Wer solches Land pachten will, muß dem Eigentumer jährlich 100


Mark per Hektar und die Grundsteuern an Pacht zahlen. Das und nichts anderes


besagt jener Preis, den der preuß. Staat für das Schmitzsche Gut in Rettersheim


bezahlt hat.


Deutschland hat 30 Millionen Hektar Ackerland, zumeist besseren Boden als


das Eifeler Land. Nach Abzug aller Steuern muß, an obigem Beispiel gemessen,


dieses Ackerland seinen Besitzern ein Reineinkommen von 30 Millionen mal 


100 Mark einbringen. Das sind 3 Milliarden Goldmark jährlich.
Und da sagt man noch, daß es nötig war, die Sparkassen zur Rettung des


Vaterlandes zu plündern, wie man auch sagt, daß man die Besitzer der


Kriegsanleihe und der Staatspapiere dem „Vaterlande“ habe opfern müssen, 


weil es sonst im Deutschen Reich nichts mehr zu holen gab! Schwindel, reiner
Schwindel. Nur wo nichts mehr ist, hat der Kaiser sein Recht verloren.
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Man lese nach, was man s. Zt. den Kriegsanleihezeichnern alles versprach.


Stand es auch im Hindenburgprogramm, daß die Zeichner der Kriegsanleihen
den Interessen der Agrarier geopfert werden würden? Sicherlich hat damals nicht


einer geglaubt, daß, wenn der Krieg zu Ende sei, die Zeichner der Anleihe leer


ausgehen, daß dagegen die Besitzer der Sachwerte ungeschoren bleiben 


würden und zwar bis zu dem Grade ungeschoren, daß man jetzt für Ackerland


bereits mehr bezahlt als vor dem Kriege! Ganz bestimmt hat jeder damals


geglaubt, daß das Risiko der Kriegsanleihe gleichmäßig durch die Steuern auf


alle Bürger nach Maßgabe des Besitzes verteilt werden würde. Ich bin sogar


überzeugt, daß, wenn einer damals einen Zweifel darüber ausgesprochen hätte,


der Pöbel ihn gelyncht haben würde. Wegen Sabotage der Kriegsfinanzierung


hätte man ihn an die Front geschickt, wie man auch die Sozialdemokratischen


Reichstagsabgeordneten aus demselben Grund zu Soldaten gemacht hätte,


wenn diese nicht schlau genug gewesen wären, zu allem Ja und Amen zu


sagen.


Waren nun damals die Aufrufe zur Zeichnung der Kriegsanleihen, war das


Hindenburgprogramm damals nicht ernst gemeint? War alles, alles Schwindel?


Man kann kaum Zweifel darüber hegen, namentlich wenn man jetzt sieht, wie


wenig alle die, die etwas hatten und die auch meistens über den Ausgang des


Krieges sich keine Illusionen machten, Kriegsanleihen zeichneten, dafür aber


ihre Rittergüter behielten. Vom Kaiser z. B. heißt es, daß er nur noch 25 000
Morgen Land besitzt und daß er dieses Land nicht für die Zeichnung von


Kriegsanleihen hypothekieren ließ. (Hört, hört.)


Man sage auch nicht, daß die Regierung nicht die Macht gehabt habe, um die


Sachwertbesitzer im erforderlichen Umfang zu besteuern, daß der Reichstag die


nötigen Steuern nicht bewilligt hätte und daß darum die Inflation nötig war. Nach


dem Zusammenbruch der Papiergeldwirtschaft hat man es ja gesehen, daß es


auch mit Steuern ging. Sogar zu viel Steuern wurden da mit einemmal bewilligt


und erhoben.


Niemand kann in Deutschland gezwungen werden, im Interesse des Staates


als Falschmünzer die 
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Greise, die Mündel zu bestehlen. Wer das nicht kann, der darf jeden Tag zurück-


treten und anderen solche Aufgabe überlassen. Wenn sie alle ihre Gehälter und


Tagegelder im Stiche lassend die Stätte der Unzucht und der Korruption verlas-


sen hätten (die Worte des Königs von Sachsen wären hier am richtigen Platze


gewesen), dann hätte die Furcht vor der völligen Auflösung der Gesellschaft, die


den Sachwertbesitzern leicht, wie in Rußland, das Leben gekostet hätte, diese


veranlasst, sich selbst im nötigen Umfang zu besteuern. Die Regierung hatte


also nur darum keine Macht, weil sich ihr immer die nötige Anzahl von Männern


zur Verfügung stellten, die im (vermeintlichen) Interesse der Sachwertbesitzer die


Sparkassen durch Papiergeldwirtschaft zu plündern sich bereit erklärten. Wenn


diese Männer, die Parlamentarier in erster Linie, getan hätten, was man von


„Ehrenmännern“ verlangen kann, wenn sie gestreikt hätten, wenn sie wie Luther,


ich meine Martin Luther, gesagt hätten: hier stehe ich, ich kann nicht anders,


wenn die Regierung das Parlament aufgelöst hätte, so oft, bis das Volk endlich


ehrliche Männer gewählt hätte, dann wäre die Macht für die Balancierung des


Etat ohne Notenpresse schon zu bilden gewesen. Aber von der ganzen sauberen


Gesellschaft, von den 500 Mann im Reichstag streikte nicht einer. Hört, hört! Alle
waren im Interesse ihrer Tagegelder bereit, die Sparkassen zu Gunsten der
Sachwertbesitzer zu plündern.


Und so lange wir solche Gestalten im Reichstag dulden, wird in Deutschland


weiter gestohlen werden. Was geschieht aber dann, wenn es sich herausstellt,


daß das demokratische, parlamentarische System keine anderen Männer


gebrauchen kann, ja seiner ganzen Natur nach die Spitzbuben geradezu züchten


muß?


Je mehr gestohlen wird, umso besser. So sagen wir. Denn umso schneller wird


das Volk zur Einsicht kommen, daß die Staatsidee eine verkehrte, eine unmög-


liche Idee ist und daß nur Abbau, Abbau des Staates, der Spitzbüberei ein Ende
machen kann. Auf theoretischem Wege wird das Volk niemals zu solcher


Erkenntnis kommen. Nur der Schaden kann es klug machen, wie uns das jetzt


wieder der Weg über die gepanzerte Faust nach Versailles und Thoiry gezeigt


hat.
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Die Sterblichkeit unter den unehelichen Säuglingen


Nirgendwo tritt die durch den Militarismus gezüchtete allgemeine Rohheit,


Gefühllosigkeit und Barbarei so kraß in die Erscheinung wie in der Tatsache, daß


in Deutschland (und anderen Kulturländern) die Sterblichkeit unter den uneheli-


chen Kindern ganz erheblich größer ist als unter den ehelichen Kindern. Mag


sein, daß diese Rohheit und Gefühllosigkeit zum Teil auch durch die Staats-


kirchen großgezogen wurden, insofern als nichts die feineren Gefühle in der


menschlichen Brust so gründlich vernichtet wie die ewige Diskrepanz zwischen


der christlichen Lehre und der Lebenspraxis, wie wir sie im täglichen Leben all-


zeit beobachten können. Wie wäre es möglich, daß ein Unterschied in der


Sterblichkeit der Säuglinge zwischen ehelichen und unehelichen Kindern be-


stehen könnte, wenn die Wurzeln christlicher Lehre auch nur etwas Grund gefaßt


hätten in unserer Gesellschaft. (Wie wäre es möglich, daß die Pfaffen dieser


Kirchen mit dem Kreuz die Massen segnen konnten, womit sich die Soldaten


gegenseitig abmurxen sollten?). Soweit müßte die christliche Lehre doch das


Volk ergriffen haben, daß es wenigstens in der Behandlung der Säuglinge keinen


Unterschied aufkommen ließe zwischen ehelich und unehelich.


Nur mit Verachtung kann man auf ein Volk herabsehen, wo solcher Unter-


schied das Leben von Säuglingen bedroht, und diese Verachtung trifft in erster


Linie die Staatsorgane, Kirche und Schule, die durch Usurpation eines


Erziehungsmonopols die Seele des Volkes vergiftet haben. Denn nur so kann


man auch die Tatsache erklären, daß in Deutschland in bezug auf die


Säuglingssterblichkeit (eheliche und uneheliche) mit 134 Prozent so ziemlich an


der Spitze aller Völker steht, trotz des ausgezeichneten Klimas, der hoch ent-


wickelten ärztlichen Kunst, des Pockenschutzes und vieler anderer staatlicher


Pfuschereien. Die militaristische, kirchliche Gefühlsrohheit hat also auch die


Kinderstube invadiert. 13,4 Prozent unserer Säuglinge gehen zumeist wegen


ungenügender, liebloser Pflege zu Grunde! In Frankreich sind es nur 10,3


Prozent, in der Schweiz 8 Prozent, in Norwegen 5,8 Prozent und in Neu-Seeland


gar nur 4,5 Prozent. Je weniger Kasernen und Kirchen, um so sicherer ist der


Säugling.


Den unehelichen Kindern geht es nicht überall so miserabel wie in


Deutschland. Die folgenden Zahlen sind den Veröffentlichungen des


Statistischen Amtes in Buenos Aires entnommen.


Uneheliche Geburten Säuglingssterblichkeit


Prozent Prozent


1. Buenos Aires (Stadt) 11,2 08,4


2. Cordoba (Provinz) 15,2 14,3
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3. Mendoza (Provinz) 23,3 20,2


4. San Juan (Provinz) 30,3 21,3


5. Tueuman (Provinz) 42,3 17,4


6. Corrientes (Provinz) 60,7 11,5


Wir sehen hier, daß in der Provinz Cordoba, wo die Zahl der unehelichen


Geburten nach Buernos Aires am geringsten ist, die Säuglingssterblichkeit ganz


bedeutend größer ist als in der Provinz Corrientes, wo die Zahl der unehelichen


Geburten (60,7 Proz.), die der ehelichen weit überschreitet und wo die


Säuglingssterblichkeit mit 11,5 Proz. viel geringer ist als in den meisten der 


15 Provinzen Argentiniens. Corrientes steht in bezug auf die Zahl der ehelichen


Kinder an letzter Stelle und in bezug auf die Sterblichkeit an der 5. von 15


Stellen.


Natürlich, um diesen Zahlen Beweiskraft für die Richtigkeit der vorangehenden


Betrachtungen zu geben, müßte eine weitgehende Untersuchung aller mitwirken-


den Faktoren vorgenommen werden. Hier ist nicht der Platz dazu. Die Zahlen


mögen daher für sich sprechen. Vielleicht gibt uns der eine oder andere unserer


Freunde in Argentinien den nötigen Kommentar.


Neue Zeugnisse fortgesetzter Währungspfuscherei


In einer von der Studiengesellschaft für Währungs- und Finanzreform einbe-


rufenen Versammlung im Herrenhaus hielt Honorarprofessor Prion von der tech-


nischen Hochschule in Charlottenburg einen Vortrag über das Thema Geld-
marktlage und Reichsbankpolitik, worin er gewisse unerfreuliche Erscheinungen


des heutigen „Geldmarktes“ kritisch beleuchtete. Der Vortragende erntete reichen


Beifall. Zur Diskussion meldete sich merkwürdigerweise niemand. Und es waren


doch wenigstens 3 bis 400 Personen im Saal. Ob es daran lag, daß der Vor-


tragende ein viel, viel zu großes Gebiet umfaßte und an keinem Punkte in die


Tiefe zu dringen suchte?


Prion ging bei seinen Ausführungen nicht mehr vom Wertgespenst aus, wie


das früher allgemein Sitte war. Der „Wert“ scheint nicht mehr das Fundament der


nationalökonomischen Wissenschaft zu sein. Fr. Gottls Schrift: „Der Wertge-


danke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie“ (Fischer in Jena), scheint


gewirkt zu haben. Doch sind wir noch weit davon 
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entfernt, das Dogma als enthüllt, das Gespenst als gebannt betrachten zu 


können. Ein anderes Gespenst, im Grunde genommen, dasselbe Gespenst, ist


an die Stelle des Wertgedankens getreten und treibt denselben Spuk, nur unter


anderer Maske. Statt Wert, sagt man heute Kaufkraft. Der hier lagernde


Gedankenbrei ist von derselben Güte wie beim Wertgedanken. Der „Wert“ war


eine Eigenschaft und als Kraft gedacht, die von den Waren ausging und den


Tausch veranlaßte, beherrschte und ihm als „Maß“ diente. Genau so arbeitet


man heute mit dem Ausdruck Tauschkraft.


Der falsche Ausdruck führt dann in der Folge zu irrigen Gedanken und zu 


falschen Taten. Bilder aus der physischen Welt mögen oft Begriffe der ökono-


mischen Welt erhellen, aber sie dürfen niemals gleichgestellt werden. Kraft ist 


ein physischer Begriff. Es gibt Kräfte auch dort, wo es keine Menschen gibt, 


z. B. ein Gletscherbruch am Nordpol. Aber – das wird wohl niemand bestreiten –


„Kaufkraft“ tritt doch wohl nur da auf, wo Menschen sind, Menschen, die arbeits-


willig wirtschaften und keinen Kommunismus betreiben, sondern ihre Produkte


nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage austauschen.


Die „Kaufkraft“ ist also nicht, wie die physischen Kräfte, wie z. B. das Schwer-


gewicht des Eisens, am Stoff gebunden. Was hat z.B. die „Tauschkraft“ des


Papiergeldes mit dem Papierstoff zu tun? Das Wort Tauschkraft ist ein Notbehelf,


nichts weiter, und leistet gute Dienste dort, wo man sich bemüht, den dyna-
mischen Begriff des Geldes denen nahe zu bringen, die das Geld nur statisch zu


betrachten gewohnt sind. (Christen tat das in seinen Schriften.) Aber es ist ein


Notbehelf und wird es bleiben, bis daß einmal für das, was vorliegt, ein eindeu-


tiger Ausdruck geprägt worden ist. Dieser Ausdruck aber, das können wir heute


bereits sagen, darf uns keine Bilder aus der Physik erwecken. Ich selbst ge-


brauche den Ausdruck „Nachfrage“. Mit der Einführung des Freigeldes wird es


sich zeigen, daß Geld und Nachfrage synonyme Begriffe sind.


Mit dem heutigen Geld, das zu vielen Nebenzwecken mißbraucht werden kann,


deckt sich der Begriff Nachfrage nur unvollkommen mit dem des Geldes.


Immerhin, auch heute würde in der Währungspolitik vieles zielsicherer betrieben


werden, wenn man das Geld nur als Nachfrage behandeln würde. Es würde sich


dann offenbaren, daß, wer irgend etwas an der Geldmenge wie 
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an seiner Umlaufsgeschwindigkeit ändert, unmittelbar die Nachfrage nach Waren


und damit das Fundament der Volkswirtschaft, den Index, berührt. So würde sich


z. B. Professor Prion wohl gehütet haben, den Vorschlag ohne Vorbehalt zu


machen, wonach die Überführung des kurzfristigen Kredites auf langfristige
Darlehen zu erstreben sei, wenn er vor Augen behalten hätte, daß eine solche


Umwandlung ja einer Beschleunigimg der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes,


also einer Vergrößerung der Nachfrage einer allgemeinen Preissteigerung, einer
Inflation gleichzustellen ist.


Wir können den kurzfristigen Kredit mit einem Personenzug vergleichen, der an


allen Stationen hält, während der langfristige Kredit einem Schnellzug ähnelt, der


schnell vorwärts kommt, weil er nirgends hält. Das Geld für langfristige Kredite


geht auf dem Weg der Lohnzahlungen und Materialbeschaffung unmittelbar in


die Blutbahn der Wirtschaft über und bleibt darin. Es mehrt auf dem Wege der


Umlaufsbeschleunigung den Geldimpuls, also die Nachfrage. (Geldmenge mal


Umlaufsgeschwindigkeit nennt Sickinger Impuls, daher Impulstheorie statt


Quantitätstheorie. Zum Geldimpuls gehört heute Geld und eine besondere


Handlung. Beim Freigeld ist das Geld und die zur Nachfrage gehörige Handlung


zum Impuls virtuell zu einer Einheit verwachsen.)


Nach dieser Darlegung kann auf dem Kapitalmarkt nicht das Geringste da-


durch gebessert werden, daß versucht wird, das Geld der kurzfristigen Darlehen


(das, wie es scheint, im Übermaß vorhanden ist) langfristigen Darlehen zugeführt


wird, denn die Reichsbank sähe sich genötigt, den solchermaßen verstärkten


Impuls durch eine entsprechende Verminderung der Geldmenge auszugleichen.


Es zeigt sich wieder, daß man mit mehr Geld den Zinsfuß zwar herauf, aber 


niemals hinabdrücken kann (die Erklärung dafür findet man in der NWO).


Die hier aufgezeigten Wirkungen, die man von einer Verwandlung der kurz-
fris-tigen Kredite in langfristige erwarten muß, sind selbstverständlich gänzlich 


unabhängig von der Ursache, warum heute Geld für kurzfristige Kredite leicht zu


finden ist. Geld für langfristige Kredite aber umso schwerer. Nach der Usache


dieser Erscheinung suchte Prion übrigens nicht lange, oder aber er traute sich


nicht, seine Meinung zu sagen. Als Honorarprofessor hat er gewisse Rücksichten


zu nehmen, auch mag er sich 
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der Zeit erinnern, wo man im Reichstage sagte: jedem, der einen Zweifel über


die Beständigkeit unserer Währung ausdrückt, dem soll man mit der Faust 


zwischen die Zähne fahren.


Die Ursache der Erscheinung brauchte übrigens Prion gar nicht zu nennen.


Jeder kennt sie. Es ist in der Hauptsache der Mangel an Vertrauen, die die


Kapitalisten in die deutsche Währung setzen. Man will sein Geld nicht langfristig


festlegen in einem Land, wo das Parlament mehr Interesse für eine protzenhafte


Fürstenabfindung zeigt als für das Geschick der um ihre Spargelder betrogenen,


bestohlenen, beraubten Greise und Mündel. Einem solchen Volk gibt man keinen


Kredit. Man will zwar Geschäfte, die sich bieten, ausnutzen, aber man will den


Hund und das Geld an kurzer Strippe halten, um rechtzeitig das Land der


Spitzbuben mit seinem Geld wieder verlassen zu können. Prion erwähnte auch


mit keinem Worte die Kapitalflucht, die noch immer in Form amerikanischer


Anleihen vonstatten geht, und die es mit der Zeit dahin bringen wird, daß alle


Steuerobjekte nominell wenigstens an sogenannte Amerikaner verpfändet sein


werden. Und wer wird dann die Reparationsmilliarden bezahlen, die zu zahlen


sich die stärkste politische Partei Deutschlands gerade heute feierlich und öffent-


lich verpflichtet? Wenn wir dieser Kapitalflucht noch einige Jahre untätig zu-


schauen, dann wird jedes deutsche Haus bis an den Schornstein mit amerika-
nischen Hypotheken belastet sein, jede Fabrikaktie wird mit amerikanischen
Obligationen unterminiert sein. Und wenn dann die 6000 Millionen jährlich für


Reparationen aufgebracht werden müssen und es heißen wird, die Staatssteuer


ist die erste Hypothek, dann gibt es Krach. Und alle die, die ihr Geld nicht auf der


Steuerflucht, sondern ehrlich in Hypotheken hingegeben hatten, werden wieder
einmal betrogen sein. Und dann wird wohl nichts anderes zu tun übrig bleiben,


als zur Aufrechterhaltung des Zahlungsverkehrs die heutige Inflation, die am


Index gemessen schon 32 Prozent ausmacht, fortzusetzen.


Und das ist es, was die Kapitalisten davon abhält, ihr Geld in Deutschland


langfristig anzulegen. Um das Vertrauen dieser Leute zu gewinnen, muß etwas


geschehen, denn das Mißtrauen setzt sich um in einen Zinsfuß, der die
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt stark belasten
muß, wenn er sich nicht im Lohndruck auswirkt. Was aber soll geschehen? 


Wir haben es oft gesagt und wollen es hier wiederholen: Alle Männer, 
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die im Reichstag die Inflation mitgemacht haben, die Direktoren der Reichsbank,


die unter Havensteins Kommando standen und nicht aufmuckten, die schicke


man nach Nizza, ins Narrenhaus, oder ins Gefängnis. Man konfisziere bei den


Inflationsgewinnlern, worunter selbstverständlich auch alle Besitzer hypothe-


kierter Rittergüter zu rechnen sind, in ausreichendem Umfang, um damit erstens


die Sparkassenguthaben mit 100 Prozent aufzuwerten und um die gesamten


Reparationslasten hypothekarisch sicherzustellen.


Der Sicherheit der Währung aber soll man nicht, wie es mit der Rentenmark
geschah, 7 Prozent des Grundbesitzes verpfänden, sonden das ganze Reich, mit
allem, was daran steht. Und darüber hinaus auch noch den Kopf von Schacht.


Erst dann, wenn wir durch solche und ähnliche Maßnahmen gezeigt haben,


daß es uns wirklich ernst ist mit der Stabilisierung, dann wird man auch der 


deutschen Wirtschaft langfristige Kredite nicht versagen.


Mit einer gewissen Genugtuung hörte ich den Herrn Honorarprofessor des 


öfteren den Ausdruck aktive Währungspolitik gebrauchen, den ich wohl als Erster


aufgebracht und als Titel einer selbständigen Schrift verwendete. (Frankfurt,


Gesell, Aktive Währungspolitik 1906.) Leider wußte aber Prion mit dem Ge-


danken, die der Ausdruck suggeriert, nicht viel zu machen, Oder tat er nur so?


Die Professoren der Volkswirtschaftslehre, die sich gelbst wohl mehr als Beamte


und Stützen des Staates betrachten, denn als Forscher, müssen selbstverständ-


lich eine gewisse Scheu davor haben, in Wespennester zu stechen und dort 


tiefer zu schürfen, wo schon bei den ersten Spatenstichen die giftigen Gase des


Klassenstaates hervorbrechen. Prion unterließ es darum, das Ziel aktiver


Währungspolitik zu nennen.


Prof. Prion berührte auch das Reparationsproblem. Seine Ausführungen über


den Transfer werden wohl nicht allgemeine Zustimmung gefunden haben. Auch


im Transfer sah er ein Problem. Gewiß, wenn die reparationsberechtigten


Staaten von Deutschland Leistungen erwarten, diese aber gleichzeitig durch


Zölle und Zollschikanen von ihren Grenzen abweisen, dann wird die Reparation


unmöglich gemacht, doch zu einem Problem wird sie nicht.


Die Lage ist ja ganz durchsichtig. Niemand kann einen Augenblick im Zweifel


darüber sein, was zu tun ist. Die Losung liegt gleich im Problem ausgedrückt:


Öffnet den deutschen Leistungen, 
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die ja doch nur in Sachgütern bestehen können, die Grenzen und alles ist in


Ordnung, nicht zwar für die Reparation an sich, die heute ja in Deutschland noch


ein sehr großes politisches Problem ist (kein wirtschaftliches) jedoch für den


Transfer. Jeder Steuerzettel wirkt sich dann automatisch aus in eine Reparations-


devise. Der um den Betrag der Steuer verminderte deutsche Warenkonsum gibt


für den Betrag der Steuer Waren für die Ausfuhr frei.
Solche und ähnliche Leistungen haben ja der Reihe nach fast alle Staaten


machen müssen, ohne daß von einem Transferproblem die Rede war. Ich er-


innere hier an die Verschuldung Amerikas vor dem Krieg, die einem regel-


mäßigen jährlichen Transfer von mehreren Milliarden rief. Ich erinnere hier an


Argentinien, das auch für eine gewaltige ausländische Verschuldung den Zins


aufzubringen hat, ohne daß man von Transferschwierigkeiten spricht. Und in


Deutschland, das eine solche Anpassungsfähigkeit seiner Industrie so oft schon


gezeigt hat und das Handel mit der ganzen Welt – wie kein anderes Land –


treibt, da sollte es eine Bagatellfrage sein, den Betrag der Reparationsleistungen


in Devisen zu transferieren. Wenn jeder Erdbewohner nur für eine Mk. deutsche


Ware kauft, dann ist das Transfer„problem“ gelöst. England lebte vor dem Krieg


im weitesten Umfang von den Zinsen seiner im Ausland angelegten Kapitalien.


Also von transferierten Geldern. Und es klappte alles.


Die sich heute zeigenden Transferschwierigkeiten sollte Deutschland nicht
dazu benutzen, um gegen das Dawesabkommen zu agitieren, sondern um


immer und immer wieder auf


die Notwendigkeit des Freihandels
hinzuweisen, der uns nicht allein den Transfer ermöglichen würde, sondern 


uns und die Welt befreien würde von unendlichen Gefahren und ekelhaftestem


Schmutz. Und uns als Zugabe den Weltfrieden schaffen und sichern würde.


Freilich, es genügt nicht, den Freihandel und damit den Frieden zu fordern.
Christus predigt den Frieden schon seit 2000 Jahren, mit dem vollkommensten


Fiasko. Es ist da eine Voraussetzung zu erfüllen, die ehernen Charakter hat:


der nationale wie der Welthandel müssen absolut und für
immer geschützt werden vor Inflation und Deflation.


Dies aber kann nicht auf dem Boden der Goldwährung – gegen die Prion kein


Sterbenswörtchen zu sagen wußte – er-


231







reicht werden, sondern nur mit Hilfe eines von allen stofflichen Hemmungen


befreiten Geldes und einer ausschließlich auf die Stabilisierung des Indexes
gerichteten nationalen und internationalen aktiven Währungspolitik. Erst dann,


wenn der Index stabilisiert ist, wird es möglich sein, alle die sich heute hinter den


schutzzöllnerischen Sophismen verbergenden Betrüger, Schwindler und Mörder


als solche auch für den maßgebenden, demokratischen Pöbel erkennbar zu 


entlarven.


Ein amtierender preußischer Minister 


als Schundfabrikant


Daß Unglaube, Schund und Schmutz in den Augen der Vertreter der bayeri-


schen Kuhhirten ein und dasselbe ist, wird uns Berlinern bald genug durch die


Handhabung des Schmutzgesetzes klar gemacht werden. Bei solcher Gleich-


stellung von Unglaube und Schmutz fragen wir uns nun, wie sich ein ungläubiger


Kultusminister in Preußen wird halten können. Und welche Autorität er noch bei


seinen gläubigen Untergebenen genießen kann. Denn daß Dr. Becker ein


„Atheischt ischt, der nit glauben kann, daß der Teufel Flöhe het“, das geht ganz


klar aus dem einen Satz seines Artikels im „Berliner Tageblatt“ vom 25. 12. her-


vor, wo er die für einen Staatsknecht unerhört kühne Behauptung aufstellt, daß


Jesus seiner menschlichen Herkunft nach ein Jude war.


Zu allem, was Christus gesagt hat, sofern es für unser Gebaren von


Bedeutung ist, braucht man keinen Glauben. Jeder erfahrene, kluge Mensch wird


jenen christlichen Lebensregeln ohne weiteres zustimmen. Sie haben sich 1000


mal als richtig erwiesen. Wer die Menschen liebt, ihnen also in jeder Lage mit


Liebe entgegenkommt, wer glühende Kohlen auf das Haupt seiner Gegner 


sammelt, wer jede, grundsätzlich jede feindliche Handlung mit Wohltaten beant-


wortet, der erreicht sein Ziel viel schneller und führt dabei ein viel angenehmeres


Leben, als jeder andere, der sein Leben lang nur Feinde sieht, der sein Leben


mit dem Problem verbringt, wie er die „Feinde“ in Fallen locken und sie Armee-


korpsweise in Sümpfen ertränken kann. Wie gesagt, solches 
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aktive Christentum bedarf keines Glaubens, der gut überlegte Egoismus genügt


hier vollkommen.


Die Pfaffen übrigens legen auf diesen Teil des Christentums wenig Gewicht.


Noch niemals ist jemand exkommuniziert worden, weil er seine Feinde nicht


genügend geliebt, sie nicht gut genug bewirtet hat. Für die Pfaffen beginnt das


wesentliche am Christentum dort, wo seine Ausübung niemanden mehr kostet,


als Unterwerfung unter die Kirche. Ob Maria vom heiligen Geist oder von einem


jüdischen Mann beschattet wurde, ist nur für denjenigen interessant, dessen


Christentum wenig Zeit für werktätige, christliche Liebeshandlungen erfordert und


der darum viel, viel Zeit für Grübeleien hat. Hier beginnt auch das Gebiet des 


reinen Glaubens, wo alle Erfahrung nutzlos ist, das Gebiet Luthers und der


Buchstaben, das Gebiet der Pfaffen, der Kirche, und für die Kirche ist es von


lebenswichtiger Bedeutung, daß an den Buchstaben nicht gerüttelt und gedeutelt


werde. Der Buchstabe sagt aber klar und unzweideutig, daß die Jungfrau vom


heiligen Geist und unbefleckt empfangen hat. Gott hat hier die Gestalt eines


Menschen, der Menschheit, eines Universalmenschen, nicht die spezielle Gestalt


eines Juden angenommen. Wenn daher in dieser Frage, die für die Kirche und


den Glauben von prinzipiell allerhöchster Bedeutung ist, der preußische Kultus-


minister alle Buchstaben umstößt und dreist behauptet, Christus sei jüdischer


Rasse gewesen, damit Zeugnis schwärzesten, krassesten, teuflischsten


Unglaubens abgibt, so ist es klar, daß er damit die Kirche herausfordern wollte


zu einem neuen Kulturkampf und daß die Kirche keinen solchen Kultusminister


im Reich dulden kann.


Packe Deine Sachen zusammen, Becker, Du wirst das erste Opfer des


Schund- und Schmutzgesetzes.


I. O.


[Pseudonym für S.Gesell/Die Red.]
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Die Beseitigung der Berliner Stadt- und Ringbahn sowie


der Straßenbahn und Ersatz 


durch einen organisierten Autobusverkehr


Seitdem das Problem der Ölgewinnung aus Braunkohlen gelöst ist, kann man


in Deutschland auch großzügige Pläne in Erwägung ziehen, die das Öl zur


Grundlage haben. So lange man nicht wußte, ob die Ölproduktion mit der täglich


wachsenden Nachfrage Schritt halten könnte, solange man auch nicht wußte,


was man im Falle einer durch Kriege und Streiks behinderten Ölzufuhr machen


sollte, konnte der Gedanke, lebenswichtige Verkehrseinrichtungen ausschließlich


auf den Ölverbrauch anzuweisen, überhaupt nicht aufkommen. Es ist deshalb


auch nicht zu verwundern, daß ein Gedanke, dem man sich so lange und aus so


primitiven Gründen verschließen mußte, auch dann noch nicht aufzutauchen


wagt, wenn die Gründe für seine Ablehnung verschwunden sind. Auch das


Denken ist schwer aus den Geleisen zu bringen, und so mag heute noch der


Titel der vorliegenden Vorschläge manchen Leser verblüffen, ja vor den Kopf 


stoßen.


Daß die Stunde für die Straßenbahnen geschlagen hat, das behauptet der


solchermaßen Verblüffte schon selbst damit, daß er an der Straßenecke steht


und überlegt, ob er mit der Straßenbahn oder mit dem Autobus fahren soll. Wenn


das jetzt, wo der Autobusverkehr noch in den Kinderschuhen der Entwicklung ist,


schon so ist, wie soll es dann werden, wenn die „unbegrenzten Möglichkeiten“


der Verbesserungen des Autobusses in technischer wie verkehrlicher Hinsicht


Tatsache geworden sind und niemand sich erst fragt, ob er dem Autobus vor der


Straßenbahn den Vorzug geben soll. Dann wird es sicher hier gehen, wie es in


manchen anderen Städten bereits gegangen ist, wo man die Geleise der


Straßenbahnen wieder aufgerissen und beseitigt hat. Was für die Straßenbahn


gilt, trifft in noch stärkerem Maße für die Berliner Stadt- und Ringbahn zu. Und


jetzt, da man daran geht, mit gewaltigen Ausgaben diese Bahn zu elektrisieren,


sollte man bedachtsam prüfen, 
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ob auch hier der Abbruch nicht kostspieligen Verbesserungsversuchen vorzu-


ziehen sei.


Ich frage hier, ob man seinerzeit wohl auf den Gedanken gekommen wäre, die


Stadt- und Ringbahn zu bauen, wenn man damals schon über Autobusse verfügt


hätte und zu Gunsten dieser einen kleinen Teil des Opfergeistes aufgebracht


hätte, den man in finanzieller wie in vielen anderen Beziehungen dem Bau der


Stadtbahn entgegenbrachte? Man betrachte einmal nur den Raum, den die


Geleise der Stadt- und Ringbahn einnehmen, das gewaltige Meer von Geleisen,


das sich am Anhalter, Potsdamer, Charlottenburger, Stettiner usw. Bahnhofe aus-


dehnt. Westend, Halensee, Grunewald, Gesundbrunnen, Schlesischer Bahnhof,


ein Gebiet mitten in Berlin von 1000 und mehr Morgen, nur dazu bestimmt, die


Züge, die am Tage auf der Strecke liegen, bei Nacht aufzunehmen. Wenn man


ein Zehntel des Raumes, der da verloren geht, ein großes Verkehrshindernis dar-


stellt und das Stadtbild verhunzt, für Autobusstraßen verwenden würde? Wenn


man das Geld, das hier für das Schienenmeer, für die rauchenden Lokomotiv-


schuppen, für den Ankauf der Tausend Morgen Land, die die Geleise einnehmen,


für die Asphaltierung der Autobusstraßen verwenden würde ..., wer würde da


noch mit der Stadt- und Ringbahn fahren wollen? Schon der Verkauf dieser


Bahngelände zu 100 Mark den Morgen brächte eine Milliarde Mark ein, womit


sich allerhand zu Gunsten des Autobusverkehrs machen ließe. Und wenn man


das Gelände nicht zu Bauzwecken verkaufen würde, sondern es zu Parkanlagen


machte, so kann man den in Geld berechneten Nutzen, den die Berliner


Proletarier von solcher Umwandlung gewönnen, doch auch in die Milliarden


berechnen, soweit sich ästhetische und hygienische Gewinne überhaupt in Geld


ausdrücken lassen.


Die Stadtbahn ist überfüllt, wenn der Arbeiter sie benutzt, um sich zur Arbeits-


stätte zu begeben. Der Aufenthalt in der verbrauchten Luft macht die Fahrt zur


Qual. Der Arbeiter tritt schon mit verringerter Kraft an die Arbeit. Wenn dann der


am Fließband ermüdete Arbeiter sich nach Hause begibt, dann steht er wieder


im überfüllten Wagen. Und dieser Teil des Arbeitspensums ist gewiß der an-


strengendste des ganzen Tages. Nicht müde, sondern übermüdet durch die Fahrt


kommt er zu Hause an. Wer diese Kraftverschwendung in Taylors (nicht Thaler)


umsetzen würde, käme leicht auf Hunderte von Millionen oder gar auf Milliarden. 
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Am Tage dann, wenn der Arbeiter in der Fabrik ist, dann sind die Wagen zumeist


spärlich besetzt. Man käme bequem mit der Hälfte der Wagen aus. Aber dem


Arbeiter nützt das nichts. Aus technischen Gründen ist es übrigens für die


Bahnverwaltung eine Unmöglichkeit für die Zeit, wo die Arbeitermassen zur Stadt


strömen oder sie wieder verlassen, die nötige Zahl der Züge zu stellen. So lange


man glaubt, daß die Türen aller Betriebe sich immer zu gleicher Zeit öffnen und


schließen müssen, wird solche Pressung in den Transportvehikeln unvermeidlich


sein. Die Bahn steht hier vor einem für sie unlösbaren Problem, das nur darum


bis heute noch keine akute Form angenommen hat, weil der Arbeiter von jeher


gewöhnt ist, sich wie ein Stück Vieh, nein, wie ein toter Hering von der Bahn-


verwaltung behandeln zu lassen.


Die Straßenbahn geht ihren durch das Geleise vorgeschriebenen Weg. Sie


kann sich den Bedürfnissen der Bevölkerung nicht anpassen. Alles muß sich
umgekehrt dem Bahngeleise anpassen. Das liegt in der Natur der Eisenbahn


begründet. Anders mit dem Autobus. Hier kann jedes Bedürfnis, das mit der


Entwicklung der Stadt aufkommt, schmiegsam berücksichtigt werden. Hier sieht


man gleich, daß der Autobus für das Publikum da ist, nicht umgekehrt.


Die Stadt- und Straßenbahn werden benutzt, weil nichts besseres da ist, denn


wahrhaftig, zum Vergnügen fährt niemand mit diesen Fahrzeugen. Um die


Stadtbahn zu erreichen, muß man zumeist einen langen Weg zu Fuß oder mit


anderen Mitteln in einer oft dem Ziel entgegengesetzten Richtung zurücklegen.


Dann verliert man Zeit beim Fahrkartenverkauf. Man steigt eine oft finstere,


staatliche Treppe herauf und wartet, weil die endlos langen Züge nicht wie


Omnibusse in beliebig dichter Reihenfolge fahren können. Bei der Ankunft wird


man gegen die Ausgänge gepreßt und hat nun wieder die lange Treppe vor sich


und einen Weg zurückzulegen, der oft wieder in entgegengesetzter Richtung mit


der Bahn führt, mit der man gekommen ist. Diese Umstände machen die


Benutzung der Stadt- und Straßenbahn zu einem Rechenexempel, bei dem der


größere Nutzeffekt in unzähligen Fällen bei den konkurrierenden pedes aposto-


lorum liegt. Wer etwa vom Bahnhof Charlottenburg zum Bahnhof Alexanderplatz


fährt, braucht mit Einschluß der Wege vom Haus und zur Arbeitsstätte (je 10


Minuten) regelmäßig, d. h. im Durchschnitt, 50 Minuten. Bei 
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einem gut organisierten Omnibusverkehr würde man den Weg in der Hälfte der


Zeit zurücklegen können.


Natürlich müßte etwas getan werden. Die Niederlegung der Stadtbahngeleise


(selbstverständlich mit Einschluß der Ferngeleise) liefert schon Platz für eine


neue, dem Autoverkehr reservierte Straße, die die ganze Stadt von Osten nach


Westen, nicht wie die Stadtbahn es tut, durchschneidet, sondern im Gegenteil


harmonikalisiert. Eine zweite breite Straße gewinnt man, wenn man sich eine


Linie denkt, die über die Grundmauern des Reichstagsgebäudes, des Branden-


burger Tores, des Domes, der dort liegenden Kasernen, des Bahnhofes


Allexanderplatz und sonstigen steinernen Geschmacklosigkeiten dem hohen


Norden zustrebt. Und ähnliche Verhältnisse liegen vor für den Bau von Auto-


straßen nach allen beliebigen Richtungen.


Wenn wir dem Berliner Proletariat Luft verschaffen, die Schwindsucht be-


kämpfen wollen und die Gesundheit des Volkes höher einschätzen als die


Denkmale einer barbarischen Zeit, dann dürfte uns die Frage keine Sorgen


bereiten, wo der Raum für Autoschnellstraßen zu gewinnen sei. Es gibt in der


Welt nur ein Heiligtum, vor dem das Dynamit Halt zu machen hat und das ist der
Mensch. Und von dauerdem Kunstwert gibt es auch nichts, mit Ausnahme des


menschlichen Körpers, des gesunden menschlichen Körpers, wie er sich in freier


Liebe, im freien Kampf ums Dasein, in frischer Luft heranbildete, bis daß der


Staat und die Kirche zu pfuschen anfingen und beide es so erreichten, daß die


Venus von Milo bewundernd umstanden wird von hohlwangigen Schwindsuchts-


kandidaten. Es wäre an dieser Venus ... als Modell gedacht ... nichts zu be-


wundern, wenn die Fortpflanzung und die Auslese der freien Liebe überlassen


geblieben wären. In Berlin gäbe es dann sicherlich kein weibliches Wesen, das


nicht mit der Venus von Medici an Stolz, Würde und Anmut konkurrieren könnte.


Goethe rief bei seinem Tranlämpchen: Licht, mehr Licht. Der Berliner


Proletarier, der vor seiner alten, unbeholfenen Stadtbahn steht und verzweifelt


nach frischer Luft mit seinen kranken Lungen schnappt, ruft: Autobusse, mehr
Autobusse!


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Warum wir diesen Artikel in unserer Zeitung aufgenommen 
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haben? Weil wir den Abbau des Staates in unserem Programm haben und weil


der oben gemachte Vorschlag die Möglichkeit bietet, den Staat auf einem sehr


wichtigen Gebiet abzubauen. Wir eröffnen mit dem Autobusverkehr einer großen


Schar von Männern die Möglichkeit, durch Erwerb eines Autobusses sich einen


freien, selbständigen Broterwerb zu verschaffen und den Beamtenrock mit der


ihm anhaftenden Kasernenatmosphäre dem Trödler zu übergeben.
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Flucht
von Tell. [Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Es ist der Jugendbewegung bisher wie allen Freiheitsbewegungen der


Menschheitsgeschichte ergangen: Sie wurde von ihrer geraden Richtung ab-


gebogen.


Anstatt gegen den Hauptfeind, gegen den Unterdrücker alles Lebens, den


Kapitalismus, zu kämpfen, ist man diesem Kampf teilweise geschickt ausge-


wichen. Erlebten die Jugendlichen nie Hunger, Not und Elend ..., darbten sie nie


in den Steinwüsten und elenden Mietskasernen, sahen sie nie Arbeitslose,


Zerschundene, Kriegskrüppel, wurden sie nie in Betrieben, Werkstätten, auf


Kontoren, in Schulen und Kasernen unterdrückt, ausgebeutet und lebendig ge-


tötet? Geht nicht der Weg zur freien und eigenen Lebensgestaltung über die


Leiche des Kapitalismus?


Warum flüchtet sie? Warum versucht sie immer und immer wieder innerhalb


der kapitalistischen Mangelwüste schöne Blüten am Baume der Menschheit 


treiben zu lassen, die doch wie Seifenblasen in der kapitalistischen Pestluft 


zerplatzen müssen.


Von denen, die zur Demut, zur Entsagung, zur Selbsterniedrigung und zum


Opfer rufen, rede ich nicht. Sie gehören zum Kapitalismus, ohne daß sie es 


wissen. Aber die vielen Mutigen meine ich, die zur Tat rufen und die doch immer


bei jeder Tat eine Flucht begehen!


„Wir müssen siedeln, wir müssen Land urbar machen für uns und unsere


Kinder!“ In der Inflationszeit war das Geld dafür zu haben. Als das Deflations-


theater begann, rentierten sich die Siedlungen nicht mehr. – Die Siedler haben


wegen Geldmangel Not und Elend ausstehen müssen. Wo sich hie und da ein-


zelne Siedler-Inseln mit Ach und Krach erhalten haben, haben sie sich vor den


brutalen Gesetzen des Kapitalismus knirschend beugen müssen. – Was nützt es


dem Proletariat, wenn Einzelne siedeln? Dadurch geht die Ausbeutung um 


keinen Millimeter zurück. Das Jungproletariat hockt weiter über den Kaninchen-


ställen, die Zölle steigern die Grundrente, das Brot wird teurer. Warum begeht ihr


die Flucht, ihr Mutigen? Hinein mit euren Kräften in den Entscheidungskampf!


Macht das Land für alle frei! Erkämpft euch das Geld und die Freiheit der Arbeit!


Und dann siedelt!


Ihr hattet euch ferner eingebildet, Kapitalismus sei Mangel an Gemeinschaft,


sei der Egoismus des Einzelnen. Ihr schufet Werkgemeinschaften und Gemein-


wirtschaften. Aber der Eigennutz des Menschen ist immer stärker als die schön-


sten Ideen. In der Armseligkeit der wirtschaftlichen Gemeinschaft innerhalb des


kapitalistischen Mangels wurde dieser Eigennutz stark und häßlich. Er zer-


sprengte den Ring. Wo Werkgemeinschaften erhalten geblieben sind, leben sie


nur, weil Ausbeutung und persönliche Unterdrückung in ihnen herrschen. Narren


und Eitle reden euch immer wieder diese Flucht ein! Schlagt sie aufs Maul!
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Da sie keinen Ausweg aus dem Sumpf sahen, riefen sie: „Jetzt wissen wir’s!


Die Maschine! Die Maschine! Sie ist an unserem Elend schuld! Sie hat uns


mechanisiert, sie hat uns seelenlos gemacht! Los von der Maschine!“ An klappri-


gen, selbstgebauten Webstühlen webten sie Stoffe; mit den einfachsten Werk-


zeugen bauten sie Schuhe und Möbel. Aber die Maschine lief schneller und sie


kamen nicht mit. Die Maschine bestimmte auch ihre Preise, sie mußten ihren


Arbeitsertrag tief herabsetzen. Bei kargem Leben schufteten sie in ihren engen


Löchern und gaben die besten Kräfte ihrer Jugend her. Und auch der Zins fraß


von ihrer mühseligen Arbeit. Wer kaufte ihre Erzeugnisse? Die Anhänger der 


bürgerlichen Gesellschaft. Das Jungproletariat hat kein Geld. Macht die


Maschinen frei vom Kapitalismus, dann sind sie eure Freunde! Wer vor ihnen


flieht, erkauft seine Flucht teuer.


Neue Propheten kamen! Sie predigten Lebensreformen: Rohkost, Nacktkultur,


Verinnerlichung. Sie redeten viel von ihren Erlebnissen. Nur den Kapitalismus,


den Lebensvernichter, den Schinder, den Ausbeuter erlebten sie nicht. Du Roh-


kost- und Enthaltsamkeits-Pharisäer! In Selbstgerechtigkeit hast du dich losge-


löst von deinen kämpfenden Brüdern! – „Alle Menschen müssen sich im


Lichtkleide draußen in der Sonne begegnen. Dann verschwinden die Klassen-


gegensätze. Alle Menschen werden Brüder!“ – Oho ihr Schwätzer! Ein aner-


kannter Führer dieser Bewegung ließ sich auch im Lichtkleid noch „Herr Major!“


titulieren.


O Hohn und Schmach! Dem Jungproletariat bei 10stündiger Ausbeutung, im


öden Einerlei, in den Mietskasernen und Kellerlöchern das Paradies der


Früchtenahrung, des Lichtkleides und der Verinnerlichung vorzugaukeln! Nicht,


als ob wir über die Lebensreformer herziehen wollen! Wer daraus aber eine


Bewegung und ein Geschäft macht, und wer wertvolle Kräfte des Jungprole-


tariats aus ihrer Klassenfront herauslockt, der ist so gefährlich wie die Kirche.


Das ist die schlimmste Flucht, die es gibt.


Wissen die Lebensreformer nichts von Arbeitslosigkeit, von Lohndrückerei, von


Klassenjustiz? Hören sie nichts von Zöllen, von Locarno, Mossul, Asien und


Indien? Lesen sie nichts von Wettrüsten für das neue Menschenschlachten, von


Levisitgas, von Todesstrahlen, Bazillen, Flugzeugen, Tanks? Sehen sie nicht in


den Großstädten Paläste, Luxusdielen, Bars, Tanzsäle ... und dann in den


Straßen arme Proletariermädchen, die ihren Leib für ein Bettelgeld verschachern,


um leben zu können? Kennen sie nicht die goldne Spinne, die sich in den


Nacken der Armut krallt und ihr letztes Blut saugt? Wer das kennt und sich 


dennoch von der proletarischen Kampflinie loslöst, um eine Lebensreform-


Bewegung zu bilden, der verläßt die Jugend in ihrem notwendigen Befreiungs-


kampf, in einem historischen Augenblick und begibt sich in die Flucht!
Das Einzelschicksal ist heute in der kapitalistischen Versklavung zu sehr an


das Schicksal der ausgebeuteten Klassengenossen gebunden.
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Heinrich Lersch, der revolutionäre Dichter (Mensch in Eisen), hat sich nach


Siedlung, Rohkost und Lebensreform wieder zurückgefunden zu seiner „Mutter


Proletariat“.


Die proletarische Freidenkerjungend hat ihren Kampf gegen Alkohol, Nikotin


und Kirche wieder zurückgestellt hinter den Klassenkampf. –


Abzurechnen hat die Jugend auch noch mit den sogenannten Individualisten


im anarchistischen Gewande. Sie schimpfen auf die Masse, halten sie für zu


dumm, um den Kapitalismus zu besiegen. Sie aber sind die Köpfe, die


Einzelnen! Sie könnten ihre persönliche Freiheit nur für sich allein erringen, 


meinen sie. Höchstens, daß sie sich mit den „besten Köpfen“ zu einem Orden,


zu einer Gemeinschaft zusammenschließen, um über ihre persönlichen Wünsche


und Phantasien zu beratschlagen, die sie für den Kampf gegen den Kapitalismus


aufgestellt haben. Die Ursache zu ihrer Vereinzelung ist meistens ein grundloser


Hochmut, eine durch nichts gerechtfertigte Eitelkeit. Was ist Masse? Wer sind die


„Köpfe“? Beide bedingen sich gegenseitig. Man kann sie nicht lösen. Was sind


die Einzelnen ohne Masse? Was ist die Sonne ohne die, denen sie leuchtet


(Zarathustra.) Bei Licht besehen ist das ganze Getue dieser Einzelnen Feigheit


und Flucht. Das um Freiheit und Leben kämpfende Jungproletariat läßt sich von


solchen Flötentönen nicht zur Flucht betören.


Die Hauptursache der Flucht ist eine mangelnde Erkenntnis vom Kapitalismus


und seiner Überwindung. Der Kapitalismus (Mehrwert, Zins, Grundrente) hat die


menschliche Gesellschaft in zwei Klassen gespalten: In die Klasse der Ausbeuter


und in die Klasse der Ausgebeuteten. Zwischen beiden Klassen gibt es keinen


Ausgleich. Der stetig steigernde Druck der Ausbeutung erweckt auf der anderen


Seite einen stärkeren Widerstand, der das Proletariat zum Klassenkampf zwingt


Will die Jugend sich befreien von der Unterdrückung und Ausbeutung durch den


Kapitalismus, so muß sie sich zum Klassenkampf bekennen.


„Der Klassenkampf muß bis zur Strecke ausgefochten werden; dem Ausdruck


darf nicht aus dem Wege gegangen werden, solange es Klassen gibt.“


„Nur das klassenbewußte Proletariat kann mit Aussicht auf Erfolg zu jenen


direkten Aktionen übergehen, die den Kapitalismus aus dem Sattel heben.“
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Pazifistischer oder physiokratischer Frieden.


So lange wir die Naturgewalten nicht beherrschen ... ein fernes, aber würdiges Ziel
... tun wir gut, nicht mit ihren Gesetzen in Widerspruch zu leben, denn wir würden
den Kürzeren ziehen. Diese Natur aber, die uns so gestaltet hat, wie wir sind, die will
den Kampf, den ununterbrochenen Kampf von der Wiege bis zum Grab. Denn diese
Natur ist großen Wandlungen unterworfen, und der Kampf mit der dazugehörigen
Auslese ist das Mittel, um die Lebewesen diesen Wandlungen anzupassen. Eine alte
Erkenntnis sagt: Die Zeiten ändern sich und mit ihnen auch wir. Und wenn wir das
nicht tun, dann wehe uns. Wie weit diese Wandlungen kommen können, erkennen
wir an den Eiszeiten, an der Tatsache, daß diese Erde einmal in Feuer gehüllt war.
Und wie weit die Anpassungen an die Veränderungen in der Natur möglich sind,
ermessen wir an den heutigen Landtieren, deren Vorfahren im Wasser lebten, in
demselben Element, das uns jetzt erstickt, wenn wir darin untertauchen. Wenn wir
nur Landtiere kennen würden, wie schwer würde es uns sein, an die Bewohnbarkeit
des Wassers zu glauben! Ebenso schwer wie an die Bewohnbarkeit der Sonne. Für
uns aber ist der Weg aus den Fluten der See nur eine Etappe zu den Gluten der
Sonne. Die Möglichkeit einer für solchen Elementarwechsel nötigen Umgestaltung
liefert uns der Kampf, der Kampf ums Dasein mit unseren lieben Art- und
Zeitgenossen. Dieser Kampf, der in der kosmischen Welt durch die Masse ent-
schieden wird, in der botanischen Welt durch das Ellenbogenrecht, in der anima-
lischen Welt mit den Krallen und Zähnen, wird beim Menschen selbstverständlich 
mit allen Mitteln, d. h. mit den wirksamsten Mitteln, geführt werden, und diese sind
entschieden die „friedlichen“ Mittel des Wettkampfes und des Geistes.


Diesen Kampf müssen wir haben, er ist uns so nötig wie das tägliche Brot. Alles,
was wir tun werden, um ihn abzuschwächen, seine Wirkungen zu mildern, würde
bestimmt sich gegen das ganze Geschlecht wenden. Wir haben es nicht nötig, den
Kampf härter zu gestalten, als wie er von Natur aus ist, aber so, wie er ist, müssen
wir ihn achten. Hart aber braucht in dieser Verbindung nicht mit roh gedeutet zu 
werden. Im Gegenteil: je kultiviertere Formen der Kampf ums Dasein, der allgemeine
Wettkampf annimmt, umso härter pflegt er zu sein. Der Wettkampf der Boxer ist
zwar ein roher Kampf, aber an Härte nicht zu vergleichen mit den Anstrengungen
des Jünglings, der mit Rekordleistungen auf irgend einem Gebiete der Kunst, der
Technik, der Wissenschaft oder des Erwerbes auf ein besonders liebwertes, von
Nebenbuhlern stark umworbenes Mädchen Eindruck machen möchte. Durch ähn-
lichen Kampf sucht sich jeder mit mehr oder weniger Erfolg in der menschlichen
Gesellschaft zu behaupten. Dieser Kampf zerstört nicht, wie der Krieg. Im Gegenteil,
er ist produktiv, er ist’s, der uns die schönsten Blüten der Kunst gebracht hat. Auch
Tragödien und Komödien sind Nebenprodukte solchen Kampfes.


Selbstverständlich, damit solcher Kampf auch immer die von der Natur gewollte
Auslese bewirken kann, muß er mit den von ihr selbst gelieferten Waffen unter
Ausschaltung aller Vorrechte geführt werden. Die Kräfte, die den Sieg bedingen,
physischer und psychischer Art, müssen auf die Nachkommen übertragen werden.
Hätten bei der Paarung unserer Vorfahren auf der Entwicklungsstufe der Amphibien
andere als vererbungsfähige Kräfte eine Rolle gespielt, ähnlich wie bei uns 
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etwa das Geld, dann wäre der Aufstieg zum Menschen wohl nie gelungen. Da
aber in der Entwicklung Stillstand Untergang bedeutet, so wäre die Kette unserer
Vorfahren hier abgebrochen, der Sumpf, in dem sich die Amphibien tummelten,
wäre für uns zum Toten Meer geworden.


Es ist ein großes Unglück, daß die pazifistische, die sogen. Friedensbewegung
an den hier berührten Dingen so sorglos vorbeigeht, ja daß manche Pazifisten
allen Kampf, den Kampf ums Dasein, den Wettkampf, sogar das Recht des
Stärksten, des Tüchtigsten, des Intelligentesten vereinen möchten, wodurch die
pazifistische Bewegung bei allen biologisch orientierten Friedensfreunden den
Kredit verliert. Moltkes Satz: der ewige Friede ist ein Traum und nicht mal ein
Schöner, ist, falls er sich auf solchen pazifistischen Frieden beziehen sollte, voll-
kommen berechtigt. Da die Pazifisten am Bürgerkrieg und an allen den biolo-
gischen Ausleseprozeß fälschenden Vorrechten vorbei dem Weltfrieden zustreben,
statt den geraden Weg über den Bürgerfrieden einzuschlagen, so sehen sie sich
genötigt, um nicht bei der Werbearbeit von allen Seiten auf diese Vorrechte ge-
stoßen zu werden, die Aufmerksamkeit vom eigentlichen Kriegs- und Pestherd
abzulenken, womit sie dann die Friedensbewegung auf ein totes Geleise lenken.


Sache der physiokratischen Jugend wird es sein, scharf zwischen solchem pazi-
fistischen Friedhofsfrieden und dem physiokratischen Frieden zu unterscheiden.
Biologisch betrachtet wäre solcher pazifistischer Friede kaum dem ewigen
Kriegszustand vorzuziehen. Wenn dieser die Besten ins Massengrab schickt, so
lindert jener die Besten an der Fortpflanzung, was auf dasselbe hinausläuft. In der
physiokratischen Welt soll es hoch hergehen, voll Kampf und Streit, voll Lieb und
Leben. Und wenn, wie zu erwarten, die physiokratische Ordnung und mit ihr die
freie Zuchtwahl uns von allen Lastern, mit Einschluß des Alkoholismus befreien
wird, so wird kein vernünftiger, biologischer Grund mehr vorliegen, warum wir allen
angeborenen Eigenschaften, mit Einschluß aller in uns lebenden Leidenschaften
keine freie Bahn geben, warum nicht jeder sein eigener Moralprediger sein sollte.
Dafür, daß solche sich austobenden Leidenschaften den Nächsten nicht belästigen
werden, wird auch wieder die physiokratische Ordnung sorgen. Die Leidenschaf-
ten, sofern sie nicht durch Alkoholismus vertiert werden, haben zumeist die
Neigung, sich in wissenschaftliche, künstlerische Kalorien umzuwandeln. Und hier
kann man sie zum Wohle aller sich austoben lassen: Sei dem nun, wie ihm sei,
sicher ist, daß mit der physiokratischen Ordnung der Kampf ums Dasein verschärft,
die Auslesesiebe der Natur weitmaschiger werden, daß viel mehr Spreu den
Winden übergeben wird. Die physiokratische freie Wahlzucht wird kein philister-
haftes Gewimmel hervorbringen, an dem nur die Grundrentner ein Interesse
haben. Goethes Gewimmel auf freiem Boden, das an eine mit Kaulquabben ge-
füllte Lache erinnert und stark den Geruch von Massenquartieren zu Gemüte führt,
wird in der physiokratischen Ordnung zu einem Getümmel in freier Arena: solch ein
Getümmel möchte ich sehen, auf freiem Kampfplatze freie Kämpfer stehen.


Auf diese Freiheit der Kämpfer und auf den freien Kampfplatz kommt es an. Den
gilt es zu schaffen. Keine Vorrechte irgendwelcher Art, genau wie das auf der
Rennbahn der Pferde gefordert wird, dürfen hier geduldet werden. Der Sieg darf
nicht erkauft werden. Der erkaufte Sieg ist ein gefälschter Sieg, biologisch ein
Pyrrhussieg. In der physiokratischen Ordnung wird der Sieg, gleichgültig auf wel-
chem Gebiet, immer angeborenen, daher vererbungsfähigen Eigenschaften zuzu-
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schreiben sein. So daß dann der Stammbaum der Menschen wieder zur Sieges-
allee wird, wie es sein soll und wie es früher auch war.


In die Jugendzeit fallen in der Regel die entscheidenden Kämpfe, die jedem


den ihm gebührenden Platz in der Menschengesellschaft anweisen sollen und in


der physiokratischen Ordnung auch anweisen werden. Die Jugend hat darum ein


besonderes Interesse daran, daß aus der Arena die goldenen Panzer verschwin-


den, die den Gegner blenden und feine Lanze ins Leere stoßen lassen.


Das Programm des R. R. J. fordert alles, was nötig ist zur Schaffung des vor-


rechtlosen Kampfplatzes. Die Forderung selbst aber kann nur durch Kampf, nicht


auf dem Wege des pazifistischen Friedens erfüllt werden. Auf also zum Kampf.


Hier winken Lorbeeren. Denen, die hier siegen, ist der Dank des befreiten Volkes


sicher.
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BEDARF DI FYSIOKRATISE ORDNUNG NOC 


GERICTLICER STRAFEN ?


Ver di maCt hat, der diktirt den anderen vas reCt und unreCt, vas gut und


böse, vas mein und dein, vas zu tun und zu lassen ist. Und derselbe, der solCes


reCt diktiert, bestimmt auC vider, vas mit dem zu geSehen hat, der das ReCt


missaCtet. Das strafreCt vurde geSaffen zum Suze des reCtes, d. h. also zum


Suze der hinter diesem reCte ferborgenen interessen der maCthaber. Di tatsaCe,


dass man das reCt der gevalthaber mit allerlei religiösem, moraliSem,


filosofiSem humbug umgibt, kann niCts daran ändern, dass das reCt di interes-


sen des maCthabers zu Süzen hat und veiter niCts bedeütet. Venn z. b. ein


betrunkener irgend eine Strafbare tat beget und der riCter ihm mildernde


umStände zugute kommen lässt, so geSit das, um das ansehen und dadurC di


maCt des reCtes zu meren. DurC das hineinbezihen der „mildernden“ umStände


in di urteilsbegründung vird für das urteil der Sein ervekkt, als ob es in hohen


moraliSen, religiösen überlegungen vurzele. In virkliCkeit Stekkt niCts anderes


dahinter als der vunS, das ansehen des riCters und so mittelbar auC di maCt


des gevalthabers zu meren. Disem zvekke dint auC di von psüCokünstlern


ersonnene traCt, uniform oder livrée, di der maCthaber für seine riCterliCen


angeStellten anfertigen lässt und di dem pöbel erfurCt und Srekken zugleiC ein-


jagt. (ÄnliCen sin haben die lateiniSen rezepte unserer medizinmänner.) Di


maCthaber suCen siC auC mit forlibe als riCter männer aus fon angesehener


familie und vürdigem aussehen, vi auC di katoliSe kirCe nur ansenliCe männer


zum priisteramt zulässt und alle irgendvi verkrüppelten geStalten davon ausSlist,


so forzügliC auC manCer krüppel geistig für dises amt befähigt väre, und obSon


aus rükksiCt auf das zölibat es siC eigentliC umgekert verhalten müsste. Dann


vird dem riCter noC eine leibgarde fon pfaffen, vissenSaftlern und literaten


beStellt, di di aufgabe zu erfüllen haben, das haupt des riCters mit einem


heiligenSein zu umgeben, um so im folk di meinung zu ferbreiten, dass das reCt


der gevalthaber doC lezten endes göttliCem geiste entspringen und mit der


göttliCen gereCtigkeit übereinStimmen müsse, so vi MOSES auC dafür Sorgte, 
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dass seine geseze fom folk als göttliCes produkt angesehen vurden. So vird


dann der riCter niCt als uniformierter lakaie des königs, sondern als ein diner


GOTTES auf erden betraCtet. NatürliC erleiCtert das dem riCter ausserordentliC


seine den maCthabern so nüzliCe tätigkeit, und oft genug mag es in der geSiCte


forgekommen sein, dass ein solCer riCter durC sein so gevonnenes ansehen


mer erreiCt, als ein zur unterdrükkung eines aufStandes mobilisiertes armee-


korps. IC erinnere hir an den hunnenkönig Attila, der durC di pomphafte


erSeinung des papstes dermasen eingeSüCtert vurde, dass er, di plünderung der


Statt Rom abbreCend, fon dannen zog. Und auC an den kaiser HeinriC IV mag


man hir denken, den der papst for siC in den Staub niderzvang. Religion und


vissenSaft (den hokuspokus, den man so nennt) haben siC immer als di billig-


sten und virksamsten folksbändigungsmittel ervisen. Ver den Statsbetrib taylori-


sieren vill, ver den nuzeffekt seiner beamten erhöhen vill, der vird gut tun, siC


dises hokuspokus ausgibig zu bedinen.


Direkt auf disen nuzeffekt zilen auC di Strafparagrafen, durC di den riCtern


befolen vird, di gevalt in den dinst des reCtes zu Stellen. Der riCter hat Strafen


zu ferhängen, di eingeStandenermasen veiter keinen anderen zvekk haben, als


andere abzuSrekken. Man benuzt also di kvalen und leiden des Sträflings als


erzihungsmittel für andere, vas ungefär das selbe bedeutet, vi venn di


maCthaber aus dem körper des Sträflings durC den riCter fleiSteile als köder für


den fiSfang herausSneiden lisen. Dort abSrekkung, hir köder zvekks erlangung


virtSaftliCer forteile in geStalt eines gröseren bargeld bedeütenden nuzeffektes


der riCterliCen arbeit. NamentliC for dem StandgeriCt sind solCe abSrekkenden


Strafen ser belibt. Da verden für niCtigkeiten oft todesurteile gefällt, nur damit si


abSrekkend auf di anderen virken sollen. Und damit nun solCer terror siC vider


fereinbaren lässt mit der dem folk forgeSpigelten göttliCen herkunft des reCtes,


vird fon den pfaffen gott selbst als terrorist dargeStellt, der gevönt ist, siC der


grässliCsten folterkvalen zu bedinen, um seine saCe besser bei den menSen


durCdrükken zu können. (Hölle, fegfeuer, kvalfolle krankheiten als göttliCe prü-


fungen usv.) Ist gott selbst terrorist, nun so darf es auC der menS sein, und so


Stellt der taylorisirende gevalt-
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haber di folterkvalen des zuCthauses direkt in den Suz gottes. Im namen


Gernegross II, fon gottes gnaden könig fon Ätiopien ferurteile iC diC zu


lebenslängliCem zuCthaus. Und das alles geSit aus brutalem taylorSen geist, um


den nuzeffekt der riCterliCen arbeit zu erhöhen. Ver siC di mühe geben möCte,


das StrafreCt aller fölker und aller zeiten auf seine bevegenden kräfte hin zu


untersuuCen, der vürde in disem vüsten brei religiöser, filosofiSer, moraliSer,


sadistiSer und terroristiSer elemente di kaltblütig reCnende sele des raübers fin-


den, der siC inmitten der grosen masse aufrüreriSen folkes SvaC und einsam fült


und darüber sinnt, vi er auf di billigste art dises folk bändigen kann.


Mit der einfürung der füsiokratiSen ordnung der naturherrSaft Stürzt natürliC


mit so filem anderen auC das StrafreCt. Veil in der füsiokratiSen


gesellSaftsordnung di interessen des folkes geSüzt sind und niCt mer di einer


kleinen gruppe, brauCt dise ordnung auC niCt for aufrüreriSen massen geSüzt


zu verden, veil es dann dise aufrüreriSen massen niCt mer gibt. Ein StrafreCt


zum Suze der gesellSaftsordnung ist dann überflüssig. Di füsiokratiSe ordnung


ist der natur des menSen angepasst und Stet im Suze der natur, des vindes, der


sonne, des liCtes. Dise ordnung get mit der sonne auf und mit der sonne unter,


die frülingsStürme brausen regelmäsig durC dise ordnung und reisen alles kran-


ke und morSe mit siC, und das liCt sorgt dafür, dass niCts faules unentdekkt


bleibt. In diser ordnung gibt es keine „ferbreCer“ mer. Di übeltäter verden dort


zum arzt gefürt. Nimand ferlangt dann noC eine besondere süne, veil siC nimand


durC di taten des übeltäters beleidtigt fült. Nimand ferlangt noC abSrekkende


Strafen, veil di taten der idioten doC niCt durC abSrekkung ferhindert verden, ja


nimand vird überhaupt noC Strafen fordern, veil di Strafe religiösen, moraliSen


anSauungen entSpriCt und veil in di behandlung der überltäter niCt mer di religi-


on und moral eingreifen, sondern durC di klistirSprize, durC den aufenthalt in


kuranStalten, durC veltreisen u. s. v. ersezt werden. Di übeltäter verden kurirt


und niCt gekvält und geängstigt verden. Im vinter verden si an di Riviera, im


sommer naC Norvegen geSikkt verden, selbstferständliC niCt vom Stat, sondern


fon privatleuten, di das geld dazu spenden vollen. Nein, 
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der ferbreCeriSe gedanke der Strafe vird föllig fallen gelassen. Einen gott, der für


di ferlezung seiner ordnung durC dn ferbreCer süne fordert in geStalt fon kvalen


und leiden des ferbreCers und druC solCe kvalen fersönt vird, den gibt es dann


nur noC in den museen. In der heutigen ferbreCeriSen ordnung haben alle dise


SrekkliCen dinge einen sinn. Similia similibus Curantur. Si sind


zvekkentSpreCend und durCaus fernünftig, aber in der füsiokratiSen ordnung


vürden si geradezu läCerliC virken. Nur der eine gesiCtspunkt vird bei der


behandlung der übeltäter in der füsiokratiSen ordnung noC masgebend sein. VI


SÜZEN VIR UNS FOR DEN ÜBELTÄTERN, FOR DEN IDIOTEN. Hat man naC


lage des falles fom übeltäter keine veiteren Sandtaten zu ervarten, dann lässt


man den übeltäter laufen, mag auC sonst seine handlung noC so hässliC


erSeinen. SolCes väre z. b. der fall, venn der übeltäter fon rolingen auf friSer tat


ertappt und dabei so Sver zugeriCtet vird (ferlust des augenliCts, der hand u. s.


v.), dass er einfaC fysiS unfähig väre, veitere untaten zu begehen. Vären z. b.


Harmann von seinem lezten opfer die augen ausgekrazt vorden, so läge für die


füsiokratiSe gesellSaft kein anlass mer for, gegen Harmann einzuSreiten. An di


Riviera mit Harmann, zu den Kanibalen naC Afrika mit ihm, so vürde der riCter


urteilen. Nur veil das begangene ferbreCen den ferdaCt ervekkt, dass noC veite-


re übeltaten aus derselben kvelle zu ervarten sind, interessirt siC di füsiokratiSe


gesellSaft für den übeltäter. Dises interesse konzentrirt siC aber ausSlisliC auf di


frage: Vi Süzen vir uns for disem kranken? eine antvort auf dise frage zu finden,


di mit der kval- und leidlosen behandlung des ferbreCers fereinbar ist, vird dann


sorge der füsiokratiSen gesellSaft sein. In dem mase, vi vir uns fon der heütigen


ferbreCeriSen ordnung entfernen, verden vir auC den riCtigen abStand gevinnen,


um den übeltäter riCtig zu ferstehen. „Tout comprendre c’est tout perdonner“.


(Alles ferStehen, heist alles ferzeihen). Und es ist anzunemen, dass venn di


gesellSaft nur ein kväntCen fon der geistigen anStrengung ferbrauct, di di heuti-


ge gesellSaft auf die beantvortung der frage fervendet: vi beStrafen und kvälen


vir den ferbreCer, dass dann di frage der kval-losen siCerung der gesellSaft


gegen di missetaten der übeltäter (kranken) in einer auC sensible 
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naturen befridigende veise gelöst verden vird. An disem tage verden vir di folter-


kammern der kapitalisten, di zuCthaüser und gefängnisse in feuer aufgehen las-


sen. Und di empfindsamen selen im lande, di ir abendgebet mit den vorten zu


Slisen pflegen: „Seigneur, secourez aussi les pauvres, les prisonniers, les mala-


des et les agonissants („Herr, hilf auC den armen, den gefangenen, den kranken


und Sterbenden“) verden beim anblikk diser zum himmel lodernden feüer, dises


ersten varhaft gottgefälligen opfers einen seüfzer faren lassen und dann zum


ersten mal in irem leben mit gutem gevissen einSlafen.


Veil di behandlung der übeltäter allen religiösen und moraliSen, filosofiSen und


terroristiSen hokuspokusses entkleidet sein vird, vird si frei sein fon allem


leidenSaftliCen beigeSmakk, frei auC fon allem zeremoniell. Eine


geriCtsferhandlung und eine hüneraugenoperation Stehen dann auf gleicher


Stufe. An Stelle des kruzifixes hängt an der vand ein skelett. Statt des talars trägt


der riCter eine operationsSürze und an den fingern klebt blut Statt tinte. Der


riCter brauCt kein ansehen und brauCt auC keine heilige Seü einzuflösen. Sein


ansehen ligt in der natürliCkeit und lauterkeit seines amtes begründet. Er bruCt


keine paragrafen zu konsultieren, er hat keinen STRAFKODEX (!), er Svazt niCt


fon gott und gereCtigkeit, fon moral, fon süne, fon unglaubliCer roheit (vas väre


dem arzt in dieser bezihung noC unglaubliC?) und dergleiCen dingen, sondern


fragt nur: ist uns diser mann noC gefärliC und vi Süzen vir uns for seinen taten?
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Deutschlands Wirtschaft und Währung


„Der Prophet gilt nichts in seinem Vaterland.“ So scheint die Statistisch-volks-


wirtschaftliche Gesellschaft des Kts. Zürich gedacht zu haben, als sie Dr. jur et


phil. Albert Hahn, den Direktor der Deutschen Effekten- und Wechselbank, als


Referenten über Deutschlands Wirtschaft und Währung gewann.


Er bot „in einem ausgezeichneten, klar aufgebauten Vortrag“ (wir entnehmen


diese und alle folgenden, in Anführungszeichen stehenden Sätze dem ausführ-


lichen Bericht der „Neuen Zürcher Zeitung“, deren Handelsdirektor Dr. Paul
Gygax an der Versammlung den Vorsitz führte), „eine scharfsinnige, theoretisch


fundierte Darstellung von der heutigen Lage der deutschen Währung und der


Wirtschaft und den Tendenzen, die für die weitere Entwicklung bedingend sind.“


Dabei kommt er zu folgenden für die Freiwirtschafter herzerfreuenden


Feststellung: „Es sind einzig in der Zirkulationssphäre (also im Geldumlauf! –


Red. d. F. Z.) liegende Ursachen, die die paradoxe Erscheinung zeitigen, daß


mit Arbeitswille und Güterfülle Produktionsstockungen und Arbeitslosigkeit Hand


in Hand gehen. Darum ergibt sich die Erkenntnis, die in Deutschland erst seit


kurzem Geltung hat, daß wir es mit einer typischen Deflationskrise zu tun haben,


deren Erscheinungen die Schweiz aus der Nachkriegszeit her kennt.“


Diese Sätze begründete der Vortragende dann ganz ausführlich, wobei er die


Rolle der Umlaufgeschwindigkeit des Geldes trefflich zeichnete.


„In seinem Schlußwort hob der Direktor Dr. Hahn nochmals die Wichtigkeit des


Zirkulationsproblems hervor, das die Störungen besser aufdecke als der Hinweis


auf die Stockung im internationalen Warenaustausch oder das Heranziehen der


Unterkonsumtionstheorie ... Auf die von Dr. Paul Gygax berührte Frage der


Federal Reserve Bank für Zentraleuropa übergehend, erklärte der Redner, daß


Übereinkommen in der Diskontpolitik heute sich schon daraus ergeben, daß die


Vereinigten Staaten von Amerika als Herren der Konjunktur und des Goldes das


maßgebende Wort zu sprechen haben! Interessant ist es zu verfolgen, wie die


Amerikaner aus ideologischen Gründen eine Preisstabilisierungspolitik getrieben


haben.“


„Zum Schluß widmete Dr. Hahn der von der Cambridger Schule und den


Leuten um Irving Fisher ausgegangene Idee der konjunkturlosen Wirtschaft, die


gewisse Fortschritte zu verzeichnen hat, anregende Ausführungen.“


„Ihre Durchsetzung würde dem von der Krisenlehre ausgegangenen Marxis-


mus und seinem politischen Exponenten, dem Bolschewismus, die Grundlage


rauben und dem nordamerikanischen Kapitalismus zum Siege verhelfen.“
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Dieser Satz scheint falsch, aber nur, weil wohl für Dr. Hahn Kapitalismus und


freies Unternehmertum ein und dasselbe ist. Er will sagen, daß die Durchführung


der festen Währung in den Vereinigten Staaten dessen Unternehmer am 


leistungsfähigsten und daher seine Volkswirtschaft zur blühendsten der ganzen


Erde machen würde. Damit hat er recht.


Erfreulicherweise ist auch die wiederholte Feststellung des von der N.Z.Z. als


„fruchtbaren Theoretiker wie auch als gewiegten Praktiker“ bezeichneten


Referenten, daß die Lösung der sozialen Frage nicht in der Produktionssphäre,


sondern in der Zirkulationssphäre zu suchen sei. Dr. Kellenberger schrieb seiner-


zeit im „Bund“, wer die Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital beseitigen wolle,


müsse die Verstaatlichung der Produktion verlangen, wie es die Sozialisten tun.


Gesell seit 1891 und nun die englischen und amerikanischen Nationalökonomen


seit etwa 10 Jahren behaupten dagegen, daß die Ursache der Ausbeutung durch


den Zins im Gelde, im Umlaufsmittel, zu suchen sei.


Wir danken der Statistisch-volkswirtschaftlichen Gesellschaft des Ktn. Zürich


wärmstens für den Gedankenimport und hoffen, daß durch den Vortrag von


Direktor Dr. Hahn manches Vorurteil gegen die Freiwirtschaftler erschüttert 


worden sei.
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Vorwort


Der akratische Gedanke hat, trotzdem er so manchen schon begeistert hat,


seit langem keine Fortschritte mehr gemacht, weder in theoretischer noch in 


propagandistischer Hinsicht. Stillstand aber kann es im menschlichen Streben


nicht geben. Ist der Weg vorwärts versperrt, so setzt gleich der Rückmarsch ein,


und zwar Rückmarsch bis zum Ausgangspunkt. Zu diesem Ausgangspunkt schei-


nen die Anarchisten bereits gelangt zu sein, wenn man die Gruppe der Anarcho-
Kommunisten als die Avantgarde der Akratie betrachtet. Denn der Kommunismus


ist ja der Ausgangspunkt, ist die primitive Form der menschlichen Gesellschaft.


Die Schwierigkeiten, die der Kapitalismus den Akraten in den Weg gelegt hat,


drängten diese bei ihrem Vormarsch mit zähem Druck vom geraden Wege ab


und führten sie in einen geschlossenen Kreis, wo die akratische Avantgarde die


Arrieregarde schließlich in den Schwanz beißt, um sich dann mit ihr zu ver-


schmelzen ... Anarcho-Kommunismus. Der Weg zu Akratie führt selbstverständ-


lich über die Leiche des Kapitalismus, denn Kapitalismus heißt Ausbeutung, und


der Ausbeutungsapparat bedarf zu seinem Schutze einer zentralisierten Macht,


und diese Macht heißt Staat. Da nun den Anarchisten ein anderer Weg für die


Überwindung des Kapitalismus als der, den die Kommunisten eingeschlagen


haben unbekannt war, so war der Weg der Anarchisten zum Kommunismus eine


schon fast zwangsläufige Entwicklung.


In der in diesen Blättern versuchten Darstellung einer akratischen Gesellschaft


wird überall vorausgesetzt, daß in ihr der Kapitalismus auf dem Wege der echt


akratischen Reformen, die unter dem Namen Freiland-Freigeld-Freihandel in 


weiten Kreisen bekannt geworden sind, bereits überwunden worden sei. (Der


Kenner weiß, daß der Kapitalismus lokal nicht zu überwinden ist. In meiner


Darstellung mußte ich über diese Schwierigkeit hinwegsehen.)


Ich bin mir voll bewußt, daß in einer so wenig umfangreichen Schrift wie dieser


der akratische Gedanke selbstverständlich nicht in allen Einzelheiten zu Ende


gedacht werden kann. Andererseits hat mir aber der Umstand, daß ich bei der


gradlinigen und rücksichtslosen Verfolgung meines Zieles nirgendwo auf


Schwierigkeiten gestoßen bin, den Beweis geliefert, daß das Zu-Ende-Denken


des akratischen Gedankens keine unüberwindlichen Schwierigkeiten für den


restlosen Abbau des Staates mehr zutage fördern kann. Mit der Überwindung


des Kapitalismus auf dem Wege von Reformen, die selber nicht der 
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Akratie widersprechen, ist die Bahn zur Akratie theoretisch wenigstens freige-


geben.


In meinem ersten Versuch („Der Abbau des Staates“, Berlin 1919) mußte ich


noch einen Rest oder Schatten eines Staates bestehen lassen, weil ich für die


akratische Lösung des Geldproblems noch keine befriedigende Form gefunden


hatte. Ich mußte die Währung einem Währungsamt übergeben. Das brachte mir


manchen Tadel aus den Kreisen der Anarchisten ein und beeinträchtigte die


Werbekraft meiner Ausführungen. Diesen Mangel (eigentlich war es nur ein


Schönheitsfehler), glaube ich jetzt in einer Weise behoben zu haben, die jeden


Akraten befriedigen muß.


Die Schwierigkeiten des Staatsabbaues liegen durchaus nicht, wie man wohl


denken möchte, auf den Gebieten, wo der Staat in seiner ganzen Pracht in


Erscheinung tritt, wie beim Militär, bei der Staatsschule, bei den Staatsbetrieben


(Eisenbahn, Post z.B.), bei der Zollwirtschaft. Der vollkommene Abbau dieser


Staatsdomänen kann erfahrungsgemäß jeden Tag, ohne irgendwelche Störungen


zu verursachen, unternommen werden. Staaten ohne Staatseisenbahnen hat es


immer schon gegeben (Frankreich, U.S.A., England, Argentinien usw. ) und auch


solche ohne Militär, ohne Marine und Kolonien. Die Schwierigkeiten treten viel


deutlicher bei den Staatsdomänen auf, die, wie die Polizei, die Ehe, das


Sanitätswesen, mehr im Verborgenen liegen. Hier gehört manchmal eine ge-


wisse Starrköpfigkeit dazu, wenn man nicht durch Vorurteile auf die schiefe


Ebene der Konzessionen abgedrängt werden will. Ich weiß darum auch, daß


mancher, der nicht von Jugend an den Gedanken des Staatsabbaues als heim-


liche Liebe gepflegt hat, sich vor den Kopf geschlagen fühlen wird, wenn ich


allen Ernstes das Faustrecht an die Stelle der bürokratischen Justiz zu setzen


vorschlage. Er wird mich stracks als Utopisten bezeichnen und auch dann noch


bei solchem Urteil bleiben, wenn ich ihm zeige, daß er selbst ja in seiner Familie,


also gegenüber den Schwachen und Schwächsten, das Faustrecht übt, daß er


von seinem Vater, von seinen Lehrern, von seinen Jugendgenossen mit dem


Faustrecht erzogen wurde, und daß der Staat durch Unteroffiziere, Polizei und


Scharfrichter letzten Endes auch nichts weiter als das Faustrecht übt. Wenn hin-


ter dem „Recht“ keine Faust zu sehen ist, dann handelt es sich um etwas völlig


Wesenloses. Die Faust ist unter allen nur denkbaren Verhältnissen die ultima


ratio. Warum also erschrecken, wenn man das Ding beim rechten Namen nennt?


Statt von Faustrecht zu sprechen, hätte ich ja von Naturrecht, von Selbstschutz,


Selbstverteidigung sprechen können. Es sind andere Bezeichnungen für genau


dieselbe Sache. Und sie erschrecken nicht so. Aber der Umstand, daß sie nicht 
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so schrecken, beweist schon, daß diese Ausdrücke ihren sachlichen Inhalt nur


unvollkommen decken. Darum, um nicht zu beschönigen, blieb ich beim Worte


Faustrecht.
Übrigens liegt im Worte Abbau der Gedanke eines bedachtsamen, planmäßi-


gen Vorganges gebettet. Es handelt sich beim Abbau nicht um ein Niederreißen
ohne Winkel und Lot. So wird man darum vernünftigerweise dort beginnen, wo


die Volkspsyche die geringsten Widerstände bereitet. Seit Kriegsschluß hat man


in Deutschland schon nach mancher Richtung hin abgebaut, freilich um an ande-


rer Stelle wieder Neues anzubauen. Wenn die Sozialdemokraten nicht wären,


dann könnten wir schon von einem regelrechten Abbau sprechen, der vielleicht


auch manches mitgerissen hätte, an dem man heute kaum zu rütteln wagt. Die


Monarchie ist abgebaut worden. Es ist eine nicht zu bestreitende Tatsache. Merkt


man etwas davon, ist der Himmel eingestürzt? Die Kirche ist ebenfalls abgebaut.


Hat es irgendwo gekracht? Vom Militär ist nur ein schäbiger Rest übrig geblie-


ben. Fühlt sich jemand in Deutschland unsicherer? Die Kolonien wurden abge-


treten. Fehlt es an Rohstoffen? Und an der Niederlegung der Zollgrenzen wird


überall mit starken Willenskräften gearbeitet. Briand sagt sogar, daß er als alter


Mann noch hofft, den großen Tag zu erleben. Und überall in der Welt bricht sich


die Erkenntnis Bahn, daß wenigstens auf wirtschaftlichem Gebiete der Eingriff


des Staates nur stören kann und glatt abzulehnen sei. Die Wirtschaft aber


umfaßt, genau betrachtet, das gesamte Gesellschaftsleben.


Freilich will ich hier gleich gestehen, daß die genannten, dem Abbau verfalle-


nen Domänen des Staates die akratischen Grundideen nur wenig berühren.


Doch sind es immerhin Schritte auf unserer Bahn, deren Bedeutung in pädago-


gischer Hinsicht nicht zu unterschätzen ist. Wenn man, so wird sich mancher


sagen, das, was dem Staat einmal aufgebürdet wurde, wieder abbürden kann, so


mag auch sonst noch manches überflüssigerweise dem Staat aufgebürdet sein.


Von diesem Punkte richtet sich der Blick dann schon manchmal von selbst auf


das Ganze, und es steigt die kritische Frage aus dem Brei des gewohnheits-


mäßigen Denkens: ob denn der Staat als Ganzes wirklich notwendig sei.


Das Ideal des Akraten steht hoch am Himmelszelt. Wer nicht gewohnt ist,


gebläht von Menschenstolz, den Kopf hoch zu halten, der wird sich ordentlich


recken und sein Auge schärfen müssen, wenn ihm hinter den Wolken seiner


Vorurteile die Konturen dieses herrlichen Bildes aufleuchten sollen.


Oranienburg-Eden, Oktober 1927


S. G.
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Wie es kam.


Ein Riß ging durch den Untergrund der politischen Parteien.


Auch ohne an die bisherigen Mißerfolge aller Revolutionen zu denken, fällt es


schwer zu glauben, daß auf dem Wege der revolutionären Kämpfe und


Massengräber mehr als bloße Zerstörung des Bestehenden erreicht werden


kann. Für aufbauende Arbeit, für das Studium wirklich grundstürzender Reformen


sind die Männer (Frauen), die sich in Straßenkämpfen und auf Barrikaden durch


Mut und Tapferkeit das Vertrauen der Massen erworben und die führende Macht


erkämpft haben, gewöhnlich nicht zu haben. Sie haben sich mit Gewalt an die


Spitze gestellt und können nun die Gewalt nicht entbehren, wenn sie an der


Spitze bleiben wollen. Und mit der Gewaltherrschaft schaffen sie ungewollt die


psychologischen Vorbedingungen für die Wiederherstellung der alten, der


gestürzten Ordnung. Wie aber, so fragt man sich dann verwirrt, kann es dann


noch überhaupt zu grundstürzenden Reformen in unserem gründlich verpfusch-


ten Gesellschaftsleben kommen, wenn die Gewalt, die dazu gehört, ihrem eige-


nen Ziele im Wege steht? Kann man sich vorstellen, daß solche Reformen etwa


auf dem Wege des Parlamentarismus, also durch Parteireden, durchgeführt 


werden könnten? Wodurch unterscheiden sich denn solch parlamentarischen


Kämpfe grundsätzlich von den Barrikadenkämpfen? Ist nicht der Straßenkampf


genau wie der Krieg die „Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln“? Die Reden


im Parlament haben durchaus denselben Zweck, dieselbe Wirkung, die die


Schimpfreden haben, mit denen sich Paris und Achill gegenseitig zum Todes-


kampf anfeuerten. Oder hat schon jemals ein Parlamentsredner seine Partei-


gegner für seinen Standpunkt gewonnen? – Wenn es sich um mehr als Bagatell-


fragen handelt, muß die Parteirede in Prügelszenen und in Straßenkämpfen


münden.


Um nun überhaupt in diese Sackgasse einen Ausgang zu hauen, wird in der


hier geschilderten Parlamentssitzung mit 
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einer dritten Möglichkeit spekuliert, nämlich mit einer parlamentarischen
Zerstörung des Parlamentarismus, des Parteikampfes, indem hier die in allen


Menschen mehr oder weniger stark eingewurzelten arterhaltenden Triebe (die als


Abart des Selbsterhaltungstriebes anzusehen sind), die auch bei allen Menschen


in sehr verwandten Handlungen und idealistischen Bestrebungen sich äußern,


zum Stützpunkt genommen wurde, um unsere verderbte Welt aus den Angeln zu


heben. Da im Christentum diese arterhaltenden Triebe einen besonders kräftigen


und zugleich dichterisch schönen Ausdruck gefunden haben, so wurde hier das


Christentum als Sturmbock gegen die Parteipolitik gewählt. Wer sich nun zu den


Christen zählt, sei es als Katholik, Jude, Protestant oder Kommunist und trotz-


dem die skizzierte parlamentarisch-politische Entwicklung als Utopie oder


Schwärmerei glaubt bezeichnen zu müssen, der wird hier gleich bekennen müs-


sen, welch unklarer Kopf er im Grund doch ist. Denn nur der Mensch, der an die


Allmacht der Liebe, der grenzenlosen Liebe zu allen Menschen glaubt, kann sich


Christ nennen. Man kann doch nicht das Christentum propagieren und dann,


wenn es sich darum handelt, mit vollen Händen zu ernten, was man selber


gesät, erschrocken das Christentum als Utopie, als Schwärmerei bezeichnen.


Wer an das Christentum wirklich glaubt, der hält es auch für möglich, der muß


darum bereit sein, sich blindlings und ohne Furcht jederzeit für die Realisierung


des Christentums auf Erden einzusetzen. Der „Christ“, der das nicht kann, der


glaubt nicht, der ist in Wirklichkeit gar kein Christ. Er ist nichts als ein gewöhn-


licher, getaufter Philister, für den allein dann die Kunde des Diktators als


Grundlage der Gesellschaftsordnung in Betracht gezogen werden dürfte.
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Die Mutterrente im Reichstag.


Reichstagsverhandlung vom 31. 2. 1931.


Präsident: Ich eröffne hiermit die Sitzung. Auf der Tagesordnung seht der vom


Abgeordneten Herrn Andreas Müller eingebrachte Gesetzentwurf:


1. Es wird eine Grundrentenkasse geschaffen, in die sämtliche Grundrenten


des Landes geleitet werden, und von der aus allen im Lande wohnenden Müttern


für jedes ihrer Kinder ohne irgendwelche Ausnahme zu machen, eine Rente, 


laufend ausgerichtet wird. Die Höhe dieser Rente richtet sich allein nach der


Höhe der einlaufenden Grundrenten, die nur dem genannten Zwecke dienstbar


gemacht werden dürfen.


2. Die Erfassung der Grundrenten erfolgt in der Weise, daß der gesamte Grund


und Boden (Äcker, Wiesen, Forsten, Baugrund, Bergwerke, Wasserkräfte, Häfen,


Jagd- und Fischereirechte usw.) vom Reich gekauft, mit Staatsschuldscheinen


bezahlt wird, und daß dann diese so ausgegebenen Staatsschuldscheine durch


eine allgemeine Vermögensabgabe, der auch die Besitzer der oben genannten


Schuldscheine unterworfen sind, getilgt werden. Dieser Tilgungsprozeß muß bis


zum Jahre 1940 beendet sein, so daß von da ab die Grundrenten für die unter 1.


genannte Rente verfügbar sein werden.


3. Die unter 2. genannte Vermögensabgabe wird gestaffelt sein.


4. Die Gesetzgebung über die Ehe wird vom Tage ab, wo die Mutterrenten


regelmäßig zu fließen beginnen, außer Kraft gesetzt, und dem Staat jede weitere


Einmischung in das Familien- und Liebesleben untersagt. Die Zivilstandsregister


werden geschlossen und den Museen ausgeliefert.


Zur Begründung seiner Vorlage erteile ich dem Abgeordneten Andreas Müller
das Wort. Ich möchte aber noch bemerken, daß ich in Erwägung der umstürz-


lerischen Bedeutung der Vorlage und in Voraussicht heftiger Zusammenstöße 


starke Polizeikräfte zum Schutze der Redefreiheit bestellt habe, und daß ich


mich dieser Kräfte rücksichtslos zu bedienen gedenke in Wahrung meiner


Rechte und Pflichten. Außerdem soll jetzt eine gründliche Leibesvisitation vor-


genommen werden, da mir zu Ohren gekommen ist, daß seit den letzten


Radauszenen viele Mitglieder des Hauses sich zu den Verhandlungen mit


Revolvern versehen. Ich ersuche die Herren, sich dieser not-
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wendigen Maßnahme ohne Widerstand zu unterziehen. Der Parlamentarismus


wird heute einer Feuerprobe unterworfen werden. Von ihr wird es abhängen, ob


dies die letzte Sitzung, das Ende des deutschen und dann auch des Parlamen-


tarismus schlechthin sein wird oder nicht. Oft schon wurde behauptet, daß das


parlamentarische System unfähig sei, grundsätzliche Dinge zu ordnen. Diese


Behauptung würde sich für alle Zeiten und für alle Länder und Völker als falsch


erweisen, wenn bei der starken Ausgeglichenheit in der Zahl der Freunde und


Gegner der Vorlage, die durch die Parteibesprechungen offenbart wurde, die


Verhandlungen in parlamentarischen Formen fortgeführt werden könnten und


noch mehr, wenn sich das Volk da draußen dem Ergebnis unserer Abstimmung


zahm und still unterwerfen würde. Befürchtungen wie Hoffnungen sind im Volke


geweckt worden, ungeheure, in demagogisch aufgebauschten Proportionen. Im


Interesse des Parlamentarismus liegt es, daß solchem Geisteszustande des


Volkes jetzt nicht noch durch unsere Verhandlungen Nahrung zugeführt werde.


Ich bitte die Herren Abgeordneten, in ihren Reden das alles wohl zu bedenken.


Versagt heute der Parlamentarismus, so stehen wir vor der Alternative: Diktatur


oder Abbau des Staates (Anarchie). – Herr Abgeordneter Müller!
Abg. Müller steigt auf das Rednerpult, begrüßt von einer Salve von Schimpf-


worten und jubelnden Zurufen aus allen Parteien. Von den Tribünen werden


Blumen und ganze Pakete von Juckpulver und Stinkbomben hinab in den Saal


geworfen. Wüste Prügeleien brechen dort sofort aus. Die Polizei nimmt Ver-


haftungen vor und räumt die Tribünen. Das Publikum stimmt beim Verlassen der


Tribünen das Deutschlandlied, die Internationale und merkwürdigerweise da-


zwischen auch ein Wiegenlied an, das einer der Anwesenden, vom Gedanken


der Mutterrente inspiriert, soeben komponiert hatte.


Zur Erklärung dieser und der folgenden Vorgänge sei für alle, die über die deutschen parlamenta-


rischen Vorgänge nicht unterrichtet sind, bemerkt: Es ist die erste Sitzung des neugewählten


Reichstages, dessen Wahlen sich unter der Parole: Hie Vermögenskonfiskation, hie Mutterrente voll-


zogen. Ungeheuer war die Aufregung im ganzen Land, die durch die zahllosen Wahlversammlungen


und demagogischen Reden immer wieder neu angefacht wurde. Namentlich bei den Frauen war die


Erwartung groß. Die Wahlbeteiligung war fast hundertprozentig gewesen. Prügeleien, Mord und


Totschlag waren alltägliche Erscheinungen. Da die Frauen, die heute ausschlaggebende Masse,


selbstverständlich für die Mutterrente waren, so hatten auch nur solche Kandidaten Aussicht auf


Reichtagsdiäten, die die Sache der Mutterrente zu unterstützen wenigsten versprachen. So gelangten


ganz neue Elemente in alle politischen Parteien, bei den Deutschnationalen, beim Zentrum, bei den


Sozialdemokraten, Leute, die sich öffentlich verpflichtet hatten, das Gesetz über die Mutterrenten,


und was dazu gehörte, zu unterstützen. Die Geschlossenheit der Parteien ging dadurch 
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verloren. Ein Riß ging durch den ganzen Untergrund des Parteikampfes. Die alten


Parteiführer hatten die Führung und Autorität verloren. Die einzelnen Abgeordneten fühlten sich zum


ersten Mal selbständig und selbstverantwortlich. Das war namentlich der Fall bei der Mehrzahl der


Frauen, die der Wahlkampf in großer Zahl in den Reichstag gebracht hatte. Der Riß trennte zum


erstenmal hart und deutlich die Elemente, die durch den ökonomischen Inhalt des Programms ange-


lockt worden waren, von denen, die es ernst nahmen mit dem idealistischen Mäntelchen, womit man


den ökonomischen Kern zu umhüllen und zu verhüllen pflegt. Der ökonomische Inhalt der


Programme trennte nach wie vor die Parteien, und zwar umso schärf er, je klarer er sich am


Hintergrund der idealistischen Ziele abhob, während umgekehrt die rein idealen Bestrebungen, die


bei allen Menschen im Grunde dieselben sind, wie magnetische Anziehungskräfte auf Christen,


Freidenker, Juden, Türken, Kommunisten wirkten. Hier die zwar kleinere aber kompakte, dort die 


größere aber uneinige Masse. Die prominentesten Mitglieder der kapitalistischen Parteien waren


durch die diskrepierenden Interessen der Grundrenten- und der Zinsbezieher so schwer aneinander-


geraten und hatten sich im Eifer des Gefechtes persönlich und gegenseitig so schwer beleidigt, daß


sie für die Verteidigung sonstiger gemeinsamer Interessen koalitionsunfähig geworden waren. Diese


eigenartige politische Konstellation sollte nun durch einen Generalangriff von den Anhängern der Idee


der Mutterrente nach Möglichkeit ausgenutzt werden.


Andreas Müller: Meine Herren, es geht abwärts mit unserem Volke, und zwar


seit vielen Geschlechtern. Vergleichen wir unsere heutigen Frauen mit den


Bildwerken der alten Griechen, so müssen wir zu unserer Beschämung geste-


hen, daß von dem damaligen Kapital an Kraft, Schönheit und Geist wenig mehr


übrig geblieben ist. Wenn das so weiter geht, so kommt bald die Zeit, wo unsere


Jünglinge vergebens nach lebenden Modellen solcher Gesundheit und Schönheit


suchen werden, und wo sie dann in ihrer Verzweiflung ihre Väter verfluchen und


deren Gräber schänden werden. Denn eine andere Erklärung für die


Erscheinung als die, daß ihre Väter Unzucht getrieben haben, werden sie mit


Recht nicht gelten lassen. Mancher biedere Bürger bildet sich ein, daß die von


uns oder unseren Vorgängern geschaffenen Ehegesetze der Unzucht vorbeugen,


in erster Linie dem Schutze der Rasse, der Förderung der Hochzucht dienen


sollten. Weit gefehlt. Das Gegenteil fördert der Staat durch seine Einmischung in


das Liebes- und Familienleben. Der Staat stellt an die physische Qualität der


Ehekandidaten überhaupt keine Bedingungen. Das ist an sich ja kein Fehler, im


Gegenteil, gerade in Liebesangelegenheiten soll jeder sehen, nach seiner Façon


selig zu werden. Aber dadurch, daß sich der Staat überhaupt in die Ehe ein-


mischt und dabei jede Ehe, auch die widerwärtigste und unzüchtigste sanktio-


niert, hat sich im Volke der Glaube eingebürgert, daß es sich um Bagatellfragen


handelt, und daß die Zucht in bester Ordnung sei. Das Kessel- und Haber-


treiben, womit das Volk früher unzüchtige 
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Ehen zu hintertreiben suchte, hat vollkommener Gleichgiltigkeit Platz gemacht.


Der Staat, der uniformierte, glänzende Staat hat ja die Sache in die Hand


genommen. Was der Staat duldet, muß auch sittlich sein. So denkt das Volk. Wir


empfinden zwar in zahllosen Fällen die vom Staat sanktionierten Ehen als


Unzucht, als Ehen, denen nichts Gutes entspringen kann, aber da der Staat


nichts dagegen einwendet, so muß es sich wohl um eine Täuschung handeln.


Wir Bürger mit beschränktem Untertanenverstande verstehen das eben nicht.


Das in solchem Empfinden sich kundgebende Verantwortungsgefühl ist durch die


Einmischung des Staates verloren gegangen, wie ja überhaupt bei allen


Menschen, denen ein Vormund bestellt wird, das Verantwortungsgefühl verküm-


mert. Ohne den Vormund Staat wären bestimmt eine Unzahl Mißehen nicht


zustande gekommen, deren Produkte nun die Kranken- und Zuchthäuser füllen.


Forschen wir weiter nach den Ursachen des Rassenverfalles, so stoßen wir bald


auf den Alkoholismus und Nikotinismus und ähnliche Volkslaster, denen gewiß


viel, ungeheuer viel Unheil zuzuschreiben ist. Und manche glauben auch, daß


hier die Hauptursache liegt. Sie irren. Der Alkoholismus ist eine sekundäre


Erscheinung, eine sekundäre Erscheinung der Ehe, der staatlichen Intervention


in den Liebes- und Familienangelegenheiten. Die durch die Ehe gefesselte Frau


ist nicht in der Lage, ihrem angeborenen Widerwillen gegen die Laster Raum zu


geben (schwangeren Frauen z. B. wird es in der Bieratmosphäre und im


Tabaksqualm gewöhnlich so übel, daß sie den Ort verlassen müssen), d. h. dem


Manne, der betrunken und in Tabakswolken gehüllt heimkehrt, den Laufpaß zu


geben. Wäre die Frau frei, nicht nur frei vom Staat, sondern auch wirtschaftlich


frei, so würde sie solchen Mann, solch Scheusal, nicht eine Minute bei sich 


dulden. Die Alkoholiker würden keine Frauen mehr finden, die ihre ekelhafte


Gesellschaft dulden wollen, und würden sie darum auch der Regel nach keine


Nachkommen hinterlassen. Nicht erst in der siebenten Generation würden die


Geschlechter an den Sünden ihrer Väter zugrunde gehen, bereits in der ersten


Etappe der Lasterbahn würden solche Individuen im toten Meer versinken. Und


umgekehrt kann man sagen, daß wenn die Männer nur noch freien, wirtschaftlich


unabhängigen Frauen begegnen würden, so würde die Furcht, der Gunst der


Frauen verlustig zu werden, sie davon abhalten, sich den Lastern zu ergeben.


Weil die heute geltenden Ehegesetze und die wirtschaftliche Abhängigkeit die


Frauen nachgiebig machen, weil der Staat und die Polizei dem Ehemann die


Frau garantiert (noch heute kann der Mann verlangen, daß ihm die Polizei die


davongelaufene Frau ins Haus zurückschleppe), weil er sich in dieser Richtung


sicher fühlt, darum trägt er keine Scheu, den ekel-
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haftesten Lastern zu frönen. Er braucht gar keine Anstrengungen zu machen, um


zu einem Weibe zu kommen, und noch weniger, um sich das Eheweib zu


sichern. Die Rücksicht auf sein Weib bildet kein Hemmungsmoment mehr auf der


abschüssigen Bahn des Lasters. Er rechnet mit dem großen Zuhälter Staat, der


ihm in Verbindung mit der Not das Weib wieder zutreiben wird, woraus wir dann


den logischen Schluß ziehen, daß es sich wirklich mit dem Alkoholismus nicht


um eine primäre, sondern um eine sekundäre Erscheinung handeln kann, die


von selbst verschwindet, sobald die Ursache verschwindet. Wir brauchen den


Staat nicht anzurufen, um den Alkoholismus zu bekämpfen, um alle Laster zur


Strecke zu bringen. Das amerikanische Alkoholverbot mehrte das Übel, und es


ist verständlich, daß es so kam. Denn das Verbot berührte nicht die Wurzel des


Übels. Würden dagegen die Amerikaner die Frau befreien, wie wir das mit dem


heute hier vorgelegten Gesetze erstreben, so erübrigt sich das in seinen


Wirkungen wirklich lächerlich erscheinende gesetzliche Alkoholverbot. Sie er-


kennen also, wo die letzten Gründe der Degenerationserscheinungen zusam-


menlaufen. Man predigt seit Jahrhunderten, seit Jahrtausenden, seit jeher, meine


Herren, die Tugend, man verpönt das Laster, aber was hat es genützt? Der


Gewalt allein weicht der Mann, und diese Gewalt kann nur allein die Frau, die


freie Frau üben. Macht die Frau frei in wirtschaftlicher Beziehung, löst die ihr


durch die Ehe auferlegten Ketten, hebt alle das Liebesleben kontrollierenden


Gesetze auf, laßt der Frau vollkommen freien Willen in der für die Zucht wichtig-


sten Handlung, gebt ihr das Wahlrecht, das große, freie Zuchtwahlrecht wieder,


und alles Übrige, alle Predigten wider die Unzucht werden sich von Stund an


erübrigen. Der Grund der Degeneration ist beseitigt, und die Bahn zu neuem


Aufstiege des Menschengeschlechtes wieder frei gegeben. Welch veredelnden


Einfluß die Frau auf den Mann auszuüben vermag, haben uns unsere Dichter


gezeigt. Und scheint es mir eine selbstverständliche und wohlbegründete


Annahme, daß das Menschengeschlecht schon lange über das heutige Niveau


emporgezüchtet wäre, wenn die Abhängigkeit der Frau solchen Aufstieg nicht


immer schon verhindert hätte. –


Meine Herren! Wir erkennen ohne weiteres an, daß die Freiheil des Mannes


die Vorbedingung für seine harmonische Entwicklung ist. Wir erkennen auch an,


daß die politische Unabhängigkeit eines Volkes die Wiege seiner Kultur ist.


Warum sollten dieselben Ursachen nicht auch bei der Frau dieselben Wirkungen


auslösen? Um unsere persönliche bürgerliche Freiheit zu schützen, sind wir zu


allen Opfern immer bereit gewesen. Wir trugen die schwere Kriegsrüstung, die


zwei Drittel unserer Staatseinnahmen verschlang ..., ohne zu murren. Werden 
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wir nun, da es sich um ein ungleich größeres Ziel, um die Hochzucht unseres


Volkes handelt, mit dem Gelde knausern? Die Freiheit der Zuchtwahl, die oberste


aller Freiheiten, ohne die alle anderen Freiheiten nichts sind, denen wir die


Menschwerdung verdanken, die darf nicht verkümmern, sie soll vor Geldopfern


nicht die Fahne streichen. Durch die Zuchtwahl und Auslese entwickelte sich die


Amoebe zum Amphibium, zum Vierhänder, zum Menschen. Und durch die


Zuchtwahl soll sich dieser Mensch weiter nach den ihn beherrschenden


Gesetzen entwickeln. Zur Gottheit, wenn solche Entwicklung nicht durch unsere


gesellschaftlichen Einrichtungen gestört wird. Ich gebe zu, es ist viel, was mit


diesem Gesetz von der Einsicht der Volksvertreter und von ihrer Opferfreudigkeit


verlangt wird. Aber, meine Herren, bedenken Sie, daß alles, was das Gesetz für


die Mütter leisten wird, von den Familienvätern jetzt weniger geleistet zu werden


braucht. Den Strom der Grundrenten leiten wir ab von den Sümpfen, die heute


nur Fieber erzeugen, führen ihn in sein natürliches Bett zurück und verwandeln


so den Sumpf, das Tal der Tränen, in ein Paradies. Wenn der Boden gleichmäßig


unter die Männer verteilt wäre, so würde jeder an den Renten seiner Frau gewin-


nen, was er durch die Konfiskation der Grundrenten glaubt verloren zu haben. Er


würde der Vorlage darum so weit gleichgültig gegenüberstehen. Und doch wäre


es für die Frau nicht gleichgiltig, ob sie die Renten von ihrem Patrimonium oder


von einem Manne erhält, der sie ihr nach Belieben vorenthalten kann. Es springt


aber für alle Männer aus der Annahme der Vorlage auch ein positiver, finanzieller


Gewinn heraus. Ich habe statistische Erhebungen veranlaßt über die Kosten, die


die Produkte der Unzucht verursachen. Es sind gewaltige, schrecklich hohe


Zahlen. Wissen Sie, meine Herren, wie viel wir jährlich ausgeben für das


Armenwesen, die Krankenpflege, die Blinden-, Irren-, Zucht- und Waisenhäuser,


wie viele Lehrer wir brauchen und verbrauchen, um die halb und ganz idiotischen


Kinder notdürftig zu unterrichten? Wissen Sie, welch ein Kapital an Ärztehonora-


ren, Apothekerrechnungen und Krankenpflege in Privathäusern verausgabt wird?


Wie viel Geld in den Sanatorien, Bädern, bei den Zahnärzten verausgabt wird?


30% unserer Arbeitsprodukte werden von den Unzuchtsprodukten mit Beschlag


belegt. Das ist aber nur der finanzielle Ausdruck der Unzucht. Der seelische


Ausdruck ist noch viel schlimmer. Sonst sind die Geldausgaben mit irgendeinem


Genuß verbunden. Hier aber geben wir das Geld aus, damit uns die Zähne aus-


gerissen, der Bauch aufgeschlitzt werde. Hundert Quadratkilometer Verbandmull,


10 Millionen Kilometer Wundbinden, 100 Schiffsladungen Verbandwatte werden


allein in den Spitälern verbraucht. Und jeder Meter dieser Stoffe ist unter 
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Wimmern und Stöhnen verbraucht, mit einer hellen Tränenflut des Mitleides des


ganzen Volkes getränkt worden. Zu diesem schauerlichen Ergebnis sind wir


durch die seit Jahrhunderten betriebene Unzucht, durch die Versklavung der


Frau, durch die Aufhebung der freien Zuchtwahl, durch die Ehe gelangt, die sich


durch die Intervention des Staates in grobe Unzucht verwandelte. Jede Zucht,


die nicht in völliger Freiheit erfolgt, bei der die natürlichen Triebe nicht die füh-


rende Rolle spielen, ist widernatürliche Zucht, ist Unzucht, Sodomie. Für die


Beurteilung der Frauenmoral, der Moral überhaupt gibt es nur einen Maßstab,


das sind die Kinder. Alles andere ist ohne Belang. An den Früchten sollt ihr sie


erkennen, und an diesen Früchten gemessen müssen wir hier errötend beken-


nen, daß wir Unzucht getrieben haben, wir, unsere Väter und Urgroßväter. Da


stehen die Züchthäuser, die Krankenhäuser, die Irrenhäuser, die Richtblöcke. 


Da ist das Budget für die Armen- und Armseligkeitspflege. Das Wahrzeichen


unserer Schande. Meine Herren, wir müssen mit aller Kraft hier Wandel schaffen,


und Eile tut not. Das Tempo der galoppierenden Schwindsucht hat sich auf alle


Degenerationserscheinungen übertragen. Und wir wollen nicht untergehen, wir


wollen nicht sein ein einig Volk von Krankenbrüdern und Krankenschwestern. 


Wir wollen nicht umgeben sein von Ärzten, Apothekern und Quacksalbern. Wir


wollen keine hohlbrüstigen Jünglinge, keine bleichsüchtigen Mädchen um uns


sehen. Wir wollen Geist, Gesundheit, Schönheit, Kraft und die Lebensfreude, die


für alle aus solcher Zucht erwächst, und die allein unserem Dasein einen ver-


nünftigen, paradiesischen Zweck gibt. Wir empfehlen aber auch, nicht mit spar-


tanischen Mitteln hier einzugreifen, wir wollen der Zeit Zeit lassen, das Ihrige zu


tun. Was eine 1000jährige Fehlzucht verpfuschte, das mag ein weiteres


Jahrtausend wieder gut machen. Die Härte aller Naturgesetze verwandelt die


Zeit, die jene für ihre Ziele brauchen, in Milde, und auch wir wollen diese Milde


walten lassen. Es genügt uns, wenn wir wissen, daß die Ursache der Degene-


ration beseitigt ist, daß wir uns wieder auf ansteigender Bahn befinden, da soll


es uns auf Äonen wirklich nicht ankommen. Wir wollen nicht, daß der liebe Gott


im Himmel von dieser schönen Erde sagen muß: „Welch ein Ächzen, welch ein


Stöhnen steigt hinauf zu unseren Höhen. Aus dem Tal der Freude, das es sein


sollte, haben mir diese Menschen ein Tal der Tränen gemacht.“ Ja, wir wollen


wieder ein züchtiges, lebensfrohes Volk werden, und das Mittel dazu habe ich


Ihnen genannt. Wir wollen nicht nur in der Freiheit leben, in der Freiheit geboren


sein, sondern bereits in der Freiheit, d. h. in der Liebe, gezeugt werden. Der


Freiheit und Unabhängigkeit unserer Mütter, der sicheren Führung ihrer Triebe,


nicht aber Gesetzen und Rechen-


Rechenexempeln
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exempeln wollen wir unser Dasein verdanken. Die Stallzucht hat aus dem Urstier


das Monstrum geschaffen, das wir auf den Ausstellungen prämiieren. Dieselbe


Stallzucht hat aus unseren Urvätern das Geschlecht zuwege gebracht, das jeder


von uns im Spiegel voll Wehmut und hoffnungsloser Bekümmernis betrachten


kann.


Zur Deckung der gewaltigen Kosten, die die Durchführung dieses Gesetzes


verursachen wird, müssen neue, stark fließende Geldquellen erschlossen wer-


den. Und als einzige Quelle, die solchen Ansprüchen genügen kann, ist die


Grundrente zu nennen. Wir brauchen für die Mutterrente von 40 Reichsmark pro


Kind und pro Monat 5 Milliarden Reichsmark jährlich, und die Grundrente liefert


diese Milliarden fortlaufend. Aber auch aus einem anderen Grunde dachten wir


an die Grundrente. Bekannt ist, daß die Grundrente ein unmittelbares Produkt


der Volksdichte ist. Da nun aber diese Volksdichte von den Müttern geschaffen


wird, so erweist sich die Grundrente als ein unmittelbares Produkt der Mütter.
Durch einen kurzen Gebärstreik der Mütter könnte die Grundrente in der Stadt


wie auf dem Lande auf Null gedrückt, das anscheinend so solide Grundeigentum


ausgehöhlt, die Pfandbriefe und Hypotheken in Makulatur verwandelt werden,


und tatsächlich geht ja auch in Frankreich, wo viele Frauen bereits den Gebär-


streik in ausgedehntem Maße üben, die Grundrente, das eigentliche Heiligtum


der Patrioten, seit vielen Jahren andauernd zurück. Nach dem Grundsatze:


Jedem das Seine, suum cuique, jedem das Produkt seiner Tätigkeit, müßte man


ohnehin den Müttern die Grundrente ausrichten. Wenn wir das nicht tun, so 


setzen wir uns in Gegensatz zu unserem eigenen Wahlspruch und zeigen damit


der ganzen Welt, wie hohl, wie schwindelhaft unsere wichtigsten Schlagworte


waren und sind. Und das, meine Herren, ist eine gefährliche Politik, die nur 


Leute betreiben können, die va banque mit ihrem Kopfe spielen wollen. Wir 


müssen die Grundrente durchaus als das Patrimonium der Mütter behandeln.


Das Matrimonium (Ehe) raubte den Müttern das Patrimonium (Erbgut). Mit 


einem Linsengericht (Ehemann) entschädigte man die Mütter.


Wir anerkennen aber, daß, nachdem man seit Jahrhunderten es geduldet, 


daß die Grundrenten ihren natürlichen Nutznießern entzogen und vorenthalten


wurden und gesetzlich allen anderen Vermögensobjekten gleichgestellt wurden,


und ein kompliziertes Finanzgebäude auf diesem Untergrunde errichtet wurde,


daß auch z. B. kein Mann etwas Ehrenrühriges darin erblickt, Geld, das aus


Grundrenten herrührt, in die Tasche zu stecken, obschon er, wenn er gute Augen


hat, Spuren eines Wochenbettes an diesem Gelde wahrnehmen würde, es 


dennoch unrecht wäre, 
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wenn wir jetzt der Mutterrente einseitig das Vermögen der Grundbesitzer 


opferten. Wir werden diesen Umständen dadurch gerecht, daß wir das Grund-


eigen-tum enteignen, die Besitzer entschädigen, d. h. das Grundeigentum in


Mobilvermögen verwandeln und dann dieses Vermögen zusammen mit dem


gesamten übrigen Vermögen des ganzen Volkes der unter 3. der Vorlage


genannten Vermögensabgabe unterwerfen. So werden die Kosten des Gesetzes


auf alle Vermögensbesitzer, ohne in der Art des Besitzes einen Unterschied zu


machen, übertragen. Dies schien uns auch darum notwendig, weil ja auch alle


Kreise des Volkes aus dem Gesetz Nutzen ziehen werden. Sonst würde es in


zahllosen Fällen so kommen, daß die reiche Frau eines Haus- und Aktien-


besitzers eine Mutterrente bezieht, die von den Bauern finanziert wird.


Wir wissen recht wohl, daß wir mit der Forderung der Grundrentenenteignung


etwas Unerhörtes fordern, daß wir da einen Gegenstand anfassen, der in den


Augen vieler Mitglieder dieses Hauses als Heiligtum betrachtet wird, und wissen


auch, daß man uns im Lande als Räuber verschrieen hat. In Folge der rück-


sichtsvollen Behandlung, die den Grundbesitzern von jeher durch das Parlament


zuteil wurde, glauben die Grundrentner, besonders wichtige Persönlichkeiten zu


sein. Aber höher als das historische Recht steht das ewige Recht des Lebens,


dem alle Rechte stets unterzuordnen sind. Den Forderungen des Lebens gegen-


über sind alle verbrieften Rechte nichts als Makulatur, und unsere Aufgabe hier


im Parlament besteht ja gerade darin, aus der Verfassung ununterbrochen


Makulatur zu machen, d. h. sie stets auf der Höhe der Tagesforderungen zu


erhalten. Das Eigentum soll dem Leben dienen. Es soll Diener, nicht Herr sein.


Übrigens kenne ich auch keine anderen Einnahmequellen, die uns die Mittel für


unsere Reform verschaffen könnten. Alle anderen Steuerschrauben sind bis an


die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angezogen worden. Durch stärkeres


Anziehen liefern sie weniger, nicht mehr. Wir haben eine Fahrkartensteuer er-


hoben. Der Verkehr ging zurück, und wir setzten bei den Betriebsausfällen zu,


was wir an Steuern erhoben. Wir haben die Steuern auf Bier, Schnaps und


Tabak erhöht. Der verminderte Konsum glich die Steuererhöhung aus. Bei der


Gabel-, Teller-, Kammer- und Topfsteuer ging es ebenso. Jede Steuer hat eben


ihre Ertragsgrenze, und wir sind bei allen unseren Steuerobjekten an diese


Grenze gelangt.


Meine Herren, es handelt sich hier um die wichtigste Frage, die je ein Parla-


ment beschäftigt hat, es handelt sich um den Menschen. Eigentlich wundern 


wir uns, daß man ausgerechnet uns Akraten die Anregung zu diesem Gesetz 


überließ. Den Herren dort rechts, deren Reden von salbungsvollem Patriotismus


triefen, 
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die so sehr um die sogenannte Sicherheit, Ehre und Unabhängigkeit „unseres


Volkes“ besorgt sich zeigen, von ihnen hätte man erwarten können, daß sie die


Stärkung unserer Wehrkraft durch Stärkung der Volkskraft anstreben und aus


eigenem Antrieb die Mutterrente fordern würden. Auch den Herren im Zentrum


des Hauses, die behaupten, sich im Christentum für die Tagespolitik zu orien-


tieren, hätte es gut angestanden, daß sie unsere Forderung als ersten Punkt


ihres Parteiprogrammes aufgestellt hätten. Jedoch wir wollen nicht hart urteilen.


Wir wissen, wie schwer es den besitzenden Klassen ist, sich von ihrem Gelde zu


trennen, auch dann, wenn der Patriotismus (wie sie ihn nicht verstehen) und das


Christentum, wie ich es verstehe, solche Preisgabe fordern. Der Anstoß zu 


solchen Heldentaten, wie wir sie heute fordern, muß augenscheinlich immer von


anderen gegeben werden. Wir geben nun hiermit diesen Anstoß und erwarten,


daß alle Parteien unseren Antrag annehmen werden, die einen murrend, die


anderen freudig, oder aus Furcht, gemeiner Furcht, daß man ihnen an den


Kragen gehen wird, wenn sie sich gegen eine Reform sträuben, die der Rettung


der Rasse, des Volkes, der Menschheit, des Menschen, und, wenn richtig 


verstanden, des eigenen Ichs dient.


Graf von Pedigree (deutschnational): Die Ruhe, die alle hier versammelten


Abgeordneten gewahrt haben, der Umstand, daß wir Andreas hier haben aus-


reden lassen, zeugt für den hohen Stand der deutschen Kultur. In jedem anderen


Parlament der Welt hätte man Herrn Müller gleich vom Rednerpult abführen 


lassen und ihn ins Narrenhaus geschickt. Auch ich werde diese Mäßigung üben.


Ich gebe ohne weiteres zu, daß die physische und psychische Entwicklung


unseres Volkes Besorgnis erregt. Und auch, daß wir mit aller Kraft hier Wandel


schaffen müssen. Aber, meine Herren, füllen wir etwa die Kirchen wieder damit,


daß wir die Löhne heben? Unsinn! Die Kinos, die Lesesäle, die Box- und


Sportpaläste füllt man damit. Man hatte gehofft, daß mit dem Acht-Stunden-Tag


das städtische Proletariat mehr Zeit für einen gemütlichen Schnaps in den


Schänken finden, und daß unserer notleidenden Landwirtschaft dadurch ge-


holfen sein würde. Es war ein Traum, ein schöner zwar, doch nur ein Traum. 


Die Kirchen und Schänken veröden, die Schnapsbrennereien zerfallen. Die


Wurzeln unseres Volkes sind auf dem Lande zu suchen. Die städtische, 


industrielle Bevölkerung geht in der dritten Generation zu Grunde. Was würde 


es nützen, wenn wir auch durch die kostspieligsten Maßnahmen erreichten, 


daß die Industriebevölkerung unter besseren hygienischen Bedingungen ihr


lasterhaftes Leben weiter führte? Sie würde dann eben statt in der dritten 


bereits in der zweiten Generation zugrunde gehen. 
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Die Repöplierung der Städte wird durch den Überschuß der Landbevölkerung


immer gesichert sein, und es ist fast als ein Akt der Vorsehung zu betrachten,


daß durch das Wegsterben der Städter dem Überschuß der Landbevölkerung


immer Platz bereitet wird. Dieses Aussterben in der dritten Generation darf uns


also weiter nicht bekümmern. Es ist eine Wohltat. Die Hauptsache ist der Stamm


des Volkes, die ländliche Bevölkerung. Und dieser Stamm macht mir Sorgen.


Hier müssen wir eingreifen, aber mit ganz anderen Mitteln, als die sind, die uns


Herr Müller hier empfiehlt. Durch die Freizügigkeit ist die Auslese auf dem Lande,


die früher durch die Gutsherren kontrolliert wurde, vollkommen abwegig gewor-


den. Das Beste, was das Land an Menschen erzeugt, zieht jetzt ab in die Stadt.


Zurück bleiben die Krüppel, die Trottel, die Schwächlinge. Väter des künftigen


Geschlechtes. Früher war es anders. Da wurde dem Gutsherrn nach der Ein-


segnung der neue Jahrgang durch den Pfaffen und den Lehrer vorgeführt. Und


scharfe Musterung wurde gehalten. Der Pfaffe reklamierte alle geistig anormalen,


die dichtenden, musizierenden Männlein für die Kirche, fürs Zölibat, fürs tote


Meer. Der Lehrer sorgte dafür, daß alle nicht für die Landarbeit geeigneten


Elemente in die Stadt abgeschoben werden konnten, wo sie als Industriearbeiter,


Staatsbeamte, Kaufleute Unterkunft und den Garantieschein für den Untergang


in der dritten Generation erhielten. Der Gutsherr aber, der behielt die Auslese,


die starkknochigen, vierschrötigen, nervenstarken, etwas schwerfälligen, aber


arbeitsfähigen Exemplare zurück. Und dieser so betriebenen Auslese ist es zu


verdanken, daß Bismarck seiner Zeit mit berechtigtem Stolz sagen konnte: „Alle


Ereignisse der auswärtigen Politik sind mir nicht die Knochen eines einzigen


pommerschen Landwehrmannes wert.“ Auf den Knochenbau kommt es an. Und


sofern sich die Intelligenz auf Kosten des Knochenbaues entwickelt, müssen wir


die Intelligenz bei der Auslese fahren lassen. Wozu so viel Intelligenz? Sie kann


uns nur gefährlich werden. Wenig Köpfe und viele Hände. Es genügt, daß der


Gutsbesitzer einen Kopf hat. Wir denken, und die anderen führen mit ihren


Händen das Gedachte aus. Arbeitsteilung. Dieses durch die Jahrhunderte durch-


geführte und bewährte System müssen wir wieder einführen. Der Pöbel kann die


Freiheit immer nur mißbrauchen. Er muß fest in der Hand der herrschenden


Schicht gehalten werden. So lange die Sklaven in Amerika von ihren Herren


gefüttert und gekleidet wurden, gediehen sie. Der Herr gab den Sklaven in sei-


nem eigenen Interesse das geeignetste Futter. Alkohol kannte der Sklave nicht.


Er bekam keinen, und Geld, um solchen zu kaufen, hatte der Sklave auch nicht.


So war er zwangsweise nüchtern und zeugte darum auch in Nüchternheit. 
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Der Preis des Sklaven stieg ständig entsprechend den Fortschritten, die die


Negerzucht machte. Beweis für die Güte der gutsherrlichen Zuchtrezepte. Da


konnte es nicht zur Degeneration kommen. Seht, wie es in der Schweiz steht.


Dort lebt das Volk in der Selbstbestimmung seit über 500 Jahren, und das


Ergebnis? Allen Völkern Europas geht der Schweizer in der Degeneration voran.


50% Militärdienstuntaugliche! Die Mütter geben dort den Säuglingen Schnaps zu


trinken, um Milch für den Ausstellungsstier zu sparen! In Pommern und in


Luisiana hätte der Gutsherr eine solche Mutter durchpeitschen lassen. In der


Schweiz schaut das verblödete Volk verständnislos, interesselos dem Vorgang


des eigenen Unterganges zu. 50% Militärdienstuntaugliche! Das hat der Schweiz


die Selbstbestimmung, die Republik, die Freizügigkeit, überhaupt die sogenannte


Freiheit gebracht. Nehmen wir uns an den Schweizern ein abschreckendes


Beispiel. Freiheit, die uns dem Untergang zutreibt, ist Unsinn. 


Das Schweizervolk beweist der Welt, daß das Volk auch nach 500 Jahren nicht


zur Selbstbestimmung heranreifen kann, und was in 500 Jahren nicht reift, wird


in 1000 Jahren faulen. Deshalb Schluß mit der sogenannten Freiheit. Das 


deutsche Volk hatte im Kriege Gelegenheit, den russischen Bauern kennen zu


lernen. Wir staunten über den schönen, kräftigen Wuchs dieser Leute. Es waren


Zuchtprodukte unserer russischen Standesgenossen. Kann man einen besseren


Beweis für die Güte eines Systems finden als die Beschaffenheit des Menschen?


An den Früchten sollt ihr erkennen, was gut, was schlecht ist. Und an den


Früchten der Freiheit in der Schweiz und denen der Knute in Rußland ge-


messen, müssen wir sagen, daß die Freiheit für den Pöbel Gift ist. Das


Schweizervolk entstammt dem kräftigsten der germanischen Völker. Es lebt in


einem vorzüglichen Lande. Alle Vorbedingungen für die schönste Entwicklung


waren erfüllt. Die Freiheit hat es gestürzt. Was wäre aus dem Alemannen unter


der Zucht und Knute pommerscher Junker geworden? Ceterum censeo: Fort mit


der Freizügigkeit! Her mit der Leibeigenschaft, Knute und Zucht! Das ist’s, was


wir vorschlagen. (Lebhafte Zustimmung rechts; Lachen und Pfeifen im ganzen


Hause.)


Prof. Dr. Schmidt, B.d.L.: Ich stimme den trefflichen Ausführungen des Herrn


Grafen von Pedigree zu, finde aber, daß er sich etwas sehr kurz gefaßt hat. 


Wir müssen bedenken, daß hinter Herrn Müller zwar eine kleine, aber um so 


rührigere Gruppe von Menschen steht, die den Himmel von ihrem Vorschlag


erwarten, und diesen sind wir es schuldig, daß wir die Schädlichkeit der von


ihnen geforderten Reformen wissenschaftlich nachweisen. Auch ich bin der


Ansicht, daß Verfallserscheinungen unserer Rasse nicht zu leugnen sind. 


Aber so schlimm, 
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wie Abg. Müller diesen Verfall geschildert hat, ist es, Gott sei Dank, doch noch


nicht. Keineswegs ist der Verfall derart, daß wir nun Hals über Kopf zu den 


drastischen, phantastischen, auf alle Fälle ungenügend überlegten Maßnahmen


greifen müßten. Wenn die Ehe keinen genügenden Schutz bietet gegen die


Fortpflanzung lasterhafter, verbrecherischer Individuen, so brauchen wir darum


doch das Kind nicht mit dem Bade auszugießen. Die Ehe ist eine uralte, von


einer unserer Staatskirchen zum Sakrament erhobene Einrichtung. Wenn sie in


Einzelfällen mißbraucht wird, so stelle man die Sünder unter Strafe, meinet-


wegen unter Knutenstrafe. Das wird genügen. Der Ersatz der wirtschaftlichen


Einrichtungen der Ehe durch Staatspensionen für Weib und Kind würde ganz


gewiß der Unzucht Vorschub leisten. Trau, schau, heißt es heute für das Weib.


Betrachte dir den Mann, ehe du ihn heiratest. Ist er ein armer Teufel, ein


Habenichts, ein Dichter, Schauspieler, Künstler, so wirst du dein Leben lang es


büßen müssen! Deine Kinder werden betteln gehen, und du selbst wirst an Not


und Entbehrungen frühzeitig ins Grab sinken. So kommt es, daß durch die Ehe


nur solche Männer zur Fortpflanzung gelangen, die, weil sie gut wirtschaften 


können, weil sie fleißig sind, zu Wohlstand gelangt sind, alle übrigen, die


Künstler und Dichterlinge, die sogenannten Geistigen aber zumeist unbeweibt


bleiben und ihr unnützes Geschlecht keine Nachkommen hinterläßt. Besitz,


Eigentum, Geld sind die äußeren Zeichen innerer Tüchtigkeit, auserlesener


Abkunft, und unsere Ehegesetze zwingen das Weib, diesen Eigenschaften des


Mannes vor allen anderen den Vorzug zu geben, was wieder zur natürlichen


Folge hat, daß der Sinn für Recht, Gesetz und Eigentum so tiefe Wurzeln im


Volke geschlagen hat und nirgendwo mehr Mut und Tapferkeit sich zeigt als dort,


wo es sich um die Verteidigung des Eigentums gegen die Lüsternheit und den


Neid der Habenichtse und Kommunisten handelt. Nehmen wir dem Weib durch


die vorgeschlagene Staatspension die Sorge für das Brot seiner Kinder, so kom-


men die erwähnten wichtigsten Mannestugenden zu kurz bei der Zuchtwahl des


Weibes, denn bei dem angeborenen Hang des Weibes für Glanz und Flitter wird


es nicht mehr denjenigen den Vorzug geben, die es selbst und seine Kinder am


besten vor Not zu schützen wissen, sondern denen, die ihm am schönsten den


Hof machen, dem Troß der Künstler, der Schürzenjäger, der Vielzuvielen. Meine


Herren, die vorgeschlagene Reform wird den Menschenschlag von Grund aus


umgestalten, wirtschaftliche Krüppel werden von nun an gezeugt werden, ein


Menschenschlag, der den Nachweis auf jeden Fall erst erbringen müßte, daß er


lebensfähig ist. Mit Gedichten, Ölklexereien, Musik kann das Volk nicht ernährt


werden. Unser Staat wird mit Drohnen 
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statt mit Arbeitsbienen bevölkert werden und wird stets in Gefahr sein, durch die


erste Fehlernte zugrunde zu gehen. Hart ist die Natur, hart muß der Mensch, hart


seine Erziehung, hart seine Gesetze sein. Das Weib braucht bei der Wahl des


Mannes ja die Stimme der Liebe nicht ganz zu unterdrücken. Die wirtschaftlichen


Erwägungen aber sollen den Ausschlag geben, wie das bei der ländlichen


Bevölkerung und in unseren Kreisen der Fall ist. Nur so haben wir eine Gewähr


dafür, daß die wirtschaftliche Tüchtigkeit bei der Eigenschaftsvererbung nicht ins


Hintertreffen gerät. Das Weib muß darum in wirtschaftlicher Abhängigkeit des


Mannes erhalten werden, und so betrübend auch das Schicksal mancher Frau


sein mag, die durch die künstlerische Vagabundage ihres Ehemannes dem Elend


ausgeliefert wurde, so sind solche Schicksale als abschreckende Beispiele doch


sehr nützlich und unentbehrlich. Und worauf ich noch besonders aufmerksam


machen möchte: durch unsere Ehegesetze wird nicht allein die Frau gezwungen,


bei der Zuchtwahl das Schwergewicht auf das wirtschaftliche Moment zu legen,


sondern auch der Mann, der seine Familie ohne Staatszuschuß ernähren muß,


wird gezwungen, in der Frau vor allem eine Mehrerin seines Gutes, eine ver-


ständige Wirtschafterin zu suchen. So wird durch Kumulierung das wirtschaftliche


Moment in Reinkultur gezüchtet. Die Kinder solcher Ehen erben dann nicht nur


das Gut der Eltern, sondern, was viel wichtiger ist, sie erben auch noch die


Fähigkeit, solches Gut zu hüten und zu mehren. Durch solche Inzucht sind wir


dahin gelangt, daß unser Geschlecht so viele biedere, erwerbstüchtige Bürger,


Spießbürger im besten Sinne des Wortes, zur Welt bringt. Die wenigen


Sonnenbrüder, Dichter, Musiker, die hier und da noch geboren werden, entfernt


die Not gesetzmäßig aus unserer Mitte.


Was in Wahrheit unser Geschlecht verdorben hat, das ist nicht die Ehe, 


sondern die Industrie und das Treiben in den Städten. Der Jux der Städte zieht


die jungen Leute vom Lande ab, und wie der Herr Vorredner bereits erwähnte,


die Tüchtigsten sind es leider, die so fortziehen und auswandern. Solche fort-


dauernde Drainage kann auf die Dauer kein Volk aushalten. Und den Grund 


dieser Erscheinung, wo müssen wir ihn suchen? Der Herr Vorredner klagte die


Freizügigkeit an. Sie trägt nicht allein die Schuld, so groß diese Schuld auch sein


mag. Es ist der Freihandel, der unsere Landwirte zwingt, das Getreide zu den


lächerlich niedrigen Preisen des Weltmarktes zu verkaufen! Schutzlos, oder fast


schutzlos – denn was bedeuten die lächerlich niedrigen Kornzölle, die noch aus


der Ära Caprivi stammenden Kornzölle von 50 Mark die Tonne – sind unsere


Bauern dem Wettbewerb des Raubbau treibenden ausländischen Gesindels 


ausgesetzt. Wie kann der deutsche Bauer, der mit Hypo-  Hypothekenzinsen
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thekenzinsen belastete, überlastete deutsche Bauer, der sein von den Vätern


geerbtes Gut, wenn er es nicht durch Raubbau auf ewig zugrunde richten will,


mit einem Menschen konkurrieren, der rücksichtslos den Boden bis zur Wüste


ausmergelt, der als Freibeuter keine Hypothekenzinsen bezahlt, der Boden


umsonst oder so gut wie umsonst hat und in Folge dessen sein ganzes Kapital 


in Maschinen anlegen kann, während der deutsche Bauer den Großteil seines


Erbes in Land anlegen muß? Unter solchen Umständen ist es dem Bauern


unmöglich gemacht, den Lohn der Arbeiter auf eine Höhe zu setzen, die diese


davon abhält, zur Industrie abzuwandern. Und nun, um dem Faß den Boden


auszuschlagen, wird uns zugemutet, den Frauen, natürlich auch den Frauen der


Arbeiter in der Stadt, eine Monatsrente für jedes ihrer Kinder auszurichten, und


einen Großteil dieser Kosten ausgerechnet der „Landwirtschaft“, der fast erdrück-


ten Landwirtschaft aufzubürden. Was würde die Folge sein? Die Flucht vom


Lande wird noch größeren Umfang annehmen; unsere Felder werden veröden;


das ganze Volk wird verhungern. Eine wahnsinnige Forderung; unerhört dreistes


Raubgelüste steckt hinter dieser Forderung. Da lobe ich mir die Bolschewisten,


die alles nahmen und den Gutsherrn totschlugen. Besser tot, als langsam ver-


hungern. Wovon soll denn der Bauer leben, wenn ihm die Grundrente für die


Rassenveredlung konfisziert wird? Um die Rasse zu veredeln, wollen wir die


Bauern, die Stammväter zum Verhungern bringen! Das nennt man folgerichtig


denken! Um die Rasse zu veredeln, müssen wir umgekehrt an Stelle der vorge-


schlagenen Grundrentenkonfiskation durch neue Zölle, durch Zölle, die den


Namen Schutzzölle wirklich verdienen, die Preise der landwirtschaftlichen


Produkte hoch über den jetzigen Stand erheben und so die Landwirtschaft in den


Stand setzen, mit den Löhnen der Industrie zu konkurrieren. Damit werden wir


die Arbeiter aus den Städten wieder aufs Land zurücklocken. Die Leutenot ver-


schwindet, und die Landwirtschaft blüht wieder auf. Und der reiche Ertrag des


Bodens wird allen zugute kommen. Daneben muß alles getan werden, daß die


Industrieprodukte billiger werden, damit sie der Bauer kaufen, seine Wirtschaft


auf der Höhe der Wissenschaft erhalten und auch das Leben auf dem Lande


anheimelnder gestaltet werden kann. Erhöhen wir die Kornzölle, so kann der


Bauer nicht nur höhere Löhne zahlen, sondern er kann auch die Industrie-


produkte kaufen. Wir verschaffen so der ewig absatzhungrigen Industrie eine


zahlungsfähige Kundschaft. Hat der Bauer Geld, so hat es die ganze Welt. Nicht


zwei, nein, vier Fliegen mit einem Schlage. Wir füllen die Staatskassen mit den


Zolleingängen, wir heben die Landwirtschaft mittels der höheren Kornpreise,


liefern der Industrie eine zahlungsfähige Kundschaft 
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und erreichen auf dem Wege der Wiederbevölkerung unserer Fluren die von uns


allen so sehr ersehnte Verjüngung, die Wiedergeburt der Rasse. Wenn dann der


Staat die Eingänge aus den Kornzöllen benutzt, um den Witwen und Waisen


eine Monatsrente auszurichten, so würde ich nichts dagegen einzuwenden


haben, trotzdem ich grundsätzlicher Gegner jeder Staatshilfe bin. Aus Christen-


liebe würde ich in diesem Falle bejahen, was ich als Wissenschaftler, als 


deutscher Akademiker, verneine. Ja, ich bin sogar bereit, dem Vorschlage des


Herrn Müller so weit entgegenzukommen, daß ich für alle Mütter und ehelichen


Kinder auf dem Lande eine Monatsrente befürworten würde, sofern zur Deckung


der Kosten die städtische Grundrente herangezogen wird. Und zwar leitet mich


zu dieser Konzession allein der Wunsch, den Städtern wieder die Wohltat des


Landlebens angedeihen zu lassen. Eine solche auf Kosten der städtischen


Grundrenten verteilte Mutterrente würde vor allen den mit Kindern gesegneten


Familien zugute kommen, und wir würden dadurch bald der Notwendigkeit ent-


hoben sein, alljährlich Millionen auszugeben, um zu den Feldarbeiten Fremdlinge


einzuführen, die die Echtheit unserer Rasse gefährden und auch zum guten Teil


schuld sind an dem beobachteten Rasseverfall.


Mit allen Mitteln müssen wir die Landwirtschaft heben und das Volk an die


Scholle binden, denn das Land bevölkern, heißt, die Rasse regenerieren. Und


zur Wiederbevölkerung unserer Fluren gibt es kein anderes Mittel als die Hebung


der Kornpreise durch Beseitigung des Freihandels und durch Erhöhung der


Zollsätze. Bezahlen wir den Witwen und Waisen eine Pension aus den Korn-


zöllen, bezahlen wir meinetwegen auch den Frauen und Kindern auf dem Lande


eine Rente aus den städtischen Grundrenten, aber erhöhen wir vor allen Dingen


die Kornzölle zu wirksamen Schutzzöllen.


Als seiner Zeit über die Einführung der Freizügigkeit verhandelt wurde, da


haben wir Konservative es nicht an Warnungsrufen fehlen lassen. Die Gefahren


für unsere Rasse, die das Fabrikwesen bietet, haben wir deutlich genug


beschrieben. Man hat unsere Worte in den Wind geschlagen, und jetzt haben wir


die Bescherung. Unerfahrene Burschen verlassen die sichere Hut unserer Güter


und stürzen sich in den Strudel der Städte, wo sie nur zu leicht die Beute profit-


süchtiger Unternehmer, ungezügelter Begierden werden. Diese Freizügigkeit


müssen wir aufheben, wenigstens für alle Personen ohne fundierten Besitz,


soweit sie körperlich gesund sind. Den Krüppeln, Kranken, den verbrauchten,


alten Arbeitern mag der Abzug nach der Stadt fernerhin gestattet bleiben. So


sichern wir uns wenigstens einen gesunden Stamm ländlicher Bevölkerung, den


Frauen auf dem Lande sichern wir gesunde, leistungsfähige Gatten, und mag 
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dann auch die städtische Bevölkerung an dem Gifte zugrunde gehen, das der


Industrie nun einmal anhaftet, so ist dann doch für die Erhaltung der Art ge-


nügend gesorgt. War der Freihandel von einem Abstieg begleitet, so wird der


Schutzzoll wieder den Aufstieg einleiten. Je steiler die Schutzzollmauer, desto


steiler wird auch der Aufstieg sein.


Meine Herren, auch ich schließe mit den Worten meines Vorredners: ceterum


censeo, die Freizügigkeit muß verschwinden, und darüber hinaus müssen wir


danach trachten, die Großstädte, wenn nicht zu vernichten, so doch wieder auf


ein gesundes Maß zurückzubringen, und das Mittel dazu sind Kornzölle und


Wiedereinführung der Leibeigenschaft. (Aus allen Parteien Zustimmung, Lachen


und Zischen.)


Goldberger, Demokrat: Ich muß gestehen, daß ich in vielen Punkten, in sehr


vielen Hauptpunkten sogar mit der Begründung der Gesetzesvorlage durch Herrn


Andreas Müller einverstanden bin. Großzügigen, echt mosaischen Geist atmen


Müllers erbauende Worte. Ich stelle den Antrag, daß wir Müllers Rede in allen


öffentlichen Schulen und Kirchen anschlagen lassen, den Gesetzentwurf aber


einer Kommission von zehn Abgeordneten zur Prüfung und baldigen Bericht-


erstattung übergeben. Ich möchte hier nur noch meine lieben Parteigenossen


fragen, wie sie sich die Fortführung einer Koalition mit Menschen denken wie die


beiden, die uns eben einen so tiefen Blick in ihre Seele gestatteten. Können wir


Demokraten durch Koalitionsarbeit die Verantwortung mit übernehmen für alles,


was von solchen Arbeitsgenossen erwartet werden muß? Den Grafen von


Pedigree kann man noch verstehen. Er orientiert sich nach wie vor an uralten


Familientraditionen, von denen er sich nicht frei machen kann. Er betrachtet und


behandelt das deutsche Volk, als ob es immer noch das Volk von Leibeigenen


sei, das es so lange Jahrhunderte, o Schmach, o Schande, gewesen ist. Aber,


Herr Graf, diese Zeiten sind vorbei, dank, ich kann es wohl, ohne Widerspruch


erwarten zu müssen, offen sagen: dank dem Geiste der Freiheit und Empörung,


den der große Menschheitsbefreier Moses durch die Bibel im versklavten 


deutschen Volk wach gehalten und geschürt hat. Alle großen Empörer im


Bauernkrieg, in der französischen Revolution sind durch Moses und die Bibel


inspiriert worden, und ich rate Ihnen, Herr Graf, wenn Ihnen Ihr Kopf lieber ist als


Familientraditionen, wenn Sie dem Schicksal Ihrer russischen Standesgenossen


entgehen wollen, so lassen Sie sich auch von Moses inspirieren. Sie sind ehrlich


und meinen es offenbar gut mit dem Volk, von dem Sie im Kriege als von einem


stammverwandten, also wohl auch blutsverwandten Volke redeten. Vielleicht


gelingt es Ihnen, sich von den anerzogenen 
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Standesvorurteilen loszumachen und sich rückhaltlos, wie Moses es tat, zum


Volke zu schlagen. Aber, meine Herren, was soll man zu den Ausführungen des


Herrn Prof. Dr. Schmidt sagen? Tischt uns dieser Mensch hier nicht alle die


sophistisch-demagogischen Lehrsätze auf, die wir in unserer Presse schon lange


als Bauernfängerei entlarvt hatten, die wir für immer erledigt zu haben glaubten!


Es ist unmöglich, daß der Herr Professor als Akademiker, immerhin also als


Kulturmensch, die Trugschlüsse seiner Ausführungen nicht selbst durchschaut


und sie nicht selbst als Bauernfängerei und Demagogenpolitik übelster Sorte


erkannt habe. Ich weigere mich, etwas anderes anzunehmen, und sage es dem


Herrn Professor geradeaus ins Gesicht, daß er seine akademischen Titel in


unehrlicher Absicht in den Dienst der Interessenpolitik stellt. Mit Bauernfängern


aber, mit Menschen, von denen man bestenfalls nur annehmen kann, daß sie an


der in Akademikerkreisen grassierenden Lakaïitis erkrankt seien, können wir hier


im Parlament unmöglich länger zusammen sitzen. Unser Herr Vorsitzender


machte uns zu Anfang der Sitzung auf die zu seiner Verfügung stehenden


Polizeikräfte aufmerksam. Nun gut, ich stelle hier den formellen Antrag, daß der


Herr Professor wegen offensichtlich schwindelhafter Ausführungen durch die


Polizei aus diesem Hause hinausgeschmissen werde. Wenn wir auch schon im


Volke als Schwätzer verrufen sind, so möchte ich doch nicht, daß, so lange


wenigstens ich hier bin, man uns nachsagen könne, wir duldeten Männer in


unserer Mitte, denen der Schwindel bei jedem Wort, das sie sagen, aus den


Augen stiert. Hinaus mit dem Professor Dr. Schmidt! Hinaus, sage ich, hinaus!


Lärm im ganzen Hause. Da der Lärm eine Abstimmung über den Antrag


unmöglich macht, so stürzt sich Goldberger, unterstützt von Abgeordneten aus


allen Parteien, Männern wie Frauen, auf Professor Schmidt. Andere eilen herbei,


um dem Angegriffenen beizustehen. In einem wüsten Handgemenge zerkratzen


und zerbeißen sich Schmidt und Goldberger derart, daß sie blutüberströmt hin-


ausgetragen werden. Die Polizei stellt die Ordnung wieder her.


Präsident: Das nennt die Welt nun Koalitionsarbeit. Hier sehen wir aber auch


wieder, welche Berge von Unsinn im Worte Abrüstung stecken. Schmidt ist die


Nase abgebissen worden, Goldberger wurde ein Auge ausgekratzt. Das ist der


Erfolg der von mir selbst angeordneten Abrüstung, die 135 geladene Revolver


und 120 Dolche ergeben hat. Das wird aber auch der Erfolg jeder internationalen


Abrüstung sein. Wir können nicht einsehen, daß der Mensch gerüstet zur Welt


kommt, und daß solche natürliche Rüstung virtuell viel grausamer ist als die


künstliche. Ich werde den Herren Abgeordneten also die Waffen 
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wieder aushändigen lassen und werde dafür sorgen, daß die Herren Abgeord-


neten von nun ab immer ein paar geladene Revolver in ihrem Pulte vorfinden


werden. Mit diesen Revolvern werden wir wohl mehr Respekt vor einander


haben als ohne sie. Vielleicht geht es dann besser.


Hochwürden, Herr Kaplan Gasten hat das Wort.


Kaplan Gasten, Z.-P.: Man glaubt hier auf einem Viehmarkt zu sein, so roh und


ungeniert wird hier über Rassezucht, Rassezucht des Menschen, gesprochen.


Vergessen wir aber nicht, meine Herren, daß der Mensch stets nach dem


Ebenbilde Gottes ausfällt und daß, wenn auch Rassezucht des Viehes möglich


ist, diese beim Menschen ewig fehlschlagen muß. Gott, nicht der Züchter formt


den Menschen, wie er ihn haben will. Wie wir Gott nicht verändern können, so


können wir auch sein Ebenbild nicht auf dem Wege der Zucht verändern. Und


wenn uns manches an unserem Volke mißfällt, so dürfen wir doch nicht verges-


sen, daß wir hier immer nur den äußeren Menschen sehen. Meine Herren dort


rechts, was leisten denn diese starkknochigen urgesunden Menschen, deren


Verschwinden Sie so zu beklagen scheinen? Sind es nicht in der Regel gerade


diese Parademenschen, von denen man sagen kann, daß zwölf aufs Dutzend


gehen? Betrachten wir dagegen unsere größten Denker, unsere größten


Mitbürger. Sie zeichneten sich durchaus nicht durch besondere physische Stärke


aus. Manche sogar waren Kranke, Schwächlinge, Krüppel. Meine Herren, lassen


wir in diesen Dingen nur allein den lieben Gott walten. Er allein weiß, wofür die


Krankheit gut ist. Der Kranke, der an das Bett gefesselt ist und auf so viele 


so-genannte Lebensgenüsse verzichten muß, wendet seine Gedanken von der


Oberfläche der Dinge ab und betrachtet die Welt von Innen heraus. Und da


offenbart sich ihm vieles, was dem gesunden Springinsfeld ewig verschlossen


bleibt. Und dann entstehen in diesen Köpfen die neuen Welten, die neuen


Formen, die der Parademensch in unseren Kunst- und wissenschaftlichen


Werken als überirdische Werke angafft. Ließen wir diese sogenannten


Rasseveredelungsreformen nur einige Jahrzehnte die von Ihnen erhoffte und


ersehnte Wirkung ausüben, warteten wir ab, daß unser Volk nur mehr aus den


starkknochigen Mustermenschen bestände, die uns Graf Pedigree so anschau-


lich beschrieben hat, wir würden sehen, wie wir bald auf allen unseren Wegen in


Sackgassen geraten. Es würden uns bald die geistigen Führer fehlen, die uns in


schwierigen Lagen mit ihrem Rate beistehen. Verächtlich sprach Graf Pedigree


von diesen geistigen Führern. Ich möchte ihn fragen, ob es ein starkknochiger


pommerscher Landwehrmann Bismarck’scher oder gutsherrlicher Züchtung war,


dessen Lehren die deutschen Äcker so befruchteten, daß sie jetzt bei weniger


Arbeit drei-
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fachen Ernteertrag liefern? Ein einziger, kleiner, verkrüppelter aber geistiger


Mensch wird uns mehr Brot beschaffen, als 100 000, als Millionen stark-


knochiger Parademenschen. Vom Geist, nicht vom Knochenbau hängt es ab, ob


wir die Massen des deutschen Volkes mit Brot werden versehen können. Der


Herr Vorredner hielt es für angebracht, das Schweizer Volk als abschreckendes


Beispiel gegen die Selbstbestimmung, gegen die Republik zu zitieren. Nach der


Militärtauglichkeit beurteilt er ein ganzes Volk. Graf Pedigree, ich rate Ihnen, 


lassen wir die Nachbarn in Ruhe, und kehren wir lieber vor der eigenen Tür. 


Es ist dort für unsere Besen genug Schmutz angehäuft. Wer sagt uns, daß die


Militärtauglichkeit, wie das Akrobatentum, wie die Gigantiasis nicht bereits eine


Degenerationserscheinung sei? Was hat uns die Militärtauglichkeit genützt?


Ohne diese Militärtauglichkeit des pommerschen Landwehrmannes wären wir am


Ende von unseren Nachbarn in Ruhe gelassen worden, resp. hätten wir unsere


Nachbarn in Ruhe gelassen, wären wir nicht in diese unsägliche Schmach und


Schande gestoßen worden. Ein Quentchen mehr Geist in unserer auswärtigen


Politik hätte uns gewiß mehr genützt als die Millionen starkknochiger Soldaten.


Mir scheint, daß die Führertauglichkeit auch für den militärischen Erfolg wichtiger


ist als die Soldatentauglichkeit. Und wer weiß, ob nicht die Zeit kommt oder


bereits schon da ist, wo wir die Führer für die pommerschen Landwehrmänner


aus der Schweiz heranziehen müssen. Ich glaube, daß, wenn wir die Menschen


nach der Führereigenschaft, nach der Fähigkeit der Selbstbestimmung beur-


teilen, dann nicht 50% wie in der Schweiz, sondern 99% der deutschen Männer


militäruntauglich sind.


Es hätte ganz in der Trift der hier von meinen Vorrednern zum besten gege-


benen Gedanken gelegen, wenn sie den Vorschlag gemacht hätten, alle Bürger,


die die Prüfung der pommerschen Gutsherren nicht bestehen können, aus 


unserer Mitte zu entfernen und auf einer Insel zu konzentrieren. Meine Herren,


ich rate Ihnen, lassen Sie solche Gedanken fahren. Es sind kranke Gedanken.


Rasse-fragen sind private Angelegenheiten, keine Staatsangelegenheiten. Als


Staats-angelegenheit behandelt, wird die Rassefrage zur Judenfrage, zur Polen-


frage, zur Zigeunerfrage, zur sächsischen, bajuvarischen, preußischen Frage,


und schließlich noch zur Frage des blauen und des roten Blutes. Privatange-


legenheiten sind das, mit denen wir uns im Parlament nicht zu befassen haben.


Solche Politik führt unrettbar zum lächerlichsten Fiasko. Schaffen Sie solche


Konzentrationslager, als welche wir ja schon unsere Großstädte betrachten


können, und Sie werden erleben, wie viel Anziehungskraft von dort auf das Land


geübt werden wird, wie die zu Tode sich 
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langweilenden Pommeraner in Scharen zum Konzentrationslager pilgern werden,


um dort zu horrenden Preisen die Bilder eines schwindsüchtigen Malers, die


Possen eines Judenmischlings, die Lyrik eines Zwerges zu genießen, oder um


sich zu eben solchen Preisen ein gebrochenes Bein von einem buckligen


Chirurgen richten zu lassen. Und vielen dieser Pommeraner wird es im Konzen-


trationslager unter den Kranken, Krüppeln, Mulatten so wohl sein, daß sie über-


haupt nicht mehr nach Pommern zu den urgesunden, militärtauglichen Muster-


menschen zurückkehren werden. Unser ganzes geistiges Leben wird von diesen


Krüppeln beherrscht sein, und es wird nicht lange dauern, bis sie uns mit Hilfe


ihrer überragenden Technik auch noch militärisch in ihre Abhängigkeit 


bringen werden.


Meine Herren, künstliche Eingriffe mögen bei einer Herde Hammel angebracht


sein, bei der der Stand der „Veredelung“ auf der Wage festgestellt wird. Beim


Menschen sorgt Gott. Und zwar Gott Vater, der Unerbittliche. Täglich lesen wir,


daß jener Lahme zu Tode gestürzt sei, jener Taubstumme von der Straßenbahn


überfahren, jener Kranke von einem Lufthauche ins Jenseits entführt worden ist.


Es ist dafür gesorgt, daß alle, die nicht kerngesund sind, frühzeitig aus unserer


Mitte gerissen werden, daß ihre Zahl nicht überhand nehmen kann, daß künst-


liche Eingriffe der irrenden Menschen sich erübrigen.


Das ists, was ich zu der unsachlichen und obendrein rohen Kritik der beiden


Herren Vorredner zu sagen habe. Und nun will ich mich direkt zu dem Antrag des


Herrn Abgeordneten Müller äußern.


Meine Herren, ich glaube, es ist an der Zeit, daß wir uns auf dem Gebiet der


sozialen Frage neu zu orientieren suchen, denn so wie die sozialen Probleme bis


heute hier im Parlament behandelt wurden, geht es einfach nicht weiter. Wir


machen uns und den Parlamentarismus in der ganzen Welt lächerlich, wenn wir


uns weiter sträuben, diese Probleme wissenschaftlich zu behandeln. Die partei-


politische Behandlung der sozialen Probleme führt, das sehen wir alle Tage kla-


rer, einfach ins Chaos. Nur die Wissenschaft kann uns retten. Ich erinnere mich


aber nicht, daß jemals hier im Parlament irgendein Gesetzentwurf wissenschaft-


lich vertreten oder kritisiert worden sei. Daß wir darum auch nicht den kleinsten


Schritt nach vorwärts tun konnten, braucht niemand zu verwundern. Auf allen


Gebieten hat die Technik und die Wissenschaft Fortschritte gemacht. In allen


sozialen Fragen stehen wir aber wie die Ochsen vor dem Berge. Und ich bin


überzeugt, daß, wenn wir uns nicht wissenschaftliche Arbeitsmethoden hier im


Hause aneignen, wir sehr bald wieder bei den Bismarck’schen Methoden, bei


Sozialistengesetzen, 
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Kulturkämpfen, Ausweisungen, kurz bei der Bismarck’schen Brutalität anlangen


werden.


Meine Herren, 99% aller hier behandelten Gesetze berühren direkt den Lohn,


die Grundrente, den Kapitalzins. Ich frage nun die hier im Hause versammelten


Vertreter des deutschen Volkes, ist einer hier, der sich rühmen kann, eine stich-


haltige Erklärung von der Natur dieser drei Hauptfaktoren der Volkswirtschaft


geben zu können? Ich will meine Frage selber beantworten: es ist niemand da.


Wir alle, meine Herren, seien wir offen, sind völlig ungenügend vorbereitet für die


Aufgabe, die wir übernommen haben. Und ich für meine Person gestehe hier


freimütig: weil ich über keine Theorie der Grundrente, des Lohnes, des Kapital-


zinses verfüge, muß das Positive, was ich hier leiste, Stümperarbeit sein, un-


würdig meiner eigenen Persönlichkeit. Und für alle will ich hier erröten und es


offen sagen: Wir alle stehlen hier dem gutgläubigen deutschen Volke die Zeit und
die Diäten. Was wir tun, kann jeder Droschkenkutscher tun. Ich will auch diese


meine Behauptung durch einen schlagenden Beweis stützen. In der National-


versammlung zu Weimar, wo unsere Verfassung ausgearbeitet wurde, kann kein


einziger Vertreter gegenwärtig gewesen sein, der etwas von den volkswirtschaft-


lichen Grundlehren verstand, denn man höre und staune: Es wurde in Weimar


vergessen, den Angelpunkt der Volkswirtschaft, das Fundament des Staates, 


d. h. die Währung in die Verfassung einzubauen! Und es wurde vergessen,


obschon eine sehr eingehende Eingabe mit Denkschrift über die Währungsfrage


vom Freiland-Freigeldbund eingereicht und an alle Abgeordneten verteilt worden


war [„Das Reichswährungamt“, A. Burmeister Verlag, Berlin-Friedenau.]. Was es bedeutet,


wenn ein großes Handels- und Industrievolk von Analphabeten vertreten wird,


das haben wir ja dann bald darauf erfahren. Die Papiergeldwirtschaft, die die


Witwen und Waisen bestohlen, die die Sparkassengelder, die Notgroschen der


kleinen Leute zu Gunsten der Sachwertbesitzer geplündert hat, die Mein und


Dein durcheinander geworfen, die Schwindler zu Krösussen, die ehrbaren


Kaufleute und Handwerker zu Bettlern gemacht hat, die wäre niemals möglich


gewesen, wenn hier im Parlament auch nur ein Einziger gewußt hätte, was sie


da guthießen. Und ich empfinde es jedesmal wie einen Keulenschlag, wenn


unser schmähliches Verhalten in dieser Sache mit den Worten entschuldigt wird:


Herr, vergib ihnen, denn sie wußten nicht, was sie taten. Wir müssen eben


wissen, was wir tun, und wer es nicht weiß, der hat hier nichts zu suchen.


Meine Herren, das Verbrechen, das wir mit der Papiergeld-


Papiergeldwirtschaft
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wirtschaft geduldet und somit persönlich begangen haben, das schwerste


Verbrechen, das je begangen worden ist, fordert Sühne. Und ich kann mir keine


würdigere Sühne vorstellen, als die, das hier übliche politische Geschwätz ein-


zustellen und alle Frager ernsthaft, d. h. wissenschaftlich zu behandeln. Wenn


dann bei solcher Arbeit unsere Parteiführer, unsere größten Redner, d. h.


Schwätzer, nicht mitmachen können und vielleicht bei den Verhandlungen ein-


schlafen, so brauchen wir auf diese Größen keine Rücksicht zu nehmen. Sie, die


Hauptschuldigen an der Papiergeldwirtschaft, müßten wir mit Knüppeln aus die-


sem Hause jagen. (Glocke des Präsidenten.) Meine Herren, verzeihen Sie, wenn


Sie es können, diese erregten Worte. Aber himmelschreiende Verbrechen rufen


nach entsprechenden Flüchen. Und darum noch einmal: Ich verfluche Euch, an


den Galgen mit Euch Lumpen, Verbrechern, Mördern, Kanaillen. Ihr tragt die


Schuld an der Papiergeldpfuscherei. (Großer Lärm von überall her. Zustimmung


und Gelächter bei allen Parteien.)


Jedoch, meine Herren, alles verstehen, heißt alles verzeihen. Ihr seid zu


Lumpen herabgesunken, weil Ihr Analphabeten seid, Ignoranten, Schwindler,


kurz gesagt Parteipolitiker. Das Volk verlangt von Euch, daß Ihr, wie ein


Mädchen für Alles, auf allen Gebieten beschlagen sein sollt. Und Ihr seid doch


nur armselige Politiker, die die Dinge immer nur vom niedrigsten Standpunkt,


vom Schmutzhaufen der Partei, betrachten dürfen. Das sei also unsere Sühne,


daß wir Schluß mit den Parteireden machen, daß wir die Fragen grundsätzlich


behandeln. Und um gleich hier einen Anfang zu machen, werde ich versuchen,


mich mit dem Antragsteller in grundsätzlicher Weise auseinanderzusetzen. Wenn


das manchem Mitglied des Hauses unangenehm sein wird, so steht es ihm frei,


den Saal zu verlassen. Ich werde hier von meinem Rechte Gebrauch machen


und lange reden. Also, ich bitte, wer nichts von Theorie, Wissenschaft und


Grundsätzen wissen will, da ist die Tür. Die Diäten sind Euch so wie so ge-


sichert.


Präsident: Es ist hier ein Antrag auf Wortentziehung wegen Verunglimpfung


des ganzen Hauses eingegangen. Wer dafür ist, der erhebe die Hand. Da nie-


mand dafür ist, so bitte ich den Herrn Kaplan Gasten fortzufahren, vorausgesetzt,


daß ihm die Zeit nicht leid tut, hier vor einer – wie er sie nennt – Bande von


Lumpen, Mördern, Verbrechern zu reden.


Kaplan Gasten: Sie alle haben Grund, mich hier reden zu lassen. Wir sind am


Ende unseres Lateins. Die Sozialdemokraten haben versagt. Die Kommunisten


in Rußland versagen. Die Kapitalisten sind unfähig, das Brot für die Volksmassen


sicher zu stellen. Die Krise, die nun schon seit Monaten anhält und Hundert-


tausende von Arbeitern aufs Pflaster geworfen hat 
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und im Reichshaushalt ein Milliardendefizit erwarten läßt, für das es keine an-


dere Deckung mehr geben kann als neue Steuern, zwingt uns, neue Wege zu


gehen. Dieser neue Weg muß uns nicht nur stark fließende, neue Steuerquellen


erschließen, die den Arbeitsertrag unberührt lassen, wenn der heutige Aus-


wandererstrom sich nicht in eine Auswandererflut verwandeln soll, die unser


Land vollends zugrunde richten würde, sondern er muß auch im Arbeiter neue


Hoffnungen erwecken. Der Sozialdemokrat glaubt nicht an das jenseitige


Paradies, und diesen seligmachenden, Berge versetzenden Glauben werden wir


ihm nicht mit den alten Mitteln wieder geben können. Wir müssen den Sozial-


demokraten zeigen, daß das Christentum bei uns nicht nur auf dem Papier steht,


sondern auch tief in unseren Herzen, daß das Christentum nicht nur billige


Gebete, sondern auch starke Taten auslösen kann. Wir müssen das Paradies


des Arbeiters, den Zukunftsstaat in irgendeiner Form hier auf Erden realisieren.


Das irdische Paradies bereitet den Boden für den Glauben an das ewige


Paradies. Wenn alle irdischen Bedürfnisse gedeckt sind, dann erst keimt wie ein


Veilchen unterm dürren Laub der Glaube an den Frühling, an das Unendliche, an


das Schöne, an das Große, an Gott. So lange der Arbeiter im Elend lebt und sein


ganzes Sinnen und Trachten nur darauf gerichtet sein darf, die elementaren


Bedürfnisse des Lebens zu decken, kann er sein Herz nicht für eine so


anspruchsvolle, ich möchte sagen, so feierliche und luxuriöse Lehre, wie es das


Christentum ist, in der nötigen, würdigen Weise vorbereiten. Statt dem Glauben


sein Herz zu öffnen, verschließt er es ihm. Und ohne Glaube gibt es keine


Hoffnung, die uns über die trüben Tage des Lebens hinweghilft, keine Liebe,


unendliche Liebe, ohne die wir rettungslos in die Brutalitäten des Militarismus,


der Gewalt hineinsegeln. Das Fundament eines Staates kann nur die Liebe sein,


die aus dem Glauben an Gott erwächst, die unendliche Liebe zum Menschen-


geschlecht, zum Menschen aller Sprachen, aller Staaten, aller Farben, aller


Zonen, die große Liebe, der alle Parteistandpunkte unverständlich sind, die


keinen Sinn hat für Macht, Militär, Gewalt, für Zölle, Monopole, Monarchie und


Parteistandpunkte. Die aus dem Glauben an Gott erwachsende große Liebe


kann allein die Wege ebnen zur Lösung der großen Probleme der Zeit. Der


Weltfriede, der sogar in christlichen Kreisen noch vielfach als Utopie erklärt wird,


der Freihandel, die große, schwarze, drohende soziale Frage usw., es sind alles


Fragen, für die Lösungen gefunden werden müssen, und wo könnten wir noch


hoffen, solche Lösungen zu finden, wenn nicht in den Grundsätzen des


Christentums. Vor Christus sind wir alle Menschen, die Schwarzen, die Gelben,


die Weißen. (Lebhafte Zustimmung und Rufe: „Nicht wahr!“ aus allen Parteien.)


Jawohl, 
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alle sind liebenswerte Menschen, Kinder Gottes. (Gelächter.) Rom anerkennt


keine Grenzen, keine Rassen, keine Nationalitäten (Widerspruch und


Zustimmung.), sofern diese Worte Wesentliches, Trennendes bedeuten sollen. In


allen wesentlichen Dingen bilden wir eine Menschheit. Die Rassenmerkmale sind


klimatisch bedingte Äußerlichkeiten, die eben so schnell vergehen, wie sie ent-


stehen. Ich möchte mich anheischig machen, aus dem kümmerlichsten Hottentot,


der sich heute von Heuschrecken ernährt, innerhalb dreier Generationen durch


Änderung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse einen hocheleganten Kavalier zu


„züchten“, der unseren Grafen in nichts nachstehen würde. Die Politik, die Zölle,


die Literatur haben aber aus diesen Äußerlichkeiten recht wesentliche Dinge


gemacht, wie die überall tobenden Kriege beweisen. Nur durch rückhaltlose


Anerkennung der christlichen Lehrsätze können wir uns vor neuen Katastrophen


schützen. (Zuruf: „Sehr wahr!“ von allen Seiten.) Und das scheint mir darum


auch eine unantastbare Wahrheit, daß, wenn es Schwierigkeiten gäbe, die das


Christentum nicht überwinden könne, solche auch niemals in Genf und im Haag


überwunden werden können. (Sehr wahr! Sehr wahr!) Aus den Tiefen des christ-


lichen Geistes muß überall geschöpft werden, und, meine Herren, um wieder


direkt zur Sache zu sprechen, mir scheint, daß Müller die Triebkräfte zu seiner


Vorlage an dieser sempiterna fons amoris geschöpft hat. Und das genügt mir, 


um ihr ohne weiteres und mit Überzeugung beizustimmen. (Stimmen aus dem


Zentrum: „Bravo!“ „Sie verraten das Parteiprogramm!“) Ach, meine lieben Partei-


genossen, wenn Sie wüßten, wie mich dieser Zuruf ehrt. (Rufe aus allen


Parteien: „Unerhört!“) Seit ich der Partei angehöre, verrate ich das Parteipro-


gramm, sowie alle Parteiprogramme unseres Parlaments dreimal täglich, noch


bevor mich der Hahn zum Morgengebet ruft. In allen Punkten, in denen das


Parteiprogramm nicht reinen christlichen Geist ausstrahlt, verrate ich das


Programm, das ich beschworen habe, und ich will hoffen, daß das meine lieben


Parteifreunde auch tun. (Stimmen aus allen Parteien: „Sehr gut!“ „Er ist verrückt


geworden!“) Gewiß, mit dem Parteimaß gemessen, bin ich es wirklich, wie mir


scheint. Ich kenne aber nur ein Maß, das ist die christliche Lehre. Was brauchen


die christlichen Vertreter des Volkes denn überhaupt noch ein Parteiprogramm?


(Rufe aus dem Zentrum: „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers, und Gott, was


Gottes ist.“) Ist der Begriff Partei nicht schon ein völlig heidnischer Begriff?


Christliche Partei: contradictio in adjecto. Das Christentum ist ein unfehlbarer


Leitfaden, wie für den einzelnen Menschen, so für das ganze Volk. Können wir


Christen nicht mit viel mehr Recht, als es Sancho Panza tat, sagen: Entweder


steht das Parteiprogramm auf dem Boden des 
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Christentums, dann ist es überflüssig, oder aber es steht auf anderem Boden,


dann ist es schädlich. Alle Parteiziele, die sich nicht glatt als angewandtes


Christentum bezeichnen lassen, verraten das Christentum. Für uns ist darum das


Parteiprogramm entweder eine Selbstverständlichkeit oder eine Konzession an


das Heidentum. In Müllers Vorlage steht aber nichts, was wir nicht als christliche


Selbstverständlichkeit bezeichnen könnten. (Stimmen aus dem Zentrum: „Sehr


wahr!“ „Nein!“ „Ja!“ „Nein!“„Ja!“ „Verräter, pfui!“ „Er ist verrückt!“) Müller will den


Boden allen Menschen ausgeliefert wissen, und in unserer heiligen Schrift steht:


Coelum coeli Domino, terram autem dedit filiis hominum. (Stimmen aus allen


Parteien: So ist es!) Müller sagt, damit wir keine Zankäpfel schaffen, wollen wir


die einzelnen Bodenparzellen, die ja nach Güte und Wirtschaftslage alle ver-


schieden sind, in öffentlichen Pacht-Auktionen von den Interessenten selber ein-


schätzen lassen. Und wir liefern für solches Vorgehen die christliche Unterlage,


indem wir täglich beten: et ne nos inducas in tentationem, sed libera nos a malo.


(Rufe aus allen Parteien: Sehr gut, fortfahren!) Müller will die aus solchen


Pachtverträgen fließenden Grundrenten allen Müttern, den Müttern aller Rassen


zukommen lassen. Und in unseren täglichen Gebeten gedenken wir immer in


erster Linie aller Hilfsbedürftigen, der Witwen und Waisen. (Rufe aus allen


Lagern: Das haben wir aber nie ernsthaft gemeint.) Müller setzt die ehelichen


und unehelichen Kinder in seinen Vorschlägen völlig gleich, er hätte also auch


unserer lieben Mutter Maria, die nach unseren bürgerlichen Gesetzen durchaus


als uneheliche Mutter anzusehen ist, solche Mutterrente ausgerichtet. (Im


Zentrum wird ein Weihnachtslied angestimmt.) Müller nimmt also die Jungfrau


Maria, nimmt alle unehelichen Mütter gegen die Brutalität menschlicher Ein-


richtungen in Schutz. Er habilitiert sie, die heute Ausgestoßenen, als Vollbürger


der menschlichen Gesellschaft. Welch ein lieblicher, christlicher Gedanke: Er


allein wiegt alles auf, was heidnische Auffassung dem Gesetz Müller in den Weg


werfen kann. Und ich muß gestehen, daß die Tatsache, daß dieses oder ein ähn-


liches Gesetz nicht schon lange von uns Leuten des Zentrums gefordert wurde,


mich verwirrt, mich stutzig und der Parteipolitik gegenüber mißtrauisch macht.


(Der Parteibonze des Zentrums verläßt den Saal.) Bruder Müller, Ketzer und


Atheist, komm her, daß ich Dich umarme. Entweder kommst Du zu uns, oder wir


kommen zu Dir. (Stimmen im Zentrum: „Ja, ja!“ „Nein, nein!“ „Pfui, Verräter!“)


Noch niemals ist Christus im Parlament so wahr interpretiert worden wie durch


Müller. Müller, Du hast Dich selbst durch Deine Tat getauft, Autobaptist.


(Stimmen im Zentrum: „Das ist wahr!“ „Ein starkes Stück!“ „Hinaus mit ihm!“


„Werft ihm 
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die Tintenfässer an den Kopf!“) Durch das Müller’sche Gesetz wird der irdischen


Gerechtigkeit eine objektive Grundlage gegeben, insofern als alle Ungerechtig-


keiten von der ungerechten Bodenverteilung ihren Anfang nehmen. (Rufe aus


allen Lagern: Sehr wahr!) Und wir sagen alle Tage: Gebt dem Kaiser, was des


Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist. Der Kaiser, worunter nur der Chef des


Staates gemeint sein kann, aber hat für gerechte Zustände zu sorgen. Justitia


fundamentum regnorum. Der, der das tut, ist Kaiser, und nur solange er das tut.


Auf den Namen und Titel „Kaiser“ kommt es in obigem Satz doch gewiß nicht an,


sondern auf den Inhalt des Wortes. Hort irdischer Gerechtigkeit, das wird unter


Kaiser verstanden. Gebt also dem Manne, den ihr auf den Thron setzt, die Mittel,


um strenge Gerechtigkeit üben zu können. Und das ist’s, was mit der Lex Müller


erreicht wird. Es wird dann nicht mehr vorkommen, daß einige unübersehbare


Strecken Land besitzen, andere nicht genug und die meisten gar nichts.


(Stimmen aus allen Lagern: „Sehr wahr!“ „Bolschewist!“ „Ravachol!“ „Demagoge!“


„Er verdreht den Sinn der Bibel!“)


Graf von Pedigree: Zur Geschäftsordnung! Ich muß dagegen protestieren, daß


mit der Religion, mit unseren heiligsten Gefühlen hier Politik getrieben wird.


(Sehr wahr! und Widerspruch von allen Seiten.) Das Christentum zeigt uns das


Ideal, hier aber haben wir es mit den harten Tatsachen zu tun. (Sehr wahr! und


Lärm im ganzen Hause.) Wir hier stehen ja auf der Höhe christlicher Weltan-


schauungen. (Lachen von überall her.) Aber das Volk, der Pöbel ist noch lange


nicht so weit. Für christliche Gesetzgebung sind wir nicht reif. (Bravo! Lärm und


allgemeiner Widerspruch.) Hochwürden Vikar Gasten hatte uns versprochen,


sachlich, wissenschaftlich die mit dem Müller’schen Antrag aufgerührten Dinge


zu besprechen. (Stimmen von überall her: Das hat er getan!) Statt dessen hält er


uns hier eine demagogische Predigt. Ich stelle hiermit den Antrag auf Wortent-


ziehung. (Lärm im ganzen Hause. Überall sieht man Gruppen von Abgeordneten


in Kampfstellung.)


Präsident: Die Abstimmung ergibt 200 Ja und 205 Nein. Der Antrag auf


Wortentziehung ist somit abgelehnt. Herr Vikar Gasten hat das Wort.


Kaplan Gasten: Das Volk sei noch nicht reif für das Christentum, sagt Graf


Pedigree. Seit fast 2000 Jahren wird das Christentum gepredigt, und da sollte


das Volk noch nicht reif sein! Ich glaube, es verhält sich umgekehrt. Das Volk ist


reif, ist von Anfang an immer reif gewesen für die göttliche Lehre, da wir ja gött-


lichen Ursprungs sind. Wenn es Ausnahmen gibt, so sind wir es hier, meine


Herren. Wir hier, die Parteisklaven, denen nur das Parteiprogramm heilig zu sein


scheint, wir sind 
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nicht reif für christliche Politik, vielmehr, es stehen uns sachliche Dinge im Wege,


die es nicht gestatten, daß wir uns als Christen benehmen. Heidnische Ein-


richtungen. Und diese heidnischen Einrichtungen gehen mit ihren Wurzeln sämt-


lich auf das Privatgrundeigentum zurück. Der christliche Samen, den wir aus-


streuen, fällt ganz regelmäßig auf dürren Boden, den die aus dem Privatgrund-


eigentum sprießenden Interessen sterilisieren. Zwei Seelen leben, ach, in der


Brust des Grundbesitzers. Ein Zwiespalt, der uns im biblischen Gleichnis des 


reichen Jünglings so schön und erschütternd beschrieben ist. Graf von Pedigree


nennt das Christentum ein Ideal. Nein, Herr Graf, das Christentum ist eine


Realität. Es liefert den geistigen Boden für eine Gesellschaftsordnung, die wie


keine stark und lebensfähig sein wird. Geben wir nur dem Kaiser, was des


Kaisers ist, geben wir ihm die Macht, nun auch noch den sachlichen Boden für


die christliche Gesellschaft zu schaffen. Dann wird das Ideal noch heute harte


Tatsache, dann können wir alle, dann können auch Sie, Herr Graf, in allen Lagen


des Lebens sich christlich benehmen. Sonst werden wir alle hier im Parlament


weiter heucheln und schwindeln, wie wir es von jeher getan haben. (Bravo!


Bravo! Lärm im ganzen Hause.) Ich glaube, meine Herren, daß es nicht nötig ist,


Ihnen Beweise für meine Behauptungen zu liefern. (Zuruf aus dem Zentrum: Her


mit den Beweisen.) Sie wollen Beweise? Gut, die sollen Sie haben. Und nach


dem Grundsatz: es kehre ein jeder vor der eigenen Tür, werde ich die Beweise in


der Politik der eigenen Partei suchen, es den Vertretern der anderen Parteien


überlassend, die gleiche Kritik im eigenen Revier zu üben. An Material wird es


ihnen nicht fehlen. Nun, meine lieben Zeit- und Parteigenossen. Brüder in


Christo: Wie war es im August 1914? War es nicht Heuchelei, daß Ihr die


Kriegskredite bewilligtet, daß Ihr die Waffen segnetet, daß Ihr die jungen Männer,


die ich in der Lehre unendlicher christlicher Liebe unterrichtet hatte, nunmehr von


einem Tag zum anderen auf die Nachbarn hetztet, sie zum Sturmangriff im


Namen Gottes anfeuertet und die Kathedrale von Reims bombardiertet? Wenn


das nicht Schwindel und Heuchelei ist, dann weiß ich nicht mehr weiß von


schwarz zu unterscheiden. (Stimmen aus dem Zentrum: „Elender Pazifist!“ Von


allen Seiten: „Sehr wahr, fortfahren!“) Meine lieben Parteigenossen: Entweder –


Oder. Entweder handeln wir nach unseren Worten, oder wir widersprechen


ihnen. Letzteres aber nenne ich in grundsätzlichen Fragen Verrat am Christen-


tum, den ärgsten Verrat, den es geben kann. Nichts kann einen Christen besser


charakterisieren als sein Verhalten im Kriegsfalle. Hier hätten wir vor aller Welt


bezeugen können, daß wir ein christliches Volk sind. Wir haben aber 
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den Beweis erbracht, daß das Christentum nicht den allergeringsten Einfluß auf


unser Gebaren hat. Dennoch nannten wir uns in aufgeblähten Worten ein christ-


liches Volk. Also heuchelten wir, ja wir, ich und alle dort im Zentrum des Parla-


ments. (Stimmen von überall her: „Sehr wahr, pater peccavimus!“ „Er ist toll


geworden!“ „Hinaus mit ihm!“) Gewiß, wir sind schwach gewesen. Aber mit die-


sem Bekenntnis ist es nicht getan. Wir müssen geloben: nie wieder Krieg!


Christus gab uns das Rezept, wie wir die Feinde bezwingen sollen. Tut Gutes


denen, die euch verfolgen. Mehr ist nicht nötig, um sie alle zu bezwingen, um


den bis an die Zähne bewaffneten Mann vor euch in den Staub zu werfen.


(Stimme aus dem Zentrum: „Welch ein Irrtum.“ „Nein!“ „Sehr wahr!“ – von überall


her.) Wenn das ein Irrtum ist, dann ist das Christentum falsch, und wir tun gut, es


abzulegen, so schnell es geht. Es bliebe nichts übrig vom Christentum, nichts als


leere Worte, wenn dieser Satz falsch wäre. Aber er ist richtig. Tausend- und


abertausendmal hat er sich als wahr bewährt. (Stimmen von überall her: „Sehr


wahr, fortfahren!“) Liebe deinen Nächsten als dich selbst. Der Satz ist kein


Gebot, denn Liebe kann man nicht gebieten. Er ist ein Rat, eine Aufforderung zur


Selbstbesinnung. Wenn mir mit diesem Satz der Nächste als liebenswert vorge-


stellt wird, so überlege ich, wie es kommt, daß der liebenswerte Mensch, der sich


meistens auch noch Christ nennt, mich nun mit Waffen bedroht. Damit beginnt


der Prozeß der Selbstbesinnung. Es steigt die Frage auf, was denn in der


menschlichen Gesellschaft falsch sein muß, daß wir nicht Frieden halten, wie es


scheint, nicht Frieden halten können. Aus Rauflust, um die Kathedrale in Reims


zu bombardieren, und aus Vergnügen an den Entbehrungen, den Leiden, den


Läusen und Krankheiten des Krieges sind unsere Männer doch gewiß nicht in


den Krieg gezogen. Bei uns nicht und auch nicht bei den anderen. Was also


treibt die Völker in den Krieg? Was liegt in der menschlichen Gesellschaft, das


uns zum Bösen treibt und sich als stärker erweist als alle christlichen Predigten,


was uns, die Vertreter der christlichen Partei, dazu bewogen hat, mit der


Bewilligung der Kriegskredite Christus zu verleugnen? Ich werde auf diese Frage


noch zurückkommen. Vorläufig will ich erst mein Versprechen einlösen und Ihnen


die Beweise dafür liefern, daß wir hier wirklich nur eine Bande von Ignoranten,


von Heuchlern und von Spitzbuben sind. (Rufe aus allen Parteien: „Sehr wahr!“


„Fortfahren!“ „Unerhört!“ „Hinaus mit dem Idioten!“) Daß wir Ignoranten sind,


zeigte ich Ihnen bereits mit meinem Hinweis auf die Inflation. Ja, ja, laßt nur hier


einen Seufzer fahren und, wenn Ihr könnt, noch einen. Es ist einfach so. Daß wir


Heuchler sind, zeigte ich Ihnen mit der Schandtat der Kriegskreditbewilligung.


Nun will ich Ihnen noch 


287







zeigen, daß wir Spitzbuben sind. (Rufe aus allen Parteien: Auch wahr.)


Selbsterkenntnis ist der erste Schritt zur Besserung. Wie war es, meine lieben


Parteigenossen, mit der Bewilligung der Kornzölle? Sind wir da ehrlich gewesen


gegenüber den Massen, denen wir eine neue Last aufgebürdet haben? Haben


wir damals die wahren Gründe, die uns zu den Maßnahmen bewogen, aufge-


deckt? Haben wir nicht vielmehr diese wahren Gründe im Hintergrund gelassen


und mit Scheingründen operiert, wie es ganz gewöhnliche Bauernfänger zu tun


pflegen? (Rufe von allen Seiten: „Der Mann spricht die lautere Wahrheit!“ „Nein,


nein, er ist ein Demagoge.“ „Hinaus mit ihm!“) Was haben wir dem Volk nicht


alles vorgeschwindelt? Die „Landwirtschaft“ braucht Zölle. So sagten wir. Und


unter Landwirtschaft verstand dann das gutgläubige Volk die Produktion der


Lebensmittel für das Volk. In Wirklichkeit aber handelte es sich nur um die


Grundrente, das arbeitslose Einkommen der Grundbesitzer. Auf Kosten des


arbeitenden Volkes sollte das arbeitslose Einkommen der Grundbesitzer, die


Grundrente erhöht werden! Das, nichts anderes war es, was unter „Schutz der


Landwirtschaft“ verstanden sein wollte und von uns, den christlichen Vertretern


des Volkes, auch verstanden wurde. (Rufe von allen Seiten: „So ist, so war es.“


„Wir haben Bauernfängerei betrieben.“ „Spitzbüberei war es, nichts anderes.“ Die


Bonzen aller Parteien verlassen den Saal.) O, diese Feiglinge. Statt hier mann-


haft zu bekennen und Buße zu tun, verlassen sie hier wie dumme Jungen den


Kampfplatz. Ja, die Grundbesitzer, die schon alles hatten, beneideten das ent-


erbte Volk um den kargen, mit schwerer Arbeit verdienten Lohn und griffen in die


Taschen der Arbeiterfrauen, um sich noch mehr zu bereichern. Erinnert das nicht


an das Gleichnis von dem reichen Herdenbesitzer, der der Witwe das einzige


Schäfchen pfänden ließ [In der Vertreterversammlung des Reichslandbundes in Dresden vom


21. Mai 1927 sagte der Präsident Hepp ganz schamlos: „Als roter Faden zog sich durch die


Verhandlungen das zähe Ringen um die Rentabilität. Das Entscheidende ist die Wiedererlangung der


Rentabilität.“ Und nachdem so die wirklichen Triebkräfte dieser Agrarpolitik von den Grundbesitzern


selber in einer schwachen Stunde bloßgelegt worden waren, heißt es in demselben Bericht kaum 10


Zeilen weiter: „Der Reichslandbund erstrebt keine einseitige Politik zu Gunsten eines einzelnen


Berufsstandes (Die Bezeichnung Berufsstand für den Grundrentner ist gut!), sondern will lediglich


Dienst am Vaterland.“ (!) S. Reichslandbund Nr. 21. 1927.]?


Und wie haben wir, die Vertreter der Christlichen Partei, dem Volke die bittere


Kost mundgerecht gemacht? Darf ich daran erinnern, daß von unserer Partei,


der christlichen Partei, der Vorschlag gemacht wurde, die eingehenden Zölle –


man verstehe hier recht, nur die eingehenden Zölle, nicht aber die 
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durch die Zölle auf Kosten des Proletariats gehobenen Grundrenten, die das


Vielfache der Zölle betrugen – sollten der Altersversicherungskasse zugeführt


werden. O, diese Bauernfängerei. Um die Einwilligung des Volkes zum Volks-


betrug zu erschleichen, verspricht man dem Volk, das die Zusammenhänge nicht


kapiert, ein Almosen aus dem am Volk auszuführenden Raub. (Rufe: „Welche


Schmach, welche Schande!“ Viele Abgeordnete aus allen Parteien verlassen den


Saal. Man hört aus den Vorsälen wüstes Geschrei, auch Revolverschüsse.)


Gasten, fortfahrend: Es wäre gut, Ambulanzen zu requirieren für die da 


draußen. Der Geist der Gewalt, der diese Kreise beherrscht, richtet sich nun


gegen sie selbst. Wir werden diese Selbstzerfleischung nicht verhüten können.


Ich glaube, wir sind jetzt ganz unter uns. Eine parteilose Masse von Mitgliedern


aller Parteien und Konfessionen und Religionen, geeint durch den Geist der


Gerechtigkeit. Rücken wir also zusammen. Lassen wir den Parteigeist und die


Parteidisziplin fahren. Handeln wir selbstverantwortlich, ein jeder nur sich selbst


treu. Wir sind, wie ich soeben erfahre, noch reichlich beschlußfähig. Benutzen


wir die Gelegenheit. Wer sich leiten läßt vom Geist der Gerechtigkeit und ge-


tragen ist von der Liebe zu allen Menschen, zu allen Völkern, vom wirklich christ-


lichen Geist, der verlangt ganz sicher keine Fortführung der Verhandlungen über


den Antrag Müller, der weiß, daß, was sich auch aus dem Antrag entpuppen


wird, es nur Gutes sein kann. Ohne zu prüfen und mit geschlossenen Augen 


sagt er zum Antrag ja und Amen.


Präsident: Es ist folgender Antrag zur Geschäftsordnung eingelaufen:


„Die Debatte über die Lex Müller wird geschlossen. Es wird darüber sofort


abgestimmt.“


Wer für den Antrag ist, der hebe die Hand hoch. – Der Antrag zur Geschäfts-


ordnung ist einstimmig angenommen.


Wir wollen nun über den auf der Tagesordnung stehenden Gesetzentwurf über


die Mutterrenten abstimmen. Wer dafür ist, der hebe die Hand hoch. –


Einstimmig angenommen.


Die Versammlung stimmt das Lied: „Deutschland, Deutschland“ an, in das alle,


auch die Kommunisten und Anarchisten einstimmen.


Präsident: Es ist das erste Mal, daß das Deutschlandlied geschlossen von den


Mitgliedern aller Parteien Deutschlands gesungen wurde, das erste Mal auch,


daß Mitglieder aller Parteien einem Gesetze geschlossen zustimmten. Und was


für einem Gesetz. Es ist wohl niemand hier, der die Tragweite des von uns an-


genommenen Gesetzes ganz übersehen kann. Auf alle Fälle ist es das folgen-


schwerste Gesetz, das je einem Parlament vorgelegt wurde. Möge es unserem


Volke zum Segen gereichen 
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und darüber hinaus allen Völkern der Welt als Fackel in die Finsternis der 


dräuenden, unheilschwangeren sozialen Frage leuchten; so daß einmal die Zeit


kommen mag, wo nicht wir, sondern die Völker der Erde eingedenk unserer


Pionierarbeit das Deutschlandlied singen werden.


Die Tagesordnung wäre hiermit erledigt. – Wünscht noch jemand das Wort?


Herr Hanisch hat das Wort zu einer persönlichen Bemerkung. –


Hanisch (Anarchistische Vereinigung.): Daß ich als Anarchist in das Deutsch-


landlied hier mit einstimmen konnte, verlangt eine Erklärung. Ich möchte nicht,


daß man mir nachsage, ich hätte mich von einer Stimmung, so erklärlich sie


auch sein mag, hinreißen lassen. Es war bereits eingetreten, was unser


Präsident eben als seinen Wunsch äußerte, nämlich, daß das Deutschlandlied


von den anderen Völkern als Anerkennung der hier geleisteten Arbeit angestimmt


werde. Als Anarchist fühle ich mich als Weltmensch und als ein solcher Welt-


mensch, nicht als Deutscher stimmte ich, vom Erfolg des Tages beglückt, in das


Deutschlandlied ein, das bis dahin niemals über meine Lippen gekommen war.


Und es wird nun hoffentlich nicht das letzte Mal sein. Wenn unser Herr Präsident


eben sagte, daß niemand im Hause die volle Tragweite des eben angenomme-


nen Gesetzes überschaut, so mag das stimmen. Erwähnen aber möchte ich, daß


die Anarchisten schon immer mehr oder weniger deutlich gesagt haben, daß mit


dem Sturz des Privateigentums am Boden soziale Zustände sich automatisch


entwickeln müssen, die denen sehr nahe stehen, die wir als Anarchisten er-


streben. Der Staat ist, so haben wir immer behauptet, das Bollwerk der Kapita-


listen und ist als solches, nicht aber zum Wohle des Volkes oder gar als eine


gesellschaftliche Notwendigkeit ausgebaut worden. Mit der Aufhebung des


Privatgrundbesitzes verschwinden selbstverständlich die an diesem Bollwerk


interessierten Kräfte. Es setzt gleich eine automatische Rückbildung des Staates


ein wie überall, wo das Privatinteresse an einer Sache zurückgeht. Und das ist


es, was mein Herz in meiner anarchistischen Brust vor Freuden hüpfen läßt. Der


Staatsgedanke, der die Weltkugel, das Erbgut der Menschheit, in Scherben


schlägt und dann jedem Volke eine Scherbe an Stelle der Kugel gibt, der


dadurch erst überall die Kriegsstimmung hervorbringt, weil kein Volk mit seiner


Scherbe zufrieden ist, noch zufrieden sein kann, dieser Staat geht mit dem


Gesetz, das wir heute schufen, seiner völligen Auflösung entgegen, um einem


schöneren Gebilde Platz zu machen. Zunächst allerdings handelt es sich erst um


unser Land. Aber warten Sie nun ab, daß das Gesetz sich bei uns auszuwirken


beginnt. Die Innenreibungen, die in Gestalt politischer Kämpfe, Kriege, Streiks,


Verbrechen usw. so viel 
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Unruhe schaffen und Kosten verursachen, die verschwinden und ungeheuer


groß ist, was wir hier an ökonomischen Kräften sparen werden. Das setzt sich


dann um in Lebensfreude, in Kulturgüter, die allen, die unser Land besuchen,


auffallen müssen. Dann wird nach den Gründen solcher Entwicklung geforscht,


und es wird dann nicht ausbleiben können, daß unser heutiges Gesetz zum


Weltgesetz wird nach dem Grundsatz: Das Gute ist sein eigener Pionier. Dann


schaffen dieselben wirtschaftlichen Zustände auch überall dieselbe Friedens-


stimmung, dann stirbt, ohne daß wir etwas zu tun brauchen, überall der Macht-


gedanke ab, und ohne Genf, ohne Völkerbund, ohne Verträge setzt dann die 


allgemeine Abrüstung ein. Der Bürgerfriede, den wir mit unserem Gesetz vorbe-


reiten, schafft dann selbsttätig alle Vorbedingungen für den Völkerfrieden. Ist 


dieser aber einmal gesichert, erscheint er allen Menschen als Selbstverständ-


lichkeit, so setzt auch gleich der Abbau des Staates auf breiter Grundlage ein.


Die Zollgrenzen fallen, weil niemand mehr an den Zöllen interessiert ist. Die


Industriebevölkerung hat kein Interesse daran, sich selbst das Brot durch


Grenzsperren zu verteuern. Die ländliche Bevölkerung dagegen weiß, daß, wenn


die Grundrenten durch Zölle gehoben werden, dann auch die Pachtgelder ent-


sprechend steigen müssen. Also ist mit unserem Gesetz auch der Boden für den


Freihandel, den Weltfreihandel bereitet. Nicht für Paneuropa und ähnliche


bescheidene Bettlerziele brauchen wir zu kämpfen. Der orbis terrarum gehört


uns, allen Menschen. Unser Gesetz schafft die Vorbedingungen für die allge-


meine Freizügigkeit. Jeder zieht nun dorthin, wohin ihn seine Neigungen, die


Rücksicht auf seine Gesundheit, sein Alter treiben, oder wohin ihn Wein, Weib


und Gesang locken. Es gibt nur noch eine physische, keine politische Geo-


graphie. Da nun für alle gleichmäßig gesorgt ist, da es kein Proletariat mehr 


gibt, hat auch niemand mehr das Gefühl, daß er für das Gemeinwohl Opfer zu


bringen hat. Verantwortlich fühlt sich jetzt jeder nur für sich. Und niemand fällt 


es noch ein, durch Staatsschulen und Schulzwang den Eltern die Verantwortung


für die Aufzucht der Kinder zu nehmen. Und niemand hat jetzt auch noch ein


Interesse daran, daß die Kinder der anderen in Staatsschulen zu frommen


Lasttieren erzogen werden. Keine Staatsschulen, keine Staatskirche, kein Heer,


keine Marine, keine Beamten, keine Uniformen, kein Kommando, kein


Parlament. Für alle idealen Bestrebungen geht die Sonne nunmehr am Balkon


des Orients in strahlender Herrlichkeit auf. Alle unsere politischen Parteien hatten


ihre verborgenen Ziele mit einem Mäntelchen von schönen Idealen verdeckt.


Und mit diesen Idealen wurden die Wählermassen, wurden auch Sie, meine


Herren, geködert. Jetzt sind diese verborgenen Ziele wesenlos geworden;
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es bleibt nur noch das idealistische Mäntelchen übrig, und dieses, meine Herren,


wird mit dem heutigen Tage aus dem Traumreich der Ideale zum freudespenden-


den Leben erweckt. Nichts mehr hindert fortan noch den Katholiken und seinen


Geistesbruder, den Kommunisten, daran, Christentum und Kommunismus zu


verwirklichen, soweit ihr geistiger Einfluß reicht. Die Pazifisten und Friedens-


apostel, die bisher ein kümmerliches Dasein fristeten, werden ihre phantas-


tischen Wünsche in Erfüllung gehen sehen. Die Demokraten werden jetzt nicht


mehr zu fürchten brauchen, daß die heute vertriebenen Herrschaften morgen in


irgendeiner Verkleidung, als Bürokrat, Kleptokrat, Bankokrat, Aristokrat, Hierokrat


usw. eine Wiedergeburt feiern werden, denn unser heutiges Gesetz zerstört


gründlich den Boden, auf dem diese Herrschaften gediehen. Den Cobden- und


Manchesterleuten wird die Praxis den Beweis erbringen, daß sie immer Recht


hatten. Und den Doktoren und Professoren der „nationalökonomischen


Wissenschaft“, diesen Kammerdienern der Kapitalisten, wird der Korb vom Maul


genommen und ihnen von heute ab Erlaubnis gegeben, die lautere Wahrheit zu


sagen. Das Zeitalter des Schwindels, der Heuchelei hat ein Ende. Die Politik im


herkömmlichen Sinne des Wortes, ist erledigt, wir haben hier nichts mehr zu


suchen und zu tun. (Hurra, bravo!) Den verabscheuungswürdigen Klassenstaat,


dem wir heute mit der Lex Müller den Nährboden entzogen haben, wie oft habe


ich ihn in meinen Träumen mit Dynamit in die Luft gesprengt, und wie oft habe


ich dann wieder mir verzweifelt eingestehen müssen, daß mit solchen Mitteln


nichts geändert werden könne. An das Wurzelwerk des Klassenstaates kam das


Dynamit doch nicht heran. Hoffnungslos verzweifelnd stand ich mit meinen


Freunden am Grabe unserer Ideale. Und nun kommt heute ein kleiner katho-


lischer Pfaff, der das alte Problem von der Seite des Christentums anpackt, und


indem er das Wesentliche dieser alten Lehre rücksichtslos in den Vordergrund


stellt und die Liebe zum Nächsten, zu allen Menschen, ausnahmslos zu allen


Menschen, zu allen Völkern, allen Rassen und ohne irgendwelche Rücksicht auf


die Kulturentwicklung zu seiner Waffe macht, gelingt ihm das Unmögliche, die


Schaffung einer Einheitsfront aller, die guten Willens sind. Ich wollte mit Gewalt,


mit Dynamit den Eisenpanzer der politischen Programme sprengen. Kaplan


Gasten brachte ihn zum Schmelzen, indem er die Sonne der Liebe und


Gerechtigkeit darauf wirken ließ. Das Christentum erwies sich hier als die über-


legenere Technik. Kaplan Gasten, Du kleiner Pfaff, Galiläer, Du hast gesiegt! 


Das sage ich Dir, nicht weil ich annehme, daß es Dir auf einen Sieg ankommt,


daß die Niederlage eines Gegners Dir Freude macht, dafür habe ich heute einen


zu tiefen Blick in Deine große Seele 
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getan. Deinen von Dir angewandten Mitteln wollte ich heute öffentlich meine


Anerkennung aussprechen. Nur dadurch, daß wir der ganzen Menschheit in


unserem Herzen Platz bereiten und allen Menschen in jeder Lage nur mit Liebe,


mit unendlicher Liebe begegnen, werden wir dem heutigen Sieg eine ewig 


währende Grundlage geben.


Meine Herren, es ist spät geworden, laßt uns nach Hause gehen, ich wittere


Morgenluft.
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Eine Forschungsreise ins Land der Physiokraten.


Das zum Titel dieser Schrift gewählte Wort „Der abgebaute Staat“ ist nicht


ohne weiteres der Bezeichnung Akratie oder Anarchie gleichzustellen. Es steckt


in dem Worte, obschon es wie das Wort „Akratie“ nur eine Negation enthält, doch


mehr darin. Mit der Vertreibung der Herrschaft hat der Akrat sein im Worte 


liegendes Programm erfüllt. Was dann noch geschehen soll, ist eine Frage, über


die viele verschiedene Meinungen nebeneinander bestehen und bestehen kön-


nen. Staat und Anarchie bilden z. B. erst dann einen Widerspruch, wenn der


Staat in den Händen einer Partei, einer Klasse, einer Majorität liegt, der die


Minorität sich fügen muß. Der Widerspruch verschwindet, wenn der Staat keiner


Partei mehr dient. Solchen Staat, den es übrigens nie geben wird, könnte der


Akrat grundsätzlich anerkennen.


Für den abgebauten Staat ist dagegen die Vertreibung der Herren nicht Ziel,


sondern Mittel. Mit der Vertreibung der Herren beginnt erst die eigentliche


Aufgabe. Sie besteht darin, durch Abbruch einen Raum zu schaffen, auf dem


eine Gesellschaft von Menschen, die sich in keiner Weise, weder qualitativ noch


quantitativ, von den heutigen Menschen zu unterscheiden brauchen (also keine


idealisierten Menschen wie sie der Kommunismus, das Christentum, der Utopist


braucht), leben und gedeihen können, ohne daß es nötig sei, durch Gesetze und


die dazu gehörige exekutive Gewalt in das Getriebe einzugreifen, wo man dabei,


wie heute, in der Arbeitsteilung wirtschaftet, auf den Verkauf der Arbeitsprodukte


angewiesen ist, mit der ganzen Welt Handelsbeziehungen unterhält, auf dem


Weltmarkt konkurrenzfähig auftritt, die Meere mit Schiffen befährt, wo man


Straßen, Brücken, Eisenbahnen quer durch die bebauten Äcker der Bauern baut,


ohne daß diese zum Gewehr greifen, wo jeder auf seinen Vorteil erpicht ist, wo


die Einwanderung größer als die Auswanderung ist, und wo damit der Beweis


erbracht wird, daß in einem solchen Volk die Innenreibungen weniger groß und


kostspielig sind als in den staatlich organisierten und regierten Ländern.


Das Land einer solchen Menschenansammlung betritt man, wie man etwa


einen lichten deutschen Buchenwald betritt, oder wie Siegfried der Sonne ent-


gegenreitet, sorglos, singend und pfeifend, jedenfalls ohne sich nach Grenz-


wächtern umzusehen, und ohne an die Paßpolizei zu denken. Man sieht sich


dann umgeben von Menschen, von denen jeder einzelne unmittelbar seine


Sache 


294







betreibt, wo niemand acht Stunden täglich an das Gemeinwohl denkt (und sich


täglich acht Stunden der Menschheit gegen ein entsprechendes Gehalt opfert),


und wo das Gemeinwohl aus der Tatsache herausspringt, daß sich niemand um


es kümmert. Und in das Getriebe dieses Gewimmels hat man sich nun zu stür-


zen, und jedermanns ureigne Sache ist es, sich dieses Gewimmel, so gut er es


versteht, dienst- und nutzbar zu machen. Das geschieht am einfachsten in der


Weise, daß man sich die Preise der Waren und Arbeitsleistungen, wo man


glaubt, besonders leistungsfähig zu sein, ansieht und dann wählt. Wer besser


singen kann als Caruso, der singt, wer besser predigen kann als Santa Clara,


der predigt, und wer besser stehlen kann als Lips Tulian, der stiehlt. (Wehe ihm,


wenn er auf diesem gefährlichen Gebiet ein Stümper ist!) Wenn in solcher


Menschenansammlung nun etwas Besonderes sich ereignet, dann ruft niemand:


Wo bleibt der Staat, der Staat sollte doch hier eingreifen! So weit man auch hier


seine Stimme nach dem Staat schickt, nichts Staatliches wird hier erblickt. Man


ist vollkommen auf das angewiesen, was alle aus eigenem Antrieb tun. Und zwar


restlos in allen Fragen des täglichen Lebens. Wenn im Erzgebirge die


Gebirgsbäche zu Strömen anschwellen und die Menschen wegspülen, wenn im


Harz die Eisenbahnzüge die Dämme herunterkollern, wenn in Hamburg die


Cholera, in Breslau die Pocken ausbrechen, wenn die Polen, Franzosen und


Musolinis sich und uns in Berlin die Hände reichen, wenn die Arbeitslosen vor


dem Rathausgemäuer demonstrieren, ... kein Staatsbeamter läßt sich sehen.


Und trotzdem geht es, und zwar soll es besser gehen als dort, wo der Staat die


Sparkassengelder, den Notschatz der Greise und Arbeitsunfähigen unterschlägt,


wo der Staat sich mit allen Nachbarn verfeindet und dann der „Rettung“ des


Staates das Leben von zwei Millionen junger Menschen und die Gesundheit von


vier Millionen Verwundeter opfert, und wo er obendrein für den Betrag von 132


Milliarden Reparationssteuern aufzubringen hat. Im abgebauten Staat ersetzt die


Privatinitiative restlos den Staat. Sogar die „Rechtsverhältnisse“ hat jeder für sich


selbst zu schaffen, indem er die Verträge auf Grund privater Rechtsbücher


abschließt und die Exekutive dazu entweder seinen Fäusten, seinem Revolver,


oder aber besser noch dem Schaden überläßt, den der Vertragsbrüchige durch


den Verlust des öffentlichen Kredits und Ansehens erleidet. Auch die Ein- und


Ehebrecher haben es nur mit Privatpersonen zu tun, und wenn dort an der


Laterne ein Bandit hängt, so können seine Freunde sicher sein, daß die Leiche


wenigstens nicht durch die Hände eines staatlichen Scharfrichters besudelt


wurde. Kurz gesagt:


Im abgebauten Staat geht es ohne Justizminister, ohne Kultusminister, ohne


Ernährungsminister, ohne Inflations-, 
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Wohlfahrts- und Deflationsminister, ohne Kriegs-, ja sogar ohne Friedensminister!


Kein Handelsminister zerbricht sich dort noch acht Stunden täglich den Kopf, wie


er meinen Tisch mit billigem Brot und hohen Zollrechnungen decken kann, und


wenn einer eine Anleihe macht, so macht er sie nicht in Helfferichs Währung,


sondern, o Wunder, in einem privaten, ungedeckten Papiergeld!


Wer bei solcher Aufzeichnung dessen, was alles dem Abbau des Staates ver-


fallen wird, erschrickt, der möge folgendes ruhig auf sich wirken lassen: Das 


bürgerliche Leben, das wir heute führen, spielt sich noch in weitem Umfang fast


genau so ab, wie es sich im abgebauten Staate abspielen wird, in dem die


Produktion und der Tausch, die Tätigkeit, der der Mensch seine Hauptkraft zu


widmen pflegt, noch so gut wie frei ist von staatlichen Eingriffen. Die Bauern,


Handwerker, Unternehmer, Künstler, Kaufleute und die Masse der Arbeiter 


handeln innerhalb der Grenzen ihrer Mittel in freier Berufswahl. Niemandem


macht der Staat in dieser Richtung Vorschriften. Die Kaufleute fordern für ihre


Waren, was sie wollen, auf alle Fälle nie mehr, als sie kriegen können. „Und wer


nicht zufrieden ist, der kann auswandern.“


Ansätze zu der mit dem Abbau des Staates erstrebten Ordnung finden wir also


noch genügend, um die Frage zu rechtfertigen: Wenn es auf dem umfang-


reichsten und schwierigsten Gebiet des Gesellschaftslebens, in der Warenpro-


duktion, im Tausch der mannigfachen Dienstleistungen und bei der Preisbildung


so ganz ohne die Intervention des Staates geht, warum könnten wir da nicht


auch noch für den Rest den Staat aus dem Spiele lassen? Auf diese Frage 


wollen wir für alle, denen beim Worte Abbau des Staates das Blut zu Eis erstarrt,


jetzt die Antwort geben.


–


A: So, nun hätten wir unseren Staat hinter uns. Jetzt sind wir weder Bürger


noch Untertan. Hier ist der Grenzstein.


B: He, he. Die Physiokraten haben doch keinen Staat und infolgedessen auch


keine Grenzen. Der Grenzstein, den Sie dort sehen, ist nur einseitig ange-


strichen. Er ist von unserem Lande gesetzt worden. Es ist nur eine einseitige


Grenze, wie etwa die Mauern eines Zuchthauses.


A: Mich wundert, daß dann unser Staat den Grenzstein nicht weiter ins Land


der Physiokraten versetzt.


B: Daran hindert ihn die Furcht vor der physiokratischen Ansteckungsgefahr.


Sie werden schon sehen, wie man uns bei der Rückreise in unseren Staat 


visitieren wird nach staatsgefährlichen Papieren. Gut, daß die Gedanken zollfrei


sind.
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A: Eine Gefahr für unseren Staat könnte der physiokratische Nachbar doch nur


dann werden, wenn von hier aus anziehende Kräfte auf unser Volk ausgingen,


wenn also die Besucher mit der Überzeugung heimkehrten, daß die physiokra-


tischen Einrichtungen das Lebensglück besser garantieren als die staatlichen


Einrichtungen unseres Landes. Und das würde sich an der Auswanderung ins


Physiokratenland zeigen. Gegen solche Entwicklung könnte unser Staat aber nur


dadurch ankämpfen, daß er sich die physiokratischen Einrichtungen zu eigen


machte. Ähnlich wie die Bolschewiks in Rußland die kostspielige Auslands-


propaganda ersparen könnten, wenn die Verhältnisse in Rußland überall auf die


Auswanderungslustigen anziehend wirken würden.


B: Sehen Sie sich nun einmal die Spuren auf der Straße an. Fast alle sind ins


Physiokratenland gerichtet, nur wenige Spuren von Rückwanderern sieht man.


Man sagt übrigens, es herrsche eine überaus starke Einwanderung. Zuerst


waren es die Zigeunerweiber, die mit ihren zahlreichen Kindern auf die


Mutterrente spekulierten. Niemand wehrte ihnen den Eintritt. Sie machten sich


aber als Bärenführer und Kesselflicker gegenseitig zu starke Konkurrenz und so


sind manche wieder fortgezogen. Die Spuren der Rückwanderer, die wir eben


sahen, waren von Barfüßlern, mögen also von Zigeunern gewesen sein. Dann


kamen diejenigen, die sich bedrückt und beladen fühlten von der Polizei, von der


öffentlichen Meinung, und die sich in das Land der Amoralisten retten wollten.


Auch von diesen sind manche wieder fortgezogen, weil die Amoralisten den


Schutz für das Leben und Eigentum dem Richter Lynch übertragen haben, der


mit den Pferdedieben, den Raufbolden und Wechselfälschern sehr unsanft


umgehen soll. Viele aber von diesen Leuten, die bei uns von einem Gefängnis


zum andern wanderten, die haben bei den Physiokraten Geschmack an der


Arbeit gefunden, weil sie sahen, daß dort alle arbeiteten, und daß die Arbeit


wegen des Wegfalles der Ausbeutung den Mann besser ernährt als der Einbruch


und der Diebstahl. Jetzt aber soll es nicht nur lichtscheues Gesindel sein, das


vom Lande der Physiokraten angezogen wird. Bauern, Handwerker, Arbeiter,


Künstler aller Art streben in Massen dahin. Zumeist angezogen von den höheren


Arbeitserträgen, von den sicheren wirtschaftlichen Verhältnissen, vielfach aber


auch wegen der angenehmeren gesellschaftlichen Zustände. Die fähigsten


Unternehmer der Welt, Ford an der Spitze, tragen sich ganz ernsthaft mit dem


Gedanken, ihre Industrien ins Land der Physiokraten zu verlegen, weil sie hier


völlig ungehindert durch den Staat ihren Willen durchzusetzen trachten können,


weil auch der völlige Wegfall der Ausbeutung den Arbeitern die wahre Rolle des


Unterneh-  Unternehmers
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mers klar gemacht und das zustande gebracht hat, was man bei uns zwar als


sehr wichtig erachtete, aber ewig umsonst erstrebt hatte – das Solidaritätsgefühl


zwischen Arbeitern und Unternehmern. Die Arbeiter im Physiokratenland haben


erkannt, daß, wenn sie den Unternehmer in seinen Dispositionen durch


Betriebsräte, durch Streik, durch Sabotage und öffentliche Verunglimpfungen


belästigen, die fähigsten und feinsten unter ihnen sich zurückziehen werden und


das Feld dann Schwindlern, Betrügern, Hurenvätern überlassen, was für die


Entwicklung der Löhne natürlich nicht gleichgiltig sein kann. Weil sich Ford alle


gewerkschaftlichen Eingriffe verbeten hat, konnte er seine Industrie in den Stand


setzen, Rekordlöhne zu zahlen. Vertreiben aber die Arbeiter Ford durch


Gewerkschaftler und Betriebsräte, setzen sie Leute an Fords Stelle, die sich von


den Arbeitern als Ausbeuter, Wucherer, Hurenväter bezeichnen lassen, so wird


unter Leitung solcher Männer der Betrieb ganz gewiß bald die Überschüsse nicht


mehr abwerfen, mit denen die Rekordlöhne finanziell möglich gemacht werden.


Ein empfindsames Ehrgefühl gehört schließlich auch zu den Eigenschaften einer


Persönlichkeit, die große Betriebe leiten soll. Im Ehrgefühl summieren sich alle


wichtigen Eigenschaften. Alle Interessen der Lohnarbeiter stimmen überein in der


Forderung, daß das Unternehmertum aus den Händen der Spitzbuben und


Schwindler in die Hände der Elite des Volkes hinübergleitet. Das aber erreicht


man im Lande der Physiokraten automatisch dadurch, daß hier dem Unter-


nehmer keinerlei moralische, gewerkschaftliche und gesetzliche Fessel angelegt


wird. Die Natur der Freiheit bringt ganz automatisch die freien und edlen Geister


hoch; die Freiheit verträgt sich nicht mit niederer Gesinnung. Ich glaube z. B.


nicht, daß Ford jemals Geschäfte mit dem Staat gemacht hat, denen Schmier-


gelder allein die Wege zu ebnen pflegen.


A: Ich finde es sehr interessant, daß die Arbeiter sich, wie es scheint, mit dem


Lohnsystem abgefunden haben, dem System, das sie in ihrem Schrifttum so


leidenschaftlich bekämpften. Wie mag dieser Anschauungswechsel sich voll-


zogen haben?


B: In der Hauptsache läßt sich das wohl damit erklären, daß der Lohnarbeiter


im Unternehmer keinen Ausbeuter mehr erblickt noch erblicken kann, da ja das


Kapital keinen Zins mehr abwirft und eigentlich kein Kapital im ausbeuterischen


Sinne des Wortes mehr ist. Das, was dem Unternehmer nach Zahlung der Löhne


und sonstigen Ausgaben vom Verkauf der Produkte übrigbleibt, muß nun durch-


aus als sein Arbeitseinkommen betrachtet werden, das wie jedes andere Arbeits-


einkommen den Gesetzen des Wettbewerbes unterworfen ist. Da hier der Boden


jedem zur Verfügung steht, der den im völlig freien Wett-
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bewerb bei den Pacht-Auktionen festgesetzten Pachtzins zahlt; und da auch der


Darlehenszins um Null herum pendelt, so kann jeder, der will und sich dazu be-


fähigt glaubt, alle diejenigen, die sich dazu unfähig fühlen, als Arbeiter um sich


sammeln und den Wettkampf mit den übrigen Unternehmern aufnehmen. Dazu


ist aber durchaus nicht jeder befähigt; viele, sehr viele sogar sind unfähig, eine


einfache Bauernwirtschaft selbständig zu leiten, geschweige denn eine Industrie,


ein Exportgeschäft, eine Werkstatt, eine Barbierstube, eine Apotheke. „Oben ist


immer Platz. Für verantwortliche Arbeit an leitenden Stellen finden wir immer nur


schwer unter den Tausenden von Bewerbern geeignete Kräfte. Ob die Fabrik bei


uns 6 oder 3 oder 0% Dividende abwirft, liegt niemals an den Arbeitern, sondern


immer nur an der Qualität der Männer, die den Betrieb leiten.“ So sagen die


Unternehmer. Bei uns nun ist dieses Verhältnis den Augen der Arbeiter verdeckt.


Sie sagen alle: Das Kapital hat uns zu Proletariern gemacht. Wenn das nicht


wäre: was wären wir für Kerle! Was so ein Unternehmer, ein Kaufmann, ein


Apotheker kann, das können wir auch. Uns fehlt nur die Schule und das Kapital.


Alles übrige haben wir von unserer Mutter in genügender Qualität geerbt! Hier


aber steht niemandem solche Erklärung zur Verfügung. Hier weiß jeder, daß es


gerade an seiner Mutter gelegen hat, und an nichts anderem, daß er sich mit


dem gewählten Beruf begnügen muß. Schicksal und Glück. Hätte die Mutter das


Glück der Kinder mit einem Seitensprung dadurch korrigiert, daß sie an Stelle


des von den Gutsbesitzern seit Generationen als Arbeitstier gezüchteten


Philisters einen Mongolen, einen Juden, einen Italiener zum Vater ihrer Kinder


auserwählt hätte, dann vielleicht säßen wir da oben und kommandierten. So


sagen in ehrlicher Selbsterkenntnis die Lohnarbeiter hier [Rosa Luxemburg zitiert in


ihrer Schrift, ohne zu widersprechen, aus Karl Marx: „Das jetzige Geschlecht gleicht den Juden, die


Moses durch die Wüste führt. Es muß untergehen, um den Menschen Platz zu machen, die einer


neuen Welt gewachsen sind.“ K. M. „Die Klassenkämpfe in Frankreich“.]. Und außerdem ist es


nicht jedermanns Sache, sich mit den Sorgen des Unternehmers und Kaufmanns


zu belasten. Viele dieser Arbeiter hier könnten sich zwar selbständig machen,


doch sie wollen nicht. Sie wollen sich nicht mit den Sorgen des selbständig


Wirtschaftenden belasten. Der Lohnarbeiter führt eigentlich ein herrliches Leben.


Er hat für nichts zu sorgen. Der Unternehmer denkt. Der Lohnarbeiter hat es


nicht nötig. Er kann seine geistigen Kräfte schöneren Dingen widmen. Während


der Unternehmer nachts über Maschinendefekte, Wechselproteste, Schiffbrüche


grübelt, komponiert der Lohnarbeiter Lieder zu einem Hochzeitsfeste. Der 
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Lohnarbeiter schafft, so lange er Lust hat und so lange er es für nötig erachtet.


Dann geht er nach Haus, und an die Fabrik denkt er nur erst am nächsten


Morgen, wenn es tuten tut. Er schafft im Stücklohn. Den Aufseher für seine Arbeit


hat er also in der eigenen Tasche. Er arbeitet in der Regel acht Stunden und hat


dann 16 Stunden des Tages für sich. Er kann dann studieren, spielen, mit den


Kindern spazieren gehen und sich immer so viel Ferienzeit ausbedingen, daß er


alle Jahre nach Kevelaer und nach Rom und Jerusalem wallfahrten kann. Alle


diese gewaltigen Vorteile, die der Lohnarbeiter dem selbständig wirtschaftenden


Bauern, Handwerker, Kaufmann und Apotheker gegenüber hat, führen dem


Lohnarbeiterstande so gut wie alle geistig rührsamen Menschen zu. Die Dichter,


Naturforscher. Astronomen, Chemiker, Geistlichen aller Religionen und


Konfessionen, Schauspieler usw., die heute bei uns so viel unter Nervosität und


Schlaflosigkeit leiden, arbeiten ihre Stunden am Fließband und sind dann freie


Männer, die, gestützt auf ihren Lohn, nun nach keiner Seite Rücksichten und


kein Blatt mehr vor den Mund zu nehmen brauchen. Bei der wunderbar mono-


tonen Arbeit am Fließband „ruhen sie von ihrem Denken aus“ und erholen sich


von den Strapazen der vorangegangenen wissenschaftlichen Debatten. Kein


chemisches Somniferum hat sich je so bewährt wie diese Lohnarbeit am


Fließband. Diese gesellschaftliche Mischung hat dem Lohnarbeiterstande das


Minderwertige genommen, das ihm bei uns in gesellschaftlicher Hinsicht noch


anhaftet. Die Gleichwertigkeit der Begriffe Stumpfsinn und Lohnarbeiter ist hier


vollkommen aufgelöst und hat dieser Benennung den bitteren Beigeschmack


genommen. Wenn ich mich hier niederließe, würde ich mich auch gleich als


Lohnarbeiter anbieten, schon weil ich dort die bessere Gesellschaft zu finden


hoffe.


A: Ich habe leider nicht gehört, was Sie sagten, weil ich all die Zeit in all 


meinen Taschen nach meinen Ausweispapieren gesucht habe. Es muß sie mir


jemand entwendet haben. (Pässe, polizeiliches „Führungszeugnis“, Hochschul-


diplome, Berechtigungszeugnisse usw.)


B: Machen Sie sich darum doch keine Sorgen. Hier gibt es keine Ausweis-


papiere und auch kein Zivilstandsregister, das sie ausstellen könnte. Jeder, der


Sie sieht, glaubt Ihnen, daß Sie einmal geboren wurden. Wer Ihr Vater war, kann


auch das Papier mit Bestimmtheit nicht sagen, und wer Ihre Mutter war, interes-


siert Sie, sonst nur noch Ihren Schwiegersohn. Hat Sie in Ihrem langen Leben


außer der Polizei je einmal ein Mensch nach Ihren Ausweispapieren, nach 


papierenen Beweisen für Ihre Menschenzugehörigkeit gefragt? Nein, der Verkehr


der Menschen, so wie er sich da abspielt in der bürgerlichen Welt, fragt 
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niemals nach Papieren. Ford beschäftigt 100 000 Menschen und niemals hat er


einen einzigen derselben nach Ausweispapieren gefragt. Wer Sie sind, das 


müssen Sie in der Gesellschaft der Menschen immer erst durch Ihre Taten und


Worte zeigen. Trau, schau wem! So sagt das Sprichwort, nicht aber: Laß Dir von


jedem die Ausweispapiere zeigen. Sein eigentliches Ausweispapier, das jedem,


der mit Menschen zu tun hat, allein maßgebend ist, das trägt jeder auf der Stirn,


im Blick seiner Augen. Frauen, die sich nach Ausweispapieren, auch solchen mit


goldenem Rande richten, sind immer betrogen worden. Und hier im Physio-


kratenlande ersetzt erst recht der Eindruck der Person alle Zeugnisse, alle


Diplome, alle Berechtigungsscheine, alle Doktortitel.


A: Ich finde, wir täten besser statt hier an der Grenze, will sagen, an den


Ausläufern des Physiokratenlandes, zu philosophieren, dort den Autobus zu


benutzen und ins Innere des Landes zu dringen, um persönliche Erfahrungen


und Eindrücke zu gewinnen.


B: Sie haben recht. Benutzen wir aber die Zeit bis zur Abfahrt, um das Plakat


dort zu studieren.


A: Ich denke, wir sind hier in einem Lande mit abgebautem Staat. Wer hat


denn hier den Auftrag, Plakate anzuschlagen, und wer bezahlt die Kosten? Und


welche Autorität steckt dahinter in einer akratischen Gesellschaft?


B: Vielleicht gibt uns das Plakat selber darüber Auskunft. Lesen Sie es bitte


vor.


A: An Alle! Wanderer, wer Du auch seiest! Bete ein Vaterunser für die Seele


des allhier vom Richter Lynch wegen wiederholten Einbruchs erschlagenen


Jakob Joseph Peu! Gott sei seiner Seele gnädig.


Wanderer! Merke Dir folgendes: Du stehst hier auf Deinem Boden. Niemand


hat hier Dir gegenüber noch irgend ein Vorrecht. Die Zustände, die früher die


Eigentumsdelikte zu entschuldigen, ja zu rechtfertigen vermochten, die bestehen


hier nicht. Auch Gerichte, die die Schädlinge in Schutz gegen die Selbsthilfe des


Volkes nahmen, existieren hier nicht. Der Dieb steht hier direkt den Geschädig-


ten gegenüber, und die sind nur selten von psychologischen Erwägungen ange-


kränkelt, wie Du es am Schicksal dieses Jakob Joseph Peu ersehen kannst. Du


hast hier, wer Du auch immer seiest, das Recht, Dich mit allen anderen an den


regelmäßigen Pacht-Auktionen zu beteiligen und Dir das nötige Land durch


Überbietung der anderen zu sichern. Einen Katalog der zur Verpachtung freien


Landstellen erhältst Du bei der Sekretärin des Mutterbundes, wo Du, wenn Du


Frau und Mutter bist, Dich für den Bezug der Mutterrente anmelden solltest. 


Du weißt gewiß, daß diese Mutterrenten aus 
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den Erträgen der Landverpachtungen gespeist werden. Je höher der Wettbewerb


das Pachtgeld treibt, umso reichlicher fließen die Mutterrenten.


Bist Du ohne Mittel zum Betrieb einer eigenen Wirtschaft, so wirst Du, falls Du


einen einigermaßen vertrauenerweckenden Eindruck machst, wahrscheinlich


schon hier am Orte Menschen finden, die Dir ein Darlehen nicht versagen wer-


den. Die Überfüllung der Sparkassen bietet Dir auch eine Gewähr dafür, daß 


Du bei diesen Anleihen nicht ausgebeutet werden wirst [Daß der Zins lokal nicht ver-


schwinden kann, solange es anderswo noch Zins gibt, wurde an anderer Stelle bereits erwähnt. Der


Leser wird gebeten, diese, im Interesse klarerer Darstellung an den Schwindel gemachte Konzession


zu entschuldigen.]. Anderenfalls empfiehlt es sich, daß Du Dir zunächst durch Lohn-


arbeit einen gewissen Fonds beschaffst. Zeigst Du durch Deine Arbeit und Dein


sonstiges Verhalten, daß Du ein Kerl bist, so wirst Du Dir bald das Vertrauen


schaffen, das zum Genuß des Kredites in diesem Lande nötig ist. Bist Du aber


ein Opfer des Alkohols oder anderer Laster, so empfehle ich Dir, es überhaupt


nicht erst mit der Selbständigkeit zu versuchen, sondern Dich als Knecht zu 


verdingen und so lange Knecht zu bleiben, wie Du selbst Knecht Deiner Laster


bleibst. Hier sind einige Bauern, die mit solchen Leuten umzu-gehen verstehen.


Bei einem derselben wirst Du sicher Arbeit finden. Merke Dir aber ein für allemal:


Hier sieht man im Notzustande (Unglücksfälle ausgenommen) immer nur


Selbstverschuldung. Liegst Du betrunken im Straßengraben, so bleibst Du darin


liegen und magst im Graben erfrieren. Lies die Inschriften auf dem Friedhof. Du


stehst auf Deinem Boden und niemand fühlt Dir gegenüber noch das geringste


Verantwortungsgefühl. Die Frage, die bereits Kain stellte: 


Soll ich meines Bruders Hüter sein? wird hier allgemein verneint. Merke Dir das.


Sorge für die Tage des Alters, der Krankheit, der Arbeitsunfähigkeit, des


Unglücksfalles. Dein Arbeitsertrag reicht aus für die Finanzierung solcher Sorgen.


Betteln bringt zumeist wenig ein. Verschaffe Dir Freunde, gute Freunde dadurch,


daß Du ihnen hilfst, wenn sie in Not geraten, so werden sie Dir auch helfen.


Solche auf Freundschaft basierte Versicherung halten manche für die sicherste.


Also nochmals: einen zum Verbrechen treibenden Notstand anerkennen wir


nicht, und der Geschädigte ist der Exekutor der von den Nachbarn über Dich 


verhängten Strafe. Überlege, was das heißt, ehe Du es wagst. Der Friedhof ist


hier das einzige Gefängnis in diesem, in Deinem Lande. Lies die Inschriften auf


den Grabsteinen. Merke es Dir also, präge es Dir ein: Es gibt hier keine soziale


Fürsorge, keine Arbeitslosenunterstützung, 
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keine Herberge für Obdachslose, keine Schutzhaft. Sorge also für Dich, so wird


Gott für Dich sorgen.


Weil ich als der nächste Nachbar oft durch Fragesteller von meiner Arbeit


abgehalten werde, habe ich dies hier niedergeschrieben.


Konrad Schmid, Wegemeister.


B: Wie schmeckt Ihnen diese Moral? Gewiß, es klingt ja ein bißchen derb. 


Aber auf den Erfolg kommt es an, genau wie in der Natur. Wir verabscheuen den


rohen Kampf ums Dasein, der in der Natur sich abspielt – und bewundern seine


Wirkung: Die sogenannte Wohltätigkeit erweist sich aktiv wie passiv als gleich


verderblich.


A: Ich meine, die gegenseitige Hilfe in der Not weckt und entwickelt sehr


wertvolle Triebe im Menschen. Durch diesen nachdrücklichen und wiederholten


Hinweis auf die Selbsthilfe dürften doch die genannten Triebe in gefährlicher


Weise verkümmern. Denken wir hier an einen Schiffbruch, an einen Theater-


brand und, in erweitertem Maßstab, an eine neue Eiszeit, einen Weltkrieg.


B: Ich glaube, Sie haben den Inhalt des Plakates etwas mißverstanden. So


weit ich es verstehe, wird hier nur auf die Abwesenheit jeder öffentlichen


Fürsorge durch uniformierte Beamte auf Kosten der Steuerzahler hingewiesen.


Sonst wird niemandem hier verwehrt, den Bedürftigen beizustehen. Wie ist es


denn bei uns gewesen? War da das Betteln z. B. nicht polizeilich verboten?


Doch nur deshalb, weil es den Bettlern trotz öffentlicher Fürsorge zu viel ein-


brachte nach Ansicht neidischer Behörden. Man mußte also dort polizeilich die


natürlich fließende Mildtätigkeit künstlich eindämmen. Ich kann aber nicht an-


nehmen, daß, wenn bei uns die Mildtätigkeit trotz der großen Anzahl von


Bedürftigen als zu reichlich fließend verboten wurde, sie hier, wo es nur wenige


Bedürftige gibt, sich nicht in einem für unser menschliches Empfinden mehr als


ausreichendem Maße zeigen muß. Namentlich auch darum, weil die Abwesen-


heit jeder öffentlichen Fürsorge den sozialen Trieb steigern muß. Ich glaube


darum, daß gerade hier die gegenseitige Hilfe am kräftigsten sich zeigen muß.


Wie man das übrigens überall dort beobachten kann, wo der Mensch infolge


Abwesenheit aller staatlichen Hilfe auf Gegenseitigkeit angewiesen ist. Was


Kropotkin von der gegenseitigen Hilfe in der Natur sagt, gilt auch für den


Menschen. Aber noch etwas sehr Wichtiges ist hier zu beachten. Dadurch, daß


der Boden hier allen Menschen zu gleichen Bedingungen zur Verfügung steht,


ist hier für die Bekämpfung der Not schon tausendmal mehr getan worden, als


die Staaten allzumal getan haben. Die öffentliche Fürsorge unterhielt die Not,


aber sie beseitigte sie nicht. Das Massenelend soll hier unbekannt sein. Und 


der Anblick 
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dieses Massenelends, dem gegenüber der Einzelne sich vollständig ohnmächtig


fühlen mußte, der war es, der uns abstumpfte und verrohte. Der Mensch hilft sich


beim Anblick einer Not, die er nicht abwenden kann, dadurch, daß er sie verneint


und die Augen schließt, oder an den großen Mann, den hilflosen Staat appelliert.


Ohne den Glauben an die Allmacht des Staates hätten wir ganz bestimmt den


Armen schon längst in der grundsätzlichen Weise geholfen, wie es hier ge-


schehen ist.


A: Das ist möglich. Aber was sagen Sie zu den Lynchurteilen, zur Volksjustiz,


auf die das Plakat hinweist? Wo bleibt da die Gewähr, daß Strafe und


Verbrechen im richtigen Verhältnis stehen? Ist nicht zu befürchten, daß hier


Todesurteile gesprochen werden, wo bei uns höchstens Gefängnisstrafen ver-


hängt werden? Und die vielen Fehlurteile, die hier von den Laienrichtern zu


erwarten sind!


B: Im Plakat ist nirgendwo von Strafe die Rede. Der Begriff Strafe entstammt


religiösen, vornehmlich christlichen Vorstellungen. Der Mensch kann, so glaubt


man, tun und lassen, was er will und ist darum verantwortlich. Wir wissen aus


unserer Justizpflege, wieviel Mißbrauch mit dieser Verantwortung und mora-


lischen Bewertung der Verbrechen getrieben wurde. Zwar das Plakat erbittet vom


Wanderer ein Gebet für die Seele des erschlagenen Verbrechers. Es stellt sich


damit auf den Boden der christlichen Moral. Aber es mißbilligt auch das


Lynchurteil nicht, denn sonst müßte es die Wanderer auch auffordern, ein


Vaterunser für den Richter zu beten. Richter Lynch bezeichnet seine Urteile als


Sicherung der Gesellschaft, nicht als Strafe, als moralische Sühnung. Seine


Urteile setzen also den freien Willen, die Verantwortung nicht voraus. Lynch
macht keinen Unterschied zwischen gemeinen und politischen Verbrechern.


Beide sind der Gesellschaft gefährlich, und er behandelt sie aus diesem Grunde


auch gleich. Wird bei solchen Verfahren ein Unschuldiger gehenkt, so sagt Lynch


auch nicht, daß ihm Unrecht geschehen, sondern, daß ihm ein Unglück zuge-


stoßen sei. Zwischen Urteil und Verbrechen wird es nie ein „richtiges“ Verhältnis


geben, wie man die geistige Verfassung des Verbrechers und des urteilenden


Richters niemals auf eine Stufe stellen kann. Hier kann nur die Frage gestellt


werden: wie schützen wir uns vor den Taten des Verbrechers? Man kann hier die


Verbrecher nicht ausweisen, denn die Physiokraten kennen keine Landesgrenze.


Man kann sie auch durch Freiheitsstrafen nicht unschädlich machen, denn hier


gibt es keine Gefängnisse. Was soll Lynch also tun? Er macht die Verbrecher


unschädlich, so gut er es vermag. Die Natur der Dinge läßt ihm nur sehr wenig


Spielraum in der Wahl der Mittel. Aber, daß jeder sein Leben und sein Eigentum


wirksam 
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zu schützen sucht mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln, das ist doch


selbstverständlich. Das beste ist in dieser Hinsicht, wie bei den Seuchen, die vor-


beugende Taktik, und diese haben die Physiokraten mit mustergiltigen Mitteln


geübt. Bei uns treibt die Not zum Verbrechen, die Not, die ein Produkt unserer


sozialen Einrichtungen ist. Lynch tötet die Verbrecher oder er läßt sie laufen. Bei


uns sperrt man sie ein, oft lebenslänglich. Humaner scheint mir Lynch zu sein.


Würde man die Zuchthäusler auf ihrem Totenbette nach einer solchen lebens-


länglichen Zuchthausstrafe fragen, sie würden alle sagen: ach, hättet ihr mich


doch damals gleich gelyncht.


A: Was Sie da sagen, befriedigt mich nicht. Es müssen Mittel gefunden wer-


den, durch die man den Verbrecher unschädlich machen kann, ohne ihn zu 


peinigen und zu töten.


B: Und ohne daß wir der Verbrecher wegen genötigt sind, den Staat, den wir


abbauten, mit Einsetzung von Richtern, Zuchthäusern, Scharfrichtern wieder zu


errichten. Es hätte doch keinen Sinn, der Verbrecher wegen durch die Neuer-


richtung des Staates ein ganzes Volk zu Verbrechern zu machen. Doch da tutet


der Autobus. Es ist Zeit zur Abfahrt.


Der Postillion: Meine Herren, ich mache Sie darauf aufmerksam, daß hier 


niemand verantwortlich ist für irgend einen Unfall, der den Reisenden zustoßen


könnte. Ich versichere aber die Reisenden gegen Unfall nach dem hier aufge-


hängten Tarif. Ich bemerke jedoch, daß die Straßen gut unterhalten sind, und


daß bisher kein ernsthafter Unfall vorgekommen ist. Wer Vertrauen zu mir als


Fahrer hat, der steige ein. Wer mir dies Vertrauen versagt, der mag mit meinen


Konkurrenten den Versuch machen.


B: Eine Frage: Wer garantiert für die Tragfähigkeit der Brücke, die dort über


den Abgrund führt?


Der Postillion: Das Heft dort, das der Mutterbund herausgegeben hat, wird


Ihnen Aufschluß geben. Ich fahre jetzt los.


A: Donnerwetter, wie der Kerl fährt! Alle Achtung vor den Straßen, die solche


Schnelligkeit gestatten. Die Fahrt geht ja ohne Erschütterung.


B: Man kann hier ganz gut lesen. Lesen Sie uns das Heft des Mutterbundes


vor.


A liest: Propagandaschrift des Mutterbundes für die Erhöhung der Mutterrenten


durch Erhöhung der Grundrenten auf dem Wege der Einwanderungsförderung.


Neuling in diesem Lande! Du wirst manche Einrichtungen in diesem Lande


antreffen, die Dir als Produkte irgend eines öffentlichen Wohltäters oder gar


eines Wohlfahrtsministers erscheinen werden, und als empfindsamer Mensch,


der sich von Wohltätern nichts schenken lassen will, wirst Du vielleicht


Hemmungen haben, 
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die genannten Einrichtungen zu benutzen. Beruhige Dich und greife tapfer zu.


Die erwähnten Einrichtungen verdanken ausschließlich dem Geschäftssinn des


Mutterbundes ihr Entstehen. Die Brücke, die da gebaut wird, und die 3 Millionen


kosten wird, und mit der Du sorglos über den Abgrund wirst schreiten können,


die finanziert der Mutterbund mit den Mitteln aus der Grundrente mit dem


Hintergedanken, daß die durch die Brücke dem Verkehr erschlossenen


Ländereien an erhöhten Pachtgeldern die Kosten der Brücke in kurzer Zeit 


decken werden. Und daß diese Spekulation richtig war, zeigt der Umstand, daß


die Pachten jener Ländereien schon jetzt vor der Fertigstellung der Brücke ganz


gewaltig in die Höhe geschossen sind. Allem Anschein nach wird uns der Bau


der Brücke nach Tilgung der Baukosten eine Erhöhung der Mutterrente von 


mindestens 20% ermöglichen. Die Entwässerung des großen Sumpfes im


Süden, die 10 Millionen gekostet hat, brachte diese Kosten bereits in vier Jahren


ein und gestattet uns heute eine Zugabe zur Mutterrente von jährlich 2 1/2


Millionen. Die Automobilstraße, auf der Du hier fährst, ist ebenfalls vom Mutter-


bund geplant, gebaut und finanziert worden, und obwohl die. Benutzung allen


Ankommenden völlig kostenlos ist, erweist sich die Sache für die Mutterrente 


als außerordentlich lukratives Geschäft. Dasselbe ist der Fall mit den zahllosen


Schutzhütten im Gebirge, mit den Aufforstungen auf den Halden, mit dem 


großen Schifffahrtskanal, mit den zahllosen Meliorationen, Planierungen, Fels-


sprengungen, Feldwegen usw. Die Heide, die Sümpfe, das Unland lassen wir 


mit Sparkassengeld, das uns zinsfrei zur Verfügung gestellt wird, in fruchtbares


Land umsetzen und verpachten es dann an die Interessenten. Mit den Pacht-


geldern zahlen wir zunächst das Sparkassengeld zurück, und von da ab fließen


diese Gelder in unsere Mutterrentenkasse. Du siehst also, Fremdling, daß es


sich hier nicht um Wohltätigkeit handelt.


Die Erfahrung zeigt, daß die Grundrenten mit der Dichtigkeit der Bevölkerung


steigen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die dichte Bevölkerung eine ratio-


nellere Betriebsweise in den Industrien und in der Landwirtschaft ermöglicht, die


wiederum das Arbeitsprodukt mehrt, es manchmal verzehnfacht. Dieses Plus 


liefert die Mittel für die Zahlung der erhöhten Grundrenten. So suchen wir also


durch Heranziehung von Menschen aus allen Teilen der Welt die für die


Rationalisierung der Betriebe nötige Volksdichte zu schaffen, um auf diese Weise


größere Grundrenten und durch sie erhöhte Mutterrenten zu ermöglichen.


Gewaltige, uns heute noch als Phantastereien erscheinende Projekte zur


Erhöhung der Grundrenten und der Volksdichtigkeit liegen vor – alles diktiert


durch den Wunsch, unsere Mutterrenten zu mehren.
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Säume also nicht, Dich zu erdreisten! Benutze alle öffentlichen Einrichtungen,


wie wenn sie unmittelbar von Dir bezahlt worden wären.


B: Wie wohltuend diese Offenheit doch wirkt und absticht gegenüber den


Heucheleien in unserem Lande. Und wie schnell diese Frauen hier, wo niemand


ein Interesse mehr daran hat, die Wahrheit zu verdunkeln, in das Innerste des


Grundrentenproblems gedrungen sind. Wie erfinderisch waren die „Wissen-


schaftler“ in der Aufstellung sophistischer Lehren, wenn es sich darum handelte,


das Wesen der Grundrente vor den Augen des Volkes zu verhüllen. Niemals ist


so viel gelogen worden wie bei solchen Gelegenheiten. Erinnern Sie sich der


Kämpfe um die sogenannten Schutzzölle? Welch schamloser Betrug das doch


war.


A: Welch tiefen Blick mir dieses Flugblatt in das Wesen der politischen Kämpfe


in unserem Staat erschlossen hat! Freilich, ich sehe auch, daß es auch hier nicht


ohne politische Kämpfe gehen wird. So sehe ich z. B. hier, daß der Plan de-


battiert wird, zur Heranziehung mohamedanischer Einwanderer in der Hauptstadt


eine gewaltige Moschee mit einem Baukostenanschlag von über 2 Millionen zu


errichten. Auch dieser Plan geht vom Mutterbunde aus. Ich kann mir vorstellen,


daß z. B. der Wegemeister, der uns in seinem Plakate aufforderte, ein Vater-


unser für den erschlagenen Peu zu beten, der also ein gläubiger Katholik ist,


seine Frau bearbeiten wird, damit sie aus religiösen Gründen gegen das Projekt


stimmt. Im Mutterbund werden solche Pläne doch auch nur durch Majoritäts-


beschlüsse ausgeführt. Und der Weg von einer Zwei-Millionen-Moschee bis zu


einer entsprechenden Erhöhung der Mutterrente mag doch für die meisten


Frauen ein recht dunkler sein.


B: Solche Kämpfe werden selbstverständlich hier nie fehlen, und es ist auch


gut, daß das Leben ein ewiger Kampf bleibe. Das Besondere und Erfreuliche


scheint mir aber hier der Umstand zu sein, daß wenigstens niemand ein


Interesse an der Verdunkelung der finanziellen Auswirkung solcher Pläne haben


kann, denn alle, ohne Ausnahme, haben ein Interesse an der Erhöhung der


Mutterrente, an der Klärung der Zusammenhänge beim Grundrentenproblem. Es


wird hier im Mutterbunde gewiß nur wissenschaftlich, sachlich debattiert werden.


Und das nimmt den politischen Streitigkeiten dann den Stachel. Denken Sie, wo


wir heute wären, wenn von jeher dieselbe offene, ehrliche Sprache wie im


Flugblatte des Mutterbundes überall in unserem Lande gesprochen worden


wäre? Die an der Verdunkelung der Wahrheiten wirtschaftlich Interessierten


schaden der Menschheit tausendmal mehr als alle Kriege, alle Seuchen. Hier 
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sitzt der Feind. Aber dieser Moschee-Plan interessiert mich. Es ist doch aller-


hand, wenn ein Mutterbund in einem überwiegend christlichen Lande aus


Geschäftsgründen den Plan eines Moschee-Baues ventiliert, ja überhaupt, daß


die Frauen auf solche Ideen kommen können. Wie großzügig diese Frauen sich


über die religiösen Hemmungen hinweggesetzt haben müssen. Es zeigt sich


wieder, wie recht Sancho Panza hat, wenn er sagt:


Es wächst der Mensch mit seinen höheren Dividenden, auch wenn sie sich in


Gestalt von Mutterrenten präsentieren.


A: Wir sind ja schon am Ziel. Über 200 km Geschwindigkeit. Fabelhaft! Das ist


nur möglich bei einem tadellosen Zustande der Straßen. Eine schöne Reklame


für die Akratie. Sagen Sie, Herr Postillion, wo können wir unser Geld wechseln?


Postillion: Auf dem Wege zur Garage kommen wir an der Börse vorbei. Dort


werden Sie das Wechselgeschäft am ungerupftesten erledigen können. Die


Mutterrentenkasse, die unser Geld herausgibt und verwaltet, hat dort ein Büro,


wo Sie das Geld zum Börsenkurse ohne Aufschlag wechseln können. Direktor


Mc Kenna, Propaganda-Chef für die Mutterrentenwährung, die Muwa, wird Ihnen


auch zuvorkommend jede Auskunft geben. Ihm haben wir unser jetziges einheit-


liches Geldwesen zu verdanken, das Geld der Mutterrentenkasse, das alle an-


deren, auch die fremden Geldsorten aus dem Felde geschlagen hat. Alle Preise


werden in Muwa berechnet, alle Zahlungsverträge in Muwa abgeschlossen, weil


die Erfahrung zeigt, daß von allen Geldsorten der Welt dieses am besten ver-


waltet wird, d. h. am besten währt. Sie haben gewiß schon davon gehört, daß


unsere Muwa sich auch bereits in Amerika und in Neuseeland eingebürgert hat.


Um sich vor den Verlusten zu schützen, die von den Schwankungen der


Goldwährung zu befürchten sind, verlangen die amerikanischen Geldgeber


schon vielfach Abschluß der Zahlungsvertrage in Muwa. Sie halten unsere Muwa


für sicherer als den Dollar, der weder theoretisch noch legislatorisch fundamen-


tiert ist, und von einer Clique von Personen verwaltet wird, die an möglichst 


großen und häufigen Börsendifferenzen interessiert sind. Die Erfolge, die unsere


Muwa bis jetzt im Wettbewerb mit anderen Währungen davongetragen hat,


haben Mc Kenna veranlaßt, eine interkontinentale Währungskonferenz einzu-


berufen zur Schaffung eines Weltgeldes auf Grundlage der hier gewonnenen


theoretischen Erkenntnisse und der bereits gemachten praktischen Erfahrungen.


A: Phänomenal! Ich muß gestehen, diese Entwicklung bleibt mir völlig unver-


ständlich. Hier ein abgebauter Staat ohne exekutive Gewalt, ohne Regierung und


Autorität, ohne Parlament, wo das Faustrecht wieder eingeführt ist, und wo ein


von Frauen verwaltetes Privatgeld umläuft, sich 
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Weltkredit verschafft, ein Geld, das, wie ich höre, völlig ungedeckt ist, dessen


Inschrift nicht einmal ein Zahlungsversprechen enthält und sich in den lako-


nischen Worten erschöpft:


„100 Muwa“, und solches Geld, solcher Papierfetzen schlägt im freien Wett-


be-werb den zu 150% gedeckten Dollar! Das verstehe ich einfach nicht. Dieser


Widersinn zerreißt meine theoretische Seele.


B: Ich weiß nicht, warum die Muwa nicht mit dem Dollar siegreich konkurrieren


könnte? Was der Staat für das Geldwesen bedeutet, das haben wir doch 


empfindlich genug in unserem Lande, in ganz Europa erlebt. Die Verwaltung der


Währung lag in den Händen von Beamten. Staatsbeamten, faulen, unfähigen


Staatsbeamten, die an nichts anderes dachten, als sich im Amte zu erhalten, und


die Fahne nach dem Winde drehten, die Jahrzehnte lang die übernommene


Aufgabe seelenlos erfüllten, ohne je das Bedürfnis zu empfinden, sich wissen-


schaftlich Klarheit darüber zu verschaffen, was sie eigentlich taten. Das war der


Staat. Und die Deckung? Wir wissen es ja, unser Geld war vorschriftsmäßig


gedeckt, und nichts hat diese Deckung genützt. Gleich als es losging, mußte die


Deckung gesperrt werden, wenn durch die Hamsterung der Deckung und die


entsprechende Einäscherung des Papiergeldes unser Land nicht völlig von Geld


entblößt werden sollte. Nicht das gedeckte, sondern gerade das ungedeckte


Geld hat während des ganzen Krieges den Geldverkehr aufrechterhalten [Zum


Verständnis dieser Dinge muß man wissen, daß die Notenbanken im System der Dritteldeckung 


für jede ihnen zur Einlösung vorgezeigte Note drei Noten gleichen Betrages durch


Krediteinschränkungen einziehen müssen.]. Was wäre damals geschehen, wenn wir statt


Banknoten nur Münzen, goldene Münzen im Verkehr gehabt hätten? Wäre da


der Geldverkehr nicht vollkommen durch die Goldhamsterer lahmgelegt worden?


So erscheint die Deckung nicht nur überflüssig, sondern auch schädlich.


Deckung! Die Deckung des Geldes, das sehe ich jetzt klar, muß in etwas be-


stehen, das mehr ist als Gold. Geld ist Menschenwerk, aus Menschen muß 


somit die Deckung bestehen. Hier sehen Sie auf dieser Geldnote die Unterschrift


eines Chinesen, Li Shang Hu. Die Chinesen sind weltberühmt als Kassenführer


wegen ihrer unerschütterlichen Treue. Auf die tote Deckung durch Gold haben


die Muwa-Frauen kein Gewicht gelegt, umso mehr Gewicht aber auf die


Personen, denen sie die Verwaltung ihres Geldes anvertrauen. Im kugelrunden


Kopf dieses Li Shang Hu hat Untreue und niedere Gesinnung keinen Raum, und


ich würde auf das bloße Gesicht dieses Mannes immer mehr Vertrauen setzen


als in die 150% Deckung des Dollars. Das Geld ist das Spiegelbild des


Menschen. 
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Wie der Mensch, so das Geld. Li Shang Hu als Kassenführer und Mc Kenna als


führender Theoretiker, das genügt mir. Ich trage nicht das geringste Bedenken,


unser Reisegeld gegen Muwa umzutauschen. Mit der Indexwährung, die hier gilt,


steht die Währung übrigens unter unmittelbarer Kontrolle des ganzen Volkes.


Sobald irgendwie an der Währung gepfuscht werden würde, müßte sich das


sofort an den Preisen der Waren zeigen, und ein allgemeines Geschrei wäre die


unmittelbare Folge. Steigen die Preise, so sind es die Konsumenten, die 


schreien, und fallen sie, so heulen die Produzenten. So bleibt nichts anderes


übrig, als den Index festzuhalten. Und hinter Li Shang Hu und Mc Kenna steht


der Bund der Mütter, die kein Interesse daran haben können, daß durch Inflation


die für die Mutterrente bestimmten Pachtgelder verwässert werden, oder daß


durch Deflation die Pachtgelder gedrückt werden. Hier steht das Gesamt-


interesse der Frauen wie eine Mauer zum Schutze der Indexwährung, und da


diese Interessen ewig die gleichen bleiben müssen, so ist hier die Ewigkeit in 


der Währung verankert. Wie lächerlich erscheint hier gegenüber diesen ewig-


währenden Menscheninteressen das Häufchen Gold, das dem Dollar als


Deckung dient? Gold, das durch den Zufall der Goldfunde und wissenschaftlicher


Entdeckungen jeden Augenblick kaufmännisch ausgehöhlt werden kann! Der
Mensch deckt die Währung, versagt er, so hilft auch keine stoffliche Deckung!


A: Aber vergessen Sie doch nicht, daß wir hier im Lande des Faustrechtes


sind, in einem abgebauten Staat. Mit welcher Autorität konnte denn dieser Mc


Kenna die interkontinentale Währungskonferenz einberufen? Welcher Staat wird


denn auf solche Einladung eines Privatmannes reagieren? Wer schützt z. B. die


Muwa-Noten vor Fälschungen? Das Land ohne Strafgesetze und Strafrichter,


ohne Gefängnisse und Zuchthäuser muß doch die Falschmünzer der ganzen


Welt anlocken.


Postillion: Über diese letzte Frage kann ich Ihnen Auskunft geben. Wir hatten


allerdings anfänglich viel unter der Falschmünzerei zu leiden. Namentlich wurden


die fremden Metallmünzen sehr oft gefälscht. Es gab hier Münzen von 900, 500,


255 Promille fein. Das hatte zur Folge, daß niemand mehr Metallgeld annehmen


wollte, weder echtes noch unechtes. Der Verkehr konzentrierte sich immer mehr


auf die von den Banken ausgegebenen Noten (Sichtwechsel), die entweder ganz


falsch oder ganz echt sind, und deren Echtheit nicht mit der Waage, mit Prüfstein


und mit Säuren festgestellt zu werden braucht. Immerhin fehlte es auch nicht an


falschen Banknoten. Als aber dann auf Mc Kennas Betreiben die Muwa gegen


jede Fälschung garantiert wurde, indem an der Muwa-Kasse alle falschen 
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Noten gegen echte anstandslos ausgetauscht wurden, da wurden die fremden


Noten, bei denen solche Garantie fehlte, völlig durch die Muwa verdrängt. Und


als dann Mc Kenna noch die Neuerung einführte, daß die Überbringer falscher


Noten prämiiert wurden, daß z. B. jeder, der das erste Exemplar einer neuen


Falschemission zur Kasse bringt, dort den zehnfachen Betrag der Note ausge-


zahlt bekommt, da war es mit der Falschmünzerei ganz aus.


A: Das verstehe ich wieder nicht. Wenn jeder Fälscher an der Kasse den zehn-


fachen Betrag ausgezahlt bekommt, in einem Lande, wo es außerdem keine


Zuchthäuser gibt, so muß das doch die Falschmünzerei geradezu herausfordern.


B: So sieht es allerdings auf den ersten Blick aus. Aber ich nehme an, daß der


Überbringer der Falschnote auf der Kasse gewisse Auskünfte geben muß,


Auskünfte, die den Fälscher gewiß davon abhalten werden, persönlich die Noten


zur Kasse zu bringen. Die Auskünfte aber, die der Vorzeiger der falschen Note


gibt, müssen unbedingt auf die Spur der Fälscher führen, weil jeder sich beeilt,


die Falschnote zur Kasse zu bringen, um der erste zu sein, denn nur der erste


erhält, wie ich als selbstverständlich annehme, die gehobene Prämie von 1000%.


Bei uns laufen die Falschnoten subreptiziell von Hand zu Hand, indem jeder


danach trachtet, anderen den Schaden aufzubürden. So laufen die Falschnoten


oft monatelang, ehe sie irgendwo an einer öffentlichen Kasse festgehalten wer-


den. Dann natürlich ist es unmöglich, die Quelle bloßzulegen. Hier ist nun um-


gekehrt das Interesse des Publikums in den Dienst der Entdeckung der Falsch-


münzer gestellt. Wenn nun noch der Falschmünzer mit dem Faustrecht, mit der


Rache des ganzen Volkes zu rechnen hat, namentlich mit der der Frauen, die die


Währung als ihre Angelegenheit betrachten, so kann ich mir vorstellen, daß es


den Falschmünzern hier ganz besonders unheimlich zumute sein muß. Was aber


geschieht hier mit den Falschmünzern, die ertappt werden?


Postillion: Darüber gibt Ihnen die Inschrift der Muwa Auskunft. Ich lese vor:


Dieses von den Müttern des Landes ausgegebene und verwaltete Geld wird dem


Schutze des Publikums empfohlen. Fälscher haben mit der Möglichkeit zu rech-


nen, daß sie es mit dem Richter Lynch zu tun haben werden. Auf dem Büro der


Muwa wird dem Fälscher das Wort „Fälscher“ in zehn Sprachen auf Stirn und


Hände tätowiert. Außerdem hat er die Falschnoten mit den hier dafür bezahlten


Prämien mit echten Noten einzulösen. – Hier kommt übrigens Direktor Mc


Kenna. Ich empfehle mich.


Mc Kenna: Guten Morgen, meine Herren, schon lange hatte ich den Wunsch,


mich mit Ihnen über Fragen der Wäh- Währungspolitik
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rungspolitik zu unterhalten. Ich kenne Sie aus Ihrer Schrift „Das Problem des


deckungslosen Papiergeldes“. Sie haben gewiß von meinem Projekt einer inter-


kontinentalen Währungs- und Valutakonferenz, die sich mit der Schaffung einer


deckungslosen Weltwährung beschäftigen soll, gehört. Sie werden verstehen.


daß ich das Bedürfnis empfinde, mich über die weitreichenden Wirkungen einer


solchen Währung mit einem so angesehenen Fachmanne zu unterhalten. Sie


haben gehört, daß die Midlandbank beschlossen hat, Pfandbriefe in unserer


Muwa-Währung auszugeben, weil das englische Publikum unserer privaten


Währungspolitik mehr Vertrauen entgegenbringt als der offiziellen englischen


Pfundpolitik, die den Kapitalisten zur Zeit zu stark mit der Kohlenstreik- und


Chinapolitik belastet zu sein scheint. Auch die Südafrikanische Union trägt sich


neuerdings mit dem Gedanken einer Muwa-Anleihe, weil die Kapitalisten heute


dem Gold viel Mißtrauen entgegenbringen. Sie wissen doch, wie die mit dem


Automobil möglich gewordene plötzliche Erschließung der Wüstengebiete in


Asien, Afrika, Arabien, Australien und Amerika die Entdeckung neuer, vielleicht


großer Goldfunde erwarten läßt, weil in den Wüstengebieten die Erzadern nicht


mit der Pflanzennarbe bedeckt sind. Diese Tatsachen entschleiern doch ein sehr


dringendes Bedürfnis nach einer von jeder Politik und jedem Zufall unab-


hängigen Basis für langfristige Zahlungsverträge. Daß aber ausgerechnet das


von einem Privatinstitut in einem abgebauten Staat wie dem unseren ausge-


gebene Geld als Grundlage solcher Geschäfte auserkoren wird, finde ich 


reizend.


B: Vielleicht liegt in diesen Entschließungen der Südafrikanischen Union und


der Midlandbank eine Sympathiekundgebung für die Frauen dieses Landes, die


sich so tapfer und fortschrittlich erweisen. Vielleicht ist es eine Kundgebung zu


Gunsten des Staatsabbaues.


Mc Kenna: Vielleicht beides und dazu das Bedürfnis nach einer wirklichen


Währung. Was wir hier unternommen haben, der Abbau des Staates, die


Mutterrenten, die Indexwährung, das Freigeld, es sind alles Forderungen, die in


der Luft liegen, und die sich früher oder später in der ganzen Welt durchsetzen


werden. Ce n’est toujours que le premier pas, qui coûte. Wir haben diesen ersten


Schritt gewagt, aber nun drückt mich etwas das Verantwortungsgefühl, und ich


habe das Bedürfnis, die Verantwortung mit anderen zu teilen.


B: Ich verstehe. Was heute Midland und Südafrika tun, das kann morgen in


Amerika, in Australien, in der ganzen Welt Mode werden. Alle Finanzminister


können schließlich ihre Budgets auf Muwa-Währung einstellen, und dann ruht 


die ganze finanzielle Welt auf der Unterschrift von Li Shang Hu.
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Mc Kenna: Wenn es allein auf Li Shang Hu ankäme! Am stärksten ist der


Brave ja immer allein. Aber Li Shang Hu arbeitet nach den Ergebnissen der in


unserem Büro geführten Preisstatistik. Von der Führung dieser Statistik hängt


alles ab, wie die Arbeit des Steuermannes vom Kompaß. Li Shang Hu ist der


Steuermann, den Kompaß liefern andere. So verteilt sich die Verantwortung,


wodurch ihre Wirksamkeit selbstverständlich nicht gestärkt wird. Und man kann


sich vorstellen, wie die an Inflation und Deflation interessierten Börsenkreise


unser statistisches Büro umlagern würden, um die Beamten zu bestechen, falls


die Muwa zur Weltwährung würde. Für die Unbestechlichkeit unseres Mongolen


lege ich die Hand ins Feuer. Darum möchte ich unser statistisches Büro unter


Kontrolle, unter Weltkontrolle stellen. Diesem Zwecke sollen die interkontinentale


Konferenz und die dieser Konferenz vorzulegenden Vorschläge dienen. Mein


Vorschlag geht dahin, ein unter der Kontrolle aller Staaten stehendes Weltindex-


Büro zu schaffen, das allen Staaten eine gleichmäßige Grundlage für die


Währungspolitik liefert.


B: Ich verstehe Sie nicht recht. Liegt nicht ein Widerspruch darin, daß Sie


einerseits, von der Größe Ihres Vorhabens übermannt, die Verantwortung nicht


allein tragen wollen, andererseits aber wieder diese Verantwortung mit einer von


Staatsregierungen geschaffenen Instanz teilen wollen, von den Regierungen


also, deren Einfluß auf die Währung die Wirtschaft von Katastrophe zu


Katastrophe geführt hat? Sagen Sie: Mindert oder mehrt dieser neue Appell an


die Regierungen die Gefahren für die Währungen? Wie können Sie aber von


einer Mehrung der Gefahren eine Beruhigung für Ihr Verantwortungsgefühl


erwarten? Die Verantwortung wollen Sie mit anderen teilen. Gut! Wird denn hier


durch Teilung der Verantwortung das Verantwortungsgefühl etwa größer, wirk-


samer werden? Ein Mann ist immer mehr als zwei, viel mehr als hundert und 


mit tausend Mann gar nicht mehr zu vergleichen. Senatores, boni viri, Senatus


autem mala bestia.


„Jeder, siehst du ihn an, ist leidlich klug und verständig. Sind sie in corpore,


gleich wird dir ein Dummkopf daraus. Ehret ihr immer das Ganze, ich kann nur


Einzelne achten: Immer im Einzelnen nur hab ich das Ganze erblickt.“


Und ich glaube, daß Sie in diesem Punkt mit Schiller einer Meinung sein 


werden. Die Klugheit muß man durch die Zahl der Menschen, aus denen sie 


hervorgehen soll, dividieren. Die Dummheit muß man dagegen mit ihr multipli-


zieren. 


So sagt Sancho Panza. Wenn Havenstein nicht von seinem Direktorium um-


geben gewesen wäre, ich glaube, er hätte dem Wahnsinn widerstanden. Warum


also die Verantwortung teilen wollen? 
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Trug Atlas nicht ganz allein die physische Welt? Warum sollen Sie nicht imstande


sein, die finanzielle Welt auf Ihren Schultern zu tragen? Noch dazu, wenn Ihnen


ein so ausgezeichneier Charakter wie Li Shang Hu zur Seite sieht und es sich


obendrein um ein so klares und durchsichtiges Ding handelt wie die Index-


währung, an der die geringste Abwegigkeit sofort vom ganzen Volk wahrgenom-


men wird? Ihre Währung hat sich bewährt. Sie währt jetzt schon eine Reihe von


Jahren. Sie hat sich das Vertrauen weithin erworben und ist auf dem Punkte,


sich die Welt zu erobern. Dem Beispiel Midlands und Neuseelands werden an-


dere Länder folgen. Und in dem Maße, wie das geschieht, gewinnt Ihre Währung


an Ansehen. Schaffen Sie meinetwegen aus Reklame, um auf die Unerfahrenen


Eindruck zu machen, einen Aufsichtsrat aus den angesehensten Männern dieser


Welt. Wenn Sie für einen solchen Aufsichtsrat den Papst, den Professor Einstein,


Copernikus, Newton und Giordano Bruno gewinnen können, dann können Sie


damit rechnen, daß alle Kapitalisten der Welt die Muwa für ihre Finanzgeschäfte


vorziehen werden. Wenn sich aber die Muwa so privatim einmal eingebürgert


hat, dann werden die Regierungen der Staaten bald folgen und die Muwa als


gesetzliches Zahlungsmittel in ihren Ländern erklären. Sobald sich die Beamten


der Staatsregierungen auf irgendeine Autorität berufen können, dann machen sie


mit. Der Beamte will keinerlei Verantwortung tragen. Und diese nehmen Sie den


Beamten, wenn Sie in Gestalt eines Aufsichtsrates eine Autorität schaffen, auf


die die Beamten sich beziehen können. Bis dahin war es die Theorie der


Goldwährung, unter deren Schutz und Schirm sich die Beamten flüchteten.


Seitdem diese Theorie selber schutzlos geworden ist, suchen die Beamten nach


neuen Autoritäten, nach einem neuen Schutzengel. Die Lage ist also außer-


ordentlich günstig für Ihr Unternehmen. Drum:


Säume nicht, dich zu erdreisten,


Wenn die Menge zaudernd schweift,


Alles kann der Edle leisten,


Der versteht und rasch begreift.


Ich habe mich all die Jahre viel mit dem Problem der Währung im abgebauten


Staat beschäftigt und kam zu dem Ergebnis, daß der Abbau des Staates gerade-


zu Voraussetzung ist für die Sicherung der Währung. Hier bei Ihnen, nicht bei


den Staatsregierungen, die Sie anrufen wollen, sind die Voraussetzungen für


eine ewige Währung erfüllt. Folgen Sie darum der kecken Aufforderung Goethes,


packen Sie zu! Schaffen Sie, Mc Kenna, die Weltwährung, das Weltgeld! Sie


kennen den Vorschlag der internationalen Valuta Assoziation. Es ist das


Vernünftigste, das je vorgeschlagen wurde. Nehmen 
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Sie diesen Vorschlag zur Grundlage für Ihr Unternehmen. Nachdem Sie den


Aufsichtsrat zusammengebracht haben werden, machen Sie den Staaten den


Vorschlag, ihnen ein Weltgeld in Höhe von 20% ihres nationalen Geldumlaufes


kostenfrei zu liefern gegen eine Gebühr von 1% jährlich unter dem Titel:


„Verwaltungskosten“. Dieses eine Prozent würde nach Abzug der Verwaltungs-


kosten, worin die Garantie gegen Falschmünzerei eingeschlossen ist, allein auf


Europa berechnet rund 15 Millionen Dollar jährlich liefern, – Nettogewinn, den


Sie als reinen Unternehmergewinn betrachten können. Auf die ganze Welt über-


tragen, werden es etwa 70 Millionen Dollar jährlich sein. Das ist doch ein hüb-


sches Geschäft. Jetzt bezahlen die Staaten für die Währungsanleihen (Gold) 


5 – 10% Zinsen jährlich und erreichen das Ziel doch nicht. Hier liegt also ein


ungehobener, ungeheurer Schatz, der dem zufallen wird, der „nicht säumt, sich


zu erdreisten, wenn die Menge noch zaudernd schweift“. Packen Sie zu, Mc


Kenna. Und zeigen Sie dann der Welt, was ein Mensch gegenüber der Masse,


dem Volke, der Nation, der Menschheit bedeutet. Sie stellen die Tat, einen


Menschen, an die Stelle toten Metalles, das dem Zugriff der Politiker immer 


ausgeliefert sein wird. Havenstein zeigte ewig auf seinen Goldschatz, auf die


Deckung hin und dieses Phantom brachte ihn auf die schiefe Ebene der Inflation,


der goldgedeckten Inflation. Hätte er sagen können wie Louis XIV: l’état c’est


moi!, die Währung, die deutsche Reichswährung – das bin ich! Hier stehe ich, 


ich kann nicht anders, der Index beweist, daß der Markt keinen Pfennig mehr an


Geld aufnehmen kann, und nur über meine Leiche geht der Weg zur Noten-


presse, dann hätte er das ganze Volk hinter sich gehabt, und den Schwindlern


wäre es nicht gelungen, Geldpapier als Geld in Umlauf zu setzen. Sich eins 


fühlend mit seinem Notenbankpräsidenten hätte das Volk das Regierungsgeld


glatt repudiiert. Und so hätte es sich selbst vor der Inflation geschützt. Darum


möchte ich Ihnen auch raten, um diesen Sachverhalt, den dynamischen


Charakter des Geldes, seine vollkommene Abhängigkeit vom Charakter der


Personen, die das Geld behüten, recht deutlich dem Volke vor Augen zu führen,


daß Sie der Muwa-Inschrift: „Dies sind 100 Muwa.“ den Satz hinzufügten: „Wert
in mir selbst. Li Shang Hu.“ Wie das die Kaufleute in prächtiger Selbstein-


schätzung im Wortlaut ihrer Wechsel zu tun pflegen. Stellen Sie solcher Inschrift


etwa diejenige der englischen Banknoten gegenüber: „One Pound – – Currency
Notes are legal tender for the Payment of any amount. Issued by the Lords 
commissioners of his Majesty Treasury under the Authority of act of parlament IV.
and V. Geo. V. C h. XIV.“ Lord, 
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Majestät, Schatzsekretär, Parlament und hinter dem Parlament die Wahlen, das


Volk. Der Abwälzungsprozeß für die Verantwortung bis hinab zur Plebs ist


geschlossen. Der Erfolg war auch entsprechend. Ein Weltreich, ein riesiger


Goldschatz, die Goldfelder Afrikas, die größte Kriegs- und Handelsmarine, der


Weltreichtum deckten den König, den Schatzsekretär, das Parlament und das


Volk. Aber alles dies konnte das „englische Pfund“ nicht decken. Es fehlte die
Unterschrift eines selbstverantwortlichen Menschen. Es fehlte die Unterschrift


eines Li Shang Hu. Die englische Währung ging in die Brüche, weil ein Volk, eine


Marine, ein Weltreich, ein Häufchen Dreck an Stelle eines Menschen die Note


deckte. Sehen Sie, alles, restlos alles spricht gegen die Einmischung der Staaten


in die Währungsfragen, alles spricht für Ihre Währung. Bleiben Sie Ihrem eigenen


Unternehmen treu, dann wird Ihnen die Welt auch treu bleiben. Die Kapitalisten


suchen nach einem Ruhepunkt in der Erscheinungen Flucht. Seien Sie dieser


Punkt. Die Muwa sei die Währung der Welt! „So laßt uns sagen und so es


behaupten. Wer fest auf seinem Sinne beharrt, der bildet die Welt sich.“


Mc Kenna: Wie glücklich mich Ihre Worte machen! Sie bestätigen nur, was ich


mir im Stillen tausendmal selber gesagt habe. Die Staatswährung ist und bleibt


ein Gespenst, ein Schreckgespenst. Immer und immer wiederhole ich diese


Worte aus tiefster Überzeugung. Immer sage ich mir, das Weltgeld ist entweder


ein Privatgeld oder eine Utopie. Und trotzdem diese Pussilanimität, wenn es sich


darum handelt, die Folgerungen zu ziehen. Es ist mir, als ob jemand mir ständig


die Worte Buschs vorläse: „Wie klein ist einer, was er ist, wenn man’s mit seinem


Dünkel mißt.“ Oder liegt kein Dünkel darin, wenn ich durch mein Vorgehen die


Meinung erwecke, daß allein Ich in der Welt den zum Finanzatlas nötigen
Charakter habe?


B: Alle diese Schwächegefühle, die Sie übermannen, kommen letzten Endes


nur daher, daß Sie die Sache mehr als eine Sache persönlicher Ehre denn als


Geschäft betrachten. Verlassen Sie diesen Standpunkt und sehen Sie hier aus-


schließlich das Geschäft, den Profit von 70 Millionen Dollar jährlich, dann ergibt


sich alles Übrige von selbst. Wenn alle Jahre die 70 Millionen Dollar auf Ihrem


Tisch aufgezählt werden, dann werden Sie schon sehen, wie Ihr Selbstgefühl


wachsen wird, wie Sie selbst es als eine Tat eines überragenden Genies be-


trachten werden, was Sie da unternommen haben. Und dann werden Sie die


finanzielle Welt auf ihren Schultern tragen, wie Christophorus das Jesuskindlein.


Jedoch, wenn es absolut nicht anders 
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geht, so gründen Sie doch eine Gesellschaft zur Ausbeutung des vor Ihnen 


liegenden Dorados. Besuchen Sie die Direktoren der Großbanken in der Welt,


und zeigen Sie ihnen, daß hier ein Schatz zu heben ist von 70 Millionen Dollar


jährlich, wozu Sie weiter nichts brauchen als das Renommee dieser Herren.


Sonst keinen Pfennig Kapital und absolut ohne Risiko. Mich interessiert an der


Sache hauptsächlich der akratische Gedanke, und so habe ich hier bereits einen


Entwurf eines Prospektes für die Gründung einer solchen The World’s Bankers
Association ausgearbeitet. Darf ich Ihnen den Hauptinhalt vorlesen:


Schaffung eines unter Kontrolle der unten genannten Bankenvereinigung 
stehenden, der Willkür der Staaten entzogenen Weltgeldes, das für alle Handels-
und Finanztransaktionen, auch solche von Ewigkeitsdauer eine feste, unverrück-
bare Unterlage schafft, Gläubiger wie Schuldner dadurch vor Schaden schützt;
eines Geldes, das nach den Grundsätzen der Index-Währung verwaltet wird und
automatisch seinen Dienst versagt, sobald die Staatsgewalt versucht, Mißbrauch
mit ihm zu treiben.


The World’s Bankers Association liefert dieses Weltgeld allen Staaten der Welt,


die ihre Landeswährung nach den Grundsätzen der Indexwährung verwalten und


dem Weltgeld den Charakter eines gesetzlichen Zahlungsmittels verleihen,


gegen eine jährliche Miete von 1%, sonst unentgeltlich in einer einmaligen


Menge von 20% des nationalen Geldbestandes. Alle Verwaltungskosten,


namentlich auch die Garantie gegen Fälschungen, den Druck der Noten, ihre


Erneuerung und den Unterhalt einer genügenden Anzahl von Wechselstuben


trägt die W. B. A. In den Wechselstuben wird das Weltgeld zu einem unverrück-


baren Kurs (soweit der Vorrat reicht) gegen Noten (Weltgeld) umgetauscht, die


mit dem Landesgeld korrespondieren, so lange die Nationalgeldarten nominell


untereinander divergieren [So würde das Weltgeld für England in Pfund, für Deutschland in


Mark, für Frankreich in Franken lauten, jedoch äußerlich als Weltgeld kenntlich gemacht. In den


Wechselstuben würden diese verschiedenen Noten gegen einander kostenlos zu festem Kurs (wie


das frühere Fünf-Franken-Stück der lateinischen Münzunion) gewechselt.]. Das Weltgeld ist


zwar äußerlich vom Nationalgeld sofort unterscheidbar, doch läuft es pari mit den


nationalen Geldarten um. Wer im Auslande mit barem Geld Zahlungen leisten


will, z. B. wenn der Wechselkurs über pari gestiegen ist, oder für die Reise, der


findet das Material dazu unmittelbar im Umlauf. Wer dabei auf Schwierigkeiten


stößt, der hat den Beweis dafür, daß durch eine fehlerhafte nationale Wäh-


Währungspolitik
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rungspolitik zu viel Weltgeld über die Grenze getrieben worden ist. Die nationale


Währungsverwaltung wird dann wissen, was sie zu tun hat, um dem Handel die


Vorteile des Weltgeldes zu sichern, d. h. sie wird durch eine deflatorische


Handhabung der Notenpresse das ausgewanderte Weltgeld wieder zurückrufen


und im umgekehrten Falle durch eine inflatorische Politik etwaigen Überschuß 


an Weltgeld abstoßen.


Es liegt im unmittelbaren Interesse eines jeden, so weit seine Macht reicht,


unserem Weltgeld die Bahn frei zu machen.


The World’s Bankers Association.


Mc Kenna: Das ist allerdings ein viel weiter gehender Plan. Ich wollte nur die


Weltwährung liefern, den Boden für kurz- und langfristige Zahlungsverträge. Sie


aber wollen zu der Weltwährung auch noch das Geld, das Weltgeld liefern. In


meinem Plan fehlte das Automatische, wie wir es im System der Goldwährung,


wenn auch noch in roher Form, vorfinden, der Arbitrageautomat, den die


Möglichkeit der Goldverschickung liefert. Die Wechselkurse konnten zwischen


Goldwährungsländern, so lange die Goldwährung aufrechterhalten wurde, nur


zwischen den Goldpunkten pendeln. Die Ein- und Ausfuhr von Gold, d. h. also


von Geld, schuf so automatisch, was wir sonst durch eine übereinstimmende


aktive Währungspolitik aller Länder hätten erreichen können. Für alle Zahlungs-


verträge der Welt wäre der Muwa-Kurs maßgebend gewesen. Und die Aufgabe


wäre den einzelnen Staaten geblieben, diesen Kurs durch aktive Währungspolitik


möglichst zu stabilisieren. Natürlich wäre es eine ewige Frage geblieben, auf


welcher Seite die Ursache der Kursschwankungen zu suchen sei. Wir hätten


unseren Index dem ihrigen gegenübergestellt. Mehr hätten wir, hätten auch die


anderen nicht tun können. Gewiß, wenn überall die Währungspolitik nach den


Grundsätzen der Indexwährung geführt wird, wenn außerdem überall nach den


gleichen Methoden bei der Ermittelung des Index verfahren wird, dann dürften


die Wechselkurse nur sehr geringe Schwankungen durchmachen, namentlich


wenn solche Währungspolitik überall wie bei uns durch die Einführung des


Freigeldsystems unterstützt wird. Aber auch die kleinen und kleinsten


Schwankungen haben ihre Bedeutung, namentlich bei den großen Geschäften


des Welthandels, wo pro Mille gerechnet wird, und wo darum auch eine


Schwankung des Wechselkurses um ein Promille den Profit in Verlust umstürzen


kann. Mit dem Vorschlag des Weltgeldes zusammen mit der Weltwährung müs-


sen auch diese kleinsten Wechselkursschwankungen verschwinden, und ich


begrüße Ihren Vorschlag mit großer Freude. Freilich in der Fassung Ihres


Manuskriptes kann ich den Vorschlag nicht veröffentlichen; Sie setzen viel zu 


viel als bekannt voraus; Sie würden gewiß nicht von den 
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Leuten, an die ich mich nach Ihrem Vorschlag wenden soll, verstanden werden.


Die Bankiers sind mehr als irgendwelche anderen Berufsleute auf die reine


Empirie eingestellt. Auf dem Gebiet der Währung ist seit jeher so viel theoretisiert


worden, ohne irgendwelche Klärung zu gewinnen, daß in diesen Kreisen die 


wissenschaftlichen Währungsprobleme als unlösbar erklärt worden sind. Geben


Sie mir das Manuskript; ich werde es den Bankiers schon mundgerecht machen.


Ich werde Sie über meine weiteren Schritte auf dem Laufenden halten. Nun kom-


men Sie mit Ihrem Freund mit zur Börse, damit Sie auch einen Einblick in die


Akratie auf dem Gebiete des Großhandels gewinnen. In der Technik unserer


Börse werden Sie kaum einen Unterschied wahrnehmen gegenüber der von


London oder New-York. Die Börse ist ja immer schon eine Organisation von


Akraten gewesen. Nirgendwo hat sich der Staat bisher so wenig Eingriffe erlaubt


wie hier. Die Börse ist eine Autokratie im Staate. Sie hat ihre eigene Justiz und


Exekutive. Wenn sie auch über keine Gefängnisse verfügt, so genügen ihre


Zwangsmittel doch vollkommen, um, ohne an den Staat appellieren zu müssen,


die Ordnung aufrecht zu erhalten. Der Ausschluß von der Börse ist die größte


und peinlichste Strafe, die den Makler treffen kann. Zu diesem akratischen


Strafrecht und Strafvollzug, der ein Privileg aller Börsen der Welt bildet, tritt nun


hier noch das Faustrecht, das dann in Aktion tritt, wenn ein Makler durch seine


Handlungs-weise nach Ansicht des Börsenrates den Tempel Merkurs entheiligt.


He, he, wie da die Fäuste des Faustrechtes auf den Sünder niedersausen. Aber


kommen Sie, es wird Ihrer akratischen Seele wohltun, wenn Sie auf einem so


wichtigen Gebiete wie dem Börsenhandel den Staat als so vollkommen über-


flüssig erkennen können. Hören Sie das Geschrei? Es ist mehr ein Gebrüll wie


aus einem Löwenzwinger. Es müssen aufregende Nachrichten eingetroffen sein.


Die Goldwährung wird wohl wieder irgendwo zusammengebrochen sein. Da gibt


es natürlich Differenzen einzukassieren und zu bezahlen. Hören Sie doch! Wenn


ich keine Zeit habe, den zoologischen Garten zu besuchen, dann gehe ich zur


Börse. Heute geht es aber ganz besonders hoch her. Sehen Sie da, da haben


sie einen Makler hinausgeworfen. Und wie sie ihn zugerichtet haben! Ich kenne


ihn. Man hält ihn für einen geheimen Agenten der USA Federal Reserve Board,


der Leute also, die die Goldwährung für die ganze Welt manipulieren (manipu-


lated Goldstandard).


B: Der Mann blutet stark. Wir müßten ihn in eine Apotheke zum Verbinden 


tragen.


Mc Kenna: Wenn es Ihnen Spaß macht, diesem Lumpen beizustehen, so will


ich Ihnen gerne helfen. Allerdings müssen wir ihm das Gesicht verdecken. Denn


wenn er erkannt werden 
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würde, dann möchte ich nicht für sein Leben garantieren. Die Obermanipulatoren


des Federal Reserve Board tun alles, was sie können, um unserer Muwawäh-


rung Schwierigkeiten zu bereiten, denn sie erkennen in unserem Unternehmen


den auf höherer Warte stehenden und darum gefährlichen Konkurrenten. Hier


kommt übrigens schon eine Ambulanz, so daß unsere Hilfe sich erübrigt. Wenn


er mit dem Leben davon kommt, unsere Börse wird er niemals mehr betreten. Er


war von den Wallstreet-Manipulatoren dafür angestellt, die Muwa in der Person


von Li Shang Hu zu diskreditieren. Das Schändlichste, was der Teufel erfinden


konnte, verbreitete er über die Person unseres Mongolen. Unsere Arbeit richtet


sich gegen die Börsenmanöver. Wir richten uns in unserer Währungspolitik nach


klaren, für jedermann verständlichen, wissenschaftlichen Erkenntnissen. Die


Manipulatoren der Goldwährung im Federal Reserve Board können solcher


Währungspolitik keinen Geschmack abgewinnen. Sie wollen ja Differenzen,


Hochkonjunktur und Krisen, eine Schaukel, keine Währung. Alle Preise und


Kurse sollen immer in Bewegung sein. Dann können sie fischen, wie die Möwen


auf der See auch nur bei bewegtem Wasser fischen können. Für den Börsen-


mann ist wirkliche Währung das Abgeschmackteste, was es geben kann. Bisher


konnten die Börsenmänner ihre Manöver immer vor den Augen der Bürger ver-


decken, weil es keinen Vergleichspunkt gab, mit dem man Abweichungen von


der Währung hätte feststellen können. Seitdem aber die Muwa beginnt, sich zu


solchem Vergleichspunkt auszubilden, fürchten die Obermanipulatoren, daß ihre


Manöver durchschaut werden könnten. Daher der Haß, den sie uns entgegen-


bringen.


B: Ich finde einen Widerspruch in Ihren Ausführungen. Einerseits sagen Sie,


daß die Börsianer allgemein und auch hier im Lande auf die Erzeugung von


Differenzen hinarbeiten, und daß die General managers der Goldwährung in


USA ihre Währungspolitik auch nur auf solche Differenzen lenken, andererseits


aber wieder sehe ich hier, daß man den Geheimagenten der Differenzen-Fabrik


schwer mißhandelt die Treppe der Börse hinabgeworfen hat.


Mc Kenna: O, dieser Widerspruch ist leicht zu lösen. Sehen Sie, dieser


Mensch hier wurde von den Obermanipulatoren im Federal Reserve Board


immer über die künftigen Manipulationen des Federal Reserve Board unterrich-


tet, so daß er seine eigenen Geschäfte danach einrichten konnte. Für ihn war so


jedes Risiko ausgeschlossen. Er heimste die Differenzen mit vollkommener


Sicherheit und Regelmäßigkeit ein. Und ebenso sicher und regelmäßig verloren


die anderen Börsenspekulanten, die nicht im Einvernehmen mit den Manipula-


toren des Federal 
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Reserve Board handelten. Neid war es, purer Neid, der diese ewig Betrogenen


veranlaßte, diesen Menschen so zu mißhandeln. Natürlich sind die Spekulanten


unserer Währungspolitik auch nicht hold. Sie möchten uns am liebsten zum


Teufel jagen. Aber sie wissen, mit wem sie es zu tun haben, daß die Muwa, die


Mutterrentenwährung, im unmittelbarsten Interesse aller Frauen des Landes ver-


ankert ist. Mit unserer Indexwährung und mit der durch das Freigeld zur mathe-


matischen Konstante gewordenen Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes sind wir


absolute Herren der Währung, die auf unsere Maßnahmen reagiert wie der


Donner auf den Blitz. Hier wäre für die Spekulanten absolut nichts mehr zu tun,


wenn in den anderen Ländern die Goldwährung nicht wäre. Mit der Einführung


Ihres Muwageldes wird die Spekulation, so weit sie von der Währungsseite her


unterstützt wurde, ganz aufhören. Es werden dann nur noch solche Spekula-


tionen möglich sein, die sich auf die durch Produktionsausfälle und Produktions-


steigerungen herbeigeführten Preisschwankungen gründen.


B: In der Industrie kamen die Produktionsstörungen so gut wie ausschließlich


von den Währungspfuschereien her, denn an sich ist die Industrie ja an größt-


möglicher Regelmäßigkeit in der Produktion wie im Absatz interessiert. Mit der


Weltwährung können dann nur noch die Ernteergebnisse Störungen verur-


sachen. Mit der Ausbreitung des Welthandels gleichen sich aber die Ernteer-


gebnisse erfahrungsmäßig immer mehr aus. Der Welthandel und die Index-


währung werden der Spekulation den Boden entziehen. Dann wird dem


Publikum der Anblick solch widerwärtiger Szenen erspart bleiben.


A: Ich glaube wir können uns den Besuch der Produktenbörse sparen. Aber 


die Reeder- und Seefrachtenbörse möchte ich mir ansehen. Wir sind so mit 


dem Gedanken an den Schutz durch die Konsulate, durch die Marine, an die


Notwendigkeit einer nationalen Schiffsflagge usw. aufgewachsen, daß es uns


wirklich schwer fallen muß, zu glauben, es könne auch ohne alles das gehen.


Der Hinweis darauf, daß die Hansa in früheren Zeiten auch keine andere Flagge


führte und keinen anderen Schutz hatte, als den der Städte, genügt nicht, um


solche Zweifel zu zerstreuen, denn schließlich: die Hansastädte konnte man als


kleine selbständige Staaten betrachten, die im Verhältnis zu den ihnen entgegen-


stehenden Kräften stark genug waren. Wir möchten den Beweis haben, daß die


Flagge der Reederei ganz allein genügen muß, und wir hoffen, diesen Beweis


hier zu finden.


Mc Kenna: Die Geschichte des Welthandels spricht deutlich gegen die


Nationalisierung des Seehandels. Alles spricht für die Entstaatlichung der See.


Schon der Größe wegen läßt sich die See praktisch nicht verstaatlichen. So


z. B. ist heute 
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noch eine Blockade völkerrechtlich nicht gestattet, sobald sie nicht effektiv, d. h.


wirksam ist. Die See hat in dieser Beziehung Verwandschaft mit der Luft. Wie will


man eine Luftblockade wirksam machen? Die See ist anational mit allem, was


darauf schwimmt. Die Schwierigkeiten, auf die der Seehandel stieß, sind erst


durch die Nationalflaggen geschaffen worden. Von Seeräubern spricht man. 


Kein Land, kein Volk aber hat ein Interesse daran, in den Ruf zu kommen, den


Seeräubern Schutz zu gewähren. Das Interesse, das die Völker am Seehandel


hatten, brachte die Seefahrer immer in den unmittelbaren Schutz der Völker, die


sie mit ihren Schiffen besuchten und beglückten. Weil die Seeräuber immer von


den eigenen Volksgenossen als Schädlinge betrachtet wurden und im eigenen


Lande keinen Hafen für ihre Schiffe fanden, konnte sich dieser Erwerbszweig nie


recht entfalten. Wenn es umgekehrt wäre, hätten keine Kriegsmarinen ihnen


jemals die Herrschaft streitig machen können. Das Faustrecht der in ihrem


Handel gestörten Völker steht den Seeräubern entgegen. Und nehmen wir ein-


mal an, daß sich irgendwo an unseren Küsten solch ein Seeräubernest festsetzte


und die See unsicher machte, dann würden die Seeversicherungsgesellschaften


eine besondere Prämie für solches Risiko fordern und mit dem Erlös dieser


Sonderprämie könnten sie schnell dem „corsaire corsaire et demi“ entgegen-


werfen. Solche Seeräuber hätten den Handel der ganzen Welt gegen sich. Nein,


das Faustrecht der Geschädigten genügt vollauf für die Sicherung der See, und


wirklich, der Seeräuberei wegen brauchen wir keinen Staat aufzubauen. Unsere


Schiffe befahren alle Meere, und da niemand sie zu fürchten braucht, sind sie


überall willkommen, was sich in allerlei kleinen Bevorzugungen bei den Hafen-


behörden und Zollämtern kundtut. Man haßt ja im allgemeinen alle, die uns


Furcht einjagen, und noch niemals hat eine Nationalflagge im Ausland eine an-


dere Empfindung ausgelöst, als Furcht und Haß, wenn wirklich Macht dahinter


steckt, oder Gelächter, wenn sich Ohnmacht dahinter verbirgt. Wir haben keine


Konsulate, und noch niemals ist uns daraus ein Nachteil erwachsen. Die Flagge


unserer Reeder genügt, wie zur Zeit der Hansa. Sie kennen die Verhältnisse auf


Las Palmas, dem Freihafen der Canarischen Inseln. Dort laufen die Schiffe völlig


unkontrolliert ein und aus. Keine politische und fiskalische Polizei kümmert sich


um sie. In tiefer Nacht, um 2 Uhr morgens läuft das Schiff ein, löscht und ladet


und fährt noch vor Sonnenaufgang wieder ab. Nur allein der Schiffsagent hat den


Vorgang registriert. Und so geht es allgemein auch in unseren Häfen. Keine


Statistik über Ein- und Ausfuhr, die so wie so noch keinem Kaufmanne jemals


von irgendwelchem Nutzen gewesen ist. Niemand fragt, woher die Kisten 


kommen, 
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wohin sie gehen. An der Entwicklung der Preise, nicht an den Angaben der


Statistik merkt es der Kaufmann, ob zu viel oder zu wenig Ware eingeführt


wurde. Genau so, wie im Handel zwischen den einzelnen Gebieten und


Provinzen der anderen Völker. In der Preisbewegung sind alle statistischen


Arbeiten summiert. Die sanitären Fragen, die mit der Seeschiffahrt auftauchen,


die haben wir dem Faustrecht zur Beantwortung überlassen. Die Reeder wissen,


was sie zu gewärtigen haben, wenn sie Schiffe aus verseuchten Häfen leicht-


sinnig behandeln. Aus Furcht, mit dem Schiffe verbrannt zu werden, melden die


Kapitäne aus eigenem Antriebe verdächtige Krankheitsfälle, die sich an Bord


ereignet haben. Freilich, der Seuchen wird man nicht nur mit dem Faustrecht


Herr. Die Prophylaxis erweist sich als die weitaus bessere Politik, und dafür, daß


in dieser Hinsicht das Menschenmögliche getan wird, sorgen wieder die Mütter


des Landes im Interesse der Grund- und Mutterrenten. Unsere Häfen entwickeln


sich unter dem Schütze solcher Interessenpolitik zu wirklichen Welthafenplätzen.


Nirgendwo in der Welt werden so hohe Pachtzinsen für den Boden bezahlt wie in


unseren Hafenplätzen. Sehr interessant sind hier auch die Versuche, die von


ganz privater Seite her gemacht werden, um diejenigen sanitären Interessen zu


wahren, die sonst in den Hafenplätzen der sogenannten Sittenpolizei anvertraut


werden. Da ist ein alter Kaufmann, dem in der Jugend die Seemanns-Seuche


das Lebensglück vernichtete, und der nun sein Vermögen verausgabt, um die


Seeleute vor ähnlichem Geschick zu bewahren. Ein großes Gelände in der Nähe


des Hafens hat er zu einem Lustgarten gestaltet, zu dem die Seeleute nur nach


gründlicher sanitärer Untersuchung Zutritt haben. Niemand darf Geld mitnehmen,


die Kleider müssen sie ablegen, dann werden sie gebadet, von Friseuren geputzt


und in den Garten geleitet. Eine Woche lang wird jeder unentgeltlich und könig-


lich bewirtet. Alles zahlt der genannte Kaufmann. Und an Frauen, die sich ver-


nachlässigt fühlen und einmal etwas in den starken Armen eines Seemannes


erleben wollen, fehlt es in diesem Lustgarten nie. Sie kommen von weither ge-


pilgert und können sich hier harm- und sorglos ihren Lustgefühlen überantwor-


ten, ohne von häßlichen Nebengedanken gestört zu werden.


A: Und solche „selbstlose“ Handlung des Kaufmannes nennt sich hier


Verwirklichung der Individualität und des Egoismus! Das soll einer verstehen!


B: Nun, mir scheint in solcher Handlung im Gegenteil nur rechter und echter


Egoismus zu liegen. Dieser Kaufmann ist offenbar so geartet, daß ihm der


Gedanke Freude macht, Menschen eine glückliche Stunde zu bereiten und sie


vor den Ge-
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fahren zu schützen, denen er selbst zum Opfer fiel. Und ist die Selbstbereitung


solcher Freude nicht wahrer Egoismus? Sucht der Egoist doch immer nur sein


Wohl, seine Freude! Daß sich solche Freude in diesem wie in fast allen Fällen


mit der Förderung des Lebensglückes anderer Menschen verbindet, ändert doch


absolut nichts an den egoistischen Trieben dieses Kaufmannes.


A: Mag sein. Ich verfalle immer wieder, und wie es scheint, rettungslos in den


mir in der Jugend anerzogenen engen Begriff des Wortes Egoismus. Aber hier


sehe ich etwas, was mich interessiert. Ich wollte Sie, Herr Mc Kenna, schon 


fragen, wie es den Erfindern geht, in einem Lande, wo es keine Erfindungs-


patente gibt. Hier nun lese ich: Büro des Textilindustriellen-Verbandes zur


Förderung der Erfindertätigkeit auf dem Gebiete der Textile.


Mc Kenna: Ich gehöre zu den Gründern und bin Syndikus dieses Verbandes


und glaube hier etwas geschaffen zu haben, dessen Grundidee sich schnell die


Welt erobern wird. Wir wissen, wie wenig die Patentrechte die Interessen der


Erfinder zu schützen vermochten. Die Industrie hat aber ein unmittelbares


Interesse daran, die Erfindertätigkeit anzuregen. Dies geschieht nun hier in der


Weise, daß die Industriellen durch das eben genannte Büro die Erfinder 


prämiieren, je nach der Bedeutung ihrer Erfindungen. Die Erfindungen werden


dann allen Mitgliedern des Verbandes zur beliebigen Verwertung mitgeteilt. Um


nun anderen Industrien, die sich ebenfalls solche Büros eingerichtet haben, die


Erfinder abzuluxen, um die Erfindertätigkeit möglichst auf das eigene Gebiet zu


lenken, sucht eine Industrie die andere in der Prämiierung der Erfinder zu über-


bieten. Ein Wettkampf, der den Erfindern wie Industriellen gleich viele Vorteile


bringt. Wir haben kein Patentamt, keine Patentanwälte, keine Patentprozesse


und keine Erfinder, die sich aus Not vergiften. Natürlich wurde auch von einzel-


nen Fabrikanten der Versuch gemacht, die Kosten des Erfinderbüros zu sparen.


Sie kamen dadurch ins Hintertreffen, daß ihnen als Nichtmitgliedern des Büros


auch die Mitteilungen über die neuesten Erfindungen nicht zugingen. Dann aber


auch wurden ihre Produkte auf die schwarze Liste gesetzt, und das Publikum


aufgefordert, im Interesse der Erfinder nur solche Waren zu kaufen, die den


Stempel des Erfinderbüros tragen. So sind diese Schwierigkeiten völlig behoben


worden.


B: Der Glaube versetzt Berge. Und ich sehe schon, daß, wenn man wirklich an


die Möglichkeit der Akratie glaubt, dann auch die Kräfte wachsen, die für die


Überwindung aller Schwierigkeiten nötig sind. Das haben Sie, Herr Mac Kenna,


uns jetzt wieder mit dem Abbau des Patentamtes gezeigt. Und wie hier, so muß,


ich bin davon felsenfest überzeugt, für alle, 


324







restlos alle Schwierigkeiten des Staatsabbaues eine Lösung gefunden werden


können. Nun aber haben wir Sie lange genug von Ihrer Arbeit abgehalten. Auch


wollen wir uns noch über die Zustände orientieren, die durch den Abbau der


Ehegesetze geschaffen wurden. Man empfahl uns den Besuch der Wochenend-


kolonie Frauenberg. Was meinen Sie dazu, Herr Mc Kenna?


Mc Kenna: Es ist das beste, was Sie tun können. In einer Stunde Autofahrt


sind Sie da. Sie werden, wenn das Glück Ihnen ein bißchen hold ist, die Fahrt


nicht bereuen. Auf keinem Gebiete der staatlichen Usurpationen hat der Abbau


so viele glückliche Menschen geschaffen wie gerade hier. Hier ist wirklich keine


Frau mehr, die sich nach dem „Schutze“ ihres Liebeslebens durch den Staat


zurücksehnt. Und was der Abbau hier für den Nachwuchs für Folgen hatte, das


werden Sie an den Kindern in Frauenberg sofort feststellen können. Gerade der


Teil des Staatsabbaues, der auf den heftigsten Widerspruch stieß, hat in der


Praxis die geringsten Schwierigkeiten bereitet. Jetzt können die Frauen kaum


noch verstehen, wie sie so lange widerspruchslos die Vormundschaft des


Staates ertragen konnten. Es erscheint den Frauen unfaßbar, daß man der 


„freien Liebe“ etwas anderes, also etwas, was doch einen Gegensatz zur freien


Liebe bilden mußte, entgegenstellen konnte. Also, meine Herren, viel Glück. 


Ich empfehle mich.


–


A: Also, Herr Postillion, auf! Nach Frauenberg!


B: Ach, das ist ja hier eine der vielbesprochenen Wochenendkolonien, wo die


Frauen mit den Kindern allein hausen, und wo die Männer aus der Stadt 


meistens nur zum Wochenend erscheinen. Hier werden wir erfahren, wie sich


der Abbau der Ehegesetzgebung, des Zivilstandsregisters und anderer schönen


Dinge bewährt. Da kommt uns auch schon eine junge Frau entgegen. Wie frei


sie sich bewegt!


Junge Frau: Ich sehe, Sie sind fremd hier, und sehe Ihnen auch an, was Sie


wünschen. Kommen Sie! Ich habe gerade meine Freundinnen zum Kaffee-


kränzchen eingeladen, da werden Sie alles erfahren, was Sie zu erfahren 


wünschen.


B: Prächtige Kinder. Sind das alles Ihre Kinder?


Junge Frau: Ich habe es leider noch zu keinem Kinde gebracht. Ich habe noch


keinen Mann gefunden, der meinem Ideal entspricht, und so lange das nicht der


Fall ist, suche ich weiter und will auch keine Kinder. Und wenn ich ihn finde, wer


weiß, ob er mich dann mag.


B: Ja, wenn Sie sich in diesem kleinen Tal einschließen, da mögen Sie bei


solch kleinem Wahlkreis und vielleicht hochgespannten Ansprüchen lange


suchen.
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Junge Frau: Ich habe erst vor kurzem, um meinen Wahlkreis zu erweitern, eine


Weltreise zurückgelegt, und trotzdem mir nur an den persönlichen Eigenschaften


des Mannes liegt, kehrte ich unverliebt heim. Wie klein erschien mir plötzlich


mein Wahlkreis, als ich in Asien, Afrika, Australien mich umsah! Wie groß


erscheint er mir jetzt plötzlich. Der Wahlkreis der Frau ist kein geographischer


Begriff.


A: Wir sind schon verheiratet.


Junge Frau: Hier ist niemand verheiratet, weder Mann noch Frau.


A: Das mag sehr schön sein für die, die noch keine Frauen haben.


Junge Frau: Hier hat man die Frauen nicht. Und man hat auch keine Männer.


A: Nun, dann will ich mich etwas gewählter und Ihrem Sinn entsprechender


ausdrücken. Ich habe bereits gefunden, was ich suchte. Und suche nicht weiter.


Junge Frau: Was heißt hier suchen? Wenn der Zufall Ihnen nun, was doch


möglich ist, eine Frau in den Weg stellt, deren Anblick, deren Wesen bei Ihnen


die Frage auslöst, ob Sie wirklich schon gefunden hatten, was Sie suchten, was


dann? Werden Sie dann die Augen zu Boden schlagen?


B: Dann werden die Rücksichten auf das Familienleben hoffentlich den


Ausschlag geben. Ich gehe den Tragödien aus dem Wege.


Junge Frau: Sie können nur darum der Tragödie aus dem Wege gehen, weil


Sie dem Sinne meiner Frage aus dem Wege gehen. Wenn ich wirklich den fin-


den sollte, den ich suche, dann werde ich hoffentlich keinerlei Rücksichten, wel-


cher Art sie auch seien, auch solche tragödienhafter Natur, walten lassen. Das


ganze Leben ist und soll wohl nach den Intentionen der Natur nichts anderes als


eine Kette von Tragödien sein, die bei manchen allerdings den Charakter einer


Komödie annehmen mögen. Mein fruchtloses Suchen in allen vier Erdteilen ist


auch schon eine Tragödie. Und was für eine! Diese erschütternden


Enttäuschungen, die ich erlebte in Marokko, Abessinien, Kongo, Tibet, Alaska.


B: Der, den Sie suchen, den hat gewiß der Krieg erschlagen. Ich verlor drei


Söhne, und der einzig überlebende kam erblindet heim. Der Krieg, der Krieg!


Junge Frau: Ja, der Krieg! – Verzeihen Sie, meine Herren, daß ich Sie so


unvermittelt in ein Gespräch verwickelte, das ich hier mit meinen Freundinnen


begonnen hatte. Aber wovon das Herz voll ist, davon läuft der Mund über. Darf


ich vorstellen. Zwei schon gut bekannte, unbekannte Reisende, die unsere 
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physiokratische Welt studieren wollen. Frau Berta, Ida, Rosa. Ich selbst heiße


Lise. Die Herren sind schon in unser heutiges, unser ewiges Gesprächsthema


eingeweiht. Ich glaube aber, es liegt ihnen mehr daran, Tatsachen kennen zu 


lernen, als zu philosophieren. Vielleicht erzählt jede von uns etwas von ihren


Verhältnissen.


Berta: Wenn von Verhältnissen gesprochen werden soll, dann dürfte ich mit


meinen sieben Kindern von sieben verschiedenen Männern wohl berechtigt sein,


den Anfang zu machen. Ich gehöre zu den Frauen der Landmann’schen


Richtung, die den zur Gewohnheit entarteten Geschlechtsverkehr ablehnen und


sich vom Manne nicht als Objekt seiner Lüste mißbrauchen lassen wollen,weil


sie darin den einzigen Weg zur Aufartung der Menschheit erblicken. Unser Ziel


heißt: Kraft, Gesundheit, Geist, Schönheit; alles übrige, auch die Liebesfreuden,


werden diesem Ziele untergeordnet. Ich suche mir also einen Mann, lebe und


liebe mit ihm, bis ich mich schwanger fühle. Dann ziehe ich mich von ihm zurück


und breche vollkommen mit ihm in erotischer Beziehung. Landmann nennt 


solches Verhalten, das übrigens auch meinen Empfindungen entspricht, „reine


Mutterschaft“ [Landmann, Dr. med. F., „Reine Mutterschaft“. 5. Auflage, Greifenverlag in


Rudolstadt (Thür.); 275 S., 2,25 RM.], wobei er aber meines Wissens den Ausdruck


„rein“ nicht im Sinne von „befleckter“ bezw. „unbefleckter“ Empfängnis, sondern


lediglich als die reine Natur, als das ursprüngliche physiologische Verhalten bei


der Zeugung in der menschlichen Urzeit verstanden wissen will. Aus Rücksicht


auf meine Freundinnen, die anders empfinden, oder ihren Instinkten nicht so


blindlings gehorchen wie ich, nenne ich es „physiokratische Mutterschaft“. Dieser


Ausdruck trifft das Wesen, die Natur der Sache besser und kann nicht so leicht


im moralischen Sinne mißverstanden werden. Da ich nun eine möglichst ge-


sunde und vollkommene Nachkommenschaft zu hinterlassen wünsche und dem-


entsprechend den Vater meiner Kinder wähle, so habe ich es bereits zu sieben


Gatten gebracht; denn in dem Maße, wie die Erfahrung mir die Augen öffnete,


wuchsen auch meine Ansprüche an die Qualitäten des Mannes höher und höher.


In diesem Streben konnte ich mich daher an keinen meiner bisherigen Gatten


dauernd binden. Immerhin, – ich glaube, und meine Freundinnen werden es


Ihnen ohne Zweifel gern bestätigen, daß ich mit meinen hohen Ansprüchen an


die Väter meiner Kinder bereits einen großen Fortschritt in der Aufartung meiner


Nachkommenschaft erzielt habe. Freilich, das Resultat wäre möglicherweise ein


noch viel besseres gewesen, wenn meine Mittel es erlaubt hätten, meinen


Männerwahlkreis durch eine Weltreise, 
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wie sie unsere Freundin Lise, allerdings fruchtlos, unternommen hat, zu einem


Weltwahlkreise erweitern zu können. Ich habe mit dem fürlieb genommen, was


ich in dem engen Kreise finden konnte. Ich bin derberer Natur als Lise. Aber mir


scheint, wenn ich meine Kinder mit anderen vergleiche, daß hier etwas von dem


eingetreten ist, was Landmann als Frucht solchen physiokratischen Verhaltens


prophezeit. Obschon von sieben Vätern abstammend, läuft durch alle derselbe


harmonische Zug. Sie sind alle einen Grad fröhlicher, natürlicher, weniger mit


senilen Tönen behaftet und bei ihren Studien entschieden ausdauernder und


konzentrationsfähiger. Es mag ja sein, daß meine Mutteraugen, meine Wünsche


das alles in meine Kinder hineinprojizieren, und daß die Nachbarinnen, die mir


meine Beobachtungen zu bestätigen belieben, mir nur eine Freude bereiten 


wollen. Wahrheit über diese Dinge wird allein die im Großen und im Laufe der


Generationen gesammelte Erfahrung bringen können.


A: Das Landmann’sche Buch ist mir nicht unbekannt. Seine Beweise entnimmt


er dem Tierleben. Die vollkommene Harmonie beim Tier und die so oft bis zur


Karrikatur verzerrte Menschengestalt zeigen, daß irgendwo etwas nicht in


Ordnung ist. Aber wollen wir nicht lieber von den wirtschaftlichen Dingen reden?


Sie wissen doch, wie die Wirtschaft das menschliche Leben richtunggebend


beeinflußt. Wieviel Schönes haben wir hier bereits beobachten können, was wir


auf die hier herrschenden wirtschaftlichen Einrichtungen zurückführen. Auch Ihr


Verhalten, Frau Berta, wäre in unserem Lande aus wirtschaftlichen Gründen


nicht möglich. Sie sagten, daß Sie mit ihren sieben Männern jedesmal vollkom-


men gebrochen hätten. Sind diese sieben Männer denn damit einverstanden


gewesen, und kümmern die sich gar nicht weiter um ihre Kinder? Es existiert


doch sicher so etwas wie Vaterliebe. Und kommen Sie aus mit der Mutterrente,


oder haben Sie noch andere Einnahmen?


Berta: Ich habe mit den Männern nur in erotischer Beziehung gebrochen. Es


ginge auch gar nicht anders, wenn ich Katastrophen, Mord und Totschlag vermei-


den will. Ich muß mich gegen alle gleichmäßig ablehnend verhalten. Dann geht’s.


Sie alle lieben ihre Kinder, einige vergöttern sie. Sie bringen ihnen Geschenke,


Bücher, Kleider, sie bezahlen die Lehrer. Einige tun das summarisch für alle,


andere haben nur Augen für das eigene Kind. Meine Einnahmen mehre ich mit


einer kleinen Industrie, die ich mit meinen Kindern betreibe. Korbwaren. Dann


habe ich hier einen Acker, den die sieben Väter meiner sieben Kinder nach


Feierabend bestellen, und die es dabei, von Eifersucht getrieben, zu staunens-


werten Leistungen bringen. Ich mit meinen sieben Kindern und sieben Männern 
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trage auf der jährlichen Ausstellung gärtnerischer Produkte immer die besten


Preise weg. Mir geht es auch wirtschaftlich nicht schlecht, und empfehle ich


immer mein Verhalten als mustergültig in jeder Hinsicht.


B: Sie werden sich gewiß mit dem demographischen Problem befaßt haben,


das dann unweigerlich sein düsteres Haupt zeigen würde, wenn alle Frauen so


mit sieben Kindern aufmarschierten. Wieviele Generationen gehören denn dazu,


um bei solcher Fertilität das ganze Land 3 Meter hoch mit Menschen zu be-


decken? Dabei sucht die Werbeschrift des Mutterbundes obendrein, noch die


Einwanderung zu fördern.


Ida: Das Übervölkerungsproblem bildet ein ständiges Gesprächsthema in 


unseren Kreisen. Wir streben allerdings danach, die Bevölkerung so weit zu ver-


mehren, wie die Rationalisierung der Arbeit Nutzen daraus ziehen kann, weil


dadurch die Grundrenten und rückwirkend die Mutterrenten gehoben werden.


Daß solche Entwicklung irgendwo eine Grenze haben muß, ist uns klar.


Zunächst scheint sie ja noch in weiter Ferne zu liegen, und so benutzen wir die-


sen glücklichen Umstand dazu, um für die allgemeine Freizügigkeit zu werben, in


der Hoffnung, daß die guten Wirkungen, die wir bei uns beobachten, alle Völker


veranlassen werden, die Grenzen niederzulegen, sodaß unseren Ansprüchen auf


den ganzen Erdball Erfüllung zu Teil wird. Daß die Auswanderung das Über-


völkerungsproblem nicht lösen kann, wissen wir, denn wohin sollen wir noch aus-


wandern, wenn die Übervölkerung zu einer universellen Erscheinung wird. Doch


wir hier in diesem kleinen Kreise glauben, eine Lösung gefunden zu haben, eine


eugenistische Lösung. Das malthusianische System der Empfängnisverhütung


und das daraus sich entwickelnde Ein- und Zweikindersystem führt mit mathema-


tischer Notwendigkeit zur Degeneration und zum Untergang, weil hier der wich-


tigste Faktor der Arterhaltung, die Auslese, wegen Mangel an Auslesematerial


ausgeschaltet wird. Wir hier glauben nun, daß die Frauen der Zukunft immer


wählerischer werden, daß sie sich nicht wie heute noch vielfach dem ersten


besten in die Arme werfen werden, und daß sie auf der Suche, die sich auf die


ganze Welt erstrecken wird, Zeit, sehr viel Zeit verlieren werden. Je höhere


Ansprüche sie stellen werden, um so mehr Zeit verlieren sie, und Zeitverlust


heißt in diesem Falle Einschränkung der Geburten. Da sehen Sie Frau Lise. Sie


wird demnächst 30 Jahre alt und hat immer noch nicht das gefunden, was sie


sucht. Vielleicht läuft sie einem Phantom nach. Aber von einem Phantom wird sie


nicht schwanger werden. Sollte sie aber noch Glück haben und ihre hochge-


spannten Ansprüche noch befriedigt sehen, so können wir von ihr zwar Kinder


besonderer Art erwarten, aber so viele wie Frau Berta wird sie nicht mehr 
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haben. Wir können aber schon beobachten, daß Frau Lises Vorgehen Nach-


ahmung findet, daß es zum guten Ton in der Gesellschaft unserer physiokra-


tischen Frauen zu werden verspricht, die Ansprüche an die physische und 


psychische Qualität der Väter unserer Kinder immer höher und höher zu schrau-


ben, in dem Maße, wie sich unser Blick für solche Dinge schärft und erweitert.


Es ist auch bereits zur Redensart geworden, daß die Qualität der Kinder den


Maßstab für die Moral der Frau gibt. Glauben Sie, daß, wenn solches Verhalten


zu einer allgemeinen Sitte wird, daß dann noch das Gespenst der Übervölkerung


unsere Träume stören kann? Wir werden Moloch, das Kloster, Malthus und die


Kriege durch Eugenik überwinden. Es ist das eine Sie überraschende Entwick-


lung, und ich verstehe diese Überraschung. Hatte man doch immer die Mutter-


renten mit der Behauptung bekämpft, daß sie die Zucht der Minderwertigen


begünstigen würde, daß viele Frauen auf die Mutterrenten, ähnlich wie andere


Frauen auf das Ammengeld, spekulieren würden, wobei man bei so niedrigen


Beweggründen allerdings annehmen müßte, daß solche Frauen sich von irgend-


einem Manne schwängern lassen und Minderwertiges gebären werden. Es ist


ganz anders gekommen. Die Mutterrente ist zwar ausreichend, um die Frau vor


Not zu schützen. Aber auch nicht mehr. Sie reicht nicht an den Arbeitslohn heran,


den eine Frau in der Industrie verdient, denn Sie wissen, daß hier, im Lande des


vollen Arbeitsertrages, die Löhne hoch sind. So kommt es, daß alle diese rech-


nenden und spekulierenden Frauen sich lieber mit den neuen, verbesserten


Verhütungsmitteln versehen und gegebenenfalls zur Abtreibung ihre Zuflucht


nehmen. So bleiben gerade diese Elemente unfruchtbar und überlassen den


Eugenikern das Feld. Berta hat sieben Kinder, Rosa fünf und ich vier. Wir haben


aber noch nicht Schluß gemacht, und Lise wird sich wohl auch noch beteiligen.


Das ist ja etwas viel für vier Frauen, aber dafür sind in unserer allernächsten


Nähe mehr als 20 Frauen, die die Sterilität vorziehen, und die so den Durch-


schnitt der Fruchtbarkeit sehr stark herabsetzen. Nein, das Übervölkerungs-


problem ist gelöst, und erlöst sind wir für immer vom Moloch.


B: Für solche Lösung könnte ich mich begeistern, wenn mir nicht noch starke


Zweifel blieben, daß sich immer genügend Frauen für die Eugenik und die


Sicherung des Menschengeschlechtes interessieren werden. Sie hier in diesem


Klub sind nur vier Frauen, und Sie sprechen von 20 anderen in der Nähe, die 


die Unfruchtbarkeit, das persönliche Aussterben vorziehen. Das sieht doch sehr


bedenklich aus. Allerdings wird durch solches Aussterben die kommende


Generation nur noch aus Menschen bestehen, die von starken, das Leben 


bejahenden 
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Müttern abstammen, also auch diese Eigenschaften erben werden, wodurch das


genannte Verhältnis von 4 zu 20 vielleicht wieder ins Gegenteil umkippen wird,


und das Übervölkerungsproblem wird dadurch wieder eine Auferstehung feiern,


wenn die eugenistischen Hemmungen, von denen Frau Lise sprach, nicht 


kompensatorisch wirken. Aber worauf es zunächst ankommt, der Weg, den 


dieser Klub betreten hat, der führt mit Bestimmtheit aufwärts. Wahlzucht und


Erweite-rung des Wahlkreises zum Weltwahlkreis. Das muß zur Hochzucht füh-


ren, und ich glaube dann, daß die aus solcher Zucht hervorgehenden Menschen


den Problemen, die sich ihnen zeigen, gewiß eine ihrer Natur würdige Lösung


geben werden, und daß wir uns darüber keine Sorge mehr zu machen brauchen.


Und darum möchte ich Frau Lise sehr empfehlen, kein Haar von ihren hohen


Ansprüchen fallen zu lassen und weiter zu suchen, bis sie findet, was ihr 


vorschwebt.


A: Es ist nun spät geworden. Wir müssen noch ein Hotel suchen.


Rosa: Warum in die Ferne schweifen? Bleiben Sie die Nacht bei Frau Berta, 


so knapp sind die Mutterrenten nicht bemessen, daß Frau Berta nicht einen Gast


beherbergen könnte. Ein Gastzimmer ist hier in jedem Hause, und nur völlig


Unbekannte suchen Obdach im Hotel. Uns seid Ihr aber bereits recht gute


Bekannte. Und Lise, willst Du nicht den anderen lieben Gast bei Dir beher-


bergen?


Lise: Ja, warum in die Ferne schweifen, wenn das Gute liegt so nahe, lerne 


nur das Glück ergreifen ...


B: Den Schlußsatz lassen Sie wohl mit Bedacht fort?


Lise: Dinge, die immer „da“ sind, können nicht Gegenstand eines Glücksfalles


ausmachen. Heute habe ich das seit zehn Jahren gesuchte Glück gehabt, und


ich gedenke es beim Schöpfe zu fassen.


Ida: Wir entwickeln uns nach und nach zu einem Klub für Kuppelei.


Rosa: Gibt es etwas Schöneres als Kuppelei für Frauen, die mit geschärftem


Blick und erweitertem Gesichtskreis Eugenik betreiben wollen? Eugenik ist nichts


anderes als Kuppelei, physiokratische Kuppelei.


Ida: Ich glaube, es hätte in diesem Falle der kupplerischen Nachhilfe gar nicht


bedurft. Lise hatte sich ja schon ganz rettungslos in ihn vergafft und er in sie.


Was sie beim Antritt ihrer Weltreise in fünf Erdteilen suchte, fand sie am Ende


derselben in der Heimat.


–


Ich habe mich bei allen bisher berührten Dingen bereits etwas lange aufge-


halten. Aber diese Dinge halte ich für den 
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Bestand einer Gesellschaftsordnung für viel bedeutsamer als alles Übrige. Jeder


wird auch gleich selber die Empfindung haben, als ob ich von einem hohen


Postament hinabgestiegen sei, wenn ich jetzt die rein technischen Aufgaben des


Staatsabbaues aufzeigen werde. Abbau der Schulen, der Volks- und Hoch-


schulen. Abbau der Staatskirchen, Abbau des Ministeriums für äußere Ange-


legenheiten, für soziale Fürsorge, für Wirtschaft und Handel, für Justiz, für Kultur,


für Kolonien, für Heer und Marine, für Medizinalangelegenheiten.


Alle, restlos alle diese Staatsangelegenheiten stehen und fallen mit dem Begriff


des Machtstaates. Weil unsere Gesellschaftsordnung auf Gewalt aufgebaut ist,


weil die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Ordnung sich ohne öffentliche,


staatliche Gewalt nicht vorstellen läßt, darum, darum ganz allem sind sie dem


Staate zu seiner Stärkung aufgebürdet worden. An diesem Satze müssen wir


festhalten, denn er allein kann unseren Glauben festigen, daß der Abbau des


Staates wirklich keine Utopie ist. Nur mit diesem Glauben bewaffnet können wir


an die Aufgabe herantreten mit dem kecken Sicherheitsgefühl, daß der


Ariadnefaden uns zweifellos aus dem Staatslabyrinth herausführen wird, mögen


auch die Auswege dem Neuling noch so verschlungen erscheinen.


Staatsschulen und Staatsuniversitäten. Der Staat bemächtigt sich der Seele


des Kindes ganz gewiß nicht aus pädagogischen und humanitären Gründen.


Denn wer ist der Staat? Wenn man heute die Lehrer der Staatsschulen mit vol-


lem Gehalt pensionieren würde, keiner von ihnen würde dagegen protestieren.


Der Staat tritt uns immer nur entgegen in Gestalt der Beamten. Und diese


Beamten haben es auf ihr persönliches Glück, auf das Gehalt abgesehen. 


Der Staat, d. h. die am Staate interessierten Kräfte, verfolgen ausschließlich 


politische Zwecke. Der Staat will nicht das Glück der Kinder. Er benutzt die


Kinder für seine Ziele. Wer das eingesehen hat und über Mittel verfügt, der 


entzieht dem Staate seine Kinder. Der „Führer durch das private Unterrichts-


wesen Deutschlands“, Verlag Ullstein, Berlin, enthält die Adressen von über 


2000 solcher Unternehmungen. Wie die Machthaber über ihr Machwerk denken


und es im Grunde verachten, das erkennt man daran, daß sie ihre Kinder, die


Prinzen z. B., nicht in die Staatsschule schicken. Dafür sind sie ihnen zu gut. 


Wie groß wäre die Zahl der privaten Schulen, wenn diese nicht mit dem un-


lauteren Wettbewerb der Staatsschulen zu kämpfen hätten. Die Eltern, die 


diese 2000 Privatschulen finanzieren, müssen nämlich obendrein noch die


Staatsschulen mit ihren Steuern unterhalten. Der Staat macht also den


Privatschulen den denkbar schmutzigsten Wettbewerb. Mit dem Abbau der


Staatsschulen behält jeder die Mittel für den 
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privaten Unterricht seiner Kinder in der Tasche, nämlich das Geld, das der Staat


ihm für den Unterhalt der Staatsschulen aus der Tasche nimmt. Ein finanzielles


Problem liegt also nicht im Abbau der Staatsschulen für die Eltern der Kinder,


höchstens darin, daß der Staat einen gewissen Ausgleich schafft zwischen den


kinderlosen Eltern und solchen, die mit Kindern gesegnet sind. Der Staat arbeitet


in diesem Falle nach kommunistischem Rezept, er erstrebt Gleichmacherei


wenigstens in Bezug auf die Schulgelder. Aber gegen solche Gleichmacherei ist


alles zu sagen, was gegen den Kommunismus überhaupt zu sagen ist. Warum


die Gleichmacherei auf das Schulgeld beschränken? Warum nicht dann auch auf


den Lebensunterhalt der Kinder, der doch noch viel wichtiger ist als die Schule?


Warum bürdet man den Leutchen, die glauben, nicht mehr als zwei Kinder


anständig durchbringen zu können, die Aufzuchtkosten der Kinder anderer Leute


auf? Und wie oft mag es vorkommen, daß eine Frau ihrem Liebsten sagt: wenn


wir einmal 100 Mark gespart haben, dann werden wir uns auch so einen


Säugling leisten. Dem Wunsche wird nie Erfüllung, weil der Staat die 100 Mark


für Schulzwecke, für die Kinder anderer Leute, immer und immer wegsteuert.


Was gehen uns aber die Kinder anderer Leute an, solange wir nicht in der Lage


sind, die Aufzucht eigener Kinder zu finanzieren? Mag doch ein jeder sehen, wo


er bleibt. Wer den Kommunismus ablehnt, der muß ihn hier erst recht ablehnen,


und übrigens, da im Kindersegen ein aleatorisches Element liegt, wie bei der


Feuersgefahr, beim Hagel, bei Schiffbrüchen und Unfällen, so mag sich jeder für


das Schulgeld seiner Kinder versichern. An entsprechenden Versicherungsan-


stalten wird es nicht fehlen, sobald Nachfrage danach entsteht.


Dies war die finanzielle Seite des Abbaues der Staatsschule. In kultureller


Hinsicht steht es für die Staatsschule noch viel übler. Bei der Uniformierung der


Soldaten war der Staat im Laufe der Jahrzehnte dahinter gekommen, daß die


Menschen differenziert sind in Bezug auf den Körperbau [Für den Bürokraten ist das


wirklich eine Entdeckung, die einen Orden verdient.]. Diese welterschütternde Entdeckung


führte im Laufe weiterer Jahrzehnte wieder dahin, daß bei der Rekrutierung


Rücksicht auf die Uniform genommen wurde. Denn Uniform heißt hier Einheits-


kleid. Für das Einheitskleid mußten die Rekruten selbstverständlich gleich groß


und gleich dick ausgelesen werden. Als aber auf solche Weise nicht genug


Rekruten aufzutreiben waren, kamen geniale Menschen auf dem Wege jahr-


zehntelanger Forschung auf die fernab vom Wege der Uniform liegende geist-


reiche Idee, 
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Uniformen von verschiedener Größe herzustellen, d. h. die Uniform wenigstens


in der Länge der Individualität der Rekruten anzupassen! Dieser staatliche


Entwicklungsprozeß nahm 200 Jahre in Anspruch. Mit drei verschiedenen


Größen kommt die staatliche Konfektionsindustrie nun vollkommen aus.


An diesem Beispiel können wir erkennen, wie schnell der Staat zu arbeiten 


versteht, wenn es sich um Kasernen, um Uniformen, um Militarismus, um den


physischen Menschen handelt. Wie aber steht es dort, wo der Staat mit der


Psyche des Menschen, des Kindes in Kontakt kommt? Hier anerkennt der Staat


überhaupt keine Individualität, keine Differenzierung. Von Berlin aus liefert ein


geistloser, kleiner, aus dem Dreck des Parteistreites hervorgegangener


Schneidermeister die geistige Uniform für 10 Millionen Kinder. Ein einziges


Schulprogramm für 10 Millionen Kinder! Seit hundert Jahren werden die Kinder


auf das Prokrustesbett des Schulprogrammes gespannt. Was zu kurz ist, wird


gestreckt, was zu lang ist, wird abgehauen. Und noch immer ist keiner der


Schulminister auf den Gedanken des Generals Wrangel gekommen, daß es doch


besser ist, den Leib des Soldaten für die Bemessung der Umform zu nehmen,


als umgekehrt zu verfahren, daß es doch besser wäre, für die 10 Millionen


Kinder, die alle verschieden sind, nicht ein, sondern genau 10 Millionen 


Schulprogramme herzustellen, die auch alle verschieden wären.


Wohin solche Uniformierung des Geistes der Kinder und damit selbstverständ-


lich auch der Erwachsenen führt, das sehen wir heute. Statt 65 Millionen


Menschen, Personen, Individualitäten, beherbergt das Reich nur einen


Menschen, den uniformierten Menschen, wie ein Sandkorn unter 65 Millionen


Sandkörnern, wie ein Schaf in einer Herde von 65 Millionen Schafen. Diese 65


Millionen betrachten natürlich alles, was sich ereignet, von einem und demselben


Standpunkte, und, wie es scheint, sollen sie das auch, weil das als Zweck der


geistigen Uniformierung, als Zweck der Staatsschule angesehen wird. Ein unifor-


miertes Volk von 65 Millionen, eine Herde von 65 Millionen Schafen läßt sich ja


viel leichter führen, auch ins Unglück, in den Krieg, in Schmach und Schande


und Reparationen als ein in 100 000 privaten Schulen mit 100 000 verschiede-


nen Programmen herangebildetes Volk von Individuen. Diese betrachten dann


alle Ereignisse von 100 000 verschiedenen Standpunkten, es bilden sich 100


000 Gesichtswinkel, die sich gegenseitig kontrollieren und ergänzen. Unendlich


wird so der Gesprächsstoff, unendlich werden die wissenschaftlichen Probleme,


die die 100 000 Gesichtswinkel aufs Tapet werfen. Unendlich die Fortschritte, die


aus solcher Einstellung zu erwarten sind. Das uniformierte Volk hat dagegen nur


einen Standpunkt, einen Ge-  Gesichtswinkel
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sichtswinkel. Die Möglichkeiten des Vergleiches, worin sich schließlich alles


Denken auflöst und erschöpft, fehlen. Wenn ein solches System lückenlos durch-


geführt würde, wenn nicht vom Ausland her das System durchlöchert würde,


wenn die Handwerksburschen, die Wandervögel nicht wären, dann würde ein


solches Volk an Entropie, an allgemeiner Lähmung, an Selbstvergiftung zu-


grunde gehen. Da alle das Bild von derselben Seite, mit denselben Augen


sehen, stockt auch gleich die Unterhaltung, und die Gesellschaft nimmt dann ihre


Zuflucht zum Klatsch, zum Parteiskandal, zum Trunk. Die Uniform ertötet jeden
Fortschritt.


Mit den Hochschulen, den sogenannten Universitäten, steht es genau so.


Ihnen wird ja bereits das Studentenmaterial in Uniform zugeführt, nicht wie in der


Rekrutenuniform in drei verschiedenen Größen, sondern in einer einzigen Größe,


in einer Nummer. Und an diesem uniformen Studentenmaterial uniformiert sich


dann notwendigerweise auch das Lehrermaterial nach dem Grundsatze: dozie-


rend bildet sich der Dozent.


Sobald der Staat in dieser Richtung abgebaut ist, stellt sich gleich das Bedürf-


nis ein nach privaten Lehranstalten, und mit dem Bedürfnis die Nachfrage, und


mit der Nachfrage das Angebot. In erster Linie werden es natürlich die abgebau-


ten Lehrkräfte sein, die ihren Beruf fortführen wollen. Einzelne Lehrer werden


einzelne Säle, andere Gruppen von Lehrern ein ganzes Schulgebäude von der


Stadt mieten. Daneben werden sich andere Lehrer melden, die, aus keiner


Schule hervorgegangen, mit eigenen Plänen und Ideen sich dem Publikum 


präsentieren. Jeder, der glaubt, sich ganz besonders gut für das Lehrfach zu 


eignen, eröffnet den Lehrkräften der abgebauten Staatsschulen den Wettbewerb,


und unter dem Druck solcher Konkurrenz wird der Geist des Fortschrittes Einzug


halten in die Schule, auch dort, wo das Monopol bisher jeden Fortschritt lähmte,


bei den abgebauten Lehrern der Staatsschule. Ach, wie schnell werden diese


Herren umlernen, wenn sie sich einmal frei fühlen werden von den Ketten des


offiziellen Schulprogrammes, wenn sie eigenen Eingebungen folgen können und


auch sonst wie jeder Kaufmann, jeder Handwerker, der „Konkurrenz die Spitze


bieten“ müssen.


Da im abgebauten Staate keine Beamten mehr gebraucht werden, sind auch


dort alle Berechtigungsscheine unbekannt. Niemand wird noch solcher Wische


wegen unbegabte Kinder zum Studium antreiben. Der einzige Grund zum


Studium wird der innere Drang nach Erkenntnis sein, und so werden die Schulen


entlastet sein von all dem geistlosen Material, das die Eitelkeit und der Geld-


beutel der Eltern den Schulen zutragen. Denn wie können Eltern noch Befriedi-


gung ihrer Eitelkeit in 
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einem Studium der Kinder und der damit verbundenen Quälerei finden, das nicht


mehr öffentlich durch Titel und Diplome äußeren Ausdruck erhält? Das Studium


wird dann den von Natur dazu Berufenen überlassen. Und es werden nicht weni-


ger sein als heute, die sich dann noch berufen fühlen, weil wirtschaftliche Gründe


niemanden mehr daran hindern können, seinen Erkenntnisgelüsten zu frönen.


Eine Grenze für solches Studium gibt es nicht mehr, weder in der Zeit noch im


Gebiete des Studiums. Menschen mit wirklich „abgeschlossener Bildung“ wird


man dann nur noch auf dem Friedhofe finden. Das ganze Leben wird so zur


„Studienzeit“. Wer zu solchen Studien nicht ohne Lehrer auskommen kann, der


sucht die Schulen auf, und wer als Graukopf glaubt, noch etwas nachholen zu


müssen, was er als Jüngling versäumte, der drückt noch als Graukopf neben


anderen silberhaarigen Greisen die Schulbank, wie man das heute auch schon


bei öffentlichen Vorträgen sehen kann. Und nach Schluß des Vertrages erhebt


sich der Graukopf, um nun seinerseits den Lehrstuhl zu betreten, als Lehrer auf


„seinem“ Spezialgebiete. So fließen schließlich die Begriffe Student und Lehrer


über in den Sammelbegriff des Wissensdranges. Und irgendwo in einem kleinen


Dachraume sitzen dann einige Menschen, ohne Titel irgendwelcher Art, be-


scheiden und anspruchslos, und schaffen das letzte Material zu den Erkennt-


nissen herbei, die dem Menschen ermöglichen werden, „die Welt von innen zu


gestalten, statt sie im Kreis am Finger laufen zu lassen und von außen daran 


zu stoßen“.


Daß der Abbau des Staates in Bezug auf die Schulen praktisch keine


Schwierigkeiten bietet, zeigen uns die bereits erwähnten 2000 deutschen


Privatlehranstalten, und daß auch die höheren Lehranstalten des Staates nicht


bedürfen, zeigen die in Amerika mit privaten Mitteln gegründeten Universitäten,


die sich Weltruf erobert haben, zeigt auch der Umstand, daß in Deutschland die


privaten technischen höheren Lehranstalten von 10 000 Schülern besucht wer-


den, während der Staat auf diesem Gebiete, wo jeder Schwindel sich unmittelbar


rächt, es nur auf 5000 gebracht hat. Das Technikum in Mittweida besteht als


Privatschule z. B. seit 1867. Der praktische Beweis ist also erbracht. Der Staat


ist auf dem Gebiete der Schule überflüssig, und wenn er trotzdem an seinen


Usurpationen festhält, so nur aus Gründen, die absolut nichts mit Kultur und


Wissenschaften gemein haben und verheimlicht werden müssen.


Auf dem Gebiete der Kirche liegen die Verhältnisse so klar zu Tage, daß bei


der Schaffung der neuen Verfassung der Abbau des Staates nicht zurückge-


wiesen werden konnte, ohne daß man sich lächerlich gemacht hätte. Daß die


Kirchenväter diesen Abbau bekämpfen, zeigt nur um so deutlicher, daß die 
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Kirche für sie kein religiöses Institut ist, sondern ein heute etwas schäbig gewor-


denes Mittel zur Stärkung ihrer Macht. Niemand, vielleicht sogar die Kirche nicht,


wird vom Abbau des Staates in Kirchenangelegenheiten irgendwelchen Schaden


wahrnehmen.


Nicht so klar liegen die Dinge auf dem Gebiete des Gerichtswesens, nament-


lich dort, wo es sich um die persönliche Sicherheit handelt. Denn Abbau des


Staates heißt hier so viel wie Faustrecht. Der Schwache hat Grund dazu, das


Faustrecht zu fürchten. Doch wer ist heute noch der Schwache, wo der stärkste


Mann durch den Schuß aus einem Revolver niedergestreckt werden kann? Als


der eisengepanzerte Raubritter sich noch auf seine Burg zurückziehen konnte,


da war der Schwache einfach der Ungepanzerte, der kleine Bauer. Der mußte


das Faustrecht immer nur passiv erdulden, der mußte es fürchten. Wer aber ist


heute der Starke und der Schwache? Die Starken haben sich im Staate und 


seinem Gerichtswesen die Raubburg neu aufgebaut, und die Schwachen 


müssen, wie seinerzeit beim Bau der Burgen, die Steine zum Bau der Zwingburg


herbeischleppen. Mit dem Abbau des Staates fällt diese Zwingburg, dann stehen


sich mit dem Revolver in der Hand alle gleich stark gerüstet gegenüber, und da


gleiche Rüstung praktisch Abrüstung bedeutet, so sind alle gleich stark, denn die


natürliche Stärke gilt dem Revolver gegenüber nichts. Schutz vor Übergriffen


kann sich dann der Einzelne nur noch dadurch verschaffen, daß er sich mit mög-


lichst vielen treuen Freunden umgibt. Freundschaft, gute Nachbarn, öffentliche


Beliebtheit, auch die Vendetta, die vielgelästerte, sind dann die Schutz- und


Trutzburg des Bürgers. Wer solchem Bürger zu nahe tritt, hat es dann mit einem


Wespennest zu tun. Räuber und Verbrecher sind unfähig, sich Freunde zu ver-


schaffen. Sie stehen allein in der Welt. In ihren Kreisen finden sich immer


Verräter. In der Hochburg der Verbrecher, in Chicago, sterben die meisten


Verbrecher nicht durch die Schüsse der Polizei, sondern durch den Dolch ande-


rer Verbrecher. Wie die Raubtiere bringen sie sich gegenseitig um. Findet man in


den Straßen von Buenos Aires einen Menschen mit aufgeschlitztem Bauche, so


ist es zumeist ein von der Polizei längst gesuchter Verbrecher, der mit seinen


„Freunden“ einen Streit gehabt hat.


Wo das Faustrecht und die Vendetta walten, da gibt es gewiß keine Ver-


brecher, da braucht wirklich niemand zu fürchten, die „Beute des Mächtigen“ zu


werden. Aus einem abgebauten Staate fliehen die Verbrecher sehr schnell in den


Schutz der Polizei der Länder, in denen man den Staat aus Gründen der persön-


lichen Sicherheit für Leben und Eigentum ausgebaut zu haben vorgibt. Schicke


man in Chicago die Polizisten nach 
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Hause und erkläre man dort das Faustrecht, dann wird das Volk schnell genug


die Verbrecherherrschaft von sich abschütteln.


Der abgebaute Staat kennt keine verantwortlichen und unverantwortlichen


Verbrecher, sondern nur gefährliche und harmlose Menschen. Der idiotische


Verbrecher ist der gefährlichste aller Verbrecher. Gegen ihn heißt es, sich in


erster Linie zu schützen. Strafe und Sühne gibt es im abgebauten Staate nicht,


sondern nur Schutz. Wie sich die physiokratische Gesellschaft schützen wird,


wird man allgemein heute nicht sagen können, da es im physiokratischen Volke


keinen Strafkodex gibt. In der einen Stadt wird man die Idioten hängen, in der


anderen wird man sie in Kurgärten zu Tode verhätscheln. Jeder nach seiner


Façon. Den nicht idiotischen Verbrecher werden die Prügel, die er dann erhält,


wenn er an den Richtigen kommt, bald davon überzeugen, daß ein Berufs-


wechsel in Frage zu stellen ist. Wirklich, der Idioten wegen brauchen wir keinen


Staat aufzubauen. Läßt man hier die heuchlerische Phraseologie des Staates


über Moral, Verantwortlichkeit, freien Willen, Sühne, Beleidigung der Gesell-


schaft, Beleidigung der göttlichen Weltordnung, Besserung usw. ganz aus dem


Spiele und redet dann nur noch vom Schutze der Gesellschaft vor den Misse-


taten der Idioten, dann löst sich das „schwierige Problem“ der Strafrechtspflege


für den abgebauten Staat wirklich in blauen Dunst auf.


Für das Zivil- und Handelsrecht brauchen wir auch keinen Staat. Das, was


Recht und Unrecht ist, sagt der Inhalt des Vertrages, den zwei Personen unter


sich abgeschlossen haben. Ist der Inhalt dunkel, so kann kein Kodex ihn klarer


machen. Dann ist es Sache eines Schiedsspruches. Und für Schiedssprüche


können wir auch den Staat entbehren. Ist der Staat in seinem Mist einmal er-


soffen, dann bürgert sich die schon weit verbreitete Sitte allgemein ein, in jedem


Vertrage auch einen Schiedsmann vorzusehen. Solche Schiedssprecherei wird


dann auch berufsmäßig geübt, als freier Beruf selbstverständlich. Es wird dann


Schiedsmänner und Schiedsfrauen geben, Privatpersonen, die Weltruf genießen,


Juden und Chinesen natürlich, zu denen die Parteien pilgern werden wie zu wun-


dertätigen Heiligen, denen sie opfern werden Gold, Weihrauch und Myrrhen. Den


Namen solcher Schiedsmänner setzt man dann in jeden Vertrag ein, oben am


Kopf als ersten Paragraphen. Wer dann solchem Schiedsspruch sich nicht fügen


will, dem steht es frei, den Weg der Selbsthilfe einzuschlagen, wenn er nicht


fürchtet, auf diesem Wege erschlagen oder erschossen zu werden von seinem


zum Selbstschutze greifenden Vertragsmann. Auf alle Fälle steht er sich dann


gar nicht schlechter als in den zahllosen Fällen, in denen heute der Bauer sagt:


Ick hebbe Recht, aber de annere het Recht krägen. Was kann in solchen Fällen 
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der arme Bauer machen? Das einzig Vernünftige, das er machen kann, ist zu


überlegen, ob es in Zukunft nicht besser wäre, klare Verträge abzuschließen und


sich die Personen vorher anzusehen, mit denen man verkehrt. Das ist dann auch


das beste Mittel, um den Betrügern das Handwerk zu legen. Die Gesellschaft


scheidet solche Menschen automatisch aus. Ihr Ruf stellt sie kalt, und da in der


arbeitsteiligen Gesellschaft jeder vom anderen abhängig ist, so gehen sie bald


an ihren Taten zugrunde. Darin, darin ganz allein besteht die exekutive Gewalt


für die Innehaltung der Verträge. Mehr aber ist nicht nötig.


Sehen wir uns doch einmal den Ablauf einer Tragödie an, wie sie heute monat-


lich zu Tausenden die Handelswelt erschüttern, den Bankrott eines kaufmänni-


schen Unternehmens. Welchen Nutzen die Gesellschaft von der Existenz des


Staates, vom Vorhandensem einer exekutiven Macht, vom Handelsgericht und


von Strafandrohungen hat, das zeigt uns der Verlauf irgendeines Bankrottes.


Was der Kaufmann im Interesse seiner Gläubiger gerettet zu haben glaubte, das


verschlingt die gerichtliche Konkursverwaltung.


Im abgebauten Staate würde die Sache wesentlich anders, viel besser für


beide Parteien, verlaufen. Erstens hätte der Kaufmann, da er mit dem Faustrecht


zu rechnen gehabt hätte, die Chancen viel vorsichtiger erwogen. Er hätte sich


mit erfahrenen Männern besprochen – weil im Hintergrunde der Revolver drohte.


Es gibt Kaufleute, die zwei- und dreimal bankrott machen. Ich denke hier z. B.


an den famosen Schwindler La Rochette, von dem die Pariser Zeitungen jetzt


wieder erzählen. Beim ersten Bankrott hatte er mit einem Bankgeschäft 10 000


Gläubiger, kleine Leute, betrogen. Jetzt ist er aus dem Zuchthause entlassen,


und gleich beginnt er wieder genau denselben Schwindel mit demselben Erfolge.


Auch hier steht im Hintergrunde solcher unglaublichen Vertrauensseligkeit die


exekutive Gewalt des Staates. Und auch hier erweist sie sich als Trugbild. Dieser


hier genannte Fall bildet keine Ausnahme, sondern eher die Regel. Erfahrene


Kaufleute verzichten übrigens gerne auf die exekutive Gewalt des Staates und


suchen ihre Interessen durch private oder kollektive Abmachungen der Gläubiger


mit dem Schuldner zu regeln. Auch das ist ein bedeutsamer Schritt auf dem


Wege zum Abbau des Staates. Es ist viel besser, wenn der Revolver, der doch
letzten Endes auch die ultima ratio des Staates ist, in den Händen der direkt


interessierten Parteien bleibt. Der Revolver in den Händen von Privatpersonen


wirft seinen Schatten, zur Vorsicht mahnend, drohend voraus, weit voraus.


339







Genau dasselbe, was hier vom Handelsrecht gesagt ist, kann auch vom 


bürgerlichen Rechte gesagt werden. Durch private Abmachungen und private


Schiedsgerichte können alle Verhältnisse zwischen einzelnen Personen, wie 


zwischen Gruppen von Personen, geregelt werden. Es ist nur nötig, daß in den


Verträgen die Schiedsmänner, sowie die Rechtsbücher, nach denen die


Schiedsrichter Recht sprechen sollen, vorher genannt werden. Diese Rechts-


bücher werden von den angesehensten und erfahrensten Schiedsrichtern her-


ausgegeben. Sie bilden deren Eigentum, und wer sie in einem Vertrage als 


bindend für diesen nennt, hat den Eigentümern etwas dafür zu zahlen, wie beim


Telegraphen-Code. Man überlege aber hier, wieviel beispiellose Weisheit mit


einem Male überall in solchen privaten Rechtsbüchern zutage treten würde,


sobald solche Rechtsbücher zu einer Geldquelle für die Verfasser werden. Wie


klar, wie deutlich, wie ausführlich würden da alle Verhältnisse, alle Konfliktmög-


lichkeiten dem Publikum vor Augen geführt! Zum ersten Male würden die Juristen


(private Juristen) deutsch, statt kauderwelsch reden.


Im Hinblick auf den Umfang dieser Schrift und die kostbare Zeit des Lesers


muß ich mich jetzt kurz fassen und kann es auch tun. Was nach dem Abbau der


Schule, der Kirche, der Ehe, der Rechtspflege vom Staate noch übrig bleibt, das


sind Dinge minderer Ordnung, die wir summarisch behandeln können. Das Heer


von 800 000 Mann, das in Deutschland vor dem Kriege kaserniert war, ist auf


100 000 Mann abgebaut worden. Wer empfindet das als einen Verlust? Wer fühlt


sich heute unsicherer im Reiche? Sind die „Feinde“, die vier Jahre lang in das


deutsche Reich eindringen wollten, nicht an der Grenze wie gebannt stehen


geblieben, als sie nach dem Zusammenbruche sahen, daß diese Grenze unbe-


waffnet, unverteidigt war? Wie lächerlich sich doch damals der militaristische


Gedanke des Grenzschutzes gemacht hat! Wozu nun noch dies lächerliche


Häufchen Reichswehr? Brachte das große Heer uns keinen Schutz, dann kön-


nen wir solchen erst recht nicht vom übrig gebliebenen Häufchen gedungener


Landsknechte erwarten. Wenn wir, wie wir es doch in unserem physiokratischen


Volke tun können, von der „Gefahr“ revolutionärer Putsche absehen, dann ist


auch kein Schatten eines Grundes zu finden, warum wir ein Heer bewaffneter


Soldaten kasernieren sollten. Und mit der Marine ist es genau dasselbe. Nichts


ruft dem Heer, allein der Staat tut es, der Staat, den wir abbauen wollen.


Wie war es, wie ist es mit den Kolonien? Bis 1887 hatten wir keine Kolonien


und lebten doch. Und jetzt haben wir sie verloren, und es geht auch so wieder.


Wir verloren auch die polnisch-preußischen Kolonien Oberschlesien, West-


preußen, Posen. Merkt das jemand im Reiche? Das Getreide aus Posen und 
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Westpreußen mußten wir früher zu gehobenen, zollgeschützten Preisen bezah-


len. Jetzt erhalten wir es von dort zu Weltmarktpreisen, d. h. um 6 Mark billiger


für den Doppelzentner. Wer wird sich in Deutschland darüber beklagen? Den


„Verlust“ dieser Getreide-Provinzen beantwortete Deutschland mit Abwehrzöllen!


Die abgetretenen Provinzen lieferten uns das Korn zu billig!! Und weil die Polen


uns die Kohlen aus Oberschlesien für die Reichsbahn auch zu billig lieferten,


darum wurde ein Einfuhrverbot dekretiert. Daran erkennt man am besten, was es


mit den Kolonien auf sich hat: private Geschäfte, die mit Reichsmitteln geschützt


und gefördert wurden.


Was bleibt noch vom Staate übrig? Das auswärtige Amt. Das Institut der


Staatsangehörigkeit. Ach, wieviel Segen hat uns bisher die Diplomatie gebracht,


wie reich sind wir durch das auswärtige Amt geworden, welches Kapital hat der


Deutsche in Händen, wenn er im Auslande ausrufen kann: Civis prussianus sum!


Alles Schein und Schaum. Wer unser Land betritt, ist von dem Augenblick an


Bürger dieses Landes, und wer es verläßt, ist vom ersten Schritt an Ausländer.


Wer ins Ausland geht, tut es auf eigene Verantwortung. Und der Fremde, der


sich in unser Land wagt, muß wissen, was er tut. Damit erledigt sich die Frage


des Abbaues des auswärtigen Amtes und des Institutes der Staatszugehörigkeit.


Ein Land tritt in Berührung mit einem anderen ausschließlich durch den Handel,


und wenn es sich um eine stählerne Berührung handelt, dann ist es auch wieder


der Eingriff des Staates in den Handel gewesen, der es so weit brachte. Der


Minister für die auswärtigen Angelegenheiten hat heute direkt oder indirekt immer


und ausschließlich nur die Suppen auszulöffeln, die ihm sein Kollege vom


Ministerium des Handels eingebrockt hat. Schickt man diesen Handelsminister


ins Pfefferland, dann hat der andere nichts mehr zu tun. Die Handelsminister hat


man aber erfunden, nicht um dem Handel Steine aus dem Wege zu räumen,


sondern um ihm solche in den Weg zu wälzen (sogenannte Schutzzölle).


Seitdem man den Handel durch Minister kontrollieren läßt, sind die Zollgrenzen


entstanden, die die Reibungen hervorbringen, aus denen so leicht Funken ins


Pulverfaß überspringen. Der abgebaute Staat kennt keine Grenzen, darum auch


keine Zollgrenzen, darum auch keine Handelsverträge und die dazu nötigen


Handelsminister und Minister der auswärtigen Angelegenheiten. Für den abge-


bauten Staat gibt es keinen auswärtigen Handel, keine Einfuhr und keine


Ausfuhr, keine auswärtigen Angelegenheiten. Der Freihandel ist Welthandel. Er


ist unkontrolliert, genau wie der Handel zwischen den Staaten eines Zollvereins-


gebietes. Nirgendwo ist der Staat so absolut überflüssig und darum auch so


schädlich, wie im freiesten aller Berufe, wie im Handel. Der Handel 
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ist frei von jeder staatlichen Kontrolle. Oder er ist Schwindel. Der Handel aber 
ist die Voraussetzung der Arbeitsteilung, von der die modernen Völker abhängig
sind wie von der Luft.


Ich habe hier den abgebauten Staat von allen Seiten in derbste Berührung mit


der realen Welt gebracht, und überall hat er den Stoß vertragen. Nirgendwo


erweckte diese Berührung den Eindruck, daß es sich mit dem abgebauten Staate
um eine Utopie handelt, denn die Berührung mit der realen Welt ist es doch,


durch die das Utopische einer Sache zum Vorschein gebracht wird. Es gibt


Staaten, die keine Staatskirche haben (Frankreich, die U.S.A. z. B.), andere


Staaten haben keine Staatsschulen (England z. B.), andere haben keine Zoll-


grenzen (England bis vor dem Kriege), bis vor wenigen Jahren hatte Deutsch-


land keinen Wohlfahrtsminister, keinen Handelsminisier, und viele andere


Staaten sind heute noch in dieser Beziehung ebenso arm. In Berlin funktionierte


lange Zeit eine Privatpost, der die Konkurrenz der Staatspost nach keiner


Richtung hin gewachsen war. Die Eisenbahnen sind in den Hauptstaaten im


Besitz von Privatgesellschaften (England, Frankreich, U.S.A.). Viele Staaten, 


z. B. auch Deutschland, haben keine Kolonien, und die Korruption der Staats-


justiz muß vielerorts durch den Richter Lynch korrigiert werden. Die wichtigste


aller öffentlichen Angelegenheiten aber, das Geldwesen, hat bis heute noch nie


ein Staat in seine Macht zu bringen verstanden (wenn wir höflicherweise von den


Papiergeld-Pfuschereien absehen wollen).


Der abgebaute Staat existiert also schon heute, er ist eine Tatsache, nur daß


der Abbau zerstreut ist auf mehrere Staaten. Legt man aber die hier und da und


dort vom Staate amputierten, atrophiierten und resezierten Glieder hübsch


ordentlich mit anatomischer Kunst zusammen, dann hat man das vollständige


Kabinett eines modernen Kulturstaates. Und so fragt man: Wenn es erfahrungs-


mäßig möglich ist, ohne das Leben zu gefährden, dem Staate die Glieder sämt-


lich einzeln zu amputieren, warum könnte man ihm dann nicht auch noch glatt


den idiotischen Kopf abhauen? Namentlich, wenn dieser Idiotenkopf den Frieden


mit den Nachbarn stört und sein Schutz das Opfer von 2 Millionen Menschen-


leben fordert und uns eine Reparationsschuld von 132 tausend Millionen


Goldmark aufbürdet?


Utopien! Ja wohl, es gibt Utopien. Eine solche ist der Staatsgedanke, der zu


Ende gedachte, zum Weltbesitz, nach Versailles, zur Katastrophe führende


Staatsgedanke.


Eine Gesellschaftsordnung schaffen, die keiner künstlichen Stützen bedarf, die


in sich selbst völlig ausbalanziert ist, ohne Innenreibungen funktioniert, mit 


keinem Nachbarn kollidiert, 
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das ist der Physiokraten hohe Aufgabe, eine Aufgabe ähnlich der, die Goethe


seinem Gotte mit den Worten aufbürdet:


Was wäre ein Gott, der nur von außen stieße, Im Kreis die Welt am Finger 


laufen ließe? Ihm ziemt’s, die Welt von innen zu gestalten, Von innen in Balanz


zu halten.


Solche ideale Gestaltung und Ordnung „von innen heraus“ schafft im abge-


bauten Staat mit elementarer Kraft der Selbsterhaltungstrieb des Menschen, der


viel verlästerte, sogenannte Egoismus, der in seiner Wirkung aufs glücklichste


dadurch unterstützt wird, daß ihm durch die Arbeitsteilung am wirkungsvollsten


gedient wird. Die Arbeitsteilung aber, die aus der ursprünglichen Menschenherde


überhaupt erst eine Gesellschaft, eine der Ordnung bedürftige Menschengesell-


schaft schuf, hat die als seltsame Fügung zu betrachtende Eigentümlichkeit, daß


niemand ihre Vorteile persönlich nützen kann, ohne den vollen Gegenwert dieser


Vorteile an die Gesellschaft (die die Arbeitsteilung ermöglicht und die rück-


wirkend die Herde in eine Gesellschaft verwandelt) abzuliefern.


Die Grundlagen für den Abbau des Staates liegen also bereits im Menschen,


fest verankert im mächtigsten aller seiner Triebe und in dem gewaltigen Vorteile


der durch die Gesellschaft ermöglichten Arbeitsteilung.


Bauen wir also ab, bauen wir sorglos ab, und das, was wir abbauen, sofern es


der Erhaltung wert ist, bürden wir dem Individuum auf, in der gut gestützten


Überzeugung, daß es dort gewiß gut und besser aufgehoben sein wird.
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Anmerkung des Verlegers:


Wie im Text dieser Schirift vermerkt ist, setzt der Abbau des Staates eine


Gesellschaftsordnung voraus, in der es keine Ausbeutung, also kein arbeitsloses
Einkommen gibt, denn nur zum Schutze des arbeitslosen Einkommens und aus


keinem anderen Grunde wurde ja der Staat von den Nutznießern des arbeits-
losen Einkommens errichtet. Eine Zwingburg gegen die ausgebeuteten, stets zur


Empörung neigenden Massen, das sollte der Staat sein, und mehr ist er auch


niemals gewesen.


Wer sich nun vom Staate befreien will, der muß darum danach trachten, sich


und die anderen von aller Ausbeutung zu befreien. Wie das geschehen kann, ist


in Silvio Gesells Hauptwerk: „Die Natürliche Wirtschaftsordnung“ in aller


Deutlichkeit gezeigt und theoretisch begründet. Der Beweis ist hier erbracht, daß


mit Hilfe der in dieser Schrift des öfteren genannten Reformen: Freiland –
Freigeld – Freihandel das arbeitslose Einkommen zwar nicht plötzlich durch ein


Macht- oder Ohnmachtwort abgeschafft, aber doch auf dem Wege eines durch


keine Krisen mehr gestörten Vollbetriebes der Weltwirtschaft, durch Sparsamkeit,


Fleiß und Schweiß der gesamten Menschheit sicher und verhältnismäßig schnell


bis auf Null gesenkt werden kann.


Dieses Buch ist bereits in mehreren Auflagen verbreitet. Die 6. Auflage, eine


billige Massenauflage, ist völlig vergriffen. Von der vorangehenden 5. Auflage


sind noch Exemplare zum Preise von 5,– RM. vom Verlage, sowie von den auf


dem Umschlage verzeichneten Organisationen zum gleichen Preise zu beziehen.


Das Buch ist nicht mit unnützem Beiwerk belastet. Es enthält aber in gut ge-


wählten Beispielen alles Tatsachenmaterial, das zur Stütze seiner durchaus


neuen Lehrsätze, sowie zu deren raschem Verständnisse nötig ist. Es setzt


darum beim Leser nur die Fähigkeit zum logischen Denken voraus. Es kann 


also von Menschen jeden Bildungsgrades verstanden werden. Wer jedoch kein


Vertrauen in die Logik seines Denkens hat, der sollte das Buch nur dann erwer-


ben, wenn er es als Geschenk für Personen verwenden will, die nach seiner


Meinung mit dieser göttlichen Gabe besser gesegnet sind.


Das Buch enthält eine völlig geschlossene Theorie der Güterverteilung, und die


Zeit kommt, vielmehr, sie ist schon da, wo jeder, der in der Volkswirtschaftslehre,


in der Soziologie, in der Geschichtslehre, in den Handels- und Börsenfragen, in


Währungsfragen, in der Außen- und Innenpolitik, in der Frage des Bürger- und


Völkerfriedens, in Zoll- und Freihandelsfragen (Paneuropa) ein vernünftiges Wort


sagen oder in der Presse, im Stadtparlament, im Reichstag, in den wirtschaft-


lichen und 
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politischen Organisationen, in den Gewerkschaften eine Rolle spielen will, sich


auf die in der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“ entwickelten Lehrsätze berufen


muß.


Als Beweis für die Richtigkeit und Gradlinigkeit der in der NWO aufgestellten


Lehrsätze kann wohl der Umstand betrachtet werden, daß, während alle anderen


Wissenschaftler, Politiker, Publizisten durch die Ereignisse, die der Krieg, die


Revolution und die Inflation mit sich brachten, „umlernen“ und wesentliche Teile


ihres geistigen Kapitals über Bord werfen mußten, Gesell von seinem Werk, das


lange vor dem Kriege erschienen, kein Pünktchen zu- noch abzusetzen 


brauchte. Alle Ereignisse der Neuzeit haben Gesell recht gegeben.


Gesell, der den Autoritätsglauben bekämpft, hat es verschmäht, die vielen


Aussprüche, mit denen sich angesehene Männer der Politik und Wissenschaft


über die NWO äußerten, als Reklame zu verwenden, wie das sonst üblich ist.


Aber in der englischen Ausgabe, die jetzt in Amerika gedruckt wird, mußte der


Verfasser dem Wunsche der Verleger in diesem Punkte nachgeben. Dort sind


nun mehrere Seiten mit solchen Aussprüchen dem Papierreichtum Amerikas


geopfert worden.


Wer sich über Einzelfragen der in der NWO behandelten Themen, für öffent-


liche Debatten noch besser vorbereiten will, der findet in den Schriftenverzeich-


nissen, die die auf der letzten Seite des Umschlages verzeichneten


Organisationen versenden, alles, was er braucht.


Hier seien nur einige dieser Schriften besonders erwähnt:


Für Vorträge in Kreisen von Anarchisten, Syndikalisten, Sozialisten und für alle,
die sich ausgebeutet und bedrückt fühlen:


Georg Blumenthal: „Die Befreiung von der Geldherrschaft“.


Dr. Th. Christen: „Ausbeutungslose Freiwirtschaft“.


Otto Weißleder: „Die beiden Grundfehler unserer Wirtschaftsordnung“.


Dr. Th. Christen: „Freilandfibel“, „Freigeldfibel“.


Silvio Gesell: „Die Ausbeutung. Ihre Ursache und ihre Bekämpfung“.


Dr. Sternberg: „Warum und wie zur Freiwirtschaft?“.


Für Vorträge über die Währungsfrage:
Dr. Th. Christen: „Die Währungsfrage“. „Die absolute Währung des Geldes“.


„Die Quantitätstheorie“. Und vieles andere mehr.


Dr. Paul Diehl: „Die Briefe des Bankdirektors Argentarius beantwortet von 


seinem Sohn“.
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Ernst Frankfurth u. Silvio Gesell: „Aktive Währungspolitik“.


Silvio Gesell: „Das Reichswährungsamt“. „El sistema monetario argentino“.


„La cuestion monetaria argentina“.


Für Vorträge über den Bürger- u. Völkerfrieden:
Dr. Rolf Engert: „Frieden und Freiheit“.


Silvio Gesell: „Gold und Frieden?“.


Silvio Gesell: „Freiland, die eherne Forderung des Friedens“.


Für Vorträge über die Freihandelsfrage:
Silvio Gesell: „Internationale Valutaassoziation“.


Silvio Gesell: „Deutsche Vorschläge für die Neugründung des Völkerbundes“.


Für Gesetzgeber:
Albrecht von Hoffmann, Oberregierungsrat: „Währung und Wirtschaft“.


Für Geschichtsforscher:
Fritz Schwarz: „Segen und Fluch des Geldes“.


Für Gewerkschaftler:
Silvio Gesell: „Denkschrift f. d. deutschen Gewerkschaften“.


Für Techniker:
Schriften des Reichsbundes Deutscher Techniker, Berlin W, Lützowstr. 27.:


„Absatzstockung und Arbeitslosigkeit und ihre Beseitigung“.


Für Esperantisten:
Dr. Paulo Stanisitsch: „La reforma mono de Silvio Gesell“.


Dr. Paulo Stanisitsch: „Nova ekonomia Politiko“.


Alle diese Schriften können durch die auf dem Umschlag verzeichneten


Organisationen, sowie durch den Verlag dieser Schrift bezogen werden.


Eden-Druckerei Paul Beck, Oranienburg-Eden
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An alle Freunde der Freiheit.


Gibt es noch einen intelligenten Menschen von umfassendem Blick, der mit


den sozialen Verhältnissen wahrhaft zufrieden ist? Ich bezweifle, daß es ihn gibt.


Ein Teil der Unzufriedenen resigniert – der andere Teil will ändern und bessern:
dem gehören wir an.


Ein Teil der Unzufriedenen flickt an der Oberfläche herum – der andere Teil will


grundlegende Umgestaltungen: dem gehören wir an.


Ein Teil der Unzufriedenen strebt eine stärkere Kollektivierung der


Lebensgestaltung an – der andere Teil eine stärkere Individualisierung: ihm


gehören wir an.


Wir wollen ein äußerstes Maß


an Freiheit,


an Selbstgestaltung des Lebens,


an Selbstverantwortung.


In einer Wirtschaft, in der es ZINS und GRUNDRENTE, also AUSBEUTER und


AUSGEBEUTETE, Sklavenhalter und Sklaven gibt, ist FREIHEIT NICHT


MÖGLICH, nicht zu schaffen. Denn eine solche Wirtchafts-„Ordnung“ muß durch


LIST UND ZWANG AUFRECHTERHALTEN werden. Die Mittel hierzu liefert der


STAAT, der unser ganzes Dasein kontrolliert, von der Geburt an uns in Register


zwingt, zum Impfen zwingt, zur Schule zwingt und so fort Der Staat ist nicht der


„Vater aller“, er ist und kann nur sein INNERHALB DES KAPITALISMUS EIN


KLASSENSTAAT, in dem diejenigen die Macht haben, die sie in der Wirtschaft


auch haben: Die Großgrundbesitzer, die Industriekapitäne, die Hochfinanz. Die


„erziehen“ und regieren uns nach ihren Interessen. Wir wollen aber nach unseren
Interessen leben – Darum:


Kämpft für den Sturz des Kapitalismus, 


und ihr schafft den vollen Arbeitsertrag, 


zu dem die persönliche Freiheit gehört.


SILVIO GESELL liefert Euch alle theoretischen Waffen in seiner kristallklaren


und umfassenden Wirtschaftslehre. Habt Ihr schon von FREILAND und FREI-


GELD gehört? Wisst Ihr genau, was FREILAND und FREIGELD bedeuten?


UNTERRICHTET EUCH, ehe Ihr urteilt, ehe Ihr handelt. Lest die Schriften


Gesells und seiner Gesinnungsfreunde. (Bücherverzeichnis siehe Rückseite.)


WISSEN IST MACHT – erarbeitet Euch diese Macht, und die FÜHRUNG wird


auf EUERER Seite sein und der SIEG sich an EUERE Fahnen heften.


347







Schriftenverzeichnis.
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Zum Geleit         


Die zentrale Rolle des Kaplans Gasten im ersten Teil des “Abgebauten 
Staates” war ein Zeichen dafür, daß Silvio Gesell in seinen letzten Lebensjahren
auch die Haltung der christlichen Kirchen zur sozialen Frage wieder genauer 
beobachtete. Zu ihnen hatte er lange Zeit ein äußerst distanziertes Verhältnis, 
seitdem Bischof Korum von Trier seinen Wunsch, ihm seine Sozialreformvor-
schläge vortragen zu dürfen, schroff zurückgewiesen hatte. Diese schmerzliche
Erfahrung hatte Gesell des öfteren zu harten Worten über den Mißbrauch der
Religion zu Machtzwecken und über das Versagen der Geistlichkeit während 
des ersten Weltkriegs veranlaßt. [Vgl. Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte ei-


nes Pioniers, Bern 1954, S. 360. Schmid zufolge trug sich dies nach Gesells Rückkehr aus Argen-


tinien zu, also vermutlich in der Zeit zwischen 1900 und 1904, denn 1904 ist in dem Buch "Die


Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag" die Forderung nach einer Entstaatlichung 


der Kirche enthalten; vgl. dazu den Band 4 der Gesammelten Werke, S. 288.] Diese “Herab-
würdigung der Kirche zum Staatsinstitut” müsse im Rahmen einer allgemeinen
Entstaatlichung aufhören. [Silvio Gesell, Der Abbau des Staates nach Einführung der Volks-


herrschaft, in: SGW Band 10, S. 225, sowie ders., Der abgebaute Staat, in: SGW Band 16, S. 336.]


Ein Prüfstein für die Wahrhaftigkeit der Kirchen war für Gesell ihre Einstellung
zum biblisch fundierten Zinsverbot der Patristik und der mittelalterlichen Scho-
lastik, mit dem er sich verschiedentlich beschäftigt hatte. [Silvio Gesell, Das Recht auf


den vollen Arbeitsertrag, in: SGW Band 4, S. 281-282; ders., Das päpstliche Zinsverbot, in: SGW 


Band 14, S. 158-159.] So mußte es seinen vehementen Widerspruch hervorrufen, daß
Pater Oswald von Nell-Breuning S.J. Vorträge hielt, in denen er das kanonische
Zinsverbot historisch relativierte und als “modernen Finanztransaktionen” gegen-
über unpassend erklärte. Seine Gedankenführung schloß Nell-Breuning mit der
geradezu demagogisch anmutenden Frage, “ob das ‘arbeitslose Einkommen’ 
wirklich so verabscheuungswürdig ist, wie man uns glauben machen will.” Zwar
habe Paulus gesagt, wer nicht arbeite, solle auch nicht essen; aber nicht arbei-
tende Kinder, Alte und Kranke würden doch auch zu essen bekommen. Wohl sei
es “... ein Übelstand, wenn die großen Einkommen überwiegend arbeitslos be-
zogen werden und der Mann der schaffenden Arbeit ein Einkommen hat, das 
hart an der Grenze des Existenzminimums oder noch darunter liegt.” Dagegen
müsse etwas unternommen werden, jedoch nicht mit dem Mittel des Zinsver-
bots. “Ein allgemeines Verbot des arbeitslosen Einkommens führt zu den größten
Ungeheuerlichkeiten und bedeutet letzthin die Abschaffung des Privateigentums,
die Abschaffung des Erbrechts, die Auflösung der Familien, mit einem Wort: den
sozialistischen Zuchthausstaat und Schlimmeres als diesen.” Es sei ein “wahres
Meisterstück des Satans”, wenn selbst gläubige Katholiken am kanonischen Zins-
verbot als Stütze ihrer Sozialkritik festhielten: “Statt unklarer Schwärmerei für ein
versunkenes katholisches Ideal demütiger Anschluß an die Kirche von heute.”
[Oswald von Nell-Breuning, Das 'arbeitslose Einkommen' - Zins oder Zinsverbot?, in: Zeitfragen -


Religiöswissenschaftliche Vorträge der Düsseldorfer Jesuitenpatres Nr. 45/1925.] Über diese Art,
in der ein katholischer Theologe den Kapitalismus verteidigte und ihn allenfalls
sozial ummänteln wollte, war Gesell zutiefst empört. Zornig, aber dennoch sach-







lich legte er dar, daß zwischen Darlehensgeschäften in der Antike und “moder-
nen Finanztransaktionen” kein so fundamentaler Unterschied besteht, wie Nell-
Breuning behauptete, und daß es ihm gar nicht um ein Verbot des Zinsnehmens
gehe, sondern um eine Änderung des Geldes, die ein selbsttätiges Absinken des
Zinsniveaus ermögliche. [Silvio Gesell, Die Verteidigung des Kapitalzinses durch den Pater von


Nell-Breuning SJ., in: SGW Band 15, S. 351-361. – Fraglich bleibt, ob Gesell den Satz "Gebt dem


Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist" zutreffend interpretiert hat. Vgl. dazu Hugo


Godschalk, Geld oder Gott?, in: Bankhistorisches Archiv 15. Jg. (1989), Nr. 2, S. 65-82.] 1927 ver-
öffentlichte Oswald von Nell-Breuning eine Artikelserie, in der er Gesells Frei-
geldvorschlag mit dem Zweifel in Frage stellte, ob eine so kleine Ursache wie 
die Geldumlaufgebühr tatsächlich so große ordnende und stabilisierende Wirkung-
en auf die Wirtschaft ausüben und Kapitalangebot und -nachfrage zum Ausgleich
bringen könne. [Oswald von Nell-Breuning, Freigeld, in: Westdeutsche Arbeiterzeitung Nr. 16-20/


1927.– Silvio Gesells Reaktion "Die Westdeutsche Arbeiterzeitung und das Freigeld", in: SGW Band


17, S. 49-55. – In einem Brief an Dieter Schad vom 28.3.1988 erinnerte sich Nell-Breuning: "Bereits in


den 20er Jahren habe ich mich mit den Vorschlägen von Silvio Gesell befaßt; in meiner 1926 abge-


lieferten Dissertation ist unter dem Schrifttum eine von Gesell gegen mich geschriebene Arbeit aufge-


zählt. Von Seiten seiner Anhänger war es mir schwer verübelt worden, daß ich mir erlaubt hatte, dar-


auf hinzuweisen, daß man Buchgeld nicht abstempeln könne, woran der Vorschlag, eine Geldreform


durch Abstempeln der Geldscheine durchzuführen, scheitern müsse. Die Inflationsmacher haben den


Weg gefunden, den Umlauf allen Geldes zu beschleunigen." (Der vollständige Brief von Nell-Breuning


an Schad befindet sich im Archiv der Freiwirtschaftlichen Bibliothek.) In seiner o. g. Replik erwähnte


Gesell, daß Nell-Breuning sich für Adolf Damaschkes Bodenreformbestrebungen eingesetzt habe. Zur


Einstellung, die Papst Leo XIII. in der Enzyklika "Über die Arbeiterfrage" zu Fragen des Bodenrechts


formuliert hatte, vgl. Henry George, Zur Erlösung aus sozialer Not – Offener Brief an Seine Heiligkeit


Papst Leo XIII., Berlin 1893.] Die Erfahrungen mit den Theologen seiner Zeit waren 
für Gesell so ernüchternd, daß er von den “mit Sündengeld finanzierten Kirchen”
keinerlei Unterstützung seiner Bestrebungen erwartete und auch seinen Mitar-
beitern ausdrücklich davon abriet, “... im Theologenteich zu fischen”. [Silvio Gesell,


Die Kirche und der Zins, in: SGW Band 17, S. 62 und 64.] Gleichwohl entstand um Benedikt
Uhlemayr in Deutschland, um Eduard Burri und Fritz Schwarz in der Schweiz 
und um Johannes Ude in Österreich eine starke Strömung innerhalb der NWO-
Bewegung, die die Kirchen an die Unvereinbarkeit des christlichen Liebesgebots
mit dem Zinsnehmen erinnern und die Geld- und Bodenreform auf ein von
Machtinteressen gereinigtes religiöses Fundament stellen wollten. [Eduard Burri,


Christentum und Zins – Eingabe an die theologischen Fakultäten der schweizerischen Hochschulen


und die Antworten der Fakultäten, Bern 2. Auflage 1926. – Eduard Burri und Fritz Schwarz, Der Zins


vom Standpunkt der christlichen Ethik, der Moral und der Volkswirtschaft, Bern o. J. (1935). – Johannes


Ude, Nieder mit dem Kapitalismus, Graz o. J. (1925). – Ders., Die Lösung der sozialen Frage durch


Christus, Graz o. J. (1926). – Ders., Christentum oder Zinswirtschaft, Bern 1938. – Benedikt Uhlemayr,


Dokumente der katholischen Wirtschaftsreformbewegung, in: Freiwirtschaftliches Archiv 5. Jg. 1929,


Nr. 9, S. 262-277 (Teil 1) und Nr. 11, S. 331-343 (Teil 2a), Nr. 12, S. 353-365 (Teil 2b). Teil 3 in: Die neue


Welt – Freiwirtschaftliches Archiv 7. Jg., S. 73-93. – Ders., Christliche Wirtschaftsordnung, Lauf 1933.


Über Johannes Ude vgl. Peter Hodina, Zwischen Selbstreform und Weltreform – Zum 20. Todestag von


Johannes Ude, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 65. Folge (1985), S. 3-8. – Gerhard Senft, Chronik


einer Legende – Freiwirtschaftsbewegung in Österreich, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 91. Folge


10







(1991), S. 25. – Auf Ude, Anton Orel und Karl von Vogelsang basierte Johannes Kleinhappl, dessen


Werke von Ernst van Loen herausgegeben wurden: Christliche Wirtschaftsethik, Freiburg und Wien


1991; Christentum und Kapitalismus, Innsbruck und Wien 1992; Kirchliche Kapitalismuskritik, Innsbruck


und Wien 1993. – Vgl. auch Roland Geitmann, Bibel – Kirchen-Zinswirtschaft, in: Zeitschrift für


Sozialökonomie 80. Folge (1989), S. 17-24. Ders., Natürliche Wirtschaftsordnung und Islam, in: Zeit-


schrift für Sozialökonomie 85. Folge (1990), S. 7-12. – Zur Katholischen Soziallehre vgl. Oswald von


Nell-Breuning, Gerechtigkeit und Freiheit – Grundzüge katholischer Soziallehre, Wien 1980. – Rudolf


Weiler, Einführung in die katholische Soziallehre, Graz und Köln 1991. – Zum Dialog zwischen NWO-


Bewegung und katholischer Soziallehre vgl. Roland Geitmann, Moraltheologische Orientierung zur


Wirtschaftsordnung, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 94. Folge (1992), S. 17-28. – Zur Ausein-


andersetzung mit evangelischer und jüdischer Sozialethik und der Wirtschaftsethik der alten Chinesen


vgl. die Beiträge von Christoph Körner, Johannes Hoffmann, Dieter Fauth, Roland Geitmann, Bernhard


Vogt und Hans Günter Wagner in der 102./103. Folge (1994) der Zeitschrift für Sozialökonomie. –


Werner Onken, Der Zins als Angelpunkt von Wirtschaft und Moral – Gedanken zu Otmar Issings


Einwänden gegen eine zinslose' Wirtschaft, in: Fragen der Freiheit 226. Folge (1994), S. 42-51.] 


Auf fruchtbaren Boden fielen diese Bestrebungen bei der vom linken Rand des
Zentrums abgespaltenen “Christlich-Sozialen Reichspartei” (CSRP), die die Geld-
und Bodenreformvorschläge in ihrer Zeitschrift “Das neue Volk” diskutierte und 
sie in ihr Programm aufnahm. Mitte Mai 1928 kam es im Anschluß an eine Wahl-
kundgebung der CSRP in Essen, auf der Vitus Heller und Nikolaus Ehlen spra-
chen, zu einem Treffen, an dem Hans van de Sandt und Josef Beckmann vom
CSRP-Vorstand sowie Bertha Heimberg, Ewald Wimber, Otto Lautenbach und
Fritz Hamel vom Vorstand des Freiwirtschaftsbundes teilnahmen. Bei den Wahlen
zum deutschen Reichstag erhielt die CSRP 110 000 Stimmen (0,4 %), die für ein
Mandat nicht ausreichten. Nach den Wahlen bestanden die Kontakte zwischen
CSRP und FWB weiter, obwohl Gesell an der Möglichkeit zweifelte, “die katho-
lischen Massen für FFF zu organisieren”. [Freiwirtschaftliche Zeitung 5. Jg. (1928), Nr. 19, 


21 und 22, jeweils auf der ersten Seite, sowie Gesells Brief an Bertha Heimberg vom 11.7.1929. – Über


Vitus Heller und die CSRP vgl. D. Riesenberger, Art. Vitus Heller, in: Helmut Donat und Karl Holl (Hg.),


Die Friedensbewegung – Organisierter Pazifismus in Deutschland, Österreich und in der Schweiz,


Düsseldorf 1983, S. 180-181. – Werner Fritsch, Art. CSRP, in: Dieter Fricke u. a. (Hg.), Lexikon zur 


Parteiengeschichte Band 1, Leipzig 1983, S. 455-463. – Über Nikolaus Ehlen vgl. Barbara und Gerd


Wolandt, Nikolaus Ehlen – ein Leben für den Nächsten, in: Bergischer Geschichtsverein Velbert-Har-


denberg (Hg.), Historische Beiträge Nr. 7/1986, S. 42-50 mit Hinweisen auf Ehlens Aufsätze zum


Bodenrecht, zu Siedlungsfragen und zum Zins. – Wolfgang Löhr, Vitus Heller, in: Jürgen Aretz (Hg.),


Zeitgeschichte in Lebensbildern Band 4, Mainz 1980, S. 186-196.] Während der katholische
Theologe Johannes Ude wegen seines Engagements für die Geld- und Boden-
reform gemaßregelt wurde und seine Professur an der Universität Graz verlor, 
fand der reformierte Theologe Eduard Burri in der Schweiz hierfür das Verständ-
nis des religiösen Sozialisten Leonhard Ragaz. [Leonhard Ragaz, Die Bibel – eine Deutung,


Band 2, Zürich 1947, S. 133-134. Ders., Ein sozialistisches Programm, Olten o. J. (ca. 1919/20).]


Einer Abwehrhaltung gegenüber Kirche und Staat entsprangen auch Gesells
Auffassungen über die Ehe und Familie. Aus der Absicht, die Mütter durch ein
Erziehungsgeld aus der Bodenrente von den Vätern wirtschaftlich unabhängig zu
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machen, hatte sich für ihn schon 1913 ein neues Bild der Ehe jenseits von mate-
riellen Interessen, Prestige und zwanghaften Konventionen ergeben: Ohne Trau-
schein “... soll die Ehe fester denn je sein, aber nur durch die Bande gegenseiti-
ger freier Liebe geschlossen werden. Der Zwang aber fällt weg.” [Silvio Gesell, Die


Auslese durch das Christentum, den Krieg und den physiokratischen Frieden, in: SGW Band 7, S. 225.]


Zehn Jahre später hob Gesell im “Aufstieg des Abendlandes” die große Bedeu-
tung hervor, die einer von der Einmischung kirchlicher Moral und staatlicher Ge-
setze freien Liebe zwischen Mann und Frau zukommt für die Regeneration der
Menschheit von körperlichen, seelischen und geistigen Schäden, welche ihr nach
Millionen Jahren der Evolution durch eine “6000-jährige kapitalistische Unzucht”
zugefügt worden waren. [Silvio Gesell, Der Aufstieg des Abendlandes, in: SGW Band 14, S. 203.]


Er verurteilte es, daß die Gesetze des Machtstaates über den Gesetzen Gottes
und der Natur standen und daß der Staat sich anmaßte, zum Beispiel durch eine
Zwangssterilisation von Müttern mit zwei nichtehelichen Kindern “Rassenhygiene”
betreiben zu wollen. [Silvio Gesell, Susannas unbefleckte Empfängnis, in: SGW Band 15, S. 328.


Ders., Im Rachen des Staates, in: SGW Band 15, S. 346.] Die Wahl und gegebenenfalls 
auch der Wechsel von Partnern sowie die Entscheidung über Empfängnisverhü-
tung und Abtreibung waren für Gesell einzig und allein private Angelegenheiten 
der betroffenen Frauen, in die sich weder die Kirche noch der Staat einmischen
dürften. Gleichwohl bezweifelte er, ob die Frauen durch eine Verweigerung von
Schwangerschaft, Geburt und Kindererziehung glücklicher würden. Und er hielt
“die heute so viel geübte Abtreiberei für das größte Leid, das über eine Frau kom-
men kann.” [Brief Silvio Gesells an Lotte Spörry-Blumenthal, undatiert (ca. 1926/27). – Vgl. auch


"Die Zukunft Deutschlands liegt in Necropolis" im Anhang zu SGW Band 17.] Statt die Frauen dem
Leid abgekühlter Ehen und ungewollter Schwangerschaften zu überlassen, sollten
“... solche wirtschaftlichen und sozialen Zustände (geschaffen werden), daß den
Frauen die Aufzucht einer Kinderschar nicht mehr zur Qual, sondern das Liebes-
und Familienleben zur ewig sprudelnden Quelle echtester Freuden werde.” [Silvio


Gesell, Der Gebärstreik im Lichte der Fysiokratie, in: SGW Band 17, S. 73..] An diese Äußerung,
die sich auf eine zu jener Zeit neu entwickelte Methode der Empfängnisverhütung
bezog, schloß sich noch eine Diskussion über die Geburtenregelung in der Wochen-
zeitung des Fysiokratischen Kampfbundes (FKB) an; sie verlief jedoch bald im
Sande. [Diese Diskussion fand im Frühjahr 1927 in der "Letzten Politik" statt. Gesell beteiligte sich


daran mit weiteren Beiträgen: "Nochmals der Gebärstreik" (Nr. 12), "Physiokraten sind keine Philister"


(Nr. 13), "Die Sicherung des Menschengeschlechts" (Nr. 20) und "Die Sache der Menschheit" (Nr. 24).] 


Obwohl auch Männer wie Werner Zimmermann versuchten, den Gedanken der
freien Liebe zu popularisieren [Werner Zimmermann, Die Befreiung der Frau 1922. Ders., Liebe


– von ihrem dreifachen Sinn, Berlin 1925. Ders., Lichtwärts – Ein Buch erlösender Erziehung, 6. Auflage


1926. – Alfred Bader, Die Befreiung der Frau, Hamburg 1921. – Theophil Christen, Die politische


Frauenfibel, Bern 1932.], rückte die Frauenfrage innerhalb der NWO-Bewegung in den
Hintergrund. Im FKB blieben die Frauen um Hanna Blumenthal, Maria Wagemuth
und Luise Dornemann eine kleine Minderheit. Und im Freiwirtschaftsbund (FWB)
stand Bertha Heimberg noch mehr allein mit ihren Versuchen, die Frauenrecht-
lerinnen für Gesells Vorschlag einer ‘Mütterrente’ zu interessieren. Lediglich Fried-
rich Landmann beschäftigte sich noch intensiv mit Frauenfragen und der her-
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kömmlichen Sexualmoral; jedoch verklärte er ebenso wie Zimmermann die Rolle
der Frau als Mutter. [Über Frauenfragen vgl. folgende Aufsätze in der Zeitschrift "Die Freiwirt-


schaft durch Freiland und Freigeld": Bertha Heimberg, Das Eheproblem, in: Nr. 7/1924, S. 206-210.-


Hanna Blumenthal, Eine Verteidigung der Mutterrente, in: Nr. 20/1924, S. 533-541, und Nr. 21, S. 563-


570. – Maria Wagemuth, Noch einmal: Mutterrente oder Kinderrente?, in: Nr. 13/1924, S. 352-361.


Dies., Die Lösung der Frauenfrage, in: Nr. 15/1924, S. 405-411. Dies., Aufstieg des Abendlandes – Ein


Wort an denkende Frauen, in: Der neue Kurs Nr. 11/1924, S. 5. Arbeiterinnenschutz, in: Letzte Politik


Nr. 84/1926. Unveröffentlicht blieb eine Auseinandersetzung von Maria Wagemuth mit August 


Bebels "Die Frau und der Sozialismus" (Letzte Politik Nr. 11/1927). – Eine Studie von Günter Bartsch


über das Verhältnis von NWO- und Frauenbewegung wird in einem weiteren Band der "Studien zur


Natürlichen Wirtschaftsordnung" veröffentlicht.]


Auch wenn es schon während des ersten Weltkriegs Verbindungen von Pau-
lus Klüpfel und Silvio Gesell mit den Frauenrechtlerinnen Lily Braun und Helene
Stöcker gab und obwohl seit Anfang der 20er Jahre Kontakte zur Internationalen
Frauenliga für Frieden und Freiheit bestanden [Zu Lily Braun vgl. den Brief von Paulus


Klüpfel an Johanna Gesell vom 3.12.1914. Am 13.9.1916 schrieb Helene Stöcker an Gesell: "Mit dem


großen Teil Ihrer Argumente bin ich ganz einverstanden." Über die Kontakte zur "Internationalen


Frauenliga ..." vgl. "Die neue Zeitung der Arbeit" Nr. 39 /1925.], kam es zu keiner weiteren
gegenseitigen Beeinflussung von Frauen- und NWO-Bewegung. Mit den Ver-
öffentlichungen der Frauenrechtlerinnen setzte sich Gesell nicht detaillierter aus-
einander. Dabei hätte es gerade bei Helene Stöcker Anknüpfungspunkte für ei-
nen Gedankenaustausch gegeben, da sie ebenfalls für eine Erleichterung der 
Ehescheidung sowie für eine bessere Stellung alleinstehender Mütter und eine
Gleichberechtigung ehelicher und nichtehelicher Kinder kämpfte. Im bürgerlichen
Bund Deutscher Frauen-vereine (BDF) gab es eine Diskussion über eine “Mutter-
schaftsrente” als Mittel, die Hausfrauenarbeit aufzuwerten und sie wie die außer-
häusliche Erwerbsarbeit der Männer zu entlohnen. Wegen knapper Staatsfinan-
zen – die Bodenrente wurde im BDF nicht als Finanzierungsquelle in Erwägung
gezogen – galt ein solches Vorhaben jedoch als unrealisierbar. [Herrad Schenk, Die


feministische Herausforderung – 150 Jahre Frauenbewegung in Deutschland, 3. Auflage München


1983, S. 35 über Helene Stöcker und S. 61 über die Diskussion im BDF. Ähnliche Gedanken über die


Bezahlung der Hausfrauenarbeit vertrat bereits um die Mitte des 19. Jahrhunderts der deutsche


Pädagoge Julius Fröbel in seinem "System der sozialen Politik", Mannheim 1848.]


Im großen und ganzen hatten die bürgerliche und mehr noch die proletarische
Frauenbewegung in ihrem Kampf für das politische Wahlrecht der Frauen und 
für ihren Zugang zu Bildung und Erwerbsarbeit andere Schwerpunkte als die eher
intraditionellen Rollenmustern denkende NWO-Bewegung. Eine Verständigung
war dadurch erschwert. Anstatt den Kampf der Frauen um ihren Zugang zu Bil-
dung und Beruf als Ergänzung seiner eigenen Ziele zu unterstützen, stand Gesell
ihm eher reserviert gegenüber. Umgekehrt überhörte die Frauenbewegung war-
nende Worte wie die von Bertha Heimberg, daß die Frauen durch das politische
Wahlrecht und den Einstieg in Erwerbstätigkeiten “... lediglich in die Rolle der ver-
sklavten und hart geplagten Männer aufgerückt” und nunmehr durch Beruf und
Haushalt doppelt belastet seien. Die “geschlechtliche Versklavung durch die wirt-
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schaftliche Abhängigkeit vom Mann” bestehe fort. Im System der kapitalistisch-
en Ausbeutung durch Bodenrente und Zins werde die Frau trotz ihrer politi-
schen Mitbestimmung nun sogar doppelt ausgebeutet. Ihre wirtschaftlichen Ket-
ten ließen sich nur im Zuge einer Bodenrechtsreform zerbrechen, wenn jede
Mutter – verheiratet oder nicht – für jedes eheliche wie nichteheliche Kind ein
monatliches Erziehungsgeld erhalte. [Bertha Heimberg, Freiland die eherne Forderung der


Frauen, in: Freiwirtschaftliche Zeitung Nr. 3/1928, S. 5. – Siehe auch Theophil Christen, Mann, Frau


und der Kapitalismus, sowie Friedrich Landmann, Die Frau und das Bodenrecht, in: Freiwirtschaftliche


Zeitung Nr. 3/1928, S. 5-6. – In seinen Frühschriften hatte Gesell das politische Wahlrecht der Frauen


sogar noch abgelehnt. Vgl. SGW Band 1, S. 139-140.]


Trotz seines traditionellen und zudem noch darwinistisch geprägten Bildes von
der Rolle der Frauen in der Gesellschaft trat Gesell alles in allem den Frauen
respektvoller gegenüber als patriarchalische Theologen und Philosophen wie der
Apostel Paulus, Hegel, Marx oder Nietzsche. Auch innerhalb der modernen Öko-
nomie und ihrer Kritiker gehörte er neben Charles Fourier und John Stuart Mill zu
den wenigen Ausnahmen, die die Frauen nicht aus ihren Theorien ausblendeten
und die nicht wie die Theoretiker von Adam Smith bis John Maynard Keynes
scheinbar geschlechtsneutrale, aber de facto frauendiskriminierende Modelle 
entwarfen. [Uwe Gerber, Die feministische Eroberung der Theologie, München 1987, S. 83 ff. –


Elisabeth Moltmann-Wendel, Das Land wo Milch und Honig fließt – Perspektiven einer feministischen


Theologie, 2. Auflage Gütersloh 1987, S. 83 ff. – Hegel meinte, Frauen seien für höhere Wissen-


schaften, für die Philosophie und gewisse Künste nicht geschaffen. Vgl. Grundlinien der Philosophie


des Rechts, Stuttgart 1981, S. 312-313. – Über die Einstellung von Marx und anderen Theoretikern 


der Arbeiterbewegung zu den Frauen vgl. Marielouise Janssen-Jurreit, Sexismus – Über die Abtreibung


der Frauenfrage, Frankfurt 1979, S. 191-253. – Charles Fourier, Theorie der vier Bewegungen und der


allgemeinen Bestimmungen – Über Liebe und Ehe, in: Thilo Ramm (Hg.), Der Frühsozialismus –


Quellentexte, 2. Auflage Stuttgart 1968, S. 156. – John Stuart Mill, Über die Hörigkeit der Frau, Frank-


furt 1991. – Mascha Madörin, Männliche Ökonomie – Ökonomie der Männlichkeit, in: emanzipation 


Nr. 1/1991. – Maria Mies, Patriarchat und Kapital, Zürich 1992.] Hieraus ergibt sich die Auf-
gabe, Gesells Vorschläge für einen Ausgleich des ‘kleinen Unterschieds’ zwi-
schen Mann und Frau im Kontext der älteren und neueren Frauenbewegung kri-
tisch zu sichten, sie zu einer frauenfreundlichen Ökonomie weiterzuentwickeln
[Erste Ansätze hierzu bei Margit Kennedy, Frauen tragen die größte Last, in: Rüdiger Lutz (Hg.), 


Frauen Zukünfte - Öko-Log-Buch 3, Weinheim 1984, S. 64-71. - Hans Weitkamp, Entlohnung der


Mütterleistung - eine bleibende Utopie oder eine mögliche Realität?, in: Zeitschrift für Sozialökono-


mie 67. Folge (1985), S. 31-38. - Helmut Creutz, Leistungslose Einkünfte aus Bodenbesitz und ihre


Verwendung als Lohn für Erziehungsarbeit, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 69. Folge (1986), S. 30-


33. - Wera Wendnagel, Mütter arbeiten für uns alle, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 72. Folge (1987),


S. 8-15. - Wie die Begegnung mit der Frauenrechtlerin Hannelore Schröder zeigte, brachten diese


Ansätze noch keine engere Verbindung mit dem Feminismus; Zeitschrift für Sozialökonomie 70. und


71. Folge (1986). - Werner Onken, Umrisse einer weiblichen und männlichen Ökonomie, Lütjenburg


1998. - Vgl. auch Dieter Suhr, Transferrechtliche Ausbeutung und verfassungsrechtlicher Schutz von


Familien, Müttern und Kindern, in: Der Staat - Zeitschrift für Staatslehre, Öffentliches Recht und


Verfassungsgeschichte, Band 29 (1990), S. 69-86.] und daraus auch Folgerungen für ein
familienfreundlicheres Steuer- und Sozialversicherungsrecht abzuleiten. Auf die
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Dauer trägt es zum Niedergang der Familien bei, wenn der heutige Staat pri-
vate Milliardengewinne aus der Bodenspekulation zuläßt und jährlich mehr als 
100 Milliarden Mark für die Verzinsung seiner Schulden ausgibt, während im Jahr
1993 für Kindergeld nur 22 Mrd. DM und für Erziehungsgeld nur etwas mehr als 
7 Mrd. DM bereitstanden. 


Enttäuschend war für die NWO-Bewegung in den späten 20er Jahren nicht 
nur die geringe Resonanz aus der Frauen-, Friedens- und Arbeiterbewegung, son-
dern auch das Ausbleiben einer revolutionären Situation. Infolgedessen korrigierte
sie ihre revolutionäre Strategie und Taktik und verlegte sich auf direkte Aktionen.
Auf ihrem linken Flügel gründeten die Fysiokraten um Hans Timm eine Wära-
Tauschgesellschaft, die die “Wära” als ein eigenes, nach dem Vorbild des Frei-
geldes gestaltetes Zahlungsmittel herausgab. Und auf dem rechten Flügel bilde-
te Ernst Hunkel eine Selbsthilfe der Arbeit (SdA) mit einer Indexbank und einer
Bausparkasse. Die SdA sollte zu einer Nische innerhalb der kapitalistischen Ge-
sellschaft werden, in der kaufkraftbeständiges Sparen und zinsloses Bauen
modellhaft praktiziert werden könnten. [Werner Onken, Ein vergessenes Kapital der Wirt-


schaftsgeschichte – Schwanenkirchen, Wörgl und andere Freigeldexperimente, in: Zeitschrift für


Sozialökonomie 57./58. Folge (1983), S. 3-20.– Ernst Hunkel hatte in der Nachfolge von Gustav


Simons Gesells Theorien mit völkischen Ideologien vermischt; er war Mitte der 20er Jahre zu einer


Randfigur der NWO-Bewegung geworden, weil diese sich auf den Grundsatz der weltanschaulichen


Neutralität festgelegt hatte. Mit der SdA gründete er 1927 als deren Organ die Zeitschrift "Freies 


Volk auf freiem Grund", die 1930 wieder eingestellt wurde, als die SdA wegen Korruption Konkurs


anmelden mußte. Auf dem rechten Flügel der NWO-Bewegung gab es danach auch noch ein Geld-


experiment ähnlich der "Wära", und zwar den "Geraer Tauscher"; vgl. dazu Heinz Fengler, Silvio Ge-


sell und das Tauschgeld, in: Der Geldscheinsammler – Zeitschrift für Papiergeld Nr. 4/1993, S. 18-24.


– Zur neueren Diskussion über alternative Geldsysteme vgl. die Beiträge von Thomas Estermann,


Christian Schneider, Helmut Creutz und Thomas Klein in der 101. und 102./103. Folge der Zeitschrift


für Sozialökonomie.] 


Dem Versuch der SdA, den FWB für ihre Zwecke zu instrumentalisieren, trat
besonders Bertha Heimberg als dessen Bundesgeschäftsführerin entgegen. Sie
zweifelte an der Möglichkeit, inmitten falscher Strukturen der ‘Wüste des Kapita-
lismus’ kleine ‘Oasen’ einer gerechteren Welt zu schaffen. Aus Furcht vor un-
seriösen Geschäftspraktiken verwahrte sie sich entschieden gegen eine Ver-
quickung des FWB mit den Interessen eines einzelnen Unternehmens und be-
tonte den Charakter des Bundes als eine reine Aufklärungsorganisation. Ebenso
erfolgreich konnte Bertha Heimberg jene Kräfte zurückdrängen, die den FWB in
eine politische Partei umwandeln wollten. Für ihren Zweifrontenkampf gegen die
SdA und die Verfechter der Parteipolitik fand sie die Unterstützung von Silvio
Gesell, der sich auch von der Wära-Aktion der Fysiokraten fernhielt. Nachdem er
sich von Hans Timm weitgehend zurückgezogen hatte, entwickelte sich nunmehr
eine sehr enge Zusammenarbeit mit Bertha Heimberg. [Bertha Heimberg war während


des ersten Weltkriegs Sekretärin im "Gewerkschaftsbund der Angestellten" gewesen und zusammen


mit dem GdA-Vorsitzenden Wilhelm Beckmann bald nach dem Ende des Krieges in den FWB einge-


treten. Zu Unrecht hat Werner Schmid ihre Rolle in der Umgebung Gesells heruntergespielt (Silvio
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Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 303). Obwohl sie als Jüdin ab 1933 ständig


gefährdet war, organisierte Bertha Heimberg noch illegale Untergrundversammlungen (Günter Bartsch,


Die NWO-Bewegung Silvio Gesells, Lütjenburg 1994, S. 123). Erst die Reichskristallnacht war für sie


das Signal zur Emigration nach England, von wo sie 1948 zurückkehrte.] Sie führte auch da-
zu, daß Gesell gegen Ende seines Lebens fast nur noch in den Organen des 
FWB veröffentlichte. Gemäß dem Selbstverständnis des Bundes konzentrierte
Gesell sich dabei auf Kommentare zum wirtschaftspolitischen Zeitgeschehen und
auf die Beschäftigung mit der herrschenden Ökonomie. Er reagierte auf Ein-
wendungen von Franz Haber gegen seine Theorie [Silvio Gesell, Ein neuer wissen-


schaftlicher Kritiker der Freigeldlehre, in: SGW Band 17, S. 45. – Vgl. weitere Dissertationen von Walter


Künkel, Der monetäre Ursprung des Zinses, Freiburg 1923. – Willi Bethge, Die Freigeldlehre Silvio


Gesells, Köthen in Anhalt 1927.], wiederholte seine Kritik an der damaligen Werttheorie
[Silvio Gesell, Der Wertgedanke – Das verhüllte Dogma der Nationalökonomie in neuer Gestalt, in:


SGW Band 17, S. 174. Vgl. auch die Natürliche Wirtschaftsordnung, SGW Band 11, S. 121 ff. – Ansätze


einer kritischen Revision von Gesells Haltung zur Werttheorie bei Karl Walker, Das Weltwährungs-


system, Hann.-Münden 1979, S. 12 ff., und ders. Ausgewählte Werke, Lütjenburg 1995, S. 292-304.]


und machte darauf aufmerksam, daß die Ökonomie Hermann Heinrich Gossen
und Leon Walras zwar als Begründer der Theorie vom subjektiven Nutzwert der
Güter achtete, aber beider Eintreten für einen Rückkauf des Bodens durch den
Staat und seine Verpachtung an private Nutzer ignorierte. Während die Gossen-
schen Gesetze zum Lehrbuchwissen der Öko-nomie wurden, galt Gossen wegen
seiner Vorschläge zur Entmonopolisierung von Boden und Kapital als Phantast.
[Silvio Gesell, Gossen?, in: SGW Band 16, S. 78, sowie ders., Rezension der von Friedrich August 


von Hayek herausgegebenen 3. Auflage von Gossens Werk "Entwicklung der Gesetze des mensch-


lichen Verkehrs und der daraus fließenden Regeln für menschliches Handeln", Berlin 1927. – Vgl. 


den Art. "H.H. Gossen" von Georges Henri Bousquet, in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften 


Band 4, Göttingen 1965, S. 618-620.] Und während Walras’ Gleichgewichtstheorie 
zum Fundament der neoklassischen Standardökonomie wurde, taten die Ökono-
men es als eine “Verirrung” ab, daß Walras den Boden sozialisieren wollte, damit
der Markt eine gerechtere Verteilung bewirken und der Staat sich nur noch aus 
den Bodenpachten finanzieren könne. [Torsten Oltmanns, Die Weisheit des Auktionators, in:


ZEIT-Punkte Nr. 3/1993, S. 26 (in der Reihe "Zeit der Ökonomen – Eine kritische Bilanz des volks-


wirtschaftlichen Denkens").]


Innerhalb seiner Anhängerschaft geriet Gesell mehr und mehr in eine Isolation,
seitdem sich seine Beziehungen sowohl zu den deutschen Fysiokraten als auch
zum Schweizer Freiwirtschaftsbund stark abgekühlt hatten. Und nach außen saß
er gleichsam zwischen allen Stühlen der Bodenreformer um Adolf Damaschke 
und der Anarchisten, der Sozialdemokraten und Gewerkschaften, der Frauen und
Pazifisten, der Christen und der Wirtschaftswissenschaftler. Fast vierzig Jahre lang
hatte sich Gesell unermüdlich an diese Kreise gewandt – ohne sichtbaren Erfolg.
So wich sein kühner und manchmal auch naiver Optimismus früherer Jahre der 
bitteren Einsicht, daß “... man die Widerstände unterschätzt, die von den be-
stehenden kommunistischen, sozialdemokratischen, syndikalistischen, anarchisti-
schen und christlichen Organisationen ausgehen. Es ist doch bedeutsam, daß wir
in Deutschland bei den Führern dieser Organisationen so gut wie keinen Erfolg
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gehabt haben und in dieser Hinsicht auch schon (etwas spät) jede Hoffnung 
aufgegeben haben.” [Brief Gesells vom 13.6.1928 an einen ungenannten Empfänger (möglicher-


weise Hugo Fack oder Ludwig Vogt).]


In einer Studie über die Vorgeschichte des Nationalsozialismus erweckte Udo
Kissenkoetter den Eindruck, Silvio Gesell gehöre neben Gottfried Feder zu den
wirtschaftspolitischen Vordenkern der NSDAP und er habe sich um einen näheren
Kontakt mit den Gebrüdern Otto und Gregor Straßer bemüht. In der bodenre-
formerischen Genossenschaftssiedlung Eden bei Oranienburg, wo Gesell schon
vor dem ersten Weltkrieg gelebt hatte und wo er seit Anfang 1927 wieder wohn-
te, habe um 1928/29 eine persönliche Aussprache zwischen ihm und den
Gebrüdern Straßer stattgefunden. [Udo Kissenkoetter, Gregor Straßer und die NSDAP,


Stuttgart 1978, S. 87-101, hier: 97. Kissenkoetter beruft sich auf eine mündliche Auskunft von Otto


Straßer vom 10.4.1971. – Über  die Geschichte der Eden-Genossenschaft vgl. Werner Onken, Modell-


versuche mit sozialpflichtigem Boden und Geld, Lütjenburg 1997.] Otto Straßers “Kampfver-
lag” befand sich zu jener Zeit in Oranienburg, so daß ein solches Treffen leicht 
zu arrangieren war. Jedoch ist zweifelhaft, ob die Initiative hierzu von Gesell 
ausging, denn es gibt keine Anzeichen dafür, daß er jemals Sympathien für ein
Denken in ständischen Ordnungen und für die Romantiker des 19. Jahrhunderts
gehabt oder Annäherungsversuche an den deutschen Konservativismus und
Rechtsextremismus in der Weimarer Zeit unternommen hätte. [Über die in den Feu-


dalismus zurückreichende Entstehungsgeschichte des Konservativismus und seine Entwicklung im 


19. und 20. Jahrhundert vgl. Klaus Fritzsche, Konservativismus, in: Franz Neumann (Hg.), Politische


Theorien und Ideologien, Baden-Baden 1975, S. 45-80. – Von Anfang an hatte Gesell die Hoffnung,


daß die Sozialisten und Gewerkschaften ihn verstehen würden (vgl. Nervus rerum, in: SGW Band 1, 


S. 152, und die Denkschriften an die deutschen Gewerkschaften, in: SGW Band 13, S. 193 ff. – Vgl.


auch Hanna Blumenthal, Unsere Arbeit in den Gewerkschaften, in: Die Freiwirtschaft durch Freiland


und Freigeld 7. Jg. (1925), Nr. 19, S. 387-399, und Nr. 24, S. 501-514. – Werner Onken, Silvio Gesells


kritische Distanz zum Rechtsextremismus in der Weimarer Republik, in: Zeitschrift für Sozialökonomie


106. Folge (1995), S. 2-17.] Dieses Treffen dürfte genauso ergebnislos verlaufen sein
wie eine zufällige Begegnung Gesells mit Gottfried Feder im April 1919 in Mün-
chen. [Vgl. das Geleitwort zum Band 10, S. 16.] Sein gesamter Habitus widersprach der
Ökonomie des deutschen Sonderwegs mit Fichtes “Geschlossenem Handels-
staat”, mit des Gutsbesitzers Johann Heinrich von Thünens Modell eines “Iso-
lierten Staates” oder mit dem “Nationalen System der politischen Ökonomie”, das
Friedrich List dem englischen Liberalismus entgegenstellte, um die deutsche In-
dustrie mit Zöllen vor ausländischer Konkurrenz zu schützen. In Übereinstimmung
mit dem nordamerikanischen Bodenreformer Henry George verwarf Gesell jeg-
liches Streben nach Protektionismus und Autarkie, besonders auch die landwirt-
schaftliche Zollpolitik, mit der ostelbische Junker ihre Sonderinteressen durch-
setzten: “Großgrundbesitz durch Zölle schützen, heißt praktisch die Reaktion auf
Kosten der Republik schützen.” [Silvio Gesell, Die Landwirtschaft – ein Luxus des Deutschen


Reiches, in: SGW Band 16, S. 170. – Über Thünen und List vgl. Anton Tautscher, Geschichte der


Volkswirtschaftslehre, Wien 1950, S. 92-111, sowie Günter Schmölders, Geschichte der Volkswirt-


schaftslehre, Reinbek bei Hamburg 1962 / 1977, S. 31-45.]


Daß Silvio Gesell sich mehr zur angelsächsischen Liberalität und Weltoffen-
heit hingezogen fühlte als zu den Traditionen des geistig und politisch hinterher-
hinkenden Deutschland, zeigt auch seine Äußerung, seine “Natürliche Wirt-







schaftsordnung” sei ein “ausgesprochen amerikanisches Ziel, mehr noch als 
ein englisches”. [Brief Silvio Gesells an Hugo Fack vom 20.10.1928.] Dementsprechend 
hoffte er, im angelsächsischen Sprachraum mehr Verständnis für seine Erkennt-
nisse zu finden, zumal “der Marxismus in Amerika noch keine politische Macht 
darstellt ... Was uns hier in Deutschland in dreißig Jahren nicht möglich wurde
infolge der hermetischen Abschließung der Arbeitermassen durch die Marxis-
ten, nämlich der Anschluß an die Arbeiter, das dürfte in Amerika erheblich ein-
facher sein.” [Brief Silvio Gesells an Ludwig Vogt vom 18.7.1928.] Ermutigend war für Gesell 
außerdem das Interesse des führenden amerikanischen Geldtheoretikers Irving
Fisher an seinen Theorien. Statt sich von der sich verstärkenden Wendung des
deutschen politischen Klimas nach rechts erfassen zu lassen, verwandte Gesell
während seiner letzten Lebensjahre große Mühen darauf, die von seinem irischen
Mitarbeiter Philip Pye verfaßte englische Übersetzung seiner “Natürlichen Wirt-
schaftsordnung” für den Druck zu überarbeiten und dafür einen amerikanischen
Verleger zu suchen. Nachdem sich die Aussichten auf eine Veröffentlichung in 
dem renommierten sozialkritischen Verlag Vanguard Press zerschlagen hatten,
erschien die “Natural Economic Order” schließlich im Herbst 1929 im Selbst-
verlag in Berlin. Das erste Exemplar war Gesells in British Columbien/Kanada
lebendem Bruder gewidmet: “My dear Hermann: es sind 40 Jahre her, daß Du
mich in Buenos Aires, Calle Paraguay 3033 ermuntertest, meine Ideen über das
Geldwesen niederzuschreiben. It’s a long way to Tipperary.” [Brief des kanadischen


Bodenreformers und Stadtverordneten von Victoria B.C.E. Woodward an Gesells jüngste Schwester


Laura vom 9.1.1958. – Die NEO enthält Änderungen gegenüber der 4.-6. deutschen Auflage, die in 


den weiteren deutschen Ausgaben der NWO bislang nicht berücksichtigt sind. Vgl. das Vorwort zum


Band 11. Die Kontakte zu amerikanischen Verlagen liefen übrigens über eine "Freiwirtschaftlich-fysio-


kratische Arbeitsgemeinschaft in New York". (Letzte Politik Nr. 11/1926, S. 5)] Der Versand des
Buches an Wissenschaftler und Politiker in England und Amerika war mühsam 
und zeitraubend. Es beeindruckte Irving Fisher und den berühmten englischen
Ökonomen John Maynard Keynes. Und es löste auch eine Diskussion innerhalb
der Labour-Party aus, an der sich namhafte Politiker wie George Lansbury und
Stafford Cripps beteiligten. [Vgl. Philip Pye, Gesells Monetary and Social Reform – Free Eco-


nomy, in: The Nineteenth Century and After, London 1920. – Irving Fisher, Schwundgeld?, in: Leo-


pold Schwarzschild (Hg.), Das Tage-Buch 13. Jg. (1932), Nr. 52, S. 2053-2057. – John Henry Büchi,


Free Money – A Way out of Money Maze (mit einem Vorwort von George Landsbury), London 1933. –


John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, Berlin


1936, S. 298 ff. – Leonard Wise, Great Money Reformers: Silvio Gesell, Arthur Kitson, Frederic Soddy,


London 1949. – A. Brodbeck, Die 'Neu-Ökonomisten' in England, in: Die neue Welt –


Freiwirtschaftliches Archiv Nr. 3-4/1931, S. 105-112.]


Unterdessen begann sich zu rächen, daß die deutsche Politik es in “achtjähri-
ger Finanzpfuscherei” [Silvio Gesell, Das Finanzprogramm der Münchener Räteregierung und 


die achtjährige Finanzpfuscherei, in: SGW Band 17, S. 74.]  versäumt hatte, das Repara-
tionsproblem zu lösen und die Wirtschaft auf eine auf gerechtem Interessen-
ausgleich beruhende und vom Ausland unabhängige Basis zu stellen. Gesell
teilte den sich rechts wie links und auch in weiten Teilen des Bürgertums immer
mehr ausbreitenden Zweifel, ob der Parlamentarismus hierzu überhaupt in der
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Lage sei. Seine Hoffnungen setzte er indessen nicht auf autoritäre Regierungs-
formen, sondern er trauerte der Chance zum politischen Handeln nach, die die
Münchener Räteregierung 1919 nicht hatte nutzen können. [Ebenda. Zum weit ver-


breiteten Zweifel am Parlamentarismus vgl. Helmut Heiber, Die Republik von Weimar, München 1985,


S. 220. – Reinhard Kühnl, Die Weimarer Republik, Heilbronn 1993, S. 202. – Schon 1924 wandte 


sich Gesell gegen ein "Weiterwursteln bis zum nächsten Ermächtigungsgesetz" (Zurück auf den


Ausgangspunkt, in: SGW Band 15, S. 188). 1927 schien er eine "Restauration der Monarchie" zu be-


fürchten (Das Finanzprogramm der Münchener Räteregierung ..., in: SGW Band 17, S. 78). Anderer-


seits erwog er in einem Brief an seinen jugoslawischen Mitarbeiter Paul Stanisic vom 11.7.1929, ob 


die "Diktatur in Jugoslawien  Möglichkeiten bietet, die es anderswo nicht geben kann".] 


Auch wenn das Ergebnis der Reichstagswahlen vom Mai 1928 zunächst 
noch den Eindruck einer funktionsfähigen Demokratie erweckte, bahnte sich 
doch bereits eine Destabilisierung der Weimarer Republik an. Nach dem Zerfall
des “Bürgerblocks” aus der Deutschen Volkspartei (DVP), dem Zentrum, der Baye-
rischen Volkspartei (BVP) und der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) führ-
ten Stimmengewinne von SPD und KPD und Stimmenverluste von DVP, Zentrum
und vor allem der DNVP zur Bildung einer großen Koalition aus SPD, Zentrum,
DVP und der Deutschen Demokratischen Partei (DDP). Angeführt wurde sie 
vom sozialdemokratischen Kanzler Hermann Müller; mit Rudolf Hilferding stellte
die SPD auch den Finanzminister und Gustav Stresemann (DVP) blieb weiter-
hin Außenminister. Diese große Koalition war eine in sich widersprüchliche
Mischung aus Interessen von Großkapital, Mittelstand und gemäßigter Arbeiter-
schaft. Auch unter sozialdemokratischer Leitung konnte sie die Lage der Ar-
beitenden nicht so grundlegend verbessern, wie es für eine Festigung der Re-
publik notwendig gewesen wäre. Mit der Arbeitslosenversicherung und dem
Arbeitsschutz für Mütter und Schwangere konnte sie lediglich den schon erreich-
ten sozialen Standard halten. Außerdem blieb ihr Handlungsspielraum durch die
Abhängigkeit Deutschlands von ausländischem Kapital eng begrenzt. Und 
“... die Vermittler zwischen dem deutschen Volk und den amerikanischen Geld-
leuten waren leider nicht die freien Gewerkschaften, sondern die Großbanken in
Berlin, der Reichsbankpräsident Schacht und vielleicht Stresemann.” [Arthur Rosen-


berg, Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt 1984, S. 192.] 


Die eigentliche Klammer, welche die große Koalition der Regierung Hermann
Müller zusammenhielt, war die außenpolitische Aufgabe, eine endgültige Lösung 
des Reparationsproblems herbeizuführen. Nach dem Abschluß der Locarno-Ver-
träge mit den Entente-Staaten und dem Eintritt Deutschlands in den Völkerbund
(1925/26) wollte Stresemann die provisorische Regelung der Reparationen im
Dawes-Vertrag durch eine Dauerregelung ersetzen, die einerseits die staatliche
Souveränität Deutschlands wiederherstellen und die andererseits die Höhe der
jährlichen Reparationslasten genau festlegen sollte. In diesem Zusammenhang
wiederholte Silvio Gesell seine Forderung, “... den Arbeitslohn bei der Verteilung
der Reparationslasten ganz aus dem Spiel zu lassen” und sie allein den Grund-
rentnern und Sachwertbesitzern aufzubürden. [Silvio Gesell, Die Reparationslasten im


Lichte der Lohntheorie, in: SGW Band 17, S. 158. Vgl. auch den weiterführenden Vorschlag, die zur
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Abwicklung der Reparationszahlungen einzurichtende Bank für internationale Zahlungen mit sei-


nem Konzept einer IVA zu verbinden, im Aufsatz "Reparationsbank und IVA-Note", in: SGW Band 17,


S. 195-197.] Sie war jedoch 1929 genauso wenig realisierbar wie 1919. Statt-
dessen verpflichtete sich die deutsche Regierung im Herbst 1929, fast 60 Jahre
lang jährlich zwischen 1,5 und 2,5 Milliarden Reichsmark an die Siegermächte 
zu zahlen – aus dem Staatshaushalt, was bei der angespannten Finanzlage be-
deutete, daß die Reparationen nur durch Aufnahme weiterer ausländischer Kre-
dite bezahlt werden konnten. 


Obwohl Großgrundbesitz und Großkapital in Wirklichkeit ungeschoren blie-
ben, erhoben ihre politischen Protagonisten in der unter dem Pressezaren Alfred
Hugenberg noch weiter nach rechts geschwenkten DNVP und in der langsam 
anwachsenden NSDAP Adolf Hitlers ein lärmendes Geschrei gegen den Young-
Plan, gegen die sogenannte “Kriegsschuldlüge” und das “System der Novem-
berverbrecher”. Es hatte jedoch Ende der 20er Jahre noch keinen Rückhalt in 
breiteren Bevölkerungsschichten, was auch das klägliche Ergebnis des von
Deutschnationalen, Alldeutschen und Nationalsozialisten sowie vom Stahlhelm
lancierte Volksbegehren gegen den Young-Plan deutlich machte. Erst die Ende
1929 mit dem großen Krach an der New Yorker Börse einsetzende Weltwirt-
schaftskrise trieb die unter Arbeitslosigkeit und Hunger leidenden deutschen
Massen in die Arme des Nationalsozialismus. [Helmut Heiber, Die Republik von Weimar


(wie Anm. 40), S. 206-207. – Arthur Rosenberg, Entstehung und Entwicklung der Weimarer Republik


(wie Anm. 41), S. 194. – Reinhard Kühnl, Die Weimarer Republik (wie Anm. 40), S. 207 ff.] Auf den
legendären “schwarzen Freitag” im Oktober 1929 folgte ein Abzug kurzfristiger
amerikanischer Kredite aus dem nach wie vor von ausländischem Kapital ab-
hängigen Deutschland. Das wiederum zog einen Rückgang der Investitionen, sin-
kende Aktienkurse, vermehrte Bankrotte und einen Anstieg der Arbeitslosigkeit 
auf drei Millionen nach sich. In einem seiner letzten Aufsätze “Die Wallstreet 
im August 1907 und im Oktober 1929” erinnerte Gesell noch an die 1907 von
Morgans Spekulationen ausgelöste Börsenpanik und begründete seine “Annahme,
daß es sich wieder nur um die Wirkung einer künstlich mit privaten Mitteln ge-
schaffenen allgemeinen Geldklemme handeln kann.” Damit wollte er jedoch kei-
neswegs bestimmte Personenkreise wie etwa jüdische Bankiers als Sünden-
böcke angreifen. “Wer die handelnden Personen gewesen sind, interessiert uns
nicht weiter.” [S. 212 in SGW Band 17. Schon Anfang 1926 hatte Gesell geschrieben: "Morgan 


weiß, wie er  den Dollar manipulieren wird; er weiß den Tag genau, wo die Inflation in Deflation um-


kippen wird. Die anderen Börsenleute aber, die spekulieren nicht, die spielen wie die Glückspieler 


in Monte Carlo. Die haben auf die Entwicklung der Kurse keinen Einfluß." (Wird Schacht den Dollar-


kurs halten können?, in: SGW Band 16, S. 69.)] Für Gesell ging es allein um die Korrek-
tur derjenigen wirtschaftlichen Strukturen, die Personen jedweder Nationalität 
und Religion den Mißbrauch des Geldes zu Machtzwecken ermöglichen. Zum 
weiteren Fortgang der Weltwirtschaftskrise und ihren katastrophalen Auswir-
kungen auf Wirtschaft und Politik in Deutschland äußerte er sich aber nicht 
mehr. Nach vier Jahrzehnten des unermüdlichen Kampfes gegen die Interessen-
politik der Mächtigen und den wirtschaftlichen Unverstand der Ohnmächtigen
schwanden allmählich seine Kräfte, weiterhin der ‘einsame Rufer in der Wüste’ 
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zu sein. Und so trat genau das ein, was Gesell befürchtet hatte: Weil niemand 
sich die Mühe machte, “... die Währungsfrage (die wichtigste öffentliche Ange-
legenheit) und das Zinsproblem zu durchdenken, wird man zur Bekämpfung 
der Erscheinungen – wie damals, als man die Inflation durch eine Deflation wie-
der ‘gut machen’ wollte – Maßnahmen ergreifen, die das Gegenteil des Erstreb-
ten herbeiführen müssen.” [Silvio Gesell, Der Zinsfuß in Deutschland und in der Welt, in: SGW


Band 17, S. 241; ders., Das Finanzprogramm der Münchener Räteregierung und die achtjährige


Finanzpfuscherei, in: SGW Band 17, S. 74.] Mit der dramatisch abnehmenden Massen-
kaufkraft ging ein Rückgang der Steuereinnahmen des Staates einher. Im Finanz-
ministerium wurde Hilferding (SPD) durch den DVP-Politiker Moldenhauer er-
setzt, damit im Zuge einer Sparpolitik der Sozialabbau leichter gegen die Arbeiter-
schaft durchzusetzen war. Noch blieb der SPD-Kanzler Hermann Müller im Amt;
aber seine große Koalition geriet mehr und mehr in eine Abhängigkeit von der
durch Hjalmar Schacht repräsentierten “Diktatur des Bankkapitals”, bis sie 
schließlich “... im März 1930 an dem alten Streitobjekt, der Arbeitslosenver-
sicherung, auseinanderbrach und der Zentrumsabgeordnete Brüning eine neue
Diktatur des Bürgerblocks bildete.” [Arthur Rosenberg, Entstehung und Entwicklung der


Weimarer Republik (wie Anm. 41), S. 197.]


Unter Historikern gelten Stresemanns Tod im Oktober 1929 als eine “symbol-
hafte Vorwegnahme des Tods der Republik” und der Übergang von Müllers 
großer Koalition zu Brünings gegenrevolutionärer Diktaturregierung als das “Ende
der deutschen Demokratie von Weimar”. [Helmut Heiber, Die Republik von Weimar (wie 


Anm. 40), S. 206 und 219.] Die von Stresemann maßgeblich mitgestaltete politische
Architektur Deutschlands stürzte unter dem Druck der Weltwirtschaftskrise schnell
in sich zusammen, weil sie auf keinem tragfähigen wirtschaftlichen Fundament
errichtet war. Eine dem Tod Stresemanns vergleichbare symbolische Bedeutung
hatte es, daß gerade in der Todesstunde der Weimarer Demokratie im März 1930
mit Silvio Gesell auch jener Mann starb, der ihr 1919 in seiner Denkschrift an die
Nationalversammlung ein besseres Fundament geben wollte und der darin früh-
zeitig gewarnt hatte: “Wer an der Währung rüttelt, der rüttelt an den Grundfes-
ten der Volkswirtschaft und des Staates ... Auf der Währung ist die Volkswirtschaft
aufgebaut. Wer ein ganzes Volk zerrütten und entsittlichen will, der braucht nur 
die Währung anzutasten.” [Silvio Gesell, Die gesetzliche Sicherung der Kaufkraft des Geldes


durch die absolute Währung – Denkschrift zu einer Eingabe an die Nationalversammlung, in: SGW


Band 10, S. 247.]


Ungetrübt von ökonomischem Sachverstand und als ein “Gefangener von
Schwerindustrie, Bankiers und Großgrundbesitzern” brach Heinrich Brüning so-
gleich die Weimarer Verfassung, indem er im Einvernehmen mit Reichspräsi-
dent Hindenburg den Artikel 48 mißbrauchte, um eine falsche, die Deflationskrise 
noch verschärfende Sparpolitik im Wege der Notverordnung in Kraft zu setzen.
[Arthur Rosenberg, Entstehung und Entwicklung der Weimarer Republik (wie Anm. 41), S. 207. – Vgl.


auch Helmut Heiber (wie Anm. 40), S. 213 ff und 225 ff, sowie Reinhard Kühnl, (wie Anm. 40), S. 213.]


Infolgedessen stieg die Zahl der Arbeitslosen im Laufe des Jahres 1930 auf 
rund drei Millionen. Nunmehr wandten sich die notleidenden, verzweifelten Massen
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Hugenberg und Hitler zu, die bei den Wahlen im März 1930 noch kein allzu 
großes Gewicht gehabt hatten. Als ein Konflikt um die Aufhebung der Brüning-
schen Notverordnung zur Auflösung des Reichstags führte, brachten die Neu-
wahlen im September 1930 schließlich einen großen Durchbruch der NSDAP, die
ihre Stimmen binnen eines halben Jahres von 800 000 auf  6,5 Millionen steigern
konnte. Vier Wochen später unterließ eine Reichstagsmehrheit aus Anhängern
Brünings und Sozialdemokraten eine Revision der Notverordnung, so daß die 
sich noch verschärfende Deflationskrise die Demokratie endgültig zerstören konn-
te. “Historisch betrachtet, ist Brünings Regime der Brutkasten gewesen, in dem 
der Nationalsozialismus zum Riesen heranwuchs.” Was dann mit den autoritä-
ren Regierungen von Papen und Schleicher bis zu Hitlers Machtergreifung noch
folgte, “... war lediglich das Auszählen der bewußtlos daliegenden Demokratie.”
[Helmut Heiber, Die Republik von Weimar (wie Anm. 40), S. 231 und 215. – Harold James, Deutschland


in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988.] 


Später ist oft überlegt worden, ob eine Einheitsfront von Sozialdemokraten 
und Kommunisten diesen Absturz Deutschlands in die braune Barbarei hätte ver-
hindern können. Die ideologischen Gegensätze zwischen den beiden Arbeiter-
parteien waren jedoch unüberbrückbar. Die Agitation der KPD war mehr von Augen-
blicksinteressen der notleidenden Proletarier als von klaren Zukunftsvorstellung-
en bestimmt. Und die reformistische SPD war Ende der 20er Jahre ganz im Sinne
der von Hilferding formulierten Theorie des “organisierten Kapitalismus” darauf ein-
gestellt, die sozialpolitischen Erfolge der Vorjahre zu festigen und innerhalb 
der parlamentarischen Demokratie die Weichen für ein weiteres ‘Hinüberwachsen’
des Kapitalismus in den Sozialismus zu stellen (ähnlich wie die Gewerkschaften
mit ihrem Ziel einer “Wirtschaftsdemokratie”). In tragischer Verblendung hielt sie
die zunehmende Monopolisierung der Wirtschaft für ein Anzeichen eines allmäh-
lichen Systemwechsels zu mehr Planmäßigkeit. Statt die damit verbundenen Ge-
fahren der nicht demokratisch kontrollierbaren Machtballung zu sehen, “wurde 
das Zusammenwirken von Staatsorganen und Konzernleitungen als ein Schritt 
zur Gemeinwirtschaft und zum Sozialismus mißverstanden.” [Reinhard Kühnl, Die Wei-


marer Republik (wie Anm. 40), S. 199 und 227.] Die Tendenz zur stärkeren Planung der
Wirtschaft verführte die Sozialdemokratie außerdem zu dem Glauben, daß der
“organisierte Kapitalismus” sehr viel krisenfester sei als derfrühere Laissez-faire-
Kapitalismus. Und da sie schließlich auch die Abhängigkeit der deutschen Wirt-
schaft von ausländischem Kapital akzeptiert und keine Einsicht in die Gefährlich-
keit der Goldwährung entwickelt hatte, traf die Weltwirtschaftskrise die SPD ganz
unvorbereitet. Mangels angemessener Gegenstrategien suchte sie in der gerade-
zu tragisch verwickelten Tagespolitik Zuflucht zu einem Pragmatismus, der stets
das kleinere Übel suchte und gerade damit das größere Übel nicht verhindern
konnte. [Reinhard Kühnl, Die Weimarer Republik (wie Anm. 40), S. 226-231. – Vgl. auch Susanne


Miller und Heinrich Potthoff, Kleine Geschichte der SPD – Darstellung und Dokumentation 1848-


1980, 4. Auflage Bonn 1981, S. 132-141.] 


Die Hoffnungen auf einen demokratischen Übergang vom “organisierten Kapi-
talismus” zum Sozialismus hatten auf Seiten der Sozialdemokratie jegliches
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Verständnis für Gesells Vorschläge zur Wirtschaftsstabilisierung blockiert. Be-
reits 1924 hatte der ihr nahestehende Ökonom Conrad Schmidt die den Kapital-
interessen dienende Goldwährung als “feste Grundlage unseres Geldsystems”
verteidigt und Gesells “Schwundgeld-Zauberei” als eine “Übersteigerung des 
heutigen Papiergeldelends” verhöhnt. [Conrad Schmidt, Geld und Schwundgeld-Zauberei –


Silvio Gesells Erlösungsbotschaft, Berlin 1924, S. 32-33. – Ähnliche Kritik übte Emil Lederer; vgl. dazu


SGW Band 11, S. 398-400. -In seinem Artikel über den "Freiwirtschaftsbund FFF 1919-1933" erwähnt


Kurt Rüss, daß es Ende 1923 in Württemberg eine "Proletarische Arbeitsgemeinschaft für Frei-


wirtschaftslehre" gab und daß auch Kurt Schumacher Kurse darüber veranstaltete (in: Dieter Fricke


Hg., Die bürgerlichen Parteien in Deutschland Band 1, Berlin 1968, S. 91). Zu Gesells Hoffnungen auf


die Sozialdemokratie vgl. seinen Brief an Ernst Nobs vom 11.7.1917. Zu seiner Ansicht über die politi-


sche Strategie der Sozialdemokratie vgl. den Aufsatz "Die parlamentarische Majorität der Sozialisten –


ein Traum", in: SGW Band 15, S. 119-123.] Dennoch versuchte Hans Schumann als Vor-
sitzender des SPD-Bezirks Schmölln/Altenburg mit Unterstützung des thüringi-
schen SPD-Landtagsabgeordneten Erich Mäder während der großen Weltwirt-
schaftskrise bis zum Ende der Ära Brüning im Mai 1932, die wirtschaftspolitische
Meinungsbildung innerhalb der SPD im Gesellschen Sinne zu beeinflussen. Nach
der von der SPD verlorenen Reichstagswahl im September 1930 ließen Schumann
und Mäder ein Buch “Arbeiterklasse und Geldpolitik” erscheinen, worin sie ihre 
bisherigen Bemühungen dokumentierten, die SPD von Goldwährung und Defla-
tionskurs abzubringen und sie zu einer politischen Kraft umzuformen, die die
Wirtschaftskrise mit einer anhand eines Warenpreisindex stabilisierten Papier-
währung beenden und die Gefahren von Faschismus und Kommunismus bannen
könne. Das Buch enthielt auch ein ausführliches Gutachten einer Forschungs-
stelle des Berliner SPD-Vorstandes, mit dem eine von Schumann angeregte Ein-
setzung einer Studienkommission zur Untersuchung des Währungsproblems ab-
gelehnt worden war. [Hans Schumann, Arbeiterklasse und Geldpolitik, Altenburg/Thür. 1930. 


Das Gutachten ist auf den Seiten 38-77 wiedergegeben. Zuvor hatte sich Schumann im Herbst 1928


vergeblich bemüht, ein Manuskript in der sozialdemokratischen Zeitschrift "Gesellschaft" zur Diskus-


sion zu stellen. Hilferding ließ ihm am 19.1.1929 durch Alfred Salomon mitteilen, daß es "... aus poli-


tischen Gründen nicht zur Veröffentlichung geeignet" sei. (Max Leuchtenberg, d. i. Hans Schumann,


Woran Weimar scheiterte, Hamburg o. J. (ca. 1971), S. 18-19, sowie Hans Schumann, Gegen den


Strom, Hann.-Münden 1986, S. 31-42.] 1931 und 1932 gaben Schumann und Mäder
außerdem eine Schriftenreihe “Arbeiterklasse und Geldpolitik” heraus, in deren
Editorial es hieß: “Die Wirtschaftskrise führt zum Faschismus, wenn ihr nicht 
Einhalt geboten wird.” [Erich Mäder und Hans Schumann (Hg.), Arbeiterklasse und Geldpolitik 


Nr. 1/ 1931, S. 2.] Ein von den Bezirken Kaiserslautern, Sylbach-Lippe und Ham-
burg-Barmbeck unterstützter Antrag des Bezirks Schmölln/Thür., die Währungs-
frage eingehender zu behandeln, wurde Anfang Juni 1931 auf dem Reichspartei-
tag der SPD in Leipzig von der Geschäftsordnung an den Rand gedrängt. Fritz
Tarnow wiegelte mit den Worten ab: “Ich habe vor diesen Währungsgeschichten
einen heiligen Respekt. Man soll damit nicht unsere Parteiorganisationen und
Mitgliederversammlungen belästigen.” [Vgl. den Bericht über den Leipziger SPD-Parteitag


von Schumann, Rückblick und Ausblick, in: Arbeiterklasse und Geldpolitik Nr. 4 /1931, S. 97-114. – 


Zur Äußerung von Fritz Tarnow a. a. 0., S. 108 und 155.] Dennoch gab Schumann nicht 
auf. Immer wieder wandte er sich an die verschiedensten Parteiinstanzen und 
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wollte die SPD auch noch zu einem “Volksentscheid gegen das Krisenverbrech-
en” veranlassen. Als er gegen Ende der Ära Brüning glaubte, die Sozialdemokra-
tie könnte vielleicht doch noch wieder zu politischem Einfluß gelangen, wieder-
holte er seine Vorschläge zur Überwindung der Deflationskatastrophe durch eine
Stabilisierung des Preisniveaus. Und als wenig später auch diese Hoffnung durch
Papen zunichte gemacht war, richtete Schumann einen “Letzten Appell” an den
SPD-Vorsitzenden Otto Wels, “... um wenigstens vor der Geschichte den Nach-
weis zu erbringen, daß es nicht am Wissen, sondern am Willen gelegen hat, wenn
die Partei und die Arbeiterschaft in die Katastrophe geführt werden.” [Zum Volks-


entscheid vgl. Arbeit und Geldpolitik Nr. 6/1931, S. 161-168. – Nach einer kritischen Auseinander-


setzung Erich Mäders mit den Nationalsozialisten (Nr. 3/1932, S. 1-23) folgte die Resolution des


Unterbezirksparteitages an den SPD-Vorstand "Krieg der Krise! – Vorschläge zur Arbeitsbeschaffung"


(Nr. 4/1932, S. 1-28). "Letzter Appell!" in: Arbeit und Geldpolitik Nr. 6/1932, S. 3-7.] Im Herbst 
1932 entledigte sich die Partei schließlich dieses “Quertreibers aus der Provinz”
[Franz Walter, Tobias Dürr und Klaus Schmittke, Die SPD in Sachsen und Thüringen zwischen


Hochburg und Diaspora, Bonn 1993, S. 333-338 und S. 388-395, hier: S. 392. – "Brüning an wirt-


schaftspolitischer Orthodoxie noch übertreffend ...", hatten sich die Sozialdemokraten als Kraft, die


einen Ausweg aus der Krise zu weisen vermochte, selbst ausgeschaltet." (Heinrich August Winkler, 


Der Weg in die Katastrophe – Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik, Berlin und


Bonn 1987, S. 583) – Vgl. Max Leuchtenberg, Woran Weimar scheiterte, S. 32-42. – Johannes


Schumann, Gegen den Strom (wie Anm. 54), S. 47-52. – Paul Heinrich Diehl, Wohin führt uns der


Nationalsozialismus?, Lauf bei Nürnberg 1931. – Über die Einstellung der SPD zu Gesell nach 1945


vgl. Erik Nölting, Die Wirtschaftspolitik und das Geldproblem – Eine Auseinandersetzung mit den


Schwundgeldaposteln, Hannover 1948.] durch einen Parteiausschluß, nachdem sie ihn
zuvor schon seiner Ämter enthoben hatte. –


Ohne überzeugende Programmatik und tief zerstritten, verlor die traditionelle
Arbeiterbewegung die durch die Deflationskrise radikalisierten Volksmassen mehr
und mehr an die NSDAP als die “einzige unverbrauchte Kraft im völkischen und
gegen-revolutionären Lager ..., der die breiten Volksmassen eine antikapitalis-
tische Gesinnung glaubten.” [Arthur Rosenberg, Entstehung und Entwicklung der Weimarer


Republik (wie Anm. 41), S. 203.] In ihrem Programm versprach die NSDAP den notlei-
denden Menschen die “Abschaffung des arbeitslosen Einkommens” und die
“Brechung der Zinsknechtschaft”. Dadurch “... strömten ihr viele Tausende von 
ehrlichen Sozialisten zu, die da hofften, Hitler würde das verwirklichen, woran die
marxistischen Parteien gescheitert waren.” [Arthur Rosenberg (wie Anm. 41), S. 204. Vgl.


auch Reinhard Kühnl, Die Weimarer Republik (wie Anm. 40), S. 228.] Auch weite Teile der An-
hängerschaft Silvio Gesells verdrängten nunmehr ihre frühere Abneigung gegen
die Nationalsozialisten und folgten deren Verheißungen. [Günter Bartsch, Die NWO-


Bewegung Silvio Gesells – Geschichtlicher Grundriß 1891-1992/93, Lütjenburg 1994, S. 93-128. –


Hans-Joachim Werner, Geschichte der Freiwirtschaftsbewegung – 100 Jahre Kampf für eine Markt-


wirtschaft ohne Kapitalismus, Münster und New York 1989, S. 77 ff. – Zur kritischen Auseinander-


setzung mit diesen Verirrungen vgl. die 106. Folge (1995) der Zeitschrift für Sozialökonomie mit


Beiträgen von Gerhard Senft, Antikapitalismus von rechts? – Eine Abrechnung mit Gottfried Feders


'Brechung der Zinsknechtschaft'; Roland Geitmann, Natürliche Wirtschaftsordnung, Judentum und


Antisemitismus; Werner Onken, (wie Anm. 32); ders., Natürliche Wirtschaftsordnung unter dem
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Hakenkreuz – Anpassung und Widerstand, Lütjenburg 1997. Versäumt hat die NWO-Bewegung 


eine (selbst-)kritische Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und eine Beschäftigung mit


den gesellschaftspolitischen Vorstellungen des Widerstands gegen das NS-Regime. Vielfältige An-


regungen, Versäumtes nachzuholen, gibt folgende Literatur: Reinhard Kühnl, Der deutsche Faschis-


mus in Quellen und Dokumenten,  Köln 1975. – Werner Conze, Der Nationalsozialismus, Stuttgart


1972. – Karl Dietrich Bracher, Die deutsche Diktatur – Entstehung, Struktur und Folgen des National-


sozialismus, Köln 1976. – Karl Dietrich Bracher u. a. (Hg.), Die nationalsozialistische Diktatur 1933-


1945 – Eine Bilanz, Düsseldorf 1983. – Martin Broszart u. Norbert Frei (Hg.), Das Dritte Reich im 


Überblick, 3. Auflage München 1992. – Willi Boelcke, Die deutsche Wirtschaft 1930-1945, Düsseldorf


1983. – Helmut Woll, Die Wirtschaftslehre des deutschen Faschismus, 2. Auflage München 1994. –


Peter Steinbach und Johannes Tuchel, Lexikon des Widerstandes 1933-1945, München 1994. – Peter


Steinbach und Johannes Tuchel (Hg.), Widerstand gegen den Nationalsozialismus, Berlin 1994. –


Helga Grebing und Christl Wickert (Hg.), Das 'andere' Deutschland im Widerstand gegen den National-


sozialismus, Essen 1994. – Hermann Graml, Widerstand im Dritten Reich, Frankfurt 1984.]  Dabei
war trotz des antikapitalistisch klingenden Vokabulars der NSDAP spätestens 
seit der Bildung der “Harzburger Front” im Oktober 1931 erkennbar gewesen, wo-
rum es den Nationalsozialisten in Wirklichkeit ging: nämlich gemeinsam mit
Deutschnationalen, dem Stahlhelm sowie Vertretern der Finanzwelt und der Groß-
industrie, der Großgrundbesitzer, Aristokraten und Generäle die durch den ver-
lorenen Krieg erlittenen Verluste von Gebieten, Kolonien und Arbeitskräften rück-
gängig zu machen und durch die Unterjochung von angeblich ‘minderwertigen’
Juden und Slawen eine innereuropäische Kolonialisierung zu betreiben. -


Nachdem sowohl die nationalsozialistische als auch die kommunistische Dik-
tatur der Vergangenheit angehören, läßt sich im historischen Rückblick fragen, ob
sich aus Silvio Gesells Denken bei rechtzeitiger öffentlicher Beachtung ausrei-
chend starke Abwehrkräfte gegen das im 20. Jahrhundert heraufgezogene “tota-
litäre Zeitalter” (Klaus Hornung [Klaus Hornung, Das totalitäre Zeitalter – Bilanz des 20. Jahr-


hunderts, Berlin 1993.]) hätten entwickeln können. Und könnte es – mit Blick auf die
Zukunft gefragt – mithelfen, einem nochmaligen Abgleiten der nach 1945 kapita-
listisch restaurierten Zivilisation von einer schweren Krise in eine totalitäre Barba-
rei vorzubeugen? Würde eine Bodenrechts- und Geldreform tatsächlich die Ver-
wirklichung dessen bringen, was den Kern sowohl der Religion als auch des
Humanismus und der Aufklärung ausmacht: die Hoffnung auf eine Befreiung der
menschlichen Individuen von jeglicher geistlichen und weltlichen Herrschaft? 
Oder würden Gesells Denkanstöße für eine Erneuerung der Welt in einer Natür-
lichen Wirtschaftsordnung auch nur zu nochmaliger Bestialität und Massen-
vernichtung führen? Gewiß enthalten sie keinen Automatismus, der vor Irrtümern
und vor einem Mißbrauch der Bodenrechts – und Geldreform zu totalitären
Zwecken schützen könnte. Aber in ihrem freiheitlichen Kern sind positive Ent-
wicklungsmöglichkeiten angelegt, da Gesell nicht wie die Vordenker totalitärer
Regime eine technokratische Neuschöpfung der Welt und eine Umerziehung 
der Menschen anstrebte. Sein Ziel war es vielmehr, im Vertrauen auf die Har-
monie des Universums eine wirtschaftliche Rahmenordnung für die Selbstent-
faltung der menschlichen Natur und die Selbstorganisation freier, gleichberech-
tigter Individuen zu einem gleichgewichtigstabilen Sozialgefüge zu schaffen. [Vgl.
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das Vorwort von Paulus Klüpfel zur 2. Auflage der NWO und den Anfang von Gesells Vorwort zur 


3. Auflage im Band 11 der Gesammelten Werke, S. 392 ff und S. XV. Aus dieser Haltung sprechen


einerseits eine religiöse Achtung vor einer höheren Vernunft und andererseits das aufgeklärte


Vertrauen in die menschliche Vernunft und an die Naturwissenschaften als Schlüssel zum mensch-


lichen Fortschritt, an die Fähigkeit des Menschen zur Anpassung an geänderte Umstände sowie an


seine Vervollkommnung im diesseitigen Leben. Vgl. Roy Porter, Kleine Geschichte der Aufklärung,


Berlin 1991. – Mit Gesells Neigung zur Evolutionslehre korrespondieren seine Vorliebe für Natur-


studien (vgl. seinen Brief an Georg Blumenthal vom 22.7.1907) und seine kosmopolitische Einstel-


lung.] In einer solchen Rahmenordnung erblickte er auch gleichsam eine geis-
tige Gleichgewichtslage im Widerstreit der ökonomischen Theorien, in der “alle
Theoretiker versöhnt” würden. [Silvio Gesell, Warum die Quantitätstheorie dem Geld gegen-


über versagt, in: SGW Band 3, S. 114.] In einer ebenso von Klassen- wie von Rassen-
gegensätzen freien bürgerlichen Gesellschaft ohne Herren und ohne Knechte 
sollten die Spaltungen der menschlichen Gesellschaft in politische Parteien über-
wunden und vor allem auch jene Gruppen integriert werden, die sich aufgrund 
der kapitalistischen Deformation der bürgerlichen Gesellschaft entweder in kon-
servativer oder in revolutionärer Richtung von ihr entfernt hatten. [Silvio Gesell, Die


Diktatur der Not, in: SGW Band 14, S. 61 und 91.] In diesem Zusammenhang ließe sich 
noch ergänzend die Frage stellen, ob eine solche Wiederverbindung der Men-
schen auch den Weg zur Überwindung religiöser Schismen ebnen könnte. 


Unablässig warnte Silvio Gesell vor einer Versklavung der Menschen durch 
den Kommunismus wie in der früheren Sowjetunion und vor den Folgen einer so-
zialen Zerrüttung durch ein fehlerhaftes Geldwesen wie in Deutschland. Während
der großen Inflation der frühen 20er Jahre hatte er bereits einen weiteren Unter-
gang vor Augen, der über “Hunger, Elend, Selbstmord, Revolver, Hungerrevolten,
Standgerichte, Zuchthäuser, Massengräber und Kannibalismus” schließlich über
die nationalistische Verhetzung anderer Völker zum nächsten Krieg führe – zum
“fürchterlichsten Krieg” zwischen menschlichen Rassen. [Silvio Gesell, Die papierene


Einheitsfront des Proletariats, in: Gesammelte Werke Band 14, S. 189, sowie ders., Der Aufstieg des


Abendlandes, in: SGW Band 14, S. 205-206. Gesell dachte dabei noch nicht an die Massenvernich-


tung sogenannter jüdischer und slawischer 'Untermenschen' durch selbsternannte arische 'Herren-


menschen', sondern an einen Zusammenprall der weißen und gelben Rassen, den er als Folge der


nordamerikanischen Einwanderungsbeschränkungen befürchtete. Vgl. dazu die Aufsätze "Ist das 


Erbe des Kolumbus noch sicher in den Händen der Monroekaner?", in: SGW Band 15, S. 198-202,


sowie "Die Monroe-Doktrin und mein Recht", in: SGW Band 14, S. 334-336. Gegen jedwede Fremden-


feindlichkeit richtete sich Gesells Forderung, "... jede Einwanderungskontrolle zu beseitigen ... Die


Gelben, die Weißen, die Schwarzen – alle sollen das gleiche Recht auf die Erde, auf den amerika-


nischen Kontinent haben, genau wie wir jedem Amerikaner Europa und die Mongolei zu Nutz und


Freude zur Verfügung stellen wollen." (SGW Band 15, S. 201)]  Gerade wegen solch tiefer Ein-
sichten in den Charakter totalitärer Herrschaftssysteme und die Voraussetzung
ihres Entstehens ist es verwunderlich, daß Gesell neben anderen politischen
Strategien zeitweise auch Ambitionen auf eine Realisierung seiner Reformvor-
schläge durch Lenin hatte und daß Teile seiner Anhängerschaft im Proletarischen
Block und im Roland-Bund nach fehlgeschlagenen Annäherungsversuchen an
einige Weimarer Parteien wie die SPD, DDP, das Zentrum und die CSRP allen
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Ernstes glaubten, die erklärtermaßen antiliberalen und demokratiefeindlichen 
russischen Kommunisten oder die deutschen Nationalsozialisten könnten eine
Bodenrechts- und Geldreform durchführen. [Brief Silvio Gesells an Wladimir Iljitsch Lenin


vom 23.7.1918. Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells (wie Anm. 61), S. 54 ff und S. 105


ff.] Dieser eklatante Widerspruch zwischen dem hohen Ziel einer allseitigen Be-
freiung des Menschen und einer Reihe von inadäquaten Mitteln verweist auf 
die Notwendigkeit, anhand der nunmehr erstmals vollständig vorliegenden Werke
Silvio Gesells einen Gesamteindruck von seiner Größe und von möglichen Bruch-
stellen in seinem Werk zu bekommen. Dadurch sollte sich sowohl die zuweilen
unkritische Glorifizierung seitens mancher Anhänger als auch die überhebliche
Geringschätzung von seiten vieler Wissenschaftler überwinden lassen. Den bes-
ten Schlüssel zum Verständnis seines Werkes hat Gesell selbst geliefert, indem 
er es als ein “Programm des Zukunftsstaates” charakterisierte, “... wenn unter die-
sem Ausdruck das verstanden wird, was zu allen Zeiten als Ideal vorgeschwebt 
hat den besten Vertretern des Christentums, der Anarchie, der Utopie, des So-
zialismus, des bürgerlichen Freiheitsdrangs. Der Geist Moses, Solons, Laotses,
Stirners, Ibsens, Proudhons, des Bauernkriegs lebt in diesem Programm.” In sei-
nem Hauptwerk bekannte sich Gesell außerdem zu dem “Ideal Schillers, Nietz-
sches und Landauers”. [Silvio Gesell, Die Reparation als direkte Aktion des deutschen Pro-


letariats, in: SGW Band 14, S. 398, sowie das Vorwort zur 4. Auflage der NWO, in: SGW Band 11, 


S. XXVI.] Sein Denken wurzelt sowohl in der Religion als auch in der Philosophie 
der Aufklärung (wie seine Sympathien für Giordano Bruno und Galileo Galilei 
sowie sein starkes Interesse an den Naturwissenschaften und sein Fortschritts-
glaube zeigen) und den von der Aufklärung vorgeformten Ökonomien des angel-
sächsischen Liberalismus und der französischen Physiokratie. Es setzte den 
Protest der Aufklärung gegen die Machtpolitik von Kirche und Staat im Feudal-
zeitalter fort – und zwar genau an der Stelle, wo die Aufklärung es nicht mehr 
vermocht hatte, “... dem zukünftigen Entstehen neuer Knechtschaft vorzubeu-
gen.” [Roy Porter, Kleine Geschichte der Aufklärung, Berlin 1993, S. 94 und 35.] Gesell wehrte
sich dagegen, daß im modernen Kapitalismus der Mißbrauch des Glaubens 
zu Machtzwecken fortgesetzt und um einen Mißbrauch des Wissens zu Macht-
zwecken ergänzt wurde. Mit der Erkenntnis der strukturellen Macht des Boden-
privateigentums und des zinstragenden Geldes schuf er eine Voraussetzung da-
für, daß sich die jeweilige Dialektik der Religion und der Aufklärung auflösen läßt,
so daß Glaube und Wissen ihrer Instrumentalisierung durch Herrschaftsinteres-
sen entwachsen und sich polar ergänzen können. In diese Richtung lassen sich
Freiland und Freigeld weiterdenken, wenn man sie nicht nur als ökonomische
Kategorien ansieht – als solche wären sie weiterhin zur Sterilität verurteilt -, son-
dern wenn auch die in ihnen angelegten weltanschaulichen, historischen und 
politischen Möglichkeiten entfaltet werden. Ihre kritische Rezeption sollte mithin
auch ihre Einbettung in die europäische Geistesgeschichte berücksichtigen und 
an neuere Entwicklungen anknüpfen, wie zum Beispiel an die nach der Wende 
in Mittel- und Osteuropa erneut einsetzende Liberalismus-Diskussion. [Ansätze bei


Werner Onken, Silvio Gesells Leben und Werk in der europäischen Geistesgeschichte, in: Interna-


tionale Vereinigung für Natürliche Wirtschaftsordnung (Hg.), Gerechtes Geld – Gerechte Welt, Lütjen-


burg 1992, S. 33-51, sowie ders., Natürliche Wirtschaftsordnung unter kommunistischer Herrschaft 
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und nach der Wende von 1989, S. 38-40. – Vgl. außerdem Christoph Körner, Vom Tauschmittel 


zum Geldvermehrungsinstrument – Zur metaphysischen Rolle des Geldes in der Wirtschaft der


Neuzeit, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 102./103. Folge (1994), S. 3-14. – Zur neueren Liberalis-


mus-Diskussion vgl. Krzystof Michalski (Hg.), Die liberale Gesellschaft, Stuttgart 1993. – Bert von 


den Brink, Gerechtigkeit und Solidarität – Die Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte, in: Transit-


Europäische Revue Nr. 5/1993. – Ira Katznelson, Jenseits von Sozialismus und Liberalismus, in: Tran-


sit – Europäische Revue Nr. 6/1993. – Cornelia Klinger, Ein Streit, der keiner ist? – Zur Debatte 


zwischen Liberalen und Kommunitaristen in den USA, in: Transit – Europäische Revue Nr. 7/1994, 


S. 122-139. – Zu traditionell religiösen und modern aufgeklärten Zukunftserwartungen vgl. Gottfried


Küenzlen, Der 'Neue Mensch' – Eine Untersuchung zur säkularen Religionsgeschichte der Moderne,


München 1993.]


Bislang ist der “Freiland-Freigeld-Dom” [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: SGW 


Band 12, S. 20.] also noch nicht fertig, sondern erst eine Gedankenbaustelle. Das 
von Gesell hinterlassene Baumaterial ist gleichsam ein roher Edelstein, der von
(Wirtschafts-)Historikern ausgegraben und dann geschliffen werden muß – von
Ökonomen und auch von Theologen und Philosophen, Politologen, Psychologen
und Juristen. Besonders der wuchtige Zusammenprall des stirnerschen Egois-
mus mit dem tradierten Kirchenglauben in Gesells Rede am Grab seines ersten
Freundes und Mitarbeiters Georg Blumenthal macht abermals deutlich, daß die
verschiedenen, teilweise gegensätzlichen religiösen und philosophischen Ein-
flüsse auf sein Denken gesichtet werden müssen, wenn die Entwicklung eines in
sich stimmigeren weltanschaulichen Fundaments gelingen soll. [Silvio Gesell, Am


Grabe Georg Blumenthals, in: SGW Band 17, S. 147. Zum Stirnerschen Egoismus  vgl. die Aufsätze


von Rolf Engert und Hans Timm in der Zeitschrift "Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld" 


Nr. 12/1926, S. 227-233.] Auch die ökonomischen Theorien bedürfen einer aktuali-
sierenden Weiterentwicklung im kritischen Dialog mit der Schulökonomie. Der zu-
nehmende Druck wirtschaftlicher Problemlagen und vereinzelte positive Stellung-
nahmen namhafter Ökonomen wie Irving Fisher, John Maynard Keynes, Dud-
ley Dillard oder Lawrence Klein könnten eine Gesprächsbereitschaft aufseiten 
der Fachwissenschaft begünstigen. [Irving Fisher, Stamp Scrip, New York 1933; ders., Feste


Währung, Weimar 1937. – John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zin-


ses und des Geldes, Berlin 1936, S. 359. – Dudley Dillard, Gesells Monetary Theory of Social 


Reform, in: American Economic Review Vol. 32/1942, S. 348. – Roy Harrod, Dynamische Wirtschaft,


Wien 1949, S. 177 ff. – Lawrence Klein, The Keynesian Revolution, London 1980, S. 149 und 152.]


Und nicht zuletzt muß bei der Revision der verschiedenen Wege, auf denen 
die Verwirklichung einer Natürlichen Wirtschaftsordnung angestrebt wurde,
Gesells Irrtum überwunden werden, daß es “ziemlich gleichgültig (sei), in welchen
äußeren Formen diese Tat sich vollziehen wird.” Dazu könnte seine Ansicht bei-
getragen haben, daß sich die Evolution “... immer nach denselben Gesetzen 
(vollzogen habe): bei Naturvölkern, in Monarchien ebenso wie in Republiken” und
daß der Ur-zins über die Jahrtausende hinweg unabhängig von wechselnden
Staatsformen eine konstante Größe gewesen sei. [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in:


SGW Band 12, S. 19. – Ders., Die Auslese durch das Christentum, den Krieg und den physiokra-


tischen Frieden, in: Gesammelte Werke Band 7, S. 220, sowie Die Natürliche Wirtschaftsordnung, 


in: Gesammelte Werke Band 11, S. 373 ff.] Die Bodenrechts- und Geldreform ist jedoch
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keine weltanschaulich und politisch neutrale Sozialtechnik, die in jeder beliebi-
gen politischen Form unabhängig von der Geistesverfassung der Menschen an-
wendbar wäre. Das freiheitliche Ziel wird sich nur auf dazu passenden Wegen
erreichen lassen. Gesells Unentschiedenheit in der Frage nach den politischen
Formen der Bodenrechts- und Geldreform war möglicherweise ein Ausdruck des
Schwankens zwischen angelsächsischer Liberalität und der kontinental-euro-
päischen Neigung zu ‘aufgeklärten’ Absolutismen; sie ist jedoch unhistorisch 
und birgt die Gefahr, daß Verfechter seiner Ziele nochmals von falschen Prophe-
ten verführt werden. 


Von den Nachfolgern Gesells bemühte sich vor allem Karl Walker darum, 
Gesells Lebenswerk in seiner ganzen weltanschaulich-ökonomisch-politischen
Breite kritisch zu sichten und weiterzuentwickeln. Sein literarisches Schaffen 
reichte vom Ende der Weimarer Zeit über die Jahrzehnte des Nationalsozialis-
mus, der Restauration und des Wirtschaftswunders bis hin zur Zeit der 1968er
Studentenbewegung. Eine Auswahl aus Walkers Werken liegt im Band 2 der
“Studien zur Natürlichen Wirtschaftsordnung” vor und sollte in Forschungen über
Gesells Werke einbezogen werden. –


Von den in den einzelnen Bänden der Gesammelten Werke benannten Lücken
konnte während dieser Edition leider keine einzige geschlossen werden. Dafür
kamen in Nachlaßmateralien, welche Gesells Nachkommen in Argentinien 
dankenswerterweise zur Verfügung stellten, unveröffentlichte Manuskripte und
Fragmente zum Vorschein, die zusammen mit einigen posthum erschienenen
Aufsätzen in den Anhang von Band 17 aufgenommen wurden. Darin erscheint
auch nochmals der “Offene Brief an die Berliner Zeitung am Mittag” (1918), und
zwar in der von Werner Schmid überlieferten Fassung. Willy Hess hat darauf 
aufmerksam gemacht, daß sie ausführlicher ist als die im Anhang zu Band 10  von
Friedrich Salzmann übernommene Fassung. [Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebens-


geschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 284, sowie SGW Band 10, S. 17 und 349.] Nicht auf-
findbar ist ein Manuskript “In 3000 Tagen zum sozialistischen Ziel”, das Gesell
1919 in München verfaßte und das ihm nach Angaben der im Bayerischen
Staatsarchiv befindlichen Prozeßunterlagen nach seinem Freispruch von den
Justizbehörden wieder ausgehändigt wurde. Dafür enthielten die in Argentinien
wiedergefundenen Nachlaßmateralien das Manuskript eines Vortrags von Ge-
sell über seine Mitwirkung an der Münchener Räteregierung, von dessen 
Existenz bislang nichts bekannt war. Das Manuskript trägt das Datum vom 24. 
April 1920; jedoch läßt sich nicht sagen, wo und vor welchem Publikum dieser
Vortrag gehalten wurde. Ebenso unbekannt war bislang Gesells Überlegung, 
einen “Osteuropäischen IVA-Bund” zu bilden; sie entstand möglicherweise 
während oder nach Gesells Reise nach Rumänien (1926) im Gedankenaus-
tausch mit Paul Klemm und Paul Stanisic.
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Erklärungsversuche für den 


amerikanischen Acht-Dollar-Lohn.


Die amerikanischen Unternehmer müssen, wenn sie sich die nötigen Arbeiter


sichern wollen, acht und mehr Dollar für den Tag von acht Stunden anbieten. Mit


diesem Lohn belastet, geht die amerikanische Ware in alle Welt, und überall


steht sie im Wettbewerb mit den Produkten der europäischen Ware, die nur mit


zwei Dollar Lohn und weniger belastet ist. Und wie oft geht der amerikanische


Kaufmann siegreich aus solchem Wettkampf hervor! Wie kann man das erklä-


ren? Viele Erklärungen kann man geben, aber nur, wenn man sie allesamt gelten


läßt, kann ihre Summe das Phänomen begreiflich machen. Es genügt doch nicht,


daß man sagt, der amerikanische Arbeiter werde schärfer angestrengt. Er mag


wirklich intensiver arbeiten, aber sicher nicht viermal so viel wie der deutsche,


der englische Arbeiter. Es genügt auch nicht, daß man sagt, die amerikanische


Kohle sei so viel billiger ans Tageslicht zu bringen, denn die Kohle spielt zwar im


allgemeinen Produktionsprozeß eine wichtige Rolle, aber gewiß keine so aus-


schlaggebende, daß durch diesen glücklichen Umstand sämtliche Löhne im gan-


zen Land von zwei auf acht Dollar gehoben werden könnten. Auch müssen diese


Kohlen auf Eisenbahnen weit, weit ins Land befördert werden, und diese langen


Transporte machen die Vorteile der billigen Kohlenförderung für viele amerika-


nische Industrien wieder zunichte. Die Kohle, z. B. die von Pensylvanien auf


Achsen in die Felsengebirge für die Minenindustrien, für den Eisenbahnbetrieb


geschickt wird, die möge an Ort und Stelle sich teurer stellen als an sich teurere


Kohle, die per Schiff von Cardiff und Hull nach Hamburg und Berlin geliefert wird.


Auch haben wir in Deutschland die Braunkohle, die in Bezug auf Förderkosten


sicher mit der amerikanischen konkurriert. Und überdies ziehen die meisten


europäischen Länder infolge ihrer günstigen Seewege aus der billigen amerika-


nischen Kohle mehr Vorteile als die meisten nur mit der Bahn erreichbaren 


amerikanischen Industrien. Es ist gewiß billiger, die pensylvanische Kohle nach


Hamburg, nach Konstantinopel, nach Stockholm, nach Paris, Barcelona,


Leningrad, Neapel usw. zu schaffen als nach Alaska, Dakota, Colorado, über-


haupt nach allen Weststaaten. Wären die hohen Löhne mit der billigen Kohle zu


erklären, dann müßten an all den genannten europäischen Plätzen die Löhne


mindestens so hoch stehen wie in Amerika.


Die hohen Löhne in Amerika sucht man auch mit dem Fordismus, mit der


Fließarbeit zu erklären. Gewiß, Amerika hat in dieser Beziehung auf manchem


Gebiet der Industrie und Landwirtschaft einen Vorsprung. Aber auch hier wieder


muß man zugeben, daß dieser Vorsprung nicht so allgemein ist, um allgemein


Tagelöhne von acht Dollar zu ermöglichen. Wir kennen die Fordsche Fabrik. Aber


Ford ist Ford und nicht Amerika. Wenn hoch gegriffen, dann beschäftigt Ford ein


Tausendstel der
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amerikanischen Arbeiter. So sehr rückständig sind die europäischen Unter-


nehmer doch auch nicht. Unmöglich kann uns Ford und sein Bandwurm den


Tagelohn von acht Dollar erklären.


Eine viel weiter reichende Erklärung des Acht-Dollar-Lohnes als die bisher


genannten liefert uns die Tatsache, daß die Amerikaner in weitestem Umfang


noch Raubbau und extensive Kultur (Handsparkultur) betreiben können, dank der


noch so dünnen Bevölkerung. Die Handsparkultur liefert allgemein viel höhere


Erträge als die in Europa allein mögliche Landsparkultur (intensive Kultur) vor


allem im Getreidebau und in der Viehzucht. Bei der Viehzucht genügt z. B. in


Argentinien ein (1) Mann, ein einziger für eine Strecke von rund 1000 Morgen,


von der jährlich 350 fette dreijährige Ochsen abgetrieben werden können. In der


Schweiz, in Bayern würde man für die gleiche Produktion die Arbeit von rund 100


Mann benötigen. Der mit modernem Geschirr arbeitende Farmer bewirtschaftet


eine Strecke von 500 ha allein mit seiner Familie, und nur für die Ernte braucht


er die Hilfe weiterer Maschinen und Arbeiter. Die extensive Kultur im Verein mit


Raubbau liefert ein Produkt, das trotz schlechteren Bodens und schlechterer 


klimatischer Verhältnisse dasjenige der kleinen europäischen Bauern 50mal, viel-


leicht auch 100mal überwiegen mag. (Ich spreche hier vom Arbeitsprodukt, nicht


vom Arbeitsertrag.) Ähnlich verhalten sich die Dinge bei der Forstwirtschaft, bei


der Fischerei, bei der Obstkultur usw. Dieser Aktivposten der amerikanischen


Wirtschaft hat für die Erklärung des uns beschäftigenden Problems natürlich eine


viel größere Bedeutung als alle bisher angeführten Erklärungsgründe. Wenn man


in Deutschland 60% des Volkes allein für die Aufbringung der Nahrungsmittel


benötigt, während in Amerika dazu vielleicht nur 10% genügen (Ein- und Ausfuhr


von Lebensmitteln sind in diesen Schätzungen berücksichtigt), so ist es klar, daß


dem amerikanischen Volk für andere Lebensbedürfnisse ganz andere Mittel zur


Verfügung stehen müssen als den mit ihm konkurrierenden Völkern Europas.


Diese Mittel sind es dann, die im Acht-Dollar-Lohn in Erscheinung 


treten. Bedenkt man aber, daß die Lebensmittel, die die amerikanische extensive


Kultur liefert (Brot und Fleisch), im Haushalt des Arbeiters doch nur eine verhält-


nismäßig geringe Rolle spielen – hoch bemessen werden sie nicht 10% des


amerikanischen und 20% des europäischen Lohnes beanspruchen –, so sieht


man gleich, daß hier nicht die gesuchte Ursache des großen Lohnunterschiedes


sein kann.


Um den Acht-Dollar-Lohn zu erklären (der uns übrigens nur darum so hoch


erscheint, weil man in Europa mit einem Zwei-Dollar-Lohn rechnet), müssen 


weitere Dinge herangezogen werden. Wir müssen die Frage umwerfen und


sagen: Warum können wir in Europa nicht auch Acht-Dollar-Löhne zahlen? Wo


sind die Passivposten der europäischen Wirtschaft, die den Lohn von acht auf


zwei Dollar herabdrücken? Sind sie in der Natur, im Menschen, in der Technik, 


in der Politik, im Krieg, in der allgemeinen Verschuldung zu suchen?
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Kein Land der Welt ist für die Industrie, die Landwirtschaft und den Handel von


der Natur so bevorzugt wie gerade Europa. Das Klima in Europa ist angenehm


und gesund wie in keinem anderen Land der Welt. Der Golfstrom überschüttet


das Land zu allen Jahreszeiten mit warmem Regen und läßt noch dort paradie-


sische Gärten unter Breitengraden blühen, wo in anderen Weltteilen ewiges Eis


die Fluren bedeckt. Überall greift das Meer tief in den Kontinent ein und liefert


der Industrie die so billigen und überall geschätzten Wasserstraßen. Und von


den zahllosen trefflichen und sicheren Seehäfen gehen große, weitverzweigte


und schiffbare Ströme bis in die Gebirge. Alle Gewächse der gemäßigten Zone


gedeihen hier in meistens unübertrefflicher Güte. Kohle findet man dicht an


Seehäfen und an schiffbaren Flüssen, von wo sie überallhin billig verfrachtet 


werden kann. Bau- und Nutzholz wächst auch fast überall an den Orten des


Verbrauches, sehr oft in genügender Menge. Die gewaltige Eisenindustrie findet


den Rohstoff in den über ganz Europa sich ausdehnenden Gebirgszügen. Die


Wege zu den afrikanischen und asiatischen Märkten sind bedeutend kürzer als


von den amerikanischen Produktionsstätten. Alles das liefert beim Vergleich mit


Amerika keine Passivposten, sondern im Gegenteil Aktivposten. Auch der


Menschenschlag kann den Vergleich mit Amerika im allgemeinen vertragen.


Vielleicht ist der Amerikaner etwas kräftiger. Er hat eben acht Dollar Lohn täglich.


Aber so lebens- und arbeitsfreudig wie der Amerikaner ist sicher auch der


Europäer. Ein Unterschied ist allerdings hier wahrzunehmen, der sich zu einem


nicht unwichtigen Aktivposten für die amerikanische Wirtschaft auswirkt: Der


Amerikaner überläßt es gerne den Europäern, ihm seine Kinder zu zeugen, auf-


zuziehen, heranzubilden. Er bezieht dieses teure Produkt fix und fertig aus


Europa und braucht dabei nichts dafür zu zahlen. Die Europäer liefern uns die


Menschen umsonst, so wie wir sie brauchen, warum sollen wir uns noch mit


solch unprofitabler Produktion abmühen? So sagen sehr, sehr viele Amerikaner.


Und alle die, die so reden, können natürlich ausgezeichnet mit dem Europäer


konkurrieren, der Menschen statt Schweine züchtet. Eine Million erwachsene


Menschen im Durchschnittsalter von 20 Jahren, die Europa Jahr für Jahr an


Amerika kostenlos, gratis abliefert, liefern für die europäische Wirtschaft einen


Passivposten von zehn Milliarden Goldmark jährlich, wenn wir die Aufzucht eines


20-jährigen Menschen, Schulung einbegriffen, mit nur 10 000 Goldmark rech-


nen. (Zinsen und Zinseszinsen sind hier mitzurechnen.) Um diese zehn


Milliarden Goldmark kann die amerikanische Wirtschaft natürlich höhere Löhne


zahlen. Wenn es umgekehrt wäre? Wenn wir Europäer den Amerikanern die


Aufzucht der Menschen überließen, wenn wir sie fix und fertig und umsonst,
frachtfrei und mit einem gehörigen Taschengeld vom Ausland beziehen könnten,


ob wir nicht auch höhere Löhne würden bezahlen können? Wir brauchen dann


keine Schulen, keine Kirchen, die Frauen werden durch Schwangerschaften nicht


von der Fabrikarbeit abgehalten, neben-
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bei ersparen wir noch die Begräbniskosten von alljährlich 300 000 Säuglingen


(eine Nebenerscheinung der Menschenproduktion). Auch Kasernen brauchen wir


nicht, denn die Einwanderer kommen auch in dieser Beziehung bereits geschult


an. Das und vieles andere muß sich selbstverständlich irgendwo in der Wirt-


schaft bemerkbar machen, irgendwo im Einkommen, in der Grundrente, in den


Ersparnissen des Volkes, in verminderten Staatsausgaben und Steuern, zuletzt


auch in höheren Löhnen.


Jedoch auch das genügt natürlich nicht, um eine so gewaltige Erscheinung wie


den allgemeinen Acht-Dollar-Lohn dort und den Zwei-Dollar-Lohn hier zu erklä-


ren, namentlich wenn man die oben erwähnten Aktivposten der europäischen


Wirtschaft, zu denen noch der höchst bedeutsame, für die Arbeitsteilung und


daher für die Produktivität der Arbeit so überaus wichtige Faktor der dichten


Bevölkerung zuzurechnen ist, in Betracht zieht. Andere Dinge müssen es sein,


die die europäische Wirtschaft sterilisieren.


Ob es die Grundrente ist, die heute in Europa eine größere Rolle spielt als in


Amerika, wenigstens in bezug auf die Grundrente des landwirtschaftlich genutz-


ten Bodens? Der amerikanische Farmer braucht keine so hohen Beträge für die


Kosten des Bodens in Anrechnung zu bringen. Er ist in der Lage, einen größeren


Teil des Arbeitsproduktes für Löhne zu bestimmen, und der relative Mangel an


Arbeitern zwingt ihn, die höheren Löhne auch zu bezahlen. Die Billigkeit des


landwirtschaftlichen Bodens erleichtert es den Arbeitern, sich selbständig zu


machen, und wenn sie auf die Selbständigkeit verzichten, dann zumeist nur


darum, weil die Höhe des Lohnes sie dazu bestimmt. So muß der Ertrag der


Arbeit des Siedlers das Maß abgeben für das, was der Farmer seinen Leuten an


Löhnen zahlen muß. In Europa, wo der gesamte Boden bereits in festen Händen


ist, wo bei jedem Landverkauf, jeder Landverpachtung die Konkurrenz der


Interessenten groß ist, da muß der Siedler einen bedeutenden Teil seines


Arbeitsproduktes für Zinsen oder für das Pachtgeld seines Ackers in Rechnung


stellen, und um den Betrag dieser Zinsen und Pachtgelder kürzt er seine


Ansprüche an den Lohn, wenn er die Frage entscheidet, ob er als Knecht weiter


arbeiten, oder ob er siedeln soll. Je größer der Abzug ist, den sein Arbeitsertrag


als Siedler durch die Grundrente erleidet, umso bescheidener ist er als Knecht


bei den Lohnforderungen. (Den Einfluß der Auswanderungsmöglichkeit auf die


Lohnforderungen des Arbeiters wollen wir hier nicht weiter betrachten.


Ausführlich habe ich diese Frage in meinem Buch „Die natürliche Wirtschafts-


Ordnung“ behandelt.)


Nun aber laufen alle Berechnungen, die man über die Höhe der landwirtschaft-


lichen Grundrente macht, zu der Behauptung zusammen, daß sie den Lohn


ungefähr um ein Drittel heben würde, wenn man sie restlos in den Lohnfonds


ausschütten
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würde. Der Lohn von zwei Dollar würde also in Europa auf 2,60 steigen, wahrend


der Lohn des amerikanischen Arbeiters durch Konfiskation der landwirtschaft-


lichen Grundrente nach obigen Betrachtungen weniger steigen würde, vielleicht


nur um ein Sechstel also von acht Dollar auf 9,30. Der Unterschied in der


Lohnhöhe würde nur etwas kleiner sein. Womit gezeigt wird, daß noch andere,


mächtigere Gründe den Acht-Dollar-Lohn, bzw. den Zwei-Dollar-Lohn bestimmen


müssen als Unterschiede in den Abzügen, die der Arbeitslohn durch die Grund-


rente erfährt.


Augenblicklich wird in Europa für Kapitalzins etwas mehr gefordert als in


Amerika, und dieses Mehr geht natürlich vom Lohn ab. Da es sich aber hier nur


um relativ geringfügige Beträge handelt, um die Beträge, die die Unternehmer für


Reparaturen oder Betriebserweiterungen sich borgen müssen, Beträge, die viel-


leicht nicht 1% des werbenden, in den Produktionsmitteln angelegten Kapitals


ausmachen, so können wir diesen besonderen Passivposten der deutschen


Wirtschaft als unerheblich für die Lohnhöhe unberücksichtigt lassen. Gemessen


an den Dividenden, werden die für das Kapital am Arbeitsprodukt gemachten


Abzüge zur Zeit in Amerika wahrscheinlich höher sein als in Europa, als in


Deutschland.


Alle die bisher genannten Aktiv- und Passivposten der europäischen und 


amerikanischen Wirtschaft genügen also nicht, um die Tatsache zu erklären, daß


die amerikanischen Unternehmer, die mit Acht-Dollar-Löhnen rechnen, auf dem


Weltmarkt mit Erfolg der Konkurrenz der europäischen Unternehmer die Spitze


zu bieten vermögen. In den Menschen, in der Natur, in der Technik, in den wirt-


schaftlichen Zuständen liegt die Ursache der Lohndifferenz von zwei zu acht


Dollar ganz gewiß nicht. Eine genauere Abschätzung dieser Dinge, in erster


Reihe der Vorteile, die die europäische Wirtschaft aus der so viel dichteren


Bevölkerung ziehen könnte, würde am Ende sogar zum Vorteil Europas aus-


fallen.


Wo also ist der Grund zu suchen, warum in Amerika Tagelöhne von acht Dollar


bezahlt werden können und in Europa nur zwei Dollar? Wir haben in diesen


Blättern den Grund dieser Erscheinung oft genug gezeigt. Die Zerschlagung


Europas durch die Zollgrenzen in kleine und kleinste Wirtschaftseinheiten, die es


nirgendwo ermöglichen, die gewaltigen, unberechenbar großen Vorteile der


Arbeitsteilung (der Fordismus ist nur ein Beispiel hierfür) auszunutzen. Das ist


der Hauptgrund der hier beleuchteten Erscheinung. Er überragt alle anderen


Gründe, setzt sie alle in tiefsten Schatten. Es lohnt sich beinahe nicht, von ihnen


neben diesem Hauptgrund noch zu sprechen. Beseitigt man diese Zollgrenzen


durch Übergang zum vollkommenen Freihandel, dann ist überall in Europa vom


Balkan bis nach Portugal die Bahn frei gegeben für die volle Entfaltung aller,


jedem Lande eigenen natürlichen Kräfte. Dann kann sich jedes Land und jede


Industrie auf einen Markt stützen von 350 Millionen wohl-
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habenden Menschen, der nicht weit ab in Afrika, in Tibet liegt, sondern vor der


eigenen Tür und der mit der Bahn und auf Schiffen von allen Seiten leicht zu


erreichen ist. Ein Markt von schier „unbegrenzten Möglichkeiten“, der denjenigen


Amerikas noch um das 31/2-fache übertrifft!! Und der darum, wenn er einmal 


richtig ausgenutzt wird, es den europäischen Unternehmern ermöglichen wird,


nicht auch acht Dollar Lohn zu zahlen, sondern 31/2 mal acht Dollar täglich für 


die achtstündige Arbeit. (Diese Berechnung muß cum grano salis eingeschätzt 


werden.)


Die Einheit des Wirtschaftsgebietes führt ganz von selbst zur Forderung einer


einheitlichen Währung, einheitlicher Maße, einheitlicher Tarife für die Post,


Eisenbahn usw. Die Einheit des Wirtschaftsgebietes führt auch ganz von selbst


zur Forderung voller Freizügigkeit für alle Bewohner dieses Wirtschaftsgebietes.


Sie führt zwangläufig zur Einführung eines allgemeinen Verständigungsmittels,


einer Universalsprache. Die Einheit des Wirtschaftsgebietes schafft auch den


homo europäus, wie sie in Amerika aus dem Sammelsurium der europäischen


Einwanderung den Typus des Amerikaners geschaffen hat. Und last not least


schafft diese durch den Freihandel geschaffene Wirtschaftseinheit alle psycho-


logischen Voraussetzungen für die allgemeine Abrüstung, für den Völkerfrieden,


der solange halten wird, bis daß der auch solchem Freihandel und Völkerfrieden


anhaftende Kapitalismus den allgemeinen Bürgerkrieg herausfordert, der dann


alles wieder kurz und klein haut und uns wieder in die Barbarei zurückstößt, wo


wir froh sein werden, wenn wir uns mit den ungegerbten Häuten der mit der


Steinaxt erschlagenen Raubtiere bekleiden können.


Zum Schluß und als weitere Erklärungsmöglichkeit für den Acht-Dollar-Lohn


und auch zum Beweis, daß ich selbst mit meinen Erklärungen nicht ganz zufrie-


dengestellt bin, möchte ich hier einen Zweifel darüber ausdrücken, ob es den


Amerikanern möglich sein wird, den Acht-Dollar-Lohn (bei festbleibendem Index)


noch lange beizubehalten, und diesen Zweifel damit begründen, daß wenigstens


ein Teil dieser acht Dollar aus einem kapitalistischen Raubbau, aus einem Angriff


auf die Substanz des amerikanischen Kapitals herrührt, den die Inflation des
amerikanischen Dollars ermöglicht und finanziert. Der amerikanische Index steht


gegenüber dem Friedensindex um rund 50% höher, was soviel heißt, daß alle


aus der Friedenszeit her noch verschuldeten Unternehmer, mit Einschluß der


Farmer, einen Schuldennachlaß von 33% erfahren haben. Die diesem


Schuldennachlaß entsprechende Zinsentlastung können die Unternehmer zu


höheren Löhnen verwenden. Schätzt man den Betrag dieses Schuldennach-


lasses mit nur 100 Milliarden Dollar und fügt dieser Summe die um 50% höhere


Bewertung des gesamten Kapitals der Unternehmer hinzu, so kann man sich


vorstellen, wie solche Inflation die amerikanischen Unternehmer über die wahre


Rentabilität der Betriebe hinwegtäuschen kann. Es mag ihnen ergehen wie den


europäischen Unternehmern, die nach den Berechnungen der Buch-


Buchhalter
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halter glänzend dastanden, während sie in Wirklichkeit schon längst zu Bettlern


geworden waren.


Wenn der amerikanische Unternehmer nur Soll und Haben miteinander ver-


gleicht, steht er sich glänzend, trotz der Acht-Dollar-Löhne, die er nun schon seit


vier bis fünf Jahren bezahlt. Betrachtet er aber das Haben an sich, dann mag es


in unzähligen Fällen schon jetzt so sein, daß dieses Haben um den vollen Betrag


der Inflation kleiner geworden ist, daß er z. B. statt neun Kühen nur mehr sechs


hat. Die übrigen drei sind auf dem Wege der Acht-Dollar-Löhne hops gegangen.


Die Bücher aber beweisen dem Farmer, daß er glänzend gewirtschaftet hat. Das


dauert dann solange, bis daß die Diskrepanz zwischen Lohn und Produkt irgend-


wie offenbar wird, der Unternehmer auf die Erhaltung der Substanz sein Augen-


merk richtet und der Buchhalter ihm vorrechnet, daß die Erhaltung der Substanz


die Aufrechterhaltung der Acht-Dollar-Löhne nicht gestattet. Dann werden sich


die amerikanischen Löhne den europäischen Löhnen wieder nähern, und für die


dann noch verbleibenden Unterschiede genügen vielleicht die oben untersuchten


vielfachen Erklärungsmöglichkeiten.


Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.


Man muß die Löhne senken!


Professor Gustav Cassel.


Man muß die Löhne heben!


Fritz Tarnow, Vors. d. Holzarbeiter-Verb.


Wer die sozialen Probleme von der Geldseite anpackt und den Egoismus aller


Menschen zum Leitstern nimmt, der findet immer den Ausweg. Wer dagegen von


irgendwelchen anderen Gesichtspunkten ausgeht, seien es theoretische, prak-


tische, religiöse, politische Gesichtspunkte, der hält statt des Fadens der Ariadne


den gordischen Knoten in der Hand.


Für das Gesagte liefern uns wieder die obigen Zitate einen köstlichen Beweis


und zeigen uns auch wieder, wie richtig unsere akratische Einstellung ist, wie


hoffnungslos es ist, irgendeine brauchbare Staatsform für ein so kompliziertes


Staatswesen wie das heutige zu suchen. Cassel entwirft in der „Sozialen Praxis“


(21. 10. 1926) von der Arbeitslosigkeit ein Vexierbild, von dem man sagen kann,


daß es von 99% der Wählermassen niemals erfaßt werden wird, und Tarnow,


dem Vertreter des Proletariats, will es trotz guten Willens und beachtenswerten


Könnens nicht gelingen Cassels Bild der Arbeitslosigkeit zu entvexieren. Beide


aber wollen mit entgegengesetzt wirkenden, staatlichen Maßnahmen die Arbeits-


losigkeit bekämpfen.
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Wie aber soll die Staatsgewalt jemals vom Volke ausgehen, wenn demselben


Volk so relativ einfache Probleme wie die Arbeitslosigkeit bereits zu Vexierbildern
werden? Das Volk kann nur soweit die Gewalt in den Händen behalten, als es


die Staatsangelegenheiten klar durchschaut. Die Gewalt geht sofort auf die


Demagogen und Schwindler über, wo zur Erfassung des Kernes der Dinge mehr


als wieder aufgewärmtes Sauerkraut nötig ist. Demokratie werden wir erst dann


haben, wenn der Staat so weit abgebaut sein wird, daß ihn jedes Mehrheits- und


Massenschaf durchschauen kann, wenn er sich also bereits von der von uns


erstrebten Akratie kaum unterscheiden läßt.


Cassel vertritt in mehreren Punkten die gleichen Ansichten, die ich in meinem


Artikel (Nr. 23 der „Freiwirtschaft“ 1926) entwickelte, und ich bedauerte, daß mir


Cassels Artikel unbekannt war, als ich den meinen niederschrieb, weil ich sonst


gleich seinen Wert und seine Schwächen hätte aufdecken und Stellung zu sei-


nen Forderungen hätte nehmen können. Jedoch die Arbeitslosigkeit ist wie die


Arbeit kein Hase: Sie läuft nicht fort. Wir werden noch oft genug uns mit dieser


Frage beschäftigen müssen. Leider!


Cassel stellt mehrere Behauptungen auf, die sich mehr widersprechen als


ergänzen. So sagt er: „Es ist klar, daß die Arbeitslosigkeit stets auf einer mangel-


haften Anpassung der zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte an die vorhande-


nen Bedürfnisse beruhen muß. Wenn die Arbeitskraft mit vollkommener


Beweglichkeit sofort nach der jeweiligen Marktlage eingestellt werden könnte, 


so würde immer volle Beschäftigung vorhanden sein.“ Dieser Satz stimmt ganz


gewiß nicht. Der Mangel an Beweglichkeit der Arbeitskräfte ist nach Assel auf die


gewerkschaftliche Lohnpolitik zurückzuführen. Daraus muß dann jeder folgern:


Würden die Arbeiter sich mit den Löhnen begnügen wollen, die ihnen der


Unternehmer aus den für das Arbeitsprodukt erzielbaren Preisen zahlen kann, 


so würde es niemals an Arbeit fehlen können.
Nun hat es aber Arbeitslose gegeben, als es noch keine Gewerkschaften,


Arbeitslosenunterstützungen und Lohntarife gab, als die „Lohnkämpfe“ nur aus


Einzelkämpfen wie beim Feilschen um den Preis auf dem Markt bestanden. Es


gibt Länder, wo heute die Gewerkschaften unentwickelt und machtlos sind. Die


Arbeitslosigkeit aber ist eine uralte Erscheinung. Folglich behauptet Cassel mit


seiner These zu viel. Gewiß, es ist nicht zu bestreiten, daß die Lohntarife 


manche Produktion finanziell unmöglich machen, die bei niedrigeren Löhnen


noch möglich wäre. Gäbe es keine Lohntarife und die dazugehörige Arbeits-
losenunterstützung, dann würde der Lohn so weit sinken, daß sämtliche Betriebe


die Voraussetzung der kapitalistischen
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Produktion, die Rentabilität, erfüllen würden, vorausgesetzt, daß nicht andere


Gründe solche Entwicklung hemmten.


Wie Tarnow Cassels Behauptung beantwortet, kann jeder in der „Gewerk-


schaftszeitung“ Nr. 44/36 nachlesen. Tarnow sagt, die Lohnsenkung würde nichts


nützen, weil mit ihr die Kaufkraft der Lohnarbeiter, auf Deutsch also die Nach-


frage, sinken würde, womit den Produkten der Arbeiter der Absatz genommen


würde! Ich verstehe hier nicht recht, wie ein Arbeitervertreter solche von den


Kapitalisten zur Verschleierung des Verteilungsprozesses erfundene Phrase so


gedankenlos nachreden kann. Ich denke, daß nach Ansicht der Marxisten und


auch nach deren Phraseologie sich „die Arbeitgeber vom Blut und Schweiß der


Arbeiter“ mästen, und wenn sie das Produkt der Proletarier zu niedrigeren


Löhnen kaufen können, so bleibt für sie ein Extragewinn, der zu Extrahochzeiten


verwendet wird. Die Gesamtnachfrage bleibt dann dieselbe. Das, was die


Arbeiter weniger verzehren, verzehren die Kapitalisten eben mehr, und wenn sie


das nicht immer in Form von Speck und Kartoffeln tun sollten, sondern den


Extragewinn für die Erweiterung der Betriebe benutzen, so brauchen sie dazu


wieder mehr Arbeiter und treiben damit die Nachfrage nach Arbeitern und die


Löhne hoch.


Das hier Gesagte gilt für den Fall, daß die Unternehmer trotz niedrigerer Löhne


die Produkte zu den alten Preisen verkaufen können. Sollten aber die


Unternehmer durch die Konkurrenz sich bewogen sehen, die Preise zu senken,


so gewinnt der Arbeiter beim Einkauf der Waren das zurück, was er durch die


Lohnsenkung glaubte verloren zu haben. Der Absatz der Waren bleibt derselbe.


Aus solcher Lohnsenkung und aus den von Tarnow genannten Gründen kann


daher keine neue Arbeitslosigkeit entstehen. Wenn aber trotzdem Krisen und


Arbeitslosigkeit die Lohnsenkung zu begleiten pflegen, wenn die Lohnsenkung


sich nicht als Heilmittel der Krise erweist, so ist der Grund anderswo zu suchen,


und zwar dort, wo ihn die Bimetallisten bereits vor fünfzig Jahren lokalisiert hat-


ten. Die Deflationspolitik, die in den letzten Jahren überall zur Sicherung der


Goldwährung betrieben worden ist, hat die bimetallistische Erkenntnis endlich


zum Allgemeingut gemacht, daß bei niedergehenden Preisen der Umsatz von


Waren rechnerisch unmöglich ist, und daß mit dem kaufmännischen Umsatz der


Waren auch die Produktion stillstehen muß. Wenn dann zur Erzwingung des


Absatzes die Kaufleute die Preise heruntersetzen, und die Unternehmer zur


Erzwingung einer Fortführung der Betriebe die Löhne und damit die Verkaufs-


preise der Produkte ebenfalls heruntersetzen, dann verschlimmert sich die Lage,


und die als Medizin gedachte Preissenkung wirkt sich, wenn sie von allen


Kaufleuten und Unternehmern geschluckt wird, als Gift aus.
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Ich glaube nicht, daß Cassel der Ansicht ist, daß die ungenügende


Anpassungsfähigkeit der durch die Gewerkschaften vertraglich festgelegten


Löhne der einzige Grund der Arbeitslosigkeit sei, obschon er es sagt. Er sagt


übrigens auch gleich darauf, daß der Mangel an Kapital Ursache (also auch
Ursache) der Arbeitslosigkeit sein könne, womit er selbst seiner These die Härte


nimmt. Und auch Tarnow scheint in seiner Abwehr keinen sicheren Boden unter


den Füßen zu haben. Um die Arbeitslosigkeit erschöpfend in den Einzeler-


scheinungen zu erklären, müßte man heute sehr, sehr viele Gründe angeben,


wirtschaftliche und politische. So z. B. bemängelt Tarnow schon an Cassels
Darstellung den Umstand, daß Cassel nur von den Löhnen redet, die zu hoch


seien, daß er aber sonderbarerweise vergißt, daß die Trust- und Monopol-


wirtschaft der Kapitalisten genau wie die vielleicht überschraubten Lohntarife der


Arbeiter wirken müssen. Oder hat Cassel das nicht vergessen? Sucht er etwa


den Arbeitern die Schuld an der Arbeitslosigkeit aufzubürden? Wir kennen


Cassels Schwäche für die Interessen der Kapitalisten. Sie kommen in all seinen


Arbeiten zum Vorschein, in seinem Buch über den Kapitalzins, in seiner politi-


schen Behandlung der Goldwährung und jetzt wieder in sehr krasser Weise in


seinem hier behandelten Artikel.


Innerhalb der Schranken, die die Indexwährungspolitik der Notenbanken den
Warenpreisen zieht, müssen, wenn der Produktionsprozeß (der ja auch ein


Tauschprozeß ist) reibungslos vonstatten gehen soll, alle mitwirkenden Faktoren
ihr Genüge finden. Wie im Anfang jeder Produktion das Kapital steht, so muß


selbstverständlich bei der Verteilung des Produktes das Kapital in erster Linie
berücksichtigt werden. Wer die Rentabilitätsgrenze antastet, der beißt auf Granit.


Eine allgemeine Kreditsperre trifft solche Industrie. Erst nachdem das Kapital 
seinen Teil sichergestellt hat, können die Arbeiter berücksichtigt werden. Das ver-


gessen die Arbeiter, die Gewerkschaftsbeamten nur zu oft. Und dann erleiden sie


entweder direkt eine Niederlage bei den Lohnverhandlungen oder indirekt bei der


sich einstellenden Arbeitslosigkeit in den von der Kreditsperre betroffenen


Industrien. Letzteres immer dann, wenn die Unternehmer zu feige gewesen sind,


den Forderungen der Arbeiter zu widerstehen, oder wenn sie in Unsicherheit


über die Entwicklung der Währungspolitik von der Notenbank gehalten wurden.


Dann mag mancher Unternehmer um des lieben Friedens willen Lohnsätze


bewilligen, von denen er weiß, daß er sie in den jetzigen Verkaufspreisen der


Produkte nicht herausholen kann, die er aber in den durch die Lohnerhöhung zu


erwartenden Preissteigerungen wieder zu ge-  gewinnen
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winnen hofft, indem er sich sagt, daß, wenn alle seine Konkurrenten die gleichen


erhöhten Löhne zahlen müssen, auch alle erhöhte Verkaufspreise fordern müs-


sen. So weit rechnet er ja richtig. Doch vergißt er, daß bei einer Indexwährung


das, was er erhofft, nicht eintreten darf, indem die Notenbank dem Markt und


den Konsumenten die Mittel für die Zahlung erhöhter Preise aus den Händen


schlägt. (Selbstverständlich wird hier vorausgesetzt, daß es sich nicht um eine


partielle, sondern um eine allgemeine Lohnerhöhung handelt.) Dann haben die


Unternehmer zwar mit den Gewerkschaftssekretären die Löhne festgesetzt,


haben aber die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Welch ein Jammern, welch


ein Stöhnen steigt dann herauf zu den Höhen der Notenbank! Gibt dann die


Notenbank nach, dann geht die Währung in die Brüche, der Index steigt.


Verweigert sie standhaft jede Hilfe, dann kracht es in der Wirtschaft an allen


Ecken, dann bleibt nichts anderes zu tun übrig, als die Komponenten der Preise,


darunter natürlich auch in erster Linie den widerstandsschwächsten derselben,


den Arbeitslohn, soweit rückwärts zu revidieren, daß sie innerhalb des Indexes


bequem Platz finden. Bei solcher Rückwärtsbewegung ist wieder das zu berück-


sichtigen, was oben von der Rentabilität des Kapitals als eherner Forderung


gesagt worden ist. Würden sich die Arbeiter unter Androhung des General-


streikes keine Lohnkürzung gefallen lassen wollen, dann werden sie durch


Stillegung und Aussperrung bald erfahren, wer für solchen Lohnkampf die am


besten bewehrte Partei ist.


Ich erwähnte bereits, daß Prof. Cassel auch den Mangel an Kapital als


Ursache der Arbeitslosigkeit angibt. Um Arbeiter zu beschäftigen, muß man


Arbeitsmittel haben und zwar solche, die auf der Höhe der Technik und des


Wettbewerbs stehen. Gewiß, der Kapitalmangel mag für heute und für


Deutschland ein besonderer Grund für die Arbeitslosigkeit sein. Solange die


Lasten des Versailler Vertrages nicht restlos auf die Sachwerte abgebürdet wer-


den, geht in Deutschland die Kapitalflucht weiter, und aus ihr entsteht dann der


Kapitalmangel, dem die Arbeitslosigkeit zuzuschreiben ist. Merkwürdig ist nun,


wie Cassel diesen Kapitalmangel zu beseitigen gedenkt. Man soll die


Kapitalisten mit den Steuern schonen, die einen Eingriff in das Betriebskapital


bedeuten. Es gibt aber nun außer den Kapitalisten nur noch einen Lastträger, der


für die Steuern in Frage kommt das ist der Arbeiter. Entlastet man den


Kapitalisten, so muß der Arbeiter belastet werden. Und umgekehrt. Die Arbeiter


aber, namentlich die unter ihnen, die sich durch besondere Befähigung auszeich-


nen und auf die die Industrie durchaus angewiesen ist, die können sich in weit-


gehendem Maße durch Auswanderung solchem Steuerdruck entziehen. Folglich


bleibt


41







nichts anderes übrig, als die Arbeiter ungeschoren zu lassen. Wie sie schon


heute die Lohnsteuer von sich durch erhöhte Lohnforderungen abzuwälzen


suchen, so würden sie es mit jeder Steuer tun, die ihren Arbeitsertrag unter das


internationale Niveau zu drücken droht. Ähnlich aber verhält es sich wieder mit


den Kapitalisten, die für ihre Mitwirkung am Produktionsprozeß eherne


Forderungen stellen, wenigstens soweit es sich um die Mobilkapitalisten, um 


diejenigen, die ihr Kapital flüssig haben, handelt, also gerade um diejenigen, auf


die die Unternehmer für die Erneuerung und Erweiterung der Betriebe ange-


wiesen sind. Diese würden durch erhöhte Zinsforderungen lachend jede steuer-


liche Belastung von sich abwälzen. Somit kommt man immer wieder zu der 


gleichen Forderung: Die Kapitalisten, die ihr Kapital in deutschen Sachwerten


immobilisiert haben, die allein können sich der Steuer nicht entziehen, die sind


gefangen, die müssen zahlen. Es ist sonst niemand da, der zahlen muß, nie-


mand, von dem man unabwälzbare Steuern erheben könnte. Und abwälzbare


Steuern verteuern die Produktionskosten, erschweren den Wettbewerb und 


mehren die Arbeitslosigkeit.


Es sieht so aus, als ob Cassel – seiner psychologischen Einstellung treu – die


Kapitalbildung durch Senkung der Löhne fördern möchte. Je weniger der Unter-


nehmer an Löhnen zu zahlen braucht, um so mehr Geld bleibt dem Unternehmer


für die Erweiterung der Betriebe übrig, um so mehr Arbeiter kann er anstellen


und um so gründlicher beseitigt er die Arbeitslosigkeit.


Leider geht Tarnow nicht auf dieses Thema bei seiner Kritik ein. Hatte er vom


Standpunkt des Proletariers wirklich nichts zu solcher Betrachtungsweise einzu-


wenden? Und doch liegt die Frage nahe genug: Was dem Kapitalisten durch


Senkung der Löhne möglich wird, das Sparen, die Kapitalbildung, das wird dem


Arbeiter durch Aufrechterhaltung und mehr noch durch Erhöhung der Löhne


möglich. Und ob das Geld, das der Unternehmer für die Erweiterung der Betriebe


braucht, eigenes oder fremdes Geld ist, das ist dann für die Lage des Arbeits-


marktes gleichgültig. Für den Arbeiter und die gesellschaftliche Entwicklung kann


es aber nicht gleichgültig sein, ob durch Lohnsenkung die Betriebsmittel und ihre


Dividenden im Besitz der Rentner bleiben, oder ob durch Erhöhung der Löhne


die Betriebsmittel, die Aktien, der Grundbesitz nach und nach in die Hände der


Arbeiter gelangen. (Daß solche Entwicklung mit der Natur der Goldwährung 


kollidiert und also heute unmöglich ist, wissen die Leser d. Z. Das hat aber mit


der prinzipiellen Einstellung zu dieser Frage nichts zu tun.)


Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise. Das ist das Grundgesetz 


unserer Gesellschaftsordnung. Überläßt man die Entwicklung der Preise 


(innerhalb der Indexwährung) und der 
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Löhne der Beherrschung durch dieses Grundgesetz und schafft man die für den


freien Wettbewerb unumgänglichen Voraussetzungen (Freiland und Freigeld),
dann tritt das ein, was Prof. Cassel von der „Beweglichkeit“ der Arbeitskräfte


erwartet, die Unmöglichkeit der Arbeitslosigkeit als allgemeine Erscheinung.


Schafft man die genannten Voraussetzungen nicht, so nützt die Beweglichkeit


der Löhne (auf Deutsch also die Lohnkürzung) auch nichts. Dann aber auch ist


es unmöglich, die Lage der Arbeiter anders als durch Produktionsmehrung zu


bessern (Rationalisierung und, wenn das nicht genügt, Mehrung der Arbeits-


stunden). Und zur Rationalisierung der Wirtschaft gehört vor allen Dingen die


Beseitigung der Arbeitslosigkeit. Ist einmal dem Gesetz der ehernen Rentabilität
des Kapitals (aus diesem Begriff wäre hier der Boden auszuschließen) genügt,


so muß auf dem Wege der Konkurrenz des Kapitals alles Mehr an Produkten,


das durch Überstunden und Rationalisierung gewonnen wird, dem Arbeitslohn


und der Grundrente zufallen. Wer mehr fordert, dem bleibt nur ein Weg übrig, er


muß uns in unseren Bestrebungen unterstützen.


Mit der Erfüllung unserer Forderungen (Freiland – Freigeld) tritt vieles automa-


tisch ein, was man auf komplizierteste Weise auf Umwegen zu erlangen sich


bemüht. Manches kommt aber nur ins Wanken und braucht noch einen Stoß,


damit es stürze. Aber auch die Kräfte zu solchen Stößen entwickeln sich mit


Freiland – Freigeld automatisch. Bettler, Arbeitslose, Kriegskrüppel, verhungerte


Proletarier haben keine revolutionäre Kraft. Diese Kraft aber gewinnen sie alle


wieder, wenn, wie es mit Freiland – Freigeld geschieht, die Wirtschaft wieder in


Vollbetrieb gesetzt wird.


Buchbesprechung.
Hermann Heinrich Gossen: Entwicklung der Gesetze des menschlichen Verkehrs
und der daraus fließenden Regeln für menschliches Handeln. 3. Auflage mit
einem Vorwort von Dr. A. Hayek. Verlag L. R. Prager, Berlin NW 7. 1927. 277
Seiten. Preis M. 14,–.


Mir wird ein Rezensionsexemplar dieses Werkes zugeschickt mit der freund-


lichen Aufforderung, es für unsere Zeitschrift zu besprechen. Ich muß aber ge-


stehen, daß für solche Arbeit wohl kaum jemand ungeeigneter ist als ich. Es 


handelt sich bei Gossens Werk um eine Ausgrabung, und um es richtig würdigen


zu können, müßte man es in Beziehung bringen können zu den Leistungen sei-


ner Zeitgenossen. Das kann ich nicht, denn ich kenne die Werke von Gossens


Zeitgenossen und Vorgängern nicht oder zu wenig, um sagen zu können, wo


Gossen als Bahnbrecher zu bewerten ist.


Doch genügt es vielleicht für den Zweck der Berichterstattung, wenn ich hier


das Urteil von zwei Wissenschaftlern von Weltruf,
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Jevons und Walras wiedergebe. Jevons schließt seinen Bericht über Gossens
Leistung mit den Worten: „Aus dieser Darstellung zeigt sich klar, daß Gossen mich
vollständig vorweg genommen hat, was die allgemeinen Grundsätze und die Methode
der Volkswirtschaftslehre angeht. Soweit mir ein Einblick möglich ist, ist seine
Behandlung der grundsätzlichen Lehren sogar allgemeiner und vollkommener als
das, was ich skizzieren konnte.“


Und Walras? In einem Aufsatz über „Die mathematische Theorie des Bodenpreises
und die Bodenablösung durch den Staat“ („études d’économie sociale“, Lausanne
1896) preist er Gossens Werk als eines der schönsten Bücher der politischen Öko-
nomie, die je geschrieben wurden. Dies in bezug auf die Gossen’schen Theorien. In
Bezug auf die praktischen Nutzanwendungen sagt dieser berühmte Zeitgenosse und
Franzose: „Aussi, à la Gloire de Copernic, qu’il réclame et qui lui est due pour sa
conception de l’equilibre mathematique du monde économique, Gossen joint-il, selon
moi quelque chose de celle de Newton pour sa solution de la question sociale. Cela
dit, je n´ai pas un mot à ajouter pour exprimer mon opinion sur son merite.“


Kann man mehr zum Ruhme eines Werkes sagen? Und können wir Physiokraten
zu diesem Ruhm noch mehr hinzufügen, als daß wir ihn als Wissenschaftler wie als
Politiker ganz für uns reklamieren? Gossen ist unser Mann, unser Copernikus. Die
Gründe, die die deutsche staatlich unterstützte Wissenschaft hatte, Gossen totzu-
schweigen, die dauern an. Gossen ist Anarchist. Darf ein deutscher Staatsbeamter
Anarchist sein, darf er als diplomierter Wissenschaftler Anarchisten gerecht werden?
Gossen verlangt die Rückführung des Bodens in den Allgemeinbesitz. Darf ein vom
Staate besoldeter deutscher Wissenschaftler im Interesse des Proletariats die
Expropriation der Fürsten und der Agrarier fordern?


Gossen war wie alle seine Zeitgenossen im Wertgedanken befangen. Er widmet
der Durchforschung dieser Fiktion fast die ganze erste Hälfte seines Werkes und
bedient sich dabei in ausgiebigster Weise der mathematischen Figuren. Wie wenig
zuverlässig diese Forschungsmethode für volkswirtschaftliche Fragen ist, zeigt der
Umstand, daß die Mathematik ihm die Wesenlosigkeit seiner ungeprüften Voraus-
setzung (die der Wert ist!) nicht offenbart hat. Und wie gefährlich die Mathematik sich
erweist, zeigt uns wieder das Resultat, zu dem Gossen in der Währungsfrage
gelangt. Statisch in diesen Fragen orientiert, kann er das Wesen des Papiergeldes
nicht erfassen und gelangt zur Forderung des Verbotes des Papiergeldes. Metallgeld
sans phrase! Das ist das Ergebnis seiner Forschung und seiner mathematischen
Methoden auf dem Gebiete der Währung und des Geldes. Diese mathematische
Methode erscheint uns hier um so verdächtiger, als Gossen die Bedeutung der
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes klar erkannte. Es fehlt dieser Methode, wie mir
scheint, die ständige Selbstkontrolle, die automatische Sperrvorrichtung, die dort in
Funktion tritt, wo lebendige Bilder die toten Zeichen der Mathematiker vertreten. Der
Mathematiker sagt: Der Wert ist. Fragezeichen haben hier keinen Platz. Der
Lebendige sagt dagegen: Ist der Wert? (Gottls kritische Wertfrage.) Und diese
Fragezeichen begleiten ihn auf allen seinen Wegen. Unbewußt arbeitet er als
Relativist. Überall tritt die automatische Sperrvorrichtung in Tätigkeit.


Nicht immer bleibt Gossen seiner akratischen Grundeinstellung treu. Er verlangt ein
Sittengesetz, allerdings nur für den Pöbel. Er stellt es aber jedem frei, sich selbst als
Pöbel einzuschätzen, denn jeder, der glaubt, an den Sittengesetzen etwas bessern
zu können, der







darf und soll das Sittengesetz übertreten. Gossen ist also auch Aristokrat, wie es
alle Anarchisten und Physiokraten im Grunde sind.


Ich habe das Buch nur durchgeblättert. Ein gründliches Studium desselben


wird uns wohl noch vielfach Gelegenheit geben, den Ruhm Gossens in alle Welt


zu tragen. Aber eine Freude bereiten wir Gossen damit nicht mehr. II est trop


tard. Wir erben den Schmerz, den Gossen durch die Nichtbeachtung seines


Werkes erduldete.


Ein neuer wissenschaftlicher Kritiker 


der Freigeldlehre.


„Ick for meine Persönlichkeit stehe auf dem Standpunkt, daß die Kakademiker


in ihrer großen Mariotät uns unehrlich behandeln.“


Untersuchungen über Irrtümer moderner Geldverbesserer, von Fritz Haber,
Jena. Verlag, Gustav Fischer. 1926. 143 Seiten, M. 6,–.


Diese Untersuchungen heben sich vorteilhaft von allen bisherigen sogenannten


wissenschaftlichen Kritiken der Freigeldlehre dadurch ab, daß hier wenigstens


richtig zitiert wird. Weiter auch dadurch, daß der Kritiker seine eigene theoreti-


sche Anschauung über die Natur des Geldes seiner Arbeit voranschickt, was die


Kontrolle der Kritik ja außerordentlich erleichtert. Das sind die hauptsächlichsten


Vorzüge des Buches. Es handelt sich um eine Doktorarbeit, an die man gerech-


terweise keine zu hohen Ansprüche zu stellen pflegt. Eitelkeitsmotiven verdanken


solche Arbeiten ihre Entstehung. Die Verfasser wollen mit der Arbeit den Doktor-


titel erwerben, mit dem sie dann vor der Öffentlichkeit als gebildete Menschen


auftreten können, was in all den Fällen sehr nützlich ist und das Fischen in 


trüben Gewässern erleichtert, wo die Bildung nicht immer gleich aus den Reden


und der Haltung hervorgeht. Die tägliche Erfahrung zeigt, wie leicht es ist mit


Hilfe von Titeln, wie Geheimrat, Professor, Doktor von ... oder dreifacher Doktor


h. c. beim Proletarier Minderwertigkeitsgefühle zu erwecken, zu nähren und bis


zur Selbstverzweiflung zu entwickeln, womit die Beherrschung der Massen so


außerordentlich erleichtert wird. Hindenburg braucht den Titel Ehrendoktor der


Kaserne in Buxtehude nicht. Jeder sieht es ihm ohne weiteres an, daß er ein


braver Soldat ist. Urbin braucht die goldene Medaille der Weltausstellung für


Stiefelwichse in Philadelphia auch nicht. Jedermann weiß, daß Urbin unüber-


trefflich ist. Und auch der Rose sind alle Etiquetten der Parfümeriefabriken ent-


behrlich. So dürfte es auch wahrhaft gebildeten Menschen leicht sein durch


Rede, Haltung und Handlung gleich jedem den Wert ihrer Persönlichkeit zu


offenbaren. Wozu also noch den Titel. Es ist klar: Die Doktortitelfabrik betreibt


Bauernfängerei, direkte, wenn sie den Titel gegen bar verkauft, indirekte, wenn


sie den Titel
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h. c. verleiht. Und wie fein die Fakultäten da sich gegenseitig vor jeder wissen-


schaftlichen Verantwortung zu sichern wissen! Niemand macht einer theolo-


gischen, medizinischen, juristischen Fakultät einen Vorwurf daraus, wenn sie


einem Manne den Titel Dr. h. c. verleihen, der sich auf ganz anderen Gebieten


hervortut und jeden Tag beweist, daß er nichts von Theologie, Juristerei und


Medizin versteht. Es ist nur eine Ehrung allgemeiner Natur, sagen die


Doktorfabriken. Aber sie unterlassen es beizufügen, daß der Titel praktische,


politische Wirkungen hat und daß es bei solcher „Ehrung“ auf diese Wirkung
abgesehen war. Im Falle Damaschke z. B. wäre, wenn Damaschke auf seinem


Gebiete die Wissenschaft gefördert hätte, doch gewiß nicht die theologische


Fakultät die berufene gewesen, diese Leistungen öffentlich zu ehren. Hätte


dagegen die philosophische Fakultät den Ehrentitel erteilt, dann wäre sie in


Verlegenheit gewesen, den Nachweis zu erbringen, daß Damaschke wirklich ihre


Wissenschaft gefördert hat. Mit dem Titel will man, das ist klar, der Wirksamkeit


der Rede der unbetitelten Proletarier Abbruch tun, ihnen das Vertrauen ihrer


Genossen rauben, sie einschüchtern, so daß sie den Mut zur Widerrede ver-


lieren, und dann ihre Kräfte wegen Mangel an Übung unentwickelt bleiben. So


ersetzt dann schließlich solch ein Doktorhut auf hohlem Schädel in der


Zwingburg der Kapitalisten ein Bataillon Landsknechte. Das Reden ist wie das


Tabakrauchen eine Kunst, die man durch Übung erwirbt. Wie kann aber der


junge Proletarier zu solcher Übung kommen, wenn bei jedem Versuch ein 


würdiger alter Herr mit schönem Bart ihm mit den Worten die Rede abschneidet,


daß er als dreifacher Dr. h. c. es doch besser wissen muß, und wenn dann noch


die ganze Versammlung solche Vergewaltigung mit Händeklatschen beantwortet,


mit Hilfe hohler Titel den jungen Proletarier verhöhnt?


Eine Doktorarbeit, wie die in der Überschrift erwähnte, verdankt ihr Entstehen


jedoch nicht immer nur Eitelkeitsmotiven. Manchmal mögen diese nur eine


Nebenrolle spielen. Der Doktortitel soll dem jungen Mann den Broterwerb erleich-


tern, was nichts anderes heißen kann, als daß der junge Doktor erwartet, daß bei
völlig gleichen Leistungen ihm, dem Betitelten, der Vorzug vor dem Unbetitelten


gegeben werden wird. Zwar kein schönes, ehrenhaftes, delikates Motiv, aber


doch ein ganz vernünftiges. Dieser Umstand muß uns helfen, Dinge zu erklären,


die uns beim Durchblättern der Doktorarbeit auffallen und uns sonst unerklärlich


wären. Den Motiven wird auch die Haltung entsprechen. Undelikates Motiv


erzeugt undelikate Haltung. So etwa wie in dem Worte: „Des Brot ich eß, des


Lied ich sing.“ Und ißt nicht der Doktor das Brot der Universität, die ihm durch


den Titel den Broterwerb erleichtern will? Die Universität aber, als Staatsinstitut,


singt ihrerseits das Lied der Kapitalisten, die den Staat fest in der Hand halten.


So muß notwendigerweise aus der Doktorarbeit ein Loblied des Kapitals werden.


Und um so echter wird dieses Loblied ausfallen, je unbewußter
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sich der Doktorkandidat der Triebfeder seiner Haltung ist, d. h. also, je ehrlicher


er ist. Haber sogar singt das Hohelied des Kapitals. Er schließt seine Arbeit mit


den hier folgenden Worten, die allein schon genügen, um ihm den Weg zu den


höchsten Posten im Staat zu ebnen: „Wir müssen das System unserer Wirtschaft


nehmen, wie es ist, auch mit den sozialen Mängeln, die unser Mißfallen erregen


mögen. Wollten wir, um diese zu beheben, am System selbst etwas ändern, so


kämen wir nur vom Regen in die Traufe. Aber unser Bedürfnis, zu bessern, ist ja


gar nicht zur Untätigkeit verdammt; es gilt nur, den Hebel richtig anzusetzen. Drei


Mittel sind da zu nennen, die das in Erscheinungtreten von grundsätzlich mög-


lichen Mißständen am ehesten verhindern werden; sie heißen: Arbeiten, Sparen


und keine wirtschaftliche Unvernunft begehen.“ Punkt, Schluß, Ende der


Untersuchungen über die Vorschläge moderner Geldverbesserer.


Über die Ergebnisse der „Untersuchungen“ im einzelnen zu berichten, lohnt


sich nicht, wenigstens soweit sie sich auf das Freigeld beziehen, und die allein


wir durchblättert haben. Doch wollen wir wenigstens eine Probe geben über die


Art, wie Haber urteilt: Auf Seite 22 heißt es: „Gleichbleibendes Preisniveau ist


das Ideal aller Währungspolitik, und es ist Aufgabe des Währungsamtes,


Schwankungen und Krisen möglichst entgegenzuwirken.“ Dieses Zitat ist nicht


der Freigeldliteratur entnommen. Der Satz gehört zu der „Positiven Theorie“, zu


der sich Haber bekennt. Er hat also grundsätzliche Bedeutung. Auf Seite 126


aber verwirft Haber wieder sein eigenes Ideal, denn er sagt: „Auch gegen die


Absicht, den Geldwert unter allen Umständen konstant zu halten, müssen


Bedenken geltend gemacht werden.“


Das genügte schon, um Haber als Wissenschaftler abzulehnen, jedoch wollen


wir uns auch die Bedenken ansehen. „Gesell wird aus Furcht (!) vor dem Rück-


schlag jede Konjunkturbewegung, soweit das durch Geldpolitik möglich ist, in


ihren Anfängen ersticken. Das würde aber ein Fesselnwollen des freien Pendel-


schlags (!) der Wirtschaft bedeuten. Konjunkturen wachsen organisch aus dem


Ablauf des Wirtschaftsprozesses heraus: Gestaute Ansammlung von Sparkapital


ist ihre Voraussetzung. Der Geldbedarf, der in der Wirtschaft auftritt, ist ein legi-


timer. Die Geldpolitik kann diese Bewegung, auch wenn sie diesen – legitimen –


Bedarf befriedigt, von vornherein abbremsen, aber das hieße, die lebendigen


Kräfte des Wirtschaftsrhythmus lahmlegen, es wäre Kirchhofsruhe, die mit der


Konstanz der Preise hier sich breit machte. Man wird so weit gehen dürfen, zu


sagen, daß die Geldpolitik genug Mittel in Umlauf geben muß, um eine gewisse


allgemeine Preissteigerung auszulösen und alle produktiven Kräfte zu entfesseln,


die sich in der Anlage der gesparten Mittel entfalten können. Freilich muß sie


auch zeitig zurückhalten können, um zu verhindern, daß der Abstieg, der not-


wendig jedem Aufstieg folgt, allzu jäh werde.“


Diese Begründung wird jeder Börsenmann mit Jubelgeschrei begrüßen. Die


Börsenleute werden Haber ohne weiteres als
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einen der ihren betrachten, und wenn einmal wieder der Posten eines Reichs-


bankpräsidenten frei wird, dann wird Haber Morgenluft wittern dürfen. Aber auch


die Kapitalisten werden ihn in ihr Herz schließen. Der „gestauten Ansammlung


von Kapital“, die sonst auf den Kapitalzins drücken würde und der Wirtschaft (im


Freigeldsystem) durch Entlastung von Zinsdruck unerschöpfliche Gebiete für


neue Betätigung eröffnen würde (Kirchhofsruhe!), die sucht Haber auf dem Wege


einer Inflation mit nachfolgender Deflation in Innenreibungen aufzulösen und so


für den Zins ungefährlich zu machen – nach einem seit Babylon bewährten


Rezept.


Aber sehen wir uns zum Schluß dieser Betrachtung auch noch das obige Zitat


auf Seite 22 vom Standpunkt der auch bereits zitierten Schlußworte Habers an.


Wenn die Besserer nichts weiter zu tun haben sollen, als zu beten, zu arbeiten


und zu sparen, so können wir das Rezept ja auch um einige Jahre zurückverle-


gen, z. B. in die Zeit, wo Rom an der Geldschwindsucht dahinschwand, in die


Zeit, wo die Bimetallisten der Not der Grundbesitzer und Bauern durch Hebung


der Preise der landwirtschaftlichen Produkte mittels der Doppelwährung entge-


genwirken wollten, in die Zeit, wo man noch nicht von der manipulated Gold-


währung sprach, und Morgan und Genossen es überließ, die Währungsfragen


auf ihre Weise zu lösen. Die Forderung eines durch Geldpolitik zu erreichenden


stabilen Indexes ist eine Forderung der Geldverbesserer, die nach Habers
Ansicht nichts besseres tun könnten, als zuzusehen, wie sich alles von selbst


entwickelt, bis hinab zu den Ruinen der antiken Staaten, die doch nur darum zu


Ruinen wurden, weil es an Geldverbesserern fehlte. Staat, stinkendes


Ungeheuer, gehe mir aus dem Wege auch dort, wo du in Gestalt einer


Doktortitelfabrik auftrittst.
I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]


Mathematische Formeln der Wirtschaft.


Das Kapital von Karl Marx ist auf der als Axiom behandelten Behauptung auf-


gebaut, daß X Seide gleich Y Stiefelwichse seien. Das dreibändige Werk kracht


zusammen, wenn diese Behauptung falsch ist. Und sie ist falsch. Die Gleichung


setzt irgend eine den beiden Gegenständen gemeinsame Eigenschaft voraus.


Diese fehlt aber, wenn vom Gewicht abgesehen wird, von dem aber hier abge-


sehen werden kann, denn daß 1 kg Seide auf der Wage gleich einem Kilo-


gramm Stiefelwichse, einem Kilogramm Wasser, einem Kilogramm Steine ist,


interessiert uns nicht. Marx behauptet ja gerade, daß Y kg Seide nicht gleich 


sei Y kg Stiefelwichse, sondern gleich X kg Stiefelwichse. Weil 1 kg Seide nicht


1 kg Stiefelwichse gleichgestellt wird, liegt ein Problem vor, das Marx zu lösen 


verspricht. Um die Gleichung X gleich Y zu erklären, braucht Marx eine beiden


Gegenständen gemeinsame Eigenschaft, die nicht das Gewicht ist. Und da diese


gemeinsame Eigenschaft fehlt, so erfindet sie Marx, oder nimmt die Erfindung


von Vorgängern ungeprüft auf, und







benutzt auch den dieser Erfindung gegebenen Namen „Wert“. Mit dem Nach-


weis, daß diese Entdeckung eine Täuschung war, geht das Werk von Karl Marx
als Ganzes in die Brüche. Es bleiben wertvolle Scherben übrig, doch sind es nur


Scherben.


Der Gefahr, solche Hirngespinste zu produzieren, sind alle Mathematiker aus-


gesetzt, die mit der von ihnen oft gebrauchten Formel G : W gleich P operieren


und dabei sagen, der Preis sei nur die Auflösung eines Bruches, wie etwa 4 : 2


gleich 2 ist. In diesem Vergleich liegt eine Fehlerquelle. 2 und 4 sind vollkommen


abstrakte Zahlen, und nur darum kann man die Einheiten von 2 und 4 vollkom-


men gleichstellen, wie es in der Gleichung geschieht, 4 : 2 gleich 2. Um auch


das bei Seide und Wichse tun zu können, sieht Marx auch ausdrücklich ab von


allen Eigenschaften der Waren Seide und Wichse. Weil ihm aber dann die bei


den Zahlen übrig bleibende abstrakte Einheit auch noch verlorengeht, muß


etwas bleiben, was weder abstrakte Zahleneinheit, noch abstrakte Ware ist, denn


aus einem absoluten Nichts kann er keinen Vergleich ziehen, es muß eine


Abstraktion übrig bleiben, die doch wenigstens eine Eigenschaft hat. Denn wie


könnte sonst X Seide gleich Y Wichse sein? Diesem aus seiner Gleichung her-


vorgehenden Zwang, irgend etwas zu erfinden, gab Marx nach, statt die


Gleichung nachzuprüfen. Vielleicht wurde Marx hier ein Opfer der, übrigens von


ihm selber hervorgehobenen, Zweideutigkeit des Ausdruckes „Wert“. Diese


Zweideutigkeit verleitete ihn, wir nehmen es an, alle Bedenken, die sich gegen


seine Formel auftürmten, niederzuschlagen.


Marx übersah, daß X Seide nur durch eine willkürliche Handlung, die in der


Gleichung gar nicht zum Ausdruck kommt und beachtet wird, Y Stiefelwichse


gleichgestellt wird, nämlich durch den der Gleichung vorangehenden Handel, den


kaufmännischen Vertrag, der der Gleichung den mathematischen Charakter
nimmt. Die Gleichung X Seide gleich Y Wachse ist keine mathematische
Gleichung. Ebensowenig wie die Formel G : W gleich P, in der die die
Gleichung zustande bringende Handlung auch nicht zum Ausdruck kommt. So


entsteht aus der Annahme, daß es sich um eine mathematische Formel handelt,


der neue Ausdruck „Kaufkraft“, der ebenso leer und darum gefährlich ist wie der


Ausdruck „Wert“, den Fr. Gottls Schrift erledigt hat.


Auf die hier liegende Gefahr nochmals hinzuweisen, ist der Zweck dieser


Zeilen.


Die Westdeutsche Arbeiterzeitung und das Freigeld.


Dieses Blatt erscheint in M.-Gladbach in einer Auflage von 165 000, ist für


katholische Arbeiter bestimmt und ist recht sorgfältig redigiert. Es hat sich wie-


derholt mit unseren Bestrebungen beschäftigt, doch scheint in der Redaktion 


niemand zu sitzen, der sich stark genug fühlt, um selbständig ein Urteil über


unsere
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Forderungen abgeben zu können. Solches kommt auf anderen Redaktionen


auch vor (siehe das Berliner Tageblatt, die Frankfurter Zeitung usw.). Für ein


leichtsinniges Urteil erscheint ihnen allen wohl die Sache zu wichtig und für ein


gründliches Urteil, da fehlt halt die Zeit. (Wenn sonst keine Hemmungen vorlie-


gen.) Der Westdeutschen Arbeiterzeitung ließen aber die Leser, wie es scheint,


keine Ruhe, sie drängten auf klare Stellungnahme, und in dieser Verlegenheit


wandten sich die Redakteure an den Pater Oswald von Nell-Breuning S. J., der


sich schon einmal mit unserer Forderung Freiland befaßt hatte und der


Damaschkes „Bodenreform“ fördert  [Es ist doch erstaunlich, daß eine Arbeiterzeitung, die


es auf eine Auflage von 165 000 gebracht hat, heute noch keinen Mann bezahlen kann, der die


Währungsfrage behandelt. 19 Milliarden Goldmark, also 19 000 Millionen Goldmark, haben die 


deutschen Arbeiter durch die Inflation allein an Sparkassengeldern verloren, neben all dem anderen


Unheil, und noch immer glauben sie, daß es nicht nötig ist, sich intensiv mit dieser wichtigsten


Arbeiterfrage zu beschäftigen.  . Verf.]


Pater von Nell-Breuning ist der Aufforderung gefolgt und hat in den Nummern


16 bis 20 dieses Jahres das Freigeld einer, wie er sagt, eingehenden Kritik


gewürdigt. Die Person des Kritikers wie auch die Bedeutung der Zeitung lassen


es ratsam erscheinen, von dieser Kritik hier Notiz zu nehmen und ihre Stärken


wie Schwächen aufzuzeigen.


Pater von Nell-Breuning beginnt mit der Anerkennung der Tatsache, daß das


Volk in den letzten Jahren mit dem Geld recht schmerzliche Erfahrungen


gemacht hat. In dieser heute so selbstverständlich scheinenden Anerkennung


liegt bereits ein gewaltiger Fortschritt. Wie schwer war es uns Physiokraten vor


dem Krieg, für das Geldwesen Interesse zu erwecken: „Das Geld erschien uns


allen als eine Selbstverständlichkeit“, heißt es in den bekannten Briefen eines


Bankdirektors an seinen Sohn. Und jetzt steht unser Pater nicht an, die


Erklärung abzugeben: „Etwas ganz Großes wäre es, eine allererste Großtat in


der Wirtschaftsgeschichte, wenn es gelänge, diese vom Gelde ausgehenden


Störungen der Wirtschaft zu beseitigen.“! Noch vor ganz wenig Jahren lachten


uns die Arbeiter aller Organisationen einfach aus, wenn wir ihnen mit ernsthafter


Mine klar zu machen suchten, wie groß die Kräfte aufbauender wie zerstörender


Art sind, die im Gelde liegen. Daß man durch die Notenpresse den ganzen 


kapitalistischen Betrieb von Grund aus zerstören kann, wie das in Rußland die


Bolschewisten mit Bedacht getan haben, das konnte man damals nicht be-


greifen. Jetzt, da die Arbeiter 19 000 Millionen an Spargeldern durch die


Notenpresse und die Unachtsamkeit ihrer Vertreter verloren haben, jetzt fangen


sie an, aufzuhorchen, wenn wir ihnen etwas zu sagen haben. 19 000 Millionen


an Spargeldern! Es ist ja begreiflich, daß man sich gegen die Anerkennung


sträubt, im Gelde könnten so gewaltige Kräfte liegen, namentlich, wenn man die


elenden
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Stückchen Metallblech oder die übelriechenden Papierfetzen, die dort auf dem


Tisch liegen, betrachtet. Darum verstehen wir es auch, daß unser Pater, nach-


dem er obige Sätze niedergeschrieben hat, nicht bei der Erkenntnis bleiben


konnte, die ihm die Erfahrung abgerungen hatte. So stellt er am Schluß seiner


Betrachtungen (Nr. 20) die gewiß naheliegende Frage: „Wie kann eine so küm-


merlich kleine Ursache wie der Schwundverlust einer Geldsumme von sechs


oder gar nur vier Milliarden Mark den Zins eines Kapitals von 400 oder gar 600


Milliarden Mark zum Verschwinden bringen?“ Und er stellt diese Frage auch


noch dann, nachdem er als Kritiker der Freigeldlehre das dicke Buch, worin


diese Frage eingehend beantwortet wird, gewiß und gewissenhaft, wie es die


Bedeutung der Zinsfrage von einem katholischen Geistlichen fordert, studiert hat


und nichts gegen die dort mit verschwenderischem Luxus gehäuften Beweise zu


sagen findet. So stark erscheint ihm die Diskrepanz zwischen Ursache und


Wirkung. Dabei müssen ihm als Wissenschaftler die tausend und abertausend


Fälle bekannt sein, wo in der Natur und im Gesellschaftsleben des Menschen die


gewaltigsten Wirkungen von oft nur mit dem Mikroskop erkennbaren Ursachen


ausgehen. Wir denken z. B. an den Fall von James Watt, der bei seinen


Träumereien durch das Klappern des Deckels auf dem Wasserkessel gestört


wurde. Ursache. – Und die Wirkung? Tausend Millionen Pferdekräfte, die die


Dampfmaschine in den Dienst der Menschen gestellt hat. Da ist ein Gebirgs-


strom, der die Äcker und Städte talabwärts stetsfort bedroht. Ein kleiner Damm


verwandelt diese zerstörenden Kräfte in Kraft und Licht. Da ist eine Notenpresse.


Einer gräbt statt „Hundert“ Mark das Wort „Billion“ in den Kalkstein. Ursache. –


Und die Wirkung? Mein und Dein im ganzen Reich wird durcheinander geworfen.


200 Milliarden Goldmark gehen aus dem Besitz der einen Partei in den Besitz


der anderen über, das Produkt von 50 Milliarden (50 000 000 000) Arbeitstagen.


Tausende von Greisen, Witwen und Kranken müssen sich aus Not das Leben


nehmen. Da ist ein Ofen. Und in den Ofen werden die mit der Deflationspolitik


eingezogenen Noten geworfen. Ursache. – Und die Wirkung? Zehntausend


Unternehmer und Kaufleute werden durch den Niedergang des Indexes ruiniert


und müssen ihre Betriebe schließen, was zur weiteren Folge hat, daß zweiein-


halb Millionen Arbeiter betteln, d. h. stempeln, gehen müssen. Da steht ein


Elefant, groß und mächtig. Ein Stich eines unsichtbaren Insektes streckt ihn 


nieder. Blutvergiftung. Da steht die auf Arbeitsteilung aufgebaute Weltwirtschaft,


deren Blut das Geld ist.


Warum nun sollte es von vornherein unmöglich sein, daß durch die Vergiftung


ihres Blutes solche Weltwirtschaft zur Strecke gebracht werde? Alle Tage mehren


sich die Stimmen der Forscher, die behaupten, daß das gewaltige Römerreich an


solcher Blutvergiftung oder Blutarmut zugrunde ging. Kennt der Pater die Schrift


von Fritz Schwarz nicht: „Segen und Fluch des Geldes“? Da sind die Korallen-


riffe, die Atolle, die aus 1000 Meter
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Tiefe aus dem Ozean einsam emporragen. Produkte winziger Tiere. Gewiß, es


gehört zu diesen Tieren eine Portion Jahrmillionen. Aber sagen wir nicht auch,


daß unser Geldwesen so alt ist wie die Kultur, die durch es ermöglicht wurde, so


alt wie Babylon und Ägypten? Die Mängel, die wir am Geldwesen der Babylonier


nachgewiesen haben und die heute noch nicht beseitigt sind, die haben also Zeit


gehabt, ihre Wirkung zu häufen, d. h. also den Mangel an Kapital, dem ganz


allein der Zins sein Dasein schuldet, zu schaffen. Seit 6000 Jahren versucht der


arbeitsame, sparende, sorgende Mensch, diesen Mangel an Kapital zu beseiti-


gen, mit dem einzigen Erfolge, daß, sobald es ihm gelingt, das Angebot von


Kapital durch seine Spartätigkeit zu mehren und dadurch einen Druck auf den


Zins auszuüben, das Geld auch schon sperrend dazwischen tritt und sagt:


„Solchen unheimlichen Fleiß und solche Sparsamkeit kann ich nicht dulden,


denn dadurch wird das Kapital an Fabriken, Wohnungen, Schiffen, Obstgärten


usw. vermehrt, und diese Vermehrung drückt auf den Zins. Dazu gebe ich mich
nicht her. Der Zins ist die Bedingung für meine Tätigkeit als Tauschvermittler.


Geht alle nach Haus, geht stempeln. Sobald der Zins des Kapitals wieder auf die


altgewohnte Höhe gestiegen sein wird, werde ich euch wieder zur Arbeit rufen.“


Wenn man so den Werdegang des Kapitalmangels, dem der Zins allein sein


Dasein verdankt, betrachtet, historisch betrachtet, ihn mit der chronischen


Arbeitslosigkeit vergleicht, mit den unzähligen, sich jagenden Wirtschaftskrisen


und sich fragt: Wenn alle diese Millionen Menschen, die seit jeher durch die


Macht des Geldes zum Müßiggang verurteilt wurden, hätten arbeiten können,


wie es ihr Hunger nach Brot, Geld und Eigentum verlangt, ob es da auch noch


solchen Mangel an Kapital geben könnte, wie ihn die Erhebung des Zinses for-


dert? Wir haben niemals gesagt, daß wir den Zins mit dem Freigeld beseitigen,


abschaffen. Nein, niemals haben wir das gesagt. Aber wir sagen, daß wir mit
dem Freigeld den Geldbesitzern die Macht nehmen, den Arbeitern das Arbeiten
zu verbieten. Mehr haben wir nicht gesagt und grob und ohne Rücksicht auf die


Werbekraft unserer Bestrebungen, wie es sich für ernsthafte Politiker geziemt,


haben wir den Arbeitern ins Gesicht gesagt, was noch niemals jemand zu sagen


gewagt hat, der in Arbeiterkreisen wirbt: „Nur triefend von Blut und Schweiß wer-


den die Arbeiter den zinsfreien Zukunftsstaat betreten.“ Marx und Rosa Luxem-


burg versprechen den Arbeitern, daß sie sie durch eine Wüste zum gelobten


Land führen würden, eine Wüste, in der sie alle verdursten würden und auch ver-


dursten sollten [„Das jetzige Geschlecht gleicht den Juden, die Moses durch die Wüste führt. Es


hat nicht nur eine neue Welt (neue Welt in politischem Sinne. D. V.) zu erobern, es muß untergehen,


um den Menschen Platz zu machen, die einer neuen Welt gewachsen sind.“ Karl Marx: „Die


Klassenkämpfe in Frankreich“. Von Rosa Luxemburg zustimmend zitiert. „Juniusbroschüre“. D. Verf.].


Das ist ehrliche Politik. Immerhin, hier wird dem Proletariat, dem vom Kapital


gezüchteten Proletariat nichts weiter als der Tod vor dem Ziel versprochen. Von


schwerer Arbeit ist da keine Rede. Auch nicht vom Kapitalmangel, an dem die


russische Revolution möglicherweise noch verenden wird. Sie, die Proletarier,


brauchen nur zu sterben, zu verschwinden,
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mehr wird bei Marx und Rosa Luxemburg von den Proletariern nicht gefordert.


Wir aber führen die Arbeiter durch dieselbe Wüste, den Mangel an Kapital, und


lassen sie dort blut- und schweißtriefend dem Kapital das Grab graben, freilich


nicht hoffnungslos wie bei Marx, aber immerhin, wir verlangen vom Arbeiter eine


Aktion, schwere Arbeit und Sparsamkeit, wenn auch im eigenen unmittelbaren


Interesse, aber doch eine Aktion, während Marx, der den Mangel an Kapital


übersieht, solche Arbeit durch Expropriationen ersetzen zu können glaubt und


verspricht.


Von all diesen Dingen sagt unser Pater kein Wörtchen und erreicht so, ich will


nicht sagen, daß das seine Absicht war, daß der Leser sich kopfschüttelnd sagt:


„Wie kann ein vernünftiger Mensch hoffen, mit Hilfe einer „Geldreform“ eine solch


gewaltige Erscheinung wie den im Zins sich offenbarenden Weltkapitalmangel


beseitigen zu können. Nur Utopisten, unklare Köpfe können solche Hoffnungen


hegen!“


In Nummer 11/12 dieser Zeitschrift, Jahrgang 1927, besprach ich bereits eini-


ges aus der Artikelserie, die Pater Oswald von Nell-Breuning S. J., Düsseldorf,
in der W. D. A. Z. über das Freigeld veröffentlichte, und versprach eine


Fortsetzung. Denn die W. D. A. Z. erscheint in einer Auflage von 165 000


Exemplaren, wird somit wohl von doppelt oder dreimal so vielen Menschen ge-


lesen, die als Reichstagswähler letzten Endes darüber mit zu bestimmen haben,


was aus unserer deutschen Währung werden soll. Es lohnt sich also, daß wir


hier alles richtigstellen, was der Pater in der Begründung seines ablehnenden


Urteils schief oder auch direkt falsch darstellt. Mögen sich darüber die 165 000


Abonnenten der W. D. A. Z. bei der Redaktion beklagen, die in einer solchen


Masse von Lesern, wie es scheint, niemanden habe auftreiben können, der über


Währungsfragen und Freigeld besser orientiert war, als es der Pater von Nell-
Breuning offenbar ist.


Der Pater schreibt:


„Liest man, was heute nicht phantasiebegabte Projektemacher (damit werden


die Freigeldleute gemeint), sondern ernste Wirtschaftswissenschaftler (damit


werden offenbar die Wissenschaftler gemeint, die während der neunjährigen


Inflationszeit das Maul gehalten haben) zur Währungsfrage schreiben, so sieht


man, wie alle ihre Untersuchungen um einen Punkt kreisen: die Regelung des


Goldwertes als des Währungsstandards der führenden Wirtschaftsländer. Diese
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Tatsachen passen zwar nicht in Gesells Theorie, der lehrt, der Wert des Goldes


und in Folge dessen des Goldwährungsgeldes hänge nur davon ab, wieviel Gold


gefunden werde, und da das Feinden des Goldes Zufallssache sei, worauf der


Mensch keinen Einfluß habe, so sei eine planvolle Regelung des Goldwertes,


und damit auch der Kaufkraft der Goldwährungen nicht möglich. Was nach


Gesell unmöglich sein soll, geschieht längst, und zwar nicht nur im Lande der


unbegrenzten Möglichkeiten.“


Vergleichen wir mit diesem Satz das, was Gesell 1909 in seiner Schrift „Aktive
Währungspolitik“ schrieb: „Mit Hilfe der (in genannter Schrift) vorgeschlagenen


Reformen würde sich der Handel für eine Weile ganz normal weiterentwickeln


können. Unter Beibehaltung der Goldwährung und voller Ausbildung des der


Goldwährung zugrunde liegenden Gedankens vertragsmäßiger Internationalität


der Währung kann man tatsächlich die Schäden der Goldwährung, die durch die


ziellose Banknotenpolitik und durch die ungenügende Berücksichtigung des inter-


nationalen Charakters der Goldwährung überall zutage treten, beseitigen, und


zwar für eine Reihe von Jahren. Man kann den Handel vor Baisse und Hausse


schützen, freilich nicht durch passives Gehenlassen, sondern durch eine un-


unterbrochene Kette aktiver Handlungen.“


Also, was man heute in Amerika macht (manipulated gold-standard), ist nichts


anderes, als was Gesell und Frankfurth in der oben genannten Schrift denen zu


tun empfehlen, die sich von der metallenen Basis des Geldes nicht emanzipieren


können, und zwar vertrat Gesell diese Ideen zu einer Zeit, als noch niemand in


der Welt von aktiver Währungspolitik oder einer Manipulation des Goldstandards


redete und auch nicht reden konnte, ohne die damals alleinherrschende Gold-


währungstheorie abzulehnen. Gesell nannte seine Rezepte aktive Währungs-
politik, der er als Ziel die heute oft genannte Indexwährung vorschrieb, und die


Amerikaner handeln heute nach Gesells Rezept und nennen das „manipulierte


Goldwährung“ und erreichen damit glatt die als Folge solcher Politik von Gesell
prophezeiten Wirkungen. Wenn sich Gesell damals seine Rezepte hätte paten-


tieren lassen, so könnten die Amerikaner die heutige Währungspolitik ohne


Gesells Erlaubnis nicht betreiben.


Was sagt nun unser lieber Pater, der Vertrauensmann und Sachverständige


von 165 000 Arbeitern, zu dieser Feststellung? Wie kann er den Widerspruch,


der in obigen beiden Zitaten liegt, erklären? Er wird vielleicht sagen, daß ihm die


genannte Schrift (die inzwischen in mehreren Auflagen weiteste Verbreitung


fand) unbekannt war. Gut, lassen wir das gelten. Aber dann fragen wir, worauf


sich Pater von Nell-Breuning bei seiner Kritik der Freigeldtheorie schließlich


bezieht? Das Hauptwerk von Gesell, „Die Natürliche Wirtschaftsordnung“, hat


unser Kritikus ganz bestimmt niemals durchblättert, denn sonst
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könnte er einen Satz wie den folgenden niemals geschrieben haben: „Gesells
Theorie lehrt, der Wert des Goldgeldes hänge nur davon ab, wieviel Gold gefun-
den werde.“ Nein, Pater, es ist unmöglich, daß Du Dich in der Freigeldtheorie zu


orientieren versucht hast, ehe Du daran gingst, den Auftrag Deiner Schutzbe-


fohlenen zu erledigen. Läuft doch die ganze Freigeldtheorie darauf hinaus, den


Nachweis zu erbringen, daß für die Goldwährung die Quantitätstheorie falsch ist,


daß sie nur für das Freigeld zutrifft. Auf jeder Seite der NWO wird der


Behauptung widersprochen, die von Nell-Breuning Gesell in den Mund legt. Der
Pater kennt von der Freigeldtheorie ganz bestimmt nicht mehr, als was er dar-
über in irgendeinem Anti-Freigeld-Pamphlet gelesen hat. Wenn unser Pater es


ernst nimmt mit seinem Renommee als sachverständiger Arbeiterführer in


Wirtschaftsfragen, dann muß er sich herbeilassen, die Freigeldfrage zu studieren


und durch einen neuen Artikel den 165 000 Lesern der W. D. A. Z. ein wahres


Bild vom Freigeld zu geben. Sobald das geschehen ist, werden auch wir in der


Kritik weiter fortfahren. Liegt nun der Redaktion der W. D. A. Z. daran, daß den


165 000 Lesern klarer Wein in der Währungsfrage eingeschenkt werde, so 


fordern wir sie hiermit auf, ihrem Gewährsmanne keine Ruhe zu lassen, bis daß


er die Berichtigungen einsendet, die auf Grund der heutigen und der vorigen


Darstellungen zu machen sind.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Das Recht auf Arbeit


Die ganze volkswirtschaftliche Wissenschaft gründet auf der Annahme, daß


jeder möglichst wenig zu arbeiten trachtet. Die soziale Frage wäre auf den Kopf


gestellt, wenn die Erzeugung der Güter ebenso genußreich wäre wie ihr


Verbrauch.


Wie soll man demnach den Ausdruck „Recht auf Arbeit“ deuten? Von „Rechten“
spricht man überall dort, wo Begehrenswertes verteilt wird, wo man sich melden


muß, wenn man nicht zu kurz kommen will. Sonst aber, wo jeder sich am lieb-


sten drückt, da spricht man von Pflichten. Und für eine Pflicht, sogar für eine vom


Bibelgott direkt verfluchte Pflicht hält jeder die Arbeit. „Im Schweiße Deines
Angesichts sollst Du Dein Brot essen!“


Wer also vom Recht auf Arbeit spricht, der wird auch vom Recht auf Steuer-


zahlen, vom Recht auf den Feuer- und Landwehrdienst reden können.


Darum kann man auch ohne weiteres annehmen, daß im Ausdruck „Recht auf


Arbeit“ irgend ein Recht verdreht worden ist. Und tatsächlich ergibt sich auch bei


näherer Betrachtung, daß das Recht, was hier beansprucht wird, sich auf etwas


von der Arbeit völlig Verschiedenes bezieht.


Zunächst kann man wohl als selbstverständlich annehmen, daß das Recht auf


Arbeit sich auf bezahlte Arbeit, also eigentlich auf den Lohn bezieht. Die Arbeit


oder mehr das Arbeitsprodukt soll das Mittel sein, um den Lohn einzutauschen.


Es handelt sich also hier um ein Tauschgeschäft, und Recht auf Arbeit bedeutet


somit soviel wie Recht auf den Tausch oder Absatz der Arbeitsprodukte.
Zum Tausch wiederum gehören zwei Parteien, zwei Besitzer oder Verfertiger


verschiedener Waren, und das „Recht auf den Tausch“ der einen Partei würde


eine leere Phrase bleiben, wenn diesem Rechte nicht ein Tauschzwang für die


andere Partei gegenüberstände. Dabei müssen in einem Rechtsstaat alle Bürger


dem Gesetz und Recht gegenüber gleichgestellt sein, und wenn dem einen ein


Tauschrecht dem anderen gegenüber eingeräumt wird, so müssen auch alle 


übrigen Bürger mit dem gleichen Recht beglückt werden.


Dies führt dann mit Notwendigkeit dahin, daß mit der Verwirklichung des


Rechtes auf Arbeit ein allgemeiner gegenseitiger Tauschzwang für die
Arbeitspro-   Arbeitsprodukte
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dukte eingeführt werden muß. Etwas anderes läßt sich schlechterdings unter


„Recht auf Arbeit“ nicht denken.


Gibt es aber auf der Welt etwas Überflüssigeres als einen solchen gesetzlichen


Tauschzwang? Ist es denn nötig, daß man die Produzenten durch Gesetz daran


erinnert, die Waren wären für den Markt bestimmt? Bedarf es künstlicher Nach-


hilfe, um das Wasser bergab zu treiben? Muß man wirklich den Waren durch die


Polizei den Weg zum Markte zeigen? Der Tauschzwang ist ja das charakteri-


stische Merkmal der Ware. Die Ware trägt den Tauschzwang als natürliche
Eigen-schaft schon in sich und mit sich herum. Von diesen Zwange wird die


Ware erst im Augenblick befreit, wo sie den Konsumenten erreicht hat.


Warum beruft sich denn der Arbeiter auf das „Recht auf Arbeit“? Er will sein
Arbeitsprodukt gegen andere Arbeitsprodukte tauschen. Die Natur seines


Arbeitsproduktes zwingt ihn, dasselbe zu veräußern und zwar gegen die


Produkte anderer Arbeiter. Folglich ist der Tauschzwang schon von Natur aus ein


allgemeiner und gegenseitiger. Dabei ist es völlig gleich, ob es sich um Arbeiter


mit eigenen oder fremden Produktionsmitteln handelt. Wie der Grubenarbeiter


zwangsweise das geförderte Quantum abliefert, um den Lohn dafür einzuheim-


sen, so auch wieder muß die Grubenverwaltung für Absatz sorgen. Auch den


Zimmermann brauchen wir nicht zu zwingen, die Särge, die er für seine


Nachbarn bereitgestellt hat, zu verkaufen. Der Apotheker ist Tag und Nacht


bereit, seine Pillen abzusetzen und den rücksichtslosesten aller Polizisten hat


der Kaufmann bereits im eigenen Hause in Form des Gestankes, der den mei-


sten seiner Waren entströmt. Ach wie gerne würden sich alle gegenseitig ihrer


Sachen durch den Tausch entledigen? Alle Waren ohne Ausnahme schlagen von


selbst den Weg zum Markte ein, da bedarf es keines Zwanges, keiner Polizei.


Der künstliche, gesetzliche Tauschzwang, alias „Recht auf Arbeit“, soweit es sich


um Arbeitsprodukte handelt, ist wirklich das Überflüssigste auf der Welt. [Man


unterscheidet gewöhnlich zwischen Arbeit und Arbeitsprodukt, aber nur um beides nachher konse-


quent zu verwechseln. Die Arbeit ist immer eine persönliche Sache, die zur Volkswirtschaft nur durch


das Arbeitsprodukt in Beziehung treten kann. Arbeit ist keine Ware. Arbeit wird nicht gekauft, verhan-


delt, bezahlt. Nicht einmal die Sklavenarbeit. Wer einen Sklaven kauft, einen Arbeiter anstellt, be-


rechnet im voraus die Produkte, die er vom Sklaven erwartet, und danach richtet sich der Kaufpreis


bzw. der Lohn. Es hat daher gar keinen Sinn, in volkswirtschaftlichen Schriften von der Arbeit, von


der Arbeitszeit zu sprechen. Die Volkswirtschaft befaßt sich mit dem Tausche der Produkte, mit dem


Tauschverhältnis. Die Produktion an sich aber gehört zur Technik. Auf dem Markte fragt niemand


danach, wie eine Sache gemacht wurde, wieviel Arbeit sie gekostet. Wohin diese Verwechslung von


Arbeit und Produkt der Arbeit führt, zeigen der verdrehte Ausdruck „Recht auf Arbeit“ und die sinn-


losen Forderungen, zu denen der Ausdruck führte.]


Wenn es nur auf die Arbeitsprodukte ankäme, an Bereitwilligkeit und Zuvor-


kommenheit für die Verwirklichung des Tausches, d. h. des „Rechtes auf Arbeit“,


würde es niemals fehlen. Der Tauschzwang ist hier so groß, daß keine etwaige


Meinungsverschiedenheit über das Tauschverhältnis den Tausch verhindern


kann. Ein Bauer, der
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für seine Kartoffeln, den Käse, die Eier, den erwarteten Preis nicht erzielt, bringt


darum doch seine Habe nicht nach Hause zurück. Die Natur seiner Produkte


zwingt ihn zur Nachgiebigkeit. Ein Arbeiter, der den gewohnten Lohnsatz nicht


durchsetzen kann, nimmt mit weniger fürlieb, ehe die Not ihn zwingt, Frau und


Kinder auf den Bettel auszuschicken.


Aber auf die Bereitwilligkeit der Waren kommt es gar nicht an. Die Waren tau-


schen sich nicht, sondern werden getauscht und zwar mit Hilfe des Geldes. Die


Rolle der Waren ist eine passive; die Handlung verrichtet das Geld. Und den


Tausch verrichtet das Geld nur bedingungsweise, und zwar solange ein Gewinn
damit verknüpft ist. Kein Zins, kein Tausch, ob auch die Waren dadurch zugrunde


gehen (Arbeitslosigkeit, Absatzstockung, Krisis, Lagerhüter). Die Kartoffeln, der


Guano, die Schwefelsäure drängen zum Verkaufe, auch wenn damit Verluste


verknüpft sind, das Geld aber tut keinen Schritt, wenn der Zins nicht gesichert ist.


Die Marktverhältnisse müssen also dem Gelde für die Tauschvermittlung einen


Gewinn sichern. Wäre dieser Gewinn immer unmittelbar gesichert, so könnte der


Absatz der Waren niemals stocken, an Arbeit würde es niemals fehlen. Aber das


ist heute durchaus nicht immer der Fall. Sobald der Kaufmann im Zweifel ist, ob


beim Verkauf sich der Einstandspreis verzinsen wird, unterläßt er den Kauf, und


die Arbeiter feiern. Es hat ja keinen Zweck, Waren zu verfertigen, deren Absatz


nicht gesichert ist.


Während nun der Kaufmann, auf seine Sicherheit bedacht, das Geld vom


Markte zurückzieht, nichts kauft, nichts bestellt und womöglich vom Himmel die


Rückkehr besserer Zeiten erfleht, liegt die Arbeit darnieder, und die Arbeiter


feiern.


Die Ursache der Arbeitslosigkeit ist also nicht bei der Ware, beim Tausch, 


sondern bei der Tauschvermittlung zu suchen. Nicht die Waren versagen den
Tausch, sondern das Geld versagt die Tauschvermittlung.


Folglich dürfen wir uns mit dem „Rechte auf Arbeit“ nicht an die Ware und ihre


Besitzer wenden, sondern an das Geld.
„Recht auf Arbeit“ heißt also hier nicht mehr „Recht auf den Tausch“ oder


„Allgemeiner Tauschzwang“ (denn wir sehen, daß ein künstlicher oder gesetz-


licher Tauschzwang überflüssig ist), sondern
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„Recht auf Tauschvermittlung“ oder „Recht auf das Geld“.
Wie bei der Ware bliebe aber das Recht auf die Tauschvermittlung eine leere


Phrase, wenn dieses Recht nicht durch einen Tauschvermittlungszwang ergänzt


würde. Soll also das „Recht auf Arbeit“ verwirklicht werden, so muß die Tausch-


vermittlung obligatorisch erklärt werden. Eine obligatorische Tauschvermittlung ist


aber nichts anderes als der Umlaufzwang des Geldes, der nicht anders als durch


das Freigeld geschaffen werden kann.


Können wir uns mit dem fürchterlichen Gedanken eines Umlaufzwanges für


das Geld, einer obligatorischen Tauschvermittlung versöhnen (viele werden lieber


die Welt zugrunde gehen lassen, ehe sie diesen Gedanken überhaupt einer


Erwägung würdigen), so ist der Tausch der Güter zu einem Kreise geschlossen


und der Absatz der Waren gesichert, das „Recht auf Arbeit“ verwirklicht. Der den


Waren inhärente Tauschzwang wird selbst dafür sorgen, daß die Waren zu allen


Zeiten, im Krieg wie im Frieden, zu Markte pilgern werden, willig den Tausch zu


machen, opferwillig etwaige aus dem Tauschverhältnis entspringende Schwierig-


keiten auf dem Wege gegenseitiger Zugeständnisse zu beseitigen. Sowie die


Tauschvermittlung gesichert ist, ist auch der Tausch selbst, die Arbeit, der Absatz


gesichert.
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Wer sein Vermögen mehren und schützen will, 


der studiere die Währungsfrage


Wie man es machen soll, um sein Leben lang ein Narr zu bleiben, das hat uns


Luther gesagt. Aber wie man Narr werden kann, das sagt er uns nicht. Das


Rezept hierzu glaubt Lord Baconsfield gefunden zu haben. „Die Liebe und die


Währungsfrage“, sagt er, „haben die meisten Narren hervorgebracht.“ Ist das


wahr? Luther macht aus der Liebe ein Heilserum gegen die Narretei. Baconsfield


dagegen erreicht mit dem gleichen Mittel das Umgekehrte.
Wer hat nun Recht? Das mögen andere untersuchen. Verdächtig ist, daß wir


alle der Liebe entstammen, daß aber doch nicht alle Narren sind. So mag Luther


Recht, Baconsfield Unrecht haben. Und wenn er in dem einen Punkt Unrecht


hat, so vielleicht auch in dem anderen. Die, die nichts von Liebe und Währungs-


frage wissen wollten, die sind Narren geworden. Es sind die Dummen, die nie


alle werden und die von denen, die die Währungsfrage studieren und die ge-


wonnenen Erkenntnisse an der Börse ummünzen, ausgebeutet werden. Diese


Wissenden benutzen dann den Ausspruch Baconsfields als Abschreckung, um


sich möglichst viele Mitwissende und Konkurrenten vom Halse zu schaffen.


Sie befolgen hier mit den gleichen Mitteln das gleiche Ziel wie unsere Akade-
miker, die sich auch dadurch ein Monopol zu sichern trachten, daß sie sich


gegenseitig hochtönende Titel verleihen, die auf alle die, die diese Titel nicht


haben, abschreckend wirken. Wie dumm müssen wir sein, wenn jene sich un-


gestraft in voller Öffentlichkeit mit solchen Titeln brüsten können? Uns werden


wissenschaftliche Erkenntnisse ewig verschlossen bleiben. Und wenn wir es 


versuchen sollten, dann winkt uns das Narrenhaus, wie Baconsfield es warnend


behauptet. Laßt ab von der Liebe, überlaßt uns die Frauen! Laßt ab von der


Währungsfrage, überlaßt uns die Banken, die Börse und die Spekulation! Stellt


eure geistigen Fähigkeiten nicht auf eine für euch immer gefährliche Probe! Es


handelt sich um einen furchtbaren Wirrwarr. Wir selbst beherrschen dieses


Gebiet kaum. Es ist auch keine Schande, wenn der Mensch seine Unkenntnis


auf dem Gebiete der Währungsfrage bekennt. Bismarck (der wie kein anderer in


die Währungsfrage eingriff) pflegte mit Stolz von sich zu sagen, er verstünde


nichts von diesem Börsenkram. Heimlich aber beteiligte er sich an Börsen-


spekulationen (ähnlich wie Herr von Holstein), wobei er seinen Einfluß auf die


Gestaltung der orientalischen Frage trefflich auszunutzen verstand, wie die


Mehrung seines Vermögens beweist.


Wie wirkungsvoll Baconsfields Satz gewesen ist, sagt uns der schweizerische


Bundesrat in seinein Bericht über die von ihm betriebene Währungspolitik:


Zu wenig vertraut mit der Behandlung des Papiergeldes, haben wir verhängnis-
volle Fehler begangen. (Dabei
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gehörte die Schweiz über ein halbes Jahrhundert der lateinischen Münzunion an,


deren Silbergeld als Scheidemünze genau wie Papiergeld betrachtet und behan-


delt werden muß. Man kann sich vorstellen, wie mit diesem Silbergeld gepfuscht


worden ist, welches Dorado das Volk der Hirten hier den Wissenden bereitet


hat!)


Das war in der Schweiz. Wie es in Deutschland zuging, ist bekannt. Unzählige


haben hier mit ihrem Vermögen auch ihren Verstand verloren und sind zu


Troddeln (Trolls) geworden, weil sie die durch den Papiergeldschwindel geschaf-


fenen Verhältnisse nicht durchschauten. Wenn sie die Währungsfrage studiert


hätten, dann hätten sie jetzt, nicht die anderen, den Schlüssel zum Narrenhaus


in der Tasche.


Wie vollkommen vernachlässigt das Studium der Währungsfrage war und ist,


geht am besten daraus hervor, daß die Nationalversammlung in Weimar mit der


vom Freiland-Freigeldbund eingereichten Denkschrift über die Währungsfrage


nichts zu machen wußte und sie unbeantwortet ließ, und daß die Schieber,


Spitzbuben und Wucherer es erreichten, daß die Währung, die weitaus wichtig-


ste Einrichtung aller menschlichen Ordnung, in der Verfassung vollkommen ver-
gessen wurde. Mit dem Erfolg, daß ein Vermögen von 200 Milliarden Goldmark,


darunter das gesamte Vermögen der Mündel, das Spargeld der Greise, die


Notgroschen der Kranken, der Rettungsanker der Arbeitsunfähigen, in die Hände


der Sachwertbesitzer gespielt wurde. 200 000 Millionen Goldmark. Und da wird


noch behauptet, daß die Liebe und die Währungsfrage die meisten Menschen


verrückt gemacht haben! Eins ist an diesem Satz ganz sicher falsch. Die, die die


Währungsfrage studieren und die gewonnenen Erkenntnisse an der Börse ver-


werten, die sind es von jeher gewesen, die das Geld der anderen an sich zu 


reißen wußten und die die Welt beherrschten... Seit 6000 Jahren!


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Die Kirche und der Zins


Der Schweizer Freiwirtschaftsbund hat sich vorgenommen, den Himmel in die


Luft zu sprengen und als Sprengstoff die Freude zu benutzen, die Freude, die im


Himmel dann entsteht, wenn ein Sünder Buße tut; denn ein einziger Sünder gilt


dort mehr als 1000 Gerechte, die so gesund und rund von Tugenden strotzen,


daß mit wirklicher Überzeugung ausgerufen werden kann: Herr, Gott, wie danke


ich Dir, daß ich nicht bin wie jene Sünder dort!


Wie groß nun würde die Freude im Himmel sein, wenn statt eines gewöhn-
lichen Sünders, von denen zwölf aufs Dutzend gehen, einmal ein wirklich 


schwerer Junge, wenn, sagen wir, einmal so ein Protestant, gar noch ein


Professor an der theologischen Fakultät der Universität (welch hochtrabende


Titel sich diese Leutchen doch gegenseitig geben?) an die Brust schlagen und


ausrufen würde:


Pater pecavi. Ganz sicher würde dort ein zum Indianergeheul entarteter


Freudenausbruch den Professor empfangen, der Himmel würde aus den Fugen


gehen. Und um sich dieses Schauspiel zu verschaffen, wandte sich der SFB mit


der Frage an die theologischen Fakultäten, was sie vom Standpunkt Christi zum


Zins in all seinen Erscheinungsformen zu sagen haben, gewiß in der stillen


Hoffnung, daß die gelehrten Herren durch die Frage neuerdings zu einer


Revision des kirchlichen Standpunktes in der Zinsfrage veranlaßt werden 


würden und daß dann der eine oder der andere ausrufen würde: jawohl, das


Zinsnehmen ist unchristlich, verflucht seien alle Heuchler und Schwindler, die


unter christlichem Deckmantel von ihren Brüdern Zinsen erpressen, die also als


Rentner vom arbeitslosen Einkommen leben und mit dem Ertrag von solchen


heidnischen Erpressungen, mit Sündengeld die Kirche finanzieren.


Die Freude im Himmel über die Bekehrung eines wirklichen Sünders ist nur


deshalb so groß, weil sie so selten, vielleicht sogar, weil sie niemals vorgekom-


men ist. Über täglich sich wiederholende Ereignisse können sich auch die Engel


im Himmel nicht mehr zu ausgelassener Freude erheben. Wie konnte nun aber


der SFB hoffen, etwas zu erreichen, was in Jahrtausenden nicht einmal vorge-


kommen ist? Glaubt er am Ende an Wunder? Oder war etwa die Triebfeder zu


seinem Vorgehen in einem perversen, sadistischen Kitzel zu suchen, in der


Freude über die Verlegenheit, die sie den theo-
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logischen Sündern bereiten würde? Ich bin der Ansicht, daß man niemanden
nutzlos quälen soll. Beunruhigen wir die Professoren der Theologie nicht im


Vollgenuß ihrer Sünden! Was nützt uns, was nützt der Menschheit solche


Beunruhigung? Die Unterhaltung der theologischen Fakultät geht auf Konto


Geschäftsspesen des Kapitalismus. Der Zinsfuß wäre nicht um ein Sonnen-


stäubchen kleiner, wenn die Fakultät den Zins mißbilligte.


Es gibt wirklich wichtigere Kreise im Volk, an die wir uns wenden sollen, als


ausgerechnet die Leute, die dafür bezahlt werden, daß sie die Gewissen der


Zinssünder mit allerhand Sophismen beschwichtigen. Und gelänge es auch, den


einen oder den anderen aufzurütteln, sofort fliegt er, und dann ist er als Ketzer in


den Kreisen, wo er bisher eine Rolle spielte, erledigt, und für unsere Ziele gilt er


dann nicht mehr als irgend ein Proletarier, den wir wirtschaftlich nicht zu ruinieren


brauchen, um ihn für uns zu gewinnen, und der uns darum auch nicht wirtschaft-


lich mit Weib und Kindern als Märtyrer zur Last fällt. Kann der SFB etwa den


Basler Professor Wendland vor Hunger und äußerstem Elend schützen für den


Fall, daß die Beantwortung seiner Frage dem Professor der Theologie die


Professur kosten würde? Ja, wenn er das könnte! Dann wäre die Frage schnell


beantwortet, dann würde man nicht die Zitate dunklen Inhalts aus der Bibel her-


anzuziehen brauchen, dann würde man sich des obersten Grundsatzes des


Christentums erinnern und fragen: Kann man einen Menschen zugleich lieben
und mit Zinsrechnungen ausbeuten? Kann man den Menschen, der uns mit


Zinsen belastet, noch als Bruder ansehen? Wenn nicht, dann ist die Frage ja


erledigt, und es erübrigt sich, weiter davon zu reden. Wer Zinsen nimmt, der


kann die Menschen unmöglich im christlichen Sinne lieben?


Wie Professor Wendland den Zins zu schützen sucht, mögen uns die folgen-


den Zitate aus der Schweizer „Freiwirtschaftlichen Zeitung“ Nr. 50, 1926 zeigen:


„Alle Jesusworte wenden sich an das Gewissen und ethische Urteilsvermögen


der Menschen und verlangen die ernsteste Erwägung, auf welche Weise die von


Jesus geforderte Gesinnung in die Tat umgesetzt werden muß. So erläutert Luk.


6, 35 die Grundforderung der Nächstenliebe an einem konkreten Beispiel. In 


welcher Weise jeder Liebe auszuüben hat, muß er in immer erneuten Urteilen


des Gewissens feststellen.“ [Man beachte hier die echt theologischen, hartherzigen


Ausdrücke. Du hast zu lieben, Du mußt lieben, Du mußt Deine Liebesbetätigung immer neuem Urteil


unterwerfen und durch Dein Gewissen feststellen lassen, wo die Grenzen Deiner Liebe liegen sollen.


Man vergleiche mit diesen hartherzigen, kalten theologischen Worten den einfachen Satz des heili-


gen Ambrosius: Deine Linke soll nicht wissen, wie tief deine Rechte in die Tasche griff, um deinem


Nächsten zu helfen.]
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Mit diesem Satz begründet dann Wendland sein Urteil:


„Wir können aber nicht finden, daß eine auf wirtschaftlichem Gebiet durch


gesetzgeberische Maßnahmen durchgeführte Abschaffung des Zinses eine


Konsequenz des christlichen Liebesgebotes sei.“


Dieser Satz klingt ja ganz sympathisch. Und ist auch sicher gut begründet. Wir


sind auch der Meinung, daß wir dem Greuel Staat keine ethischen Aufgaben zu


lösen geben sollen. Was der Staat auf Kulturgebieten zustande bringt, wo er


seine blutbefleckten Verbrecherhände spielen läßt, das zeigt uns ja gerade das


in der Hut der Staatskirche stehende Christentum. Aber Wendland liegt es gar


nicht daran, den Staat als Kulturträger abzulehnen. Auch liegt ihm nichts an 


seinen eigenen Grundsätzen, sonst würde er nicht im Widerspruch mit obigem


Satz in demselben Artikel schreiben:


„Ich würde sie (die Freigeldlehre) als sozialen Fortschritt anerkennen, wie ich
die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit, Verbot der Kinderarbeit, friedliche
Verständigung der Völker, als unumgängliche Forderungen betrachte, die sich
aus dem Geist des Evangeliums und aus der Erkenntnis der Schäden der
Gegenwart ergeben.“


Also dort, wo es sich um ausgesprochene Pfuscherei, die den Kapitalisten


nichts kostet, handelt, befürwortet Wendland den Eingriff des Staates. Da will er


das „Gewissen“ der Kapitalisten nicht allein die Verantwortung tragen lassen.


Aber dort, wo es sich um Eingriffe des Staates handeln soll, die die Ausbeutung,


den Zins unmöglich machen sollen, da lehnt er den Staat ab. Und beide mal


beruft er sich auf die Lehre Christi!


In klaren Gewässern kann man nicht fischen. Hoffentlich klärt dieser hier auf-


gezeigte Widerspruch in der Kritik des Professors Wendland die Situation ge-


nügend, damit der SFB keine Zeit mehr damit verliert, im Theologenteich zu


fischen. Die theologischen Verteidiger der kapitalistischen Interessen sehen zu


deutlich durch die christlichen Köder den freiwirtschaftlichen Angelhaken durch-


schimmern. Die Mächte der Finsternis haben scharfe Augen. Ein an die Dunkel-


heit gewöhntes Auge sieht z. B. (nach Prof. Helmholz) ein gewöhnliches Talglicht


noch in einer Entfernung von 15 Kilometern!!
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Übrigens! Wollen die Freiwirte denn eigentlich durch den Staat, durch


Gesetzeskraft den Zins abschaffen, wie Professor Wendland behauptet? Ich


denke, der Zins soll verschwinden als Folge davon, daß mit dem Freigeld den


Kapitalisten die Macht genommen wird, die Arbeiter an der Ausübung ihrer


Erwerbstätigkeit zu hindern. Durch Beteiligung der von den Kapitalisten zum


Schutze des Zinses geschaffenen Arbeitslosigkeit soll der Zins nach und nach in


einem Meer neuen Kapitals, ohne das Christentum zu berühren, ohne vom Staat


irgend etwas zu fordern, ersäuft, erdrosselt, vergiftet, vernichtet, ausgerottet 


werden. Vom Staat erwarten wir nur das Eine: Er soll sich neutral verhalten. Der


Staat erteilte dem Metallgeld dadurch gesetzlichen Schutz, daß er dieses Geld


zum gesetzlichen Zahlungsmittel erhob und damit erst die Vorbedingung für das


Auftreten der Zinswirtschaft schuf. Wir wollen und erwarten also weiter nichts


vom Staat, als daß er seine Parteinahme für den Zins aufgebe und sich der


Einführung eines der Natur des Warenaustausches besser angepaßten Geldes


nicht widersetze. Diese unsere Forderung ist in unserer Literatur so eingehend


und liebevoll behandelt, daß ein Kritiker, der unsere Lehre öffentlich angreift und


uns dann noch vorwirft wir wollten den Zins durch den Staat abschaffen lassen,
sich den Vorwurf gefallen lassen muß, daß er unehrliche Kritik übt.
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Eine kapitalistische Räteregierung


Wer etwas von Politik verstand, der wußte, daß ein Parteiparlament niemals


das Finanzproblem des Deutschen Reiches nach sachlich gerichteten Gesichts-


punkten würde lösen können. Er wußte, daß man pfuschen würde und daß die


Pfuschereien der Regierung von den Steuerzahlern mit Fälschungen, Spitz-


bübereien, Schmuggeleien, Bestechungen würden beantwortet werden. Und wer


etwas rechnen konnte, der mußte sich sagen, daß die Innenreibungen, die 


solche Finanzpraxis erzeugen muß, die Steuerlasten wirtschaftlich verdoppeln


und verdreifachen und schließlich untragbar machen würden. Solche Erkenntnis


war es in der Hauptsache, die der Münchener Räteregierung Männer zuführten,


die keine Kommunisten waren, die das System der Räteregierung benutzen 


wollten, um auf dem Wege der Generalvollmacht sachlich orientierte Finanz-


politik zu betreiben und so das Proletariat vor Steuerdruck, Inflation und


Zusammenbruch zu schützen.


Jetzt, nach achtjähriger parlamentarischer Finanzpolitik, nachdem ein Ver-


mögen von 100 und mehr Milliarden Goldmark vertan worden ist, da dämmert es


auch bereits in den Köpfen der Parlamentarier, da beginnen sie einzusehen, daß


man den politischen Parteien (die doch immer die Aufgabe haben, die Lasten


des Budgets von den Parteigängern möglichst auf die anderen abzuwälzen) nicht


die Verteilung eines Budgets von 111/2 Milliarden Goldmark zumuten kann, und


auf dem Wege der Erfahrung und der Schmerzen kommen sie dorthin, wo die


Männer der Münchener Räteregierung durch direkte, unerschrockene Betrach-


tung der Dinge gelangt waren, nämlich zur Forderung einer Räteregierung.
Denn eine Räteregierung und nichts anderes ist es, was jetzig, wie der


Reichskanzlerkandidat Stegerwald in seiner Zeitung „Der Deutsche“ mitteilt,


unter der Bezeichnung „Staatspolitische Vereinigung“ verlangt wird. Es handelt


sich zwar nicht wie in München um eine proletarische Räteregierung, aber der


Gedanke, der zu dieser Forderung führt, ist derselbe, es ist die Erkenntnis, daß


ein Parlament, ein Parteiparlament gegenüber der zu lösenden Aufgabe ewig


versagen muß.
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Ob die Befürworter solcher kapitalistischer Räteregierung imstande sein wer-


den, dem Problem eine kapitalistische Lösung zu geben, das ist eine Neben-
frage, die eine besondere Betrachtung fordert. Hier handelt es sich nur um eine


nochmalige Feststellung, daß das parlamentarische System schwierigen


Aufgaben nicht gewachsen ist, und nur etwa dort am Platz ist, wo, wie in


England und Amerika, die politischen Machthaber auch zugleich die Wirtschaft
fest in der Hand haben, wobei dann die Frage offenbleibt, wie sich solches


Parlament in Zeiten von Wirtschaftskrisen und von Arbeitslosigkeit bewähren


wird, wenn die Widersprüche des kapitalistischen Systems in gefährliche


Erscheinung treten.


Die „Staatspolitische Vereinigung“ wird, wie die Namen Geheimrat Duisberg,


Kommerzienrat Frowein, Dr. Silverberg, Geheimrat Kastl, Staatssekretär a. D.


Graf Roedern und Reichskanzler Dr. Luther zeigen, sicher versuchen, den


Finanzausgleich mit sachlichen Mitteln zu erstreben, d. h., sie werden die


Stricke, mit denen die Pfuscher bisher die Wirtschaft gedrosselt haben, zu durch-


schneiden suchen, um diese in Vollbetrieb zu setzen. Wie weit ihnen das gelin-


gen wird, das wird von der Einsicht abhängen, die diese Diktatoren in die wirt-


schaftlichen Zusammenhänge haben. Jedenfalls werden sie nicht, wie die


Sozialisten, das Pferd beim Schwanz aufzäumen, d. h., von den Sorgen der


Proletarier abgehen, sondern, wie es das kapitalistische System erfordert, vor


allen Dingen die conditio sine qua non, die Rentabilität aller neuen kapitalisti-


schen Investierungen sicherstellen in der Erkenntnis, daß nicht außerhalb, 
sondern innerhalb dieser ehernen Grenzen des Kapitalismus das Proletariat


seine Genüge zu suchen hat (solange es, vom Marxismus geführt, nichts 


anderes zu tun weiß, als das Kapital anzustaunen).


Freilich, die Rentabilitätsgrenze braucht nur für die neuen Kapitalinvestie-


rungen berücksichtigt zu werden, die Rentabilität der bereits in Häusern,


Fabriken und sonstigen Unternehmungen vermauerten, immobilisierten Kapitals


stellt keine Bedingungen, wie auch Kriegsgefangene keine Bedingungen stellen


können. Das immobilisierte Kapital muß sich die Behandlung gefallen lassen, die


ihm zuteil wird.


Besteuert man die Fabrik, das Mietshaus (Hauszinssteuer), das Rittergut, so


laufen die Besitzer nicht fort. Im Gegenteil, durch erhöhten Fleiß und verstärkte
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Sparsamkeit suchen sie, allerdings fluchend, den Schaden wieder gutzumachen.


Solche Steuer wirkt eher anregend als produktionshemmend, namentlich, wenn


der Steuerzahler die Überzeugung gewinnt, daß mit ihr der Zweck, die Sanierung


der Finanzen des Reiches, des Staates und der Gemeinde erreicht wird. Sagt


man aber demselben Besitzer, daß die Lage der Finanzen das Reich zwingen


wird, das in Betriebserweiterungen und Betriebserneuerungen anzulegende
Kapital zu besteuern, dann unterbleibt jede neue Kapitalinvestierung. Die


Unternehmer legen dann die für solche Zwecke bestimmten Gelder in die Bank


und die Hände in den Schoß. Dann zerfällt das Ganze in kurzer Zeit, weil der


Betrieb nicht mehr auf der Höhe der Technik steht und auf dem Weltmarkt nicht


mehr dem Wettbewerb gewachsen ist. Es geht dann in Deutschland zu wie in


der Türkei der Sultane, wo die Steuerbeamten die Anpflanzung von neuen


Dattelpalmengärten dadurch finanziell unmöglich machten, daß sie von den jun-


gen Palmen, die 30 Jahre bis zu ihrer vollen Entwicklung brauchen, die gleichen
Steuern erhoben wie von den alten Bäumen. Natürlich wurde dann jeder junge


Palmenschößling umgehauen. Wo ist der Narr zu finden, der 30 Jahre lang für


ein unfruchtbares Gewächs Steuern bezahlt, wo der Narr, der in Deutschland


eine Fabrik baut, um die Erträge an den Staat abzuliefern? Lumpen gibt es


genug in Deutschland, aber so viele Narren nicht. Das beweist die zunehmende


Arbeitslosigkeit, die zum guten Teil darauf zurückzuführen ist, daß die ungelöste


Finanz- und Reparationsfrage die Unternehmer davon abhält, Kapital in


Deutschland anzulegen aus Furcht vor künftigen Steuern.
Wir nehmen an, daß die Männer der Staatspolitischen Vereinigung diese Dinge


genügend klar durchschauen und daß sie auch weiter erkannt haben, daß man


auf die Dauer auch den Lohn der Arbeiter nicht durch Steuern unter das inter-


nationale Niveau drücken kann, wenn man nicht will, daß die tüchtigsten Arbeiter


auswandern und zuletzt nur mehr Kriegskrüppel in Deutschland übrig bleiben.


Wenn Amerika die intellektuelle und physische Auslese des deutschen Volkes


anzieht (heute ist die Grenze noch gesperrt) und nur das Minderwertige in


Deutschland verbleibt, wie will dann die deutsche Industrie auf dem Weltmarkt


dem Wettbewerb standhalten?
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Die Männer der Staatspolitischen Vereinigung stehen also vor der Frage:


Wie schaffen wir den Finanzausgleich, ohne die Kapitalinvestierungen abzu-
schrecken und ohne die Arbeiter zur Auswanderung zu treiben?


Sie stehen heute vor demselben Problem, auf das vor acht Jahren das Finanz-
programm der Münchener Räteregierung die Antwort gab, und wie die Dinge 


liegen, werden sie nichts anderes tun können als dieses Programm wörtlich


abzuschreiben. Wenn aber die Intelligenz und die Tatkraft der Männer von der


Staatspolitischen Vereinigung, wenn ihr Einblick in die volkswirtschaftlichen


Zusammenhänge und Notwendigkeiten ausreicht, um solches Programm als


unumgänglich anzuerkennen (man vergesse nicht, daß Deutschlands


Reparationsverpflichtungen immer noch 133 Milliarden Goldmark betragen), so


fragt man, wer diesen Männern die zur Durchführung eines solchen Finanz-


programmes nötige politische Autorität verleihen soll? Das Parlament gewiß


nicht. Ein Ermächtigungsgesetz für die Durchführung einer Sachwertbesteuerung


– wie sie nicht zu umgehen ist – kann und darf der Parlamentarier, der Wert auf


seine Wiederwahl legt, nicht gutheißen.


Natürlich haben auch die Männer der Staatspolitischen Vereinigung an diese


Schwierigkeiten gedacht, und sie haben eine Lösung gefunden, der jeder be-


geistert zustimmen muß, der die deutsche, von der Kirche und dem Staat ausge-


bildete Volksseele studiert hat. Ein Volk, das nichts dagegen einzuwenden weiß,


daß den Interessen der Machthaber der Sparschatz der Greise, der Witwen und


Waisen geopfert wird, das den Fürsten, den abgesetzten Fürsten das Geld der


Sparkassen opfert, ein solches Volk verdient nicht, daß man seine parlamenta-


rischen Vertreter durch Appell an ihren Verstand für eine vernünftige Finanzpolitik


zu gewinnen sucht. Verlorene Liebesmühe. Ein solches Volk kauft man, wie man


eine Herde Hammel auf dem Viehmarkt kauft. Und so sagen die Männer der


Staatspolitischen Vereinigung es offen: Sammelt Geld, viel Geld, um die


Volksvertreter im Parlament zu kaufen! Bisher kaufte man sich solche Leute mit


dem Angebot von Ministersesseln, wobei man damit zu rechnen hatte, daß 


solche Minister manchmal mitzureden wünschten. Schluß mit solcher Politik, die


das Reich ins Chaos treibt, die jede sachliche Orientierung der Steuerpolitik


unmöglich macht. An die Stelle der Ministerportefeuilles tritt jetzt der Scheck, 


der, so nimmt man offenbar an, sich in
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Berlin ebenso gut bewähren wird wie damals in Paris zur Zeit der Dreyfuß- und


Panama-Skandale.


Per aspera ad astra. Wir haben es erfahren. Die Inflation hat es uns bewiesen.


In allen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung muß das Parteiparlament ver-


sagen. Wer aber die Notwendigkeit einsieht, daß etwas grundsätzlich Neues


geschieht, der steht vor der Frage: Überrumpele ich das Parlament mit Gewalt-


mitteln, oder kaufe ich es mit schnödem Geld? Das Münchener Proletariat war


für die Gewalt und versagte. Hoffentlich werden die Männer der Staatspolitischen


Vereinigung mit den sanften Mitteln der „demokratischen Politik“ mehr Erfolg


haben.


Der Gebärstreik im Lichte der Fysiokratie


Die Fysiokraten lehnen, bewußter, als es die Anarchisten zu tun pflegen, den


Staatsgedanken ab. Die Akratie ist die Grundeinstellung, von der aus wir alle auf-


tauchenden gesellschaftlichen Probleme zu betrachten und zu durchdringen


suchen. Nicht immer, aber in der Regel ist es uns bisher gelungen, zu zeigen,


daß es auch ohne Staat geht und zwar besser geht. Und wir gehen sogar soweit,


daß wir oft auch dann noch den Staat ablehnen, wenn wir nichts besseres,


wenigster nichts sichtbar besseres an die Stelle zu setzen verstehen. Wir würden


den Himmel ablehnen, wenn er von Beamten regiert würde, und sogar die Hölle


würden wir zu betreten uns weigern, wenn sie eine staatliche Institution wäre.


Ohne Muß und ohne Soll, ohne Gesetze, ohne den Druck der öffentlichen Sitte


und Moral, genau wie bei den Tieren der Wildnis, spielt sich das menschliche


Leben ab in der Gesellschaft, die wir erstreben. Und solche Gesellschaft soll


nicht etwa eine Gesellschaft von Hottentotten und Anachoreten sein. Optimale


Arbeitsteilung mit dem aus ihr zu erwartenden allgemeinen, glitzernden Reich-


tum, weltumspannender Handel, brausendes Leben werden unsere Gesellschaft


tragen und erfüllen. Nichts als der von unersättlicher Sucht nach Lebensfreude


angespornte „Selbstbeglückungstrieb“ (Timm) soll diese Gesellschaft krassester


Egoisten ziellos und
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reibungslos über alle in der Natur der Dinge liegenden Hindernisse hinwegführen


und zwar nicht etwa mit dem Leben der Eintagsfliege, um nach kurzem Tanz


einem Abgrund zuzutreiben. Ewig und ewig, wie das Wasser des Rheins, wie


das Spiel der Planeten um die Sonne, wird das Leben sich erneuern und ver-


jüngen, wobei den gläubigen Seelen noch Platz bleiben wird, für den schönen


Gedanken einer ewigen Aufwärtsbewegung. [Es widerspricht in keiner Weise dem „kras-


sen Egoismus“ des Individualisten, wenn er sich für Bestrebungen begeistert, von denen er weiß,


daß sie zu seinen Lebzeiten doch nicht durchgeführt werden. Zumeist ist der Mensch so geartet, daß


ihm das Bild seiner Bestrebungen allein schon Freude macht. Dann hat er in dieser Freude den Lohn


für die „Opfer“, die er seinen Idealen bringt. So sieht man oft genug Greise Eichbäume pflanzen.


Völker, in denen dieser Typus des Egoisten nicht in der nötigen Anzahl vertreten ist, gehen


zugrunde.] Auch soll diese Gesellschaft von Menschen, die an nichts anderes 


denken, als sich selbst zu beglücken und auch das Glück der anderen nur als


ein Mittel der Selbstbeglückung suchen, nicht wie unser kapitalistischer Staat


einen Akkumulator für Explosivstoffe bilden, von dem aus dann, wie im Weltkrieg,


ge-legentliche Entladungen die Menschheit mit Vernichtung bedrohen. Nein,


nichts davon. Alle Reibungen, restlos alle, werden sich genau wie heute im


Laden der Grünkramhändlerin zwischen den Einzelmenschen in Millionen und


Abermillionen kleinen Funken entspannen und entgiften. Wer in unserer


Gesellschaft sich unglücklich fühlt, der wird nicht die Gesellschaftsordnung an-


klagen, sondern seine Wünsche auf das Maß des eigenen Könnens und der


Leistungsfähigkeit der Natur zurückschrauben. Bei sich, allein bei sich selber


wird er den Fehler suchen, und so ganz automatisch, schnell und sicher den


richtigen Weg finden und niemandem zur „Last fallen“.


Von solchem akratischen Standpunkt aus ist es für uns sehr leicht, zu der in


der letzten Nummer dieser Zeitung besprochenen Haberlandtschen Methode der


zeitweisen biologischen Sterilisation der Frauen Stellung zu nehmen. Wir lehnen
den Eingriff des Staates auch in dieser Sache rundweg ab. Damit ist aber die


Angelegenheit für uns als Einzelmenschen nicht „erledigt“. Als Individualisten


werden wir uns auch hüten, die Angelegenheit moralisch zu kritisieren und die


Frauen, die zu den Haberlandtschen Sterilisationen ihre Zuflucht nehmen, loben


oder tadeln. Es
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sind das Privatangelegenheiten, wie es für den Akraten überhaupt nur Privatan-


gelegenheiten geben kann. (Wenn viele dieselbe Sache als ihre Sache betrach-


ten, so bleibt sie immer noch Privatsache.)


Aber je mehr die Frauen die Unfruchtbarmachung als Privatangelegenheit


betrachten, um so mehr werden sie sich über die Wirkungen solcher Methoden


Klarheit verschaffen wollen, wie denn überhaupt mit dem Abbau des Staates


viele Dinge unser Interesse erwecken werden, an die wir heute, weil sie zu


Staatsangelegenheiten degradiert wurden, überhaupt nicht mehr denken (z. B.


an die Menschen, die wir zu Hunderttausenden wie wilde Tiere in Käfigen ge-


fangen halten).


Und da nun einmal die „L. P.“ die Haberlandtsche Methode erwähnt hat und sie


dabei als glückliche Erfindung qualifizierte, so dürfte es von Interesse sein, zu


erfahren, was die Frauen solchen Methoden gegenüber zu sagen haben, ob und


wie weit der Gedanke der Unfruchtbarmachung sie beglückt oder empört, was


sie rein instinktmäßig dabei empfinden, wenn von Unfruchtbarmachung, von


Abtreibung und dergl. die Rede ist. Wenn es sich z. B. herausstellen würde, daß


sich die Mehrzahl der Frauen für solche Unfruchtbarmachung begeistern, so


müßten wir daraus schließen, daß innerhalb knapp 40 Jahren das Menschen-


geschlecht aufgehört haben wird zu existieren. Und daß es der souveräne Willen


der Frauen war, das Menschengeschlecht auf den Aussterbeetat zu setzen. Als


Akrat und Individualist würden wir selbstverständlich solchen Willen respektieren,


doch würden wir in logischer Konsequenz alle Pläne, die zu ihrer Ausführung


mehr als 40 Jahre Inkubationszeit fordern, als Unsinn beiseite legen, darunter


selbstverständlich auch den Plan der natürlichen Wirtschaftsordnung.


Da es aber wahrscheinlich bei den Frauen über diese Frage ebenso viele


Meinungen geben wird wie Frauen, da jede Frau je nach ihrem physischen


Befinden die Frage beurteilen wird, so daß sie das, was sie heute in voller Kraft


fröhlich bejaht, morgen in geschwächtem Zustand ebenso energisch verneinen


wird, so glauben wir, daß das Menschengeschlecht doch fester fundiert ist, als


wie es zuweilen aussieht, und daß es Haberland ebenso wenig gelingen wird,


das deutsche Volk zu vernichten, wie unseren Deutsch-Nationalen.


Als Fysiokraten sehen wir unsere Aufgabe nicht darin, die
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Schwierigkeiten, die sich uns entgegenstellen, zu umgehen, sondern sie uns aus


dem Weg zu räumen, damit wir tun können, was uns Freude macht, wozu wir


von innen heraus getrieben werden. Und so werden auch die Frauen, die ihren


Trieben keine Gewalt antun wollen und sich für die Mittelchen, mit denen sie der


Kapitalismus beglücken will, nicht begeistern können, uns, trotz Haberlandt, treu


zur Seite stehen in unserem Kampf für die Mutterrente und gegen alles, was wir


als Unzucht empfinden. Und weil wir uns sperren gegen Abtreibung und


Unfruchtbarmachung, werden in uns auch die Kräfte lebendig bleiben, die wir


brauchen, um unsere Ketten zu sprengen. Wer den kapitalistischen Kessel zum


Bersten bringen will, braucht nur die Sicherheitsventile zu vernageln, und genau


wie die Sozialdemokratie, der Parlamentarismus, die Arbeitslosenunterstützung,


die Völlerei, die soziale Gesetzgebung ist auch die Abtreibung, der Gebärstreik,


die Unfruchtbarmachung als Sicherheitsventil des Kapitalismus zu bewerten.


(Dies gehört zum Kapitel „Widersprüche der kapitalistischen Politik“.)


Im übrigen wollen wir ruhig abwarten, was die Praxis der Haberlandtschen


Methode zutage fördern wird. Ich kann mir z. B. sehr wohl denken, daß die


Schwangerschaftshormone, die die Unfruchtbarkeit herbeiführen, als logisch zu


erwartende Begleiterscheinung auch noch für die ganze Zeit ihrer Wirksamkeit


den Liebestrieb ersticken werden. Was aber geschieht dann? Werden dann die


Männer, die, wohin sie blicken, nur gleichgültige, hormonisierte Frauen sehen


werden, nicht Selbstmord begehen? Die schwangere Frau, die sich gedanklich


mit dem Kindchen beschäftigt, das sich in ihrem Schoß entwickelt, bietet uns


eins der lieblichsten Bilder der Natur. Aber eine hormonisierte Frau, die ins Leere


stiert, deren Triebe ausgeschaltet sind: gräßlicher Gedanke.


Nichts von all dem Schwindel! Keine Unzucht. Greifen wir zum Brecheisen,


stürmen wir die Bastille, schlagen wir unseren Frauen freie Bahn, damit sie sich


sorglos, rückhaltlos ihren Liebestrieben überantworten können. Schaffen wir,


Männer, durch Kraft, Fleiß, Mut und Intelligenz, und mit Hilfe der von unseren


Vätern in der Technik gesammelten Erfahrung solche wirtschaftliche und soziale


Zustände, daß den Frauen die Aufzucht einer Kinderschar nicht mehr zur Qual,


daß das Liebes- und Familienleben zur ewig sprudelnden Quelle echtester


Freuden werde.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Das Finanzprogramm der Münchener Räteregierung und


die achtjährige Finanzpfuscherei


In der Erkenntnis, daß die Währungsfrage die weitaus wichtigste öffentliche


Angelegenheit darstellt, daß von der Lösung der Währungsfrage Gedeih und
Verderb des Volkes unmittelbar abhängig ist, forderte die Münchener Räteregie-


rung als erste Tat durch ein Telegramm an die Reichsbank sofortige Stillegung


der Notenpresse mit der Drohung, daß im ablehnenden Fall die bayrische


Räteregierung in der Ordnung des Geldwesens selbständig im Sinne einer 


aktiven Währungspolitik und Stabilisierung des Indexes vorgehen würde.


Um solche Stillegung der Notenpresse möglich zu machen, gab es nur ein


wirksames Mittel: die Balancierung des Etats durch rücksichtslose Eintreibung


der Steuern, die der Krieg nötig gemacht hatte. Und in der Erkenntnis, daß es


unmöglich war, die hier in Betracht kommenden ungeheuren Beträge auf dem


Wege von Zigarettensteuern und ähnlichem Unsinn aufzubringen, daß alle in-


direkten Steuern abwälzbare Steuern sind, die, mit gewaltigen Unkosten belastet,


letzten Endes doch im Kapitalertrag und in der Grundrente ihre letzte Ruhestätte


finden, baute die Münchener Räteregierung ihr Finanzprogramm auf der


Forderung auf, alle Kriegslasten mit Einschluß der Reparationen als erste
Hypothek von den Staatskassen unmittelbar auf die Sachwerte abzuwälzen.
Alle anderen Steuern sollten abgeschafft, der ganze Steuerapparat mit Ein-


schluß der Zollgrenze abgebaut werden.


Mit Hilfe der Indexstabilisierung und der Beseitigung aller staatlichen


Hemmungen sollte dann die Volkswirtschaft in Vollbetrieb gesetzt werden und


dieser Vollbetrieb mittels des einzuführenden Freigeldes zur Dauererscheinung


werden. Der ununterbrochene Vollbetrieb der Volkswirtschaft aber muß, es kann


gar nicht anders sein, den Kapitalismus in der eigenen Fettproduktion ersticken
und so die Voraussetzung für eine ausbeutungsfreie, im besten Sinne sozialis-


tische Wirtschaftsordnung geben. Die Widersprüche des Kapitalismus, die Marx
nur als Visionen erblickt hatte, die sollten durch den mit Hilfe des Freigeldes


gegen die Interessen der Kapitalisten erzwungenen Vollbetrieb der Wirtschaft ins


volle Taglicht treten; durch die Indexwährung und das Freigeld sollten die die


Natur des Kapitals umgebenden Nebel gespalten, den marxistischen Visionen
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sollte eine antikapitalistische Lösung gegeben werden, eine freiheitliche Lösung,


die nichts mit Kommunismus, Staatsozialismus und Zuchthaus zu tun hatte.


Wie vieles wäre dem deutschen Volk mit der Durchführung dieses wirklich


revolutionären Programms erspart worden? Was wäre alles inzwischen ganz


automatisch erstanden, was man heute als unerreichbare Utopie betrachtet –


Welthandel – Freihandel – Völkerfrieden – Bürgerfrieden – ein in der Brutwärme


allgemeinen, ständig wachsenden Wohlstandes, der alle Völker der Welt um-


spannt, geborener Friedensgeist.


Hätte die Räteregierung Zeit gehabt, ihr Währungsprogramm durchzuführen,


so müßte auch die Reichsregierung, ob widerhaarig oder nicht, dem Beispiel 


folgen und dann wäre die Stabilisierung statt 1923 bereits 1919 erfolgt und zwar


in einer unvergleichlich besseren, theoretisch vertretbaren und für alle Völker der


Welt mustergültigen Weise. Nicht nur Deutschland, sondern auch Frankreich,


England, Italien, Amerika wären die Leiden der In- und Deflation erspart worden,


und auch die russische Revolution hätte nicht bei den Kapitalisten der ganzen


Welt zu betteln brauchen. Überall wäre der Kapitalmangel in Kapitalüberfluß


umgekippt, überall hätte solcher Kapitalüberfluß den Zinsfuß und den Kapital-
ertrag zu Gunsten des Lohnes gesenkt.


Statt auf die Vorschläge der Räteregierung einzugehen, antwortete die Reichs-
bank hochnäsig: „Wir warnen vor Experimenten.“ Die Reichsbank bezeichnete


also noch im Jahre 1919 mit Experiment eine Formulierung der Quantitäts-


theorie, die heute allgemein anerkannt ist und sich auch praktisch überall be-


währt hat, und die auch heute als manipulated Goldstandard der Reichsdank von
den amerikanischen Kapitalisten selber als richtunggebend vorgeschrieben ist.
(Die Amerikaner schauen, wie es scheint, lieber der gefährlichen Wahrheit ins


Gesicht, statt sich, wie es die Reichsbank tat, durch feige Leugnung des Tatbe-


standes vor der Mit- und Fachwelt lächerlich zu machen.)


Die Reichsbank aber warnte vor einer Währungspolitik, die nur ein Blinder


noch als Experiment bezeichnen konnte, um dann selber ein Experiment zu 


wiederholen, das bereits 1000 mal gemacht worden war und sich immer und


überall als Idiotenstreich erwiesen hatte. Im April 1919 kostete der Dollar noch


etwa zehn Mark. Auf dieser Höhe wäre nach den Absichten der Räteregierung


der Index fixiert worden. Im Jahre 1923 aber, als die Reichsbank
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erklärte, am Ende ihres Jägerlateins und ihrer Experimente zu sein, da hätte


man 60 000 (60 Tausend) Eisenbahnwagen zu je 10.000 Kilo mit Reichsbank-


noten von 100 M. herbeischaffen müssen, um einen einzigen Dollar zu bezahlen


(1 Goldmark = 1 Billion.) Und nun sitzt das Volk der Denker, das so herzlich über


das Telegramm der Reichsbank gelacht hatte, auf Bergen von entwerteten


Papieren und weint über den Verlust eines Kapitals von 18 Milliarden Goldmark
an Hypothken und sonstigen Forderungen. Die Tränen aber, die in den von der


Not geschaffenen Furchen den dürren Hals hinabrollen, schaffen keine


Minderung des Schmerzes, weil sich diesem nun der Neid zugesellt und die


Tränen in ätzendes Gift verwandelt, indem die Betrogenen der Gedanke plagt,


daß das, was sie verloren, anderen Menschen zugute gekommen ist, nämlich


den verschuldeten Besitzern des Sachkapitals. Und das Glück dieser Mitbürger


wurmt sie oft mehr als der eigene Verlust und ist mit ein Grund, warum sie dann


hingehen und sich erhängen. Hunderte, Tausende! Wie anders wären die Dinge


verlaufen, wenn ...


Wer etwas von Politik verstand und den Parlamentarismus von erhöhtem, 


parteilosem Standpunkt aus studiert hatte, der wußte, daß die durch die


Reparation geschaffenen Probleme niemals von einem Parlament würden gelöst


werden können und wer eine Ahnung davon hatte, was es bedeuten muß, wenn


ein Industrie- und Handelsvolk, wie das deutsche, ein Problem von solch riesiger


Bedeutung ungelöst läßt, der mußte eine Gelegenheit, wie sie die Räteregierung


für eine sachliche, unpolitische, unparteiische Regelung der Reparationsfrage


bot, mit Begeisterung begrüßen. Leider war außerhalb der Räteregierung nie-


mand da, der etwas von solchen Zusammenhängen verstand. Und so sind nun


über acht Jahre verstrichen, ohne daß bisher die Frage erörtert und beantwortet


wurde, wer in Deutschland die Reparationen wird zahlen müssen. Der Erfolg war


die Unrast, der stetige Wechsel der Regierung, die Beunruhigung des Volkes, die


Furcht vor Kapitalinvestierungen, die Kapitalflucht, die Auslandsanleihen, der


gewaltig hohe Zinsfuß, der Mangel an Unternehmergeist, die Arbeitslosigkeit, der


Hunger breiter Massen. Und weil die Reparationsfrage parlamentarisch unlösbar
ist, so findet der Gedanke einer Sabotage des Friedensvertrages immer mehr


Anhänger im Volk, ein Gedanke, der zu den allergefährlichsten Experimenten


führen wird.
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Der Ruhrkampf war ein solcher Sabotageversuch, und wir wissen, was uns 


dieser Blödsinn gekostet hat. Ohne diesen Ruhrkampf sähe es ganz erheblich


besser aus in Deutschland sowohl wie in Frankreich. Wenn wir nur einen kleinen


Teil von dem, was der Ruhrkampf gekostet hat, an Frankreich auf Konto


Reparation abgeliefert hätten, dann hätten die Franzosen längst ihre Truppen


aus dem Rheinland gezogen. Sie hätten einen Beweis dafür in Händen, daß der


deutschen Republik internationale Verträge mehr bedeuten als chiffons de


papiers. Das französische Volk hätte das Sicherheitsgefühl wiedergewonnen,
erste Voraussetzung dafür, daß der Vertrag revidiert, die Reparationslasten


erleichtert und freundschaftliche Beziehungen zu diesem Nachbar angeknüpft


werden können. Mit der Sabotage des Friedensvertrages können wir uns immer
nur ins eigene Fleisch schneiden. Und als Sabotage müssen es die Franzosen


schon auffassen, daß in Deutschland niemand von der Reparation spricht. Ganz


sicher gehört es nicht zum guten Ton, auf Hochzeiten von der Reparation zu


reden. Sogar der Reichskanzler Marx hatte nicht den Mut, in seiner großen


Regierungserklärung ein Wörtchen von der Reparation zu sagen, als ob alles in


dieser Hinsicht bereits gesagt sei. Ein neuer Beweis dafür, daß diese Frage nicht


parlamentarisch gelöst werden kann. Wenn gar der über den Parteien stehende


Reichskanzler sich hüten muß, das Gespräch auf die Reparationen zu lenken,


wie soll es dann der gemeine Parteimann wagen können? Und doch muß sich


Marx sagen, daß, wenn er zu feige ist, die Reparationsfrage aufs Tapet zu 


bringen, dann die Bajonette Poincares uns einen Diktator aufzwingen werden,


der es tut. Dabei ist es doch wahr daß in Deutschland jeder, der etwas rechnen


kann, die Reparation stillschweigend in seine Rechnung einbezieht. Niemand


kauft in Deutschland eine Aktie, ein Grundstück, eine Hypothek, niemand gründet


hier eine Fabrik, ohne seine Rechnung mit einem mehr oder weniger schweren


Posten für die künftigen Reparationslasten zu beschweren. Die Folge dieser


ungeklärten Verhältnisse ist dann die Kapitalflucht, die in den zahlreichen Dollar-


anleihen in Erscheinung tritt und uns den untragbar hohen Zinsfuß gebracht hat.


Die Reparation! 132 Milliarden Goldmark! Hic Rhodus, hic salta. Hier kann das


Parlament seine Leistungsfähigkeit vor aller Welt erweisen. So lange wir Geld


haben für militärische Paraden und Pavaden, haben wir auch Geld übrig für die


Reparation. So urteilt Poincare, und so wird jeder englische, französische und


italieni-
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sche Staatsmann urteilen. Wir werden zahlen müssen und zwar um so wahr-


scheinlicher die volle ursprüngliche Summe von 132 Milliarden, als die politische


Entwicklung die Restauration der Monarchie wahrscheinlich macht.


Der französische Steuerzahler wird doch nicht etwa auf eine Finanzquelle 
verzichten, damit ihm Wilhelm wieder die gepanzerte Faust vors Gesicht halten
kann!


Wir werden zahlen müssen. Nicht nur Poincare sagt es, auch der Friedens-


apostel Briand, der Träger des Nobelpreises, sagt es. Wir halten Deutschland am


Kragen, sagt Briand, Deutschland wird zahlen müssen! Deutschland aber be-


deutet hier nichts anderes als die Besitzer der Sachwerte. Diese müssen zahlen.


Es ist sinn- und zwecklos, das Wort Deutschland hier anders deuten zu wollen.


Jeder Versuch, die Reparationslasten von den Sachwerten ab auf das Arbeits-


einkommen abzuwälzen, muß aus zwingenden Gründen fehlschlagen. Auf lan-


gen Umwegen, belastet mit entsprechenden Abwälzungskosten, kehren solche


Lasten zu ihrer Quelle, den Sachwerten immer und immer wieder zurück. Eine


Lohnsteuer, die dem Reich 1000 Mark einbringt, kostet den Sachwertbesitzern


durch den Abwälzungsprozeß 1500 Mark. Und 1000 Mark indirekter Steuern


muß der Sachwertbesitzer in Gestalt erhöhter Lohnforderungen mit 1500 Mark


bezahlen. So daß auf diese Weise die 132 Milliarden an Reparationen die 


deutsche Wirtschaft mit 200 Milliarden belastet. „Die direkte Steuer“, so sagte


bereits vor 500 Jahren der berühmte Staatsmann Sancho Panza, „trifft die


Sachwerte senkrecht, die indirekte Steuer aber trifft sie von der Seite.“ Je 


senkrechter aber die Steuer, um so billiger ist sie für die Sachwertbesitzer.


Das alles war im Münchener Finanzprogramm berücksichtigt. Das alles aber


sind Zusammenhänge, die der Politiker, der Parteimann, der Günstling des


Pöbels niemals zugestehen wird. Aus Rücksicht auf seine Wiederwahl darf er


keine Forderungen stellen, so vernünftig sie auch sind, die der Wählerpöbel 


einfach nicht kapieren kann.


Und so sehen wir den Tag kommen, wo Poincare und Briand, ähnlich wie es
bei der Papstwahl geschieht, den Reichstag militärisch besetzen und zu einem
Konklave gestalten und niemanden herauslassen werden, bis daß die Frage 
entschieden ist, ob die Immobilien in Deutschland die Reparationen zu tragen
haben, oder der freie Arbeiter, der, „wenn er unzufrieden ist“ ja nach Wilhelms
Wort „einfach auswandern kann.“ Und wir sehen auch, wie das Gift, das die hier
eingeschlossenen Parteimänner erfüllt, vom Hunger
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ans Tageslicht gefördert, unsere Parlamentarier zur Schlacht im Handgemenge
treiben wird, bis daß von der würdigen Gesellschaft nur die Stärksten übrig blei-
ben, die dann dem deutschen Volk sagen werden, wer die Reparationen letzten
Endes zu zahlen hat.


Das Ende eines Salonlöwen


Kürzlich sprach Adolf Damaschke im Hörsaal der Urania über Wohnungsnot


und Bodenreform. Ich hatte Damaschke seit einem Vierteljahrhundert nicht ge-


sehen, und es interessierte mich, zu hören, welche Fortschritte ein nicht unbe-


gabter Mensch in solch langem Zeitraum macht. So ging ich hin, obschon ein


anderer Vortrag in der Urania, der dort zu gleicher Zeit abgehalten wurde und 


billiger war, mich dorthin gelockt hatte. An die 300 oder 400 Personen füllten den


Saal, zu dem man nach Zahlung von 1,50 M. Zutritt hatte. In der Hauptsache


waren es junge, hübsche Damen, und ich glaube, daß sie alle auf ihre Rechnung


gekommen sind, denn Damaschke trug einen wirklich schönen, sehr gut gepfleg-


ten Bart.


Zu dem, was Damaschke vor 25 Jahren sagte, ist nichts, absolut nichts hin-


zugekommen. Die Bodenspekulanten schaffen die Wohnungsnot. So sagte


Damaschke früher, und so sagt er noch heute. Und mehr sagt er nicht. Es waren


in der Versammlung einige Bauhandwerker, die mit den Ausführungen Damasch-
kes nicht ganz einverstanden zu sein schienen und ihn mit Ausdrücken unter-


brachen, die wirklich nicht in einen Salon paßten. Damaschke wehrte diese


Angriffe mit viel Geschick, Würde und vollem Erfolg damit ab, daß er sagte:


„Wissenschaftliche Vorträge pflegt man nicht durch Zurufe zu stören, und daß


mein Vortrag ein wissenschaftlicher Vortrag ist, müßt ihr schon daran erkennen,


daß mich drei Fakultäten, eine medizinische, eine juristische und eine theolo-


gische mit dem Titel Doctor h. c. beehrt haben. (Allgemeines Händeklatschen.)


Eine Diskussion gab es nicht. Eilig entfernte sich Damaschke aus dem Saal. 


Er war tatsächlich der erste, der wieder draußen war, als ob er von Gewissens-


bissen geplagt wurde und durch die eilige Flucht der Versuchung widerstehen


wollte, dem Publikum das gestohlene Geld wiederzuerstatten, denn er mußte


sich sagen, daß unter den 300 Zuhörern mancher obdach- und arbeitsloser


Familienvater sich befinden mußte, der die letzten Münzen zusammensuchte, 


um für 1,50 M. durch den dreifachen Doktor h. c. zu erfahren, wie er zu einem


Obdach gelangen könne.


Es ist Damschke unzählige Male vorgerechnet worden, daß die Wohnungs-


kosten nur zu einem relativ unbedeutenden Teil aus Grundrenten bestehen. Vor


dem Kriege war es so, und heute ist es erst recht so. Auf dem Lande, in den 


kleinen Städten kann die Grundrente des Hauses gleich Null gesetzt werden. In


Berlin, außerhalb
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des Geschäftszentrums (wo übrigens auch niemand wohnt), da war das Ver-


hältnis bei 5% Kapitalzins etwa 1 zu 7, d. h., auf einen Teil Grundrente bezahlte


man in der Miete sieben Teile Kapitalzins. Das war bei 5%. Jetzt, bei 10% und


sehr gedrückten Bodenpreisen, spielt bei Neubauten der Bodenpreis überhaupt


keine Rolle.


Damaschke hätte sich in den Kreisen ernsthafter Männer behaupten können,


trotz seiner Doktortitel, wenn er seine wissenschaftlichen Vorträge populärer


gehalten, d. h., wenn er mehr Gewicht auf die theoretische Darstellung seiner


Lehre gelegt hätte, wenn er vor theoretischen Diskussionen nicht gekniffen hätte,


wenn er vor allen Dingen Dr. Christens offenen Brief beantwortet hätte. Dann


hätten ihn vielleicht die theologischen, die juristischen und die medizinischen


Fakultäten nicht mit Titeln belastet, aber in den Augen seiner Leute wäre er ein


Ehrenmann, ein Kämpfer, ein Mann geblieben, der mehr ist als ein Träger eines


schönen, gut gepflegten Bartes.


Pixavon.


[Pseudonym für S. Gesell]


Laßt uns noch beten ein Vaterunser 


für die Verstorbenen der Familie Pang


Seit zwei Stunden auf schmalen Bänkchen kniend, die Spitzen der steif ge-


frorenen Füße in geschmolzenen Schnee getaucht, hörten wir dem lateinischen,


fremden „Gottesdienst“ zu, mit Ungeduld den Fortschritt der Handlung ver-


folgend. Und das Vaterunser für die Verstorbenen der Familie Pang kündigte 


das Ende der Leib- und Seelenquälerei an. Wir wußten das. In der Pfarrkirche


wurde schon seit drei Jahrhunderten das sonntägliche Hochamt mit einem


Gebet für die Verstorbenen der Familie Pang beschlossen.


Wer war die Familie Pang? Wodurch hatten sich diese Pangs so sehr um die


Gemeinde verdient gemacht, daß diese sich noch nach drei Jahrhunderten für


das Seelenschicksal der Pangs interessierte? Die Tradition erzählte folgendes:


Vor 300 Jahren waren die Pangs zugereist. Er trieb Geldgeschäfte, er wucher-


te, er geizte und stürzte dabei eine Reihe von Existenzen rücksichtslos ins


Elend. So gelangte er zu Reichtum. Ohne direkte Erben, war ihm der Gedanke


unerträglich, daß andere nach seinem Tode die süßen Früchte seiner Arbeit 


verzehren und sich dabei „den Bauch
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reiben würden“, wie die Spanier in solchen Fällen zu sagen pflegen. Pang wollte


sein Gut restlos für sich verwerten. So kam er auf den wirklich christlichen Ge-


danken, der Kirche sein Vermögen zu hinterlassen, jedoch unter der Bedingung,


daß die Zinsen des Kapitals für die oben erwähnten Kirchengebete verwendet


werden sollten. Das Kapital wurde also zum Ankauf von Äckern verwendet und


diese im Grundbuch der Kirche verschrieben.


Anfänglich reichte der Zins der Äcker nur für ein sonntägliches Vaterunser aus,


sei es aber, daß der Preis der Vaterunser ermäßigt worden oder daß die Ein-


künfte der Äcker gestiegen waren – kurz, das Vermächtnis der Pangs reichte


damals, als ich frierend für ihre Seelen betete, für drei Vaterunser aus. Heute


aber, da die Eisenbahnstation inmitten der Äcker angelegt wurde, ist der Pacht-


ertrag wahrscheinlich weiter gestiegen und reicht vielleicht für 100 Vaterunser


aus. Und vielleicht kann es dem Allmächtigen gefallen, daß unter dem Acker der


Familie Pang ein Kohlenlager entdeckt wird, daß die Rente der Pangäcker in die


Tausende steigt. Dann reichen nicht drei, nicht hundert, nicht tausend Vaterunser


aus, um die Einkünfte der vor 300 Jahren verstorbenen Pangs in Gebeten auf-


zulösen. Nur eine tibetanische Gebetsmühle mit Dampfbetrieb vermöchte das


Gleichgewicht zwischen der Gebet- und der Rentenproduktion aufrecht zu er-


halten. [Das Gelände in New York, auf dem die meisten Wolkenkratzer stehen, gehört der Sanct


Mathewes Kirche. Sie bezieht die Grundrente dieser Kratzer. Nirgends in der Welt ist der Glaube 


besser fundamentiert als in dieser Kirche.]


Verfluchter Pang, verfluchter Wucherer, so beendete ich persönlich mein Gebet


für die Verstorbenen der Familie Pang. Nicht zufrieden damit, deine Zeitge-


nossen erbarmungslos ausgeplündert zu haben, saugst du, verfluchter Bluthund,


uns jetzt noch nach 300 Jahren zu deinem, wenn auch nur vermeintlichen,


Vorteil aus und zwingst uns, für dich und deine räudige Sippe nicht nur zu beten,


sondern auch noch zu fronen.


So fluchte ich damals. Jetzt bin ich sparsamer mit Flüchen geworden, denn ich


habe eingesehen, daß, wenn ich alle die Pangs verfluchen wollte, für die ich


mein Leben lang gebetet, gearbeitet, gefront habe, alle Teufel der Hölle nicht


ausreichen möchten, um meine Befehle auszuführen.


Pang vermachte den Acker der Kirche, die Kirche verpachtet ihn, und der


Bauer ist froh, daß er den Acker
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verhältnismäßig billig bekommt (um so billiger bekommt er ihn, je frommer er


sich stellt).


Ob aber die Pacht, die er zahlte, für Gebete verwendet werde (an deren


Wirksamkeit er nicht glauben mag) oder von einem Rentner dort irgendwo in


Paris für seidene Unterröcke oder andere schöne Sachen, was kann ihm das


verschlagen? Ja, hat er noch einen kleinen Schimmer von Glauben, so mag ihm


sogar der Gedanke, für das Seelenheil der Pangs zu fronen, unendlich viel lieb-


licher sein als der andere, daß Müllers mit ihrer Fron sich Genüsse leisten, die 


er ebenso gut und besser vielleicht zu würdigen wüßte.


Ich will überhaupt keine Pacht zahlen, weder der Kirche noch den Pangs und


Müllers!


Die Erde gehört uns allen


Und wenn schon Pacht bezahlt wird in den Fällen, wo zwei sich um dasselbe


Stück Land streiten und dann das Höchstgebot von Pachtgeld darüber entschei-


det, wem das Land nun zuzuteilen ist, so will ich, daß das von mir an Pacht


gezahlte Geld sowie das aller anderen Pächter zu Zwecken verwendet werde,


die uns dienen, wie das ja mit der Mutterrente in sympathischster Weise vor sich


geht. Alle Privateigentumstitel sind beim Boden auf Wucher, Raub und Betrug


zurückzuführen. Wie der General Trotha die Hottentotten und Bondelswarts in


die Wüste trieb, damit sie da verdursten sollten – zur großen Ehre des deutschen


Reiches, wie der deutschen Orden die Wenden mit dem Schwerte taufte, wie die


Engländer die Besitztümer der Iren konfiszierten, angeblich weil sie katholisch


geblieben waren, so ähnlich ist es überall mit der Begründung des Bodenbe-


sitzes ergangen. La propriété c’est le vol! Wir wollen Schluß mit solchem Unsinn


machen.


Wenn dann noch jemand für die Familie Pang fronen will, so soll das seine


persönliche Angelegenheit sein. Wir werden ihn nicht daran hindern, wie wir ihn


auch nicht daran hindern würden, dasselbe Geld in Paris für seidene Unterröcke


auszugeben. Res tua agitur. Was uns allein interessiert, ist, daß wir nicht für die


Phantastereien der anderen zu fronen haben.


Bravo.


[Pseudonym für S. Gesell]


82







Wir Fysiokraten


Wir Fysiokraten haben es nicht nötig, um zu unserem Ziele zu gelangen, das


ganze Volk vorher ins proletarische Elend und Verderben zu stoßen, wie es die


Sozialdemokraten und Kommunisten, ihrer ökonomischen Entwicklungstheorie


getreu, dem Volk prophezeien und versprechen müssen.


Die Marxisten haben kein Interesse daran, den so überaus schmerzhaften


Proletarisierungsprozeß der Massen zu hemmen oder gar ins Gegenteil um-


schlagen zu lassen. Wo sie solches versuchen, handeln sie bewußt oder unbe-


wußt gegen die Parteiinteressen, wie sie sie verstehen. Sie müßten sogar, um


den Weg zu ihrem Ziele zu verkürzen, den Proletarisierungsprozeß mit allen


Mitteln (Krieg, Krisen, Aufruhr, Streik, Pest und Hungersnot) zu fördern suchen,


denn nur mit Hilfe wachsender Proletariermassen können sie hoffen, das trost-


lose proletarische Gesellschaftsideal zu verwirklichen. Jeder Maßregel müssen


sie als Parteisklaven feindlich entgegentreten, die die noch nicht vom Kapital 


zertretenen Menschen schont.


Umgekehrt wollen wir Fysiokraten retten, was noch Leben hat und alle Prole-


tarier, ohne auch nur einen einzigen zu vergessen, aus ihren Höhlen, ihrer


Armseligkeit, aus der Sklaverei, wie es Moses mit den Juden vorhatte, zur


Sonne, zur Freiheit und zum Wohlstand hinaufführen, damit auch sie der


Lebensfreude teilhaftig werden und sie aufhören, die Menschheit und damit uns


selbst zu bedrohen mit Empörung, Gewalt, Krieg Mord und Untergang.


Wir wehren uns gegen die Verzweiflungstaten der Proletarier dadurch, daß wir


ihnen eine Brücke schlagen in das von allen heutigen Ausbeutungsmöglichkeiten


gesäuberte Zukunftsland, wo es keine Kapitalisten und keine Proletarier, keine


Klassen und keinen Klassenkampf mehr gibt. Durch einen Griff ins Wendege-


triebe der Volkswirtschaft verwandeln wir das herkömmliche chronische Über-


angebot an Arbeitskräften in ein Überangebot an Kapital, was an sich ja genügt,


um den Druck vom Arbeitslohn auf den Kapitalertrag abzuwälzen, d. h., um den


Kapitalertrag in den Lohn überzuleiten, den Kapitalismus also zu überwinden.


Die heute brachliegenden Arbeitskräfte, deren Produktivkraft mit der sich 


endlich bahnbrechenden Rationalisierung der Arbeit noch ganz unübersehbar


wachsen wird, werden restlos in den
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Produktionsprozeß eingespannt, der, in den Schutz natürlicher Gesetzmäßigkeit


gestellt, vor jeder künftigen Störung (Krise) gesichert sein wird.


Dadurch wird jedem, ausnahmslos jedem arbeitsfähigen Menschen die


Möglichkeit geboten, in verhältnismäßig kurzer Zeit aus eigener Kraft, Macht und


Herrlichkeit sich selbst in schimmernden Wohlstand zu erheben ... ein jeder nach


seinen persönlichen Fähigkeiten und Kräften, wobei persönliches Glück und


Unglück auf dem Wege von freien Versicherungen wenigstens in seinen wirt-


schaftlichen Folgen ausgeglichen werden kann.


Wir lösen die proletarischen Massen auf, und dort, wo heute „Seufzen nur und


Stöhnen und dumpfer Sklaventritt wahrzunehmen ist und der Rachegeist alles zu


zertreten droht“, da soll Gottes herrliche Schöpfung geschmückt und gekrönt


werden durch ein glückliches Geschlecht friedsamer, dem Lichte zugewandter


Menschen.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]


Damaschke ironisiert sich selbst!


Damaschke ist von seinen besten, d. h. ehrlichsten Freunden immer wieder


auf die Bedeutung, die das Zinsproblem für die mit der Bodenreform (angeblich


wenigstens) erstrebten Ziele hat, aufmerksam gemacht worden. Wir erinnern hier


an den von Damaschke unbeantwortet gelassenen offenen Brief Christens, des


Vorsitzenden der Ortsgruppe München, an die Werke Flürscheims, des eigent-


lichen Begründers des Bundes der Bodenreformer, an die Bemühungen


Polenskes, Vorstandsmitgliedes des Bundes usw. Damaschke, der sich diesen


Fragen gegenüber offenbar nicht stark genug fühlte, wich der Auseinander-


setzung mit seinen Freunden aus, mit dem Erfolg, daß er sie alle verlor und dann


nichts übrig blieb als ein Häufchen Unglück. Damaschke wurde aber auch auf


die Bedeutung der Währungsfrage aufmerksam gemacht. Im „Physiokrat“ wurde


ihm lange vor dem Kriege gezeigt, wie die Wertzuwachssteuer, die Damaschke
damals mit Hochdruck betrieb, lächerlich wird,
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wenn sie die Währung unberücksichtigt läßt. Damals trieben die Goldfunde in


Südafrika alle Preise mit Macht in die Höhe (Goldinflation) und was Damaschke
als „Wertzuwachs“ bezeichnete und besteuern wollte, das war in den meisten


Fällen nichts anderes als Geldentwertung, dieselbe Sache, die wir in noch


bedeutend „verbesserter“ Auflage während und nach dem Krieg kennengelernt


haben. Mit demselben Recht, womit Damaschke den Wertzuwachs vor dem


Krieg für das Reich reklamierte, hätte er nach dem Krieg fordern müssen, daß


von dem Preis von einer Million Mark, der für ein Brot bezahlt wurde, 12 000


Eisenbahnwagen, beladen mit Banknoten von 100 Mark, an das Reich als


„Wertzuwachssteuer“ abzuliefern seien.


Damals schon, also vor dem Krieg, rechnete der „Physiokrat“ Damaschke vor,


daß, wenn der „Wertzuwachs“, den die mit den Goldfunden wachsende Preis-


treiberei in Deutschland hervorgerufen hatte, allgemein besteuert würde, dem


Reich daraus eine Einnahme von 200 Millionen Goldmark erwachsen würde.


Aber Damaschke kapierte diese Dinge nicht. Es bedurfte der Papiergeldinflation,


um ihm, seinen wissenschaftlichen Beratern und dem Pöbel diese Zusammen-


hänge zu offenbaren. Und von all den billigen Universitäten, die Damaschke
nacheinander zum Doktor h. c. ernannten, war keine einzige in der Lage,


Damaschke auf den Unsinn seiner Wertzuwachssteuer aufmerksam zu machen.


Niemals ist ein autoritätsgläubiger Mensch von seinen Autoritäten so verladen


und verraten worden wie Damaschke. Noch 1016, also zu einer Zeit, wo schon


weniger begabte Menschen erkannt hatten, worin die gerühmte finanzielle


Kriegsbereitschaft des Deutschen Reiches bestand, durfte Damaschke, ohne auf


Widerspruch von seiten der Vertreter der „Wissenschaft“ zu stoßen, den heute


von jedermann als Wahnsinn erkannten Vorschlag machen, für die Krieger


Heimstätten zu bauen und sie mit Papiergeld zu finanzieren. Fürs erste verlangte


er 500 Millionen Mark in Papiergeld. Darlehnskassenscheine nannte man den


Schwindel damals (s. „Physiokrat“ März-Nr. 1916).


Damaschke muß daher durchaus zu den Erzvätern der deutschen Inflation
gerechnet werden.


Chronologisch ist er sogar einer der ersten. Ihm folgt Hindenburg mit dem 


seinen Namen tragenden Programm und dann Stinnes. Und von dieser Seite, als


Papiergeldfabri-
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kant, wollen wir uns Damaschke heut´ einmal näher betrachten, ihn, sein Werk


und seine wissenschaftlichen Berater. Wir benutzen dazu die Weihnachts-


nummer 1926, Artikel Die Bodenreform – im Spiegel eines Familienlebens.
„Aus Hellerau wird unserem Bundesvorsitzenden geschrieben: Zu ihren


Kämpfen um die Bodenreform will ich Ihnen heute eine Schilderung senden, wie


Bodenreform sich bei uns bewährt:


Mein Mann und ich gingen als 42jährige Menschen mit einem zweijährigen


Kinde nach Hellerau, welches zum Teil nach bodenreformistischen Grundsätzen


gebaut wurde. Wir haben ein Häuschen mit 100 Quadratmetern Garten. Der


Einzug war 1910. Unser Kind wuchs hier gesund auf, trotz Nahrungs- und


Kriegsnot. Es hatte reine Lust und stets Ruhe und Frieden im Hause. Nachdem


die Inflation vorbei war, waren wir 60jährigen beide verarmt. Ich brauche Ihnen ja


nicht erst zu sagen, wie es uns Alten geht: Sparkassengelder gesperrt, Lebens-


versicherung ungültig, Invalidengelder erst mit 65 fällig, Kriegsanleihe und sons-


tiges – alles entwertet. Hoffnungslos und der größten leiblichen, noch mehr der


seelischen Not preisgegeben wären wir, wenn wir eben nicht in diesem


Häuschen um uns herum den Garten mit den selbstgepflanzten Obstbäumen


hätten. Doch die Hauptsache: Nie kann uns jemand kündigen, wir können hier


sterben (weil man auf 100 Quadratmetern nicht leben kann), und unser Kind ist


unbestrittener Erbe des Grundstücks: Heimat für immer!“


Ob letzteres stimmt, wird die Hauszinssteuer den Leutchen zeigen. Zuerst


kommt Poincare mit den Reparationsforderungen, denen alles Gut in Deutsch-


land mit Einschluß der Hellerauer Siedlung verpfändet ist. Dann kommt


Hindenburg mit den Ausgaben für das Heer und den neuen Krieg und den mit


ihm entstehenden neuen Reparationen, dann kommen die Ausgaben für den


Haushalt des „stinkenden Ungeheuers“, und wenn dann noch etwas von dem


Häuschen in Hellerau übrig bleiben wird, so können die Leutchen das vorläufig


als ihr Eigentum betrachten, freilich müssen sie dann auch darauf verzichten,


das Häuschen als einen verpfändbaren Notschatz für den Fall der Krankheit und


des Unfalles zu betrachten, und ferner müssen sie, um nicht in die Verlegenheit


zu kommen, das Häuschen der Not eines Freundes zu verpfänden, an der


Haustür ein Schild anbringen: Allen in Not geratenen Freunden ist der Zutritt


streng verboten. Sonst ist es
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nichts mit der Meinung, das Kind sei unbestrittener Erbe und habe dort eine


Heimat für immer. Solche Heimat findet der Mensch nur im Grabe.


Hier, Herr Damaschke, sehen Sie deutlich Ihr Werk. Als Förderer der Krieger-


heimstätten mit Geldpapierfinanzierung haben Sie alle die Spitzbuben im Reich


unterstützt, die damit rechneten, auf dem Wege der Inflation sich von den


Schulden zu befreien und sich des Vermögens der kleinen, von Ihnen in völliger


Unwissenheit gehaltenen Sparer (18 Milliarden Goldmark) zu bemächtigen, und


die die Unerfahrenheit und Harmlosigkeit der Vormunde ausnutzten, um das in


Kriegsanleihen, Darlehnskassenscheinen, Hypotheken angelegte Geld (weitere


150 bis 200 Millionen Goldmark) in ihre Taschen zu leiten.


Haben Sie nun, Herr Damaschke, den Leutchen in Hellerau geschrieben, daß


niemand anders als Sie selbst durch Förderung des Heimstättengedankens mit


Geldpapierfinanzierung den Anstoß dazu gegeben haben, daß die beiden


Menschen als 60jährige völlig verarmten, und daß alles, was sie für ihr Alter


durch Fleiß angesammelt hatten – Sparkassengelder, Lebensversicherung,


Invalidengelder, Kriegsanleihe und Sonstiges – entwertet wurde? Ach, ich weiß,


Herr Damaschke, Ihre Unwissenheit in volkswirtschaftlichen Fragen ist so gren-


zenlos, daß Sie heute, nach Ablauf der Inflation diese Zusammenhänge, die


jeder Bauer begriffen hat, noch nicht kapieren, so daß ich darauf verzichten muß,


Ihnen den Trost der Sündenbekenntnis, der Reue und der Buße zu vermitteln.


Bleiben Sie also bei Ihrer Meinung, daß Sie den Hellerauern ein guter Berater


waren, indem Sie den Leuten zwar ein Vermögen entwerteten, dafür aber ihnen


die Nutznießung eines „Gartens“ sicherten (?) von 33 m2 pro Nase, eine Fläche,


die genügt für einen mittelgroßen Apfelbaum und noch einen Raum übrig läßt,


um einen toten Hund zu begraben.


I. O.


[Pseudonym für Silvio Gesell]
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Nochmals der Gebärstreik


Erwiderung auf M. Wagemuths Ausführungen In Nr. 7 der Zeitung. Zugleich


Ergänzung zu Eberts Ausführungen in Nr. 8 der Zeitung.


Mein Artikel, der über den Gebärstreik handelte, wurde angeregt durch die


Sorge, daß unser Kamerad Hans Timm mit seinen Ausführungen über die


Haberlandtsche Hormonensterilisation in den Verdacht kommen könnte, ein ver-


kappter Commisvoyageur für Verhütungsmittel zu sein, ein Verdacht, zu dem der


Anzeigenteil der Zeitung auch zuweilen Anlaß geben konnte. Das wäre im


Grunde ja nichts schlimmes, doch liegt es im Interesse des Blattes und der


Einigkeit im Bunde, daß solcher Verdacht nicht aufkommt. Das beste Mittel aber


gegen solche Verdächtigungen liegt in der Veröffentlichung von Meinungs-


äußerungen aus dem Leserkreis, aus denen hervorgeht, daß wir, der Physiokra-


tische Kampfbund, kein Klub sind für die Verbreitung von „Abtreibungs“- und


Verhütungsmitteln, daß unser Programm absolut nichts damit zu tun hat, daß wir


programmatisch nur die Einmischung des Staates in diese Dinge ablehnen,


sonst aber jedem frei lassen, seine persönliche Meinung über die gruselige


Sache für sich zu behalten oder sie zum besten zu geben. Letzteres habe ich


getan, und M. Wagemuth hat ihre Meinung der meinigen gegenübergestellt. Das


ist sehr gut so, und es wäre wünschenswert, wenn uns öfters Frauen oder auch


Männer sagen würden, was sie persönlich in ihren Eingeweiden empfinden,


wenn das Wort Abtreibung oder Verhütung fällt. Ich persönlich muß gestehen,


daß das Wort Abtreibung bei mir jedesmal das Bild auslöst, das man jetzt öfters


in den Kinovorstellungen zu sehen bekommt, nämlich Berge, Felsen, Schlösser,


die in sich zusammensacken. Vielleicht würde eine Umfrage zeigen, daß dies


mein Gefühlsleben durchaus nicht bei allen Menschen dasselbe ist, daß es sich


bei mir um eine krankhafte Empfindsamkeit handelt und daß ich gut daran täte,


einige Schachteln Haberlandtsche Pillen einzunehmen, denn dafür, zur Abtötung


des Gefühlslebens, scheinen sie sehr gut zu sein. Diese „krankhafte“ Empfind-


lichkeit macht es mir auch unmöglich, in der von M. Wagemuth gewünschten


„sachlichen“ Weise über die in Rede stehende Angelegenheit zu schreiben.


Wenn einem Berge und Schlösser über dem Kopf zusammenstürzen, kann man


schwer sachlich schreiben. Ich glaube, daß, um sachlich über Abtreibung schrei-


ben zu können, ich erst einige Zeit bei Abdeckern, Schlächtern und Anatomen in


die Lehre gehen müßte. Sonst liebe ich es, mein Auge in das Innere der Dinge


dringen zu lassen, aber beim Menschen, da versagt mein Auge, es schweift an


der Oberfläche, und von der Anatomie sieht es nichts als Blut, das auf mich wirkt


wie beim Stier. Blut sehe ich, wenn man mir von Abtreibung erzählt. Es fehlen


mir dann nur die Hörner, um einen Stier in der Arena zu ersetzen. So geht es


mir, und
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so, denke ich, geht es wohl den meisten Menschen. Aber vielleicht denke ich hier


falsch.


Ich gebrauchte in meinem Artikel das Wort Unzucht in Verbindung mit dem


Worte Abtreibung. Und M. Wagemuth hält sich darüber auf und will erfahren, was


ich mir dabei dachte. Nun glaube ich, daß ich nur an unseren schönen Namen


Physiokrat zu erinnern brauche, um den ganzen Sinn des Wortes Unzucht zu


enthüllen. Physiokratie heißt Naturherrschaft im Gegensatz zu Autokratie,


Demokratie und Kleptokratie. Physiokratie heißt Anerkennung der Gesetze der


Natur im Gegensatz zu menschlichen Gesetzen. Die Gesetze der Natur aber


wollen den Wettbewerb, den Kampf, den Sieg der Tüchtigsten, worunter die-


jenigen Exemplare zu verstehen sind, die der Natur der Dinge am besten ange-


paßt sind. Da nun die Natur sich ständig ändert, muß auch eine ständige Neuan-


passung der Lebewesen erfolgen, und diese läßt sich nur als Auslesevorgang
vorstellen. Auslese aber durch Kampf und der Sieg der Tüchtigsten setzen


Auslesematerial voraus, d. h., es müssen mehr Exemplare geboren werden, es


muß einen gewissen Geburtenüberschuß geben. Wo es keinen solchen Über-


schuß gibt, kann es nicht zur Auslese kommen, zur Neuanpassung an die ver-


änderte Natur. Dort setzt dann auch der Rückgang ein, der mit dem Untergang


endet. Untergang aber, das ist Unzucht. Zucht minus eins = Unzucht. Unmoral


heißt Mißachtung gesellschaftlicher, kirchlicher, staatlicher Vorschriften. Unzucht


heißt Mißachtung der Naturgesetze, derselben Gesetze, die uns geformt haben.


Maria Wagemuth behauptet von sich, sie sei unmoralisch, damit sagt sie nicht,


daß sie auch „unzüchtig“ sei. Der Bourgeois, der beim zweiten Kind halt macht,


treibt Unzucht, der Proletarier, der das Manko seines Haushaltungsbudgets nicht


durch Einbruch zu ergänzen weiß und dessen Brut in der dritten Generation an


Armseligkeit zugrunde geht, treibt Unzucht. Der Zigeunerhäuptling aber in der


Slowakei, der durch Kannibalismus seine Art vor dem Hungertod zu retten ver-


suchte, der der Erhaltung der Art, seiner Art, das letzte und höchste Opfer zu


bringen wußte, treibt der auch Unzucht? Hoch der Kannibale, der sich, der seine


Art durch Menschenjagd vor dem Untergang zu retten versteht. Wenn der


Zigeunerhäuptling ein Filinix und Filunikaner gewesen wäre (von filius, nihil und


unicus), dann wäre er nicht in solche schreckliche Not geraten, aber sein Stamm


wäre mit ihm erloschen. Im Sinne obiger Ausführungen hätte er Sodomie,


Unzucht betrieben. Alles, was der Erhaltung der Art dient, ist Zucht, ist züchtig,


was der Art abträglich ist, ist Unzucht. So ist der Hindu, der, von religiösen


Vorstellungen besessen, neben fetten Schafen verhungert, ein völlig zuchtloser,


degenerierter Mensch. Unzählige male haben unsere Ahnen durch Zugriff auf die


letzten Reserven, d. h. durch den Kannibalismus die Art, ihre Art, über Eis- und


Schreckenszeiten gerettet, und die, die das tun und tun können (wie z. B. der


eben genannte Zigeunerhäuptling), sollten
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wir als Retter der Menschheit verehren. Das Leben, das eigene Leben, das ist


das Heiligtum, dem wir alles, alles zu opfern bereit sein sollten und dem wir 


übrigens, wenn es darauf ankommt, wie der Zigeunerhäuptling, auch alles zu


opfern bereit sind. (Kurz vor dem Kriege rettete man in letzter Stunde drei Mann


der Besatzung eines Nordpolfahrers, eine Expedition von Wissenschaftlern. Die


übrigen hatten sich gegenseitig aufgefressen.)


Ich glaubte, in meinem Artikel gleich zu Anfang alles Nötige gesagt zu haben,


um nicht mißverstanden werden zu können. Es war aber, wie die Erwiderung von


M. Wagemuth zeigt, doch nicht ausführlich genug. Die Überschrift meines


Artikels hätte aber schon genügen müssen, um eine Verwechslung zu vermei-


den, wie sie bei M. Wagemuth vorkommt. Ich sprach vom Gebärstreik in physio-
kratischer Beleuchtung. M. Wagemuth spricht vom entgegengesetzten Stand-


punkt, vom Standpunkt des Proletariers. Was M. Wagemuth sagt, interessiert die


Proletarier als Proletarier, nicht aber als Physiokraten. Wir wollen ja gerade mit


Hilfe des Proletariers das Proletariat mit allen seinen Abtreibungs- und


Verhütungsmitteln ausrotten, vertilgen. Keine Spur dieses elenden Geschlechts


soll übrig bleiben. Das ist unser Programm. Was diese Geschöpfe inzwischen in


Liebesangelegenheiten in ihren verpesteten Höhlen treiben, was geht uns das


als Pysiokraten an? Wir sind sicherlich die letzten, die den um alle Lebensfreude


Betrogenen irgend welchen Vorwurf machen werden. Die armen Teufel wissen es


ja selbst, es braucht niemand ihnen noch zu sagen, daß das, was sie da treiben,


ekelhafte, bemitleidenswerte Unzucht ist.


Eine andere Frage aber ist es, ob wir solche Unzucht im Interesse unserer


Ziele bekämpfen oder fördern sollen. Eine proletarische Revolution ohne


Proletarier, wie soll man das verstehen? Batz meint in einer Randbemerkung zu


Eberts Artikel, daß man darüber streiten kann, ob die Stoßkraft des Proletariats


mit dem Elend wächst. Gewiß, ein völlig heruntergekommener Mensch, ein


Mensch, der jahrelang von der Arbeitslosenunterstützung lebt, der hat die


Willenskraft zur Revolution nicht mehr. Hier handelt es sich um Gradunter-


schiede. Ein Kapitalist, der sein Vermögen sich mehren sieht, der ist konservativ.


Er wird aber revolutionärer, wenn das Vermögen immer kleiner wird und greift zu


Gewaltmitteln (Schutzzöllen z. B.) lange bevor er am Hungertuch nagt. Und so


ist es auch beim Proletarier. Solange sein Tisch einigermaßen gedeckt ist, d. h.,


so lange er keine Mitesser hat, als Filinx und auch noch als Filinikaner, ist er


auch friedsamen Gemüts. Aber wenn die Zahl der Kinder anfängt, ihn ernstlich


zu bedrohen, dann bohrt der Revolutionssturm in seinem Leib, und lange bevor


er verelendet und entkräftet ist, hat er sich der revolutionären Bewegung ange-


schlossen. Der amerikanische Achtdollararbeiter, wenn er keine Kinder hat, wird


schwerlich auf
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die Barrikaden gehen. Hier ist dann noch zu beachten, daß manche Barrikadiers,


vielleicht sogar die treuesten unter ihnen, kein Interesse an der Sache hätten,


wenn sie für ihre Kinder keine besseren Zeiten zu erkämpfen wünschten. Für ein


Volk von Filunikanern, das sich selbst auf den Aussterbeetat setzt, dürften sich


am Ende nur wenige Revolutionäre in Gefahr begeben. (Hier wird B. vielleicht


den Einwand wiederholen wollen, den er in seiner Randbemerkung NN. macht.


B. faßt hier den Begriff Egoismus zu kurz. Gewiß, man handelt nur aus Egois-


mus, d. h., man tut nur das, was einem Freude macht. Dann aber ist es auch


Egoismus, wenn jemand von Natur so veranlagt ist, daß ihm das Opferbringen


Spaß macht.)


„Solange nicht Philosophie den Kram zusammenhält, erhält der Welt Getriebe


der Hunger und die Liebe“. Und zwar ist es der ungestillte Hunger, die ungestillte
Liebe. Und so werden es am Ende die Kameraden sein, die keine Unzucht trei-


ben wollen und von starker Liebe erfüllt sind, die die Barrikaden stürmen, die


Bomben ins Parlament werfen werden. I. O.


Wer setzt diese Auseinandersetzung fort?


Wer bringt neues Material, neue Gesichtspunkte?


Fysiokraten sind keine Philister


Wir werden wohl noch oft uns mit den in den letzten Nummern der L. P.


berührten Dingen befassen. Sie sind von derart schwerwiegender Bedeutung,


daß alles, was wir sonst erstreben, Freiland, Freiluft, Leck- und Klebegeld, Abbau


des Staates usw. daneben als nichtssagende Bagatelle erscheinen. In der Tat,


was hätte es für einen Sinn, für die Physiokratie zu kämpfen, wenn wir mit der


Möglichkeit rechnen müßten, daß die neuen, verbesserten Methoden der


Empfängnisverhütung uns auf den Aussterbeetat setzen? Wären das nicht


Dachreparaturen an einem vom Fluß unterwühlten Haus? Was der unkontrol-


lierte Liebestrieb schafft, das wissen wir. Millionen und aber Millionen Genera-


tionen sind in ununterbrochener Kette einander gefolgt. Wirkung des unkontrol-


lierten Liebestriebes. Über Sintfluten, Erdbeben, Hungersnöte, Eiszeiten hinweg


hat derselbe Trieb das Menschengeschlecht gerettet. Hunger und Liebe waren


bis heute die Kräfte, die das Getriebe der Welt in Bewegung erhielten. Mag man


auch heute über manche Erscheinung des organischen Lebens den Kopf 


schütteln, hier muß man gestehen, daß das System sich bewährt hat.


Nun soll das plötzlich anders werden. Die Aufgabe, das Menschengeschlecht


zu erhalten, soll den Trieben genommen und der Vernunft überantwortet werden,


von der Goethe den Mephistopheles sagen läßt: „Er nennt´s Vernunft und


braucht´s allein, um tie-   tierischer
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rischer als jedes Tier zu sein.“ Die Vernunft brachte uns den Weltkrieg. Die


Vernunft schuf die sozialen Zustände, die uns in den Bürgerkrieg treiben, die


Vernunft der Bolschewik treibt sie, den Weltbürgerkrieg vorzubereiten, der sich


sehr wohl zu einem Weltuntergang entwickeln kann. Und wenn heute noch 


manche eine Hoffnung hegen, daß uns der Weltbürgerkrieg erspart bleibt, so


geht diese Hoffnung zumeist nicht von Vernunftgründen aus, sondern von einem


Trieb, von einer menschlichen Anlage, von der Liebe zum Menschengeschlecht,


die vielleicht nichts anderes ist als eine Auswirkung des Liebestriebes. Eunuchen


mag solcher Arterhaltungstrieb abgehen. Oben sagte ich, daß jetzt „plötzlich“ die


Arterhaltung von den starken Schultern der tief verankerten Triebe auf das 


wackelige Gebäude der Phantasie und der Vernunft abgebürdet werden soll. 


Ich weiß, die Praxis der Empfängnisverhütung ist nicht erst heute bekannt. Aber


was sind 100, was sind 1000 und auch eine Million Jahre für die Entwicklung des


Menschengeschlechtes? So viel wie ein Blitz, eine Sekunde, ein Zeitabschnitt,


auf den der Ausdruck „plötzlich“ vollkommen angebracht ist. Wir greifen also


plötzlich mit brutaler Hand in das feine Getriebe der Natur ein, ohne zu wissen,


was die Eingriffe in 100 – 1000 – 100 000 Jahren für Wirkungen auslösen 


werden. Mein Arterhaltungstrieb läßt mich das als leichtsinniges Vorgehen 


empfinden.


Dabei haben wir schon einige Erfahrung gesammelt. Die die Liebestriebe


beherrschende Vernunft hat in Frankreich dahin geführt, daß die Zahl der eigent-


lichen Franzosen ständig abnimmt. Wenn nicht Zuzug von außen die entstehen-


den Lücken immer ausfüllen würde, dann könnte man schon heute in den illu-


strierten Zeitungen neben dem letzten Mohikaner auch das Bild des letzten


Franzosen sehen. Wobei zu beachten ist, daß die Franzosen die modernen, wie


es heißt, absolut sicheren Verhütungsmittel noch nicht kannten. Der Hinweis 


darauf, daß die Lücken in Frankreich durch Einwanderung gefüllt wurden, genügt


nicht. Ich glaube, kein Franzose fühlt sich wohl bei dem Gedanken, daß das


Land, das er so tapfer verteidigte, in 100 Jahren von Marokkanern, Negern, von


Osteuropäern bewohnt sein könnte. Um Frankreich für die Marokkaner warm zu


halten, wird sich doch gewiß kein Franzose in die Hölle vor Verdun begeben


haben. Und ich möchte hier hervorheben, daß solcher Gedanke durchaus kein


nationalistischer Gedanke ist, Gedanken, die wir ja bekämpfen. Es ist der


Rassegedanke, der hier in Erscheinung tritt und der um so kräftiger wirkt, je 


größer der Kontrast ist. Nein, für die Marokkaner, für die Neger, für die Japaner


hat der Franzose sicher nicht bei Verdun gekämpft. Und dennoch, die Praxis der


Empfängnisverhütung (namentlich mit den verbesserten Methoden) wird diese


ungewollte Wirkung mit tödlicher Sicherheit herbeiführen, wenn, was noch weit


schlimmer sein wird, die Kenntnis genannter Praxis zum Allgemeingut der


Menschheit wird, denn dann werden nur die Lücken in Frankreich nicht mehr


durch Marokkaner und Neger ausgefüllt werden, sondern bleiben überhaupt


unbesetzt. Dann zerfällt ein Dorf nach dem anderen
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(was schon heute in manchen Gegenden Frankreichs trotz Einwanderung zu


beobachten ist), eine Stadt nach der anderen wird von Disteln, Wölfen und


Tannen erobert, wegen Mangel an Verkehr wird der Betrieb der Eisenbahnen 


eingestellt. Das tote Meer überschwemmt Frankreich.


Ein Lebewesen kann sich nur auf Kosten anderen Lebens vermehren. Die Welt


ist immer voll besetzt von organischem Leben. Auch für den Menschen trifft das


zu. Wer seine Art vermehrt, tut es auf Kosten anderer Menschen. Den Platz, den


der Gorilla einnimmt, kann gleichzeitig kein Mensch einnehmen und umgekehrt.


Will der Gorilla leben, so hat er den eindringenden Menschen zu erwürgen.


Macht der Mensch durch Empfängnisverhütung dem Gorilla Platz, so breitet sich


dieser entsprechend aus. Übt ein Volk, eine Volksklasse Empfängnisverhütung,


während das andere es nicht tut, so kann es nicht ausbleiben, daß jenes Volk,


jene Volksklasse verdrängt wird. Und um so sicherer wird solches erfolgen, je


gründlicher mit den Vorrechten aufgeräumt wird.


Nun gehört fatalerweise zur Empfängnisverhütung eine gewisse Triebbe-


herrschung, die um so geringer ist, und immer sein wird, je näher der Mensch


dem Gorilla steht. Diese Tatsache eröffnet für das Schicksal des Menschenge-


schlechtes die düstersten Aussichten. Wie soll es zu einer Weiterentwicklung, 


zu einem Aufstieg kommen, wenn durch die Empfängnisverhütung ganz gesetz-


mäßig das rohe, unentwickelte Element sich auf Kosten derjenigen vermehrt, die


die Träger der Kultur, der Erkenntnisse sind? Umgekehrt muß die Sache verlau-


fen. Bis heute lieferte der staatliche Verband einen gewissen Schutz gegen die


Invasion unentwickelter, triebbeherrschter Menschen. Wie z. B. in Nordamerika,


wo die Gesetze es künstlich verhindern, daß Chinesen das Land besetzen. Wir


aber wollen solche gesetzlichen Hemmungen ja restlos beseitigen. Auf gleicher


Ebene mit allen Menschen, mit Einschluß der Gorillas wollen wir den Kampf ums


Dasein führen. Und der tüchtigste soll Recht behalten, d. h., er soll seine Art auf


Kosten aller anderen erhalten und vermehren. Der tüchtigste! Wer ist in solcher


Gedankenkette der tüchtigste? Ist es der, der die besten Maschinen baut, der in


allen Wissenschaften am besten beschlagen ist? Gewiß, ein solcher Mensch


wird einen persönlichen Sieg davontragen. Aber dieser Erfolg wird mit ihm be-


graben, wenn seine Tüchtigkeit eine einseitige bleibt, wenn er seine Tüchtigkeit
nicht auch vererbt. Dann wird es wahr, was Sancho Panza sagt: Zuletzt jubiliert


in Saus und Braus das Infusoriengesindel.


In der physiokratischen Welt ist die Erde aller Menschen gemeinsamer Besitz.


Jeder zieht dorthin, wohin es ihn treibt. In den Berliner Straßen wird es wimmeln


von allen Völkern der Welt, wie in den Städten Amerikas. Schwarze, Rote, Gelbe


und Weiße. Zuerst werden die Weißen die Oberhand behalten. Aber das Bild


wird sich bald ändern, dank der Geburteneinschränkung. Die Weißen verschwin-


den im Gewimmel des schwarzen Kaninchen-
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stalles. Und dann wird es sich zeigen: Werden die Schwarzen den Sinn der 


physiokratischen Ordnung begreifen, und wenn nicht, werden sie den Lockungen


der Schwindler widerstehen können, die durch Wiedereinführung der kapitalis-


tischen Vorbedingungen Vorteile für sich erwarten? Und für was hätten wir dann
gekämpft?


So schließe ich heute und solange ich keine neuen Gesichtspunkte und Tat-


sachen kennenlerne mit der Mahnung:


Physiokraten! Sorgt für die Vermehrung Eurer Art und zwar auf Kosten der


anderen. Jagt den Philistern die Frauen ab, so weit ihr könnt. Macht es wie der


König August der Starke. Ihr wißt, wie man das Herz der Frauen gewinnen kann.


Dichtet wie Goethe, singt wie Caruso, pinselt wie Raphael, geigt wie Celman,


boxt wie Friedrich der Große, denn mit solchen Höchstleistungen brecht ihr am


sichersten ins Herz der Frauen ein. Und wenn ihr absolut von allen Musen ver-


lassen sein solltet, so dienet Merkur und opfert Ceres und Flora. Bestellt das


Feld eurer Angebeteten, pflegt ihren Blumengarten, arbeitet, spart, sorgt, daß ihr


einen gut gefüllten Beutel habt und durch das Geschenk eines schönen Hutes,


einer Perlenkette, eines Reitpferdes das harte Herz Dulcineas erweichen könnt.


(Don Quichote de la Mancha suchte das Ziel durch künstlerisch ausgeführte


Purzelbäume zu erreichen.) Und wenn ihr auf harten Widerstand stoßt, so geht,


dort wo es sich wirklich lohnt, nicht dem Kampfe auf Leben und Tod aus dem


Wege. Physiokraten sind keine Philister. Das Leben in der physiokratischen


Gesellschaft ist Kampf, eine ununterbrochene Kette von Tragödien. Keinem von


euch sollen diese erspart bleiben. Schwere Lasten bürdet die Aufzucht der


Kinder den Frauen auf. Dieselben Lasten, hundertfach vergrößert, sollen euch


eure Liebeskämpfe aufbürden. Von solchen Kämpfen, täglich gesiebt, wird dann


das Geschlecht gezeugt werden, von dem wir erwarten können, daß es die 


physiokratische Ordnung lieben und verteidigen wird.


Und an die Frauen möchte ich die Mahnung richten: Wendet euch ab von den


Philistern und ihren Praktiken. Haltet scharfe Auslese. Gebt euch keinem Manne


hin, den ihr nicht als Ritter ohne Furcht und Tadel anerkennt. Prüfet alle und


wählet den besten, auch wenn solche Prüfung Jahre in Anspruch nimmt. Und


fangt in den Armen des Auserwählten dann nicht an zu zählen, zu sorgen, zu


überlegen. Nach getroffener Wahl gebt euch hemmungslos hin, einerlei was


auch dann geschehen mag. Den Mutigen, den Physiokraten soll die Welt ge-


hören. Es wird euch dann nicht schlecht gehen. Die nach solcher Wahl 


empfangenen Kinder werden euch in Mutterfreuden tausendmal entschädigen 


für die Lasten der Muttersorgen. Selbstverständlich werden euch Tragödien auch


nicht erspart werden. Physiokratie bedeutet Herrschaft der Natur, Herrschaft der


Triebe, der Leidenschaften, bedeutet Kampf, auch Totschlag. Daß letzteres nicht


zur Regel werde, wird von eurem Verhalten abhängen. Drängt durch eure ge-


bärende Tätigkeit die Philister ins Tote Meer, wie Hindenburg die russischen


Armeekorps in
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die Sümpfe drängte, die Philister, die den Körper ihrer Frauen für den Hochzeits-


akt präparieren wie der Anatom die Leiche, wie die Köchin den Braten für den


Hochzeitsschmaus spickt. Raum und Platz den Tüchtigsten, den Tüchtigsten


unter den Schwarzen, Gelben und Weißen. Physiokratinnen, sorgt für die


Mehrung unserer Art.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]


Die Sicherung des Menschengeschlechts


Die durch Nr. 5 bis 16 d. Z. gegangene Artikelfolge über Unfruchtbarmachung,


Unzucht, Amoralität, die zuweilen in Polemik entartete, hat uns allen offenbart,


wie sehr das hier vorliegende Problem Geist und Gemüt der Fysiokraten be-


schäftigt. Weiter aber hat uns der Inhalt der Artikel gezeigt, daß für die Betrach-


tung des vorliegenden Problems zumeist der hilflose, armselige, proletarische


und proletische Standpunkt eingenommen wurde, während ich durch meine


Ausführungen den biologischen Inhalt die Frage der Sicherung des Menschen-


geschlechtes im allgemeinen und insbesondere die Sicherung des fysiokra-


tischen Nachwuchses, die Auslese und die Zerschmetterung des Minderwertigen


ins Auge zu fassen suchte und die Aufforderung an die Leser richtete, neues


Material für die biologische Betrachtung des Problems zu bringen. Letzteres ist


nicht geschehen, was aber nicht sagen will, daß nicht doch mancher jetzt im


Stillen versucht, bei seinem amorösen Gebaren die biologischen Gesetze nicht


zu vergessen. Es wird vielleicht gut sein, die Diskussion abzubrechen, um allen


Zeit zur Sammlung neuer Kräfte zu geben und dann einen neuen Vorstoß zu


wagen. Der Armseligkeitsstandpunkt ist m. E. ausreichend behandelt worden. 


Er bildet für uns kein Problem.


Die meisten Fyiokraten wissen aus persönlicher Erfahrung, was die wirtschaft-


liche Armseligkeit für ihr persönliches Leben, zumal das Liebesleben bedeutet.


Das kann uns nicht interessieren. Es ist Sache jedes einzelnen, wie er sich


benehmen wird. Der eine wird seine Frau hormonisieren und sterilisieren, der


andere wird es darauf ankommen lassen und im Falle der Not zum Brecheisen


greifen, d. h. Geldschränke aufknacken. Uns steht es fern, irgend einem


Menschen Vorschriften zu machen, wie jedem einzelnen von uns aber auch das


Recht zusteht, die Praktiken der anderen nach seinem persönlichen Empfinden


zu qualifizieren. Wir sind Fysiokraten, für die die „persönlichen Empfindungen“


die Rolle spielen, die bei der Beurteilung der Lebensführung durch andere deren


religiöse und gesellschaftliche Besessenheiten einnehmen. Die Triebe und


Empfindungen ersetzen bei uns die Gesetze, die andere uns
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bisher diktierten. Sie bilden unsere Fühlhörner, mit denen wir durch die Finster-


nis, die uns noch immer umgibt, zum Licht hintappen. Ihrer Führung allein, nicht


der irrenden Vernunft, der Vernunft des Tages, dürfen wir uns anvertrauen, wenn


wir das Menschengeschlecht sichern wollen vor dem Untergang. Hier aber, an


diesem Punkt entspringt das Problem, indem das von den Trieben geleitete, von


keiner Vernunft kontrollierte Leben gesetzmäßig zu einer Diskrepanz zwischen


der Zahl der Menschen und der Größe der Erdoberfläche führt, aus der dann


Konflikte der mannigfaltigsten Art erwachsen, die unser persönliches Lebens-


glück trüben und mindern, die aber wieder für die Arterhaltung durch die Auslese


nötig sind oder uns wenigstens nach dem heutigen Stand der biologischen


Erkenntnisse nötig zu sein scheinen. Zunächst muß sich jeder Fysiokrat sagen,


daß nur dadurch, daß er seine Art auf Kosten der Andersgearteten mehrt und


sichert, seine Welt erstehen und gesichert werden kann.


Es wurde irgendwo in der Artikelfolge ein Stirnerscher Satz zitiert: Was soll


nicht alles meine Sache sein, die gute Sache, die Sache Gottes, die Sache der


Menschheit! Mit Unrecht wurde dieser schöne Satz gegen mich ins Feld geführt.


Stirner legt hier das ganze Gewicht des Satzes auf das Wort: „Du sollst“. Wir


Fysiokraten „sollen“ überhaupt nichts. Aber das hindert nicht, daß wir oder 


einzelne von uns die Sache Gottes oder der Menschheit zu der ihrigen machen,


weil es sie von innen dazu treibt, weil sie so veranlagt sind. Ich glaube, daß


Stirner, wenn er es gekonnt, gerne Gott von seinem Thron gestoßen hätte, um


sich selbst an seine Stelle zu setzen, also die Sache Gottes doch zu seiner 


eigenen gemacht hätte. Ferner glaube ich auch, daß Stirner von innen heraus


dazu getrieben wurde, die Sache der Menschheit zu der Seinigen zu machen,


daß ihm z. B. der Gedanke Freude bereitet hat, die Menschheit durch sein Werk


gefördert zu haben. Solange wir aus Freude handeln, sind wir Egoisten, echte


Stirner...ianer. Und ich glaube, daß alle Fysiokraten, die wirklich unser revolutio-


näres Ziel erstreben und es auch unter Umständen mit harten Kämpfen und


unmittelbarer Todesgefahr gewaltsam herbeizuführen gedenken, mehr oder 


weniger bewußt und deutlich die Sache der „Menschheit“ als die ihrige betrach-


ten. Nicht weil sie das sollen, sondern einfach weil sie so geartet sind.


I. O.


[Pseudonym für S.Gesell]


96







Die herrschaftslose Gesellschaft


Gedanken zum Abbau des Staates.
Aus dem für den Fysiokratentag Ostern 1927 verfaßten Vortrage von Slvio


Gesell.


Vorbemerkung: Das Programm der Fysiokraten verlangt unter Punkt 4 Persönliche
Freiheit: Abbau des Staates und Errichtung der zur Sicherung dieser Freiheit notwendigen


Boden-, Geld- und Verkehrsverwaltung. Loslösung der Erziehung (Schule), der Ausbildung


(Fach- und Hochschule), des Erwerbslebens, des Liebeslebens (Ehe), der Rechtspflege,


der Religion (Kirche), der Wissenschaft, der Kunst usw. vom Staate und dessen


Einflüssen.


Diese Forderung, eine so große Selbstverständlichkeit sie denen, die die ganze revo-


lutionäre Bedeutung der Freiland-Freigeld-Idee erkannt haben, auch ist, erscheint vielen


immer noch geradezu ungeheuerlich. Wir hoffen darum, daß der nachfolgende Abriß aus


Gesells Vortrag „Ein Blick in die fysiokratische Gesellschaft“ dazu beitragen wird, das


Verständnis auch für diese Forderungen der Fysiokraten zu wecken.


Wer bei der Aufzeichnung all dessen, was mit der Fysiokratie aus der heutigen


Gesellschaftsordnung verschwinden soll, erschrickt, der möge folgendes be-


denken:


Das bürgerliche Leben, das wir führen, spielt sich heute noch in weitestem


Umfange nach fysiokratischen Grundsätzen ab. Verglichen mit dem Vollkommu-


nismus, sind wir heute schon im fysiokratischen Paradies. Die Warenproduktion


in ihrem rein technischen Teil, also soweit die persönliche Arbeit in Frage steht,


ist individualistisch, fysiokratisch. Niemand schreibt dem Bauern, dem Unter-


nehmer, dem Kaufmann, dem Handwerker und dem in den freien Berufen


Tätigen vor, was er tun und lassen soll. Jeder hat innerhalb seiner geistigen und


wirtschaftlichen Mittel


vol lkommen f re ie  Berufswahl .
Bis vor dem Krieg erfreuten wir uns vollkommener Freizügigkeit. Jedem stand


die ganze Welt offen, sofern er über die Mittel verfügte, von dieser Lizenz


Gebrauch zu machen. Und heute nähern wir uns wieder mit jedem Tage mehr


diesem Zustand. Die, die Geld hatten und damit auch den Staat als ihr Ding


betrachten konnten, die lernten den Staat passiv kaum kennen. Und wie oft


konnten sich auch kleine Leute, sofern sie nur eine Zigarre oder etwas Salböl


opfern konnten, sich die Vertreter des Staates vom Halse schaffen!


Die Hauptsache aber in jeder nur denkbaren Gesellschaftsordnung, die


Bestimmung des Tauschverhältnisses
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der Arbeitsprodukte, das, um was sich alles andere dreht, erfolgt in unserem


heutigen Staat auch noch nach fysiokratischen Grundsätzen, indem hier wie da


die Preise durch Nachfrage und Angebot, also


unter  Ausschal tung jedes s taat l ichen Eingr i f fes
bestimmt werden. Ansätze zur fysiokratischen Ordnung, die wir vielleicht auch


als Rudimente ansprechen können, finden wir also heute noch genügend vor, um


die Frage stellen zu können: Wenn es auf dem schwierigsten Gebiet, dort wo die


Reibungsflächen am größten sind, in der Warenproduktion und bei der Preisbe-


stimmung schon ganz ohne staatliche Intervention geht, warum könnten wir da


nicht auch noch den Rest sich selbst überlassen?


Diese Frage stelle ich hier zur Beruhigung derjenigen, die erschraken, als ich


die Liste des Abzubauenden vorlas. Die fysiokratische Ordnung hätte sich wahr-


scheinlich auch restlos und automatisch durchgesetzt, wenn sie nicht von vorn-


herein durch menschliche Eingriffe,


durch das herkömml iche Geld und das Bodenrecht
gestör t ,  unmögl ich gemacht


worden wäre. Der Kapitalismus, der zwangsläufig aus diesem Geld- und Boden-


recht hervorgeht, stellt einen Gewaltzustand dar, der der fysiokratischen Ordnung


widerspricht und diese nicht zur Entfaltung kommen läßt. Das ist der letzte


Grund, warum es zur Ausbildung des Staatsgedankens gekommen ist, das ist


darum auch der Grund, warum wir annehmen dürfen, daß


mit  der  Besei t igung des Kapi ta l ismus durch
Fre i land – Fre ige ld  –  Fre ihandel  schon d ie  Grundlagen
für  e inen automat ischen Abbau des Staates gegeben s ind ,


einen automatischen Abbau, den wir nur darum noch unterstützen wollen, weil


er nach unseren Wünschen zu langsam vor sich gehen würde und weil in dieser


Langsamkeit eine Gefahr liegt.


Wenn es den Bauern damals gelungen wäre, den Rittern das Land zu nehmen,


dann wären wohl mit der Zeit die Burgen von selber zerfallen, wenn die Burgen


nicht eben auch das Mittel gewesen wären, um den Bauern das Land wieder zu


entreißen. So war es schon gut, die Burgen niederzubrennen, so wird es auch


gut sein, dem Staat, den wir mit Freiland – Freigeld unterminieren, noch einen


Tritt zu geben, nach dem Grundsatz: Was schwankt, das stoße man, damit es


stürze.
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Ja, man stürze ihn und tue es mit Bewußtsein, und sorge dann dafür, daß


durch passende Denkmäler, Mäler, die wirklich zum Denken anregen, das


Bewußtsein bei den kommenden Geschlechtern erhalten bleibe, warum wir den


Staat gestürzt haben. Wie oft ist die Bastille der Kapitalisten schon gestürzt 


worden, aber nur um sie wieder aufzurichten, weil man in Unkenntnis der


Zusammenhänge sich mit dem Sturm auf das Gemäuer begnügte und die


unsichtbaren Fundamente unberührt ließ. Aus dem unversehrten Wurzelstock


schoß das Schlinggewächs immer von neuem auf, wie man das in Rußland jetzt


wieder erlebt.


Abbau des Staates! Ein schnurriger Gedanke noch für viele, für noch mehr


Menschen ein frostiger Gedanke und für die gewaltige Mehrheit des gebildeten


und ungebildeten Pöbels ein völlig fremder Gedanke. Nur sehr wenige sind es,


die den akratischen Gedanken etwas gepflegt haben, noch weniger, die dabei


mehr als ein allgemeines, verschwommenes Bild ihres Ideals wahrgenommen


haben.


Was an praktischen Vorschlägen zur Verwirklichung des akratischen Ge-


dankens ans Tageslicht gekommen ist, beschränkt sich zumeist auf die


Zerstörung des heutigen Staatsapparats, wobei oft noch mit Dynamit nachge-


holfen werden soll. Das Positive, das neben dieser Negation auftritt, führt in mehr


oder weniger gerader Linie zum Kommunismus hin (Anarcho-Kommunisten),


wobei der Staat zumeist unter anderem Namen, aber mächtig aufgebläht seine


Wiedergeburt feiert, oder aber zu ganz primitiven Lebensformen, wie man sie


heute vielleicht noch im innersten Afrika beobachten kann.


Den fysiokratischen Gedanken, die heutige arbeitsteilige Wirtschaft mit ihrer


hochentwickelten Industrie, mit den Banken, Börsen, mit dem Welthandel nicht


nur in die akratische Ordnung aufzunehmen, sondern sie auch noch, soweit wie


irgend möglich, auszubauen und dann den Austausch der Produkte dieser


Wirtschaft dem Spiel von Angebot und Nachfrage, dem fessellosen Wettbewerb


mit dem ihm anhaftenden Prinzip des Wuchers und der wechselseitigen


Plünderung (sie werden alle versuchen, sich gegenseitig auszuwuchern, es wer-


den aber die obwaltenden Verhältnisse solches zumeist nicht möglich machen),


diesen vermessenen,  amora l ischen Gedanken,
den zu fassen und liebevoll zu pflegen, das hatte vor uns noch niemand gewagt.
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Zumeist wird nicht nur das Lohnsystem, das grundsätzlich nichts anderes ist


als Kauf und Verkauf von Waren, sowie die Preisbestimmung durch Angebot und


Nachfrage abgelehnt, sondern auch noch der freie Wettbewerb und das Geld-


wesen. An die Stelle der Preisregulierung durch Angebot und Nachfrage tritt


dann der altbekannte wüste Brei sozialistischer, christlicher, moralischer
Forderungen, die ewig und ewig an der egoistischen Natur des Menschen zer-


schellen müssen. Und die Moral, die zu solcher Gesellschaftsordnung gehört, die


da nicht von selbst sich einstellen will, die sucht man nun den anderen zwangs-
weise, also durch den Staat einzutrichtern. Womit dann wieder aufgebaut wird,


was noch eben zerstört wurde. Unentwirrbare Widersprüche lösen dann die 


akratischen Ideale in blauen Dunst auf.


Die akratische Gesellschaftsordnung ist als individualistische Ordnung frei von


öffentlicher Moral. Sie ist entweder amoralisch oder sie ist überhaupt nicht. Die


Moral, als Schatz von praktischen Regeln zur Lebensführung gedacht, ist Sache


des Individuums. Die Gesellschaft als solche hat keine eigenen Ziele und


Bestrebungen. Sie hat keinen Anfang und kein Ende.


Das Individuum ist al lein für sich und sein Glück verantwort l ich.
Was natürlich nicht ausschließt, daß mancher so veranlagte Mensch sein per-


sönliches Glück darin sucht, andere glücklich zu machen. Die Dinge liegen


zumeist auch so, daß, wer sein eigenes Glück fest begründen will, dazu den


Weg über die Wohlfahrt aller einzuschlagen hat. Das eigene Wohl findet man


sorgsam verpackt im Wohle der Menschheit. Nur durch die Tara des allgemeinen


Menschheitsglücks hindurch gelangen wir zum gesuchten köstlichen Kern, zum


Nettogewicht, zum persönlichen Glück. Die das eingesehen haben oder es 


empfinden, die verrichten aus purem Egoismus mit Lustgefühl all die komischen


Dinge, die der Pöbel als Opfer oder Altruismus zu verherrlichen und anzustaunen


pflegte. Giordano Bruno ließ sich verbrennen, Christus ließ sich ans Kreuz 


schlagen, Hölz und Mühsam bereiteten sich den Weg ins Zuchthaus, und viele


andere ebenso sonderbare Streiche bezeichnen den Weg, auf dem jeder sein


persönliches, egoistisches Glück sucht.


So dürfen wir uns darum nicht wundern, wenn wir im Lande der Egoisten


schließlich das Christentum auf Erden verwirklicht sehen werden, das bis dahin


im Lande der sogenannten Altruisten ein so kümmerliches, ja lächerliches


Daseinchen fristen mußte. Die lebensbejahenden,
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lebensfördernden Bestandteile des Christentums werden, wenn überhaupt, dann


allein von der fysiokratischen Gesellschaft verwirklicht werden. So wird es also


schließlich so kommen, daß diejenigen, die die Menschen noch in Gute und


Böse einzuteilen pflegen, sagen werden: Der fysiokratische Egoismus ist wie


jene Kraft, die stolz das Böse will und doch das Gute schafft.


Die Sache der Menschheit


Bemerkungen zu den Artikeln, die unter gleichem Titel in den beiden letzten


Nummern erschienen.


Wenn ich am Schicksal der Menschheit unbeteiligt wäre, dann allerdings würde


es schwer werden, mich davon zu überzeugen, daß ich die „Sache der Mensch-


heit“ zu betreiben habe, ganz einerlei, wie groß oder wie klein diese Menschheit


ist. Für Robinson bestand die Menschheit in der Person Freitags. Wie stand es


nun mit Robinson? War er nicht außerordentlich an dieser Menschheit in Gestalt


Freitags interessiert? Hätte er nicht die Sache Freitags zu der seinigen gemacht,


wenn Freitag von irgend welcher Gefahr bedroht gewesen wäre? Und wäre das


nicht noch viel mehr der Fall gewesen, wenn die „Menschheit“ sich Robinson in


Gestalt eines netten jungen Menschen vorgestellt hätte? Was Freitag für


Robinson bedeutet, das bedeutet dem Individuum in erweitertem Sinne die


Gesamtheit der Menschen, die Menschheit. Das „Ich“ wird zu einem elenden


Häufchen Unglück, wenn man es von der „Menschheit“ trennt. So wichtig aber


diese „Menschheit“ mir ist, so wesenlos und unfaßbar wird sie, wenn ich sie von


meinen Interessen abtrenne und sie auf ein Postament stelle als „Sache an


sich“. Gegen diese Menschheit „an sich“, die man uns überordnen will und der


wir opfern sollen, wandte sich Stirner mit den Worten zu Anfang seines Werkes:


„Was soll nicht alles meine Sache sein? Die Sache Gottes, die Sache der


Menschheit usw.“ Nur dadurch, daß ich mir die Menschheit nutzbar machen


kann, ist sie mir überhaupt etwas. Natürlich darf man nun das Wort „nutzbar“


nicht in seinem allumfassenden Sinne einengen, denn dann käme man auf den


Standpunkt des Landgrafen von Hessen, der seine Bauern (die Menschheit) als


Kanonenfutter verkaufte, d. h. sich nutzbar machte. Der Landgraf war ein


Dummkopf, der das in seinen Bauern steckende Kapital nicht anders als auf


solch plumpe Weise zu verwerten wußte. Wer etwas Phantasie hat, weiß die


Menschheit ganz anders auszubeuten, und wenn es auch nur in Luftschlössern


und Zukunftsbildern ist.


Diesem ganz einfachen Gedanken gab ich Ausdruck, als ich zu R. B. Rand-


bemerkung „Die Menschheit interessiert mich ebenso wenig wie die „Pferdeheit“


sagte, daß Bätz den Egoismus hier zu
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kurz fasse, denn hier, als Randbemerkung zu Eberts Artikel, mußte jeder unter


„Menschheit“ verstehen, was Ebert darunter in seinen Ausführungen deutlich ver-
standen haben wollte, die Gesamtheit der Menschen mit Einschluß seiner selbst.


Ebert sagt, er wolle die Menschheit zu lichten Höhen führen, doch gewiß darum,


weil er nur mit Hilfe der anderen selber diese lichteren Höhen glaubt erklettern zu


können. Im Anschluß an solchen Satz mußte die Randbemerkung mißverstanden
werden, und darum schrieb ich, was ich schrieb. Ebert spricht von einer Realität,


Batz dagegen von einem Hirngespinst. Beide aber sprechen von der „Mensch-


heit“.


Mit der Richtigstellung erübrigt sich, auf alles das einzugehen, was Batz im


Anschluß an sein Mißverständnis gesagt hat, womit nicht gesagt ist, daß ich mit


allen Einzelheiten dieser Ausführungen übereinstimme. Über manches könnten


wir uns gewiß viel leichter verständigen, wenn unsere Sprache nicht so schwam-


mig wäre. Da ist z. B. das von uns groß geschriebene Wort Ich. Bei dem einen


besteht das Ich aus der Masse, deren Gewicht er eben auf der Wage mit 75 Kilo


festgestellt hat und das nach dem Mittagsmahl bereits auf 76 gestiegen ist. Beim


anderen ist es ein gedachter Punkt zwischen den zwei Augen hinter der Stirn,


beim Dritten ist es das Zentrum des Weltalls, beim Vierten ist es das Weltall


selbst mit allen Menschen und Göttern. Auf alle Fälle scheint das Ich nichts


Absolutes, sondern eine Relation zu sein, eine Relation zu allem, was der


Mensch braucht, also eine Relation zum Kosmos, in erster Linie aber eine


Relation zu den übrigen Menschen. Ohne die Umwelt gedacht, sackt das stolze


Ich in nichts zusammen, und Stirners „Ich mit seinem Eigentum“ wird zu einem


neuen Gespenst. Sobald man aber den Menschen als Relation betrachtet, weiß


man schon nicht recht, was man mit den Worten Ich, Egoismus, Altruismus,


Individualismus und Kollektivismus, die in unseren Gesprächen eine so große


Rolle spielen, anfangen soll. Man ist dann an dem Punkt angekommen, wo die


Welt für uns mit Brettern vernagelt ist, hinter denen, wenn man ein Astloch ent-


deckt, man Literatur, nichts weiter als Literatur erblicken kann. Und alles, was wir


dazu sagen werden, wird nichts anderes sein können als ein neuer Beitrag zu


dieser Makulatur, bis daß neue Entdeckungen die Bretterwand vorwärts schie-


ben. So eindeutig das Ich unter der Zange des Zahnarztes ist, so vieldeutig ist es


im Liegestuhl auf dem Deck eines Ozeandampfers, wenn das Licht von Miriaden


von Sternen aus dem Weltraum das Auge trifft. Im Marterraum des Zahnarztes


mag das Ich 75 Kilo wiegen (resp. 74 Kilo, wenn die Angst sehr groß gewesen


ist). Hier aber im Liegestuhl löst sich das Ich gänzlich vom Gewicht und wird eins


mit dem All. Und nun sollen wir uns unter dem Sprachzeichen Ich verständigen?


Der eine spricht vom Operationsstuhl, der andere vom Liegestuhl, beide 


sprechen von ganz verschiedenen Dingen und ereifern sich, wenn sie sich nicht


verständigen können.


Einem viel beschäftigten Chefredakteur einer Zeitung, die nicht mit der Schere


gefüllt wird, sondern wirklich redigiert sein will,
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wird niemand es übelnehmen, wenn er im Eifer die Dinge mißversteht, die er


gelesen hat oder gelesen zu haben glaubt und nun gleich seinen Kommentar zur


Füllung der Zeitung schreibt. Und so nehme ich es Batz auch nicht übel, wenn er


mit konstanter Bosheit meinen Ausdrücken einen anderen Sinn gibt als sie, im


Zusammenhang gelesen, haben können. So das Wort „Empfindungen“. Ich


bezeichnete damit die Kräfte, die unser tierisches Leben führen und seit Jahr-


millionen geführt haben. Angeborene Kräfte, über die wir uns keine Rechenschaft


geben können und auch nicht zu geben brauchen, die Lieder ohne Worte, die 


99 Prozent unseres Lebens ausmachen, über die wir meistens lachen, wenn wir


die ratio in ihnen suchen. Wie komisch, ja lächerlich muß z. B. dem geborenen


Eunuchen das Treiben eines Liebespaares sein, wie spaßhaft dem Taubstum-


men die Gebärden des Konzertdirigenten. Das Wort Empfindungen mußte also


in meinen Ausführungen durchaus biologisch, tierisch verstanden werden. Batz


aber versteht das Wort nur kulturell. Was er so nennt, sind keine angeborenen,


sondern anerzogene Empfindungen, Literatur, Makulatur, Modeprodukte, Dinge,


die der Wüstenwind hin und her weht. Man lese die Reihe von Beispielen nach,


die Batz für seinen Begriff des Wortes Empfindungen gibt, und man wird sich


überzeugen, daß er hier Dinge kritisiert, die gar nicht in meinen Ausführungen


stehen. Wahrscheinlich wurde Batz beim Diktieren seines Artikels wiederholt von


der Druckerei an den Schluß der Redaktionszeit gemahnt.


Wichtiger sind die Dinge, die Batz in bezug auf die Frage der Geburtenrege-


lung sagt. Batz verläßt hier, wie es scheint bedenkenlos, den physiokratischen


Standpunkt, um den logokratischen zu betreten. Da diese Fragen nicht auf dem


Programm stehen, so steht es jedem frei, den geraden physiokratischen Weg in


dieser wichtigsten aller Fragen zu verlassen, um auf Seitengassen zu spazieren.


Es ist aber wahrscheinlich, daß jeder, der nicht den phsiokratischen Gedanken


zuende denkt, sich schnell in Widerspruch verwickeln muß und daß solche


Widersprüche bald genug Batz bestimmen dürften, durch einen neuen Seiten-


sprung die allein seligmachende physiokratische Linie zu suchen. Die Ausfüh-


rungen von Batz in bezug auf die Geburtenregelung stellen uns vor die Ent-


scheidung: Physis oder Logos. Entweder nennen wir uns Physiokraten und sind


es auch, oder wir sind ganz gewöhnliche Logokraten, Pöbel, der der Vernunft


gehorcht und sich von der Vernunft hin und her werfen läßt. Menschen, wie sie


zu Millionen herumlaufen und eine Torheit nach der anderen auf Grund ihrer


Vernunft begehen. Mag der Streit um Physis oder Logos entbrennen, mag auch


sein, daß Logos hier siegt. Aber solange wir uns Physiokraten nennen, müssen


wir durch Dick und Dünn Anwälte der Physis bleiben. Und solange ich mich als


Physiokrat nicht vom Logokrat geschlagen fühle, werde ich mich Physiokrat 


nennen und meine Handlungen biologischer Art von den Liedern ohne Worte 


leiten lassen. Den
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Einwand, der hier von allen Seiten erhoben wird, daß Logos als Funktion der


Physis zu dieser zu rechnen sei und darum keinen Gegensatz zu ihr bilden kann,


müßte man natürlich in erster Linie der Debatte aus dem Weg räumen. Wir müs-


sen irgend einen Punkt suchen und finden, wo sich beide Dinge voneinander


unterscheiden lassen. Das physische Organ des Logos dürfte ein sehr einfaches


Instrument sein, ähnlich dem statistischen Organ im Gehörgang. Ein Kiesel-


steinchen, das uns angibt, wo wir von der senkrechten Linie der Wahrheit oder


des Richtigen abweichen, wo wir anfangen zu phantasieren, zu irren, zu lügen,


zu schwindeln. Was zu diesem Kieselsteinchen zur Vervollständigung des


Logosorganes gehört, sind die Erfahrungen, die wir machen und die wir mit Hilfe


des gedachten Kieselsteinchens in senkrechter, kristallischer Ordnung zueinan-


der zu bringen haben, wenn es uns gelingen soll, „logische“ Arbeit zu leisten. 


Je besser der Mensch die täglichen Erfahrungen verarbeitet, je besser es ihm


gelingt, sie aus der amorphen Form, in der er sie empfängt, in die kristallische


überzuführen und sie als Kristalle seinem Wissensschatz einfügt, je weniger


Mörtel er hier braucht, um so besser funktioniert dann der Apparat, um so 


logischer wird die Arbeit sein, die er leistet, um so größer wird aber dann auch


der Schmerz sein, den er empfindet, wenn er schwindeln und lügen muß. Denn


solche Lügen werden dem kristallischen Gebäude Risse zufügen, die auf das


Kieselsteinchen etwa so wirken müssen, wie ein Riß im Diamant auf das Auge.


Der Apparat wird nicht mehr fehlerlos arbeiten.


Alles, was dieser Logosapparat sagt (selbstverständlich wird sich ihn jeder


anders vorstellen), läßt sich in Worten ausdrücken, während die Sprache der


Physis sich in Empfindungen erschöpft. (Man versuche z. B., dem Blindge-


borenen den Unterschied zwischen Kirschrot und Ziegelrot mit Worten zu er-


klären.) Wenn man will, kann man also sagen: Dort, wo die Physis in das Gebiet


der Sprache einbricht, beginnt das Reich Logos. Hier wäre dann die Grenz-


scheide beider Gebiete. Hier wäre dann auch der Boden gefunden, um die


Geburtenregelung durch Logos als Usurpation zu bezeichnen, als Pfuscherei,


denn bisher hat noch kein Volk eine Sprache und Worte erfunden für das, was


Liebespaare empfinden, und kein Liebesleid ist bis heute gedichtet worden, das


mehr wäre als Literatur, wovon man für eine Mark zwei Pfund überall erwerben


kann. Dann würden sich alle Zweifel zerstreuen, ob wir Logos in Ruhe die


Erhaltung des Menschengeschlechtes anvertrauen können, dann wüßten wir,


daß allein die sprachlosen Triebe, die Lieder ohne Worte diese Aufgabe wie


bisher weiter erfüllen sollen.


In dem von Richard Batz als Schluß bezeichneten Artikel in Nr. 22 geht das


Mißverstehen meiner Ausführungen weiter, so daß ich fast an ein grundsätz-


liches Mißverstehenwollen glauben möchte, wenn ich dazu den nötigen guten


Willen aufbringen könnte. Nachdem Maria Wagemut in ihrem Artikel sich selbst


als amoralisch bezeichnet hatte, die Moral als ein vom Staat für Staats-
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zwecke erfundenes Volksbändigungsmittel bezeichnet hatte und ich dieser


Auffassung durch meine reichlich klare Stellungnahme gegen den Staat zuge-


stimmt hatte und ich außerdem wiederholt betonte, daß meine Ausführungen


vom biologischen Standpunkt aus betrachtet werden müßten, durfte Batz wirklich


nicht in meinen Worten Dinge suchen, die nicht drin stehen konnten. Auch war


es völlig überflüssig, die Leser seiner Zeitung in Schutz zu nehmen, gegen die


von mir mit Bedacht gewählten Ausdrücke (Unzucht, Ekel usw.) und darin belei-


digende Worte suchen. Denn für den Amoralisten können diese Worte nur einen


biologischen Sinn haben. (Die Frage, ob der Begriff „Beleidigung“ nicht auch


noch zur Staatsmoral gehört, will ich hier nicht erörtern.) Der demoralisterte


Ausdruck „Unzucht“ kann nur den Sinn haben, daß die Unzucht ins Tote Meer


mündet, im Gegensatz zur Zucht, die das Gesetz des Lebens erfüllt. Das Maß


der Unzucht gibt uns nicht das Sündenregister der Kirche, des Strafgesetz-


buches an, sondern die Zahl der Chirurgen, der Zahnärzte, der Kliniken, der


Kurorte, der Krankenhäuser, der Tollhäuser, der Zuchthäuser, der Strafrichter. 


Wo man nichts als Ächzen und Stöhnen hört, wo das Gespräch sich um


Krankengeschichten dreht, wo nur unglückliche Menschen diese wundervolle


Erde bewohnen, da, da herrscht Unzucht, da sind „Eingriffe in die Natur“ erfolgt,


da haben Pfuscher, kurzsichtige Menschen, mit gröbsten Mitteln sich befähigt


geglaubt, die Natur verbessern und korrigieren zu können, noch ehe es gelungen


ist, den Schleier des Geheimnisses, der das Leben verhüllt, auch nur ein klein


wenig zu lüften. Da sitzen sie nun in kummervollen Nächten weinend am


Krankenbett ihres Kindes und verfluchen sich und ihre Vorfahren bis hinauf ins


siebente Geschlecht und suchen das Gefühl der Verantwortung, das sie peinigt,


dadurch zu beruhigen, daß sie die Rechnungen der Ärzte und Apotheker zusam-


menrechnen und sich sagen, daß die Krankheit des Kindes ihr Vermögen zur


Gänze verschlungen hat. Ech seen bedde jangen, wu noemme get os. Ech han


meng janz Vermögen an hot verplackt on verschmirrt, et hat nuet genotzt. (Zu


allen Heiligen habe ich gebetet, wo nur einer verehrt wird, dahin bin ich gepilgert,


nutzlos. Mein ganzes Vermögen habe ich in Quacksalbern ausgegeben.)


Was hat solcher Begriff des Wortes Unzucht mit Moral zu tun, mit den erregten


Worten, die Batz gebraucht? Wer Unzucht betreibt, ist falsch orientiert, ist dumm,


wenn er auch listig glaubt, sehr klug gehandelt zu haben. Unzucht betreibt, wer


durch alles, was er tut und läßt, seine Gesundheit untergräbt und die so erwor-


bene Schwäche auf die Nachkommenschaft überträgt. Unzucht betreibt der


Proletarier, der seine Brut lieber hungern läßt als daß er in die Vorräte der


Reichen einbricht. Unzucht treibt auch der Bergmann, der seine Kinder in den


grünen und gelben Dämpfen des Fabrikschlotes aufzieht. Unzucht der im


Coelibat lebende Mensch, Unzucht, was nicht Zuchtwahl ist. Unzucht schließlich


ist alles, was nicht physiokratisch ist.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Eine gefährliche Bande


„Wer einen Vorschlag unterstützt, der zur Stärkung eines Monopols von


Privaten dient, kann sicher sein, nicht nur den Ruf eines Wirtschaftssachver-


ständigen, sondern auch große Popularität und Einfluß bei Personen zu erlan-


gen, deren Zahl und Reichtum ihnen große Bedeutung gibt. Umgekehrt geht es


dem, der ihre Pläne bekämpft und noch mehr, wenn er ausreichendes Ansehen


genießt, diesen gefährlich zu werden. Ihn werden weder allgemein anerkannte


Rechtschaffenheit, noch selbst der höchste Rang, noch die größten geleisteten


Dienste gegen die niederträchtigsten Schmähungen und Verleumdungen, gegen


persönliche Beleidigungen, ja mitunter gegen wirkliche Gefährdungen durch


unverschämte Attentate seitens der wütigen, in ihren Interessen bedrohten


Monopolisten schützen.“


Diesen Satz aus „Adam Smith, Reichtum der Nationen, 4. Buch, 2. Kapitel“,


brauchte Luio Brentano als Leitmotiv für eine seiner Schriften. [L. Brentano: Ist das


System Brentano zusammengebrochen? München 1918.] Beide Männer mußten wohl per-


sönlich üble Erfahrungen gemacht haben, obschon beide doch als relativ sehr


harmlose Menschen zu betrachten sind. Wenn es nun wahr wäre, was da oben


gesagt wird, was müßte derjenige für sich erwarten, der neben die Kritik der


Monopole gleich das Positive hinsetzt, womit die Monopole zur Strecke gebracht


werden können? Rad oder Kreuz oder auch beides. Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht wurden erschlagen, weil sie von sich behaupteten, daß sie den


Monopolisten gefährlich seien. Die klugen Kapitalisten wußten, daß es sich um


Fanfaronnaden handelte und hätten die beiden ruhig gewähren lassen, wie die


klugen Kapitalisten auch mit vieler stiller Freude den Bolschewisten die Zeit las-


sen, sich selbst ad absurdum zu führen. Aber die Kapitalisten sind eben nicht 


alle klug, und die, die es nicht sind, sind brutal, denn geistige Beschränktheit und


rohe Gesinnung findet man meistens gepaart. Mit dieser Brutalität haben wir


Fysiokraten zu rechnen. Was aber geschieht, wenn wir zu „rechnen“ anfangen?


Vom Gastgeber, der anfängt, sein Geld zu zählen und zu rechnen, weiß man,


daß er auch bald Wasser in den Wein mischen wird. Müssen wir da nicht auch


annehmen, daß der Revolutionär, der seinem Trieb eine Rechnung vorlegt, bald


sehr zahm wird? Nicht immer, aber wie oft? Was aber fängt man mit zahmen


Revolutionären an, die um so zahmer sein werden, je wütiger die angegriffenen


Monopolgenießer sich gebärden werden? Ich will hier diesem trüben Gedanken


nicht weiter nachgeben, aber gegenwärtig muß uns dieser Gedanke immer sein,


uns, die wir uns Kampfbund nennen.


Wie richtig der oben zitierte Satz namentlich auch in seinem ersten Teil ist,


erkennt man leicht, wenn man die Geschichte der
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Männer betrachtet, die das „Volk“ in richtigen Wirtschaftsfragen als „Sachver-


ständige“ ernennt. „Wer der Stärkung eines Monopols von Privaten dient, kann


sicher sein, nicht nur den Ruf eines Wirtschaftssachverständigen zu erlangen...“,


so sagte Adam Smith vor 150 Jahren. Diesen Satz mußte sich wohl Helfferich
genau gemerkt haben, als er Smith studierte. Er stellte sich entschlossen auf die


Seite der Goldwährung, als die bimetallistische Literatur sich zur Papiergeld-


literaur zu erweitern begann und so zu einer wirklichen Gefahr für die Gold-


währung wurde. Seine Karriere begann er im Bund zum Schutz der deutschen


Goldwährung. Und ebnete sich damit den Weg zu den höchsten und verant-


wortungsvollsten Ämtern. Je dreister, toller, leichtsinniger er die Sache der


Goldwährung betrieb (man lese das letzte Kapitel seines Buches „Das Geld“
nach), um so dankbarer waren die, denen er damit diente, um so höher hoben


sie ihn.


Bei Schacht wiederholt sich dieselbe Geschichte. Niemand kannte Schacht. In


die öffentliche Debatte um die Währungsfragen hatte er mit keinem Wörtchen


eingegriffen. Aber er hatte sicher den Maßgebenden zu erkennen gegeben, daß


er die Goldwährung durch Dick und Dünn verteidigen würde, und so präsentierte


er sich eines Tages als Reichsbankpräsident.


Und wer war Gustav Cassel, der andere Sachverständige der deutschen


Republik in der Frage der Goldwährung? Er war bekannt als der Verfasser eines


Buches übelster Sorte: Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag (Vandenhoek &


Ruprecht, Göttingen 1900), Worin er den von den Kapitalisten bis dahin umsonst


gesuchten „wissenschaftlichen Nachweis“ zu liefern sucht, daß das Recht auf


den vollen Arbeitsertrag ökonomisch nicht zu verwirklichen ist, einerlei, wie man


auch die Wirtschaft reformiere. Dieser Nachweis muß sehr glänzend geführt wor-


den sein (nicht jeder gibt sich zu solcher Henkersarbeit her) denn Cassel wurde


in die Liste der „Sachverständigen“ in Wirtschaftsfragen aufgenommen.


Lieber Leser: Wenn Du Reichsbankpräsident, Reichskanzler, Reichsfinanz-


minister werden willst, wenn Du auch in den Kreis der Leute einbezogen werden


willst, die wissen, wann es an der Börse krachen wird und Dir damit eine ewig


sprudelnde Quelle von Reichtümern erschließen willst, so beherzige die Worte


von Adam Smith. Es ist die reine und wie es scheint, die ewige Wahrheit. Mache


Dir die Sophismen zu eigen, die bereits gegen die Freigeldtheorie erfunden 


wurden und erfinde neue dazu. Je feiner Du sie drehst, je schwieriger der ein-


fache Mensch ihre Natur zu erkennen vermag, um so dankbarer werden sich die


zeigen, auf deren Dank Du spekulierst.


I. O.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Bemerkungen zu Ackermanns Schrift: 


Der Zahlungsmittelumlauf der Schweiz.


[Mitteilungen des statistischen Bureaus der Schweizerischen Nationalbank, 8. Heft. Der Zahlungs-


mittelumlauf der Schweiz im Jahre 1926 im Vergleich zur Vorkriegszeit. Verfaßt vom wissenschaft-


lichen Assistenten des stat. Bureau, Dr. Ernst Ackermann. Vergleiche „Freiw. Zeitung“ Nr. 36 und 37


„Von höchster Stelle“.]


Ein Mittel ist ein Ding, das an sich nicht das ist, worauf es ankommt. Gifte z. B.


sind Heilmittel, doch gewiß nicht das Heil. Was ist nun bei einer Zahlung das


Geld, das der Schuldner dem Gläubiger auf den Tisch vorzählt? Ist es nur ein


Mittel, ein Zahlungsmittel, oder aber ist es unmittelbar das, was nach dem


Zahlungsvertrag zu leisten ist? Zahlungsverträge sind nichts anderes als


Lieferungsverträge. Der eine ist laut Vertrag verpflichtet Öl, Baumwolle, Getreide


zu liefern, der andere Geld von bestimmter Beschaffenheit. Und wie es unsinnig


wäre, von Ölmitteln, Getreidemitteln, Baumwollmitteln zu reden, so unsinnig ist


auch, auf Geld angewandt, der Ausdruck „Zahlungsmittel“, der nur dann sinnig


wird, wenn im Zahlungsvertrag der Gläubiger sich ausdrücklich damit einverstan-


den erklärt, daß die Leistung auch in Gestalt von Waren von bestimmter Qualität,


von bestimmtem Preis erfolgen kann. Die Rolle solchen Zahlungsmittels können


alle Waren spielen, nur das Geld kann diese Rolle nicht spielen, weil das Geld ja


schon an sich Objekt des Lieferungsvertrages ist. Im bimetallistischen System


konnte man mit Gold oder mit Silber seine Schulden begleichen. Das war im


Gesetz oder Vertrag vorgesehen. Darum war das Gold kein Zahlungsmittel für


Silber und das Silber kein solches für Gold. Und wenn Gold und Silber reziprok


keine Zahlungsmittel waren, dann waren sie überhaupt keine solchen. Die


Banknote dagegen ist Zahlungsmittel, solange sie nicht gesetzliches Zahlungs-


mittel ist. Wird sie dagegen zum gesetzlichen Zahlungsmittel gemacht, dann ist


sie paradoxerweise kein Zahlungsmittel mehr, sondern Geld, also unmittelbar


Gegenstand des Zahlungsvertrages. Letzten Endes liegt dem Ausdruck


„Zahlungsmittel“ der alte Gedanke zugrunde, daß nur die nach Feingewicht 


geltenden Münzen einen Zahlungsvertrag letztgültig tilgen können, wie der


Wortlaut der Banknoten (auch wenn sie gesetzliche Zahlungsmittel sind) deutlich


erkennen läßt. So sagte die Inschrift der früheren deutschen Reichsbanknote:


„Die Reichsbank zahlt dem Inhaber 100 Mark d. R. W.“ Ganz klar wird hier mit


diesem Zahlungs-   Zahlungsversprechen


108







versprechen der Banknote (die gesetzliches „Zahlungsmittel“ war) der Charakter


eines letztgültigen Schuldentilgungsobjektes abgestritten, denn die in Zahlung


versprochenen 100 Mark sollten ein genau abgewogenes Quantum Feingold


sein. Den Widerspruch, der in dieser Inschrift mit dem Charakter der Reichs-


banknote als gesetzliches Zahlungsmittel liegt, brachte dann bald die Einstellung


der Goldzahlungen ans Licht der Sonne. Im Wortlaut der heutigen Noten der


Reichsbank ist dann auch der Ausdruck „zahlen“ vermieden worden.


Der Vorsteher des Statistischen Bureaus der Nationalbank macht sich über


derlei Haarspaltereien offenbar keine Kopfschmerzen, denn im Vorwort, das er


Ackermanns fleißiger Arbeit (die Betonung liegt auf dem Worte fleißig) voran-


schickt, hat er schon den Wortlaut des Titels der Schrift vergessen. Schon gleich


auf der ersten Zeile spricht Schneebeli nicht mehr von Zahlungsmittelumlauf,


sondern von Geldumlauf. Offenbar macht Schneebeli keinen Unterschied zwi-


schen Geldumlauf und Zahlungsmittelumlauf! Bei einer Schrift, die die Hüterin


der schweizerischen Währung herausgibt, muß solche Gedankenlosigkeit sehr


bedenklich stimmen. War die Inflations- und Deflationspolitik der Schweizerisch-


en Nationalbank letzten Endes nicht auch auf vollkommene Gedankenlosigkeit


zurückzuführen? Welche Sicherheit bietet dann die schweizerische Währung,


wenn sie kein Gedanke deckt? Wer so viel vom Gold redet, der sollte wahrhaftig


auch manchmal seine Worte auf die Goldwaage legen. Dann würde Schneebeli


auch nicht mehr schwatzhaft schreiben: Alle Münzen der lateinischen Münzunion


haben nach und nach ihre Umlaufsfähigkeit in der Schweiz verloren, denn das ist


nicht wahr. Die Umlaufsfähigkeit ist den Unionsmünzen genommen worden. Die


Wahl dieses Ausdrucks „verloren“ ist von der Tendenz der Schrift bestimmt 


worden, die Professor Bernoulli in den letzten Nummern dieser Zeitung schon


aufgedeckt hat. Die Inflation und die Deflation sollen dem Volk nicht als Tat der


Nationalbank, sondern als ein natürliches Geschehen, als automatischer Ablauf


eines unabwendbaren Geschickes erscheinen, für den niemand verantwortlich


gemacht werden kann. Dasselbe ist zu sagen von dem Satz: Nur noch die


schweizerischen Münzen „besitzen“ gesetzlichen Kurs in der Schweiz. Nein, sie


besitzen diesen Kurs nicht, sondern das Gesetz gibt ihnen diesen Kurs. Dieser


gesetzliche Kurs ist eine Tat, keine Eigenschaft, eine Tat, die so lange täglich


wiederholt wird, wie das Gesetz in Kraft erhalten wird. Auch diese Unter-
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scheidung ist wichtig für die Beantwortung der Frage: Wer ist verantwortlich für


die Währungspfuschereien, die in der Schweiz so großes Unheil angerichtet


haben?


Die von Bernoulli abgedeckte Tendenz zieht durch alle Sätze des Vorwortes


und zwar so systematisch, daß man dem Verfasser vor einem Tribunal kaum


noch die Gedankenlosigkeit als mildernde Umstände zubilligen könnte. Als


Beweis hierfür möge der folgende Satz gelten: „Wohl ist seit 1920 eine Rück-


bildung des Notenumlaufes zu konstatieren.“ – Eine Rückbildung? Also ein 


natürlicher Vorgang! Nein, es ist nicht wahr. Eine Tat liegt der Verminderung des


Goldbestandes zugrunde. Vielleicht eine gedankenlose Tat, aber immerhin eine


Tat, eine Handlung. Ach, und wie leicht mußte es den Tätern gewesen sein, die


Ausführung ihrer Tat zu „konstatieren“! Die Direktoren der Nationalbank geben


den Auftrag, 100 Millionen Franken zu drucken. Sie zahlen das Geld, das ihre


Unterschriften trägt. Und dann übergeben sie das Geld dem Verkehr. Und wenn


dann das Geld im Verkehr um diese 100 Millionen zugenommen hat, dann 


„konstatieren“ sie, daß der Zahlungsmittelumlauf genau um 100 Millionen zu-


genommen hat! Eine fabelhafte Leistung der Münzenquete, die gewiß einige 


100 000 Fr. gekostet hat.


Ein Zahlensammler, der nichts von Währungsfragen versteht, sollte sich hüten,


durch Vorworte in die Währungsdebatten einzugreifen. Er kann nur sich und


seine Auftraggeber blamieren. So schreibt Schneebeli: Der andauernd hohe


Stand des Notenumlaufs gab im letzten Jahr der Nationalbank Veranlassung, zu


untersuchen, „ob die Höhe und die Grenzen des Notenumlaufes der Lage der


schweizerischen Volkswirtschaft entsprechen“. Nehmen wir an, daß die Höhe


des Montblanc mit 4810 m auch zugleich die Grenze des Montblanc nach dem


Himmel hin sei, so müßten wir auch sagen, daß die Höhe des schweizerischen


Notenumlaufs auch zugleich die Grenze dieses Umlaufes sei. Da wir aber in


einer wissenschaftlichen Schrift keine überflüssigen Worte vermuten dürfen, so


müssen wir annehmen, daß Schneebeli zwischen der Höhe des Geldumlaufes


und seinen Grenzen unterscheidet. Worin dieser Unterschied aber bestehen soll,


das unterläßt er merkwürdigerweise zu sagen. So bleibt der Sinn des Satzes


vollkommen dunkel, namentlich auch weil der Sinn des Ausdruckes „Notenum-


lauf“ nicht im Sinne der Impulstheorie (Sickinger) gemeint sein kann, wie das 


aus dem weitern Inhalt
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der Schrift hervorgeht. Geldumlauf bedeutet in der von der Nationalbank heraus-


gegebenen „wissenschaftlichen“ Schrift nicht etwa G ? U, also den Geldimpuls,


sondern ganz naiv die Menge des im Lande befindlichen Geldes. Und an dieser


Masse, ohne irgend welche Rücksicht zu nehmen auf U, glaubt die Nationalbank


ermessen zu können, ob „der Geldumlauf der Lage der schweizerischen Volks-
wirtschaft entspricht.“ [Auf Seite 71 wird zwar die Umlaufsgeschwindigkeit erwähnt, aber so


nebenbei. Wenn Ackermann die Bedeutung der Umlaufsgeschwindigkeit erkannt hätte, dann hätte er


seine fleißige Arbeit, die sicher einen ganzen Batzen Geld gekostet bat, als vollkommen wertlos für


die Währungspolitik in den Papierkorb geworfen. All die Zahlen, die auf den 82 Seiten zusammenge-


tragen sind, finden sich für die Politik der Nationalbank zu einer Einheit verarbeitet im Index der


Warenpreise, genau wie im Kurs eines Schiffes, in der die Stellung der Kompaßnadel alle auf das


Schiff wirkenden Störungen durch den Wind, die Wellen, die Strömungen, die Mängel des


Schiffsbaues usw. summiert sind und darum einzeln für den Steuermann keinerlei Interesse haben


können. Die Rolle, die Ackermann spielt, ist aufs Haar derjenigen eines Statistikers gleich, der den


Steuermann dadurch unterstützen will, daß er die genannten nautischen Faktoren statistisch zu


ermitteln sucht.] Darum beauftragt sie auch ausgerechnet einen Statistiker mit der


Münzenquete und ihrer Auswertung! Ist das der ganze Erfolg der zehnjährigen


Arbeit des SFB.? Entweder versagte der Bund als Pädagog, oder der Schüler


kapierte nichts von allem, was ihm vorgetragen wurde. Was würden Ackermann


und Schneebeli sagen, wenn Fritz Schwarz mit einer Lokomotivenenquete be-


auftragt worden wäre und er nur die Zahl der Lokomotiven, nicht den Impuls


ermittelt hätte? Wie würden sie da so herzlich über den Schulmeister lachen, 


wie würden sie ihm da zurufen: Schuster bleib bei deinem Leisten! Für solche


Enqueten sind Statistiker da! Spurlos ist die gesamte neuzeitliche Währungs-


literatur an der Nationalbank vorübergezogen. Und wie sie dabei mit ihrem 


statistischen Bureau und ihrem wissenschaftlichen Assistenten prahlt! Man


denke: Ein wissenschaftlicher Assistent! Unser wissenschaftlicher Assistent! Als


ob sie sich diesen mit schweren Kosten hintenherum aus einem Kloster in Tibet


beschafft hätte. Als ob solch kostbares Wesen nur in einem Exemplar aufzutrei-


ben sei. Unser wissenschaftlicher Assistent! Noblesse oblige. Die Nationalbank


läßt sich ihre hohe Aufgabe etwas kosten. Sie hat und bezahlt sogar einen 


wissenschaftlichen Assistenten, einen einzigen! Und wie sie ihn bezahlt! Das


mag jeder an den Leistungen dieses wissenschaftlichen Assistenten ermessen,


der gewiß nach dem Grundsatz arbeitet:
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Wie die Zahlung, so die Leistung. Für solches Gehalt behalte ich das Beste 


meiner Wissenschaft für mich. Ja, ja. Für Dividenden, da fehlt es der National-


bank nie. Aber für ihr wissenschaftliches Bureau, da reicht es nur für einen


Assistenten, der, da er allein in seinem Bureau sitzt, jeder geistigen Anregung


entbehren muß und darum geistig vorzeitig verdorrt. Das statistische Bureau der
Nationalbank hat es noch nicht einmal zu einem eigenen Index der Warenpreise
gebracht! Der Warenpreisindex ist aber der einzige Maßstab, der für die


Bemessung des Geldbedarfes eines Landes in Betracht kommen kann, und 


diesen Maßstab lieferte der Schweiz und ihrer Nationalbank ein Privatmann, 


Dr. Lorenz. Sacré nom d’une pipe! Den Inhalt aller privaten und öffentlichen


Zahlungsverbindlichkeiten der Schweiz (etwa 20 Milliarden Franken mögen es


sein), den bestimmt Dr. Lorenz! Oder richtet sich die Nationalbank etwa nicht


nach dem Index und wenn nicht, warum erwähnt sie dann den Index des 


Dr. Lorenz und der Stadt Basel? Ist der Index eine Sache, die für die Notenaus-


gabe unmaßgeblich ist, dann könnte uns Herr Ackermann neben solch interes-


santen Tatsachen wie dem Index ja noch sagen, wieviel Staubfäden etwa die


Distel hat oder wieviel Kälber in Bern geboren wurden. Es gibt dann ja noch


neben dem Index viele andere Zahlen, die man in einem wissenschaftlichen


Sammelwerk anführen könnte.


Es entspricht ganz der Behandlung, die Ackermann der Währungsfrage ange-


deihen läßt, wenn Schneebeli sagt: „Die Enquete gibt verschiedene Stimmungs-


bilder (!) in bezug auf die Wünsche und Gestaltung des schweizerischen Geld-


umlaufes.“ So nimmt also Ackermann keine Rücksicht auf die Ergebnisse ernst-


hafter Forschung, wohl aber nimmt er sie auf die Stimmungen im Volk, des-


selben Volkes, das revoltiert, wenn ihm durch Steuern für seine eigenen Zwecke


einige Fränkli mehr abgenommen werden, das aber blöde zuschaut, wenn ihm


durch Inflation und Deflation der Löwenanteil des in mündiger Arbeit erworbenen


Vermögens entrissen wird. Stimmungen also, Stimmungen einer wetterwendi-


schen Volksmasse nur haben auf die Politik der schweizerischen Notenbank


bestimmenden Einfluß.


Aus dem Schlußsatz des Vorwortes erfahren wir etwas sehr überraschendes,


nämlich, daß es in der schweizerischen Notenpolitik ein „système monètaire de


la Suisse“ gegeben hat, daß also die schweizerische Währungspolitik den An-


spruch erhebt, als eine geordnete Verknüpfung zusammengehöriger Erkennt-


nisse zu einem in sich abgeschlossenen
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Ganzen betrachtet zu werden. Wer lacht da nicht? Es gibt nichts systemloseres


als die schweizerische Währungspolitik. Gewiß, der lateinischen Münzunion lag


ein von einem großen, schönen, befreienden Gedanken getragenes System


zugrunde. Aber dieser Gedanke hat augenscheinlich niemals festen Fuß in der


Nationalbank gefaßt, sonst wäre sie ihm treu geblieben, trotz den Schwierig-


keiten, die der Krieg brachte. Man hätte die Union aufgeschoben, aber nicht 


aufgehoben. Hier in der Lateinischen Münzunion und ihrem Ausbau nach den


Erkenntnissen der Papiergeldlehre, nicht aber in der manipulierten Dollarwäh-


rung lag die Keimzelle für den großen Weltwährungsbund, der heute allein noch


die Valutafrage lösen kann, nachdem die Goldwährung sich sogar in Amerika als


unhaltbar erweist. Die systematische Ablehnung des Systems in der Währungs-


politik, das scheint das einzige zu sein, was in der schweizerischen Währungs-


politik an ein System erinnert.


Die Rechtsunsicherheit 


auf dem Gebiet unseres Münzwesens.


Siehe „Neue Zürcher Zeitung“ vom 29. Sept., Blatt 6.


Geschäftsbericht des Bundesrates.
Meyer (fr., Zürich) weist auf die Bedeutung einer Reform unserer Münzgesetz-


gebung hin, wie sie vom Bundesrat in Aussicht genommen ist. Nachdem die


Lateinische Münzunion nicht mehr besteht, muß in der Schweiz wieder Rechts-


sicherheit auf dem Gebiete des Münzwesens geschaffen werden. Die Münzen,


die bei uns nach dem Beitritt zur Lateinischen Union geprägt wurden, haben


einen andern Silbergehalt, als unser 1850 erlassenes und 1860 revidiertes


Münzgesetz vorschreibt. Sollen und können wir überhaupt auf die Vorschriften


unseres alten Münzgesetzes zurückgehen? Eine weitere Frage besteht darin, ob


wir bloß das Geld an die neuen Verhältnisse anpassen oder ob wir neue


Grundsätze einführen sollen. Die Schweiz ist in der Lateinischen Münzunion


stets für die reine Goldwährung eingetreten. Die Misere der Union ist auf die


Doppelwährung zurückzuführen. Sollen wir nun dieses Hindernis beibehalten


oder aber das Gold als alleiniges Münzmetall anerkennen und das Fünffranken-


stück zur Scheidemünze degradieren? Gründe der Volkspsychologie spielen in


diese Fragen hinein. Wenn wir ge-
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ordnete Verhältnisse schaffen wollen, so muß nicht nur die Münzgesetzgebung,


sondern auch die Notengesetzgebung im Zusammenhang damit reformiert 


werden.


Aus diesen Worten müssen wir annehmen, daß die Rechtssicherheit auf dem


Gebiete des „Münzwesens“ einmal bestanden hat, daß sie aber verloren gegan-


gen ist und daß seitdem alle Geschäfte, die das Münzwesen zur Grundlage


haben, rechtlich in der Luft schweben. Gehören z. B. die Finanzgeschäfte, die


Hypothekenforderungen, die Wechsel in das Gebiet des Münzwesens, so wären


dann solche Forderungen mangels eines sicher funktionierenden Rechtes nicht


klagbar.


Aber wir nehmen an, daß die genannten Finanzgeschäfte nicht zum Münz-


wesen, noch zum Gebiet des Münzwesens gehören, von dem Meyer spricht, und


daß jeder genau weiß, was er zu zahlen hat, wenn ihm ein fällig gewordener


Wechsel vorgelegt wird.


Die Unsicherheit, von der Nationalrat Meyer spricht, betrifft augenscheinlich


nicht den Schweizerfranken, sondern nur die Münze, das Münzwesen und das


Gebiet des Münzwesens, drei Dinge, die wir allerdings nicht recht zu unterschei-


den wissen. Bei solcher Beschränkung des Begriffes Münze verstehen wir aber


nicht recht, worin die Rechtsunsicherheit noch bestehen könnte.


Daß diese Münzen das Silber enthalten, die sie nach dem Gesetze haben 


sollen, kann jeder im Schmelztiegel nachprüfen. Die Münzstätte arbeitet mit


geeichten Gewichten und auch technisch tadellos, wie die neuen Münzen es


jedem beweisen. Zudem ist es auch jedem so vollkommen gleichgültig, wieviel


Silber die Münzen enthalten, daß von dieser Seite her sicherlich noch niemand


das Gefühl der Rechtsunsicherheit beschlichen haben kann. Jeder weiß, daß im


Schmelztiegel der Silberfranken nur etwa 50 Cts. Silber liefert. Seit 50 Jahren ist


es so, und noch niemand ist darob am Gefühl der Rechtsunsicherheit gestorben.


Es genügt jedem, zu wissen, daß die Münze Bestandteil der gesetzlichen


Barschaft ist, daß sie zum gesetzlichen Zahlungsmittel, zur Scheidemünze
er-hoben wurde. (Meyer sagt, sie soll vom anationalen lingot zur nationalen


Scheidemünze degradiert werden. Ein Nachdruck, den sich wohl ein Anarchist,


aber doch kein Staatsmann, kein Nationalrat gestatten dürfte.)


Oder besteht die Unsicherheit etwa darin, daß die Silbermünze noch nicht zur


Scheidemünze „degradiert“ wurde, daß unter Umständen die Rechtsrechnung


den Silbermünzen gegenüber auf die Theorie zurückgreifen könnte, die bei
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Gründung des Lateinischen Münzbundes unbestritten war, wonach „Les mon-


naies sont des lingots dont le poids et le titre sont certifiés par l’emprunte“


(Rossi) oder wie Otto Arendt sagte: „Unsere Reichsmark ist nichts als die


Bezeichnung für 1/1395 Pfund Gold“, denn in diesem Fall hätte der Besitzer der


schweizerischen Silbermünzen tatsächlich nur auf das Anspruch, was der


Schmelztiegel ihm liefert. Kann man aber heute wirklich mit solcher Möglichkeit,


mit solcher „Rechtsprechung“ noch rechnen? Die Frage ist schon längst durch


die Praxis beantwortet, indem der Bund den aus der Liquidation der Union ent-


standenen Schaden nicht auf die Inhaber der Silbermünzen abwälzte (was nach


der genannten Barrentheorie doch richtig gewesen wäre), sondern diese Münzen


als Scheidemünzen behandelte und folgerichtig den Schaden auf die Bundes-


kasse übernahm (es sind rund 120 Millionen gewesen).


Wenn also die Angelegenheit auch nicht ausdrücklich als res judicata be-


zeichnet werden kann, so liegen die Dinge doch so klar zutage, daß eine nach-


trägliche juristische Regelung dieser Angelegenheit nur lächerlich wirken könnte.


Der Bund hat die neuen Münzen bewußt als gesetzliche Barschaft, als Scheide-


münze, als gesetzliches Zahlungsmittel abgegeben. Entweder war er dazu nach


den Gesetzen berechtigt, dann schaffen diese Gesetze die nötige Rechtssicher-


heit, oder er hat das Recht zu solcher Scheidemünzenausgabe usurpiert, dann


verhafte man die beteiligten Personen als Falschmünzer und behandle diese


Münzen, wie man jede andere Falschmünze zu behandeln pflegt. Gegenüber


den Falschmünzern gibt es doch keine Rechtsunsicherheit.


Eine Rechtsunsicherheit von der Art, von der Nationalrat Meyer spricht, gibt es


also in der Schweiz nicht. Was aber nicht besagt, daß die Währungspolitik der


Schweiz keine Elemente gefährlichster Unsicherheit berge. Von diesen


Elementen weiß aber Nationalrat Meyer nichts zu sagen. Währung ist offenbar


ein Begriff, der Meyer noch völlig fremd ist. Er kennt nur den Begriff der Münze


im Sinne der genannten Definitionen von Rossi und Arndt. In der Münze, in den


metallischen Eigenschaften des Goldes ist für ihn der Begriff Währung einge-


schlossen. Und weil an einem lingot, an einem 1395sten Pfund Feingold absolut


nichts Fragliches zu entdecken ist, kann es auch für Meyer keine Währungsfrage


mehr geben, sobald der Franken aus seiner jetzigen
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Degradation zu einem Teil eines Goldklumpens „erhoben“ werden wird.


Wo also steckt nun die Rechtsunsicherheit, von der Nationalrat Meyer spricht?


Fritz Crapaud.


[Pseudonym für S. Gesell]


Briefe an das Deutsche Volk aus dem Jahre 1916


I.


250 Milliarden wahrscheinlicher Ertrag der deutschen Kriegsvermögens-
Zuwachssteuer.


Jeder hat das Recht, sein Eigentum zu verdreifachen und aus einer Kuh drei


zu machen, wenn er es kann. Leider kann von diesem Recht nur die Reichsbank


Gebrauch machen, denn sie darf nicht nur, sie kann es; sie macht aus einer


Mark drei. An sich eine wunderbare physikalische Leistung, die unsere offizielle


Geldtheorie nicht zu erklären vermag.


Aber so wunderbar die Sache auch sein mag, wir sind in Deutschland auf 


dem Wege, mit einer Mark in Papiergeld 100 Mark in Äckern, Häusern, Aktien,


Ochsen und Eseln zu machen! Mit einem Geldumlauf von etwa fünf Milliarden


betrug unser Volksvermögen 500 Milliarden. Da wir nun auf dem Wege sind, den


Geldbestand zu verdoppeln, so sind wir auch auf dem Wege, das Volksver-


mögen zu verdoppeln. Mit fünf Milliarden gewinnen wir 500 Milliarden, oder mit


einer Mark zusätzliches Geld 100 Mark zusätzliches „Vermögen“.


Wenn dann unser Reichsschatzsekretär die angekündigte Vermögenszuwachs-


steuer von 50% durchsetzt, so sind alle Bedingungen erfüllt, um eine Steuer von


250 Milliarden flüssig, d. h. steuerreif zu machen und zu erheben. Mit nur fünf


Milliarden, die wir unserem Geldumlauf zusetzen, bereichern wir das Volk und


den Fiskus um je 250 Milliarden!


Wie soll man das verstehen, daß die Reichsbank aus einer Mark drei machen


kann? Das Wunder der Verwandlung von einer Kuh in hundert Kühe ist doch


nicht größer als bei drei Kühen.


Zur Sache. Wenn wir jedem Staatsbürger heute die Erlaubnis erteilen, das in


seinem Besitze befindliche Papiergeld in der Mitte durchzuschneiden, mit der


Bestimmung, daß jede Hälfte
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überall, auch bei den Staatskassen als Ganzes gelten soll, so verdoppeln wir


damit ohne weiteres unseren Papiergeldschatz. Mit dieser Verdoppelung ver-
doppeln wir auch die Nachfrage nach Waren (in Geld gemessen). Wie das


zugeht, brauchen wir hier nicht zu erklären. Es ist einfach so.


Nun werden die Preise der Waren durch Nachfrage und Angebot bestimmt,


und verdoppeln wir die Nachfrage, so verdoppeln wir auch die Preise [Eine


Vermehrung des Geldbestandes beschleunigt aller Regel nach auch noch die Umlaufsgeschwindig-


keit des Geldes, wirkt also doppelt preistreibend.]. Aus Preisen aber, nur allein aus Preisen
setzt sich das aus 500 Milliarden Mark geschätzte Volksvermögen zusammen.


Doppelte Preise, doppeltes Volksvermögen (in Geld ausgedrücktes Volksver-


mögen).


Wie einfach es doch ist, das Volksvermögen zu verdoppeln! Eine Schere her,


und schon ist es getan. Freilich, volkswirtschaftlich betrachtet ändert die Ver-


doppelung des Volksvermögens nichts an diesem Vermögen. Die Zahl der Kühe


und Hektare bleibt unverändert. Aber privatwirtschaftlich! Welche Umwälzungen,


wie viele Privatvermögen werden da aufgebaut (trotz 50% Zuwachssteuer) 


und ... !


Vielleicht zweifelt noch irgend jemand daran, daß eine solche Verdoppelung


möglich ist, vielleicht hält er es für einen Scherz, wenn die Zeitungen sagen, die


Reichsbank könne aus einer Mark drei machen? Nun, ich erinnere daran, daß


man vor hundert Jahren in Frankreich ein ganzes Fürstentum von allen Schulden


mit dem Ertrag von einem Pfund Talglichter befreien konnte. Denn damals


bekam man einen Schubkarren voll Geld für irgendeine Kleinigkeit in Waren. Wie


reich (in Geld gemessen) war Frankreich damals. Wenn damals die Franzosen


auf den Gedanken einer Revolutions-Vermögenszuwachssteuer gekommen


wären? Mit dem Helfferich´schen Satz von 50% hätte Frankreich von jeder Kerze


755 Franken Vermögenszuwachsteuern erheben können! Also fast achtmal


soviel wie wir jetzt von jeder Kuh, von jedem Schwein als Vermögens-zuwachs


für das Reich erheben werden.


Vor dem Krieg trug ein fettes Schwein etwa 200 Mark dem Besitzer ein. Jetzt


aber reichlich das Doppelte. Hier also ist ein Vermögenszuwachs von 200 Mark


zu verzeichnen. Bei einem Bestand von 20 Millionen Schweinen 4000 Millionen


Mark Ver-   Vermögenszuwachs
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mögenszuwachs. Das macht bei 50% eine Zuwachssteuer von zwei Milliarden.


Allein die Schweinezuwachssteuer wird dem Reiche zwei Milliarden eintragen.


Nun übertrage man dieses Verhältnis auf die Kühe, Pferde, Schafe, Hühner und


Kanarienvögel! Und dann auf die Produktionsmittel der Schweine und Kühe, also


auf die Äcker und Wiesen. Denn es ist doch selbstverständlich, daß, wenn die


Kühe von 500 auf 1000 Mark im Preise steigen, auch die Wiesen und Äcker, auf


denen die Kühe wachsen, im Preise steigen werden. So steigt also schließlich


das ganze Deutsche Reich aus dem Sumpfe von 500 Milliarden auf die lichte


Höhe von 1000 Milliarden deutscher Reichswährung. Und von diesem ganz


unverdienten Wertzuwachs gehören nach Helfferich 50% und nach Damaschke
100% dem Reich.


Es stimmt also doch. Die 250 Milliarden Vermögenszuwachssteuer sind uns


sicher, wenn wir das Papiergeld in der Mitte durchschneiden und jede Hälfte für


ein Ganzes erklären. Dabei möchte ich den Steuerpraktikern gegenüber noch


ganz besonders betonen, daß diese Kriegsvermögens-Zuwachssteuer trotz ihrer


fabelhaften Ausmaße spielend leicht zu erheben ist, so leicht, daß unser


Reichsschatzsekretär sich am Ende noch in diese Art der Steuererhebung ver-


lieben wird. Der Steuereintreiber ist schließlich ja auch ein Mensch, er blickt bei


seiner Arbeit auch gerne in lachende Gesichter. Vom Vermögenszuwachs bezahlt


jeder gerne die Steuer, auf jeden Fall lieber als von einer Bilanz, die mit Defizit


abschließt. Eine Biersteuer von 100 Millionen würde das Volk fluchend, mit mora-


lischer Entrüstung, bezahlen; eine Vermögenszuwachssteuer von ebensoviel


Milliarden bezahlt man mit der Aufforderung an den Steuereintreiber, möglichst


bald wiederzukommen. Er kommt dann immer nur, sooft man einen Vermögens-


zuwachs feiert. Der Staat nimmt ja nur die Hälfte der himmlischen Manna, mit


der anderen Hälfte tilgt der Schuldner seine Schulden oder treibt sonstwie


Allotria. Denn das ist ja das Reizvolle an der Sache; den Vermögenszuwachs,


der auf eine Preistreiberei zurückzuführen ist, bezeichnet man als „nur“ nominell.


Aber die Schulden, die Hypotheken, die Staatsanleihen, die Wechsel, die Obliga-


tionen und so weiter sind auch nur „nomineller“ Art, und mit dem nominellen


Vermögenszuwachs tilgt man restlos den höchst effektiven Druck nomineller


Schulden. Allein mit dem Schweinevermögenszuwachs tilgen die deutschen


Landwirte vier Milliarden Schulden. Der Vermögenszuwachs ist also nur
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volkswirtschaftlich nominell zu nennen; privatwirtschaftlich aber besteht er aus 


all den realen Gütern der realen Welt. Er hat nicht mehr und nicht weniger die


Bedeutung des altjüdischen Hall- oder Jobeljahres, nur mit dem Unterschied,


daß die Entschuldung durch den „Vermögenszuwachs“ viel leichter durchzu-


führen und zu graduieren ist. Das Jobeljahr bedeutete eine Katastrophe für die


Gläubiger, die sich alle 50 Jahre über ihren Häuptern zusammenzog, während


die Entschuldung durch Vermögenszuwachs alle Vorteile der Evolution besitzt.


Wir bleiben also dabei: Die 250 Milliarden Kriegsvermögens-Zuwachssteuer


werden jubelnd mit patriotischem Eifer bezahlt werden.


Zur Technik der Steuererhebung möchte ich nur noch erwähnen, daß bei einer


Verdoppelung der Preise der hypothekarische Ladestrich der Grundstücke auf


die doppelte Höhe zu stehen kommt. Wirft mit der Verdoppelung aller Preise ein


Haus die doppelte Miete ab, so verdoppelt sich auch sein hypothekarischer


Laderaum. Wo also der Staat die 50% Wertzuwachs nicht in barem Geld er-


heben kann, da kann er den Betrag in Form einer zweiten Hypothek erheben,


wobei zu bemerken ist, daß nun die erste und zweite Hypothek zusammen


sicherer sein werden als vorher die erste allein. Ein vierstöckiges Haus z. B.,


das heute bis zum Schornstein im Hypothekensumpf versinkt, würde durch den


nominellen (!) Wertzuwachs bis zum zweiten Stock aus dem Morast auftauchen.


Und wenn der Staat nun mit einer zweiten Hypothek eines der beiden freigewor-


denen Stockwerke wegsteuert, so steht sich der Hausbesitzer – trotz der Steuer


– noch immer ein volles Stockwerk besser als vorher. Vorher besaß der


„Hausbesitzer“ den Schornstein und den Rauch; das übrige verschlang der


Hypothekengläubiger. Jetzt hat er zwar zwei Hypothekengläubiger, den ursprüng-


lichen und den Staat, aber beide zusammen nehmen jetzt nur 3/4 der auf das


Doppelte gestiegenen Miete in Anspruch.


Mancher wird sagen: Was sind das für tolle, für nutzlose Berechnungen. So


viele Scherenschleifer, wie hier nötig wären, um das Papiergeld in der Mitte


durchzuschneiden und dadurch das deutsche Volksvermögen auf die ideale


Höhe von 1000 Milliarden zu bringen, sind ja nicht aufzutreiben! Aber sollte der


Plan nur der Scherenschleifer wegen scheitern? Wir könnten ja das Manöver auf


die Zehnmarkscheine beschränken, dann wäre der Vermögenszuwachs nicht


250 Milliarden, sondern nur 17 Milliarden. Und diese kleine Summe kann das


Volk eher be-
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greifen. Wir müssen uns doch alle erst an die Milliarden und an das Papiergeld


gewöhnen. Dann würde man auch nicht mehr das Prinzip des Kriegsver-


mögenszuwachses für toll erklären, sondern nur die von uns zur Veranschau-


lichung gewählten Ausmaße. Ich bin übrigens überzeugt, daß nicht alle mit den


250 Milliarden erschreckt worden sind. Mancher wird sagen, es wäre wohl viel,


aber nicht zuviel für all die Ansprüche, die an den Staat gestellt werden. Man


denke nur an die Kriegerheimstätten, für die wir reichlich 100 Milliarden brau-


chen, an den Säuglings- (Mutter-) Schutz, der fünf Milliarden jährlich verschlin-


gen wird, sollen unsere Schützengräben schnell genug ausgefüllt werden. Aber


gerade diejenigen Elemente, die immer mit der sozialen Wasserwaage hantieren


und die Vermögensverhältnisse in eine spiegelglatte Fläche verwandeln möch-


ten, werden jetzt schmunzelnd die Scheren betrachten und an die ungeheure


nivellierende Kraft denken, die in diesem einfachen Instrument liegt. Sie werden


sich fragen, ob die Aufforderung, das Papiergeld in der Mitte durchzuschneiden,


eigentlich nur von oben kommen kann, ob sie durchaus auf ein Kommando war-


ten müssen, um das Manöver durchzuführen. Dann denke ich an so viele andere


Utopisten, namentlich an den Bund der Bodenreformer, die die Grundrenten für


das Volk zurückzugewinnen sich vor Gott und den Menschen verschworen


haben und die auf dem von ihnen gewählten Weg bisher noch den Berg vom


Fuße her anstaunen. Hier eröffnet sich den Verzweifelnden ein Ausweg, hier ist


das Mittel gefunden zu einer Abschlagszahlung von 250 Milliarden. Bis jetzt


waren selbst die bescheidensten Forderungen der Bodenreformer schroff zurück-


gewiesen und mit Taten, groben Taten, mit Kornzöllen, beantwortet worden. Das


war der ganze Erfolg der bodenreformerischen Agitation, wobei noch als be-


sonders lehrreich zu betonen ist, daß die Bodenreformer (Prof. A. Wagner) die


Erhöhung der Grundrenten durch Zölle gutgeheißen und gefördert haben.


Welche Sackgasse, Holz- und Irrwege! Jetzt aber mit der Papierschere ist der


Durchmarsch erzwungen und die Straße für die bodenreformerischen Stürmer


frei. 250 Milliarden Vermögenszuwachssteuer! Wie schade, daß Henry George
diesen glorreichen, finanziellen Gorlice-Durchbruch nicht noch erlebt hat!


Doch zurück zu unserer Sache. Die Wirklichkeit ist bekanntlich für den, der


sehen kann, immer voller phantastischer Streiche. Wir brauchen darum gar nicht


zu staunen, wenn wir entdecken, daß wir bereits eine weite Strecke auf dem


Wege der
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250 Milliarden Zuwachssteuer zurückgelegt haben. Wir haben zwar das Papier-


geld nicht mit der Schere verdoppelt; vielleicht nur aus ästhetischen Gründen


haben wir es nicht getan. Wir haben es vorgezogen, neben jeden Geldzettel


durch Neudruck einen zweiten zu legen, so daß jetzt durchschnittlich in jeder


Geldtasche doppelt soviel Geld für den Ankauf von Butter, Strümpfen und


Kanonen liegt wie vor dem Krieg. Die Wirkung ist nicht ausgeblieben. Mit dem


vermehrten Inhalt der Geldtasche hält man vermehrte Nachfrage (in Geld


gemessen), und diese vermehrte Nachfrage hebt die Preise. Doppelt soviel Ware


konnte man anfänglich kaufen, jetzt muß man doppelt soviel Geld für das gleiche


ursprüngliche Warenquantum geben. Das war vorauszusehen, wiewohl es viel-


leicht nicht gewollt war. Nun es aber geschehen ist und der „Vermögenszuwachs“


überall zutage tritt, verlangt das Volk eine Beteiligung des Reiches an diesem


„unverdienten Wertzuwachs“. 100% verlangen die Patrioten, mit der Hälfte will


sich Helfferich begnügen. Vorläufig mögen es nur erst die Waren, die Produkte


sein, deren Preise, in die Höhe geschossen sind, obschon bereits behauptet


wird, daß die erhöhten Preise eine Folge der allgemein gestiegenen Produktions-


kosten seien. Die Produktionskosten aber setzen sich zusammen aus Löhnen,


Grundrenten, Steuern, Kapitalzinsen usw., also aus dem Ertrag der Dinge, die in


der Hauptsache das Volksvermögen von 500 Milliarden ausmachen. Das bedeu-


tet dann, daß bereits das gesamte Realkapital mehr oder weniger in den Wirbel


hineingezogen worden ist. Dauert der Zustand eine Weile an, dann wird die


„Hochkonjunktur“ auf der ganzen Front des Volksvermögens dem Vermögenszu-


wachs von 100% und der Zuwachssteuer von 250 Milliarden zustreben. Wenn


niemand dagegen etwas einzuwenden hat (im Reichstag wußte niemand etwas


einzuwenden), uns, den Physiokraten, mag es recht sein. Das Kapital hat so


viele Wächter, warum passen die nicht auf. Wir erfüllen unsere Pflicht, wenn wir


die Aufmerksamkeit auf diese Sache lenken und die Zusammenhänge auf-


decken. Sache des Kapitals ist es, die Verteidigungsmaßregeln zu ergreifen. Wir


bekämpfen den Zins, das Kapital; wir unterwühlen seine Fundamente, und so


sicher, wie wir sterblich sind, so sicher werden wir diese Eigenschaft auf das


Kapital übertragen. Jedoch, wir sind Ehrlichkeitsfanatiker; wir kämpfen offen und


ehrlich mit Handgranate und dem Bajonett. Wir hassen die Konfiskationen auch


dann, wenn sie unter dem Titel der Vermögenszuwachssteuer erfolgen,


121







namentlich auch darum, weil diese Steuer nicht die trifft, die die Zahlung vermit-


teln, sondern die Besitzer der festverzinslichen Wertpapiere. Diese Steuer, diese


250 Milliarden, zusammen mit den 250 Milliarden des Wertzuwachses, die die


Steuer nicht konfisziert, fallen blindlings, wahllos, kritiklos auf die Klasse der


Gläubiger. Vielen nimmt sie das Ganze, manchen nur einen Teil. Sie ist die unge-


rechteste aller Steuern, und um so ungerechter, je niedriger sie angesetzt ist! Ob


wir 50% oder 100% nehmen, die, aus deren Taschen der Vermögenszuwachs


kommt, zahlen auf alle Fälle 100%. An den Staat den Betrag der Steuer, an


Privatleute den Rest des Vermögenszuwachses. Wer die wahre Natur des jetzt


zutage tretenden Vermögenszuwachses kennt, wird unbedingt für die vollen


100% Steuer eintreten und die Steuer für ungerecht erklären.


Besser wäre es gewesen, wenn man dem deutschen Volk den Vermögenszu-


wachs „erspart“ hätte. Unsere Behörden wollten durch den flüssigen Geldumlauf


während des Krieges die Volkswirtschaft in Vollbetrieb, den Zahlungsverkehr auf-


rechterhalten. Sie kannten kein anderes Mittel als die Vermehrung des Geldum-


laufes. Den unmittelbaren Zweck haben sie erreicht. Aber das angewandte Mittel


erzielte den Erfolg mit vielen, vielen unerwünschten Nebenwirkungen, unter


denen der Kriegsvermögens-Zuwachssteuerertrag von 250 Milliarden alles in


allem genommen noch die kleinste sein wird.


Im „Physiokrat“ haben wir rechtzeitig gewarnt und haben den Weg klar und


bestimmt angegeben, den wir zu betreten haben, wenn wir die Volkswirtschaft in


Vollbetrieb erhalten wollen, ohne Gefährdung unserer Währung, ohne Preis-


treiberei, Butterkrawalle und sonstige ekelhafte Erscheinungen [Man vgl. den 4.


dieser „Briefe an das Deutsche Volk“. D. Schriftl.]. Man hat unsere Warnungen in den Wind


geschlagen und unsere Vorschläge keiner Prüfung gewürdigt. Jetzt sind alle


Fäden der Volkswirtschaft derartig verwickelt, die Vermögensverhältnisse derart


durcheinander geschüttelt, daß eine Entwirrung kaum noch möglich ist. Ein


Rückwärts ist aus handelstechnischen Gründen nicht möglich; ein Versuch, die


Preise nach Friedensschluß wieder auf die aus dem Münzfuß von 2790 sich


ergebende Höhe zurückzuschrauben, würde die gesamte Volkswirtschaft zum


Stillstand bringen und zum alten Schaden noch neuen, größeren hinzufügen. 


Die jetzigen Höchstpreise müssen nach Friedensschluß aus merkamotorischen


Rücksichten zu Mindest-
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preisen erklärt werden. Es gibt keine schlimmere Verteuerung der Werte als die,


die durch künstliche Herabsetzung der Preise erzielt wird! Bei niedrigen Preisen


verhungert das Volk; es ist niemand da, der bei sinkenden Preisen dem Volke


Arbeit, Lohn und Brot gibt. Handel und Industrie sind bei sinkenden Preisen 


rechnerisch unmöglich. Dummköpfe, die es versuchen, gegen den Strom zu


schwimmen und ihre Fabriken in Betrieb erhalten. machen Bankrott. So bleibt


nichts anderes übrig, als die Höchstpreise zu Mindestpreisen zu erklären, und


damit ist der Vermögenszuwachs von 500 Milliarden, den ein Teil des Volkes 


einstreicht und den der andere Teil zahlt, flüssig und fertig für die Konfiskation.


II.


Allgemeine Deutsche Dritteldeckungs A.-G. gez. Kapital 0:3.
Wie die Reichsbank aus je einer Mark in Gold drei Mark in Papier machen


kann, so verdreifacht auch der Reichsvervielfältigungsapparat jeden beliebigen


Gegenstand, den man seinem Mechanismus (DRP.) anvertraut. Goldene Ringe,


Ketten, Uhren – alles wird verdreifacht. Brot, Äpfel, Zwiebeln kommen verdrei-


facht in Qualität und Substanz aus dem Apparat. Das Gute dreimal besser, das


Schlechte dreimal schlechter. Tiere, wie Pferde, Ochsen und Esel, die der Größe


wegen nicht in den Apparat gehen, werfe man in Effigie hinein. Bei Häusern und


Grundstücken genügt eine von der Behörde beglaubigte Besitzurkunde.


Wer seine Schulden in Kapitalien zu verwandeln wünscht, werfe die ent-


sprechenden Urkunden gleichfalls in den Apparat, drehe jedoch die Kurbel 


rückwärts. Ebenso verfahre, wer aus einem Italiener einen treuen Bundes-


genossen machen will.


Es wird heute so viel geschwindelt, darum wird wohl mancher den Reichs-


automaten mit Mißtrauen betrachten. Wir geben auch zu, daß nur geistesstarke


Menschen die hier auftauchenden Zweifel sofort zu unterdrücken vermögen. Und


doch muß sich jeder sagen, daß, wenn die Reichsbank aus einer Mark d. R.-W.


drei Mark d. R.-W. macht und dazu sogar durch Reichsgesetz bevollmächtigt


wird, der Reichsautomat dann nichts Wunderbares, ja sogar nichts Neues leistet.


Die drei Mark, die die Reichsbank aus einer Mark macht, sind in allen wesent-


lichen Eigenschaften dem Original vollkommen gleichwertig. Kauft der
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Bürger mit 1000 Mark in Gold etwa zwei fette Schweine, so kauft die Reichsbank


mit demselben Geld sechs fette Schweine, eben weil sie die 1000 Mark verdrei-


facht. Wenn das aber möglich ist, warum sollte da unser Reichsautomat nicht


auch die Ochsen und Esel verdreifachen können?


Unser nach dem physikalischen Gesetz der Dritteldeckung gebaute Reichs-


automat ist zwar ein technisches Wunder, doch kann es sich in bezug auf


Wundertätigkeit noch nicht ganz mit der Reichsbank vergleichen. Quantitativ 


leistet der Reichsautomat entschieden größere Wunder, qualitativ gebührt der


Reichsbank die Palme. Die Wunder der Reichsbank sind überhaupt noch nie-


mals richtig gewürdigt worden. Wenn die Reichsbank aus drei Mark in Papier


eine Mark in Gold machen könnte, so würde jeder staunen – und doch muß man


sagen, daß die Verwandlung von Gold in Papier eigentlich genau dasselbe


Wunder darstellt. Nur weil das Papier so billig ist, schätzen wir das Wunder der


Transsubstantiation, das hier unzweifelhaft vorliegt, so gering ein. Wir schätzen


überhaupt nur das hoch ein, was teuer ist.


Diese Transsubstantiation nun, die der Reichsbank so vortrefflich, wenigstens


in diesem einen Fall gelungen ist, gelingt dem Reichsautomaten noch nicht ganz.


Jedoch sind wir auch hier dem Geheimnis der Reichsbank auf der Spur, und wir


hoffen, in allernächster Zeit die Kühe und Schweine, die wir heute leider nur in


natura, in Fleisch und Speck verdreifachen, auch in der Papierform liefern zu


können. Wie bequem wird es dann für das deutsche Volk sein, wenn wir jedem,


der uns seine Milchkuh bringt, drei Milchkühe in Papier ausliefern können, Kühe,


die jeder Molkereibesitzer ohne weiteres zwar nicht als gesetzliches Zahlungs-


mittel, aber doch als vollwertige Milchkühe annimmt. Namentlich auch im Hinblick


auf die Tatsache, daß sich die Papierkühe keimfrei sterilisieren lassen, so daß


ihre Milch nicht mehr sterilisiert zu werden braucht. Welches Glück für unsere


Säuglinge! Keimfreie Milch von keimfreien Papierkühen.


Milch von Papierkühen?! Gewiß, warum zweifeln? Ist denn das etwas Neues?


Es gibt ja nichts Neues unter der Sonne. Die Reichsbank macht mit ihrem


Dritteldeckungsverfahren sechs Milliarden Mark aus zwei Milliarden Gold. Die


bringen ihr bei 5% Zins 220 Millionen Mark Überschuß bei einem Aktienkapital


von 180 Millionen. Zu 20 Pf. den Liter würden jene 220 Millionen über eine


Milliarde Liter Vollmilch bringen. Die Papierkuhmilch ist also Tatsache. Sie wird


auch nicht etwa im Laboratorium
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eines Chemikers hergestellt, sondern im Großbetrieb für 220 Millionen Mark im


Jahr. Diese Reichsbankpapierkuhmilch ist allerdings nicht steril, die des Reichs-


automaten ist es. Das ist der ganze Unterschied.


Andere Fabrikanten müssen bei der Anpreisung ihrer Apparate dem Volke


Wunder versprechen – wir dagegen geben uns Mühe, die Wundertätigkeit unse-


res Apparates zu verneinen. Wir wiederholen also, daß die Leistungen unseres


Mechanismus ganz auf der Anwendung des physikalischen Dritteldeckungsge-


setzes (entdeckt von John Law) beruhen, also auf den Grundlagen unseres


Reichsbankgesetzes. Das physikalische Dritteldeckungsgesetz gestattet uns, mit


der gleichen Sicherheit die Wirkung des Apparates zu berechnen, wie der


Techniker die Wirkung des Pendels, des Hebels, des Flaschenzuges berechnet.


Die Reichsbank geht mit der Anwendung dieser großartigen Entdeckung bis jetzt


noch rein empirisch und tastend vor, wir aber sind hinter die Dinge gekommen


und gedenken, die Transsubstantiation in unserem Reichsapparat geschäftlich


auszunutzen. Wer sich aber persönlich überzeugen will, ehe er uns sein Hab und


Gut zur Verdreifachung übersendet, der studiere „Die neue Lehre vom Geld und


Zins“ [Jetzt: Natürliche Wirtschaftsordnung, zu beziehen vom Verlag der Zeitschr. d. Schriftl.],


namentlich das Kapitel „Warum man aus Papier Geld machen kann“. Das


Wunder des Papiergeldes, an dessen Erklärung sich bisher niemand ernsthaft


herangewagt hatte, ist hier restlos enthüllt. Jeder, der dieses Buch studiert, ist in


der Lage, die Reichsbankpolitik fruchtbarster Kritik zu unterwerfen und dadurch


die deutsche Volkswirtschaft vor drohenden Gefahren zu schützen.


III.


Wenn wir das Gold als Ware betrachten.
Mit Banknoten, Kassenscheinen, Silber- und Kupfermünzen konnten wir bis


zum Kriegsausbruch bei der Reichsbank in Berlin Gold zum Preise von 279 000


Mark den Doppelzentner kaufen. Dieser Preis galt für Bezahlung ohne Abzug


und war seit mehr als 40 Jahren unveränderlich fest. Zu demselben Preise ver-


kaufte die Reichsbank sowohl eine Prise Goldstaub, wie eine ganze Schiffs-


ladung. Rabatt für Grossisten gab es nicht. Reklame für Vermehrung des


Absatzes machte die Reichsbank nicht. Es lag
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ihr überhaupt nichts daran, ihren Absatz zu vermehren. Sie war glücklich, wenn


ihr Besitz an Gold zunahm, und je mehr dieses Gold in ihren Kellern den


Charakter ausgesprochener Ladenhüter annahm, um so sicherer fühlte sich die


Reichsbank. Jeder andere Warenbesitzer, ohne eine einzige Ausnahme, strebt


nach vergrößertem Absatz und ist verzweifelt – sieht alles Grau in Grau – wenn


der Absatz stockt. Ladenhüter kann er nicht sehen, lieber veranstaltet er einen


Ausverkauf mit 20 – 30 – 50% Rabatt. Unsere Bauern, die sich dieses Jahr mit


dem Absatz der Kartoffeln verrechnet zu haben scheinen, mußten von ihren


Ladenhütern 100% abschreiben. Und das jetzt schon, kaum zehn Monate nach


der Ernte. Die Reichsbank dagegen hat Ladenhüter, die über 40 Jahre alt sind,


doch fällt es ihr nicht ein, auch nur 0,000001% abzuschreiben. Der Kartoffelbe-


sitzer schreibt jährlich 100% ab, der Schiffs- oder Maschinenbesitzer 10%, 


der Hausbesitzer 1% und der Goldbesitzer 0%.


Der „Ladenhüter“ ist die Verzweiflung des Kaufmannes und das Entzücken der


Reichsbankverwaltung. „Wenn doch niemand käme und uns mitnähme“, so


sagen die Warenbestände der Reichsbankverwaltung! Die Lage der Reichsbank


bezeichnet die Verwaltung als „günstig“, wenn ihr Boden sich mit Lagerhütern


füllt, „ungünstig“, wenn sich neue Absatzgebiete eröffnet haben.


Um den Waren neue Absatzgebiete zu eröffnen, stellt das Reich zuweilen die


Marine in den Dienst der Kaufmänner, und um durch Handelsverträge den


Absatz zu sichern, schlägt die Diplomatie die spaßigsten Purzelbäume. Wenn es


sich aber um Gold handelt, dann wird umgekehrt derselbe Apparat gebraucht,


um den Absatz zu sperren. Wie stolz ist die Brauerei, wenn sie das „Ausverkauft“


verkündigen kann! Die Reichsbank aber wird nervös, wenn der Ausverkauf in


den Bereich der Möglichkeit tritt. Dabei handelt es sich beim Bier um ein


Bedürfnis breiter Volksschichten, bei der Reichsbank jedoch nur um Gold, um


den nichtigsten aller Stoffe! Das deutsche Volk würde sicherlich nervös werden,


wenn es hieße, von morgen ab gäbe es kein Brot mehr. Aber kaum einer unter


den Hunderttausend wird irgend etwas Vernünftiges zu sagen wissen, wenn es


morgen hieße, die Reichsbank hat ausverkauft! Und trotz dieser umgekehrten


Bedeutung diese Freude beim Ausverkauf hier – diese Tränen dort.


Beim Gastwirt und Bäcker gilt der Laden als ausverkauft, wenn der letzte


Tropfen Bier, das letzte Brot verkauft ist. Die
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Reichsbank hängt das „Ausverkauft“ aus, lange bevor der Boden der Goldkiste


sichtbar wird. Das Gold in dieser Kiste darf überhaupt nie unter ein Drittel ihres


Inhaltes sinken. Und sollte auch schon der Himmel mit seinem Einfall drohen,


dieses Drittel Bodensatz der Goldkiste wird nicht angerührt, er ist gesetzlich


unantastbar. Niemand rechnet infolgedessen überhaupt noch mit diesem


Bodensatze, am allerwenigsten die Reichsbank. Keinem unserer Reichsbank-


präsidenten ist es jemals in den Sinn gekommen, ein Gramm von diesem unan-


tastbaren Bodensatz zu verkaufen. Seit mehr als 40 Jahren liegt der gesetzliche


Ladenhüter dort in schier jungfräulicher Unberührtheit. Wenn die Reichsbank


ihren Schatz in Arbeitsprodukten des Volkes angelegt und ihn 40 Jahre lang 


satzungsgemäß unangetastet gelassen hätte! Vor 40 Jahren waren Krinolinen,


Spinnräder und Schnupftabak noch sehr begehrte Waren. Ein unantastbarer


Schatz von Krinolinen und Schnupftabak im ehrwürdigen Alter von 40 Jahren


müßte also heute eigentlich noch eine vorzügliche „Deckung“ der Banknoten 


darstellen, eigentlich, d. h., wenn an der Theorie der Goldwährung alles in


Ordnung ist.


Aber bei keiner anderen Ware gibt es 40-jährige Ladenhüter, gibt es überhaupt


unantastbare Lagerbestände, gibt es eine Begrenzung des Absatzes. Den Begriff


der „Unantastbarkeit“ gibt es überhaupt nur dem Golde gegenüber. Wenn auch


die Reichsbankverwaltung den Schatz an Schnupftabak und Krinolinen unange-


tastet in den diebes- und feuerfesten Gewölben der Bank verwahrt hätte – der


Schatz wäre doch nicht unangetastet geblieben. Wahrscheinlich wäre der ganze


Schatz in den 40 Jahren in unkenntliches Gemüll zerfallen. Für die Zerstörungs-


elemente der Natur ist eben nichts unantastbar – mit Ausnahme des Goldes und


einiger anderer, ebenso nichtiger Stoffe.


Welchen Zweck solch ein unantastbarer Bodensatz, auf deutsch „Bank-


reserve“, wohl hat? Vielleicht spielt er die rätselhafte Rolle des Heckpfennigs?


Vielleicht die Rolle des Baumes der Erkenntnis? Alles dürft ihr restlos verkauten


– Weizen, Wolle, Kupfer, ich habe für diese Dinge keinerlei Interesse, nur am


Bodensatz der Goldkiste, am ewigen Ladenhüter der Reichsbank, dürft ihr nicht


rühren. So sagt der Staat. Tut ihr es aber doch, so werdet ihr aus dem Paradies


der Goldwährung vertrieben.


Warum der Staat soviel Interesse für das Gold zeigt? Es ist die einzige Ware,


die der Staat in Friedenszeiten zu Höchstpreisen verkauft, und das einzige


Metall, dem jetzt im Kriege die Ehre versagt wurde, in der Liste der unentbehr-


lichen und
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darum zu beschlagnahmenden Waren aufgeführt zu werden! Jetzt hat der Staat


den Reichbankschatz ganz gesperrt, und kein Hahn kräht danach. Niemand


interessiert sich heute noch für das Gold, ebensowenig, wie man sich für das


Silber interessiert, das der Staat ehemals auch zu einem Höchstpreis, nämlich


„30 Taler das Pfund Fein“, verkaufte. Und dennoch dieses Interesse des Staates


am Gold? Niemand weiß, niemand mag und will es wissen, daß der Doppel-


zentner Gold 279 000 Mark kostet. Unter 10 000 Staatsbürgern ist kaum einer 


zu finden, der diesen gesetzlich festgesetzten Höchstpreis kennt, und trotzdem


gräbt es der Staat in jede Münze, druckt es auf jeden grünen und blauen


Lappen. Der Preis des Goldes ist heute 279 000 Mark der Doppelzentner! Man


kann sich vorstellen, daß mancher Bürger für ein Gesetz zu haben wäre, durch


das Höchstpreise für Bier bestimmt werden. Eine Bierwährung hätte vom


Standpunkt der materialistischen, heute noch dominierenden Geldtheorie einen


gemeinverständlicheren Sinn als die Goldwährung. Bier trinkt fast jeder. Der


Konsum von Bier geht in die Milliarden. Für viele sind die Bierverhältnisse das


Maß aller Dinge. Der Preis des Bieres gibt ihnen Aufschluß über den „Wert“ des


Geldes. Gold dagegen konsumieren (in Form von Schmucksachen) nur sehr,


sehr wenige. Ihnen sagt der Preis des Goldes absolut nichts. Nur durch


Vergleich mit anderen Warenpreisen sagt ihnen die Nennung eines Preises über-


haupt erst etwas. Während die Bierwährung ohne jeden weiteren Vergleich den


meisten ein Maß für alles übrige wäre. Auch würde mancher Bürger heute ruhi-


ger schlafen, wenn die Reichsbank statt Gold für 2500 Millionen Mark Bier auf


Lager hätte! Woher also dieses Interesse des Staates für das nichtigste, für das


einzige nicht beschlagnahmungswürdige Metall? Warum benutzt der Staat die


Aufschrift jedes Geldzettels zur Reklame für das Gold? Namentlich wenn er den


Absatz für das Gold nicht wünscht, ja sogar zu hemmen sucht? Warum verkauft


der Staat den Platz für die Inschrift des Papiergeldes nicht für gutbezahlte


Reklame? Ich bin überzeugt, daß sich mehr deutsche Staatsbürger für den Preis


der Zigaretten, des Zahnwassers, der Schaumweine interessieren als für den


Preis des Goldes!


Warum schreibt man nicht einfach:


„Der Reichsbankpräsident grüßt den Inhaber unbekannterweise (1) (10) (100)


mal und wünscht ihm bei seinen Einkäufen den gleichen Erfolg wie beim Verkauf


seiner eigenen Produkte.“


Diese Inschrift klingt viel artiger, sie bringt einen freund-
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licheren, menschlicheren Ton in den Handel, ist wissenschaftlich durchaus un-


anfechtbar und sagt praktisch ebensoviel wie die jetzige Reklame für das Gold-


metall.


Freilich, freilich! Nicht alle sind mit dieser Behauptung einverstanden. Unseren


Währungssachverständigen wenigstens geht eine solche Banknoteninschrift


ganz und gar wider den Strich. Sie sagen, daß Ware nur gegen Ware getauscht


werden kann, daß das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld durch die


Produktionskosten beider Dinge bestimmt werde, daß die Banknoten etwas gel-


ten, weil sie durch Gold gedeckt sind. Das Gold sei eine Ware wie jede andere


(wir haben das eben gesehen!). Die Goldwährung bewähre sich so vorzüglich (!),


weil das Gold so vollkommen alle Eigenschaften der Waren in sich vereinigt (!).


Das Gold könne man als Vertreter aller übrigen Waren ansehen (!). Es wäre eine


Etikette, die nicht nur für alle Weinsorten gleich brauchbar sei, sondern für alle


Waren überhaupt. Das Auszeichnen der Warenpreise für die Schaufenster kann


jeder durch einfaches Anhängen einer entsprechenden Münze vornehmen; Gold


und Waren seien vollkommen kommensurable Größen. Zu allen Eigenschaften


des Zuckers, des Eisens, der Kohle bringe das Gold in die Volkswirtschaft noch


den Begriff der Reserve, der unbeschränkten kostenlosen Aufbewahrung der


Güter, also der Wertkonserve, des Wertvorrates, des Wertpetrefaktes, des Julius-


turmes. Das Gold überdauert nicht nur für sich selbst die Ewigkeit, sondern über-


trägt diese kostbare Eigenschaft auf alle übrigen Waren (s. unsere Kartoffeln) (!)


Und so muß es als eine glückliche Fügung des Himmels angesehen werden,


daß auf diesem ungeheuren Erdball gerade so viel Gold gefunden wird, wie zur


Geldwirtschaft nötig ist. Wäre dieses Gold nicht vorhanden gewesen (sowie das


Silber), so wüßten wir tatsächlich nicht, wie wir zu einer geordneten Wirtschaft


kommen könnten. Wir müßten dann eine Warenwährung (Bierwährung) einfüh-


ren. Aber mit einer solchen Warenwährung (Tee, Tabak, Pulver, Pelze und was


sonst schon als Geld gedient hat und noch dient) würden ja wieder alle unsere


Produkte dem Verderben ausgesetzt sein, wie zur Zeit des Tauschhandels, wir


könnten sie dann unmöglich noch in der Geldform (!) konservieren, da das


Warengeld ja selber sich nicht konservieren läßt. Und wie stände es da noch mit


dem Zins, mit dem Kapital, diesem kostbarsten Nebenprodukt unserer seit 3000


Jahren sich so vorzüglich bewährenden Goldwährung?
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IV.


Stärkung der deutschen Reichsbank.
Von dem der Reichsbank bei anderen Gelegenheiten des öfteren schon be-


musterten Gelde mit geschlossenem Kreislauf liegen neue Muster diesem


Schriftstück bei.


Der Umtausch des heutigen Papiergeldes gegen dieses neue Geld würde


sofort alle Privatgeldreserven automatisch auflösen. Es treibt alles nicht vom


Handel unmittelbar beanspruchte Geld den Banken zu, und zwar geschieht das


„bedingungslos“, ein Umstand von höchster Bedeutung für die jetzigen


Schwierigkeiten, auf den ich noch zurückkommen werde. Entgegen den jetzigen


Anstrengungen, die dahin zielen, das bare Geld durch andere Mittel aus dem


Verkehr zu verdrängen, würde das neue Geld Schecks und Überweisungen, den


sog. bargeldlosen Verkehr (alle Schecks und Wechsel) überflüssig machen und


gleichzeitig den jetzigen Papiergeldumlauf auf ein Viertel des heutigen Umfanges
zurückschrauben. Also zugleich eine Erweiterung des Bargeldverkehrs und


gewaltige Einschränkung des Bargeldbestandes!


Mit diesem neuen Geld braucht die Reichsbank nicht mehr an die Vaterlands-


liebe zu appellieren, um die zu einer drohenden Gefahr gewordenen privaten


Geldreserven aufzulösen. Der Eigennutz der Geldinhaber genügt, um sie zu 


veranlassen, das zu tun, was die Reichsbank wünscht, das getan werde.


Die Reichsbank als Regulator der Währung ist heute virtuell ausgeschaltet.


Sonst hatte sie das von ihr ausgegebene Papiergeld an der Leine ihres Wechsel-


portefeuilles. Sie konnte das Geld nach Bedarf zurückrufen und dadurch regulie-


rend auf den Markt einwirken. Heute kann sie das nicht mehr, denn ihr Wechsel-


portefeuille ist leer, und ihr einziger Wechselschuldner – das Reich – wird, wenn


der Frieden kommt, nicht in der Lage sein, auch nur einen einzigen Schatz-


wechsel mit barem Gelde einzulösen. Bares Geld und Reichsanleihen werden


nach Friedensschluß inkommensurable Größen sein.


Schon in gewöhnlichen Hausseperioden ist bares Geld mittels zinstragender


Papiere nur unter Einbuße einlösbar. Wie viel mehr gilt das nach Friedensschluß!
Ware, Ware wird dann die Lösung sein, und nur mit Waren, nicht mit irgendwel-


chen Papieren wird man dann noch Geld einlösen können. Kann aber die


Reichsbank kein Geld einziehen, so ist sie machtlos, machtlos zu einer Zeit, wo
man ihre Macht so überaus nötig haben wird. Die Macht, die der Reichs-
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bank durch die Erschöpfung ihres Wechselportefeuilles entfallen ist – die ist jetzt


den Besitzern der Privatgeldreserven zugefallen. Diese besitzen jetzt in ihren


Reserven ein wahres Emissionsrecht von vielen Milliarden, also ein Recht, das


die heutigen Machtmittel der Reichsbank mehrfach überragt!


Von diesem ihrem Emissionsrecht werden die Besitzer der Geldreserven nach


privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten Gebrauch machen, die aller Regel nach


den volkswirtschaftlichen Interessen, die die Reichsbank vertritt, entgegenstehen.


Diese Reserven werden gerade dann mobilisiert werden, wenn die Reichsbank


den Geldumlauf einzuschränken bedacht ist. Wenn der Frieden kommt, dann


brechen auch die Privatgeldreserven auf. Dann stürzen sich die Milliarden, die


heute auf der Lauer liegen, auf die Märkte, die leer sind. Und die dann in die


Höhe schießenden Preise reißen, wie das bei jeder Hochkonjunktur der Fall ist,


die etwa noch zögernden Geldreserven in den Strudel. Und die Reichsbank wird


dem tollen Treiben ohnmächtig zusehen müssen. Sie wird versuchen, mit ihren


gewohnten, jetzt aber ganz unwirksamen Mitteln dem Markt den Geldüberschuß


zu entziehen; sie wird 8 – 10 – 15% anbieten. Ohne Erfolg. Denn was bedeuten


für den Kaufmann und Unternehmer noch 15% aufs Jahr, wenn die Preise unter


dem Drucke einer Milliardennachfrage sprungweise um das Mehrfache dieses


Zinses in die Höhe schnellen? Wenn es daher der Reichsbank nicht gelingt, jetzt


und noch bevor von Frieden die Rede ist, die Privatgeldreserven in weitem
Umfang aufzulösen, dann kommt nachher jeder Eingriff ordnender Hand zu spät.


Die Reichsbank hat die Gefahr erkannt und sucht das Publikum zu veranlas-


sen, die thesaurierten Banknoten den Banken und ihren eigenen Kassen zuzu-


führen, wohl in der Meinung, die Herrschaft damit wiederzugewinnen. Aber wenn


es auch gelänge, die Privatgeldreserven den Banken zuzuführen, so wird


dadurch doch die oben gekennzeichnete Gefahr in keiner Weise verkleinert.


Denn die von den Unternehmern, Kaufleuten und Spekulanten den Banken


zugetragenen Gelder werden dort nur auf Abruf hinterlegt und am Tage nach


Friedensschluß restlos zurückgefordert werden. Und wo bleibt dann der Vorteil


für die Reichsbank? Ob das Papiergeld in Privathänden oder in den Reichsbank-


kassen sprungbereit auf den Friedensschluß lauert, ist soweit doch absolut


gleichgültig. Immer bleibt der Besitzer der Privatgeldreserven der eigentliche


Disponent über
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diese gefährlichen Geldüberschüsse. Er und nicht die Reichsbank wird das


Emissionsrecht ausüben. Und die Reichsbank will doch offenbar mit ihrem Ruf


nach ihren Banknoten die verlorene Herrschaft über den Geldmarkt wiederge-


winnen.


Hier muß mit stärkeren Mitteln eingegriffen werden, wenn die Reichswährung


nicht völlig verwildern und zum Spielball privatwirtschaftlicher Willkür werden soll.


Die Reichsbank muß unter allen Umständen wieder in ihr Amt eingesetzt und mit


den nötigen Machtmitteln ausgerüstet werden. Dies kann nur dadurch erreicht


werden, daß die in Privathänden befindliche schwimmende Geldmasse auf lang-


jährige Frist unkündbar festgelegt wird. Die Geldprivilegien müssen diesem


Geldüberschuß entzogen werden. Da das mit den gewöhnlichen Mitteln undurch-


führbar ist, weil unter den obwaltenden anormalen Verhältnissen bares Geld und


zinstragende Papiere in den Händen der warenhungrigen Kaufleute und


Unternehmer inkommensurabele Größen geworden sind, so sind außergewöhn-


liche Mittel zu ergreifen.


Das bemusterte Geld mit geschlossenem Kreislauf könnte jetzt noch – in 


letzter Stunde – die Gefahr abwenden. Setzen wir dieses Geld jetzt in Umlauf,


also noch bevor sich Friedenshoffnungen regen, so werden die thesaurierten


Bank-noten restlos und bedingungslos der Reichsbank zuströmen. Dann muß es


in der Reichsbank heißen: Gelder werden nur mit dreijähriger Kündigungsfrist


evtl. auch für Kriegsanleihen angenommen. Auf Abruf werden keine Gelder an-


genommen. Das neue Geld wird aber dafür sorgen, daß die meisten Besitzer 


der Geldreserven mit einer solchen Festlegung sich einverstanden erklären. 


Der Eigennutz wird sie dahin treiben.


Sind dann auf solche Weise die Privatgeldreserven aufgelöst, so wird die


Reichsbank wieder aktionsfähig. Sie kann dann nach Friedensschluß gerade so


viel Papiergeld hinauslassen, wie sie für eine gesunde Entwicklung des Handels


nach Lage der Verhältnisse für nötig halten wird, ohne noch befürchten zu 


müssen, daß aus verborgenen Privatreserven noch Geld den Märkten zuströmen


kann. Die Reichsbank wird nicht nur nominell, sondern auch virtuell das


Emissionsmonopol wiedererlangen und damit werden in der Versorgung des


deutschen Handels mit den nötigen Tauschmitteln volkswirtschaftliche Gesichts-


punkte allein wieder maßgebend werden, während wir sonst schutzlos der


Anarchie privatwirtschaftlicher Interessen ausgeliefert sein würden.


Groß-Lichterfelde. Dahlemer Straße 28.
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Die Besteuerung des baren Geldes


Prospektentwurf aus dem Jahr 1906
Man besteuert das Salz, das von vielen Völkern für heilig gehaltene Salz.


Man besteuert den Zucker, ein notwendiges, gesundes Nahrungsmittel für


Kinder und stillende Mütter.


Man besteuert den Kaffee, das Getränk, das für den Herzschlag unserer alten


Leute so nötig ist wie der Dampf für die Maschine.


Warum sollte man nicht auch das Geld besteuern?


Man besteuert grob und rücksichtslos den Tabak, das geistige Anregungsmittel


des Volkes der Denker.


Man besteuert sogar den heiligen Geist der Nation, das Bier, ohne das unsere


studierende Jugend einfach am Kollaps zugrunde gehen würde.


Man besteuert das Knochenmark des Volkes, das Getreide, doch den Blutegel


des Volkes läßt man, wie den König, „steuerfrei“ laufen.


Man besteuert das wichtigste moderne Bildungsmittel, den eigentlichen


Friedensengel der Völker, das Reisen (Fahrkartensteuer), doch den Zankapfel


und Störenfried (auri sacra fames) läßt man unbehelligt.


Man besteuert den Tod (Erbschaftssteuer) und den das Leben zeugenden


Boden (Grundsteuer).


Man besteuert die für die Überwindung der Krisen so nützlichen Geldsurrogate


(Wechsel- und Banknotensteuer), doch das die Krisen zeugende Bargeld bleibt


steuerfrei.


Und man sucht nach neuen Steuerobjekten. Junggesellen soll der Ehering


durch eine Fingerbanderole ersetzt werden; die Krücken der nicht wehrfähigen


Bürger sollen auf den Steuerämtern abgestempelt werden; das Surrogat der


Sonne, das elektrische Licht, soll in die Staatskassen geleitet werden. Alles wird


mit Stempelmarken bekleckst, beschmiert, und der zur Anfeuchtung dieser


Marken nötige Speichel wird der Verdauung geraubt, bis daß der Zungenkrebs


den Steuerzahler dahinrafft. Und trotz allem Räuspern gelingt es dieser geradezu


ekelerregenden Steuer doch nicht, die Staatskassen vollzusp...


Die Staatskassen bleiben leer.


Der Staat soll durch die Steuer sich den Gegenwert seiner Leistungen zurück-


erstatten lassen. So sagt die Steuertheorie.


Aber durch welche spezielle Leistung erwirbt der Staat das Recht, den


Raucher und Biertrinker besonders zu besteuern? Leistet der Staat dem


Biertrinker etwa einen Schutz, den der Abstinent nicht hat? Raucher und


Nichtraucher bezahlen auf
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den Staatsbahnen den gleichen Tarif, warum aber werden beide von den


Steuerbehörden differenziert?


Wer Brot ißt, zahlt Steuern, und zwar je mehr Brot, um so mehr Steuern, so daß


die brave Wäscherin, die mit saurer Arbeit ihre sieben Buben für die Landeswehr


großzieht, soviel mal mehr Brotsteuer (Getreidezölle) zahlt, wie das behäbige 


kinderlose Ehepaar. Und trotz dieser Kindersteuer bleiben die Staatskassen leer;


überall fletschen uns die Steuerbehörden die gefräßigen Zähne entgegen, die


Staatsschulden treiben uns dem Staatsbankrott entgegen.


Woher diese Scheu vor der ergiebigen Bargeldsteuer? Gambrinus, den deut-


schen Nationalgott, erwürgt man mit Steuern – vor Mammon, diesem fremden


Götzengesindel, räuchert die Steuerbehörde!


Wie der Schmetterling den Honig der Blume entnimmt, ohne diese zu verletzen,


so soll die Steuer ohne Schaden für Verkehr und Arbeit erhoben werden – sagt die


Steuertheorie Sancho Pansas.
Und die Praxis? Herrje, wie sieht es da aus! Ein dichter Kranz bewaffneter, bär-


tiger, in Felle gehüllter Räubergestalten besetzt die Grenzen, Posten an Posten im


Süden, Osten, Norden, Westen. Wie Raubtiere, hinter Büschen versteckt, spähen


sie nach Beute. Wehe dem Ahnungslosen, der arglos die Steuergrenze über-


schreitet! Mit mächtigen Sätzen bricht die vermummte Gestalt aus dem Hinterhalt.


Wie mancher hat durch solchen Schreck schon Schaden genommen.


Die Steuerbehörde bricht zu jeder Stunde des Tages und der Nacht in die


Brauereien ein, revidiert die Geschäftsbücher, guckt in die Maischkessel. Jeder


Irrtum in den Steuererklärungen wird mit harten, ehrkränkenden Strafen geahndet.


Der Steuerbeamte bricht in die Schlafwagen ein, rüttelt den müden Reisenden


aus dem Schlafe, zwingt ihn, ihm durch die grimmige Winterkälte in das Steueramt


zu folgen, reißt ihm (wie zur Zeit der Raubritter) das Gepäck auf, durchsucht die


schmutzige Wäsche (pfui, wie ekelhaft), plündert ihn, falls Steuerobjekte vorhan-


den, und läßt ihn um eine Steuerquittung und eine Erkältung bereichert, wieder


den unterbrochenen Schlaf suchen.


Und dieser ganze riesige Apparat, der einen beträchtlichen Teil der


Steuererträgnisse wieder verschlingt, muß noch mit Zuchthäusern geschützt 


werden, um Steuerdefraudationen zu verhindern.


Und das nennt man die Steuern erheben, wie der Schmetterling der Blume den


Honig entzieht!


Warum besteuert man nicht das Geld? Der Staat leistet hier etwas, er hat ein


Recht auf Gegenleistung. Er stempelt das Gold mit bedeutenden Münzspesen, er


löst auf seine Kosten die sich im Verkehr abnutzenden Münzen mit vollgewichtigen


Münzen ein, er überwacht den Geldmarkt, fahndet unausgesetzt nach Falsch-


münzern. Und die Gegenleistung?


134







Beim Bier leistet der Staat nichts und erhebt Steuern, beim Geld leistet er viel


und erhebt nichts. Wo bleibt die Theorie?


Jedoch, ich weiß. Die Steuerbehörde ließ das Geld unangetastet, weil sie nicht


wußte, wie das Geld zu fassen war. Das Geld versteckte sich.


Aber diese Schwierigkeit besteht heute nicht mehr. Das Reformgeld kann sich


nicht mehr verstecken. Das Reformgeld überliefert der Steuerbehörde ein ideales


Steuerobjekt. Das Reformgeld erhebt die Steuer ohne Unkosten, ohne Beamte,


ohne Einbruch und Überfall, ohne Defraudationsmöglichkeit und ohne Zuchthaus


– automatisch, ganz einerlei, in welchen Händen sich das Geld befindet, ob es


umläuft oder versteckt wird.


Dabei belebt die Geldsteuer den Markt, sie hebt den Warenkonsum (was in


dieser Zeit mangelnder Nachfrage besonders wichtig ist) und füllt die Spar-


kassen. Die Geldsteuer wirkt als Regulator des Geldumlaufes und entlastet die


Reichsbank.


Die Geldsteuer beschleunigt den Geldumlauf, beschleunigt darum auch den


Warenaustausch, sichert und verbilligt diesen.


Die Geldsteuer, indem sie den Geldumlauf reguliert und diesen nötigenfalls


erzwingt, schützt den Markt vor Krisen, Krach und Panik, wie auch vor dem


Wechsel der Konjunkturen.


Die Geldsteuer räumt mit allen Privatgeldreserven auf, schützt den Markt vor


Geldebbe und Geldflut und unterwirft den Geldmarkt der absoluten Kontrolle der


Reichsbank.


Die Geldsteuer erzwingt den Geldumlauf unter allen Umständen, ob dem


Kapital der Zins genügt oder nicht; sie verhindert die Ausbeutung der Volkswirt-


schaft durch den Wucher und übt einen ständig wachsenden Druck auf den


Kapitalzins aus. Die Geldsteuer zwingt die Geldbesitzer auch dann noch, Häuser,


Fabriken, Schiffe zu bauen, wenn Haus und Schiff keinen Zins mehr abwerfen


und aufgehört haben, Kapital zu sein.


Die Geldsteuer verwandelt die Überproduktion an Waren in eine Überproduk-


tion an Kapital. Sie ersäuft das Kapital in einem Meer neugeschaffenen Kapitals.


Die Geldsteuer räumt mit der Arbeitslosigkeit und Arbeiterreserve für immer auf


und verwandelt jede Mark in einen unfehlbaren, automatischen Arbeitsnachweis.


Sie löst die Mehrzahl der sozialen Fragen.
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Wer oder was ist schuld 


an der neuen Arbeitslosigkeit in Amerika.


Irving Fisher, das Internationale Arbeitsamt in Genf sowie alle, die das Problem


der Arbeitslosigkeit als eine Währungsfrage behandeln und die Währungsfrage


mit mathematischen Formeln zu stellen pflegen, mögen etwas in Verlegenheit


sein, wenn sie für die in Amerika neuerdings ausgebrochene Krise eine stich-


haltige Erklärung geben sollen. Denn die Erklärung, die bisher so ziemlich überall


zu genügen schien, nämlich, daß der Rückgang der Warenpreise an sich die


Ursache der Arbeitslosigkeit sei, stimmt nun mit einemmal nicht mehr. Folglich ist


die gegebene Erklärung nicht richtig oder wenigstens nicht für alle Fälle aus-


reichend. Der Index, den Fisher selber ausarbeitet, von dem wir also annehmen


dürfen, daß er nicht gefälscht ist (hochpolitische Dinge, wie der Index, sind der


Gefahr der Fälschung durch bestochene Beamte immer ausgesetzt), zeigt eine


ganz erstaunliche Stabilität der Preise. Das Jahr 1927 beginnt mit einem Index


von 103,5 und endet mit einem solchen 103,3. Der Höchststand des Jahres ist


im April und Mai 106,7. Der Durchschnitt der zwölf Monatsindices ist 104,8. Am


20. Januar dieses Jahres ist der Index etwas gestiegen, auf 104,5. Also eine fast


vollkommene Stabilität. Und dennoch eine Krise und ein neues Riesenheer von


Arbeitslosen! Wo bleiben nun die mathematischen Formeln, die uns solche


Widersprüche erklären könnten? Man sieht, wie wenig die Mathematik uns hier


nützen kann. Eine Spielerei, mehr nicht.


Arbeitslosigkeit ist eine Störung des Tauschprozesses. Der Arbeiter findet 


niemanden, der ihm seine Produkte oder Leistungen abkaufen will. Darin besteht


die Arbeitslosigkeit. Warum aber ist der Tauschprozeß, der sich noch gestern wie


„geschmiert“ abspielte, nun mit einemmal gestört? Der Tauschprozeß setzt vor-


aus, daß der Händler auf seine Rechnung komme. Der Erlös der Waren muß für


die dafür gezeichneten Wechsel Deckung schaffen und darüber hinauf noch für


einen Profit, mit dem der Händler seine Kosten und seinen Lebensunterhalt


bestreiten kann.


Wie ist es nun? Kann der Index dem Händler eine Wahrscheinlichkeit oder gar


eine Sicherheit oder Gewähr bieten, daß er auf seine Rechnung kommen wird,


wenn er heute Waren kauft und sie auf Lager nimmt, um sie zu detaillieren?


Dieses Detaillieren mag einen, zwei, vier Monate und mehr in Anspruch nehmen.


Was sagt ihm nun
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der Index zu seiner Frage? Doch nur, daß der Index während des verflossenen
Jahres sehr hübsch stabil gewesen ist. Wie er sich in den nächsten Monaten 


entwickeln wird, vielmehr, wie er in den nächster Monaten von den Dollarmanipu-


latoren entwickelt werden wird, darüber sagt ihm der Index kein Wörtchen. Und
darum ist ihm der Index nutzlos. Busch sagt: „Es macht Plaisir, wenn man es ist,


es macht Verdruß, wenn man’s gewesen.“ – Der Index ist ein Rückblick, kein


Ausblick, und gerade auf den Ausblick käme es dem Händler an. Den Ausblick


muß sich der Händler selber schaffen, und den schafft er sich dadurch, daß er


sich fragt: Haben die Manipulatoren des Dollars im Federal Reserve Board heute


noch ein Interesse daran, den Index stabil zu erhalten, oder werden sie ihn er-


höhen oder gar senken? Eine direkte Anfrage beim Federal Reserve Board


würde sicher unbeantwortet bleiben, wie auch seinerzeit die Anfrage der Berner


Baugenossenschaft beim Finanzdepartement, ob sie damit rechnen könnten,


daß das Finanzdepartement für eine weitere Erhöhung des Indexes oder wenig-


stens für eine Stabilisierung sorgen würde, weil sie die Annahme eines darge-


botenen Darlehens von der Beantwortung dieser Frage abhängig machen 


müssen, auch nicht beantwortet wurde. [Nachher sind die Berner Baugenossenschaften


durch die Deflation schwer geschädigt, zum Teil ruiniert worden! – Red.] So bleibt den amerika-


nischen Händlern nichts anderes zu tun übrig, als sich in die Lage, die persön-


liche Lage der Manipulatoren hineinzudenken und sich die Frage zu wiederholen,


ob diese völlig unverantwortlich handelnden Männer, die sämtlich der Hochfinanz


ange-hören und die Zügel der ganzen Wirtschaft in der Hand halten, wirklich


heute noch ein Interesse daran haben, den Index auf gleicher Höhe zu halten.


Viel mehr als eine Meinung wird bei solcher Überlegung nicht zum Vorschein


kommen. Aber eine solche Meinung kann, wenn sie nur stark genug verbreitet 


ist oder verbreitet wird, ganz gewaltige Wirkungen auslösen.


Eine sehr nahe liegende Meinung ist nun die folgende: Die Manipulatoren des


Dollars sind an der Wirtschaft nur durch die Rendite, die Dividende interessiert,


und gerade diese hat sich in der letzten Zeit für die Dividendenbezieher unbe-


friedigend entwickelt. Der Vollbetrieb der Wirtschaft während der letzten Jahre


hat den Lohn gehoben und die Dividenden gesenkt, wie das nun einmal nicht


anders vom Vollbetrieb erwartet werden kann. Nach Fishers Berechnungen ist


der Dividendenindex Während des Jah-
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res 1927 von 4,07% im Januar 1927 fast unaufhaltsam auf 3,09 im Dezember


gefallen. Historisch betrachtet, ist das wenig genug für amerikanische Kapitalis-


ten. Und die Aussichten? Nun, diese sind überaus trüb, wenn der Grund solchen


Rückganges der Dividenden fortbesteht, d. h. also hier, wenn der Vollbetrieb der
Volkswirtschaft andauern sollte. Vollbetrieb der Wirtschaft verträgt sich auf die


Dauer mit hohen Dividenden, hohem Zinsfuß unmöglich. Es ist ein glatter


Widerspruch, ähnlich wie hohe Zinsen und volle Sparkassen, wie gute Salaternte


und hohe Salatpreise. Hier muß eines von beiden nachgeben. Entweder müssen


die Dividenden nachgeben, oder der Vollbetrieb der Wirtschaft muß gebremst


werden. Wer wird nun nachgeben? Werden die Herren oder die Knechte nach-


geben? Wer ist der Stärkere? Von den Manipulatoren des Dollars hängt es ab,


wie sich der Index in naher Zeit entwickeln wird. Ein Wörtchen nur von dieser


Seite, ein schwaches Alarmgepiepse durch die den Manipulatoren ergebene


Presse, und schon ist es aus mit dem Vollbetrieb, denn nun weiß es der Händler,


daß er für die Waren, die er heute zu kaufen vorhatte, nicht mehr den mit dem


allernötigsten Profit belasteten Einstandspreis wird erzielen können. Und darum


wirft er die für den erwarteten Besuch des Geschäftsreisenden bereitgestellte


Bestellung in den Papierkorb. Damit setzt dann die Krise ein, die Arbeitslosigkeit


macht sich breit, diese drückt auf die Lohnforderungen, und wo diese durch


Trade Unions vertreten werden, werden diese Organisationen gesprengt, oder


sie ergeben sich kampflos oder nach Kampf gottergeben in ihr Schicksal. Dann


kann bei gesenkten Löhnen der Vollbetrieb wieder aufgenommen werden, und


der Kapitalist erfreut sich wieder für eine Weile einer besseren Rendite, bis das


Spiel wieder erneuert werden muß ... zum tausendsten Male.


Die gesetzlich vorgeschriebene Indexwährung ist der Weg, den die Amerikaner


zu gehen haben, wenn sie aus dieser schier lächerlichen Situation herauskom-


men wollen. Der Index muß unter die Kontrolle des Gesetzes gestellt werden.


Der Händler soll nicht nur eine Meinung haben über die zukünftige Entwicklung


des Indexes. Er muß wissen, daß dieser Index unter allen Umständen fest er-


halten wird – weil das Gesetz es so vorschreibt, weil die heutigen Manipulatoren


durch verantwortliche Angestellte des Volkes ersetzt sind, die aufs Schafott 


wandern, wenn sie sich durch Börsenleute bestechen lassen. Dann hält der


Händler es für wahrscheinlich, daß ihm, Spezialfälle aus-
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genommen, der Verkaufspreis der Waren Deckung für den Einstandspreis be-


schaffen wird und daß er seine Wechsel wird einlösen können. Dann schreibt er


seine Bestellungen aus. Die Arbeitslosigkeit hat ein Ende, der Vollbetrieb der


Wirtschaft setzt wieder ein, die Löhne steigen, die Dividenden gehen zurück, der


Zinsfuß sinkt, sinkt unaufhaltsam, solange der Vollbetrieb anhält. Das kann ein


hübsches Weilchen dauern.


Aber was geschieht nun, Irving Fisher, wenn mit den Jahren der Zinsfuß so


weit sinkt, daß niemand mehr ein Interesse daran hat, sein Geld in Umlauf zu


setzen, wenn es sich nicht einmal mehr lohnt, für gespartes Geld den Weg zur


Sparkasse zu machen, wenn die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes propor-
tional dem Rückgang des Zinsfußes zurückgeht? Und wenn entsprechend der
unendlichen Langsamkeit der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes die Geld-
menge behufs Festhaltung des Indexes unendlich vermehrt werden muß?


Da muß jetzt schon gesagt werden, daß sich ein dauernder Vollbetrieb der


Wirtschaft mit dem heutigen Geld eben nicht verträgt, daß der Umlauf des 


heu-tigen Geldes den Zins und damit die Armut und Bettelei der Volksmassen


zum Lebenselement hat.


Zielstrebigkeit in der Freiwirtschaftsbewegung


Zum Thema: Pazifismus und Freiwirtschaft.
Jede Zeit hat ihre besondere Forderung. Etwas ganz bestimmtes steht im


Blickpunkt der allgemeinen Aufmerksamkeit. Aufgabe des Freiwirtschafters ist 


es, die Forderungen der Freiwirtschaft mit diesen wechselnden Dingen so zu 


verbinden, daß sich unwillkürlich die öffentliche Aufmerksamkeit auch auf seine
Vorschläge richtet. „Die Ubiquität der Freiwirtschafter in der Schweiz ist einfach


skandalös“ (auf deutsch: Die Allgegenwart der Freiwirtschafter in der Schweiz


geht mir schrecklich auf die Nerven), sagte Prof. Dr. Oppenheimer in Basel und


später auch in Bern, und er stellte damit den Freiwirtschaftern als Werbenden für


einen neuen Gedanken das denkbar beste Zeugnis aus.


Wir haben allerdings in dieser Hinsicht den Sozialisten und Kommunisten


gegenüber einen in unserer Idee liegen-
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den großen Vorteil: Es liegt jetzt eine Zeit der festen Währung hinter uns, unsere


Forderung ist, ob absichtlich oder unabsichtlich ist gleichgültig, für einige Monate


durchgeführt worden. Was ist die Folge? Wir haben sie in der letzten Nummer


ds. Bl. durch amtliche Berichte darstellen können: eine durchgehende Ver-


besserung der privaten und der nationalen Lebensbedingungen, vermehrter


Absatz im Inland und auch nach dem Ausland, bessere Arbeitsbedingungen, 


steigende Arbeitseinkommen usw. usw. Was haben die Sozialisten und Kommu-


nisten diesem Erfolg entgegenzustellen? – Überall, wo sie einen Besuch machen


konnten, wo sie wirklich sozialisieren und kommunalisieren konnten, da wurde


bestenfalls nichts geändert, in der Regel aber gerieten ihre Unternehmen in


Bedrängnis, und das Ende war ein glatter Mißerfolg. (s. Shadwell: „Der


Zusammenbruch des Sozialismus“, Bruckmann, München 1928.)


Aber auch die sogenannten Bürgerlichen, Demokraten wie Freisinnige und


Konservative, können nichts Erfreuliches verbuchen, wissen nicht aus und ein


und sagen bloß, daß „der Sozi nicht regieren dürfe“. Daß sie selber nicht regie-


ren konnten, ohne den Weltkrieg herbeizuführen, verschweigen sie natürlich.


Aber ein gut Stück Herzensnot bleibt ihnen doch; bald fürchten sie einen neuen


Weltkrieg und bald den Sieg der sozialistischen Parteien, weshalb sie fieberhaft


nach neuen Wegen suchen. Und hier spielen die Freiwirtschafter – und sie sollen


und werden das künftig noch mehr als bisher tun – die Rolle des Hasen im


Märchen vom Swinegel und dem Hasen. Überall, wo die Bürgerlichen hinkom-


men, heißt es: „Ich bin schon da!“ Die Bürgerlichen werden an allen Stellen, wo


sie einsetzen wollen, den Freiwirtschafter finden: „Ich bin schon da: Wenn Du,


was Du vorschlägst, auch ernstlich willst, so mußt Du die freiwirtschaftlichen


Forderungen annehmen.“


So war z. B. vor einigen Monaten „Konjunkturforschung“ die große Mode. Die


Freiwirtschafter saßen aber schon in der hohlen Gasse, durch die unsere


Konjunkturforscher kommen mußten und strählten sie. Ihre Gefolgsleute blieben


an den freiwirtschaftlichen Programmpunkten hängen. „Wir hätten besser damit


nicht angefangen“, hieß es nachher bei den „Forschern“. Dann kam die große


Mode „Bauernnot“. Die Freiwirtschafter konnten alte Flugblätter und Briefe an die


Bauernführer hervornehmen, worin diese gewarnt worden waren, als sie noch


Zeit gehabt hätten, das Unheil abzuwenden.
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Was ist in der nächsten Zukunft zu tun? – Wir stehen in einer Periode der


festen Währung und genießen deren Vorteile auf allen Gebieten. Aus den


Vereinigten Staaten jedoch berichten die „Basler Nachrichten“, man erwarte dort


den Ausbruch der Krise, „die unvermeidlich ist“, nach den Präsidentenwahlen;
vorher dürfe sie nicht kommen, damit keine Verwirrung entstehe. Jetzt haben wir


die Aufgabe, unsere Kräfte darauf zu verwenden, den Leuten immer wieder neu


zu zeigen, daß wir heute eine feste Währung haben und daß sich alles von den


Schrecken der vergangenen Deflationszeiten zu erholen beginnt, auch die
Bauern. Dann ist weiter zu sagen, daß, wer eine Fortsetzung unserer gedeih-


lichen wirtschaftlichen Entwicklung will, uns unterstützen muß, und daß jeder


eine unverzeihliche Unterlassungssünde begehe, der nicht mit uns in den Ruf


einstimmt: „Kampf der Krise, die die Börsianer in New York machen wollen, wei-


terfahren mit der nun begonnenen, vernünftigen Kredit- und Währungspolitik!“


Wer sich uns gegenüber auf die „Neue Zürcher Zeitung“ stützen möchte, der


soll daran erinnert werden, daß dieses Blatt seinerzeit gegen die Einführung der


Postmarken anstelle der Barzahlung des Briefportos den „Witz“ veröffentlichte,


die Briefmarken seien eine Erfindung der Bierbrauer, die mehr Bier verkaufen


könnten, wenn die Leute vom Markenschlecken trockene Zungen bekämen! –


Auf der gleichen Höhe stehen ihre heutigen Einwände gegen die vernünftig 


regulierte Geldausgabe seitens der Nationalbank.


Auf die Forderung nach der Verhinderung der neuen Krise müssen wir uns in


den nächsten Monaten konzentrieren. Klar ist, daß sich jeder daneben noch


seine Sonderaufgabe stellen kann. Die sozialistischen und die bürgerlichen


Swinegel laufen bald hierhin, bald dorthin, und überall müssen sie die freiwirt-


schaftlichen Läufer antreffen: „Ich bin schon da!“ Unsere „Ubiquität“ darf, trotz


der Konzentration auf das oben gesteckte Ziel nicht vermindert werden.


Daß als nächster wirtschaftlicher Programmpunkt die Initiative steht, die die


Aufgabe der Notenbank in der Schweiz genau umschreibt, ist dabei selbstver-


ständlich.
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Stabilisierung des Bürger- und Völkerfriedens


vorgelegt  von der  In ternat ionalen fys iokrat isch- f re iwi r tschaf t -
l ichen Delegat ion dem Wel t -Jugend-Fr iedens-Kongress in  
Eerde-Ommen (Hol land)  17.–18.  August  1928.


1) Der kämpfende pazifist, der sich der größe seiner aufgabe bewußt ist, 


wird keinen unterschied machen zwischen bürger- und völkerkrieg, 


zwischen äußeren und inneren feinden. Für ihn gibt es nur einen krieg, 


nur einen frieden. Mit gleicher macht erstrebt er den frieden nach innen 


wie nach außen.


2) Der pazifist, der tiefer in die beweggründe der kriege schaut, geht noch 


einen schritt weiter in der beurteilung des bürger- und völkerfriedens und


sagt, der kriegsgeist, der geist der gewalt ist ein kind des chronischen 


bürgerlichen kriegszustandes, der die eingeweide aller kulturvölker zer-


reißt. Wer diesen geist bekämpfen will, muß ihn in erster linie als bürger 


im eigenen lande bekämpfen. Der weg zum völkerfrieden geht über den 


weg des bürgerfriedens und nicht umgekehrt.


3) Das, was die Völker und volksklassen in waffen gegeneinander treibt und


immer getrieben hat, sind dinge wirtschaftlicher natur, die notzustände 


schaffen oder vorherrschen lassen, und für diese zustände gilt das 


gesetz: NOT KENNT KEIN GEBOT. Die not bricht nicht nur eisen, son-


dern auch Verfassungen, vertrage und bündnisse und setzt sich über alle


moralischen, ethischen und religiösen hemmungen hinweg. Nichts ist 


schließlich der not heilig als der kämpf gegen ihre Ursachen.


4) Auf die beseitigung solcher notzustände hat also der ernsthafte friedens-


kämpfer sein augenmerk zu
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richten, unbeschadet seiner etwaigen Überzeugung, daß der frieden 


oder wenigstens der friedenswunsch mit moralischen, religiösen und 


ethischen mitteln auch noch gefordert werden könne.


5) Der notzustand, der zu den kriegen treibt, hat wenigstens bei den heuti-


gen industrie- und handelsvölkern seinen grund nicht in einem naturge-


gebenen mangel an industrie- und nährstoffen, sondern in unseren 


gesellschaftlichen einrichtungen, die die Produktion und den austausch 


beherrschen und die arbeit tributpflichtig machen, wobei der umstand 


noch erschwerend wirkt, daß zur Sicherung dieses tributes der 


Produktion und dem tausch hemmungen bereitet werden müssen, die zu


krisen und arbeitslosigkeit führen. Die gesellschaftlichen einrichtungen, 


um die es sich da handelt, sind das Privateigentum an grund und boden 


und das herkömmliche, aus dem altertum in unveränderter gestalt von 


uns übernommene geldwesen, dessen mängel immer offensichtlicher 


geworden sind. Grund- und geldbesitzer fordern zins, sonst sperren sie 


der Produktion den boden und dem austausch der produkte das geld. 


Dieser zins überträgt sich automatisch auf das gesamte wirtschaftsleben 


und schafft das, was als kapitalismus bezeichnet wird.


6) Der kapitalismus hat den zerfall des volkes in zwei klassen verursacht 


und vollendet: die klasse der nutznießer und die der nutzgenossenen. 


Jene hoch- und übermütig, nimmersatt, immer bereit, ihren interessen 


glück und lebensfreude aller anderen menschen zu opfern, diese dage-


gen mühselig und beladen, ungebildet, neidisch, ewig auf eine günstige 


gelegenheit zur empörung und befreiung lauernd und weit entfernt von 


jener geistigen einstellung, die die rache ablehnt.


7) Der kapitalismus muß einem gesellschaftszustand platz machen, in dem 


das recht auf den VOLLEN ARBEITSERTRAG verwirklicht ist, wo jeder 


von der arbeit leben muß, wo der glaube an die eigene fysische und 


geistige kraft das zum gerechten urteil nötige wirtschaftliche sicherheits


gefühl verschafft und einer biologischen betrachtung aller menschlichen 


angelegenheiten platz macht, die das streben nach monopolstellung 


einerseits, nach utopischer gleichmacherei andererseits in gleicher weise


ablehnt.
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8) Die Überwindung des kapitalismus, das recht auf den vollen arbeitsertrag


fordert zwei reformen von einschneidender natur: FREILAND, d. h., die 


liquidierung des privateigentums am boden, das gleiche recht aller men-


schen auf den boden (die erdkugel) und FREIGELD, d. h., ersatz des 


heutigen geldes durch ein tauschmittel, das den zins nicht zur selbstver-


ständlichen voraussetzung seines umlaufes macht, das der anhäufung 


von realkapital keine grenzen zieht und so den aus dem natürlichen stre-


ben nach eigentum und aus der gewaltigen produktionskraft des moder-


nen arbeiters entstehenden druck auf den kapitalzins bis zu dessen völli-


ger beseitigung wachsen läßt.


9) Die für den völkerfrieden so gefährliche nationalistische zollwirtschaft, 


der jetzt so gut wie alle nationen huldigen, ist eine fast zwangsläufig sich


einstellende nebenerscheinung der mängel unseres geldwesens und des


instituts des privateigentums an grund und boden. Der grundbesitzer will 


seine grundrente erhöhen oder sie wenigstens vor niedergang schützen 


und fordert deshalb die sperrung der grenzen für alle ausländischen 


agrarprodukte. Falls sein besitz hypotekarisch belastet ist, wird er bei 


jeder deflation (preisfall) zu solcher politik durch die wachsende schwere 


seiner schuldenzinsen gezwungen. Die industriellen wiederum wollen 


durch den zoll wenigstens den heimischen markt, den die gleiche 


Ursache, die deflation, gestört hat, für den absatz ihrer produkte sichern.


10) Mit der liquidierung des privatgrundbesitzes und mit der durch das frei-


geld ermöglichten INDEXWÄHRUNG werden die triebkräfte, die zur zoll


wirtschaft geführt haben, rasch erlahmen und die forderung nach dem 


allgemeinen weltfreihandel als eine selbstverständlichkeit erscheinen las-


sen, aus dem grunde, weil der freihandel die in jedem menschen mehr 


oder weniger lebendigen imperialistischen triebe befriedigt und es sich 


erübrigen wird, sie als unmoralisch zu bekämpfen. Jeder wirtschafter 


wird sagen können, daß er die welt nicht mehr zu erobern braucht, weil 


er sie ja mit dem freihandel schon fest in seinen händen hält.


11) Eine gesellschaftsordnung wie die heutige, die das volk in eine über-


mütige protzende minderheit und in eine schwitzende, blöde masse 


zerfallen läßt,
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steht nicht von selbst. Sie muß vor dem ansturm der stets zu gewalt-


samem umsturz bereiten massen von innen und außen gestützt werden. 


Hierzu können selbstverständlich fysische mittel allein nicht gebraucht 


werden, denn die empörer sind durch ihre masse in der fysischen über


macht. Fysisch sind die Verteidiger unserer jetzigen gesellschaftsord-


nung immer unterlegen gewesen. Dem aber, der sich einer übermacht 


von so gewaltigem umfang gegenübersieht, sind alle mittel der verteidi-


gung willkommen. Die verteidiger greifen zu den geistigen mitteln, die die


geschichtsfälschung und die mit dem nachrichtenmonopol ermöglichte 


urteilsfälschung (die zum fremdenhaß führt) im überfluß zur verfügung 


stellen. Moral, ethik, religion und zum guten teil auch die wissenschaft 


werden in den dienst der verteidigung gestellt, d. h., man fälscht das 


alles um, bis daß aus solchen, die menschheit sonst einigenden kräften 


solche trennender, feindlicher natur werden. Man verhetzt mit diesen mit


teln dann die volksmassen international, so daß sie koalitionsunfähig 


werden und die volksmassen sich schließlich zur verteidigung der sie 


ausbeutenden monopole in den krieg führen lassen.


12) Der entschlossene pazifist fordert darum neben allem ändern auch den 


abbau aller staatsfunktionen, die dem Staate als geistige machtmittel 


zum zwecke der Verteidigung von den nutznießern der heutigen gesell-


schaftsordnung aufgebürdet worden sind.


13) Der wirtschaftlich orientierte pazifist fordert also:


a) liquidierung des privatgrundbesitzes in der ganzen welt,


b) ein von der zinsforderung befreites tauschmittel und stabilisierung des


index (indexwährung),


c) allgemeiner übergang zum freihandel (weltfreihandel),


d) abbau des Staates auf dem gebiete der moral, der ethik, des kultus 


und der wissenschaft.


14) Wer die hier genannten vier friedensforderungen gründlich und liebevoll 


durchdenkt, kommt erfahrungsgemäß schnell zu der überzeugung, daß 


der durch sie ermöglichte wohlstand, bzw. die verdrängung von armut 


und reichtum den durch den kapitalismus gezüchteten allgemeinen 


kriegsgeist schnell in sein gegenteil wird umschlagen lassen
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und daß dann der von ethikern, moralisten und religiösen gesellschaften 


seit jahrtausenden nutzlos gestreute friedenssamen in solchem milieu 


von wohlgesinntheit nunmehr fröhlich keimen kann und nicht mehr der 


gefahr ausgesetzt sein wird, von den dornen erstickt zu werden.


Hauptwerk: Silvio Gesell, Die natürliche Wirtschaftsordnung.


Auskunft und Liste kleinerer Einführungsschriften „Die Neue Zeit“, Lauf bei Nürnberg


(Deutschland) und Bern (Schweiz).


Für wissenschaftliche Klärung: Freiwirtschaftliches Archiv, Otto Maass, Erfurt


(Deutschland)


Diese Thesen (deutsch und englisch) liefert der Verlag kostenlos gegen Erstattung des


Portos.
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Am Grabe Georg Blumenthals.


Gedenkrede Silvio Gesells bei der Bestattung am 2. Juli 1929.


Liebe Freunde, liebe Zeitgenossen,


die Kiste, die vor uns liegt, birgt die irdischen Reste unseres lieben Freundes


Georg Blumenthal. Es sind nur die irdischen Reste. Wir werden sie nun in dieses


Loch bergen zur Wiedervereinigung mit der Mutter Erde. Aber wie der Geist


Gottes einst über den Nebeln und Wassern schwebte, so schwebt auch neben


dieser Kiste etwas, was mehr ist als bloßer irdischer Staub. Etwas, was an


Wetterleuchten erinnert, plant hier, und viele sind es, die Blumenthal gekannt


haben, die voller Vertrauen erwarten, daß aus dem Wetterleuchten sich dermal-


einst ein Gewitter entwickeln wird, das die Atmosphäre reinigen und den


Millionen, denen das Atmen in unserer Gesellschaft schwer wird, allseitige


Befreiung schenken wird. Der Geist Blumenthals, wie er schon vielen Lebenden


Befreiung von geistigen Fesseln brachte, wird in stärkster Weise dazu beitragen,


daß dereinst die Nebel gespalten werden, und wenn dann in mächtigen Blitzen


der Himmel in hellem Lichte erstrahlen wird und gewaltige Donnerschläge ängst-


liche Gemüter schrecken mögen, dann werden viele, viele sich Blumenthals 


er-innern, und dann wird Blumenthals Geist nicht mehr über trüben Wassern


schweben, sondern in Millionen glücklicher Menschen wieder lebendig werden.


Wer sich das ewige Leben in dieser Form vorstellen kann, der wird sagen,


Blumenthal lebt in seinen Werken in verklärter Gestalt weiter, und dieses Leben


wird ein kräftiges, wirkungsvolles, revolutionäres Leben sein. Auf alle Fälle wird


es des Schwammes vieler Äonen bedürfen, um Blumenthals Namen von der


Tafel menschlicher Ereignisse völlig zu verwischen, aber schließlich, wie die


Wogen gewaltiger Stürme an den Küsten sich brechen und bis zur spiegelglatten


Fläche abebben, so werden auch die Stürme, die Blumenthals Geist heraufbe-


schwört, eines Tages in die Gefilde der Seligen münden. Sobald aber dies Ziel


erreicht ist, ist auch die Geschichte der Ereignisse, die dahin führten, vergessen.


Erst dann, wenn letzteres erfolgt, wird man Blumenthal zurufen können: Ruhe in


Frieden, Georg, heute aber sitzt Du wie der Cid Campeador fest im Sattel und


kämpfst an der Spitze eines siegesbewußten Heeres!


Ich persönlich stand seit fast einem Vierteljahrhundert mit Blumenthal in ewiger


Verbindung. Wir arbeiteten und kämpften zusammen. Wir ernteten kleine Erfolge


und große Mißerfolge. Zuweilen, wenn die Mißerfolge in allzu krassem Wider-


spruch standen mit unseren Hoffnungen, blinkten verstohlene Tränen in seinen


Augenwinkeln. Aber die Hoffnung gaben wir keinem Augenblick auf. Seine
Arbeiten waren immer durch die größte Gewissenhaftigkeit ausgezeichnet. 


Er schrieb niemals einen Satz nieder, den er nicht nach allen Seiten durch-
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dacht hatte, und unermüdlich war er in der Erfindung von Einwänden, um sie 


zu widerlegen. Oft dachte ich, wenn unsere sogenannten Wissenschaftler die


Ehrlichkeit und die Gewissenhaftigkeit Blumenthals sich zum Vorbild nehmen


würden, die Menschheit auf allen Gebieten mit Riesenschritten vorwärts 


marschieren müßte.


Diese peinliche Gewissenhaftigkeit war ein Produkt seiner allgemeinen geisti-


gen Einstellung, die ihn dahin drängte, sein Tun in Harmonie mit seinen Über-


zeugungen zu bringen. In diesem Sinne war er von vorbildlichem Ernst beseelt.


Die Unmöglichkeit, dem praktischen Leben christliches Gepräge zu geben, ohne


sich selbst dabei aufzugeben, hatte ihn frühzeitig dem Kirchenleben entfremdet.


Er konnte nicht heucheln. Er litt sehr unter der Unmenschlichkeit der göttlichen


Weltordnung. Die Widersprüche dieser göttlichen Ordnung mit unserem mensch-


lichen Empfinden sind zu kraß, oft direkt empörend. Wer als Mensch in Harmonie


mit der Natur leben will, muß vor allem diese Natur anerkennen. Diese Natur


aber anerkennen und das System des Fressens, um nicht gefressen zu werden


als natürlich, d. h. als göttlich zu bezeichnen, heißt sein Menschentum aufge-


ben, sich selbst zur Brutalität bekennen. Wie wahr das ist, ersehen wir aus der


Entwicklung, die die Dinge nehmen, wenn wir Christus, Gott den Sohn, auf des


Vaters Thron setzen und ihm das Regiment überlassen. Er schont alles, was


Gott, der Vater dem Untergang geweiht hat. Die Kranken und Schwachen, die


Letzten der Herde, die Alten, die sind es, auf die das System des Vaters es


abgesehen hat. Die will ER vor seinem Angesicht ausrotten, damit Platz wird für


andere, für stärkere, gesündere, glücklichere Exemplare, während Christus diese


Todgeweihten des Vaters mit all seiner Liebe umgibt, keinen vergißt und sich


über einen Krüppel, den er kümmerlich am Leben erhält, mehr freut als über


1000 Schmelings, die seiner Hilfe nicht bedürfen. Es war dann die Überlegung,


wohin solch christliches Vorgehen die Menschheit mit Notwendigkeit führen muß,


die Blumenthals nach Harmonie strebende Seele zerriß und sehr oft seine


Arbeitsfreudigkeit lähmte. Was hat es auch für einen Sinn, in einer Weltordnung


zu schaffen, wenn man den Grundgedanken dieser Ordnung, so weit man ihn


wenigstens glaubt, erkannt zu haben, mit Widerwillen ablehnt, ja verabscheut.


Wer wird sich in den Dienst eines Gottes stellen, den man im Grunde der Seele


haßt, ja, dem man sich moralisch überlegen wähnt. Man spielt dann die klägliche


Rolle Lucifers, der sich auch anmaßt, die auf Fressen und Gefressenwerden ein-


gestellte göttliche Weltordnung zu kritisieren und zum Dank dafür die Faust des


Stärkeren zu spüren bekommt. Georg läge nicht schon heute in dieser Kiste, er


wäre schön rund und wohlhabend, wenn er diese Idee der Harmonie des


Menschen mit der Natur als Utopie betrachtet, sich in diese Ordnung eingefügt,


sie sich, so wie sie ist, dienstbar gemacht hätte. Seht dort diese Lerche, die 


singend und jubilierend in den blauen Äther emporsteigt, immer höher und höher,


um dem
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Schöpfer ein Ständchen zu bringen. Omnis spiritus laudat deum, qui manet in
äternum. Ganz recht. Nun aber schaut, wie sie, erschöpft, sich wieder der Erde


nähert, wie sie noch ganz gefangen in der Erhabenheit ihres kleinen Gottes-


dienstes alle Vorsicht vergessend in den offenen Rachen eines Raubtieres 


landet. Viele haben solches oder ähnliches oft und oft erlebt, sind dann an ihre


Arbeit gegangen, haben Fuhren voller Kartoffel eingeheimst. Sie hielten sich über


das Ereignis nicht weiter auf. Oh, Georg, auch Du würdest heute noch Deine


Ernten einheimsen, lachend und singend, würdest mit allen anderen Geistern


Gott loben und preisen, wenn Du Dich der Faust des Stärkeren bedingungslos


unterworfen hättest. Oder glaubtest Du etwa, daß der Mensch eines Tages


Gottes Thron erstürmen wird, um sich selbst darauf zu setzen? Und würde es


dann nicht zugehen wie in Rußland, wo die Bolschewisten den Thron der


Kapitalisten erstürmten, um dann mit den Rezepten der vertriebenen Kapitalisten


weiter zu arbeiten? Auch eine menschliche Weltordnung wird ohne brutalste


Anwendung des Ausleseprinzips nicht auskommen. Nein, als Christ wird der


Mensch immer nur sterben, niemals aber leben können.


Blumenthal nannte sich mit Überzeugung Individualist und Egoist. Getreu 


seinem ernsthaften Charakter suchte er auch das zu sein und nicht nur zu 


scheinen. Selbst auf den delikatesten Gebieten persönlichen Lebens wollte er


seiner Grundeinstellung unter allen Umständen treu bleiben. Der Individualist


stellt sich selbst ins Zentrum allen Geschehens, ins Zentrum des Weltalls und


läßt Sonnen und Sterne, den Himmel mit allen Göttern um sich kreisen zur 


eigenen Verherrlichung. Er anerkennt nichts, was des Opfers integrierender


Bestandteile seiner Persönlichkeit wert wäre. Mit Erkenntnis und voll Stolz sagt


er mit Stirner: Mir geht nichts über Mich. Mit diesem Satz hat Blumenthal gar


machen vor den Kopf gestoßen und unendliche Debatten ausgelöst bei den von


kommunistischen, christlichen, sozialistischen, humanistischen Gedanken


Beherrschten und Besessenen. Wer nach Tageserfolgen hascht, der muß sich


hüten, in dieser Welt voll Heuchelei solch offene Sprache zu sprechen. Aber


Blumenthal kam es ja gar nicht auf ephemere Erfolge an. Die Echtheit seiner


Grunderkenntnisse wollte er immer wieder zur Debatte stellen. Und wie es so in


der Regel der Fall ist, der Gedanken- und Herrschaftskreis der Menschen, die


von Dogmen, moralischen Rezepten, von fremden Idealen beherrscht sind, ist


sehr klein umrissen, und meistens liegt an der Peripherie dieses Kreises ein


wüstes Gemenge geistiger und wirtschaftlicher Erwägungen, die zudem noch auf


Trugschlüssen aufgebaut sind. Diese Gedankenwelt dann anatomisch so zu zer-


legen, daß als Gerippe des Ganzen der Egoismus des Menschen aus dem Brei


idealistischer Heucheleien herausleuchtet, verstand Blumenthal wie kein anderer.


Der Egoismus. Wie wenige verstehen den Sinn dieses Wortes! Blumenthals
Verdienst ist es, Aufklärung über den Sinn dieses Wortes
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in die Massen getragen zu haben, den Egoismus in den Augen vieler rehabilitiert


zu haben. Der Egoismus als eine Eigenschaft kurzsichtiger, von Dogmen be-


sessener Menschen zeigt sich uns allerdings als das, was unter diesem Worte


allgemein verstanden wurde, als eine Gefahr für unser persönliches Glück. Aber


der Egoismus des Individualisten wirkt sich ganz anders aus entsprechend der


Individualität des Einzelnen. Die Individualisten reagieren jeder für sich auf 


eigene Weise, und so wirkt sich der Egoismus auch auf tausend oft absonder-


liche Weisen aus. Sich selbst treu bleiben können, das ist das Glück des 


individualistischen Egoisten. Sich völlig ausleben können, sich seiner Sache
völlig hingeben können, sich auch für seine Sache wie Giordano Bruno ver-


brennen, für seine Sache sich wie Christus kreuzigen zu lassen, das ist des


Lebens höchster Genuß, das gehört zu den Gütern, zu den Lebensfreuden, die


der Egoist allein sich vorzustellen vermag. In diesem Sinne wird auch nur allein


der Egoist für die Neugestaltung unserer Gesellschaftsordnung zu haben sein,


denn er allein vermag den Satz uneingeschränkt als richtig anzuerkennen, daß


er sich nur glücklich fühlen kann in einer Welt, die allen die Möglichkeit bietet,


glücklich zu sein. Der Egoist ist für die Herstellung des Bürger- und Völker-


friedens, für Gerechtigkeit, für die Schaffung einer völlig glatten Arena, wo es 


für den Kampf ums Dasein keinerlei Vorrechte mehr gibt. Wie er die Lüge als 


seinem Glücke abträglich haßt, so front er der Wahrheit, der unbedingten


Wahrhaftigkeit, und wenn er diese Fron bis zur Selbstopferung treibt, so wider-


spricht er in keiner Weise seinem Grundsatz, daß sich alles um ihn zu drehen,


sich vor ihm zu verbeugen hat, denn hier identifiziert er die Wahrheit mit sich
selbst, hier opfert er ja seiner Sache. Der sich selbst treu bleibende Egoist,
sofern er tief zu schürfen versteht, ist nichts anderes als das fleischgewordene


Streben nach Wahrheit und Erkenntnis, und die einzige Kraft, die ihn beseelt, ist


der Wahrheitstrieb, der allen Menschen eigen ist, dem sich aber in dieser Welt


voll Heuchelei nur heroische Naturen hingeben können.


Liebe Freunde und Zeitgenossen: Durch all sein Tun hat sich bei mir die Über-


zeugung festgesetzt, daß, wenn die Umstände es von Blumenthal verlangt 


hätten, er stets bereit gewesen wäre, der Idee, die er vertrat, auch den letzten


Dienst, das letzte Opfer zu bringen, und ich würde es feiern, wenn in Zukunft der


Name Blumenthals erwähnt wird, sich Ihnen das Bild eines Menschen ent-


schleiert, der auch Angesichts des brennenden Scheiterhaufens die Fahne des


Egoismus und Individualismus hochhält und seine letzten Kräfte zusammenrafft,


um seinen Henkern durch heroisches Benehmen Achtung mit der Hoffnung 


abzutrotzen, daß ihnen dadurch vielleicht ein kleiner Schimmer seiner tiefen


Erkenntnisse aufleuchten wird zum Nutz und Frommen künftiger Geschlechter.


dixi.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Über Strafe oder Schutz


Die Strafgesetze wollen zumeist mehr, als den „Verbrecher“ unschädlich


machen. Man will, wie das Wort schon andeutet, man will „strafen.“ Teils als


Sühnung der göttlichen Weltordnung, teils als Abschreckung gegen weitere


Verbrechen. Mit der Strafe verbindet man auch noch die Hoffnung einer


Besserung des Verbrechers. Auch der Wunsch nach Vergeltung mag oft eine


Rolle spielen, beim Richter, der das Gesetz anwendet und bei den Gesetz-


gebern, die das Gesetz ausarbeiten. Der Rachegeist gibt so der Strafe den 


barbarischen Charakter des Selbstzweckes.


Alle diese Gesichtspunkte sind faul und müssen fallen gelassen werden. Die


Sicherung gegen die Untaten der Verbrecher mag einziger Zweck der Strafe


sein, wenigstens in einer Gesellschaft von Nichtsadisten. Schutz vor Dieben und


Mördern, Schutz vor falschen oder gefärbten oder unterschlagenen politischen


Zeitungsnachrichten, Schutz vor Schutzzöllnern, Schutz vor Inflations- und


Deflationspolitikern, vor Kriegs- und Goldwährungsaposteln, Unschädlich-


machung der Verbrecher, das ist´s, was mit der Strafe allein erreicht werden 


sollte. Alles übrige, Rache, Sühne, Vergeltung, Gerechtigkeit und Ungerechtig-


keit, es sind, wie Goethe sagte, nur Lumpereien. Wir quälen Menschen ohne


irgend einen Vorteil für die Gesellschaft. Noch nie ist ein Mensch im Zuchthaus


gebessert worden, und den Körper des Verbrechers benutzen, ihm Schmerzen


zufügen, um andere abzuschrecken, das ist eine Praxis, die sich in keiner Weise


von den Taten der Verbrecher unterscheidet. Sie ist meines Erachtens das 


größte aller Verbrechen. Der Mörder tötet, um sich einen praktischen Vorteil zu


verschaffen. Der Richter straft der Abschreckung wegen, also um einen Zustand


zu schaffen, den man sonst durch Vermehrung der Ausgaben für Nachtwächter


erreichen würde, schließlich also auch nur des Geldes wegen. Der eine vergreift


sich am Körper des Menschen, um Geld zu bekommen, der andere tut dasselbe,


um Gald zu sparen. Ein Unterschied ist hier nur mit dem Mikroskop wahrzu-


nehmen.


Man straft wegen begangener Taten. Auch das ist falsch. Denn solche Strafe


ist für alle Beteiligten nutzlos. Dem Sträfling bringt die Strafe keinen Nutzen, und


die Gesellschaft hat nur Geldausgaben davon. Strafe kann nur im Hinblick auf


weitere vom Verbrecher zu erwartende Taten einen praktischen
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Sinn haben, sofern Strafe soviel bedeutet wie Unschädlichmachung des


Verbrechers.


So kann also bei der Beurteilung und Verurteilung des Verbrechers nur die eine


Frage unser Interesse erwecken: Haben wir von diesem Verbrecher weitere


Untaten zu erwarten, und wie schützen wir uns vor diesen? Muß die erste Frage


verneint werden, so hat die Bestrafung keinen Sinn, und nichts steht dem entge-


gen, daß wir den Sünder in Freiheit setzen, mag auch das von ihm verübte


Verbrechen uns noch so sehr empören. Unschädliche Verbrecher kann nur ein


Sadist bestrafen, ein Mensch, dem die Schmerzen eines anderen Befriedigung


verschaffen. Wenn Haarmann bei seinem letzten Verbrechen etwa das


Augenlicht verloren hätte, welchen Sinn hätte es dann noch gehabt, den Mann


zu töten? Ich habe noch nie gehört, daß von Blinden Verbrechen begangen 


werden. Trotzdem hätten die Strafgesetze den erblindeten Haarmann gewiß 


zum Tode verurteilt.


So sollte man also das Strafen völlig aufgeben und nur allein die Sicherung


beim Urteilsspruch reden lassen. Das Wort „Strafe“ soll fallen gelassen werden


und durch „Sicherung“ ersetzt werden. Nicht Strafrichter, sondern Sicherungs-


agenten sollen die Strafrichter heißen. Alle begangenen Verbrechen sind straffrei.


Nur die durch die Tat geschaffenen Verdachtsgründe geben dem Versicherungs-


agenten das Recht, in die persönliche Freiheit des Verbrechers einzugreifen.


Daß, wenn man den verbrecherischen Gedanken der Abschreckungsfrage fallen


gelassen hat, die Sicherung vor dem Verbrecher nicht notwendigerweise mit


Quälereien verbunden zu sein braucht, versteht sich von selbst. Die Quälerei, die


mit der Freiheitsberaubung verbunden ist, mag vielleicht praktisch nicht gänzlich


zu vermeiden sein, sie ist aber niemals Zweck, sondern lediglich eine unver-


meidliche Nebenwirkung der Sicherung.


So betrachtet, wird man zunächst mal alle diejenigen Verbrecher, die physisch


unfähig sind oder in der Haft unfähig geworden sind, weitere Verbrechen zu


begehen, an die Luft setzen können. Das ist gewiß ein nicht unbedeutender


Prozentsatz der Inhaftierten. Und unter den vielen wird sich vielleicht auch ein


völlig unschuldig Verurteilter befinden.


Befreien wir den Richter von dem Ballast, womit die Frage der Gerechtigkeit,


der Vergeltung und der Abschreckung das Urteil beschwert, so wird dieser um so


größere Aufmerksamkeit
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der für die Gesellschaft allein wichtigen Frage der Sicherung widmen können.


Und zwar der Frage der quallosen Sicherung.


Es sind keine Sentimentalitäten, die mir diese Ausführungen diktierten. Wer


den Schaden richtig bewertet, den die Verbrecher anrichten, den Schaden z. B.,


den in Deutschland die für die Inflation verantwortlichen Staatsmänner, Politiker


und Parlamentarier verursacht haben, wer das unsägliche Elend beobachten


konnte, den die Inflation, diese leichtfertigste Finanzpolitik, über Greise, Kranke,


Witwen und Mündel gebracht hat, der verliert die Lust, solche Verbrecher mit


Sentimentalität zu behandeln. Aufs Rad mit diesen Staatsmännern, das ist der


Schrei, der bei diesem Anblick unserer Brust entfährt. Und gewaltige Selbstbe-


herrschung gehört dazu, um nicht nach den Mitteln der Strafrichter zu rufen.


Betrachtet man aber auch dieses Verbrechen mit ernüchternder Distanz, so ruft


man auch schon dem Scharfrichter zu: Hände weg vom Fallbeil. Laßt die


Schlingel laufen. Es ist wohl dafür gesorgt, daß diese „Staatsmänner“ kein 


zweites Mal die Verfügung über die Notenpresse erhalten werden. Und da


begangene Verbrechen straffrei sein sollen und weitere Verbrechen von diesen


Männern nicht zu erwarten sind, so liegt kein Grund vor, besondere Sicherungs-


maßnahmen gegen diese Männer zu ergreifen. Also lassen wir selbst diese


virtuell größten aller Verbrecher gänzlich ungeschoren.


(Aus einem Brief Gesells an das Argentinische Tageblatt)
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Die Reparationslasten im Lichte der Lohntheorie.


I.


Die Frage, wieviel Deutschland an Reparationen wird zahlen müssen, ist für


die große Masse unserer Mitbürger vor allem darum und leider fast nur insoweit


interessant, als sie auch die weitere Frage aufwirft, wer für die Zahlung der


Reparationssteuern wird herangezogen werden können und herangezogen wer-


den müssen. Falls die Regierung zu schwach sein sollte, um direkte Steuern


auszuschreiben und falls sie dann zu indirekten Steuern ihre Zuflucht nehmen


sollte, würde es sich dann darum handeln, wo und bei wem im Abwälzungs-


prozeß diese indirekten Steuern als tote Last liegen bleiben müßten. Wer dann


glaubt, den Steuerbehörden gegenüber unantastbar zu sein, dem ist die Höhe


der Milliardenzahl, die jetzt endgültig festgestellt werden soll, völlig gleichgiltig.


Ein Solidaritätsgefühl zwischen diesen Unantastbaren und den Packträgern der


Reparationslasten besteht nicht. Der Unantastbare wird vielleicht gar den


Lastträger noch auslachen, wenn dieser ihm den Reparationssteuerzettel 


weinend vorzeigt.


Nun ist es allerdings wahr, daß nur sehr wenige sich zu diesen Unantastbaren


zählen. Ganz allgemein ist die Ansicht verbreitet, daß an den Reparationen das


ganze Volk beteiligt sein wird, ein jeder nach seinem Einkommen und Vermögen.


Und wenn auch mancher Habenichts sich sagt: Bei mir ist ja nichts zu holen, und


wo nichts ist, da hat der Kaiser sein Recht verloren, so drückt ihn doch wieder


der Gedanke, daß der Reparationsträger am Ende gar nicht in der Lage sein


wird, ohne Lohndruck die ihm zugedachten Reparationssteuern zu zahlen, oder


daß die zu erwartenden indirekten Steuern für ihn unabwälzbar sein
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könnten. Er wird z. B. auf die Lohnsteuer hinweisen und sagen: Diese Steuer


verdanken wir den Reparationslasten; er wird auf den Zigarettenpreis, der auf


den Kanarischen Inseln gezahlt wird, hinweisen und sagen: Weil die Reparation


unsere Regierung zwingt, die Zigaretten zu besteuern, muß ich für meinen Tabak


dreimal höhere Preise zahlen als der Kanarier.


Selbstverständlich ist die Frage, die uns hier beschäftigt, auch für die Reichs-


und Staatsbeamten wichtig, ebenso wie für die Einschätzung aller deutschen


Wertpapiere und Aktien, wie auch für die Entwicklung der Grundrenten in Stadt


und Land und für die Höhe des Zinsfußes.


Können uns nun die Theorien, die in unserem freiwirtschaftlichen Schrifttum


entwickelt sind, so viel Einsicht in das scheinbare Wirrwar obiger Fragen gewäh-


ren, daß wir die kommende gesetzliche Reparationslastenverteilung von diesen


theoretischen Erkenntnissen führen lassen und uns dadurch vor Schaden


bewahren? Es wäre schön, wenn es so wäre, aber, aber... Man vergesse nicht,


daß die Theorie auf rationelles Handeln der Wirtschaftenden eingestellt ist, nicht


aber Rücksicht nehmen kann auf alles, was irrationell, idiotisch, kriminell ist. Für


rationelles Handeln gibt es immer nur eine Formel, und zwar die, die optimale


Ergebnisse liefert. Diese allein wird durch die Theorie gedeckt. Für idiotisches


Handeln gibt es Millionen, unendlich viele Formeln, die alle falsch sind. So hat


wahrscheinlich mancher guter Bürger, der die Folgen einer Inflation und Deflation


kannte, sich wirtschaftlich falsch eingestellt, weil er es für unmöglich hielt, daß


das Volk der Denker wirtschaftliche Schwierigkeiten mit Geldpapier, mit dem


Hilfsmittel der Verbrecher, Idioten und Falschspieler jemals würde bekämpfen


wollen. Seine Theorie war schon gut, aber seine moralische Einschätzung der


Staatsgewalten war falsch. Idiotische Staatsmänner und volkswirtschaftliche


Theorien bilden einen unlösbaren Widerspruch.


Nach dieser Warnung, der um so mehr Gewicht beizulegen wäre, je mehr in


Zukunft die Gesetzgebung den demokratischen, d. h. proletarischen Massen


ausgeliefert werden wird, wollen wir versuchen, mit dem Lichte unserer Theorien


die Frage zu beleuchten, wer zu guter Letzt sich in Deutschland als Lastträger


der Reparationen zu betrachten haben wird, sowohl dann, wenn es rationell, als


auch dann, wenn es irrationell zugeht, wobei ich die Erklärung vorausschicken


will, daß ich als rationell die Steuer bezeichne, die von demjenigen wirklich


bezahlt wird, dem sie vom
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Gesetz zugedacht wurde. Die Lohnsteuer z. B. wäre rationell, wenn der Prole-


tarier sie nicht durch erhöhte Lohnforderungen abwälzen könnte, anderenfalls


wäre sie als irrationell zu bezeichnen, insofern als der Abwälzungsprozeß die


Steuerkraft des Volkes um den ganzen Betrag seiner Kosten schmälert. Es wird


z. B. heute nicht selten vorkommen, daß 100 M., die dem Reich aus den


Lohnsteuern zufließen, auf dem langen Abwälzungsprozeß beim Konsumenten


der Fertigware auf 200 M. angewachsen sind, was für den Konsumenten genau


dasselbe ist, wie wenn er mit 200 M. besteuert würde, trotzdem das Reich nur


100 M. eingenommen hat und niemand an der Lohnsteuerquittung mehr verdient


hat als an irgendeiner anderen Ware. (Die Quittungen abwälzbarer Steuern 


werden von den Kaufleuten genau so behandelt wie die Rechnungen der


Lieferanten, d. h., sie werden mit dem gewöhnlichen Handelsprofit belastet 


weitergegeben.)


Für die Beantwortung der Frage, wer die Reparationslasten letzten Endes wird


zahlen müssen, werden wir uns selbstverständlich der Theorien der Güterver-


teilung bedienen müssen, also der Theorie des Lohnes, des Zinses, der


Grundrente, wie sie in der freiwirtschaftlichen Literatur dargestellt sind. Diese


Theorien haben sämtlich die Feuerprobe, der sie durch die Inflation, die Deflation


und die zahllosen gesetzlichen Pfuschereien ausgesetzt wurden, aufs glänzend-


ste bestanden, so daß ein Zweifel an ihrer objektiven Richtigkeit nicht mehr


gestattet werden kann. Nun sagt die Theorie in bezug auf die den Lohn bestim-


menden Faktoren, daß sich der Lohn ganz allgemein – in den durch Freizügig-


keit verbundenen Ländern – danach richtet, was der Arbeiter auf Freiland ver-


dienen kann, daß alles, was den Arbeitsertrag des Freiländers erhöht, unmittel-


bar auch die Sätze der ganzen Lohnskala erhöht, und daß solche Lohnerhöhung


unabwälzbar ist, also nicht wieder vom Kapital in irgendeiner Form wiederge-


wonnen werden kann, sich also in einer entsprechenden Senkung der Grund-


renten auswirken muß. Der Arbeitsertrag des Freiländers ist in den letzten


Jahren gestiegen, und die Wirkung ist nicht ausgeblieben. Durch den Gebrauch


des Automobils sind in den U. S. A., in Sibirien, in Australien, in Kanada, in


Argentinien, in Afrika, in Mesopotamien usw. ungeheure Strecken Land mit den


Eisenbahnen, Flüssen, Seehäfen verbunden worden, so daß sich überall das


Verhältnis zwischen Angebot von Land und Angebot von Menschenkräften zu


ungunsten der Landbesitzer verschoben hat. Dieser Umstand hebt
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den Lohn und drückt auf die Grundrente. Und zwar ist dieses Überangebot von


Land sehr groß geworden, und der Druck auf die Grundrente ist entsprechend


auch sehr stark. Die Not unserer sogenannten Landwirte, d. h., die Not unserer
Agrarier hat keinen anderen Grund als diesen. Die Grundbesitzer müssen ohne


Rücksicht auf die alte Rentabilität jetzt Löhne bewilligen, die den Arbeiter davon


abhalten, auszuwandern. Das aber will heute etwas heißen. Der Arbeiter liest die


Berichte, die ihm seine Verwandten und Freunde aus Kanada, den U. S. A., 


aus Argentinien und Australien schicken, und er erfährt, daß das Leben des


Kolonisten, auch des Hinterwälders, infolge von Radio und Auto gar nicht mehr


mit früher zu vergleichen ist. Sobald nun Lohnfragen an ihn herantreten, erinnert


er sich dieser Berichte, die er den Herren Grundbesitzern unter die Nase hält.


Will der Grundbesitzer die besten Arbeiter nicht sofort verlieren, so bleibt ihm


nichts anderes übrig, als zu zahlen. Zwar das Automobil, die Ölkraft kommt ja


auch unserem Grundbesitzer zugute. Das Arbeitsprodukt ist größer. Aber noch


größer sind die Vorteile, die der Freiländer davon hat.


Der Traktor, der die Schollen 30 und 40 cm tief aufbricht, der das ärgste


Wurzelwerk bebuschter Steppen zerreißt, leistet in einigen Monaten die Arbeit,


die der Kolonist früher mit Hacke und Axt in einem ganzen Leben nicht beendete,


und schon die erste Ernte liefert dem Kolonisten das Geld, womit er den auf


Kredit gekauften Traktor mit Überschuß bezahlen kann. Was will da noch der


deutsche Grundherr mit seiner Forderung nach Wiederherstellung der Renta-


bilität? Er fordert Schutzzölle und tritt damit in den alten circulus vitiosus. Er


zwingt damit die Industrie, ihrerseits Schutzzölle zu fordern, zwingt die Eisen-


bahn, die Tarife zu erhöhen, zwingt die Industriearbeiter, die verteuerte


Lebenshaltung durch neue Lohnforderungen auszugleichen, so daß schon nach


kurzer Zeit der Grundbesitzer gestehen muß, daß die Schutzzölle seine Lage


verschlechterten, statt sie zu bessern. Wenn er klug ist, so wird er sich sagen,


daß alles, was er und andere auch vorschlagen mögen, nur Palliativmittel sind,


daß die Not der Grundrentner nicht zu kurieren ist, daß die Krankheit, die sie


befallen hat, diesmal sehr tief begründet ist, viel tiefer als damals, als Deutsch-


land zur Goldwährung überging und damit der Preis des Getreides von 240 auf


130 gedrückt wurde.


Heute hilft hier kein Bimetallismus, keine Papiergeldpfuscherei. Der Ölmotor,


die Errungenschaften der Technik sind diesmal schuld an der Not der Grund-


rentner, und diese Technik kann nur
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noch größere Fortschritte machen. Bis dahin hieß es immer: Der Grundrentner


sackt alle Vorteile wissenschaftlicher, kaufmännischer, technischer Fortschritte


ein. Diesmal ist es aber anders verlaufen, weil diese Fortschritte unmittelbar das


Freiland erschließen. (Man hat heute Gelegenheit, im Film von Colin-Roß das


Lastauto, den Traktor der Kolonisten bei der Arbeit zu beobachten.) Und je höher


der Arbeitsertrag auf Freiland – um so höher der Arbeitslohn.


Nun fragen wir hier: Was will in solcher Lage Meister Staat tun, um die


Reparationslasten auf sichere Schultern abzubürden? Will der Staat dem Arbeiter


auch nur einen geringen Teil dieser Last aufbürden, so weist dieser Arbeiter auf


das große Schiff, das dort in Bremen und Hamburg auf ihn wartet und ihn für


weniger als den Betrag eines Monatslohnes als Kajütpassagier bei bester


Verpflegung ins Land der „unbegrenzten Möglichkeiten“ zu bringen verspricht.


Versucht der Staat es dennoch, so reagiert der Arbeiter sofort mit neuen


Lohnforderungen, oder er macht die Drohung wahr, er wandert aus, die besten


voran. Und wie bekämpft dann der Staat noch die Not der Grundrentner? Alle


Lasten, die der Staat zu Reparationszwecken dem Arbeiter aufzubürden suchen


wird, wirken sich unmittelbar aus in ... verstärkter Not der Landwirtschaft, die, wie


es scheint, dem Staat schon heute so große Kopfschmerzen macht. Der Staat


mag es ja versuchen, er mag auch eine kurze Weile noch einiges aus der


Lohnsteuer (direkte wie indirekte Lohnsteuer) herausholen, weil es sich hier um


einen Entwicklungsprozeß handelt, der etwas Zeit braucht. Aber was bedeutet


das gegenüber den langen Jahren und Jahrzehnten, die die Reparationen


umfassen werden? Wobei noch das zu beachten bleibt, was ich zu Anfang von


den irrationellen Steuern gesagt habe.


Also nein! Der Arbeitslohn muß bei der Verteilung der Reparationslasten ganz


aus dem Spiel gelassen werden. Je strenger nach dieser Erkenntnis gehandelt


wird, namentlich auch bei der Beratung indirekter Steuern, die von schwachen


Regierungen immer bevorzugt werden, je entschiedener man von irrationellen


Steuern absehen wird, um so besser wird es um den Beutel derer bestellt sein,


die letzten Endes doch alles bezahlen müssen und bezahlen werden, die


Grundrentner und Sachwertbesitzer. Deutschland hat schon einmal eine


Auswanderung gehabt von nahezu 300 000 Menschen in einem Jahr. Das war


zu einer Zeit, wo der Auswanderer qualvolle Tage als Zwischendeckler zu 


ertragen hatte und einer sehr unsicheren Zukunft entgegen


158







fuhr, wo auch das Reisegeld nur durch jahrelange äußerste Sparsamkeit zusam-


mengebracht werden konnte. Heute ist die Reise des Auswanderers direkt zu


einem Vergnügen geworden, und das Reisegeld spielt nur mehr eine sekundäre


Rolle. Warum also sollte jetzt die Auswanderung nicht noch einmal solche Ziffer


erreichen können? Man hüte sich also, durch Reparationslasten beim Arbeiter


die Lust nach einer Spazierfahrt ins Ausland zu erwecken, von der er wahr-


scheinlich nur noch einmal zurückkommen wird, um seine Braut, seine Brüder,


seine Freunde abzuholen. Die Welt ist groß, es ist schön überall, und der 


deutsche Arbeiter ist wohl angesehen in der ganzen Welt und jetzt nach der 


militärischen Niederlage erst recht. Man sagt, daß Spanien durch das Versengen


einiger 1000 Ketzer die führenden Köpfe verloren habe und daß hier die Ursache


zu suchen sei für den Sturz aus der Höhe einer vielversprechenden Kultur. Mag


sein, daß die Autodafés wirklich stark nach dieser Richtung gewirkt haben,


obschon es sich wahrscheinlich nur um einen unter vielen mitwirkenden Faktoren


handeln wird. Aber uns mag das zu denken geben. Denn die 300 000 Aus-


wanderer von damals waren sicher zu den Besten zu zählen, mutige, unter-


nehmende Männer. Die Auswanderung wirkt viel stärker kontraselektorisch als


der Krieg. Die Granate, die da inmitten eines Bataillons platzt, wählt nicht. Es


sind nicht die Besten, wie man zu sagen pflegte, die da ins Massengrab 


verscharrt werden. Um die zehn Millionen Mann zusammenzubringen, die


Deutschland ins Feld schickte, konnte von einer Selektion gar nicht mehr die


Rede sein. Alles mußte mit. Ganz anders ist es mit der Auswanderung. Hier kann


die kontraselektorische Wirkung nicht geleugnet werden, wenn es sich auch nur


für das Auswanderungsland um eine solche handelt, wenn es sich auch nur um


eine Umlagerung handelt. Aber für die Zurückbleibenden, für die Summe der


Reparationen handelt es sich nicht mehr um eine einfache Umlagerung der


Besten, sondern um einen Verlust, um den Verlust der Besten. Man frage die


Unternehmer, was sie von einer solchen Auswanderung halten. Sie werden alle


sagen, daß, wenn die Besten wegziehen, sie dann einpacken können. Ein Volk


kann, wie Europa das gezeigt hat, jahrtausendelang Krieg führen, ohne auf-


fallenden Schaden zu leiden. Würde die Auswanderung Europa ebensoviel


Menschen gekostet haben wie der Krieg, dann wäre Europa jetzt von Idioten 


und Kretinen bewohnt. Man vergleiche z. B. die Bevölkerung der englischen


Kolonien mit dem in England zurückgebliebenen Rest,
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dann weiß man, wie die Auswanderung wirkt. Und von Kretinen wird man doch


nicht erwarten können, daß sie Summen aufbringen wie die, die uns demnächst


die Reparationssachverständigen nennen werden. So wiederholen wir also die


Warnung:


Hütet euch davor, die Proletarier mit Reparationssteuern zur Auswanderung zu


veranlassen! Die Sachwerte und die Grundbesitzer können nur so lange als


zuverlässige Steuerobjekte betrachtet werden, wie die Masse des Volkes nicht


zurückgeht. Beim jetzigen „katastrophalen“ Geburtenrückgang sieht es schon


bedenklich genug aus. Würde der Geburtenrückgang noch von einer starken
Auswanderung begleitet sein, so würden dadurch allein schon alle rechnerischen
Unterlagen der Expertenkommission jeden Wert verlieren. Die Tragfläche für die


Reparationslasten sollte durch Geburten, durch Einwanderung und Lebensver-


längerung nach Möglichkeit erweitert werden, aber nicht umgekehrt [Bei dieser


Gelegenheit möchte ich unseren zur Reparationskommission entsandten Experten den Rat geben,


vor allem auch in Anbetracht des gewaltigen, immer noch zunehmenden Geburtenrückgangs, dafür


zu sorgen, daß die von Deutschland zu zahlende Summe auch davon abhängig gemacht werde, wie


sich die Zahl der Einwohner Deutschlands entwickelt, ähnlich wie auch im Dawesabkommen ein


Wohlstandsindex und ein Warenpreisindex vorgesehen wurde. Ein Volk von 60 oder 50 Millionen


kann selbstverständlich nicht dasselbe leisten wie ein Volk von 70 oder 100 Millionen. Wie es in die-


ser Beziehung mit dem Volk in Deutschland steht und wie nötig solche Klausel wäre, mögen unsere


Experten aus den unheimlichen Aufsätzen im Dezemberheft der Zeitschrift für Volksaufartung erse-


hen. Nach der Statistik muß man mit der Möglichkeit rechnen, daß die Zahl des in Deutschland


lebenden Volkes lange vor Ablauf der Reparationstermine von 65 auf 50 Millionen und weniger


zusammengeschmolzen sein wird.]. Durch Steuern werden wir die Lebensdauer des


Arbeiters nicht verlängern, die Reparationssteuern werden den Arbeiter auch


nicht zu einer stärkeren Kinderzeugung veranlassen, und die polnischen Arbeiter


wird man durch Reparationssteuern nicht anlocken, sondern vertreiben.


Wie die Reparation auf die Sachwerte und auf die Grundrentner (nach Aus-


schaltung des Lohnes die einzig übrigbleibenden Lastträger für die Reparatio-


nen) wirken werden und was bei ihrer Verteilung zu berücksichtigen ist, das 


werden wir in einem folgenden Artikel zeigen.


hélas.


[Pseudonym für S. Gesell]
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Der Tragkörper für die Reparationslasten.


II.


In der vorigen Nummer wurde gezeigt, daß der Proletarier und sein Lohn nicht


als Steuerobjekte für die Reparationslasten betrachtet und behandelt werden


können, nicht etwa aus soziologischen, moralischen, rechtlichen und gerecht-


lichen Gründen, sondern ganz einfach aus denselben Gründen, warum man


auch Gold und Diamanten nicht besteuern kann. Jeder weiß, daß das Gold die


Flucht ergreift, wenn man versucht, es zu besteuern. Und zwar sind es dann die


besten, vollwichtigen Münzen, die an der Tete marschieren. Und so ist es auch


mit dem Proletarier. Zwar kann man, was beim Gold nicht möglich ist, die


Auswanderung verbieten (s. Mussolinis Auswanderungspolitik). Aber wir in


Deutschland, die härter als irgendein anderes Volk die Knute der Leibeigenschaft


zu spüren bekommen haben, erachten die revolutionäre Errungenschaft der


Freizügigkeit als unser kostbarstes Gut, und es ist kaum anzunehmen, daß ein


Auswanderungsverbot noch durchzuführen wäre. Ein solches Verbot würden


übrigens auch die Reparationsgläubiger nicht zulassen, denn das deutsche


Handelsvolk braucht die Freiheit, um zu gedeihen und um bezahlen zu können.


(Auf allen deutschen Schiffen finden sich Passagiere, die als Monteure ins


Ausland verkaufte Maschinen begleiten. Andere, viele gehen in Begleitung von


Musterkoffern, Zuchttieren und anderen wertvollen Ladungen. Wer also aus-


wandern will, braucht nur sich als Monteur, als Geschäftsreisenden, als


Tierzüchter auszugeben. Ohne die deutschen Geschäftsreisenden bricht aber


der ganze fein ausgeklügelte Reparationsapparat mitsamt der Wirtschaft zu-


sammen.) Mit der Auswanderungsgefahr wird man also bei der Verteilung der


Reparationslasten unbedingt rechnen müssen.


Mit dieser Ausschaltung des Proletariats (3/4 des ganzen Volkes) aus dem


Tragkörper der Reparationen ist die Frage, wer oder was die Reparationen


schließlich zu bezahlen haben wird, sehr einfach und sicher zu beantworten. Das


Kapital muß blechen, und zwar das immobile Kapital. Alles, was die Kapitalflucht


nicht mitmachen kann. Alles, was niet- und nagelfest an die deutsche Scholle


geschmiedet ist. Alles, was nicht in Kisten verpackt als Ausfuhrgut verschickt


werden kann. Das muß zahlen. Die sichtbaren, greifbaren, immobilen Sachwerte.


Und sie werden auch dann zahlen müssen, und zwar mit schweren Unkosten,


wenn man etwa versuchen sollte, hintenherum mit in-
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direkten Steuern die Lasten auf andere, irgendwelche andere Steuerzahler ab-


zuwälzen.


Die Heranziehung des Mobilvermögens zu den Steuern bietet immer große


Schwierigkeiten, weil man hier nie richtig feststellen kann, wer der Besitzer ist.


Mobilvermögen heißt bewegliches Vermögen, Vermögen, das von Hand zu Hand


geht und seiner Natur entsprechend auch gehen muß, wenn die Wirtschaft


gedeihen soll. Man kann aber nicht die Kisten, Säcke, Frachtschiffe, Güterwagen


und Koffer von Steuerbeamten begleiten lassen und alles mit Steuermarken


beklecksen. Außerdem würden alle diese Steuern abgewälzt werden als indirekte


Steuern. Auf wen aber? Alle diese indirekten Steuern fließen wie das Wasser


bergab, und unten breiten sich wie ein Meer die Liegenschaften aus, die das mit


Steuern gesalzene Wasser aufnehmen müssen. Aber man kann von der Einzel-


besteuerung der Gegenstände des Mobilkapitals absehen und dafür unter


Benutzung der Vermögenssteuererklärung die Eigentümer dieses Kapitals zu


den Reparationen heranziehen und zwar klugerweise mit einer einmaligen


Vermögensabgabe. Eine solche Steuer ist schon oft seit Kriegsende vorgeschla-


gen worden. Sie ist nicht abwälzbar, sie muß vom Vermögen abgeschrieben wer-


den. In kluger Erwartung solcher für die Reparationen nötigen Vermögensabgabe


werden manche Besitzer solchen Mobilkapitals durch fiktive Dollaranleihen ihr


Vermögen unter den Schutz der amerikanischen Blockademarine gestellt haben.


Buchmäßig sind die Besitzer dieses Vermögens jezt Ausländer. Vermögens-


konfiskationen würden darum hier ganz sicher zu diplomatischen Beschwerden


führen, die im Hinblick auf die amerikanischen Marinegeschütze nicht auf die


leichte Schulter zu nehmen sind. Wie man es in solchen Fällen macht, das


haben wir ja selbst s. Z. den Venezolanern gezeigt. Die amerikanischen


Bankiers, die Deutschland zur Sicherung ihrer Finanzoperationen den Krieg


erklärten, würden wohl kaum vor einer neuen Kriegserklärung zurückschrecken,


wenn wir jetzt versuchen wollten, das in Deutschland effektiv und fiktiv angelegte


amerikanische Kapital zu den Reparationslasten heranzuziehen. Auch würde der


deutsche Kredit in der ganzen Welt geschädigt werden, wenn die Nachricht 


verbreitet würde, daß alles, was nach Deutschland geschickt wird, dort einer 


scharfen Vermögenskonfiskation unterworfen wird. Wer würde da noch den Mut


haben, eine Schiffsladung Getreide nach Deutschland zu schicken? Dann müßte


Deutschland für alles, was es aus dem Ausland bezieht, das Geld vor-


162







ausschicken, was im Hinblick auf die schon bestehende Kapitalknappheit gewiß


neue und große Schwierigkeiten bereiten würde.


Dieses Mobilvermögen spielt den Immobilien gegenüber auch nur eine unter-


geordnete Rolle. Viel ist da nicht zu holen, unter Berücksichtigung der eben


genannten Schwierigkeiten ist da sogar nur sehr wenig mehr zu holen. Den


eigentlichen Tragkörper für die Reparationslasten werden die Immobilien herge-


ben müssen. Diese sind sichtbar, greifbar, fest verankert. Man braucht bei der


Besteuerung dieser Objekte keine Geschäftsbücher zu durchforschen. Man


braucht überhaupt nicht zu fragen, wer die Besitzer sind. Da steht ein Haus. An


der Tür ist der Steuerbescheid angeheftet. Sache des Eigentümers ist es, die


Steuerquittung rechtzeitig neben den Steuerzettel anzubringen. Da steht ein


Wald, ein Acker, ein Bergwerk, eine Fabrik, ein Schiff. Ein weithin sichtbares


Plakat gibt der Welt und dem Eigentümer kund, mit wieviel das Objekt für die


Reparationen belastet wurde. Und solange die Steuerquittung nicht auf dieses


Plakat angebracht wird, weiß jeder, daß das Objekt der Steuerbehörde ver-


pfändet bleibt. Bei den Mobilvermögensteuern muß der Staat hinter den Eigen-


tümern herlaufen. Bei den Liegenschaften ist es umgekehrt. Man faßt so das


Steuer-objekt direkt an der Wurzel. Wer der Besitzer ist, ist gleichgültig, und ob


das Objekt mit Hypotheken, Pfandbriefen, Obligationen usw. belastet, verpfändet


ist, ist auch gleichgültig. Darum bleiben auch die Aktien, Pfandbriefe, das ganze


papierne Vermögen, das übrigens auch immer schwer zu erfassen ist, steuerfrei.


Wer das Steuerobjekt an der Wurzel faßt, darf die Besitztitel nicht noch einmal


besteuern. Das Verhältnis der Sachwertbesitzer zu ihren Gläubigern – das sind


die Besitzer des papiernen Vermögens – bleibt Angelegenheit einer besonderen


Ordnung. Die als Sachwertsteuer einzutragende hypothekarische Belastung wird


an erster Stelle eingetragen. Die Höhe der endgültig festgestellten Reparations-


summe wird uns zeigen, wieviel Prozent des Kapitals der Reparationen hypothe-


karisch verpfändet werden muß. Die Summe dieser hypothekarischen Ein-


tragungen muß der Summe der Reparationen gleich sein. Fehlt etwas, so wird


das Fehlende durch einen prozentualen Zuschlag ergänzt. Ist es zuviel ge-


worden, dann wird umgekehrt verfahren. Sobald beide Summen balancieren, 


ist die Reparation von den Reichskassen abgebürdet.


Sie beschwert fortan nicht mehr die Kasse des Reiches, sondern die der


Sachwertbesitzer. Sie ist den politischen Kämpfen enthoben. Der Schuldner ist


Privatperson, der Gläubiger des
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„kommerzialisierten“ Reparationsguthabens ebenfalls. Wie die Pfandobjekte


einer Hypothekenbank solidarisch für die Pfandbriefe haften, so werden auch die


Sachwertbesitzer solidarisch für die richtige Verzinsung und Tilgung des Kapitals


haften. Sie haben somit ein Interesse daran, daß die Reparationslasten mög-


lichst gleichmäßig auf alle Sachwerte verteilt werden.


Im Gegensatz zu der im Dawesplan mit der Reichsbahn geübten Praxis würde


man bei direkter Erfassung der Sachwerte die öffentlichen Betriebe (Reichsbahn,


Post, Reichsbank, Forsten, Jagdrechte, Straßen, Brücken, Kanäle, Bergwerke,


Domänen und die kommunalen Betriebe, wie Gaswerke, Kloaken, Elektrizitäts-


werke, Schulen, Kirchen, Museen, Friedhöfe, Zuchthäuser, Kasernen und


Galgen) völlig steuerfrei lassen können, da deren Ertrag ja bereits entweder 


integrierenden Bestandteil des Reallohnes (den wir als unbesteuerbar erkannt


haben) ausmacht oder im Ertrag des Privateigentums bereits kapitalisiert ist.


Besteuert man die Schulgebäude, so muß das Schulgeld, so müssen die Löhne


erhöht werden. Besteuert man die Post, die Eisenbahnfrachten, so geht der


Ertrag der Sachwerte zurück, der bereits der Sachwert-Steuerberechnung


zugrunde gelegt wurde. Besteuert man die Forsten der Gemeinden und der


Länder, so müssen die Staats- und Gemeindesteuern um denselben Betrag


erhöht werden, und diese Steuern drücken dann auf den Ertrag der Sachwerte.


Natürlich könnte man ja auch umgekehrt verfahren und alle für die Reparation


nötigen Mittel aus den öffentlichen Betrieben nehmen und dafür das


Privateigentum freilassen. Für die Besitzer dieses Privatvermögens käme es auf


dasselbe hinaus, wenn man gegen solche Steuerpolitik nicht denselben Einwand


erheben könnte, den man gegen alle indirekten Steuern erheben kann. Als in-


direkte Steuern unterliegen sie einem Abwälzungsprozeß, und dieser ist oft sehr


kostspielig. Aus der Mark, die der Reparationskasse als Bahngeld, Brückengeld,


als Kanalgeld, als Forstgeld, als Schulgeld zufließen würde, werden zwei Mark


und mehr, ehe solche Steuer bei der Grundrente, bei der Wohnungsmiete, bei


der Dividende die letzte Ruhe findet. Wir können darum den Sachwertbesitzern


nur empfehlen, von solchen Experimenten Abstand zu nehmen und die direkte


Besteuerung ihres Krames unter Ausschaltung jeder anderen Steuer zu fordern.


Man wird nun hier den Einwand erheben, daß auch die Immobilien sehr stark


dem Auslandkapital, wenn auch wieder nur fiktiv für die Steuerflucht, verpfändet


worden sind. Hier aber müßte man einen grundsätzlichen Unterschied machen
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zwischen Mobil- und Immobilkapital. Der Ausländer, der deutsche Pfandbriefe


kauft, muß wissen, was er tut. Er muß unbedingt doch schon etwas von den


Reparationen gehört haben. Und muß sich ein mehr oder weniger treues Bild


gemacht haben, woher letzten Endes die zur Reparation nötigen Steuern er-


hoben werden sollen, und daß, solange die Reparationsfrage nicht gelöst ist, der


Grundbesitz seine Wurzeln mehr in den Wolken hat als in den Felsen der Erde.


Der Grundbesitz ist immer als politischer Besitz betrachtet worden, der auf


Gedeih und Verderb mit dem politischen Geschick des Landes verquickt ist. Wer


dem deutschen Grundbesitz in den letzten zehn Jahren Kredit gegeben hat, hat


das Geschäft sicher als sehr riskant angesehen und seine Bedingungen (12%


Zins) danach gestellt. Wenn nun z. B. die Reparationssteuer die Grundlage 


seines Darlehens unterhöhlt, so zwar, daß von den 12% nur mehr das Geld für


6% übrig bleibt, so geschieht ihm nur das, was er von vornherein erwartet hatte.


Er hielt es für ein riskantes Geschäft, und es erwies sich als ein solches. Für wie


riskant das deutsche Geschäft in den Inflationsjahren gehalten wurde, erkennt


man an der Tatsache, daß man Berliner Wohnhäuser reihenweise für 100 Dollar


das Stück kaufen konnte, gewiß nur darum, weil niemand mehr zu bieten wagte.


In jedem Lande ist das Grundvermögen ein politisches Vermögen. Man denke 


z. B. an die Mieterschutzgesetze, die überall in Europa erlassen wurden, dem-


agogische Gesetze, mit denen man die Stimmen der Mietermassen für Partei-


ziele zu gewinnen suchte. Man denke an die sogenannten agrarischen Schutz-


zölle, die keinen anderen Zweck hatten, als die Grundrenten und damit die


Preise der Liegenschaften – wenn auch nur vorübergehend – zu heben. Dürften


wir nun etwa diese Agrarzölle nicht wieder abschaffen, weil die freie Einfuhr 


amerikanischen Getreides das in deutschen Pfandbriefen angelegte amerika-


nische Kapital gefährden könnte? Hier tritt der politische Charakter des Grund-


be-sitzes ganz offen zutage, und man würde es in der Welt nicht verstehen,


wenn die Amerikaner gegen eine Steuer Einspruch erheben würden, weil das


Steuer-objekt amerikanischem Kapital verpfändet wurde.


Heute hat das deutsche Volk noch ein Interesse daran, sich der Welt als Bettler


zu präsentieren. Und es tut auch alles Nötige, um diesen Eindruck zu machen.


Denn die Reparationssumme soll sich nach der Zahlungsfähigkeit Deutschlands


richten, die man wieder nach dem allgemeinen Eindruck schätzt. Die Inflation,


die Ruhraktion sollten den Armeleutegeruch ver-
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stärken. In gleicher Richtung sollten die vielen ausländischen Anleihen und die


passive Zahlungsbilanz wirken. Ob das alles etwas genützt hat? Ob die betteln-


den Kriegskrüppel an den Bahnhofseingängen starken Eindruck auf Parker


Gilbert gemacht haben? Ein leichtes wäre es gewesen, dem deutschen Volk das


deprimierende Schauspiel zu ersparen. Die Behörden sind wohl von oben ange-


wiesen worden, diesen Krüppeln den nassen, kalten oder schattenlosen Platz


anzuweisen, den sie innehaben? Naive Politiker!


Mit der endgültigen Festlegung der Reparationssumme werden alle diese


Bettlerstreiche keinen Sinn mehr haben. Von diesem Tage an hat Deutschland


nur noch Interesse daran, möglichst reich zu erscheinen und darüber hinaus


auch möglichst reich zu sein. Denn solcher Eindruck setzt sich sofort um in 


niedrigeren Zinsfuß für alle Anleihen, Vorbedingung für die Bewältigung der


Wohnungsnot, für die Konkurrenzfähigkeit der Industrie auf dem Weltmarkt. Der


Sachwertbesitzer strebt dann danach, die Reparationshypothek möglichst bald


zu tilgen oder sie zu einem niedrigeren Zinsfuß zu konvertieren. Hierzu braucht


er den Vollbetrieb der Wirtschaft, den ihm die Stabilisierung der Konjunktur durch


Stabilisierung der Währung bringen wird. Gelingt es, den Zinsfuß der


Reparationsanleihepapiere von 6% auf 3% zu senken (Frankreich konnte vor


dem Kriege Staatspapiere zu 2 3/4% eine Zeitlang pari absetzen), so ist das für


die Sachwertbesitzer genau dasselbe, wie wenn ihnen 50% der Schuld


geschenkt worden wären. Und noch einmal könnte die Last dieser Schuld kräftig


angegriffen werden, wenn es gelänge, die Bevölkerung Deutschlands von heute


65 Millionen auf 70 bis 80 bis 90 oder gar 100 Millionen zu erhöhen, denn von


der Dichte der Bevölkerung hängt es in erster Linie ab, wie sich die Grundrenten


entwickeln und wie lang das Laufband der rationalisierten Industrien gestaltet


werden kann. Ist dieses Band bei 65 Millionen etwa 1 km lang, so kann es bei


130 Millionen auf 2 km verlängert werden. Von der Länge des Laufbandes aber


hängt es wieder ab, wie groß die Leistungsfähigkeit der Industrie und ihre


Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt sein wird. Die Bevölkerung der U. S. A.


hat sich in den letzten 100 Jahren viermal verdoppelt (sie ist von 8 auf 120


Millionen gestiegen). Gelänge es, die deutsche Bevölkerung in etwa 20 Jahren


durch Einwanderung (Geburtenüberschuß gibt es ja in Deutschland nicht mehr)


auf 100 Millionen zu heben, so würden den dadurch gewonnenen Kräften gegen-


über die Reparationslasten wirklich nur noch als Bagatelle erscheinen.
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Die Mittel für die Bezahlung der für die Anziehung der Einwanderung nötigen


Löhne schaffen die Einwanderer selber dadurch, daß mit deren Hilfe das Lauf-


band der rationalisierten Industrien endlos verlängert werden kann. Und Einwan-


derer allerbester Qualität würde uns der Osten Europas in jeder gewünschten


Zahl liefern. Wir brauchen hierfür das Leben für das Industrievolk nur in vorbild-


licher Weise zu verschönern. Dann kommen sie in Scharen. Warum dann noch


nach Amerika in die Fabrik wandern, wenn man auf dem Wege dahin ein Land


passieren muß, wo die Verhältnisse noch besser sind, wo man nicht nur den-


selben Geldlohn verdienen kann, sondern wo das Leben soviel angenehmer ist? 


So werden sie fragen. Eine Million Einwanderer  [Wirtschaftlich darf man die


Bevölkerungszunahme durch Einwanderung nicht mit einer solchen durch Geburtenüberschuß ver-


gleichen. Den Einwanderer bekommen die Amerikaner fix und fertig aus Europa gratis und franko.


Der Geburtenüberschuß aber muß mit vielen Kosten aufgezogen werden. Die Kosten der Aufzucht


eines 20-jährigen Auswanderers kann man in Deutschland getrost mit 15 000 M. berechnen, und


wenn man mit Zinseszins diese 20 Jahre lang rechnet, dann sind es auch 20 000 M. Eine Million


Einwanderer, oft Qualitätsarbeiter – Kaufleute, Techniker, Künstler, Lehrer usw. – zu 15 000 M. pro


Nase, das sind 15 000 Millionen jährlich, die Europa Amerika schenkt. Diese 15 000 Millionen


Goldmark jährlich, diesen Goldstrom können wir mit etwas großzügiger Politik leicht von Amerika ab


auf die deutschen Rieselfelder lenken.] nimmt Amerika jährlich auf. Zwei Millionen


könnte Deutschland jährlich aufnehmen, jedes Jahr eine neue Großstadt.


Man hat in Verbindung mit dem Worte Reparation oft die Summe von 50


Milliarden Goldmark genannt. Direkt betrachtet, eine unheimliche Summe.


(Jemand hat berechnet, daß 50 Milliarden dreimal mehr Gold ausmachen, als


seit der Entdeckung Amerikas in der ganzen Welt gefunden worden ist.) Aber


diese gewaltige, unheimliche Summe verwandelt sich in einen Pfifferling, wenn


man sie vom Standpunkt einer in Vollbetrieb befindlichen Wirtschaft eines Volkes


von 65 bis 70 bis 80 oder 100 Millionen betrachtet. Wir, die wir wissen, wie man


die Wirtschaft jahraus, jahrein in Vollbetrieb erhält, wie man das Proletariat für


solchen Vollbetrieb interessieren, ja begeistern, wie man Streike und Aus-


sperrungen verhüten und im Proletariat Hoffnungen und arbeitsfreudige


Stimmung erwecken kann, nein, wahrhaftig – uns ist die Reparation kein


Problem.


hélas.
[Pseudonym für S. Gesell]
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Dokumente des Fortschritts.


Die Indexwährung marschiert. Die alten Goldwährungsapostel, die „commis


voyageurs“ der Gold- und Doppelwährung, wie sie sich gegenseitig benannten


und beschimpften, führen, soweit sie nicht ausgestorben sind, nur mehr Rück-


zugsgefechte. Wie Karl der Kühne nach der verlorenen Schlacht bei den


Thermopylen (oder war es die Schlacht bei Morgarten?) den nachdrängenden


Feind dadurch aufhielt, daß er den Inhalt der Kriegskasse hinter sich her auf die


Landstraße streute (wie gut kannte der Kerl die Seele des Landsknechtes!), so


streuen unsere Gegner jetzt allerlei Scheinprobleme uns vor die Füße. Wer sich


bückt, um sie aufzuheben, verliert Zeit, und wer mit unzureichender Rüstung sich


daran macht, sie zu entziffern, verliert Gehirnsubstanz und wird für den Vor-


marsch geschwächt. Auch diese Taktik wird nicht mehr lange ihre Wirksamkeit


behalten. Immer fadenscheiniger wird die Beweisführung der Gegner. Sehr viel


ist gewonnen dadurch, daß der Gegner, wie es scheint, nichts mehr von seiner


gefährlichsten Waffe, vom Totschweigen, erwartet. Diese Zeit ist vorbei. Man


kann nicht sagen, daß sie überwunden wurde, denn dazu gehört doch ein


Kampf, aber sie ist vorbei. Man spricht von der Indexwährung; man nennt sie


öffentlich bei ihrem Namen; man kritisiert sie; man lehnt sie ab; aber man kämpft


hier nicht mehr mit dem Giftgas, dem Totschweigen, weil dieses Gift nicht mehr


wirksam ist. Wie das gekommen ist – wer vermöchte das zu sagen? Sogar die


Londoner Zeitung „The Times“ sieht sich gezwungen, den Verfechtern der


Indexwährung ihre Spalten zu öffnen. In ihrer Nummer vom 3. Dezember v. J.


veröffentlicht sie an hervorragender Stelle folgenden Brief:


„Sir, die interessanten Kommentare in Ihren Nummern vom 11. und 19. Novem-


ber über die Frage der Stabilisierung der Preise zeigen, wie nötig es wird, das


Problem erschöpfend zu behandeln und daß es wünschenswert ist, die Aufgabe


– im Hinblick auf ihren internationalen Charakter – dem Völkerbund zu überant-


worten, der wahrscheinlich besser dafür ausgerüstet ist als irgendeine andere


Körperschaft.


Zu den besonderen Gesichtspunkten, die Sie in Ihren Kommentaren aufblitzen


ließen, gestatten Sie mir, kurz folgendes zu bemerken: Sie verurteilen den


Rückgang der Preise, wenn er auf „money manipulation“ zurückzuführen ist. 


(Die Leser dieser Zeitschrift werden gut tun, sich diesen Satz zu merken und zu
versuchen, ihn in Über-  Übereinstimmung
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einstimmung zu bringen mit der Goldwährungslehre vom „inneren Wert“. Die-
jenigen unter ihnen, die in der Öffentlichkeit kämpfen, mögen sich diesen kost-
baren Satz in ihr Notizbuch eintragen für den Fall – der sooft vorgekommen ist –,
daß man noch einmal die Behauptung wagt, es sei unmöglich, von der Geldseite
her die Warenpreise und die Börsenkurse durch Moneymanipulationen zu be-
einflussen, und dabei nicht vergessen, zu betonen, daß es die Redaktion der
Londoner „The Times“ ist, die von Moneymanipulationen spricht und von der
Möglichkeit, mit diesem Mittel die Börse zu beeinflussen.) Aber Sie begrüßen ihn,


wenn er auf eine verstärkte Warenproduktion zurückzuführen ist. Schon die 


ständige Vermehrung der Bevölkerung verlangt eine ständige Vermehrung der


Warenproduktion, falls der Lebensstandard des Volkes erhalten bleiben soll. Sie


verlangt also auch eine ständige Vermehrung der Umlaufsmittel, wenn der allge-


meine Preisstand der Waren stabil bleiben soll. Würden Sie eine Vermehrung 


der Umlaufsmittel, die diesen Umständen zu verdanken wäre, auch als „money 


manipulation“ bezeichnen und verurteilen?


Im Hauptteil Ihrer Kommentare zeigen Sie uns sehr richtig, daß ein Rückgang


im allgemeinen Preisstand von 33 1/3%, falls er begleitet ist von einer Mehr-


produktion von 50%, das Verteilungsverhältnis zwischen den Rentnern (Geld-


kapitalisten, also Leuten, die ihr Kapital in Geldforderungen angelegt haben) und


den Produzenten (Arbeitern und Unternehmern) unverändert lassen würde.


Bevor ich mich mit dieser Seite der Angelegenheit befasse, gestatten Sie mir,


daß ich kurz feststelle, was ich als Ideal betrachte, dem wir mit der Währungs-


politik zustreben sollten. Diese Politik sollte einen möglichst reibungslosen


Austausch der Produkte und Dienstleistungen ermöglichen und damit die


Voraussetzung für ein Maximum der Warenproduktion und für eine gerechte (?)


Verteilung des Volkseinkommens zwischen den Rentiers und den produzieren-


den Klassen schaffen. (Anm. d. Übersetzers: Die Naivität des Briefschreibers in


sozialpolitischer Hinsicht macht der Güte seiner sachlichen Ausführungen hier


keinen Abbruch.)


In dem Falle, den Sie für ein Beispiel gewählt haben (50 und 33 1/3%), würden


beide Klassen gleicherweise an der
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vermehrten Produktion beteiligt sein, d. h., das Realeinkommen beider Teile


würde um 50% wachsen. Kann man wirklich sagen, daß die Verteilung eine


„gerechte“ sei, wenn die Rentiers 50% mehr erhalten, als was sie seinerzeit, in


Waren gemessen, für ihre Geldforderungen geleistet haben, und dieses Mehr auf


Kosten der Produzenten erhoben wird, deren Energie und Unternehmungsgeist


dieses Mehr hauptsächlich zu verdanken ist?


Aber ich wage es zu behaupten, daß Ihre Darstellung einen falschen Schein


von Fairneß ausstrahlt, auf Grund Ihrer Voraussetzung, wonach das Geldein-


kommen einer Nation unverändert bleibt, und die sie mit Preisen und Produk-


tionsziffern zu stützen scheinen. Würden Sie andere Ziffern gebrauchen, würden


Sie zu sichtbar ungerechten Ergebnissen gelangen. Als Beispiel wollen wir


annehmen, daß die Produktion um 30% steigen und die Preise um ebensoviel


fallen würden, dann würde das Realeinkommen der Rentiers um 43%, das der


Produzenten nur um 25% steigen. (Für die Nachprüfung dieser Berechnungen


bezieht sich der Verfasser auf ein von ihm veröffentlichtes Memorandum. D.


Übers.)


Diese Beispiele zeigen genugsam, wie vollkommen der Anteil des Produzenten


an der Mehrproduktion abhängig sein würde von dem Verhältnis, in dem die


Mehrproduktion zu dem allgemeinen Preisfall steht, und da ist natürlich kein


Grund, warum dieses Verhältnis sich nicht ändern sollte. Zu fordern, daß dieses


Verhältnis konstant bleiben muß, würde der Quantitätstheorie eine neue, viel zu


enge Auslegung geben.


Lassen Sie mich zum Schluß die Lage noch von der Annahme aus beleuchten,


daß das Preisniveau konstant erhalten wird durch eine passende Währungs-


politik. Wie würde das auf die beiden Gesellschaftsklassen wirken? Die Klasse


der Produzenten, von deren Energie und Unternehmungslust die Produktion


abhängig ist, würde alle Vorteile und Nachteile aller Änderungen in der Produk-


tion allein tragen, während der Rentier stets dasselbe erhalten würde, ganz


unabhängig davon, wie sich die Produktion entwickelt.


Nach meiner Ansicht können sehr wenig Zweifel darüber bestehen, welcher


von beiden Vorschlägen dem Ideal der Währungspolitik am nächsten kommt,


sowohl vom Standpunkt der Gerechtigkeit, wie von dem einer ungehemmten


Produktion.


Kurz, ich bleibe unentwegt ein Anhänger der Meinung, daß es klug und weise


ist, die Stabilität der Preise zu erstreben,
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einerlei, wie auch die Produktion sich entwickeln mag. Yours faithfully Henry


Strakosch, 45, Chester-Square, S. W. I.“


Hierzu schreibt die Redaktion der Zeitung „The Times“ folgenden Kommentar:


„In seinem Brief, den wir in einer anderen Rubrik veröffentlichen, scheint Sir


Henry Strakosch einen Schritt weiter über das Memorandum hinauszugehen, das


er über Goldwährung und Geldstabilität veröffentlichte und bei Gelegenheit der


Junitagung des Finanzkomitees des Völkerbundes verbreitete. Er erklärt nun,


daß er der Forderung zustimmt, auf dem Wege der Währungspolitik das allge-


meine Preisniveau zu stabilisieren, und zwar ohne jede Rücksicht auf die


Konjunktur. In seinem Memorandum zeigte Sir Henry mit Tabellen den schäd-


lichen Einfluß von Inflation und Deflation. Es wurde darin klar gemacht, daß


durch eine Inflation die Gläubiger von Geldforderungen eines Teils ihres


Einkommens beraubt werden, auch wenn die Gesamtproduktion des Landes


unverändert bleibt, während die Anwärter auf den Rest des Nationaleinkommens


(!), die Lohn- und Profitgewinner (earners) dafür einen Einkommenzuwachs


genießen. Andererseits zeigte er, daß bei einer Deflation, auch wenn die


Produktion unverändert bleibt, die Bezieher eines festen Geldeinkommens einen


Profit einheimsen auf Kosten derjenigen, die auf den Rest Anspruch erheben.


Seine Analyse machte es offenbar, daß eine Manipulation des Geldes (hört!),


durch die eine ungerechte Verteilung des Einkommens erzwungen wird, unmo-


ralisch ist und wirtschaftliche Schäden im Gefolge hat. Bis zu diesem Punkt war


Sir Henrys Ausführung kaum einer Kritik ausgesetzt; er machte uns klar, wie


nötig es ist, etwas zu tun, um internationale Goldpaniken zu vermeiden, die


Rückgänge im allgemeinen Preisniveau verursachen würden. Da einige Sach-


ver-ständige uns einen künftigen Rückgang in der Goldproduktion prophezeien,


so kann eine Untersuchung, die das Finanzkomitee des Völkerbundes unter-


nommen hat, nützliche Resultate ergeben.


Aber Sir Henry scheint zu denken, daß Änderungen im allgemeinen Preis-


niveau, die nicht vom Geld herstammen, sondern auf Produktionsänderungen


der Waren zurückzuführen sind, ebenso zu beurteilen seien. Zwischen Preis-


änderungen durch Geldmanipulationen und solchen, die von der Produktion 


herrühren, liegt jedoch ein wesentlicher Unterschied. Wie wir früher gezeigt


haben, findet keine ungleiche Verteilung des Einkommens statt, wenn die Preise


steigen oder fallen im Verhältnis zur Mehrung oder Minderung der Produktion.


(Hier kommt der
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Glaube an den „Inneren Wert“ des Goldes wieder zum Vorschein), Sir Henrys


Hinweis auf die Vermehrung der Bevölkerung ist nicht recht zur Sache gehörig;


ein Bevölkerungszuwachs würde nicht immer einen gleichen Zuwachs an


Kaufkraft garantieren; dieses würde nur dann eintreffen, wenn der Bevölkerungs-


zuwachs auch einen Zuwachs in der Warenproduktion hervorrufen würde. Sir


Henry denkt offensichtlich, daß jeder Produktionszuwachs auch den Erzeugern


dieses Zuwachses zukommen sollte; da aber die Geldgläubiger auch oft an der


Produktion beteiligt sind, scheint es nicht gerecht, sie des Anteils an der Mehr-


produktion zu berauben, besonders weil die Mehrproduktion eben sowohl auf


den Segen der Vorsehung, wie auf den Schweiß der Produzenten zurückzu-


führen sein mag. (Es ist „The Times“, die sowas schreibt.)


Auf alle Fälle, bevor wir eine Währungspolitik, die auf die Stabilisierung des 


allgemeinen Preisniveaus gerichtet ist, für rechtlich vertretbar erklären können,


müßte es außerhalb jedes vernünftigen Zweifels bewiesen werden, daß solche


Politik sich für die Produktion vorteilhaft erweisen würde. Die Preisstabilität ist an


sich kein Anreiz für eine Mehrproduktion. Zum Beispiel findet der Weizenprodu-


zent, dem eine Vollernte den Preis um die Hälfte schmälert, keinen Trost darin,


daß das allgemeine Preisniveau unverändert geblieben ist. Ihm würde die


Preisstabilität einfach bedeuten, daß er für die Sachen, die er kauft, mehr be-


zahlen müßte, während er für das, was er verkauft, weniger Geld erhält. Gewiß


würde unter solchen Umständen die Neigung sich entwickeln, die Weizenpro-


duktion einzuschränken.“


Hiermit geht die Redaktion der „The Times“ zur Tagesordnung über. Wir sagen


uns, daß, wenn dieses die letzten Säulen der Goldwährungstheorie sind, über


Nacht der Einsturz des ganzen Gebäudes eintreten kann. Schwere Risse zeigen


uns diese Säulen schon genug. So z. B. der Satz, daß der Bauer kein Interesse


an der Bergung einer Rekordernte haben könnte, wenn der Preis des Weizens


durch die Größe der Ernte gedrückt wird. Es wird hier vergessen, daß der Bauer


zwar niedrigere Preise erzielt, daß aber die Menge der Ernte ihn entschädigt. Es


wird gesagt, daß ein stabiles Preisniveau an sich keinen Anreiz zu besonderen


Anstrengungen bietet. Das ist gewiß richtig, wenn unter besonderen


Anstrengungen Überstunden und Nachtarbeit gemeint ist. Mit der Stabilität der


Preise kommt auch die Stabilität der Produktion. Die Sonne wird alle Tage auf-


gehen,
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und alle Tage, getrieben durch Hunger und Liebe, wird der Mensch an die Arbeit


gehen. Er wird nach seinen Bedürfnissen arbeiten, und da diese Bedürfnisse 


stabil sind, relativ stabil, so ergibt sich daraus auch eine stabile Produktion. Mit


der Stabilität der Preise wird alles stabil, auch die Gewohnheit, am Tage zu


arbeiten und nachts zu ruhen. Die Anpassung der Produktion an den Bedarf wird


vollkommen sein. Es wird nicht mehr heißen: Man muß das Eisen schmieden,


solange es heiß ist, denn das Eisen wird genau wie der Hunger, der Bedarf ewig


heiß bleiben.


Wer Hunger hat, geht an das Eisen und schmiedet, und wer satt ist, läßt an-


dere schmieden. Wer zehn Kinder hat, schmiedet zehn Stunden, und wer fünf


Kinder hat, schmiedet fünf Stunden. Ungehemmt durch die ewige Bedrohung


durch Konjunkturumschwung, wird der Unternehmer seine Sache auf ein durch


die Bedürfnisse des Volkes gezogenes Maximum einstellen, weil beim Maximum


die Produktion aus technischen Gründen die erwünschte optimale ist. Wenn der


Unternehmer Ingenieure, Buchhalter, Arbeiter findet, die gerne länger arbeiten,


und er selbst auch nichts Schöneres kennt als die Berufsarbeit, nun, dann wird


eben gearbeitet, und wenn alle das tun und die Produktion sich verdoppelt, dann


wird die Währungsverwaltung auch das Geldangebot verdoppeln, so daß der


verdoppelten Produktion, dem verdoppelten Angebot, eine ebenso verdoppelte


Nachfrage entgegentritt. Aber es könnte sich ereignen, und es ist sogar wahr-


scheinlich, daß es so kommen wird, daß die Arbeiter zwar gerne viel arbeiten


und produzieren, daß sie aber nicht entsprechend viel kaufen, weil sie sparen


wollen. Dann wachsen die Einlagen bei den Sparkassen, die das Geld dann nur


durch Herabsetzung der Zinssätze in den Verkehr zurückführen können. Führt


die Herabsetzung der Zinssätze dann zu einer Verlangsamung der Umlaufs-


geschwindigkeit des Geldes, so muß die Währungsverwaltung zur Verhütung


eines Rückganges des Indexes mehr Geld in Umlauf setzen. Sie muß die


Geldmenge verdoppeln, verzehnfachen, wenn die Umlaufsgeschwindigkeit des


Geldes von 10 auf 5 oder 1 fallen sollte. Wie groß unter Umständen die


Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes sein kann und mit wie wenig Geld ein Land


dann auskommen kann, das hat uns die Inflation bei ihrem Todesgeröchel


gezeigt. In Dollar umgerechnet, waren zuletzt, als man mit Billionennoten den


Stiefelwichser bezahlte, im ganzen Reich, der Inhalt aller Banken einbegriffen,


nur mehr 187 Millionen Mark in Umlauf, der 30. Teil des heutigen Geldbestandes.


Das
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Fehlende ersetzte mit Überschuß die in Raserei übergegangene Umlaufsge-


schwindigkeit des Geldes. Das Geld lief also damals 30 mal schneller als heute.


Die zu einem Dollar nötigen Billionen ersetzten 30 wirkliche Dollar. Von der Höhe


dieses Maximums an Umlaufsgeschwindigkeit stürzte diese bei der Stabilisierung


(die sogenannte) auf einen sehr großen Tiefstand, sie wäre wie beim Ausbruch


des Krieges auf das absolute Minimum gefallen, wenn der Glaube an die


Stabilisierung ein allgemeiner gewesen wäre. Einen Vorgeschmack von dem,


was es bedeutet, wenn der Rückgang des Kapitalzinses anfängt auf die


Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zu wirken, haben die Amerikaner gehabt.


Mit widerspruchsvollen Pfuschereien haben die Amerikaner diese Schwierig-


keiten bekämpft – um neue zu schaffen. Die Geister, die die Amerikaner mit der


Indexwährung gerufen, werden sie nicht mehr los. Um sie zu bändigen, gehört


ein tieferer Blick in das Wesen des Geldes, als ihn bisher die Stabilisierungs-


freunde getan haben. Aber was unsere Theorie bisher nicht vermochte – die


Praxis wird es tun; sie wird den Star stechen. Hoffen wir.


(Der Übersetzer)


[Pseudonym für S. Gesell]


Der Wertgedanke ...


Das verhüllte Dogma der Nationalökonomie 


in neuer Gestalt.


Wie gefährlich es ist, Worte weiter zu gebrauchen, deren Leere man selber


erkannt hat, das hat unser Freund Kitson in Amerika erfahren müssen. In einem


in der Vanguard Preß vor kurzem erschienenen Buche des angesehenen


Schriftstellers Benjamin R. Tucker heißt es (S. 127/9): Wenn ich auf dem Gebiete


der Mechanik eine bedeutende Erfindung gemacht hätte und wenn meine


Freunde für meine Erfindung damit Reklame machen würden, daß sie sie in


Verbindung brächten mit einer bestimmten Lösung des Perpetuum-mobile-


Problems, so könnte ich keine tiefere Beschämung empfinden, als ich sie


empfinde, wenn ich ein Buch erhalte, geschrieben von einem ernsthaften


Kameraden, in welchem die sozialen Ziele, denen ich nachstrebe, verteidigt 


werden mit so lächerlich unhaltbaren Gründen, daß sie ernsthaften Männern


Grund geben, zu glauben, daß sie es hier mit Wahnsinnigen zu tun haben.


Ein solches Buch ist das von Kitson, in welchem er für finanzielle Freiheit 


eintritt und diese
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Forderung mit der Behauptung stützt, daß er „konkrete Werte“ mit einer „wert-


losen Abstraktion“ messen kann (gemeint ist hier Papiergeld). Intolerable balder-


dash nennt Tucker solche Behauptung und fügt bei: „Es gibt selten eine schwie-


rigere Aufgabe, als sich mit Irrtümern auseinanderzusetzen, die uns ins Gesicht


fliegen mit einer platten Verneinung von axiomatischen Wahrheiten, deren Inhalt


keine weitere Klärung zuläßt.“


Diese axiomatische Wahrheit liegt nach Tucker darin, daß man „Konkrete


Werte“ nicht mit „Abstrakten Werten“ messen kann, ähnlich, wie man die Längen


nicht mit Gewichten und Rauminhalt messen kann. Das wäre sicher auch richtig


(diese Tuckersche Kritik des Papiergeldgedankens findet sich oft in der Welt-


literatur), wenn es „konkrete Werte“ gäbe. Karl Marx sagt, daß, um zum Begriff


des „Wertes“ zu kommen, man von allen körperlichen (konkreten) Eigenschaften


der Ware abzusehen habe. Dann bliebe der „Wert“ übrig. Demnach gibt es nach


Marx keine konkreten „Werte“. Ihm ist der „Wert“ eine Abstraktion von allen


Körpereigenschaften, die er mit einer anderen gleichen Abstraktion, das ist die


zur Herstellung der Ware gesellschaftlich nötige Arbeitszeit, glaubt, messen zu


können. Wir wollen den Marxisten das Vergnügen solcher Messerei gern über-


lassen, aber Mr. Tucker, der so geringschätzig das Werk Kitsons kritisiert, sollte


vorsichtiger sein, damit andere nicht ebenso über seine Kritik herfallen. Was ist


das: „Ein konkreter Wert“? Was ist überhaupt „Ein Wert“? Heute gehören solche


Ausdrücke, solche Begriffe ganz allgemein zum Intolerable balderdash. Der


Wertgedanke kann als endgültig überwunden erklärt werden. Und vielleicht gibt


sich Freund Kitson noch die Mühe, Tucker zu überzeugen, daß, wenn auch


Kitsons Ausdrucksweise nicht kritisch war, die Kritik Tuckers dafür sich noch als


weit unkritischer erweist. Beide können sich das Wort Balderdash gegenseitig an


den Kopf werfen. Und das können schließlich alle, die in ihren Werken dem


„Wert eine fundamentale Bedeutung“ zugemessen haben. Das waren bisher 


ausnahmslos alle, die im vorigen Jahrhundert sich über ökonomische Probleme


geäußert haben. Kitson und Tucker sind somit in großer Gesellschaft und 


brauchen das Schimpfwort, das Tucker seinem Kameraden Kitson an den Kopf


warf, nicht sehr tragisch zu nehmen. Wie lachen wir über die Medizinmänner des 


vorigen Jahrhunderts! Wie wird man in 30 oder 50 Jahren über alle unsere


Philosophen und Naturforscher lachen!
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Ist der Wertgedanke wirklich und für immer abgetan? Das Wort ist zwar aus


der neueren Literatur verschwunden, leider nur, um einem Synonym Platz zu


machen. Kaufkraft heißt dieser neue Balderdash. Irgendwo sagt Goethe: „Der


Teufel muß doch etwas sein, wie käme man sonst dazu, vom ,Teufel‘ zu reden?“


Und an anderer Stelle sagt er: „Gewöhnlich glaubt der Mensch, wenn er nur


Worte hört, es müsse sich dazu auch etwas denken lassen!“ Beide Sätze haben


nicht denselben Inhalt. Im ersten Satz wird von Ausdrücken, von Phantasie-


gebilden gesprochen, im zweiten von sinnlos zusammengefügten Lauten. Beide


Sätze gehören aber insofern zusammen, als die Phantasieprodukte zuweilen von


Visionären als Realobjekte angesehen werden, und insofern, als andere, harm-


lose Menschen dann mit Hilfe von vielen Worten den Versuch zum tausendsten


Male wiederholen, der Vision, dem Homunkulus und Phantasieteufel, eine Seele


einzuhauchen. Ein Großteil der in den Bibliotheken der Welt zusammenge-


tragenen Schätze mag aus solchen Versuchen bestehen. Worte, Literatur,


Balderdash. Als Phantasieprodukt bewußt betrachtet, mögen sie uns Spaß


machen. Als Realität behandelt, vergiften sie unsere Seele. Und wie zäh sind


dann solche Worte! Hat sich einmal ein solches als Realität behandeltes


Phantasieprodukt in unserem Kopfe festgesetzt, soll es dabei gar eine peinlich


empfundene Lücke in der Weltanschauung ausfüllen, dann ist es meistens über-


haupt nicht mehr auszurotten. Und hat sich gar um ein solches Wort ein Verein,


eine Kirche, eine politische Partei mit Posten und Diäten gebildet, wäre auch


vielleicht der Ruf wissenschaftlicher Autoritäten durch die Bloßlegung des


Schwindels bedroht, dann kann solch leeres Wort getrost mit der Ewigkeit den


Wettkampf aufnehmen.


Gottls Werk „Der Wertgedanke“ hat nur das Wort gebannt, nicht den


Gedanken. Es war etwas, aber nicht alles. Den Hohlraum, den seine Kritik schuf,


füllten nicht nachdrängende Luftmassen aus, sondern der Gedanke, der der


Wertlehre zugrunde liegt; Wenn man die Waren gegeneinander tauschen kann,


so müssen sie irgendeine Eigenschaft haben, die diesen Vorgang bewirken. Und


ist es nicht „der Wert“, so ist es die Kaufkraft. So wurde gefolgert. Gottl hätte uns


zeigen müssen, daß der Tausch keine besondere Eigenschaft der Waren


braucht. Dann hätte er es heute nicht nötig, ein neues Werk: „Der Kaufkraft-


gedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie“ zu schreiben, und der


Wertgedanke wäre dann endgültig erledigt gewesen.
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Heute umgeht man einfach das Wort, ohne den Gedanken preiszugeben. Weil


man fürchtet, für ungebildet gehalten zu werden, sagt man Kaufkraft statt Wert.


Und erweckt damit dieselben Trugbilder wie mit dem Worte „Wert“. Jeder harm-


lose Mensch sagt sich, wenn er das Wort hört, daß dem Geld eine Kraft inne-


wohnt, die seiner Substanz irgendwie anhaftet, eine Kraft, ähnlich dem Gewicht


der Substanz, und schließt dann mit vollkommener Logik, daß man diese Kraft


mit irgendeinem Teil der Kraftsubstanz muß messen können, ein Wertmaß ... und


damit stehen wir wieder mit allen Vieren mitten im Brei der Wertlehre. Der Satz


aus Jevons Lehre, den unser Freund Kitson in einem Artikel der Z. zitiert (FA., 3.


Jahrg., S. 90): „Der Nationalökonomie Studierende darf nicht hoffen, in seinen


Begriffen dieser Wissenschaft jemals klar und korrekt zu sehen, wenn er sich


beim Wert (ohne Anführungsstriche) irgendwie ein Ding oder einen Gegenstand


vorstellt, oder auch bloß etwas, das in einem Ding verborgen läge. So kommt


man dazu, von solch einem Nichtseienden als dem inneren Wert zu sprechen.“


(So und nicht anders sind auch Tucker und alle anderen zum Begriff „konkreter


Wert“ gelangt.)


Genau diesen Satz kann man aber auch wieder auf das Wort „Kaufkraft“


anwenden, und ich möchte darum auf dieses Wort dieselbe Warnung anbringen,


die Jevons dem Worte „Wert“ anheftet. Wer sich beim Worte „Kaufkraft“ irgend


etwas den Waren oder dem Geld Anhaftendes vorstellt, denkt falsch. Was aber


hat es für einen Sinn, Worte zu gebrauchen, die uns zwangsläufig auf Holzwege


führen? Es verbreitet Dunkelheit um uns, kein Licht, dunkel bleibt es in allen


Räumen der Geldtheorie, wo dem Worte Kaufkraft irgendwelche tragende


Bedeutung verliehen wird, Irving Fisher, den wir als Kampfgenossen auf einem


wichtigen Teilgebiet unseres Programmes begrüßen können, benutzt das Wort


„Kaufkraft“ sogar im Titelblatt seines Hauptwerkes, obschon der Inhalt des


Buches uns beweist, daß er dabei nicht an eine dem Geld eigene Kraft denkt.


Woran aber denkt er dann? Er ahnt vielleicht nicht, welche Gefahr im Gebrauch,


im falschen Gebrauch eines so überaus suggestiven Wortes liegt. Sogar für feste


Köpfe ist solche Gefahr groß. Man lese nach, was von Jevons in dem gleichen


oben genannten Artikel zitiert wurde. „Wert ist ein äußeres Akzidenz oder


Relation.“ Widerspricht hier Jevons nicht seinen eigenen, oben zitierten Worten,


wonach Wert als Nichtseiendes zu behandeln empfohlen wird? Wie kann ein


Nichtseiendes in
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Relation, natürlich auch in variabler Relation, zu einem anderen Nichtseienden


treten? Ein Nichtseiendes ist keine Größe und kann darum auch mit nichts in


Relation treten, 2 Nichts + 3 Nichts = Nichts.


Die Behauptung, es handle sich bei dem Worte „Wert“ um eine Relation, findet


man oft in nationalökonomischen Schriften, Der Preis, so sagt man, drückt eine


Relation zwischen dem Wert der Ware und dem des Geldes aus, wobei das Geld


die Rolle des Maßes des zu messenden Wertes der Waren spielt. Die zu solcher


Relation unbedingt nötige gemeinsame Eigenschaft (Geruch, Gewicht, Kalorien,


Rauminhalt usw.) hat man aber noch nie entdecken können. Und man wird auch


ewig umsonst suchen, denn das Nichtseiende hat keine Eigenschaften. Was


Marx gefunden zu haben glaubte – die Arbeitszeit –, ist keine Eigenschaft der


Waren.


Was an Gottls sonst so vorzüglicher Kritik des Wertgedankens fehlt, ist der


positive Nachweis, daß die Waren zum Austausch nicht nur keine gemeinsame


Eigenschaft (Wert – Kaufkraft) brauchen, sondern obendrein auch keine solche


haben dürfen. Wie man zu diesem Nachweis gelangen kann, will ich hier kurz


zeigen:


Die Waren werden nicht darum gegeneinander ausgetauscht, weil sie Gemein-


sames haben, mit dem sie miteinander in Relation treten und sich gegenseitig


vertreten können, sondern umgekehrt: Die Waren werden getauscht, weil sie sich
gegenseitig nicht vertreten können. In den entscheidenden Eigenschaften müs-
sen sie inkommensurabel sein. Andernfalls wären es keine Waren, und der


Tausch wäre sinnlos. Zwei Heringe aus einer Tonne miteinander zu tauschen,


das hat keinen Sinn. Sinnvoll dagegen ist der Tausch des Herings gegen einen


Besen. Die treibende Kraft zum Tausch liefert die Inkommensurabilität, ihre


Unvertretbarkeit, das Fehlen irgendwelcher Relation, kurz ihr Warencharakter. 


Je ausgeprägter die Inkommensurabilität, um so gesicherter der Warencharakter,


die Möglichkeit eines Tausches. Die in den Eigenschaften, auf die es ankommt,


vergleichbaren Waren sind einander gegenüber keine Waren. Der Unterschied in


den entscheidenden Eigenschaften, also die Inkommensurabilität, muß auf alle


Fälle so bedeutend sein, daß die Tauschenden durch diese Unterschiede für die


Unkosten des Handels sich als entschädigt betrachten können. Weil das Geld


mit allen Waren inkommensurabel ist, kann es allen anderen Waren als Tausch-


mittel dienen. Und


178







weil beim Papiergeld diese Inkommensurabilität womöglich noch größer, sogar


absolut ist, kann das Papiergeld zu einem vollkommenen Tauschmittel gemacht


werden. Nur weil das Gold wegen seiner beschränkten Verwendungsmöglichkeit


und Vertretbarkeit dieser absoluten Ware (Papiergeld) am nächsten steht, konnte


es sich als Geld einbürgern [S. Gesell: Die Natürliche Wirtschaftsordnung, Kapitel: Warum


man aus Papier Geld machen kann.].


Man braucht den Wertgedanken für theoretische Untersuchungen volkwirt-


schaftlicher Probleme nicht; man braucht ihn also auch nicht zu umgehen und


neue, sinnlose Worte an die Stelle der Wertwörter zu setzen. Mit meinem Buch


„NWO“ habe ich gezeigt, daß man das gesamte Gebiet der Volkswirtschaft


durchforschen kann, ohne auf irgend etwas zu stoßen, das dem Wertgedanken


Nahrung geben könnte. Die Theorie der Preisgestaltung muß dem Theoretiker


als Werkzeug vollkommen genügen. Irving Fisher z. B. hätte für sein Buch ganz


gut den Titel „Währungspolitik und Preisgestaltung“ wählen können. Auch im


wirklichen Leben kommt man ohne den Wertgedanken aus. Der Kaufmann kennt


nur Preise, und zwar den konkreten Preis, den er eben für eine verkaufte Ware


einkassiert, und den erhofften Preis, den er bei der Inventur seiner Warenbe-


stände optimistisch oder pessimistisch schätzt (s. NWO). Diesen erhofften Preis


nennt der Kaufmann auch Wert. Irgendeine Konzession an den Wertgedanken


enthält dieser Gebrauch des Wortes nicht, denn auch für diesen „Wert“ genügt


die Theorie des Preises vollkommen.


Was hier gesagt wurde, darf nicht als Haarspalterei betrachtet werden. Das


Wort „Wert“ (heute „Kaufkraft“) hat schon die mannigfaltigsten und für unser


Schicksal sehr weittragenden Wirkungen ausgelöst. Das „Kapital“ von Karl Marx,


das Programm unserer stärksten politischen Partei, hat z. B. als Fundament den


Gegenstand der Wertlehre. Die zwei Millionen, die in Rußland hingerichtet wor-


den sein sollen, verdanken ihr Schicksal letzten Endes also dem Wertgedanken.


Und wenn die Revolution in Rußland dahinsackt, so darum, weil der Tragkörper


der Revolution, der Gegenstand der Wertlehre, als Nichtseiendes auch nichts


trägt. Und in Deutschland wäre die irrsinnige Inflation auch unterblieben, wenn


der Gegenstand der Wertlehre die Havensteins, Helfferichs, Hilferdings und das


verantwortungsvolle Parlament nicht von vornherein mißleitet hätte. Es lohnt sich


also, ein so dickes Haar zu spalten.


179







Die Illusion des Geldes.


Irving Fishers neues Buch [Verlag von Reimar Hobbing. Berlin SW 61, 160 S., geb., 8 M.],


das diesen Titel trägt, behandelt in der Hauptsache die Illusionen, die die Jahr-


tausende alte Herrschaft des Metallgeldes hat aufkommen und fortleben lassen.


Hier soll von den Illusionen gesprochen werden, die unsere Freunde und


Mitkämpfer von der Metallwährung auf das Papiergeld übertragen.


Auf Seite 49 d. Z. wird unserem tapferen Freunde Arthur Kitson die Ehre auf-


gebürdet, der erste gewesen zu sein, der in seinem Buch „A scientific solution 


of the money question“ gezeigt hat, daß zum Austausch der Waren als Geld


keine „Ware“ nötig sei, sondern bloß „Ausweise, bloße zahlenmäßige


Bescheinigungen, kurz ein reines Tauschmittel“.


Principiis obsta! Man lasse irrigen Auffassungen keine Zeit, zu keimen und


Wurzeln zu schlagen. Nachher muß man sonst da roden, wo jetzt noch ein harter


Sonnenstrahl genügen würde, den Keim zum Verdorren zu bringen. „Wir kennen


die Schriften von Bendixen, von Liefmann, Knapp und anderen, vielen anderen,


wo das Papiergeld als Anweisungen, Zeichen, Geschäftsmarken usw. benannt


und behandelt wird. Alles, was in diesen oft dicken Büchern steht, müssen wir


nun ausroden, wenn wir als Theoretiker makellos da stehen bleiben wollen, wo


wir bis dahin standen. Wir haben mit dieser Literatur absolut nichts zu tun. Zwar


uns persönlich steht sie nicht im Wege, denn wir erkennen sie als Illusionen,


aber den anderen, die zu uns kommen wollen, schaffen sie Schwierigkeiten,


unnütze Schwierigkeiten.


Wer nicht erkannt hat, daß das ungedeckte Papiergeld, wie wir es erstreben,


eine Ware ist (Gesell nennt das Papiergeld die einzige chemisch reine Ware, die


absolute Ware), um deren Preis Zug um Zug gehandelt, gekämpft, geschachert


wird, eine Ware, die nicht das Geringste mit „Ausweisen, zahlenmäßigen


Bescheinigungen“ zu tun hat, der verkennt die Natur des Papiergeldes gründlich


und ist unfähig, vor einem Forum kritischer Köpfe die gewiß einfache und an der


Oberfläche liegende Frage: Warum man aus Papier Geld machen kann 


(s. Gesell: NWO) zufriedenstellend zu beantworten.


Den Inhalt der Worte „Anweisung“ oder „zahlenmäßige Bescheinigung“ bringt


Bendixen ganz klar zum Ausdruck, wenn er schreibt: Das Papiergeld ist mit


Gepäckscheinen, Garderobemarken zu vergleichen. Diesen Sinn hat der


Ausdruck übrigens
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überall, wo er praktische Bedeutung hat, z. B. im Worte Postanweisung. Mit


einer „Anweisung“ macht man irgendein Eigentumsrecht auf einen in der


Anweisung unzweideutig gekennzeichneten, bestimmten Gegenstand geltend.


(In den Banknoten, in den Schecks und anderen Geldanweisungen wird durch


die Worte „Dollar“ oder „Mark“ auf ein Milligramm genau die Menge Gold ange-


geben, die der Anweisung entspricht.) Wo aber ist in unserem, in Kitsons


Papiergeld (ungedecktem Papiergeld) ein Recht auf bestimmte Waren, auf


bestimmte Personen untergebracht? Der Besitzer solchen Papiergeldes betritt


den Markt genau unter denselben Bedingungen wie jeder andere Besitzer von


Waren. Er muß einen Käufer suchen, er muß um den Preis handeln. Weit und


breit ist niemand da, vor dem er auf „Rechte“ pochen könnte. Hat der Besitzer


einer Ziege, die er am Strick zum Markt führt, kein Recht auf Geld und keine


Anweisung auf Geld oder gar auf eine bestimmte Summe Geldes (Garderobe-


marke), nun, so bringt es schon die Reziprozität, die hier besteht, notwendiger-


weise mit sich, daß auch der Besitzer des Geldes kein Recht hat, die Geiß – 


und gar zu einem bestimmten Preis – zu fordern. Beide, Geiß und Geldbesitzer,


müssen sich auf dem Wege des Handels, gegenseitiger Zugeständnisse, zu 


einigen suchen. Und so verhält es sich in restlos allen Fällen, wo sich das Geld


als Tauschmittel zu erweisen hat.


Aber das Geld, das sich die Kommunisten, die Sozialbürokraten und Konsorten


vorstellen, ist genau das, was Bendixen uns von der Natur des Papiergeldes zu


sagen wußte; Anweisung auf schimmliges Brot, faule Fische, importierte


Trödlerkleidung, Vorderladegewehre, Holzpflüge usw., kurz: Brotmarken, die ja


heute wieder in Rußland Mode geworden zu sein scheinen. Der Bauer bekommt


für die abgelieferte Ernte eine Liste all der Herrlichkeiten, die der Staat nach


einem von Gefängniswärtern aufgestellten Produktionsplan hat anfertigen lassen.


Die Preise dieser Liste stellen die in den einzelnen Waren „festgeronnene


Arbeitszeit“ dar, in Stunden und Minuten eingeteilt. Die Stunde hat 60 Minuten,


so hat auch der Rubel nicht 100, sondern 60 Kopeken. Wie hoch dem Bauer die


„festgeronnene Arbeitszeit“, die in seiner Ernte „kristallisiert“ ist, angerechnet


wurde, das erfährt er, wenn er zu Hause den kommunistischen Industrieplunder


abladet. Die wütend gewordene Bäuerin wirft ihm die „festgeronnene Arbeits-


wertgallerte“ an den hohlen Kopf.


Und solche Anweisungen sollen bei den Kommunisten die Rolle unseres


Geldes spielen? Die Rolle des Geldes! Eine Welt,
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nein, zehn Höllen trennen das Geld von solchen Anweisungen. Nichts, aber auch


gar nichts hat das Geld mit diesen „Anweisungen“ zu tun. Wenn Bankdirektor


Bendixen, wenn Universitätsprofessor Liefmann und manche andere Leuchten


der Wissenschaft den Ausdruck „Anweisung“ (Gepäckschein, Garderobemarke)


gebrauchen, so mögen Konzessionen an das geistige Niveau der Leser und


Hörer sie dazu veranlaßt haben. Bei Kitson aber zeigen seine Schriften zur


Genüge, daß er das von ihm vorgeschlagene Papiergeld nicht als Garderobe-


marke, als Anweisung auf Güter betrachtet wissen will. Und wenn er auch vor 


35 Jahren den hier kritisierten Ausdruck gebrauchte, so müssen wir ihn doch in


Schutz nehmen gegen die Beschuldigung, daß er der „Erste“, der Erfinder, der


Anstifter dieser neuen Moneyillusion war.


Noch von einer anderen Illusion, die auf derselben Seite des FA. durch die


Zeilen blitzt und die manchen unvorsichtigen Leser abwegig führen könnte, 


wollen wir hier einige Worte sagen. Es wird hier die Forderung gestellt, daß


Freiland synchronisch mit der Freigeldforderung verbunden werde, „weil sonst


die Geldrentner in die Sachwerte ausweichen könnten“. Es wäre gewiß gut,


wenn man beide Reformen gleichzeitig durchführen könnte, und es wird wohl


auch so kommen, weil die politische Macht (die nie etwas anderes ist noch sein


kann als die rohe Gewalt), die zu einer dieser Reformen genügt, auch für beide


ausreicht. Aber nötig ist die Verbindung nicht, wenigstens nicht aus dem oben


angeführten Grunde. Wie kann denn ein „Ausweichen auf die Sachwerte“,


namentlich auf rententragenden Boden, nach Einführung des Freigeldes und


nach Abbau des Kapitalzinses noch stattfinden, wenn der Preis des Bodens


gleich ist der zum jeweiligen Zinsfuß kapitalisierten Grundrente? Bei null Prozent


kostet ein Kartoffelacker, der etwa 100 M. Pacht einbringt, eine „unendliche“


Summe. Gesell sagt irgendwo in der NWO: „Nach Einführung des Freigeldes


werden mit dem Abbau des Zinses Geldsummen und Rentenboden zu un-


kommensurablen Größen.“ Ein Ausweichen der Geldbesitzer auf die Sachwerte


wird auch schon aus dem einfachen Grunde nicht möglich, weil solcher Flucht 


in die Sachwerte eine Flucht aus den Sachwerten doch parallel laufen müßte.


Wer wird aber dann noch aus den Sachwerten (Boden) in das vom Rost be-


fallene Freigeld flüchten wollen?


Die Einführung von Freigeld ohne Freiland bietet dem, der in der


Entschädigung der Grundbesitzer den schnellsten, den
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geraden Weg sieht, die Schwierigkeit, daß dann mit dem Sinken der Kapitalisie-


rungsrate die Entschädigungssummen immer größer werden. Dem Feind baue


man goldene Brücken zur Flucht. Diese Brücke liefert die Entschädigung, wer


aber von Entschädigungen nichts wissen will – Henry George z. B. fragt, wer


denn eigentlich entschädigt werden soll, der Grundbesitzer oder das Volk, das so


viele Jahrhunderte vom Grundbesitzer beraubt wurde –, wer in der glatten


Konfiskation, wie in Lettland, Rußland, Rumänien usw., den kürzesten Weg zum


Ziel sieht, dem kann es völlig gleich sein, ob Freigeld dem Freiland vorangeht


oder umgekehrt. Nur vom Standpunkt der Entschädigung wirft die Reihenfolge


der beiden Reformen Fragen auf. Dieser Standpunkt jedoch ist für deutsche


Verhältnisse wohl der empfehlenswerteste. In Lettland, Rußland, Rumänien 


handelte es sich zumeist um Großgrundbesitzer, deren Besitztitel keiner 


kritischen Nachprüfung standhielten, es sei denn, daß man Raub und Totschlag


als rechtmäßigen Erwerb ansehen will. In großen Teilen Deutschlands dagegen


ist der Eigentumstitel wie bei vielen amerikanischen Farmern auf Siedlungsarbeit


zurückzuführen. Die Konfiskatoren werden auf alle Fälle in Deutschland auf ganz


andere Schwierigkeiten stoßen, deren Überwindung jedenfalls Jahrzehnte in


Anspruch nehmen wird, so daß jeder, der Freiland, namentlich auch seine 


politischen Auswirkungen, gerne noch erleben möchte, zur Abkürzung des


Verfahrens gerne in die Tasche greifen wird, um die eben erwähnten goldenen


Brücken zu bauen.


Lächerlichkeit tötet. Die Goldwährung ist dabei, an dieser tödlichen Krankheit


zu verenden. Es ist niemand mehr da, der die Goldwährung theoretisch zu ver-


teidigen wagt, wenigstens niemand, der etwas auf sich hält. Nur der horror vacui


hält die Goldwährung heute noch am Leben. Die Aussichten für die Index-


währung und weiterhin für das Freigeld sind durchaus günstig. Darum denkt wohl


mancher, daß wir Freigeld noch vor Freiland erleben werden – mit den oben


erwähnten Schwierigkeiten. Aber sehen wir uns doch auch einmal den Privat-


grundbesitz an. Stirbt er nicht auch bereits an der tödlichen Krankheit der


Lächerlichkeit? Heißt denn „Not der Landwirtschaft“ nicht Bankrott der Grund-


besitzer? Ist der Appell an den Staat, an Staatshilfe in Gestalt von Grenzzöllen, 


virtuell nicht einem Appell an die Gutmütigkeit, an das Mitleid der proletarischen


Massen gleichzustellen? Sollen sich die proletarischen Massen damit einver-


standen erklären, daß ihnen das Brot verteuert werde, nur
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um den Privatgrundbesitz vor dem Bankrott zu retten? Der Herr, der zur Auf-


rechterhaltung seiner Herrschaft bei den Knechten betteln geht – ist solche


Situation nicht lächerlich, mehr als lächerlich? Der Proletarier braucht sich also


nur darüber klar zu werden, was die Kornzölle bedeuten, dann sagt er: „Wat, ik


soll die Herren aus die Patsche helfen?“ Und was dann? Dann haben wir


Freiland ohne Entschädigung, d. h., wenn es seine Richtigkeit mit der Not der
Landwirtschaft hat.


Unsere Gegner haben schon lange nach einer Spalte im Lehrgebäude der


Freiwirtschaft gesucht, um einen Keil anzulegen. Umsonst! Jetzt werden sie zur


Verschleierung ihrer Rückzugsgefechte Fehler oder Mängel in unserer Aus-
drucksweise für ihre Keile suchen. Und vor dem Pöbel werden sie damit Erfolge


haben. Wir müssen also danach trachten, daß überall die Klarheit unserer


Ausdrucksweise in Übereinstimmung bleibe mit der Klarheit unserer Ziele. 


Wir werden damit nicht wenig unseren Vormarsch beschleunigen.


Ein Desillusionierter.
[Pseudonym für S. Gesell]


Dokumente des Fortschrittes.


In voriger Nummer konnten wir „The Times“, die große englische Zeitung, als


Zeugen aufrufen für die Tatsache, daß die Indexwährung, ein wichtiger Baustein


der Freiwirtschaft, marschiert. Heute ist es die „Seeländer Volksstimme“ – 


offizielles Organ der sozialdemokratischen Partei des Kantons Bern sowie der


„Arbeiterunion“ Biel und Umgegend, die den Mut findet, am 9. März 1929 


folgendes zu veröffentlichen:


Die kommende Goldumlaufswährung und die Arbeiterschaft.
„Der Nationalbank ist es durch die „Aktive Währungspolitik“ gelungen, die


große Krise und die daraus entstandene Arbeitslosigkeit fast ganz zum Ver-


schwinden zu bringen. Besser gesagt, die Schweizer Nationalbank hat, was sie


während der Kriegs- und Nachkriegszeit durch ihre ruchlose Währungspfuscherei


am Schweizer Volk gesündigt, jetzt durch eine vernünftige, dem Warenangebot


entsprechende Notenausgabe wieder gutgemacht.
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Was wir Gewerkschaftler in dieser Zeit der Währungspfuscherei durchgemacht


haben, wird wohl noch einem jeden in Erinnerung sein. Nun haben wir uns


bereits wieder aus diesen Elends Jahren herausgearbeitet. Unsere Organisa-


tionen können gute Erfolge verzeichnen. Durch eifrige Werbearbeit und durch 


die gute wirtschaftliche Konjunktur ist es uns gelungen, neue Berufsgruppen zu


organisieren und wesentliche Lohnerhöhungen herbeizuführen. Die schweize-


rische Arbeiterschaft im allgemeinen steht wieder im Zeichen des Aufstieges.


Nun ist aber auf seifen der Kapitalisten eine auffallende Nervosität zu verzeich-


nen. Wenn man mit ein wenig wachsamen Augen die Presse der „Hochfinanz“


verfolgt, fällt einem die starke Propaganda für die Wiedereinführung der schon so


manchmal kläglich zusammengebrochenen Goldwährung auf.


Warum propagiert die Wucher- und Schiebergesellschaft die schwankende


Goldwährung? Gewiß nicht aus Erbarmen mit der Arbeiterschaft. Nein, die


Antwort ist einfach und kurz. Durch eine vernünftige „Währungspolitik“ (Ausgabe


von Geld dem Warenangebot entsprechend) wird die Möglichkeit geschaffen,


daß der Lohn gesteigert werden kann und damit der Wohlstand der Arbeiter.


Durch die stabile Währung wird den Schiebern und Spekulanten ein Riegel


geschoben. Die Dividenden fließen spärlicher. Deswegen stimmt die Hochfinanz


wieder das „Hohe Lied“ der Goldwährung an. Die Wiedereinführung der Goldum-


laufswährung bedeutet nichts anderes als die Preisgabe des Schweizervolkes an


die Börsianer à la Morgan & Cie. Da die Schweiz keine Goldgruben besitzt, wird


sie durch die Goldumlaufswährung von den in- und ausländischen Goldbaronen


abhängig.


Die südafrikanischen Goldgrubenbesitzer verteilten 1922 erst 20% und dann


noch 80% Nachschußdividende – im ganzen also 100%. Wenn man hört, daß in


der Schweiz „Millionen und Millionen“ in Goldminenaktien angelegt sind – das


sagte in öffentlicher Versammlung Kantonalbankdirektor Dr. Walder in Schaff-


hausen – so begreift man, warum sich in der Schweiz gewisse Kreise so stark


für die Goldumlaufswährung einsetzen!


Eine denkwürdige Tat der englischen Gewerkschaften ist es, daß sie zum


erstenmal in Europa gegen die Goldtyrannei im Wirtschaftsleben Stellung


genommen haben. Als Ersatz für die Goldwährung fordern die Anhänger der


„Sozialen Kreditreformbewegung“ in England die Indexwährung. Unabhängig 


von Goldmangel oder Goldüberfluß soll die Währung auf gleich-


gleichbleibenden
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bleibenden Großhandelsindex gestellt werden. Gleichbleibender Großhandels-


index sichert ungestörte Produktion und damit auch dauernde Nachfrage nach


Arbeitskräften. Ist der Arbeiter begehrt, so kann er auch auftreten und mit 


größerer Kraft seine Forderungen stellen als in Zeiten lahmer Produktion.


Der Kampf gegen die Goldwährung ist der Freiheitskampf der Gewerkschaften


des 20. Jahrhunderts.


In der „Metallarbeiterzeitung“ nimmt Dr. Marbach gegen die Goldwährung aus


den gleichen Gründen Stellung wie wir. Er nennt die Goldwährung die „Orga-


nisierung der Krise“. Leider mit Recht. Und er bedauert – und leider wieder mit


Recht – daß sich niemand gegen die Wiedereinführung dieser Krisenwährung


wehrt.


Darum ist es die Aufgabe der organisierten Arbeiterschaft, gegen diese kapita-


listische Einrichtung Front zu machen!


Die Geschichte der Menschheit ist nicht die Geschichte eines Parteipro-


grammes. Es ist bei weitem nicht aller Rück- und Fortschritt erkämpft worden.


Ohne den militärischen Zusammenbruch der zaristischen und der kaiserlichen


Armeen wären Lenin und Noske gehängt und die Zahl der Kasernen verdoppelt


worden, wie das der „Sieger“ Frankreich zeigt. Man könnte annehmen, daß der


Zusammenbruch schon in der Architektur begründet war und früh oder spät kom-


men mußte. Was aber hätte es dann noch für einen Zweck, so viel zu kämpfen?


Dann wäre es doch viel besser, das Geld für den Kampf in die Sparbüchse und


die Hände in den Schoß zu legen. Im August 1916 schrieb Paulus Klüpfel: „Die


Physiokraten lehrten eine Wirtschaftsordnung von innerer Wahrheit und wesen-


hafter Schönheit, die auf alle ideal Gesinnten hinreißend wirken mußte. Aber die


geschichtliche Entwicklung des Wirtschaftslebens ging ihren Weg jenseits davon


weiter. Mit dem Wirtschaftskrieg stehen wir am unausweichlichen Ende dieses


Ablaufes.“ (Vorwort zur NWO.)


Stehen wir wirklich am unausweichlichen Ende dieses Ablaufes? Es hat seit


Einführung des Metallgeldes, seitdem Pythagoras den Ausspruch tat: Ehret


Lykurg, er ächtete das Gold, die Ursache aller Verbrechen – schon viele


Weltkriege gegeben, die alle Wirtschaftskriege waren, viele Zusammenbrüche,


die in chronische Krisen mündeten (das Mittelalter). Warum soll es diesmal


anders werden? Wenn diesmal sich etwas anderes entwickeln wird, so gewiß 


nur darum, weil Menschen in die Entwicklung zielbewußt eingreifen werden, weil


diesmal die Ent-  Entwicklung
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wicklung sich nach einem menschlichen Programm vollziehen wird. Das ist die


Hoffnung. In rein menschlichen Angelegenheiten „entwickelt sich“ nichts. Hier gilt


allein die Tat. Und weil der Zusammenbruch der kaiserlichen und zaristischen


Herrlichkeit keine solche Tat war, entwickelt sich hier auch wieder nichts, was


uns freudig stimmen könnte. Statt mit Soldaten sind die Kasernen mit Bürokraten


gefüllt und überfüllt. Die Bürokraten mögen sich über diese Entwicklung freuen.


Warten wir aber noch einige Jahrzehnte, dann wird der Krieg gegen die


Bürokratie geführt werden, und dieser Krieg wird schwerer und blutiger sein als


alle bisher gegen Herrschaften geführten Kriege. Schon heute wüßte ich nicht,


wie ich mir die Büroherrschaften anders vom Nacken abschütteln könnte als mit


blutiger Gewalt. Diese Herren sitzen fest im Sattel, sie klammern sich an ihre


Posten und Pöstchen mit viel mehr Zähigkeit als die Fürsten an ihren Thron. Hier


kann vielleicht nur der Gaskrieg Rettung bringen – wenn wir der Bürokratie Zeit


lassen, Wurzel zu schlagen. War nun die Bürokratie das, was Paulus Klüpfel als


das „unausweichliche Ende des kapitalistischen Systems“ im Sinne hatte? Hier


sehen wir, wie nötig unser Kampf ist, um dem kapitalistischen Ablauf „eine


unausweichliche freiwirtschaftliche“ Richtung zu geben. Weil wir zur Führung der


„Entwicklung“ noch zu schwach waren, darum ging diesmal die „Entwicklung 


wieder einmal, zum soundsovielten Male jenseits von unserem Ziele weiter.“


Darum freuen wir uns über jeden Erfolg, namentlich dann, wenn wir, wie in 


diesem Falle, annehmen dürfen, daß der Redaktor des sozialdemokratischen


Blattes das Marxistische Dogma Dogma sein läßt, sobald es den Tatsachen


widerspricht. Wenn die sozialdemokratische Presse auf der ganzen Linie den


Kampf für die Indexwährung aufnimmt, dann dürfte es schon heute für die


Wiedereinführung der Goldwährung „zu spät“ sein. Vielleicht aber erhält der


Redaktor der „Volksstimme“ noch rechtzeitig einen Rüffel, und vielleicht wird er


dann, wie es schon manche seiner Kollegen in gleicher Lage getan haben, den


„Freiheitskampf des 20. Jahrhunderts“ der Parteidisziplin opfern. Oder hätten wir


es diesmal etwa mit einem Giordano Bruno zu tun?


W. Müller


[Pseudonym für S. Gesell]
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Wichtige Aussagen, 


die man sich für die Debatten merken sollte.


Wie es kommt, daß eine Reihe bedeutender Zeitungen, die noch vor gar kurzer


Zeit sich als unentwegte Metallisten gebärdeten, nun mit einem Mal die amerika-


nische, auf die Festlegung des Indexes gerichtete Währungspolitik propagieren,


das mögen andere erklären. Mag sein, daß die amerikanische, heutige


Dollarpolitik mit ausgiebiger Hilfe des Dollars betrieben wird, doch neige ich mehr


der Auffassung zu, daß die Zeitungsredakteure in solcher währungspolitischer


Umstellung überhaupt nichts Erwähnenswertes erblicken. Für sie ist und bleibt


die Währungsfrage eine Bagatellsache, für die man keine Grundsätze braucht.


Heute Inflation, morgen Deflation, dann Stabilisation. Heute Metallist á la Eugen


Dühring (Geld nach Goldgewicht), morgen das Gegenteil, aktive Währungspolitik


mit dem Ziele der Stabilisierung des Indexes. Es ist ihnen, den Redakteuren,


alles „Wurst“. Es ist ja doch niemand unter den Lesern, der sie kontrollieren


kann, der ihre Politik zu kritisieren vermag. So denken sie, und so mag es auch


gekommen sein, daß z. B. die große argentinische Zeitung „La Nacion“ plötzlich,


ohne Sang und Klang, ohne jedwede Erklärung ihres Verhaltens, zu den


Indexisten übergegangen ist. In der „La Nacion“ vom 7. Juni v. J. heißt es: „Im


Hinblick auf ihren großen Kassenbestand und um die Kreditgeschäfte zu erleich-


tern, hat die Banco de la Nacion (Staatsbank) den Diskont um 1% herabgesetzt.


Das Institut hatte Ende April einen Kassenbestand von über 500 Millionen Pesos


(das ist über 1/3 der gesamten Notenausgabe von 1454 Millionen), den sich die


Bank durch ihre ‚formidable Absorbsionskraft‘ geschaffen hatte, womit sie bei


weitem das vom Gesetz für Depositenbanken vorgeschriebene Bar-


minimum überschritten hatte (die Depositen betrugen zu dieser Zeit 1575


Millionen Pesos).


Bis heute ging die Bank in dieser Hinsicht mit größter Vorsicht vor und befolgte
das Beispiel des nordamerikanischen Federal Reserve Board, als dies Land,


ähnlich wie heute Argentinien, von einem ungeheuren Goldstrom überschwemmt


wurde. Gestützt durch eine wunderbare statistische Dokumentierung, die das


Federal Reserve Board zu organisieren verstand, stellte das Institut fest. daß die


ständige und außerordentliche Mehrung des Goldbestandes eine Inflation herbei-


führte, die einen direkten
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Einfluß auf den allgemeinen Preisstand, auf den Lebensstandard, auf die


Industrie und auf die nationale Arbeit ausübte; das Institut stellte das Volks-


interesse über die unmittelbaren und vorübergehenden Interessen der Reserve-


banken und beschloß, seine Macht in den Dienst einer wirklichen Stabilisierung


der inländischen Kaufkraft des Dollars zu stellen. Der Federal Reserve Board


hatte begriffen, daß eine gesunde Währung nicht darin besteht, daß die Einlös-


barkeit gegen Gold gesichert bleibe, sondern in der Befestigung der Kaufkraft


des Geldes.“


So schreibt heute dieselbe Zeitung – eine der bestgeleiteten und angesehen-


sten des Landes —, die noch gestern die reine Metallwährungspolitik propagierte


und die unter anderem auch bei der Forderung blieb, daß jetzt nach 30 Jahren


der Stabilisierung des Peso auf 44 Cent durch eine systematische Deflations-


politik der Kurs auf Pari zu heben sei. Koste es, was es wolle, nach dem Grund-


satz: fiat justitia et pereat mundus (wobei das Blatt übersah, daß jede Deflation


neue und schwerere Ungerechtigkeiten hervorruft, als die sind, die man zu


bekämpfen wünscht).


Mit einer Offenheit, die wirklich nichts zu wünschen übrig läßt, wird hier alles


zugegeben, was wir für unseren Kampf gegen die bisherige passive Währungs-


politik brauchen. Wie oft mußten wir es hören: Einen Geldstreik der Bankiers 


gibt es nicht. Die Banken haben keinen Einfluß auf den Geldumlauf. Der


Warenumsatz ist es, der die Höhe des Geldumsatzes bestimmt. Die Banken


geben das Geld her, soviel sie haben, soviel man von ihnen verlangt. Die


Konjunkturgestaltung ist eine Sache der Produktion, der Wirtschaft, nicht aber


des Geldwesens. Und dieses wichtigste Argument unserer Gegner wird nun hier


vor aller Welt als grober Irrtum entlarvt. Von der „gewaltigen Drainagekraft“ –


oder de absorcion – wird hier ganz harmlos gesprochen. Mit dieser Drainagekraft


konnte die argentinische Bank ein volles Drittel des gesamten Geldumlaufes in


ihren Kassen konzentrieren, und zwar, um einen Druck auf die Preise auszu-


üben! Dabei wird auch erwähnt, daß es sich nicht um ein neues Experiment 


handelt, sondern um Nachahmung einer mit Erfolg in U. S. A. geübten Politik.


Die Goldreserve, die bislang das einzige Maß der Notenbanken für die Geldaus-


gabe lieferte, verliert diesen Charakter. Statt Goldpolitik betreibt die Notenbank


jetzt Währungspolitik nach Rezepten, die vor, ach, so vielen Jahren in freiwirt-


schaftlichen Schriften veröffentlicht wurden
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(s. Frankfurth-Gesell: Aktive Währungspolitik) und die damals von den Herren


Bankiers als Narretei hingestellt wurden: „Wir warnen vor Experimenten“, so tele-


graphierte die Reichsbank nach München noch vor jetzt zehn Jahren auf die


Aufforderung Gesells, aktive Währungspolitik anstelle der damals betriebenen


Papiergeldwirtschaft zu setzen. Und heute? Heute richtet sich dieselbe Reichs-
bank sklavisch nach dem Dollar, der Produkt desselben Experimentes ist, das
die Reichsbank für gefährlich erklärte!


Man wird vielleicht den Einwand machen, daß die Drainagekraft eine den


Notenbanken eigentümliche Kraft sei, während wir doch immer behaupteten, daß


dort, wo die aktive Währungspolitik der Notenbanken fehlt, die Privatbankiers


diese Kraft besitzen und ausnutzen, daß die Konjunkturschwankungen von jeher


in der Hauptsache Wirkungen der von den Privatbankiers zur Unterstützung von


Börsenmanövern geübten Geldmanöver gewesen sind. Doch das ist ein höchst


fauler Einwand im Munde von Personen, die die Drainagekraft der Notenbanken


anerkennen. Ob die Gelddrainage von der offiziellen Notenbank ausgeht oder


von den Privatbanken, muß doch wirkungsmäßig gleichgültig sein. Man könnte


fragen, ob die Privatbanken auch immer die Mittel hatten für eine wirksame


Drainage des Geldmarktes? Wenn diese Privatbankiers unter sich uneinig waren


und sich bekämpften, dann natürlich konnte nur die Differenz der Mittel, die die


eine Partei gegenüber den Mitteln der anderen Partei aufbrachte, zweckdienlich


wirken. Zog die eine Partei 100 Millionen ein und warf dafür die andere Partei 


80 Millionen auf den Markt, dann waren nur 20 Millionen wirksam. Es mag wohl


auch oft so gekommen sein, und dank solchem Konkurrenzkampf mag auch oft


die Wirtschaft vor Konjunkturschwankungen geschützt gewesen sein. Aber man


fragt sich hier, warum sich diese Privatbankiers das Geschäft gegenseitig ver-


derben sollten, statt durch einmütiges Handeln den Erfolg zu sichern und zu 


vergrößern. 100 Millionen plus 80 Millionen, das macht eine Drainage von 180


Millionen, statt nur von 20 Millionen. Nun wird man wieder einwenden; die


Privatbankiers verfügen vielleicht über sehr große Mittel, doch sind die immer


irgendwo begrenzt, während die Mittel der Notenbank schier unbegrenzt sind.


Das stimmt. Aber die Mittel der Privatbankiers beschränken sich ja nicht auf das


Bargeld. Von den Banken aus gehen die Gerüchte, die die Stimmung machen,


die sich in Veränderungen in der Um- Umlaufsgeschwindigkeit 
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laufsgeschwindigkeit umsetzen. Das Mittel der Beschleunigung und der Verlang-


samung des Geldumlaufes wußten die Banken von jeher in den Dienst ihrer


Manipulationen zu stellen. Dazu schufen sie ihre Presse. Presse, Börse und


Banken arbeiteten Hand in Hand. Und unterstützt wurden diese Mittel durch die


Natur der Goldwährung, die es bewirkt, daß alles, was das Publikum triebmäßig


zur Selbsterhaltung tut, die Geschäfte der Bankiers fördern muß. Und schließlich


darf man hier nicht vergessen, daß, wenn die Bankiers international sich verbin-


den, sie im System der Dritteldeckung ein ausgezeichnetes Mittel haben, um


neue Differenzen zu schaffen. Sie brauchen dazu nur dem einen Land durch


Vorweisung von Banknoten Gold zu entziehen und dasselbe Gold dann in ein


anderes Land zu schaffen. Dann wird die Notenbank in dem einen Land den


dreifachen Betrag der Goldentnahme einziehen müssen, und in dem anderen


Land wird der Notenumlauf um den dreifachen Betrag des Goldzustromes ver-


mehrt. Das, verbunden mit den Kommentaren, die die Presse zu solchen Gold-


reisen gibt, genügt in der Regel, um die Stimmung im gewünschten Sinn zu


beeinflussen.


All diese Geschichten nehmen mit der auf Stabilisierung des Indexes gerichte-


ten aktiven Währungspolitik der Notenbank unwiderruflich ein Ende. Noch so viel


Börsenkapital, noch so untertänige Zeitungsredakteure, noch so gute und zahl-


reiche internationale Verbindungen, nichts vermag gegen die unbegrenzte
Inflations- und Deflationsmacht der Notenbank aufzukommen, vorausgesetzt,


daß die Beamten der Notenbank nicht von den Bankiers an den Börsengewinnen


beteiligt werden. Denn schließlich, auch die Indexwährung ist Menschenwerk,


und versagt der Mensch, dann muß auch das beste System versagen. Den


Beweis, daß die Währung stabil ist, kann nur der Index liefern, wenn die


Beamten des statistischen Büros unbestechlich sind. Die Spekulation müßte also


mit der Korrumpierung der statistischen Beamten beginnen. Wäre das eine


unmögliche Sache? Darum wird es nötig sein, daß neben dem offiziellen Index-


ermittlungsbüro ein privates oder zwei, zehn, hundert solche Büros errichtet 


würden zur Kontrolle der staatlichen Arbeit. (Wäre das keine würdige Aufgabe für


den FWB?)


Der Übersetzer.
[Pseudonym für S. Gesell]
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Das dynamische Ei des Kolumbus.


Dem statisch orientierten Menschen ist die Erde eine Ebene, die „nach unten“


endlos im Weltenraum fest verankert ist. Einem solchen Menschen werden alle


Naturerscheinungen zu unlösbaren Fragen. Oft sehr naheliegende Erklärungs-


versuche muß er von vornherein ablehnen, weil sie seiner Grundeinstellung


widersprechen. Dem dynamisch Denkenden dagegen ist die Erde eine Kugel, 


die er fest zwischen seine Schenkel einspannt und mit der er wie mit einer


Rakete durch den Weltenraum reitet wie der Jäger durch den grünen Wald. Da


seine Grundeinstellung richtig ist, so findet er sich immer zurecht; sie ist ihm ein


nie versagender Kompaß. Ein solcher dynamisch orientierter Mensch war offen-


bar Christobal Colon, denn nur ein Dynamiker kann auf den Gedanken kommen,


nach östlich gelegenen Gegenden der Erde die Richtung westwärts einzuschla-


gen. Aber unter den vielen, die damals schon anerkannten, daß die Erde als


Kugel vorzustellen sei, kam keiner auf die Idee, sich einem Orte dadurch zu


nähern, daß man sich, scheinbar wenigstens, von ihm entfernte. Sie wußten nur,


daß die Erde eine Kugel ist; sie hatten es gelernt; aber das Gelernte war ihnen


nicht in Fleisch und Blut übergegangen. Unfruchtbares Wissen, das Wissen des


„Gelehrten“, das Wissen der Autoritäten, der Orthodoxen (der Ton liegt auf den


Endsilben).


Wie kam es aber nun, daß unser Kolumbus, der sein Leben lang gegen diese


Autoritäten anzukämpfen hatte, als er sie am Hofe in Madrid vor dem Könige 


verulken wollte, die brutale, nur eines Statikers würdige Geschichte mit dem Ei


erfand? In einer Gesellschaft, in der man alles „festlegte“, wo man die Schiffahrt


mit einer Ankerkette statt mit geschwellten Segeln symbolisierte, hätte es doch


viel größeren Eindruck gemacht, wenn Kolumbus die gestellte Aufgabe dadurch


gelöst hätte, daß er das Ei zwischen Daumen und Zeigefinger genommen und


durch eine drehende Bewegung zum Stehen gebracht hätte, ähnlich wie bei dem


Kreisel der Kinder! Er zerbrach das Ei. Er löste also die Aufgabe nicht, denn ein


zerbrochenes Ei ist kein Ei mehr. Wollte er vielleicht damit andeuten, daß es des


Bruches geistiger Fesseln bedarf, um von der statischen Anschauung zur dyna-


mischen überzugehen? Dann war das Beispiel sehr schlecht gewählt, denn es


gab den Anschauungen der Statiker nur neue Nahrung. Das Ei stand, weil es


durch den Bruch der Schale gestützt wurde.
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Wie dem nun auch sei – der Freiwirtschaftler, der sich die Wirtschaft der


Menschheit von allen Fesseln statischer und staatischer Art vorzustellen sucht


und diese Vorstellung oft in Gesellschaft den anderen zu vermitteln wünscht,


kann sich sehr oft mit gutem Erfolg dieses einfachen Anschauungsunterrichts-


mittels des dynamischen Eies des Kolumbus bedienen, namentlich wenn es sich


um das Problem der dynamisch durch die Arbeitsteilung fundierten Währung


handelt. Wer kann, so stellt er die Frage an die mitkauende Gesellschaft, wer


kann das Ei auf die Spitze stellen, ohne es, wie Kolumbus es tat, zu zerbrechen?


Wenn dann sich alle nach genügend oft gemachten Versuchen dazu unfähig


erklärt haben, dann verblüfft er sie alle auf die oben angegebene Weise. Hieran


anschließend kann man dann die Frage stellen, wie man die Währung eines


Landes ohne irgendwelche Deckungsstützen stabil erhalten kann und kann dann


zeigen, daß, sofern man auf dem Währungsamt die Peitsche zu schwingen und


das Währungsei durch ununterbrochene Peitschenhiebe in kreisender Bewegung


zu erhalten weiß, die Währung wie ein Kreisel nicht stürzen, nicht schwanken


kann, weil ein genügend schnell rotierender Gegenstand ja gar keine Zeit hat,


nach links oder rechts zu schwanken oder gar sich nach links oder rechts zum


Sturz niederzulegen. Die rotierende Bewegung reißt ihn immer wieder hoch.


Dann mag manchem ungläubigen Thomas der Gedanke aufklaffen, daß eine im


Reichswährungsamt geschwungene Peitsche die Währung decken und stabili-


sieren kann, besser als es goldene Reserven tun können.


Georg Blumenthal.


Wenn ein Mensch hoher Lebensfreuden durch seine innerliche, künstlerische,


dichterische, ästhetische Veranlagung fähig ist und dann durch die Verhältnisse


zu sorgenvoller, kümmerlicher Lebensführung verurteilt wird, so ist das für mich


ein tief trauriger, tragischer Fall, tragischer als ein Massengrab, als der Selbst-


mord von einem Dutzend Liebespärchen. Denn hier hat die Natur ihr Ziel, den


einzigen vernünftigen Zweck des Daseins im Auge gehabt und das ihrige zur


Erreichung des Zieles beigesteuert. Aber wegen der gesellschaftlichen Zustände,


die der Mensch schuf, konnte solche Blüte der Natur nicht zur Entfaltung 


kommen.
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Kaum 56 Jahre war Blumenthal alt, als er vor einigen Tagen begraben wurde.


Er führte seit langen Jahren ein kümmerliches Leben als Miniaturkaufmann in


einem winzigen Laden im Norden Berlins. Verkaufte Stecknadeln, Zwirn und


Hosenknöpfe an die Proletarierfrauen, für die die Kleinheit des Einkaufes einen


Weg zum nahen Warenhaus nicht lohnend machte oder die sich für den Besuch


des Warenpalastes nicht putzen konnten. Dieser selbstgewählte Beruf sollte ihm


die persönliche Freiheit sichern, die im Beruf als Angestellter oder Beamter ver-


kümmert. Aber diese Freiheit war in Wirklichkeit eine Kette, und fürwahr kein


Kettenhund hat je an einer solch kurzen Kette gelegen wie der, die ihm sein


Freiheitsdurst angelegt hatte.


Ich lernte ihn vor 25 Jahren kennen. Damaschkes Zeitschrift hatte die


Bekanntschaft vermittelt. Und seitdem blieben wir in regem brieflichen Verkehr.


Wir betrachteten beide die Welt vom Standpunkt Stirnerscher Philosophie. Und


dies gestattete uns, oft in überraschend kurzer Zeit, in komplizierten politischen


Dingen zu einer einheitlichen Betrachtung vorzudringen. Das kommt daher, daß


die Höhe dieses philosophischen Standpunktes unmeßbar kleine Gesichtswinkel


liefert, die praktisch kongruieren. Dann wird die Verständigung, ehrlicher Wille


vorausgesetzt, immer leicht. Wir waren dann bald so weit einig, daß wir an die


Herausgabe einer Zeitschrift – „Der Physiokrat“ – denken konnten. Die erste


Nummer erschien im Mai 1912. Wir hatten ein wohlüberlegtes Programm. Wir


kannten die Widerstände, die zu überwinden waren und waren durchaus nicht


enttäuscht, als wir nach zweijähriger Arbeit über 200 Abonnenten zählen konn-


ten. Und nicht nur Abonnenten, auch Mitarbeiter waren herangewachsen auf


mehreren Gebieten unseres fast allumfassenden Programms. Wir hatten Grund


zu froher Hoffnung. Dann kam der Krieg. Die Mitarbeiter wanderten zum Teil in


die Massengräber. Die Abonnenten zerstreute die Zensur. Schließlich wurde


auch Blumenthal noch militärisch eingezogen.


Nach Schluß des Krieges versuchte Blumenthal vergebens, den „Physiokraten“


wieder lebendig zu machen. Der Sieg der Sozialdemokraten in Deutschland und


der Kommunisten in Rußland hatte das Interesse der Massen völlig mit Beschlag


belegt, und die wirtschaftliche Lage gestattete den Abonnenten, die bis dahin den


„Physiokraten“ durch freiwillige Beiträge unterstützt hatten, nicht, das wirtschaft-


liche Defizit des Unternehmens zu decken. Dann zwang die Not des Lebens


Blumenthal, die Feder gegen die Elle zu tauschen, die dann bis zu seinem Tode


seinem
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Leben die Richtlinien gab. Die Tätigkeit des Kaufmanns läßt sich nicht mit inten-


siver geistiger Arbeit vereinigen. Blumenthal wurde stiller und stiller.


Außer seinen Artikeln im „Physiokraten“ veröffentlichte er mehrere Bücher, von


denen „Die Befreiung von der Zinsherrschaft“ weite Verbreitung fand. Alles, was


er schrieb, gibt Zeugnis von der peinlichen Gewissenhaftigkeit, die Blumenthal
beseelte. In zahllosen Versammlungen, die er einberief und leitete, versuchte er


die physiokratischen Erkenntnisse ins Volk zu tragen. Er ist unter den Propagan-


disten der Physiokratie der einzige gewesen und geblieben, dem es gelang,


einen Kontakt mit dem Proletariat herzustellen. Freilich, freilich, die Proletarier,


die sich zur Physiokratie bekennen, bezeugen damit, daß sie niemals Proletarier


gewesen sind, so daß der obige Satz falsch ist. Auch Blumenthal hat niemals


Proletarier um sich her versammelt. Er konnte nicht mehr tun, als dem Proletariat


die einzigen freien Köpfe, die es hat und produziert, zu rauben.


Allen, die ihn gekannt haben, wird sein Tod Schmerz bereiten.


Reparationsbank und Iva-Note.
Ein Ausbl ick  und Aufruf .


Die Zeit wird reif. Als Teil von jener Kraft, die stets das Böse will und stets das


Gute schafft, wird die Reparationsbank eine europäische Wirtschaftsgemein-


schaft herbeiführen helfen. Gedacht als Bestandteil des Young-Planes zur


Ausmünzung endgültig gesicherten Kriegsraubes, wird sie vom norwegischen


Ministerpräsidenten Mowinckel als erstem in seiner Genfer Rede für den


Völkerbundsgedanken in Anspruch genommen. Und Briands Versuch, mit dem


französischen Paneuropa den Weltkrieg zu einem politischen Dauersegen für


Frankreich zu machen, erhält durch Stresemann die Wendung vom Bösen zum


Guten, der als erste gemeineuropäische Aufgabe die Schaffung einer euro-


päischen Münze (und Briefmarke) bezeichnet. [Man beachte auch Snowdens, des jetzi-


gen englischen Schatzkanzlers, Ausführungen, die von Dr. Nölle auf Seite 280 des Heftes angeführt


werden.] Die Zeit wird reif. Sorgen wir an unserem Teile dafür, daß es an reifen


Menschen und reifen Gedanken nicht fehle.


Die auf der Grundlage der freiwirtschaftlichen Theorie ruhende Idee einer


Internationalen Valuta-Assoziation, von Silvio
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Gesell schon 1918 entwickelt, ist von allen Vorschlägen, die aus der Young-


Raubbank eine Europawirtschaftsbank, aus einer Briandschen Panpolitik eine


Stresemannsche Panwirtschaft zu gestalten, d. h., in erster Linie zu einem


Weltgelde zu führen geeignet sind, immer noch die beste, wie er ja auch der


erste war. Und es ist auch kaum damit zu rechnen, daß der Gesellschen Iva-


Note etwas Besseres entgegengestellt werden wird. Auf dem Boden der Gold-


währungstheorie könnte es jedenfalls nicht erwachsen.


Mit der Iva-Note könnte die Bank der Internationalen Valuta-Assoziation – die


Völkerbunds- und Reparationsbank – den einzelnen Staaten das zwischenstaat-


liche Geld zu 1 v. H. jährlich liefern und dabei einen jährlichen Reingewinn von


30 000 000 Dollar erzielen.


Diese Bank zu gründen und zu leiten, gebührte von Rechts wegen dem


Freiwirtschaftsbund, der von Anfang an für die Iva-Note eingetreten ist. Und


wenn es seinen Mitgliedern gelänge, die Leserzahl des FA. so zu steigern, daß


die Stimmen der Youngs und Mowinckels, der Briands und Stresemanns zu


einem Posaunenton vereinigt werden könnten, zu dem einen Donnerhell: Iva-


Note, dann dürften die ersten 10 000 Bezieher des FA. die Sicherheit haben,


jene 30 000 000 Dollar und außerdem 2000 gut bezahlte Posten in den zur


Internationalen Valuta-Assoziation gehörigen Staaten unter sich verteilen zu 


können.


Wir gehen bei diesem Vorschlag von der Überlegung aus, daß die Beschäfti-


gung mit öffentlichen Angelegenheiten durchaus ihres Lohnes wert ist und daß,


wenn die Weltbank mit der Iva-Note zustande kommt, dies in erster Linie der


Werbetätigkeit der Abonnenten des FA. zuzuschreiben sein wird. Außerdem wirkt


auch bei diesem Vorschlag der Wunsch mit, durch das Lockmittel direkter barer


Vorteile die Leserzahl schnell so zu vergrößern, daß wir geldlich imstande wären,


unsere Zeitschrift auf die Höhe der Zeiterfordernisse zu bringen und dann mit


Hilfe solcher Zeitschrift den Freiwirtschaftsbund zu dem ausschlaggebenden


Machtinstrument zu machen, wie wir das immer im Sinne hatten und erhofften.


Wer diese Zeilen liest und einen Schimmer hat von dem, was wir erstreben,


der beeile sich, bei der Post oder direkt beim Verlag das FA. zu bestellen und die


Postquittung dem Herausgeber einzuschicken, damit er zu den ersten 10 000


Abonnenten gerechnet und sein Name in die Liste der Anwärter auf die jähr-


lichen
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30 000 000 Dollar und auf die 2000 Posten und Pöstchen eingetragen werden


kann.


Man beeile sich. Der Gedanke des Weltgeldes beschäftigt heute viele und ein-


flußreiche Leute. Niemand wagt mehr, die Sache noch als Utopie zu bezeichnen.


Die Zeit der Ernte für unsere Arbeit naht. Erst kürzlich setzte sich der Direktor


der Midland-Bank, des größten englischen Bankinstitutes, für dieses wichtigste


internationale Unternehmen ein. („Neue Zürcher Zeitung“ vom 4. August 1929.)


Und man vergesse nicht: Wer für die Iva kämpft, kämpft mit dem allein wirk-


samen Mittel für den Weltfreihandel, also auch für die Völkerverständigung und


damit für den Völkerfrieden. Er sichert also auch seine Kinder gegen das Ver-


scharrtwerden in Massengräbern.


Silvio Gesell und Otto Maaß


Kapitalistische Kritik an der Reichsbankpolitik.


Es wäre gut, wenn im Archiv öfter als es geschieht die währungspolitschen


Artikel der großen Presse unter die Lupe genommen würden. Merken die Herren


Redakteure, daß man ihnen auf die Finger schaut, so werden sie vorsichtiger,


und dann verlassen sie sich nicht mehr blindlings auf die oft großen Namen ihrer


Mitarbeiter. Dabei wäre es auch nicht nötig, alle oder mehrere Organe des


Kapitalismus zu überwachen. Nach dem Grundsatz „Alle für einen und einer für


alle“ genügt es, wenn ein einziges Blatt aufs Korn genommen wird, wobei es 


wieder gleichgültig ist, welcher politischen Partei der auserkorene Sündenbock


angehören mag. Wagt dann als Erfolg solcher ständigen Kontrolle der Sünden-


bock nicht mehr, sich zur Währungsfrage zu äußern, so merken es dann auch


die übrigen Redakteure, daß sie vorsichtiger sein müssen, daß ihr Wissen auf


einem sehr wichtigen Gebiet der Politik eine klaffende Lücke hat. Und dann 


werden sie erst die Notwendigkeit sehen, zu unseren Forderungen Stellung zu


nehmen.


Vielleicht erweckt nun die folgende Kritik an einem Artikel von Rudolf Beerens-
son, veröffentlicht in der „Vossischen Zeitung“ vom 17. August, bei anderen


Lesern des FA. die aggressiven Lustgefühle und den Willen, in denselben Kerb


zu hauen. Der Artikel erschien unter dem Titel „Das Sündenregister der Noten-


banken“.
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Das Register beginnt mit der Bemerkung, daß die Notenbanken heute zu viel


von sich reden machen und sich auch selbst zu stark an der Diskussion über


Währungsprobleme beteiligen, namentlich die großen Banken und unter ihnen


die Reichsbank. Vor dem Kriege seien die Notenbanken schweigsam, sozusagen


„der Wirtschaft hintergeschaltet gewesen“.


Tatsächlich waren die Leiter der Notenbanken vor dem Krieg stumm. Sie 


be-teiligten sich nicht an der ohnehin überaus spärlichen Diskussion über


Währungsfragen. Gold – das war die einzige Antwort, die sie auf alle Währungs-


fragen zu geben verstanden. Denn ihr Gehalt wurde ihnen in Gold zugemessen.


Und dieses Gehalt war nicht schlecht. Also war die Goldwährung gut. So sagte


auch Argentarius in den „Briefen an seinen Sohn“: „Das Geld war eine Selbst-


verständlichkeit, es tat schlecht und recht seine Schuldigkeit, und man sprach


nicht viel davon.“ Die Notenbankpräsidenten waren aber nicht nur stumm. Sie


duldeten auch nicht, daß andere über die Währung sich kritisch ausließen. Sie


gebrauchten ihre Macht, um alle stumm zu machen. Die einzige Zeitung


Deutschlands, die sich erlaubte, die Politik der Reichsbank schonungslos zu 


kritisieren, Blumenthals Physiokrat, ließ die Reichsbank beschlagnahmen, 


sobald sie dazu im Krieg die Macht erlangte. Dort, wo sie ohne Polizei aus-


kam, benahm sie sich noch brutaler. Beerensson sagt darüber:


„Gewiß haben die Notenbanken nie einen tatsächlichen Zwang ausgeübt, aber


wer abzuschätzen vermag, was es für eine private Bank bedeutet, sich offen den


‚Wünschen‘ der Notenbanken zu widersetzen, der wird verstehen, warum alle 


privaten Institute ihren Notenbanken so gefügig Gefolgschaft leisten.“ Beerens-
son denkt wohl hier an die Wechsel, die die Privatbanken bei den Notenbanken


diskontieren. Wer beim Diskontgeschäft sich das Wohlwollen der Reichsbank zu


sichern wünscht, der unterläßt selbstverständlich jede Kritik an den Reichsbank-


aktionen, auch dann, wenn man solche Aktionen als gefährliche Donquijoterien


erkennt. Das, was man heimlich als Blödsinn beurteilt, verteidigt man öffentlich,


um auf diese Weise seine Geschäfte mit der Reichsbank zu erleichtern. Die


Wünsche der Reichsbank sind aber nicht nur für die Privatbankiers Befehle.


Selbstverständlich muß auch die von den Privatbankiers beherrschte Presse


parieren und natürlich auch alles, was sich offiziell mit Wissenschaft bezeichnen


läßt. Wer der Reichsbank den Tanz versagt, der ist kein Wissenschaftler, kein


„Sachverständiger“. Seiner Kritik wird dadurch für den Pöbel der Stempel des


laien-
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haften, kränklichen Nörglers aufgedrückt. Für ihn sind dann auch die Sinekuren


des Staates nicht bestimmt.


War das nun ein so glücklicher Zustand, daß man sein Ende betrauern soll,


wie Beerensson es zu tun scheint? Herr Beerensson möge uns folgende Fragen


beantworten: Wenn die Notenbankpräsidenten die Diskussion der Währungs-


frage ebenso energisch gefördert hätten, wie sie sie gehemmt haben, wenn auf


diese Weise das ganze Volk in die Geheimnisse der Währungsfrage eingeführt


worden wäre, wenn in der Inschrift der Banknoten, gleich hinter dem Wort: Wer


Banknoten fälscht, wird mit Zuchthaus ... der Zusatz gestanden hätte: Die gleiche


Strafe ereilt die verantwortlichen Leiter der Notenbank, wenn sie Inflations- und


Deflationspolitik betreiben – ob dann noch Havenstein den Wünschen Helfferichs


so fahrlässig nachgegeben hätte? Ganz gewiß ist Inflation nur dort möglich, wo


das Volk nicht weiß, was die Papiergeldwirtschaft für es bedeutet. In direktem


Widerspruch mit der Meinung Beerenssons muß man daher sagen: Niemals


kann genug über die Währungsfrage diskutiert werden, wenigstens nicht, so-


lange es eine ungelöste Währungsfrage für das Volk gibt. Die Diskussion der


Währungsfrage muß bereits in der Volksschule beginnen. Die Sicherung der


Währung liegt nicht im Hort der Reichsbank, der, wie die Erfahrung zeigt, für


Fürstenabfindung und sonstigen Jux verschleudert werden kann. Sie liegt auch


nicht in der Charakterstärke der Notenbankpräsidenten, sondern viel weiter


zurück in der währungspolitischen Schulung des ganzen Volkes, letzten Endes 


in der Fähigkeit der Frauen, Winkelriede in der nötigen Anzahl zu gebären, die,


wenn es nicht anders geht, die Notenpresse vor Schwindlern, Räubern und


Idioten mit Handgranaten zu sichern verstehen. Weil in Deutschland, in Frank-


reich und anderswo diese Winkelriede nicht mehr gezeugt und geboren werden,


ging die Währung zu Bruch, mußten sich Tausende und aber Tausende von


Greisen, Kranken, Vormunde erhängen, erschießen und vergiften.


Das Wort „Die Dummen werden nicht alle“ stammt von der Börse. Und damit


im Interesse der Börse die Dummen nicht „alle“ werden, darf die Währungsfrage


nicht auf breiter Grundlage diskutiert werden. Und darum werden die Notenbank-


präsidenten, die gegen diese Börsenklugheit verstoßen, als Schwätzer kritisiert.


Diese Begründung gibt Beerensson nicht für seine Forderung,
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daß die Notenbankpräsidenten nicht in die Debatten eingreifen dürfen, er gibt


aber auch keine andere.


„In der Kriegs- und Nachkriegszeit hätte man es vielleicht sogar gerne ge-


sehen, wenn die heute so mächtigen Notenbankpräsidenten den politischen


Einflüssen gegenüber etwas mehr Rückgrat bewiesen hätten.“ So sagt


Beerensson in der „Vossischen Zeitung“, um anzudeuten, daß sich Havenstein
der Inflationspolitik Helfferichs hätte entgegenstemmen sollen. Also man hätte


(wer ist das?) vielleicht (also nicht ganz bestimmt) sogar (also als etwas


Absonderliches), gerne gesehen (also niemals gefordert). Wenn hier mit „man“


die Herren Privatbankiers gemeint sind, so sieht man hier, wohin es führt, wenn


so wichtige Personen wie die Privatbankiers „den Wünschen der Reichsbank


gegenüber so gar kein Rückgrat beweisen dürfen“. Wenn die Privatbankiers und


die von ihnen beherrschte Presse unisono Alarm geblasen hätten – der Anschlag


auf die Währung wäre mißlungen. Den Privatbankiers waren Devise und Valuta


gewiß keine Mädchennamen. Durch ihre Geschäfte mit dem Ausland war allen


ganz klar, was Inflation und Deflation bedeuten. Ihre Erfahrung auf diesem


Gebiet und ihre Beziehungen zum Ausland haben ihnen ermöglicht, rechtzeitig


zweckdienliche Operationen zum Schutze, wenn nicht der Bankaktionäre, so


doch wenigstens zum Schutze persönlicher Interessen zu tätigen. Das muß man


schon als selbstverständlich annehmen, so daß wir hier sagen können: Der 


lakaienhaften Unterwürfigkeit der Privatbankiers den Wünschen der Notenbank


gegenüber und der Feigheit der von den Privatbankiers abhängigen Presse


haben wir letzten Endes die Inflation zu verdanken. Und vielleicht, wenn Haven-
stein im Verhalten der Presse und der Privatbankiers einen Rückhalt gehabt


hätte, dann hätte er wohl selbst auch den Wünschen der Politiker gegenüber


Rückgrat bewiesen. Zum Rückgrat gehört eben das Gefühl der Stärke, das


Gefühl, daß man nicht allein steht im Kampfe mit der Finsternis. Havenstein
hätte den Mut gefunden, zu sagen: Hier stehe ich, ich kann nicht anders. Nur


über meine Leiche geht der Weg zur Notenpresse. Darum finde ich es nicht nett


von Beerensson, daß er die Verantwortung für die Inflation vom breiten Rücken


der Presse und der sie beherrschenden Privatbankiers auf die schmalen


Schultern eines ängstlichen Bürokraten, des armen Havenstein, der zudem auch


bereits tot und impotent ist, abzuwälzen sucht. Ehre und Schmach, wem sie


gebühren! Die Presse betitelt sich selbst oft als Xte Großmacht. Warum stellte


sie sich also nicht als Groß-
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macht den Papiergeldschwindlern entgegen? Sie schwieg und bestärkte durch


solche Schweigsamkeit die Verbrecher in ihrem Vorhaben, durch die Noten-


presse die Kriegskosten von den Sachwertbesitzern auf die Sparkassen- und


sonstigen Gläubiger abzuwälzen.


Nein, wirklich, wir vermögen in der Gesprächigkeit der Notenbankpräsidenten


nichts Übles zu entdecken, selbst dann nicht, wenn die Gesprächigkeit in Ge-


schwätzigkeit übergeht. Vom Standpunkt der Demokratie und des Parlamen-


tarismus, den die „Vossische“ vertritt, dürfte Beerensson erst recht keinen 


solchen Vorwurf erheben. Auch der geschwätzigste Notenbankpräsident spielt


noch eine wichtige Rolle, nämlich die des Enfant terrible.


Aber etwas ist doch richtig an der Behauptung Beerenssons. Gibt erst einmal


der Index dem Präsidenten der Notenbank heute die Grenze der Notenausgabe


an, so gewinnt er damit einen objektiven Standpunkt an Stelle des subjektiven,


wenn es sich darum handelt, den Ansprüchen der à la hausse oder à la baisse


liegenden Privatbankiers zu widerstehen. Die Bedürfnisse des Verkehrs, nach


denen sich die Notenausgabe laut Bankgesetz zu richten hat, werden durch den


Index ohne Wenn und Aber scharf und unzweideutig angezeigt. Ohne den


Warenpreisindex aber waren diese Bedürfnisse ein höchst schwammiger, viel-


deutiger Begriff, den die mächtigen Privatbanken dem Notenbankpräsidenten auf


ihre Art auslegten, und dann waren es umgekehrt die Privatbankiers, die unter


Hinweis auf die „Bedürfnisse des Verkehrs“ mit ihren Wünschen die Reichsbank


„zu gefügiger Gefolgschaft zwingen konnten“. Womit hätte Havenstein die


Zurückweisung der Bankwechsel vernünftigerweise begründen können, wenn die


Privatbankiers Berge von Wechseln von Tausenden von deutschen Industriellen


vorzeigen konnten? Sieht man vom Index ab, so gibt es kein eindeutiges Maß


mehr für die Begrenzung der Notenausgabe. Und nicht nur auf die Wechsel ihres


Portefeuilles, sondern auch auf die steigenden Zinssätze konnten die Privat-


bankiers hinweisen, um den Notenbankpräsidenten für ihre Ansprüche mürbe zu


machen. Denn bis dahin galt ein hoher Zinsfuß immer als Beweis für einen


bestehenden Geldmangel (s. Frankfurt-Gesell: Aktive Währungspolitik)! Den


hohen Zinsfuß aber, den sollte die Reichsbank durch reichlicheren Notendruck


bekämpfen. War es nicht so? Heute noch wird oft genug der hohe Zinsfuß als


Beweis für einen behaupteten Geldmangel hingestellt. Was also sollte der


Notenbankpräsident tun? Der Zinsfuß wird noch höher steigen, sagten
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die Privatbankiers, wenn der Präsident sich weigert, den Bedarf an Geld, den die


Wechsel der Industriellen doch unzweideutig darstellen, zu diskontieren. Und nur,


weil der Notenbankpräsident heute in der Lage ist – dank dem freiwirtschaft-


lichen Schrifttum – solche Beweisführung als irreführend zu bezeichnen und


demzufolge auch die Ansprüche der Privatbankiers abzuweisen, klagt Beerens-
son, daß die Macht der Notenbanken heute zu groß geworden ist. Überschauen


wir doch mal kurz die Situation, wie sie früher war. Eine Gruppe spekulierender


Privatbankiers präsentiert der Banque de France einige Bündel Noten, sagen wir


100 Millionen Dollar, zur Einlösung in Gold. Dieses Gold schicken sie nach Berlin


in die Reichsbank. Die Dritteldeckungspraxis hat zur Folge, daß die Bank von


Frankreich zu den 100 Millionen nun noch 200 Millionen einziehen muß, während


umgekehrt in Berlin die Reichsbank zu den 100 Millionen in Noten, die sie für


das Gold hergab, noch weitere 200 Millionen in Banknoten durch freigebige


Diskontierung in Umlauf setzen kann. Also hier 300 Millionen mehr und dort


ebensoviel weniger. Eine Spannung von 600 Millionen, die mit 100 Millionen 


willkürlich erzeugt werden konnte. Die Kommentare dazu liefern die spekulie-


renden Bankiers der Presse zur Veröffentlichung. In Paris „eröffnet die Börse in


schwacher, in Berlin umgekehrt in fester Stimmung“. Diese von den Bankiers mit


Hilfe ihrer Presse geschaffene Stimmung setzt sich in Berlin in eine schnellere


Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes um und in Paris in eine langsamere. Die


Preise aber und die Kurse werden auf seiten der Nachfrage gebildet durch die
Menge des Geldes, beschwert durch die Umlaufsgeschwindigkeit. Also allge-


meine Flaue in Paris und Hochbetrieb in Berlin. Der Zweck der Übung ist er-


reicht. Und haben sich dann nach einiger Zeit die Geister etwas beruhigt, dann


wandern die Goldkisten wieder zurück nach Paris. Eine Zwickmühle! Statt zurück


nach Paris kann man die Goldkisten auch über Warschau, Moskau, Tokio,


London und Paris eine Reise um die Welt machen lassen. Sie werden überall 


mit offenen Armen empfangen.


Mit der Indexwährung wird diesen wirklich idyllischen Zuständen ein Ende


bereitet, ein nach Beerenssons Meinung beklagenswerter Wechsel der Zeiten.


An sich wäre eine Machtstärkung der Notenbankpräsidenten nur dann zu fürch-


ten, wenn man glaubt, diesen Persönlichkeiten mißtrauen zu müssen, und wenn


die Bankgesetze so unklar abgefaßt sind, daß man die
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Notenbankpräsidenten überhaupt nicht zur Verantwortung ziehen kann. Sonst


muß man umgekehrt die Forderung stellen, daß die Macht der Notenbanken auf


alle Fälle ausreichen muß, um die ihnen gestellte Aufgabe glatt zu erfüllen. Dann


ist die Notenbank zugleich mächtig und ohnmächtig. Mächtig im Sinne eines


Gebrauches und ohnmächtig im Sinne eines Mißbrauches ihrer Machtmittel.


Wie bislang die Privatbankiers die Notenbanken mißbrauchten, um ihre


Börsengeschäfte zu sichern, das wurde eben gezeigt. Die Notenbanken wirkten


dabei passiv mit. Die Leiter der Notenbanken brauchten dazu nicht bestochen zu


werden. Weil „man“ dafür sorgte, daß nur Blinde als Präsidenten der Noten-


banken angestellt wurden, brauchten diese zu den Geschäften der spekulieren-


den Privatbankiers nicht einmal ein Auge zuzudrücken. Heute scheint es anders


zu sein. Ob Morgan den Federal Reserve Board für eine Wiederholung seiner


Börsenoperation von 1907 noch einmal gewinnen könnte? Zu viele sind es, die


gewitzigt worden sind. Aber die Notenbanken glauben heute, daß es zu ihren


Aufgaben gehört, in die Entwicklung der Börsenkurse aktiv eingreifen zu müssen.


Die Indexpolitik genügt ihnen nicht als Aktionsraum (Mellon, der frühere Ober-


kontrolleur des Notenwesens, versteuert ein Vermögen von 300 Millionen Dollar).


„Die Pflicht der Notenbanken beschränkt sich darauf, für die Stabilerhaltung der


Devisenkurse und des Preisniveaus zu sorgen.“ So sagt Beerensson. Die zweite


der beiden Aufgaben genügt, so sagen wir, und stimmen damit Beerensson zu,


wenn er die Eingriffe der Notenbanken in das Getriebe der Börse ablehnt. In


demselben Maße, wie die Notenbanken sich andere Aufgaben aufbürden lassen,


verlieren sie an Macht. Betrüger und Schwindler beherrschen dann die Noten-


presse.


Die Notenpresse liefert Geld, mehr nicht. Die Notenbank hat somit auch nichts


anderes als Geld. Die Aktien aber, die an der Börse verhandelt werden, sind


Vertreter von Sachwerten. Bei einem festen Index richtet sich der Kurs der Aktien


nach dem Zinsfuß, der Grundrente und damit auch nach den Lohnsätzen. Die


Notenbank hat aber weder auf den Zinsfuß, noch auf die Grundrente und die


Lohnsätze irgend welchen Einfluß. Die Notenbank kann daher auf die Börsen-


kurse nur unter Preisgabe ihrer obersten (einzigen) Aufgabe wirken. Sie pfuscht


also, wenn sie Börsenpolitik treibt. Würde die Notenpresse unmittelbar nach


Wunsch Getreide, Leder, Stahl und Bauplätze statt Geld liefern, so könnte sie


natürlich auf die Börsenkurse Einfluß
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gewinnen. Sie könnte die Reallöhne heben, den Kapitalzins auf Null senken, den


Grundrentnern allerlei Schabernack antun. So aber, als Geldfabrik und gebunden


durch den Index, ist sie auf der Börse ohnmächtig. Ist der Index durch aktive


Währungspolitik befestigt, so kommen auch bald die Börsenkurse von selbst zur


Ruhe, denn die übrigen Komponenten der Aktienkurse, die Grundrenten, der


Zinfuß, die Löhne sind (bei Indexwährung) von eminent konservativer Natur. Hier


spielen Monate und einzelne Jahre kaum eine fühlbare Rolle. Beerensson hat


also hier recht, wenn er den Wirkungskreis der Notenbanken wie oben angege-


ben beschränkt wissen will. Aber wie ist das, Herr Beerensson, mit der Doppel-
aufgabe, die sie den Notenbanken zumessen? Wie kann die Notenbank einem


oft diskrepierenden Doppelziel, Index und Valuta, nachrennen? Wenn einmal


allen Notenbanken der Index als einziges Maß der Notenausgabe gestellt und


der Index überall stabilisiert sein wird, dann wird als notwendiges Nebenprodukt


solch einmütigen Handelns der feste Valutakurs sich von selber einstellen. So


wenig wie man innerhalb der deutschen Staaten und der U. S. A. von Valuta-


fragen redet, so wenig wie sich hier ein merkbares Agio zwischen Preußen und


Bayern entwickeln kann, so auch innerhalb der ganzen Welt, wenn der Index


überall stabilisiert ist. Die kleinen Differenzen, die heute zwischen Goldwährungs-


ländern entstehen können und die in der Goldwährung ihre automatische


Korrektur finden, würden noch viel kleiner werden, wenn die Goldwährungs-


notenbanken sich nach dem Index richteten. Und sie werden vollkommen ver-


schwinden, wenn die Iva-Note noch die Goldpunkte bis zur Kongruenz nähern


wird. So lange aber diese Vorbedingung nicht erfüllt ist, kann es für die Noten-


bank nur entweder – oder, nicht aber Index und Valuta heißen. Der Federal


Reserve Board kann selbstverständlich mit dem Dollar hinter jeder Valuta her-


rennen. Er hätte z. B. auch während der deutschen Inflation den Parikurs des


Dollars mit der Mark d. W. beibehalten können, so daß auch in Amerika genau


wie in Berlin 5000 Eisenbahnwagen, beladen mit Hundertmarkscheinen, dazu-


gehört hätten, um den Preis eines Brotes (eine Billion) zu bezahlen. Aber den


Index hätte er seinem Schicksal überlassen müssen.


So wundert man sich, daß in einer Zeitung, wie es die „Vossische“ ist, heute


noch solche unmöglichen Forderungen an die Notenbanken gestellt werden


können. Über derart primitive Dinge müßte sich ein Blatt, das sich zur großen


Presse rechnet, doch Klarheit verschaffen. Stabilerhaltung der Valuta mit ein-


seitig
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nationalen Mitteln heißt, praktisch den Unsinn mitmachen, den die Notenbanken


der anderen Länder zu treiben Lust haben.


So sehen wir hier an einem Beispiel, wie viel trotz Inflation in der Währungs-


frage noch geklärt werden muß. Fortschritte in der Erkenntnis des Wesens des


Geldes sind gewiß zu verzeichnen. Die Forderung Beerenssons z. B., daß sich


die Notenbanken die Stabilerhaltung des Preisniveaus zur Aufgabe stellen sollen,


ist von Helfferich noch öffentlich mit den Worten verulkt worden: „Preisniveau ...


gibt es denn so was?“ Was aber bringt uns den Fortschritt? Ist es wirklich nur der


Tod, der die hemmenden Kräfte der Wahrheit aus dem Wege räumen kann?


Helfferich kam auf der Eisenbahn um. Er war noch jung. Er hätte also noch lange


hemmen können. Wie sehr doch die Eisenbahnen den Fortschritt fördern!


Die Wallstreet im August 1907 und im Oktober 1929.


Der jetzige Krach an der Neuyorker Börse soll nach Berechnungen, deren


Ergebnis die „Vossische Zeitung“ vom 1. November veröffentlicht, den Aktien-


besitzern einen Kursverlust von 160 Milliarden Mark (gleich 40 Milliarden Dollar)


gebracht haben. Das ist fast das Dreifache von dem Betrag, den die deutschen


Sachwertbesitzer an Reparationen zu zahlen haben werden. Was im Kriege in


vierjähriger emsiger Arbeit vernichtet wurde und was wir jetzt (merkwürdiger-


weise?) auf unsere Kosten wieder aufbauen müssen, dasselbe Kapital, mit drei
multipliziert, zerstörte in Wallstreet der kleine Hammer des Börsenauktionators


innerhalb einiger Stunden. Es lockt also, den unheimlichen Kräften nachzu-


spüren, die von diesem winzigen Instrument ausgehen. Ehe ich aber mit meiner


Untersuchung beginne und um das Mißtrauen zu zerstreuen, das verständlicher-


weise astronomischen Zahlen, wie den genannten, entgegengebracht wird,


möchte ich hier den Leser mit einigen Tatsachen bekannt machen, die über die


sogenannte Morganatische Panik im „Physiokrat“ [„Der Physiokrat“, September-Nummer


1912; man vergl. ferner „Die Freiwirtschaft“. Mai-Heft 1922 und Dezember-Heft 1923 mit genaueren


Angaben. D. Schriftl.] veröffentlicht und der Zeitschrift der amerikanischen Boden-


reformer „The Public“ entnommen wurden. Ich bemerke noch dazu, daß der hier


genannte Senator La Follette (inzwischen gestorben) hohes Ansehen genoß in


seinem Land und auch auswärts.
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„Senator La Follette erklärte kürzlich, daß Morgan und die Standard Oil den


Börsenkrach von 1907 ,gemacht‘ haben, und zwar zu dem Zwecke, gewisse


Papiere niederzuhämmern und gefährliche Konkurrenten zur Strecke zu bringen.


Eine Neuyorker Börsenzeitung, die sich mit obiger Behauptung beschäftigte,


bezeichnete sie als gutes Material für die Wahlen, daß aber diese Anklage nicht


durch die Tatsachen gestützt werde. Welcher Art diese Tatsachen seien, sagt


aber die Zeitung nicht. Dabei aber gibt sie die Hauptsache, das, was man sagt


und allgemein glaubt, zu, nämlich, daß Morgan und die Standard Oil die Neu-


yorker Zentralbanken beherrschen (control). Wenn es sich aber so verhält, dann


ist es auch richtig, was Senator La Follette sagt. Die Berichte, die aus der Zeit


vor, während und nach dem Krach stammen, lassen es ganz fraglos erscheinen,


daß der Plan zu dem großartigen Börsenmanöver, das im Krach sich der


Außenwelt kundgab, wirklich in jenen Banken geschmiedet und dann rücksichts-


los durchgeführt wurde.


Tatsache ist, daß der Anstoß zur Panik von den (unter der Kontrolle Morgans


stehenden) Neuyorker Zentralreservebanken ausging. Wenn die diese Bank


betreffenden Tatsachen bekannt und voll verstanden werden, so wird es sonnen-


klar werden, daß sie die Anklage des Senators La Follette rechtfertigen und daß


die Verantwortung für den Krach von 1907 auf Morgan und der Standard Oil ruht.


Es kann nicht bestritten werden, daß es innerhalb der letzten 15 Jahre keinen


Zeitpunkt gegeben hat, wo die Börsenmänner, die die Neuyorker Zentralbanken


kontrollieren, nicht nach Wunsch innerhalb 48 Stunden genau dieselbe Panik


heraufbeschwören konnten wie die von 1907.


In der erwähnten Börsenzeitung wird die große Inflation, d. i. die übermäßige


Ausgabe von Banknoten, erwähnt und gesagt, daß Morgan und seine Freunde


hierfür nicht verantwortlich wären. Wie immer wird diese ,Inflation‘ einer Über-


spekulation des Publikums zugeschrieben. Aber woher kam das Material, das


Brennmaterial für diese Überspekulation? Von den Banken. Die Diskontierungen


der Nationalbanken nahmen während des Jahres 1907 bis zum 22. August täg-


lich um durchschnittlich 1 300 000 Dollar zu, und die Neuyorker Zentralreserve-


banken (also Morgans) lieferten hierzu einen größeren Beitrag als irgendeine


Bankgruppe [Anm. des Verf. d. Art.: Damals – also 1907 – war die Notenausgabe dezentralisiert.


Um sich Papiergeld zu verschaffen, brauchten die Nationalbanken nur Staatspapiere zu hinterlegen.


Wie die Notenausgabe heute geübt wird, das lese man nach in Nr. 9/12 d. Z. vom Dezember 1928 


im Artikel: Das Federal-Reserve-System der Vereinigten Staaten.]


Unmittelbar nach dem 22. August 1907 nahm plötzlich der Geldumlauf um die
enorme Summe von 260 Millionen Dollar ab. Genau vor diesem
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Tage hatten die Zentralreservebanken (Morgans) 40 000 000 Dollar eingezogen,
während die übrigen Emissionsbanken ihren Notenumlauf in genanntem Umfang


weiter vermehrt hatten. An diesem Tage hatten die Zentralreservebanken


(Morgans) 800 Millionen Dollar von den Geldmitteln der übrigen Banken unter


Kontrolle, und von dieser Summe gehörten 200 Millionen Dollar zu den Reserven


dieser Banken.


Kann man vergessen, welche wahnsinnigen Anstrengungen diese Noten-


banken machten, um ihre Reserven aus den Neuyorker Zentralbanken (Mor-
gans) zurückzubekommen, und mit welcher unerhörten Frechheit sich diese


Institute mit der Ablehnung dieser Forderung über die Gesetze hinwegsetzten?


Eine Bank in Indiana hatte eine große Summe in Schecks an eine Neuyorker


Zentralbank (Morgans) zum Inkasso geschickt. Diese Bank erhob auch das Geld,


weigerte sich aber, einen Dollar davon herauszugeben, solange die Panik anhielt


(wohlverstanden dieselbe Panik, die diese Bank durch das Zurückhalten des


Geldes inszeniert hatte). Und viele solche Geschichten werden erzählt.


Die plötzliche Verweigerung des Kredits und des Wechseldiskonts durch die


City-Banken (Morgans) vor dem 22. August 1907, die weitere Beschränkung des


Kredits nach jenem Tag, die Verweigerung der City-Banken, die ihnen anver-


trauten Gelder zurückzuzahlen, das hieraus sich ergebende zwangsweise


Aufhören der Kreditoperationen der übrigen Banken, das sind die Tatsachen, 


die den Morganatischen Krach erklären.“


Laut dieser Darstellung war also der Krach das gewollte Produkt einer künst-


lich mit verbrecherischen Mitteln geschaffenen Geldklemme. Nicht in der Wirt-


schaft lag der Krach begründet. Für die Landwirtschaft, den Handel und die


Industrie war der Krach ein Blitz aus blauem Himmel. Nie ist es so sonnenklar


geworden, daß die Krisen und Krache an der Börse „gemacht“ werden, wie in


diesem Fall. Einige dreiste und skrupellose Burschen hatten es verstanden, 


während die anderen Bürger arglos und emsig ihren Geschäften nachgingen, die


Fäden der Finanzgeschäfte heimlich in ihrer Hand zu konzentrieren und konnten


nun eine Geldklemme in jedem beliebigen Umfang und zu jeder beliebigen


Stunde des Jahres inszenieren. Die Geldklemme, die gewiß nur Börsendifferen-


zen dienen sollte,
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hatte jedoch Nebenwirkungen, deren Schäden den Betrag der einkassierten


Börsengewinne vielfach überstiegen. Die schlimmste dieser Nebenwirkungen war


die Kreditkrise, die auf die ganze Welt übergriff und überall schwere Störungen


des Wirtschaftsbetriebes hervorrief. Wenn man erfährt, daß damals die Aus-


wanderung aus den U. S. A. die Einwanderung übertraf, dann kann man sich


ein Bild machen von der Bedeutung, die eine solche künstliche Geldklemme für


die ganze Menschheit hat. Eine Million Menschen, die auf der Flucht vor der


Arbeitslosigkeit nach Auflösung von Haushalt und Wirtschaft mit den letzten


Resten ihres Vermögens den amerikanischen Strand erreichen und nun von der-


selben Pest, genannt Arbeitslosigkeit, wieder in die See zurückgestoßen werden!


Wer die Summe von Not und Elend, die in dieser Tatsache verkörpert ist, einzu-


schätzen weiß, der weiß ungefähr, was für die Menschheit eine Geldklemme


bedeutet. Und wer dann solches Elend sieht, sollte der sich nicht fragen, wie 


solche Geldklemmen wirksam zu bekämpfen sind? Ich denke doch! Und trotz-


dem die größte Gleichgültigkeit gegenüber der Frage nach der Ursache der


Geldklemme, die heute wieder ein Vermögen von 160 Milliarden (bitte: nicht


Millionen) in nichts verwandelt, und zwar wieder wie durch einen Blitz aus 


blauem Äther, so plötzlich, daß sich Tausende von Amerikanern, die sich im


Besitze eines gesicherten Vermögens fühlten und sich nach Jahren intensivster


Arbeit in Europa ihres Lebens erfreuten, nun Hals über Kopf zu den Häfen eilen


und die letzten Reste ihres Geldes zusammenscharren für die Lösung einer


Zwischendeckpassage! Und keiner unter diesen Tausenden hat ein Interesse 


für die Frage: Wie entstehen diese Geldklemmen, wie kann man sie wirksam 


bekämpfen?


Der Kurs der Börsenpapiere hängt ab 1. von Umständen, die nur einzelne


Unternehmen berühren (geschäftliche und technische Leitung, Branchen-


konjunktur, spezifische Zölle usw.) und 2. von Umständen, die die ganze Volks-


wirtschaft gleichmäßig betreffen, nämlich die Schwankungen im Zinsfuß


(Kapitalisationsrate), Schwankungen im Index (Währung), Schwankungen in 


den Lohnsätzen, steuerpolitische Pfuschereien (Zölle), Voll- und Mißernten,


Generalzölle usw.


Hier haben wir es nur mit den unter 2 genannten Kursfaktoren zu tun, denn 


der Krach, um den es sich heute handelt, ist ein Generalkrach gewesen, ein 


echter Wallstreet-Krach. Krach in Verbindung mit Wallstreet bedeutet immer


einen Generalkrach, wo alle Wertpapierbesitzer, ohne Ausnahme alle, aufge-
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regt nach dem Kurszettel greifen, der ihnen anzeigt, ob ihnen von ihrem


Vermögen noch genug verbleibt, um eine Zwischendeckpassage auf einem


Kohlendampfer lösen zu können.


Untersuchen wir diese Kursfaktoren nun einzeln, um zu sehen, ob sie uns eine


Erklärung für den Kurssturz geben können.


Da wäre zunächst ein Blick auf die Währungsverhältnisse zu werfen. Dieser


Blick aber kann uns die gesuchte Erklärung nicht geben. Gesetzlich ist nichts an


den Währungsverhältnissen geändert worden. Und was willkürlich durch den


Federal Reserve Board in den letzten Monaten am Index gepfuscht wurde, ist


zwar an sich schlimm genug, es genügt jedoch bei weitem nicht, um einen


Kurssturz von 160 Milliarden Goldmark zu erklären. Nach dem Fisherschen


Großhandelsindex verlief die Indexkurve wie folgt:


1929


Juli 98,6
August 97,3
September 96,0
Oktober 4 95,8
Oktober 11 94,7


Also eine Senkung von rund 4% innerhalb 2 1/2 Monaten. Das kann einen 


allgemeinen Kurssturz der Wertpapiere von 87,1 Dollar-Milliarden am 1. Oktober


auf knapp 50 Dollar-Milliarden Ende desselben Monats nicht erklären. (Diese


Zahlen entnehme ich der „Vossischen Zeitung“ vom 1. November.) Wäre die


Senkung des Indexes Ursache des Kurssturzes, dann müßte dieser sich in 


seiner Höhe auch an seine Ursache halten. Das ist nicht der Fall. Also kann hier


nicht die Ursache des Kurssturzes liegen.


Freilich, freilich, man könnte hier sagen: Der Federal Reserve Board ist an kein


Gesetz gebunden, wenigstens nicht in bezug auf seine Indexpolitik. Innerhalb der


Goldwährung kann der Board machen, was er will. Wie er während und nach


dem Kriege das Papiergeld druckte und herausgab, womit er den Index über 


220 hob, wie er dann wieder so viel Papiergeld verbrannte, daß der Index auf


140 fiel, so könnte es dem Federal Reserve Board auch heute wieder mal ein-


fallen, eine Deflationspolitik großen Stils zu betreiben.


Kann man nun vernünftigerweise annehmen, daß die amerikanischen Kapita-


listen ihre Papiere unter Einbuße von 160 Milliarden Goldmark (40 Dollar-


Milliarden) abgestoßen haben, bloß weil sie ihrem Federal Reserve Board die


Absicht zumuten, eine neue Deflationspolitik zu betreiben? Wenn solche


Vermutung
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nicht Wahnsinn ist, dann natürlich ist der Wallstreet-Krach vernünftig begründet,


und es hat keinen Zweck, nach anderen Gründen auszuschauen, und unnütz ist


es, nach der Spur einer Löwenklaue Morganscher Marke zu suchen. Aber solche


Annahme ist sicher unvernünftig. Ebenso unvernünftig wie etwa die Annahme,


daß das amerikanische Volk aus politischen Idioten besteht. Denn das amerika-


nische Volk (welch lächerlicher Ausdruck!) hat doch schon einmal erfahren, was


eine Deflationspolitik bedeutet, und es kann doch jetzt nach knapp sieben Jahren


nicht schon alles wieder vergessen haben. Unter den fünf Millionen Arbeitslosen,


die damals vor kaum sieben Jahren als Bettler die Straßen der Städte füllten,


wird doch wohl noch ein einziger sein, der sich jener Deflationspolitik des


Federal Reserve Boards erinnert und der während des Krieges gelernt hat, seine


Feinde mit Bomben zu vertilgen. Nein, es ist unvernünftig, anzunehmen, daß es


im Federal Reserve Board Leute gibt, tollkühne Helden, die vor einem neuen


Millionenheer tobender Arbeitslosen die Verantwortung für eine Deflationspolitik


übernehmen würden.


(Anmerkung eines Lesers des Manuskripts zu diesem Aufsatz: Ich bin 40 Jahre


in Amerika gewesen. Ich glaube nicht an die Existenz dieses einen Amerikaners


unter den fünf Millionen Arbeitslosen. Ich glaube nicht, daß ein Amerikaner sich


persönlich in Gefahr bringt, um fünf Millionen Landsleute vor dem Elend der


Arbeitslosigkeit zu schützen! Ich glaube nicht, daß unter jenen fünf Millionen


Arbeitlosen es einen einzigen gibt, der den Zusammenhang zwischen Federal


Reserve Board und der Arbeitslosigkeit kapiert hat. Dagegen bin ich überzeugt,


daß es nicht nur einen, sondern Tausende von intelligenten Menschen in


Amerika gibt, die gerne bereit wären, um den Preis von Börsendifferenzen vor


dem Pöbel die Verantwortung für eine neue Inflations- und Deflationspolitik zu


übernehmen, die der Meinung sind, daß man einem demokratisch regierten Volk


alles bieten kann, die nur verächtliches Lachen für die Begriffe: Demokratie,


amerikanisches Volk, öffentliche Meinung usw. übrig haben.)


Aber nehmen wir an, unsere hier ausgedrückte Hochachtung für den common


sense des amerikanischen Volkes sei falsch fundiert und der Kurssturz tatsäch-


lich auf die Furcht vor einer „kommenden“ Deflationspolitik zurückzuführen, so


fragt man sich, warum diese Furcht nicht schon immer bestanden habe, warum


diese Furcht jetzt plötzlich innerhalb weniger Tage panikartig sich breitmacht,


warum der Kurs der Papiere nicht allmählich zurückgegangen ist, gleichlaufend


mit der Ausbreitung
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der Meinung, daß die Herren des Federal Reserve Boards die heimliche Absicht


haben, den Index wieder auf den Friedensstand zu drücken. (An Interessenten


für eine solche Deflationspolitik fehlt es ja nicht.)


Oder haben am Ende die Mitglieder des Federal Reserve Boards jetzt plötzlich


eine neue wissenschaftliche Überzeugung gewonnen, wonach die ihnen anver-


trauten öffentlichen Interessen durchaus eine neue Deflation verlangen? Oder ist


gar der Federal Reserve Board durch die Inhaber der Liberty-Bonds und der afri-


kanischen Goldminen-Aktien für eine Deflation gepelzt worden [Die Goldproduzenten


sind die einzigen an der allgemeinen Warenproduktion beteiligten Personen, deren Interessen parallel


denen der Gläubiger (Liberty-Bonds) laufen und die durch eine Deflation gefördert werden.]? Ich


weiß es nicht, aber ich sträube mich gegen die Annahme, daß in diesem Fall die


Mitglieder des Federal Reserve Boards um den Preis eines Pelzes einen


Börsenkrach ermöglichten, der einen Kursverlust von 160 Milliarden Goldmark


zur Folge hatte, und darum bleibe ich bei der Behauptung, daß andere Hände


als die des Federal Reserve Boards diesmal beim Krach im Spiele waren.


Mehr Gewicht hat die Annahme, daß die Erhöhungen des Bankdiskonts, die


sich seit etwa einem Jahr in Amerika folgen, den Kursrückgang verursacht


haben. Der Zinsfuß ist für alle Börsenpapiere, was der Meterstock für die


Leinwand ist. Bei einem Zinsfuß von 7% muß die Aktie auch 7% Dividende


geben, wenn sie den Parikurs behalten soll. Nach Fishers Berechnungen ist aber


der Durchschnittsertrag der amerikanischen Industriepapiere seit der „Stabilisie-


rung“ des Indexes nach und nach gesunken und steht jetzt unter 4%. Möglich,


daß die Amerikaner mit einer weiteren Dauer der guten Konjunktur und damit


auch mit einem weiteren Rückgang der Kapitalisationsrate (Zinsfuß) gerechnet


haben und daß die Erhöhung des Bankdiskonts ihnen nun plötzlich solche


Annahme als chimärisch erscheinen ließ. Dann genügte es, zur Erklärung des


Kraches zu sagen: Um sich an den Gewinnen aus der Erhöhung des Bankdis-


konts zu beteiligen, haben Kapitalisten die jetzt zu hoch bewerteten (relativ zum


erhöhten Zinsfuß) Papiere abgestoßen. Das Unglück hat es gewollt, daß viele


Kapitalisten gleichzeitig auf diesen vernünftigen Gedanken gekommen sind und


daß dann der so erfolgte Druck auf die Kurse die Panik in die Massen der


Aktienbesitzer getragen hat. Aber bei dieser Argumentation wird vergessen, daß


der Bankdiskont nicht mit dem allgemeinen Zins-    Zinsfuß


211







fuß zu verwechseln ist, daß der Bankdiskont, das unruhigste Element der ganzen


Wirtschaft, nicht als Kapitalisationsrate gebraucht wird. Kapitalisten aus dem


Bankiergewerbe, die auch gleich wissen, wie sie den erhöhten Diskont aus-


nützen können, die mögen Industriepapiere verkaufen, um den Erlös im Diskont-


geschäft anzulegen. Aber das sind immer relativ sehr geringe Beträge, die kaum


imstande sind, sich als „Realisationen“ auf der Börse fühlbar zu machen. Und


wenn der Zufall gewollt hätte, daß sich viele am Diskontgeschäft gleichzeitig


beteiligen wollten und daß dann größere Realisationen zustande gekommen


wären, so muß hier bedacht werden, daß solche dem Bankgewerbe angehörige


Personen das Vorhaben nicht um jeden Preis ausgeführt hätten, sondern immer


nur innerhalb der engen Grenzen, die zwischen der Rendite der zu verkaufenden


Papiere und dem auszunutzenden erhöhten Bankdiskont liegen. Sinkt als


Wirkung ihrer Verkaufsaufträge der Kurs der Papiere, so wird die Operation ihres


Zweckes beraubt, denn das, was am Diskontgeschäft gewonnen werden könnte,


geht am Kurs der zu verkaufenden Papiere verloren, so daß man wirklich nicht


annehmen kann, daß die Panik und der Krach ihren Ursprung hier haben könn-


ten. Wenn die Erhöhung des Diskonts zum „Schutze der Währung“ erfolgt und


man aus ihr folgern muß, daß die Notenbank damit eine Deflationspolitik insze-


nieren will, dann wird natürlich der Einfluß auf die Kurse nicht ausbleiben. Aber


hier stand die Währung ja gar nicht auf dem Spiel. Zwei Milliarden Dollar sollen


noch in Amerika liegen, die für die vorgeschriebene Deckung nicht benötigt wer-


den. Bei ihren Verkaufsaufträgen können somit die amerikanischen Kapitalisten


nicht aus Sorge um den Bestand der Währung gehandelt haben.


Da nun auch an den anderen unter 2. genannten Faktoren der Kursgestaltung


der Aktien sich in der in Betracht kommenden Zeit nichts Erwähnenswertes


geändert hat, so bleibt uns für die Erklärung des Kraches jetzt nur noch die


Annahme übrig, daß es sich wieder nur um die Wirkung einer künstlich mit 


privaten Mitteln geschaffenen allgemeinen Geldklemme handeln kann. Wer hier


die handelnden Personen gewesen sind, interessiert uns nicht weiter. Vielleicht


war es Morgan jr., vielleicht auch einer seiner Schüler.


Der Berichterstatter der „Vossischen Zeitung“ schließt seinen Artikel mit dem


Satz: „Für die Wirtschaft bedeutet der Börsenkrach nicht soviel, wie zunächst


befürchtet wurde. Gewiß erscheint die Kaufkraft der Bevölkerung gewaltig


geschwächt. Namentlich die
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Luxusindustrie wird das Verschwinden von 40 Dollar-Milliarden Volksvermögen


spüren.“ – „Der Coolidgeboom ist tot, die Hooverprosperity aber geht weiter (eine


nette Prosperität, die mit 160 Milliarden Mark Kursverlust inszeniert wird). Dafür


wird Washington mit seinem wirtschaftsverständigen Präsidenten an der Spitze,


dafür wird das Federal-Reserve-System, das seinen guten Ruf zurückgewonnen


hat, schon sorgen.“


Es muß ein komischer Herr sein, der Herr Schulze, Berichterstatter der


„Vossischen Zeitung“! Einen Krach, der Kursverluste von 160 000 Millionen Mark


verursachte, benutzt er zu einem Lob für die Wirtschaftsverständigkeit des


Präsidenten und als Beweis dafür, daß das Federal-Reserve-System, wie es


gehandhabt wird, sich bewährt und dem Federal Reserve Board den verloren-


gegangenen guten Ruf wiedergebracht hat. Schon daß er den Kursverlust der


Börsenpapiere einem „Verschwinden“ von 40 Dollar-Milliarden Volksvermögen


gleichsetzt, wirkt amüsant. Eine Verschiebung des Vermögens hat stattgefunden,


kein Verlust im volkswirtschaftlichen Sinne des Wortes. Die Rendite der Papiere


wird durch die Vorgänge an der Börse ja gar nicht berührt. Schulze schreibt ja


selbst, daß „die Hooverprosperity weiterlaufen wird“. Somit werden auch die


Dividenden in ungeschwächtem Strom weiterfließen, nicht mehr in dieselben


Taschen, aber doch in die Taschen der neuen Besitzer der Papiere. Wo ist da


der Verlust an Volksvermögen? Für die „Luxusindustrie“ wird es gewiß gleich-


gültig sein, ob die Aufträge ihr durch die neuen oder die alten Besitzer der


Börsenpapiere zufließen werden.


Wie steht es aber mit dem „wiedergewonnenen guten Ruf“ des Federal


Reserve Boards? Der Berichterstatter sagt: „Gerade weil das offizielle Amerika


seit Monaten versucht hat, das Kursgerüst durch verstärkte Prosperität zu unter-


mauern ...“ Diese Worte können wir nur dahin deuten, daß der Federal Reserve


Board in die Entwicklung der Börsenkurse eingriff. Das aber hieße, daß das


Federal Reserve Board die natürlichen Attributionen eines Noteninstituts über-


schritten und gepfuscht hat auf einem Gebiet, wo es, wie die Erfahrung zeigt, 


40 Milliarden Dollar innerhalb weniger Tage zu verdienen gibt. Zuerst hat also die


Federal Reserve Board (worunter das von Schulze genannte offizielle Amerika


doch in diesem Fall zu verstehen ist) das Kursgerüst „untermauert“, d. h.


gestützt und gehoben. Wenn man aber ein Gerüst stützt und die Stütze dann


abreißt, dann gibt es einen Krach. Hätte der Federal Reserve Board sich nicht in


diese Dinge gemischt und sich nur um den Index gekümmert, dann
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wären die Kurse nicht so tief gefallen, weil sie nicht so hoch gestiegen wären.


Auch die Panik wäre ausgeblieben, die den Kursrückgang in einen Kurssturz ver-


wandelte. Des weiteren wären auch die Verhältnisse für die Schaffung einer


künstlichen Geldklemme nicht so günstig gewesen, und den Spekulanten wäre


der Erfolg nicht so todsicher erschienen.


Es mag sein, daß der gute Ruf, dessen sich die von Hoover ernannten


Mitglieder des Federal Reserve Boards erfreuen, auf ihre bürgerliche Ehrbarkeit


zurückzuführen ist. Genügt aber solche einfache bürgerliche Ehrbarkeit für die


Leitung des ihnen anvertrauten Amtes? Mir scheint, diese Männer verstehen


nichts von Währung, Krach und Börsendifferenzen, sonst hätten sie den Index


nicht gesenkt zu einer Zeit, wo sie gleichzeitig das „Kursgerüst untermauerten“.


Sie hätten auch den Diskont nicht erhöht zu einer Zeit, wo sie glaubten, die


Kurse der Papiere stützen zu müssen. Wenn sie etwas verstanden hätten von


Börse und Krach, dann wären sie vor das Publikum getreten und hätten gesagt:


Wir sind die vom Präsidenten Hoover ernannten Beschützer der Währung. Wir


haben keine Zeit, das Gold in den Kellern nachzuzählen. Vielleicht ist dieses


Gold wie so vieles andere in der Mißwirtschaft der verflossenen Regierung


gestohlen worden. Wir wissen es nicht, es interessiert uns auch wenig. Aber wie


es auch damit bestellt sein mag, eins können wir dem amerikanischen Volk ver-


sichern: Der Index bleibt stehen, wo er steht. Wir dulden keine Inflation und keine
Deflation. Was auch die Zeitungen schreiben, was die Börsenspekulanten auch
tun mögen: Der Index bleibt fest. Ihr könnt darauf bauen, daß, solange Hoover
im Amte bleibt, der Index vor jeder Inflation wie vor jeder Deflation geschützt 
bleiben wird, und sollten auch zum Schütze gegen eine Deflation sämtliche
Wälder Amerikas abgeholzt und in Geldpapier umgewandelt werden müssen. 
Die Zeiten des Schwindels haben mit dem Präsidenten Hoover ein Ende ge-
nommen.


Aber der Federal Reserve Board, der aus zwei Beamten und aus von Hoover
ernannten Mitgliedern besteht, hat nichts in diesem Sinne getan. Er intervenierte,


um das Kursgerüst zu stützen, und tat nichts, als das Kursgerüst ins Wanken


geriet. Das Verhalten erinnert an das der Feuerwehr, die vollständig auf dem


Platze erscheint, sooft es sich um Übungen handelt, die aber zu Hause bleibt,


sooft es wirklich brennt.
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Was dem amerikanischen Volk fehlt, das ist eine gesetzliche Festlegung der


Währungsverwaltung auf die Aufrechterhaltung des Indexes. Was das amerika-


nische Volk jetzt hat, das ist Willkürherrschaft auf dem weitaus wichtigsten


Gebiet des Staatsbetriebes. Willkür mag in einer Despotie, Diktatur und Selbst-


herrscherei oft sehr gute Wirkung haben, in den Händen von demokratischen


Beamten muß aber die Willkür immer in Korruption ausarten.


Nachwort der Schriftleitung. Prof. Gustav Cassel, Stockholm, äußert sich zu


demselben Gegenstande in einem Aufsatz, der durch die Tagespresse geht und


die Überschrift trägt:


„Amerika am Anfang einer Wirtschaftskrisis. Gründe und Lehren des Neuyorker


Börsenzusammenbruchs [Man vergl. z. B. Th. A. Z. vom 17. November 1929.].“ Cassel ist


der Meinung, daß die Krise nicht von außen in Szene gesetzt sei. Sie sei auch


nicht das Werk des Federal-Reserve-Systems. Zwar hätte dies sich die Aufgabe


gestellt, die Spekulation zu bekämpfen, sei aber erfolglos geblieben. Die Ursache


für den Kursfall sei vielmehr ganz einfach in dem Ende der industriellen


Hochkonjunktur zu sehen. Dieses Ende habe kommen müssen, weil „kein ge-


nügendes Sparkapital mehr vorhanden gewesen sei, um das feste Realkapital


aufzunehmen“, das aus den Erzeugnissen der Hauptindustriezweige hätte ge-


bildet werden müssen. Deshalb sei die Leistungskennziffer für die Eisenindustrie


vom Anfang des Jahres, die 90 v. H. des Höchstsatzes betragen habe, auf 79 


v. H. am Anfang Oktober gefallen. Infolge des Produktionsrückganges (so steht’s


da) mußte auch die Rentabilität ungünstiger werden. So sei die Krise gekommen.


Die Federal-Reserve-Banken hätten dabei das Warenpreisniveau konstant er-


halten, und es ergäbe sich daraus, daß eine Zentralbank selbst während einer


Hochkonjunktur eine vollständige Kontrolle des allgemeinen Preisniveaus aus-


üben könne. Es zeige sich auch, daß eine Preissenkung am Ende einer Hoch-


konjunktur unnötig wäre, so daß man sich die ganze äußerst verlustbringende


Deflation, die früher regelmäßig jede Hochkonjunktur ablöste, sparen könne.


Der wesentliche Unterschied zwischen den Darstellungen Gesells und Cassels
liegt darin, daß Cassel weder spekulative Privatmache, noch Deflationspolitik der


Notenbanken erkennt, sondern „ganz einfach das Ende der industriellen Hoch-


konjunktur“ für die Erscheinungen an der Neuyorker Börse verantwortlich macht.


Warum aber die Hochkonjunktur ihr Ende finden muß,
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das sagt er nicht. Denn seine Behauptung, es sei kein genügendes Sparkapital


mehr vorhanden, um die Verwandlung der Industrieerzeugnisse in Realkapital zu


ermöglichen, hätte er selber erst begründen müssen. Statt dessen macht er das


Rätsel noch größer dadurch, daß er betont, die Kapitalbildung sei während der


ganzen Hochkonjunktur sehr stark gewesen und habe sogar zu großem Kapital-


export geführt. Das sei dann Mitte 1928 anders geworden, bis dann Kapital-


knappheit eingetreten sei.


Wollte man anfangen, Cassels Ausführungen mit Fragezeichen zu versehen,


so gäbe es kein Ende. Wie klar und in allen Teilen wohl begründet erscheint


dagegen Gesells Darstellung! Und doch könnte auch Cassel auf seinem Wege


zu einer klaren Erkenntnis führen – nur müßte er sich über das Auseinander-


laufen der Linien der Erzeugung und des Sparkapitals einmal näher auslassen.


Wird nach Einführung von Freiland-Freigeld 


die Grundrente wirklich verschwinden?
(Eine Erwiderung auf Alfred Schärs Artikel in Nr. 3 dieses Jahrganges.)


Die Betrachtungen, die Schär über die Wirkungen von Freiland-Freigeld


anstellt, führen ihn zum Schluß, daß mit diesen Reformen die Grundrenten, auch


bei wachsender Bevölkerung und bei wachsendem Wohlstand, sinken und ver-


schwinden werden, so daß für Mutterrenten und für die Rückzahlung der mit dem


Bodenrückkauf gemachten Staatsschulden kein Geld verfügbar sein wird.


Den Freunden, die mich aufforderten, mich zu diesem Artikel zu äußern, ant-


wortete ich, daß wohl andere das besorgen würden. Nun aber geht das Jahr zu


Ende, ohne daß an Schärs Darstellung Kritik geübt worden wäre. Band 1929 der


Zeitschrift darf aber nicht abschließen ohne eine solche Kritik, denn das würde


bedeuten, daß alle Leser des FA. mit Schärs Darstellung sich einverstanden


erklären. [Es liegt im Sinn des FA., daß seine Aufsätze nicht einfach darum für richtig gehalten


werden dürfen, weil sie keine Gegenäußerung hervorrufen. Diese Betonung des wissenschaftlichen


Charakters der Zeitschrift bedeutet jedoch keineswegs, daß sie nur der Erkenntnis und


Erkenntnisfähigkeit dienen will. Vielmehr handelt es sich auch bei der FA.-Arbeit um Willensbildung,


doch steht bei ihr die Erkenntnisbildung an erster Stelle.]
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Schär kommt zu seinen Schlüssen auf Grund einer Reihe unhaltbarer


Annahmen. Gleich zu Anfang des Gedankengeleises stellt Schär die Weiche


falsch. Er behauptet es nicht, aber aus der ganzen Darstellung geht es hervor:


Nach Schär wird der Pächter von Freiland sich nicht nach privatwirtschaftlichen


Gesichtspunkten orientieren, sondern nach volkswirtschaftlichen Erwägungen. Er


wird nicht nach den höchsten Arbeitserträgen zielen, sondern nach den höchsten


Bodenerträgnissen. Er wird – wohl aus patriotischen Gründen – das Gesetz vom


abnehmenden Arbeitsertrag bei gleichzeitig zunehmendem Bodenertrag unbe-


achtet lassen und ohne Rücksicht auf die eigenen Interessen mit Hilfe von


Maschinen und intensivster Arbeit dem Boden das Optimum an Produktivität auf-


zwingen. Oder soll ihm solches Verhalten etwa durch den Pachtvertrag aufge-


zwungen werden? (Heute erreicht man solches für das Allgemeinwohl wichtige


Verhalten einfach durch die Grundrente, deren Aufbringung den Bodenbearbeiter


zu intelligenter und schwitziger Arbeit anhält, ohne Aufsicht und Polizei.) [Hier hätte


eine Schriftleitung, die nicht mit nachdenklichen Lesern rechnen könnte, Gelegenheit, daran zu erin-


nern, daß ebenso zugunsten des Zinses argumentiert wird und daß also Veranlassung gegeben sei,


Zins und Grundrente einmal in dieser Hinsicht zu betrachten. Solche Gelegenheiten gab es schon


viele im FA. Aber Verfasser, Leser, Raum und Charakter des F .A. machen es untunlich, immer dar-


auf hinzuweisen. Diese Anmerkung sei mir einmal zur Ergänzung der Fußnote 1 gestattet. O. M.]


Dann müßte man der Freilandwirtschaft jetzt schon dasselbe Fiasko prophezeien


wie etwa der bolschewistischen Wirtschaft, die auch mit Menschen rechnet, die


mehr an das Gemeinwohl denken als an sich.


Wenn wir nicht auf den Egoismus der Menschen bauen können, dann kann nur


die Knuten- oder Behördenwirtschaft helfen. Freiland und Behörden sind aber


Widersprüche. Es ist wahrscheinlich, daß Schär die Knute ablehnt. Aber dann


hätte er es uns sagen müssen, wie er es zu erreichen gedenkt, daß die Freiland-


pächter freiwillig auf die extensive, aber arbeitsertragreichere Wirtschaft verzich-


ten, um sich einer Kultur zu widmen, die ihnen zwar hohe Bodenerträge, aber


schwache Arbeitserträge verspricht. Die ertragreichste Arbeit ist die Jagd, vor-


ausgesetzt, daß der Boden keine Rolle spielt – und wo der Boden keine Rente


abwirft, da spielt er keine Rolle. Auf einem Jagdgrund von genügender Größe,


wo niemand jagen darf als der Pächter, da kann schließlich vor lauter Wild ein


Schuß kaum noch fehlgehen. Die nächst der Jagd ergiebigste Arbeit ist die


Viehzucht, nämlich dort, wo, wie Schär vom Freiland erwartet, der Boden keine


Rente, also auch kein Pachtgeld kostet. Um als Vieh-   Viehzüchter
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züchter meine volle Arbeitskraft auszunützen, brauche ich mindestens 300


Hektar bestes Weideland. Dann kann ich jährlich etwa 200 fette junge Ochsen


zum Markte treiben. Ein schlechter Bodenertrag, aber ein ausgezeichneter


Arbeitsertrag! Weniger ergiebig ist schon der Getreidebau. Aber immerhin, wenn


das Freiland keine Rente mehr abwirft, dann kann ein Mann mit Hilfe guter


Maschinen etwa 200 Hektar bewirtschaften. Und wenn er es versteht, den


besten Boden für sich zu reklamieren (einen Unterschied zwischen gutem und


schlechtem Boden kennt Schär nicht, denn dieser Unterschied würde sich ja in


Grundrenten irgendwie erkennbar machen), so dürften die 200 Hektar zwar 


wieder verhältnismäßig wenig Bodenertrag geben, aber um so höheren


Arbeitsertrag.


Schär wird nun hier sagen: So ist das Freiland nicht gedacht. Für Jagd, Vieh-


zucht, Wald und Getreidebau ist in Freideutschland ja kein Raum. Ganz recht.


Aber wie stellt Schär fest, daß in Deutschland für Jagd und Weideland kein


Raum mehr ist? Heute sorgt nur allein die Grundrente dafür, daß der Boden nicht


in Jagdgründe verwandelt wird. Der Jäger kann zwar fast unbegrenzt große


Landflächen in seine „Jagdkultur“ nehmen, ohne einen einzigen Arbeiter dazu zu


benötigen, aber er kann keine Grundrente aufbringen. Darum muß sich heute der


Jäger mit der Jagd auf Hasen begnügen, die sich auf den Feldern der Bauern


mästen. Sieht man von der automatischen Regelung dieser Angelegenheit durch


die Grundrente ab, dann muß wieder an die ordnende Gewalt des Staates appel-


liert werden, der dem Freilandbauer die Größe der Parzelle zumißt und auf die


Wünsche der Bauern keine Rücksicht nimmt, die immer nach dem höchsten


Arbeitsertrag (Jagd, Viehzucht, Getreidebau) tendieren und für Mehrung des


Bodenproduktes nur dann Interesse zeigen, wenn die Mehrung des Produktes


keine Mehrung der Arbeit fordert. Wir hätten dann keine automatische, natürliche


Regelung der Produktion, sondern eine bürokratische, mit all den Mängeln, die


man derselben nachsagt.


Schärs Gedanken gehen ungefähr diesen Weg: Die Erzeugung von Getreide


und Fleisch wird den Überseeländern überlassen (S. 87). Dann ist für die übrigen


Bodenprodukte so viel Platz übrig, daß sich ein Überschuß an Boden zeigen


muß. Und dann wirft dieser Boden keine Grundrente ab. Wenn wir davon ab-


sehen, daß guter Boden bei gleicher Arbeit mehr und bessere Ernte gibt als


schlechter Boden und daß aus diesem Grund jeder den guten Boden für sich


oder (wenn er etwa Beamter der
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Bodenverwaltung ist) für seine Vettern beanspruchen wird (was zu einer bösen


Sklarekerei führen wird), dann allerdings stimmt Schärs Folgerung. Dann wären


wir von der Grundrente befreit, brauchten auch keine Mutterrenten zu zahlen.


Aber wie stände es dann mit unserem Arbeitsertrag, auf den es uns doch allein


ankommt? Wenn der Getreidebau und die Viehzucht verboten werden sollen


(und solches Verbot wird Schär erlassen müssen, wenn er nicht will, daß von


hier aus eine unbegrenzte Nachfrage nach rentenfreiem Boden entsteht, die all


seine Berechnungen über den Haufen werfen würde), dann können, weil das


Angebot auf dem Weltmarkt um den Ausfall an deutschem Getreide zurückgeht,


die Getreidepreise hochgetrieben werden, und wenn dafür die Industrie durch


verstärkten Export die Zahlungsmittel für ausländisches Getreide aufbringen


muß, so entsteht doch eine Situation, die der deutschen Wirtschaft nicht günstig


sein kann und die zu ihrer automatischen Korrektur gewiß eine ganze Reihe von


Jahren braucht. Man kann sich ja vorstellen, daß Deutschland einmal die eigene


Landwirtschaft vollkommen wird entbehren können, um sich gänzlich der


Industrie zu widmen. Diese Entwicklung wird ein Produkt von Boden, Lage, Klima


und des diese Vorzüge ausbeutenden, nach den höchsten Arbeitserträgen jagen-


den Menschen sein. Unsere Wirtschaft tendiert schon lange in dieser Richtung,


und kein Mensch wird darin ohne weiteres ein Unglück erblicken, mit Ausnahme


der Grundbesitzer, die für ihre Interessen bangen. Aber es ist doch ein Unter-


schied, ob die Entwicklung mit künstlichen Mitteln dahin gepreßt wird oder ob sie


sich automatisch einstellt als Nebenprodukt des seinem Glück nachjagenden,


selbstverantwortlichen Menschen. Solche Entwicklung verlangt eine fortlaufende


Anpassung an die sich fortwährend verändernde wirtschaftliche Umwelt. Solche


Umstellung seiner Wirtschaft kann der einzelne Wirtschaftler, getrieben von sei-


nem Eigennutz, immer mit der gebotenen Schnelligkeit vollziehen. Niemals aber


kann man solche Aufgabe Behörden anvertrauen.


Schär kämpft gegen die künstliche Beschränkung des Angebots an Boden 


(so heißt der Titel seines Artikels) und gebraucht als Waffe – eine künstliche


Begrenzung der Nachfrage nach Boden! Und das alles braucht er für den


Nachweis, daß in Deutschland nach Einführung von Freiland (wie er das Ding


auffaßt) keine Mutterrenten bezahlt werden können, weil es dann keine Grund-


renten geben wird. Hat sich aber Schär, dem es, wie es scheint, mehr um den


Ertrag des Bodens geht als um den
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Ertrag der Arbeit, schon mal gefragt, was man in Deutschland nach Ausschaltung


der Viehzucht, der Waldkultur, des Getreidebaues überhaupt noch anbauen soll?


Ich glaube, daß dann der landwirtschaftlich bebaute Boden nicht nur keine Rente


abwerfen wird, sondern daß dann ungefähr 99% des Bodens überschüssig sein


wird. Denn Getreidebau und Viehzucht, das ist ja so gut wie die ganze Landwirt-


schaft. Wir werden doch nicht 50 Millionen Hektar mit Salat und Blumenkohl


bebauen! Alles, was wir neben dem Getreide und den Viehzuchtprodukten an


Bodenerzeugnissen brauchen, kann im Übermaß in einer einzigen Provinz erzielt


werden.


Schär wird nun wahrscheinlich erwidern, daß ich ihm Absichten unterschiebe,


die er selbst weit von sich weist. Explicit sagt er auch nichts von alledem, aber


implicit ist das alles und noch viel mehr enthalten in seinen eigenen Voraus-


setzungen.


Da steht doch auf S. 85 gesperrt geschrieben: „Das Höchstmaß an Boden
(hier ist von der Nachfrage nach Boden die Rede) wird dargestellt durch eine
Fläche, die die volle Leistungsfähigkeit in der Bodenbearbeitung aufzunehmen
imstande ist.“ Dieser Satz kann nichts anderes bedeuten, als daß der natürlichen


Neigung der Landwirte nach der extensiven Kultur als derjenigen, die die höch-


sten Arbeitserträge liefert, die aber auch gleichzeitig die größten Flächen bean-


sprucht, entgegenlegisliert werden soll; denn der Boden soll nach Schär die volle
Leistungsfähigkeit in der Bodenbearbeitung aufnehmen, also doch wohl die


höchsten mit optimaler Technik zu erreichenden Bodenerträge liefern. Der Boden


soll das nicht darum, weil der ihn bewirtschaftende Mensch es für das Richtige


hält, sondern weil irgendeine Behörde (die nicht genannt ist) es aus Gründen, die


auch nicht genannt werden, es so von oben herab bestimmt. Warum aber, so 


fragen wir, soll dem Boden dieser Höchstertrag entgegen unseren Interessen


abgerungen werden mit Hilfe einer kostspieligen Technik, die nur den Bodener-


trägen, aber nicht dem Arbeitsertrag nützen kann? Kein Mensch hat ein Interesse


an solchen Höchstleistungen, die auf Kosten der Arbeitserträge allein zu er-


reichen sind. In diesen Formulierungen Schärs stecken die Ansätze zu gesetz-


lichen Maßnahmen, die die Staatssozialisten, als man sich noch auf den Staats-


universitäten für den Staatsgedanken erwärmte, beliebäugelten. Man wollte


einen möglichst von der Welt unabhängigen Staat, einen in sich abgeschlosse-


nen Staat, einen sich namentlich in bezug auf die
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Lebensmittel selbst genügenden Staat schaffen, und darum forderte man vor


allen Dingen hohe Bodenerträge ohne Rücksicht auf die Arbeitserträge. Soll uns


nun etwa Freiland die Verwirklichung dieses wesentlich agrarischen Ideals 


fördern helfen? (Dabei rechnen die Agrarier hier noch obendrein falsch.)


Heute gibt es nur noch wenige solcher „Idealisten“. Die Kohlrüben des Krieges


haben gezeigt, wie miserabel es einem Volk ergeht, das von der Welt abge-


schlossen wird. Niemals ist übrigens diese Forderung von denen gestellt worden,


die es auf ihren Arbeitsertrag und nicht auf die Staatsideale rentenhungriger


Grundbesitzer abgesehen haben, also von der werktätigen Bevölkerung. Wir 


wollen billige Lebensmittel. Die garantiert uns der Freihandel mit der ganzen


Welt. Wir wollen zugleich auch die höchsten Arbeitserträge. Diese garantiert uns


auch derselbe Weltfreihandel. Wie dann bei solchem Freihandel der Boden


bewirtschaftet wird, das wird uns der nach den höchsten Arbeitserträgen stre-


bende Bauer erzählen. Lohnt sich der Getreidebau, gut, dann wird Getreidebau


betrieben. Stehen sich die Bauern besonders gut dabei, so werden es viele sein,


die sich für den Getreidebau interessieren. Schließlich werden es – wie heute –


so viele sein, daß das Land knapp wird. Dann werden sie sich durch Anbietung


eines Pachtgeldes (Grundrente) die gewünschten Landstrecken zu sichern


suchen. Und sie werden in der Hochtreibung des Pachtgeldes schließlich so weit


gehen, daß sie sich die Frage stellen: Lohnt es sich noch? Dann ist die Höchst-


grenze der Grundrente erreicht. Dann sucht der eine oder der andere das


Pachtgeld dadurch zu sparen, daß er zur intensiven, wenig Land beanspruchen-


den Kultur übergeht, bis daß die Menge des Salats, die der Gartenbau auf den


Markt wirft, den Preis drückt und die Frage neuerdings erörtert wird, ob es trotz


der hohen Grundrenten nicht doch besser wäre, Getreide statt Kohl und


Petersilie anzubauen. So wird dann nicht der Bürokrat darüber entscheiden, ob


nach Arbeitserträgen oder nach Bodenerträgen gewirtschaftet wird, sondern die


Grundrente und die Preise der Produkte werden diese Frage automatisch für alle


beantworten. Und es wird auch nicht so zugehen, wie es Schär zu erwarten


scheint, nämlich, daß das Land gänzlich in Einfamilienparzellen aufgeteilt wird.


Unzählige Menschen gibt es heute – Zuchtprodukte des Kapitalismus – die 


geistig völlig unfähig sind, einen noch so kleinen landwirtschaftlichen Betrieb


nach modernen Grundsätzen selbständig so zu leiten, daß er den Lohn abwirft,


den derselbe Mensch als Arbeiter unter der Leitung
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eines Unternehmers verdienen kann. Solche Menschen fühlen sich wohler als


verantwortungslose Arbeiter und verzichten gerne zugunsten anderer auf ihr


Recht, sich an den öffentlichen Verpachtungen zu beteiligen. Dort aber, wo sich


solche Arbeiter zeigen, werden sich auch Unternehmer in der nötigen Anzahl ein-


finden, die sie zu einem Großbetrieb zusammenführen werden. Im Interesse 


solcher Arbeiter wird man den Unternehmern dann die nötigen großen Land-


flächen zur Verfügung stellen. Und auch hier wieder wird der Wettbewerb der


Unternehmer darüber bestimmen, wieviel Pachtgeld sie zahlen, wie hoch sie den


Lohn für die Arbeiter ansetzen müssen. Ist die Spanne zwischen Arbeitsprodukt


und den Ausgaben für Lohn und Pachtgeld verlockend groß, so wird die Zahl der


Unternehmer wachsen, und die Konkurrenz wird Grundrente und Arbeitslohn so


hoch treiben, daß die Begeisterung für solche Geschäfte wieder abebbt. Dann


hat alles seinen Ruhepunkt, sein natürliches Niveau erreicht: die Grundrente, der


Lohn, der Unternehmergewinn oder Unternehmerlohn.


Schärs Schlüsse und Prophezeiungen, wonach mit Freiland die Grundrente


verschwindet und daher die Hoffnung auf Mutterrenten fallen gelassen werden


muß, steht und fällt mit der kursiv oben wiedergegebenen Forderung, wonach


der Boden nicht nach den höchsten Arbeitserträgen, sondern nach den höchsten


technisch möglichen Bodenerträgnissen bewirtschaftet werden soll. Wenn man


diese staatssozialistische, willkürliche, bürokratische, mit Korruptionsgeist ange-


füllte Forderung ablehnt und bei der Forderung bleibt, daß jeder Bauer selber


darüber bestimmen soll, wie er den gepachteten Boden bewirtschaften will, dann


treibt das Interesse des Bauern an möglichst hohen Arbeitserträgen ihn zu exten-


siver, möglichst große Flächen beanspruchender Kultur, und diese ganz natür-


liche, in den Dingen begründete Tendenz will es dann, daß kein Raum für Jagd-


gründe (wie schade, sagt der Jäger), kein Raum für endlose Wälder (wie schade,


sagt der Förster), kein Raum für Viehweide (wie schade, sagt der Züchter) übrig


bleibt, denn alle diese Wirtschaftsweisen können die Grundrenten nicht auf-


bringen, die der Bauer im Wettbewerb mit der ganzen Welt mit Hilfe von 


Maschinen, ausgewähltem Saatgut, kunstgerecht gebrauchten Düngemitteln trotz


hochgetriebener Ansprüche, die er an seinen eigenen Arbeitslohn stellen kann,


immer noch aufzubringen vermag.


Es wäre ja wunderschön, wenn sich Schärs Prophezeiungen
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erfüllen würden, wenn mit Freiland die Grundrente überall in Stadt und Land ver-


schwinden würde, wenn jeder seinen Laden an der verkehrsreichsten Straße


aufstellen könnte, ohne Grundrente bezahlen zu müssen, wenn man überall


Hasen jagen, wenn man überall das Bauholz für sein Haus fällen, wenn jeder am


Rhein, natürlich immer an der besten Sonnenlage, seinen Weinberg anlegen


könnte, ohne durch Grundrentenrechnungen gestört zu werden. Noch schöner


wäre es, wenn alle, denen wir zurufen: „Schäre dich fort von hier, mache mir


Platz, denn dein Platz gefällt mir!“ solcher Forderung ohne Gewaltanwendung


Folge leisten würde. Ich fürchte aber, daß um solche ausgesuchten Plätze an der


Sonne immer gekämpft werden muß – und daß die einzige brauchbare Waffe für


solchen Kampf die Anbietung einer Geldsumme sein wird, die der Empfänger


Grundrente nennt.


Der Zinsfuß in Deutschland und in der Welt.
Zugleich ein Wort zur Frage der Überlastung der deutschen Wirtschaft.


I.


Das deutsche Völkchen wird hart bestraft für die Behandlung, die es den


Mündeln, den Sparern und all denen zuteil werden ließ, die der deutschen


Währung die Notgroschen für die Zeit des Alters und der Erwerbsunfähigkeit


anvertrauten. Eigentlich sollte es noch härter bestraft werden, denn bis jetzt hat


es sich noch nicht aufgerafft, um die an diesem gewaltigen Betrug beteiligten


Personen zur Verantwortung zu ziehen. Als ob niemand für die Inflation verant-


wortlich sei, als ob es sich um ein unabwendbares Schicksal handle, als ob ein


Papagei das Kommando über die Notenpresse geübt hätte, als ob der ganze


Apparat, der Reichstag, der Bundesrat, die Presse, das Justizministerium, alle


Richter und Rechtsanwälte geschlafen hätten und auch dann noch nicht aufge-


wacht wären, als der Bäcker als Preis für ein Brot 500 Eisenbahnwagen beladen


mit Tausendmarkscheinen (so viel bedeutet nämlich eine Billion) forderte und


dabei hätte sagen können, daß er mit dem Erlös eines Brotes sämtliche


Schulden, Staats- und Privatschulden im Deutschen Reich bezahlen und oben-


drein noch sämtliche Sparbücher kaufen könne! Fordert ein solcher Betrug 


wirklich keine Sühne? Entweder werden die


223







Verantwortlichen oder die Geprellten bestraft. Da man sich nicht an die Verant-


wortlichen heranwagt, so müssen wohl die Geprellten die Hiebe erhalten. Justitia


ist blind. Ihr ist es also egal, wer die Hiebe bekommt, der Verbrecher oder der


Verbrochene. Irgendwo muß der Blitz seine Ruhestätte finden. Irgendwohin muß


Jakubowskys Kopf rollen, und der Arm der Gerechtigkeit kann nicht ewig nur 


drohen wie bei einer Statue. Rache!


Und diese Rache heißt heute 10%.
Weil es keine Richter gibt in Deutschland, so übt die Wirtschaft jetzt das Amt


der Justiz aus, und 10% heißt die Strafe, die uns dieser Richter zudiktiert hat. Im


Kriege ist das Dezimieren die härteste Strafe, die man einem Regiment, einer


Stadt auferlegt. 10% aber bedeutet, daß das ganze Volk dezimiert wird, und zwar


nicht einmal, sondern alle Jahre. Von zehn Äckern, Dörfern, Provinzen wird alle


Jahre ein Acker, ein Dorf, eine Provinz gebrandschatzt und vernichtet.


Weil wir keine Justiz haben, weil sogar der Richter Lynch bei uns fehlt, ist der


Kredit verlorengegangen, und weil wir uns gegenseitig nicht mehr trauen, fordert


die Wirtschaft 10%. Natürlich, es wirken hier noch andere Faktoren mit, aber


auch die Mehrzahl dieser Faktoren wurzelt letzten Endes in der Inflation, im 


großen Verbrechen, das noch keinen Richter gefunden hat. Mit dem Sünden-


bock, den wir nach Holland geschickt haben, ist es nicht getan. Der Arm der


Justiz muß höher greifen. Die Prominenten in der heutigen Politik, im Reichstag,


in der Presse, in den Hochschulen, sie waren schon Prominente zur Zeit der


Inflation, aber sie sagten kein Wort. Von den elf Unterschriften, die die Schacht-
schen Banknoten tragen, finden wir neun auch auf den Havensteinschen
Billionennoten. Kann man aber Beamten, die ihre Unterschrift zum Betrug her-


gaben, Vertrauen schenken? Wenn die Banknoten nur die Unterschrift Schachts
trügen, es wäre besser. Die neun anderen Namen schädigen den Kredit der


Noten. Wenn man die Richter fortschickte, die nach dem blödsinnigen Satz –


Mark ist Mark – Recht gesprochen haben; wenn man die Hochschullehrer, die


zum großen Betrug nichts anderes zu sagen wußten, als ihr Gehalt zu beziehen,


ebenfalls fortschickte; wenn man alle Zeitungen, die während der Inflation


schwiegen, zu Tode boykottierte – der Zinsfuß würde reagieren.


10% Zins kann die Wirtschaft auf die Dauer nicht vertragen, denn mit der Zeit


müßte man das gesamte Sachkapital auch
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10% abwerten. 10% Zins bedeutet, daß die Last des Kapitalismus gegen


Friedenszeiten sich fast verdreifacht. Und schon in Friedenszeiten bei 3 – 4%


glaubten die Sozialdemokraten, daß der Kapitalismus untragbar sei. Neben die-


ser Last haben wir aber noch die Arbeitslosenunterstützungen zu tragen und die


Reparation. Das alles in einer Zeit wirtschaftlicher, weltwirtschaftlicher Depression.


Und dennoch, wird man vielleicht hier einwenden, bezahlen wir nun schon seit


sechs Jahren, seit der „Stabilisation“ 10% Zins, und der prophezeite allgemeine


Zusammenbruch ist nicht eingetreten. Die Zahl der Arbeitslosen nimmt sogar


zeitweise ab. Gewiß, es krachen viele Banken und alte Kaufmannshäuser, und


der Kurs der Börsenpapiere ist seit 1927 um 50% im Durchschnitt gesunken.


Aber ist das der allgemeine Zusammenbruch? Wir können viele Jahre so weiter-


wursteln wie bisher. Wir begraben die Gefallenen und stürmen weiter. Wenn


genug gefallen sind, dann tritt der Heilungsprozeß, die Gesundungskrise, von


selber ein. Es ist also durchaus nicht ausgemacht, daß es bei einer Verewigung


des 10-%-Zinssatzes immer schlimmer kommen muß. Sehe nur ein jeder, daß


die Gesundungskrise den Tod der anderen, nicht seinen Tod fordere. Die deut-


schen Unternehmer machen in Amerika Anleihen über Anleihen. Also müssen sie


auch in der Lage sein, die 10% herauszuwirtschaften, also sind die 10% tragbar


und nicht übertrieben. Mit Hilfe der neuen Produktionsverfahren ist die Arbeit so


produktiv geworden, daß die Wirtschaft neben allen anderen Lasten auch noch


10% Zins tragen kann.


Es ist dies eine sehr seichte und wie alles Seichte eine sehr brutale Art der


Betrachtung unserer Lage. Seicht und falsch! Als nach der Stabilisierung die


Unternehmer sich bei ihren Anleihegeschäften einem Zinsfuß von 10% gegen-


über sahen, da hat gewiß nicht einer daran gedacht, mit solch teurem Geld ein


neues Unternehmen zu gründen. Man suchte Geld, um brüchig gewordene


wesentliche Bestandteile des Unternehmens zu erneuern, damit nicht das ganze


Unternehmen zu Bruche ging. Dem einen drohte der Schornstein einzustürzen,


der andere mußte den Maschinenkessel erneuern usw. Kurz, aus Rücksicht auf


die Erhaltung des Ganzen opferte man einen Teil. Das ganze Unternehmen


mußte für die Aufbringung des Zinses des erneuerten Teiles herangezogen wer-


den. Was man in der Seeversicherung Havarie grosse nennt und was von den


Verladern dann eingezogen wird, wenn ein Teil der Ladung zur Rettung des


Ganzen
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über Bord geworfen wird, genau so etwas liegt hier beim Zinssatz von 10% vor.


Nun rechne einer nach, wie lange der Unternehmer solche Havarie grosse 


zahlen kann und zahlen will. Ein Unternehmen, das 5% des Kapitals heraus-


wirtschaftet, muß, sobald die Verschuldung die Hälfte des Kapitals erreicht, bei


10% Anleihezins den gesamten Überschuß an den Gläubiger abliefern (5% von


1000 gleich 10% von 500.) Die Aktien solchen Unternehmens stehen dann auf


Null. Eine andere Rechnung macht die Lage noch deutlicher. In einem in-


dustriellen Betriebe wird man die erforderliche Abschreibung mit wenigstens 


10% ansetzen müssen. Da außerdem 10% Zins herausgewirtschaftet werden


muß, so kann mit Sicherheit gesagt werden, daß der Betrieb für die Abschrei-


bungen keine Deckung zu liefern vermag.


Dann müssen also die Erneuerungen, die den Abschreibungen entsprechen,


gänzlich durch Anleihen finanziert werden. Das bedeutet dann aber, daß das


Kapital der gesamten Industrie in fünf Jahren den Gläubigern verfällt. So sieht


also der Einwand aus, wonach die Tatsache, daß die deutsche Industrie Anleihen


macht, den Beweis lieferte, daß die Industrie auch die Anleihen verzinsen könne.


Sie kann diesen Zinsfuß so lange tragen, als die Verschuldung nur gering ist im


Verhältnis zur Größe des Betriebes. Neugründungen auf der finanziellen Basis


von 10% dürften nur in sehr vereinzelten Fällen möglich sein. Die große


Arbeitslosigkeit ist schon eine Folge davon, daß es an Neugründungen fehlt.


Natürlich verlaufen die Dinge in der Wirklichkeit etwas anders als nach ihrer


Logik. Ehe der Industrielle Schluß macht und dem Gläubiger den Betrieb über-


läßt, macht ihm dieser einen Vergleichsvorschlag. Er setzt den Zins seiner


Forderungen so weit herab, daß der Unternehmer sich bereit erklärt, weiterzu-


arbeiten. Und schließlich lassen auch die Gewerkschaftsführer mit sich handeln.


Ehe der Ruin allgemein wird und die Zahl der Arbeitslosen ins Maßlose wächst,


willigen sie in Lohnkürzungen ein, die dem Unternehmer gestatten, die Zinsen


seiner Schulden (10%) weiterzuzahlen und sonst auch konkurrenzfähig auf dem


Weltmarkt aufzutreten. Darin aber liegt der Sinn des heute sooft verwendeten


Ausdruckes: Zusammenbruch der Wirtschaft. Der Bruch der Schuldverträge, der


Bruch der Lohntarifverträge, der Bankerott von Bank- und Handelshäusern, das


ist, wenn solche Brüche zur täglichen Erscheinung werden, der große allgemeine


Zusammenbruch, der nur etwas in die Länge gezogene Kladderadatsch, den


Marx prophezeite und mit dem Bebel rechnete. Die Opfer solchen Kladdera-


datsches
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erschießen sich oder drücken sich still irgendwo in eine Ecke, und die Wirtschaft


geht dann ohne sie weiter, zwar schlecht, aber es geht weiter bei stark herabge-


setzten Lebensansprüchen aller Beteiligten. Und die Sorgen ums tägliche Brot


bedingen, daß der große Kladderadatsch bald vergessen wird, wie ja auch schon


manche heute die Greuel des Weltkrieges vergessen haben.


Eine Wirtschaft wie die deutsche, mit so vielen erfinderischen Köpfen und 


rührigen, unternehmenden Kaufleuten, die stemmt sich gegen den Kladdera-


datsch, die braucht wie ein großes Schiff mit kleinem Leck Zeit, um unterzu-


gehen. Und das ist ein Glück. Denn so haben wir Zeit, zu überlegen, warum der


Zinsfuß sich so lange Zeit auf der unerhörten Höhe von 10% erhält, vielleicht


auch noch Zeit, durch die Überlegung zu erkennen, was wir tun müssen und


können, um den Zinsfuß wieder auf die Höhe der Vorkriegszeit zu drücken.


Versuchen wir, eine Übersicht über die vielen besonderen Umstände zu ge-


winnen, die es neben der durch die Inflation verursachten Vertrauenskrise be-


dingen, daß der Zinsfuß über den Stand, den er so viele Jahre und Jahrhunderte


eingenommen hat, soweit hinausgestiegen ist und sich so hartnäckig in dieser


Höhe erhält. Vor dem Krieg waren drei bis vier, höchstens fünf Prozent der ge-


wöhnliche, der „normale“ Zinsfuß. Viele Jahre galt alles, was über 6% gefordert


wurde, als Wucher und konnte gerichtlich nicht eingeklagt werden. Ich zeigte


damals, daß dieser Zins – Urzins nannte ich ihn – auf besondere Eigenschaften


unseres herkömmlichen Geldes zurückzuführen ist und weder unter die genann-


ten Punkte fallen noch dauernd darüber steigen kann. Wenn trotzdem der


Zinsfuß zuweilen über die bezeichnete Grenze stieg, so war in solchen Fällen


ausnahmslos eine Inflation die Ursache, bei der der Zinsfuß neben der etwaigen


Risikoprämie noch einen besonderen Bestandteil aufnahm, den Ristorno oder die


Hausseprämie, wie ich das Ding taufte. Dieser Bestandteil verschwand sehr


schnell, nachdem die Inflation zum Stillstand kam. (Es handelte sich um die


Goldinflation, die die reichen afrikanischen Goldfunde hervorriefen.) Ich sagte


auch damals, daß sich Verhältnisse denken lassen, unter denen bei genügend


starker Inflation ein Zinsfuß von 10, 50, ja 100% und darüber vorstellbar sei. Ich


betonte, daß solche Fälle nicht das Geringste gegen die Urzinstheorie sprächen.


Wer hätte ahnen können, daß das Volk, in dessen Sprache ich die genannten


Zusammenhänge aufgedeckt hatte, mir die Beweise für die Richtigkeit solcher


Behauptung liefern würde!
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Bald nach Kriegsende fing man an, in Deutschland Zinssätze von 10, 50 und 


100% zu nennen, und als die Inflation mit Volldampf arbeitete und mit Billionen-


noten gespeist wurde, da sprach man auch von 100% für jeden einzelnen Tag.


Dieser Satz von 100% Tageszins, der nicht einmal als Wucher bezeichnet 


werden könnte, verlangt keine Erklärung.


Hier ist alles durch die Inflation zur Genüge geklärt. Aber was nicht klar ist, das


ist der Umstand, daß sich ein Zinssatz von 10% jetzt schon fünf Jahre lang 


halten kann, ohne daß man von einer entsprechenden Inflation reden könnte.


Um mit einer Hausseprämie den Zinsfuß von 10% erklären zu können, müßte


man schon nachweisen, daß der Index jährlich um 5%, das sind sieben Punkte


bei einem Index von 140, in sechs Jahren also um 42 Punkte gestiegen sei. Das


ist nicht der Fall. Der Gesamtindex ist seit 1924 bis heute von ursprünglich etwa


140 auf 150 gestiegen, also in sechs Jahren nur etwa zehn Punkte gegenüber


den oben genannten 42 Punkten. Auf Rechnung eines Ristornos wären demnach


vom Zinsfuß von 10% nur 10/6 Punkte oder 50/42 = 1,19% abzusetzen. Der


Rest, 8,81%, wäre als Zins und Risikoprämie anzusprechen. Wo der Strich 


zwischen Kapitalzins und Risikoprämie im Zinsfuß zu ziehen ist, das ist natürlich


nicht zu sagen. Wenn es sich nur um den Zins der in Amerika untergebrachten


Anleihen handeln würde, dann könnte man den Strich dicht neben dem Zins 


setzen, den man in Amerika für amerikanische Anleihen zahlt. Diese Geschäfte


dürften sich dort auf der Basis von 5% im allgemeinen abwickeln. Demnach setzt


sich der Zinsfuß von 10% für amerikanische Anleihen zusammen aus 5% Zins


und 3,81% Risikoprämie neben 1,19% Ristorno. Für die bei deutschen


Kapitalisten untergebrachten Anleihen ist dagegen, weil hier das Geld ebenso


gefährdet erscheint wie das Pfand, das man als Sicherheit erhält, von einer


besonderen Risikoprämie bei den Geschäften mit dem Staat, dem Reich und den


Gemeinden nicht zu sprechen. Der Darlehnsgeber sagt sich hier: Im Fall es


kracht, nimmt der Staat doch, was er kriegen kann, das Geld und das Pfand.


Nicht einmal im Tresor ist das Vermögen sicher, denn im Fall der Not nimmt der


Staat mir das Geld durch eine neue Inflation aus meinem verschlossenen, wohl


verwahrten Tresor. Wer soll also hier eine Risikoprämie bezahlen, wo Kredit-


nehmer und Kreditgeber sich gleichmäßig gefährdet glauben? Stimmt aber diese


Überlegung, dann hätten wir es nur einem Kapitalmangel zuzuschreiben, daß 


der Zins mit
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8,81% (10% minus 1,19% Ristorno) um 3,81% über dem Urzins steht, und zwar


bereits seit sechs Jahren. Woher aber dieser Kapitalmangel?


Ich will hier neben die bekannte Erklärung, die man mit Hinweis auf die


Reparationen zu geben pflegt, noch einige andere Erklärungsversuche setzen,


die wenigstens den Vorzug haben, daß, wenn sie stimmen, sie uns einen


Ausweg aus dem Engpaß offen lassen, der uns in die Freiheit führen könnte,


vorausgesetzt, daß der legislatorische Pöbel die Einsicht gewinnt und die dazu-


gehörige Charakterstärke, sich die Opfer aufzuerlegen, die die Lage verlangt.


Um gleich das Unangenehmste dem demokratischen Volk zu sagen: Du lebst


ganz allgemein über deine Verhältnisse. Die Löhne sind zu hoch, die Beamten-


gehälter sind zu hoch. Die Landwirte leben zu gut – nicht im moralischen, nein,


im ganz einfachen, bürgerlichen Sinn. Mit der Befreiung von der Schuldenlast,


die den Bauern die Inflation brachte, hatten es die Bauern nicht mehr so eilig,


das Beste ihrer Produkte zum Markt zu bringen. Das Beste blieb in der eigenen


Küche. Viele Jahre, wenigstens so lange, bis sie sich an die gute Küche gewöhnt


hatten. Dann, als der Gewinn aus der Schuldentilgung auf diese Weise ver-


braucht worden war, wandten sich die Herren Landwirte an den Staat, der ihnen


aus Rücksichten auf die Wahlen durch Zölle die Fortführung des „guten Lebens“


bis heute sicherte. Natürlich bleiben so die Sparkassen leer. Früher füllte der


Bauer – trotz der Zinslasten seiner Hypotheken – durch sparsamstes Wirt-


schaften die Sparkassen, weil er sich befreien wollte von der ihn bedrückenden


Schuld. Jetzt hat er das nicht nötig, da ihn die Inflation befreite. Wenn aber ein


gutes Drittel des ganzen deutschen Volkes in dieser Weise seine Wirtschaft


„rationalisiert“, soll man sich da wundern, daß der Kapitalmarkt schlecht versorgt


bleibt und die Nachfrage nicht decken kann? Wobei noch zu bedenken ist, daß


die Hypothekengläubiger, die doch immer viel weniger zahlreich sind als die


Hypothekenschuldner, eben weil sie zwar dick, aber nicht zahlreich waren, die


ihnen zufließenden Zinsen trotz üppigsten Lebens nur zum Teil verzehren konn-


ten und darum einen nicht geringen Rest auf den Darlehnsmarkt brachten. Heute


können sie das nicht mehr tun, weil die Inflation diese Gläubiger mit ihren


Sparkassen weggefegt hat.


Die Tarife der Lohnarbeit sind sehr hoch geschraubt. Ein Klempnermeister 


verlangt nach Tarif 2,90 M. die Stunde. Der
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Dachdeckermeister 2,60 M. Kann der Unternehmer bei solchen Löhnen auf dem


Weltmarkt keine Preise erzielen, die ihm die nötigen Rücklagen für Erneue-


rungen und Erweiterungen der Fabrik liefern, so zwingt ihn derselbe hohe Lohn,


in Amerika Anleihen zu 10% zu machen, deren Zins letzten Endes aus der


Differenz zwischen Lohn und Preis des Produktes herausgeschlagen werden


muß und, wenn nicht alles zu Bruch gehen soll, auch herausgeschlagen werden


wird. Wenn nun wenigstens der Klempnergeselle den erhöhten Lohn zu Erspar-


nissen benutzen würde! Aber welcher vernünftige Mensch traut heute noch den


Sparkassen, nachdem sie durch die Inflation so gründlich ausgeplündert wur-


den? Es wird alles verbraucht, namentlich nachdem auch der besondere Grund


zum Sparen, der früher wirksam war, mit der Arbeitslosenunterstützung zum Teil


wenigstens hinfällig geworden ist. Der möglichen Arbeitslosigkeit wegen spart


man nicht mehr. Dieses Risiko bürdet man auf den Staat ab. Früher, vor dem


Kriege, waren 18 000 Millionen Mark in den Sparkassen deponiert – Rücklagen


für schlechte Zeiten, für die Zeiten der Krisen, der Arbeitslosigkeit. Auf 21


Millionen Sparbücher verteilten sich die 18 000 Millionen Sparkassengelder. 


Hier konnte der Unternehmer mit einer ewig sprudelnden Kreditquelle rechnen.


Diese 21 Millionen Sparer hatten aber noch andere, heimlichere Gründe. Die


meisten davon waren junge Leute, die davon träumten, einen eigenen Haus-


stand zu gründen. Sie dachten an ein Bett und an Bettchen und Windeln. Darum


sparten sie. Das haben sie heute nicht mehr nötig. Sie wissen alle Bescheid. Der


Apotheker versorgt sie mit allen Trostmitteln seiner Kunst. Sie wollen keinen


eigenen Hausstand haben, weder er noch sie. Warum sparen, wenn man keine


Kinder will und darum keinen Hausstand braucht? Natürlich spiegelt sich solches


Verhalten in leeren Sparkassen und im hohen Zins wider. Für den Mann und die


Frau, die keine Kinder erwarten, weil sie keine Kinder wollen, ist alles Sparen


schon fast als Unsinn zu betrachten, und in richtiger Einschätzung der Lage wird


es auch so bewertet. Es klingt ja paradox, wenn man sagt: Es wird nicht gespart,


und der Zinsfuß ist hoch, weil die Geburten nachlassen. Aber es klingt nur para-


dox. Hier liegt übrigens ein ganz unerforschtes Gebiet. Welches Interesse könn-


ten z. B. die Leute noch haben, ihr Leben zugunsten der Frau zu versichern,


wenn keine Kinder da sind, wenn er sie nicht vergiften will und er wie sie Lohn


oder Gehalt beziehen? Stirbt der Partner, so ändert das nichts an der finan-
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ziellen Lage des anderen. Warum also noch das Leben versichern? Diese


Lebensversicherungsgelder aber lieferten dem Angebot auf dem Anleihemarkt


große Beträge, die jetzt fehlen. Die neuen Lebenspraktiken haben dem Sparsinn


die vernünftige Seite genommen. Daher die leeren Sparkassen und der hohe


Zins. Wo man nach dem Grundsatz handelt, „après nous le déluge“, da muß der


Zinsfuß unausgesetzt steigen. Um dem Staat, um weitläufigen Verwandten


Erbschaften zu hinterlassen, spart doch kein Mensch. Solch ein Mensch ohne


direkte Erben, der auch einer Rotte lüsterner Neffen gegenüber nicht die Rolle


eines Erbonkels spielen will, hat kein Interesse an Lebensversicherungen. Dafür


aber um so größeres Interesse an einer Rentenversicherung, die ihm gestattet,


sein Vermögen restlos zu verzehren, ohne der Gefahr ausgesetzt zu sein, das


Ende seines Vermögens zu überleben. Solche Rentenversicherungen nehmen


natürlich an Zahl zu in demselben Verhältnis, wie die Kinderlosigkeit zunimmt.


Die Rücksicht auf die Kinder führt zur Erhaltung und Mehrung des Gutes, also


auch zur Mehrung des Angebots auf dem Anleihemarkt. Die vernünftige Rück-


sicht auf die eigene Erbenlosigkeit führt dagegen zum restlosen Verbrauch 


solchen Gutes. Das muß sich dann beim Angebot auf dem Anleihemarkt bemerk-


bar machen. (Daß ungeborene Kinder auch keine Nachfrage auf dem Anleihe-


markt halten, das sei hier nur erwähnt, um der Kritik zuvorzukommen.) Der


Einwand, daß in Frankreich, wo schon seit Generationen die Geburtenkontrolle


allgemein geübt wird, die Spareinlagen größer sind als irgendwo in der Welt,


spricht nicht ohne weiteres gegen die obige These. In Frankreich ist es Sitte, in


jungen Jahren möglichst intensiv zu sparen, um möglichst früh von der immer


drückenden Berufsarbeit befreit zu sein und dann mit Hilfe der Ersparnisse ein


philosophisches Leben zu führen. So sind die Sparkassen dann immer gefüllt.


Die Nachfrage auf dem Anleihemarkt findet dort ein gutunterhaltenes Angebot,


und der Zinsfuß ist niedriger als anderswo. In Deutschland ist man anders ein-


gestellt. Man will von Anfang an „etwas vom Leben haben“, ohne Rücksicht 


darauf, daß man dann noch als 40-, 50-, ja 60- und vielleicht 70-jähriger einen


für solch würdiges Alter oft unwürdig erscheinenden Beruf ausüben muß. Leere


Sparkassen, hoher Zins sind der Erfolg solchen Verhaltens.


Die Praktiken der Geburtenkontrolle sind noch neu in Deutschland. Erst seit


dem Kriege haben sie sich über das ganze Land verbreitet. Die privatwirtschaft-


lichen Folgen kennt jeder.
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Aber über die volkswirtschaftlichen Wirkungen dieser neuen Mode sind wir so 


gut wie gar nicht unterrichtet. Hier sind große Überraschungen möglich, und es


ist gar nicht ausgeschlossen, daß die privatwirtschaftlichen, klugen, vernünftigen


Überlegungen durch ihre volkswirtschaftlichen Auswirkungen das Gegenteil des


Erstrebten hervorrufen werden. Wo der mächtigste aller Triebe der Vernunft


unterworfen wird, können Wirkungen nicht ausbleiben. Wäre der jetzige Zinsfuß


von 10% wirklich schon eine dieser Wirkungen, eine Wirkung von Dauer? 


Gehen wir dieser Spur noch einen Schritt nach. Die Geburtenkontrolle ist eine


Welterscheinung, der hohe Zinsfuß auch. Stehen beide Erscheinungen in 


innerem Zusammenhang?


Die Eltern, die von Zinsen leben, fühlen sich verpflichtet, den Kindern ein


Vermögen zu hinterlassen, das diesen ermöglicht, das Leben weiterzuführen,


das sie im Elternhaus kennengelernt haben. Das bedeutet, daß die Eltern spa-


ren, ihr Vermögen vergrößern müssen in demselben Maße, wie die Zahl der


Kinder das erste Paar überschreitet. Dort, wo das Vermögen aus Landflächen


besteht, werden entweder die Hypotheken durch Sparsamkeit abgetragen, oder


es wird Land dazu gekauft. Dieses sparige Verhalten füllte die Sparkassen,


drückte auf den Zinsfuß. Lange Zeit war die Sparsamkeit, die in den preußischen


Gutsbesitzerfamilien geübt wurde, sprichwörtlich. Das war die Zeit, wo diese


Familien nicht nur Viehzucht betrieben und für eine größere Nachkommenschaft


durch Sparsamkeit Renten besorgen mußten. Ein Klepper, der in der Woche den


Pflug zog, führte solche Familie des Sonntags spazieren. Seitdem nun auch hier


die Geburtenkontrolle eingeführt wurde, hat sich manches geändert. Warum


durch Sparsamkeit das Gut vergrößern, warum durch Sparsamkeit die Hypo-


theken abtragen? So fragen die, die sich auf den Aussterbeetat setzen. Etwa


damit der Staat eine hohe Erbschaftssteuer einkassieren kann? Kein Pfennig


wird noch gespart. Im Gegenteil, auch in diesen Fällen wird durch Rentenver-


sicherung oder Aufnahme neuer Hypotheken das ganze Vermögen aufgezehrt.


Ich sage nicht, daß solche Sitte heute schon eine allgemein verbreitete sei. Was


ich sage, ist, daß die Geburtenkontrolle logischerweise dahin führt. Alle unsere


volkswirtschaftlichen Erkenntnisse stammen aus einer Zeit hoher Geburten-


ziffern. Auch der jahrhundertelang als normal betrachtete Zinsfuß von 4 bis 5%


stammt aus dieser Zeit. Wie sich der Zinsfuß entwickeln wird, wenn die


Geburtenkontrolle so weitergeht, das wissen wir nicht. Vielleicht ist der Zinsfuß


von
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10%, den die Proletarier ohne Prole heute bezahlen müssen, schon eine Antwort


auf diese Frage.


Der Zinsfuß von 10% muß noch von sehr vielen Seiten betrachtet werden, ehe


wir die Frage entscheiden können, ob wir es hier mit einer Dauererscheinung zu


tun haben. In einem zweiten Artikel werde ich mit weiterem Material die Frage zu


beleuchten suchen, um dann zu zeigen, was man tun muß.


Nachfrage und Angebot bestimmen unumschränkt über die Höhe des Zins-


fußes. Und im vorigen Aufsatz hatte ich mich nur mit dem Angebot befaßt. Ich


zeigte, daß in den Sparsitten des deutschen Volkes tiefgreifende Änderungen


stattgefunden haben, die zu der Erklärung des jetzigen hohen Zinsfußes wenig-


stens beitragen können. Weil man weniger spart, hat das Angebot auf dem


Anleihemarkt nicht mit der Nachfrage Schritt gehalten. Aber ist der Zinsfuß viel-


leicht auch darum gestiegen, weil gleichzeitig die Nachfrage größer geworden


ist? Die Frage zeigt, wie wir keinen Augenblick vergessen dürfen, daß es sich


hier beim Zins um die Auswirkung einer Relation handelt, einer Relation
zwischen zwei labilen Größen. Da heißt es, mit Umsicht, Vorsicht und Nachsicht


vorgehen.


In vielen Zeitungen und Zeitschriften wurde schon vor Beginn des großen


Mordens über eine „gewaltige Wohnungsnot“ geklagt. Die aus dem Kriege


Heimgekehrten (das Heim bestand sehr oft aus einer Küche mit Stube) brachten


uns anstelle einer Kriegsbeute unbezahlte Rechnungen von 132 Milliarden mit


und dazu neue, hochgeschraubte Ansprüche an eine behagliche bürgerliche


Wohnung. Was ihnen der Frieden versagt hatte, das sollte ihnen der vierjährige


Krieg bringen! In Berlin lebten vor dem Kriege 400 000 Familien in Höhlen, in


Wohnungen von einer Stube mit Küche im 1. – 2. – 3. Hof, vier Treppen links.


Kein vernünftiger Mensch wird behaupten, daß solche schmachvolle Armseligkeit


anders als durch den fleißigen Gebrauch der Maurerkelle beseitigt werden


könne. Anders dachten die Millionen verkrüppelter, kranker Kriegsteilnehmer. Sie


hatten vier Jahre lang gelernt, wie man Städte und Dörfer bombardiert und


glaubten wohl, daß man ebenso leicht Städte und Dörfer wiederaufrichtet. Der


Anblick der Ruinen hatte bei ihnen erst das Bedürfnis nach einer wirklichen


Wohnung erweckt. Und hinweisend auf ihre Stelzfüße, suchten sie ihre Wünsche


in Forderungen zu verwandeln, Forderungen an den Staat, an denselben Staat,


der immer nur das Geld hat, das er vorher den Bürgern und Bauunternehmern


abgenommen hat. Die Presse nahm sich
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der Forderungen der „Heimgekehrten“ an. Es machte einen so guten mensch-


lichen Eindruck, für eine solche Forderung sich einzusetzen. Es kostete den


Zeitungen nichts und brachte neue Abonnenten. Niemand zerbrach sich den


Kopf darüber, wie man solche Massenbauten finanzieren sollte und welchen


Einfluß die Sache auf den Zinsfuß haben würde. Schon während des Krieges


hatte Damaschke für seine Kriegerheimstätten (contra-dictio in adjecto) auf die


Notenpresse als passende Finanzquelle hingewiesen. Er behauptete, die


Heimstätten seien als Deckung der dafür ausgegebenen Banknoten anzusehen.


(Ein, wie es scheint, angeborener menschlicher Wahngedanke!) Und alle, die


den heftigen Wunsch hatten, mit leeren Händen den anderen eine Heimstätte zu


schenken, machten sich hocherfreut diese tiefen Erkenntnisse ihrer Finanz-


autorität zu eigen, namentlich dann, wenn sie selbst dabei ihr Brot zu verdienen


hofften. Aber es waren nicht einmal Steine, die man hier den Kriegern statt Brot


schenkte. Man füllte ihnen die Tasche mit Geldpapier und Bauplänen. Das


Geldpapier verkauften dann die so Beschenkten in der Straße zu 20 Pf. das


Pfund, und der Bauplan diente ihnen als Wohnungsersatz. Die Inflation, die von


diesem Kriegerheimstättenschwindel einen starken Impuls bekommen hatte,


blies dann alle diese Kartenhäuser um. Mit der sog. Stabilisierung tauchten aber


die Baupläne wieder auf. Man hatte bei den 400 000 Berliner Höhlenbewohnern


Hoffnungen erweckt, und es war niemand da, der den Mut hatte, den Leuten zu


empfehlen, wieder still in ihre Höhlen zurückzukriechen und dort geduldig zu 


warten, bis daß durch Anspannung aller Kräfte bei andauerndem Frieden, nach


Beseitigung der Hemmungen, die schon in Friedenszeiten die Wohnungsnot


bedingten, die neuen Häuser erbaut werden könnten. Nur triefend von Schweiß


wird der Proletarier seine neue Wohnung betreten, sagte ich damals. Aber wer,


der auf die Parlamentswahlen spekuliert, darf dem Publikum so unangenehme


Sachen sagen? Der Demagoge, der durch leichtfertige Versprechungen


Stimmenfang betrieben hatte, durfte doch demselben Publikum nachher nicht


sagen, daß der Krieg, und noch dazu ein mit Reparationsrechnungen beendeter


Krieg, nicht der geeignete Zeitpunkt sein könne für eine Besserung der


Wohnungsverhältnisse. Es blieb also nichts anderes zu tun übrig, als das


Publikum mit neuen Bauplänen zu beruhigen. Wohnungsämter und zahlreiche


Baugenossenschaften dienten und dienen noch diesem Zweck. [Ich bin wohl der 


einzige im weiten deutschen Land, der das Recht hat, nach Herzenslust, wie es hier geschieht, zu


schimpfen, denn ich bin der einzige, der von Anfang an während des Krieges immer wieder gegen


die Höchstpreispolitik, worunter auch die sog. Mieterschutzgesetze verstanden sind, protestiert hat.


(„Der Physiokrat“ 1915/16.) Und gegen die damals schon einsetzende Inflation. Und gegen die


damals dem Publikum offiziell in Aussicht gestellte Deflation! Und gegen den Heimstättenschwindel.]


Im Rahmen dieses Aufsatzes werde ich mich aber nur mit
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den Baugenossenschaften und mit der Verwendung der Hauszinssteuergelder


befassen, um zu zeigen, wie man hier durch eine künstliche Förderung von ganz


unzeitgemäßen Wohnungsansprüchen den allgemeinen Kapitalzins hochge-


trieben hat.


Wenn Damaschke nicht so laut von seinen Kriegerheimstätten geschwärmt,


wenn die Angestellten der Baugenossenschaften dem Publikum nicht immer den


Mund wässerig gemacht hätten mit ihren wundervollen Bauplänen, wenn man


die Mieter, wie es früher doch immer gewesen war, weiterhin der Wucherlust der


Hausbesitzer überlassen hätte, – die Wohnungsnot hätte nie die Ausmaße über-


schritten, die sie vor dem Kriege hatte. Die zwei Millionen Mann, die der Krieg


verschlang, hatten ja ihre Wohnung in Flandern. Sie entlasteten den Wohnungs-


markt um eine große Nachfrage, und die Leute, die in herrschaftlichen Viel-


zimmerwohnungen hausten, denen aber die Kriegs- und Inflationsverluste es


unmöglich machten, die große Wohnung bei entsprechender Miete zu behalten,


– die hätten durch Zusammenrücken mehr Wohnraum frei gemacht als sämtliche


Beamte der Wohnungsämter, als Zimmerleute und Ziegelbrenner in 100 Jahren


hätten bauen können.


Die Frage erhebt sich nun: War die Förderung der Bauindustrie durch künst-


liche Mittel (Baugenossenschaften, Hauszinsgeld) mit schuld an der gewaltigen


Anspannung des Anleihemarktes, die sich im Zinsfuß von 10 und 12% an-


zeigte? Und ist dieser hohe Zinsfuß – die Kapitalnot – in ihren Auswirkungen


nicht schlimmer, viel schlimmer als die Wohnungsnot? Um diese Frage zu 


be-antworten, genügt es, aus den tausendfältigen Auswirkungen des hohen 


Zinsfußes eine einzige herauszugreifen: Nur der hohe Zinsfuß macht neue


Unternehmungen unrentabel. Er ist schuld, daß die Zahl und Größe der Unter-


neh-mungen nicht mit der Zahl der Arbeitenden gewachsen ist, er ist schuld


daran, daß der deutsche Kaufmann sich unfähig erklären muß, die Waren 


abzusetzen, die die 2 000 000 Arbeitslosen würden schaffen können. Diese


Arbeitslosen müssen miternährt werden, und wenn die Unterstützungen auch


noch so kümmerlich sein mögen, sie sind es wieder, die mit dazu bei-
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tragen, daß die Kapitalbildung unzureichend ist, daß also der Zins nicht sinken


kann.


Diese wenigen Andeutungen mögen hier genügen, um zu zeigen, was man mit


der künstlichen Steigerung der Wohnungsansprüche angerichtet hat, was man


erreicht, sobald man dem Staat, den Gemeinden, den sog. gemeinnützigen


Gesellschaften Aufgaben zuweist, die mehr sind als Straßenkehren und


Kloakenreinigen. Man betrachte in diesem Zusammenhang die Bauten, die die


Behörden mit dem Hauszinssteuergeld finanzieren. Ein Privatunternehmer, der


das Baugeld bei einer Bank mit 10 und 12% verzinsen muß, der sagt sich, daß


man unter solchen Umständen keine Rücksicht auf die Lebensdauer des Hauses


nehmen kann, daß man ganz anders, so billig und provisorisch wie möglich


bauen muß. Was hat es für einen Zweck, ein Haus für die Ewigkeit zu bauen,


wenn bei 12% Zins des Baukapitals die Ewigkeit schon nach acht Jahren und


drei Monaten finanziell ein Ende nimmt. (Bei 12% wächst eine Schuld von 1000


RM. schon in sieben Jahren auf 2185 RM.!)


Den Beamten kostet das Hauszinssteuergeld, womit heute gebaut wird, nichts.


Ihnen ist es einerlei, ob der „Bauherr“, der das Hauszinssteuergeld zu 3% erhält,


provisorisch und billig oder für die Ewigkeit baut. So entstehen statt der


Notwohnungen (Wohnungsnot!) Villen, Paläste, festungsartige Bauten. Als ob


das Reich keine Reparationen zu zahlen hätte! Als ob die Industrie (die Lebens-


ader des Volkes) keine Anleihen in Amerika zu 10% zu machen brauchte, als ob


man zur Sanierung der Reichsfinanzen nicht an allen Ecken zu sparen versuch-


te! Und als ob nicht noch Hunderttausende von Wohnungsnötlern seit Jahren


darauf warteten, daß auch einmal die Reihe an sie komme! Für die heutige


Wohnungsnot gibt es nur einen vernünftigen Bauplan. Das ist der Plan, den der


Bauunternehmer dann entwirft, wenn er überlegt, daß bei 12% Zins die Miete


ausreichen muß, um in acht Jahren und drei Monaten die Höhe des ganzen


Baukapitals zu erreichen. (Wobei hier die anderen Bestandteile der Miete –


Abschreibung, Steuer, Platzrente – nicht in Rechnung gestellt werden.) Vom


Standpunkt der Kapitalbildung, einer Zinssenkungspolitik ist die ganze heutige


Bauerei als Wahnsinn zu betrachten. Und dieser Wahnsinn stammt daher, daß


der Staat sich in die Angelegenheit (Wohnungsnot) gemischt hat. Man mag fer-


nerhin das Hauszinssteuergeld zur Förderung der Bautätigkeit verwenden, aber


dann zu dem gleichen Zinsfuß, den die Industrie für ihre Darlehen aufzu-
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bringen hat. Dann wird die jetzige Bauorgie bald genug abebben, und was dann


hier weniger an Kapital verbraucht wird, steht der Industrie zur Verfügung, natür-


lich zu ermäßigtem Zinssatz. Die Industrie erhält dadurch einen neuen Impuls,


neue Unternehmungen entstehen, und auf dem Weltmarkt kann dann der 


deutsche Unternehmer wieder den Wettbewerb aufnehmen. Dann verschwinden


die zwei Millionen unterstützte Arbeitslose. Sie verdienen ihr Brot wieder, das


Geld, das in der Arbeitslosenunterstützung verwendet wird, bleibt in den Taschen


des Volkes, und aus eigener Kraft wird dann dieses Volk die Neubauten finanzie-


ren, die es braucht und bezahlen kann. Wenn dann der Zinssatz wieder auf 


3 oder 4% gesunken ist, dann mögen die Bauplänemacher auftreten und dem


Volk zeigen, wie ein anständiger Mensch wohnt. Bis dahin haben sie wahrhaftig


in Deutschland nichts zu suchen. Wer mit leeren Händen kommt, soll keine


Wünsche und Hoffnungen erwecken, die sonst nicht zum Bewußtsein kommen


würden. Sie machen die Unglücklichen nur noch unglücklicher!


Weil es sich hier um einen dicken Posten in Soll und Haben des Anleihe-


marktes handelt, bin ich etwas breit in meinen Ausführungen gewesen. Die all-


gemeinen Gesichtspunkte, die hier berührt wurden, kommen übrigens dem, was


ich noch zu sagen habe, zugute, so daß ich mich um so kürzer fassen kann,


obwohl es sich nun um noch schwerere Posten handelt.


Ungefähr zur selben Zeit, als das deutsche Volk sich einbildete, es sei eine


neue Pest, genannt Wohnungsnot, über es hereingebrochen, erscholl mit einem-


mal in ganz Deutschland der Ruf nach Rationalisierung. Rationalisieren heißt,


eine veraltete Fabrik niederreißen, neu aufbauen und mit modernen Maschinen


versehen.


Seitdem der Mensch lernte, die Steinaxt zu durchbohren, hat er ununter-


brochen rationalisiert. Und wenn ihn etwas daran gehindert hat, so war es nicht


der Mangel an Erkenntnis, sondern der Mangel an „Geld“. Das Niederreißen der


alten Fabrik bedeutete eine um den Betrag der Abbruchkosten vergrößerte


Abschreibung von 100%. Wenn die Rationalisierung nicht durch neue


Erfindungen verlangt wird, dann dürfte es schwer halten, einfach auf dem Wege


einer besseren Anordnung aus der Rationalisierung eine auch finanziell richtige


Operation zu machen. Aus hygienischen Rücksichten auf die Arbeiter z. B. zu


rationalisieren, führt zum Bankrott, denn der Arbeiter würde es nicht verstehen,


wenn ihm der Unternehmer unter Hinweis auf
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die besseren hygienischen Umstände in der rationalisierten Fabrik zur Deckung


der Rationalisierungskosten einen geringeren Lohn bezahlen würde als in der


alten. Darum kann in größerem Umfang nur dann rationalisiert werden, wenn


wichtige neue Entdeckungen und Erfindungen die Sache unterstützen. Die


Grenze aber für alle Rationalisierungen wird immer durch Zinskosten gezogen,


die die Rationalisierung verursacht.


Sind nun in der Zeit, als man das Schlagwort „Rationalisierung“ in die Welt hin-


ausschrie, Erfindungen und Entdeckungen gemacht worden, die das Arbeits-


produkt ganz allgemein um jährlich 12% des investierten Kapitals vermehrt


haben? Man vergesse hier nicht, daß Rationalisieren zumeist eine 100-%-


Abschreibung bedeutet, und daß eine allgemeine Rationalisierung eine Ver-


nichtung des gesamten Industriekapitals und Wiederaufbau bedeutet. Ich kann


obige Frage nicht beantworten, aber mir scheint – und das Verhalten der Unter-


nehmer der Inflation gegenüber gibt mir ein Recht, es zu sagen –, die Unter-


nehmer sind miserable Finanzleute. Mir scheint, daß viele sich vom Schlagwort


„Rationalisierung“ hinreißen ließen und ihre Fabriken anzündeten, ohne zu über-


legen, was 12% Zins für den Neubau eigentlich bedeuten. Wären die Rationa-


lisierungen auf die Fälle beschränkt geblieben, wo die 12% glatt aus einer


Betriebsersparnis herausgewirtschaftet werden konnten, dann wäre der Einfluß


der Rationalisierung auf den Kapitalmarkt nicht von solch katastrophaler Größe


gewesen, denn die Betriebsersparnisse wären dann in den folgenden Jahren auf


dem Anleihemarkt als Angebot erschienen und hätten dazu beigetragen, den


Zinsfuß zu drücken.


(Näheres über diese Zusammenhänge findet der Leser in meinem Werk NWO,


6. Aufl., S. 349 u. ff.)


Die Rationalisierung ist heute eine Modesache geworden. Der Unternehmer


schämt sich, eine altmodische Fabrik zu zeigen, wie die Dame sich heute


schämt, mit einer Krinoline spazierenzugehen. Manche dieser irrationellen


Rationalisierer, die etwas von der Entwicklung des Zinsfußes verstehen, mögen


die Rationalisierungsanleihen zu teurem Zins in der Meinung gemacht haben,


daß es sich hier um eine vorübergehende Erscheinung handele. Sie waren da


vielleicht nicht umsichtig genug. Sie spekulierten in diesem Fall, und das Spiel


hat gegen sie entschieden. Auf alle Fälle: Wenn jemand in der Hoffnung rationa-


lisiert, daß der Zinsfuß bald wieder zurückgehen wird, so darf er nicht gleichzeitig


alle anderen Unternehmer dazu an-
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feuern, seinem Beispiel zu folgen, denn dann trifft das, was er erwartet, ganz


gewiß nicht ein.


Die Rationalisierung, wie sie heute betrieben wird, scheint mir also in weitem


Umfang Produkt einer künstlich geschaffenen Stimmung zu sein. Wenn man aus


Rücksicht auf den Zinsfuß öffentlich gebremst und gewarnt hätte, dann müßten


wir jetzt nicht mit 12% rechnen und hätten kein stehendes Heer von über zwei


Millionen Arbeitslosen durchzuhalten, die darum kein Kaufmann anstellen kann,


weil er die 12% nicht herauszuwirtschaften vermag. [Nebenbei bemerkt: Die


Arbeitsprodukte müssen zu Preisen verkauft werden, die durch Angebot und Nachfrage bestimmt


werden, während die Löhne durch Tarif geregelt werden. Der Arbeiter muß also sofort entlassen wer-


den, sobald der Preis den Lohn nicht deckt. Das Pferd wird hier beim Schwanz aufgezäumt. Ein


Unternehmer, der, sagen wir, im Jahr 100 000 M. an Löhnen ausgibt, schließt seine Fabrik, wenn der


Erlös der Produkte nach Abzug der Zinsen ihm nur 99 999 M. einbringt. Wären die Arbeiter nicht


durch Lohntarife gebunden, so würden sie diesen Verlust des Unternehmers auf sich nehmen und


den Fortbetrieb der Fabrik dadurch finanziell möglich machen. Als es noch keine Tarife gab, gab es


auch keine Arbeitslosigkeit als allgemeine Erscheinung. Das statische Denken der Gewerkschaftler


hat hier ungeheures Unheil angerichtet.]


Von stärkstem Einfluß auf die Nachfrage auf dem Anleihemarkt ist die Ent-


wicklung der Automobilindustrie. „In der deutschen Automobilindustrie sind rund 


3 1/2 Milliarden Mark investiert. Der Börsenwert des General-Motors-Kapitals


beträgt allein ein Mehrfaches dieser Summe.“ („Berliner Morgenpost“ vom 


19. Januar 1930.) Hier handelt es sich nicht um Rationalisierung, sondern um 


ein neues Gebiet der Wirtschaft. Die Pferde sind abgeschafft worden; das in den


Pferden angelegte Kapital wurde abgeschrieben und durch etwas ganz anderes


ersetzt. In Amerika fahren die Arbeiter in eigenen Wagen zur Fabrik. Wer etwas


auf sich hält, kauft ein Auto, und wenn ihm das Geld dazu fehlt, so verschafft er


es sich auf irgendeine Weise. Meistens werden die Autos auf Abzahlung ver-


kauft. Ein ganz neues und kostspieliges Bedürfnis ist entstanden. Die Kosten
bestreitet man mit dem Geld, das man sonst zur Sparkasse gebracht hätte.


(Sicher ist in manchen Familien die Autonot größer als die Wohnungsnot.) Das


Angebot auf dem Anleihemarkt ist kleiner, die Nachfrage größer als sie sonst


wäre. Und zwar sehr viel kleiner (bzw. größer.) Viel Geld kostet der Umbau der


Landstraßen, den der Automobilismus erfordert. Auch dieses Geld belastet den


Anleihemarkt. Das Kapital, das in Eisenbahnen investiert war, ist
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dagegen durch die Konkurrenz der Lastautos auf manchen Strecken als verloren


zu betrachten. Hier findet auf breitester Grundlage eine förmliche Umwälzung


statt, die ungeheure Summen verschlingt, die allerdings auch wieder ungeheure


Summen für das Angebot auf dem Anleihemarkt schaffen wird. Freilich nicht


unmittelbar! So schnell, wie die Rechnung der Autofabrik fällig wird, geht das


nicht. In der Zwischenzeit, bis sich das Auto bezahlt gemacht hat – fehlt das


Geld auf dem Anleihemarkt.


Auf alle Fälle: Jeder, der Anleihen auf lange Sicht abschließt, tut gut, die Ent-


wicklung des Automobilismus scharf ins Auge zu fassen. [Man betrachte hier aufmerk-


sam die Zeichnung auf S. 33 d. Zeitschrift im Februarheft 1930.] Das Auto erobert sich die


ganze Welt. In den chinesischen Hafenplätzen sind die Autos ebenso zahlreich


wie in Europa. Und zusammen mit diesem neuen und verhältnismäßig außer-


ordentlich billigen Verkehrsmittel entwickelt sich überall, wohin es gelangt,


Arbeitsteilung, Handel, Verkehr und Industrie. Was bedeutet es aber für den


Zinsfuß, wenn China, ein Land von 350 Millionen Einwohnern, durch den


Automobilismus industrialisiert wird? Wenn für jeden chinesischen Arbeiter eine


Maschinerie im Preise von 30 – 40 – 50 000 M. benötigt wird, die sich bei den


zur Zeit noch niedrigen Löhnen für den europäischen und amerikanischen


Kapitalisten so hoch rentiert, daß er leicht den Zins von 10 bis 20% aufbringen


kann? Wir sind am Anfang dieser Entwicklung. Ein ungeheures Absatzgebiet für


Kapital eröffnet sich hier, ebenso in Rußland und in allen übrigen Kontinenten.


Natürlich auch ein noch größeres Produktionsgebiet für Kapital! Für den Zinsfuß


wird alles davon abhängen, in welchem Tempo diese Entwicklung sich vollziehen


wird. Es kann sein, daß dieses Tempo den Zinsfuß auf lange Zeit auf jetziger


Höhe erhalten wird. (Für den, der zahlen muß, wären z. B. schon fünf oder zehn


Jahre eine sehr lange Zeit.) Überholt die Entwicklung des Kapitalabsatzes die


Entwicklung der Kapitalproduktion, dann steigt der Zinsfuß noch weiter – eine


Grenze hierfür gibt es nicht. Nur zeitlich ist solcher Zinsfuß begrenzt. Die An-


schaffung der Maschine treibt den Zins hoch, und der Betrieb der Maschine


liefert die Überschüsse, die Spareinlagen bei den Banken, die den Zinsfuß 


wieder herunterdrücken. Je stürmischer der Auftrieb, um so stürmischer der


Sturz. Wie kurz ist der Weg zwischen der Lohnklasse und der Sparkasse,


namentlich in China, wo das Sparkassenbuch den
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greifbaren Gegenstand aller Sehnsucht bildet. Mit welcher Inbrunst werden die


Chinesen diesem Spartrieb folgen, wenn erstens die steigenden Lohnsätze das


Sparen ermöglichen und wenn zweitens der außerordentliche hohe Zinsfuß die


Spareinlagen fast sichtbar wachsen läßt! Wie schnell werden sich da die Spar-


kassen füllen, wie schnell werden die gefüllten Sparkassen ihren Druck auf den


Zinsfuß ausüben!


Der Rüstungsfimmel brachte uns die Panzerplatten, den Flottenverein und den


Krieg. Der Rationalisierungsfimmel brachte uns den Zinsfuß von 12% – und die


Arbeitslosigkeit. (Andere Dinge haben mitgewirkt.) Fimmel sind wie die Moden


ansteckende Krankheiten, namentlich, wenn etwas dabei zu verdienen ist. Die


Rüstungsindustrie sorgte für den Rüstungsfimmel. Und die Rationalisierungs-


industrie, in der Hauptsache die großen Maschinenwerke, sorgen für den


Rationalisierungsfimmel. Unterstützt wird derselbe durch das Finanzkapital, dem


10 – 15 – oder 20% in China, in Afrika, in Indien lieber sind als 5% in Europa und


Amerika, namentlich, wenn politisch die Sicherheit des Kapitals zur Zeit in jenen


Gegenden größer ist als dort, wo kommunistische und sozialdemokratische


Pfuscher der natürlichen Entwicklung immer wieder Hemmungen bereiten, die


zwar ausnahmslos das Gegenteil des Erstrebten wahrmachen, die aber gleich-


zeitig die Kapitalisten abschrecken.


Was aber geschieht, wenn der Zinsfuß in Deutschland infolge der Rationalisie-
rung der chinesischen Wirtschaft statt zu sinken noch weiter steigen sollte, und
zwar während einer Reihe von langen Jahren?


Im weiten deutschen Land scheint niemand an solche Möglichkeiten zu glau-


ben und noch weniger zu denken. Genau wie man sich bis dahin nicht mit der


Währungsfrage befassen wollte – was uns schließlich die Inflation brachte –, so


unterläßt man es, das Zinsproblem durchzudenken. Und weil man die Zusam-


menhänge nicht durchschaut, wird man, wenn der Fall eintritt, zur Bekämpfung


der Erscheinung – wie damals, als man die Inflation durch eine Deflation wieder


„gut machen“ wollte – Maßnahmen ergreifen, die das Gegenteil des Erstrebten


herbeiführen müssen.


Und Tausende und Abertausende von strebsamen, klugen, fleißigen Unter-


nehmern und Kaufleuten werden von solcher Entwicklung überrascht und zer-


treten werden.
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Landininflation als Ursache der Not der Landwirtschaft


Wie aus der Zeichenerklärung hervorgeht, handelt es sich bei vorstehendem


Bilde darum, die in der „Not der Landwirtschaft“ versteckte Not der Grundrentner


zu veranschaulichen. Die hier deutlich gemachte Ursache dafür ist die Land-
inflation. Es bedarf keiner näheren Ausführungen darüber, daß „Ochsenge-


spanne“ und „Lastauto“ verkehrstechnische Entwicklungsstufen kennzeichnen


sollen. So, wie nun das „Lastauto“ weite Gebiete jungfräulichen Bodens


erschließt, so schließt die „Agrikulturchemie“ längst erschlossenen Boden
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auf. Als Drittes tut die Pflanzenzüchtung das ihre, um eine „Landinflation“ herbei-


zuführen. In welchem Umfange das geschieht, zeigt eine Angabe, die ich dem


„Kosmos-Handweiser“ vom Januar 1930 entnehme. Auf S. 33 schreibt Hans


Härlin folgendes: „Mit dem allmählichen Herunterzüchten der unerläßlichen


Vegetationszeit des Sommerweizens von 120 auf etwa 90 Tage hat sich die


Grenze seines Anbaugebietes (in Nordamerika) gegen 1000 km nach Norden


verschoben. Im Jahre 1926 hat ein Weizenzüchter im hochnördlichen Peace-


River-Gebiet auf der Getreideausstellung in Chicago den ersten Preis geholt, und


es ist heute noch nicht gesagt, wo später einmal die Acker-(Anbau-)Grenze 


liegen wird.“ Daß die Hunderttausende von Quadratkilometern Landes, die da


erschlossen, aufgeschlossen und tatsächlich bebaut worden sind, auf die


Grundrente wirken mußten wie die unverhältnismäßige Vermehrung des Geldes


– vorübergehend – auf den Zins wirkt, liegt auf der Hand. Landinflation – Geld-


inflation! Bei letzterer sorgt unser zinsschaffendes und zinssicherndes Geld 


selber dafür, daß der Zinsfuß bald durch Wagnis- und Entwertungsgebühr auf die


„normale“ Höhe gebracht wird, so daß „nur“ die „Altgläubiger“ in Not geraten. Bei


der Landinflation aber werden nicht selbsttätig durch ihre Ursachen auch die 


rentensichernden Kräfte ausgelöst. Zwar können auch die Bäume einer Land-


inflation nicht in den Himmel wachsen, denn die Natur selber und auch das er-


forderliche Kapital (an „Lastautos“, chemischen Versuchsanstalten und Fabriken


und an Züchtungs- und Versuchsbetrieben) bilden Grenzen und schaffen


Hemmungen, aber Ausgleichskräfte, wie sie eine Geldinflation selber für den


Zinsbezieher schafft, gibt es nur eine: Menscheninflation! Doch die könnte nicht


im Autotempo erfolgen, selbst wenn alle zeugungsfähigen Männer und Frauen


sich entschlössen, dieses wurzelhafte Mittel zur Behebung der „Not der Land-


wirtschaft“ einzusetzen! Nun wollen es aber Geld und Zins und Zeit, daß der 


großen Steigerung des „Landangebotes“ nicht nur keine Steigerung der Nach-


frage nach Boden durch entsprechende Vermehrung der Menschen entgegen-


gestellt, sondern durch die Geburtenbeschränkung der Abstand zuungunsten des


Grundrentners weiter vergrößert wird.


(Wenn sich die „notleidende Landwirtschaft“ über all diese Zusammenhänge


klar wäre, so müßte sie wissen, was zu tun wäre!) Als letztes mag hier noch her-


vorgehoben werden, daß die Not der Grundrentner auch zusammenhängt mit der


starken Veränderung
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des Verbrauchs. Wenn statt des Roggens der Weizen, statt der Äpfel die Apfel-


sinen und statt der Baumwolle die Kunstseide verbraucht wird, so muß das zu


einer Verschiebung im Lager der Grundrentner führen. Was unser Roggenbauer


an Grundrente verliert, das gewinnt vielleicht der Farmer in Manitoba, und wenn


unser Obstzüchter seine Not klagt, dann singt vielleicht der Eigentümer spa-


nischer Apfelsinenbäume ein lustiges Lied.


Daß es neben der Not der Grundrentner auch eine Not des Bauern selbst, 


d. h. des Bodenarbeiters gibt, soll über all dem nicht vergessen werden. Die


Zahl derer, die ihren Arbeitslohn verkürzt finden, weil der Zins- (und Renten-, 


d. h. Pacht-)Tribut wenig übrigläßt, ist auch im Steigen begriffen. Die Freizügig-


keit vermag in einer Zeit des Kapitalmangels, der Zölle und nationalen Eifersucht


dem deutschen Arbeiter die Landinflation nicht leicht nutzbar zu machen.


Wenn nun all das, was hier S. Gesells Zeichnung anregte, zusammengefaßt


wird mit den Ausführungen in Nr. 8 bis 10 des FA. vom April 1928, dann dürfte


sich ein Ein- und Ausblick ergeben, wie er nur einem Kenner der freiwirtschaft-


lichen Lehre möglich ist.


Otto Maaß


Ford als Volkswirtschafter.


Unter dem Titel „Ford macht Schule“ wird in amerikanischen Zeitungen folgen-


des Zwiegespräch veröffentlicht:


Angestellte: Ich möchte eine Gehaltserhöhung, Boß.


Boß: Die Geschäfte gehen zu schlecht.


Angestellte: Gerade darum. Wenn Sie den Geschäftsgang beleben wollen, so


brauchen Sie nur die Gehälter zu erhöhen.


Boß: Was?


Angestellte: Wenn mein Gehalt aufgebessert wird, dann ist auch meine


Kaufkraft größer.


Boß: Ist das so?


Angestellte: Wenn meine Kaufkraft wächst, wächst die Nachfrage, und die


Geschäfte beleben sich.


Boß: Haben Sie nichts Besseres vorzuschlagen?


Angestellte: Wenn ich vom Krämer, vom Bäcker, vom Fleischer mehr kaufe,


werden diese in der Lage sein, von Ihnen mehr Ware zu kaufen.


Boß: Woher haben Sie diese Weisheit?
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Angestellte: Vom Vortrag, den Sie gestern Abend durch den Radio gehen


ließen.


Boß: Vergessen Sie das Gesagte! Das ging durch die Luft und war Luft.


–


Und es ist in diesen Aussprüchen Fords wirklich nicht viel mehr als Luft. Man


wundert sich, daß Ford solche Ideen noch vertreten kann. Und daß solche Ideen


von amerikanischen Zeitungen ohne jede kritische Anmerkung verbreitet werden.


Es sieht fast so aus, als ob es leichter wäre, ein vortreffliches Automobil zu 


billigem Preise zu bauen als einen einfachen volkswirtschaftlichen Gedanken klar


zu fassen. Ob es daher kommt, daß man in der Technik die Dinge, die man be-


arbeitet, vor sich liegen hat und ein Stück an das andere reihen kann? Daß die


Sinne die Geistesarbeit unterstützen? Daß man das Erdachte durch Zeich-


nungen und Messungen nachprüfen kann? Daß die „Tücke des Objektes“ mit-


hilft, Irrwege aufzudecken, während das Studium der Volkswirtschaft dem armen


Studenten kein anderes Meß- und Prüfungsgerät zur Verfügung stellt als den


Eigennutz des Menschen? Augen, Ohren, Nase, nichts hilft hier mitdenken. Das


richtige Vorstellungsvermögen von den gesetzmäßigen Auswirkungen des


Lebensgrundtriebes in seinen Zusammenhängen muß allein alles leisten.


Wir nehmen an, daß für alle Unternehmer richtig sein muß, was für Ford richtig


ist. Ja, wir müssen sogar damit rechnen, daß Ford die Verallgemeinerung seiner


Forderung zur Grundbedingung für den guten Erfolg seiner Idee macht. Denn


wenn alle Unternehmer die Löhne erhöhen, dann muß doch Fords Folgerung


erst recht hervortreten. Wir nehmen ferner an, daß es für den Unternehmer


gleichgültig sein kann, ob er seinen Arbeitern die Lohnerhöhung in Geld oder in


Produkten seiner Industrie ausbezahlte. Ja, man kann sich sogar leicht denken,


daß Ford die Lohnerhöhung lieber in Form von Autos als in Geld ausbezahlen


würde. Der Kurzschluß im Tausch ist immer der billigste Tausch.


–


Angestellte: Ich möchte eine Gehaltserhöhung, Boß.


Ford: Die Geschäfte gehen zu schlecht.


Angestellte: Sie gehen schlecht, weil die Kaufkraft, die Nachfrage, nicht der


Produktionskraft der Arbeiter entspricht.


Ford: Wer sagt das?


Angestellte: Sie selbst sagen das. Sind die Löhne besser,
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so können sich viele Arbeiter das Auto kaufen, für das sie jetzt kein Geld haben.


Dann wächst Ihr Absatz, und Sie sind aller Sorgen los und ledig.


Ford: Ja, das habe ich gesagt. Und es stimmt, was ich gesagt habe.


Angestellte: Somit bewilligen Sie die Gehaltserhöhung. Um Ihnen meinen Dank


und meine Anerkennung für die Schärfe Ihres Geistes auszudrücken und um


unnütze Weitschweifigkeiten zu vermeiden, wünsche ich die mir zugedachte


Gehaltserhöhung in Gestalt eines Autos zu erhalten.


Ford: Ein bißchen viel auf einmal.


Angestellte: Es verteilt sich auf eine Reihe von Monaten. Wenn die Monate


verstrichen sind, dann liefern Sie mir das Auto. In der Zwischenzeit können Sie


das Auto bauen lassen für mich und für jeden Ihrer 200 000 Angestellten. Es ist


dann Ihr Absatz um 25% gestiegen, ohne daß Sie einen Pfennig für Reklame


auszugeben haben. Und wenn alle Unternehmer, die Landwirte, die Gerber, die


Kaufleute in gleicher Weise handeln, dann wird doch sicher von Überproduktion


keine Rede mehr sein können.


Ford: Die Sache scheint mir einen Haken zu haben. Wo bleibt die Gegen-


leistung?


Angestellte: Was ich fordere, ist nur die Folgerung aus Ihren Aussagen. Die


Gegenleistung für das Auto ist doch meine verstärkte Kaufkraft, mein Einfluß auf


die Nachfrage nach Ihren Autos.


Ford: Ich sehe die Gegenleistung nicht. Wenn alle Unternehmer ihre Produkte


an die Angestellten ohne Gegenleistung abgeben, woher soll dann die Dividende


kommen? Und ohne Dividende raucht doch kein Schornstein. Im Lohn hat der


Arbeiter die Gegenleistung seiner Arbeit. Erhöhe ich den Lohn, ohne daß durch


entsprechend vermehrte Arbeitsleistung oder verbesserte Technik das Produkt


vergrößert wird, dann geht die Lohnerhöhung auf Kosten der Dividende, die in


der Regel durch den Wettbewerb auf den Satz gedrückt wird, den der Unter-


nehmer den Kapitalisten für das Geld zum Unternehmen zahlen oder ver-


sprechen muß. Ohne den Zins des Kapitals kein Geld und ohne Geld keine


Unternehmer, die doch für die Löhne zu sorgen haben.


Angestellte: Wo bleibt da die Logik? Sie sagten doch, Sie wollten die Kaufkraft


des Volkes stärken, um so den Absatz der Waren zu fördern, um die Arbeits-


losigkeit zu bekämpfen.
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Ich und alle meine Kolleginnen fanden, daß von allen Ihren genialen Ideen diese


die genialste war. Und nun verleugnen Sie sich selbst.


Ford: Ich hatte von Ihnen erwartet, daß Sie meine Worte als Radio, als Luft


erkennen würden. Nach dieser Probe muß ich sagen, daß Sie Ihren Lohn nicht


verdienen. Ich werde Ihren Lohn herabsetzen. Keinen Pfennig ohne Gegen-


leistung!


–


Die Disziplin fordert, daß ein Boß sich einer Angestellten gegenüber keine


Blöße geben darf. Darum der brutale Abbruch des Gespräches durch den Boß.


Und die Klugheit forderte, daß die Angestellte, statt dem Boß eine Falle zu stel-


len, ihm helfen sollte, sich aus der Patsche zu retten. Dann hätte sie das Auto


erhalten, denn es wäre eine Leistung gewesen, der Ford gerne als Gegen-


leistung ein Auto gegenübergestellt haben würde. Sie hätte also die Forderung


Fords nach der Gegenleistung zu einer Verlängerung des Gespräches und


Klärung der Situation auffangen müssen, denn Ford sieht offenbar hier nicht klar.


–


Angestellte: Also Boß, Sie behaupten, daß die Stärkung der Kaufkraft durch die


Lohnerhöhung keine genügende Gegenleistung sei. Ich selbst gestehe, daß ich


hier überhaupt keine Gegenleistung sehe und daß die Lohnerhöhung auch den


Absatz der Waren nicht erhöhen kann, wenn, wie Sie sagten, die Lohnerhöhung


auf Kosten der Dividenden erfolgt. Denn wenn die Dividenden zurückgehen,


dann können die Dividendenbezieher entsprechend weniger kaufen. Stimmt das,


Boß?


Ford: Eigentlich ist es so. Ob die Nachfrage nach Waren durch erhöhte Löhne


oder durch erhöhte Dividenden wächst, ist für die Produktion selbst ja soweit


gleichgültig. Aber – die Dividendenbezieher können oft ihr volles Einkommen


nicht verbrauchen, und dann entsteht das, was man Überproduktion nennt. Die


Produktionskraft ist über die Konsumkraft hinausgewachsen. Erhöht man nun


den Lohn auf Kosten der Dividende, so ändert sich die Lage, da die Lohn-


empfänger sehr leicht mit der „Überproduktion“ fertig werden können, denn sie


sind viel zahlreicher als die Dividendenbezieher und haben viel mehr unbefrie-


digte Bedürfnisse aufgespeichert. Insofern ist meine Forderung nach einer allge-


meinen Erhöhung der Kaufkraft durch Erhöhung der Löhne doch ganz vernünftig.


Oder sind Sie anderer Meinung, Angestellte?
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Angestellte: Ehe ich Ihnen hier recht geben kann, müssen Sie mir sagen, was


die Dividendenbezieher mit dem Geld machen, das sie über ihre persönlichen


Bedürfnisse hinaus nicht verausgaben können. Ihre Behauptung, daß die


Lohnbezieher mehr unbefriedigte Bedürfnisse haben als die Dividendenbezieher,


kann ich auch nicht so ohne weiteres als richtig anerkennen. Der Drang, etwas


für die Zeit der Not zu sparen, ist doch bei den meisten Menschen sehr stark, oft


stärker als die Neigung nach unmittelbarer Befriedigung der dringenden Bedürf-


nisse. Das zeigen uns die Kulis, die den größten Teil ihres Lohnes sparen.


Ford: Die Dividendenbezieher bringen den Überschuß aus Einnahmen und


Ausgaben den Banken. Und die Banken oder Sparkassen bringen das Geld 


wieder auf den Markt durch Darlehen an Unternehmer, die es für die Erweiterung


ihrer Betriebe brauchen können.


Angestellte: Die Banken erhalten somit um so mehr Geld, je höher die Dividen-


den sind. Werden die Löhne auf Kosten der Dividenden erhöht, so gehen die


Einlagen der Dividendenbezieher bei den Banken zurück, ohne daß dieser


Ausfall bei den Bankeinlagen durch größere Spareinlagen der Arbeiter ausge-


glichen werden kann. Ist es so, Boß?


Ford: Hm, eigentlich sollte es so sein.


Angestellte: Wenn demnach eine Lohnerhöhung, die sich auf Kosten der


Dividenden vollzieht, eine Minderung der Bankeinlagen zur Folge hat, dann steigt


doch der Zinsfuß! Wie wollen dann die Unternehmer den höheren Bankzins


anders herauswirtschaften als durch einen Druck auf den Lohn? Oder denken


Sie hier an eine Erhöhung der Preise für Ihre Erzeugnisse? Das wäre aber doch


genau dasselbe. Eine Erhöhung des Preisstandes um 10 v. H. oder eine gleiche


Erniedrigung des Lohnes – das ist gehüpft wie gesprungen. Wer die Kaufkraft


der Massen stärken will, der darf doch nichts tun, was den Zinsfuß oder die


Warenpreise heraufdrückt. Und wer die Arbeitslosigkeit bekämpfen will, der darf


nichts tun, was die Unternehmer vor Neugründungen abschrecken könnte. Die


Arbeitslosigkeit ist am Ende nur darauf zurückzuführen, daß infolge der zu hohen


Löhne und zu niedrigen Dividenden die Bankeinlagen abgenommen haben, der


Zinsfuß gestiegen und dadurch der Unternehmergeist gehemmt worden ist.


Ford: Mädchen, Sie haben mir einen Ring durch die Nase gezogen und führen


mich nun triumphierend im „circulus
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vitiosus“ herum, in den ich mit meinem Vorschlag getreten bin. Holen Sie sich Ihr


Auto aus der Fabrik. Ihr Gehalt soll außerdem erhöht werden. Aber hören Sie,


was Sie da sagten, scheint mir sachlich richtig, aber vom Standpunkt einer


Lohnempfängerin wie Sie völlig falsch zu sein. Sie stemmen sich ja gegen Ihren


eigenen, unmittelbaren Vorteil.


Angestellte: Ich kann mir Nutzen dauernder Art nur von Dingen versprechen,


die an sich richtig sind. Sie haben meinen Lohn erhöht, weil Sie von mir bessere


Leistungen erwarten. Es handelt sich also in meinem Fall nicht um eine Lohner-


höhung ohne Gegenleistung. Sie aber wollten den Lohn ohne Gegenleistung


erhöhen, nur um das Gleichgewicht zwischen Erzeugung und Verbrauch herzu-


stellen. Ich zeigte Ihnen, daß Sie diesen Zweck mit diesem Mittel nicht erreichen


werden. Was wollen Sie tun?


Ford: Ich bin am Ende meines Lateins.


Angestellte: Und ich am Anfang meines Lateins. Hören Sie zu. Wenn wir heute


in Amerika unter Absatzstockungen und Arbeitslosigkeit leiden, so liegt das nicht


an einer mangelhaften Verteilung der Erzeugung unter Lohn- und Dividenden-


empfänger. Das habe ich Ihnen eben gezeigt. Es ist kein Verteilungsproblem.


Was vorliegt, ist ein Problem des Tausches, des Handels, des Geldes, der


Währung. Unsere Kaufleute und Unternehmer, Farmer und Handwerker haben


kein Vertrauen zur künftigen Preisgestaltung, d. h. zur Währung. Sie rechnen 
mit einer Fortdauer des gegenwärtigen wirtschaftlichen Niedergangs, d. h. mit
einem weiteren, allgemeinen Preisfall. Es fehlt in unseren Gesetzen eine


Bestimmung, die den Federal Reserve Board verpflichtet, unter allen denkbaren


Umständen, Pest, Krieg, Erdbeben, Mißernten eingeschlossen, den Index der


Warenpreise festzuhalten, so daß jeder, der ein Unternehmen plant, genau weiß,


daß er durch Zögern und Warten gar nichts gewinnen kann. Das Zögern, Warten,


Hinausschieben ist nur dann am Platze, wenn man weiß, daß es mit den


Preisen, mit der ganzen Wirtschaft abwärts geht. Die Mitglieder des Federal


Reserve Boards müssen mit ihrem Vermögen, mit Weib und Kind dafür haftbar


gemacht werden, daß das Währungsschiff den Kurs, den ihm der Index vor-


schreibt, einhält. Geschieht das, dann läuft der Karren weiter, wie er seit den


letzten sieben oder acht Jahren gelaufen ist. Denn in der Natur der Dinge, in der


Produktion, in der Landwirtschaft, in der Industrie hat sich nicht das ge-
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ringste ereignet, was unsere natürliche Erzeugungs- und Verbrauchslust irgend-


wie berühren könnte. Wir sind alle bereit, weiter zu leben und um zu leben auch


zu arbeiten. Es liegt also kein Verteilungsproblem und auch kein Produktions-


problem vor. Unser Währungsgesetz muß vervollständigt werden. Mehr ist nicht


nötig, zunächst wenigstens nicht.
Ford: Mir scheint, Sie haben recht. Und ich verstehe nicht, warum der Federal


Reserve Board unsere Währung nicht schon immer nach diesem so natürlichen,


auf der Hand liegenden Grundsatz geleitet hat. Warum aber sagen Sie, daß 


solche Währungspolitik nur „zunächst“ helfen kann?


Angestellte: Boß, Sie sind ein Praktiker. Nur die Erfahrung kann Ihnen etwas


beweisen. Lassen wir die Erfahrung sprechen. Sorgen Sie für die Durchführung


der Indexwährung. Und wenn sich dann später neue Schwierigkeiten zeigen, so


rufen Sie mich. Ich bin hier in der Abteilung 505, wo ich Briefmarken auf Ihre


Drucksachen klebe.


Andreas Müller.
[Pseudonym für S. Gesell]
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Die Rerentabilitierung 


der Landwirtschaft Deutschlands


Jeder betrachtet die Welt von seinem Standpunkt aus. Der Bergmann von der


Sohle des Werkes, der Bergsteiger vom Gipfel des Gebirges, der Gichtkranke


von seinem Lehnstuhl aus. Satan führte Jesus auf einen Berg, um ihm seine


Welt zu zeigen, die Jesus jedoch von seinem höheren Standpunkt aus wieder


sehr klein und nüchtern erschien. Handelt es sich um einen Blick in die Zukunft,


so werden die persönlichen Wünsche und Interessen zum Aussichtsturm. Der


Hohenzoller schaut wahrscheinlich rückwärts, Morgan, sein Nachfolger, schaut


vorwärts, der Kommunist schaut in den blauen Dunst der Ferne. Der Grundbe-


sitzer aber betrachtet Gottes Schöpfung von der Seite der Rentabilität. Ohne


diese Rentabilität versinkt das Weltall mit Sonne, Mond und Sternen ins Nichts.


Was soll ich noch hier auf Erden, wenn mein Gut zwar gute Ernten, aber keine


Rente abwirft? So fragt der vernünftige Gutsbesitzer.


In der „Vossischen Zeitung“ verlangt Gerhard Freiherr von König die Wieder-


herstellung der Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe, ob klein, ob groß.


Kann man ihm das verargen? Die Rente des Bodens ist das. was der Grund-


besitzer dem Arbeiter vom Abeitsprodukt abziehen kann, auf Grund der


Bedingungen des Arbeitsvertrags, die der Arbeitsmarkt diktiert. Heute kann der


Gutsbesitzer dem Arbeiter weniger als früher abziehen. Daher ist die Rente


gesunken, obschon die Ernte gestiegen ist. Der Lohn des Arbeiters hat einen Teil


der Rente aufgezehrt. Darüber ärgert sich der Gutsbesitzer. Soll sich etwa der


Gutsbesitzer freuen, wenn der Arbeitsmarkt dem Proletarier erlaubt, innerhalb


der kapitalistischen Ordnung neue, erhöhte Lohnforderungen zu stellen? Der


Gutsbesitzer denkt zurück an die herrliche Zeit der Leibeigenschaft, und auch


dann tut er das, wenn, wie es oft genug vorkommt, er das Gut erst kürzlich


erstanden hat mit dem Geld, das er durch den Handel mit Pillen, Zigarren und


Würsten ehrlich verdiente. Die Bücher des Gutes geben ihm Aufschluß über die


Geschichte der Rentabilität und über die Löhne, die man früher bezahlte. Die


Zustände will er wieder herstellen. Von seinem neuen, erhöhten Standpunkt
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aus betrachtet, ist es sein Recht, solche Forderungen zu stellen. Hat doch jeder


das Recht, die Wiederherstellung der Rentabilität mit allen Mitteln zu erstreben


und zu diesem Zweck die Leibeigenschaft und die Knute zurückzufordern, auch


dann, wenn es etwa dieselbe Knute wäre, mit der auf demselben Gute die


Großmutter des Emporkömmlings als Leibeigene gezähmt wurde. Rechte! Recht


auf Rentabilität! Ach, es gibt nichts Billigeres als Rechte, und keine Trommel gibt


einen sympatischeren Ton, als das Recht auf Rentabilität, so lange wenigstens,


als man darauf pochen muß. Welch süßere Melodie könnte es denn für die


Nachkommen der deutschen Leibeigenen (das ist also die große demokratische


Masse) geben, als das Jammern, das Betteln und die Ohnmachtserklärungen


(Not der Wirtschaft) ihrer früheren Herren? Auf alle Fälle – wir haben kein


Verständnis für die Wiederherstellung der Leibeigenschaft und der Rentabilität.


Im Gegenteil, wir wünschten, daß dem Minister der Proletarier, Hilferding, für


seine Bemühungen um die Wiederherstellung der Rentabilität durch erhöhte


Rentenschutzzölle auf seinem Rücken mit der Knute der Leibeigenschaft die


Narben wieder aufgerissen würden, die durch Vererbung normalerweise dort


noch anzutreffen sein dürften. Denn, wenn auch nach dem Mendelschen


Vererbungsgesetz alles sich mit der Zeit verwischen mag, die Narben der


Leibeigenenknute, diese einzigen, wirklich zuverlässigen Geschichtsdokumente


des deutschen Volkes, die verblassen niemals und am allerwenigsten, so sollte


man meinen, auf dem Rücken der proletarischen Minister. Küßt die Knute, ihr


Hunde – das ist’s, was Hilferding mit seinen Rentabilitätsschutzzöllen den


Proleten zurief.


Zum Glück, es ist dafür gesorgt, daß die rote Garde vor Mammons Tempel die


Leibeigenschaft und die Rentabilität nicht wiederherstellen kann. Jede Hoffnung


auf Wiederherstellung der Rentabilität der deutschen Güter ist eitel. Ebenso eitel


wie etwa die Hoffnung der Nagelschmiede auf die Wiederherstellung der


Rentabilität ihrer Blasebälge. Eine Rente werden die Äcker immer abwerfen,


aber nicht die Rente, die sie bis dahin abwarfen. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt


ist eine andere. Trotz der politischen Kämpfe, trotz des wüsten Gemenges von


widersprechenden gesetzlichen Maßnahmen, durch welche die auseinander-


strebenden Interessen der Arbeiter und der Grundbe- Grundbesitzer
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sitzer gleichzeitig (!) gefördert werden sollen, steht der Proletarier heute auf


festerem Grund bei den Lohnforderungen. Er kann mucksen, und er tut’s.


Ja, ja, rufen hier die Gewerkschaftsführer. Wir stehen mit der ganzen Macht


unserer vortrefflich disziplinierten Organisation dem Arbeiter zur Seite bei seinen


Lohnforderungen und Lohnkämpfen. Wir stellen im Ministerium den Arbeits-


minister, den Wohlfahrtsminister, den Wirtschaftsminister, den Inflations- und


Deflationsminister. Ihren Bemühungen ist es zu verdanken, daß usw. usw. Und


wenn wir auch jetzt an die zwei Millionen Arbeitslose haben, so schützen wir sie


doch recht auskömmlich gegen Not. Und sobald wir durch Zölle die Rentabilität


der Landwirtschaft wiederhergestellt haben werden, werden auch diese zwei


Millionen vom Arbeitsmarkt verschwinden. Wir hatten leider übers Ziel ge-


schossen mit unserem Tarif für ländliche Arbeitslöhne. – Für uns Sozial-


demokraten und Christlichsozialen steht die natürliche, unverletzbare Grenze 


der Lohnforderungen hinter der Rentabilität der Betriebe.


Zum Glück für den Proletarier kann er sich auf etwas solideres stützen als auf


die hohlen Köpfe seiner Bonzen. Aus der Technik, nicht aus dem Vakuum seiner


Ministerköpfe ist dem Proletarier ein Bundesgenosse erstanden, wie es bis heute


immer die Technik gewesen ist, die dem Arbeiter im Kampfe um bessere Löhne


Hilfe brachte. Gewiß, die Freizügigkeit wurde seinerzeit revolutionär erkämpft.


Sie steht da stolz auf dem Papier der Verfassung. Aber was wäre damals aus


diesem Papier geworden, wenn die Technik keine Eisenbahnen, keine Dampfer


gebaut hätte, die die papierne Freizügigkeit in eine wirtschaftliche Wirklichkeit


verwandeltet? Ohne die Dampfer säßen die Proletarier mit der Verfassung in der


Tasche zu Haus auf den Gütern und bettelten um Arbeit zu irgendeinem Lohn.


Ohne diese technischen Bundesgenossen des Arbeiters hätte es der Gutsbe-


sitzer nicht nötig, sich wegen der Rentabilität seines Gutes Sorgen zu machen.


Freie Arbeiter, wie sie die Verfassung in Deutschland und die Sklavenbefreiung


in Amerika schuf, sind immer rentabler als Leibeigene und Sklaven.


Die Eisenbahnen und Dampfer, nicht die Ver- Verfassung
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fassung gaben dem Arbeiter die Freizügigkeit. Und mit dieser wirtschaftlichen


Freizügigkeit begann die Tragödie des Rentabiltätsschwundes. Die ausge-


wanderten Leibeigenen eröffneten ihren früheren Herren eine mörderische


Konkurrenz. Rechnete der Herr seinen Besitz nach preußischen Morgen, so


konnten die entlaufenen Sklaven ihren Besitz nach amerikanischen „Morgen“, 


d. h. nach Quadratmeilen bemessen. War der Misthaufen die Sorge des


Gutsbesitzers, so war die Arbeitsmaschine die Sorge des Auswanderers. Und 


die Sorge des Gutsbesitzers blieb bestehen, während die des Auswanderers von


der Technik beseitigt wurde. Dampfpflüge und Erntemaschinen verhundert-


fachten den Arbeitsertrag des neuen Konkurrenten. Zählte der deutsche Gutsbe-


sitzer die Ernte nach Säcken, so zählte der Auswanderer nach Eisenbahnwagen


zu 40 000 kg. Was will da der Herr noch auf seinem Gut? Sein Produkt sinkt im


Preise, und will er diesen Verlust auf den Lohn abwälzen, dann zeigt ihm der


Arbeiter einen Brief seines Bruders oder Freundes mit einem Fahrschein für


Amerika, Asien, Afrika, Australien. Die Welt ist ja groß, und kein arbeitsfähiger


Mann braucht heute noch einen Herrn, wenn er sich nicht nach ihm sehnt.


Aber die Tragödie des deutschen Gutsherrn will sich noch in eine endliche


Katastrophe verwandeln. Die Technik ist dabei, dem Gutsbesitzer den letzten


Rest zu geben. Sie will diese häßliche Erscheinung vom Antlitz der Erde end-


gültig wegfegen, und zwar bald. Das Lastauto hat diese Aufgabe übernommen


und wird sie durchführen. Was die Druckerpresse für das Geld bedeutete, das-


selbe bedeutet das Lastauto für den landwirtschaftlichen Boden. Die Welt steht


inmitten einer ungeheuren Landinflation. Massenhaft steht jetzt Land zur Ver-


fügung der Farmer, landeinwärts längs den Bahnschienen. Und massenhafte


Ernten, sichere Ernten lassen sich von diesen Landstrecken mit der neuesten


Errungenschaft der Technik, dem Motorpflug, gewinnen. Ob es wenig regnet, ob


es gar nicht regnet, ob es ununterbrochen regnet – es ist jetzt für den mit dem


Motor tief aufgewühlten Boden gleichgültig, und brauchte der Farmer früher


einen ganzen Tag, um eine Fuhre zur Bahn zu fahren, so schafft er heute die


zehnfache Last innerhalb einer Stunde dahin. Was will gegenüber einer 


solchen tech-
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nischen Revolution jetzt noch der deutsche Grundbesitzer? Die Dampfer brach-


ten Hamburg in direkte Berührung mit allen Häfen der Welt. Die Eisenbahnen


verbanden die Provinzen und Staaten mit diesen Häfen. Es fehlte die Verbindung


des flachen Landes mit der Eisenbahn und so auch mit den Dampfern, mit den


europäischen Häfen, mit den Mühlen Berlins. Jetzt ist diese Verbindung durch


das Lastauto hergestellt. Was soll da noch der deutsche Grundbesitzer?


Als der mechanische Webstuhl erfunden wurde, ging die Weltgeschichte er-


barmungslos über die Handweber des Eulengebirges hinweg. Kein Hahn krähte


nach ihnen. Jetzt geht die Weltgeschichte wieder und ebenso erbarmungslos


über eine Schicht der deutschen Grundbesitzer hinweg. Denn es besteht die


Freizügigkeit. Sie sind unzufrieden, so sollen sie auswandern.


In den Oststaaten der U. S. A. stehen Tausende von Farmen verlassen da,


weil die Konkurrenz des Westens die Besitzer zwang, fruchtbarere Gegenden


aufzusuchen. Sie waren zu stolz, um nach Hilferdingschem Rezept den Staat, 


d. h. in diesem Fall die Proletarierfrauen, um höhere Getreidepreise (um den


Schutz der Rente) anzubetteln. Sie zogen ab und überließen das Land denen,


die es bearbeiten wollten. Nichts als der Mangel an persönlicher Würde hindert


die deutschen Gutsbesitzer daran, es den amerikanischen Farmern nachzu-


machen.
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Offener Brief an die Berliner Zeitung am Mittag (1918)


Trotz des heiligen Versprechens der Völker, den Krieg für alle Zeiten zu ächten,


trotz des Rufs der Millionen: „Nie wieder Krieg!“, entgegen all den Hoffnungen


auf eine schönere Zukunft muß ich sagen: Wenn das heutige Geldsystem, die


Zinswirtschaft, beibehalten wird, so wage ich es heute schon zu behaupten, daß


es keine 25 Jahre dauern wird, bis wir vor einem neuen, noch furchtbareren


Krieg stehen. Ich sehe die kommende Entwicklung klar vor mir. Der heutige


Stand der Technik läßt die Wirtschaft rasch zu einer Höchstleistung steigern. Die


Kapitalbildung wird trotz der großen Kriegsverluste rasch erfolgen und durch ein


Überangebot den Zins drücken. Das Geld wird dann gehamstert werden. Der


Wirtschaftsraum wird einschrumpfen, und große Heere von Arbeitslosen werden


auf der Straße stehen. An vielen Grenzpfählen wird man dann eine Tafel mit der


Aufschrift lesen können: „Arbeitssuchende haben keinen Zutritt ins Land, nur


Faulenzer mit vollgestopftem Geldbeutel sind willkommen.“ Wie zu alten Zeiten


wird man dann nach dem Länderraub trachten und wird dazu wieder Kanonen


fabrizieren müssen, man hat dann wenigstens für die Arbeitslosen wieder Arbeit.


In den unzufriedenen Massen werden wilde, revolutionäre Strömungen wach


werden, und auch die Giftpflanze Übernationalismus wird wieder wuchern. Kein


Land wird das andere mehr verstehen, und das Ende kann nur wieder Krieg


sein.
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Vorkonferenz vom 24.4.1920


Vortrag des Genossen Gesell über seine Arbeit als Finanzminister in der ehe-
maligen Räte-Republik Bayern und über die heutige wirtschaftliche Lage.


Geehrte Anwesende! Wenige nur sind es, die mit Befriedigung auf die Ent-


wicklung der wirtschaftlichen und politischen Dinge zurückblicken können. Kein


Parteimann von der äußersten Rechten bis zur äußersten Linken wird auch nur


das Geringste zu seinen Gunsten buchen können. Alles, was geschehen ist, ist


gegen die Wünsche der bürgerlichen Parteien geschehen, und die sozialisti-


schen Parteien, die die Macht besaßen, ihren Willen durchzusetzen, stehen blut-


triefend vor Massengräbern von Arbeitern, die ihre Verzweiflungstaten mit dem


Tode aus Arbeiterhand büßten. Alle, alle müssen zugeben, daß ihre Maßnahmen


auf wirtschaftlichem Gebiete restlos zu Mißerfolgen geführt haben, daß das, was


der fünfjährige Krieg übrig ließ an Volkskraft und Volksvermögen, im Mahlstrom


der Streike, Putsche, der Papiergeldwirtschaft und der Ententemaßnahmen voll-


ends zerrieben wird.


Von jeher hatten die Sozialdemokraten alle Hoffnungen auf die Eroberung der


politischen Macht gelegt. Sie war Voraussetzung für den Bau des Zukunfts-


staates. Dann sollten durch die Expropriation der Expropriateure die Maschinen,


Fabriken, Äcker, Milchkühe und Hühner in den Besitz des Volkes übergehen. Mit


Hilfe allgemeinen Arbeitszwanges sollte die Produktion planmäßig vonstatten


gehen. Davon versprach man sich nicht nur die Beseitigung der Ausbeutung,


sondern auch eine Förderung der Produktion, eine Mehrung des Arbeitsertrages,


allgemeinen Wohlstand, Sicherung vor Not und Hunger.


Der Krieg brachte es mit sich, daß das Proletariat die politische Macht nicht zu


erobern brauchte, sondern sie als res mullius, als faule Frucht aus der Gosse


heben konnte. Es war niemand mehr da, der die Verantwortung übernehmen


wollte – so griffen dann die Sozialisten nach dem Zepter. Diesen Umstand dürfen


wir nicht vergessen. Er bildet einen bedeutenden Aktivposten im Kontobuch des


Kommunismus sowie aller, die sagen: „Das, was geschehen ist und noch weiter
geschieht, spricht in keiner Weise gegen den Kommunismus, denn die Voraus-
setzung desselben setzt die Eroberung der politischen Macht, also eine fest
organisierte, überwältigende Majorität von Kommunisten voraus. Die Macht muß
der sich mit Verzweiflung verteidigenden, herrschenden Gesellschaft entrissen
werden. Wir aber haben die Macht nicht erobert, wir haben sie nur aus dem
Staube gehoben, weil sich niemand anders meldete. Um sie unter
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gewöhnlichen Verhältnissen zu erobern, hätten uns die Kraft, die Organisation
und die nötigen Massen gefehlt. Wir waren also noch nicht zahlreich genug für
die Eroberung der Macht und damit auch nicht reif für die zu übernehmende
Aufgabe, und die Mißerfolge dürfen darum nicht dem Kommunismus an sich,
sondern den genannten Umständen zugeschrieben werden.“


Ich habe keinen Grund, diese Darstellung zu entkräften. Nur möchte ich hier


die Frage stellen, wann dann eigentlich die Verhältnisse für den Kommunismus


reif sein werden? Die Ausbeutung des Volkes durch das Kapital ist genau so alt


wie das herkömmliche Geldwesen und Bodenrecht. 6000 Jahre sind verflossen,


seit Hammurabi seine Gesetze zum Schutze des Kapitals erließ, und noch immer


sind wir nicht reif! Reif! Da ist wohl die Frage gestattet, ob der Kapitalismus, wie


die Marxisten als selbstverständlich annehmen, diesen Reifeprozeß überhaupt


fördert – oder ob vielleicht nicht umgekehrt die kapitalistische Wirtschaft die kom-


munistischen menschlichen Triebe verkümmern läßt, so daß aus zwingenden


Gründen die erwartete Reife überhaupt nicht eintreten kann.


Und, wenn das der Fall wäre, wenn die kommunistisch veranlagten Menschen


von dem kapitalistischen Auslesevorgang etwa gesetzmäßig ausgerottet würden,


die entgegengesetzte Abart des Menschen aber, die Anarchisten, Individualisten,


das Ich betonenden gar gefördert würde? Wie könnte man da noch hoffen,


jemals die für die Eroberung der politischen Macht nötige Masse zu schaffen?


Der Kommunismus stellt außerordentlich hohe Ansprüche an die Selbstlosigkeit,


die Herzensgüte. Kommunismus ist angewandtes Christentum, Urchristentum;


und wie solche Christenmenschen in der für die Eroberung der politischen Macht


nötigen Masse herangezogen werden sollen, in dieser vom Kapitalismus ver-


pesteten Atmosphäre, ist völlig unerfindlich. Schon der Ausdruck „Eroberung der
politischen Macht“ ist unchristlich und unkommunistisch. Eroberer sind keine


Kommunisten. Ich bestreite es, daß man mit den zur Eroberung der politischen


Macht disziplinierten, bluttriefenden Banden einen kommunistischen, auf Liebe,


Rücksichten, Herzensgüte aufgebauten Staat bilden kann.


Und noch eine Frage möchte ich in diesem Zusammenhang stellen! Was be-


rechtigt uns eigentlich zu der in allen sozialistischen Lagern als Selbstverständ-


lichkeit herrschenden Meinung, daß das Proletariat sich zu der für die Eroberung


der politischen Macht nötigen Masse durch Geburtenüberschuß auf natürlichem


Wege vermehrt? Wo sind die statistischen Unterlagen für solche Behauptungen?


Der Proletarier trägt seinen Namen mit Unrecht. Für das alte Rom, für primitive


ländliche Verhältnisse mag er berechtigt gewesen sein; für unsere Großstädte


aber, die die Hauptmassen des Proletariats beherbergen, ist der Name


Proletarier in seinem etymologischen Sinne falsch. Die Sozialisten übernehmen


diese Bezeichnung des Arbeiterstandes zu agitatorischen Zwecken. Er stammt


auch aus Paris, der Stadt


259







der kinderlosen Ehepaare. Damit ist schon bewiesen, daß der Ausdruck falsch


ist. Unermeßlich ist der Schaden, der der Arbeiterpolitik aus dieser Fälschung


erwuchs. Sie ist es, die hauptsächlich zu dem fatalistischen, alle revolutionären


Kräfte lähmenden Glauben an die natürliche Entwicklung zum sozialen Staate


führte und leitete auch schließlich die gesamte sozialistische Forschung auf


Abwege. Wenn das Proletariat sich vermehrt und sich gar stark vermehrt – so


schließt man, daß der Lohn dazu auch immer ausreicht. So kam die Lohntheorie


zustande, wonach der Unternehmer als Lohn immer das zahle, was zum Unter-


halt und zur Fortpflanzung der Arbeitskraft nötig ist, der eherne Lohn. Und auf


diese Lohntheorie baute dann Marx seine Kapitaltheorie auf, die von den


Produktionskosten der Arbeitskraft ausgeht.


Die Grabsteine auf den proletarischen Friedhöfen sprechen aber eine deutliche


Sprache – sie zeugen dafür, daß die genannte Lohntheorie falsch ist, sowie


alles, was auf ihr gebaut wurde mit Einschluß der Marxschen Kapitaltheorie, auf


der noch heute die Sozialisten aller Richtungen bauen, als ob sie ein Fels wäre.


Der Arbeiter stirbt in der dritten Generation an der Schwindsucht infolge unge-


nügenden Lohnes, das ist Tatsache. Alle sozialistischen Hoffnungen stehen aber


mit dieser Tatsache in klaffendem Widerspruch. Diese Tatsache, verbunden mit


dem eben erwähnten Umstand, daß die kapitalistische Wirtschaft die kommu-


nistischen Triebe eher verkümmern läßt, als daß sie sie fördert, gibt uns die


Erklärung, warum wir noch nicht – nach 6000jähriger Entwicklung – noch nicht


„reif“ sind für die „Eroberung“ der politischen Macht und für die Schaffung der


kommunistischen Ordnung. Die Herberge des Proletariats, die Großstadt, erwies


sich als Grab, nicht als Wiege. Auch diese Tatsache läßt die Hoffnung auf die


kommunistische Zukunft als schwach begründet erscheinen.


Doch nehmen wir einmal den Fall an, daß aus irgendeinem Grunde das


Proletariat sich wirklich zu der für die politische Führung nötigen Masse ver-


mehren würde, wie leicht wäre es da noch den herrschenden Klassen gemacht,


den diesem Proletarisierungsprozeß notwendigerweise vorausgehenden


Konzentrationsprozeß des Kapitals eigenhändig zur Rettung ihrer Macht zu


sabotieren. Wird das Großkapital zu einer politischen Gefahr für die ganze


Klasse der Kapitalisten, nun so zerschlagen diese es selbst wieder durch


Einkommen-, Kapital- und Erbschaftssteuern, wobei ihnen die von den Sozia-


listen geforderte gestaffelte Einkommensteuer vorzügliche Dienste leisten wird.


Wenn es ums Ganze geht, werden die herrschenden Klassen, die Masse der


Bauern, Kleinbürger, Beamten, Künstler, Handwerker usw. immer das Nötige zu


tun wissen, um den ihnen gefährlichen Proletarisierungsprozeß zu hemmen und


sich ewig die Majorität, die Macht zu erhalten.


Unter dem Ausdruck „Kapitalist“ brauchen wir uns durchaus nicht immer einen


von einer Schar von Dienern umgebenen Rentner vorzustellen. Alle selbständi-


gen
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Personen, namentlich die Bauern, stehen dem Kommunismus schroff ablehnend


gegenüber – namentlich dem Kommunismus, von dem uns die heutige Zwangs-


wirtschaft Kostproben liefert. Für die Erhaltung der politischen Macht spielt jeder


einzelne dieser Kleinbürger die gleiche Rolle, wie etwa Stinnes, Bleichroeder,
Morgan. Auch können wir uns heute ganz gut Verhältnisse denken, wo nicht


zehn Knechte auf einen Herren, sondern umgekehrt zehn Herren auf einen


Knecht kommen, wo die gewaltige Produktivkraft des mit Maschinen ausgerüs-


teten Arbeiters genügen wird, um den Unterhalt mehrerer Herren aufzubringen;


und wie könnte dann der Proletarier noch hoffen, jemals die politische Macht zu


erobern? Dieses Zahlenverhältnis zwischen Schmarotzern und Proletariat ist


schon in Frankreich, dem Lande der kleinen Rentiers, in der Bildung begriffen


und gibt uns die Erklärung für die Schwäche der dortigen revolutionären


Bewegung. Dieses Zahlenverhältnis hat man auch schon in der Schweiz, zumal


auf dem Lande, und wir werden es auch bald in Rußland finden, wo dem Mujik


der Boden als Eigentum ausgehändigt wurde und wo nun durch Lenins Kunst


oder Ohnmacht die nachgeborenen Geschlechter vielfach enterbt sind. Wir wer-


den dann in Rußland sehen, wie in etwa 20 – 30 Jahren auf je zwei, drei oder


vier grundbesitzende Wähler ein einziger Knecht kommt, der mit Hilfe von


Motorpflügen in der Hauptsache den Lebensunterhalt jener Bauernkapitalisten


hervorbringen wird. In Argentinien kommt ein einziger Arbeiter auf etwa 350


Hektar Weideland, auf dem jährlich 300 – 400 Stück Großvieh zu 500 Goldmark


das Stück, im Gesamtbetrag also von 15 – 20 000 Goldmark heranwachsen.


Von dieser Summe können zwei, drei, vier Familien ganz gut leben. Wie will sich


dann bei solchen Zahlenverhältnissen der Proletarier noch befreien? Erinnern


Sie sich hier auch noch des Ausspruches des russischen Zaren: „Meine Herren!
Entweder Revolution von oben, d. h. freiwillige Abgabe von Land an das
Proletariat, also Sabotage des kapitalistischen Konzentrationsprozesses, oder
die siegreiche Revolution von unten, die uns Eigentum und Leben kosten wird.“
Es wäre närrisch, zu glauben, daß die Kapitalisten dem ihnen so gefährlichen


Proletarisierungsprozeß, auf dem Marx alle seine Hoffnungen baute, tatenlos


zuschauen werden. Sie sind klug und haben, in ihren Clubsesseln ausgestreckt,


Muße genug, um alles in kühler Ruhe zu überlegen, was sie zur Rettung ihrer


Vorrechte tun und eventuell auch opfern müssen. Und denen, die nicht sehen


wollten, hat das Schicksal ihrer Standesgenossen in Rußland die Augen geöffnet.


Schon vor dem Kriege konnte man allenthalben beobachten, wie die großen


Kapitalisten sich einsam fühlten und selber auf Mittel sannen, sich durch Meh-


rung der kleinen Besitzer eine Schutzgarde zu schaffen. Die Proletarier kann


man zählen, die aus Interesse für ihre Partei eine Politik bekämpfen, die aus


ihnen Besitzer eines Bauernhofes, eines Ladens, einer Werkstätte machen und


sie so dem proletarischen Gedankenkreis entfremden. Sie greifen alle, alle zu.


Und mit dem Besitz,
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und wenn es auch nur ein Sparkassenbuch ist, treibt Belzebub die proletarischen


Geister spurlos aus. Darum in England die Small-holdings-Politik, darum in


Preußen und Posen das Bestreben, Kolonisten anzusiedeln, darum in den


Vereinigten Staaten die Heimstättengesetze, darum in Argentinien das Bestre-


ben, dem Arbeiter ein Stückchen Land zu eigen zu machen, darum in der ganzen


Welt die Begeisterung für die Sparkassen. Man rechnet eben mit den natür-


lichen, unausrottbaren, auf das Privateigentum gerichteten Instinkten – und 


rechnet gut und rechnet sicher. Unsere Proletarier teilen sich heute in zwei


Parteien, die Mehrheitssozialisten und die Kommunisten. Was diese Teilung


zuwege gebracht hat, wird aller Wahrscheinlichkeit nach der Umstand sein, daß


die einen etwas, die anderen nichts besitzen. Und will man eine Einheitsfront


schaffen, so gibt es sicher kein wirksameres Mittel, als die Sparkassen mit in 


den allgemeinen Staatsbankrott zu reißen. Mit dem Tage, wo es heißt, die


Sparkassen sind bankrott, wird die kapitalistisch angekränkelte Mehrheitsseele


wieder proletarisch, kommunistisch, marxistisch. An dem Tage ist die Einheits-


front und zwar die kommunistische Einheitsfront geschaffen.


Und bedenken wir ferner, daß der kleine Kapitalist, der Bauer, nicht das aller-


geringste Klasseninteresse am Konzentrationsprozeß des Kapitals hat, daß er im


Gegenteil mit Begeisterung der progressiven Einkommensteuer, die ihn persön-


lich ja entlastet, zustimmt, so erkennen wir, wie leichtsinnig es war, die Hoff-


nungen des Proletariats auf diesen Konzentrationsprozeß zu begründen. Die


Vermögensabgabe, die notwendigerweise von den Erzbergerschen 70 Milliarden


auf die volle Höhe der Reichsschulden, also auf 200 und 250 Milliarden erhöht


werden wird und deren Staffelung gegen die großen Kapitalien gerichtet ist, gibt


den Kleinkapitalisten eine wunderbare Gelegenheit, den Konzentrationsprozeß


des Kapitals auf Jahrzehnte hinaus zu sabotieren und so ihre Klasse in über-


wältigender Mehrheit zu erhalten.


Und noch eins will ich hier erwähnen: die Rückverwandlung der Großindustrie


in Kleinbetriebe, deren Anfänge jetzt schon deutlich wahrnehmbar sind. In dem-


selben Maße, wie durch die Haltung der Arbeiter dem Unternehmer die Leistung


erschwert oder gar unmöglich wird, wird der kleine Mann, der mit Familienmit-


gliedern, mit einigen Kameraden arbeitet, wieder leistungsfähig – und geht dann


mit seinem ganzen Anhang der proletarischen Politik wieder verloren. Ich halte


es nicht nur für möglich, sondern sogar für wahrscheinlich, daß die Mehrzahl der


Großbetriebe, in erster Linie die Metall- und Holzindustrie und die Warenhäuser,


in naher Zukunft in Millionen von kleinen Betrieben zerfallen werden, die sich


dann durch genossenschaftlichen Zusammenschluß für den Kraft- und Rohstoff-


bezug, wie für den Absatz auch leistungsfähig werden machen können. Dann


wäre es aber wirklich aus mit dem Kommunismus.
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Werte Anwesende! Ich kann leider diese Untersuchung, so zeitgemäß und


wichtig sie für die proletarische Politik auch ist, hier nicht weitertreiben. Das


Gesagte wird übrigens genügen, um die Behauptung zu begründen, daß das


Proletariat – solange es auf die eigenen Reihen angewiesen ist, die Hoffnung


begraben muß, die 6000-jährige kapitalistische Entwicklungsgeschichte zum


marxistischen Abschluß kommen zu sehen. Die „Reife“, von der nun wieder so


viel gesprochen wird, wird niemals kommen, das Proletariat wird ewig in der


Minderheit bleiben; es wird wohl, wie heute, die Macht haben, alles zu zerstören


und sich selbst mit ins Grab zu reißen, aber niemals wird es die zur Führung der


Wirtschaft nötige Majorität besitzen. Die Notreife oder Frühreife aber, wie die


jetzige, führt zu Mißerfolgen, die zu Verzweiflungstaten Anlaß gibt und zum


Untergang führt.


Wenn wenigstens das Proletariat so erfahren wäre, daß es den sofortigen


Abbau des zu Herrschaftszwecken errichteten Staates in die Wege leitete – dann


wäre schon manches möglich, die proletarische Diktatur könnte sich wenigstens


voll entfalten und das Experiment nach allen Regeln der Kunst zu Ende führen.


Aber nein, daran denkt keiner der Genossen, die die Revolution auf den Minister-


sessel brachte. Vom Staate, von der Organisation, von der Planwirtschaft haben


sie ja alle geträumt, von ihr das Heil erhofft. Wie könnten sie da den Staat


abbauen? Sie brauchen nicht nur alle Minister des kaiserlichen, kapitalistischen


Staates, sondern noch viel mehr. Das Ungeheuer soll zum allweisen, allgütigen


und allmächtigen Wesen ausgebaut werden. Wie aber schafft man den zu einem


solchen Staate nötigen Beamtenapparat, zumal damit zu rechnen ist, daß der


durch die Revolution überrumpelte alte Beamtenstand nur daran denkt, den


Emporkömmlingen Steine in den Weg zu werfen?


Ich will nicht sagen, daß mit dem Abbau des Staates, mit der Übertragung des


Schul-, Kirchen- und Gerichtswesens auf die Gemeinden, mit dem völligen Über-


gang zum Freihandel und mit der Beseitigung des Handelsministeriums usw. der


Weg für den Kommunismus nun frei wäre. Nein, das nicht. Aber so viel würde


damit erreicht, daß die Revolution sich ausschließlich mit den Wirtschaftspro-


blemen beschäftigen könnte und so die alle Kraft lähmenden Innenreibungen


stark vermindert würden. Das kommunistische Experiment könnte wirklich einmal


in voller Ruhe zu Ende geführt werden. Dann hätte die liebe Seele endlich Ruhe.


Werte Anwesende! Was können, was sollen wir angesichts dieser Lage tun?


Die Hände in den Schoß legen und verzweifeln? Ich sagte vorhin, daß der


Ausgangspunkt der marxistischen Kapitaltheorie falsch wäre. Wenn sich diese


Behauptung als richtig erwiese, so könnten wir wenigstens hoffen, daß die


Richtigstellung der Kapitaltheorie vielleicht einen Ausweg aus der Sackgasse 


zeigen wird, in der sich die sozialistische Bewegung in allen Ländern zur Zeit


befindet.
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Meine Behauptung aber ist richtig. Ich habe nicht nur den negativen Beweis


erbracht, daß die Marxsche Lohn- und Kapitaltheorie falsch ist, sondern durch


Aufstellung einer neuen, nach allen Richtungen hin stichhaltigen Kapitaltheorie


den positiven Beweis erbracht, daß meine Behauptung richtig ist. – Eine


Andeutung dafür, daß meine Theorie des Kapitals richtig sein muß, finden Sie


übrigens auch in dem Umstand, daß bis heute noch niemand einen Angriff auf


dieselbe gewagt hat. Niemand, weder im Inland, noch im Ausland. Und es wäre


doch leicht, es zu tun, wenn sie falsch wäre, denn sie ist leicht verständlich,


sowohl inhaltlich, wie auch in der Aussage. Und nicht nur leicht wäre es, solches


zu tun, sondern auch nötig. Denn sie hat sich im stillen schon eine große Schar


überzeugter Anhänger, ernsthafte Männer, verschafft. Gibt es eine wichtigere


Sache heute als die Theorie des Kapitals, die Theorie, die uns in unserem


Kampfe gegen die Ausbeutung zu leiten hat? Man kann also kaum annehmen,


daß jemand, der meine Theorie als falsch erkannt hat, es nicht für der Mühe wert


hält, mit seinem Beweis an die Öffentlichkeit zu treten. Nein, die Theorie ist rich-


tig – glücklicherweise ist sie es, denn sie wird uns nun auf sicheren Pfaden aus


dem Kapitalismus führen. Den Feind erkennen, bedeutet an sich schon einen


halben Sieg. Diese richtige, von einigen die physiokratische, von anderen die


Freigeld-Kapital-Theorie genannt, stellt nicht, wie die marxistische, die allge-


meine Verstaatlichung zur Voraussetzung für die Überwindung des Kapitalismus.


Sie fordert im Gegenteil die Entstaatlichung, die volle persönliche Freiheit, die


Erhaltung und Sicherung der persönlichen Selbständigkeit, der Selbstverant-


wortung, des Privateigentums, auch an den Produktionsmitteln, mit alleiniger


Ausnahme des Bodens. Sie fordert also gerade das, was die Bauern fordern,


was die Handwerker, die Kaufleute, die Vertreter der freien Berufe, die Unter-


nehmer fordern – die, soweit sie Arbeiter sind –, was auch die Masse der


Beamten für ihre Kinder fordert, was die Anarchisten, die Individualisten, ja, was


sogar die Kommunisten der sympathischen Proudhon-Landauerschen Richtung


fordern. Und das ist das Hoffnungsvolle, was uns diese Theorie in politischer


Beziehung bietet – sie schafft zum Kampfe gegen alle Ausbeutung, gegen Zins


und Rente, gegen das arbeitslose Einkommen eine Einheitsfront, die nicht nur


das eigentliche Proletariat umfaßt, sondern das gesamte werktätige, schaffende,


studierende Volk. Sie teilt schroff und glatt das Volk ein in zwei unversöhnliche


Klassen, die Klasse der Schaffenden und die Klasse der Ausbeuter, der Rentner.


Die von den Kommunisten geforderte allgemeine Verstaatlichung ist für die


große, überwältigende Mehrheit nicht Zweck, nicht das Ziel, sondern nur ein


Mittel gegen die Ausbeutung durch das Kapital. Ich glaube sogar, daß man


sagen kann, daß nur die Ausbeutung, der Zins, der Mehrwert und die damit 


verbundene Teilung des Menschengeschlechtes in Arm und Reich die sozia-


listischen Gedan-
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ken und Träume haben geboren. – Wenn es sich so verhalten würde, wenn die


allgemeine Verstaatlichung und die damit untrennbare allgemeine Unfreiheit und


Gebundenheit nicht das ersehnte Ziel der Kommunisten ist, sondern nur ein


Mittel – so wären auf Grund der physiokratischen Kapitaltheorie alle Bedingung-


en erfüllt für die sofortige Ergreifung und Festhaltung der politischen Macht.


Wenn das Proletariat in seinem Kampfe gegen die Ausbeutung auf die kommu-


nistische Wirtschaftsordnung, auf die allgemeine Verstaatlichung verzichten


kann, so werden ihm sofort die Bauern, Handwerker, kurz alle die Massen zu-


strömen, die zwar ebenfalls, wenn auch in geringerem Grade unter der Aus-


beutung zu leiden haben, die aber vom Kommunismus abgestoßen werden.


Werte Anwesende! Die Wirtschaftsordnung, die auf der Freigeld-Kapitaltheorie


aufgebaut ist und die ich die natürliche nenne, gestaltet das gesamte wirtschaft-


liche und politische Leben von Grund auf neu; sie läßt nichts unberührt. Sie


schafft die Grundlage zu einem freien, glücklichen Volksleben und räumt dem


Bürger- und Völkerfrieden alle Hindernisse aus dem Weg. Und zwar, was beson-


ders hoffnungsfreudig stimmt: Sie arbeitet wie die Natur im Stillen, ständig, ohne


Unterlaß, Tag und Nacht. Sie braucht keine Revolution – wirkt dafür aber um so


revolutionärer. Sie bedeutet „die Revolution“. Und auch das gibt dem, der diese


neue Ordnung studiert, Hoffnung, nämlich, daß sie von allen, die sie erstreben,


gerade das fordert, was sie leisten können, nämlich ihre persönliche, berufliche


Arbeit. Die Arbeitermassen werden durch diese neue Kapitaltheorie nicht zu


Streik und Gewalt aufgefordert, sondern umgekehrt zur fleißigen, unverdrosse-


nen, durch die Hoffnung, nun endlich ans Ziel zu gelangen, angefeuerten Arbeit.


Und ist es auch nicht gerade das, was wir heute brauchen und immer schon


gebraucht haben? Können wir uns den Zukunftsstaat etwa anders denn als


schweißtriefendes, menschliches Arbeitsprodukt vorstellen? Das ist nun einmal


sicher: Schweißtriefend werden wir den Zukunftsstaat betreten, wenn wir ihn


jemals betreten werden. Und die noch weitverbreitete Meinung, daß wir den


Zukunftsstaat wie ein expropriiertes Haus, wie ein Erbgut betreten werden, sie


muß als Phantasterei erklärt werden. Die heutige Wohnungsnot sagt übrigens


genug über diese Dinge.


Werte Anwesende! Wenn es gelänge, jetzt in Bälde die Vertrauensmänner der


Arbeiter für diese neue Wirtschaftsordnung zu gewinnen, so wären damit alle


Voraussetzungen erfüllt für die Rettung vor dem immer drohender erscheinenden


völligen Untergang.


Über die Theorie selber kann ich Ihnen leider hier nichts sagen; das würde zu


weit führen. So einfach sie ist, so erfordert ihr ungeheurer Wirkungskreis doch


ein umfassendes, ruhiges Studium. Ich muß mich darum hier damit begnügen,


sie bei allem, was ich Ihnen noch zu sagen habe, als unumstößliche Wahrheit


unterzulegen. Ich möchte Ihnen nämlich das Notwirtschaftsprogramm entwickeln,


das ich
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als Volksbeauftragter für Finanzen der ersten Münchener Räterepublik einer


Versammlung von Betriebsräten in gedruckter Form vorgelegt habe. Der Kriegs-


und Revolutionszustand hat nämlich einen Notstand geschaffen, der Notmaß-


nahmen erfordert, die zu anderen Zeiten überflüssig gewesen wären zur Herbei-


führung der von mir durch Freiland und Freigeld erstrebten Ordnung. Diese


Notstandsmaßnahmen bilden also durchaus keinen integrierenden Teil der


erstrebten, natürlichen Wirtschaftsordnung, sondern sind, wie schon der Name


sagt, eine Notstandsmaßnahme.


Das erste, das wichtigste, was heute zu erstreben ist, was unter allen Um-


ständen in Ordnung gebracht werden muß, das sind geregelte Geldverhältnisse.


Darum war auch meine erste Handlung im Münchener Finanzministerium ein


Telegramm an die Reichsbank, worin ich meine Absicht kundgab, selbständig


vorzugehen, falls die Reichsbank sich weigern sollte, auf meine Vorschläge ein-


zugehen. Mein Vorschlag war die Einführung der absoluten Währung, worunter


eine Währungsverwaltung zu verstehen ist, die nicht den festen Goldpreis, 


sondern einen festen, allgemeinen Preisstand an Waren zum Ziele hat. Um zu


solcher Währungspolitik zu gelangen, mußten die Staatskassen vom Zins der


öffentlichen Schulden entlastet werden, damit die Einnahmen für die laufenden


Ausgaben ausreichten und damit der Zwang zur fortgesetzten Notenausgabe


wegfiele. Um die notwendige Tilgung der öffentlichen Schulden herbeiführen zu


können (eine Nichtigkeitserklärung dieser Schulden kam nicht in Frage) bedurfte


es einer entsprechenden Vermögensabgabe, die heute reichlich 200 – 250


Milliarden betragen müßte (fürs ganze Reich) und mehr noch, wenn man die


Unterstützungen für die Kriegsopfer aller Art finanziell sicherstellen will.


Die Vermögensabgabe, die ich in München vorschlug, war mit dem Ziele


gestaffelt, den Proletarisierungsprozeß zu hemmen, den Konzentrationsprozeß


des Kapitals dagegen möglichst zu sabotieren. Demgemäß werden die kleinen


Vermögen frei gelassen. Die Abgabe begann bei Mk. 10 000,– mit 5% (damals


vor einem Jahre bedeutete die Mark noch etwas) und stieg von 5 zu 5% un-


unterbrochen bis 100%, die bei einer Million erreicht wurden. Nach dieser


Staffelung wäre in Bayern das Höchstvermögen auf Mk. 300 000,– beschränkt


gewesen. Die Vermögensabgabe hätte keinen einzigen neuen Proletarier


geschaffen.


Die Vermögensabgabe war so gedacht, daß alle Liegenschaften mit einer


ersten Hypothek zu Gunsten des bayerischen Staates belastet worden wären.


Diese Hypotheken wären einem Pfandbriefamt zugeführt worden, dessen


Pfandbriefe man nach Bedarf auch ins Ausland hätte verkaufen können. Die


Pfandbriefe hätten sich ihrer großen Sicherheit wegen eines guten Absatzes und


Kredites erfreut. Der absoluten Währung wegen, die den Inhaber vor jedem


Substanzverlust am Kapital schützt, wären sie bald zu einem Lieblingspapier


aller kleinen, die Sicherheit schät-
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zenden Personen geworden. Um den Kredit dieser Pfandbriefe noch mehr zu


erhöhen und dadurch den Kreis ihrer Abnehmer und damit ihren Kurs noch 


weiter zu verbessern, war vorgeschlagen, die Verzinsung dem Parikurs ständig


in der Weise anzupassen, daß bei sinkendem Kurs der Zinsfuß automatisch


erhöht, bei steigendem Kurs der Zinsfuß automatisch ermäßigt werden sollte.


Auch das wäre dem Papier zustatten gekommen, und ich hätte damit erreicht,


daß von allen Papieren der Welt die bayerischen Pfandbriefe bei Parikurs die


niedrigste Verzinsung verlangt hätten. Um die oben erwähnte absolute Währung


zu schaffen, bestand die Absicht, das Freigeld einzuführen, denn zur absoluten


Währung gehört die völlige Kontrolle nicht nur der Geldmasse, sondern auch des


Geldumlaufes. Das gesamte im Umlauf befindliche Geld muß in fortwährendem


Kreislauf erhalten werden, nur so ist eine geordnete, den Bedürfnissen des


Handels Rechnung tragende Währungsverwaltung möglich. Da jedoch die


Herstellung des Freigeldes Monate in Anspruch genommen hätte (die Dachauer


Papierfabrik, die bis dahin das Notenpapier geliefert hatte, konnte nicht sofort 


liefern), so bestand die Absicht, das jetzt umlaufende Papiergeld einer wöchent-


lich zu wiederholenden Abstempelung zu unterwerfen. Es sollten Stempelmarken


gedruckt werden, die man wie die Briefmarken kaufen sollte und die die Inhaber


der Noten auf die Rückseite zu kleben hatten. Der Vorschlag versprach den


gewünschten Erfolg.


Mit dem Freigeld und der absoluten Währung hätte ich mit der Unterstützung


der Arbeitermassen die Volkswirtschaft bald wieder in Vollbetrieb gebracht. Und


die günstigen Wirkungen, die vorbildlichen Zustände, die sie schaffen mußten,


hätten bald die ganze Welt zur Nachahmung veranlaßt oder gezwungen. Wir 


hätten ganz anders auf die Arbeiter der ganzen Welt gewirkt, als wie es z. B. 


die kommunistischen Putsche in Deutschland, die bolschewistische Politik in


Rußland und Ungarn getan hat. Und dann, getragen von der Sympathie der


Arbeiter aller Welt, hätte Deutschland die gewünschte Revision des Friedens


schon heute erreicht.


Zu dieser Revision des Friedensvertrages gehört allerdings noch etwas mehr.


Auf völlig neue Grundlagen muß das Völkerleben gestellt werden, Grundlagen,


wie sie nur durch die Freiland- und Freigeldreform geschaffen werden können.


Auch hierfür waren Vorarbeiten in vollem Gange. Radiogramme waren in Redak-


tion, durch welche die Völker des Erdballes zu einem Weltfreilandkongreß nach


München eingeladen wurden, ein anderes Radiogramm betraf die Valutafrage,


ein drittes die Währungsfrage, ein viertes den Freihandel, den absoluten Welt-


freihandel. Für alle diese heute schier unlösbar scheinenden Probleme schafft


Freiland und Freigeld einen Verhandlungsboden, der vollen Erfolg verspricht,


sofern der sozialistische Geist die Richtung behält. Freigeld ist die eherne


Forderung für die Lösung der Währungs- und Valutafrage; die Lösung dieser


Fragen schafft uns aber
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wieder die Voraussetzungen für die Beseitigungen der Zollgrenzen, die die


Hauptursache der Kriege, der Interessengegensätze der Industrievölker bildet.


Kurz, in München hätten wir den Völkern der Entente gezeigt, nicht wie man


Frieden diktiert und erzwingt, sondern wie man den Frieden, den wahren, echten,


von selber stehenden Völker- und Bürgerfrieden macht. Von den genannten vier


Münchener Weltkongressen wären die Delegierten in „friedentriefender“


Stimmung heimgekehrt, der Versailler Gewaltfrieden wäre seines Zweckes


beraubt worden, von innen ausgehöhlt. Beschämt hätten die Franzosen ihr


Friedensdokument zerrissen.


Über den sonstigen geplanten und vorgeschlagenen Notstandsaktionen will 


ich mich nicht weiter aufhalten. Sie betrafen Maßnahmen zum Schutze aller vom


Kriege körperlich, seelisch oder wirtschaftlich Geschwächten und hätten auch


von jedem anderen nicht zu engherzigen Finanzminister getroffen werden 


können.
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Der Preisabbau!


Eine Erwiderung an Professor Zadow und andere von Silvio Gesell und Hans
Timm.


Eine Forderung, die heute von Vertretern aller Parteien trotz allen sonstigen


Streites in schöner Einmütigkeit erhoben oder befürwortet wird und die deshalb


eigentlich ohne erheblichen Widerspruch irgendeiner Partei durchgeführt werden


könnte, ist der Preisabbau. Auch in der Pommerschen Tagespost hat vor einiger


Zeit Professor Zadow in einem Artikel „Die Wirtschaftskrise“, in dem er mit


beachtenswerter Umsicht die heutige verworrene Geschäftslage kennzeichnet


als Ausweg aus dem Elend, den Abbau der Preise empfohlen, zwar nicht „rigoros


betrieben“, aber immer doch Abbau, sogar unbegrenzten, weder in Zeit noch


Höhe begrenzten Abbau.


Zu diesem Ergebnis kommen alle diejenigen, welche die Währungspolitik völlig


außerhalb ihrer Betrachtung lassen oder auch die ganz Seltenen, die zur


Goldwährung zurück wollen.


Wer aber die große Bedeutung der Währungsfrage für die Volkswirtschaft 


richtig einzuschätzen weiß und wer außerdem von der modernen Wissenschaft


mit der Erkenntnis beschenkt worden ist, daß die Währung in nichts anderem zu


bestehen hat als in einem unveränderten Preis des Geldes, der am Warendurch-


schnittspreis erkennbar wird – der wird das Mittel des Preisabbaus immer nur als


gefährliches Gift bezeichnen können. Er entscheidet sich nicht für den Preisab-


bau, sondern für die Währung. Eines nämlich schließt das andere aus.


Daß man sich aber so entscheiden muß – daß uns allein Währungsmaßnah-


men retten, Preisabbau aber nur noch tiefer stürzen kann, sollte heute jeder


Volkswirt nach eingehender Prüfung der Währungsfrage erkennen.


Vor dem Kriege, da wurde der allgemeine Aufschwung der gegen Ende des


vorigen Jahrhunderts breit und mächtig überall in der Wirtschaft zutage trat, zum


großen Teil auf die Goldwährung, auf die bewährte Reichsbankpolitik zurückge-


führt. Seht, hieß es damals, diesen allgemeinen Aufschwung habt ihr der Reichs-


bank, der Goldwährung zu verdanken. Heute aber, da die Goldwährung
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zerbrochen ist und die Reichsbankdirektoren willenlos und stramm wie Feldwebel


die Befehle der Finanzminister Helfferich, Schiffer, Erzberger, Wirth ausführen –


da scheint man den Zusammenhang zwischen Währungspolitik und Wirtschafts-


gestaltung einfach verleugnen zu wollen. [Schacht war da wirklich eine Ausnahme. Aber


mit seinem Nachfolger Luther ist man auf die alte Methode des Ableugnens dieser Zusammenhänge


und Schweigens zurückgekommen. Wer redet seit Luther noch von der Reichsbank und ihrer Macht?


H. Tm.] War denn damals alles Lug und Trug, was von der bewährten Reichs-


bankpolitik erzählt wurde, war es etwa damals auch ganz gleichgültig, wie die


Währung geführt wurde?


Noch eine Frage: Vor der mit der Entdeckung der südafrikanischen Goldfelder


einsetzenden Hochkonjunktur und seit Abschaffung der Silberwährung (etwa


1873 – 1893) hatten wir in Deutschland einen ausgesprochenen Preisabbau für


alle Produkte der Industrie und Landwirtschaft. Der Roggenpreis fiel gar von 240


auf 140. War nun jene Zeit des Preisabbaus eine so verlockend schöne Zeit für


die Arbeiter, für die Unternehmer, für die Finanzminister, daß wir sie jetzt künst-


lich und gar mit verzweifelten Mitteln (Professor Zadow hat Mut, er verlangt


Lohnabbau) anstreben wollen? Niedrige Löhne, geringe, oft gar keine Dividen-


den, Arbeitslosigkeit, Massenauswanderung, Defizit. Wirtschaft, Ruf nach


Schutzzöllen, das waren damals die Begleiterscheinungen des Preisabbaus.


Für jede Privatwirtschaft wird ein Preisrückgang (Abbau der Preise) immer als


„Überproduktion“ gedeutet werden, die man durch Schutz- oder Sperrzölle am


einfachsten bekämpfen zu können glaubt. Die Schutzzölle verfeinden aber das


deutsche Reich mit der ganzen Welt. [Und jetzt setzen diese Verfeindungen grade wieder


mit Macht ein, siehe Finnland, Polen usw. H. Tm.]


Der Abbau der Preise bedeutet immer eine entsprechende Unterbilanz für alle


Unternehmer und Kaufleute, da der Abbau sich nur auf die Aktiva (Maschinen,


Waren, Rohstoffe), nicht aber auf die Passiva erstreckt, was bei allen auf Kredit


aufgebauten Wirtschaften zum Bankrott führt. Bei einer Hochkonjunktur werden


sich viele mittelmäßig, sogar schlecht geleitete Betriebe finanziell halten können,


bei einer Abbaupolitik werden auch gut geleitete Unternehmen re-


270







gelmäßig mit Unterbilanz abschließen. Tüchtige, energische, vorausschauende


Unternehmer werden darum ihre Betriebe schließen, und wenn sie überzeugt


sind, daß der Preisabbau „nicht rigoros“ und darum lang anhaltend betrieben


werden wird, wie Professor Zadow es will, so werden sie ihre Betriebe auflösen,


liquidieren und in ein Land ziehen, wo sie sich sicher glauben vor solchen


Dilettantenstreichen.


Um dem Blick Eingang in diese Zusammenhänge zu verschaffen, braucht man


den Preisabbau nur in Gedankenverbindung mit der Wohnungsnot zu bringen.


Welchem Unternehmer wird es denn noch in den Sinn kommen, heute ein Haus


für 100 000 M zu bauen, das er infolge des drohenden Preisabbaus nächstes


Jahr mit 90 000 M, das folgende Jahr mit 80 000, 70 000 M usw. glaubt bauen


zu können?


Wer stürzt sich denn freiwillig in Unternehmungen, denen der Preisabbau ja im


voraus den Bankrott verspricht? Und wenn es auch für derartig tolle Unterneh-


mungen genügend Hasardeure gäbe, wo wären die Hasardbanken, die solche


tollen Unternehmungen finanzieren würden? Müßte man nicht den Sparkassen-


rendanten ins Narrenhaus oder Zuchthaus schicken, der einem Bauunternehmer


Kredit gewährt, solange der Preisabbau noch in so vielen Köpfen spukt und


darum Aussicht hat, zum Gesetz erhoben zu werden? Der Preisabbau ist nicht


nur unsinnig, der Versuch in dieser Richtung führt schon zu wirtschaftlichen


Zuständen, die ihn unmöglich machen, wie wir das gleich sehen werden.


Vorbedingung für den Preisabbau wird sein, daß der Papiergeldwirtschaft ein


Ende bereitet wird und daß die im Übermaß ausgegebenen Noten eingezogen


und verbrannt werden. Solche Politik stellt zur Bedingung, daß die laufenden


Einnahmen des Reiches für die laufenden Ausgaben Deckung schaffen. Gerade


weil solches nicht der Fall war, griff der Finanzminister zum letzten Hilfsmittel


aller Bankrotteure – zur Notenpresse. Nun hängt es aber ganz und gar davon ab,


ob die Wirtschaft in Vollbetrieb gesetzt werden kann – wenn die Steuerquellen


für den Staatsbedarf Deckung schaffen sollen. Und diesem Vollbetrieb stellt sich


– wir erleben es heute – der Preisabbau quer in den Weg. Wir werden es ja bald


genug an der Valuta merken, was es heißt, die Wirtschaft zum Stillstand zu 


bringen. Die Valuta wird sich umsomehr
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verschlechtern, je länger die Aussicht „auf Besserung“ in Form des Preisabbaus


alle Kräfte lahm legt.


Aber hat denn Professor Zadow überlegt, wie es dem Finanzminister ergeht,


wenn die Preise abgebaut werden?


Minister Geßler [Heute heißt er Dietrich, aber das ist nur ein anderer Name. Und wenn Dietrich


auch ein Bundesbruder des Freiwirts Dr. Nölle ist, so kann dieser mit ihm doch nicht alle Türen öff-


nen. H. Tm.] erklärte kürzlich in einer Versammlung, die finanzielle Lage sei so


trübe, daß es besser sei, gar nicht davon zu sprechen. Solche Minister hat das


deutsche Reich heute. Aber das Volk, das schließlich die Scherben bezahlen


muß, will klar sehen, und darum ist es gut zu wissen, wie der Preisabbau auf die


Finanzen wirken muß. Wir haben 288 Milliarden Reichsschulden, die allein an


Zinsen 14 Milliarden, also mehr als eine Milliarde monatlich beanspruchen. Diese


Milliarden müssen von den werbenden Klassen aufgebracht werden durch den


Verkauf ihrer Produkte. Bei Vollbetrieb der Volkswirtschaft und bei den hohen


Preisen, die heute bezahlt werden, wird es vielleicht möglich sein, jene Milliarden


auf dem Steuerweg aufzubringen. Bei einem Preisabbau würde die Last uner-


träglich. Rechne man jene monatliche Milliarde zu den heutigen und zu den


abgebauten Preisen in Waren um, so wird man gleich sehen, daß es nicht geht.


Zu den heutigen Preisen frißt der Zins der Reichsschulden die Hälfte der


Kartoffelernte, zu den abgebauten Preisen aber wird die gesamte Kartoffel- und


Getreideernte kaum für diesen Zweck genügen! Preisabbau ist darum auch für


den Reichsfinanzminister – ob zwar er selbst ihn herbeiwünscht – eine tolle,


unannehmbare Sache. Der Preisabbau würde den Zahlungsverkehr, der bisher


mit Hilfe der Notenpresse aufrechterhalten wurde, zwangsläufig zusammen-


brechen lassen. Das aber fehlt uns heute gerade noch...


Welch ein Jammer, welch ein Stöhnen,


Steigt hinauf zu unseren Höhen!


Ganz bestimmt könnte der Maschinist der Notenpresse solchem Stöhnen 


nicht lange zuhören. Er würde mit neuen Papiergeldmassen den zusammen-


gebrochenen
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Zahlungsverkehr wieder aufrichten und so den schönen Abbauplan zerfetzen.


Das ist nun einmal unbestreitbar: Die Zahlungsfähigkeit des Reiches hängt von


der Steuerkraft der breiten Volksmassen ab, und diese steigt und fällt mit den


Warenpreisen. Je höher die Preise, um so eher wird es möglich sein, die Steuer-


erträgnisse auf die Höhe der laufenden Ausgaben zu bringen und so die Noten-


presse außer Betrieb zu setzen. Während der Abbau der Preise die Last der


Steuern – ohne sie zahlenmäßig zu ändern – bald ins Unerträgliche steigert und


die Lage sich noch dadurch besonders verschlimmert, als der Preisabbau (wie


wir es jetzt schon erleben) zum Stillstand der Volkswirtschaft und dadurch zum


Versiegen aller Einnahmequellen des Staates führt.


Der Preisabbau hat also wie der Skorpion den Stachel gegen sich selbst


gerichtet, er stirbt als Selbstmörder schon beim ersten Anlauf. Er ist unmöglich,


wirtschaftlich, rechnerisch, finanziell unmöglich.


Darum weder Preissteigerung noch Preisabbau, sondern eine auf festen


Durchschnittspreisen beruhende Währung.
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Nach dem Sturz der Räteregierung


Der Sturz der Räteregierung durch die sozialdemokratischen Machthaber 


verhinderte, daß irgend etwas zur Ausführung dieses Programms getan werden


konnte. Dafür hatten die Berliner Sozialdemokraten freie Hand, zu tun und zu


lassen, was ihnen zu tun einfiel. Und es fiel ihnen sehr vieles ein. Natürlich in


erster Linie die famosen Sozialisierungsversuche. „Die Sozialisierung
marschiert“, so hieß es in den von der Regierung veröffentlichten Plakaten. Als


abschreckende Beispiele des Staatssozialismus konnten solche Sozialisierungs-


versuche gewiß sehr gute Dienste verrichten. Aber das war nicht der Zweck der


Übung. Im Gegenteil sollte mit ihnen der praktische Beweis erbracht werden, 


daß auf diesem Wege die große drohende soziale Frage gelöst werden könnte.


Bewiesen haben der Welt diese Versuche nur, wie erschreckend unwissend und


naiv die sozialdemokratischen Bonzen das große Problem betrachtet und beur-


teilt haben. Selbstverständlich hatten alle, die sich mit dem Sozialisierungsunsinn


beschäftigten, keine Zeit, sich mit solchen Kleinigkeiten wie der Währungsfrage


zu beschäftigen. Die mit der Inflation sich einstellenden wirtschaftlichen


Probleme wurden durchaus als Nebensächlichkeiten behandelt. In den sozia-


listischen Pamphleten kam das Wort „Währung“ niemals vor. In der sozialdemo-


kratischen Parteileitung war niemand, der sich mit der Währungsfrage jemals


auseinandergesetzt hätte. Also ignorierte man diese Angelegenheit und überließ


den mit der Inflation geschaffenen Jagdgrund den Barmats und anderen


Genossen, die die Partei finanzierten, d. h., die aus der sozialdemokratischen


Währungspolitik Riesengewinne holten und von diesen einige Brocken abfallen


ließen. Als es aber täglich schlimmer wurde, da griff man immer noch nicht in die


Ursache des Unheils ein. Bewahre. Man begnügte sich als echter Pfuscher


damit, mit Hilfe von 16 000 Gesetzen, Notstandsdekreten und Polizeiver-


ordnungen die millionenfachen Nebenerscheinungen der Inflation einzeln zu


bekämpfen. Man schreckte dabei zur Beruhigung des Pöbels nicht vor den


lächerlichsten, barbarischsten Mitteln zurück. So erinnere ich zum Beispiel an 


die Räubergeschichte der Devisenrazzias, wo harmlose Bürger, die ihre


Inflationsgewinne sicher zu stellen suchten, nachts von bewaffneten Männern


angehalten und im Namen sozialistischer Gesetze ihrer Barschaft beraubt 


wurden.
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Die Grenzen einer Erkenntnis.
Satiren eines Amerikaners.  |    Von Silvio Gesell †.


Vorbemerkung: Wir bringen hier eine noch unbekannte kleine Arbeit aus der Feder unserer
großen Verstorbenen. Ich bekam die Arbeit, als ich noch als Hauptschriftleiter einer
Tageszeitung vorstand. Wir geben sie hier vollständig wieder. Gesell bringt auch hier wieder
viel Wahrheiten vom Rande des Tages. Wenn die Ärzte etwas unsanft wegkommen, so wissen
wir doch, daß es auch hier bereits tagt. Die Zahl der weitsichtigen, biologisch-denkenden
Ärzte nimmt ständig zu. Am Schluß der Arbeit finden wir eine doppelte Satire, eine offensicht-
liche und eine verhüllte, über die sich die Leser den Kopf zerbrechen mögen. B. S.


Wir wanderten zu Fuß durch uns beiden unbekannte Gegenden Deutschlands. Dirtydick ist
Amerikaner, Abstinent, scharfer Beobachter. Verblüffend war, wie er über die verschiedensten
Dinge prophezeien konnte. So prophezeite er mir, daß bei einem Durchmarsch durch ein Dorf
er gewiß zehnmal soviel Katzen erblicken würde wie ich. Wir wetteten, und er gewann die
Wette. Die Erklärung, fragte ich.


Sehr einfach: „Ich überließ dir die Wahl des Weges, aber ich wußte, daß du von den beiden
Wegen den schattigsten vorziehen würdest, weil du dir bereits des öfteren den Schweiß von
der Stirne abgetrocknet hattest. Und ich wußte, so sicher wie du den Schatten vorziehen wür-
dest, auch die Katzen bei diesem ersten schönen Frühlingstag die Sonne aufsuchen würden.
Und so war es auch.“


Von der großen Landstraße zweigte eine Allee schattiger Bäume ab. Wir bogen da ein.
Dirtydick schob mit seinem Stock einen Hut und eine Peitsche aus der Wagenspur und sagte:
„In zehn Minuten werden wir einen Mann im Staub liegen sehen und in weiteren fünf Minuten
einen Wagen mit gebrochenem Rade.“ Ich schüttelte den Kopf. Wie konnte Dirtydick be-
stimmte Ereignisse mit solcher Deutlichkeit voraussehen? Ich wußte, daß die Prophezeiungen
meines Freundes auf Beobachtungen sich stützten, die er unterwegs machte. Trotzdem war
ich gespannt. Nach einer Weile zeigte Dirtydick auf einen schwarzen Punkt in der Ferne am
Wege. „Schau“, sagte er, „da liegt er schon“. Es war ein Bauer, der am Boden lag, sinnlos
betrunken.


Wir beschatteten sein Gesicht mit einigen Zweigen und folgten dem Wege. Und da sahen
wir auch schon den Wagen des Bauern abseits des Weges, in einem Graben. Die Deichsel
und ein Rad waren kaputt. Vom Hofe des Bauern war noch nichts zu sehen. Aber mein
Freund beschrieb ihn mir mit allen Einzelheiten, als ob er da geboren worden sei: „Die Fenster
sind alle zerschlagen, und mit Papier sind die Scheiben ersetzt. Rings um den Hof ist kein ein-
ziger Baum mehr. Wenig und schlechtes Vieh weidet da, und keinen Laut werden wir hören.
Idiotische Kinder werden uns beim Vorbeimarschieren stumm anglotzen, und eine blasse Frau
mit verweinten Augen wird uns fragen, ob uns kein Wagen begegnet sei. Da liegt ein Stock,
nimm ihn mit, wir werden ihn gebrauchen.“


Dicht bei einem Markstein hörte die schattige Baumreihe auf. Noch grüne Baumstümpfe
zeigten, daß die Baumallee hier niedergeschlagen worden war, um Geld aus dem Holze zu
gewinnen.


Dirtydick hatte wieder einmal recht. Es kam alles, wie er es prophezeit hatte. Es zeigte sich
auch, daß es wirklich nötig gewesen war, uns mit den Stöcken zu bewaffnen, denn eine Meute
verhungerter Hunde fiel uns an.


Wir bogen wieder in die Landstraße ein. Wir näherten uns offenbar einer größeren Stadt,
denn allerlei Volk begegneten wir. Dirtydick beobachtete alle scharf. Wir konnten noch nichts
von der Stadt sehen. Aber Dirtydick hatte bald genügend Unterlagen, um sich ein Bild der
Stadt zu machen. „Das nächste größere Gebäude, das wir sehen werden, ist eine
Idiotenanstalt“, sagte Dirtydick. „Denn sieh´ dort diese Weinberge, die hier überall angelegt
sind, und der Lage nach, sowie nach der Beschaffenheit des Bodens zu urteilen, muß hier
sogenannter ‚guter‘ Wein wachsen. Wo guter Wein wächst, trinkt man auch viel Wein. Wenn
der Wein eures Finanzministers nicht so gut gewesen wäre, hatte er nicht sobald neuen
bestell. Ja, wo man viel Wein trinkt, das weiß ich, da sind die Idiotenanstalten nicht weit.“ Hier
bog die Straße um eine scharfe Ecke, und da, da war auch schon die Idiotenanstalt. Ich war
erstaunt. „Bald werden wir am Ge- Gefängnis
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fängnis und dann an einer Universität vorbeikommen“, sagte Dirtydick. „Gefängnisse sind
nur eine Abart der Idiotenanstalten. Guter Wein, Idiotenanstalten und Gefängnisse gehören
zusammen wie der Kuhstall und der Misthaufen.“ „Aber die Universitäten, in welchem
Zusammenhang stehen die nun mit den Weinbergen“, frug ich. Mein Freund schaute mich
hier fast verächtlich, dreckig und feindlich an. „Glaubst du“, fragte hier Dirtydick, „daß das
deutsche Volk nicht auch schon längst und viel früher als wir in Amerika das Alkoholverbot
durchgesetzt hätte, wenn die Universitäten nicht dieses Gift in Schutz nähmen? Kein Stand
ist in der Abstinenzbewegung so wenig vertreten wie ausgerechnet der Ärztestand. Der
Wein schafft nicht nur Idioten, Verbrecher und Krankenhäuser, er liefert auch den Ärzten ein
reiches Betätigungsfeld und entsprechende Einnahmen. Wo ein Schatz ist, da ist aber auch
ein Wächter. Darum vermute ich, da der Schatz kein geringer sein kann, nach dem blöden
Gesichtsausdruck der Einwohnerschaft zu urteilen, daß man auch gleich hier eine ordentli-
che Wache, eine UNIVERSITÄT errichtet hat.“ Und mein Freund fragte den Schutzmann, wo
denn die Universität sei. Sie müsse doch in nächster Nähe sein. „Ganz recht“, lallte der
Schutzmann. „Sie wurde jüngst auf Grund einer Stiftung des reichen Weinbergbesitzers X.
dorthin, sehen Sie da, mitten zwischen die Weinberge verlegt.“ Wir sahen uns verständnis-
voll an. „Immerhin“, sagte ich, „handelt es sich hier doch nur um die medizinische Fakultät,
doch nicht um die ganze Universität.“ „Gewiß“, sagte Dirtydick, „aber der Alkohol schafft
nicht allein die Idioten, die 1/2- und 3/4-Idioten, er zerstört die Seele, die Individualität im
Menschen, er schafft die Masse, die Herde, den Korpsgeist. Und dann sorgt der Korpsgeist
dafür, daß das, was die medizinische Fakultät duldet, ja sogar fordert, auch den anderen
Fakultäten als etwas Gutes und zu Förderndes erscheint. Der verabscheuungswürdige
Korpsgeist, direktes Erzeugnis des durch den Alkohol geschaffenen moralischen
Schwächegefühles, ist schuld, daß die Mediziner nicht schon längst als commis voyageurs
der Alkoholindustrie und Verderber des deutschen Volkes erkannt und erschlagen worden
sind. Oh“, fügte Dirtydick hinzu, „vielleicht, wenn das große Revolutionstribunal errichtet
wird, wird man auch noch diese Gesellschaft zur Verantwortung ziehen. Was hast du da,
Minister oder Professor oder Arzt getan, um die Alkoholseuche zu bekämpfen? Nichts hast
du getan. Dich machen wir verantwortlich für die moralische und physische Degeneration
des deutschen Volkes. An die Mauer! Verzeihung“, sagte Dirtydick, „daß ich so heilig werde.
Meine Vorfahren stammen aus diesem alkoholverseuchten Land, und ich muß selbst noch
von diesem Gift in den Adern haben. Ich werde manchmal so heftig. Es ist schrecklich. Hier
in diesem wunderbaren Land, wie es vielleicht in bezug auf Klima kein zweites auf Erden
gibt, hier mußte ein Volk aufwachsen, ein göttliches Volk, namentlich wenn man auch noch
die Stammeseigenschaften dieses Volkes in Berücksichtigung zieht. Aber was sehe ich?
Schaue dich doch etwas um! Ein abgewirtschaftetes, ausgemergeltes, erledigtes Volk. Und
wie das Volk, so sein Werk. Es wäre wahrhaftig nicht schwer in allem, was wir sehen, die
Spuren des Alkohols nachzuweisen.“


„Dirtydick, du übertreibst“, sagte ich. „Du vergissest, daß wir unter der Knute des
Kapitalismus leben. Manches von dem, was dir als Produkt des Alkoholismus erscheint, wird
man bei genauerer Prüfung sicherlich auf´s Konto des Kapitalismus setzen können.“
„Gewiß“, sagte Dirtydick, „aber ich setze auch noch den Kapitalismus auf´s Konto des
Alkoholismus. Der Kapitalismus ist ganz gewiß das Produkt irgendeines Fehlers in unseren
wirtschaftlichen Einrichtungen. Und da glaubst du doch wohl selbst nicht, daß wir, daß die
Menschheit Jahrtausende nötig gehabt hätte, um diese Fehler unserer Wirtschaft aufzu-
decken und zu beseitigen. Es handelt sich doch hier um eine rein menschliche Sache, um
Einrichtungen, die wir Menschen uns selbst gegeben haben und die wir in allen Funktionen
mit unseren Augen verfolgen können. Die wir darum auch ganz nach unserem Willen ge-
halten und umgestalten. Das ganze Volk leidet unter diesem Kapitalismus, aber wie wenige
sind es, die sich wissenschaftlich mit diesen Dingen befassen? Was ist die Ursache, daß
dieses Volk sich selbst einteilt in Wissenschaftler und in Laien? Welcher Mann wird es 
dulden, daß man ihn als Richt-Wissenschaftler bezeichnet? Nur ein Alkoholiker verzichtet
auf den Anspruch, als Wissenschaftler angesehen zu werden, ganz einerlei, wie weit er es
in der Wissenschaft gebracht hat.







Ohne den Alkoholismus, der das Ehrgefühl des ganzen Volkes untergraben und zerstört
hat, wäre das deutsche Volk nicht nur das Volk der Denker, sondern wäre das wirklich,
was die New Yorker Zeitschrift ‚The Single Tax Review‘ schon jetzt von ihm behauptet:
Das deutsche Volk ist das ‚denkende Volk‘. Daß aber ein denkendes Volk eine wirtschaft-
liche Frage, als welche wir doch die soziale Frage ansprechen müssen, nicht lösen 
könnte, auch dann nicht, wenn es wie heute sich mit dem Untergang bedroht sieht, das,
lieber Freund, wirst du wohl selbst für unmöglich halten. Nein, lieber Freund, machen wir
uns keine Wippchen vor. Die soziale Frage ist ungelöst geblieben hier in Deutschland wie
überall auf Erden, weil unser Denkapparat durch den Alkohol zerstört wurde.“


Ich blieb nachdenklich und stumm, Dirtydick schien es wohl, als ob ich Material zu
einem Widerspruch sammelte. Und wohl um diesen im Keime zu ersticken und einen 
vollen Sieg zu sichern, zog er aus seiner Tasche eine frische Banknote heraus, hielt sie
mir unter die Augen und sagte: „Lies, lies, was die Reichsbank dem deutschen Volk zu
bieten wagt, ungestraft zu bieten wagen kann.“ Ich las:


Reichsbanknote.


Tausend Mark zahlt die Reichsbankhauptkasse in Berlin 


gegen diese Banknote dem Einlieferer.


Berlin, den 15. September 1922.


„Siehst du“, sagte Dirtydick, „daß ich Recht habe. Am 15. September dieses Jahres
wußte doch die Reichsbank, daß das, was sie dort niederschrieb, der reinste Schwindel
war. Aber sie wußte auch, wie viel man einem verblödeten Volk bieten kann. Nein, nein,
spare dir die Mühe eines Widerspruches. Der Alkohol hinterläßt überall seine Spuren. Die
Wahlen werden in der Hauptsache am Stammtisch vorbereitet. Der Wahlzettel hat somit
schon den Alkohol aufgenommen. Der betrunkenen Urne entsteigt ganz gesetzmäßig
auch ein betrunkener Abgeordneter, und dieser liefert die Gesetze und liefert auch die
Inschrift, die du soeben gelesen hast. Er wenigstens findet den Blödsinn aus dieser
Inschrift nicht heraus und ist noch weniger imstande, eine vernünftige Inschrift zu ver-
fassen.


Und welche vernünftige Inschrift würdest du denn für unsere Banknote jetzt vor-
schlagen, da sie ja nicht eingelöst werden kann? Lieber Freund“, antwortete Dirtydick, 
„ich habe darüber nachgegrübelt. Ich habe die Frage nicht lösen können. Daran kannst 
du ermessen, wie schwer ich durch meine deutschen Vorfahren alkoholisch belastet bin.“
Und Dirtydick brach in Tränen aus.
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Osteuropäischer IVA-Bund


Bulgarien, Österreich, Polen, Rußland, Rumänien, Serbien, 
Tschecho-Slovakien – Sitz in Belgrad.


Wissenschaftliche Grundlagen: Wenn A=B und B=C, so ist auch A=C.


Wenn1 kg exportfähiger Ware 10 serbische Kronen kostet,


Wenn1 kg “ “ 20 ungarische “ “


Wenn1 kg “ “ 30 polnische “ “


Wenn1 kg “ “ 40 österreichische “ “      u.s.w.,


dann sind 10 serbische Kronen = 20 ungarische = 30 polnische = 40 öster-


reichische Kronen, und dieses Valutaverhältnis bleibt so lange bestehen, wie der


Index in Serbien, Ungarn, Polen unverändert bleibt.


Mit anderen Worten: Das Valutaproblem ist ein Währungsproblem. Die Valuta-


frage ist an dem Tage gelöst, wo in jedem Land die Währung ausschließlich nach


dem Index verwaltet wird. Das Valutaproblem kann nicht national gelöst werden.


Die Staaten, die sich am krampfhaftesten an die Goldwährung klammerten,


sehen jetzt etwas spät ein, daß damit für sie gar nichts gewonnen ist. Nirgendwo


leidet das Volk ärger unter den Valutaverhältnissen als in Amerika, wo der Krieg


doch die geringsten Verwüstungen angerichtet hat unter den Menschen und


Gütern. Restlos wird das Valutaproblem erst dann gelöst sein, wenn in der 


ganzen Welt die Währungsverwaltung auf den Index eingestellt sein wird. Wenn


dann zwischen einzelnen Ländern doch noch Störungen eintreten, so können


diese doch nur geringen Umfang annehmen, so lange die Grundsätze, nach


denen die Währung national verwaltet wird, internationale Gültigkeit behalten.


Jedoch auch diese geringen Valutastörungen können wir verhüten, wenn wir eine


Exodromische Valutanote einführen, die in allen Ländern als gesetzliches


Zahlungsmittel gilt und diese nach den folgenden, aus den Erfahrungen mit der


lateinischen Münzunion geschöpften Grundsätzen verwalten.


1. Die Internationale Osteuropäische Valutaassoziation (IVA) mit Sitz in Belgrad


gibt eine Banknote aus, die sie den in der IVA assoziierten Staaten unentgeltlich


im Betrage von 20% des nationalen Geldumlaufes liefert.


2. Diese Exodromischen Noten haben in allen IVA-Staaten freien Kurs, gelten


dort vor Gericht als gesetzliches Zahlungsmittel zu einem festen, durch Gesetz


festgelegten Kurs.


3. Die Dromonetischen Amter des osteuropäischen IVA-Bundes verpflichten


sich, die IVA-Noten in jedem Betrag gegen nationales Geld einzulösen und zwar


zu dem gesetzlich ein für alle mal festgelegten Kurs.
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4. Umgekehrt verpflichten sich die Dromonetischen Ämter, soweit ihr Vorrat
reicht, das nationale Geld gegen IVA-Noten einzulösen.


5. Aufgabe der D. A. wird es sein, durch dromonetische Maßnahmen einen
ständigen Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot von IVA-Noten herbeizu-
führen. Hierzu ist zu bemerken, daß solche Maßnahmen kaum je nötig sein wer-
den, da der exodromische Charakter der IVA-Noten die Ursache der gedachten
Störungen automatisch beseitigen wird, wie das mit den Fünffrankenmünzen der
lateinischen Union einwandfrei beobachtet werden konnte und wie sich das auch
logisch aus der Quantitätstheorie ergibt.


6. Als Einheit der osteuropäischen IVA-Note gilt die serbische Krone.


7. Die Herstellung eines festen Verhältnisses zwischen der Osteuropäischen
IVA-Note und dem Gelde der anderen Staaten wird Gegenstand eines allgemeinen
Welt-Valutakongresses sein.


Weiteres in der Broschüre: Die Internationale Valuta-Assoziation.


Richtlinien für die Errichtung 


eines Dromonetischen Amtes in Serbien


a. Zweck, b. wissenschaftliche und gesetzliche Unterlagen, c. Hilfsmittel, 
d. Wirkungen.


Zweck: Dem Dromonetischen Amt wird die Aufgabe gestellt, den allgemeinen
Preisstand der Waren in einem Index statistisch zu erfassen und ihn dann mit Hilfe
der unter d. verzeichneten Maßnahmen vor allen Erschütterungen zu schützen.


Gesetzliche Unterlagen: Das Dromonetische Amt ist souverän innerhalb seiner
Domäne. Das Dromonetische Amt hat die Befugnis, soviel Geld auszugeben, wie
es zur Erfüllung der unter a. verzeichneten Aufgabe ausgeben muß. Etwaige
Ansprüche des Finanzministers lehnt das Dromonetische Amt glatt ab. Dem
Dromonetischen Amt untersteht die öffentliche Gewalt unmittelbar. Die öffentliche
Gewalt hat alle Anordnungen des D. A., die zum Schutze seiner Aufgabe getroffen
werden sollen, unbedingt Folge zu leisten. Das Direktorium des D. A. wird von den
unpolitischen Organisationen, den Handelskammern, den Organisationen der
Landwirte, den Gewerkschaften gewählt und ist nur diesen verantwortlich.


Wissenschaftliche Unterlagen: In der Verfolgung seiner Aufgabe richtet sich das
D. A. wissenschaftlich nach den Erkenntnissen, die aus der bereinigten
Quantitätstheorie gewonnen wurden. Geldmenge und Geldsurrogate, beschwert
durch ihre Umlaufgeschwindigkeit, bestimmen von der Geldseite her ausschließlich
den allgemeinen Preisstand der Waren:


(G + S) x U
—————  =  Preis


Waren


Das Geld ist kein statisches, sondern ein dynamisches System (Dr. Christen).
Die Währung ist eine Tat, kein Stoff, keine automatische Nebenwirkung des Wäh-


Währungsmetalles
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rungsmetalles, wie man das bisher irrtümlicherweise von der Goldwährung
erwartet hatte.


In Übereinstimmung mit dieser Erkenntnis wird das D. A. sich nicht damit
begnügen, die Menge des Geldes der Erfüllung seiner Aufgabe dienstbar zu
machen, sondern es wird auch, und zwar in erster Linie, die
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes kontrollieren und regulieren. Es wird alle
Maßnahmen treffen, um aus dem heute vollkommen unsicheren Faktor U eine
Konstante zu machen, so daß dann in der eben dargestellten Formel das U als
konstant und in G bereits subsumiert unbeachtet bleiben kann und so erst die
Bedingungen geschaffen sind für die unbedingte Gültigkeit der ursprünglichen
(naiven) Quantitätstheorie. Läuft G regelmäßig um, dann ist tatsächlich, wie es
die „naive“ Quantitätstheorie behauptete,


G
— = P
W


Hilfsmittel: Um der Umlaufgeschwindigkeit des Geldes die für die Erfüllung der
unter a. genannten Aufgabe unbedingt erforderliche Konstanz zu geben, wird das
heutige Geld durch ein neues Geld ersetzt werden, das sich grundsätzlich von
jenem dadurch unterscheidet, daß es der Willkür der Inhaber nicht mehr überlas-
sen bleibt, ob sie das Geld dem Verkehr entziehen wollen oder nicht. Darüber,
wieviel Geld umlaufen soll und wie schnell es umlaufen soll, wird allein das D. A.
bestimmen.


Der Geldumlauf wird durch die eigentümliche Beschaffenheit des neuen
Geldes unter materiellen Zwang gestellt.


Dieser Umlaufzwang wird dadurch erzielt, daß das Geld einer fortlaufenden
Steuer von ein Promille für jede Woche unterworfen ist, die der jeweilige Inhaber
des Geldes zu tragen hat und dadurch zahlt, daß er eine entsprechende
Steuermarke in die auf der Rückseite der Geldnoten verzeichneten Felder klebt.


Der mit der Einführung dieser Steuer sofort einsetzende Abwälzungsprozeß
wird die erstrebte Regelmäßigkeit im Geldumlauf herbeiführen bzw. sie erzwin-
gen. Auf ewiger Steuerflucht begriffen, wird das Geld ewig von Hand zu Hand
gehen und so die erste und wichtigste Voraussetzung schaffen für die ziel-
strebigen anderweitigen Maßnahmen des Dromonetischen Amtes.


Ist einmal auf diese Weise die Dromie des Geldes, U, konstant geworden,
dann werden geringfügige Änderungen in G genügen, um auch P konstant zu
erhalten, d. h., um den allgemeinen Preisstand der Waren auf den Index zurück-
zuführen, sobald die Statistik Abweichungen meldet, einerlei welche Ursache
diese Abweichungen haben mögen.


Meldet das statistische Amt eine Erhöhung des Indexes etwa von 100 auf
100.1, so wird die umlaufende Geldmenge verringert. Hält die aufsteigende
Preisbewegung an, so wird der Geldeinzug verstärkt, und zwar solange, bis der
Index zurückgeht.
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Dann wird der Geldeinzug eingestellt, und an seine Stelle tritt die Ausgabe neuen
Geldes, sowie der Index unter 100, etwa auf 99.9, heruntergeht.


a. Um den Geldumlauf zu mehren, wird das Dromonetische Amt Staatspapiere,


Wechsel, Pfandbriefe, Devisen kaufen und nötigenfalls neues Geld für diesen


Zweck herstellen.


b. Um die Geldmenge zu verringern, werden die oben genannten Papiere wie-


der verkauft und dieser Erlös (Geld) dem Verkehr entzogen. (...) (...) wird der


Ertrag der oben genannten Geldsteuer dem D. A. belassen. Sobald dieser Fonds


20% des umlaufenden Geldes beträgt, was bei 5% Geldsteuer in vier Jahren


erreicht sein wird, werden die Erträgnisse der Geldsteuer der Staatskasse zuge-


führt.


Ausgangsindex: Die durch die jetzige Inflation des Geldumlaufes hochgetriebe-


nen Preise müssen beibehalten werden, und zwar aus merkamotorischen


Gründen. Der Preisabbau würde den Warenaustausch und damit die Arbeit nicht


nur stören, sondern direkt hemmen (siehe Arbeitslosigkeit in Amerika und


England). Die durch die hohen Preise geschädigten Kreise müssen auf andere


Weise, soweit es die Finanzen erlauben, entschädigt werden. Die Löhne, die


Gehälter, Tarife usw. müssen sich den Marktverhältnissen anpassen. Alle gesetz-


lichen Verordnungen, die solche Anpassung verhindern, werden aufgehoben.


Die für die Schaffung des Ausgangsindexes bestehende Schwierigkeit, daß


durch den Krieg die Preise aus ihrer natürlichen, durch den Wettbewerb geschaf-


fenen Rangordnung gerissen wurden, insofern, als manche Preise weit über,


andere ebensoviel unter dem x-fachen Friedenspreis getrieben bzw. zurückge-


blieben sind, dürfen nicht aus dem Auge gelassen werden. Es ist zu erwarten,


daß nach vollzogenem Abbau der Zwangswirtschaft hüben und drüben der


Grenzen die Preise sehr bald wieder in die genannte natürliche Rangordnung


zurückpendeln werden. Inzwischen wird das D. A. zur Richtschnur für alle


Unternehmer, Kaufleute und Konsumenten eine Liste der hauptsächlichsten


Waren ausarbeiten und veröffentlichen, worin die Preise verzeichnet sind, wie sie


vor dem Kriege bezahlt wurden, und das Publikum darauf aufmerksam machen,


daß alle Preise, die das x-fache der in der Liste verzeichneten Preise überstei-


gen, als teuer, d. h. als außerhalb der natürlichen Rangordnung stehend zu


betrachten sind. Die unter dem x-fachen gebliebenen Preise hingegen sind als


billig anzusprechen. Die in der Preisliste zutage tretende Rangordnung muß als


die natürliche sich in Bälde wieder einstellen, d. h., daß alle Preise mehr oder


weniger sich im x-fachen der Vorkriegspreise auszupendeln die natürliche


Neigung haben. Damit wird den Unternehmern und Kaufleuten wieder die unbe-


dingt nötige rechnerische Unterlage für ihre Dispositionen verschafft und jedem


die Möglichkeit gegeben, seine Geschäfte wieder nach soliden kaufmännischen


Grundsätzen zu führen.
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P r e i s l i s t e , wie sie in den Ländern ausgestellt wird:


Preise vor jetziger künftiger
dem Kriege Marktpreis Preis


Mais 10 130  (teuer) 100


Speck 12 090  (billig) 120


Pflaumen 08 065  (billig) 080


Wolle 25 360  (teuer) 250
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Paul Löbe zur „Krise des Parlamentarismus“







Paul Löbe zur „Krise des Parlamentarismus“


Das Programm des Physiokratischen Kampfbundes weist für seine Ziele den


revolutionären Weg, weil wirklich revolutionierende Forderungen doch niemals


durch Reden, und mögen sie noch so breit und lang sein, durchzusetzen sind.


Wie der Hamster sich auf seinem Wintervorrat lieber totschlagen läßt, als daß er


diesen dem Angreifer überläßt, so würden die Nutznießer der kapitalistischen


Vorrechte mit allen Mitteln sich etwaiger antikapitalistischer Gesetze entgegen-


stemmen. Und genau wie die russische herrschende Klasse sich lieber totschla-


gen ließ, ehe sie dem Proletariat Konzessionen machte, so würden es auch


unsere Junker machen, so würden es auch die englischen, italienischen und


spanischen Junker machen. Lever dod as Sklav, sagen die Friesen. Und lieber


gleich tot und begraben als in das Proletariat hinabsinken, sagen die Kapitalis-


ten. Wir verteidigen unser Gut bis zum letzten Blutstropfen unserer Soldaten, und


wenn der letzte tot ist, fahren wir nach Holland oder hängen uns auf. (Das ist


ganz brav und vernünftig gedacht. Denn was soll ein solcher nur für den Konsum


eingerichteter Mensch noch auf dieser Welt, wenn die Einnahmequellen ver-


siegen? Was soll ein Floh auf dem toten Hund?)


Zu dieser Überlegung kommt noch folgendes: Die parlamentarische Majorität


fällt stets dem größten Geldbeutel zu. Die Partei, die kein Geld hat, wird immer


unterliegen. Wenn sie gar kein Geld hat, so wird sie es nicht einmal zu der für


die Wahlen nötigen Organisation bringen. Parlamentarische Majoritäten schafft


man mit Geld, wie man Ziegelsteine, Wurst, Zeitungen, sozialistische Theorien,


Spaltungen und Verräter auch mit Geld schafft. Mit Geld kann man es erreichen,


daß dieselben Leute, die noch gestern „Nieder mit dem Krieg“ riefen, heute


bereits Kriegskredite bewilligen, daß dieselben, die 15 Millionen Stimmen für die


Enteignung der Fürsten zusammenriefen, gleich darauf die 15 Millionen Stimmen


verrieten.


Der Physiokratische Kampfbund weiß, was er von der ,Masse‘ zu halten hat.


Wie sich die 15 Millionen Fürstenenteigner nun ohne irgendeinen Protest be-


trügen ließen, so sind sie selbst auch wieder bereit, ihre Führer morgen zu ver-


raten, manchmal für weniger als einen Schnaps. Wer das erkannt hat, verzichtet


auf die Mitwirkung von solchem Stimmvieh. Er zählt dann nicht mehr, sondern


wägt, um dann eventuell zu wagen.


Wer trotz allem immer noch an die Macht des Parlaments und des Stimmviehs


glaubt, dem will ich wiederholen, was ich bereits einmal an anderer Stelle sagte:


Der Proletarier kann sich für die Wahlurne nur geschlechtlich wie die


Hottentotten
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((<Repro>))


vermehren, und das geht langsam vonstatten. Der Kapitalist dagegen, der kann


sich im Falle der Not auch durch Spaltung wie die Bakterien vermehren, und das


geht bekanntlich schnell. Haut man einem Proletarier den Kopf ab, so steht an der


Wahlurne einer weniger. Haut man einem Kapitalisten dagegen den Kopf ab, so


vertreten ihn an der Wahlurne seine Erben. Aus einem Kapitalisten sind fünf,


manchmal gar zehn geworden. Mit den 250 000 Morgen Land, das die Sozial-


demokraten dem Kaiser geschenkt haben, kann der Kaiser jederzeit 25 000


Proletarier zu Grundbesitzern machen und sie dadurch in königstreue Söldner 


verwandeln, in Faschisten, die wie der Stier wütend auf jeden roten Lappen 


rennen. Bis jetzt haben es die Kapitalisten in Deutschland noch nicht für nötig


gehalten, solche Politik zu betreiben; sie haben die Vertreter des Proletariats im


Parlament immer noch viel billiger für ihre Interessen gewinnen können. Aber wenn


sie einmal glauben, die Wahlurne könne ihnen wirklich gefährlich werden, was 


hindert sie dann daran, die Bakterienspaltung vorzunehmen? Die dazu nötigen


Gesetze schaffen sie selbst. Ein der Erbschaftsteilung ausgesetztes Majorat und


Fideikomiß verwandelt gleich Tausende von ziel- und klassenbewußten Prole-


tariern in überzeugte Stützen von Thron und Altar. Wenn nun schon heute die


große Masse der Wähler rechts von allen kommunistischen und sozialistischen


Forderungen zu finden ist, wie soll es dann werden, wenn die Kapitalisten an-


fangen, den Kampf um die Wahlurne durch gesetzlich geförderte Sabotage der


Konzentration des Kapitals, durch den erwähnten Bakterienspaltungsprozeß zu


unterstützen? ...
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Ein nützliches Denkmal


Man sollte viel mehr Denkmäler errichten. Auch sollte man viel mehr, als es


heute geschieht, Denkmäler einschmelzen oder als billiges Baumaterial der


Wohnungsnot opfern. Wer war Wilhelm Müller, der uns dort mit einem Granit-


block seine Grabstätte zeigt? Wer war General Wrangel, wer waren Wilhelm der
Große und Wilhelm Gernegroß? Denkmäler von Personen dieser Art sollte man


aus vergänglichem Material bauen. Für vorübergehendes Interesse ebensolches


Material. Für Tageszeitungen Zeitungspapier und für Bismarck einen Mann aus


Aprilschnee. Es war Tagespolitik, was Bismarck trieb. Nichts ist von seinem Werk


übrig geblieben als Haderstoff. Was kann uns heute ein Denkmal Bismarcks


noch sagen? Vielleicht, wenn Bismarck seine Kraft, statt sie der Fürstengunst zu


widmen, für den Völkerfrieden eingesetzt hätte, dann hätte sein Werk dauernden,


die Bronze überlebenden Wert gehabt. Aber welchen Wert kann eine Arbeit


haben, die man einer so überaus provisorischen Sache wie die der Hohenzollern


widmet? Ich hätte also nichts dagegen einzuwenden, daß alle diese Denkmäler


auf´s Reparationskonto nach Paris geschickt würden.


Denkmäler, die man aus Bronze gießt, sollen der Verewigung einer für alle


Menschen wichtigen Tatsache dienen. In der Wahl des Materials liegt schon 


dieser Gedanke. Da ist Jakubowski. Sollte nicht vor dem Haus, im Schlafzimmer


jedes Richters ein Denkmal Jakubowskis errichtet werden? Da ist die Inflation,


mit der der Reichstag die Greise, die Witwen und Waisen um 18 000 Millionen


Mark bestohlen, beschwindelt hat, nur um die Sachwertbesitzer, die nach


Holland geflüchteten Fürsten schonen zu können. Sollte man nicht vor dem


Reichstag, vor jeder Sparkasse ein Denkmal dieser Schandtat errichten in


Gestalt eines Galgenvogels? Da sind die hessischen Fürsten, die die Bauern-


söhne wie das Vieh an die Engländer als Kanonenfutter verkauften. Sollte man


diesem Ereignis nicht in jedem Dorf mit einem Denkmal künftigen Geschlechtern


Warnung zukommen lassen? Da sind die Hexenprozesse usw.


In der Richtung dieses Gedankens liegt das Denkmal, das jüngst in der 


bayerischen Stadt Kempten zur Erinnerung an den Bauernkrieg errichtet wurde.


Bei der Einweihung sagte der tapfere Bürgermeister ... (...) Wir danken dem


Bürgermeister für seine mutigen Worte. Hoffentlich wird dieses Denkmal


geschichtlicher Ereignisse nicht das letzte bleiben. Was gestern war, kann 


morgen wiederkehren. Mißtrauisch sein und auf der Hut bleiben. Keine


Verfassung, keine Burgen gibt es, die Schutz bieten gegen die Dummheit der


Massen. Gestern waren es Pfaffen, heute sind es Panzerkreuzersozialisten, 


morgen sind es Kommunisten, die uns
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beherrschen. Augen auf, denkt und errichtet dem Produkte solchen Denkens


Denkmäler, die die künftigen Geschlechter vor der ewigen Gefahr warnen, immer


wieder warnen. Wo ein Unwissender ist, da stellt sich auch einer ein, der ihn


ausbeutet. Und alle Mittel – Hexenprozesse, Scharfrichter, Zuchthäuser, Leib-


eigenschaft, Massengräber, Inflation sind diesem recht. Der Dummkopf, das ist


der wahre Feind.


Programmentwurf für den Freiwirtschaftsbund


1. Die Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes sind einig in der Erkenntnis, daß


alle Bürger- und Völkerkriege als zwangsläufig sich einstellende Nebener-


scheinungen der in der ganzen Welt herrschenden kapitalistischen, d. h. auf


Ausbeutung eingestellten Wirtschaftsordnung zu bewerten sind. Sie betrachten


den Bürger- und den Völkerkrieg als Zwillingskinder derselben Mutter. Für sie


sind Bürger- und Völkerkriege logische „Fortsetzung der Wirtschaft mit anderen


Mitteln“. Wer den Frieden will, muß auch die Beseitigung der kapitalistischen


Wirtschaft wollen. Je intensiver der Friedenswille, um so entschlossener der


Kampf gegen den Kapitalismus.


Durch die kapitalistische Wirtschaft, die identisch ist mit allgemeiner Zins- oder


Tributwirtschaft und die mit der immer größeren Entwicklung der Technik und der


damit wachsenden Nachfrage nach Kapital stets gewaltigere Summen ver-


schlingt, ist das Volk überall in der Welt in zwei feindliche Lager gespalten wor-


den. Hier die, die im Genuß des Tributes sind, reich, mit Schulbildung, hoch-


mütig, den Staat und die Gesetzgebung beherrschend, mißtrauisch und immer


darauf bedacht, mit allen Mitteln, mit Einschluß des Giftgases der Staatsschule


und des Mordes (Rosa Luxemburg) sich in der Macht zu erhalten. Dort die 


mühselig Beladenen, Arbeitstiere, unwissend, ungebildet, unerzogen, brutal,


immer auf der Lauer und überlegend, wie sie sich das Raubtier vom Nacken


abschütteln können, natürlich ebenfalls mit allen Mitteln, mit Einschluß des


Giftgases der Staatsschule und des Mordes.


In dieser Atmosphäre von Neid und Haß, Furcht und Heuchelei und nicht


anderswo, etwa in der Religion, im Mangel an Gesetzen und Verträgen, in der


Kultur, in den Sprach- und Rasseverschiedenheiten, wird der Kriegsgeist ge-


boren, der verkümmerte Mensch, den der Militarist gebraucht und verbraucht.
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Die Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes sind darum einig in der Überzeugung,


daß alle Friedensbestrebungen, die die kapitalistische Wirtschaft unberührt las-


sen, ins Leere greifen und als abwegig zu behandeln sind.


2. Die Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes sind einig in der durch ein vertief-


tes Studium der wirtschaftlichen Zusammenhänge gefestigten Überzeugung, daß


die Wirtschaft aller Völker von jeher den kapitalistischen Charakter nur darum


angenommen hat, weil im Bau dieser Wirtschaft überall die gleichen Konstruk-


tionsfehler gemacht wurden. Indem man das Gemeineigentum am Boden in


Privateigentum verwandelte (ursprünglich durch Krieg und Raub), wurde der


Großteil des Volkes enterbt, entwürdigt, zum Proletarier degradiert und bis aufs


Äußerste ausgeplündert. Und indem man als Tauschmittel ein Geld einführte, das


nur unter der Bedingung des Zinses umläuft, ja umlaufen kann, wurde die


gesamte Produktion zinspflichtig. Was soviel bedeutet, daß die Arbeiter neben


ihrem Lebensunterhalt noch für die Kapitalisten eine Last aufzubringen haben,


die in 20 Jahren (bei 5%) der Summe gleichkommt, die man beim Zusammen-


rechnen des gesamten in Geld ausdrückbaren sogenannten Volksvermögens


erhält. Erschwerend wirkt dabei, daß dieser Tribut nur durch Hemmungen aller


Art, durch Krisen, Arbeitslosigkeit, Aussperrungen und letzten Endes durch Krieg


erpreßt werden kann. Durch die Konstruktionsfehler unseres herkömmlichen


Geldes wurde die Arbeitsteilung, die sonst nur Wohlstand, Glück und Fortschritt


bringen könnte, zur Quelle unsäglichen Leides für das durch das heutige


Bodenrecht enterbte Volk.


Ohne diese beiden Konstruktionsfehler im Bau der Volkswirtschaft aller Völker


und aller Zeiten hätte die Wirtschaft niemals den kapitalistischen Charakter


annehmen können, hätte es also niemals zu Bürger- und Völkerkriegen kommen


können.


3. Die Grundrente, die als soziales Ausgleichsmittel für die Verschiedenheit der


einzelnen Bodenparzellen unentbehrlich und nicht abzuschaffen ist, wird durch den


Privatbodenbesitz in ein arbeitsloses Einkommen verwandelt, während sie ihrer


Herkunft nach als Nebenprodukt der Wirtschaft denen zukommen sollte, die die


Wirtschaft mit ihrer Arbeit unterhalten. Näher betrachtet: Da die Grundrente in ihrer


Höhe ausschlaggebend von der Volksdichte abhängig ist, sollte sie in erster Linie


denen zugewendet werden, die diese Volksdichte schaffen, also den Müttern, und


zwar zweckmäßig in Geld und Monatsraten nach der Zahl der Kinder ohne An-


sehen der Person, einerlei, ob ehelich oder unehelich, ob Ausländerin, ob aus-


sätzig, evangelisch oder mohammedanisch. Als Mutterrente verwendet, würden in


Deutschland auf jedes Kind etwa 1000 Mark jährlich entfallen.


4. Der Kapitalzins beansprucht für sich bei 5% den zwanzigsten Teil des 


ganzen in Deutschland werbenden Kapitals, und zwar alle Jahre, so daß man in


vollem Ernste sagen kann, das ganze Deutsche Reich geht alle 20 Jahre einmal


über die Tische der Kapitalisten, der Bezieher der Kapitalzinsen und der


Grundrenten. Oder
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anders ausgedrückt: Die Arbeiter haben neben ihrem Lebensunterhalt noch alle


20 Jahre das ganze Deutsche Reich mit allem, was darauf steht, Äcker, Wiesen,


Wälder, Bergwerke, Städte, Dörfer, Fabriken, Eisenbahnen, Kanäle, Kasernen,


Zuchthäuser, Kirchen, Schulen, Warenhäuser, Läden usw. zu kaufen, zu bezah-


len und ohne irgendwelche Gegenleistung an die Kapitalisten auszuliefern.


Nach Beseitigung des Zinses geht dieser ungeheure Betrag in den Arbeitslohn


über, soweit er nicht durch die Grundrente, d. h. durch die Mutterrente ... (...)


4. Darum fordert der Freiwirtschaftsbund als eherne Forderungen für die


Stabilisierung des Bürger- und Völkerfriedens:


a) Freiland, d. h. Ablösung aller Privatrechte auf den Boden überall in der Welt


und völkerrechtliche Anerkennung des allgemeinen gleichen und unveräußer-


lichen Rechts aller Menschen auf den Erdboden, und zwar als allgemeines


Menschenrecht (droits des gens) mit allen Forderungen, die sich aus solchem


Recht in staatspolitischer, völkerrechtlicher und finanzieller Hinsicht ergeben 


werden.


b) Freigeld, d. h. Ersatz des heutigen, des herkömmlichen Geldes durch ein


Tauschmittel, das an und für sich kein Kapital mehr ist, d. h., das den Zins nicht


mehr als selbstverständliche Voraussetzung seines Umlaufes, seiner Dienstver-


richtung stellen kann, das sich also auch dann noch als Tauschmittel für Waren


und Arbeitsleistungen anbieten müßte, wenn als Folge einer krisenlos verlaufen-


den Konjunktur und entsprechenden Kapitalansammlung ein ständig wachsender


Druck auf den Zinsfuß ausgelöst wird und dieser zu fallen beginnt von heute 8%


auf 5 – 4 – 3 – 2 – 1 und 0%. Und Sicherung der Währung durch eine zweckent-


sprechende Währungspolitik gegen Deflation und Inflation und Schaffung der


dazu nötigen währungstechnischen Einrichtungen (Indexwährung mit Freigeld).


c) Freihandel, d. h. allgemeine, völkerrechtlich gesichterte Freizügigkeit für


Mensch und Ware.


5. Die Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes propagieren die Lehre, deren


Richtigkeit durch die tägliche Erfahrung immer wieder neu bestätigt wird, daß 


der absolute Mangel an einer zielstrebigen, wissenschaftlich geleiteten


Währungspolitik die einzige wirklich stichhaltige Erklärung für den ständigen


Wechsel der Konjunktur, für die Wirtschaftskrisen, für die Arbeitslosigkeit und im


Zusammenhang damit auch für den allgemeinen Ruf der Industrie und Land-


wirtschaft nach Staatsschutz, nach Sperrung der Grenzen für Mensch und Ware.


Der Freiwirtschaftsbund trifft sich hier in seinen Behauptungen, Beweisen und


Bestrebungen mit der schon großen und einflußreichen Schar von Persönlich-


keiten in allen Ländern, die solche engstirnige nationale Wirtschaftspolitik für den


Ausbruch des Krieges mitverantwortlich machen, jedoch mit dem Unterschied,


daß der Freiwirtschaftsbund sich nicht damit begnügt, die Zusammenhänge 


zwischen Krieg und Grenzsperre aufzu-
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decken, sondern darüberhinaus auch angibt, woher die Triebkräfte kommen, die


zur Grenzsperre führen. Die von so vielen Friedensfreunden gestellte Forderung


nach Schleifung der Wirtschaftsgrenzen kann sich nur dann durchsetzen, wenn


die wirtschaftenden Massen sich dahinter stellen, und dies wird erst dann statt-


finden, wenn diese Massen den Schutz ihrer Interessen in einer wirklichen


Währung und nicht mehr in Grenzsperren suchen werden.


6. Die Mitglieder des Freiwirtschaftsbundes sind sich bewußt, daß sie mit ihren


Anschauungen und Lehren in diametralem Widerspruch stehen zu alledem, was


bisher von Politikern und Wissenschaftlern über die Natur des Kapitals und über


seine Überwindung ausgesagt worden ist. Sie wissen, daß sie bei ihrer Werbe-


arbeit nicht nur auf den entschlossenen und brutalen Widerstand der interessier-


ten Kapitalisten stoßen werden, sondern daß sie auch noch den nicht weniger


zähen und brutalen Widerstand der um ihr „geistiges“ Kapital bangender Politiker


und Wissenschaftler zu brechen haben, und zwar mit Einschluß derjenigen, die


von sich behaupten, im Dienste der Ausgebeuteten zu arbeiten. Aber die Größe


und Schönheit ihres Zieles sowie das stolze, durch die Erfahrungen der letzten


Jahre gekräftigte Bewußtsein, daß ihr Weg der richtige ist, ihre Lehrsätze unan-


tastbar sind, stählt ihren Willen zum Kampf und zum Sieg. Dieser Kampf soll


zunächst ein rein geistiger und organisatorischer bleiben und so lange währen,


bis die Massen unter dem Banner von Freiland – Freigeld – Freihandel die


Einheitsfront gebildet haben und dadurch beim Gegner die Einsicht dämmert,


daß jeder fernere Widerstand nutzlos und mit schweren persönlichen Gefahren


verbunden sein könnte. Wann dieser Tag kommen wird, hängt allein davon ab,


welches Maß von Mut, Opfersinn, Zähigkeit, Intelligenz und Begeisterung jeder


Kämpfer dem Bunde zuführt.
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Eine aufschlußreiche Reklame.


Von Silvio Gesell.


Vermerk der Schriftleitung. Die Frage, ob die allgemeine Wirtschafts-, d. h. Austauschkrise


mittels der freiwirtschaftlichen Indexwährung endgültig beseitigt (und damit das kapitalistische


System von der Wurzel her überwunden) wird, steht so dringend wie noch nie zur Entschei-


dung. Die Nachrichten, daß in Oesterreich die erfolgreiche Krisenbekämpfung nach dem


Wörgler Muster und in der „freien“ Schweiz die Teilnahme ausländischer (deutscher und öster-


reichischer) Freiwirte an einer freiwirtschaftlichen Tagung verboten worden sei, lassen erken-


nen, wie sich die kapitalistische Welt zu schützen sucht. In diesem Zusammenhang wird folgen-


der, noch nicht veröffentlichter Aufsatz S. Gesells aus dem Jahre 1928 besondere Beachtung


finden.


Die amerikanische Eisenbahngesellschaft PENNSYLVANIA RAILROAD veröf-


fentlicht in der „Saturday Evening Post“ vom 5.5.1928 folgende Zahlen aus ihrem


Dividendenkonto:


Seit ihrer Gründung, d. h. seit 82 Jahren, hat die Gesellschaft „so regelmäßig,


wie die Erde um die Sonne kreist“, Dividenden gezahlt. Heute sind es 142 622


Personen, die diese Dividenden alle Vierteljahr beziehen. Um die dazu gehörigen


Schecks auszufüllen, sind jedesmal 80 bis 100 Personen drei Wochen beschäf-


tigt. Diese Schecks füllen 58 Postsäcke; das Papier dazu deckt eine Fläche von


2 2/3 Morgen oder aneinandergereiht 80 Meilen. Denn diese Dividenden gehen


nicht, wie sonst es oft zugeht, in die Hände einiger Großer, sondern verteilen


sich auf unzählige Geschäftsleute, Arbeiter, Witwen, Waisen, jung und alt, Wohl-


habende und relativ Arme, aber auch auf Wohltätige und Erziehungsinstitute. Die


Pennsylvania Railroad ist im Besitz von 142 622 Aktionären, denen 180 000


Arbeiter und Angestellte der Gesellschaft gegenüber stehen. „Es sind 8 655 000


Dollar, die die Gesellschaft so alle Vierteljahr verteilt, und alle diese Millionen


sind die Frucht der Sparsamkeit und des gesunden Urteils der Aktionäre.“


Zu dem letzten Satz haben wir natürlich viel zu sagen. Es mag ja stimmen, daß


die meisten dieser 142 622 Aktionäre durch Sparsamkeit in den Besitz der Aktien


gelangten, aber die Sparsamkeit erklärt ganz sicher nicht die Herkunft der


Dividende. Sie kann infolgedessen auch nicht die Dividende als „ihre Frucht“


bezeichnen. Die Konkurrenz, die Lage des Frachtenmarktes, die natürliche


Schwäche der Eisenbahnerorganisationen usw. gestatten der Gesellschaft, die


Dividenden herauszuwirtschaften. Wäre die Sparsamkeit noch größer, wäre sie


eine zum Laster übertriebene Tugend des ganzen Volkes, würde die Spartätig-


keit nicht regelmäßig durch Krisen und Arbeitslosigkeit unterbrochen, dann würde


die „Erde nicht mehr um die Sonne kreisen“, und die Sparsamkeit würde keine


„Dividendenfrüchte tragen“.


Interessant vor allem ist die überaus große Zahl von Aktionären, und man fragt


sich, wie es kommt, daß diese Aktionäre nicht
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schon lange Beute eines Börsenschlages geworden sind. Die Gesellschaft ver-


teilt 7% Dividende. Es handelt sich also um keine üble Kapitalanlage. Was hält


die Börsianer davon ab, sich dieser Dividenden zu bemächtigen? Eine Kontrolle


des Geschäftsbetriebes durch die Aktionäre – der Zahl nach handelt es sich hier


bereits um ein ganzes Volk von Aktionären – ist sachlich unmöglich. Die Leitung


der Gesellschaft kann also tun und lassen, was sie will. Sie kann durch ihre


Mitteilungen an die Öffentlichkeit die Kurse heben und senken, wie sie will und


so oft sie will. Sie könnte also auf dem Wege der Differenzgeschäfte sich der


Aktien bemächtigen, wie das schon so oft mit amerikanischen Eisenbahnge-


sellschaften geschehen ist. Ist die Direktion der Gesellschaft „Pennsylvania“ etwa


zu ehrlich? Oder liegt vielleicht schon in der gewaltigen Zahl von Aktionären eine


gewisse Schwierigkeit, durch Börsenmanöver die Stockholders (die Aktienfest-


halter) zu Börsengeschäften zu animieren? Vielleicht hat die Direktion der Gesell-


schaft mehr Vorteil von dem jetzigen Zustand, als sie von Börsenmanövern


erwarten kann. In einer Gesellschaft von 142 622 Aktionären ist die Direktion


ihrem Wesen nach fast unabsetzbar. Es handelt sich hier schon um eine erbliche


Monarchie, die nur auf dem Wege der Revolution, niemals aber durch eine


Abstimmung in der Generalversammlung gestürzt werden könnte. Es genügt viel-


leicht den bescheidenen Direktoren der Gesellschaft, Monarchen von 180 000


Angestellten zu sein, zumal solche Stellung ja auch nicht ohne wirtschaftliche


Vorteile zu sein braucht.


Aber warum soll es hier nicht auch einmal ehrlich zugehen? Es handelt sich


hier nicht um einen Staatsbetrieb, sondern um eine Privatgesellschaft. Gewiß.


Aber doch schon um eine Privatgesellschaft mit einer monarchischen Spitze.


Vielleicht ist der Monarch ein energischer, ehrgeiziger Kerl, der alle Spitzbuben


persönlich zu verprügeln gewohnt ist und so die Ordnung durch Terror aufrecht-


erhält! Wie dem aber auch sei: Eine Aktiengesellschaft von 142 622 Mitgliedern


ist eine Erscheinung, die der Erklärung bedarf. Vielleicht erklärt uns die Direktion


das Wunder.


Vielleicht aber ist die Schonung, die die Börsenmänner der „Pennsylvania“


zuteil werden lassen, auf politische Überlegungen zurückzuführen. Das „Kapital“,


allgemein gesprochen, wird durch die „Pennsylvania“ in den Schutz von 140 000


Aktionären gestellt. Diese Aktionäre dulden nicht, daß dem Kapital schlechthin


ein Haar gekrümmt werde. Je größer die Macht einzelner Kapitalisten wird, um


so weitsichtigere Mittel werden zum Schutze des Kapitals gebraucht.
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Die Zukunft Deutschlands liegt in Necropolis


SIE: Heute habe ich also Schluß gemacht nach zwölf Jahren Dienst. Der Chef


war so anständig, mein Sparkonto auf 10 000 Mark aufzurunden, weil ich, wie er


sagt, nie eine Stunde gefehlt hatte.


ER: Und hier liegen 10 000 Mark, die mir heute bei meiner Entlassung nach


zehnjähriger Dienstzeit bei der Polizei vertragsmäßig ausbezahlt wurden.


SIE: Ein Vermögen an barem Geld. Mir kommt es wie eine Utopie vor. Wir ent-


stammen doch beide solch kümmerlichen Verhältnissen.


ER: Und eine Wohnung bekommen wir auch. Allerdings werden wir heiraten


müssen.


SIE: Aber sind wir denn nicht schon zehn Jahre glücklich verheiratet? Ach ja,


ich verstehe, standesamtlich, wegen der Wohnung.


ER: La France vaut bien une messe. Eine Wohnung ist doch heute wohl einen


Gang zum Standesamt wert. Aber vorher machen wir noch unsere so lang


geplante Hochzeitsreise.


SIE: Du, ich wollte es dir schon vorigen Monat sagen, aber heute bin ich 


meiner Sache sicher... Du mußt die Reise allein machen. Wenn Du dann zurück-


kommst, dann feiern wir zu dreien den Einzug in unsere Wohnung.


ER: Nie hast Du so glücklich ausgeschaut wie heute. Wie unglücklich mich nun


heute Dein Glück, unser Glück macht. Alle Voraussetzungen für den würdigen


Empfang des Kleinen wären ja jetzt glänzend erfüllt. Aber allein mache ich die


Reise nicht. Wenn Du nicht mitkommen kannst, dann bleibe ich hier. Aber über-


lege, kann es unserem Jungen denn nicht gleichgültig sein, ob er dieses oder


nächstes Jahr geboren wird? Willst Du nicht die Hebamme um Rat fragen? Du


weinst. Verzeih mir. Es war wohl eine schreckliche Zumutung? Aber mir schien,


daß es mir wenigstens völlig gleichgültig gewesen wäre, im Jahre 1900 oder


1901 in die Welt gesetzt worden zu sein. Wer früher geboren wird, stirbt ent-


sprechend früher. Wo ist da ein Unterschied?


SIE: Geh, belege die Kabine. Ich fahre mit.


Ein Jahr später
ER: Der Kauf des Hofes ist also abgeschlossen. Es war mir eigentümlich


zumute, als Besitzer den Hof zu betreten, auf dem mein lieber Vater als Knecht


sein Leben verbracht hatte, als ich die Hütte wiedersah, in der er seine acht


Kinder großgezogen hat. Der Verkäufer hat mir diese ideellen Werte, wie er mir


sagte, nicht in Rechnung gestellt, dafür aber hat er keinen Pfennig vom Preis


sich abhan-
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deln lassen. Aber da wir beide so gesund und stark sind, wird es uns wohl nicht


schwer fallen, die Restkaufhypothek zu verzinsen und zu tilgen. Wir werden


schaffen müssen. Das ist klar. Du arbeitest gern und ich auch.


SIE: Oh, sicher, wenn man nicht daran gehindert wird. Sieh mal, wie lieblich


das Kinderwägelchen dort unter dem Baum vor der Hütte Deiner Eltern geborgen


sein wird.


ER: Wenn das, was ich Dir damals sagte, richtig ist, dann ist es auch heute


noch so. Die Wahrheit hat keinen Ablauf. Wir müssen doch erst sehen, wie der


Hase läuft. Bist Du nicht auch dieser Meinung?


SIE: Die Mittelchen des Apothekers gehen auf die Neige. Ja, wir müssen erst


sehen, wie der Hase läuft. Wir haben ja keine Erfahrung und die Hypotheken-


bank keine Geduld. Sieh zu, daß uns der Apothekerkram nicht ausgeht.


Wieder ein Jahr später
ER: Wir werden dieses Jahr sehr knapp bilanzieren, obschon wir sehr sparsam


waren. Die Zinsen sind hoch, die Löhne auch, die Steuern noch mehr, und die


Preise fallen. Den Tilgungsbetrag will uns die Bank großzügig stunden.


SIE: Vielleicht stundet uns der Bub das Leben auch noch mal ein Jahr.


Und so weiter bis anno 1940
ER: Liebe, was ist Dir zugestoßen? Du bist so traurig, Du weinst.


SIE: Ich glaubte, Grund zu guter Hoffnung zu haben und ließ mich vom Arzt


untersuchen. Er sagte, es sei nur eine von jenen Täuschungen, die Frauen in


den Wechseljahren so oft erleben. Ich könnte aber beruhigt sein. Ich sei außer


Gefahr. Darunter verstand er ...


ER: ...oh, ich Unglücklicher, ich Idiot, Dummkopf, Verbrecher. Mein Vater hatte


acht Kinder, alle große, starke Männer, denen es gut geht. Und mein Vater war


Knecht. Ich, ich bin hier der Herr und habe nicht den Mut zu einem Kinde gehabt.


Feigling, der ich bin. Idiot. Zu spät. Il est trop tard. To late! Du, ich glaube, wir


lebten in einer großen Täuschung. Wir haben uns nie geliebt. Eine Frau, die


ihren Mann wirklich liebt, besteht darauf, ihm Kinder zu schenken. Sie läßt sich


durch nichts davon abbringen, ohne viel dabei zu denken, zu überlegen.


Triebmäßig handelt sie, tierisch. Und wie kann ein Mann, der seine Frau liebt,


sich weigern, Geschenke, solche Geschenke von seiner Frau anzunehmen? Ich


glaube, ich bin davon überzeugt. Du bist mir treu gewesen. Eine Treue ohne


Liebe, eine formale Sache, inhaltslos. Diese schreckliche Leere um uns herum!


Ich, ich kann nun mal keine andere Frau lieben als Dich. Und ist es wirklich aus


mit Dir, was ich nicht glauben kann, dann ist es auch aus mit mir. Unser Sohn,


August der Starke sollte er heißen. Betrachte Dich im Spiegel! Tadelloser Wuchs,


das ist Gesundheit, das ist
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Rasse. Und ich? Gib mir ein Hufeisen in die Hand, ich werde es wie ein Streich-


hölzchen zerdrücken. Sieh meine Zähne, meine Arme, meine Schenkel. Alles


strotzt von Kraft, und in geistiger Beziehung können wir beide es mit jedem


anderen Paar aufnehmen. Und wir, ausgerechnet wir bleiben kinderlos, während


die Idioten nebenan Jahr für Jahr einen neuen Idioten in die Welt setzen. Und


bei allen unseren Standesgenossen, den Bauern, die selbe Öde wie bei uns.


Wohin wird das führen? August der Starke hatte 345 Kinder. Glückliche Kinder,


die solchen Mann ihren Vater nennen können. Er war seiner Frau, allen seinen


Frauen untreu, und diese Untreue wurde mit einem ganzen Volk auserlesener


Menschen gesegnet! Du, ich verachte solche Treue. Warum bliebst Du mir treu,


als Du sahst, wie feig ich im Grunde war? Hättest Du mich doch hintergangen.


Dann wäre ich jetzt Vater, Vater eines putativen Sohnes, aber doch wenigstens


Vater. Und wenn ich die Mutter liebe, warum soll ich dann nicht auch ihr Kind


lieben? Treue, die zum Untergang führt, ist keine Tugend, keine biologische


Tugend. Unser Sohn sollte es besser haben als wir. So beschönigten wir unser


Benehmen. Dachte ich wirklich an den Sohn, als Du Dich für die Weltreise vorbe-


reitetest? Die Phrase war uns bequem. Wir haben uns gegenseitig betrogen,


ähnlich den vielen, vielen anderen, die ihre Kinderlosigkeit vor anderen damit


erklären, daß sie sich zu schwach fühlen, zu degeneriert. Heuchelei. Es hat noch


niemals einen Menschen auf Erden gegeben, der davon überzeugt war, daß er,


ausgerechnet er, nicht würdig sei, das Menschengeschlecht fort- und hochzu-


pflanzen. Wer das von sich selbst glaubt, der ist schon vom Selbsterhaltungstrieb


verlassen. Er ist schon tot, bevor er den Gedanken zu Ende gedacht hat. Im


Grunde hält sich der kümmerlichste Vertreter des Menschengeschlechts, wenn er


vor den Spiegel tritt, sich nicht allein für würdig, das Menschengeschlecht zu ver-


ewigen, nein, er hält sich allein dazu für auserlesen. Solche Selbsttäuschung 


bildet nun einen integrierenden Bestandteil des Selbsterhaltungstriebes. Die


Täuschung im Dienste der Naturzwecke. Genau wie die Untreue. Unser Sohn


soll es besser haben, sagten wir jedesmal, wenn wir an die Kosten dachten. Wir


logen. Unsere Mutter, unser Vater haben das nicht gesagt, nicht vor dem ersten,


nicht vor dem zweiten, nicht vor dem achten Kind. Und sie wurden alle groß und


haben´s alle unendlich viel besser. Es ist Sache der Kommenden, ihre Sache


besser zu machen. Unsere Sache ist, das Leben, das uns die Mutter schenkte,


als heilige Flamme vor dem Erlöschen zu bewahren. Daß das wirklich unsere


Sache ist, das sagt mir jetzt, da die Flamme in Gefahr ist zu erlöschen, der


gewaltige Aufruhr in meinem Innern. Gestehen wir es uns offen: Wir wollten das


Öl für das ewige Feuer sparen, sparen für andere unsagbar nichtige Dinge. Das


Unglück begann schon damals, während unserer zehnjährigen Brautzeit. Diese


verfluchte Scheu vor der „unehelichen“ Mutterschaft! Was zum Teufel scheren


mich die Gesetze der Menschen. Ein starker Mensch trägt das Gesetz in sich.


Und dieses Gesetz fordert,
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daß jeder seine Art fortpflanze, nicht die Menschheit, das Volk, die Rasse, nein,


seine Art, sich. Sich selbst mit allen Eigentümlichkeiten und Abnormitäten soll er


zu erhalten suchen durch die Fortpflanzung. So allein ist die Möglichkeit gege-


ben, den Menschen der sich ewig verändernden Natur auf dem Wege der Aus-


lese anzupassen und dadurch zu sichern. Das ist das Gesetz, das in Wirksam-


keit erhalten werden muß von jedem Menschen mit allen ihm zur Verfügung 


stehenden Mitteln einschließlich der Gewalt, des Brecheisens, der Mittel, die in


der Völkerwanderung in Gebrauch waren einschließlich auch aller Mittel, die die


Pazifisten verpönen. Der Lebenstrieb soll uns die Gesetze diktieren. August der
Starke hatte das Gesetz richtig erfaßt; auf Kosten der anderen, sie verdrängend,


mehrte er sein Geschlecht. Und weil mir der Mann gefiel, darum sollte unser


Sohn auch August heißen. Die einzige Pflicht, die der Mensch hat, sollte unse-


rem August schon durch seinen Namen suggeriert werden. Ich bin leider kein


August, ich kann nur Dich allein lieben. Darum wäre es für mich der Welt Unter-


gang, wenn der Arzt Recht behalten sollte.


SIE: Alles, was Du das sagtest, dasselbe wollte ich Dir alle die Jahre sagen.


Mich hielt nur immer die Scheu zurück, Dir gegenüber Zweifel auszudrücken, ob


unsere Liebe wirklich vollkommen, echt, biologisch echt sein könnte. Auf alle


Fälle war sie nicht, wie die Natur sie zur Sicherung der Art will, unüberlegt, hem-


mungslos, brutal, tierisch. In der Liebe ist jede Überlegung Gift für die Nach-


kommenschaft. Unsere Liebe war Vernunft, darum blieb sie steril, darum führte


sie uns bis hierher, bis dicht an diese schauerlichen Klippen des Toten Meeres.


Ich freute mich, daß mir die Treue immer so leicht fiel. Stolz war ich auf eine


Eigenschaft, die biologisch als Schwäche qualifiziert werden muß. Unser Leben


ist verpfuscht, wenn es wirklich so ist, wie der Arzt behauptete; allerdings will ich


annehmen, um zu beruhigen, zu erfreuen. Sonst hätte er doch nicht von einer


„Gefahr“ gesprochen. Ich bekam einen Knacks, einen seelischen Knacks damals,


als wir uns zur Hochzeitsreise vorbereiteten und ich dazu den Weg zur komlai-


santen sage femme einschlug. Es brach etwas in mir. Die innere Fröhlichkeit


ging verloren, zusammen mit meinem Stolz, mit meinem Persönlichkeitsbewußt-


sein. Ich wurde Sklavin, Deine Sklavin, verlor den Mut zum Widerspruch. Zu


allem, was Du seitdem sagtest, habe ich immer ja und amen gesagt. Du warst


mir vor allem ein Komplize eines Verbrechens, des schrecklichsten Verbrechens,


das eine Frau begehen kann. Von allem, was wir auf unserer Hochzeitsreise


gesehen, nur ein Bild ist mir unverwischt klar im Gedächtnis geblieben, ein ganz


einfaches Bild. Ich habe dies Bild ständig vor Augen. Am Tag und des Nachts. Im


Theater, in der Kirche, im Gewimmel des Markttages. Es verfolgt mich.


ER: Wir haben niemals ein Wort darüber gesprochen, aber ich weiß, um was


es sich handelt. Das Bild übertrug sich damals durch einen einzigen, einen


scheuen
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Blick von Dir auf mich. Und seitdem sehe ich es wie Du am Tag und des Nachts.


Es war eine Gruppe von fünf oder sechs Afrikanerinnen, die auf einer kleinen


Anhöhe rund um einen Gummibaum saßen, plauderten und mit ihren Säuglingen


spielten. Ein ganz einfaches Bild. Und wenn ich das Bild sehe, dann muß ich wie


ein Verbrecher, wie ein Lügner den Blick zur Erde neigen. Wir brachten unser


Kindchen um, für was? Für Nichtigkeiten, aus Dummheit, weil es so viele andere,


Idioten, Proleten, Schwächlinge, auch so machen. Hätte uns nur einer im Leben


einmal gezeigt, was es für den inneren Menschen (...)


SIE: Dasselbe wollte ich auch tun. Ich tat es nicht, weil ich Dir den Schmerz


nicht bereiten konnte. Jene harmlosen Naturkinder brachten mir klar zum


Bewußtsein, welch armseliges, plebejisches Weib ich im Grunde sein muß. Jede


dieser Afrikanerinnen sah aus, als ob sie nicht davor zurückschrecken würde,


nicht nur sich selbst, sondern auch die ganze Welt zur Sicherung ihres Kindes 


zu opfern. Und ich, und wir? Feiglinge waren wir. Schon diese Mittelchen vom


Apotheker Lindsey! Das war die geistige Vorbereitung für das große Verbrechen,


unser Verbrechen. Nichts von all dem Gift. Mag die Welt untergehen, meine Art


soll nicht untergehen. Gib mir Waffen, gib mir einen Dolch, gib mir Kanonen,


wenn es nicht anders geht, mit diesen Mitteln werde ich meine Brut schon 


schützen. Wir wären dann harmlos und fröhlich, und uns wäre das Glück hold


geblieben, das immer harmlosen, fröhlichen Menschen als Diener folgt. Soll ich


mich etwa vor meiner eigenen Brut fürchten? Kein Tier tut das. Wenn August 
der Starke mit seinen 345 Söhnen, kräftigen Burschen, aufmarschierte, dann


möchten wohl die anderen sich fürchten. Die anderen, aber nicht er.


In  der  Nacht  nach d iesem Gespräch
SIE: Sieh mal den alten Petersen dort oben, wo wir als Kind unsere Rodelbahn


hatten. Was will er mit dem Schlitten?


ER: Er ist inzwischen 90 Jahre alt geworden und benimmt sich oft wie ein Kind.


Jetzt denkt er wohl an die Zeit, wo wir mit 50 – 60 anderen Kindern uns dort


erfreuten. Es ist schon lange her, daß wir dort Kinder sahen. Die wenigen Kinder


im Dorf, es sollen nur noch sieben sein, die genügen nicht, um die Bahn frei zu


machen. So müssen diese Kinder auf dieses Kinderspiel verzichten. So vieles


wird nur möglich, wenn es viele sind. Es ist nun schon lange her, daß unser


Rathaus niederbrannte. Es wird niemals wieder erstehen. Es fehlt an Menschen.


Unsere große Brücke wurde kürzlich untersucht und als stark reparaturbedürftig


befunden. Es fehlt an Menschen, um die großen Kosten zu bestreiten. So wurde


beschlossen, sie niederzureißen, ehe ein Unglück passiert. Ein Fährmann soll


die Brücke ersetzen. Der Wohringer Krebs hat sich losgemacht, weil wir keine


Wächter mehr bezahlen können. Wir sind zu wenige. Nun geht es zurück auf


allen Gebieten. Mit Meilenstiefeln rast der
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Krebs rückwärts durchs Land. Zu wenig Menschen, um den alten Betrieb auf-


recht zu erhalten. Auch kein Kredit mehr, keine Sicherheiten mehr. Der Grundbe-


sitz ist ganz entwertet. Für die wenigen Menschen genügt die Hälfte des Bodens.


Die andere Hälfte liegt brach. Für unsere schönen Äcker bot mir kürzlich ein


Viehhändler eine alte Kuh an und meinte, es sei ein besonders günstiges Ange-


bot. Er wolle das Land als Viehweide benutzen. Natürlich, wenn die Menschen


fehlen, dann ist das Land umsonst zu haben. Wie in Sibirien. Die armen


Pfandbriefbesitzer! Viele Wohnhäuser stehen leer. Mieten zahlt auch niemand


mehr. An Reparaturen denkt kein Hausbesitzer. Alles sieht ruinenhaft aus. Ein


unheimlicher Anblick, als ob ein neuer Krieg das Land heimgesucht habe.


Wohnungen gibt es massenweise, aber alle sind unbewohnbar. Ein neuer Grund


für die Geburtenbeschränkung, die so in mathematischer Progression sich breit


und breiter macht. Man läßt alles zerfallen. Die Kloake in der Müllerstraße ist 


verstopft. Der Unrat strömt über die Straße, der Typhus fordert viele Opfer. Aber


in den Krankenhäusern gibt es nurmehr Greise als Krankenpfleger, denen die


Kraft fehlt. Die sanitären Einrichtungen funktionieren auch nicht mehr. Das Geld


fehlt. Einer Gemeinde, wo es mehr Greise als Kinder gibt, wird doch kein ver-


nünftiger Mensch noch Kredit geben. Der Kredit, die wahre Grundlage des


Wirtschaftslebens, ist vollkommen zusammengebrochen. Die Eisenbahn, oh, die


Eisenbahn, unsere beste Maschine ist 60 Jahre alt. Und unsere besten Wagen


rollen auch schon so lange. Alles ist alt und schmutzig. Das zweite Gleis ist


schon lange außer Betrieb, und statt der früheren Schnellzüge fährt jetzt alle


Wochen ein Personenzug. Ungeheizt sind die Wagen, und es gibt kaum eine


Fahrt ohne Entgleisung. Überall der Wohringer Krebs. Nur ein Gebiet meidet er,


die Hypothekenschulden. Aber ich lasse es darauf ankommen. Es lohnt sich für


die Bank ja nicht mehr, das Pfand zu realisieren. Den letzten Rest unseres


Waldes will ich ihr anbieten zum Abholzen. Das Holz ist aber auch nichts mehr


wert, da nicht mehr gebaut wird, hier nicht und nirgends in der Welt. Es handelt


sich ja diesmal nicht um ein einzelnes Land, nein, um eine Welterscheinung 


handelt es sich. Der Wohringer Krebs ist Weltkrebs geworden. Unser schöner


Hof. Wo ist er geblieben? Überall sprießen die jungen Tannen. In wenigen


Jahren wird der Urwald sein Gebiet wieder erobert haben. Sieh, da läuft ein 


Wolf. Bald werden sie rudelweise unser Haus umlagern.


SIE: Wir sind alt geworden. Es fällt mir schwer, das große Haus instandzu-


halten. Was meinst Du, wenn wir uns in die Hütte Deiner Eltern zurückzögen?


Wir wären für unsere Verhältnisse dort besser geborgen. Deine Pietät hat die


Hütte vor dem Zerfall bewahrt, dann können wir das Brennholz hier von diesem


großen Haus nehmen, die Türen, Treppen, die Dachsparren, die Möbel. Es ist


bequemer für Dich, als es aus dem Wald zu holen und auch sicherer wegen der


Wölfe. Bären sind auch schon gesehen worden und Luchse. Siehst Du, es ist


hier wirklich besser,
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gemütlicher. Der Schneesturm heult mit den Wölfen um die Wette. Die letzten


Scheite unseres Holzvorrates brennen im Ofen. Wenn Du das Haus verläßt,


überfallen Dich die Raubtiere. Freilich wenn wir das Feuer nicht unterhalten 


können, dann erfrieren wir. Das Feuer droht zu erlöschen. Nimm die Bibliothek,


die der Vater angelegt hatte. Jedes Jahr ein Buch und jeden Tag einen Pfennig


für das nächste Buch. Den Wölfen nützen diese Bücher nichts, und wir, wir wer-


den diesen Sturm nicht überleben. Hörst Du, wie die Wölfe an der Tür scharren?


Wenn der Vater uns hier beobachten könnte. Er würde seine acht Söhne uns zu


Hilfe schicken. Die wären bald fertig mit dem Gesindel. Jetzt helfen uns seine


Bücher für einen Augenblick. Ins Feuer mit ihnen. Reiche sie mir her! Wie oft hat


er sie durchstudiert, kritisch, mit scharfem Verstand. Sie stehen noch da in der-


selben Reihenfolge, wie er sie erwarb. Die Bibel, das neue Testament. Die ersten


Christen hatten solche Vorliebe für die Wüste. Jetzt breitet sich die Wüste bis vor


unsere Tür aus. Symbolisch heulen die Wölfe. War es das, was die Christen


erstrebten? Viele von ihnen lebten im Zölibat. Das ist der gerade Weg dorthin,


wo wir jetzt sind. Der Wolf lebt nicht zölibatär. Im Wettbewerb mit ihm muß der


zölibatäre Mensch die Herrschaft an den Wolf abgeben. Christentum und


Zölibat? Christentum ohne Menschen – wie leer ist solcher Begriff. Ins Feuer!


Wie wohltuend diese letzten Strahlen christlichen Feuers doch wirken. Her mit


dem nächsten Buch „Utopia“ von Thomas Morus. Dieses Buch hat dem Vater


schon größere Freude bereitet. Er war als Optimist gerne auch Utopist, doch


immer mit skeptischem Blick. Er glaubte nun einmal an den Menschen, an sein


ewiges Fortbestehen, an ewige Fortentwicklung, an die göttliche Herkunft des


Menschen. Gut, daß er die Wölfe nicht mehr hören kann. Was hinderte solchen


Aufstieg? Ins Feuer mit der Utopie! Auch sie hat uns nicht richtig geführt. Reiche


mir, Liebe, den nächsten Band. „Der letzte Mohikaner“. Mit einem Fragezeichen


vom Vater. Was wird mit diesem Zeichen hier in Frage gestellt? Er schaute weit


voraus, der Vater, und die schon damals, allerdings nur schüchtern sich bemerk-


bar machende Geburtenbeschränkung machte ihn nachdenklich. Dachte der


Vater vielleicht an den letzten Europäer, an den letzten Menschen? Diese


Seuche läßt sich nur individuell bekämpfen, schrieb er hier. Es ist nicht Sache


des Staates. Habe Respekt vor dem Leben, vor deinem eigenen Leben. So


schreibt der Vater. Der Respekt vor sich selber geht dem Respekt vor der


Allgemeinheit voran. Das ist der königliche Weg im Kampfe gegen die Geburten-


beschränkung. Der Weg aber, den wir gingen, war dieser Anschauung direkt


entgegengesetzt. Der Einzelne ist nichts, der Staat alles. So wurde gelehrt. Nicht


Dir soll das Ganze dienen, nein umgekehrt: Solche Einschätzung der Persönlich-


keit mußte uns dahin führen, wo wir landeten. Wer sich selbst aufgibt, unterhöhlt


damit den Unterbau des Ganzen. Mußte nicht der Staat mit seinem Schulzwang


schon fast zwangsläufig den Gebärstreik herbeiführen? Welches Interesse am


Kind kann die
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Mutter denn noch haben, wenn ihr der Staat die edelste Aufgabe, die Erziehung


des Kindes, abnimmt, zwangsweise abnimmt? Der Staat beschlagnahmte durch


seelenlose Beamte die Seele des Kindes und überließ den Eltern den entseelten


Leib. Und die seelenlosen lebenden Leichname führte der Staat in den Krieg als


Maschinen. Die Frau reagierte mit der einzigen Waffe, über die sie verfügte.


Leicht konnte der Vater auf diesen Gedankengängen zur Idee des letzten Men-


schen kommen. Ins Feuer! Der letzte Mensch, der sich am letzten Mohikaner


wärmt. Ein würdiges Bild zu einer einzigartigen Situation. Her mit dem nächsten


Buch! „Fortschritt und Armut“. Glaube und Hoffnung dicht in einem Band. Zu


spät! Tolate Ilesttrop tard. Ins Feuer! Ihr Bestien da draußen, Geduld. Es ist bald


soweit. Reiche mir das letzte Buch „Die Freiwirtschaft“! Das letzte Buch, weil es


für den Vater wohl das letzte Wort auf dem Gebiet seiner Bestrebungen bedeute-


te. Auch hierfür war es zu spät. So viele treue, fleißige, von Begeisterung getra-


gene Arbeit! Die Freiwirtschaft siegt, weil der Mensch verschwunden ist. Alles


vertan. II est trop tard. Sieh, wie er hier einzelne Sätze mit dem Bleistift unter-


strich! Hier der Satz im Lapidarstil: „Entweder wir befreien uns mit der Freiwirt-
schaft von der kapitalistischen Pest, oder der Geburtenrückgang, der mit dieser
Seuche untrennbar verbunden ist, wirft uns restlos ins Tote Meer“. Ins Feuer!


Sieh, die Tür wird gleich dem Druck der Bestien nachgeben! Komm, Liebe, 


öffnen wir den neuen Beherrschern dieser Welt, gehen wir dem rechtmäßigen


König entgegen!


Die Tür springt auf. Wie gebannt stehen die Herren vor dem Licht der brennen-


den Freiwirtschaft. Ein Windstoß wirbelt die Blätter durch den Raum, der im Nu


in hellen Flammen steht. Aus dem Häufchen Asche entsteigt mit mächtigem


Flügelschlag der Phönix, diesmal in Gestalt eines Storches. Wach auf, ruft sie,


Deine Träume treiben ja tolles Spiel mit Dir.


ER: Ich hatte schreckhafte Visionen Weib, der Blödsinn nimmt heute ein Ende


in unserem Haus. Heute soll der Grundstein zum Denkmal August des Starken
gelegt werden. Schluß mit den Überlegungen, der Selbstbeherrschung, der


Vernunft, die uns ins Tote Meer führen. ICH ist da, um MICH zu dienen, und von


diesem MICH sagt Zarathustra: „Mensch, in Deinem Leib ist unendlich mehr
Geist als in all Deinen Dichtungen.“ ICH soll MICHs Herrschaftskreis erweitern.


Das ist alles, was von ihm erwartet wird. MICH gibt ICH mit Hilfe der Triebe die


Richtlinien für die gewünschten Dienstleistungen, und je blinder ICH sich danach


richtet, um so besser für beide. ICH mag seine Intelligenz, seine Vernunft, seine


Erfahrungen benutzen, aber auf seinem Gebiet. Auf dem Gebiet der Triebe


jedoch, besonders aber auf dem Gebiet der Fortpflanzung, da gebieten die


Triebe allein, da können Vernunft und Intelligenz nur pfuschen. Die Erfahrungen


von Jahrmillionen sind in den Trieben verwertet, der Urgeist spricht in ihnen zu


uns. Jahrmillionen haben die Triebe diese Alleinherrschaft geübt, und sie führten


uns sicher auf aufsteigender
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Bahn vom larvenartigen Stadium bis zu August dem Starken. Kaum jedoch


spricht man von Selbstbeherrschung – welch ungeheurer Unsinn liegt schon in


dem Wort —, von vernünftiger Lebensführung, von Geburtenkontrolle, so spricht


man auch schon von Krankheiten, von Nerven, von Idioten, von Irrenanstalten,


Zuchthäusern, von Degeneration und vom Aussterben des Menschenge-


schlechts.


SIE: Die Alten pflegten zu sagen: Die Liebe macht blind. Nicht sehend, blind-


lings, unter Ausschluß jeglicher Überlegung sollen wir uns den Liebesfreuden


hingeben. Und es mag auch schon so sein, daß alle geistigen Regungen, die


beim Liebesakt mitspielen, aus der Vererbung ausgeschaltet werden. Das gäbe


die Erklärung für die mit der sogenannten Selbstbeherrschung wachsende Zahl


von Idioten. Der Begattungsakt ist ein tierischer Akt, und tierisch soll es da zuge-


hen. Ich bin also dabei. Friß mich, sonst fressen uns die Wölfe. Was? Sollen wir


uns vor der eigenen Brut fürchten? Gibt es in der Natur sonst noch Fälle, wo das


Muttertier sich vor den eigenen Jungen fürchtet? Wenn hier jemand etwas zu


fürchten hat, so wären das nach meiner Meinung wohl die anderen, die sich vor


meiner Brut fürchten mögen. Wenn August der Starke mit seinen 345 Söhnen,


alles stramme Burschen, aufmarschierte, hatte er etwa dann Grund zur Furcht?


Nein, die anderen fürchteten, daß die Horde hungriger Wölfe sie von ihren


Schlössern vertreiben möchten. Ha, ha! Hier soll es sich erweisen, wer daseins-


berechtigt ist oder nicht. Schluß mit den gewollten und ungewollten Kindern!


Uralten, bewährten Naturkräften soll das Kind sein Dasein verdanken, nicht den


Wünschen schwacher Eltern. So allein kann sich auch das Kind mit Stolz den


Eltern gegenüber behaupten und sich mit ihnen in dieser Naturkraft, die die


Liebe ist, eins fühlen. Sag dem Kinde, daß es ein gewolltes Kind ist, und Du


brichst ihm das Rückgrat. Es wird seine Eltern für alles verantwortlich machen


und sie verachten. Sag ihm, daß es einer Naturkraft sein Dasein verdankt, so


wird es sich mit seinen Eltern in dieser Naturkraft, die die Liebe ist, eins fühlen.


So gut und so schlecht es ihm auch im Leben ergehen mag. Es wird seine Eltern


lieben und achten.
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Zum Geleit  


Im Anschluß an die Veröffentlichungen Silvio Gesells folgen im Band 18 seine


Korrespondenzen, damit neben dem Sozialreformtheoretiker auch der Mensch


Gesell zu Wort kommt und Einblicke in seine Persönlichkeit möglich werden.


Leider sind die Briefe aus seiner Zeit in Argentinien vor der Jahrhundertwende 


bis auf zwei Einzelstücke verlorengegangen – sowohl die Briefe, die Gesell an


seine Eltern und Geschwister geschrieben hat, als auch die Briefe an die Lei-


tungen der Notenbank und des Finanzministeriums, an den Bankier Ernesto


Tornquist oder an die Redaktionen des “Argentinischen Tageblatts” und anderer


Zeitungen. Willy Hess hat geschätzt, daß Gesell im Laufe seines Lebens mit etwa


600 Personen in brieflicher Verbindung gestanden haben könnte. [Willy Hess, Die


Werke von Silvio Gesell, Bern 1975, S. 15. – In der Freiwirtschaftlichen Bibliothek befindet sich eine


Akte mit Briefen an Gesell aus dem Nachlaß von Hanna Blumenthal. Die Zahl der Absender läßt 


vermuten, daß Gesell mit noch mehr als 600 Personen in brieflicher Verbindung stand oder daß er


Briefe auch durch Hanna Blumenthal und andere Mitarbeiter beantworten ließ.] Daß wenigstens


ein kleiner Teil dieser Korrespondenzen vor dem Verlust bewahrt wurde, ist der


Umsicht einiger Einzelpersonen zu verdanken. 


Gegen Ende seines Lebens übergab Silvio Gesell seine Bibliothek und seine


Korrespondenzen größtenteils an das von Friedrich Landmann verwaltete “Archiv


der freiwirtschaftlichen Literatur und Bewegung” in Oranienburg-Eden. Nach des-


sen Tod im Jahr 1931 wurde das gesamte Archiv in Gesells Haus in Eden zu-


rückverlegt. Als Gesells Frau Anna Boettger und seine ältere Tochter Anita 1932 


zu den beiden Söhnen Ernesto Fridolin und Carlos Idaho nach Argentinien über-


siedelten,  zog Margarete Siermann in das Edener Haus ein und übernahm die


Verantwortung für das Archiv. Die von Anna Boettger nach Argentinien mitge-


nommenen Teile der Korrespondenzen wurden Jahrzehnte später in einem Fir-


mengebäude der “Casa Gesell” in Buenos Aires wiedergefunden und durch die


freundliche Vermittlung Hans-Joachim Führers von Gesells Enkelin Silvia Gesell


de Meszaros für die Gesammelten Werke zugänglich gemacht. [Vgl. eine Notiz von


Friedrich Landmann in der Wochenzeitung "Letzte Politik" Nr. 6/1928, S. 5. – Die Bestände des Ede-


ner Archivs befanden sich bis 1959 in der Obhut von Margarete Siermann. Die Bücher, Broschüren 


und Zeitschriften konnte sie vor  ihrer Flucht aus der damaligen DDR noch nach West-Berlin schaf-


fen, von wo sie durch Hildegard Gallmeister nach Neviges in das Silvio-Gesell-Heim gelangten. Zu


Margarete Siermann vgl. die nachstehenden Anmerkungen 57-59 zu diesem Vorwort und die darauf


bezogene Textpassage. Einem Brief von ihr an Dr. Konrad Finckh vom 6.2.1965 zufolge sind die 


übrigen Archivmaterialien in das Heimatmuseum der Stadt Oranienburg gelangt. Nachforschungen 


im Jahr 1991 blieben jedochohne Ergebnis.] In diesem Konvolut befanden sich so wich-


tige Briefe wie die an Ernst Frankfurth, Paulus Klüpfel, Wilhelm Beckmann, Otto


Maaß, Dr. Benedikt Uhlemayr und Dr. Pawel Stanisic. 


Sehr verdienstvoll war die langjährige systematische Suche nach Briefen


Gesells durch seinen Biographen Werner Schmid sowie durch Paul Gysin und
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Willy Hess in der Schweiz. Dadurch sind im Archiv der “Schweizerischen Frei-


wirtschaftlichen Bibliothek” zahlreiche Briefe Gesells an seine Frau und an seine


jüngere Tochter Johanna (“Tutti”) erhalten geblieben. Briefe an Anita existieren


nicht mehr. Und von den Briefen an Ernesto Fridolin und Carlos Idaho [Vgl. Rose-


marie Gesell, Carlos Idaho Gesell – Su vida, Villa Gesell 1983.] gibt es nur noch wenige


Einzelstücke. Demgegenüber dürften die erhaltenen Briefwechsel mit den schwei-


zerischen Mitarbeitern Dr. Theophil Christen, Fritz Schwarz, Fritz Trefzer und 


Dr. Ernst Schneider weitgehend vollständig sein. 


Die Briefe Gesells an seinen ersten und einflußreichsten Mitarbeiter Georg


Blumenthal und dessen Frau Jenny sowie an deren Töchter Hanna und Char-


lotte befinden sich im Familienbesitz des Sohnes von deren Schwester Maria


Rapp-Blumenthal. Mit Ausnahme derjenigen Briefe, die Jenny Blumenthal offen-


bar kurz vor ihrem Tode im Jahr 1943 verbrannt hat [Hinweise auf eine solche Ver-


brennungsaktion enthält eine Postkarte von Anna-Maria Zwintschert geb. Burmeister (sie war eine


Freundin von Hanna Blumenthal und Verlegerin von Gesells "Abgebautem Staat") vom 28.9.1983 


an Maria Rapp-Blumenthal und deren Mann Arthur.], sind die Briefe an die Blumenthals die


dritte von drei großen Säulen des Briefe-Bandes. 


Schließlich führte die parallel zur Herausgabe der Gesammelten Werke Ge-


sells betriebene Suche nach weiteren Korrespondenzen zum Fund von so auf-


schlußreichen Briefen wie denen an Dr. Rolf Engert und an Bertha Heimberg.


Hans Timm soll vor seiner Emigration nach Argentinien 1935 Korrespondenzen


und Archivmaterialien bei Freunden in Erfurt deponiert haben, deren Haus wäh-


rend des Zweiten Weltkriegs ausgebombt wurde. In den Nachlässen von Richard


Batz und Dr. Paul Diehl befanden sich keine Briefe Gesells mehr. Die Versuche,


Nachlässe von namhaften Korrespondenzpartnern Gesells in Bibliotheken und


Archiven aufzuspüren und darin Briefe von ihm zu finden, brachten einige Ein-


zelstücke wie zum Beispiel die Briefe an den sozialdemokratischen Theoretiker


Karl Kautsky oder an den schwedischen Nationalökonomen Prof. Gustav Cassel.


Alles in allem standen aber bei dieser Suche Aufwand und Ergebnis in einem 


krassen Mißverhältnis, und es bestehen kaum Aussichten, nach so langer Zeit


noch weitere Briefe Gesells zu entdecken. Immerhin dürften die vorhandenen


Briefe ein repräsentativer Querschnitt durch seine gesamte Korrespondenz sein.


Da es sich hierbei ohnehin nur um eine Auswahl handelt, werden Briefe und


Postkarten mit lediglich formalem Inhalt wie zum Beispiel Empfangsbestätigung-


en von Posteingängen nicht in diese Edition aufgenommen. [Derartige Briefe und


Postkarten befinden sich im Archiv für Geld- und Bodenreform. Fortgelassen sind bei sehr vielen 


der hier wiedergegebenen Briefe die Grußformeln. Von der Zeit des ersten Weltkriegs bis etwa 


zur Mitte der 20er Jahre unterzeichnete Gesell zahlreiche Briefe an seine Angehörigen und engen 


Freunde mit "Heil". In ihrer ursprünglichen Bedeutung entsprach diese Grußformel dem christ-


lichen "Heil" im Sinne eines Sieges über das Böse oder auch dem "Sei gesund", mit dem die 


Mitglieder des pythagoräischen Ordens in der Antike sich begrüßten. Durch ihren Mißbrauch 


während der NS-Diktatur ist diese Grußformel jedoch so sehr diskreditiert, daß  ihre Übernahme 


6







in diesen Band irreführende Assoziationen wecken könnte. Gesells gesamtes Werk bezeugt 


seine weltbürgerliche, gegen nationalistische Ideologien gerichtete Haltung. Seine Briefe hat 


er nicht ein einziges Mal mit "deutschen" Grüßen beendet.] Berücksichtigt werden 


nur solche Briefe, die Einblicke geben in Gesells Persönlichkeit, in sein aus An-


gehörigen, Freunden und Widersachern bestehendes Umfeld und in seinen Le-


bensalltag, der von dem unablässigen Bestreben erfüllt war, seine “frohe Bot-


schaft für das arbeitende Volk” [Silvio Gesell, Vorwort zu "Die Verwirklichung des Rechts 


auf den vollen Arbeitsertrag durch die Boden- und Geldreform", in: SGW Band 4, S. 14.] in den


Köpfen und Herzen seiner Zeitgenossen zu verankern. Beeindruckend ist Silvio


Gesells Lebensleistung nicht nur wegen des Umfangs aller seiner Veröffent-


lichungen, sondern auch wegen des enormen Umfangs von seelischer Kraft und


eigenen finanziellen Mitteln, die er für die Verbreitung seiner Erkenntnisse einge-


setzt hat. 


Eigene Beobachtungen der Wirtschaftskrise im damaligen Argentinien und 


das hautnahe Miterleben gewaltsamer sozialer Konflikte – 1889 schlugen einmal


Gewehrkugeln in seine Wohnung in Buenos Aires, Calle Paraguay 3033, ein –


führten 1890/91 zu jener “halben Stunde”, von der Gesell zu Hans Timm einmal


sagte, in ihr habe sich sein ganzes Leben grundlegend verändert: “Das Ganze, der


ganze große Zusammenhang und die weltweite Bedeutung, alles, was dazu ge-


hört in Geschichte, Politik und Wirtschaft, wurde mir mit dem Freigeldgedanken 


in einer halben Stunde klar. Es ergriff mich so, daß ich drei Tage im Sprungschritt


durch mein Zimmer gelaufen bin. Mir war, als ob mein Kopf plötzlich ein ganz 


Teil schwerer geworden wäre. Und ich hatte jahrelang nur die eine Sorge, daß 


mir etwas zustoßen könnte, bevor ich alle diese Gedanken weitergegeben 


hätte.” [Hans Timm, Geburt einer Idee, in: Informationen für Kultur, Politik und Wirtschaft Nr. 3/1960,


S. 3. – Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 9-45. – Silvio


Gesell, Vorwort zur "Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des modemen Verkehrs", in: SGW


Band 2, S. 15-29. – Ders., Aktive Währungspolitik, in: SGW Band 5, S. 37. – Vgl. Paul Marggraff, St.


Vith – Geburtsort Silvio Gesells, in: Informationen für Kultur, Politik und Wirtschaft Nr. 3/1962, S. 17-20.


– Josef Dries, Hansgeorg Jacobs und Walter Langer, St. Vith – eine kleine Stadt vor der großen


Katastrophe, St. Vith 2. Auflage 1984. – In Buenos Aires lebte Gesell außer in der Calle Paraguay 3033


zeitweise in der Calle Lima 133, Calle General Lavalle 1048 und Calle Moreno 1023.] 


Es muß für Gesell sehr schwer gewesen sein, mehr als zehn Jahre das Ge-


fühl zu ertragen, daß die Welt kein Verständnis für das hatte, was er ihr in un-


ermütlichem Eifer sagen wollte. Nachdem er sich vermutlich noch in Argentinien


von der Notwendigkeit einer Ergänzung der Geldreform um eine Bodenreform


überzeugt hatte, schloß er sich unmittelbar nach seiner Rückkehr nach Deutsch-


land dem Bund Deutscher Bodenreformer an. Doch abgesehen davon, daß er


darin kein Verständnis für seine Geldreform erwarten konnte, haderte Gesell sehr


mit der – wie er es empfand – “Verwässerung” des Programms durch den Bun-


desvorsitzenden Adolf Damaschke. [Brief an Michael Flürscheim vom 18.4.1901.], [Brief an


Braukmann vom 7.1.1905. – Braukmann war ein schweizerischer Anhänger von Damaschkes Bo-
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denreformplänen, der in Gesells näherer Umgebung lebte.]  Es zeichnete sich auch schon


frühzeitig ab, daß Gesell zu keiner näheren Verständigung mit dem Bodenrefor-


mer Prof. Franz Oppenheimer gelangen konnte. Auch wenn Oppenheimer eine


Geldreform ablehnte, hätte eine geistige Arbeitsgemeinschaft mit ihm für Gesell


dennoch fruchtbar sein können, denn beider ordnungspolitische Vorstellungen 


von einer monopolfreien Wettbewerbswirtschaft waren einander sehr verwandt. 


Aus der geistigen Isolation des unverstandenen und vereinsamten Entdeckers


wurde Gesell erst im Laufe der Jahre 1904/05 durch zwei der ersten drei Abon-


nenten seiner Zeitschrift “Die Geld- und Bodenreform” befreit: durch den Tischler


Georg Blumenthal, der sich in der Berliner Arbeiterbildungsschule intensiv mit den


Ideen der sozialen Bewegungen beschäftigt hatte [Günter Bartsch, Sozialisierung oder


Personalisierung – Versuch eines Portraits von Georg Blumenthal, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 


76. Folge (1988), S. 24-32; 77.Folge S. 23-26; 79. Folge S. 23-28. (Auch als Privatdruck 1994 von


Anselm Rapp in München herausgegeben.)], und durch den Juristen Ernst Frankfurth, der


aufgrund seiner Lungentuberkulose im schweizerischen Kurort Arosa lebte und


Zeit für soziale Studien hatte. Beide gehörten dem Bund Deutscher Bodenrefor-


mer an, teilten aber Gesells Kritik an Damaschke und übernahmen auch die


Forderung nach einer Geldreform. Besonders mit Ernst Frankfurtfh entwickelte


sich ein reger brieflicher Gedankenaustausch über die Frage der Abwälzbarkeit


der Grundsteuer. Durch seine menschliche Anteilnahme an Frankfurths Krankheit


wurde Gesell allmählich zu dessen “Patron”. [Einen Brief an Ernst Frankfurth vom 18.2.


1909 unterzeichnete Gesell mit "Ihr alter Patron".] Als die Krankheit sich zum Besseren 


wendete, verhalf er seinem Freund schließlich zur Gründung einer selbständigen


Existenz als Kaufmann in Montevideo/Uruguay. Bei weitem nicht so intensiv ent-


wikkelte sich Gesells Verbindung zum dritten seiner ersten drei Abonnenten, dem


völkischen Lebensreformer Gustav Simons aus der bodenreformerischen Ge-


nossenschaftssiedlung Eden-Oranienburg. 


Die Überlegung, mit Kräften vom linken Flügel des Bundes Deutscher Boden-


reformer eine neue Organisation zur Verwirklichung der Boden- und Geldreform


aufzubauen [Vgl. den Brief an Richard Hennig vom 2.3.1905. – Der Bund Deutscher Bodenrefor-


mer hielt Distanz zu Gesell. Vgl. dazu A. Pohlmann, Ist eine Verbindung von Bodenreform und


"Geldreform" am Platze?, in: Deutsche Volksstimme vom 20.5.1905, S. 287-295. Freidank meinte zu


Gesells Buch "Die Verwirklichung des vollen Arbeitsertrags": "Mit unserer deutschen Bewegung hat 


es glücklicherweise nichts zu tun." In: Deutsche Volksstimme vom 20.10.1906, S. 638.], konnte


Gesell nicht weiterverfolgen. Der Tod seines Bruders Ernst, dem er 1899 sein


Geschäft übertragen hatte, veranlaßte ihn im Sommer 1906, für mehrere Jahre


nach Argentinien zurückzukehren und das Geschäft so lange fortzuführen, bis


seine Söhne alt genug waren, um die Leitung zu übernehmen. Während Gesells


Abwesenheit wuchs Georg Blumenthal in die Rolle seines Stellvertreters hinein.


Blumenthal verschrieb sich ganz und gar der Boden- und Geldreform und wollte


Gesells “Wunsch (erfüllen), daß meine Arbeit nicht verlorengeht und daß jetzt


andere, junge und hungrige Männer sich der Sache annehmen.” [Brief an Georg
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Blumenthal vom 22.4.1907.] 1909 gründete er in Berlin eine “Physiokratische Vereini-


gung” als organisatorisches Sammelbecken für weitere Anhänger, die aus den


Reihen des Bundes Deutscher Bodenreformer zur Boden- und Geldreform fan-


den. Mit diesem Namen wollte Blumenthal eine geistige Verwandtschaft mit den


französischen Physiokraten zum Ausdruck bringen, die etwa zur Zeit des eng-


lischen klassischen Liberalismus dem Merkantilismus mit der Idee einer natür-


lichen Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft entgegengetreten waren. Auch


Henry George hatte sich als Nachfolger der Physiokraten betrachtet. Angeregt


durch Blumenthals Vorträge in dem von John Henry Mackay geleiteten “Verein 


der Stirner-Freunde” sowie in Arbeiterkreisen schlossen sich der “Physiokrati-


schen Vereinigung” auch Individualanarchisten, Syndikalisten und einzelne So-


zialdemokraten wie Mühlisch an. 


Nach seiner Rückkehr aus Argentinien unterstützte Gesell die Monatszeit-


schrift “Der Physiokrat”, die Georg Blumenthal ab Mai 1912 in einer Auflage von


vermutlich 500 Exemplaren herausgab. Durch sie erweiterte sich der Aktionsra-


dius der “Physiokratischen Vereinigung” über Berlin hinaus. Fortan schlossen 


sich ihr auch Menschen aus bürgerlichen Kreisen an wie der ehemalige katho-


lische Theologe Paulus Klüpfel, der Lehrer Otto Maaß aus Erfurt, der Germanist


Dr. Rolf Engert aus Dresden oder der siebenbürgische Holzfabrikant Paul Klemm.


Die langjährige geistige Isolation Gesells war nun endgültig überwunden und sein


erschüttertes “Vertrauen in die Bestimmung des auf der Weltkugel einsam durch


den unendlichen Raum treibenden Menschengeschlechts” [Brief an Ernst Frankfurth


vom 17.5.1906.] hatte sich wieder gefestigt. Er war sich auch dessen ganz sicher,


daß seine Boden- und Geldreform eine entscheidende Bedeutung als eine heilen-


de und ordnende Kraft im kranken Wirtschaftsleben hatte. Aber noch war die


“Physiokratische Vereinigung” nur ein sehr kleiner Kreis, der in der Öffentlichkeit


und speziell in der Fachwelt keine Resonanz fand. Über die 1909 gemeinsam mit


Ernst Frankfurth veröffentlichte “Aktive Währungspolitik” schrieb Gesell: “Der 


Rest ist immer eine Enttäuschung und eine Druckerrechnung. Die Stunde hat 


für Mammon in Deutschland noch nicht geschlagen.” [Brief an Ernst Frankfurth vom


19.5.1909.] 


Der “Physiokratischen Vereinigung” war keine lange Keimzeit beschieden,


denn 1914 erfüllte sich Gesells Voraussage, daß es einen großen Krieg geben


könnte, wenn das mangelhafte Geldwesen nicht so geändert werde, daß die 


wirtschaftlichen Interessen der Menschen zu einem gerechteren Ausgleich ge-


bracht werden. [Silvio Gesell, Geld oder Krieg ?, in: SGW Band 7, S. 169-170.] Der “Physio-


krat” konnte nur noch sporadisch erscheinen und fiel schließlich im Frühjahr 1916


der Kriegszensur ganz zum Opfer. Immerhin konnten Blumenthal seine Bro-


schüre “Die Befreiung von der Geld- und Zinsherrschaft” und Gesell sein


Hauptwerk “Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld” noch


veröffentlichen. Aber der Krieg lichtete die Reihen der Physiokraten beträcht-


lich und machte es nahezu unmöglich, weiterhin für die Verbreitung der physio-
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kratischen Ideen zu wirken. Als auch Blumenthal zum Militärdienst eingezogen


wurde, vermochte Paulus Klüpfel mit der Unterstützung der Lehrerinnen Hertha


Holtze, Anna Seberich und Marie Meixner in Berlin noch einen kleinen Freiland-


Freigeld-Bund am Leben zu erhalten. 


Von Beginn des Krieges an äußerte Gesell seinen Wunsch nach einem bal-


digen Frieden. Jedoch ließ er sich zeitweise auch von den damals verbreiteten


patriotischen Siegeshoffnungen anstecken. Im weiteren Verlauf des Krieges trat


Gesell mit führenden Persönlichkeiten der damaligen Friedensbewegung wie 


Prof. Friedrich Wilhelm Foerster, Ludwig Quidde, Helmut von Gerlach und Oskar


Stillich in Verbindung, die mit Gustav Landauer und Eduard Bernstein 1916 in


Berlin eine “Zentralstelle für Völkerrecht” gründeten und einen Verständigungs-


frieden mit den Nachbarn Deutschlands anstrebten. [Helmut Donat und Karl Holl (Hg.), 


Die Friedensbewegung – Organisierter Pazifismus in Deutschland, Österreich und in der Schweiz,


Düsseldorf 1983, S. 425-427 über die Zentralstelle, S. 156-159 über Gerlach, S. 118-120 über Foerster,


S. 316-318 über Quidde, S. 374-376 über Stöcker und S. 373-374 über Stillich.] Mit diesem Per-


sonenkreis verband ihn die Überzeugung, daß der Friede wichtiger sei als ein


Sieg; andererseits fühlte er sich dort auch unverstanden, weil er bei den Pazifis-


ten ein tieferes Verständnis für die ökonomischen Hintergründe von Krieg und


Frieden vermißte. [Vgl. die Briefe an seine Tochter Johanna vom 1.10.1916 sowie an Georg


Blumenthal vom 16.10.1916 und vom 8.7.1917.]


Da der Krieg nicht enden wollte und sich Gesells Wirkungskreis in Deutsch-


land verengte – auch seine in den von Wilhelm Beckmann geleiteten mitglieder-


starken “Deutschen Handlungsgehilfenverband” gesetzten Erwartungen erfüllten


sich nicht [Vgl. den Brief an Stefan Bauer vom Dezember 1916. Über Beckmanns Rolle in der 


NWO- Bewegung vgl. Günter Bartsch, Die NWO-Bewegung Silvio Gesells 1891-1992/93, Lütjenburg


1994, S. 46. Durch Wilhelm Beckmann kam dessen Mitarbeiterin Bertha Heimberg zur NWO-Be-


wegung.] – entschloß er sich nach mehreren Besuchen in der Schweiz schließ-


lich Ende 1916, wieder ganz auf sein Bauerngut bei Neuchâtel überzusiedeln. In


Bern war ein Jahr zuvor von Mitgliedern des schweizerischen “Vereins für Bo-


den- und Steuerreform” der “Schweizer Freiland-Freigeld-Bund” gegründet wor-


den, der Gesells Ideen mit der Zeitschrift “Die Freistatt” in den Kreisen von Bo-


den- und Lebensreformern sowie von Reformpädagogen verbreitete und sie auch


an politische Entscheidungsträger herantrug. Die Briefe an Dr.Theophil Christen,


Dr. Ernst Schneider und Fritz Schwarz (die Korrespondenz mit Werner Zimmer-


mann ging leider verloren) geben vielfältige Aufschlüsse über diese Bestrebung-


en und vor allem auch über die Versuche, Beziehungen zur ökonomischen Fach-


wissenschaft und zur schweizerischen Sozialdemokratie aufzubauen. Bezeich-


nend für Gesells Hoffnung, seine Geld- und Zinstheorie anstelle der falschen


Mehrwerttheorie von Marx auf die sozialdemokratische Massenbewegung auf-


pfropfen zu können, war sein Brief an den sozialdemokratischen Redakteur 


Ernst Nobs: “Zu Ihrem großen Wahlsieg meine besten Glückwünsche. Die Armee


haben Sie, die Rüstung hat der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund. Rüstung und
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Armee gehören aber zusammen.” Ernst Nobs verhalf Gesell im Winter 1917/18


auch zu einer Kontaktaufnahme mit einem Legationsrat Dr. Schlowsky und an-


deren Personen, die Lenin in dessen Zürcher Exil umgeben hatten. Nachrichten


über den Verlauf der russischen Revolution bewogen ihn schließlich im Juli 1918,


einen Brief an Lenin zu schreiben und darin eine wissenschaftliche Beratung bei


der Neuordnung des Geldwesens in Rußland anzubieten. Die russische Revolu-


tion sollte nicht wie frühere Revolutionen am ungelösten Geldproblem scheitern.


Gesell wollte verhindern, daß sie aufgrund von Mangelwirtschaft und Hunger in


Zwang und Terror ausartete, und sie damit gegen die Kräfte der Reaktion schüt-


zen. [Brief an Wladimir I. Lenin vom 23.7.1918.] Auch wenn Lenin diesen Brief nicht in 


die Hände bekam und sehr fraglich ist, ob er darauf eingegangen wäre, so verrät


er Gesells Bereitschaft, sich trotz des erklärtermaßen freiheitlichen Charakters 


seiner Sozialreform auf die Diktatur des Proletariats als Mittel zu ihrer Verwirk-


lichung einzulassen. Dies deutet darauf hin, daß zwei politische Haltungen in 


ihm in einem Widerstreit lagen: eine freiheitlich-demokratische und eine diktato-


rische. Ähnlich wie Beethoven mit seiner ambivalenten Einstellung zu Napoleon 


[Zu Beethoven vgl. Peter Rummenhöller, Der prometheische Künstler – Versuch über Beethoven, 


in: Jahrbuch für Verstehende Tiefenpsychologie und Kulturanalyse Band 3/1983, S. 241-265.]


schwankte Gesell zwischen diesen beiden Tendenzen. Während seines ersten


Aufenthaltes in der Schweiz nach der Jahrhundertwende waren die Bodenre-


form für ihn “der schönste und reinste Ausdruck der Demokratie” und die Geld-


reform das Mittel zur Verallgemeinerung der “Handelsfreiheit”. [Brief an Ph. W. Dressel


vom 23.5.1904. – Aufsatz "Handelsfreiheit" in: Band 3, S.56.] Seine politischen Vorstellungen


über eine nicht mehr von wirtschaftlicher Macht verfälschte Demokratie blieben


jedoch unbestimmt. Und so konnte in den Notzeiten der Kriegs- und frühen


Nachkriegsjahre leicht die Neigung die Oberhand gewinnen, das Chaos mit der


gleichsam titanischen Kraft einer starken Hand bändigen zu wollen. Die revolu-


tionären Ereignisse in Rußland und Deutschland erschütterten Gesell so sehr, 


daß nunmehr eine Naherwartung an die Stelle seiner früheren Auffassung trat, 


daß “viel Zeit” zur Entwicklung gehöre und man die Jahre nicht zählen dürfe.


[Brief an Georg Blumenthal vom 27.9.1907.] Unter diesen Umständen drängte sich ihm 


der Gedanke auf, die ‘rettende Tat’ baldmöglichst entweder durch Lenin und


Trotzki in Rußland ausführen zu lassen oder sie in Deutschland selbst zu voll-


bringen, wozu ihm die Münchener Räterepublik im April 1919 eine Gelegenheit 


zu bieten schien. 


Nach dem Ende des deutschen Kaiserreiches gewann Gesell während der


Novemberrevolution die Überzeugung, daß die politische Macht nunmehr vom


Adel und vom Bürgertum auf das Proletariat übergehen würde: “Jetzt kommt der


Bolschewikenstaat”, schrieb er im November 1918 an Theophil Christen, wenige


Tage nachdem Philipp Scheidemann (SPD) und Karl Liebknecht (Spartakus) die


Republik ausgerufen und nachdem die SPD und die USPD eine Übergangs-


regierung des Rates der Volksbeauftragten gebildet hatten, “das Gegenteil von


dem, was wir erstreben. Aber die Genossen werden wohl darauf bestehen, daß
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das Experiment zu Ende geführt werde. Und wir müssen uns für dieses Ende


rüsten. Das kann ein Jahr oder auch fünf Jahre dauern. ... Ein Zurück zum


Kapitalismus scheint mir un-möglich. Jetzt gibt es nur noch zwei: wir und die


Kommunisten.” [Brief an Theophil Christen vom 12.11.1918.] Statt eines Rätesystems ent-


stand in Deutschland eine parlamentarische Demokratie mit einer Koalition aus


sozialistischen und auch aus bürgerlichen Kräften wie dem Zentrum, der


Deutschen Demokratischen Partei und der Deutschen Volkspartei, die Gesell 


im Blick auf Rußland und in Erwartung einer Möglichkeit zum eigenen politisch-


en Handeln offenbar schon abgeschrieben hatte. Die KPD konnte als revolutio-


näre Kraft nicht den von ihr erwarteten großen Einfluß erlangen. Als Sammel-


becken der gegenrevolutionären Kräfte formierten sich alsbald die Deutsch-


nationale Volkspartei und die NSDAP. 


Gleichsam über Nacht fiel der Sozialdemokratie die politische Hauptverant-


wortung zu. Wie die dann einsetzenden halbherzigen Sozialisierungsbestrebung-


en zeigten, war sie darauf jedoch kaum vorbereitet. Vielleicht würde sie wenig-


stens durch Schaden klüger und dann allmählich bereit – so hoffte Gesell –, seine


Vorschläge ernsthaft zu prüfen. Doch erfüllte sich diese Erwartung nur im Falle 


von Ernst Niekisch, der ihm im Zusammenwirken mit Gustav Landauer den Weg


zum Volksbeauftragten für das Finanzwesen in der ersten bayrischen Räterepu-


blik ebnete. Auch nach dem baldigen Sturz der Räteregierung blieb Gesell bei 


seiner Hoffnung, die große Operation am kranken Wirtschaftskörper doch noch


vornehmen und das Proletariat aus Not und Elend herausführen zu können, so-


bald das Versagen der in der Weimarer Nationalversammlung vertretenen Par-


teien offenkundig würde. [In seiner Münchener Verteidigungsrede sprach Gesell von der 


"außergewöhnlichen Tat" eines operativen Eingriffs in den kranken Wirtschaftskörper, vom "großen


Heilschnitt"; in: SGW Band 12, S. 18 und 19.] Finanzminister Erzberger (Zentrum) würde


bald abgewirtschaftet haben, schrieb er im Sommer 1919 an Georg Blumen-


thal. “Dann kommt noch ein Sozialdemokrat an die Reihe und dann sind wir da.”


[Brief an Georg Blumenthal vom 27.7.1919.] Gesells im selben Brief geäußerter Eindruck,


“jetzt nah an unserem Ziel” zu sein, entsprach gewiß ebenso wie seine Über-


legung, seine eigene Anhängerschaft zum Sammelbecken einer “sozialistischen


Einheitsfront” aller Teile der zersplitterten Arbeiterbewegung machen zu können,


eher seinem eigenen Wunschdenken als einer nüchternen Einschätzung der ob-


jektiven Realitäten. Er war aber menschlich und in Anbetracht der chaotischen


Zeitumstände in gewissem Maße auch verständlich. Im Rückblick auf jene Zeit


kommt es in erster Linie auf den eigentlichen Kern von Gesells Wollen an; und 


es läßt sich nicht leugnen, daß er inmitten des damaligen Chaos in sich ausge-


wogene Vorstellungen über eine binnenwirtschaftliche Stabilisierung Deutsch-


lands und über einen äußeren Frieden mit den Nachbarländern hatte, die – wenn


sie verwirklicht worden wären – vielleicht dazu hätten beitragen können, den


Untergang der Weimarer Republik zu verhindern. [Werner Onken, Silvio Gesells kri-


tische Distanz zum Rechtsextremismus in der Weimarer Republik, in: Zeitschrift für Sozialökononie


106. Folge (1995), S. 2-17.] Es entbehrt nicht der Tragik, daß die deutsche Öffent-
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lichkeit Gesells Denkansatz nicht beachtete und daß vor allem die unablässig 


von ihm umworbene Sozialdemokratie so sehr auf Marx’ Theorien eingeschwo-


ren war, daß sie für seine Theorie kein Verständnis entwickeln konnte. [Vgl. insbe-


sondere den kurzen Briefwechsel mit Kautsky im Frühjahr 1922 und den vergeblichen Versuch wäh-


rend der Monate Mai bis Juli 1922, den in der Dresdener Sozialistischen Vereinigung gehaltenen


Vortrag über die Ursachen der Ausbeutung in einem sozialdemokratischen Verlag zu veröffentlich-


en. Dieser Vortrag befindet sich in SGW Band 13 S. 351-398.] “Die Kapitalisten schwiegen


meine Schriften tot. Die Sozialisten behandelten sie mit überlegenem Hohn”, 


klagte Gesell Ende 1922 im Vorwort zu seiner Denkschrift an die deutschen


Gewerkschaften. “Die einzige Wirkung meiner Schriften schien die zu sein, daß


sich die Hochfinanz ihrer zur besseren Leitung ihrer Geschäfte bediente. Sie 


konnte nun mit Bewußtsein erkenntnismäßig das tun, was sie bis dahin mehr


empirisch und instinktiv tat.” [Silvio Gesell, Denkschrift für die deutschen Gewerkschaften 


zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der Währung, der Valuta und der Reparationen, in: 


SGW Band 13, S. 195.] Und die Schriftgelehrten an den nationalökonomischen Fa-


kultäten ignorierten oder verhöhnten Gesell ebenfalls. Nur selten wurde ihm aus


diesen Kreisen Anerkennung zuteil wie zum Beispiel von Prof. Georg Friedrich


Knapp, dem Verfasser der “Staatlichen Theorie des Geldes”. Knapp gestand 


ihm in einem persönlichen Schreiben zu, “daß Sie eine Menge vorzüglicher Ge-


danken entwickelt haben.” Getreu der Selbstverpflichtung der Wissenschaften 


zur Wertfreiheit ihrer Aussagen wahrte Knapp aber Distanz zu der nach seiner


Ansicht “nicht glücklichen Verquickung der Sozialpolitik mit der Theorie des


Geldes” und unterließ es deshalb, die “sozialpolitischen Geldtheorien” in seinem


Buch darzustellen. [Brief von Georg Friedrich Knapp (Straßburg) an Gesell vom 31.3.1907. 


Dieser Brief ist eine Antwort auf Gesells nicht erhalten gebliebenen Brief an Knapp vom 3.3.1907. 


Vgl. Gesells Brief an Ernst Frankfurth 11.3.1907.] Im Laufe der Zeit versuchte Gesell, mit


zahlreichen deutschen und ausländischen Nationalökonomen in Verbindung zu


kommen, u.a. mit den Professoren Lujo Brentano, Karl Diehl, Emil Lederer, 


Robert Liefmann, Bruno Moll, vermutlich auch mit Werner Sombart und Gustav


Schmoller sowie mit Irving Fisher (USA), Eugen von Böhm-Bawerk und Carl


Menger (Österreich), Stefan Bauer (Schweiz) sowie Knut Wicksell und Gustav


Cassel (Schweden). Das Unverständnis der Wissenschaftler gegenüber dem


Außenseiter führte bei Gesell zu einer Mischung von Gefühlen des Gekränkt-


seins und der Überlegenheit, so daß ein intensiver Dialog über die Disserta-


tionen, die im Laufe der 20er Jahre über seine Theorien entstanden, leider nicht


zustandekam. 


Trotz aller Enttäuschungen mit Wissenschaftlern und Politikern verfiel Silvio


Gesell nie in eine resignative Haltung. Aus seiner Münchener Verteidigungsrede


sprach eine unerschütterliche Gewißheit, “... vom Schicksal als Lastträger einer


der Menschheit gehörenden Wahrheit erkoren oder, besser gesagt, verurteilt 


worden zu sein”, und er ließ nichts unversucht, “um meinen Schatz loszuwer-


den, ihn zum Gemeingut zu machen. Wahrhaftig, keinem Christophorus ist je ein


so schweres Kind auf die Schulter gebürdet worden.” [Silvio Gesell, Verteidigungs-
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rede, in: SGW Band 12, S. 34.] Aus der Verteidigungsrede geht auch Gesells beson-


dere Achtung vor Moses hervor. [Wie Amn. 32, S. 25. – Zur Einstellung gegenüber dem 


Götzen Mammon vgl. Georg Blumenthals Gedicht in SGW Band 7, S. 25, sowie den Brief an Rolf


Engert vom 18.6.1919.] Ähnlich wie Moses, der die alten Israeliten aus der ägypti-


schen Gefangenschaft in das Gelobte Land führte und ihnen Gesetze für ihr 


religiöses und soziales Leben gab, empfand Gesell es als seinen Auftrag, die


Menschheit von der mehrtausendjährigen Herrschaft des Götzen Mammon zu


befreien und sie mit der Vision vom “Aufstieg des Abendlandes” (1923) als in-


nerem Kompaß einer nachkapitalistischen bürgerlichen Gesellschaft von mate-


riell, seelisch und geistig selbständigen Freien und Gleichen entgegenzuführen.   


Dieses Zukunftsbild einer nachkapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft ohne


Herren und ohne Knechte nahm Gesell in seinem eigenen Leben bereits inso-


fern vorweg, als er sich durch seine Fähigkeiten als selbständiger Kaufmann


immer jene finanzielle Unabhängigkeit erhalten konnte, die er brauchte, um seine


geistige Freiheit ohne private Sponsoren oder staatliche Forschungsgelder zu


sichern. Anders als Marx, der trotz mehrerer Erbschaften und der finanziellen


Zuwendungen von Engels immer in Geldnöten war [Werner Blumenberg, Karl Marx 


mit Selbstzeugnissen und Bilddokumenten, Reinbek 1962, S. 105.], konnte Gesell in seiner


Münchener Verteidigungsrede mit selbstbewußtem Stolz darauf verweisen, daß


seine Theorie für ihn “nicht grau, sondern bares Geld” war. [Silvio Gesell, Verteidi-


gungsrede, in: SGW Band 12, S. 32.] Seine kaufmännischen Fähigkeiten in Verbindung


mit einem einfachen Lebensstil gestatteten es ihm, neben dem Unterhalt seiner


Familienangehörigen Verwandte und Freunde zu unterstützen und den Druck 


seiner Schriften zu finanzieren. 


Als “fleischgewordene Lehre vom Zins” [Wie Anm. 35, S. 39.] trug Gesell das Ur-


bild einer freien und gerechten Zukunftsgesellschaft in sich. Unaufhörlich wollte 


er die Augen seiner Mitmenschen für diese Vision öffnen und Verständnis für die


elementaren Ordnungsprinzipien einer solchen freien, gerechten und darum auch


friedlichen Gesellschaft wecken. Und sowohl vor dem ersten Weltkrieg als auch


während der 20er Jahre warnte er immer wieder vor den schlimmen Folgen einer


Mißachtung dieser Ordnungsprinzipien. Schon 1927 äußerte er die Befürchtung,


daß “... auch alles wieder in die Barbarei zurückfallen kann.” [Brief an Cordes, un-


datiert (1927).] Wenn man das Wort ‘Prophet’ in seiner ursprünglichen Bedeutung 


als ‘Seher’ und ‘Warner’ versteht, tragen Gesells Persönlichkeit und sein Werk 


tatsächlich prophetische Züge. Es ist deshalb nicht unberechtigt, daß Werner


Schmid ihn einen “modernen Jeremias” und der berühmte britische Nationalöko-


nom John Maynard Keynes ihn einen “seltsamen, zu Unrecht übersehenen Pro-


pheten” nannten. [Werner Schmid (wie Anm. 7 ), S. 292. – John Maynard Keynes, Allgemeine


Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, Berlin 1935, S. 298.]  Gleichwohl sollte


Gesell durch eine solche Charakterisierung nicht zu einer Idealgestalt verklärt 


werden, denn bei aller Klarheit seiner Einblicke in die wirtschaftlichen Strukturen


seiner Zeit war auch er ein ‘normaler’ Mensch mit Stärken und Schwächen.
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Geniales steht zuweilen neben zeitbedingt Widersprüchlichem. Und gerade seine


Briefe zeigen oft eine unmittelbare Nähe von wirklicher Größe und ganz All-


täglichem, ja geradezu Banalem. Und die enormen inneren Spannungen zwi-


schen dem Leben in der Gegenwart und den Gedankenausflügen in die Zukunft,


zwischen der Realität mit “all dem Unsinn” und der Utopie, die “... wir in unschul-


digen Stunden nebelhaft geschaut haben” [Silvio Gesell, Die Reformation im Münzwesen 


als Brücke zum sozialen Staat, in: SGW Band 1, S. 61. Ders., Die Diktatur der Not, in: SGW Band 14,


S. 63.], ließen Gesell zuweilen auch grob und hart werden. Freundschaftliche 


Hilfsbereitschaft wie beispielsweise gegenüber dem lungenkranken Ernst Frank-


furth konnte plötzlich mit der unbarmherzigen Einstellung einhergehen, daß “der


Teufel alle Kranken holen” sollte. [Brief an Ernst Frankfurth vom 10.3.1909.]  


Offenbar war Gesell von einer robusten Gesundheit, auf die sich auch die 


stetige Abwechslung von beruflicher Tätigkeit, Gartenarbeit und geistiger Krea-


tivität günstig ausgewirkt haben könnte. Er lebte überwiegend nach lebensre-


formerischen Grundsätzen und mied sowohl Tabak als auch Alkohol [Werner 


Schmid berichtete in der Biographie, daß Gesells Mutter ihre Kinder während einer Cholera- und


Scharlachepidemie ohne ärztliche Hilfe gesund gepflegt hat (wie Amn. 7, S. 18). Gesell und seine


Geschwister Amelie, Roman und Ludwig hatten Scharlach; seine Brüder Roman, Ludwig und Her-


mann hatten die Cholera. (Mündliche Auskunft von Gesells Tochter Gudula am Rande einer Tagung 


in Birkenwerder am 16.-19.5.1996) Als junger Mann überwand Gesell während seiner Zeit in


Malaga/Spanien eine Typhuserkrankung. (Brief von Vera Sonja Tomys an den Verfasser vom


12.7.1996)] . Der Naturheilkunde vertraute er mehr als der Schulmedizin. Dem-


gegenüber litten mehrere seiner engen Mitarbeiter schon im mittleren Lebens-


alter an schweren Krankheiten. “Ist es denn nötig”, so schrieb Gesell einmal 


nachdenklich an Ernst Frankfurth, “daß der Körper geschunden werde, damit 


sich der Geist frei entfalten und seine besten Blüten treiben kann?” Einerseits 


zeigte er Bewunderung für einen kranken Menschen, “der für sich selbst nur 


trübe Aussichten hegt und dennoch unter Aufopferung seiner Kräfte hoffnungs-


freudig und mit Enthusiasmus das Schicksal kommender Geschlechter nach sei-


nen Idealen zu modellieren sucht.” [Brief an Ernst Frankfurth vom 17.5.1906.] Dies 


konnte ihn andererseits nicht trösten, als er den Schmerz über den frühen Tod 


von Gustav Simons, Ernst Frankfurth, Paulus Klüpfel, Theophil Christen und


schließlich Georg Blumenthal tragen mußte. [Hart trafen ihn auch der Tod von Moritz 


von Egidy (vgl. das Vorwort zum Band 2  S. 9 und die Ermordung von Gustav Landauer. (Vgl. Rolf


Engert, Silvio Gesell in München 1919, Hann.Münden 1986, S. 58 ) Zu Gesells Umgang mit der 


Trauer vgl. die Beileidsbriefe an Frau Christen vom 15.5.1920 und an Otto Maaß vom 27.10.1927.] 


Es waren aber nicht nur diese Verluste vertrauter Weggefährten, die Gesell 


im Laufe der 20er Jahre auch innerhalb seiner eigenen Anhängerschaft allmäh-


lich einsamer machten. Nach den Turbulenzen der frühen Nachkriegsjahre fiel 


die NWO-Bewegung wieder zurück, als ab 1924 mit der Rentenmark und dem


Zufluß ausländischen Kapitals eine vordergründige Stabilisierung der Verhält-


nisse in Deutschland einsetzte. Interne Konflikte und auch persönliche Diffe-
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renzen mit Hans Timm führten zu Gesells Rückzug aus dem Fysiokratischen


Kampfbund. Hinzu kam seine Entfremdung von Fritz Schwarz und anderen


schweizerischen Mitarbeitern wegen deren taktischer Distanzierung von der Frei-


land-Forderung und deren Verkürzung der Freigeld-Forderung auf eine bloße In-


dexwährung. [Vgl. Silvio Gesell, Fritz Roth und Hans Bernoulli, Das Problem der Grundrente, in:


SGW Band 15, S. 281-312, sowie die Briefe an Fritz Schwarz und Fritz Roth vom Juli 1925 bis 


Februar 1926.]  Diese Umstände und die Überlegung, daß der Weg zur Verwirk-


lichung der Boden- und Geldreform doch sehr viel länger werden könnte, als 


es unmittelbar nach dem ersten Weltkrieg den Anschein gehabt hatte [Brief an


Benedikt Uhlemayr vom 6.10.1928, in dem Gesell zur früheren Fernerwartung ( Brief an Georg


Blumenthal vom 27.9.1907) zurückkehrte.], verstärkten Gesells Sorgen um die Zukunft 


seines Werkes. So könnte der Wunsch nach einem leiblichen Nachfolger dazu


beigetragen haben, daß er nach dem Heranwachsen seiner vier ehelichen Kin-


der und nach der Beziehung mit Jenny Blumenthal während der 20er Jahre 


mit zwei weiteren Frauen Beziehungen einging, aus denen ebenfalls Kinder 


hervorgingen. Es gibt Anzeichen dafür, daß sich Gesell ähnlich den polygamen


Stammvätern der Israeliten als Stammvater eines ‘geistigen Volkes’ von Men-


schen aus den verschiedensten Völkern verstand, die die Welt eines Tages von


der Mammonsherrschaft befreien würden. Unterschwellig war dieser Gedanke


schon um 1910 in ihm wirksam, als er den “Hohenzollern und Rockefellern” ein-


mal das “Geschlecht der Silvioniden” gegenüberstellte. [Silvio Gesell, Die neue Lehre


vom Geld und Zins – Fragment, in: SGW Band 5, S. 260.] Und aus der Erfahrung, daß alle


danach erwogenen politischen Strategien nicht zum Ziel geführt hatten, ent-


stand schließlich die Devise: “Physiokraten, mehret eure Art !” [Vgl. den Brief an 


Ernst Netzband vom 2.11.1927 und den Aufsatz "Physiokraten sind keine Philister" im Band 17, S. 91


sowie die Aufsätze "Politische Macht für FFF" und "Die parlamentarische Mehrheit der Sozialisten – 


ein Traum", in: SGW Band 15, S. 108 ff und 119 ff.]  Zu jener Zeit stand für Gesell fest, 


daß seine ehelichen Kinder kaum mithelfen würden, seine geistige Stafette wei-


terzutragen. Ernesto führte das Geschäft in Buenos Aires fort. (Immerhin be-


sorgte er später eine spanische Ausgabe der “Natürlichen Wirtschaftsordnung”.)


Anita hatte geheiratet und Kinder zu versorgen. An Carlos schrieb er einmal, es 


sei ihm die “Hauptsache, daß diese Lehre vor dem Untergang geschützt wird.” 


[Brief an Carlos Gesell und dessen Frau Martha vom 8.2.1923.]  Carlos hielt sich jedoch 


als Ingenieur in Nordamerika auf und gründete später in Argentinien den Bade-


ort Villa Gesell. [Vgl. die Biographie von Carlos Gesell, wie Anm.3.] Und Johanna (“Tutti”)


erfüllte seine Erwartungen ebenfalls nicht. Nachdem sie längere Zeit im Büro 


des “Physiokrat” mitgearbeitet hatte, legte Gesell ihr 1916 nahe, sich “unserer


Sache ganz zu ergeben. ... Du bist der rechte Petrus, den die Pforten Mam-


mons nicht überwältigen werden.” [Briefe an Johanna Gesell vom 1. und 12.10.1916.]


Aber auch Johanna heiratete wenige Jahre später einen schweizerischen Kauf-


mann und bekam Kinder.


Der bloß alltägliche Inhalt von Gesells Briefen an seine Ehefrau Anna 


Boettger läßt vermuten, daß beider Ehe keine geistige Arbeitsgemeinschaft ein-
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schloß. Die Rollen dürften nach tradierten patriarchalischen Mustern verteilt ge-


wesen sein. Vor ihrer Ehe hatte Anna Boettger in einer Braunschweiger Kondi-


torei gearbeitet. Vermutlich war sie damit überfordert, Gesells geistige Verein-


samung in den ersten Jahren nach seiner Entdeckung aufzufangen. Gegenüber


Hans Timm berichtete Gesell später, seine Frau hätte ihn “für verrückt gehal-


ten”. [Hans Timm, Geburt einer Idee (wie Anm. 7 ), S. 3.] Umgekehrt wird es auch für 


Anna Boettger nicht gerade einfach gewesen sein, sich vom Zusammenleben 


mit einem ‘normalen’ Kaufmann auf ein Leben mit einem Mann umzustellen, der


ständig von seinen Ideen besessen war und, angetrieben von seinem inneren


Auftrag, unruhig zwischen Deutschland, Argentinien und der Schweiz umher-


zog. Schon während der Kindheit und Jugend ihrer Kinder waren Gesell und 


seine Frau deshalb häufiger für längere Zeit voneinander getrennt. Seit wann 


und wodurch die Verbindung zwischen ihnen schließlich lockerer wurde, läßt 


sich nicht mehr ergründen. Leider hat Anna Boettger kaum Briefe oder Auf-


zeichnungen hinterlassen, die Aufschlüsse über ihre Persönlichkeit und ihr im


Schatten ihres berühmten Mannes vergessenes Leben geben könnten. Sie 


überlebte ihren Mann um 12 Jahre und starb 1942 in Argentinien. [Werner Schmid 


über Anna Boettger in der Biographie (wie Anm. 7 ), S. 145-146. – In einem Brief an den Verfas-


ser vom 12.7.1996 erwähnte Gesells Tochter Vera Sonja Tomys, daß Anna Boettger Gesells idea-


listische Bestrebungen vielfach als ein "Hindernis für ein normales Familienleben" empfand und daß 


sie sich aufgrund ihrer häufigen Krankheiten und frühzeitigen Alterung möglicherweise selbst aus 


der Ehe zurückgezogen haben könnte.] 


Nachdem auch die Ehe von Georg und Jenny Blumenthal abgekühlt war und


beide sehr aneinander litten [Vgl. entsprechende Andeutungen von Anna-Maria Zwintschert-


Burmeister im Brief an Hanna Blumenthal vom 20.1.1953.- In einem Gedicht, das Georg Blumen-


thal seiner Frau Jenny 1908 zu ihrem Geburtstag schrieb, heißt es: "Ruht nicht auf mir Dein Blick 


mit stummer Frage / Warum ich so viel Leid Dir angetan?" (Eine Kopie des Originals und eine 


von Hans-Joachim Führer am 25.2.1996 gefertigte Abschrift dieses Gedichts befinden sich im 


Archiv der Freiwirtschaftlichen Bibliothek.)], entstand zwischen Gesell und Jenny Blumen-


thal aus ihrer langjährigen Freundschaft schließlich eine Liebesbeziehung, aus 


der 1915 der Sohn Hans-Joachim hervorging – jenes “Hänschen”, von dem in 


den Briefen an Jenny immer wieder als von einem “Helden” die Rede ist. Bei 


aller alltäglichen Arbeitsbelastung in ihrem Haushalt und in ihrem eigenen klei-


nen Geschäft pflegte Jenny ihre kulturellen Interessen und sie hatte ein tieferes


Verständnis für die Botschaft, die Gesell den Menschen seiner Zeit bringen 


wollte. In einem Brief an Jenny vom 2.2.1919 nannte er sie einmal eine “Glück- 


und Lebensspenderin”, und seine Liebe zu Jenny wurde vermutlich auch zu ei-


ner Quelle geistiger Produktivität, aus der er bei der Vorbereitung seines 1916


erschienenen Hauptwerks schöpfen konnte. Gesell und Jenny Blumenthal unter-


nahmen einige größere Reisen nach Paris, Vigo/Spanien und Alassio/Italien, 


aber sie konnten ihr Glück aufgrund der Kriegsumstände nicht lange ungetrübt


genießen. Ende 1916 ging er mit seiner Frau und seiner Tochter Johanna 


wieder in die Schweiz. Jenny ließ sich vor dem Hungerwinter 1917/18 mit ihren
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drei Töchtern Hanna, Charlotte und Maria sowie dem kleinen Hans auf einem


Bauernhof in Vorpommern nieder, während Georg Blumenthal in Berlin noch


zum Militärdienst verpflichtet war. 


Schmid vermittelte den Eindruck, daß Anna Boettger und Georg Blumenthal 


die Beziehung zwischen Gesell und Jenny toleriert haben. [Werner Schmid (wie 


Amn. 7), S.146-147; ebenso Günter Bartsch, Sozialisierung oder Personalisierung – Versuch eines


Portraits von Georg Blumenthal (wie Anm. 10 ), München 1994, S. 35.] Gesell hielt eine fa-


miliärfreundschaftliche Verbindung zu seiner Frau aufrecht und es kam auch 


nicht zu einer Ehescheidung. Sachliche Differenzen zwischen Gesell und 


Blumenthal, die 1919 um dessen “Aufteilungsplan” entstanden, hatten mit den 


persönlichen Beziehungen offenbar nichts zu tun. Mit ihnen begannen jedoch


Blumenthals Rückzug aus der NWO-Bewegung und seine Hinwendung zur Eso-


terik. [Günter Bartsch (wie Anm. 10), München 1994, S. 33 ff – Silvio Gesell, Zur Frage der allge-


meinen Enteignung, in: SGW Band 10, S. 354-381. Ders., Die allgemeine Enteignung im Lichte 


physiokratischer Ziele, in: SGW Band 16, S. 25-67.] Anna Boettger blieb bei der Familie 


ihrer Tochter Johanna in Stäfa am Zürichsee. Und Gesell, der wegen seiner


Mitwirkung in der Münchener Räteregierung ohnehin nicht in die Schweiz zu-


rückkehren konnte, erwarb ein Haus in Rehbrücke bei Potsdam. Anfang der 


20er Jahre lebte Jenny Blumenthal für eine kurze Zeit in einem benachbarten


Haus; um jedoch existentiell unabhängig zu sein, zog sie bald wieder nach 


Berlin. Da eine Tätigkeit in ihrem ursprünglichen Beruf – sie war eine nach den


Vorstellungen des Pädagogen Julius Fröbel ausgebildete Kindergärtnerin – mit


ihren Verpflichtungen als alleinerziehende Mutter nicht vereinbar gewesen 


wäre, betrieb sie dort ein kleines Geschäft mit Haushalts- und Wäscheartikeln. 


Ihre kurze nachbarschaftliche Lebensgemeinschaft mit Gesell ging dadurch in 


eine Freundschaft über. Als Georg Blumenthal später schwer herzkrank wurde,


nahm Jenny ihn bei sich auf und pflegte ihn einige Monate bis zu seinem Tod 


im Juni 1929. Als sie während der NS-Zeit die Auswirkungen des Boykotts jü-


discher Geschäfte zu spüren bekam, nahmen sie, ihre Tochter Hanna und ihr 


Sohn Hans ihren Mädchennamen Führer anstelle des jüdisch klingenden


Familiennamens Blumenthal an. Während dieser Zeit löste Jenny sich von der 


individualanarchistischen Philosophie der früheren Fysiokraten und pflegte 


regelmäßige Kontakte zu Mitgliedern der Bekennenden Kirche. [Mündliche Mittei-


lungen von Hans-Joachim Führer vom 18.7.1987 und 16.-19.5.1996. Briefe und Aufzeichnungen 


von Erinnerungen an ihre Beziehung zu Gesell hat Jenny Blumenthal-Führer 1943 kurz vor ihrem 


Tod vernichtet. (Vgl. die Amn. 4 und 53 ) – Vgl. Maria Rapp-Blumenthal, Erinnerungen an Silvio 


Gesell und Georg Blumenthal, Privatdruck München 1990. – Hans-Joachim Führer gründete nach 


1945 eine Fachübersetzergenossenschaft InTra eG in Stuttgart und übernahm außerdem die Ge-


schäftsführung des in der amerikanischen Besatzungszone neu formierten Freiwirtschaftsbundes. Er


konvertierte zum Katholizismus und versuchte später eine theologisch-anthropologische Neube-


gründung der ökonomischen Theorien seines Vaters; vgl. sein Buch "Friedensfalken – Die Zukunft 


zwischen Grauen und Verheißung, Hann.-Münden 1985.] 
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In der Biographie von Schmid wird nur beiläufig angedeutet, daß Gesell da-


nach noch einmal die Liebe einer Frau zuteil geworden sei. [Werner Schmid (wie 


Amn. 7), S. 341.] Es waren jedoch zwei Frauen, mit denen er im Laufe der 20er 


Jahre Liebesbeziehungen einging und mit denen er weitere Kinder bekam:


Witomir, Vera Sonja und Dolores mit Wanda Tomys sowie Freya und Gudula 


mit Margarete Siermann. 


Wanda Tomys stammte ursprünglich aus Kielkowo bei Posen. Nach dem 


frühen Tod ihrer Eltern fand sie Aufnahme in der Familie ihres Onkels, des


Schuhmachermeisters Carl Tomys. Wegen der Verdrängung von Handwerksbe-


trieben durch Fabriken war die Existenz der Familie bedroht, was Tomys veran-


laßte, sich gemeinsam mit anderen Handwerkern politisch zu engagieren. Es 


las die sozialkritischen Werke von Tolstoi, Bakunin, Herzen und Proudhon so-


wie die Dichtungen von Lessing und Ibsen. 1903 ließ sich die Familie Tomys in 


der Genossenschaftssiedlung Eden nieder. Tomys pflegte enge Kontakte zu 


anarchistischen Kreisen und gehörte kurz vor dem ersten Weltkrieg zu den Mit-


gründern des von Gustav Landauer geleiteten Sozialistischen Bundes. Seit die-


ser Zeit waren die Familien Tomys und Gesell miteinander befreundet. Carlos’ 


Frau Martha entstammte der Familie Tomys. Wanda Tomys war zunächst Kin-


derpflegerin. Während des ersten Weltkriegs konnte sie ihren Lebensunterhalt


durch Tätigkeiten in deutschen und schweizerischen Hotels sichern. In den frü-


hen Nachkriegsjahren geriet sie in Not und ging vorübergehend als Kinderpfle-


gerin in die Familie von Gesells Sohn Ernesto nach Argentinien. Sie nahm zwar


keinen intensiveren Anteil an Gesells geistigem Schaffen, wirkte aber unter an-


derem beim Zustandekommen einer persönlichen Begegnung Gesells mit dem


Physiker Albert Einstein mit. Gesell erwarb für Wanda Tomys und die gemein-


samen Kinder ein Haus in Hohenneuendorf am nördlichen Stadtrand von Berlin.


Nach seinem Tod geriet Wanda Tomys jedoch während der Weltwirtschaftskrise


abermals in Not und übersiedelte mit ihren Kindern 1935 nach Argentinien, wo 


sie im quasi großfamiliären Verbund von Gesells dortigen Nachkommen Unter-


stützung fand. 1982 starb sie im Alter von 89 Jahren in Buenos Aires. [Lisowski,


Meister Tomys – Nachruf, in: Edener Mitteilungen 23. Jg, 1928, Nr. 1/2, S. 4-7. Briefe von Witomir 


und Vera Sonja Tomys an den Verfasser vom 12. und 24.7.1996.] 


Margarete Siermann stammte aus Hirschberg/Saale und war eine Nichte 


von Gesells siebenbürgischem Freund Paul Klemm. Als Jugendliche hatte sie 


sich für die Heldengestalten in Schillers Dramen und für die Ideale der Jugend-


bewegung begeistert. Nach dem Krieg kam sie als Bankangestellte nach Blan-


kenburg im Harz. Die Ideen Gesells kannte sie schon seit langem durch Paul


Klemm; ihre Bewunderung dafür weckte jedoch erst die Lektüre von Gesells


Münchener Verteidigungsrede. Anfang 1924 kündigte Margarete Siermann ihre


Stellung bei der Bank und zog zu Verwandten nach Potsdam, um als Sekretärin 


in der Redaktion der fysiokratischen Wochenzeitung “Der neue Kurs” mit Ge-


sell und Hans Timm zusammenzuarbeiten. Zeitweise verwaltete sie auch die
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Finanzen des Fysiokratischen Kampfbundes. Über diese Zeit schrieb Marga-


rete Siermann später einige Erinnerungen nieder: “Mein Leben hatte mit einem


Mal einen ganz anderen Rhythmus bekommen. Das langweilige Kleinstadt-


dasein in Blankenburg mit dem sturen Absitzen der acht Stunden in der Deut-


schen Bank ohne irgendwelche Höhepunkte war einem bewegten Tagesablauf


gewichen. Er erschien mir anfangs wie ein Traum. Mit einem Schlage war alles 


um mich herum freier geworden. Wenn Timm mir einen Artikel diktierte, dann 


kam er oft bei irgendeinem Wort vom Thema ab und fragte mich nach meiner


Meinung und es entspann sich ein langes Gespräch. Nach der Uhr wurde über-


haupt nicht gearbeitet. Mittags gingen wir zusammen mit Dr. Tuercke und Dio-


genes ins nahe vegetarische Restaurant und manchmal gingen wir auch ins


gegenüberliegende Café Aschinger zum Kaffeetrinken. Immer gab es anregen-


de Gespräche, denn Timm und Tuercke hatten Witz und Humor. Oft waren auch


Hanna Blumenthal und deren Freundin Anna-Maria Burmeister dabei, mit de-


nen ich mich angefreundet hatte. Später kam zu unserem Freundeskreis noch


Marianne Timm dazu, Hansens Schwester. Sie tippte bei uns die englische 


Übersetzung der NWO aus dem Manuskript von Philip Pye ins Reine für den


Druck. Des öfteren gingen wir auch alle gemeinsam abends zu einem Vortrag 


und anschließend noch in ein Lokal, wo angeregt weiter diskutiert wurde.” [Erin-


nerungen über ihre Jugend und ihre Erlebnisse im Fysiokratischen Kampfbund bis 1925, die Mar-


garete Siermann im Alter von 88 Jahren handschriftlich niederlegte. Ein Schlaganfall machte die


Aufzeichnung von Erinnerungen über die Zeit nach 1925 unmöglich.] Gesell genoß den in-


tensiven Gedankenaustausch mit Margarete Siermann, der sich vielfach um die


über das bloß Wirtschaftspolitische hinausgehenden Vorstellungen vom Leben


in einer noch fernen physiokratischen Zukunft drehte. Die Anrede “Grete, Bahn-


brecherin, liebe” in einem undatierten kleinen Brief deutet darauf hin, daß er 


sich von ihr wirklich verstanden fühlte. Margarete Siermann entschied sich 


schließlich bewußt für ein Leben als alleinstehende, nicht verheiratete Mutter. 


Sie wollte ihren Überzeugungen gemäß leben und nahm dafür ein Los auf 


sich, das nicht nur wegen des Unverständnisses in ihrer Umgebung nicht im-


mer einfach war. Nach Gesells Tod und der Übersiedlung seiner Angehörigen 


nach Argentinien bewohnte sie mit ihren Kindern das Haus der Gesells in 


Eden – zunächst mit dem finanziellen Rückhalt von Ernesto und Carlos Gesell; 


als ihre Töchter etwas größer geworden waren, arbeitete Margarete Siermann 


als Sekretärin in der Eden-Genossenschaft und später in der Oranienburger


Stadtverwaltung. Ende der 50er Jahre siedelte sie nach Westdeutschland 


über und starb 1986 im Alter von 93 Jahren. [Mündliche Mitteilungen von Gudula Wink-


ler, geb. Siermann an den Verfasser am 5.8.1994 und am 16.-19. Mai 1996. Vgl. auch die Anm. 2.] 


Freya Siermann verunglückte 1952 bei einem Badeunfall in Argentinien. Ein


Jahr später starb Gesells Tochter Johanna in der Schweiz. Ernesto, Carlos und


Anita starben während der 70er Jahre in Argentinien. Seine anderen Nachkom-


men leben in Argentinien und in Deutschland und pflegen – ebenso wie früher


ihre Mütter einen – engen Familienzusammenhalt. 
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Die Motive für Gesells Beziehungen zu Wanda Tomys und Margarete Sier-


mann dürften vielschichtig gewesen sein. Es ist nicht ausgeschlossen, daß da-


bei auch der Wunsch nach einem leiblichen Nachfolger eine Rolle spielte. In 


einem damals unveröffentlicht gebliebenen Manuskript “Die Zukunft Deutsch-


lands liegt in Necropolis” [Vgl. den Anhang zu SGW Band 17 S. 294-302.], in dem es um


das Leid der Abtreibung geht, verschwimmen düstere Zukunftsahnungen zum


Traumbild eines Feuers, das die Bibel, “Utopia” von Thomas Morus, “Fortschritt


und Armut” von Henry George sowie Gesells “Natürliche Wirtschaftsordnung” 


verschlingt. Dieser Text  läßt andererseits eine große Bewunderung für den 


legendären August den Starken und die Vielzahl von dessen Kindern erkennen. 


Ihr entsprechen Gesells sichtbarer Stolz auf seine Kinder und seine Bereit-


schaft, für sie zu sorgen. [Die Briefe an Pawel Stanisic vom 5.4.1929, Paul Klemm 19.7.1929 


und Otto Maaß vom  5.3.1930 zeigen, daß Gesell mit Stolz zu seinen Kindern stand und sie nicht 


etwa verheimlichte. Vgl. auch den Brief an Emmy Tuercke vom 1.10.1926.] Ein mögliches 


Motiv wäre auch das gewiß häufig hinter seinen Auftrag zurückgestellte Ver-


langen, die eigene Emotionalität mit dem drückenden Übergewicht des geis-


tigen Schaffens in eine innere Balance zu bringen. Mit dem Wunsch nach ei-


nem diesseitigen Lebensgenuß meinte er jedoch keine verantwortungslose Be-


liebigkeit von Beziehungen. [Vgl. den Brief an Ernst Netzband vom 2.11.1927.] Gesell 


könnte auch bestrebt gewesen sein, das in die eigene Lebenspraxis umzu-


setzen, was er im “Abgebauten Staat” und in sich daran anschließenden Auf-


sätzen über eine von kirchlicher Moral und staatlichen Gesetzen ‘freie Liebe’


geschrieben hatte. Auch Hans Timm, Rolf Engert, Richard Batz und andere


Fysiokraten versuchten, aus traditionellen Lebensformen auszubrechen und die


auch damals schon viel diskutierten Überlegungen zu einer Sexual- und Ehe-


reform an sich selbst zu erproben. [Silvio Gesell, Der abgebaute Staat in: SGW Band 16, 


S. 325-331, sowie die Aufsätze "Nochmals der Gebärstreik", "Physiokraten sind keine Philister" und


"Die Sache der Menschheit" in SGW Band 17, S. 88, 91 und 101. – Nachdem ihre Ehe mit Friedrich


Hennig zerbrochen war, entstand eine Beziehung zwischen Gesells Tochter Anita und Hans Timm, 


aus der zwei Kinder hervorgingen. Timms Trennung von Anita Ende der 20er Jahre trug dazu bei, 


daß die Freundschaft zwischen Gesell und Timm zerbrach. Vgl. dazu von Wera Wendnagel am


31.5.1996 in Neviges mündlich vorgetragene Erinnerungen an die 'freie Liebe' bei den Physiokra-


ten, die sich als Cassettenaufnahme im Archiv der Freiwirtschaftlichen Bibliothek befinden. Über die


Ideen zur Ehe- und Sexualreform während der 20er Jahre vgl. das von Jürgen Reulecke und Diet-


hart Kerbs  herausgegebene "Handbuch Reformbewegungen", Wuppertal 1998. Vgl. auch die Briefe 


an Friedrich Landmann vom 29.12.1917 und 18.1.1918.] Nicht zuletzt wegen der Unkennt-


nis der näheren Umstände ist auch Gesells Person und seinen Frauenbe-


ziehungen gegenüber dieselbe Bereitschaft zum Verzicht auf Vorurteile ange-


bracht, die beispielsweise auch Goethe, Hegel und Marx, Liszt und Picasso,


Brecht oder Einstein entgegengebracht wird. [Josef Rattner, Psychoanalyse Goethes, 


in: Jahrbuch für Verstehende Tiefenpsychologie und Kulturanalyse Band 3 / Berlin 1983, S. 266-287. –


Georg Viebahn, Goethe und die Frauen, Frankfurt 1993. – Über Hegels und Marx' Frauenbezie-


hungen vgl. Gerhard Prause, Genies ganz privat, München 1994, S. 79-80. – Fritz Raddatz, Karl 


Marx – eine politische Biographie, Hamburg 1975. – Everett Helm, Franz Liszt, Reinbek bei Ham-
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burg 1995. – Pablo Picasso, Reinbek bei Hamburg 1986. – Sabine Kebir, Ein akzeptabler Mann? –


Streit um Bertolt Brechts Partnerbeziehungen, Berlin 1987. – Roger Highfield und Paul Carter, Das


geheime Leben des Albert Einstein, Berlin 1994.]


In dieser Zeit der späten Vaterfreuden traf Gesell die Nachricht vom Tode


Georg Blumenthals, zu dem die freundschaftliche Verbindung nie ganz abgeris-


sen war. Sie weckte in ihm wehmütige Erinnerungen an den langjährigen ge-


meinsamen Kampf gegen den Götzen Mammon, und schmerzlich machte sie 


ihm auch seine eigene Vergänglichkeit bewußt. Wenige Tage nach Blumen-


thals Beerdigung, bei der Gesell eine flammende Grabrede hielt, äußerte er die


Absicht, sich fortan auf die ihm wichtigsten Aufgaben zu konzentrieren, um 


nicht mitten in der Arbeit vom eigenen Tod überrascht zu werden. [Brief an Jakob


Eckert vom 12.7.1929.] Offenbar spielte er auch mit dem Gedanken, sich noch 


ein letztes Mal nach Argentinien aufzumachen, um irgendwo in der Einsamkeit, 


nur umgeben von Tieren und Pflanzen, zu sterben. [Werner Schmid (wie Anm. 7 ), S. 


348.] Wie der Apostel Paulus in seiner Abschiedsrede von Milet (Apg. Kap. 20) 


bat Gesell Bertha Heimberg, Benedikt Uhlemayr und andere Mitarbeiter, seine


Lehre vor Verfälschungen zu schützen. Seine Briefe aus dem Winter 1929/30 


vermitteln aber den Eindruck, daß er doch noch mitten in seiner Arbeit steckte, 


als sich sein Lebenskreis im März 1930 infolge einer Lungenentzündung 


schloß. Bertha Heimberg hielt die Grabrede auf dem Oranienburger Friedhof, 


auf dem wenige Jahre später auch Erich Mühsam, sein einstiger Weggefährte 


in Münchener Revolutionstagen, begraben wurde. Mühsam verfaßte den ein-


zigen würdigen Nachruf auf Gesell. [Erich Mühsam, Ein Wegbahner, in: Fanal Nr. 7 / 1930.]


Anstelle von Erinnerungen an Erlebnisse mit ihm enthielten demgegenüber die


Nachrufe in der “Letzten Politik” und in der “Freiwirtschaftlichen Zeitung” nur pa-


thetische Glorifizierungen. Ansonsten nahm die deutsche Öffentlichkeit kaum


Notiz von Gesells Tod – lediglich die “Frankfurter Zeitung” nutzte die Gelegen-


heit, ihn einmal mehr als “Apostel” zu diffamieren. [Vgl. den Artikel "Zwei Apostel" in 


der Frankfurter Zeitung Nr. 201 / 1930. – Bruno, Silvio Gesells Beisetzung, in: Letzte Politik Nr. 12 /


1930, S. 2.]


Obwohl Gesell vielfach die Befürchtung geäußert hatte, daß sein Werk wie-


der verloren gehen könnte, hatte er selbst dennoch Vorbehalte gegen den ihm 


von Paul Diehl unterbreiteten Plan einer Gesamtausgabe aller seiner Bücher,


Broschüren und Aufsätze: “Das, was ich schreibe, sind Banalitäten wie alle


Wahrheiten. Sobald sie begriffen worden sind, kümmert sich kein Mensch noch 


um die Herkunft derselben. Sie gehen wie die Erfindung des Hosenknopfes in 


das Inventar menschlichen Besitzes über. ... Wer würde heute noch seine Zeit 


verlieren, die gesammelten Werke eines Theologen oder Mediziners aus dem 


vorigen Jahrhundert zu lesen?” [Brief an Paul Heinrich Diehl vom 2.12.1928.] Obwohl


Gesell sich Ende der 20er Jahre wieder auf einen sehr langen Weg zu sei-


nem Ziel eingestellt hatte und ahnte, daß er wie Moses den gelobten Zukunfts-


staat nicht mehr selbst miterleben würde, hielt er Diehl entgegen, daß die An-
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erkennung seiner ‘banalen Wahrheit’ an “jedem Tag” möglich sei; deshalb ver-


warf er den Plan einer Gesamtausgabe seiner Werke. 


Es dauerte mehr als fünf Jahrzehnte, bis dieser Plan erneut in Erwägung 


gezogen wurde. Dank einer guten Zusammenarbeit zwischen der Stiftung für 


persönliche Freiheit und soziale Sicherheit  [seit 1997: Stiftung für Reform der


Geld- und Bodenordnung], den Nachkommen Gesells und dem Gauke Verlag,


dank der Vorarbeiten von Friedrich Landmann und Willy Hess sowie der finan-


ziellen Unterstützung von Freunden der Natürlichen Wirtschaftsordnung konnte


nach mehr als zehnjähriger Dauer die Gesamtausgabe aller Werke Silvio Ge-


sells abgeschlossen werden. Trotz der sich verschärfenden sozialen und öko-


logischen Krise blieben die äußeren Umstände während dieses Jahrzehnts 


günstig genug, um die Edition ohne größere Hindernisse vollenden zu können 


und damit den nächsten Generationen jene ‘banalen Wahrheiten’ zu über-


liefern, die sie neben anderen Erkenntnissen benötigen werden, um einen Aus-


weg aus dem Teufelskreis von sozialer Ungerechtigkeit, Arbeitslosigkeit, Natur-


zerstörung sowie von Bürger- und Völkerkriegen zu finden. Die Gesamtaus-


gabe ermöglicht erstmals einen Überblick über das gesamte Lebenswerk Silvio


Gesells und läßt ahnen, welch gewaltiges Arbeitspensum er als ein “Zukunfts-


bildner” [Brief an Muckermann vom 16.1.1929.] geleistet hat, um einen Grundstein da-


für zu legen, daß die Welt von der Herrschaft Mammons – jener “Pest, die seit 


über sechstausend Jahren die Menschheit plagt” [Brief an Heinrich Rissom vom 28.3.


1928.] – geheilt werden und sich in Gerechtigkeit und Frieden erneuern kann. 


Damit gehört Gesell zweifellos zu den ganz großen Gestalten der Weltge-


schichte, auch wenn bei ihm nicht anders als bei vielen anderen herausragen-


den Persönlichkeiten Stärken und Schwächen oft so nahe beieinander liegen, 


daß sein Werk wie ein Urgestein noch geschliffen werden muß. Gesell war


zugleich ein Relikt der Vergangenheit und ein Mensch der Zukunft, der zwar in


seiner Zeit lebte, aber in ihr dennoch nicht wirklich beheimatet war. In ihm 


überkreuzten sich Einflüsse des Alten Testaments und der Aufklärung mit


Einflüssen der Philosophie und Ökonomie des 19. Jahrhunderts zu einer explo-


siven Mischung von originellen und übernommenen Gedanken, die wie heiße 


Lava aus einem Vulkan durch ihn in die Welt kam. Vielleicht bedurfte es tat-


sächlich erst einer Zeit der ‘Abkühlung’ und des Sammelns von Einsichten aus


leidvollen Erfahrungen mit den Folgen der Mißachtung von wirtschaftlichen Ord-


nungsprinzipien, bis die große Tragweite der neuen Gedanken überhaupt erst 


einmal faßbar wurde, denn es steht der Menschheit – wie Keynes richtig er-


kannte – ein fundamentaler “Gezeitenwechsel” bevor, wenn die Macht des 


Geldes überwunden wird. [John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, 


des Zinses und des Geldes, Berlin 1936, S. 317 und S. 184-187.]  


Wie notwendig es inzwischen geworden ist, daß sich nicht nur Wirtschafts-


wissenschaftler, sondern auch Historiker, Juristen, Politologen, Psychologen,


Theologen und Philosophen im Rahmen ihres Nachdenkens über gangbare 


Wege in die Zukunft auch mit Gesells Erkenntnissen beschäftigen und sie wei-


23







terentwickeln, möge abschließend ein Schaubild des bekannten Naturwissen-


schaftlers Prof. Frederic Vester zeigen [Frederic Vester, Leitmotiv vernetztes Denken,


München 1988, S. 41.- VgL hierzu auch Peter Kafka, Gegen den Untergang – Schöpfungsprinzip 


und globale Beschleunigungskrise, München 1994.]: 


Demnach haben Erde und Mensch lange Zeiträume einer schöpferischen


Evolution zurückgelegt. Aus dieser langen quasi-stationären Entwicklung, die 


bis in das 19. Jahrhundert hineinreichte, ragen nur der Aufstieg und Nieder-


gang der antiken Kulturen heraus, die Gesell mit der Ausbreitung von Arbeits-


teilung und Geldwirtschaft und der damit bislang verbundenen 6000 Jahre al-


ten Krankheit der Mammonsherrschaft in Verbindung brachte. Gegenwärtig be-


finden wir uns in einer Übergangsphase zwischen dieser langen quasi-statio-


nären Entwicklung und der Zukunft, die zwar noch offen, aber dennoch stark 


durch das gleichsam krankhafte exponentielle Wachstum von Geldvermögen 


und Schulden, Güterproduktion, Ressourcenverbrauch und Bevölkerung ge-


fährdet ist. An einem ‘kritischen Punkt’ innerhalb dieser Übergangsphase wird 


sich entscheiden, ob die Menschheit weiterhin auf ihrem falschen Weg durch


Krisen und Kriege einer globalen Katastrophe entgegengeht oder ob es ihr ge-


lingt, ihre weitere Entwicklung in einem neuen ökonomisch-ökologischen Gleich-


gewicht zu stabilisieren. Das Wachstum der Geld- und der Realwirtschaft ist 


zu einem Tumor im Gesamtorganismus von Erde und Mensch geworden, der 


den Fortbestand des Lebens gefährdet. Ein jährliches Wachstum von 3% be-


deutet eine Verdopplung des Sozialprodukts in knapp 24 Jahren, ein Anwachsen


auf das Tausendfache in 235 Jahren und auf das Millionenfache in 470 Jahren!


Doch was sind 24, 235 oder 470 Jahre in einer Evolution von Millionen von Jah-


ren? Die Entscheidung zwischen Katastrophe oder Neuordnung des mensch-


lichen Zusammenlebens erfordert bald nach der Jahrtausendwende die Lösung


ökononischer und politischer Kernfragen. Diese schließen auch die weltan-


schauliche Frage nach dem Sinn unseres Daseins ein: Woher kommen wir


Menschen, welchen Auftrag haben wir auf Erden, und wohin gehen wir da-


nach? Die Herausgabe von Silvio Gesells Gesammelten Werken möge dazu 


beitragen, daß tragfähige Antworten auf diese existentiellen Fragen entwickelt 


werden.
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Aufnahme aus dem 20er Jahren







An die Großmutter Jeanette Talbot-Lentz vom 16.1.1881 aus Düren


Liebe bonne-maman!


Ich habe schon so viele Briefe, große und kleine, von Dir erhalten, die mir stets


so viel Freude bereitet haben, daß ich mich gedrängt fühle, Dir nun auch einen


langen Brief zu schreiben. Ich denke, daß Dir das Freude machen wird, beson-


ders weil ich auch noch einige Briefmarken beifüge, darunter einige sehr seltene.


Ich bin immer so froh, wenn Mutter mir schreibt, daß bei Dir immer alles gut läuft,


daß Du Dich wie eh und je in der Küche zu schaffen machst, daß Du strickst, die


französische Geschichte liest und daß Du manchmal eine Partie Sechsund-


sechzig gegen die kleine Lore* gewinnst. Es macht Dir bestimmt viel Kummer,


daß Du Dich auf einige Zeit von Deinem lieben kleinen Louis* trennen mußt;


aber tröste Dich, liebe bonne-maman, diese Trennung dauert nicht ewig. Und wir


wollen hoffen, daß Gott, der doch so gut ist, der Dich so liebt und den Du nie


gekränkt hast, Dir bestimmt nicht die kleine Gnade verweigern wird, Dir eines


schönen Tages Deinen lieben Louis gesund und munter zurückzubringen.


Was mich anbelangt, so geht es mir immer gut, liebe bonne-maman. Ich bin


zufrieden und glücklich. Und wenn die Änderungen eintreten, von denen Paul
und Romain* sprechen, nämlich daß ich eines Tages in ihrem Geschäft anfangen


kann, so gibt es niemanden, der glücklicher wäre als ich. Im Augenblick geht es


mir also sehr gut, und die einzige Sache, die mir Kummer bereitet, ist, daß ich


die Hoffnung aufgeben muß, Dir wenigstens noch in diesem Jahr einen Meinen


Besuch machen zu können.


An die Eltern Mathilde und Ernst Gesell vom 14.9.1894 aus 
Buenos Aires


Inventur 48 000 Mark mit einem Saldo von 32 253 Mark zu meinen Gunsten,


was sehr günstig ist.


Vorhaben: Im April Abreise über Chile (Besuch bei der lieben Amélie*) – San


Francisco – Pont d’Oreille (Hermann*) – Philadelphia – New York – London. Und


anschließend werde ich mit vollen Segeln im irdischen Paradies an Land gehen.


Ich freue mich schon jetzt, meine lieben Eltern, Euch wohlauf wiederzusehen.


Bestimmt werde ich bleiben, bis Ihr mich davonjagd, wie der gute Adam seiner-


zeit aus dem Paradies vertrieben wurde. Wieder einmal möchte ich meinen Kopf


auf den Schoß meiner lieben Mutter legen und mich an die Zeiten erinnern, da


sie mir mit der Hand über die Stirne strich. Welch himmlisches Gefühl das


damals war!


Papas Gesundheit: Vorsicht mit dem Essen. Sich hauptsächlich an Obst und


Gemüse halten, viele Äpfel und ganz allgemein Obst essen. Zucker und Alkohol


meiden, aber Spaziergänge, so lang wie möglich. Reichliches Essen, Kartoffeln,


Möhren, Feigen, Trauben, Datteln. Nur drei Mahlzeiten am Tag.


* [Paul, Amélie, Romain, Louis, Hermann und Laura waren Geschwister Gesells.]
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An Reichsbankdirektor Dr. Koch vom 30.1.1899 aus Weimar


Jetzt, da von Reformen im Reichsbankgesetz die Rede ist, scheint es mir eilig zu


sein, auf den sinnentstellenden Widerspruch hinzuweisen, der in der Inschrift der


Reichsbanknote enthalten ist.


Durch den Gebrauch des Ausdrucks: „Die Reichsbank zahlt“ in der Inschrift der


Banknoten wird diesen der Charakter effektiven Geldes abgeleugnet und im


Publikum der Glaube erweckt, daß diese Banknoten zur Kategorie gewöhnlicher


Schuldscheine gehören.


Die Banknote gilt, heißt es, aufgrund des Zahlungsversprechens. Das in der


Bank deponierte Gold ist die Quelle, aus der allein die Banknote ihren Wen


schöpft, und in letzter Instanz ist es die im Gold aufgehäufte Arbeit (Arbeitsgallerte,


gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit usw.), auf welcher der Wert der Banknote


beruht.


Das ist der Sinn der Inschrift der heutigen Banknoten, im Grunde genommen die


volle offizielle Bestätigung der sozialistischen Wertlehre. Aber diese Auffassung


vom Wesen der Banknoten und damit die Inschrift der Banknote und die marxi-


stische Werttheorie stehen im Widerspruch mit den Tatsachen. Denn, wenn die


Banknote nur als Schuldschein zu betrachten, wenn das Zahlungsversprechen das


Wesentliche an der Banknote wäre, wie erklärte sich dann die Tatsache, daß die


Reichsbank mit ungedeckten Banknoten (also mit Zahlungsversprechen) andere


Zahlungsversprechen (Wechsel) unter Zinsberechnung diskontieren kann? Wenn


die Banknote nur ein Zahlungsversprechen wäre, dann ständen sich ja Banknote


und Wechsel gleich, und bei einem eventuellen Tausch beider Papiere wurden sich


die Zinsen gegenseitig aufheben.


Wenn die Banknote tatsächlich das wäre, was die Inschrift aus ihr machen will,


so hätte ja die Bank dem Inhaber Zins und Zinseszins vom Emissionstage an zu


vergüten, eine Summe, die in vielen Fällen den Nominalbetrag der Banknote über-


steigen würde.


Der Umstand, daß die Reichsbank aus der Emission nur zum Teil gedeckter


Banknoten einen Nutzen zieht, liefert den klaren Beweis, daß diese Noten etwas


mehr sind als bloße Schuldscheine, daß die Privilegien der Reichsbank aus der


Banknote einen selbständigen Wertgegenstand, einen Wertgegenstand sui gene-


ris, d. h. Geld machen, und daß schließlich die Faktoren, welche diesem Geld die


Existenzbedingungen erfüllen, anderswo zu suchen sind als in den Goldbeständen


der Bank, anderswo als in der Arbeit, die in diesem Gold vergegenständlicht ist.


Dieselben Faktoren, die das Gold der Bank jahraus, jahrein von seinem


Bestimmungsort, der Goldschmiede, fernhalten, sie halten auch die Banknote vom


Einlösungsverlangen fern.


Die Banknote ist durch die Privilegien der Reichsbank zu Geld geworden, wie ja


auch das Gold nur durch ein Staatsprivileg zu Geld wurde, und der Umstand, daß


der Verkehr unter Abstoßung des Goldes immer größere Mengen von Banknoten 
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aufnimmt, beweist, daß die Faktoren, die zum Zustandekommen des Geldes


gehören, sich in der Banknote noch besser vereinigt finden als im Gold.


Wenn aber die Banknote ebenso wie das Gold aufgrund von Staatsprivilegien


Geld ist, so ist der Ausdruck ,zahlen‘ in der Inschrift der Banknote nicht am


Platze. Die Bank kann die Banknote nicht mit Gold ,bezahlen‘, sie kann sie nur


mehr gegen Gold tauschen oder wechseln. Und das ist es, worauf ich die Auf-


merksamkeit lenken möchte. Um den Tatsachen zu entsprechen, müßte also die


Inschrift der Banknote lauten: „Die Reichsbank tauscht diese Banknote jederzeit


auf Wunsch gegen Gold gleichen Nominalbetrages um.“


Die Bedeutung dieser Berichtigung liegt nicht in der Praxis, denn das Publikum


liest die Inschrift nicht, sondern auf dem Gebiete der Theorie, und zu einer Zeit,


wo die Verschiedenheit des Begriffes „Wert“ die eigentliche Grundlage zu den


politischen Parteispaltungen bildet, ist es wohl nicht nötig, auf die Wichtigkeit der


Sache hinzuweisen.


Hochachtungsvoll


Silvio Gesell
Unter dem Titel „Der Ursprung des Übels“ wurde der Brief an den Reichsbankpräsi-


denten Dr. Koch in der Zeitschrift „Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld“ veröf-
fentlicht (5. Jahrgang 1923, Nr. 9, S. 233 – 237). Auf dem Höhepunkt der großen Inflation
fügte Gesell den nachfolgenden Kommentar hinzu:


Auf diesen Brief erhielt ich keine Antwort. Die Bürokratie hatte nicht einmal die


Zeit, eine Höflichkeitsantwort abzuschicken. Um den Beweggrund dieses


Schweigens zu ermitteln, ließ ich der Reichsbank durch einen Freund einen Brief


über irgendeine Nichtigkeit (Sicherung gegen falsche Banknoten) zugehen. Er


erhielt sofort Antwort. Also nur für grundsätzliche Fragen hatte die Reichsbank-


direktion keine Zeit. Die Krokodile sonnten sich an den Staatsprivilegien und 


hatten zu theoretischen Betrachtungen keine Lust. Warum auch? Das Volk war ja


mit den Pfuschereien der Reichsbank zufrieden. Niemand sah hier ein Problem.


Jede Untersuchung der theoretischen Grundlagen der Goldwährung war über-


flüssig, mehr als überflüssig, denn sie hätte ja nur der Goldwährung gefährlich


werden können, und diese stand und steht im besonderen Schutz der Banko-


kratie, die bei der Leitung der Notenbank gewiß ein gewichtiges Wort mitzureden


hatte. Ich halte es für selbstverständlich, daß das Direktorium aller Notenbanken,


wenn auch auf Umwegen, von der Bankokratie ernannt worden ist. Wer sonst


hätte ein Interesse an ihrer Ernennung gehabt? Bismarck sagte von sich, er ver-


stünde nichts von Währungsfragen. Der Kaiser, der sich befähigt glaubte, überall


mitreden zu können, in der Währungsfrage ist er niemals lehrsam aufgetreten.


Also wer ernannte bisher die Reichsbankdirektoren? Wenn der Kaiser nichts von


Notenpolitik verstand, wenn der Kanzler sich inkompetent erklärt, wenn unsere


Finanzminister sich niemals an der Diskussion der Währungsfrage beteiligten –


wer 
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anders als die Bankokratie konnte dann bei der Wahl der Reichsbankdirektoren die


Hand im Spiel haben?


Gelegenheit dazu boten die nie abbrechenden Anleihe-Verhandlungen der


Finanzminister mit den Bankiers. So kam dann notwendigerweise die Reichsbank


unter die Kontrolle der Bankokratie, und es scheint mehr als selbstverständlich,


daß dieselben Bank- und Börsenmänner, denen die Reichsbankdirektoren ihre


Ernennung verdankten, diesem Personal dann auch direkt als Autoritäten, wenn


nicht gar als Vorgesetzte erschienen. Dies dann auch noch besonders darum, weil


selbst die widersinnigsten Maßnahmen der Reichsbank (für die Börsengeschäfte


waren sie höchste Weisheit) von der gesamten, den Börsenmännern untertänigen


Presse mit mystischem Glorienschein umwoben wurden. Wurde doch, so oft sich


dazu Gelegenheit bot, der wirtschaftliche Aufschwung Deutschlands in ursäch-


lichen Zusammenhang mit der Politik der Reichsbank gebracht! Und im übrigen


waren die Aktionäre der Reichsbank auch nicht ohne Einfluß auf die Notenpolitik.


Wer waren diese Aktionäre? Und wer übte somit letzten Endes in Deutschland das


Notenmonopol aus? Und was machten die Bank- und Börsenmänner in Deutsch-


land mit solchem Monopol? Die durch Börsenmanöver gemachten Riesenver-


mögen geben die Antwort auf diese Frage.


Ich kann mir keinen Direktor eines Noteninstitutes, der sich selbst für mehr hält


als einen Prokuristen oder Schützling der Börsenherren, denken, der einen Brief,


wie den oben wiedergegebenen, nicht beantwortet. Nein, ein solcher Direktor


würde jede Gelegenheit wahrnehmen, um die theoretischen Unterlagen seines


Amtes nach jeder Richtung hin zu klären. Ein solcher Direktor, der die Landes-


interessen gegen die Börse zu verteidigen trachtet, würde die Kritiker ermuntern,


statt bei ihnen den Gedanken aufkommen zu lassen, es sei der weitaus wichtigste


Posten der Reichsverwaltung ja doch nur Männern anvertraut, die Befehle der


Börse auszuführen haben. Nein, ein solcher Direktor, der sich bewußt ist, daß er


sein Amt nur dann mit Würde bekleiden kann, wenn er das Geld geistig durch-


dringt, es beherrscht und so imstande ist, seine Maßnahmen vor jedem Kritiker 


zu verteidigen, der wartet nicht auf die Kritiker; er fordert sie heraus. Ein solcher


Direktor kommt dann auch nicht in die Lage, einen Blödsinn dem Volke der Denker


aufzutischen wie den folgenden:


R e i c h s b a n k n o t e


F ü n f  M i l l i o n e n  M a r k


zahlt die Reichsbankhauptkasse in Berlin gegen diese Banknote dem Einlieferer.


Berlin, den 23. Juli 1923


Reichsbankdirektorium


Hier rächt sich bitter die Unterlassung vom Jahre 1899. Wenn die Reichsbank-


direktoren damals meiner Anregung gefolgt wären, dann wüßten sie jetzt, wie sie


die Inschriften der Banknoten zu verfassen haben, und brauchten nicht offenbare,


das gesamte deutsche Volk zu Idioten stempelnde Sinnlosigkeiten, mit der eigenen
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Unterschrift versehen, in die Welt zu schicken. Sie wußten, daß sie dem Ein-


lieferer keine Zahlung zu versprechen brauchen, einerlei, ob sie überhaupt etwas


zu zahlen haben oder nicht. Sie wußten noch mehr, viel mehr. Und sie brauchten


nicht zu erleben, daß alle Welt jetzt mit dem Finger auf sie zeigt: Das sind die


Männer, die die fluchbeladene Papiergeldwirtschaft betrieben haben.


Principiis obsta! Wenn man bei Gründung der Reichsbank, statt Hurra zu rufen


und Bier zu trinken, sich überlegt hätte, welche Inschrift man den Banknoten


geben würde, dann wäre damals die Währungsfrage geklärt worden. Wir hätten


damals schon die Gold- und Schwindelwährung überwunden. Dann wäre die


Schutzzollpolitik ausgeblieben, mit ihr die imperialistische Politik.


Ohne die Goldwährung wären wir beim Freihandel geblieben. Wir hätten nicht


mit allen Nachbarn Zollkriege geführt, hätten dadurch nicht überall in der Welt


den Imperialismus gestärkt, und niemals wären wir auf den Gedanken gekom-


men, die Zollpolitik mit anderen Mitteln fortzuführen. Die Katastrophe wäre aus-


geblieben. Principiis obsta! Bei der Redaktion der Banknoteninschrift fing der


Schwachsinn an, beim Dollarkurs von 1 Million wirkt er sich aus. Ob er nun auch


für alle sichtbar geworden ist? Ach nein, nur erst sehr wenigen ist es klar, daß


die Reichsbanknote an und für sich Geld ist und daß daran jedes Zahlungsver-


sprechen überflüssig und darum schädlich ist. Und diese wenigen haben nicht


die Möglichkeit, das Volk aufzuklären, weil die an der Erhaltung der Goldwährung


interessierten Kreise die Presse beherrschen und eine Diskussion auf breiter


Grundlage einfach nicht zulassen. Das, was die Presse über die Währungsfrage


bringt, dient nur dem Zwecke, das Volk vollkommen zu verwirren, um so den


Boden für die Rückkehr zur Goldwährung vorzubereiten. Von der Indexwährung


spricht kein Mensch mehr. Dafür wird um so mehr für die Goldanleihe geworben.


Wer sind die, die das angeordnet haben?


An Michael Flürscheim vom 15.2.1900 aus Les Hauts Geneveys


Wer im Kampfe gegen säkulare Vorurteile die nötige Unverdrossenheit behal-


ten will, muß entweder mit einer schwärmerischen Liebe zur leidenden


Menschheit ausgerüstet sein oder Ehrgeiz besitzen. Beide Triebkräfte gehen mir


völlig ab. Ich wußte auch nicht, was an einem Geschlecht noch liebenswürdig


sein kann, das im Durchschnitt pro Kopf 123 Liter Bier und 90 Liter Schnaps


jährlich verzehrt, das sich also notwendigerweise in einem chronischen Dusel


befindet.


Nein, es ist weder Liebe noch Ehrgeiz, welche mich veranlaßt, heute zur Feder


zu greifen, sondern einfach das Regenwetter. Aus Verdruß, daß ich die Löcher


für meinen Obstgarten nicht fertigstellen kann, schreibe ich heute. Wundern Sie


sich also nicht, wenn mein Stil heute meiner verdrießlichen Stimmung getreuer


Ausdruck ist.


Ihr Brief wimmelt von groben und feinen Schnitzern. Welch elendes Machwerk


haben Sie da aus meiner schönen Preisstatistik gemacht! Ja, wenn ich solche 
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Stümperarbeit lieferte, so wären Ihre Zweifel an meiner kaufmännischen


Befähigung gerechtfertigt. Aber ich habe den klingenden Beweis in der Tasche,


daß ich ein befähigter Kaufmann bin resp. war, und klingende Beweise gelten


immer als die besten. Mit 100 Frs Schulden und etwas Kredit etablierte ich mich


vor 10 Jahren und mit 100 000 Frs in der Tasche zog ich mich zurück. Jetzt bin


ich Grundbesitzer, lebe von Zins und Rente und beschäftige mich in meinen


Mußestunden damit, den Ast abzusägen, auf dem ich jetzt mit ungewohnter


Behaglichkeit sitze, indem ich auf Abschaffung von Zins und Rente arbeite. Dies


mag nun als eine kolossale Dummheit angesehen werden – aber wir, die Geld-


und Bodenreformer (sogenannte unverbesserliche Idealisten) wissen es besser.


Wenn die Arbeit mit Zins und Rente belastet ist, so muß ich meinen Kindern Geld


hinterlassen, um diese Lasten tragen zu können; fällt dagegen Zins und Rente,


so brauche ich meinen Kindern keinen Pfennig zu geben. Befreie man mich von


den Parasiten und ich schenke Euch mein Eigentum. Das ist klar. Im übrigen will


ich noch bemerken, daß, wenn ich 10 Jahre lang einen Troß von Rentnern,


Wucherern und Parasiten aller Art hinter mir her schleppen mußte und trotzdem


noch Geld gemacht habe, daß ich den Beweis habe, etwas wert zu sein als


Kaufmann. Das ist es, was ich auf Ihre Bemerkung für und über meine Person


zu sagen habe. 


An Prof. Adolf Damaschke vom 22.12.1900 aus Les Hauts Geneveys 


Bei dem Hoch auf den Kaiser, womit Sie die letzte Bundesversammlung eröff-


neten, hätte ich, falls ich zugegen gewesen wäre, meiner politischen Gesinnung


getreu, sitzen bleiben müssen. Und da ein solches Gebaren in Deutschland mit


Freiheitsstrafen bedacht ist, so müßte ich die schönen Festtage hinter Schloß


und Riegel zubringen. Um solchen gefährlichen Situationen aus dem Wege zu


gehen, erkläre ich hiermit meinen Austritt aus dem Bunde.


Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen bei dieser Gelegenheit mein Erstaunen über


Ihren unerschütterlichen Optimismus ausdrücke. Sie wollen die Person des


Kaisers – Brennpunkt aller Privilegien – als Mitkämpfer bei der Erstürmung der


Privilegienbastille heranziehen! Heißt das nicht, durch Beelzebub die Teufel ver-


treiben? Kein Mensch sägt den Ast ab, auf dem er sitzt, auch vom Kaiser kann


man das nicht erwarten. Wenn er anscheinend in Kiautschou an dem Ast etwas


herumgeschnippselt hat, so tat er das aus Mutwillen, weil er den Ast für stark


genug hielt – möglich auch, daß er die ganze Angelegenheit als Bagatelle


behandelt oder daß ihm der Zusammenhang zwischen Monarchie und Privilegien


(Besitz) nicht klar ist. Aber ein Zweifel kann daran nicht bestehen, daß dem


Kaiser dieser Zusammenhang bald genug klar gemacht werden würde, falls er


daran gehen sollte, bodenreformerischen Grundsätzen in Deutschland Geltung


zu verschaffen. Die Stützen des Thrones würden gar bald ihren Dienst versagen;


Heißt es nicht schon jetzt – kein Kanitz – keine ... (?) d. h. kein Getreidezoll, kein


Junker. Getreidezoll ist aber der Antipod von der Bodenreform.
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Alle Privilegien stehen im organischen Zusammenhang. Man kann das eine nicht


abschaffen, ohne alle übrigen zu unterminieren. Man kann nicht für andere


Formen des Geldbesitzes arbeiten, ohne an dem Throne zu rütteln – man kann,


kurz gesagt, Wilhelm II. nicht neben Henry George hochleben lassen.


An Michael Flürscheim vom 18.4.1901 aus Les Hauts Geneveys


Aus Ihrem Briefe vom 14.2. ersehe ich, daß Sie nach Auckland verzogen sind;


gewiß, um dort den Winter zu verbringen. Ich vermute, daß das Klima Welling-


tons im Winter feucht und nebelig ist. Vor einigen Jahren hatte ich die Absicht,


nach Neuseeland zu ziehen, und schließlich sind es nur Nebensächlichkeiten


gewesen, die den Ausschlag für Europa gaben. Weimar betrachtete ich als Über-


gangsstation; was diese Stadt mir bot, konnte ich mir schon denken, und ich


kann wohl sagen, daß meine Erwartungen in Erfüllung gegangen sind. Um so


wohler fühle ich mich jetzt in diesen Bergen.


Für meine Kinder wäre Neuseeland zweifellos ein besseres Land gewesen,


aber was ihr Vater tat, können die Kinder ja auch tun – auswandern. Das


Wandern ist gut, aber das Auswandern besser. All die religiösen, politischen und


gesellschaftlichen Laster, gegen die der Spießbürger oft mit Heroismus, aber


immer erfolglos ankämpft, legt der Auswanderer mit einem Schlage ab. Wenn


alle Bürger oder wenigstens das Lehrpersonal angehalten würden, mehrere


Jahre im Ausland zu verbringen (wie ehedem die Handwerksburschen), es 


stände besser um den Fortschritt in jeder Richtung. Denn es geht gar sehr lang-


sam; langsam wenigstens, wenn man den Fortschritt mit der Lebensdauer des


einzelnen Menschen mißt.


Woher soll der Enthusiasmus kommen, wenn so gar kein Fortschritt zu beob-


achten ist?


Sehen Sie, wie der Freihandelsgedanke sich Bahn bricht? Wer hätte es für


möglich gehalten, daß noch einmal Kornzölle erhoben werden würden? Und


sehen Sie einen Fortschritt in der Bodenreform? Kaum ist Henry George tot, so


eröffnet Damaschke die Hauptversammlung mit einem Hoch auf den Kaiser –


den obersten Beschützer der Grundeigentumsprivilegien! Dann schlägt er die


Ernennung des Professors Adolf Wagner zum Ehrenmitglied des Bundes vor –


desselben Mannes, der die Renten resp. Getreideschutzzölle öffentlich empfiehlt


als Schutz der Landwirtschaft!


Solcher Fortschritt nimmt mir die Lust zur Arbeit, und ich bin aus dem Bunde


dieser merkwürdigen Bodenreformer ausgetreten. Die Sache wurde mir allzu


wäßrig.


Der Fehler ist, daß diese Leute, die es gewiß sehr gut meinen, nie über die


vaterländischen Grenzpfähle hinausgekommen sind und sich deshalb nicht dem


Banne zahlloser Vorurteile (unter denen die Fiktion der Nationalität nicht das


kleinste ist) entziehen können.
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An den Dresdner Fabrikanten Gustav Barthel vom 11.2.1902 aus 
Les Hauts Geneveys


Das Geschäft in Buenos Aires, in dem ich unter anderen Dingen auch Ihren


Kochapparat verkaufte, habe ich an meinen Bruder Ernst abgegeben, und seit 


eineinalb Jahren wohne ich hier.


Ich bin jetzt im Begriffe, eine Zeitung herauszugeben, die unter dem Titel „Die
Geldreform“ eine organische Umgestaltung des gesamten Geldwesens erstrebt


zwecks Vermeidung der Wirtschaftskrisen. In einigen Tagen wird Ihnen eine


Probenummer zugehen, und wenn es Ihnen beliebt, darauf zu abonnieren, so soll


mich das freuen. Zweck dieser Zeilen ist, Sie zu fragen, ob und unter welchen


Bedingungen Sie mir die Petrolapparate für den Verkauf in der Schweiz liefern 


würden (bei Barzahlung). Ich habe nämlich im Sinne, die Herausgabe der


Zeitschrift mit dem Verkauf passender Waren zu verbinden, durch Benutzung des


Anzeigenteils so lange, bis anderweitige Annoncen und Abonnenten die Ausgaben


decken. Für den Verkauf der Petrolapparate scheint mir die Schweiz wegen der


großen Anzahl isoliert stehender Häuser, zu denen keine Gasleitung führen kann,


ganz besonders geeignet.


Im Frühjahr 1902 richtete Gesell einen Offenen Brief an den Arzt Prof. Dr. Rudolf Virchow
und an den Historiker Prof. Dr. Theodor Mommsen. Darin appellierte er an diese beiden
renommierten Wissenschaftler, mit ihrem guten Ruf nicht länger die Bestrebungen des
Vereins zum Schutz der deutschen Goldwährung zu unterstützen. Dieser Offene Brief
erschien in der Nr. 21/April 1902 seiner Zeitschrift „Die Geldreform“ (S. 72 – 78).


An den Verleger Gustav Fischer in Jena vom 1.3.1904 aus 
Les Hauts Geneveys


Ich gestatte mir, Ihnen mit gleicher Post die Handschrift zu einem Buche über die


im sozialpolitischen wie theoretischen Sinne gleich wichtigen Fragen der „Unent-
geltlichkeit des Kredites“ zu senden. Ich darf Sie wohl bitten, einen Einblick in diese


Papiere zu nehmen und mir dann zu schreiben, ob Sie den Verlag übernehmen


wollen.


Durch den Stoff, den die Schrift behandelt, reiht sie sich an eine ganze  Anzahl


von Werken, die in Ihrem Verlag erschienen sind, während die Art, wie ich diesen


Stoff behandle, dem Büchlein wohl einen dauernden Wert sichern dürfte, dies auch


besonders darum, weil ich im Laufe meiner Untersuchungen eine Reihe recht


glücklicher Griffe oder Entdeckungen gemacht habe, die auf das dunkelste Gebiet


der Volkswirtschaftslehre aufklärendes Licht werfen.


An Ph. W. Dressel vom 23.5.1904 aus Les Hauts Geneveys


Ihren Brief vom 18.5. habe ich erhalten, ebenso die Drucksachen, und danke ich


Ihnen sehr für beides. Von dem bestellten Jahrgang der „Geldreform“ sandte ich
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Ihnen zwei Exemplare per Post und umsonst. Sie werden wohl gelegentlich diese


in die richtigen Hände geben können. Dieser Sendung fügte ich ein „Die An-
passung des Geldes“ ebenso wie einige andere Schriften aus früheren Jahren bei.


Das alles genügt, um sich über das Wesen der Geldreform zu unterrichten. Mit


Schüssler teile ich die Überzeugung, daß der Privatgrundbesitz und das herkömm-


liche Geldwesen die Grundübel unserer wirtschaftlichen Verhältnisse sind und daß


jede wurzelechte wirtschaftliche Reform hier die Hand ans Werk zu legen hat.


Unsere Ansichten gehen jedoch auseinander bei der Frage, wie die Reform des


Geldwesens und des Grundbesitzes stattzufinden hat. Schüssler will die Fehler


des heutigen Geldwesens (ohne die Natur dieser Fehler eigentlich untersucht zu


haben) einfach durch kolossale Papiergeldmassen berichtigen. Ich dagegen for-


dere einen regelmäßigen Umlauf des Geldes durch materiellen Umlaufzwang. Das


Projekt Schüsslers löst das Zinsproblem nicht und führt (wie auch das Projekt


Flürscheims) zur Assignatenwirtschaft. Daß der Fehler des Geldwesens nicht in


mangelnder Quantität liegt, ersieht man ja übrigens schon an der Silberwährung


und der gemeinen Papierwährung. Vermehrt man die Menge des Geldes, steigen


einfach die Preise; alles übrige bleibt beim alten: Zins, Preisschwankungen, Boom,


Krise, dramatische Arbeitslosigkeit. Das Geld bleibt dann immer noch Sparmittel,


und mögen die in den Verkehr gebrachten Geldmassen noch so groß sein, ohne


Zins wird nie ein Heller angeboten werden.


Schüsslers Ansichten über die Aufnahmefähigkeit des Marktes für Geld stehen


mit seinen eigenen klaren Ausführungen über den wahren Bedarf des Geldmarktes


(Seite 58) im schroffsten Widerspruch. Hier wird der Bedarf an Geld durch das


Angebot von Waren scharf begrenzt, das Angebot von Geld soll sich mit dem


Angebot von Waren decken. Statt aber bei dieser Forderung zu bleiben, stellt


Schüssler einige Schritte weiter die Theorie auf, daß der Vorrat an Gütern (Land,


Fabriken, Häuser, Kanäle) dem Kredit des Staates die Grenze für die Ausgabe von


Geld bilden soll. Er verwechselt also Güter mit Waren. Alles, was zum Verkauf


angeboten wird, erzwingt eine Nachfrage für Geld und flößt dem Gelde Leben ein.


Und zum Verkauf sind nur die Produkte, nicht die Produktionsmittel bestimmt. Es


ist aber klar, daß die Aufnahmefähigkeit des Geldmarktes nicht durch den Kredit


des Staates, nicht durch den Reichtum des Landes begrenzt ist, sondern durch die


Masse der Produkte, die fortlaufend erzeugt und im Handel angeboten werden.


Alles, was dieses Maß übersteigt, treibt mit Notwendigkeit die Preise in die Höhe.


Ist also die Summe von Papiergeld, das in Umlauf ... (?) werden kann, eine


beschränkte, so ist es klar, daß der Privatgrundbesitz nicht durch Ausgabe von


Geld abgelöst werden kann. Hierfür müssen besondere Geldscheine, die nicht als


Geld, als Tauschmittel ... (?) dürfen, ausgegeben werden. Die Einlösung dieser


Schuldscheine muß durch eine besondere Einkommenssteuer im Laufe einer oder


auch zweier Generationen bewerkstelligt werden.


Die Tragweite dieser beiden Reformen scheint Schüssler nicht richtig einzu-


schätzen. Andernfalls würde er sich fürs erste damit begnügen. Gelingt es durch


jene Reformen, Rente und Zins abzuschaffen, die Wirtschaftskrisen zu beseitigen, 
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so werden dadurch allein so tiefgehende Umwälzungen in den wirtschaftlichen


Verhältnissen, in den politischen Ansichten, im Volkscharakter hervorgerufen, da es


als ... (?) erscheinen muß, wenn wir, durchgebrannte Zuchthäusler und entlaufene


Sklaven, den kommenden freien Geschlechtern den Weg zeigen wollen. Wir wollen


unsere Kinder aus den Banden des Geld- und Bodenmonopols reißen, das übrige


mögen diese dann selbst nach bestem Ermessen tun. Darum bin ich auch der


Ansicht, daß das Privatunternehmertum, die Privatinitiative, die Privatverantwort-


lichkeit so lange unangetastet bleibe, bis daß diese Einrichtungen durch die


genannten Reformen Gelegenheit gehabt haben, ihre Früchte uns rein und unver-


fälscht darzubieten. Erst wenn der Wettbewerb durch die Boden- und Geldreform


ein absolut freier sein wird, können wir uns über die Freiheit ein Urteil bilden.


Sie wollen eine eigene Presse haben zur Förderung wirtschaftlicher Reformarbeit


und rechnen dabei mit 500 Abonnenten. Das ist viel und auch wieder nicht viel. Für


praktische Erfolge braucht man heute Stimmen, und zwar Millionen von Stimmen.


Für wissenschaftliche Erfolge jedoch braucht man keine Stimmen, keine Agita-


tionen, keine Presse, sondern nichts als Arbeit.


Ein politisches Programm von der Tragweite des Schüsslerschen muß wissen-


schaftlich völlig unerledigt sein, es muß darin alles wahr und unzweifelhaft sein,


sonst geht es zu wie in der Sozialdemokratie. Die Lehre vom sogenannt Wert, die


Zinsfrage, die Währungsfrage usw., das muß erledigt werden, und dann kann man


ein politisches Programm entwerfen. Es genügt nicht, daß man diese Fragen tot-


schweigt, sie müssen zu Tode geritten werden. Für welchen Zweck eignen sich


nun m. E. geschlossene Abhandlungen in Broschürenform besser eine Zeitung.


Jedoch, das sind Ansichten; außerdem kommt es da auch auf Redaktion und den


Leserkreis an.


Ihre freundliche Anfrage, ob ich bereit wäre, mich an der beabsichtigten Grün-


dung zu beteiligen, kann ich nicht beantworten, ohne unterrichtet zu sein über den


politischen Geist, der in der sozialdemokratischen Vereinigung vorherrscht. Die


Bodenreform ist der schönste und reinste Ausdruck der Demokratie, und wer für


Bodenreform arbeitet, der ist bewußt oder unbewußt dem innersten Wesen nach


Demokrat. Und wer dem Wesen nach Demokrat ist, der soll es auch äußerlich


sein. Man kann nicht ohne ... (?) zu treiben, für die Bodenreformen Anhänger unter


allen politischen Parteien werben. Bodenreform und Geldreform einerseits, Fürs-


ten, Grafen, Kaiser andererseits. Wer für die Bodenreform agitiert, untergräbt den


Thron. Es hat keinen Zweck, diese Tatsache zu vertuschen. Früher oder später


müssen die nicht wurzelechten Triebe ja doch wieder abgeschnitten werden


Auf Seite 4 Ihres Programms finde ich die Bemerkung (die schon bei Bodenre-


formern à la Damaschke zu finden ist): „Wir sind nur Wirtschaftsreformer, daher
können sich unsere Anhänger aus allen politischen Parteien rekrutieren.“ Das ist


m. E. eine sehr verkehrte Ansicht, denn Politik und Wirtschaft ist ein und das-


selbe, und wer nur für Wirtschaftsreformen ist, ist auch nur Politiker. Alle unsere


politischen Parteien sind einfach Syndikate, Kartelle, Ringe; alle suchen 


36







mittels des Gesetzes ihre wirtschaftlichen Interessen zu wahren. Die Wirtschafts-


reformer müssen sich also an irgend eine politische Partei anlehnen oder eine


neue Partei gründen. Für Reformen im Sinne der Schüsslerschen kenne ich aber


nur eine Partei, die in Betracht kommen kann, die Sozialdemokraten. Die drei


Millionen Stimmen, die heute so gut wie herrenlos sind (da sie ohne Theorie und


Programm sind), müßte die sozialistische Vereinigung ... (?) zu ... (?) trachten.


Aber ich wiederhole – alle Mühe wäre verloren, alle Erfolge Scheinerfolge, wenn


das Programm nicht einer peinlichen wissenschaftlichen Prüfung standhalten kann.


Damit mußte man also beginnen.


An Prof. Adolf Damaschke, undatiert (ca. 1904?) aus 
Les Hauts Geneveys


Ich erhielt heute den Besuch des Herrn Brauckmann, der mir Ihre Einladung


überbrachte, wieder dem Bunde der Bodenreformer beizutreten. Leider kann ich


dieser Aufforderung nicht nachkommen. Ich bin nach wie vor fest davon überzeugt,


daß die Bodenreform das Fundament des Thrones unterminiert, daß die Monarchie


keinen gefährlicheren Gegner hat, als Henry George. Das Gegenteil der Boden-


reform, die Grundrenten-Schutzzölle, von wem werden diese gefordert? Von den


Agrariern, den historischen Stützen des Thrones. Suchen Sie doch mal die Ge-


sinnung dieser Leute durch einen herzhaften Anschlag auf die Grundrente zu son-


dieren, fordern Sie nur die Beseitigung der Zölle – man wird Sie als Anarchisten


behandeln, als räudigen Hund aus dem Lande jagen. Versuchen Sie es, und wenn


ich mich geirrt habe, so werde ich gerne dem Bunde wieder beitreten.


Mittlerweile werde ich außerhalb des Bundes auch weiterhin für die Rücker-


oberung des Grundbesitzes arbeiten. Ich fordere den Rückkauf des Bodens und


die schnelle Amortisation der daraus anwachsenden Staatsschulden.


Herr Brauckmann übergab mir Ihre kleine Schrift über Schule und Alkohol.


Trefflich geschrieben. Die Antialkohol-Bewegung muß die Bodenreform begleiten,


denn nur Abstinenzler entwickeln die Stoßkraft, die wir brauchen. Darum dachte


ich, daß es nicht schaden könnte, wenn Sie in der „Volksstimme“ [Die „Deutsche


Volksstimme“ war das Organ des Bundes Deutscher Bodenreformer. Brauckmann war ein schweizeri-


sches Mitglied dieses Bundes und lebte in der Nähe von Gesells Wohnort Les Hauts Geneveys.] mehr


als es geschieht, dem Alkohol den Krieg machten. Wenn Sie dadurch auch irgend-


einem Bundesmitglied vor den Bierbauch stoßen, so schadet das nicht viel. Die


Alkoholiker sind unzuverlässig, und in der Stunde der Gefahr werden sie Verräter.


Anbei sende ich Ihnen den Text einer Anzeige meiner Zeitschrift für die „Volks-
stimme“ und ein Exemplar meiner letzten Schrift über den Zins. Ich bitte Sie, einen


billigen Preis für diese Anzeige zu berechnen. Wenn es schon schwer ist, in der


fatalistischen heutigen Gesellschaft Interesse für eine so einfache Forderung wie


die Bodenreform zu erwecken, so können Sie denken, mit welchen Schwierigkeiten


ich mit meiner persönlichen Bestrebung auf dem verrufenen Gebiete der Währung


zu kämpfen habe. Also billig, billig!
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An Ernst Frankfurth vom 26.10.1904 aus Les Hauts Geneveys


Ich empfing Ihre Postanweisung und sandte das Bestellte heute ab. Da ich


nehme, daß Ihnen Ziel und Wesen der Geldreform unbekannt ist, so fügte ich


der Sendung das Buch „Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des
modernen Verkehrs“ bei, und zwar umsonst. Ich empfehle Ihrem Studium dieses


Buch besonders. Es bildet die Grundlage der Geldreform und den Schlüssel für


Verständnis der in Heft 3/6 behandelten Zinstheorie.


An Ernst Frankfurth vom 12.12.1904 aus Les Hauts Geneveys


Sie sind nicht der einzige, der mit der „Deutschen Volksstimme“ unzufrieden ist


und über die Verwässerung der bodenreformerischen Grundsätze klagt. In der


demnächst erscheinenden Nummer habe ich versucht, diesen Klagen Ausdruck


zu geben. Wenn Ihnen der Artikel zusagt und Sie das Heft Bekannten zustellen


wollen, so will ich Ihnen gerne jede gewünschte Anzahl zukommen lassen, bin


auch bereit, Ihnen Portoauslagen zu erstatten.


Es wird mich natürlich interessieren, die Bedenken und Meinungsverschieden-


heiten, die Sie gegen meine Vorschläge hegen, kennenzulernen; ich möchte Sie


nur bitten, in Ihrem Gedankengang niemals und bei keinem Schritt, den Sie vor-


wärts tun, die Wechselwirkung oder Gegenseitigkeit zu vergessen, die ja bei


allen wirtschaftlichen und sozialen Fragen den Ausschlag geben soll. Bis jetzt


wenigstens war es mir immer ein Leichtes, alle Bedenken durch einfachen


Hinweis auf jene Grundlage der Gesellschaft zu zerstreuen. Kaufe, so Du deine


Produkte verkaufen willst.


Ich werde jetzt mit dem Schlusse des zweiten Jahrgangs das Erscheinen der


„Geld- und Bodenreform“ für einige Monate unterbrechen müssen, weil ich ein


größeres Werk „Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag“ in


Arbeit habe, worin die Grund- und Lehrsätze der Geld- und Bodenreform zu-


sammenhängend behandelt werden.


Mit dem Wiedererscheinen der „Geld- und Bodenreform“ werde ich dann gerne


Ihre Beiträge aufnehmen, vorausgesetzt natürlich, daß Sie der Sache der Geld


Bodenreform dienen und Sie kein Honorar beanspruchen, denn die Zeitschrift


wirft noch keinen Verdienst ab, sie wird voraussichtlich noch eine Zeitlang nur


Geld kosten.
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An Georg Blumenthal vom 14.12.1904 aus Les Hauts Geneveys


Ich sandte Ihnen heute das Gewünschte und hoffe, daß Sie sich mit dem


Gebotenen ein ungefähres Urteil über Sinn und Zweck meiner Zeitschrift werden


verschaffen können.


Ich empfehle Ihnen besonders das Studium der in Heft 3 – 6 behandelten


Zinstheorie, die den Beweis erbringt, daß mit der Geldreform der Zins nach und


nach auf Null fallen wird. Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen
Arbeitsertrag (das Sie, wie mir scheint, mit dem Recht auf Arbeit oder belohnte


Arbeit verwechseln) setzt voraus, daß Grundrente und Kapitalzins beseitigt wer-


den. Henry George war der Ansicht, daß mit der Beseitigung der Grundrente


auch der Kapitalzins verschwinden würde, was aber nicht der Fall ist. Darum


kann die Bodenreform für sich allein das Recht auf den vollen Arbeitsertrag nicht


verwirklichen, folglich auch die soziale Frage nicht lösen. Die Bodenreform be-


seitigt nur ein Element des Mehrwerts, die Geldreform soll die übrigen beseiti-


gen. Aber die Bodenreform darf man nicht mit den Bestrebungen der heutigen


Bodenreformer verwechseln, denn wie Sie auch selbst sagen, handelt es sich


hier um Halbheiten. Die Bodenreform, wie sie meine Zeitschrift vertritt, fordert


den Rückkauf des gesamten Grundbesitzes und die prompte Tilgung der daraus


erwachsenden Schuld. Ihre Ansicht, daß das Geld an sich kein Kapital ist, wer-


den Sie wohl berichtigen müssen, denn wie ich das in dem erwähnten Heft nach-


weise, ist das Geld nicht nur Kapital an sich, sondern mit Ausnahme des Bodens


das einzige Kapitalstück, welches in sich selbst die Eigenschaft hat, den Zins


jederzeit zu erpressen.


An ? Brauckmann vom 7.1.1905 aus Les Hauts Geneveys


Sie tadeln die Form meiner Kritik, unterlassen es aber, mir zu zeigen, worin


eigentlich die Form meiner Ausführung besteht. Meines Erachtens haben alle


Schriften ohne Ausnahme neben dem Stil nur den Inhalt, und dieser Inhalt ent-


spricht entweder der Wahrheit oder er entspricht ihr nicht. Neben dem Inhalt


kommt noch der Stil in Betracht, der für Literaten Bedeutung hat. Eine Form aber


vermag ich nirgendwo zu entdecken. Bei der Wahl der Wörter, die mir für den


Ausdruck meiner Gedanken zur Verfügung stehen, suche ich immer diejenigen


aus, die am besten meine Gedanken wiedergeben, so daß ich immer das


Bewußtsein habe, die Wahrheit gesagt zu haben. Diese Wahl der Wörter betrifft


also ausschließlich den Inhalt. So, wenn ich von Heuchelei spreche, so will ich


damit den Vorwurf erheben, daß die Bodenreformer (d. h. die heutigen soge-


nannten Bodenreformer) fürchten, eine Anzahl ihrer Anhänger vor den Kopf zu


stoßen, wenn sie mit der vollen Wahrheit herausrücken, wenn sie die volle


Tragweite der Bodenreform entschleierten. Ein solches Gebaren nenne ich


Heuchelei, wie ich Diebstahl Diebstahl nenne. Es mag sein, daß die deutschen


Bodenreformer 
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(genauer: ihre Führer) für ihr Gebaren eine andere, mehr ehrenhafte Erklärung


geben können, dann habe ich mich eben geirrt, und mein Irrtum bestand darin,


daß ich ein Gebaren für Heuchelei hielt, während es sich vielleicht nur um


Leisetreten, Komödie und Korinthenkackerei handelte.


„Andere, die auf dem Boden des geschichtlich Gewordenen stehen, sind wohl für
organische Entwicklungen zu haben.“ Nein, mein Herr, ein Bodenreformer kann
aus Raub und Mord, aus geschichtlich Gewordenem nur Raub und Mord sich
organisch entwickeln sehen. Ein Bodenreformer kann nicht auf dem Boden des
geschichtlich Gewordenen stehen. Der Bodenreformer ist ein Revolutionär, das
Gegenteil einer organischen Frucht des Grundbesitzes. Die Bodenreform ist der
Sturm, der das geschichtliche Gebäude wegfegen soll. Geschichtlich geworden ist
nichts von all dem Bestehenden. Die uns von unseren Vorfahren überlieferten
Einrichtungen sind nicht aus den Bedürfnissen des Volkes geworden, als orga-
nische Frucht herausgewachsen. Ganz im Gegenteil, sie sind dem Volke von den
Machthabern (den geistlichen wie weltlichen) aufgezwungen worden. Ein Boden-
reformer kann unmöglich auf dem Boden des geschichtlich Gewordenen stehen.
Das werden Sie auch einsehen, und ich bitte Sie, Ihren Standpunkt in dieser
Angelegenheit in stiller Kammer einer Nachprüfung zu unterziehen.


Der Grundbesitz als eine Einrichtung ist Schmarotzerei und auch der Bauer als
Grundbesitzer muß als Schmarotzer betrachtet werden, wenngleich er als Bebauer
des Bodens das unentbehrlichste Glied der Gesellschaft ist. Mit dieser Unter-
scheidung kann kein bodenreformerischer Bauer sich beleidigt fühlen. Rachen,
Hauer, Gefräßigkeit. Gewiß, die Schmarotzer sollen Angst bekommen, damit sie
sich rechtzeitig auf andere Lebensbedingungen einrichten. Die Rentner sollen ihre
Einnahmen verlieren, aber arbeiten können sie nicht, und zu betteln schämen sie
sich. Sollen sie stehlen? Nein, sie sollen die Übergangsperiode, die ihnen die
Bodenreformer durch die Entschädigung zugestehen, dazu benutzen, ihre Kinder
für einen Beruf vorzubereiten. Heuchelei, Verrat und Meuchelmord wäre es, wenn
man die Grundrentner im Zweifel ließ über die Tragweite der Bodenreform (die Sie
trotz allem noch nicht voll erfaßt zu haben scheinen), wenn man sie nicht recht-
zeitig auf das Versiegen ihrer Einnahmequellen vorbereitete.


Bodenreform und Politik. Für die Bodenreform werden Sie im Ernstfall (also
wenn es zur Abstimmung kommt) über diejenigen verfügen, die den vollen Arbeits-
ertrag für sich und andere beanspruchen. Überlegen Sie nun, was der volle
Arbeitsertrag bedeutet, und dann werden Sie sehen, in welcher Partei die Boden-
reformer ihren Stützpunkt zu suchen haben. Ich bin überzeugt, daß bei einer even-
tuellen Abstimmung über die Bodenreform eine große Zahl Bodenreformer ihre
Sache verleugnen würden und daß dafür Millionen von Sozialdemokraten in die
Lücke springen würden. Das persönliche Interesse ist eben im „Entscheidungsfalle“
das Entscheidende. Wer die Bodenreform als ein Ideal, also als ein erstrebenswer-
tes Unerreichbares ansieht, der wird wohl dieser Reform das Wort sprechen, aber
sowie er sieht, daß das Ideal sich zu verwirklichen droht, dann, ja, Bauer, dann ist
das etwas anderes. Ich kann mich irren, und es würde mich freuen, wenn ich das
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einsehen könnte; aber ich kann mich nicht der Meinung erwehren, daß viele der
deutschen Bodenreformer solche Idealisten sind. (Vorausgesetzt natürlich, daß das
schriftliche und öffentliche Gebaren dem Geiste der deutschen Bodenreformer ent-
spricht.)


Zuwachssteuer. Sie haben meinen Ausführungen nicht die nötige Aufmerksam-
keit angedeihen lassen, auf deutsch: Sie haben mich nicht verstanden. Lesen Sie
bitte nach, was ich S. 139 im untersten Absatz sage, und Sie werden sehen, daß
es normalerweise gar keinen solchen Zuwachs geben kann, daß der Preis, den Sie
heute für ein Grundstück zahlen, schon die künftige Rente zur Grundlage hat. A hat
ein Grundstück, von dem er in 10 Jahren eine Rente von 1000 Mark erwartet, das
aber heute nichts einbringt. Welchen Preis wird er fordern, welchen Preis wird der
Käufer zahlen, der auf eine gleich hohe künftige Rente rechnet? 1000 x 100 : 4 =
25 000 ?? Nein! Denn das Grundstück trägt ja jetzt nichts ab; es soll erst in 10
Jahren baureif sein. In der Zwischenzeit aber verliert der Käufer den Zins.


Der Kaufpreis wird also weit unter 25 000 Mark zu stehen kommen (ungefähr 
15 000 Mark). Wenn nun die Spekulation sich als richtig erweist und das Grund-
stück wirklich in 10 Jahren 1000 Mark Rente abwirft und infolge dessen der Preis
25 000 Mark ist – hat da Zuwachs stattgefunden? Nein, kein Pfennig. Und wenn
der Preis die erwartete und diskontierte Steigerung übertrifft, muß man da nicht
den Unterschied als eine Kompensation für einen immerhin möglichen Verlust
ansehen? Bei der Besteuerung kommt es eben nicht darauf an, den einfachsten
Weg einzuschlagen, sondern den gerechten Weg. Und die Zuwachssteuer wird
und kann nicht in eine gerechte Steuer verwandelt werden. Am allereinfachsten
kann man ja die Steuer durch einen kühnen Griff in die Taschen erheben. Die
Zuwachssteuer ist von Grund aus und im Prinzip faul. Solange es sich um geringe
%-Summen handelt, merkt man diese innere Fäulnis nicht, diese treten aber sofort
in Erscheinung, wenn man daran geht, höhere Steuersätze anzuwenden. Gar
manche Hypothekenbank würde zusammenbrechen, gar manche „arme Witwe“
würde mit tränenden Augen ihre verkrachten Pfandbriefe betrachten.


Sie sagen „S. 145 – Kiautschou – die Grundsteuer hat dort die Höhe von 6% 
des wirklichen Wertes.“ Das muß ein Irrtum sein, denn zu 6% wäre ja die Rente
ganz aufgezehrt durch die Steuer. Und wo bliebe da der „Wert“, d. h. wer würde
noch einen Rappen zahlen für ein Grundstück, das die Rente in Steuern an den
Staat abträgt? Es muß also wohl heißen 6% der wirklichen Rente. Das wäre ja
auch wieder soviel wie gar nichts, nicht mehr als die Vermögenssteuer im Kanton
Neuchâtel. – Umsatzsteuer und Tod. Sie dürfen nicht immer nur an die Terrain-
spekulanten denken, das sind die Ausnahmen, schon darum, weil das Spekula-
tionsterrain zum sonstigen Bauterrain in demselben Verhältnis stehen muß, wie die
Bevölkerungszunahme zur Bevölkerung, für das Deutsche Reich also wie 0,8 zu
100. Auf 0,8 unbebaute Grundstücke kommen also 100 bebaute, und die
Umsatzsteuer würde also auf 100 Hausbesitzer im Höchstfalle 0,8 Spekulanten
treffen. Im Kanton Neuchâtel zahlt man 4% Umsatzsteuer. Das Haus, das ich
bewohne, hat in 20 
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Jahren 3 x 4% bezahlt, und da die früheren Besitzer das Haus zu 3/4 hypo-
thekiert hatten, so müßten sie auf 25 Franken Anzahlung 4 Franken, also 16%
Umsatzsteuer zahlen!!


10 Uhr abends. Schluß. Den Rest wollen wir lieber für mündliche Besprech-


ungen zurückstellen. Nur eine Frage möchte ich Ihnen stellen, die Sie gelegent-


lich, d. h. mündlich beantworten wollen. In der Zwischenzeit können Sie sich ja


die Sache überlegen: Wie denken Sie sich die Gesellschaft der Grafen, Frei-


herren, Fürsten, Prinzen und Könige in einem Staate mit Bodenreformen, wo alle


Privilegien verschwinden, wo jeder den Nacken steif und den Kopf hoch hält, weil


ihm die Bodenreform das Rückgrat steift? Weiter: Was erzeugt in den sogenann-


ten heutigen Republiken die Plutokratie, welche das Ausreifen der Früchte ver-


hindert, die man doch von der Volksherrschaft erwarten kann? Was anderes als


den Grundbesitz? Also, bitte stellen Sie jetzt keine Vergleiche an zwischen


Monarchie und Republik, warten Sie die Bodenreform ab, dann werden Sie ja


sehen, wie innig Monarchie und Agrarier befreundet sind.


An Ernst Frankfurth vom 10.2.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich danke Ihnen herzlich für Ihren trefflichen Artikel über Oppenheimers soge-


nannte Monopol- und Differenzialrente. Ich werde den Artikel gleich in der näch-


sten Nummer veröffentlichen. Ihre Beweisführung ist lichtvoll und treffend, nur


hätte ich es lieber gehabt, wenn Sie die Zitate aus der „Volksstimme“ durch eine


kurze Übersicht ersetzt hätten. Oppenheimers Darstellung ist zu breit, ver-


schwommen und konfus und eignet sich darum zu wenig für Zitate. Es sind 14


Seiten unter den 39 Ihren Manuskripts, und ich glaube bestimmt, daß es Ihnen


nicht schwer fallen wird, den Inhalt dieser 14 Seiten auf einen oder zwei Sätze


zu konzentrieren, um so mehr, als aus Ihrer Kritik ja erst eigentlich hervorgeht,


was Oppenheimer will. Es ist wohl nicht nötig, daß ich Ihnen zu diesem Zwecke


das Manuskript zurücksende, sonst bitte ich es mir zu sagen.


An Ernst Frankfurth vom 22.2.1905 aus Les Hauts Geneveys


Mit Ihren Ausführungen bin ich völlig einverstanden und werde den Artikel in


der nächsten Nummer veröffentlichen. Dies wird jedoch erst in einiger Zeit


geschehen können, da ich vorher mein Buch über den „Vollen Arbeitsertrag“ her-


ausgeben muß. Es tut mir leid, daß auf diese Weise die Antwort auf Oppen-
heimers tiefsinnige Anschauungen eine Verzögerung erleidet; der Schaden ist


jedoch nicht groß, da es sich ja nicht um Tagesliteratur handelt. Ich bin gezwun-


gen, so zu handeln, da mir von allen Seiten briefliche Anfragen über Details der


Geldreform zugehen und die briefliche Beantwortung derselben nicht gut ge-


schehen kann und viel Zeit in Anspruch nimmt.
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Die Arbeit über die Bodenreform habe ich nahezu fertig. Wenn es Ihnen Spaß


macht und es Ihre Zeit erlaubt, so will ich Ihnen das Manuskript zur Durchsicht


einsenden. Sie können mich vielleicht auf manches aufmerksam machen und


Zusätze machen, die für das schnelle Verständnis nützlich sind. Ihr Artikel zeugt


von einem hellen Geist; und hell muß die Sache sein, wenn man sich an die


Masse wendet. Ich will Sie auch nicht bestehlen und Ihrem Namen und Ihrer


Börse den gebührenden Anteil zukommen lassen, falls überhaupt etwas dabei


herauskommt.


Bei der Ausarbeitung dieses Teiles meines Buches habe ich erst gefunden, daß


mit der bisherigen Renten- und Lohntheorie Ricardos die Unabwälzbarkeit der


Grundsteuer sich gar nicht beweisen läßt. Ich habe daher die Rententheorie


umarbeiten und ein ganz neues Lohngesetz aufstellen müssen. Nun wäre es mir


angenehm, wenn Sie diese beiden Teile, die auch für Sie Neues enthalten, nach-


prüfen und mit kritischen Bemerkungen versehen wollten. Es kommt ja oft vor,


daß man selbst etwas für reines Sonnenlicht hält und dann Erklärungen unter-


läßt, wo andere nichts als Finsternis wahrnehmen.


Sie fragen nach empfehlenswerten nationalökonomischen Büchern. Wenn es


sich um die Kenntnis volkswirtschaftlicher Tatsachen handelt, so werden Sie in


Roschers Werken sehr viel Material finden, ebenso in Marx „Kapital “ (drei dicke


Bände). Über den Zins und die Zinstheorien hat Boehm-Bawerk ein gutes Buch


geschrieben: „Die Geschichte der Kapitalzinstheorien“ (Innsbruck). Das Buch von


Anton Menger „Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag“ (dritte Auflage bei Cotta)


gibt eine Übersicht über die sozialistische Literatur. Friedrich Gottls kritische


Schrift „Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma“ (Fischer) halte ich für eine


bahnbrechende Schrift. Anfänglich schwer verständlich infolge eines eigenartigen


Stiles. Über die Währung haben ausländische Schriftsteller besseres geleistet als


die Deutschen, und ich bitte Sie mir zu sagen, ob Sie französische, englische,


italienische oder spanische Bücher lesen, damit ich Ihnen die Quellen nach-


weisen kann.


An Ernst Frankfurth vom 2.3.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich mache mir einige Gewissensbisse daraus, daß ich Sie mit einer Arbeit pla-


gen will, die Sie notwendigerweise an das Zimmer ketten wird, während vielleicht


draußen die schöne Sonne scheint, die Ihre angegriffene Gesundheit so nötig


hat, Sie müssen mir also versprechen, die Papiere, die Ihnen in den nächsten


Tagen zugehen werden, nur bei schlechtem Wetter zu durchblättern.


Ich sende Ihnen ein Heft des „Naturarztes“, vielleicht ist Ihnen diese Zeitschrift


unbekannt. Es werden darin öfters sehr gesunde Ansichten ausgesprochen.


Dauernder, berufsmäßiger Aufenthalt im Freien, in einer trockenen Gegend mit


beständigem, frischem Klima, das scheint mir die Vorbedingung für völlige Ge-


nesung und Erhaltung der wiedererlangten Gesundheit. Ich habe von Leuten


gehört, die in Ihrer Lage waren und die sich in Britisch-Columbien in der


43







Okanagan Gegend ansiedelten und dort Obstbau betrieben und sich so die ver-


lorene Gesundheit wieder erwarben. Der Okanagan See liegt im Felsengebirge,


dank der dort vorherrschenden Luftströmungen ist das Klima dort sehr trocken,


verhältnismäßig warm, sehr beständig. Das Obst gedeiht dort ganz außerge-


wöhnlich gut. Es fällt wenig oder gar kein Schnee, die Bevölkerung ist noch


ziemlich dünn gesät, aber interessiert und gebildet. Die Arbeit im Obstgarten ist


nicht schwer, es gehören aber mehrere Tausend Mark dazu, denn die Obst-


bäume tragen ja erst in 5 bis 6 Jahren nach der Pflanzung. Manchmal aber wer-


den solche Pflanzungen, die schon Ertrag geben, von Leuten, die wegziehen,


verkauft. Wäre das nichts für Sie? Als Nebenbeschäftigung könnten Sie sich mit


volkswirtschaftlichen Studien abgeben. Auch würde man Sie dort bald Ihrer 


juristischen Bildung wegen zum Richter ernennen.


Das alles sagt mir mein Bruder, der lange Jahre nicht weit von jener Gegend


gewohnt hat (am See Pend’oreille) und der die Okanagan-Gegend ihrer klima-


tischen Vorzüge für Lungenkranke wegen hat rühmen hören. Er reist Ende die-


ses Monats wieder dorthin ab.


An Richard Hennig vom 2.3.1905 aus Les Hauts Geneveys


Alles, was Sie über Damaschke schreiben, finde ich in einer langen Reihe von


Zuschriften bestätigt, die mir von Bodenreformern zugehen. Es ist leider wahr:


Die Bodenreform wird persönlichem Ehrgeiz geopfert. Und das lassen sich die


Bodenreformer geduldig gefallen? Ich vermute, im Bunde sind überhaupt nur


wenige denkende Männer mehr, die übrigen sind zerstreut. Was kann man da


machen? Ich schrieb an verschiedene und legte ihnen nahe, eine Amputation


des linken Flügels vorzunehmen und diesem durch die Gründung eines eigenen


Organs „Allen die Erde“ oder „Der volle Arbeitsertrag“ oder „Henry George“ oder


„Die Verstaatlichung der Grundrente“ eigenes Leben und neue Schwungkraft zu


verleihen Wir wollen sehen, was daraus wird. Ich selbst bin mit Arbeiten („Die
Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag“) vorläufig so sehr in


Anspruch genommen, daß ich auch mein Blättchen bis zum Erscheinen dieses


Buches ruhen lassen muß. Das ist auch der Grund, warum Sie weiter keine


Nummern mehr erhielten. (Die letzte Nummer mit dem Artikel „Die Reform der
Bodenreform“ haben Sie doch erhalten?)


In dem Buche stelle ich die Bodenreform auf solide theoretische Grundsätze.


Ich gebe der Grundrententheorie, dem Lohngesetz eine neue Fassung; und ich


hoffe, der Bodenreform viele Freunde damit zu gewinnen. Wenn das zutrifft, so


wird die Herausgabe einer Wochenschrift nötig, und da werden Sie ein Organ


haben, wo Sie Ihr Herz ausschütten können. Im Interesse der Sache wäre es,


wenn Sie mir für das Buch, das auf der letzten Seite der letzten Nummer ange-


zeigt ist, unter Ihren Bekannten Subskribenten verschaffen wollten. Der Preis von


1 bis 2 Mark ist nicht auf den Profit zugeschnitten, sondern auf möglichste


Verbreitung.
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Nun zu Ihrem Manuskript. Es ist durchaus nicht zu verwundern, daß Pohlmann
[Professor Adolf Pohlmann gehörte dem Vorstand des Bundes Deutscher Bodenreformer an.] Sie


nicht verstanden hat. Der Mann ist nicht umsichtig und Sie auch stellenweise nicht


vorsichtig genug. Durch die Erwähnung des „Lohnes“ haben Sie die Sache unnötig


kompliziert. Außerdem fehlen Pohlmann wohl auch eine ganze Menge Vorkennt-


nisse, die Sie als selbstverständlich voraussetzen, die man aber bei Kurzsichtigen


nicht so ohne weiteres als selbstverständlich voraussetzen kann. Man darf nicht


mit den eigenen Kenntnissen rechnen, sondern nur mit denen, die der Leser


besitzt. Und die sind nun leider in Bezug auf das Geld allgemein sehr beschränkt.


Darum halte ich es auch für vollkommen unmöglich, auf so kurzem Raum eine


Krisen-, eine Lohn- und eine Zinstheorie genügend klar entwickeln zu können.


Dem Unterrichteten genügt ein Wort, sonst aber muß man mit der Analyse der


Begriffe beginnen. Was weiß z. B. das gelehrte und ungelehrte Publikum vom


Zusammenhang zwischen Baisse und Krisis? ...


An Ernst Frankfurth vom 29.3.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich danke Ihnen herzlich für die Durchsicht des Manuskripts. Mit dem Inhalt Ihrer


Beanstandungen bin ich völlig einverstanden. Wenn Sie nicht dagegen protestie-


ren, so werde ich diese Bemerkungen am Fuße der betreffenden Seiten als von


Ihrer Hand erscheinen lassen.


Die Grundrentensteuer ist ganz entschieden unabwälzbar, solange die Produkte


des Bodens überhaupt noch dem Wettbewerb des Freilandes unterstehen und der


Lohn über dem sogenannten „ehernen“ Satz steht. Aber auch dann wäre die


Steuer unabwälzbar, wenn der Lohn auf diesem Satz herabgedrückt wäre (nach-


dem das Freiland verschwunden), denn könnte der Grundbesitzer den Lohn noch


weiter drücken, so wäre es kein „eherner“ Lohn mehr. Abwälzbar wäre die Grund-


steuer, falls das Freiland ganz verschwände und der Lohn unendlich weit nach


Belieben der Grundbesitzer herabgedrückt werden könnte, ohne eine Revolte zu


erzeugen. In diesem würden die Grundbesitzer den Lohn auch ohne Steuer so weit


herabdrücken können und wahrscheinlich auch herabdrücken.


Wie geht es mit Ihrer Gesundheit? Und was meinen Sie zu einer Hungerkur? 


Sie lachen mich hier vielleicht aus; ich bitte Sie aber trotzdem, den Vorschlag in


Erwägung zu ziehen.


Die Natur ist proletarisch und pflegt daher mit dem Gebotenen außerordentlich


haushalterisch umzugehen. Bei eintretender Not (Hunger) wirft sie alles Über-


flüssige über Bord und ist darauf bedacht, das Leben aus dem Notstand zu retten.


Nun ist aber die Krankheit das Überflüssigste von allem.


Die Krankenbehandlung muß in erster Linie darauf gerichtet sein, nicht die


Bazillen zu töten, sondern den Zufluß kranker Säfte (Fremdstoffe) zu unterbinden,


sei es durch eine entsprechende Diät oder scharfe gründliche Verdauung, sei es, 
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daß man die sich bildenden Fremdstoffe nach den natürlichen Ausscheidungs-


organen ableitet (Schweiß). Wie kommt es, daß überhaupt einmal Erkrankte wie-


der genesen können? Durch die Krankheit nimmt ihre Widerstandsfähigkeit


(anscheinend) ab und trotzdem genesen sie. Es wäre unerklärlich, wenn die


Bazillen die Ursache der Krankheit wären. Betrachtet man aber die schlechten


Körpersäfte als die Ursache der Krankheit und die Bazillen als die Folge des durch


diese geschaffenen Nährbodens und bedenkt man, daß die Krankheitserschei-


nungen (Fieber, Durchfall, Schweiß) die Wirkung haben, diese Fremdstoffe zu


beseitigen, so wird die Möglichkeit einer Gesundung verständlich. Und der


Krankheitsprozeß erscheint dann erst als das, was er ist, als ein Gesundungs-


prozeß. Ich würde Ihnen empfehlen, sich einmal mit den sogenannten Naturärzten


Dr. Lohmann oder Dr. Boehme in Friedrichroda schriftlich in Verbindung zu setzen.


Namentlich in Bezug auf die Diät hat das Naturheilverfahren große Fortschritte


gemacht. Es handelt sich ja bei allen Krankheiten mehr um eine Frage der Küche


als der Apotheke. Die Naturärzte verfügen über eine außerordentlich vielseitige


Küche, namentlich vegetarischer Natur. Sorgen Sie für eine gründliche scharfe


Verdauung, für vollständige Assimilation der verdauten Stoffe, dann müssen die


Bazillen verschwinden.


Entschuldigen Sie, wenn ich mich so mit Ihren persönlichen Angelegenheiten


befasse, es geschieht im unpersönlichen Interesse der Sache der Geld- und


Bodenreform. Denn es wäre doch schade, wenn ein so guter Kopf durch Krankheit


verhindert wäre, seine Kräfte einer so gesunden Sache zu widmen.


An Ernst Frankfurth vom 5.4.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich habe niemals die Singletax ernstlich in Betracht gezogen, weil ich sie für


ungerecht und praktisch undurchführbar halte (Pfandbriefe, Mündelgelder). Darum


habe ich auch niemals die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer ernsthaft


geprüft. Doch glaubte ich bisher, die Richtigkeit voraussetzen zu können, da die


Unabwälzbarkeit allseitig ... (?) mit behauptet wurde. Ihre Bemerkungen haben mir


nun gezeigt, daß die Verwendung der Steuer für die Frage der Abwälzbarkeit von


ausschlaggebender Bedeutung ist, und ich bin Ihnen recht dankbar, daß Sie mich


darauf aufmerksam machten. Man darf wirklich nichts als richtig voraussetzen, bloß


weil es allgemein als richtig anerkannt wird.


Vom Standpunkt des Landrückkaufes betrachtet, verliert die Frage der Abwälz-


barkeit der Grundsteuer alle praktische Bedeutung, aber als Agitationsmittel für den


Landrückkauf in den Kreisen der Singletaxer wäre die Sache wichtig. Könnten Sie


nicht diese Frage in der „Volksstimme“ zur Sprache bringen?


Mein Buch rückt vorwärts. Nächstens wird der erste Teil „Die Geldreform in der
Praxis“ fertig. Darf ich Ihnen dann auch diesen Teil zur Durchsicht einsenden? D. h.


natürlich, wenn Ihnen die Sache Spaß macht. Anbei ein Schema für das Kleingeld


des Reformgeldes, das, wie ich glaube, eine bedeutende Verbesserung dieses 
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Geldes darstellt. Es wäre mir angenehm, wenn Sie mir gelegentlich Ihre


Bedenken gegen dieses Kleingeld mitteilen wollten. Können Sie zeichnen? Für


die Rückseite des Reformgeldes bräuchte ich nämlich eine allegorische Figur


des Arbeitsertrages vor und nach der Geld- und Bodenreform. [Vgl. S. 9 und 10 im


Band 4 dieser Edition.]


An den österreichischen Theologen Prof. August Rohling (undatiert)


Ich teile Ihre Ansicht von der Unmöglichkeit einer ewigen Dauer der Höllenpein


vollkommen und will Ihnen auch verraten, daß ich niemals, auch als kleines Kind


nicht, an die Hölle geglaubt habe. Eine ewige Strafe, also eine Strafe, die nur


auferlegt wird, um zu quälen, ist ungöttlich, und wer den Glauben an solche


Strafen verbreitet, begeht, wie Sie ganz folgerichtig bemerken, eine Sünde wider


den heiligen Geist.


An Ernst Frankfurth vom 7.5.1905 aus Les Hauts Geneveys


Vor ca. 8 Tagen sandte ich Ihnen den ersten Teil des Manuskripts der Geld-


re-form. Jetzt habe ich wieder einen Teil fertig, den ich Ihnen in einigen Tagen


senden könnte, natürlich vorausgesetzt, daß Sie das schöne Wetter nicht besser


ausnutzen wollen. Ich hoffe, das Buch noch vor der Heuzeit zu beenden und


nach der Heuernte mit der Herausgabe des neuen Jahrgangs der „Geld und
Bodenreform“ zu beginnen. Es wäre mir dann sehr angenehm, den mir gütigst in


Aussicht gestellten Artikel über die Singletax zu erhalten.


Falls Sie nationalökonomische Bücher und Schriften zu lesen wünschen, so


könnte ich Ihnen vielleicht mit einigen aus meiner Bibliothek dienen.


An Ernst Frankfurth vom 5.6.1905 aus Les Hauts Geneveys


Der Artikel über Lohn und Grundsteuer hat mir sehr gefallen, und ich werde ihn


in der nächsten Nummer der „Geld- und Bodenreform“ bringen. Da die hier be-


handelte Frage von grundsätzlicher Bedeutung für die Bodenreformer ist, so wird


er von Damaschke, der theoretische Erörterungen scheut, wohl totgeschwiegen


werden, oder besser gesagt, er wird es versuchen, denn schließlich heult die


Wahrheit noch lauter als der Irrtum. In einem Nachsatz könnten Sie vielleicht


noch kurz den Einfluß einer allgemeinen gleichen Reichsgrundsteuer auf den


Lohn in Betracht ziehen. Da hier das Moment des Zuzuges von einer Stadt zur


anderen wegfällt (auch vom Lande zur Stadt), so bleibt das Gebaren des Frei-


länders zu berücksichtigen (verminderte Auswanderung, Rückkehr von


Ausgewanderten).
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Ihre Bemerkung über den Artikel „Der Lohntheoretiker“ finde ich gerechtfertigt und


danke Ihnen. Ich werde am Schluß des Buches die Lohntheorie bringen, um das


Versprechen einzulösen, das der Titel enthält. Darum hatte ich in diesem Vorartikel


mehr Fragen aufgeworfen als Antworten gebracht.


Augenblicklich bin ich durch meine landwirtschaftlichen Arbeiten mehr als ge-


wöhnlich in Anspruch genommen (die Kühe kalben, die Bienen schwärmen und die


Heuernte geht an). Aber ist das vorbei, dann wird es wieder ruhig und dann werde


ich wieder arbeiten können.


Es hat mich recht betrübt, daß Sie wieder das Bett infolge einer Erkältung haben


hüten müssen, doch hoffe ich, daß es Ihnen jetzt wieder besser geht.


PS.: Ich halte die „Volksstimme“ nicht, und es wäre mir lieb, wenn Sie mir den


Artikel Pohlmanns senden wollten. Pohlmann ist zwar ein biederer Mensch, aber 


er hat für die Theorie keine Bedeutung. Was man heute braucht, sind Leute, die


theoretische Schwierigkeiten nicht fürchten. Übrigens wurde ich schon von anderer


Seite aufgefordert, den Artikel zu beantworten, doch scheint es mir nötiger, vor


allen Dingen Positives zu schaffen, als Zeit und Arbeit in der Polemik zu ver-


geuden.


An Ernst Frankfurth vom 18.8.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich hatte die Absicht, eine größere Fußtour nach Graubünden zu machen und


Sie bei dieser Gelegenheit zu besuchen. Ohme, Maman und Basen kamen jedoch


auf Besuch und haben meine Absichten zuschanden gemacht. So geht es, wenn


man Bienenzüchter ist, denn der Honig ist ein mächtiger Magnet. Die Muskatel-


trauben wachsen in Andalucia in der Umgegend von Malaga. Ich bin dort zwei


Jahre gewesen, wohl die schönste Zeit meines Lebens. Damals arbeitete ich als


Korrespondent in der Firma M. Heredia y Hermanos in Malaga, die heute noch


besteht.


Sonst können Sie auch fast gleich gute Trauben aus Messina (Sizilien) erhalten,


und zwar könnten Sie diese auch in Postkisten erhalten und zwar billig, weil der


Transit durch Frankreich wegfällt. Leider kann ich Ihnen keine Adresse angeben,


doch wenn Sie sich an das Deutsche Konsulat in Messina wenden, so wird man


Ihnen eine Reihe von Adressen angeben.


Ich glaube, daß Ihnen eine Traubenkur (südländische, süße, zuckerreiche


Trauben nähren und erwärmen) sehr viel Gutes tun würde. Trauben und Schrotbrot


morgens, mittags und abends und weiter gar nichts. Kein Fleisch, keine Milch,


keine Eier, überhaupt keine tierischen Produkte. Übrigens bin ich überzeugt, daß


wenn Sie einen Versuch machen, schon nach acht Tagen eine Besserung Ihres


Befindens eintreten wird, und dann können Sie ja fortfahren. Das Schrotbrot muß


sehr sorgfältig gekaut werden (Sie haben ja Zeit), damit die Verdauung komplett


sei; denn nur dann kann das Blut rein bleiben, wenn alles Verdauliche aufgelöst


wird. Natürlich spielt die reine Luft auch eine Rolle, und gute Luft haben Sie ja 
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dort. Aber gute Verdauung gehört zur guten Luft, wenn das Blut frei von unor-


ganisierten Stoffen bleiben soll. Die unorganisierten Stoffe im Blute (Stoffe, die


nicht zum menschlichen Organismus gehören) geben aber den Nährboden ab,


auf dem die Bakterien gedeihen. So wie das Blut diesen Bakterien keine


Nahrung zuführt, gehen sie zugrunde, und die Wunden vernarben. Die Tuber-


kulosebazillen leben nicht auf den organisierten (lebenden) Stoffen, sondern auf


den ausgeschwitzten, ausgestoßenen und unorganischen (unassimilierten, toten)


Stoffen. Ein Beweis dafür scheint mir die Tatsache zu sein, daß man bisher kein


Serum für Tuberkel hat herstellen können. Zuweilen mag es vorkommen, daß


Bazillen in die Blutbahn dringen, und dafür zeugen die Fieberanfälle. Aber ge-


rade der Umstand, daß die Fieber wieder verschwinden, beweist, daß sich die


Bazillen im Blute nicht vermehren und daß die weißen Blutkörperchen allein mit


den Bazillen fertigwerden, solange diese nicht zu zahlreich auftreten. Dement-


sprechend müßte man die Heilung dieser Krankheit ausschließlich von guter Luft


und guter Verdauung erwarten. (Bei ausschließlicher Traubenkost und Brot 


müssen Sie mindestens drei Kilo Trauben täglich rechnen).


Der Artikel „Single Tax“ hat mir sehr gefallen, und ich danke Ihnen herzlich


dafür. Ich habe mit der Empfangsanzeige gezögert, weil ich, wie zu Anfang


erwähnt, Ihnen persönlich meinen Dank abstatten wollte. Statt der Überschrift


„Single Tax“, deren Bedeutung nicht jeder versteht, werde ich eine andere Über-


schrift wählen, wogegen Sie hoffentlich keine schweren Bedenken haben.


Anbei die beiden Hefte der „Volksstimme“ mit bestem Dank zurück. Ich ver-


mute, daß Oppenheimer in dem „Goldenen Buche“ Damaschkes eingetragen ist


und daß ihm das zur Aufnahme seines wunderlichen Artikels über Monopol und


Differenzialrente verholfen hat. Dieses „Goldene Buch“ scheint mir überhaupt in


der Leitung der Bundesangelegenheiten eine große Rolle zu spielen. Die Rück-


sichten auf die Finanzen haben die Bewegung aus der Richtung geworfen. Aber


selbst vom reinen finanziellen Standpunkt aus betrachtet scheint mir das eine 


falsche Spekulation zu sein, denn jedes Mitglied à la Oppenheimer, Eschwege
usw. kostet den Bund vielleicht Tausende von Mitgliedern.


An Ernst Frankfurth vom 30.9.1905 aus Les Hauts Geneveys


Besten Dank für die Sendung. Heute reise ich nach Weimar (Brennerstr. 2), 


wo ich den Druck des Buches überwachen will. Ich denke, in 14 Tagen damit 


fertig zu sein. Dann wird die „Geld- und Bodenreform“ wieder erscheinen.


An Ernst Frankfurth vom 30.12.1905 aus Les Hauts Geneveys


Ich wünsche Ihnen von ganzem Herzen ein gutes neues Jahr, hauptsächlich


eine vollkommene Genesung. Über Ihre letzten Karten habe ich mich recht


gefreut, da 
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Sie so zufrieden über die Fortschritte Ihrer Gesundheit schreiben. Möge es so


weitergehen.


Ich konnte das Buch leider nicht zu Weihnachten schicken, der Entfernung


wegen geht es langsam mit den Korrekturen. Aber jetzt ist der Satz fertig, und in


einigen Tagen werden Sie das Buch erhalten. Sie bestellten mir vier Exemplare,


wenn diese für Ihre Freunde in Deutschland bestimmt sind, so könnte ich sie


direkt von der Druckerei aus an die Adressaten versenden lassen. Es wäre eine


Portoersparnis. Wenn Sie gestatten, so will ich Ihnen diese vier Exemplare um-


sonst überlassen als eine kleine Anerkennung Ihrer wertvollen Arbeiten. Die


Adressen Ihrer Freunde müßten Sie mir noch mitteilen.


An Ernst Frankfurth vom 23.2.1906 aus Les Hauts Geneveys


Ich bin dabei, mich für eine Reise nach Berlin vorzubereiten, wo ich meinen


Finanzen durch einige gute Züge wieder aufzuhelfen gedenke. Man muß für


Geld sorgen, sonst wandelt man als ein Toter unter Lebenden. Nun habe ich


mich einer Erfindung erinnert, die ich schon in Argentinien gemacht habe


(Apparat, um Milch für Säuglinge zu konservieren), und reise zur Ausstellung für


Säuglingspflege, um diese Erfindung auszubeuten. Es ist sehr wohl möglich, daß


ich einen Haufen Geld damit verdienen werde. Trifft das zu, so soll die Zeitschrift


für Geld- und Bodenreform mit Energie weitergeführt werden. An Material für


eine Wochenschrift von zwei bis drei Bögen fehlt es nicht. Doch das verschlingt


viel Geld, die Säuglinge sollen das einbringen! Ich werde Ihnen schreiben, wie 


es mir mit der Erfindung gegangen ist.


Es ist schade, daß Anton Menger gestorben ist. Von den älteren Fachleuten


erschien er mir noch am besten den offenen Sinn für neue Anschauungen be-


wahrt zu haben. Für alte Leute ist die Bodenreform nichts und die Geldreform


erst recht nichts. Reformen müssen von jungen Kräften geprüft und durchgeführt


werden. Professoren, die lange Jahre gelehrt haben, besitzen in der Regel die


Fähigkeit nicht mehr, eine Belehrung anzunehmen.


An Eduard Bernstein sandte ich ein Exemplar des Buches und die „Soziali-
stischen Monatshefte“ brachten den Prospekt als Beilage. Eine Besprechung


erwarte ich von keiner Seite; dafür ist das Buch für alle Schulen zu aggressiv.


Zumal für die Marxisten; die Revisionisten dürfen ja auch ihre Meinung nicht


sagen.


Wenn Sie jetzt das heilige Feuer wieder in Ihren Adern lodern spüren, so


möchte ich Sie zu einer Arbeit einladen, mit der Sie sicherlich guten Erfolg er-


ringen würden. Das wäre: „Der heutige Lohnkampf (oder Lohnpolitik) im Lichte
der Grundrententheorie“. Sie könnten hier die Frage der Abwälzbarkeit der


Grundsteuer behandeln, die Frage beantworten, wer die Zölle bezahlt und ob die


Arbeiter ihren Lohn durch Streik bessern können. Alles sehr aktuelle Fragen.


Kennen Sie die Zentralstelle für soziale Literatur der Schweiz in Zürich? Adresse 
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Dr. Pflüger Pfr., Zürich III. Dort könnten Sie sich vielleicht mit Material für solche


Arbeit versehen.


An Prof. Knut Wicksell, c/o Gustav Fischer Verlag in Jena, undatiert


In meinem kürzlich erschienenen Buche „Die Verwirklichung des Rechts auf
den vollen Arbeitsertrag“ habe ich mit Nutzen für die Aufklärung verschiedener


Zinsfragen Ihre Schrift „Zins- und Güterpreise“ angeführt und möchte ich Ihnen


gerne ein Exemplar meines Buches übersenden, natürlich kostenlos. Sie werden


mich darum zu Dank verpflichten, wenn Sie mir zu diesem Zwecke Ihre Adresse


mitteilen würden.


An Ernst Frankfurth vom 22.4.1906 aus Les Hauts Geneveys


Sie haben für mein Buch so viel Interesse gezeigt und leider auch so viel Geld


für seine Verbreitung ausgegeben, daß ich annehmen kann, es wäre Ihnen ange-


nehm, Näheres über die bisher erzielten Erfolge zu erfahren. Leider sind diese


Erfolge durchaus nicht ermutigend. Besprechungen in Zeitschriften sind bisher


nicht erfolgt – nicht eine einzige. Die Sache paßt nicht in den Kram der einzelnen


„Parteien“, und da die Zeitschriften Parteiorgane sind, so schweigt man. Ich habe


300 Frs. für Prospekte ausgegeben, und ca. 30 Exemplare sind bestellt worden!


Einige briefliche Zustimmungen sind eingetroffen (Dr. Rohling, Flürscheim etc.),


aber keine von diesen, nicht eine einzige, beweist mir, daß die Schreiber das


Zinsproblem erfaßt haben.


Bestellungen auf die Zeitschrift sind nicht gemacht worden – nein, ich irre, eine
Bestellung ist eingetroffen – eine. Soll ich unter solchen Umständen mit der


Herausgabe der Zeitschrift fortfahren? Soll ich noch einmal an alle die gleichen


Adressen Probehefte verschicken? Ach, das ist eine demütigende Arbeit, und ich


bin zu stolz dazu. Soll ich bitten, flehen? So lest doch! Es ist gratis, umsonst!


Ich werde also bessere Zeiten abwarten. Die Theorie der Erdbeben studiert


man, wenn die Häuser krachend einstürzen. Und die Zinstheorie wird man wohl


studieren, wenn das Volk Zins und Kapital mit den Waffen angreift. Also will ich


warten, daß die Guillotine wieder in Betrieb gesetzt wird. Das Blut ist ein ganz


besonderer Saft, sein Anblick schärft den Spürsinn und den Verstand.


Als ich in Südamerika anfing, über das Geldwesen zu schreiben, fand ich nicht


eine Seele, die mich verstanden hätte. Nicht eine. Ich dachte, es läge vielleicht


an der denkfaulen Rasse. Ich schrieb darauf in Deutsch die Broschüre, die Sie


kennen: „Die Anpassung des Geldes“ und legte sämtlichen deutschen Zeitungen


Argentiniens einen wohlüberlegten Prospekt bei. Nicht eine einzige Anfrage kam,


nicht eine Bestellung. Mehrere Prospekte kamen zurück mit unflätigen Randbe-


merkungen. Ich dachte damals, es läge an dem geringen Bildungsbedürfnis der 
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aus Kaufleuten bestehenden deutschen Kolonie und in Deutschland würde es


anders sein. Aber es war ein Irrtum. Das Geldwesen ist in Deutschland bisher


weniger studiert worden als in irgendeinem Lande der Welt.


Geduld! Die Zeit kommt, wo die Ereignisse jeden zwingen werden, sich mit


dem Geldwesen zu befassen. Es tut mir recht leid, daß ich Ihnen keine erfreu-


lichere Nachricht senden kann.


An Ernst Gesell vom 16.5.1906 aus Les Hauts Geneveys


Wir glauben, daß Du sowohl wie Margarete [Ernst Gesell war Silvio Gesells Bruder, der


das Geschäft in Buenos Aires 1899 übernommen hatte. Margarete war dessen Frau.. Paul (Pablo)


und Roman waren Brüder Silvio Gesells in Berlin.] eine mehrjährige und ununterbrochene


Kur und Ruhe zur Herstellung Eurer Gesundheit nötig habt und daß Du unter 


keinen Umständen den nächsten Sommer in Buenos Aires verbleiben darfst. 


Ich mache Dir nun hiermit den formellen Vorschlag, Deinen Plunder wieder auf


meine Rechnung zu übernehmen, d. h. ich kaufe Dir Dein Geschäft ab, bezahle


Dir 100 000 Frs. in Geld und Liegenschaften und den Rest aus den Geschäfts-


einkünften, wie Du es mit mir gemacht hast.


Ich habe hier wieder ordentliche Kräfte gesammelt und wäre wohl im Stande,


eine Reihe von Jahren wieder in Buenos Aires zuzubringen, wenigstens so


lange, bis daß Fridolin den Kram allein weiter fahren kann. Es ist auch im


Interesse Romans, Fridolins, Pablos, der Perren & der Rossums gut, wenn das


Geschäft weitergeführt wird. Und ich bin bereit, diesen Interessen ein Opfer zu


bringen und nach der Stadt der (.....) zurückzureisen. Wenn Du einverstanden


bist mit dem Vorschlag, so schreibe oder telegraphiere. Über den Kaufpreis 


werden wir uns dort einigen können. Große Reichtümer braucht Ihr bei Euren


bescheidenen Neigungen nicht anzuhäufen und mit dem, was Ihr bis jetzt


zusammengescharrt habt, könnt Ihr in Europa, wie überall in der Welt, ganz


anständig leben. Unter solchen Umständen wäre es unklug von Euch, länger in


einem Klima zu verweilen, das Euch nicht zuträglich ist.


Ich denke, wir können mit den Häusern einfach tauschen. Ich gebe Euch für


Eure staubumwirbelte Baracke am Hypodrom ein dörfliches, solides, steinernes


Haus in staubfreier, nebel-, „floh“-, gestankfreier Lage am Waldrand mit vielen


100 000 vorar cuodrodas der besten blumigsten Matten im demokratischsten,


bestverwalteten Lande der Welt.


Falls Du telegraphierst, so genügt das Wort:


Lanus d. h. komme mit Eile


Lomas d. h. komme gemächlich.
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An Ernst Frankfurth vom 17.5.1906 aus Les Hauts Geneveys


Die unerfreulichen Nachrichten, die Sie mir von Ihrer Gesundheit gaben, haben


mich recht betrübt, um so mehr, als ich von einem anderen lieben Freund und


Gesinnungsgenossen ungefähr gleichlautende Nachrichten erhielt.


Ist es denn nötig, so frage ich mich, daß der Körper geschunden werde, damit


sich der Geist frei entfalten und seine besten Blüten treiben kann? Sind wir


Menschen denn wie der Apfelbaum, der dann am eifrigsten blüht und Früchte


trägt, wenn Engerlinge seine Wurzeln benagen?


Moritz von Egidy der brave Mann, und Henry George, sie starben, jung noch,


an Herzfehlern. Genie und Wahnsinn findet sieh nach Lambrosos Lehre so eng


verknüpft, daß man annehmen muß, es seien zwei Seiten derselben Krankheit.


Und es scheint mir so, daß das soziale Empfinden eine Begleiterscheinung orga-


nischer Fehler sei. Eine recht wehmütige Betrachtung! Andererseits aber ent-


schleiert diese Erscheinung so wunderbar edle Triebe und so geheimnisvolle


Verbindungsorgane zwischen Individuum und Gattung, daß sie meinen fast er-


loschenen Glauben an die göttliche Herkunft des Menschen wieder neu belebt


und ein freudiges Vertrauen in die Bestimmung und das Schicksal des auf der


Weltkugel einsam durch den unendlichen Raum treibenden Menschenge-


schlechtes erweckt hat. Wenn schon der Gattungserhaltungstrieb, der in dem


Opfertod Winkelrieds und Millionen anderer Helden wie auch in dem Todesmut,


den die ihre Brut verteidigenden Mütter zeigen, eine der rätselhaftesten Naturer-


scheinungen ist, wieviel mehr muß man staunen über einen Mann, der, auf dem


Krankenlager gebannt, für sich selbst nur trübe Aussichten hegt, dennoch unter


Aufopferung seiner Kräfte hoffnungsfreudig und mit Enthusiasmus das Schicksal


der kommenden Geschlechter nach seinen Idealen zu modellieren sucht. Eine


merkwürdige, höchst wohltuende und wie gesagt göttliche, dunkle Erinnerungen


an ein früheres paradiesisches Leben auslösende Erscheinung.


Ihrem Wunsche entsprechend sandte ich Ihnen für den Betrag der vorausbe-


zahlten Abonnementgelder eine Anzahl Bücher und danke Ihnen von Herzen für


Ihre freigebige Unterstützung. Bei dieser Gelegenheit möchte ich Ihnen sagen,


daß, wenn Sie Verwendung für weitere Exemplare haben, ich Ihnen dieselben


gerne kostenlos in beliebiger Anzahl überlassen werde.


Ich freue mich sehr auf Ihren mir in Aussicht gestellten lieben Besuch und


hoffe, daß der Himmel für die Reise die Sonne unter Ihr Kommando stellen wird.


An Ernst Frankfurth vom 12.6.1906 aus Gernier


Am 14. d. Monats schiffe ich mich auf dem Dampfer „Italia“ in Genua nach


Buenos Aires ein, wo meine Anwesenheit durch den Tod meines Bruders nötig


geworden ist. Es ist die erste Lücke in einer Front von neun Geschwistern. Es ist


möglich, daß ich mehrere Jahre drüben bleiben muß, und es tut mir leid, daß ich 
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meinen Vorsatz, Sie zu besuchen, nicht habe ausführen können. Leben Sie wohl,


und schreiben Sie dann und wann Ihrem Freund Silvio Gesell, Adresse: 1023 Calle


Moreno in Buenos Aires.


An Ernst Frankfurth vom 15.10.1906 aus Buenos Aires


Ich liege jetzt schon über drei Monate platt auf dem Bauch vor dem goldenen


Kalb und wage kaum, den Blick zum Lichte zu erheben in der Furcht, daß


Mammon solche Freveltat schwer und grob mit geschäftlichen Verlusten straft.


Mammon ist der eifersüchtigste aller Götter; er duldet keinen anderen Gott,


geschweige Götter, neben sich. Von früh bis spät will er besungen, beräuchert 


werden, und selbst die Träume sollen ihm geweiht sein. Sonst ist er taub und alle


Gebete bleiben unerhört. Sie werden mich also entschuldigen, daß ich Ihren lieben


Brief vom 11. Juli so lange unbeantwortet ließ.


Nun erhielt ich kürzlich Ihre Broschüre über das „Arbeitslose Einkommen“ [Vgl.


Ernst Frankfurth, Das arbeitslose Einkommen. – Eine Skizze. Leipzig 1906.]. Und ich habe


Mammon einen vollen Tag den Dienst gekündigt und gestreikt, um bei der Lektüre


ganz bei der Sache zu sein. Ich bin in allen Teilen mit Ihnen einverstanden, sowohl


da, wo es sich um einfache Ansichten handelt, wie auch dort, wo Sie weittragende


Schlüsse aus gegebenen Verhältnissen ziehen. Ein außergewöhnlich großer


Gedankenreichtum zeichnet die Arbeit aus, ein wahres Inhaltsverzeichnis einer


künftigen sozialpolitischen Bibliothek. Leider ist zu befürchten, daß nur Fachleute


Sie verstehen werden, indem eine Menge Kenntnisse zum Verständnis der Arbeit


nötig sind. Aber manchmal fällt ein solches Heft auf guten Boden, geht auf und


trägt tausendfältige Frucht.


Die Broschüre hat mir auch insofern eine doppelte Freude gemacht, als sie den


Beweis liefert, daß es mit Ihrer Gesundheit gut vorwärts geht. Hoffentlich macht die


Genesung weitere gute Fortschritte.


Ich habe vor, hier noch fünf Jahre zu bleiben, bis daß mein Sohn Fridolin (18


Jahre) das Geschäft allein weiterführen kann. Wenn Sie nun den Plan ausführen


wollen, hierher auszuwandern, so werde ich Ihnen mit Freude dabei mit Rat und


Tat behilflich sein. Argentinien ist ein mächtig großes Land, über drei Zonen verteilt


und hat sehr verschiedenes, im ganzen gesundes Klima. Das Klima der Anden,


vornehmlich das der Cordillera de Cordoba ist für Brustkranke ein sehr gutes –


hoch, trocken, warm, gleichmäßig. Und die Seereise ist auf den neuen großen


Schiffen auch keine Strapaze mehr. Ich glaube, der ununterbrochene Aufenthalt in


freier Luft, Winter und Sommer, Tag und Nacht, ist von der größten Wichtigkeit, und


das läßt sich hier, glaube ich, noch leichter durchführen als in Arosa.


Ich bin dabei, mir in einem Vororte auf hohem Ufer des Flusses ein Haus zu


bauen. Und für den Fall, daß Sie hier längere Zeit verweilen wollen (den Winter),


will ich gleich ein Häuschen für Sie mitbauen. Das Grundstück ist groß (10 000


qm) und bietet Platz und prächtige Gelegenheit für Ihre botanischen Experimente.


Freilich, 
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mit den sonstigen Bequemlichkeiten wird es ziemlich .... (?) bestellt sein, da


meine Familie der Schulen wegen in Zürich weilt, ich also eine Junggesellenwirt-


schaft führe. Jedoch kann man hier auch in dieser Form erträglich leben, und


wenn Sie mehr Ansprüche auf Ellbogenraum als auf persönliche Bedienung rich-


ten, so glaube ich, daß es Ihnen wohl gefallen wird. Es ist auf alle Fälle der


schönste Platz und auch der gesündeste Platz in der ganzen Umgegend.


Laut Berichten des Herrn Georg Blumenthal macht die Geld- und Bodenreform


gute Fortschritte. Es gibt bereits eine Anzahl Personen, die sich energisch für die


Sache ins Zeug legen. Interesse dafür ist da, nur fehlen allzuoft die für die glück-


liche Vertretung der Sache unentbehrlichen Kenntnisse. Aber auch das wird sich


mit der Zeit finden.


An Georg Blumenthal vom 4.12.1906 aus Buenos Aires


Ich möchte aber doch die Weihnachtszeit nicht vorübergehen lassen, ohne


Ihnen ein kleines Zeichen meiner Dankbarkeit zu geben ... So habe ich nun zu


dem bequemen Mittel des Schecks gegriffen und bitte Sie, für den Betrag für Ihre


drei lieben Töchterchen drei Riesenpuppen zu kaufen – eine Blonde, eine Gelbe


und eine Schwarze und Äpfel und Feigen dazu, wenn das Geld reicht.


An Georg Blumenthal vom Dezember 1906 aus Buenos Aires


Ich bin zwar sehr beschäftigt, aber immerhin habe ich doch noch Zeit genug,


Ihnen zum Weihnachtsfest und Neujahr meinen Herzenswunsch auszudrücken:


Gott schütze Sie in Ihrem Kampfe gegen das Kapital, und hole der Teufel die


Kapitalisten.


An Ernst Frankfurth vom 11.3.1907 aus Buenos Aires


Besten Dank für Ihren lieben Brief vom 9. Februar. Es freut mich zu erfahren,


daß es mit Ihrer Gesundheit zufriedenstellend vorwärts geht, was am besten in


Ihren Reiseplänen zum Ausdruck kommt. Sie fragen mich um Rat und ich muß


gestehen, daß die Bedingungen, die Sie an Ihren künftigen Wohnort stellen, nicht


leicht zu vereinigen sind. Sie wollen auf den Bergen, in trockener Gegend,


womöglich Wüstengegend, wohnen und in der Wüste Ihr Brot verdienen. Sie wis-


sen, daß man sein Brot nur in der Nähe der Eisenbahnen verdient und daß die


Bahnen sich in den Ebenen oder Flußtälern hinziehen. Es gibt allerdings einige


Ausnahmen. Auf diese Ausnahmen beschränkt sich nun die Wahl. Sie erwähnten


Ecuador mit der
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Hauptstadt Quito. Doch kann ich Ihnen leider über dieses Land keine Auskunft


geben. Zwischen den südamerikanischen Republiken ist so gut wie gar kein


Verkehr, und alles was ich von Ecuador weiß, habe ich aus europäischen


Zeitungen erfahren. Ich habe eine Schwester in Lima (Peru) im Kloster „ Zum
Heiligen Herzen Jesu“. Sie hat dort einmal Typhus gehabt, ist aber wieder ganz


gesund. Das Land soll gesund sein. In Bolivien, das von hieraus mit der Bahn zu


erreichen ist, sind die Gesundheitsverhältnisse auf den Hochebenen auch gut, die


Erwerbsverhältnisse sind mir unbekannt. Wahrscheinlich ist dort wie überall in


Südamerika nur durch den Handel etwas zu verdienen. Der Handel aber wickelt


sich in den Städten im Center ab. Und in den Zentren herrscht nicht die Luft, die


Sie brauchen. Die Hauptbedingungen für alle diese Pläne wäre aber ein Gesund-


heitszustand, der Sie von den Ärzten unabhängig macht, denn der Arzt ist hier auf


dem Lande ein teurer Luxus und oft von zweifelhafter Befähigung.


Wenn es sich nur um den Gelderwerb handelte, so würde ich Sie einladen, hier-


her zu kommen und mir im Geschäfte zu helfen. Wir würden uns sicher gut vertra-


gen, und Arbeit ist genug da. Aber nachdem ich jetzt wieder mit dem Klima die


Bekanntschaft erneuert habe, kann ich Ihnen kaum dazu raten. Gerade jetzt haben


wir drei ziemlich häßliche Wochen verlebt. Schwüle, Windstille, mit Feuchtigkeit


gesättigte Luft, die den in Strömen fließenden Schweiß nicht verdunsten kann.


Diese schwülen Tage sind im Winter noch häufiger. Aber das alles wäre noch nicht


so schlecht, wenn man sich dabei ständig in der frischen Luft bewegen könnte.


Aber im Contor mit einem kleinen Windmotor für die Lufterneuerung ist das eine


ziemlich mißliche Sache. Vielleicht sind da die Inseln des La Plata-Deltas noch das


allerbeste für Sie. Das Klima ist gut (sofern man kein Stubenleben führt) und ein


bescheidenes Auskommen würden Sie auch bei schwachen körperlichen Kräften


haben. Das Inselgebiet ist von hier in einer Stunde Eisenbahnfahrt zu erreichen


und dehnt sich sehr weit aus. Die Hauptkultur ist Obst (Pfirsiche, Äpfel, Quitten,


Tomaten) und Brennholz und Korbweide. Das Holz (Pappeln und Weiden) muß


angepflanzt werden und wird alle 10 Jahre gefällt. Die Stämme dienen als Kisten-


holz und werden in diesem holzarmen Lande recht gut bezahlt. Die Bevölkerung 


ist ganz international und interessanter als anderswo. Das Klima soll für


Lungenschwache zuträglich sein, so daß der Bau eines Sanatoriums dort beab-


sichtigt ist. Auch Bienen werden hier mit gutem Erfolg gezüchtet. Ungeziefer, mit


Ausnahme der Moskitos im Sommer, gibt es nicht. Aber auch hier wäre die ärzt-


liche Assistenz eine unangenehme und teure Sache (50 Mark die Visite als


Minimum).


Falls Sie hier herkommen und es Ihnen auf den Inseln gefallen sollte, so würde


ich eine Insel mit einem Häuschen darauf kaufen, worin Sie dann hausen könnten.


Des Sonntags würde ich Sie besuchen, um mit Ihnen die Lohntheorien zu diskutie-


ren, und in der Woche würden Sie Pfirsiche pflücken, Korbweiden entrinden,


Bienenschwärme einfangen und Aale fischen. Gefällt es Ihnen da so sehr, daß Sie


Ihren dauernden Aufenthalt auf den Inseln nehmen wollen, so könnten wir eine


größere Insel kaufen, um mit mehreren Arbeitern Waldkultur zu betreiben.
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Ein Klimawechsel ist für Krankheiten dieser Art sehr oft das Beste, und es gibt hier


manche Deutsche, die brustkrank hier herkamen und gesund wurden. Sie sehen,


ich habe nicht den Mut, Ihnen einen Rat zu geben, und ich beschränke mich


darum auf Auskünfte, mit denen Ihnen vielleicht auch am besten gedient ist in die-


ser für Sie so hochwichtigen Sache. Nur eins will ich noch erwähnen: Wenn Sie


hier herkommen sollten, so werde ich Ihnen mit Rat und Tat zur Seite stehen und


Ihnen helfen, so gut ich kann. Vielleicht ist es überflüssig, daß ich das erwähne,


und es würde mich freuen, wenn Sie das für selbstverständlich hielten.


Der Simonssche Vorschlag zur Geldreform ist unausführbar, er würde viel 


größere Unbequemlichkeiten erwecken als die sind, die er beseitigen soll. Ihr Vor-


schlag ist auch nicht viel besser. Die Warenpreise müssen möglichst fest bleiben,


damit das Publikum eine möglichst große Zahl von Warenpreisen kennt, denn


diese Kenntnis bildet die einzige öffentliche Kontrolle der Kaufleute. Das sieht man


hier wieder am besten. Seitdem das Goldagio verschwunden ist und die Preise


relativ viel fester als früher sind, geht der Profitsatz langsam und stetig abwärts.


Außerdem würden alle Kataloge, Tarife (Post, Telegraf, Eisenbahn etc.) nur für den


Tag gültig sein. Ganz zu schweigen von den Schwierigkeiten bei Darlehen, die Sie


selbst erwähnten. Das alles der Fiktion runder Preise zuliebe.


Knapps „Staatliche Theorie des Geldes“. Ich erhielt kürzlich dieses Buch, auf das


Sie mich aufmerksam machten, und habe eine große Freude gehabt. Die Theorie,


die wahre Theorie des Geldes bricht sich Bahn, hier in diesem Buche zwar recht


mühsam, aber es geht vorwärts, tüchtig vorwärts. Knapp leitet die Möglichkeit der


Papierwährung (die er übrigens unumwunden anerkennt) vom Geld als Zahlungs-


mittel ab. Vom Tauschmittel, von den Waren spricht er nicht. Weil man die


„Schulden“ nur mit staatlich anerkanntem Gelde zahlen kann, erwächst ein ständi-


ger Bedarf an Zahlungsmitteln. Dies ist zwar nicht richtig, denn wenn es so wäre,


gäbe es bei allgemeiner Einführung der Barzahlung keine Schulden und infolge-


dessen kein Geld mehr, aber es ist immerhin ein Fortschritt gegenüber den


Metalltheorien. Übrigens habe ich erst einen flüchtigen Einblick in das dicke Buch


getan. Knapp sagt, er fände an der Goldwährung nichts auszusetzen; glücklich 


das Land, das bei der Metallwährung bleiben kann! Wer das Geld einfach als


Zahlungsmittel betrachtet, ist leicht zufriedengestellt. Die Bedeutung der Knapp-


schen Schrift liegt darin, daß sie die Allmacht des Staates in Geldangelegenheiten


unumwunden anerkennt. Die Mark d. R. W. ist nicht ein bestimmtes Gewicht


Feingold. Leider scheint Knapp, nach der Schreibweise zu urteilen, ein alter Mann


zu sein. Und es ist darum wenig Hoffnung vorhanden, ihm noch den Begriff


„Tauschmittel“ beibringen zu können.


Falls Sie sich für Argentinien oder Südamerika entschließen, wäre es gut, die


Zeit bis zu Ihrer Abreise zum Studium der spanischen Sprache zu benutzen. Viel


lesen und abschreiben. Einzelne Prosastücke auswendig lernen (vielleicht aus dem


Don Quichote) und das Auswendiggelernte aus dem Gedächtnis niederschreiben.


So kommen Sie am schnellsten zum Ziele. Vielleicht wäre ein Probeaufenthalt in


Südspanien in den Bergen von Malaga oder Gibraltar in Erwägung zu ziehen.
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Meine Familie reist im April nach Zürich (Zollikon am See). Mir geht es soweit gut


hier, denn meinen Zweck, Geld zu verdienen, scheine ich zu erreichen, und viel


mehr erwarte ich von meinem Aufenthalt nicht.


An Georg Blumenthal vom 22.4.1907 aus Buenos Aires


(Abbildung der Handschrift im Band 5 der Gesammelten Werke, S. 16/17)


Ich erhielt gestern die Broschüre über Moses und habe mich über die Aus-


führung recht gefreut. Ich glaube auch, daß der Verleger auf seine Kosten 


bzw. Arbeit kommen wird, denn der billige Preis von 30 Pfennig wird den Ab-


satz erleichtern. Es gibt verschiedene Lehrerzeitungen, in denen man eine


Besprechung der Schrift veranlassen müßte, denn gerade die Lehrer empfinden


es als eine Herabwürdigung, daß man von ihnen die Verbreitung von Märchen


verlangt, an die sie selbst nicht glauben. 30 Pfennige wird sicher jeder Lehrer


gerne bezahlen.


Auch der Aufruf an die Arbeiter ist gut, nur möchte ich für etwaige Wieder-


holungen bemerken, daß es im Interesse der Sache von jetzt an besser wäre,


mich überhaupt nicht mehr zu nennen, sondern von der Geld- und Bodenreform“


als von etwas bereits Bekanntem zu sprechen. Die Menschen schließen sich 


lieber unter einem Gedanken als unter einem Namen zusammen. Denn der


Gedanke ist rein, während der Name viele Überraschungen in sich trägt


(Damaschke). Mir kommt es aber ganz auf die Sache an, meine Person ist mir 


in dieser Sache ganz gleichgültig, denn ich bin frei vom Laster des Ehrgeizes


bzw. der Eitelkeit. Ich habe überhaupt in dieser Sache nur mehr den Wunsch,


daß meine Arbeit nicht verlorengeht und daß jetzt andere, junge und hungrige


Männer sich der Sache annehmen. Ich habe 15 Jahre, meine besten Jahre, der


Angelegenheit gewidmet und möchte nun mich mit philosophischen Fragen und


Naturstudien beschäftigen, für die ich von Jugend an ein besonderes Interesse


hatte. Freilich werde ich wohl dabei die Erfahrung machen, daß man den höch-


sten Problemen der Menschheit, daß man Gott sein ganzes Leben, nicht den


schäbigen Rest schuldig ist; aber einen Blick in die Tiefen möchte ich doch noch


wagen und habe so eine kleine Hoffnung, daß es mir gelingen wird.


Das Zinsproblem müßte noch in Detailfragen bearbeitet und namentlich durch


statistische Arbeiten erläutert werden. Vielleicht findet sich mit der Zeit jemand,


der sich dieser Aufgabe widmet.


Jetzt sind es nur mehr wenige Tage, daß Sie für den König arbeiten, und ich


freue mich mit Ihnen über den nahen Tag, wo Sie den bunten Karnevalsrock der


Abfuhr anvertrauen werden.
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An Ernst Frankfurth vom 5.5.1907 aus Buenos Aires


Ich erhielt Ihren lieben Brief, worin Sie mir Ihre beabsichtigte Übersiedlung


nach Steglitz mitteilen, und ich beeile mich, Ihre Fragen zu beantworten.


Das Inselgebiet des La Plata, das ich als einen für Sie in Betracht kommenden


Ansiedlungspunkt bezeichnete, ist wie das ganze La Plata-Gebiet frei von


Nebeln, und auch Fieber sind in diesen Inseln völlig unbekannt. Es gibt dort


Moskitos genug, aber keine Fiebermoskitos (Malaria); diese findet man im


Norden, in den Provinzen Tucuman und Salta. Das Klima ist im großen und gan-


zen dort gut. Vor einigen Jahren erhielt ich den Besuch eines jungen Bauern aus


Les Hauts Geneveys, der auf meinen Rat hierher kam und seit einem Jahr auf


den Inseln arbeitet. Er sah bedeutend frischer und wohler aus als sein Bruder,


der mir hier in einem Vorort (Lomas) den Garten instandhält und der vielleicht


von dem Staub, der hier im Sommer die Luft erfüllt, gelitten haben mag.


Ich würde Ihnen raten, die Sommermonate durch längere Fußtouren und


Landarbeiten für Widerstandsproben zu benützen und je nach dem Ausfall dieser


Proben Ihre Entscheidungen zu treffen. Falls Sie sich für Argentinien entschlie-


ßen, werde ich Ihnen freudig, soweit es in meinen Kräften steht, behilflich sein.


Flürscheim. Ich kenne den Herrn persönlich, habe ihn seinerzeit von Les Hauts


Geneveys aus in Zürich besucht und dann zwei Jahre mit ihm eine leider völlig


unfruchtbare Briefeschreiberei betrieben. Der Herr ist ein Enthusiast, wenig kri-


tisch veranlagt, und er kann den Gedanken der Geldreform nicht zu Ende den-


ken. Er ist auch schon 60 Jahre alt, dabei viel zu unruhig und immer auf Reisen.


So habe ich die Hoffnung aufgegeben und die Korrespondenz abgebrochen.


Was ich an Flürscheims Vorschlägen auszusetzen habe, das ist in der „Geld-
reform“ 1. Jahrgang, S. 136 ff gesagt, und in Briefen habe ich das Gesagte mit 


vielen Tatsachen begründet. Aber Flürscheim ist auf meine Bedenken nur mit


Ausflüchten eingegangen. Er hat also entweder meine Einwendungen nie ver-


standen oder er will sie nicht verstehen aus Liebe zu seinem System. Dann wird


jede Diskussion überflüssig. Flürscheim wäre als Agitator eine brauchbare Kraft.


Aber fürs erste braucht die Geldreform eher ruhige und stille, fleißige Arbeit als


Agitation. Eine tief fassende und weit ausgreifende Arbeit, wissenschaftliche


Arbeit, die ihren Lohn in sich selbst und nicht in kleinen praktischen Erfolgen


sucht. Wir müssen die Theorien, die zur Forderung der Geldreform führen, noch


viel kürzer und einleuchtender darstellen, so daß sie das Volk begreift. Von den


Staatsgelehrten, den Professoren, werden wir niemals eine direkte Unterstützung


erwarten dürfen, aber wir werden schon viel erreicht haben, wenn sich diese


Gelehrten überhaupt nicht mehr an das Geldwesen heranwagen aus Furcht, daß


ihre Aussagen von Geldreformern in für sie kompromittierender politischer


Agitation ausgebeutet werden. (So zum Beispiel ließe sich das Buch Knapps
„Die staatliche Theorie des Geldes“ sehr gut für die Idee der Geldreform positiv


ausbeuten.) Für die Theorie wertlos scheint mir Helfferich zu sein und zu bleiben.


Er ist ein vortrefflicher Rezitator, aber kein Forscher. Zu oberflächlich, er sieht die


Probleme überhaupt nicht. Das 
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hat er übrigens auch in seinen ersten Schriften und in der Polemik mit den


Bimetallisten gezeigt. Ein ganz anderer Kerl scheint mir Knut Wicksell zu sein,


doch weiß ich nicht, ob er sich überhaupt noch mit dem Geldwesen befaßt. Gott l
(jetzt, glaube ich, Professor in Graz) schrieb mir vor seiner Abreise hierher, daß


er sich nun speziell mit dem Geldwesen befassen wollte, doch habe ich nichts


mehr erfahren. Das scheint mir auch ein guter Kopf zu sein. Doch leider gehört


zum Studium des Geldes mehr als ein guter Kopf, es gehören praktische Kennt-


nisse dazu, die man nur im Handel gewinnen kann.


An Ernst Frankfurth vom 16.7.1907 aus Buenos Aires


Meine Reise nach Deutschland werde ich nicht vor Dezember antreten können,


und wenn Sie, wie ursprünglich beabsichtigt, Anfang September dort abreisten,


so könnten wir immer noch genügend Zeit zusammen verbringen, um die Frage


der Abwälzbarkeit der Grundsteuer zur Strecke zu bringen. Eine andere Sache


bleibt aber die Frage, ob dieses Klima für Sie wirklich das geeignete ist. Aber das


werden Sie ja hier bald feststellen, und außerdem hat dieses große Land so ver-


schiedenartige Klimata, daß Sie nur die Qual der Wahl haben werden. Bleibt da


nur die Frage des Erwerbs. Wenn der Aufenthalt in der Stadt nicht ratsam ist,


dann könnten Sie vielleicht als Hauslehrer in einer Estancia einen Versuch


machen.


In Deutschland werde ich voraussichtlich 4 – 5 Monate bleiben, so daß ich


nicht vor Juni nächsten Jahres hierher zurückkehren werde. Falls Sie sich nun


entschließen, einen Abstecher nach Spanien zu machen, so könnten wir uns


dann in Cadiz, Lissabon, Coruna oder Barcelona treffen, um die Reise dann


zusammen zu machen. Es wurde mich sehr freuen, wenn ich Ihnen hier nützlich


sein könnte. Sollten Sie aber inzwischen Ihren Sinn ändern und Nordamerika des


Klimas wegen vorziehen, so wurde ich Ihnen raten, sich meinem Bruder anzu-


schließen. Er ist ein gar guter Kerl (43 Jahre). Seine jetzige Adresse ist: Her-
mann Gesell, Camloops (British Columbia). Camloops hat etwa 1000 Einwohner


und ein sehr gemäßigtes Klima. Mein Bruder hat ein großes Boot und befährt


damit die großen Seen jener Gegend. Er fischt, jagt, trappt und malt. Die Jagd


liefert die Nahrung, die Malerei (Postkarten) das Geld für das Pulver und die


Kleidung. Ein solches Leben ist sehr gesund. Der fortwährende, dauernde


Aufenthalt in frischer Luft. Und British Columbien ist sicher eines der schönsten


Länder der Welt.


An Ernst Frankfurt vom 24.7.1907 aus Buenos Aires


Kürzlich sandte ich Ihnen eine kurze Darstellung derart, wie ich mir die


Wirkung der Grundsteuer auf den Lohn denke und wonach die Grundsteuer als


unabwälzbar erscheint. Mit Ihnen bin ich jedoch der Meinung, daß die Grund-


steuer ungerecht, weil parteiisch ist und daß der Rückkauf des Bodens und die


Tilgung der daraus 
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entstehenden Staatsschulden durch eine alle Kapitalisten und Räuber nach


Besitz und Einkommen treffende Steuer der einzige unparteiische und darum


gangbare Weg sei. Die Grundsteuer würde von einzelnen Kapitalisten erhoben,


um die Arbeiter zu bereichern; durch den Rückkauf werden alle belastet, um alle


zu bereichern.


Hat somit die Frage, ob die Grundsteuer abwälzbar ist, keine praktische Be-


deutung für unsere Bestrebungen, so ist es doch gut, sie wenigstens wissen-


schaftlich zu erledigen. Aber um dies lückenlos zu tun, ist eine weit ausgreifende


Darstellung der Lohn- und Zinstheorie nötig.


In der Darstellung von Smith, Ricardo und Konsorten (auf die sich Matern in


der Broschüre „Der Fall Deutschland“ bezieht) fehlt tatsächlich der Beweis für die


behauptete Unabwälzbarkeit der Grundsteuer. Diesen Beweis hätten Smith und


Konsorten übrigens aufgrund der damals herrschenden Kapitalzins- und


Lohntheorie niemals erbringen können. Die Theorie der Unabwälzbarkeit der


Grundsteuer widerspricht der Theorie des ehernen Lohngesetzes oder besagt,


daß der Ertrag der Grundsteuer dem Kapitalzins einverleibt wird, denn ist die


Grundsteuer unabwälzbar, so muß entweder der Lohn oder der Kapitalzins die


Steuer einsacken. Wissen wir aber heute, daß der Kapitalzins durch die Geld-


privilegien begrenzt wird, die doch völlig unabhängig von der Grundsteuer sind,


und daß das eherne Lohngesetz nicht auf Freizügigkeit und Personalkredit


anwendbar ist, so müssen wir auch schließen, daß, wenn wir dem Grundbesitzer


die Rente wegnehmen, um dem auf freiem Boden wirtschaftenden Arbeiter die


Steuerlasten (Beseitigung der Zölle und indirekten Inlandsteuern) und Fracht-


lasten etc. zu erleichtern, daß wir dann den Lohn allgemein heben und zwar im


Verhältnis zu den dem Grundbesitzer auferlegten Lasten, daß somit die Grund-


steuer unabwälzbar ist. Natürlich setzt dies voraus, daß die Grundsteuer allge-


mein erhoben und der Rente angepaßt sei. Für den Wald, die Naturwiesen, den


Bergbau liegt es auf der Hand, daß die Steuer unabwälzbar ist, ebenso für den


Baugrund.


Wirft ein Wald zum Beispiel 1000 Mark Rente ab und trifft diesen Wald eine


Steuer von gleichem Betrag, so könnte die Steuer nur unter der Bedingung beim


Holzverkauf abgewälzt werden, daß man die Holzpreise erhöhte, was dem


Gesetz der Konkurrenz widerspricht. So z. B. kann der preußische Fiskus trotz


Holzmonopol die Holzpreise nicht willkürlich erhöhen. Werden die Holzpreise


erhöht, so wird weniger geheizt und die Forstverwaltung kann den jährlichen


Zuwachs nicht absetzen (Ersatz der Bauhölzer durch Träger, Import fremden


Holzes etc.). Wird den deutschen Pfefferbauern nur der nötige Zuschuß aus den


Grundrentenerträgen bezahlt, so errichten sie in der Heide unter Glasdächern


Kaffee-, Kakao- und Pfefferplantagen, wie man jetzt schon in Belgien Wein, in


Schlesien Ananas unter Glas baut und zwar industrieweise in großem Maßstab.


Die durch Zölle geschützte Industrie ist im Grunde auch weiter nichts als eine


solche auf Kosten der Grundrente subventionierte Treibhauskultur.
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An Georg Blumenthal vom 27.9.1907 aus Buenos Aires


Ich erhielt rechtzeitig Ihren lieben vier Seiten langen Brief vom 8. August, ge-


schrieben nachts von 11 – 1 Uhr, und freue mich, daß es Ihnen und Ihrer Familie


gut geht und daß auch die Geschäfte sich gut anlassen. Große Reichtümer 


werden Sie sicher nicht erwerben, doch was nützt es, Reichtümer anzuhäufen,


damit sich die Anarchisten daran gütlich tun? Anbei sende ich Ihnen einen


Scheck von M 179,08. Sie sagten zwar, daß ich Ihnen nichts mehr senden soll,


doch glaube ich, daß noch einige Zeit verstreichen wird, bis daß Sie aus den


Geschäftsgewinnen Ihre bescheidenen Ausgaben werden decken können. So


leicht ist der Handel doch nicht, und da ich nun einmal einen Teil der Verant-


wortung an Ihrer Umsattelung trage, so halte ich es für meine Pflicht, etc. etc.


Solange Sie sich also in diesem Übergangsstadium befinden, wird es mir Freude


machen, Ihnen zu helfen, und übrigens handelt es sich ja hier nur um Geld. Und


wie klein und schäbig erscheint das Geld, wenn man bedenkt, daß wir auf dieser


runden Kugel mit ungeheurer Schnelligkeit durch den dunklen Weltraum dahin-


jagen und daß unsere Großeltern vor Millionen Jahren aus dem Meere hervor-


krochen und auf dem sonnigen Strande Purzelbäume schlugen.


Es wundert mich nicht, daß es mit der Geld- und Bodenreform nicht vorwärts


gehen will. Was gilt innerhalb der Ewigkeit des Lebens die kurze Spanne eines


Menschenlebens? Zeit, viel Zeit gehört zur Entwicklung. Und wo man gegen alte,


organisch verwachsene Vorurteile zu kämpfen hat, da darf man die Jahre nicht


zählen.


Übrigens glaube ich, daß in Nordamerika die Verhältnisse ungleich günstiger


sind. Man hat in dem Lande schon viel über Geld geschrieben, und es gibt dort


eine bedeutende politische Partei, die die Abschaffung des Metallgeldes verlangt.


Ich werde sehen, ein Fühlhorn dorthin auszustrecken. In Deutschland sind die


direkt interessierten Kreise, die Arbeiter und Bauern, von den Marxisten und


Pfaffen beherrscht, sind auch wohl ungebildeter als in Nordamerika. Und die Ge-


bildeten glauben kein Interesse an der Änderung der Güterverteilung zu haben.


Vorbedingung für jede ernste Reform, die geistige Arbeit verlangt, ist die voll-


kommene Abstinenz der Massen vom Alkohol. Solange aber die Völlerei eine so


allgemeine bleibt, wird den Massen das Bewußtsein ihrer elenden Lage abge-


hen, wird den Massen auch die Stoßkraft fehlen. Also Geduld.


Ihr Freund Benedikt Friedländer ist zu bedauern und man kann nur wünschen,


daß er möglichst bald von seinen Leiden erlöst werde. Diese Darmerkrankungen


kommen meistens von unzweckmäßiger Ernährung. Eine voluminöse Nahrung,


vor allem Grahambrot, ist da am Platze. Seine Frau, die, wie Sie sagen, auch am


Darm operiert wurde, mußte die vegetarische Küche studieren.


Leben Sie wohl, mein lieber Freund, und arbeiten Sie nicht bis in die Nacht 


hinein. Es kann nichts Gutes aus der Nachtarbeit erwachsen.
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An Ernst Frankfurth vom 2.12.1907 aus Buenos Aires


Es freut mich, daß Sie sich einigermaßen wohlfühlen im Lande Don Quichotes.


Es ist ein schönes Land, besonders im Winter, und die Jahre, die ich dort verbracht


habe, zähle ich zu den schönsten meines Lebens. Die schönen warmen Nächte


mit dem klaren gestirnten Himmel habe ich später oft vermißt. Um diese schönen


Nächte mit hellen Sinnen genießen zu können, muß man einen längeren Mittags-


schlaf halten, etwa vom almuezzo bis zur comida. Mit dem Volk ist sehr leicht aus-


zukommen.


Daß wir in der Frage der Abwälzbarkeit einig gehen, freut mich sehr. Vielleicht


wäre die Zeit gekommen, eine zweite Auflage Ihrer Broschüre herauszugeben und


diese ins Englische zu übersetzen. Sie wurden in England und Nordamerika mehr


Verständnis und guten Willen finden als im Lande der Subordination, des Bieres


und der Adlerorden. Dieser Kadavergehorsam, der jetzt so weit geht, daß sich die


Soldaten aus Königstreue von ihren Vorgesetzten Moltke und Konsorten miß-


brauchen lassen, der muß gebrochen werden, ehe von Fortschritt die Rede sein


kann. Wenn Sie in dieser neuen Auflage die verschiedenen Verwendungsarten der


Grundsteuererträge behandeln und zeigen, wie die Steuererträge verausgabt wer-


den müssen, damit die Steuer wirklich unabwälzbar wird, so glaube ich bestimmt,


daß Sie auf die Kosten kommen werden.


Blumenthal sandte mir eine Nummer des „Hammer“ [Zu dieser völkischen Zeitschrift vgl.


das Geleitwort zum Band 6 dieser Edition, S. 9.], worin Hennig die Frage der Abwälzbarkeit


bespricht und sich auch auf Ihre Schrift bezieht. Leider wird die Sache da mehr


verwirrt als geklärt. Und es ist sichtbar, daß Hennig den klaren Einblick in die


Sache bis jetzt nicht besitzt. Ebensowenig wie Damaschke und Konsorten. Viel-


leicht wurde es genügen, einen Nachtrag zu Ihrer Broschüre zu veröffentlichen.


Meine Reise nach Europa habe ich aus geschäftlichen Rücksichten (ich habe


hier große Verpflichtungen übernehmen müssen) verschoben und mich aus den-


selben Gründen auch entschlossen, meine Familie im März oder April aus Zürich


herüberkommen zu lassen. Ich habe hier ein Haus gebaut, und dieses ist nun 


fertig.


Hoffentlich erholen Sie sich in Spanien nun so weit, daß Sie Ihre geplante Reise


nach Argentinien zur Ausführung bringen können. Vielleicht könnten wir hier in ge-


meinsamer Arbeit etwas Gutes leisten. Jetzt allerdings in der Hitze des Sommers


ist die Leistungsfähigkeit mächtig herabgesetzt.


An Georg Blumenthal vom 11.12.1907 aus Buenos Aires


Leider ist es mir nicht möglich gewesen, mein Vorhaben auszuführen und Sie zu


Neujahr zu besuchen. Ich habe mit der Übernahme des Geschäftes große Ver-


bindlichkeiten übernommen und meine Anwesenheit ist für einige Zeit noch nötig.


So habe ich auch an meine Familie geschrieben und erwarte sie hier im Mai. Mein


64







schönes Bauerngut in Les Hauts Geneveys habe ich für fünf Jahre verpachtet


und es ist mir fast, als ob ich mich damit selber verpachtet hätte.


Ihren lieben Brief vom 2.10 und die Postkarte vom 5.11. habe ich erhalten und


es freut mich, zu erfahren, daß es mit Ihrem Geschäft vorangeht und daß Sie


zufrieden sind. Die kleinen täglichen Sorgen werden Sie wohl niemals loswerden,


doch mit etwas mehr Dickfelligkeit werden Sie die Sorgen leichter ertragen.


Die Geld- und Bodenreform hat auch bei mir meinen kleinen täglichen Sorgen


und noch mehr der Hitze weichen müssen, doch sammle ich viel Material. Die


Theorien der Geldreform haben jetzt in Nordamerika wieder eine fürchterliche


Bestätigung gefunden und es ist möglich, daß der Krach auch nach Europa über-


greift, wenn die Amerikaner dem Geldmangel nicht durch Papiergeld begegnen.


Die Bodenreform macht in England schöne Fortschritte, wenn auch nur ,prak-


tisch‘ in Form der Grundsteuer. Die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer


müßte in Deutschland mehr bearbeitet werden. Frankfurth schrieb mir aus


Malaga, daß er mit meinen Ausführungen (deren Abschrift ich Ihnen sandte) 


vollständig einverstanden wäre, und er bereute, daß er in seiner Broschüre die


Frage der Steuerverwendung nicht weiter ausgearbeitet hat. Das ist auch tat-


sächlich zu bedauern, denn, wie der Artikel Richard Hennigs beweist, hat


Frankfurths Broschüre die Sache nicht genügend geklärt. Es wäre vielleicht gut,


im „Hammer“ auf die Sache zurückzukommen und zu zeigen, unter welchen


Umständen die Grundsteuer abgewälzt und nicht abgewälzt werden kann. Es ist


sehr schade, daß Frankfurth krank ist, denn er scheint mir ein klarer und ruhiger


Kopf zu sein, ungefähr wie Sie. Richard Hennig und Simons scheinen mir dage-


gen mehr das Zeug zur Agitation zu haben; ihnen müßten wir das Material fix-


fertig liefern, einschließlich Schlagwörtern. Meyenbergs Artikel in der „Deutschen
Kultur“ [Die „deutsche Kultur“ war eine Zeitschrift, die von Gustav Simons redigiert wurde.] hat


mir Freude gemacht. Es ist schwer, auf so kurz bemessenem Raum über ein so


weites Gebiet verständlich zu schreiben.


Wie geht’s dem „Physiokrat“? Haben Sie berechnet, wieviel Ausgaben das


Unternehmen kosten wird? Hier würde ich vielleicht ein Dutzend Abonnenten 


finden. Bedingung aber für den Erfolg ist und bleibt, daß wir die Sozialdemokra-


ten für die Reform gewinnen, denn gegen die Sozialdemokraten ist die Sache


doch nicht durchzusetzen. Und es kommt die Zeit, wo die Sozialdemokraten sich


nach wirksamen Reformen umsehen werden.


An Georg Blumenthal vom 6.6.1908 aus Buenos Aires


Ich halte es für eine undankbare Arbeit, einzelnen Personen, die, wie Matern,


so tief in Vorurteilen stecken und die so schwer davon zu befreien sind, dabei zu


helfen. Nicht die Worte und Reden anderer kritisieren, sondern einfach darüber


hinweggehen und ohne sich um das, was andere behaupten, zu kümmern, die


wirtschaftlichen Zustände beschreiben und erklären. Für die Alten ist leider der
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Tod der einzig erfolgreiche Widersacher. Und das ist ja schließlich auch der


Zweck des Todes.


An Ernst Frankfurth vom 8.1.1909 aus Buenos Aires


In der „Frankfurter Zeitung“ wird Duimchens Buch „Monarchen und
Mammonarchen“ (Wochenblatt Nr. 50) liebevoll behandelt. Der letzte Teil jedoch


wird mit ein paar Phrasen als Unsinn abgetan. Es ist mit den Zeitungen eben


nichts los – sie dürfen ja auch kein Sterbenswörtchen gegen die Goldwährung


sagen. Es ist ja auch eine zu wichtige Sache für Zeitungen, die sich ihrer Be-


deutung und Verantwortung bewußt sind.


Georg Blumenthal                                       Ernst Frankfurth


An Ernst Frankfurth vom 16.2.1909 aus Buenos Aires


Ich erhielt mit Vergnügen die Nachricht von ihrer glücklichen Ankunft in den


Bergen und hoffe, daß es Ihnen weiter gut geht und daß wir ein vergnügtes


Zusammentreffen feiern werden in Europa. Nächsten Sonntag ist Karneval, und


wir werden uns mit allen Kräften an die Inventur machen. Hoffe dann, daß das


Resultat günstig ausfällt und daß ich in gehobener Stimmung die Reise antreten


kann.


Hoffentlich haben Sie das Manuskript erhalten; hoffe auch, daß Sie dem


Mammondienst die zur Korrektur nötige Zeit haben unterschlagen können. Stapff
ist voller 
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Eifer an der Ausarbeitung von Bestellungen. So nehmen Sie sich ein Herz und


pumpen fleißig ihre Freunde an. Sie können sie leicht damit trösten, daß die


Sozialisten ja doch früher oder später Mies nehmen werden. Solche Furcht macht


die Beutel locker.


An Ernst Frankfurth vom 18.2.1909 aus Buenos Aires


Heute kam der mitgehende Brief des Herrn Blumenthal hier an. Er lehnt die


Sache mit dem Physiokratischen Verlag ab, und zwar aus sehr vernünftigen


Gründen. Es müßte also für die „Aktive Währungspolitik“ anderswie gesorgt 


werden. Vielleicht Puttkammer & Mühlbrecht in Berlin oder ein sonstiges Verlags-


haus. Vielleicht auch Junginger in Bern. Es ist ziemlich einerlei, besonders da 


die Auflage ja verschenkt werden soll für den Papierkorb der


Zentrumsabgeordneten.


PS: Die Bodennoten sind kompletter Unsinn; versuchen Sie, Simons das klar


zu machen, ehe er sich weiter da engagiert.


An Ernst Frankfurth vom 10.3.1909 aus Buenos Aires


Nach Ihrem Brief vom 4.2. sollten Sie heute in Wilmersdorf eintreffen. Ich hoffe,


das kleine Baby macht Ihnen Spaß. Mich interessieren die Babys im allgemeinen


heute mehr als früher, wo ich die eigenen auf dem Arme trug. Quien sabe, woran


das liegt. Ihre Beschreibung des Röntgeninstituts ist ja sehr schön, doch glaube


ich, daß ein Ruderboot gesundheitlich besser ist als das Fotographieren kranker


Menschen. Der Teufel soll überhaupt die Kranken holen; wie schön wäre es doch


für das ganze heutige Geschlecht, für alle, die heute atmen ohne Ausnahme,


wenn unsere Großväter alle Kranken ausgerottet hätten! Vielleicht tun das un-


sere Enkel.


Die Inventur ist fertig und das Resultat wie erwartet. Es hat ein Kapitalzuwachs


in zwei Jahren von 30 000 Pesos stattgefunden. Es ist nicht viel, doch hätte ich


im Dienste der Deutschen Post kaum die Einnahmen, um den Zins dieses Über-


schusses zu bezahlen. Gemessen an meinem früheren Postbeamtengehalt ist


das Resultat also gut.


Ich bin jetzt dabei, die Reinschrift der „Nueva cuestión monetaria argentina“ zu


machen, und wenn das fertig ist, hoffe ich die Reise antreten zu können. Hoffent-


lich treffen wir uns dann noch im Lakaienland.


PS: In Wilmersdorf, Xantener Str. 1, wohnt mein Onkel Romain Talbot (85


Jahre alt). Wenn Sie ihn besuchen können, so grüßen Sie ihn von mir. Er ist der


letzte seiner Generation. Er war in Paris ansässig und wurde 1870 als Preuße


aus Frankreich vertrieben. Er weiß sehr schön zu erzählen.
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An Ernst Frankfurth vom 21.4.1909 aus Buenos Aires


Meine Tochter erlaubte mir, einen Blick in das gesamte Heft zu werfen. Die
Arbeit scheint mir gut gelungen zu sein. Ich danke Ihnen herzlich für die viele
Mühe, die Sie sich gemacht haben. Dios se lo pagará, einen anderen Lohn kann
ich Ihnen leider nicht versprechen. Wer in der Wüste sät, wird Sand ernten.


Meine Geschäfte sind nun bald so weit erledigt, daß ich abschieben könnte.
Ich warte auf endgültigen Bescheid, ob Sie die nötigen Kapitale gefunden haben,
um das Geschäft mit Stapff zu eröffnen, um dann eventuell eine neue Kraft als
Ersatz für Stapff einzustellen. Wenn es nichts damit wäre, so glaube ich, daß
Stapff wohl hierbliebe, und dann könnte ich mit aller Ruhe in Deutschland herum-
bummeln. Ven muerte pan escondida / Que no te atreves venir / Por que el pla-
cer de morir / No vuelva à darme la vida. (Don Quichote)


Die Insel ist jetzt bewohnt. Wir haben auch ein Benzinboot uns angeeignet,
und des Sonntags fahren wir hin zur Insel zum Fischen und Faulenzen. Und es
faulenzt sich dort prächtig.


PS: Ich glaube, ich vergaß zu sagen, daß der Druck der zweiten Ausgabe 
der „Cuestion monetaria argentina“ jetzt fertig ist. In einigen Tagen wird es er-
scheinen.


An Ernst Frankfurth vom 19.5.1909 aus Buenos Aires


Wenn Sie die Mittel für das Importgeschäft in Montevideo nicht auftreiben, so
kommen Sie doch einfach wieder hierher zurück, und wir arbeiten zusammen. Es
läßt sich hier unendlich viel machen, und wenn vielleicht das Klima in Monte-
video besser ist als hier, so handelt es sich doch nur um wenige Prozente, und
durch Ortsveränderung in der kritischen Zeit läßt sich dieser übelstand auch
noch überwinden. Wir haben Sie hier alle sehr lieb und würden Ihre Gesellschaft
ungern entbehren. Also plagen Sie sich nicht mit den hartgesottenen Kapitalisten
ab, sondern kommen Sie hierher und bringen auch Ihre Schwester mit, um den
Haushalt zu führen. So können Sie vergnügt zusammenhausen. Mein Geschäft
entwickelt sich in dem umgekehrten Verhältnis zu dem malthusianischen Gesetz;
die Geschäfte wachsen schneller als die Arbeitskräfte, und vieles muß einfach
liegengelassen werden.


Mit der „aktiven Währungspolitik“ ist es also auch wieder nichts. Solche unbe-
quemen Publikationen werden immer totgeschwiegen, und in acht Tagen ist alles
vergessen. Der Rest ist immer eine Enttäuschung und eine Druckerrechnung.
Die Stunde hat für Mammon in Deutschland noch nicht geschlagen. Das ist auch
der Grund, warum ich meine Reiseabsichten aufgegeben habe. Ich wollte ja
hauptsächlich dieses Buches wegen hinüber reisen. Aber was hatte das unter
solchen Umständen für Zweck? Sollen wir, nachdem wir monatelang geschwitzt
haben, nun auch noch betteln gehen um eine Beachtung unserer Arbeit? Ich
bleibe also und 


68







werde noch einen letzten Versuch in Nordamerika machen mit einer Überset-
zung. Ist da auch nichts los, so begnüge ich mich mit dem Bewußtsein, daß es in
der Ewigkeit niemals Eile hat. Was heute nicht wird, wird in einer Million Jahren.
Was macht das aus in der Ewigkeit?


Statt meiner wird nun Fridolin nächstens nach Europa reisen, um bei Roman
die nach Rußland gereiste Arbeitskraft zu ersetzen. Es wird für ihn vorteilhaft
sein.


An Ernst Frankfurth vom 31.8.1909 aus Buenos Aires


Es freut mich sehr, daß die Aussichten für das Geschäft gut sind und daß die


Malefizphysiokraten Ihnen den Profitsatz noch nicht verdorben haben. Nicht vor,


aber nach uns die Sintflut. Heute kam eine Anzahl Briefe aus Europa an, die mit


gleicher Post an Ihre Firma abgesandt werden. Auch von Blumenthal kam ein


Brief. Er hat viel Arbeit, der arme Kerl. Morgen sende ich Ihnen den Brief.


An Ernst Frankfurth vom 11.9.1909 aus Buenos Aires


Anbei eine Postkarte. Die gewünschten Prospekte sandte ich in einem Bündel.


Daß Ihnen der Prospekt gefallen hat und der Umstand, daß bisher nicht eine
Bestellung auf die Schriften einlief, beweisen, daß die Reklame schlecht war. Die


deutsche Sprache taugt auch nichts für derartige Schriften. Hottentotten und


Deutsche stehen in Bezug auf Währungsfragenliteraturbedarf auf gleicher Höhe.


Ich habe an Clemenceau [Georges Clemenceau war von 1906 – 1909 französischer


Ministerpräsident, der sich später bei den Verhandlungen über den Versailler Vertrag gegen die


Vorstellungen Englands (Lloyd George) und Amerikas (Woodrow Wilson) durchsetzte.] geschrie-


ben und ihm ein „Programme pour un homme d’etat“ geschickt und ihm angebo-


ten, ihn gratis in die neophysiokratische Weisheit einzuweihen. Eingeschrieben.


Von den Chilenen hat keiner eine Silbe verlauten lassen. Der Kampf wider den


Mammon scheint überhaupt wenig Aussichten auf Sieg zu haben. Es sind keine


Interessenten da, mit Ausnahme einiger unverbesserlicher Idealisten wünscht


niemand die Beseitigung des Zinses und des Profites. Sogar die Proletarier 


wünschen das nicht, denn keiner von ihnen gibt die Hoffnung auf, selber einst


von den Renten leben zu können.


An Georg Blumenthal vom 29.9.1909 aus Buenos Aires


Ich wünsche Ihnen guten Erfolg und dem Verein für physiokratische Politik


Macht und Ansehen. Auch bitte ich um Aufnahme in den Verein, falls Sie für so


räudige Schafe Platz haben. Sende Ihnen auch anbei 200 Mark als Beitrag zu


den 
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Vereinskosten. Ich glaube, bei einem Verein geht es nicht anders zu, als bei allen


Vereinigungen der Menschen – die Macht steht nicht im direkten Verhältnis zur


Zahl der Mitglieder, sondern umgekehrt, und die Macht des Vereins wird bei


einer kleinen, auserwählten Schar von Mitgliedern vielleicht größer sein, als


wenn er, wie der Bund der Bodenreformer, großen Ballast geistiger Nullen mit


sich schleppt. Klein, aber bissig; wenige, aber entschlossene Kämpfer. Leute, die


alle etwas zu sagen haben. Kein Verein von Mitgliedern aller Parteien, sondern


im Gegenteil, ein Verein von Männern, die sich entschlossen gegen alle Parteien


wenden.


An Ernst Frankfurth, undatiert (1909 ?) aus Buenos Aires


Hoffentlich geht es mit Ihrer Gesundheit besser. Hier ist das Wetter jetzt sehr


angenehm, und der Frühling bricht aus allen Poren der Erde. Meine Familie ist in


Brasilien gut angekommen. Von Blumenthal ist eine Karte angekommen, sie liegt


den anderen Briefen bei. Dem armen Teufel gibt die verdammte Physiokratie viel


zu tun.


Meiner Schwester Amelie habe ich einen Phonografen versprochen, und nach


dem Grundsatz von Sancho Pansa „Cuando te dan la vaquilla, cerra por la zo-
gilla“ schreibt nun meine Schwester, ich möchte den Apparat schnell schicken.


Schicke ich den Apparat nun von hier aus, so muß er in Montevideo nochmals


Zoll bezahlen. So dachte ich, daß Sie wohl den Apparat kaufen möchten und ihn


ins Kloster schicken lassen. Und bei der Gelegenheit könnten Sie wohl auch


Ihren mit Ungeduld erwarteten Besuch machen. Sie können sicher sein, dort nur


guterzogene Damen zu finden. Da nun dieser Phonograf auch als Erheiterungs-


mittel für die Schülerinnen dienen soll, so wären, wie meine Schwester schreibt,


auch heitere Weisen zu bestellen. Aber auch solche für Musikkundige, denn


Amelie hat an der Musik immer viel Freude gehabt. Ich möchte nur, daß es ein


guter Apparat wäre, so daß die Musik für diese Gefängnisbewohner ein Genuß


wäre. Auf einige Pesos mehr soll es mir nicht ankommen. Die Rechnung werde


ich Ihnen dann gleich bezahlen.


An Ernst Frankfurth vom 5.3.1910 aus Buenos Aires


Hier geht alles nach allen Richtungen gut. Das Geschäft entwickelt sich 


normal, die Bilanz ist befriedigend ausgefallen, jedoch sehne ich mich nach


Befreiung. Ich möchte wieder die Kühe hüten in Hauts Geneveys.
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An Ernst Frankfurth vom 4.5.1910 aus Buenos Aires


Karte erhalten; freut mich, daß es Ihnen und Ihrem werten Kumpan so gut


geht. Hier geht auch alles gut. Wir kommen peu à peu in die Centenario-


stimmung und die Frage wird diskutiert, welche Farbe wir bei der Wahl der


Fahnen zur Ausschmückung des Lokas (?) wählen sollen. Also Farbe bekennen.


Rot – die Farbe der Sozialisten, Kommunisten, Dummköpfe; weiß – die Farbe,


die meinem Gewissen nicht entspricht. Und schwarz, weiß, rot – Farbe eines


Privatunternehmens der Hohenzollern. Die Physiokraten müßten eine eigene


Farbe haben. Flürscheim schreibt eine Karte aus Lugano: Haben Sie mein Buch


erhalten? Es ist mein letztes, denn ein Gehirnschlag macht solchen Arbeiten ein


Ende. Das Buch enthält manches aus dem „Clue“, aber auch manches Neue.


Wie geht es Ihnen? Vielleicht erholt sich der brave Mann noch einmal, denn er 


ist nicht alt und lebt vernünftig.


Baue jetzt auf unserer Insel Barataria ein Haus von 19 Metern. Jules Aeschle-
main ist der Capataz, Ricardo der Peon und Vicente der Architekt. Haut von


Eisen, Gerippe von Holz und Hut auch von Eisen. Ich fahre hin, um den Bau zu


leiten. Des morgens arbeite ich auch eine Stunde an der neuen Ausgabe der


„Anpassung“, die ich für Sie schreibe. Ob Sie es gedruckt haben wollen, müssen


Sie mir sagen. Und ob mehr als ein Exemplar gedruckt werden soll, auch.


Der Komet, die Venus und der Mond, die alle drei ihr Gesicht zur Sonne 


wenden, sind jetzt ein schönes Bild am Himmel. Und es lohnt sich, um 4 Uhr 


aufzustehen.


<Repro>
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An Georg Blumenthal, undatiert (Sommer 1911) aus Berlin


Früh, vor dem ersten Hahnenschrei, sende ich Ihnen und Frau Jenny herzliche


Grüße aus der Stimmung des schönen gestrigen Tages.


An Johanna Gesell vom 19.7.1911 aus Berlin


Ich habe keine Zeit, mich kurz zu fassen, so will ich Dir ausführlich schreiben.


Also: Mamelis Brief ist eingetroffen, ebenso Deine Karten, und ich freue mich,


daß es Dir dort so gut geht. Du hättest aber auch köstlichen Spaß in Eden


gehabt. Es ist da eine ernste und würdige Gesellschaft von 20 Männern aus


allen Teilen Deutschlands zusammengekommen, die alle viel Interesse zeigen.


Es wird ganz gründlich diskutiert und die Physiokratie zeigt sich sieghaft in allen


Lagen. Von 9 – 12 und von 2 – 5 wird ununterbrochen geredet.


An Michael Flürscheim und Frau vom 24.8.1911 aus Berlin


Ich hoffe und wünsche von Herzen, daß es in Ihrem Befinden eine baldige


Besserung geben möge. Es ist wirklich eine unangenehme Krankheit, die Sie


haben. Jedoch hat sie auch ihr Gutes, denn sie greift den Geist nicht an. Und


das ist doch Ihr Hauptkapital.


Anbei sende ich Damaschkes Brief in der Abschrift zurück und füge den


Entwurf für das den 150 Vorstandsmitgliedern zu sendende Zirkular bei. Sagen


Sie mir, ob es Ihnen genügt. Das Zirkular wird in Saalfeld persönlich durch meine


Freunde verteilt werden.


Indem ich Ihnen und Ihrer lieben Frau Gemahlin für die freundliche und an-


genehme Bewirtung herzlich danke, begrüße ich Sie, weitere Besserung 


wünschend, als Ihr treu ergebener Bundesgenosse.


An Johanna Gesell vom 15.9.1911 aus Les Hauts Geneveys


Besten Dank für Deine Karte, die der Sohn des alten Strahm mit den langen


Beinen seines Geschlechtes den Berg hinan trug. Hier hat sich wenig geändert,


und es ist nach allen Richtungen wunderschön. Es regnet heute; vor 14 Tagen


hat es auch stark geregnet, und die Kartoffeln sind schön dick geworden. Das


Heu ist reichlich gewachsen. Alle Bekannten, die wir getroffen haben – Schenk,


Meyers, Lina, Wanda, Augsburger usw. lassen Dich bestens grüßen. Blumenthal
geht es sehr gut und dankt Dir für Deine freundlichen Grüße. Wir wohnen bei


Augsburgers.
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An Georg Blumenthal vom 22.9.1911 aus Les Hauts Geneveys


Ich habe versucht, etwas an der Grundrententheorie zu arbeiten, einen Artikel


für den „Physiokraten“, aber die Bilder verwischten sich immer und andere traten


an ihre Stelle, die absolut nichts mit der Grundrente zu tun hatten. Und nun 


regnet es in Strömen seit vielen Stunden, und dabei kommt mir immer die


Geschichte in den Sinn, die Sie mir hier zu lesen gaben (neue Liebe). Für den


grausamen Inhalt scheint mir der Schluß etwas harmlos. Ich finde, das Weib


kommt zu kurz dabei. Es müßte zum Schluß geistig und körperlich glorreich wie-


der auferstehen. Dann würde die grausige Handlung mehr den Charakter eines


Spukes oder Traumes annehmen, den sie ja sowieso hat, da alle natürlichen


Hemmungen in der Handlung ausgeschaltet worden sind. So erscheint die neue


Liebe beim Manne fast als ein billiges Produkt des Mitleides, während bei dem


Weib, wo alle Liebe doch gründlich zerstört worden sein mußte, jeder machtvolle


Anlaß zur Erneuerung des Bundes fehlt. Versuchen Sie das nachzuholen.


An Johanna Gesell vom 30.10.1911 aus Buenos Aires


Ich erhielt eben Deinen Brief vom 5. des Monats mit der Frage, was gesche-


hen würde, wenn die Kapitalisten sich vor dem Reformgeld dadurch zu retten


suchten, daß sie mit ihrem Kapital ins Ausland auskniffen. Ach! Daß sie nur alle


auskneifen wollten, diese Kapitalisten, Vampire und Schmarotzer.


Worin besteht aber das Kapital der Kapitalisten? Kann man die Häuser, Eisen-


bahnen, Gasanstalten, Fabriken, das Vieh, das Land im Koffer nach England


schleppen? Du siehst also, daß der Kapitalist nicht so leicht mit seinem Kapital


auskneifen kann, auch wenn er will. Er könnte aber das Land, die Häuser, die


Fabriken gegen Gold verkaufen und das Gold im Koffer mit sich ins Ausland


schleppen. Leider werden die Schlingel das nicht tun, denn wenn sie sich nicht


mit einem lächerlich niedrigen Preis zufrieden geben würden, wurden die Käufer


fehlen. Wo soll sonst das Gold hergenommen werden, um alle diese Häuser


usw. von den flüchtenden Kapitalisten zu kaufen? Nun könnten aber doch einige


Kapitalisten so viel Gold wie möglich zusammenraffen und damit ins Ausland


gehen. Wie schrecklich wäre doch das. Dann würde es ja an Geld in Deutsch-


land fehlen, und der Staat sähe sich in die Notwendigkeit versetzt, das auswan-


dernde Gold durch Reformgeld zu ersetzen. Das muß wohl eine schlimme Sache


sein und sehr weh tun, daß man sich vor dieser Möglichkeit fürchtet. Rothschild
rafft 100 - 500 –1000 Millionen in Gold zusammen, und der Staat gibt dafür die


gleiche Summe in Reformgeld aus. Wie gibt der Staat dieses Reformgeld aus?


Er kauft Wechsel an der Börse, er kauft Staatspapiere, englische, französische,


amerikanische zinstragende Staatspapiere, zinstragende Wechsel. Also das


schreckliche Ereignis verwandelt sich für den Staat in ein glänzendes Geschäft.
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Übrigens habe ich diese Sache in dem Buche nicht vergessen. In dem Artikel


„Wie der Staat das Reformgeld in Umlauf setzt“ habe ich die Sache erwähnt. Der


Staat gibt also das Reformgeld in der Weise aus, daß er den Umtausch des


Metallgeldes gegen Reformgeld zum Parikurs vornimmt – eine Mark in Gold ist


gleich eine Mark in Reformgeld. Das eingehende Gold schmilzt der Staat ein und


läßt damit Ketten und Armringe für die Bräute als staatliches Hochzeitsgeschenk


herstellen. Wenn die Kapitalisten alles Gold ausführen, dann bekommen die


Bräute kein Hochzeitsgeschenk; das wäre alles. Sonst aber würde kein Pfennig


an Geld im Umlauf fehlen, weil der Staat ja alles Fehlende durch Reformgeld in


der beschriebenen Weise ersetzt.


Leider aber werden nicht viele Kapitalisten ihr Gold ausführen, denn erstens


brauchen sie ja deutsches Geld für ihre Geschäfte in Deutschland, und zweitens


würden die anderen Staaten sich bald genug gegen die deutsche Goldüber-


schwemmung durch Sperrung ihrer Münzen zu schützen trachten, wie sie das


seinerzeit auch gegenüber dem Silber getan haben, als Deutschland das Silber-


geld abschaffte und die eingeschmolzenen Taler nun in Franken umgeprägt wer-


den sollten. Man schloß die Münzen damals überall für das Silber, und dasselbe


würde man für das Gold tun.


Der „Hammer“-Artikel, den mir Simons geschickt hat, ist bis heute nicht hier


eingetroffen.


Adios mein braver Kater, es freut mich, daß Du Dich der physiokratischen


Sache mit solchem Eifer annimmst.


An Ernst Frankfurth vom 7.11.1911 aus Buenos Aires


Ich wollte gleich nach meiner Ankunft hier wieder zurück nach Montevideo, um


Sie zu besuchen und Ihnen die Milch zu kochen. Aber zuerst war das Wetter


schlecht, miserabel viele Tage, und dann kamen andere Hindernisse. Der Käufer


von Punta Chica nämlich. Nun erfuhr ich durch Don Carlos, daß Sie wieder 


wohler sind und auf den Beinen. Und so denke ich denn bald abzufahren und


Sie zu holen, denn jetzt heißt es, die Ohren steif zu halten und für einige Zeit


Geschäft Geschäft sein zu lassen. Übrigens sind Sie ja auch überflüssig, denn


nach Marx heißt es: x Stiefelwichse tauschen sich gegen y Pesos orientalis –


was heißt das? Nichts anderes, als daß der Kaufmann beim Tausch überflüssig


ist. Also werde ich, wenn es Ihnen recht ist, Sonnabend dort auf der Bildfläche


erscheinen.


An Johanna Gesell vom ?.11.1911 aus Punta Chica


Die Reise ist zu Ende gegangen, und ich traf glücklich hier ein. Mama ist sehr


wohl, ihr Arm ist noch etwas steif, aber es geht schon ganz gut, und es wird wohl


noch wirklich ganz gut werden. Deine Gebrüder und Gockeleia sind wohl, heiter 
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und zufrieden, ebenso wie die Matheys. Die beiden Meyers brachten wir mit 


der Caucha auf die Insel zu den Brüdern, Berthele wird wohl Mama im Haushalt


helfen.


In der Mördergrube geht alles in Ordnung, die Profitsätze sind ordentlich, und


die Aussichten für das nächste Jahr gut, weil die Ernte viel verspricht.


Wir haben beschlossen, Punta Chica zu verkaufen. Der Augenblick ist gut, und


es scheinen viele Interesados vorhanden zu sein. Heute kam einer, um nach


dem Preis zu fragen; er muckste kaum, als ich 100 000 verlangte. Der Tram wird


gebaut, Schienen und Schwellen liegen schon vor unserer Tür. Das Haus vis à


vis ist bald fertig und verfeinert die Gegend außerordentlich. Wenn wir die 100


000 im Sack haben, ziehen wir für einige Zeit auf die Insel und richten Deinen


Brüdern ein Häuschen in Olivos ein. Dann ziehen wir definitiv weg nach Eden. 


In der Zwischenzeit wetze Du ordentlich das Skalpell für den letzten Kapitalisten.


Grüße Blumenthal und Familie.


An Johanna Gesell vom 18.11.1911 aus Buenos Aires


Die Liquidation geht stramm vorwärts, und es ist möglich, daß wir schon im


Januar abreisen können. Zum 15.12. müssen wir wenigstens Punta Chica 


räumen. Aber wir schreiben Dir noch über Eden, ob Du dort gleich etwas mieten


sollst. Wahrscheinlich werden Matheys einen Teil des Geschäftes käuflich über-


nehmen, so daß Deine Brüder sich nicht mit Canpagnoneschens abzuplagen


haben werden. Mama hat Deinen Brief erhalten, und uns allen hat der Inhalt viel


Freude bereitet Frankfurth geht es bedeutend und alle Tage besser. Er wird


wahrscheinlich auf die Insel kommen. Ich habe ihn kürzlich in Montevideo


besucht, ebenso Tante Amelie.


An Georg Blumenthal vom 25.7.1912 aus Berlin-Lichterfelde


Ich brachte heute früh Frau Jenny Nachrichten über Ihr Wohlergehen. Im 


Büro war alles wunderbar schön aufgeputzt. Schöne Gardinen hingen an den


Fenstern, Blumentöpfe standen auf den Schreibtischen und ein frischer Luft-


hauch, wie aus dem Gebirge, wehte mir beim Aufschließen entgegen. Aller 


Staub war fort. Der reine, tugendhafte Geist von Frau Jenny herrschte hier.


Im Briefkasten war nichts. Simons kündigt seinen Besuch für morgen früh an.


Ich habe den Artikel für die „Deutsche Kultur“ „Freihandel und Schutzzoll“ heute


fertig gemacht und werde sehen, ob ihn Simons für die „Deutsche Kultur“ ge-


brauchen will.


Leben Sie wohl. Sie brauchen sich wegen der Rückkehr nicht zu beeilen – 


Sie sehen am Briefkasten, daß sich unsere Korrespondenten auch alle in der


Sommerfrische befinden.
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An Georg Blumenthal vom 28.7.1912 aus Berlin-Lichterfelde


Es freut mich, daß Sie noch etwas länger in Tambach verweilen und beim


Gemurmel der Bäche still und zufrieden Ihren Gedanken nachgehen wollen.


Im Briefkasten ist es übrigens ganz still. Es kamen zwei oder drei Bestellungen


auf Probenummern, auch auf ein Rezensionsexemplar der „Neuen Lehre“ von


der Zeitschrift Boehm-Bawerks in Wien – sonst nichts. Die Bestellungen, die Sie


im Brief aufgaben, sind ausgeführt, auch der Artikel  „Physiokratische Lohn-
theorie“ ist oder wird heute noch druckfertig. Dann kann No. 4 in die Welt


gehen.


Heute, Sonntag, denke ich, Frau Jenny mit den Kindern aufs Feld zu begleiten.


Das Korn ist geschnitten und zum großen Teil schon eingefahren.


An Georg Blumenthal, undatiert (1912?)


Es freut mich, daß Sie alle meine Bosheiten, Unarten, Treulosigkeiten wieder


vergessen und verziehen haben. Alles verstehen – alles verzeihen.


Leider werde ich morgen, Sonntag, nicht kommen können – aber Montag.


Dann können wir ja einen eigenen Sonntag einsetzen und unseren Freund-


schaftsbund neu härten nun Kampfe wider unsere Widersacher.


An Hermann Popert vom 25.9.1912 aus Berlin


Ich danke Ihnen für Ihr freundliches Schreiben wie auch für die Hefte des


„Vortrupp“ aus denen mir erst der eigentliche Geist dieser Zeitschrift klar wurde.


Ich sehe ein, daß mein Artikel für den „Vortrupp“ [Hermann Popert war Richter in


Hamburg. Zusammen mit dem Pazifisten Hans Paasche gab er ab 1912 die Zeitschrift „Der Vortrupp“


heraus, die sich vor allem an die damalige Jugendbewegung wandte; sie trat für Lebensreform und


Alkoholabstinenz ein.] ungeeignet ist. Was mich veranlaßt, meinen Artikel zurückzu-


schicken, ist die Befürchtung, daß er in die Kreise, die Sie zur Bekämpfung der


Volkslaster gebildet haben, einen Spaltpilz hineintragen würde, und das soll unter


allen Umständen vermieden werden. Die Abstinenzbewegung ist schließlich doch


von unmittelbarerer Wichtigkeit als die gerechte Verteilung der Güter. Sklaven


und Proletarier rechtfertigen oft allein durch ihre ungebrochene Gesundheit die


Hoffnung auf bessere glückliche Zeiten; aber der Alkohol setzt die Verzweiflung


an die Stelle dieser ... (?). Freilich, der Alkoholkonsum etc. ist stark mit der


Massenarmut verknüpft und das Streben der Alkoholfeinde wird sicherlich durch


die gerechte Verteilung der Güter, die die Geld- und Bodenreform bewirken wird,


Unterstützung finden. Aber eine unmittelbare Verquickung der antialkoholischen


mit den antikapitalistischen Bestrebungen muß aus taktischen Gründen vermie-


den werden. Das soll aber nicht verhindern, daß ich gelegentlich kräftig für Ihre


Bestrebungen in unserer Zeitschrift „Der Physiokrat“ eintreten werde.
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An Georg Blumenthal vom ?.6.1913 aus Eden


Ihr Artikel über die Arbeiterbewegung ist gut und wird seine Wirkung haben.


Zweifellos. Die Korrekturen folgen mit gleicher Post nach. Wenn’s geht, müßte


der Süpkesche Artikel zurückgehalten werden. Es ist da etwas nicht in Ordnung.


Entweder sind die Zahlenangaben unrichtig, oder die Folgerungen sind nicht


richtig gezogen. Mit Einzelangaben aus dem Reichsbankstatus ist es so schwer,


irgend etwas beweisen zu können.


An Georg Blumenthal vom 12.6.1913 aus Eden


Ich möchte Sie bitten, mit der Herausgabe der neuen Nummer etwas zu 


warten, weil ich fürchte, daß sonst die Rechnung des Herrn Fritz Hennig früher


eintrifft als die erwarteten Mittel, um sie zu bezahlen.


Ich hatte damit gerechnet, daß der Erlös der in Les Hauts Geneveys verkauf-


ten Weideländer gleich eintreffen wurde, aber es scheint fast, als ob auch in der


Schweiz das Geld knapp ist – oder, daß der Notar das Geld verjubelt hat. Sonst


aber erwarte ich vor Ende des Monats kein Geld, und ich möchte niemanden um


eine Gefälligkeit bitten. Ich werde sofort schreiben,  sowie das Geld ankommt.


Hoffentlich handelt es sich nur um einige Tage.


An Georg Blumenthal vom 12.7.1913 aus Eden


Als ich mich gestern abend im Bette ausstreckte, dachte ich an die schweren


Kämpfe, die Sie bis tief in die Nacht in der verräucherten Stube ausfechten mit


den Kommunisten. Der liebe Gott wird Sie dafür belohnen!


Mühlisch entwickelt sich zu einem ganz wertvollen Mitarbeiter. Der liebe Gott


wird auch ihn sicherlich nicht vergessen. Seine Erwiderung schlägt und beißt.


An Georg Blumenthal vom ?.8.1913 aus Eden


Sende Ihnen herzliche Grüße zum Sonntag.


Anbei eine Karte von Pfeiffer, in der er sich zum Comitté meldet. Auch ein


Artikel über Bodenreform als Vorwort für die nächsten Nummern. Falls es Ihnen


möglich ist, die Druckkosten für die nächste Nummer vorzustrecken, wäre mir


das sehr lieb, da „die Geldnot in Deutschland“ mich auch schon von ihrem


Dasein überzeugt 


78







hat. Sonst kann man ja die Herausgabe verschleppen, bis ich aus Buenos Aires


den nervus rerum schicken kann. Wir werden uns der Spießbürger wegen doch


nicht vor den Bauch stoßen lassen. Übrigens erhielt ich von Fridolin Nachricht,


daß das Geschäft jetzt wieder besser geht.


An Konrad Schuchard vom 8.9.1913 aus Eden


Es hat mich gefreut, aus Ihrem am 5. d. M. erhaltenen Brief zu ersehen, daß


Sie der sozialdemokratischen Partei angegliedert sind, weil ich annehme, daß


Sie als Sozialist für die Aufnahme und Kritik der neuen Lehre vom Geld und Zins


vorbereitet sein müssen.


Meine Ansichten über die politischen Zustände in Nordamerika stützen sich in


der Hauptsache auf Mitteilungen von meinem Bruder Hermann G., der seit vielen


Jahren im Westen (jetzt in Sicamous, Brit. Columbien) lebt und der immer


behauptete, daß unser physiokratisches Wirtschaftssystem dem amerikanischen


Volkscharakter mehr als irgendeinem anderen angepaßt sei. Mir scheinen aber


gerade Briand und Wilson [Aristide Briand war ein französischer Politiker, zeitweise Minister


und Ministerpräsident. Später (1926) erhielt er gemeinsam mit Gustav Stresemann den


Friedensnobelpreis. Woodrow Wilson war von 1913 – 1919 demokratischer Präsident der USA, der


für die Schaffung des Federal Reserve System sorgte. Anfang 1918 legte er ein 14-Punkte-


Friedensprogramm vor und setzte sich für die Gründung des Völkerbunds ein, wofür ihm 1919 der


Friedensnobelpreis verliehen wurde.] typische Vertreter dieses Charakters zu sein.


Freilich mit Leuten, die im Amte sind und von den Amtspflichten erdrückt werden,


ist nichts zu machen. Aber ich vermute, daß sich Briand und Wilson mit Leuten


umgeben haben, die geistesverwandten Zielen zustreben. Und mit denen könnte


man vielleicht Beziehungen anknüpfen, die vielleicht dahin führen, daß die phy-


siokratische Wirtschaftsordnung auf breiter Grundlage zur öffentlichen Diskussion


gebracht wird.


Unsere Angriffe auf das sozialdemokratische Programm haben nicht zum Ziele,


hier eine Spaltung herbeizuführen. Wir würden das als ein Unglück betrachten.


Wir wollen die Sozialdemokratie veranlassen, Stellung zu unserer Theorie des


Kapitals zu nehmen, und hoffen, daß, wenn einmal unsere Theorie des Kapitals


zur Debatte gestellt wird, statt einer Spaltung im Gegenteil sich ihr durch eine


neue Befestigung alle heute abseits stehenden Arbeitermassen zugesellen wer-


den. Die Spaltung der Arbeiterklasse ist ja heute da, sie könnte kaum größer sein


und hoffnungsloser, wenn man der Meinung ist, daß der marxistische


Kommunismus das einigende Band aller Arbeiter sein soll.


An Georg und Jenny Blumenthal vom 30.9.1913 aus Aachen


Morgen gehts wieder in See. Briefe dürften mich noch erreichen, wenn sie von


dort spätestens am 2. Oktober abends abgehen:
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Adresse: Silvio Gesell
Passagier I. C. a/Bord


Sierra Nevada 


Lloyd Norte Aleman, Lisboa-Portugal.


Lebet wohl – herzliche Grüße.


Das große Haus wurde von meinem Urgroßvater gebaut. Habe hier noch viele


alte Bekannte getroffen. Obschon ich seit 30 Jahren nicht mehr dort war, hielten


mich manche in der Straße an. Dir Luder kenne ick. Sie freuten sich alle auf-


richtig, das verlorene katholische Schaf wiederzusehen. [Siehe die nebenstehende


Abbildung S. 81]


An Georg Blumenthal vom November 1913 aus Buenos Aires


Ich bin nun seit etwa 10 Tagen hier, Frühling, Vogelsang, Blumen – Sonnen-


schein draußen in meinem Heim am La Plata-Strom. Hier in der Stadt Schmutz,


Staub und Lärm. Das Geschäft meiner Söhne entwickelt sich normal, sogar gut


in Anbetracht der allgemeinen Lage. Ich hoffe, in einigen Tagen für den „Physio-
kraten“, wenn auch keine geistige Nahrung, so doch stoffliche schicken zu kön-


nen, die er vielleicht jetzt weniger entbehren kann als erstere. Vom Schiffe aus


schickte ich Ihnen mehrere Briefe. Morgen kommt ein Postdampfer aus Europa,


ich hoffe, auch etwas von Ihnen zu erhalten.


An meine lieben Physiokraten vom 21.11.1913 aus Buenos Aires


Eure Karte vom Stechlinsee erhalten. Heil und Heu. Was führt Ihr doch für ein


schönes, freies Leben! Mit vielem hält man Haus, mit dem Rucksack kommt man


aus. Hier geht alles gut. In Punta Chica ist es sehr schön, aber noch sehr wüst.


Es braucht noch ein Jahr und manchen Pesito, um nach etwas auszusehen.


Aber es verspricht. Viele Grüße von Familie Picardi. A. Spinelli hat sich mit dem


Almacenero verheiratet. Unsere alte Quinta ist sehr schön geworden. Der ganze


Garten ist zu einem Park verwandelt. Es sind zwei Quinteras dort beschäftigt.


Unser früherer Beamter Juan Iriate ist wegen betrügerischen Bankrotts zu 4 1/2


Jahren Gefängnis verurteilt. Die Geschäfte im allgemeinen recht plan. Die phy-


siokratische Zusammenkunft in Berlin gut verlaufen.


An Georg Blumenthal vom 4.12.1913 aus Buenos Aires


Endlich konnte ich etwas Geld flüssig machen und sende Ihnen anbei 


M 2000,-. Ich denke, daß von jetzt ab keine Störungen eintreten werden. Vor ein


paar Tagen erhielt ich auch die beiden dicken Pakete mit Korrespondenz. Besten


Dank. Ich 
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<81><Repro> 


sehe mit Freude, daß die Sache vorwärts geht. Die Anstrengungen werden sich


wohl immer mehr darauf konzentrieren müssen, die Sozialdemokraten zu einer


Stellungnahme zu zwingen. Sie haben nun sicherlich einen Haufen Arbeit, um


diese Korrespondenz zu erledigen und dem physiokratischen Schreihals den Mund


zu füllen. Mir ist nun hier auch eine ziemliche Aufgabe und Bürde aufgelegt. Es


bleibt nichts anderes übrig, ich muß sehen, wie ich sie trage. Ich war so gar nicht


mehr an solche öde Arbeit gewöhnt. Zum Glück wird die Sache nicht ewig dauern.
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An Anna Boettger-Gesell vom 19.1.1914 aus Buenos Aires


Allerliebste Boettgersanna!


Wir, Hupsa und ich, erhielten heute Deinen lieben Brief vom 16.12., den Du


uns schriebst, kurz bevor Fridolin dort eintreffen mußte. Wir danken Dir herzlich


für den interessanten und ausführlichen Brief und freuen uns, daß es Euch gut


geht. Auch Tutti danke ich für ihre Karte und für die Einladung, bald nach Eden


zurückzukehren. Nun, ich weiß nicht, wann das sein wird, weil ich auf alle Fälle


Fridolins Rückkehr erwarten muß. Auch denke ich, daß Fritz mit Gockeleia
zusammen mit Fridolin fahren werden, und dann will ich die ganze Gesellschaft


hier in Punta Chica bewirten und bis dahin das Grundstück einigermaßen in


Kultur setzen. Es bleibt dazu noch viel zu tun übrig. Der aus den Tiefen des


Teiches ausgegrabene Boden ist vorläufig noch für jede Kultur unbrauchbar. Er


muß viel bearbeitet werden, mit Kalk versetzt und mit künstlichen Düngern ver-


mischt werden. Vorläufig wachsen nur Unkräuter; aber trotzdem ist es schon


sehr schön hier. Der Rio, zu dem wir nun von unserem Hause aus eine schöne


Promenade gebaut haben, belebt doch immer die ganze Landschaft und ersetzt


die schönsten Gartenkünste. Ich bin nun gespannt, was Fridolin ausrichten wird,


ob er in dem Millionenreich ein einziges Mädchen finden wird, das die Eigen-


schaften besitzt, die er sucht, und auch bereit ist, mit ihm hierher zu kommen.


Der Dezember-„Physiokrat“ war sehr gut. Die Mitarbeiter machen gute Fort-


schritte. Blumenthal gibt sich viel Mühe und leistet überraschend gute Arbeit. So


sehe ich den Tag kommen, wo ich mich zurückziehen kann. Vorläufig würde es


vielleicht noch nicht ganz gut gehen.


Ich arbeite jetzt bis 1.30 Uhr morgens in Punta Chica an meinem Buche


„Barataria“, wovon ich Euch schon einige Kapitel vorgelesen habe. Die Arbeit


geht munter vonstatten, und ich glaube, in 14 Tagen damit fertig zu sein. Hupsa
meint, es würde ganz gut werden. Wollen es hoffen. Hier habe ich gar keine


Schritte unternommen. Das Terrain ist für derartige Reformen hier sehr un-


günstig. Es hieße, nur Zeit zu verlieren. Auch bin ich noch nicht in Montevideo


gewesen. Ich wollte warten, bis Frankfurth zurückkehrt. Nun ist er seit gestern


da, und nächsten Sonntag fahre ich hin.


An Anna Boettger-Gesell vom 6.3.1914 aus Buenos Aires


Gestern war der Tag, wo sich Gockeleia einschiffen sollte. Hoffentlich werden


sie alle eine gute Reise haben. Die Leere, die sich in Eurem Haushalt nun ge-


bildet hat, die werden der Gesang der Vögel und der Hasengesang Tuttis (und


die Hasen, und die Hasen) ausfüllen müssen. Im übrigen – immer heiter! Das


Panorama wird bei der Ankunft der Reisenden noch ziemlich wüst aussehen,


trotzdem jetzt dort mit neun Mann, sechs Ochsen und einem Pferd gearbeitet


wird. Aber es wird schön, es 
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verspricht sogar außergewöhnlich schön zu werden, so abwechslungsreich wie


kaum eine andere Finka weit und breit. Sie kostet übrigens auch entsprechend


bis jetzt 75 000 Dollar = 150 000 Mark. Das Haus des Gärtners ist jetzt abge-


rissen und das neue aus dem alten Material so weit aufgerichtet, daß morgen


das Dach aufgesetzt werden kann. Dieser Umbau wird so ziemlich 1000 Dollar


kosten. Dann ist noch die Mauer nach der Straße zu machen, und dann ist vor-


läufig die Arbeit und das Geld erledigt. Unser Pferd, der braune Maipa, hat giftige


Pflanzen gefressen und ist daran zugrunde gegangen. Ich kaufte Ersatz in


Remate. Ein schönes Pferd für 48 Dollar. Es kann auch als Reitpferd für den


Sonntag gebraucht werden, und Hupsa freut sich, möchte mit seiner Trompete


einsame Stellen der Pampa aufsuchen, ohne Gefahr, daß die Toten wieder auf-


erstehen. Denn es ist zum Erbarmen, wenn er sich übt.


Die Geschäfte gehen immer noch sehr still, aber die Kosten werden so unge-


fähr gedeckt, weil die Ausgaben auch geringer geworden sind. Ich habe mich


noch nicht nach einem Dampfer umgesehen, doch denke ich, so Anfang Mai


abreisen zu können. Morgen erwarten wir Briefe von Euch, und dann werden wir


wieder schreiben.


An Georg Blumenthal vom 6.3.1914 aus Buenos Aires


Mit der guten Kost, die Sie dem physiokratischen Säugling geben, muß, meine


ich, das Baby gedeihen und wachsen, freilich, wie alle Säuglinge, langsam, fast


unsichtbar, aber stetig. Geduld, Geduld. Bald wachsen ihm die Zähne zu seiner


eigenen Verteidigung.


Ich denke, Ende April/Anfang Mai von hier abzureisen. Bin allerdings noch sehr


beschäftigt, aber es sind Arbeiten, deren Ende ich jetzt genau übersehen kann.


Die Geschäfte gehen übrigens hier im allgemeinen recht schlecht, und es bedarf


besonderer Umsicht, um nicht in finanzielle Schwierigkeiten zu geraten, die


heute, bei der Zugeknöpftheit der Banken, ganz besonders gefährlich sind.


An Georg Blumenthal vom März 1914 aus Buenos Aires


Ich danke Ihnen herzlich für Ihre freundlichen Geburtstagsgrüße und bedauere


Sie lebhaft, daß Sie jetzt zur schönen Frühlingszeit so viel physiokratisieren und


oft unerquickliche Korrespondenzen erledigen. Arbeiten, schuften, büffeln – so


vergeht das Leben. War das nicht auch das Leben Ihrer Mutter gewesen? Jenny
schrieb mir, daß sie nun ausgelitten habe. Welch trauriges Los! Und es könnte


doch ganz anders sein. Nun sind Sie ganz abgeschnitten von der Vergangenheit,


und von der langen Kette von Vorfahren sind Sie nun das erste Glied. Vor sich


sehen Sie in unendlicher Ferne das sich tummelnde Leben, hinter sich nichts als


den Tod als Gerippe.
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Solange man noch die Mutter hat, bildet sie eine Art Puffer zwischen diesen
Gerippen und dem eigenen Ich, man steht nicht so hart am Rand.


Am 7. Mai gehts von hier los und ich hoffe, am 28. Mai in Deutschland einzu-
treffen. Dann will ich Ihnen wieder treulich helfen und durch den Ausblick in eine
schönere, vielleicht noch ferne Zukunft den Mut gewinnen zu allerlei Taten. Leben
Sie wohl, mein lieber Freund, und auf Wiedersehen.


An Anna Boettger-Gesell, undatiert (Frühj. 1914) aus Buenos Aires


Die Umrisse der Goldberge, die uns Dein Sohn Carlos Idaho zeichnet, treten
immer deutlicher in Sicht, und ich fange an zu überlegen, was wir eigentlich mit all
dem Stoff anfangen sollen. Vorläufig sandte ich ein Tröpfchen davon an unsere
Braunschweiger Freunde, und der beiliegende Brief wird Dir zeigen, wieviel Freude
damit lebendig gemacht werden kann.


Der Brief von Carlos Stapff enthielt Nachrichten über die Erbschaft von Don
Ernesto. Er hinterläßt 40 – 45 000 Mark, zwei Drittel an Elise und ein Drittel an
Marie. Das kommt den beiden sehr zustatten. Wenn dieses Vermögen statt in Gold
in Gestalt von Speck und Wolle hier ankäme, würde es noch höher geschätzt.


Sei so gut und schicke die beiliegende Karte für Carlos Stapff – ohne irgendeine
andere Beilage – ab und zwar unter folgender Adresse: Señor Carlos Sapo, Casa
Importadera de articulos de farmacia, 1440 Avenida General Rondeau,
Montevideo.


An Anna Boettger-Gesell und Johanna Gesell vom 21.5.1914 
von Bord der Hamburg-Amerika-Linie


Nun sind wir ja morgen schon in Lissabon, dort werde ich wohl Nachrichten von
Euch erhalten. Und bald sind wir dann wieder in Eden vereint und horchen dem
Gesange der Lerchen. Die Reise ist bis jetzt sehr schön verlaufen. Wir hatten fast
immer gutes Wetter, frischen Wind. Die Gesellschaft ganz nett, wenn auch kein
einziger Physiokrat. Eingefleischte Kapitalisten.


In Boulonge denke ich auszusteigen und die Gelegenheit zu benutzen, mit den
Pariser Bodenreformern Fühlung zu nehmen und mir die Arbeiterbörse anzusehen.
Ich denke, mich dort zwei bis drei Tage aufzuhalten, wenn mir der Benzingestank
nicht zu arg wird.


Auf dem Wege über Frankfurt und Erfurt werde ich vielleicht noch Epstein [Epstein


gehörte dem Bund Deutscher Bodenreformer an.] und Maaß [Der Erfurter Lehrer Otto Maaß war


einer der ersten Mitarbeiter in Blumenthais „Physiokrat“.] besuchen, wenn mir das Reisen
nicht dann schon über ist.


Die Reise ist mir wirklich wie ein Traum vorgekommen. Ich sehe Anita und Fritz,
Fridolin und Hupsa und den alten Mathey noch so deutlich bei der Abfahrt am
Dock, als ob es eben gewesen wäre. Und doch sind es schon über 14 Tage her.
Ein erstaunlich inhaltsloses Leben. Aber Ihr kennt ja den Rummel!
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An Georg Blumenthal vom 9.9.1914 aus Eden


Mit gleicher Post erhälst du ein Paket Drucksachen. Es befindet sich dabei ein


Brief für den Reichsbankpräsidenten Havenstein. Willst Du so freundlich sein,


den Brief mit zu unterzeichnen und ihn dann abzusenden.


Falls die Geldtaschen schon angefertigt sind, könnte eine dem Brief an Haven-
stein beigefügt werden. Das Zirkular ist nun ohne jede Unterschrift. Vielleicht


setzt Du den Stempel des Physiokratischen Verlages darunter oder den der


Physiokratischen Vereinigung.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Herbst 1914) aus Eden


Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Zuschriften. Die Kritik der Oppenheimerschen


Schrift werden wir sehr gut gebrauchen können, wenn der „Physiokrat“ wieder


krähen kann und darf, d. h. wenn die nervösen Ofenhocker nicht mehr die abso-


lute Majorität (hinter der Front) haben. Oppenheimers Buch wurde zwar schon


einmal im „Physiokrat“ besprochen, jedoch nicht von der Seite, die Sie behan-


deln. Durch Angriffe auf die „Wertlehre“, erreicht man ja direkt nicht viel. Die


Wertgläubigen werden von der Nichtexistenz eines Objektes für das „Gläuble“


niemals zu überzeugen sein. Sinnfällige Beweise dafür, daß ein in der Phantasie


geborenes Etwas objektiv nicht existiert, sind, glaube ich, aus Gründen, die auf


die Gedankenwerkstatt oder Gedankensubstanz zurückgehen, nicht beizubrin-


gen. „Die Garde stirbt, aber sie ergibt sich nicht.“ Dasselbe ist der Fall mit den


Wertgläubigen. Sie sind im Aussterben begriffen; unsere, Ihre Kritik wird dazu


beitragen, daß keine neuen erstehen werden – mehr nicht, obschon das ja viel


und, wenn einem die Zeit billig erscheint, sogar vollkommen genug ist.


Das allgemeine, große volkswirtschaftliche Problem (im wissenschaftlichen


Sinne) ist das Lohnproblem. Alle Fragen gehen von hier aus. Zur Lösung dieses


Problems war eine Erklärung des Kapitalzinses Voraussetzung. Diese Voraus-


setzung trifft bei Oppenheimer nicht zu, darum tappt er im Dunkeln. Wenn Sie


sich die Mühe sparen wollen, sich durch das wüste Gestrüpp der Lohntheorien


hindurch zur Klarheit durchzuarbeiten, so rate ich Ihnen, sich in dieser heiklen


Sache an den Edener Schulmeister zu wenden. Er wird Ihnen gerne seine lohn-


theoretische Weisheit verzapfen. In der Polemik mit irgendeinem Streithahn wird


Ihnen die physiokratische Lohntheorie den Sieg verschaffen.
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An Gustav Landauer vom ?.9.1914 aus Eden


Das Lerchenlied, das Hohelied des Sozialismus hat nun einen hinreißenden


Komponisten gefunden. Es fehlen nur noch die Worte ...? Lied, um dem „Aufruf“
[Gustav Landauer, Aufruf zum Sozialismus, 1. Auflage Berlin 1911.] die ersehnte volle Wirk-


samkeit zu verleihen. Das Lied wirkt auf den Geist und die Worte auf den nach-


prüfenden Verstand, und beide zusammen sollen die Handlung der Philister


bewirken. Nun glaube ich, daß ich wohl in der Lage wäre, aus meiner Erfahrung


Ihnen für die Praxis des Sozialismus nützliche Andeutungen machen zu können.


Und wenn es Ihnen behagt, so bitte ich mir Tag und Stunde anzugeben, wo Herr


Blumenthal (den Sie kennen) und ich Sie im Walde von Hermsdorf überfallen


können


An Georg Blumenthal vom 30.10.1914


Von den Flugblättern habe ich nur mehr zwei Stück gehabt, die ich abschicke,


zusammen mit einigen Tabellen. Der „Verein Freiland“ wurde gestern durch ein-


stimmigen Beschluß der Hauptversammlung ganz in unserem Sinne umge-


wandelt. Dr. Hugo Göring, Weimar, Watzdorfstraße 69, schrieb in recht aner-


kennender Weise über unsere Flugblätter. Ich forderte ihn auf, das Flugblatt mit


zu unterzeichnen. Er will es Moltke [Helmuth von Moltke war preußischer Generaloberst 


und zu Beginn des ersten Weltkriegs Chef des Generalstabs der deutschen Armee.] persönlich


überbringen, dessen Gast er drei Monate lang war. Prachtvolles Wetter für die


Engländer, die in der Nordsee Wache halten müssen.


An Paulus Klüpfel vom 16.12.1914 aus Eden


Die Wucherer machen jetzt in den Kriegszeiten ihren Herbst, und ich möchte


mich in dieser einträglichen Kunst üben, denn wer weiß, wozu man sie noch


brauchen kann. Für die Seele der Familie Pang, eines vor sechs Generationen 


in meiner Heimat verstorbenen Wucherers, werden jetzt noch alle Sonntage 


Gebete verrichtet. Vielleicht, wenn ich an Altersschwäche und Schwachsinn 


erkranke, werde ich es einmal hochschätzen, ein Vermögen zusammenge-


wuchert zu haben, um dieses dann auch der Kirche zu stiften. Ach, wie be-


ruhigend ist doch der Gedanke, daß in der Kirche, wo ich getauft worden bin, der


Pfarrer noch nach Generationen die Frommen auffordern wird, ein Paternoster


zu beten für die Seele des Wucherers Silvio Gesell. Der kurze Sinn dieser 


langen Geschichte ist der, daß ich Ihnen ein Kriegsdarlehen von 20 Mark


machen möchte, mit 10% verzinslich und rückzahlbar aus Ihren künftigen 


Renten aus Kapitalzins und Grundvermögen.
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Zugleich aber möchte ich das Vergnügen haben, Sie noch einmal zu sprechen


und Ihnen einen Vorschlag zu machen, d. h. Ihre Beteiligung erbitten für die


Herausgabe, Durcharbeitung usw. einer größeren Schrift für Arbeiterführer, die


ich für vielversprechend halte, nebenbei auch vom Standpunkt der erwähnten


Kapitalzinsen und Grundvermögen. Der Titel: „Barataria – eine Schule für
Männer, die sich zu Führern in der Arbeiterbewegung heranbilden wollen, ent-
haltend eine vollständig neue Theorie für den Arbeitslohn, den Kapitalzins, die
Grundrente und das Geld, nebst Kritik der landläufigen Erklärungsweise dieser
Elemente der Volkswirtschaft an zahllosen, dem Leben entnommenen Beispielen
für viele verständlich dargestellt“. Die materielle Arbeit an der Sache habe ich


bereits verrichtet, die geistige Arbeit müssen Sie übernehmen. Die hierzu nötigen


kapitalistischen Produktionsmittel, in der Hauptsache ein Zensurstift, würde ich


liefern.


Seien Sie so freundlich und schreiben mir offen Ihre Meinung oder, besser


noch, besuchen Sie uns.


An die Deutsche Reichsbank vom Dezember 1914 aus Eden


[Dieser Brief ist nicht im Original oder als Durchschrift erhalten. Er wurde von Dr. Benedikt Uhlemayr


in einer Broschüre „Silvio Gesell“ erstmals veröffentlicht. (Lauf bei Nürnberg 1931, S.49 – 51)]


Hochgeehrte Herren!


Ich gelangte in den Besitz Ihrer Antwort auf mein Rundschreiben und bedaure


lebhaft, daß meine Vorschläge von Ihnen nicht für verwendbar befunden wurden.


Ich gebe aber darum die Hoffnung nicht auf, bin im Gegenteil überzeugt, daß die


Schwierigkeiten, in die Sie geraten, Sie zwingen werden, sich auf meinen Stand-


punkt zu begeben. Die Papierwährung läßt sich eben nur bändigen und zielbe-


wußt leiten, wenn es nach den Grundsätzen geschieht, die in meinem Werke


„Die neue Lehre vom Geld und Zins“ ausgearbeitet sind. Die allgemeine Preis-


treiberei, die wir jetzt erleben, sowie die Agiotage mit der Reichsbanknote zeigen


klar, wohin wir treiben, wenn das Zentralnoteninstitut die allgemeinen Richtlinien


verläßt, die zu allen Zeiten und unter allen Verhältnissen maßgeblich in der


Verwaltung des Geldes sein müssen.


Die Geltung ( oder Wert, Preis, Währung ) des Geldes wird durch Menge und


Umlaufgeschwindigkeit bestimmt und um Herr im eigenen Haus zu bleiben und


mit starker Hand die Zügel führen zu können, muß das Zentralnoteninstitut unbe-


dingt mit den nötigen Machtbefugnissen ausgestattet werden, beides zu kontrol-


lieren: das Quantum des auszugebendes Geldes und das Tempo, mit dem das


ausgegebene Geld umzulaufen hat. Die Reichsbank hat aber heute nur den


einen Zug am Zügel unserer Währung in der Hand; die Umlaufgeschwindigkeit


entzieht sich vollkommen ihrem Einfluß. Darum ist die Währung Ihrer Leitung


auch schon durchgebrannt. Sie müssen die Polizei, die Presse, den ganzen


Staatsbetrieb zu Hilfe rufen, müssen sogar den Patriotismus der Bürger anrufen


und erreichen das Ziel doch nicht.
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Die Kontrolle über den Umlauf des Geldes ist zur Erfüllung Ihrer großen Aufgabe


mindestens ebenso wichtig, wie das Monopol der Geldausgabe. Sie ist das, was


das Steuerruder für den Schiffskurs ist. Unsere Währung treibt heute, sie wird nicht


geführt; es fehlt Ihren Bemühungen die Machtfülle der wissenschaftlichen Erkennt-


nis, die allein das Papiergeld knebeln und Ihren Zwecken dienstbar machen kann.


Sie mögen Ihre Rechte als Zentralnotenbank noch so sehr erweitern lassen, so


lange Sie nicht verhindern können, daß das Geld bald angeboten, bald thesauriert


wird, daß die Privatreserven Ihre Noten bald anziehen, bald abstoßen, hilft Ihnen


alles nichts. Nur eines werden Sie erreichen – Sie werden das Papiergeld in


Mißkredit bringen und damit einen heißen Wunsch der Engländer sowie aller 


großen und kleinen Wucherer erfüllen. Und das eben möchte ich verhindern.


Ich bitte Sie also darum, warten Sie nicht, bis daß die Schwierigkeiten Sie dazu


zwingen werden, ergreifen Sie die Zügel der Währung, die die Annahme meiner


Vorschläge in Ihre dann starke Hand legt, lassen Sie sich nicht von der Unge-


wöhnlichkeit meiner Vorschläge abschrecken. Ungewöhnliche Verhältnisse 


erfordern entschiedene Entschlüsse. Meine Forderung eines Geldes mit ge-


schlossenem Kreislauf ist nicht eine einfache „Idee“, wie Sie es zu nennen be-


lieben, sondern die logische Folgerung meiner Theorie des Geldes, von der ich


heute immer noch sagen darf, daß es noch niemand gewagt hat, sie begründend


anzugreifen.


Meine Theorie des Geldes hat mir s. Z. erlaubt, gegen alle landläufigen Axiome


der Goldwährung, gegen die Presse und öffentliche Meinung schwimmend, der


argentinischen Regierung den Plan zur Gründung der Conversionskasse in meiner


Veröffentlichung „La Cuestion monetaria argentina“ vorzuschlagen, deren nach-


folgende Ausführung sich so glänzend bewährte. Dieselbe Theorie zeigte auch


wieder ihre Gesundheit dadurch, daß sie mir gestattete, die Rätsel des Kapital-


zinses restlos zu lösen. Und zweifellos würde sie sich auch heute als Wegweiser


bewähren für die Leitung Ihrer Emissionspolitik in diesen schwierigen Zeiten.


Ich wiederhole also nochmals meine Bitte unter Anrufung Ihres Patriotismus.


Unterwerfen Sie sich der Mühe einer methodischen vorurteilslosen Prüfung meiner


Vorschläge. Sie werden – wie alle, die es bisher getan haben – ihre Freude daran


haben und mir danken. Sie selbst (die Reichsbank) werden es wohl auch nicht


beklagen, wenn ich die Aufmerksamkeit der Behörden auf die Tatsache lenke, daß


Ihnen von außen so gar keine Unterstützung zuteil wird für die Lösung Ihrer in 


jetzigen Zeiten so besonders wichtigen und schwierigen Aufgaben. Kein Mensch


kümmert sich um die Währungsfrage. Augenscheinlich erwarten alle Hilfe von


oben, von den Universitäten. Aber auch auf den deutschen Universitäten ist die


Währungsfrage von jeher als Aschenbrödel behandelt worden. Etwas, was sich


„Deutsche Wissenschaft“ nennen könnte und auf die Währungsfrage Bezug hat –


existiert überhaupt nicht. Die Reichsbank ist tatsächlich heute das einzige Institut,


das wissenschaftlich ganz auf sich selbst angewiesen ist. Handle ich da nicht in


Ihrem Sinne, 
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wenn ich die Aufmerksamkeit auf diese unheimlichen Verhältnisse lenke und


mich dabei an die Behörden wende?


Wer keine Möglichkeit sieht, dem Reiche die Mittel zur Kriegführung auf andere


Weise als durch das Lockmittel hoher Verzinsung zuzuführen, wird die „Miß-


stimmung“ gegen solchen Zins für „erwünscht“ und sogar für „unbegründet“ 


finden. Ich weise aber nach, daß die genannte Möglichkeit besteht. Und das ist


es, worauf es ankommt. Solange mir das hochgeehrte Reichsbankdirektorium


nicht nachweist, daß meine Vorschläge das Ziel verfehlen, empfinde ich den


Vorwurf, „Mißstimmung mit unrichtigen Angaben zu erregen“, um meine „Ideen“


zu „propagieren“, als unbegründet.


Wer das Beweismaterial für seine Sache in so reichem Maße zur Hand hat und


so aus dem vollen schöpfen kann, wie ich, der bedarf keinerlei unlauterer Mittel.


Hochachtungsvoll Silvio Gesell


An Georg Blumenthal vom 31.12.1914 aus Eden


Lieber Freund!


Wenn die Völker jetzt doch die Augen zum gestirnten Himmel erheben könn-


ten! Wie klein und unwürdig würde ihnen all das Gezänke auf Erden erscheinen.


Wie schnell würden sie sich vertragen. Friede! Das ist mein Wunsch und Gruß!


Gesell


An einen unbekannten Empfänger vom 10.1.1915 aus Eden


Ihr Aufruf wird namentlich in Amerika auf Verständnis stoßen, weniger bei den


„Rittern de la triste figura“, die wir in Europa Staatslenker nennen. Darum wäre


eine Übersetzung ins Englische am Platze und eine direkte Aufforderung an die


Vereinigten Staaten, die Monroe-Doktrin [James Monroe war in den ersten Jahrzehnten


des 19. Jahrhunderts demokratischer Präsident der USA. Gemäß seiner Doktrin sollten sich europäi-


sche Mächte nicht in die inneren Angelegenheiten der USA wie der Erwerbung weiterer kolonialer


Gebiete einmischen. Roosevelt erweiterte die Monroe-Doktrin zu einem Aufsichtsrecht der USA über


mittel- und südamerikanische Staaten.] zur Doktrin der weißen Rasse zu erweitern. Die


jetzt in Europa Katzbalgerei treibenden Völker müssen den Amerikanern als die


einzigen Reserven hingestellt werden, über die sie verfügen werden im Kampfe


mit den Mongolen.


Diese Mongolen (Chinesen) brauchen übrigens den Kopf nicht auswärts zu


bestellen (Japan). China wird sich noch schneller entwickeln als Japan, sobald


nur einmal das Geldwesen dort einigermaßen geordnet wird. Bis jetzt entbehrte


das Land dieser Grundbedingung des Fortschritts. Ist diese Frage gelöst, dann


gibt es kein Halten mehr, dann verschwinden die chronische und akute Hungers-


not, dann vermehrt sich dieses Riesenvolk ins Riesenhafte und überschwemmt


Australien, 
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Polynesien, Nord- und Südamerika, und diese beiden Kontinente gehen für


Europa verloren.


Die Vereinigten Staaten sind heute wirklich die einzigen Mitglieder der weißen


Rasse, die unsere familiäre Katzbalgerei von einem höheren Standpunkt aus zu


beurteilen vermögen und darum auch den Wunsch und Willen zeigen werden,


mit starker Hand einzugreifen. Die Amerikaner müssen den Schulmeister spielen


und klar und deutlich allen Kriegführenden zu erkennen geben, daß die


Schwächung Europas den Untergang der Vereinigten Staaten bedeutet – 


weshalb die Vereinigten Staaten sich das Recht nehmen, in Europa ebenso zu


intervenieren, wie sie auf Grund der Monroe-Doktrin sich das Recht anmaßen, 


in allen amerikanischen Angelegenheiten ein Wort mitzureden.


Diese Intervention könnte in Form eines Ausführverbotes für Lebensmittel und


dergleichen erfolgen. Kanada und Australien würden die Vereinigten Staaten in


dieser Politik sicherlich unterstützen, denn für diese beiden Länder ist die


Mongolei eine unmittelbare Gefahr.


An J. H. Epstein vom 23.1.1915 aus Eden


Durch Herrn Blumenthal erfahre ich von Zeit zu Zeit Erfreuliches über Ihr per-


sönliches Wohlergehen. Daß Sie die von uns propagierte Umgestaltung des


Geldwesens ablehnen, beweist uns, wieviel wir noch zu arbeiten haben werden.


Wenn wir sogar dort, wo wir den guten Willen voraussetzen dürfen, nicht durch-


dringen – wieviel schwerer wird es sein, die „Neue Lehre vom Geld“ denen auf-


zuzwingen, die aus persönlichen Gründen dieselbe glauben ablehnen zu 


müssen! Beharrlichkeit wird aber auch hier zum Ziele führen. Die Lehre der


Metallwährung steht und fällt mit der „Wertlehre“. Ist einmal diese erledigt, so ist


der Weg für uns frei.


Übrigens hat uns der Krieg in vieler Beziehung die Wege geebnet und vielen


die Augen geöffnet über den wahren Charakter des Metallgeldes. Allein die


Frage, was aus der finanziellen Mobilmachung geworden wäre, wenn das Geld-


papier nicht in die Bresche gesprungen wäre, wird manchen stutzig machen.


Anbei erhalten Sie einen Aufruf zum Beitritt in den „Deutschen Verein Frei-
land “, der kürzlich eine Neuorganisation erfahren hat und der mit seiner jetzigen


breiten Grundlage berufen zu sein scheint, gewaltigen Umfang zu nehmen. Der


Gedanke der Neuorganisation ist überaus einfach; Land kaufen mit freiwilligen


Beiträgen, um dieses Land nach bodenreformerischen Grundsätzen zu bewirt-


schaften und durch die Praxis allen Einwendungen, die gegen unser Ziel er-


hoben werden, allerorts begegnen zu können. Das erworbene Land soll nur


nominell dem „Verein Freiland“ gehören, bis zur großen reichsgesetzlichen


Regelung der Sache. Es wird 
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dann ohne irgendeine Entschädigung, lastenfrei dem Reiche überlassen. „Freiland“
soll also die juristische Person bilden, wo jeder das Geld oder Land, das sein
Gewissen belastet, dem rechtmäßigen Eigentümer, dem Deutschen Reich, zurück-
erstatten kann.


„Il faut rendre, il faut tout rendre“, läßt Zola irgendwo einen reichen Alten sagen,
der den Abgrund erkennt, in den sein Geschlecht durch das arbeitslose Einkom-
men zu stürzen droht. Mit Freiland erleichtern resp. ermöglichen wir solches Tun.


Ich möchte Sie hiermit einladen, für diesen heute doppelt zeitgemäßen und 
hoffnungsreichen Verein eine Ortsgruppe in Frankfurt am Main zu gründen. Die
Orts-gruppen sollen in allen Dingen vollkommen frei sein. Das einzige, was Sie mit
dem Zentralverein verbindet, ist das Grundbuch. Alles von den Ortsgruppen erwor-
bene Land soll als unveräußerliches Eigentum des „Vereins Freiland“ eingetragen
werden. Der Erwerb und die Verwaltung des erworbenen Landes ist Sache der
Ortsgruppen. Zur Deckung der geringfügigen Kosten des Zentralvereins soll die
Kopfsteuer von vielleicht 10 Pfennig jährlich an die Zentrale abgeführt werden. 
Die Veröffentlichungen, die von Freunden, Mitgliedern des Vereins oder von
Ortsgruppen für Werbezwecke veranstaltet werden, erfolgen ohne irgendwelche
Verantwortung des Zentralvereins – sind Privatsache der Schreiber. Auch die den
Erwerb von Land begleitenden geschäftlichen Verhandlungen erfolgen auf
Verantwortung der Ortsgruppen. So sind, glaube ich, Ziel und Mittel wohl geeignet,
dem Verein die große Entwicklung zu geben, die wir erhoffen. Viele Anmeldungen
und manche Spenden sind auch schon seit der am 1. dieses Monats erfolgten
Reorganisation zu verzeichnen und deuten darauf, daß auch für die sich bildenden
Ortsgruppen der Zeitgeist äußerst günstig ist.


Schreiben Sie bitte, ob ich Sie als Mitglied anmelden darf. Solange die Anmel-
dung bei der Zentrale erfolgt, beträgt der Minimalbeitrag 1 Mark jährlich, wovon
20% für Werbezwecke verwendet werden dürfen, der Rest für Landerwerb
bestimmt ist.


Ich hoffe, daß dieser schreckliche Krieg keine allzu großen Lücken in die Reihen
Ihrer Angehörigen und persönlichen Freunde gerissen hat. Daß unmittelbar nach
Friedensschluß eine durchgreifende Sozialreform einzusetzen hat, davon ist heute
alle Welt überzeugt.


An Johanna Gesell vom 24.2.1915 aus Eden


Lieber Hasenkater! Obermogul und Sekretär!


Deine Bilder sind kaum noch zu übertreffen. Mamas Bild, worauf sie zusammen
mit Frau Gentil ist, ist ganz vorzüglich.


Es ist gut, daß Hupsa die stille Geschäftszeit genutzt hat, um sich die Welt ein
bißchen anzusehen. Der Vergleich mit Buenos Aires hebt die Naturschönheiten,
die er jetzt bewundert, natürlich gleich ins Himmlische. Es ist auch tatsächlich zu
öde dort in Banacas al sud. Was wird Idaho erst sagen, wenn er in Hauts Gene-
veys ankommt. Sein Aufenthalt in Nordamerika wird jetzt vielleicht nicht so lange
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währen, da er im alten Gaul den neuen gefunden hat, den er suchte. Anbei eine
Karte mit einigen Adressen in den Vereinigten Staaten. Sendet sie bitte an Idaho.
Er kann vielleicht bei dem einen oder dem anderen nützliche Auskunft erhalten.


Deine Ernennung zur zweiten Sekretärin des Freiland-Freigeld-Bundes ist eine


sehr gute Sache. Du kannst nun viel aktiver eingreifen. Die Hauptsache ist nun die


Propaganda. Versuche es, einen Zweigverein in Neuchâtel zu gründen. Übersetze


die Statuten ins Französische und schicke sie herum. Es werden sich dann schon


Leute melden. In Neuchâtel spricht sich das bald herum. Den Pastor Emey und


den Pastor Mathey wirst Du bald gewinnen. Die beiden können dann Vorträge 


halten, und Du kannst Dich auch darin üben.


Für Bern wäre die Ausführung des Planes mit den Nägeln, über den wir uns


schon unterhielten, ins Auge zu fassen. Das wäre etwas für den nächsten Frühling.


Da müßte an der Bank auf unserem Freiland eine Figur, die von einem Boa Con-


structor oder von einer Krake (Oktopus) umstrickt und erdrückt wird, errichtet wer-


den mit Nägeln (à la Hindenburg) versehen, und diese Nägel müßten vom Publi-


kum herausgezogen werden – als Symbol eben der Befreiung. Oben ein Schild:


„Befreit mich“. Die Nägel tragen eine Gravierung und werden als Erinnerung mit-


genommen. Sonntags müßte dann ein Mitglied des Vereins stets dort sein und


Erklärungen geben, keine Speeches halten und die Entnagelung leiten. Für


Literatur müßte bis dahin auch gesorgt sein. Wenn Du Dich mit dem Architekten


Hauser darüber verständigtest? Ich glaube, ich würde schon etwas Gutes machen.


An Richard Ungewitter vom 3.3.1915 aus Eden


In der Voraussetzung, daß der Abdruck der Abschnitte 7 und 8 aus der „Verwirk-
lichung ...“ wortgetreu erfolgt, gebe ich dazu gerne meine Zustimmung. Ungleich


wichtiger in wirtschaftlicher und sozialer Beziehung als die Bodenreform ist die im


zweiten Teil der „Verwirklichung ...“ behandelte Geldreform, neu bearbeitet in 


meiner „Neuen Lehre vom Geld und Zins“. Auch rein wissenschaftlich von um-


stürzlerischer Bedeutung. Die Bodenreform ist eine rein politische Sache, eine


Machtfrage, eine Sache des Wollens, während die Geldreform eine Sache des


Verständnisses ist. Hier muß man wollen und können.


Ich sende Ihnen einige in der Kriegszeit erschienene Flugblätter. Sollten sie bei


Ihnen tieferes Interesse für die Geldreform erwecken, so will ich Ihnen gerne mehr


Studienmaterial senden.


An Johanna Gesell, undatiert (ca. März 1915) aus Eden


Lieber Oberregierungskater!


Ich erhielt eben Deinen Brief mit den Einlagen von N. Mathey, Herrmann und


Stapff. Daß der arme Frankfurth noch keine Nachricht von mir erhielt, ist wirklich
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recht betrübend. Sei so gut und schicke beifolgende Karte in mehreren Exem-


plaren und in Abständen von etwa acht Tagen ab, und zwar einmal unter der


Adresse:


Señor Emilio Franco, Articulos de Farmacia, 1440/2 Avenida General Rondeau,


Montevideo; dann ein andermal an Señor C. Estapon, gleiche Adresse, und dann


wieder mit anderen Briefen an Fridolin.
Aus Deiner Karte geht nicht hervor, ob die triplicados-Schecks eingetroffen


sind. Wenn ja, so teile mir das gfl. mit. Haefliger will von seiner Schuld von 


50 000 Pesos, die Ende des Jahres fällig wird, vorläufig nur die Hälfte zurück-


bezahlen. Ich werde ihm darüber diese Tage schreiben. Ich finde es sehr an-


ständig von ihm, daß er in diesen Zeiten überhaupt etwas zahlt.


Ich freue mich, daß Ihr nun gutes Wetter habt. Anna Seberich und Marie
Meixner sind hier, heute haben wir Versammlung mit Paulus bei Hertha Holtze.


Vorigen Sonntag war ich mit Stillich, Landauer, Eduard Bernstein, Fräulein Dr.


Stöcker [Frau Dr. Stöcker dürfte die Frauenrechtlerin Helene Stöcker gewesen sein, mit der Paulus


Klüpfel ebenso wie mit Lily Braun in Verbindung stand. Der Kulturphilosoph Gustav Landauer leitete


in Berlin den libertären Sozialistischen Bund. Eduard Bernstein war der Hauptvertreter des revisioni-


stisch-reformistischen Flügels der SPD, der auch in der Deutschen Friedensgesellschaft (DFG) mit-


wirkte. Und Oskar Stillich war Nationalökonom, Förderer der Volkshochschulen und ebenfalls aktiv in


der DFG.] u.a. zusammen und wir haben in Friedenswünschen geschwelgt. Alle


diese Leute wissen nichts.


An Anna Boettger-GeseIl und Johanna Gesell vom 21.3.1915 aus Les
Hauts Geneveys


Ich bin mit dem Erfolg bei den Berner Bodenreformern zufrieden. Die Leute


sind für die physiokratischen Bestrebungen gewonnen. Ich wurde recht gut auf-


genommen. Ich übernachtete gestern in Aarberg, heute in Bern und fahre heute


zurück nach Eden, über Erfurt und Weimar. Augsburger habe ich mit dem


Gerichtsvollzieher bekannt gemacht. Unehrliche Murmiers! Sie ziehen am 23.


April aus. Das Haus bedarf einer gründlichen Reinigung. Aber es ist prachtvoll 


in Les Hauts Geneveys.


An Anna Boettger-Gesell vom 23.3.1915 aus Halle


Ich war heute bei Hennigs, die in Sorge um ihren Karl waren, der seit drei


Wochen nicht geschrieben. Ich wollte mich eben verabschieden, als die Nach-


richt von Fritzens Hauptmann kam, daß der brave Junge in Polen gefallen sei.


Es ist eine so feinfühlige Natur, die Mutter Hennig, und es ist ein schrecklicher


Krieg. Zum Glück ist das alles in eintausend Jahren vergessen. Ich bin dann still


fortgeschlichen und habe die beiden Alten ihrem Schmerze überlassen. Glücklich


die, 
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die wenigstens einen Sohn besessen haben, dessen Verlust solchen Schmerz


bereitet.


An Anna Boettger-Gesell und Johanna Gesell vom 2.4.1915 aus
Eden


Es kamen von Fridolin die beiliegenden Bilder an von unserer Quinta. In ganz


wenigen Jahren wird es eine prächtige Quinta werden. Sie wird zusammen mit


der neuen Generation wachsen.


Von Vater Hennig bekam ich einen Brief. Er hat glücklicherweise genügend


Sorgen als Ablenkung. Er verkauft jetzt wieder Material für seine Steinbrecher. 


Er wünschte dazu etwas Geld und ich sandte ihm 1500 Mark. So rollt die Erde


stumm und dumm weiter durch den unendlichen Weltraum und wir reiten mit.


Im Garten ist es immer noch recht grau. Die ersten Krokusse, Leberblümchen


zeigen sich, und die ersten roten Knospen des Rhabarbers. Aber heute herrscht


schönes Frühlingswetter, und da wird es bald lustig vorwärts gehen.


Gestern kam Dein Brief vom 29. März. Ich freue mich, daß es Euch so wohl


dort geht. Bleibt nur dort so lange, wie es Euch gefällt, und beeilt Euch nicht,


nach Hauts Geneveys zu reisen. Das Haus muß doch erst in Zustand gesetzt


werden. Wenn ich Nachricht habe, daß Augsburger heraus sind, will ich hinfah-


ren und das nötige besorgen für Eure Aufnahme. Wir richten dann nur etwa zwei


Zimmer ein und lassen alles andere leer stehen. Sonst habt Ihr das Haus doch


wieder voll, und mit der Ruhe ist es dann wieder aus.


An Theodor Rudert vom 11.4.1915 aus Eden


Ich muß Sie bitten, meine Theorie des Zinses zu prüfen, ehe Sie sie angreifen.


Es ist eine höchst undankbare Sache, sich gegen Angriffe zu wehren, die von


Behauptungen ausgehen, die man niemals aufgestellt hat.


Seite 2 erster Absatz Ihres Briefes triumphieren Sie über einen Widerspruch,


den Sie in meiner Theorie entdeckt zu haben glauben, indem Sie mir einen Ihrer


eigenen grundlegenden Irrtümer unterschieben. Ein recht billiger Triumph und es


tat mir fast leid, Sie um den Spaß zu berauben, den Sie bei Ihrer „Entdeckung“


empfunden haben. Aber es muß sein.


Es ist eine Ihrer Behauptungen, nicht aber die meine, daß das Geld der Stoff-


lichkeit entraten kann. Ihre phantastische Emissionspolitik geht aus von Ihrem


phantastischen Begriff des „stofflosen“ Geldes. Wenn ich sage, daß den Geld-


benutzern der Stoff des Geldes gleichgültig sei, soweit Sie von dem Stoff nicht


belästigt werden (Silber – Gold – Papier), so behaupte ich damit keineswegs,


daß das Geld den Stoff entbehren kann. Ich betone im Gegenteil immer und bei


jeder Gelegenheit, daß das Geld des Stoffes bedarf, um zählbar und übertragbar


zu sein. Das Geld ist ein Fabrikat, ein Tauschobjekt, das alle seine Kräfte aus


seiner 
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Monopolstellung als Tauschobjekt, nicht aus seinem Stoff zieht. Ein stoffloses


Geld ist ein Phantasiegeld und völlig unfaßbar. Der Preis des Geldes wird durch


Nachfrage und Angebot bestimmt. Die Nachfrage nach Geld setzt sich aus


Waren zusammen, also aus Stoff. Und das Angebot von Geld? Stofflos?


Unsichtbar? Unsinn. Einen Kuhhandel mit ungreifbarem Geld? Das Tauschmittel


muß eine Realität sein, Substanz, ein Gegenstand, um den man handeln und


feilschen kann. Das Geld ist der Fußball der Volkswirtschaft, so sage ich am


Schluß des Kapitels „Das Papiergeld als Tatsache“, Seite 46. Und nachdem ich


mit solcher Entschiedenheit die Stofflichkeit des Geldes gefordert habe, impu-


tieren Sie mir, um den Genuß eines ephemeren Triumphs willen, die Behaup-


tung, das Geld braucht keinen Stoff! Können Sie sich einen stofflosen Fußball


vorstellen? Trotzdem kommt es den Spielern nicht auf den Stoff des Balles an.


Ich verlange den Ersatz des Goldgeldes durch das Reformgeld, nicht um den


Stoff zu beseitigen (mir wäre das Gold schon ganz recht), sondern um eine dem


Geldzweck entsprechende Währungspolitik zu ermöglichen.


Ebensowenig stichhaltig sind alle übrigen Angriffe auf meine Theorie, die rein


sachlichen sowohl wie die theoretischen. Wenn durch Anpassung des Geldes an


die Natur der Waren der Zins beseitigt wird, dann ist das keine Anspritzung von


Gegengift, sondern eine Entgiftung, eine Vergiftungsverhütung. Wenn wir anstelle


eines Spitzbuben einen ehrlichen Kassierer anstellen, so kann man diesen ehr-


lichen Kerl doch nicht als Gegengift eines Spitzbuben bezeichnen.


Wenn Sie den Zins vor theoretischen und tätlichen Angriffen unter allen Um-


ständen in Sicherheit bringen wollen, statt ihn zu erklären, so stellen Sie doch 


lieber Ihre Feder direkt in den Dienst des Kapitals. Die Ergebnisse wissenschaft-


licher Arbeit können und sollen politisch verwendet werden. Die wissenschaft-


liche Arbeit aber darf man nicht von politischen Wünschen von ihrem Ziele ab-


lenken lassen.


Sie erklären den Urzins als integrierenden Bestandteil des Preises. Der Urzins


integriert den Preis nicht, sondern er desintegriert ihn. Um den Preis zu reinte-


grieren, muß der Urzins beseitigt werden, d. h. der Tausch, der jetzt nach der


Formel G-W-G’ vor sich geht, muß auf die Formel G-W-G zurückgeführt werden.


Soll ich in der Kritik fortfahren? Sie werden begreifen, daß es eine unerquick-


liche Diskussion für mich ist, die Sie mit Ihrer Kritik eröffnen. Zur Veröffentlichung


eignet sie sich nicht, weil jeder die Echtheit des Angriffs in Zweifel ziehen wird.


Man wird nur sagen, daß ich selbst die Angriffe nur darum veröffentliche, um


über Sie öffentlich zu triumphieren. Das erste, was man vom Kritiker verlangen


kann, ist eine gründliche Kenntnisnahme des zur Kritik stehenden Stoffes. Wenn


Sie es aber dennoch wünschen, daß Ihre Kritik im „Physiokrat“, veröffentlicht


werde, so will ich die Erwiderung in derselben Nummer bringen, da der


„Physiokrat“ nur monatlich erscheint und darum ein solches Verfahren absolut


nötig macht.
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An Theodor Rudert, undatiert (1915)


Dieser beiliegende Brief war durch ein Versehen liegen geblieben, und zwar


bei Herrn Blumenthal. Ich nahm ihn dann zur Versammlung von gestern mit, um


ihn Ihnen zu übergeben, überlegte aber dann, daß ich aus Ihren mündlichen


Erklärungen weiteres Material gewonnen hätte, um Ihnen das, was ich Ihnen auf


Ihre Kritik zu sagen hatte, noch verständlicher machen zu können. Ich habe mich


aber überzeugt, daß nur wenig noch zuzufügen wäre, und darum schicke ich ihn


ab, nachdem ich mit dem Bleistift einige Ausdrücke gestrichen habe, die Sie viel-


leicht verletzen könnten, was natürlich nicht meine Absicht sein kann. Ich schätze


in Ihnen den Mann, der den Mut hat, in Deutschland ein Wörtlein zu Gunsten der


Papierwährung öffentlich zu sagen. Es sind ganz wenige, die solchen Mut haben,


und diese wenigen sollten sich zusammentun. Dieses Zusammentun besteht


darin, daß wir uns über eine Geldtheorie im allgemeinen und die


Papiergeldtheorie im besonderen verständigen. Vorläufig allerdings ist das ein-


zige, das uns einigt, die beiderseitige Behauptung, daß man aus Papier Geld


herstellen kann. Das ist leider noch sehr wenig, aber doch etwas. Ob wir uns


über die Gesetze einer geordneten Papiergeldwährung verständigen werden,


vermag ich nach unserer gestrigen Versammlung kaum zu hoffen. Wenigstens


hat mich die Tatsache stutzig gemacht, daß Sie auf den Einwand, den ich schon


bei Blumenthal machte und den ich gestern wiederholte, überhaupt nicht geant-


wortet haben, daß nämlich Realkapitalgegenstände wie Häuser, Fabriken,


Boden, Schiffe, die Zins abwerfen (und durch Geldausgaben entstehen), und


zinsfreies Geld (mit dem doch solches Kapital zu erwerben sein soll) einfach


inkommensurable Größen sind, wie z. B. ja auch der Preis eines Ackers, der


Grundrente abwirft, zur unendlichen Größe wird, sobald der Zins des Geldes 


auf Null fällt.


Das Emissionssystem, das Sie vorschlagen mit nur rein formalen


Abänderungen, ist unzählige Male in allen Ländern seit 150 Jahren (seit John
Law) vorgeschlagen worden. Allein aus Nordamerika sind mir in den letzten


sechs Monaten folgende Bücher zugegangen: 1. Owen „The Guernsey Market


House Plan of Payment“; 2. Cummings „Natural Money“ (210 S.); 3. Kitson „A


Scientific Solution of Moneyquestion“ (417 S.); 4. Fonda „Honest Money“ (210


S.); 5. Slocomb „Something for Nothing“ (50 S.); 6. Flürscheim „Not aus Über-


fluß“ (400 S.). Falls Sie den beabsichtigten Ausflug hierher ausführen, wird sich


eine Gelegenheit bieten, Ihnen diese Veröffentlichungen zu zeigen.


An Paulus Klüpfel, undatiert, aus?


Jetzt bin ich wohl schon zwei oder drei Wochen hier und habe alle meine


Reservoirs mit Sonne gefüllt – echte, ungetrübte, unvermischte Sonnenstrahlen.


Mehrere Briefe sind inzwischen von Ihnen eingetroffen mit vielerlei und guten


Nachrichten. Tutti hat die bestellten Hefte herangeschafft. Von Dr. Bachem kam 
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ein Brief aus dem Felde, wahrscheinlich auf das Freiland-Flugblatt. Er will mit-


machen. Auch von Professor Wilhelm Foerster aus Bornim bei Potsdam (also Ihr


Nachbar) kam ein Brief Er bestellte „Physiokratische Friedensdiktate“ [Vgl. den


Band 8 dieser Edition, S. 185 – 195]. Beklagte sich dabei über den Ton. Will alles mit


Güte und Großmut zustande bringen. Alter Herr, glaube ich. Kathedersozialist,


Kamerad von Foerster (?).


Ich bestellte die „Guerre sociale“ von G. Hervé. Eine Schrift von Delaisi „La
guerre quivint“, 1913 veröffentlicht, worin der jetzige Krieg prophezeit wurde und


England die Schuld zugemessen wird, bestellte ich auch bei Hervé. Aber diese


Schrift war wohl zu gefährlich für die französische Sache, denn Hervé schreibt,


die Schrift wäre vergriffen. Herr Flett in Eden besitzt sie.


An J. H. Epstein vom 5.5.1915 aus Eden


Herr Blumenthal sagt mir, daß Sie sich verletzt fühlen durch meinen Artikel im


„Physiokraten“. Ich kann Ihnen aber die Versicherung geben, daß es meine ehr-


liche Überzeugung war, was ich schrieb.


Das Vereinsleben hat den Zweck, die Mitglieder gegenseitig zu fördern oder zu


amüsieren. Damaschke behauptet, daß der Verein Bodenreform nicht zum


Amüsement der Mitglieder gegründet worden ist. Also bleibt als Zweck des


Vereins nur die gegenseitige Förderung. Diese aber verlangt rückhaltlose Kritik


des eigenen Programms. Wenn Sie selbst nicht sagen und schreiben können,


was Sie zu sagen für nötig halten, wie wollen Sie selbst dann persönlich gedei-


hen in diesem Verein? Die Befruchtung fehlt; Rest Vereinsmeierei? Sie mögen ja


zufrieden sein mit sich selbst; anderen aber, die von Ihnen mehr erwarten zu


können glauben, sind es nicht. Der Damaschke-Verein hat Ihnen geschadet, und


meine Klage wendet sich darum nicht gegen Sie persönlich, sondern gegen den


Bund Deutscher Bodenreformer. Aber ich meine, jetzt in diesem entsetzlichen


Krieg hätten wir alle mehr zu tun als uns verletzt zu fühlen. Zu handeln gilt es


jetzt. Jetzt ist die Zeit für die Bodenreformer gekommen. Wenn sie jetzt nicht 


leisten, so können sie sich einfach auf weitere Jahrzehnte und Jahrhunderte 


vertrösten.


Wir haben hier den „Deutschen Verein Freiland“ gegründet, der zur Tat auf-


fordert. Treten Sie dem Verein bei und fordern Sie Ihre Ortsgruppenmitglieder


auf, dasselbe zu tun! So können Sie noch das Böse wieder gutmachen und uns


helfen, das Damaschkesche Unkraut zu vertilgen. Denn es ist Unkraut, nichts als


Unkraut, das Sie, der Teufel und Damaschke in das von Flürscheim so sauber


bestellte Feld gesät haben.
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An Anna Boettger-Gesell vom 8.5.1915 aus Eden


Es wäre nicht unmöglich, daß in diesen Tagen sich Italien für den Krieg ent-


scheidet. Das würde eine Störung der Postverbindungen bedeuten. Wenn ich


also nicht gleich ankomme – vor Dienstag dem 12. kann ich nicht fahren – und


wenn Ihr auch keine Briefe erhaltet, so braucht Ihr Euch darum nicht zu sorgen.


Die italienische Armee kann an dem Endresultat nicht viel ändern. Im Osten


haben wir einen folgenschweren Sieg errungen. Die Sache steht für uns sehr


günstig. Heute der erste Maikäfer. Der Kuckuck resp. die Kuckucka scheint in


unserem Garten den Platz für ihre Eier zu suchen. Die Stachelbeeren sind 


erbsengroß, und gestern ist das Riesenschiff „Lusitania“ torpediert worden und


gesunken.


An den Herrn Schuldirektor Dr. D ... in ... 


[Dieser Brief erschien im „Physiokrat“ Nr. 5 / 1. Mai 1 915, S. 6.]


Geehrter Herr!


Ich las Ihren heutigen Brief in der „Täglichen Rundschau“ über Ihre durch


Schüler erzielten Erfolge beim Goldsammeln. So klar und einfach und schön die


Beweggründe Ihrer Handlung an sich sind, so dunkel und sinnlos erscheint vie-


len der Zweck dieser in den Kellern der Reichsbank aufgeschichteten Gold-


massen. Es gibt in Deutschland genug Männer, die behaupten, jenes Gold wäre


für Deutschland unter den jetzigen Umständen absolut wertlos. Kartoffeln und


Granaten braucht Deutschland heute, kein Gold, das in Friedenszeiten unser


Putzbedürfnis befriedigt, jetzt aber uns nach keiner Richtung hin eine Hilfe ist.


Wenn es zu irgend etwas brauchbar wäre, so würde man es doch nicht brach in


den Kellern einer Bank liegen lassen, jetzt, wo alle wirtschaftlichen Güter voll


ausgenützt werden müssen! Glauben Sie etwa, daß wenn wir im Deutschen


Reiche eine Goldminen-Industrie besäßen, wir jetzt mitten im Kriege tausende


von Männern damit beschäftigen würden, Gold aus Erdlöchern zu heben, um es


in Berlin in ein anderes Erdloch zu versenken! Ich meine, die Arbeit ist jetzt zu


kostbar für derartige Schildbürgerstreiche. Lassen Sie also das Gold in den


Strümpfen und Kasten unserer Bauern einfach liegen. Es ist dort nicht über-


flüssiger, als in den Eingeweiden der Bergwerke, im Sande des Rheines oder in


den Kassen der Reichsbank. Belästigen Sie die Reichsbankverwaltung nicht mit


diesem Plunder; sie hat Wichtigeres zu tun, als Gold zu wiegen und für die


Inhaber der Banknoten aufzubewahren. Als Geldstoff haben wir jetzt Papier,


brauchen also kein Gold und als Zahlungsmittel für ausländische Waren können


wir Gold nicht gebrauchen, weil wir ja blockiert sind.


Das Gold hat uns beim Kriegsausbruch schmählich verraten, und wenn nicht


das Papiergeld in die Lücke eingesprungen wäre, so wäre es zu einem völligen


Zusammenbruch unserer Volkswirtschaft gekommen. In dieser unbestreitbaren


Tatsache erblicken aber andere Kreise der Bevölkerung, die aus den Lastern und


organischen Fehlern der Goldwährung eine ewig sprudelnde Quelle materieller
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Vorteile geschaffen haben, eine Gefahr für sich und tun alles, was in ihrer Macht


steht, damit es nach Friedensschluß in Bezug auf unser Papiergeld heißt: der


Mohr hat seine Schuldigkeit getan; der Mohr kann gehen. Diese Leute, an ihrer


Spitze unsere mächtige Bankwelt, die Börse und alles, was von ihr abhängig ist,


suchen nun zu retten, was noch von der Goldwährung zu retten ist. Diese sind


es, die die Propaganda der Goldsammlung betreiben, damit sie dem Volke die


Wohltaten unserer Papierwährung als ein Produkt der Goldwährung darstellen


können. Und schon der Jugend, den einstigen Beamten und Führern, muß der


Goldwahn in vaterländisch eindrucksvoller Umhüllung beigebracht werden. Sie


behaupten dann dreist und gottesfürchtig, daß die Reichsbank nur dank ihrem


Goldschatz gesetzlich ermächtigt war, Papiergeld auszugeben, daß also das


Papiergeld, das die Mobilmachung ermöglichte, und die Volkswirtschaft jetzt


ganz allein, in Betrieb hält – sein Dasein letzten Endes nur dem Golde zu ver-


danken hat. Sie verschweigen einfach, daß wenn das Dritteldeckungsgesetz, das


jetzt doch völlig sinnlos geworden ist, der Reichsbank im Wege stünde; es schon


längst zu den anderen Trümmern der Goldwährungsgesetze gestoßen worden


wäre. Gesetzlich geschieht von jeher doch alles debattenlos nach Wunsch der


Reichsbankverwaltung. Warum sollte also gerade das Dritteldeckungsgesetz,


das nur als Komplement der bereits abgeschafften Währungsgesetze einen Sinn


hatte, für die Reichsbankverwaltung irgend welche bindende Kraft haben und


ihre Machtbefugnisse in Bezug auf die Ausgabe von Papiergeld beschneiden?


Es ist Ihnen vielleicht nicht bekannt, daß der Kampf für und wider die Gold-


währung als politischer Haderstoff allerschwerster Art anzusehen ist, daß die


Goldwährung als die Hochburg des Kapitalismus, der parasitären Volkswirtschaft


angeklagt wird und daß das aktive Eintreten für diese Grundlage völkischen


Klassenzerfalles eigentlich nicht Sache der Schule ist, nach dem Grundsatz:


Hadersachen sollen von der Schule ferngehalten werden.


Vielleicht veranlassen diese Zeilen Sie, unser in schwerer Zeit sich trefflich


bewährendes Papiergeld näher zu untersuchen, vielleicht werden Sie sich durch


dieses Studium veranlaßt fühlen, Ihren patriotischen Eifer von der Goldwährung


auf die Papierwährung zu übertragen und uns Ihre Mitwirkung zuzusagen. Bei


unserem Kampfe um die Neugestaltung des Geldwesens im Sinne des neuen,


unseren Schützengräben entsteigenden Volksgeistes. Wir können uns keine


edlere Aufgabe für unsere Jugendbildner denken, als daß sie diesem jungen


Volksgeist zur rechten Ausbildung verhelfen.


Hierauf erlauben wir uns, Ihre Aufmerksamkeit hinzulenken.


Mit vorzüglicher Hochachtung Silvio Gesell
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An Anna Boettger-Gesell vom 12.6.1915 aus Eden


Bin hier über Arnstadt und Erfurt glücklich angekommen – fahrplanmäßig. Hier ist
die Hitze sehr groß. An manchen Orten läßt der Regen auf sich warten. Im Garten
steht alles gut. Die Kartoffeln haben sich von der Abkühlung erholt, ebenso die
Tomaten. Die Bäume versprechen eine Mittelernte, das Unkraut eine volle, wenn
es nicht dem furor teutonicus erliegt. Den Insassen geht es gut. Die Tante hat sich
die Pässe besorgt. Klüpfel ist wohl und sieht viel besser aus. Die Pabloiden sind
alle wohl. Trulalas Schatz ist wieder verwundet (Beinschuß). Auch Don Pablos
Bruder, Richard Hennig erwarten wir heute auf Besuch. Mutter Hennig war krank.
Jetzt gehts wieder besser. Habe ihr Anitas Brief geschickt. Mathey, der Großvater,
schrieb aus Zürich. Schickt bitte die Zeitungen weiter an die Jungen, Tante Amélie,
Onkel Hermann. Es waren schöne Tage in Hauts Geneveys, die durch Kontrast-
Wirkung mir nachträglich noch mehr Freude bereiten.


An Anna Boettger-Gesell vom 17.6.1915 aus Eden


Dank für den Gruß aus dem schönen Val de Travers! Ich freue mich, daß es
Euch so gut geht. Es ist ein schönes Ländchen. Die Trockenheit hält hier ununter-
brochen an, doch ist eigentlich an der Vegetation wenig davon zu spüren. Das liegt
wohl am Grundwasser, das in diesem Jahr besonders hoch stand. Die Kartoffeln
haben sich vom Frost wieder erholt und stehen ganz gut. Die Obstbäume ver-
sprechen eine gute Ernte.


Die Tante fahrt am 7. Juli mit der Geldria ab Amsterdam. Don Pablo ist noch
nicht abgerufen worden. Schanza verabschiedete sich gestern. Er ist dem Land-
sturm zugeteilt worden. Er ist um 10 Jahre jünger, satt und fett. Kaum wiederzuer-
kennen. Und so sehen fast alle Feldgrauen aus. Vorgestern läuteten wieder einmal
die Glocken – siebzig Kilometer Front in Galizien durchgestoßen. Bald werden wir
den Frieden machen können, denn die Russen sind „mürbe“. Gestern war eine
Versammlung in der „Physiokratischen Vereinigung“. Es waren etwa 15 Personen,
alles alte Knaben.


An Johanna Gesell vom 10.7.1915 aus Eden


Unser guter Freund in Schwetz, der die guten Torten machte, der erste Abonnent
der „Geld- und Bodenreform“, Richard Hennig, ist tot.


Ich danke Dir für die Bilder. Das eine von Mama ist sehr gut. Die anderen waren
wahrscheinlich nicht im Focus. Das Bild muß in dem kleinen Spiegel deutlich und
scharf erscheinen. Das erzielst Du durch richtiges Einstellen der vorderen Linse.
Es ist am Apparat sicherlich eine Schraube, um das zu bewerkstelligen. Wie
gesagt, Mamas Bild ist sehr gut und hat mir große Freude gemacht. Die gute Luft
von 
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Hauts Geneveys kondensiert sich zu anschaulicher ... (?). Hier geht alles gut. Don


Paulus ist immer noch hier. Doch muß er damit rechnen, jeden Tag gerufen zu


werden. Die Mühle in Oranienburg sendet immer noch den Rauch ihrer Brandopfer


nun Himmel. Tag und Nacht wird das Korn gemahlen. Die Kirschen werden jetzt


reif.


An Anna Boettger-Gesell vom 29.7.1915 aus Berlin


Paulus Klüpfel ist jetzt bei den Gardejägern im Potsdam, zusammen mit Flade.
Er ist dort bereits zum „Stubenältesten“ avanciert. Ihr werdet betrübt sein, wenn


Ihr erfahrt, daß unsrer tapferer Kamerad Mühltisch im Westen gefallen ist. Er war


ein so unerschrockener Mann. Die beiden Freundinnen von Paulus erweisen sich


als zwei waschechte Geld- und Bodenreformer – so wie wir sie brauchen. Da die


männlichen Vertreter unserer Sache nach und nach weggeschossen werden, so


müssen wir die Sache auf die weibliche Linie des Menschengeschlechtes auf-


bauen. Tutti soll fleißig studieren. Gestern waren Amerikaner hier zu Besuch,


Freunde von Mister Fiske Warren.


An Dr. Theophil Christen vom 4.8.1915 aus Eden


Ich habe es sehr bedauert, bei Ihrem Besuch in Eden nicht zugegen gewesen


zu sein. Paulus sagte mir aber, Sie würden wahrscheinlich öfters nach Berlin


kommen. und so hoffe ich, Sie bald wieder begrüßen zu können.


Von Blumenthal erhielt ich ihren Brief vom 30. Juli mit den Anlagen, über die


ich mich recht gefreut habe. Die Eingabe an den Bundesrat scheint mir ganz


besonders zeitgemäß und wird – sofern man dort das Gold nicht noch immer


blindlings anbetet – guten Erfolg haben. Es genügt ja für unsere Sache, daß die


Währungsfrage überhaupt einmal zur Sprache gebracht wird. Es handelt sich ja


hier nicht um philosophische Probleme, sondern um rein menschliche Dinge, die


wir restlos lösen können, sofern der Wille dazu nicht fehlt.


Die in Ihrem Brief vom 24.6. gestellten Fragen hatte ich durch Ihre Unterredung


mit Paulus als erledigt betrachtet. Ich erfahre aber jetzt durch Ihre Bemerkung in


Ihrem Brief an Blumenthal, daß das nicht der Fall ist. Und so werde ich mich


gleich daran machen – trotz der Kirschenernte (die Erntearbeiten haben heute im


Deutschen Reich ganz besondere Bedeutung. )


Über Ihre beiden letzten Fragen läßt sich folgendes sagen: Den besten histo-


rischen Anhaltspunkt für den Geldmangel im Mittelalter haben wir in der Tat-


sache, daß während dieses langen Zeitraums die Geldwirtschaft und damit der


Handel und die Arbeitsteilung überall zurückgingen. Die Steuern wurden in 


natura bezahlt. Die großen Bauten (Kölner Dom) wurden fronweise, ohne Geld,


errichtet. Auf dem Lande gab es überhaupt kein Geld. Die Leibeigenschaft war


eine Form geldloser 
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Wirtschaft. Sie kam ganz von selbst, ganz natürlich mit dem Verschwinden der


Geldwirtschaft. Sie ging wieder, als die Geldwirtschaft sich wieder einbürgern


konnte. Der Rückgang der Preise während des Mittelalters läßt sich statistisch


kaum nachweisen, da es sich um einen ungeheuren Zeitraum (1500 Jahre) 


handelt. Aber aus dem fast vollkommenen Stillstand der Geldmetallproduktion


kann man schließen, daß die Geldwirtschaft sich nur in ganz Meinen Kreisen, in


einzelnen Städten aufrechterhalten konnte. Die Statistiken der Gold- und Silber-


produktion gehen allgemein nur bis zum Jahre 1494 zurück, weil dann die ameri-


kanischen Zuführen einsetzten. In Deutschland und Österreich aber hatte man


schon etwas früher (im 15. Jahrhundert) bedeutende Silberfunde gemacht


(Joachimsthal, Mansfeld, etc.), die die damalige deutsche Renaissance erklären,


während in Italien zu derselben Zeit umfangreiche Münzverschlechterungen


(Legierung von Kupfer und Silber) dieselben Wirkungen auslösten.


Zinsfuß. Die handgreiflichsten Beweise für den Zusammenhang zwischen Zins-


fußsteigerung und Vermehrung des Geldumlaufs liefert die Statistik der Goldpro-


duktion der letzten vier Jahrzehnte. Von 1873 bis 1887 niedriger Zinsfuß und


rück gängige Goldproduktion. Von da ab steigende Goldproduktion und steigen-


der Zins. Ich werde Ihnen die betreffenden Zahlen aus dem statistischen Jahr-


buch gerne mitteilen. Übrigens ist jetzt gerade ein neues Jahrbuch erschienen


mit neuem Material. Ich stelle mich gerne zur Verfügung, um solche Fragen mit


dem mir hier zur Verfügung stehenden Material zu beantworten. Manchmal kann


das nicht sofort geschehen, aber es geschieht doch, sobald der erste Regentag


kommt.


Paulus ist jetzt bei den Gardejägern. Hoffentlich haben wir Frieden, ehe er ins


Feld rücken muß. Es wäre schade, wenn der Mann mit dem Bajonett die Neger


und Zulus bekämpfen müßte, die er so viel leichter mit der Rede würde bändigen


und entwaffnen können.


An ? Flückiger vom 15.10.1915 aus Les Hauts Geneveys


Ihren gehaltvollen Brief vom 27. des vorigen Monats empfing ich hier auf dem


Umweg über Eden. Mit rechter Freunde und mit einer gewissen Beruhigung


erfuhr ich von der Gründung des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes. So ist’s


recht Der restlos volle Arbeitsertrag, die vollkommene Ausmerzung des arbeits-


losen Einkommens! So wird es gut.


Und ich darf mich gleich als ein Mitglied und sogar als „Ehren“-Mitglied be-


trachten eines Bundes, der so tapfer ausschreitet auf ein so gewaltiges Ziel!


Nun, ich nehme diese große Auszeichnung an als Anerkennung der Ehrlichkeit


meines Strebens und als Ermunterung, treu auszuharren in den kommenden


Kämpfen, „so lange noch eine Ader in mir lebt“.
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An Fritz Trefzer vom 21.10.1915 aus Les Hauts Geneveys


Danke Ihnen für Ihr freundliches Schreiben vom 13.10. Die Christensche Bro-


schüre ist nun erschienen. Würden Sie so freundlich sein, ein Exemplar an Prof.


Irving Fisher, Yale University, New Haven, Vereinigte Staaten Connecticut N. A.


zu senden. Er spricht deutsch und schreibt über Zins und Geld. Ich würde es tun,


aber er kennt mich und würde darum nicht so unbefangen an das Studium der


Christenschen Schrift gehen. Vielleicht legen Sie ihm die Satzungen des Bundes


bei.


An Johanna Gesell, undatiert (ca. Oktober/November 1915)


Die Post funktioniert nicht mehr mit derselben Regelmäßigkeit wie zur Zeit, als


ich und Meister Stephan noch im Dienste waren. Lang ist es her.


Es ist schade, daß Du nicht in Bern warst. Es muß mehr geschehen. Diese


alten Herren machen sich die Sache bequem. Wenn aus dem Verein etwas wer-


den soll, so muß ununterbrochen daran gearbeitet werden, wie es Dr. Christen
tut. Das ist ein Kerl. Immer feste druff! Namentlich müssen Vorträge gehalten


werden, und ich würde Dir raten, zu all den Vorträgen, réunions conferences, die


in Neuchâtel gehalten werden, zu erscheinen, um die Technik der Sache zu 


lernen. Du könntest auch schon einen Verein in Los Hauts Geneveys gründen. 


Drei Mitglieder genügen dazu.


Die Verlustlisten sind jetzt ganz klein, und es steht auf allen militärischen und


diplomatischen Fronten alles günstig. Denen, die sich Deutschland anschließen,


geht es gut. Das reizt den Nachahmungstrieb. So werden sich bald alle Neu-


tralen auf Deutschlands Seite stellen.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Oktober 1915)


Um bei den jungen Damen des „Vortrupp“ dem Gedanken des durchschlagen-


den Einflusses der Wirtschaft Eingang zu verschaffen, wäre es vielleicht gut, im


nächsten Vortrag noch einmal kurz darauf zurückzukommen und ihnen zu zei-


gen, wie die Spuren, die die Wirtschaft auf das Äußere des Menschen hinterläßt,


uns in der Regel auch gestattet, ziemlich sichere Schlüsse auf das Seelenleben


zu ziehen. So z. B., daß uns auch die Hände des Maulwurfs mehr sagen als


seine Augen; daß der Leibumfang des Bauers gleich ist dem Quadrat des Radius


seiner Seele.


Ihr Vortrag hat mir Freude gemacht und ich bin aufmerksam geblieben bis an


das Ende, während ich sonst regelmäßig bei Vorträgen schon nach kurzer Zeit


meinen eigenen Gedanken folge und den Vortragenden vergesse.
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An Dr. Ernst Hunkel vom 7.1.1915 aus Eden


Für die freundliche Zusendung vom „Neuen Leben“ [Dr. Ernst Hunkel war der


Nachfolger vom Gustav Simons (neben Blumenthal und Frankfurth einer der ersten drei Abonnenten


von Gesells Zeitschrift „Geld- und Bodenreform“) als Redakteur von dessen Zeitschrift „Deutsche


Kultur“, die Hunkel alsbald in „Neues Leben – Monatsschrift für deutsche Wiedergeburt“ umbenannte.


– Vgl. Gesells Aufsatz „Die Weltkraftzentrale VIER und ihre Verfassung“ im Band 8 dieser Edition, S.


295 – 306.] danke ich Ihnen bestens. Mit Freude mache ich die Beobachtung, daß
sich die Zeitschrift gut entwickelt. Je mehr Sie das Programm einengen und sich
auf das beschränken, was Sie Deutschtum nennen, um so mehr wird der
Wirkungskreis wachsen. Ihre Sache ist eine reine Volksangelegenheit; sie kann
nur leiden, wenn sie mit Staatsangelegenheiten verquickt wird. Im Staate können
viele Völker Platz finden. Ja, jeder Staat hat sogar das Bestreben, alle Völker zu
umfassen. Das Deutsche Reich wird sich durch den Krieg gewiß stark in dieser
Richtung weiterentwickeln. Um so einfacher und leichter wird es Ihnen werden,
völkische Politik zu treiben. Freilich, die Gesetzgebung werden Sie für solche
Bestrebung nicht in Anspruch nehmen können. Das ist aber auch gar nicht nötig.
Die Juden z. B. betreiben völkische Politik, ohne einen Staat zu haben. So wie
die Juden, der Adel, die Fürsten und Zigeuner es treiben, so denke ich mir 
völkische Politik, die Aussicht auf Wirkung hat. Den Staat müssen Sie von all 
diesem Ballast befreien, dann kann er um so besser seine Aufgaben, die auf
ganz anderen Gebieten liegen, erfüllen. Die Namen der heutigen Staaten führen
uns in die Irre und sind Ursache von unzähligen Mißverständnissen, aus denen
Kriege entstehen, von denen niemand weiß, wofür sie eigentlich geführt werden.
Schulter an Schulter mit den Türken, Slawen, Juden, Ungarn schlagen wir heute
den Flamen, Franken, Angeln die Köpfe ein. Staatliche Vernunft und zugleich
völkischer Wahn. Auf unseren Volksmischmasch paßt der Name Deutsches
Reich schon lange nicht. Nenne man diesen Staat einfach Nummer 1, Rußland
Nummer 2 und Frankreich den Staat Nummer 3 usw. Und darin wird vieles ver-
ständlich, und niemand wird sich noch für die Interessen dieses rein politischen
und wirtschaftlichen Gebildes derart ereifern, daß er zu ihrem Schutze zu den
Waffen greift. Das, was der Staat Nummer 1 bietet, findet man in ähnlicher
Qualität und zum gleichen Preis auch in den Staaten Nummer 2, 3 und 4. Es
sind ausnahmslos rein praktische Dinge, von denen immer zwölf aufs Dutzend
gehen und für die man meistens bar bezahlen muß. Das Völkische aber, das
was Sie angeht, läßt sich nicht mit Geld aufwiegen und von Grenzwächtern
schützen. Es steckt im Menschen, ist unveräußerlich, verläßt mit ihm die Staats-
grenzen wie sein Schatten und hat zum Staat Nummer 1 nicht mehr Beziehung
als zum Staat Nummer 2 und 3. Das Volk bleibt Ihnen das „Hohe und Hehre“,
der Staat aber nur die tüchtige Kuh, die Sie mit Butter versorgt.
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An Paulus Klüpfel vom 10.11.1915 aus Eden


Potthoff macht da keinen Vorschlag, sondern er prophezeit. Zwischen heute und
dieser möglichen Massenschlächterei liegen noch Jahre fürchterlichsten Kriegszu-
standes. Die Besten sind dann gefallen und was dann noch übrigbleibt, ist dann
verwildert. Nicht wir, die heute noch satt sind und infolgedessen auch noch gut-
artig, machen Potthoffs Vorschlag, sondern die dann noch überlebenden, vor
Hunger wahnsinnig Gewordenen. Die Überlebenden einer der letzten Polexpedi-
tionen fraßen sich gegenseitig auf. Warum sollten wir die Gefangenen nicht auch
auffressen? Ehe wir uns ergeben. Das von den Jesuiten in guter Zucht geleitete
Paraguay-Volk fraß sich 1865 – 68 im Bürgerkriege ebenfalls gegenseitig auf. Viele
von den Fressern (nicht Gefressenen) leben heute noch. Nicht Potthoff zieht diese
Konsequenz des Aushungerungskrieges, sondern die, die diesen Aushungerungs-
krieg führen. Die Juden in Jerusalem fraßen die Kinder. Warum sollen wir die
Gefangenen nicht fressen? Auf alle Falle. Den letzten Hafer bekommen nicht 
unsere Ackergäule, sondern die Pferde an der Front. Das letzte Brot ißt nicht die
Frau am Herd, sondern der Mann im Schützengraben. In den Burenkonzentra-
tionslagern in Südafrika kamen 1900 über 40 000 Frauen und Kinder im Elend um.
Warum sollen im heutigen Reichskonzentrationslager nicht 40 Millionen zugrunde
gehen? Übrigens ist man doch auch jetzt schon dabei, die Einwohner der okkupier-
ten Länder zu evakuieren. Hat man dem Reiche einmal Millionen Menschenleben
geopfert, so spielen diese Gefangenen kaum noch eine Rolle. Die Potthoffsche
Schrift ging sicherlich nicht zufällig durch die Zensur. Man will der Entente zeigen,
daß, wenn das deutsche Volk verhungern soll, auch alles zugrunde gehen soll,
was innerhalb der deutschen Grenzen lebt.


An Johanna Gesell vom 19.11.1915 aus Eden


Der Unteroffizier und frühere Wandervogel, mit dem Paulus in Potsdam zusam-
menhauste, heißt Hans Langelütke [Hans Langelütke gehörte zum Freiland-Freigeld-Bund,


bevor er sich 1925 in seiner Dissertation „Tauschbank und Schwundgeld als Wege zur zinslosen


Wirtschaft“ von Gesell distanzierte. Später wurde er Präsident des Münchener IFO-Konjunkturfor-


schungsinstituts.]. Du mußt ihn wohl kennen. Unser physiokratischer Kamerad Russer,
der bis dahin in Zürich wohnte, kehrte nach Rußland zurück und wurde als
Gefangener nach Österreich gebracht. Sei so gut, ihm im Namen von Blumenthal
etwa 20 Francs zu schicken. Hier die Adresse: Kriegsgefangenensendung, Leon
Russer, Kriegsgefangener, Gruppe II, Bataillon IV, Baracke 27, Nummer 1-94. K. u.
K. Kriegsgefangenenlager Kleinmünchen, Österreich, Gruppe II. Schicke ihm auch
von Zeit zu Zeit etwas Literatur. Keine Kriegsliteratur.


Kohnert ist Leutnant geworden. Er freut sich, auf den Spuren Alexanders des
Großen nach Indien zu marschieren. So sieht der zum Kriegsmann gewordene
Schulmeister doch noch einmal die Welt. Der Krieg ist nicht nur Mühseligkeit.
Sonst ist es auf allen Fronten still geworden. In Warschau ist jetzt die von den
Russen aufgehobene polnische Universität von den Preußen wiedereröffnet 
worden.
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An Anna Boettger-GeseII vom 26.12.1915 aus Eden


Deinen lieben Weihnachtsgruß erhielt ich zur richtigen Stunde. Es war ein


schöner Abend. So still draußen und drinnen. Das Tick Tack der Uhr macht mir


jetzt soviel Freude. Es steckt außerordentlich viel darin, man muß es nur heraus-


zuhören verstehen. Habe dann den Abend damit verbracht, an Havenstein und


an Helfferich zu schreiben. Dann habe ich das Bäumchen, das mir Martha
[Gemeint ist vermutlich Martha Tomys, die spätere Frau von Carlos Idaho Gesell.] noch beim


Fortgehen auf den Tisch stellte, angezündet und still dem Abbrennen der Kerzen


zugeschaut. Dann war es Zeit zum Schlafengehen.


Paulus kommt alle Wochen ein paar Male. Morgen bringt er eine ganze


Gesellschaft neuer Physiokraten mit. Tuttis Brief an Paulus traf auch ein. Das


Abonnement auf die „Guerre Socia!e“ – jetzt „La Victoire“ – läuft ab. Lohnt es


sich, es zu erneuern?


An Johanna Gesell vom 27.12.1915 aus Eden


Was Gustav Herré uns noch zu sagen hat, kann uns auch jeder Unteroffizier


sagen. Jetzt, wo er noch obendrein seine Zeitschrift „La Victoire“ nennen will,


wird es noch schlimmer. Also Schluß. Versuche es mal jetzt mit der „Humanité“;


auf drei Monate vielleicht findet man da ein vernünftiges Wort, wie man in deut-


schen Zeitungen soviel Vernünftiges findet. Sei auch so gut und abonniere für


drei Monate „The Economist“, der in London erscheint.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Anfang 1916) aus Eden (?)


Wollen Sie sich einmal dieses Vorwort zur „Natürlichen Wirtschaftsordnung“


näher ansehen? Die meisten Buchbesprecher nehmen ihren Stoff gewöhnlich


aus den ersten Seiten des Buches. Darum muß man möglichst dem Solinger


Mitarbeiter hier ein Feld zur Betätigung schaffen.


Sehen Sie zu, daß Sie von dem Dienst ganz befreit werden. Das dürfte nicht


schwer fallen, jetzt wo es außerhalb des Militärdienstes so sehr an Kräften


gebricht. Es lohnt sich etwas zu unternehmen, denn die Sache kann noch Jahre


währen. Der Frieden scheint übrigens mehr von Osten zu kommen. Die Russen


haben von der Zukunft, also auch vom Frieden nichts zu fürchten, während das


englische Weltreich in Trümmer zerfällt, wenn Deutschland nicht zerschmettert


wird. Deutsch-
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land, Balkan, Türkei und Rußland in einem Bund – da liegt der Frieden, da 


müssen alle kusch sein. Diesem Bund würde sich auch Frankreich angliedern.


An Johanna Gesell vom 22.1.1916 aus Eden


Es ist gut, daß Du Dich jetzt übst, die Schneeflocken zu zählen, die der Sturm


über die Matte wirbelt. So wirst Du mit der Zeit imstande sein, das Geld zu 


zählen, das auf unseren physiokratischen Altar niedergelegt wird. Freilich nicht


immer sind es 1000-Markscheine. Aber gestern war einer darunter vom Klemm
in Klausenburg, der sich, wie es scheint, aus der Klemme gezogen hat. Eben


war Fräulein Annemarie Jäger, Gärtnerin aus Zürich, hier. Sie gab mir folgende


Adressen auf:


1. Ihr Pate Bankdirektor Nationalbank, Herr Alfred Falsy in Zürich,


2. Ihr Vater Dr. Karl Jäger, Kilchberg bei Zürich, Schwandenweg 8.


Nummer 2 ist Bodenreformer, und Nummer 1 käme für die Geldreform in


Betracht. Schicke beiden mit einem Gruß von Annemarie in Eden die Statuten


des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes mit der Literatur, über die Du verfügst.


An Anna Boettger-Gesell vom 25.1.1916 aus Eden


Allerliebste Boettgersanna!


Um am 31. in Hauts Geneveys einzutreffen, müßte ich am 29. von hier fort.


Und das war auch meine Absieht, und alles war darauf vorbereitet. Nun traf hier


Herr Kehl aus Zürich ein, nistete sich in Paulus Zimmer ein und hält mir seit drei


Tagen lange Reden. Er wollte aber noch heute abreisen und ich hätte das


Versäumte nachgeholt. Aber der Hase lief in den ... (?). Eben kommt von Dr.


Christen die Nachricht, daß er diese Woche auf einige Tage nach Berlin kommt


und mich in Eden besuchen will. Und mit ihm wollte ich in München sowieso


zusammentreffen – wir haben sehr vieles zu erledigen. Nun weiß ich wirklich


nicht, ob ich noch am 29. werde abreisen können (vielleicht mit Dr. Christen). 


Ich wäre gerne zu Deinem Geburtstag dagewesen. Wenn es nicht möglich sein


sollte, so bitte ich Dich und den Kater darum, bewahrt mir von dem Geburtstags-


kuchen das mir bestimmte Stück auf. Ich werde dann sicher in den ersten Tagen


des März eintreffen. Morgen gehen die Kisten ab. Kehl erzählte mir bereits die


Geschichte mit Dr. Schnyder. An Tutti sandte ich gestern den Unterwaldboten


aus Siebenbergen mit einer interessanten Artikelserie. Bitte aufbewahren.


Lebewohl und auf Wiedersehen meine liebe und treue Boettgersanna.
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An Paulus Klüpfel vom 9.2.1916 aus Les Hauts Geneveys


Die vielen Besuche just vor meiner Abreise machten es mir unmöglich, mich


von Ihnen zu verabschieden, zumal ich einen besonderen Grund hatte am 30.


hier einzutreffen. Ich traf hier meine Familie in bester Verfassung, auch gute


Nachrichten von den Abwesenden fand ich hier vor. Prächtiges Wetter, Sonne,


schneefreie Wege, vollkommene Windstille. (Heute schneit es aber.)


Vorgestern (Sonntag) war ich mit Tutti in Bern zu einer Freiland-Freigeld


Sitzung. Es wurde beschlossen, den Aufruf, an dem drei Mann seit drei Monaten


herumnörgeln, wieder an Dr. Christen zur endgültigen Erledigung zurückzu-


schicken. Zugegen waren acht Personen. Die Stimmung war gut. Wenn Sie nach


Eden fahren, so finden Sie den Hausschlüssel bei Tomys. In der Küche in einem


Säckchen am Herd hängen getrocknete Äpfel und im Keller finden Sie noch


allerlei Schätze, auch Kartoffeln, Holz und Kohlen. Wenn Sie das Haus in ge-


heiztem Zustand antreffen wollen, so schreiben Sie vorher an Fräulein Becker
oder Frau Tomys.


Hier merkt man nicht viel vom europäischen Krieg, und hier oben auf dem Berg


geht es noch ganz besonders friedlich zu. Die Unterhaltung über den Krieg ist


gesellschaftlich verpönt. Auf alle Fälle wird schließlich dem Sieger in allen


Dingen Recht gegeben werden. Macht ist Recht und Gerechtigkeit. Nur der


Mächtige kann gerecht sein.


An Dr. Theophil Christen vom 10.4.1916 aus Les Hauts Geneveys


Ich bereite mich nach und nach auf die Rückreise vor und denke, daß ich so


gegen den 20./25. werde abreisen können. Und zwar werde ich über München


fahren, in der Hoffnung, Sie dort treffen zu können. Schreiben Sie mir bitte, ob


Sie um diese Zeit dort sind und Zeit haben.


Anbei das Manuskript über Grundrenten bis Seite 27. Es fehlt noch der Ab-


schnitt über Zölle und Grundrenten und Währung und Grundrenten. Das übrige


übernehme ich ziemlich unverändert aus der „Verwirklichung des Rechts auf 
den vollen Arbeitsertrag“. Neu sind hier die Berechnungen von Seite 16 ab, die


Sie sicher interessieren werden, ebenso die Fassung des Begriffs Freiland 


3. Grades, der für die Lohntheorie sehr nützlich, ja unentbehrlich ist. In der 


„Verwirklichung“ waren diese Dinge nur angedeutet.


Jetzt ist es erst möglich, die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuern, des


Einflusses der Zölle auf Lohn und Rente erschöpfend zu behandeln. Für unsere


Freiland-Werbung sind diese Dinge hier ohne Interesse, weil wir nicht mit


Steuern und Zöllen arbeiten wollen. Jedoch um für unseren Bund in den


Bodenreformerkreisen zu wirken, ist es gut, wenn wir uns den Bodenreformern


als Schulmeister vorstellen können. Ich werde von diesem Abschnitt der neuen


Auflage der „Verwirklichung“ separat Drucke anfertigen lassen. Vielleicht können


Sie diese bei 
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einzelnen Mitgliedern der dortigen Bodenreform-Gruppe nützlich verwerten. Das


Manuskript bitte ich dortzubehalten, da ich noch ein zweites Exemplar besitze, 


so können Sie frei mit dem Zensurstift darin wirtschaften.


An Johanna Gesell vom 20.5.1916 aus Berlin


Heute kam der Artikel III der „Züricher Post“. Er wird Gutes leisten. Es ist er-


staunlich, wie Christen so schön das richtige Beweismaterial zur Hand hat. Ich


sandte heute ein Paket Zeitungen. Sende davon an Amelie einzelne Nummern


der „Gazette des Ardennes“ – doch mußt Du sie in französische Zeitungen,


„Journal de Geneve“, einwickeln, da sie sonst von den Italienern als Schiffs-


kohlen verwendet werden.


Gestern war die Aufsichtsratssitzung des Freilandvereins in Eden. Ich war da.


Es wurde eine neue von Jackisch erfundene Methode des Geldsammelns


besprochen. Esser war nicht da; er liegt schwer krank dem Ende nahe im Bett.


So geht einer nach dem anderen. Zum Glück kommen auch Neue – einer nach


dem anderen. Jetzt sind es schon 206 Mitglieder und 2400 Mark.


Gestern traf auch in Eden die Nachricht ein, daß Leutnant Kohnert tot ist,


Bauchschuß. Er starb auf dem Transport. Armer Kerl, nach zwei Jahren Kriegs-


dienst. Er war noch vor kurzem in Eden auf Urlaub. Jetzt heißt es, für die Frau


die Ohren steif zu halten. Mama wird ihr wohl schreiben.


An Johanna Gesell vom 3.6.1916 aus Berlin


Lieber Hecht!


Heute spricht man in der Welt nur von Seebären. Da Du aber eine Landratte


bist, so kannst Du Dich auch nur in einen Süßwasseradmiral, also in einen Hecht


verwandeln, den man ja auch mit gutem Recht den Kater der Gewässer nennen


darf. Also lieber Katerhecht: unser Seesieg ist herrlich, die übermütigen Eng-


länder haben einen deutschen Hieb bekommen, der sitzt. Ich hoffe, daß Du 


diese Nachricht rechtzeitig zu Deinem Geburtstag erhältst. Kein schöneres


Geburtstagsgeschenk kann ich Dir machen, als solche Siegesnachrichten. Diese


werden die Dinge doch jetzt soweit führen, daß wir zu Deinem Geburtstag einen


in Butter gebratenen Friedenshecht auf den Tisch bringen können.


An Anna Gesell vom 8.6.1916 aus Berlin, Dahlemer Str. 28


Allerliebste Boettgersanna!


Hoffentlich bist Du gut im Habsburger Hof eingetroffen. Die kleine Abwechslung


wird Dir sicherlich wohltun und Tutti liebt die Abwechslung. Von dem, was auf 
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den Kriegs„schau“plätzen vorgeht, wirst Du hoffentlich genug erfahren. Heute


berichtet man von Kitcheners Tod im Wasser. Er war einer der wenigen, die wirk-


lich Freude am Kriege haben – ein Störenfried, und es ist gut, daß es so gekom-


men ist. Von den englischen Kriegshetzern bleibt nicht mehr viel übrig, und so


nähern wir uns, glaube ich, dem Frieden.


Die Paulinen [Gemeint waren Gesells Bruder Paul (Pablo) und dessen Familie.] haben mich


wirklich sehr lieb aufgenommen, doch die Rathenower Straße ist eine Lärm-


straße erster Ordnung. Die elektrische Bahn macht dort einen Höllenlärm; un-


unterbrochen bis in die Nacht fahren die Wagen, zu zwei oder drei verkuppelt, in


rasender Fahrt. Ich konnte da nicht arbeiten. So habe ich mich in der Nähe des


Botanischen Gartens angesiedelt, nicht weit von der Station. Eine sehr ruhige


Wohnung in einem neuen Haus: zwei Zimmer, Küche, Balkon, Bad, Licht und


Sonne für 40 Mark im Monat. Mit weitem Blick über Bäume und Gärten. Ich bin


da sehr zufrieden. Ganz in der Nähe wohnen Schäffer, Stillich und Paulus. Der


Umzug ging glatt vonstatten. Es waren über 1000 Kilos. Ich schickte alles als


Frachtgut und es kam ganz gut an, schnell und billig.


Daß Rechnungsrat Esser ( Eden) gestorben ist, schrieb ich, glaube ich, bereits.


Die Ernte in Eden wird nicht gut in diesem Jahr. Die Erdbeeren, Kirschen und


Pflaumen erfroren. Anderswo ist dagegen die Obsternte gut. Ich verkaufte in


einem günstigen Moment. Die Kiste mit der Broschüre „Gold und Frieden?“ ist


hier angekommen.


An Johanna Gesell vom 10.6.1916 aus Berlin


Heute besuchte mich Paulus in der neuen Wohnung. Sie gefiel ihm sehr. Und


ihm selbst geht es auch gut. Er war satt und ich auch. Die Kiste mit den Heften


„Gold und Frieden?“ ist angekommen. Blumenthals Broschüre ist jetzt auch bald


fertig. Sie braucht nur noch geheftet zu werden. Hermann arbeitet mit einem


Mann und zwei Lehrlingen. Die Broschüre ist sehr sachlich geschrieben und für


viele Fälle sehr brauchbar.


Bin jetzt fertig mit meinem 960-Kilo-Umzug. Die Wohnung ist sehr schön in


einem neuen Hause. Zwei Zimmer, Küche, Bad und Balkon, Gas, drei Treppen.


40 Mark im Monat. Am Himmel sieht man fast ständig Flugzeuge, die die wun-


derlichsten Kunststücke machen, um mich zu amüsieren.


Bin fleißig an der Verwirklichung der „Verwirklichung“ beschäftigt. Vielerlei


Korrespondenz ist dazwischen zu erledigen. Übermorgen (Pfingsten) kommt


Pablo, und dann machen wir zusammen eine Fahrt über die Klein-Machnow-


Schleuse.
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An Johanna Gesell vom 18.6.1916 aus Berlin


„Herr, gib all deine Gnade und deinen Segen an meine Eltern und Wohltäter,
meine Freunde und meine Feinde. Beschütze alle, die du mir als Lehrer gegeben
hast, die geistlichen und die weltlichen. Hilf den Armen, den Gefangenen, den
Reisenden, den Kranken und den Sterbenden. Bekehre die Abtrünnigen,


erleuchte die Ungläubigen.


Gütiger und barmherziger Gott, habe Mitleid mit den Seelen der Gläubigen, die
im Fegefeuer leiden, mache ihren Qualen ein Ende. Schenke denen, für die ich
bete, Ruhe und ewiges Licht. Amen.“


Unser tägliches Abendgebet in St. Vith in französischer Sprache. Als Verfasser


gilt Poffo Joseph Talbot, geb. 1768 in Stavelot. Mein Urgroßvater, Dein Urur-


großvater. Seine Frau Marie Marguerite Bonnelance auch aus Stavelot.


An Johanna Gesell vom 21.6.1916 aus Berlin


Viele erfreuliche Nachrichten brachte Dein Brief vom 15. Juni. Die Schweizer


Gruppe marschiert. Aber auch hier geht es vorwärts. Gründlich. Die neuen


Erscheinungen auf dem Gebiete des Geldwesens können wir alle an unseren


Karren spannen. Die „Verwirklichung“ wird jetzt gedruckt. Es wäre recht zu 


wünschen, daß sich in Genf eine Ortsgruppe bildete. Besuche die Leute in Genf


öfters und sieh zu, daß Übersetzungen unserer Schriften vorgenommen werden.


Vergiß auch nicht Herrn Burikoff und besuche mal die Familie Oltramare. 
Dr. Ernst Oltramare, der Bruder meines Freundes Gabriel O.; die Familie wird


Dich gut empfangen. – Ich habe Dich nicht hierher gerufen, weil es gar nicht so


leicht ist, heute hin und her zu reisen. Lasse Mameli nicht längere Zeit allein.


Hier ist das kalte Wetter nach 24 Stunden Unterbrechung wiedergekommen. 


Die Saaten stehen herrlich. Wir werden am Ende noch die einzigen Völker


Europas sein, die nicht zu hungern brauchen.


An Johanna Gesell vom 22.6.1916 aus Berlin


Schreibe Gockeleia, daß sie den friedenschließenden Zeiten, denen wir ent-


gegengehen, entsprechend den Bub mit einem friedlicheren Namen als Wolf-


gang, Löwenzahn und Bärenklau taufen soll. Lämmerhirt soll sie ihn heißen oder


Pacifico oder Paxvobiscum / Friede sei mit Euch.


Die Geschichte mit Flückiger ist nicht sehr spaßhaft. Unsere Bewegung wird


immer auf die gleichen Schwierigkeiten stoßen. Darum müssen wir vor allem


danach trachten, die Arbeiter zu gewinnen, die viel selbständiger sind und darum


auch viel selbstbewußter auftreten können. Kürzlich hat sich hier ein Sozial-


demokrat aus Schaffhausen gemeldet. Ein sehr intelligenter Mensch. Ich werde


Dir die Adresse noch mitteilen. Wir lange noch – dann wird auch Herr 
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Trefzer fliegen! Dann wirds ein Bund von abgesetzten schweizerischen Beam-


ten. Wer das Gold angreift, greift eben das Allerheiligste an.


An Professor Friedrich Wilhelm Foerster vom 27.6.1916 aus Berlin


Hochgeehrter Herr Professor Foerster! [Prof. Foerster war Pädagoge und Philosoph.


Unmittelbar nach dem ersten Weltkrieg veröffentlichte er das Buch „Mein Kampf gegen das nationali-


stische und militaristische Deutschland“. Foerster gehörte zu den bedeutendsten Persönlichkeiten der


damaligen Friedensbewegung; er war Mitarbeiter der „Friedens-Warte“, einem ihrer wichtigsten


Organe.]


Meine Freunde in der Schweiz schreiben mir sehr erfreut über einen Artikel aus


Ihrer Feder in der „Friedenswarte“. Leider ist das betreffende Heft der „Friedens-
warte“ bisher hier nicht eingetroffen. Vielleicht kommt es noch. Es wird mir näm-


lich geschrieben, daß Ihre Ausführungen in dem betreffenden Artikel sich in 


vielen Punkten decken mit Ansichten über das Wesen des Staates und seiner


Grenzen, die ich im letzten „Physiokrat“ veröffentlichte. Meiner Ansicht nach wird


bei allen Völkern die Bedeutung des Staates nach allen Richtungen hin ganz


außerordentlich überschätzt. Analysiert man z. B. die Parlamentsverhandlungen,


so findet man ganz regelmäßig, daß die Herren sich jahraus, jahrein über nichts


anderes, jedenfalls nichts Höheres unterhalten haben, als das, was auf den


Märkten und Börsen des Landes verhandelt wird.


Die internationalen Verwicklungen kommen sicherlich nicht von Differenzen her


im höheren Streben der Individuen der einzelnen Völker, sondern von ganz


gewöhnlichen wirtschaftlichen Gegensätzen.


Ich gestatte mir, Ihnen mit gleicher Post ein Heft „Gold und Frieden?“ zu über-


senden, worin ich die Unvereinbarkeit beider Dinge nachzuweisen mich be-


mühte. Sollten Ihnen die Ausführungen einleuchtend erscheinen und Ihnen eine


weitere Verbreitung wünschenswert erscheinen, so würde ich Ihnen mit vielem


Vergnügen eine Anzahl dieser Hefte überlassen.


Mit vorzüglicher Hochachtung ergebenst


Silvio Gesell


An Dr. ? Meyer vom 30.6.1916 aus Berlin


Die Kompensationsschwierigkeiten, auf die die Schweiz zur Zeit im Handel mit


Deutschland stößt, lenken wieder die Aufmerksamkeit auf die Goldwährung, und


für die Goldwährung wäre es doch so nötig, kein Aufsehen zu erregen. Sie ist ja


schon lange das reine Kartenhaus. Nur nicht daran rühren. Und tatsächlich


haben ja auch die offiziellen Hüter dieser Währung – um kein Aufsehen zu


machen – es vorgezogen, alle Angriffe einfach totzuschweigen. Aber jetzt geht


das doch nicht 
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mehr weiter so – die Zahl der Leute, deren Denktätigkeit durch die von Schweden,


Dänemark, Holland und Norwegen über das Gold verhängte Prägesperre angeregt


worden ist, wächst und schwillt. Das Totschweigen hat seine Grenzen. Und nun


kommt Deutschland. Es will für seine Kohlen kein Gold mehr annehmen. Deutsch-


land will Milch und Käse, echten Schweizer Käse – kein Gold. Mit Gold lockt man


hier keinen Hund mehr vom Ofen.


Man könnte sagen, daß das Gold jetzt im Kriege nur so verachtet wird, ähnlich


wie man auf Rettungsbooten alte Brotkrusten auch höher schätzt als Gold. Nach


Friedensschluß käme das Gold wieder zur vollen Geltung. Aber das ist ein


Irrtum. Die Zeiten des Juliusturmes sind für immer vorbei. Man hat in diesen letz-


ten zwei Jahren für die Sicherheit der Goldwährung schon viel zu viel gedacht.


Denken ist Gift für das Dogma der Goldwährung – das Denken ist ihr Tod. Die


Goldwährung ist jetzt zu Tode gedacht worden – sie kommt nicht mehr wieder.


Wollen Sie nicht einmal versuchen, dem Denken auf diesem Gebiete die


Spalten Ihres Blattes zu öffnen („Neue Züricher Zeitung“). Es gehört, ich gestehe


es, eine Dosis persönlichen Mutes dazu, um die Gegner der Goldwährung zu


Worte kommen zu lassen. Aber vergessen Sie nicht, daß Zeitungen auch Sensa-


tionen brauchen zum täglichen Brot, und was wäre es für eine Sensation, wenn


eine schweizer Zeitung einmal den unerhörten Heldenmut fände, die Währungs-


frage wissenschaftlich statt immer nur empirisch zu behandeln! Hier finden Sie in


der Anlage eine Broschüre, die ich vor 15 Jahren veröffentlichte und wo ich die


Dinge skizzierte, die sich dann sofort offenbaren werden, wenn das Denken auf


diesem Gebiete einmal sich auf sich selbst zu besinnen hat und stutzig wird. Es


handelt sich um die Voraussetzungen der Goldwährung, die niemals wissen-
schaftlich untersucht, festgelegt worden sind – weder theoretisch noch gesetz-
lich! Bringen Sie die Sache doch jetzt einmal zur Sprache. Damals verstand mich


niemand – jetzt sind die Annahmen, mit denen ich arbeiten mußte, weltbekannte


Tatsachen (die Sperre der freien Goldprägung in Schweden usw.). Jetzt versteht


mich auch bereits der Blöde. Also bringen Sie die Sache einmal zur Sprache,


reden Sie von den Voraussetzungen der Goldwährung. Oder bringen Sie doch


einmal ein Referat über den Vortrag, den ich vor kurzem in Bern hielt und dessen


Inhalt Sie in der beiliegenden weißen Broschüre „Gold und Frieden?“ wortgetreu


wiedergegeben finden. Vielen Ihrer Leser wird ja die Sache drollig vorkommen –


manchem aber wird sich da eine ganz neue Welt eröffnen, die besser im


Einklang mit ihrem Empfinden steht, und Ihnen dankbar sein.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Anfang Juli 1916) aus Berlin


Sie sagten bei Ihrem letzten Hiersein, Sie würden meinen Edener Marmeladen


bald einen Besuch abstatten. Bisher sind leider die Töpfe noch unberührt. Halten


Sie diese Woche bei den Vortrupplern wieder einen Vortrag? Wo und wann darf


man Sie bei dieser Gelegenheit da sehen?
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Anbei ein interessanter Brief Strohhäusels vom 28. Juni, der heute eintraf. Was


hat dieser junge Mensch für einen schönen Stil! Er ist ein Grübler. Schade, daß


es für solche Menschen keine stillen, mittelalterlichen Klöster mehr gibt! Mit


Gesinnungsgenossen, Nüssen, Rüben, barfuß – herrlich!


Der Drucker schwitzt, ich schwitze und fluche bei den Korrekturen.


An Johanna Gesell vom 18.7.1916 aus Berlin


Lieber Oberregierungskater!


Dieser Tage erhältst Du den ersten Abschnitt der neuen Auflage „Grundrente
und Lohn“. Die anderen folgen jetzt schneller, da die Schwierigkeiten mit dem


Papier etc. jetzt überwunden sind. Ich komme öfters mit Paulus zusammen, es


geht ihm einigermaßen. Gestern waren wir zusammen bei Hertha Holtze –


Abschiedsfeier. Leutnant Langelütke geht an die Front. Herthas Manns Urlaub ist


abgelaufen, geht zurück an die Front. Christen hat seinen Besuch angemeldet:


24. bis 28. d. M. Er ist sehr eifrig. Paul Klemm in KIausenburg bestellte zur Ver-


breitung „Gold und Frieden?“ Es geht ihm gut. Professor Moll aus Kiel schrieb


erfreut über „Gold und Frieden?“. Vielleicht gewinnen wir ihn.


Es ist nach allen Richtungen hin sehr wichtig, daß die Genfer Gruppe wachse


und gedeihe. Es ist schon des Platzes wegen so. Wir sind die einzigen, die nach


Friedensschluß die deutschen und französischen Arbeiter wieder zusammen-


bringen und versöhnen können. Und als Ausfallstor für diese Arbeit wird gerade


Genf sich bewähren. Viel besser als Brüssel. Die Auflage (3000 Stück) für die


„Geldfibel“ ist sehr groß für einen Verein von 20 Mitgliedern. Von diesen 3000


könnt Ihr ganz gut das nötige für die Physiokratische Vereinigung abgeben (1000


Stück), und dann habt Ihr noch für lange Zeit.


An Paulus Klüpfel vom ?.7.1916 aus Berlin


Herzlichen Dank für den lieben Brief vom 15. Juli. Die Herren Cassel, Ben-
dixen, Schmidt, Liefmann, Knapp etc. stecken trotz allem was sie schreiben,


immer noch tief im Wertbrei. Immer noch haben sie es nicht erfaßt, daß das Geld


als Streitobjekt zu betrachten ist, um dessen Preis jedesmal gekämpft, gehan-


delt, gemauschelt werden muß. So entsteht die Definition Bendixens, das Geld


einfach als Legitimation zum „Empfang“ von Waren – wie ein ... (?) eine Legiti-


mation zum Empfang des Koffers, wie die Banknote Legitimation zum Empfang


von x Gramm Gold ist. Hoffnungslos! Der Friedensaufsatz ist in Druck; werde


Ihre Bemerkung berücksichtigen. Das Freilandflugblatt war ein sehr gutes Werk


und hat mehr gewirkt, zum eigenen schöpferischen Denken angeregt, als dicke


Bände, wo alles sehr flüssig aufgetischt wird. Wenige Leute nur lesen solche


Bücher. Nur genügt das eine Flugblatt nicht, um auch das gedachte dicke Buch


voll zu ersetzen.
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Neue Flugblätter müssen folgen. Alle Monate eins – macht in 12 Jahren 144


Stück. Völkerrecht ist ein Hirngespinst.


Hier machte einer den Vorschlag, die Freigeldtechnik wie in beiliegendem


Muster zu gestalten. Der Vorschlag wurde auch schon von Simons gemacht –


ich beachtete ihn damals wenig, weil mir etc. Jetzt aber gefällt mir die Sache


besser, weil ich gerade Rabattmarken zur Hand habe und ein Muster herstellen


konnte. Dieses System ist leichter zu begreifen. Das Wesen des Freigeldes wird


unter Mitwirkung der Augen sinnfälliger. Es hat den großen Vorteil, daß man nicht


mehr zu rechnen braucht. Man ... (?), wenn man gerade Zeit hat, das Geld, wozu


sich die Schnippsel des Kleingeldes (S. 100 in der NWO) sehr gut benutzen lie-


ßen, wozu dann auch der Markt automatisch von all den Schnippseln befreit


würde. Ehe man also ausgeht auf den Markt, auf Reisen, nimmt man den


Kleistertopf und bringt sein Geld in Ordnung. Den Kassierern genügt ein Blick,


um festzustellen, ob das Geld versteuert, also echt ist.


Pax vobiscum.


Mit herzlichen Grüßen


Gesell


An Anna Boettger-Gesell vom 25.7.1916 aus Berlin


Erhielt heute Deine Karte vom 21., es freut mich, daß die Sonne dort endlich


die Wolkenfront durchbrochen hat. Hier ist ihre Offensive vom heroischen


Widerstand märkischer Nebel immer wieder abgewiesen worden. So brauchen


wir wenigstens die etwas knappen Vorräte an Sonnenschirmen nicht zu strecken.


– Was Gott tut, ist wohlgetan. Habe viel Arbeit. Unsere Bewegung schreitet rüstig


voran. Immer mehr Leute melden sich. Auch viel Besuch. Dr. Christen war


gestern den ganzen Tag da. Morgen kommt er mit Klüpfel. Heute kommt der alte


Recknagel, der den „Volkserzieher“ an den physiokratischen Wagen spannen


will. Der Generalsekretär der katholischen Gewerkschaften, ein Divisionspfarrer,


schrieb auch ganz artig. Professor Kaupmann von der Hochschule für


Gemeindeverwaltung will sich mit uns in Verbindung setzen etc. Die „Befreiung“


[Georg Blumenthal, Die Befreiung von der Geld- und Zinsherrschaft. Berlin 1916. „Der Volkserzieher“


wurde von Wilhelm Schwaner als Forum für Reformpädagogik herausgegeben.] wird viel ver-


langt. Die meisten Abonnenten haben eine Anzahl zur Verbreitung bestellt etc.


Habt Ihr das Heu am Wäldchen nicht vergessen? Es war nicht verpachtet. In


Eden war ich vor einigen Tagen. Lenchen Seyffert hat sich wieder ganz erholt; es


war wohl Typhus, was sie hatte. Die Obsternte ist nicht glänzend und bei 


meinem Nachfolger sogar sehr schlecht. Voriges Jahr hatten dort alle Bäume


sehr viel getragen. Der reichste Mann in Eden ist jetzt wohl Meister Tomys mit


seinen Ziegen und Hühnern. Den Edener Feldgrauen geht es soweit gut.
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An Anna Boettger-Gesell und Johanna Gesell vom 18.8.1916 aus Berlin


Heute hätte ich Euch eigentlich telegrafieren müssen. 260 Kanonen und viele


Gefangene. Das war gestern. Und heute läuten die Glocken wieder so sieges-


freudig. Sicherlich ein ganz großer Schlag. Es geht dem Ende der Russen und


dem Frieden entgegen.


An Anna Boettger-Gesell, undatiert (Sommer 1916) aus Berlin


Allerliebste Boettgersanna!


Gebrauche nicht zuviel Dampfbäder, Packungen, kalte Abwaschungen. Traue


nicht all diesen neumodischen Göttern. Lasse Dir des Morgens von Tutti immer


etwas lauwarmes Wasser zum Waschen bringen. Mit sanften Mitteln, nicht mit


Gewalt, heilt die Natur. Mit kleinen Mitteln wirkt sie Großes.


Sei so gut und schicke diesen Brief an die Banque Federale nach Zürich. Falls


die Bank von den beiden Schecks keine Nachricht hat, so stellt mal die gleiche


Anfrage an den Schweizer Bankverein in Zürich, durch den wir ja auch schon


Remessen erhalten haben.


Seit gestern ist das Wetter wieder sehr schön geworden. Ich machte mit den


Paulinen einen sehr schönen Spaziergang.


Friede sei mit Euch


Silvio


An Johanna Gesell, (undatiert Sommer 1916) aus Berlin


Von der Züricher Post ist die Kiste mit Drucksachen abgesandt worden. Wir


hoffen, daß sie auch eintrifft. Sei so gut und schicke dem Mr. Taft in Washington


– President of League for Peace – ein oder gleich mehrere Exemplare von „Gold
und Frieden?“ und füge dem Begleitschreiben den Artikel „Die Weltkraftzentrale
Vier und ihre Verfassung“ [Vgl. Band 8 dieser Edition, S.295 – 306. – Das Original dieses


Briefes enthält die auf der Seite 118 folgende Zeichnung „Pfähle und Frieden?“] bei. Betone mit


ein paar Worten die Notwendigkeit, den Bürgerfrieden als Bedingung für den


Völkerfrieden herzustellen. Ebenso, daß dem Freihandel die Goldwährung im


Wege steht. Der ersehnte Regen (es wurde schon ziemlich ungemütlich) ist nun


eingetroffen. Es ist Butter und Milch, das da vom Himmel fällt.


Gestern war ich mit Pablo in ... (?). Es war sehr schön. Dort fielen auch die


ersten Regentropfen.
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<Repro>


An Anna Boettger-Gesell, undatiert (Herbst 1916) aus Berlin


Ich erhielt Deine beiden Karten vom 9. Heute wird der 17. Bogen gedruckt und


24 sollen es werden. Ein dickes Buch – aber es ließ sich nicht kleiner machen.


Jetzt ist es herrlich in Hauts Geneveys, wenn die Buchen sich färben und die


Kühe auf den Matten herumstreifen. Hier liegt einem der Krieg im Gemüt und


macht eine fröhliche Stimmung unmöglich. Mit der rumänischen Kriegserklärung


sind die Dinge noch mehr verwickelt und unlösbar geworden. So werden die


Truppen auch noch diesen Winter fern der Heimat sein.
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An Anna Boettger-Gesell vom ?.8.1916


Deine Karte vom 1. August sowie Tuttis Brief mit denen von Carlos Idaho
erhielt ich gestern und heute. Ich habe versucht, die Sonnenkraftmaschine nach-


zuerfinden und habe bisher nichts Besseres entdeckt, als was auf beiliegender


Karte beschrieben ist. Sendet sie bitte nach New York. Ich freue mich auch, daß


wieder Nachrichten von Hermann da sind und daß Ihr ihm das Geld geschickt


habt. Er ist doch ein hilfloses Wesen, daß er nach so vielen Jahren sich noch


nicht auf seiner Heimstätte zu beschäftigen weiß. – Vater Hennig war gestern da.


Es geht ihnen gesundheitlich gut. Richard studiert immer noch, um nächsten


Ostern das Abiturexamen zu machen! Vater Hennig brauchte dringend Geld für


allerlei Unternehmungen. Ich gab ihm 300 Mark. Er hofft, jetzt 300 Munitions-


wagen an die Türken zu liefern. Die Haupternte – Roggen – ist jetzt fast beendet.


Sie ist ausgezeichnet ausgefallen. Die übrigen Feldfrüchte stehen auch sehr gut.


Des Proviants wegen kann der Krieg von unserer Seite nun wieder ein Jahr 


weitergeführt werden.


Die physiokratische Bewegung macht rüstige Fortschritte. Viel Korrespondenz,


viel Besuch. Morgen kommt Paulus mit Anna Seberich und Marie Meixner. Der


erste Abschnitt der „Verwirklichung“ ist jetzt fertig und kommt diese Woche in


Buchform heraus. Wir werden jetzt bald regelmäßige Postverbindungen mit 


U-Booten haben. Die „Deutschland“ hat ja jetzt die Rückreise angetreten. Von


Tutti kam eine Karte aus dem Gebirge. Flückiger schrieb, er überlege sich die


Sache noch, ehe er die Schweiz und die Berge verläßt. Recht hat er.


An Johanna Gesell vom 10.9.1916 aus Berlin


Die bestellten Bücher gehen morgen ab in zwei Postpaketen. Ich freue mich


über alle Fortschritte. Bald werde ich vollkommen überflüssig sein. Es gibt nichts


Schöneres auf der Welt, als in der Masse der Vielzuvielen unterzutauchen. Hei,


wie ich mich über meine Überflüssigkeit freue!


Kehl werden sie aller Wahrscheinlichkeit für den Militärdienst nehmen, doch


sind die Aussichten für einen baldigen Frieden, wie mir scheint, jetzt wieder 


besser.


Die „Freihofleute“ mußt Du für unseren Bund mit allen Mitteln zu gewinnen


suchen. Die Leute, die so zur Tat schreiten, sind auch gewillt, Opfer zu bringen.


Man kann ihnen Werbearbeiten aufbürden. Die beiden „Anpassungen“, die Du im


Postpaket findest, sind die letzten dieser Mohikaner. Du kannst sie ausleihen


(einbinden lassen) und sie immer rechtzeitig zurückverlangen, nicht verkaufen.
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An Fritz Schwarz, undatiert (1916)


Morgen in Interlaken spricht Zimmermann [Werner Zimmermann war ein schweizeri-


scher Lehrer, der Gesells Gedanken in Lebensreformkreisen popularisierte. Die „Grütlianer“ waren


eine Gruppierung innerhalb der schweizerischen Sozialdemokratie.] über Freigeld und Frei-


land. Er hielt auch den Grütlianern einen Vortrag, der „begeistert“ aufgenommen


wurde. Anbei der Brief Brachers mit bestem Dank. Auch das Memo Dr. Plattens.
Die Geldstreikaktion kann nur zum Ziele führen, wenn die Sozialdemokratie die


Sache in die Hand nimmt. Für so weitläufige Geschichten ist der Schweizer
Freiland-Freigeld-Bund noch zu schwach. In der Broschüre „Revision des 
proletarischen Aktionsprogrammes“ werde ich den Geldstreik erwähnen und


dabei noch bemerken, daß es Sache der Sozialdemokratie wäre, die Aktion zu


betreiben.


An Dr. Theophil Christen, undatiert (September 1916) aus Berlin


Der beiliegende Artikel Schmidts und Bendixens Vorschläge [Friedrich Bendixen,


Das Wesen des Geldes, München 1918. – Ders., Geld und Kapital, Jena 1922] wird Sie interes-


sieren. Der Vorschlag, die Warenwechsel zum Maß der Geldausgabe zu


machen, entspricht ganz seiner Theorie, wonach das Geld weiter nichts ist als


der Gepäckschein der Ware. Er ist ein Schwätzer.


An Alfred Schmidt-Essen sandte ich „Absolute Währung“ mit einem Briefchen.


An Johanna Gesell, undatiert (September 1916) aus Berlin


Bogen 19 ist jetzt in Druck und 25 werden es. Wann ich kommen will, weiß ich


genau – wann ich kommen kann, weiß ich heute gar nicht. Denn ich triefe jetzt


von Frieden und bin in eine Friedensgesellschaft hineingeraten, die etwas von


mir erwartet. Vielleicht hast Du in den Zeitungen von der Zentralstelle für
Völkerrecht [Die Zentralstelle für Völkerrecht wurde 1916 von Mitgliedern des Bundes Neues


Vaterland und der Deutschen Friedensgesellschaft gegründet. Sie war ein Sammelbecken von bür-


gerlichen und mehrheitssozialdemokratischen Pazifisten, die einen Verständigungsfrieden anstrebten.


Den Gründungsaufruf formulierten Gustav Landauer und der Historiker Ludwig Quidde. Darin wurden


für die Zeit nach dem Krieg eine demokratische Neuordnung Deutschlands und die Schaffung einer


internationalen friedenssichernden Organisation gefordert.] gelesen.


Sei so gut und lasse mir durch Deinen Bankier 3000 Frs. überweisen für 


Fritz Hermann, der nun bald mit seiner Rechnung zum Vorschein kommen wird.


Christens Erwiderung in der „Neuen Zürcher Zeitung“ ist wieder sehr gut.
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An Anna Boettger-Gesell vom ?.9.1916 aus Berlin


Der Druck geht rasch vorwärts. Das Papier dazu ist gesichert. Mancherlei Neues
ist in Vorbereitung, leider ist die Arbeitskraft immer eine beschränkte. – Vom
Frieden redet man nicht mehr; der Krieg wächst sich zu einem Dauerzustand aus.
Es wird wohl bis zur Erschöpfung gehen.


Tutti wird mit Betrübnis erfahren haben, daß Lily Braun kürzlich gestorben ist.
Paulus hatte übrigens dieses Ereignis schon vor einem Jahr prophezeit. Paulus ist
mit sozialdemokratischen Führern in Verbindung getreten und hat gute Aussichten.
Er steht immer noch als Wache an einer Fabriktür. Gesundheitlich geht es ihm 
einigermaßen.


An Jenny Blumenthal vom 18.9.1916


Jenny! Jenny!


Dies ist die einzige Karte im Hause, die ohne Fettflecke geblieben ist bei meinem
Schmaus. Lamm, Lamm, Lamm. Ich glaube, ich werde umsatteln und Koch wer-
den. Ich habe mich heute entdeckt. Wie gut Du für mich sorgst!


An die Deutsche Reichsbank vom 23.9.1916 aus Berlin


[Dieser Brief ist nicht im Original oder als Durchschrift erhalten. Er wurde von Fritz Schwarz in seinem


Buch „Segen und Fluch des Geldes in der Geschichte der Völker“ veröffentlicht (Band 2. Bern 1932,


5.138 – 141 )]


Die Reichsbank als Regulator der Währung ist heute tatsächlich ausgeschaltet.
Sonst hätte sie das von ihr ausgegebene Papiergeld an der Leine ihres Wechsel-
portefeuilles. Sie könnte das Geld nach Bedarf zurückrufen und dadurch regulie-
rend auf den Markt einwirken. Heute kann sie das nicht mehr, denn ihr Wechsel-
portefeuille ist leer und ihr einziger Wechselschuldner – das Reich – wird, wenn der
Frieden kommt, nicht in der Lage sein, auch nur einen einzigen Schatzwechsel mit
barem Gelde einzulösen. Bares Geld und Reichsanleihen werden nach Friedens-
schluß inkommensurable (nicht vergleichbare) Größen sein. Schon in gewöhn-
lichen Hausseperioden ist bares Geld mittels zinstragender Papiere nur unter
Einbuße einlösbar. Wieviel mehr gilt das nach Friedensschluß! Ware, Ware wird
dann die Losung sein, und nur mit Waren, nicht mit irgendwelchen Papieren wird
man dann noch Geld einlösen können. Kann aber die Reichsbank kein Geld ein-
ziehen, so ist sie machtlos, machtlos zu einer Zeit, wo man ihre Macht so überaus
nötig haben wird. Die Macht, die der Reichsbank durch die Erschöpfung ihres
Wechselportefeuilles entfallen ist – die ist jetzt den Besitzern der Privatgeldreser-
ven zugefallen. Diese besitzen jetzt in ihren Reserven ein wahres Emissionsrecht
von vielen Milliarden, also ein Recht, das die heutigen Machtmittel der Reichsbank
um ein Vielfaches überragt!


Von diesem ihrem Emissionsrecht werden die Besitzer der Geldreserven nach
privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten Gebrauch machen, die aller Regel nach den 
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volkswirtschaftlichen Interessen, die die Reichsbank vertritt, entgegenstehen. Diese
Reserven werden gerade dann mobilisiert werden, wenn die Reichsbank den
Geldumlauf einzuschränken bedacht ist. Wenn der Frieden kommt, dann brechen
auch die Privatgeldreserven auf. Dann stürzen sich die Milliarden, die heute auf der
Lauer liegen, auf die Märkte, die leer sind. Und die dann in die Höhe schießenden
Preise reißen, wie das bei jeder Hochkonjunktur der Fall ist, die etwa noch zögern-
den Geldreserven in den Strudel. Und die Reichsbank wird dem tollen Treiben ohn-
mächtig zusehen müssen. Sie wird versuchen, mit ihren gewohnten, jetzt aber
unwirksamen Mitteln dem Markt den Geldüberschuß zu entziehen; sie wird 8 bis
10 bis 15% anbieten, ohne Erfolg. Denn was bedeuten für den Kaufmann und
Unternehmer noch 15% aufs Jahr, wenn die Preise unter dem Drucke einer
Milliardennachfrage sprungweise um das Mehrfache dieses Zinses in die Höhe
schnellen? Wenn es der Reichsbank nicht gelingt, jetzt und noch bevor von
Frieden die Rede ist, die Privatgeldreserven in weitem Umfange aufzulösen, dann
kommt nachher jeder Eingriff von ordnender Hand zu spät.


Die Reichsbank hat die Gefahr erkannt und sucht das Publikum zu veranlassen,


die thesaurierten Banknoten den Banken und ihren eigenen Kassen zuzuführen,


wohl in der Meinung, die Herrschaft damit wiederzugewinnen. Aber wenn es auch


gelänge, die Privatgeldreserven den Banken zuzuführen, so wird dadurch doch die


oben gekennzeichnete Gefahr in keiner Weise verkleinert. Denn die von den


Unternehmern, Kaufleuten und Spekulanten den Banken zugetragenen Gelder


werden dort nur auf Abruf hinterlegt und am Tage nach Friedensschluß restlos


zurückgefordert werden. Und wo bleibt dann der Vorteil für die Reichsbank? Ob


das Papiergeld in Privathänden oder in den Reichsbankkassen sprungbereit auf


den Friedensschluß lauert, ist soweit doch absolut gleichgültig. Immer bleibt der


Besitzer der Privatgeldreserven der eigentliche Disponent über diese gefährlichen


Geldüberschüsse. Er und nicht die Reichsbank wird das Emissionsrecht ausüben.


Und die Reichsbank will doch offenbar mit ihrem Ruf nach ihren Banknoten die


verlorene Herrschaft über den Geldmarkt wiedergewinnen.


Hier muß mit stärkeren Mitteln eingegriffen werden, wenn die Reichswährung


nicht völlig verwildern und zum Spielball privatwirtschaftlicher Willkür werden soll.


Die Reichsbank muß unter allen Umständen wieder in ihr Amt eingesetzt und mit


den nötigen Machtmitteln ausgerüstet werden. Dies kann nur dadurch erreicht 


werden, daß die in Privathänden befindliche schwimmende Geldmasse auf lang-


jährige Frist unkündbar festgelegt werde. Die Geldprivilegien müssen diesem


Geldüberschuß entzogen werden. Da das mit den gewöhnlichen Mitteln undurch-


führbar ist, weil unter den obwaltenden anormalen Verhältnissen bares Geld und


zinstragende Papiere in den Händen der warenhungrigen Kaufleute und Unter-


nehmer inkommensurable Größen geworden sind, so sind außergewöhnliche Mittel


zu ergreifen.


Das bemusterte Geld mit geschlossenem Kreislauf könnte jetzt noch – in letzter


Stunde – die Gefahr abwenden. Setzten wir dieses Geld jetzt in Umlauf, also noch


bevor sich Friedenshoffnungen regen, so werden die thesaurierten Banknoten 
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restlos und bedingungslos der Reichsbank zuströmen. Dann muß es in der


Reichsbank heißen: Gelder werden nur mit dreijähriger Kündigungsfrist eventuell


auch für Kriegsanleihen angenommen. Auf Abruf werden keine Gelder genom-


men. Das neue Geld aber wird dafür sorgen, daß die meisten Besitzer der


Geldreserven mit einer solchen Festlegung sich einverstanden erklären. Der


Eigennutz wird sie dahin treiben.


Sind dann auf solche Weise die Privatgeldreserven aufgelöst, so wird die


Reichsbank wieder aktionsfähig. Sie kann dann nach Friedensschluß gerade so


viel Papiergeld hinauslassen, wie sie für eine gesunde Entwicklung des Handels


nach Lage der Verhältnisse für nötig halten wird, ohne noch befürchten zu müs-


sen, daß aus verborgenen Privatreserven noch Geld den Märkten zuströmen


kann. Die Reichsbank wird nicht nur nominell, sondern auch virtuell das


Emissionsmonopol wiedererlangen, und damit werden in der Versorgung des


deutschen Handels mit den nötigen Tauschmitteln volkswirtschaftliche Gesichts-


punkte allein wieder maßgebend werden, während wir sonst schutzlos der


Anarchie privatwirtschaftlicher Interessen ausgeliefert sein würden.


An Anna Boettger-Gesell vom 23.9.1916 aus Berlin


Ich erhielt heute durch Tutti des Säulenheiligen [Mit dem Säulenheiligen war Gesells


jüngerer Sohn Carlos Idaho gemeint.] Brief vom 22.8. Er führt da ein schönes Leben 


voller Anregungen. Wenn der Frieden geschlossen wird, dann kommt er herüber


mit einem Koffer voller Speck. Was er vom Haus in Punta Chica sagt, ist richtig.


Das Haus hat seinen Zweck erfüllt. Es sollte ja auch nur eine provisorische


Schutzhülle sein. Freilich, die Zeiten sind nicht gerade dazu angetan, um jetzt zu


bauen. Aber vielleicht geht es in Argentinien nach Friedensschluß ganz beson-


ders gut. Die reichen argentinischen Familien, die sonst in Paris lebten, werden


nicht mehr nach Frankreich zurückkehren und dafür ihre eigene Stadt um so


schöner ausbauen. Schreibe bitte dem Säulenheiligen, er möge die Geschäfte


von Buenos Aires auf das Sorgsamste pflegen. Es ist die Grundlage einer gan-
zen Reihe von Existenzen. Mit den problematischen Dingen hat es immer Zeit.


An Johanna Gesell vom 23.9.1916 aus Berlin


Liebe Schwester unseres Säulenheiligen!


Ich danke Dir für Hupsas Brief, der mir viel Freude gemacht hat. Wenn er doch


seine Sonnenkraftmaschine in Betrieb setzen wollte, damit es bald Frieden gäbe. 


123







Hier allerdings würde dieses Jahr eine Sonnenschwächemaschine besser am


Platze sein. Man hat von diesem Himmelskörper in diesem Jahr nur wenig be-


merkt. Jetzt zieht er sich übrigens auch schon ins Winterquartier zurück. Diese


Nacht wird es wahrscheinlich frieren.


Heute sandte ich Dir ein Exemplar des Separatdruckes „Freiland“. Das Buch


selbst ist auf gutem Papier gedruckt. Es wird 370 Seiten stark – ein bißchen sehr


dick, aber es ging nicht anders.


Jetzt brachten die „Westdeutsche Lehrerzeitung“, Organ der Rheinisch-West-


fälischen Lehrervereine, einen sehr guten Artikel über unsere Bewegung, dem


dann schon eine Reihe von Bestellungen folgte. Unsere Friedensbewegung


macht auch Fortschritte. Es befindet sich darin eine Reihe bekannter


Persönlichkeiten:


Bernstein, Helene Stöcker, der alte Professor Foerster in Potsdam, Gerlach
von der „Welt am Montag“, Dr. Quidde und mancherlei andere Frösche,


Schlangen und Eidechsen.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Ende September 1916)


Ich werde morgen – wenn überhaupt erst spät nach 7 Uhr – zu Frau Herthas
beta sacharifuga succeleus kommen können. Das ist schade. Anbei Abschrift


eines Schriftstückes, das ich an Havenstein abgeschickt habe mit einem nach


meiner Ansicht recht höflichen Brief. [Vgl. den Brief an die Deutsche Reichsbank vom


23.9.1916. – Bruno Moll, Die modernen Geldtheorien und die Politik der Reichsbank Stuttgart 1917.]


Hier ist auch Molls Antwort. Der Unterschied zwischen der „Neuen Lehre“ und


den Nominalisten liegt darin, daß ich die Verwendung des Geldes als Tausch-


mittel als genügende Leistung und Deckung und Sicherung des Geldes be-


zeichne, während die anderen immer noch etwas nebenbei dem Geldinhaber


versprechen müssen. Eigentlich sind darum diese Nominalisten nur nominelle


Nominalisten. Ich dürfte eigentlich diesen Titel allein beanspruchen, obschon ich


überhaupt kein Nominalist bin, weil ich aus dem Papiergeld ja wieder eine Ware


gemacht habe.


An Anna Boettger-Gesell und Johanna Gesell vom 1.10.1916 
aus Berlin


Allerliebste Boettgersanna und mein tapferer Kater!


Ich freue mich, daß der Kater nun wieder zu Haus sitzt. Es gibt keinen 


schöneren Platz als Hauts Geneveys und es ist unnütz, Besseres zu suchen.


Und was kann viel aus einer Werkstätte, auch aus einer sogenannten Kunst-


werkstätte kommen? Und es ist doch soviel in unserer Sache zu tun! Wir sind die


eigentlichen Träger des Friedensgedankens. Wir allein werden den Weltfrieden


be-gründen. Das habe ich gestern abend wieder in unserer Friedensversamm-


lung im Reichstagsgebäude 


124







beobachten können. Sie wissen alle nichts; sie haben alle guten Willen, aber


mehr nicht. Wir müssen aufklären. Kater – es lohnt sich, sich mit unserer Sache


zu beschäftigen und sich ihr ganz zu ergeben.


Heute erhältst Du einen Artikel aus der „Westfälischen Lehrerzeitung“. Diese


Tage schicke ich Dir eine Nummer von „Hellauf“ mit einem schönen Artikel von


Christen. Es geht es geht vorwärts. Die Broschüren über Freiland, die Du durch


Postpaket erhältst, kannst Du an die Mitglieder von „Terre libre“ schicken, eben-


so an die Mitglieder des alten Berner Bodenreformer-Bundes. Vielleicht ge-


winnen wir noch einen aus der Gesellschaft.


Über Gockels guten Brief habe ich mich recht gefreut. Wieviel Freude sie an


Schnulli hat! Grün ist des Lebens Baum – grau die Theorie.


Babele


An Johanna Gesell vom 5.10.1916 aus Berlin


Ich schrieb Dir vor etwa 10 Tagen nach Zürich und bat Dich, mir 3000 Frs. zu


schicken, weil die Druckereirechnung jetzt kommt. Hast Du den Brief erhalten?


Dann schickte ich Euch einen Brief für Numa Mathey und bat, ihn nach Buenos


Aires weiterzuschicken. Habt Ihr ihn erhalten? Ich schickte nachher noch


Duplicade und Triplicade davon. Nächste Woche wird das Buch fertig. Es werden


über 400 Seiten. Meyenberg hat seinen Besuch angemeldet, ehe er an die Front


zurückkehrt. Auch Pfeiffer aus Oranienburg besuchte mich. Er war bisher in 


Rußland. Es geht ihm sehr gut. Burkhardt, Eden, ist verwundet worden.


Nächsten Sonntag treffe ich mit Schwuchow bei Paulus zusammen. Langelütke
ist der Gefangenschaft wie durch ein Wunder entronnen. Also schicke mir bitte


die 3000 Frs.


An Paulus Klüpfel vom 5.10.1916 aus Berlin


Ich war heute auf der Zentralstelle. Quidde, der Häuptling, ist in München.


Werde sehen, morgen mit Gerlach zu reden. Quidde kommt Montag zurück.


Oppenheimer schreibt, er halte meine Geldtheorie für falsch und ob ich seine


Theorie kenne. Er werde seiner Theorie vom Wert und Zins jetzt eine Theorie


des Geldwertes folgen lassen. Daß er meine Theorie von vornherein für falsch


hält, ist ja selbstverständlich. Es gibt doch nur eine richtige Theorie und das ist


selbstverständlich die eigene. Ich werde ihm also antworten, mich interessierten


keine neuen Theorien, solange man mir nicht nachweist, daß die meinige falsch


ist. Dann wird er antworten, genau dasselbe wäre bei ihm der Fall. Dann hat 


keiner dem anderen etwas vorzuwerfen.
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An Paulus Klüpfel, undatiert (Oktober 1916) aus Berlin


Gerlach wird Ihnen schreiben und Sie zu einer Besprechung für nächsten


Sonntag einladen, Genthiner Straße 22.


Ich war naß, der Regenschirm tropfte, war auch hungrig. Und es tropfte in


Strömen vom Himmel. Das alles trieb mich nach Haus. Sonst wäre ich gerne


gekommen.


An Dr. Theophil Christen vom 10.10.1914 aus Berlin


Gestern ging ein Postpaket an Sie ab. Inhalt Literatur. Vielleicht wäre Ihnen


unter den obwaltenden Umständen echter Kohl lieber gewesen. Der Heraus-


geber des „Hellauf“ Dr. Pfleiderer, schrieb, er wär jetzt nach einer längeren Aus-


sprache mit Ihnen von der Richtigkeit der neuen Lehre vom Geld überzeugt und


arbeite aktiv in der Sache. Eine erfreuliche Nachricht. Sie haben entschieden


Talent, andere zu überzeugen. Ich glaube, die Herren von der Züricher Presse


sind in Bezug auf den kritischen Teil unserer Lehre auch bereits bekehrt, zum


mindesten unsicher geworden. Fahren Sie so fort! Die Tugend trägt ihren Lohn 


in sich. Herrlich weiß sie zu vergelten, herrlich lohnt sie stillen Sinn. Dias se lo


pagará!


An Johanna Gesell vom 12.10.1916 aus Berlin


Meine liebe und brave Espirita Santo!


Du hast Deine Sache sehr gut gemacht, und zwar gleich nach Appenzeller Art,


wo man den Gegner frißt mitsamt dem Teller. Ich bin wirklich recht über Deine


Leistung befriedigt und habe nun die Überzeugung, daß du der rechte Petrus
bist, den die Pforten Mammons nicht überwältigen werden. Ich sehe mit Freude


den Augenblick kommen, wo ich sagen kann: Ech han alles aufgähn; ech ässe


mech satt on drinke mech satt, an seen wie än onmöndig Kond.


Grüße die herrliche Mutter meiner braven Tochter


Babele


An Johanna Gesell vom 13.10.1916 aus Berlin


Deine Bemerkungen über die Ausstattung der Broschüre „Freiland“ sind sehr


vernünftig. Dem Übelstand kannst Du aber dort abhelfen, indem du einfach einen


neuen Deckel nach Deinen Wünschen anbringen läßt. Es hat übrigens auch sein


Gutes, wenn die proletarische Sache auch äußerlich ihren Charakter zur Schau


trägt. Hier kam noch dazu, daß die Gewichtsgrenze von 100 Gramm ein so 


dünnes Papier forderte. Auch macht sich der Krieg im Papiergeschäft bemerkbar.


Sage 
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mir, wieviele dieser Hefte Du brauchst, dann schicke ich sie Dir und dann kannst


Du die entsprechenden Umschläge drucken lassen.


An Georg Blumenthal vom 16.10.1916 aus Les Hauts Geneveys


Bis heute habe ich den „Physiokrat“ nicht erhalten und auch sonst keinerlei


Nachrichten. Neulich erhielt ich einen Brief, der 13 Tage unterwegs war, aus


Potsdam. Am 24. Oktober ist eine Zusammenkunft in Bern des Schweizer-Frei-
land-Freigeld-Bundes. Ich fahre da hin und dann weiter zurück nach Deutsch-


land. In diesen Tagen habe ich eine Zusammenkunft mit einem sozialistischen


Führer und einigen anderen Genossen, denen ich unser Programm entwickeln


soll. Es sind intelligente Männer in Chaux de Fond, und da es an Arbeit fehlt, so


haben auch viele von ihnen Zeit zum Studium. Professor Wilhelm Foerster,
Bornim bei Potsdam, schrieb wieder. Er hat in seinen Bestrebungen viel Gemein-


sames mit uns. Pohlmann sandte den Berner Bodenreformern ein Gutachten


über die Geldreform. Übel, sehr übel. Hoffnungslose Oberflächlichkeit.


An Paulus Klüpfel, undatiert (Oktober 1916) aus Berlin


Eis – Kraft. Dazwischen Dollars, Milliarden Dollars! Wenn man jung ist, so


scheint der Reichtum recht begehrenswürdig zu sein. Später erfährt man, daß


doch nicht viel daran ist.


Wie kommt es, daß die katholische Kirche in Deutschland, die doch immer


nach Rom hinüberschielte, andere Schriftzeichen ausbildete als die römischen?


Oder haben wir die deutsche Schrift erst seit der Reformation?


Dr. Pfleiderer ist in der Abstinenzbewegung bekannt. Wie wenig muß er von


der Geldreform noch verstehen, wenn er die Erklärung der Wohnungsnot und der


Latifundien noch nicht findet! Und noch Interesse hat für die paar Millionen Gold!


Erhielt die Einladung vom „Vortrupp“ mit dem Programm. Das ist ein Programm!


An Anna Boettger-Gesell vom 2.11.1916 aus Berlin


Ich habe heute meinen Paß erhalten und kann nun am nächsten Donnerstag,


7. Dezember, reisen. Ich fahre über München, wo ich Dr. Christen noch be-


suchen will, Lindau und Zürich. Montag geht eine Kiste mit 200 Büchern an Tutti
ab. Ich kann jetzt ohne viele Sorgen fahren, denn ich habe jetzt eine Reihe guter


Vertreter, wozu nun noch die 1000 Exemplare des Patapuffs [Gemeint ist Gesells


Hauptwerk „Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld“.] treten. Es regt sich


an allen Ecken. Paulus hält diese Woche nicht weniger als vier Vorträge. Maaß


ist zu Wandervorträgen aufgefordert worden. Er hielt einen Vortrag vor über 100


Geistlichen und Lehrern, der sehr gut aufgenommen wurde. Klemm, Engelmanns
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Freund aus Siebenbürgen, sandte wieder 2000 Mark. Und viele Bücherbe-


stellungen laufen ein.


An Prof. Stefan Bauer, undatiert (Dezember 1916) aus 
Les Hauts Geneveys


Hochgeehrter Herr Professor!


Ich wurde von Herrn W. Beckmann in Leipzig auf einen Bericht der „Basler


Nachrichten“ über Ihren Vortrag aufmerksam gemacht und gleichzeitig gefragt,


ob ich etwas zu unternehmen gedächte gegen die herabsetzende und unbe-


gründete Begutachtung, die die Freigeldbewegung laut Bericht in Ihrem Vortrag


erfahren hat. Hierzu bemerke ich, daß Herr Beckmann, Vorsitzender des


Deutschen Handlungsgehilfen Verbandes (einer Organisation mit über 100 000


Mitgliedern, der noch andere Organisationen mit über 600 000 Mitgliedern ange-


schlossen sind), sich eifrig bemüht, den Vorstand dieses gewaltigen Verbandes


für eine öffentliche Kundgebung zugunsten der Freigeldbewegung zu gewinnen.


In Angelegenheiten von solcher Tragweite, die vollständig von der Richtigkeit


theoretischer Lehrsätze abhängig sind, haben verantwortliche Personen nicht


immer genügend Vertrauen in das eigene Urteil und so machen einzelne Mit-


glieder des Vorstandes des genannten Verbandes ihr rückhaltloses Vorgehen in


der Freigeldangelegenheit vorläufig noch davon abhängig, daß berufene Ver-


treter der Wissenschaft sich vorher dazu bekennen. Gegen die Freigeldtheorie


hat sich zwar noch keine dieser Autoritäten geäußert, dafür aber auch noch


keine, und das genügt uns nicht – so sagen die Männer im Vorstande des


genannten Verbandes. Als ich vor 14 Tagen in Leipzig dem versammelten


Vorstand die Frage stellte, wer denn in ihren Augen als solche Autorität in der


fraglichen Angelegenheit gälte, da wurde mir unter anderem auch Ihr Name


genannt und dabei gesagt, man habe zu Ihrem Urteil noch darum ganz besonde-


res Zutrauen, weil Sie nicht nur Vertreter der modernen Quantitätstheorie sind,


sondern weil man dort auch Ihre Arbeiten auf dem Gebiet des Arbeiterschutzes


hoch einschätzt. Sie werden begreifen, daß Herrn Beckmann wie auch mir unter


diesen Umständen die von Ihnen der Freigeldbewegung zugefügte öffentliche


Herabsetzung peinlich gewesen ist, nicht nur weil die Allgemeinheit Ihres Urteiles


uns jede Verteidigungsmöglichkeit raubte, sondern noch besonders darum, weil


wir bei Ihnen, als Vertreter der neuen Quantitätstheorie am ehesten noch Ver-


ständnis für die Freigeldbewegung glaubten voraus setzen zu können. Ist doch


das Freigeld nichts anderes als die auf die Spitze getriebene Quantitätstheorie


selber. Die logisch verfolgte Quantitätstheorie mündet, wenn sie einmal der


öffentlichen Geldverwaltung zur Richtschnur gegeben wird, nachweisbar in der


Forderung einer Kontrolle der Umlaufgeschwindigkeit des Geldes. Und damit


betritt man das Gebiet des Freigeldgedankens. Und nun bezeichnen Sie, der


erste akademische Vertreter der Quantitätstheorie in der 
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Schweiz, diese logische Folgerung aus der eigenen Lehre als Utopie, als


Schwärmerei also als Unsinn!


Im Interesse der Sache – Ihrer Sache – gestatte ich mir, Sie hiermit höflich zu


bitten. mir an der Hand des Ihnen heute zugehenden Buches „Die natürliche
Wirtschaftsordnung“ die Stelle zu bezeichnen, wo meine Untersuchung die


Grenzen reiner Wissenschaft verläßt und sich in das Gebiet der Utopie und


Schwärmerei verirrt. Meine Theorie des Papiergeldes – eine zu Ende entwickelte


Quantitätstheorie – hat bis heute noch niemand öffentlich anzugreifen gewagt,


und ich habe daher Grund zur Annahme, daß auch Ihr Urteil weniger von theo-


retischen Widersprüchen bestimmt wurde, als von den allerdings ungewohnten


Ausmaßen der praktischen Ziele, die sich das Freigeldprogramm gestellt hat.


Wenn das der Fall wäre. so würden sich meine Leipziger Freunde beruhigen,


denn diese mit ihren 600 000 Mitgliedern sind gewohnt, nach großen Gesichts-


punkten zu arbeiten; sie lassen sich bei ihrer Forderung des Rechtes auf den


vollen Arbeitsertrag nicht so leicht durch die Größe der anzuwendenden Mittel


und der zu überwindenden Widerstände abschrecken. Ich darf wohl im Hinblick


auf die durch den Krieg verursachte allgemeine Verwirrung der Währungsver-


hältnisse, die zu schnellen Taten aufruft, eine baldige Beantwortung meiner


Fragen erwarten.


Mit ausgezeichneter Hochachtung


Silvio Gesell


An Professor Stephan Bauer, undatiert (Dezember 1916) aus 
Les Hauts Geneveys


Das große Interesse, das Sie an der Arbeit Irving Fishers durch die Überset-


zungen bewiesen haben, veranlaßt mich, Ihnen ein Muster eines neuen, eigen-


artigen Geldes zu übersenden, dessen Betrachtung Ihnen als Theoretiker der


Währungsfrage ganz gewiß mancherlei Anregungen geben wird. Sehen Sie sich


dieses Geld doch einmal vom Standpunkt der Quantitätstheorie Fishers an. Hier


werden Sie vielleicht mit Verblüffung wahrnehmen, daß die ursprüngliche sog.


rohe oder naive Quantitätstheorie diesem Geld gegenüber merkwürdigerweise


wieder vollkommen richtig ist. Dieses Geld mit geschlossenem Kreislauf, das


direkt unter Umlaufzwang gestellt ist, verwandelt die beim Metallgeld veränder-


liche Umlaufgeschwindigkeit in eine Konstante, so daß Veränderungen im An-


gebot dieses Geldes nur allein noch von der Quantität herrühren können. Erhält


dann die Emissionsbank den Auftrag, alle sonstigen auf die Warenpreise wirken-


den Einflüsse (wie variabler Gebrauch der Kreditinstrumente oder Änderungen


im Warenangebot) durch Quantitätsänderungen des Geldes auszugleichen, so


wird damit die rohe Quantitätstheorie nicht nur rehabilitiert, sondern direkt zum


Drehpunkt der Währungspolitik erhoben. Vielleicht finden Sie in den beiden 


mitfolgenden Druckschriften auch sonst noch Anregungen für Ihre Studien.
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An Jenny Blumenthal Weihnachten 1916 (?) aus Les Hauts Geneveys


[Dieser Brief wurde zuerst veröffentlicht in Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines


Pioniers, Bern 1954, S.318 – 319. Hänschen ist der 1915 geborene gemeinsame Sohn von Silvio


Gesell und Jenny Blumenthal.]


Der Anblick des lichtstrahlenden Knäbleins in der Krippe zu Bethlehem, wie


nahe bringt er uns den Begriff der Gottheit. Die Kinder und namentlich das


Hänschen! Gläubig öffnet sich hier das Herz der uralten Weissagung, daß der


Mensch zu etwas Besserem geboren ist. Ja, so muß es sein, wenn das Leben


überhaupt einen tieferen Sinn hat.


Der Mensch will Gott werden! Durch den Menschen will sich Gott offenbaren.


Wir sind nicht etwa die Stufen, auf denen Gott auf seinen Thron steigt – wir 


selber sind auf dem Wege dorthin. Neben uns haben andere Götter keinen Platz.


Krieg allen fremden Göttern! Wer an diese göttliche Bestimmung glauben kann,


der hat den rechten Leitfaden fürs Leben, der macht auch selber wieder seinen


Glauben wahr. Und lassen wir uns in unserem Glauben nicht irremachen, weil


der Weg, den die Menschheit zurücklegt, oft an die Echternacher Springpro-


zession erinnert, weil wir auf drei Schritte vorwärts zwei, oft auch vier Schritte


zurück machen. Der Grundzug unseres Marsches bleibt doch der Aufstieg. –


Auch dafür liefert mir Hänschen einen neuen und starken Beweis.


Und wie kümmerlich mir auch meine Ausrüstung erscheint, wie weit auch der


Weg zu der schimmernden Höhe – ich bleibe dabei, ich glaube.


An Jenny Blumenthal vom 29.12.1916 aus Les Hauts Geneveys


Liebe Jenny!


Was war das für ein schönes Weihnachtsgeschenk! Es ist doch ein prächtiges


Kind, dieser kleine Hans, gesund, so klug und kräftig. Und wie schön es schon


dichten kann. Er ist an sich ein Gedicht; die Worte hat er Dir durch sein Wesen 


in die Feder diktiert. Danke Dir vielmal für das liebe Geschenk. Auch für den 


2. Brief vom 21. Dezember.


Da nun der Schnee, der bei meiner Ankunft gefallen war – fast ein Meter – jetzt


wieder so gut wie verschwunden ist, so kann ich Dir eigentlich nicht viel schrei-


ben, denn der Schnee ist hier das, was die Butter in Berlin ist – der allgemeine


Gesprächsstoff. Die Skier und der Schlitten stehen in der Ecke und warten auf


die Butter, will sagen auf den Schnee. Inzwischen mache ich fleißig Kauübungen,


die hier viel besseren Erfolg haben als in Berlin. Ich suche das Rätsel damit zu


erklären, daß man hier mehr als Luft zu kauen pflegt, denn wie hätte ich sonst in


14 Tagen drei Kilo zunehmen können.


Die Friedenstauben schwirren jetzt zahlreich durch die Lüfte. Man wittert


Morgenluft. Zwar krächzen diese Tauben noch etwas verdächtig, doch sehe ich


hoffnungsvoll in das Jahr 1918 hinein. Das Jahr 1917 wird Europa wohl am


besten 
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verschlafen. Das Leben ganz Europas hängt jetzt absolut von der nächsten Ernte


ab. Es ist höchste Zeit, daß die 50 Millionen Männer wieder den Pflug und Egge


gegen die Flinten vertauschen. Zum Glück scheint man das so ziemlich allge-


mein einzusehen.


Heil Dir und dem Hänschen und dem ganzen Tal der Blumen!


An Dr. Theophil Christen vom 29.12.1916 aus Les Hauts Geneveys


Wir können mit Professor Bauer eine ganze Strecke weit gehen. Wenn wir


seine Bestrebungen öffentlich unterstützen, so wird er sich vielleicht bewogen


fühlen, sich unsere Ziele näher anzusehen. Ob sich diese Päpste später aber,


wenn es heißt, aufs Ganze zu gehen, nicht wieder als Hemmschuh sich bemerk-


bar machen werden, das ist eine ganz andere Frage. Immerhin, bis zum Kreuz-


weg können wir gute Wanderkameraden bleiben.


An Georg Blumenthal vom 9.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich bin zwar kein Wiedertäufer, doch hoffe ich vom „Johannisbad“ das Beste


für Deine Wiederherstellung.


Das „Neue Leben“ habe ich noch nicht erhalten. Sobald ich unterrichtet sein


werde über die Natur des W. Angriffs, so werde ich schreiben. Solche Angriffe


können uns immer nur nützen. Wir brauchen den Widerspruch, so bekommen 


wir Gelegenheit, unsere Kraft zu zeigen. Der Schweizer-Freiland-Freigeld-Bund
wurde kürzlich in den „Basler Nachrichten“ als Utopie bezeichnet. Darauf kam


von uns eine Erwiderung, die zur Folge hat, daß uns die Zeitung jetzt 500 Zeilen


Raum zu unserer Verteidigung zur Verfügung stellt. Es handelt sich um die an-


gesehenste Zeitung Basels mit 75 000 Abonnenten.


Mit den besten Wünschen für Deine Gesundheit und für den Frieden.


An Professor Stephan Bauer vom 10.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Hochgeehrter Prof. Bauer!
Ihre Erklärungen im Brief vom 27.12. haben mich gefreut und werden sicherlich


auch meine Leipziger Freunde beruhigen, denen ich Mitteilung über den Inhalt


Ihres Briefes machte. Besonders freut es mich auch, daß Sie die Absicht haben,


sich meine Schriften etwas näher anzusehen. Sie werden darin sicherlich man-


ches finden, was für die Theorie, die Sie verfechten, von Bedeutung ist, so


namentlich den Artikel „Die Emissionsreform“ S. 321, wo auf die Schwierigkeiten


hingewiesen wird, die für die Zirkulation des Geldes entstehen werden, sobald


mit der absoluten Währung die Krisen vermieden und der Zins unter dem Drucke


des jetzt 


131







unaufhaltsam wachsenden Angebots von Kapital abwärts geht und seine 


motorische Kraft für die Geldzirkulation erlahmt. Diese Schwierigkeit würde sich


zwar erst im Laufe der Zeit zeigen, doch ist sie zu beachten und für den Zins-


theoretiker von größter Bedeutung. Sie zeigt uns, daß ein Herabgehen des


Zinses genau wie ein Zinsverbot wirkt, und das Zinsverbot ist zum Teil die


Ursache gewesen, warum die Geldwirtschaft während des Mittelalters aufge-


geben wurde. In der gleichzeitig Ihnen zugehenden Schrift „Die Aktive
Währungspolitik“ finden Sie diese Schwierigkeiten ausführlich beschrieben.


Ich gestatte mir Ihnen anbei noch die Abschrift einer Denkschrift zu übersen-


den, die ich als Begleitschrift einer Petition ausgearbeitet habe, die der Kriegs-


ausschuß für Kosumenteninteressen an den Reichstag zu richten beabsichtigt.


Auch diese Petition liegt ganz in der Richtung Ihrer Bestrebungen. Bei dieser


Gelegenheit gestatte ich mir die Frage, ob Sie nicht für die Schweiz etwas 


Ähnliches zu unternehmen gedenken, denn jetzt, wo die Schweiz mit der


Goldwäh-rung vollkommen isoliert ist und darum die Ausrede, daß die Schweiz


der Kleinheit des Wirtschaftsgebietes wegen nicht selbständig vorgehen kann,


vollkommen hinfällig geworden ist, wäre die beste Zeit für eine Aktion. Ob die


Schweiz aktiv oder passiv in den Währungsfragen bleibt, die Folgen ihres Ver-


haltens werden für die Volkswirtschaft, für Gläubiger und Schuldner immer aktiv


sein. Es gibt eben in Währungsfragen kein sogenanntes passives Verhalten.


Der genannten Denkschrift hätte ich gerne noch eine Tabelle beigefügt, die in


grafischer Darstellung den Einfluß der Schwankungen in der Gold- und Geld-


produktion auf die Arbeitslosigkeit, die Krisen, die Auswanderung, die Zollpolitik,


Attentate, Sterblichkeit, Eheschließungen usw. gewirkt hat. Doch fehlte mir das


Material zu dieser Arbeit.


Mit ausgezeichneter Hochachtung bin ich Ihr ergebener


Silvio Gesell


An Jenny Blumenthal vom 13.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich habe zwar nicht viel heute zu erzählen, doch damit Du Dir keine Gedanken


machst, will ich Dir wenigstens gleich den Empfang Deines lieben Briefes vom 


6. Januar bestätigen. Ich danke Dir herzlich für Deine Nachrichten, über die ich


mich recht gefreut habe. Was der Hans doch für ein Kerl ist! Mit solchem wohl-


ausgerüsteten Gebiß wird er sich im Leben immer durchbeißen können, nament-


lich wenn er einmal im Gebirge in eine Schokoladenspalte stürzt und sich durch


den Berg herausessen muß. Die Augenzähne sollen aber die schlimmsten sein.


Also wenn er noch einmal launenhaft werden soll, so brauchst Du nicht gleich in


die Bazillenhöhle zum Arzt zu gehen. Bedenke, daß alle Krankheiten der Welt


sich täglich im Vorzimmer des Arztes ein Stelldichein geben.


132







Mit Talbots Brief hast Du es gut gemacht. Und daß Du Dich im Buchversand


übst, ist auch gut. Es scheint, daß die Bücher von jetzt ab besser Absatz finden


werden. Hier in der Schweiz wächst das Interesse von Tag zu Tag – und wir sind


mit den Erfolgen im ersten Jahr des Bundes recht zufrieden. – Über das Geld


bitte ich kriegsgemäß zu verfügen. Wäre es Speck und Butter, so hättest Du


nicht zu fragen brauchen. Wahrhaftig, es kommt einmal die Zeit, wo man ganz


ernsthaft fragen wird: Ich habe hier einige bunte Papierlappen erhalten – was 


soll ich anfangen damit?


Von Georg bekam ich eine Karte aus Eisenach. Gestern erhielt ich auch die


Geschäftspapier-Sendung und eine Nummer vom „Neuen Leben“ – besten Dank.


Ich bin jetzt ziemlich stark mit allerlei Schriften beschäftigt und sitze in der


Stube, statt mit den Schneeschuhen über die Berge zu huschen.


An Dr. Eduard Kellenberger vom 19.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Wie ich höre, haben Sie die Absicht, eine Studienreise in den schwarzen


Kontinent der Wissenschaft zu unternehmen, und gestatte ich mir Ihnen hierzu


mit meinen besten Glückwünschen einen Baedeker neuester Auflage zu über-


senden, der Sie sicher über alle Fährnisse hinüberbringen wird. Sie werden nun


freilich sagen, daß alle Baedekerfabrikanten dasselbe von ihren Erzeugnissen zu


sagen pflegen. Das ist nun allerdings wahr. Aber sicher ist es doch, daß keiner


das so laut in die Welt herausschreit wie ich – und das muß doch genügsam für


die Wahrheit meiner Behauptung zeugen. Mein Baedeker gibt alle die lauschigen


Plätze an, wo der Forscher vom Denken ausruhen kann, und bezeichnet mit


Fettdruck alle Klippen, Gletscherspalten und Raubtierhöhlen, so daß Sie eigent-


lich wie auf einer asphaltierten Promenade Ihrem Ziele zueilen können.


Darf ich Sie bitten, mir gelegentlich mitzuteilen, ob und wo mein Baedeker Sie


im Stich gelassen hat, damit ich bei einer Neuauflage diese Erfahrungen be-


rücksichtigen kann.


Indem ich Ihnen nochmals eine gute Reise wünsche 


verbleibe ich mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell


An O. E. Sachse vom 20.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich danke Ihnen sehr für Ihre freundlichen Zeilen, wie auch für die Kritik, die


Sie einigen meiner propagandistischen Äußerungen angedeihen ließen. Ich bitte


jedoch zu beachten, daß der Schwerpunkt meiner Arbeit in der Theorie des


Zinses, des Lohnes, des Geldes und der Krisen liegt. Die rein propagandi-


stischen Äußerungen, die ich hier und da in den Text eingeflochten habe, 


spielen der Theorie gegenüber kaum eine Rolle. Ich meine, der theoretische


Inhalt überwiegt dermaßen und bietet 
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soviel des Neuen von grundstürzender Bedeutung, daß der Leser mir meine pro-


pagandistischen Liebhabereien wohl gut verzeihen kann. Bellamys Suggestion


für die Abschaffung des arbeitslosen Einkommens würde genau wie das Zins-


verbot der urchristlichen Zeit ewig frommer Wunsch bleiben, wenn wir die Mittel


nicht entdecken, um das Zinsverbot wirksam zu machen. Insofern sind Bellamys
Erzählungen doch nur Visionen. Die gesamte sozialistische Bewegung, ja selbst


die genossenschaftlichen Bestrebungen, richten sich gegen den Zins. Und 


welchen Nutzen haben sie gebracht? Der Zins ist heute derselbe wie vor Marx,


vor Bellamy [Edward Bellamy war ein amerikanischer Journalist und Sozialreformer in der zweiten


Hälfte des 19. Jahrhunderts. Er verfaßte das Buch „Looking Backward“, dt. „Rückblick aus dem Jahr


2000“. und beschrieb darin eine sozialistische Utopie.] und vor den römischen Zinsverboten.


Und insofern als die Marxsche Theorie und die Theorie der Genossenschaften


ihre Anhänger davon abhalten, die Theorie des Geldes und des Zinses zu er-


gründen, ähnlich wie die Schöpfungsgeschichte den gläubigen Christen davon


abhält, die biogenetischen Gesetze zu studieren, muß man sagen, daß die


Theorie der Genossenschaft, wie auch die von Marx, der Erkenntnis ihres


Gegenstandes sehr hinderlich gewesen ist. Eine irrige Lehre, wenn sie, wie das


bei den Sozialdemokraten vielfach der Fall ist, zum Dogma erhoben wird, ist


gefährlicher als gar keine Lehre.


Sie mißverstehen mich, wenn Sie annehmen, daß ich die Konsumvereine be-


kämpfe. Im Gegenteil, ich will das Ideal jedes Konsumvereines – der General-


konsumverein, der alle Konsumenten umfaßt – durch das Freigeld verwirklichen,


und zwar in idealer, freiheitlicher Weise, ohne Bürokratie, ohne Zwang, ohne


Machtentfaltung. Proudhon, dem Bahnbrecher auf diesem Gebiete, schwebte ja


auch ein Generalkonsum vor. Die Art, wie das Freigeld diese Aufgabe löst, ist nur


eine Umkehrung seiner Vorschläge. Das heutige Geld erschwert den Handel,


und diese Schwierigkeiten drücken sich in den gewaltigen Profitsätzen des


Handels aus. Die Konsumvereine wollen diese Wirkung des heutigen Geldes


umgehen. Das Freigeld löst die Aufgabe, indem es die Ursache der hohen


Profitsätze beseitigt. Das ist der königliche Weg zum Ziel aller genossenschaft-


lichen Bestrebungen. Wir legen Ihnen einige Stücke einer soeben erschienenen


Druckschrift „Unsere Volkswirtschaft“ von Dr. Christen bei. Dieselbe scheint uns


sehr geeignet, um das Interesse für das Geldwesen und unsere Bestrebungen


zu erwecken. Sollten Sie selbst Gefallen daran finden und den Wunsch hegen,


die Druckschrift zu verbreiten, so werden wir Ihnen gerne jede beliebige Anzahl


zum Kostenpreis von 7 Rappen das Stück abgeben.


An Dr. Moritz Lauterburg vom 25.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Frage, ob die Grundsteuer abwälzbar ist oder nicht, lastet schwer auf der


Seele aller Bodenreformer besonders bei denen, die die Grundsteuer als das


Mittel bezeichnen, mit dem man die Grundrente heimholen kann. So wichtig 


nun die 
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Frage ist, so stiefmütterlich wurde sie in der Literatur behandelt, und Sie werden


mir sicherlich recht geben, wenn ich sage, daß die volkswirtschaftliche Literatur


mit Einschluß der bodenreformerischen Schriften den Bodenreformer bisher bei


der Beantwortung obiger Frage vollkommen im Stiche gelassen hat.


Ich hoffe daher, Ihnen eine Freude zu bereiten mit der Übersendung des bei-


liegenden Buches, in dem Sie die Formeln für die Beantwortung obiger Frage


zusammengestellt finden werden. Hier werden Sie sehen, wie innig die Grund-


rente mit dem Lohn und dem Kapitalzins verquickt ist, und werden erkennen,


daß die Frage der Abwälzbarkeit überhaupt nur in Zusammenhang mit dem 


Zins- und Lohnproblem gelöst werden konnte. Ist die Grundrente gleich dem


Arbeitsprodukt abzüglich Lohn und Kapitalzins, so bleibt dem Steuerreformer, 


der auf sicheren Pfaden wandeln will, tatsächlich nichts anderes übrig, als die


Volkswirtschaft in all ihren Bestandteilen zu studieren. Nur dann, wenn er die


Lohn-, Zins- und Rententheorie völlig beherrscht, wird er die Frage beantworten


können, bei wem auf dem Wege der Abwälzung die Grundsteuer ihre letzte


Ruhestatt finden wird. So lange er das nicht weiß, ist er durchaus nicht sicher,


daß die von ihm etwa empfohlene Steuer nicht vielleicht mit verdoppelter Kraft


gerade denjenigen trifft, den sie begünstigen sollte, wie Sie das im Kapitel 10, 


S. 25, ausgeführt sehen werden.


Für die Werbetätigkeit des Vereins für Boden- und Steuerreform ist das gewiß


kein erfreulicher Ausblick. Darum möchte ich Sie heute bitten, die Frage doch


noch einmal zu prüfen, ob es wirklich im Interesse Ihres auf die Unterstützung


der proletarischen Massen angewiesenen Vereines liegt, den steilsten und 


dornigsten Weg zu Ihrem Ziele einzuschlagen, statt dazu die freie, breite Heer-


straße zu benutzen, die in der Formel „Freiland“ sich Ihnen so sonnig darbietet.


Ein Heer brauchen Sie auf alle Falle zur Eroberung des gelobten Landes, also


brauchen Sie auch eine Heerstraße und keine Waldwege, die, wie das Seite 20


gezeigt wird, nur allzu oft in Holzwege verlaufen.


Von dem dicken Buch ist das Kapitel „Freiland“, das die Bodenreformer be-


sonders interessieren dürfte, auch als Separatdruck vorrätig und stelle ich Ihnen


zur Verteilung an Ihre Mitglieder davon gerne eine Anzahl kostenlos zur


Verfügung.


An Jenny Blumenthal vom 26.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Liebe Jenny!


Ich erhielt soeben Deinen lieben Brief vom 19. mit den vielen erfreulichen


Nachrichten. Von Georg bekam ich auch einen Brief worin er mir mitteilt, daß es


besser geht. Dazu noch die hoffnungsvolle Botschaft Wilsons und die schöne


Sonne – was will man mehr? Freilich, man wünscht ja viel mehr als alles; und


das seit nunmehr zweieinhalb Jahren.
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Hänschens Taten, die Du so meisterhaft zu schildern verstehst, machen mir viel


Spaß. Ich rate Dir, Dein Haus versichern zu lassen; wenn man solche kleinen


Brandstifter in der Nähe hat, kann leicht etwas passieren.


Wir haben hier mancherlei Besuch gehabt aus den Städten im Seeland; Leute,


die der Nebel im Tal und die Sonne auf den Höhen daran erinnerten, daß hier


oben die Raben krähen. Das Schauspiel, das die Natur uns hier vorführt, ist 


derart abwechslungsreich, daß wir immer den Blick zum Himmel gewandt haben.


Feenhaft schön ist der bereifte Wald bei Sonnenaufgang. Oft wünsche ich, Dir


und Hänschen die Herrlichkeit zeigen zu können. Sonst ist alles wohl hier.


Heil und Sonne Dir und Deinem ganzen Hause


Silvio


An Dr. Theophil Christen vom ?.1.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Denkschrift für die absolute Währung, die Herr Beckmann für die Wäh-


rungspetition an den Reichstag haben wollte, ist nun abgeschickt. Diese Arbeit


hielt mich davon ab, auf Ihren Brief vom 26.12. gleich zu antworten. Die näheren


Bedingungen zu der Preisaufgabe werden Sie wohl durch Herrn Trefzer erhalten


haben. Der Vortrag „Unsere Volkswirtschaft“ hat mir außerordentlich gut gefallen.


Eine vorzügliche Werbeschrift. Ich bestellte 1000 Stück für den Bund. Die


Druckerei berechnete einen sehr billigen Preis. Prof. Bauer in Basel benimmt


sich ganz manierlich. Ebenso der Redakteur Dr. Furlan, der Herrn Trefzer den


Raum von 500 Zeilen für unsere Sache einräumt. Ihren Aufsatz darf er nicht 


bringen, wegen der französischen Befindlichkeit. Wenn man Rücksichten 


nehmen muß, so tat er schon recht.


An Fritz Trefzer vom 15.2.1917 aus Les Hauts Geneveys


Hier ein Brief von Dr. Christen. Kann unser Bund einen kleinen Teil der Druck-


kosten bestreiten? Anbei ein Entwurf für ein Werbeblatt – sagen Sie mir, ob Sie


damit einverstanden sind. Ich würde das Blatt geeigneten Zeitschriften in der


Schweiz beiliegen lassen. Die Mitteilungen der Volkswirtschaftlichen Gesellschaft
mit der Kritik der Christenschen Schriften haben mich recht gefreut. Dr. Keilen-
berger wohnt jetzt in Bern – es wäre gut, mit ihm in Verbindung zu treten.


Zur Erklärung des Briefes von Paulus Klüpfel. Ich hatte ihm eine Einladung


geschickt, damit er sie seinem Urlaubsgesuch als Dokument beifügen sollte. Er


hat die Sache nicht verstanden, wie es scheint.


Ich trage mich mit dem Gedanken, eine Zeitschrift herauszugeben: „Bürger-
und Völkerfriede“, worin für unseren Bund vorgearbeitet werden soll. Jetzt ist die


Zeit dazu reif.
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An Jenny Blumenthal vom 17.2.1917 aus Les Hauts Geneveys


Herzlichen Dank für Deinen lieben Brief vom 8.2.


Es freut mich, daß es Euch noch so verhältnismäßig gut geht – in diesen


schlimmen Zeiten. Jetzt geht man dem Frühling entgegen, der die Saat für die


künftige Ernte aufnehmen wird – dann wird es wohl besser werden – hoffentlich.


Hier bereitet man sich nach und nach auch auf den Hunger vor. Brotkarten und


alles übrige. Denn der Unterseebootkrieg wird sich hier gleich fühlbar machen.


Die strenge Kälte dauert in den Niederungen an. In Neuchâtel und Montreux


haben sie 10 Grad Kälte, während wir hier oben starken Sonnenschein haben


bei vollkommener Windstille. Alle Vögel aus den Tälern flüchten zu uns, und der


Wald erschallt vom Gekreisch der Vögel – Spechte, Elstern, Raben, Holzhäher,


Drosseln. Sie stimmen allerdings erst die Instrumente zu dem großen Frühlings-


konzert. Dem Hänschen würde es wohl hier gefallen. Der Schlitten, der saust


jetzt auf der glatten Landstraße den Berg hinunter 10 Kilometer weit. Dies wäre


ein Spaß für den kleinen Wicht.


Ich will heute auch an Georg schreiben. Daß sein Buch immer noch bestellt


wird, ist sehr erfreulich. Schreibe mir mal, ob von der „Natürlichen Wirtschafts-
ordnung“ auch schon einmal ein Exemplar gekauft wurde. Ich danke Dir auch,


daß Du an die Wasserleitung gedacht hast.


Ich habe Dir so wenig zu sagen – aber ...


Du, schreibe mir von Hänschens Heldentaten, sie machen mir immer viel


Freude. Und auch von Dir selbst und allem, was dazu gehört. Seit dem ver-


schärften Unterseebootkrieg ist keine Nachricht von Amerika mehr gekommen.


Vielleicht ist es Zufall. Ich muß aber damit rechnen, daß die Verbindung ganz


abgeschnitten wird. Friede, Friede – wie weit, weit sind wir noch davon entfernt.


An Jenny Blumenthal vom 28.2.1917 aus Les Hauts Geneveys


Deine Briefe vom 11. und 22. trafen gestern ein. Es hat mich alles gefreut, was


Du mir erzähltest. Namentlich auch die Heldentaten des kleinen Hans. Ich hätte


ihn freilich gerne bei mir, auch darum, weil seine Mutter bei ihm ist.


Bald wird nun Frieden geschlossen werden. Die U-Boote scheinen sich in


Friedensvermittler zu verwandeln. Vorausgesetzt, daß nun Deutschland die


Friedensbedingungen nicht wieder hinaufschraubt. Der U-Boot-Erfolg darf nicht


ausgebeutet werden, sonst nimmt die Balgerei kein Ende.


Daß der gute Kater verschwunden ist, hat mich nicht gewundert. Es war im


Gegenteil fast unerklärlich, daß er so frei umherstreifen konnte. Wenn Ihr an


Onkel Klinger schreibt, so grüßt ihn bitte von mir. Er hatte wohl nie geglaubt,


noch einmal Gouverneur von Rumänien zu werden. Ich beglückwünsche Dich


übrigens auch zu Deinem Erfolg als Verlagsbuchhändlerin! Anbei ist ein Brief mit


einer 
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Bücherbestellung. Es ist wohl das beste. was Georg tun kann, sich freiwillig zu


einer Büroarbeit zu melden (vielleicht bei der Post). So hat er die Wahl frei.


An Georg Blumenthal vom 5./6.3.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich war diese Woche in Basel bei Professor Bauer, der Übersetzer des 7.


Fisherschen Buches, der mich eingeladen hatte. Es waren noch etwa 6 – 7


Männer da, von der Handelskammer, Presse, Konsumgenossenschaft. Man


bringt uns da viel Sympathie entgegen. – Gestern schickte ich Dir eine Nummer


der „Neuen Zürcher Zeitung“ mit einem Artikel über den Frieden. Ich hatte wenig


Hoffnung, daß man ihn abdrucken würde. Es ist das eine billige Werbearbeit,


denn der Artikel wurde mir mit 20 Franken bezahlt.


Von meinen Angehörigen in Nord- und Südamerika habe ich keinerlei Nach-


richten mehr. Auf baldigen Friedensschluß deutet jetzt nichts mehr, aber alles 


auf einen 30jährigen Krieg.


An Prof. Stephan Bauer vom 11.3.1917 aus Les Hauts Geneveys


Für den mir bereiteten freundlichen Empfang sage ich Ihnen noch nachträglich


meinen herzlichen Dank. Um diesem auch äußerlichen Ausdruck zu verleihen,


überreiche ich Ihnen hier ein Büchlein, das Ihnen sicher vom Standpunkt der


rohen oder naiven Quantitätstheorie willkommen sein wird, insofern als es die


Quantität Ihrer schon so großen Bücherei vermehren wird. Aber auch als An-


hänger der bereinigten Quantitätstheorie wird es Sie interessieren, denn hier wird


diese Theorie nicht etwa nur entwickelt, sondern beharrlich angewendet. Es ist


das letzte Exemplar, das ich hier auftreiben konnte. Knapp schrieb mir seinerzeit


darüber, daß es voll guter Gedanken sei. Es wurde in 500 Exemplaren gedruckt


und hat in der Stille fruchtbar gewirkt. Die Übermacht des Staates im Geldwesen


wird hier sehr stark betont (S. 29) und die Quantitätstheorie im Sinne Fishers
sehr weit ausgebildet (S. 80/81). Aber auch die praktischen Folgerungen dieser


bereinigten Quantitätstheorie werden hier schon gezogen (S. 82 – 104).


In den beiden Nummern des „Physiokrat“, die hier beiliegen, finden Sie wei-


teres Material für den Ausbau des Wirtschaftsfriedens, wie er in der „Neuen
Zürcher Zeitung“ skizziert war. Leider sind die Jahrgänge dieser Zeitschrift ganz


vergriffen. Sie enthielten vieles, was unmittelbar Bezug auf die Quantitätstheorie


hatte. In Nummer 7 vom Jahrgang 3 ist ein Artikel, der sich mit dem Genossen-


schaftswesen befaßt und den Sekretär des V. S. K. (ich erinnere mich leider des


Namens nicht) interessieren und vielleicht verschnupfen dürfte.


Der Verleger in Deutschland schreibt mir, daß das Buch „Die Natürliche Wirt-
schaftsordnung“ ganz gut verkauft wird, obwohl bis jetzt noch nichts für den


Verkauf getan worden ist. Keine Buchanzeige, keine Rezensionsexemplare, kein 
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Prospekt usw. Ich entnehme daraus, daß das Interesse für die Geldprobleme


lebendig geworden ist. Und ich teile Ihnen das mit für den Fall, daß Sie bereit


wären, eine besondere Anstrengung für die größere Verbreitung des Irvingschen


Buches zu machen.


An Fritz Schwarz vom 15.3.1917 aus Les Hauts Geneveys


Den beiliegenden Artikel halle ich an Herrn Dr. Schneider geschickt. Er meinte,


daß mit den kleinen Änderungen, die auf den Krieg Bezug haben, würde der


Artikel der „Freistatt“ wohl anstehen. Ich bin aber im Zweifel, ob die Verbindung


des Artikels mit einer Reklame für das rote Buch der „Freistatt“ nicht am Ende


schaden könnte. Ich glaube, es wäre besser, das Buch nicht zu nennen, sondern


immer vom „roten Buch“ [Gemeint war damit die „Natürliche Wirtschaftsordnung“.] zu 


sprechen.


Nun möchte ich aber Separatabzüge dieses Artikels als Flugblätter zu Re-


klamezwecken haben und hier müßte dann der Titel des Buches genannt 


werden. Wenn Sie sich entschließen, den Artikel zu bringen, so bitte ich Sie, den


Drucker zu veranlassen, mir von den oben genannten Sonderabzügen Proben


zukommen zu lassen für den Fall, daß noch etwas zu ändern wäre.


An Fritz Schwarz vom 20.3.1917 aus Les Hauts Geneveys


Anbei die Antwort auf die gestellte Frage. Diese Frage wühlt das ganze Preis-


und Zinsproblem auf und ist auf weniger Papier nicht zu beantworten, soll der


Leser einen Nutzen aus der Sache ziehen. Es wäre schon besser gegangen,


wenn in einer vorangehenden Frage und Antwort der Ausdruck - billig - geklärt


worden wäre.


Über Ihren Artikel in der „Tagwacht“ [Robert Grimm war Redakteur der sozialdemokrati-


schen Berner „Tagwacht“.] habe ich mich recht gefreut. Wenn es Ihnen gelänge, dort


öfters etwas unterzubringen, so wäre das für unsere Sache von vielleicht ent-


scheidender Bedeutung. Brechen wir nur einmal an einer Stelle in die sozialde-


mokratische Burg ein, so stürmen wir sie auch. Nützlich ist es in den Artikeln, die


für die Tageszeitungen bestimmt sind, den Kreis dessen, was man sagen will, so


eng wie möglich zu ziehen. Der Bautziger-Artikel wäre darum m. E. schon mehr


für eine Zeitschrift bestimmt.


Ich habe die Absicht, an Grimm zu schreiben und ganz naiv zu fragen, warum


er in den vier Bautziger-Artikeln, die doch offenbar eine Besprechung der


„Natürlichen Wirtschaftsordnung“ darstellen sollen, den Titel des Buches nicht


nennt, was doch sonst bei Buchbesprechungen Sitte ist. – Ich hatte ihm nämlich


vor ca. 1 – 2 Monaten das Buch mit einem Brief geschickt – erhielt aber, wie


erwartet, keine Antwort. Ich danke ihm dann noch für die „Besprechung“ und


frage ihn, ob 
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es dabei sein Bewenden haben soll in einer Frage, die die Grundmauern der


sozialdemokratischen Doktrin erschüttern.


Mit der Behandlung, die Sie dem Professorendialog zuteil werden lassen, bin


ich ganz einverstanden. Anbei eine Karte von Dr. Christen, die über diesen


Dialog handelt. Christen meint, es wäre besser, den beiden Professoren Namen


zu geben. Das scheint mir auch richtig zu sein; nur möchte ich als echter Duck-


mäuser den Professor Duckmäuser in Professor Leisetritt oder Leisegang (den


es gibt) umtaufen. [Vgl. den Dialog zwischen Professor Leisegang und Professor Aufrecht in


dem Artikel „Volkswirtschaftslehre – Volkswissenschaft“ im Band 10 dieser Edition, S. 133 – 137.]


An Robert Grimm vom 22.3.1917 aus Les Hauts Geneveys.


Auf meinen Brief und die Buchsendung vom vorigen Monat bin ich bis zur


Stunde ohne Antwort geblieben, was mich übrigens auch nicht wundert, denn 


bei dem chaotischen Zustand, in den die Sozialdemokratische Partei durch den


Zusammenbruch ihres Leitgedankens geraten ist, lassen Ihnen die täglichen 


kleinen Parteisorgen gewiß nicht die Zeit, sich um größere Dinge zu kümmern.


Es hat mich aber gefreut, daß Sie wenigstens auf meine Buchsendung, wenn


auch indirekt, reagiert haben. In den vier Artikeln in Nr. 27 – 29 – 56 und 60


(Raubrittertum, Raubautziger) wird mein Buch allerdings nicht direkt erwähnt


(was bei Buchbesprechungen sonst Mode ist), aber ich nehme an, daß sie eine


Besprechung ersetzen sollen – gebraucht doch der Verfasser Ausdrucke und


Gedankengänge, die sich nirgendwo anders als in meinem Buche finden. Immer-


hin danke ich Ihnen, daß Sie versucht haben, wenigstens einiges aus dem


Buche den Lesern der „Tagwacht“ zu vermitteln, und spreche ich Ihnen meine


Anerkennung dafür aus, daß Sie es gewagt haben, die Marxsche Kapitaltheorie


in dieses neue kritische Licht zu stellen.


Soll es nun mit dieser Besprechung sein Bewenden haben? oder werden noch


andere Artikel dieser Art folgen? Mein Buch enthält doch wahrhaftig Material


genug, um die „Berner Tagwacht“ zehn Jahre lang Tag für Tag mit Stoff zu ver-


sehen.


In meinem Briefe bat ich Sie um die Namen der Genossen, die für die Theorie


des Kapitals ein tieferes Interesse bekunden, um mich mit ihnen in Verbindung


zu setzen. Solche Männer gibt es überall, in allen Kreisen; nicht zahlreich freilich


– aber einen wenigstens findet man immer. Und Bern wird in dieser Regel keine


Ausnahme machen. Warum kamen Sie meiner Bitte nicht nach? Ich habe diesen


Suchern vieles zu sagen, Dinge, die für die Arbeiterpolitik der Zukunft von 


größter Bedeutung sind.
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An Jenny Blumenthal vom 24.3.1917 aus Les Hauts Geneveys


Jenny! Jenny!


Ich erhielt gerade am Tage, für den Du ihn bestimmtest, Deinen ersten Brief


vom 12. und gestern kam auch Dein Brief vom 17. – Ich danke Dir herzlich. Über


das Bild des kleinen Hans und dazu gehöriges Gedicht habe ich mich mit alter


Kraft gefreut. Hans hat mächtige Fortschritte gemacht. Zähne hat er wie Roose-
velt. Wenn Roosevelt ihn bei seinem demnächstigen Kriegszug sieht, wird er vor


Neid ganz sicher bersten. Dann gibt es Frieden. In Deinem Gedicht sagst Du


alles so wunderbar klar. Es tut ordentlich wohl. Wenn Hänschen diesen klaren


Geist geerbt hat, kann er sich gratulieren. Dann gibt es Frieden. Denn Krieg ist


nichts anderes als wüster Gedankenbrei.


Neulich kam ein Paket mit der „Befreiung“ [Georg Blumenthal „Befreiung von der Geld


und Zinsherrschaft“. – Bethmann Hollweg war seit 1909 Reichskanzler und preußischer Minister-


präsident. Während des ersten Weltkriegs war er bestrebt, sich mit seiner Ablehnung des U-Boot-


Krieges gegen die Oberste Heeresleitung durchzusetzen.]. Auch erhielt ich die Sendung


Geschäftspapiere. Georg wird das Arbeiten beim Oberkommando wohl etwas


hart vorkommen. Bestimmte, meistens geistlose Arbeiten verrichten müssen,


wenn man gewöhnt ist, nach eigenem Ermessen zu handeln, ist immer eine


harte Sache. Vielleicht kommt mit der russischen Revolution jetzt auch der


Friede. Denn eigentlich, wir hatten es ja auch nur mit der autokratischen Regie-


rung zu tun; wir führen doch nicht Krieg gegen das russische Volk. Aber wer


weiß: vielleicht glaubt die russische Regierung sich verpflichtet, die Erbschaft 


der alten Regierung antreten zu müssen. Das wäre allerdings sehr dumm.


Immerhin, der Russe ist für einige Zeit lahmgelegt. Und benutzt Bethmann 
nun die Gelegenheit zu einem neuen Friedensangebot, ehe die Beziehungen zu


Nordamerika ganz verdorben sind. Von Amerika sind auch jetzt von meinen


Söhnen keinerlei Nachrichten gekommen. Die U-Boote lassen nichts mehr durch.


Lebe wohl Jenny. Heil und Frieden!


An Jenny Blumenthal vom 30.3.19I7 aus Les Hauts Geneveys


Es ist kaum anzunehmen, daß der Friede mit Ende des Monats kommen wird.


Meine Rückkehr muß ich hinausschieben, denn ich erachte die Arbeit, die ich


hier verrichte, fast ersprießlicher als das Kartoffelbauen in Eden. Übrigens würde


auch der Überschuß meiner Ernte über das, was ich selber vertilge, das


Deutsche Reich kaum nennenswert entlasten. Aber ich habe jetzt mehr Hoffnung


auf einen baldigen Frieden. Immerhin muß man auch mit der anderen Möglich-


keit rechnen und sich danach einrichten. Darum halte ich es für besser, meine


Wohnung in Deutschland zu kündigen. Kommt der Friede, dann wird sowieso


vieles anders – kommt er nicht, so muß ich mit meinen Kröten haushalten, denn


von Amerika erhalte ich überhaupt keine Nachrichten mehr. Weiß nicht, was das


bedeuten soll.


141







Nun ist meine Wohnungsmiete für das Quartal April – Juni fällig, und ich kann


mich mit dem besten Willen nicht des Namens des Hauswirtes erinnern, da er


weder Müller noch Schmidt heißt. Möchtest Du mir nun den Gefallen erweisen


und Dich beim Portier nach dem Namen dieses Mannes erkundigen und danach


den einliegenden Brief adressieren? (Furka, Furla, so ähnlich heißt er, glaube


ich, und wohnt in Lichterfelde).


Hier fängt man jetzt auch an, sich etwas auf mögliche schlimme Zeiten einzu-


richten. Die Gemeinde hat von mir einen Acker beschlagnahmt, um Gemüse


anzupflanzen. Kartoffeln gibts überhaupt nicht mehr und für mehrere Dinge gibt


es Karten: Im Deutschen Reich mag es aber jetzt schlimm aussehen und bis


zum Monat August wird kaum eine Erleichterung eintreten. Daß es in den an-


deren Ländern nicht besser steht, ist insofern ein Trost, als dadurch der


Friedenswille gestärkt wird. Die Dinge scheinen überhaupt jetzt einem baldigen


Friedensschluß entgegenzutreiben. Die Ereignisse in Rußland, die Evakuierung


des französischen Gebietes sind gute Friedensvorbereitungen.


Sei so gut, Hannchen für das Bild zu danken, das Du mir zum Geburtstag


schicktest – sie entwickelt viel Talent in dieser Kunst. Das Bild macht mir viel


Freude und ersetzt manches. Ich sehe auch, daß die Not bis jetzt noch nicht an


Hänschen herangetreten ist. Er ist so dick und wohlgepflegt wie ein Friedens-


engel. Wie viel Freude solch ein Lebewesen bereitet! Es war ein glücklicher


Gedanke. Nicht wahr?


An Fritz Schwarz vom 7.4.1917 aus Les Hauts Geneveys


Nr. 5 mit dem Artikel „Staatsform und Schule“ ist vorzüglich. Es wird das ein


sehr dankbares Feld sein. Der Staat formt die Schule und die Schule formt die


Bürger für den Staat, wie sie der Staat braucht. Das Primäre wäre also der Staat!


Eben: l’etat c’est moi. Der Privatgrundbesitz, das ist der Staat. Ein besonders für


Lehrer interessanter Abschnitt ist die Frage: Wie bringt man das Kind des Prole-


tariers schnell und sicher zur Anerkennung der Tatsache, daß es vom Mitbesitz


des vaterländischen Bodens ausgeschlossen ist?


Genosse Grimm ließ auch meinen zweiten Brief unbeantwortet. Man muß mit


den Sozialdemokraten viel Geduld haben.


An die Freihofkasse Bern, z. Hd. der Herren A. Roth, H. Schaer und
U. Wettstein vom 17.4.1917 aus Les Hauts Geneveys


Sehr geehrte Herren!


Über die freundliche Aufnahme, die Sie unserer ersten Literatursendung be-


reitet haben, haben wir uns recht gefreut und gestatten wir uns, Ihnen für Ihre


Bibliothek weitere Schriften, die in denselben Kerb hauen, anbei zu übersenden


in der 
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angenehmen Hoffnung, daß auch diese ebenso gastlich werden aufgenommen


werden.


Ihr Vorhaben, durch Erwerb von Land, die Gesetze der Güterverteilung direkt


an der Praxis zu studieren [Die Freihofkasse in Bern war eine Organisation, die ähnlich wie


der Deutsche Verein Freiland in Eden-Oranienburg aus Beiträgen und Spenden den Erwerb von


Grundstücken finanzierte. Die Grundstücke wurden gemeinnützig verwaltet und zur privaten Nutzung


verpachtet.], ist sehr wichtig, und wir werden es nach Tunlichkeit unterstützen. Wir


können aber Ihrer Kasse offiziell nicht beitreten.


Sie haben vollkommen recht, wenn Sie sagen, daß die Arbeiter keine Zeit


haben, auf theoretischem Wege in die wirtschaftliche Welt einzudringen, und daß


„Handgreiflichkeiten“ für die meisten allein Beweiskraft haben. Wenn die Sozial-


demokraten in jeder Stadt nur zwei Jucharten Land besaßen und dazu vielleicht


eine Aktie irgendeiner Fabrik, so wurden sie schon längst die Hohlheit ihrer 


jetzigen Theorie des Lohnes erkannt und zur Bekämpfung des Kapitals ent-


gegengesetzte Wege eingeschlagen haben.


Indem wir Ihrem Unternehmen das beste Gedeihen wünschen. zeichnen wir


mit den besten Grüßen


PS: Sollten Sie Gelegenheit haben, unter Ihren Arbeitskameraden Exemplare


unserer Schriften abzusetzen, so wollen wir sie Ihnen gern kostenlos überlassen,


d. h. das Geld, das Sie dafür lösen können, Ihrer Freihofkasse stiften.


An Dr. Theophil Christen vom 18.4.1917 aus Les Hauts Geneveys


Über Ihren Erfolg beim „Weltwirtschaftlichen Archiv “ habe ich mich recht ge-


freut. An Prof. Harms werde ich schreiben; verspreche mir jedoch nicht viel.


Wenn Sie einmal den Herren eine besonders bittere Pille zu schlucken geben


wollen, so würde sich die Geschichte, wie Wilson die Währung im Interesse


Englands behandelt hat, wohl jetzt sehr gut dazu eignen. Sie erinnern sich, daß


Wilson vor 1914 den Vorschlag gemacht hat, als Mittel gegen die damalige 


allgemeine Hausse den Goldgehalt des Dollars zu erhöhen. Warum hat er nun


nach Kriegsausbruch, als die Preise der Waren noch ganz anders in die Höhe


schossen, diesen Vorschlag nicht wiederholt? Wenn je, so war jetzt die


Veranlassung dazu. Die Schweden hatten vor dem Kriege den Vorschlag nicht


gemacht, gleich nach Kriegsausbruch führten sie ihn aber aus. Und die Dänen


und Holländer auch. Wilson hielt die Sache seinerzeit für sehr wichtig; sein


Freund Irving Fisher wollte dasselbe. Für Wilson bedeutete die allgemeine


Hausse eine bedeutende Schädigung der Volkswirtschaft. Und nun, wo er die


Macht gehabt hätte, tut er nichts, um seinen Plan auszuführen. Aus Sympathie


für die Interessen Englands, um die Kaufkraft des englischen Goldes nicht zu


mindern, läßt er die Interessen des Handels seines Landes fahren, duldet er die


Überschwemmung der Ver-einigten Staaten mit Gold? etc. etc.
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Die Sache läßt sich sehr gut gegen Wilsons Neutralität deuten. Umsonst aber


dürfte man der Presse diese Mitteilung nicht geben; sie müßte diese Mitteilung 


in einem schweren Angriff auf die Goldwährung eingewickelt erhalten. Staub soll


sie fressen.


An Fritz Schwarz vom 18.4.1917 aus Les Hauts Geneveys


Über die große Zahl von Abonnenten bin ich ordentlich erstaunt. Sie können


sehr zufrieden sein. Der Erfolg berechtigt zu den schönsten Hoffnungen. Eine


Zeitschrift für Kultur müßte sich eigentlich auch mit dem höchsten Kulturwerk, mit


dem Weltfrieden, befassen. Überlegen Sie mal, ob die Befassung mit diesem


Stoff Ihrem Blatte zuträglich wäre.


An Jenny Blumenthal vom 22.4.1917 aus Les Hauts Geneveys


Wenn Georg fort muß, so ist es wirklich das Vernünftigste, meine sieben


Sachen in seinem Büro aufzustapeln. So ersparen wir die Miete und auch die


Steuern. Denn die Steuerkasse in Lichterfelde besteht darauf, daß ich Steuern


bezahlen soll, solange ich die Wohnung besitze. Ich schrieb zwar, daß mir die


Wohnung nur als Lagerraum dient, aber die Leute brauchen Geld, und da wird


man harthörig. Also sei so gut, liebe Jenny, und lasse die Sachen dahin bringen


(in der Küche findet alles Platz). Ich selbst kann nicht kommen, weil man mir für


solchen Zweck keinen Paß geben würde. Ich dachte, daß Du vielleicht das Bett


brauchen könntest. Wenn so, so verfüge darüber – wie auch über die anderen


Sachen, wie Du es für gut hälst. Ich hoffe zwar stark, daß der Friede bald


kommt, aber man tut immer gut, sich für den schlimmsten Fall einzurichten.


Kommt der Friede, so mache ich überhaupt aus meinem ganzen Kram ein


Freudenfeuer – und neues Leben soll aus der Asche erblühen. In der Küche 


sind einige leere Kisten. Darin können alle die im Büro liegenden losen Schriften


verpackt werden. Im Bücherschrank links auf dem zweiten oder dritten Brett 


liegt das Manuskript der „Barataria“. Das nimmst Du vielleicht besser bei Dir in


Verwahrung. ( Es ist eine Schicht von etwa 500 losen Blättern.)


Es ist zwar eine ganz gute Wohnung, aber ich denke, es wird sich, wenn ich


suche, auch wieder was finden – mehr in der Natur, in der Sonne und ohne den


dunklen Treppengang, mit einem Sandhügel, wo sich Hans tummeln kann. Er


machte immer ein recht erschrockenes Gesicht, wenn ich ihn die Treppe hinauf-


trug.


Also jetzt muß Georg auch fort! Wie viel nützlicher wäre er jetzt in Stockholm


auf der internationalen Sozialistenkonferenz für den Friedensschluß. Vielleicht


schickt man ihn dorthin. Hänschen danke ich schön für seinen schönen Brief. 


Er schreibt schon recht gut und ich freue mich über seine Fortschritte.
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An Fritz Schwarz vom 9.5.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die „Freistatt“ verspricht eine gute Entwicklung. Es kommen fortgesetzt aner-


kennende Schreiben. Sich selbst treu bleiben, das ist der Weg zum Erfolg – nicht


immer der kürzeste, aber der sicherste. Was wahr ist, muß gesagt werden. Wenn


das, was gesagt werden muß, besonders weh tut, so wartet man vielleicht eine


besonders feierliche Gelegenheit ab – aber es muß gesagt werden.


Mit meiner Schrift über „Die wirtschaftlichen Vorbedingungen zum Bürger- und
Völkerfrieden“ komme ich nur langsam vorwärts. Vielleicht wirds besser, wenn


ich mal mit meinem Kartoffelacker fertig bin – denn der ist jetzt der Inbegriff aller


meiner kühnsten Hoffnungen.


An die „Sozialistischen Monatshefte“ hatten wir von hier aus Nr. 1 – 4 geschickt


– jetzt schicken wir noch 5 – 8. Leider ist der Verlags- und Bezugspreis nicht


angegeben. Wir haben übrigens von dieser Seite nichts zu erwarten. Diese


Leute, die in den Marxschen antikapitalistischen Schriften ihr ganzes geistiges


Kapital angelegt haben, begehen einfach Selbstmord, wenn sie sich überzeugen,


daß dieses Kapital nicht mehr lange Zins abwerfen kann. Darum rate ich Ihnen in


Ihrem Artikel für das „Neue Leben“ zu vieler Diplomatie. Ein Angriff auf die


Marxsche Mehrwerttheorie ist ein Angriff auf das Fundament der Sozialdemo-
kratischen Partei. Diese Partei steht und fällt mit jener Theorie. Darum können


wir auch nicht hoffen, diese Partei stückweise zu gewinnen. Ganz werden wir 


sie haben.


Können Sie mir gelegentlich sagen, wo das „Neue Leben“ erscheint? Ich


möchte das Blatt kennenlernen.


An Fritz Schwarz vom 16.5.1917 aus Les Hauts Geneveys


Für die „Freistatt“ ist die „Friedensarbeit“ doch wohl etwas zu groß. Ich dachte,


einzelne Bruchstücke davon lassen sich als Lückenbüßer gut gebrauchen, 


nötigenfalls durch Kürzungen. Um den Lesern zu zeigen, daß die „Freistatt“ sich


auch mit dem Hauptkulturproblem, „dem Frieden“, befaßt. Die Tatsache, daß


Bürger- und Völkerfriede ein und dasselbe bedeutet – die müßte in immer neuer


Beleuchtung gebracht werden. Es ist das ein äußerst fruchtbarer Gedanke.


Sie haben ganz recht, wenn Sie sagen, daß sich Deutschland seinerzeit der


Abrüstung widersetzte, so lange die Vorbedingungen für den Frieden nicht ge-


schaffen waren. Man hat Deutschland daraus ja auch genug Vorwürfe gemacht.


Aber gerade darum verblüfft es, wenn sich bei näherer Betrachtung herausstellt,


daß die völlige Abrüstung Deutschland ein gewaltiges Übergewicht über alle


anderen Völker gegeben hätte. Meine Darstellung ist also ironisch aufzufassen.


Diesen Abschnitt meiner Arbeit könnte man mit Nutzen für die „Freistatt“ ge-


brauchen, am besten unter dem Titel „Die Gefahren der Abrüstung“ oder „Wem
nützt die Abrüstung?“. Wenn unter diesem zweiten Titel, so müßte er in zwei


Teile zerlegt werden; im ersten Teil der Nachweis, daß die Abrüstung nur für die


industriell wenig ent-
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wickelten Länder wirklich effektiv sein würde – im zweiten Teil mit dem Nachweis,


daß die Abrüstung die Macht der Polizei zur absoluten Übermacht gestalten kann


(alle Völker sind heute entwaffnet) und daß die Ersparnisse, die mit der Abrüs-


tung verbunden sind, durchaus nicht ohne weiteres dem Lohn zugutekommen.


Der Bautziger-Artikel sagt für die „Tagwacht“ vielleicht schon zu viel. Die Finken


sind stutzig geworden. Der Artikel widerspricht ihrem Dogma. Die Leute fühlen


sich unsicher und lehnen alles der Einfachheit wegen ab. Es sind halt bequeme


Bürokraten. Was sie nicht begreifen, ist „Utopie“. Auch die „Sozialistischen
Monatshefte“ in Berlin nannten die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ eine greu-


liche Utopie, ohne auch nur den Versuch zu machen, das Urteil zu begründen.


Es ist ja auch klar – es muß selbstverständlich eine Utopie sein, denn sonst 


wäre ja Marx im Irrtum mit seiner Zinserklärung. Und das darf nicht sein.


An Fritz Schwarz vom 28.5.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Art, wie Sie die Friedensarbeit anzufassen gedenken, gefällt mir sehr und


verspricht ein schnelles Vorwärtsschreiten. Vielleicht wäre es gut, um einzelne


Artikel nicht auseinanderreißen zu müssen, einzelnen Nummern doppelten


Umfang (also 1 statt ? B.) zu geben. Das macht dann auch auf die Abonnenten


den Eindruck des Gedeihens. Dann kann neben den Friedensartikeln noch an-


deres gebracht werden. Den Artikel „Weltfriede durch den Sozialismus“ werde ich


gerne ausarbeiten. Wollen Sie mir durch einige Stichworte mitteilen, wie die


Schweizer Sozialisten sich diesen Frieden vorstellen, damit ich keine wesent-


lichen Gedankengänge übergehe.


An Georg Blumenthal vom 10.6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich war in Lausanne wegen eines Passes. Vielleicht erhalte ich ihn bald, viel-


leicht dauert es eine Weile. Erhielt Deine Karte vom 6.6. Du wirst Dich wohl ent-


schließen müssen, den horrenden Papierpreis zu bezahlen und den Preis des


Buches entsprechend zu erhöhen. Sicher wird es besser sein, das Papier in


einer billigeren Qualität zu nehmen. Man gewöhnt sich ja auf allen Gebieten an


das Billige. Von hier aus ist es ganz unmöglich, Papier zu schicken. Es würde


übrigens schon durch den Kursverlust fast um 100% verteuert. – Ich danke Dir


herzlich für die in Aussicht gestellte Buchsendung, auch für Deine Bemühungen


wegen der Zensierung meines Buches. – Am 15. hielt Herr Trefzer einen Vortrag


über die absolute Währung. Direktor Ott von der Nationalbank (Notenbank)


äußerte sich zustimmend zum physiokratischen Gelde, weil es die Noten den


Banken zutreiben wurde.
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An Jenny Blumenthal vom 11.6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Leute vom Schweizer Freiland-Freigeld-Bund schicken mich nach Stock-


holm zur Vertretung ihrer Sache. Der Genfer Verein „Terre libre“ schließt sich den


Leuten an. So ziehe ich denn in diesen Tagen los – wenn die Paßformalitäten


erledigt sind. Und der Weg nach Stockholm führt über Lichterfelde! Denke Dir! 


In Berlin werde ich dann wohl einen neuen Paß mir holen müssen und diese 


Formalitäten nehmen mehrere Tage in Anspruch. So werden wir Zeit haben, uns


über Kohlrüben und Butter zu unterhalten, falls wir nichts Vernünftigeres und


Schöneres zu tun haben. Dein Brief vom 13. Mai ist bis heute der letzte. Ich bin


in Zürich und Bern gewesen und schickte von dort für Hänschen etwas Schoko-


ladenaroma. Vielleicht ist es eingetroffen. Unsere Sache macht allenthalben gute


Fortschritte. Man studiert jetzt fleißig unsere Schriften.


An Fritz Schwarz vom 18.6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Der Vortrag über Absolute Währung des Herrn Trefzer verlief gut. Es war ein


fruchtbarer Tag. Etwa 80 Personen, viele Studenten. An der Diskussion beteilig-


ten sich Ott von der Nationalbank, Freudiger, Vorsteher des statistischen Amtes,


Kellenberger, Währungstheoretiker, Prof. Reichesberg (Sozialist) und S. G.


Anbei das „Neue Leben“ [Das „Neue Leben“ war das Organ der Religiösen Sozialisten um


Prof. Leonhard Ragaz in der Schweiz.] mit bestem Dank zurück. Ich habe auf diese


Zeitschrift abonniert.


An Fritz Schwarz vom 20.6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich schreibe Ihnen diese Karte, nur um Ihnen zu sagen, wie sehr ich mich über


Ihren schönen Erfolg gefreut habe. Wir müssen den Sozialdemokraten gegen-


über immer betonen, daß uns mit einem Teil der Partei (Grütlianer etc.) nicht


gedient ist – daß wir also unter keinen Umständen eine Spaltung wollen. Das


Ganze wollen wir gewinnen. Und diesem Ganzen wollen wir neue, starke Werbe-


kraft verleihen gegenüber den heute noch abseits stehenden Opfern des Kapi-


tals. Wir wollen nur einen Spalt, das ist der zwischen Arbeitern und Rentnern.


An Fritz Trefzer vom 20.6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Der beiliegende Brief mit mancherlei Nachrichten auch über Dr. Christen wird


Sie erfreuen. Unsere Sache macht entschieden Fortschritte. Auch Dr. Schneider
berichtete Erfreuliches.
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Der Freilandbund in Eden steht nun ganz auf unserem Boden. Es wird nicht


schwer werden, falls wir die „Freistatt“ zu unserem Bundesorgan machen, die


Mitglieder des Edener Vereins für unser Organ als Abonnenten zu gewinnen.


Kellenbergers Angriff auf die „Neue Zürcher Zeitung“ war sehr geschickt. Leider


ist der Mann für uns verloren. Als Direktor des schweizerischen Schutzverbandes


für Rentnerinteressen kommt er für uns nicht mehr in Betracht. Und es hat 


keinen Sinn, sich mit ihm abzugeben.


PS: Genosse Roth schreibt, er habe seit acht Wochen keine Arbeit mehr. Er


stände auf der schwarzen Liste und seine Genossen hätten ihn im Stich ge-


lassen. Die Partei, bei der er sich um einen Posten bewarb, lehnt ihn ab, wegen 


seiner Werbetätigkeit für den Schweizer Freiland-Freigeld-Bund!! Ich denke mir,


die Genossen haben gerade jetzt genug Sorgen mit ihrer Familie, und die Partei


hat so viele Posten nicht zu besetzen. Schlimm!


An ? Rotter vom 21. 6.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich danke Ihnen herzlich für Ihre freundliche Büchersendung und sende Ihnen


anbei das Gewünschte nebst einigen anderen Werbeschriften des Schweizer
Freiland-Freigeld-Bundes. Mit dem Geiste Ihrer Weltrepublik kann ich mich im 


allgemeinen einverstanden erklären – im allgemeinen! Mein Streben geht nach


größerer Ungebundenheit. Die Weltrepublik schafft man durch Entstaatlichung


der Staaten. Sie ist da an dem Tag, wo wir die Staaten nicht mehr als Organisa-


tionen voneinander unterscheiden können. Das, wodurch die Staaten ihre


Existenz am lautesten in die Welt hinauskrähen, ist der Zoll, die Zollgrenze. Alle


übrigen Grenzen spielen heute schon in der Trennung der Völker kaum noch


eine Rolle, wie die Grenzen der schweizerischen Kantone oder die der deut-


schen Bundesstaaten. Das, was die Völker zwangsläufig zur Einführung von


Zöllen, zur Schaffung von Zollgrenzen, zum Gedanken des „nationalen Wirt-
schaftsgebietes“ geführt hat, das sind die organischen Fehler des herkömmlichen


Geldes zusammen mit dem widernatürlichen Geist, den der Privatgrundbesitz


schafft. Freiland und Freigeld werden die Zollgrenzen aufheben und damit die


Weltrepublik wieder herstellen, die so lange war, als es keine Zollgrenzen gab.


Die Weltrepublik ist somit keine Utopie; sie war; sie wurde nur durch einen uto-


pischen Versuch, die Schaffung eines durch Zölle geschlossenen nationalen


Handelsstaates zeitweilig aufgehoben. Die Staatengründer waren die Utopisten.


Jetzt sieht man das in größeren Kreisen ein.


An Fritz Schwarz vom 2./13.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Herzlichen Dank für die Überlassung des Abdrucks. So im Zusammenhang


gelesen, habe ich einen noch besseren Eindruck bekommen. Der Satz Seite 6


oben 
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hat eine sehr glückliche Fassung bekommen. Der Satz Seite 7, 2. Zeile von


unten, daß Arbeiter und Unternehmer „Freunde“ seien, müßte erklärt, sonst aber


lieber fortgelassen werden. Aus dem Zusammenhang gerissen, eignet er sich


vorzüglich für die Kampfmethoden, die Sie ahnen. Unternehmer in ihrer Eigen-


schaft als Leiter, also auch als Arbeiter, haben mit den Arbeitern antikapitali-


stische Interessen gemein. Meistens sind sie aber Arbeiter und Kapitalist in


Personalunion. Wo der Kapitalist vorherrscht, hört auch die Freundschaft auf.


An Fritz Schwarz, undatiert (Juli 1917) aus Les Hauts Geneveys


Was Sie von den sozialdemokratischen Führern sagen, stimmt mit dem über-


ein, was mir Lorenz sagte. Dieser Lorenz macht einen guten Eindruck mit seiner


großen Aufrichtigkeit. Um so diskreter werden wir mit seinen Aussagen verfah-


ren. Ich vermute, daß Grimm ihm seinerzeit meinen Brief zur Beantwortung über-


wies, worin ich ihn um Besprechung der NWO bat.


Was Sie zu dem Vorschlag von Prof. Schenkel sagen, halte ich auch für richtig.


Eine zweisprachige Zeitung ist übrigens auch unästhetisch, vielen Leuten wider-


wärtig und kostet schließlich so viel wie zwei selbständige Zeitungen. Sobald ein-


mal die „Freistatt“ finanziell sichergestellt ist, werden wir den Plan einer französi-


schen Ausgabe erwägen (d. h. mit unserem Geldbeutel abwägen), sonst laufen


wir noch Gefahr, daß unser Unternehmen vorzeitig verkracht.


An Nobs will ich schreiben. Seiner Aufforderung werde ich mit ganz besonderer


Freude folgen. Auch das ist wieder ein schöner Erfolg, den Sie errungen haben.


Der persönliche Verkehr erleichtert doch gewaltig die Aufgabe, namentlich, wenn


man einen so vertrauenerweckenden Eindruck macht – wie Sie.
Das Paket mit den gewünschten Büchern geht eben zur Post. Der erste Teil


(Freiland) der billigen Ausgabe ist hier vergriffen, doch hoffe ich, bald eine neue


Sendung zu erhalten. Mit diesen Schriften bitte ich nicht allzu knauserig umzu-


gehen. Di Lüt, wo Geld hei, mögen zahlen. Unsere Sache ist aber gerade die der


Leute, die kein Geld hei. Es müssen halt Gelder von allen Seiten herangetrom-


melt werden und da ist es ganz richtig, wenn Sie ein Postscheck eingerichtet


haben. Ich bin auch überzeugt, daß es nicht an Geldspenden fehlen wird.


Es ist recht schade, daß Sie nun so sehr von häuslichen Sorgen in Anspruch


genommen werden. Wie kann man Ihnen da helfen? In deutschen Dörfern wür-


den Ihnen in solchem Falle alle Nachbarn beispringen. Die Pflanzung, Hühner


und Kaninchen würden von Heinzelmännchen besorgt werden.


An Georg Blumenthal vom 8.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Hoffentlich geht es Dir den Umständen nach gut. Wenn man von diesen


Umständen absieht, so mag es Dir schlecht gehen – wie allen anständigen


Menschen. 
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Es wird Dich interessieren, jetzt nach einer 1/2jährigen Abwesenheit etwas von den


Erfolgen der physiokratischen Werbetätigkeit zu hören. Ich bin nicht ganz faul


gewesen und die Zeiten düngen unseren Acker. Es geht gut vorwärts. Wir haben


jetzt die mächtigsten Häuptlinge der Sozialdemokraten für unsere Ziele interessiert.


Ihre Presse steht uns zur Verfügung. Einige meinen, jetzt würde es lawinenartig


vorwärtsgehen. Das mag eine Übertreibung sein – immerhin, wir haben eine


Bresche geschlagen. Die Sozialdemokraten sind am Ende ihres Lateins und 


greifen jetzt gerne nach dem Rettungstau, das wir ihnen werfen. Auch die Regie-


rungsbeamten wissen nicht mehr aus noch ein – und wo ich auch angeklopft habe,


immer habe ich viel Entgegenkommen gefunden. Taube Ohren gibt es nicht mehr.


Es ist jetzt sehr schade, daß Du nicht hier bist, um Vorträge zu halten. Ob man


Dir am Ende für solche friedenfördernde Zwecke keinen Urlaub geben würde? Die


Rückwirkung solcher Vorträge auch auf das Ausland wäre groß. Versuche es doch


einmal. Wir würden der Arbeiterbewegung in allen Ländern ein unmittelbares Ziel


geben, so daß sie über dieses Ziel den Krieg vergessen würden und auf einen


sofortigen Friedensschluß drängen würden. Für Deutschland – wie für alle Krieg


führenden und Neutralen – ist der Friede aber wichtiger und nötiger als der Sieg –


mit dem man ja nach Lage der Dinge sowieso nichts Vernünftiges anfangen 


könnte. Also ich meine, daß, wenn Deutschland Deine militärische Kraft entbehren


kann, Du hier dem Deutschen Reich nützlicher wärest, als im Büro irgendeines


Bürokraten. Versuche es doch mal mit der Begründung, daß Du hier für einen die


natürliche Ordnung in der Wirtschaft der Völker gründenden Frieden arbeiten wirst.


Von Deutschland kann man vernünftigerweise kaum erwarten, daß es die ganze


Welt besiegt und ihr den Frieden diktiert – sieht auch der U-Boot-Krieg sehr ver-


trauenerweckend aus, so steht dieser Aktion die amerikanische Bedrohung mit 


100 000 Flugapparaten gegenüber. Diese Drohung ist kein Spaß! Also Friede und


sorge Du für diesen Frieden, indem Du Dir den Paß verschaffst. Gestern sprach


ich in Zürich vor etwa 100 Personen: „Freiland, die eherne Forderung des
Friedens“. Es wurde restlos alles recht gut aufgenommen. Von Jenny ist schon 


längere Zeit kein Brief gekommen. Den Paß nach Stockholm hat man mir noch


nicht geschickt.


An ? Oehrli vom 10.7.1917


Der Friede ist nur ein anderer Ausdruck der Wahrheit, der Wahrhaftigkeit. Zum


Kriege braucht man die Lüge, die Verstellung. Man muß sich verbergen, wie ein


Raubtier sich verkriechen und schleichen. Dann ist der allgemeine Kampf gegen


die Unwahrheit auch unmittelbare Friedensarbeit.


Hier in der Anlage finden Sie nun ein Heft, das diesem Kampfe dienen soll,


„Kannte Moses das Pulver?“. Dieses Schriftchen hat immer und überall viel


Interesse erweckt und läßt sich sehr leicht verkaufen. Ich mache Ihnen nun und


Ihrem Freund Dickeswyler den Vorschlag, von dem Heft eine neue schweizerische


Auflage drucken zu lassen und die Hefte mit Ihren anderen Schriften zu verkau-
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fen. Für mich als Verfasser verlange ich nichts, aber für die Kasse Ihres Disku-


tierclubs fordere ich eine Abgabe von 5 Rappen das Stück, zahlbar im Verhältnis,


wie der Absatz vor sich geht.


Weiter stelle ich die Bedingung, daß die Schrift nicht mehr unter meinem


Namen segeln darf, sondern unter einem Pseudonym (meinetwegen Berthold
Schwarz). Ich stelle diese Bedingung nicht etwa, weil ich den in der Schrift 


vertretenen Standpunkt aufgegeben habe, sondern weil diese Veröffentlichung


meinen Bestrebungen nicht förderlich ist. Sie erweitert nicht den Kreis meiner


Freunde, sondern kann mir nur Gegner schaffen in meinem Kampfe gegen die


Goldwährung.


An Ernst Nobs vom 11.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Der Artikel „Der Mietwucher“ im „Volksrecht“ vom 6. Juni vertröstet die Prole-


tarier auf die Beseitigung des Kapitalismus. Für ungeduldige, zur Tat entschlos-


sene Männer kein schöner Trost. Dabei muß man bedenken, daß an dem Tage,


wo der Kapitalismus kapituliert, noch alles zu tun bleibt, um die Wohnungsnot zu


beseitigen – nämlich der Bau von Millionen Häusern, die an jenem Tage wohl


verlangt werden, aber einfach nicht da sein werden.


Da wäre es doch vernünftig, statt auf den kapitalistischen Zusammenbruch zu


warten, jetzt schon mit allen Mitteln an den Bau von Häusern heranzugehen. Das


Mittel dazu würde das „Freigeld“ geben. Stellt es sich doch bedingungslos der


Volkswirtschaft zur Verfügung. Aber das Freigeld soll erst von den Arbeitern


erkämpft werden.


Man kann aber auch ohne das Freigeld schon manches tun, um die durch die


Inflationspolitik der Nationalbank von Grund auf gestörte Bauindustrie wieder in


Ordnung zu bringen – wie Sie das aus beiliegendem Vorschlag ersehen werden.


Sollten Sie sich entschließen, den Artikel im „Volksrecht“ zu veröffentlichen, so


verpflichte ich mich, ihn gegen alle Angriffe zu verteidigen, einerlei von welchen


Interessen diese Angriffe auch ausgehen mögen. Ich fühle mich aber auch ver-


pflichtet, Sie darauf aufmerksam zu machen, daß der Angriff auf die Politik der


Nationalbank zugleich ein Angriff auf die bisher geübte Währungspolitik der


Berliner Sozialdemokratie bedeutet, die nichts anders ist als ein Tanz um das


goldene Kalb.


Zu dem großen Wahlsieg meine besten Glückwünsche. Die Armee haben Sie,


die Rüstung hat der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund. Rüstung und Armee


gehören aber zusammen.
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An G. Nordmann vom 12.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ihr Vorschlag hat vieles für sich. Das Geld wäre dann immer „vollwertig“ und


böte als Zahlungsmittel keinerlei Unbequemlichkeiten mehr. Sie meinen, es soll-


ten Kontrolleure angestellt werden, die alle Kassen revidieren. Aber auch das ist


ganz überflüssig, da ja sowieso jeder das Geld kontrollieren würde, sowohl bei


der Einnahme wie bei der Ausgabe. Jeder wäre ja selbst verantwortlich. Nicht


voll abgestempeltes Geld wird jeder abweisen oder den betreffenden Fehlbetrag


in Abzug bringen. Auch eine Entwertung der Marken ist nicht nötig. Die Marken


brauchen nur aufgeklebt zu werden. Die Kaufleute kaufen die Marken, wie man


Briefmarken kauft, auf Vorrat.


Besondere Schwierigkeiten stehen dem System nicht im Wege. Schon im


Jahre 1911 machte Gustav Simons denselben Vorschlag – bei Gelegenheit der


Veröffentlichung meines Buches „Die neue Lehre“. Und bei der gründlichen


Erörterung von allem Für und Wider war es Simons, der auf den Gedanken kam,


mein ursprüngliches Reformgeld in dem Sinne zu ändern, wie es jetzt ist.


Damals war mir diese Markenkleberei noch neu und darum freute ich mich über


den Ausweg, den Simons fand – der ja für Leute, die schnell zu rechnen ver-


stehen, immer noch der bessere ist.


Inzwischen ist aber das Publikum durch das Rabattmarkensystem derart an


solche Kleckserei gewöhnt, daß mir meine damaligen Bedenken jetzt, wo Sie


mich wieder auf jenen Vorschlag bringen, gering erscheinen.


Mit der monatlichen Abstempelung würden sich Schwierigkeiten ergeben, weil


der Sprung von (?)% zu groß ist – bei wöchentlicher Abstempelung bleibt der


Sprung auf (?)% reduziert.


Ich denke, in dieser neuen Gestalt wird das Freigeld auf weniger Schwierig-


keiten stoßen, und danke ich Ihnen herzlich für Ihre Anregung in einer Sache, 


bei der die Praxis eine so bedeutende Rolle spielt.


An Fritz Trefzer, undatiert (Juli 1917) aus Les Hauts Geneveys


Das Programm der Jungfreisinnigen sieht recht vertrauenerweckend aus. Mit


diesen Leuten läßt sich reden. Fraglich natürlich bleibt immer, ob sie das, was


sie aufs Papier gebracht haben, tatsächlich wollen. In der Regel wollen sich die


Leute ja nur unterhalten. Vieles wäre in den Köpfen zu klären und mancher wird


sich wohl zurückziehen, wenn es ihm klar wird, wohin der Weg führt. Darum, um


diesen Männern Enttäuschungen zu ersparen, mußte es mit dürren Worten


gesagt werden, was der volle Arbeitsertrag eigentlich ist. Es käme dann Zuzug


von links, der den Abgang nach rechts ausgleicht.


Den Vortrag in Zürich arbeite ich zu einer Broschüre aus. Also in der Volkswirt-


schaftsgesellschaft ein Vortrag über den Zins! Wird es da den Herren nicht weh


um’s Herz werden?


152







An Jenny Blumenthal vom 18.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Auf den Paß warte ich immer noch; jetzt ist die Friedenskonferenz in Stockholm
auf den 15. August verlegt worden. Vorher erhalte ich wohl den Paß nicht.


Ich hoffe, es ist Dir gut gegangen in Mecklenburg – Dir und dem Hans, und ich
freue mich, nun bald wieder Nachrichten von Dir zu erhalten. Vielleicht hat ihn
Hannchen mal wieder geknipst. Hannchen ist wohl inzwischen zur Bäuerin 
avanciert und versteht es, den Stier bei den Hörnern zu fassen. Das war ein 
glücklicher Entschluß.


Hier geht alles so weit gut. Die physiokratische Sache macht nun hier mächtige
Fortschritte in der Sozialdemokratie. In diesem kleinen Lande geht alles leichter
und schneller vorwärts. Man ist im Nu bekannt und in dem engeren Kreise entsteht
schneller die zum Wachstum nötige Brutwärme. Ich bin den ganzen Tag über voll
beschäftigt.


Die Ernteaussichten sind hier fortgesetzt die besten. Ein bedeutender Teil dieser
vorzüglichen Ernte, das Heu, ist bereits unter Dach.


Friede. Wann wird es Friede werden? Bethmann war zu unentschlossen und
übrigens, wie alle Staatsmänner, durch den dreijährigen Krieg verbraucht. Zum
Friedensschluß braucht man volle Kerls, mehr Energie als zur Kriegserklärung. 
So ist es gut, daß ein anderer an diese Stelle kommt. Man müßte überhaupt alle,
grundsätzlich alle, ersetzen durch frische Kräfte.


Morgen werden wir wissen, was für ein Geist in Michaelis lebt. Es ist übrigens
auch Zeit, daß Friede gemacht wird, ehe die Amerikaner mit den 100 000 Flug-
apparaten auf der Bildfläche erscheinen. 25 000 sollen bereits in Arbeit sein. Die
Amerikaner werden überhaupt nur mit Flugzeugen operieren. Das ist so ein
Instrument nach dem Herzen dieses Volkes.


Der Dresdner Bank gab ich Auftrag, Dir 500 Mark zu schicken zum Verbrauch
nach bestem Ermessen. Hier gilt die Mark nur mehr 64 cent statt 125 ct. Ich ver-
stehe nicht, daß Helfferich diesen Kurssturz nicht vermieden hat, wenigstens jetzt
während des Krieges. Der internationale Pöbel beurteilt die wirtschaftliche Kraft
nach dem Agio. Mit 100 oder 200 Millionen aus dem Reichsbankgoldschatz wäre
die Sache geordnet. Nach Friedensschluß wird niemand mehr das Reichsbankgold
haben wollen.


Entschuldige, Jenny, daß ich Dir solch öde Dinge schreibe. Wenn Hans hier
wäre, würde ich Dir die schönen Briefe schreiben können, die Du mir immer
schreibst und wofür ich Dir herzlich dankbar bin.


An Fritz Schwarz vom 24.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Sehen Sie sich mal den beiliegenden Artikel [„Die Hochzucht des Menschengeschlechts


als Religion der Zukunft“, abgedruckt im Band 10 dieser Edition, S. 164 – 166.] an vom Standpunkt


der „Freistatt“! Ich glaube, er paßt sehr gut hinein. Er ist eigentlich mein religiöses


Bekenntnis – 
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ein allerdings sehr optimistischer Glaube, aber strotzend voll von unmittelbar wir-


kenden Kräften. Die 200 Frs. sende ich auf Postscheck und bestimme sie der


„Freistatt“ zu ihrer persönlichen Verfügung. Sie können es also nun machen, wie


Sie wollen. Wenn Sie in der Freistatt“ quittieren, so bezeichnen Sie bitte den


Einsender unter irgendeinem Anonymus.


An Georg Blumenthal vom 27.7.1917 aus Les Hauts Geneveys


Anbei ein neues Modell des physiokratischen Geldes, das gegenüber dem seit-


herigen Muster mancherlei propagandistische Vorteile hat. Das Auge hilft hier mit


zum Verständnis – auch praktisch bedeutet es Vorteile. Hier bringt jeder sein


Geld in Ordnung, wenn er gerade Zeit dazu hat, z. B. auch, wenn man sich auf


Reisen begibt. Dann fällt an den Kassen jede Rechnerei fort. Als Stempelmarken


könnte direkt das Seite 100 der NWO empfohlene Kleingeld benutzt werden.


Vielleicht ist man jetzt in der Reichsregierung bei der gewaltigen Größe der


wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die sich nach Friedensschluß zeigen werden,


eher geneigt, gewisse Mittel anzuwenden, und hältst Du es vielleicht für nützlich,


Michaelis auf die Tragweite unserer wirtschaftlichen Reformvorschläge aufmerk-


sam zu machen. Auch bei den Sozialdemokraten dürfte dieses neue Geldmuster


eher Verständnis erwecken, da die Sozialdemokraten ja an solche Klechserei


gewöhnt sind.


Ich habe den Paß noch nicht erhalten. Von Dir und Jenny habe ich auch schon


lange keine Nachrichten – doch hoffe ich, daß Ihr alle wohl seid.


An Dr. Theophil Christen, undatiert (August 1917) aus Les Hauts
Geneveys


Herzlichen Dank für die freundliche Sendung des Artikels im „Weltwirtschaft-
lichen Archiv“. Bin gespannt, was Bendixen antworten wird. Wahrscheinlich


nichts – noch weniger Knapp. Erstaunlich ist, daß die Autoritäten, an deren


Dasein man im Publikum, namentlich bei den Kaufleuten, glaubte, so wenig von


sich hören lassen. Bendixen, Schmidt; Liefmann – alles neue Männer, von denen


man nie etwas gehört hatte.


Anbei ein neues Geldmuster, das mancherlei Vorteile bietet. Diese Abstempe-


lung ist eine mechanische Arbeit. Sie kann von jedem Kind besorgt werden. Man


braucht nicht zu rechnen. Als Marke zum Abstempeln könnte das auf Seite 100


der NWO beschriebene Kleingeld benutzt werden, wodurch diese Schnipsel


immer automatisch aus dem Verkehr gezogen würden.
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Ehe man auf den Markt oder auf Reisen geht, bringt man sein Geld hübsch in


Ordnung und flucht dabei ordentlich über die schreckliche Steuer. Der Empfänger


des Geldes vergewissert sich durch einen Blick, ob die Abstempelung richtig ist.


Kurz, es sind hier allerlei Vorteile.


An Jenny Blumenthal vom 9.8.1917 aus Les Hauts Geneveys


Dein lieber Brief vom 30. Juli traf hier zusammen mit der Botschaft ein, daß mir


der Paß nach Stockholm nicht bewilligt werden könne. Warum, wird nicht gesagt.


Vielleicht hält man solche Reisen für überflüssig, weil der Friede so oder so


kommt. Nach den letzten Nachrichten aus London scheint es, daß der Friede


von der Entschädigungsfrage (Belgien) abhängig ist. Deutschland hat aber zu


Beginn des Krieges Belgien volle Entschädigung zugesagt – übrigens eine


Bagatelle. Was Du mir von Hans erzählst, hat mir große Freude gemacht. Auch


empfindsam – eine besonders glückliche Eigenschaft. Morgen muß ich den


Sozialdemokraten in Bern einen Vortrag halten.


Heil Dir Jenny und dem ganzen Tal der Blumen!


Silvio


An Fritz Schwarz, undatiert (August 1917) aus Les Hauts Geneveys


Anbei Brief und Aufruf des Herrn Hartmann zurück. Wenn die Broschüre „Frei-
land – die eherne Forderung des Friedens“ gedruckt ist, werde ich ihm ein


Exemplar schicken und dann sehen, wie er darauf reagiert. Wenn er nicht fürch-


tet, auch die andere – die nichtigere – Hälfte seines Vermögens in und durch


unsere Sache zu verlieren, dann soll er uns hochwillkommen sein. Er hat kein


festes Ziel, stellt keine Forderung und ich fürchte, das Resultat des von ihm


zusammengerufenen Kongresses wird nicht den Erwartungen Hartmanns ent-


sprechen. Wenn er Geschichtsstudien macht, so wird ihn vielleicht die Broschüre


„Gold und Frieden?“ interessieren. Wir müßten einen Mann haben, der die


Geschichte Roms von unserem Standpunkt aus nachprüft. Es wäre das eine


hochwillkommene Unterstützung unserer Bestrebungen – und echte Friedens-


arbeit. Vielleicht schicken Sie ihm mal „Gold und Frieden?“ und fordern ihn auf,


sich dazu zu äußern. Das wäre für die „Freistatt“ ein ganz ausgezeichneter Stoff.


An Fritz Schwarz vom 26.8.1917 aus Les Hauts Geneveys


Also zunächst summarisch ja zu allen ihren Fragen. Die Eingabe ist gut – ich


werde sie Ihnen morgen zurückschicken mit einigen kleinen Bemerkungen. Für


den Freiland-Freigeld-Bund wäre die gedruckte kleine Chronik sicher sehr wert-
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voll. Ich werde Ihnen dazu gern alles passende Material zusenden. Heute wird


schon damit begonnen. Wenn Sie irgendein Zeichen anbrächten dafür, daß Sie die


Papiere erhalten haben, dann bin ich sicher, Sie Ihnen nicht zweimal zu schicken.


Reinhards Dividenden-Höchstsatz zeugt von schrecklicher Unwissenheit in wirt-


schaftlichen Dingen.


Das „Neue Leben“ erscheint wohl nicht mehr? Habe wenigstens schon ewig


keine Nummer erhalten. Es wäre schade wegen Ihres Marx-Artikels.


Von der „Familie“ sandte ich Ihnen noch einige Exemplare für den Fall, daß Sie


Gebrauch davon machen können.


Gestern sandte ich Ihnen auch den Entwurf zu dem neuen Freigeld. Was sagen


Sie dazu? Lohnt sich die Ausgabe von 200 Frs.? Ich halte das Ding für gut in all


den Fällen, wo man mit Leuten zusammenstößt, die an der Unverständlichkeit des


Freigeldvorschlags, wie wir ihn bis jetzt machten, Anstoß nehmen. Hier fällt alle


Rechnerei fort. – Wie geht es Ihrer Frau?


An ? Oehrli vom 28.8.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Freigeld- und Freilandforderung ist eine Machtfrage. Diese Macht werden wir


nur haben, sobald die Freigeldforderung von einer genügenden Anzahl Männer


theoretisch verfochten werden kann. Zur Heranbildung solcher Männer sind die


Diskussionsclubs nötig, nicht einer, sondern viele – wie es in Zürich 100 Schulen


gibt, so sollten auch in Zürich 100 Clubs gebildet werden zur Diskussion aller wirt-


schaftlichen Fragen. Darum meine ich, daß, wenn Herr Rotter einen Club gebildet


hat mit einem ganzen Apparat von Behörden (der nur Ballast ist), Sie darum von


Ihrem Vorhaben durchaus nicht abzustehen brauchen. Es bildet ein Talent sich in


der Stille. Wenn Sie drei Männer finden, mit denen Sie regelmäßig zusammen-


kommen und die sich ehrlich gegenseitig zu fördern suchen, so ist das meines


Erachtens die allerbeste Art, positive Arbeit zu leisten. Alles andere ist Vereins-


meierei. Also Herr Oehrli, lassen Sie den Mut nicht sinken. Wenn Sie Herrn


Dickeswyler für Ihren Club gewinnen können, so sind Sie ja schon zu zweit, und


einen brauchbaren Dritten werden Sie mit der Zeit auch noch finden. Was Sie


suchen, ist ja gegenseitige Anregung und Kritik – und die finden Sie eher in einem


ganz kleinen Kreis. Sie sehen ja, wie es in den großen Versammlungen geht. Zwei


bis drei Männer reden, die anderen halten den Schnabel und begnügen sich damit,


zum Schluß die Vorderflossen gegeneinander zu schlagen. Was hat man davon?


Herrn Dickeswyler beglückwünsche ich zu seinen Erfolgen. Mit ihm ist wohl jeder


einig, daß den Tüchtigsten und Weisesten das Regiment zu überlassen ist. Diese


weisen Männer hassen aber die Politik, die aus dem Klassenstaat hervorgeht und


ein Gespinst von Lug, Trug und Heuchelei darstellt. Den Klassenstaat, der sich auf


dem Privatgrundbesitz und dem Gold aufbaut, müssen wir zuerst vernichten, dann


werden wir erst sehen, wieviele weise Männer jetzt in die ... (?) gedrückt sind. Die 
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werden es dann leicht haben, sich durchzuarbeiten. Herr Dickeswyler kann sein


Ziel nicht einfacher erreichen, als durch Mitwirkung bei unseren Bestrebungen.


An Hertha Holtze vom 7.9.1917 aus Les Hauts Geneveys


Wer einen Paß bekommt, der fährt nach Stockholm. Also bleibe ich hübsch zu


Hause. Wie stark und grimmig wäre Grimm gewesen, wenn er den russischen


Revolutionären den Weg aus der Geldklemme hätte zeigen können! So verfallen


die Russen notwendigerweise den imperialistischen englischen und amerika-


nischen Geldsäcken. Wer in Rußland das Geld in Umlauf zu erhalten versteht, 


der rettet die Revolution.


Hammurabi war ein Bürokrat. 2/3 des Bodenproduktes – ohne Rücksicht auf die


Qualität des Bodens und die Lage des Marktes! Unter Umständen sind 9/10 des


Produktes noch sehr wenig, verglichen mit 1/10 bei schlechtem Boden und miß-


lichen Mistverhältnissen. Hat man aus der Zeit Hammurabis Münzen gefunden?


Barrengeld? Da von Zinsen gesprochen wird, müßte auch Geld, und zwar Metall-


geld (Münzen oder Barren) schon gewesen sein.


Hunkel soll nur fleißig weiter für die NWO werben. Diese Ordnung wird schon


dafür sorgen, daß die ihr entsprechende politische Ordnung sich Bahn bricht. Die


NWO kann nicht verdorben werden.


An Fritz Schwan, undatiert (Sept. 1917) aus Les Hautes Geneveys


Die Versammlung ist also auf Montag verlegt. Da Sie nun Ferien haben, gestatte


ich mir die Frage, ob Sie am Ende bereit wären, nach der Versammlung – also


etwa Dienstag – eine kleine Wandertour um den Thuner Ser herum mitzumachen.


Freilich wäre es keine Sportsache, mehr als 50 km möchten meine Frau (60 Jahre)


und auch ich nicht am Tage machen.


Die Freilandbroschüre wird bis jetzt gut vertragen. Prof. Bauer, Basel, schreibt


sehr anerkennend. Auch R. Ernst wußte nichts einzuwenden. Und doch wird hier


schrecklich viel von staatsbürgerlichem Opfermut verlangt. Um so besser. Wenn


Sie Exemplare brauchen können – sie stehen Ihnen in beliebiger Zahl frankiert zur


Verfügung. Vielleicht könnte man allen Abonnenten der „Freistatt“ ein Exemplar


schicken. Das Porto ist nur 3 Rappen.


Die nächste „Freistatt“ mit dem Wohnungsfragen-Artikel kommt zur rechten Zeit –


wie Sie das aus beiliegender Zeitung („Neue Zürcher Zeitung“) ersehen. Vielleicht


können Sie noch auf das Berner Projekt aufmerksam machen und bemerken, daß


dieses Projekt die private Bauerei durch die dazu berufenen Bauunternehmer


brachlegen muß. Solange die Stadt (mit Defizit) baut, kann kein Privatmann bauen.


In dem beiliegenden Artikel, den ich für das „Zeit-Echo“ schrieb, werden Sie viel-


leicht noch irgendeine Anregung für die „Freistatt“ finden. Wir 
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können ja die Berner Sozialdemokraten und sonstige Kraten mit ihrer Wohnungs-


not so wunderschön verulken. Man müßte im Freilandheim Rütli die bürgerliche


Bekämpfung der Wohnungsnot durch ein Schauspiel (ein Haus, von Papier


gemacht, das zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit angezündet wird) darstellen.


So käme die Sache mit einem Schlage vor die breite Öffentlichkeit und die


Herren Sachverständigen müßten zugeben, daß sie vollkommene Ignoranten


sind.


An Jenny Blumenthal vom 15.9.1917 aus Les Hauts Geneveys


Für Deinen lieben Brief vom 2. September herzlichen Dank! So viele und gute


Nachrichten, die Du mir gibst – trotzdem Du so überlastet bist. Du gute. Was der


Hans doch für ein Kerl ist! Wie schade, daß er mir nicht bei der Kartoffelernte


helfen kann! Und beim Ausroden der Bäume zur Linderung der Kohlennot. Die


Briefe für Dein Tagebuch habe ich alle hübsch aufgehoben; vorläufig sind sie hier


wohl am besten aufgehoben.


Die Arbeit häuft sich hier immer mehr. Unsere Bewegung macht wirklich höchst


erfreuliche Fortschritte. Und wir bereiten uns zu entscheidenden Aktionen vor.


Dennoch hoffe ich, mich hier frei machen zu können und denke, noch diese


Woche wegen eines Passes nach Berlin das Nötige zu tun. Die Antwort darauf


erfolgt allerdings gewöhnlich erst in einem Monat. Das wäre dann Mitte Oktober.


Da die Ernte in Deutschland so gut ausgefallen ist, so wird man wohl noch einen


Kostgänger mehr durchfüttern können. Ich will mich mit dem minimisiertesten


Minimum begnügen.


An Fritz Schwarz vom 9.10.1917 aus Les Hauts Geneveys


Herzlichen Dank für die freundliche Aufforderung. Meinen im innersten Wesen


verankerten, von meinen Vätern geerbten Instinkten folge ich heute um so lieber,


als ich weiß, daß das, was Sie von mir erwarten, von ihnen selbst ja viel besser


geleistet werden kann. Zeigen Sie den Leuten, wie bisher sämtliche Reformen,


Revolutionen usw. an den Finanzen scheiterten. Erzählen Sie ihnen vom Unter-


gangs Roms, von Renten und Müßiggang, der aller Laster Anfang ist. Von den


Zuchthäusern, Irrenhäusern, Heilanstalten, von der sinnfällig gewordenen


Degeneration aller Völker. Fürchterliches Wetter!


An Dr. Ernst Schneider vom 29.10.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich ließ einen Seufzer fahren, und ohne besondere Mühe gelang mir auch ein


zweiter. Es stimmt also alles, was die „Freistatt“ über die Demokratie zu sagen


wußte. Man braucht nach Beweisen nicht weit zu suchen. Vielleicht will der 
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Inspektor nur zeigen, sie sehr Schwarz recht hat. – Der dritte Seufzer über


Bentelis Rechenkünste gelang mir nicht mehr vollkommen. So bleibt mir nichts


übrig als zu zahlen. Zum Glück hatte ich schon 600 Frs eingesandt (für die 200


Abonnenten), die Benteli nicht in Abrechnung gebracht hat. So bleiben noch


1200 Frs, die ich baldigst überweisen werde. Bei 600 Abonnenten beträgt das


Defizit Frs 876 – bei 1000 Abonnenten sind die Druckkosten gedeckt. Erst bei


2000 Abonnenten würde es Schwarz etwa 1000 Frs abwerfen. Ob man mit


Schulpolitik 2000 Abonnenten heranziehen kann, vermag ich nicht zu beurteilen.


Das muß reiflich überlegt werden.


An Fritz Schwarz vom 30.10.1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich berechnete, daß, um auf die Druckkosten zu kommen, 1000 Abonnenten


nötig sind. Bei 2000 kämen schon 1000 Franken Überschuß, dazu die Inserate,


die bei 2000 Exemplaren schon etwas einbringen würden. Zu überlegen ist, ob


man mit Schulpolitik als Hauptstoff 2000 Abonnenten gewinnen kann. Dagegen


dünkt mir, daß mit Arbeiterpolitik diese Zahl leichter zusammengebracht werden


könnte (und Festbesoldetenpolitik), Friedenspolitik, Wohnungspolitik, Zollpolitik,


Kritik des Marxismus, Zinslehre, Krisentheorie etc. etc. Wenn Sie dann noch 


kleinere Vorträge hielten in Arbeiterkreisen und eine Schule für Arbeiterführer


gründeten – dann würde die Sache schon gehen, denke ich. Es ist nicht so


leicht, den ältesten aller Götzen, Mammon, zu stürzen. Das Scheusal wehrt sich.


An Paulus Klüpfel und Hertha Holtze vom 12.11.1917 aus 
Les Hauts Geneveys


Wäre es nicht klüger, den „Kunstwart“ schreiben zu lassen, was er will? Was


kann die „Kunstwart“-Gesellschaft nützen? Unsere Sache ist die Sache des


Proletariats. Da sind die Parteiblätter, die Gewerkschaftsblätter. Mit denen muß


man anbändeln, das ist fruchtbarster Boden – besonders heute.


Mit der Völkerrechtssache bin ich noch immer nicht ganz zufrieden. Ich bin


nämlich immer noch so ziemlich überzeugt, daß das Wort Völkerrecht ungefähr


die gleiche Rolle spielt, wie das Wort Wert in der Volkswirtschaftslehre. Man


spricht davon und baut darauf und erweckt den Glauben, daß es sich um ein ein-


deutiges Singularobjekt handelt. Wenn man aber näher zuschaut und wissen will,


was eigentlich dahinter steckt, so bekommt man eine verworrene Antwort.


Fragen Sie doch mal die verwirrten Leser von „Freiland“, was sie sich unter


Völkerrecht an konkreten Dingen vorstellen! 300 000 Italiener, 2000 ... (?).
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An Georg Blumenthal, undatiert (November 1917) aus 
Les Hauts Geneveys


Ich hoffe, es geht Dir gut im Büro des Oberkommandos – will sagen, verhält-


nismäßig gut, denn viel darf man jetzt wahrhaftig nicht erwarten. Etwas Hoffnung


brachte der Ausbruch der russischen Revolution. Da die Revolutionäre die ganze


frühere Regierung abgestoßen haben, so werden sie hoffentlich so klug sein,


auch die Erbschaft dieser Regierung abzulehnen. Darunter aber befindet sich der


Londoner Vertrag. Wenn die deutsche Diplomatie etwas geschickt arbeitet, muß


es möglich sein, mit der revolutionären Regierung Frieden zu schließen. Denn


diese kann den Frieden brauchen.


An Fritz Schwarz, undatiert (November 1917) aus 
Les Hauts Geneveys


Anbei erhalten Sie den Korrekturabzug zur Nr. 21 mit bestem Dank zurück.


Seite 3 ist ein schwerer Angriff auf das Judentum. Überlegen Sie es sich wohl.


Im Freiland-Bund haben wir mehrere Juden. Trotzki in Rußland ist einer. Der


Angriff nützt nichts, schadet dagegen viel. Die kapitalistischen Führer der


Sozialdemokraten wirken ja auch nicht als Juden, sondern als Kapitalisten. Und


mit unserem Angriff auf den Kapitalismus treffen wir alle die unsauberen Geister,


von welcher Rasse sie auch sein mögen.


An Fritz Schwarz, undatiert (November 1917) aus 
Les Hauts Geneveys


Hier ist das Manuskript zu dem Vortrag, den ich am 20. November, 8 Uhr


abends, in der Waag, Münsterhof 8 in Zürich halten werde (jedoch in abgekürzter


Form). Es wird ein kleiner Kreis sein, vielleicht 30 Personen – kaum mehr, so


daß jeder Gelegenheit und Zeit haben wird, sich an der Diskussion zu beteiligen.


Wollen Sie nicht Ihren Freund Nots einladen, hinzugehen? Und ihm das Manu-


skript vorher zuschicken, damit er sieht, worum es sich handelt und er sich dazu


für seine Kritik vorbereiten kann? Wie Sie sehen, wird in „Barataria“ die sozial-


demokratische Mehrwerttheorie ernsthaft bekämpft.


Ich habe die Absicht, diesen Vortrag noch etwas weiter nach der theoretischen


Seite hin auszubauen und dann zu veröffentlichen. Eine solche Werbeschrift fehlt


uns noch sehr. Ihre Meinung hierüber und Verbesserungsvorschläge wären mir


sehr erwünscht.


An Dr. Friedrich Landmann vom 30.11.1917 aus Les Hauts Geneveys


Der Name „Bargeldloser Verkehr“ erwirkt verkehrte Vorstellungen. Der Wortlaut


eines Schecks sagt schon, daß der Scheckbesitzer gar nicht so „bargeldlos“ ist,


wie 
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man ihn meistens beschreibt. Manchem wäre geholfen, wenn er nur einen kleinen


Teil des Bargeldes eines Bargeldlosen besäße! „Zahlen Sie gegen diesen Scheck
aus meinem Guthaben“, so heißt es im Scheck, das ideale Papier des bargeld-


losen Verkehrs. Mit anderen Worten: Nehmen Sie oder greifen Sie in meine in der


Bank befindliche Geldkasse und zahlen Sie dem Inhaber. Statt daß jeder eine


Geldreserve bei sich hat, sind diese in der Bank konzentriert. So kommt man mit


kleineren Gesamtreserven aus, weil sich Ebbe und Flut so vieler kleiner Reserven


in der großen Zentralreserve ausgleichen. Auf diesen Umstand ist es zurückzu-


führen, daß die Bank in der Regel imstande ist, auf die bei ihr deponierten


Privatreserven einen Zins ( 2 – 3%) zu zahlen.


Mit dem Freigeld ändern sich diese Verhältnisse in der Weise, daß die Bank für


solche bei ihr deponierten kurzfristigen Privatreserven keinen Zins wird zahlen kön-


nen, ja sogar eine Depotprämie wird erheben müssen – so daß der Depositär für je


100 Mark, die der Bankier zu seiner Verfügung halten muß, nur etwa 99 – 98 und


weniger zurückerhält. Das richtet sich dann ganz nach den Bedingungen, unter


denen der Bankier selber das Geld unterbringen kann. Anfänglich wird der Zins nur


wenig niedriger als heute sein; demnach wird der Bankier auch noch in der Lage


sein, Depotgelder zu verzinsen. In dem Maße wie aber der Zinsfuß sinken wird,


werden auch die Bankiers andere Bedingungen für Depotgelder stellen. – Der


Zweck des Freigeldes ist nicht, die damit verbundene Steuer zu erheben, sondern


den Umlauf zu erzwingen und dadurch diesen von der Bedingung des Zinses zu


befreien – und das wird unter allen denkbaren Umständen erreicht.


Jeder, der bares Geld hat oder über solches verfügen kann, wird dem Zwang


unterworfen, das Geld immer wieder dem Verkehr zurückzugeben. Die heutige


Macht der Geldherren liegt nicht darin, daß sie Geld, viel Geld haben – sondern


darin, daß sie dieses Geld nach Willkür bald dem Verkehr übergeben, bald wieder


einziehen. Diese Macht ist mit dem Freigeld dahin! Das letzte Kapitel der NWO,


das über den Zins handelt, ist für das volle Verständnis unentbehrlich.


Heute gehen einige Exemplare der Schrift „Freiland“ an Sie ab, dazu noch einige


andere Werbeschriften des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes (der übrigens hier


sehr schnelle Fortschritte macht. Wir haben auch in Deutschland schon eine ganze


Anzahl Mitglieder gewonnen). Der „Physiokrat“ wird wieder auferstehen, wenn der


Friede die Zensur weggefegt haben wird. Der neue Reichskanzler scheint den


Frieden wirklich herbeiführen zu wollen.


Mit herzlichen Grüßen, auch an Herrn Tomys und die anderen Nachbarn.


An Jenny Blumenthal vom 7,12.1917 aus Les Hauts Geneveys


Das Konsulat verlangt für meinen Paß eine behördliche Bescheinigung der Not-


wendigkeit meiner Reise nach Berlin. Kannst Du sie mir verschaffen? Ich weiß,


daß Du sehr beschäftigt bist, aber ich wußte nicht, an wen ich mich wenden sollte.


In der Notwendigkeitserklärung müßte Georg sagen, daß durch seine Einberufung
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er seinen Verlagsverpflichtungen nicht nachkommen kann und daß meine An-


wesenheit für die Drucklegung einer neuen Auflage meines Buches durchaus


notwendig ist. Das Interesse für das Buch wüchse zur Zeit schnell. Es behandle


durchaus zeitgemäße Fragen von höchster öffentlicher Bedeutung. Sobald diese


Bescheinigung hier eintrifft, werde ich den Paß erhalten.


Georgs Telegramm beantworte ich. Klemm nicht hier, meine Abreise unbe-


stimmt. Ich glaube kaum, daß Klemm Reiseerlaubnis hierher bekommen wird.


Falls er doch eintrifft und die Absicht hat, hierher zu kommen, so müßt Ihr mir


telegrafieren, damit wir nicht aneinander vorbeifahren.


Leb wohl, Jenny! Ich freue mich sehr, daß Du nun aus dem Geschäft heraus


an die Sonne, in die Natur zurückkommst – und daß Du den Verlag nicht aufge-


ben willst. Vielleicht wird Dir der Verlag dickere Kartoffeln geben als der Acker.


An Ernst Schneider vom 8.12.1917 aus Les Hauts Geneveys


Die Sache mit der Musterschule würde ich an Ihrer Stelle vorläufig ganz bei-


seitestellen. Solange der Staat mit öffentlichen Geldern den freien Lehrern


Konkurrenz machen kann, ist meines Erachtens eine Musterschule eine Luxus-


sache, die sich nur der leisten kann, bei dem das Geld keine Rolle mehr spielt.


Es ist einfach unlauterer Wettbewerb, den der Staat in Ihrem Fache betreibt.


Unhaltbare Zustände. Wenn Sie sich nun vorläufig mit den Abteilungen 2, 3 und


5 des Philipp-Emanuel-Instituts begnügten? Abteilung 3 scheint mir ein außer-


ordentlich nützliches und aussichtsreiches Unternehmen, für das nur etwas die


Werbetrommel gerührt werden bräuchte, um Sie voll zu beschäftigen. Es müßte


ein zur Größe einer Broschüre erweiterter Prospekt verfaßt werden, das von


einem Buchhändler verlegt wird und für das sich Ihre zahlreichen Freunde inter-


essieren werden. Wenn Sie dann noch hin und wieder in geeigneten Kreisen


einen Vortrag halten, dann müßte doch meines Erachtens das Unternehmen


gedeihen. Die Berufsberatung ganz allein wäre schon ein genügend großes


Betätigungsfeld. Eine solche Begrenzung des Unternehmens hätte den Vorteil,


daß besondere finanzielle Mittel nicht erforderlich wären, was ganz außerordent-


lich wichtig ist und mit jedem Tage wichtiger wird. In dieser Beziehung, glaube


ich, muß man heute düster denken. Die Abteilung 4 (volkswirtschaftliche Kurse)


kann man sich denken als eine Schule für Spekulanten, Finanziers, Unter-


nehmer, Kaufleute, wo man erfahren kann, wie man privatwirtschaftlich die


Schwächen unseres Geldwesens und des Bodenrechtes ausbeuten kann. Eine


solche Schule könnte viel Geld einbringen. Hier könnte man aber auch an eine


Schule für Lehrer, Beamte, Politiker, Schriftsteller denken, wo man lehrt, wie die


Schwächen unserer Volkswirtschaft beseitigt werden können. Eine solche Schule


würde trotz großem Zulauf nicht nur nichts einbringen, sondern viel kosten – und


vorläufig könnte der SFFB solche Kosten nicht bestreiten. Was tun? Sich auf das


beschränken, was man vorläufig tun kann. Man könnte aber auch beides tun, 


d. h. eine Schule für Börsenspekulationen und eine für die Bekämpfung 


162







der Börsenspekulation gründen und mit dem Gelde, das man in der ersten ver-


dient, die Kosten der zweiten bestreiten. In Amerika ginge das; hier würde man


mißverstanden werden.


Letzthin erhielt ich einen Brief von meinem Freund Paul Klemm in Klausenburg


(Siebenbürgen). Er schreibt, er wolle sich in der Schweiz ansiedeln und wollte


zur Information Ende des Monats oder im Dezember hierhin kommen, falls er


einen Paß erhält. Er will unsere Bestrebungen finanziell unterstützen (ich glaube,


mit erheblichen Beträgen). Wenn er kommt, will ich ihn für die Musterschule


interessieren und mir gestatten, ihn mit Ihnen bekannt zu machen.


An Georg Blumenthal, Weihnachten 1917 aus Les Hauts Geneveys


Ich danke Dir herzlich für die schnelle Besorgung der Bescheinigung für den


Paß, die ich zum Weihnachtsabend erhielt. Nun hoffe ich, daß alles klappen wird.


Wie schade, daß wir nicht in Rußland sind. Da ist alles für uns wohl vorbereitet.


Ich bin hier mit mehreren Kameraden Lenins bekannt geworden, die mir ihre


Unterstützung versprochen haben. Der „Freiland-Bund“ schrieb auch einen Brief


an Lenin – via Deutschland – doch hat man den Brief in Deutschland nicht


durchgehen lassen, wie es scheint. Denn er kam zurück. Klemm schrieb, daß er


nach Berlin reisen wollte, sobald er sicher sei, mich zu treffen.


Jetzt sitzen sie in Brest Litowsk und versuchen, Frieden zu schließen. Ich


fürchte, daß die deutschen Vertreter die Russen gar nicht verstehen werden.


Man glaubt in Deutschland noch zu viel an die Macht des Kuhhandels. Wenn


sich die Verhandlungen nur nicht zerschlagen, wenn der Friede mit Rußland die


Deutschen nur nicht übermütig macht gegenüber den anderen Gegnern! Dann


könnte der Krieg noch einmal drei Jahre dauern.


Jenny auf dem Lande! Und melkt die Kühe! Wie viel guter Wille und Tatkraft!


Solche Frauen sind selten. Hoch soll sie leben.


Ich hielt kürzlich in Zürich einen Vortrag (60 Personen). Seminardirektor Dr.


Schneider hielt vor sozialdemokratischen Lehrern einen Vortrag – wobei die


Büchersendung (10 Kilo) restlos abgesetzt wurde. Auch Direktor Trefzer hielt


einen Vortrag bei den Jungfreisinnigen. In der Berner Universität werden unsere


Vorschläge eifrig besprochen. Dein Buch wird auch gut verkauft. In der letzten


„Freistatt“ wurde es wieder erwähnt. Die sozialdemokratischen Parteihäupter


knabbern daran herum. Es braucht Zeit – aber es geht vorwärts auf der ganzen


Linie. Die „Freistatt“ hat bereits 300 Abonnenten, zumeist sozialdemokratische


Lehrer. Aber um mit Kraft arbeiten zu können, braucht man den Frieden. Der


Krieg lastet auf meiner Seele. Ich hoffe, bald dort zu sein. Wenn Du an Jenny
schreibst, so grüße sie von mir.
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An Ernst Nobs vom 26.12.1917 aus Les Hauts Geneveys


Sehr geehrter und lieber Herr Nobs!


Anbei der „Physiokrat“ mit Blumenthals „Geldstreik“-Artikel sowie ein Exemplar


meines Züricher Vortrags über die Entstehung des Kapitals. Sollten Sie letzteren


aus parteipolitischen Gründen nicht im „Volksrecht“ aufnehmen können, so werde


ich Ihnen das selbstverständlich nicht weiter übelnehmen. Tout comprendre ...


Der „Geldstreik“ wird Sie sicherlich interessieren, auch wenn Sie von der dem


Freigeld nachgesagten Wirksamkeit nicht überzeugt sein sollten, denn schon allein


als Gradmesser der Macht der sozialdemokratischen Arbeiterorganisationen muß


der Geldstreik Ihre Aufmerksamkeit erwecken. Gelingt es den Arbeiterorganisa-


tionen, einfach auf dem Wege des Streikes, unter Umgehung des Parlaments, ihr


Geld dem Verkehr aufzuzwingen und die uralte Macht der internationalen Hoch-


finanz zu brechen, so wird damit den Arbeitern neue Hoffnung eingeflößt, die sich


in ein zunehmendes Vertrauen in ihre Führung umsetzen wird. Auch würde mit


dem Geldstreik die sozialdemokratische Partei neue Werbekraft in großen Kreisen


des Volkes gewinnen, die, trotzdem sie genau wie die sozialdemokratischen


Arbeiter Opfer des Kapitals sind, sich der sozialdemokratischen Partei gegenüber


bisher ablehnend verhalten. So namentlich unter den Bauern, die zumeist das


Geld direkt anbeten. Sobald die sozialdemokratische Organisation das Geld unter


ihre Botmäßigkeit bringt, geht auch das gesamte Bauerntum mit klingendem Spiele


zu den Sozialdemokraten über, zu den „Lüt, die nicht nur Geld hei“, sondern 


solches direkt machen.


Zur Durchführung des Geldstreikes genügen die heutigen Machtmittel der sozial-


demokratischen Organisationen vollauf. Darüber kann gar kein Zweifel bestehen.


Keiner Sache gegenüber sind die Arbeiter so mächtig, wie gerade dem Geld


gegenüber. Als Geld gilt stets das, was die Warenproduzenten (Arbeiter) als 


solches anerkennen, nicht das, was der Kapitalist als solches erhalten möchte.


Und wenn es in einem Lande zwei Geldarten gibt, so schlägt das „schlechtere“ 


das „bessere“ regelmäßig aus dem Feld. Das Schlechtere ist stets das Stärkere.


Weil z. B. jetzt in der Schweiz das Gold als sicherer angesehen wird als die Bank-


note, darum mußte sich das Gold vor der Banknote verbergen. Und wenn die


Arbeiter ein Papiergeld (Arbeitergeld, Freigeld) ausgeben, das den Kapitalisten


noch schlechter erscheint als die jetzige Banknote, so verschwindet mit einem


Schlag die „bessere“ Banknote aus dem Verkehr.


Da beim Geldstreik von den Arbeitern keinerlei Opfer verlangt werden, auch die


Arbeit nicht unterbrochen wird, ja sogar durch den Geldstreik die Arbeit in Krisen-


zeiten direkt gefördert wird, so dürfte es leicht sein, die Arbeiter zu einer ge-


schlossenen Aktion zu veranlassen und diese so oft zu wiederholen, bis daß die


Widerstände völlig gebrochen sind.


Sollten Ihnen weitere Auskünfte erwünscht sein, so bin ich zu solchen immer


gerne bereit. Bemerken will ich nur noch, daß es für die sozialdemokratische Partei


direkt
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verhängnisvoll werden könnte, wenn die Initiative zu einer Aktion von solcher


weittragenden Bedeutung auf andere Kreise überginge.


Mit besten Grüßen Silvio Gesell


An Fritz Schwarz vom 27.12.1917 aus Les Hauts Geneveys


In Zürich waren bei dem Vortrag etwa 50 – 60 Personen. In der Diskussion


ergriffen einige junge Marxisten das Wort. Ich hatte das Gefühl, daß nicht viel


verstanden wurde von dem, was ich sagte. Ich war auch bei Nobs, der mir eine
Empfehlung an Lenin gab. Er benahm sich sehr zuvorkommend und versprach,


unsere Sache zu studieren, sobald er Zeit dazu haben wird. Wann aber hat ein


Redakteur Zeit? Es ist aber schon viel, daß er überhaupt will. Er erklärte sich


auch bereit, ein Referat über den Vortrag zu veröffentlichen!! Ich glaube, daß er


alle diese Zugeständnisse ausschließlich aus Rücksicht auf Sie gab – und habe


ich dann nicht mehr verlangt. Es ist besser, wenn die Anregungen von Ihnen 


ausgehen.


Die letzte Nummer der „Freistatt“ war sehr gut. Verdient das Blatt nun keine


größere Verbreitung? Die Abonnenten müßten regelmäßig in jeder Nummer


durch eine Notiz aufgefordert werden, neue Abonnenten zu werben, wozu ihnen


Probeexemplare zur Verfügung gestellt werden. Überlegen Sie einmal den Vor-


schlag einer Verlagsgenossenschaft sämtlicher Abonnenten! So daß der Abon-


nent zugleich am Verlag interessiert wird, am Überschuß und am Fehlbetrag.


Anbei der Artikel über die Auslese bei der NWO [Vgl. den Aufsatz „Die Auslese durch


die natürliche Wirtschaftsordnung“ im Band 10, S. 166 – 168.]. Es ist das ein hoch bedeut-


sames Thema für eine Zeitschrift für Schule und Kultur. Wir werden uns, wenn


wir dieses Thema fleißig behandeln, viele und einflußreiche Männer zu Freunden


machen.


Wie ist es nun mit Ihren Weihnachtsferien – dürfen wir Sie hier auf ein bis zwei


Tage erwarten? Wunderbare Schneeverhältnisse. Also kommen Sie. Sonst, wenn


Sie verhindert sind, fahre ich nach Schwarzenburg.


Begleitschreiben zur Sendung an Lenin im Herbst 1917


[Zitiert nach Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 175]


Die NWO zeigt, wie man die Macht des Geldes sofort brechen kann unter


gleichzeitiger Schonung, ja Stärkung aller seiner Eigenschaften als Tauschmittel.
Es wird ja auch hier der gangbare Weg gezeigt, wie sich in 15 – 20 Jahren der


Privatgrundbesitz, ohne Härten und ohne Verzweiflungsaktionen der Betroffenen


herauszufordern, liquidieren läßt, wie man auch ohne Banken, ohne Haute-


finance einen Staat führen, diesen überhaupt auf die allereinfachste Formel 


reduzieren kann, diesem aus dem Wege wahrer Kultur räumen kann.
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An Dr. Friedrich Landmann vom 29.12.1917 aus Les Hauts Geneveys


Empfangen Sie meinen herzlichen Dank für die freundliche Zusendung Ihrer


neuen Veröffentlichung und des „Leuchtturmes“. Die Zeugnisse, die Sie beige-


bracht haben, sprechen stark gegen die jetzige Form der Ehe. Eine Besserung


der Eheverhältnisse, speziell im Sinne Ihrer Wünsche, läßt sich m. E. nur in


geringem Maße durch Appelle an die Moral erreichen. Solange die Frau nicht


wirtschaftlich unabhängig vom Manne ist, darf sie, kann sie ihren Wünschen


nicht Gehorsam verschaffen. Und weil dann die Frau sich nachgiebig zeigt,


glaubt der Mann, es geschähe aus anderen Gründen. So wird die Frau verge-


waltigt, weil sie den Mann belog, und sie belog ihn, weil sie von ihm abhängig ist.


Mit der Freilandforderung (die in Eden gründlich verpfuscht worden ist) wird die


Frau wirtschaftlich so gestellt, daß sie sich stets Gehorsam verschaffen kann.


Und die Eifersucht (die in den von Ihnen veröffentlichten Zeugnissen eine große


Rolle spielt), soweit sie nur wirtschaftlichen Erwägungen entspringt, wird die Frau


nicht mehr hindern, das zu tun, was sie instinktmäßig zu tun für gut hält. Daß


übrigens bei den Männern der Instinkt die gleiche Forderung stellt, ließe sich


durch die Enquete leicht feststellen. Das führt dann zu einer Trennung der


Geschlechter für die Dauer solcher Perioden.


An Fritz Schwarz, undatiert (Januar 1918) aus Les Hauts Geneveys


Geldstreik. Es wird Sie interessieren, daß ich darüber gerade an Nobs ge-


schrieben hatte. Lesen Sie im Zusammenhang damit noch einmal im „Arbeiter-
Blatt“ den Aufruf Trotzkis an die Kadetten. Trotzki weiß offenbar nicht, „daß sie
die alte Staatsbank gar nicht in ihre Hände zu nehmen brauchen“. Blumenthals
Darlegungen sind gut überlegt. An Travers Bergström habe ich nichts geschickt.


Besser wäre es, wenn Sie es mit einem Briefchen täten.


Es ist gut, daß Sie das Angebot Lichtes nicht annahmen. So lange es dort


geht, ist es besser. Sie bleiben in Schwarzenburg. Ich vermute, daß unsere


Bewegung bald genug stark sein wird, um den Plan Erzingers (Generalsekretär


des SFFB) zur Ausführung bringen zu können. Kommt der Friede, so kann ich


auch mich finanziell freier bewegen. Jetzt sitze ich ziemlich auf dem Trockenen.


Also die „Tagwacht“ hat Ihr Inserat abgelehnt! Eine Schutzgarde des Zinses!


An Fritz Schwarz, undatiert (Januar 1918) aus Les Hauts Geneveys


Heute kam von Denzler eine Bestellung auf ein Paket Schritten, das er näch-


sten Sonntag bei Gelegenheit eines Vortrages bei den Abstinenten unterbringen


will. Betrübliche Nachrichten kamen von Schneider. – Hülfe, Hülfe! Ich selbst bin


augenblicklich ganz auf dem Trockenen und warte mit Schmerzen auf den


Entscheid der Hypotheken-Bank, die ich um eine zweite Hypothek angefochten


habe, 
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da ich von meinen Geldquellen ganz abgeschnitten bin. Käme doch der Friede


nur bald! Am 31. ds. Mts. will die Hypotheken-Bank mir endgültig Bescheid


geben. Benteli reklamiert noch eine Restzahlung von ca. 1000 Frs. für den


ersten Jahrgang. Ich werde sie am 31. zahlen, wenn! Ich werde eine Messe für


das Seelenheil der Direktoren der Hypotheken-Bank lesen lassen. Vielleicht hilft


das. Klemm telegraphierte am 20. ds. Mts., er reise nach Innsbruck, um von dort


aus zu versuchen, hierher zu kommen. Seitdem habe ich keine Nachrichten


mehr.


An Fritz Schwarz vom 21.1.1918 aus Les Hauts Geneveys


In Nr. 5 der „Forderung“ steht vieles, auf das wir antworten könnten. Diese


Genossen sind wenigstens offenherzig und sprechen gerade aus, was die an-


deren munkeln. Schade, daß die Leute sich immer gleich einsperren lassen


(Itschner) – vielleicht ist es auch ein Glück, denn so bekommen sie Zeit, ihr


Wissen zu vertiefen. Der Sozialist, den es zur Tat treibt, ist heute zu bedauern,


und man sollte die Fehlbaren nicht bestrafen.


An Friedrich Landmann vom 18.1.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich meine, daß, wenn die Frau nachdrücklich ihren Willen kundgeben kann,


auch beim Manne der Instinkt sich Bahn brechen wird, der ihm sagt, daß das,


was er vorhat, unnatürlich ist. In der Schwäche und Nachgiebigkeit der Frau


erblickt der Mann eine Wunschäußerung und diese ist es dann, die ihn verführt.


Daß Sie Gewicht auf die wirtschaftliche Befreiung der Frau legen, hat mich


gefreut. Hier also ist der Angriffspunkt. Freiland löst diese und viele andere


scheinbar unlösbare Fragen.


Vom Aufsatz „Hochzucht“ in „Freistatt“ 24 erhalten Sie mit dieser Post noch


einige Exemplare. Der Verfasser, der nicht genannt werden will, beauftragte


mich, Ihnen zu sagen, daß er sich über den Nachdruck sehr freuen wird. Wenn


Sie die Quelle „Die Freistatt“ angeben wollen, so wird Ihnen der Herausgeber


ebenfalls dankbar sein – aber Bedingung ist das nicht. Der Verfasser meint, der


Gedanke sei einfach und natürlich genug und dürfe seinen Weg ohne Namen


und Anwalt machen. Ihre Bestrebungen sind übrigens nur ein anderer Ausdruck


desselben Wunsches – Hochzucht!


An Georg Blumenthal vom 30.1.1918 aus Les Hauts Geneveys


Freund Klemm ist nach acht Tagen Quarantäne gesund und munter hier einge-


troffen. Und mutig greift er mit starkem Arm in unsere Bewegung ein. Über das 
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oben genannte Mammonsmanna werde ich dann gelegentlich verfügen ...


Prächtiges Sonnenwetter – bei offenen Türen und Fenstern.


An Fritz Trefzer vom 31.1.1918 aus Les Hauts Geneveys


Herr Klemm hat mir eine größere Summe zur Verfügung gestellt (8000 Frs)


und ich möchte mit Ihnen am nächsten Sonntag eine Besprechung darüber


haben, wie wir das Geld am besten ausgeben. Ich schrieb an Herrn Schwarz 
und an Dr. Schneider. Herr Klemm fährt Sonntag über Bern nach Zürich.


1/2 11 vorn im Volkshaus – falls Sie nicht anders disponieren.


An Fritz Schwarz vom 31.1.1918 aus Les Hauts Geneveys


Herr Klemm aus Siebenbürgen traf gestern hier ein und will nächsten Sonntag


in Bern sein. Könnten Sie nicht auch dort sein, um einen Plan zu besprechen,


wie wir am besten das Geld verjubeln können, das er uns zur Verfügung stellt.


Ich schrieb auch an Herrn Trefzer und Dr. Schneider. Es sind etwa 8000 Frs.


An Fritz Schwarz, undatiert (1918?) aus Les Hauts Geneveys


Es würde wohl für die dicke Frage am besten sein, wenn mehr über das Frei-


land gesprochen, geredet, geschwatzt wird – und wenn von Zeit zu Zeit ein 


orientierender Artikel gebracht wird. Wenn Freiland die eherne Forderung des


Völkerfriedens bleiben soll, so muß vor allem Freiland Freiland bleiben. Und


wenn der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund eine Massenbewegung werden soll,


so müssen die Gemüter bewegt werden. Gerade hierfür aber finden wir im


Freiland so wunderbares Material. Ist Freigeld vor allem eine Verstandessache,


so ist Freiland eine Gemüts- und Moralfrage. Ohne Freiland wird sich der SFFB


kaum zu einer Massenbewegung entwickeln können. Der Zweck des Geldes 


fordert Freigeld. Der Zweck des Bodens (Produktion) ist auch ohne Freiland


erreichbar.


An Dr. Ernst Schneider vom 8.2.1918 aus Les Hauts Geneveys


Heute ist ein Pack Bücher an Sie abgegangen. Wir wünschen Ihnen einen


guten Erfolg. In Zürich möchte die Ortsgruppe auch einen Vortrag von ihnen


haben – auch wieder im Volkshaus. Rotter sagte wenigstens, er wolle an Sie 


dieserhalb schreiben.


Ich schrieb nach Berlin und gab Auftrag, die von Klemm gestifteten 10 000


Mark Kriegsanleihen zu verkaufen. Sobald das geschehen, werde ich versuchen,


den 
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Betrag oder Erlös nach der Schweiz überzuführen – was nur ratenweise gesche-


hen könnte. Über den Betrag werden Sie dann nach freiem Ermessen verfügen


können. Wenn keine weiteren Stiftungsgelder einlaufen, so möchte ich Ihnen raten,


den Apparat des Aufsichtsrates sich zu ersparen und nur einfach das zu tun, was


Sie für recht und billig halten. So können Sie frei und sicher disponieren.


Klemm überließ mir das Geld bedingungslos (ich hätte es sonst nicht angenom-


men) und in dem selben Sinne überlasse ich es Ihnen. Ich möchte Sie nur darauf


aufmerksam machen, daß mein Hypothekengesuch abschlägig beschieden wurde


und daß ich zur Zeit nicht imstande wäre, Zuschüsse zu liefern. Diese Situation


kann sich aber bald ändern und dann werde ich Ihnen schreiben. Wenn man mit


Erfolg arbeiten will – so muß man frei von schäbigen Sorgen sein.


Wenn wir die Geldwerbetrommel rühren, dann werden wir sicher von vielen


Seiten Gelder erhalten und dann wird der Aufsichtsrat (leider) unumgänglich. Es


wird dann gut sein, den Stiftern größerer Summen nahe zu legen, Ihnen das Geld


persönlich zur freien Verfügung zu stellen, um so die Schlagkraft zu erhöhen. Den


„Staat“ müssen wir in unserem Bunde ebenfalls ausschalten, so weit es geht. Von


der Privatinitiative müssen wir das Heil erwarten. So ein Aufsichtsrat ist in der


Regel entweder überflüssig oder schädlich – auf alle Fälle ist er ein Hemmschuh.


An Jenny Blumenthal vom 9.2.1918 aus Les Hauts Geneveys


Klemm ist wieder abgereist. Ich begleitete ihn nach Zürich, wo wir für ihn ein


Grundstück erwerben wollten. Es sind jetzt viele Grundstücke zu verkaufen. Es


gefiel ihm eigentlich alles, was er sah. So denkt er bald zurückzukommen und sich


zu entscheiden. Mit ungarischen Verhältnissen läßt sich die Schweiz nicht gut ver-


gleichen, es scheint mir Himmel und Hölle zu sein. Was mir Klemm von Hänschen
und Dir erzählte, war nicht viel, doch hat es mich recht erfreut. Mein Paß ist immer


noch in der Schwebe – weiß der Teufel, wofür man mich hält. Ich will mal jetzt eine


energische Offensive machen und einen Durchbruch der bürokratischen Front ver-


suchen. Übrigens sind wir dem Frieden jetzt sehr nahe. Die Entente fürchtet die


Bolschewiks jetzt mehr als den preußischen Militarismus und so werden sie sich


zuguterletzt noch mit dem preußischen Militarismus zur gemeinsamen Bekämpfung


des Bolschewikismus verbünden. So was kommt in den besten katholischen


Familien vor.


Nun bereitest Du Dich ernsthaft für die Landwirtschaft vor – da wirst Du aufatmen


und jauchzen und der kleine Wicht wird da gedeihen und Dir bald eine Hilfe sein.


Die Landwirtschaft macht in den südlichen Strichen mehr Freude. Die Kulturen sind


mannigfaltiger und man braucht viel weniger Land. Ich freue mich auf Deine Ein-


ladung zum Schmaus des Honigs, der Äpfel usw. Und wo Auge und Mund sich


laben, wird die Nase auch was haben.


Wir haben seit drei Wochen das wunderbarste Wetter. Aller Schnee ist an der


Sonne geschmolzen, mit Klemm saßen wir draußen auf der Matte und öfters 
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mußten wir den Schatten aufsuchen. Fenster und Türen stehen den ganzen Tag


offen. Dafür deckt dichter Nebel die Niederung, und empfindliche Kälte herrscht


dort. Als ich mit Klemm nach Zürich fuhr, tauchten wir bald im Nebel unter, und bis


zu meiner Rückkehr sah ich weder Sonne noch Himmel.


Das Postpaket mit den roten und blauen Heften kam gestern an. Herzlichen


Dank. Sie fehlten uns sehr. Überhaupt geht die Literatur jetzt ab wie frische


Semmeln. Unsere Bewegung macht schnelle Fortschritte. Wir haben zahlreiche


sehr tüchtige Männer im Bunde – namentlich Lehrer, die hier in der Politik eine


große Rolle spielen. Von meinen Söhnen erhalte ich weder Nachricht noch Geld,


so daß dieser Stoff recht knapp wird. Aber ich denke, bald kommt der Friede und


dann alles Gute.


An Fritz Schwarz, undatiert (Jan./Febr. 1918) aus Les Hauts Geneveys


Anbei die mir freundlicherweise zur Einsichtnahme übersandten Briefe mit


bestem Dank zurück. Das Interesse für die „Freistatt“ wächst – das kann nicht


geleugnet werden. Der Brief von Birchler ist gut.


Oehrli ist ein krankhafter, nervöser Mensch. Mir scheint es besser zu sein (vom


Standpunkt der „Freistatt“), alles Persönliche möglichst zu vermeiden. Wenn


irgendwo, so bewährt sich hier, in der Öffentlichkeit, das christliche System: ver-


zeihen, vergeben, vergessen, niemand wehe tun, Taktlosigkeiten mit ausgesuchter


Höflichkeit beantworten. Und möglichst auf gerader Linie auf die Sache überzu-


gehen. Aber vielleicht irre ich.


Von Wynecken habe ich nie etwas gehört, aber meine Tochter sagt, er wäre eine


bekannte Persönlichkeit, die in der deutschen Jugendbewegung eine Rolle spielt


(freie Schulgemeinde). Bei den Wandervögeln wäre er seines Internationalismus
wegen abgelehnt worden. Mehr weiß sie auch nicht.


Gestern war Herr Robert Ernst hier – er sagte, er habe die Exemplare der


„Freistatt“, die ich ihm geschickt, an Forel [Professor Auguste Forel war ein schweizerischer


Arzt und Naturforscher. Durch Erziehung und Aufklärung wollte Forel Destruktivität im menschlichen


Zusammenleben überwinden. Er kämpfte gegen den Alkoholismus, war Wegbereiter einer neuen


Sexualmoral und engagierte sich in der Friedensbewegung. In seiner Broschüre „Der wahre


Sozialismus der Zukunft“ warb er später (Berlin 1926) auch für Gesells Sozialreformvorschläge.] 


weitergeschickt. Er werde dann auch zu Forel fahren und ihn für die „Freistatt“
interessieren – ihn würde wahrscheinlich die Moraldefinition in Nr. ? interessieren


(dort, wo von natürlicher Auslese die Rede ist) – wahrscheinlich derselbe Artikel,


über den sich Oehrli entrüstet hat und der wohl noch andere stutzig gemacht hat.


Ob der alte Herr (Forel) für die „Freistatt“ ein guter Mitarbeiter wäre?


Grimm [<Fussnote fehlt>] – kennen Sie ihn persönlich? Vielleicht würde er den Mut


haben, Ihnen mündlich zu sagen, warum er Ihren Artikel abgelehnt hat. Ich sandte


ihm die Freiland-Broschüre, ebenso an Reinhard.
A propos! Ich weiß nicht, ob die Freihofkasse die Eingabe an das Finanz-


departement bereits abgeschickt hat.
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An Fritz Schwarz, undatiert (1918 ?) aus Les Hautes Geneveys (?)


Anbei die Marx-Studie mit bestem Dank zurück. Ich vermag kein Urteil abzu-


geben, da ich den Band III nie gesehen habe. Mir scheint aber, daß Marx in
Band 1 die Gegenwart beschreibt – doch kann ich das auch nicht sagen, da ich


nicht über Seite 100 hinausgekommen bin. Die Zitate, die Sie bringen, sind sehr


wertvoll, und ich habe sie abgeschrieben, um sie gelegentlich zu verwerten.


Allerdings, werden die Marxisten sagen, wenn es keine Monopole gibt! Aber


Kapital ist ein Monopol. Und die Produktionsmittel sind Kapital. Dann stehen wir


wieder vor der Frage: Die Produktionsmittel sind nur unter bestimmten Marktver-


hältnissen Kapital. Folglich sind die Produktionsmittel nicht unbedingt Monopole.


Das ist der springende Punkt.


Brentanos [Lujo Brentano war Professor für Nationalökonomie an mehreren deutschen


Universitäten, zuletzt in München. Er gehörte zu den Kathedersozialisten, setzte sich sowohl für sozi-


alpolitische Maßnahmen im Inneren als auch für Freihandel in den internationalen Beziehungen ein.


Vgl. den Band 14, S. 348 – 350.] Schrift sandte ich an Dr. Schneider weiter. Es war mir


lieb zu sehen, wie Brentano die Zölle für den Krieg verantwortlich macht. Von der


Währung sagt er kein Wort. Meiner Preisschrift wird es schlecht gehen. Glück-


licherweise ist unter den Preisrichtern ein Kaufmann Stern in Firma Kahlbaum,
von wo ich früher ... (?) bezog und die ich immer ordentlich bezahlte. So wird mir


Stern vielleicht in Anerkennung solcher Verdienste einen Preis geben. Wie glück-


lich ich in dieser stolzen Hoffnung bin!


Gestern war Anderfuhren hier. Er wollte nach Biel zu dem Vortrag eines Ge-


nossen und gegen die Spaltungsabsichten reden. Ich habe ihn darin unterstützt,


obschon diese Spaltungen nicht viel besagen. Solange man aus den Abge-


spaltenen keine Kapitalisten macht, bleiben sie Proletarier und damit trotz allen


Spaltungen „Brüder im Ziel“. Anderfuhren sprach von einem Parteitag in Zürich


Ende November. Da sollten wir Vertreter hinsenden, sagte er. Er würde auch


Schriften verteilen. Wir sprachen von meiner Schrift „Proletarische Aktionen und
Hoffnungen“ (Revision des proletarischen Aktionsprogrammes). Was meinen Sie


– sollen wir diese Schrift für den Parteitag drucken lassen? Sie ist als Einführung


zum Geldstreik gedacht gewesen.


An Dr. Ernst Schneider vom 6.3.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich teile Ihre Auffassung vollkommen. Die Forderung der Freihofkasse wider-


spricht unseren Statuten und dem Geiste der Selbsthilfe, der, wie ich annehme,


zur Gründung der Freihofkasse führte. Die Freihofkasse rechnet doch sicher


nicht mit der Philanthropie, und wenn sie es täte, so würde sie falsch rechnen. 


In den Kreisen 


171







der Sozialdemokraten würde sie keinerlei Wirkung erzielen. Was sich nicht verall-


gemeinern läßt, hat für die Sozialdemokraten kein Interesse. Mir scheint auch,


als ob die Leute der Freihofkasse keinen richtigen Sinn für Größenverhältnisse


haben.


An Paulus Klüpfel vom 8.3.1918 aus Les Hauts Geneveys


Es ist ein schönes Ding, wenn man Hindenburg zum Streitgenossen hat. Ich


las heute das erste Februarheft des „Kunstwart“. Es ist doch zu wat Scheenes!


Aber der arme Corbach [Otto Corbach war Herausgeber der Zeitschrift „Kunstwart“.] hatte 


es verdient. Warum mischt er sich in Dinge, die er nicht versteht? Und der


„Kunstwart“-Onkel hatte es auch verdient, daß seine Gewährsmänner öffentlich


als Tölpel entlarvt werden. Warum gibt er auch einen Ratgeber für Bücher-


freunde heraus? Ein Ratgeber? Ein gemeingefährliches Unternehmen – weg


damit! Hände weg!


Die Urzinstheorie muß übrigens neu dargestellt werden, und zwar so, daß


auch Leute wie Corbach sie verstehen können. Ich bin jedoch unfähig dazu.


An Fritz Trefzer, undatiert (März 1918) aus Les Hauts Geneveys


Mit Dr. Christen war ich in Basel mehrere Tage zusammen. Seinem Vater ging


es wieder besser und er selbst nebst Frau sind wohlauf. Die dreijährige Ent-


fettungskur hat ihm wohlgetan. Ich besuchte mehrere unserer Freunde – Ziegler,
Kehl, Studer, Prof. Bauer (zusammen mit Christen) und Prof. Bunge. Wir luden


dann durch Postkarte die uns bekannten Interessenten zur Gründung einer


Ortsgruppe ein – es kamen aber nur 8 Personen (das Wetter war ganz ab-


scheulich) und so verlief die Sache ohne das gewünschte Ergebnis. Der


Gewerkschaftssekretär der Textilarbeiter (Wirz), der mir versprochen hatte zu


kommen, kam auch nicht. Studer (Dirigent eines Musikvereins) hatte an dem


Abend gerade ein Konzert, kurz Fiasko. Aber dieser Studer wird die Sache in die


Hand nehmen – es ist ein ganz feiner Mensch. Ziegler möchte auch gerne –


aber als Beamter ist er ängstlich. Mit Prof. Bauer ist nichts zu machen und von
Bunge ist 74 Jahre. Dr. Jecklin (Lehrer), der auch zugegen war, sprach sich sehr


anerkennend über unsere Themen und Ziele aus, war aber nicht zu irgendeiner


Handlung zu bewegen (er ist Mathematiker).


Um so hoffnungsvoller ist der Fortschritt in den proletarischen Kreisen. Die


Tätigkeit von Schwarz macht sich überall fühlbar, wie auch das Eintreten von 


Dr. Schneider und Erzinger. In den Wandervogelkreisen wird lebhaft über unsere


Ziele debattiert. Gestern besuchte uns ein Genosse Anderfuhren aus Olten,


Vorsitzender einer dortigen Gruppe von 500 Mann – noch ganz jung –, der sich


mit Macht für unsere Ziele einsetzt. Er wird bald in der sozialdemokratischen


Presse für unser Programm eintreten.


Paul Klemm kaufte in Zürich eine Villa.
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An Jenny Blumenthal vom 15.3.1918 aus Les Hauts Geneveys


Was ist Hänschen für ein großer Junge geworden! Und übermütig sieht er aus!


Ich glaube, er wird verwöhnt. Wenn die Hungersnot so aussieht, so lasse ich sie


mir gefallen. – Mikoschs Rippen sind nicht zu zählen. Wenn jeder solche Enten


hat, dann sind alle Fettkarten überflüssig. Und Du auch scheinst Dich wieder


ganz erholt zu haben von den Strapazen in Berlin. Darüber habe ich mich noch


besonders gefreut. Und danke ich Dir herzlich für die Bilder und auch Hannchen
danke ich, die sie gemacht hat. Sie hat dafür entschieden viel Sinn, wie über-


haupt für die Kunst. Ob ihr die Bauernarbeit genügen wird? Sie müßte, um


Befriedigung in dieser Arbeit zu finden, sich geistig vertiefen – durch das Studium


der Naturvorgänge. Die moderne Botanik gibt darüber so viele Aufschlüsse von


höchstem Interesse.


Ich habe wegen eines Passes geschrieben – doch zweifle ich sehr, daß ich ihn


erhalte. Vielleicht macht man für Bayern weniger Schwierigkeiten, namentlich für


ländliche Verhältnisse. Auf alle Fälle muß ich mit einem Monat Wartezeit rech-


nen. Wann müßt Ihr denn dort fort? Wenn die Gegend, wie ich annehme, Vorteile


bietet, so wäre es gut, in der dortigen Zeitung eine Anzeige zu machen. In den


kleinen Lokalblättchen, die alle Wochen erscheinen. Auf große Landwirtschaft


könnt Ihr Euch nicht einlassen. Für Euch Frauen würden etwa zwei Hektar voll-


auf genügen. Zwei kleine Kühe brauchen etwa einen Hektar guten Boden. Und


wenn Ihr noch einen Hektar für Garten, Obst, Kartoffeln und Hühnerfutter habt,


so ist Eure Arbeitskraft damit voll ausgenutzt. Augenblicklich ist der Zustand der


Gebäude von besonderem Interesse, der Schwierigkeiten wegen, die die Be-


schaffung von Reparaturmaterial bereitet. Auch der Zustand der Felder, da bei


dem Mangel an Viehdünger und Kunstdünger es schwierig ist, heruntergewirt-


schaftete Felder wieder in ertragsfähigen Zustand zu bringen. Die letzte Frucht,


die solch im Raubbau bewirtschaftetes Feld trägt, ist der Hafer. Felder also, die


jetzt mit Hafer besät sind, darfst Du nicht kaufen. Die mit Kartoffeln und Rüben


bestandenen Felder – die stehen meistens in guter Dungverfassung. Aber siehe


zu, daß das Haus abseits vom Dorfe steht – es hat dies so viele Vorteile. Und


übrigens, hast Du Dich nie erkundigt, ob Du Dich nicht hier in der Schweiz an-


siedeln könntest? Hier sind allerdings in deutschem Geld die Ländereien mächtig


teuer. Das wäre eppes!


Nun, hoffentlich hat die Zensurbehörde ein Einsehen und kann ich Dir dann mit


Rat und Tat zur Seite stehen. Hoffentlich.


In dieser frohen Hoffnung sendet Dir, dem Hänschen
und all den Deinen 1000 Grüße 


Dein Silvio
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An Georg Blumenthal vom 26.3.1918 aus Les Hauts Geneveys


Zur Stunde wird wieder in Frankreich wütend gekämpft und den Engländern


werden dort starke Hiebe gegeben. Ob das zum Ziel und Frieden führen kann?


Hier hörte man vorgestern eine fürchterliche Kanonade.


Du wirst die letzte „Freistatt“ erhalten haben mit dem Artikel „Der Geldstreik“.


Unsere Bewegung ist jetzt hier so weit gediehen, daß wir unsere Leser für 


direkte Aktionen interessieren können. Wir greifen überall in die sozialdemokra-


tischen Kreise ein. Es ist schade, daß Du nicht dabei sein kannst. Du würdest


viel Befriedigung haben. Ich bestellte kürzlich eine neue Sendung Schriften; ich


weiß nicht, ob die Bestellung eingetroffen ist, so wiederhole ich sie hier:


1 Frachtkiste mit „NWO“


je 1 Postpaket „NWO“ I. und II. Teil


1 oder 2 Postpakete „Befreiung“.


Alle diese Schriften werden dringend gebraucht, namentlich die Postpakete. –


Sei so gut, mir bei der Gelegenheit die Bestände der einzelnen Schriften mitzu-


teilen, um danach zu beurteilen, ob neue Auflagen dringend nötig sind. Ich hätte


Dir gerne diese Arbeit abgenommen, aber für den Zweck hat man mir keinen


Paß geben wollen.


Wie geht es Dir nun da in Berlin – allein, im Kreise der Bürokraten?


Hoch lebe Hindenburg! Er macht den Frieden auf seine Weise wie die


Bolschewiki auf ihre Weise. Entweder – oder. Der Verständigungsfriede, wie ihn


die Kapitalisten und Pazifisten wünschen, ist Unsinn. Dazu fehlen die wirtschaft-


lichen Voraussetzungen, die wir erst schaffen werden. Hoch die Physiokratie.


An Fritz Schwarz vom 1.4.1918 aus Les Hauts Geneveys


Wir erwarten Sie also mit Freude, und jeder Tag, den Sie wählen, ist uns recht.


Hier ist jede Spur von Schnee längst dahin, und die Vögel singen, als ob es


Frühling wäre. Wilde Tauben, Krähen, Häher, Spechte. Wir hätten manches zu


besprechen.


An Dr. Ernst Schneider, undatiert (April 1918) aus 
Les Hauts Geneveys


Anbei die Schreiben für die Geldstreik-Aktion zurück. Ich bitte zu entschul-


digen, daß ich nicht gleich an die Möglichkeit dachte, sie könnten Ihnen fehlen.


Der Artikel für das „Schweizerland“ ist gut. Ich sende ihn morgen zurück. Die


ersten Sätze erwecken den Eindruck, daß wir mit der Goldwährung schon eine


„Währung“ hatten, so daß mancher den Zusammenbruch der Goldwährung als


Verlust betrachten könnte.
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Den „Lebenslänglichen“ müßte man sagen, daß wir unsere Ziele näher gestellt


haben, als das „Ende“ unserer Mitglieder. Also Mitglied bis zur Erreichung des


Zieles und Auflösung des Bundes (Geschichtsbuches).


Die Korrekturbögen sende ich morgen zurück. Ich warf einen Blick hinein. Mir


scheint es ein gediegenes Werk.


An das Reichsschatzamt Berlin vom 27.4.1918 aus Les Hauts
Geneveys


Wir gestatten uns, Ihnen anbei Muster und eingehende Beschreibung des


sogen. Freigeldes zu übermitteln, für dessen internationale Einführung der


Schweizer Freiland-Freigeld-Bund werbend auftritt.


Der Staat, der sich zuerst zu dieser Reform des Tauschmittels entschließt, wird


sich einen gewaltigen wirtschaftlichen Vorsprung und nachhaltigsten moralischen


Einfluß auf die Welt sichern.


Vom Standpunkt der jetzt in Deutschland besprochenen Geldumsatzsteuer


dürfte unser Vorschlag besonderes Interesse erwecken. Wir sind fest überzeugt,


daß die Einführung des Freigeldes und der damit erst ermöglichten absoluten


Währung einen tiefgreifenden ordnenden Einfluß auf die Wirtschaft aller am


Kriege beteiligten Völker ausüben und in hohem Maße die Pazifisierung der Welt


und die Herbeiführung des allgemeinen Bürger- und Völkerfriedens fördern


würde. Hochachtungsvoll


Silvio Gesell
PS: Für mündliche Aufschlüsse bitten wir, sich an Herrn Georg Blumenthal,


Ringstraße 49, Berlin, zu wenden.


An Fritz Schwarz vom 30.4.1918 aus Les Hauts Geneveys


Morgen werden es 30 Jahre, daß Ihre kluge Mutter den Kapitalisten ein


Kuckucksei ins Nest legte. Wenn diese Galgenvögel geahnt hätten, welches


Häkchen dieses Nesthäkchen werden wurde, wer weiß, ob sie ihm nicht die


Augen ausgehackt hätten!


Die Abzüge aus dem „Kunstwart“ sandte ich gestern ab. Ihren Brief sende ich


an Klüpfel; der wird sich freuen, daß ein so guter Gebrauch von seiner Arbeit


gemacht wird. Übersax ist aber grausam, eine gute Eigenschaft für einen


Politiker.


Die letzte Nummer der „Freistatt“ ist vortrefflich. Mir scheint, daß Schneider
Erfolg haben wird. Schade, daß seine Ankündigung nicht schon in der großen


Auflage von Januar/Februar erschien. Die Zusammenstellung der Aussagen 


über den Zins und das Grundeigentum wirkt propagandistisch mehr als lange 


Abhandlungen. Was haben wir da für berühmte Vorkämpfer!
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An Dr. Ernst Schneider vom 15.5.1918 aus Les Hauts Geneveys


Über den vielversprechenden Anfang Ihres Instituts habe ich mich recht ge-


freut. Die Beilagen habe ich an Schwarz zurückgeschickt.


Anbei eine Bestellung der Buchhandlung Baschlin, die schon wiederholt


Bücher von uns besorgt hat. – Von (...?) kam auch eine Bestellung auf den


Patapuff [Gemeint war die „Natürliche Wirtschaftsordnung“.], die wir direkt ausführten.


Den Buchhandlungen gaben wir auf die kleineren Schriften 50, auf die 


größeren 30% Rabatt. Im allgemeinen können die Buchhändler nicht viel für 


den Absatz tun; sie können die Bücher in ein Schaufenster tun. Das aber 


müssen dann Bücher von großem, gesicherten Absatz sein, nicht aber Bücher


für Proletarier und Leute, die nicht zahlen können.


Für den Neudruck des Patapuffs müßte man das billigste Papier aussuchen


und zusammengedrängteren Satz. Dann will ich vieles streichen, so daß nur


noch die reine Theorie bleibt. Der agitatorische Stoff muß getrennt werden. 


So kommt dann ein Buch von etwa 200 Gramm heraus.


An Dr. Ernst Schneider vom 16.5.1918 aus Les Hauts Geneveys


Heute traf von Blumenthal die Abrechnung über die von Klemm gestifteten


Gelder ein. Eine Kopie liegt anbei. Das Geld liegt bei der Deutschen Bank Berlin


zu Ihrer Verfügung. Abgezogen sind die beiden Zahlungen, die Ihnen von hier


aus zugingen. Die 600 Frs (statt 500, wie anvisiert), die Ihnen jetzt durch die


Bank Cantonale zugehen, wollen Sie dann, wenn Sie können, für meine


Rechnung an Benteli schicken für die 200 Abonnements der „Freistatt “. Die


Rechnung hiervon liegt bei. Sie wollen sie mir dann nach erfolgter Zahlung 


ge-legentlich zurückschicken, zusammen mit einer Empfangsanzeige über die


Klemmschen Franken zu meiner Entlastung.


Jetzt hält Brüstlein im Käfig den Vortrag über Freigeld. Dem Ortsgruppenvor-


sitzenden Rotter hat der Käfig wenig genützt. Er versteht noch heute so viel von


Freiland, wie die Kuh von der Botanik. Vielleicht würde Brüstlein die Zeit besser


benützen! Ob man ihm Literatur zuschickt? So ein Mann, der sich so weit vor-


wagt, verdient Anerkennung. Auf Lackmuspapier reagiert er rot-blau, andere 


reagieren gar nicht. Ist das ein Verdienst?


An Georg Blumenthal vom 24.5.1918 aus Les Hauts Geneveys


Habe besten Dank für Deinen Brief vom 9. Mai mit der Abrechnung über das


Klebegeld. Es wird hier fest gearbeitet und machen wir in sozialdemokratischen 
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Kreisen gute Fortschritte. Auf dem nächsten Parteitag kommt unsere Sache zur


Sprache! Bei Bernhard Hermann frug ich an, wieviel Exemplare vom dicken Buch


[Gemeint waren die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ und Blumenthals Buch „Die Befreiung von der


Geld- und Zinsherrschaft“.] noch vorrätig seien, doch hat er noch nicht geantwortet.


Hier sind nur noch ein paar Exemplare. Falls Du noch welche übrig hast,


namentlich auch von der billigen Ausgabe, so ... Und füge auch einen guten


Posten von der „Befreiung“ bei, die hier schon längst vergriffen ist und wofür gute


Nachfrage ist. Die „Freistatt“ mit dem „Geldstreik“-Artikel sandte ich Dir nach.


Das Postpaket mit der Freilandbroschüre, das verlorenging, wurde mir vergütet.


Ich will Dir ein neues Paket zuschicken.


Von Jenny kam gestern ein Brief mit einem Bild von Hans, der sich erfreulich


gut unter der Kriegsflagge entwickelt hat. Es ist ein schönes Land dort, und es


gefällt allen gut. Dir geht es wohl auch gut – den Umständen gemäß. Wann


nimmt die Sache ein Ende, wann beginnt das neue Zeitalter?


An Dr. Ernst Schneider vom 25.5.1918 aus Les Hauts Geneveys


Sagen Sie mir bitte gelegentlich, welchen Preis die Unionsdruckerei fordert. In


Berlin zahlte ich 1916 für 2000 Exemplare 3400 Mk – etwa 4000 Franken. Das


machte zwei Franken für das Stück (1.50 Franken für die billige und 2.50


Franken für die andere Ausgabe). Wir erhalten von dem Buchhandel 1.75 – 3.50


– durchschnittlich 2,62 Frs. abzüglich Porto, also den Kostenpreis ohne den


Zinsverlust.


Im „Entwurf“ für den Werbebrief sollte angegeben werden, daß die Schriften an


das Proletariat, für das sie in erster Linie bestimmt sind, unterm Kostenpreis ver-


kauft werden und daß das dadurch entstehende Defizit in demselben Verhältnis


wächst, wie die Bewegung an Ausdehnung gewinnt. Sonst glaubt jeder, daß der


steigende Absatz statt des Defizits einen Überschuß geben muß und daß die


Bundesmitglieder ein Recht auf eine „Dividende“ haben. (Das wäre das Ideal).


Zunächst müßten Christens Schriften und Ihre Werbeschrift gedruckt werden.


Das Papier dazu könnte man mit den ersten einlaufenden Geldern bezahlen. 


Ich finde, der Entwurf ist sehr gut gelungen und namentlich ist das zinsfreie


Verlagsdarlehen ein guter Griff. Nur müßte hier gesagt werden, daß die Rück-


zahlung aus dem Verkauf der Schriften erfolgt.


An Fritz Schwan vom 13.6.1918 aus Les Hauts Geneveys


Anbei der Moral-Artikel. Er ist als Diskussionsthema brauchbar. Wollte man 


ihn stilistisch genießbarer machen, so müßte er ordentlich gestreckt werden –


Papiernot.
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Schiele ist, glaube ich, mit Flückiger bekannt. Seine Flugblätter werden mir von


einem Berliner Bekannten zugeschickt. Es wäre sicherlich gut, wenn Sie ihm


schrieben. Die „Freistatt“ sandte ich ihm öfters. Vielleicht erwähnen Sie diese


Flugblätter in der „Freistatt“. Solche Männer muß man ermuntern. Sie sind so


selten geworden.


Die Richtersche Arbeit wäre für die „Freistatt“ zu lang, aber als selbständiges


Heft ausgearbeitet gewiß als Werbematerial sehr brauchbar. Immerhin glaube


ich, daß wir zunächst noch genug mit dem zu tun haben, was wir heute wollen.


Das Interesse für die Geschichte unserer Ziele kommt mit der Verwirklichung


derselben. Sonst wäre Richters Arbeit für die „Freistatt “ so zu kürzen, daß sie


nunmehr etwa zwei bis drei Seiten der „Freistatt“ einnimmt. Von Seite 3 ab, wo


Spences Hauptgedanken aufgezeichnet werden.


Der Postdirektor von Schwarzenburg müßte darauf aufmerksam gemacht 


werden, daß er zu Unrecht Strafporto für Manuskripte erhebt. Diese gelten wie


„Geschäftspapiere“.


Die Programmrede Lenins in der „Tagwacht“, (11. Juni) enthält eine Reihe 


der wertvollsten Konzessionen an die NWO. Haben Sie Schlowsky schon ge-


sprochen?


PS: Es lief eine Bestellung ein, die auf einen Artikel in den „Neuen Wegen“


(von Prof. Ragaz) zurückzuführen ist.


An Fritz Trefzer vom 15.6.1918 aus Les Hauts Geneveys


Anbei eine Abschrift eines an Genossen Schlowsky gerichteten Briefes. In der


„Berner Tagwacht“ Nr. 32, 33 und 34 ist Lenins Programm sehr ausführlich aus-


einandergesetzt. Mir macht es den Eindruck, als ob Lenin schon jetzt mürbe und


für unsere Ansichten aufnahmefähig sei.


Mit dem Vortrag in der Volkswirtschaftlichen Gesellschaft bin ich schon einver-


standen. Ob die Gesellschaft aber auch damit einverstanden sein wird, das


scheint mir recht fraglich. Diese „Volks-Wirte“ betreiben nur Parteiwirtschaft. Durch


einen Aufsatz in „Neue Wege“ wurde eine Bestellung auf Literatur veranlaßt.


An Legationsrat Dr. Schlowsky vom 15.6.1918 aus Les Hauts Geneveys


Werter Genosse!


Genosse Dr. Schneider ersuchte mich, Ihnen den Brief zur Einsicht zu über-


senden, den der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund im Dezember vorigen Jahres


an Genosse Lenin sandte, der aber von der Post als unzustellbar (?) zurückge-


sandt wurde. Ob die gleichzeitig mit dem Brief abgesandte Literatur das Ziel


erreicht hat, wissen wir nicht. Auch hiervon kam ein Teil zurück. Der Brief liegt in


der Abschrift hier bei.
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Genau das, was Lenin in seiner Programmrede sagt (Berner „Tagwacht“, 
13. Juni, 1. Spalte unten), nämlich, daß der Hauptfeind der russischen Revolu-


tion der Hunger und die Arbeitslosigkeit sind, das finden Sie bereits in dem Briefe


ausgedrückt. Die Revolution kann sich nur an der Macht erhalten, wenn sie das


Volk vor Hunger bewahrt und ihm schnell und sichtbar wachsenden Wohlstand


bringt. Wir sind uns vollkommen klar, daß, wie der Hunger das Zarenregiment


stürzte, er auch jede andere Regierung stürzen muß, auch die der Diktatur des


Proletariats. Der Hunger ist und bleibt der einzige ernsthafte Feind dieser wie


jeder anderen Revolution.


Um den Hunger zu bekämpfen, sieht sich Lenin in der Zwangslage, „eiserne
Disziplin“ zu fordern, womit er aber auf die, wie es scheint, recht zahlreichen


Gruppen kleinbürgerlicher, anarchischer, freiheitlicher Elemente stößt, deren


Widerstand sicher sehr unlieb ist, deren Kooperation auch, wie uns scheint,


durchaus zur Sicherung, ja Rettung der Revolution nötig ist. Könnte Lenin darauf


verzichten, diese freiheitlichen und sicher in jeder Beziehung recht wertvollen


und auch einflußreichen Volkselemente (Kropotkin!) zu zwingen und zu diszipli-


nieren, könnte in der russischen Wirtschaftsordnung auch denen Platz an der


Sonne bewahrt werden, die sich persönliche Freiheit erhalten wollen und diese


über alles schätzen, so wäre die Lage der Revolution eine ungleich festere und


könnten alle ihre Freunde mit mehr Ruhe in die Zukunft schauen.


Die Wirtschaftsordnung, die der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund erstrebt, ist


freiheitlicher Natur. Sie steht niemandem als dem Schmarotzertum im Wege, sie


bereitet allen Menschen das wirtschaftliche Terrain, um nach jedermanns Facon


selig zu werden. Die Individualisten können sich nach ihrer Weise benehmen,


ohne anderen zu nahe zu treten und die, die sich der Disziplin unterwerfen, die


kommunistisch führen und kommunistisch leben wollen, finden in unserer natür-


lichen Wirtschaftsordnung alle äußeren Bedingungen erfüllt, um im Wettbewerb


mit den Individualisten in Ehren bestehen zu können.


Wir sind gerne bereit, Ihnen weitere Aufschlüsse über diese von uns propa-


gierte natürliche Wirtschaftsordnung zu geben, auch mündlich, sofern Sie uns


dazu Gelegenheit zu geben belieben.


Mit arbeiterbäuerlichem Gruß


S. G.


An Dr. Ernst Schneider vom 19.6.1918 aus Les Hauts Geneveys


Da, wie es scheint, noch nichts Endgültiges geschehen ist für die Überführung


des Klemmschen Geldes, so wird es vielleicht das beste sein, wenn die Volks-


bank Ihnen sagt, bei welcher Bank in Deutschland sie ein Konto hat. Dann wird


Blumenthal dieses Geld einfach diesem Konto für Ihre Rechnung überweisen. 


Es wird gut sein, sich da schriftlich an die Volksbank zu wenden – dann sind


Irrtümer ausgeschaltet. Daß der Kurs inzwischen um 10 Punkte gesunken, hat


für diese 
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Transaktion nichts zu besagen, denn Sie werden der Volksbank Franken schul-


den und Ihr Lombard lautet auf Mark. Es kommt dann nur der Kurs in Betracht,


der bei der endgültigen Abrechnung an der Börse notiert. Wir müssen mit der


Möglichkeit rechnen, daß der Kurs auf 50 und weit darunter fällt – namentlich,


wenn Kellenberger zum Direktor der Nationalbank ernannt wird. Der wird die


Zentralheizung der Nationalbank mit den von den Rentnern gehaßten 1000-


Franken-Noten heizen. Aus beiliegender Notiz ist zu ersehen, daß der Buch-


druckpreis in Deutschland verdoppelt wurde, der des Buchbindens vervierfacht


und der des Papiers versiebenfacht.


Der Deutsche Verein Freiland hat nun auch das Freigeld auf sein Programm


gestellt. Er steht somit ganz auf dem Boden des Schweizer Freiland-Freigeld-
Bundes. Das gibt dann auch Abonnenten für die „Freistatt“. Es müßte jetzt in 


den Edener Mitteilungen“ eine Annonce unseres Bundes und der „Freistatt“
erscheinen.


An Dr. Ernst Schneider, undatiert (Juni 1918) aus 
Les Hauts Geneveys


Anbei eine Bestellung, die durch einen Aufsatz in den „Neuen Wegen“ an-


geregt wurde.


Der Artikel in der „Tagwacht“ über Lenins Programmrede läßt mich vermuten,


daß sich Lenin noch mit unserem Programm befreunden wird –  wenn auch nur


als Abschlagszahlung. Er macht große Konzessionen, will die Arbeiter nach der


Leistung bezahlen, obschon es ja so ungerecht ist.


Haben Sie weiter mit Schlowsky geredet?


An Fritz Schwarz vom 21.6.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich hörte durch Dr. Schneider, daß Sie einen Vortrag in Brugg halten wollten.


Wenn das Wetter nicht so hundemäßig schlecht gewesen wäre, so hätte ich Sie


da begrüßt. Hoffentlich haben Sie guten Erfolg gehabt und sind ermuntert in die


schwarze Burg zurückgekehrt.


Von Anderfuhren erhielten wir die drei Nummern der „N.f.Z.“, über die ich mich


recht gefreut habe. Es ist das erste Mal, daß ein sozialdemokratisches Blatt es


wagt. Haben Sie Grimm die Nummern geschickt? Anderfuhren hat mit Schmid
kürzlich wieder eine längere Unterredung gehabt. Er meint, er wäre schon auf


unserer Seite. Er ist ein Bewunderer Proudhons – das ist der Weg zu uns.


In der beiliegenden Nummer des „Physiokrat“ ist auf der letzten Seite ein


Artikel „Der archimedische Stützpunkt“, worin Proudhon zitiert wird. Der Artikel


würde sich des Umfanges und Tones wegen für die „N.f.Z.“ ganz gut eignen.


Vielleicht schicken Sie ihn zu diesem Zwecke an Anderfuhren.
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Von Will Richter erfuhr ich (ich sandte den Brief an Schneider), daß auf seinen


Antrag der Edener Freiland-Verein jetzt auch das Freigeld auf sein Programm


gestellt hat und daß der „Vortrupp“ (München und Nürnberg) sowie der Espe-


ranto-Verein dem Edener Verein beigetreten sind. Die Mitgliederzahl wächst. 


Das werden dann Abonnenten der „Freistatt“ werden.


An Fritz Schwarz, undatiert (1918?) aus Les Hauts Geneveys


Anderfuhren war gestern hier. Wir sprachen vom Parteitag. Er meinte, die linke


Gruppe würde es verhindern, daß die Zeit wieder mit stundenlangen Referaten


totgeschlagen werden würde. Man würde von den Zielen der Arbeiter und nicht


von denen der Sekretäre reden und würde Taten verlangen. Und er meinte, daß


Sie sich delegieren lassen müßten. Er war vor acht Tagen in Biel zusammen mit


den Männern der äußersten Linken, etwa 15 Mann. (Jordi und Herzog waren


dabei). Man sagte, daß das Freigeld nötig wäre als Übergangswirtschaft. In Bern


wird eine bolschewike Zeitung gegründet und mit Bolschewikengeldern subven-


tioniert. Jordi soll das drucken. Übrigens wird Anderfuhren über diese Dinge


schreiben. Er will den „Geldstreik“ in Zürich vorbereiten.


An Fritz Schwarz, undatiert (1918 ?) aus Les Hauts Geneveys


Anbei ein Brief, der Ihnen neue Hoffnungen erwecken wird. Immer neue Leute


tauchen auf. Es geht hier wie bei der Inkubationszeit einer Krankheit. Man merkt


nicht viel von den inneren Vorgängen, aber plötzlich wird der Freiland-Freigeld-


Bazillus der Sozialdemokratie im Blut liegen. Ich sandte Niekisch [Ernst Niekisch war


ursprünglich Lehrer in Augsburg und sozialdemokratischer Journalist. Georg Blumenthal machte ihn


während des ersten Weltkriegs mit Gesells Theorien bekannt. Auch Theophil Christen trat mit ihm in


München in Verbindung. Nach der Novemberrevolution spielte Niekisch eine führende Rolle in der


ersten Münchener Räteregierung. Später wurde er Nationalbolschewist.] die „Freistatt“ (ver-


schiedene Nummern).


An Georg Blumenthal vom 1.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich erhielt Deine Karte vom 16.6. und danke Dir herzlich für die Absendung von


sieben Postpaketen Literatur, die uns sehr not tut. Ich schrieb bereits zweimal an


Bernhard Hermann, um zu erfahren, ob dort noch Exemplare der NWO zu er-


halten sind; doch hat er nicht geantwortet. Ist er vielleicht auch einberufen? Von


Paulus kam ein Brief. Es geht ihm sehr schlecht. Das Geld von Klemm ist nun


eingetroffen. Er ist auch bereit, die neue Auflage der NWO zu finanzieren, was


uns sehr willkommen ist. Ich verkaufte unser Haus hier und kaufte ein kleineres


am 
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Zürichsee. So wurde ich die Hypothekenzinsen los und machte außerdem noch


etwas Geld frei. Wir ziehen nächsten Frühling dort ein.


Ist die neue Auflage der „Befreiung“ noch nicht fertig? Wir brauchen sie hier


sehr nötig. Bei der Bemessung der Auflage rechne nicht darauf, daß das Papier


noch mal billiger sein würde. Wir geben hier eine neue Auflage Deines „Geld-
streik“-Artikels heraus. Wir hatten kürzlich daneben eine sehr interessante Ver-


sammlung.


An Dr. Theophil Christen vom 6.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Unsere Bewegung wächst langsam, aber unaufhaltsam. Noch verhält sich die


offizielle Sozialdemokratie feindlich. Hier soll aber überhaupt die Entscheidung


fallen. Da kann man schon Geduld haben.


Kürzlich war ich in Bern, wo mir Trefzer die Druckbögen von Georg Hammers
„Währungsfragen“ [Georg Hammer war ein Pseudonym für Theophil Christen.] übergab. Ich


halte die Schrift für eine ausgezeichnete Werbeschrift, nur habe ich schwere


Bedenken wegen des Anhanges 5 – „Eine mustergültige Papierwährung“. Man


verkennt hier gerne den Zweck und sieht nur den Angriff auf England. Wenn man


diesem Artikel die Spitze nähme, so wäre es bedeutend besser. Wir könnten


dann die Schrift auch für die Schweiz gebrauchen. Dieses Flugblatt, das auch


nach Genf gekommen ist, hat uns in den Kreisen der „Terre libre“ sehr geschadet


und entschiedenes Mißtrauen gegen mich dort erweckt. In den für das Ausland


bestimmten Exemplaren müßte dieser Anhang 5 gewiß fortgelassen werden.


Auch wäre es allgemein besser, wenn mein Name nicht hier genannt würde. 


Der Sache wegen!


An Dr. Theophil Christen vom 7.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Simons, Frankfurth, Paulus – allzufrüh mußten wir sie begraben. Eine tragische


Geschichte.


Ich erhielt Ihren lieben Brief vom 26. und auch den vom 28., den Sie an


Schwarz richteten. Die Petition wurde von dem blinden Dr. Spahr verfaßt. Sie


ging nicht vom Schweizer Freiland-Freigeld-Bund aus. Trefzer wußte nichts


davon. Die Zeitungen sprechen aber jetzt von der Freigeld-Petition. So wird der


Bund weiteren Kreisen bekannt. Was die Petition alles voraussetzt, das kommt


den Leuten erst nach und nach zum Bewußtsein.


Die Bedingung 6 des Travers-Preisausschreibens läßt vermuten, daß der Preis


jetzt schon verteilt ist. Auf alle Falle werden wir uns über die Preisträger lustig


machen können, und das ist auch schon ein Preis in diesen trübseligen Zeiten.


Unsere welsche Schweiz dürfte nur auf dem Wege des Proletariats zu erobern


sein, und dieses Proletariat ist zu meist nicht welsch. Von 40 000 Einwohnern


von 
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Chaux-de-Fond sind nur 7000 Neuenburger und diese zum großen Teil noch 


bernischer Abkunft. Die Welschen sind Kapitalisten. Vorläufig dürfen wir unsere


schwachen Kräfte nicht zersplittern. Unermüdlich, unerschlafft müssen wir im klein-


sten Raum die größte Kraft sammeln – und dieser Raum ist Bern. Brutwärme 


müssen wir schaffen. Die isolierten Menschen nützen uns nichts, sofern sie nicht


öffentlich hervortreten. Die passiven Naturen wirken durch ihre Versammlung.


Darum dürfen sie nicht örtlich getrennt leben.


Nach Genf will ich des Programmes wegen schreiben. Das wäre eine Gelegen-


heit für Paulus gewesen. Er war so voller froher Hoffnungen.


Besten Dank für das Wingolfsblatt. Tropfen auf Tropfen höhlt den Stein – ob er


auch bis aufs Herz der Herren Pastöre dringt? Die Theologie verhärtet das Herz.


Bei den Lehrern kommt man viel leichter ans Ziel.


Die Monatsschrift für christliche Sozialreform ist mir unbekannt. Will mich danach


umsehen. Auch Orels Buch ist mir unbekannt. Das Zitat sagt bei Damaschke nicht


viel, da nach ihm (und Henry George) der Zins ja mit der Bodenreform verschwin-


det. Wenn er es aber anders meint, so gibt er zu, daß er mit seiner Bodenreform


sein Versprechen nicht einlösen kann. Es ist mit diesem Manne nichts zu machen.


Trefzer sagte mir, Sie hätten für die neue Auflage der NWO einige Korrekturen


und wünschten, die Korrekturbögen durchzusehen – oder so etwas ähnliches. Ich


kann nicht glauben, daß Sie solche Arbeit auf sich nehmen wollen. Vielleicht


schicken sie die Notizen über Korrekturen an meinen Bruder Roman Gesell,
Arnstadt, 13 Berggartenweg, der den Druck beaufsichtigen will. (Er hat sonst nichts


Pflicht-haftes zu tun.) Aber das Vorwort darf ich Ihnen wohl zur Durchsicht schicken


mit der Bitte, es freundlichst mit Ihren Verbesserungen an meinen Bruder weiterzu-


leiten.


Dem Abschnitt „Freiland“ werde ich das Wesentliche aus dem Vortrag „Freiland,


die eherne Forderung des Friedens“ beifügen., Abschnitt 17 wird erweitert. Ihre


Darstellung von „Sparland, Sparhand und Grundrente“ (S. 420/1) kommt gleich als


Anhang des Abschnittes „Freiland“. Hier sind zwei Zeilen doppelt (S. 421, Z. 12/3 


v. u.) und Zeile 15 v. u. soll es Sparland heißen.


Das Geld zum Druck stiftet Paul Klemm. Wenn Sie etwas zu drucken haben, so


kann das auch noch auf Klemms Konto gehen. Es reicht.


Will Richter stellt hohe Ansprüche an unsere literarische Tätigkeit. Gerade das


Buch, was ihm nach Form und Inhalt vorschwebte, das hatte Paulus in Arbeit.


Vielleicht war auch schon etwas niedergeschrieben?


An Georg Blumenthal vom 18.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich erhielt Deine Postkarte vom 5. Willst Du mir gelegentlich schreiben, ob das


„Freiland“-Postpaket eingetroffen ist. Von Deinen sechs Paketen an Trefzer waren


vorige Woche zwei angekommen, die anderen folgen wohl. Wir können die
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Literatur gut brauchen. Man spricht jetzt schon in weiten Kreisen der ganzen


Schweiz von unseren Bestrebungen. Siehe zu, den Druck der „Befreiung“ zu


beschleunigen. Wir haben dafür sehr gute Verwendung Von den wiederholten


Mitteilungen Bernhard Herrmanns ist keine hier eingetroffen. Schreibe ihm bitte, an


Dr. F. Schneider, 5 Erlachstraße, Bern, etwa fünf Postpakete zu 5 kg von der NWO


zu schicken. Für den Druck der „Befreiung“ käme vielleicht die Druckerei von R.


Wagner Sohn in Weimar in Bewacht, die wahrscheinlich auch die neue Auflage der


NWO drucken wird. – Ich bin augenblicklich in der Geldklemme. Wenn es Dir keine


Ungelegenheit verursacht, bitte ich, mir den Betrag von 500 Mk, den ich nach


Deinem Brief bei Dir noch zu gut haben soll, zu schicken. Die Bank besorgt dies


auf Deinen Auftrag hin. Im November bin ich dann wieder etwas freier. wenn nicht


schon vorher aus Buenos Aires Geld eingeht. – Dein „Geldstreik“-Artikel wird jetzt


in etwas anderer Fassung in größerer Auflage gedruckt. Wir schicken Dir dann


Exemplare.


Über Deine Mitteilungen über Hänschens Benehmen habe ich mich recht gefreut


und auch, daß Dir das Kerlchen so lieb ist. Nur am Lebendigen hat man wahre


Freude.


An Vladimir I. Lenin vom 23.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Liebwerter Genosse!


Wenn jetzt viele Millionen bangen und ... (?) Dankgebete ob des kommenden


Friedens zum Himmel steigen, so ist es Ihrem und Ihrer mutigen Freunde Wirken


zu verdanken. Und zitternd fragen sich alle wieder, ob es wohl gelingen wird, das


große Werk der Revolution vor den im Geheimen wirkenden Kräften der Reaktion


unter Dach und Fach zu bringen?


Ich als zweiter Schriftführer des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes habe ich in


dieser Beziehung doppelte Sorgen. Ich sage mir: Lenin wird an den Mängeln des


Geldwesens scheitern. Alle Revolutionen sind bisher am Geldwesen gescheitert.


Auch die russische wird diesem Schicksal nicht entgehen, wenn nicht noch recht-


zeitig das Freigeld die Situation rettet. Vergessen Sie nicht, daß das Geld das Blut


der Volkswirtschaft ist und daß dieses Blut in der herkömmlichen Form des Geldes


vergiftet ist und den ganzen Organismus vergiften muß.


Der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund erstrebt die Einführung eines neuartigen


Geldes, das der Menschheit alle die gewaltigen Vorteile der Geldwirtschaft erhält


und frei ist von allen den Kapitalismus ausmachenden Begleiterscheinungen.


Muster dieses neuen Geldes liegen bei. Es gibt dieses Geld ... (?) Untersuchungen


aufgeworfenen Fragen die theoretische und praktische Lösung. Die Hauptwir-


kungen dieses Geldes finden sich auf Seite 3/4 beschrieben, von denen ich hier


nur die eine erwähnen will, nämlich daß das Freigeld einen ständig wachsenden


Druck auf den Kapitalismus ausübt in der Weise, daß in einem Zeitraum von etwa


15 – 20 Jahren der Zins gänzlich aus der Volkswirtschaft ausscheiden muß.
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Wenn der Erfolg einer Revolution dauernd gesichert werden soll, so kann dies


nur dadurch erreicht werden, daß alle nicht aktiv an der Umgestaltung des


Staates mitwirkenden Personen unter Anspannung aller Kräfte zur Arbeit zurück-


kehren, denn aus dieser Arbeit soll der Wohlstand erwachsen, der für die Masse


das Zeichen ist, daß die Revolution wohltätige Wirkungen hat und darum zu


unterstützen ist. Eine Revolution, die dem Volke Entbehrungen bringt, die die


Armut vergrößert, ist des Mißerfolges sicher.


Nun würde das von uns geschaffene Freigeld ganz außerordentlich anspor-


nend auf die Arbeit wirken, indem es den Tausch der Produkte unter allen


Umständen sichert und dadurch erst den vollen Ertrag der persönlichen Arbeit


gewährleistet – und das ist ... (?) für alle Arbeit.


Unsere Vertrauensmänner machen Revolution – jetzt ist Arbeit die erste Pflicht
aller, die diese Revolution unterstützen wollen.“ So soll es jetzt in ganz Rußland


heißen. Das Freigeld würde diese Arbeit auslösen und ganz automatisch in die


richtigen Bahnen lenken.


Das jetzige Geld, der Papierrubel, stört die Arbeit; es hemmt sie statt sie anzu-


regen und zu fördern. Die Unsicherheit macht übrigens auch jede Disposition


unmöglich. Und ehe der Unternehmer sich einem Defizit aussetzt, legt er lieber


seine Fabrik still, wodurch der Volkswirtschaft und der Revolution die Mitwirkung


oft der Tüchtigsten genommen wird. Und ohne die Mitwirkung dieser erfahrenen


Männer ist die Revolution dem Mißerfolg geweiht.


Es gibt Männer, die beim bloßen Anblick des Freigeldes seine ganze unge-


heure Tragweite überschauen, denen es eine ganz neue Welt eröffnet. Diese


sind jedoch sehr selten. In der Regel ist es nötig, die gegen das Freigeld erho-


benen Bedenken, die immer nur Vorurteilen entstammen, durch methodische


Aufklärung zu zerstreuen. Diese Arbeit ist in einem größeren Werke „Die Natür-
liche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld“ erschöpfend ausgeführt


worden. Da aber die Zeit zum Theoretisieren nicht die geeignete ist, so machen


wir der russischen Regierung den Vorschlag, auf unsere Kosten eine geeignete


Persönlichkeit nach Petersburg zu schicken, um das System im mündlichen


Vortrag auseinanderzusetzen und um die nötigen Anweisungen zur Ausführung


der Reformen zu geben. Weitere Vorbereitungen sind nicht nötig. Acht Tage nach


Beschluß würde schon das Freigeld in Umlauf sein können und seine beruhigen-


den arbeitsfördernden Wirkungen ausüben. Und wenn dann zusammen mit der


Einführung des Freigeldes (mit 2 – 3 Milliarden Freigeld würde der Geldbedarf


des Handels gedeckt sein) die Regierung eine öffentliche Anleihe ausschreibt, so


würde sie damit einen ganz gewaltigen Erfolg erzielen – bei einem minimalen


Zinsfuß würden Anleihen für den Gesamtbetrag des bisher ausgegebenen


Papiergeldes gezeichnet werden, was der Regierung erlauben würde, das jetzige


Rubelgeld restlos zu verbrennen und so mit einem Schlag in währungstechni-


scher Beziehung der Regierung die ihr entfallenen Zügel zurückzugeben. Zu


erwähnen ist noch, daß das Freigeld keinerlei besonderer Deckung bedarf, daß


also die Goldreserven des Rubels restlos abgestoßen werden können.
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Falls Sie auf unseren Vorschlag eingehen, wollen Sie an die Adresse von Herrn


Fritz Trefzer, 16 Wabernstraße in Bern, das Wort „Einverstanden“ telegrafieren.


An Jenny Blumenthal vom 25.7.1918 aus Les Hauts Geneveys


Eine schöne große blaue Kuppel mit einem kreisrunden Loch, aus dem das


Licht des Himmels zur Erde strahlt, grüne Bäume, bunte Blumen gaukelnde


Schmetterlinge und mitten drin in dieser Herrlichkeit der kleine Hans an der Hand


seiner Mutter – so denke ich mir den 3. Geburtstag dieses Helden.


Viele Siege hat er schon davongetragen, viele wird er noch erringen, aber den


größten aller Siege hat er wohl jetzt erfochten.


An Georg Blumenthal vom ?.8.1918 aus Les Hauts Geneveys


Über die Nachrichten, die ich durch Klemm erhielt, habe ich mich recht gefreut,


namentlich auch, daß die Hungersnot Dir und Deiner Familie bis jetzt nicht allzu


viel geschadet hat. Nun kommt ja bald der Friede mit der Ukraine und damit wird


die Kornkammer Europas Deutschland geöffnet werden.


Sei so gut, mir von der durch Klemm zur Verfügung gestellten Summe zu-


nächst etwa 1000 Mk zu übersenden – ich denke wohl am besten durch die


Dresdner Bank; wenigstens wird man Dir dort sagen können, wie diese Über-


weisung erfolgen kann. Er ist doch ein guter Kerl, dieser Paul Klemm. Solche


Leute können wir jetzt, ja besonders jetzt, sehr gut gebrauchen. Er hatte hier das


denkbar schönste Wetter und ich glaube, es hat ihm in der Schweiz recht ge-


fallen. Er hat die Absicht, sich hier anzusiedeln und hat er sich in Zürich umge-


sehen. – Wir machen hier gute Fortschritte, wie mir scheint, sogar erfreulich


schnelle Fortschritte. In diesem kleinen Land, wo jeder den andern kennt, scheint


es viel leichter zu sein, irgend etwas durchzuführen. Auch sind die Widerstände


nicht so groß. Die Parteien stehen sich nicht so gar schroff gegenüber.


Wir gründen nun hier (in Bern) eine Art Hochschule für die Fortbildung der


Politiker, Journalisten, Lehrer usw. Auch ein Generalsekretariat ist in Vorbe-


reitung, ebenfalls in Bern. Die „Freistatt“ wird bald wöchentlich erscheinen.


wodurch wir die Abonnentenzahl wesentlich zu erhöhen hoffen (jetzt 520). 


Dr. Schneider hält in sozialdemokratischen Kreisen alle Sonnabende Vorträge mit


sehr gutem Erfolg. Er war viele Jahre Direktor des Oberseminars in Bern und


steht in Lehrerkreisen in sehr hohem Ansehen – die Lehrer aber gehören durch-


weg der Sozialdemokratischen Partei an. So sieht die Sache recht gut aus. – 


Ein Franzose, der in Deutschland gefangen war und jetzt hier interniert ist,


Professor an der Pariser Universität, übersetzt das dicke Buch ins Französische.


Auch dem Bund geht es sehr gut. Sei so gut und schicke mir noch ein Postpaket.


Wenn Du die 
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NWO noch nicht abgeschickt hast, so schicke es nicht als Eilgut; als Frachtgut


kommt es immer noch früh genug. Das Postpaket mit Teil I und II traf kürzlich ein.


An Dr. Ernst Schneider vom 21.8.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ob die „Revision des soz. Aktionsprogrammes“ unserem Bunde nützlich sein


wird, müßte reiflich erwogen werden im Kreise der sozialdemokratischen Mitglieder


unseres Bundes. Daß wir doch einmal aggressiv werden vorgehen müssen, dar-


über bin ich nicht im Zweifel. Zweifelhaft ist, wann wir das tun sollen, und da kann


es sich auch nicht um Jahre handeln, wenn wir die jetzigen uns so außerordentlich


günstigen Zeiten ausnutzen wollen. Ich glaube, Schwarz ist derselben Ansicht.


Übrigens, mit dem Geldstreik haben wir uns schon gegen die Disziplin versündigt.


Man kann darüber streiten, ob es besser sein wird, den Geldstreik voranzuschik-


ken oder ob die „Revision d. s. A.“ die Fehde eröffnen soll. Ich möchte annehmen,


daß der Geldstreik uns Sympathien bringen wird und daß dann die „Revision“ mit


mehr Wohlwollen beurteilt werden wird.


Für das zweite Flugblatt schlug Schwarz die Einschaltung eines Hinweises auf


den schweizerischen Bauernkrieg vor, der auch von einer Inflation und einem


nachträglichen Abbau begleitet war (d. h. hervorgerufen wurde). Er zitiert aus dem


Gedächtnis eine interessante Darstellung dieser Dinge im Lesebuch der Berner


Elementarschule. – Das wäre allerdings besser, als der auf S. 2 des Flugblattes


Abs. 1 gemachte Hinweis auf die römische Geschichte, wenigstens für alle die,


denen eine Episode mehr sagt als das ganze Drama. In Rom handelte es sich um


den Untergang eines gewaltigen Reiches und um seine Wiederaufrichtung nach


einem 1 1/2 Jahrtausend langen Schlaf! Ob ein solches Drama nun dem Berner


Volk in einem Absatz eines Flugblaues zum ersten Male zum Gemüte geführt 


werden kann? Müßte hier nicht eine breitspurigere Arbeit vorangehen? Von einer


Flugblattanmerkung kann man kaum annehmen, daß sie sich gegen die allgemein 


gültige Darstellung von Roms Untergang mit Erfolg wird behaupten können. Solche


Bedenken sind ja sicher sehr angebracht, wenn man einen Massenerfolg erstrebt.


Doch ist unsere Sache ja nicht dunkel genug, um der Masse zu imponieren. Wir


werden immer nur die wenigen hellen Köpfe gewinnen – einerlei, wie wir es auch


anstellen. Und auf diese hellen Köpfe wirkt eine Erklärung des Unterganges der


antiken Welt doch sicher anregender als eine Episode aus der bernischen Ge-


schichte. Vielleicht könnte man nun im Flugblatt auf beide Ereignisse Bezug 


nehmen, auf die Deflation in Rom und in Bern.


An Georg Blumenthal, undatiert (August 1918) aus
Les Hauts Geneveys


Ich freue mich, daß Du Dich etwas, wenn auch nur für kurze Zeit, auf dem Lande


von den Strapazen des Krieges erholen kannst. Der Gedanke, ein bäuerliches 
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Heimwesen zu erwerben, ist sehr vernünftig. Wenn die drei Mädchen sich vertra-


gen, so können sie sich das Leben ganz angenehm gestalten. Den Bauern fehlt


meistens die Bildung, das macht ihre Armut aus. So hart ist die Arbeit nicht. Wenn


alles zur richtigen Zeit geschieht, dann gedeiht alles. Ordnungssinn ist hier fast


immer der Grund des Erfolges, nicht die Kraft und der Schweiß.


Du wirst allerdings da in der Steglitzer Straße ziemlich einsam sein. Immerhin,


Zentralheizung und elektrisches Licht sind heutzutage keine üblen Kameraden.


Ich erhielt von der Bank (D. B.) auf Deine Veranlassung 500 Mk. – besten Dank.


Sie kann ich gut gebrauchen. Das Geld gilt wenig mehr. Am Kurs gehen fast 50%


verloren – und beim Einkauf gehen fast 70% auf Preissteigerungen, so daß eine


Mark gegen früher nur 50 Pfennig sind und diese 50 Pfennig wieder nur 15 – 20


Pfennig gelten. In der Beziehung wird es nicht besser – eher schlechter. Selig alle,


die heute Schulden haben; noch seliger die, die welche machen können, denn sie


werden sie mit Geldpapier bezahlen.


Durch Hertha wurde ich benachrichtigt, daß Paulus gestorben ist. Die Grippe


machte den schwachen Lebensresten ein schnelles Ende. Es ist eine recht be-


trübende Sache in dieser trübseligsten und ärmsten aller Zeiten. Er war so voller


großer Hoffnungen!


Wir haben beschlossen, eine Reihe von Flugblättern herauszugeben. Ich sandte


Dir No 1. Da wir von der „Befreiung“ kein Exemplar mehr haben – schon seit lan-


gem, so konnten wir das Heft nicht in die Literaturliste aufnehmen. Sobald Du


kannst, schicke uns einen Posten. Wir werden sie absetzen. Bemühe Dich recht-


zeitig wegen des Papieres – die Papierzentrale soll die Bewilligung sehr in die


Länge ziehen, wie es heißt.


Wie hältst Du es mit der Adresse des Verlages? Bleibt der Physiokratische


Verlag in Lichterfelde? Das müßte ich wissen wegen der neuen Auflage der NWO.


Über das, was Du mir von Hänschen schreibst, habe ich große Freude gehabt.


Er hat, wie es scheint, ein gutes Gemüt, und in der lieben Umgebung gedeiht er.


So wird er eines Tages ein glücklicher Mensch, der auch andere glücklich machen


wird. Und er wird alle die Kräfte segnen, die ihm zu seinem Ich verholfen haben.


Und das ist die Hauptsache.


An Dr. Ernst Schneider vom 6.9.1918 aus Les Hauts Geneveys


Zu unserem Entwurf für das neue Nationalbank-Gesetz gehört noch eine Ein-


führung, worin die allgemeinen Gesichtspunkte, die zu unserer Forderung führen,


aufgezählt werden. Diese Arbeit liegt anbei. In Ihrem Begleitschreiben könnte viel-


leicht noch darauf hingewiesen werden, daß die Erwartungen, die man auf den


Charakter der Nationalbank als Aktiengesellschaft stellte, vollkommen enttäuscht


worden sind, insofern, als die Aktionäre nicht gegen die Inflation protestiert haben


und sich genau so dem Willen des Bundesrates gefügt haben, wie es irgendein 
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Beamter nicht widerstandsloser hätte tun können. Wir arbeiten hier an einem


gewaltigen Bauwerk!


An Georg Blumenthal vom 25.9.1918 aus Les Hauts Geneveys


Die Nachricht vom Tode Meyenbergs hat mich, trotz der Abstumpfung, recht


betrübt. Er war wohl der erste Abonnent gewesen vom „Physiokrat“. Jetzt, nach


vierjährigem Gefecht, noch zu fallen, jetzt, wo es dem Frieden entgegengeht!


Aber vielleicht tat er wohl daran, denn harte Zeiten stehen uns bevor.


Der „Geldstreik“ ist nun endlich aus der sozialdemokratischen Presse. Ich


sende Dir anbei das erste Exemplar und hoffe, daß Du Freude empfinden wirst,


hier Deine Saat aufgehen zu sehen. Soll ich Dir ein Postpaket davon senden?


Wir sollten jetzt auch bald einen Posten von Deiner Broschüre erhalten – jeden


Tag laufen Bestellungen ein und diesen Winter soll es in Bern hoch hergehen.


Ortsgruppen sind jetzt in Basel, Bern, Biel, Zürich – in Interlaken und St. Gallen


sind welche in Bildung begriffen.


An Dr. Ernst Schneider vom 26.9.1918 aus Les Hauts Geneveys


Werter Bundesgenosse!


Leider muß ich Ihnen mitteilen, daß die Österreichisch-Ungarische Devisen-


Zentrale nicht die Bewilligung zur Überweisung der K 23 000,- gegeben hat, die


ich unserem Bunde gestiftet hatte zur Förderung der mit so vielem Schneid


unternommenen Valuta-Aktionen. Es ist das wirklich sehr zu bedauern, denn die


Stabilisierung der Valuta im Sinne unseres Vorschlages würde mehr als so viele


andere aus Amerika kommende Friedensrezepte ein friedliches Nebeneinander-


wirtschaften der Völker ermöglichen. Bedenken Sie, welchen gewaltigen Einfluß


auf die Kriegsstimmung und auf die imperialistischen Treibereien die internatio-


nale Zollpolitik vor dem Krieg gespielt hat und wie der Ruf nach Zöllen und


Schutz durch die Valutaerscheinungen geweckt wurde, wie z. B. die ruinöse


Konkurrenz des indischen Weizens auf solche Valutadifferenzen zurückgeführt


wurde. Ich denke, daß, wenn Sie an die Valuta (Devisen)-Zentrale schreiben und


sie über Herkunft und Verwendung dieser 23 000 Kronen unterrichten, daß diese


dann aus höheren Rücksichten in die Überweisung einwilligen. Versuchen Sie es


doch mal.


Mit herzlichem Bundesgruß 


Silvio Gesell
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An Fritz Schwarz vom 2.10.1918 aus Les Hauts Geneveys


Die ... (?) erobern die Welt. Bald werden sie in Wien und Berlin sein, und wenn


die Entente den von der Front zurückkehrenden Soldaten nichts anderes bieten


kann als Lorbeerkränze und Steuerzettel, so werden auch dort überall die


Bolschewiken einziehen. So bereitet sich überall der Boden für Freiland und


Freigeld.


Revision des Nationalbankgesetzes: „Die Anträge betreffend, die Notenausgabe
und Notendeckung gaben zu keiner Diskussion Anlaß.“ – „Die Nationalbank hat
von Anbeginn ihrer Tätigkeit ihren Auslandsverkehr nur mit erstklassigen Banken
unterhalten.“ Zitate aus der „Neuen Zürcher Zeitung“ vom 30.9.1918. Sie sehen,


wie wenig Eindruck die „Freistatt“ auf die Nationalbankräte gemacht hat. Es war


kein Anlaß da, über die Notenpolitik zu diskutieren. Sie sehen auch, wie nötig es


zur „Demokratisierung“ der Nationalbank ist, da sie ihres amtlichen Charakters 


entkleidet wird. Nur mit erstklassigen Häusern kann die Schweiz verkehren im


Ausland! So wird wohl auch alles Übrige „erste Klasse“ fahren.


An Dr. Ernst Schneider vom 3.10.1918 aus Les Hauts Geneveys


Wir hoffen, daß das chirurgische Messer von geschickter Hand geführt wurde


und daß die Besserung weitere schnelle Fortschritte macht.


Nächsten Sonntag findet eine Zusammenkunft der Leute von den „Neuen
Wegen“ (Prof. Ragaz) in Winterthur statt. Don könnte man Richters Flugblatt gut


verteilen. Fräulein Ida Zippinger – Winterthur, St. Gallenstraße 13 – würde die


Verteilung übernehmen. Es müßten ihr dann rechtzeitig 150 Stück gesandt werden.


Die Post ist nicht mehr von der alten Zuverlässigkeit. So sind die Flugblätter, die


nach Aarau geschickt wurden, nicht angekommen. Das ist sehr schade, denn es


war eine große Versammlung. Viel Freude hatte ich an den Nachrichten, die Sie


mir kürzlich gaben. Ebenso erfreulich sind die Nachrichten vom Kriege. Jetzt gehts


dem Ende zu.


An Dr. Ernst Schneider vom 7.10.1919 aus Les Hauts Geneveys


Wir wünschen Ihren Familienmitgliedern eine schnelle und glückliche Genesung.


Hiob ging es noch schlimmer. Blinddarm, Grippe, Saccharin? Aufgepaßt mit die-


sem Dividenden-Ersatzmittel. Den Aktionären schadet das Saccharin nichts.


Kann ich gelegentlich noch ein Postpaket „Geldstreik“ und „Fortpflanzung“ er-


halten? Es eilt durchaus nicht.


Der Pastor John Matthey Dorel in Fontaines (Val de Ruz) hat sieh als Mitglied


gemeldet (2 Frs). Ich schicke das Geld und die Anmeldung gelegentlich. Die


Dresdner Bank hat 5000 Mk auf Ihr Konto in Berlin eingezahlt. Klemm kündigt


seine wahrscheinlich am 14. d. M. anzutretende Reise nach der Schweiz an. Ob
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sich die Reise wegen der neuen Ereignisse noch bewerkstelligen läßt? Ob die


Rumänen den privaten deutschen Grundbesitz respektieren werden? – Die Tele-


graphen-Agentur hat wahrscheinlich Auftrag erhalten, den SFFB totzuschweigen.


An Dr. Ernst Schneider, undatiert (Oktober 1913 ?) aus
Les Hauts Geneveys


Zu dem Schreiben an die Festbesoldeten und dem an die Bauern habe ich


nichts zuzufügen gefunden. Ich glaube, es wird gute Wirkung haben. In dem Briefe


an die Gewerkschaften (der an die Genossenschaften müßte besonders verfaßt


werden) fand ich, daß Satz II und III gegen Satz I abfällt. Den Satz I muß man


ganz für sich wirken lassen. Gott – der Rest auf einem anderen Blatt.


Ich würde folgende Änderung in den Einführungssätzen vorschlagen: Der SFFB


strebt denselben Zielen zu wir Ihr. Er will mit Euch alle Ausbeutung ausrotten. Zur


Verwirklichung dieses Zieles ist die gesamte Macht aller Ausgebeuteten nötig.


Staats- und Gemeindebeamte, Lehrer, Künstler, Bauern, Techniker, Bärenführer,


Ärzte, kurz alle, die für ihr täglich Brot arbeiten müssen, ausnahmslos alle müssen


in geschlossener Front gegen den gemeinsamen Feind vorgehen. Ohne die


Unterstützung der oben genannten Kreise, die die Majorität des Schweizer Volkes


ausmachen und die alle wirtschaftlichen Fäden in der Hand haben, kann die


Sozialdemokratie niemals zur politischen Macht gelangen und diese noch weniger


behalten, falls sie sie sich etwa durch einen Putsch an sich risse. Was in einem


Agrarstaat wie Rußland möglich ist (vielleicht), ist noch lange nicht in einem Staate


wie der Schweiz durchführbar. Alles, was ohne die geeinte Macht aller Arbeiter


geschieht, wird immer mehr oder weniger als Spielerei angesehen werden müs-


sen. Die Sozialdemokratie ist aber schon jetzt hart an die durch ihr Programm
gezogenen Grenzen ihrer Werbekraft gelangt. Viel ist sicher nicht mehr für sie zu


holen; vielleicht sind es sogar nur Hunde, die sie jetzt noch mit dem bürokratisch


gedachten Zukunftsstaat vom Ofen locken wird. Oder Verräter.


Um der Sozialdemokratie neue Werbekraft zu verleihen, muß das sozialdemo-


kratische Programm freiheitlich revidiert werden. Der Zukunftsstaat muß die freien,


zur Tat drängenden Geister anlocken, nicht abstoßen. Denn ohne diese willens-


starken Menschen wird der Partei auch immer der starke Wille abgehen. Und wie


will man dann die Widerstände brechen?


Der Zukunftsstaat soll die persönliche Freiheit, das Selbstbestimmungsrecht des


Einzelnen, die Selbstverantwortung, die freie Berufswahl, die Freizügigkeit, auch


das private Eigentum jedem Menschen in der absolutesten Form gewährleisten.


Jeder soll nach Lust, nach seinen persönlichen Bedürfnissen arbeiten. Keine


Beaufsichtigung, keine Verordnungen, keine Bürokratie – im Gegenteil weit-
gehendste Entstaatlichung des heutigen Staates. Keine Erweiterung, sondern


Einengung der staatlichen Aufgaben und Befugnisse.


Nur mit einem Programm der Freiheit kann die Einheit der proletarischen Front


erreicht werden. Dieses Programm der Freiheit findet in den Forderungen des
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SFFB die denkbar einfachste, die ideale Formulierung. Die Genossen werden


ersucht, öffentlich Stellung zu diesem Programm zu nehmen. Und nicht zu 


warten, bis ... Heute gelangen wir zu Euch in einer Angelegenheit der Tages-


politik, die Euch unmittelbar interessiert, einerlei, welche Stellung Ihr zur persön-


lichen Freiheit und zum Ungeheuer, genannt Staat, nehmt.


Ihr wißt, welchen Schaden durch die sinkende Kaufkraft etc. etc. – folgt der


Brief. Im Briefe an die Genossenschaften muß auf den drohenden Abbau der


Inflation Bezug genommen werden. Es muß gesagt werden, wie dieser Abbau


die Genossenschaften mit Bankrott und Auflösung bedroht. – Die Kehrseite der


Inflation, die sie als Schuldner von einem bedeutenden Teil der Passiven be-


freite.


An Georg Blumenthal vom 26.10.1918 aus Les Hauts Geneveys


Schon lange habe ich keine Nachrichten mehr von Dir erhalten. Hoffentlich


geht es Dir gut. Die Grippe herrscht in der Schweiz und macht sich überall un-


angenehm bemerkbar. Ist Dein Buch noch nicht erschienen? Und hast Du die


Sendung mit der „Geldstreik“-Broschüre erhalten? Die Sozialisten wissen nicht,


wie sie sich da verhalten sollen. Vorläufig sind sie stumm, wenigstens die Auto-


ritäten, sonst gewinnen wir in der Partei schnell Boden. – Von Jenny habe ich


keine Nachrichten mehr, seitdem sie von Lindau fort ist. Ich denke, die hat alle


Hände voll zu tun, um die zwei Gäule zu beschäftigen. Jetzt nähern wir uns mit


raschen, entscheidenden Schritten dem Waffenstillstand. Summa summarum


scheint mir diese Entwicklung der Dinge für Deutschland sehr günstig. Die 14


Paragraphen Wilsons lösen das englische Weltreich auf.


An Dr. Theophil Christen vom 2.11.1918 aus Les Hauts Geneveys


Unsere beiden welschen Mitglieder, Dr. Brichot und Lasserre, sind ohne


Erklärung aus dem Bund ausgetreten. Der Kampf gegen den Zins geht diesen


Genfern wohl gegen den Strich. Sie wollen, wie die deutschen Bodenreformer,


den Pelz waschen, ohne ihn naß zu machen. Wir verlieren nichts an solchem


Ballast. Mitglieder 125. „Freistatt “-Abonnenten 450. Furlan brachte in den 


„Basler Nachrichten“ einen langen Bericht über den Geldstreik.


An Dr. Ernst Schneider, undatiert (November 1918) aus 
Les Hauts Geneveys


Wilson steuert sehr geschickt auf sein Ziel los. Kaiser Wilhelm Gernegroß wird


dieser Tage abdanken – und mit ihm sein Troß. Auf den Zins hat das keinerlei


Einfluß. Für 99% des Volkes ist das ein ganz belangloses Ereignis.
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Interessant wird es jetzt zuzusehen, wie die demokratischen Staaten, die nun ganz


nach ihren Gelüsten handeln können, sich den sozialen Fragen gegenüber beneh-


men werden. Ich glaube, daß die amerikanischen Kapitalisten bald zur Einsicht


kommen werden, zum Schutze ihrer Vorrechte wäre die Monarchie unerläßlich. So


werden sie bald sich einen Hohenzollern bestellen. Billig sollen sie ihn haben.


An Dr. Theophil Christen vom 12.11.1918 aus Les Hauts Geneveys


Ich denke, die Grenze ist jetzt offen. Dafür sind jetzt die Bahnhöfe geschlossen.


Unser lieber Klassenstaat feiert den Waffenstillstand an der Westfront mit einem


allgemeinen Aufgebot der Bauernsöhne gegen das ausgehungerte Proletariat der


Städte. Die Klassenstaaten, die sich im Völkerkrieg nach außen Luft machten,


haben jetzt Frieden. Die Schweiz muß die Spannungen innerlich verbrauchen.


Es ist ganz still ringsum, keine Bahn, keine Post, nichts regt sich. Man streikt


einiger Formalitäten wegen. Autos mit Soldaten fahren herauf nach Chaux-de-


Fond, andere fahren bergab. Herrliche Demokratie.


Man sagt, Ex-Kaiser Wilhelm wäre in Holland und ein Genosse wäre Reichs-


kanzler. So kommt jetzt der Bolschewikenstaat, das Gegenteil von dem, was wir


erstreben. Aber die Genossen werden wohl darauf bestehen, daß das Experiment


zu Ende geführt werde. Und wir müssen uns für dieses Ende rüsten. Das kann ein


Jahr oder auch fünf Jahre dauern. Es wird überhaupt solange dauern, bis wir theo-


retisch siegen, denn ein Zurück zum Kapitalismus scheint mir unmöglich. Jetzt gibt


es nur noch zwei: Wir und die Kommunisten, und ganz allein von unserer Tätigkeit


hängt es ab, ob wir siegen. Diejenigen, die ein besseres Los gekannt haben als


das, was uns bestenfalls der Kommunismus bereiten kann, werden in 10 bis 20


Jahren so gut wie ausgestorben sein. Dann sind nur noch die da, die bis jetzt


nichts zu verlieren hatten und die mit dem, was ihnen der Kommunismus bietet,


vollkommen zufrieden sind. Daß das den Untergang unserer „Kultur“ bedeutet, was


ficht das die an, die 90%, die niemals einen Vorteil von dieser Kultur gehabt


haben? Sobald die Grenzen wieder geöffnet sind und die Bahnen wieder verkeh-


ren, müssen wir sehen, alle unsere Männer zu einem Kongreß zu berufen, um zu


Aktionen uns zu einigen. Würden Sie die Güte haben, die beiliegende Skizze zu


prüfen, und falls Sie sich einen Nutzen davon versprechen, sie an meinen Bruder


weiterzugeben.


Mein Haus hier habe ich verkauft und ein ganz kleines Häuschen in Stäfa er-


standen. Ich habe auch bereits Möbel abgeschickt, die nun des Streikes wegen


irgendwo lagern. Bis zur Beendigung des Streikes bin ich hier.


An Fritz Schwarz vom 16.11.1918 aus Les Hauts Geneveys


Das ist mal ein guter Artikel im „Arbeiter-Blatt“! Darf ich ihn behalten, oder haben


Sie nur dieses eine Exemplar? Der Unsinn in der redaktionellen Anmerkung 
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hebt die Bedeutung des Artikels noch mehr hervor. Vielleicht richten Sie mal an


dasselbe Blatt folgende Frage: „Wann ist ein Volk reif für die Revolution?“ Wenn


es dazu die Macht hat. Dann ist also das russische Volk von allen Völkern zur


Stunde allein reif? Was dürfen wir aber in solchem Falle noch von der „Entwick-


lung“ und „Organisation“ erwarten? Die russische Revolution zeigt, daß, je weni-


ger „entwickelt und organisiert“ das Volk ist, um so reifer ist es für die Revolution.


Trübe Aussichten für das organisierte und hoch entwickelte Proletariat.


An Fritz Schwarz vom 26.11.1918 aus Stäfa


Ich möchte eine Verfassung entwerfen, womit ich in Berlin auftreten kann. Bei


der Redaktion müssen Sie mir helfen; namentlich beim ersten Teil, der den


Abbau betrifft, können Sie mir manchen guten Wink und Rat geben. Was sagen


die Schulleute von der Staatsschule, was die religiösen Menschen von der


Staatskirche? Kurz, machen Sie einen Entwurf, den ich dann benutzen kann, 


z. B. einen Entwurf für die Revision der schweizerischen Verfassung. Das


Schwierige liegt beim Abbau – daß man da nicht zu weit geht und als Anarchist


behandelt wird. Es darf auch nicht zu wenig gesagt werden. – Adresse in Berlin:


Georg Blumenthal, 31 Steglitzer Straße, Berlin-Lichterfelde. Was m. E. ohne


weiteres abgebaut werden kann, sind die Staatsschule und Staatskirche, der


ganze militärische Apparat, das auswärtige Amt, der Handelsminister, das


Zollwesen, das Grundbuchamt und Versicherungswesen, das Patentamt und das


landwirtschaftliche Ministerium. Aufbau: Absolute Wahrung, Grundrentenamt,


Friedensministerium (?), Justiz (?), Medizinalwesen.


An Georg Blumenthal vom 17.12.1918 aus Stäfa


Mein Bruder schreibt mir, daß bei Hermann noch etwa 100 Exemplare der


NWO liegen. Sei so gut, Hermann zu veranlassen, drei Postpakete an Dr.


Schneider zu schicken (5 Erlachstraße, Bern). Wir haben sie sehr nötig. Wenn


Du Zeit hast, schicke mir von Deinem Vorrat ein Postpaket hierher (Stäfa), 5 kg


und lege einige Exemplare der „Aktiven Währungspolitik“ bei (etwa fünf NWO


und der Rest „Aktive Währungspolitik“).


Kürzlich war Dr. Christen hier, heute hält er in Bern einen öffentlichen Vortrag


über die Währungsfrage.


Ich denke noch vor Neujahr abzureisen – bevor hier der Eisenbahnverkehr


wegen Kohlenmangel ganz stilliegt. Vielerlei Dinge halten mich noch zurück.


Roman schreibt, daß in Deutschland eine Geldsteuer geplant ist gegen die


Notenhamsterei! So kommt Havenstein auf Holz- und Umwegen zu uns. Er 


hätte es billiger haben können.
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An Dr. Ernst Schneider vom 18.12.1918 aus Stäfa


Die Umstände hinderten mich leider dran, zu dem Vortrage Dr. Christens zu


fahren. Mit meinem dicken Überzieher hätte ich nicht wenig dazu beigetragen,


den Saal zu füllen. Auch wäre dadurch der Frost, der von der geladenen


Gesellschaft ausging, etwas gemildert worden. Wir werden wohl nur durch die


Bolschewiks etwas erreichen.


Klemm fragt an (Brief 30.11.), ob die 23 000 Kronen eingegangen sind. Bis


jetzt scheinen die Bolschewiks ihn noch nicht mit ihren Wohltaten überschüttet 


zu haben. Repandez Seigneur toutes vos graces et benedictions sur Monsieur


Klemm et sa famille. – Die „Freistatt“ 23 hat mir wieder viel Freude gemacht.


An Fritz Trefzer vom 20.12.1918 aus Stäfa


Was der „Bund“ da sagt über die stark besuchte Versammlung, ist richtig. Ich


hätte es auch nicht für möglich gehalten, 400 Mann mit der Währungsfrage in


Bern vom Ofen zu locken. Dr. Christen muß wohl viele Freunde in Bern haben


und dann ist vielleicht unsere dreijährige Arbeit und die Organisationstätigkeit 


Dr. Christens auch schuld an dem Erfolg.


Also wir können zufrieden sein. Der „Bund“ fürchtet, daß unsere Kapitaltheorie


auch in bürgerlichen Kreisen Eingang finden könnte. Darum macht er Reklame


für den Kommunismus – den er nicht für gefährlich hält.


So geht’s in dieser Welt. Nun habe ich einen Paß nach Deutschland und ich


reise am 28. oder 29.1.19 ab. Ich hoffe, von Dr. Christen noch Nachricht zu


erhalten – vielleicht können wir zusammen im Speisewagen, Schlafwagen,


Luxuszug die Reise zurücklegen. Ich werde versuchen, mit meinen Freunden


von der Zentralstelle Völkerrecht, von denen Ströbel [Heinrich Ströbel war sozialdemo-


kratischer Schriftsteller und Politiker, der für eine Verbindung von Sozialismus und Pazifismus kämpf-


te und sich ab 1917 in der USPD für Demokratie anstelle des Rätegedankens einsetzte.] und


Bernstein zu den Volksbeauftragten gehören, etwas für unseren Bund zu er-


reichen. Auch werde ich dem Reichsbankpräsidenten auf die Bude rücken.


An Georg Blumenthal vom 20.(?)12.1918 aus Stäfa


Ich habe nunmehr einen Paß im Sack und reise am 28. oder 29. ab, München,


Leipzig, Berlin. Wann ich dort eintreffe, weiß ich noch nicht. Das hängt von der


Lokomotive ab.


Da nun alle in Deutschland ratlos sind – die Kommunisten, die Bolschewisten,


die Sozialisten, die Rathenauer usw., so wird man vielleicht geneigt sein, uns


anzuhören.
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Christen hielt in Bern einen Vortrag über Währungsfragen, 400 Personen – nie


dagewesen bei solchem Thema. In Bern haben wir festen Fuß gefaßt. Niemand


wagt uns zu widersprechen! Keiner muxt!


An Fritz Schwarz, undatiert (Ende 1918) aus Stäfa


Schade, daß Sie nicht kommen können. Schade auch für den Genossen


Steger, den ich zwar nur flüchtig kennenlernte (bei Schneider), der mir aber in


der Erinnerung bleibt als ein Mensch! Daß ihn der Tod der Gattin kränkeln mach-


te, läßt schließen, daß er nicht zu den Robusten gehörte. Die Lebenskraft über-


windet sonst immer solchen Schmerz. Überhaupt glaube ich, daß die Lebens-


kraft keine seelischen Schmerzen aufkommen läßt. Solcher seelischer Schmerz


ist schon ein Zeichen eines morschen Körpers. Auch daß er sich zu den kranken


Soldaten hingezogen fühlte, ist, scheint mir, ein Symptom eigener Hilfsbedürftig-


keit. Der robuste Mensch, wie Hindenburg, geht den Kranken aus dem Weg.


Kurz, mir scheint, daß der Mensch erst auf der schiefen Ebene zum „wahren“


Menschen wird. Hoffentlich irre ich.


Für die „Neue Zürcher Zeitung“ besten Dank. Köstlich ist Ihre Kritik, die ich


hiermit zurückschicke, da Sie sie wohl für die „Freistatt“ brauchen. Also die


Bankpraktiker, die niemals mit Waren zu schaffen haben, die sollen uns sagen,


was in Währungsfragen geschehen soll! Bankpraktiker sind zumeist auch


Bankiers, Spekulanten, Rentner. Die N.Z.Z. sollte man zur Rede stellen.


Beckmann [Wilhelm Beckmann war Vorsitzender des Gewerkschaftsbundes der Angestellten


(GdA).], der Mann, der 600 000 Mann im Rücken hat, schreibt in den „Leipziger
Neuesten Nachrichten“ über Freigeld! Schulz schreibt in der „Freien Presse“, 


das Blatt des Arbeiter- und Soldatenrates!


An Dr. Ernst Schneider vom 25.12.1918 aus Stäfa


Ist der Zeitungsausschnitt etwa vom Basler „Vorwärts“? Ich vermute eher, von


einer bürgerlichen Zeitung. Anbei eine Mitteilung von Rotter, die Schwarz viel-


leicht in der „Freistatt“ verwenden könnte. Ebenso wie der beiliegende Artikel


Christens in Wengolfs Blättern.


Die Kombination wäre allerdings sehr hübsch, wenn die Mittel zur Stelle wären.


Aus Deutschland und Österreich sind keine Zuschüsse zu erwarten. Die dortigen


Ortsgruppen werden selber in stetigen „Geldverlegenheiten“ sein. Der Bücher-


vertrieb müßte meines Erachtens bald in der Schweiz einen Überschuß ab-


werfen, mit dem dann das Sekretariat wirtschaften könnte.
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Schwarz 3.500,–


Büromiete 1.000,–


Bürofräulein 2.500,–


Drucksachen/Porto 3.000,–


Freistatt-Überschuß 2.000,–


Frs 12.000,–


Kommt auf jedes der 100 Mitglieder 120 Frs – 10 Franken monatlich. Das wür-


den die meisten sich schon vom Munde absparen, wenn sie überhaupt wüßten,


um was es geht – aber vorläufig ist ihnen die Sache noch kein peinliches Opfer


wert. Das kommt aber noch. Wenn die Mitglieder des SFFB einmal ihre Brot-


karten verkaufen, um den Bundesbeitrag zu zahlen, dann haben wir die Macht,


um nach Herzenslust zu schalten und zu walten. Dann stürmen wir die National-


Banken und füllen uns die Taschen.


An Georg Blumenthal vom 2.1.1919 aus München


Einen schönen Gruß aus München. Betrachte mit Interesse das Leben in den


Straßen. Bin erstaunt über den guten Zustand der Menschen und der Sachen.


Reise morgen früh nach Leipzig, um Beckmann zu besuchen und von dort nach


Berlin. Werde Dir von Leipzig noch schreiben. Bis hierher verlief die Reise tadel-


los, bedeutend bessere Fahrt als in der Schweiz. Die Gruppe, die sich in


München um Dr. Christen herum gebildet hatte, ist in alle Winde auseinander-


gestoben.


Erhielt Dein Paket mit den Rundbriefen und hoffe, daß Du guten Erfolg mit


Deinen Geschäften gehabt hast.


An Dr. Ernst Schneider, undatiert (Januar 1919) aus Berlin


Die Sozialisten würgen sich tüchtig untereinander. Es wird noch besser kom-


men. Mit der so lang erhofften Diktatur des Proletariats wissen die Führer nichts


anzufangen. Es ist jetzt sehr interessant und lehrreich, zuzuschauen, wie ein


Klassenstaat in Trümmer geht.


An Fritz Schwarz, undatiert (Januar 1919?)


Ich glaube, wir werden von Sprenger viel von der Kraft vorfinden, die in seinem


Namen bezeichnet ist und die wir brauchen. Es kommt nicht darauf an, Literatur


zu schaffen. Die ist ihm nur Mittel. Wir werden Freude an ihm haben und können


ihm Lasten zu tragen geben.
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Von dem „Anti-Rathenau“ habe ich keine Abschrift [Im Anschluß an eine Rezension des


Buches „Die neue Wirtschaft“ von Rathenau erschien in der Nr. 7/1919 ein Aufsatz von Gesell mit


dem Titel „Rathenaus ,neue‘ Wirtschaft“ (Band 10 dieser Edition, S. 210 – 213).]. Soviel ich mich


erinnere, war die Sache nicht eigentlich so verfaßt, wie es für den knappen


Raum der „Freistatt“ nötig wäre. Abhandlungen, die sich über mehrere Nummern


hinziehen, wirken nicht recht. Es müssen in sich abgeschlossene Abhandlungen


sein.


Ob es gut ist, sich mit der Kriegswirtschaft zu befassen? Mit Lebensmittelgeld?


Warum dem Kriegsrad in die Speichen greifen? Je mehr die Schweiz den Krieg


zu spüren bekommt, um so mehr wird sie sich zum Hort des Friedens entwik-


keln. Hauen wir in die gleiche Kerbe, beschäftigen wir uns mit der Nationalbank,


mit der Fehde Zürr Littig – Kellenberger. In einer der letzten Nummern des


„Physiokrat“ finden Sie von Paulus einen Artikel „Der goldene Krebs“ – der wäre


gut als Warnung vor dem kommenden Abbau der Inflation, als Ergänzung der


Freigeldpetition. Freilich müßte er mehr auf letzteren Zweck zugespitzt werden,


etwa vom Kapitel 4 ab mit einigen Streichungen. Der in derselben Nummer (6)


folgende Artikel „Goldstreckung“ könnte auch gutes Material zu unserer


Behandlung der Nationalbank geben.


An Dr. Theophil Christen, undatiert (Januar 1919)


Anbei einige Bemerkungen zu Ihrer neuen Schrift „Alemanus“. Die Einleitung


ist vorzüglich und ebenso die Schlußkapitel. Dagegen finde ich, daß Sie die


Währungsfrage für eine Werbeschrift von so geringem Umfang zu gründlich


behandeln. Man erwartet das nicht. Wer sich so weit für das Wesen des Frei-


geldes interessiert, der wird sich die Spezialliteratur bestellen. Dagegen vermisse


ich eine breitere Beschreibung des Freigeldes (und Freilandes) in Bezug auf


seine tausendfältigen Wirkungen auf den Profit, Handel, Krisen, Lohn, Fiskus


usw. und auf den Freihandel.


So, wie die Schrift jetzt verfaßt ist, wird sie nur kleineren Kreisen von Gelehrten


und Stubenhockern zugänglich sein und dann nur in kleiner Auflage  (1000


Exemplare) zu drucken sein. Was wir aber jetzt brauchen, sind Schriften für


Massenauflagen – 100 oder 500 000 Exemplare –, kurz, eine Schrift, die in-


haltlich sich ganz mit dem deckt, was man von Ihrer Einleitung erwartet. Eine


geschlossene Güterverteilungsdarstellung, kurz und aufreizend. Lohntheorie,


Rententheorie, Zinstheorie, Krisentheorie. Dann die Wirkung von Freiland und


Freigeld auf Lohn, Zins, Renten, Krisen. Und einen Ausblick in die künftige FF-


Welt, wie sich das Leben in dieser neuen Welt gestalten muß – privatwirtschaft-


lich, volks- und weltwirtschaftlich.


Ich möchte Ihnen also nahelegen, diese erste Auflage klein zu bemessen und


dann gleich eine zweite, vielleicht um ein bis zwei Bögen erweiterte Auflage für


Massenabsatz zu verfassen, worin allen Spitzfindigkeiten unter Hinweis auf


unsere 
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Literatur aus dem Wege gegangen wird. Wir brauchen, da wir nun einmal den


Zankapfel aller politischen Parteien angreifen, die Volksmassen und ent-


sprechende Literatur. Die Kirche, die Hochschulen, das Kapital, die bürger-


lichen Spießer werden wir nie gewinnen. Die einzelnen Personen, die wir da 


herausfischen könnten, werden sich selbst melden, sobald unsere Sache zu


einer Massenbewegung geworden ist.


Morgen eine Zusammenkunft mit Haacke und Hunkel. Ende der Woche kommt


Beckmann. Ich werde Ihnen gleich berichten.


An Jenny Blumenthal vom 2.2.1919 aus Berlin


Ich schrieb Dir vor acht Tagen und hoffe, daß es Dir immer gut geht. Georg
erzählte mir von Deinen Plänen mit der Gerste und von den Einbruchsversuchen


und von dem schlechten Dreschergebnis des Roggens und von Speck und


Butter. Mit der Gerste würde ich mich nicht beeilen, sondern sie behalten als


Futter für die Schweine, Gänse, Hühner usw. Vielleicht aber brauchst Du bares


Geld. Ich denke, Dir in diesen Tagen etwas schicken zu können (200 oder 300


Mark). Das schlechte Dreschresultat beim Roggen liegt wohl daran, daß er zu


spät zu reif geerntet und zum größten Teil ausgefallen war. Die Einbruchsver-


suche kommen wahrscheinlich von einem Hund, der an dieser Stelle in der war-


men Scheune Zuflucht vor der Kälte sucht. Ein Dieb hätte die Steine herausge-


nommen und nachher wieder das Loch vermauert, um keine Spuren zurückzu-


lassen. – Du hast viele Plage, jedoch glaube ich, daß Neu Miltzow zur Stunde


noch das kleinere Übel ist. Denn die Verhältnisse sind hier gar übel, mit der


Kohle, Gas, Licht und anderen Dingen. Geduld, Geduld, mit der Zeit kommt dann


auch Rat, nach Regen folgt Sonnenschein, und es wird noch einmal ganz gut.


Und ich freue mich auf den Tag, wo wir beisammen sein werden und uns


gemeinsam freuen können am Gedeihen des Meisterwerkes der Natur.


Warmblütlerin! Ich lege mich im Geiste dicht, ganz dicht an Dich heran und lasse


mich von Deinen Strahlen durchwärmen wie eine Eidechse von der Sonne (von


der Märzsonne). Glück- und Lebensspenderin!


An Dr. Ernst Schneider vom 8.2.1919 aus Berlin


Wir entdeckten noch hier mehrere hundert Exemplare „Patapuff“, billige Aus-


gabe; ebenso 200 Exemplare der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“. Ich schicke


davon eine Bahnkiste ab. Der Neudruck geht rüstig voran. Das Leben in unserer


neuen Republik ist recht interessant. Ich glaube, es wird eine Muster-Republik,


worin das Kapital unter dem Protektorat der Sozialdemokratie die eherne


Rentabilität nach oben zu durchbrechen suchen wird.
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An Fritz Schwarz vom 24.2.1919 aus Berlin


Herzlichen Dank für den „Grütlianer“. Die Klarheit und Anschaulichkeit hat mich


gefreut. Es ist wohl das Beste, was bisher geschrieben wurde. – Hier müssen die


Sozialdemokraten ihre Unfähigkeit zunächst öffentlich zeigen, dann, es wird nicht


mehr lange währen, geschieht auch hier etwas.


An Fritz Schwarz vom 14.3.1919 aus Berlin


In der „Freistatt“ Nr. 2, S.12 oben, erste Linie, wird die absolute Währung ab-


solut falsch dargestellt. Niemals haben wir verlangt, daß für die gleiche Ware


Preisdifferenzen ausgeschlossen sein sollen. Und das steht doch da ganz deut-


lich geschrieben. Schar muß diesen Satz 10 x widerrufen – sonst soll er wegen


Beleidigung, Beschimpfung, öffentliche Lächerlichmachung verklagt und gehängt


werden. (Allerdings mit Strickersatz). Der Artikel in Nr. 3 (den ich heute erst


erhielt) „Liegen Freiland, Freigeld im Interesse der Konsumgenossenschaften?“ –


ist sehr geschickt verfaßt. In diese Kerbe sollte man weiter hauen.


Hier schießen und erschießen sich die Sozialisten eifrig. Mit mannshohen


Minen mitten in die Proletarierquartiere! Das nennt man Arbeiterpolitik. Der


„Patapufft“ ist jetzt bis auf etwa sechs Bögen gesetzt. Die Broschüre „Der Abbau
des Staates“ [„Der Abbau des Staates nach Einführung der Volksherrschaft“, in Band 10 dieser


Edition, S. 215 – 245.] kommt diese Woche heraus. – Hier ist jetzt viel zu tun.


Eigentlich sollten Sie auch hier sein.


<Repro>
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An Ernst Niekisch vom 20.3.1919 aus Berlin


Sehr geehrter Herr Niekisch!


Herr Dr. Christen schrieb mir, daß er mit Ihnen eine Unterredung gehabt hat.


Sie kennen meine Ansichten über die Sozialisierung, wie wenig ich von Staats-


betrieben erwarte. Dennoch würde ich solche Versuche gerne mit aller Kraft


unterstützen, eben als Versuche, um den Arbeitern zu zeigen, wie wenig selbst


bei bestem Willen dabei herauskommt. Nur die Erfahrung kann das Volk bekeh-


ren und jetzt ist die Zeit gekommen für Versuche und Erfahrungen. Das Haupt-


problem liegt z. Zt. darin, die Arbeiter zur Wiederaufnahme der Arbeit zu bewe-


gen, sie zu beruhigen. Dafür ist es nötig, in ihnen – als Abschlagszahlung – eine


große Hoffnung zu erwecken. Die Arbeiter müssen sich jetzt noch einmal, zum


letzten Male, unter das Joch des Kapitals beugen, um den Kapitalismus abzu-


bauen. Gelingt es, die Arbeiter von der Möglichkeit eines solchen Abbaues zu


überzeugen, so könnte die Lage noch in letzter Stunde gerettet werden. Eine


große Hoffnung, für mehr ist z. Zt. nichts drin.


Jetzt wäre auch die Zeit für ein internationales Vorgehen gekommen. Und von


allen Ländern scheint mir neben der Schweiz Bayern dazu am geeignetsten. Den


Friedensengeln in Paris muß jetzt durch eine großzügige proletarische Aktion auf


dem Boden von Freiland, Freigeld und Freihandel der Wind aus den Flügeln


genommen werden, evtl. durch Anschluß an die Russen, wenn die Preußen ver-


sagen. Anbei eine Übersicht der zunächst liegenden Aufgaben, deren man mit


Freiland-Freigeld Herr werden könnte.


Ihnen von Herzen guten Erfolg in Ihrer 


verantwortungsvollen Tätigkeit wünschend


Ihr S. G.


An Jenny Blumenthal vom 24.3.1919 aus Berlin


Jenny Jenny!


Ich bin immer noch hier. Von München kam die Nachricht, daß meine Berufung


abhängig wäre von Prof. Brentano, der zur Zeit abwesend ist. Doch denke ich,


da meine Arbeit hier erledigt ist, noch diese Woche nach München zu reisen und


von dort einen Abstecher nach der Schweiz zu machen, wo meine Anwesenheit


aus vielerlei Gründen erwünscht ist. – Die Dinge laufen uns alle ins Garn. Es


geht gut. Georg hat mit seinen „Aufteilungs“-Schriften den gewünschten Erfolg.


Die Proletarier greifen mit beiden Händen nach dem Köder. Die „Aufteilung“ hat


Georg nun ins Programm der Physiokratischen Vereinigung aufgenommen. Er


wird nun seinen eigenen Weg gehen – und es ist gut so. Er fühlte sich gehemmt.


Meine Einwände ließ er nicht gelten. Doch half ich ihm an der Lösung der techni-


schen Schwierigkeiten der „Aufteilung“ nach besten Kräften. Ein Zusammen-


arbeiten ist kaum mehr möglich. Wir kompromittieren uns gegenseitig. So bin ich


aus der 
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Physiokratischen Vereinigung ausgetreten und gehe auch meine Wege. Ich will


den Proletariern den Weg zeigen, doch laufe ich ihnen nicht nach und lasse mich


nicht durch ihre proletarischen Wünsche leiten. Für den Verlag meiner Schriften


werde ich wohl ein eigenes Büro irgendwo in einer kleinen Stadt einrichten.


Georg hat dafür keine Zeit und es ist doch eine Sache, die mit Interesse und


Liebe betrieben werden muß, wenn der Zweck der großen in diesen Schriften


niedergelegten Arbeit erreicht werden will. Die rein wirtschaftliche Seite der


Sache ist für Georg jetzt auch von minderer Bedeutung. In den Jahren, die wir


zusammengearbeitet, hat er sich einen ordentlichen Vorrat an Kenntnissen an-


geeignet, mit deren Hilfe er sich nun wohl durchs Leben wird schlagen können.


Seine Bücher verkaufen sich gut und werden sich mit der Zeit immer besser ver-


kaufen. Ich werde das Meinige tun, um das Interesse für seine Schriften zu meh-


ren. So mache ich mir darüber weiter keine Sorgen. Und Du, Jenny, kannst auch


beruhigt sein. Diesen Darlegungen darfst Du nicht entnehmen, daß Georg und


ich uns etwa gezankt haben. Keine Spur! Es ist eine Sache, die uns trennt, mehr


nicht. Der Tabak, den er raucht, spielt nicht die geringste Rolle – es ist seine


Sache.


Für Dich und die Deinigen ist jetzt immer noch Miltzow das Richtige. Macht in


der Erde in erhöhter Lage eine Grube, kleidet sie gut mit Holz aus und legt darin


einen Sack mit Gerste und einen mit Kartoffeln und deckt das ordentlich unsicht-


bar zu. Die Dinge scheinen solche Vorsicht ratsam zu machen!


Jenny! Wann sehen wir uns wieder!


Und das Hänschen! Dein getreuer Silvio


An Jenny Blumenthal vom 25.3.1919 aus Berlin


Morgen ziehe ich fort von hier. Zunächst nach Arnstadt, dann München. Was


ich dann weiter treiben werde, weiß ich zunächst nicht – es hängt alles von den


Umständen ab. Ich schrieb Dir gestern ausführlicher. Nun kommt auch dort die


schöne Jahreszeit – säen in der Hoffnung, ernten zu können. Weiß niemand,


was uns die Zukunft bringen wird. Es ist alles sehr in der Schwebe – als ob die


Menschheit drauf und dran wäre, ungeheuren Selbstmord zu begehen. Halte die


Ohren steif, mache alles genau so, wie es gemacht wird in normalen Zeiten –


mehr kann man zur Zeit nicht tun.


Es wäre sehr schön gewesen, wenn Du hierher gekommen wärest – aber ich


konnte Dir die Reise in diesen Zeiten nicht anraten. Vielleicht sehen wir uns in


Miltzow wieder. Vielleicht bessern sich die Verhältnisse schneller als man denkt,


wenn einmal die Rohstoffe angerollt kommen.
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An Georg Blumenthal vom 3.4.1919 aus München


Die NWO wird 400 Seiten umfassen und kostet 8 Mark. Ich traf heute früh hier


ein nach einer höchst anstrengenden Reise. Niekisch ist z. Zt. in Berlin, er ist


Minister ohne Portefeuille, war nach Eisners [Kurt Eisner rief als Führer der USPD Anfang


November 1918 in München die Republik aus und wurde bayerischer Ministerpräsident an der Spitze


einer USPD-/SPD-Regierung. Als die Landtagswahlen im Januar 1919 eine bürgerliche Mehrheit


ergaben, wurde Eisner auf dem Weg zur Landtagseröffnung, bei der er seinen Rücktritt erklären woll-


te, erschossen. Sein Tod war das Signal für die Ausrufung der ersten – libertären – bayerischen


Räterepublik.] Ermordung Ministerpräsident.


Es liegt hier ein Fuß Schnee in den Straßen; höchst ungemütlicher Zustand.


Christen werde ich Deinen Gruß ausrichten. Ich traf Maaß in Erfurt und Anna
Seberich in Würzburg. In Arnstadt hielt ich mich mehrere Tage auf


An Georg Blumenthal vom ?.4.1919 aus München


Ich sprach hier mit Landauer und Niekisch, die beide für unsere Sache im


Zentralrat werben, so daß unsere Aussichten hier recht günstig sind, zumal der


Zentralrat durch die demnächst zu erwartende Proklamation der Räterepublik 


allgewaltig wird. Ich glaube, daß außer mir hier in München niemand mehr den


Mut hat, das Finanzministerium zu übernehmen (Jaffé ist wieder ab), so daß


meine Berufung zum mindesten sehr wahrscheinlich ist – einerlei, welchen


Verlauf auch der Ausruf der Räterepublik nimmt. Dann wird – durch die Maß-


nahmen, die wir hier ergreifen werden – auch der Weg für ( ... ?) in Bayern frei


werden. Ich schreibe an Maaß und Schulze und Schwarz, um sie aufzufordern,


die Ferien hier zu verbringen und Vorträge zu veranstalten, zur Aufklärung der


Massen über unsere Absichten und Ziele.


Sei so gut, mir die drei Kisten als Eilgut hierher (Dr. Christen) zu schicken, 


und füge noch eine Kiste bei von der „Befreiung“ und anderem Werbematerial


mit einer Rechnung, die ich gleich begleichen werde. Es geht! Es geht!


Ich werde Dir bald von unseren Streichen weiter berichten.
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An Jenny Blumenthal vom 3.6.1919 aus dem
Strafvollstreckungsgefängnis München


Jenny Jenny!


Herzlichen Dank für Deinen lieben Brief und das Paket. Viel Freude herrschte


in der Zelle nebenan – 35 Mann – über das köstliche Geschenk. – Butter, Butter!


Mancher gute Bayer hat seine Meinung über die Preußen und Pommern von


Grund auf revidiert. Butter schmilzt nicht nur an der Sonne (passiv), sie wirkt


auch aktiv als Lösungsmittel für Vorurteile und Unliebsamkeit. Also nochmals,


Jenny – 1000 Dank, herzlichen Dank. (Die beiden Pakete, die Du vor und nach


Ostern schicktest, sind nicht angekommen).


Es geht mir hier sehr gut. Ich habe für solches einsame Leben von jeher viel


Vorliebe gehabt und kann mir vorstellen, daß die Mönche sich gar nicht nach der


sogenannten Freiheit sehnen. Die Freiheit liegt immer in uns selbst. Die Verwal-


tung dieses Gefängnisses ist vorzüglich, fabelhafte Ordnung. Nicht einen Tag hat


man mich in meiner Zelle vergessen. Die Verpflegung ist reichlich und gut; wie


mir scheint, ist sie sogar mit etwas Menschenliebe gewürzt. Als Finanzminister


hatte ich Hunger – als Mönch bin ich satt. Also, Jenny, mache Dir keine Sorgen.


Mir ist wohl, ganz wohl. – Ich denke viel und mit vieler Freude an Dich und unser


Hänschen. Alles, was Du mir von ihm erzählst, befestigt mich im Glauben, den


ich vom ersten Tage, vom Tage der Eroberung Antwerpens hegte, daß Hänschen
ein wertvoller, ein großer Mensch wird. Wie froh bin ich, daß Du auch für so


glückliche äußere Lebensbedingungen gesorgt hast. Liebe und Sonne und


Sonne und Liebe – da muß er wohl gedeihen. – Der Tag der Gerichtsverhand-


lung muß nun bald kommen. Ich freue mich sehr darauf, obschon das Ergebnis,


der verwirrten Rechtsverhältnisse wegen, ziemlich schwer vorauszusehen ist.


Lebe wohl, Jenny – auf Wiedersehen 


in Sonne und Freiheit


1000 Grüße 


Silvio
Grüße die Kinder und Onkel Klinger! Von Georg keinerlei Nachricht.


An Dr. Rolf Engert vom 18.6.1919 aus dem
Strafvollstreckungsgefängnis München


Lieber Herr Dr. Engert!
Ich habe nun eine Zelle für mich allein! Welche Wohltat! Kein Tabaksqualm,


kein ödes Gespräch, Einsamkeit!


Anbei der Artikel, den Sie von mir haben wollten. Ich konnte nur weniges von


dem richtig stellen, was Dobe verderbt. Warum erwähnt Dobe unsere Schriften


nicht?
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Er hat sie doch offenbar benützt! Die Schriftleitung brachte Dobes konfusen


Artikel wahrscheinlich, um den öffentlichen Geldgedanken im Interesse des


Bestehenden zu trüben. Alte Taktik, Mammon hat weite und umsichtige Wächter.


Ich erhielt durch Bünz so viele gute Dinge. Herzlichen Dank. Bünz brachte aus


der Schweiz etwas Geld mit. Sie haben für mich vielerlei Auslagen gehabt.


Sagen Sie Bünz bitte, er möge Ihnen das Geld aushändigen. Ich glaube, es sind


2000 Mark. Meine Schreibutensilien (Papier, Feder, Tinte) lassen manches zu


wünschen übrig. Die Urteile des Standgerichts fallen, wie ich sehe, hart. Der


Staat kann sich natürlich nur mit den Mitteln verteidigen, die einem Staate zu-


gänglich sind. Geduld! Vor 3000 Jahren war es auch schon so. Unsere Sozia-


listen haben nichts daran geändert – und können auch nichts daran ändern. Wir


werden es schaffen! Mit herzlichem Danke auch an Ihre liebe Frau, für alle


Silvio Gesell


An Hertha Holtze und Marie Meixner vom ?.7.1919 aus Stadelheim –


Gefängniszelle 169


Hertha und Marie – meine lieben Freundinnen und Kriegsgefährtinnen! Ehe ich


in die dunklen Verließe der Festung versenkt wurde, will ich Euch noch einige


Zeilen aus diesem sonnigen Stück Welt schicken. Es geht mir hier ausgezeichnet


– in idyllischer Ruhe liegt Stadelheim weit genug ab von München, um nichts von


den verpesteten Lüften zu spüren. Mit militärischer Pünktlichkeit wird für meine


Bedürfnisse gesorgt; nicht einmal vergißt man, die Türe zu schließen. Vollkom-


men gesichert gegen jeden Zug. Am 9. ist die Verhandlung. Anklage: Hochverrat,


begangen an dem drei Wochen alten Säugling, genannt Landtag, Sohn eines


Hochverräters erster Güte. Minimum 2 Jahre Festung. Qui vivra verra! Bei


Christen und Polenske lautet die Anklage auf Beihilfe zum Hochverrat. Minimum


1 1/2 Jahre Festung. Glaubt nicht, daß mich diese Aussichten sehr betrüben ...
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An Georg Blumenthal vom 10. oder 11.7.1919 aus München


Lieber Georg!


Danke Dir für alle Deine befreienden Taten! Das Richterkollegium war mir von
vornherein gut gewogen und zum guten Teil ist das wohl auf Deine Aussagen
zurückzuführen. So lebe ich nun jetzt in Freiheit – doppelt angenehm, wenn man
schon so zuversichtlich auf eine Verurteilung gerechnet hatte. Jenny, die Gute,
wird Dir das Nähere mitteilen. – Heute reiste Dr. Christen ab nach der Schweiz, 
um den Kampf mit dem Drachen in der Schweiz aufzunehmen. Er fährt mit guten
Hoffnungen. Auch die übrigen Jungen sind nun in alle Winde zerstoben. Schön 
war die Anwesenheit Engerts und seiner Frau. Prächtige und liebe Menschen, die
mich so hebend versorgten. Hoch lebe der Einzige!


Ich bereite mich nun auch zur Abreise vor. Meine Paßangelegenheiten werden
erst in vier bis sechs Wochen geregelt sein und ich hoffe, Dich in der Zwischenzeit
noch zu treffen und Dir den Hergang der Ereignisse mündlich zu erzählen. –
Inzwischen verbleibe ich mit herzlichem Gruß


Dein getreuer Gesell


An Georg Blumenthal vom 27.7.1919 aus Arnstadt


Lieber Georg!


Ich danke Dir für Deinen lieben Brief vom 29.7. Von München traf ich hier vor-
gestern ein und reise Dienstag über Erfurt, Weimar, Leipzig, Dresden nach Berlin –
wo ich Anfang August eintreffen werde. – Wir sind jetzt nahe an unserem Ziele.
Erzberger wird bald abgewirtschaftet haben. Dann kommt noch ein Sozialdemokrat
an die Reihe und dann sind wir da. Und dann lassen wir die Welt nach unserer
Melodie tanzen – Europa – Amerika und Asien. Wir schaffen dann auch einen
neuen Völkerbund.


Meine „Genossen“ sind nun bald alle abgeurteilt. Neurath 1? Jahr Festung.
Axelroth 15 Jahre Zuchthaus. Landauer wäre ohne x Jahre Festung auch nicht
davon gekommen. Und das wäre sein Tod gewesen. – Haut doch den Volksbe-
glückern den Kolben über den Schädel!


Nun auf baldiges Wiedersehen. In treuer Gesinnung


Dein Gesell


An Georg Blumenthal, undatiert (September 1919) aus?


Lieber Georg!


Anbei mein Entwurf zu einem Programm für die Physiokratische Vereinigung
[Der erwähnte Programmentwurf erschien im „Physiokrat“ Nr. 4 – 5 / September 1919 und im Band 10


der Gesammelten Werke, S. 298 – 301.].


Die Diskussion der einzelnen Paragraphen wäre eine hübsche und fruchtbare
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Arbeit für die Ph.-Vereinigungsabende in der Schönhauser Allee. Es sind natür-


lich für die Uneingeweihten viele Kommentare nötig. Das müßte in einer beson-


deren Broschüre geschehen.


Morgen, Sonntag, kommen die Freiwirtschaftler zusammen. Ich werde mir nicht


viel Mühe geben, die Vereinigung mit der Ph.V. herbeizuführen. Diese Gruppe


muß eine Weile allein laufen und sich nach links entwickeln. Dann erst wird die


Vereinigung möglich sein. Der physiokratische Gedanke ist so stark und frucht-


bar, daß sich alle vor ihm beugen, die einen früher, die anderen später, je nach


der Stärke der angeborenen, anerzogenen Widerstände.


Montag oder Dienstag reise ich nach Berlin und suche mit der USPD zu ver-


handeln. Ich war jetzt einige Tage in Lohr a/Main, wo ich meinen Sohn Carlos
aus Nordamerika erwartete. Er ist jedoch nicht angekommen. Da ich nicht in die


Schweiz darf und Frau Anna auch nicht in Deutschland eingelassen wird, so


wäre übrigens auch die beabsichtigte Familienzusammenkunft nicht möglich


gewesen.


Wenn Ihr dort verkaufen wollt, so tut es nicht eher, bis Ihr Euch klar seid, was


dann zu geschehen hat. Die Zeiten sind sehr ungeklärt. Schwierig wird es sein,


für Hannchen eine ihr zusagende Beschäftigung zu finden. Für sie wäre es bes-


ser, in der Nähe einer Stadt zu wohnen.


Übermorgen von Berlin aus will ich Jenny schreiben. Vorläufig danke ich Dir 


für die übersandten Grüße


Dein Silvio
Von Berlin fahre ich dann nach Hamburg. Vielleicht treffen wir uns dort?


An Fritz Trefzer vom 27.8.1919 aus?


Die Zentralstelle für Fremdenpolizei Bern hat mir die Einreiseerlaubnis ver-


weigert. Ob das für ewige Zeiten ist, wird nicht gesagt.


An Carlos Gesell vom 28.8.1919 aus Berlin, Rathenowerstr. 6


Lieber treuer Carlos Idaho!


Wie freuen wir uns, Dich zu sehen nach so langer Trennung. Glückliche Reise!


Da ich keine Erlaubnis zur Einreise in die Schweiz erhalten konnte, so müssen


wir uns hier treffen, hier in Deutschland. Vielleicht reise ich Dir nach Frankfurt am


Main entgegen, das liegt auf dem Wege nach Stäfa. Hoffentlich hast Du einen


Paß 
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nach der Schweiz! Denn sonst müßtest Du sechs Wochen darauf warten. In 


diesem Falle käme Mameli herüber! Ich werde Dir noch Näheres schreiben.


Also auf Wiedersehen lieber, guter Sohn und Kamerad.


Silvio


An Pierre Ramus vom 2.10.1919 aus Berlin, Rathenowerstraße 6


Werter Kamerad! [Pierre Ramus (d. i. Rudolf Großmann) war ein anarchistischer Schriftsteller in


Wien, der die Zeitschrift „Erkenntnis und Befreiung“ herausgab. Vgl. die Anmerkung 35 im Geleitwort


zum Band 16 dieser Edition.]


Sie erhalten als Drucksache das bestellte Schriftchen über den Abbau des


Staates. Es ist eine Skizze, eine Anregung. Um all den Einwendungen zu begeg-


nen, die von der Praxis gemacht werden, würden 100 dicke Bände nicht genügen.


Nicht um Abbruch handelt es sich, um Abbruch, wo weder Winkel noch Blei nötig


sind, sondern um Abbau, um wohl zu überlegende Arbeit. Ich möchte aber hier


noch darauf hinweisen, wie wichtig der Abbau für den Sieg, für die Befreiung ist;


wie schwierig es immer für das Proletariat sein wird, den im Interesse der Macht


aufgebauten Kapitalistenstaat zu übernehmen und den ungeheuren Apparat sofort


mit fachkundigen Beamten zu besetzen; wieviel einfacher das Problem sich uns


darstellt, wenn wir schon vorher unseren Einfluß dazu benutzen, den Staat am 


weiteren Wachstum zu hindern oder gar Teile dieses Staates (Staatsschule,


Staatskirche, Handelsministerium usw.) abzubauen. So wie die Dinge durch die


Revolution heute meistens übernommen werden, können sämtliche proletarische


Aktionen durch den Beamtenapparat sabotiert werden. Diese Gefahr wächst und


schrumpft in dem gleichen Maße, wie der Staat ab- oder ausgebaut wird.


Ich bitte Sie darum, meine Anregung von dieser Seite aus zu betrachten und die


Aufmerksamkeit weiterer Kreise auf diese bis heute recht vernachlässigte Seite der


proletarischen Politik zu lenken. Mit kameradschaftlichem Gruß Ihr Silvio Gesell


An Georg Blumenthal vom ?.10.1919 aus Berlin (?)


Lieber Georg!
Die Versammlung führte zu einem Zusammenschluß der beiden Gruppen Frei-


land-Freigeld-Bund und Bund für Freiwirtschaft, so daß die Herderstraße-Orga-


nisation jetzt aufgelöst ist [Mir der Herderstraße-Organisation war der Freiland-Freigeld-Bund


gemeint, den Paulus Klüpfel und Hertha Holtze während des ersten Weltkriegs aufgebaut hatten.]. 


Die „Freiwirtschaft“ stellt sich in den Dienst der neuen Organisation unter Anpas-


sung ihres Programmes an den Charakter dieser Organisation. Namen der Ver-


einigung? Deutscher Freiland-Freigeld-Bund, Vorsitzender Otto Maaß – Schriftleiter


der Zeitschrift Flückiger – Geschäftsstelle Erfurt. Anwesend waren: Otto Maaß,


Weißleder, Polenske, Hertha Holtze, Will Richter, Professor Lehmann-Hohenberg,


Flückiger, Rüdiger (aus Tirol), Haacke und andere.
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Deine Ansieht, daß ein Zusammenschluß mit der Physiokratischen Vereinigung
verfrüht wäre, teile auch ich. Die Gesellschaft muß sich noch mausern. Das hin-


dert aber nicht, daß sie jetzt schon auf beschränkterem Gebiet gute Arbeit wird


leisten können. Getrennt marschieren! In demselben Maße, wie die Mitglieder


der neuen Vereinigung ihre Ansichten klären und ihren Blick erweitern werden,


werden sie zur Physiokratischen Vereinigung übergehen, ähnlich, wie die


brauchbaren Elemente der Bodenreformer auch zu uns stießen und noch stoßen


werden. So betrachte ich diese neue Vereinigung als eine Durchgangsschule für


die Physiokratische Vereinigung, als ein Fegefeuer.


An Jenny sandte ich ein Paketchen mit etwas Kaffee für Dich – Moga Gaffe.


Von einem Amtsrichter Alexander Schneider, Mitglied der Nationalversamm-


lung, erschien jetzt ein Buch „Geldreform als Voraussetzung der Wirtschaftsge-
sundung“ – ausgezeichnet geschrieben und mit vielen Anklängen an die Frei-


geldlehre. Adresse des Verfassers Burgstraße 15/1 in Nürnberg. Ich habe eine


Anzahl Exemplare bestellt und werde Dir eines schicken.


Sei bestens gegrüßt von Deinem getreuen Gesell


An die Redaktion der „Hamburger Volkszeitung“ vom 15.11.1919 
aus Berlin


Werte Genossen!


Ich erhielt jetzt Kenntnis von dem in der „Hamburger Volkszeitung“ vom 


1. August veröffentlichten Artikel von Paul Plottke aus Leipzig, in dem in der


Form eines Angriffs Propaganda für meine Darstellung des Kapitals gemacht


wird. Ich kann dem Genossen Plottke leider nicht persönlich antworten, weil ich


seine Adresse nicht habe. Ich möchte ihm sagen, daß nach Mitteilung meiner


Hamburger Freunde sein Artikel viel Aufsehen in Arbeiterkreisen erweckt hat.


Ihre Leser würden Ihnen nun gewiß dankbar sein, wenn Sie nun auch einiges


über meine Kapitaltheorie brächten. Dazu würde sich die Robinsonade S.320/4


sowohl des Inhaltes wie des Tones und Umfanges wegen sehr gut eignen. Ich


habe immer gefunden, daß nachdenkliche Naturen durch diese Darstellung stark


angeregt wurden. Des weiteren kämen für eine Tageszeitung die verschiedenen


Artikel S. 254/316 in Betracht, durch deren Abdruck Sie Ihren Lesern die Volks-


wirtschaft von einer ganz neuen Seite zeigen würden. Das Buch „Die Natürliche
Wirtschaftsordnung“ erhalten Sie mit gleicher Post. Vom Programm des


Schweizer Freiwirtschaftsbundes wurde mir von verschiedenen Seiten gesagt,


daß es als Einigungsprogramm aller sozialistischen Parteien wohl brauchbar


wäre. Ich bitte es von dieser Seite zu betrachten und mir dann Ihre Meinung 


mitzuteilen.


Mit kameradschaftlichem Gruß Silvio Gesell
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An Jean Barral vom 23.12.1919 aus Berlin


Ihr Brief vom 7. wurde mir von Stäfa hierher nachgeschickt. Von Ihren Lieben
und den biografischen Mitteilungen habe ich gern Kenntnis genommen und wün-
sche Ihnen von Herzen besten Erfolg. Daß Paulus Klüpfel gestorben ist, haben Sie
vielleicht erfahren. Es war ein herber Verlust. Ein außergewöhnlicher Mensch. Der
Krieg vernichtet wahllos Kraut und Rüben, Schlechte und Gute. In der Hauptsache
aber das Gute.


Unsere Bewegung macht hier schnelle Fortschritte, die durch die vollkommene
Ratlosigkeit der Kommunisten, Sozialisten und Kapitalisten mächtig gefördert wird.
Da in Frankreich (wie überall) die gleichen Schwierigkeiten bestehen dürften, so
werden Sie mit den Vorschlägen, die Sie machen, auf scharf gespitzte Ohren 
stoßen. Ich möchte Ihnen empfehlen, zunächst Ihre ganze Kraft auf die Einführung
der „Absoluten Währung“ einzustellen. In den Ihnen zugeschickten Schriften 
werden Sie das Nötige an Tatsachenmaterial finden ..... (?) Die Forderung des
Freigeldes stellt sich dann bald von selber ein, als technische Voraussetzung 
solcher dynamischen Währung. Sollten Sie für solche Aktion späterhin noch etwa
des Rates bedürfen, so werden wir von hier aus gerne einen Fachmann delegieren
können. Selbstverständlich werden wir Ihnen auch jederzeit beim Auftauchen theo-
retischer Schwierigkeiten zur Seite stehen, und wir bitten Sie herzlich darum, sich
in solchen Fallen frei an uns zu wenden. Ihren weiteren Mitteilungen ... (?)


An W. Harburger vom 1.1.1920 aus Berlin


Ich stehe im Kampfe mit dem ältesten der Götzen und brauche Hilfskräfte.
Leider, leider kann ich in Ihren Vorschlägen keine Hilfe erblicken. Im Gegenteil 
werden solche Vorschläge (wie die dynamische Doppelwährung Christens) stets
von den Gegnern politisch ausgenutzt. Der Laie erblickt in der Verschiedenheit der
nebeneinander laufenden Vorschläge einen Beweis für die Ungeklärtheit der
Grundbegriffe. Und das hält ihn davon ab, sich gründlicher mit der Sache zu be-
fassen. Dabei handelt es sich bei der Doppelwährung Christens wie auch bei
Ihrem Vorschlag und dem Johannsens [Vgl. W. Harburger, Der Staat ohne Steuern, München


1919 – N. Johannsen, Die Steuer der Zukunft und ihre Einwirkung auf geschäftliche Depressionen und


volkswirtschaftliche Verhältnisse, Berlin 1913.] um eine ganz nebensächliche Sache, die in
nur ganz losem Zusammenhang steht mit dem, was die Freigeldlehre bezweckt.


Sie wollen dem Staate Geld zuführen und statt der Zigaretten und des Salzes
wollen Sie das Geld besteuern. Famos, famos. Ich will das Geld aus währungs-
technischen Gründen mit 5% besteuern – Sie erhöhten den Satz aus fiskalischen
Gründen auf 50% (mehr oder weniger). Ganz recht, famos! Wenn Sie den Zweck
erreichen, warum nicht? Ihre Sache ist es dann, die Berechnungen über den Ertrag
der Steuer anzulegen, und ich hätte zu sagen, wieweit Ihre Vorschläge fiskalische
und meine Vorschläge währungstechnische Aufgaben fördern oder hemmen.


Eine Förderung habe ich in diesem Vorschlag für meine Zwecke nie gefunden. Wie


Sie sich vorstellen können, bin ich auf meinen Vorschlag von 5% nicht so von un-
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gefähr gekommen. Ich hatte natürlich für den von mir als notwendig erkannten


Umlaufszwang des Geldes alle Schwundsätze von 1 – 100 zur Verfügung – wie


ich auch noch mit ganz anderen Hilfsmitteln rechnete. Ich kam zur Überzeugung,


daß mit 5% der Zweck erreicht würde, und fand bei diesem Satz (1 Promille in


der Woche) noch rechnerische Vorteile. Bei einer Erhöhung des Satzes entstan-


den (wie mir schien) Unzuträglichkeiten an den Kassen usw. Alle diese Dinge


habe ich seit 30 Jahren mit Freunden besprochen, und wir kamen immer wieder


auf den Satz von 5% zurück. Daß dann auch die Frage auftauchte, die Sätze für


Steuerzwecke zu erhöhen, ist selbstverständlich. Aber bei näherer Betrach-tung


ergab sich dann, daß Wesentliches für den Fiskus hier nicht zu holen sei –


indem hier die beschleunigte Umlaufsgeschwindigkeit, die eine Erhöhung des


Schwundsatzes herbeiführt, dem Zwecke zuwider läuft. Ich zog bei solchen


Gesprächen zumeist den Vergleich mit dem Lagergeld in den Güterschuppen


heran. Fehlt es an Eisenbahnwagen, so braucht man nur die Lagergebühren zu


erhöhen und die Abladefrist durch höhere Strafsätze zu verkürzen.


In meinem Briefe an Richter sagte ich, daß bei einer Erhöhung des Schwund-


satzes, wie Sie sie vorschlagen, das Geld vielleicht zehnmal schneller als heute


umlaufen möchte, was zu einer entsprechenden Einschränkung des Geldumlaufs


führen müßte. Daß ich hier nur eine Schätzung im Sinn hatte, ist klar, da das


Material zu Berechnungen ja fehlt. Hier kann die Erfahrung nur sagen, um wie-


viel schneller der Geldumlauf ist, wenn der Schwundsatz um 1% erhöht wird.


Klar ist nur, daß man eine Kastanie um so schneller ausspuckt, je heißer sie ist.


Wenn wir Eiszapfen zu Geld machen, so brauchen wir bei 10 Grad plus sehr


wenige – bei 30 Grad gar würde eine gewaltige Hausse einsetzen, wenn nicht


viel Geld eingezogen würde. Um das zu beweisen, müßte man eine vollkomme-


ne Beschreibung des Geldumlaufes geben, wie er sich jetzt vollzieht und wie er


sich dann abwickeln würde. Zunächst bedeutet eine Erhöhung des Schwund-


satzes in dem von Ihnen beabsichtigten Umfang die vollkommene Auflösung


aller, restlos aller Geldreserven, auch der kleinsten und provisorischsten. Das


Geld, das der Arbeiter vom Lohn für die Mieten und Steuern zurücklegt (irgend-


wo im Hause aufbewahrt) und dort wochen- und monatelang lagert, das wird


sofort zur Sparkasse gebracht. Das Geld, das heute in Millionen von Geld-


schränken oft nur für Tage aufgewahrt wird, wandert ab zur Bank. Selbst das


Geld, das man für den täglichen Gebrauch, für die Reise in der Tasche trägt, 


wird auf ein noch geringeres Minimum herabgesetzt. Und wenn die Stunde des


Kassensturzes naht, so ruft man noch ein Auto heran, um den Kasseninhalt, 


den man sonst für den nächsten Tag bereithalten würde, zur Bank zu bringen.


Daneben die „Steuerflucht“ auf dem Wege der Kreditgeschäfte, der Stundung


(des bargeldlosen Verkehrs). Wieviel das alles ausmacht? ..... (?)
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An Georg Blumenthal vom 12.1.1920 aus Berlin


Heute gehe ich zu Landmann, um ein neues Tabaksbad zu nehmen. Von dem


in der Physiokratischen Vereinigung habe ich noch die Nase pleng. Aber, was


macht man nicht alles, wenn man in diese Proletarier verliebt ist? Christus hat


sich für sie + lassen. Ob er sich auch in den Rauchfang hätte hängen lassen?


An Georg Blumenthal vom 21.1.1920 aus Berlin


Wir, W. Krause und ich, sind hier im Büro und beten den Staat an. Wir kamen


zu der Überzeugung, daß es besser wäre, wenn Du die Rechnungen ausfüllst


und diese dann zur Abfertigung an Krause schickst. Zu dem Zwecke sende ich


Dir heute eine Anzahl Formulare/Rechnungsformulare. Die Bestellungen, die Du


mit Deinem letzten Briefe schicktest, sind ausgeführt. Rochalski erhielt die Druck-


sachen vor etwa 14 Tagen als Postpaket. Ich trage mich mit dem Gedanken,


Euch in den nächsten Tagen zu überfallen.


An Dr. Theophil Christen vom 26.2.1920 aus Berlin


Nun warte ich schon acht Monate auf die Einreiseerlaubnis und unterließ alles


Briefliche, weil ich hoffte, Ihnen mündlich Bericht geben zu können über unsere


Heldentaten und Aussichten. Vor 14 Tagen telegrafierte Dr. Schneider aus Bern,


daß die bürokratischen Trostmittel unterwegs seien. Wahrscheinlich hat dann das


hiesige Konsulat den Auftrag erhalten, die Sache zu verschleppen, denn mir


sagen sie, sie hätten noch keinen Bescheid. Irgendwo wird also geschwindelt –


im Interesse des Staates. Und jedes Verbrechen, das im Interesse des Staates


begangen wird, verwandelt sich in Heldentaten und Tugend. Weg mit dem


Greuel!


Unsere Bewegung schreitet in Deutschland rüstig vorwärts. Es bilden sich an


allen Orten Gruppen. Die Zeitschrift „Deutsche Freiwirtschaft“ hat es auf 1600


zahlende Abonnenten gebracht. Vorträge werden überall gehalten (d. h. an vielen


Orten in allen Teilen des Reiches), Schriften werden gut abgesetzt, die im Juli


erschienene 3. Auflage der NWO ist jetzt schon vergriffen. Angriffe ernsthafter Art


haben nicht stattgefunden. Allerdings muß man sagen, daß von allen Seiten uns


in die Hände regiert wird.


Es ist sehr schade, daß Sie nicht hier sind. Und ehe Sie größere Unkosten


wagen, möchte ich Ihnen den Vorschlag machen, die heutige Valutakonjunktur zu


einer Vortragsreise in Deutschland auszunutzen. Für zwei Franken täglich kön-


nen Sie hier wie ein Fürst leben, wie Ihnen Dr. Schneider bestätigen wird.


Heute hält hier unser 2. Bundesvorsitzender einen öffentlichen Vortrag über die


Währungsfrage. Beckmann redet sehr ruhig, sachlich, eindringlich und immer mit


gutem Erfolg. Ich werde Ihnen über den Erfolg berichten.
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Für den Fall, daß Sie Ihren Vorsatz ausführen und sich als Röntgenarzt in Lau-


sanne niederlassen, möchte ich Sie fragen, ob Sie nicht ein junges Mädchen zur


Hilfe brauchen. Die Tochter von Georg Blumenthal hatte die Absicht, einen


Röntgenkursus durchzumachen, um dann als Röntgenschwester sich ihr Brot zu


verdienen. Wo könnte sie aber diesen Beruf besser erlernen als bei Ihnen? Sie


ist 20 Jahre alt, gesund, gutartig, anstellig und hat gute Schulkenntnisse. Sie


würde, sofern ihre Arbeitskraft nicht voll ausgenutzt werden kann (was wohl


anfänglich der Fall sein dürfte), Haushaltsarbeiten verrichten. Solche hat sie auf


einem pommerschen Gute erlernt und übt sie zur Zeit. Bitte schreiben Sie ihr


gefl. direkt, was Sie von dem Angebot halten. Adresse; Fräulein Maria Blumen-
thal, Miltzow/Pommern. Sie arbeitet z. Z. auf dem kleinen Bauernhof, den


Blumenthal hier erworben hat. Etwas Französisch lernte sie auf der Schule, so


daß sie sich wohl bald würde verständlich machen.


Wenn ich wüßte, daß es die Furcht vor dem Freigeld ist, die die schweize-


rische Behörde in ihrem Verhalten mir gegenüber bestimmt, so könnte ich mich


ja freuen. Ich glaube aber, daß es einfach Bürokratismus nach Schema F ist,


mehr nicht. Sie handeln nach Vorschrift.


An Fritz Trefzer vom 3.3.1920 aus Berlin


Ich bin Ihnen von Herzen dankbar für alle die Mühe, die Sie sich gegeben


haben. Die Gesellschaft treibt jedoch Schindluderei mit mir und ich habe mein


Gesuch zurückgezogen. Ich halte es für unter meiner Würde, weitere Schritte zu


tun. Ich bin doch kein Bettler. Für die Sache bin ich ja auch dort nicht mehr nötig;


in Ihren und aller der Freunde Händen ruht die Sache gut und sicher.


Ich habe also jetzt hier ein Grundstück gekauft und meiner Familie geschrie-


ben, daß sie die Zelte abbrechen und in die Heimat zurückkehren mögen.


Die Mitteilung über Ihre Tätigkeit hat mich hoch erfreut. Auch hier machen wir


gute Arbeit, und oft scheint es mir, als ob wir hier dicht vor dem Ziele ständen.


An Georg Blumenthal, undatiert (Frühjahr 1920) aus Berlin


Ich danke Dir für den „Physiokrat“. Ich war etwas überrascht. Vielleicht wäre es


besser gewesen, meinen Artikel über die Reichsbank nicht in dieser Nummer zu


veröffentlichen. [Gemeint ist der Artikel „Ein Flugblatt des Reichsbankdirektoriums“ im „Physio-


krat“ Nr. 6/1920; im Band 12 der Gesammelten Werke, S.196 – 199.] So sieht es aus, als ob


ich bei der Abfassung Deines Artikels zugegen gewesen wäre. Doch es ist wohl


einerlei. Gatzen und Buchwald werden wir wohl nie überzeugen. Otto Heyn ist


ebenfalls zu den alten Papieren zu legen – immerhin, ich habe mir das „Bank-
archiv“ bestellt. Literatur, weiter nichts als Goldwährungsliteratur. An W. Peters
sandte ich eine „IVA“-Broschüre. [„Internationale Valuta-Assoziation“, im Band 12 der Ge-


sammelten Werke, S. 149 – 190.] Boes Artikel im „Freien Arbeiter“ rechnet nicht mit


dem Umstand, daß nur in größeren Betrieben mit guter Maschinerie die Arbeit


heute das nötige Produkt liefert. Es 
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ließen sieh wohl kleine Kolonien (wie in Eden) bilden. Der Hauptabsatz für 


die Produkte müßte aber außerhalb der Kolonie gesucht werden – auf dem


Weltmarkt. 


An Georg Blumenthal, undatiert (Frühjahr 1920) aus Rehbrücke


Beim Ordnen von Briefen finde ich in einem Briefe von Christen 14.8.1918 


folgende Stelle:


„Auf Anregung Pfleiderers haben wir den zur Zeit schlafenden ,Physiokraten‘
durch eine Rundpost ersetzt, die jetzt zirkuliert bei Schöll, Maaß, Schnitzer,
Weißleder, Blumenthal, Landmann (Eden), Frau Holtze (KIüpfels Freundin),


Pfleiderer und mir. Ich werde Ihnen gelegentlich darüber mehr berichten.“ Der


Brief war aus München nach Les Hauts Geneveys gerichtet. Ich denke, heute


oder morgen nach Arnstadt zu fahren.


An Franz Susemihl vom 26.4.1920 aus Rehbrücke


Ein gutes Sachregister würde dem Buche erhöhten Wert geben. Ein kleiner


Anfang war in der letzten Ausgabe bereits gemacht, ich glaube, mein Bruder hat


es für die neue Auflage erweitert. Wenn Sie das, was Sie in dieser Beziehung


schon zusammengetragen haben, meinem Bruder Roman Gesell in Arnstadt


(Thür.) schicken wollten, so käme es vielleicht noch rechtzeitig an, damit er es


verwenden könnte. Der Druck des Werkes nahm zehn Monate in Anspruch, doch


geht es seinem Ende entgegen. Es eilt übrigens, denn die Auflage ist vergriffen.


Die Liste der Fremdwörter wird für die neue Auflage nicht mehr nötig sein, weil


die Verdeutschung von Dr. Landmann in Eden und von meinem Bruder mit Eifer


fortgesetzt und zu Ende geführt wurde. Das hat seine Vorteile wie Nachteile.


Sonst muß ich jetzt sehr darauf schauen, daß das Werk nicht an Umfang zu-


nimmt, der gewaltig steigenden Kosten wegen – und jeder Tag, der für die


Fertigstellung erforderlich wird, kann verhängnisvoll werden. Ich werde froh 


sein, wenn die ersten Exemplare fertig vorliegen.


Über Ihre Äußerungen zu der NWO habe ich mich ordentlich gefreut. Sie 


stärken meinen Glauben, daß das, was in dem Buche gefordert wird, sich bis 


zur Verwirklichung Bahn brechen wird. Immer mehr häufen sich die Zeichen, 


daß wir nicht mehr gar weit vom Ziele sind.
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An Frau Dr. Christen vom 15.5.1920 aus Rehbrücke


(Beileidsbrief zum Tod von Dr. Theophil Christen)


Sehr geehrte und liebe Frau Dr. Christen!


Der Jahrestag der Münchner Geschehnisse brachte mir jene Episode lebhaft in


Erinnerung. Wir wollten weiter zusammenarbeiten bis ans Ziel, ans gewaltige Ziel


der Schaffung einer des Menschen würdigen Ordnung auf Erden, in der er nicht


nur wirtschaftlich, sondern vor allem auch seelisch gedeihen kann.


Dies schöne Ziel hat Dr. Christen zwar nicht erreicht, aber erlebt hat er es im


Geiste oft. Und die Stunden, die er der Arbeit raubte, um sich in seinem Paradies


zu ergehen, mögen die schönsten gewesen sein, die je ein Vollmensch genos-


sen. Es war zwar ein kurzes, aber doch ein ganzes, ein großes Leben.


Ihnen und uns vom FF-Bund fehlt nun der treue Gefährte. Trost finde ich nicht.


Ihn gibt es offenbar nicht.


Empfangen Sie, sehr geehrte, liebe Frau Dr. Christen, den Ausdruck meines


Beileides und meines Schmerzes.


Ihr Silvio Gesell


An Johanna Kölliker-Gesell vom 1.6.1920 aus Rehbrücke


[Gesells Tochter Johanna hatte inzwischen den schweizer Kaufmann Emil Kölliker geheiratet.]


Mein lieber, guter Kamerater!


Ich wünsche Dir zu Deinem Geburtstag einen schönen Tag – zur Geburt des


tapferen kleinen Pitos Tau, Rosenduft, eine steife Brise, Sonnenschein, alles ver-


eint im Nostquack. K. G. K.! Meine Gedanken wandern gerne nach Stäfa und


noch mehr wird das der Fall sein, wenn der Kölliker-Mehrwert einmal realisiert


ist. Wie viele Kirschen wird dieser K-Profit im Laufe seines Lebens essen! Und


wie bald kommt die Zeit, wo K 1 Vrenelis Gärteli besuchen wird, wo K 1 sich in 


K 2 verwandelt.


Hurra! Mein lieber Kater, habt beide guten Mut. Es wird schon alles gut gehen


zur Geburt des Geburtstagskindes.


An Dr. Friedrich Landmann, undatiert (Sommer 1920 aus
Rehbrücke?)


Auch vom blinden Huhn darf man erwarten, daß es manchmal ein Korn findet.


Eine Idee für Eden – eine Industrie für die kommenden bösen Zeiten!


To r f s t e i n e
in Normalziegelformat und allen anderen Größen


Chemisch-Technische Torfverwertung


Hermann Schlisske, Grasberg
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Düngetorfsteine für Sandboden enthaltend in wirtschaftlichster Dosierung alle


für die Kartoffel nötigen Nährstoffe (Kali, Thomas, Stickstoff) nebst den für die


dauernde Verbesserung des Bodens nötigen Stoffen Lehm, Humus, Mergel. –


Die erste Ernte deckt die Kosten (?). Nach x-jährigem Gebrauch wird reiner


Sand in guten Ackerboden verwandelt. In Eden, am Kanal, ließe sich eine solche


Industrie gut unterbringen und Torf, Lehm, Mergel auf dem Wasserwege be-


ziehen. Für die Anlage kommen 2 Maschinen in Betracht: 1 Presse, 1 Misch-


apparat, dann Trockenschuppen. Die vielen heute außer Betrieb gestellten


Kalksandstein-Fabriken liefern diese Maschinen zum Friedenspreis.


–


Bestellung: Bestelle hiermit der Edener Düngetorfsteinfabrik für eine 10jährige


Lieferungsdauer


je 5000 Stück Kartoffeldüngetorfsteine


je 5000 Stück Gartendüngetorfsteine


Bem.: Die zuletzt erhaltenen Torfsteine waren in Kriegsanleihen eingewickelt.


Diese Verpackung erscheint nicht nötig zu sein. Die Fracht wird durch diese


Verpackung nur verteuert.


An ? Petersen vom ?.9.1920 aus?


Unsere Sache ist die des Proletariats, eine ausgesprochen antikapitalistische


Bewegung. Es ist das erste Mal, da den Kapitalisten Furcht eingejagt wird.


Darum dürfen wir von dieser Seite nicht die Unterstützung erwarten, die sie 


vielfach der Sozialdemokratie angedeihen läßt. Ein Kapitalist braucht die Sozial-


demokratie nicht zu fürchten. Darum, wenn Sie bisher für kommunistische und


sozialdemokratische Zwecke Kapitalisten interessieren konnten, so dürfen Sie


keine Rückschlüsse aus solchen Erfahrungen für unsere Bewegung ziehen. Aus


diesem Grunde möchte ich Sie hiermit warnen, Ihre Existenz von der Entwick-


lung des Freiland-Freigeld-Bundes abhängig zu machen. Wir sind bisher auf


unentgeltliche Werbearbeit angewiesen gewesen, die in den freien Stunden


geleistet wird. Und das wird wohl immer so bleiben. Das Darlehen von 500 Mark


werden Sie mir ja sicher eines Tages zurückerstatten können, aber vorläufig ist


das Geld seiner Bestimmung entzogen. Und so sehe ich mich veranlaßt, Sie in


Ihrem eigenen Interesse zu warnen, damit Sie nicht demnächst auf dem


Trockenen sitzen. Der FreilandFreigeld-Bund könnte Ihnen in keiner Weise 


helfen und ich persönlich auch nicht.
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<Repro>


Gesells Haus in Rehbrücke bei Potsdam


Kaiser-Friedrich-Str. 9 / heute: Jean-Paul-Str. 9


An Dr. Friedrich Landmann, undatiert (Herbst 1920 aus Rehbrücke?)


Ich glaube, wir sprachen schon einmal von diesen Düngertorfsteinen. Für


Leute mit Gärten und kleinen Äckern wäre das sicher etwas Gutes. Vor allem die


Bequemlichkeit. Statt die Stoffe von überall her zusammenzutragen, hätte man


sie alle zusammen, in bequemer, handlicher Form und viele Mißgriffe in Bezug


auf die Mischung würden vermieden. Ich denke mir die Sache so, daß der


Garten im Herbst umgegraben wird, dann legt man die Steine in der Ordnung,


wie die Kartoffeln im Frühling gesetzt werden. Den Winter über verwittert die


Sache und im Frühling fügt man mit der Kartoffelsaat den Stickstoff bei. Beim


Aushacken der Ernte wird der verwitterte Stein über die ganze Fläche zertstreut.


Da die gleichen Maschinen auch für Bautorfsteine brauchbar sind, so könnte


sich da eine vielseitige Industrie entwickeln für die Edener, die auf dem schmalen


Acker ihr Auskommen nicht finden.
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An Georg Blumenthal vom 31.10.1920 aus Rehbrücke


Der „Physiokrat“ ist nun sehr gut gelungen. Du bist recht fleißig gewesen. 


Sei so gut, mir 100 Exemplare zu schicken. Ich will davon einen Posten in die 


bayerische Festungshaft schicken – Niederschönenfeld. Auch will ich bei


Schwarz  anfragen, wieviel er davon nützlich verwenden kann.


Der Feder-Artikel  im „Hammer“ [Gottfried Feder, Die Irrlehre des Freigeldes, in: Hammer


19. Jg. (1920), Nr. 441, S. 405 – 408.] könnte für uns nicht besser geschrieben sein. 


Die ganze Borniertheit Feders kommt da recht hübsch zum Vorschein.


An Fritz Schwarz vom 31.10.1920 aus Rehbrücke


Ich schrieb an Herrn Pye und forderte ihn auf, Stanisic in Vinkovci zu be-


suchen. Sie haben wohl seine Zeitschrift „Fiziokratija“ erhalten wie auch die 


serbische Übersetzung von Christens „Freiwirtschaft“. Im „Hammer“ erschien ein


übler Artikel von Feder über Freigeld. Nordmann würde viel darüber zu lachen


haben. Sie auch.


Niekisch wartet immer noch in der Festungshaft auf die Befreiung durch sein


tapferes, hochherziges Proletariat. Adresse: Niederschönenfeld bei Rain am


Lech/Bayern. Festungshäftling Mühsam ist auch da. Die ganze kommunistische


Gesellschaft. Dort wird nun debattiert! Ein sehr dankbares Publikum für Literatur-


sendungen.


Das „Reichswährungsamt“ muß doch nun bald eintreffen. 100 Stück NWO sind


auch unterwegs.


An Fritz Trefzer vom 6.11.1920 aus Rehbrücke


Ein Frachtstück mit Patapuff Nr. 4 [Gemeint war die 4. Auflage der „Natürlichen


Wirtschaftsordnung“.] ist unterwegs. Genug, um ein ganzes Land zu verseuchen


oder auch zu entseuchen – wie man es nimmt. Ich nehme an, daß Schwarz die


Buchhandlungen in der Schweiz versorgt.


Der Verlauf der Sache bei den Grütlianern war fast vorauszusehen: Diese


kleinbürgerliche Gesellschaft, die zwar die Mittel, aber nicht das Talent hat, das


Ziel ihrer Sehnsucht zu erreichen, ist für unsere Ziele am wenigsten geistig vor-


bereitet. Die geistigen Führer des Proletariats fühlen sich von dieser Gesellschaft


regelmäßig abgestoßen. Das sozialistische Mäntelchen, von dem Müller sprach,


das ist die Uniform dieser Gesellschaft.


Hier marschieren wir auch rüstig vorwärts. Alles arbeitet uns in die Hände. Die


einen ziehen, die anderen stoßen vorwärts. Freilich, freilich, wenn uns die Frucht


in den Schoß fallen wird, wird es eine faule Frucht sein. Und Wunder werden


auch 
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wir nicht machen können. Allerdings verstehen wir es wenigstens, diese faule


Frucht als Mist zu verwenden.


An Dr. Friedrich Landmann vom 21.11.1920 aus Rehbrücke


Ich sehe eben, daß ich Ihnen noch Antwort schulde auf Ihren Brief vom 4. d.


M. Meinem Verzicht auf den Eintritt in die Verlagsgenossenschaft gebe ich hier-


mit den gewünschten förmlichen Ausdruck. Sollten Sie vielleicht noch nachträg-


lich den Wunsch gezeugt haben, die Firma beizubehalten und Anstoß an meiner


Gründung nehmen, so trete ich selbstverständlich gleich zurück.


Wenn es sich bei den Torflehmsteinproben zu 20% um Gewichtsprozente han-


deln sollte, so wäre das ein sehr günstiges Verhältnis. Die runde Tellerform wäre


der eckigen Backsteinform vielleicht vorzuziehen (??).


Haacke hat große Dinge vor. Der Bund zählt jetzt über 1000 Mitglieder! Von


der letzten Ausgabe der NWO (5000 Stück) sind bereits 3200 verkauft.


Ein Freiland-Freigeld-Film ist in Arbeit. In der Schweiz arbeitet man fleißig an


einem FF-Roman. So sind überall viele Köpfe bei der Arbeit.


An Dr. Friedrich Landmann vom 25.11.1920 aus Rehbrücke


Die Kuchen sehen nicht nur appetitlich, sondern auch vertrauenerweckend


aus. Diese kubische Form scheint mir der Festigkeit halber die beste zu sein.


Auch für den Transport. Sollten sie stückweise verkauft werden, so lassen sie


sich so auch leichter zählen.


Mir scheint, die Sache müßte sich für die Edener, besonders der Lage am


Kanal wegen, zu einem guten Unternehmen gestalten lassen, namentlich weil es


hier der Düngesalze wegen sich auch um einen Markenartikel handelt. Freilich


müssen Vegetationsversuche die Erwartungen erst bestätigen. Auch wird die


Erfahrung erst zeigen können, ob die Strangpresse (?) hier brauchbar ist. Das


Zerschneiden mit dem Draht mag hier auf Schwierigkeiten stoßen.


An Alfred Bader, Georg Blumenthal, Helmut Haacke, Hermann
Stendler und Fritz Schwarz vom 31.12.1920 aus Rehbrücke


Wir arbeiten für das Zustandekommen einer Einheitsfront des gesamten 


arbeitenden Volkes. Den Massen werden wir aber niemals beweisen können,


daß eine solche Einigung möglich ist, solange wir sie nicht in unseren eigenen


Reihen 
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erzielt haben. So müssen wir also die Einigungsfrage ernsthaft in Behandlung 
nehmen.


Noch aus einem anderen Grunde erscheint dies nötig. Das bisher geübte „ge-
trennte Marschieren, um vereint zu schlagen“ führt leicht dahin, daß die getrennt
marschierenden Abteilungen sich so weit entfremden, daß aus dem vereinten
Schlagen nichts wird. In unserem Klassenstaat ist diese Gefahr aber besonders
groß.


Es haben sich nach und nach vier Gruppen gebildet – in Berlin – Hamburg –
Erfurt – Rheinland, die alle von viel Stoßkraft beseelt sind und den Sinn für
Selbständigkeit pflegen. Für diese Gruppen heißt es nun, ein einigendes Band 
zu schaffen. Keine Verschmelzung, aber doch eine Einigung.


Alle diese Gruppen, die ihre eigenen Namen beibehalten, müssen sich auf einer
neuen, höheren Ebene finden, wo allein das zu Tuende maßgebend ist. Beckmann
schlug als Namen


Spitzenorganisation des Freiwirtschaftsbundes
vor. Um diesen Prozeß schnell und sicher zu einem glücklichen Ende zu führen,


gibt es kein besseres Mittel, als eine gemeinsame Zeitung, an deren Redaktion alle
Gruppen sich beteiligen. Diese Zeitung wird das Mißtrauen beseitigen, indem sie
zeigen wird, daß alle dasselbe Ziel erstreben.


Haacke wollte solche Zeitung unter dem Namen „Der letzte Proletarier“ heraus
geben und das Risiko persönlich tragen. Leider wird Haacke nicht überall rückhalt-
los Vertrauen entgegengebracht, dem man nationalistische Liebhabereien vorhält,
die in unserer Bewegung keinen Raum haben. Darum wäre der Zweck der Zeitung
unter Haackes Leitung gefährdet. Dazu kommt, daß Haacke als Träger des Risikos
vernünftigerweise das Recht haben müßte, die Schriftleiter zu ernennen. Ein weite-
res Hemmnis. –


Mir sind jüngst von mehreren Seiten 50 000 Mark für Werbezwecke zur Ver-
fügung gestellt worden. Diese würde ich für das Einigungsblatt zur Verfügung 
stellen, wenn das Blatt nicht als Privatunternehmen geführt wird. Ich habe auch
den Glauben, daß ein Aufruf mir noch mehr solches Geld zur Verfügung stellen
wurde. Die genannte Summe dürfte selbst im schlimmsten Fall genügen, um ?
Monatsblatt von vier Seiten einige Monate über Wasser zu halten bei einer Auflage
von 20 – 30 000.


Ich mache also folgenden Vorschlag:


1. Unser Einigungsblatt wird zunächst, bis die oben erwähnte Einigungsaktion
vollzogen oder die Mittel erschöpft sind, für meine Rechnung (S. G.) herausgege-
ben, und zwar so, daß ich das Defizit decke und den etwaigen Überschuß im
Interesse der Zeitung verausgabe.


2. Als Redakteur schlage ich Blumenthal vor.


3. Als Verleger Haacke (der nach Erfurt umzieht).


4. Ist die Einigung vollzogen, so soll ein Presseausschuß ernannt werden, in des-
sen Hände ich dann die Sache gebe.
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5. Als Namen der Zeitung: „Der Kettenbrecher“
6. Die Honorierung der Artikel findet direkt durch die Leser statt in der Weise,


daß von den Abonnementgeldern ein bestimmter Prozentsatz für diesen Zweck
festgesetzt wird, über den die Leser zugunsten der von ihnen bevorzugten
Artikelschreiber verfügen.


Im Frühjahr erscheint das Blatt dann wöchentlich und im Herbst vielleicht in ver-
größertem Umfang.


Wenn das Blatt von allen Ortsgruppen tatkräftig unterstützt wird, wenn dem
Redakteur gediegene, möglichst vielseitige Artikel zugeschickt werden, so dürfte
ein Absatz von 20 000 wohl zu erwarten sein.


Das Verhältnis dieses Einigungsblaues zum „Physiokrat“, „Freie Meinung“,
„Entscheidung“, „Bochumer Physiokrat“, „Freistatt“, „Freiwirtschaft“ gestaltet sich
wie folgt: Die Verleger der gesamten Blätter, von denen zwei bis drei vielleicht 
verschmelzen, erhalten den „Kettenbrecher“ in der von ihnen gewünschten Zahl
und diesen fügen sie ihre Blätter als Beilage bei, so oft sie erscheinen. Das wird
sowohl den Absatz all dieser Blätter wie auch den des „Kettenbrechers“ heben.


Die genannten Blätter dürften demnach den „Kettenbrecher“ nicht als
Konkurrenten betrachten, vielmehr in ihm den Pionier erkennen, der ihnen den
Boden für ihre eigene Entfaltung bricht.


Sollte jedoch nach Ansicht einiger der Adressaten der „Kettenbrecher“ sich wir-
klich nur auf Kosten der obigen Blätter entwickeln, so wäre dieser Schade zu er-
mitteln, damit er aus den vielleicht kommenden Überschüssen des „Ketten-
brechers“ dereinst entschädigt werden kann. Si Dios quiere.


Der „Kettenbrecher“ wird den Verlegern der genannten fünf Blätter zum Ein-
standspreis ausgeliefert.


Der Verleger des „Kettenbrechers“ erhält für seine Tätigkeit einen bestimmten
Prozentsatz des Abonnentengeldes, der so bemessen ist, daß der Verleger auch
ein wirtschaftliches Interesse hat, den Absatz des Blattes mit allen Kräften zu för-
dern. Ehe ich weitere Schritte unternehme, erwarte ich von Ihnen gütige Mitteilung:


1. ob Sie das Unternehmen mit aller Kraft zu fördern bereit sind,


2. wie groß die Anzahl Exemplare ist, die Sie eventuell von Nr. 1 des „Ketten-
brechers“ zu erhalten wünschen,


3. Vorschläge über den Namen des Blattes, falls der genannte Ihnen nicht genügt.
Mit Gruß und Sorgen Silvio Gesell


An Albrecht von Hoffmann vom 3.1.1921 aus Rehbrücke


[Albrecht von Hoffmann war Jurist und Regierungsvizepräsident in Köslin/Pommern. Er veröffentlichte


einen „Entwurf zu einem Gesetz betr. Steuern zur Tilgung der Kriegslasten“ (Berlin 1922).]


Es war mir unmöglich, Ihre Briefe vom 18. und 21.12. eher zu studieren. Den


Steuergesetzentwurf halte ich nach Inhalt und Form für gut gelungen. Was ich in


Einzelheiten dazu zu sagen weiß, habe ich auf beiliegendem Blatt verzeichnet.


Irgendwo müßte der Betrag angegeben werden, der von der Steuer erwartet wird.


Zu Ihrer kritischen Zweifelsfrage ist folgendes zu sagen: Durch die
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Währungsanleihe soll alles Geld, das im Handel keine unmittelbare Verwendung


findet, dem Verkehr entzogen werden. Das Freigeld dient dabei der Währungs-


anleihe als Zutreiber.


Die Währungsanleihe ist durch die Rücksicht auf den allgemeinen Preisstand


scharf begrenzt. Sobald die Preise ihren Stand nicht mehr halten können, wird


die Währungsanleihe geschlossen. Durch das Freigeld tritt alles Geld in schnel-


len Umlauf. Würde man den Geldbestand nicht gleichzeitig kürzen, so wäre eine


gewaltige allgemeine Preissteigerung unvermeidlich. Mit dem Freigeld dürfte sich


die Umlaufgeschwindigkeit verdoppeln und verdreifachen.


Eine Not an „Zahlungsmitteln“ kann nicht eintreten, solange wir den kaufmänni-
schen Bedarf an Geld decken, den wir mit den Bewegungen des allgemeinen


Preisstandes messen.


Das Wort „Zahlungsmittel“ ist ein von der Reichsbank erfundener Ausdruck zur


Verschleierung des Tatbestandes. Das Geld ist ein Streitobjekt und soll es blei-


ben. Der Zahlungsmittelbedarf ist nichts anderes als Geldbedarf. Wer innerhalb


der absoluten Währung sich die nötigen Zahlungsmittel für Wechsel, Schatzan-


weisungen usw. nicht verschaffen kann, der ist bankrott. Wer verlangt, daß sol-


chem Bankrott durch Erleichterung des Zahlungsverkehrs mittels Notendruck


vorgebeugt werde, der verlangt den Bankrott der Währung. Die Verkürzung der


Umlaufsmittel wirkt dadurch auf die Preise, daß der Einzelne über weniger Geld


verfügt, dadurch weniger Nachfrage nach Waren hält. Diejenigen, die die


Währungsanleihe zeichnen werden, können dann ihr Geld nicht mehr als Nach-


frage zum Markte tragen. Dasselbe ist der Fall, wenn der Notenumlauf etwa auf


dem Wege der Steuer oder die Zwangsanleihe eingeschränkt werden soll.


Bei den Kaufleuten, Unternehmern und Banken wird die Verkürzung des Geld-


umlaufes dadurch ausgeglichen, daß das Geld schneller als bisher den Kreislauf


durcheilt, so daß die Umsätze die gleichen bleiben. Auch für die, die sich Geld


für ihre Verpflichtungen borgen müssen, ändert sich soweit nichts. Die Geldgeber


erhalten durch die Geschlossenheit des Geldumlaufes trotz verkürztem Geldbe-


stand dennoch dieselben Summen zugeführt, und sollte der Bankier die Ver-


kürzung des Geldbestandes für eine Erhöhung des Zinsfußes nutzbar machen


wollen, so dürfte die Natur des Freigeldes dies verhindern. Freilich, wenn vom


Freigeld abgesehen wird, dann dürfte der jetzige Geldbestand kaum stark ver-


kürzt werden, falls die Preise nicht fallen sollen.
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An Rosa Schwann-Schneider vom 16.1.1921 aus Rehbrücke


[Rosa Schwann-Schneider war Mitarbeiterin in der Internationalen Frauenliga für Frieden und


Freiheit.]


Die Völker und Volksmassen werden die ihnen erteilten „Rechte“ ewig miß-


brauchen. Auch wenn die Zentralstelle Völkerrecht wacht. Was wir brauchen, das


sind allgemeine Menschenrechte, die mit Völkerrechten ewig in Streit sein wer-


den. Der Völkerfrieden muß genau wie der Bürgerfrieden wirtschaftlich gegründet


sein, mit chiffons de papier ist nichts zu erreichen. Das Leben, wenn es gefesselt


ist, zerreißt alle Verträge. Der oberste Vertrag, das ist der Selbsterhaltungs-


vertrag.


Soll ich Ihnen einen Vortrag halten über die wirtschaftlichen Grundlagen des


Friedens, über Freiland, Freigeld, Freihandel, über die wirtschaftlichen Forde-


rungen wahrer Frauenfreiheit? Mir ist jeder Tag von Mitte Februar an recht.


An die Schriftleitung der Monatsschrift „Technik und Wirtschaft“
vom 24.1.1921 aus Rehbrücke


Dr. Heyn [Dr. Otto Heyn war Syndikus der Nürnberger Handelskammer. Für das Münchener


Standgericht hatte er 1919 ein Gutachten über Gesells Bestrebungen verfaßt und eine entsprechen-


de Kritik im Oktober 1920 in der Zeitschrift „Technik und Wirtschaft“ des Vereins deutscher Ingenieure


veröffentlicht. Zu Gesells Antwort vgl. den Band 13 dieser Edition, S. 33 – 42.] hatte sicher nicht


die Absicht, so bald vom Leben und von der Währungsfrage Abschied zu neh-


men, sonst hätte mich der rücksichtsvolle Mann nicht in die peinliche Lage


gebracht, in der ich mich nun befinde, Vielleicht geben Sie mir doch einmal ent-


gegen Ihrem Entschluß die Möglichkeit, die Dinge ins rechte Licht zu stellen, die


Dr. Heyn zur Stütze seiner Kritik in seiner Erwiderung heranzieht.


<Repro>
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An Rosa Schwann-Schneider vom 20.2.1921 aus Rehbrücke


Der Verlauf der Versammlung bestärkte mich in meiner Ansicht, daß die


Friedensbewegung keine Aussichten haben kann, solange die sozialen Forde-


rungen nicht erfüllt sind. Der Weg zum Völkerfrieden geht über den Bürger-


frieden. Es ist nutzlos, dies bestreiten zu wollen. Wer sich mit den Greueln der


sozialen Zustände abgefunden hat – eine Forderung, die in der Diskussion


gestellt wurde —, der ist für den Friedensgedanken verloren. Wer sich beim


Anblick unserer sozialen Zustände nicht empört, bei dem ist der Ausdruck der


Empörung über das Völkermorden nicht echt. Ich habe volles Vertrauen, daß


auch Sie, hochgeehrte Frau, dies bald einsehen werden, und dann Ihre Liga


geschlossen unseren Bestrebungen zuführen werden. Sie erhalten durch die


Post noch einige Literatur über den Bürgerfrieden. Vielleicht, wenn Sie die eher-


nen Forderungen des Bürgerfriedens in Ihren Reihen erheben werden, wird sich


ein Riß bilden. Dafür werden Sie dann mit den wenigen, die Ihnen treu bleiben,


das Ziel erreichen können.


An Anita Augspurg vom 1.3.1921 aus Rehbrücke


[Anita Augspurg war Mitarbeiterin in der Internationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit.]


Die neue Zeitung „Der Befreier“ soll nun in den nächsten Tagen zum erstenmal


erscheinen. Ich habe Weisung gegeben, daß Ihnen das Blatt regelmäßig zuge-


stellt werde. Es wird manches bringen, das auch Frauen, namentlich Pazifis-


tinnen interessieren wird. Den Schwerpunkt des Pazifismus lege ich auf das


Wirtschaftliche und fordere als Voraussetzung für fruchtbare internationale Arbeit


die Schaffung der wirtschaftlichen Grundlagen für den Bürgerfrieden, den ich als


Vorschule für den internationalen Frieden betrachte. Ich las kürzlich eine Schrift


von Graf Kessler, worin ich ähnliche Forderungen vertreten sah, worüber ich


mich sehr gefreut habe.


Anbei einige Schriften, die Ihnen einen Überblick über das Gebiet geben wer-


den, das ich mit Vorliebe behandle.


An Fritz Schwarz vom 18.3.1921 aus Rehbrücke


Sie erhalten eine Broschüre „Deutsche Vorschläge ...“ [„Deutsche Vorschläge für die


Neugründung des Völkerbundes und die Überprüfung des Versailler Vertrags“, im Band 12 dieser


Edition, S. 275 – 296.], die die Ortsgruppe Barmen verlegt hatte. Herr Groß fragt, ob


Sie einige Exemplare davon gebrauchen können. Wollen Sie ihm gefl. direkt ant-


worten.


Ich hörte, daß der Werkmeisterverband Zürich korporativ dem Schweizer Freil-
and-Freigeld-Bund beigetreten ist. Ich nehme an, daß es sich um 460 Philister
handelt. 1 a Qualität. Diese Leute kämen m. E. zunächst für die absolute Wäh-


rung in Betracht. Bei größeren Aktionen dürften die meisten versagen. In der


deutschen 
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„Werkmeisterzeitung“ Nr. 9 und 10 wurde ein Propagandaartikel für Freiland-


Freigeld veröffentlicht. Ich will ihn mir verschaffen und Ihnen zusenden.


An Otto Maaß vom 19.3.1921 aus Rehbrücke


Es wird anscheinend schwer für einzelne unserer Gruppenführer, sich in die


Lage hineinzudenken, die die erwünschte Einigung schaffen soll. Sie handeln


zumeist noch so, als ob jeder seine Gruppe auf Kosten der anderen stärken


müßte. Das gibt dann allerlei Reibungen, die statt Wärme Kälte erzeugen.


Haacke müßte besonders bedächtig vorgehen, er hat als Verleger ganz beson-


ders das Vertrauen aller nötig. Man nimmt es ihm nun übel, daß er an die


Physiokratischen Vereinigungen das gelbe Blatt verschickte, das als Werbeblatt


für den Freiland-Freigeld-Bund betrachtet wurde. Die Physiokraten wollen nun


eine ähnliche Erklärung verschicken und wünschen, daß ihnen die Adressen des


FFB zugeschickt werden, wie sie ja auch ihr Adressenmaterial auslieferten.


Warum man sich in dieser Sache an mich wendet, verstehe ich nur dann, wenn


ich annehme, daß man hier fürchtet, eine abschlägige Antwort zu erhalten, was


natürlich die Lage verdüstern würde. Ich nehme an, daß Sie selbst gegen eine


solche gegenseitige Auslieferung der Adressen nichts einzuwenden haben. Die


Kosten der Abschreiberei dürfte die Kampfspende wohl tragen. Die Adressen


dürften zweckmäßig an Groß geschickt werden.


Weissleder ist die Abtragung der Herrenhäuser, die im Notstandsprogramm


unbedingt gefordert wird, wider den Strich gegangen. Er weiß wohl noch nicht,


daß diese Abtragung hier in Berlin in vollem Gange ist und mit der Einführung


der Wohnungsluxussteuer gewaltigen Umfang annehmen wird. Wenn für unsere


Obdachlosen gesorgt werden soll, dann wird von den Herrenhäusern nicht eines


stehen bleiben. So werden wir auch nicht jeden Augenblick an die Zeiten unserer


Schmach erinnert werden. Die göttliche Ordnung heißt Vernichtung.


Tuercke schrieb mir über den außerordentlichen Erfolg Ihres Hallenser


Vortrages.


An Fritz Schwarz vom 15.4.1921 aus Rehbrücke


In einem Brief den ich verlor, sagten Sie, daß Mr. Pye wieder zurück in der


Schweiz ist, und gaben auch seine Adresse an. Wollen Sie ihm sagen, daß ich


mit seinem Vorschlag betreffend die Übersetzung ganz einverstanden bin und


mich über die gut gelungene Übersetzung der Valuta-Eingabe sehr gefreut habe.


Ich schreibe ihm dann noch nach Galway für den Fall, daß ich mich getäuscht


habe mit Ihrer Mitteilung über seine Rückkehr in die Schweiz.
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An Otto Maaß vom 7.5.1921 aus Rehbrücke


Ich telegrafierte soeben: Druckt „ Befreier“ unverändert mit Bekanntgabe:


„Aufschub Eisenachtagung. Einigungswille hinweg (?), Ungeschicklichkeiten,


Irrtümer, Mißverständnisse“. In der Hochzeitswoche vergaß ich, Blumenthal von


Ihrer beabsichtigten Tagung zu unterrichten. So entstand die unerquickliche Situ-


ation. Gutmachen läßt sich die Sache jetzt nur durch Vertagung der Eisenach-


versammlung. Zu Beschlüssen würde diese Tagung auch nicht kommen können,


weil die Veröffentlichung des gemeinsamen Programms fehlt. Dieses Programm


kann aber allein das Einigende sein. Übrigens werden die Delegierten mehr


Pfingstfreude empfinden, wenn die schmutzigen ... (?) verbrannt werden. Wollen


Sie da nicht lieber einen schönen Vortrag haben? Das zieht mehr und versöhnt.


An Otto Maaß vom 9.5.1921 aus Rehbrücke


Sie werden mein Telegramm und meine Postkarte erhalten haben. Der Um-


stand der örtlichen Trennung macht sich sehr unangenehm bemerkbar. Und es


wird nötig, daß die Einigungsangelegenheit so oder so erledigt werde. Ich kann


mich mit diesen Dingen jetzt, wo die Franzosen an der Ruhr stehen, und auch


sonst nicht weiter befassen. Und Sie auch nicht. Machen Sie Schluß! Sehen Sie


zu, daß die gemeinsame Tagung zustande kommt, irgendwie, irgendwo. Sie 


können nur gewinnen. Ihnen gibt sie Gelegenheit, das ganze Nebelgebilde zu


zerreißen. Der Vertretertag am 15. Mai würde kein Vertretertag werden, so wie


Sie ihn wollen, wie ihn alle wollen.


Ich schrieb Ihnen, daß ich Blumenthal von Ihrem Vorhaben, einen Vertretertag


einzuberufen, keine Mitteilung machte, und daß darum seiner eigenen Einladung


die Absichten nicht zugrunde liegen, die Sie darin finden werden. Blumenthal
wurde von Groß und den Berlinern zur Einberufung eines Vertretertages ge-


drängt. Ich glaube, ich sagte Ihnen das auch in Erfurt. Er hat in einer Mitglieder-


versammlung bekanntgegeben, daß er diesen Wunsch erfüllt hat. Wenn diese


Nachricht nun aus dem „Befreier“ entfernt wird, so würde das hier so gedeutet


werden, daß Sie diesen Vertretertag nicht wollen. Also – so folgerte ich nun –


darf diese Einladung nicht wieder entfernt werden. Ich rechne damit, daß Sie mir


meine Vergeßlichkeit angesichts der außerordentlichen politischen Ereignisse der


letzten 14 Tage, zu denen noch die durch die Hochzeit meines Sohnes bedingte


häusliche Unruhe trat, verzeihen werden. Und ich hoffe dann weiter, daß Sie aus


den gleichen Beweggründen die Vertreterversammlung vertagen werden. Schon


aus dem Grunde ist dies auch nötig, als auf dem Vertretertag die dritte Aktion


behandelt werden muß, was nicht geschehen kann, wenn die Londoner Ange-


legenheit noch schwebt. Eisenach gefällt mir besser als Kassel und Berlin –


Eisenach ist das geografische Zentrum unserer Bewegung.
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Diese Nebelbildung zeigt deutlich, wie aus kleinen erbärmlichen Dingen durch


Verquickungen Tragödien sich entwickeln, deren Ausgang in gar keinem Ver-


hältnis mehr steht mit dem Keim: ähnlich wie der Kapitalismus, den wir darauf


zurückführen, daß als Tauschmittel ein unvergängliches Metall gewählt wurde!


PS: Ich glaube, es ist zum Verständnis meiner Vergeßlichkeit in der genannten


Angelegenheit wichtig zu erwähnen, daß der Vertretertag, den Sie nach Kassel


einberufen wollten, als ein Tag des Deutschen Freiland-Freigeld-Bundes gedacht


war. Durch Erweiterung dieser Absicht und die Einladung der Ortsgruppenleiter


der Physiokratischen Vereinigung gewann diese Sache eine ganz neue Be-


deutung. Eine solche Einladung bedurfte dann einer Verständigung mit Blumen-
thal. Wohl weil ich annahm, daß Sie sich schriftlich mit Blumenthal verständigen


würden, vergaß ich die mir von Ihnen hier zugedachte Rolle eines


Nachrichtenüberbringers.


An Fritz Schwarz, undatiert (Ende Juni 1921 ?) aus Rehbrücke


Hans Weise ist ein sympathischer Mensch. Er hat sicher die besten Absichten.


Aber der, der den Schaden hat, setzt sich hin und klagt. Zum Teufel mit den


guten Absichten, die mir schaden. Mögen sie alle mit bösen Absichten an mich


herantreten, wenn sie mir nur nützen. Was mir schadet, ist so schlecht, absolut


schlecht und würdig unterzugehen. Was lebt, ist gut. Sein Dasein ist zugleich


Beweis seiner absoluten Güte. Hans Weise aber wird an seinem Idealismus


zugrunde gehen. Er wird gefressen, weil er kein Schieber war. Aber damit kommt


das bare Geld, die Notpfennige der alten Leutchen, nicht wieder zum Vorschein.


Könnte man Hans Weise wenigstens noch wegen Schulden als Sklaven verkau-


fen! Es ist möglich, daß ich Ihnen noch aus der Patsche werde helfen können,


wenn mein Sohn aus Buenos Aires mir im Frühling Bericht über die Lage geben


wird. Vorläufig aber mache ich Ihnen folgendes Angebot: Von der neuen 5. Aufl-


age der NWO liefere ich Ihnen umsonst so viele Exemplare, wie Sie in der


Schweiz im Jahre 1922 werden absetzen können. Maximal 600 Stück. Diese zu


5 Fr. verkauft, würde die 3000 Fr. Waisengelder ausmachen.


Lieber Freund, wie leicht ist es doch, die schweizer Währung in Stand zu -


setzen, verglichen mit der Aufgabe, seine kleinen persönlichen Schulden zu


bezahlen!


Ich höre gern, was Sie mir in Ihrem letzten Berichte sagten. 1923 wird der


Schweizer Freiland-Freigeld-Bund das schweizerische Währungsamt einrichten.


Gruß an Zimmermann und an alle die wackeren Mitstreiter. Auch Ihre liebe Frau


wollen Sie bestens von mir grüßen.
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Tagung am 22. Mai 1921 in Kassel


Auf dieser Tagung vereinigten sich die Physiokratische Vereinigung, der Frei-


land-Freigeld-Bund, der Physiokratische Kampfbund Westdeutschland und einige


kleinere Gruppen zu Freiwirtschaftsbund FFF. 1. Vorsitzender: Fritz Bartels –


Geschäftsführer: Wilhelm Groß


1  Dr. Benedikt Uhlemayr, Nürnberg


2  Otto Maaß, Erfurt


3  Dr. Friedrich Landmann, Eden


4  Wilhelm Beckmann, Leipzig


5  Helmut Haacke, Erfurt


6  Silvio Gesell, Potsdam-Rehbrücke


7  Hans Timm, Stettin


8  Werner Zimmermann, Bern


9  Fritz Bartels, Hamburg


10  Prof. Dr. Karl Polenske, Eden


11  Bur Suhren, Berlin


12  Alfred Bader, Berlin


13  Fritz Schulze, Elberfeld


14  Wilhelm Groß, Barmen


15  Fritz Schwarz,


Schwarzenburg/Bern







An Dr. Ernst Dick vom 16.7.1921 aus Rehbrücke


Es sind hocherfreuliche Mitteilungen, die Sie mir in Ihrem Brief vom 13. machen.
Es wäre ein mächtiger Schritt auf dem Wege zum Endziel, wenn Ihr Vorhaben
gelingen würde. Ich bin immer der Meinung gewesen, daß Amerika und England
geistig am besten für die NWO vorbereitet seien. Politisch sind wir es hier in
Deutschland. Die Reparation zwingt uns in diese Bahnen. Daß Norman Angell
[Norman Angell, The Story of Money. New York 1929, p. 356 – 400.] sich der Sache annimmt, ist
gleichfalls hocherfreulich. Wir dürfen aber keinen Augenblick vergessen, daß die
Presse in England und Amerika unsere Schriften ganz anders behandeln wird als
das Buch von Henry George. Man wird uns dort wie hier totschweigen, und wenn
sich keine Organisation bildet zur Förderung unserer Bestrebungen, dann wird der
Verleger keinen Absatz für unsere Schriften finden. Sein Interesse wird dann bald
schwinden. Und was geschieht dann? Steht dann das Interesse des Verlegers uns
nicht im Wege? Es mußte darum im Vertrag eine Klausel eingeführt werden, die es
ermöglicht, vom Verleger alle Verlagsrechte zurückzukaufen, falls es ihm innerhalb
von fünf Jahren nicht gelingen sollte, den Absatz auf mindestens 5000 Exemplare
jährlich zu bringen. Es wäre überhaupt vorsichtig gehandelt, den Verlagsvertrag auf
vorläufig fünf Jahre zu beschränken, um eventuelle Sabotage des Verlegers und
seiner Rechtsnachfolger unmöglich zu machen. Käme es zur Bildung eines Anti-
bundes, so wäre die erste Tat wohl die, den Verleger zu bestechen. Da der Verlag
sich auf eine Empfehlung von Norman Angell für die Sache interessierte, so ist
wohl dieser Verdacht hier nicht angebracht. Immerhin muß solcher Fall im Hinblick
auf die Sterblichkeit Mr. Palmers erwogen werden. Wenn Sie und Mr. Pye in Eng-
land Vorträge halten und es so zur Bildung einer Organisation käme, dann müßte
doch solche Organisation den Verlag des Werkes überwachen können. Diese
Überwachung müßte sich auch auf den vom Verlag bestimmten Verkaufspreis
erstrecken. Aus all diesen Gründen ist es gut, der Firma die Verlagsrechte zeitlich
zu beschränken und die Summe im voraus zu bestimmen, die der Firma als
Entschädigung zu zahlen ist, falls es im Interesse der Sache wünschenswert
erscheint, den Vertrag rückgängig zu machen. Auf Autorenhonorar verzichte ich
hiermit ausdrücklich zugunsten der beiden Übersetzer des Werkes, und zwar bis
Ende 1927.


Mr. Pye wird Ihnen wohl mitgeteilt haben, auf welche Schwierigkeiten er für den
Verlag der Broschüre „Gold und Frieden?“ stößt.


Fifty pounds Zuschuß will der Verleger haben. Ich möchte Sie bei dieser Gele-
genheit darauf aufmerksam machen, daß die genannte Broschüre einen integrie-
renden Bestandteil des Hauptwerkes darstellt und daß, wenn die Broschüre in
einem anderen Verlag als das Hauptwerk erscheint, Verlagsschwierigkeiten ent-
stehen können. Es wäre gut, wenn Sie sich hierüber auch mit Mr. Pye verständigen
würden.


Um das Buch durch Zitate aus der englischen Literatur und mit Beweisen aus
der Kriegszeit zu versehen, müßte man die englische Literatur sehr gut beherr-
schen, sonst wird der Zweck nicht erreicht werden. Es müßten doch Zitate von
aner-
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kannten Schriftstellern sein. Sie sollen doch weniger durch den Inhalt als durch
das Gewicht des Namens wirken. Eine sehr große Arbeit wäre dann hier zu ver-
richten. Vielleicht wäre das für die zweite Auflage zu verschieben; es findet sich
dann vielleicht schon ein Leser, der diese Arbeit verrichten kann. Vielleicht ist
aber schon Mr. Pye darauf vorbereitet?


In der Petitionskommission werden Sie wohl Gelegenheit finden, auf die Tat-


sache aufmerksam zu machen, daß in Argentinien die Noten mit 80% gedeckt


sind, was aber nicht verhindert, daß das Agio dort zur Zeit ... (?)% beträgt. Das


beweist, wie nutzlos eine solche Deckung ist. (Das Gold ist dort gesperrt).


An E. Rabbathge vom 14.9.1921 aus Rehbrücke


Mir wurde von verschiedenen Seiten Ihre sehr bedeutsame Schrift über Wirt-


schaft und Währung zugesandt. Da ich annehme, daß diese Schrift starke Ver-


breitung erlangen wird, wenn sie nicht als unbequem totgeschwiegen wird, so


werden Sie wohl bald mit einer neuen Auflage rechnen müssen. Und für diesen


Fall möchte ich Sie auf einige wichtige Dinge aufmerksam machen, die in Ihrem


Programm nicht berührt wurden, die aber dennoch integrierende Bestandteile


desselben sind. Sie werden die Hinweise in den Ihnen mit gleicher Post zuge-


henden Blättern finden.


Ein ganz besonders wichtiger Punkt ist der, daß das zu erhebende „Reichsnot-
opfer“ unter allen Umständen auf den ersten Hieb den Zweck erreicht, damit eine


zweite Schröpfung allen als unnötig erscheint und dann jeder endlich weiß,


woran er ist. Auch müßte der Frage des Preisabbaus ein besonderes Kapitel


gewidmet werden.


Verzeihen Sie gütigst diese Einmischung; ich tue es in Anbetracht der außer-


ordentlichen Bedeutung Ihrer Arbeit im öffentlichen Interesse.


An Paul Stanisic vom 13.10.1921 aus Rehbrücke


Die Nachrichten, die Sie mir mit Brief vom 9. d. M. geben, sind ja sehr vielver-


sprechend. Selbstverständlich bin ich bereit, zur Unterstützung Ihrer Aktion die


Reise dorthin zu unternehmen. Ich werde mich gleich um die nötigen Pässe


bemühen. Und hoffe dann, Sie nach dem 25. d. M. in Ihrer neuen Wohnung in


Zemun beim Umzug etwas unterstützen zu können.


Wollen Sie mir inzwischen noch mitteilen, ob das Budget der jugoslawischen


Staaten wie überall in Europa mit der Notenpresse ausbalanciert wird oder ob


dort die Steuerkraft bereits groß genug ist, um die laufenden Ausgaben mit lau-


fenden Einnahmen zu decken? Wenn nicht, so müßte der Feldzug zur Sanierung


der Währung mit einer Steuerreform beginnen. Und das wird wohl dort wie 


überall 
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eine Machtfrage sein. Hat die Regierung die Macht, um die nötigen Steuern zu


erheben? Wenn das nicht der Fall ist, so ist es übel bestellt mit den Voraus-


setzungen der absoluten Währung. Ich hoffe, manches auf dem jugoslawischen


Konsulat zu erfahren. Inzwischen sende ich Ihnen meine Schrift „Das Reichs-
währungsamt“, aus der Sie ersehen werden, wie ich für Deutschland vorzugehen


gedenke.


Ich denke mir die Sache so, daß Sie zunächst die absolute Währung fordern.


Als erster Schritt die Schaffung des Preisindexes. Dann das Währungsamt. So-


bald mit dessen Hilfe die Preise eine gewisse Stabilität erreicht haben, werden


Sie die Nachbarstaaten zu einer Währungskonferenz einladen. Ungarn,


Bulgarien, Rumänien, Tschechoslowakei, Polen. Hier wird dann der „Ivabund“


gegründet. [Vgl. den fragmentarischen Entwurf für das Programm einer osteuropäischen Valuta-


Assoziation im Band 17 dieser Edition.] Dann kommt zur Krönung des Systems die


Forderung des Freigeldes, für die dann inzwischen überall aufklärende Arbeit


getan werden soll.


Es wird Sie interessieren, daß heute zugleich mit Ihrem Brief die Nachricht aus


der Schweiz kam, daß dort die Grütlianer (Mehrheitssozialisten) das Freigeld auf


ihr Programm gestellt haben. So geht es jetzt schnell vorwärts überall.


Daß Ihre Frau so krank ist, tut mir sehr leid. Hoffentlich erholt sie sich bald.


Vielleicht wird der Klimawechsel schon genügen.


An Alfred Bader vom 7.12.1921 aus Rehbrücke


Nicht weil Sie mich „zum Reden bringen“ wollen, antworte ich heute, sondern


weil ich dazu die Muße finde. Sie mögen triftige Gründe haben, um ärgerlich zu


sein und dementsprechend zu schreiben. Aber warum Sie mich das spüren las-


sen, fasse ich beim besten Willen nicht. Sie können, wenn Sie wollen, die Rolle


des Vermittlers ausgezeichnet spielen, und ich habe immer meine Freude daran


gehabt. Sie fallen aber zuweilen aus dieser Rolle heraus. Ich denke hier an den


Artikel über Stillich und an die Oberschafswallachen. Mit dem Artikel von Frau


Zech haben weder Sie noch Polenske sich als Politiker benommen. Wir haben


alle, alle so wenig Interesse für persönliche Angelegenheiten. Sie sehen nun, wie


weh es tut, wenn man selbst mißachtlich behandelt wird, namentlich wenn man


überzeugt sein kann, nur sachliche Interessen zu vertreten. Sie merken auch an


der Antwort Polenskes, wie ihn Ihr Angriff verletzte.. Dabei handelt es sich m. E.


nur um Nichtigkeiten. Ich bin sehr mit Arbeit überhäuft und bitte ich Sie darum,


lassen Sie mich ganz aus dem Spiele, wie ich mich selbst immer fern gehalten


habe.
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An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 14.12.1921 aus Rehbrücke


Ich habe mich über die Gründlichkeit, womit Sie die Frage der Zusammenarbeit


in Ihrem Briefe behandeln, recht gefreut. Ich bin, glaube ich, ganz mit Ihren Vor-


schlägen einverstanden und werde Ihnen vor Ablauf der Frist endgültig schrei-


ben. Daß ich so gar keine Bedenken habe, macht mich etwas stutzig. Es fallen


mir gewöhnlich bei anderen Dingen so massenhaft Bedenken ein; vielleicht


kommen sie noch. Ich würde mich freuen, wenn ich wenigstens ein Bedenken


erhaschen könnte.


Anbei ein Brief und ein Buch, das Ihnen zeigt, wie es in der Frage des


Friedens in manchen Köpfen noch aussieht. So ähnlich denken alle Pazifisten.


Auf dem letzten Blatt finden Sie eine Literaturanzeige des Verlags Friede durch
Recht. Der Nobelpreis wird erteilt für das idealste Werk und das verdienstvollste
Streben zur Förderung der allgemeinen Brüderlichkeit“. Der Antrag auf Erteilung


des Preises muß von einem Hochschullehrer oder einem Träger des Nobel-


preises befürwortet werden. So sagte man mir kürzlich. Über die Verteilung des


Bären, wenn er ... (?) schöner Ausdruck in diesem Zusammenhang. Ich werde


also in einigen Tagen wieder schreiben.


An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 24.12.1921 aus Rehbrücke


Wenn Sie inzwischen nicht anderen Sinnes geworden sind – ich für meinen 


Teil bin bereit, nach Ihren Unterlagen zu handeln, d. h. wir arbeiten zusammen


mit dem nächstliegenden Ziel, uns den Pelz des Nobelbären anzueignen. Die


Teilung übernehmen Sie nach freiem Ermessen. Bis zu ? liefere ich à Konto des


Pelzes monatlich 3000 Mark, wovon hier anliegend in einem Scheck aus Buenos


Aires 8342 Mark – von ? ... (?) bis zum 1. Januar 1925. Wenn der letzte Sturm


Rolfshuus nicht mitgenommen hat, ziehen wir im April nach Sylt.


An Dragutin Prohaska vom 27.12.1921 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr Professor!


Mein lieber Freund und Mitarbeiter, Dr. Paja Stanisic in Zemun, ersucht mich in


einem seiner letzten Briefe, Ihnen, sehr geehrter Herr Professor, einige unserer


Werbeschriften zu übersenden, wohl weil er in Ihnen eine Persönlichkeit wittert,


deren geistiges Sinnen und soziales Streben mit unseren Wegen parallel läuft.


So gestatte ich mir, Ihnen heute als Drucksache einiges zu schicken. Es würde


mich sehr freuen, wenn Sie Herrn Dr. Stanisic Ihre Ansichten über unsere


Bestrebungen mitteilen wollten. Sollten Sie weitere Literatur wünschen, ehe Sie


sich zu einer Meinungsäußerung entschließen, so werde ich Ihnen mit Freude


alles zugehen lassen, was über den Gegenstand erschienen ist und tauglich


erscheint.
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An Alexander Schneider vom 28.12.1921 aus Rehbrücke


Sehr geehrter und lieber Herr Schneider!
Ich bin wirklich noch nicht dazu gekommen, Ihre neue Schrift [Alexander Schneider


war Amtsrichter in Nürnberg und Mitglied der Weimarer Nationalversammlung. Er verfaßte das Buch


„Geldreform als Voraussetzung der Wirtschaftsgesundung“. München 1919.] so gründlich zu


lesen, wie ich es tun muß, um etwas Förderliches dazu sagen zu können. Nur so


viel will ich Ihnen heute schon sagen, daß ich mich ganz außerordentlich darüber


gefreut habe und daß ich nicht daran zweifle, daß Ihr mutiger Vorstoß große


Wirkungen auslösen wird.


Ich werde nun meine kritischen Bemerkungen, die ich wohl hier und da zu


machen haben werde, aufzeichnen und sie Ihnen dann, wenn Ihnen das so recht


ist, zuschicken, damit sie bei einer etwa folgenden Auflage berücksichtigt werden


können. Inzwischen möchte ich nur meinen Zweifel aussprechen, daß es gelin-


gen wird, die verantwortlichen Notendrucker vor Gericht zu ziehen. Was während


des Krieges geschah, geschah unter der Deckung sehr dehnbarer Emergenz-


gesetze, und was in Währungsangelegenheiten unter der neuen Verfassung


geschieht, ist alles gesetzmäßig, da die Kannibalen in Weimar vergaßen, das


Währungsrecht in die Verfassung einzubauen. Aber wenn es auch nicht gelingen


sollte, die Schuldigen vor die Gerichte zu zerren, einerlei, vor Ihnen stehen sie


jetzt und müssen sich verantworten. Und ist das kein viel schöneres Gericht, als


die vom Staat bestellte Fabrikware?


Ihnen zu Ihrem so überaus sympathischen Unternehmen weiteren guten Erfolg


wünschend bin ich Ihr ganz ergebener


Silvio Gesell


An Professor Gustav Cassel vom 1.1.1922 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr!


Im beiliegenden Heft „Der Freigeldler“ werden kleinere Auszüge über einen


Artikel der „Neuen Zürcher Zeitung“ gebracht, der sich mit Ihrem zweiten Memo-


randum zur Währungsfrage befaßt. Es wird darin auf eine Schwierigkeit aufmerk-


sam gemacht, die darin besteht, daß die Preise heute nicht allein inflationiert


sind, sondern daß sie außerdem noch aus ihrer natürlichen Rangordnung ge-


rissen wurden, was der Aufstellung eines zuverlässigen Indexes im Wege stehe.


Da man nur allzu gerne nach einem schwachen Punkt oder Pünktchen suchen


wird, um Ihre Vorschläge abzulehnen, so möchte ich Sie darauf aufmerksam


machen, daß die genannte Schwierigkeit leicht behoben werden kann, wenn


man nach dem Vorschlag, wie ich ihn hier in Deutschland vertrete, verfährt. Die


Preise standen vor dem Kriege in einer natürlichen, durch den Wettbewerb und


die Produktionskosten beherrschten Rangordnung, aus der sie durch die


Zwangsbewirtschaftung 
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und die Verkehrsunterbrechungen gerissen wurden. Bei den Preisen der Fertig-


waren spielen auch noch die sozialen Umschichtungen eine Rolle. Es liegt nun


kein Grund vor, warum die Preise nicht bald in jene natürliche Rangordnung


zurückpendeln werden, sobald die Ursachen der Störungen beseitigt werden.


Namentlich bei den Preisen der für den Index maßgebenden Rohstoffe muß 


solche Auspendelung sehr bald eintreten. Ich mache daher den Vorschlag, den


Index nach den in der Vorkriegszeit geltenden Preisen auszuarbeiten und diesen


dann mit dem Inflationsfaktor zu beschweren. Von diesem Index werden alle


Preise, aus denen er entstanden ist, veröffentlicht und allen Kaufleuten eine Liste


zugeschickt mit der Bemerkung, daß diese Listenpreise als die natürlichen anzu-


sehen seien, daß die heutigen Marktpreise, die über oder unter diesen Normal-


preisen stehen, als teuer bzw. billig zu betrachten seien. Damit hätte dann schon


jeder Kaufmann wieder einen Maßstab für die zu erwartende Preisbewegung der


einzelnen Waren. Es würde aber wieder genügen, daß die Kaufleute bei ihren


Bestellungen die aus obiger Liste zu gewinnende Erkenntnis des Teuer und Billig


berücksichtigten, um die Marktpreise in ihre Gußform einzudrücken, so daß die


Schwierigkeit, auf die Sie hingewiesen haben, wegfällt.


Ich machte Ihnen diese Mitteilungen, weil das, was Sie in genanntem Memo-


randum fordern, für mich die Voraussetzung bildet für weitergehende


Bestrebungen.


Mit vorzüglicher Hochachtung 


Silvio Gesell


An Dr. Dalberg vom 17.1.1922 aus Rehbrücke


In der beiliegenden Zeitung finden Sie einige Einwände, die ich gegen Ihren


Vorschlag der Schillingswährung erhebe und auf die Sie bei weiterem Ausbau


Ihres Vorschlages vielleicht Rücksicht nehmen werden.


Ich weiß nicht, ob Ihnen mein Vorschlag der Internationalen Valuta-Assoziation


bekannt ist. Für alle Fälle lege ich ein Exemplar der betreffenden Schrift hier bei.


Sie werden, wenn Sie den IVA-Vorschlag nach allen Seiten gründlich überlegen,


sich bald in ihn verlieben, wie alle, die sich mit der Lösung der Aufgabe befaßt


haben und nun sehen, wie leicht sich mit der IVA-Note alle Schwierigkeiten auf-


lösen.


An Fritz Schwarz vom 19.1.1922 aus Rehbrücke


In Genua wird sich der Streit hauptsächlich um die Notenpresse drehen. Auch


die Schweiz wird eingeladen werden. Wäre es nicht möglich, da der Schweizer
Freiland-Freigeld-Bund schon zwei Delegierte zur Währungsprüfungskommission


stellen soll —, daß die Schweiz einen Freigeldmann nach Genua entsendet, der


den 
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Analphabeten das IVA-Programm auseinandersetzt? Sie haben diese Schrift in


deutscher, französischer und englischer Sprache – können also, auf diese Schrift


gestützt, sofort die Frage zur Diskussion auf breiter Grundlage bringen. Auf alle


Falle müßte der Bundesrat jetzt, ehe er seine Leute nach Genua schickt,


Stellung nehmen zur Währungsfrage und das Volk wissen lassen, wie er die


Währungsfrage in Genua zu behandeln gedenkt – welche Wünsche, welche


Forderungen die Schweiz stellt. Das lVA-Programm laßt sich alle Tage, von allen
Völker durchführen.


An Prof. Karl Polenske vom 20.1.1922 aus Rehbrücke


Darf ich Sie bitten, das beif. Manuskript durchzulesen und es dann Herrn


Haacke zurückzuschicken? Ich selbst habe kein großes Vertrauen in mein


Gedächtnis, habe auch keinerlei Aufzeichnungen gemacht. Da die Hauptsache,


wie mir scheint, Ihrer Schrift „An Alle“ [Karl Polenske, An Alle – Das proletarische Finanz-


und Wirtschaftsprogramm des Volksbeauftragten der ersten bayrischen Räterepublik Silvio Gesell,


Berlin 1919.] entnommen zu sein scheint, dürfte es Ihnen nicht schwer fallen, die


von Haacke gewünschte Durchsicht vorzunehmen.


Sie erhalten mit gleicher Post ein Exemplar von Wegelins Schrift über Freigeld.


[Walter Wegelin, Tauschsozialismus und Freigeld, Dissertation Zürich 1921. – Vgl. dazu Gesells


Antwort im Band 12 dieser Edition, S. 212 – 215.] Es ist interessant, daß alle diese jungen


Studenten einen uns feindlichen Ton glauben anschlagen zu müssen.


An Wilhelm Groß vom 2.2.1922 aus Rehbrücke


Lieber Herr Groß!


Ich schickte gestern Korrekturen ab, worin vom verabscheuungswürdigen


Parteigeist gesprochen wurde, vom Parlament, das aus diesem Parteigeist,


sozusagen aus der Hefe des Volkes hervorgeht. Und heute erhalte ich die


Nachricht, daß dieser Parteigeist sich nun auch in unseren Reihen fröhlich ent-


wikkeln soll. Da nun aber das Kind geboren ist, so wollen wir es nicht ertränken,


sondern es großziehen, so gut es gehen mag bei einem Kassenbestand von 


9 Mark Papiergeld.


Sie sind ungeduldig, Herr Groß. Sie möchten Erfolge sehen, so große öffent-


liche Erfolge. Vielleicht unterschätzen Sie den Erfolg Ihrer bisherigen Arbeit. Wir


können mit der Masse nichts anfangen, solange wir nicht auch eine entspre-


chend große Anzahl von Trägern der Theorie besitzen. Diese aber brauchen Zeit,


um sich auszubilden. Sie treten nicht hervor, solange sie sich nicht durchaus


sicher fühlen. Diejenigen, die heute bereits eine Vertrauensstellung bei den


Arbeitern innehaben, die werden zuletzt kommen. Es liegt das in der Natur der


Sache begründet. Wenn sie dann an die Öffentlichkeit treten, dann setzen sie


auch ihre ganze Persön-
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lichkeit ein. Darum können Sie jetzt noch gar nicht die Wirkung ihrer Arbeit ein-


schätzen. Sie werden aber bald die Männer auftauchen sehen, die durch Ihr


Wirken auf die Freiwirtschaft aufmerksam gemacht wurden und diese dann im


Stillen gründlich studiert haben. Und darunter werden Sie auch sicherlich den


einen oder den anderen entdecken, der für sich allein ein Armeekorps aufwiegt.


Wir locken übrigens mit unserem Programm nur Persönlichkeiten an, und die gibt


es nicht massenhaft. Also nur nicht verzagen. Keine Volksbewegung hat je so


schnelle Fortschritte gemacht wie die unsrige. Und unsere Bewegung wird keine


Echternacher Prozession. Wer für uns gewonnen ist, der bleibt bei uns.


Der Weg der Parteibildung wäre der gegebene gewesen in normalen Zeiten,


wo es auf ein Jahrzehnt nicht ankommt. Es ist der längste Weg zu unserem Ziel.


Solange wir keine Partei bildeten, konnten wir uns an alle Parteien und Organi-


sationen wenden. Das war der Weg, um auf unparlamentarischem Wege schnell,


wie es die Umstände heute erfordern, es zur Tat zu bringen. Daß die „Führer“


Ihrer Einladung nicht gefolgt sind, liegt daran, daß es Geführte waren, die nichts


unternehmen ohne die Parteileitung zu befragen. Die Parteileitung aber ist in den


Händen einiger Bonzen. Die Bonzen müssen in ihren eigenen Versammlungen


angegriffen werden. Dazu brauchen wir gut durchgebildete Redner, die das


Gebiet beherrschen. Und wie schon erwähnt, gehört zu solcher Durchbildung


Zeit, die durch nichts ersetzt werden kann. Wir müssen eben warten, daß die


Saat, die Sie gesät haben, aufgeht. Zeit ist hier eben mehr als Geld.


Bei alledem wünsche ich Ihnen Glück zu Ihrer Parteibildung und wird es mich


freuen, wenn meine Bedenken sich als unberechtigt erweisen sollten.


Mit herzlichen Flüchen auf den Parteigeist bin ich Ihr Gesell


An Alexander Schneider vom 8.2.1922 aus Rehbrücke


Hochgeehrter Herr!


Ihr Wunsch scheint nun in Erfüllung gehen zu wollen. Zwar scheut man sich,


den erfahrenen Juristen anzugreifen. Man hält sich an den Mann, bei dem man


den geringsten Widerstand vermutet – genau so, wie man bei den nicht politisch


organisierten und darum hilflosen Rentnern nicht den Widerstand erwarten oder


zu befürchten brauchte wie bei den sonst zu besteuernden Agrariern und


Aktionären. Wenn die Feigheit noch ein Charakteristikum des Betruges ist, so


müßte man das in der Verteidigung bemerken. Denn bei der ganzen Aktion


Helfferichs und seiner Nachfolger ist m. E. Feigheit das hervorstechendste


Merkmal.


Da ich nicht weiß, ob man Ihnen die „FFF-Zeitung“ schickt, so sende ich Ihnen


das betreffende Exemplar mit dem Artikel über die Beleidigungsklage der Reichs-


bank anbei. Bartels war eine zeitlang Vorsitzender des FFF-Bundes und ist ein


sehr gewandter und auch vorsichtiger Redner, der seine Sache vor Gericht sehr 
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gut vertreten wird. Daß er Ihre Schrift dabei ausgezeichnet wird verwenden 


können, braucht nicht erwähnt zu werden. Aber ich glaube nicht an den Mut der


Reichsbankdirektoren, ich glaube nicht, daß es zu einem Prozeß kommt.


Ein sehr wichtiger Punkt für den Nachweis der rechtlichen Verantwortung der


Reichsbank ist der Umstand, daß das Verlangen der Agrarier nach Verstaatlichung


der Reichsbank regelmäßig damit abgewiesen wurde, daß man sagte, die private


Reichsbank wird einem Mißbrauch der Notenpresse durch das Reich Widerstand


leisten, mehr Widerstand als es ein Beamter tun würde. Ich habe diesen Punkt in


einem Artikel der „Quedlinburger Zeitung“ Nr. 19 beleuchtet. Wenn Sie diese


Nummer nicht erhalten haben sollten, so werde ich sie Ihnen mit Vergnügen zur


Einsicht zuschicken.


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 


bin ich Ihr ganz ergebener


Silvio Gesell


An Otto Maaß vom 13.2.1922 aus Rehbrücke


Die Bedenken, die Sie zu dem von Haacke eingesandten Vertragsentwurf hegen,


sind sicherlich zu beachten. Betrachtet man aber die Sache entwicklungsmäßig, so


dürfte man leichter darüber hinwegsehen. Es handelt sich um das Recht Haackes
in Bezug auf die Annoncenseiten und Sie möchten auch in dieser Beziehung


einem eventuellen Nachfolger in der Schriftleitung reine Bahn lassen. Ich glaube,


daß diese Schwierigkeit durch eine Befristung des Haackeschen Anzeigenrechtes


beseitigt werden könnte. Der Paragraph Nr. 3 müßte also einen Zusatz erhalten,


der sagt: Dieses dem FF-Verlag zustehende Recht erlischt mit Ende 1923.


Wenn auch das zu bedenklich erscheint, dann weiß ich keinen Rat mehr; dann


lassen wir den Plan fallen und sehen zu, wie Haacke zurecht kommt. Für den


Bund wird es ja auch Vorteile haben, wenn Sie von der Redaktionsarbeit befreit


werden. Es ist zur Zeit mehr durch politische Arbeit zu gewinnen, als durch Auf-


klärungsarbeit.


An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 24.2.1922 aus Rehbrücke


Ich weiß, daß Sie mir nicht böse sind, wenn ich nicht gleich antworte. Vielleicht


mißbrauche ich Ihren guten Willen beim Aufsuchen für Entschuldigungen für mein


Schweigen. Wenn Ludendorff mich mit Bajonetten zwänge, vielleicht fände ich


dann doch noch die nötige Zeit. Denn vor Bajonettstichen in den Bauch habe ich


Respekt.


Ich lese mit vielem Interesse die Exzerpte, die Sie mir schicken und bewahre sie


hier auf. Oder soll ich sie Ihnen immer wieder zurückschicken? Hier habe ich noch


einige Schriften über das Friedensproblem gefunden, die ich demnächst einsenden 


werde. Sie haben recht, daß der Schwerpunkt der biologischen Seite der
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Friedensfrage für uns in der Frage liegt, ob die Kämpfe in der Natur als Kriege zu


betrachten sind.


Haben Sie die Kundgebung der Pazifisten in Frankreich und Deutschland, die


dieser Tage durch die Presse ging, gelesen? Ich habe sie aufbewahrt und 


schicke sie Ihnen, wenn Sie es wünschen. Ich glaube, es sind alles Greise, und


es lohnt sich kaum, mit ihnen in Verbindung zu treten. Den Schwerpunkt des


Friedensproblems, den wir im Bürgerfrieden suchen, den vernachlässigen die


Pazifisten oder sie gehen ihm aus dem Wege. Hier in einer Versammlung ant-


wortete mir einer der wortreichsten Pazifisten: Wenn man sich einmal mit den


sozialen Mißständen abgefunden hat ... Über diese Dinge werden wir uns auf


Rolfshuus bei Regenweiler unterhalten können.


Von Klemm kam dieser Tage ein Brief. Er sagt, er wüßte noch nicht, wann er


sich wird befreien können.


Mir wird es täglich wahrscheinlicher, daß Ihre Arbeit einen durchschlagenden


Erfolg haben wird.


An Landsgerichtsrat Fr. Saar vom 28.2.1922 aus Rehbrücke


Vom Freiland-Freigeld-Bund wurden mir die eingesandten Schriften wie auch


Ihre schriftlichen Bemerkungen zugesandt. Ihre auf die Entstaatlichung des


Geldes gerichteten Bestrebungen sind mir äußerst sympathisch, habe ich mich


doch selbst redlich abgemüht, dieses Problem zu lösen. Ich habe mich aber


überzeugen müssen, daß das Problem unlösbar ist, und zwar auf Grund folgen-


der Erkenntnisse: 1. Das Geld ist nicht, wie die Metallisten annehmen, ein stati-


sches System, sondern ein dynamisches. 2. Als dynamisches System bedarf das


Geldwesen einer ununterbrochenen Verwaltung. Die Währung ist keine Eigen-


schaft eines Stoffes, sondern eine Tat. 3. Diese Verwaltung des Geldes muß 


zentralistisch, also als Monopol geführt werden. 4. Es ist nicht anzunehmen, daß


ein Privatmann jemals das Vertrauen eines ganzen Volkes derart genießen wird,


daß es ihm die Verwaltung des Geldwesens überlassen würde; und wenn das


auch geschähe, dann wäre die Macht solchen Mannes im Lande größer als die


des Staates. Wer das Geldmonopol an sich gebracht hat, wird sich auch bald,


wenn es ihm gelüstet, die Krone aufsetzen können.


Ja, wenn es einen Stoff in der Welt gäbe, der das, was wir von der Währung


erwarten, als Eigenschaft in sich bergen könnte, da wäre es natürlich einfach,


das Geld zu entstaatlichen. Von der Währung erwarten wir, daß wir mit der glei-


chen Summe Geld immer die gleiche oder ähnliche Lebenshaltung werden


bestreiten können. Einen Stoff, der solche Währung uns durch seine Eigen-


schaften gewährleisten könnte, gibt es nicht. Dabei müßte dieser Stoff noch


außerdem die Gewähr bieten, kraft seiner Eigenschaften, daß ihn der Staat oder


die herrschende Gesellschaft als Geld anerkennen wird, auch dann noch an-


erkennen wird, wenn die 


herrschende Gesellschaftsklasse zu der Erkenntnis kommen sollte, daß dieses
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Geld nicht ihren Interessen entspricht. Solches sich vorzustellen, ist womöglich


noch schwieriger. Zu alledem kommt noch die Frage, die Sie von der Seite Ihres


Berufes her ganz besonders interessieren muß. Wenn das Geld entstaatlicht wird


und aus praktischen Gründen es unmöglich ist, daß jedermann sein eigenes


Geld herstellt, wie kann dann der Richter noch Geldstrafen verhängen? Wie kann


dann der Staat Geldsteuern erheben, wie kann er mich zwingen, eine Sache zu


liefern, die im Besitze anderer ist? Wird hier eingewendet, daß ich mir das Geld


auf dem Wege des Tausches ja verschaffen kann, so gehören wieder Kautelen


gegen die Möglichkeit (?), daß ich bei dem Tausche übervorteilt werden kann.


Ich gestatte mir, Ihnen noch einige Schriften zuzusenden und Sie bei dieser


Gelegenheit auf die Schriften Alexander Schneiders, Amtsrichter in Nürnberg,


aufmerksam zu machen, für den Fall, daß sie Ihnen noch unbekannt sein sollten.


An Anna Boettger-Gesell vom 1.3.1922 aus Rehbrücke


Allerliebste Boettgersanna!


Wir haben uns sehr über Deinen Brief gefreut. Seitdem Du fort bist, hat sich


das Wetter täglich geändert, aber wir haben nur wenige schöne Tage gehabt.


Der Schnee ist endlich fort, und die Schneeglöckchen stoßen eben aus der Erde


– zuerst noch grün. Auch ein Primelblümchen ist schon da.


Ich kann mir vorstellen, wie schön es dort in der Sonne auf der Veranda ist und


wie wohl es dem ... (?) tut und Dir. Aber ich kann verstehen, daß Ihr die große


Entfernung von Zürich als ein Hindernis betrachtet. So zieht also nach Zürich.


Und wenn Ihr den Nostquack [Mit Nostquack war das Haus in Stäfa am Zürichsee gemeint, in


dem Anna Boettger-Gesell, ihre Tochter Johanna und deren Familie lebten.] versilbern könnt, so


versilbert ihn. Und wenn nicht, so sucht ihn zu vermieten. Aber hofft nicht, daß


Ihr später für den Nostquack, quack quack einen besseren Preis erzielen werdet.


Bei der Verklopperei werdet Ihr Haare fahren lassen. Laßt Euch von einigen


Tausend Franken nicht schrecken. Jetzt – im Frühling, wäre übrigens die Zeit am


günstigsten.


Anbei ein Brief von Lorina (?) an Dich. Eben trifft auch Heft 4 „Das Freigeld“


ein. Schwarz und Zimmermann arbeiten gut und gewiß auch mit Befriedigung.


Noch zwei Jahre – dann sind sie am Ziel. Hier treffen auch alle Tage gute Nach-


richten über den Fortgang der Bewegung ein. So heute, daß der Finanzminister


von Thüringen dem Freiwirtschaftsbund beigetreten ist.


Frau Sychow gräbt im Garten und Gockelina gumpt mit den Hennigs im Garten


herum.


Quack, quack, quack


Silvio
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An Dr. Sander vom 2.3.1922 aus Rehbrücke


Die Beantwortung Ihrer freundlichen Anfrage hat etwas lange auf sich warten


lassen, weil ich Ihnen die Veröffentlichung zuschicken wollte, die nun heute end-


lich von der Druckerei gekommen ist und von der ich Ihnen als Drucksache 10


Exemplare zuschicke. Soll der Vortrag, den ich den Sozialdemokraten halten soll,


irgendwelchen Erfolg haben, so müssen diese Personen zunächst sich an der


Hand der in der oben erwähnten Schrift ein ungefähres Bild von dem machen,


was ich erstrebe. Vielleicht, daß sie dann schon von vornherein auf weiteres ver-


zichten werden. Anderenfalls bin ich gerne bereit, die Reise nach Dresden aus-


zuführen und den Sozialdemokraten dann noch mündlich über die einzelnen von


mir geforderten Maßnahmen Auskunft zu geben. Ich bin auch bereit, den in


Betracht kommenden Personen vorher erläuternde Literatur zu übersenden und


zwar, da es sich wohl um zahlungsunfähige Proletarier handelt, kostenlos. Je


besser die zum Vortrag geladenen Personen vorher unterrichtet sind, um so


nützlicher werden meine Erläuterungen natürlich sein. Der ganz naive Marxist


versteht gewöhnlich nichts von dem, was die Freiwirte wollen.


An Helmut Haacke vom 3.3.1922 aus Rehbrücke


Die Korrekturabzüge der Schrift „Freiwirtschaft vor Gericht“ sind hier niemals


eingetroffen. Ich erhielt nur das Blatt, das ich Ihnen inzwischen auch wieder


zurücksandte.


Toni Vogel schrieb wegen der Moses-Broschüre. Ich möchte, daß von dieser


Broschüre auch anonym keine neue Auflage erschiene. Ich kann mir nichts


Gutes davon versprechen. Die Schrift ist nun doch schon so weit bekannt, daß


die anonyme Herausgabe nichts mehr nützen würde. Wenn der Bund einmal viel


Geld braucht, dann lasse ich einen Film aus der Sache machen. Übrigens denke


ich, daß Ihre Mittel vom Freiwirtschaftlichen Verlag gerade genug in Anspruch


genommen werden werden.


Professor Polenske möchte für 1000 Mark „Diktatur der Not“ haben und die


Ermächtigung dazu, die Schrift als Nr. so und so einer von ihm herausgegebe-


nen Serie zu bezeichnen. Wollen Sie ihm dazu schreiben.


An Dr. Sander in Hellerau habe ich geschrieben. Von Dr. Engert wurde ich


ermuntert, den Dresdener Sozialdemokraten den gewünschten Vortrag zu halten.


Ich habe zugesagt.


An Alexander Schneider vom 21.3.1922 aus Rehbrücke


Es dürfte Sie interessieren, die Urteilsbegründung im Prozeß Havenstein –


Bartels kennenzulernen. Ich habe darum eine etwas gekürzte Abschrift für Sie


angefertigt 
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und lege dieselbe hier bei. Herr Bartels bat mich, zu dieser Urteilsbegründung


für die „FFF-Zeitung“ zu schreiben. Hiervon lege ich auch Abschrift bei in der


Meinung, daß es Sie ebenfalls interessieren möchte. Der in der „FFF-Zeitung“


zur Verfügung stehende Raum gestattete mir leider nicht, mich über weitere


Punkte auszulassen. [Vgl. die Aufsätze zum Bartels-Havenstein-Prozeß im Band 14 dieser


Edition, S. 134 – 137 und 140 – 143.]


Da die Erfahrungen, die hier gesammelt werden, auch für Ihren Kampf verwer-


tet werden können, so darf ich Sie bitten, Herrn Bartels im kommenden Prozeß


mit Ihrem Rat zu unterstützen. Es gilt die Verantwortung der „Reichsbank“, nicht


aber die des Reichskanzlers festzustellen. Es scheint mir von besonderer


Wichtigkeit, daß die Reichsbank, die die Wirkung der Notenausgabe kennen


müßte, die Besitzer der Sparkassenbücher nie gewarnt hat, wie es doch ihre


Pflicht gewesen wäre. Die Vertuschungsmanöver müßte man möglichst klarstel-


len, namentlich in der Hand der verschiedenen für das gewöhnliche Publikum


bestimmten Aufrufe.


Der Weg, den Herr Bartels gewählt hat, eine Beleidigungsklage, die durch ein


Schöffengericht erledigt wird, scheint mir nicht zum Ziele zu führen. Nicht das


Irrige, noch das Gesetzwidrige der Reichsbankpolitik, sondern das Lächerliche


an dieser Politik muß ins Helle gebracht werden.


Ihnen kommt es nun zunächst darauf an, daß den Rentnern geholfen werde,


weniger, daß ihnen Recht geschehe. Um den Rentnern zu helfen, müssen die


Einnahmen des Reiches vermehrt werden. Den Rentnern auf Kosten des


Proletariats helfen zu wollen, geht nicht an. Der Proletarier wird sagen, laßt die


Toten ihre Toten begraben. Er, der selber nichts als Not kennt, hat für die Not der


anderen keinerlei Interesse. So bleibt nichts anderes übrig, als Steuern von


denen zu erheben, die durch die Inflation von den Schulden befreit wurden.


Hierzu gehört eine starke, sehr starke Regierung oder Macht. Ohne diese wird


auch ein glänzend gegen die Reichsbank gewonnener Prozeß Ihren Schütz-


lingen nicht das geringste helfen. Mit einem Rechtsanspruch an das bankrotte


Reich wird kaum ein Rentner vom Hungertod gerettet werden. „Hier ist der


geheilte Darm meines verstorbenen Patienten“.


Ich danke Ihnen herzlich wegen Ihrer Geburtstagswünsche und wegen der


anerkennenden Worte über meine Arbeit, die ich aus Ihrem Munde gerne höre.


An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 22.3.1922 aus Rehbrücke


Ums Haus herum fegt so ein dünner Wind, so kalt und hoffnungslos, und mir


ahnt, daß es noch lange dauern wird, bis Rolfshuus von den milden Lüften des


Golfstromes umschmeichelt wird und wir uns dahin begeben können. So möchte


ich Sie, meine lieben Freunde, in Dresden für einige Stunden besuchen, um vie-


les zu besprechen. Ich glaube, die Reise würde sich lohnen. Schon allein um


Ihnen zu danken für die lieben Worte, die Sie zu meinem Geburtstag an mich


richteten. Aber 
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es sind noch andere Dinge von Wichtigkeit, die ich mit Ihnen besprechen möch-


te. Da ist zunächst die Sozialistische Vereinigung (Robert Albert), die einen Vor-


trag ausgerechnet von mir haben möchte. Ich habe zugesagt für Montag, den 


8. Mai. Dann will auch die Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit
einen Vortrag über meine Ziele haben zu einer großen Veranstaltung, die vom 


1. bis 15. August auf Burg Lauenstein in Oberfranken stattfindet. Viele auslän-


dische Gäste. Bertrand Russell aus London. Blanche Reverchon aus Paris,


Japaner, Worpsweder Leute usw. Da müssen Sie beide doch auch hin! Schon


um die nötigen Verbindungen für Ihr großes Werk zu knüpfen.


Also schreiben Sie mir, wann Sie mich in der nächsten Woche empfangen 


können. Und verzeihen Sie mir die Kürze des Briefes. Ich ersticke hier unter


einer Lawine von Geburtstagsrummel.


An Georg Blumenthal vom 24.3.1922 aus Rehbrücke


Jenny telefonierte wegen eines Briefes Umiwauigas und Timtamtus, die ich für


Dich mitbringen soll. Vielleicht habe ich nicht ganz richtig verstanden. Sei so gut,


mir morgen früh bis 1 Uhr telefonisch Nachricht zu geben, was das für Briefe


sind. Die Namen klingen doch sehr afrikanisch.


An Robert Albert vom 25.3.1922 aus Rehbrücke


Von den mir für den Vortrag in der Sozialistischen Vereinigung zur Wahl ge-


stellten Tagen habe ich den 8. Mai ausgesucht. Da Sie zu dem Vortrag den


Finanzminister eingeladen haben und er sein Erscheinen zugesagt hat, so denke


ich, meinen Vortrag so zu gestalten, daß etwas für Fachleute und für finanzielle


Tagespolitik dabei abfällt. Hier kommt neben dem Wissen auch das Wollen in
Betracht und vielleicht teilen Sie noch mit, mit welchen Willenskräften ich bei der


Versammlung rechnen kann. Ich möchte nämlich eine Entschließung der


Versammlung zur Annahme vorlegen, die natürlich nicht über den Rahmen der


Tat- und Willenskraft der Versammlungsteilnehmer, namentlich auch nicht über


die des Finanzministers hinausgehen darf. Vielleicht geben Sie mir nach dieser


Richtung hin einige Anhaltspunkte für die Ausgestaltung meines Vortrages. Ich


denke, nächste Woche meinen Freund Engert zu besuchen. Vielleicht habe ich


die Gelegenheit, Sie persönlich zu sprechen, was Ihnen eine schriftliche Beant-


wortung meines heutigen Briefes ersparen würde. Die Reisekosten werde ich


wohl noch aus eigenen Mitteln bestreiten können.
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An die Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit (München)
vom 26.3.1922 aus Rehbrücke


Sehr geehrte Frauen!


Ihrer ehrenvollen Aufforderung zu einem Vortrag in Ihren Kreisen auf Burg


Lauenstein werde ich mit Freude nachkommen. Sie wissen, daß der Frieden, wie


ich ihn erstrebe, nicht billig ist und außerordentlich hohe Ansprüche an Opfer-


freudigkeit, Tat und Willenskraft stellt. Zugleich setzt das Verständnis für die


Wirksamkeit meiner Vorschläge schon eine gewisse Einsicht in das Getriebe der


Wirtschaft voraus. Da nun aber diese Einsicht nicht ohne weiteres als Gemeingut,


namentlich bei Frauen nicht, angesehen werden kann, so möchte ich Ihnen hiermit


den Vorschlag machen, denjenigen Teilnehmern an der Veranstaltung auf Burg


Lauenstein, die Sie für meine Bestrebungen besonders veranlagt und vorbereitet


erachten, jetzt schon Schriften zugehen zu lassen, durch die sie sich für eine


ersprießliche Diskussion vorbereiten können. Von den hier in Betracht kommenden


Schriften gestatte ich mir, um keine Zeit zu verlieren, Ihnen je ein Exemplar zu


gehen zu lassen, und ich bin bereit, Ihnen davon jede gewünschte Anzahl unent-


geltlich zur Verfügung zu stellen und mich auch an der Bestreitung der hieraus 


entstehenden Portoauslagen, wenn nötig, zu beteiligen.


In internationalen Angelegenheiten versagt aus naheliegenden Gründen das


Unechte, die halben Maßregeln, die Kompromißpolitik. Ersprießliches kann hier nur


auf dem Boden des Absoluten geschaffen werden. Das Absolute aber, so einfach


es immer erscheint, erfordert ein vertieftes Studium. Darum mein obriges Angebot.


ihre freundlichen Anfragen wegen der Kosten und des Honorars beantworte ich


dahin, daß ich glaube, keine Schwierigkeiten zu haben, alle mir aus der Reise ent-


stehenden Kosten auf die Friedensapostel in der freiwirtschaftlichen Bewegung


aufzubürden.


Ihren Mitteilungen bezüglich meines oben gemachten Angebotes gerne entgegen


sehend, begrüße ich Sie, geehrte Frauen,


mit vorzüglicher Hochachtung Silvio Gesell


An Dr. Karl Kautsky vom 30.3.1922 aus Rehbrücke


Werter Genosse im Kampfe gegen die Ausbeutung des Proletariats und gegen


alle Vorrechte!


Die beiliegende Abschrift eines Briefes Adlers in Wien an meinen Freund, Ge-


nosse Stanisic in Zemun, gibt mir Veranlassung, mich an Sie, verehrter Genosse,


zu wenden mit der Bitte, dem Genossen Adler zu Hilfe zu eilen und ihn aus der


unangenehmen Lage zu retten. Die sozialdemokratische Partei, deren Mitglieder


nach Millionen zählen, muß doch wenigstens ein paar tausend oder zehntausend 
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Mann zur Verfügung haben, die das Ziel der Partei, dem so viel geopfert wird, auch
theoretisch vertreten können. Und unter diesen Tausenden wird doch wohl immer
einer so viel Zeit haben, daß er eine neu auftauchende Theorie kritisieren und
abmurxen kann. Das, was ich hier sage, ist natürlich ironisch gemeint. Ich kenne
die Verhältnisse. Unter den Millionen Philistern, die sich Sozialdemokraten nennen,
kann man die theoretisch Geschulten mit der Laterne suchen. Darum und weil ich
annehme, daß Ihnen diese wenigen Genossen bekannt sein müssen, bitte ich Sie,
verehrter Herr, dem Genossen Adler ein paar Adressen mitzuteilen. Auf einer Post-
karte werden die Namen gewiß reichlich Platz finden. Ich benütze diese Gelegen-
heit, um Ihnen ein Exemplar meines Proletarischen Aktionsprogrammes in die
Hände zu reichen und demselben auch ein Stück meines soeben in 5. Auflage
erschienenen Werkes „Die Natürliche Wirtschaftsordnung“ beizufügen. Mein Ziel ist
dasselbe, was allen Sozialisten vorschwebt: die ausbeutungslose Wirtschaft. Mein
Weg ist dem marxistischen genau entgegengesetzt. Wie man von Berlin nach
Charlottenburg auch über Moskau und Sibirien gelangen kann, so mögen die oben
genannten beiden Wege in genügender Verlängerung das gleiche Ziel erreichen.
Es fragt sich dann nur, welcher der kürzere und namentlich auch der sicherere ist.


Wie Marx, so begann auch ich meine Untersuchung über die Natur des Kapitals
mit dem Geld. Marx verneint mit einer Behauptung dem Geld den Charakter eines
selbständigen Kapitals. Ich bejahe den Kapitalcharakter des Geldes dagegen mit
einer Begründung. So zielt gleich der Ausgangspunkt der beiden Untersuchungen
hier nach Norden, dort nach Süden.


Mit dieser Bemerkung ist auch gleich der Punkt angegeben, wo die Sonde des
marxistischen Kritikers angesetzt werden muß. Würden Sie so freundlich sein, 
hierüber Adler zu unterrichten.


Mit herzhaften Flüchen auf den Kapitalismus verbleibe ich 
mit vorzüglicher Hochachtung         Silvio Gesell


An Dr. Carl Melchior vom 5.4.1922 aus Berlin


Einer Anregung des Herrn von Schoenaich [Der frühere General und durch die Erlebnisse


im ersten Weltkrieg zum Pazifisten gewordene Paul von Schoenaich war Vorsitzender der Deutschen


Friedensgesellschaft (DFG). In der Öffentlichkeit trat er vielfach für Gesells Sozialreformvorschläge ein;


vgl. dazu sein später erschienenes Tagebuch „Mein Finale“, Flensburg und Hamburg 1947.] folgend
gestatte ich mir, Ihnen ein Exemplar meines Werkes „Die Natürliche
Wirtschaftsordnung“ zu überreichen. Sie werden darin manches finden, was Ihnen
bei der Führung eines Bankgeschäftes unmittelbar nützlich sein kann; aber darüber
hinaus auch Dinge, die Sie vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus interessieren
werden. Namentlich die heute die ganze Welt beschäftigende Währungsfrage fin-
det hier eine sehr eingehende und auch glückliche Behandlung. Herr von
Schoenaich erwähnt, daß Sie ein Gegner der Goldwährung sind. Aus diesem
Grunde füge ich aus eigenem Antrieb der Sendung noch ein Exemplar der Schrift
„Aktive Währungspolitik“ bei, worin die Goldwährung einer besonderen Kritik unter-
worfen wird. Die Kapitel über die Möglichkeit einer Papiergeldwährung S. 11 bis S.
183 sowie auch die Vorschläge über eine 
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internationale Valuta-Assoziation dürften im Hinblick auf die nahe Genua-Kon-


ferenz für Sie von aktuellster Bedeutung sein. Das Ganze stellt eine Lösung der


sozialen Frage auf freiwirtschaftlichem Boden vor, also gerade die Lösung, nach


der Ricardo und so mancher anderer aus Ihren Berufskreisen gestrebt haben.


An Dr. Karl Kautsky vom 10.4.1922 aus Rehbrücke


Ein Mann, der wie Sie sein Leben lang den Dingen auf den Grund zu gehen


getrachtet und so viele Beweise persönlicher Tapferkeit gegeben hat, dürfte sich


doch eigentlich nicht durch Töne schrecken lassen, namentlich nicht in Angele-


genheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Was bedeuten Töne in den „augen-
blicklichen Zeitläufen“? Ich schlug den Ton übrigens nach reiflicher Überlegung


an. Mir erschien er der einzig mögliche für eine etwaige Auseinandersetzung


zwischen zwei erfahrenen Männern, die auseinanderstrebende Theorien ver-


fechten, wo schulmeisterliche, hochschulmeisterliche Erklärungen nicht zu um-


gehen sind. Immerhin, wenn mein Ton Sie in deprimierter Stimmung – und wer


wäre heute nicht deprimiert – angetroffen und verletzt hat, so bitte ich Sie 


herzlich um Verzeihung.


An Georg Blumenthal vom 13.4.1922 aus Rehbrücke


Jenny telefonierte eben wegen des „Physiokraten“. Ich weiß nicht, ob der Vor-


schlag für Berlin oder Essen gilt. Wenn für Essen, dann werde ich den Vorschlag


ablehnen mit der Begründung, daß die Physiokratische Vereinigung die Absicht


hat, ihre künftige Zeitung so zu benennen.


Wenn es sich um Berlin handelt, dann mußt Du wohl darüber entscheiden,


nachdem Du Dir die Leute betrachtet hast, die den „Physiokraten“ glauben, mit


Würde weiterführen zu können.


Ich fahre morgen nach Essen. Es trifft dort allerlei Volk zusammen.


An den Verlag für Sozialwissenschaften GmbH, Berlin SW 63 
vom 13.5.1922 aus Rehbrücke


Sehr geehrte Herren!


Auf Einladung der Sozialistischen Vereinigung für gegenseitige Weiterbildung
in Dresden hielt ich dort vor einer Mitgliederversammlung einen Vortrag, worin


ich die Freigeldlehre der marxistischen Kapitaltheorie gegenüber stellte. Der


Minister-
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präsident und andere Mitglieder der sozialdemokratischen Regierung Sachsens


waren zugegen. Von mehreren Seiten wurde ich aufgefordert, den Vortrag in


Druckform erscheinen zu lassen. Da diese Anregung von Sozialdemokraten aus-


geht und ich den Vortrag vor und für Sozialdemokraten hielt, so halte ich es für


anständig, daß der Vortrag auch in einem sozialdemokratischen Verlag erschei-


ne. Darum gestatte ich mir, Ihnen das Manuskript zur Einsicht zu senden und Sie


zu bitten, mir mitzuteilen, ob Sie bereit sind, den Verlag zu übernehmen.


Hochachtungsvoll


Silvio Gesell
üFernspr. Potsdam Rehbrücke 13


An ? Bremser vom 14.5.1922 aus Rehbrücke


Herr Otto Maaß in Erfurt sandte mir Ihren Brief vom 8. 5. zu, da ihm die Ange-


legenheit völlig fremd ist. In Übereinstimmung mit dem Inhalt unserer Unter-


redung dachte ich, daß Sie Herrn Maaß über die Angelegenheit unterrichten 


würden. Dann wäre es ihm vielleicht möglich gewesen, einzelne Mitglieder des


Bundes zu veranlassen, Ihre Forderung aus Gründen der Billigkeit zu beglei-


chen. Ich selbst bin nicht Mitglied des Freiwirtschaftsbundes. Ich handle lediglich


im Interesse der Sache und auch, weil ich den Staat, den ich grundsätzlich


ablehne, nicht in dieser Angelegenheit in Anspruch genommen sehen möchte.


Das, was Sie mir in der Sache mitgeteilt haben und was mir in der Hauptsache


durch Herrn C. Schulz bestätigt wurde, ist für mich maßgebend.


Sie waren so freundlich gewesen, Ihre Forderung auf 5000 M herabzusetzen.


Ich zahlte Ihnen am 29.4. hieraus 2000 M und schicke Ihnen heute durch Post-


anweisung den Rest von 3000 M zu, womit ich die Angelegenheit als erledigt


betrachte.


Den mir durch Herrn Maaß zugegangenen Brief von Rechtsanwalt Dr. Müller
lege ich hier bei. Die von Herrn Prof. Polenske bestrittene Meinung, daß er


Mitglied des Vorstandes gewesen sei, ist schon aus dem Grunde nicht aufrecht


zu erhalten, weil der Bund dezentral aufgebaut war. Er hatte demgemäß, soviel


ich weiß, überhaupt keinen Vorstand.


An Robert Albert vom 15.5.1922 aus Rehbrücke


Daß im Rahmen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung nichts Wesentliches


im Sinne des marxistischen Sozialismus zu erreichen ist, hat die Erfahrung nun


auch denen gezeigt, die es noch nicht wußten. Und diese Erkenntnis hat die


Ratlosigkeit und Verdrossenheit geschaffen, die überall, auch in Sachsen, in


sozialistischen Kreisen wahrzunehmen ist. Und die sich gewiß auch im Volks-


entscheid bemerkbar machen wird. Statt daß die Wohltaten des sozialistischen


Regiments sich in einer 
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gewaltigen Mehrung der sozialistischen Stimmzettel auswirken, werden sie, wie


man in sozialistischen Kreisen fürchtet ... (?).


An Robert Albert vom ?.5.1922 aus?


Wenn es richtig ist, was man mir in Dresden über den Ausfall des kommenden


Volksentscheides prophezeite, so müßte die sozialistische Regierung Sachsens


eigentlich schon aus Selbsterhaltungstrieb nach einem Programm greifen, das ihr


neue Zugkräfte zu verleihen im Stande wäre. Ein solches Programm ist das, was


in meiner Broschüre „Diktatur der Not“ entwickelt ist. Es handelt sich in diesem


Programm zwar in der Hauptsache um Reichsangelegenheiten, aber Reichsan-


gelegenheiten sind auch Angelegenheiten der sächsischen sozialistischen


Regierung insofern, als das Volk für den allgemeinen Notstand die Regierung


schlechthin verantwortlich macht, ohne zu unterscheiden, ob es sich um


„Reichs“- oder Staatsregierung handelt. Alle Folgen der Berliner Pfuschereien


werden sich ganz bestimmt im Volksentscheid auswirken. Darum, um die Ver-


antwortung von sich abzuwälzen, um klar und deutlich die Grenzen der Verant-


wortung zu ziehen, dürfte es sich für die sozialistische Regierung Sachsens 


empfehlen, in einer öffentlichen Kundgebung Protest gegen die ewige Ver-


schleppung der Sachwertsteuer zu erheben, die uns die alles zerstörende


Papiergeldwirtschaft gebracht hat. Wenn das sächsische Volk über die Wir-


kungen der Papiergeldschwindeleien aufgeklärt wird, wenn ihm insbesondere


gezeigt wird, wie mit Hilfe der Notenpresse das Sparkassenkapital (18 Milliarden


Goldmark) bis auf 1 ?% verwässert wurde und daß hierfür kein anderer Grund


vorlag, als der Wunsch, die Besitzer der Sachwerte in steuerlicher Hinsicht zu


schonen, so werden gewiß viele, die heute die sozialistische Regierung für den


genannten ungeheuren Frevel verantwortlich machen, ihre Vorwürfe an eine


andere Adresse richten.


Die sozialistische Regierung Sachsens würde ihre Stellung ganz außerordent-


lich stärken und dem deutschnationalen Volksbegehr die Spitze abbrechen, wenn


sie nun ihrerseits den vom Freiwirtschaftsbund beabsichtigten Volksentscheid zur


Schaffung eines Reichswährungsamtes unterstützte dadurch, daß sie die sozia-


listische Presse zur Förderung desselben aufforderte und dadurch einen Druck


auf die Reichsregierung ausübte, die sich bisher in der Hauptsache wegen 


mangelnder Kenntnis ... (?).


An Dr. Friedrich Landmann vom 29.6.1922 aus Rehbrücke


Es ist eine große Arbeit, die Sie vorhaben mit der Sammlung der freiwirtschaft-


lichen Schriften. Die alten Physiokraten, die Anarchisten, der Cobden-Klub – die


haben alle viel geschrieben. Anbei sende ich, was ich bei mir auftreiben konnte. 


252







Ein Aufruf in der „Freiwirtschaft“ wird möglicherweise mehr liefern. Ob Sie vielleicht
sich in Landauers Proudhon-Bibliothek umsehen könnten.


An den Verlag für Sozialwissenschaften (Berlin) vom 10.7.1922 aus
Rehbrücke


Es ist über einen Monat her, daß ich Ihnen ein Manuskript mit dem Titel „Die
Ursachen der Ausbeutung“ zuschickte. Und vor 14 Tagen bat ich Sie, mir die
Schrift zurückzuschicken, falls sie für Ihren Verlag ungeeignet sei. Da ich weder
Antwort erhielt noch mir die Schrift zurückgeschickt wurde, so wiederhole ich nun
mein Gesuch unter Beifügung der Marken für die Frankatur.


An den Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund vom 25.8.1922
aus Rehbrücke


[Dieser Brief ist nicht im Original oder als Abschrift erhalten. Er wurde zuerst veröffentlicht in der


Nullnummer der Wochenzeitung „Der neue Kurs“ vom 16.9.1922.]


In dem von Ihnen in die Welt geschickten Hilferuf stimmt nicht alles. Man kann
nicht sagen, daß bei einem Dollarstand von so und so viel die deutsche Mark fast
Null sei. Was dem einzelnen Markschein an Kaufkraft abgeht, das ersetzt zum Teil
die Menge und zum Teil die Umlaufgeschwindigkeit dieser Menge. An Geld zum
Kaufen fehlt es also nicht. Der Entwertungsprozeß kann, wie in Österreich und in
Rußland, ins Unendliche fortgesetzt werden. Wenn nur die Warenproduktion nicht
stockt. Und in Deutschland ist die Arbeitslosigkeit nie so gering gewesen wie ge-
rade jetzt.


Der hohe Dollarkurs bedrohe Deutschland mit dem Zusammenbruch! Der Preis
des Dollars stieg
von 004 auf 0008  Mark, d. h. er verdoppelt sich


008 auf 0016 ” ” ” ” noch einmal
016 auf 0032 ” ” ” ” zum 3. Male
032 auf 0064 ” ” ” ” zum 4. Male
064 auf 0128 ” ” ” ” zum 5. Male
128 auf 0256 ” ” ” ” zum 6. Male
256 auf 0512 ” ” ” ” zum 7. Male
512 auf 1024 ” ” ” ” zum 8. Male


Warum soll der Zusammenbruch eintreten, wenn der Dollarpreis sich zum 9. Mal
verdoppelt? Der Zusammenhang ist nicht einzusehen. Es ist in jeder Beziehung
genau dasselbe, wenn der Dollar von 4 auf 8, wie wenn er von 1000 auf 2000
steigt. Ist es hier etwa die Zahl 1000, die solchen Eindruck macht?


Dieser Dollarstand bedeute beginnendes wirtschaftliches Chaos!


Seit 8 Jahren leben wir im wirtschaftlichen Chaos. Es begann August 1914, als
die Reichsbank ohne irgendwelches Ziel und gesetzliches Maß, ohne wirtschaft-
liche Gesichtspunkte die Notenpresse in Tätigkeit setzte. Damals, als die Preise
unter dem Drucke der Geldfülle anzuziehen begannen, da setzte das Chaos ein.
Damals 
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hätten die Gewerkschaften die Herrschaft über die Notenpresse sich erkämpfen
müssen, statt mit ihren Lohnforderungen hinter der Notenpresse herzulaufen (wie
ich das von jeher, lange vor dem Krieg, den Gewerkschaften als wichtigstes Ziel
gewerkschaftlicher Politik nahelegte).


Der Satz, daß das wirtschaftliche Chaos Deutschlands für alle Industrievölker


unabsehbare Folgen haben wird, ist auch nur sehr bedingt richtig. Der Zusam-


menbruch Deutschlands braucht für England durchaus nicht von steigender


Arbeitslosigkeit begleitet zu sein. Die jetzige Arbeitslosigkeit in England und in


Amerika ist so gut wie ausschließlich auf die dort seit Kriegsende betriebene


Preisabbaupolitik zurückzuführen, die den Verkaufspreis unter den Einstands-


preis drückt und so jedes Unternehmen finanziell unmöglich macht. Mit dem


Ende dieser widersinnigen Währungspolitik wird auch sofort die Arbeitslosigkeit


in Amerika und in England verschwinden. Und damit wird auch das Interesse der


dortigen politischen Kreise für die deutschen Geschicke sofort abflauen. Um den


Preisabbau zu beenden, brauchen die Amerikaner und Engländer nur das Ver-


brennen der Banknoten einzustellen. Sowie aber das geschieht, werden wir um


Hilfe für unsere Nöte uns mit gleichem Erfolge an die Gletscher der Schweiz


wenden. Die englischen Gewerkschaften werden dann für uns genau so viel tun,


wie wir jetzt für die zum Kannibalismus übergegangenen russischen Bauern tun.


Warten wir auf fremde Hilfe, so sind wir verloren.


Darum ist in dem Hilferuf nur der letzte Satz richtig: Von den Maßnahmen


Englands und Amerikas hängt es ab, und diese Maßnahmen lauten: Stellt in


Amerika und in England nur die auf Preisabbau eingestellte Währungspolitik ein!


Gebt Euren Unternehmern die Gewähr, daß der Verkaufspreis der Produkte nicht


durch währungspolitische Pfuschereien unter den Einkaufspreis gedrückt wird,


gebt euren Notenbanken die Aufrechterhaltung des Warenpreisindexes als Ziel


der Notenpolitik. Mehr braucht ihr nicht zu verlangen, um zu erreichen, daß mor-


gen schon die Tore der Fabriken sich wieder öffnen werden Dann, mit der wieder


einsetzenden Arbeit, wird die Kaufkraft der Volksmassen in England und in


Amerika sich wieder einstellen. Dann wird auch die deutsche Industrie wieder


lohnenden Absatz für ihre Produkte finden, und die deutschen Unternehmer wer-


den es nicht mehr nötig haben, mit Dumpingpreisen den Absatz zu erzwingen.


Die weiteren Maßnahmen, die für die Gesundung der deutschen und der Welt-


wirtschaft zu ergreifen sind, finden Sie in den beiliegenden Schriften eingehend


behandelt.


Nr. 1: „Das Reichswährungsamt“. Darin finden Sie die finanziellen Maßnahmen,


die zu ergreifen sind, um die Notenpresse stillegen zu können.


Nr. 2: „Internationale Valuta-Assoziation“. Darin sind die Maßnahmen dargelegt,


die für die Lösung der Valutafrage nötig sind.


Nr. 3: „Deutsche Vorschlage für die Neugründung des Völkerbundes“. Darin


wird gezeigt, wie man den in jedem Unternehmer steckenden natürlichen


Imperialismus durch Weltfreihandel befriedigt. (Statt ihn ewig nutzlos zu be-


kämpfen). Und wie 
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man die finanziellen Voraussetzungen schafft, die den Freihandel volks- und 


privatwirtschaftlich ermöglicht.


Nr. 4: „Die Diktatur der Not“. Darin wird gezeigt, daß wir dem Untergang ent-


gegengehen werden, wenn es nicht gelingt, im Proletariat eine neue Hoffnung zu


erwecken. Es werden die Maßnahmen aufgezeichnet, die ergriffen werden müs-


sen, um diese Hoffnung zu erwecken.


Nr. 5: „Das Trugbild der Auslandsanleihe und ein neuer Vorschlag zum
Reparationsproblem“, worin gezeigt wird, wie nutzlos es ist, daß wir auf fremde


Hilfe warten. Es wird ausgesprochen, was geschehen muß, wenn wir das


Versailler Diktat erfüllen sollen.


Alle diese hier aufgezeichneten Maßnahmen bilden ein in sich geschlossenes,


von einem einheitlichen Gedanken getragenes weltwirtschaftliches und sozial-


politisches Programm. Die dazu gehörige politische Macht würde die Einheits-


front des Proletariats schaffen, und diese auf Grund der proletarischen Partei-


programme bisher nicht zu erzielen gewesene Einheitsfront wird sofort Tatsache,


sowie die Gewerkschaften durch Übernahme des in den Schriften gekennzeich-


neten Programms dem Proletariat zeigen, daß die Zeit des Parlamentierens nun


vorüber ist und zur Tat geschritten wird.


Ich mache Ihnen den Vorschlag: Sie bestellen sofort eine Prüfungskommission


von etwa 20 – 30 Personen, ausgewählte helle Köpfe. Diese Kommission wird


für die Dauer von 14 Tagen von allen weiteren gewerkschaftlichen Arbeiten


befreit. Sie tritt täglich in den Morgenstunden von 8 bis 12 zusammen. Ich be-


stelle Ihnen die Referenten, die die Kommission in die Gedankenwelt der aus-


beutungslosen freien Wirtschaft durch Vorträge und Diskussionen einführen 


werden. Die Sache soll der Gewerkschaft nichts kosten.
Nach Ablauf der in Betracht genommenen Zeit wird die Kommission ein Gut-


achten abgeben, und dann soll sofort mit Hochdruck die Aufklärung der Massen


in die Wege geleitet werden.


Silvio Gesell


An Hanna Richter vom 2.9.1922 aus Rehbrücke


Es wird mir wohl kaum in nächster Zeit möglich sein, Ihren Brief mit der Gründ-


llichkeit zu beantworten, die ich für denselben aufbringen möchte. Darum beant-


worte ich ihn sofort, aber nur kurz. Ausführlich wird der Vorsitzende der Wiener


Ortsgruppe des Freiwirtschaftsbundes, Herr Ludwig Bock, 3 / 3 Traungasse, 


3. Stg., 2. St. T. 60. sich wohl gerne mit Ihnen über Ihre Fragen unterhalten. Für


die Beurteilung der vom Freiwirtschaftsbund geforderten Reformen ist es wichtig


zu wissen, daß wir uns darauf beschränken, Konstruktionsfehler, offen-
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sichtliche, nachweisbare Fehler unserer heutigen Wirtschaftsordnung zu besei-


tigen und den Staat von alledem zu befreien, das ihm aus Herrschaftsgelüsten


aufgebürdet wurde. Wir behaupten und weisen es nach, daß alles, was unserer


Wirtschaftsordnung von sozialistischer Seite vorgeworfen wird, als Folgeer-


scheinungen der oben erwähnten Konstruktionsfehler anzusprechen ist.


Vom Staate fordern und erwarten wir weiter nichts, als daß er sich unseren


Reformen nicht widersetzt und daß er sich aus dem von ihm besetzten Gebiet


zurückzieht. Wir stellen an den Staat und an die Gemeinde keine ethischen


Forderungen. Unser Staat hat keinen Kultusminister, keinen Minister für Volks-


aufklärung. Nicht einmal einen Minister für Handel und Industrie. Kultur, Religion,


Philosophie sind uns Privatangelegenheiten, in die der Staat sich nicht einzu-


mischen hat.


Daß die geistige Armut wirtschaftliche Armut schafft, das hat uns der Krieg


wohl klar genug bewiesen. Die geistige Armseligkeit der herrschenden Klassen


bringt uns jetzt den Klassenkampf, an dem wir zugrunde gehen werden. Die


Geistigkeit gedeiht weder in der Armut noch im Reichtum, und Armut und


Reichtum werden in der Freiwirtschaft verschwinden.


Den Begriff „Freiland“ wird Ihnen Herr Bock in all seinen Auswirkungen er-


klären. Ich muß mich hier darauf beschränken, Ihnen etwas Literatur zu schik-


ken. Vom Aratgeld (?) Dr. Freytags habe ich bisher nichts gehört, wenigstens


nichts, was sich meinem Gedächtnis eingeprägt hätte. Ich werde Erkundigungen


einziehen. Vielleicht handelt es sich um eine verwandte Forderung. Ich hoffe,


mehr von Ihnen zu hören.


An Otto Maaß vom 3.9.1922 aus Rehbrücke


Die Abschrift von dem Goldsborough-Artikel habe ich verschickt oder verlegt.


Ich denke, Sie werden es schon gut machen und bitte ich nach bestem Er-


messen zu verfahren. Bei der Niederschrift des Satzes „soweit wäre alles in
Ordnung“ hatte ich das Empfinden, daß ich für Freiwirte hier zuviel sagte und


daß ich besser hätte schreiben sollen „in bester kapitalistischer“, doch dachte


ich, daß unsere Freunde es so verstehen würden.


Den Briefwechsel mit Krajewski sende ich zurück. Ich füge einen Brief von


Hueskes bei, der die Essener Beschlüsse zu rechtfertigen scheint. Mir scheint,


daß wir bei den Gewerkschaftsführern mit noch mehr Geduld vorgehen müssen.


Wenn der Weg, den die Anhänger der Parteibildung und der FFF-Gewerkschaft


einschlagen, schneller zum Ziele führen könnte! Viel Zeit haben wir ja nicht. Aber


wie Lückerath richtig sagt, handelt es sich um eine langwierige Aufbauarbeit.


Aber allem, was man in dieser Sache sagen wird, wird stets das unmittelbar


Beweiskräftige fehlen. Und darum wird es sich ewig um eine Streitfrage handeln.


Die, denen der politische Weitblick fehlt, werden von den anderen nie überzeugt


werden. Es wäre darum gut, wenn in der „Freiwirtschaft“ die Frage des Volks-


256







entscheides regelmäßig behandelt würde. Wenn in dieser Sache etwas getan


wird, dann beruhigen sich die anderen schon eher. Man müßte das Gesetz zur


Festwährung ausarbeiten und dann bei den Gewerkschaften und bei den Partei-


bonzen damit hausieren. Die Unterstützung dürfte jetzt so ziemlich überall sicher


sein.


Haackes Brief in der Freiwirtschaftsangelegenheit lege ich bei. Er will also den


Erfolg des „Neuen Kurs“ erst abwarten. Das ist ja ganz vernünftig, nur, daß der


Mißerfolg des einen Unternehmens das andere ebenso stark treffen muß. Ver-


blutet sich Haacke mit seinen dreizehn Redakteuren am „Neuen Kurs“, wer zahlt


dann noch das Defizit des anderen Unternehmens?


Stettin: Timm ist noch hier (bis Ende September). Er nannte mir Adolf Linde-
mann, Stettin. Lange Str. 10, als die Seele des Buttergeschäftes. Vorsitzender


und Geschäftsführer sind dort in einer Seele vereint. Die Ortsgruppe ist dort sehr


rührig. Kassel: Ich habe mir den Tag im Kalender gemerkt, weiß aber noch nicht,


ob ich werde reisen können. Man reist ja gerne um diese Zeit.


An den Verkehrsverein der Haus- und Grundbesitzer Rehbrücke
vom 18.9.1922 aus Rehbrücke


Es ist mir ein sehr sympathischer Gedanke, die im Weltkrieg Gefallenen zu


ehren, und ich glaube, daß dies am besten geschähe, wenn wir die Fürsorge für


die Hinterbliebenen dem aus allen Fugen gehenden Staate abnähmen und der


Gemeinde übertragen. Einem Staate, der sich nur durch den Papiergeldschwin-


del über Wasser hält, sollte man nicht länger so heilige Pflichten wie die der


Versorgung der Kriegswaisen und der Verstümmelten überlassen. Freilich mit 


50 Mark Beitrag wäre es dann nicht getan.


Als Beitrag für die Setzung eines Denkmals aus totem Material scheint mir die


Summe von 50 Mark (auf deutsch: eine Zigarre) noch viel zu hoch. Wir zeigen


uns undankbar, wenn wir unsere Toten dadurch ehren wollen, daß wir trotz der


heutigen Not kleine Beiträge für nutzlose Steine verschwenden. Selbst wenn


bereits genügend Geld für die durch den Krieg Geschwächten gesammelt wor-


den wäre, würde die Errichtung eines toten Denkmals überflüssig sein. Wir


haben den Krieg wahrhaftig noch nicht so sehr vergessen, daß wir durch Steine


daran erinnert zu werden brauchen, jedenfalls so lange nicht, als noch genug


lebende Denkmäler des Krieges durch den Ort humpeln!


Wenn einmal der letzte Kriegskrüppel zu Grabe getragen sein wird, dann erst


könnte es notwendig erscheinen, die Erinnerung an die Schrecken und an den


Wahnsinn des Krieges durch künstlerische Darstellung eines orgeldrehenden


beinlosen Krüppels bei den kommenden Geschlechtern wachzuhalten.
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An Prof. Beckmann in Köln vom 21.9.1922 aus Rehbrücke


[Dieser nicht im Original erhaltene Brief erschien zuerst in „Der neue Kurs“ Nr. 31/1923.]


Sehr geehrter Herr Professor! Von verschiedenen Seiten werde ich auf einen


Artikel aus Ihrer Feder aufmerksam gemacht, der im Juniheft 1922 der Zeitschrift


des „Vereins deutscher Ingenieure“ erschienen ist. Da in diesem Artikel gesagt


wird, die argentinische Währungsreform sei „so aus blauem Himmel“ gekommen


und auf die Initiative von Ernesto Tornquist zurückzuführen, während ich meinen


Freunden hier immer gesagt habe, daß ich meine Schrift „La Cuestion monetaria
argentina“, worin die genannte Währungsreform verlangt und begründet wurde,


lange vorher, ehe Tornquist in die Debatte eingriff, veröffentlicht hätte, so sehe


ich mich leider genötigt, an Sie, sehr geehrter Herr Professor, die höfliche Bitte


zu richten, Ihre Aussagen in genanntem Sinne zu ergänzen, wenn Sie noch ein-


mal das Wort in der Währungsfrage ergreifen sollten. Es ist das auch darum


besonders nötig geworden, weil Sie das argentinische Gesetz als eine große Tat


preisen und ich nicht jetzt vor der Öffentlichkeit als ein Mann erscheinen will, der


sich mit fremden Federn zu schmücken trachtet. Die beiliegende Schrift „La
Cuestion monetaria argentina“ liefert den Beleg zu dem Gesagten. Sie erschien


im Mai 1898. Tornquist trat im September-Oktober desselben Jahres hervor. Ich


hatte damals meine Broschüre sofort an alle in der Öffentlichkeit stehenden


Männer verschickt, so weit die Auflage reichte. Auch an die Banken, also wohl


auch an Tornquist. Mir liegt es fern, das Verdienst Tornquists an der Sache in


irgendeiner Weise zu meinen Gunsten zu schmälern. Ich schrieb eine Broschüre,


Tornquist handelte. Gewöhnlich gehört beides zusammen. Meine Broschüre hat


Tornquist den Kampf in der Öffentlichkeit gewiß erleichtert, aber ohne die Tatkraft


Tornquists wäre das, was ich in der Broschüre forderte, nicht so schnell Tatsache


geworden. Ich reiste übrigens auch bald darauf nach Deutschland zurück. Für


die damaligen Zustände in Argentinien reichte das Konversionsgesetz aus. Mehr


hätte man damals auch nicht politisch durchsetzen können. Wie ich übrigens zur


Goldwährung stehe, ersehen Sie aus der gleichfalls beiliegenden Schrift „Aktive
Währungspolitik“. Wenn ich übrigens beobachte, was aus dem argentinischen


Konversionsgesetz seit 1914 geworden ist, so zweifle ich wieder stark an der


aufklärenden Wirkung meiner Schrift und glaube, daß Sie doch noch recht haben


mögen, wenn Sie sagen, die argentinische Währungsreform sei „aus blauem
Himmel“ gekommen. Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Professor, den Aus-


druck meiner vorzüglichen Hochachtung.


Silvio Gesell
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An Otto Maaß vom 22.9.1922 aus Rehbrücke


Haacke will den Lauensteiner Vortrag von Dr. Engert drucken [Rolf Engert, Frieden


und Freiheit – 3. Denkschrift für die deutschen Gewerkschaften. Dresden 1922.]. Er hat das


Manuskript, das ihm Engert daließ, zwecks Einfügung einiger Sätze nach


Hörnum geschickt. Es ist aber dort nicht eingetroffen. Nun möchte Herr Engert,
daß ich ihm die Abschrift des Manuskripts, die in Ihren Händen ist, zuschicke.


Wollen Sie nun so freundlich sein, ihm die Blätter zu senden, und zwar vorsichts-


halber „Eingeschrieben“, denn eine andere Kopie ist nicht mehr da. Jetzt will ich


mich an die Ausarbeitung der Denkschrift machen. Wenn es so weiter trübes


Wetter bleibt, dann werde ich bald fertig.


An Otto Maaß vom 11.11.1922 aus Rehbrücke


Es wird Ihre Korrespondenz, glaube ich, nicht unbedeutend entlasten, wenn


Sie mir künftig einfach schreiben: Ich brauche x Kilo Papiergeld. Ohne weitere


Begründung. Dann werde ich Ihnen den Prospekt zuschicken. Heute schon


sandte ich in zwei Postanweisungen je 5000 Mark. Ich hätte auch mehr schicken


können, wenn jene Summe nicht das Maximum darstellen würde, das die Post


zuläßt. Teilen Sie mir dann auch das Postscheckkonto mit, wenn Sie eins haben.


Ich schicke Ihnen dann gleich 100 000 Mark (Papiergeld). Überlegen Sie, ob es


nicht doch besser wäre, wenn Sie sich für ein Jahr beurlauben ließen ..... Ohne


Rücksicht auf die Kosten. Und ob Sie diese Zeit nicht etwa hier in Berlin zubrin-


gen könnten. Die Bande fühlt sich ganz anders unsicher, wenn sie ihren Gegner


so dicht in der Nähe weiß.


Letzter Umstand war auch der Hauptanstoß zu der Aktion, die die Physiokraten


gestern in Gemeinschaft mit der FFF-Ortsgruppe beschlossen haben. Graske
wird Ihnen darüber berichten. Eine Aktion zur Unterstützung der FFF-Aktion bei


den Gewerkschaften. Es ging auf eine Anregung von mir aus. Und wird, wie ich


glaube, auch als Einigungsaktion Physiokratie-FFF gute Dienste leisten.


Beckmann und Frau Holtze waren aus Rücksicht auf den Gewerkschaftsbund
der Angestellten dagegen. Auch weil sie der Meinung sind, daß die in die gleiche


Kerbe hauende Aktion vom FFF noch nicht als ganz hoffnungslos zu betrachten


sei.


Ich denke aber jetzt, die ganze Kraft auf diese Sache einzustellen, und stelle


zu diesem Zweck eine Denkschrift zusammen für die deutschen Gewerkschaften


zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der Währung, der Valuta und der


Reparationen. Etwa 150 – 200 Druckseiten. Das wird den Gewerkschaften mehr


Sicherheitsgefühl und infolgedessen mehr Mut geben (wenn Mut und Sicher-


heitsgefühl nicht schon dasselbe sind). Eben kommt ein Brief von Frau Dr.


Hildegard Wegscheider, Mitglied des Preußischen Landtages. Sie will mich 


morgen besuchen, um zu sehen, was sie tun kann, um mir Gehör in ihrer Partei 
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(Sozi) zu verschaffen. „Freunde aller Art machen es mir zur Gewissenspflicht “,
schreibt sie. Na, wir wollen sehen.


PS: Bartels  schrieb eine Karte aus Holland.


An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 14.11.1922 aus Rehbrücke


Meine lieben Freunde!


Die Strandguträuber sind wohl recht froh, daß die Konkurrenz abgenommen


hat. Ich hatte noch am gleichen Tage, an dem Ihre Karte ankam, eine Anweisung


von 10000 Mark nach Sylt losgelassen, nun mögen die Strandräuber sich darin


teilen. Vielleicht auch schickt man die Anweisung nach Hamburg. Zur Sicherheit


werde ich morgen eine andere Anweisung nach Hamburg schicken. Nach


Dresden schickte ich mit einer Kartoffelbestellung 2 x 10000 Mark. Ein Postpaket


mit Friedensliteratur ging gestern nach Hamburg an Sie ab.


Ich teilte Ihnen mit, daß es mir leider nicht möglich sein wird, Sie nach Den


Haag zu begleiten. Ich habe zur Zeit eine wichtige Arbeit bei den Gewerk-


schaften angepackt, und es wäre nicht gut, wenn ich sie unterbrechen würde.


Wir dringen jetzt von mehreren Seiten bei den Gewerkschaften ein. Um so wich-


tiger scheint es mir für unsere große Arbeit, daß Sie beide den Kongreß in Haag


besuchen. Es werden doch sehr wichtige Beziehungen angeknüpft. Und über-


haupt. Und die Friedensatmosphäre, die bei den Kaffeesäcken herrscht, wird


Ihnen wohl tun. Die Kosten sind auch nicht so überwältigend groß.


Zur Zeit bin ich mit der Herausgabe einer Denkschrift für die Gewerkschaften


zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der Valuta und Reparation


beschäftigt. Sie wird 160 Seiten stark und wird in Potsdam gedruckt. Wird Ende


des Monats fertig. [Vgl. die Denkschrift für die Deutschen Gewerkschaften im Band 13 dieser


Edition, S. 193 – 350.] Dann werden die Kapitalisten zittern, wenn sie sehen, daß wir


uns ernstlich mit den Gewerkschaften befassen. Inzwischen liefert Cuno [Wilhelm


Cuno war vom November 1922 bis August 1923 parteiloser Reichskanzler.] einen weiteren


Beweis dafür, daß das kapitalistische System nicht mehr auf die Beine zu brin-


gen ist. Er bereitet uns den Weg, d. h. er zermürbt die Widerstände.


An die Schriftleitung der „Volksstimme“ in Chemnitz, 
undatiert (1922?)


Werte Zielgenossen!


Ihr Bericht: „Heilsbringer und Quacksalber“ vom 25. d. M. wird wenige Leser


befriedigen. Die SPD-, die KPD-, die USPD-Leute nicht und auch die Chemnitzer


FFF-Leute nicht, die zumeist doch Abonnenten der „Volksstimme“ sind. Für die


ersteren ist die Ablehnung zu schwach begründet und der überhebliche Ton paßt


auch wenig zu den bisherigen Erfolgen der Arbeiterpolitik. Die FFF-Leute aber 
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werden klagen, daß das, was sie erstreben, klarer hätte dargestellt werden kön-


nen. Um Ihnen nun eine entschiedenere Stellungnahme und eventuell Ablehnung


zu ermöglichen, sende ich Ihnen eine Reihe von Schriften, die die von Polenske
berührten Fragen näher behandeln. Benutzen Sie nun die Gelegenheit, um an


der Hand einer vernichtenden Kritik die marxistischen Lehrsätze aufzufrischen.


Sie haben es nötig. 99% der Genossen kennen heute von Marx nur den Namen.


Der Verkrümelungsprozeß innerhalb der proletarischen Parteien ist eine Folge


von Unkenntnis. Marx beginnt seine Untersuchung des Kapitals mit der Frage,


ob das Gold und die proletarische Arbeitskraft vollkommen ebenbürtige Größen


sind. Marx bejaht diese Frage mit einer Behauptung. Ich verneine sie mit einer


Begründung. Hier ist der Punkt, wo Sie nun in die Debatte einzugreifen haben.


Beweisen Sie dem Proletariat, daß es richtig ist, was in der Marxschen


Behauptung gesagt wird, nämlich, daß, wenn der Bankier sein Gold einsperrt


und streikt, er denselben Verlust hat wie der Arbeiter, der mit seiner Arbeitskraft


streikt. Wenn Ihnen das nicht gelingt, dann allerdings ihm, denn die Marxsche


Kapitaltheorie steht und fällt mit dieser Behauptung. Denn dann müßte die Quelle


des Mehrwerts dort gesucht werden, wo die FFF-Leute sie gefunden zu haben


behaupten.


An Fritz Heberlein vom 14.11.1922 aus Berlin


Der Eiffelturm war, als er errichtet wurde, für die Betrachtung von Paris offen-


bar ein neuer Standpunkt. Aber die neuen Betrachtungen waren noch nicht nie-


dergeschrieben. Ähnlich ist es mit Freiland-Freigeld. Ein neuer Standpunkt für


das Gesellschaftsleben der Menschheit. Das dazu gehörige Studium folgt. Eben-


so die Literatur. Überall sind Hände und Köpfe am Werke. Dasselbe werden Sie


auch tun, denn Sie sind schon stutzig geworden.


Das Recht soll nichts anderes sein als praktische Gerechtigkeit. Wo aber ist


der Maßstab für das, was gerecht und ungerecht ist? In der „Freistatt“ vom


15.8.1918 beantwortete ich einmal diese grundsätzliche Frage dahin, daß die


gleiche äußere Ausrüstung für den allgemeinen Wettstreit der Einzelwesen und


der Völker die einzige Forderung der Gerechtigkeit sei und daß dieser Forderung


mit Freiland-Freigeld Genüge getan sei. Und täglich finde ich für die Richtigkeit


dieser Anschauung neue Beweise. Schürfen Sie hier – und Sie werden den


Schatz heben.


An Hanna Blumenthal vom 23.11.1922 aus Rehbrücke


Du weißt, wie schwer alles auf meinen Schultern lastet, und ich weiß, daß Du


es mir nicht übel nimmst, wenn ich Dir nicht antworte. Aber so viel Kilowatt und


H. P. ich liefern muß, so viel Zeit habe ich doch immer, daß ich Deine Briefe mit


Freude lese.
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Dem Stile nach zu urteilen – und das, was man liest, färbt immer etwas am eige-


nen Stil ab – beschäftigst Du Dich viel mit den Philosophen. Ich selbst habe immer


eine Vorliebe für die Naturwissenschaft gehabt. Eine einzige naturwissenschaftliche


Tatsache gibt mir mehr Anregung als 1000 philosophische Werke, die im Laden


des Buchhändlers stehen. Für mich sind die Philosophen Literaten. Aber ich ge-


stehe, daß ich mir kein Urteil erlauben kann, solange ich ihre Werke nicht studiert


habe. Der Instinkt nur sagt mir, daß das Grübeln zwar sehr interessant ist, daß es


aber nur sehr wenig Einfluß auf die Lebensgestaltung hat. Da scheinen mir die mit


Winkelmaß und Lotblei vorgehenden Astronomen und Ameisenforscher viel mehr


zu versprechen. Wie oft hat schon eine einzige Entdeckung auf dem weiten


Gebiete des Ameisenhaufens oder der Astronomie die gesamte Literatur der


Philosophen zunichte gemacht. Galilei zum Beispiel. C’est de la littérature, mon


amie, rien que de la littérature. Ich glaube, die Philosophen muß man auf die


Rangstufe der Märchenerzähler stellen. Man liest es, freut sich, aber daneben muß


das reale Leben stehen, als Lot, an dem alle Phantastereien als solche erkennbar


sind. Der positive Fortschritt in der Erkenntnis geht von der Naturerkenntnis aus.


Darüber hinaus ist alles Märchen, Glaube, Hoffnung – manchmal aber, ich will es


nicht leugnen, haben die Philosophen bessere Füllhörner als die Astronomen. Was


der Verstand des Verständigen nicht sieht, das übt in der Einfalt ein Philosophen-


gemüt. In dem, was ich hier über die Philosopherei sage, liegt mehr Ergänzung als


Absprechung. Ich meine, der Philosoph muß in innigstem Kontakt mit der Wissen-


schaft bleiben. Seine Aufgabe ist die Synthese. Darum glaube ich, daß der wahre


Philosoph keine philosophischen Schriften liest, sondern wissenschaftliche. Ohne


sich in Einzelheiten zu verlieren, sucht er stets die Zusammenhänge zwischen den


neuesten wissenschaftlichen Entdeckungen aufzuzeichnen und so für die Wissen-


schaftler neue, höhere Erkenntnisse, neue Wege aufzuspüren.


Wie geht es Dir nun? Ich spekuliere täglich mehr als Ausbeuter auf Deine


Arbeitskraft, die dort im Getriebe der Weltstadt in gewaltiger Größe heranwächst.


Ich lasse bereits die Schere schleifen, um die Coupons abzuschneiden. Ich 


hamstere Tinte, Papierkörbe. Es gibt hier ganz interessante Korrespondenz, und


ich glaube, daß Du Dich bald zurechtfinden wirst.


Inzwischen beschenke ich Dich mit meinen besten Wünschen für Dein


Wohlergehen.


An Otto Maaß vom 29.1.1923 aus Rehbrücke


Es geht schrecklich zu im Deutschen Reich, immerhin besser, als ich es immer


befürchtet hatte. Vielleicht kommt das dicke Ende noch. Die Versuche, die Gold-


währung wieder einzuführen, zwingen uns erneut, die kritischen Köpfe in Deutsch-


land auf die verderblichen Mängel dieses Geldsystems zu lenken. Es wäre wün-


schenswert, wenn die nächsten Hefte der „Freiwirtschaft“ ausschließlich dieser


Frage gewidmet würden; noch besser, da die Zeit drängt und eine ungeheure
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Gefahr im Anzug ist, wenn schon das nächste Heft eventuell als doppeltes oder


dreifaches Heft den durch die Goldwährung aufgeworfenen Fragenkomplex um-


fassend behandeln würde. Also ein möglichst geschlossenes Bild von dem, was


die Rückkehr zur Goldwährung für Deutschland bedeutet.


Was wir in dieser Sache zu sagen haben, läßt sich in etwa 9 – 10 Artikeln im


Umfang von durchschnittlich drei Seiten genügend deutlich sagen, um ein Bild von


der Sache zu geben. Das wäre dann ein Heft von 30 Seiten. Ich denke mir dann


die Sache so, daß dieses Heft jedem Bezieher in zwei Exemplaren zugestellt wird,


mit der Bitte, das zweite Exemplar mit einem Begleitbrief an solche ihm bekannte


Persönlichkeit zu senden, von der er annehmen kann, daß sie irgendeinen Einfluß


auf die öffentlichen Angelegenheiten ausübt. Abgeordnete, Gewerkschaftler,


Redakteure usw. Wer sich an dieser Arbeit beteiligen will durch Lieferung eines


Artikels über die eine oder die andere der von der Goldwährung berührten Wirt-


schaftselemente, der müßte sich unverzüglich an Sie wenden, unter Angabe des


Themas, das ihm besonders „liegt“. Sie müßten dann auch angeben, bis zu 


welchem Termin die Arbeiten bei Ihnen einlaufen müssen. Um keine Zeit zu ver-


lieren, müßten Sie sich vorbehalten, formale Änderungen aus eigener


Machtvollkommenheit vorzunehmen und in grundsätzlichen Fragen Ihren eigenen


Standpunkt durch Anmerkungen zu versehen, so daß der ganze Inhalt des Heftes


nach außen hin als eine Kundgebung des Freiwirtschaftsbundes gelten könnte. Die


Höhe der Honorare richtet sich nach den hierfür von den Bundesmitgliedern zu 


stiftenden Geldern. Die Fragen, um die es sich hier handelt, sind der Hauptfrage


entnommen: „Was hat Deutschland von der Rückkehr zur Goldwährung zu er-
warten?“ und lauten:


1. Vom Standpunkt der Markstabilisierung (Wertbeständigkeit)


2. Vom Standpunkt der Valutastabilisierung


3. Vom Standpunkt des Freihandels und der Weltwirtschaft


4. Vom Standpunkt des Vollbetriebes der Wirtschaft


5. Vom Standpunkt des Börsenschwindels (Morgankrise 1907)


6. Vom Standpunkt der Reparation (Weltmarktpreise und Zinsfuß)


7. Vom Standpunkt der Auswanderung und Arbeitslosigkeit


8. Vom Standpunkt des Weltfriedens und der Zollkriege


9. Ähnliche Fragen, z. B. Geschichtliches über die Wirkung der Einführung der


Goldwährung in Deutschland auf den Welthandel. Unsere Literatur liefert für die


Beantwortung all dieser Fragen genügend Anhaltspunkte. Das statistische


Jahrbuch liefert viele Belege. Ebenfalls die bimetallistische Literatur. In letzter Zeit


auch der „Dearborn Independant“.
Ich glaube, ein solches Heft würde Ihrer Zeitschrift einen mächtigen Impuls ge-


ben und auch neue Abonnenten bringen. Es müßte, wenn die Autoren gute Arbeit


leisten, eine besondere Auflage auf besserem Papier in etwa 500 Ex. mit einem


besonderen Titel für den Buchhandel gedruckt werden. Natürlich kostet das wieder


viel Geld. Bald wird uns die Regierung als faule Frucht in den Schoß fallen. Es


sieht so aus. Wenn nicht in Berlin, so dann irgendwo in Deutschland. Würden Sie
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sich auch unter solchen Umständen an einer revolutionären Regierung be-


teiligen? Eigentlich gibt es in Deutschland aber keine revolutionäre Regierung


mehr, Revolutionär vom Standpunkt der Verfassung aus, denn die Reichsregie-


rung ist ja schon in den Augen der Bayern eine bolschewistische Regierung.


Heute müssen wir auch bereits mit der Möglichkeit einer Regierung unter franzö-


sischem Protektorat rechnen.


Timm hat noch kein Lokal für die Geschäftsstelle. Er erledigt mit Gritli im
„Neuen Kurs“ die tägliche Post. Ich werde nächstens auf einige ..... (?)


An Carlos und Martha Gesell vom 8.2.1923 aus Rehbrücke


Lieber Charles-Martel!
Wir erhielten heute Martels Karte, worin sie uns mitteilt, daß Sirius das bestge-


lungene Kind unter der Sonne ist. Das hört man gerne. Wenn Ihr nun dem Sirius
das Leben sichern wollt, so liefert das Geld, das andere kurzsichtige Menschen


für solchen Zweck den Versicherungsgesellschaften auszuzahlen gewöhnt sind,


an die dortige Friedensgesellschaft ab, oder, wenn eine solche Gesellschaft noch


nicht dort besteht, so gründet mit dem Geld eine „Gesellschaft für sound curren-
cy and sound peace“.


Ich erhielt auch den Artikel von Dr. Francis Cary über „Currency & Current“ und


habe ihn mit vielem Interesse gelesen. Ich hoffe, daß Mr. Cary weiter in diese


Richtung diggen wird und daß wir dann noch einmal an demselben Stricke zie-


hen werden. Die Analogie zwischen Currency & Current geht weiter, als sie Mr.


Cary in seinem ersten Artikel gezeigt hat. Beim elektrischen Strom rechnet man


nach Volt und Ampere. Auch bei der currency kommt es auf Volt (Menge) und


Ampere (Umlaufgeschwindigkeit) an. Mit Volt allein kann Mr. Cary nichts Ver-


nünftiges anfangen. Das würde er bald einsehen, sowie ihm die Aufgabe gestellt


würde, nach seinem Vorschlag die Currency zu verwalten.


Umlaufgeschwindigkeit des Geldes multipliziert mit der Geldmenge liefrt die


Nachfrage. Die Geldmenge allein ist keine Nachfrage. Die Federal Reserve Bank


konnte arbitrarily vorgehen. Und das hatte zur Folge, daß es 1919/20 zur Krise


kam. Aber kann nicht auch der Bankier mit den von der Federal Reserve Bank


ausgegebenen Geldern arbitrarily vorgehen? Gewiß kann die Federal Reserve


Bank mit unlimited orders die Geldmenge ersetzen, die die Bankiers etwa dem


Markte entziehen werden. Aber eine exakte Arbeit, an der Mr. Cary Freude


haben könnte, läßt sich so nicht schaffen. Erwägt man, daß mit einem Rückgang


des Zinses auch die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes nachläßt und daß das


Geld bei 0% überhaupt stillsteht und durch noch so große Geldmassen nicht in


Umlauf gebracht werden kann, so sieht man ein, daß es Sysiphosarbeit bedeu-


tet, die Währung ohne Kontrolle der Umlaufgeschwindigkeit kontrollieren zu wol-


len. Mr. Cary wird sich hiervon viel schneller überzeugen, wenn er die Geldpro-


bleme, die ihm auftauchen oder auf die er stößt, von vornherein vom Standpunkt


des Freigeldes betrachtet.
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Dann wird er auch in Bezug auf den Zins einen sicheren Standpunkt einnehmen.


Und das ist um so nötiger, als er den Standpunkt Hesekiels (Ezek, Chap. 18,


Vers 13) einzunehmen scheint.


Zimmermann ist jetzt unterwegs nach Amerika. Vielleicht wird er Euch dort


besuchen. Es wäre sehr erfreulich, wenn es ihm gelingen würde, Mr. Cary für


das Freigeld und Freiland zu gewinnen und wenn in der Folge sich dort etwas


organisieren würde zur Förderung dieser Sache. Zimmermann bringt die Über-


setzung der NWO mit und hofft, Ford zu gewinnen. Ich kann mir aber von diesem


Ford nicht viel versprechen. Er ist Antisemit und das verträgt sich nicht recht mit


dem Geiste, der zur Freiwirtschaft führt. Immerhin, viele Freiwirte, die anfänglich


Antisemiten waren, haben dieser Besessenheit abgeschworen, weil sie sahen,


daß sie ihr eigentliches Ziel ohne Antisemitismus erreichen konnten. Vielleicht


würde es Ford auch so ergehen. Die Freiwirtschaft befreit, und mit dieser Be-


freiung veredelt sie den Charakter. Sie zwingt bei allen Untersuchungen, immer


den Globus sich vor Augen zu halten. So wird man von vornherein zur univer-


sellen Betrachtung der Dinge gezwungen. Enger Chauvinismus und Patriotismus


findet hier keinen Platz mehr. Zimmermann will Ford veranlassen, die Überset-


zung zu verlegen. Ich vermag hier nicht zu übersehen, ob es von Vorteil wäre,


Ford als Verleger in Kauf zu nehmen. Unsere Sache ist nur zum kleinsten Teil


Sache des Geldes. Viel wichtiger als das Geld ist für uns Zeit. Wenn wir wieder


ruhigere Zeiten hätten, wie etwa vor dem Kriege, so würde es mir nichts ausma-


chen, wenn die Freiwirtschaft erst in 50 oder 100 Jahren zur Verwirklichung


käme. Hauptsache ist, daß diese Lehre vor dem Untergang geschützt wird und


daß sie, wenn auch langsam, dann aber um so sicherer, sich Bahn bricht. Es


scheint aber, daß die Verhältnisse jetzt zur Entscheidung drängen und daß wir


in absehbarer Zeit schon hier oder dort Gelegenheit haben werden, unsere


Lehrsätze auf ihre Echtheit praktisch zu prüfen.


Es wäre mir angenehm, die pamphlets, die in Amerika über die Währungsfrage


erscheinen, zu erhalten, um sie hier zu studieren und zu sehen, wo in Amerika


der Hauptwiderstand für unsere Bestrebungen zu erwarten ist.


Die Schrift von Mr. Pye (Pye ist ein Ire), die seinerzeit im „XIX. Century and
After“ erschien, wird jetzt wieder gedruckt (in englisch). Es ist eine gute Ein-


führungsschrift und kann zur Vorbereitung des terrains für größere Aktionen und


Vorträge benutzt werden. Zimmermann wird voraussichtlich mehrere Jahre dort


bleiben. Es wäre gut, wenn Du in ständigem Kontakt mit ihm bliebest.


Mameli wird Euch schreiben, wie es uns hier geht.


Dir und Martel  herzliche Grüße und dem kleinen Sirius auch.
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An Heinrich Grabe vom 23.2.1923 aus Rehbrücke


[Heinrich Grabe war ein Arbeiter im Hamburger Hafen, der seit den frühen 20er Jahren eine private


Sammlung physiokratisch-freiwirtschaftlicher Literatur anlegte. Sie wurde später zum Grundstock für


den Aufbau der Freiwirtschaftlichen Bibliothek.]


Werter Herr Grabe!


Sie waren so freundlich, mir 1000 Mark zu schicken, wofür ich Ihnen von


Herzen danke. Ich glaube, keine bessere Verwendung der Spende geben zu


können, als daß ich Ihnen nun noch die Arbeit aufbürde, Werbeschriften zu ver-


teilen. So schickte ich Ihnen einen Karton als Drucksache und denke, daß Sie


gute Verwendung dafür haben werden.


Mit herzlichem Gruß Ihr Silvio Gesell


An Wilhelm Beckmann vom 27.2.1923 aus Rehbrücke


Herr Otto wird sicher recht betrübt sein über Ihren Entschluß. „Das Wüten ist
ausgegangen“ von der kapitalistischen Bestie. Bertha Heimberg wurde entlas-


sen. Ihnen wurden sogar geistige Opfer auferlegt. Der wahre Charakter der


„Gewerkschaft der Angestellten“ (GDA) enthüllt sich. Hoffentlich wird es Ihnen


bald möglich werden, sich von dieser sauberen Gesellschaft loszulösen. Auch


Weissleder kündigte die offiziellen Beziehungen zum Freiwirtschaftsbund. Es


wird ihm wohl sehr schmerzlich gewesen sein. Auch Dr. Isenberg, Dr. Speyerer
protestieren und wünschen, daß man auf die augenblickliche Stimmung des


Pöbels Rücksicht nehme! Und es wird Sie doch auch interessieren, daß es 


wieder eine Jüdin gewesen ist, die sich lieber brechen als beugen ließ.


Das Gewicht Ihrer Beweggründe weiß ich voll einzuschätzen. Ich weiß, was es


bedeutet, sich heute vis à vis de vien zu befinden. Aber gerade darum sehe ich


in Ihrem und in Weissleders Verhalten den Beweis dafür, wie richtig die Ein-


stellung des „Neuen Kurses“ in der Ruhrfrage gewesen ist. Wenn sogar Männer


wie Weissleder, hochgebildete Männer, die Waffen strecken müssen, wie können


wir da erwarten, daß den ungebildeten Massen an der Ruhr, die zudem nicht


international orientiert sind, dieselben Beweggründe nicht ebenso schwer wiegen


werden? Und auf der Hoffnung, daß die Bergarbeiter lieber verhungern werden,


als daß sie den deutschen „Ausbeuter“ gegen einen ausländischen vertauschen,


ist doch die deutsche Politik des passiven Widerstandes aufgebaut. Versagt der


Schmachtriemen, dann bricht der passive Widerstand zusammen, und die deut-


sche Politik wird zum Gelächter der ganzen Welt.


Ihr und Weissleders Entschluß wird nun gewiß stark im Sinne einer Radikali-


sierung des Freiwirtschaftsbundes wirken. Unter den obwaltenden Verhältnissen


ist das vielleicht das Beste. Will der Freiwirtschaftsbund in die Rettungsaktion


eingreifen, so muß das bald geschehen. Dann kann er sich aber nur auf die 
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linksgerichteten radikalen Kräfte stützen. Die nationalistische Einheitsfront ist 


der Untergang Deutschlands.


Ich glaube nicht, daß die Gewerkschaften aus dieser Affaire noch intakt her-


auskommen werden. Hoffentlich geht auch Ihre Gewerkschaft bald hops.


An Hanna Blumenthal vom 3.3.1923 aus Rehbrücke


Meine liebe Hanna.
Es wäre schon gut, wenn Du Dich eine Weile schonen würdest und in die


Nähe von „zu Hause“ kämest, damit man Dich etwas verhätscheln kann.


Verhätscheln, passiv genommen, ist etwas sehr Gutes. Im Hause von Lustenau


steht ein Zimmer zu Deiner Verfügung. Und dafür, daß Du Dich nicht langweilst


in den Zwischenräumen von Aristoteles zu Kant, müßte dann auf irgendeine


Weise gesorgt werden. Ich hätte mancherlei Arbeiten für Dich, die Dich interes-


sieren würden und die Du gewiß mit vieler Kunst würdest erledigen können.


Eine Stelle wie die jetzige wirst Du übrigens auch jederzeit neu finden, so daß


das auch kein Grund sein kann, um Dich dem Verhätschelungsprozeß zu ent-


ziehen. Also, ich rate Dir – komm nach Berlin und hilf mir die letzten Minen unter


Mammons Tempel zu legen.


Dein getreuer Silvio Gesell


An Fritz Schwarz vom 4.4.1923 aus Rehbrücke


Liefmann ist ein Schwätzer. Ich lege Ihnen eine Antwort bei für den Fall, daß


Sie sie in Ihrer Zeitung veröffentlichen wollen. Soll sie in der „National-Zeitung“


veröffentlicht werden, dann müßten die ersten Sätze sowie der Schlußsatz fort-


fallen. Aber mit meinem Namen darf die Sache nicht gezeichnet werden, da es


übel vermerkt würde, wenn ich in ausländischen Zeitungen über Reparationen


schreibe. Es ist in Liefmanns Artikel natürlich so gut wie alles falsch und schief,


nur würde die Antwort zu umfangreich.


Der Bundestag in Leipzig war gut besucht, etwa 200 Personen. Die Ent-


schließungen orientieren sich, wie mir scheint, etwas mehr nach der Richtung,


woher letzten Endes die Kräfte allein kommen können zur Zertrümmerung des


Klassenstaates. Ob die Zeit dafür schon gekommen ist, ist noch fraglich. Für


eine Massenbewegung fehlen immer noch die ehrgeizigen, eitlen, prahlerischen


Männer. Ich fürchte fast, daß unsere Sache diese notwendigen Übel von sich


abstößt. Vielleicht irre ich auch, vielleicht brauchen wir diese ekelhaften Kerle 


gar nicht. Vielleicht will die „Masse“ gerade die braven Menschen, die sich uns


anschließen.


Im öffentlichen Vortrag sprachen zwei Bergleute – Alwe und Krajewski. Einige


Wohlgenährte verließen unter Pfuiruf den Saal. Im Sinne der Linksorientierung ist 
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das ein Erfolg. Ich vermute, daß auch hier einst die Zeit kommen wird, wo die 


von bürgerlichen Gedankengängen noch nicht ganz freien Mitglieder, die treu und


tapfer ihre Zeit, ihre Arbeit, ihre Kenntnisse und ihr Geld den 3F zur Verfügung


stellten, den Satz: „Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan“, wehmütig auf sich


beziehen werden. Der letzte Sinn der 3F wirkt sich aus und geht rücksichtslos 


über alle Hemmungen hinweg – wie eine Straßenwalze. Nichts Brutaleres als die


Eigengesetzlichkeit der Dinge.


Pye, Geldmangel, kommt nicht nach Basel. Sehr schade. Haben Sie Barral 
eingeladen? Und Monsieur Henry Lambert? Klemm erwarte ich heute hier.


An Fritz Schwarz vom 20.4.1923 aus Berlin


Die Schrift von Travers-Bergström habe ich nicht erhalten. Warum ist das Preis-


ausschreiben verlängert worden? Es wäre gut, die Bedingungen dieses Aus-


schreibens irgendwo zu veröffentlichen („Freiwirtschaft“, „Neuer Kurs“). Vielleicht


handelt es sich um eine Fopperei, um eine Unlösbarkeit.


Es ist sehr betrübend, daß auch Barral nicht kommen kann. Wir müssen durch-


aus mit zunehmender Verarmung rechnen. Sie wird unsere Arbeit in zunehmen-


dem Maße erschweren. Travers sollte sein Preisausschreiben lieber zurückziehen


und den Preis dem Schweizer Freiland-Freigeld-Bund aushändigen. Damit würde


er seiner Sache gewiß besser dienen. Schreiben Sie ihm mal in diesem Sinne.


Über die Stabilisierung will ich Ihnen etwas schreiben. Dr. Dick sendet mir ein


dickes Manuskript, geschrieben im Krankenhaus. Eigentlich sollte man nicht im


Krankenhaus schreiben. Er hätte mit Zimmermann reisen müssen. Den Brief von


Zimmermann über seine ersten Tastversuche bei Ford, wobei ihm die Vorsehung


die rechten Worte in den Mund legte, werden Sie wohl auch erhalten haben,


Zimmermann ist der richtige Mann für dieses Unternehmen.


An Anna Boettger-Gesell vom 27.4.1923 aus Rehbrücke


Allerliebste Boettgersanna,


eben kam das Osterpaket an mit einer Notadresse. Die Kinder – Schnulli und


Dazi – sind mit Timm und Anita in den Zoologischen Garten gefahren. Wenn sie


wiederkommen, wollen wir das Paket öffnen. Zugleich mit dem Paket kam auch


Dein Brief mit dem Paß. Vielen Dank. Anita wird sich in Eden umsehen und ich


denke, daß ich die Martel mitbringen werde. Es wird für beide Teile gut sein. Anita
hat mir bei Monsieur Gäth einen Anzug für Basel bestellt – 490 000 Mark! Da


siehst Du – bald wird jede Vogelscheuche zur Millionärin werden.


Willst Du Möli und Heberlein sagen, daß ich den Vortrag in Zürich und Bern nicht


halten kann, weil das, was für Studenten zu sagen ist, von vielen FF-Leuten besser


gesagt werden kann. Ich werde aber in Basel unseren Leuten einen Vortrag halten, 


268







und ich bin an dessen Ausarbeitung jetzt beschäftigt. Daneben bestelle ich den


Garten und verfasse revolutionäre Flugschriften – à 3 $ la docena. – Sonst geht


alles gut hier. Auch das Wetter ist günstig.


Ich freue mich, Dich und Tutti und den Hammel  und den Selpito sowie den


Vater der Familie wiederzusehen und alle die guten Freunde.


Hurra, Hurra 


Dein Silvio Huapaba


An Dr. Rolf und Käthe Engert vom 20.6.1923 aus Rehbrücke


In Ihrem Briefe vom 18. sagen Sie nichts über die Art, wie ich die 350 Frs


(heute 8 Millionen Mark) verjubeln soll. So werde ich sie Ihnen bald persönlich


überbringen, wenn Ihnen das recht ist. Ich freue mich sehr, daß es Ihnen möglich


wird, die Reise nach Italien auszuführen. Sie kommen dann auch nach Zürich


und dann werden Sie im Hause meiner Tochter Tutti Leute finden, die viel Freude


haben werden, Sie zu beherbergen. Es wird sich aber kaum empfehlen, die


Reise nach Italien bereits im Juli anzutreten. Der September wäre da wohl der


richtige Monat. Ob die Furunkulose nicht einen Heilungsprozeß bedeutet? Mir


scheint sie als gutes Symptom. Ich freue mich, den angekündigten Vortrag aus


Egestorf lesen zu können. Falls Sie ihn veröffentlichen wollen, könnte er wieder


hier in Potsdam gedruckt werden, wo ich noch ein Quantum Papier liegen habe.


In Basel hielt ich einen Vortrag über den „Aufstieg des Abendlandes“, den


Haacke in Erfurt verlegen möchte. Ich bin so frei, Ihnen das Manuskript zuzu-


schicken mit der Bitte, es, wenn Sie Lust und Zeit haben, durchzulesen. Wir


gehen nicht ganz einig in Bezug auf die Rolle, die die Triebe des Unterbewußt-


seins bei allen menschlichen Handlungen spielen. Bei Ihnen soll das Triebleben


beherrscht werden vom Bewußtsein. Bei mir soll umgekehrt das Triebleben das


Herrschende, das Bewußtsein das Dienende sein. Das Bewußtsein ist dann 


einfach eine Funktion des Organismus, dem es nach außen bessere Lebens-


bedingungen zu schaffen hat. Dieser Organismus mit den Trieben und dem


Bewußtsein bildet das ICH, die Einheit. Aber der Trieb ist wie beim Tier das


Primäre, das Bewußtsein eine Weiterentwicklung mit unbegrenzten Möglich-


keiten, weil das Bewußtsein selber im Stande ist, die Bedingungen für eine un-


begrenzte Weiterentwicklung zu schaffen. In den Trieben, nicht im Bewußtsein,


sitzt der „Einzige“. Die verschiedenen Nuancen des Menschen kommen von der


Verschiedenheit der Triebe. Das Bewußtsein nimmt wie die Wissenschaft sehr


uniformen Charakter an. Haben sich zwei Menschen ausgesprochen und sich


über alles verständigt, so bleibt als Einzigkeit bei diesen Menschen nur noch die


Verschiedenheit in der Anlage der Triebe. Das Bewußtsein arbeitet nach einem


Gesetz, die Logik, die nichts mehr mit der Individualität tun hat. Ähnlich wie es


auch keine individuelle Mathematik gibt. So folgere ich, daß das Individuum im


Trieb ist und frage mich nun, wie wir uns hier verständigen können.
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An Carl-Hans Lüthje vom 12.7.1923 aus Rehbrücke


Es war mir leider unmöglich, auf Ihren wie auf tausend andere Briefe zu antwor-


ten. Die menschliche Arbeitskraft ist eben begrenzt. Um die Korrespondenz in


ordentlicher Weise zu erledigen, müßte ich ein Büro haben, ähnlich wie eine Har-


monika, denn sie wächst in demselben Verhältnis, wie sie beantwortet wird. Wenn


es sich um ein kaufmännisches Unternehmen handelte, das die Einnahmen für die


Unkosten abwirft, dann könnte ich heute schon reichlich ? Gros Sekretäre, An-


wälte, Maschinenschreiber beschäftigen. Und in 14 Tagen müßte es ein Gros sein.


Es freut mich, daß Sie eine Auseinandersetzung mit Herrn Hadenfeldt suchen,


mehr noch soll es mich freuen, wenn es Ihnen gelingen sollte, Herrn Hadenfeldt zu


einem Anschluß an unsere Bewegung zu veranlassen. Ich bin zwar nicht sehr ein-


genommen für die Zentralisation. Ich finde es auch ganz interessant, wenn es noch


Menschen gibt, die unsere Ziele auf andere Weise zu erreichen suchen. Das gibt


dann einen Wettbewerb und der ist immer nötig. Aber die Arbeit, die ein solcher


Wettbewerb bringt, sollte man nicht immer mir aufbürden. Sonst streike ich. Es ist


meine letzte Waffe.


Was auf Herrn Hadenfeldts Vorschläge zu erwidern ist, ist in der „Freiwirtschaft“
gesagt worden (wenn ich mich recht erinnere).


Der Postscheckverkehr, wie ihn Hadenfeldt-Grundhof vorschlägt, ist als aus-


schließliches Zahlungsmittel unmöglich, technisch unmöglich. Weil er den Verkehr


zwischen unbekannten Menschen nicht berücksichtigt. Wie will z. B. eine Bauers-


frau die Gartenprodukte auf dem Markte in hundert Einzelverkäufen und im


Gesamtbetrag von etwa einem Dollar gegen Scheck verkaufen, wenn sie nicht


weiß, ob die 100 Schecks auch alle in Ordnung sind. Wird ein Bauer einem frem-


den Händler auf dem Markt sein Pferd gegen einen Scheck verkaufen, für den er


auf der Post erst nach mehreren Tagen die Gutschrift erhält? Der Bauer weiß doch


nicht, ob der Pferdehändler ein Guthaben auf dem Scheckamt hat. Dabei will aber


der Bauer auch wieder vom Markte den Erlös des Pferdes in anderen Waren 


heimführen. Was er nicht kann, weil ihm doch erst der Scheck des Pferdehändlers


gutgeschrieben werden muß.


Es gibt keinen besseren Scheck als das bare Geld. Die Bemühungen der


Reichsbank um die Verallgemeinerung des Scheckverkehrs entsprangen den


Wunsch, die Golddeckung zu sparen oder zu vergrößern. Das Gold kostete Zins,


und den Zins wollte man aus volkswirtschaftlichen Gründen sparen. Beim Papier-


geld ohne Golddeckung fällt dieser Grund für die Erweiterung des Scheckverkehrs


weg. Hier ist die Frage allein noch zu beantworten, ob Käufer und Verkäufer einen


Vorteil davon haben, mit Scheck statt mit Geld zu bezahlen. Je nach den Um-


ständen wird hier das bare Geld, dort der Scheck vorgezogen werden. In den


Großstädten wird in den Läden, in den Warenhäusern, in den Gasthöfen, auf der


Eisenbahn, in den Straßenbahnen, auf dem Telegraphenamt, beim Zeitungs-


händler, beim Stiefelwichser, im Theater sicherlich das bare Geld vorgezogen 


werden. Und 
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im Großhandel überall dort, wo der Verkäufer das Risiko nicht auf sich nehmen


will, daß der Scheck etwa nicht in Ordnung sein könnte. Wer auf Reise geht, wird


ganz sicher nicht ohne Bargeld auskommen. So ist der Scheck an zu kurzer


Leine gebunden, um zum universellen Zahlungsmittel werden zu können. Haden-
feldts Plan ist unausführbar, weil es schon etwas Besseres gibt, und zwar gerade


das, was Hadenfeldt verdrängen möchte, das uralte bare Geld. Im Wettbewerb


mit dem baren Geld wird der Scheck in unzähligen Fällen unterliegen. Ich fragte


eine Arbeiterfrau, in wie viele Einzelzahlungen der Wochenlohn ihres Mannes


durch ihre Einkäufe zerlegt würde. Sie meinte, es wären wohl hundert. Das gäbe


dann 100 Schecks in der Woche für jeden Arbeiter oder für 15 Millionen Arbeiter


in Deutschland wöchentlich 1500 Millionen Schecks. Und 1500 Millionen Briefe


des Scheckhauses, in denen die Gutschrift gemeldet wird. Rechnet man 1000


Briefe die Woche für jeden Briefträger, so werden allein hier 1 1/2 Millionen


Briefträger nötig! Und das doppelte an Buchhaltern auf dem Scheckhause, mit


ihren Angehörigen etwa das halbe Volk. Wir werden uns also stark vermehren


müssen der nötigen Briefträger wegen.


Herr Hadenfeldt sollte eine sorgfältig gemachte Schätzung der täglichen


Einzelzahlungen im Deutschen Reich mit seinen Vorschlägen verbinden, damit


jeder den Vorteil sehen kann. Ich selbst sehe hier nur einen ungeheuren Apparat


von Beamten, die doch irgendwie bezahlt werden müssen.


Ich lege noch eine Drucksache bei, in der dieselbe Frage schon einmal von mir


behandelt wurde. So viel ich weiß, hat auch Herr Hadenfeldt diese Schrift seiner-


zeit erhalten. So könnte sie für Ihre Diskussionen einen guten Ausgangspunkt


liefern. Mit der Bitte, über den Erfolg der Auseinandersetzung, die sie mit Herrn


Hadenfeldt haben werden, einen Bericht in der „Freiwirtschaft“ zu veröffentlichen,


bin ich


Ihr Silvio Gesell
Es ist mir unmöglich, Ihrer freundlichen Einladung Folge zu geben. An Herrn


Hadenfeldt bitte ich freundliche Grüße auszurichten. Ich wünsche seinen


Bestrebungen guten Erfolg, nach dem Grundsatz: Alle Wege führen nach Rom.


Durch Hadenfeldts fleißige Arbeit ist doch schon mancher stutzig geworden, der


sich noch keine Gedanken über den Zins gemacht hatte.


An ? Cutukovic vom 18.7.1923 aus Rehbrücke


Ich bitte Sie 1000, nein 10 000 mal um Entschuldigung dafür, daß ich so lange


auf die Beantwortung Ihrer Zeilen vom 18. Juni gewartet habe. Das ist um so


schlimmer, als ich auch die vorangehende Karte, die nach Zürich adressiert war,


ebenfalls noch nicht beantwortete. Ich nehme aber an, daß Sie gleich den richti-


gen Grund erraten haben. Ich bin nämlich tatsächlich außerstande, die einlaufen-


de Korrespondenz zu „erledigen“, wie viel weniger zu beantworten. Inzwischen


aber, 
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um Ihnen wenigstens zu zeigen, daß die Post noch funktioniert und daß Ihre Briefe


mich erreichten, schickte ich Ihnen ein Exemplar unserer Zeitschrift „Die Freiwirt-
schaft“, was Sie wohl dahin gedeutet haben werden. Ich legte Ihnen nahe, statt


eines Privatgespräches zwischen Ihnen und mir die viel wirksamere Form einer


öffentlichen Diskussion für das zu wählen, was Sie zu sagen haben. Die Redaktion


des Blattes wird Ihnen gerne den nötigen Raum gewähren, um Dinge von grund-


sätzlicher Bedeutung für unsere Lehre zu klären. Sollten es aber Dinge sein, die


nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind oder dafür noch nicht genug geklärt sind,


so bitte ich Sie höflichst, sich an mich zu wenden. Ich werde dann den Pendel mei-


ner Uhr etwas verlängern. Vielleicht gewinne ich so die nötige Zeit. Oder ich lasse


auch auf Antwort warten. Ich gestatte mir noch, die Bitte an Sie zu richten, unse-


rem Freund Stanisic, diesem trefflichen Menschen (wie es wenige gibt), einen


herzlichen Gruß auszurichten, so oft Sie ihn in Ihrem Leben noch treffen werden.


An A. Mollwitz vom 18.7.1923 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr Mollwitz!


Es ist wohl das erste Mal, daß man mir gegenüber das Wort „Plagiat“ gebraucht.


Ausgerechnet von einem Sozialdemokraten. Tornquist war Bankier in Argentinien


und starb bereits vor einer Reihe von Jahren. Er machte große Geschäfte mit der


Regierung und hatte somit großen Einfluß. Als er darum von Paris aus seine


Vorschläge machte, beschäftigte sich auch gleich die Presse mit ihnen. Seinen


Vorschlag machte er in einem Zeitungsartikel und begründete ihn so, wie man ihn


in einem Zeitungsartikel begründen kann.


Sie haben ganz recht. Ich bin im Jahre 1887 nach Buenos Aires gekommen.


Meine ersten Schriften über das Geldwesen stammen aus dem Jahre 1891. Die


ersten in deutscher Sprache. Im Jahre 1893 erschien in spanischer Sprache meine


Schrift „El Systema monetario argentino, sus ventajas y su perfeccionamiento“.


Hier bereits machte ich auf Seite 81/82 – fünf Jahre, bevor Tornquist von Paris aus


seinen Vorschlag durch die Presse machte – den Vorschlag eines Währungs-


amtes, das die Notenausgabe auf einen festen Warenpreisindex einzustellen hätte.


Es kann also gar keine Rede davon sein, daß ich von Tornquist in meinen Arbeiten


beeinflußt worden sei. Mit theoretischen Arbeiten über die Währungsfrage ist


Tornquist nie an die Öffentlichkeit getreten. Meine Schrift „La cuestion monetaria
argentina“, die im Mai 1898 herauskam und worin der Plan der Conversionskasse


weiter entwickelt ist, war zu einer Zeit verbreitet worden, als man von den Torn-


quistschen Plänen noch nichts in der Öffentlichkeit gehört hatte.


Ich lege Ihnen die beiden Schriften bei, mit der Bitte, sie mir gütigst nach Ge-


brauch wieder zustellen zu wollen, dazu noch einen Abdruck eines Briefes an


Professor Beckmann (Köln), der sich mit derselben etwas langweiligen Angelegen-


heit befaßt. Ich bemerke, um Ihnen zu zeigen, welche Atmosphäre sich um einen


Mann bildet, der sich erdreistet, das Kapital mit wirksamen Mitteln
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anzugreifen, daß der Herr Professor Beckmann mir nicht geantwortet hat. Im


übrigen bemerke ich, daß meine zuerst genannte Schrift aus dem Jahre 1893


von Prof. Alexandro Bunge in Buenos Aires bei seinen Vorlesungen, wie er mir


das persönlich hier sagte, viel zitiert wird. Prof. Bunge ist Direktor des Instituto
Tornquist in Buenos Aires. An ihn mag sich der Sozialdemokrat wenden. Adr. A.


B. Las Heras 1031. Buenos Aires.


Hochachtungsvoll


Silvio Gesell


An ? Niekisch vom 19.7.1923 aus Rehbrücke


Schon während des Krieges hatten sich die Schweizer Freunde bemüht, mit


den Sowjetleuten in Fühlung zu kommen. Unsere Literatur wurde Lenin mit dem


sogenannten diplomatischen Kurier zugesandt, nachdem ich selbst vergebens


versucht hatte, Schriften auf dem Weg der Post zu Lenin gelangen zu lassen.


Irgendwelche Antwort ist niemals eingetroffen. Noch viel weniger stimmte, daß


ich jemals von den Sowjetleuten berufen worden sei. Ich kann mich also auch


nicht unfähig erklärt haben, die russische Führung wieder in Ordnung zu bringen.


Auf den Artikel von Stillich wurde ich von vielen Seiten aufmerksam gemacht.


Er entspricht ungefähr dem, was er in seiner Broschüre „Das Freigeld“ sagt. Ein


Exemplar dieser Broschüre erhalten Sie mit gleicher Post. Es wäre gut, wenn


möglichst viele Metallarbeiter aus möglichst vielen Orten direkt an die Redaktion


des „Metallarbeiters“ schrieben. Stillich ist uns wohlgesinnt. Sonst würde er wie


die anderen handeln und die Totschweigetaktik üben. Alles, was gegen Freigeld


geschrieben wird, ist uns ebenso nützlich wie das, was sich für unsere Anschau-


ungen ausspricht. Es zeigt, daß wir uns für einen langen und harten Kampf ein-


zurichten haben. Es ist leider mit der Aufklärung nicht allein getan. Die Aufge-


klärten werden unsere bittersten Feinde werden. Die Aufklärung scheidet scharf


Freunde und Feinde.


Der Vortrag „Aufstieg des Abendlandes“ erscheint in diesen Tagen. Sie erhalten


dann ein Stück. Weitere Exemplare müßten Sie dann vom Verlag Haacke be-


ziehen.


Für Ihre freundliche Einladung zu einer Versammlung nach Kiel sage ich Ihnen


herzlichen Dank. Ich bin leider mit Arbeiten überbürdet und kann daher nicht


kommen. In demselben Maße wie sich die Bundesfreunde im Reiche rühren,


wächst auch die hier einlaufende Arbeit. Es muß unbedingt in den Ortsgruppen


dafür gesorgt werden, daß von ihnen aus Arbeiten wie die Beantwortung von


Stillichs Artikel erledigt werden können. So bilden sich dann auch die nötigen


Kräfte heran, sprach- und federgewandte Kräfte ... (?).
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An Otto Maaß vom 18.8.1923 aus Rehbrücke


Von Blankenburg aus sandte ich Ihnen eine Anregung für die Vorbereitung


einer FFF-Konferenz, zu der auch Nichtmitglieder des Bundes Einladungen


erhalten sollen. Angeregt dazu wurde ich durch die Hoffnungslosigkeit, die in mir


das Programm der neuen Regierung erweckte. Die Konferenz hat auch zum


Zweck, neue Kräfte anzulocken aus den Kreisen derjenigen, die nur darum noch


nicht zu uns stoßen, weil wir noch „nichts“ sind. Kraft zieht Kraft an und zu vor-


geschwindelter Kraft gesellt sich die Kraft denjenigen, die solche Kraft haben.


Ähnlich wie der Glaube an die Krise die Krise erzeugt, so schafft der Glaube an


unsere politische Kraft uns schon diese Kraft.


Ich sandte den Artikel auch an den „Neuen Kurs“. Vermutlich wird ihn Dr.


Tuercke in der nächsten Nummer bringen. Der Artikel ist noch gründlich vom


Standpunkt des Staatsanwaltes aus zu betrachten. Gestern waren hier Herr


Mercks, Herr Mayer (Essen) in Begleitung von Herrn Haacke und Herrn Tuercke.
Sie luden mich und Herrn Timm telefonisch zu einer Besprechung am Potsdamer


Bahnhof ein. Mercks, Mayer und Tuercke erhofften etwas von einer Audienz


beim funkelnagelneuen Reichskanzler. Dem Sekretär, Dr. Ehlich, wurden Timms
Reichswährungsamt-Gesetzentwurf und eine Denkschrift für die Gewerkschaften


übergeben. Der Sekretär meinte, er sei über unsere Bestrebungen flüchtig orien-


tiert, wir wollten das gerade Gegenteil von dem, was die gerade mit dem Reichs-


kanzler konferierenden Bankiers vorschlagen. (Ich bin nicht sicher, ob ich den


Bericht von Herrn Mercks über das Ergebnis richtig interpretiere). Es wurde


gehandelt nach dem Grundsatz, nützt es nichts, so schadet es auch nichts. Ich


sehe den Vorteil dieser Aktion darin, daß wir immer sagen können, wir hätten die


Papiergeldkönige immer auf unsere Bestrebungen aufmerksam gemacht.


Ein kritischer Punkt in meinem Artikel ist die geforderte Auslieferung der


Reichswaffen an das Proletariat. Ich überzeuge mich alle Tage mehr von der


Notwendigkeit dieser Forderung. Aber es wird schwer halten, alle Mitglieder des


FFFB schnell genug auf dem Wege der Theorie und ehe der Bolschewismus sie


belehrt, für diese Forderung zu gewinnen. Noch nicht alle sind imstande, die


Entwicklung der Dinge vorauszuschauen. Sicher erscheint mir, daß der Aufbau


Deutschlands ohne die zuversichtliche und freudige Mitwirkung des Proletariats


unmöglich ist, daß dagegen die Mitwirkung der Reaktionäre sehr wohl zu entbeh-


ren ist. So lange die Arbeiter sich bedroht sehen, handeln sie wie jeder, der sei-


nes Lebens nicht mehr sicher ist. Und bedroht fühlen sie sich immer, so lange


dort irgendwo im Reiche sich Männer im Waffenhandwerk üben, die nicht mit


Herz und Seele zu ihnen gehören. Die Arbeiter werden das, was jetzt zu leisten


ist, nicht leisten, wenn es sich nur um den Wiederaufbau der kapitalistischen


Hölle handelt. Gezwungen werden sie alles zerstören. Mit der Macht und dem


Sicherheitsgefühl wächst auch das Verantwortungsgefühl. Die Teilung der Macht,


unbewaffnete, wimmelnde Massen hier und dort eine bewaffnete kleine Minorität,


führt notwendigerweise zum Kampf. Darum meine ich, daß alle Macht auf einen 
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Punkt konzentriert werden muß und daß dieser Punkt dort zu stehen kommen


soll, wo sowieso schon die numerische Macht steht, damit die Macht so zur über-
wältigenden Übermacht werde. Unsere Sache wird es dann, diese Macht im


Interesse aller zu gebrauchen.


Wohin es führt, wenn die Staatsmacht geteilt ist, das werden wir bald an Hilfer-
ding erfahren, wenn es heißen wird, die Reichswehr als Steuereintreiber zu ver-


wenden. Abgesehen vom Programm Hilferdings wird er schon aus dem Grund


versagen, weil die Reichswehr nicht den Sozialisten gehorcht, sondern den


Deutschnationalen. Unter den heutigen Verhältnissen muß die Reichswehr un-


mittelbar dem Finanzminister untergeordnet sein. Besser noch wäre es, wenn 


sie ganz aufgelöst wäre.


Wir werden uns mit diesen Dingen jetzt wohl gründlich befassen müssen, 


wenn wir politisch auftreten wollen. Und was ist Politik anderes als gewaltsame,


schwindelhafte Steuereintreiberei?


An Otto Maaß vom 3.9.1923 aus Rehbrücke


Heute traf die neue Nummer der „Freiwirtschaft“ ein, die mir besonders gut


gelungen zu sein scheint. Ich las zunächst Ihre Erwiderung an Stillich. Der Ton,


in dem sie gehalten, wird Stillich imponieren, vielleicht sogar in Erstaunen set-


zen. Er war vielleicht schon darauf gefaßt, eine derbe Zurückweisung zu erhal-


ten. Die Zuschriften, die der „Aufruf“ im „Neuen Kurs“ veranlaßt, sind bis auf


wenige Ausnahmen zustimmend. Es wurde angeregt (Bartels), diese politischen


Fragen nicht auf einem „Bundestag“, sondern auf einem mehr oder weniger


öffentlichen „Freiwirtschaftstag“ zu behandeln. Mir ist noch nicht klar, von wem in


diesem Falle die Einladung ausgehen soll. Wenn der Bund die Einladung erließ,


dann wäre die Situation in Bezug auf die Versammlungsleitung ja sehr einfach.


Im anderen Fall ist zu befürchten, daß die Veranstaltung von irgendeiner Gruppe


von Kommunisten oder Monarchisten sabotiert wird. Ich will noch einige Tage


warten und Ihnen dann schreiben. Die Frage der Bewaffnung des Proletariats


wird im Bund einige Schwierigkeiten bereiten. Ich war bereits vor dem Zusam-


menbruch 1918 zu der Einsicht gekommen, daß die Fragen, die uns der Krieg 


zu lösen geben würde, auf parlamentarischem Wege nicht zu entscheiden sein


würden. Die Entwicklung zeigt, daß es sich wirklich so verhält. Ich glaube, daß


in sechs Monaten niemand mehr im FFF-Bund etwas gegen die Auslieferung der


Waffen an das Proletariat einzuwenden haben wird. Diese Forderung muß aber


noch viel eingehender begründet werden, als ich es in der letzten Nummer des


„Neuen Kurs“ versucht hatte. Meine Anweisung von 50 Millionen werden Sie


erhalten haben. Es war mir unmöglich gewesen, des Andranges an den


Schaltern wegen, das Geld früher zu schicken und der Ebbe wegen mehr zu


schicken. Wenn Sie aber in Verlegenheit sind, so bitte ich um kurze Nachricht.


Ich werde es dann möglich machen. Mit dem Ankauf von Stillichs Schrift hat es


keine Eile.
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An Hans Blüher, undatiert (1923?) aus Rehbrücke


[Der Wortlaut dieser Postkarte an Hans Blüher findet sich in dessen Buch „Werke und Tage“,


München, 1953. S. 419.]


Der Freiwirtschaftsbund erstrebt sehr einfache Dinge: Beseitigung von


Hemmungen in unserer Wirtschaft. Hiervon erwartet er, daß so gut wie alles 


das, was die Propheten, die Moralprediger, die Reformer seit Jahrtausenden 


herbeisehnen, sich ganz von selbst einstellen muß.


An Ernst Alve vom 5.10.1923 aus Rehbrücke


Werter Kamerad!


Meinen gestrigen Brief werden Sie inzwischen erhalten haben. Hier sende ich


Ihnen den Wortlaut für das Geld, das Sie nun ausgeben sollen, sobald die ersten


Kohlensendungen in Rotterdam einlaufen und ihr Ertrag in Weizen Rotthausen


zurollt. Ich kann mir nicht denken, daß die französischen Befehlshaber etwas


gegen den Plan einzuwenden haben. Ich sende Ihnen zwei Broschüren, die Sie


vielleicht schon kennen, die Sie aber bei den Verhandlungen mit den Franzosen


gut verwenden können. Sie müssen den Franzosen gegenüber immer wieder


betonen, daß der Weltfrieden durch den Bürgerfrieden allein hergestellt werden


kann und daß Sie es darauf abgesehen haben, den Friedensgeist dadurch in


Deutschland zu verbreiten, daß Sie die wirtschaftlichen Voraussetzungen für den


Bürgerfrieden schaffen. Er möge Ihre Absichten unterstützen und im übrigen


abwarten, was daraus wird. Da wir uns bei unseren Bestrebungen auf die Vor-


arbeiten Proudhons (ein Franzose aus Besançon) stützen, so wäre auch


Frankreich an diesen Versuchen interessiert. Ich schicke Ihnen auch ein Buch


über Proudhon für Ihren Bücherschatz.


Bis daß das Getreidegeld herauskommt, können Sie ein auf Kohlenbezug 


lautendes Geld herausgeben, das dann nachher gegen Getreidegeld eingelöst


wird. Auch hierfür schicke ich den Wortlaut.


Die Getreidemark wird etwa in Waren soviel gelten wie 25 Friedens-Pfennige.


Demnach dürften auch die mit Friedensmark zu zahlenden Löhne etwa den vier-


fachen Friedenslohn betragen. Dies für den Anfang, bis daß sich die Dinge klä-


ren und konsolidieren. Ich habe die Mark so klein bemessen, weil wir an große


Zahlen gewohnt sind und weil darum die Bergleute leicht von den Händlern über-


vorteilt werden könnten, insofern als die Kleinheit der Preise den Bergmann ver-


gessen läßt, daß das neue Geld eben ganz anders bewertet werden muß. Die


Getreidemark wird auch ungefähr dem heutigen Franken entsprechen.


Über die Bildung der Sparkasse werde ich dann noch schreiben. Das hat Zeit.


Sobald die Getreidemark sich einmal eingebürgert haben wird und das Vertrauen


des Publikums zu ihrer Verwaltung konsolidiert ist, können die Getreidegelder 
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abgebaut werden und die Währung der Getreidemark durch aktive Währungs-


politik erreicht werden. Ich erwarte nun Ihre ferneren Mitteilungen.


Mit kameradschaftlichem Gruß Silvio Gesell


An Ernst Alve vom 1.11.1923 aus Rehbrücke


Was Sie da unternommen haben, ist gut und lobenswert. Die Verständigung


mit den Franzosen als direkte Aktion der Bergarbeiter halte ich für unausweich-


lich. Es ist der einzige vernünftige Weg, den Sie gehen können und der Aussicht


auf Wiederherstellung erträglicher Verhältnisse schafft. Es wird auch mit der Zeit


Gelegenheit geben, sich mit den französischen und belgischen Arbeitern zu ver-


ständigen für größere, antikapitalistische Unternehmungen. Unseren Kapitalisten


wird es niemals möglich werden, mit den Franzosen Frieden zu schließen. Auch


werden sie niemals die Zustimmung geben zu der nötigen Sachwertsteuer.


Immer und immer werden sie versuchen, die Lasten auf den Arbeitslohn abzu-


wälzen. So lange aber die Reparationen nicht endgültig auf die Sachwerte ab-


gewälzt sind, werden die Kapitalisten die Kapitalflucht fortsetzen.


Sie wünschen nun weiteren Rat.


Franzosen: Die Franzosen müssen zunächst die Ernährung des Volkes sicher-


stellen. Sie müssen auf mehrere Monate die Reparationszahlungen stunden. Es


muß ein sichtbarer, unter der Kontrolle der Arbeiter stehender Vorrat an Lebens-


mitteln (Getreide und Fett) geschaffen werden, damit das Gefühl der Unsicher-


heit verschwindet. Lassen sich die Franzosen auf keine Stundung ein (was ich


nicht glaube, wenn die Arbeiter das Heft in die Hand nehmen), so muß durch


Überstunden der Vorrat an Lebensmitteln geschaffen werden.


Kohle: Die Produkte der Betriebe müssen beschlagnahmt werden, sofern es


sich um leicht kontrollierbare Produkte handelt. Kohle, Eisen und andere Roh-


stoffe. Die beschlagnahmten Produkte werden an die deutsche Reichsbahn


gegen Devisen oder Lebensmittel (Kartoffeln, Mehl) verkauft zu den Preisen, die


das Reich bisher an England bezahlt hatte. Die Bayern erhalten die Kohlen nur


durch Vermittlung der sozialistischen Parteien Sachsens, Thüringens und Berlins.


Die Industrien müssen ebenfalls die Kohlen gegen Devisen oder gegen


Lebensmittel kaufen. Reichen die Kohlenmengen nicht aus zur Deckung aller


Bestellungen, so müssen sie meistbietend auf den Halden verkauft werden.


Natürlich ebenfalls gegen Devisen. Die Kohlen, die für Rotterdam, für die


Schweiz, für Hamburg, für Übersee bestimmt sind, werden an den Börsen von


Rotterdam, Zürich meistbietend durch die Gewerkschaft verkauft. Der Erlös wird


unmittelbar in Lebensmittel umgesetzt und ins Ruhrgebiet abtransportiert, unter


unmittelbarer Oberaufsicht der Arbeiter.


Geld: Sobald sich ein gewisser Vorrat an Lebensmitteln gebildet hat, werden


die Löhne in Bezugsscheine auf die Vorräte ausgezahlt. Eine Mark gleich ein Kilo 
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Weizenmehl. Die Arbeiter können mit diesen Geldscheinen in den Läden Waren


kaufen, deren Preise die Kaufleute nach den Getreidepreisen von Rotterdam


berechnen. Diese Bezugsscheine werden zum gesetzlichen Zahlungsmittel für alle


neuen Zahlungsverträge erklärt. So verfügt das Ruhrgebiet sofort über ein ganz


brauchbares Geld. Die Reichsbanknoten werden dann gegen das neue Geld in


einem noch zu bestimmenden Verhältnis eingelöst, unbrauchbar gemacht oder ein-


gestampft. (Dies allerdings nur dann, wenn sich die Reichsbehörde artig gegen-


über den Arbeitern des Ruhrreviers benimmt). Sonst werden die Reichsbanknoten


sogleich für ungültig erklärt.


Löhne: Solange die Geldfrage nicht gelöst ist, d. h. solange sich keine Lebens-


mittelvorräte gebildet haben, die die Ausgabe genügender Mengen von Bezugs-


scheinen ermöglichen, müssen die Löhne in der Hauptsache aus den beschlag-


nahmten Lebensmitteln bestritten werden. Dieses System muß so schnell wie


möglich abgebaut werden, weil hier eine wirksame Kontrolle nicht möglich ist.


Sobald aber das neue Geld eingeführt ist, können die Löhne ganz in Geld bezahlt


werden. Die Arbeiter werden vielleicht aus einem Gefühl der Unsicherheit heraus


zunächst das Geld ganz gegen Weizenmehl eintauschen und Mehl hamstern.


Gegen solches Vorgehen darf nicht eingeschritten werden. Die Arbeiter werden


selber bald einsehen, daß es doch besser ist, etwas bares Geld zu behalten, das


gegen alle Waren des Marktes eingetauscht werden kann, als Mehl. Die Höhe der


Löhne kann man getrost auf die Höhe der Vorkriegszeit bringen und auch die


damals geltende Staffelung wieder einführen. Eine Friedensmark gleicht etwa 4


Mehl- oder Getreidemark.


Arbeiter: Die Arbeiter müssen wissen, daß alles dies nur vorbereitende Maß-


nahmen sein sollen für Reformen großen Stils, die auch sofort in Angriff genom-


men werden sollen, die sich aber nur langsam auswirken werden. Es handelt sich


um ihre Sache und darum ist auch zu erwarten, daß sie durch eifrigste Arbeit


(Überstunden) ihre Sache unterstützen und sichern werden.


Reparationen: Durch das oben genannte System der Kohlenverkäufe geht der


gesamte Unternehmergewinn (Kapitalzins und Grundrente) in den Arbeitserlös der


Arbeiter über und kann nun als Reparation verwendet werden. Die Unternehmer


gehen dann leer aus. Besseres haben sie auch durch ihr Verhalten in der Ruhr-


aktion nicht verdient. Wenn die Franzosen damit einverstanden sind, daß den


Unternehmern eine kleine Abfindung bezahlt werde, so ist das mit den Franzosen


zu vereinbaren. In dieser Angelegenheit müssen Sie unmittelbar mit den französi-


schen Behörden verhandeln und die Einmischung der Sachwertbesitzer nicht


zulassen. Ich will sehen, daß ich eine Einreiseerlaubnis bekomme, um dann das


Nähere mit Ihnen mündlich zu besprechen.


An Fritz Schulze vom 2.11.1923 aus?


Sie werden nicht mit Unrecht erstaunt, vielleicht auch erzürnt sein, da ich bisher


nicht nach Elberfeld gekommen bin, wie ich Ihnen versprochen hatte. Es war aber
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bisher direkt unmöglich. Die Dinge, die augenblicklich hier im Industriegebiet vorge-


hen, nehmen uns alle derart in Anspruch, daß die wenigen Kräfte, über welche wir


verfügen, fast Tag und Nacht unterwegs sind, um alle die Ereignisse im Sinne von


FFF auszuwerten.


Die dringendste Frage, die uns jetzt auf den Plan ruft, ist die Ingangsetzung der


von der Industrie und den Bergherren stillgelegten Betriebe. Die Gewerkschaften


und auch die kommunistischen Organisationen sind im Moment vollkommen ratlos.


Die Kommunisten, Syndikalisten, Unionisten und wie sie alle heißen, möchten ja


gern diesen so günstigen Augenblick ausnützen, um eine Sozialisierung in ihrem


Sinne durchzuführen. Sie fühlen sich aber wohl dieser Aufgabe nicht gewachsen.


Vor allen Dingen macht ihnen die Finanzierung der ganzen Geschichte sowie die


Schaffung des Absatzes – gerade die Fragen, über welche in ihren propagandisti-


schen Leitfäden nichts zu lesen steht – großes Kopfzerbrechen, und heute erwartet


der Kumpel in dieser Beziehung alle Hilfe von Freiwirten. Es heißt also für uns,


feste zugreifen, wenn wir dem Kumpel durch die Tat beweisen wollen, daß wir


doch keine Utopisten sind. Seit Montag werde ich von den Freunden aus der


Umgebung von Essen bestürmt, in dieser Angelegenheit etwas zu unternehmen.


Gerade sind Freund Alve – Rotthausen, Döring – Langendreer, Simat – Essen,


vom Grafen und Mayer bei mir zu einer Besprechung darüber, was wir hier tun


können, um den hungernden Arbeitslosen zu helfen und dabei gleichzeitig der


Freiwirtschaft einen Riesenstoß nach vorwärts zu geben.


Fräulein Heimberg (Westerholt) machte mir am Montag den Vorschlag, an die


Reichsregierung heranzutreten mit dem Antrage, daß sie die Gelder der Arbeits-


losenfürsorge, welche heute an die Bergarbeiter ausgezahlt werden müssen, in


Zukunft den von den Arbeitern wieder in Gang zu setzenden Betrieben zu über-


weisen zur Finanzierung produktiver Arbeit. Eine derartige Geschichte ist meiner


Ansicht nach natürlich aussichtslos; einmal, weil die Reichsregierung, die ja aus-


schließlich aus Hampelmännern der Großindustrie besteht, unter keinen Um-


ständen darauf eingehen wird; zum anderen aber auch, weil die ganze Geschichte


sofort auf wackeligen Füßen steht, wenn wir mit dem Schundgelde der Reichsbank


arbeiten müssen. Die Reichsbank sowohl als auch die übrigen Großbanken wer-


den natürlich den von den Arbeitern übernommenen Betrieben jeden Kredit ver-


sagen. Aus diesem Grunde habe ich einen anderen Weg vorgeschlagen. Weil der


Bergarbeiter mit seiner Lohnzahlung natürlich nicht warten kann, bis die wieder in


Gang gesetzten Betriebe Geld einbringen, und weil auch auf den Zechen alle 


möglichen Arbeiten ausgeführt werden müssen, welche sofortige Zahlung verlan-


gen, geben diese Betriebe Kohlengutscheine auf eine bestimmte Menge Kohlen


lautend heraus zur Bezahlung der Arbeitslöhne und ihrer übrigen Verpflichtungen.


Durch einen allgemeinen Aufruf wird die gesamte Bevölkerung davon verständigt,


daß die durch Sabotageakt der Großindustrie stillgelegten Betriebe nunmehr durch


die Arbeiterschaft auf eigene Verantwortung weitergeführt werden und daß die Ent-


lohnung der Arbeiter in Zukunft in Kohlengutscheinen erfolgt. Diese Kohlengut-


scheine können bei den Zechen jederzeit 
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gegen Kohlen eingelöst werden. Die Bürgerschaft wird ersucht, diese Kohlengut-


scheine als bares Geld in Zahlung zu nehmen. Natürlich werden die Gutscheine


einem scharfen Schwunde unterworfen, damit sie nicht gehamstert werden kön-


nen, außerdem soll die Einlösbarkeit kurz befristet sein (vielleicht zwei Monate).


Diese Maßnahmen sollen zunächst auf einer oder mehr Zechen in Rotthausen,


wo wir eine starke Anhängerschaft haben, durchgeführt werden. Klappt die


Sache dort, werden unsere Maßnahmen ganz von selbst Schule machen, und


wir bringen es auf diese Weise fertig, den stillgelegten Wirtschaftsbetrieb wieder


in Gang zu bringen. Ich war heute morgen mit Herrn Döring und vom Grafen
bereits bei der französischen Ingenieurkommission und habe mich der wohl-


wollenden Neutralität dieser Herren versichert. Die Kohlensteuer und


Reparationskohlen, um die wir natürlich nicht herumkommen, werden dann auf


den Betrag in Anrechnung kommen, welcher früher als Dividende ausgeschüttet


wurde. Dieses wird den Herren Dividendenbeziehern wahrscheinlich wenig pas-


sen, und sie werden Himmel, Hölle und Polizei in Bewegung setzen, um uns


unschädlich zu machen. Ob ihnen das angesichts der entfesselten Volkswut


gelingen wird, ist eine andere Frage. Ich setze in die Arbeiterschaft ein sehr 


großes Vertrauen. Sie hat sich in den letzten Wochen, von wenigen Raudies und


Plünderern abgesehen, hier vernünftiger benommen, als ich es erwartet hätte.


Wenn uns unser Vorhaben gelingt, werden natürlich mit der Zeit sich alle unsere


Warenpreise nach und nach auf unsere Kohlengutscheine einstellen. Eine


Wechselstube, in welcher die Kohlengutscheine gegen Reichsmark und Valuta


eingetauscht werden können, werden wir dann wohl auch einrichten müssen.


Wenn meine Hoffnung nicht trügt, könnte dies der Beginn einer Loslösung von


der Berliner Währungsschlamperei sein. Dann allerdings tritt die Frage an uns


heran, wie die Einführung eines nach den Gesetzen der Festwährung verwalte-


ten Geldes zu ermöglichen ist. (Denn der Kohlengutschein ist immerhin nur ein


Provisorium.) Hier treten natürlich politische Momente stark in den Vordergrund.


Mit einer Durchsetzung der separatistischen Bestrebungen der Rheinbündler


muß meiner ..... (?)


An Otto Maaß vom 5.12.1923 aus Rehbrücke


Für den Fall, daß Sie das Goldwährungsheft nicht bereits voll haben, schrieb


ich den beifolgenden Artikel. Ich schrieb ihn harmonikaartig, so daß Sie ihn nach


Bedarf stutzen und auseinanderziehen können, ohne die Akkorde zu stören. Die


Übersetzung aus dem „Dearborn Independent“ über die Manipulationen des


Stahltrustes würde diesen Artikel gut beleuchten oder auch der Artikel „Der
Krisenprophet“ aus dem „Physiokrat“ Nr. 1 oder 2 oder ein Auszug davon. 


Timm sagte mir, das Goldwährungsheft würde im Januar erscheinen können.
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Ich freue mich, daß Sie nun von allen Nebenarbeiten befreit sind und so sich der


großen Aufgabe besser widmen können. Ich glaube, daß die Zeitschrift bald star-


ken Einfluß ausüben wird. Denn die allgemeine Ratlosigkeit wird immer größer


werden. Das Drängen nach festen Valutakursen, die ein Handelsstaat wie der


deutsche unbedingt braucht, wird nicht nachlassen. Dann wird bald die Zeit kom-


men für ein besonderes Valutaheft mit einem Programm für eine internationale


Konferenz. Solche auf ein Thema zugestutzte Sonderhefte eignen sich besonders


gut zur Gewinnung von Abonnenten, weil man sie an Spezialisten senden kann.


Um den einzelnen Schreibern Zeit zu geben, wäre es gut, möglichst lange im 


voraus die Aufforderung zur Mitarbeit zu veröffentlichen.


Kürzlich war ich im Ruhrgebiet. Es war kurz bevor die deutsche Industrie mit der


Micum abgeschlossen hatte. Also zu spät. Alve, Tuercke, Batz, Haacke, noch einer


von der Gewerkschaft Rotthausen, Timm und ich waren in Düsseldorf. Wir hatten


eine Konferenz mit dem Vertreter von Degoutte, der unsere Vorschläge nach Paris


weiterzugeben versprach. Bis heute haben wir nichts weiter gehört. Zunächst wird


es wohl bei dem Micum-Abkommen bleiben. Zwei Personen von den Separatisten


(Sauer und Metzen) waren gegenwärtig. Sie machten einen sehr kümmerlichen


Eindruck. Jetzt ist ja die ganze Gesellschaft aufgelöst, wie es scheint.


Mercks schreibt heute über Spaltungsströmungen. Ich glaube nicht daran. Es


sind nur einige wenige, die unzufrieden sind. Im übrigen wird die Tagung die Dinge


klären. Übrigens würde die Spaltung längstens bis zur großen Vermögensabgabe


(hier ist der große Spaltpilz) währen. Nachher ist die Zusammenarbeit wieder 


möglich ... (?)


An Anna Boettger-Gesell vom 29.12.1923 aus Rehbrücke


Allerliebste Boettgersanna!


Die Erde wird nun in wenigen Stunden wieder den Punkt in der Kreisbahn um die


Sonne erreichen, wo sie vor einem Jahre war. Südpol und Nordpol erhielten gleich-


mäßig das ihnen zugedachte Quantum Licht und benützten es zum Schmelzen der


in den Wintermonaten angesammelten Schneemassen. Seit Jahrmillionen dassel-


be Schauspiel. An der Ruhr liegen 1500 Meter tief die Steinkohlen, die sich aus


Pflanzen bildeten, die dann nach und nach durch den Sand und das Geschiebe


des Flusses zugedeckt wurden. 1500 Meter hoch, aufgespeicherte Pflanzenreste,


aufgespeicherte Sonnenstrahlen. Und nun sind da an der Ruhr 600 000 Mann


damit beschäftigt, diese Kohlen ans Licht zu fördern. Es ist die schwerste Arbeit,


der sich der Mensch unterzieht.


Mit diesen Leuten an der Ruhr haben wir kürzlich verhandelt. Sie sind bereits in
großer Zahl, an manchen Orten und großen Städten bereits in der Mehrzahl für die
FFF gewonnen. Da haben wir Fuß gefaßt und es sieht aus, als ob wir dort auch
durchdringen werden. In Essen hatten wir mächtige Versammlungen von über
2000 Personen, wo unsere Resolution einstimmig angenommen wurde und wo
Silvio Gesell als Diktator proklamiert wurde mit Hurra Hurra. Das Ruhrgebiet ist so
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gut wie völlig vom Reich getrennt, und so haben wir dort viel leichteres Spiel.


Diese Dinge sind während des letzten Jahres gut vorangegangen, sehr gut so-
gar, und haben wir alle gute Hoffnung. Im übrigen aber war es für die große Masse
des Volkes ein brotloses Jahr, voller Nöte und Ängsten und ohne Aussichten auf
bessere Zukunft. Viele fragen sich, welchen Sinn es hat, solche Nöte und Leiden
und Sorgen auf sich zu nehmen ohne freundlichen Ausblick. Man stellt so viele
pessimistische Betrachtungen an. Manche werden aber auch zu hohen philosophi-
schen Betrachtungen veranlaßt, so daß doch vielleicht noch etwas Gutes aus alle-
dem herausschauen wird. Am schwierigsten ist die Lage für die, die keine Götter
mehr anerkennen, und für die darum die Lebensfreude der einzige Sinn des Da-
seins, der Urgrund des Selbsterhaltungstriebes bildete. Geht diese Kraft verloren,
dann sind sie wirklich zu steuerlosen Schiffswracks geworden. Zum Glück sind
immer noch die jungen Leute da, die, mit dem Kraftgefühl versehen, das Sorgen-
gefühl nicht kennen und die getrost dem Ungewissen ins Antlitz schauen. Sie sind
schon in dem Schlamassel aufgewachsen und hoffen, daß sie wieder bessere Ver-
hältnisse schaffen werden. Und erst recht die kleinen Kinder; sie singen und sprin-
gen und jubilieren mit ihren blassen Gesichtlein in der proletarischen Umgebung –
wie es besser oft die Posaunenengel im Paradies nicht machen könnten. Und
wenn man sieht, wie Zimmermann die Stätte des Überflusses verläßt und sich hier-
her gezogen fühlt und wie Krajewski, der Bergarbeiter aus Essen, auch das Dollar-
land verläßt, um zu seinen Kameraden an der Ruhr zu stoßen, dann erkennt man,
wie sehr das Glück des Menschen von Dingen abhängig ist, die sich nicht mit
Speck und Dollar übersetzen lassen.


Anita hat Dir zwei lange Briefe geschrieben. Der eine blieb hier mehrere Tage
liegen, da die Post der Feste wegen geschlossen war. Wir warteten eigentlich auf
weitere Nachrichten von Euch, ehe wir weiteres unternahmen, denn es ist selbst-
verständlich, daß Anita hier bleibt, wenn die Schweizer Dich ausweisen. Wir erwar-
teten also neue Nachrichten von Dir. Sobald Du dort unbehelligt bleiben kannst
und wir benachrichtigt sind, daß Anita das Haus nebenan in Zollikerberg beziehen
kann, wird sich alles übrige leicht und schnell regeln lassen. Auf alle Fälle müßten
wir die jetzige Kältewelle (20 Grad unter Null) vorüberziehen lassen. Wegen der
Möbel von Hertha ist die Sache jetzt auch geordnet, da wir heute Nachricht erhiel-
ten und sie also ohne Schwierigkeiten eingelassen wurde. Denn wir mußten immer
damit rechnen, daß sie zurückkam und ihren Kram wieder holen möchte. So würde
ich das Haus in der Herderstraße aufgeben und mit Herthas Möbeln und solchen
von Rehbrücke das Möblemang des neuen Hauses in Zollikerberg vervollständi-
gen. [Gemeint war Hertha Holtze, eine Mitarbeiterin von Wilhelm Beckmann im Gewerkschaftsbund


der Angestellten (GdA). Sie hatte während des 1. Weltkriegs mit Paulus Klüpfel in Berlin-Steglitz den


FreilandFreigeld-Bund gegründet und dafür in ihrer Wohnung in der Herderstr. 22 ein Büro eingerichtet.


In den frühen 20er Jahren wanderte Hertha Holtze in die USA aus. – Die „Pauloren“ waren Gesells


Bruder Paul und dessen Frau Margarethe in Berlin.] Das Haus in Rehbrücke kann ich dann
vielleicht an die Pauloren verkaufen, denen es wirtschaftlich nicht besonders gehen
wird und die nun wohl ganz auf Margarethes Fränkli angewiesen sein werden.


Das alles wird sich historisch entwickeln. Die Kälte bannt uns auch ans Haus und
verhindert uns, nötige Diligencias zu machen.
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Wir feierten unter einer kleinen Kiefer einen recht schönen Weihnachtsabend.
Anitas Kinder sind wahre Engelchen, so schön und brav und gesund. Ich dachte
an den armen Fritz, der da drüben sitzt und wohl auch gerne dabei sein möchte.
Von Euch erwarten wir nun auch gute Nachrichten zu empfangen vom lieben
Bineli und Silvito, und namentlich auch von Dir und Deiner völligen Wiederher-
stellung.


Schönen Gruß an die Molékaters  und 


Dank für die Weihnachtspakete. 


Hurra – Silvio


An Otto Maaß vom 2.1.1924 aus Rehbrücke


Es ist schon dafür gesorgt, daß einem die Beschäftigung mit der Politik nicht


viel Spaß macht. Immerhin hatte ich es mir viel schlimmer vorgestellt, als es der


bisherige Verlauf erwiesen hat, wenigstens für mich. Vielleicht liegt es daran, daß


ich mich nicht leicht über menschliche Kräfte und Schwächen ärgere, daß ich


jedem Menschen gerne die Zeit zu seiner Entwicklung lasse, bis an seinen Tod


und darüber hinaus, ich mir die Zeit nehme, mich über ihn zu ärgern. So lange


der gute Wille zur Wahrheit und zur Erkenntnis dem Menschen nicht abgespro-


chen werden kann (und das hat noch Zeit 100 Jahre nach seinem Tod) müssen


wir nach dem Grundsatz laissez-faire, laissez-passer verfahren. Ich verlege bei


Beurteilung der Handlungsweise anderer meinen Standpunkt gerne nach dem


Mond und betrachte von dort die Freiwirtschaftler, wie sie alle so emsig sind, so


vollen guten Willens, der eine bedächtig, der andere vorsichtig, der eine mit


Taktik, der andere rücksichtslos vorstürmend, jeder von seinem Standpunkt aus.


Und wie dieser Standpunkt durch die äußeren Lebensverhältnisse ständig ge-


formt, umgegossen, neu angestrichen wird. Wenn ich satt bin, umgeben von 


frohen satten Menschen, o, wie schnell vergeht dann die Zeit, was bedeutet mir


da ein Jahrhundert für die Fortentwicklung der Menschheit, wie gewaltig er-


scheinen mir da die Fortschritte des Freiwirtschaftsbundes in den wenigen


Jahren seines Bestehens! Aber wenn ich dann die Zeitung lese, wenn ich von


dem Elend erfahre, das durch die Politik der Reichsregierung über die Massen


des Volkes gebracht wurde, wenn ich vom Selbstmord alter Leute höre, dann


sehe ich rot, dann wackelt mein Standpunkt wie durch ein Erdbeben bewegt, 


und dann begreife ich jede Taktik, auch die des Bombenwerfers. Wie wäre es


erst, wenn ich persönlich unter der Not zu leiden hätte, wie die Mehrzahl unserer


Bundesfreunde? Wer die Not unmittelbar verspürt, hart am Leibe der Kinder, der


Frau, der Freunde, der verliert die Geduld, die Bedächtigkeit.
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So muß der FFFB heute beurteilt werden und der „Taktiker“ muß sich fragen,


was er unter solchen Verhältnissen machen soll. Sickinger schrieb an Tuercke
und beklagte sich über das stürmische Gebahren im „Neuen Kurs“. In Leipzig


wurde damals der Vorschlag von nicht wenigen unterstützt, man solle ... (?)


Schiffahrt ausnutzt. Jene Strömung hätte uns vom Ziel abgetrieben. Aber es gibt


auch echte Strömungen, die gerade auf unser Ziel treiben. Und das ist heute der


ungeheure Strom der Not, die Massennot, die bald in Massentod sich umsetzen


wird. In Berlin sterben jetzt schon doppelt so viel Menschen wie geboren werden.


In diesen Strom können wir unser FFF-Schiff bedenkenlos hineinsteuern, und ich


glaube, daß, wenn Sickinger demnächst mit seinen sechs Kindern vom Stand


der Erwerbslosen das FFF-Schiff dahin treiben sieht, daß er dann dem Kapitän


Volldampf voraus zurufen wird.


So betrachte ich zur Zeit die Dinge, d. h. seit ich die Überzeugung habe, daß


unsere Anstrengungen zu spät angefangen haben, um dem Deutschen Reich die


Versuche zu ersparen, wieder zur Goldwährung zurückzukehren. Und mir


scheint, daß das, was dem deutschen Volk bevorsteht, so ungeheuerlich ist, daß


die kleinen und großen Ungeschicklichkeiten, die überall im Bunde begangen


werden, mir unerheblich erscheinen und ich sie überhaupt nicht beachte. Ähnlich


wie beim Ausschiffen der Passagiere ins Rettungsboot auch keiner sich darüber


beklagt, wenn ihm dabei auf den Fuß getreten wird. Als ich die Anzeige im


„Neuen Kurs“ las (Herausgeberschaft), da dachte ich sofort, daß, wenn das ohne


Ihre Gutheißung geschehen war, Sie sich wohl darüber aufhalten würden. Timm
erklärte mir den Sachverhalt, so wie er ihn wohl Ihnen auch erklärt haben wird.


Mir schien die Erklärung ausreichend, um so mehr als mir der Begriff des Her-


ausgebers neben dem des Schriftleiters, des vom Bund als Eigentümer bestell-


ten Schriftleiters, eine rein formelle Sache war und außerdem immer unklar blieb.


Warum soll eine Zeitschrift einen Herausgeber haben und eine Zeitung nicht?


Im übrigen ist der Bund unumschränkter Eigentümer der Zeitschrift und so viel


ich weiß, sind Sie der unumschränkte Redakteur des wissenschaftlichen Teiles


des Blattes, vom Bund ausdrücklich dazu bestellt – ein Amt, das Sie auch aus-


drücklich angenommen haben. Außer dem Bundestag ist niemand da, der Ihnen


dieses Amt „sperren“ könnte. Herr Timm gab mir Mitteilung über das Telefon-


gespräch. Ich denke, daß auf dem Bundestag die Dinge sich zu Ihrer Zufrieden-


heit klären werden, wobei ich noch bemerken will, daß der Umstand, daß ich zur


Deckung des Defizits bisher beitrug, mir keinerlei Recht gibt, mich in die Leitung


des Blattes einzumischen. Es würde auch in keiner Weise meinen Absichten ent-


sprechen. Die Entwicklung des Blattes läßt ja auch erwarten, daß es bald selber


keine Kosten tragen wird. So wird ihre Unabhängigkeit womöglich noch größer.
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An die Redaktion der „Deutschen Tageszeitung“ in Berlin 
vom 2.1.1924 aus Rehbrücke


Sehr geehrte Herren!


Die schwerste Waffe, die gegen politische Gegner der Schriftleitung einer Zeitung
zur Verfügung steht, ist von jeher das sogenannte Totschweigen gewesen. Da Sie
sich dieser Waffe nicht bedienen, im Gegenteil uns sogar angreifen (s. D.T.Z. 17/
12), so nehme ich an, daß Sie im Grunde mit unseren Zielen sympathisieren, wenn
Sie nicht sogar zu den so seltenen Schriftleitern gehören, die das Totschweigen für
eine unanständige, feige, verbrecherische, mörderische, gemeine Waffe betrachten
und sie ablehnen. Oder hätten wir in Ihnen gar einen Gegner zu erblicken, der uns
nicht fürchtet, einen Ritter etwa ohne Furcht und Tadel?


Wie dem auch sei. Ihre Darstellung von den Zielen des Freiwirtschaftsbundes  ist
in den Hauptpunkten falsch. Auch was Sie von der Geschichte des FFFB zu er-
zählen wissen, beruht auf falschen Informationen. Ihr Satz z. B.: „Der FFFB will die
Preise durch eine große Abrechnungsstelle zentral geregelt wissen“ ist vollkommen
falsch und behauptet das gerade Gegenteil von dem, was wir erstreben, die Be-
freiung der Wirtschaft von allen behördlichen und bürokratischen Eingriffen. Damit
Sie sich ein richtiges Bild von unseren Bestrebungen machen können, sende ich
Ihnen mit gleicher Post eine Anzahl unserer Schriften und bemerke dazu, daß der
FFFB eine Tagung im Herrenhaus veranstaltet, die vom 9.-12. dieses Monats 
dauert. Vielleicht wird es Ihnen leichter sein, sich zu orientieren, wenn Sie einen
Vertreter zu dieser Tagung schicken, als sich persönlich durch den Haufen Schrif-
ten durchzuarbeiten.                                                    Hochachtungsvoll S. G.


An Wilhelm Beckmann vom 30.1.1924 aus Rehbrücke


Den mir freundlichst zugesandten Entwurf zum Programm der RPD [Die Republi-


kanische Partei Deutschlands (RPD) entstand Anfang 1924 als ein Zusammenschluß von demokra-


tischen und pazifistischen Kräften aus dem liberalen Bürgertum und aus Intellektuellenkreisen. Unter


anderem stand Carl von Ossietzky mit ihr in Verbindung.. Die RPD war kompromißloser als die SPD


und die DDP gegen den Großgrundbesitz sowie gegen die Monopolisierung der Wirtschaft und die


Proletarisierung der Massen eingestellt. Wilhelm Beckmann arbeitete in ihrem Vorstand mit. Bei den


Wahlen zum deutschen Reichstag im Mai 1924 erhielt die RPD knapp 46 000 Stimmen (0,2%); danach


löste sie sich wieder auf.] habe ich studiert. Er wurde nur inzwischen von anderer Seite
als fertiges Programm zugeschickt.


Ich glaube nicht, daß mit diesem Programm Stimmen aus den Kreisen des
Freiland-Freigeld-Bundes angelockt werden können. Ist schon die Stimmung im
Bunde sehr geteilt in Bezug auf die Zweckmäßigkeit der Wahlbeteiligung, so ist sie
doch ziemlich einheitlich darüber, daß wenn schon, denn schon. Ein Programm,
womit wir möglichst viele vor den (leeren) Kopf, vor die volle Börse stoßen, womit
wir zunächst Ballast über Bord werfen. Das ist die Stimmung. Und dieser
Forderung wird das Programm der RPD so ganz und gar nicht gerecht. Dann wäre
zu erwägen, daß im Falle einer Wahlkoalition ein Bündnis mit einer entschieden
proletarischen Partei uns wenigstens Sympathien dort eintragen würde. Das
Programm der Kommunisten, der Sozi, der Anarchisten etc. steht dem unsrigen
doch zum mindesten ebenso nahe als das der RPD, obschon hier kein Freiwirt 
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mitgearbeitet hat. Ich glaube Herr Beckmann, daß Sie wenig Glück mit dieser


RPD haben werden, daß es sich hier wieder um weiter nichts als um Reden und


Literatur handelt. Ein Programm muß doch so gehalten sein, daß jeder, der es


liest, sich sagen kann, was die Leute tun würden, wenn sie nun zur Regierung


kommen sollten. Der Reparationsfrage gehen die Leute überhaupt aus dem


Wege und zeigen damit, daß sie unehrlich sind, da doch zu dieser Frage in


erster Linie Stellung genommen werden muß. Sie werden mit Ihrem ehrlichen


Willen zwischen diesen Leuten ebenso einsam sitzen, wie zwischen den Haien


des Gewerkschaftsbundes der Angestellten. Lassen Sie die Leute fahren. Der


Freiwirtschaftsbund kann nur gedeihen, wenn die Endziele rücksichtslos aufge-


deckt werden. Die Gegner werden ja doch dafür sorgen. Wir haben in dieser


Beziehung Fehler gemacht. Die Qualität der Leute, die wir in letzter Zeit ange-


lockt haben, ist nicht zu vergleichen mit derjenigen der Persönlichkeiten, die zu


Anfang durch meine Art der Werbung angezogen wurden. Die Wahrheit ist rauh


und muß in rauhen Worten ausgedrückt werden. Dann horchen die Personen


auf, die gewohnt sind, in hartem Erz zu ... und mit ... (?) Handwerkszeug zu


schürfen.


An Jean Barral vom 2.2.1924 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr Barral, cher ami!


Inzwischen hat die Basler „Nationalzeitung“ (ein Kapitalistenblatt) Ihren Entwurf


gebracht und das „Berliner Tageblatt“ hat es von dort ohne Kommentar abge-


druckt. Vortrefflich ist, daß das „Berliner Tageblatt“ den Vorschlag der Iva-Note


auf Prof. Cassel in Stockholm zurückführt, der in Deutschland als Sachverstän-


diger der Regierung großes Ansehen genießt, namentlich darum, weil Cassel
behauptet, Deutschland könne so viel Reparationen nicht bezahlen. Ich erwarte,


daß der Artikel aus dem „Berliner Tageblatt“ jetzt durch die ganze deutsche


Presse gehen wird. Ich werde mir das Blatt verschaffen und es Ihnen zustellen.


Ich bin nun auch von einer kapitalistischen Studiengesellschaft für die Währungs-
frage aufgefordert worden, einen Vortrag über „Die Lösung des Valutaproblems
ohne Gold“ zu halten (am 22.2.). Es werden dort etwa 500 Personen erwartet


aus allen Kreisen, namentlich auch höhere Beamte. Ich werde da die Erklä-


rungen zu Ihrem Vorschlag der „Reconstitution“ geben. [Jean Barral, Die Geldwährung


des Völkerbundes, Erfurt 1922.]


Mit der Art Ihres Vorgehens bin ich vollkommen einverstanden. Sehr schade ist


es, daß gerade jetzt der Franc sich so stark entwertet. Die Frage, auf welcher


Höhe der Franc nun stabilisiert werden soll, wird zu einer äußerst schwierigen


politischen 
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Frage und es ist zu befürchten, daß die Anhänger der Deflation die Massen für


solche Selbstmordpolitik hinter sich haben werden. Auch die Gefahr der Kapital-


flucht wird nun in Frankreich akut. Damit wachsen die Schwierigkeiten für eine


Stabilisierung nach allen Seiten, besonders auch im Hinblick auf ein einmütiges


Vorgehen der früheren Mitglieder der lateinischen Münzunion. Que faire?


Inzwischen macht die Bewegung überall sehr erfreuliche und schnelle Fort-


schritte. Stanisic arbeitet mit großem Erfolg. Vielleicht wäre es angebrachter für


die „Reconstitution“, an Stelle von Spanien, wo doch alles sehr langsam vor sich


geht, die „Petite Entente“ heranzuziehen. Frankreich, Italien, Schweiz, Öster-


reich, Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, Jugoslawien, Rußland und Deutsch-


land.


In England ist es Prof. Soddy [Frederic Soddy war ein englischer Naturwissenschaftler, der


1921 den Nobelpreis für seine Untersuchungen der Gesetzmäßigkeiten beim Zerfall radioaktiver


Elemente erhielt. Über seine ökonomischen Veröffentlichungen vgl. die Zeitschrift „Freiwirtschaftliches


Archiv“ Nr. 5 – 6/1928, S. 83 – 91.] von der Universität Oxford, der sich neuerdings


durch Aktivität hervortut. Er hat kürzlich den Nobelpreis für Physik erhalten und


genießt als Wissenschaftler großes Ansehen. Er schickte mir kürzlich sein neues


Pamphlet „The Inversion of Science“, worin er an der heutigen Währungspolitik


scharfe Kritik übt. Er erwähnt auch die NWO und behauptet, er habe dort viel


Anregung gefunden. In der Liste der Adressen, die Ihnen vor etwa drei Wochen


zugesandt wurde (von Fräulein Hanna Blumenthal) steht auch der Name von die-


sem Prof. Soddy. Seiner Schreibweise nach zu urteilen, ist er ein ganz freier,


sympathischer Mensch. Vielleicht setzen Sie sich auch mit diesem Manne wegen


der „Reconstitution“ in Verbindung.


Falls Herr Daniel nach Paris fährt und er meine Anwesenheit dort für nützlich


hält, werde ich selbstverständlich mich auf seine Aufforderung hin gleich dorthin


begeben. Er müßte mir eine Schrift schicken, womit ich meine Reise nach Paris


bei der Paßbehörde motivieren kann. Hier überlege ich, daß es für die Sache


doch förderlicher sein mußte, wenn Sie selbst Herrn Daniel nach Paris begleite-


ten und wenn ich Ihnen das Geld, das ich hier ausgeben würde (200 schweiz.


Franken) Ihnen zuschicken würde. Teilen Sie mir bitte franchement Ihre Meinung


hierüber mit.


Ihnen, lieber Herr Barral, alles Gute wünschend bin ich


Ihr ganz ergebener  Silvio Gesell


An Herrn Regierungsrat Dr. Mario Krammer (Berlin) vom 5.2.1924
aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr Doktor!


Ich halte es für zweckmäßig, wenn dem zum Vortrag über die


Valutastabilisierung [Gemeint war Gesells Vortrag vor der Studiengesellschaft für Währungs-


und Finanzreform in Berlin am 22.2.1924. Vgl. den Band 15 dieser Edition, S. 79 – 96.] geladenen


Publikum beim Verlassen des Saales etwas zum Nachdenken in 
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die Hand gegeben wird. Für diesen Zweck habe ich das beiliegende Programm


für die „Internationale Valuta-Assoziation“ ausgearbeitet. Aus Ihrem Briefe vom 1.


ersehe ich, daß Sie mir für meinen Vortrag ein Honorar von 50 Mark zugedacht


haben. Das ist sehr freundlich, und ich danke Ihnen bestens dafür. Ich möchte


dieses Geld für den Druck des eben erwähnten Programms verwenden oder als


Zuschuß zu den Kosten. Ich nehme an, daß Sie die nötigen Einrichtungen für


solches Druckwerk haben. Auch vermögen Sie es besser als ich abzuschätzen,


wie viele Exemplare gedruckt werden müssen. So denke ich, daß Sie es mir


nicht übelnehmen werden, daß ich diese Arbeit von mir abwälze. Sollten die


Kosten die genannten 50 Mark übersteigen, so bin ich gern bereit, den Über-


schuß aus eigenen Mitteln zu bezahlen.


Hochachtungsvoll


S. G.


An Gottlieb Kolb vom 2.4.1924 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Bundesfreund.


Über Ihre Mitteilungen habe ich mich außerordentlich gefreut. Ich werde ver-


suchen, das Programm der Terristen [Gottlieb Kolb war Mitarbeiter einer Esperanto-


Zeitschrift „Nova Ekonomia Politiko“. Über die russischen Terristen vgl. Günter Bartsch, Russischer


Terrismus als Erd- und Bodenlehre, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 69. Folge (1986), S. 33 – 35.]


in unserer Presse unterzubringen. Wenn irgendwo, so sind in Rußland die poli-


tischen Verhältnisse für unsere Bestrebungen am besten vorbereitet.


Ich werde von hier aus direkt an die russische Adresse Schriften schicken und


Ihnen Duplikate der gesandten Schriften schicken. Da ich unmöglich meine Kor-


respondenz erweitern kann und alles, was hier geschieht, wohl überlegt werden


muß, so möchte ich Sie bitten, die Korrespondenz mit der russischen Gruppe


zunächst selber zu führen und mich nur von Zeit zu Zeit über den Werdegang 


zu unterrichten. Dezentralisation.


Ein Flugblatt aus dem Kriegsjahr 1915 lege ich bei, in dem ich ganz besonders


großes Gewicht auf die Esperantosprache lege und in dem auch sonst manches


gesagt ist, was den Terristen sympathisch erscheinen wird. Vielleicht sind Sie so


freundlich, das Blatt an Herrn Szabuniewic weiterzuschicken.


Mit den besten Grüßen Ihr Silvio Gesell
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An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 2.4.1924 aus Rehbrücke


Hochverehrter Herr Dr. Uhlemayr!


Ich glaube nicht, daß die Fehler in der Gründung und Organisation des FFFB,


die jetzt zu Tage treten, hätten vermieden werden können. Ja, wenn wir Geld


gehabt hätten! So mußte Maaß ohne weiteres alle aufnehmen, die sich als Mit-


glieder meldeten, damit überhaupt etwas geschehen konnte. Dabei erfordert es


die Natur unserer Sache, die in erster Linie die Sache der Ausgebeuteten ist,


daß sich Maaß nicht an die Kreise wenden konnte, die unsere Sache doch


schließlich austragen werden, sondern an solche, deren allgemeine Bildung vor-


aussetzen ließ, daß sie unsere Werbeschriften kritisch betrachten könnten. So


entstand ein Bund von Staatsbeamten, Lehrern, Technikern usw., vielfach emp-


findsame feingebildete Persönlichkeiten, die für die Verbreitung der Lehre in Wort


und Schrift durchaus unentbehrlich sind, die aber gerade in Folge ihrer Bildung,


ihrer gesellschaftlichen Bindungen dem politischen Streit und ihren persönlichen


Gefahren möglichst aus dem Wege zu gehen wünschen.


Jetzt nach fünf Jahren ist der Haufen nun groß geworden; er fängt an, sich zu


fühlen und will sich bestätigen. Die allgemeine Ratlosigkeit in allen politischen


Parteien reizt außerdem und die persönliche Furcht vor den wirtschaftlichen


Nöten, die jeder kommen sieht. So mußte dem Drängen nach der Politisierung


des Bundes nachgegeben werden, und diese brachte nun die Krise, die gleich


bei der Gründung vorauszusehen war.


Die parteipolitische Betätigung erfordert, wenn sie Erfolg haben soll, und unter


Erfolg versteht sich hier die Übernahme der Regierung, eine scharfe Disziplin,


und zwar keine bonzenhaft geübte Disziplin, sondern Selbstdisziplin. Und dafür,


daß solche Disziplin geübt werde, muß und kann nur allein das Programm sor-


gen. Das Programm soll vor allen Dingen alle abstoßen, die nicht innerlich zu


uns gehören. Das Programm muß also rücksichtslos wahr sein. Rücksichtslos,


also auf die Gefahr hin, daß der mühsam geschaffene Bund auseinanderfliegt.


Es muß im Programm soviel gesagt sein, daß am Tage der Übernahme der


Regierung kein Wort mehr zu sagen ist, sondern gleich gearbeitet werden kann.


Es muß also schon ein Regierungsprogramm sein. In einem Regierungspro-


gramm dürften aber keine Widersprüche sich einschleichen; sonst wird am Tage,


wo wir die Macht an uns gerissen haben, wieder geredet statt gearbeitet.


Und wer Erfahrung hat auf diesem Gebiet, der weiß, wie gefährlich solche


Situation ist. Denn während hier geredet wird, wird von der anderen Seite ziel-


bewußt am Sturz der neuen Regierung gearbeitet. Die Massen, die uns bei der


Aktion stützen wollen, werden nur unscharf erkennen, um was es sich eigentlich


handelt, und nur in dem Maße, wie sie eine Besserung der allgemeinen Lage


wahrnehmen, werden sie uns volles Vertrauen entgegenbringen. Sie werden uns


aber im Stich lassen, wenn sie sehen, daß wir selbst uneinig sind, d. h. wenn sie


uns reden sehen.
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Die Krise im Bund ist der erste „Erfolg“ der Politisierung. Was vorauszusehen war,


wird man nicht beklagen. Es muß eine Klärung über die letzten Ziele der Freiwirt-


schaft herbeigeführt werden. Es hat auch keinen Zweck, hiermit hinter dem den


Busch zu hocken. Bald genug werden die Gegner uns ja zwingen, Farbe zu beken-


nen. Wie stellt sich der Herr Referent zu dieser und jener Frage, so wird man uns


aushorchen, und wenn dann in den Antworten der einzelnen Redner sich Wider-


sprüche zeigen, dann werden diese Widersprüche nach drei Seiten ausgenutzt,


nach links, wenn es sich um eine Arbeiterversammlung handelt, und nach beiden


Seiten gleichzeitig, indem man darauf hinweist, daß die Mitglieder der neuen Partei


in grundlegenden Fragen verschiedener Meinung sind.


Die klare, unzweideutige Aussage im politischen Programm wird nun selbstver-


ständlich vielen Mitgliedern des Bundes das öffentliche Auftreten erschweren oder


gar unmöglich machen, namentlich wenn die Wahlen eine reaktionäre Regierung


bringen sollten. Den Lehrern wird das Eintreten für die Freiwirtschaft verboten wer-


den. Überhaupt allen, die sich dem Staate verkauft haben. Das wird so lange dau-


ern, wie die reaktionäre Regierung sich behauptet. Das kann drei Monate währen,


es kann aber auch sechs Monate währen. Das ist dann für den Bund ein ungeheu-


rer Verlust, denn aus den freien proletarischen Kreisen werden wir so schnell kei-


nen Ersatz bekommen. Ein unzweideutiges Programm wird jedoch nicht nur ab-


stoßende Kräfte ausüben. Wie viele bis heute durch die Unentschiedenheit in der


Werbeaussage mißtrauisch gemacht wurden, kann niemand sagen. Es sind 


meistens die politisch erfahrenen Arbeiter gewesen, gerade die Elemente, die


uns die Arbeiterkreise hätten öffnen können.


Die Trennung des Landesverbandes Süddeutschland vom Bund ist kein Verlust,


wie auch die Trennung des Westverbandes keinen Verlust bedeutet. Es handelt


sich ja nicht um eine kaufmännische Kundschaft. Die zur Zeit in Bayern herrschen-


den politischen Zustände lassen es m. E. sogar ratsam erscheinen, die Trennung


vorzunehmen, damit den anderen Landesverbänden mehr Freiheit gelassen


werde. Es wird aber darin auch nötig werden, den Namen zu ändern. Vielleicht


würde der Name Freiland-Freigeld-Bund den Säbelrasslern ungefährlich genug


klingen. Und unter diesem Namen läßt sich ja noch ungeheuer viel sagen. Politisch


allerdings ist er unzureichend, weil er zu sehr an Reform erinnert. Auch sind unter


dieser Bezeichnung die internationalen Beziehungen schwerer anzuknüpfen.


Immerhin für eine Weile mag es schon so gehen. Nachher, nach einem Jahr oder


zwei, werden sich der West-, Süd- und Nordverband wieder finden und unter einer


gemeinsamen Flagge kämpfen und siegen. Und die Erfahrungen, die die getrennt


marschierenden Verbände sammeln werden und die zu Vergleichen anregen, die


werden vielfach aufwiegen, was durch die Zersplitterung vielleicht an Kraft verloren


geht.


Die Hauptsorge von Otto Maaß war zunächst, einen tragfähigen Körper für eine


Zeitschrift und eine Presse zu schaffen. Diese Aufgabe hat er glänzend gelöst. Wir


haben jetzt sogar schon zu viele Zeitungen. Aber weil diese Aufgabe gelöst ist oder


gelöst zu sein scheint (vielleicht wird der Wettbewerb alle zur Strecke bringen),
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können wir uns jetzt den Luxus erlauben, Rücksichten fallen zu lassen, die noch


vor einiger Zeit unerläßlich schienen. Für die Literatur und die Presse brauchen wir


den Bund nicht mehr. Hier kann volle Freiheit des Wettbewerbs bestehen. Vielleicht


wird uns auch das Bundesorgan schon in einem Jahr oder zwei fallen lassen kön-


nen. Auch das wäre ein großer Fortschritt. Schon jetzt trägt die Zeitschrift nicht nur


die Druckkosten, sondern wirft auch schon etwas für die Mitarbeiter ab. Maaß hat


der Zeitschrift so viel Zeit geopfert und es schien auch, als ob sein Herz ein biß-


chen mit dieser Druckerschwärze durchseucht sei, daß er vielleicht das Blatt dann


gerne für eigene Rechnung weiterführen wird. In Anbetracht aller Umstände wird


der Bund vielleicht nichts gegen solche Eigentumsübertragung einzuwenden ha-


ben. Das würde einen weiteren Stein des Anstoßes für den Bund aus dem Wege


räumen. Und wir würden auf den Bundestagen Zeit haben, das Bundesprogramm


immer mehr zu klären und zu präzisieren.


Sie luden mich ein zu der Tagung. Leider habe ich zu derselben Zeit hier einen


schon angekündigten Vortrag zu halten. Ich kann also nicht. Darum schrieb ich


heute so ausführlich, um Ihnen ungefähr das zu sagen, was ich über die Entwick-


lung des Bundes denke. Alle Wege führen uns nach Rom. Auch der Weg, den Sie


nun neu einschlagen werden.


Allen Bundesfreunden herzliche Grüße


Ihr Silvio Gesell


An Anna Boettger-Gesell vom 4.4.1924 aus Rebbrücke


Allerliebste Boettgersanna!


Wie erhielten gestern mit großem Hallo wieder zwei Liebesgabenpakete, das


eine mit einem kreisrunden Käse, das andere mit vielen guten Sachen, an deren


Vertilgung wir uns auch gleich gemacht haben. Anita wird Euch sagen, wie viel


Spaß sie an solchen Liebesgabenpaketen hat und wie schön Dazi das Wort aus-


zusprechen weiß.


Auch kam Dein Brief an mit der Einladung zu einer Fahrt nach Zürich und das


bewog mich, meine Kassenverhältnisse einer Kontrolle zu unterwerfen. Ich war


überrascht, daß von dem schönen Geld, das mir Möli gab, so gut wie nichts mehr


übrig geblieben ist. Es ist wirklich interessant, mit wie vielem Geld man bei gutem


Willen auskommen kann. Dieser langen Rede kurzer Sinn ist also der – sendet mir


Geld – Geld – Geld, denn sonst kann ich nicht nach Zürich fahren.


Mit Rosa [Rosa war die Frau von Gesells im März 1924 verstorbenem Bruder Roman, der 1919 in


Arnstadt/Thür, die 3. Auflage der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“ verlegt hatte.] habe ich abge-


macht, daß ich ihr monatlich 100 Mark senden würde. Sie sagt, sie brauche nicht


so viel. Aber es wäre doch gut, ihr 100 Mark zu schicken – denn sie hat sonst


nichts mehr und wenn sie weniger braucht, dann gibt ihr so ein kleiner Überschuß


eine gewisse Sicherheit, die ihr wohl tun wird. Also so bitte ich Euch, sendet


monatlich und ohne weiter auf besondere Weisung von mir zu warten, direkt an


Rosa 100 Mark und damit über die Ankunft des Geldes eine automatische
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Kontrolle einsetzt, bezeichnet jede Geldsendung mit dem Monat, für den sie


bestimmt ist.


Die Freiwirtschaft marschiert, sie marschiert auch ohne mich. Sie hat auch im


Ausland Fuß gefaßt, und das garantiert ihre weitere echte Entwicklung. Eine


Internationale kann sich nicht entwickeln, wenn sie in Pfuscherhänden liegt – sie


fällt dann gleich zusammen. Diese Umstände veranlassen mich, die schon lange


projektierte Reise nach Argentinien näher ins Auge zu fassen. Auch Timm hat


ähnliche Absichten. Aber ehe Ihr nun von diesen Dingen in Briefen redet, die erst


in drei Monaten beantwortet sein können, überlegt, ob ich nicht viel besser tue,


mit Onkel Pablo zu Hermann zu reisen.


Unser Garten, der 5732 qm groß ist, trägt jetzt drei Krokosblüten und eine


Knospe eines Leberblümchens. Sonst sieht man auch mit dem Mikroskop kein


Lebenszeichen. Es ist alles sehr zurück in diesem Jahr. Mit dem Graben werde


ich auch morgen fertig, trotzdem nur etwa 1/5 des Gartens umgegraben ist – weil


der Mist morgen zu Ende gehen wird. Ich will dieses Jahr den Rest des Gartens


mit Lupinen bepflanzen. Es hat keinen Zweck, auf schlecht gedüngtem Boden zu


arbeiten, zu säen, graben, jäten, begießen, um nichts zu ernten.


Aber was soll ich euch noch viel erzählen. Schickt Geld, dann will ich euch


mündlich berichten.


Lebt alle wohl – die Großen und die Kleinen – und seid herzlich gegrüßt


von Eurem Babele


An Prof. Dr. Heinrich Rissom vom 9.4.1924 aus Rehbrücke


Lieber Bruder Rissom!


Vor 14 Tagen verlor ich einen sehr lieben Bruder. Einen besseren hat es nie


gegeben. Nun freute es mich, daß Sie mich in Ihrem Briefe mit Bruder anrede-


ten. Es war Roman Gesell in Arnstadt. Vielleicht haben Sie ihn gekannt.


In Betreff Ihrer persönlichen Angelegenheit möchte ich Ihnen folgendes sagen:


Es wäre nicht klug, jetzt schon Geld aus Norwegen nach Deutschland kommen


zu lassen, so lange die Reparationsfrage nicht in Ordnung gebracht ist und jeder


damit rechnen muß, daß sein Vermögen zum größten Teil in die Reparations-


masse geworfen wird. Sobald die Sachwertsteuer erhoben sein wird und die


Reparationen von den Reichskassen restlos abgewälzt sein werden, kann auch


wieder ausländisches Kapital sicher hier angelegt werden. Jetzt hieße es, das


Geld einfach dem Reparationsreptil in den Rachen werfen.


Andererseits kenne ich die Verhältnisse in Norwegen nicht, um Ihnen sagen zu


können, ob das Geld nicht sicher ist, wenn es in Kronen angelegt ist. Immerhin


wäre zu überlegen, ob es nicht besser wäre, das Geld in norwegische Sachwerte


anzulegen, wodurch es doch dem Schicksal der Krone, der Währung entzogen 
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wäre. Der Umstand, daß in Norwegen man sich jetzt mit Streiks unterhält, ist ja für


den Kurs der Krone nicht günstig. Und ein Streik kann immer ebenso schnell been-


det wie begonnen werden. Dann könnte der Kurs wieder steigen. Ein ganz bedenk-


liches Zeichen scheint es mir zu sein, daß in Norwegen Arbeitslosigkeit herrschen


kann, während der tiefe Kursstand der Krone doch immerhin auf eine Hochkon-


junktur hinweist. Vielleicht ist etwas faul im Staate Norwegen. Vielleicht stand der


Kurs der Krone vorher noch tiefer, so daß der heutige Kurs von 50 Pfg. relativ hoch


ist und daß die Arbeitslosigkeit eine Folge der Kursbesserung ist. In diesem Falle


wäre es tatsächlich besser, die Kronen zu verkaufen, das heißt, etwas anderes


dafür zu kaufen. Ich kenne zur Zeit aber kein besseres Papier als den amerikani-


schen Dollar. Dort haben die Kapitalisten das Heft noch fest in der Hand. Unter


Dollar verstehe ich hier Dollarnoten. Ehe Sie aber die Dollarnoten in amerikanische


Sachwerte umsetzen, wird es gut sein, wenn Sie sich etwas über die Aussichten


der einzelnen Papiere erkundigen. Sie haben ja dann Zeit. Möglich, daß die


Amerikaner, wenn es ihnen gelingt, das überschüssige Gold in Europa anzulegen


(siehe die Anleihe Dr. Schachts), daß dann in Amerika wieder eine Krise ausbricht,


die die Kurse der Industriepapiere wieder senkt. Das wäre dann für Sie der Augen-


blick, um die Dollarnoten in Aktien umzusetzen.


Gestern sprach mich Herr Pastor Klein von der Christlich-Sozialistischen Ge-


sellschaft an in einer Versammlung. Er erzählte mir von Ihren Vorträgen über die


Freiwirtschaft und sprach den Wunsch aus, noch mehr zu hören.


Meine Tochter und ihre Kinder sowie auch Herr Timm erwidern Ihre Grüße aufs


Beste. Die ganze Gesellschaft wünscht Ihnen alles Gute.


Ihr getreuer Silvio Gesell


An Wilhelm Mercks vom 12.4.1924 aus Rehbrücke


Es war vorauszusehen, was sich jetzt im FFF-Bund zuträgt. Das Fehlen eines


ausführlichen politischen Programms machte es möglich, daß sich im FFF-Bund


Personen zusammenschlossen, die die Freiwirtschaft nicht als solche, sondern als


Mittel zu entfernten, oft auseinanderstrebenden Zielen wünschen. Solange diese


Ziele nicht aufgedeckt zu werden brauchen, herrscht tiefer Frieden. Dann aber,


wenn es sich um ein politisches Programm handelt, dann bricht der Streit los.


Nur rückhaltlose Wahrheit, sowohl in der Lehre, wie auch in der Werbung, kann


es vermeiden, daß, wenn wir die politische Macht an uns gerissen haben und es


sich nun darum handelt, schnell, sicher, durchgreifend und widerspruchslos zu


handeln, der Streit in den eigenen Reihen ausbricht.


Über meine eigene Meinung in Bezug auf den einzuschlagenden Weg habe ich


nie dem geringsten Zweifel Raum gelassen. Mir ist es immer selbstverständlich


gewesen, daß wir uns nur dann Beachtung verschaffen und unser Ziel erreichen


können, wenn wir uns an diejenigen wenden, denen unsere Aktionen in erster Linie


dienen sollen. Und daß wir bei der Kurzsichtigkeit, mit der die Politiker handeln, 
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in allen kapitalistischen Kreisen, wie überhaupt bei allen, die noch nicht die


Hoffnung verloren haben, selbst einmal sich auf den Wegen der Herrschenden


schwingen zu können, auf den entschlossensten Widerstand stoßen würden.


Darum habe ich meine Schriften von Anfang an immer mit Rücksicht auf das


Proletariat geschrieben. Im „Physiokrat“ von Georg Blumenthal wendeten wir uns


immer direkt an die Arbeitermassen. Später im „Befreier“ übten wir dieselbe Taktik.


Und auch wieder im „Neuen Kurs“.


Der Freiwirtschaftsbund war nie einhellig in der Beurteilung der politischen Not-


wendigkeiten. Diese Einhelligkeit kann nur erreicht werden dadurch, daß die letzten


Auswirkungen der Freiwirtschaft ans Licht gezogen werden. Das Programm muß


m. E. in dieser Beziehung nicht wortkarger, sondern im Gegenteil so ausführlich


wie möglich gehalten werden. Darum war auch ich der Sünder, der in der Pro-


grammkommission das Wort „Ehe“ einzufügen vorschlug, das Wort, das jetzt so


viele beunruhigt hat. Mir scheint es aber nötig, daß wir alle Schwierigkeiten an den


Anfang setzen, wenn wir wirklich eine zuverlässige Partei bilden wollen, der man


das eigene, wie das Leben der Mitkämpfer anvertrauen will. Der Kampf muß


außerhalb des Bundes ausgefochten werden. Ihm dürfen wir nicht aus dem Wege


gehen.


Meine eigene Anschauung über die zu befolgende Politik des Bundes habe ich in


den beiliegenden Thesen niedergelegt. Meine Mitwirkung an der weiteren politi-


schen Tätigkeit des Bundes muß ich davon abhängig machen, daß diese Thesen


in seinem Aktionsprogramm Berücksichtigung finden. Wahrhaftig, der Streit in den


eigenen Reihen, wenn er mich auch nicht aufregt, Freude macht er mir nicht.


Dieser Streit wird aber immer und immer wieder ausbrechen, wenn wir, wie es bis-


her aus praktischen Gründen geschah, Zurückhaltung uns auferlegen, den eigenen


Kampfgefährten gegenüber.


Indem ich hoffe, daß die Tagung Klärung bringen wird, bitte ich Sie, mein Nicht-


erscheinen freundlichst zu entschuldigen und den versammelten Freunden meine


herzlichsten Grüße zu übermitteln.


An Wilhelm Mercks vom 3.5.1924 aus Rehbrücke


Lieber Herr Mercks.


Es ist gut, daß die Wahlen nun bald der Geschichte angehören werden. Ich bin


nicht gespannt. Dieser Reichstag wird nicht lange leben. Und der folgende noch


weniger lange. Und so fort, bis daß man einsehen wird, daß wir auf dem Wege der


Wahlen nicht aus dem Schlamassel herauskommen können. Dann wird es etwas


Neues geben müssen. Unser Bund war nicht kompakt genug, um als Machtfaktor


eine Rolle spielen zu können. Er war auch nicht dazu gebildet worden.


Die Spaltung ist nun nicht mehr zu vermeiden. Ich sehe darin keinen Schaden.


Besser am Anfang als am Tage, wo man die Macht nach heißem Kampf an sich


gerissen hat. Denn dann ist die Spaltung gefährlich. Jetzt wird man getrennt 
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marschieren. So bleiben die Innenreibereien aus, die so sehr hemmend wirken.


Der Freiwirtschaftsbund wird einen Vortrupp bekommen. In ihm werden die neuen


Mitglieder einen Mauserungsprozeß durchmachen, ehe sie im eigentlichen Bund


aufgenommen werden. Der frühere Freiland-Freigeld-Bund hatte diese Aufgabe


übernommen. Er ist dann wohl zu früh politisiert worden. Man hätte besser getan,


den Freiland-Freigeld-Bund bestehen zu lassen und daneben den Freiwirtschafts-
bund zu gründen. Morgen über acht Tage wird nun in Berlin eine Zusammenkunft


stattfinden. Es heißt, daß für denselben Tag auch in Hamburg eine solche Zusam-


menkunft geplant ist. Vielleicht ist auch das gut, obschon eine gemeinsame Aus-


sprache eine Teilung der Arbeit besser gefördert hätte. Darum bedauere ich auch,


daß meine Thesen nicht zur Verlesung kommen. Meine Thesen hätten die


Scheidung der Geister gefördert und so jedem das ihm zusagende Arbeitsfeld


zugewiesen.


Die Behandlung der Wahlen durch den FFB hat mir viel Freude gemacht. Sie


zeigte mir, daß wir mit der Zeit alle selbständig denkenden Köpfe vereinigen wer-


den in Deutschland. Wie haben sich alle anderen Bürger im Reich blamiert, die 


von ihren Parteien geschlossen zu solchen Wählen geführt werden konnten.


Immer feste druff


Ihr Silvio Gesell


An Paul Stanisic vom 20.8.1924 aus Rehbrücke


Es ist sehr betrübend, daß Sie Ihren angekündigten Besuch nicht haben aus-


führen können. Wir hatten uns alle sehr darauf gefreut. Ich persönlich bedaure es


um so mehr, als ich am 2. September mit dem Dampfer „La Coruna“ nach Buenos


Aires abfahre und der Kürze der Zeit wegen Ihnen keinen Abschiedsbesuch


machen kann. So nehme ich denn hiermit schriftlich von Ihnen Abschied und 


wünsche Ihnen von Herzen alles Gute und Ihrer zähen Arbeit den Erfolg, mit dem


wir alle rechnen.


Augenblicklich stockt unsere Arbeit in Deutschland etwas, wenigstens in organi-


satorischer Hinsicht. Sonst aber verbreitet sich die FFF-Lehre schnell und greift


immer tiefer in die Kreise des Proletariats. Das liegt allerdings zum guten Teil


daran, daß die Sozialdemokraten völlig ratlos sind und darum eher geneigt sind,


neue Wege zu suchen. Heute z. B. hält ein sozialdemokratischer Abgeordneter


einen öffentlichen Vortrag über die FFF-Lehre und die Sozialdemokratie. Es ist das


erste Mal, daß hier in Berlin die Sozialdemokraten sich öffentlich mit der FFF-Lehre


befassen. Das tun sie auch nur, weil sie von den Massen dazu gedrängt werden.


In Argentinien werde ich viel Arbeit vorfinden. Dort murxt man wieder schrecklich


mit der Währung. Es herrscht dort vollkommene Ratlosigkeit. Ich habe aber auch


persönliche Angelegenheiten zu ordnen, die mich vielleicht ein Jahr festhalten wer-


den. Vielleicht gelingt es mir, Geld aufzubringen, denn ohne solches kann man 


296







keine gedeihliche Arbeit verrichten. Es wäre auch in der FFF-Bewegung alles


glatter verlaufen, wenn man immer alles hätte so machen können, wie man es


gemacht hätte, wenn die Mittel nicht gefehlt hätten. Jetzt, wo die revolutionäre


Bewegung völlig abgeebbt ist, sind wir wieder mehr auf die tiefschürfende


Lehrtätigkeit angewiesen. Viel Hoffnung gibt uns die FFF-Jugendbewegung, in


der sehr gute Kräfte am Werke sind.


Meine Adresse in Buenos Aires ist: Ernesto F. Gesell (para Don Silvio), 1431


Avenida de Mayo 1431, Buenos Aires / Republica Argentina.


„Zeugnis“ für Hanna Blumenthal vom 31.8.1924 aus Hamburg, 
City Hotel


Fräulein
Hanna Blumenthal
Berlin


Sehr geschätztes Fräulein.


Morgen fährt nun mein Schiff nach Südamerika ab, und da fällt mir noch ein,


daß Ihnen vielleicht einige Zeilen von mir nützlich sein könnten, die Sie bei der


etwaigen Bewerbung um eine neue Stellung als „Zeugnis“ verwenden können.


Sie wollen es also gütigst mit diesem Zweck des Briefes entschuldigen, wenn ich


Ihnen hier einige Dinge sage, die Sie gewiß bei Ihrer großen Bescheidenheit als


Übertreibung unangenehm empfinden werden. Doch muß in einem Zeugnis die


reine Wahrheit gesagt werden.


In der immerhin doch kurzen Zeit, die Sie in meinem Büro als Privatsekretärin


verbrachten (1.5.1923 – 31.8.1924), haben Sie sich in die schwierigen Materien,


die ich behandle, in die Theorie des Geldes, der Währung, des Zinses, der


Valuta, der Wirtschaftskrisen überraschend schnell eingearbeitet und in der


Behandlung dieser Kategorien einen Spürsinn und eine Sicherheit gezeigt, um


die Sie gewiß viele an führender Stelle befindlichen Bankiers, Unternehmer,


Redakteure, Politiker und verantwortliche Beamte in den Ministerien beneiden


werden. In letzter Zeit wurde ich oft das Unbehagen nicht los, das ich empfand,


wenn ich unter die wertvollen Arbeiten, die Sie ablieferten, mein Autorzeichen


setzte. Mit sicherem Blick, wie ich ihn noch bei keiner Frau beobachten konnte,


verstehen Sie es, aus dem Wirrwarr der Geschehnisse den leitenden Gedanken


herauszufinden. Ich halte Sie durchaus für befähigt, in der Schriftleitung größerer


Tageszeitungen und wissenschaftlicher Zeitschriften einen schwierigen Posten


mit bestem Erfolg zu besetzen. Den Starken gehört diese Welt. So bin ich über-


zeugt, daß es Ihnen immer gut gehen wird, und erübrigen sich somit billige


Wünsche um Ihr Wohlergehen.


Silvio Gesell
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An Hans-Joachim Blumenthal vom 12.9.1924 aus Las Palmas


Lieber Hans!


Der Kapitän von meinem Schiff hat einen vorzüglichen Kompaß – so kamen


wir auf schnurgerader Fahrt hier auf dieser kleinen Insel des Ozeans an. Und


hatten eine gute Fahrt. Solchen Kompaß will ich Dir mitbringen.


An Jenny Blumenthal vom 31.12.1924 aus Punta Chica


Alle Deine Briefe mit Ausnahme von dem, den Du mir für Weihnachten an-


kündigst, trafen ein und erfreuten mich. Heute fahre ich nach Buenos Aires und


hole mir den Weihnachtsbrief mit Inhalt. Denn ich hause jetzt allein hier im


Hause. Fridolin und Else und die Kleine fuhren nach Chile. Ich konnte die hier


unternommenen Arbeiten nicht unterbrechen. Jetzt muß ich die Briefe selbst in


Buenos Aires abholen. Also ich fahre nun nach Buenos Aires und hole den Brief,


der mich etwas erfrischen soll.


Ich habe lange nicht geschrieben, überhaupt nicht geschrieben. Die Arbeiten


im Wasser nahmen mich voll in Anspruch, auch nachts. Gestern mußte ich um


ein Uhr nachts im Wasser bis an den Hals tauchen und dann ein Bad nehmen,


um mich von Schlamm und den Blutegeln zu befreien. Das alles aber macht mir


Spaß. Und ich bin fröhlich bei dem Gedanken, aus einem Sumpfe ein kleines


Paradies gemacht zu haben – das nun für so und so viel Taler verkäuflich ist. 


So lasse ich mich von Blutegeln aussaugen und dann soll ein anderer Blutegel,


der Kapitalist (Gott segne ihn), die passive Rolle spielen.


Hannas Briefe erhielt ich ebenfalls, auch die von Maria und den von Hans. Ich


werde sie alle beantworten – aber habt Geduld mit mir. Inzwischen sage Hanna,


daß ich ihr zu der Art, wie sie die „Freiwirtschaft“ redigiert, gratuliere; sage Maria,


daß ich mich sehr über ihren Brief gefreut, und Hänschen sage, daß ich ihn lieb


habe und immer an ihn denke.


In den nächsten Tagen will ich Dir auch etwas Geld schicken – 500 Mark –


und für Hanna werde ich auch etwas schicken. Hannas Bild von den Reh-


brückern hat mir die ganze kleine Gesellschaft sehr nahe gebracht und Marias
Bild steht augenblicklich auf meinem Tisch mitten in einem gewaltigen Strauß


von Hortensias, die nirgends so gut gedeihen wie in meinem Garten. Drei Meter


hoch sind die Sträucher. Sie bilden eine kompakte Masse von Blüten in der


Größe eines Menschenkopfes. Neben den Hortensias auf dem Tische steht ein


Korb mit Aprikosen, Pfirsichen, Tomaten und Gurken. Das ist jetzt meine


Hauptnahrung und wenn man schnell, aber lange davon ißt, wird man davon


auch satt.
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An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 1.1.1925 aus Buenos Aires


Hochverehrter Herr Dr. Uhlemayr!
Ihr Brief vom 23. Nov. wurde von Frau Vogelbaum in der Stadt, wohin ich nur 


selten fahre, abgegeben. So hatte ich nicht das Vergnügen, Frau Lilly persönlich


kennenzulernen. Vielleicht gelingt es mir, die Dame mit den Produkten meines


Obstgartens hierher nach Punta Chica zu locken, und so werde ich erfahren, wie


es Ihnen persönlich geht. Mir ists, als ob ich bereits Jahre aus Deutschland fort


wäre. Und dieses mir ists ist eigentlich ein angenehmes Gefühl.


Ihrem Unternehmen wünsche ich den besten Erfolg. Wenn ich mit den folgenden


Bemerkungen Ihnen die Arbeit etwas erleichtern werde, so würde mich das freuen.


Sie schreiben: Sie wollen zeigen, wie FFF die Konstruktionsfehler in der Dynamik


des Kapitalismus beseitigt und die ungeheuren Produktivkräfte, die im Kapitalismus


liegen, befreit. Der Freiwirt versteht, was Sie hier sagen wollen. Der Sozialist liest:


Der Verfasser will also den Kapitalisten zeigen, wie man das Kapital noch mehr


kräftigen kann. Er wirft dann das Buch fort. Aber auch der Kapitalist, der durch 


obigen Satz angelockt wurde, wirft das Buch fort, wenn er sieht, daß das Gegenteil


von dem gemeint ist, was er aus dem Satz las.


Kapitalismus ist Ausbeutungswirtschaft. Wenn Sie nun im obigen Zitat das Wort


Kapitalismus durch Ausbeutungswirtschaft ersetzen, dann sehen Sie, wie gefähr-


lich es ist, in einem wissenschaftlichen Werk Schlagworte zu gebrauchen. Unter


Kapitalismus verstehen Sie diejenige arbeitsteilige Wirtschaftsordnung, bei der im


Gegensatz zum Sozialismus oder Kommunismus die Privatinteressen der


Schaffenden die Triebkräfte liefern.


Sie schreiben: Der Urzins stamme möglicherweise nicht nur aus der Zirkulation,


sondern auch aus der Produktion. Das Wort „Zirkulation“ kann in beschränktem


Sinne wohl auf den Umlauf des Geldes Anwendung finden, wenn auch hier das


Wort den Vorgang mangelhaft kennzeichnet. Bei den Waren aber läßt es sich gar


nicht anwenden. Die Waren kommen niemals auf den Ausgangspunkt zurück.


Beim Tausch der Waren gegen Geld tritt der Urzins auf. Die Produktion nun, soweit


es sich nicht um die Technik handelt, muß durchaus als eine Kette von Tausch-


handlungen betrachtet werden. Im Geschäftsbuch jeder Fabrik löst sich übrigens


die Fabrikation völlig in erhobenen und gezahlten Preisen auf. Jeder einzelne der


ungezahlten Posten stellt einen Preis ... (?) ... Differenz zwischen den gezahlten


und den erhobenen Preisen gibt den Profit, der auch den Urzins enthält. Der


Unternehmer einer Fabrik muß durchaus als Händler betrachtet werden. Daneben


ist er zuweilen auch noch Techniker, wiewohl das Gedeihen des Unternehmens


hauptsächlich von den kaufmännischen Begabungen des Leiters abhängig ist. Da


das, was Sie darstellen wollen, doch die Güterverteilung und nicht die Güterher-


stellung ist, so würde es Ihre Aufgabe erleichtern, wenn Sie die „Produktion“ mög-


lichst ausführlich in den technischen und den kaufmännischen Teil zerlegten und


dann sagten, daß Sie es nur mit dem kaufmännischen Teil zu tun haben werden.


Dann behandeln Sie den Unternehmer durchaus als Kaufmann, 
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die Fabrik als Handelsplatz. Damit fallen eine Unmenge unklarer Begriffe fort.


Die Aussage wird dann ebenso klar, wie der Vorgang einfach und klar ist.


Sie schreiben, nachdem Sie gezeigt haben, daß die Arbeitskraft nicht


Gegenstand der Lohnverhandlungen ist, sondern die Arbeitsleistung, also das


Arbeitsprodukt ..... Indes wird Geldkapital auch in Unternehmungen investiert, die


nicht der Gütererzeugung dienen, aber doch menschliche Arbeitskraft verwen-


den, z. B. Boteninstitute, Speditionsgeschäfte, Versicherungs-Agenturen (hierzu


gehören doch auch sämtliche Handelsgeschäfte wie auch die Transportanlagen,


die Fuhrgeschäfte, die Schiffe, die Eisenbahnen). Diese Unterscheidung zwi-


schen handgreiflichen, gegenständlichen Waren und solchen, die nicht sichtbar


sind wie z. B. der Transport der Güter, ist meines Erachtens nach überflüssig.


Höchstens, daß man sie erwähnt, um zu zeigen, daß hier kein wesentlicher


Unterschied besteht. Welch wesentlicher Unterschied ist dann noch zwischen


einem Fisch im Wasser und einem solchen im Korb der Händlerin? Welch


Unterschied zwischen einer Tonne Kohle am Grunde des Bergwerks und einer


solchen auf dem Eisenbahnwagen? Greifbare Waren (Brot, Hammer usw.) und


nicht greifbare Leistungen (Gesangsunterricht, Transport usw.) unterliegen genau


denselben Gesetzen, die den Güteraustausch regeln. Die Preise beider Waren


werden durchaus von Angebot und Nachfrage beherrscht und müssen theore-


tisch vollkommen gleichgestellt werden als Produkte der Arbeitsteilung. Sie


bedürfen alle des Geldes zu ihrem Austausch. Das Geld, das zum Bau einer


Privatschule, einer Eisenbahn, eines Schiffes, einer Botendiensteinrichtung nötig


ist, muß wie das Geld einer Schuhfabrik verzinst werden. Wenn Sie also sagen:


Es wird auch Geld in Unternehmen investiert, die nicht der Gütererzeugung die-


nen, aber doch menschliche Arbeitskraft verwenden, z. B. Boteninstitute (in 


solchen Unternehmungen werden den Arbeitenden keine Waren abgekauft, 


sondern eben nur Dienstleistungen), so werfen Sie hier um, was Sie vorher an-


erkannten ..... (?), nämlich, daß nicht die Arbeit, sondern eben die Leistung (der


Botengang) gekauft und bezahlt wird. Weil Sie nun hier einen Unterschied


machen, der gar nicht besteht, finden Sie keine Möglichkeit, natürliche Grenzen


zu entdecken, welche dem aus dem Tauschvorgang zwischen Geld und Dienst-


leistungen stammenden Urzins gezogen wären. Sie sagen, die drei Wettbe-


werber des Bargeldes kämen bei der Begrenzung des Urzinses hier nicht in


Frage. Ich sehe hier keinen Grund für solche Annahme. Post und Eisenbahnen


stunden die Gebühren. Sogar die Kohlensteuer wurde Stinnes zur besseren Aus-


nützung der Inflation gestundet. Die Dienstleistung des Kaufmanns bildet einen


integrierenden Bestandteil jedes kaufmännischen Wechsels; für Zahlung von


Seefrachten ziehen die Spediteure alle Monate Wechsel für ihre Überseekunden.


Und auch der dritte Konkurrent des baren Geldes, die Urwirtschaft, fehlt nicht, ja


gerade hier ist er besonders leistungsfähig. Somit muß man sicht- und greifbare


Warenbestände und unsicht- und ungreifbare Waren, sogen. Dienstleistungen,


nach jeder Richtung völlig gleichstellen in Bezug auf ihre Stellung zum Geld.


Beide Waren müssen dem übergeordneten und hier maßgeblichen Begriff der


Arbeitsteilung (Produkt der Arbeitsteilung) untergeordnet werden.
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Das Wort Unternehmergewinn ist in der Literatur außerordentlich vieldeutig. In der


freiwirtschaftlichen Literatur wird darunter zumeist ein Gemisch von Arbeitslohn,


Kapitalzins und Grundrente verstanden. Was beim Betriebsgewinn nach Abzug von


Kapitalzins und Grundrenten übrigbleibt, das ist der Unternehmerlohn. Nun kann


man auch sagen: Was nach Abzug von Grundrente und Kapitalzins vom Betriebs-


gewinn übrigbleibt, das ist der Unternehmergewinn. In solchem Fall ist der Unter-


nehmergewinn allerdings reiner Arbeitslohn. Sagt man dagegen, was nach ange-


messener Bezahlung der Betriebsleiter (das sind zumeist auch die Besitzer) übrig-


bleibt, das ist Kapitalzins und Grundrente. In diesem Fall ist es durchaus richtig,


den Unternehmergewinn als reines Ausbeutungsprodukt zu bezeichnen. Wer also


heute das Wort Unternehmergewinn braucht, hat die Pflicht zu sagen, was er dar-


unter versteht. Und zwar wird es ratsam sein, im ganzen Buch beim jedesmaligen


Gebrauch des vieldeutigen Wortes durch einen Asterid auf die maßgebende


Definition hinzuweisen. Denn heute werden die Bücher nicht mehr Seite für Seite


gelesen. Viele beginnen mitten darin oder lesen sogar rückwärts. Es wäre darum


besser, das übrigens ganz überflüssige Wort ganz fallen zu lassen und dann nur


mehr vom Unternehmerlohn zu reden. Das Wort ist noch neu und wird dann auch


nicht mißverstanden werden.


Zu Ihren Bemerkungen über „Konjunkturgewinn“ möchte ich noch beifügen, daß
das Wort niemals allein gebraucht werden dürfte, sondern immer zusammen mit
seinem Zwillingsbruder, dem Konjunkturverlust. Regelmäßige sich wiederholende
Konjunkturgewinne kann es in allen dem Wettbewerb unterworfenen Betrieben
nicht geben, weil solche Gewinne ja die Konkurrenz anlocken müßten. Mit der
festen Währung verschwinden sie als Massenerscheinung. Was dann noch übrig-
bleibt, kann dann „volkswirtschaftlich“ weder als schädlich noch als nützlich be-
zeichnet werden. Solche Konjunkturgewinne und Konjunkturverluste sind dann
Begleiterscheinungen aller von der Natur abhängigen Produktion. Sie sind der
Barometer, nach dem sich die Produzenten richten, wenn sie wissen wollen, ob sie
ihre Betriebe erweitern oder einschränken sollen. Die künstlich durch Massenauf-
kauf herbeigeführten Preisschwankungen einzelner Waren (Getreide-, Kupfer-,
Baumwollspekulationen) spielten früher, als es noch keine Telegraphen und
Dampfschiffe gab, eine bedeutend größere Rolle als heute. Und je mehr der
Handel sich über die ganze Erde ausdehnt und dadurch jeden einzelnen Artikel
des Marktes zu einem Massenartikel macht, um so weniger Aussicht auf Erfolg bie-
tet sich solchen Warenspekulationen. Mit dem Freigeld, das die private Vorratswirt-
schaft begünstigt, stehen den Spekulationen noch viel gewaltigere Gütermassen
gegenüber. Der Weltfreihandel und die damit einsetzende gewaltige Vermehrung
der internationalen Verkehrsmittel wird noch viel stärker nach dieser Richtung wir-
ken. Dieser Vorteil der Freiwirtschaft ist in unserer Literatur noch viel zu wenig
beachtet worden. Vielleicht betonen Sie diesen Punkt in Ihrem Werke mit besonde-
rer Liebe. Weltfreiheit, Weltfreihandel, Festwährung, feste Valuta durch Iva, private
Vorratswirtschaft, gefördert durch das Freigeld. Das ist das Ende der Spekulations-
gewinne, der Konjunkturschwankungen, der Börsengewinne, der
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Differenzgeschäfte, der Börsenherrlichkeit. Für den Nachweis, daß mit der Freiwirt-
schaft, besonders durch Freiland und Weltfreihandel, es überhaupt keine Monopole
geben kann und daß dahin strebende Kartelle und Trusts und Syndikate ewig und
ewig ins Leere greifen werden, werden Ihnen alle Freiwirte sehr dankbar sein. Es
wird vielleicht gut sein, wenn Sie in der „Freiwirtschaft“ die Leser auffordern, Ihnen
das für diesen Beweis nützliche Tatsachenmaterial zu schicken. Auf die großen
Massen der Leute ohne Vorstellungsgabe wirkt solches Tatsachenmaterial weit
stärker als theoretische Deduktionen. Die amerikanischen Trusts (Petroleum,
Eisenbahnen, Stahl, Kupfer) bauen sich direkt auf dem Monopol der Bodenschätze
auf. Das alles fällt mit Freiland in Staub auseinander. Zu beachten ist hier auch,
daß die trustartigen Arbeiterorganisationen, wie z. B. der deutsche Buchdrucker-
verband, der den Druckereibesitzern die Einstellung von Lehrlingen genau be-
grenzt, heute noch im Schutz der Massen stehen, die solche Vereinigung als
Schutzorganisation gegen das Kapital betrachten, in der Freiwirtschaft mit der all-
gemeinen Antipathie zu rechnen haben wird, die zum Verlust der Kundschaft füh-
ren kann. Übrigens kann die Kartellierung zwischen den Unternehmern und
Arbeitern zwecks Ausbeutung der Allgemeinheit des Weltmarktes nur so lange
Erfolg haben, wie es sich um eine einseitige Kartellierung in bestimmten Berufs-
zweigen handelt. Eine allgemeine Kartellierung wird ebenso sinnlos wie ein allge-
meiner Schutzzoll sinnlos ist. Wenn, wie Sie sagen, die letzten Konsumenten, die
Rentner, die Rechnung des Generalkartells bezahlen müßten, dann hätte sich das
Generalkartell schon an der Währung vergriffen, denn diese will, daß auch der
Rentner für sein Geld ewig die gleiche Lebensführung bestreiten kann. Das
Währungsamt würde also eine allgemeine Kartellierung zwecks allgemeiner Preis-
treiberei unmöglich machen.


Es ist heute der heißeste Tag des Sommers. Die Sonne brütet über dem Lande,
und nur stoßweise versucht der La Plata, kühlere Winde ins Land hineinzuschmug-
geln. Zum Glück sind diese noch zollfrei.


Mit herzlichen Grüßen bin ich
Ihr ganz ergebener Silvio Gesell


An Charlotte Blumenthal-Spörry vom 27.6.1925 aus 
Punta Chica/Buenos Aires


[Dieser Brief ist nicht im Original oder als Durchschrift erhalten. Er wurde zuerst veröffentlicht in


Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S.335 – 338.]


Liebe Lotti.
Ich habe Dir nicht geschrieben, weil ich nicht wußte, ob ich oder mein Brief


zuerst in Europa eintreffen würde. Nun zieht sich die Sache aber in die Länge, und
so will ich Dir wenigstens für Deinen lieben Brief danken. Oft denke ich, wie schön
es wäre, wenn Deine liebliche Stimme hier im Haus und im Garten in heiteren
Gesängen durch die Büsche schallte im Wettstreit mit den Sängern der Natur.
König Salomon, der sein Haus mit schönen Frauen, Blumen, Pfauen schmückte
und dann noch die Königin von Saba einlud, die ein Schiff voll Gold aus Ophir 
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mitbrachte, womit Salomon sein Haus schmücken ließ, war doch wahrhaft ein
gescheiterer König, als die traurigen Feldwebel, die wir in Preußen auf dem
Throne sahen. Wie viele weise Sprüche entstammen nicht diesem salomoni-
schen Milieu. Von diesem Milieu besitze ich hier nun alle Nebensachen. Den
Garten, die Blumen und die Pfauen. Die Pfauen aber mit Fr. geschrieben, die
Hauptsache, die fehlen. Und so mußt Du mir verzeihen, wenn aus meinem Brief
so wenig salomonische Weisheit durchblicken wird. Und weil so die Vorbe-
dingung zur Weisheit fehlt, und wie die Dinge nun einmal liegen, auch an eine
Besserung dieser göttlichen Unordnung nicht zu denken ist, so verzichte ich (der
Fuchs und die Trauben) mit heroischem Entschluß und behaupte kühn, es sei ja
gar nicht die Hauptsache, die Wissenschaften und nicht die Frauen brächten das
Gefühl irdischer Glückseligkeit. Und so beschäftige ich mich, da meine Arbeit hier
zu Ende geht, mit den Wissenschaften, mit deren Hilfe wir dann sehr bald die
beunruhigende Gewißheit erlangen, daß wir so gar nichts wissen. Wie beun-
ruhigend wäre es doch, wenn wir erführen, daß andere Menschen mit Hilfe der
„Wissenschaft“ hinter die Dinge gekommen sind, die uns völlig verschlossen 
blieben. Wäre es nicht gefährlich, in Gesellschaft solcher Menschen zu wohnen,
die mehr wissen als wir? Müßte man solche Menschen nicht wie Giordano Bruno
verbrennen? Denke Dir doch, in welch furchtbare Abhängigkeit wir zu solchen
Menschen gelangen würden, die hinter die Dinge gelangt wären. Ein unerträg-
licher Gedanke! Das ist also der erste Vorteil, den wir von der Beschäftigung mit
den wissenschaftlichen Arbeiten anderer gewinnen, daß wir erfahren, die
Wissenschaft hat zur Aufgabe, den Beweis zu erbringen, daß wir nichts wissen.
Wenn man das erst mal erkannt hat, dann tritt man mit der nötigen Ruhe an die
wissenschaftlichen Probleme heran. Man erwartet von der eigenen Arbeit so
wenig wie von der Arbeit der andern ,welterschütternde‘ Entdeckungen. Unser
Auge haftet an der Oberfläche der Dinge, und wenn wir einen Schacht bohren,
so sehen wir in der Tiefe nur um so schwärzere Nacht. Dann wendet man sich
mit Empörung wieder zurück und fragt, ob es einen Sinn hat, dem Menschen
unlösbare, für ihn unlösbare, Probleme vorzulegen. Wir sind an eine Grenze
gelangt in unseren Erkenntnissen. Und diese Grenze können wir nicht mit
Apparaten und Erfindungen niederreißen, sondern (wenn es überhaupt möglich
ist) nur dadurch, daß die Zucht des Menschen unsere Erkenntniskraft stärkt.
Höher gezüchtete Menschen. Und so gelangt man wieder zu König Salomon.
Der Schönheitssinn leitete ihn, und in der Schönheit sind wohl alle Voraus-
setzungen für die höhere Zucht erfüllt. Nicht in jedem einzelnen Fall. Aber doch
so im allgemeinen. König Salomon schlug in seinem Garten den echten, den 
kürzesten Weg ein zur Lösung aller wissenschaftlichen Probleme. Der Schoß
des Weibes birgt den Schlüssel zu allen wissenschaftlichen Problemen. Vom
Gorilla erwarten wir nichts und auch nichts vom Krokodil. Also nur vom Men-
schen. Und da auch wieder das wenigste von den heruntergekommenen Exem-
plaren, sondern von den bestgelungenen Exemplaren. König Salomon trieb mit
seinem feinen Schönheitssinn Zuchtwahl. Ob es auch seine Frauen taten? Ob
Salomon seine schönen Frauen durch seine Persönlichkeit anzog? Oder wurden
sie etwa durch List, Gewalt, durch 
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äußerliche Dinge angezogen? Das ist das Problem der Hochzucht. Daß das, was
das eine vom Paar an gutem Stoff zuträgt, nicht durch Minderwertigkeit von der
anderen Seite zerstört wird. Beide müssen gleichwertig sein. Und für diese
Gleichwertigkeit kann nur die volle Freiheit beider die Bedingungen erfüllen.
Wenn es einmal so zugehen wird, daß sowohl beim Manne wie bei der Frau voll-
kommene Freiheit besteht, dann werden sich Paare zusammenfinden und Kinder
zeugen, die wirklich ,zusammengehören‘. Es werden dann vielleicht nur wenige
Paare zusammenkommen, weil die meisten dann suchen und suchend die Zeit
verstreichen lassen. Denn wahrhaftig, es wird wohl sehr schwer sein, daß zwei
stark differenzierte Menschen im jetzigen Menschenchaos sich finden können.
Ähnlich wie es bei einem im Meer verlorenen Heringsweibchen schwer sein muß,
ein Heringsmännchen aufzustöbern. Hier aber ist das Problem noch einfach, weil
das Heringsweibchen keine größeren Ansprüche stellt. Aber vielleicht besteht
beim Menschen ein entwicklungsfähiger, primitiver Sinn, der die Wahl ...


Herrgott, schon ist das Papier zu Ende. Gott sei Dank, wirst Du sagen.


An Philip Pye vom Juli 1925 aus Buenos Aires


Sehr geehrter Herr Pye, dear Sir!


Ihren Brief vom 26.6. schickte man mir hierher. Ich danke Ihnen für die zahl-


reichen Auskünfte und freue mich, daß die schwere Arbeit der Übersetzung nun-


mehr beendet ist. Das Exemplar der Übersetzung, das Sie mir zur Einsicht


zuschicken wollen, bitte ich aber nicht hierher zu schicken, sondern es dort zu


behalten, bis daß ich wieder in Europa eingetroffen bin. Das dürfte so in zwei bis


drei Monaten sein. Wenn es hierher geschickt würde, könnte es am Ende eintref-


fen, wenn ich nicht mehr hier bin. Und dann könnte es auch verloren gehen.


Ich bin sehr damit einverstanden, daß die beiden Vorträge „Gold und Frieden?“


und „Freiland, die eherne Forderung des Friedens“ aus der englischen Über-


setzung herausgenommen werden. Aus denselben Gründen, die Sie anführen.


Es ist auch meine Absicht, diese beiden Vorträge nicht mehr den weiteren deut-


schen Auflagen anzuschließen, sondern daraus eine besondere Friedensschrift


zu machen. Es ist immer Zeitmangel gewesen, der mich daran hinderte, es


gleich so zu machen. Aber der Wunsch, etwas wenigstens in der NWO über den


Frieden zu sagen, bewog mich immer, die Vorträge in das Buch einzuschmug-


geln.


Den Anregungen aus Amerika, das Wort free durch liber zu ersetzen, möchte


ich nicht nachzugeben empfehlen. Es heißt Tagespolitik betreiben, wenn man die


Sprache Tagesstimmungen anpaßt. Bei dem Worte free fragt jeder: Free of


what? Eine kritische Frage, die zum Nachdenken anregt. Es gibt ja das Wort free
beer. Es bedeutet frei von jeder Gegenleistung. Aber bereits das Wort free love,


das der 
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Amerikaner erwähnt, spricht deutlich aus, was das Wort free bedeutet, daß es sich


um eine Befreiung handelt. Free love, love free of burocratic inmiscuissions.


Umgekehrt würde das Wort liberty love schon an libertinage erinnern. Will man


durchaus das Wort liberty verwenden, so müßte es heißen: Liberty by liberation of
the land, of the money and trade. The liberation of money, land and trade brings us
liberty. Dann fragt man: Wovon soll denn Land, Geld und Handel befreit werden?


Die Frage führt gleich ins Zentrum der Probleme, die wir lösen wollen. Genau das-


selbe erreichen wir aber in viel kürzerer Prägung mit dein Worte free money free
land and free trade. Free trade und free soilers sind doch gute englische Worte, 


die überall in der Literatur zu finden sind.


Zu berücksichtigen ist auch, daß das Buch in England viel leichteren Eingang 


finden wird als in Amerika und daß, wenn man schon Rücksichten nehmen will, die


englischen Verhältnisse hier wichtiger als die amerikanischen sind. Die Engländer


sind am Ende ihres Lateins, wie alle Völker Europas. Das kann man aber zur


Stunde nicht von den Amerikanern sagen. Dort hofft noch jeder Mensch, selber


Kapitalist werden zu können und fühlt darum kein besonderes, dringendes Bedürf-


nis nach Reformen, namentlich nicht nach solchen, die der Verwirklichung seiner


Träume entgegenwirken sollen. Das bedeutet allerdings nicht, daß es leichter sein


wird, in England einen Verleger zu finden. Das Geld ist zur Zeit recht knapp in


England.


Alles in allem betrachtet, bin ich Ihrer Meinung, bei der Bezeichnung free money
zu bleiben. Die Schwierigkeiten, die Dr. Long erwähnt, sind nicht zu unterschätzen,


jedoch im Vergleich zu den politischen Schwierigkeiten, die zu überwinden sein


werden, spielen die Schwierigkeiten der Sprache kaum eine Rolle. Die Kräfte


wachsen auch zusammen mit den Schwierigkeiten.


Wenn Sie einen Verleger für die beiden Vorträge („Gold und Frieden?“ und „Frei-
land ...“) finden, dann wäre zu überlegen, ob nicht auch die logische Ergänzung


(durch Vortrag – „Abbau des Staates“) zu übersetzen und der Schrift beizufügen


sei. Diese Schrift müte allerdings für solchen Zweck revidiert werden und manche


Teile gestrichen werden, die nur für Deutschland bestimmt sind. Stark gekürzt,


könnte sie als Vorwort dienen.


In der Hoffnung, daß der Erfolg der von Ihnen geleisteten großen Arbeit ent-


sprechen wird, verbleibe ich mit herzlichen Grüßen


Ihr ergebener


Silvio Gesell


An Fritz Schwarz vom 28.7.1925 aus Buenos Aires


Lieber Herr Schwarz!


Ihren Brief vom 23. März habe ich noch gar nicht beantwortet. Vor einigen Tagen


kam ein Brief von Roth hier an. Er erinnerte mich an seine Thesen und da habe ich


Ihren Brief wieder hervorgeholt. Und ich verstehe auch, warum ich Ihren Brief 
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nicht beantwortete. Ein solcher Brief! Ich hatte ihn nur bis zum Anfang des 2.


Absatzes gelesen und ihn dann ad acta gelegt. Wie schnell doch die Politik den


Charakter verdirbt! Sie sind fabelhaft schnell schäbig geworden. Es ist sicher „zu


wat scheenes“, so die Tagegelder eines Nationalrates einzukassieren! Ist das Ihr


Ziel geworden? Dazu wurde der Freiland-Freigeld-Bund gegründet? Wenn Sie


persönliche Ziele verfolgen – gut! So sagen Sie es offen und gründen dann einen


neuen „nicht kompromittierten“ Bund für Währungsreform, für Freigeld mit und


ohne Klebemarken! Wozu sich Freiwirtschaftsbund nennen, wenn Sie die Frei-


wirtschaft nicht wollen oder sie für aussichtslos halten?


Sie schreiben gleich im 2. Absatz: „Die Grundrente ist das, was der Mensch in
einer Kulturgemeinschaft .....“. Wer ist das, dieser Mensch in einer Kulturge-


meinschaft? Ist dieser Mensch ein Grundbesitzer oder ein Knecht? Nein, solche


Briefe lese ich nicht zu Ende. Sie wissen doch ganz gut, daß dieser Mensch


nicht existiert. Die Grundrente ist das, was der Knecht oder der Pächter am Ende


des Jahres dem Herrn für die Benutzung des Bodens bezahlte. Wenn der Knecht


nicht da wäre, der den Boden braucht, so wurde der Grundbesitzer keine Rente


beziehen. Zur Grundrente gehören also ein Knecht, dem nicht das volle Arbeits-


produkt gehört, und ein Herr, der vom Knecht sich ernähren läßt. Diesen ver-


brecherischen Zustand soll Freiland beseitigen. Und dazu wurde der Bund ge-


gründet. Mit allen wirksam erscheinenden Mitteln sollte der Grundrentenbezieher


vernichtet werden.


Was Roth in seinen Thesen schreibt, das ist, und Sie wissen es genau so gut


wie ich, Quatsch, reiner Quatsch. Schulden Sie dem Roth vielleicht Geld? Hands


up, hands up! Familienvater! Hat er Sie in der Klemme? Sind Sie sein Vasall?


Sein Knecht? Schicken Sie dann lieber Ihre Kinder ins Findelhaus! Und werden


wieder Schulmeister. Und bleiben der ehrliche Mensch, der Sie im Grunde doch


waren. Roth ist Vorsitzender des Schweizer Freiwirtschaftsbundes und schreibt,


daß er bis dahin „geglaubt“ habe, die Sache mit Freiland sei theoretisch richtig.


Auf Grund seines Glaubens wurde er Vorsitzender, und das wurde er nur durch


ihre Mitwirkung. Deshalb werden Sie die Frage recht natürlich finden, die ich hier


an Sie stelle: Haben Sie Roth den Vorsitz des SFFB verkauft für den Preis einer


Prolongierung eines verfallenen Wechsels? Oder hat er sich Ihnen gegenüber


verpflichtet, die Hälfte der Nationalratstagegelder an Sie abzuliefern? Auf solche


Gedanken kommt man selbstverständlich, wenn der Vorsitzende des Feiwirt-
schaftsbundes schreiben kann, er habe bisher „geglaubt“, daß ...


Der Fürsprech Roth macht es genau wie der Konfusionsrat Dick. Er behandelt


die Grundrentenfrage, ohne vorher die Lohnfrage zu beantworten! Und zu die-


sem Blech sagen sie ja und amen. Was nach Abzug des Lohnes vom Produkt


des Arbeiters übrig bleibt, das ist Grundrente. Wie viel nun wird der Arbeiter for-


dern können? Diese Frage habe ich gleich zu Anfang der NWO aufgestellt und


beantwortet. Die Antwort auf diese Frage ist der Ausgangspunkt für alles Übrige.


Wer die finanzielle Freilandlehre kritisieren will, muß hier beginnen. Stattdessen


beginnt Roth mit Behauptungen, die aller Erfahrung zuwiderlaufen. Direkt 
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lächerliche Behauptungen. Die Grundrente ist der Zins des in Bodenmeliorationen,


direkten wie indirekten, angelegten Geldkapitals!


Wie viel Geldkapital hatte Suter in den Boden dort in Kalifornien angelegt? Wie


viel Geld hat bisher der Rheinfall zu Schaffhausen der Schweiz gekostet? Hat der


Regen, der den Rheinfall erzeugt, auch so schrecklich viel Geld gekostet?


Schicken Sie Ludendorff nach Schaffhausen, damit er dort tabula rasa macht mit


all den Wasserwerken, und dann fragen Sie Roth, wie viel der übriggebliebene


Wasserfall gekostet hat und wie viel er dafür bezahlen würde? Hier können Sie alle


Tage Land kaufen sehen, das noch kein menschliches Auge je gesehen hat, zu


Preisen, die die Preise des Bodens in der Schweiz übersteigen. Wenn der Preis


des Bodens nur das darstellt, was die Bodenmelioration direkt oder indirekt an


Geld gekostet hat (also einschließlich aller vom Staat und der Gemeinde gemach-


ten Geldausgaben), dann rechnen Sie bitte nach, wie viel ein Acker heute kosten


würde, der zur Zeit von Herodes etwa 100 Mark kostete und dessen Rente (5 Mark


jährlich) in Meliorationen angelegt worden wäre! Müßte man diesen Boden nicht 50


Meter hoch mit Gold decken, um seinen Preis zu bezahlen? Hier in der Stadt reißt


man Häuser nieder und verkauft dann den Boden auktionsweise für 2000 Dollar


den Quadratmeter (5000 Schweizerfranken). Dieser Boden muß nun dem Eigen-


tümer 100 Dollar = 200 Schweizerfranken an Rente jährlich einbringen. Wie wollen


Sie einen Quadratmeter nun um 200 Franken jährlich meliorieren? Jahr für Jahr.


Nehmen wir an, die Grundrente würde in der Schweiz direkt an den Staat abgelie-


fert zur Deckung der Staatsausgaben. Was würde der Staat dort mit den Riesen-


summen anfangen können, wenn er keine Renten verteilt? Und was würde ge-


schehen, wenn der Staat diese Renten verteilte? Würde da der Grundbesitzer


diese Renten bei den Lohnverhandlungen einkassieren? Es ist ja ein alter physio-


kratischer Lehrsatz, daß die Grundsteuer (single tax) für den Grundbesitzer die 


billigste Steuer ist. Die indirekten Steuern, einerlei welcher Art sie auch seien,


„treffen den Grundbesitzer horizontal, die Grundsteuer trifft ihn vertikal.“ Bei der


Grundsteuer ist die Rente am höchsten, weil die vertikale Besteuerung billiger ist


als die horizontale. Intelligente Grundbesitzer haben darum gefordert, daß sie allein


in Gestalt einer Grundrentensteuer die Staatssteuern bezahlen sollen. Und sie


taten recht. Werden Grundrenten an die Arbeiter ausgerichtet, dann fordert der


Grundbesitzer vom Arbeiter eine „Entschädigung“ dafür, daß er ihn beschäftigt. Wie


die Kellner in Paris einen Teil der Trinkgelder an den Grundbesitzer abliefern müs-


sen. Der Ausgangspunkt für die Betrachtung solcher ökonomischer Vorgänge ist


die Frage: Was bezahlt der Mensch (Grundbesitzer) dem Menschen (Knecht) als


Lohn? Zahlt er ihn nach dem Grundsatz: so viel oder so wenig wie möglich? Auf


diese Frage hätten Sie von Roth eine Antwort verlangen müssen. Nehmen wir an,


der Staat sei vollkommen abgebaut. Es gäbe keine Steuer: Alles, was der Staat


heute im Interesse der Grundbesitzer tut, müßte von den Grundbesitzern selbst


verrichtet werden. Nehmen wir ferner an, es gäbe weder Geld noch Zins: Wie


würde sich da der Grundbesitzer benehmen. Nach Roth würde er den Boden, sein


Eigentum, den Proletariern zur freien Nutzung überlassen, sofern er ihn nicht per-


sönlich 
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bearbeiten kann. Und wenn er ihn verkaufen will gegen Arbeitsprodukte, da würde


er niemanden finden, der ihm mehr bieten würde als was der Grundbesitzer in den


Boden an Meliorationen gesteckt hat. Auch dann, wenn es an Proletariern wimmelt,


denn nach Roth ist die Nachfrage nach Boden unabhängig von der Dichtigkeit der


Bevölkerung. Das alles widerspricht glatt allen Erfahrungen, allen Tatsachen.


Bringen wir auf eine wüste Insel, die einem gut bewaffneten Grundbesitzer gehört,


eine der Größe der Insel angepaßte Menschenmasse. Der Grundbesitzer parcel-


liert die Insel und verpachtet sie. Nach Roth könnte in diesem Falle der Grundbe-


sitzer nur die als Staatsausgaben gedachten Verwaltungskosten erheben. In Wirk-


lichkeit würde dieser Grundbesitzer das ganze Arbeitsprodukt für sich verlangen


und den Kolonisten nicht mehr überlassen, als nach seiner Meinung die Kolonisten


zum Leben brauchen. War es nicht so in Irland, nahmen die englischen Lords nicht


so viel an Pacht, daß die Iren verhungert sind in großer Zahl? Der Grundbesitzer


kennt bei solchen Forderungen nur eine Grenze, das ist die Flucht der Arbeiter,


wenn sie möglich durch die Freizügigkeit ist. Sonst nur die Gefahr, daß seine


Arbeiter verhungern, genau wie beim Sklavenhändler. Kennt Roth ein anderes


Lohngesetz? In den Thesen von Roth ist kein Wort vom Lohn gesagt, und solche


Thesen schicken Sie mir zur Begutachtung zu. Als ob ich nichts Besseres zu tun


fände, als Einfälle und billige Phantastereien des Vorsitzenden des SFB zu kritisie-


ren. Der Boden unterliegt, sagt Roth-Dick, dem Schwund! Was ist das für Quatsch!


Dick verzeihe ich solche Narreteien gerne, weil bei ihm die Phantasie sehr rege ist


und manchmal (leider fast immer) seine Wünsche Väter seiner Theorien sind. Aber


dem Vorsitzenden des SFB kann man solche Dinge nicht verzeihen. Der Wasser-


fall von Schaffhausen plätschert bereits seit der letzten Eiszeit. Er unterliegt dem


Schwund, sagt Roth. Die argentinische Pampa liegt hier seit Jahrmillionen. Statt zu


schwinden, wird sie immer größer. Sie schwindet, sagt Roth. Allerdings, was von


den Gletschern vom Fels abgerissen wird, schwindet dort und setzt sich am


Meeresufer als Aluvialboden ab. Jährlich rückt das Ufer 80 Meter vor. Dieses jähr-


liche Aluvium (Schwund) verkauft die Regierung zu 40 Dollar den Quadratmeter.


Die Brache ist das Mittel gewesen bis vor etwa 40 Jahren, um erschöpften Boden


wieder ertragfähig zu machen. Der Boden schwindet wie Äpfel und Wurst, sagt


Roth. Wenn man in den schweizerischen Matten nicht alljährlich mähen würde, so


bedeckten sie sich sofort mit Tannen. Der Raummeter dieser Tannen kostet auf


dem Stock 20 Franken. Und ein Hektar gibt 500 Raummeter Nutzholz. Das ist der


Beweis, daß der Boden vom Erdboden verschwindet. Das Petroleum in Mesopo-


tamien lagert dort schon so viele Jahrmillionen, Zeit genug, um zu verschwinden.


Trotzdem schwinden die Petroleumdividenden nicht. Warten Sie nur noch ein


Jahrmillion, dann wird dieses Petroleum gewiß verschwunden sein, sagt Roth. 


Dick kam wohl auf den Gedanken, daß der Boden, wenn er sich selbst überlassen


ist, schwindet, weil er beim Regen die Erde vom Weinberg hinabfließen sah.


Sonderbar, daß diese Erde nicht schon früher, zur Zeit der Höhlenbären, nicht


schon ganz vom Regen weggeschwemmt wurde! Liegt es vielleicht daran, daß 


die sich selbst überlassene Erde sich mit dem Wurzelwerk der 
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Gräser bedeckt? Hat man nicht in den Bergen Schutzwaldungen geschont, damit


Erdrutsche vermieden werden? Wer von einem Grundbesitzer Boden verlangt,


der muß zum Mindesten das zahlen, was der sich selbst überlassene Boden


jährlich hervorbringt an Holz, an Jagdtieren, an Fuchsfellen, an Vergnügen auf


eigenem Boden spazieren zu gehen. Umsonst gibt niemand den Boden her.


Gestern war Dr. Tuercke hier. Er sprach von einem dicken Manuskript, das er


von Ihnen erhielt und das über die Roth-Dickschen Thesen handelt. Er wollte es


mir heute bringen. Er wurde sicherlich daran gehindert. So schreibe ich diesen


Brief, ohne Einsicht in jenes Manuskript genommen zu haben, um den Dampfer


Cap Polonio zu benutzen, der schnell ist.


Wenn Roth den Vorsitz behalten soll, dann rate ich Ihnen, das Programm auch


ganz auf den Rothschen Geist umzustellen, damit sich niemand mehr zu ärgern


braucht. Sie können dann mit ihm die breite und bequeme politische Straße


gehen. Denken Sie an Ihre Kinder, denken Sie an Ihre alten Tage. Die freiwirt-


schaftliche Politik ist nicht ungefährlich. Machen Sie Schluß damit. Der „Frei-
geldler“ – das war der rechte Titel. Damit kommen Sie schnell in den Nationalrat


und werden auch in das Direktorium der Nationalbank gerufen. Ihr Name wird


dann weltbekannt, um so bekannter und berühmter, je weniger Sie fordern wer-


den. Und am berühmtesten dann, wenn Sie gar nichts fordern. Erreichen werden


Sie auf alle Fälle nichts. Das ist auch das Beste. Dann wird man alt dabei. Denn


sobald man etwas erreicht hat, ist es auch schon vergessen. Es sowohl wie man.


Der Mann, der etwas erreicht, vernichtet das Kostbarste, was er hat, seine


Ideale. Auch Roth ist persönlich damit geholfen. Er braucht sich nicht mehr zu


schämen, zusammen mit Timm, Tuercke und Haacke genannt zu werden. Die


Proletarier, soweit sie nicht zum Renommieren nötig sind, werden abgeschüttelt.


Man kann in der besten Gesellschaft von seinen Bestrebungen reden.


Abschütteln, abschütteln. Trefzer, Bernoulli und noch zwei andere; die anderen


werden mit Ihnen gehen, und wie glücklich werden sie sein, einen Mann endlich


in den Nationalrat schicken zu können. Ja, ja, tun Sie das. Sie werden es nie,


höchstens auf dem Totenbett bereuen. Und das dauert nur kurze Zeit, höchstens


so lange, bis die letzte Medizinflasche geleert ist.


Ich wünsche Ihnen alles Gute und vollen Erfolg ohne Erfolg.


Es lebe die Freiwirtschaft.


Silvio Gesell


An Fritz Roth vom 29.7.1925 aus Punta Chica


Ich will mich beeilen, Ihren Brief vom 25.6., der vor drei Tagen hier eintraf, zu


beantworten. Ich hätte lieber gewartet, bis daß ich die Kontroverse Bernoulli-
Roth über Ihre Thesen zu Gesicht bekommen hätte. Dr. Tuercke hat sie nämlich


durch Schwarz zugeschickt bekommen und versprach, sie mir zu schicken. Nun


geht aber heute ein schneller Dampfer, und den möchte ich benutzen, um Ihnen


wenigstens 
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den Empfang Ihres Briefes zu bestätigen und Ihnen Dinge zu sagen, zu denen


jenes Manuskript nicht nötig ist. Ich schreibe auch mit derselben Gelegenheit an


Schwarz und sage ihm, daß ich die mir z. Z. mit Brief vom 23.3. gesandten Thesen


nicht zu Ende lesen vermöchte und sie ad acta gelegt hatte wohl in der Meinung,


daß es im SFB genügend Kräfte geben müßte, um das Irreführende in der Dar-


stellung und Behauptung auf soliden Boden zurückzubringen. Ihre Thesen sind


wohl ganz logisch von Behauptungen abgeleitet, die mit der realen Welt widerstrei-


ten. Es sind auch dieselben Behauptungen, von denen Dr. Dick ausgeht. An


Schwarz schrieb ich weitläufiger über dieses Tatsachenmaterial. Bei Dr. Dick ist es


die Vorliebe für den Bauernstand, der ihn Dinge sehen läßt, die nicht existieren. Bei


Ihnen ist es, wie ich annehme, der Wunsch, dem Schweizer Freiwirtschaftsbund
(SFB) propagandistische Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. Was mich


stutzig gemacht hat, ist der Umstand, daß der Vorsitzende des SFB schreiben darf,


er „glaube“ nicht an die Richtigkeit der Freiland-Grundrententheorie. Wie kann man


aber Vorsitzender eines Bundes bleiben, dessen Bestrebungen man nicht mehr


anerkennt, die man also bekämpfen muß? Wäre es da nicht angebracht, aus dem


Bund auszutreten und den Bund auf dem Wege einer öffentlichen Kritik umzubrin-


gen? Wie gerne würde ich Ihnen bei solcher Tätigkeit behilflich sein, wenn Sie


mich überzeugen könnten, daß Sie Recht haben.


Übrigens, ehe ich es vergesse, möchte ich Ihnen sagen, daß mein Artikel in der


„Freiwirtschaft“ eine Antwort ist auf die von Dr. Dick in derselben Zeitung veröffent-


lichten Ansichten. Ich habe bei der Abfassung dieses Artikels wirklich nicht die Ab-


sicht gehabt, auf Ihre Thesen zu antworten. Ich habe diese Thesen wohl erst jetzt


mit Aufmerksamkeit gelesen. Das Warum habe ich Schwarz geschrieben. Mit Ihren


Vorwürfen in dieser Sache haben Sie also etwas übereilt gehandelt, was ich der


Überhäufung mit Berufsarbeiten zuschreiben möchte.


Schwarz bat mich auch im Namen von Bernoulli um eine Antwort auf ihre


Thesen. Es wäre also nach vielen Richtungen nicht in der Ordnung gewesen,


wenn ich meine Antwort nicht direkt an Schwarz geschickt hätte. Ihre Thesen sind,


soviel ich weiß, nicht veröffentlicht worden. Es hat darum auch keine Eile, in der


Presse sich damit zu befassen. Bei Dick ist es anders, weil er sich gleich an die


Öffentlichkeit wendet.


Auf Ihre Thesen werde ich antworten, sobald sie veröffentlicht werden. Bis dahin


halte ich sie für Einfälle, wie man solche unter Freunden zum Besten zu geben


pflegt. Dabei will ich aber hier bemerken, daß es wohl wenige Männer gibt, denen


es so wenig liegt wie mir, „eine endlich einsetzende Kritik im Keime ersticken zu
wollen“. Was hätte ich denn davon? Ich möchte nur hier die Frage stellen, wer es


bisher verhindert hat, daß die Freilandforderung in der Schweiz nach allen Rich-


tungen hin so überaus kümmerlich behandelt worden ist, so daß das Wort in der


„Freiwirtschaftlichen Zeitung“ kaum zu finden ist? Ich stelle die Frage, wünsche


aber keine Antwort. Den Männern des SFB ist Freiland und damit auch die Frei-


wirtschaft ein Stein des Anstoßes. Sie wollen das im Namen liegende Programm


nicht realisieren. Das dürftige Körperchen fühlt sich selbstverständlich
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unwohl in dem großen Mantel. Ich kann den Männern vom SFB nichts besseres


raten, als das Programm rückwärts zu revidieren und alles zu streichen, was sie


nicht vertreten wollen. Es bleibt dann sicher noch genug übrig für einen Verein


für Währungsreform, namentlich heute, wo die Währungsfrage im Mittelpunkt des


Interesses aller Staatsmänner steht. Ein paar Männekens, die dann mehr wollen,


die die Freiwirtschaft sans phrase haben wollen, die „schütteln Sie ab“, die gehö-


ren nicht zu Ihnen, die können Sie desavouieren, die mögen sich zusammentun


unter einem bereits weniger kompromittierten Namen, wie das in Deutschland


gemacht wurde. Dann geht jeder seinen Weg, und niemand braucht sich über


den anderen zu ärgern und sich zu schämen, daß er auch zu jenen gezählt wird.


Die Literatur für einen solchen Verein für Währungsreform haben Sie dann in den


Schriften von Dr. Christen, von denen Sie ja alles abschütteln können, was Ihnen


für Ihre Zwecke nicht gefällt. Wenn Sie dann noch etwa das Programm des


früheren schweizerischen Vereins für Steuerreform dazu nehmen, dann haben


Sie ein genügend weites Programm, um das Leben eines Durchschnittspolitikers


auszufüllen. Sie werden dann auch später das interessante Erlebnis haben, daß


Fritz Schwarz eines Tages in die Alpen ziehen wird, wie es Dr. Lauterburg getan


hat. Zerstörte Ideale machen den Menschen wurmstichig und mürbe. Qu’ importe


la mort d’une vague humanité quand le geste est beau! Vielleicht macht Schwarz
nicht mit. Dann werden Sie 1000 andere finden, die sich für ein solches bürger-


liches Programm interessieren lassen, ein Programm, das man auch in anstän-


diger Gesellschaft entwickeln kann.


Und noch etwas sehr Gutes hätte eine solche Scheidung. Sie brauchen dann


sich nicht nur nicht mit der Weltanschauung der Freiwirtschaftler zu befassen,


auch ihr privates Leben kann Sie kalt lassen. Und wenn dann solche Freiwirte


staatliche und bürgerliche Stricke zerreißen, was geht Sie dann noch solches


an? Und wenn in diesen Kreisen auch mein Ansehen und darüber hinaus auch


noch das „meiner Familie“, meiner erwachsenen Kinder, schäbig wird, wenn man


dort nur mehr errötend meinen Namen erwähnen kann, dann können Sie mit


Stolz ausrufen: „Ich habe diese Leute rechtzeitig abgeschüttelt“. Übrigens möch-


te ich hier erwähnen, daß diese Abschüttelung bereits geschehen ist. Seit mei-


nem Baseler Vortrag weiß ich, daß mein Ansehen dort ranzig geworden ist. Ich


bin darüber nicht unglücklich geworden. Man genießt immer Ansehen im Kreise


der Raben auf Kosten des Ansehens in Kreisen der Eulen. Mancher lechzt


danach, jedes Ansehen bei den Menschen zu verlieren. Ihren Brief möchte ich


gerne zur Klärung der Situation veröffentlichen, so wie er ist, ohne ein Wort zu


streichen. Darf ich das? Wenn nicht, will ich ihn Ihnen zurückschicken, denn ich


will in meinen Briefschaften keinerlei Geheimnisse und Klatsch aufbewahren.


An Fritz Schwarz vom 5.8.1925 aus Buenos Aires


Ich erhielt nun durch Tuercke die Kontroverse Bernoulli-Roth zugeschickt. Da


Tuercke selbst sehr mit seinen Existenzfragen beschäftigt ist, will ich versuchen, 
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einiges zu den Thesen zu schreiben. Ich schicke Ihnen heute meine Bemer-


kungen zu These Nr. 1. Es sind, o Grauen, bereits zehn Seiten geworden.


Wieviele Seiten die anderen Thesen ergeben werden, weiß ich zur Stunde noch


nicht. Es wird aber weniger werden, da vieles hier gesagt ist, was auch zu den


anderen Thesen gehört. In etwa acht Tagen, denke ich, werde ich fertig sein.


Schon jetzt aber sehe ich, daß Freiland den SFB in einen Bund für Währungs-


reform und einen solchen für die Freiwirtschaft spalten wird. Es ist unvermeidlich.


Durch die Art der Propaganda sind Elemente angelockt worden, die vor den


Konsequenzen der Freiwirtschaft zurückschrecken. Diese Elemente bilden jetzt


die Mehrzahl und werden den Bund in ihre Richtung zwingen. Namentlich da in


der Leitung niemand ist, der am Programm festhält. Je früher die Spaltung voll-


zogen wird, um so besser. Jetzt stören sich die beiden Richtungen gegenseitig.


Nach der Spaltung werden beide Teile mit neuer Kraft arbeiten können. Die


Währungsreformer werden gewiß sehr gute Arbeiten leisten und vieles vorbe-


reiten; aber die Macht, die Goldwährung zu stürzen, werden sie niemals erlan-


gen. Diese Macht wird von der anderen Gruppe geschaffen werden, deren


unentwegtes Freilandprogramm in ganz anderem Maße die Massen bewegt, 


als so eine schwer verständliche Währungsreform. Namentlich auch weil die


Friedensfrage auf das Innigste mit der Freilandfrage verwachsen ist. Freiland –


Mutterrente. Freiland – Weltfreihandel. Freiland – Weltfriede. Das ist ein Pro-


gramm, das des Schweißes der Massen wert ist.


An Fritz Schwarz, undatiert (Sommer 1925) aus Buenos Aires


Hier sind die letzten Blätter mit den Einwänden, die ich zu den Rothschen


Thesen machte. [Zur Kontroverse um das Freiland mit Hans Bernoulli und Fritz Roth vgl. „Das


Problem der Grundrente“ in Band 15 dieser Edition, S. 281 – 312.] Nicht ist damit gesagt, daß


das Thema damit erschöpft sei. Ich habe mich hauptsächlich an das gehalten,


was meiner Meinung nach aus den Thesen herauszulesen ist. Ich lese ohne viel


Interesse die Polemik über Klassenkampf in der Presse. Mir scheint, daß auf bei-


den Seiten Unklarheiten bestehen. Es fehlt eine Schrift, die über die Grenzen


parlamentarischer Wirksamkeit handelt. Das Gesetz des geringsten Wider-


standes herrscht überall, auch in der Politik, auch bei den Freiwirten und Physio-


kraten. Wenn man mit einem einfachen Stück Papier, mit einem Wahlzettel die


Welt aus den Angeln heben kann, so sehe ich nicht ein, warum man solch billige


Methode nicht anwenden sollte. Freilich die Erfahrung zeigt mir, daß es so nicht


gehen wird. Aber es wäre gut zu zeigen, was man in der Welt auf parlamentari-


schem Wege bereits gegen das Kapital hat erkämpfen können. So viel ich weiß,


überhaupt nichts. Man müßte nun nachweisen, warum es nicht anders sein kann.


Dann ist der revolutionäre Weg für alle Denkenden der einzige Weg.
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An Will Noebe vom 26.8.1925 aus Buenos Aires


[Dieser Brief erschien zuerst in der Zeitschrift „Die Freiwirtschaft“ Nr. 20/1925, S. 431 – 433. Nach


Differenzen mit dem Vorstand des Freiwirtschaftsbundes schied Will Noebe aus dem FWB aus und gab


in Hamburg eine eigene Zeitschrift „Wirtschaft und Freiheit“ heraus, die 1926 in die Zeitschrift „Das Ziel“


des Naturforschers Raoul H. Francé aufging. Mit der „Timmschen Organisation“ war der Fysiokratische


Kampfbund gemeint.]


Die Entwicklung der freiwirtschaftlichen Theorien zu einer politischen Bewegung,
das Hinauswachsen aus dem Stadium der Literatur zwingt mich zu einer entschie-
denen Stellungnahme hinsichtlich des Programmes dieser politischen Bewegung
und dafür zu sorgen, daß der leitende Gedanke der Freiwirtschaft im Programm in
möglichst klarer und unzweideutiger Weise zum Ausdruck kommt, wie ich das übri-
gens in Leipzig bereits dargetan hatte. Es ist das der einzige Weg zu einer weite-
ren reibungslosen Entwicklung. Solange es sich nur um Literatur handelte, um
Diskussion, da war alles gut, alles einerlei. Die Zeit und die Sonne bringen dann
alles an den Tag. Aber in der Politik stößt alles hart auf hart, da muß jedes Wort
genau abgewogen werden, da gibt es keinen Pardon und aus einer nachlässigen
Aussage wird dem Politiker der Strick gedreht. Jede Unklarheit entwickelt sich mit
Notwendigkeit zu Zank und Streit zwischen den besten Freunden. Ich will das nicht
noch einmal erleben. Mein Irrtum ist es auch gewesen, daß ich der freiwirtschaft-
lichen Gedankenwelt eine viel größere erzieherische Kraft zumaß. Mir war es eine
Selbstverständlichkeit, daß die nationalistischen Federn, die den freiwirtschaftlichen
Mauserungsprozeß überlebten, über kurz oder lang abgestoßen würden. Solches
ist aber bei vielen FFF-Leuten leider nicht eingetreten. Diese Federn sitzen sehr
fest, und bin ich auch noch nicht dahintergekommen, woran das liegt. Daß es ein
Erziehungsprodukt ist, das ist mir klar, aber daß dieses Erziehungsprodukt der rei-
fen Überlegung des heranwachsenden Mannes nicht weichen kann, das ist, wie
gesagt, schwer verständlich. Mir deucht fast, daß der nationalistische Wahn mit
dem religiösen Wahn zu einer Einheit rattenkönigverschwanzt ist, und daß hier
Religion und Nationalismus gleichzeitig angegriffen werden müssen. Als Kaiser
Konstantin die christliche Lehre zur Staatsreligion „erhob“, da wurde wahrscheinlich
der Plan geschmiedet, aus Gott und Staat einen Brei zu machen und diesen den
Staatsknechten auf die Augen zu streichen.


Wenn ein genaues Studium dieser Dinge die Richtigkeit dieser Annahme er-
weisen sollte, dann natürlich müßte der Programmpunkt „Neutralität in religiösen
Fragen“ fallen gelassen und der Kampf auf der ganzen Linie aufgenommen wer-
den. Selbstverständlich würde das zu einer neuen Spaltung führen.


Die nationalistischen Elemente stoßen sich an der Freilandforderung, wie ich sie
von Anfang an immer vertreten habe. Diese Pille vermögen sie nicht zu schlucken.
Durch die Art der bisherigen Werbung wurden aber die nationalistischen Elemente
besonders herangezogen und bilden sie jetzt im Freiwirtschaftsbund den Haupt-
stamm. Die Freilandfrage darf heute im FFF-Bund überhaupt nicht erwähnt wer-
den. In der Schweiz ist es auch so gekommen, und dort ist die eigentliche freiwirt-
schaftliche Bewegung ganz ins Hintertreffen gekommen. Es ist ja wahr, daß die
Propagierung des Freigeldgedankens ungleich leichter ist und daß der Politiker hier
schnell zu persönlichen Erfolgen gelangen kann. Aber wer das will, der soll sich
nicht Freiwirt nennen und anderen vortäuschen, daß er es sei. Niemand 
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verlangt das ja vom ihm. Er mag bei dem Namen „Freigeldler“ (den Schwarz
bereits einmal brauchte) bleiben. Solche Vorspiegelung falscher Tatsachen hat
mir selbst bös zugesetzt und mich eine höchst unerfreuliche Rolle spielen lassen.
Zuerst nannte ich mich Physiokrat, dann Freiwirt, und jetzt, da das Wort vollkom-
men verpfuscht ist und für politische Zwecke nicht mehr verwendbar ist, müßte
ich wieder einen anderen Namen wählen, wenn ich nicht zu meiner alten Liebe
zurückkehren will. Man nennt das „politische Wetterfahne“. Und Wetterfahnen
kann man in der Politik nicht gebrauchen, heute weniger denn je. Wenn ich per-
sönlich nach politischem Erfolg strebte, hätte ich allen Grund, mich zu ärgern.
Dabei bin ich von meinem Programm niemals einen Schritt abgewichen. Es ist
der FFF-Bund, der danach strebt, dem Sinn des Wortes einen anderen Inhalt zu
geben. Bei Roth in Bern ist das noch viel klarer geworden.


Nachdem nun endlich durch Timm eine klare Scheidung vollzogen worden und


das von ihm entworfene Programm im Wortlaut keine Zweideutigkeit mehr zuläßt


und es dort auch nicht an der nötigen Entschiedenheit mangelt, habe ich mich


entschlossen, meine Kräfte in den Dienst der Timmschen Organisation zu stellen


und lehne meine Mitarbeit in anderen Publikationen ab.


Silvio Gesell


An Hans-Joachim Blumenthal vom ?.12.1925 aus 
Punta Chica/Buenos Aires


[Dieser Brief wurde zuerst veröffentlicht in Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines


Pioniers, Bern 1954, S. 99.]


Der Winter ist hier nicht sehr schlimm. Es schneit nicht und es kommt auch 


selten zur Bildung einer dünnen Eisschicht, die wieder verschwindet, sobald die


Sonne erwacht. Denn vor der Sonne haben die Eiszapfen mächtigen Respekt.


Dann öffnen sich auch wieder die Rosen, die Zitronenblüten, die Mispelblüten


und eine ganze Reihe anderer Blumen. Und soviel Vögel kommen aus dem 


kälteren Süden an, um den Winter hier zu verbringen. Winzig kleine Kolibris und


mächtige Wasservögel. Einige Flamingos und Schwäne will ich auch morgen für


meinen See kaufen. Die Hütte für die Schwäne habe ich auf einem Floß errich-


tet. In der Mitte vom See ist eine Insel. Da werden die Hühner, die Enten, die


Pfauen und Truthühner untergebracht. Da braucht man sie nicht zu hüten und


auch ein Zaun ist überflüssig... Rings um den See habe ich Bäume gepflanzt.


Palmen, Eukalyptus, Trauerweiden, Pappeln. Der Eukalyptus wächst besonders


schnell. Auf der Insel stehen Orangen- und Mandarinenbäume. Jetzt ist die Zeit,


wo die Früchte reif werden. Die Erntezeit dauert fast ein halbes Jahr. Auch für


die Trauben dauert sie so lange. Da gibt es auch Kakiäpfel. Die sind süß wie


Honig, und Feigen und Pfirsiche und alle Früchte, die auch in Deutschland 


wachsen. Da es hier das ganze Jahr Blüten gibt, 
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so tragen die Bienen ungeheuer viel Honig zusammen, manche Stöcke 100 Kilo


im Jahr von 365 Tagen. In Schaltjahren natürlich etwas mehr.


Punta Chica vor den Toren Bueons Aires


315







An Fritz Schwarz vom 6.2.1926 aus Rehbrücke


Ihren Brief vom 12.1. las ich mit Interesse, aber doch wohl ohne richtiges Ver-
ständnis, denn ich wurde nicht recht klug. Mir kann es nicht recht in den Sinn kom-
men, daß Sie so viel Wert auf die Arbeitskraft Roths legen, der Ihr Gegner im Bund
ist oder dessen Gegner Sie sind und der seine „große Arbeitskraft“ nur dazu be-
nützt, Ihre eigene Arbeit zu sterilisieren. Es scheint mir ungefähr dasselbe, wie
wenn Ludendorff sagt: „Ich kann die Arbeitskraft Fochs nicht entbehren.“ Wäre es
nicht besser, Sie gründeten für Roth mit den Mitgliedern des SFB eine Studienge-
sellschaft für Währungsreform und schifften ihn damit aus dem schweizerischen
Freiwirtschaftsbund aus und stießen dann selbst mit dem Häufchen Unglück, das
dann noch übrig bleibt, zu Greuter und Genossen? Ohne den schweren Ballast der
Freiwirtschaft würde Roth auf den Flügeln der Festwährung, der Fisherschen
Währung, des Casselschen Schwindels und anderen Unsinns schnell an die
Staatskrippe kommen und übrigens als Bürokrat, der mit uns doch immerhin noch
sympathisiert, manche nützliche Vorarbeit leisten können. Das Ziel: Chef eines
internationalen Büros in Genf oder Nizza (Indexbüro, Ivabüro) ist ja sehr erstre-
benswert und kann ich Ihnen persönlich auch nichts besseres wünschen.
Schwören Sie der Freiwirtschaft öffentlich ab, und dann sind Sie gleich am Ziel. 
30 – 50 000 Franken Reisegelder zu den internationalen Konferenzen, die jetzt auf
der Tagesordnung sein werden, im Sommer in Norwegen, im Winter in Ägypten –
was wollen Sie mehr? Das Leben ist kurz, bald sind Sie Großvater und für Roth
kommt noch der besondere Grund, daß er bald abkratzen dürfte. Greif nur hinein
ins volle Menschenleben. Pflücke die Rosen, ehe sie verblühen. Roth müßte aller-
dings mit einem ordentlichen Skandal aus dem SFB treten, damit er dann später
nicht jedesmal zu erröten braucht oder zu erschwarzen, wenn er an seine niedere
Herkunft erinnert wird. Wenn Sie die Arbeit Roths wirklich so hoch einschätzen
können, dann scheint mir das die beste Lösung. Ich selbst muß freilich gestehen,
daß ich nicht so viel von dieser Arbeitskraft entdecken konnte, wobei mir die
Thesen die Unterlage für dieses Urteil liefern. Ich zweifle auch, daß er die nötige
Umsicht hat, um allen Schwierigkeiten der Währungsfrage sich gewachsen zu 
zeigen.


Über den guten Erfolg Ihres Buches [Fritz Schwarz, Segen und Fluch des Geldes in der


Geschichte der Völker; Band 1 Bern 1926. 1932 folgte ein 2. Band. – Vgl. die Briefe an Fritz Schwarz


vom August und 9.10.1917 sowie den Band 8 dieser Edition, S. 49 – 90.] habe ich mich ordent-
lich gefreut. Diogenes glaube ich, will das Buch kritisieren (in der „Letzten Politik“).
Daß mein Buch NWO in der Schweiz so dürftigen Absatz findet, schreibe ich dem
Umstand zu, daß der SFB nichts mehr für die Verbreitung des Buches tun kann
und tun darf. Ich sehe mich darum nach einem anderen Kommissionär in der
Schweiz um, der dafür sorgt, daß das Werk aus dem jetzigen engen Kreis heraus-
kommt. Ich habe wirklich nicht das geringste Interesse daran, daß Pfarrer und
Hoflakaien das Buch kaufen. Diese Leute werden uns niemals helfen. Die wissen
zu gut, wessen Brot sie essen und wessen Lied sie zu singen haben.


Der Satz in Ihrem Brief, zweite Seite, fünfte Zeile oben, ist mir unverständlich ge-
blieben. Ich nehme an, daß Sie von der Broschüre „Problem der Grundrente“ spre-
chen. Zu dieser Broschüre hätte ich noch zu sagen, daß mich wundert, eine so 
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nachlässige Arbeit gedruckt zu sehen. Auch hätte man mich von der Absicht 
der Veröffentlichung benachrichtigen können. Ich hätte dann vielleicht der nach-
lässigen Ausdrucksweise der Thesen in meinen Antworten nicht nachgeeifert. Ich
war der Meinung, es handele sich nur um einen neuen Beitrag zur deutschen
Makulatur.


Hier in Berlin machen wir jetzt befriedigende Fortschritte. Es sind gute Be-


ziehungen zu den Syndikalisten, Anarchisten usw. geknüpft worden. Das Miß-


trauen schwindet so peu a peu dahin.


Daß Sie das Geld der verkauften NWO in Wahlpropaganda verjuxt haben, ist


sehr schmerzlich. Besser wäre es in den Händen von Schneider in Riga gewe-


sen, der sich dafür etwas Schönes erstanden hätte. Doch brauchen Sie sich


wegen der Zahlung keine Sorgen zu machen. Ich habs in den Schornstein ge-


schrieben. Doch möchte ich bitten, die von jetzt ab für die NWO eingehenden


Gelder zu meiner Verfügung zu halten.


An Philip Pye vom 25.2.1926 aus Rehbrücke


Sonstige Arbeiten sowie Krankheiten in der Familie haben mich abgehalten,


Ihnen bisher ausführlicher auf Ihren Brief vom 4.1. zu antworten.


Inzwischen ist auch ein Brief von Mr. Fack eingetroffen. Er spricht davon, in


Amerika eine Gesellschaft für den Verlag des Buches [Gemeint war die von Philip Pye


angefertigte englische Übersetzung der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“.] zu gründen!


Ich glaube, Sie tun am besten, das Manuskript aus Amerika zurückzufordern.


Es sind nicht die Leute, weder Fack noch Long, die für die Sache in Frage kom-


men. Am besten wird es sein, Ihre Versuche in England fortzusetzen, wo die all-


gemeinen Verhältnisse für unsere Bestrebungen doch ungleich günstiger sind.


Ich werde mich dann auch etwas um die Sache kümmern können. Nötigenfalls


werde ich das Buch in kleiner Auflage in Deutschland drucken lassen, um wenig-


stens hier und da einem englisch sprechenden Interessenten ein Exemplar


zuschicken zu können. Es wird dann nicht ausbleiben, daß die damit gewonne-


nen Interessenten selber sich nach einem Verleger umsehen werden. Wir kom-


men so schneller ans Ziel. Freilich, die Korrekturen geben viel Arbeit. Dürfte ich


in solchem Fall Ihnen die Korrekturabzüge zuschicken? Hätten Sie dazu die 


nötige Zeit? Irgend einen Gewinn würde eine solche kleine Auflage von etwa 500


Exemplaren natürlich nicht abwerfen, zumal die Mehrzahl dieser Exemplare


zudem noch gratis verbreitet werden müßten. Aber mit den zu erwartenden 


folgenden großen Auflagen würden Sie, denke ich, dann auch auf Ihre Kosten


kommen.


Wenn Sie nun auch der Meinung sind, daß es besser ist, das Manuskript zu-


rückzufordern, dann werde ich die von Ihnen angegebenen 3 Pfund an Dr. Long
absenden für die Unkosten, die dort entstanden sind. Sie schreiben ja auch, daß


Sie 
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sowieso der von Long vorgenommenen Korrekturen wegen das Manuskript zu-


rückverlangen würden. Die Zurückforderung könnten Sie damit vorläufig motivie-


ren, wenn Ihnen der von Long angegebene Grund persönlicher Gefahr dafür


nicht ausreichend erscheinen sollte. Wegen der Copyright-Formalitäten werde ich


Auskünfte einzuziehen versuchen und Ihnen darüber berichten.


Eine andere Möglichkeit, das Buch in den Handel zu bringen, sehe ich darin,


daß vielleicht ein deutscher Verleger die Sache in die Hand nimmt. Auch nach


dieser Richtung hin will ich mich umsehen.


An Fritz Schwarz vom 9.3.1926 aus Rehbrücke


Den mir zugesandten Rundbrief von Roth habe ich mit gutem Verständnis und


ohne Überraschtsein gelesen. Er brachte mir einfach die Bestätigung von dem,


was ich schon lange vermutete. Schön, fast erheiternd finde ich in Roths  Brief


die edle Offenheit, mit der er seine Wünsche kundgibt. Möchten doch alle Mit-


glieder Ihres Bundes die letzten Triebkräfte ihres Seelenlebens so offen vor uns


ausschütten, damit jeder endlich erfährt, mit welchen Leuten er zu tun hat. Kann


ich den Brief behalten oder soll ich ihn zurückschicken?


Roth will in seinen Kreisen mit den besseren freiwirtschaftlichen Erkenntnissen


paradieren. Und mit Hilfe dieser besseren Erkenntnisse will er sich eine führende


Stelle des eidgenössischen Staatsapparates erobern. Dazu will er eine Zeitung,


die ihn nicht nur kein Geld kostet, sondern ihm noch etwas einbringt. Der ameri-


kanische Zeitungsjunge, der mit 20 Dollar anfängt und jetzt Millionen besitzt, hat


ihm imponiert. Das alles ist ganz schön und niemand wird ihm daraus einen


Vorwurf machen. Er könnte in dieser Rolle dem SFB sogar manches nützen.


Aber dem Bund kann man den Vorwurf nicht ersparen, daß er Roth als Vor-


standsmitglied behält, denn es ist anzunehmen, daß Roth mit seinem Programm


nicht erst jetzt hervorgetreten ist. Die „Schindluderei“, die Roth mit dem Freiwirt-


schaftsprogramm getrieben, die hat der Vorstand geduldet. Und nun, da der


Vorstand, wie es scheint, sich eines Besseren besinnt, da wirft Roth dem Vor-


stand vor, daß er mit ihm „Schindluderei“ betrieben hat, und zwar bereits mit


einem gewissen Recht. Was Roth von dem Zickzackkurs sagt, ist gewiß berech-


tigt. So viel ich aber erkenne, hat Roth zuerst versucht und erreicht, den Kurs


aus der geraden Linie zu werfen. Roth schuf das Zick, und das Zack entstand


durch Ihr Bemühen, den ursprünglichen Kurs wieder herzustellen.


So viel werden Sie nun gelernt haben, daß in politischen Organisationen die


Intransigens unbedingte Notwendigkeit ist und daß das Programm so hart und


eindeutig wie möglich ausgearbeitet werden muß.
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Es bieten sich nun zwei Möglichkeiten: Entweder tritt Roth ab aus dem Vorstand


und dem Redaktionsausschuß oder Sie überlassen Roth die Zeitung und gehen


mit Ihrem Anhang zu Greuter über. Letzteres hätte finanzielle Schäden zur Folge.


Dafür würden Sie mit einem Schlag viel toten Ballast los.


An Otto Lautenbach vom 4.3.1926 aus Rehbrücke


Ich bin in meinem Leben niemals in Rüdesheim a/R. gewesen, auch niemals in


Kreuznach, habe mich also auch niemals, wie es die Redakteure und Leser der


Kreuznacher Lokalpresse in den dortigen Weinhandlungen wahrscheinlich zu tun


pflegen, betrinken können. Ich weiß nicht, ob ich das lebhaft bedauern soll, es ist


aber so. Ob es sich lohnt, solche Lappalien zu „berichtigen“? So lange es sich


nicht lohnt, nur Übleres nachzusagen, als daß ich besoffen in den Gossen der


Stadt Rüdesheim am Rhein von der Polizei aufgelesen wurde, steht unsere


Sache auf schwachen Füßen.


An Josef Krupicka vom 8.4.1926 aus Rehbrücke


Herr Werner Zimmermann setzte mich in Kenntnis Ihrer Absicht, mein Werk,


„Die Natürliche Wirtschaftsordnung“ in die tschechische Sprache zu übertragen.


Ich kann nichts Besseres wünschen. In Anbetracht der Kleinheit des tschechi-


schen Sprachgebiets und der daraus sich ergebenden Schwierigkeiten für den


Verleger will ich gerne auf alle Schriftstellerhonorare zu Gunsten des Überset-


zers, also zu Ihren Gunsten verzichten. Dagegen möchte ich gewisse Sicher-


heiten haben, daß das Buch überhaupt in einer gewissen Frist übersetzt wird


und daß dann weiterhin die Übersetzung gedruckt und buchhandelsmäßig in den


Verkehr gebracht wird. Da es sich um eine politische Schrift handelt, werden Sie


solche Vorsichtsmaßnahmen gewiß ergreifen und richtig deuten. Ich bitte Sie


daher, mir Ihre Gedanken über diese Dinge mitzuteilen, etwa in Gestalt eines


Übersetzungsrechtsvertrages.


An Josef Krupicka vom 17.4.1926 aus Rehbrücke


Daß Sie mit solcher Freude ans Werk gegangen sind, ist für mich der beste


Beweis, daß Sie auch Ihre Sache gut machen werden. Leider kann ich Ihnen in


Bezug auf den Verlag nicht im geringsten nützlich sein. Es handelt sich für den


Verleger immerhin um eine Kapitalanlage von etwa 2000 Mark. Dazu die


Reklamekosten. Freilich muß auch beachtet werden, daß, wenn der tschechoslo-


wakische Büchermarkt auch klein ist, dafür das Interesse für Neuerscheinungen


größer ist, als dort, wo ein großer Markt auch eine Massenproduktion hervorruft.


Wenn ich Ihnen einen Rat geben darf, so wäre es der, mit den kleineren


Schriften zu 
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beginnen, um so schon einen Kreis von Interessenten für das kostspielige Werk


zu schaffen. Daneben müßten Zeitungsartikel den Boden bereiten. Meines


Erachtens dürfte die Schrift „Aktive Währungspolitik“ ihrer aktuellen Bedeutung


wegen sich am besten eignen. Dann „Segen und Fluch des Geldes“ von Fritz
Schwarz in Bern. Danach der Abschnitt aus der NWO „Gold und Frieden“. Und


die Schrift „Reichswährungsamt“. Nach dieser Vorbereitung könnten die


Christenschen Schriften an die Reihe kommen. In der Zwischenzeit werden sich


dann schon so viele Interessenten bei Ihnen melden, daß Sie daran gehen kön-


nen, einen Verein für Währungsreform zu schaffen. Mit dieser Unterlage hätten


Sie es dann schon leichter, mit den Verlegern zu unterhandeln. Gelänge es


Ihnen aber, vorher schon in den Arbeiterorganisationen Fuß zu fassen, dann


allerdings brauchten Sie nicht so vorsichtig zu Werke zu gehen und dann dürften


Sie auch einen Verleger für die NWO finden.


Der Umstand, daß die NWO jetzt in der 7. Auflage erscheint, ist bei den


Verhandlungen mit den Verlegern nach Gebühr zu betonen. Auch daß das Werk


in englischer, französischer, jugoslawischer Sprache übersetzt wird und bald in


Druck gegeben werden dürfte. In jugoslawischer (serbischer) Sprache ist übri-


gens ein Teil bereits gedruckt worden. Ich schicke Ihnen denselben. Er dürfte


Ihnen nützlich sein bei den Verlegern. Sobald Sie einen Verleger ernsthaft inter-


essiert haben werden, wollen Sie mir schreiben, damit ich Ihnen den Vertrags-


entwurf einsende. [Weder die „Natürliche Wirtschaftsordnung“ noch die anderen genannten


Arbeiten sind in tschechischer Sprache erschienen. Über den Verbleib einzelner Übersetzungen ist


nichts bekannt. Mit dem in serbischer Sprache gedruckten Teil der NWO war die „Neue Lehre vom


Geld und Zins“ (1911) gemeint, die Paul Stanisic übersetzt und 1914 in Schid veröffentlicht hatte.]


An Dr. Friedrich Landmann vom 14.5.1926 aus Rehbrücke


Ich kann Ihnen leider nicht viel Tröstliches zu Ihrem Brief sagen. Haacke dürfte


in den nächsten Tagen wohl Konkurs anmelden. Was dabei herauskommen wird,


können Sie sich vorstellen. Ihr Vorschlag kommt so auch nicht mehr in Betracht.


Die letzte Auflage, die jetzt völlig vergriffen ist, hatte Haacke in Kommission.


Dennoch falle ich hier mit etwa 1500 Mark herein. Er bezahlte 1.15 für das


Exemplar, das er für 3 und 4 Mark verkaufte. Es hat alles nichts genützt. Die


Indexanleihen, die alle täglich kündbar waren (!), wurden nun alle auf einmal


gekündigt. Das war eine sehr leichtsinnige Finanztransaktion. Die Zeiten sind


zwar für alle schlecht, aber bei so viel Unterstützung, die ihm zuteil wurde, hätte


er sich bei tüchtiger Geschäftsführung doch halten müssen.


Timm kaufte den Verlag der „Letzten Politik“, so daß hier wenigstens etwas aus


der Katastrophe gerettet werden konnte für die Gläubiger und das Verschwinden


der Zeitung verhütet wurde. Über seine Absichten wird er wohl in der nächsten


Nummer die Öffentlichkeit unterrichten.
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Semper aliquid haeret, namentlich, wenn man so dicht beieinander wohnt, wie


das mit dem Büro der Physiokraten und dem Ato-Verlag der Fall war. Und in der


Politik erst recht. Aber die Physiokraten wußten so wenig von der finanziellen


Lage des Ato-Verlages wie seine Angestellten. Daß es nicht glänzend ging, das


ahnte man. Aber Haacke versicherte allen, daß er durchhalten könnte. Die Dinge


lagen auch ähnlich wie bei den Orakeln, wo die gegen die prophezeiten Übel


ergriffenen Abwehrmaßnahmen regelmäßig die Katastrophe herbeiführten. Wir


empfahlen ihm, die Indexanleihen nachträglich auf längeres Ziel festzulegen. Er


meinte, daß der Vorschlag seine Gläubiger stutzig machen könnte und einen


Ruin herbeiführen würde. Aber vielleicht hätte das alles auch nichts mehr ge-


nützt. Nun wird der Konkurs die Trümmer der Masse wegschwemmen. Hier sieht


man die Trümmer rauchen, der Rest ist nicht zu gebrauchen.


An Otto Lautenbach vom 15.5.1926 aus Rehbrücke


Ich las den mir zugesandten Zeitungsausschnitt, sehe aber die Notwendigkeit


einer Richtigstellung nicht ein. Was da von meinem Bruder Roman gesagt wird,


stimmt. Ich glaube auch, mich des Namens Eschle aus den Gesprächen mit 


meinem Bruder zu entsinnen. Die pessimistischen Prophezeiungen Eschles zu


entkräften, liegt kein Grund vor. Jeder mißt die Zeit mit der Zahl der Pulsschläge


des eigenen Herzens. Um das zu erreichen, was der eine vor seinen Füßen


liegen sieht, braucht der andere Jahrhunderte, wenn er Siebenmeilenstiefel an


hat. Lassen wir solche Leute in Ruhe, und wenden wir uns an solche Menschen,


die das, was wir wollen, auch wünschen. Diesen hilft dann der Wunsch auch


zum Glauben, mit dem man ja bekanntlich nicht nur Berge versetzt, sondern


auch Jahrtausende überspringt. Den Ausschnitt sende ich anbei mit bestem


Dank zurück und verbleibe mit besten Grüßen.


An Wilhelm Möller, Buchdruckerei in Oranienburg, vom 15.5.1926
aus Rehbrücke


Hiermit bestätige ich Ihnen das gestrige telefonische Gespräch, wonach ich


mich verpflichte, für die aus dem Druck der Zeitung „Letzte Politik“ während des


Monats Mai entstehenden Kosten aufzukommen und Ihre Rechnung zu bezah-


len. Die Bezahlung soll Anfang Juni, spätestens bis zum 15. Juni d. J. stattfinden.


Wie Sie mir in Ihrem Brief vom 14. d. M. mitteilen, sollen für die Druckrechnung


dieselben Vereinbarungen Geltung behalten, die Sie mit dem Verlag Haacke
getroffen hatten, so daß über die Höhe meiner Verpflichtung Klarheit herrscht.


Ich übernehme diese Garantie, um dem jetzigen Verlag der „Letzten Politik“ über


die Anfangsschwierigkeiten hinwegzuhelfen.
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An Dr. Friedrich Landmann vom 21.5.1926 (?) aus Rehbrücke


So viel ich weiß, soll die „Freiwirtschaft“ in Eden bei Beck gedruckt werden. So


wird Herr Timm wohl öfters des Umbruchs wegen nach Eden fahren. Bei dieser


Gelegenheit wird er Ihnen dann die gewünschten Auskünfte persönlich geben


können. Wenigstens sandte ich zu diesem Zwecke Ihre Karte an Timm. So viel


ich weiß, hat Timm den Kaufpreis der „Letzten Politik“ in Wechseln an Haacke
abgeliefert, die einen Teil der Aktiven bilden – oder wenigstens bilden sollten.


Diese Wechsel sollen aus den erwarteten Überschüssen gezahlt werden und 


laufen auf mehrere Jahre.


An Professor Nicholas Murray-Büttler, Präsident der Columbia-
Universität New York, vom 10.6.1926 aus Rehbrücke


Hochgeehrter Herr!


Ein durch die deutsche Presse gehender Bericht über Ihre Bestrebungen zur


Herbeiführung des Völkerfriedens veranlaßt mich, Ihnen durch die Post einige


das Problem des Völkerfriedens behandelnde Schritten zugehen zu lassen. Es


sind


IIII. Silvio Gesell „Internationale Valuta-Association“,


IIII. Rolf Engert „Frieden und Freiheit“,
IIII. Silvio Gesell „Die ehernen Forderungen des Friedens“,


IIV. Denkschrift an die Nationalversammlung.
Der leitende Gedanke dieser Schriften ist der: Durch grundlegende Reformen,


namentlich auf dem Gebiete der Währungspolitik, die Wirtschaft national und


international zu entgiften und auf dem Wege des Bürgerfriedens zum Völker-


frieden zu gelangen.


Die Schritt Nr. 1 ist besonders stark diskutiert worden. Selbst denen, die sich


nicht bis zu meinen Vorschlägen durchwinden können, bietet die hier vorgenom-


mene neue Betrachtung des Friedenproblems viel Anregung zu fruchtbaren


Arbeiten. Aus diesem Grunde möchte ich hiermit die Bitte an Sie, sehr geehrter


Herr, richten, die genannte Schritt Nr. 1 mit Hilfe der Kräfte, die der großen


Columbia Universität gewiß zur Verfügung stehen, ins Englische übersetzen zu


lassen. An den Druckkosten würde ich mich, wenn nötig, bis zum Betrag von 


10 $ beteiligen können.


Nichts kann besser den Frieden vorbereiten als den Gedanken der Solidarität


dadurch zu stärken, daß wir durch Erweiterung des internationalen Handels die


gegenseitigen Abhängigkeiten mehren und stärken. Nach dem Grundsatz „similia
similibus curantur“ müssen wir den Welthandel, der die Ursache so vieler Kriege


war, so weit ausdehnen, daß er die umgekehrten Wirkungen auslöst.


Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell
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An Dr. Hans Bernoulli vom 9.8.1924 aus Cluj-Siebenbürgen


Vor einiger Zeit bemerkte mein Schwiegersohn Kölliker in einem Brief, daß Sie,


lieber Herr Bernoulli, für ein Kapital eine einträglichere Anlage suchten, als sie die


schweizerische Wirtschaft bietet, und er fragte an, ob ich das Unternehmen von


Roth in Missiones für sicher und aussichtsreich hielt. Das Wenige, das ich über


dieses Unternehmen sagen konnte, teilte ich dann meinem Schwiegersohn mit.


Jetzt bin ich hier bei meinem Freund Paul Klemm in Klausenburg (Cluj) und


erfahre, welch schrecklich hohen Zins man hier auf gesicherte Darlehen zahlt bzw.


einkassiert. Das erinnert mich an den Brief Köllikers, und als kürzlich der Schwager


von Klemm, Herr Gärtner in Beistritz, erwähnte, er suche ein Kapital von 2 1/2


Millionen Lei (50 – 60 000 Frs) für den Bau einer Synagoge, sagte ich ihm, ich


würde Ihnen darüber schreiben. Gärtner ist der Bauunternehmer für diesen Tempel


und darum an der Finanzierung des Baues interessiert. Der Charakter des Baues


als Tempel schließt eine Hypothekierung, wie ich annehme, aus. Gleichzeitig will


man aber die Kosten des Baues auf alle Mitglieder der Gemeinde verteilen. Da


aber unter diesen Mitgliedern sich manche befinden mögen, die nicht über das


Bargeld verfügen, so haben die Juden den Ausweg erdacht, von dem im beiliegen-


den Brief die Rede ist. Herr Klemm bemerkt, daß es leicht sein würde, neben der


solidarischen Haftung der 30 jüdischen Firmen noch die Garantie einer Bank zu


bekommen; er sagt auch, daß man noch niemals gehört habe, eine jüdische Ge-


meinde sei ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen.


Sollten Sie für diese Kapitalanlage ein Interesse haben, so bitte ich, das Herrn


Gärtner mitzuteilen, der dann über die Sicherheit der 30 jüdischen Firmen weitere


Erkundigungen einziehen wird. Gärtner ist ein erfahrener Mann und Leiter einer


angesehenen Baufirma. Ihre Antwort bitte ich an Herrn Paul Klemm in Cluj zu


schicken, der schnellen Erledigung wegen.


Da es hier, wie es scheint, nach gerade genug geregnet hat, so fahre ich jetzt


nach Berlin zurück, wo, wie man mir eben schreibt, eine lange Periode sonniger


Tage endlich von einer Regenperiode abgelöst worden ist. So darf ich hoffen, vom


Regen in die Traufe zu kommen. So bekräftigt sich wieder einmal der biblische


Satz, daß, wer hat, dem wird gegeben werden, auf daß er die Fülle habe.


Ich hoffe, im Herbst nach Zürich fahren zu können und Sie bei dieser


Gelegenheit zu besuchen.


An Dr. Emmy Tuercke vom 1.10.1926 aus Rehbrücke


Wir haben schon lange nichts mehr gehört von Ihrem und Tuerckes Ergehen,


das sicher nichts anderes sein kann, als eine Kette schöner Tage. Nun werden wir


aber durch Marianne erfahren, ob es sich so verhält oder ob die Kette vielleicht


einen Anker hat, der im Hafen des Glückes keinen Grund faßt. Das wäre nämlich


auch nicht so übel, denn bekanntlich ist nichts schwerer zu ertragen als eine Kette 
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schöner Tage. (Eine Weisheit, die nur wenige aus persönlicher Erfahrung be-


stätigen werden).


Von Carlos erfahre ich, daß es in Buenos Aires gar nicht so rosig aussieht und
daß manche Kaufleute rostige Kassenschlüssel in der Tasche haben. Hier geht es
scheinbar besser. Die Stadt wird neu angestrichen, bunt und freundlich. Die
Droschkengäule sind verwurstet und brauchen sich nicht mehr abzuquälen. Und
überhaupt, die ganze Stadt macht einen besseren Eindruck. Der Wegfall der militä-
rischen Erziehung macht sich nach und nach bemerkbar. Aber es wird wohl noch
das 7. Geschlecht abzuwarten sein, ehe die Sünden der Väter ganz aus dem Be-
nehmen der Menschen ausgetilgt sein werden.


Das alles sage ich, um Ihnen zu zeigen, daß, wenn Ihnen das Leben in Barracas
zu öde erscheinen sollte, Sie mit der Rückkehr in die Heimat vielleicht keinen
schlechten Tausch machen würden.


Uns geht es hier ganz gut, inmitten eines sechsstimmigen Kinderkonzerts. 
Anitas 5 Kinder sind alle wohl und Anita selber ist mächtig stark und kräftig gewor-
den. Meine Frau hatte eine Operation am Fuß. Sie kann aber jetzt wieder große
Märsche machen. Wanda wandert gerne herum und benutzt unser Haus als
Standquartier. Morgen will sie aus Eden wieder hierher kommen. Die Sommer-
monate verbrachte sie bei Bekannten an der Nordsee. Der kleine Witomir ent-
wickelt sich außergewöhnlich gut, wie aus den beiliegenden Bildern ersichtlich ist.
Er ist schlank wie ein Hasenbraten. Die Mutter ist über diese Adquisition sehr
glücklich. Wenn sie zufrieden ist und das Kind verspricht, ein glücklicher Mensch
zu werden – que mas quieres? (Was willst Du mehr?).


Cayendo aqui, levantandose alla, para volver a caer aculla. (Hier fallend, dort
sich erhebend, um jenseits wieder zu fallen – ). So geht es mit der Freiwirtschaft.
Doch wächst die Bewegung unzweifelhaft, und mir scheint, daß viele unserer
Gedanken bereits tief ins Volk gedrungen sind und auch in der Öffentlichkeit zu 
wirken beginnen. Allerdings nicht in Argentinien, wovon mich die Artikelserie in der
„Nacion“ von Pedro Varangot, August d. J., überzeugt hat. Donnerwetter, Paraplü!


Wenn Sie oder Tuercke diese Nummern nicht schon aufgewahrt haben, würde
es sich lohnen, sie nachzubestellen und aufzubewahren.


Von der Schiffsladung Honig, mit der Tuercke als Honighändler debutieren wollte,
habe ich noch nichts gesehen. Ich glaube noch immer, daß damit etwas zu machen
wäre. Die Bären essen Honig, die kleinen Kinder essen Honig und die Wespen
essen ihn gern. Die Nachfrage ist also da. Vielleicht schicken Sie einmal ein paar
Kisten zu je zwei Petrollatas à 20 Litros an Hanna Blumenthal. Man lernt so in 
kleinem Maßstab die Tücke des Objektes kennen und kann dann Berechnungen
anstellen für größere Geschäfte. Verlust und Gewinn tragen beide Teile. Solche
Naftalatas gibt es jetzt überall und sind sehr billig und eignen sich der Größe
wegen gut zum Verkauf in Originalpackung. So ein kleiner Handel würde die sehr
nötige Aufbesserung der schlechten Gehälter der Leute von der „Letzten Politik“
ermöglichen. Und mancher unverbesserliche Idealist würde über den guten und bil-
ligen Honig den Weg zur Freiwirtschaft finden. Wir würden nämlich die Löcher, 
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die die Schiffsmannschaften in die Honigkisten bohren, mit freiwirtschaftlicher
Literatur verstopfen.


Meine Schwägerin hat einen Bauplatz in Frohnau gekauft und die Handwerker


sind dort jetzt tätig.


An Dr. Hugo Fack vom 20.10.1926 aus Rehbrücke


Nachdem Ihre Stadt am 18. September durch einen Heersturm vernichtet


wurde, schreiben Sie mir bereits am 21. desselben Monats aus den Ruinen her-


aus und finden es nicht einmal für der Mühe wert, ein Wort über das schöne und


gewaltige Naturereignis zu verlieren. Solche Tatkraft muß man allerdings bewun-


dern. Doch da Zeit Geld ist, so will ich auch nicht allzu lang bei der Bewunderung


bleiben, die mich Zeit und damit Geld kosten würde. Ich habe mich sehr über Ihr


Angebot gefreut, wonach Sie die Hälfte der Druckkosten einer Auflage von 500


Exemplaren der englischen Auflage zu übernehmen bereit sind gegen Lieferung


von 250 Exemplaren. Da Mr. Pye mit der Übersetzung so ziemlich fertig sein


dürfte, so wird der Druck begonnen werden, sobald die Gelder an die Druckerei


abgeschickt sein werden. Mr. Pye hat es übernommen, die Korrekturen zu lesen.


Ein anderer mit Pye befreundeter Herr in England will die zweite Korrektur für


einen letzten Schliff in die Hand nehmen. So ist dafür gesorgt, daß die Kritiker


wenigstens am Druck und an der Übersetzung nichts auszusetzen haben wer-


den. Die gewünschte geschäftliche Unterlage für eventuelle Verhandlungen mit


einem Verleger schicke ich Ihnen anbei. Sollte es sich erweisen, daß Abände-


rungen nötig sind, so bitte ich um Vorschläge, um Übersetzungsschwierigkeiten


zu vermeiden.


An Charlotte Blumenthal-Spörry, undatiert, (1926 ?) aus?


[Charlotte Blumenthal-Spörry war eine Tochter von Jenny und Georg Blumenthal. Um die Mitte der


20er Jahre war sie Erzieherin in einem Säuglingsheim im Schwarzwald. Nach Gesells Tod veröffent-


lichte sie ihre Erinnerungen an Gesell in der schweizerischen „Freiwirtschaftlichen Zeitung“ Nr. 8 –


11/1934. Die hier wiedergegebenen Briefauszüge sind diesen Erinnerungen entnommen.]


Auch die Bilder sah ich, die Dich inmitten Deines Säuglingsschwarmes zeigen.


Ich stellte fest, daß Dein eigenes blühendes Aussehen sich auf Deine Pfleglinge


übertragen hat. Ich bekam Respekt für Dein Amt, wie für Dich selber. Und auch


für Deine Wiesenmahlzeiten. So bin ich jetzt fest entschlossen (?), auch eine


Wiederkäuerkur durchzumachen, um zu sehen, ob ich mich nicht verjüngen


werde. Gelingt es mir und sobald es mir gelingt, werde ich losfahren, um Dir den


Erfolg zu zeigen und Dir zu helfen. Heute früh habe ich bereits an einem Rhabar-


berstengel gekaut. Das Blatt eines Löwenzahns, das aus einem Maulwurfs-


haufen emporkeimt, habe ich mir für nächste Woche vorgemerkt. Wenn ich auch


dieses Experiment ohne Ohnmachtsanfälle überlebe, werde ich ein Werk zur


Empfehlung des Vegetarismus veröffentlichen.
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An Charlotte Blumenthal-Spörry, undatiert (1926 ?) aus?


Du bist nun durch Dein Amt sehr ans Haus gebunden. Daß ausgerechnet Du


Dich für ein solches kettenrasselndes Amt gemeldet hast, spricht stark für die


Mütterlichkeit Deines Wesens. Solchem Wesen dürfte nun der Wunsch nicht gar


zu fremd sein, aus eigener Kraft das Säuglingsheim immer wieder zu verjüngen.


Dazu möchte ich Dir sagen: „Es macht Plaisir, wenn man es ist, doch viel Ver-
druß, wenn man’s gewesen.“ Wenigstens heute, wo die Mutterrente noch reine


Theorie ist und manche Väter Mühe haben, sich allein über Wasser zu halten.


Darum sei klug und stürze Dich nicht ins Elend der Mutterfreuden. Solltest Du


aber einmal das Glück haben, einen Menschen zu entdecken, von dem Du Dir


sagst, daß Du gerade von ihm ein Kind haben möchtest, ein Kind, das nach


Deiner Meinung ganz besonders gut geraten müßte und daß Du für solches Gut


dann auch gerne alles Elend der Mutterschaft (auch der ehelosen Mutterschaft)


ertragen wirst, für solchen Fall, meine Liebe, will ich Dir keinen Rat gegeben


haben. Das sage ich Dir auch im Hinblick auf die heute so viel geübte Abtreibe-


rei, die ich für das größte Leid halte, das über eine Frau kommen kann.


An Charlotte Blumenthal-Spörry, undatiert (1926/27) aus?


Doch ist es eine uralte Erfahrung, die bereits von Eva gemacht wurde, daß es


nicht bei der Betrachtung bleibt und daß es einfache Wahrheit ist, was Busch
sagt: „Es macht Plaisir, wenn man es ist, doch viel Verdruß, wenn man’s gewe-
sen.“ Wie weit dieser Verdruß gehen kann, sagen manche Kriege. Den Verdruß


trifft heute vor allem die Frau. Denke Du daran. Die Dinge, die in der „Letzten
Politik“ über das Recht auf den eigenen Körper gesagt werden, ändern wenig


daran. Schrecklich ist die Lage der unversorgten schwangeren Frau, gräßlich die


Lage der Frau, die sich von der Frucht auf unnatürliche Weise zu befreien ge-


denkt. Nicht die Abtreibung, sondern die Mutterrente gibt die Lösung dieses


menschlichen Dramas. Und auch dann noch bleibt genug dramatischer Stoff


übrig. Immer noch wird der Welt Getriebe durch Hunger und durch Liebe be-


herrscht.


Hunger. Und wer Hunger sagt, sagt alles Elend der Welt, mit Einschluß der


Kriege. Aber Hunger und Elend und Krieg sind nach meinem Empfinden weniger


schlimm als die Abtreibung natürlich gewachsener Frucht. Die Physiokraten wer-


den sich mit diesen Dingen noch viel eingehender befassen müssen. Auch die


von Zimmermann empfohlenen Methoden (Karezza) sind nur ein kümmerlicher


Notbehelf. Man denke sich die Verallgemeinerung solcher Methoden! Mir scheint,


daß eine allgemeine Verflachung eintreten muß. Man schafft so Widerstände, auf


die die Liebe stößt, 


326







mit einem Trick, statt mit einem Drama, mit Kampf, mit Mord und Hunger aus der


Welt. Und auch das kann nicht gut sein. Die Widerstände müssen überwunden


werden. Ein jeder mit den Kräften, über die er verfügt. Je größer der Widerstand,


um so größer die Spannung und der Krach, den er auslöst.


An Dr.? Heymann vom 3.1.1927 aus Rehbrücke


Ihren Brief vom 20.12. sowie die mir gütigst gesandten Aufsätze lasse ich


zunächst unbeantwortet. Immerhin die Anregung zu dem, was ich Ihnen heute


vorschlage, gaben mir die zu Ende Ihres Briefes gemachten pessimistischen


Betrachtungen über das Tempo menschlichen Fortschrittes. Wer schnelle Ent-


scheidungen herbeisehnt, darf sich nicht an den Staat wenden, das ist sicher


und ist auch immer meine Meinung gewesen.


Sie kennen meinen Vorschlag für die Internationale Valutaassoziation. Es ist


das Vernünftigste, das jemals vorgeschlagen worden ist, und gleichzeitig das


Wirkungsvollste zur Förderung pazifistischer Strömungen. Ehe aber die Staats-


männer den Mut bekommen, die Initiative zu ergreifen, werden Jahre, Jahre ver-


gehen. Darum möchte ich das Privatinteresse in den Dienst dieser Idee spannen.


Ihnen, Ihnen persönlich schlage ich folgendes Unternehmen vor: Sie gründen


unter Ausnutzung ihrer Verbindungen in Bankierskreisen eine internationale


Gesellschaft mit einem nur nominellen, von den Banken aber garantierten Kapital


von X Millionen Dollar zu dem Zwecke, das Monopol der IVA-Note in Europa, in


Paneuropa, in der ganzen, kleinen Welt geschäftlich auszubeuten. Die Gesell-


schaft liefert allen sich der IVA anschließenden Staaten die IVA-Note (die nur


dynamisch gedeckt sein wird) in einem Betrag von 20% des nationalen Geld-


umlaufes, und zwar umsonst und gegen eine Gebühr von 1% jährlich. Als


Gegenleistung für dieses 1% jährlich besorgt die Gesellschaft den Druck der


Noten, garantiert sie gegen Fälschungen und unterhält an allen Grenzstationen


Wechselstuben, wo die IVA-Noten der einzelnen Staaten umgetauscht werden


gegen kursfähige, im Einklang mit der nationalen Einheit stehenden IVA-Note.


Ob die Garantie der Gesellschaft sich auch auf etwaige durch mißbräuchliche


Benutzung der Notenpresse entstehende Valutadifferenzen erstrecken soll, im


Kriegsfall z. B., das wäre Sache einer besonderen Betrachtung. In diesem Fall


müßte allerdings ein Kapital vorhanden und flüssig sein, um die durch solche


Währungspfuschereien vertriebenen IVA-Noten aufzufangen, d. h. einzulösen.


Die Einnahmen einer solchen Gesellschaft lassen sich leicht berechnen. Hat 


z. B. die Reichsbank 4 Milliarden in Umlauf, so wären hiervon 20% einzuziehen,


um einer gleichen Summe IVA-Noten Platz zu machen. Das sind 800 Millionen


Reichsmark, und 1% davon liefern der Gesellschaft 8 Millionen. Dieses Ver-hält-


nis auf Europa übertragen gibt etwa 60 (sechzig) Millionen Reichsmark Bar-ein-


nahmen jährlich. Die reinen Verwaltungsausgaben mit Einschluß der Wechsel-


stuben dürften gewiß nicht 10% 
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dieser Summe ausmachen. Manche Staaten, die Gold in Amerika zu Deckungs-


zwecken borgen und mit 5% und 10% verzinsen, wären gewiß auch bereit, statt


1, 2, 3, 5% an die Gesellschaft für die von ihr gelieferten IVA-Noten, die den


Kredit der ganzen Welt hinter sich haben, zu zahlen.


Ich begnüge mich hier mit diesen kurzen Andeutungen. Die Sache steht 


wissenschaftlich auf denkbar festen Füßen. Praktisch ist sie durch die 50jährige


Erfahrung mit der lateinischen Münzunion (deren Schwächen hier umgangen


werden) gedeckt. Sie ist nach allen Seiten reiflich überlegt.


Barmherzig sein und sich zugleich ergötzen. Hier ist solche Möglichkeit gege-


ben. Es handelt sich um ein gutes, weitreichendes, segensreiches Unternehmen,


das Ihrer würdig ist. Die fehlenden Auskünfte werde ich Ihnen geben, sobald Sie


mir mitteilen, daß Sie ein Interesse, ein persönliches, geschäftliches, antreiben-


des Interesse an der Sache haben.


An Hermann Muthorst vom 27.1.1927 aus Rehbrücke


Ich erhielt Ihr geehrtes Schreiben vom 19. v. M. und komme erst heute dazu,


es zu beantworten. Die Wiederholung solch unerfreulicher Vorkommnisse, wie


sie sind, die Sie mir mitteilen, können Sie nur verhüten durch eine möglichst


scharfe Präzisierung Ihres Programms. Es darf nicht sein, daß das Programm


verschiedene Deutungen zuläßt. Sonst müssen Sie damit rechnen, daß verschie-


dene Strömungen sich im Bund entwickeln und daß dann von allerlei Strebern


der Bund für persönliche Zwecke von widersprechender Natur ausgenutzt wird.


Dann verlegt sich der Kampf statt nach außen in das Innere des Bundes.


Arbeiten Sie fleißig an der Klärung des Programms, und wenn Sie glauben, daß


nun der Wortlaut eindeutig ist, dann werfen Sie rücksichtslos alle aus dem Bund


heraus, die nicht das Programm anerkennen können. Das ist alles, was ich zu


Ihrem Brief zu sagen habe.


An Johannes Buchholz vom 2.2.1927 aus Eden


Ich las mit vielem Interesse die Abschrift Ihres an Herrn Neupert, dem Schöpfer


des „Das Weltall im Weltall“ gerichteten Briefes. Das Neupertsche Bild des


Kosmos hat auf alle Fälle das Gute für sich, daß es alles in Frage stellt, und das


ist immer gut, denn nichts ist richtiger als der Satz: „Was du erbst, erwirb es, um
es zu besitzen.“ Das Erbgut darf man nicht als Axiom übernehmen. Alle soge-


nannten Erkenntnisse dürfen immer nur die Rolle von Arbeitshypothesen spielen.


Und als solche Hypothese scheint mir der Neupertsche Gedanke für jeden 


kosmisch denkenden Menschen wirklich sehr wertvoll zu sein.


Was Sie für die Schaffung einer Zeitschrift sagen, ist sehr klug und verständig.


Schwieriger ist die Ausführung. Eine gute Zeitschrift zur Verbreitung bestimmter


politischer Ideen ist im Anfang ganz gewiß besser als ein Bund oder Verein un-
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klarer Massenköpfe. Aber wer trägt und schreibt im Anfang eine solche Zeit-


schrift? Heute ist es so, daß wir zwar für eine reine Währungszeitschrift die nöti-


gen Schreiber und Leser und Zahler zusammenbringen könnten, aber das war


vor 10 Jahren nicht möglich. Ein möglichst enges, scharf abgegrenztes Arbeits-


gebiet oder Programm, das ist die erste Voraussetzung eines dauernden


Erfolges, eines reibungslosen Zusammenwirkens. Für eine ähnliche Zeitschrift


mit physiokratischen, weltwirtschaftlichen, pazifistischen, freiwirtschaftlichen,


anarchistischen Ideen sind die Vorbedingungen noch nicht erfüllt. Der in die Welt


geschleuderte Stoff muß den Gärungsprozeß durchmachen, um genügend


Träger und Interessenten dieser Ideen zusammenzubringen. Heute muß man


sich noch an den Funken erfreuen, die die Innenreibungen sprühen lassen. Doch


auch hier kommt bald genug die Zeit, wo solche Arbeit mit mehr als mit der


Freude am Streit bezahlt werden wird. Ich werde es nicht erleben, aber andere.


An Dr. Hugo Fack vom 31.3.1927 aus Eden


Über Ihren Brief vom 17.2. habe ich mich recht gefreut, und da nun auch Mr.


Pye seine Zustimmung gegeben hat und er auf Honorare verzichtet, so bin ich


der Meinung, wie auch Mr. Pye, daß man das Angebot der Vanguard-Press


annehmen sollte, wobei wir auch – so lange die Gelder dazu nicht greifbar sind –


auf das freundliche Angebot von 1000 Stück zu 25 Ct. verzichten wollen, um


dem schleunigen Druck nichts in den Weg zu stellen. Die Exemplare, die ich per-


sönlich zu Werbezwecken verwenden kann, werde ich direkt von der Vanguard-


Press beziehen und bezahlen. Ebenso wird es Mr. Pye tun.


Ich übertrage Ihnen also für das Gebiet der Vereinigten Staaten das Copyright


meines Werkes „Die Natürliche Wirtschaftsordnung“ in englischer Übersetzung,


d. h. ich gebe Ihnen hiermit die Vollmacht, mit der Vanguard-Press einen Vertrag


abzuschließen, und zwar soll diese Vollmacht bis Ende 1932 Geltung behalten.


Also fünf Jahre. Nach Ablauf dieser Zeit kann eine Erneuerung des Vertrags er-


folgen, je nach den Umständen. Für diese Vanguard-Ausgabe, die nach Ihren


Mitteilungen zu 40 Ct. je 259 Seiten verkauft werden soll, verlangt weder der


Autor noch der Übersetzer irgendwelches Honorar, d. h. sie verzichten im


Interesse der Verbreitung des Werkes auf Honorar.


Im Vertrag mit der Vanguard-Press sollte zur Sicherung der Veröffentlichung


des Werkes vereinbart werden, daß der Verleger das Werk bis Ende des Jahres


1927 herausgibt und daß die Auflage einen gewissen Umfang, sagen wir im


Umfang eines Kapitals von mindestens 1000 Dollar, haben müßte.


Die Rechte für die englische Übersetzung bleiben wie gesagt auf die Vereinig-


ten Staaten von Nordamerika beschränkt, weil ich mit Mr. Pye die Absicht habe,


eine besondere Ausgabe für England und die Kolonien herauszugeben, die in


Ausstattung und Wortlaut dem englischen Geschmack angepaßt sein soll. Das


Copyright für diese Ausgabe bleibt mir also hiermit ausdrücklich reserviert, was


im Ver-
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trag mit der Vanguard also auch ausdrücklich vermerkt werden muß. Alles Übrige


bleibt Ihnen überlassen, auch die Wahl der Namen und der Adressen. Der Name


„Economic Independance“ erweckt hier Nebenbegriffe. Wenn das in Amerika


anders ist, allright. Ich würde lieber sagen: „League for the full integration of
labour earnings“, wenn der Name „Free Economy“ dort übel klingt.


Mr. Pye und ich freuen uns sehr, daß das Buch nun endlich Aussicht hat zu


erscheinen. Der Inhalt ist mehr nach dem Herzen der Amerikaner als nach dem


der mehr kommunistischen europäischen Proletarier. So dürfte es dort leichter


aufgenommen werden. Hier geht zwar jetzt die 7. Auflage in die Presse, aber wie


viel opfervolle Mühe meiner Freunde hat dieser Erfolg gekostet! Dort in Amerika


steht Marx dem Buch nicht im Wege.


An Philip Pye vom 31.3.1927 aus Eden


Dear Mr. and Mrs. Pye!


Ihre freundlichen Briefe vom 1. und 13. März gelangten in meinen Besitz zu


einer Zeit, wo ich durch einen Umzug (s. oben) sehr in Anspruch genommen war.


Das war der Grund, warum ich nicht früher an Sie und Mr. Fack  geschrieben


habe. An letzteren schrieb ich nun heute laut einliegender Kopie (die ich als


Verlagsrechtsdokument zurückhaben müßte). Falls Sie noch etwas zuzufügen


wünschen, bitte ich, das direkt an Mr. Fack zu schreiben, um keine Zeit zu ver-


lieren. Ich dachte, es sei besser, möglichst alles Mr. Fack zu überlassen. Er


scheint Realpolitiker zu sein und wird wohl alles aufs Beste machen. Hoffentlich.


Sobald die von Ihnen im Brief vom 1.3. angekündigte Liste von Korrekturvor-


schlägen eingetroffen sein wird, werde ich wieder schreiben. Für heute muß ich


leider schließen, da ich noch einen Haufen Arbeiten zu erledigen habe. Ihnen


und Ihrer lieben Frau und Angehörigen alles Gute wünschend


bin ich mit Frühlingsgrüßen


Ihr Silvio Gesell


An Dr. Paul Diehl vom 14.4.1927 aus Eden


Für die freundliche Zusendung Ihres „Argentarius“ spreche ich Ihnen meinen


herzlichen Dank aus. Sobald ich die nötige Muße haben werde, die mir zunächst


der Umzug nach Eden geraubt hat, werde ich mir die Schrift zu Gemüte ziehen.


Es wäre für mich interessant, gelegentlich zu erfahren, welche Erfolge Sie mit


der Schrift in der Öffentlichkeit (außerhalb der FFF-Leute) erzielt haben. Und was


Sie zu tun gedenken resp. getan haben, um die Schritt außerhalb der FFF-Kreise


bekanntzumachen? Die gesamte FFF-Werberei leidet zu sehr an Inzucht, ein


Grund auch dafür, daß es so viel Innenreibungen gibt, die den besten Kräften die


Arbeit verleidet.
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Ich habe vor, eine Arbeitsmethode wieder einzuführen, die zu Beginn meiner


Tätigkeit sehr gute Erfolge hatte, nämlich die Versendung von Flugblättern als


Beilage zu Zeitschriften (an denen es ja nicht mangelt). Nun fand ich in dem


ersten Ihrer Argentarius-Briefe einen Satz, den ich gut in einem Flugblatt als Zitat


(unter Nennung der Quelle und des Verlages) verwenden könnte. Es handelt sich


um die ersten beiden Abschnitte S. 9. Teilen Sie mir bitte mit, ob Sie etwas da-


gegen einzuwenden haben. Kaum 1/1000 des deutschen Volkes hat eine blasse


Ahnung von dem, was wir erstreben. Ich will in den 999/1000 fischen gehen und


hoffe, der Bewegung frisches Blut zuführen zu können.


An Ernesto und Carlos Gesell vom 19.4.1927 aus Eden


Meine lieben Söhne.


Ich hoffe, es geht Euch und Euren kleinen Familien gut und daß Carlos eine


glückliche Rück- und Heimreise zurückgelegt hat. Die geschäftliche Ausbeute


wird wohl unmittelbar nicht sehr groß gewesen sein und wird den Zweifel auf-


kommen lassen, ob es sich lohnte. Aber es ist schon viel gewonnen, wenn man


sich überzeugt hat, daß man auf der Höhe geblieben ist. Wenn man die Zeit-


schriften fleißig studiert, dann erfährt man gewöhnlich mehr, als wenn man drei


Wochen lang neue Beweise für die Größe des Ozeans sammelt.


Durch Margarete erfuhren wir von Euren mudanza-Absichten. (Fridolin hatte


Elsis Brief vier Wochen in der Tasche gehalten.) Wäre es nicht besser, nachdem


Ihr schon so viele Umstellungen in der letzten Zeit durchgeführt habt, etwas


Ruhe in den Betrieb zu bringen? Und etwas Kapital zu sammeln, um das Risiko


und die unmittelbaren Unkosten solchen Umzugs besser tragen zu können?


Vergeßt nicht, daß Euer Geschäft auf einer durch die ganze Stadt verbreiteten


Kundschaft beruht, die zu sammeln sehr viel Geld und Zeit kostete und von der


ein großer Teil verloren geht, wenn Ihr umzieht. Wie wenig Eure Artikel auf den


zufällig Vorübergehenden Eindruck machen, das habt Ihr in der Esmeralda er-


fahren. Ihr habt nicht die Artikel, die die Begehrlichkeit der vorübergehenden


Personen reizen könnten. Direkte Bedürfnisse sind es, die Euch die Kunden


zuführen. Namentlich jetzt, wo Ihr die sanitären Artikel abbauen wollt. Ob letzte-


res notwendig war, weiß ich nicht, aber dieser Teil des Geschäftes barg die


Möglichkeit sehr großer Erfolge, denn auf diesem Gebiet werden viel mehr und


größere Erfindungen und Entdeckungen gemacht als auf dem sehr konservativen


Gebiet der Säuglingspflege. Außerdem ist die Kundschaft der einen Abteilung


sehr oft auch die Kundschaft der anderen. Überlegt, überlegt.


Ich möchte jetzt die Rechnung mit Tante Rosa abschließen und Euch bitten,


von jetzt ab wieder die für die Tante bestimmten Gelder direkt an sie zu schicken,


da sie jetzt einen festen Wohnsitz hat. Um mit der Tante abzurechnen und auch


über den Stand meiner Finanzen ein klares Bild zu haben, brauche ich einen bis


heute 
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Ernesto Fridolin Gesell                       Carlos Idaho Gesell


reichenden Rechnungsauszug. Seid so gut, mir diesen so bald wie möglich zu


schicken.


Gestern, nein vorgestern, telegraphierte ich Euch das in aller Welt wohlbekann-


te Wort „Money“, auf deutsch so viel wie Geld bedeutend, woraus Ihr gewiß


einen richtigen Schluß gezogen habt, daß ich zwar noch das Geld für die Zah-


lung der Telegrammspesen aufbringen konnte, daß aber darüberhinaus ein nicht


zu unterschätzender Geldbedarf besteht. Die Tante wird dieser Tage einziehen


wollen in das neugebaute Haus und hat zunächst nichts zur Möblierung als die


Kisten, die sie von dort mitbrachte. Sie braucht also Geld für die Ausstattung der


Villa.


Ich selbst bin mit der ganzen Familie in ein neuerworbenes Hans in Eden um-


gezogen und habe 1000 Mark an Wertzuwachssteuern und an Umsatzsteuern zu


bezahlen. Die beim Verkauf in Rehbrücke erhaltenen Barmittel sind für die An-


zahlung und für die Umzugskosten draufgegangen. Jetzt habe ich in Rehbrücke


eine 10% Hypothek auf mein früheres dortiges Grundstück von 7000 Mark zu


fordern und in Eden eine 5% Hypothek von 10 000 Mark jährlich kündbar zu


bezahlen.


So seht Ihr, daß wir Geld nicht zu verachten brauchen. Auch in Zukunft werde


ich mit dem Geld, das Ihr mir als Hauszins bezahlen wollt, nicht auskommen und


werde vom Kapital zehren müssen. Das ist ja an sich für alte Leute sehr ver-


nünftig; 
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nur weiß ich nicht, wie dieses Zehren vom Kapital finanziert werden könnte. Ich


möchte Euch darum ein Geschäft vorschlagen: Kauft mir das Grundstück, auf


dem Ihr die Werkstatt gebaut habt, ab und zahlt mir den Preis in Jahresraten von


2000 Pesos ab. Das würde mir erlauben, ein kleines Kapital in bar zu sammeln,


das ich für den Ausbau eines kleinen Verlagsgeschäftes sehr gut verwenden


könnte. Durch den Bankrott von Haackes Verlag sind jetzt eine Reihe meiner


Schriften ohne Verleger und ich möchte den Verlag in die eigene Hand nehmen.


So schreibt mir bitte bald, wie Ihr Euch zu diesem Vorschlag stellt, ob Ihr im


Stande seid, mir im genannten Sinn zu helfen.


Mameli wird Euch auf dem Laufenden erhalten haben über den Gang unseres


irdischen Lebens in Eden. Der Umzug erweist sich in jeder Beziehung als eine


glückhafte Tat.


Lebet wohl, grüßt mir meine beiden hijas politicas und die kleine Gesellschaft,


die in Punta Chica herumwimmelt.


Huapaba (S. G.)


An ? Dubois, Präsident des Schweizerischen Bankvereins in Zürich,
vom 6.5.1927 aus Eden


Sehr geehrter Herr!


Ich las mit großer Freude den Bericht des B. T. über ihre Freihandelsrede in


der Genfer Konferenz. Ganz besonderes Interesse erweckte in mir Ihre Be-


merkung von der Verflochtenheit der ungelösten Währungsfrage mit den Zielen


der Konferenz. Früher waren es die Bimetallisten, die die Ausbreitung des so-


genannten Schutzzollsystems und die Gedanken des nationalen Wirtschafts-


gebietes, die so viel Unheil gebracht haben, mit der Währungsfrage in Verbin-


dung brachten. Als dann später mit den afrikanischen Goldfunden die Waren-


preise auf dem Weltmarkt wieder stiegen, verloren die Bimetallisten den Boden


für die Fortsetzung ihrer Kritik. Sie verschwanden von der Bildfläche und mit


ihnen auch alles das, was sie Gutes für die Lösung der Währungsfrage zur


öffentlichen Sprache gebracht hatten. Ich glaube, ich bin der einzige noch in der


Welt, der, obschon Nichtmetallist, immer wieder auf die Werke der Bimetallisten


hingewiesen hat, seit nunmehr fast 35 Jahren. Ich gestatte mir, Ihnen in der


Anlage eine kleine Schrift von mir „Die Diktatur der Not“ zu überreichen, in der


ich nachdrücklich auf den Weltfreihandel hinweise. Ich schicke Ihnen die Schrift,


weil ich mit der Möglichkeit rechne, daß Sie in ihr am Ende einen Hinweis auf


Tatsachen finden werden, die Sie für Ihren edlen Kampf verwenden können.


Möge Ihnen dieser Kampf persönliche Freude bringen.


Mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell
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An Fritz Schwarz vom 24.5.1927 aus?


Lieber Herr Schwarz.


Anbei meine Antwort auf Ihr Rundschreiben. Sie schließt mit einem neuen Vor-


schlag, den ich als „Einfall“ zu betrachten und zu kritisieren empfehle. Beim


Schreiben meiner Antwort „fiel“ mir der Gedanke ein. Es handelt sich also nicht um


ein wohldurchdachtes Etwas. Doch scheint mir auf den ersten Blick der Gedanke


denkenswert zu sein. Möge die dort einzusetzende Wärakommission den


Gedanken zu Ende denken.


An Dr. Erwin Lick (Humbug der soz. Fürsorge) sandte ich Dr. Christens Schrift:


„Der Ärztestand“. Dr. Lick greift in eine der Staatsdomänen ein, deren Abbau


mehr praktische Schwierigkeiten bereitet als der ganze Rest. Wenn also Praktiker


diesen schwierigsten Teil zum Abbau verurteilen, dann können wir wieder ein biß-


chen hoffen.


Lebet wohl


Ihr Silvio Gesell


An Hans Schumann vom 25.5.1927 aus Eden


Lieber Kamerad!


Ihren Brief vom 14.5. erhielt ich mit Verspätung am 22. d. M. Der Umstand, daß


der Brief mir nach Eden, wohin ich verzogen bin, nachgeschickt wurde, erklärt


diese Verspätung nicht ganz. Ich habe Ihre Mitteilungen bedachtsam studiert und


bin gerne bereit, mich mit Diogenes an die Ausarbeitung der Denkschrift zu


machen. Noch besser wäre es natürlich, wenn ich mich auch mit dem Überbringer


der Denkschrift in Verbindung setzen könnte, denn dieser wird sie ja zu vertreten


haben, es sei denn, daß dieser Überbringer sehr gut beschlagen ist auf dem


Gebiet der Währungsfrage. Falls es von den maßgebenden Leuten dort drüben


gewünscht wird, werde ich mich auch persönlich an der Eroberung beteiligen. Mir


ist die Adresse von Diogenes unbekannt. Vielleicht erfahre ich das Nötige im Büro


des Fysiokratischen Kampfbundes. Ihren Brief werde ich nach Wunsch behandeln.


Ihnen alles Gute wünschend mit kameradschaftlichem Gruß


Ihr Silvio Gesell


An Philip Pye vom 31.5.1927 aus Eden


Ihren Brief vom 18. d. M. erhielt ich und finde, daß Ihre dedication ausgezeichnet


auf die Mentalität der Amerikaner, soweit ich sie kenne, eingestellt ist. Auch mit


Ihren anderen kritischen Bemerkungen bin ich einverstanden und bin glücklich,


daß jetzt der Druck vor sich gehen kann. Hoffentlich stößt nun Fack nicht noch auf


neue Schwierigkeiten bei den Verlegern. Da denke ich namentlich an den Umfang 
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des Buches, der ganz aus dem Rahmen der von diesem Verlag herausgegebe-


nen Werke zu fallen scheint. Von Fack kam letzthin die beifolgende Karte, worin


er einen neuen Untertitel für die NWO vorschlägt: „Man’s Emancipation NEO-


League“. Ich nehme an, daß das Wort „NEO-League“ auf die Existenz einer


„Man’s Emancipation League“ hindeutet. Vielleicht handelt es sich um eine um


die Geschichte des amerikanischen Volkes verdiente League, die sich um die


Emanzipation der Sklaven verdient gemacht hat. Das wäre dann nicht übel.


Sonst wird man sich fragen, wovon die Menschheit emanzipiert werden soll, vom


Alkohol, von der Monarchie, von der katholischen Kirche, vom Aberglauben, von


der Cholera, vom nationalistischen Wahn? Freilich deutet bereits der Haupttitel


darauf, daß die Emanzipation irgendwie wirtschaftlich begründet sein muß. Und


daß auf dem Boden einer neuen Wirtschaftsordnung eine allgemeine Emanzi-


pation von vielen oder von allen Besessenheiten erfolgen wird.


Ich denke, wir lassen nun Fack in dieser Frage die Entscheidung, da er die


Schwierigkeiten mit den Verlegern zu beseitigen hat und die vielleicht auch noch


ihre Wünsche äußern werden. Die Erfahrungen, die dann in Amerika gemacht


werden, können wir dann vortrefflich bei der großbritannischen Auflage verwer-


ten. Liegt die amerikanische Auflage einmal vor, dann wird es schon viel leichter


sein, in England einen Verleger zu interessieren. Was sagen Sie übrigens zu


dem Begehren der amerikanischen Verleger, daß sie das Buch auch nach


Canada verkaufen möchten? Ich nehme an, daß zwischen Amerika und Canada


ein viel größerer Büchervertrieb herrscht als zwischen Canada und England und


daß darum die Einverleibung Canadas in das Jagdgebiet der amerikanischen


Verleger gewisse Vorteile propagandistischer Art bieten würde. Dagegen aber


werden die englischen Verleger ihr Gebiet bedeutend verkleinert sehen und aus


dem Grunde vielleicht den Verlag ablehnen. Qu’en pensez vous? Da die euro-


päische Auflage zu einer Einnahmequelle für uns werden könnte, so ist dieser


Frage Bedeutung beizulegen.


An Margarete Siermann, undatiert (1927) aus ?


Grete, Bahnbrecherin, liebe,


bis heute ist von Dir keine Nachricht über Abu Markubs Haus eingetroffen.


Wenn von Dir morgen früh (Dienstag) keine Nachricht einläuft, dann werde ich


um 2.30 Uhr hier von Charlottenburg nach Potsdam fahren und dort am Bahnhof


10 Stunden auf Dich warten. Und dann können wir überlegen, was wir machen


können. Ich denke, es geht Dir gut, Dir und dem Kleinen, und ich freue mich,


Dich wiederzusehen. In der Hoffnung, daß der Himmel uns das nötige schöne


Wetter schickt, mit vielen Grüßen und einem schönen Kuß


Dein Silvio
PS: Ich schicke Dir als Drucksache einige Korrekturblätter vom „Abgebauten


Staat“. Vielleicht hast Du Zeit, sie durchzusehen.
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An Dr. Paul Diehl vom 5.10.1927 aus Eden


Für die freundliche Einladung zum Bundestag des FFF spreche ich Ihnen 


meinen herzlichen Dank aus. Den Dank möchte ich noch verdoppeln, weil Sie so


fürsorglich die Einladung gleich mit einer Warnung begleiteten. Das war wirklich


sehr nett von Ihnen, denn ich gehöre zu der unglücklichen, in Deutschland glück-


licherweise wenig zahlreichen Menschensorte, die an Boxkämpfen und persön-


lichen Streitigkeiten keinen Gefallen finden kann.


Mir scheint, daß solche Boxkämpfe untrennbar von jeder Art Organisation sind


und daß nur der Terror eines Diktators (Papst und auto da fé) in der Organisation


Ruhe schaffen kann. Dies setzt aber wieder voraus, daß sich die zu organisie-


renden Massen aus Hammel, Esel und Gänsen zusammensetzen und daß die


Organisation als Milchkuh gedacht ist, also Selbstzweck hat. Sobald man sich an


denkende Menschen wenden muß und man ein erreichbares Ziel verfolgt, ver-


sagt die Organisation. Sie bricht außerdem vor dem Ziel zusammen. Denn das


Ziel erreichen bedeutet für die Organisation den Tod, gegen den sie sich mit den


Instinkten der Selbsterhaltung sträubt.


Das will nun nicht heißen, daß die FFF-Organisation etwa hoffnungslos sei. Es


heißt nur, daß man den Zank und Streit als unvermeidliche Nebenerscheinungen


mit in Kauf nehmen muß und nicht zu tragisch betrachten soll. Wer keinen Spaß


an solchem Streit hat, kann sich ja auf 1000 andere Weisen für das Ziel ein-


setzen.


Mit jeder Erweiterung des Programms wird der Kreis der Interessenten kleiner.


Wer einen großen Kreis schaffen will, der muß auf die Einengung des Zieles hin-


arbeiten. FFF ist ein sehr großes Programm. Wer für eines der 3 F zu haben ist,


der glaubt auch schon, für die 3 F reif zu sein. Er tritt dann der Organisation bei


und trägt damit die Säure unreifer Frucht in den Kreis der Mitstreiter. Zerlegt man


die 3 F in drei getrennte Organisationen – Indexwährung mit Freigeld – Freiland


mit Mutterrente – Freihandel mit Weltfrieden —, so würden sich diese Organisa-


tionen viel freier und schneller entwickeln. Überlegen Sie mal diese Anregung.


Jetzt z. B. könnte eine Organisation, die nur die Währungsfrage behandelt, sehr


schnell zu Macht und Einfluß gelangen. Mit dem zweiten und dritten F belastet,


führt der Streit zur Unfruchtbarkeit.


An Albrecht von Hoffmann vom 14.10.1927 aus Eden


Ich glaube, ich habe Ihnen noch nicht den Empfang Ihrer „Währung und Wirt-
schaft“ angezeigt und Ihnen auch noch nicht für die Zusendung gedankt.


Inzwischen habe ich aber das Werk aufmerksam studiert und mich gefreut über


die Gediegenheit der Arbeit, für die die Zeit kommen wird und wie es scheint,


auch bald. Die Schwierigkeiten, die die Finanzpolitik, die Pumpwirtschaft und der


manipulierte Dollar der Reichsbank bereiten, werden den Boden für Ihre Arbeit in


Zukunft immer noch besser düngen.
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Ungelöst ist dagegen die Frage, was zu tun ist, um Ihr Werk an die Öffentlichkeit,


die maßgebende Öffentlichkeit, zu bringen. Der Kreis der FFF-Organisationen ist


dazu immer noch zu klein und ohnmächtig. Die physiokratische Organisation


kommt dabei infolge ihrer proletarischen Einstellung überhaupt nicht in Frage,


denn heute ist man bereits so weit, daß man das Proletariat politisch als quantité


négligeable behandeln darf. Aus Rücksicht auf diese Masse geschieht jetzt über-


haupt nichts mehr. Also muß das Währungsgesetz von den anderen Klassen


betrieben werden. Die Beamten gehorchen der Majorität und gestatten sich den


Luxus einer eigenen Meinung nicht. Die Agrarier erwarten ihr Heil wie immer von


einer Inflation. Der fundierte Besitz will Deflation, die Börsenkreise und damit die


gesamte Presse wollen Fluktuation. Ach, wie klein und ohnmächtig sind die, die


eine wirkliche Stabilität erstreben. Die einzige Hoffnung, die noch bleibt, wäre


also die Reparation, die das deutsche Volk zwingen wird, den geraden ehrlichen


Weg aus Gründen der Selbsterhaltung zu gehen. Eine nette Hoffnung.


Jedoch man darf sich durch derartige Betrachtungen nicht einschüchtern las-


sen. Das Ziel ist so groß, daß es noch locken kann, wenn es noch so fern ist. 


Sie sollten sich nach Berlin versetzen lassen, um persönliche Beziehungen


anknüpfen zu können. Das erleichtert die Aufgabe ungemein. Dann müßten Sie


für die Herausgabe einer besonderen Zeitschrift sorgen, die ausschließlich die


Währungsfrage behandelt und frei ist von all dem Ballast der Freiwirtschaft. Mit


dem Titel, der gleichzeitig Programm ist: „Das Reichswährungsamt“. Eine solche


Zeitschrift fehlt in Deutschland. Die nötigen Mitarbeiter sind auch schon durch 


die FFF-Literatur vorbereitet, und es dürfte am Ende nicht schwer fallen, einen


Verleger in bürgerlichen Kreisen zu finden. Ich möchte glauben, daß die Zeit-


schrift bei etwas taktvollem oder taktischem Vorgehen bereits nach 10 Heften


den nötigen Leserkreis geschafft haben wird, der zu ihrer Finanzierung nötig ist.


Ob Dr. Aumann den Verlag übernehmen würde und ob es nicht besser wäre,


einen bestehenden, bekannten Verlag dafür zu interessieren? Wenn Sie hier in


Berlin wären und mit den Verlegern persönlich verhandelten, wäre es viel leich-


ter, zu einem Resultat zu kommen. Das „Reichswährungsamt“ ist eine große


Sache, aber doch nur ein Teil der Freiwirtschaft. Je kleiner aber das Programm,


je schärfer es umrissen ist, um so größer ist dann der Zulauf. Eine Liste der


Personen, die für eine solche Zeitschrift in den Kreisen der FFF-Bewegung als


Mitarbeiter zu interessieren wäre, dürfte Ihnen (Sie sehen, daß Sie hier als


Herausgeber gedacht sind) der FFF-Bund gerne aufstellen. Vielleicht könnte 


ich Sie dann noch aus persönlichen Bekanntenkreisen ergänzen. Nun bin ich


gespannt, was Sie auf meine Anregung antworten werden.
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An den Verband der Kriegsdienstgegner, z. Hd. E. Kalisch, vom
?.10.1927 aus Eden


Werte Kameraden.


Über Ihre Zeilen und sie begleitenden Schriften habe ich mich gefreut und


danke Ihnen herzlich. Ich schicke Ihnen en revanche einige meiner Schriften, die


das Friedensproblem behandeln, und werde andere folgen lassen. Sie werden


sehen, daß ich das Friedensproblem etwas anders anpacke, doch decken sich


Ihre Ziele vollkommen mit den Wirkungen, die von meinen wirtschaftlichen


Forderungen zu erwarten sind.


Wenn ich in den nächsten Tagen nach Berlin fahre, werde ich die Gelegenheit


nutzen, Sie in der Gipsstraße aufzusuchen, um Ihre persönliche Bekanntschaft


zu machen. Für den Fall Ihnen das aber nicht recht ist, bitte ich um Benach-


richtigung.


Inzwischen grüßt Sie bestens Ihr


Silvio Gesell


An Otto Maaß vom 27.10.1927 aus Eden


Ich kann Sie nicht mit religiösen Betrachtungen trösten. Nur mein tiefes Beileid


kann ich Ihnen ausdrücken. Die Scheidung einer glücklichen Ehe durch den Tod


ist gewiß das größte Leid, das des Menschen Herz bewegen kann. Und es war


eine glückliche Ehe. Möge die Erinnerung an dieses tiefe Glück, das so wenigen


Menschen zuteil wird, Ihnen in der Einsamkeit und Einöde der Welt ein ewiger


Quell des Trostes sein.


Mit dem Ausdruck aufrichtigen Mitgefühls


Ihr S. G.


An ? Cordes, undatiert (1927) aus ?


Es freute mich, aus Ihrem Brief vom 6. d. M. zu ersehen, daß Sie noch immer


sich für die freiwirtschaftlichen Ideen interessieren. Selbstverständlich habe ich


nichts gegen die von Ihnen betriebene Propaganda einzuwenden und würde es


mich freuen, wenn Ihren Anstrengungen ein Erfolg beschert würde. Manchmal


fällt ein solches Korn auf guten Boden, geht auf und trägt 100fältige Frucht.


Wenn jeder, der die FFF-Bestrebungen kennt und liebt, persönlich etwas für die


Verbreitung solcher Gedanken täte, sehnlich wie Sie es tun, dann erübrigten sich


die Organisationen. Aber leider, es geht so nicht. Der Glaube an den Staat, die


Autorität, die Führer und Bonzen hat uns zu sehr verdorben. Zum Glück für


unsere Sache treiben die Notwendigkeiten des Lebens und des Tages die


Menschheit von selbst in unsere 
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Richtung. Es könnte freilich etwas schneller gehen, aber was bedeuten


schließlich noch einige Jahrzehnte mehr für die Überwindung einer Krankheit, die


die Menschheit nunmehr schon 6000 Jahre plagt? Aber solche optimistische


Hoffnung soll mich nicht abhalten, nach besten Kräften die „Entwicklung“ zu


schüren, denn es kann auch anders kommen, es kann auch alles wieder in die


Barbarei zurückfallen – wie schon so oft.


Das Programm des Bundes für Freiland und Freigeld setzt nichts voraus als


die Beseitigung von Hemmungen, die der vollen Entfaltung der freien Wirtschaft


im Wege stehen. Es braucht keine anderen Menschen als die, die die 6000jäh-


rige kapitalistische Unzucht hervorgebracht hat. Mit den Enkeln der deutschen


Leibeigenen, mit den Mißgeburten, mit den Kindern der Sauffreiheit, der einzigen


Freiheit, die dem Deutschen nie verkümmert wurde, mit den Schwachsinnigen,


Zuchthäuslern, mit den Leuten, die blindlings militärische Befehle mit Kadaver-


gehorsam befolgen, mit den Schutzzöllnern und organisierten Parteimenschen,


kurz mit dem ganzen wüsten Menschenbrei des zum Himmel stinkenden


Klassenstaates wird der Freiland-Freigeld-Bund den Kampf wider das Kapital


aufnehmen und dieses Scheusal in kurzem Kampfe zur Strecke bringen, so daß


wir, die Lebenden, den Sturz noch mit ansehen werden. Diesen Enderfolg wer-


den wir nicht plötzlich vor uns haben, sondern werden Schritt für Schritt den 


Sieg erringend, in den Zukunftsstaat hineinwachsen.


An Erich Mühsam von Ende Oktober 1927 aus ?


Lieber Kamerad Mühsam, lieber Zuchthausgenosse!


So lange die Machthaber sich unsicher fühlen, sind sie grausam und brauchen
sie Abschreckungsmittel, terroristische Methoden. Um sie menschlich umzustim-
men, braucht man nur ihr Sicherheitsgefühl durch Stärkung ihres Machtgefühls
zu mehren. Stärken wir das Sicherheitsgefühl der Sowjetleute, so öffnen sich die
Gefängnisse von selbst. Die Lage in Rußland ist aber so, daß man den Sowjet-
leuten nur die gewaltige Übermacht, in deren Genuß sie sind, recht vor Augen zu
führen braucht, um auch ihr Sicherheitsgefühl zu heben. Leben nicht 90% aller
Russen auf dem Lande von der Landwirtschaft? Und ist diesen 90% der Be-
völkerung nicht durch die Revolution das Land, das bis dahin den Herren gehör-
te, ausgeliefert worden, spielen diese 90% nicht die Rolle befreiter Sklaven? Und
bedeutet für diese 90% der Fall der Sowjets nicht die Rückkehr zur Sklaverei?
Solange die 90% die Rückkehr der Herren zu fürchten haben, brauchen die
Revolutionäre keinen Umsturz zu fürchten. Es kann also nur eine ganz pessimi-
stische Einschätzung der eigenen Macht sein, die die Sowjetleute dazu treiben,
oppositionelle, aber gleichstrebende Revolutionäre zu fürchten und in
Gefängnissen zu verwahren und Methoden zu kopieren, die sonst nur Schwäch-
lichen eigen sind. Mit der Agrarreform, sobald sie einmal zu Ende geführt sein
wird (Verpachtung des Bodens und Auslieferung der Pachtgelder als Mutter-
renten) sind in Rußland 90% des 
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extremsten Sozialismus in wirtschaftlicher wie politischer Hinsicht verwirklicht. 
Da dürfte es doch nicht schwer fallen, auch für die übrigen 10% befriedigende
Zustände zu schaffen. Und wenn diese befriedigenden Zustände zunächst die
Rückkehr zu kapitalistischen Methoden fordern sollten, könnte darin eine Gefahr
für die 90% als Bauern befreiten Russen erblickt werden? Wenn, was durchaus als
möglich zu bezeichnen ist, den russischen Industriearbeitern die Tagelöhne ameri-
kanischer Proletarier (8 Dollar täglich) ausgezahlt werden (unter dem Sowjet-
regime), dann dürften sich die Massen beruhigen und die Sowjets gewännen Zeit
zur weiteren Konsolidierung ihrer Macht. Dann würden sich die Gefängnisse 
öffnen.


Mit kameradschaftlichen Grüßen bin ich


Ihr Silvio Gesell


An Ernst Netzband vom 2.11.1927 aus Eden


Sehr geehrter Herr Netzband!


Ich erhielt Ihren Brief vom 15.10. und schickte Ihnen vor einigen Tagen ein
Exemplar meiner neuen Schritt „Der abgebaute Staat“, die Ihnen vielleicht einige
Aufklärung gebracht hat über die Dinge, die Sie interessieren. Ich habe mich in
letzter Zeit etwas von der propagandistischen Arbeit zurückgezogen aus mancher-
lei Gründen, in der Hauptsache aber, weil ich mehr Zeit gewinnen will für die
Vorbereitung der nötig gewordenen neuen Auflage meines Buches NWO.


Sie fragen mich, ob ich einverstanden bin mit den Aufsätzen, die in der „Letzten
Politik“ erschienen sind über „das rein Menschliche“, worunter ich wohl die Liebes-
und Ehefragen verstehen muß. Meine Anschauungen über diese Fragen habe ich
in den mit I. O. gezeichneten Artikeln zum Besten gegeben. Die Redaktion hat
offenbar kein Verständnis für meine Darlegungen gehabt, und ich hielt es nicht für
nützlich, Dinge, die klar ausgedrückt waren, breiter auszudrücken.


Die Physiokratie hat mit „Ausleben, Austoben, Ehebrechen, Genießen“ unmittel-
bar absolut nichts zu tun. Der Physiokrat unterscheidet sich hier dadurch, daß er
auch in all diesen Fragen den Staat ablehnt. Wie er nicht für das Alkoholverbot ist,
so ist er auch nicht für Verbote auf dem Gebiete des Liebeslebens. Wer „sich aus-
leben“ will, der mag sich ausleben. Wer sich „austoben“ will, der mag das tun. Und
wer morsch gewordene Eheketten brechen will, der mag solche Fesseln brechen.
Daß aber solches Austoben und Ausleben und das Ehebrechen eine Begleiter-
scheinung der Physiokratie sei, das bestreite ich ganz entschieden, es sei denn,
daß in dem sogenannten Ausleben und Austoben natürliche, lebensfördernde
Elemente stecken, was aber gewiß nicht der Fall sein wird, wenn das Austoben
sich in Form alkoholischen Rausches betätigt. Ich bin gegen die proletischen, von
der pauvreté diktierten Praktiken der Empfängnisverhütung und ebenso der Ab-
reibung, weil sie gegen die Zuchtgesetze der Natur sind und mit absoluter Sicher-
heit den Untergang des Menschengeschlechtes zur Folge haben. Aber auch hier
lehne ich 
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mit gleicher Entschiedenheit den Staat ab. Wer sein eigenes Geschlecht auf den
Aussterbeetat setzen will, der mag es tun. Doch bin ich der Meinung, daß, wenn
wir die Folgen der Geburtenbeschränkung allen deutlich vor Augen bringen,
mancher von sich aus lieber auf das Austoben und Ausleben verzichten dürfte,
als auf die Eigenschaft eines Stammvaters.


Die Proleten, die die Physiokratie als eine Aufforderung zum Austoben und


Ausleben und darum auch zum Ehebruch betrachten, die sind über den Sinn des


Wortes Physiokratie vollkommen im Irrtum. Die Physiokratie ist die Herrschaft der


Tüchtigsten, der im Kampf mit den Artgenossen Überlebenden, also Herrschaft


einer auf natürlicher Überlegenheit (nicht auf Geld und Besitz beruhenden)


begründeten Aristokratie. Sagen und wiederholen Sie das den sogenannten


FKB-Kameraden. Die Physiokratie wird das Proletentum ausrotten, sofern es das


schon nicht selbst durch Geburtenbeschränkung, durch Ausleben und Austoben


besorgt. Daraus ziehe ich aber die Folgerung, daß die Physiokraten für die


Erhaltung und Mehrung ihrer Art zu sorgen haben und daß sie diese wichtigste


Handlung nicht anderen, Philistern, überlassen sollen. Die Lasten, die sie damit


sich aufbürden, werden sie mit Freude tragen, sofern sie nur des Glaubens sind,


daß sie die Träger einer besonderen Art oder Rasse sind. Die Kinder und Enkel


der heutigen Physiokraten werden der Physiokratie die Wege ebnen, und je


mehr es ihrer sein werden, um so sicherer wird die physiokratische Welt fundiert


sein. Und fürchte ich nicht die Folgerung auszusprechen, daß die Physiokraten


lieber den Philistern die Frauen abtreiben sollen, statt Abtreibungskunststücke zu


praktizieren. Der Physiokrat, der Individualist, kennt nur sich und seinen Stamm.


Seine Art und nicht die des Nachbarn, des Schwaben und des Deutschen,


wünscht er zu mehren und zur Herrschaft zu bringen. Auf Kosten der anderen,


die er selbstverständlich als minderwertig betrachtet und behandelt (im Vergleich


zu sich selbst) sucht er seine Art zu mehren. Das ist das Naturgesetz, das uns


bis heute geformt hat. Das ist der Sinn des Wortes „der Einzige“ oder Individua-


list. Es klingt roh, dieses Wort. Brutal, unmenschlich. Aber es wirkt Wunder.


Darum machen wir uns auch nichts daraus, wenn die anderen durch Ausleben,


Austoben und Ehebrechen sich selbst umbringen. Sie machen dann unserer Art


Platz. Aber unter diesen, die sich selbst umbringen, ausrotten, mögen viele wert-


volle Menschen sein, denen die Aufklärung fehlt, denen die Achtung vor sich


selbst fehlt, weil sie nie sich wirklich als „Einzigen“ betrachtet haben.


Mit physiokratischem Gruß


Ihr Silvio Gesell


An Hanna Blumenthal vom 6.12.1927 aus Berlin-Charlottenburg


Der Spatz, der das Nest voller Junge hat, hat alle Schnäbel voll zu tun, um die


schreiende Gesellschaft zu besänftigen und kaum noch Zeit, Briefe zu beant-


worten. 
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Und so geht es auch dem Menschen, der sich vermehrt. Von dort her kommen


alle Probleme und alle moralischen Begriffe. Denn wer sich vermehrt, tut es


immer auf Kosten anderer, die sich auch vermehren möchten. Darum wird die


Vermehrung der anderen immer als Sünde, als Verstoß gegen die guten Sitten


betrachtet werden. Niemals wird dieses Problem eine befriedigende Lösung fin-


den. Und würde man sie finden, so wäre das der Untergang der Menschheit.


Vielleicht wäre das die befriedigende Lösung.


Ich hörte, daß Du immer noch keine Dir zusagende Beschäftigung, Arbeit wol-


len wir sagen, gefunden hast, trotz vieler Mühe. Je komplizierter der Mensch ist,


um so schwieriger wird es natürlich, für den richtigen Mann den richtigen Platz zu


finden. Für den Kaiser gibt es im ganzen deutschen Land nur eine einzige Stelle;


dabei ist er jetzt bald 10 Jahre arbeitslos und muß stempeln gehen. Du mußt


Geduld haben und unermüdet weiter suchen. Das Gebiet, das Du besonders


bearbeitest, die Psychoanamnese, scheint mir als Broterwerbsquelle besonders


steril zu sein. Auf dem Gebiet der Volkswirtschaft, auf dem du doch auch lei-


stungsfähig bist, wachsen viel dickere Kartoffeln. Und man sieht es den meisten


Zeitungen an, auch den bedeutendsten unter ihnen, daß sie wohl möchten, daß


ihnen aber die Mitarbeiter fehlen, die etwas Gutes zu leisten vermögen.


Versuche es einmal mit dem „Hamburger Fremdenblatt“, mit der „Frankfurter
Zeitung“, mit der „Vossischen“. Diese Zeitungen fressen ungeheuer viel Material.


Da ist die Frage der Auslandsanleihen, die heute akut ist. Da ist die Frage der


Abrüstung, in der wir so vieles Vernünftiges zu sagen haben. Soll ich Dir für die-


sen letzteren Artikel einige Tips geben? Als Abnehmer für einen Artikel über die


Abrüstung käme heute in erster Linie die „Neue Zürcher Zeitung“ in Frage, die


ganz gut honoriert. Diese Zeitung erscheint dreimal täglich in sehr hoher Auflage.


Und wird auch viel in Genf gelesen. In dem Abrüstungsartikel müßte gezeigt wer-


den, daß es sich hier durchaus um eine Relation handelt, daß zwei bis auf die


Zähne abgerüstete Staaten mit dem Tomahawk sehr blutige Kriege führten.


Beispiele müßten hier vornehmlich aus der schweizerischen Geschichte genom-


men werden. Dann müßte die Frage eingehend behandelt werden, in welcher


Lage die Agrarländer nach der allgemeinen Abrüstung, wie sie neuerdings


Litwinow verlangt, sich den Industrieländern gegenüber befinden werden, die ihre


Rüstung jederzeit und so schnell wieder erneuern können, während das den


Agrarländern unmöglich wäre, und daß dann die nicht ausbleibende Erkenntnis


solcher für die Agrarländer gefährlichen Lage zwangsläufig dahin führen würde,


daß die Agrarländer – um sich auch die Möglichkeit einer eventuell nötig gewor-


denen Rüstung zu schaffen – zur Förderung ihrer Industrialisierung hohe Schutz-


zölle auf alle Industrieprodukte einführen müßten. Und wie dann diese Schutz-


zollpolitik die Atmosphäre des Hasses und Neides schaffen würde, die zu neuen


Kriegen führen würde. Für den Artikel werden sie Dir 20 Franken schicken, und


sie werden andere Artikel von Dir verlangen.


Heute ist es kalt in meiner Bude. Ich glaube, der Mann unter mir hat kein Geld


um Kohlen zu kaufen.
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Die „Letzte Politik“ brachte meine Entgegnung auch diesmal nicht. Timm verlangt


von den Lesern 4000 Mark, um die Zeitung wieder flott zu machen. Die wird er


nicht bekommen.


Laß den Kopf nicht hängen. Es werden wieder bessere Tage kommen, und


auch in meinem Zimmer wird es wieder warm werden.


An Dr. Hugo Fack vom 7.12.1927 aus ?


Es wäre schon gut, wenn Prof. Fisher sich der NWO annähme, und ich glaube


auch, daß er es gerne täte, wenn er die Sache begreifen könnte. Ich fürchte


jedoch, daß er bereits zu alt und in seine eigene Sache zu verliebt sein wird, um


das Manuskript mit Verständnis zu lesen. Immerhin, der Versuch kann nichts


schaden. Mir tut es um Pye so leid, daß die Sache nicht vorwärts geht, nachdem


er sich so unendlich viel Mühe um die Übersetzung gemacht hat. Aber mir kam


heute ein Gedanke, der uns vielleicht zum Ziel und ein ordentliches Stück dar-


über hinaus führen könnte. Sie haben das Buch „Der abgebaute Staat“ erhalten.


Nehmen Sie es noch einmal vor und studieren Sie Satz für Satz, was von Seite


61 ab gesagt ist. Dann studieren Sie noch einmal gründlich unseren Vorschlag


der IVA-Note und wenden Sie sich dann an Prof. Fisher mit dem Vorschlag, das,


was ich Mc Kenna in den Mund lege, durchzuführen, vielleicht in Verbindung mit


Ford.
Statt von diesen braven Männern Geld zu verlangen, werden wir ihnen Geld


liefern, und zwar nach den Berechnungen Seite 67 nicht weniger als 70 Millionen


Dollar jährlich, wozu wir nichts anderes brauchen als den Namen der beiden


Männer. Von diesen 70 Millionen jährlich mag Ihnen dann Fisher die für den


Druck der NWO nötigen 650 Dollar vorstrecken. Wenn Fisher und Ford den


Vorschlag der IVA-Note in die Hand nehmen und das Geschäft, was hier vorliegt,


geschäftsmäßig betreiben, dann wird Ford für sein Steckenpferd, den internatio-


nalen Frieden, und Fisher für sein anderes Steckenpferd, die Indexwährung, mit


einem Schlag mehr erreichen als durch immerwährenden Appell an die Staaten,


die heute ja alle abhängig sind von der Hochfinanz. Wenn Fisher und Ford glau-


ben, allein die Kiste nicht schmeißen zu können, dann dürfte es nicht schwer


sein, die Unterschrift von vielen anderen einflußreichen Männern zu gewinnen,


die gerne bereit sein werden, ihre Namen hinter denen von Ford und Fisher zu


setzen, glänzen zu sehen. Fisher ist ja bereits selbständig vorgegangen, als er


die Indexanleihe von ..... guthieß oder gar anregte. Sie können ihm ja sagen, daß


er und Ford in der Welt mehr Kredit haben als alle Staaten und Regierungen


zusammengenommen. Wenn Ford und Fisher im Prinzip mit dem Vorschlag ein-


verstanden sind, dann werde ich, sofern sie es für nützlich halten, ihnen gerne


mit Rat und Tat zur Seite stehen, nötigenfalls mich auch persönlich auf kanadi-


schem Boden mit ihnen treffen (in Kanada ist der Paßzwang für Deutsche abge-


schafft).
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Ich schicke Ihnen noch eine Abschrift eines Briefes an Mc Kenna (blieb unbeant-


wortet), aus dem Sie vielleicht noch Nützliches erfahren können.


Am besten wird es sein, wenn Sie sich zunächst nur an Fisher wenden und es


diesem überlassen, sich mit Ford in Verbindung zu setzen; doch wäre es gut,


Fisher zu einer solchen Verbindung mit Ford anzuregen. Fisher, der sich viel mit


dem Geldwesen befaßt hat, wird ein Geschäft, das ohne Kapitaleinlage 70 Millio-


nen Dollar jährlich einbringen soll, durchaus für möglich halten, während Ford, der


seine Erfolge persönlicher Arbeit zuzuschreiben geneigt sein wird, hier den Kopf


schütteln wird und die Sache als eine Utopie betrachten und behandeln wird. Wird


ihm aber das Geschäft durch einen so angesehenen Mann wie Fisher angetragen,


dann wird er schon etwas stutzig werden. Bei Ford wird man gut tun, den Profit


von 70 Millionen jährlich nicht in den Vordergrund zu stellen, sondern diese


Millionen als Bagatellsache, als Nebensache, zu behandeln, das Hauptgewicht


aber darauf zu legen, daß durch die Indexwährung, durch die Beseitigung der


Krisen, die Vorbedingungen für den allgemeinen Freihandel und für den unbe-


grenzten Absatz seiner Automobile geschaffen werden.


An Friedrich Schwiers vom 13.12.1927 aus Eden


Sie erhalten anbei den mir zur Einsicht gesandten Vortrag mit bestem Dank


zurück. Ich las ihn mit großem Interesse und kann mir vorstellen, daß Sie mit Ihrer


Interpretation Goethescher Sätze manchem Zuhörer einen Stein vom Herzen


gewälzt haben, denn es ist nicht angenehm, vor sich und anderen bekennen zu


müssen, daß man das, was ein so klarer Geist schrieb, nicht sofort und restlos


begreift. Es stimmt schon, was Sie sagen, daß, wer nichts von Währungsfragen


versteht, unmöglich die zitierten und andere Stellen des Faust begreifen kann. Um


so schmerzlicher ist es, wenn man sich sagen muß, daß auch Goethe selbst nicht


völlig von seiner Darstellung befriedigt sein konnte. Klaren Köpfen sind Unklar-


heiten Folterqualen. Der Brei fühlt sich nur dann wohl, wenn er in Brei gebettet ist.


Ich glaubte richtig zu handeln, daß ich Ihr Manuskript meinem Nachbarn, Dr.


Landmann, zum Lesen übergab. Er brachte es mir zurück mit dem beiliegenden


Heftchen von Polenske [Vgl. Karl Polenske, Goethe und der Umsturz – eine physiokratische


Faust-Deutung, Berlin und Greifswald 1919.] und mit der Bitte, Ihnen dieses Heftchen, das


Ihnen vielleicht unbekannt geblieben ist, zu übersenden. Für Ihr weiteres Forschen


auf diesem Gebiet wird Ihnen diese Polenskesche Schrift gewiß nützlich sein.


Ihre Betrachtungen über die Politik der „Letzten Politik“ decken sich mit vielen


Zuschriften ähnlicher Art. Es wird hier vergessen, daß die L. P. die schwere Auf-


gabe zu erfüllen hat, den Anschluß an das Proletariat vorzubereiten und daß der,


allerdings oft bei den Haaren herbeigezogene proletarische Ausdruck, d. h. die


Grenzlinie zwischen Schimpferei und Sachlichkeit, schwer einzuhalten sein mag.


Wer der Ansicht ist, daß die Ziele der Physiokraten und Freiwirtschaftler ohne den


Druck von unten nicht zu erreichen sind, der muß alles in Kauf nehmen, was den 
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gesuchten Anschluß an die Massen fördern kann. Wenn die Redakteure der


„Letzten Politik“ die nötige Zeit und Muße hätten, dann würde es auch gewiß


gelingen, den gesuchten Ausdruck in bessere Form zu kleiden. Wenn es Ihnen


einmal gelungen sein wird, einen einzigen Proletarier für Ihre Ziele zu interessie-


ren, dann werden Sie mit Autorität kritisieren können und dann bitte ich Sie, Ihre


Ausstellungen direkt an die Redaktion der „Letzten Politik“ zu richten. Sie werden


da sicher auf Verständnis stoßen.


An Ernst Netzband vom 14.12.1927 aus Eden


Sehr geehrter Herr Netzband!


Aus Ihrem Brief vom 6. Nov. ist nicht klar ersichtlich, um was es sich handelt.


Und wenn Sie von mir wünschen, daß ich zu dem, was Ihnen im FKB zuge-


stoßen ist, Stellung nehme, so müssen Sie mir deutlich sagen, wie die Dinge, 


die Sie beunruhigen, verlaufen sind. Sie schreiben, daß Sie nicht mehr genau


wissen, was Sie mir im ersten Ihrer Briefe schrieben. Darum erlaube ich mir,


Ihnen den Brief zurückzuschicken. Es ist schon wichtig für mich, wenn ich weiß,


welche Geister sich im FKB herumtummeln und was man dort alles für physio-


kratisches Verhalten hält. Wer die Kämpfer nicht kennt, die mit im Bunde kämp-


fen sollen, der mag arge Enttäuschungen erleben.


Die Natur, die dem Tüchtigsten zujubelt, die ist aristokratisch. Und so ist auch


der Physiokrat, der die Natur als Lehrmeisterin einsetzt, ein Aristokrat, dem alles


Gemeine, Proletische, Wucherische, Ausbeuterische widerwärtig ist, ein Aristo-


krat pur sang. Das Edelste, Feinste, Geistigste, was die Natur hervorbringt, das


gehört zu uns.


Es grüßt Sie in winterlicher, neblischer Stimmung


Ihr Silvio Gesell


An Hans Timm vom 27.12.1927 aus Berlin


Sei so gut, die Veröffentlichung meiner Erklärung nicht länger aufzuschieben


und bitte auch nicht zu vergessen, das Datum des Eingangs meiner Erklärung


schön deutlich wahrnehmbar zu machen. Du kannst dann alle die Dir nötig


erscheinenden Bemerkungen nachfolgen lassen. Vielleicht überlegst Du, wie es


vermieden werden kann, daß aus der Sache sich eine Klage wegen öffentlicher


Beleidigung, wegen Kreditschädigung mit den dazugehörigen Schadensersatz-


ansprüchen entwickeln kann. Es gibt ja sonst so viel Schöneres zu tun.
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An Prof. Hans Bernoulli vom 3.1.1928 aus Eden


Lieber Herr Bernoulli, Professor.


Das Wort, das ich oben Ihrem Namen anhänge, soll kein Titel sein. Eine Aner-


kennung für Ihren Mut soll es bedeuten. Bekenner. Mit dem „Goldschwindel“
haben Sie alle Mächte dieser Erde angegriffen, die Kapitalisten, die Banken, die


Presse, die Nachrichtenbüros, die Grundbesitzer. Und wen haben Sie als


Waffengefährten? Ein paar furchtsame, kleine Schulmeister und Pastore, die um


ihre Stellung bangen. Der „Goldschwindel“ ist ein großartiges Werk, voll Geist


und Übermut. Darum wird es nicht aufgeführt werden, weder in der Schweiz


noch in Deutschland. Aber in späteren Zeiten, post festum, da wird es gefeiert


werden, wenn es keines Mutes mehr bedarf, der eigenen Überzeugung folgend


dem Werke Anerkennung zu zollen. Aber das brauche ich Ihnen ja nicht zu


sagen. Sie kennen die Verhältnisse. Besseren Erfolg dürfte die Schrift im Buch-


handel erzielen, wenn es von einem tüchtigen Verleger (kein Inzuchtverleger) in


die Hand genommen werden würde. Was haben Sie in der Richtung bisher


unternommen? Wahrscheinlich gar nichts. Bundesfreunde sollten sich um diese


Dinge kümmern. Was gedenken Sie zu tun, um das Werk dem Publikum bekannt


zu machen? Haben Sie ein Exemplar an Irving Fisher geschickt? An die Reichs-


bankdirektion? An Prof. Soddy? Wenn Soddy deutsch versteht, er würde gewiß


sehr viel Spaß erleben. Auch Bernhard Shaw, der schon einen Schimmer von


freiwirtschaftlichen Phantastereien hat.


Ich habe den Kontakt mit der FFF-Presse völlig verloren und kann darum auch


nichts für Ihr großes Werk tun. Haben Sie ein Exemplar an die „Letzte Politik“


geschickt?


Ich vernahm mit Interesse, daß Sie beabsichtigen, „aufs Ganze“ loszumar-


schieren und sozusagen auch die Brücken hinter sich zerstört haben. Ich weiß


nicht, ob Sie klug gehandelt haben. Vielleicht kommt es Ihnen darauf auch gar


nicht an. Ich muß sagen, daß mir der Einzelne immer so viel wert ist wie die


ganze Menschheit und daß mir Ihr persönliches Schicksal ebenso am Herzen


liegt, wie das aller zusammengenommen. Möge Ihnen das Schicksal gnädig sein


und mir den Anblick ersparen, wie Sie enttäuscht, geknickt und geschlagen auf


dem Misthaufen, vor den Toren Ihrer Gegner die Pestbeulen auskratzen (mit


einer Scherbe). Daß wir im letzten Jahr auf dem Wege zu unserem Ziele Fort-


schritte gemacht haben – trotz der jämmerlichen Verhältnisse in den Organisa-


tionen – ist unverkennbar. Wenn unsere Arbeit etwas an der Veröffentlichung von


Fuß (FWZ 53) beteiligt ist, dann haben wir gewiß nicht umsonst gearbeitet. Auch


die in Amerika betriebene Währungspolitik („aktive Währungspolitik“) ist erfreu-


lich. Wenn wir sie nicht als unseren Erfolg buchen können – dann um so besser.


Denn sie würde zeigen, daß wir schon ziemlich überflüssig geworden sind, und


gibt es ein herrlicheres Gefühl, als das des Überflüssigseins? Das Gefühl, das


uns selbst wiedergibt, dasselbe Gefühl, das die Inflation dem mit Hypotheken


belasteten Grundbesitzer geschenkt hat?
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Der Artikel von Fuß erweckte in mir den Gedanken, daß vom Völkerbund aus am


Ende die IVA betrieben werden könnte und daß das Geschäft, das ich im „Abge-
bauten Staat“ Mc Kenna zuschanzte (er ist zu dumm), vom Völkerbund aus betrie-


ben werden könnte. Es wäre nebenbei auch die einfachste und würdigste Art der


Finanzierung dieses Instituts. Was meinen Sie dazu? Haben Sie im Bunde außer


Ihnen Persönlichkeiten, die die Sache in die Hand nehmen könnten? Vielleicht


würde sich auch Irving Fisher an dieser Aktion beteiligen.


Leben Sie wohl. Ich wünsche Ihnen vielen Erfolg und danke Ihnen zum Schluß


noch viel tausendmal für die kostbare Bereicherung meines Bücherschrankes


durch den „Goldschwindel“.
Ihr Silvio Gesell


An Hans Timm vom 12.1.1928 aus Eden


Lieber Hans.
Ich habe kein Verständnis für die dilatorische Behandlung, die Ihr der Angelegen-


heit Burmeister zuteil werden laßt. Für den Angriff durch Wibes Artikel habt Ihr


nicht lange überlegt. Wenn der Angriff Euch berechtigt erschien, dann war es


Pflicht des Geschäftsführers, das der Kasse von Annemarie entnommene Geld


gerichtlich wieder hereinzuholen, wie das ja schon öfters für Forderungen des


Bundes geschehen ist. Waren für solche gerichtliche Klage keine genügenden


Unterlagen vorhanden, dann blieb nichts anderes zu tun übrig, als das Tatsachen-


material zu veröffentlichen und dem Publikum das Urteil zu überlassen. Laß die


Blumen sprechen. Laß in Ehrenhändeln den Revolver und die Tatsachen sprechen.


Wenn Richard Batz jetzt schon 16 Seiten Antwort fertig hat, so muß ich dazu


sagen und, ohne mich um den Inhalt der 16 Seiten zu kümmern (werde sie auch


niemals lesen), daß solche Behandlung durch den Redaktor in einer Angelegen-


heit, worin der Redaktor Partei ist, ungehörig ist, denn er weiß doch, daß auf die 


16 Seiten mindestens ebensoviel Replik folgen werden und ..... daß dann der


Redaktor unter Hinweis auf Raummangel das letzte Wort behält. Und solches darf


der Redaktor niemals haben, wenn er Klagen über Rechthaberei vermeiden will.


Laß also die Tatsachen sprechen und dazu genügen meiner Meinung nach drei


Zeilen.


Ich schicke Euch also das Blatt mit meinen Erklärungen wieder zurück zur


Veröffentlichung und bitte wieder darum, das Datum des erstmaligen Einganges


meiner Erklärungen nicht zu vergessen. Man könnte mir sonst einen Vorwurf dar-


aus machen (den ich Euch nicht erspare), daß ich mich in einer Ehrenangelegen-


heit moluskenhaft benommen habe. Ich erhielt Deinen Brief um ? 9 und jetzt ist 


es 1/2 10. Wenn Ihr Euch etwas beeilt, dann dürfte die Erklärung noch in der 


nächsten Nummer der „Letzten Politik“ erscheinen – die nächste Nummer, die viel-


leicht die letzte sein mag. Eure „eingehende Begründung“ könnt Ihr sehr gut unter


Hinweis auf Papiermangel und auf das von Euch vorgebrachte Tat-
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sachenmaterial (das für intelligente Leser ja an sich genügt) ersparen. Am Tat-


sachenmaterial, sofern es Wesentliches zur Erklärung zu Eurem und Burmeisters
Verhalten beiträgt, sollte nicht gespart werden. Erläuterungen sind gut für ein


Schöffen- oder Schöpsengericht. In unserem Bunde aber soll jeder Richter sein.


Auch bei solcher Gelegenheit sollen wir zeigen, daß wir keine Bonzen im Bunde


haben, keine brauchen und keine dulden. Solche Behandlung der Angelegenheit


hatte ich im Auge, als ich Dich auf die Möglichkeit einer Beleidigungsklage auf-


merksam machte. Laßt die Tatsachen sprechen. Gebt keine Erläuterungen.


Qualifiziert die Handlungen nicht. Der Pöbel unter den Lesern der „Letzten
Politik“ mag solche Erläuterungen und Qualifizierung wünschen. Der denkende


Leser aber wird dadurch abgestoßen. Und das wird (hoffentlich) wohl die große


Mehrzahl sein.


Lebet wohl im neuen Jahr Silvio Gesell


An Christian Arnald vom 25.1.1928 aus Eden


Es freute mich, nach langer Zeit ein Lebenszeichen von Ihnen zu erhalten,


zumal dieses Zeichen kräftiges, kampfmutiges Leben verrät. Der Brief von Walter
hat mir viel Spaß, Ihre Antwort viel Freude bereitet. Für einen Publizisten wäre


Walters Brief wirklich ein „gefundenes Fressen“. Köstlich ist der Satz: „Damit
befinde ich mich in Übereinstimmung mit der ganzen Fachwissenschaft.“ Oh, die-


ser Feigling. Der Direktor sagt zuerst hem, hem, worauf die anderen secundam


ordinem. Sie suchen alle Deckung, keiner hat den Mut, persönlich Stellung zu


nehmen, aus Furcht, eingestehen zu müssen, daß er nichts weiß. Die Haltung


Walters erkläre ich mir wie folgt: Er bekleidet ein Amt, daß er irgendeiner „Er-


nennung“ verdankt und dem er wenigstens auf dem in Frage stehenden Gebiet


nicht gewachsen ist. Nun fürchtet er, durch die Resolution zu einer öffentlichen


Stellungnahme für oder gegen gezwungen zu werden und daß er seine Stellung-


nahme nicht genügend wurde begründen können, was seinem Renommé ab-


träglich werden könnte. So viel kapiert er, daß es sich um eine wichtige Frage


handelt und daß darum seine Stelle auf dem Spiel steht. Darum versucht er mit


allen Mitteln, wie jemand, der um sein Leben kämpft, die Gefahr im Keime zu


ersticken. Er erfindet Behauptungen, lächerliche Behauptungen, die er Uhlemayr
in die Schuhe schiebt, um sie dann triumphierend abtun zu können. Ein alter


Trick. Mit dieser Taktik gewann er den Vorstand des Bezirkslehrervereins Nürn-


berg. Mit dieser Taktik hoffte er, in der Meinung ein unschuldiges Schaf vor sich


zu haben, auch Sie zu gewinnen. Seine Renommiererei mit seinen Semestern


und mit Prof. Vershofen (der wie Streicher „vereinspolitisch eine Null ist, weil der
nicht auftritt“, so scheint mir Vershofen auch eine währungspolitische Null zu


sein, da er in der Inflations-, Deflations- und Stabilisierungszeit auch nicht auf-


getreten ist) sollte dem Trick mehr Gewicht 
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geben. Das deutet auf einen üblen Charakter. Er urteilt, ohne sein Urteil zu begrün-


den, und wo er den Versuch dazu macht, da fälscht er (Preisgebäude).


Was gedenken Sie nun zu tun? Aus Furcht, sich zu kompromittieren oder sich


bereits kompromittiert zu haben, will er diese eminent öffentliche Angelegenheit


von Ihnen als Privatangelegenheit behandelt sehen. Sie haben ihm doch keinen


Privatbrief geschrieben; folglich ist auch die Antwort darauf keine Privatangelegen-


heit Walters, der gegenüber Sie meine Bitte um „vertrauliche“ Behandlung irgend-


wie zu berücksichtigen hätten. Er hat die Angelegenheit im Vorstand öffentlich


behandelt, wenigstens mit Wirkungen öffentlicher Natur; so haben Sie das Recht,


ebenso mit dem Brief Walters zu verfahren. Nur dadurch ließe sich für Walter die


Sache noch einrenken, daß er Uhlemayr auffordert, persönlich im Vorstand des


Nürnberger Lehrervereins die Resolution zu begründen. Weigert er sich, dann 


sollte man alle Rücksichten fallen lassen und den Demagogen als solchen vor aller


Welt entlarven.


Sie erhalten vom Reichsbund Deutscher Technik eine für die absolute Währung


sehr wichtige Propagandaschrift, die Sie auch des äußeren Eindrucks wegen, die


sie macht, ausgezeichnet gegen Leute, die sich von Walter einschüchtern ließen,


verwenden können. Ich werde den Reichsbund veranlassen, auch an Walter ein


Exemplar zu schicken.


Den „Abgebauten Staat“ erhalten Sie mit gleicher Post. Das andere Heft „Die
Freiwirtschaft vor Gericht“ dürfte vergriffen sein. Falls mir noch mal ein Exemplar


in die Hände fallen sollte, werde ich es Ihnen schicken.


An R. L. Prager vom 4.2.1928 aus Eden


Von verschiedenen Seiten wurde mir Ihr Verlagsunternehmen für ein Werk über


die Währungsfrage empfohlen, das ich jetzt veröffentlichen möchte. Es handelt sich


um eine Kompilation von mehreren meiner Schriften, die bereits in starken Auf-


lagen erschienen, jetzt aber völlig vergriffen sind und die ein abgerundetes Ganzes


ergeben. So gestatte ich mir, Ihnen in der Anlage Titel und Inhaltsverzeichnis zur


vorläufigen Orientierung zu übersenden und damit die Frage zu verbinden, ob Sie


für ein solches Werk heute oder überhaupt Interesse haben würden. Bejahenden-


falls würde ich Ihnen dann das Buch zur Einsicht übersenden und Ihnen auch


gerne mündlich aus den Erfahrungen, die ich bisher als Selbstverleger gemacht


habe, Auskünfte über die buchhändlerischen Ansichten dieses Buches geben.


Mit der Inflation und Deflation ist sicherlich das Interesse breiterer Schichten des


Volkes für die Währungsfrage geweckt worden und wenn trotzdem kein Buch eines


wirklichen Massenerfolges sich erfreuen konnte, so dürfte das damit zu erklären


sein, daß es immer noch an Autoren fehlt, die sich stark genug fühlen, um sich in


dieser hochpolitischen und hadrigen Angelegenheit an die Öffentlichkeit zu wagen.


War doch die Währungsfrage bis vor ganz wenigen Jahren ein vollkommen ver-
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nachlässigtes Gebiet der Wissenschaft. Ich glaube sogar, daß ich der einzige


gewesen bin, der in den letzten Jahrzehnten unablässig die öffentliche Aufmerk-


samkeit auf die Gefahren der ungelösten Währungsfrage zu lenken sich ab-


mühte. Das Buch, von dem hier die Rede ist, ist das Produkt einer 30jährigen


Arbeit und Erfahrung und hat die Feuerprobe der Inflation, der Deflation und der


sogenannten Stabilisation in allen Teilen bestanden. Da meine Untersuchungen


nicht wie die aller anderen Autoren in neue Fragezeichen münden, sondern in


scharf zugespitzten Forderungen an die Gesetzgebung ausklingen, also unmittel-


bar in das öffentliche Leben eingreifen, so scheinen mir hier und heute alle


Voraussetzungen erfüllt zu sein, die ein Verleger an ein Werk stellen kann, von


dem er sich Erfolg versprechen soll. Auf das Gesagte möchte ich mich hier be-


schränken und warte nun auf das, was Sie mir sagen werden.


Von der Papiergeldwirtschaft zur Papiergeldwährung
Inhalt:
1. Die Reichsbank und ihr Werk
2. Eingabe an die Nationalversammlung zu Weimar
3. Aktive Währungspolitik
4. Das Reichswährungsamt
5. Internationale Valuta-Assoziation
6. Die Theorie des Geldes, der Währungspolitik und der Valuta


An Fritz Schwarz, undatiert (Februar 1928) aus Eden


Nun haben Sie die Antwort auf die Frage nach der Ursache der Arbeitslosigkeit


in Amerika. Wenn Sie die NWO etwas studiert hätten, könnten Sie sich die Frage


selber beantworten.


Bitte schicken Sie mir eine Übersicht meiner durch die Sendung der 500 Exem-


plare der NWO entstandenen Forderung, damit ich die Forderung gerichtlich ein-


treiben kann.


An ? vom 12.2.1928 aus Eden


Bei dieser Gelegenheit möchte ich Ihre Meinung erbitten über eine Forderung,


die ich an Schwarz zu haben glaube, eine Geldforderung. Ich schickte seinerzeit


an Schwarz 500 Stück der letzten Auflage der NWO und berechnete ihm dafür


den Preis von 1 Franken das Stück, also 500 Franken. Von diesem Geld ist bis-


her noch kein Rappen eingegangen, obschon der Verlag A. Burmeister, an den


ich die Forderung zedierte, mit der Profété eigenen Energie hinter diese Forde-


rung sich hergemacht hat. Schwarz antwortet übrigens gar nicht auf die interes-


santen Briefe, die ihm wegen dieser Sache zugeschickt werden. Nun möchte ich


wissen, ob nach Ihrer Meinung ich die Forderung in den Schornstein zu 


schreiben habe oder ob Sie 
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meinen, daß, wenn einmal Schwarz die Nationalbank in seiner Gewalt hat, er für


mich 500 Franken extra drucken wird? So sehr von diesem Ziel dürfte Schwarz
doch nicht mehr sein.


An Wilhelm Beckel vom 13.3.1928 aus Eden


Es wäre gewiß zu begrüßen, wenn die NWO in russischer Sprache herausge-


geben werden könnte. Um jedoch näher auf Ihren Brief einzugehen, müßten Sie


mir schon sagen, welche Garantien Sie dafür haben, daß das Werk gut übersetzt


wird, daß die Übersetzung auch in absehbarer Zeit gedruckt wird und daß


schließlich etwas dafür getan wird, daß das gedruckte Werk in die richtigen


Hände gelangt. Als Übersetzer kommt nur ein Mensch in Betracht, der etwas von


Volkswirtschaft versteht und der die Schwierigkeiten, die in der Sache liegen, für


den Leser nicht noch durch sprachliche Unklarheiten vermehrt. Ich verstehe die


russische Sprache nicht, Sie selbst vielleicht auch nicht, so daß wir als Überset-


zung das aufzufassen hätten, was uns der Übersetzer als solche vorlegt. Sie ver-


stehen, daß das für mich eine sehr peinliche Sache ist. Eine mangelhafte Über-


setzung kann unter Umständen viel mehr Schaden anrichten, als uns der Mangel


einer Übersetzung bringen kann.


Dann ist auch die Finanzierung der Angelegenheit sicherzustellen. Die Sowjets


haben ein Monopol für alles, also auch für die Druckereien, sicher aber für poli-


tische Schriften. Ohne die Erlaubnis der Sowjets kann in Rußland nichts gedruckt


werden. Und wenn das Werk im Ausland gedruckt wird, dann muß es doch noch


durch das Sowjetmonopol des Buchhandels gehen. Das in der Übersetzung und


im Druck angelegte Kapital ist somit im höchsten Grad gefährdet. Anders natür-


lich wäre es, wenn die Übersetzung, der Druck und der Verlag von Leuten über-


nommen würden, die den Volkskommissaren nahestehen.


An Prof. Bachmann, Generaldirektor der Schweizerischen
Nationalbank, vom 20.3.1928 aus Eden


Sehr geehrter Herr.


Mein verstorbener Freund und Mitarbeiter Ernst Frankfurth hätte gewiß große


Freude empfunden, wenn er Ihre Rede in der Generalversammlung der S.N.


hätte lesen können. Und für einen Akt der Treue gegenüber einem toten Freund


und Mitkämpfer wollen Sie es bitte halten, wenn ich heute diese Rede zum Anlaß


nehme, Ihnen, sehr geehrter Herr, das mitfolgende Exemplar (eines der letzten)


der mit Frankfurth gemeinsam verfaßten Schrift „Aktive Währungspolitik“ zu über-


senden, und daran die Hoffnung knüpfe, daß damit der Zweck der Schrift irgend-


wie gefördert werden könne. 


Es grüßt Sie mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell
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An Johannes Lang vom 27.3.1928 aus Eden


Der „Abgebaute Staat“ braucht, wie es oft im Leben zugeht, als erstes den


Glauben, den Glauben, daß es möglich ist. Wer sich mit solchem Glauben an die


Arbeit macht, findet gewöhnlich, daß sein Glaube gut begründet ist. Wer aber


den Glauben der anderen braucht, freut sich über jede Kundgebung solchen


Glaubens, die ihn bestärkt und so lange aufrecht hält, bis sein Glaube sich in


Wissen verwandelt. Darum freute ich mich über Ihre Besprechung in der A. W.


Zu dem mir eingesandten Artikel von Oppenheimer möchte ich bemerken, daß


die von mir gemachten Vorschläge so nahe liegen, daß es mich durchaus nicht


überraschen würde, wenn mancher, der das vorliegende Problem studiert, dabei


ganz selbständig zu den gleichen Resultaten kommt wie ich. Es würde mich freu-


en, wenn solches auch bei Oppenheimer sich in dieser Weise zugetragen hätte,


weil es mich in dem Glauben bestärkt, daß meine Vorschläge gut sind. Und weil


mich solche Erklärung mehr freuen würde als die andere, will ich annehmen, daß


Oppenheimer ganz ehrlich sich für den Autor hält. Alles, restlos alles, was ich


sage, wird in weniger als 20 Jahren zu den Dingen gerechnet werden, die jeder


klare Kopf als platte Selbstverständlichkeiten bezeichnen wird, so daß ich, ähn-


lich wie Newton und Galilei zu den Leuten gerechnet werde, die nur banale, auf


der Hand liegende Selbstverständlichkeiten zu sagen wußten. Wie glücklich war


dagegen Cervantes mit seinem Don Quijote und wie richtig sagte es Schiller:
„Ewig neu bleibt nur die Phantasie.“ Wer Wert darauf legt, daß er nicht mit der


letzten Schaufel Erde, die auf seinen Sarg geworfen wird, auch schon vergessen


sein wird, der beschäftige sich nicht mit Dingen, die sich eines Tages als uner-


schütterliche Wahrheiten erweisen können. Glücklicherweise lege ich wenig


Wert, sehr wenig sogar, auf posthume Anerkennung. Und noch weniger auf 


prähume, wenigstens von solcher, die über den Kreis mir persönlich sympathi-


scher Menschen geht.


An Prof. Heinrich Rissom vom 28.3.1928 aus Eden


Wie man in den Wald schreit, so schallt es auch herüber, und so dürfen Sie


sich nicht wundern, wenn ich Sie mit „lieber Bruder Rissom“ anrede. Daß Sie


meinem persönlichen Wohlergehen so viel Interesse entgegenbringen, hat mich


sehr gerührt und ich danke Ihnen herzlich für all die guten Wünsche, die Sie mir


bei Gelegenheit der Vollendung meines neuen Jahresringes aussprechen. Ich


werde mich bemühen, daß Ihre Wünsche in Erfüllung gehen. Man kann da sehr


viel nachhelfen, wie Sie richtig bemerken, und zwar nicht allein mit Rohkost, son-


dern auch durch fleißiges Üben des dolce far niente. Man soll mit dem Alter die


Kräfte schonen. Wenig von allem, immer weniger, das ist das ganze Geheimnis


Methusalems. Wenig arbeiten und noch weniger essen. Abbau, den anderen,


dem kommenden Geschlecht die Dinge aufbürden, die man selber lange ge-


tragen. Und nicht 
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glauben, daß man unentbehrlich sei. Kracht der alte Baum vor Altersschwäche


zusammen, flugs sprießen die jungen Bäume aus dem Boden, die so lange ge-


wartet hatten, daß der Alte endlich ihnen Luft machte. Und mit dem frischen


Gespann geht es dann viel schneller. Unsere Staatsmaschine gibt so viele schrille


Töne, weil die jungen Kräfte im Kriege erschlagen wurden und alte Sünder ihren


Platz besetzt halten. In den Parteien, den Gewerkschaften, in den Redaktionen,


überall sitzen Greise. Hier, in Frankreich, in England, überall. Vielleicht hilft uns die


nächste Grippe über diese methusalemische Seuche hinweg.


Das, was ich will, ist nicht Sache eines Menschen. Ich konnte die Richtung an-


geben, das Übrige tun andere. Und es geht gut vorwärts, und zwar nicht im Sinne


einer Organisation, von der ich selbst nie übertrieben viel erwartet habe, sondern


auf der ganzen Breite einer Front von 1500 Millionen Menschen. Überall sieht man


Fortschritte, und was bedeuten schließlich die Jahre eines Menschenlebens in


einem Kampfe gegen eine Pest, die seit über 6000 Jahren die Menschheit plagt?


An Ernst Netzband vom 28.3.1928 aus Eden


Ich kann mir eine entgeistete Materie nicht gut vorstellen, darum sind mir die


ersten Sätze Ihres Briefes nicht ganz klar. Stoff ohne Eigenschaften gibt es nicht,


die Eigenschaften aber sind das, was man Leben nennt, Leben und Geist. Man


kann die Eigenschaften nicht vom Stoff trennen und so auch nicht den Geist und


das Leben vom Stoff. Das alles gehört untrennbar zusammen. Das Leben ist wie


der Stoff unzerstörbar, von Ewigkeit her und für die Ewigkeit bestimmt. Darum kann


man sich nicht, wie Sie sagen, mit der Materie allein beschäftigen. Sich mit der


Materie beschäftigen heißt doch, sie an ihren Eigenschaften studieren, die ihr


Leben, ihren Geist darstellen; heißt, in das Innerste der Welterscheinungen ein-


dringen. Mit diesen Sätzen möchte ich den Kadaver in Schutz nehmen gegen den


Vorwurf, daß er tot sei. Wir werfen die Toten ins Feuer und lodernd entsteigen der


Glut die Elemente zu vielgestaltigem neuen schillerndem Leben. Ewig und ewig.


Wie sich Ihre Physiokraten zu diesen Dingen stellen, ist für unsere gemeinsamen


Ziele ohne Belang. Ich nehme an, daß jeder da seine eigene Meinung hat und daß


jeder die Meinung des anderen respektiert, so lange wenigstens, als es sich nur


um Meinungen handelt, denn diese sind billig.


Die Bedenken, die Sie zum Abbau des Staates äußern, kann man mit noch viel


mehr Recht gegen den Ausbau des Staates richten, denn hier spricht bereits die


Erfahrung dagegen. Wenn Sie schon den berühmten Leutnant mit 10 Mann glau-


ben fürchten zu müssen, wie viel mehr müßten Sie da den Hauptmann, den


General, Divisionär, den kommandierenden General mit seinem Armeecorps, den


König, den Staat fürchten. Wenn ein Leutnant mit 10 oder 1000 Mann die


Physiokraten heimsuchen will, so wird er es mit 10 Millionen Heugabeln zu tun


haben, Heugabeln, die sich in der hochentwickelten Industrie leicht in Spieße,


Dolche und Bomben umwandeln lassen. Der Einbruch in einen Klassenstaat ist


meistens eine 
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einfache Sache, weil man dabei immer mit der Unterstützung wenigstens einer


Klasse rechnen kann. Wer aber einen abgebauten Staat angreift, wo alle Bürger


gleichmäßig an der Erhaltung des Ganzen interessiert sind und wo niemand an


einen Umsturz denkt, der hat es mit einer geschlossenen Phalanx zu tun, der


sticht wirklich in ein Wespennest. Der hat es nicht mehr mit armseligen, feigen,


unterwürfigen Proletariern zu tun, sondern mit Vollbürgern, die mit Löwenmut ihr


Heim, ihr Eigentum, ihre Frau verteidigen werden.


Es gehört, wie ich mit Freude zugebe, zum Glauben an den abgebauten Staat


ein ebenso großer Glaube an den Menschen. Und dieser Glaube sagt mir, daß


derselbe Leutnant mit seinen Mannschaften an der Grenze des Physiokraten-


landes wie gebannt stehen bleiben wird, wenn er einen Einblick gewinnt in das


Leben und Treiben des Volkes in solchem Land. Er wird seine Waffen nieder-


legen, und wenn er es selbst nicht tun will, so werden ihn seine Mannen dazu


zwingen. Im übrigen aber wollen wir nicht vergessen, daß die Voraussetzungen


für die von ihnen gewitterte Gefahr niemals zutreffen werden. Eine so scharf


gezogene Grenze – hie Land der Kapitalisten, der Räuber und Imperialisten, hie


das Land der Physiokraten – wird es niemals geben. Unsere Sache greift schon


jetzt über alle Grenzen hinaus, und ehe wir in Deutschland die Macht an uns 


reißen können, wird die Bewegung bereits in der ganzen Welt so stark sein, daß


es keinem Eroberer noch möglich sein wird, eine Macht gegen die Physiokraten


zu organisieren. Denken Sie hier an die internationale Organisation der Trans-


portarbeiter, die es verhinderte, daß Waffen gegen die Sowjetregierung verladen


werden konnten. Die internationalen Sympathien, die dem Sowjetstaat zuström-


ten, dieselben in 1000facher Vergrößerung werden dem Physiokratenstaat, dem


Staate der Mutterrente, sicher sein.


Also, Herr Netzband, machen Sie sich in dieser Richtung keine zu großen


Sorgen. Die Hauptsache ist heute die Propaganda, die Aktivität der einzelnen


Physiokraten. Mache ein jeder, was er glaubt, machen zu können. Ein jeder nach


seiner Façon, ein jeder nach seinen Mitteln, in seinen Kreisen. Und wenn Sie


glauben, einen Kalender, wie Sie ihn beschreiben, herausgeben zu können, so


sage ich dazu – brav, herrlich, ausgezeichnet. Hand ans Werk. Für Ihre freund-


lichen Geburtstagsgrüße und Wünsche herzlichen Dank.


An die Fritz Lang Film GmbH vom 10.4.1928 aus Eden


Sehr geehrte Herren!


Schon lange beschäftigt mich der Gedanke, aus dem Inhalt der beiliegenden
Schrift: „Kannte Moses das Pulver?“ einen Film zu schaffen. Ich verfaßte die
Schrift vor etwa 25 Jahren. Seitdem habe ich sie einer großen Anzahl kritischer
Personen gezeigt und ausnahmslos wurde mir, oft widerstrebend, zugegeben,
daß man sich der überzeugenden Kraft meiner Argumentation schlechterdings
nicht zu widersetzen vermag. Ich bin daher überzeugt, daß ein Film, in würdiger
Form, mit 
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den Kräften hergestellt. die Ihnen im „Spionen“ zur Verfügung standen, die höchste
Beachtung des ganzen Volkes, namentlich in den Nordstaaten Europas und in den
Vereinigten Staaten Amerikas, finden wurde, namentlich jetzt, wo der sogenannte
Affenprozeß in Dayton und das Reichsschulgesetz in Deutschland den Volks-
massen die Notwendigkeit eines Abwehrkampfes vor Augen geführt hat. Sollten
Sie sich für diese Angelegenheit interessieren, so bin ich gerne bereit, Ihnen münd-
lich mehr zu sagen. In Erwartung Ihrer gefl. Mitteilungen


mit vorzüglicher Hochachtung
Ihr Silvio Gesell


An Werner Zimmermann vom ?.2.1928 aus Eden


[Dieser Brief wurde zuerst veröffentlicht in Zimmermanns Zeitschrift TAU-Monatsblätter für


Verinnerlichung und Selbstgestaltung, Nr. 48/1928 S. 17 – 18.]


Lieber Herr Werner Zimmermann.
Ich erhielt von L. H. Heidrich eine Einladung zu einer Veranstaltung in Briselang


zum 2. März, bei welcher Gelegenheit Sie über Liebe und andere Dinge sprechen
werden. Ich antwortete, daß ich mit Arbeit überhäuft bin und nicht werde kommen
können, und fügte dann wörtlich hinzu: „Es wäre gut, wenn Ihre FFF-Freunde die
Bestrebungen Zimmermanns in den Liebesfragen einer gründlichen Prüfung
unterzögen, damit auf der geplanten Versammlung die ,Herrschaft der Naturge-
setze‘ (Physiokratie) nicht ohne Vertretung bleibe. Die Physiokratie fordert, daß
jeder seine Art, seine persönliche Art auf Kosten aller anderen – die anderen
also eine verdrängend – fortpflanze, einerlei was dadurch für ihn persönlich her-
auskomme. Das wäre also das Gegenteil von dem Verhalten, das Zimmermann
in Liebesfragen (Karezza) empfiehlt. Wichtig für die Betrachtung dieser Dinge ist
ein Aufsatz, der in der letzten Nummer der „Süddeutschen Monatshefte“ er-
schienen ist („Geburtenrückgang“ von Korrher) nicht wegen der Tendenz und der
Erklärungssuche, sondern wegen des hier gehäuften Tatsachenmaterials. Die
Physiokratie will den Kampf, den Wettstreit, die Ausrottung der Philister, die
Auslese in allererster Linie auf dem Gebiete der Liebe, d. h. der Fortpflanzung.
Hier ist kein Raum für Proletennaturen. Eine heroische, aristokratische Lebens-
auffassung, namentlich auch von den Frauen, die die mit ihr verbundenen
Mühseligkeiten nicht scheuen – das ist Physiokratie.“


Hierzu möchte ich Ihnen noch persönlich sagen, daß ich es als ein großes
Manko in Ihrem mutigen Werk „Liebesklarheit“ betrachte, daß Sie von den oben
berührten Dingen gar nichts sagen, obschon sie doch bei umfassender Betrach-
tung durchaus dazu gehören. Wie sich das Liebespaar unter Umständen verhalten
mag, das haben Sie mit anerkennenswerter Deutlichkeit gesagt. Was daraus folgt,
das ist aber nicht gesagt worden. Manches Liebespaar – vielleicht gerade die tüch-
tigsten – würde sich besinnen, wenn es auf die verheerenden Folgen der Gebur-
tenbeschränkung aufmerksam gemacht würde. Incidit in Scillam, qui vult evitare
Caribidim. Man geht persönlichen Mühseligkeiten aus dem Wege, und erreicht
damit, daß das ganze Geschlecht von der Erde verschwindet. Den Minderwertigen
mag man mit 
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Enthusiasmus das Versinken im Toten Meer predigen. Um so nötiger ist es, daß
Hochwertiges sich vermehre wie der Sand am Meer. Wenn Ihr Wirken solches
mit Erfolg fördert, dann lösen Sie damit auf die glücklichste Weise das durch
Moloch, durch die Klöster, durch die Hungersnöte und Kriege die Menschheit seit
jeher beängstigende Problem.


Vielleicht bietet sich einmal Gelegenheit zu einer persönlichen Aussprache


über diese schwerwiegenden Dinge.


Mit herzlichen Grüßen bin ich


Ihr Silvio Gesell


An Otto Lautenbach vom 22.4.1928 aus Eden


Den Artikel, den Sie aus der Schweizerischen „Freiwirtschaftlichen Zeitung“


übernommen hatten, hatte ich Schwarz unter einem Pseudonym geschickt. Die


Gründe, die mich dazu veranlaßten, hat Schwarz nicht respektiert. Solches Ver-


fahren verleidet einem die Mitarbeit. Noch mehr aber die Zersplitterung der frei-


wirtschaftlichen Presse. Dr. Landmanns Verzeichnis dieser Presse reicht an 60


Versuche heran. Und jeder dieser Versuche bedeutete für die anderen 59 Ver-


leger eine Art Dolchstoß oder wurde wenigstens oft so aufgefaßt. Sie werden


begreifen, daß ich mich nicht an 60 Dolchstoßunternehmungen beteiligen kann.


Den beiliegenden Artikel, der als Prospekt gedacht war, fand ich unter alten


Papieren. [Vgl. den Band 17 dieser Edition, S. 133 – 135.] Falls Sie ihn für Ihre Zeitung


verwerten wollen, so vergessen Sie bitte nicht, die Jahreszahl (1906) neben mei-


nem Namen zu nennen. Ich lege Wert darauf, erstens weil etc. und zweitens weil


sich der Inhalt manchmal direkt auf Tagesforderungen der Steuererfinder bezieht.


Sollten Sie kein Interesse für den Artikel haben (der sonst nirgendwo veröffent-


licht wurde), so bitte ich, ihn mir gefl. zurückzusenden.


An Walter Camp vom 13.6.1928 aus Eden


Anbei erhalten Sie eine Art Rundschreiben, von dem ich auch ein Exemplar


direkt an Fack schicke. Über Ihren ersten Brief hatte ich mich sehr gefreut,


namentlich auch über die erfolgreiche Tatkraft, die Sie entwickeln. Ich schickte


ihn gleich an Mr. Pye zur Einsicht und mit der Bitte, etwaige Verhandlungen mit


Ihnen weiterzuführen. Dieser Brief ist, wie es scheint, nicht angekommen, denn


Pye antwortete mir nicht, und in seinem jetzt angekommenen Brief erwähnt er


Ihren Brief nicht. So müssen Sie sich nun den Umstand erklären, daß ich Ihnen


nicht geantwortet habe.
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Falls Fack und die Konsorten Sie persönlich mit der Aufgabe belasten, einen
neuen Verleger als Ersatz für Vanguard zu suchen, so würde Ihnen solche Auf-
gabe außerordentlich durch Fisher erleichtert werden können. Fisher ist nun durch
den FFF-Bund zu einem von diesem vorbereiteten „Indexwährungskongreß“ ein-
geladen worden, der im September abgehalten werden soll und internationalen
Charakter erhält. Das würde mir Gelegenheit geben, Fisher für die „Natural
Economic Order“ zu interessieren und ihn vielleicht zu veranlassen, eine
Empfehlung für einen Verleger zu schreiben. Für diesen Fall wäre es gut, daß bis
dahin das Konsortium eine Plattform für die Verhandlungen mit dem Verleger fertig
halte.


An Fack schreibe ich heute noch und lege dann von dem Brief einen Durch-
schlag zu Ihrer und Ihrer Freunde Orientierung bei.


Vor der Übernahme der NEO in einen eigenen Verlag des Konsortiums oder
durch Fack möchte ich warnen. Es wird ein Fiasko, wenn nicht wenigstens ein
Kapital vom 10fachen Betrag der Druckkosten für Werbezwecke zur Verfügung
gestellt wird. Zehntausend Dollar sind nötig, um 1000 Exemplare à 1 $ buchhänd-
lerisch zu verkaufen.


An ? vom 13.6.1928 aus Eden


Es war sehr gut, daß Du mir schriebst, denn ich erhielt viele Briefe und es war
schwer für mich, zu entscheiden, zumal Majoritäten auf mich keinerlei Eindruck
machen. Ich habe den guten Eindruck, daß das, was Du schreibst, objektiv richtig
ist. Es handelt sich also im Grunde um den Zank über den Pelz eines Bären, der
noch gesund und munter in den Bergen herumläuft, um die Verteilung eines imagi-
nären Gewinnes in einem Geschäft, das seit fast 40 Jahren noch niemals einen
Pfennig Gewinn abgeworfen hat. Der Streit wird bald abflauen, wenn es sich her-
ausstellt, daß das angelegte Kapital a fonds perdu abzuschreiben ist. Als Buch-
verleger erfährt man wohl am besten, was es heißt, für die Freiwirtschaft gegen
das Kapital und die Dummheit anzukämpfen. Lasciate ogni speranza. Das Geld
ist futsch, die Bücher liegen da, sehr sauber gedruckt und warten auf die Käufer.
Suchet die in Betracht kommenden 1000 Mann unter den 100 Millionen Bürgern
der USA.


Aber noch sind ja die Bücher nicht gedruckt und noch besteht für jeden die
Möglichkeit, seine Einlagen zurückzufordern. Denn nach dem, was Fack schreibt,
hat der Verlag Vanguard die Absicht, sich zum Sterben hinzulegen. In diesem Fall
ist aber alles hinfällig bis hinaus zu dem Abkommen, das ich mit Fack getroffen
hatte. Und man müßte wieder von vorn anfangen.


Für dies Von-vorn-anfangen wären nun nach Deinen und mehrerer Deiner
Freunde Angaben Camp und Orbach die gegebenen Persönlichkeiten, auch schon
aus dem sehr bedeutsamen Grund, daß sie in New York wohnen und so viel bes-
ser und persönlich mit den Verlegern verhandeln können. Das wichtigste bei der
ganzen Angelegenheit ist, nachdem einmal die Finanzierung gelungen ist, die
Verbreitung 
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und Bekanntmachung des Buches, und da, so fürchte ich, unterschätzt man die
Widerstände, die von den bestehenden kommunistischen, sozialdemokratischen,
syndikalistischen, anarchistischen, christlichen Organisationen ausgehen. Es ist
doch bedeutsam, daß wir in Deutschland bei den Führern dieser Organisationen
so gut wie gar keinen Erfolg gehabt haben und in dieser Hinsicht auch schon
(etwas spät) jede Hoffnung aufgegeben haben. Das Konsortium steht also vor
einer schweren Aufgabe.


Ich werde oft über amerikanische Verhältnisse von Auswanderungslustigen


befragt. Schreibe mir gelegentlich, warum Du zurückgekehrt bist, ob es rein per-


sönliche Gründe waren oder ob Dich mangelnder Verdienst wieder fort- bzw.


zurückgetrieben hat. Ich gewinne so einen besseren Überblick über die amerika-


nischen Verhältnisse und kann dann genauere Auskünfte geben.


An Philipp Pye vom ?.6.1928 aus Eden


Ihren Brief vom 25. Mai erhielt ich rechtzeitig. Ich war inzwischen sehr be-


schäftigt. Darum hat es so lange gedauert, bis ich Ihnen schreiben konnte. Die


beiliegenden Briefkopien gelten als Teil dieser Antwort. Nachdem der Vanguard-


Verlag in die Brüche gegangen ist, scheint mir der Vorschlag, den Sie in Ihrem


Briefe machten, das Vernünftigste und, wie Sie sehen, habe ich bereits in diesem


Sinne an Mr. Fack geschrieben. Ich tat das um so lieber, als dadurch Kompe-


tenzstreitigkeiten, die zwischen Fack und der New Yorker Gruppe ausgebrochen


sind und mit denen ich Sie nicht gerne bekannt machen möchte, aus der Welt


geschafft werden.


Den von Ihnen gestifteten Betrag von 12 Mark habe ich der „Freiwirtschaft“
zugedacht, d. h. ich will das Geld dorthin abschicken, sobald ich die Gewißheit


habe, daß das Blatt wieder erscheinen wird. Das Blatt ist zu Bruch gegangen,


hauptsächlich des mangelhaften Verlags wegen. Es hatte einmal über 2500


Abonnenten. Jetzt sind es nur noch ganz wenige. Umgekehrt steht es bei Otto
Maaß’ Zeitschrift: Das „Freiwirtschaftliche Archiv“, das sogar Schriftstellerhono-


rare bezahlen kann.


An Hugo Fack vom 13.6.1928 aus Eden


Lieber Herr Dr. Fack,


Sie erhalten anbei ein Rundschreiben, von dem ich ein Exemplar an Mr. Camp
für das Konsortium schickte. Sie ersehen daraus, wie ich die Situation beurteile.


Es ist eine drollige Situation, daß kurz vor dem Ziel der Streit ausbricht, wie in


allen politischen Parteien, und daß wir uns jetzt über diesen Streit freuen dürfen,


der uns vor der Gefahr bewahrte, mit der NEO in den Bankrott der Vanguard ver-


wickelt zu sein.
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Da mit dem Bankrott des Vanguard-Verlages kein besonderer Anlaß mehr vorliegt,


mit der Herausgabe der NEO zu eilen, so wird es gut sein, das Urteil Fishers ab-


zuwarten. Denn für den Verlag wird eine neue, viel vorteilhaftere Situation ge-


schaffen, wenn Fisher dem Werk den Zugang zu einer angesehenen Verlagsan-


stalt verschafft. Und in diesem Zusammenhang wird es Sie vielleicht besonders


interessieren, zu erfahren, daß Dr. Uhlemayr sich an Fisher gewandt hat mit einer


Einladung zu einem internationalen Indexwährungskongreß, den er im Auftrag der


Ortsgruppe Nürnberg einberufen soll. Sollte Fisher bis dahin sich noch nicht ent-


schlossen haben, der NEO den Dienst zu leisten, den wir von ihm erwarten, dann


könnte solcher Entschluß vielleicht auf oder nach dem Kongreß gefaßt werden.


Der Kongreß soll sich ausschließlich mit den mannigfachen Problemen der Index-


währung befassen und dürfte darum auf Fisher besondere Anziehungskraft aus-


üben.


Aus einem Brief Camps an mich geht hervor (nicht ganz klar), daß Sie nunmehr


mit dem Drucker „abzuschließen“ vorhaben, was ich nur so deuten kann, daß Sie


ohne Verleger auszukommen glauben. Ich möchte unsere deutschen Erfahrungen


gegen solchen Plan als Warnung heraufbeschwören. Sie werden dann die Bücher


wohl gedruckt in Haufen vor sich liegen sehen, aber sie werden ewig auf den


Absatz, auf die Leser warten. Und mittlerweile werden die Zeichner des Kapitals


ungeduldig auf die Rückerstattung warten. Es können Ihnen nur Unannehmlich-


keiten daraus erwachsen.


In der lieben Hoffnung, daß der Streit nicht so lange währen wird, bis daß des


Kaisers Bart durch den Tisch wächst, bin ich mit herzlichen Grüßen


Ihr Silvio Gesell


An Dr. Hugo Fack u. a. vom 13.6.1928 aus Eden


Durch eine ganze Reihe von Briefen bin ich in Eure Streitigkeiten hereingezogen


und beunruhigt worden. Zugleich werden mir Entscheidungen persönlicher Natur


zugemutet, die, wie Ihr Euch vorstellen könnt, für mich höchst unerquicklich sein


müssen. Und obendrein erfahre ich dann noch, daß der Vanguard-Verlag „vor der
Auflösung steht“, so daß nun wirklich wieder ganz von vorn angefangen werden


muß. Das Copyright übertrug ich an Fack für die Verhandlungen mit dem Van-
guard, die von Fack und Camp gesammelten Gelder waren für den Vertrag mit


dem Vanguard bestimmt. Mit dem Zusammenbruch des Vanguard wird so alles


hinfällig, mühevolle Arbeit zunichte. Die Zeichner der Gelder müssen durch ein


Rundschreiben befragt werden, ob sie damit einverstanden sind, daß mit einem


anderen Verlag Unterhandlungen angeknüpft werden.


Angesichts der mir mitgeteilten Tatsache, daß der Vanguard vor der Auflösung


steht, ist es als ein Glück zu betrachten, daß die NEO nicht in den Schlamassel


einbezogen wurde und ich frage, ob bei der Anbahnung der Verhandlungen mit


dem Vanguard wirklich die nötige kaufmännische Vorsicht geübt worden ist?


Wurden 
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durch ein vertrauenswürdiges Auskunftsbüro Erkundigungen über die Geschäfts-


gebarung und über die finanziellen Kräfte und über die leitenden Personen des


Vanguard eingeholt? Und frage weiter, ob unter den Zeichnern und Managern


des Konsortiums sich wenigstens einer befindet mit kaufmännischen Kennt-


nissen und Qualitäten? Das wäre doch sehr wichtig. Ich muß die Frage stellen,


weil ich über die persönlichen Verhältnisse der Zeichner des Briefes vom 5.5.


nicht unterrichtet bin und nur weiß, daß Fack und Zech zwar ausgezeichnete


Fachleute auf dem Gebiet der Naturpathy, aber keine Kaufleute sind.


Für die Anbahnung neuer Verhandlungen mit neuen Verlegern kann das Kon-


sortium natürlich ausgezeichnete Dienste leisten. Eine Übertragung der mit dem


Copyright verbundenen Dinge an ein Konsortium von 36 Personen kann schon


aus juristischen Schwierigkeiten nicht in Betracht kommen. Kein Verleger würde


sich mit solchem Konsortium einlassen.


Will das Konsortium aber das Werk in eigenen Verlag nehmen – es geht aus


den Briefen nicht deutlich hervor, wie die Sache gemeint ist —, dann müßte doch


die Person genannt werden, auf die ich das Copyright zu übertragen habe. Das


Konsortium mußte sich also zunächst darüber einigen, wer als Verleger zu gelten


hat. Denn mit mehr als einer Persönlichkeit kann ich mich nicht verständigen.


Sache dieser Persönlichkeit wäre es dann, mit den Konsorten sich über die


Bedingungen der Übernahme des Verlages zu einigen.


Meine Bedingungen sind bekannt: Ich verzichte als Autor auf jede „royalty“ für


die ersten 5000 Exemplare. Dasselbe tut der Übersetzer. Mein Wunsch ist aber,


daß, falls das Unternehmen sich zu einem „Geschäft“ entwickelt, ein Teil des


Überschusses, sagen wir 20%, an den Übersetzer abgeliefert werde. Das


Copyright gilt nur für die USA und muß nach Ablauf von 5 Jahren durch Ver-


handlungen mit dem Autor erneuert werden. Und früher, falls der Absatz neue,


über die 5000 Exemplare hinausgehende Auflagen nötig machen sollte. Meine


weiteren Absichten laufen in der Richtung, dem Konsortium aus den später zu


erwartenden (nach Absatz der ersten 5000) royalties einen durch meine persön-


lichen und die des Übersetzers Verhältnisse mitbestimmten Teil zu Werbe-


zwecken zur Verfügung zu stellen, und die Zeichner des Verlagskapitals durch


einen großen, festlichen Schmaus à la Sancho Panza zu entschädigen für das


nicht geringe Risiko, dem sie ihr Kapital ausgesetzt haben.


Freunde, Kameraden! Streitet nicht. Arbeitet. Es ist für jeden viel und opfer-


volle Arbeit zu tun. Für Streitigkeiten habt Ihr keine Zeit. Das Werk, das Ihr unter-


nehmt, darf Euch für Streit keine Zeit lassen. Haut in den Kerb, immer in den-


selben Kerb, niemals daneben, dann werdet Ihr es schaffen. Und wenn dann


dereinst das Ziel erreicht ist, dann werdet Ihr über die heutigen Uneinigkeiten


den Kopf schütteln. Ans Werk!
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An Dr. Hugo Fack vom 24.6.1928 aus Eden


Ich ließ den Brief Royal Meckers abschreiben und sandte eine Kopie an Mr.
Pye. Ich weiß nicht, ob er enttäuscht sein wird. Möglich, daß er es schon als


einen Gewinn erachten wird, daß Fisher die NEO in die Bibliographie der „Money
Illusion“ einbezogen hat. Ich halte diese bibliographische Zitierung für das


Maximum, was von Fisher erreicht werden konnte.


Wegen der Herausgabe der NEO dachte ich mir folgendes: Wir lassen so viel


Exemplare drucken, wie Geld da ist, und liefern allen Subskribenten Exemplare


für den Betrag der Zeichnung. Mit der Ablieferung der Exemplare an die Zeichner


ist die finanzielle Seite der Angelegenheit erledigt. Sache der Zeichner ist es, die


Exemplare an den Mann zu bringen. Als Preis mag jeder fordern, was er will.


Vielleicht einigt man sich, den doppelten Druckerpreis zu fordern.


Anstelle des Verlegernamens kommt die Bezeichnung: „Propaganda-Edition“ –


Zuschriften werden erbeten an: Name und Adresse des Zeichners. Für diese


Propaganda-Edition ist Angabe des Copyrights nicht nötig. Sonst könnte man


auch statt Propaganda-Edition schreiben: Als Manuskript gedruckt.


Damit wäre zunächst die leidige Frage des Verlages erledigt. Wir hätten die


englische Ausgabe in Händen, mit der wir dann krebsen gehen können. Ich


schicke eine Abschrift dieses Vorschlages an Mr. Camp und Mr. Pye.


In England leben manche Persönlichkeiten, die durch ihre Schriften zeigen,


daß sie auf der Suche nach einer ähnlichen Lösung der Wirtschaftsfragen sind,


die aber kein Deutsch verstehen. Mit der Propaganda-Edition könnte man all


diese Personen interessieren, die dann mithelfen werden.


Für den Fall, daß die Copyrightgesetze einer solchen Lösung dieser Ange-


legenheit im Wege stehen, würde ich Sie bitten, mir das Manuskript zurückzu-


schicken. Ich würde dann den Druck hier besorgen lassen, was den Vorteil hätte,


daß der Herr Übersetzer die Korrekturen selber überwachen könnte. Die Haupt-


sache ist, daß möglichst schnell das Werk gedruckt werde, damit die New-York-


Gruppe nach außen wirken kann und die gesammelten Kräfte sich nicht wieder


zerstreuen.


Dr. Uhlemayr bereitet einen internationalen Indexwährungskongreß vor, zu 


dem er auch Professor Fisher einzuladen gedenkt. Es soll ausschließlich der


Gedanke der Indexwährung geklärt und propagiert werden. Er will alle Personen


einladen, die sich auf dem Erdball zur Frage der Indexwährung in theoretischem


Sinn geäußert haben.


Es wird allenthalben gearbeitet, allerdings wie bei den Ameisen, die einen


Maikäfer in ihren Bau schleppen: Die einen zerren vorwärts, manche auch rück-


wärts. Der allgemeine Zug jedoch ist vorwärts, so daß der Käfer schließlich doch


im Bau landet. Auch der Freigeldkäfer wird eines Tages dort landen.


Leben Sie wohl und behalten Sie guten Mut.
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An Otto Lautenbach vom 3.7.1928 aus Eden


Die Verhandlungen über Ihr Verlagsangebot sind etwas anders verlaufen, als


ich sie mir nach Ihrem ersten Besuch vorgestellt hatte. Dadurch, daß Sie so gut


wie alles meinem Ermessen überlassen wollen, fühle ich mich in meiner Freiheit


beschränkt (merkwürdigerweise). Mir wäre ein regelrechter, auf Nachfrage und


Angebot eingestellter Handelsvertrag lieber gewesen. Auch ist die Sachlage mit


dem Burmeister-Verlag voller Schwierigkeiten und mein Benehmen dem Hans
Timm-Verlag gegenüber gerät in Widersprüche. Ich möchte Sie darum bitten, bis


auf weiteres keine Schritte in der Angelegenheit zu tun, dies um so mehr, als ich


zur Zeit dieser Angelegenheit kaum die nötige Beachtung schenken kann.


Sobald die englische Ausgabe der NWO herausgekommen ist, werde ich mehr


Zeit haben und die Sachlage auch besser übersehen können. Vielleicht entwik-


keln sich bis dahin auch meine finanziellen Verhältnisse so, daß von einer


Subskriptionsauflage abgesehen werden kann.


An Philip Pye vom 11.7.1928 aus Eden


32°C im Schatten eines Kirschbaums


Lieber Herr Pye, cher ami.


Es sind inzwischen weitere Briefe aus Amerika angekommen. Mr. Camp
schreibt: Die Vanguard hat sich nicht aufgelöst, sondern bleibt weiterhin beste-
hen; sie wäre auch nie bankrottgegangen, sie wäre ihren Verpflichtungen nach-
gekommen und hätte nur keine weiteren Bücher in Druck genommen. Die ihr von
gewissen sozialistischen Kreisen zugehenden Gelder wären nach und nach für
andere Zwecke verwendet worden, und der Verlag wäre langsam abgebaut wor-
den. Die neuesten Ergebnisse sind jedoch, daß die Vanguard auch fernerhin
besteht und nach allgemeinen und Facks vergeblichen Versuchen der einzige
Verlag ist, der die NEO in der heutigen Form annehmen würde. Direktor Baker
hatte es abgelehnt, mit Herrn Fack allein zu verhandeln, selbst wenn er das
Copyright besitze, wenn er nicht zugleich unsere Gruppe vertreten kann. Dies
sind die Prinzipien der Vanguard, die nur radikalen und liberalen Organisationen
und nicht Einzelnen dient. Die Vanguard würde das Buch nur nehmen, wenn sie
dauerndes Druckrecht, wenn auch nicht alleiniges, bekäme und ebenfalls Ver-
kaufsrecht nach allen Ländern der Welt ohne Beschränkung. Anfangs wurde ins
Auge gefaßt, nach Plan III (siehe beiliegenden Prospekt der Vanguard) vorzu-
gehen, wobei die NEO in zwei Teilen erschienen wäre. Da jedoch Mr. Baker
absolut den Freilandteil heraushaben möchte aus der NEO, so ergaben die
neuesten Verhandlungen zwischen ihm und mir, daß das Buch in einer regular
commercial edition herauskommen sollte. Der retailpreis würde dann 3 – 4 $
werden, damit die Buchhändler das Buch auch forcieren, und Ihnen würde eine
sofortige 10% royalty bereits von den ersten 1000 Bänden zustehen, die die
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Vanguard selbst vertreibt. Als Zuschuß zu den Druckkosten hätten wir jedoch $
1250,- aufzubringen, wofür wir nach Fertigstellung 1000 Bände bekommen
würden, royaltyfrei. Herr Gesell, wir sind uns der Schwierigkeiten vollkommen
bewußt, diese 1000 Bände später zu verkaufen durch Freunde usw., aber da es
der einzige Weg ist, um die NEO überhaupt in Druck zu bringen, so haben wir uns
entschlossen, auf Glück und Verderb unser Geld in die NEO zu investieren. Ich
habe meine Liste vollständig mit 750 $. Fack verspricht, eine zweite zu schaffen
von 500 $, die Bücher werden dann im Verhältnis aufgeteilt zwischen den beiden
Gruppen. Um jedoch allen Differenzen bezüglich Royalty, Entschädigungen usw.
aus dem Wege zu gehen, bitten wir Sie, Herr Gesell, wenn Sie es machen können,


das Copyright selbst zu behalten und nur einen Agenten für sich zu erwählen, Fack
oder mich (ich trete freiwillig zurück, falls dies genehm ist), der die Verhandlungen
für Sie führt, so daß alle Entschädigungen durch Sie geregelt werden. Die engli-
sche Ausgabe der NWO ist das Produkt mehrerer Mitarbeiter und die Royalty dem-
nach der Arbeitsvertrag mehrerer. Lieber Herr Gesell, wir wollen die Verteilung voll-
kommen in Ihre Hand legen und würden nur auf eine direkte Überweisung an Sie
eingehen.


Mit Herrn Fack sind wir jetzt wieder einigermaßen im klaren, erstens durch die
von uns gesammelten Gelder, auf die er angewiesen ist und zweitens vor allem
auch durch Ihren Brief, der den Wunsch eines Zusammenarbeitens zur Genüge
ausdrückt. Wir New Yorker hatten wirklich über alle Erwartung gute Erfolge gehabt,
und ich hatte mich durch die Verbindung durch Professor Schuchard sogar soweit
vorgewagt, einen anderen Verlag zu suchen als den der Vanguard, der ein soziali-
stisches Unternehmen ist. Fack hatte lange versucht, das Manuskript in die Hände
Professor Fishers gelangen zu lassen. Uns war dies so glücklich gelungen. Ich
hatte Professor Fisher kurz vorher eine kurze Darstellung Ihres Lebens gegeben,


sowie auf die NWO hingewiesen und die Zinstheorie expliziert. Prof. Fisher schrieb
daraufhin zurück, that „Gesell has some first class ideas, but his theory of interest
is a fallacy“. Sein Interesse war jedoch genügend geweckt, um bei Fack, mit dem
er früher schon korrespondiert hatte, nach dem Manuskript zu fragen, das er in-
zwischen mit dem Bemerken zurückgesandt hat, daß er kein Vorwort schreiben
könne, da er mit Gesell nicht ganz einig gehe. Im übrigen finde er das Buch „sug-
gestive and interesting“. Worauf ich seinerzeit schon spekulierte, daß er die NEO
wenigstens im Anhang seines neuen Buches „Money Illusion“, das ich im Manu-
skript las, als Nachschlagewerk verzeichnen würde, ist erfüllt und wir können das
als großen Erfolg verzeichnen. Doch ist von Fisher kaum mehr zu erwarten. Er
selbst verspricht sich von seinem Buch eine Auflage von 200 000 Bänden in drei
Sprachen auf einmal, doch hat er seine alten Verleger verlassen, da diese seine
Bücher nicht genügend forcieren und will jetzt wahrscheinlich an einen Eigenverlag
herangehen.“


In derselben Angelegenheit schreibt Hugo Fack: Brief 23. Juni: Vielleicht werden
Sie schon von anderer Seite mit der Tatsache bekannt geworden sein, daß ich der
New-Yorker Zeichnungsliste, nachdem sich dieselbe nun einmal an die FFF
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Öffentlichkeit mit Aufrufen usw. gewandt hatte, trotz der Tatsache, daß wir eine 
2. Liste, die ebenfalls einen Betrag von 750 $ gezeichnet hat, darunter auch von
Mr. Pye 100 $, den Vorzug gegeben hatte, die von ihr gesammelten Betrage zum
Druck der ersten Auflage der NEO zu verwenden.“


„Ich stehe zur Zeit mit der Vanguard wegen der Art der Ausgabe in Verbindung.
Sobald diese Frage geklärt ist, kann der Vertrag gemacht und der Druck begonnen
werden. Herr Pye schrieb mir, daß noch verschiedene Änderungen, je nach der Art
der Ausgabe, vorzunehmen seien. Ich werde alle nötigen Arbeiten dieserhalb er-
ledigen.“


„Der New-Yorker Arbeitsgemeinschaft habe ich als Bedingung gestellt, daß sie
mindestens 100 Bücher Herrn Pye zur Verfügung stelle. Den von Herrn Pye
gezeichneten Betrag von 100 $ stelle ich ihm vorläufig wieder zur Verfügung. Die
Gelder der 2. Liste können teilweise zum Druck einer kurzen FFF-Schrift, Dr.
Christens „Freiwirtschaft“ verwandt werden, um für die große Masse ein leicht-
verständliches Büchel zur Verfügung zu haben.“


„Ich habe der New-Yorker Arbeitsgemeinschaft, auch als Zeichner, angeboten ...
erwähnten Gründen zurückgetreten.“


Auf diese Briefe von Herrn Fack und Herrn Camp werde ich nun in dem Sinne
antworten, daß eine Zerstückelung des Buches, wie Mr. Baker es wünscht, nicht in
Frage kommen kann und auch so, wie die Dinge heute stehen, nicht mehr in Frage
gestellt zu werden braucht, da – wie beschrieben wird – ja das Geld für die Her-
ausgabe des ganzen Werkes in einer commercial edition beisammen ist. Die
Zerstückelung des Buches würde Ihnen wieder eine neue große Arbeit verur-
sachen und die Herausgabe ad calendas graecas hinausschieben. Außerdem
ginge der wertvollste Anspruch des Werkes, der einer geschlossenen Theorie der
Güterverteilung, verloren. Es wäre ein Stückwerk und böte als solches dann wieder
neue Angriffsflächen für alle, die aufs Ganze gehen oder wenigstens gehen möch-
ten. Gerade, weil die NWO den Anspruch auf den vollen Arbeitsertrag 100%ig ver-
wirklicht, macht das Werk Eindruck auf die ernsten und willensstarken Persönlich-
keiten wie Ernst Frankfurth und Dr. Christen. Mit der Annahme des Vorschlages
einer commercial edition des ganzen geschlossenen Werkes übertragen wir das
Druckrecht und volle uneingeschränkte Verkaufsrecht auf die Vanguard, doch
behalten wir das Copyright und können unsererseits beliebige Ausgaben z. B. auch
die für englische Verhältnisse (die Fack am Schlusse seines Briefes erwähnt),
ungestört durch die Abmachungen mit der Vanguard vornehmen. So behalten wir
eine Sicherheit gegen die Gefahr, daß die Vanguard eingeht, in Händen. Die Ge-
fahr liegt ja nicht darin, daß die Vanguard das Werk nicht druckt, nicht verbreitet,
was bei der unsicheren Stellungnahme dieser Sozialisten, Anarchisten und
Kommunisten unseren Bestrebungen gegenüber immerhin zu den Möglichkeiten
gerechnet werden muß.


Ich plaidiere also für die commercial edition des geschlossenen Werkes, dafür,
daß mir das Copyright überlassen bleibt, daß der Vanguard so viel Bücher druckt,
als er verkaufen kann, und daß er die Bücher verkaufen mag à quiconque, sie
kaufen will 
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überall in der Welt zu den von ihm selbst festgesetzten Preisen, daß mir die
Royalty von 10% des retailpreises zur freien Verfügung gestellt wird für den Autor
und den Übersetzer. Und daß schließlich die Vanguard gleich mit dem Druck be-
ginnt, diesen vor Jahresschluß beendet, die Auflage auf wenigstens 3000 Stück
finanziert und von dieser Auflage der New Yorker Organisation für den Betrag des
von ihr gelieferten Zuschusses Bücher zu Druckkosten liefert. Für die Verhand-
lungen mit der Vanguard werde ich Mr. Fack bitten, Herrn Camp, der in New York
wohnt und ein intelligenter, rühriger junger Mensch ist, als Agenten zu bestellen
und ihm dazu Vollmachten zu geben.


Sollten Sie nun, lieber Herr Pye, Erhebliches gegen solche Bedingungen einzu-


wenden haben, dann bitte ich mir das Wort „stopp“ zu telegrafieren, worauf ich


dann briefliche Mitteilungen abwarten werde, ehe ich an Mr. Fack und Camp den


Brief abgehen lasse.


Mit treuen Grüßen, auch an Ihre liebe Gattin nebst Mutter


bin ich Ihr Silvio Gesell


An Dr. Hugo Fack vom 17.7.1928 aus Eden


Ich bin ordentlich mit Briefen aus Amerika in letzter Zeit versorgt worden. Doch


Ihr Brief vom 28. Juni macht jetzt einen erfreulich dicken Strich unter diese Flut, die


nun, wie ich hoffe, durch solchen Damm auf die Mühlen der Taten, des Kampfes


und des Sieges abgelenkt worden sind.


Wie Sie aus dem beiliegenden Brief, den ich an Mr. Pye geschrieben habe, er-


sehen werden, bin ich damit einverstanden, daß die NEO als sogenannte commer-


cial edition von der Vanguard-Press verlegt wird. Und ich bin auch einverstanden


mit den Bedingungen, die die Vanguard-Press stellt, wonach sie das Druckrecht


erwirkt, mir aber das Copyright verbleibt. Die Vanguard kann also so viel drucken


und verkaufen, wie sie will (je mehr, je besser). Und ich behalte das Recht, das


gleiche zu tun – was namentlich dann von Wichtigkeit wird, wenn die Vanguard
aus irgendeinem Grunde in propagandistischer Hinsicht versagen sollte – was ja


bei solch vielköpfigen Organisationen immerhin als möglich angesehen werden


muß. Auch mit der für mich und den Übersetzer abfallenden Royalty von 10% des


retailpreises bin ich einverstanden (von den Büchern, die die Vanguard verkauft).


Nun wäre noch die Frage zu erledigen, wer als mein Vertreter zu bestellen ist.


Ich glaube, aus Ihrem Brief ersehen zu können, daß Sie Mr. Camp dafür vorschla-


gen möchten, wohl im Hinblick darauf, daß Ihr Wohnort weitab in Florida für die


Aufgaben eines solchen Vertreters – der im Grunde ein Vertreter einer Theorie sein


wird – zu große Schwierigkeiten bereiten wird. Wie ich die Aufgabe eines solchen


Vertreters hier auffasse, liegen seine Obliegenheiten vornehmlich darin, die Gruppe


von FFF-Freunden zusammenzuhalten, zu mehren, neue Kräfte aufzuspüren, die


Öffentlichkeit unausgesetzt zu beschäftigen und die in der Presse zu erwartenden


Angriffe und Verstellungen so schnell wie irgend möglich aufzu-
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nehmen. Daß das am Orte der Tat, also in New York selbst, am besten ge-


schehen kann, das glaube ich auch, und so erkläre ich mich auch damit einver-


standen, daß Sie Herrn Camp der Ortsgruppe in New York für diesen Posten 


vorschlagen. Der Inhalt dieser letzten Sätze bedeutet also, daß die Organisation


der New Yorker FFF-Ortsgruppe meine mit dem Verlag der NEO verbundenen


geschäftlichen Angelegenheiten durch einen von ihr ernannten und von mir


bestätigten Vertreter mit Vollmacht erledigt und daß ich mit der Ernennung 


Herrn Camps für solche Vertretung mich einverstanden erkläre.


Mir wird das Rocky Mountain-Gebirge vom Herzen fallen, wenn nun, wie es


scheint, demnächst der Druck der NEO in Angriff genommen wird. Es war ein


schweres Werk, das Sie auf sich genommen haben. Hoffentlich werden Sie


Freude daran erleben und mögen sich dann die Bitterstoffe, die jeder politischen


Tätigkeit von Natur anhaften, in süße Speise verwandeln. Ende gut, alles gut.


An Ludwig Vogt vom 18.7.1928 aus Eden


Herrn Ludwig Vogt, lieber Kamerad.


Dies ist keine erschöpfende Antwort auf Ihren sehr inhaltsreichen Brief vom


17.6. Dafür ist der Inhalt zu groß. Ich werde mich auf die rein geschäftlichen


Fragen beschränken, was ich um so lieber tue und auch heute tun kann, als


durch die Überwindungskraft, die Dr. Fack persönlichen Gefühlen gegenüber an


den Tag legt, diese geschäftlichen Fragen sehr vereinfacht und geklärt worden


sind. Wie Sie es selbst getan haben, so hat sich auch Dr. Fack bereit erklärt, mit


Herrn Camp weiterzuarbeiten, um die jetzt mögliche Drucklegung der NEO zu


sichern. Die Bedingungen, die die Vanguard-Press stellt, sind durchaus annehm-


bar und habe ich auch bereits Dr. Fack und Herrn Camp gegenüber meine Zu-


stimmung ausgesprochen und bin überzeugt, daß auch Mr. Pye über diese


Wendung sehr glücklich sein wird. Besonders wichtig erscheint mir, daß der


Vanguard nur das Druckrecht, nicht aber das Copyright übertragen wird, so 


daß wir jederzeit eingreifen können, falls die Vanguard, wie das bei allen


Organisationen möglich ist, einmal versagen sollte.


Die Aufgabe, die sich Dr. Fack gestellt halle, kann er nun als gelöst betrachten.


Das Buch wird gedruckt, man kann damit nun an die ganze englisch sprechende


Welt, die m. E. geistig am besten für die NEO vorbereitet ist, herankommen. In


demselben Maß, wie das Buch Verbreitung findet, werden sich neue Geister bei


der New Yorker Gruppe melden, was zu einer politischen Organisation derselben


führen wird. Das Wachstum derselben wird namentlich im Anfang sehr stark


davon abhängen, wie groß das Wissen und namentlich das Taktgefühl der füh-


renden Persönlichkeiten ist. Schade, daß Dr. Fack so weit ab vom Kampfplatz


wohnt und darum die Leitung nicht übernehmen kann. Fack sowohl wie Camp
sind der Meinung, daß ich einen Vertreter für die Verhandlungen und die


Korrespondenz mit der Vanguard bestellen muß. Das sehe ich auch ein, aber ich 
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glaube, daß für die Vertretung der Theorie jedes Mitglied der New Yorker Gruppe


sich selbst zu halten hat. Ich denke, daß Fack als Inhaber des Copyright Herrn


Camp zum Vertreter für die Verhandlungen mit der Vanguard bestellen wird, die


übrigens sehr einfacher Natur sein werden. Was dann aber weiter zu geschehen


hat, das werden Sie mit den anderen beraten müssen. Die Erfahrungen, die in den


deutschen Organisationen gemacht wurden, werden Sie sich zunutze machen


müssen. Die Herausgabe einer Zeitschrift ist das zunächst wichtigste. Wer wird da


der Schriftleiter? Und wie sichert man diese Zeitschrift inhaltlich und auch finan-


ziell? Die Herausgabe einer Zeitung, wie etwa die „Letzte Politik“ hat noch viel Zeit.


Da muß viel Aufklärung vorangehen; denn alle, die sich der Bewegung anschlie-


ßen, bringen noch einen Packen Vorurteile mit, die sie erst abwerfen müssen. Es


muß wohl überlegt werden, in welchen Kreisen des amerikanischen Klassen-


staates zuerst geworben werden soll; ob der Grundstock aus goody goody people,


aus well to do people oder aus Arbeitern geschaffen werden soll. Das Ziel, das


man zu erreichen sucht, darf allein bei der Beantwortung dieser Frage den Aus-


schlag geben, nicht aber soziologische Antipathien und Sympathien. Es ist zu


beachten, daß der Marxismus in Amerika noch keine politische Macht darstellt, 


daß die Arbeiterorganisationen dort noch keine „Mehrwerttheorie“ haben, die wir


zunächst vor uns her zu wälzen haben. Was uns hier in Deutschland in 30 Jahren


nicht möglich wurde, infolge der hermetischen Abschließung der Arbeitermassen


durch die Marxisten, nämlich den Anschluß an die Arbeiter, das dürfte in Amerika


erheblich einfacher sein. Ich möchte aber doch raten, ehe Ihr in New York den Ton


der Werbung anschlagt, d, h. ehe Ihr die Frage beantwortet, ob der Ton dem in


Arbeiter- oder bürgerlichen Blättern üblichen anzupassen sei, die Situation gründ-


lich besprecht. Es kann hier viel durch Übereilung verdorben werden. Falls die


Entfernungen, d. h. die Meilen, Ihnen, lieber Kamerad Vogt, gestatten werden,


manchmal den Debatten in New York beizuwohnen, so rate ich Ihnen: Sorgen Sie


dafür, daß allen Mitgliedern der Organisation eine schwere Last und Bürde an den


zu erledigenden Einzelaufgaben aufgelegt werde. Es ist der beste Weg, um den


Frieden zu sichern und jedem eine gewisse Befriedigung zu verschaffen. Auch das


Wort: „Take it easy“ ist nicht zu verachten. Viele Dinge brauchen Zeit. Namentlich


die Klärung der Köpfe. Wo viel gestritten wird, da braucht man nicht bösen


Charakter zu suchen. Wo das Wissen übergeht in das Gebiet des Unsicheren, 


da beginnt der Streit. Die Entwicklungs- und Aufklärungszeit kann natürlich immer


abgekürzt werden. Wie weit das in Widerspruch steht mit dem Rate: „Take it 


easy“, das hängt ganz von den Umständen ab.


Die Beilagen Ihres Briefes schicke ich anbei zurück. Meine Einstellung zu den


Angriffen, denen Freund Fack ausgesetzt war, geht wohl zur Genüge aus meinem


Brief hervor. In der Regel ist alles viel, viel weniger schlimm, als es da geschrieben


steht. Der Mensch braucht zur Übung seiner Kräfte nun einmal den Streit und wo


die Gelegenheit dazu sich durchaus nicht bieten will, nun, da muß eben der beste


Freund daran glauben. Die Boxer hauen auf den Gummiball, wenn sich kein Geg-


ner in der Nähe zeigt. Wer das aus Erfahrung weiß, der schmunzelt, wo andere
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streiten oder weinen. Und noch eins möchte ich Ihnen hier sagen, damit Sie es


gelegentlich zur Sprache bringen: Ich sehe aus den Briefen, daß sich die Mit-


glieder der New Yorker Gruppe duzen. Das ist eine Verkehrsform, die sich zwi-


schen Mann und Frau bewährt. Uralte Erfahrung bei allen Völkern aber zeigt,


daß im Verkehr zwischen Männern und namentlich zwischen Politikern, die


Höflichkeitsformeln sehr nützliche Hemmungen bilden auf der Bahn familiärer


Entgleisungen. Ich möchte Ihnen das umgekehrte Verfahren anraten – ausge-


suchte, ausgeklügelte Höflichkeit, und zwar je unsicherer, unklarer, komplexer


der zur Debatte stehende Gegenstand ist, um so freundlicher, höflicher, lieblicher


die Redewendungen. Dadurch, daß man dem Gegner immer und immer wieder


seine Achtung ausdrückt, zwingt man ihn am leichtesten dazu, sich solcher


Achtung auch würdig zu zeigen. Ein liebes Wort, ein gutes Wort, ein schönes


Wort namentlich vermag ungeheuer viel. Freilich nicht immer bei dem, an den


das Wort direkt geächtet ist, aber immer bei den Zuhörern.


Sie haben sich nun finanziell stark bei der Sache engagiert. Sache aller wird es


nun sein, daß Sie nicht allzuviel finanzielle Haare lassen müssen. Ich habe so


den Glauben, daß in etwa drei Jahren die Dollars aus dem Verkauf der Bücher


wieder auf Ihren Tisch fliegen werden. Hoffentlich erlebe ich wenigstens diesen


Erfolg noch: Daß Mr. Pye das Werk gedruckt in Händen halten kann und daß


alle, die in die FFF-Bewegung ihr sauer verdientes Geld gesteckt und zum Teil


bereits verloren haben, dieses wiedergewinnen (ich denke hier an die Haacke-


sche Anleihe). Darum auch aus diesem Grunde: Friede nährt, Unfriede zehrt.


Und über allem: Einigkeit und Wissen machen stark, aber das Wissen ist hier die


Hauptsache, denn Wissen einigt. Eine Sache, die von so vielen und aufopfe-


rungsfähigen Menschen getragen wird, die muß gedeihen. In dieser Hoffnung


verbleibe Ihr Kamerad   


Silvio Gesell


An Walter Camp vom 20.7.1928 aus Eden


Die mir durch Ihren Brief vom 28. Juni bekanntgegebene Entwicklung, besser


gesagt, Entverwicklung, hat mich sehr erfreut. Es ist nach allen Richtungen hin


eine neue Situation geschaffen, die es ermöglicht, das Vorhergegangene außer


Betracht zu lassen. Auch von Dr. Fack bekam ich einen Brief, der in seinem


sachlichen Inhalt die Bestätigung dessen enthält, was Sie mir sagen, nämlich,


daß der Vanguard-Verlag fortbesteht, sowie, daß er bereit ist, die NEO in einem


Band herauszugeben, und zwar in einer sogenannten commercial edition, die für


den allgemeinen Buchhandel bestimmt sein soll und für die man durch einen ent-


sprechenden Preis das Interesse der Buchhändler zu erwecken hofft. Dieser


Vorschlag ist sehr viel wichtiger und besser als der vorige, der das Werk einer


immerhin kleinen Gruppe von Menschen, die durch kommunistische, utopische,


anarchistische, sozialistische Literatur beeinflußt und verdorben worden sind, 
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reserviert hätte. Die commercial edition wird jetzt durch die Werbekraft von 10 000


Buchhändlern über das ganze Land verbreitet werden.


Dr. Fack erinnert mich daran, daß ich einen Vertreter für die Korrespondenz mit


dem Vanguard-Verlag zu ernennen habe und läßt mir die Wahl zwischen Ihnen und


ihm, was ich in der Weise deuten muß, daß Dr. Fack mir zwar eine Neuwahl er-


sparen möchte, daß er aber aus Gründen der Ortsverhältnisse es für wünschenswert


hält, daß der Vertreter in New York ansässig sei. Ich halte das auch für richtig, und


wenn Dr. Fack trotz der vorangegangenen Reibereien Sie, werter Herr Camp, zur


Wahl vorschlägt, so nehme ich an, daß objektive Gesichtspunkte Dr. Fack geleitet


haben. Für beide Teile ein schönes Zeugnis. Ich bitte Sie also, sich mit Dr. Fack ins


Einvernehmen zu setzen. Als Inhaber des Copyrights betrachtet sich Dr. Fack viel-


leicht nicht mehr. Sollte das der Fall sein, so erkläre ich mich hiermit einverstanden,


daß Sie, Herr Walter Camp, mit dem Vanguard-Verlag den Vertrag rechtsgültig


abschließen, dessen Inhalt der folgende ist:


a) Die Vanguard-Press Inc., 80 Fifth Avenue, New York, erhält das Recht, mein


Werk „Natürliche Wirtschaftsordnung“ in der englischen Übersetzung, wie sie von 


Mr. Philip Pye ausgearbeitet wurde, in unbeschränkter Auflage zu drucken und in 


der ganzen Welt zu verbreiten, und zwar soll dieses Druckrecht auch zeitlich unbe-


schränkt sein.


b) Autor und Übersetzer behalten das Recht, nach eigenem Ermessen, wo und


wann es ihnen beliebt, ebenfalls Auflagen des genannten Werkes zu veranstalten.


Es handelt sich nicht um ein ausschließliches Druckrecht, was mit Paragraph a) an


die Vanguard-Press übertragen wird.


c) Die Vanguard-Press bezahlt an den Autor oder Copyright-Inhaber eine Royalty


von zehn Prozent des retailpreises der verkauften Exemplare und liquidiert diese


Royalty alle 6 Monate direkt mit dem Autor.


d) An dem Inhalt des Werkes darf die Vanguard-Press nichts ändern noch kürzen,


es sei denn im Einvernehmen mit dem Autor.


e) Die Drucklegung beginnt sofort, so daß das Werk in spätestens sechs Monaten


erscheinen kann.


Wegen der besonderen Bedingungen, die die Vanguard-Press stellt, wie Zahlung


eines Druckkostenzuschusses, Lieferung von Exemplaren etc., muß der Vertreter


der New Yorker Gruppe einen von dieser ausgearbeiteten Vertrag schließen. In die-


sem Vertrag wird ein Passus stehen, wonach die Vanguard-Press für die der New


Yorker Gruppe gelieferten Werke keine Royalty an den Autor zu zahlen braucht. Ich


erkläre mich mit diesem Passus einverstanden.


Es ist sehr schade, daß Fisher kein Vorwort schreiben konnte. Es war ja zu erwar-


ten. Er wehrt sich dagegen, in politische Kämpfe einbezogen zu werden. Vielleicht


aber wird er eines Tages seine Haltung bereuen. Und hoffentlich werden Sie, wie


alle Ihre tapferen Freunde, das Eintreten für die NEO nicht zu bereuen haben.


Mit hoffnunggeblähten Grüßen bin ich Ihr


Silvio Gesell
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An Dr. Hugo Fack vom 28.7.1928 aus Eden


Gegenwärtiges hat nur den Zweck, den Empfang Ihres Briefes vom 9. Juli zu


bestätigen und Ihnen mein volles Einverständnis mit dem Inhalt auszusprechen.


Kürzungen, welcher Art sie auch sein würden, würden textliche Änderungen an


vielen Stellen des Buches nötig machen, die wiederum große Arbeit und auch


Zeitverlust bedingen. Ich kann solche Belastung Herrn Pye nicht zumuten. Sie


müssen der Vanguard gegenüber abgelehnt werden. Mit dem Betrag, den die


Vanguard fordert, kann das Buch auch in Deutschland gedruckt werden, ohne


Kürzungen. Mit der commercial edition und dem Preis, der dafür im Buchhandel


gefordert werden soll, hat die Vanguard neben dem sehr geringen Risiko (da ihr


die Druckkosten fast gänzlich vorgeschossen, ja bezahlt werden) jetzt auch eine


nicht unerhebliche Gewinnchance, ganz abgesehen davon, daß die Ziele des


Verlages durch das Werk eine starke Förderung erhalten sollen. Der Verlag sollte


sich darum nicht so widerspenstig zeigen und immer neue Bedingungen stellen.


Ich nehme aber mit Ihnen nunmehr an, daß alles in Ordnung ist und daß der


Druck nun vor sich geht.


An Bertha Heimberg vom 8.8.1928 aus Eden


Ich erhielt kürzlich den Besuch von Herrn Kurt Becker, der mir manches Er-


freuliche von Ihrem Wirken und Ihrer zähen Ausdauer erzählte. Er wünschte von


mir eine Darstellung des Friedensproblems in Thesenform, um sie in einem Kon-


greß pazifistischer Jugend verwenden zu können. Lothar Engelbert Schücking
behandelte einmal das Friedensproblem in 14 Thesen. Ich habe es ungewollt


auch auf 14 gebracht. Schückings Thesen sende ich anbei. Ich fand sie zufällig


jetzt, wo ich Ihnen schreibe. Vielleicht können Sie sie für die bessere Beleuch-


tung unseres Standpunktes benutzen. Leider fehlt die Jahreszahl. Manches ist in


diesen Thesen gut, manches steht schief, sehr schief. Dieser Lothar Schücking
ist ein anderer als der Völkerbund-Schücking. Ich hatte bisher nicht Gelegenheit,


Ihnen für Ihren freundlichen Brief zu meinem Geburtstag zu danken. Ich wünsche


Ihnen alles Gute und der pazifistischen Kundgebung Erfolg.


An Kurt Becker vom 8.8.1928 aus Eden


Beiliegend erhalten Sie die gewünschten Thesen über den Frieden und Krieg


zum Gebrauch beim internationalen Kongreß der pazifistisch orientierten Jugend,


der irgendwo dort im Westen stattfinden soll. Ein zweites Exemplar sende ich an


Frau Bertha. [Die Stabilisierung des Bürger- und Völkerfriedens, in: Band 17, S.142 – 146.]


Die Erläuterungen zu diesen Thesen werden Sie oder Frau Bertha geben 


müssen, denn Thesen sind Behauptungen, die irgendwie locker zusammen-


hängen, aber 
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doch nur für den Eingeweihten verständlich sind. Bei diesen Erörterungen müßte


das Hauptgewicht auf den Satz gelegt werden, wonach der Weg zum Völker-


frieden über den Bürgerfrieden geht und nicht umgekehrt. Für die Pazifisten


gewöhnlicher Sorte eine unangenehme Sache, da diese um den Bürgerkrieg 


herumzugehen pflegen wie die Katze um den heißen Brei.


An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 23.8.1928 aus Eden


Den Flugpostbrief aus England erhielt ich aus nicht postalischen Gründen zu


spät, um noch rechtzeitig eine Antwort abschicken zu können. Aus dem interna-


tionalen Indexwährungskongreß wird es also nichts. Für eine andere Gelegenheit


müssen wir uns merken, daß es nötig ist, sich vorher die Zustimmung eines


Leithammels zu sichern. Fisher hätte uns diesen Dienst leisten können. Nach


dem, was Bernoulli schreibt, ist Gide ein verbrauchter Mensch. Soddy ist Außen-


seiter. Kitson ist keine „Autorität“. Ob unser Pater die genügende Anziehungskraft


ausübt, weiß ich nicht. Schacht wird immer kneifen. Und Hahn ebenfalls, wenn er


merkt, daß Freiwirtschaftler hinter der Sache stehen.


Das „vorläufige Programm“ für den internationalen Freiwirtschaftstag, das Sie


mir schicken wollten, habe ich bis heute nicht erhalten. Ich nehme an, daß Sie


auf Schwierigkeiten gestoßen sind. Ich glaube, daß für eine solche Tagung die


Geister noch nicht einig genug über den Inhalt des Wortes Freiwirtschaft sind.


Mag sein, daß auf einem internationalen Kongreß die Einigkeit größer sein 


könnte als auf einem deutschen Kongreß, jedoch müßte man sich darüber erst


etwas Sicherheit verschaffen. Auf alle Fälle müßte das Programm erst der Kritik


durch die Presse ausgesetzt werden. Es fehlt an Literatur. Ob es daran liegt, daß


Haacke fehlt? Oder müssen die Schreiber sich selbst erst klar werden, wohin die


Freiwirtschaft letzten Endes zielt? Es ist noch kein Ersatz herangewachsen für


Frankfurth, Christen und Klüpfel. Den jungen Leuten fehlt natürlicherweise die


Lebenserfahrung. Und das macht sie unsicher.


An Dr. Hugo Fack vom 23.8.1928 aus Eden


Das Telegramm vom 7.8. erhielt ich rechtzeitig, ebenso Brief vom 25. Juli. Die


Beantwortung des Telegramms habe ich bis heute hinausgezogen, weil ich auf


den darin erwähnten Brief Camps wartete, von dem Sie sagten, daß er unter-


wegs sei. Ohne diesen Brief ist mir das Telegramm ziemlich unverständlich, da


ich in der mir vorliegenden Korrespondenz umsonst nach den „Verdächtigungen“


gesucht habe.
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Laut Ihrem Brief vom 25. Juli wären sachlich alle Bedingungen für den Abschluß


mit der Vanguard erfüllt. Es könnten somit nur persönliche Gründe irgendwelcher


Art in Frage stehen. Da Sie selbst Ihre Ressentiments, die aus dem Briefwechsel


mit Herrn Camp erwachsen sind, der Sache zu opfern sich bereit erklärten, so


müssen in dem Briefe Camps, den ich bisher nicht erhielt, fürwahr sehr schwere


Dinge stehen, die für mein Urteil allerdings sehr wichtig sind.


Lieber Herr Fack, Sie werden verstehen, daß ich nicht viel Vergnügen empfinde


beim Gedanken, mich hineingezogen zu sehen in den Streit persönlicher Art, wo


jeder Teil glaubt, nur das Beste zu wollen, und der sich weitab von hier abspielt,


dazu noch zwischen Personen, die ich zumeist nicht kenne. Ich habe die Sache


hin und her überlegt und bin zu der Überzeugung gekommen, daß es unter den


obwaltenden Umständen das beste sein dürfte, wenn ich den Druck hier in


Deutschland vornehmen lasse, und zwar ohne Verleger, also „als Manuskript
gedruckt“. Das hat auch für das Korrekturlesen durch Mr. Pye seinen Vorteil. Die


Druckkosten sind hier ungefähr von der Höhe der Summe, die die Vanguard als


Zuschuß fordert. Und mich wird die Sache schließlich dasselbe kosten, ob die


Freunde in Amerika die Kosten vorschießen oder nicht, denn letzten Endes werden


die Klagen über das in einer toten Sache angelegte tote Kapital doch mich er-


reichen – wie das jetzt schon, also im voraus, geschehen ist.


So möchte ich Sie also bitten, die Sache mit der Vanguard als gescheitert zu be-


trachten und als solche zu behandeln, indem Sie den Subskribenten das gezeich-


nete Geld zurückerstatten und mir das Manuskript zurückschicken. An Herrn Camp
werde ich dasselbe schreiben. Die Mittel für den Druck werde ich bald persönlich


aufbringen. So hoffe ich wenigstens. Ihnen und allen denen, die sich für die Sache


interessierten und sich bereit erklärten, hart erworbenes Geld in ein zweifelhaftes


Unternehmen zu stecken, werden künftige Generationen einmal Dank sagen. Und


Ihnen selbst zum Trost für Ihre zähen Bemühungen möchte ich das berühmte Wort


zurufen: „E pur si muove“. Über den weiteren Verlauf der Angelegenheit werde ich


Sie unterrichten.


An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 16.9.1928 aus Eden


Ich bin stark im Rückstand mit vielen Arbeiten. Und das ist der Grund, warum ich


nicht schneller auf Ihren Brief vom 2.9. antworten konnte. Noch andere Dinge hiel-


ten mich ab. So schrieb mir Herr Beckmann, daß er mit mir die Besprechung


wegen des Kongresses haben möchte. Diese dürfte erst in den nächsten Tagen


erfolgen. Ich bin auch mit meiner Schreibstube von Berlin hierher verzogen usw.


Auf die vier von Ihnen an mich gestellten Anforderungen will ich nun zustimmend


sagen, daß ich gerne Ihrer Einladung folgen werde, daß ich auch die beiden mir


zugedachten Vorträge halten will und daß ich Ihnen meine Gedanken über das


endgültige Programm mitteilen werde. Dazu möchte ich noch sagen, daß m. E. 


die Wahl des Zeitpunktes des Kongresses unabhängig bleiben sollte von anderen 
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Dingen, wie z. B. das 500jährige Jubiläum der Geburt von Hans Sachs. Gegen


Nürnberg als Ort des Kongresses ist wohl wenig einzuwenden, aber der Zeitpunkt


mußte eine gründliche Vorbereitung des Kongresses ermöglichen, was schwierig


sein dürfte, wenn der Kongreß schon in diesem frühen Herbst stattfinden soll. Je


später in den Winter, um so besser. So meine ich, wir haben dann Gelegenheit und


Muße, die Dinge besser zu überlegen. Ich glaube auch, daß es gut wäre, wenn


vorher von einem Berufenen eine Denkschrift über die bisherigen Erfahrungen mit


der Organisation veröffentlicht würde, die uns als Basis der Kritik dienen könnte.


Das Organisationsproblem ist für den Bonzen sehr einfach, für den Individualisten


äußerst schwierig. Zum Glück haben nun alle etwas Erfahrung gesammelt, die uns


gute Dienste leisten wird.


Das Vortragsprogramm ist reichhaltig genug für einen Kongreß. A propos, der


Vortrag über die Beamtenbesoldungsfrage muß unbedingt ergänzt werden durch


eine Darlegung des allgemeinen Lohngesetzes, denn nur im Zusammenhang hier-


mit kann das Problem förderlich in unserem Sinne behandelt werden. Also die


Lohn- und Besoldungsfrage. Es wäre ein völliger Zusammenbruch unserer bis-


herigen Organisationsarbeiten, wenn der Kongreß ohne Erfolg, ohne weithin sicht-


baren Erfolg verlaufen würde. Besser nichts als mit Mißerfolg. Dann tun wir besser


und warten. Die Entwicklung wird uns schon mal eine günstige Gelegenheit brin-


gen. Und in der Zwischenzeit klärt sich vieles in den Köpfen. Die Zeit muß uns


auch neue Hilfskräfte bringen. Ich hoffe, in den nächsten Tagen Ihnen weiteres


schreiben zu können (nach der Besprechung mit Beckmann und anderen).


An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 6.10.1928 aus Eden


Seit meinem Brief vom 16. September habe ich die von mir erwähnte Zusam-


menkunft mit Beckmann gehabt. Ich nehme an, daß Ihnen Beckmann geschrieben


hat. Wir waren einig darüber, daß der Kongreß an einem zentral gelegenen Ort


und nicht zu früh stattfinden sollte. Wir waren einig auch darüber, daß der Freiwirt-
schaftsbund keine Politik treiben sollte. Aufklärung, mehr nicht, bis daß die Aufge-


klärten zahlreich genug sind. Ob die Einigung mit den Physiokraten wünschens-


wert ist? Ich glaube es nicht. Ich glaube, die Einigung würde beiden Teilen die 


propagandistische Kraft rauben. Es wird schon besser sein, wenn der FWB, wenn


er unpolitisch bleiben soll, auf Massenwirkung verzichtet, die ja doch nur auf


Kosten der Gründlichkeit in der Aufklärungsarbeit erfolgen könnte. Sobald man


Folgerungen aus theoretischen Erkenntnissen zieht, kann die Masse nicht mehr


mit. Dann gewinnt man „Anhänger“, die an Personen glauben und damit beginnt


das Reich der Bonzen. Dann wird die Organisation dem Ziel übergeordnet. Und


dann beginnt auch gleich der Streit innerhalb der Organisation. Dann macht die


Sache niemandem mehr Freude. Verein für wirtschaftliche Volksaufklärung, das


wäre so der richtige Name. Freiland-Freigeld-Freihandel sind dann Forderungen,


die sich zwangsläufig aus solcher Aufklärung einstellen. Nicht die 
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Forderung leitet die Aufklärung, sondern umgekehrt. Wir sind noch weit, weit vom


Ziel. Eine politische Lage, die wir mit einem Programm auf „kurze Sicht“ ausbeuten


könnten, ist nicht mehr zu erwarten. Eine „Erhebung“ des Volkes kommt nicht in


Frage. Gegen wen würde sich auch das Volk erheben? Eine sichtbare Herrschaft


ist nicht mehr da. Und schon weiß jeder, daß mit dem Sturz eines Ministeriums


nichts geändert werden kann. Also stellen wir uns endgültig auf lange Sicht ein.


Dann aber können wir keinen Ballast, keine Massen mitschleppen. Dann ist auch


schon der oben genannte Titel falsch. Verein für wirtschaftliche Aufklärung, nicht


Volksaufklärung, denn das wird es niemals geben.


Ich wurde gestört; damit der Brief noch fort kann, schicke ich ihn in dieser unfer-


tigen Gestalt ab. Werde Ihnen weiteres schreiben.


An Bertha Heimberg vom 15,10.1928 aus Eden


Verzeihen Sie einem säumigen Briefschreiber, daß er seiner Gewohnheit die


Treue bewahrt. Ich bin nun einmal so, namentlich dann, wenn mich vielerlei Dinge


gleichzeitig interessieren, d. h. plagen. Wenn dazu noch physische Leiden kämen,


dann würde ich sicher überhaupt nicht mehr schreiben.


Ich wünsche Ihrer Tagung den besten Erfolg. Eine ausführliche Stellungnahme


zum Programmentwurf Benders kann ich Ihnen leider nicht schicken, da es mir


unmöglich war, die Bendersche Schrift zu lesen. Benders Schreibweise ist für mich


nicht leicht verständlich. Schon des Umfanges wegen ist sie m. E. als Programm-


schrift nicht geeignet. Im Programm müssen Behauptungen stehen, keine Erklä-


rungen. Das Programm soll feststellen, worüber die Mitglieder in ihrem gemeinsa-
men Streben einig sind. Am Wortlaut des Programmes muß ewig gearbeitet, ge-


feilt, gestrichen, ergänzt werden. Je eindeutiger die hier gebrauchten Worte sind,


um so sicherer vermeidet man Streitigkeiten innerhalb des Bundes. Als Werbe-


mittel kann eine gute Programmschrift nicht viel leisten, höchstens kann sie zum


Studium der in der Schrift enthaltenen Behauptungen reizen. Für dieses Studium


sind die Schriften, die Zeitungen, die Vorträge da. Da in vielen Worten sich leichter


Zweideutigkeiten einnisten können als in wenigen, so muß man sehen, mit so


wenig Worten wie möglich auszukommen. Der beiliegende Entwurf ist nach diesen


Forderungen versucht worden. Wenn wir einmal über ein Wörterbuch verfügen


werden, wird das Programm nur ganz wenige Worte enthalten.


Die Bendersche Schritt soll offenbar Werbezwecken dienen. Aus diesem Grund


kann sie als Programmschrift nicht gut dem Zwecke entsprechen, d. h. die Geister


scheiden, anziehen und abstoßen, und zwar so, daß die Abgestoßenen ewig fern


bleiben, die Angezogenen aber ewig zum Schutz und Trutz zusammenhalten.


Mit allen Personen, die mich aus dem Westen besuchten, sprach ich auch über


Ihre Tätigkeit, und alle waren immer einig in ihrem Urteil, daß Sie – Bertha – ein


Kerl, ein ganzer Kerl sind. Hoffentlich bleibt Ihnen Ihre Kraft, Ihre Zähigkeit, Ihre


Jugend erhalten bis zum endgültigen Sieg.
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Falls Fritz Schwarz die Tagung besucht, bitte ich, ihm meine herzlichsten Grüße


auszurichten.


An Dr. Hugo Fack vom 20.10.1928 aus Eden


Beim Empfang Ihres Schecks von 100 Dollar (Pye) und des zurückgeschickten


Manuskripts war ich sicher ebenso betrübt wie Sie es bei der Absendung waren.


Aber es war so schon richtig. Zeit verloren, viel verloren, aber doch nicht alles


verloren. Die Zeit hilft uns ja. Je länger, je mehr. Wenn ich jetzt das Manuskript


verbrenne, die Zeit wird es wie ein Phönix aus der Asche entstehen lassen. Den


Scheck habe ich an Mr. Pye weitergeschickt, das Manuskript habe ich hierbehal-


ten. Sobald das Geld zusammengebracht ist, werde ich den Druck hier vorneh-


men lassen und dann können die Amerikaner für das Geld, das sie für diesen


Zweck bereitgestellt haben, Exemplare zum Druckerpreis bekommen, der etwa 


1 $ sein wird. Und mit diesen Exemplaren mögen sie dann alle ihr Glück in der


Öffentlichkeit versuchen. Und auch die Vanguard-Press kann auf diese Weise an


der Verbreitung sich beteiligen, wenn sie mehr als ein rein buchhändlerisches


Interesse daran haben sollte. Ich würde ihr dann das Buch zu 3 $ mit 50%


Rabatt liefern. Es blieben dann 50 cent per Exemplar für Werbezwecke übrig. 


Ich werde in diesem Sinne nun auch an Mr. Camp schreiben.


Wer aber soll nun das Buch in der Öffentlichkeit gegen die Pressekritik ver-


treten? Darauf käme es in erster Linie an. Vielleicht wird uns die Veröffentlichung


des Buches diese Person erstehen lassen. Vielleicht haben wir Glück in dieser


Hinsicht, vielleicht auch nicht. Vielleicht braucht auch in Amerika die Entwicklung


Zeit. Ich habe eine bessere Meinung vom Schicksal des Buches in England,


obschon es wahr ist, daß das Ziel der NWO ein ganz ausgesprochen amerika-


nisches Ziel ist, mehr noch als ein englisches. Dafür aber sind die Verhältnisse 


in England heute so schwer und kompliziert, daß man annehmen muß, hier sei


man neuen Ideen zugänglicher. Der Amerikaner hat es zur Zeit weniger nötig.


An Walter Camp vom 22.10.1928 aus Eden


Das Manuskript ist nun wieder in meinen Händen. Eine neue Etappe ist er-


reicht. Da die Hauptaufgabe, die zur Zeit zu erfüllen ist, darin liegt, den Interes-


senten Exemplare des Werkes in die Hände geben zu können, so werde ich das


Buch als Manuskript drucken lassen. Damit werden dann alle Freunde der Sache


werben können und ich denke, daß, wenn einmal auf diese Weise die Öffentlich-


keit etwas aufmerksam gemacht worden ist, sich dann auch leichter ein Verleger


finden wird, der von sich aus etwas für die Verbreitung des Werkes tun wird.


Der Drucker verlangt hier etwa 3000 Mark für 1000 Exemplare. Dazu kommt


das Papier, so daß im ganzen etwas über einen Dollar für das Exemplar heraus-


kommen 
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wird. Zu diesem Preis von einem Dollar das Exemplar können dann Ihre Freunde


das Buch von hier aus beziehen und dafür sich zahlen lassen, was nach den


Umständen zu erlangen ist. Etwa 3 $ mit 35% für Buchhändler. Der Vanguard-


Press werde ich dann noch ein Sonderangebot machen, so daß auch sie auf ihre


Kosten kommt, falls sie für das Werk mehr als buchhändlerisches Interesse hat


und etwas für die Verbreitung tun will.


Falls Sie das seinerzeit für die Drucklegung gesammelte Geld noch nicht an


die Zeichner zurückgezahlt haben sollten und Sie mit meinem Vorschlag einver-


standen sind, so könnten Sie mir die Dollars jetzt schicken. Es würde das für den


Drucker, der nicht kapitalkräftig ist, sehr angenehm sein und die Drucklegung


beschleunigen. Was an den 1000 Dollars dann fehlt, werde ich aus meinen


Mitteln beisteuern. Fack will etwa 50 Exemplare haben. Mr. Pye 100 Stück.


Wenn Sie einige 100 bestellen könnten, dann würde ich auskommen. Die Druck-


legung wird etwa drei Monate in Anspruch nehmen. Es ist dies ein etwas nüch-


terner Ablauf einer mit Begeisterung unternommenen Aktion. Doch hoffe ich, daß


Sie mit der Zeit noch Ihre Freude erleben werden.


An Otto Maaß vom ?.10.1928 aus Eden (?)


Anbei sende ich Ihnen die Korrespondenz Klüpfel-Rathenau [Die Korrespondenz


zwischen Paulus Klüpfel und Walter Rathenau erschien im „Freiwirtschaftlichen Archiv“ Nr. 9 –


12/Dezember 1928, S. 129 – 140.], die mir heute in die Hände fiel und die, wie mir


scheint, einen Platz im Archiv wohl verdient. Hier sieht man, wie wenig sogar die


prominentesten „Wirtschaftsführer“ auf dem Gebiet des Geldes zu Hause waren.


Ob sie es heute sind? Was würde Rathenau sagen, wenn er noch lebte, wenn


man seinen Einwand mit dem Milliarden-Schatz der Amerikaner beantworten


würde? Und mit der Politik der Argentinier, die in einer der letzten Nummern der


schweizerischen „Freiwirtschaftlichen Zeitung“ beschrieben wurde? Es ist der-


selbe faule Einwand, den u. a. auch Otto Heyn machte und den alle wiederholen,


bei denen es für eine dynamische Betrachtung der wirtschaftlichen Vorgänge


nicht reicht.


Diesem Brief liegt ferner bei „Das Federal Reserve System der Vereinigten
Staaten“, dessen Abdruck im F.A. gewiß von vielen begrüßt werden würde. Nach


Gebrauch bitte ich, mir das Heft gefl. zurückzusenden.


An Dr. Paul Diehl vom 2.12.1928 aus Eden


Ich kann mir sehr gut vorstellen, daß Sie für die Tatsache, daß ich auf Ihren


freundlichen Brief vom 11.7. nicht geantwortet habe, irgend eine menschliche 
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Erklärung gesucht und gefunden haben. Ich wußte nicht recht, was ich antworten


sollte, und so ist fast ? Jahr verstrichen.


Der Vorschlag wurde von Herrn Lautenbach gemacht. Er dachte an eine Sub-


skriptionsausgabe, die er mit Hilfe meiner Zeitung zu lancieren gedachte, da ihm


die Mittel für die Herausgabe in Buchform nicht zur Verfügung stehen. Mir war


der Gedanke neu, und ich bat mir Bedenkzeit aus. Diese Bedenkzeit brachte mir


nun allerlei Bedenken, so daß ich je länger je weniger an eine glatte Ausführ-


barkeit des Gedankens glaubte. Ich dachte an die große Arbeit, die Ihnen bei


dem Unternehmen zufallen würde und daran, wie peinlich es wäre, wenn nach-


her diese große Arbeit aus finanziellen Gründen unverwertet bliebe. Und noch


aus anderen Gründen erschien mir die Herausgabe einer solchen „Gesammelte
Werke“-Ausgabe bedenklich genug. Das, was ich schreibe, sind Banalitäten, wie


alle Wahrheiten. Sobald sie begriffen worden sind, kümmert sich kein Mensch


noch um die Herkunft derselben. Sie gehen wie die Erfindung des Hosenknopfes


in das Inventar menschlichen Besitzes über. Das kann mit den Grundgedanken


der Freiwirtschaft jeden Tag geschehen. Wer würde heute noch seine Zeit verlie-


ren, die gesammelten Werke eines Theologen oder Mediziners aus dem vorigen


Jahrhundert zu lesen? So lange die Freiwirte kämpfen müssen um die öffentliche


Anerkennung ihrer Lehren, kauft außer den Freiwirten selbst kein Mensch ihre


Schriften. Und sobald sie nicht mehr zu kämpfen brauchen, geht das öffentliche


Interesse daran auch schon verloren. So oder so ist es ein faules Unternehmen.


Das sind so die Erkenntnisse, zu denen ich gekommen bin. Vielleicht über-


legen Sie die Sache auch einmal von diesem buchhändlerischen Standpunkt


aus. Falls Sie mir in dieser Sache nicht mehr schreiben, nehme ich an, daß Sie


meine Ansichten teilen. Auf alle Fälle aber danke ich Ihnen herzlich für Ihr


freundliches Angebot, das mir einen neuen Beweis lieferte für das große


Interesse, das Sie für die Sache der FFF entwickeln.


An Henry Strakosch vom 19.12.1928 aus Eden


Ihren in „The Times“ vom 3.12. veröffentlichten Brief habe ich ins Deutsche


übersetzt, um ihn in der Zeitschrift „Freiwirtschaftliches Archiv“ zu veröffentlichen.


In dieser Zeitschrift wird seit jeher die Währungsfrage mit Vorliebe behandelt. Als


Archiv dürfte ein Brief von der Bedeutung des Ihrigen dort nicht fehlen. Ich


denke, daß solche Verbreitung Ihrer Forschungsergebnisse Ihren Intentionen nur


dienen kann. Im anderen Falle möchte ich um telegraphische Sperrung des


Druckes bitten. Ich benutze diese Gelegenheit, um Ihnen einige von mir verfaßte


Währungsschriften zu übersenden in der Hoffnung, daß Sie darin manchen nütz-


lichen Fingerzeig für Ihren so wichtigen Kampf um die Indexwährung finden 


werden.
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An Dr. F. Burgdörfer, c/o Statistisches Reichsamt Berlin, 
vom 16.1.1929 aus Eden


Sehr geehrter Herr!


Ihre Zeichnung über den Altersaufbau der deutschen Bevölkerung resp. der Be-


völkerung im Deutschen Reich möchte ich den deutschen Sachverständigen in der


kommenden Reparationskonferenz nach Paris schicken, um zu verhüten, daß bei


der Festsetzung der endgültigen Reparationssumme dieser Altersaufbau verges-


sen werde, d. h. daß man den heutigen demographischen Tragkörper der Repara-


tionen nicht zum Maßstabe nehme für Zahlungen, die in etwa 15 Jahren unter 


völlig verschiedenen demographischen Verhältnissen werden geleistet werden


müssen. Leider habe ich weder die Zeit noch Hilfskräfte zur Verfügung, um Ihre


Zeichnung für meinen Zweck mit der Korrektheit, die hier am Platze ist, auszu-


arbeiten. Ich möchte nämlich die Zeichnung ausgearbeitet sehen, wie sie in etwa


15 Jahren nach dem in der Zeichnung eingetragenen Schema von 1910 wird aus-


sehen müssen. Stellt man dann den so errechneten, graphisch dargestellten


menschlichen Tragkörper neben den heutigen von Ihnen veröffentlichten Trag-


körper, so wird es offenbar, daß der Zahlungsvertrag unbedingt auf diese Dinge


Rücksicht nehmen muß. Dem Reich wird damit die finanzielle Entwicklung erspart,


die um so gefährlicher werden könnte, als, wie es scheint, die Reparationsschuld


endgültig fundiert, also in ein internationales Anlagepapier verwandelt wird, was so


viel bedeutet, daß nachträglich nichts mehr am Zahlungsmodus und an der Ge-


samthöhe geändert werden kann.


Was ich also brauche, das ist eine Zeichnung, die die Jahrgänge 15 bis 65 um-


faßt für den heutigen Stand der Bevölkerung, und daneben die gleiche Zeichnung


für die Bevölkerung von 1935 – 1940 und 1945, so daß bereits ein optischer Ver-


gleich Auskunft gibt über den Stand der Dinge und es nicht mehr einer rechne-


rischen Einführung bedarf. Dann würde im Zahlungsvertrag neben dem heute


schon vorgesehenen Wohlstandsindex und dem ebenso wichtigen


Warenpreisindex noch ein demographischer Index Garantien für die Sicherheit der


Zahlungsfähigkeit Deutschlands und damit für seinen Kredit geschaffen. Natürlich,


wenn Sie, sehr geehrter Herr Dr. Burgdörfer, die Sache selber in die Hand nehmen


möchten, dann wäre mir das selbstverständlich viel angenehmer und lieber.


Bei dieser Gelegenheit gestatte ich mir, Ihnen anbei eine Schrift zu übersenden,


die Ihnen noch unbekannt sein dürfte, obschon sie Dinge behandelt, die sehr stark


in Ihr Ressort hineinragen: „Der abgebaute Staat“. Sollten Sie sich für die hier pro-


pagierte allgemeine, aus den Grundrenten zu finanzierende Mutterrente interessie-


ren, so werde ich Ihnen gerne weiteres Material zu Ihrer Orientierung schicken. Die


Zahlen, die Sie uns aus der Beamtenwelt nennen, zeigen, daß die Geburten im


umgekehrten Verhältnis zu dem Einkommen stehen, daß es sich hier nicht um ein


einfaches Einkommensproblem handelt. Die Hauptschuld am Geburtenrückgang


trägt offenbar die soziale Dyskasie. Es sind die kinderlosen Frauen, die den


Müttern mit ihrem Reichtum, mit ihrer Toilette, mit ihren Reisen nach 
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Norwegen und Nizza so viel vorprotzen, bis daß bei diesen der Wunsch geweckt


wird, es den Damen nachzumachen. Es müßte demnach eine sehr starke Nivel-


lierung der Einkommen vorgenommen werden dadurch, daß alle Quellen des


arbeitslosen Einkommens zum Versiegen gebracht werden und daß die Gehalts-


stufen der Beamten auf ganz wenige und relativ schwache reduziert werden. Sollte


Sie diese Bemerkung auch so weit interessieren, daß Sie sich über Natur und


Herkunft des arbeitslosen Einkommens unterrichten möchten, so werde ich Ihnen


auch gerne darüber Material schicken.


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung


Ihr ergebener Silvio Gesell


An Dr. Muckermann vom 16.1.1929 aus Eden


Sehr geehrter Herr Dr. Muckermann!


Ihren Artikel über Eugenik las ich mit vielem Interesse, namentlich die Ausfüh-


rungen im ersten Teil, während der zweite Teil auf Voraussetzungen sich stützt, die


der erste Teil vollständig zu zerstören scheint. Die Eugenik, die mit Jahrtausenden


und Jahrmillionen rechnet, hat in einem Volk, das sich auf den Aussterbeetat setzt,


doch keinen vernünftigen Sinn mehr, selbst dann nicht, wenn man der Eugenik


nachrechnen könnte, daß sie dilatorisch auf den Aussterbeprozeß wirkt. Handelt es


sich bei dem Menschengeschlecht um eine so schlecht fundierte Sache, daß man


von seinem Untergang sprechen kann, so muß das Interesse an solchem Ge-


schlecht für eine so provisorische Sache bei jedem Zukunftsbildner dahinsacken.


An dem Tage, wo ich nicht mehr an die Ewigkeit des Menschengeschlechts glau-


ben werde, lege ich mich in den Sarg.


Lesen Sie bitte nach, was Sie in den letzten Sätzen Ihres Artikels schreiben.


Papiere, Zeugnisse, chiffons de papier. Und vergleichen Sie das mit den himmel-


schreienden Tatsachen, die Sie zitieren. Mir schlugen diese Schlußsätze auf die


Nerven. Sie wollen Dachreparaturen an einem Gebäude ausführen, dessen


Grundmauern von einem unbändigen Strom unterwühlt werden. Lesen Sie nach,


was Sie geschrieben haben und Sie werden mir in dieser Beurteilung Recht geben.


Alle Mann auf dem Damm, so sollte es heißen. Sprechen wir von nichts anderem,


bis wir die Grundmauer wieder gesichert wissen!


Ich bin sicher, daß Sie mir in diesem Punkte Recht geben. Darum gestatte ich


mir, Ihnen hiermit eine Schrift „Der abgebaute Staat“ zu übersenden, in der Sie


einige neue Aussichtspunkte für das weite Gebiet demographischer Probleme fin-


den werden. Es werden hier Vorschläge gemacht, die das von Ihnen erstrebte Ziel


mit Bestimmtheit fördern müssen, ohne daß Sie darum nach dem Greuel Staat, der


Bürokratie zu rufen brauchen. So lange Sie, sehr geehrter Herr Muckermann, den


Staat brauchen, um die Wiegen wieder zu füllen, ist Ihre Arbeit ganz gewiß vertan.


Ist es nicht schon symptomatisch, daß die Staatsbeamten in der Zeugungsver-


hütung mit dem Mord, mit dem bösen Beispiel allen anderen Volkskreisen voran-


gehen? 
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Der sich selbst subordinierende Mensch, der Staatsbeamte, ist ein gebrochener


Mensch. Er wird das Unheil ganz gewiß nicht wenden können. Um die Dinge zu


tun, mit der hier gebotenen Rücksichtslosigkeit zu tun, die hier getan werden


müssen, müssen neue Energien, unerhörte Energien, geweckt werden – und


diese werden Sie niemals im Staate finden. Das wollte ich hier vorausschicken,


um der Gefahr vorzubeugen, daß der Titel meiner Schrift Sie am Ende abschrek-


ken könnte. Und auch das möchte ich hier noch erwähnen: Sie werden in der


Schrift mancherlei subjektive Qualifizierungen finden. Ich möchte Sie bitten, dar-


über hinwegzusehen, und nur das große Ziel im Auge zu behalten: Was kann


man tun, um den Untergang des Menschengeschlechts so lange hinauszuschie-


ben, bis daß Gott es selbst zurückzurufen beschließt? Sollten Sie sich für die in


der Schrift „propagierte“ Mutterrente interessieren, so bin ich gerne bereit, Ihnen


weiteres Material zu Ihrer Orientierung zu übersenden.


Mit vorzüglicher Hochachtung und Ihnen alles Gute wünschend


bin ich Ihr gegebener Silvio Gesell


An Walter Camp vom 24.1.1929 aus Eden


Ihr Brief vom 10. brachte mir einen Scheck von $ 100,— auf die National-City-


Bank von New York vom 12.2. datiert, den ich erst heute meiner Bank zum


Inkasso übergeben konnte, weil ich so lange nicht sicher war, daß ich das Geld


für den Druck der NEO auch zusammenbringen würde. Jetzt ist das Buch in


Druck gegeben und die ersten Korrekturen sind auch bereits an den Übersetzer


abgegangen. Es werden aber immer noch mindestens zwei Monate vergehen,


ehe ich Ihnen Exemplare werde schicken können. Der Drucker macht seine


Sache gut. Ich werde 1000 Exemplare drucken lassen. Die Kosten werden etwa


1 $ ausmachen.


Nun bitte ich Sie, mir möglichst bald zu sagen, ob es Ihnen recht ist, daß ich


auf der ersten Innenseite Ihren Namen als Adresse für Auskünfte angeben soll.


Denn es könnte sein, daß Leser Auskünfte über die Verbreitung des Buches in


Deutschland haben möchten. Wenn unter Ihren Kameraden sich andere befinden


sollten, die in theoretischer Hinsicht etwas beschlagen sind, um theoretische An-


fragen zu beantworten, so wäre es wünschenswert, deren Adressen auf einem


losen Blatt anzugeben, damit sich gleich so ein kleiner Kreis von Interessenten


zusammenfinden kann.


Nun ist ein langgehegter Wunsch in Erfüllung gegangen. Hoffen wir, daß das


Unternehmen nicht allzu ernüchternd ausfallen wird. Die Zeiten sollen ja für den


Bücherhandel äußerst trübe sein, da das Kino und Radio den Wissensdurst wie


mit Dampfspritzen löschen.
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An Otto Maaß vom 26.1.1929 aus Eden


Einige unkritische Ausführungen in der Schweizerischen „Freiwirtschaftlichen
Zeitung“ gaben mir die Veranlassung, den beiliegenden Artikel zu verfassen.


Bernoulli schickte ihn mir mit den beiliegenden Erklärungen zurück. Mag sein,


daß für seine Zeitung, die mehr Tagesereignissen ihr Interesse schenkt, der


Artikel wirklich mehr geschadet als genützt hätte. Es ist ja leider so, daß man mit


theoretischen Erörterungen jede Zeitung ruinieren kann. Das „Freiwirtschaftliche
Archiv“ hat sich andere Aufgaben gestellt und auch ein anderes Publikum ange-


zogen. Sie mögen nun erwägen, ob der Artikel für dieses andere Publikum von


Interesse ist. Ich würde mich, wenn auch Sie nur den Artikel zurückschicken, nur


darum ärgern, weil ich daraus ersehen würde, wie weit wir noch vom Ziel entfernt


sind (hier sollte an Stelle des Wortes „ärgern“ „bedauern“ stehen). Ich lege einen


Brief von Schwarz und seine Beilagen mit in diesen Brief. Die Veröffentlichung


der statistischen Zahlen der Schwarzenschen Korrespondenz würde im F. A.


einen guten Platz haben. Für das F.A. sollte der Artikel durch eine graphische


Darstellung ergänzt werden (wenn die Mittel das erlauben). Auch sollte bei


Schwarz angefragt werden, ob die Valuta (Dollar – Schweizerfranken) trotz der


nicht unerheblichen Abweichungen im Amerik.- und Schweiz. Index stabil ge-


blieben ist und wenn das der Fall ist, sollte Schwarz eine Erklärung dazu geben


oder zu geben versuchen. Soeben erhielt ich „Archiv“ Nr. 1 – 2. Hoffentlich er-


halte ich auch hiervon einige Exemplare, die ich sehr gut verwenden kann, auch


in propagandistischer Hinsicht.


An Dr. F. Burgdörfer vom 12.2.1929 aus Eden


Die Schriften, die Sie mir freundlicherweise in Ihrem Brief vom 2. d. M. nann-


ten, habe ich bestellt und werde sie studieren und werde in der mir zugänglichen


Presse die Aufmerksamkeit darauf lenken. Die Sonderbesteuerung der Kinder-


armen und Kinderlosen hat gewiß mancherlei für sich. Namentlich auf die


Beamten angewendet, die ja mit ihren Diplomen und Anstellungsberechtigungen


Gefangene des Staates sind und nicht durch Auswanderung sich der Steuer ent-


ziehen können. Aber alle anderen? Die Arbeiter würden sich über die Grenzen


retten, falls der Steuerdruck, den die Kinderlosigkeit auf sie ausüben soll, stark


genug wird, um Wirkungen auszulösen. Bitte betrachten Sie den Steuervorschlag


einmal von der Seite des mit hélas gezeichneten Artikels in der beiliegenden


Zeitschrift „Freiwirtschaftliches Archiv“. Sie werden sich überzeugen, daß sich


Ihre Besteuerung der Kinderlosen in eine spezielle Beamtensteuer auswirken


wird. Es müssen stärkere Hebel angesetzt werden. Auch scheint mir, daß für die


Bekämpfung des Geburtenrückgangs mehr an den Individualismus apelliert wer-


den muß. Die Triebe, die Instinkte, müssen in der Erziehung mehr geschont wer-


den. Dem 
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einzelnen Manne müßte gesagt werden, daß er das Problem der Bekämpfung


des Geburtenrückganges .....(?)


An Ernst Klarblick vom 12.2.1929 aus Eden


Ich komme erst heute dazu, Ihr wertes Schreiben mit Anlagen zu lesen. Es


handelt sich hier um informatorische Artikel, die in der Presse des allgemeinen


Publikums sicher sehr nützlich wirken könnten. Sie müßten sehen, in einem


Lokalblatt die Artikel unterzubringen. Wenn Sie etwas zu den Druckkosten aus


Ihrer Arbeitslosenunterstützung beitragen könnten, dann wird das Blatt den


Artikel sicher gerne aufnehmen. Vielleicht unter dem Titel: „Was bedeuten denn
die FFF, von denen jetzt so viel geredet wird?“


In den Zeitschriften der FFF-Organisationen, die mir zugänglich sind, würden


Ihre Artikel den Zweck verfehlen, da die Leser ja schon wissen, worum es sich


handelt. Hier sind Artikel indagatorischen Inhalts das gesuchte Futter. Ich muß


ihnen darum die Artikel wieder zurückschicken mit dem besten Dank für die


freundliche Zusendung.


Mit Siedlungsfragen befasse ich mich nicht. Wer die Zinstheorie beherrscht,


der weiß, daß der Zins sich lokal nicht beseitigen läßt und daß auch kein Frei-


land durch kleine Zirkel geschaffen werden kann. Mit solchen Versuchen werden


viele wertvolle Kräfte lahmgelegt und gehen dem Kampf für das große Ziel ver-


loren. Ich möchte Ihnen empfehlen, die Zeit Ihrer Arbeitslosigkeit für vertieftes


Studium der FFF-Lehre zu benutzen. Mit diesem Wissen bewaffnet, wird es


Ihnen viel leichter werden, sich als Kaufmann zu behaupten. Ein Kaufmann sollte


eigentlich niemals von sich sagen, daß er „ohne Stellung“ ist. Wir haben nur


darum zwei Millionen Arbeitslose, weil unsere Kaufleute unfähig sind, diesen


Arbeitslosen den Absatz ihrer Arbeitsprodukte zu sichern. Unsere Kaufleute 


versagen.


An Dr. Benedikt Uhlemayr vom 13.2.1929 aus Eden


Wenn Fisher nicht mitmacht, dann weiß ich nicht, wen Sie noch einladen soll-


ten. Die anderen wären ja nur Fishers wegen gekommen. Es wäre der Lockvogel


gewesen. Fisher hätte gewiß das Niveau des Kongresses und der Diskussionen


weniger gehoben. Er geht, wie sein Buch („Illusion“) zeigt, den grundsätzlichen


Fragen grundsätzlich aus dem Wege. Er ist ein ausgezeichneter Propagandist


und wenn er mit seiner Organisation mitgemacht hätte, der Erfolg, wenigstens


der äußere Erfolg, wäre sicher gewesen. Aus dem Wortlaut seines Briefes


scheint auch etwas wie eine innere Abneigung gegen den Freiwirtschaftsbund zu


schimmern. Die Abneigung, die alle gegen uns haben, die nicht ganz auf der


Höhe sind und dennoch eine führende Rolle spielen müssen. Wenn man Fisher
fragen würde, warum man eigentlich das Gold durch Papiergeld ersetzen kann –


er würde die 
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Frage nicht beantworten können. Und so kann er den letzten Dingen überhaupt


nicht auf die Spur kommen.


Wenn Sie an Kitson schreiben, so können Sie ihm sagen, daß die englische


Auflage der NWO hier gedruckt wird unter Mr. Pyes Aufsicht und daß das Buch


in etwa drei Monaten fertig sein dürfte. Ich werde dafür sorgen, daß Mr. Kitson
uns den Absatz erleichtern könnte. Das Buch sollte zuerst in Amerika von einem


sozialistischen Verlag herausgegeben werden. Aber nach guter deutscher Sitte


haben sich die Initiatoren entzweit. So kam das Manuskript wieder zurück. Aber


unsere Freunde haben doch schon viel vorgearbeitet in Amerika und so hoffe ich,


daß der Start nicht so schwer ausfallen wird wie seinerzeit in Deutschland. Die


Zeiten helfen uns.


An Otto Maaß vom 19.2.1929 aus Eden


Anbei der in voriger Nummer versprochene zweite Teil des Artikels über die


Reparationsfrage. Er wird nicht viel an der Weltgeschichte ändern. Ehe man sich


im Parlament über eine so vernünftige Lösung des Problems der Lastenvertei-


lung einigen kann, wird man lieber dort mit Revolvern gegeneinander losgehen.


Der Mensch wird blind, wenn er zahlen muß.


Ich bekam Ihren gestrigen Brief. Der Artikel über die sogenannte Kaufkraft soll


eine Anregung sein. Vielleicht wird die Diskussion ganz unerwartete Dinge zu


Tage fördern. Vielleicht besitzt schon irgendein Leser diese Dinge, die er uns


dann zum Besten geben wird. Es steckt hier etwas, wofür wir nicht nur keine


Worte haben, sondern wofür wir auch die nötigen vergleichenden Begriffe noch


nicht haben. In einem Artikel, der im Interesse der Zeitschrift nicht größer gehal-


ten werden dürfte als er schon war, konnte ich weiteres zur Klärung nicht sagen.


Das ist auch nicht der Zweck einer Zeitschrift. Es liegt hier der Stoff vor für eine


selbständige schon umfangreiche Abhandlung. Vielleicht erbarmt sich Friedrich
Gottl einmal dieser Frage. In seinem neuen Buch spricht Fisher ganz harmlos


dieselben Sätze, die Marx aussprach und die ihn zwangen, der Seide und der


Stiefelwichse eine gemeinsame Eigenschaft zuzuschreiben. Principiis obsta.


Nach diesem Grundsatz soll man auch hier handeln. Aus schiefen Ansichten,


dunklen Worten, werden oft über Nacht Götter, die mehr sind als leere Worte.


Anbei ein Brief von Burgdörfer. Sie sehen, daß er sich schon mit der Frage 


be-schäftigt hat. Wenn mir der Verlag des „Freiwirtschaftlichen Archivs“ wieder


einige Exemplare des letzten Heftes des F. A. geschickt hätte, wie er es mit 


Nr. 9 – 12 getan hat, dann hätte ich Burgdörfer ein Exemplar von Nr. 1/2 schik-


ken können. Mit dem Verlag des F. A. klappt es nicht, wie es scheint. Den


Mitarbeitern werden sonst immer Freistücke zugeschickt, wenigstens von den


meisten Verlegern. Es erweist sich diese Praxis für eine Zeitschrift als die billig-


ste Reklame. Manche solcher Freistücke wandern dann in ganz neue, oft mit


anderen Mitteln unerreichbare Kreise. Auch von anderer Seite hörte ich Klagen.


Politiker sind eben 
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keine brauchbaren Verleger. Haacke war kein guter Verleger und Lautenbach
scheint es auch nicht zu sein. Typisch ist die Erfahrung, die der Burmeister-
Verlag kürzlich mit dem Verlag des F. A. gemacht hat. Auf eine Anfrage kam


keine Antwort. Akt 2. Eine zweite Antwort blieb ebenso unbeantwortet. Es folgt


ein eingeschriebener Brief. Akt 3. Erst nach acht Tagen trifft eine Karte ein, worin


auf die drei Briefe kein Bezug genommen wird. Inzwischen – Akt 4 – 6 – ist


schon aus Amerika reklamiert worden. Dies zu Ihrer Orientierung. Was der


Schriftleiter zur Hebung der Zeitschrift tut, wird durch Schlamperei des Verlags-


personals wieder vernichtet. Das Thermometer sinkt, das Wetter ändert sich, 


hoffentlich nicht in der Richtung sibirischer Kälte. –


An Bertha Heimberg vom 22.2.1929 aus Erfurt


Meine liebe Bertha!


Ich lese im „Mitteilungsblatt des Freiwirtschaftsbundes“ 2/1928, was dort für die


Gründung der FFF-Gewerkschaft gesagt wird. Ich muß gestehen, ich bin sehr


angenehm enttäuscht und habe mein Urteil über den Verfasser stark, sehr stark


zu seinen Gunsten revidiert. Wenn Peter Bender imstande ist, ein so sachlich


geschriebenes und wohldurchdachtes Programm für eine Gewerkschaft auszuar-


beiten, so muß ich ihm Eigenschaften des Charakters zusprechen, die er für


mich in den gräulichen Phrasen des politischen Programms in stockfinsterer


Nacht eingehüllt hatte. Nein, liebe Bertha, die Ungezogenheiten, die er sich in


seinen Briefen und Handlungen zuschulden kommen ließ und die ich nicht ver-


stehen konnte, die müssen auf Konto vorübergehender Stimmungen geschrieben


worden sein. Lesen Sie das Gewerkschaftsprogramm, und Sie werden mir Recht


geben.


An Medizinalrat Dr. Engelmann vom 25.2.1929 aus Eden


Die letzten Sätze Ihres beachtenswerten Artikels lassen mich vermuten, daß


Sie auch für kräftigere Mittel zu interessieren sind, wenn es sich darum handelt,


die Zahl der Schwangerschaftsunterbrechungen aus sozialer Indikation auf die


Fälle zu reduzieren, wo die Frau aus reiner Bequemlichkeit, die in den meisten


Fällen wohl identisch mit geistiger Beschränktheit sein dürfte, keine Kinderschar


um sich haben will. Wenn solche Frauen sich auf den Aussterbeetat setzen, wen


möchte das betrüben? Um so schöner wäre es, wenn man den anderen Frauen


den traurigen Gang ins tote Meer ersparen könnte.


Arbeit, Entlohnung, Wohnung – so sagen Sie. Worunter offenbar nur gemeint


sein kann: Beseitigung der Arbeitslosigkeit (Wirtschaftskrisen), voller Arbeits-


ertrag, Beseitigung des Schmarotzertums, das den Volksmassen nicht erlaubt,


sich bessere Wohnungen zu bauen oder solche Mieten zu zahlen, die es den


Unternehmern finanziell möglich machen, ihrer Unternehmungslust zu frönen.


Solche Sätze, in 
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einer derart schwerwiegenden Angelegenheit ausgesprochen, dürfen natürlich


nicht als fromme Wünsche angesehen werden, sondern als Ausdruck des


Willens, mit allen wirksamen Mitteln solche Forderungen in die Tat umzusetzen.


Mit der schönen Selbstverständlichkeit rechnend, daß Sie, sehr geehrter Herr,


diesen starken Willen haben, daß Sie darum auch befähigt sein dürften, tathem-


mende Vorurteile über Bord zu werfen, gestatte ich mir, Ihnen ein Exemplar einer


meiner Schriften „Der abgebaute Staat“ zu übersenden in der Hoffnung, daß das


wenige, das darin steht, bei ihnen den Wunsch erwecken möchte, mehr zu er-


fahren, so daß vielleicht mit der Zeit sich bei Ihnen die Überzeugung festsetzen


wird, daß in den hier nur angedeuteten Reformen der geebnete Weg zu Ihren


hohen Idealen zu suchen ist – wie das schon manche Ihrer Kollegen erkannt


haben.


Der alte Name „Proletarier“ in Verbindung mit der Tatsache, daß, bei den


Staatsbeamten wenigstens, die Zahl der Nachkommenschaft im umgekehrten


Verhältnis zur Höhe des Einkommens steht, wie auch wieder der Umstand, daß


in Frankreich, dem reichsten Land, der Geburtenrückgang am stärksten ist (war),


beweisen schlagend, daß es sich hier um mehr als um eine einfache Geldfrage


handelt, daß noch weitere, grundstürzende Reformen wenigstens parallel mit der


Verwirklichung Ihrer Forderungen gehen müssen.


An Hans Schumann vom 26.3.1929 aus Eden


Ich werde Sonnabend den ganzen Tag in Eden sein, wo ich bei der Garten-


arbeit den ganzen Tag auf Sie warten werde. Natürlich auch auf Ihren Freund


Mäder, wenn er Sie begleitet. Sie können also die Besuchszeit nach Ihren


Wünschen wählen. Ich erhielt Ihren Brief leider zu spät, um Ihnen noch recht-


zeitig nach Schmölln schreiben zu können.


An Paul Stanisic vom 5.4.1929 aus Eden


Mein lieber Freund Paja.
Ich weiß nicht, wie lange es her ist, daß ich keine Nachrichten mehr von Ihnen


erhielt, es sei denn, daß die Kiste serbischer Pflaumen (Slivas), die kürzlich aus


Serbien hier ankam, als ein Briefersatz und Lebenszeichen gelten sollte. Ich


weiß aber auch nicht, wie lang es her ist, daß ich selbst nicht geschrieben habe,


nur daß es sehr lange her ist. Und daß ich keine solchen Lebenszeichen abge-


geben hatte, das weiß ich bestimmt. Was aber könnte alles in so langer Zeit 


passiert sein? Ich will annehmen, daß es Ihnen immer gut gegangen ist, Ihnen


wie auch Ihrer Frau und den Söhnen, Wladimir und Michel. Es ist vielleicht 


schade, daß Wladimir nicht hierher nach Berlin kommen konnte, denn ich 


glaube, daß es zur Zeit für Techniker nirgends so interessant sein wird wie zur


Zeit in Berlin, wo sehr viel in großen Werken gearbeitet wird. Die Reparationen


zwingen Deutschland auf allen 
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Gebieten vorwärts, denn nur so können die Milliarden aufgebracht werden. ich


sprach kürzlich mit Otto Maaß, dessen Sohn hier in Berlin ein Semester studiert hat


(Jurisprudenz und Volkswirtschaft) und fragte ihn nach den Kosten. Er sagte, daß er


monatlich 250 Mark – die Hälfte seines Einkommens – für seinen Sohn aufwendet.


Der Sohn bezahlte für ein Zimmer in Großlichterfelde monatlich 55 Mark. Ich bin der


Ansicht, daß diese Art Studium nicht günstig für die Ausbildung des Charakters ist.


Viel besser scheint mir das System des Arbeiterstudenten, der sein Brot während


der Studienzeit durch irgendeine Industriearbeit selber verdient. Das Studium dauert


vielleicht in manchen Fällen etwas länger, aber dafür lernt der Jüngling das Leben


viel gründlicher kennen. Solche Studenten finden dann meistens auch eine


Studentin, die mit ihnen lebt und studiert und auch wohl manches Leid erträgt. Das


alles scheint den Stolz und das Selbstvertrauen des Mannes zu erhöhen und zu


stärken.


Ich nehme an, daß Sie durch die FFF-Zeitungen über die Entwicklung der Orga-


nisationen einigermaßen unterrichtet wurden. Es ist da nicht alles erfreulich. Aber


die Bewegung macht als Ganzes doch sehr gute und bedeutsame Fortschritte. Die


Physiokratie ist schwer zu organisieren – schon allein darum, weil sie mit Vorzug die


akratischen Elemente anzuziehen pflegt, die natürlich ihrer Grundeinstellung auch


innerhalb der Organisation treu bleiben möchten.


Eine bedeutende Stärkung der ganzen Bewegung erwarte ich von der nun bald


erscheinenden englischen Übersetzung der NWO. Die Freiwirtschaft entspricht


mehr dem amerikanischen Ideal. Wir werden dort wie in England nicht mit der so-


zialdemokratischen Pest zu kämpfen haben, da der Marxismus in jenen Ländern


kaum Fuß gefaßt hat. Hier in Deutschland handelt es sich wirklich um einen völlig


korruptierten politischen Klüngel, mit dem nichts zu machen ist. Durch die Gewerk-


schaften sind die Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei wirtschaftlich in Ab-


hängigkeit der politischen Partei gebracht worden, so daß jetzt alle Angriffe auf die


Partei durch gewerkschaftliche Drohungen abgewiesen werden können. Ein Kampf


um Grundsätze findet nicht mehr statt. Die Spaltung in SPD und KPD schützt nun


auch die Parteileitung vor Angriffen aus den eigenen Reihen, denn die unzufrie-


denen Elemente flüchten zur KPD, wo sie dann für die SPD ungefährlich sind.


Deutschland war und ist wirklich für unsere Bestrebungen der schwierigste Boden,


den es auf Erden gibt – wenigstens so weit es die Leute angeht, denen die Freiwirt-


schaft in erster Linie Hilfe bringen sollte, das Proletariat.


Persönlich geht es mir gut. Auch in meiner Familie erlebe ich viel Schönes. Ich


habe es jetzt auf 15 Enkelkinder gebracht und die Zahl meiner Kinder habe ich in


den letzten Jahren um vier erhöht. Eines davon habe ich in Erinnerung an meinen


serbischen Aufenthalt Witomir genannt. Die Aufzucht dieser kleinen Menschen


macht mir außerordentlich viel Freude und es scheint mir fast, daß alte Väter mehr


Verständnis für die Seele des Kindes haben als junge Leute. Aber es mag wohl


schon so sein, daß, wenn der Krieg die jungen Männer nicht gemordet hatte, alten


Männern wenig Gelegenheit geblieben wäre, noch einmal Vater zu werden. Kürzlich


war Freund Klemm hier auf Besuch, leider nur für ganz wenige Tage. Jetzt ist 
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er wieder in Cluj eingetroffen. Wann werden Sie selbst mal wieder nach Deutsch-


land kommen? Es sind jetzt bald 15 Jahre her, daß Sie in Eden zusammen mit


der Kriegserklärung eintrafen.


Nun danke ich Ihnen noch herzlich, auch im Namen all meiner Enkelkinder, für


die schönen Slivas und verbleibe mit vielen treuen Grüßen


Ihr Silvio Gesell


An Otto Maaß vom 9.4.1929 aus Eden


Der beifolgende Artikel hätte jetzt, da von Morgan in Paris viel die Rede ist,


aktuelles Interesse. Der jetzige Morgan ist der Sohn des großen Räubers von


1907. Um den Weg weiterzugehen, den sein Herr Vater ihm zeigte und um die


alten bewährten Rezepte verwenden zu können, braucht Morgen jr. die Gold-


währung. Es ist ihm gelungen, diese Vorbedingung des Erfolges zu schaffen. Die


Goldwährung ist in Europa wieder Tatsache. Wir müssen diese Goldwährung nun


lächerlich zu machen versuchen. Dazu ist der Artikel geschrieben. Die letzten


beiden Blätter sind für Ihren persönlichen Gebrauch bestimmt, um Angriffe abzu-


wehren. Arminius könnte diese Dokumente vervollständigen, falls die Veröffent-


lichung sich als nötig erweisen sollte.


Die Gartenarbeit und anderes haben mich bei der Arbeit sehr gestört, und


meine Brille taugt auch nichts mehr. So müßten Sie den Artikel mit Ihrer bes-


seren Brille vorher lesen, ehe usw.


An Bertha Heimberg vom 29.4.1929 aus Eden


Also gut. Wenn man A gesagt hat, dann soll man nicht mehr so sparsam mit


dem B umgehen. Ich werde Sonntag, den 5. Mai, an der Sitzung teilnehmen. Ich


denke, sie beginnt vormittags. So werde ich Sonnabend von hier fort müssen,


um in Essen zu übernachten. Sollte es anders gedacht sein, so bitte ich um


rechtzeitige Benachrichtigung, wenn nötig, unter Benutzung moderner Verkehrs-


mittel. Wenn ich Zeit habe, will ich mich auch in das Bendersche Programm ver-


tiefen. Ich glaube, mit einem Spatenstich gelangt man bereits auf den Boden.


Auch will ich versuchen zu verstehen, was die „Selbsthilfe der Arbeit“ (SDA)


eigentlich will, um mit Ihnen diese Dinge zu besprechen.


An Peter Bender vom 16.5.1929 aus Eden


[Dieser Brief wurde zuerst im Mitteilungsblatt des Freiwirtschaftsbundes FFF vom Juni 1929 veröf-


fentlicht.]


Ihren Brief, datiert Anfang Mai, erhielt ich vor zwei Tagen, ebenfalls die an den


Burmeister-Verlag geleitete Abschrift. Ich bitte Sie, Herrn Gottfried Pfister meinen


Dank für die freundliche Einladung zu übermitteln und ihm zu sagen, daß ich der
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Einladung nicht werde folgen können. Die im Brief erwähnte Drucksachensendung


kam heute an. Falls dieser Brief noch rechtzeitig eintreffen soll, muß ich davon


Abstand nehmen, diese Hefte zur Bildung des von mir gewünschten Urteils über


die SDA zu verwenden.


Ich will hier gleich gestehen, daß ich mich sehr wenig mit den Angelegenheiten


der SDA befaßt habe und auch nicht einsehen kann, warum sich Personen, die


nicht an der SDA geschäftlich interessiert sind, mit ihr befassen sollen. Es gibt ja


Millionen geschäftlicher Unternehmungen, die als Studienobjekte vielleicht lehrrei-


cher sind als die SDA. Auch bin ich der Meinung, daß sich die Mitglieder des FWB


und die Freunde desselben eine Beschäftigung mit der SDA nicht aufzwingen las-


sen sollten. Es geht so viel Zeit verloren, die nützlicher oder angenehmer verwen-


det werden könnte. Die Mitglieder und Freunde des FWB haben es mit Ideen zu


tun, mit Politik, mit theoretischen Kämpfen. Die Mitglieder der SDA werden es mit


Personen zu tun haben, die wirtschaftliche Interessen wahrnehmen sollen. Es kann


für beide Teile nur gut sein, wenn bei der Propaganda keiner sich auf den anderen


bezieht, damit, wenn Mißgriffe und Fehler und Verbrechen vorkommen, der andere


Teil nicht darunter zu leiden hat. Man kann sich z. B. vorstellen, daß der FWB


eines Tages von Draufgängern geleitet werden könnte und daß dann die bürger-


liche Presse diesen Umstand benutzen wird, um die geschäftlichen Interessen der


SDA zu ängstigen und aufzuregen. Und umgekehrt natürlich auch, und zwar in der


Weise, daß alles, was gegen jede einzelne Person des Beamtenapparates der


SDA etwa aufzuspüren sein wird, gegen den FWB ausgemünzt wird. Sollen die


SDA und der FWB sich zu Massenorganisationen auswachsen, dann kann das nur


in der Weise geschehen, daß Personen an der Spitze marschieren, die das abso-


lute Vertrauen der Massen gewonnen haben. Dieses schwer zu erringende Ver-


trauen aber darf man nicht durch das Schicksal von Nebenbewegungen in Gefahr


bringen. Wenn man mich also fragt, so antworte ich: Trennt die beiden Organisa-


tionen so scharf, so hart wie möglich. Laßt nicht den geringsten Zweifel bestehen,


daß der FWB nicht das Geringste mit geschäftlichen Dingen (hier also die SDA) 


zu tun hat. Und damit hier jede Gefahr ausgeschlossen bleibt, so wählt in den


Bundesvorstand nur solche Personen, die sich verpflichten, während der Dauer


ihres Amtes keinem Geschäfte vorzustehen, das in seiner Propaganda sich irgend-


wie auf die freiwirtschaftlichen Theorien beruft.


Eine politische Bewegung wird durch ihr Programm geleitet. Leitende Personen


sind an das Programm gebunden, also überflüssig als Leiter. Solange der Führer


und der Vorstand das Programm respektieren, kann kein großer Schaden verübt


werden. Sind die Programmsätze zeitgemäß oder gar an sich richtig, dann prospe-


riert die Partei. In einem geschäftlichen Unternehmen dagegen hängt der Erfolg


ganz und gar von den leitenden Personen ab. Die Interessenten solcher geschäft-


lichen Unternehmungen müssen sich darum viel mehr um die Personen kümmern,


denen sie ihre Interessen anvertrauen. Die Frage nach der kaufmännischen


Eignung tritt neben die Frage der persönlichen Kreditwürdigkeit. Handelt es sich


um bedeutende Interessen, so stellt man Detektive an, die das 
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Privatleben des Direktors, des Kassierers, des Buchhalters auskundschaften. Man


will nicht nur glauben, man will wissen, ob diese Personen nicht über ihre Verhält-


nisse leben, ob sie an Pferderennen teilnehmen, ob sie an der Börse Spekulations-


geschäfte machen. Ich weiß nicht, ob alle Mitglieder der SDA so vorsichtig sind,


doch würde ich allen Mitgliedern des FWB raten, falls es bei der von Ihnen


erwähnten Personalunion zwischen der SDA und dem FWB bleiben sollte, den


Antrag zu stellen, die Bundesbeiträge zu verdoppeln, um die nötigen Detektive


auch immer bezahlen zu können.


Sie erwähnen in Ihrem Brief, daß Sie sich nicht recht im Klaren sind über die


Bedeutung, die die 3 F im Programm des Bundes haben. Wenn der Vorsitzende. 


d. h. der 2. Vorsitzende des Bundes das sagt, so wirkt das gewiß etwas verblüf-


fend. Ich bin der Meinung, daß in einer politischen Bewegung niemand als Mitglied


aufgenommen werden dürfte, der nicht das Programm sinngemäß und wörtlich


hersagen kann. Von den Vorstandsmitgliedern müßte man das aber unbedingt


fordern können. Was ich zur Geschichte dieses Wahrzeichens des Bundes sagen


kann oder glaube sagen zu können, ist folgendes: Ursprünglich hieß es Freiland
und Freigeld (von Paulus Klüpfel vorgeschlagen oder eingeführt). Das Wort


Freiland stammt noch aus der Zeit von Henry George. Ich übernahm das Wort und


fügte die Forderung Reformgeld zu. Freiland war das von Privattributen befreite


Land. Das Reformgeld sollte das vom Zinstribut befreite Geld sein. In diesem


Sinne hatten beide Forderungen die Bedeutung einer Befreiung. So machte denn


Klüpfel den Vorschlag, beide Forderungen geistig durch dasselbe Wort (frei) zu


verbinden. Freiland und Freigeld. Es klang auch besser. Später kam die Inflation.


Das Wort Währung, Stabilisierung kam auf, und die Propagandisten von FF glaub-


ten gute Tagespolitik zu treiben, wenn sie den beiden FF ein drittes F anhängten –


Festwährung. Es sollte denen, die nichts von Freigeld wüßten, sagen, daß der FF-


Bund sich auch um die Währungspolitik kümmert. So hieß es jetzt FFF. Das Wort


Festwährung klingt schlecht, abscheulich sogar, und wie alle Pleonasmen wirkt es


eher diminutiv statt verstärkend. Wem die Genesis des Freigeldes etwas bekannt


ist, der weiß, daß ich auf der Suche nach Mitteln für eine wirksame aktive


Währungspolitik (Festwährung) auf die Idee des Freigeldes gekommen bin (s.


Gesell: „Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des modernen Verkehrs“,


Buenos Aires 1897), daß also im Wort Freigeld die Festwährungspolitik und das


Mittel dazu enthalten sind. Das Wort Freigeld ist also ein vollkommenes währungs-


politisches Programm. Das dritte F im Programm des FFF-Bundes schmarotzt


somit auf dem zweiten F (Freigeld). Es hat keinen Sinn. Also weg damit. Ich habe


das dritte F nie im Sinne von Festwährung gebraucht. Scheut man aber die Kosten


einer Firmenänderung und will aus diesem Grunde bei den drei F bleiben (solche


Änderungen machen immer einen schlechten Eindruck), so würde ich vorschlagen,


das dritte F in Freihandel umzudeuten. Mit diesem Wort übt man sehr stark absto-


ßende Wirkung aus auf alle von Natur reaktionären Elemente und zieht dafür die


Geister an, die auch glatt für Freiland und Freigeld zu haben sind. Gegen dieses


dritte F als Freihandel gedeutet ist natürlich dasselbe zu sagen, was 
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gegen die Deutung dieses F als Festwährung zu sagen ist und oben gesagt wurde.


Freiland und Freigeld sind schon die Mittel für die implizit enthaltene Forderung


Freihandel. Wer den Freihandel herbeiwünscht und ihm den Weg ebnen will,


kommt, wenn er gradlinig zu denken versteht, auf die Forderungen, die FF be-


zeichnen. Diese Schwierigkeit ließe sich dadurch beheben, daß man das dritte F


durch Bindestrich mit den vorangehenden zwei F verknüpft, etwa so: FF-F. Durch


Freiland und Freigeld zu Freihandel. Was aber Freihandel alles für uns bedeutet,


das lese man nach in unserer Literatur.


Sie schickten mir, sehr geehrter Herr Bender, auch Ihren Programmentwurf. Ich


konnte nur darin blättern. Mir scheint, daß ein Programm in möglichst wenige
Worte gekleidet werden muß, so daß jedes Mitglied – wie ich oben schon sagte –


das Programm auswendig lernen kann. Dieser Forderung an ein gut redigiertes


Programm wird der Entwurf nicht gerecht. Haben Sie sich nicht einmal das Ziel-


programm des Physiokratischen Kampfbundes angesehen? Mir scheint, daß der


FFF-Bund sich dieses Programm fast ohne Änderungen zu eigen machen könnte.


Natürlich ließe sich hier auch manches noch verbessern, aber nicht im Sinne einer


Erweiterung des Wortlauts. Es kommen in Ihrem Entwurf nicht nur Formulierungen


vor, die verbessert, d. h. gekürzt werden könnten, sondern auch Forderungen, die


nicht vollkommen durchdacht sind, ja manchmal als Einfälle bewertet werden müs-


sen. Der Programmkommission möchte ich daher den Rat geben, im Entwurf alles


zu streichen, was mit Literatur zu bewerten ist. Eine Seite des Mitteilungsblattes


müßte meiner Meinung nach genügen. Für die dann nötigen Erklärungen muß auf


Paul Nagels Buch [Vgl. Paul Nagel, Geld und Boden – Systematische Darstellung einer krisenlo-


sen, ausbeutungsfreien Wirtschaftsordnung, Frankfurt und Bern 1928.] und auf das allgemeine


freiwirtschaftliche Schrifttum hingewiesen werden. Das Programm gebraucht man


sonst nie als Aufklärungsschrift. Wenig Worte, sonst gibt nachher jedes Wort, das


inhaltlich nicht eindeutig ist (und unter vielen Worten gibt es natürlich immer viel-


deutige Worte) Grund zu Streitigkeiten im Bund.


Sie meinen, daß, wenn ich mich schon für das Programm der Christlich-Sozialen
Reichspartei so weit interessieren ließ, daß ich die Reise nach Essen unternahm,


ich dann auch genügend Interesse an der Entwicklung des FFF-Programms zeigen


müßte. Ich liebe die allseitige Betrachtung der Dinge und ich wünschte zu erfahren,


wie sich die christlich orientierten Menschen zu den freiwirtschaftlichen Forde-


rungen stellen, sobald Christentum und Kirche als zwei Dinge betrachtet werden.


Es waren alles grundehrliche Menschen, mit denen ich dort in Essen zusammen-


gekommen bin. Und außerdem handelte es sich nicht um Personen, sondern um


Grundsätzliches. In Gießen wird nun, wie auf so vielen schönen Pfingsttagen, viel


von Personen die Rede sein, und Raben werden statt der Pfingsttauben über den


Häuptern schweben. Wann wird endlich die Zeit kommen, wo die Mitglieder der


Bundestagungen in freudiger Erregung die Heimreise werden antreten können ob


des vielen Neuen und Schönen, was sie wieder vernommen haben?


Ich wünsche allen Teilnehmern an der Tagung einen Erfolg, einen ersten Erfolg in


dieser Richtung.
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An Bertha Heimberg vom 11.7.1929 aus Eden


Liebe Bertha Heimberg,


den Brief von Josef Beckmann schicke ich anbei zurück. Ich tue es lieber


gleich, um es nicht zu vergessen. Den Hirtenbrief vom Erzbischof von Freiburg,


der in der „Letzten Politik“ abgedruckt war, werden Sie gewiß kennen. Was


sagen denn nun unsere Leute von der Christlich-Sozialen Reichspartei? Daß


solch eine Stellungnahme jeden Tag zu erwarten war – auch wenn sich Vitus
Heller immer diplomatisch ausgedrückt hätte, darüber konnte kein Zweifel be-


stehen. Ich bin gespannt, wie sich Beckmann verhalten wird. Van de Sandt, den


ich für einen gläubigen Katholiken halte, wird still werden und gehorchen.


Beckmann wird sich so weit nicht beherrschen können und wird viele Unan-


nehmlichkeiten und gewiß kein Mandat vom Reichstag erhalten. Es ist ja doch


noch keine religiöse revolutionäre Partei. Beckmann will innerhalb einer Gesell-


schaft agitieren, die zwar religiös organisiert ist, die aber den unausgesproche-


nen Zweck verfolgt, die heutige Wirtschaft gegen alle Angriffe von links zu ver-


teidigen. Beckmann kann nur einzelne Mitglieder der katholischen Kirche interes-


sieren, die aber als Katholiken niemals gegen die kirchlichen Autoritäten sich


stemmen werden. Die, die es doch tun, werden aus der Kirche austreten müs-


sen, und dann geht ihre agitatorische Möglichkeit verloren. Wie man die Sache


auch betrachten mag, ich sehe keine Möglichkeit, die katholischen Massen für


FFF zu organisieren. Sogar Ude in Österreich schweigt, seitdem er gerüffelt


wurde. Und Vitus Heller wird auch still werden, wie unser Freund Hüskes. Wir


haben nicht die Mittel, um all diese büßenden Seelen loszukaufen und ihre wirt-


schaftlichen Ketten zu lösen. Es ist ein schrecklicher Gedanke, all diese braven


Menschen in der geistigen Folterkammer zu wissen und ihnen nicht helfen zu


können. Mir ists oft, als ob ich den Auftrag erhalten hätte, den Scheiterhaufen


Giordano Brunos anzuzünden. 


Ihre Mitteilungen (Br. 9/7.) las ich mit Interesse. Ich würde mich freuen, wenn


Timm der Selbsthilfe der Arbeit fernbliebe, d. h. fernbleiben könnte. Mit der SDA-


Gründung habe ich, wegen Mangel an Zeit, mich noch nicht näher befassen kön-


nen. Ich hatte viel Besuch, der mich abhielt. Zuletzt war P. Stanisic aus Belgrad


hier, der große Dinge vor hat. Gestern reiste er wieder ab. In Jugoslawien bietet


die dort bestehende Diktatur Möglichkeiten, die es anderswo nicht geben kann.


Anbei ein Lichtbild aus der Zeit Ihres Besuches. Anita übergab mir das Bild mit


dem Auftrag, es Ihnen zu schicken. Sie sagte dazu, daß ich Ihnen über meine


Reisepläne Näheres mitteilen sollte. Dazu sage ich, daß der Tag noch nicht fest-


gesetzt ist, daß ich die Fertigstellung der englischen Auflage abwarte und daß


ich Ihnen noch einen Abschiedsbrief schreiben werde vom europäischen


Festland aus.
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Familientreffen in Gesells Garten im Juni 1929


hintere Reihe v.l.n.r: Anna Boettger-Gesell, Margarethe Gesell (Frau von Gesells verstor-


benem Bruder Ernst), Annedore Hennig (Tochter von Gesells Tochter Anita), unbekannt,


Silvio Gesell, unbekannt, Anita Hennig-Gesell, Erneste Gesell (Tochter von Margarethe und


Ernst Gesell), vordere Reihe: Gesells Schwägerin Margarete und sein Bruder Paul, 


Bertha Heimberg.


Die letzten Korrekturbögen sind dieser Tage aus der Druckerei gekommen, 


so daß der Tod, der bereits Frau Pye mit sich genommen hat, nichts mehr dem


Werk anhaben kann. Komm, verborgener Tod, daß Du Dich aber nicht erdreis-
est, zu kommen, denn die Freude zu sterben, würde mir am Ende das Leben
wieder schenken.“ So drückte sich Don Quijote aus in einer gedrückten


Stimmung. Daß Georg Blumenthal nun auch gestorben ist, das haben Sie am


Ende erfahren.


Mit herzlichen Grüßen und vielen Wünschen


für Ihr persönliches Wohlergehen


Silvio Gesell
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An Jakob Eckert vom 12.7.1929 aus Eden


Es würde mir gewiß viel Freude machen und Anregungen geben, Ihre im


Werden begriffene Schrift über Moses und Ägypten zu lesen und mich so ge-


nügend in diese Welten zu vertiefen, daß ich im Stande wäre, Ihre Arbeit zu


begutachten. Aber das wird leider nicht gehen, da ich abbaue, weil die Zeit


kommt, d. h. für mich schon da ist, wo das Abbauen das Vernünftigste ist, was


man tun kann. Und dieser Abbau bedeutet für mich sehr, sehr viel Arbeit. Ich


muß früher als andere damit anfangen, wenn ich nicht mitten in der Arbeit über-


rascht werden will.


Ich sehe, Sie haben viel gelesen. Sie weisen auf eine Bibliothek von 500 Bän-


den, die sie alle mit kaum 22 Jahren gelesen haben. Alles schwere Kost, oft viel-


leicht dem Schriftsteller selber nicht ganz klare Sätze. Viele dieser Sätze ge-


spickt mit Worten, die sich als inhaltslos erwiesen haben oder noch erweisen


werden. Wäre da nicht eine kleine Pause von etlichen Jahren gut, um Distanz zu


schaffen zwischen Ihren Büchern und Ihnen selbst? Ich sehe, Sie wollen sich für


den Schriftstellerberuf entschließen, vielmehr Sie sind dazu schon entschlossen.


Glauben Sie, daß der Schriftsteller, der viel liest, Erfolg haben wird? Gewiß, es


sind Kenntnisse nötig. Aber die Verwertung dieser durch Lesen erworbenen


Kenntnis zu eigener Produktion und zu eigenen Erkenntnissen verlangt m. E.


dolce far niente und viel Zeit. Schon um sich einen eigenen Stil anzueignen, ist


es nötig, das Lesen fremder Bücher so weit wie möglich einzuschränken. Jedes


Buch, das Sie lesen, bröckelt etwas von Ihrer eigenen Persönlichkeit ab.


Vielleicht, daß Sie das Talent haben, den Inhalt eines Buches im Flug zu erfas-


sen, blätternd. Dann natürlich gilt das hier Gesagte in beschränktem Umfang.


Ob das, was Sie persönlich auf dem von Ihnen bearbeiteten Gebiet zu sagen


haben, nicht besser in Aufsätzen einer Zeitschrift veröffentlicht werden könnte?


Ein Werk in mehreren Bänden – wer liest das noch heute? Wo werden Sie den


Verleger finden? Geschichtswerke sind fast immer politische Werke. Um sie für


Ihre Arbeit zu verwenden, müssen Sie die Quellen auf ihre Echtheit nachprüfen.


Eine ungeheure Arbeit. Die Artikel im „Freiwirtschaftlichen Archiv“, auf die Sie


hinweisen, habe ich bisher nicht gelesen. Ich werde, sobald ich dazu Zeit habe,


sie studieren und Ihnen dann, Ihrem Wunsche gern entsprechend, meine


Meinung mitteilen.


An Otto Maaß vom 16.7.1929 aus Eden


Brief vom 11.7. erhalten, mit den Einlagen. Nidecker. Die Erwiderung ist eine


gute und notwendige Ergänzung meines ersten Artikels. Er wird dazu beitragen,


den Begriff des reinen Papiergeldes zu klären, in erster Linie bei Nidecker selber.


Ich will gerne eine Antwort schreiben, und zwar so, daß damit von Nidecker aus


Schluß gemacht werden kann. Ich denke, es liegt das in Ihrem Interesse, d. h. im


Interesse der Zeitschrift, die lange Polemiken nicht gut verträgt.
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Auch zu Blumenthals Tod will ich Ihnen einige Zeilen schreiben. Es ist schon so,


wie Sie sagen. Unsere Arbeit ist nicht vergebens gewesen, wenn auch der direkte


Nachweis schwer zu erbringen wäre. Was wir sagen, sind doch nur banale Wahr-


heiten (so nannte der rumänische Ministerpräsident unlängst die Indexwährung),


und da man sich selbstverständlich schämt, wenn man sich wegen Banalitäten auf


fremde Erkenntnisse stützen muß, so geht niemand gerne auf die Quelle der


Banalität zurück. Aber was kann das Blumenthal im Grabe noch verschlagen?


Die letzten Korrekturen der „New Economic Order“ sind dem Übersetzer dieser


Tage zugeschickt worden. In drei Wochen dürfte das Buch fertig sein. Es kommt zu


einer sehr günstigen Zeit auf den Markt. Die Erfolge, wenn sie nicht gänzlich aus-


bleiben, werden stark auf Deutschland reperkutieren. Die Indexwährung in Ame-


rika, Briands Paneuropa, die Verlegenheiten der englischen Arbeiterregierung, alles


bläst mit Macht in unsere Segel.


Flürscheim. Wenn Sie Damaschke ärgern wollen, so publizieren Sie den letzten


Brief Flürscheims an Damaschke, wo er sich beklagt, daß Damaschke Flürscheims
Buch wegen der Druckfehler nicht empfehlen kann. Er zeigt die ganze Armseligkeit


Damaschkes. Diesen Brief verfaßte ich, weil Flürscheim totkrank war und mich zu


sich an die Ostsee berufen hatte, um die Lage mit ihm zu besprechen. Ob es sich


lohnt, Damaschke zu ärgern? Es ist ja ganz egal, ob er heute stirbt oder morgen,


ob er es aus Freude am Sterben tut oder aus Ärger, daß sein unnützes Leben


sowieso einmal ein Ende nehmen wird. Was kann das uns verschlagen? Und was


wäre verloren, wenn diese Korrespondenz auf der Post als Wertpapiere geraubt


würde. Flürscheims Schwager, der da in einer Stadt in Friesland wohnt (Norden?),


hatte ich die Zusendung dieser Korrespondenz versprochen, und Bertha Heimberg
wollte dieselbe auf einer Reise dorthin mitnehmen. Sie wird gewiß keine Schwierig-


keiten machen. Es werden ja der Post alle Tage viel wichtigere Papiere anvertraut,


z. B. die Gestellungsorder im Fall eines Krieges. Von meiner Korrespondenz mit


Flürscheim könnte wohl ein ganz interessanter Artikel zusammengestellt werden,


der in einem Archiv sich ganz gut präsentieren würde. Aber glauben Sie, daß es


gut wäre, den archivarischen Charakter der Zeitschrift so stark zu betonen? Für


den Fall, daß Sie diese Frage bejahen, schicke ich Ihnen anbei die Korrespondenz


Stanisic mit Dr. Friedrich Adler, die mir Stanisic kürzlich bei seinem Besuch über-


gab und die wegen der Personen vielleicht mehr Interesse erwecken wird. Diese


Korrespondenz, die sonst für das Landmannsche Archiv bestimmt wäre, bitte ich,


mir nach Gebrauch zurückzuschicken.


Kapitalanlage. Ich bin nicht über die einzelnen kapitalistischen Wertpapiere in


Deutschland unterrichtet. Kann darum keine Auskunft und noch weniger Rat


geben. Ich persönlich würde als Verwalter von Mündelgeld die Sicherheit in erster


Linie berücksichtigen. Und die scheint mir in Deutschland nicht groß, so lange


wenigstens nicht, als sich die Parteien nicht einig darüber sind, wer letzten Endes


die Reparationen tragen soll. Der Streit darüber könnte ganz gut in Revolvereien


ausarten. Ein sozialistischer Finanzminister in einem kapitalistischen Staat, wo soll


das Vertrauen herkommen? Die Sicherheit ist gewiß dort am größten, wo die 
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kapitalistischen Machthaber am wenigsten durch sozialistische Flohstiche in ihrer


Ruhe gestört werden.


Amerika. Vielleicht interessiert Sie die Pennsylvania Railroad als Kapitalanlage.


Der beiliegende Artikel, der sich auch ganz gut im F. A. sehen lassen kann, gibt


einigen Aufschluß über dieses Papier. Es ist für Sie auch gut, etwas in Kapitalflucht


zu machen, schon um durch ein unmittelbar persönliches Interesse die kapitali-


stische Seele besser kennenzulernen. Wenn man sich im Spiegel beschaut, wie


gut lernt man dann die Menschen kennen! Das Dokument zu dem Artikel bitte ich


aufzubewahren. Ein wichtiges Dokument in den Debatten über die marxistische


Theorie von der wachsenden Konzentration des Kapitals. Ich ließ den Artikel durch


Hanna Blumenthal an den „Vorwärts“ abschicken, der ihn aber nicht veröffentlichte.


Diese Leute leben vom Schwindel.


An Paul Klemm vom 19.7.1929 aus Eden


Mein lieber Freund.


Deinen lieben Brief vom 5. Juli erhielt ich rechtzeitig. Ich glaube, um glücklich auf


dieser Welt zu leben, und zwar unter allen Umständen glücklich leben zu können,


darf man sich keine über das nächste Frühstück hinausgehenden Ziele stellen. In


der Wüste Afrikas kann man die Termiten studieren, auf einem einsamen Eiland


leuchten die Sterne, im Zuchthaus kann man sich mit einer Spinne oder Ratte


befreunden, im Nonnenkloster verliebt man sich in das Bildnis Jesu usw. Und mit


Hilfe der Phantasie setzt man sich über alle Mückenstiche der menschlichen Ge-


sellschaft hinweg. Mit den Mitteln, die man hat, auskommen und glücklich sein, das


ist die Kunst. Und schließlich: Glücklich allein ist die Seele, die liebt. Ich habe


immer feststellen können, daß der Schneidermeister, der einige Blumentöpfe


pflegt, mehr von der Botanik versteht und demgemäß hat, als der reiche Park-


besitzer. „Wer Großes will schaffen, der sammle still und unerschlafft im kleinsten
Punkt die größte Kraft“. Studiere die roten Ameisen in Deinem Garten und schreibe


ein Buch darüber. Du wirst sehen, wie wenig die Mückenstiche der Behörden Dich


dann noch ärgern werden. Nein, kein Ziel, das man unter allen Umständen er-


reichen will. Alle Ziele dem Leben opfern, wenn es nicht anders geht. Ich hatte für


meine Reise nach Cluj zu Dir ein Buch über die Termiten zurechtgestellt, mit der


Absicht, dieses Werk Mäterlings zusammen mit Dir zu studieren. Die Herausgabe


der englischen Ausgabe der NWO verzögert aber diese Reise, und vielleicht wer-


den die Wellen, die dies Buch auslösen sollen, meinen Reisekahn noch umwerfen.


Denn die Zeiten sind für dieses Buch jetzt ganz besonders günstig. Wir werden


sehen. Mein Koffer steht noch ungepackt da in der Ecke.


Ja, ich spreche noch von einem Koffer, den ich tragen kann. Inzwischen liegt


Freund Blumenthal im Koffer, tief in der Erde. Er hat ein armseliges Leben geführt


in den letzten Jahren. Ich glaube, er suchte das Lebensglück auf einem Gebiet, wo


man bescheiden sein muß, um etwas zu erreichen. Es ist z. B. gar nicht gesagt,


daß 
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wenn eine Frau etwas Gutes ist, namentlich, wenn sie fröhlich das Haus mit ihrem


Gesang füllt, daß dann zwei oder mehrere Frauen im Chor singen werden, und


man dann den Genuß des Sologesangs in einen Hochgenuß des Chorgesangs


steigern kann. Man muß wissen, was möglich, was Utopie ist. Er war kein Lebens-


künstler, er kannte auch die Gesetze der Hygiene wenig. Der Tabak verkalkte früh-


zeitig seine Adern. Und wenn ich ihn darauf aufmerksam machte, dann antwortete


er regelmäßig: Ein kurzes Leben in Saus und Braus. Ja, wenn er das wenigstens


gehabt hätte, der arme Teufel, der nie einen Tag in Saus und Braus hat leben 


dürfen.


Deinen Neffen habe ich bei Grete getroffen. Seine Frau fand gleich in Potsdam


eine Stellung. Er macht einen ausgezeichneten Eindruck der Zuverlässigkeit und


wird, denke ich, auch bald finden, was er sucht. Männer in Kriegsjahren, die aus


dem Felde den Eindruck der Zuverlässigkeit herübergerettet haben, sind sehr sel-


ten hier (relativ selten). Gretes Kinder gedeihen ausgezeichnet und machen den


Eltern viel Freude. Ich habe es auf neun Kinder gebracht, die gleiche Zahl, die


auch meine Mutter, die heute ihren 100. Geburtstag feiern würde, als Ziel ihrer


Fruchtbarkeit erreichte. Mit 16 Enkelkindern habe ich heute schon viermal so viel


Enkel wie meine acht Geschwister zusammengenommen. Von den neun Ge-


schwistern haben fünf keine Nachkommenschaft hinterlassen. Die Folge guter


katholischer Erziehung. Es waren alle kräftige, gesunde Menschen, die neun


Geschwister.


An die Rheinische Kreditbank Konstanz sandte ich die M 317.30 und schicke Dir


den betreffenden Postanweisungsabschnitt anbei. Falls Du dorthin weitere Zah-


lungen zu machen hast, bitte ich um Angabe der Nummer des Postscheckkontos.


In der Fabrik, die meine Söhne auf Deinem Grundstück in Punta Chica errichtet


haben, arbeiten jetzt bereits 66 Mann mit den modernsten Maschinen. Die schon


lange geplante Elektrifizierung der Bahn nach Punta Chica ist jetzt mit Kraft in


Angriff genommen worden. Das gibt unserem Grundstück neue Perspektiven.


Wenn Du mit Deinen rumänischen Liegenschaften auf den Stand Hiobs gehoben


wirst, dann fahren wir mit Deiner ganzen Familie nach Punta Chica und verdienen


dort Geld wie Heuschrecken.


An Adolf Meyer vom 9.8.1929 aus Eden


Falls Sie wirklich vor dem erwarteten Säugling die Flucht nach Amerika ergreifen


wollen, so wird es wohl das Beste sein, wenn Ihnen Frau Bertha Heimberg einen


Empfehlungsbrief für meinen Sohn in Buenos Aires mit auf die Reise gibt. Mein


Sohn schätzt Frau Heimberg sehr hoch und wird gewiß ihr gerne die Freude


machen, Ihnen nützliche Auskünfte für Ihr Fortkommen zu geben. Wobei es nicht


ausgeschlossen sein mag, daß er Sie wenigstens für einige Zeit – bis daß Sie sich


selbst haben umsehen können – irgendwie in seinem Geschäft oder in seiner


Fabrik wird beschäftigen können. Die Adresse ist: Ernesto F. Gesell, Buenos Aires,


633 
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Diagonal Norte. Sie brauchen dazu Einreisepapiere, die Sie vom Konsulat in ...


(Köln?) sich werden verschaffen müssen. Gesundheitszeugnis, polizeiliches


Führungsattest über die letzten fünf Jahre, Impfzeugnis usw. Falls Sie Schwierig-


keiten haben, sich dort die nötigen Auskünfte zu verschaffen, so können Sie an


das Berliner Argentinische Konsulat: Consulade de la Republica Argentina, Berlin-


Friedenau, Kaiserallee 27 schreiben. Sie erhalten dann die nötigen Drucksachen


zugeschickt. Ich denke, Sie werden auf keine Schwierigkeiten stoßen. Die Reise


an sich ist so einfach, wie wohl kaum eine Reise sein kann. Sie besteigen in


Amsterdam oder Rotterdam das Schiff, um es in Buenos Aires zu verlassen. Mir


scheint, daß Sie darum auch gut tun, die Reise ganz selbständig zu unternehmen,


ohne sich durch Vereinbarungen mit anderen Reisenden (mir z. B.) an bestimmte


Tage, Schiffe und Häfen zu binden. Die Reise kostet auf den Einklassenschiffen 


(3. Kl.) der Hamburg-Südamerikanischen Linie etwas über 400 Mark ab Hamburg.


Die Dampfer Monte Olivia und Monte Sarmiento kann ich Ihnen empfehlen.


Fahrtdauer 24 Tage.


Zu Ihren Erfahrungen mit Frauen möchte ich Ihnen sagen, daß die ... (?)


schmächtige Hausangestellte von 30 Jahren in Holland ... (?) Mutterschaft sich gar


nicht übel entwickeln mag, wenn ... (?) von den wirtschaftlichen Verhältnissen (?)


Frauen haben nicht das Zeug zum hurerischen Liebes ... (?), dafür entwickeln sie


als Mütter ihr eigentliches Wesen und sind dann dem Manne oft Quelle schönerer,


tieferer Freuden als gutgepflegte, üppige, schöngeistige, erotische Gegenstände.


Mit Frauen, mit denen man in dauernder Verbindung zu leben wünscht, soll man


nicht viel über Liebe sprechen. Die Sprache kann die Liebe nur töten. Hier handelt


es sich um Empfindungen, Gefühle, dunkle oft, und für Gefühle ist die Sprache


nicht geschaffen. Eine Frau, die in Liebesangelegenheiten „unklare Briefe“ schreibt,


liefert damit den Beweis, daß sie sich nicht zum erotischen Möbel eignet, vielleicht


aber darum gerade zur Mutter, zur Vorsteherin einer Familie, eines Haushalts.


Kurz, ich kann Ihnen nicht raten, daß Sie die Frau so ohne weiteres ihrem Schick-


sal, d. h. in diesem Fall der größten Bedrängnis, überlassen, daß Sie Ihr Kind in


Gefahr bringen. Auf alle Fälle müssen Sie sich der Frau gegenüber aussprechen


und durch Taten erkennen lassen, daß Sie gewillt sind, sich an den Aufzuchtkosten


des Kindes im Bereich Ihrer Mittel zu beteiligen. Das gibt dann der Frau Hoffnung,


und die Hoffnung wird ihren Gesundheitszustand bessern, so daß sie auch wieder


selbst durch Arbeit mithelfen kann. Und als Vegetarier werden Sie auch wieder der


Frau hygienische Verhaltensmaßnahmen andeuten können, durch die sie ihren


Gesundheitszustand bessern kann. Kurz: Ergreifen Sie vor Ihrer eigenen Brut nicht


die Flucht. Sie würden das Ihr Leben lang bereuen und wären zu jeder harmlosen


Freude nunmehr unfähig. Sie würden nach und nach zum Trottel degenerieren, wie


es heute aus denselben Gründen Tausenden und Abertausenden von Männern


ergeht. Und je weiter Sie flüchten, um so schlimmer. Kein Tier fürchtet seine eige-


ne Brut, kein Tier reißt vor den eigenen Jungen aus. Ich gebe zu, daß die heutige


menschliche Ordnung unmenschlich ist. Aber um so fester sollten die Eltern


zusammenhalten, um die Brut zu sichern. Kämpfen wir gegen den Kapitalismus.
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Bringen wir, wenn es nicht anders geht, die Brut der Kapitalisten um, opfern wir


diese dem Moloch. Aber, die eigene Brut – ha, ha. Und mag sie noch so küm-


merlich erscheinen, die soll unser Heiligtum sein. Ihr wollen wir opfern, alles,


restlos alles. Hoch lebe der kleine ... (?). Vergessen Sie nicht, daß man in


Argentinien spanisch spricht. Und grüßen Sie Frau Bertha, wenn Sie sie sehen.


An Hans Schumann, undatiert (Sommer 1929) aus Eden


Prof. Irving Fisher, Yale-University, New Haven Connecticut, 460 Prospect-


street. Er schickte mir s. Zt. sein Buch „Money Illusion“ mit einem neuen Brief


und ich antwortete mit der NEO. Für Upton Sinclair sende ich Ihnen heute eine


NEO. In New York ist eine tätige FFF-Gruppe, die 100 Exemplare bestellte. Ich


nehme an, daß Sinclair von dort her schon beliefert wurde. Aber es schadet


nichts, wenn Sie ihm auch noch ein Buch schicken.


Mir scheint, daß die Freiwirtschaftler am besten tun, wenn sie die SPD in Ruhe


lassen. Die Partei wird sich aus eigener Kraft ein wirtschaftliches Programm


geben müssen. Dann ist eine Angriffsbasis geschaffen. Heute stechen Sie immer


nur Luftblasen auf. Es ist dort zur Zeit alles hohl.


An Albrecht von Hoffmann vom 20.8.1929 aus Eden


Ich weiß nicht, ob im Young-Plan die Klausel beibehalten worden ist, die im


Dawes-Gutachten vorgesehen war und wonach die deutschen Zahlungen unter


die Kontrolle eines Warenpreisindexes gestellt werden sollten. Wenn das der Fall


wäre, dann läge nichts Bedenkliches mehr in der Verpflichtung, die Zahlungen in


Gold zu leisten, denn dann wäre zwar das Goldquantum, das Deutschland jähr-


lich zu zahlen hat, variabel, aber nicht das, worauf es den Steuerzahlern an-


kommt, nämlich das Warenquantum. Keine Manipulationen der Börsenkönige,


keine Entwicklung der Goldindustrie könnte Deutschland noch schaden oder 


nützen. Der Paragraph des Young-Planes, wonach Deutschland die Goldwäh-


rung beizubehalten hat, wäre sinnlos, denn eine unter der Kontrolle der Statistik


stehende Goldwährung wäre keine solche mehr.


„Die Goldwährung ist eine Kraft der Goldeigenschaften von selber stehende
Währung.“ So sagte man doch früher. Das Gold sollte den „Warenwert“ messen.


Mit der Indexwährung wird aber umgekehrt dem Gold zugemutet, sich nach den


Warenpreisen zu richten. Das ist keine Währung mehr, „die von selber steht“ und


die man zu fürchten hätte.


Für den Fall, daß Sie die hier in Rede stehende Klausel des Dawes-Gut-


achtens nicht zur Hand haben, lege ich eine Abschrift bei, die ich nach dem Heft


„Die Gesetze zur Durchführung der Sachverständigengutachten von Dawes und
Mc Kenna“, Verlag Reimar Hobbing, bereitet habe. Sollte diese Klausel wirklich


nicht 
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in den Young-Plan aufgenommen sein, dann sollte man Schacht wegen fahrläs-


siger Gefährdung öffentlicher Interessen unter Anklage stellen. Es ist ja richtig,


daß für die Kommerzialisierung der Reparationsobligationen die Abhängigkeit der


Goldschulden Deutschlands vom Index eine starke Hemmung ist, aber das


wären doch die Sorgen der Inhaber der Papiere resp. der Gläubigerstaaten, und


deren Sache wäre es, diese Schwierigkeiten zu überwinden.


An Otto Maaß vom 2.9.1929 aus Eden


Ich weiß nicht, ob die finanzielle Lage des „Freiwirtschaftlichen Archivs“ Sie


immer noch zwingt, Rücksichten auf die Abonnenten zu nehmen oder ob Sie


schon als grand seigneur auf die divergierenden Meinungen der Zahler pfeifen


können. Ich weiß auch nicht, ob bei Bejahung der ersten Frage und bei der jetzi-


gen Zusammensetzung des Leserkreises mit Artikeln von der Art des Beiliegen-


den die nötige Rücksicht gewahrt ist und ob dennoch Krebse damit zu fangen


sind. Ich weiß auch nicht, ob beim Krebsen der Köder zu mimikrisieren ist oder


ob es nicht besser ist, ihn mit dem großen Farbkasten des weiten Gebietes der


Freiwirtschaft bunt schillernd zu bemalen, d. h. ob Anklänge an die weiten frei-


wirtschaftlichen Ziele zum Krebsen nützlich oder schädlich sind. Solche Anklänge


werden ja immer hier weh und dort wohl tun, und Sache kluger Taktik wird es


sein, durch einen Überschuß an Wohlgefühl die Abonnentenzahl zu heben, um


so das nächste Ziel, das Fortbestehen des F. A., finanziell zu sichern und den-


noch das Endziel nicht aus dem Auge zu verlieren.


Kürzlich schickte ich Ihnen einen Vorschlag, wie man die Abonnentenzahl so-


zusagen über Nacht auf 1 000 000 000 000 bringen kann? Was sagen Sie zu


diesem Einfall?


<Repro>


Widmung in der „Natural Economic Order“
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An Fritz Schwan vom 16.9.1929 ans Eden


Bei Schiller sitzt der Mann bequem in einem aus dem brennenden Haus geret-


teten Sessel, stopft sich ein Pfeifchen und guckt müßig und bewundernd zu, wie


alles zu Asche wird, der Tabak und sein Haus. Bei Ihnen ist es etwas anders. Sie


zünden mit der Fackel Ihr Haus an und die neuvermählte junge Frau jauchzt und


tanzt vor Freude. Hier in Eden trinkt man nur alkoholfreien Apfelwein, und wenn


es brennt, so löscht man mit alkoholfreiem Wasser.


Ich wollte Ihnen noch mitteilen, daß am Sonntag, dem 29. September Hans
Schumann in Berlin-Steglitz mich so gegen 15 Uhr erwartet und mir so vieles


mitzuteilen hat, das auch für Sie im Kampfe mit Marx und Lucifer von Interesse


ist. Steglitz, Salzmann, Albrechtstraße 28a. Ich glaube, daß dies ein guter Treff-


punkt ist, für den Fall, daß es Ihre Zeit nicht erlaubt, Montag nach Eden zu kom-


men.


PS: Dem standesamtlich vermählten jungen Paar den gebührenden staats-


bürgerlichen Gruß. Und herzlichste Glückwünsche auch von Anna Gesell.


An Richard Hoffmann vom 23.9.1929 aus Eden


Ich nahm das Ding vor mit der Absicht, als mit Arbeiten überlasteter Mensch


darin zu blättern und es Ihnen dann mit einer Entschuldigung zurückzusenden.


Aber das Manuskript interessierte mich von Anfang an so, daß ich mir die Zeit


nahm, es ganz und sorgfältig zu lesen. Und habe viel Freude dabei gehabt. So


reife Menschen, wie sie sich hier zusammengefunden haben, trifft man doch sel-


ten in Theaterstücken an. Äußerst wohltuend ist der Geist, der über dem Ganzen


plant. Ob nun aber das Stück „bühnenwirksam“ ist, vermag ich nicht zu beurtei-


len. Da spielen Dinge mit, die ich nicht beherrsche. Ich habe mich mein Leben


lang beschämend wenig um das Theater gekümmert und habe nicht die ge-


ringste Erfahrung, so daß ich dem Verfasser keinen Rat geben kann, wie er aus


seiner Arbeit Geld, viel Geld, das ich ihm von Herzen für die schöne Arbeit


gönne, herausschlagen kann. Da ist aber unser Freund Dr. Rolf Engert in Dres-


den, Töplerstraße 2, der eine zeitlang als Dramaturg sein Brot verdiente, der


unter den Personen, die ich kenne, den Verfasser wohl am besten beraten 


könnte.


Vielleicht würde Lautenbach das Stück als Feuilleton in seiner Zeitung ver-


öffentlichen. Aber hier ist sicher kein Geld, um Honorare zu bezahlen. Es hätte


aber doch den Vorteil, daß man in gedruckter Form schon leichter einen Verleger


für das Stück finden würde, schon weil es sich angenehmer liest.


Wollen Sie so freundlich sein, dem mir unbekannten Verfasser meinen herz-


lichen Dank für den mir in hochherziger Weise bereiteten Genuß auszusprechen.
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An die Redaktion der Zeitung „Syndikalist“ vom 6.9.1929 aus Eden


[Dieser Brief wurde zuerst veröffentlicht in der Wochenzeitung „Letzte Politik“ Nr. 17/1930.]


Nach der gegebenen Darstellung wurde Ghezzi nicht mehr als italienischer


Attentäter verhaftet, sondern wegen seiner politischen Tätigkeit in Rußland. Er war


russischer Staatsbürger geworden und war damit verpflichtet, wenn überhaupt,


dann kommunistische und keine anarchistische Politik zu betreiben. Er mußte wis-


sen, was ihn in Rußland erwartete, wenn er unfähig war, seiner politischen Über-


zeugung Gewalt anzutun. Eine um ihre Existenz kämpfende Regierung, namentlich


eine allumfassende marxistische „Regierung“ braucht Gewalt. Je schwächer sie ist,


je weniger sie durch wirtschaftliche Erfolge gestützt wird, um so brutaler muß sie


zur Selbsterhaltung auftreten. Die Antipoden der Marxisten, die Anarchisten, muß


sie darum auch schäbiger behandeln als die Staatsbejaher, welcher politischen


Richtung sie sonst auch angehören. Der Anarchist ist der einzige Feind der russi-


schen Kommunisten.


Ich verstehe darum nicht, warum an den Rat der Volkskommissare die Auf-


forderung gerichtet wurde, Erklärungen über die Gründe der Verhaftung Ghezzis
zu geben, nachdem im Schreiben selbst alles, was eine Verhaftung begründen


könnte, behauptet wird. Warum soll denn der Anarchist Ghezzi in Rußland mehr


Rechte haben als der Kommunist Trotzki? Die Sowjets empfinden heute ganz


bestimmt die anarchistische Propaganda als Verrat am Proletariat, indem sie sich


bewußt sind, daß nur die proletarische Einheitsfront ihnen die Möglichkeit bieten


wird, den reaktionären Mächten auch in Zukunft widerstehen zu können. Diese


Einheitsfront steht aber unter der marxistischen Fahne. Kein Staat kann die anar-


chistische Propaganda weniger vertragen als Rußland. Um in dieser Beziehung


eine Änderung vorbereiten zu können, muß die proletarische Macht der Sowjets


gestärkt statt geschwächt werden. Erst wenn die Volkskommissare sich vor jeder


Überrumpelung von rechts her sicher fühlen werden, erst dann werden sie


Interesse gewinnen für eine andere Gesellschaftsordnung, die wirtschaftliche


Vorteile bietet, neben größerer persönlicher Freiheit. Heute erscheint den Leuten


die persönliche Freiheit als ein Luxus, den der revolutionäre Proletarier sich nicht


oder noch nicht leisten kann. Wer die Sicherung der Sowjetmacht vor den reaktio-


nären Mächten als das zunächst Wichtigste erkennt, der muß die Sowjets mit allen


Mitteln unterstützen, und das geschieht am besten dadurch, daß man die Propa-


ganda für die anarchistischen Ziele unter den Massen hinausschiebt bis zum Tage,


wo die Furcht vor der Reaktion gegenstandslos geworden ist.


Ghezzi sollte, gestützt auf die Erfahrung, daß er unfähig ist, seinen politischen


Überzeugungen Gewalt anzutun, und auf die Wahrscheinlichkeit hin, daß er sich


auch nach drei Jahren Gefängnis in dieser Beziehung nicht „gebessert“ haben


wird, an die Machthaber statt einer hier unangebrachten Forderung ein Gesuch


einreichen, wie man in anderen zivilisierten Staaten ein Gnadengesuch an den


König untertänigst einzureichen pflegt. Das dürfte seinen Interessen besser dienen.


Zu fordern hat ein Anarchist nichts Leuten gegenüber, denen der Staat über alles


geht, 
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über alles in der Welt. Das Gesagte gilt auch für alle anderen Staatsverbrecher in


Rußland.


Silvio Gesell


An Hans Strung vom 11.11.1929 aus Eden


Die Dinge, von denen in Ihrem Brief gesprochen wird, sind im Schlußkapitel der


NWO, S. 356 – 361, 3. Auflage, unter dem Titel „Vervollständigung der neuen
Lehre vom Zins“ besprochen, und auch Ihre Frage ist dort erklärt, will sagen, be-


antwortet. Mit dem Freigeld verschwindet von der ersten Stunde an der Urzins, der


darauf zurückzuführen ist, daß das heutige Geld – weil es besser als die Ware ist


(als Sparmittel betrachtet) – den Tausch unterbrechen kann. Mit dem Freigeld soll


dieser Vorteil, den der Geldbesitzer hat, beseitigt werden. Würde dieser Zweck


nicht erreicht, so wäre das Freigeld, so wie es vorgeschlagen ist, noch nicht richtig


ausgeführt. Es mußte dann noch besser, also als Ware gedacht, noch schlechter


gemacht werden, so schlecht, daß niemand mehr im Besitze des Geldes einen


Vorteil gegenüber dem Besitze der Waren erblicken könnte.


Hanisch behauptet nun, daß, wenn der Urzins sofort verschwindet, auch der 


allgemeine Kapitalzins sofort verschwinden müßte, weil nach meiner eigenen


Darlegung dieser allgemeine Kapitalzins ein Kind des Urzinses ist. Diese Folge-


rung ist aber nicht richtig, wie ich das im oben erwähnten Kapitel ausführlich


begründet habe. Der Urzins brauchte Zeit, um bei seinem ersten Auftreten den für


den allgemeinen Zins nötigen Kapitalmangel zu schaffen, und nun gehört zur


Beseitigung dieses Kapitalmangels ebenfalls Zeit. Nur durch Arbeit und Spar-


samkeit kann dieser Kapitalmangel beseitigt werden. Wieviel Zeit dazu nötig sein


wird, entzieht sich der Rechenkunst. Hier kann man nur schätzen. Der Optimist


schätzt 10, der Pessimist 30, der Realist 20 Jahre. Wenn in der ganzen Welt alle


Beamten des Staates in Sklarekpelzen einherspazieren, dann dürfte es sogar 


ewig dauern. In der Schrift: „Der verblüffte Sozialdemokrat“ sind diese Dinge –


Entstehung und Beseitigung des Kapitalmangels – m. E. sehr gut behandelt.


An John Henry Büchi vom 30.12.1929 aus Eden


[John Henry Büchi war während der 20er Jahre von der Schweiz nach London übergesiedelt und


bemühte sich dort, die Theorie der Geldreform im angelsächsischen Sprachraum zu verbreiten, unter


anderem durch sein Buch „Free Money – A Way out of Money Maze“, London 1933.]


Es hat etwas lange gedauert, ehe ich die ersten NEO-Büchersendungen abge-


hen lassen konnte. Ich dachte auch, daß in der jetzigen Weihnachtszeit das


Publikum weniger Interesse für solche Literatur haben dürfte. Nun sind gestern


zwei Pakete mit je 20 Kilo und je 30 Exemplaren broschierter Bücher der Post


übergeben worden. Ehe ich weitere schicke, will ich warten, um zu erfahren, wie


diese Pakete angekommen sind und ob Sie wegen der Zollvorschriften vielleicht


Schwierigkeiten 
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gehabt haben, um mich dann mit den weiteren Sendungen danach zu richten.


Diese zwei Pakete haben an Porto 22 RM gekostet. Vielleicht hätte eine Fracht-


sendung hier weniger gekostet. Ihnen aber mehr Scherereien verursacht.


Nun kommt der schwierigste Teil des Manövers. Ein Buch schreiben macht oft


Spaß. Die Übersetzung macht schon weniger Spaß, aber das Buch dann vor die


Leser bringen, das ist das Kunststück, das Mr. Pye und ich nun von ihnen erwar-


ten. Alles hängt von Ihren Erfolgen ab. Aber da die Zeiten nie so günstig gewe-


sen sind, so denke ich, daß das Buch weniger indifferent aufgenommen werden


wird wie s. Z. die erste deutsche Auflage.


Das Buch wird ungefähr 4 Shillings das Exemplar an Druckerkosten zu stehen


kommen. Die genaue Rechnung steht noch aus. Das gebundene Exemplar etwa


5 Sh. Dazu käme der Transport. Als Verkaufspreis ist an 12 resp. 14 Sh. ge-


dacht, mit 35% Rabatt für die Händler. Der Unterschied stände für Reklame zur


Verfügung, da Übersetzer wie Autor an dieser Auflage keinen Gewinn bean-


spruchen.


Ich muß es Ihnen völlig überlassen, wie Sie auf dieser Grundlage die Verhand-


lungen mit buchhändlerischen Interessenten führen wollen. Sonderabmachungen


jedoch, die Sie mit einem in Frage kommenden Generalkommissionär treffen und


die die Grenzen der englischen Inseln überschreiten, bedürfen einer besonderen


Prüfung, damit keine Konflikte mit den Amerikanern entstehen können.


Ich bin der Meinung, daß mit den Rezensionsexemplaren nicht gespart werden


sollte. Auch mit den Gratissendungen, die an besonders wichtige politische und


wissenschaftliche Personen gemacht werden. Wenn Sie so viele Exemplare ver-


kaufen könnten, daß mit dem Erlös das Porto für die Gratissendungen bezahlt


werden könnte, so wäre das nach meiner Auffassung für jetzt ein sehr schöner


Erfolg.


In diesem Augenblick erhalte ich von Mr. Pye die telegraphische Mitteilung:


Keine weiteren Bücher nach London senden. Da ich nicht weiß, wie dieses Tele-


gramm gedeutet werden soll, so unterbreche ich hier meinen Brief und werde


fortfahren, sobald ich die nötigen Erklärungen erhalte.


An Erich Picht vom 1.1.1930 aus Eden


Ich danke Ihnen für Ihre Karte aus dem Lande der Sonne. Tennis und Bridge


werden Ihnen sicher mehr Glück einbringen als Weltverbesserungspläne. Für


die, die die Macht haben, ist die Welt vollkommen, so wie sie ist. Sie ist ja ihr


Werk.
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An Otto Maaß vom 12.1.1930 aus Eden


Sie machten im Herbst eine Reise an den Rhein, um Licht in die Finsternis zu


tragen und sich dabei zu erholen. Sie haben mir nicht geschrieben, ob Ihnen bei-


des oder wenigstens das Letztere geglückt ist. Eine vielversprechende Mischung


war es ja nicht. Ich nehme an, daß die Luftveränderung Ihnen wohlgetan hat. Die


Luftveränderung tut immer wohl, wenn die Wirkung auch wohl mehr auf die mit der


Ortsveränderung vor sich gehende Darmfloraveränderung zurückzuführen sein


wird.


Von den F. A.-Heften schickte mir der Verleger immer 10 Exemplare, vielleicht als


Belohnung für meine Arbeit, vielleicht auch in der Hoffnung, daß ich für die weitere


Verbreitung sorgen würde. Letzteres habe ich auch immer getan. Von der letzten


Nummer habe ich aber diese Sendung nicht erhalten. Sollte das mit dem Umzug


zusammenhängen oder mit der leeren Kasse?


Ich bin wiederholt aufgefordert worden, im Archiv etwas über die künftige Ent-


wicklung des Zinsfußes zu schreiben. Das ist ein weites Gebiet, und es war mir


unmöglich, in einem Artikel von ertragbarer Länge alles zu sagen, was nötig zu


sagen wäre. Ich schicke den ersten Artikel ein. Der erste von drei Artikeln ähn-


lichen Umfangs. Ich habe nachträglich manches noch gestrichen, was nicht durch-


aus nötig war. – Vielleicht ist er noch zu lang. Dann schicken Sie ihn zurück, damit


ich ihn noch mehr zurechtstutze – wenn es geht. Mir scheint, daß jetzt die Zeit


unsere Bestrebungen mächtig unterstützt und daß alle unsere Eisen im Feuer sind.


An Hans Schumann vom 12.1.1930 aus Eden


Der Erfolg Ihrer bisherigen Bemühungen ist vielleicht größer als Sie es sich vor-


stellen. Er klatscht ja nicht in die Augen, er tritt nicht hervor. Aber ich nehme an,


daß, wenn der Briefwechsel so ist, daß er auf die Bezirkssekretäre – alles gesiebte


Leute – Eindruck machen kann, er dies noch viel mehr auf die beteiligten Autori-


täten tun muß. Ich zähle 10 dieser Autoritäten. Das sind also 10 Kopien. Eine gute


Schreibmaschine schafft das. Lassen Sie den Briefwechsel abtippen. Das kostet


Sie nichts. Und dann schicken Sie den Autoritäten je ein Exemplar mit einem


Begleitbrief, worin Sie, gestützt auf eben das Widerspruchsvolle im Briefwechsel,


zeigen, wie notwendig es für die Sozialdemokratie ist, offiziell Stellung zur Wäh-


rungsfrage zu nehmen, und zwar in einem Kongreß eben dieser 10 Autoritäten.


Wenn Sie dann noch den wenig glorreichen Abgang Hilferdings erwähnen, dem die


Geldmacht in der Person Schachts so große Schwierigkeiten bereitete, dann er-


reichen Sie vielleicht mehr und verbauen sich nicht die weitere Werbung in der


Sozialdemokratie. Von den 1000 Bezirkssekretären muxt keiner mehr. Es würde


Sie 1000 Mark, Ihre Stellung bei den Sozialdemokraten kosten und keinen Hahn


würden Sie zum Krähen bringen. In keiner sozialdemokratischen Zeitung wird der


Briefwechsel erwähnt werden. Und was die Veröffentlichung anbetrifft: Na, das


dürften Sie nachgerade erfahren haben. Die 10 Autoritäten 
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würden jetzt im Winter sehr gerne zu einem Kongreß nach Südfrankreich reisen.


Sehen Sie, das ist Speck, der anzieht. Suchen Sie die Leutchen für einen Inter-
nationalen sozialistischen Währungskongreß zu interessieren. Am besten auf


einem der komfortablen Hapag-Vergnügungsdampfer. Wenn Ihnen das gelingt,


dann ist die Währungsfrage bei den Sozi schon gelöst. Wenn Sie Ostern hierher


kommen, können wir die Sache weiter besprechen.


An Rudolf Dreyer vom 14.1.1930 aus Eden


Ich nehme an, daß es sich nur um die erste der beiden von Pfarrer Brassel auf-


geworfenen Fragen handelt. Schade, daß ich Schwarzens 100 Einwände nicht zur


Hand habe und daher nicht weiß, was Schwarz auf den von Pfarrer Brassel  be-


rührten Einwand erwidert. So setze ich mich der Gefahr aus, Dinge zu wieder-


holen, die Schwarz bereits gesagt hat. [Fritz Schwarz, Hundert Einwände und Bedenken


gegen Freiland-Freigeld, Bern 1924.]


Ich glaube, es ist das Beste, was Sie tun können, wenn Sie Brassel auf das


Schicksal des Silbers hinweisen und ihm zeigen, wie nebensächlich dieses Metall


geworden ist, seitdem es nicht mehr „argent“ im Sinne des Geldes ist. Die Rolle,


die das Gold heute in der Wirtschaft und in der Welt spielt, die spielte das Silber


bis vor ganz kurzer Zeit und ganz allgemein. Noch 1870 war England das einzige


Land, das die Goldwährung hatte. Holland hatte die Goldwährung einige Jahre vor-


her wieder abgeschafft. Nur dem Umstand, daß damals viel Silber und wenig Gold


gefunden wurde und daß darum das Gold dem Silber gegenüber im Preis stieg


(was als Besserwerden oder Bessersein des Goldes bewertet wurde), ist es zuzu-


schreiben, daß in Deutschland damals das Silbergeld abgeschafft wurde. Wenn die


Klasse der Schuldner damals ebenso gut organisiert gewesen wäre wie die Klasse


der Gläubiger, wäre das Silber heute der Beherrscher der Welt.


Daraus muß nun jeder den Schluß ziehen, daß, wenn das Gold nun ebenfalls
entthront wird, dieses Metall wirtschaftlich eine ähnliche Rolle spielen wird wie jetzt
das Silber, nämlich, daß niemand noch ein Interesse dafür haben wird. Das müs-
sen Sie nun dem Pfarrer klarmachen, daß, wenn die Währung vom Gold getrennt
wird, wenn das Gold nur noch Metall für die Industrie ist, wenn der Geldumlauf gar
nichts mehr mit dem Gold zu tun hat, daß auch nicht ein Franken mehr oder weni-
ger in Umlauf gesetzt wird, wenn man Gold bergeweise finden sollte. Auf die
Währung hat dann das Gold ebensowenig Einfluß wie heute das Silber, wie heute
jede andere Ware. Es ist sogar wahrscheinlich, daß bei der Berechnung des
Indexes der Preis des Bleis, des Zinks, des Tabaks berücksichtigt werden wird,
aber nicht der Preis des Goldes. Wenn Pfarrer Brassel etwas kaufmännisch orien-
tiert wäre, so könnten Sie ihn ja fragen, was er im Falle eines Kriegsausbruchs,
wenn die Schweiz wieder der Gefahr der Blockade ausgesetzt werden könnte, als
vorsichtiger Mann hamstern würde: Silber- und Goldbarren oder Dinge, die er 
während der Blockade für seine Lebensbedürfnisse brauchen könnte. Es gibt ein-
sichtsvolle Kaufleute, die behaupten, daß nach der Entmünzung
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des Goldes dieser Stoff auch als Schmuckstoff erledigt sein wird, genau wie heute
das Silber.


Brassel sagt, daß, wenn das Gold nicht mehr staatliches Geld ist, daß dann das
Gold sich als privates Geld durchsetzen wird, kraft der allgemeinen Vorliebe, die für
dieses Geld bestehen soll. Von dieser Vorliebe ist zunächst sehr wenig zu beob-
achten überall in der Welt. Hatte man früher eine Vorliebe für das Silber, als dieses
in der Welt das allgemeine Tauschmittel war? Wenn ja, wie konnte dann der Staat
entgegen solcher allgemeinen Vorliebe des Volkes legislieren? Der Staat stieß hier
auf die allgemeine Gleichgültigkeit des Volkes, darum ist es auch dem Staate über-
all möglich gewesen, das Silber durch das Gold und dieses wiederum durch das
Geldpapier zu verdrängen. An dieser Stelle können Sie auch auf das Gresham-
Gesetz hinweisen, das besagt, daß das schlechtere Geld noch immer das bessere
Geld hat verdrängen können. Das Gold könnte also in unserem Falle nur dann sich
an die Stelle des Staatspapiergeldes drängen, wenn die allgemeine Vorliebe für
das Gold den Preis dieses Geldes unter den Preis des Staatsgeldes drücken
würde. Eine Vorliebe könnte aber nur die umgekehrte Wirkung bedingen und die-
ses stände, wie gesagt, im Widerspruch mit dem Gresham-Gesetz. Warum haben
denn in der Schweiz, in Frankreich, in England, in Amerika, in Italien, in Argentinien
und in Deutschland die Bürger sich nicht in der Inflationszeit durch Kauf von Waren
gegen das schlechte Staatsgeld zu schützen gesucht? Gab es da nicht genügend
Gold, Silber, Baumwolle und Tabak? Ist dem Herrn Pfarrer nach gewissenhaftem
Studium der freiwirtschaftlichen Literatur nicht bekannt, daß die Summe der
Hypotheken, der Pfandbriefe, Schuldbriefe, Versicherungsgeschäfte, Wechsel usw.
in jedem Land mehr als die Hälfte des gesamten Volksvermögens ausmacht und
daß für alle diese Schulden das vom Staate anerkannte Geld als gesetzliches
Zahlungsmittel gilt?


Folgendes wird den Herrn Pfarrer aber vielleicht stutzig machen: Wenn nach
Einführung des Freigeldes als staatliches, gesetzliches Zahlungsmittel Leute aus
dem Volke glauben, ein Interesse daran zu haben, das Freigeld zu sabotieren,
indem sie dafür Gold kaufen, so dürften sie der Regel nach bei ihrem Versuch, die-
ses Gold bei ihren Einkäufen zu verwenden, auf Widerstand stoßen, nämlich auf
die Leute, die durch ihr Eintreten für das Freigeld dieses Geld gesetzlich durchge-
drückt haben. In einem parlamentarisch verwalteten Land auf demokratischer
Grundlage muß aber die Partei, die das Freigeld zur Annahme gebracht hat, die
Mehrheit haben. Und diese Mehrheit könnte dann noch mit der Unterstützung des
ganzen staatlichen Apparates mit Einschluß der Gerichtsvollzieher, der Eisen-
bahner, der Zöllner, rechnen. Der Herr Pfarrer wirft mit seinem Einwand nur eine
Machtfrage auf. Wenn das Freigeld von den Arbeitern, den Bauern, den Kauf-
leuten, den Beamten gefordert worden ist, weil sie davon Vorteil erwarten – wer
würde es da noch wagen, öffentlich eine solche Aktion des schaffenden Volkes zu
sabotieren? Die, die es dennoch dadurch versuchen werden, daß sie das Freigeld
gegen andere Waren wieder abstoßen, erfüllen damit ungewollt die Aufgabe, die
wir vom Geld und namentlich vom Freigeld erwarten. Solche Sabotage kann man
sich gefallen 
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lassen. Und sie erfüllen auch dann noch diese Aufgabe, wenn sie Gold oder
Silber kaufen, um dieses zu hamstern. Niemand hätte einen Schaden von 
solcher Hamsterei zu erwarten, nicht einmal die Goldschmiede, denn diese 
könnten ihre Goldware zu den durch die Goldhamsterei hochgetriebenen
Goldpreisen teuer abstoßen. Da gleichzeitig es keine Goldschulden mehr gibt,
würde die Goldhamsterei niemanden schädigen. Man würde also ganz allge-
mein zur Goldhamsterei aufrufen können. In der NWO sage ich es auch irgend-
wo, daß der Staat bei dem Umtausch des Goldes gegen Freigeld durchaus ein
Interesse daran hat, daß möglichst wenige den Tausch vollziehen, daß möglichst
viele das entmünzte Gold bei sich zu Hause behalten. Ähnlich wie auch heute
die Schweiz als Staat daran interessiert ist, daß die Bauern das Silbergeld nicht
gegen Gold eintauschen, sondern es als Andenken oder sonstwie behalten. Zu
bedenken ist auch, daß dieselben Personen, die das Freigeld sabotieren wollen,
zumeist dieselben sein dürften, die die zinsfeindlichen Eigenschaften des Frei-
geldes glauben fürchten zu müssen. Solche auf den Zinsbezug eingestellte
Personen werden aber schwerlich durch Hamsterung von Waren (Gold) auf den
Zins verzichten, den sie zu schützen suchen, namentlich auch darum, weil mit
der Einführung des Freigeldes der Zins ja nicht sofort verschwindet, sondern
zunächst nur einem Druck ausgesetzt wird, der vielleicht Jahrzehnte brauchen
wird, um das Ziel Null zu erreichen. Und während dieser langen Zeit sollen die
Goldhamsterer auf jeden Zins verzichten?


Vergessen dürfen Sie auch nicht, den Herrn Pfarrer darauf aufmerksam zu


machen, daß mit Einführung des Freigeldes auch das Währungsamt in Aktion


tritt, das den Auftrag hat, alles Geld, das durch irgendwelche Sabotagekniffe auf


dem Markt fehlen sollte (Rückgang des Preisindexes), durch einfachen Mehr-


druck von Banknoten zu ersetzen, was ja genügen dürfte, um den Beteiligten die


Aussichtslosigkeit ihres Vorhabens ad oculos zu demonstrieren. Und auch das


müssen Sie noch erwähnen, daß Goldbarren, auch in der Form kleiner und klein-


ster Münzen, noch kein Geld sind, da ihnen der Schutz gegen Falschmünzerei


fehlt und es jedem freistehen wird, Münzen von irgendwelchem Goldgehalt zu


fabrizieren. Kann man sich den modernen Verkehr vorstellen unter der Annahme,


daß jeder jede empfangene Münze zwecks Feststellung des Goldgehaltes in den


Schmelztiegel zu werfen hätte? Ich denke, daß, wenn Sie dem Herrn Pfarrer


diese Bedenken multipliziert durch die des Herrn Bernoulli einsenden, er sich


beruhigen wird.


An Friedrich Nischwitz vom 16.1.1930 aus Eden


Es hat mich sehr gefreut zu erfahren, daß auch einmal ein Mann aus der


Industrie sich bewogen gesehen, nach dem Rechten auf dem für alle und beson-


ders für die Industrie so wichtigen Gebiet des Geldwesens zu schauen. Das


kommt nicht oft vor. Die Inflation ist nur darum möglich gewesen, weil es nicht oft


vorkommt. Es 
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würde mich freuen, Gelegenheit zu haben, Gedanken und Erfahrungen mit Ihnen


austauschen zu können. Wenn Sie mich hier in Eden besuchen wollen, so müß-


ten Sie mir schon mindestens zwei Tage vorher Nachricht geben, da ich nicht


selten tageweise von Haus fort bin.


An Dr. Paul Diehl vom 20.1.1930 aus Eden


Das beiliegende Buch fand ich heute im Schaufenster einer Buchhandlung und


kaufte es in der Absicht, es Ihnen zu schicken in Erinnerung dessen, daß Sie


sich schon einmal mit dem alten Papa auseinandergesetzt hatten. Ich habe dann


selbst etwas darin herumgeblättert und hatte es etwas bereut, das Buch gekauft


zu haben. Wenn der alte Papa zur Frontarmee des Kapitals gehört, dann ist das


Kapital wirklich schlecht armiert – wenigstens in geistiger Hinsicht. Leider ersetzt


der Dollarpanzer heute noch mit Vorteil den Geistpanzer.


Bei dieser Gelegenheit will ich erwähnen, daß ich Ihnen noch die Antwort auf


einen Brief schulde, und zwar schon fast ein Jahr oder zwei. Ich wartete Ereig-


nisse ab, die nicht eingetroffen sind. Vielleicht bringt die englische Übersetzung


der NWO diese Ereignisse, nämlich neues Leben in der Freiwirtschaftsbe-


wegung. Ohne die Erfüllung dieser Bedingung wäre Ihre beabsichtigte große


Arbeit vertan, weil dafür kein Verleger aufzutreiben wäre. Der Freiwirtschaftsbund
allein wäre nicht in der Lage, ein solches Werk in einer Menge aufzunehmen,


daß die Kosten gedeckt würden. Wenigstens heute nicht. Aber ich glaube, daß,


wenn die NEO in England und in den USA Wirkung auslöst, daß dann solche


Erfolge stark nach Deutschland hin reperkutieren werden. Das kommt ja manch-


mal vor. A propos: Wenn Sie Freunde in Amerika oder England haben, denen Sie


die NEO schicken möchten, so bitte ich, mir das mitzuteilen; es wäre mir eine


Freude, Ihnen zu diesem Zweck einige Exemplare senden zu können.


An Erich Picht vom 23.1.1930 aus Eden


Die Freiland-Freigeld-Propagandisten werben für ihre Ideen vernünftigerweise


bei den Menschen, die noch nichts von solchen Forderungen gehört haben und


bei denen man annehmen kann, daß sie für den Kampf brauchbar sein könnten.


Um ihre Zeit nicht nutzlos zu vertrödeln, wenden sich die FF-Propagandisten


darum mit Vorliebe an immer neue Kreise, denn oft mag es vorkommen, daß


unter 1000 Menschen nicht einer zu finden ist, der mit uns zu gehen vermag


oder will. Für die Klärung unserer Forderungen nach der wissenschaftlichen


Seite sind die Zeitungen da, die, soviel ich weiß, gerne einwandfreie, druckfertige


Aufsätze veröffentlichen, freilich ohne dieses honorieren zu können.
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Ich schicke Ihnen von diesen Zeitungen je ein Exemplar zu Ihrer Orientierung


und bitte Sie, sich mit den Redaktionen in Verbindung zu setzen, da ich, wie ich


Ihnen bereits schrieb, unmöglich den Kreis meiner Privatkorrespondenz erwei-


tern kann.


Wenn Sie glauben, über Timms Verhalten sich beklagen zu müssen, so emp-


fehle ich Ihnen, sich direkt an ihn selbst zu wenden und, wenn er darauf nicht


reagiert, sich an die Redaktionen der anderen Presseerzeugnisse zu wenden


oder noch besser, persönlich in den jährlich sich wiederholenden Bundesver-


sammlungen Ihre Klagen vorzutragen oder von Freunden vortragen zu lassen.


Ich kann mich unmöglich in diese Dinge mischen.


An Margarete Siermann, undatiert (Winter 1930)


Liebe Grete, lieber Bamm und liebes Bomchen.
Ich denke, es geht Dir gut (wenn man es versteht, von den Zahnarztquälereien


zu abstrahieren). Ich möchte mich aber persönlich davon überzeugen und mache


Dir darum den Vorschlag einer Zusammenkunft am Sonntag in den Stunden, in


denen die Sonne scheint. Ich will mit der Grunewaldbahn so gegen ein Uhr in


Potsdam eintreffen und dort bis zwei Uhr auf Dich warten, im Bahnhofsrestaurant


2. Klasse. Wenn Du dann nicht zu sehen bist, so werde ich Dich von der


Zimmerstraße zu einem Spaziergang abholen. Das wäre dann so gegen halb


drei Uhr. Um vier Uhr geht allerdings schon die Sonne unter. Aber das Wetter ist


gut und wird noch besser, wie man sagt. Diesen Brief bringe ich heute noch nach


Oranienburg. Er dürfte morgen, Sonnabend, ausgetragen werden. Und wenn Du


gleich nach Frohnau schreibst, könnte ich die Antwort Sonntag früh erhalten. Das


für den Fall, daß Du einen anderen Vorschlag machen willst.


Wir haben seit heute hier in Eden eine Höhensonne. Anita ist darüber sehr


glücklich. Alles Gute, was uns von nun an zustößt, wird der Kraft der Höhen-


sonne zugeschrieben werden. Da kannst Du Dir vorstellen, wie viel Gutes Anita
von der Höhensonne zu berichten haben wird. Es ist eine Quarzlampe, die ultra-


violette Strahlen verbreitet und in fünf Minuten einen ebenso schmerzhaften


Gletscherbrand verursacht wie tagelanges Spazierengehen auf den Alpengipfeln.


Der Vorteil ist, daß man den Gletscherbrand genießt, ohne in Gletscherspalten


zu versinken. Dieser Genuß kostet 250 RM. Man hat hier den Mont Blanc im


Taschenformat. Die Eisenbahnen nach der Schweiz sollen jetzt abgetragen wer-


den; alles überflüssig geworden. Wenn Du nach Eden kommst, kannst Du Dich


auch einmal vergletschern lassen. Das Beste daran ist, daß der Schmerz erst


nach sechs Stunden fühlbar wird und um so heftiger ist, je stärker der Gletscher-


brand war.


Lebe wohl, Liebe. Auf ein frohes Wiedersehen Sonntag um ein oder halb drei


Uhr. Grüße Deine lieben Eltern und ein ganz kleines Küsseli für Bamm und


Bomchen. Dein Silvio
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An Philip Pye vom 31.1.1930 aus Eden


Lieber Herr Pye!


Vielleicht freuen Sie sich da oben im Schnee nicht so sehr wie wir hier im Nebel,


daß wieder ein Monat dieses Winters vorübergegangen ist, d. h. daß jetzt nur mehr


fünf Monate fehlen bis zu dem Tag, wo wir weinend sagen müssen, jetzt werden


die Tage wieder kürzer.


Sie werden von Herrn Beck eine Anfrage erhalten, was mit den nun fertigge-


stellten Drucksachen zu geschehen hat. Am einfachsten wäre es, die Drucksachen


von hier aus zu verschicken. Etwas billiger wäre es von der Schweiz aus, dieweil


wir hier fünf Pfennig zahlen und in der Schweiz nur fünf Rappen verlangt werden.


Aber das ist eine so geringe Ersparnis, daß sie nicht ins Gewicht fällt. Anders


schon wiegt der Umstand, daß Sie uns für die Drucksachen, die Sie versenden


wollen, erst die Adressen abschreiben und hierher senden müßten.


Ich finde, daß es den Beschluß zur Bestellung des Buches sehr kräftigt, wenn


man den Prospekten gleich eine Bestellkarte beifügt, aus der der Preis und die


Zahlungsbedingungen zu ersehen sind und die man mit der Unterschrift in den


Briefkasten wirft. Ich schicke den Text dazu zur Korrektur und für Verbesserungs-


vorschläge anbei.


Ich freue mich, daß Sie mit der Gesundheit wieder mehr zufrieden sind. Arbeitet


man dort auch noch mit der Höhensonne oder erachtet man die natürlichen


Sonnenstrahlen als hinlänglich mit Ultraviolett gesättigt? Meine Tochter braucht 


den Apparat für ihre Kinder und sie behauptet, damit zufriedenstellende Erfolge zu


erzielen.


Mit herzlichen Grüßen


Ihr Gesell


An Otto Maaß vom 2.2.1930 aus Eden


Da die finanziellen Verhältnisse es Ihnen erlaubten, dem „Freiwirtschaftlichen
Archiv“ das neue grüne Hemdchen zu kaufen, so gewinne ich gleich den Mut,
Ihnen eine Ausgabe von 10 Mark für die Anfertigung eines Klichées zuzumuten,
das zu dem Hemdchen sehr gut passen dürfte. Solche in die Augen klatschenden
Zeichnungen sind heute sehr beliebt und wenn Sie schreiben: das Klichée wird
zum Nachdruck unentgeltlich geliefert, dann werden Sie vielleicht erreichen, daß
manche Zeitungen den Nachdruck bringen werden (vielleicht auf dem Wege über
die Zeitungskorrespondenz), wodurch das F. A. in weiteren Kreisen die Aufmerk-
samkeit auf sich lenken mag. Es wäre auch gut, wenn ich im zweiten Artikel über
den Zins auf diese Zeichnung hinweisen könnte, da sie eine meiner Behauptungen
stützen soll. Und wenn die Kasse absolut leer sein sollte, dann werde ich Ihnen
das Klichée zum Selbstkostenpreis abkaufen, um es dann in der Neuauflage 


412







der NWO zu verwenden. Ich schließe für heute, da ich noch vieles zu erledigen
habe.


A propos, a propos: Werden denn eigentlich die Zeitungsausschnittunternehmen
mit dem F. A. beliefert? A propos: Ihre Reklamation beim Verleger betreffs der von
mir reklamierten Freiexemplare von Nr. 12/1929 sind noch nicht da. Es scheint da
eine Haackesche Wirtschaft betrieben zu werden. Alle Bemühungen, die Sie sich
geben mögen, werden durch die Nachlässigkeit subalterner Stellen zunichte
gemacht. Weg mit solchen unbrauchbaren Menschen.


An Hans Schumann vom 2.2.1930 aus Eden


Ich las mit Vergnügen das Manuskript. Diese Bonzen schreiben alle so, als ob
sie im Dienste des Kapitals stünden. Und von dort bezahlt würden, jede Zeile mit
100 Mark. Und wieder nicht, denn, wenn sie in solchem Dienste ständen, könnten
sie unmöglich so harmlos schreiben und die Sache der Goldwährung so miserabel
vertreten. Ihre eigenen Anmerkungen zeugen von umfassendem Wissen, Logik
und Schlagfertigkeit. Sie sind heute gewiß der Mann in der SPD, der das Geld-
wesen am besten beherrscht, und vielleicht der einzige, der das Geld wirklich 
studiert hat. Darum wäre es sehr schade, wenn Sie durch eine verfrühte Publika-
tion Ihre Stellung in der Partei gefährdeten. Innerhalb der Partei werden Sie gewiß
schnellere Arbeit machen als außerhalb derselben. Sie werden mit der Publikation
erreichen, daß die Bonzen sich sagen werden: Dies ist ein Gebiet, das wir nicht
beherrschen und das wir infolgedessen möglichst von uns fernhalten müssen.
Damit hätten Sie sich dann den Weg selber für unbestimmte Zeiten verrammelt.


Ich möchte Sie noch einmal vor übereilten Schritten warnen. Besprechen Sie die
Lage noch einmal ausgiebig mit Ihrem Freund Mäder [Erich Mäder war SPD-Abgeordneter


im thüringischen Landtag. Hans Schumann veröffentlichte 1930 in Altenburg/Thür. sein Buch „Arbeiter-


klasse und Geldpolitik“, um eine Diskussion über Gesells Theorien in der SPD in Gang zu bringen. Vgl.


das Geleitwort zum Band 17 dieser Edition.] Vorläufig arbeitet die Zeit ausgiebig für das,
wofür Sie kämpfen. Aussprüche angesehener Männer aus allen Parteien und allen
Ländern zugunsten der Indexwährung können Sie täglich lesen. Solche Aussagen
dürften bei den 1000 Funktionären mehr Wirkung tun, als die Briefe einiger
Bonzen.


Sie wissen jetzt Bescheid, wie es in der Partei in Ihrer Angelegenheit bestellt ist.
Von dorther haben Sie nichts zu erwarten. Aber allerlei zu befürchten. Wenn man
Ihnen dort den Titel „Spaltpilz“ anheftet, dann haben Sie Ihr Leben lang daran zu
tragen. In einer Partei, die durch kein Programm zusammengehalten wird, die kei-
nen festen Kern hat, die nur durch den allgemeinen Wunsch, zusammenhalten,
koste es, was es wolle, da ist Disziplinlosigkeit die schwerste Sünde. Und eine
Möglichkeit, sich durch die Flucht in die Öffentlichkeit zu retten, gibt es in Ihrem
Fall nicht, weil in der hier in Betracht kommenden Öffentlichkeit es niemanden gibt,
der Sie verstehen wird. Zumal auch die bürgerliche Presse gegen Sie stehen wird.


Wie wäre es, wenn Sie jetzt, nach dem Fiasko Hilferdings, sich noch einmal der
Reihe nach an dieselben Leute wendeten und sie erneut auf die Bedeutung der 
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Währungsfrage aufmerksam machten und dabei den Nachweis brächten (keine


sehr schwere Sache), daß die wenig beneidenswerte Lage, in der sich der 


sozialdemokratische Minister der Finanzen befand, aus der Währungspfuscherei,


namentlich Amerikas, hervorgegangen ist. Sie müssen den Leuten zeigen, daß


Sie ihnen helfen wollen. Das geht aus der Korrespondenz nicht klar genug her-


vor. Die täglichen Ereignisse geben Ihnen ja prächtige Anknüpfungspunkte für


jeden einzelnen der Briefe Ihrer Korrespondenz. Die Zeit arbeitet für Sie – ver-


gessen Sie das nicht. Ziehen Sie darum die Korrespondenz möglichst in die


Länge.


An Hans Schumann vom 10.2.1930 aus Eden


Das Buch, die NEO, erhalten Sie mit gleicher Post. Ohne Rechnung, gratis,


umsonst, kostenlos.


Geben Sie sich mit Ihrer Veröffentlichung nicht großen Hoffnungen hin. Kein


Hahn wird danach krähen. Niemand, auch bürgerliche Zeitungen nicht, wird sie


besprechen. Bei den Sozialdemokraten ist der Wunsch, unter allen Umständen


zusammenzuhalten, das Primäre. Wie bei den christlichen Kirchen. Das Dogma


könnte man ihnen stehlen, sie würden sich darüber nicht aufregen. Die Führer


ihrer Stellung zuliebe, die Geführten in der Hoffnung, daß sich doch einmal die


zusammengeballten Massen als Rammbock verwenden lassen werden. Wer


diese Einheit stört, auch wenn es in der allerbesten Absicht geschieht, das ist 


der Feind.


Jemanden, der die Zeit hätte, Ihre Briefe an Bevin in gutes Englisch zu über-


setzen, müßte man doch in Schmölln schon auftreiben können. Ob aber dieser


Übersetzer es auch umsonst tun wird? Sollten Sie aber niemanden finden, so


werde ich den Übersetzer der NWO fragen. Ich müßte aber vorher über den


Umfang der Arbeit unterrichtet werden und einen Einblick in diese Briefe be-


kommen.


An Anna-Maria Zwintschert vom 17.2.1930 aus Eden


Dein Brief ist vom 22. v. M. und noch fand ich nicht die Zeit, ihn zu beant-


worten. Die Spuren der Zeit findet man leicht in jedem Spiegel; die Zeit selbst


scheint unsichtbar zu sein, darum findet man sie nicht, wenn man einen Brief


beantworten will (der nur Geschäfte und keine Liebesangelegenheiten betrifft).


So verstrach, verstroch, verstreichte fast ein Monat.


Du kennst die Gründe, die mich bewogen, Dir und damit Hanna den Verlag der


NWO zu übertragen. Es sollte Hanna damit etwas geholfen werden resp. ihrer


mageren Kasse. Für die Arbeit, die hier zu verrichten war, ergänzt Ihr Euch gut.


Daß dieser Zweck nur kümmerlich erreicht wurde, liegt weniger an Dir, an Hanna
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und an mir, als an der Lage des Büchermarktes. Kein anständiger Mensch liest


noch ein Buch. Von den 1000 Exemplaren der NWO, die sich in Weimar fanden,


liegt jetzt noch ein Ballen in Weimar, der „Abgebaute“ wäre ohne Timms Boy-


kottage nicht viel, aber doch etwas geworden. Wie es mit der neuen Auflage der


NWO werden wird, ist mir unklar. Der Freiwirtschaftsbund ist noch zu schwach,


um eine größere Auflage aufzunehmen, und bei einer kleinen Auflage ist das


Exemplar zu teuer, Reklame in den Zeitungen bringt die Kosten nicht ein. Statt


einer Einnahmequelle wird der Verlag so zu einem Ausgabenschlund. Was ist da


zu machen? Ein kapitalkräftiger Verlag könnte den Absatz erzwingen. Aber ein


kapitalkräftiger Verlag interessiert sich für das Kapital und nicht für meine


Schreiberei. Vielleicht ändern sich die Zeiten. Sollen wir auf solche Möglichkeiten


warten, wenn das Warten sonst kein Geld kostet? Dann hoffen wir einfach wei-


ter; es ist das billigste, was wir z. Zt. wohl tun können.


Ich hoffe gerne, daß es Günther gut geht und auch besser in wirtschaftlicher


Hinsicht. Und ich freute mich auch über alles, was Du über den kleinen Spatzen


zu erzählen wußtest in Deinem Brief an Anita.


An Otto Maaß vom 20.2.1930 aus Eden


Ich habe in den Abschriften meiner die Reparationsfrage behandelnden Artikel


gesucht, habe aber nichts gefunden. Wahrscheinlich habe ich den Artikel, den


Sie suchen, nicht geschrieben. Es hat Ihnen wohl sonst jemand etwas geschickt.


Briefe an Herrn Wieber, die die Reparation betreffen, schicke ich anbei. Bitte um


gelegentliche Rücksendung.


Haben Sie die Absicht, eine besondere Reparationsnummer à la Lautenbach
herauszugeben? Daß die Lautenbachsche Reparationsnummer so wenig be-


friedigend ausfiel, lag wohl daran, daß der Herausgeber, also der Redakteur, ich


meine also Lautenbach, keinen Plan ausarbeitete, um dem Ganzen einen ein-


heitlichen Stil zu geben. Es darf kein Sammelsurium werden. Die Mitarbeiter


müssen wissen, was das Heft alles enthalten soll und wer die einzelnen Gebiete


bearbeitet, damit niemand das Jagdgebiet des anderen abpirscht.


Wiederholungen müssen vermieden werden und kein wichtiger Gesichtspunkt


darf vergessen werden. Es gehören also ein gut durchdachter Plan und eine


gute Rollenverteilung dazu. Als erstes Erfordernis: scharfe Trennung der poli-


tischen, sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte. Wer ein gutes Gedächtnis


hat, sollte ein Vorwort schreiben über die Behandlung, die die Reparationsfrage


in Deutschland erfahren hat, und eine Berechnung aufstellen, was die Repara-


tionssabotage dem Reich bisher gekostet hat (Ruhrkampf und die damit zu-


sammenhängende Inflationsinflation). Ich habe mich auf diesem Gebiet ausge-


schrieben. Ich wüßte nichts Wichtiges dem beizufügen, was ich seit 10 Jahren


gesagt habe und was sich so ziemlich restlos als richtig erwiesen hat. Nur eine


Bestätigung durch die Erfahrung fehlt heute noch, nämlich, daß sich die Partei-


politiker bei der Frage, wer letzten Endes in Deutschland zahlen soll, 
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gegenseitig erwürgen werden. Nun, bald wird diese Frage zur Debatte gestellt


werden. Wenn meine Prophezeiung sich nicht (leider) erfüllen sollte, so nur


darum, weil keiner genau weiß, wie der Abwälzungsprozeß der Reparations-


steuer sich vollzieht.


An Carlos Idaho Gesell vom 24.2.1930 aus Eden


Ich wurde daran erinnert, daß es nicht mehr weit ist bis zu meinem Geburtstag,


und so kam ich auch auf den Gedanken, daß Du um sechs Tage jünger bist als


ich, allerdings nur im Geburtstagskalender. Am Geburtstag ihrer Kinder denken


die Eltern gerne zurück an die Zeit des ersten Geburtstags. In Deinem Fall muß


ich also schon 39 Jahre zurückdenken. Damals war ich 29 Jahre alt und


s’Mameli war gesund und fröhlich. Wir wohnten in der Calle Paraguay 3033, dort


wo das Hospital de Niños später gebaut wurde, auf dem höchsten Gipfel der


Hügel um Buenos Aires herum. Gewiß mehr als 20 000 Millimeter über dem


glänzenden Spiegel des Laplata. An Deinem Geburtstag tranken wir mit Onkel


Hermann eine Flasche Bier zu Deiner Gesundheit und für eine gute Reise nach


Idaho, wohin sich Hermann am nächsten Tag einschiffte. Daher Dein Name. Wir


hatten die Absicht, ihm bald zu folgen, und hatten bereits mit der Liquidation des


kleinen Geschäfts begonnen. In God we trust, Idaho or burst. So sagten wir


damals. Aber der lang gehegte Plan kam niemals zur Ausführung. Du warst an


Deinem Geburtstag selbstverständlich etwas kleiner als heute, aber geändert


hast Du Dich sehr wenig. Auf den roten baldosas marsellesas des Hofes mach-


test Du Deine ersten Fortbewegungsversuche, aber nicht auf den Füßen, son-


dern durch geschicktes Manöver der beiden Popohälften. Das genügte lange


Deinen Reiseplänen. Dann aber eines Tages richtetest Du Dich auf und liefst 


den langen Hof hin und her ohne zu ermüden oder zu fallen.


An Otto Maaß vom 5.3.1930 aus Eden


[Dieser Briefauszug wurde erstmals im „Freiwirtschaftlichen Archiv“ Nr. 3 – 5 / 1930, S. 75 ver-


öffentlicht.]


Ich habe eine Erfindung für die Kinderstube gemacht und rüste mich, sie kauf-


männisch auszuwerten. Es handelt sich um ein Klettergerüst, von dem auch das


kleinste Kriechwesen nicht abzustürzen vermag. Sollten Sie einmal Bedarf


haben, so werde ich Ihnen ein Ehrenstück stiften, ja, wahrhaftig, auch dann,


wenn Staat und Gendarm Ihnen keine Erlaubnis gegeben hätten. – Alte Papas


sind die glücklichsten Papas!
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1904 | Erweiterung der Geldreform um Vorschläge zur Reform des
Bodenrechts und Verbindung beider Reformen zu einem Ganzen
im  1906 erschienenen Buch „Die Verwirklichung des Rechts auf
den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform“.


1906 | Wiederaufnahme der geschäftlichen Tätigkeit in Buenos
Aires und erste Überlegungen zu einer internationalen Währungs-
ordnung in einer 1909 in spanischer Sprache verfassten Veröffent-
lichung.


1911 | Rückkehr nach Deutschland und Ansiedlung in der Ge-
nossenschaftssiedlung Eden-Oranienburg nördlich von Berlin. 
Zusammenarbeit mit Georg Blumenthal und gemeinsame Heraus-
gabe der Zeitschrift „Der Physiokrat“. Berührungen mit anderen
politischen Strömungen, unter anderem  mit der von Adolf 
Damaschke geleiteten Bodenreformbewegung und mit dem von
Gustav Landauer mitgeprägten freiheitlichen Sozialismus.


1916 | Verbot der Zeitschrift „Der Physiokrat“ durch die Kriegs-
zensur und erneute Übersiedlung in die neutrale Schweiz. 
Herausgabe des Hauptwerks  „Die Natürliche Wirtschaftsordnung
durch Freiland und Freigeld“ in Bern. 
Vortrag im Berner Großratssaal: „Gold und Frieden?“


1917 | Vortrag vor dem Weltfriedensbund in Zürich: „Freiland –
die eherne Forderung des Friedens“.


1919 | Vortrag in Berlin: „Der Abbau des Staates nach Einfüh-
rung der Volksherrschaft“.
Auf Betreiben von Ernst Niekisch und Gustav Landauer Ernennung
zum „Volksbeauftragten für das Finanzwesen“ in der ersten ‚liber-
tären’ Bayerischen Räterepublik im April 1919. Nach deren Sturz
durch eine zweite ‚kommunistische’ Räteregierung Haft im Ge-
fängnis Stadelheim und Freispruch von der Anklage des Hoch-
verrats im Juli 1919.
Ansiedlung in Rehbrücke bei Potsdam wegen der Unmöglichkeit,
als „unerwünschter Ausländer“ in die Schweiz zurückzukehren.
Denkschriften an die Weimarer Nationalversammlung mit Vor-
schlägen zur Einführung einer kaufkraftstabilen Währung als
Grundlage für die von rechts wie links gefährdete junge Weimarer
Demokratie.


1920 | Letztmalige Überarbeitung der „Natürlichen Wirtschafts-
ordnung“ und zahlreiche Broschüren und Aufsätze mit Kommen-
taren zum Zeitgeschehen. 
Entwurf eines Konzepts für eine „Internationale Valuta-Assozia-
tion“ als Grundlage für einen ebenso von Monopolen wie von 


Zöllen freien, die Völker miteinander verbindenden Welthandel.


1921 | Weiterentwicklung der Bodenreform zur Vorstellung, 
sämtliche Bodenschätze der Erde in ein internationales Gemein-
schaftseigentum zu überführen und deren Nutzung an die Zahlung
von Gebühren an die Gemeinschaft zu binden.


1922 | Denkschriften an die deutschen Gewerkschaften mit der
Forderung an die deutsche Regierung, die Reparationsforde-
rungen der Siegermächte des ersten Weltkriegs anzuerkennen und
die Staatsfinanzen mit Hilfe einer bis zu 75%-igen Sachwert-
steuer in Ordnung zu bringen.


1923 | Vortrag „Der Aufstieg des Abendlandes“ in Basel als 
Kontrast zu kriegs- und inflationsbedingten düsteren Untergangs-
prophezeiungen. 


1924 | Beginn des letzten, eineinhalbjährigen Aufenthalts in 
Argentinien. 


1926 | Mehrwöchige Reise nach Siebenbürgen/Rumänien, um die
Auswirkungen einer Agrarreform zu studieren.


1927 | Spätwerk „Der abgebaute Staat“ mit widersprüchlichen
Gedanken einerseits über eine Entstaatlichung von Religion und
Kirche, Bildung und Kultur  und andererseits über eine Entstaat-
lichung des Rechtswesens.
Letzter Umzug von Rehbrücke nach Eden-Oranienburg und Vorbe-
reitung einer englischen Ausgabe der „Natürlichen Wirtschafts-
Ordnung“.


1929 | Reaktion auf den Börsenkrach vom ‚Schwarzer Freitag’ mit
der Forderung, die Strukturen der Geldwirtschaft zu reformieren
statt die Krisenursachen bei Personen zu suchen.


1930 | Tod infolge einer Lungenentzündung am 11. März in
Eden-Oranienburg. 
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SILVIO GESELL – LEBENSSTATIONEN


1862 | Geburt am 17. März in St. Vith (Kreis Eupen-Malmedy) als
siebtes von neun Kindern der Eltern Mathilde und Ernst Gesell. 


1878 | Kaufmännische Ausbildung in der Firma seiner Brüder 
Paul und Roman in Berlin.


1882 | Zweijähriger Aufenthalt in Malaga/Spanien als kauf-
männischer Korrespondent in einer Weinhandlung.


1884 | Unfreiwillige Rückkehr nach Deutschland, um dem Militär
mit dem sogenannten „Einjährig-Freiwilligen-Dienst“ als Minimum
an Dienstpflicht bald wieder zu entkommen. Anschließend kauf-
männische Tätigkeiten in Braunschweig und Hamburg.


1887 | Auswanderung als 25-Jähriger nach Argentinien und 
Eröffnung eines Geschäfts für zahnärztliche Artikel in Buenos
Aires. Autodidaktische Überlegungen über das mangelhaft ge-
ordnete Geldwesen als Ursache der damaligen Wirtschaftskrise
und der sozialen Unruhen. 


1891 | Erste deutschsprachige Veröffentlichung im Selbstverlag
in Buenos Aires: „Die Reformation im Münzwesen als Brücke zum
sozialen Staat“ mit dem Vorschlag, den Wirtschaftskreislauf mit
„rostenden Banknoten“ zu stabilisieren. 1892 Fortsetzungen 
„Nervus rerum“ und „Die Verstaatlichung des Geldes“.


1893 | Erste Veröffentlichung in spanischer Sprache: „El Sistema
Monetario Argentino“ und weitere Veröffentlichungen, u.a. über
die Rolle des Geldes in der Geschichte.


1898 | Veröffentlichungen in spanischer Sprache mit Vorschlägen
zur Überwindung der Wirtschaftskrise in Argentinien. Beschränkung
auf den Gedanken einer Steuerung der Menge des Papiergeldes.
Umsetzung von Gesells Vorschlägen in der Tornquistschen Bank-
reform mit positiven Folgen für den wirtschaftlichen Aufschwung
Argentiniens während der ersten beiden Jahrzehnte des 20. Jahr-
hunderts.


1899 | Übergabe des Geschäfts an seinen Bruder Ernst und 
Rückkehr nach Europa – zunächst nach Deutschland und dann in
die Schweiz. Kauf eines Bauernhofes im Neuenburger Jura und 
intensive Studien der Werke von Adam Smith, Karl Marx, Pierre
Proudhon, Henry George und anderen Ökonomen.


1902 | Herausgabe der ersten eigenen Zeitschrift „Die Geld-
reform“.








SILVIO GESELL – BIOGRAFISCHES


Silvio Gesell stammte aus dem Kreis Eupen-Malmedy in der Eifel,
wo sich die deutschen und französischen Kulturkreise berühren. In
seinem Elternhaus wurden auch beide Sprachen gesprochen. Der
deutsch-französische Krieg von 1870/71 weckte in der Familie Gesell
schon frühzeitig den Wunsch nach einer Aussöhnung zwischen beiden
Ländern. 


Glaubensunterschiede zwischen seiner katholischen Mutter und 
seinem protestantischen Vater führten dazu, dass sich Gesell von den
Konfessionen löste und sich für andere geistige Strömungen öffnete:
für die französische Aufklärung, für die philosophischen Gedanken
von Stirner und Nietzsche oder auch für die Evolutionslehre von 
Darwin und Haeckel.


In Berlin ließ sich Gesell zunächst im Geschäft seiner beiden Brüder
zum Kaufmann ausbilden und ging nach mehreren Stationen in 
Malaga/Spanien und Deutschland schließlich 1887 nach Argentinien,
um in Buenos Aires ein eigenes Geschäft für zahnärztliche und andere
medizinische Artikel zu eröffnen. Die dortige Wirtschaftskrise brachte
ihn zum Nachdenken über die Ursachen von Inflation und Deflation,
von ungerechter Verteilung und Arbeitslosigkeit. Gesell erkannte sie
in der Hortbarkeit des Geldes; sie gibt dem Geld die strukturelle
Macht, seinen Dienst als allgemeines Tausch- und Kreditmittel ent-
weder von der Zahlung eines Zinses abhängig zu machen oder ihn 
vorübergehend zu verweigern. Beides hat negative Auswirkungen auf
die Wirtschaft und Gesellschaft: während Zins und Zinseszins zu einer
ungerechten Verteilung der Geld- und Produktivvermögen führen, löst
die zeitweise Geldhortung Absatzstörungen und Arbeitslosigkeit aus;
außerdem macht sie eine stabilitätsgerechte Steuerung der Geld-
menge unmöglich, was Schwankungen der Kaufkraft des Geldes zur
Folge hat. 


Um diesen Missständen abzuhelfen und eine von spekulativen 
Störungen freie Zirkulation des Geldes zu gewährleisten, schlug Gesell
die Einführung von nicht hortbaren „rostenden Banknoten“ vor. Sie
sollten das Angebot und die Nachfrage auf den Arbeits-, Güter- und
Kapitalmärkten in ein Gleichgewicht bringen, damit das Zinsniveau
allmählich gegen Null absinken kann. Als Folge davon erwartete 
Gesell Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und eine gerechtere 
Einkommens- und Vermögensverteilung. 


Seine Theorie der Geldreform legte Gesell in zahlreichen Büchern
und Aufsätzen dar, die seit 1891 in deutscher und spanischer Sprache
erschienen. Eine 1898 in Argentinien durchgeführte Tornquistsche
Bankreform geht auf seine Vorschläge zurück.


Um die Jahrhundertwende begann Gesell sich auch mit der Boden-
reformkonzeption des nordamerikanischen Sozialreformers Henry


George zu beschäftigen. Den Gedanken einer Gleichberechtigung aller
Menschen gegenüber der Erde als unverkäuflichem Gemeinschaftsgut
verband Gesell mit seinen eigenen Gedanken zu einer umfassenden
Theorie der Geld- und Bodenreform. Nach einem längeren Aufenthalt
in der Schweiz lebte er von 1906 bis 1911 wieder in Argentinien und
entwickelte seine Gedanken über eine gerechte internationale Wäh-
rungsordnung als Fundament für einen sowohl von Monopolen als
auch von Zöllen freien Welthandel. Außerdem beschäftigte sich Gesell
mit dem den Weltfrieden fördernden Gedanken, dass die Boden-
schätze der Erde nicht länger von Firmen und Staaten angeeignet
werden dürften. Stattdessen sollten sie als ein gemeinschaftliches
Menschheitseigentum von einer internationalen Institution verwaltet
werden. Die für ihre private Nutzung erhobene Gebühr sollte der 
internationalen Institution zufließen und für Wiederaufforstungs- und
andere umwelterhaltende Maßnahmen verwendet werden. Und die 
öffentlichen Einnahmen aus der privaten Nutzung von Grundstücken
sollten für den Unterhalt von Müttern und Kindern verwendet werden.


Seine Gedanken fasste Silvio Gesell 1916 in seinem Hauptwerk „Die
Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld“ zusam-
men. Während des ersten Weltkriegs erschien es zuerst in Berlin und
in der Schweiz. Auf Initiative von Ernst Niekisch und Gustav Landauer
beteiligte sich Gesell im April 1919 als Volksbeauftragter für das 
Finanzwesen an der ersten Bayerischen Räterepublik. Nach deren
Sturz geriet er vorübergehend in Haft und wurde schließlich von der
Anklage des Hochverrats freigesprochen. Dennoch verweigerte ihm
die Schweiz die Wiedereinreise. 


Daraufhin ließ sich Gesell 1920 in der Nähe von Potsdam nieder
und baute  sein Modell einer „Marktwirtschaft ohne Kapitalismus“
weiter aus. Dabei knüpfte er außer an Henry George auch an den
französischen Sozialreformer Pierre Proudhon an, den Karl Marx
ebenso wie die Frühsozialisten Saint-Simon und Fourier heftig be-
kämpft hatte. Die Wertschätzung für Proudhon verband Gesell mit
Gustav Landauer, der seinerseits einen prägenden Einfluss auf den
jüdischen Philosophen Martin Buber hatte. Georges Gedanken ge-
langten durch Theodor Hertzka nach Österreich-Ungarn und durch 
Michael Flürscheim nach Deutschland, wo sie in abgeschwächter Form
durch Adolf Damaschke verbreitet wurden. Ähnlich wie Buber spielte
auch der bodenreformerische Soziologe Franz Oppenheimer eine Rolle
in den Anfängen der zionistischen Siedlungsbewegung in Palästina.
Außer zu Oppenheimers „Liberalsozialismus“ gab es gedankliche 
Parallelen zur „Dreigliederung des Sozialen Organismus“ in der von
Rudolf Steiner begründeten Anthroposophie.


Innerhalb dieser breit aufgefächerten Suche nach einer freiheit-
lichen Alternative sowohl zum Kapitalismus als auch zum Marxismus
war Gesell derjenige, der die bodenrechtsreformerischen Ansätze am
intensivsten um geldreformerische Überlegungen erweiterte. Mit einer
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Denkschrift wies er 1919 die Weimarer Nationalversammlung auf die
Notwendigkeit hin, alle Bevölkerungsschichten mit einer gestaffelten,
bis zu 75%igen Vermögensabgabe zur Finanzierung der Kriegsfolgen
heranzuziehen und dann mit einer kaufkraftstabilen Währung ein 
solides Fundament für den wirtschaftlichen Neubeginn und die Wei-
marer Demokratie zu legen.1 Außerdem trat Gesell für eine Aner-
kennung der Reparationsforderungen der Siegermächte und für eine
Aussöhnung Deutschlands mit seinen westlichen und östlichen Nach-
barn ein. Und neben einer sozialen Gerechtigkeit im Inneren sollte
eine „Internationale Valuta-Assoziation“ die Voraussetzungen für
einen den Weltfrieden fördernden freien und zugleich gerechten 
Welthandel schaffen.2


In seinen Kommentaren zum Zeitgeschehen in der Weimarer Repu-
blik trat Gesell antisemitischen, rassistischen und nationalistischen
Ideologien entgegen. Immer wieder wandte er sich mit Denkschriften
und Aufsätzen an die Sozialdemokratie und Gewerkschaftsbewegung,
ohne bei ihnen das erhoffte Verständnis für seine Sozialreformvor-
schläge zu finden. „Lange Jahre war ich in Sorge, dass ich verun-
glücken könnte, ehe ich meinen Fund seinem rechtmäßigen Eigen-
tümer ausgehändigt hätte“, schrieb Gesell in seiner Münchener 
„Verteidigungsrede“ über seine der Arbeiterbewegung zugedachte
Geld- und Bodenrechtsreform. „Seit 30 Jahren bin ich bestimmt nicht
ein einziges Mal zu Bett gegangen, ohne mich zu fragen, was ich
noch tun könnte, um meinen Schatz zum Gemeingut zu machen.“ 3


Obwohl Gesell während der 1920er Jahre ignoriert oder verlacht und
nur selten ernst genommen wurde, hörte er nicht auf, die Öffentlich-
keit weiter vor der Gefahr eines erneuten großen Krieges zu warnen
und auch die damalige Friedensbewegung aufzufordern, sich stärker
für eine Überwindung der wirtschaftlichen Ursachen von Bürger- und
Völkerkriegen einzusetzen.4


Der Dichter Erich Mühsam nannte Gesell in einem Nachruf einen
„sozialen Wegbahner von größtem geistigen Wuchs“. Und der be-
rühmte britische Ökonom John Maynard Keynes brachte wenige Jahre
später seine Erwartung zum Ausdruck, „dass die Zukunft mehr vom
Geiste Gesells als von jenem von Marx lernen wird“.


Werner Onken


1 SG, Die gesetzliche Sicherung der Kaufkraft des Geldes – Denkschrift zu einer Eingabe an die
Weimarer Nationalversammlung (1919), in: Gesammelte Werke Band 10, S. 247–264 und 328.
2 SG, Internationale Valuta-Assoziation (IVA) – Voraussetzung des Weltfreihandels, der ein-
zigen für das zerrissene Deutschland in Frage kommenden Wirtschaftspolitik (1920), in: Ge-
sammelte Werke Band 12, S. 149–190. – Ders., Das Trugbild der Auslandsanleihe und ein
neuer Vorschlag zum Reparationsproblem (1922), in: Gesammelte Werke Band 14, S. 95–126.
3 SG, Verteidigungsrede (1919), in: Gesammelte Werke Band 12, S. 34. 
4 Vgl. Gesells Warnung vor einem weiteren Krieg aus dem Jahr 1923, in: Gesammelte Werke
Band 14, S. 205–206, und ein Appell an die damalige Friedensbewegung, in: Gesammelte
Werke Band 15, S. 253–257.
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Nachträge


Kurze Zeit nach dem Erscheinen von Band 18 der Gesammelten Werke mit


Gesells Korrespondenzen wurden noch vier Briefe an Ernst Niekisch und ein


Brief an den damaligen Berliner Bürgermeister Gustav Boess gefunden und als


„Nachträge“ in den Registerband aufgenommen. (Lütjenburg 2000, S. 12-14)


Bei seinen Nachkommen in Argentinien tauchten im Jahr 2006 weitere Briefe auf,


die Gesell u.a. an Prof. Dr. Ernst Haeckel, Lenin, Joseph Wirth, Gustav


Stresemann, Hjalmar Schacht und Prof. Dr. Irving Fisher geschrieben hat. 


Außerdem fand sich ein längeres Manuskript mit dem Titel „Proletarische


Hoffnungen und Aktionen“ wieder, das im Winter 1917/18 in Les Hauts Geneveys


(Schweiz) entstanden ist und damals unveröffentlicht blieb. Gesell sandte dieses


Manuskript nach eigenen Angaben an Dr. Fritz Trefzer. Nach dessen Tod ge-


langte es 1927 nicht mehr ganz vollständig in die Hände von Fritz Schwarz, der


dann einzelne Auszüge in den Nummern 24, 25, 27 und 28/1927 der schweize-


rischen „Freiwirtschaftlichen Zeitung“ abdruckte.


►  Manuskript „Proletarische Hoffnungen und Aktionen“


►  Briefe
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Proletarische Hoffnungen und Aktionen
– unvollständiges und unveröffentlicht gebliebenes Manuskript


aus dem Winter 1917/18 –


Übersicht


Vorwort


1  Proletarische Hoffnungen


1.1   Die Hoffnungen auf den Weltkrieg


1.2   Die Hoffnungen auf die Weltrevolution


1.3   Die Hoffnung auf die „Konzentration des Kapitals“


1.4   Die Anziehungskraft des Zukunftsstaates auf die nichtsozialistischen Arbeiter


2      Was uns die Ruinen Babylons, Athens, Roms sagen


3      Proletarische Aktionen


3.1   Der Achtstundentag


3.2   Steuerpolitik


3.3   Streikpolitik


3.4   Teuerungsaktionen


3.5   Krisenaktionen


3.6   Mieterstreik


3.7   Postsparkasse


3.8   Versicherungswesen


4      Direkte proletarische Aktionen für die Herbeiführung von Freiland und Freigeld


5      Die Übernahme der Nationalbank durch die schweizerischen Gewerkschaften


Vorwort


Die sozialen, wirtschaftlichen Einrichtungen sind Menschenwerk. Der Mensch entwickelt
sie vorwärts oder rückwärts, je nach den Wünschen und nach der Erkenntnis der je-
weiligen Machthaber, wie das schon aus den Parteibenennungen Konservativer,
Reaktionär, Sozialist, Anarchist usw. hervorgeht. Eine gesetzmäßig und automatisch sich
vollziehende Entwicklung, wie man sie in der Natur beobachtet, gibt es hier nicht. Der
Glaube an die Entwicklung des kapitalistischen Staates zum sozialen Gebilde ist ein
Märchen. Der Mechanismus, der zum Kapitalismus führt, muss zerstört werden. Und
diese Zerstörung erfordert eine Tat. Solange diese Tat nicht getan wird, ist alles vertan,
was die Arbeitenden aller Stände und Berufe tun werden.
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1   Proletarische Hoffnungen
1.1  Die Hoffnungen auf den Weltkrieg


Als der Krieg ausbrach, witterten einige Sozialisten Morgenluft. Wo sollte es jetzt losge-
hen? Natürlich dort, wo der „Kapitalismus“ am weitesten fortgeschritten war. In England?
In Deutschland? Wahrscheinlich in Frankreich, wo ja schon die eine Hälfte des Volkes
ganz, die andere halb von Renten lebte – denn die „Entwicklung des Kapitalismus“ misst
man an der Zahl und am Gewicht der Rentner (Rentiers). Dort, wo die Masse des
Volkes, die überwältigende Majorität, aus Rentnern (Rentiers) bestand, da musste es
zuerst losgehen.


Aber die Proletarier rebellierten nicht. Die wenigen, die es versuchten, sind still, ohne
Sang und Klang hinter Gefängnismauern um die Ecke gebracht worden. Wenigstens hat
man von solchen Rebellionen nichts gehört. Der Ruf „Proletarier aller Länder, seid einig“
verhallte im Waffengeklirr. Dafür aber wurde das Kommando der Offiziere „Proletarier
aller Länder, schießt euch gegenseitig tot“ mit Kadavergehorsam ausgeführt. Viele
Führer der Proletarier stießen zuletzt am lautesten ins Kriegshorn.


Die Morgenluft verwehte; geblieben ist vom Internationalismus der Katzenjammer des
Bewusstseins, eine traurige Rolle gespielt zu haben. Wer die Macht richtig einzu-
schätzen wusste, die dem Staate das Nachrichtenmonopol verschafft, der wusste, dass
es so kommen würde. Die Zensur modelte die Geister, wie der Staat sie brauchte, und
die Flintenläufe nahmen automatisch die Richtung, die man den Geistern mit Hilfe von
Lug und Trug gegeben hat. Alle Hoffnungen, die der Proletarier auf den Krieg gesetzt
hatte, waren dahin.


Und es ist fast gut, dass es so gekommen ist. Vom Kriege dürfen und wollen wir nichts
Gutes erwarten, auch keine Morgenluft. Ungeziefer, Seuchen, Hunger soll uns der Krieg
bringen, keine soziale Umgestaltung. Aus besudelten und bluttriefenden Händen wollen
wir die Befreiung nicht annehmen. Ceres, nicht Mars soll die Grundmauern des Staates
legen. Wir hassen den Krieg, selbst wenn er uns beschenken will. Die Befreiung ist eine
Kulturtat und Kultur kann uns nur der Friede bringen. Der Friede bereitet die Geister für
die Freiheit vor, er zerfrisst sicher und schnell die Ketten. Er schafft die stolzen Männer,
die keine Ketten sehen wollen, weder bei sich noch bei anderen. Ja, gerade bei den
anderen nicht. Der Krieg verdirbt diese Männer. Ein Tag, ein einziger, dem die
Menschen im Kriegsgeist verlebt hatten, genügte, um das geistige Werk von Jahr-
zehnten zu vernichten. Noch bevor der Hahn kräht, bevor noch ein Schuss abgegeben,
hatten die Proletarier aller Länder sich gegenseitig verraten.


1.2   Die Hoffnungen auf die Weltrevolution


Aber den Russen hat doch der Krieg die Revolution ermöglicht. Ganz recht. Was die
Russen jetzt haben, ist eine Frucht des Krieges. Sie sieht auch danach aus. Ein Schritt
vorwärts auf der … kapitalistischen Bahn. Das ist der Erfolg. Ein Agrarstaat, wo der
Großgrundbesitz zerschlagen und die Stücke unter die Bauern verteilt werden. Wie der
Mantel Christi unter die Soldaten. Und diese Bauern halten ihre Stücke jetzt fest. Mit vier
Ochsen kann man den russischen Bauern jetzt nicht mehr von ‚seiner’ Scholle reißen.
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Die Pest des Privatgrundbesitzes hat jetzt in Russland das ganze Volk ergriffen und
Wurzeln geschlagen. Was die Schweizer Bauern haben, das haben jetzt die russischen
Bauern auch und sie werden auch bald alles haben, was dazu gehört –
Hypothekenbanken, Agrarpolitik und den Gegensatz zur Industriebevölkerung. Wer in
Russland geistig oder physisch unfähig ist, eine Bauernwirtschaft selbstständig zu leiten
– und das ist überall ein großer Teil des Volkes - , oder wer Unglück hat, wer viele Erben
hinterlässt, dessen Acker geht der Familie mit absoluter Sicherheit verloren, der verfällt
dem Proletariat, wie in der Schweiz. Es werden keine 50 Jahre verstreichen, da wird das
russische Land nur mehr dem Namen nach den Bolschwiks gehören, sachlich gehört es
dann den Hypothekengläubigern, die in der Hauptstadt die Renten verprassen. Dann
werden die russischen Bauern von der „Not der Landwirtschaft“ reden, über die
Forderungen der Lohnarbeiter schimpfen, die die „herrlichen Zeiten“ der Leibeigenschaft
zurück wünschen werden. Und um die aufsässigen Knecht in der Macht zu behalten,
werden die von den Hypotheken ausgeplünderten Bauern die Wiedereinführung der
Staatskirche und Staatsschulen fordern, wo man die Kinder der Knechte zu unterwürfi-
gen, bescheidenen, fleißigen Haustieren heranbildet – wie in der Schweiz. Der soziale
Druck geht eben, wie das Wasser, immer bergab. Von den Rentnern (Rentiers), den
Hypothekengläubigern, geht er aus auf die Bauern, die ihn auf die Knechte abzuwälzen
suchen – dem Gesetze des geringsten Widerstandes folgend.


Die Bolschewiks haben das Privateigentum dort eingeführt, wo sie es hätten abschaf-
fen müssen; dafür haben sie es abgeschafft, wo sie es hätten erhalten und sichern
müssen, nämlich in der Industrie.


Um die Freiheit und Selbstständigkeit des Mannes zu begründen, zu sichern und
überhaupt zu ermöglichen, muss der Boden mit allen Rohstoffen als unveräußerliches
Volkseigentum erklärt und parzellenweise der privaten Bewirtschaftung in Pacht über-
geben werden. Damit wird jede Möglichkeit der Ausbeutung ausgeschaltet, jede
Trustbildung, jedes Monopol gebrochen. Die Unveräußerlichkeit des Bodens, die öffent-
liche Verpachtung ist das einzig wirksame Mittel, um die Massen vor Knechtschaft,
Pauperismus und Ausbeutung zu sichern, um auch dem unselbstständigen Knecht das
Recht auf den vollen Arbeitsertrag zu sichern. Auf freiem Boden allein kann ein freies
Volk stehen. Und die Freiheit gehört zu Arbeit – nur unter freien Männern gedeiht sie.
Staatsbetrieb ist Staatsknechtschaft und von Knechten können wir nur Knechtsarbeit
erwarten. Staatsbetrieb ist Unsinn. Unzählige Versuche haben das erfahrungsmäßig
auch denen klar gemacht, die sich theoretisch nicht belehren lassen. Warum das so ist?
Weil die Privatwirtschaft auf dem Selbsterhaltungstrieb, der Staatsbetrieb oder
Kommunismus auf dem Arterhaltungstrieb gründet und weil der Selbsterhaltungstrieb als
der primäre stärker ist als der sekundäre Trieb der Arterhaltung. Der Arterhaltungstrieb
ist ja nur erweiterte Selbsterhaltung, ein Mittel, das Ich zu erhalten. Der Weitsichtige ist
Altruist aus Egoismus. Der Kurzsichtige, der die zusammenhänge nicht überblickt, ist
nur Egoist – und das ist die große Masse. Die große Masse liefert darum auch immer
schlechte Kommunisten. Helden sind selten. Und der Mann muss ein Held sein, der sich
als Kommunist bewähren will. Darum, aus diesen natürlichen Gründen muss eine
Wirtschaft, die mehr mit den altruistischen als mit den egoistischen trieben rechnet, um
so viel schwächer sein als die Privatwirtschaft, wie der Altruismus als Kraftquelle 
schwächer ist als der Egoismus. Wer für sich, unmittelbar für sich arbeitet, arbeitet 
besser, intensiver und namentlich intelligenter als der, dem die Frucht der persönlichen
Arbeit nur auf dem weiten Umweg des Gemeinwohls zugute kommt. Das zeigt auch
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schon die Arbeit bei Stücklohn und Tagelohn, das zeigt die Art, wie der Staatsbeamte
und der Privatmann das Publikum bedient. Das zeigt die Tatsache, dass die tüchtigen
Arbeiter immer den Lohnkommunismus abgelehnt haben. Den Privatarzt (Egoisten)
weckt eine Hausschelle aus dem tiefsten Schlaf – um einen Staatsarzt (Altruisten) zu
wecken, muss man schon die Feuerglocke läuten. Dann kommt er mürrisch und zu spät.


Auch in Russland ist es so. Auch den russischen Kommunisten und Altruisten braucht
man nur zu kratzen – dann schaut gleich der Egoist hervor. Darum leistet auch in
Russland der industrielle Kommunismus nicht das, was der Privatbetrieb in den anderen
Ländern leistet. Wenn nur das Experiment den Russen nicht noch die staatliche
Selbstständigkeit kostet! Denn die Welt gehört nun mal denen, die nach dem leistungs-
fähigsten System arbeiten. Leistung ist Macht – wer in der Leistung ins Hintertreffen
kommt, verliert seine Selbstständigkeit.


1.3   Die Hoffnung auf die „Konzentration des Kapitals“


Eine andere, ebenso trügerische sozialistische Hoffnung ist die erwartete Konzentration
des Kapitals (die nicht mit Kapitalvermehrung zu verwechseln ist) in immer weniger
Händen, womit dann eine entsprechende Vermehrung des Proletariats und proletari-
scher Wahlzettel einhergehen werde. Diese Konzentration des Kapitals, so sagt man,
gehe gesetzmäßig vor sich, ohne dass der Mensch direkt daran mitwirkt, so dass das
Proletariat ebenfalls gesetzmäßig zur Ausschlag gebenden Partei heranwachsen müsse.
Automatisch als unabwendbares Geschick müsse dem Proletariat die Übermacht zu-
fallen, trotz etwaigen Gebärstreiks der Proletarierinnen und der großen Sterblichkeit in
den Proletarierfamilien. (Seine etymologische Bedeutung hat das Wort Proletariat längst
verloren.) Dann setzt die Diktatur des Proletariats ein, dann spielt das Proletariat mit
dem Kapital wie die Katze mit der Maus. Der Proletarier braucht sich nur unter den
Baum zu legen, dann fällt ihm der Zukunftsstaat in Form des Wahlzettels als reife Frucht
in den Mund. (Die Frage, ob die Kapitalisten in der schweizerischen Demokratie so ganz
einfach vor der Wahlurne kapitulieren würden, mögen andere beantworten.)


Sehen wir uns auch diesen Glaubensartikel näher an. Manche Tatsachen wider-
sprechen ihm, Tatsachen, die wir alle kontrollieren können. Da ist z.B. das Bodenkapital,
das durch die regelmäßig vor sich gehenden Erbschaftsteilungen eher zentrifugalen als
zentripetalen Kräften ausgesetzt ist. Durch das Erstgeburtsrecht und durch Fidei-
kommisse suchte man früher der Pulverisierung des Bodenkapitals entgegenzuwirken.
Heute erstrebt man dasselbe Ziel durch Schutzzölle, deren Kosten das Proletariat 
zahlen soll. Das sind doch keine Zeichen einer gesetzmäßig und automatisch vor sich
gehenden Konzentration.  Heute sind die Bauern nur mehr dem Namen nach Eigen-
tümer des Bodens; die eigentlichen Besitzer sind die Inhaber der Hypotheken und
Pfandbriefe. Den Grundbesitz darf man darum heute nicht nur auf dem Lande suchen,
sondern in den Tresoren der Banken. Auf 1000 Grundbesitzer gibt es vielleicht 5000
Pfandbriefbesitzer. Wo ist da die Konzentration?


Dabei ist das Bodenkapital seiner Natur nach verhältnismäßig leicht zu verwalten und
erfreut sich außerdem noch besonderer Sympathien der Gesetzgeber (siehe die agra-
rische Gesetzgebung in allen Ländern, die nichts anderes ist als eine künstliche Verlang-
samung des natürlichen Zerfalles des Bodenkapitals!). Und wenn es so mit dem Haupt-
kapitalstück, dem Boden, steht, warum soll es mit den anderen Kapitalien anders sein?
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Die Erbschaftsgesetze, die das Bodenkapital zerzetteln, tun dasselbe auch mit den
übrigen Kapitalien. Bernstein war’s, der für nötig hielt, es einmal in gründlicher Weise zu
zeigen, dass die heutigen Riesenbetriebe an sich durchaus kein Beweis der Kapitalkon-
zentration seien, insofern als die Aktien dieser Unternehmungen in vielen Händen zu
sein pflegen. (Eduard Bernstein, Die heutige Einkommensbewegung) Zuweilen sind die
Arbeiter selber Besitzer solcher Aktien. (Die Goldminenaktien Afrikas lauten vielfach auf
1 Pfund = 25 Franken).  Sicher werden bei den Wahlurnen die Riesenwerke nicht von
einzelnen Personen, sondern von Millionen von Aktionären verteidigt. Und den Groß-
grundbesitz verteidigen dort die Pfandbriefbesitzer, die unter Umständen zahlreicher
sein mögen als das den Großgrundbesitz bearbeitende Proletariat. 


Aber abgesehen hiervon! Nehmen wir einmal an, eine Kapitalkonzentration fände wirk-
lich statt, und zwar gesetzmäßig und in der von den Proletariern erhofften Progression,
so wird man immer noch sich fragen müssen, ob die Kapitalisten solche für sie zur poli-
tischen Gefahr werdende Konzentration nicht selbst wieder sabotieren und verhindern
werden? Wer hindert sie denn daran, durch Erbschafts- und Steuergesetze der weiteren
Proletarisierung der Volksmassen entgegenzuwirken? Sicher werden es die
Sozialdemokraten nicht sein, die sie daran hindern werden, denn gerade sie fordern
immer wieder die progressive Einkommenssteuer! Diese Steuer ist aber das gegebene
Mittel, die Kapitalkonzentration in der für den Fortbestand der kapitalistischen Herrschaft
nötigen Grenze zurück zu dämmen. Wie die Kapitalisten durch den Schutzzoll den
Grundbesitz zu retten versuchten – so werden sie im entgegen gesetzten Fall durch
Importprämien den Grundbesitz zerschlagen, falls sie das für ihre Herrscherstellung für
nötig halten. Nötigenfalls verschenkt der Kapitalist einen Teil seiner Habe an Proletarier
und verwandelt diese so in eine politische Schutztruppe. Wenn der König von England
ein Gesetz durchdrücken will, so bedient er sich dazu des sogen. Pairschub (Pairschub:
das Recht der Krone, eine Anzahl von Pairs willkürlich zu ernennen, um der Regierung
die Majorität in der ersten Kammer zu sichern). Und wenn die Kapitalisten sich die
Macht sichern wollen, so werden sie sich desselben Mittels bedienen. Mit einer Aktie,
einem Sparkassenbuch, einer unentgeltlichen Grabstätte kann man zu jeder Zeit die
Pairs von links nach rechts schieben und Rot in Gelb verwandeln.


Man wird vielleicht sagen, dass die Kapitalisten zu kurzsichtig seien für solche Politik
der Selbstverstümmelung, dass der Kapitalist blindlings sein Ziel, die Vergrößerung 
„seines“ Besitzes verfolgen wird. Da wären z.B. die amerikanischen Milliardäre. Doch da
unterschätzt man den Weitblick dieser Klasse.  So lange das ganze Volk dem Dollar
nachjagt, wissen Morgan und Konsorten, dass sie nichts zu fürchten haben. Sie haben
mit ihren Milliarden die Presse, sogar die Hochschulen und die Kirchen. Da hat es vor-
läufig keine Gefahr. Der Kampf gegen die Fideikommissbildung, das Interesse derselben
bürgerlichen Kreise für den Kleingrundbesitz (small holdings in England) entspringen
diesem kapitalistischen Selbsterhaltungstrieb. Und im Übrigen erinnere man sich hier
des Ausspruches des Zaren Alexander II.: „Entweder revolutionieren wir von oben oder
die Mujiks tun es von unten; entweder geben wir den Mujik freiwillig (?) einen Teil 
unseres Grundbesitzes oder die Mujik nehmen sich das Ganze.“


Dieser Ausspruch zeugt am besten für die Aussichtslosigkeit der auf die Kapitalkon-
zentration sich stützenden proletarischen Hoffnungen. Die Kapitalkonzentration wird –
wenn sie vor sich gehen sollte – niemals die Grenze politischer Gefahr überschreiten.
Der Kapitalist wird diese Entwicklung immer selber sabotieren; das Proletariat wird
immer in der Minderheit gehalten werden.
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Ein anderes, höchst wirksames Mittel, die Kapitalkonzentration immer und immer wie-
der zu sabotieren, haben die Kapitalisten in den Währungspfuschereien zur Verfügung.
So war in den Jahren 1875 – 1885 durch Einführung der Goldwährung der verschuldete
Grundbesitz in höchste Not geraten und die Gefahr lag nahe, dass der Boden in seiner
Gesamtheit unter den Hammer kommen würde. Dann hätte sich wiederholt, was sich im
alten Rom ereignete, als die Silberbergwerke Spaniens, die den Stoff für die
Geldfabrikation der Römer lieferten, erschöpft waren und wegen Mangel an Geld die
Preise der landwirtschaftlichen Produkte so weit sanken, dass die Bauern die
Hypotheken nicht mehr verzinsen konnten. Damals wurde in Rom in Folge dieser
Währungsnöte der Boden zu Latifundien zusammen gewuchert. Da man in jener Zeit
das Papiergeld noch nicht kannte, auch solches ohne die Buchdruckerfindung nicht
hätte machen können, und auch damals die Goldproduktion zugleich mit der des Silbers
versagte – so blieb den Römern nichts anderes übrig als dem „Kladderadatsch“ tatenlos
zuzusehen. Mit jener Latifundienbildung (Kapitalkonzentration) ging Rom und das
Kapital fast spurlos zu Grunde.


Was taten nun die Agrarier in Deutschland, Frankreich und Nordamerika, um der 
drohenden Gefahr der Latifundienbildung zu begegnen? Sie forderten die Rückkehr zum
Bimetallismus und erreichten wenigstens, dass die Liquidation der Silbermünzen-
bestände aufgehoben oder wenigstens verzögert wurde. (Noch heute sind die Fünfliber
im Umlauf, ebenso die Silbernoten der Vereinigten Staaten). Daneben setzten sie
Sperrzölle durch für alle landwirtschaftlichen Produkte – die wenigstens vorübergehend
helfen sollten und auch halfen. So gelang es ihnen, den weiteren Rückgang der Preise
zu verhindern, bis im Jahre 1890 die ungeheuren Goldfunde in Afrika dem Preisrück-
gang und damit der Not der Grundbesitzer ein Ende machten. 


Heute brauchen die Kapitalisten keine Doppelwährung, keine Sperrzölle und der-
gleichen mehr, um die Preise auf gewünschter Höhe zu halten. Sie haben gelernt, Geld
aus Papier zu machen und damit verfügen sie über ein unfehlbares Mittel, die
Kapitalkonzentration zu jeder Zeit zu sabotieren und sich dadurch ewig die Majorität zu
erhalten. So hat z.B. die Nationalbank seit Beginn des Krieges ihren Notenumlauf ver-
doppelt und dadurch alle Preise willkürlich in die Höhe getrieben.


Die Bauern, Handwerker, Unternehmer, Kaufleute sehen, dass durch diesen einfachen
Streich ihre Aktiva (Viehherden, Acker, Waren, Häuser, Maschinen u.s.w.) sich ver-
doppelt haben, während ihre Passiva (Hypotheken, Wechsel, Obligationen, Schuld-
scheine usw.) unverändert blieben. Sie sehen, dass sie so 50 Prozent ihrer Schulden
losgeworden sind. (Im Grunde genommen die uralte mosaische Sabotage der Kapital-
konzentration; ein Jubeljahr auf 50% herabgesetzt.) Da nun fast das gesamte Kapital
eines Landes bei der ausgedehnten modernen Kreditwirtschaft die Form von Geldforde-
rungen genommen hat, so kann man sagen, dass durch die genannte Kapitalsabotage
der Nationalbank die Hälfte des gesamten Kapitals von den Gläubigern auf die
Schuldner übergegangen ist, also eine Kapitalzersplitterung größten Stils, die die
Nationalbank nach Belieben fortsetzen und wiederholen kann, wenn es aus politischen
Gründen ratsam erscheint, der Proletarisierung der Volksmassen Halt zu gebieten. Wer
die Währung beherrscht, kann zu jeder Zeit und in beliebigem Umfang Pairschub vor-
nehmen und seinem Anhang so die Macht erhalten.


Der Kapitalist ist also wie die Bakterie stets und in fast beliebigem Umfang teilbar. Der
Proletarier aber ist unteilbar.
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Ein Milliardär kann zu jeder Zeit in 50.000 Miniatur-Rentiers von je 1000 Franken
Einkommen zerlegt werden. Wirtschaftlich ist das für das Proletariat gleichgültig, wie es
dem Schafe gleichgültig ist, ob es vom Wolf oder den Räudemilben gefressen wird.
Politisch ist es jedoch nicht einerlei, ob eine Milliarde Kapital bei den Wahlurnen von
einem Milliardär oder von 50.000 kleinen Rentiers vertreten wird. Auch darf hier nicht
vergessen werden, dass bei der gewaltigen Produktionskraft des mit modernen
Maschinen ausgerüsteten und geschulten Arbeiters (Ausdruck aus dem Erfurter
Programm) ganz gut einmal eine Zeit kommen kann, wo das heutige Verhältnis 
zwischen der Zahl der Arbeiter und Rentiers auf den Kopf gestellt und auf jeden Arbeiter
mehrere, wenn auch nur kleine Rentiers (wie in Frankreich) kommen werden, wo das
Wort „die große Masse“ sich auf die Schmarotzer beziehen wird. Wie könnte in solchem
Falle der Arbeiter dann noch durch den Wahlzettel zur Herrschaft kommen?  


Proletarier, die ihr vom Wahlzettel die Vormacht erwartet! Es ist ein Traum! (Dass die
Wahlzettelpolitik Unsinn ist, haben auch schon die norwegischen Minderheitssozial-
demokraten erkannt und erklärt. Sie sagen in ihrem Beschluss: Die Sozialdemokratie
kann das Recht der besitzenden Klassen, die Arbeiter auszubeuten, nicht anerkennen,
selbst wenn sich dieses Recht auf eine Majorität in der Gesetzgebung stützt! La
Sentinelle 10/4  1914. Mit dem Majoritätsschwindel wird das Proletariat ewig ausge-
beutet werden.) 


1.4   Die Anziehungskraft des Zukunftsstaates auf die 
nicht-sozialistischen Arbeiter


Der Proletarier hat so oft von der großen wimmelnden grauen Masse gehört, dass er
sich für unüberwindlich hält. Doch überschätzt er seine Zahl und damit auch seine
Macht. Sie ist gar nicht so groß im Vergleich zu den Volkselementen, die sich nicht zu
den Proletariern rechnen. Ja, wenn alle die, die sich im Schweiße ihres Angesichts ihr
Brot verdienen müssen, geschlossen gegen den gemeinsamen Feind – den
Zinsbezüger – vorgingen, dann brauchten sie ja nicht einmal politisch die Mehrzahl zu
sein, um ihren Willen durchzusetzen. Was könnten die Zinsbezüger tun, wenn alle die,
die arbeiten, sich gegen sie wendeten? Deshalb ist es ja auch ganz richtig, wenn der
Arbeiter singt:


„Alle Räder stehen still, wenn dein starker Arm es will!“


Was will der Rentier, wenn alle Räder still stehen? Als Arbeiter im Sinne dieses „star-
ken Armes“ müssen wir aber nicht allein den eigentlichen Lohnarbeiter betrachten, son-
dern alle, die nicht von Zinsen leben – also die Bauern, Kaufleute, Beamten, Ingenieure,
Chemiker, Baumeister, Künstler, Geistliche, Lehrer, Ärzte - kurz jeder, der nur dann
essen kann, wenn er arbeitet. Nur dann, wenn es gelingt, alle diese Arbeiter unter einen
Hut zu bringen, werden auf das Kommando „Stillgestanden“ alle Räder auch wirklich still
stehen.


Und wie sieht es nun mit der Anziehungskraft aus, den der proletarische Zukunftsstaat
auf die „Arbeiter“ ausübt? Das Programm des Zukunftsstaates müsste m.E.  von Leuten
entworfen werden, die einen Einblick in das Leben und Treiben der Menschen geworfen
haben, die sich heute ihr Leben in Freiheit gestalten können. Denn der Zukunftsstaat
soll doch ein Fortschritt sein. Das Leben im Zukunftsstaat soll frei, schön, sorglos sein –
aber was weiß der Arbeiter heute aus persönlicher Erfahrung, was ein schönes, freies
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Leben ist? Wenn jemand zum Baumeister des Zukunftsstaates berufen wäre, so müsste
das m.E. eher der Rentier sein. Das Leben, das dieser heute führt, mit den
„Beschränkungen“, die die Arbeit mit sich bringt, das sei das Leben aller – im
Zukunftsstaat.


Das höchste Gut ist die Unabhängigkeit, die Freizügigkeit, die Selbstverantwortung.
Wer diese Güter auch nur 14 Tage genossen hat, wird vom proletarischen Zukunftsstaat
mit seiner allgemeinen Verstaatlichung, Gebundenheit, Bevormundung nichts wissen
wollen. Mit diesem Programm kann man bei den oben genannten Arbeiterkategorien
nicht krebsen gehen. Sie werden ausnahmslos sagen: Lieber ertrage ich die kapitalisti-
sche Ausbeutung, als dass ich mich zum Staatsknecht degradieren lasse. Mit dem pro-
letarischen Zukunftsstaat kann man nur auf den Hund gekommene Menschen vom Ofen
locken. Menschen, die sich sagen: Im kommunistischen Staate kann es auch im
schlimmsten Fall nicht schlimmer gehen als heute. Leute, die nichts zu verlieren haben,
sind nicht die geeigneten Architekten des Zukunftsstaates.


Sieht man ab von dem Druck, den der Kapitalismus auf alle Arbeiterklassen ausübt
(und zwar proportional dem Einkommen!), so ist die Freiheit, die die heutige
Wirtschaftsordnung dem Menschen bietet, fast eine ideale. Sobald man seine Steuern
bezahlt hat und sich hütet, gegen die Gesetze zu handeln, kümmert sich der Staat nicht
mehr um uns. Wir können tun und lassen, was wir wollen – im Umfange unserer Mittel.
Kein Mensch fragt danach, wie wir unser Leben gestalten wollen, was wir mit unserem
Geld machen, warum wir hierhin, dorthin reisen. Wir wohnen, wo wir wollen, wählen
unsere Berufsarbeit, studieren oder verbringen unsere Zeit am Biertisch. Niemandem
sind wir Rechenschaft schuldig. Wären wir die Zinsbezüger los, Götter könnten uns
beneiden. Es steht jedem frei, sich als Dichter, Künstler, Schriftsteller auszugeben und
zu benehmen. Kein Mensch fordert vom Künstler eine staatliche Approbation. Es ist
seine Sache, ob er Absatz für seine Werke und Machwerke findet. Findet er keinen
Absatz, hungert er, so darf er den Staat dafür nicht verantwortlich machen. Findet der
Schriftsteller keinen Verleger, so kann er immer noch auf eigene Kosten seine Werke
drucken lassen, wobei ihn seine Freunde unterstützen mögen.


Wie soll das alles im Staatssozialismus geregelt werden? Wie soll man da noch eine
staatsfeindliche Zeitung in den Staatsdruckereien auf Staatskosten drucken lassen 
können und sich den Schriftstellerlohn aus der Staatskasse bezahlen lassen? Wie sollte
eine Arbeitergruppe ihrer Opposition Ausdruck geben können? Darüber können die
Berner Genossen vielleicht Auskunft geben. Wer soll die Künstler und Erfinder ernen-
nen? – Der Bürokrat. Wer gibt ihnen die Aufträge? – Der Bürokrat. Wer führt die phan-
tastischen Pläne der Erfinder aus? – Der Bürokrat. Wer lässt kein grünes Hälmchen
mehr wachsen? – Der Bürokrat.


Acht Stunden täglich sollen alle dichten, meißeln, malen, erfinden. Und acht Stunden
täglich soll der einsame Bauer auf dem Berg die Kühe hüten!


Dem bedrückten Manne in der finsteren Kohlengrube, in der lärmenden Fabrik, vor
den Glutmassen des Hochofens möge das alles nur Kleinigkeiten bedeuten. Und jeder,
der in solcher schrecklichen Lage ist, wird vernünftigerweise so urteilen. Aber nach
Abschüttelung des Schmarotzertums sollen sich ja die Verhältnisse für Alle in der Art
bessern, dass sie zur Besinnung kommen. Und mit der Besinnung kommt der Drang
nach Freiheit und Selbständigkeit, kommt der unüberwindliche Widerwille gegen die
Bevormundung, der Hass gegenüber dem nun zur Wirklichkeit gewordenen
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Zukunftsstaat. Mit absoluter Sicherheit würde der Wohlstand, den man vom
Zukunftsstaat erwartet, den Geist erwecken, der diesen Zukunftsstaat in Trümmer 
schlagen wird. Er würde – vorausgesetzt, dass er den Wohlstand brächte – sich selbst
aus den Angeln heben.


Wenn es darum nicht gelingt, dem Zukunftsstaat eine Verfassung zu geben, die die
Freiheit, Selbstverantwortung, Selbständigkeit aller Bürger gewährleistet und den
Kommunismus niemandem aufzwingt, bleibt die Hoffnung auf eine Vereinigung aller
Arbeiter und damit auf die Übermacht des Arbeiterstandes – eine eitle.  (Niemand 
hindert die Sozialisten daran, heute schon kommunistisch zu leben. Sie können, wenn
sie wollen, den Kommunismus auf Weiber, Kinder und namentlich auf den Lohn über-
tragen. Niemand wird sie darin stören. Dass das nicht geschieht, zeugt wider den 
kommunistischen Geist.)


2   Was uns die Ruinen Babylons, Athens, Roms sagen


Wer Übung darin hat, die Geschichte der Völker durch die wirtschaftliche Brille zu
betrachten, kommt leicht auf den Gedanken, dass der Untergang der antiken Staaten
einem Kladderadatsch zuzuschreiben ist, gleich dem, den Bebel unserer Wirtschaft 
prophezeite auf Grund der unmöglichen Verhältnisse, die die Zinses-Zins-Rechnung
schafft. Wie aber im Kapitel 1.3 gezeigt wurde, kann der Kapitalismus sich gar nicht 
über eine bestimmte Grenze hinaus entwickeln, infolge der hier einsetzenden
Selbststeuerung oder Autosabotage. Wenn wir also den Untergang Roms, Babylons,
Jerusalems wirtschaftlich erklären wollen, so müssen wir das Problem von einer ande-
ren Seite anfassen, und zwar von der Seite der Geldfabrikation. 


Kultur ist nichts anderes als Arbeitsteilung, und die Arbeitsteilung liefert Waren, die
durchaus auf Austausch angewiesen sind. Nur so weit der Tausch möglich ist, kann sich
die Arbeitsteilung und damit die Kultur entwickeln.


Bei entwickelter Arbeitsteilung wird der Gebrauch eines Tauschmittels, d.h. des
Geldes, unentratbar, der direkte Tausch (Tauschhandel) stößt bald auf Schwierigkeiten,
die nur mit dem Gebrauch des Geldes zu lösen sind. Erst mit dem Geld kann sich der
Handel, der Austausch der Produkte, freier entwickeln. Darum sind der Tausch, die
Arbeitsteilung, die Kultur – und die Macht der Staaten durchaus abhängig vom
Gebrauch eines Tauschmittels, des Geldes.


Je besser das Tauschmittel seinen Dienst versieht, umso höher die Kultur, umso 
größer die Macht des Staates. (Man beachte, dass die Waffen der römischen Soldaten
Produkte der Arbeitsteilung waren.)


Nun ist es eine Tatsache, die man heute selbst bei den „wissenschaftlich“ vorgehen-
den Sozialisten noch wenig oder gar nicht beachtet findet, dass der Handel, der
Austausch der Waren, und damit die Arbeitsteilung bei rückgängigen (fallenden) Preisen
rechnerisch unmöglich wird. Wer in Perioden rückgängiger Preise irgendein Geschäft
oder eine Industrie gründet oder ein landwirtschaftliches Unternehmen mit Hilfe von
Hypotheken ersteht, der wird aller Regel nach Geld verlieren. Und wenn diese rück-
gängige Periode lang genug anhält, werden schließlich die Aktiva durch die Passiva
ganz verschlungen. Arbeitslosigkeit, Krisen, Zahlungseinstellungen wird man als allge-
meine Erscheinung immer nur bei weichenden Preisen beobachten. (Anm: Wer die
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Erklärung dazu will, lasse sich die Schriften des Schweizer Freiland- und Freigeld-
Bundes kommen.)


Die Preise fallen aber dann, wenn es an Geldstoff fehlt und wenn wegen mangelnder
Geldfabrikation der Markt ungenügend mit Geld versorgt wird. Geldmangel bedeutet
also Preisfall und Preisfall bedeutet Krise, Bankrott der Kaufleute, Unternehmer und
Landwirte.


Geldmangel führt zu einem allgemeinen Krebsgang und, wenn er andauert, zur
Einstellung der Arbeitsteilung und zum Verlust aller Vorteile, die uns diese bietet.
Geldmangel und Rückgang der Warenpreise bricht die Macht jedes Kulturstaates. 
Dann kommen die Barbaren und überrennen den wehrlos gewordenen Staat.


So war es in Rom, in Babylon, in Jerusalem. In Jerusalem hatte Salomon das Geld 
zu Zierrat für den Tempel einschmelzen lassen. (s. Barnabas: Joseph, Salomo und die
Kriegsfinanzen. Verlag des Schweiz. Freiland- und Freigeld- Bundes) So fehlte das Geld
für den Handel und für die auf Arbeitsteilung eingestellte Industrie. Der „weise“ Salomon
vernichtete so die Ursache der Blüte seines Staates. In Rom konnte man kein Geld
mehr machen, weil die das Silber liefernden spanischen Bergwerke abgebaut waren.
Etwa vom Jahre 100 n.Chr. bis zum Ende des Mittelalters waren die Geldmetallfunde
durchaus unzulänglich, um den Abgang an Geld zu ersetzen, den der Verschleiß und
das Verlieren, Vergraben der Münzen, die Verarbeitung der Münzen zu Zierrat und reli-
giösen Gefäßen und der damals schon immer passive Handel mit dem Orient mit sich
brachten.


Die Ruinen der untergegangenen Städte beweisen also durchaus nicht, dass sich dort
etwa der Kapitalismus zu Tode entwickelt hatte. Sie zeigen nur, wie es der Arbeitsteilung
und damit auch der Kultur und der Macht der Völker ergeht, wenn man die Herstellung
des Geldes vom Zufall der Gold- und Silberfunde abhängig macht. Von einem
Kladderadatsch, von einer Gigantanasis des Kapitals im Sinne der Bebel’schen
Prophezeiung kann keine Rede sein. Jetzt, da man Geld aus Papier zu machen ver-
steht, wird es überdies zu einem Kladderadatsch aus Geldmangel nicht mehr kommen.
(s. die Schriften des Schweizer Freiland- und Freigeld-Bundes) Alle Hoffnungen auf eine
„Entwickelung“ zum sozialen Staat sind eitel.


3   Proletarische Aktionen
3.1   Der Achtstundentag


Betrachten wir uns jetzt die Aussichten des Proletariats vom Standpunkt seiner bis-
herigen Aktionen. Es wird sich zeigen, dass mit keinem einzigen dieser Kampfmittel dem
Kapital jemals auch nur ein Haar gekrümmt wurde, ja, dass die meisten Aktionen sogar
den Charakter als Bumerang in ausgeprägtester Form tragen. 


Mit dem Achtstundentag (der übrigens aus hygienischen Gründen durchaus und mit
allen Mitteln zu erstreben ist) wird weniger produziert und damit die Zeitspanne von
einer Krise zur anderen verlängert. Statt alle fünf Jahre kommt mit dem Achtstundentag
die Krise jetzt alle acht oder zehn Jahre. Während man früher 12 Stunden und mehr
arbeitete, um sich dann in monatelanger Arbeitslosigkeit zu „erholen“, arbeitet man jetzt
kürzere Zeit, dafür aber mit verkürzten Ferien. Die in Abschnitt 1.3 beschriebene
Autosabotage braucht der Kapitalist mit dem Achtstundentag seltener in Anwendung zu
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bringen, um sich gegen eine drohende Kapitalüberproduktion (nicht mit Warenüber-
produktion zu verwechseln!) zu sichern. Das ist alles, wenn es auch schon sehr viel für
den Arbeiter wie für den Kapitalisten ist. Jeder einsichtige Kapitalist wird im eigenen
Interesse für den Achtstundentag eintreten. Wenn man den Sechsstundentag einführte,
so brauchte der Kapitalist überhaupt nicht mehr zu streiken und vielleicht könnte der
Kurs des Kapitals von 4 auf 8% steigen. Ihm, dem Kapitalisten, wäre das recht.


Aber betrachten wir hier einmal den Achtstundentag von einer anderen Seite. Nehmen
wir an, es wäre geglückt, die periodischen Krisen zu überwinden, dadurch, dass der
Mechanismus der kapitalistischen Autosabotage zerstört worden wäre. (Anm: Wie das
geschehen kann, erfährt man aus den Schriften des S.F.u.F.B.) Die etwa im Übermaß
erzeugten Waren (Überproduktion von Waren) müssten die Kapitalisten jetzt eigen-
händig in eine Überproduktion von Kapital überleiten.


Wer arbeitslose Bauhandwerker zusammenruft, unverkäufliche Baumaterialien
(Warenüberproduktion) kauft, um dann Mietskasernen zu bauen, der verwandelt die
Warenüberproduktion in Kapitalüberproduktion, der leitet den Druck von den Preisen 
ab auf den Zins.


Dann würde das Kapital zusammen mit der Warenproduktion wachsen. Je mehr die
Arbeiter schaffen würden, umso stärker würde das Angebot von Kapital. Und dieses
Angebot drückt auf den Zins des Kapitals, wie das Angebot von Waren auf den Preis der
Waren drückt. Denn der Kapitalzins wird genau wie der Warenpreis durch Angebot und
Nachfrage bestimmt. Dauert dieser Druck genügend lange an, so verschwindet der Zins
vollständig; er geht von 5 auf 4 - 3 - 2 - 1 - 0% herab. Damit ist aber das eigentliche Ziel
aller proletarischen Aktionen erreicht – der Mehrwert, die Ausbeutung ist aus der Welt
geschafft. Und mit der Beseitigung der Ausbeutung genügt wieder der Vier-, Fünf- oder
Sechsstundentag, um das Kapitalangebot auf gleicher, den Zins vernichtenden Höhe zu
halten und dem Arbeiter gleichzeitig doppelten Arbeitsertrag (nicht mit Arbeitsprodukt zu
verwechseln) zu verschaffen.


So lange mit der Autosabotage des Kapitals (Abschnitt 1.3) zu rechnen ist, ist auch 
die Acht-, ja Sechsstunden-Forderung ganz vernünftig. Scheidet dieser Faktor jedoch
einmal aus, so wird umgekehrt die volle Anspannung aller Kräfte, die intensive verstän-
dige, freudige Arbeit das gegebene Mittel, um das Kapital zu überwinden und den
Sechsstundentag möglich zu machen bei verdoppeltem Arbeitsertrag. Triefend von
Schweiß werden wir den sozialen Staat betreten – wenn wir ihn betreten sollen.


3.2   Steuerpolitik


Die proletarische Steuerpolitik (Kampf für die progressive Einkommenssteuer, Kampf
wider die indirekten Steuern, Kampf wider die als überflüssig erachteten Staatsaus-
gaben (Rüstungen) leistet als Agitationsmittel (falls der wirtschaftliche Druck als
Agitationsmittel nicht ausreicht) vielleicht gute Dienste, aber dem Kapital krümmt der
Proletarier auch damit kein Haar. Diese Politik geht von der Voraussetzung aus, dass
der Lohn des Arbeiters durch die nationale Steuerpolitik erfasst werden könne, dass 
also der Arbeitslohn eigentlich keine internationale Größe sei.


Es stellt sich jedoch bei scharfer Betrachtung der wirtschaftlichen Vorgänge heraus,
dass weder der Lohn noch das Kapital überhaupt besteuert werden können, dass Zins
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und Lohn als internationale Größen alle ihnen auferlegten Steuerbürden restlos abwäl-
zen können. Auf wen? Nur einen gibt’s noch, der sich neben dem Lohn und dem Zins in
die Arbeitsprodukte teilt – und das ist die Grundrente. Diese muss also die vom Lohn
und Zins abgeschüttelten Steuerbürden tragen. Und sie tut’s auch – und muss es.


Drückt man in der Schweiz den Kapitalertrag durch Steuern unter das internationale
Niveau, so denkt schon kein Kapitalist mehr daran, in der Schweiz ein Mietshaus, eine
Fabrik zu bauen. Die schweizerischen Kapitalisten ziehen dann vor, die sich bildenden
neuen Kapitalien im Ausland anzulegen. Und dann können die schweizerischen Haus-
und Fabrikbesitzer wegen mangelnder Konkurrenz die Mieten erhöhen und die an den
Grundbesitzer zu zahlenden Renten herabsetzen, und zwar so weit, bis der „normale“
internationale Zins netto zum Vorschein kommt und der Bau neuer Häuser und Fabriken
in der Schweiz wieder einsetzen kann. Bis das geschieht, würden die Haus- und
Fabrikbesitzer allerdings die ihnen auferlegten Steuern tragen, aber wiederholen dürfte
man das Experiment nicht, weil die Kapitalisten dann nicht auf ihre Rechnung kämen
und die Schweiz als Anlageland für Kapital ganz meiden würden. Dann stiege der Zins
über das internationale Niveau, um sich dauernd darüber zu halten.


Und wie der Kapitalist, so macht es der Lohnarbeiter; auch er wälzt von sich ab, so
viel ihm durch direkte oder indirekte Steuern aufgebürdet wird. Wie es dem Arbeiter
gleichgültig ist, ob er in Weinbergen, fetten Wiesen oder im Moor arbeitet, ob er
Diamanten oder Kohlen schaufelt, ob die Fabrik 0 oder 10% Dividende verteilt, ob der
Unternehmer zu Wohlstand gelangt oder Bankrott macht, so muss es ihm auch gleich-
gültig sein, wie das Land verwaltet wird, ob die Staatseinnahmen ordentlich verausgabt
oder verschleudert werden, ob man vom Arbeiter 100 – 1000 oder 5000 Franken Steuer
erhebt, ob diese Steuer als Kopfsteuer oder als indirekte Steuer erhoben wird oder gar
ob der Staat dem Arbeiter aus der Steuerkasse einen jährlichen baren Beitrag zahlt. Alle
diese Dinge kommen ja doch im Lohnvertrag zur Verrechnung. Erhält der Kellner keine
Trinkgelder, so muss ihm der Wirt einen Lohn zahlen; dort, wo es aber Sitte ist, hohe
Trinkgelder zu zahlen, muss umgekehrt der Kellner dem Wirt eine Lizenz bezahlen. Für
den Kellner ist das einerlei. Ebenso für den Wirt. Nur dem Besitzer des Grundstücks, auf
dem der Wirt und der Kellner arbeiten, ist es nicht einerlei. Die Grundrente gleicht das
alles aus. Sie setzt Lohn und Kapitalzins allzeit auf das internationale Niveau herab oder
herauf. Sie wirkt wie ein Staubecken zur Regulierung des Wassers in den Kraftwerken
(Anm: Näheres über diese wichtigen Dinge in den Schriften des Schweizerischen
Freiland- und Freigeld-Bundes).


Was haben die Proletarier aller Länder gegen das Militärbudget aus lohnpolitischen
Gründen geschimpft! Diese Milliarden, die da wieder für Kanonen gefordert und durch
Bier- und Tabaksteuern gedeckt werden sollen – wir Proletarier müssen sie zahlen! So
sagte man in Berlin, in Paris, in London. In Wirklichkeit haben die Arbeiter aber nie einen
Happen zu den Kosten der Kanonen beigetragen. In Preußen arbeiteten vor dem Krieg
über eine Million italienischer, polnischer, amerikanischer, belgischer, holländischer
Wanderarbeiter, also Männer, denen die ganze Welt offen stand, von denen
Hunderttausende auch oft den Ozean gekreuzt hatten. Und sie fanden, dass sie in
Amerika und Holland, wo es keine Soldaten gab, nicht besser leben konnten als im
Schatten der kostspieligen preußischen Geschütze! Wie kam das? Wo blieb das Geld,
dass die holländischen und amerikanischen Proletarier am Militärbudget sparten? Das
Staubecken, die Grundrentner nahmen es auf. Statt Geschützarbeiter hatten die
Amerikaner Milliardäre und Lakaien. Was nützt das aber dem Proletarier?
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Es waren also Windmühlenkämpfe, die die Vertreter des Proletariats in den
Parlamenten gegen die Steuern führten. Völlig verlorene Zeit. Wie anders wäre es
gewesen, wenn die Arbeitervertreter in den Parlamenten gesagt hätten: Besteuert uns,
so viel ihr wollt, es ist uns ganz einerlei; wir wälzen alle Steuern restlos mitsamt den
Erhebungskosten auf die Grundrenten ab. Das wirtschaftliche Lohngesetz macht alle
eure bösen Pläne zu Schanden. Baut Kanonen – ihr werdet sie restlos zahlen. Führt
Krieg – ihr traget die Kosten. Der Proletarier kann nicht besteuert werden. Alle Torheiten,
die ihr in der Verwaltung des Staates, die nichts anderes ist als Grundbesitzverwaltung,
begeht, die Grundrentner müssen sie zahlen. 


3.3   Streikpolitik


Der Lohn ist das Produkt eines Handels, nicht eines Kampfes. Der Schwerpunkt, um
den der Lohn im Einzelfall pendelt, ist der Ertrag der Arbeit auf Freiland. Wer den Lohn
allgemein heben will, muss seinen Schwerpunkt, den Arbeitsertrag auf Freiland, heben.
Alles andere ist vertan. Sobald man durch Streik den Lohn  über den Arbeitsertrag auf
Freiland hebt, löst man auch schon den Rammbock aus, der ihn ebenso tief unter die-
ses Niveau niederschlägt. Drückt umgekehrt der Unternehmer den Lohn unter diese
Grenze, so wird er sich bald umsonst nach Arbeitern umsehen und durch
Lohnaufbesserung seine Sünden gutzumachen suchen. Namentlich einseitig nationale
Streikpolitik ist vergebliche Arbeit. Wenn die Unternehmer unter dem Zwange ihrer
Lieferungskontrakte den Lohnforderungen der Arbeiter nachgeben und infolgedessen
die herkömmliche Dividende nicht mehr herauswirtschaften können, so entsteht auch
ganz sicher durch Autosabotage der Kapitalisten an anderer Stelle Arbeitslosigkeit. So
geht der Streik, wenn er Erfolg hat, notwendigerweise auf Kosten anderer Arbeiter. Noch
schlimmer ist es, wenn einzelne Gewerkschaften durch besonders straffe Organisation
ihre Lohnsätze über das allgemeine Niveau heben. Um diesen gehobenen Lohn zu ver-
teidigen, müssen sie dann die diesem Berufe zuströmenden Arbeitskräfte durch
Gewaltmittel fernhalten, wie z.B. durch Beschränkung der Lehrlingszahl. Was soll aber
aus dem Nachwuchs werden, wenn solche Gewerkschaftspolitik allgemein befolgt
würde? Solche Lohnerhöhungen gehen dann auf Kosten des schwächsten Teiles der
Arbeiter, auf Kosten der Lehrlinge (oder auch der Konsumenten) während der Arbeiter
doch das Kapital treffen möchte. Sobald man zu solchen Gewaltmitteln greifen muss,
gibt man den Grundsatz der Solidarität auf. Nichts wäre aber dem Proletariat verderb-
licher, als wenn die Lohnpolitik die einzelnen Gewerkschaften in Gegensatz zu einander
brächte. So lange das Kapital selber Autosabotage treiben muss, um seinen historisch
normalen Kurs von 4 – 5 % zu behaupten, ist es gänzlich überflüssig, dass die Arbeiter
sie darin durch Streik und gewerkschaftliche Lohnpolitik auf Kosten der Solidarität der
Arbeiter unterstützen. Will man den Lohn allgemein heben, so muss man seinen
Schwerpunkt heben, d.h. den Arbeitsertrag auf Freiland. Gewerkschaftliche Lohnpolitik
kann dem Kapital niemals etwas anhaben – und ist darum den allgemeinen
Arbeiterinteressen schädlich und zu verwerfen.


Zeigt der Kurs des Kapitals einmal die Neigung über 4 – 5 % hinaus zu steigen, so
braucht der Proletarier auch noch nicht zu streiken, um durch erhöhte Lohnforderungen
sich dieses Mehr zurückzuholen. Dazu genügt schon die Konkurrenz, die sich die
Kapitalisten selber machen. Die Geschichte von mehreren 1000 Jahren zeigt, dass der
Zins eine eherne Größe ist, dass er schnell und sicher auf seinen Schwerpunkt zurück-
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fällt, sobald er durch außergewöhnliche Verhältnisse aus dem Gleichgewicht gebracht
wird. (s. die Freigeld-Zins-Theorie) Ist es z.B. für die Hausbesitzer und den Mietzins
nicht ganz einerlei, ob der Kapitalist oder der Arbeiter streikt? In beiden Fällen stockt die
Bautätigkeit, in beiden Fällen geht wegen Wohnungsmangel der Mietzins herauf. Hier
sieht man es genau, wie der Streik, einerlei ob er vom Kapitalisten oder vom Arbeiter
ausgeht, dem Kapital, in diesem Fall dem Hauskapital zu gute kommt.


Es gibt Zeiten, wo unter dem Druck irgendeiner Währungspfuscherei alle Preise in 
die Höhe gehen. Das war z.B. 1890 – 1911 der Fall. Begleitet findet man solche
Preissteigerung (Hochkonjunktur) regelmäßig von starker Anspannung aller produktiven
Kräfte. Die Arbeiterreservearmee (die sonst den Streikenden in den Rücken zu fallen
pflegt) löst sich auf und diejenigen Unternehmer, die Arbeiter brauchen, müssen sie
ihren Konkurrenten durch erhöhte Lohnangebote abluxen - was dann die anderen
Unternehmer zwingt, ihrerseits die Löhne zu heben. In solchen Fällen ist es in der Regel
nicht nötig zu streiken, um die Löhne auf das gehobene Niveau der Warenpreise (und
darüber) zu heben. Meistens wird der Unternehmer durch den Wegzug einzelner
Arbeiter über die Lage des Arbeitsmarktes unterrichtet. Wenn er klug ist, wird er wissen,
was er tun muss, um weitere Arbeiter vom Wegzug abzuhalten und den Streik der ver-
bleibenden zu verhüten. Denn diesen Streik würde er sicher verlieren. Darum kann man
sagen, dass der Streik nur dort Anwendung haben soll, wo der Unternehmer die Zeichen
des Arbeitsmarktes nicht richtig deutet. Der Arbeitsmarkt reguliert sonst die Löhne 
automatisch. 


Je freizügiger die Arbeiter sind, umso empfindlicher wird dieser Automat arbeiten.
Eigentlich freizügig sind aber nur die Wanderarbeiter, die ledigen Arbeiter. Darum müss-
ten die Gewerkschaften dafür sorgen, dass in den einzelnen Betrieben stets ein
bestimmter Prozentsatz von ledigen Arbeitern (Wanderarbeiter, kinderlose Arbeiter etc.)
vorhanden sei. Noch wirksamer wäre es, wenn die Gewerkschaften die Umzugskosten
der Arbeiter auf ihre Rechnung nähmen. Aber dem Kapital würde auch hier kein Haar
gekrümmt.


3.4   Teuerungsaktionen


Steigende Warenpreise bedeuten für das Proletariat durchaus nicht immer verstärkten
Notstand. Im Gegenteil nimmt in Friedenszeiten der Notstand mit der allgemeinen
Preissteigerung in der Regel sogar eher ab als zu. Nennt man eine Sache „teuer“, weil
man sie mit dem gewohnten Opfer an Arbeit nicht mehr erlangen kann, so bedeutet
Teuerung allerdings Notstand, aber wenn der Lohn zusammen mit den Warenpreisen
steigt, wie das in den sogen. Hochkonjunkturen der Fall ist, so darf man Preissteigerung
nicht mit Teuerung verwechseln. Im Gegenteil hat solche Preissteigerung sogar die vom
Proletariat niemals hoch genug einzuschätzende Folge, dass die mit der Hochkonjunktur
einsetzende allgemeine Belebung der Industrie die Arbeiterreservearmee oft völlig auf-
löst. Wenn die Arbeiter mehr als es bisher beobachtet werden kann, das Solidaritäts-
gefühl pflegten, so würden sie im Interesse der Arbeitslosen gerne die höheren
Warenpreise zahlen, gehoben im Bewusstsein, dass die Hochkonjunktur das heute 
einzig wirksame Mittel ist, den Arbeitslosen zu helfen. Die Erlösung vom Fluch der 
chronischen Arbeitslosigkeit kann heute nur mit einer allgemeinen Preissteigerung
erkauft werden. 
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Jetzt, seit Kriegsausbruch, beobachten wir auch eine allgemeine Preistreiberei, die
aber weit über die Lohnerhöhungen hinausgeht. Hier handelt es sich um eine
Begleiterscheinung des Krieges, um einen Notstand, um Teuerung im wahren Sinne des
Wortes. Freilich mussten die Preise nicht notwendigerweise mit den mangelnden
Zufuhren steigen. Wenn die Nationalbank kein Papiergeld ausgegeben hätte, als bei
Kriegsausbruch alles Metallgeld vom Volk verschatzt wurde, so wären trotz mangelnder
Zufuhren die Preise der Lebensmittel tief unter den früheren Stand gefallen. Ohne Geld
kann niemand kaufen, und wenn es an Käufern fehlt, so fallen die Preise. Warenmangel
und zugleich Geldmangel heben sich in Bezug auf ihre Wirkung auf die Preise gegen-
seitig auf. Wäre das aber ein Vorteil für das Proletariat gewesen? Man vergesse nicht,
dass der Arbeiter nur dann Arbeit „findet“, wenn der Unternehmer dabei auf seine
Kosten kommt. Wenn aber wegen Mangel an Geld und Nachfrage die Preise sinken,
während die Löhne unverändert fortbestehen sollen, so entsteht beim Unternehmer 
notwendigerweise eine Unterbilanz, die diesen zur Schließung der Fabrik zwingt. Der
Arbeiter würde also nur unter der Bedingung Arbeit finden, dass der Unternehmer diese
Unterbilanz auf die Arbeiter abwälzen könnte. 


Die Nationalbank hätte sich nun darauf beschränken können, nur genau soviel
Papiergeld als Ersatz für das verscharrte Metallgeld auszugeben, als nötig war, um die
Preise unverändert auf gleicher Höhe zu halten. Zeigen z.B. die Preise allgemein eine
Neigung nach oben, dann soll die Nationalbank Papiergeld einziehen und verbrennen.
Wegen Mangel an Geld, Käufern und Nachfrage gehen die Preise dann rückwärts.
Fallen sie dabei unter den gewollten Stand, so operiert die Nationalbank umgekehrt,
indem sie Papiergeld druckt und dieses zur Verstärkung der Nachfrage in Umlauf bringt.
Diese Notenpolitik nennt man „absolute Währung“. In Friedenszeiten würde der
Anwendung dieser Methode nichts im Wege stehen. In Kriegszeiten wäre sie ohne eine
Reihe von anderen Kriegsmaßregeln nicht durchzuführen. Man beachte nämlich, dass
es kein anderes Mittel gibt um die Nachfrage auf der Höhe des jetzt beschränkten
Angebots zu halten, als eine Beschränkung der Kaufkraft der Volksmassen. Geht die
Warenzufuhr von 1000 auf 800 zurück, so muss auch selbstverständlich die Nachfrage
von 1000 auf 800 zurückgehen – anderenfalls würden ja die Preise steigen.


Diese Herabsetzung der Kaufkraft der Volksmassen auf die Höhe der Warenzufuhr
besorgte bisher die Preiserhöhung der Waren und zwar automatisch. Der Preisaufschlag
hob den Brotkorb aus dem Bereich der schwächsten Käufer. Würde man darum die
Preise der Waren auf gleicher Höhe festhalten wollen, so müsste die Nachfrage auf die
Höhe der verminderten Zufuhren zurückgeschraubt werden. Wie aber könnte man das
erreichen, wenn die gleichen Löhne und Gehälter ausbezahlt werden? Die Nachfrage
soll eben auf das Niveau des zurückgegangenen Angebots zurückgehen – entweder
durch herabgesetzten Lohn oder durch erhöhte Preise, da feste Preise sich nur als
Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot vorstellen lassen. Will man weder die
Löhne herab- noch die Preise heraufsetzen, so bleibt nur ein Ausweg übrig, das ist die
jetzt tropfenweise und zögernd durch das Kartensystem herbei geführte Kontingen-
tierung. Mit diesem System wird der nun einmal vorhandene Mangel an Lebensmitteln
zwar nicht beseitigt, jedoch gleichmäßig auf alle verteilt. Den Lebensmitteln gegenüber
hängt dann die Kaufkraft nicht mehr vom Besitze von Geld ab. (Anm: In der Zeitschrift
„Die Familie“ vom 11.8.1917 wurde ein „Lebensmittelgeld“ vorgeschlagen, das die
Kaufkraft kontingentierte, jedoch jedem die Wahl zwischen den einzelnen Waren frei
ließ.)      
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Das Volk leidet Mangel und hat gleichzeitig die Taschen voll Geld. Sparzwang. Das
System hat den Vorteil, dass das Geld, das jetzt durch die allgemeine Preissteigerung
den Wucherern, Schiebern, Spekulanten fast automatisch zufließt (viele hundert
Millionen), Eigentum des Volkes bleibt. 


Es handelt sich jetzt um einen Volksnotstand, der auch als solcher behandelt werden
muss. Nur der Hunger des ganzen Volkes kann einen Ausgleich schaffen für den Ausfall
an Zufuhren. Von den Kapitalisten, die in Friedenszeiten auf Kosten der Arbeiter leben,
darf man auch in Kriegszeiten irgendwelche Erleichterungen nicht erwarten. Es hieße
ihnen unverdiente Ehre erweisen. Der Volksnot kann nur die Sparsamkeit der
Volksmassen wirksam begegnen.


Sieht man vom jetzigen Kriegszustand ab, so müsste eigentlich im Interesse des
gesamten Arbeiterstandes jede Aktion gegen allgemeine Preissteigerungen unterblei-
ben. Auch müssten die statistischen Arbeiten, die zur Messung solcher allgemeiner
Preissteigerungen nötig sind und deren Ausführung von Staats wegen die Kapitalisten
immer hintertreiben (weil sie deren Ergebnisse fürchten), um einwandfreies Material zu
gewinnen, von den Arbeiterorganisationen in die Hand genommen werden. (Anm.: Wie
solche Statistik zu führen ist, darüber in den Schriften des Schweizerischen Freiland-
und Freigeld-Bundes)


So oft dann diese Statistik eine Steigerung der Kosten der Lebenshaltung nachweist,
könnten die Arbeiter und Beamten Lohnerhöhungen fordern und der Regel nach ohne
Schwierigkeiten durchsetzen (Hochkonjunktur). Dafür dürften sich dann die Arbeiter nicht
gegen die Erhöhung der Warenpreise erheben, die ihrerseits den Bauern, den
Handwerkern, den frei werbenden Arbeiterkategorien, wie auch den Staatsfinanzen
große Vorteile bringt. Denn wie gezeigt wurde, bedeutet eine allgemeine Steigerung eine
Entlastung aller verschuldeten werbenden (arbeitenden) Klassen – auf Kosten der
Rentiers. Solche Politik würde das Solidaritätsgefühl unter allen Arbeitern wecken. Der
Arbeitslohn (als internationale Größe) würde zwar keinen Gewinn davon tragen, immer-
hin ist im Hinblick auf die Arbeitslosen jede allgemeine Hochkonjunktur hoch einzu-
schätzen. Statt dass durch die jetzigen Aktionen der Arbeiter (Milchgeneralstreik) das
Industrie- und Landvolk gegeneinander verhetzt wird und das Proletariat dadurch zur
ewigen Ohnmacht verurteilt wird, würde solche Rücksichtnahme auf die immer schwie-
rige Lage des ewig verschuldeten Bäuerleins diesen dem Proletariat in die Arme führen.
Nichts ist für das Proletariat schädlicher als die Zwietracht zwischen den einzelnen
Arbeiterkategorien. Ob Bauer, Kaufmann, Hausierer, Arzt, Seiltänzer, Beamte, Lehrer,
Pastor, Polizeimann, Richter, Chemiker, Techniker usw. Allesamt sind Arbeiter, alle sollen
an demselben Strang ziehen, und wenn einer dieser Kategorien ein Vorteil zugeführt
werden kann, so sollen alle anderen auch dann helfen, wenn sie persönlich nicht daran
beteiligt sind. Viribus unitis. Nur durch vereinte Kräfte, nur mit den Bauern – sonst bleibt
das Proletariat machtlos, eine Beute der Wölfe, wie bisher. Für das Proletariat soll es
heißen: Hie Arbeiter – dort Rentiers.    


3.5   Krisenaktionen


Wer die vom Proletariat in Krisenzeiten gewöhnlich geforderten staatlichen und städti-
schen Hilfsaktionen vom Standpunkt der Krisenursache (s. die Autokapitalsabotage,
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Abschnitt 1.3) betrachtet, wird sich nicht mehr wundern, dass diese Aktionen so wenig
helfen. Wenn der Kapitalist streikt, weil die Wohnungen, Fabriken, Schiffe nicht mehr die
geforderten 4 – 5 % Zins abwerfen – was soll es dann bedeuten, dass die Gemeinden
zu Notstandsarbeiten aufgefordert werden, deren wenige Produkte (Häuser, Fabriken,
Schiffe) doch nur die Krise verschärfen können? Wie man Warenüberproduktion nicht
durch verstärkte Warenproduktion beseitigt, so kann man auch Kapitalüberproduktion
nicht durch Notstandsarbeiten, durch Kapitalproduktion beseitigen. Die Ursache der
Krisen ist doch der Streik der Kapitalisten, die auf ihrem gewohnten Tribut von 4 – 5%
bestehen! Diese Ursache beseitige man, man bestrafe die Kapitalsabotage, man be-
strafe sie so hart und schwer, dass der Kapitalist für immer die Lust am Sabotieren ver-
liert. Das Geld ist als öffentliches Verkehrsmittel zu betrachten und entsprechend zu
behandeln – es darf daher nicht geduldet werden, dass der Geldumlauf aus privatwirt-
schaftlichen Gründen gesperrt wird, um den Zinstribut sicher zu stellen. Bedingungslos,
wenn möglich ohne Zins, soll das Geld seinen Zweck, den Warenaustausch, erfüllen.
Wie der Privatmann keine Eisenbahnzüge anhalten, keine Straßen sperren kann, so
darf er auch das Geld nicht am Umlauf hindern. Die Bauerbeiter zu entlassen, den
Familien das Obdach zu verweigern, bloß weil der Kapitalist vom Geld, also vom staat-
lichen Tauschmittel, einen höheren Zins beansprucht als den, der zur Zeit erhältlich –
das darf nicht länger geduldet werden.


Wer von solcher Behandlung des Kapitals absehen und dennoch den Folgen der
Krise begegnen will, wird nur Unsinn machen. Das geht schon aus folgender Über-
legung hervor. Zurzeit besteht in Bern und Zürich arge Wohnungsnot, begleitet von einer
Baukrise. Die Ursache: Die Steigerung der Baukosten, der die Mieten noch nicht im 
vollen Umfang gefolgt sind. Ungenügende Rentabilität der Neubauten vom Standpunkt
des historisch normalen Zinsfusses betrachtet. Der Kapitalist wartet, bis die
Wohnungsnot die Mieten durchweg auf die Rentabilität der Neubauten gehoben hat.
Dann erst, wenn die Sonne von 5 % das Reptil bescheint, beginnt es sich zu regen.
Dann erst dürfen die Arbeiter wieder schaffen, dann erst darf der Handel mit
Baumaterialien wieder einsetzen.


Jedoch so geduldig wie die Rentiers können die Arbeitslosen nicht warten. Sie 
hungern und sehen auch, dass ihre Arbeit für die Obdachlosen nötig wäre. Sie wenden
sich an den Staat. Er soll im Interesse des Volkes das tun, was die Kapitalisten aus 
privatwirtschaftlichen Gründen unterlassen. Er soll das Geld zu den Neubauten be-
schaffen! Der Staat. Ja, aber wo soll der Staat, dieser Büttel   der Kapitalisten, das Geld
herholen? Der Staat der Kapitalisten hat ja doch nichts als Schulden. So muss der Staat
sich an die Kapitalisten wenden – von ihnen dasselbe Geld erbetteln, das diese den
Bauunternehmern verweigerten! Der Kapitalist verlangt 5 % für das Geld und die
Häuser, die der Staat mit dem Geld der Kapitalisten bauen wird, werden nur 2,5 % 
einbringen. Wem hilft man da?


Dieses Defizit der den Stempel des Bankrotts tragenden Notstandspolitik kann den
Arbeitern so weit ja gleichgültig sein, denn der Lohn, als internationale Größe, ist am
Defizit der Staatsfinanzen unbeteiligt. Nur das soll hier gezeigt werden, dass so lange
und in dem Maße wie der Staat oder die Gemeinde baut, kein Privatmann noch baut,
dass also die Notstandsbauten die Krise nur verlängern können. etc. etc.
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3.6   Mieterstreik


Als infolge der Baukrise Wohnungsnot entstand und die Mieten anzogen, um sich der
Rentabilitätsgrenze der Neubauten zu nähern, da wurde ausgerechnet in sozialistischen
Zeitungen ganz ernsthaft zum Mieterstreik aufgefordert. Mieterstreik! Mieterstreik ist
doch nichts anderes als Mietzinsstreik. Und Zins bezahlt der Proletarier den ganzen Tag
von früh bis spät. In den Preisen aller Waren, die er kauft, steckt Zins, vom Preis der
Eisenbahnfahrkarte sind mehr als 50% Zins, das Theaterbillet besteht zum großen Teil
aus Zins für das Theatergebäude. Der Preis des Gases wäre reichlich 50% niedriger,
wenn das Gaswerk nicht mit 5% verzinst werden müsste. Und ohne den Zins für die
Staats- und Gemeindeschulden wären vielerorts die Steuern um die Hälfte niedriger.
Auch der Lohn wäre im Durchschnitt ein ganzes Teil höher, wenn das in der Fabrik
„angelegte Kapital“ nicht verzinst werden müsste.


Warum also nur den Mietzinsstreik? Warum aus der Klasse der Kapitalisten den einen
Sünder, der doch fürwahr der bescheidenste von allen ist, den zumeist verschuldeten
Hausbesitzer herausgreifen? Meistens sind es kleine, unerfahrene Kapitalisten, die ihr
Geld in Mietshäusern anlegen. Der Mieterstreik, wenn er nicht vom Generalstreik, von
der Revolution unterstützt wird, ist Unsinn. Und wenn er diese Unterstützung hat (…)


Solange das Proletariat das Kapital nicht überwinden kann, fährt es am besten, wenn
es das kapitalistische Gesetz der ehernen Rentabilität achtet. Durch kleine Listen und
Sticheleien ist ihm nicht beizukommen. An dem Tage, wo der Mieterstreik ein nur irgend-
wie ernsthaftes Gesicht nähme, würde die Bauindustrie auf die schwarze Liste des
Kapitals gesetzt, d.h. zu denjenigen Geschäften gezählt, die als besonders (…)


3.7   Postsparkasse


Nur als Kuriosität und als Vorbereitung zu der folgenden Darstellung der Freigeld-
Kapitaltheorie soll diese Aktion erwähnt werden. Es ist nämlich Tatsache, dass sich
berufene Vertreter der Sozialdemokratischen Partei bei der Besprechung des Post-
sparkassenprojektes dahin geäußert haben, sie hätten kein Interesse mehr an der
Sache, weil sie im Nationalrat mit ihrer Forderung, den Zinsfuß für Spareinlagen von 
3 auf 4 %  zu erhöhen, nicht durchgedrungen seien!!!


Also nicht der Kapitalist forderte eine Erhöhung der Ausbeutungsrate, sondern der
Proletarier! Demnach hätte der Sozialdemokrat nichts dagegen einzuwenden, wenn all
denen, die Geld von der Sparkasse (wie von den übrigen Instituten) für ihre Unter-
nehmungen holen, der Zinsfuß möglichst hoch geschraubt würde! Je höher, je besser!
Wenn z.B. der Bauunternehmer den Sparkassen und  Hypothekenbanken 10 statt 5 %
bezahlen müsste, so wäre das den Proletariern nicht nur gleichgültig, sondern im
Hinblick auf ihre Sparkassenbücher sogar willkommen!


Mein Gott – sind das die praktischen Ergebnisse eines 50jährigen wissenschaftlichen
Studiums des Kapitals?


Die genannte Forderung, so drollig sie auch dem Wissenden erscheinen mag, steht
auf allen Vieren in Übereinstimmung mit den vorhergehenden von der Kapitaltheorie der
orthodoxen Sozialdemokratie inspirierten Aktionen. Nach dieser Theorie erfolgt die
Ausbeutung des Proletariats restlos bei der Arbeit, in der Fabrik, auf dem Felde, durch
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den Besitzer der Produktionsmittel. Wenn man darum „nachträglich“ dem Kapitalisten
etwas wieder von der Beute abjagen kann, wie z.B. durch die Erhöhung des Zinsfußes
der Sparkassen, so ist das barer Gewinn für die Arbeiter! Der Unternehmer beraubt ja
das Proletariat ganz unabhängig von dem Zins, zu dem das Geldkapital erhältlich ist!
Muss er 10 statt 5 % bezahlen, umso schlimmer für ihn, umso besser für den
Sparkassenbuchbesitzer!  (Proletarier).


Die Freigeld-Kapitaltheorie stellt diesen Satz direkt auf den Kopf. Sie sagt: Das
Geldkapital beherrscht absolut die Produktion sonstigen Kapitals (Mietshäuser, Fabriken
usw.). Der Zinsfuß, den das Kapital erhebt, den muss auch alles andere Kapital als
Minimum erheben. Können die Häuser, Fabriken, Schiffe den Zins des Geldkapitals
nicht mehr erheben (infolge wachsender Kapitalproduktion), so wird auch kein Haus,
keine Fabrik mehr gebaut, bis dass der Haus- und Fabrikzins die Höhe des Geldzinses
wieder erreicht hat.


Der Geldzins ist der Gleichgewichtspunkt, um den der Zins aller anderen Kapitalien
(mit Ausnahme der Bodenrente) pendelt. Wer diesen Punkt hebt, der hebt den Zins 
allgemein, der hebt die allgemeine Ausbeutungsrate des Kapitals. Die oben genannte
sozialdemokratische Aktion läuft also darauf hinaus, dass, um den Sparkassenbuch-
besitzern 4 statt 3 % Zins für ihre kleinen Ersparnisse zu verschaffen, die allgemeine
Ausbeutungsrate des Kapitals im Verhältnis von 3 zu 4, also um 33% hätte steigen 
müssen! Beträgt z.B. das in Sparkassenbüchern in der Schweiz angelegte proletarische
„Kapital“ hoch gegriffen etwa 1 Milliarde, während das Gesamtkapital in der Schweiz mit
40 Milliarden geschätzt wird, so ergibt sich, dass um den Zinsertrag jener Milliarde von
30 auf 40, also um 10 Millionen zu heben, das Proletariat den Besitzern von 40
Milliarden 2000 statt 1600 Millionen an Zinsen jährlich zahlen müssten!


Um den Sparkassenbuchbesitzern 10 Millionen mehr an Zinsen zu sichern, müssten
die Proletarier 400 Millionen mehr an Zinsen (Mehrwert) zahlen! Wobei dann noch zu
beachten ist, dass auch noch die 10 Millionen, die die Sparkassenbuchbesitzer mehr
erhalten würden, ihren Kameraden vom Lohne abgezogen werden müssten! Also auch
wieder der Bumerang, und zwar der Überbumerang, der mit verstärkter Kraft auf den
Schützen zurückstößt.   


3.8   Versicherungswesen


Der Gleichgewichtspunkt des Lohnes ist der Arbeitsertrag auf Freiland.Wer den Lohn
heben will, muss diesen Gleichgewichtspunkt heben, sonst ist alles vertan, verlorene
Müh. Wie dieser Schwerpunkt gehoben werden kann, das wird im letzten Kapitel gezeigt
werden. Alle Vergünstigungen, die dem Proletariat auf gesetzlichem Wege zu Teil wer-
den und die den Freilandarbeiter nicht erreichen und demnach auch den
Gleichgewichtspunkt des Lohnes nicht heben, werden durch einen entsprechenden
Lohnabzug von Kapital wieder konfisziert. Baut man z.B. dem Arbeiter ein Haus, so
erhält er entsprechend weniger Lohn. Schafft man das Schulgeld ab, schenkt man den
Kindern aus sogenannten  Staatsmitteln das Schulmaterial, im Lohne des Vaters wird
das zum Ausdruck kommen. Alle Vergabungen gutherziger (…) für städtische
Wohlfahrtsanstalten - Spitäler, Waisenhäuser, Büchereien, Greisenasyle usw. - nutzen
allein dem Kapitalisten, in diesem Falle dem Grundrentner. Im Lohne werden dem
Arbeiter die Annehmlichkeiten  solcher „Vergabungen“ in Rechnung gestellt. 
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Dagegen wird jede Vergünstigung, die auf natürlichem oder gesetzlichem Wege dem
Freiländer zu Teil wird, sich auch automatisch auf den Lohn aller Arbeiter übertragen.
Baut man auf Staatskosten, d.h. auf Kosten der Grundrentner, den Freiländern Straßen,
die ihren Arbeitsertrag um 5 %  mehren, so steigt auch der Lohn auf der ganzen Linie
um 5 %. Auch sonst wird jeder Fortschritt in der Technik, in den Wissenschaften, der das
Arbeitsprodukt des Freiländers mehrt, sich in eine allgemeine Lohnerhöhung umsetzen,
und zwar immer auf Kosten der Grundrente. Erhebt man eine Grundrentensteuer, um
deren Ertrag den Arbeitern zu schenken, so wird der Grundrentner durch Lohnabzug
dieses Geschenk wieder hereinholen. Gibt man aber den Ertrag solcher Steuern den
Feiländern, meinetwegen in Bargeld, so wird der Lohn aller Arbeiter entsprechend stei-
gen, so dass der Grundrentner die ihm auferlegte Steuer doppelt zahlt – einmal als
Steuer, ein andermal als Lohnerhöhung. Der Arbeitsertrag des Freiländers ist eben der
Gleichgewichtspunkt des Lohnes schlechthin. Wer diesen hebt, der allein verbessert die
Lage des Proletariats. Alles andere ist vertan. Aber unbeteiligt an der Sache bleibt stets
der Kapitalzins. Er ist unabhängig vom Lohne. Ob der Lohn steigt oder fällt, dem
Kapitalzins ist das einerlei. Er ist eine eherne Größe. Würde es hingegen gelingen, auf
andere Weise den Kapitalzins herabzusetzen von 5 auf 3 – 2 – 0%, so käme das dem
Arbeitsertrag des Freiländers und durch diesen dem allgemeinen Lohn zugute ( also
nicht der Grundrente ). 


Auf die Hebung des Gleichgewichtspunktes der Löhne müssen darum alle Aktionen
des Proletariats gerichtet sein. Hier müssen die Hebel angesetzt werden. Kommt das
Versicherungswesen den Freiländern zugute, mehrt es deren Sicherheitsgefühl, deren
Lebensfreude auf irgendeine Weise, wohlan, her  dann mit der Kranken-, Unfall-, Alters-
und Krisenversicherung!  Ist das nicht der Fall, so geht das, was der Kapitalist und der
Staat an Beiträgen zur Versicherung  leistet, mitsamt den Verwaltungskosten solcher
bürokratischen Versicherung mit tödlicher Sicherheit wieder vom Lohn ab. (…)


Hier soll die vom Freigeld-Bund verbreitete und auf obiger Beobachtung beruhende
neue Kapitaltheorie nur kurz skizziert werden. Ausführlich behandelt findet man sie in
den Schriften des S.F.&F.B. Mit der Ausbreitung ist das Geld als Tauschmittel unentbehr-
lich geworden. Fehlt das Geld, so können die Waren nicht mehr ausgetauscht werden.
Es entsteht kann eine Absatzstockung, die zur Einstellung der Arbeit zwingt und die,
sofern sie anhält, die Rückkehr zum Tauschhandel und damit zu stärkster Ein-
schränkung der Arbeitsteilung führt. Die Arbeitsteilung ist aber wieder der Grund, warum
die Erde so viel mehr Menschen ernähren kann. Ohne die Arbeitsteilung würde kaum
ein Zehntel der heutigen Bevölkerung Platz in Europa finden und dieses Zehntel würde
zudem noch ein kümmerliches, tierisches Dasein führen. Man erkennt hieraus wie 
wichtig das Tauschmittel, das Geld ist. Das Geld ist die weitaus wichtigste gesellschaft-
liche Einrichtung, weit überragt sie an Bedeutung alle modernen Erfindungen zusammen
genommen. Ja, man kann sagen, dass das Geld, indem es die Arbeitsteilung in der
Technik und Wissenschaft erst möglich gemacht, der eigentliche Schöpfer der modernen
Technik ist. Als zur Römerzeit die  Fundstätten der Geldmetalle sich erschöpften und die
Römer wegen Mangel an Geldstoff keine Tauschmittel mehr schaffen konnten, da 
gingen der Handel, der Austausch der Waren und damit die Arbeitsteilung nach und
nach ein. Das war die eigentliche Ursache des Unterganges jenes schönen, so viel 
versprechenden Reiches. Als man dann nach einem fast ein Jahrtausend langem
Winterschlaf (Mittelalter ) wieder Geldstoff fand (in den deutschen Silberbergwerken)







und der Handel und die Arbeitsteilung sich ausbreiten konnten, da wurde es auch 
wieder gleich lebendig auf allen Gebieten menschlicher Betätigung. Mit dem Ende der
Geldschwindsucht nahm auch das Mittelalter ein Ende. 


Denselben Mangel an Geld, den die von Funden abhängige Natur der Geldmetall-
gewinnung erzeugte und der den Untergang ganzer Reiche verursachte, den können
heute die Sparer und Kapitalisten zu jeder Zeit einfach festhalten. Dann zeigen sich bei
allen Produzenten, die auf Arbeitsteilung eingerichtet und auf den Austausch der
Produkte angewiesen sind, die Symptome derselben Krankheit, der Rom zum Opfer fiel.
Der Unterschied ist nur der, dass damals in Rom das Geld absolut fehlte, während es
heute nur von den Sparen und Wucherern festgehalten wird und, dass man den Sparern
und Kapitalisten durch Anbietung eines Sondervorteils in Höhe eines jährlichen Tributs
von 5% das Geld aus den Matratzen, Strümpfen, Tresoren wieder entlocken kann! 


So wird also der Austausch, der Handel, der Markt von vornherein mit einer
Privatsteuer von 5% belastet. Diese Steuer tragen mit allen übrigen Handelsunkosten
die Warenproduzenten. Sie bildet einen integrierenden Teil der Handelsunkosten. Bei
der Berechnung der Preise setzt der Kaufmann als ersten und ehernen Ausgabeposten
den Zins des zur Führung des Geschäftes nötigen Geldkapitales ein.


Mit Gott und 100.000 Franken – so ist auf dem ersten Blatt des kaufmännischen
Hauptbuches zu lesen – und diese 100.000 Franken  verlangen im Jahre 5%, sonst
streiken sie, ganz einerlei ob es eigenes oder geborgtes Geld des Kaufmannes ist. Ist
der Verkaufspreis einer Ware 100 Franken, so erhält der Produzent vom Kaufmann 
100 Franken abzüglich der Handelsspesen und in diesen Handelsspesen steht unver-
rückbar an erster Stelle der Zins des hier „ anzulegenden“ Geldkapitals. Diesen Zins
nennt die Freigeld–Kapitaltheorie den  „Urzins“, weil er die erste Erscheinungsform des
Zinses überhaupt darstellt, dem Handel und der Arbeitsteilung untrennbar an und ist,
worauf wir hier ganz besonders aufmerksam machen wollen, von der Trennung der
Arbeiter von ihren Produktionsmitteln unabhängig. Er wurde von den Kindern Israels
erhoben, von den Untertanen  Hammurabis, von den alten Griechen und Römern er-
hoben und bezahlt, zu einer Zeit, wo es noch kein Proletariat gab, wo noch jeder über
die eigenen Produkte frei verfügte und sie zu Markt brachte. 


Dieser Urzins ist der Beobachtung Marx’ vollkommen entgangen, trotzdem er selbst
und wiederum in Widerspruch mit seiner eigenen Kapitaltheorie entwicklungsgeschicht-
lich das Handelskapital dem Gewerbekapital vorangehen lässt. Nur weil Marx den
Urzins übersah, konnte er sagen, Geld und Waren seien vollkommene Äquivalente. Die
Freigeld–Kapitaltheorie sagt nun  weiter:  Wenn das Geld dem Handel nur zu 5% zur
Verfügung gestellt wird, so muss wohl auch die Industrie und Landwirtschaft diesen Zins
zahlen. Warum sollte auch der Sparer und Kapitalist den Bauern, Unternehmern und
Technikern das Geld zur  (…)


Gründung und Führung ihrer Geschäfte billiger überlassen als dem Kaufmann? Das
Gründungskapital jedes Unternehmens besteht aus Geld und das Unternehmen kann
nur dann „finanziert“ werden,  wenn es dem Geld den Tribut, den Urzins bezahlt und
garantiert. Augenblicklich wird z.B. in Bern und Zürich trotz ärgster Wohnungsnot nicht
gebaut, weil die Mieten für die Ansprüche des Geldkapitals nicht ausreichen. Würde der
Geldkapitalist mit der Zinsforderung auf  3 – 2% heruntergehen, dann reichten die 
jetzigen in Bern üblichen Mieten und dann würde der Unternehmer sofort mit der Arbeit
beginnen. Ihm, dem Unternehmer, dem Bauer, dem Handwerker ist es soweit einerlei,
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ob er 5 – 4 – 2 oder überhaupt keinen Zins herausschlagen kann, da er ja den Zins an
die Geldleute abliefern muss. Als Unternehmer muss er sich mit dem Unternehmerlohn
begnügen; als Unternehmer ist er am Zins unbeteiligt – der Zins ist für ihn nur ein
Durchgangsposten. 


Wie beim Austausch der Produkte, so steht also bei der gesamten Industrie der Zins
des Geldkapitals an erster Stelle der Unkosten. Auch die Industrie in ihrem ganzen
Umfang mitsamt der Bauindustrie, den Schiffen, Eisenbahnen ist dem Geldkapital tribut-
pflichtig. Jede Industrie muss bei ihrer Gründung das feierliche Versprechen abgeben,
bis zum Tode jährlich 5% an die Geldkapitalisten abzuliefern, sonst kann sie nicht finan-
ziert werden. Das macht für den Gesamtbetrag von 40 Milliarden Kapital in der Schweiz,
2 Milliarden ( 2000 Millionen) Zins jährlich oder fast 7 Millionen für jeden Werktag!
Würde das Geldkapital mit seinen Ansprüchen heruntergehen (mit dem Freigeld würde
es in kurzer Zeit bis auf Null heruntergehen müssen), so müssten unter dem Drucke
wachsender Konkurrenz auch die (…)


4   Direkte proletarische Aktionen für die Herbeiführung von 
Freiland und Freigeld


Proletarier betrachte deine Waffe, die Waffe mit der dich die Natur ausrüstete, deine
Fäuste! Betrachte sie genau! Sie sind nicht mit Krallen versehen wie die des Raub-
gesindels, sie sind nicht glatt wie die des Wucherers, sie sind nicht geübt den Säbel zu
rühren wie die des Soldaten. Aber schwielig sind sie. Sie sind gerade so, wie sie es sein
müssen, um das Kapital zu überwinden. Nicht für Raub und Zerstörung, sondern für den
Aufbau des sozialistischen Staates, für  friedliche, Lebensfreude und Kultur bringende
Arbeit sind sie geschaffen. Gebrauche sie entsprechend und du wirst sie alle in kurzer
Zeit in den Staub werfen, die Raubtiere, die Wucherer und Ausbeuter. Die Freigeld -
Kapitaltheorie legt dein Heil, das Heil der Menschheit in deine Fäuste. Durch fleißige,
unverdrossene, klug geleitete Arbeit sollst du das Kapital in einer Überproduktion an
Kapital ersäufen! An Stelle des fatalistischen Zuwartens verlangt die neue Kapitaltheorie
von dir die Tat, die dir am nächsten liegt, die Arbeit. Durch deine Arbeit entstand schon
immer die Überproduktion an Waren, deren Umsatz in Kapital durch die Autokapital-
sabotage verwehrt wurde. Jetzt soll  durch das Freigeld dieses Wehr niedergerissen
werden, so dass sich die aus deiner Arbeit erwachsende Warenüberproduktion in
Kapitalüberproduktion umsetzen kann. Und mehr ist nicht nötig, um den Mehrwert, den
Zins spurlos zu versenken. 


Solange der Arbeiter nur singen konnte: „Alle Räder stehen still, wenn mein starker
Arm es will“, lachte sich der Kapitalist ins Fäustchen. Das Stilliegen der Räder, das war
es ja, was ihm, dem Kapitalisten half. Das Problem des Arbeiters aber heißt gerade
umgekehrt, alle Räder sollen laufen, solange es meinen Arbeiterinteressen entspricht,
solange es noch Spuren von Zins und Ausbeutung gibt auf der Erde. Den rastlosen
ununterbrochenen Lauf der Räder gegen die Interessen des Kapitals zu erzwingen, die
Autokapitalsabotage zu verunmöglichen, das ist das Problem des Arbeiters. Und dieses
Problem löst Freigeld. Alle Räder sollen jetzt laufen, schwirren, ächzen, solange es 
deinen Interessen entspricht. (Trefzer schlug vor: „Alle Räder sollen laufen, soll das
Kapital ersaufen.“)


Wie aber sollen die Arbeiter zum Freigeld kommen? Dass die Kapitalisten sich gegen
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das Freigeld, das ihnen das Mittel zur Autokapitalsabotage aus den Händen windet, mit
Händen und Füßen, d. h. mit Lüge und Schwindel und vielleicht noch mit den Mitteln der
Staatsgewalt wehren werden, ist ja klar. Glücklicherweise liegt aber die Macht des
Geldes nicht bei denen, die das Geld haben, sondern bei denen, die das Geld je nach-
dem annehmen oder zurückweisen können. Verweigert der Arbeiter die Annahme des
kapitalistischen Geldes, so ist auch schon die Macht dieses Geldes gebrochen. Geld
kann jeder machen. Die Kunst besteht darin, es den Arbeitern aufzuzwingen. Verkauft
der Arbeiter seine Produkte gegen das Geld, das die Aktionäre der Nationalbank aus
Lumpen herstellen, so ist damit die einzige Bedingung erfüllt, um aus Lumpen Geld zu
machen. Verweigern aber die Arbeiter die Annahme dieses Geldes, so verwandelt sich
das Geld der Nationalbank wieder in das, was es war, in Lumpen und Makulatur.
Vereinbaren die Arbeiter, dass sie vom 1. Mai an nur das von ihnen selbst ausgegebene
Geld für Leistungen und Arbeitsprodukte annehmen und jedes andere Geld zurückwei-
sen werden, so ist mit dieser Vereinbarung allein schon ihr Geld das einzig gültige, das
einzig mögliche Geld. Was nützen dem Rentier, Wucherer, Spekulanten, Bankier noch
die bunten Lappen, die schweren Fünflibers und die glänzenden Goldmünzen, wenn der
Arbeiter sie zurückweist und Zahlung seiner Leistungen in dem von ihm hergestellten
und verwalteten Geld  verlangt? 


Und der Staat? Ja, was will auch dieser Büttel der Kapitalisten, wenn seine
„Festbesoldeten“ gemeinsame Sache mit den Arbeitern machen und nur noch das
Arbeitergeld annehmen? Wie will dann der Staat seine Parteinahme für das Geld der
Kapitalisten begründen? Hier muss der Staat Farbe bekennen. Alle Ausflüchte sind ihm
versperrt. Der Staat muss zur neuen Kapitaltheorie öffentlich Stellung nehmen und wenn
er sich gegen das Freigeld wendet, so muss er es öffentlich damit begründen, dass man
den Kapitalisten nicht das Recht nehmen darf, nach Belieben den Geldumlauf zu sper-
ren und die im Interesse des Zinses nötig werdende Kapitalsabotage zu üben, nach
Gutdünken Krisen zu erzeugen und die Arbeiterwelt der Arbeitslosigkeit und dem Elend
auszuliefern. Der Staat kann es ja versuchen, ob seine Macht zu solchem öffentlichen
Bekenntnis ausreicht, ob er das Lügengespinst der Goldwährungsliteratur zu seiner
Geldtheorie machen darf. Das Freigeld scheidet scharf Wahrheit und Dichtung, Arbeit
und Wucher, Recht und Unrecht, Arbeiter und Rentnertum. Und die Staatsverwaltung
wird sich entscheiden müssen, ob sie zur Rechten Gottes oder zu der des Teufels sich
setzen will. Im letzteren Fall darf sie sich aber nicht wundern, wenn sie zum Teufel
gejagt wird. 


Freilich zu alledem gehört die geeinte Macht des Arbeitertums. Alle, alle, die vom
Ertrag ihrer persönlichen Arbeit leben, sollen sich zusammentun und den Geldstreik 
proklamieren. Wie dieser praktisch durchgeführt wird, ersieht man aus folgenden
Ausführungen, die dem „Physiokrat“ (Berlin) und der „Freistatt“ (Bern) entnommen sind.
(…)


Nachwort: Das sog. Greshamgesetz, das in obiger Darstellung eine so wichtige Rolle
spielt, wird zwar in der Währungsliteratur oft erwähnt, dürfte aber in der sozialistischen
Welt, wo man die Währungsfrage kaum dem Namen nach kennt, so gut wie unbekannt
sein. Einige Worte der Erklärung sind also hier am Platze. Gresham sagte: Man bezahlt,
wenn man die Wahl hat, immer mit der schlechteren von zwei Münzen. Hat man im
Beutel neue und verschlissene Münzen, echte oder falsche oder verdächtige, so greift
man automatisch nach den letzteren. Ungleiche Münzen haben aber nur innerhalb der
Landesgrenzen gleiche gesetzliche Zahlkraft. Im Auslande, wo die Münzen nur nach
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Gewicht gelten, gelten die neuen mehr als die verschlissenen – darum sucht man für
den Export von Geld die vollwichtigen aus.  So kommt es, dass der Zahlungsverkehr im
Inland sich hauptsächlich mit dem schlechteren Geld vollzieht und dass bei passiver
Zahlungsbilanz das schlechtere Geld das bessere über die Grenze anschiebt. Im
Wettbewerb, als Zahlungsmittel, bleibt die schlechtere Münze immer Siegerin; ihr muss
das bessere Geld ganz gesetzmäßig das Feld räumen. Je  schlechter und unsicherer
eine Geldart, umso stärker ist sie ihren Wettbewerbern gegenüber. Auf das Freigeld und
den Geldstreik der Proletarier angewandt, bedeutet das Greshamgesetz, dass das Geld
der Proletarier umso sieghafter den Wettbewerb mit dem Geld der Kapitalisten bestehen
muss, je schlechter und unsicherer diesen das Freigeld erscheint. Auch der Kapitalist
wird, so oft er die Wahl hat, mit Freigeld bezahlen.


5    Die Übernahme der Nationalbank durch die 
schweizerischen Gewerkschaften


Nachdem durch den Freigeldstreik das Proletariat sich zum Diktator auf dem wichtigsten
Gebiete der Staatsverwaltung erhoben hat, wird es sich darum handeln, nun auch die
damit gewonnene gewaltige Macht aufbauend im Interesse des gesamten Volkes auszu-
nutzen. Will der proletarische Diktator nicht auf dem Schafott enden, so muss er ein
Baumeister sein, d.h. ein Meister in alledem, was er beginnt. 


Das Freigeld bedarf einer Verwaltung. Wahrscheinlich würde sich nach dem sieg-
haften Durchbruch des Freigeldstreikes die Nationalbank nun bereit erklären, diese
Verwaltung in die Hand zu nehmen, wenn auch nur um zu retten, was noch zu retten ist
von den Vorrechten des Geldes. Diesem Versuch muss sich das Proletariat widersetzen.
Das Geld ist eine volkswirtschaftliche Einrichtung und kann darum zweckdienlich nicht
von privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten aus verwaltet werden. Und die Nationalbank
ist doch eine auf Profit, Zins und Dividenden angewiesene Aktiengesellschaft. Wenn sie
auch wollte, die Nationalbank kann einfach nicht volkswirtschaftlich denken, denn zwei
Seelen wohnen, ach, in ihrer Brust. 


Darum darf das Proletariat die Verwaltung des Freigeldes unter keinen Umständen 
der Nationalbank übertragen. Am besten wird es sein, den unpolitischen Arbeiter-
organisationen, den Gewerkschaften und Konsumvereinen die Verwaltung des
Freigeldes zu übertragen. Nun wird mancher hier gleich an das Aktienkapital der
Nationalbank denken und sich sagen: Woher nimmt aber das Proletariat das „Kapital“
zur Verwaltung des Freigeldes? Eine zwar recht naive aber verzeihliche Frage. Ist doch
der Proletarier von Kind an gewöhnt worden,  das Kapital mehr anzustaunen und zu
fürchten als seinen Schwächen nachzuspüren. Was wissen selbst die Arbeiterführer
vom Geldwesen? 


Der Freigeldstreik hat der Nationalbank das Monopol der Geldausgabe, diese
Hochburg des Kapitals, aus den Händen gewunden und es dem Proletariat ausgeliefert.
Und dieses Monopol ist an sich ein Kapital – und was für eins! 


Was das Geldmonopol als Kapital bedeutet, erhellt aus der Tatsache, dass z.B. die
Reichsbank mit einem Aktienkapital von 240 Millionen einen Notenumlauf von 12.000
(zwölftausend) Millionen unterhält, das ihr zu 5% an Zins in weniger als fünf Monaten
das ganze Kapital der Aktionäre abwirft. Käme der Gesamtertrag des Notenmonopols







unter die Reichsbankaktionäre zur Verteilung, so würden sie alle fünf Monate 100%
Dividende einstreichen!! Und ähnlich verhält es sich heute mit allen Notenbanken. In der
Schweiz mit einem Aktienkapital von 40 Millionen und einem Notenumlauf von 800
Millionen würde der Zins eines Jahres genügen, das Aktienkapital der Nationalbank zu
tilgen, falls man die völlig überflüssigen Goldreserven abstoßen würde. Und könnte man
sich entschließen, die lästigen, fast lächerlich wirkenden Silbermünzen einzuschmelzen,
so könnte die Emission von 800 auf 1000 Millionen gebracht werden. 


Wenn es also hier noch eine Frage gibt, so wäre es vielleicht die, was mit dem 
Ertrag des Notenmonopols gemacht werden soll.  Hier genügt der Beweis, dass das
Notenmonopol an sich ein Kapital ist und dass die Gewerkschaften keines besonderen
Kapitals zur Übernahme der heute der Nationalbank übertragenen Aufgabe bedürfen.


Wichtig dagegen ist die Frage, nach welchen Gesichtspunkten die sozialistische
Geldverwaltung das Geldmonopol verwalten soll. Hier muss ich mich auf die Literatur
des Schweizer Freiland- und Freigeld-Bundes berufen, worin diese Frage nach allen
Seiten erwogen und gelöst wird. Es genügt hier zu erwähnen, dass, wenn in der
Verwaltung des Geldmonopols nur noch öffentliche  volkswirtschaftliche Gesichtspunkte
die Richtung zu geben haben, wie das selbstredend  in einer sozialistischen Verwaltung
der Fall sein muss, dann zur Verwaltung des Geldmonopols keinerlei finanztechnische
Vorkenntnisse nötig sind und dass dann Jedermann befähigt ist, das Amt eines verant-
wortlichen Direktors des Geldverwaltung zu übernehmen. Vom öffentlichen Wohl aus
betrachtet, ist der Aktionskreis der Geldverwaltung scharf durch die sog. Absolute
Währung begrenzt, die darin besteht, dass die Geldverwaltung die Notenausgabe den
Ergebnissen einer Warenpreisstatistik anzupassen hat.  Die Geldverwaltung druckt Geld
und setzt dieses in Umlauf, so oft und so lange die Warenpreise abwärts streben, und
sie zieht umgekehrt Geld ein und verbrennt es, wenn die Preise aufwärts streben. Das
ist alles, was bei der Verwaltung des Geldmonopols als verantwortliche Handlung von
Bedeutung in Betracht kommt. 


Und auch noch diese einfache Handlung wird noch dadurch ganz außerordentlich
erleichtert, dass mit dem Freigeld alle Spekulationskapitalien, die heute nur zu oft den
Zielen einer vernünftigen wissenschaftlichen Währungspolitik im Wege stehen, restlos
und automatisch aufgelöst werden, wie das in den Schriften des S.F.&F.B. ausführlich
dargelegt ist. 


Grundlage und Richtpunkt für die Leitung der Freigeldverwaltung bildet die Waren-
preisstatistik, von der oben die Rede war. Auch diese muss das Proletariat selber in die
Hand nehmen. Sie ist auch sonst von höchster Bedeutung, um bei den Lohnkämpfen
endlich einmal einen festen Vergleichspunkt zu schaffen. Von den Landesbehörden wie
auch von der Nationalbank ist nicht zu erwarten, dass sie einmal ernsthaft an die
Ausführung dieser von allen Sozialpolitikern als unentbehrlich  erachteten Arbeit gehen
werden. Denn die Kapitalisten und ihre Angestellten auf den Hochschulen fürchten das
Licht, das von hier aus auf die Hochburg des Kapitals, auf ihren Schützling, auf die
Goldwährung fallen würde.  Nur das Proletariat braucht die Resultate solcher statisti-
schen Arbeit nicht zu fürchten; darum kann auch nur das Proletariat diese Aufgabe 
wirklich sachlich lösen. Wie diese Statistik zu führen ist, darüber in den Schriften des
Schweizer Freiland und Freigeld Bundes.


Die Geldverwaltung kann das Proletariat durch den Geldstreik natürlich ebenso an
sich reißen wie es sich im Geldstreik selbst als allmächtig erwies. In keiner öffentlichen
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Angelegenheit ist die Macht des geeinten Proletariats so durchschlagend wie gerade im
Geldwesen. Aber vielleicht wird es gar nicht einmal eines Streikes bedürfen. Vielleicht
genügt der gesetzliche Weg. Auf alle Fälle dürfte man es so versuchen und durch die
sozialdemokratischen Parlamentarier folgenden Gesetzentwurf zur Abstimmung bringen
lassen:


I.   Da es notorisch ist, dass unter der Leitung unserer Nationalbank die Warenpreise
stark gestiegen sind und damit der Beweis erbracht ist, dass die Nationalbank ihre
Hauptaufgabe nicht erfüllt, die darin bestehen soll, den Geldumlauf zu regeln, so wird
der Nationalbank das Recht der Notenausgabe entzogen.


II. Da es sich ferner bei näherer Betrachtung herausstellt, dass eine Aktiengesell-
schaft (Nationalbank), die auf Dividenden angewiesen ist und daher vor allem privatwirt-
schaftlich sich orientieren muss, nicht auch zugleich volkswirtschaftliche Politik treiben
kann, dass vielmehr die Gewerkschaften, die Konsumvereine, die beruflichen
Organisationen, die Verbände der Festbesoldeten usw., die an der strikten
Aufrechterhaltung der Währung in erster Linie interessiert sind, eine solche volkswirt-
schaftliche Aufgabe naturgemäß besser im volkswirtschaftlichen Sinne lösen werden, so
wird die Notenausgabe zum Monopol der genannten Organisationen erhoben und das
von diesen Organisationen ausgegebene Freigeld zum gesetzlichen Zahlungsmittel der
Schweiz erhoben.


III.  Die genannten Organisationen, die sich zur Übernahme des Notenmonopols bereit
erklären, verpflichten sich zu folgenden Leistungen:


1.)  Sie werden die absolute Währung einführen und dadurch die schweizerische
Währung vor jeder allgemeinen Hausse oder Baisse, vor Inflation und Depression, vor
Hochkonjunkturen und Flaue schützen.


2.)  Schutz der schweizerischen Volkwirtschaft vor Handels-, Finanz- und Wirtschafts-
krisen, vor Börsenkrach, Preis- und Kursstürzen.


3.)  Schutz der schweizerischen Volkswirtschaft vor den Raubzügen der Börsen und der
Spekulation.


4.)  Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des allgemeinen Warenaustausches
und Herabsetzung der allgemeinen Profitrate von heute 40% auf 10% .


5.)  Erübrigung der meisten Warengeschäfte und  allmählicher Übergang des überflüssig
werdenden Handelspersonals zur Produktion. 


6.)  Schaffung der finanziellen Grundlagen für den absoluten Freihandel.


7.) Organische (kostenlose) Versicherung aller Arbeitswilligen gegen allgemeine
Arbeitslosigkeit, vollkommene Auflösung der Arbeiterreserve.


8.)  Verhinderung der Autokapitalsabotage.


9.)  Herbeiführung einer ständig wachsenden Kapitalüberproduktion mit entsprechen-
dem Druck auf den Kapitalzins.


10.)  Völlige Beseitigung des Zinses (Mehrwerts) bei internationaler Einführung des
Freigeldes.


11.)  Bei internationaler Einführung des Freigeldes Verbindung der absoluten Währung
mit absoluter Festigkeit der Wechselkurse.







12.)  Vernichtung des den Bürgerfrieden gefährdenden Proletariats infolge der allmäh-
lichen Rückführung der Produktionsmittel in den Privatbesitz der Arbeiter.


13.)  Verwendung der aus dem Feigeldmonopol erwachsenden Einnahmen von 5% des
gesamten Geldumlaufs, jährlich etwa 30 Millionen, zum  Erwerb von  eidgenössischem
Freiland.


Über die Aussichten eines solchen Gesetzentwurfes will ich hier nicht prophezeien. 
Es sei hier nur bemerkt, dass nur der, der die Wirkungen des Freigeldes nicht haben
will, der das Kapital vor allem schützen will und dieses offen zugibt, sich gegen diesen
Gesetzesvorschlag erheben kann. Aber wer dürfte heute offen die Partei des Kapitals
vertreten, wer dürfte es wagen, von einem Rechte auf Zins und arbeitsloses Ein-
kommen, von einem Rechte auf Kapitalsabotage, auf ein Recht, Krisen und Arbeits-
losigkeit über das Land zu verhängen, um einer Kapitalüberproduktion zu wehren? 
Wer darf offen in dieser aufgeregten Zeit erklären, er wolle das proletarische Geld nicht,
weil man damit nicht wuchern, spekulieren und das Land in den Bürgerkrieg treiben
kann?


Mit dem Freigeld und seiner Verwaltung hat das Proletariat den Schlüssel zur kapitali-
stischen Zwingburg in der Hand. Und wenn es dann einmal zur Revolution käme – dies-
mal käme sie von „oben“ – was vermöchten die revolutionierenden Reaktionäre jetzt
noch ohne das Notenmonopol gegen die sozialistische Ordnung? Wer das  Geldwesen
in der Hand hat, der setzt immer seinen Willen durch. Haben die Arbeiter einmal den
Kapitalisten das Geldwesen aus den Händen gewunden, so sind diese ebenso machtlos
wie die Arbeiter aus dem gleichen Grund bisher machtlos waren. Diese konnten zwar
die Räderwerke zum Stillstand bringen, aber was erreichten sie damit? War das nicht
immer ein Schnitt ins eigene Fleisch des Proletariats? Jetzt mit dem Freigeld braucht
das Proletariat  keine Revolution mehr; es kann jetzt in Ruhe die Entwicklung der Dinge
abwarten. Wenn es aber doch noch einmal dazu gerieben würde (eine solche
Zwangslage kann man sich eigentlich nicht mehr vorstellen), so wird das Proletariat
auch die Mittel haben, die Revolution zu „finanzieren“ und, was besonders interessant
am Freigeld ist, während der Revolution die gesamte Volkswirtschaft in Vollbetrieb er-
halten, was an sich schon genügt, um jeder Revolution den Erfolg zu sichern.


Wie anders sähe es jetzt in Russland aus, wenn Lenin die Revolution mit dem
Geldstreik begonnen und sich mit dem Freigeld die Herrschaft über das Geldwesen
gesichert hätte? Man erinnere sich, dass Kerensky um den Preis einer Offensive sich
Geld aus Amerika kommen lassen musste – und dass diese Offensive ihm seine
Stellung kostete. 
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Nachtrag zu Band 18


Briefe


An Sigmund Flückinger vom 15. 10. 1915 aus Les Hauts Geneveys


Sehr geehrter und lieber Herr Flückinger!


Ihren gehaltvollen Brief vom 27. v. M. empfing ich hier auf dem Umweg über Eden. 
Mit rechter Freude und mit einer gewissen Beruhigung erfuhr ich von der Gründung des
Schweizerischen Freiland-Freigeld-Bundes. So ist’s recht. Der volle Arbeitsertrag, der
restlos volle Arbeitsertrag, die vollkommene Ausmerzung des arbeitslosen Einkommens!
So wird’s gut. Und ich darf mich gleich als sein Mitglied und sogar als Ehrenmitglied
betrachten eines Bundes, der so tapfer ausschreitet auf ein so gewaltiges Ziel! Nun, ich
nehme diese große Auszeichnung an als Anerkennung der Ehrlichkeit meines Strebens
und als Ermunterung, treu auszuharren in den kommenden Kämpfen, „so lange noch
eine Ader in mir lebt“.


An Prof. Dr. Ernst Haeckel vom 28. 6. 1916 


aus Berlin-Lichterfelde, Dahlemer Str. 28


Hochgeehrter Herr!


Es ist eine gefährliche Sache, den Kampf ums Dasein, den die Lebewesen brauchen,
mit den Kriegen der Menschen zu vergleichen. Gefährlich, weil der Vergleich erfahrungs-
mäßig zu einer biologischen Begründung des Krieges missbraucht wird und damit die
Friedensarbeit erschwert.


Kriege gibt es doch nicht in der Natur; sogar die sog. Ameisenkriege entbehren aller
Kennzeichen menschlicher Kriege. Man sieht niemals, dass sich Tiere derselben Art
zusammentun, um über eine andere Gruppe derselben Art herzufallen. Der Kampf 
zwischen Tieren derselben Art beschränkt sich auf den Zweikampf und gibt dadurch
regelmäßig dem Tüchtigsten den Sieg, während der Krieg das Beste vernichtet. Dem
Tüchtigsten gehört die Welt und soll sie gehören, der Krieg kann dagegen die Mensch-
heit nur dem Untergang entgegenzüchten. Übrigens beweist ja schon der Umstand,
dass sich der Feind durch künstliche Farben und Uniformen kenntlich machen muss,
dass die Menschheit mindestens bis zur Erfindung der Uniform (Tätowierung etc.) keine
Kriege zu ihrer Entwicklung bedurfte. Zieht man den Soldaten die Röcke aus, so hat der
Krieg sofort ein Ende. Und die Uniform kann man doch nicht als Ausleseelement
betrachten.


Weil der Krieg keine biologische Erscheinung ist, aber auch nur darum, ist auch Ihre in
den „Weltkriegsgedanken“ ausgesprochene frohe Hoffnung berechtigt. Als rein mensch-
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liche, unserer irrenden Vernunft (Handelskrieg!!) entsprungene Handlung können wir
selbstredend aufgrund besserer Erkenntnisse die Kriege vermeiden. Fehlerhafte
menschliche Einrichtungen, falsche Beobachtungen, keine animalischen Triebe sind es,
mehr nicht, die uns die Waffe als ultima ratio in die Hand drücken. Namentlich unser
mangelhaftes, uraltes Geldwesen wie auch der Privatgrundbesitz sind es, die die
Menschen und Völker verhetzen. Wie das zugeht, finden Sie in der beiliegenden
Druckschrift „Gold und Frieden?“ näher auseinandergesetzt.


Wenn Sie, hoch geehrter Herr, den Wesensunterschied, der zwischen Krieg und
Kampf ums Dasein liegt, durch ihre Autorität den in der Kriegspropaganda biologisch
Orientierten stärker noch zum Bewusstsein brächten, so würden Sie dem unglücklichen
kommenden Geschlecht das Leben erleichtern, dem Friedenswerk einen unermessli-
chen Dienst erweisen.


Mit vorzüglicher Hochachtung
Silvio Gesell
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An den Herrn Präsidenten des Sowjet


Wladimir Iljitsch Uljanow Lenin, St. Petersburg


vom 2. 12. 1917 aus Les Hauts Geneveys*


Liebwerter Genosse!


Wenn jetzt aus Millionen banger Menschenherzen Dankgebete zum Himmel steigen, so
ist das Ihrem und Ihrer mutigen Freunde Wirken zu verdanken. Und zitternd fragen sich
alle wieder, ob es gelingen wird, das große Werk der Revolution vor den im Geheimen
wirkenden Kräften der Reaktion unter Dach und Fach zu bringen.


Wir haben in dieser Beziehung doppelte Sorgen. Wir sagen uns: Lenins Werk wird an
den Mängeln des Geldwesens scheitern. Alle Revolutionen sind bisher am Geldwesen
gescheitert; auch die russische wird diesem Schicksal nicht entgehen, wenn nicht noch
rechtzeitig das Freigeld die Situation rettet.


Vergessen Sie nicht, dass das Geld das Blut der Volkswirtschaft ist und dass dieses
Blut in der herkömmlichen Form des Geldes vergiftet ist und den ganzen Organismus
vergiften muss.


Der Schweizer Freiland- und Freigeld-Bund erstrebt die Einführung eines neuartigen
Geldes, das der Menschheit alle die gewaltigen Vorteile der Geldwirtschaft sichert und
frei ist von allen den Kapitalismus ausmachenden Begleiterscheinungen. Muster dieses
neuen Geldes liegen bei. Es gibt dieses Geld den Fragen, die durch die
Untersuchungen des Sozialisten Proudhon aufgeworfen wurden, die theoretische und
praktische Lösung.







Von den Hauptwirkungen dieses Geldes – auf Seite 3 – 4 aufgeführt – wollen wir hier
nur die eine erwähnen, nämlich dass das Freigeld einen ständig wachsenden Druck auf
den Kapitalzins ausübt, in der Weise, dass in einem Zeitraum von etwa 15 – 20 Jahren
der Zins gänzlich aus der Volkswirtschaft ausscheiden muss.


Wenn der Erfolg einer Revolution dauernd gesichert werden soll, so kann dies nur
dadurch erreicht werden, dass alle nicht aktiv an der Umgestaltung des Staates mit-
wirkenden Personen unter Anspannung aller Kräfte zur Arbeit zurückkehren, denn aus
dieser Arbeit soll der Wohlstand erwachsen, der für die Masse das Zeichen ist, dass die
Revolution wohltätige Wirkungen hat und darum zu unterstützen ist. Eine Revolution, 
die dem Volke Entbehrungen bringt, ist des Misserfolges sicher.


Nun würde das von uns geschaffene Freigeld ganz außerordentlich anspornend auf
die Arbeit wirken, indem es den Tausch der Produkte unter allen Umständen sichert und
dadurch erst jedem den vollen Ertrag der persönlichen Arbeit gewährleistet – und das ist
Vorbedingung für alle Arbeit.


„Unsere Vertrauensmänner machen Revolution – jetzt ist Arbeit die erste Pflicht aller,
die diese Revolution unterstützen wollen.“ So soll es jetzt im ganzen Russland heißen.


Das Freigeld würde diese Arbeit auslösen und ganz automatisch in die richtigen
Bahnen lenken. Das jetzige Geld, der Papierrubel, stört die Arbeit; es hemmt sie statt sie
anzuregen und zu fördern. Die Unsicherheit macht übrigens auch jede Disposition
unmöglich. Und ehe der Unternehmer sich einem Defizit aussetzt, legt er lieber seine
Fabrik still, wodurch der Volkswirtschaft und der Revolution die Mitwirkung oft der 
tüchtigsten Männer genommen wird. Und ohne die Mitwirkung dieser erfahrenen
Männer ist die Revolution dem Misserfolg geweiht.


Es gibt Männer, die beim bloßen Anblick des Freigeldes seine ganze ungeheure
Tragweite überschauen, denen es eine ganze neue Welt eröffnet. Diese sind jedoch
sehr selten. In der Regel ist es nötig, die gegen das Freigeld erhobenen Bedenken, die
immer nur Vorurteilen entstammen, durch methodische Aufklärung zu zerstreuen. Diese
Arbeit ist in einem größeren Werk „Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland
und Freigeld“ erschöpfend ausgeführt worden. Da aber die Zeit zum Theoretisieren nicht
die geeignete ist, so machen wir der russischen Regierung den Vorschlag, auf unsere
Kosten eine geeignete Persönlichkeit nach Petersburg zu schicken, um das System im
mündlichen Vortrag auseinanderzusetzen und um die nötigen Anweisungen zur
Ausführung der Reformen zu geben. Weitere Vorbereitungen sind nicht nötig. Acht Tage
nach dem Beschluss würde schon das Freigeld im Umlauf sein können und seine be-
ruhigenden, Arbeit fördernden Wirkungen ausüben. Und wenn dann zusammen mit der
Einführung des Freigeldes die Regierung eine öffentliche Anleihe ausschreibt, so würde
sie damit einen ganz gewaltigen Erfolg erzielen – bei einem Minimalzinsfuß würden
Anleihen für den Gesamtbetrag des bisher ausgegebenen Papiergeldes gezeichnet 
werden, was der Regierung erlauben würde, das jetzige Rubelgeld restlos zu ver-
brennen und so mit einem Schlag in währungstechnischer Beziehung der Regierung die
ihr entfallenen Zügel zurückgeben. Zu erwähnen ist noch, dass das Freigeld keinerlei
besonderer Deckung bedarf, dass also die Goldreserven des Rubels restlos abgestoßen
werden können.


Falls Sie auf unseren Vorschlag eingehen, wollen Sie an die Adresse von Herrn 
Dr. Fritz Trefzer, Bern, Wabernstr. 16, das Wort „Einverstanden“ telegrafieren.


36







Mit revolutionären Grüßen


Schweizer Freiland- und Freigeld-Bund


Dr. Fritz Trefzer      Dr. Ernst Schneider


Silvio Gesell


*  Dieser Brief hat Lenin nie erreicht. Vgl. hierzu auch den Band 18 von Gesells
Gesammelten Werken, wo auf der Seite 165 ein von Werner Schmid in seinem Buch
„Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers“ (Bern 1954, S. 175) erwähntes
Begleitschreiben zitiert ist, das einer Sendung der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“ an
Lenin beigelegen habe.


An Heinrich Patt vom 15. 1. 1921 aus Rehbrücke*


Mein lieber Kampfgenosse!


Das Bild ist ausgezeichnet gelungen. Namentlich die beiden Adler sind in ihrer Stellung
vorzüglich. Überhaupt die ganze Anlage des Bildes. Und ich bin sehr froh, ein solches
Bild zu besitzen und einen solchen Künstler in unserer Mitte zu wissen.


Wir werden dieses Bild (bunt) zur Illustrierung der „Freiland-Fibel“ gebrauchen. Für
den „Kettenbrecher“ brauchen wir ein einfarbiges Bild (schwarz) und da wären nament-
lich die Lichtwirkungen zu berücksichtigen. Auch müsste die Erde inmitten des Sternen-
himmels dahin schweben, etwa wie im „Faust“. Also die Erde in der Größe, wie Sie sie
gezeichnet haben – der Mond, ein Komet, Sterne. Die Lichtquelle (Sonne) unsichtbar.
Das Ganze von der Sonne aus betrachtet. Dementsprechend auch die Schatten auf der
Erde, die Mondphasen und der Kometenschweif, der immer der Sonne abgewendet
steht.


Beim gefesselten Menschen muss darauf geachtet werden, dass die Schwerkraft die
Ketten nach dem Zentrum zieht, nicht etwa nach ‚unten’, nach dem Südpol. Der Mensch
dürfte passend mehr sehnig als gut genährt gezeichnet werden.


Ich schicke hier ein Bild des Sternenhimmels, das Ihnen vielleicht nützlich sein kann.
Die Beleuchtung der Erde dürfte zweckmäßig der des Mondes (fig!) entsprechen, der
Himmel wie in fig (Komet).


Ich bemerke, dass ich nichts von der Zeichenkunst verstehe, so dass das, was mir
eben vorschwebte, vielleicht überhaupt nicht darstellbar ist. Ich bewundere Ihre künst-
lerische Gestaltungskraft, wundere mich, dass Sie mich (…) und bin überzeugt, dass
das Bild, das Sie nun schaffen wollen, mit dazu beitragen wird, die uralten, unverros-
teten Ketten der Menschheit zu brechen.


Hurra! Mit Bundesgruß


Gesell


* Heinrich Patt war ein an der Kunstakademie Düsseldorf ausgebildeter Maler und
Kunsterzieher.
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An Heinrich Patt vom 26. 1. 1921 aus Rehbrücke


Mein lieber Bundeskamerad!


Wenn die Erdkugel zwischen den Gestirnen dahin schweben soll, dann muss die
Sachlage auf der Erde sehr einfach gestaltet werden, wenn es nicht zu optischen
Widersprüchen kommen soll. Ich glaube darum, dass wir auf die Adler verzichten müs-
sen, auch darauf, dass der gefesselte Mann sichtbar am Zerbrechen der Ketten arbeitet.
Es muss dann eine Menschengestalt hilflos mit schweren Ketten an die Erde geschmie-
det sein. Die Hilfe kommt ihm dann von außen – eben vom „Kettenbrecher“ – und ist
darum auf dem Bild nicht sichtbar. Die Menschengestalt müsste m.E. in diesem Falle
ganz platt auf dem Rücken liegen mit gespreizten Armen und Beinen – das Bild vollkom-
mener Hilflosigkeit und Ergebung und Hoffnungslosigkeit. Also schon fast wie ein Toter.


Die Hauptschwierigkeit wird wohl die richtige Beleuchtung bilden, so dass das Erdbild
in den Sonnenkreis hineinpasst. Durch seitliches Licht, mit starker Schattenbildung, ähn-
lich wie auf dem gesandten Mondbild dürfte das am besten zu erreichen sein. Vielleicht
müsste die Menschengestalt darum auch nur schwach hervortreten?


Das Bild, das Ihnen vorschwebt mit den beiden Adlern, wäre sicherlich ein gutes Motiv
für ein größeres Bild. Es setzt auch schon gerade die Kenntnisse voraus, für die wir
kämpfen. Es wird also das nächstfolgende Bild sein. Also zunächst das Bild des
Kettenträgers in der eben angedeuteten Lage.


Da ich nicht Zeichner bin, so muss ich Ihnen die zeichnerische Gestaltung ganz über-
lassen. Sie werden, davon bin ich überzeugt, auch das Richtige treffen.


Dem Ergebnis Ihres Kunstsinnes und Fleißes mit Freude entgegen sehend


Gesell


An Heinrich Patt (undatiert, März 1921)


Lieber Freund und Kamerad!


Das prächtige Bild des „Kettenbrechers“ ist pünktlich eingetroffen. Ich sandte es an
Haacke in Erfurt und wir überlegen, wie wir es verwenden werden. Für den Kopf des
„Befreiers“ konnte es leider nicht verwendet werden. Für das grobe Zeitungspapier
gehört ein gröberer Strich. Dass Sie uns die Verwertung des Bildes so einfach kostenlos
überlassen, zeugt für die Schönheit der Bestrebungen, die Sie durch Ihre Tat fördern
wollen.


Ihnen herzlich dankend und frohe Ostern wünschend


Ihr Silvio Gesell
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An Fritz Bartels vom 2. 9. 1921 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr Bartels!


Ich erhielt gestern die freundliche Einladung zum Vertretertag in Hannover. Zugleich
erhielt ich auch die Aufforderung von Herrn Groß, ein Programm zu verfassen. Und mit
derselben Post auch die „Freiwirtschaft“, aus der ich ersehe, dass der Westgau und die
Stettiner Gruppe die „Sieben Punkte“ zum Programm erheben.


Das, was wir erstreben, greift so tief in alle Verhältnisse ein und setzt so vieles voraus,
dass es nicht anders gehen wird als es in ein vollständiges Regierungsprogramm einzu-
bauen, wenn wir nicht darauf hinausgehen wollen, in der entscheidenden Stunde viele
unserer eigenen Anhänger zu überraschen, was dann verhängnisvoll werden könnte. In
Kassel waren, so weit ich mich erinnere, die Ansichten geteilt über die Zweckmäßigkeit,
den Inhalt der Worte FREILAND – FREIGELD im Programm scharf zu umreißen. In der
Zwischenzeit haben sich aber die politischen Verhältnisse außerordentlich getrübt. Wirth
scheint nicht die Macht zu haben zu den nötigen durchgreifenden Maßnahmen und eine
andere Regierung als die jetzige, die arbeitsfähiger wäre, ist kaum denkbar. 


In Anbetracht dieser Lage und im Hinblick auf die Möglichkeit, dass wir die Gewerk-
schaften, die Bauernorganisationen und auch manche Handels- und Handwerker-
kammer für uns gewinnen können, wenn wir ihnen ein fertiges Regierungsprogramm
vorlegen können, rechne ich mit der vielleicht noch sehr kühn erscheinenden Möglich-
keit, dass wir nach der Abdankung Wirths (bei Gelegenheit des neuen Steuerplanes) die
Reichsgeschäfte werden in die Hand nehmen müssen, weil sich sonst niemand dazu
bereit finden wird.


Ich schicke Ihnen anbei den Entwurf für ein solches Regierungsprogramm und wenn
Sie glauben, dass derselbe in Hannover zur Annahme gelangen könnte, so bitte ich Sie,
mich zu benachrichtigen. Dann werde ich der Einladung folgen, um einzelne Punkte des
Programms näher zu begründen.*


Ich glaube, dass – wenn Sie die Besprechung des Programms als ersten Punkt der
Tagesordnung aufstellen, im Laufe der Besprechung sich so vieles klären und so viele







Missverständnisse heben werden, dass auch die Organisationsstreitigkeiten spielend
erledigt werden können. Mit der Annahme dieses Programms bekämen unsere Leute
bei ihrer Werbung um die Gewerkschaften ein außerordentlich wirksames Werkzeug in
die Hand.


Wollen Sie mir bitte Ihre Meinung hierüber mitteilen, damit ich mich je nach dem 
weiter vorbereiten kann. Es fehlen im Programm noch einige Abschnitte, an deren
Ausarbeitung ich gerade bin.


Mit Bundesgruß stets der Ihre


*   Vgl. die Kundgebung „An das deutsche Volk“ in Hannover im Band 12 der
Gesammelten Werke, S. 297 – 316.


An Hildegard Wegscheider vom 22. 2. 1922 aus Rehbrücke*


Sehr geehrte Frau Wegscheider!


Es ist ein Glück für die Sozialdemokratie, dass die Loslösung von der Koalition und von
der Regierung auf so billige Weise erreicht wurde. Mit dem kommunistisch-marxisti-
schen Programm kann die Sozialdemokratie die Regierung niemals übernehmen, ohne
Schaden an Leib und Seele zu nehmen. Vom Kapitalismus führt kein gangbarer Weg
zum Sozialismus, wie ihn die Sozialdemokratie heute noch versteht. Jetzt stehen die
Genossen und Genossinnen wieder vor dem Berg – wie vor 1914. Mit dem Verlust einer
Hoffnung allerdings, aber mit dem Gewinn der Erfahrung, dass die Eroberung der politi-
schen Macht ohne ein sofort in allen Teilen durchführbares Wirtschaftsprogramm wertlos
ist. Jetzt, nach der Erstürmung des Berges wissen sie nun, dass sich hinter dem Berg
neue steilere Berge erheben.


Es ist keine Schadenfreude, trotzdem aber reine Freude, die ich über diese
Entwicklung empfinde. Jetzt wird die Sozialdemokratie in sich gehen müssen und die
Richtung gebenden Sätze ihres Programms überprüfen. Sie wird Bernsteins vorzeitig im
Interesse der Agitation unterbrochene Arbeit wieder aufnehmen müssen. Revisionismus.
Es ergeht hier den Sozialdemokraten wie es Lassalle erging, der seufzend darüber klag-
te, wie die Agitation ihn davon abgehalten hatte, der Theorie die nötige Zeit zu widmen.
Der Misserfolg hat die Voraussetzungen der marxistischen Lehre vom Kapital ihrer
Selbstverständlichkeit entkleidet und nun wird Bernstein die Bahn frei haben. Allerdings
wird man sich beeilen müssen, wenn man nicht will, dass die sozialdemokratische
Organisation in Staub zerfällt. Der Freiwirtschaftsbund würde zwar in diesem Fall den
Staub wieder sammeln, aber ich sehe nicht ein, warum man eine solche Organisation
erst zerfallen lassen muss, um sie neu zu sammeln. Der Freiwirtschaftsbund strebt nur
danach, den Arbeiterorganisationen bessere, schärfere Waffen zu geben. Er will keine
Organisation, er will das Ziel.


Es wird wohl das Beste sein, wenn Sie selbst, sehr geehrte Frau, die ‚Fühlungnahme’
Falkenberg – Gesell weiter bis zum Ergebnis betreiben. Falkenberg wird dann nicht so
leicht kneifen können. Es ist nämlich geradezu komisch, welche heilige Scheu so gut
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wie alle Männer vor der Währungsfrage hegen. Sie glauben, sie müssten als verstän-
dige Menschen diese Fragen a priori entscheiden können. Und wenn sie merken, dass
das nicht geht, glauben sie bei sich einen geistigen Defekt entdeckt zu haben, der sie
verbergen müssen.


Ich erwarte also in dieser Sache weitere Nachrichten von Ihnen und freue mich in-
zwischen über diesen ersten Erfolg Ihrer Bemühungen. Ich habe jetzt eine „Denkschrift
für die Deutschen Gewerkschaften zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der
Währung, der Valuta und der Reparationen“ in Arbeit und in Druck. Sie wird in wenigen
Tagen erscheinen und, wie ich annehme, gute Dienste der Arbeiterbewegung leisten. 
Es sind 160 Seiten.


Mit der Rechtsschwenkung der Regierung werden Sie nun wieder damit rechnen 
müssen, dass die Kirche weiteren Einfluss auf die Schule zurückerobern will. Aus die-
sem Grunde sende ich Ihnen hiermit eine kleine Schrift „Kannte Moses das Pulver?“, 
die ich vor Jahren verfasste, die ich aber aus dem Verkehr zog, weil sie meine anderen
Bestrebungen, die ich für wichtiger halte, hemmte. In Ihrem Kampfe mit der Reaktion
werden Sie diese Schrift sehr gut verwenden können, denn bis jetzt habe ich noch 
keinen Fall erlebt, dass jemand nach Durchsicht der Broschüre nicht völlig von der
Richtigkeit meiner Schlüsse überzeugt gewesen wäre. Mein Name müsste aber aus 
der Schrift entfernt werden.


In größter Hochschätzung


Ihr ergebener Silvio Gesell


*  Dr. Hildegard Wegscheider gehörte von 1919 – 1921 für die SPD der verfassungge-
benden preußischen Landesversammlung an und war danach SPD-Abgeordnete im
preußischen Landtag.


An Reichskanzler Dr. Joseph Wirth vom 3.3.1922 aus Rehbrücke


Wie verschaffen wir der Reichsregierung die nötige Macht und Gewalt zu den durch-
greifenden Maßnahmen auf finanziellem Gebiet, die zur Rettung von Staat und Volk
unerlässlich geworden sind? Diese Frage stellt sich heute jeder, der die Gefahr erkannt
hat, in der der Staat und mit ihm er selber schwebt.


Dass es mit Parteikoalitionen, bei denen der eine Teil nach rechts und der andere
nach links zielt, nicht geht, das haben Sie uns, Herr Reichskanzler, durch Ihren wieder-
holt angebotenen Rücktritt klar genug gezeigt. Es ist erwiesen, dass eine kapitalistisch
orientierte Regierung, die nichts anderes erstreben will noch kann als die
Wiederherstellung der alten Zustände, an der Empörung der Massen, am verzweifelten
Widerstand von Tausenden von Desperados in führenden Stellungen von vorn herein
zum Scheitern verurteilt ist (siehe Kapp). Es ist aber auch ebenso klar erwiesen, dass
das Programm dieser Massen – SPD-USDP-KPD – der Natur des Menschen wider-
spricht und für unsere auf Weltwirtschaft angewiesene Volkswirtschaft nicht in Betracht
kommen kann (siehe Russland).
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Die Linke versagt also – die Rechte versagt auch. Die Koalition versagt. Zugleich aber
ist eine starke, schlagfertige Regierung nie nötiger gewesen als heute. Bedenkt man,
dass unter den Koalitionsregierungen der letzten drei Jahre das Vermögen der
Gläubiger im Betrag von 180 Milliarden Goldmark auf ebenso viel Papiermark hinab 
verwirtschaftet worden ist, so erkennt man, dass wir russischen Zuständen zutreiben,
die für ein Industrievolk wie das unsrige den Tod bedeuten. 


Das Floß, auf dem wir treiben, das Sie, Herr Reichskanzler, führen, wird uns nur noch
kurze Zeit eine Zuflucht sein können. Im Mahlstrom der Valutaschwankungen und
Börsendifferenzen wird dieses Floß an den Klippen von Hungerrevolten zerrissen wer-
den. Schon jetzt wird es nur dadurch flott gehalten, dass wir in erschreckend wachsen-
dem Maße Greise, Kranke, Kinder, Rentner zu Tausenden über Bord gehen lassen.   


Wir brauchen eine starke Regierung, Herr Reichskanzler! Hie Kapitalismus – hie
Sozialismus, eine Koalition mit diskrepierenden Tendenzen. Eine unlösbare Aufgabe. Es
muss also, soll das deutsche Volk aus dem Engpass heraus, etwas grundsätzlich Neues
geschehen – etwas, was weder Kommunismus noch Kapitalismus ist und für das die
politische und wirtschaftliche Unterstützung des gesamten werktätigen Volkes gesichert
werden kann. 


Das in beiliegendem „Sammelruf“ skizzierte und in der mitgehenden Literatur ent-
wickelte freiwirtschaftliche, antikapitalistische Programm zeigt dieses Neue. Der
„Sammelruf“ zielt nicht auf eine Parteikoalition, sondern auf eine Koalition aller schaffen-
den, werbenden, sorgenden, aufbauenden Volkskräfte. Und was heute noch besonders
interessant ist: er liefert in seinen Richtung gebenden Grundsätzen die Elemente für ein
Programm für Genua, das, wenn es mit Entschlossenheit vertreten wird, der übrigens
völlig ratlosen Entente die Führung entreißen und der  deutschen Regierung die
Unterstützung aller freien Geister der Welt und namentlich auch aller proletarischen
Organisationen sichern würde, womit dann auch die weltpolitische Situation für eine
Nachprüfung des Friedensvertrags geschaffen würde.


Bei der Hinaussendung dieses „Sammelrufes“ ziemt es sich, dass ich das erste
Exemplar dem ersten Staatsmann des Reiches in die Hände reiche. Sollten Ihnen, Herr
Reichskanzler, mündliche Erklärungen erwünscht sein, so bin ich dazu selbstredend zu
jeder Zeit bereit.


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung


Silvio Gesell


An Hildegard Wegscheider vom 22. 11. 1922 aus Rehbrücke 


Sehr geehrte Frau Wegscheider!


Ich habe mir allerdings sehr viel Mühe gegeben – seit vielen, vielen Jahren - , um in die
Massen etwas Verständnis für die Bedeutung des Geldwesens zu tragen. Zwar nicht
ohne Erfolg, aber doch nicht mit dem heute nötigen durchschlagenden Erfolg. Darum
freue ich mich ganz außerordentlich, dass Sie, sehr geehrte Frau, mir Ihre Hilfe antra-
gen. Ich denke übrigens, dass das, was Sie zu tun in der Lage sind, genügen wird, um
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den Stein ins Rollen zu bringen. Es ist sonst alles zur Tat vorbereitet. Es fehlt nur die
Unterstützung des Proletariats, desselben Proletariats, dem die Aktion dienen soll.


Ich werde morgen, Sonntag, den ganzen Tag zu Ihrer Verfügung sein und auch 
nächsten Montag. Sollte das Wetter für Sie etwa zu unwirsch werden, dann bin ich auch
bereit, Ihnen nach Berlin entgegenzufahren. Morgen früh werde ich dann noch zwischen
9 und 10 telefonieren.


Mit dem Ausdruck größter Hochachtung


Ihr Silvio Gesell


An Hildegard Wegscheider vom 25. 11. 1922 aus Rehbrücke


Sehr geehrte Frau und liebe Genossin im Kampfe gegen den Kapitalismus!


An die von Ihnen genannten Personen werde ich die Einladung zu der Zusammenkunft
am 1. 12. gleich verschicken. Mehrere Gewerkschaften sollen schon ihre Bereitschaft
erklärt haben.


Sie leisten hier einer großen vielversprechenden Sache einen mächtigen Vorschub.
Fahren Sie so fort! Ich habe das Empfinden, dass es diesmal etwas wird mit der
Einheitsfront des Proletariats.


Hocherfreut grüßt Sie


Ihr ergebener Silvio Gesell


An den Internationalen Gewerkschaftsbund in Haag


vom 20. 12. 1922 aus Rehbrücke


Sie erhalten mit gleicher Post ein Exemplar einer „Denkschrift für die Deutschen
Gewerkschaften zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der Währung, der Valuta
und der Reparationen“. Diese Denkschrift ist zwar für die augenblicklichen deutschen
Verhältnisse verfasst, greift jedoch in vielen Beziehungen weit über die deutschen
Grenzen hinaus. Sie finden dort positive Vorschläge zur Lösung der Währungsfrage im
antikapitalistischen Sinne.


Sollte diese Schrift bei Ihnen genügend Interesse erwecken, um bei Ihnen den
Wunsch aufkommen zu lassen, mehr von dieser Angelegenheit zu erfahren, so bin ich
gern bereit, Ihnen einen Referenten zu nennen, der Ihnen dort den Plan in mündlicher
Darstellung entwerfen wird, wie auf dem Wege der Gewerkschaften mit Unterstützung
des Internationalen Gewerkschaftsbundes und unter Führung desselben die Macht des
Geldes gebrochen und die Valutafrage und Währungsfrage im Sinne der Arbeit und des
Friedens gelöst werden kann. Sollten Ihnen zum Studium dieser Angelegenheit noch
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einige Exemplare der Denkschrift erwünscht sein, so werde ich Ihnen dieselben gerne
und auch kostenlos zusenden.


Veuiliez Messieurs agreer l’assurance de ma parfaite consideration


Silvio Gesell


An Reichskanzler Dr. Gustav Stresemann am 30. 8. 1923 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr,


Ihre große Rede und namentlich der in ihr angeschlagene glückliche Ton in der
Reparationsfrage ermuntert mich, Ihnen das anliegende Heft ‚Die Freiwirtschaft’ zu über-
senden und Ihre Aufmerksamkeit auf die die Reparationsfrage behandelnden ersten bei-
den Artikel zu lenken. Ich mache Sie besonders auf die Tatsache aufmerksam, dass die
einflussreiche große Zeitung ‚L’Eclaireur du soir’ meine Vorschläge als Erfolg verspre-
chend bezeichnet und fördert und dass auch bereits der ‚Temps’ (Paris), von der
Redaktion des ‚L’Eclaireur du soir’ angeregt, ähnliche Vorschläge macht. Das Warten
auf die Revision des Versailler Diktates hat uns bereits viel mehr geschadet als die wei-
testgehende Revision uns nutzen könnte, wie auch die in England noch herrschende
und in Amerika jetzt überwundene Arbeitslosigkeit beiden Ländern mehr geschadet hat
als der Gesamtbetrag der von Deutschland erwarteten Reparationen ausmacht. Der von
mir gemachte Vorschlag würde uns ermöglichen, ganz auf alle Revisionen des
Vertrages zu verzichten und diesen unter erträglichem Druck nach dem Buchstaben zu
erfüllen, wobei die Nebenerscheinung zur Hauptsache wird, nämlich dass die
Weltwirtschaft sofort wieder in Vollbetrieb kommen würde.


Mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell


An den Reichsbankpräsidenten Dr. Hjalmar Schacht vom 30.12.1923 


aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr,


es dürfte für die Führung Ihres Amtes bedeutsam sein, über eine Lösung der Valutafrage
rechtzeitig unterrichtet zu werden, die jetzt in Frankreich in Angriff genommen worden ist
und worüber die beiliegende Abschrift eines mir zugegangenen Zirkulars Aufschluss gibt. 


Die Lösung entspricht in allen Einzelheiten den Vorschlägen, den ich selbst der 
deutschen Regierung vor nunmehr drei Jahren machte, auf den aber bis zur Stunde in
keiner Weise reagiert wurde. In den anliegenden Schriften, die ich hiermit der Bibliothek
der Reichsbank stiften möchte, werden Sie den Vorschlag von vielen Seiten aus
beleuchtet finden. Über das Spiel einer internationalen Währung werden Sie in der
gleichfalls beiliegenden Broschüre „Das Monopol der Schweizerischen Nationalbank“
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Beachtenswertes finden. Sollten Sie, um Zeit zu gewinnen, sich lieber einen Vortrag 
halten lassen über das in Rede stehende System, so bitte ich Sie, sich an den
Geschäftsführer des Freiwirtschaftsbundes, Herrn Hans Timm in Berlin, Rosenthaler Str.
40-41 zu wenden. Auch gestatte ich mir, Sie bei dieser Gelegenheit auf die Tagung des
Freiwirtschaftsbundes aufmerksam zu machen, die am 9. Januar im Herrenhaus beginnt
und wo man sich gründlich mit der Währungs- und Valutafrage beschäftigen wird.


Die Währungs- und die Valutafrage verlangen eine synchronische Lösung und die
besondere Lage Deutschlags verlangt eine schnelle Lösung. Von Ihrer Seite könnte der
Lösungsprozess dadurch außerordentlich beschleunigt werden, dass Sie Ihren Einfluss
benutzten, um die deutsche Presse zu einer allgemeinen Besprechung des im Zirkular
gemachten Vorschlages zu veranlassen. Noch besser wäre es, wenn Sie offiziell eine
Kommission zur Prüfung des Vorschlages bestellten. Die Vorgänge im Rheinland 
zeigen, wie viel mit der ungelösten Währungs- und Valutafrage auf dem Spiel steht.


Mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell


An Prof. Dr. Irving Fisher vom 10. 3. 1929 aus Eden-Oranienburg


Sehr geehrter Herr Prof. Fisher!


Ich erhielt vor einiger Zeit Ihren freundlichen Brief und Ihr neues, überaus wertvolles und
nötiges Werk. Da ich so gut wie alles unterschreiben kann, was in dem Buch gesagt ist
und mit der hier geübten Deutlichkeit gesagt werden muss, so werde ich auch noch sehr
oft die Gelegenheit haben, das Buch zu empfehlen.


Sie mögen vom propagandistischen Standpunkt aus betrachtet recht gehabt haben,
als Sie es ablehnten, selber positive Vorschläge für die Lösung der von Ihnen aufge-
zeichneten Aufgabe zu machen. Meisterhaft haben Sie es verstanden, dem intelligenten
Leser implizit die Lösung zu zeigen. Da es aber nur auf diese intelligenten Leser
ankommt, so erreichen Sie Ihr Ziel, ohne die Masse der Leser unnötigerweise vor den
Kopf zu stoßen. Ich habe mich also über Ihr Werk gefreut und danke Ihnen herzlich für
die freundliche Übersendung.


Mit heutiger Post sende ich Ihnen Heft 3 des „Freiwirtschaftlichen Archivs“, worin im
Artikel „Der Wertgedanke“ Ihr Name wiederholt genannt wird. Sie werden sehen, dass
ich im Gebrauch des Wortes ‚purchasing power’ eine Gefahr erblicke, eine neue Quelle
für eine neue money illusion. Der Wertgedanke (das sogenannte Wertproblem) ist nie
etwas anderes gewesen als der wissenschaftliche Ausdruck der populären money 
illusion. Dieser Wertgedanke ist nun glücklicherweise zu Tode kritisiert worden. Niemand
arbeitet noch mit diesem Gedanken. Und damit ist die Bahn frei geworden für neue fort-
schrittliche Forschung. Ich selbst habe den Wertgedanken schon vor über 30 Jahren
bekämpft und meine Freude war groß, als ich ihn so nach und nach verschwinden sah
aus der Literatur. Sie werden es darum begreifen, wie es mich betrüben würde, wenn
der Wertgedanke und die auf ihm beruhenden money illusions im Gebrauch des
Ausdrucks ‚purchasing power’ wieder Wurzel schlagen würden.
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Es würde mich außerordentlich freuen, wenn Sie Gelegenheit nähmen, im
„Freiwirtschaftlichen Archiv“ Ihre Gedanken zu meinen Betrachtungen zu veröffentlichen.


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung bin ich


Ihr ergebener Silvio Gesell


An Anna Boettger-Gesell vom 31. 12. 1929 aus Eden-Oranienburg


Allerliebste Boettgersanna,


die schönen Tage um Weihnachten herum sind nun vorüber. Und morgen können wir
uns an den Silvesterfestlichkeiten erholen, wenn wir dazu Lust verspüren. Ich kenne
diese Festlichkeiten leider nicht; so werde ich mich zu Bett legen und das neue Jahr
schlafend seinen Einzug halten lassen. Ich weiß nicht, ob Anita Dir über die
Weihnachtsfreuden berichtet hat. In einem Hause mit so vielen Kindern hat die
Weihnachtsfeier einen wirklichen Sinn. Und man freut sich, mittenmang
Jugenderinnerungen aufzufrischen.


Eine große Freude hast Du mir mit Deinem Bild gemacht. Ich finde, es ist die beste
Fotografie, die ich nicht nur von Dir, sondern überhaupt gesehen habe. Kein Künstler
hätte die Stimmung und die „Seele“ so ausgezeichnet herstellen können, wie es hier der
Knipser getan hat. Abgeklärte Lebensanschauung. Manchmal gelingt es mir, hinter den
Augen des Bildes auch noch die aus der Braunschweiger Zeit hervorleuchten zu lassen,
und dann erlebe ich eine doppelte Freude. Es sind über 40 Jahre her. Wie stark solch
ein Blick sich einprägt! Und dann denke ich an die Zeit, wo Dein Bild auf meinem
Schreibtisch in der Calle Tucaman No. 303 stand und ich auf die Ankunft vom Dampfer
‚Ohio’ wartete. Es war eine schöne Zeit und eine solche Zeit erlebt man nur einmal.
Sage Tutti, dass ihre Mitarbeit am Gelingen des Bildes sichtbar ist und dass sie ihre
Sache wirklich gut gemacht hat. Wie wird sich auch der Carlos Idaho freuen, wenn er
das Bild erhält. Ich bin Tutti sehr dankbar für das schöne Weihnachtsgeschenk.


Nun wirst Du sicherlich schon über Fridolins Reise Nachrichten haben. Hoffentlich ist
die Reise gut verlaufen. Hoffentlich findet er eine gute Unterkunft da an der Riviera für
die ganze kleine Familie und auch für Dich. Es ist recht nett von ihm, dass er Dich in
Zürich abholen will. So wirst Du die Reise mit doppelter Ruhe antreten und mit doppel-
tem Genuss durchführen. Und dann wollen wir hören, was er von Deiner Reise nach
dem La Plata sagt. Ich selbst bin alle Tage mehr entschlossen, in die Binsen zu gehen.
Es ist mir, als ob jede einzelne Binse mit einem elektrischen Funken an der Spitze mich
anzöge. Ich bereite meine Sachen so langsam vor. Dann verbrenne ich eine Menge
Papiere, damit sich nachher niemand damit herumplagt, und heize den Ofen mit
Büchern. Wenn es kälter wäre, würde diese Arbeit schneller vonstatten gehen. In der
Vernichtung liegt die göttliche Ordnung. Das hat Annedore auch schon begriffen. Das
Haus ist seitdem in musterhafter Ordnung. Vielleicht kostet diese Ordnung etwas mehr
Geld. 


Heute haben wir herrliches Wetter. Sonne, wirklicher Sonnenschein. Nicht ganz wie in
Les Hauts Geneveys, aber ähnlich. Und auch nur minutenweise. Aber man überzeugt
sich wenigstens, dass die Sonne noch da ist.
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Adios, meine liebe Boettgersanna. Sei herzlich zum neuen Jahr begrüßt und auch die
Mölikaters und Fridolin, wenn er dort auftaucht. 


Dein Alterle


An Prof. Dr. Irving Fisher vom 2. 2. 1930 aus Eden-Oranienburg


Sehr geehrter Herr!


Erst heute bin ich in der Lage, Ihnen, sehr geehrter Herr, für das Werk, das Sie mir
schickten, meinen Dank in der Form auszudrücken, wie ich es mir vorgenommen hatte,
nämlich in Gestalt einer gut gelungenen englischen Übersetzung meines Buches „The
Natural Economic Order“, translated by Philip Pye M.A. Ich glaube, Ihnen mit diesem
Werk eine Freude zu bereiten, denn Sie werden sehen, dass hier die Forderungen, für
die Sie schon so lange und so tapfer kämpfen, vielleicht mit anderen Worten, mit 
anderen Gedanken, mit anderen Argumenten, aber doch mit gleicher Unbeugsamkeit
gestellt werden.


Wenn die Organisationen, die sich hier in Deutschland für die Verwirklichung der in
der NEO besprochenen Reformen gebildet haben, sich besonders in letzter Zeit mit
erfreulicher Virulenz entwickeln, so dürfte das nicht zum geringsten Teil auf die
Unterstützung zurückzuführen sein, die diese Reformen in wesentlichen Teilen durch
Ihre Arbeiten erfahren haben. Und mir scheint, dass Ihre bahnbrechenden Arbeiten 
nirgends so offene und freudige Anerkennung gefunden haben wie hier.


Genehmigen Sie, hoch geehrter Herr, den Ausdruck 


meiner vorzüglichen Hochachtung


Silvio Gesell


An Prof. Dr. Frederic Soddy vom 8. 2. 1930 aus Eden-Oranienburg


Sehr geehrter Herr!


In einer Ihrer Schriften über das Geldwesen nannten Sie auch meinen Namen in einem
mich ehrenden Zusammenhang. Es beunruhigt mich aber der Gedanke, dass Sie Ihr
Urteil über meine Leistungen wahrscheinlich aus Briefen, die Freunde meiner
Reformvorschläge an Sie gerichtet haben mögen, gebildet haben und dass Sie, wenn
Sie meine Arbeiten im Zusammenhang und auch in Ihrer Muttersprache vorgelegt
bekommen, aus irgendwelchem Grunde Ihre Äußerung bereuen möchten. Diese
Beunruhigung wächst sich aber jetzt zu einem Unbehagen aus, wo der Übersetzer, Mr.
Philip Pye M.A., Ihren Namen zu Reklamezwecken für das Buch verwendet, allerdings
nur in Form eines Zitates aus Ihren Werken.


Ich möchte Sie also bitten, sehr geehrter Herr Soddy,  das Buch „The Natural
Economic Order“, sobald Sie Zeit dazu finden, durchzulesen. Und wenn Sie dann glau-
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ben, alle die warnen zu müssen, die Ihr Name in der Reklame anlocken könnte, so tei-
len Sie mir das bitte mit, damit ich entsprechend handeln kann. Ich werde dann die Seite
mit den „References“ ausmerzen lassen. Das Buch geht Ihnen heute durch die Post zu.
Sollte ich keine Antwort erhalten, dann nehme ich an, dass Sie mit den „References“
einverstanden sind.


Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Soddy,


den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung


Silvio Gesell
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Der vorliegende Registerband bildet den Abschluss der Edition der “Gesam-
melten Werke” Silvio Gesells. Er bietet zugleich die letzte Gelegenheit für einige
Hinweise und Nachträge.


In seiner Rezension von Band 17 dieser Edition hat Willy Hess eine 1918 vom
Schweizerischen Freiland-Freigeld-Bund herausgegebene Schriftenreihe “Proleta-
rische Aktionen” erwähnt, in der ohne Angabe des Verfassernamens eine Bro-
schüre “Der Geldstreik” erschien. Hess hat angenommen, dass diese Broschüre 
von Gesell verfasst worden sein könnte. 1 In stilistischer Hinsicht unterscheidet 
sie sich jedoch so sehr von Gesells sonstigen Veröffentlichungen, dass sie ent-
gegen der Empfehlung von Hess nicht als Nachtrag in den Registerband aufge-
nommen wird. Gleichwohl verdient diese Broschüre Beachtung bei weiteren Über-
legungen über politische Wege, die zur Verwirklichung der Geld- und Bodenreform
führen könnten. 2 In derselben Rezension hat Hess noch einen ohne Verfasser-
angabe in der Schweiz erschienenen Artikel “Ein deutscher Professor über die
Reparationen” erwähnt, der von Gesell stamme. Das Schweizerische Wirtschafts-
archiv in Basel hat diesen Aufsatz ermittelt und als Nachtrag zu dieser Edition 
zur Verfügung gestellt. 3 Ob Gesell diesen Artikel wirklich selbst verfasst hat, lässt
sich nicht mehr belegen. 


In die Bände 14 und 17 dieser Edition wurden zwei unter den Pseudonymen
Hugo Scheuermann und Ein Desillusionierter erschienene Aufsätze aufgenommen. 
Es ist jedoch sehr fraglich, ob Gesell ihr Autor war. 4


Bei der Neuerschließung des Nachlasses von Ernst Niekisch im Bundesarchiv 
in Koblenz fand Gregor Pickro Briefe von Gesell an Niekisch, die hier nachgetragen
werden. Ebenfalls nachgetragen wird ein Brief von Gesell an den früheren Berliner
Bürgermeister Gustav Boess, den Hans-Joachim Führer noch fand. 5


Im Namenregister sind, soweit möglich und sinnvoll, Erläuterungen zu den
genannten Personen eingefügt. Weitere Hinweise zu Personen befinden sich in 
den Fußnoten zu zahlreichen Briefen Gesells im Band 18 dieser Edition. Die in 
den Erläuterungen verwendeten Abkürzungen bedeuten: FWB = Freiwirtschafts-
bund, FKB = Fysiokratischer Kampfbund, FPD = Freiwirtschaftliche Partei
Deutschlands und SFB = Schweizerischer Freiwirtschaftsbund. 
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1  Willy Hess, Rezension zum Band 17 der Gesammelten Werke von Silvio Gesell, in: evolution Nr. 8/1996, S. 8.
2  Ohne Verfasser, Proletarische Aktionen I, Bern 1918.
3  Hess zufolge erschien der Aufsatz “Ein deutscher Professor über die Reparationen” in der in Bern erschiene-


nen “Freiwirtschaftlichen Zeitung” vom 14. 4. 1923.
4  Hugo Scheuermann, Die Impulstheorie des Geldes, in: Band 14, S. 301–305. – Ein Desillusionierter, Die 


Illusion des Geldes, in: Band 17, S. 180–184. Im letzteren dieser beiden Aufsätze wird die Einheit von 
Freiland und Freigeld aufgelöst, wogegen sich Gesell an anderen Stellen vehement gewehrt hat; vgl. die 
Auseinandersetzung mit Fritz Roth und Hans Bernoulli in “Das Problem der Grundrente”, in: Band 15, S. 281 
–312, und die Briefe, die Gesell im Sommer 1925 aus Argentinien an Fritz Schwarz und Fritz Roth geschrie-
ben hat; in: Band 18, S. 305 – 312 und 316 – 318. 


5  Den Brief Gesells an Gustav Boess veröffentlichte Hans-Joachim Führer bereits in der Zeitschrift “Der Dritte 
Weg”. (Nr. 9/1997, S. 5)


Zum Geleit Das Stichwortregister enthält eine Reihe von Stichworten wie zum Beispiel
Autobiographisches, Menschenbild oder Übergangsstadium, die nicht wörtlich, 
sondern nur sinngemäß in Gesells Werken vorkommen. Ihre Zusammenstellung
erschien mir dennoch angebracht, weil sie einer zukünftigen Erforschung von
Gesells Werken Blickwinkel eröffnen kann, die über das bloß Ökonomische hin-
ausgehen. Gesell hat die Begriffe “Bodenrente” und “Grundrente” als Synonyme
verwendet. Alle betreffenden Textstellen sind unter dem einheitlichen Begriff
“Bodenrente” aufgeführt, weil der Begriff “Grundrente” in der neueren Sozialge-
setzgebung eine andere Bedeutung erhalten hat. Außerdem hat Gesell dem
Sprachgebrauch seiner Zeit entsprechend auch dort von “Rentnern” gesprochen,
wo eigentlich “Rentiers” gemeint waren. Der Übersetzer von John Maynard Keynes‘
“Allgemeiner Theorie” hat demgemäß vom “sanften Tod der Kapitalrentner” ge-
sprochen, obwohl es bei der Überwindung des Kapitalismus nicht um den Tod 
von Personen geht, sondern um die Änderung wirtschaftlicher Strukturen. Um 
solchen Mißverständnissen vorzubeugen, habe ich hier nach “Rentnern” im Sinne
von Altersrentnern und “Rentiers” unterschieden. Aus dem von Gesell verwendeten
darwinistischen Vokabular habe ich den nach heutigem Verständnis nicht mehr
annehmbaren Begriff “Zuchtwahlrecht” durch “Partnerwahl” ersetzt, den ebenfalls
sehr problematischen Begriff “Hochzucht des Menschengeschlechts” aber trotz 
einiger Bedenken übernommen, weil im Gesamtzusammenhang unzweifelhaft 
deutlich wird, dass er weder eine Ausdrucksform rassistischen Denkens noch eine
Vorwegnahme naturwissenschaftlich-medizinischer Vorstellungen von einem
‚Menschenpark‘ war. Den Stichworten sind nicht nur die entsprechenden
Bandnumerierungen und Seitenzahlen zugeordnet, sondern vielfach auch kurze
Zitate, um auf wichtige Textstellen hinzuweisen. Diese Zusätze können eine Hilfe
bei der Erschließung von Gesells Werken sein; sie beruhen jedoch unvermeidlich
auch auf einer subjektiven redaktionellen Auswahl und sollten nicht dazu verlei-
ten, jene Seitenangaben außer Acht zu lassen, die nicht mit solchen Zusätzen 
versehen sind. Ergänzend sei noch auf das frühere Register zu Gesells Hauptwerk
“Die Natürliche Wirtschaftsordnung” hingewiesen; es befindet sich im Band 11 auf
den Seiten 381–390.


Zum Abschluss dieser Edition soll eines Menschen noch besonders gedacht 
werden, der ihre Anfänge in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre ganz ent-
scheidend gefördert hat – Heinz-Peter Neumann. 6 Ohne seine Unterstützung wäre
es damals nicht möglich gewesen, mit der Herausgabe von Silvio Gesells “Ge-
sammelten Werken” zu beginnen. Im Sommer 1989 erlag Heinz-Peter Neumann
einer schweren Krankheit. Eine Erinnerung an ihn gehört zur Dankbarkeit dar-
über, daß diese Edition zwölf Jahre nach ihrem Beginn mit dem Registerband 
nunmehr endgültig fertiggestellt werden kann. Ein großer Dank gebührt auch
Klaus Wulsten, der als Vorsitzender der "Stiftung für Reform der Geld- und
Bodenordnung" diese Edition von ihren Anfängen bis zu ihrem Abschluss stets mit
verständnisvollem gutem Rat begleitet hat. Werner Onken


6 Vgl. meinen Nachruf auf Heinz-Peter Neumann, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 81. Folge (1989), S. 30–32.







Ein deutscher Professor über die Reparationen
Freiwirtschaftliche Zeitung (Bern) Nr. 16 vom 14. April 1923


In einem Artikel der “National-Zeitung” vom 25. März 1923 beschäftigt sich
Universitätsprofessor Liefmann mit dem deutschen Reparationsproblem. Wir ken-
nen Professor Liefmann von dem Gutachten her, das er in der “Zeitschrift für
schweizerische Statistik und Volkswirtschaft” über die Bestrebungen des Schweizer
Freiland-Freigeld-Bundes veröffentlichte und worin er den Beweis lieferte, dass er,
von einer hilflosen Redaktion einer Zeitschrift als Sachverständiger angerufen, 
ein Urteil über eine Sache abgab, die er nicht kannte und die er nach den
Schriften, die er zitierte, nicht kennen konnte. Professor Landmann, Redaktor der
genannten Zeitschrift, vermochte Professor Liefmann nur dadurch vor den ver-
nichtenden Wirkungen unserer Gegenkritik zu bewahren, dass er unsere Antwort
den Lesern seines Blattes unterschlug.


Nahmen wir in unserer Antwort damals noch an, dass Liefmann unsere Be-
strebungen zwar als leichtfertiger Wissenschaftler, aber doch als Wissenschaftler
begutachtet hatte, so erkennen wir jetzt aus dem oben angeführten Artikel der
“National-Zeitung”, dass wir uns hierin getäuscht hatten. Liefmann schreibt hier
als Tagespolitiker, Konjunkturpolitiker, und so nehmen wir an, dass Liefmann, von
Landmann dazu aufgefordert, die Freigeldlehre damals auch nur als Politiker, und
zwar Politiker im üblen Sinn begutachtete und auftragsgemäß zu beurteilen 
hatte. Es häufen sich so nach und nach die Beweise, dass die Professoren der
Volkswirtschaftslehre, wenn auch auf verschlungenen Wegen, von Börseninteressen
bestallt werden.


Liefmann will die Zahlungsunfähigkeit Deutschlands nachweisen. Er beginnt 
mit der Behauptung, dass das Vermögen im Deutschen Reich vor dem Krieg nur
etwa 250 Milliarden Goldmark betragen habe. Bekanntlich ist dieses Vermögen 
von Helfferich mit 350 Milliarden berechnet worden. Andere schätzten es auf 400
und 500 Milliarden ein. Und auch diese Summe erscheint uns sehr gering, wenn
wir folgendes überlegen. Der Flächeninhalt des Deutschen Reiches vor dem Krieg
betrug rund 50 Millionen Hektar. Es war darunter so gut wie kein Ödland mehr. Es
stand unter dem Pflug oder war mit Wald bedeckt. Diese Äcker, Wiesen, Wald 
und Holzbestände können wir getrost mit 2000 Mark durchschnittlich für einen
Hektar berechnen (etwa 600 Franken die Jucharte). Das gibt so 100 Milliarden
Goldmark. Das in Gebäuden angelegte Kapital können wir ebenfalls einschätzen,
wenn wir folgendes überlegen: Das jährliche Einkommen des deutschen Volkes
wurde nach den Steuerlisten mit 40 Milliarden berechnet. Von diesem Einkommen
entfielen 15–25 %, im Durchschnitt etwa 20 % auf die Wohnungsmiete. Das sind
von 40 Milliarden also 8 Milliarden Goldmark, oder zu 4 % kapitalisiert, 200
Milliarden Goldmark für das Wohnungskapital, wovon wir für Abschreibungen und
Steuern, Reparaturen usw. 25 % abschreiben wollen, so dass das Wohnungskapital
mit 150 Milliarden eingeschätzt werden muss. Schwieriger zu berechnen nach
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Nachträge solch allgemeinen Gesichtspunkten ist das in den Geschäftsläden, Warenhäusern,
Fabrikgebäuden, Werkstätten, Ställen, Scheunen, Gasthöfen, Theatern usw. ange-
legte Kapital. Ich denke aber, dass man hierfür leicht die Hälfte der für das
Wohnungskapital ausgerechneten Summe in Anschlag bringen kann, wenn man
bedenkt, dass es sich hier gerade um den wertvollsten Teil des Gebäudekapitals
handelt. Das wären dann allein für den Boden und für das Gebäudekapital schon
100 plus 150 plus 75 Milliarden, also 325 Milliarden Goldmark. Also schon 75
Milliarden mehr, als Professor Liefmann für das Ganze ausgerechnet hat. Dazu
käme dann das in der Industrie, in den Eisen-, Blei-, Zink-, Kali- und Kohlen-
bergwerken, in den Warenbeständen, Eisenbahnen, Straßenbahnen, Gasanstalten,
in den städtischen Werken, Viehbeständen, Ackergeräten, Pferden, Hafenanlagen,
Schiffen, elektrischen Kraftwerken usw. angelegte Kapital. Hierfür können wir doch
gewiss auch noch einmal den Betrag des Wohnungskapitals, also 150 Milliarden
ansetzen. Das gäbe dann eine Gesamtsumme von 475 Milliarden Goldmark. Das in
Papieren angelegte Geld, weil die Sachwerte ihm verpfändet sind (Staatspapiere,
Obligationen, Hypotheken, Wechsel, das Kapital der Versicherungsgesellschaften)
darf hier nicht berücksichtigt werden. Das Mobiliar-, Geld-, Kunstschätze-,
Diamanten- und Bibliothekenkapital wollen wir als Bagatelle betrachten. Nach 
den Berechnungen Liefmanns verlangt der Versailler Vertrag 50 % des vor dem
Krieg in Deutschland zinstragenden Vermögens. Nach obiger Darstellung, die sich
auf die denkbar niedrigste Einschätzung, nämlich der Selbsteinschätzung für die
Steuerzahlung, stützt, wären es nur 28 %. Wie weit nun dieses ‚Kapital‘ durch den
Krieg zerstört worden ist, lässt sich nicht genauer einschätzen. Es fehlt durchaus
an ernsthaften Arbeiten auf diesem Gebiete. Immerhin, das für den Boden und 
für die Bergschätze genannte Kapital können wir fast als voll erhalten betrachten.
Hier sind nur für die abgetretenen Gebiete Beträge anzusetzen. Daneben noch
etwas für die etwaig noch verbliebenen Spuren des im Kriege betriebenen
Raubbaus. Vom Gebäudekapital wollen wir 25 % für nicht ausgeführte Reparaturen
absetzen. Ebensoviel vom Industriekapital, von den Viehbeständen und vom
Warenkapital. Im Durchschnitt sagen wir 20 %. So bliebe von den von uns aus-
gerechneten Summen als zinswerbendes Kapital im Deutschen Reich ein Bestand
von 369 Milliarden übrig, während Liefmann Null ansetzt. Selbstverständlich setzt
dieses Kapital voraus, dass es voll ausgenutzt werde, da ein Brachfeld, eine still-
gelegte Fabrik überhaupt kein Kapital mehr ist. In Deutschland aber hat es bis 
vor kurzem niemals so wenig Arbeitslose gegeben. Weiter setzt diese Berechnung
voraus, dass der Anteil des Arbeiters am Arbeitsprodukt durch erhöhte Lohn-
forderungen, denen keine entsprechenden Mehrleistungen gegenüberstehen, nicht
anders geworden ist. Denn vergessen wir es nicht: das Kapital ist nichts weiter als
der zum landläufigen Zinsfuß kapitalisierte Teil des Arbeitsproduktes, der dem
Arbeiter nicht bezahlt wird. Durch Lohnbolschewismus lässt sich solches Kapital
restlos als ‚Kapital‘ vernichten. Wir haben aber nichts davon gehört, dass in
Deutschland der Anteil des Lohns am Arbeitsprodukt gestiegen sei. Die Statistik
zeigt, dass der Reallohn immer noch weit hinter dem Friedenslohn nachhinkt. Der
Unterschied kommt der Dividende zugute und muss dann kapitalisiert als Mehr-







kapital in Erscheinung treten, entweder als ehrliche Dividende oder sonstwie. Die
kapitalistischen Verschleierungskünste sind ja bekannt.


Aber nehmen wir an, dass aus Gründen, die Liefmann angibt, z.B. die neuen
Zollschwierigkeiten im Welthandel das deutsche Kapital geringere Dividende ab-
werfen würde, so werden diese doch dadurch wieder auf die ursprüngliche volle
Höhe gebracht, dass die in Gold ausgedrückten Preise seit der Zeit, wo Helfferich
seine Berechnungen anstellte, eine ganz außerordentliche Inflation durchgemacht
haben. Das Eisen, der Hauptexportartikel Deutschlands, steht heute noch immer
um rund 100 % über dem damaligen Stand. Im Durchschnitt standen die Preise 
in Dollar umgerechnet im Herbst mehr als 40 % über den Friedenspreisen. Und
seitdem sind sie wieder ständig gestiegen. Da allen Berechnungen Helfferichs 
mittel- oder unmittelbar Preise zugrunde liegen und diese Preise, wie gesagt, 
jetzt um 40 % höher stehen, so müssen wir auch der für das in Deutschland 
werbende Vermögen errechneten Summe von 362 Milliarden Goldmark 40 %
zuschlagen. Dann handelt es sich hier um eine Summe von 506 Milliarden, die 
der Reparationssumme von 132 Milliarden gegenübersteht. Rund 25 %. Und 
diese Summe dürfte jeder in Deutschland gern von seinem Kapital abschreiben,
wenn damit die Ansprüche der Entente befriedigt werden können. Voraussetzung
für die Berechnungen ist natürlich, dass die Bürokraten heimgeschickt werden 
und dass die neu errichteten Zollschranken in allen Ländern wieder niedergerissen
werden.


Liefmann wiederholt den längst widerlegten Einwand, “dass der Geldmecha-
nismus des internationalen Tauschverkehrs es ganz einfach nicht ermöglicht, ein-
seitige große Zahlungen von einem Land zum anderen und nun gar an eine
Vielheit von Ländern zu leisten, ohne dass die Valuta des Schuldnerlandes 
sinkt.” Dass das nicht stimmt, hat Gesell in der Dezembernummer der Zeitschrift
“Die Freiwirtschaft”  im Artikel “Der Steuerzettel als Reparationsdevise” sinnfällig
dargestellt. Frankreich muss für den Wiederaufbau mehr Waren einführen, als es
ausführt. Deutschland muss dagegen für die Reparation durch Konsumeinschrän-
kungen mehr Ware ausführen, als es einführt. Gleicht sich das nicht aus?


Liefmann unterlässt es, die Aktivposten der deutschen Finanzen zu erwähnen,
z.B. den Umstand, dass durch die Abrüstung allein 3 Milliarden Goldmark jährlich
gespart werden, in welcher Summe die Produktionskraft der sonst unter Waffen
stehenden 900.000 Mann nur mit einer Milliarde angesetzt ist. Er erwähnt auch
nicht, dass die Landwirte durch die Papiergeldwirtschaft um rund 80 Milliarden
Goldmark Hypothekenschulden entlastet wurden und dass sie darum ganz gut mit
dem Zins dieser Schuld für Steuerzwecke belastet werden könnten, ohne dass sich
die Landwirte dann schlechter als vor dem Kriege stellen würden. Auch den Zins,
der in Deutschland zur Zeit 12–25 % beträgt, kann man nicht als einen beson-
deren Passivposten der Volkswirtschaft betrachten, wenigstens nicht fiskalisch,
denn der Zins, den der eine bezahlt, nimmt ja der andere ein. Und ausserdem kann
der Zins von 25 % nicht als Last betrachtet werden, wenn zu gleicher Zeit die
Warenpreise um 25 % steigen. In Deutschland sind die Preise aber um mehrere
hundert Prozent im Laufe des letzten Jahres gestiegen. Was hier mit 25 % bezahlt
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wird, ist nichts als die von Gesell mit Ristorno bezeichnete Inflationsent-
schädigungsprämie. 


Die Geldtheorie Liefmanns hat sich als falsch erwiesen, und nur aufgrund einer
einwandfreien Einstellung zum Geldproblem darf man es heute wagen, Stellung
zum Reparationsproblem zu nehmen. Wir empfehlen darum Herrn Professor
Liefmann, seine Studien auf einfachere Gegenstände der Wirtschaft zu beschrän-
ken.


-a-


An Ernst Niekisch vom ? (Sommer 1919) aus Arnstadt


Ihre freundlichen Glückwünsche erhielt ich erst jetzt und habe diese Ver-
zögerung recht beklagt, da ich Ihre Adresse verlor und Ihrer Aufforderung, nach
Augsburg zu kommen, gern gefolgt wäre. Nun werde ich das auf dem Rückweg 
tun (in etwa drei Wochen) und hoffe, dass Sie dann noch da sein werden. Wissen
Sie schon, wo Ihr Aufenthaltsort sein wird? Ich habe die beste Hoffnung, dass der
Verlauf der Dinge Ihnen und den anderen Kameraden helfen wird. Mir ging es
schon unerwartet gut. Das ist für die anderen schon ein gutes Zeichen. Ich will
dieser Tage nach Weimar und Berlin reisen. Es drängt alles auf entscheidende
Maßnahmen, die wir allein treffen können. Alles arbeitet uns in die Hände,
namentlich die Zeit. Bei dieser Gelegenheit möchte ich Ihnen raten, sich gründlich
für die Freiland-Friedens-Konferenz vorzubereiten, denn wir werden jetzt die
Friedensbewegung an uns reissen. Manchmal bedaure ich, dass der Freispruch uns
getrennt hat. Wir hatten uns noch vieles zu sagen. Grüßen Sie bitte Ihre liebe
Frau bestens. 


An Ernst Niekisch vom 15. Juli 1920 aus Rehbrücke


Ein Jahr ist es her seit den Verhandlungen in München. Schon lange hörte ich
nichts von Ihnen. 


Ich arbeite unverdrossen an der Sache des Freiland-Freigeld-Bundes, die 
schnelle Fortschritte macht, da die Entwicklung uns ganz unerwartet stark in die
Hände arbeitet. Es ist sehr schade, dass Sie nicht mitarbeiten können. Ich 
möchte Ihnen die neuen Veröffentlichungen zusenden, sobald ich Ihre Adresse
habe. Dr. Christen starb in der Schweiz. Mir wird die Rückkehr in die Schweiz bis-
her von den schweizerischen Behörden gesperrt. So habe ich mich hier in
Rehbrücke bei Berlin ansiedeln müssen. 


An Ernst Niekisch vom 1. September 1920 aus Rehbrücke


Kürzlich war wieder von Amnestie die Rede, aber die Bayern wollen nichts
davon wissen. Ich schickte Ihnen den gewünschten Entwurf zur Vermögensabgabe
und fügte ein Exemplar einer eben herausgekommenen Schrift “Das Reichs-
währungsamt” mit wichtigen Vorschlägen bei. Unsere Sache macht schnelle Fort-







schritte. Es ist sehr schade, dass Sie nicht mit uns arbeiten können. In München
fehlte mir die Unterstützung der Masse, die nichts von meinen Bestrebungen 
wusste. Heute wäre es schon bedeutend besser in dieser Beziehung; dafür hat 
sich die wirtschaftliche Lage verschlechtert. Der allgemeine Verarmungsprozess
macht gewaltige Fortschritte. Das Rätesystem wird sich bald als das Richtigere
erweisen; nur muss der Staat von so vielem Ballast befreit werden. Abbau, Ab-
bau, dann geht’s. Eine Demokratie ist nur möglich, wenn jeder der Millionen
Schafsköpfe den ganzen Staatsbetrieb durchschauen und kontrollieren kann. Freie
Wirtschaft und Demokratie –  das geht. 


Übrigens – Sie verlieren nicht viel durch die Haft. Das Deutsche Reich ist
abscheulich.


An Ernst Niekisch vom 29. 12. 1920 aus Rehbrücke


Mein lieber Freund!
Noch immer warten Sie auf Ihre Befreiung. Ihre Haft wird kaum freiwillig ab-


gekürzt werden. Und um einen Druck auszuüben, sind die Arbeitermassen ohn-
mächtig. Ich tue hier alles, was ich kann, um eine Einheitsfront zu schaffen. 
Aber das geht nicht so schnell, und so kann ich Ihnen nicht das Versprechen
geben, Sie vor Ablauf Ihrer Zeit befreien zu können. 


Der Freiland-Freigeld-Bund wächst zwar schnell, sprunghaft sogar, aber gewaltig
groß ist die Aufgabe. Der Feind des Proletariats ist zur Zeit der Funktionär,
Parteifunktionär, der um sein Pöstchen bangt und darum lieber die Zersplitterung
des Proletariats fortsetzt. Seine persönlichen Interessen stehen der Einheitsfront
entgegen. Dabei ist es mehr als wahrscheinlich, daß Kapitalisten diese Zer-
splitterungsarbeit mit ihren Machtmitteln unterstützen. Im großen und ganzen
kann man sagen, dass keiner der Funktionäre es wünscht, durch eine Lösung der
Aufgabe sich selbst überflüssig zu machen. Und jetzt bei der schlechten wirt-
schaftlichen Lage klammert sich jeder erst recht an die Krippe.


Im Kohlengebiet fasst unsere Bewegung Fuß. In Bochum, Mülheim, Barmen 
wurden neulich Volksversammlungen veranstaltet, die erfreulich gut besucht
waren. In Bochum ernannten sie mich einstimmig zum Finanzminister. Das ist
ganz schön und gut, aber ein Finanzminister, der heute nicht mit der entschlosse-
nen Unterstützung aller Arbeiter, einer Einheitsfront rechnen kann, dem wird es
nie gelingen. Der Vorsitzende des Aktionsausschusses der Eisenbahner (300.000)
setzt unsere Forderungen – absolute Währung durch Freigeld – als Ziel des Streiks.
Leider beherrscht er die Theorie noch nicht so, um alle Einwände immer glatt
widerlegen zu können. Das ist eben der Grund, warum wir nicht schon zu einer
breiten Volksbewegung angewachsen sind, nämlich dass wir alles, was wir sagen,
auch wissenschaftlich begründen müssen. Alles hängt hier unzerreissbar anein-
ander. Und da braucht es Zeit, sich einzuarbeiten. Wenn wir die Phraseologie des
Marxismus nicht auch noch aus dem Wege zu räumen hätten! Die Bewegung 
greift jetzt über die Grenzen aus. In der Tschechoslowakei, in Jugoslawien, in
Rumänien. In der Schweiz geht es rüstig vorwärts.
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Ich schrieb vor einiger Zeit meiner Tochter in Stäfa-Zürich, sie möchte Ihnen
eine Kiste kondensierte Milch schicken, die glaube ich eine gute Ergänzung zu
Ihrer Staatskost sein dürfte. Falls diese Kiste, die vor 14 Tagen abging, nicht 
eintreffen sollte, bitte ich um Nachricht. Ich nehme an, dass es Ihnen nicht an
Lesestoff mangelt; sonst bitte ich Sie herzlich darum, mir Ihre Wünsche mitzu-
teilen. 


Ihnen zum Neuen Jahr alles Gute wünschend, bin ich in treuer Kameradschaft
Ihr Silvio Gesell.


An den Berliner Oberbürgermeister Gustav Boess
vom 22. März 1926 aus Rehbrücke


Sehr geehrter Herr!
In Ihrer sonst so gediegenen Schrift “Wie helfen wir uns?” fehlt ganz ent-


schieden ein Kapitel über die Währungsfrage. Sogar in dem Kapitel über die
Preisabbauaktion der Reichsregierung kommt das Wort ‚Währung‘ überhaupt nicht
vor, obschon jeder Preisabbau als Währungsaktion anzusprechen ist. Dieser
Umstand lässt mich befürchten, dass Ihnen wie so vielen Beamten und Politikern
im Reich die Bedeutung der Währungsfrage nicht ganz klar ist und dass Sie dar-
um auch der Frage der Arbeitslosigkeit wie 100 anderen Erscheinungen ratlos
gegenüber stehen müssen. Aus diesem Grund gestatte ich mir, Ihnen heute als
Drucksache einige Währungsschriften zu überreichen in der Hoffnung, dass 
Ihnen Ihr Beruf doch noch die nötige Zeit lässt, sich in der wichtigsten aller
Gesellschaftsfragen, der Währungsfrage, zu orientieren. Wenn ‚wir uns helfen 
wollen‘, dann muss in erster Linie den Arbeitslosen geholfen werden; und diesen
wird gewiss nicht geholfen werden, wenn das Problem nicht von der Währungs-
seite aus angepackt wird.


Mit vorzüglicher Hochachtung
gez.  Silvio Gesell
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XVI 107–108


Bernoulli, Prof. Dr. Hans
Architekt an der ETH Zürich und
Mitarbeiter im SFB.
XV 282, 284, 291, 301, 305, 


309–311
XVII 109–110
XVIII 309–311, 347, 372, 382, 409


Bernstein, Eduard
1850–1932; sozialdemokratischer
Politiker.
XII 225
XIV 140
XVIII 50, 93, 124, 195
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Boettger-Gesell, Anna
1857–1942; Ehefrau von Silvio Gesell.
XVIII 82, 84, 93–94, 98, 100–101, 


106–108 (Foto), 110, 116–119, 
121, 123–124, 127, 211, 244, 
268, 281, 291, 402


Bouvier, Emile
III 159, 161


Braukmann, ?
XVIII 37, 39


Braun, Lily
1865–1916; Schriftstellerin und
Frauenrechtlerin.
VI 241
XVIII 121


Bremser, ?  
XVIII 251


Brentano, Prof. Dr. Lujo
1844–1931; deutscher Ökonom und
Mitbegründer des Vereins für
Sozialpolitik.
VI 273
VII 57, 246
VIII 46, 81, 89
IX 236
X 136
XI 126
XII 33, 39, 237, 269, 272
XIV 88, 348–350
XVI 91, 217
XVII 106
XVIII 171, 202


Briand, Aristide
1862–1932; französischer Außen-
minister, der 1926 gemeinsam mit
Gustav Stresemann den Friedensnobel-
preis erhielt.


X 98
XIII 109, 141, 315
XIV 76, 154, 310
XVII 78, 195–196
XVIII 79, 395


Bruno, Giordano
1548–1600; italienischer Dominikaner
und Wissenschaftler, der von der römi-
schen Inquisition hingerichtet wurde.
VII 219
X 103
XI 57
XV 351, 353
XVI 314
XVII 100, 150, 187
XVIII 303, 392
Bryan
XII 28
XIV 160


Buchholz, Johannes
Sekretär des liberalen Politikers Heinrich
Rickert, danach Journalist bei Danziger
Zeitungen und Mitarbeiter im FWB.
XIII 166
XIV 350–351
XVIII 328


Buddha
IX XVIII
XI 392


Büchi, John Henry
Schweizerischer Gewerkschaftssekretär
und Mitarbeiter im SFB, der nach
England übersiedelte und die englische
Übersetzung von Gesells Hauptwerk an
Wissenschaftler und Politiker, vor allem
in der Labour Party, weitergab.
XVIII 404


X 156–157, 175, 298–299, 
373–375, 379, 381


XII 23, 295
XIII 79, 95–96, 350
XIV 133, 342
XVI 35–67 (B.s Aufteilungsplan), 


131, 153, 216
XVII 147–150, 193–195
XVIII 39, 55, 58, 63–65, 66 (Foto von 


G. B.), 67, 69–70, 73–74, 
76–80, 82–83, 85–86, 89–90, 
97, 101, 105, 111, 127, 131, 
133, 135, 137–138, 141, 144, 
146, 149, 154, 160–164, 
166–167, 174–176, 179, 181, 
183, 186–187, 189, 192, 
194–195, 197, 199, 202–207, 
210, 212, 216–218, 222–224, 
230–231, 247, 250, 295, 393, 
395–396


Blumenthal, Hanna
Tochter von Jenny und Georg
Blumenthal.
XV 346
XVIII 142, 153, 173, 211, 261, 267, 


297–298, 324, 342, 396, 414


Blumenthal-Führer, 
Hans-Joachim
Sohn von Jenny Blumenthal und 
Silvio Gesell.
XVIII 130, 132, 136–137, 141–142, 


144, 147, 153, 155, 158, 169, 
173, 177, 184, 186, 188, 206, 
298, 314


Blumenthal, Jenny
Frau von Georg Blumenthal und zeit-
weise Gefährtin von Gesell.
XVIII 73, 76–77, 79, 83, 121, 130, 


132, 135, 137, 141, 144, 147, 
150, 153–155, 158, 161–163, 
169, 173, 177, 186, 192, 199, 


202–203, 206, 210–211, 213, 
247, 250, 298


Blumenthal, Maria
Tochter von Jenny und Georg
Blumenthal
XVIII 217, 298


Bock, Ludwig
Österreichischer Landesrechungsrat und
Initiator einer freiwirtschaftlichen
Bewegung in Österreich.
XVIII 255–256


Bodin, Jean
1530–1596; französischer Staatsrechtler
und Ökonom.
XII 270


Böhm-Bawerk, Prof. Dr.
Eugen von
1851–1914; österreichischer Ökonom,
Mitbegründer der Grenznutzenschule
und Zinstheoretiker, mehrfacher öster-
reichischer Finanzminister.
III 142, 259, 314, 340
IV 16, 155, 228, 241–243, 282
VI 18, 32, 196–197, 232, 245–246, 


248, 252, 266
VII 131, 279–289 
VIII 45–49
IX 184, 221, 347, 352, 385, 


397–398, 400, 403
XI 113, 124, 289, 322, 351, 


361–364, 366
XII 22, 24, 215, 268
XIV 159, 371
XVIII 43, 77


Boeters, Dr. ?
Sächsischer Medizinalrat.
XV 346–350
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II 247
III 329 - 330
V 25, 40, 116, 209
XII 128, 347
XIII 259


Ceres
Altitalienische Göttin des
Pflanzenwachstums.
XVII 94


Cernuschi
VII 211
XIII 344
XIV 117


Cervantes, Miguel
1547–1616; spanischer Dichter.
XVIII 353


Chalmas
III 229


Chamberlain, 
Houston Stewart
1855–1927; englischer, ab 1916 in
Deutschland lebender Schriftsteller;
Anhänger von Richard Wagner und
Wegbereiter der völkischen
Rassenideologie.
III 220–224, 323–325
X 172–174


Chevalier, Michel
I 155
II 26, 32, 59, 62–63, 105, 116, 


189, 201, 293
III 14, 328
IV 170, 188, 218–221, 223–226 


(Meister Ch. und seine Knappen)
VI 21, 54
IX 201, 224, 254
XI 115, 141


Christen, Dr. Theophil
Schweizerischer Mathematiker und Arzt,
Boden- und Lebensreformer; einer der
wichtigsten Mitarbeiter Silvio Gesells in
der Münchener Räterepublik.
VIII 323
IX 336, 400, 420–422
X 11, 96, 160, 164, 175, 258, 


261, 274, 282, 302
XI 208, 314, 363, 378
XII 19–20, 41–53, 65, 68, 160, 162, 


194, 200–201, 237, 240, 243, 
245–246, 260–261, 263–264, 
273


XIII 96, 208, 212
XIV 204, 206, 208, 215, 302–303
XV 306, 322, 336
XVI 138, 227
XVII 80 (Brief an Damaschke), 84, 


279
XVIII 101, 103, 108–110, 115–116, 


120, 125–127, 131, 134, 136, 
140, 147, 154, 172, 177, 182, 
192–198, 202, 204, 208–210, 
214, 216, 218–219, 311, 320, 
335, 365, 372


Christophorus
Nach einer Legende ein Riese, der das
Christuskind durch einen Strom trug
und von ihm getauft wurde.
XII 34 (keinem C. ist je ein so 


schweres Kind auf die Schulter 
gebürdet worden)


XVI 316


Cicero, Marcus Tullius
106–43 v. Chr.; römischer Staatsmann
und Schriftsteller.
III 312–313
IV 281–282
VI 263–264
IX 412
XI 373–374


Bunge, Gustav von
Schweizerischer Kämpfer gegen den
Alkoholismus.
X 164
XIV 206, 215
XVIII 172


Burgdörfer, Dr. F.
Mitarbeiter im Statistischen Reichsamt
Berlin.
XVIII 379, 382, 384


Burmeister, Anna Maria
Verlegerin von Gesells Buch “Der ab-
gebaute Staat”.
XVIII 348–349, 351, 363, 385, 388, 


414


Busch, Wilhelm
1832–1908; deutscher Dichter und
Zeichner.
XVI 316
XVIII 326


Cäsar, Julius
100–44 v. Chr.; römischer Feldherr und
Staatsmann.
XIV 76
XV 97


Calwer, Richard
VIII 314
XIV 196


Camp, Walter
Deutscher Auswanderer in New York.
XVIII 357–360, 362–363, 365–370, 


372–373, 376, 381


Caprivi, Leo Graf von
1831–1899; Militär und Bismarcks
Nachfolger als deutscher Reichskanzler.
XVI 272


Carey, Henry
1793–1879; amerikanischer Ökonom,
der zunächst für den Freihandel und
später für Schutzzölle eintrat.
III 340, 342
IV 228, 230


Carnegie, Andrew
1835–1919; amerikanischer
Großindustrieller.
VI 225–226
IX 378–379
XI 345–346
XIV 400


Caruso, Enrico
1873–1921; italienischer Opernsänger.
XVI 295
XVII 94


Cary, Francis
XVIII 264–265


Cassel, Prof. Dr. Gustav
1866–1945; schwedischer Ökonom und
Finanzexperte des Völkerbundes.
XII 215, 302
XIII 230, 289, 337 - 338
XIV 72, 161–162, 192, 262, 267, 


316
XV 212, 340
XVI 111
XVII 37–43 (C.s Schwäche für die 


Interessen der Kapitalisten), 
107, 215–216


XVIII 115, 238, 286, 316


Catchings, Waddili
Amerikanischer Ökonom.
XVI 92


Celman, Juarez
1890 gestürzter Präsident Argentiniens.
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Deutscher Bodenreformer.
VII 98–106, 131, 140–141, 


143–144, 146, 148–151, 188
VIII 100, 204, 227
IX XXVI
XI 4
XII 269
XIV 270, 320
XV 27, 41, 65 (D. hat aus Henry 


Georges großem Werk einen 
Salonsozialismus gemacht), 
294, 333


XVI 79, 110
XVII 46, 50, 79–80 (D. als Salonlöwe),


84–87, 194, 234–235
XVIII 32–33, 36–37, 44, 47, 49, 58, 


64, 73, 97, 183, 395


Damokles
Höfling des Dionysos von Syrakus, der
unter einem Schwert an einer Tafel saß,
das nur an einem Pferdehaar hing.
II 290
VII 145
VIII 180, 259


Daniel, Alfred (?)
XIV 284
XVIII 287


Darien, Georges
Präsident der französischen
Bodenreformer.
VII 189–190


Darwin, Charles
1809–1882; englischer Naturforscher.
V 257
VII 227
X 128
XI XVIII


David
Ca. 1000–960 v. Chr.; kämpfte als
Hirtenknabe mit Goliath und wurde
später israelischer König.
V 72
VIII 42–43


Delaisi, Francis
XV 140
XVIII 97


Delbrück, Clemens von
1856–1921; preußischer Handels-
minister und Stellvertreter des
Reichskanzlers.
II 290, 292
VIII 58, 91–94


Denzler, ?
XVIII 166


Dernburg, Bernhard
1865–1937; deutscher Kolonialpolitiker,
nach dem ersten Weltkrieg demokra-
tischer Reichstagsabgeordneter und
kurzzeitig Reichsfinanzminister.
X 336
XII 24, 32, 179


Deutsch, ?
Kommerzienrat.
XIV 127
XV 183


Dick, Dr. Ernst
Schweizerischer Jurist und Mitarbeiter
im SFB.
XIV 84
XV 288, 329
XVIII 234, 268, 306, 308–310


Cita, ?
Jugoslawische Kaiserin um 1920.
XIII 192


Clemenceau, Georges
1841–1929; französischer Minister-
präsident, der sich bei den Verhand-
lungen über den Versailler Vertrag
gegen Wilson und Lloyd George durch-
setzte.
XVI 139
XVIII 69


Clemens V.
Römisch-katholischer Papst von 1305–
1314.
IV 282
VI 266
IX 413
XI 375


Cobden, Richard
1804–1865; englischer Verfechter von
Freihandelsforderungen.
XVIII 252


Cohn, ?
I 133
XII 259


Condorcet, Antoine
1743–1794; französischer Mathematiker
und Präsident der Nationalversammlung.
VII 29


Conrad, Otto
Österreichischer Ökonom, der in seinem
Buch “Die Todsünde der Nationalökonomie”
die neoklassische Produktionsfaktorenlehre
in Frage stellte, weil sie von der Produkti-
vität von Kapital und Boden ausging.
IX 387–388
XI 353


Corbach, Otto
Redakteur der Zeitschrift “Kunstwart”.
XVIII 172


Cordes, ?
XVIII 339


Cortez, Hernando
1485–1547; spanischer Eroberer
Mexikos.
VIII 18 (C. und seine Bande), 19


Cromwell, Oliver
1599–1658; englischer Politiker und
Militärdiktator.
VII 108
X 172


Cummings
XVIII 96


Cuno, Wilhelm
1876–1933; parteiloser Reichskanzler
während der großen Inflation.
XIII 232, 316, 318
XIV 306, 330, 361, 368, 377
XVIII 260


Cutukovic, ?
XVIII 271


Cuvier, Georges
1769–1832; französischer Naturforscher.
I 157


Dalberg, Dr. ?
XII 259, 261
XVIII 239


Damaschke, Adolf
1865–1935; Lehrer in Berliner Arbeiter-
vierteln und Vorsitzender des Bundes 
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VI 282, 284
VII 292
VIII 60
IX 389
XI 354
XII 230, 268
XIII 374–375
XIV 167
XVII 188


Dürer, Albrecht
1471–1528; deutscher Maler. 
VIII 98


Duimchen, Theodor
XVIII 66


Duisberg, Carl
1861–1935; Generaldirektor der Bayer-
Werke. 
XVII 67


Du Pont
VII 29


Ebert, Friedrich
1871–1925; sozialdemokratischer
Politiker, in der deutschen November-
revolution Vorsitzender des Rates der
Volksbeauftragten und danach von der
Weimarer Nationalversammlung zum
Reichspräsidenten gewählt. 
X 219, 240
XIII 52, 74
XIV 135, 329, 331, 343, 401–405
XV 165–166
XVI 165, 184, 221


Eckert, Jakob
XVIII 394


Egidy, Moritz von
1847–1898; Offizier und danach 
christlich-pazifistischer Publizist.
VI 286
XVIII 53


Ehlich, Dr. ?
Sekretär von Reichskanzler Cuno.
XVIII 274


Einstein, Prof. Dr. Albert
1879–1955; Physiker.
XIV 241
XVI 314


Eiselen, Prof. Johann F.G.
Deutscher Staatswissenschaftler im 19.
Jahrhundert.
III 336


Eisner, Freya
Ehefrau von Kurt Eisner.
X 302


Eisner, Kurt
1867–1919; sozialistischer Publizist
und Politiker; rief als Führer der USPD
im November 1919 in München die
Republik aus und wurde bayrischer
Ministerpräsident; seine Ermordung war
das Signal für die Ausrufung der
Räterepublik.
XII 44, 47
XVIII 204


Elias
Prophet im Reich Israel, der gegen den
Dienst des Baal und für die
Alleinverehrung des alten Volksgottes
Jahwe kämpfte. 
V 73
VIII 43


Dickens, Charles
1812–1870; in ärmlichen Verhältnissen
aufgewachsener und sozial engagierter
englischer Dichter.
VI 48
XI 136


Diehl, Prof. Dr. Karl
1864–1943; deutscher Ökonom.
III 317
IV 151, 286
VI 267
IX 180, 419
XI 286, 380, 400
XII 61, 235–246, 273–274
XIV 295


Diehl, Dr. Paul Heinrich
Studienrat in München und Mitarbeiter
im FWB.
XVIII 331, 337, 377, 410


Diesel, ?
Landgerichtsdirektor in München 1919.
XII 41


Dietl, Anton
Österreichischer Ingenieur in Innsbruck.
XIII 167


Diogenes
?–323 v. Chr.; griechischer Philosoph.
I 55, 134
IV 172
VII 169


Diokletian, Gaius Aurelius
243–313 n. Chr.; römischer Kaiser. 
XIII 26


Disraeli, Benjamin
1804–1881; englischer Schriftsteller und
Führer der Konservativen im Unterhaus. 


X 206, 253
XII 22, 60
XIII 203
XVII 60–61


Dobe, Friedrich
X 350–351
XVIII 206–207


Döring, ? 
XVIII 279–280


Don Quijote de la Mancha
Hauptfigur in Cervantes gleichnamigem
Ritterroman.
I 281, 323
X 44
XI 214
XV 32
XVII 94
XVIII 64, 68, 70, 353, 393


Dostojewski, Feodor
1821–1881; russischer Dichter.
IX XVII
XI 393
XIV 332


Dreyfuß, Alfred
XVII 70


Dressel, Ph. W.
Schweizerischer Bodenreformer.
XVIII 34


Dreyer, Rudolf
XVIII 407


Dühring, Prof. Dr. Eugen
1833–1921; deutscher Philosoph,
Naturforscher und Ökonom, der von
Marx und Engels angegriffen wurde. 
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Eucken, Prof. Dr. Rudolf
1846–1926; deutscher Philosoph und
Vater des ordoliberalen Ökonomen
Walter Eucken. 
IX XIX
XI 395 (aktiver Idealismus)


Euklid
Um 300 v. Chr.; griechischer
Mathematiker. 
XV 274 (Lehrsätze des E. würden 


revidiert, wenn die Belange des 
Kapitals solches verlangten.)


Eva
Nach biblischer Überlieferung die 
Frau Adams und Stammmutter des
Menschengeschlechts.
XVIII 326


Ezechiel
Israelitischer Prophet.
XVIII 265


Fack, Hugo
Deutscher Heilpraktiker, der in die USA
auswanderte und die freiwirtschaftliche
Zeitschrift “The Way Out” herausgab. 
XIII 168
XVIII 317, 325, 329–331, 335–336, 


344, 357–363, 366–373, 
376–377


Faust
Hauptfigur in Goethes gleichnamigem
Drama.
XIII 46


Feder, Gottfried
1883–1941; nationalsozialistischer
Politiker und Wirtschaftsprogram-
matiker.
XVIII 222 (Borniertheit F.s)


Fehrenbach, Konstantin
1852–1926; deutscher Zentrums-
politiker, Präsident der Weimarer
Nationalversammlung und dann ein
Jahr lang Reichskanzler. 
XIII 141


Fels, J.
VII 108


Ferrero, Guglielmo
1871–1942; italienischer Historiker und
Soziologe, der Italien 1930 als Gegner
des Faschismus verließ.
VIII 98
XIII 25–26


Ferrer, Francisco
VII 219


Fichte, Johann Gottlieb
1762–1814; deutscher Philosoph und
Verfasser des “Geschlossenen Handels-
staates”.
III 148


Fischer, Gustav
Verleger in Jena.
XVIII 34


Fisher, Prof. Dr. Irving
1867–1947; amerikanischer Ökonom
und Geldtheoretiker. 
VII 196–197
IX 336
X 96, 160, 258
XI 208, 289
XII 65, 160, 249, 260
XIII 208, 338–339 (F. hätte als Be-


rater an den Reparationsver-
handlungen teilnehmen sollen)


XIV 163, 175, 302–303
XV 213, 321, 336, 340–341


Elisabeth I.
1558–1603; Königin von England.
III 315
IV 283
VI 210, 269
IX 365, 414
XI 335, 376


Endemann, Prof. Dr. ?
Theologe in Bonn, der das biblische
Zinsverbot relativierte.
XIV 158


Engelmann, Dr. ?
XVIII 385


Engels, Friedrich
1820–1895; Industrieller in Wuppertal;
Weggefährte von Karl Marx und Mitver-
fasser des “Kommunistischen Manifests”.
III 340
IV 228
X 191–193, 317
XIII 163, 375


Engert, Dr. Rolf und Käthe
Germanisten in Dresden und enge
Mitarbeiter Gesells.
XIII 99
XVI 138
XVIII 206, 210, 237, 242, 245–247, 


259–260, 269, 322, 402


Epstein, Jacob
Bodenreformer in Frankfurt/M.
VII 290–292
VIII 203–204
XVIII 84, 90


Erasmus von Rotterdam
1466–1536; niederländischer Humanist.
VIII 98


Ernst, Robert
XVIII 170


Erzberger, Matthias
1875–1921; Zentrumspolitiker, der
während des ersten Weltkriegs für einen
Verständigungsfrieden eintrat; nach
dem Krieg Finanzminister; als soge-
nannter “Erfüllungspolitiker” von zwei
ehemaligen Offizieren ermordet. 
X 295, 328, 336–338
XI 65
XII 179, 207–209 (Kapitalist mit 


sozialem Einschlag, der in der 
Nationalversammlung für die 
Sicherstellung des Zinsen-
dienstes eintrat), 210, 351


XIII 85
XIV 143, 221, 269, 323, 368, 382
XV 40
XVII 262
XVIII 210


Erzinger
Geschäftsführer des SFB.
XVIII 166, 172


Esau
Nach biblischer Überlieferung Sohn
Isaaks und Rebeccas, Bruder von Jakob.
IV 82
IX 84
XI 103


Eschwege, Ludwig
Deutscher Bodenreformer.
XVIII 49


Esser, Alwin
?–1914; deutscher Bodenreformer und
Gründer des Deutschen Vereins Freiland.
XVIII 110–111
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Franklin, Benjamin
1706–1790; nordamerikanischer Politi-
ker und Schriftsteller; unterzeichnete
1776 die Unabhängigkeitserklärung.
XIII 361
XV 317


Frauendorffer, ?
XII 51


Franz von Assisi
1181/82–1226; italienischer Kauf-
mannssohn und Mönch, Gründer des
Franziskanerordens.
XV 357, 359
XVI 181


Freitag, Felix Wilfried
Deutscher Novellist und Essayist.
XIV 125


Freytag, Gustav
1816–1895; deutscher Kulturhistoriker
und Schriftsteller; Verfasser des Romans
“Soll und Haben”.
X 193
XVIII 256


Fridericus
Pseudonym für Otto Weißleder.
VIII 101–106


Friedländer, Benedikt
Dozent an der Berliner Arbeiter-
bildungsschule und liberaler Sozialist.
XIV 371
XVIII 63


Friedrich I. Barbarossa
1125–1190; deutscher Staufenkaiser.
XV 219


Friedrich Wilhelm I.
1688–1740; preußischer Soldatenkönig.
III 118–119


Friedrich II. der Große
1712–1786; preußischer König.
III 91, 325
VI 129
VII 108, 208
XI 191
XII 201, 203
XV 126, 254
XVI 187
XVII 94


Frowein, ?
Deutscher Kommerzienrat.
XVII 67


Fugger
Größtes Bankhaus im Europa des
Frühkapitalismus mit großem Einfluss
auf Päpste und Kaiser.
X 174
XIV 137


Furlan, Dr. Victor
Schweizerischer Ökonom.
XI 400
XII 235, 251–252
XVIII 136, 192


Galilei, Galileo
1564–1642; italienischer Naturforscher,
der von der römischen Inquisition zum
Schweigen und zum Widerruf seines
kopernikanischen Weltbildes verurteilt
wurde. 
VII 330
X 264
XI 232
XII 26, 31, 72
XIII 215


XVI 108–109, 111, 250
XVII 136–139, 177, 179–180, 211
XVIII 103, 129, 138, 143, 316, 


344–345, 347–348, 358, 360, 
362, 364, 370, 372, 383–384, 
399


Fleiner, Fritz
Schwedischer Professor für ?
X 176–177, 205


Flückiger, Emanuel
Mitarbeiter im SFB.
X 11
XVIII 102, 112, 119, 178, 212


Flürscheim, Michael
1844–1912; badischer Fabrikant und
Bodenreformer. 
III 138, 151, 183–198, 204, 213, 


294
IV 29, 86, 212, 268
V 171
VI 134, 136, 143, 145, 222
VII 46, 51, 131, 136, 343
IX 8, 88, 322–331, 376
XI 16, 106, 197–198, 202, 204, 344
XII 214, 325, 390
XIV 373 (Debatten mit Henry George)
XVII 84
XVIII 30, 33, 35, 51, 59, 73, 96–97, 


395


Foerster, Prof. Dr.
Friedrich Wilhelm
1869–1966; Pädagoge, Philosoph und
pazifistischer Publizist.
XVIII 97, 113, 124, 127


Fonda, Arthur
Amerikanischer Geldtheoretiker.
VI 136
XI 198
XVIII 96


Forbonnais
VI 246
IX 398
XI 362


Ford, Henry
1863–1947; amerikanischer
Industrieller und Autohersteller.
XIV 167, 400
XVI 121, 297–298, 301
XVII 31–32, 244–250
XVIII 265 (F. ist Antisemit), 268, 


344–345


Forel, Prof. Dr. Auguste
1848–1931; schweizerischer Arzt,
Alkoholgegner und Insektenforscher. 
XVIII 170


Foster, William
Amerikanischer Ökonom.
XVI 92


Frankfurth, Ernst
Jurist aus Leipzig, der wegen einer
Lungenkrankheit im schweizerischen
Kurort Arosa lebte; einer der ersten
Mitarbeiter Gesells.
IV 290–293
V 79, 253
VI 262, 283
VII 128, 185, 187, 265
IX XXVI, 26, 28, 30, 147
X 175
XI 4, 32–33
XII 200, 317–321 (Nachruf von 


Gesell auf E. F.)
XV 89
XVI 134, 230
XVII 54
XVIII 38, 42–51, 53–55, 59–60, 64–66 


(Foto von E. F.), 67–71, 75–76, 
82, 92, 182, 352, 365, 372
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Gesell, Ernst
Vater von Gesell.
XVIII 26


Gesell, Ernst
Bruder von Gesell.
XVIII 34, 52


Gesell, Ernesto Fridolin
Sohn von Gesell und Anna Boettger.
XVIII 52, 54, 69, 79, 82, 84, 93–94,
298, 332–333 (Foto), 397


Gesell, Hermann
Bruder von Gesell.
XVIII 26, 44, 60, 79, 92, 100, 111, 


119, 292, 416


Gesell-Kölliker, Johanna
(“Tutti”)
Tochter von Gesell und Anna Boettger.
XVIII 73–76, 82, 84, 91–94, 96, 


100–101, 103, 105–107 (Foto), 
108–112, 115, 117, 119–121, 
123–126 (der rechte Petrus), 
127, 219, 269


Gesell, Laura
Schwester von Gesell.
XVIII 26


Gesell, Louis
Bruder von Gesell.
XVIII 26


Gesell, Margarete
Frau von Gesells Bruder Ernst.
XVIII 52, 332


Gesell, Martha
Frau von Gesells Sohn Carlos.
XVIII 264–265


Gesell, Paul (Pablo)
Bruder von Gesell.
XVIII 26, 52, 100 (Pabloiden), 111, 


117, 292


Gesell, Romain
Bruder von Gesell, Verleger der 3. NWO-
Auflage.
XVIII 26, 52, 69, 183, 194, 218, 292, 


312


Gesell, Rosa
Frau von Gesells Bruder Romain.
XVIII 291, 333


Gesell-Talbot, Mathilde
Gesells Mutter.
XVIII 26


Gessler, Otto
1875–1955; Reichswehrminister von
1920–1928.
VII 143
XIV 387
XVII 272


Gide, Charles
1847–1932; französischer Ökonom und
Historiker.
XVI 78
XVIII 372


Gideon
Israelitischer Richter.
V 70–71
VIII 41–42


Gilbert, Parker
Leiter der amerikanischen
Finanzkontrolle über Deutschland.
XVII 166


XIV 40
XV 39, 335, 340
XVIII 262, 353


Gambrinus
Sagenhafter flandrischer König aus
karolingischer Zeit, der als Erfinder des
Bierbrauens und als Schutzherr der
Brauer gilt.
XVII 134


Garibaldi, Guiseppe
1807–1882; italienischer Politiker,
nationaler und republikanischer
Freiheitskämpfer.
X 112


Gauß, Karl Friedrich
1777–1855; deutscher Mathematiker
und Astronom.
VII 249 (der große Gauß)
XIV 241


Georg II.
1727–1760; englischer König und
zugleich Kurfürst von Hannover.
I 252


George, Henry
1839–1897; nordamerikanischer
Publizist und Begründer der bodenre-
formerischen Single-tax-Bewegung. 
II 275
III 58, 91, 95, 132, 138, 141, 160, 


162, 201, 213, 228, 256, 310, 
325, 349


IV 86–87, 210, 279
V 35–36, 253, 257
VI 246, 259
VII 29, 45–51, 98, 131–132, 134, 


141, 264, 342
VIII 116
IX XXVI–XXVII, 71, 88–89, 399, 


410


X 168
XI 4, 92, 106–107, 362, 372
XII 49, 237
XIV 158, 245, 327, 370–373 (Unhalt-


barkeit seiner Zinstheorie und 
Debatten mit Michael Flürscheim)


XV 64 (Damaschke hat aus dem 
großen Werk H. G.s einen Salon-
sozialismus gemacht), 327, 333, 
359, 362, 365, 377


XVI 79
XVII 120, 183
XVIII 33, 37, 39, 44, 53, 183, 234, 


390, 400


George, Lloyd
Englischer Minister.
VII 312–313, 317
VIII 101, 166
XII 236
XIII 141, 230, 341
XIV 114, 224, 322


Gerlach, Hellmut von
1866–1935; deutscher demokratischer
Politiker und Pazifist; Redakteur der
“Welt am Montag”.
XV 150–151
XVIII 124–126, 293


Gesell, Amélie
Schwester von Gesell.
XVIII 26, 56, 70, 76, 100, 110


Gesell-Hennig, Anita
Tochter von Gesell und Anna Boettger.
XVIII 84, 107 (Foto), 268, 282–283, 


291, 324, 392, 411, 415


Gesell, Carlos Idaho
Sohn von Gesell und Anna Boettger.
XVIII 75, 84, 91–92, 119, 123, 211, 


264–265, 324, 332–333 (Foto), 
416
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Graske, Eugen
Berliner Kaufmann, der im FWB mitar-
beitete und 1931 zu den Gründern der
FPD gehörte.
XVIII 259


Gregor VII.
1021–1085; Papst, der die Oberhoheit
gegenüber der weltlichen Macht
erstrebte, den Zölibat durchsetzte und
die Investitur durch Laien und die
Simonie verbot.
XIII 89


Gresham, Thomas
1519–1579; englischer Finanzpolitiker
und Gründer der Londoner Börse.
IX 261–263
XI 147


Greuter, Robert
Schweizerischer Physiokrat.
XVIII 316, 319


Greve, Prof. Dr. ?
XIV 253–254


Grimm, Robert
Schweizerischer Sozialdemokrat.
X 181
XVIII 139–140, 142, 149, 157, 170, 


180


Groß, Wilhelm
Mitarbeiter im FWB.
XIII 165
XVIII 228–230, 233, 240


Gulliver
Hauptfigur in Jonathan Swifts Roman
“Gullivers Reisen”.
I 210


Gundelwein, ?
Rechtsanwalt in München 1919.
XII 41, 49


Gustav II., Adolf
1594–1632; schwedischer König.
VII 255


Gutenberg, Johannes
?–1468; Erfinder des Buchdrucks.
VIII 62
X 57
XI 220
XIV 34


Guyot, Ives
I 331
II 47
IV 228


Gygax, Dr. Paul
Schweizerischer Ökonom und Redakteur
der “Neuen Züricher Zeitung”.
XI 400
XII 235–236, 246–252
XVI 250


Haacke, Helmut
Verlagskaufmann in Erfurt und Berlin;
Mitarbeiter im FWB und FKB.
XII 295
XV 238
XVIII 199, 212, 223–224, 229, 233, 


240, 242, 245, 257, 259, 269, 
273, 281, 309, 320–322, 344, 
372, 385, 413


Haarmann, ?
XVII 150


Haber, Dr. Franz
Deutscher Ökonom.
XVII 45–48


Ghezzi
Anarchist in der Gefangenschaft 
russischer Kommunisten.
XVIII 403


Gladstone, William
1809–1898; liberaler englischer
Schatzkanzler und Ministerpräsident.
XIV 167


Göderitz, Johannes
Städtebauer und Bodenreformer.
XIII 165


Göring, Dr. Hugo
XVIII 86


Goethe, Johann Wolfgang von
1749–1832; deutscher Dichter.
I 74
V 257
VI 15
VII 140–141, 258, 260
VIII 240, 244
IX 219
X 49–50
XI 111, 217
XIV 215
XVI 237, 243, 343
XVII 91, 94, 151, 176
XVIII 345


Goldsborough, ?
Nordamerikanischer Senator.
XIV 175–177


Gossen, Hermann Heinrich
1810–1859; deutscher Ökonom und
Wegbereiter der Grenznutzenlehre.
XVI 78–79
XVII 43–45 (wir erben den Schmerz, 


den G. durch die Nichtbeachtung 
seines Werkes erduldete)


Gottl-Ottlilienfeld, Dr.
Friedrich
1868–1958; österreichischer Ökonom,
der die Werttheorie bekämpfte.
III 151, 340, 343, 345
IV 15, 228, 230, 232
V 173, 181
VI 28–29, 282
VII 62, 133
VIII 218
IX 231
XI 121–122
XII 391
XV 140
XVI 226
XVII 44, 49, 176, 178
XVIII 43, 60, 384


Gould, ?
XIV 400


Grabe, Heinrich
Hamburger Hafenarbeiter, der nach dem
ersten Weltkrieg mit der ersten Samm-
lung freiwirtschaftlicher Literatur begann.
XVIII 266


Gracchus, 
Tiberius und Gaius
Brüder aus altrömischem plebejischem
Geschlecht, die als Volkstribunen wegen
ihrer Gesetzesvorschläge für eine
Bodenumverteilung zugunsten der
ärmeren Bürger der Tod fanden.
XII 24


Grafen, Alfred vom
XVIII 279–280


Grant, ?
IV 210
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XVI 135–139, 156, 216, 230, 313, 
315


XVII 179, 199–201, 224
XVIII 85, 106, 124, 194, 245


Hayek, Prof. Dr. Friedrich
August von
1899–1992; österreichischer Ökonom,
Verfechter eines ungezügelten Liberal-
kapitalismus sowie der Entnationalisie-
rung des Geldes, Träger des Nobelpreises
für Wirtschaftswissenschaften 1974.
XVII 43


Hebbel, Friedrich
1813–1863; deutscher Dichter.
VII 279
X 234
XIII 68
XIV 364


Heberlein, Fritz
XVIII 261, 268


Heimberg, Bertha
Sekretärin im Gewerkschaftsbund der
Angestellten (GdA) und Mitarbeiterin
im FWB.
XVIII 266, 279, 371, 375, 385, 388, 


392, 395, 397


Heine, Heinrich
1797–1856; deutscher Dichter.
VII 232
XIV 223


Heinrich IV.
1050–1106; deutscher Kaiser, der nach
dem Investiturstreit mit dem Papst sei-
nen Weg nach Canossa ging.
XIII 89
XVI 246


Helfferich, Karl
1872–1924; deutschnationaler Politiker
und Vorsitzender der Vereins zum
Schutze der deutschen Goldwährung.
II 291–293, 295–298
III 17, 75–77, 167, 340–343, 346
IV 228–230, 232, 279
V 94–95
VI 28, 32, 36, 197
VIII 222–223, 227, 317, 327
IX 230, 234, 352
X 206, 255, 312
XI 121, 124
XII 24, 61, 80–83, 92, 148, 196, 


207–210, 236, 246, 249, 254, 
259, 302, 329–330, 351, 385


XIII 105, 110, 134, 143, 172, 178, 
204, 217, 322, 357


XIV 71, 128–129, 136, 190, 198, 
250, 301, 342, 352–353, 378, 
393


XV 43, 46, 82, 139–141, 152–156, 
179–180, 182–186 (prominenter 
Vertreter des Kapitals), 344–345, 
355, 375


XVI 111, 157
XVII 107, 117, 121, 179, 199–200, 


205, 270
XVIII 59, 106, 153, 241


Heller, Vitus
Vorsitzender der Christlichsozialen
Reichspartei.
XVIII 392


Helmholtz, Prof. Dr.
Hermann
1821–1894; deutscher Physiker und
Physiologe.
XVII 64


Hennig, Fritz
Ehemann von Gesells Tochter Anita.
XVIII 78, 84, 283


Haberlandt, Ludwig
Erfinder einer Methode zur
Empfängnisverhütung.
XVII 71–73, 88


Hadenfeldt, ?
XVIII 270–271


Haeckel, Prof. Dr. Ernst
1834–1919; deutscher Arzt und Zoologe,
der Darwins Abstammungslehre erwei-
terte und den philosophischen
Monismus begründete.
VII 292


Hahn, Dr. Albert
Direktor der Deutschen Effekten- und
Wechselbank und Wirtschaftspublizist.
XVI 250–251, 372


Hahn, ?
Staatsanwalt in München 1919.
XII 41


Hales, ?
XIV 46


Haller, ?
XII 47


Hammurabi
1728–1686 v. Chr.; babylonischer König
und Urheber der ältesten Gesetzes-
sammlung der Welt.
X 154, 341, 376
XII 23, 76, 237, 294
XIII 105, 372, 375
XV 213, 353–354
XVII 259
XVIII 157


Hanisch, Georg
Österreichischer Lehrer, der die


Sozialreformtheorien von Theodor
Hertha und Gesell miteinander verbin-
den wollte.
XVI 103
XVIII 404


Harburger, W.
XVIII 214


Harms, Prof. Dr. Bernhard
1876–1939; deutscher Ökonom, der das
“Institut für Weltwirtschaft” in Kiel
gründete.
VI 287
XVIII 143


Harrison, ?
Amerikanischer Verfechter der
Inflationspolitik.
XV 73–74


Hasse, Paul
Bauunternehmer, der rechts vom FWB
einen völkisch orientierten Bund für
krisenlose Volkswirtschaft organisierte.
XIV 405


Hausmann, W. L. 
VI 261


Havenstein, Richard
Präsident der Deutschen Reichsbank.
VIII 110, 112–113, 177, 180, 196, 


216, 229–231
X 205
XII 20–21, 26–31 (H.s Papiergeld-


pfuschereien während und nach 
dem ersten Weltkrieg), 236, 351


XIII 20, 131, 333
XIV 128–129, 131, 134, 136, 


140–146, 240–243, 285, 333, 
341–344, 352, 379


XV 43, 72, 85, 116, 139, 141, 375
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VIII 230, 272, 277, 328
XII 38, 48, 50
XIV 272, 320, 331
XV 286, 343–345
XVI 110, 190–192 (H. ist eine 


Gefahr für die Republik), 223
XVII 45, 85–86, 94
XVIII 92, 172, 174, 196


Hindermann, Hans
Schweizerischer Architekt und
Vorstandsmitglied im SFB.
XV 282


Hiob
Autor eines Lehrgedichts im Alten
Testament, das Leiden nicht als Strafen
für Vergehen auffasst.
XII 148
XVIII 190, 397


Hiskia
König von Juda um 700 v. Chr. 
VIII 37


Hobbes, Thomas
1588–1679; englischer Philosph, der im
“Leviathan” die Ansicht vertrat, dass
die von Natur aus bösen Menschen
durch einen allmächtigen Staat ge-
zähmt werden müssen.
XIII 362


Hobson, ?
III 229


Hödel, Max
Anarchistischer Attentäter.
V 140
VI 280
X 253
XII 59, 365 (Reichsbank ist eher 


verantwortlich für Attentate als


die anarchistische Literatur)
XIII 202


Hölz, Max
1889–1933; Leiter von kommunisti-
schen Aufständen, der 1921 zu lebens-
länglichem Zuchthaus verurteilt wurde;
nachdem er 1928 Amnestie erhielt,
ging er in die Sowjetunion.
XIV 190
XVI 184–185
XVII 100


Hoffmann, Albrecht von
Regierungsrat in Köslin und Mitarbeiter
im FWB.
XV 346
XVIII 225, 337, 399


Hoffmann, Johannes
Ministerpräsident der bayrischen SPD-
Regierung nach dem ersten Weltkrieg.
XII 19, 43–44, 46, 49, 52


Hoffmann, Martin
Nach abgebrochenem Theologiestudium
Mitarbeit – oftmals unter dem
Pseudonym Diogenes – im FKB.
XIV 262
XVIII 316, 335


Hoffmann, Richard
Lehrer in Erfurt und ab 1931
Vorsitzender der FPD.
XII 295
XIV 90
XV 31
XVIII 402


Holstein, ?
Beamter im auswärtigen Amt.
XVI 55


Hennig, Richard
XVIII 44, 64–65, 93–94, 100, 119


Herkules
X 105, 146
XI 59
XVI 160


Hermes
Griechischer Gott, der von den Römern
mit Merkur, dem Gott der Kaufleute und
Diebe, gleichgesetzt wurde.
XIV 190–191, 306–308


Hero
Nach der griechischen Sage Priesterin
der Aphrodite, Geliebte des Leander.
VII 127


Herodes
72–4 v. Chr.; jüdischer König, der unter
römischer Hoheit regierte.
XV 348
XVIII 307


Herriot, Edouard
1872–1957; radikalsozialer französi-
scher Politiker.
XV 228


Hertzka, Theodor
1845–1924; ungarisch-österreichischer
Journalist, der die Bodenreformge-
danken mit seinem Roman “Freiland –
ein soziales Zukunftsbild” populari-
sierte und auch für einen freiheitlichen
Genossenschaftssozialismus eintrat.
XVI 103


Hervé, Gustav
1871–1944; französischer Politiker, der
bis 1913 für einen revolutionären Anti-
militarismus eintrat und danach zu


einem Nationalisten wurde; Herausgeber
der Zeitschrift “La Guerre Sociale”.
XVIII 97, 106


Hess, Willy
Schweizerischer Musiker und
Beethoven-Forscher.
IX 431–437 (Erläuterungen zu den 


ersten beiden Auflagen der NWO)
XI 404–412 (Erläuterungen zur drit-


ten bis neunten Auflage der NWO)


Heymann, Dr. ?
XVIII 327


Heyn, Dr. Otto
Syndikus der Handelskammer Nürnberg.
XII 168, 259
XIII 28–42 (Auseinandersetzung um 


das Buchgeld)
XIV 255–257
XV 340
XVIII 217, 227, 377


Hilferding, Dr. Rudolf
1877–1941; Arzt und sozialdemokra-
tischer Politiker; Redakteur des “Vor-
wärts”; 1923 und 1928/29 Finanz-
minister.
X 334
XIII 90
XIV 294–295, 301, 361, 369, 


374–382
XV 72
XVII 179, 252, 255
XVIII 275, 406, 413


Hindenburg, Paul von
1847–1934; Generalfeldmarschall, der
im ersten Weltkrieg ab 1916 die Oberste
Heeresleitung innehatte; 1925 zum
Reichspräsidenten gewählt und 1932
wiedergewählt.
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Max Weber und Werner Sombart Heraus-
geber des “Archiv für Sozialwissenschaft
und Sozialpolitik”.
VIII 227–229
XII 47
XVIII 204


Jakob
Sohn von Isaak, der durch ein Linsen-
gericht das Erstgeburtsrecht vor seinem
Bruder Esau erwarb.
IV 82
V 48
IX 84
XI 102


Jakubowski, ?
XVII 287


Jenks, Prof. Dr. ?
XIII 338


Jeremia
Alttestamentlicher Prophet um 625 v.Chr.
XIV 205


Jesus Christus
III 248–249
IV 180, 225
VI 287
VII 202–203
VIII 187
IX XXVI
X 151, 243
XI 4, 394, 403
XIII 78, 118
XIV 210
XV 274, 348, 352–353 (Kompromiss 


mit dem Geld entkernte seine 
Lehre)


XVI 36, 103, 185, 231–233, 282, 287
XVII 62–63, 100, 148, 150, 251
XVIII 396


Jethro
Schwiegervater des Moses.
V 44, 46–48, 51–53, 55
VIII 21, 23, 26–27, 29


Jevons, Prof. Dr. William
Stanley
1835–1882; englischer Ökonom, der die
Grenznutzenlehre mitbegründete.
IV 200
VI 77
IX 273
XI 157
XVII 44, 177


Johannson, N. A. J. L.
Schwedisch-amerikanischer Bankier, der
eine Besteuerung des Geldes forderte.
VII 242–245
XIII 189, 214


Johnson, ?
Amerikanischer Verfechter der
Deflationspolitik.
XV 73


Jonathan
Freund von König David im alten Israel.
V 73
VIII 43


Josef
Jüngster Sohn von Jacob und Rahel,
der von seinen Brüdern nach Ägypten
verkauft wurde und dort zum höchsten
Beamten des Pharao aufstieg.
I 79
V 75 (J. der größte Wucherer aller 


Zeiten), 139
VI 145
X 161
XI 204
XIII 118, 123


Holtze-Ritter, Hertha
Sekretärin im Gewerkschaftsbund der
Angestellten (GdA) und Mitarbeiterin
im Freiland-Freigeld-Bund, die in den
frühen 20er Jahren in die USA aus-
wanderte.
XVIII 93, 115, 124, 157, 159, 188, 


208, 212, 218, 259, 282


Hoover, Herbert
1874–1964; Handelsminister und wäh-
rend der Weltwirtschaftskrise Präsident
der USA, der 1931 ein Moratorium für
die deutschen Reparationszahlungen
erließ.
XVII 214


Huber, R.
XII 213–214


Hüske, Fritz
XVIII 392


Hume, David
1711–1776; englischer Philosoph und
Historiker.
II 247
III 371
IV 103, 234
V 209
VIII 50, 288
IX 337
XI 209
XII 128
XIII 259


Hunkel, Dr. Ernst
Völkischer Publizist, der um die Mitte
der 20er Jahre im FWB mitarbeitete.
XV 142
XVIII 104, 157, 199


Hus, Johannes
1370–1415; tschechischer Reformator,
der sich nach seiner Exkommunikation
zum Konstanzer Konzil begab; weil er
sich nicht der Kirche unterwerfen 
wollte, wurde er verhaftet und auf dem
Scheiterhaufen verbrannt. 
VII 219
X 103
XI 57
XV 351


Ibsen, Henrik
1828–1906; norwegischer Dichter.
XIII 99 
XIV 33 (I.s “Volksfeind” über die 


Grundrente), 398


Isaak
Sohn von Abraham und Sara, Erzvater
der Israeliten.
V 48


Isenberg, Dr. Carl Daniel
Arzt in Hamburg, der im FWB mitarbei-
tete.
XVIII 266


Isler, ?
III 24


Jackisch, Otto
Geschäftsführer der Eden-Genossen-
schaft.
VII 150–151
XVIII 110


Jacobs, ?
?–1847; deutscher Historiker.
VIII 58


Jaffé, Prof. Dr. Edgar
Deutscher Ökonom und gemeinsam mit
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und sich während des ersten Weltkriegs
der USPD anschloss.
VIII 51, 213
XII 225, 299
XIII 95, 320 (Sozialismus auch mit 


privatem Produktionsmittel-
eigentum), 352–354 (Sozialis-
mus auch mit privatem 
Produktionsmitteleigentum)


XIV 66, 140, 294
XVIII 248, 250


Kehl, Hans
Mitarbeiter im SFB.
X 11
XVIII 108, 119, 172


Kellenberger, Dr. Edmund
Schweizerischer Ökonom.
XI 400
XII 168, 235, 247, 252–259, 265, 


270, 274
XIV 45–46, 48
XV 319–321
XVI 251
XVIII 133, 136, 147–148, 180, 198


Kepler, Johannes
1571–1630; deutscher Mathematiker
und Astronom.
I 74


Keppler, Hans
Direktor der Arminia Versicherungen in
München.
XII 49


Kessler, Harry Graf
1868–1937; Diplomat und Kulturpolitiker,
Gründungsmitglied der Deutschen Demo-
kratischen Partei und Mitglied im Vor-
stand der Deutschen Friedensgesellschaft.
XVIII 228


Keynes, Prof. Dr. John
Maynard
1883–1946; englischer Ökonom in Cam-
bridge, Wirtschaftsberater im Finanz-
ministerium; während des zweiten Welt-
kriegs entwickelte er einen Vorschlag
für ein neues Weltwährungssystem.
XIII 230, 289
XIV 266, 316
XV 212, 340
XVI 111


Kitson, Arthur
Englischer Sozialreformer.
XVII 174–175, 177, 180–182
XVIII 96, 372, 384


Kläy, ?
Schweizerischer Bundesrat.
X 161–162


Klarblick, Ernst
XVIII 383


Klein, Prof. Dr. Gustav
Mediziner in München.
XII 48


Klein, ?
Pfarrer in der Christlichsozialistischen
Gesellschaft.
XVIII 294


Kleine-Natrop, Dr. ?
Ökonom bei der Deutschen Reichsbank.
XIV 295


Kleinschmitt, Edmund
Ökonom im Deutschnationalen
Handlungsgehilfen-Verband.
XIV 244–246, 255–257, 295


XIV 49, 53
XV 292


Joseph II.
1741–1790; österreichischer Kaiser.
X 168


Josua
Im Alten Testament der Nachfolger
Moses.
V 56, 63, 67–69, 71
VIII 29, 34, 39–40, 42


Judas
Jünger Jesu, der Jesus für 30 Silber-
linge verriet.
I 79
IV 190
X 50
XI 217


Justinian
483–565; römischer Kaiser.
III 312–314
IV 281–282
VI 263–264
IX 412–413
XI 374–375


Kain
Älterer Sohn von Adam und Eva, der
seinen Bruder Abel erschlug.
I 34–35
X 79, 105, 146
XI 59, 232
XVI 160, 302


Kalisch, Arnold
Lehrer und Schriftsteller in Berlin, der
im Verband der Kriegsdienstgegner mit-
arbeitete.
XVIII 339


Kanitz, Graf
IV 51, 194
XVIII 32


Kant, Prof. Dr. Immanuel
1724–1804; deutscher Philosoph.
XV 31–34
XVIII 267


Kardoff, Wilhelm von
1828–1907; freikonservativer Politiker,
der als Vertrauter Bismarcks im Deutschen
Reichstag für Schutzzölle eintrat.
III 160


Karl der Große
742–814; römisch-deutscher Kaiser, der
das Fränkische Reich zur Vormacht im
Abendland führte.
V 259 (Sachsenmörder)
X 76
XIV 129, 208


Karl V.
1500–1558; römisch-deutscher Kaiser,
der der lutherischen Reformation mit
dem Wormser Edikt entgegentrat.
X 76, 174
XI 230


Kassandra
Unbeachtete Weissagerin in der griechi-
schen Mythologie.
XIV 205


Kastl, ?
Geheimrat.
XVII 67


Kautsky, Karl
1854–1938; Privatsekretär von Friedrich
Engels; sozialdemokratischer Publizist,
der Bernsteins Revisionismus ablehnte
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Köberl, Hans
Polizeipräsident in München im
Frühjahr 1919.
XII 48


Kölliker, Emil
Schweizerischer Kaufmann, Ehemann
von Gesells Tochter Johanna.
XVIII 323


Kolb, Gottlieb
Deutscher Publizist in der Esperanto-
Bewegung.
XVIII 288


Kolumbus, Christoph
1451–1506; italienischer Seefahrer, der
Amerika entdeckte, als er Indien auf
dem Westweg suchte.
III 312, 314
IV 281–282
V 161
VI 262–264
VIII 98
IX 411, 413
X 60, 110
XI 222, 375
XII 382
XIII 291
XIV 194, 202, 359
XV 201, 248
XVI 108
XVII 192–193


Konfuzius
551–479 v. Chr.; chinesischer Philosoph.
III 317–318
IX XVIII
XI 394


Konstantin
288–337 n.Chr.; römischer Kaiser, der das
Christentum zur Staatsreligion erhob.


X 177 (der erste “christliche” 
Kaiser)


XVIII 313


Kopernikus, Nikolaus
1473–1543; deutsch-polnischer
Mathematiker und Astronom, der das
heliozentrische Weltbild begründete.
X 264
XI 232
XII 72
XIII 215
XIV 40, 241
XV 335, 339
XVI 314
XVII 44


Korac, ?
Jugoslawischer Sozialdemokrat, um
1921 Minister für Soziales.
XIII 192


Korah
Wandte sich mit der Rotte Korah gegen
die Vorrechte Aarons.
V 44, 46, 64–65, 71
VIII 21, 35–36, 42
XVI 181


Korsch, Dr. Karl
KPD-Abgeordneter im Deutschen
Reichstag.
XVI 165


Kostrencic, Dr. ?
Staatssekretär im jugoslawischen
Finanzministerium um 1921.
XIII 192


Krajewski, ?
XVIII 282


Klemm, Paul
Siebenbürgischer Holzfabrikant, Freund
Gesells und Förderer freiwirtschaftlicher
Publikationen.
XVI 103, 253
XVIII 108, 115, 127, 162–163, 


167–170, 173, 176, 179, 181, 
183 (P. K. finanzierte den Druck 
der 3. NWO-Auflage), 186, 190, 
195, 243, 268, 323, 387, 396


Klotz, ?
Deutscher Finanzminister 1918.
XII 179, 236


Klüpfel, Paulus
Ehemaliger katholischer Priester; Freund
und Mitarbeiter Gesells, der während
des ersten Weltkriegs in Berlin einen
Freiland-Freigeld-Bund gründete.
VIII 251, 267
IX XV–XX (Vorwort zur 2. NWO-


Auflage)
X 165
XI 392–396 (Vorwort zur 2. NWO-


Auflage)
XII 200
XVII 186–187
XVIII 85–86, 93, 96, 100–103, 


105–106, 108–109, 111, 
114–116, 119, 121, 124–127, 
136, 159, 172, 175, 181–183, 
188, 198, 214, 372, 377 
(Korrespondenz mit Rathenau), 
390


Knapp, Prof. Dr. Georg
Friedrich
1842–1926; deutscher Ökonom der
historischen Schule und Begründer der
nominalistischen Geldtheorie.
V 85, 124–125, 129
XI 119
XII 32, 168, 246, 259, 261, 264, 


322, 353, 356
XV 321
XVI 111
XVII 180
XVIII 57, 59, 115, 138, 154


Knies, Prof. Dr. Karl
1821–1898; deutscher Ökonom der
historischen Schule.
III 340–342
IV 15, 227–228, 230, 294
VI 30, 196, 282
IX 233, 352
XI 123
XII 22


Knoll, ?
Deutscher Gewerkschaftsfunktionär.
XIV 196–197


Koch, Prof. Dr. Robert
1843–1910; deutscher Bakteriologe und
Träger des Medizin-Nobelpreises.
I 94
XII 273


Koch, Dr. Richard
Präsident der Deutschen Reichsbank.
IV 61
V 87, 97
VIII 112–113, 196, 230
X 251
XII 30, 58, 323, 331
XIII 201
XIV 141, 287
XV 324
XVI 135–136, 139, 216
XVIII 27–28


Kockar, Dr. ?
Jugoslawischer Demokrat.
XIII 192
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Lang, Fritz
1890–1976; Filmregisseur.
XVIII 355


Lang, Johannes
XVIII 353


Langelütke, Dr. Hans
Mitarbeiter von Paulus Klüpfel im Frei-
land-Freigeld-Bund; in seiner wirt-
schaftswissenschaftlichen Dissertation
rückte er von Gesell ab; später wurde er
Präsident des Münchener IFO-Instituts.
XII 295
XIII 165
XVIII 105, 115, 125


Lansdowne, Henry
1845–1927; englischer Kriegs- und
Außenminister.
VII 313–314


Laotse
Um 600 v. Chr.; chinesischer Philosoph,
dem das “Tao-te-king” zugeschrieben
wird.
IX XVIII
XI 394
XIV 398


Lassalle, Ferdinand
1825–1864; Gründer der sozialdemo-
kratischen Bewegung in Deutschland.
V 261
VI 193–194, 199
IX 338, 354
X 192
XI 65, 210
XV 231


Lassar-Cohn, Prof. Dr. ?
Ökonom in Königsberg.
XIV 256


Lauderdale, ?
III 229


Laughlin, ?
XIV 303


Lautenbach, Otto
Publizist und Mitarbeiter im FWB.
XVIII 319, 321, 357, 363, 378, 385, 


402, 415


Lauterburg, Dr. Moritz
Schweizerischer Wissenschaftler.
X 185–188
XVIII 311


Laveleye, Dr. Emile de
Französischer Ökonom.
I 155, 372–373
II 26
III 348
IV 236, 280
V 130
VI 121
VII 211, 215
IX 311, 339
XI 185
XII 159, 357
XIII 344
XIV 117
XVI 88


Law, John
1671–1729; schottischer Bankier, der in
Paris eine Bank gründete, aus der die
Französische Nationalbank hervorging;
seine übermäßige Ausgabe von Bank-
noten, sogenannten Assignaten, führte
zu einer schweren Wirtschaftskrise.
I 180–185
II 247, 298
III 126, 144, 175, 285
IV 193, 262


Krammer, Dr. Mario
Regierungsrat in Berlin.
XVIII 287


Krösus
Legendärer reicher Mann in der griechi-
schen Antike.
VII 290


Kropotkin, Peter
1842–1921; russischer Schriftsteller und
Anarchist; Autor des Buches “Gegensei-
tige Hilfe in der Tier- und Menschenwelt”.
X 218
XIII 51
XVI 303
XVIII 179


Krupicka, Josef
XVIII 319–320


Krupp, Alfred
1812–1887; deutscher Großindustrieller,
dessen Betriebskrankenkasse zum Vor-
bild für Bismarcks Sozialversicherungs-
gesetze wurde.
VI 40, 236
VIII 293
IX 241, 389
XI 130
XIV 386
XV 176


Laffitte, Jacques
1767–1844; Gouverneur der Bank von
Frankreich und liberaler Politiker.
XIV 137


La Follette, Robert
1855–1925; amerikanischer Jurist,
republikanischer Politiker und Gegner
des Völkerbundes.
VII 112–133


XIV 165
XVII 205–206


Lambert, Henri
Belgischer Industrieller.
XIV 314–315
XVIII 268


Lambroso, ?
XVIII 53


Landauer, Gustav
1870–1919; Germanist, Kulturphilosoph
und libertärer Sozialist, Volksbeauftrag-
ter für Erziehung und Bildung in der
ersten Münchener Räterepublik, der
nach der Niederschlagung der Räte-
republik ermordet wurde.
VIII 318
IX XXIX
X 302
XI XXVI
XII 20, 24 (unser großer Bruder L.), 


37, 42, 48
XIII 373
XV 231
XVII 264
XVIII 86, 93, 204, 210, 253


Landmann, Dr. Friedrich
Arzt und Lebensreformer in Eden/
Oranienburg, Mitarbeiter Gesells.
XVI 327–328
XVIII 160, 166–167, 216, 218–219, 


221, 223, 233, 252, 320, 322, 
345, 357, 395


Landmann, Prof. Dr. Julius
Schweizerischer Ökonom und Redakteur
der “Zeitschrift für schweizerische
Volkswirtschaft und Statistik”.
XII 235, 272–274
XV 323
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Liebig, Prof.Dr. Justus von
1803–1873; deutscher Chemiker.
IV 176
VI 270
IX 207
XI 303


Liebknecht, Karl
1871–1919; SPD-Abgeordneter im
Deutschen Reichstag, der den kommu-
nistischen Spartakusbund gründete, um
gemeinsam mit Rosa Luxemburg die
Novemberrevolution bis zur Bildung
einer Räterepublik voranzutreiben; nach
missglücktem Aufstand gefangen ge-
nommen und erschossen.
X 205
XI 65
XV 345
XVI 172
XVII 106


Liefmann, Prof. Dr. Robert
Deutscher Ökonom.
X 160, 183, 185
XI 119, 400
XII 32, 168, 235, 248, 259–266, 274
XIII 383
XIV 286, 295
XV 321, 340
XVII 180, 182
XVIII 115, 154, 267


Lieske, Richard
Völkischer Publizist.
VI 282–285


Lilienthal, Otto
1848–1896; deutscher Ingenieur und
Flugzeugtechniker.
VIII 125


Lips Tulian
1675–1715; berüchtigter Raubmörder,
der mehrfach gefangen genommen 
wurde und wieder fliehen konnte; nach
einem Geständnis wurde er hingerichtet.
IX 139
XII 263
XIV 307
XV 84, 344, 359
XVI 295


Litwinow, Maksim
1876–1951; sowjetischer Politiker.
XVIII 343


Locke, John
1632–1704; englischer Philosoph, der
ein Naturrecht auf staatlichen Schutz
des selbst erarbeiteten Eigentums pos-
tulierte und der modernen Demokratie
den Weg bereitete.
VII 191


Löbe, Paul
1875–1967; sozialdemokratischer
Politiker und Präsident des Deutschen
Reichstags bis 1932.
XVI 72, 75
XVII 284


Lorenz, Dr. F.
Schweizerischer Sozialdemokrat.
X 202–203


Loria, Prof. Dr. Achille
Italienischer Ökonom.
II 16, 26


Lot
NeffeAbrahams, dessenFrau Sara beim Rück-
blick auf Sodom zur Salzsäule erstarrte.
X 80–81
XI 232–233


V 96, 209
VI 38, 271, 283
VII 107
IX 240, 262
X 332
XI 129, 148
XII 31, 128, 331
XIII 259
XVII 125
XVIII 96


Le Play, ?
XIV 158


Leander
Griechische Sagengestalt.
VII 127


Lederer, Prof. Dr. Emil
1882–1939; deutscher Ökonom.
XI 398–400 (sozialdemokratische 


Kritik am Freigeld)
XIV 295


Lehmann-Hohenberg, Prof.?
XVIII 212


Lenin, Vladimir Iljitsch
1870–1924; russischer Revolutionär,
der nach dem Sturz des Zarismus die
bolschewistische Oktoberrevolution lei-
tete und nach Jahren des Bürger-kriegs
1922 die Sowjetunion gründete.
X 181, 184, 205, 212, 342, 349, 


379
XII 24, 216, 225, 248 (L. kennt das 


Geldwesen nicht), 351
XIII 121–122, 359
XIV 207, 330
XV 118, 127, 255
XVI 32
XVII 186, 261
XVIII 163, 165, 178–180, 184, 273


Leo XIII.
Römisch-katholischer Papst von 1878–
1903, der u.a. mit der Enzyklika “Rerum
novarum” die christlich-soziale Be-
wegung förderte.
XIV 91, 159


Leonardo da Vinci
1452–1519; italienischer Maler, Bild-
hauer, Baumeister und Naturforscher.
VIII 98


Leopold
XV 93


Leroy-Beaulieu, Pierre
Französischer Finanzwissenschaftler.
I 155, 284, 359
II 26
III 327
IV 186, 222
V 26


Lersch, Heinrich
1889–1936; deutscher Arbeiterdichter.
XVI 241


Lesseps, Ferdinand
1805–1894; französischer Konsul, der
den Bau des Suez-Kananls leitete.
II 63


Lexis, Prof. Dr. Wilhelm
Deutscher Ökonom.
II 292


Licinius
?–325; römischer Kaiser.
XII 39


Lick, Dr. Erwin
XVIII 335
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VIII 51, 318
IX 219
X 67, 83, 87, 211
XI 111, 210, 225, 233
XII 24, 34, 39
XIV 30–31
XV 318, 329


Maaß, Otto
Lehrer in Erfurt und Mitarbeiter im FWB.
XII 295
XIII 131
XIV 301
XV 130
XVII 154, 197, 244
XVIII 84, 127, 204, 212, 218, 229–230,


233, 242, 251, 256, 259, 262, 
274–275, 280, 283, 289–291, 
339, 359, 377, 382, 384, 387–388,
394, 400, 406, 412, 415–416


MacAllan, ?
XV 27–28, 31


MacDonald, Ramsay 
1866–1937; Mitbegründer der 
britischen unabhängigen Labour Party.
XV 160, 228


MacKenna, ?
XVI 308, 310–325
XVIII 399


Machiavelli, Niccolo
1469–1527; italienischer Historiker und
Politiker, der die Lehre von der Staats-
raison entwickelte.
XV 190, 242


Mäder, Erich
SPD-Abgeordneter im thüringischen
Landtag.
XVIII 386, 413


Mäterlinck, Maurice
1862–1949; französisch-belgischer
Naturforscher und Schriftsteller, der das
Leben von Insekten untersuchte; für
seine Werke “Der Schatz der Armen”
und “Weisheit und Schicksal” bekam er
1911 den Literaturnobelpreis.
III 377
XVIII 396


Malesherbes, Chrétien
1721–1794; französischer Politiker, der
durch die Guillotine starb.
VII 29


Malthus, Prof. Dr. Robert
1766–1834; englischer Ökonom, der das
Elend seiner Zeit auf das Bevölkerungs-
wachstum zurückführte und eine weite-
re Bevölkerungszunahme befürchtete.
I 251
III 229
IV 11, 162 
VI 198
IX 192, 352
X 128
XI 296 (Malthusianische 


Bevölkerungstheorie)
XV 284, 332
XVI 329–330
XVIII 68


Marat, Jean Paul
1744–1793; französischer Revolutionär,
der als Präsident der Jakobiner die
Girondisten bekämpfte und erstochen
wurde.
III 285
IV 262
VII 104


Lucifer
Lichtbringer, der bei den Kirchenvätern
als jener Fürst der Finsternis galt,
durch den der Satan auf die Erde kam.
X 69, 150–152, 165
XI 226
XVII 148
XVIII 402


Lucullus
117–57 v. Chr.; römischer Feldherr, der
in erbeutetem Reichtum schwelgte.
I 134


Ludendorff, Erich
1865–1937; preußischer General, Gene-
ralstabschef von Hindenburg im ersten
Weltkrieg und führend in der Obersten
Heeresleitung; nach 1918 völkischer
Publizist, Mitbeteiligung am Hitler-
Putsch und publizistischer Kampf gegen
eine angebliche Weltverschwörung von
Freimaurern, Juden und Kommunisten.
X 341
XIV 183, 252
XV 33, 82, 233, 287
XVI 57, 127
XVIII 242, 307, 316


Ludwig XIV.
1638–1715; französischer “Sonnenkönig”.
X 131
XVI 94, 315


Ludwig XVI.
1754–1793; französischer König, des-
sen Berufung der Generalstände Ereig-
nisse auslöste, die schließlich zur
Französischen Revolution führten.
XIV 158


Lüthje, Carl-Hans
Mitarbeiter im FWB.
XVIII 270


Luther, Dr. Hans
1879–1962; deutscher Finanzminister
um 1924 und Reichskanzler, der zusam-
men mit Stresemann den Locarno-Pakt
abschloss.
XV 105, 146
XVI 88–92
XVII 60, 67


Luther, Dr. Martin
1483–1546; Augustinermönch, der mit
seinen 95 Thesen am Wittenberger
Kirchenportal die Reformation ein-
leitete und später den Protestantismus
begründete.
II 288
VIII 61, 95, 98
X 58
XI 221
XV 286
XVI 137, 224, 233


Luxemburg, Rosa
1870–1919; Marxismus-Dozentin an der
sozialdemokratischen Parteischule in
Berlin; sie gründete zusammen mit Karl
Liebknecht den kommunistischen
Spartakusbund und trat 1918 zur KPD
über; beim kommunistischen Aufstand
im Januar 1919 verhaftet und erschos-
sen.
XV 345
XVI 172, 299
XVII 52–53, 106


Lykurg
Sagenhafter Gesetzgeber Spartas, der
eisernes Geld anstelle der Goldmünzen
einführte, um zu verhindern, dass Geld
gehortet wird.
I 320, 324
VI 15–16 (L.,der spartanische Moses)
VII 23, 166, 169
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Meixner, Marie
Mitarbeiterin im deutschen Freiland-
Freigeld-Bund während des ersten
Weltkriegs.
XVIII 93, 119, 208


Melchior, Dr. Carl
XVIII 249


Mellon, Andrew
1855–1937; amerikanischer Stahl-
industrieller.
XVII 203


Menger, Prof. Dr. Anton
1841–1906; demokratisch und soziali-
stisch, aber nicht marxistisch einge-
stellter österreichischer Jurist, der das
Recht hauptsächlich als Resultat von
Machtkämpfen betrachtete.
IV 65, 82
IX 84
XI 103
XII 215
XVIII 43


Merks, Wilhelm
Korvettenkapitän a. D. und Mitarbeiter
im FWB.
XVIII 274, 281, 294–295


Merkur
In der griechischen Mythologie der Gott
der Kaufleute und der Diebe.
IV 91
VI 16
VIII 81
IX 221
XI 112
XVII 94


Methusalem 
Biblischer Urvater, der das höchste
Alter erreicht haben soll.
XII 23
XVIII 353


Meyenberg, ?
XVIII 65, 125


Meyer, Adolf
XVIII 397


Meyer, Rudolf
XIV 158


Meyer, ?
Schweizerischer Nationalrat.
XII 259
XVII 113–116
XVIII 113


Michelangelo
1475–1564; italienischer Bildhauer,
Maler und Dichter.
VIII 98
X 60
XI 222
XVI 95


Mikado
Frühere Bezeichnung für den japani-
schen Kaiser.
V 257


Mill, Prof. Dr. John Stuart
1806–1873; englischer Philosoph und
Ökonom, der gegen Ende der liberalen
Klassik die Bedeutung des Sozialen
betonte.
II 16
IV 290
VII 187


Marbach, Fritz
Redakteur der schweizerischen
“Metallarbeiterzeitung”.
XVII 186


Maria
XV 333, 348, 377
XVI 233, 284


Marshall, Prof. Dr. Alfred
1842–1924; englischer Ökonom.
XI 198


Marx, Dr. Karl
1818–1883; kommunistischer Theore-
tiker, der Proudhons “kleinbürgerlichen
Sozialismus” bekämpfte und das inter-
nationale Proletariat zum Klassenkampf
gegen die bürgerlich-kapitalistische
Gesellschaft aufforderte.
I 73–74, 167, 169, 188, 194, 


196–197, 223, 253, 359, 374
II 26, 144
III 110, 289–290, 305, 341–342, 


344, 364
IV 228, 230–231, 235, 251, 


264–265, 276, 287, 296
V 86, 174
VI 18, 29–30, 41, 88–89, 116, 


193–195, 241, 252, 267
VII 19, 34, 61, 65 (M. der Abgott 


der Proletarier), 78, 90, 93, 317, 
330, 333, 335


VIII 100, 125–126, 130, 183, 318
IX X, XXVI–XXIX, 222, 231–233, 


242, 281–283, 308, 347–351, 
366, 403–404, 419


X 87, 135, 156, 181, 191–193, 
195, 299, 315, 317, 343


XI 4–6, 9, 113, 122–123, 131, 182, 
322–323, 324–326, 336, 
337–338, 354, 366–367, 380


XII 23–24, 28, 33, 49, 207–209 


(Marx Kapitaltheorie ist die 
wahre Hochburg des Kapitals), 
212, 217, 244, 299–300, 311, 
322, 356 (M. hat eine rote 
Garde vor Mammons Tempel auf-
gestellt), 367 (Arbeiter sind die 
biederen Jünger von M.)


XIII 87, 89, 91, 95–96, 114–115, 
117–118, 162–163, 175, 351, 
353–355 (Widersprüche zwischen 
dem 1. und 3.Band des “Kapital”),
360–366, 370, 373, 380, 383, 
389


XIV 40, 66–67, 137, 139, 294, 318, 
342


XV 41, 78, 121, 219–220, 224, 231, 
371


XVI 79, 112, 165–166, 299
XVII 48–49, 52–53, 74, 175, 


178–179, 226, 260–261, 264
XVIII 43, 75, 134, 146, 171, 249, 


261, 331, 384, 402


Marx, Wilhelm
1863–1946; deutscher Zentrums-
politiker und Reichskanzler 1924.
XV 164–166, 233, 235–237 (M. und 


Stresemann verkauften die deut-
sche Währungshoheit für ein 
Linsengericht an amerikanische 
Bankiers), 311


XVII 77


Matern, ?
XVIII 62, 65


Mayer, ?
XVIII 274, 279


Meitzen, ?
III 135
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IX 300
X 146
XII 331


Morgan, John Piermont
1837–1913; amerikanischer Bankier.
VI 282, 284
VII 42, 112–118, 215, 247–249
VIII 191, 311
IX 139, 158, 362 (M. ein Schelm 


und Patriot)
X 49, 134, 161, 184, 192, 335, 345
XI 216, 272, 332
XII 27–28, 30 (Börsenräuber M.), 


33, 250, 252–253, 263, 320
XIII 31–32, 195, 291, 336, 338
XIV 53, 164–166, 194, 307, 400
XV 90–91, 147–148, 187 (Börsen-


könig), 213, 235, 249–251, 319, 
323–324, 340, 343, 355–356, 
359–360


XVI 68–71, 137, 196–198, 201, 219
XVII 48, 185, 203, 206–207, 210, 


212, 251, 261
XVIII 388


Morus, Thomas
1478–1535; englischer Philosoph und
Politiker, Autor der “Utopia”.
XVII 300


Moses
Um 1225 v. Chr.; als Findelkind von der
Tochter des ägyptischen Pharaos ge-
rettet; Befreier des Volkes Israel aus
der ägyptischen Gefangenschaft und
Begründer der Jahwereligion.
III 246
IV 288
V 41–80
VII 209
VIII 17–44
IX 219
X 102, 112, 186 (M. mit doppel-


tem Kometenschweif an der 
Stirn als Gerechtigkeitssymbol 
dargestellt), 212, 243, 333


XI 57
XII 24–25, 35 (natürliche Auslese), 


39
XIII 78 (der Traum M.s)
XIV 30–31, 48–49, 208, 215, 398
XV 200, 206, 229, 232, 246–247, 


308, 333, 377
XVI 117, 181, 245, 275–276, 299
XVII 53, 83
XVIII 57, 150–151, 355, 394, 400


Most, Johann
1846–1906; anarchistischer Publizist,
der 1878 aus Deutschland ausgewiesen
wurde und in den USA zum gewaltsa-
men Kampf gegen den Kapitalismus
aufrief.
I 235


Mowinckel, Johann Ludwig
Norwegischer Ministerpräsident.
XVII 195–196


Muckermann, Dr. Hermann
1877–1962; Jesuit und
Vererbungsforscher.
XVIII 380


Mudike, ?
VII 266–267
X 179, 241
XIII 76
XIV 316
XV 43


Mühlisch, ?
Einer der ersten Anhänger der
Physiokratischen Vereinigung aus den
Reihen der Sozialdemokraten.
XVIII 78, 101


Milliet, ?
Schweizerischer Wissenschaftler.
X 200–202


Mirabeau, Gabriel Graf von
1749–1791; Sohn eines physiokrati-
schen Schriftstellers in Frankreich, der
während der Französischen Revolution
vom Bürgertum in die Generalstände
gewählt wurde; kurzzeitig Präsident der
Nationalversammlung.
VII 29, 191


Mitchell, Prof. Dr. Wesley
1874–1946; amerikanischer Ökonom der
Schule des Institutionalismus, der für
Zwecke der Konjunkturforschung das
National Bureau of Economic Research
gründete.
XII 236
XVI 92


Möller, ?
Deutscher Handelsminister um 1900.
IV 176
IX 208
XI 304


Möller, Wilhelm
Buchdrucker in Oranienburg.
XVIII 321


Moffat, Geo
III 229


Mohammed
III 248–249


Molenaar, Heinrich
Herausgeber der Zeitschrift “Deutsche
Ziele”.
X 174–176, 178–180


Moleschott, Jacob
1822–1893; niederländischer Physiologe.
IV 176
IX 207
XI 303


Moll, Prof. Dr. Bruno
Deutscher Ökonom.
X 183–185
XII 259
XVIII 115, 124


Mollwitz, Prof. Dr. A.
XVIII 272


Moltke, Helmuth von
1848–1916; preußischer Generaloberst.
VII 207
VIII 56, 66
X 132
XV 32, 73
XVI 190, 243
XVIII 86


Mommer, E.
VIII 95–100


Mommsen, Prof.Dr. Theodor
1817–1903; deutscher Historiker und
Jurist.
III 72
VII 109
IX 225
XI 116
XII 385


Montezuma
1466–1520; Herrscher des Aztekenreichs,
der von dem spanischen Eroberer Cortez
gefangen genommen und getötet wurde.
II 288
V 97
VII 168


58 59







Muthorst, Hermann
XVIII 328


Nagel, Paul
Mitarbeiter im FWB.
XVIII 391


Napoleon
1769–1821; militärischer Führer, der
durch einen Staatsstreich zum Allein-
herrscher in Frankreich wurde und sich
1804 zum französischen Kaiser krönen
ließ; im Inneren führte er eine straffe
Zentralisierung der Verwaltung durch
und scheiterte am Versuch, Europa
militärisch zu erobern.
III 245, 324–325, 372–373
VI 160, 278
VII 108, 207–208, 255 (N. Bonaparte)
IX 104
XIV 158 (N. ließ sich in das Schlepp-


tau des Kapitalismus nehmen), 
224, 318 (N. III)


XV 73, 81 (N. III), 93, 97, 286
XVI 191


Nasse, E.
IV 238, 280
IX 341


Nell-Breuning, Prof. Dr.
Oswald von
Jesuitenpater und Hochschullehrer für
katholische Soziallehre.
XV 351–361 (N. legitimiert falsche 


katholische Zinspolitik)
XVII 50–55


Nero
37–68 n. Chr.; römischer Kaiser.
I 50
XV 353


Netzband, Ernst
XVIII 341, 346, 354–355


Neurath, Otto
Sozialistischer Politiker.
X 302
XII 36, 74
XVIII 210


Newton, Isaak
1643–1727; englischer Physiker und
Mathematiker.
V 173
VIII 297
IX 241
XI 130
XIV 241
XVI 314
XVIII 353


Nickolson, ?
XII 256–257
XIII 25, 388


Nidecker, Dr. Heinrich
Schweizerischer Anthroposoph und
Mitarbeiter im SFB.
XVIII 394


Niekisch, Ernst
1889–1967; sozialdemokratischer
Publizist, Mitwirkung in der Münchener
Räterepublik, später Nationalbolschewist.
XII 19, 37–38, 47–52
XVIII 181, 202, 204, 222, 273


Nietzsche, Friedrich
1844–1900; deutscher Philosoph.
X 205
XI XXVI
XIV 215, 275
XV 210
XVI 158


Mühsam, Erich
1878–1934; revolutionärer Lyriker, Dra-
matiker und Essayist, 1919 Mitwirkung
in der Münchener Räteregierung und
deshalb lange Zeit inhaftiert; an den
Folgen der ihm von Nationalsozialisten
zugefügten Misshandlungen im KZ
Sachsenhausen gestorben.
XII 48
XV 200, 246
XVI 184–185
XVII 100
XVIII 222, 340


Mühsam, Zensl
Ehefrau von Erich Mühsam.
X 302


Mülberger, Arthur
Deutscher Proudhon-Forscher.
III 95, 271
IV 152, 238, 251
IX 180
XI 286
XIV 264


Müller, Hermann
1876–1931; sozialdemokratischer
Politiker, 1920 Reichskanzler.
XIII 115


Müller-Lyer, Prof. Dr.
Ferdinand
Deutscher Soziologe.
IX XIX
XI 395


Münchhausen, Karl
Friedrich
1720–1797; Jäger und Offizier, von
dem unglaubliche Kriegs-, Jagd- und
Reiseabenteuer überliefert sind.
XIII 102


Müntzer, Thomas
1489–1525; revolutionärer Theologe,
der im Deutschen Bauernkrieg Bürger,
Bauern und Bergleute in einem Bund
sammelte, um für ein urchristlich-
kommunistisches Reich zu kämpfen.
II 288
VII 277
XIII 116
XVI 45


Mulhall, Michael
Statistiker.
I 331–333
II 47, 61, 170–171, 191, 260
III 134–135, 150, 347
IV 37
V 222
IX 9
XI 18
XII 143


Mummery, ?
III 229


Murray-Büttler, Prof. Dr.
Nicholas
Präsident der New Yorker Columbia
Universität.
XVIII 322


Mussolini, Benito
1883–1945; italienischer Politiker, der
zunächst Sozialist war und 1914 zu den
Nationalisten überging; Begründer des
italienischen Faschismus und nach dem
“Marsch auf Rom” Regierungschef/Duce.
XIII 291 (M.s Nationalismus)
XIV 193 (M.s Nationalismus)–194
XVI 182
XVII 161
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Ott, Dr. ?
Direktor der Schweizerischen Nationalbank.
XVIII 146–147


Otto, Berthold
1859–1933; deutscher Reformpädagoge.
XII 36


Owen, Albert K. 
Vorsitzender der amerikanischen
Senatskommission für das Bankwesen.
X 377–378
XIV 169
XVIII 96


Owen, Robert
1771–1858; englischer Sozialist und
Publizist, der mit der New Harmony
einen Siedlungsversuch in Nordamerika
unternehmen wollte und in einer von
ihm eingerichteten Arbeitsbörse in
London eine “Arbeitswährung” einführ-
te; Mitbegründer des englischen
Genossenschaftswesens.
IV 20


Painlevé, Paul
1863–1933; französischer Politiker und
Pazifist; 1925 sozialistischer
Ministerpräsident.
XV 269


Palmer, ?
XVIII 234


Parcus, ?
Inhaber einer Münchener Druckerei.
X 273 (Firma Parcus in München, 


die im Auftrag des Volksfinanz-
hauses neues Geld für Bayern 
drucken sollte)


Parsons, Frank
VI 136
XI 198


Pasteur, Louis
1822–1895; französischer Chemiker und
Biologe.
VI 271
XII 273


Paulus
10–ca.64–67 n.Chr.; ursprünglich Chris-
tenverfolger, der durch sein Damaskus–
Erlebnis vom Saulus zum Paulus wurde
und das Christentum durch ausgedehnte
Missionsreisen verbreitete.
V 257


Pellegini, ?
V 25


Petersen, ?
XVIII 220


Pfister, Gottfried
Mitarbeiter im FWB.
XVIII 388


Pfleiderer, Dr. Alfred
Redakteur der völkischen Zeitung
“Hellauf”.
XVIII 126–127, 218


Pflüger, ?
Schweizerischer Statistiker.
X 209


Picht, Erich
XVIII 405, 410


Pinkerton, ?
X 107, 116
XI 60, 68


Nikolaus II.
1868–1918; russischer Zar, auf dessen
Anregung 1899 die erste Haager
Friedenskonferenz einberufen wurde. 
VII 108


Nischwitz, Friedrich
XVIII 409


Nitti, Francesco
1868–1953; italienischer Ökonom und
liberaler Politiker; Ministerpräsident,
bevor Mussolini an die Macht kam.
XIII 291
XIV 193


Noah
Nach biblischer Überlieferung der
Erbauer der Arche, auf der er mit seiner
Familie und vielen Tierpaaren die
Sintflut überlebte.
I 87


Nobiling, Karl
V 140
VI 280
X 253
XII 59, 365 (die Reichsbank ist eher 


verantwortlich für Attentate als 
die anarchistische Literatur)


XIII 202


Nobs, Ernst
Schweizerischer Sozialdemokrat.
XVIII 149, 151, 160, 164–166


Noebe, Will
Mitarbeiter im FWB.
XIV 405
XVIII 313


Noelle, Dr. Rudolf
Pseudonym: Arminius; Regierungsrat in


Oppeln und Mitarbeiter im FWB.
XVII 195, 272
XVIII 388


Nordmann, Gustav
Mitarbeiter im SFB.
XVIII 152, 222


Noske, Gustav
1868–1946; sozialdemokratischer
Politiker, der im Januar 1919 den
Spartakistenaufstand mit Regierungs-
truppen und Freikorps niederschlug;
1919–1920 Reichswehrminister.
X 341
XII 225
XVI 57, 165, 177, 184
XVII 186


Oehrli, ?
Mitarbeiter im SFB.
XVIII 150, 156, 170


Oppenheim, Albert von
XVI 139


Oppenheimer, Prof. Dr.
Franz
1864–1943; deutscher Arzt, Ökonom
und Soziologe; Bodenreformer und
Begründer des liberalen Sozialismus.
XII 267, 317
XVII 139
XVIII 42, 49, 85, 125, 353


Orbach, Werner
Deutscher Auswanderer in New York.
XVIII 358


Orel, Anton
Katholischer Theologe in Österreich und
Kritiker des Zinsnehmens.
XVIII 183
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Proudhon, Pierre Joseph
1809–1865; französischer Sozialist, der
von Marx heftig bekämpft wurde; 1848
Abgeordneter in der französischen
Nationalversammlung und Gründer einer
Volksbank.
II 265
III 95–96, 138, 146, 198, 230, 256, 


271, 277, 292, 294, 306–307, 
317–318, 326, 360


IV 66, 94, 151 (Meister P.)–154, 
159, 238, 251–252, 256, 266, 
268, 276–277 (Meister P.)


VI 18, 25, 117, 150, 187–188 (P. 
der hellste Kopf unter den 
Sozialisten), 192–195, 199, 251


VII 19, 28, 64, 165, 269
VIII 83, 212, 318–321, 324
IX X–XI, XIV, XXV–XXXI, 93, 180 


(Meister P.)–183, 188, 222, 228, 
345, 350–351, 354, 365 (P., der 
große Franzose), 403


X 87, 156, 181, 184, 315, 351
XI 3–9, 113, 118, 182, 224, 235, 


286 (Meister P.)–289, 293, 320, 
366


XII 237, 240
XIII 89 (P.s Schätze), 114–115, 196, 


370–373 (P. war der erste, der 
die Kapitalnatur des Geldes 
richtig erkannte), 375


XIV 139–140, 398
XV 118, 370
XVI 33, 79
XVII 264
XVIII 134, 180, 276


Ptolemäus
85–160 n. Chr.; ägyptischer Mathema-
tiker und Astronom, der die Erde für
den Mittelpunkt der Welt hielt.
III 43
XII 26


Pye, Philip
Ire, der wegen einer Lungenerkrankung
in der Schweiz lebte und Gesells
Hauptwerk ins Englische übersetzte.
XVIII 222, 229, 234–235, 265, 268, 


304, 317, 325, 329–331, 335, 
344, 357, 359, 362–363, 
365–367, 369–371, 373, 
376–377, 384, 393, 401, 405, 
412


Pythagoras
6. Jahrhundert v. Chr.; griechischer
Mathematiker und Philosoph, der bei
seinen Forschungen von dem leitenden
Gedanken ausging, dass alle Lebens-
formen auf harmonischen Proportionen
ihrer Bestandteile beruhen.
VI 15–16
VII 23, 166
IX 219
X 67, 83, 87
XI 111, 210, 225, 227, 232
XII 24, 39
XV 320


Quesnay, Francois
1694–1774; Leibarzt Ludwigs XV.; fran-
zösischer Ökonom und Begründer der
physiokratischen Theorie.
VII 29
IX XV
XI 392


Quidde, Dr. Ludwig
1858–1941; deutscher Historiker, pazi-
fistischer Publizist und von 1914–1929
Vorsitzender der Deutschen Friedens-
gesellschaft; Friedensnobelpreisträger
1927.
XVIII 124–125


Pizarro, Francisco
1478–1541; spanischer Eroberer des
peruanischen Inkareiches.
II 286–287
V 96 (Räuberbande P.s), 


161 (Raubzüge P.s), 
168 (Raubmörder P.)


X 146
XII 331 (die Rauberbande P.s), 


382 (die Raubzüge P.s)


Pleß, ?
Schlesische Fürstenfamilie mit riesigem
Grundbesitz und Steinkohlengruben.
XV 175


Podbielsky, ?
XIV 339


Pohlmann, Prof. Dr. Adolf
Vorstandsmitglied im Bund deutscher
Bodenreformer.
III 358–360
VII 51, 262
XVIII 45, 48, 127


Poincaré, Raymond
1860–1934; französischer Staats-
präsident und 1920 Vorsitzender der
Reparationskommission.
XIII 231 (hartnäckige Politik P.s ist 


für Deutschland noch die nütz-
lichste Politik), 334


XIV 172, 182, 194, 248, 261, 
316–317, 327, 338, 344, 
366–367, 401


XV 58 (P.s Haltung war klar und 
eindeutig), 87, 158, 160, 174


XVII 77–78


Polenske, Prof. Dr. Karl
Jurist in Greifswald und Mitarbeiter im
FWB.


VII 104
X 274–275, 280, 282, 340
XII 41, 43, 295
XIII 96
XVII 84
XVIII 208, 212, 233, 236, 240, 245, 


251, 261, 345


Polykrates
Um 538 v. Chr.; Tyrann von Samos.
III 248


Popert, Hermann
1871–1932; Richter in Hamburg;
Publizist und Mitbegründer der lebens-
reformerisch-pazifistischen Zeitschrift
“Der Vortrupp”.
XVIII 77


Potter, Agathon der
III 362


Prager, R. L.
IV 210
XVIII 350


Prion, Prof. Dr. ?
Wissenschaftler an der TH Charlottenburg.
XVI 226–231


Prohaska, Prof. Dr. Dragutin
XVIII 237


Prometheus
Titanische Gestalt in der griechischen
Mythologie, der den ersten Menschen
aus Lehm bildete; da er Zeus das Feuer
entwendet und auf die Erde gebracht
hatte, wurde er von Zeus an einen
Felsen gefesselt und von einem Adler
zerfressen, bis Herakles ihn befreite.
XII 202–203
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Ricardo, David
1772–1823; englischer Bankier, Börsen-
makler und Ökonom; nach Adam Smith
der bedeutendste Vertreter des klassi-
schen Liberalismus. 
II 38, 96
III 342, 347
IV 26, 29, 33, 230, 233, 293
VII 92–93
XV 35
XVIII 43, 62, 250


Richter, Eugen
1838–1906; deutscher Politiker und
Führer der Freisinnigen Volkspartei, der
Bismarcks Wirtschafts- und Sozialpolitik
aus dem Geist des Manchestertums
bekämpfte.
XII 79


Richter, Hanna
XVIII 255


Richter, Ludwig
1803–1884; deutscher Maler und
Buchillustrator.
XI 277


Richter, Will
Österreichischer Versicherungskaufmann.
XVIII 178, 181, 183, 190, 212, 215


Rilke, Rainer Maria
1875–1926; deutscher Dichter.
IX XIX
XI 395


Rinkel, Hermann
VIII 110–113
XVI 131, 135–136, 138


Rissom, Prof. Dr. Heinrich
Philosoph in Hamburg.
XVIII 292, 353


Rist, Prof. Dr. Charles
Französischer Ökonom.
XVI 78


Robertson, John
III 226–235


Robespierre, Maximiliende
1758–1794; französischer Revolutionär
auf Seiten der Jakobiner; seine
Schreckensherrschaft endete mit seinem
Sturz und seiner Hinrichtung.
IV 20
VII 104


Robinson Crusoe
Heldenfigur eines gleichnamigen
Abenteurerromans von Daniel Defoe
(1719), der viele Nachahmungen und
auch eine Robinsonade von Gesell
angeregt hat.
II 131
IX 344–350
XI 319–324
XII 202


Roca, ?
Argentinischer General.
II 273–274, 284
III 339
IV 83
V 25
IX 85
XI 104


Rockefeller, John D.
1839–1937; amerikanischer Großindu-
strieller im Bereich der Mineralölindustrie.
I 122


Quintana, Julius
Argentinischer Präsident.
III 335 - 339


Rabbathge, E.
XVIII 235


Raffael
1483–1520; italienischer Maler und
Baumeister.
VIII 98
X 60
XI 222
XVII 94


Ragaz, Prof. Dr. Leonhard
1868–1945; evangelischer Theologe in
der Schweiz, der den religiösen Sozia-
lismus mitbegründete und gegen den
Militarismus kämpfte.
XVIII 178, 190


Ramus, Pierre
Rudolf Großmann 1882–1942; öster-
reichischer Sozialdemokrat, der schon
in jungen Jahren nach Amerika auswan-
derte und sich dem Anarchismus zu-
wandte, besonders der Ideenwelt
Kropotkins; wegen Beteiligung an
einem Streik zu mehrjähriger Haft ver-
urteilt und nach England geflohen;
Rückkehr nach Österreich, wo er anar-
chosyndikalistische Kräfte stärkte, für
die Pädagogik Franzisco Ferrers eintrat,
Alfred Adlers Individualpsychologie mit
seinem Anarchismus verband und
Wehrdienstverweigerer unterstützte.
XVIII 212


Rathenau, Walter
1867–1922; Industrieller, Präsident der
AEG, der am Anfang des ersten Welt-
kriegs die Kriegsrohstoffabteilung auf-


baute; nach dem Krieg Mitglied der
Sozialisierungskommission, Wiederauf-
bau- und Außenminister, der wegen
seiner “Erfüllungspolitik” von Rechts-
extremisten erschossen wurde.
X 206–208, 210–213, 316, 381
XI 69
XII 36
XIV 89, 221, 269, 382
XV 40, 164
XVIII 195, 198, 377


Reichesberg, Prof.Dr.Noam
Schweizerischer Ökonom.
X 169
XIV 45, 48
XVIII 147


Reinhold, Dr. Peter
1887–1955; Verleger, demokratischer
Politiker, sächsischer und deutscher
Finanzminister.
XVI 88, 91–92, 202–204


Reusch, ?
Landesbankrat.
VI 131
VIII 257
IX 319


Reventlow, Ernst Graf zu
1869–1943; Marineoffizier und deutsch-
völkischer Publizist.
XIV 391


Reverchon, Blanche
XVIII 247


Reynaud, Paul
1878–1966; französischer Politiker.
XIII 230
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Rotter, ?
XVIII 148, 168, 176, 196


Rousseau, Jean-Jacques
1712–1778; französischer Schriftsteller,
der zunächst vom Verlust eines glückli-
chen naturhaften Urzustandes der
Menschheit ausging und danach die
revolutionäre Forderung nach der
Wiederherstellung einer natürlichen
Rechtsgleichheit aller Menschen erhob;
in seiner Vorstellung von einem Gesell-
schaftsvertrag ersetzte er die ursprüng-
lich freien Naturmenschen durch poli-
tisch mündige Bürger und übte damit
großen Einfluss auf die französische
Revolution aus.
X 114–115, 182
XI 66
XIV 33 (Staat wurzelt in privatem 


Bodeneigentum)
XV 346


Rubens, Peter Paul
1577–1640; flämischer Maler.
II 98


Rudert, Theodor
XVIII 94, 96


Rüstow, Prof.Dr. Alexander
1885–1963; deutscher Ökonom und
Soziologe; Mitbegründer der ordolibe-
ralen Freiburger Schule. 
XVI 145


Ruhland, Prof. Dr. Gustav
Deutscher Agrarökonom und Berater des
Bundes der Landwirte, der unter dem Ein-
fluss von Albert Schäffle die Verdrängung 
der Landwirtschaft durch die kapitalistische
Industrie durch einen die Wirtschaft 
planenden Ständestaat überwinden wollte.


IX 236
XI 125


Ruskin, John
1819–1900; englischer Kunstgeschichtler
und Sozialreformer, für den die Arbeit nicht
Ware, sondern sittliche Verpflichtung war;
betonte den schöpferischen Wert der hand-
werklichen Arbeit und regte die Gründung
von Gartenstädten an.
III 229


Russell, Bertrand
1872–1970; englischer Philosoph, der
während des ersten Weltkriegs als Kriegs-
dienstverweigerer inhaftiert wurde.
XVIII 247


Saar, Fr.
XVIII 243


Sachs, Hans
1494–1576; deutscher Dichter und
Meistersinger.
XVIII 374


Sachse, O. E.
XVIII 133


Salomo
König von Israel und Juda um 950 v.
Chr., der in orientalischen Überlieferun-
gen als Idealbild eines weisen und
mächtigen Herrschers galt.
VI 134
IX 300, 322
X 154, 236
XI 175, 196
XII 24, 203
XIII 70
XIV 45
XV 213
XVIII 302–303


VI 40, 282, 284
VII 42, 192–195
VIII 219, 311
IX 139, 158, 241
X 49, 345
XI 130, 216, 272
XII 204, 250
XIII 336, 338
XIV 53
XV 90


Rodbertus, Karl
1805–1875; deutscher Ökonom und
Politiker, der ausgehend von den orga-
nischen Staatsideen Platons und Fichtes
den Kapitalismus mit staatlichen Inter-
ventionen reformieren wollte statt wie
Marx mit dem proletarischen Klassen-
kampf oder der gewerkschaftlichen
Gegenmacht der Arbeiter; sein Staats-
sozialismus beeinflusste den Katheder-
sozialismus.
IV 20
VI 251
IX 403
XI 366


Rödern, Graf ?
Deutscher Staatssekretär nach dem
Ende des ersten Weltkriegs.
XII 179
XVII 67


Rogers, Thoralt
IV 290
VII 187


Rohling, Prof. Dr. August
Österreichischer Theologe.
XIV 158–159
XVIII 47, 51


Roosevelt, Franklin Delano
1882–1945; demokratischer Präsident
der USA, der in den 30er Jahren die
Politik des New Deal gegen die Wirt-
schaftskrise und die Arbeitslosigkeit
einsetzte.
V 107
XII 339
XVIII 141


Roscher, Prof. Dr. Wilhelm
1817–1894; deutsche Ökonom, der die
ältere historische Schule begründete.
III 78, 340
IV 227
IX 236
X 133
XI 125
XVIII 43


Rossi, ?
XVII 115


Roth, Dr. Fritz
Schweizerischer Rechtsanwalt und
Vorsitzender des SFB.
XV 282, 287–289, 291, 306–312
XVIII 148, 305–312, 314, 316, 


318–319, 323


Rothschild
In Frankfurt gegründetes Bankhaus mit
Filialen in London, Paris, Wien und
Neapel. 
I 31
X 192
XII 263
XIV 400
XV 73
XVI 138
XVIII 74
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Septimius Severus
146–211 n. Chr.; römischer Kaiser.
XIII 25


Serény, ?
Ungarischer Handelsminister um 1920.
XII 179


Seume, Johann Gottfried
1763–1810; deutscher Schriftsteller, der
Nordamerika, Russland, Skandinavien
und Italien zum Teil zu Fuß erkundete
und in seinen Reiseberichten wirtschaft-
liche und soziale Verhältnisse beschrieb.
X 195 (Gedicht “Der Kanadier”)
XIII 383


Shadwell, Thomas
1642–1692; englischer Dichter.
XVII 140


Shakespeare, William
1564–1616; bedeutendster englischer
Dichter, der im Sinne der Renaissance
das Diesseits als denjenigen Lebens-
bereich ansah, in dem der Mensch sich
zwischen Vorsehung und Gnade zu
bewähren hat.
XII 17


Shaw, Bernhard
1856–1950; englisch-irischer Dichter,
der mit den Werken von Marx und Henry
George vertraut war, entsprechend sozi-
alkritische Dramen schrieb und in der
sozialistischen Fabian Society mitwirkte.
XVIII 347


Shylock
Jüdischer Geldverleiher in Shakespeares
“Kaufmann von Venedig”.
XIII 132, 295, 314, 344
XIV 99, 398
XV 82, 359–360


Sickinger, German
Ingenieur aus Leipzig, der im FWB mit-
arbeitete.
XIV 279, 301–302
XV 105–106
XVI 228
XVII 110
XVIII 284


Siegfried
Sagenheld im Mittelpunkt des
Nibelungenliedes.
VII 258
XV 328
XVI 294


Siemens, Werner von
1816–1892; deutscher Industrieller, der
die Elektrotechnik begründete.
VI 271


Siermann, Margarete
Zeitweilige Gefährtin von Gesell.
XVIII 335, 397, 411


Sieveking, Prof.Dr.Heinrich
Deutscher Ökonom.
XI 400
XII 235, 266–272


Silverberg, Dr. ?
XVII 67


Simat, Adolf
Bergarbeiter im Ruhrgebiet.
XVIII 279


Simmel, Prof. Dr. Georg
1858–1918; deutscher Philosoph und
Soziologe, der eine Philosophie des
Geldes verfasste.
XIV 302–303


Salvioli, G.
Italienischer Historiker.
VIII 58


Salzmann, Walter
Schweizerischer, in Berlin lebender
Kaufmann, der im FWB mitarbeitete.
XVIII 402


Samuel
Nach biblischer Überlieferung ein Seher,
der Saul und David zu Königen salbte.
VIII 42


Sancho Panza
Knappe Don Quijotes in Cervantes'
Ritterroman. 
III 161
IV 227
XVI 95, 283, 308, 313
XVII 78, 93, 134


Sander, Dr. ?
XVIII 245


Sandt, Hans van de
Mitarbeiter im FWB und in der
Christlichsozialen Reichspartei.
XVIII 392


Santa Clara
XVI 295


Sarmiento, Domingo
1811–1888; argentinischer Präsident
um 1870.
XV 314, 327


Sasse, Ernst
XVI 200


Sauerbeck, ?
Ökonom und Statistiker.
IV 200
VI 77
IX 273
XI 157


Say, Jean Baptiste
1767–1832; französischer Ökonom der
klassischen Schule; er formulierte das
Saysche Theorem, wonach jede Produk-
tion sich ihre eigene Nachfrage schaffe.
III 341–342
IV 228, 230


Seberich, Anna
Lehrerin und Mitarbeiterin im deut-
schen Freiland-Freigeld-Bund während
des ersten Weltkriegs.
XVIII 93, 119, 204


Secrétan, Prof. Dr. Charles
1815–1895; schweizerischer Philosoph,
der auf der Grundlage einer Ethik der Frei-
heit eine klassenlose Gesellschaft mit
gerecht verteiltem Wohlstand forderte.
XI XXV


Seneca, Lucius
Um 0–65 n. Chr.; römischer Dichter, der
zeitweise Kaiser Nero beriet und unter
dem fälschlichen Verdacht der Beteili-
gung an einer Verschwörung zum Selbst-
mord gezwungen wurde.
V 118
XII 348


Senior, Nassau William
1790–1864; englischer Ökonom, der die
Abstinenztheorie des Zinses formulierte.
VI 249–250
IX 401–402
XI 364–365
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Sollmann, ?
XIV 374


Solon  
640–561 v. Chr.; athenischer Gesetz-
geber, der die Gegensätze zwischen dem
Adel und den großenteils in Schuld-
knechtschaft geratenen Bauern durch
Landumverteilungen entschärfen wollte.
X 333
XII 80, 148, 237
XIV 398
XV 213, 353


Sombart, Prof. Dr. Werner
1863–1941; deutscher Ökonom, der den
Kapitalismus entwicklungsgeschichtlich
untersuchte und sich vom Marxisten zum
extremen Antimarxisten entwickelte; er
wollte die Ökonomie auf historisch-
soziologischen Grundlagen aufbauen;
später näherte er sich der NS-Ideologie
an.
VIII 58–59, 178
X 59 
XI 221


Sonnenfels, Josef
1733–1817; österreichischer Jurist, der
sich für eine Humanisierung des Straf-
rechts, gegen Folter und Todesstrafe
einsetzte; Vorläufer von geldreformeri-
schen Gedanken.
VI 246
IX 398
XI 362


Souchon, M.
Französischer Jurist.
VIII 115


Spahr, Dr. Emil
Mitarbeiter im SFB.
XVIII 182


Spartakus
Thrakischer Sklavenanführer, der um 70
v. Chr. einen Teil Süditaliens besetzte;
als er mit 60.000 Sklaven noch Ober-
italien vorrückte, wurde er von Crassus
geschlagen und im Kampf getötet.
XII 24
XVIII 400


Spencer, Herbert
1820–1903; englischer Philosoph, der
unabhängig von Darwin eine soziale
Evolutionstheorie aufstellte.
VIII 108
XIII 61
XIV 68
XVI 92


Spengler, Oswald
1880–1936; deutscher Philosoph und
Verfasser des kulturpessimistischen
Werkes “Der Untergang des Abendlandes”.
XIV 201, 205


Speyerer, Dr. Siegmund
Mitarbeiter im FWB, der Texte von
Irving Fisher ins Deutsche übersetzte.
XVIII 266


Süpke, Ernst
Physiokrat im Hamburg.
XVIII 78


Süß, ?
Deutscher Angestelltengewerkschaftler.
XIV 196


Suhren, “Bur” Friedrich
Mitarbeiter im FKB.
XIII 165
XVIII 233


Simons, Gustav
Bäckermeister und völkisch-lebensrefor-
merischer Publizist; einer der ersten
drei Abonnenten von Gesells erster
Zeitschrift.
V 78
VI 153 (Anregung zu vereinfachtem 


Reformgeld)
VII 345
IX 98
X 91, 177
XII 200
XV 142
XVIII 57, 65, 67, 75–76, 116, 152, 


182


Simons, Dr. ?
XIII 141


Sinclair, Upton
1878–1968; amerikanischer Dichter und
Kritiker der kapitalistischen Gesellschaft.
XVIII 399


Sismondi, Jean Charles
1773–1842; schweizerischer Ökonom,
der ungerechte Einkommensverteilung
und Wirtschaftskrisen als Folgen der
klassisch-liberalen Theorien kritisierte.
III 229


Sklarek, ?
XVIII 404


Slocomb, ?
XVIII 96


Smith, Adam
1723–1790; schottischer Moralphilosoph
und Ökonom, der die klassisch-liberale
Ökonomie begründete.
I 359


II 26, 37, 42, 56, 63, 66–68
III 259, 315
IV 242, 283, 285, 294
V 96
VI 89, 129, 266–269
IX 283, 414, 417
XI 376, 378
XII 331
XIV 262–263
XVII 106–107
XVIII 62


Snowden, ?
XVII 195


Soddy, Prof. Dr. Frederick
1877–1956; englischer Chemiker, der
1921 den Nobelpreis erhielt; in seinen
sozialpolitischen Schriften kritisierte er
das bestehende Geldwesen.
XVIII 287, 347, 372


Soetbeer, Prof. Dr. ?
Ökonom und Statistiker.
II 290, 292
IV 200, 225
VI 77, 266
IX 273, 417
XI 157, 378


Sokrates
470–399 v. Chr.; griechischer Philosoph,
dem es in erster Linie um das einer
inneren Stimme folgende sittliche
Handeln der einzelnen Menschen ging;
das Vertrauen in die individuelle Mündig-
keit anstelle des Gehorsams gegenüber
dem Staat und der Religion trug dazu
bei, das Sokrates zum Tod verurteilt
wurde; in der Aufklärung galt er als ein
Ideal des Weisen.
IX 203
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Schenkel, Prof. ?
XVIII 149


Schiffer, ?
X 336
XII 179
XVII 270


Schiller, Friedrich
1759–1805; deutscher Dichter.
VIII 248
X 67
XI XXVI, 55, 226
XVI 313
XVIII 353, 402


Schinderhannes
1783–1803; Räuberhauptmann in den
Rheinlanden, der hingerichtet wurde;
Titel eines Schauspiels von Carl Zuckmayr.
XII 263
XIII 106
XV 84


Schlowsky, ?
Russischer Legationsrat in der Umge-
bung Lenins in dessen Züricher Exil.
XVIII 180


Schmalfeld, Ernst
Physiokrat in Hamburg.
XII 295


Schmeling, Max
Deutscher Boxer.
XVII 148


Schmid, Werner
Schweizerischer Lehrer; Mitarbeiter im
SFB und in der Liberalsozialistischen
Partei der Schweiz, der die bislang ein-
zige Gesell-Biographie verfasste.
XVIII 180


Schmid-Essen, Alfred
Deutscher Ökonom.
XII 168
XVIII 115, 154


Schmidt, Prof. Dr. Conrad
Sozialdemokratischer Ökonom.
III 317, 321
XIV 139–140


Schmidt, Robert
Sozialdemokratischer Reichsminister um
1922.
XIV 317–318


Schmoller, Prof. Dr. Gustav
1838–1917; deutscher Ökonom, führen-
der Vertreter der jüngeren historischen
Schule; Mitbegründer des Vereins für
Sozialpolitik.
III 157
IV 215
V 124
IX 236
X 133
XI 126, 206
XII 22, 352
XIV 301, 348
XV 79


Schneebeli, ?
XVII 109–112


Schneider, Dr. Alexander
Amtsrichter in Nürnberg und Mitglied
der Weimarer Nationalversammlung.
X 334, 379
XII 211
XIV 129, 155
XVIII 213, 237, 241, 244–245


Sulla
138–78 v. Chr.; römischer Feldherr und
Diktator.
III 312–313
IV 281–282
VI 263–264
IX 412
XI 373–374


Susanna
Ehrbare Jüdin in Babylon, die des Ehe-
bruchs verdächtigt und zum Tode verur-
teilt wurde; durch die Entlarvung der
falschen Anklage wurde sie gerettet.
XV 328


Susemihl, Franz
Künstler in Berlin, der in der Physiokra-
tischen Vereinigung mitarbeitete.
XIII 165
XVIII 218


Suttner, Bertha von
1843–1914; pazifistische Schriftstellerin,
die mit ihrem Roman “Die Waffen nie-
der” großes Aufsehen erregte; sie grün-
dete die österreichische Gesellschaft
der Friedensfreunde und erhielt 1905
den Friedensnobelpreis.
XV 125, 253


Swift, Jonathan
1667–1745; irisch-englischer Dichter
und Autor von “Gullivers Reisen”.
X 109


Szabuniewic, ?
XVIII 288


Schacht, Hjalmar
1877–1970; Präsident der Deutschen
Reichsbank 1924–1929 und 1933–1939,
von 1934–1937 zugleich Reichswirt-


schaftsminister, der Hitlers Rüstung mit
MEFO-Wechseln finanzierte; im Nürn-
berger Kriegsverbrecherprozess dennoch
freigesprochen.
XV 73–75, 81, 90–91, 109, 147–148,


185, 187, 193–198 (Sch. ist ge-
fährlich), 210–214, 343


XVI 68–70, 72, 85, 88, 133, 136, 
142, 156, 173, 197, 216–220 
(Sch. ist und bleibt ein Schwätzer),
221–222, 230


XVII 107, 224, 270
XVIII 294, 372, 400, 406


Schäffle, Prof. Dr. Albert
1831–1903; Ökonom und Soziologe, der
die Gesellschaft als hierarchisch struk-
turierten Organismus interpretierte; um
1870 österreichischer Handelsminister,
der später Bismarcks Sozialpolitik be-
einflusste. 
IV 228
VI 251
IX 403
XI 366


Schär, Alfred
XVII 216–222


Schaffgotsch
Fränkisches Adelsgeschlecht mit großen
Grund- und Grubenbesitz.
XV 175


Scheidemann, Philipp
1865–1939; sozialdemokratischer
Politiker, der im November 1919 die
Republik ausrief und für kurze Zeit
Ministerpräsident war.
XII 47, 225
XIII 90
XVI 165, 177, 184
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XVIII 120, 139, 142, 144–149, 153, 
155, 157–160, 165–168, 
170–172, 174–177, 180–182, 
187, 190, 193–194, 196–197, 
201, 204, 222–223, 228–229, 
231–233, 239, 244, 267–268, 
305, 309–312 (Freiland-Kontro-
verse), 314, 316, 318, 320, 335, 
351–352, 357, 376, 382, 402, 
407


Schwiers, Friedrich
Ingenieur in Stettin und Mitarbeiter im
FWB.
XVIII 345


Stampar, Dr. ?
Jugoslawischer Gesundheitsminister um
1921.
XIII 192


Stanisic, Dr. Pawel (Paul)
Jugoslawischer Rechtsanwalt und Mit-
arbeiter Gesells.
XIII 192
XVIII 222, 235, 237, 248, 272, 287, 


296, 386, 392, 395


Stapff, Carlos
XVIII 66, 68, 84, 92


Stauffacher, Werner
Der Sage nach einer der schweizerischen
Eidgenossen beim Rütlischwur.
X 209


Staw, ?
V 23


Stegerwald, Adam
1874–1945; Vorsitzender des Gesamt-
verbandes der christlichen Gewerkschaf-
ten und des Deutschen Gewerkschafts-


bundes, zugleich Zentrumspolitiker.
XVII 66


Stendler, Hermann
Mitarbeiter im FWB.
XVIII 223


Stillich, Dr. Oskar
1872–1945; deutscher Ökonom, Förderer
der Volkshochschulbewegung und pazi-
fistischer Publizist.
XI 401
XIV 285–287, 295
XVIII 93, 111, 236, 273, 275


Stinnes, Hugo
1870–1924; deutscher Großindustrieller
im Bereich Bergbau, Schifffahrt und
Energie, der über Firmenbeteiligungen
Macht auf die Presse ausübte.
XIII 87 (St. kaufte sich in die Presse),


338
XIV 53, 320, 400
XV 44–46, 141, 175, 323
XVI 69, 217
XVII 85, 261
XVIII 300


Stirner, Max
1806–1856; deutscher Philosoph des
individualistischen Anarchismus.
II 275
III 133, 251, 321
IV 65
V 257
VII 146
XI XXVI
XIII 118
XIV 215, 398
XV 265
XVII 96, 101–102, 149, 194


Schneider, Dr. Ernst
Schweizerischer Pädagoge und
Mitarbeiter im SFB.
X 11, 281–286
XII 43
XVIII 139, 147, 158, 162–163, 166, 


168, 171–172, 174–180, 184, 
186–191, 194–197, 199, 216, 
317


Schneider, ?
Deutscher Gewerkschaftsfunktionär.
XIV 196


Schönaich, 
Paul Freiherr von
1866–1954; nach mehr als 30jähriger
Militärdienstzeit wurde er gegen Ende
des ersten Weltkriegs zum Gegner des
Militarismus; fortan unterstützte er den
Pazifismus als Publizist und wurde 1929
Vorsitzender der Deutschen Friedensge-
sellschaft.
XVIII 249


Scholl, ?
Sanitätsrat in München 1919.
XII 48


Schopenhauer, Arthur
1788–1860; deutscher Philosoph.
XI XVI


Schuchard, Konrad
Sozialdemokratischer Publizist.
XVIII 79, 364


Schücking, LotharEngelbert
1873–1943; pazifistischer Publizist.
XVIII 371


Schüssler, Dr. Wilhelm
1821–1898; deutscher Arzt und Be-


gründer der biochemischen Heilmethode.
VII 107
XVIII 35–37


Schulze, Fritz
Lehrer in Wuppertal und Mitarbeiter im
FWB.
XIII 166
XVIII 204, 233, 278


Schulze-Delitzsch,
Hermann
1808–1883; Demokrat in der Preußisch-
en Nationalversammlung und Gründer
von Kreditgenossenschaften/Volks-
banken.
XVI 203


Schumann, Hans
Thüringischer Lehrer, der von 1927–
1932 versuchte, die geldpolitischen
Ziele der SPD an Gesell auszurichten.
XVIII 335, 386, 399, 402, 406, 


413–414


Schwann-Schneider, Rosa
Frauenrechtlerin in der Internationalen
Frauenliga für Frieden und Freiheit.
XVIII 227–228


Schwarz, Berthold
Um 1380–1400; Erfinder des Schieß-
pulvers.
V 59
VIII 21, 32


Schwarz, Fritz
Schweizerischer Lehrer, Geschäftsführer
des SFB und Redakteur der “Freistatt”.
XII 43, 296
XV 334
XVI 88
XVII 51, 111


76 77







Talbot, Romain
Gesells Onkel.
XVIII 67, 133


Talbot-Lentz, Jeanette
Gesells Großmutter.
XVIII 26


Talleyrand, Charles
1754–1838; französischer Adliger und
Bischof, der als Mitglied der General-
stände von 1789 den Klerus zur National-
versammlung führte und die Einziehung
der Kirchengüter beantragte; vorüber-
gehend aus Frankreich ausgewiesen;
später Außenminister und Gegner
Napoleons. 
XV 382


Tarnow, Fritz 
1880–1951; Vorsitzender der deutschen
Holzarbeitergewerkschaft, Mitglied des
Reichswirtschaftsrats und sozialdemo-
kratischer Politiker.
XVII 37–42


Taylor, Frederick
1856–1915; amerikanischer Ingenieur,
der die “wissenschaftliche Betriebsfüh-
rung” entwickelte und die Teilung von
leitender und ausführender Arbeit vor-
antrieb.
XIV 89


Tell, Wilhelm
Der Sage nach der bekannteste schwei-
zerischer Freiheitsheld, der von Habs-
burger Tyrannen gezwungen wurde,
einen Apfel vom Kopf seines eigenen
Sohnes zu schießen; nach dem gelun-
genen Schuss tötete er den Tyrannen.
X 209


Thies, Fr. H.
XV 123


Tibojewic, Dr. ?
Abgeordneter der jugoslawischen
Bauernpartei um 1921.
XIII 192


Timm, Hans
Mitarbeiter Gesells im FWB und danach
im FKB, der sein Jurastudium abgebro-
chen hatte, um sich ganz der Boden-
und Geldreform widmen zu können.
XII 223
XIII 168
XIV 181
XV 38, 130
XVII 70, 88, 269
XVIII 233, 257, 264, 268, 274, 


280–281, 284, 292, 294, 309, 
314, 320, 322, 344, 346, 348, 
363, 392, 411, 415


Tönnies, Prof. Dr. Ferdinand
1855–1936; deutscher Soziologe, der
zwischen Gemeinschaft und Gesellschaft
unterschied.
IX XIX
XI 395


Toller, Ernst
1893–1939; sozialistischer Schriftsteller;
als Kriegsfreiwilliger im ersten Welt-
krieg schwer verwundet, beteiligte er
sich 1918 am Umsturz in Bayern und
wurde Mitglied der ersten Münchener
Räteregierung; zu fünf Jahren Festungs-
haft verurteilt; spätere Emigration in
die USA.
XV 200, 246
XVI 184


Stöcker, Adolf
1835–1909; protestantischer Theologe
und streng konservativer Politiker, der
versuchte, die Arbeiterschaft monar-
chisch-nationalistisch zu beeinflussen;
bekämpfte die Juden als Verfechter des
Liberalismus.
I 140


Stöcker, Helene
1869–1943; deutsche Frauenrechtlerin
im Bund für Mutterschutz und Sexual-
reform; pazifistische Publizistin und
Mitarbeiterin in der Deutschen Frie-
densgesellschaft.
XVIII 93, 124


Strakosch, Henry
Englischer Politiker und Publizist.
XVII 171–172
XVIII 378


Streicher, Julius
1885–1946; Lehrer in Nürnberg, der das
nationalsozialistische Hetzblatt “Der
Stürmer” gründete und vom Nürnberger
Kriegsverbrechertribunal zum Tode ver-
urteilt wurde.
XVIII 349


Stresemann, Gustav
1878–1929; während des ersten Welt-
kriegs vertrat er in engem Kontakt mit
der Obersten Heeresleitung annexioni-
stische Forderungen; gleich nach dem
Krieg gründete er die Deutsche Volks-
partei; Reichskanzler und Außenminis-
ter, der eine Verständigung mit den
Siegermächten suchte; erhielt 1926 zu-
sammen mit Briand den Friedensnobelpreis.
XIV 226, 368–369, 374–377, 


384–387, 391–392, 394
XV 165–166, 233, 235–237 (Marx 


und St. verkauften die deutsche 
Währungshoheit für ein Linsen-
gericht an amerikanische 
Bankiers)


XVII 195–196


Ströbel, Heinrich
1869–1944; sozialdemokratischer Poli-
tiker, der Sozialdemokratie und Pazifis-
mus verbinden wollte.
XVIII 195


Ströver, Carl
XIV 284


Strung, Hans
Mitarbeiter im FKB.
XVIII 404


Stuart
Schottisches Adelsgeschlecht.
VI 269
IX 414
XI 376
XV 219


Studer, Otto
Schweizerischer Musiker und Mitarbeiter
im SFB.
XVIII 172


Taft, William
1857–1930; republikanischer Präsident
der USA, nachdem er vor dem ersten
Weltkrieg bereits Roosevelts Kriegs-
minister gewesen war; 1912 unterlag er
dem Demokraten Wilson.
X 107
XI 60
XVIII 117
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Tuercke, Dr. Emmy
Mitarbeiterin im FWB. 
XVIII 323


Tuercke, Dr. Hans-Joachim
Verfasser der ersten profreiwirtschaft-
lichen Dissertation. 
XV 49, 238
XVIII 229, 274, 281, 284, 309, 311, 


324


Turgot, Anne Robert
1727–1781; französischer Physiokrat
und Finanzminister Ludwigs XVI.; er
wollte das Ancien Regime in Richtung
wirtschaftlicher Freiheiten reformieren,
scheiterte aber am Widerstand der 
privilegierten Stände. 
III 259
IV 242
VI 246
VII 29
IX 399
XI 362


Tut-ench-Amun
Ägyptischer König um 1350 v. Chr.
XV 213


Ude, Prof. Dr. Johannes
1874–1965; österreichischer Theologe,
der in seinen Publikationen für Lebens-
reform, Tierschutz, Geld- und Boden-
reform und für den Pazifismus eintrat;
Verfasser von “Kanonen oder Christen-
tum” (1918); nach Protesten gegen den
italienischen Überfall auf Abessinien
und gegen die Synagogenbrandstiftung
verlor er sein Lehramt in Graz; nach dem
zweiten Weltkrieg erschien sein Haupt- 
werk “Du sollst nicht töten”; Mitglied im
Kuratorium der Ostermarschbewegung.
XVIII 392


Uhlemayr, Dr. Benedikt
Studiendirektor an einem Nürnberger
Gymnasium und Mitarbeiter im FWB;
geriet frühzeitig in Konflikt mit dem
NS-Propagandisten Julius Streicher, der
ihn inhaftieren und misshandeln ließ;
er starb während des zweiten Weltkriegs 
an den Folgen dieser Misshandlungen. 
XII 296
XIII 167
XVII 154
XVIII 233, 289, 299, 349–350, 360, 


362, 372–374, 383


Ulrich, ?
Abgeordneter im Deutschen Reichstag. 
III 159–160


Ungewitter, Richard
Völkischer Publizist. 
XVIII 92


Vanderbilt, William
1821–1885; amerikanischer Großindu-
strieller in den Bereichen Schifffahrt,
Eisenbahnwesen und Bergbau. 
XIV 400


Vanderlip, Frank
Amerikanischer Bankier in der National
City Bank.
X 377


Vershofen, 
Prof. Dr. Wilhelm
1878–1960; deutscher Ökonom.
X 240
XIII 74
XVIII 349


Victor, Emanuel
II 222
XV 93


Tolstoi, Leo
1828–1910; russischer Dichter, der die
innere Verlogenheit gesellschaftlicher
Konventionen bloßstellte; er litt am
Widerspruch zwischen seinen religiös-
sozialen, pazifistischen und anarchisti-
schen Überzeugungen und seiner
Stellung als wohlhabender Gutsbesitzer;
er verließ deshalb sein Gut und seine
Familie, um sein Leben in asketischer
Einsamkeit zu beschließen. 
V 75
VII 148, 313
VIII 248 (der herrliche Tolstoi), 


279–280
XIV 338


Tomys, Karl  
Schuhmachermeister in Eden und Anar-
chist in Landauers “Sozialistischem Bund”.
XVIII 109, 116, 161


Tomys, Wanda
Zeitweilige Gefährtin von Gesell.
XVIII 73, 324


Tomys, Witomir
Sohn von Wanda Tomys und Gesell.
XVIII 324, 387


Torquemada, Thomas de
1420–1498; spanischer Generalinquisitor.
XV 348


Tornquist, Ernesto
Argentinischer Bankier, auf dessen Initia-
tive die argentinische Konversionskasse
entstand. 
II 267–270, 284
XVIII 258, 272


Travers-Bergstroem, A. 
XIV 283
XVIII 166, 182, 268


Trefzer, Fritz
Direktor des Eidgenössischen Versiche-
rungsamts und Mitarbeiter im SFB.
X 11
XII 49, 51
XV 322
XVIII 103, 113, 136, 146–147, 152, 


163, 168, 172, 178, 182–183, 
186, 195, 211, 217, 222, 305


Trotha, Adolf von 
1868–1940; im ersten Weltkrieg Stabs-
chef der Hochseeflotte und danach Chef
der Admiralität. 
IV 83
IX 84
XI 103
XVI 117
XVII 82


Trotzki, Leo
1879–1940; russischer Politiker, der sich
wegen Differenzen mit Lenin zunächst
den Menschewiki anschloss; nach Flucht
und Exil kehrte er 1917 nach dem Beginn
der Oktoberrevolution zurück, um die
bolschewistische Politik Lenins mitzu-
gestalten; er organisierte und befehlig-
te die Rote Armee während des Bürger-
kriegs; wegen Differenzen mit Stalin in
der Verbannung, in die Türkei ausge-
wiesen und schließlich in Mexiko von
einem sowjetischen Agenten ermordet. 
XVIII 160, 166, 403


Tucker, Benjamin R.
1854–1939; amerikanischer Individual-
anarchist, der Werke von Stirner, Proud-
hon und Bakunin übersetzte und wie
Henry David Thoreau Steuerzahlungen
verweigerte. 
XVII 174–175, 177
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Warburg, Paul
Amerikanischer Bankier und Mitglied
des Federal Reserve Board. 
XV 148


Warmbold, Hermann
Deutscher Landwirtschaftsminister um
1921.
XIII 170–173


Warren, Fiske
XVIII 101


Watt, James
1736–1819; englischer Erfinder der
Dampfmaschine. 
IV 177
VI 120
IX 209
XI 305
XIII 128–129
XVII 51


Weber, Prof. Dr. Max
1864–1920; deutscher Ökonom und
Soziologe, der Theorie und Geschichte
miteinander zu verbinden suchte, 
andererseits aber auch eine Wertfreiheit
der Wissenschaften postulierte; Mitbe-
gründer der Deutschen Demokratischen
Partei. 
XII 272


Wegelin, Dr. Walter
Schweizerischer Ökonom.
XII 212–215
XVIII 240


Wegner, J. sen.
Russischer Statistiker. 
XV 383


Wegscheider, Hildegard
SPD-Abgeordnete im Preußischen
Landtag. 
XVIII 259–260


Weißleder, Otto
Bergwerksdirektor in Eisleben und Mit-
arbeiter im FWB. 
VIII 101–106 (unter dem Pseudonym 


Fridericus)
XII 49, 51, 295
XIII 350
XVIII 212, 218, 229, 266


Wendland, Prof. ?
Theologe in Basel. 
XVII 63–65


Whrite, ?
VIII 126


Wicksell, Prof. Dr. Knut
1851–1926; schwedischer Ökonom, Ver-
treter der neoklassischen Grenznutzen-
und Zinstheorie.
III 259, 262, 291
IV 193, 233, 238, 241, 244, 256, 


265
V 173
IX 260, 341, 347
XI 146, 322
XII 391
XVIII 60


Wiebe, Dr. Georg
Deutscher Wirtschaftshistoriker. 
II 287
III 315
IV 234, 283, 285
V 96
VI 266–267, 275
IX 337, 417
XI 209, 378
XII 331


Vierkandt, Alfred
1867–1953; deutscher Soziologe. 
IX XIX
XI 395


Villalobos-Dominguez, O.
Redakteur der “El Liberal Georgista” in
Argentinien.
XIV 371–372


Virchow, Prof. Dr. Rudolf
1821–1902; deutscher Mediziner, der
die Zellularpathologie begründete, und
Gründer der Fortschrittspartei (1861),
für die er dem preußischen Abgeordneten-
haus angehörte; Einfluss auf die Hygiene-
gesetzgebung und auf die Sozialpolitik.
III 72
VII 109
IX 225
XI 116
XII 385


Vogel, Toni
XVIII 245


Vogel, W. 
XIV 184


Vogelsang, Karl von
Österreichischer Sozialethiker, der das
Zinsnehmen ablehnte. 
XIV 158


Vogt, Ludwig
Deutscher Auswanderer in den USA.
XVIII 367–368


Volkmann, Dr. ?
Senator in Danzig. 
XIV 351


Wagemuth, Maria
Mitarbeiterin im FKB.
XVII 88–90, 104


Wagner, Prof. Dr. Adolf
1835–1917; konservativer preußischer
Abgeordneter; als Ökonom führender
Vertreter des Kathedersozialismus. 
III 88
VI 251
VII 99, 340, 343–344
IX 403
XI 366
XII 93
XVII 120
XVIII 33


Walker, Francis A. 
III 151, 154
IV 214
VIII 58


Wallace, Alfred Russel
1823–1913; englischer Zoologe und 
neben Darwin Mitbegründer der
Evolutionstheorie; Vorkämpfer der
Bodenreformbestrebungen in England. 
III 151
VII 227


Wallenstein, Albrecht von
1583–1634; Feldherr im Dreißigjährigen
Krieg.
XV 228


Walras, Prof. Dr. Leon
1834–1910; schweizerischer Ökonom,
der die Neoklassik mitbegründete, der
aber auch Bodenreformer war. 
III 161
XVII 44


Walter, ?
XVIII 349–350
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Wotan/Odin
Germanischer Gott der Winde, der
Menschenopfer verlangte; zentrale
Gestalt in Richard Wagners “Ring der
Nibelungen”. 
VIII 179


Wrangel, Carl Gustav
1613–1676; schwedischer Feldherr im
Dreißigjährigen Krieg. 
XVI 334
XVII 287


Wyneken, Gustav
1875–1964; deutscher Reformpädagoge,
der die Jugendbewegung beeinflusste. 
XVIII 170


Xerxes 
Persischer König um 500 v. Chr.
XIV 76


Young, Allyn A. 
XVI 92


Young, Owen D. 
1874–1962; amerikanischer Elektro-
industrieller, der 1929 die internatio-
nale Sachverständigenkommission zur
Regelung der Reparationsfrage leitete. 
XVI 92


Zadow, Prof. ?
XVII 269–272


Zarathustra
Altiranischer Religionsstifter und
Prophet um 600 v. Chr. 
X 205
XVI 241


Zech, Karl
XVIII 361


Zimmermann, Werner
Schweizerischer Reformpädagoge,
Lebensreformer und Mitarbeiter Gesells
im SFB. 
XIV 266 (W. Z.), 284
XVIII 120, 231, 233, 244, 265, 268, 


282, 319, 326, 356


Zitzmann, Karl
Fabrikdirektor in Erlangen.
XII 49


Zola, Emile
1840–1902; mit Cezanne befreundeter
französischer Dichter, der die Impres-
sionisten förderte; in seinem sozial-
geschichtlichen Roman beschäftigte er
sich mit den Einflüssen der Vererbung
sowie des Geldes und anderer Milieufak-
toren auf das Leben der Menschen. 
VIII 278–280 (Le travail)
XVIII 91


Zuckerkandl, Prof. Dr. Emil
III 340
IV 15, 228
VI 32, 196
VII 280, 282
VIII 45–46
IX 352
XI 124
XII 22


Wiese, Dr. Leopold von
1876–1969; deutscher Ökonom und
Soziologe.
IX XIX
XI 395


Wilhelm II.
1859–1941; deutscher Kaiser und
preußischer König, der nach dem ersten
Weltkrieg in die Niederlande floh. 
I 186
VII 193
X 323, 380
XII 36
XIV 246, 289, 312, 341
XV 72, 316, 345
XVI 117, 151 (290.000 Morgen Groß-


grundbesitz), 162 (kaiserliche 
Familie überstand den Krieg un- 
versehrt und mehrte ihr Vermö-
gen, während das Volk Verluste 
an Leben und Gut hatte), 187, 
190, 223, 247


XVII 78, 287
XVIII 28, 32–33, 192–193


Wille, ?
Schweizerischer General.
X 209


Wilson, Woodrow
1856–1924; amerikanischer Historiker
und ab 1913 demokratischer Präsident
der USA, der im ersten Weltkrieg lange
Zeit neutral bleiben wollte; er wollte
mit einem 14-Punkte-Programm Frieden,
Demokratie und einen Völkerbund ver-
wirklichen. 
VII 196–199
VIII 269
X 98, 132, 153, 234, 262–263
XI 17, 59, 231, 304 
XII 31, 70, 177


XIII 68, 213
XIV 175, 322–323
XVIII 79, 135, 143–144, 192


Winkelried, Arnold von
Ein Bauer aus Unterwalden, der 1386
die Schlacht bei Sempach zwischen
Schweizern und Österreichern zugun-
sten der schweizerischen Eidgenossen-
schaft entschieden haben soll. 
X 103, 209
XI 57
XIV 322
XV 319
XVI 162, 172, 206
XVIII 53


Wirth, Dr. Joseph
1879–1956; deutscher Zentrumspolitiker;
Anfang der 20er Jahre Reichsfinanz-
minister und Reichskanzler, der die
Reparationsforderungen der Siegermächte
erfüllen wollte. 
IX 306
XI 180
XII 351
XIII 176–180, 293–298, 302–303, 


310, 314–315
XIV 97–102, 105–106, 111, 140, 


143, 154–155, 164–166, 
190–191, 306, 361, 368


XV 164
XVI 88, 175
XVII 270


Wissell, Rudolf
1869–1962; sozialdemokratischer
Politiker; im Frühjahr 1919 Reichswirt-
schaftsminister, Ende der 20er Jahre
Reichsarbeitsminister. 
XII 24, 32
XIV 196–198
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“Faust”
Drama von Johann Wolfgang von
Goethe.
X 57 (Papiergeldschöpfung am 


Kaiserhof), 216
XI 220
XVI 72
XVIII 345


“Gullivers Reisen”
Roman von Jonathan Swift.
I 210


“Hauptmann von
Köpenick”
Schauspiel von Carl Zuckmayer.
XV 182


“Das Eleusische Fest”
Gedicht von Friedrich Schiller.
XI 55


“Der Kanadier”
Gedicht von Johann Gottfried Seume.
X 195


“Der Kaufmann von
Venedig”
Drama von William Shakespeare.
XII 17, 39


“Onkel Toms Hütte”
Roman, mit dem die nordamerikanische
Erzählerin Harriet Beecher-Stowe 
(1811–1896) gegen die Sklaverei
kämpfte.
XVI 118


“Soll und Haben”
Roman von Gustav Freytag.
X 193


“Annalen des Deutschen
Reiches”
XII 47, 51–52, 162


“Arbeiter-Blatt”
XVIII 166, 193


“Bank-Archiv”
XVIII 217


“Basler Nachrichten”
XVII 141
XVIII 128, 131, 192


“Basler National-Zeitung”
XVIII 267, 286


“Befreier”
XIII 152, 154, 169
XIV 161, 166
XVIII 228, 230, 295


“Berliner Morgenpost”
XVI 142
XVII 239


“Berliner Tageblatt”
XIII 113, 150
XVI 202, 232
XVII 50
XVIII 286


“Berliner Zeitung am
Mittag”
X 349
XVII 257


“Berner Tagwacht”
XVIII 139–140, 146, 166, 178–180


“Bochumer Physiokrat”
XVIII 225


“Die Bodenreform – 
Zeitschrift des Bundes Deutscher
Bodenreformer”
VII 150, 262, 297


“Bund”
XVI 251


“Dearborn Independent”
XIV 167, 298, 300
XV 231
XVIII 263, 280


“Den Lige Vej”
VIII 282


“Der Deutsche”
XVII 66


“Deutsche Freiwirtschaft”
XVIII 216


“Deutsche Kultur”
XVIII 65, 76


“Deutsche Tageszeitung”
XIV 129–130
XV 142
XVIII 285


“Deutsche Volksstimme –
Organ des Bundes deutscher
Bodenreformer”
III 350
IX 85
XI 103
XV 363
XVII 187
XVIII 37–38, 42, 46, 48–49


“Deutsche Warte”
VIII 227–228


“Deutsche Ziele”
X 174


“Economist”
XI 380
XII 30, 160, 328, 375, 379
XIII 22
XVIII 106


“Edener Mittteilungen”
XVIII 180


“Entscheidung”
XVIII 225


“Der Entscheidungskampf”
XIV 236
XV 148, 211


“Familie”
XVIII 156


“FFF-Zeitung”
XVIII 241, 246


“Ford International
Weekly”
XIV 167


“Frankfurter Zeitung”
VII 337
XIV 169
XV 275
XVI 197
XVII 50
XVIII 66, 343
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“Hamburger Volkszeitung”
XVIII 213


“Hammer – 
Parteilose Zeitschrift für nationales
Leben”
VI 271, 282, 287
VII 61–62, 320–321
XVIII 64–65, 75, 222


“Hellauf”
XVIII 125–126


“Humanité”
XVIII 106


“Jahrbuch für National-
ökonomie und Statistik”
XI 353


“Der Kettenbrecher”
XVIII 225


“Kosmos-Handweiser”
XVII 243


“Kultur des Kaufmanns”
XIV 244–245


“Kunstwart”
XVIII 159, 172, 175


“The Land Nationalizer – 
Journal of the Land Nationalization
Society”
VII 312


“Land Values”
Zeitschrift der englischen
Bodenreformer.
VII 264


“La Nacion”
XVII 188
XVIII 324


“La Prensa”
XVI 199


“Leipziger Neueste
Nachrichten”
XVIII 196


“Letzte Politik”
XVI 212
XVII 72, 91
XVIII 316, 320–322, 324, 326, 341, 


344–349 (die LP soll den An-
schluss an das Proletariat vorbe
reiten), 368, 392


“Manchester Guardian
Commercial”
XV 148


“Metallarbeiter”
XVIII 273


“Metallarbeiterzeitung”
XVII 186


“Meyers
Konversationslexikon”
III 134–135, 150
VIII 20, 38
XIV 371


“Münchener Neueste
Nachrichten”
XII 29


“Der Freie Angestellte”
XI 398


“Der Freie Arbeiter –
Anarchistische Zeitung”
VII 252–253
XVIII 217


“Die Freie Meinung”
XVIII 225


“Das Freigeld”
XVIII 244


“Der Freigeldler”
XVIII 238, 309, 314


“Freiheit”
XIV 132


“Die Freistatt”
Organ des Schweizerischen Freiland-
Freigeld-Bundes.
XI 325
XII 46, 51, 212, 235
XIII 92
XV 322
XVIII 139, 145, 148–149, 153–155, 


157–158, 163, 165, 167, 170, 
174–178, 180–181, 187, 190, 
192, 195–196, 198, 201, 225, 
261


“Die Freiwirtschaft”
XII 46, 51
XIV 164, 255
XVI 79, 109 
XVII 38
XVIII 212, 225 253, 256, 262, 268, 


270–272, 275, 298, 302, 310, 
322, 359


“Freiwirtschaftliches
Archiv”
XVII 196
XVIII 359, 377–378, 382, 384, 394, 


396, 400, 406, 412–413


“Freiwirtschaftliche
Zeitung” (Deutschland)


XVII 63
XVIII 357


“Freiwirtschaftliche
Zeitung” (Schweiz)


XVI 199
XVIII 310, 357, 377, 382


“Friedenswarte”
XVIII 113


“Geldreform”
XIV 185, 281
XVIII 34


“Gewerkschaftszeitung”
XVII 39


“Großlichterfelder
Lokalanzeiger”
XVI 150


“Grütlianer” 
Zeitung der schweizerischen
Sozialdemokratie.
X 202
XVIII 201


“Hamburger
Fremdenblatt”
IX 85
XVIII 343
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“Seeländer Volksstimme”
XVII 184


“Single Tax Review”
VII 98 
XVII 277


“Soziale Praxis”
XIV 348
XVII 37


“Der Sozialist – 
Zeitschrift des Sozialistischen
Bundes”
VIII 318


“Sozialistische
Monatshefte”
XIV 139
XVIII 50, 145–146


“Sozialistische Wirtschaft”
XV 383


“Süddeutsche
Monatshefte”
XVIII 356


“Der Syndikalist”
XVIII 403


“Statistisches Jahrbuch
für das Deutsche Reich”
XII 159, 165
XIII 22, 335
XVI 129, 134


“Tägliche Rundschau”
XVIII 98


“Technik und Wirtschaft”
XIII 28, 33–43, 156
XIV 255
XVIII 227


“Terre libre”
Organ eines bodenreformerischen
Vereins in Genf. 
XVIII 147, 182


“The Times”
XVII 168–172, 184


“Volkserzieher”
XVIII 116


“Volksrecht”
Zeitschrift innerhalb der schweize-
rischen Sozialdemokratie.
XVIII 151, 164


“Volksstimme”
XVIII 260


“Vortrupp”
Zeitschrift in der Lebensreform-,
Jugend- und Friedensbewegung.
XVIII 77, 103, 114, 127, 181


“Vorwärts” 
Organ der SPD.
VII 329–337
VIII 128
XIV 127, 132–133 (V. erhielt Be-


sprechungsexemplare von Gesells 
NWO und reagierte nie), 188, 
196, 234, 251, 258–261, 354


XV 142
XVIII 396


“The Nation”
XIII 346
XIV 118


“Naturarzt”
XVIII 43


“Neuer Kurs”
XIV 266, 370–373
XV 143
XVIII 257, 266, 268, 274–275, 284, 


295


“Neues Leben – 
Monatsschrift für deutsche
Wiedergeburt”
XVIII 104, 131, 133


“Neues Leben – 
Organ des Bundes der religiösen
Sozialisten”
XVIII 145, 147, 156


“Neue Wege”
XVIII 178, 180, 190


“Neue Züricher Zeitung”
X 95–96, 164, 177, 197
XII 247
XV 152
XVI 250–251
XVII 113, 141, 197
XVIII 114, 120, 138, 148, 157, 190, 


196, 238, 343


“Der Physiokrat”
X 298
XII 46, 51, 208
XIV 133 (Ph. verfiel der Kriegszensur), 


164, 342
XV 139 (Helfferich ließ den Ph. durch 


die Pressezensur verbieten)


XVI 131, 153, 216
XVII 84–85, 122, 194–195 (Ph. hatte 


nach zweijähriger Arbeit über 
200 Abonnenten), 205


XVIII 65, 77, 80, 82, 85, 95, 97, 113, 
127, 138, 161, 164, 180, 189, 
198, 217, 222, 225, 250, 280, 
295


“Der Pionier – 
Unabhängiges sozialrevolutionäres
Organ”
VII 267–269


“Pommersche Tagespost”
XVII 269


“The Public”
Zeitschrift nordamerikanischer
Bodenreformer. 
VII 112
XIV 164–166
XVII 205


“Quedlinburger Zeitung”
XVIII 242


“Reichsgegenzins”
XIII 156


“La Revue de l´Impôt
Unique”
Organ der französischen Bodenreformer. 
VII 188


“Rote Fahne”
XIII 90–92
XIV 132


“Saturday Evening Post”
XVII 292


90 91







“Vorwärts” 
Organ der schweizerischen
Sozialdemokratie.
X 200
XVIII 196


“Vossische Zeitung”
X 140
XVII 197, 200–201, 204–205, 209, 


212–213, 251
XVIII 343


“Welt am Sonntag”
XIV 184


“Welt am Montag”
XV 150
XVIII 124


“Weltwirtschaftliches
Archiv”
XVIII 143, 154


“Westdeutsche
Arbeiterzeitung”
XVII 49–55


“Westdeutsche
Lehrerzeitung”
XVIII 124–125


“Wirtschaft und
Statistik”
XIV 127


“Woche”
VIII 110
XVI 131


“Zeit-Echo”
XVIII 157


“Zeitschrift für schweize-
rische Volkswirtschaft
und Statistik”
XI 400
XII 235–236, 256, 272–273


“Zürcher Post”
XVIII 110


“Die Zukunft”
X 316
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Allgemeiner Deutscher
Gewerkschaftsbund  
XIV 318, 321
XVIII 253


Arbeiterunion
XVII 184


Archiv der freiwirtschaft-
lichen Literatur und
Bewegung
XVIII 395


Bobson Statistical
Organization
XVI 200–201


Bund der Landwirte 
VIII 270
IX 236
XI 125
XVI 270–275 (BdL führt Degene-


ration nicht auf die Unfrei-
heit der Frauen zurück, 
sondern auf die Industria-
lisierung und Verstädterung 
des Lebens)


Bund Deutscher
Bodenreformer 
III 88
VII 46–48, 51–53, 99–100, 


131–132, 136, 140, 
149–150, 160, 187, 251, 
262–263, 297, 300, 
338–341, 343–344


VIII 45, 106, 122–125, 204, 307, 
309–310


XI 94–95, 106–107
XII 93


XV 41, 65 (Damaschke hat aus dem 
großen Werk Henry Georges 
einen Salonsozialismus gemacht),
333 (Damaschkiden), 362–371 
(der BDB verwässert das Boden-
reformprogramm), 377


XVII 84, 120
XVIII 32 (Gesells Austritt aus dem 


BDB), 37, 44, 49, 70, 97


Bund für Freiwirtschaft
XVIII 212


Bund für Währungsreform
XVIII 311–312 (BfW als stromlinien-


förmiger Ersatz für den Freiwirt-
schaftsbund), 316


Christlichsoziale
Reichspartei
XVII 253
XVIII 391–392


Christlich-Sozialistische
Gesellschaft
XVIII 294


Deutschnationale
Volkspartei
XIII 102
XIV 328
XV 179, 183, 188 (die DNVP steht 


weltpolitisch isoliert da)
XVI 140–143, 182, 260, 268–270 


(deutschnationaler Widerstand 
gegen die Einführung der 
Mütterrente), 285


XVIII 252, 275 (Reichswehr gehorcht 
der DNVP und nicht den 
Sozialisten)
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240, 264, 269, 324, 331, 362, 
382–384, 388, 391, 397–398, 404


XV 38, 40–41, 53–54, 57–58, 
61–67 (Strategie und Taktik), 
142, 189–192 (Weltanschauungen 
im F.), 242–244, 380


XVII 196, 288–291 (Programmentwurf)
XVIII 241–244, 251–252, 255, 263, 


266 (200 Teilnehmer in Leipzig), 
274–276, 283–286, 289 (der F. 
wurde zu einem Bund von Staats-
beamten, Lehrern und Technikern
und gab dem Drängen nach 
Politisierung nach) –291, 
294–296, 313–314, 374 (der F. 
soll keine Politik treiben) –375, 
383, 385, 389–390 (FWB und 
Selbsthilfe der Arbeit), 391, 
410, 415


Fysiokratischer
Kampfbund
XV 124, 373–374
XVI 31, 51–52, 62–64, 66, 210 (wir 


sind eine proletarische Organi-
sation), 211


XVII 88, 106, 284
XVIII 314, 328, 335, 338, 342, 346, 


349 (wir wollen in unserem 
Bund keine Bonzen haben), 
374, 391


Gesellschaft für 
republikanische und
demokratische Politik
XVIII 293


Gewerkschaftsbund der
Angestellten
XI 399
XIV 318, 321
XVI 202–205
XVIII 259, 266, 286


Hansabund für Gewerbe,
Handel und Industrie 
VIII 233, 273
XIV 145
XVI 149–150


Internationale Frauenliga
für Frieden und Freiheit
XVIII 227–228, 247–248


Internationaler
Gewerkschaftsbund
XIII 107, 124, 146, 305
XIV 107


Kampfbund der Freiwirte
an Rhein und Ruhr
XIV 216
XV 49, 240


Kommunistische Partei
Deutschlands
XIII 52, 173
XIV 130, 134 (KPD hat keine Ahnung 


von den Ursachen des Kapitalismus)
XVI 64
XVIII 260


Land Nationalization
Society
VII 227


Partido Liberal Georgista
XIV 326–327, 370–373


Physiokratische
Vereinigung
IX 71
X 298–301, 373
XI 231
XIII 337


Deutsche Demokratische
Partei
IV 68
IX 68
XI 90
XII 75
XIII 102
XIV 91, 328
XVI 275–276


Deutscher Freiland-
Freigeld-Bund
XIII 131
XVIII 212, 231


Deutsche
Friedensgesellschaft
XII 279


Deutscher
Gewerkschaftsbund
XIV 318, 321


Deutscher
Handlungsgehilfenverband
XVIII 128


Deutscher Orden
XVII 82 (D. O. hat die Wenden mit 


dem Schwert getauft)


Deutscher Verein Freiland
VIII 109, 249, 252, 279–280, 


332–336
XVIII 86, 90–91, 97, 110, 148, 


180–181


Deutsche Volkspartei
X 317
XII 75
XIII 102
XV 179, 188


Eden-Genossenschaft
VII 150–151, 345
VIII 252, 310, 335
XV 284
XVIII 76, 78–79, 84–85, 111, 116, 


166 (Freilandforderung wurde in 
E. verpfuscht), 218–220, 223, 
322, 333, 402


Englischer Bund für Bank-
und Währungsreform
VII 107–112


Freihofkasse Bern
XV 322, 324–325
XVIII 119, 142–143, 170–172


Freiland-Freigeld-Bund
X 215, 220, 223, 225, 247–250, 


266–267, 270
XI 147, 231
XII 19–20, 32, 43, 55, 57, 76–79, 


227, 234, 295
XIII 20, 198
XIV 31, 216, 240, 249
XVI 280
XVII 61
XVIII 212, 220, 223, 229, 290, 296


Freisinnige Partei
IV 68–69
IX 68–69
X 201
XI 90
XVII 140
XVIII 152, 163


Freiwirtschaftsbund
XII 300–301
XIII 53, 56, 58, 177 (Outsiders im F.),


180, 347, 350
XIV 33, 39, 139, 145, 171, 216, 
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Unabhängige 
Sozialdemokratische
Partei Deutschlands
XIV 130, 134 (USPD hat keine 


Ahnung von den Ursachen des 
Kapitalismus)


XVIII 211, 260


Vanguard Press
XVII 174
XVIII 329–331, 358–361 (Versuch, die 


englische Übersetzung der NWO 
im Verlag V. P. zu veröffentlichen),
363–371 (englische NWO nicht 
ohne den Freiland-Teil), 
373 (Verhandlungen mit der V. P. 
gescheitert), 376–377


Verband der
Kriegsdienstgegner
XVIII 339 (“Ihre Ziele decken sich 


vollkommen mit den Wirkungen, 
die von meinen wirtschaftlichen 
Forderungen zu erwarten sind.”)


Verein Deutscher
Ingenieure
XVIII 258


Verein für Sozialpolitik
XIV 348–350


Verein zum Schutze der
deutschen Goldwährung
II 291, 293
III 72–78, 99, 167
IV 217
V 38, 150
VI 22, 62–63, 122, 202
VII 109
VIII 69, 112
IX 225, 261, 312, 357


XI 116, 147, 186
XII 92, 196, 210, 249, 351, 385 (V. 


z. Sch. des Unsinns)
XIV 128
XV 139
XVII 107


Verein für Boden- und
Steuerreform
XII 200
XVIII 135, 311


Verkehrsverein der 
Haus- und Grundbesitzer
Rehbrücke
XVIII 257


Weltfriedensbund
X 97


Werkmeisterverband
XVIII 228


Zentralstelle für
Völkerrecht
XVIII 120, 124–125, 195, 227


Zentrumspartei
III 195
XII 75
XIII 127, 173
XIV 91, 328
XV 163
XVI 260, 268, 277–289 (Rede des Z.-


abgeordneten in der fiktiven 
Reichstagsdebatte über die 
Einführung der Mütterrente)


XVIII 67


XIV 145, 216, 397–398
XVIII 69, 100, 115, 202–203, 


210–211, 229, 231–232, 250


Reichsbund Deutscher
Technik
XVIII 350


Reichslandbund
XVI 288


Republikanische Partei
Deutschlands
XVIII 285–286


Revolutionärer Jugend-
Ring
XVI 244


Selbsthilfe der Arbeit
XVIII 388–390, 392


Sozialistischer Freiheits-
Bund
X 302–305, 323–329


Sozialistische Vereinigung
für gegenseitige
Weiterbildung Dresden
XVIII 247, 250


Schweizerischer 
Freiland-Freigeld-Bund
X 21–32, 78–79, 85–95, 121 (Frei-


landkasse Rütli) –126, 157–160, 
162


XI 231–232, 401
XII 200, 212, 215, 235, 237, 


239–243, 246–252, 256–257, 
272–274, 296


XIII 24


XIV 216
XV 322, 325
XVIII 102, 108, 120, 127, 131, 133, 


136, 147–148, 151, 155, 
160–161, 163, 168–170, 175, 
178–180, 182, 184, 186–187, 
189, 191–192, 197, 213, 228, 
231, 239, 268, 306


Schweizer
Freiwirtschaftsbund
XV 281–282, 287–288 (Vorsitzender 


soll primus inter pares sein), 
291, 311–312 (Kontroverse um 
das Freiland im SFB), 
319, 322, 325


XVII 62–64 (der SFB und die 
Theologen), 111


XVIII 306–312 (Kontroverse um die 
Vernachlässigung des Freilandes 
im Bundesprogramm), 316–318


Schweizerische Volkswirt-
schaftliche Gesellschaft
XVIII 136, 178


Staatspolitische
Vereinigung
XVII 66–70


Studiengesellschaft für
Währungs- und
Finanzreform
XV 79
XVI 226
XVIII 286
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Absatzstockungen,
Absatzstörungen
I 75, 80, 212
II 24, 38, 76
III 232, 320, 327, 368
IV 105, 148, 163, 167, 211
V 118
VI 122, 124, 131, 148, 200
VII 176
VIII 54, 93
IX 94, 196, 198, 324
XII 242
XVII 249


Abschaffung des Geldes
III 124–125
VIII 51–53 (A. d. G. bringt die größte


staatliche Machtentfaltung, die 
sich überhaupt vorstellen lässt)


Abschreibungen
III 278
IV 156, 248, 257
VI 71–72, 84, 228–230, 233–234
VII 249
VIII 47–48
IX XI, 185, 280, 382–385, 388–389 


(A. als Begrenzung der Nach-
frage nach zinslosen Darlehen)


XI 10, 290, 348, 351–354 (A. als 
Begrenzung der Nachfrage nach 
zinslosen Darlehen)


XIII 397
XIV 43
XVII 226, 237–238


Absolute Währung
→ Preisniveaustabilität
VIII 322–323
X 29–30, 131, 160, 247 –266, 


270–272, 301, 304, 319, 332, 
335, 337


XI 314–315


XII 26–29, 34, 55–57, 65–67 (a. W. 
ist eine von Erkenntnis geleitete 
Handlung und steht unparteiisch 
über allen Einzelinteressen), 
68–69, 71–72 (a. W. kreist wie 
die Erde um die Sonne um den 
festen Durchschnittspreis der 
Waren), 
106, 168–172 (a. W. steht 
unparteiisch über allen Privat-
interessen), 173–182, 186, 188, 
194, 199, 217, 236–238, 240, 
243–246, 249–251, 254, 257, 
260–262, 264–266, 286, 305


XIII 22, 24–25, 37, 42, 154–155, 
198, 200, 208 (a. W. ist heute 
eine Sache des Wollens, nicht 
mehr des Könnens) –210, 
212–215, 236, 284–286


XIV 74–76, 198
XVII 266–267
XVIII 131, 147, 175, 194, 201, 214, 


226, 236, 350


Abtreibung
X 289
XVI 330
XVII 72–73, 88–90, 294–302
XVIII 326 (größtes Leid, das über eine 


Frau kommen kann), 341, 385


Achtstundentag
I 134
X 208–210 (A. ist ein posthumer 


Sohn des Generals Streik)
XII 83
XIII 186–187
XIV 106, 108, 318–319
XV 182
XVI 268, 300


Abbau des Staates, Abbau
des Klassenstaates
IX 70
X 215–244, 288, 301–302, 351
XII 79, 300, 304
XIII 45–78, 94, 100
XIV 311, 341, 362–363, 365, 383
XV 63, 115–119, 151, 190–191, 


240, 243, 265–271 (A. d. St. als 
Weg zum Frieden), 384


XVI 31, 60, 91, 97, 100, 224, 238, 
254–256, 260, 290–291, 308, 
312, 314, 325, 335–337 (Justiz)


XVII 38, 72, 97–99, 145, 263–264
XVIII 191, 194, 201, 212, 243 


(Geldwesen), 256, 305, 336, 
341, 354–355


Abendland
XIV 76, 199–216


Ablass
I 380
IV 184
V 161
VI 106


Abnutzung,
Abnutzungsprämie
III 278–283, 289
IV 259–260, 264, 277


Abrüstung
II 275–277
VII 253
X 36–37, 79, 105–107 (Friede hat 


mit Rüstung und A. nichts zu 
tun), 146–148


XI 59–60, 210–211, 232
XII 153 (Freihandel ist A.), 286, 314


XIII 106, 146, 322
XIV 76, 265, 322 (Haager A.-konfe-


renz), 325, 347, 359, 365, 369 
(A. garantiert keinen Frieden)


XV 128, 227, 256–257, 261
XVI 143, 160 (A. vermag nicht den 


Frieden zu sichern und liefert 
die Agrarstaaten einer Diktatur 
der Industriestaaten aus), 
276, 291


XVII 36
XVIII 145–146, 343 (die A. ist für 


Agrarländer gefährlicher als für 
Industrieländer)


Absatz
III 205, 356, 368
IV 153, 253
VI 25, 139, 151, 184
VII 39
VIII 55, 87
IX 125, 129, 148, 228, 314
XI 256, 264, 297
XII 279, 351
XV 232, 270
XVI 321
XVII 39, 56–57, 126, 136, 246–247
XVIII 279


Absatzgarantie
I 230
II 205, 207
III 81, 370
IV 113, 124
VI 183–184, 189
VII 44, 172 (regelmäßige A.)
VIII 138, 320
IX 148
XII 164
XVII 59 (A. im geschlossenen 


Geldkreislauf)
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Aktien,
Aktiengesellschaften,
Aktienbörsen, Aktionäre
I 176–177, 249, 296–297
II 63, 153
III 115, 137, 144, 237, 254
V 25
VI 180, 254, 256–257
VII 71, 90, 137, 143, 156, 333, 342
VIII 142, 167
IX 1, 121, 382, 390, 400, 405
X 62, 284, 293, 316–317, 336
XI 10, 348–349, 368
XII 80, 84, 86–87, 308
XIII 34, 38–39, 104, 106, 194, 396 


(Arbeiter können die A. ihrer 
eigenen Unternehmungen erwer-
ben, ohne davon mehr als die 
Abschreibungen zu erwarten)


XIV 43, 127, 355–356, 360
XV 358
XVI 36–37, 56, 85
XVII 42 (A. sollten in die Hände der 


Arbeiter übergehen), 155, 163, 
203–205, 212, 226, 292–293 
(quasi monarchische A.)


XVIII 29, 143, 241


Aktive Friedenspolitik
VIII 185


Aktive Währungspolitik
II 95–96
V 161–162, 169, 182 (monetäre 


Aktion), 232 (Währungsaktion), 
234–235, 238–245


VI 173 (aktive Handlung auf inter
nationaler Ebene als schönes 
Ziel internationaler Kultur)


VIII 165
X 254, 258 (a. W. ist heute Sache 


des Wollens, nicht mehr des 
Könnens), 259 (a. W. steht un-


parteiisch über allen privaten 
Interessen), 260 (a. W. ist eine 
von Erkenntnissen geleitete 
Handlung), 261 (a. W. ist kein 
Stoff, sondern eine Tat)


XI 310–311, 314
XII 174, 176, 186, 194, 324, 370, 


382–383, 391
XIII 111, 204, 210–212 (a. W. ist ein 


von Erkenntnissen geleitetes 
Handeln), 284, 387, 389–391


XIV 171–172, 175, 291, 301, 383
XV 46, 84, 106, 142, 212, 342
XVI 133, 200, 219, 230–232 (a. W. 


national und international)
XVII 54, 74, 184, 188, 204
XVIII 228


Alaska
III 51
VI 107, 208, 273
XI 217


Albanien
VIII 193


Alchemie
I 293, 298
V 108
VI 80
VIII 21
IX 276
XII 34


Alkohol, Alkoholimus
I 143
III 82, 126, 151, 162, 280
IV 71, 81, 85, 177, 258
V 30
VI 90 (bierphiliströse Studenten)
VII 72 (Abstinenz von Alkohol und 


Tabak), 146, 224–225, 321


Adel
III 129
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XIV 55, 64, 139, 293, 398 (Ideal der 
A. ist im freiwirtschaftlichen 
Programm enthalten)


XV 88, 210, 226
XVI 57, 65, 103, 172, 212, 241, 


254–255, 260, 289–294
XVII 44–45, 70, 114, 132, 259, 264
XVIII 37, 63, 179, 194, 252, 285, 
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Angebot
I 155, 220, 226–228, 267, 
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XI 123, 131, 162, 164–166 (A. ist 
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174–176, 179–188, 190, 
239–241, 252, 265, 287, 302


XII 83, 131–132, 163, 328, 353, 
356, 366
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XVI 207
XVII 42, 233
XVIII 300
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III 84–85, 96, 115, 306
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VI 104, 113, 115, 117–118, 135, 
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Antikapitalistisches Geld
II 278
III 58–64
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VIII 99, 326
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239
XI 20–21, 58–59, 102, 104–105, 
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XII 35, 76, 201
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XVIII 30, 37, 77, 336, 340 (die Sauf-
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IV 177
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XIV 300, 310, 339
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XVIII 37, 63, 77, 127, 166, 341
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XII 49
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IV 48
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X 23–24
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I 101, 115–116, 119, 149
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IV 137, 292
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XIII 81
XVI 151, 168, 173, 202, 280, 289
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XI XXIV
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II 248–249
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VII 34, 219, 252–254, 258 


(Akraten), 259, 343
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Sicherheitsgefühl), 75 (Gedanke 
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Arbeitnehmern), 303, 314–317, 
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der bisherigen revolutionären 
Arbeiterpolitik)–329, 332, 378
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367 (A. sind die biederen Jünger 
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169, 176, 178, 181, 220–221, 
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XVIII 27, 58, 62, 79, 112, 115, 143, 
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I 101, 110, 124–125, 132–135, 
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273–275, 280, 282, 287, 289, 
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V 22, 30, 32, 35–37, 77, 80, 115, 
121, 133, 135–137, 139, 170


VI 30, 87–89, 98–99, 103, 107, 
114, 127, 133, 147, 188, 194, 
211–212, 218–219, 223–226, 
228–230, 234–237, 241–244, 
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Notstandsarbeiten), 23, 42, 63, 
86, 105, 128, 147–148, 158, 
161–162, 167, 179, 208, 211, 
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169, 171, 184, 194, 230, 232
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formgeld als organische, auto-
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310, 326, 346, 362, 368
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II 132
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XVII 38, 73, 90, 225, 230, 237
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IV 21–24, 33
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VI 67, 225
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lichste aller Laster), 160, 234, 
239, 242, 257–258, 278, 344
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Parasitis), 173, 194, 212, 229, 
244, 282, 284
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III 280
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wieder in Betrieb nehmen und 
sich gegenseitig mit Kohlengut-
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IV 23
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XIV 36 (Tauschverhältnisse der Waren
werden durch die Arbeit be-
stimmt), 262–263


Arbeitszeit,
Arbeitszeitflexibilität,
Arbeitsverkürzung
I 135, 367
III 77, 367
IV 11, 45, 118, 164, 253
VI 98
VII 267, 298 (ohne Belastung des 
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vielleicht schon den fünfstündi-
gen Arbeitstag), 319


IX 194, 292, 378
XI 169, 298
XII 62, 83
XIII 204
XIV 48, 154
XVI 142, 236


Arbeitszwang
VIII 51


Argentinien
I 72, 91, 97, 167, 178–179, 


193–194, 208, 214, 259, 281, 
292, 298, 305, 308, 318, 322, 
325–328, 349, 352, 358, 
363–364, 369, 375, 378–379


II 102, 221, 224, 229, 252–253, 
259, 262–263, 271–274, 
280–295
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163, 165, 214–215, 240, 
243–244, 246, 285, 310, 
329–330, 333–339, 360


IV 39, 49, 178, 186, 193, 262, 279
V 20–21, 31, 40, 111, 116, 130, 


143, 191, 214–215, 221, 
224–225, 227, 230–231, 245


VI 35–36, 54–55, 96, 137, 169, 
174, 220, 259–260


VII 230, 276, 309–312
VIII 100, 131–133, 265
IX 57, 85, 116–117, 254, 324, 


409–410
X 256
XI 80, 198, 371–372
XII 32, 46–47, 63, 103–148, 163, 


165, 276, 281, 347, 367
XIII 38–39, 206, 232–244 (Deflation 


und Inflation in A.), 253–259, 
264, 272, 275, 277


XIV 173, 326–327 (Partido Liberal 
Georgista in A.), 370–373 
(Bodenreformer in A.)


XV 122, 290, 313–318 (Grundstücks-
geschäfte der Deutschen Über-
seebank in A.), 326–327


XVI 193, 199, 226, 231
XVII 32, 188–189, 261–262
XVIII 54, 59, 123, 235, 272, 308, 324


Argentinische
Konversionskasse
I 310, 343
II 235, 238, 257–258, 263
V 21, 23–29, 31, 37, 158, 


180–181, 183–185, 197, 200, 
219–220, 225, 227, 230–231, 
233–234, 239–241


VII 309–312
VIII 200
XII 106, 115–116, 120–121, 123, 


140, 142, 146
XIII 236, 247, 250–251, 254, 270, 


277
XVIII 88, 258, 272
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II 243–246, 249–251, 256, 264
III 334
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315, 320


XIV 67, 235, 269, 277, 346, 350, 
397


XV 61, 128, 131, 135, 175, 257, 
280, 300–301, 310, 312, 333


XVI 144 (Steuern auf a. E.), 222, 
288, 344 (Staat als Garant des 
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XVII 62, 264, 289
XVIII 91, 134, 380


Arbeitslust
II 117


Arbeitsmarkt
IV 63, 180 (Gesindemarkt)
VII 289
XIII 36, 91
XVI 144
XVII 42, 251–253


Arbeitsplatzsicherheit
IV 148


Arbeitsteilung
I 188, 193, 268, 270, 272, 306, 


326, 340
II 17, 26–27, 37, 54–55, 57, 69, 


71, 73, 78, 123, 127, 159, 194, 
236, 247, 259–260


III 25, 60, 124, 154–155, 199, 286, 
296, 298


IV 19, 43, 148, 157, 168, 179, 
183, 185, 195, 214, 262, 
270–272


V 76, 88, 90, 92, 115, 129 (A. ist 
die Mutter aller Kultur), 141, 
161, 176, 198, 208, 221–222, 
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VI 24–26, 43, 46–49, 51 (A. ist die 
Urmutter der Ware), 68–72 (A. 
ist Grundlage unserer Existenz), 


91, 94–95, 100, 102, 124 (A. ist 
die Mutter aller Kultur), 134, 
147, 201, 203, 207, 210, 274 (A.
ist die Mutter der Kultur)–275, 278


VII 126, 161, 166 (A. ist die Mutter 
aller Kultur)–171, 174, 180–181


VIII 49, 59 (A. ist die Schöpferin der 
Wohlstandes)–60, 62, 95–100, 
226, 295, 328 (A. ist der wahre 
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IX 93, 227–228, 244, 247, 251 (A. 
ist die Urmutter der Ware), 266, 
268, 289, 294, 296, 299, 318, 
322, 334, 356, 365–366


X 45–55 (A. und Kultur), 58–61, 
64–65, 130


XI XXVI, 118–120, 132, 135, 137, 
139 (A. ist die Urmutter der 
Ware), 151–153, 167, 172, 
214–222 (A. und Kulturentwick-
lung), 225, 282, 326, 328–329 
(Grenznutzen der A.), 335, 395


XII 118, 127–128, 142, 241, 279, 
310 (A. geht unter, wenn das 
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328, 382


XIII 134, 136, 209, 248, 258–259, 
273, 275, 282, 298


XIV 30, 203, 287
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341, 351–352
XVI 121–122, 174, 218, 294, 343
XVII 35, 70, 193, 240, 289, 299–300


Arbeitsvertrag
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III 270
IV 251


Arbeitswerttheorie
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XIV 158, 282
XVIII 35


Assyrer
V 72
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V 173
VI 16
XII 391


Atlantis
XV 68


Atome
V 256
XV 48 (A.-spaltung)


Ausbeutung 
der Erde/der Natur
III 58
XII 139
XIV 202
XVI 273
XVII 32


Ausbeutung 
des Menschen
I 120, 123–124, 128, 137–138
IV 67, 178, 180
VI 40 (Grundlage unserer Volkswirt-


schaft), 42, 117, 271
VII 51, 66, 103, 203–204, 209, 


261–262
VIII 243, 249
IX XVI–XIX
X 195–196, 287, 315–317
XI 130, 366, 393, 395
XII 75–76, 79, 81, 267, 292, 294, 


299–300
XIII 79, 86–87, 95–96, 125, 137, 


175, 320, 351–398 (Ursachen 
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XIV 66–67, 70, 91, 244, 298, 346, 
369, 386, 397


XV 53, 124, 165, 167, 222, 278, 361
XVI 201, 239–241, 251, 254, 297
XVII 64, 258–259, 264, 288, 291
XVIII 191


Aussperrungen
VII 19


Außenhandel
→ Internationales, Export und 


Import
I 90, 117–118, 193, 325
III 36, 246, 296
IV 108, 120–123, 269
V 158
VI 167–176
VII 179–180
VIII 69, 114, 205
IX 110–118 (A. und Geldreform), 


144–148 (das Urteil von A. über 
das Freigeld), 209–215


X 259
XI 245–246, 261–264 (Auswirkun-


gen des Freigeldes auf den A.), 
305–311


XII 67, 133–134, 312, 379
XIII 210, 230, 264
XIV 83
XV 81


Außenpolitik,
Außenministerium
V 38
VIII 186
IX 73
X 230 (A.ministerium mit der 


Lügenfabrik der Geheim-
diplomatie abbauen)


IV 188
V 205–208, 211–213, 218
XII 103–148
XIII 255–256, 262–263, 270


Argentinische
Währungsordnung
I 263–349 (336–342 über eine 


Banco regulador–Bank für die 
Preisregulierung)


II 219–264, 283
III 240–244
V 21, 25, 158, 181, 183, 206, 228
VII 310
VIII 200
XII 103–148, 379–380
XVIII 258, 296


Aristokratie, 
aristokratisch
IV 69
VII 258
IX 69
X 173
XI 90
XIV 33, 38, 227
XVII 45 (im Grunde sind Anarchisten 


und Physiokraten auch A.)
XVIII 342 (Physiokratie als eine nicht 


auf Privilegien beruhende A.), 
346 (die Natur ist a.), 356


Arme, Armut, arm
I 33
II 143
III 82, 247, 373, 375
V 165, 241–242
VI 179, 182
VII 31, 170, 177, 240 (Kommunis-


mus und A. sind allgemeine 
Zwillingsschwestern)


VIII 73
IX 41


X 68 (Reichtum und A. sind gleich- 
mäßig pervers), 229


XI 226 (Reichtum und A. sind gleich-
mäßig verkehrte Zustände), 
357, 395


XIII 63, 80, 155
XIV 41, 277–278, 320
XVI 182, 304
XVII 145
XVIII 77, 185, 256


Arterhaltungstrieb
XI XXIV
XII 200


Asien
I 31
III 44, 60
IV 28, 83, 121, 176
V 98
VI 202–203, 210 (Geldzins als 


Barriere zwischen Tauschhandel 
und Geldwirtschaft), 275


VIII 62, 166
IX XVIII, 85
XI 103, 329, 335 (Unterentwicklung 


in A.), 394–395 (Europa und A. 
sind dabei sich zu finden)


XIII 297
XIV 100–101, 105


Assignaten
II 60, 82, 92, 184, 298
III 126–127, 202, 210, 214, 256, 


285, 294
IV 169, 193, 212, 262, 268, 279
V 97, 122
VI 64, 142, 259
VII 107
VIII 180
IX 200, 262, 329
XI 148, 372
XII 31, 331, 351
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133–137 (Verhältnis zur natio-
nalökonomischen Wissenschaft), 
233 (ohne den Glauben an die 
Gerechtigkeit könnte ich nicht 
leben), 265–286 (Volksbeauf-
tragter für das Finanzwesen in 
der Münchener Räterepublik), 
319, 345, 353


XI 4, 7, 62, 79, 111–113 (Verhält-
nis zur Fachwissenschaft), 125, 
136, 141, 145 (Krieg)–147, 164 
(NWO als urgesundes Buch), 
190–191, 362 (über den öster-
reichischen Vorläufer Sonnenfels),
396–397 (Hilflosigkeit ohne die 
Unterstützung der Presse), 398 
(Auseinandersetzungen mit 
Kritikern), 402–403


XII 17–40 (Verteidigungsrede), 
41–53 (Verhandlung vor dem 
Standgericht), 105 (eigene Ge-
schäfte und Stellungnahmen zur 
argentinischen Währungspolitik 
kurz vor der Jahrhundertwende), 
106 (Verständnis nur in kleinen, 
meist sozialistischen Kreisen), 
134 (pragmatische Haltung), 
147 (Preisausschreiben), 
318–320 (Zusammenarbeit mit 
Ernst Frankfurth), 347 (während 
der Revolution von 1889 in 
Argentinien schlugen Kugeln in 
Gesells Wohnung ein), 368


XIII 38, 67 (Glauben an Gerechtig-
keit und Frieden), 73 (Belgier, 
das friedlichste aller Völker), 82, 
123 (Bemühen um Kontakte 
nach Russland), 128–130 (Ver-
gleich mit James Watt und Frei-
geld als Dampfmaschine der 
Volkswirtschaft), 131 (NWO an 
Reichsfinanzminister gesandt und
zurück erhalten), 161, 169, 
194–197 (Verhältnis zur Arbei-


terbewegung), 233–236 (Erfah-
rungen in Argentinien), 337 
(Physiokraten in Berlin)


XIV 55–57 (parlamentarisches Duell 
zwischen Diego Martinez und 
Carlos Marquez auf der Insel 
Barataria), 129–130 (wir Frei-
wirte sind immer ausgelacht 
worden von der KPD, SPD und 
USPD, wenn wir die Aufmerk-
samkeit auf das Geldwesen lenk-
ten), 133 (proletarische Presse 
verschwieg Gesells Kampf wider 
den Kapitalismus), 173, 185, 
201 (Leid und Schmerz verhin-
dern), 255, 262–263 (erste Flug-
blattaktionen in Argentinien), 
264–268 (Schreiben an die Mit-
glieder der Reparationskonferen-
zen), 289 (Brief an die Deutsche 
Reichsbank), 298 (Münchener 
Räterepublik), 342, 373 (Bericht 
über Gespräche zwischen M. 
Flürscheim und Henry George)


XV 58–59 (Reaktionen auf Einstel-
lung zur Reparationsfrage), 61, 
85 (Abneigung gegen den 
Staat), 90, 165–166 (Einstellung 
zur deutschen Geschichte), 176, 
321, 335–336, 341


XVI 34–40 (Rolle in der Münchener 
Räterepublik und Auseinander-
setzungen mit Georg Blumenthal 
um dessen Aufteilungsplan), 
65–66 (Beratungen mit Georg 
Blumenthal über Proletariat oder 
Bürgertum als Zielgruppe), 
109–111 (Auseinandersetzungen 
mit der Reichsbank), 128, 
134–135, 249 (Nachtgebet), 
277–289 (Rede des Zentrumsab-
geordneten Gasten in der fikti-
ven Reichstagsdebatte über die 
Einführung der Mütterrente)


XI 94
XII 297
XIII 63, 146
XIV 64, 322, 374
XVI 170, 278, 341


Australien
I 189, 349, 352–353
III 45, 222, 224, 240
IV 28, 66 (Australneger), 83, 176, 


186
VI 35
VII 208, 230, 276
VIII 166, 205
IX 85
XI 103
XIII 299
XIV 100–102, 105


Auswanderer,
Auswanderung
I 41, 177, 224
II 272
III 130–131, 373–380
IV 27–28, 31, 176, 293, 296
V 27, 230–231
VI 221
VII 95, 118, 158, 186, 276, 338
VIII 56–57 (A. im Verhältnis zu Kon-


junkturschwankungen), 64, 226, 
327


IX 5–29, 207, 375
X 254–255
XI 15–22, 47, 303
XII 59, 61–62, 206
XIII 104, 180, 202, 204–205, 


229–230, 234, 290, 292, 296, 
317, 328


XIV 99, 156, 229, 274–276, 361, 
385, 395


XV 49, 81, 146, 188, 219–220 (A. 
und Lohnhöhe), 224


XVI 90, 99, 147, 282, 294, 297, 329


XVII 33, 41, 68, 158–161, 208, 254, 
270


XVIII 33


Autarkie
→ Selbstversorgung
X 198
XII 178
XIII 171
XVII 220–221


Autobiographisches
I 55 (welterschütternde Entdeckung)
II 15–29
III 65, 152–153, 183–185, 190, 


215, 291, 294, 306, 333, 372, 
375


IV 14–16, 39, 91, 106, 113, 
150–151, 179, 266, 268, 276, 
296


V 117, 183–185, 235, 241 (aktive 
Währungspolitik als Ketzerei in 
der Nationalökonomie), 254 
(bahnbrechende Bedeutung der 
Geld- und Bodenreform), 
260–261 (Währungsdiktatur und 
Geldstreik)


VI 15–18 (unbeabsichtigte Ent-
deckung als revolutionärer 
Brander), 48, 286


VII 131–132 (persönliche Aus-
sprachen mit M. Flürscheim), 
165 (kein Atom von der Schul-
wissenschaft verwendet), 305, 
309–312, 334 (Goldvorkommen 
in der Eifel)


VIII 63, 195–203 (Auseinander-
setzung mit dem Reichsbank-
direktorium), 317


IX 135–136 (Erfahrungen als Kauf-
mann), 219–222, 296, 317


X 95 (Interessenpolitik und 
Wahrheit), 105 (Ich aber sage), 
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(Einstellung zu seinen Anhängern), 
295 (Proletariat als Zielgruppe), 
298 (Punta Chica), 299–302 
(Gegenwart und Zukunft der 
Arbeitswelt), 
302 (Punta Chica) –304 (Einstel-
lung gegenüber den Wissen-
schaften und Vorstellungen über 
die vollkommene Freiheit von 
Frau und Mann), 304 (Friedens-
frage in der NWO), 305–312 
(Kontroverse mit Fritz Schwarz 
um die Vernachlässigung des 
Freilands im Programm des 
Schweizer Freiwirtschaftsbun-
des), 314 (Punta Chica), 316 
(NWO findet in der Schweiz 
wenig Absatz), 317 (englische 
Übersetzung durch Philip Pye), 
319–320 (serbische und tsche-
chische Übersetzungen der NWO),
329 (Fernerwartung und engli-
sche Übersetzung der NWO), 
333–334 (vom Kapital zehren 
und Selbstverlag), 337–338, 
347 (Kontakt mit der FFF-Presse 
nach Entfremdung von Hans 
Timm völlig verloren und Unzu-
friedenheit mit den Verhältnis-
sen in den Organisationen), 
352 (Aussicht auf eine russische 
Übersetzung der NWO), 353 (alles,
was ich sage, wird in weniger als 
20 Jahren zu den Selbstver-
ständlichkeiten gehören) –354 
(eigenes Älterwerden), 
355 (Überlegung, aus der Bro-
schüre über Moses einen Film zu 
machen), 358 (die Freiwirtschaft 
ist ein Geschäft, das seit fast 40 
Jahren noch niemals einen 
Pfennig Gewinn abgeworfen hat),
361–365 (englische NWO nicht 
ohne den Freiland-Teil), 


373 (Herausgabe der englischen 
NWO im Selbstverlag, nachdem 
die Verhandlungen mit der Van-
guard Press gescheitert waren), 
376 (englische NWO als Manu-
skriptdruck), 378 (Bedenken 
gegen Diehls Vorschlag einer 
Herausgabe von Gesells Werken 
in gesammelter Form), 380 (Zu-
kunftsbildner und Glaube an die 
Ewigkeit des Menschenge-
schlechts), 381 (1.000 Exemplare
der englischen NWO gedruckt), 
384 (englische NWO), 387 (Kin-
der und Enkelkinder), 392 (Gior-
dano Bruno), 394 (Todesah-
nungen), 397 (Kinder und Enkel-
kinder), 402 (Interesse am 
Theater vernachlässigt), 410 
(Hoffnung auf ein neues Leben 
in der Freiwirtschaftsbewegung), 
411, 415–416 (Calle Paraguay 
3033 in Buenos Aires und 
Erfindung für Kinderstuben)


Autokratie
IV 288
X 218–219
XI 398
XIII 50, 52
XIV 220, 227, 390
XV 192
XVI 141
XVII 89, 215
XVIII 141


Automobilindustrie
XVII 239–241


Autoritäten,
Autoritätsglauben,
Untertanengeist
IX 236


XVII 45 (Verhältnis zu den akademi-
schen Ökonomen), 73 (Einstel-
lung zu Frauen und Kindern), 79 
(Besuch eines Vortrags von 
Damaschke), 88 (Abtreibung), 
147 (Grabrede für Georg Blumen-
thal), 194–195 (Zusammenarbeit 
mit Georg Blumenthal und Sym-
pathie für Stirner), 227, 235, 
264–267 (München), 294–302 
(Einstellung zur Geburtenkon-
trolle)


XVIII 26 (Gesells Familienangehörige), 
28 (Versuch einer Kontaktauf-
nahme mit der Reichsbank), 
30–31 (Erfahrungen als Kaufmann
in Argentinien), 32 (Austritt aus 
dem Bund deutscher Bodenrefor-
mer), 33 (Neuseeland–Pläne), 34 
(Geschäftliches), 48 (Zeit in 
Spanien), 51 (erste Veröffent-
lichungen in Argentinien), 
53 (Überfahrt nach Argentinien), 
63 (Verhältnis zu Blumenthal), 
64 (Spanien), 65 (Bauernhof in 
Les Hauts Geneveys), 68 (Selbst-
verlag), 79–80 (Besuch in St. 
Vith und Überfahrt nach Süd-
amerika), 82 (Wunsch nach 
Rückzug), 89 (Wahrheit), 93 
(Treffen mit Friedensbewegten in 
Berlin), 112 (tägliches Abend-
gebet in St. Vith), 124–125 (wir 
sind die eigentlichen Träger des 
Friedensgedankens – Kontakte 
zur Friedensbewegung), 126 
(NWO als proletarische Sache), 
127 (Treffen mit schweizerischen 
Sozialisten), 128 (Kontakt mit 
Wilhelm Beckmann und dem 
Deutschen Handlungsgehilfen-
verband), 133 (Wahrheit), 
139 (NWO als “rotes Buch”), 
150–151 (Kannte Moses das 


Pulver?), 153 (Glaube an einen 
Aufstieg der Menschheit 
als religiöses Bekenntnis), 
163 (der Krieg lastet auf meiner 
Seele), 176 (NWO als “Patapuff”), 
193 (Umzug von Les Hauts 
Geneveys nach Stäfa), 195 (Ab-
sicht, den Reichsbankpräsiden-
ten zu besuchen), 202–203 
(Ende der Zusammenarbeit mit 
Georg Blumenthal), 206–209 
(Gefängnis Stadelheim), 216 (in 
die Proletarier verliebt), 220 
(unsere Sache ist die Sache des 
Proletariats), 223 (4. NWO-
Auflage mit 5.000 Exemplaren), 
236 (Konfliktverhalten), 258 
(ich schrieb eine Broschüre und 
Tornquist handelte; gewöhnlich 
gehört beides zusammen), 
259 (Wunsch nach Kontakten 
mit den Gewerkschaften und 
Verbindungen zur SPD-Abgeord-
neten Hildegard Wegscheider im 
Preußischen Landtag), 261 (alles 
lastet schwer auf meinen Schul-
tern), 262 (Vorliebe für die 
Naturwissenschaft), 265 (bei 
allen Untersuchungen sich den 
Globus vor Augen halten – 
Hauptsache, dass die Freiwirt-
schaft vor dem Untergang ge-
schützt wird), 270–271 (Überla-
stung durch Korrespondenzen), 
272 (Anfänge in Argentinien), 
273 (Kontaktversuche mit Lenin),
274 (Bemühen um eine Audienz 
beim Reichskanzler), 276–278 
(Verständigung mit den Fran-
zosen bei einer separatistischen 
Ruhraktion), 280–282 (direkte 
Aktion im Ruhrgebiet als Beginn 
einer Loslösung von der Berliner 
Währungsschlamperei), 283 
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XV 46, 48, 140, 276–277, 358
XVI 317
XVII 60, 99, 131, 189, 206, 225, 248
XVIII 28–29 (Bankokratie), 99 (mäch-


tige Bankwelt), 122, 165, 258, 
279, 347


Bank of England
VII 107
VIII 269


Bankgesetze
III 39, 41, 156
VII 172
XIII 194–197
XIV 136, 141–143, 146
XVII 201–202


Bankiers
I 106, 114, 120, 163–164, 166, 


168, 179, 198, 210, 246, 248, 
251, 285, 296, 304, 309, 316, 
349


II 148
III 210, 234–235, 264, 270
IV 61, 104, 118, 124, 197, 247, 


251
V 262
VI 63, 152, 242
VII 121
VIII 60, 65, 100, 176
IX 97, 141–142, 209–215, 350, 364
X 163
XII 29–31 (B. haben mit dem Geld 


zu tun, verstehen aber nur wenig 
von der Währung), 45 (B. befas-
sen sich nicht berufsmäßig mit 
der Währungsfrage), 246 (B. als 
Dilettanten in der Währungs-
frage)–247, 318, 320


XIII 29–30, 112, 195, 294, 367–368, 
375 (B. sind die Beherrscher der 
Zirkulation und der Produktion)


XIV 97, 105, 137 (B. sind mächtiger 
als die Besitzer von Produktions-
mitteln), 144, 164, 289, 
294–295, 313


XV 76, 141, 234 (B. wollen über die 
Welt herrschen), 236–237 (B. als 
Herren und Selbstherrscher der 
Welt), 251, 338–339, 361, 372 
(Macht der B.)–373


XVI 139, 147, 197, 319
XVII 162, 189, 198–203 (B. beherr-


schen die Presse), 212
XVIII 29, 161, 196, 226, 261, 274, 


297


Bankrott
VII 339
XVI 339 (Konkursbetrügereien)
XVII 271


Barataria
I 223–236, 256
III 303 (Insel B. als geschlossener 


Handelsstaat)
IV 274–277
XIV 32–57
XVIII 82, 87, 144, 160


Barbarei
VII 170, 217
VIII 60–61
XI 217, 401 (es droht ein Rückfall 


in die B., wenn das Währungs-
problem nicht gelöst wird)


XIV 250, 352, 400
XV 351
XVII 36


Bargeld
III 296–299, 301–302
IV 209, 247, 269–273
V 89, 110, 113, 137, 142, 167, 243


XI 125
XII 76 (deutscher Kadavergehorsam), 


259 (Glaube an die Fachleute)
XIII 135
XIV 349–350 (a. deutsche Spießbürger)
XV 189, 202–204, 210 (A. soll dem 


hohen Gedankenflug der Anar-
chisten Platz machen)


XVI 94, 136, 171–174 (staatliche Er-
ziehung)


XVII 85, 276
XVIII 339–340


Babylon, Turm zu Babel
II 221–224
IV 56, 67
VII 318 (babylonische Sprachver-


wirrung nach Mammons Grund-
satz “Teile und herrsche!”)


VIII 189
IX 67
XI 89, 217, 233, 324–325
XII 24, 78
XIV 67
XVI 67
XVII 52


Baisse
II 88, 154, 198, 287–288
III 89, 105–107, 111–113, 


143–145, 154–155, 169–173, 
180, 235–236, 238, 273–274, 
291, 338


IV 104, 150, 166, 207, 214, 
236–237, 253, 266, 281


V 20–21, 99–101, 104, 108–116, 
118–119, 130–132, 134–139, 
146–147, 149, 151, 154–156, 
160–162, 165–166, 168–170, 
175


VI 85–86, 175–176, 180–181, 185, 
187, 262, 283


VII 183, 303


VIII 214, 259, 269
IX 107, 117, 310, 339–341
XI 373
XII 161, 172, 340–341, 343–346 (B. 


ist der Tod der Volkswirtschaft), 
348, 352, 357–365, 370, 
372–374, 376, 379, 381–382, 
387–389


XIV 305, 345
XV 46, 69, 73, 75


Balkan
I 378


Banken, Bankwesen
→ Kredit, Kreditwesen
I 57, 148, 197, 204 (Löwengrube),


245–246, 256, 282
II 56, 75, 86, 152, 185
III 108, 169, 181, 210
IV 118, 147, 210, 278
V 103
VI 100, 121, 125, 277, 282, 284
VII 40, 74, 114
VIII 72, 139, 241 (mächtige Bankwelt),


262
IX 141–144 (Urteil der Bankange-


stellten über das Freigeld, Ver-
ringerung der Bankgeschäfte), 
160–163 (Sparen bei Nullzins), 
301, 314–315, 364


X 24, 254, 338 (B. und Demokratie),
350


XI 170, 176, 187, 259 (Entwicklung 
der Banken nach der Einführung 
von Freigeld)


XII 61 (B. und internationale Geld-
mächte), 214


XIII 29, 40, 42, 192, 225 (Bankpa-
läste als Pestbeulen der Volks-
wirtschaft), 304, 392


XIV 43, 51–52, 88, 134 (Bankokratie),
162 (Demokratie statt 
Bankokratie), 255–256, 290
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III 119
XII 17–53


Beamte, Beamtentum
→ Bürokratie, Staatsverwaltung
I 82, 84, 380
III 131, 148
IV 70, 288
V 121, 126, 139
VII 19, 85–86, 119, 143, 148, 309, 


315, 318, 324–325, 337
VIII 89, 103
IX 70, 165
X 115, 218, 228, 350–351
XI XXI–XXII, 67, 87, 282–286 (B. 


beim Arbeitsamt)
XII 35, 74–75, 197, 216 (Beamten-


apparat der Planwirtschaft), 
241, 298 (B.-verbände), 300, 
345, 350, 364


XIII 47, 51, 61–63 (B. werden nie
mals einen Abbau des Staates 
wollen), 111, 127,139, 161, 173


XIV 65–70 (B.-verbände als Teile 
einer Befreiungsdiktatur), 
141–142 (B. sollten eine Hoch-
burg des Gesetzes sein und sich 
nicht prostituieren lassen), 183, 
185, 239, 269, 273, 336


XV 44–45, 48, 75–76, 80, 111, 
115–119 (Verhältnis der B. zur 
Freiwirtschaft), 124, 189 (B. als 
Teil einer Einheitsfront), 213, 
238, 265–266, 313, 344, 348, 
356, 384


XVI 74, 92, 96, 138, 141, 172, 
197–198 (B. und käufliche 
Kreaturen), 212, 219, 238, 246, 
291, 303, 309, 314, 332, 335


XVII 70, 136, 215, 224, 263–264, 
301


XVIII 212, 286, 297, 338, 374, 
380–382, 408


Bedarf, Bedürfnisse
I 243, 274
II 70, 117, 126, 145
III 21–22, 83, 174, 181, 323
IV 80, 126–127, 160, 163, 165 (B. 


grenzenlos), 208–209, 211, 271
V 30, 136, 232
VI 92–94, 127, 177, 183, 224
VII 272 (Verteilung nach B.), 282
VIII 74, 323
IX 152 (B. und Konsumentensouve-


ränität), 190, 195 (B. gehen ins 
Unendliche), 286–288


X 26 (anstelle des B. bestimmt 
Rentabilität über die Produk-
tion), 194, 321


XI 165, 266 (B. bestimmt die Pro-
duktion nach einer Einführung 
von Freigeld), 287, 294, 297, 
299 (B. gehen ins Unendliche), 
327, 345 (bei Arbeitern sind mehr
B. ungestillt als bei Rentiers)


XII 169, 178, 242
XIII 50, 273
XIV 287
XVII 173, 239, 247–248
XVIII 40, 191


Bedarfsorientierung
I 202, 230
IV 126–127
VI 184


Bedürfnislosigkeit
IV 176
IX 208
XI 304


Befreiungsdiktatur
X 288
XIII 97–98 (B. unter Gesells Leitung),


102 (B. anstelle der Parteipolitik)


VI 101, 123–124, 156, 204–205, 
207, 242, 256


VII 38, 157, 172 (B. als der allein 
sichere Anker), 213, 248–249


VIII 71–72 (B. ist die Grundmauer, 
auf dem das ganze Kreditge-
bäude errichtet ist)


IX 314, 359
XI 187, 334
XII 228–231, 325, 342, 344, 366 


(B. ist der einzige Anker in 
Krisenzeiten)


XIII 29–31, 34–35, 37, 39, 41–42, 
157–160


XIV 245, 255–257, 292
XV 337–338
XVI 48, 81
XVII 130
XVIII 161, 270–271, 280, 300


Bargeldloser
Zahlungsverkehr
XII 227, 229–231, 325
XIII 28–29, 35, 37, 156–160 (Frei-


geld und b. Z.)
XIV 245, 255–257 (Freigeld und b. Z.)
XVII 130
XVIII 160–161, 270–271


Barmherzigkeit
IV 289
VIII 280
XIII 137, 181
XVIII 328


Barzahlung
→ Zahlungsgewohnheiten
I 57, 60, 107, 114, 148, 230, 256
II 208–209
IV 105, 113, 117, 124, 137
VI 183–185, 190
VIII 84, 88, 323–324
IX 124–125, 130, 134–135, 140, 


142–143, 148, 164
XI 244–245 (B. nimmt nach Ein-


führung von Freigeld zu), 
255–256, 258, 276


XIII 159
XIV 43, 50


Bastille
IV 299
VIII 102


Bauern
→ Landwirtschaft


Bauernkrieg, deutscher
und schweizerischer
II 288
VII 237
X 105, 146, 380
XIV 367, 398 (der Geist des B. lebt 


im freiwirtschaftlichen Programm)
XVI 45, 174, 275
XVII 98, 287
XVIII 187


Bauland
III 283
IV 39–44
XI 23
XII 239
XV 299, 310, 315
XVI 128


Bauordnung
IV 46


Bauplatzsteuer
III 349–350
XV 362


Bayern
II 187
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VI 95, 274, 278
VII 75, 100, 164, 284–285
VIII 75, 115–122
IX 5, 18, 71 (B.-dichte und Frauen-


frage), 144, 194, 227
X 120 (B. verteilt sich mit Freiland 


frei und gleichmäßig über die 
Welt)


XI 24, 26, 71, 92, 118, 139, 191, 
261, 296, 298 (B.-theorie von 
Malthus)


XII 117
XIII 272–275
XV 29–30, 172, 205–210 (B., Boden- 


rente und Sexualmoral), 284–285, 
290, 292, 294–299, 310, 
313–314, 331–332 


XVI 121, 123–125, 215, 266, 306, 
329–331 (B. und Mütterrenten)


XVII 166, 172
XVIII 308, 379


Bewusstsein
V 257


Bibel
III 248
IV 79, 171, 180
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IX 42 (Rohstoffgrundrente), 61–63
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300 (B. müssen internationali-
siert werden), 304


XI 47–48, 64–66, 70, 72, 214


XII 202–204, 278–280, 304 (Inter-
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ger B.), 243


X 37, 68, 100, 120 (freie, gleich-
berechtigte B.), 187, 237


XI 55, 71, 211, 255 (stolzes Ge-
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Proletarier in Eigentümer der 
Produktionsmittel), 150 (Rück-
verwandlung der Proletarier in 
selbstständige, unabhängige 
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X 36–39, 100 (B. ist die Keimzelle 


des Völkerfriedens), 132, 289
XI 55, 62, 210–233
XII 304
XIV 73, 75–76, 104, 195, 201, 235, 


277, 317, 324, 346, 362, 370, 
383, 397


XV 53, 58–60, 63–64, 87, 108, 240, 
256–257, 279–280


128 129







215–216 (Chr. und Strafrecht), 
219, 253, 261, 269, 274 (das 
Bild des Gekreuzigten ist ein 
grobes Mittel zur Verbreitung 
des Chr.), 351–361 (Chr. wider-
spricht Zins und Börse und ent-
spricht der Freiwirtschaft in 
idealer Weise)


XVI 26, 52, 102–103 (Chr. und 
Kommunismus), 107, 118–119, 
151, 172 (Chr. und Krieg), 178, 
181, 187, 225, 232–233, 258 
(für die Realisierung des Chr. auf 
Erden einsetzen), 261, 268, 274, 
282–289 (Verwirklichung des Chr. 
auf Erden), 292, 294, 304, 308


XVII 62 (Zinsnehmen ist unchrist-
lich)–65, 81, 100–101 (Chr. wird 
im Kapitalismus entstellt und in 
der Physiokratie verwirklicht), 
148–149, 259, 300


XVIII 134, 170 (chr. Umgangsformen), 
183, 313 (als Staatsreligion 
wurde das Chr. zu einem religiö-
sen Wahn), 359, 391 (Chr. und 
Kirche als zwei Dinge betrach-
ten), 414


Clearing, Clearinghouse
III 296, 298
IV 269
VI 108


Code Napoleon
VIII 59
XIV 158 (wäre der C. N. auf das 


Zinsverbot gegründet worden, 
hätte er ganz Europa in einen 
Garten Gottes verwandelt)


Dänemark
III 119
IV 52


VI 35
VII 230, 335
VIII 282, 305


Dampfmaschine
I 308
II 94, 212, 282
IV 176 (D.-schifffahrt), 259
VI 249, 271, 278
VII 63, 268
XVII 51


Danzig
XII 154
XIV 237, 350–352


Darlehen
→ Kredit


Darwinismus
III 379
IV 72
VII 200 (Natur als System des 


Fressens und Gefressenwerdens), 
221–222 (kapitalistischer Kampf 
ums Dasein hat den Charakter 
einer natürlichen Auslese voll-
kommen abgestreift), 227, 292


X 165
XVIII 134


Dawes-Plan
XV 372
XVI 70, 145, 231
XVII 164
XVIII 399


Deduktion
II 123, 217
V 238


Buren, Burenkrieg
III 133, 323, 326
IV 66
V 20–21, 234
XVIII 105 (B.-konzentrationslager in 


Südafrika)


Centenario
V 246–248


Chemie
IV 156
VI 97


Chile
I 325, 378
II 102, 224, 228–229, 253, 282, 


284, 294
III 44, 120, 240, 321, 339
IV 186
V 27, 184, 190–191, 215, 224
VI 35
XII 110
XIII 240


China, Chinesen
I 143, 378, 380
II 222
III 60–61, 155, 378
IV 294 (chinesische Anekdote)
V 46
VI 53
VII 305
VIII 21, 62–63, 295
XI 194, 394 (Kampf zwischen den 


Anhängern von Konfuzius und 
Laotse)


XIII 297–298
XIV 101
XV 201, 247–248
XVI 282 (Gleichheit aller Menschen 


vor Christus), 309 (Li Shang Hu 


als unbestechlicher Hüter des 
Geldwesens im abgebauten 
Staat), 313 (Li Shang Hu), 338


XVII 93, 240–241
XVIII 89


Christentum, christlich
III 86, 247–249, 252, 325, 373
IV 11, 21, 66, 72, 82, 180, 282
V 34, 44, 120 (chr. Gleichmacherei)
VI 40, 94, 264, 287
VII 88, 199–211, 222, 252–253, 


291–292, 319
VIII 19, 187 (chr. Friedenstempel), 


281
IX XVIII, XXVI–XXVII, 84, 241, 413
X 66 (Chr. kann neben dem Gold 


in der Menschenfamilie nicht 
Fuß fassen)–67 (Chr. und Zins 
sind ein glatter Widerspruch),  
74, 102 (Urchristen), 132, 151, 
177, 226, 243, 324


XI XVI (Forderungen des Chr. nicht 
auf die Wirtschaft übertragen), 
XXI, XXIV (Urchristentum), 4, 
57 (Urchristentum), 103 (Chr. 
und Kolonialismus), 130, 225 
(Chr. und Zins sind glatte Wider-
sprüche), 229, 275, 375 (Chr. 
und Zins), 394, 403


XII 24, 222, 349
XIII 59, 80, 116–119 (Chr. und Kom- 


munismus), 138, 181–182, 297
XIV 44, 47, 91 (Freiland und Freigeld 


schaffen die Voraussetzungen für 
ein schönes, wahres, christliches 
Leben), 151, 159, 322, 364, 398 
(Ideal des Chr. ist im freiwirt-
schaftlichen Programm enthal-
ten), 400


XV 32–33 (Krieg als Entwürdigung 
des Chr.), 61 (wahres Chr.), 125, 
204 (Chr. und Sexualmoral), 
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X 43, 54 (D. im alten Rom), 102, 
152–153, 167–168, 231


XI 105–106, 213, 219 (D. durch 
Alkohol und andere Genussgifte)


XII 36 (D. innerhalb einer allgewal-
tigen Bürokratie), 76 (6000jähri-
ge kapitalistische Unzucht), 79, 
222


XIII 49 (6.000jährige kapitalistische 
Auslese), 65, 229 (D. als Folge 
von Kriegen)


XIV 189 (Untergang)–203 (6000 
Jahre), 208–215


XV 33, 63, 132, 210 (D. durch eine 
unfreiheitliche Sexualmoral), 
261–264 (Privilegien fälschen 
die natürliche Auslese und 
führen zur D. und zu Kriegen), 
272, 333, 349–350 (D. durch die 
soziale Krankheit und zusätzlich 
durch staatliche Rassenhygiene)


XVI 183–184, 192, 243, 261–265 (D. 
d. M. als Folge der Unfreiheit 
der Frauen), 269–270, 278, 329


XVII 275–277 (D. durch Alkohol), 302
XVIII 158, 340 (der ganze wüste 


Menschenbrei, den der Kapitalis-
mus hervorgebracht hat), 318


Demokratie,
Demokratisierung
→ Parlamentarismus
III 158 (D. des Geldes)
IV 69
VII 141 (Regierung wird durch 


Bodenreform demokratisiert), 
230 (D. des Heeres), 258


IX 260 (zur Abschaffung der Silber-
währung brauchte man keine 
große Volksbewegung)


X 66 (Gold ist mit einem freien, 
stolzen und wahrhaft demokrati-
schen Volk nicht vereinbar), 87, 
101 (Unterschied zwischen soge-


nannter und wahrer D.), 145, 
149, 172–174 (sogenannte D. im 
Klassenstaat als Herrschaft der 
Mehrheit über die Minderheiten, 
echte D. im Freilandstaat), 203, 
212, 215 (Volksherrschaft), 219, 
288, 324, 328 (wirtschaftliches 
Fundament für unsere neue d. 
Staatsverfassung), 338 (Banken 
und D.), 340 (Sabotage der D. 
durch die Reichsbankpolitik)


XI 56 (sogenannte und wahre D.), 
396, 398 (in einer D. muss das 
ganze Volk die Währungsfrage 
studieren)


XII 19 (Weg für eine d. Regierung 
nach einem großen sozialen 
Heilschnitt wieder frei), 28 (D. 
gerät unter die Herrschaft der 
Geldmächte), 47, 52, 65 (die 
Währungsverwaltung muss unter 
der Aufsicht des Volkes stehen), 
153, 171 (Währung unter der 
Kontrolle des Volkes), 187 
(Währungspolitik unter der Kon-
trolle des Volkes), 195, 248 
(Herrschaft des Geldes steht 
über der D.), 251–252, 256 
(Preisstatistik unter öffentlicher 
Kontrolle der Handelskammern, 
Gewerkschaften und Bauernver-
bände), 258 (d. Kontrolle der 
internationalen Goldwährung ?), 
262 (auch in der D. gehört Mut 
zum Wahrheitsbekenntnis, wenn 
es sich um das Kapital handelt), 
285


XIII 19 (aktive D.), 45 (Volksherr-
schaft), 51 (D. ist ein unsinni-
ges Wort)–52, 80, 87 (D. heißt 
gerechte Machtverteilung), 100 
(Klassenstaat und d. Verfassung 
sind Widersprüche), 102, 111 
(der d. Weimarer Staat wird un-


Defizit
I 175, 191
II 273


Deficit spending, 
antizyklische
Konjunkturpolitik
II 132
III 366
IV 11, 167, 258
VI 140–141 (Nachfrage auf ein 


totes Geleise abgelenkt), 216
VII 309 (der Staat stopft nur Löcher, 


indem er neue gräbt)
VIII 155, 158–160 (Notstandsar-


beiten während des Krieges)
IX 327–331, 370
XI      200–204


Deflation, Preisabbau
I 88, 175, 177, 283, 354–356
II 24, 82, 225, 228–229, 232, 241, 


269
III 88, 275, 312, 327
IV 114, 166, 168, 281
V 26, 184, 187, 190–191, 194, 


197, 200–201, 203, 228, 231
VI 121–122, 124–125, 129, 131, 


262, 271–274
VII 39, 120, 158, 174, 214–215, 


332
VIII 55–57, 66–68, 218, 294
IX 137, 196, 199, 310–312, 


314–315, 322, 325, 364, 411
X 56, 62–64, 130, 252, 254, 263, 


265, 335–336
XI 184–187, 194–196, 199, 


223–224, 261, 296–297, 
300–302, 334, 373


XII 20, 27, 32, 46, 59–61, 64, 70, 
80–81, 98, 101, 103–105, 
107–123, 128–129, 159–162, 
168–169, 178, 238, 242–243, 


248–249 (D. ist der gerade Weg 
zum Weltbolschewismus), 
284–287 (D. als Ursache von 
Schutzzöllen und Rüstung), 305 
(D. fördert den Schutzzollwahn), 
311, 333, 356–365, 368, 374


XIII 21, 38 (D.-wahnsinn), 98, 132, 
136, 140–145, 161, 176–177, 
194–195, 202–203, 213–214, 
219, 232–245 (D. in Argentinien),
248–253, 260, 281, 299–300, 
310, 312, 329, 340, 343, 
345–349, 378–379


XIV 74, 102–103, 105–106, 111, 
113, 116–121, 147, 160, 
177–178, 198, 204, 265, 267, 
284, 307, 313, 358–359, 
374–375


XV 47, 54, 57, 69, 146 (D. ist 
direkt Wahnsinn), 212, 222, 
224, 236, 324–325, 379–380


XVI 68–70, 82, 88–89, 157, 197, 
199, 231, 250, 310, 313


XVII 39, 48, 51, 75 (das Leid von 
Inflation und D. hätte vermie-
den werden können), 109, 112, 
123, 141, 144, 155–156, 
168–169, 171, 188–189, 
199–200, 209–215, 225, 241, 
249, 253, 269 (D. ist ein gefähr-
liches Gift)–273 (D. hat den 
Stachel wie der Skorpion gegen 
sich selbst gerichtet), 281, 290


XVIII 102, 187, 254, 287, 338, 
350–351


Degeneration des
Menschengeschlechts
VII 202–204 (D. nicht durch Christen-


tum, sondern durch Kapitalismus 
bedingt; kapitalistische Not-
zucht), 205, 208, 218, 221, 
223–224 (kapitalistische Notzucht)


VIII 99
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V 20, 24, 38–39, 89, 115–116, 
119, 143, 153, 158–160, 167, 
189, 218, 223, 243, 247, 259


VI 34–36, 67, 72, 97, 142, 164, 
167–169, 172–173, 175, 187, 
202, 204, 210, 258–259, 273, 
279, 284–285


VII 46, 88–90, 95–96, 98, 104, 
121–122, 124, 149, 152, 186, 
189, 192, 194, 210, 230, 268, 
300, 328, 342


VIII 55, 57, 60, 63–64, 66–67, 69, 
97, 99, 109, 112–114, 117, 121, 
128, 130, 141, 146, 153, 163, 
165  (d. Arbeit), 167–169, 
172–174, 176, 178, 183, 201, 
203, 206, 211, 229, 235, 240, 
249, 254, 261 (D. geht bei 4% 
Zins alle 25 Jahre einmal über 
die Zahltische der Rentiers), 
265, 268, 271, 273, 276, 278, 
285, 295–297, 304, 316, 332, 
335


IX 111, 114–115, 127, 136, 212–214
X 73, 181
XI 64–65, 371
XII 33, 62, 92, 151, 205 (nationale 


Einigung 1871), 221 (frühere 
innerdeutsche Kämpfe), 276, 
289, 291, 293–294 (D. nach 
dem ersten Weltkrieg), 301–303, 
315 (D. wieder in ein Einwande-
rungsland verwandeln), 381 (das 
d. Reich wurde mit dem Blut er-
schlagener Feinde getauft und 
der Goldwährung haftet der Nim-
bus der Kriegsbeute an)


XIII 46–48, 55, 77 (die mit Schuld 
und Schulden beladenen Deut-
schen, die in Belgien eingebro-
chen sind), 107–108 (D. soll der 
Welt auf dem Weg zum Frieden 
mit leuchtendem Beispiel voran-
gehen), 141–144 (dt.-frz. Ver-


hältnis nach dem ersten Welt-
krieg), 147 (D. und erster Welt-
krieg), 153–154, 186 (Tollhaus-
wirtschaft der letzten drei 
Jahre), 177, 188, 205, 223, 230, 
289 (D. und die Reparationen), 
293–312 (dt. Auslandsverschul-
dung zur Zahlung der Reparatio-
nen), 314–321 (Frankreich und 
D.), 326, 335–338, 348


XIV 73, 75, 109, 118, 120, 192–195, 
208, 225, 231–232, 237, 252, 
264–265, 272–273, 277–278, 
306, 310–317 (mit den Franzo-
sen vertragen und einen wahren, 
echten Frieden schließen), 
323–324, 327, 337–340, 
341–348 (d. Verhalten gegen-
über Frankreich), 355–360, 
367–369, 378, 382, 385–387, 
388–391 (was die brutale Gewalt 
des Schwertes in D. zusammen-
fegte, das löst die Notenpresse 
wieder auf), 392, 401


XV 32, 44, 47, 50–52, 54, 56–62, 
74–75, 80, 85–87, 97, 109–110, 
112, 126, 139–141, 145 (d. 
Wirtschaft steht und fällt mit 
dem Wohlstand der Nachbar-
länder), 146 (Unterwerfung D.s 
unter die Herrschaft der New 
Yorker Börse), 152, 157–159, 
163–166 (die d. Geschichte ist 
die Geschichte meiner persönli-
chen Schande), 170–188, 196, 
214, 220–222, 225, 233–237 
(die D. als Volk der Denker und 
des Bieres), 259, 272, 316, 323, 
345, 360


XVI 71, 92, 94, 97, 108, 110, 113, 
129, 149, 152, 159–160 (Frank-
reichs Rüstung sichert die d. 
Republik), 169, 171–173 (das d. 
Volk ist durch Krieg und Infla-


haltbar sein; die Notenbank be-
darf einer d. Kontrolle), 115 (wir 
verwerfen jede Herrschaft, so-
wohl die der Mehrheit als auch 
die der Minderheit), 118, 122, 
173, 176 (Kehrseite der D.), 
179–180, 282 (Reichswährungs-
amt wird von Gewerkschaften, 
Handels- und Landwirtschafts-
kammern kontrolliert), 294–296 
(D. im Klassenstaat und ideale 
D.), 305 (schwatzende D.)


XIV 30, 33 (komplizierte Dinge sind 
dem Verstand der Mehrheit nicht 
zugänglich), 38, 40, 47 (D. ist 
kein billiger Bazarartikel, sie 
kann ein Staatswesen nur zur 
Blüte bringen, wenn das ganze 
Volk die Staatsangelegenheiten 
gründlich studiert), 50, 67 (öko-
nomische Grundlagen für eine d. 
Verfassung schaffen), 91 (wirt-
schaftliche Hindernisse aus dem 
Weg der D. räumen), 98 (D. im 
Klassenstaat und ideale D.) –99, 
107, 129, 131, 137, 161–162 
(D. statt Bankokratie), 185, 204, 
212, 220, 222, 224 (D. ist die 
denkbar beste Staatsform oder 
auch die am wenigsten schlech-
teste), 226–228 (D. ist bislang 
nur eine Plutokratie, d. h. eine 
bloß nominelle Herrschaft des 
Volkes), 232–235 (D. fährt im 
Kielwasser des Kapitalismus), 
278, 283, 295, 326 (Konflikt 
zwischen Feudalismus und Boden-
privilegien einerseits und D. 
andererseits), 332, 341, 
343–344, 355, 361 (Zerschmet-
terung des Klassenstaats als 
Voraussetzung der D.), 382, 
388–389 (D. in der Gestalt einer 
bürgerlichen Diktatur), 390, 396


XV 41, 60, 74–75, 85, 125, 146, 
190, 192, 242, 244, 253, 
269–270, 274 (Scheindemokra-
tie, unechte Volksherrschaft), 
323


XVI 94–96, 199, 224, 232, 292, 307 
(im Mütterbund werden politi-
sche Angelegenheiten wissen-
schaftlich debattiert und durch 
Mehrheitsbeschlüsse entschieden)


XVII 38 (D. erfordert politische All-
gemeinbildung des Volkes und 
einen Abbau des Staates), 70, 
89, 140, 155, 201, 210, 215, 
229, 252


XVIII 36 (Bodenreform ist der schön-
ste und reinste Ausdruck der D.), 
42, 52 (die Schweiz ist das demo-
kratischste und bestverwaltete 
Land der Welt), 158, 193, 408


Demonstrationen
III 291
V 27, 184


Despotie
X 218
XIII 50
XVII 215


Deutschland
I 73, 96–97, 99 172–173, 193, 


197, 209, 352, 363–365, 
377–378


II 82, 85, 103, 110–111, 113, 
170–172, 222, 227, 256, 261, 
276, 282, 286, 289–290, 295


III 45, 47, 105, 117, 119, 130–133, 
135, 156, 177, 193, 221, 285, 
309, 324, 326, 337–338, 360, 
372


IV 33, 49–50, 66, 86, 114, 141, 
144, 214, 262, 278, 299
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XVII 74–75, 116–117, 123–132, 135, 
199–204, 266, 269–270, 277


XVIII 27–30, 78, 85, 87–89, 98–99, 
121–123, 217, 226, 242, 246, 
253, 259, 327, 337


Deutscher Reichstag
I 185
II 56, 92, 102, 104, 290, 292
III 101, 133, 159–160, 246, 352
IV 46, 51, 68–69, 142, 181, 192, 


194
VI 123
VII 140, 145, 196, 228, 232, 321
VIII 60, 93, 128, 130, 224, 283, 333
IX 58, 69, 170
X 212, 227
XI 89–90
XII 165
XIII 61, 101 (D. R. ist mit der Bewäl-


tigung des ersten Weltkriegs und 
der sozialen Neuordnung über-
fordert), 139, 180, 194, 216, 
282 (im R. ist niemand, der 
etwas von Währung und Valuta 
verstünde), 294, 296, 395


XIV 87, 99, 128, 186–187, 196, 220, 
226, 228–230, 233, 237, 242, 
278, 327–332, 341


XV 115 (D. R. besteht aus 
Demagogen), 119, 121, 155, 
188, 384


XVI 72, 148, 164, 170, 172–173, 
204, 223–224, 229–230, 
259–293 (fiktive R.-sitzung über 
die Einführung der Mütterrente)


XVII 78, 121, 223–224 (der D. R. hat 
gegenüber der Inflation ver-
sagt), 287


XVIII 124, 132, 136, 279 (die d. Reichs-
regierung besteht aus Hampel-
männern der Großindustrie), 
295, 392


Devisen, Devisenkurse
→ Wechselkurse


Dezentralisierung
I 62 (D. des Kapitals)
XIII 51 (D. der politischen Macht)


Diebstahl
→ Kriminalität, Kriminelle
I 35


Dienstleistungen
I 307
II 72
XVIII 300


Diktatur, Diktatoren
V 261 (Währungsdiktatur)
VII 237
VIII 107, 185–195 (Friedensdiktator)
X 54 (Tyrannen können ihre Herr-


schaft nicht in Zeiten wirt-
schaftlichen Gedeihens festigen),
288, 290


XII 225 (unbeschränkteste politische
Macht), 298 (D. des Gemeinwohls)


XIV 130, 228 (Ermächtigungsgesetz 
ist ein Schritt zur demokrati-
schen D.), 267, 331 (Reichswirt-
schaftsrat soll d. regieren), 
365, 376


XV 108, 169 (Proletariat erhält im 
Kampf gegen die Kapitalisten d. 
Vollmachten)


XVI 40 (reaktionäre D. macht den 
physiokratischen Träumen ein 
Ende), 51, 260


XVII 215, 263
XVIII 392


tion in unsägliche Schmach ge-
stürzt worden), 190–192 (das d. 
Volk hat keine andere Geschichte 
als Blut und Bruderkrieg, Moder-
geruch und Knute), 194, 220–224 
(in D. werden die Ärmeren be-
stohlen), 256, 278, 280


XVII 61, 66 (Pfuschereien der Regie-
rung), 68, 75–78, 116, 126, 
154, 158–159, 161–162, 
165–167, 179, 183, 194, 198, 
227, 231, 237, 241, 251–252 
(die d. Geschichte trägt die Nar- 
ben der Leibeigenschaft), 272, 
289–290 (das ganze D. Reich 
geht alle 20 Jahre einmal über 
die Zahltische der Kapitalisten)


XVIII 64 (D. ist das Land der Subor-
dination, des Bieres und der 
Adlerorden), 69 (in Bezug auf 
die Währungsfrage stehen 
Hottentotten und D. auf gleicher 
Höhe), 98, 114, 137, 142, 145, 
150, 155, 216, 254, 262–264, 
270, 284, 299, 311, 355, 
386–387 (D. ist für die Freiwirt-
schaft der schwierigste Boden, 
den es auf Erden gibt)


Deutsche Reichsbank
→ Reichswährungsamt
I 29
II 298
III 93–94, 101–102, 291–292, 371
IV 61, 101, 107, 115–116, 149, 


164, 169, 192, 194–195, 202–203, 
210, 212, 238, 266, 279


V 38–40, 86–87, 94, 110–111, 
123–124, 130, 139, 143–146, 
164, 262


VI 23, 33, 64, 80, 161, 166, 
261–262


VII 33, 171–173, 182–183, 212, 
243, 304, 307


VIII 87–88, 110–114, 134, 136, 142, 
153–163, 174, 177–180, 
195–203, 214–222, 229, 232, 
238–242, 259, 264, 266, 
270–273, 288, 292, 294, 310, 
317, 321, 328–329


IX 105, 138–139, 149, 177, 408
X 205, 248–264, 269, 318–319, 


327, 331, 333–336, 338–340, 
345


XI 249, 265, 283–284, 370
XII 20, 26–28 (R.-pfuschereien nach 


1918; Reichswährungsamt an-
stelle der R. als private Aktien-
gesellschaft), 30, 44–45, 47, 
50–52, 56–59, 63–65, 68, 102, 
137, 141, 169–170, 196–199, 
204–205, 227–231, 245, 262, 
318, 320, 323, 341–342, 356, 
358, 364, 367, 369


XIII 20, 84, 110 (verbrecherische 
Inflationspolitik der D. R.) –111 
(demokratische Kontrolle der D. 
R.), 133, 159, 194, 200, 202, 
206–208, 211, 216, 222, 227, 
229, 268, 325, 333–334, 339 
(in der D. R. sind nur Beamte 
ohne eigene Meinung)


XIV 81, 128–129, 135–137, 
140–143, 145–146, 169, 171, 
179, 181, 183–187, 237–243, 
246–248, 254, 256, 264, 269, 
287–291 (D. R. steht unter der 
Kontrolle der Bankokratie), 
296–297, 321, 329, 332–334, 
342, 350, 382


XV 41, 43–45, 47, 75, 85, 91, 133, 
135–137, 139–141, 156, 
193–194, 198, 324, 341, 345, 
372


XVI 69–70, 82–83, 109–110, 
134–136, 138–139, 141–142, 
145, 149–151, 153–156, 
216–220, 228, 230
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Ehe, Ehebruch,
Ehescheidung
I 139–140
III 189
IV 71 (Interessenehen)
VII 223–226 (E. soll fester denn je, 


aber ohne Zwänge – nur durch 
die Bande gegenseitiger freier 
Liebe geschlossen werden)


VIII 119, 122 (Interessenehen), 333
X 153, 238–239 (Liebesehen und 


Interessenehen), 289
XI XXI
XII 201 (Frauen sollen keine E. aus 


Not eingehen)
XIII 73 (Staat hält unglückliche E. 


gewaltsam zusammen; Interessen- 
ehen)


XIV 203, 213 (Freiheit der Frauen)
XV 124, 209–210 (Ehegesetze beru-


hen auf unfreiheitlicher Sexual-
moral), 230, 242, 269, 328, 
346–350 (Elend der nichtehe-
lichen Mütter und ihrer Kinder 
durch Mütterrente statt durch 
staatliche Rassenhygiene über-
winden)


XVI 225, 255, 259–262 (Ehegesetze 
bevormunden das Liebesleben), 
265 (Versklavung der Frauen in 
der E.)–266, 271–274 (konserva-
tives Verständnis der E.), 284 
(Gleichstellung von e. und nicht-
ehelichen Kindern), 325–326 (in 
der Kolonie Frauenberg ist nie-
mand mehr verheiratet)


XVII 296
XVIII 166–167, 295, 326, 341–342


Ehre, Ehrlichkeit,
Ehrgefühl
I 64
II 226


III 93
IV 227 (ehrbares Geld)
V 188
VI 129
VII 149, 233, 236, 245
VIII 146, 233 (e. Handel), 301
XIII 238, 258
XIV 221, 403
XV 100, 170–171, 203, 344–345, 


356
XVI 87, 92, 151, 171, 280, 298
XVII 121, 148, 277


Eidgenossenschaft
X 121–124 (E. als Eigentümerin 


des schweizerischen Bodens)


Eigengesetzlichkeit
IX XVI
XI 393–394
XIV 213


Eigennutz
→ Privatinteressen
I 146, 302 (persönliches Interesse)
II 200
III 34, 71, 170
IV 50, 117, 220–221, 239
VII 327
VIII 147 (privatwirtschaftliches 


Wucherinteresse), 208
IX 57, 140, 150, 241–243, 270 


(Privatinteressen dürfen in der 
Verwaltung des Geldes nicht 
berücksichtigt werden), 272, 
345


X 31
XI XVI–XXV, 80, 130–132 (E. als 


Wucher), 255, 319
XII 76–77, 84, 221 (Eigensinn)
XIII 174
XIV 66, 70, 89, 211, 244–245
XV 98, 204, 238


Diktatur der Not
→ Befreiungsdiktatur
XIII 140
XVIII 255


Diktatur des Proletariats
XIII 93
XV 169
XVIII 179, 197


Diplomatie 
VIII 186
X 66
XII 383
XIII 63–64
XVI 341


Diskont, Diskontsatz,
Diskontpolitik
III 104–107, 113, 170, 182, 294, 


371–372
IV 115–116, 237–238, 268, 279, 


286
V 38–39, 95–96, 110–114, 152, 


237–238
VI 142, 205–207, 260, 267
VII 116, 212–213, 337
VIII 112
IX 340–341 (mit der D. lässt sich 


keine vernünftige Emissions-
politik betreiben), 408, 410


XI 370–372, 374
XIV 283, 399
XVII 198, 211–212, 214


Dividenden
III 146
VI 229 (keine D. mehr), 233, 258
VII 155–156, 234, 334
VIII 305
IX 1, 179
X 293–294


XII 29, 84, 210–211, 282, 308
XIII 36, 92, 148, 187, 323
XIV 356, 359
XV 46, 80, 103, 112, 175, 361
XVI 56, 91, 122–123, 146, 186, 188, 


203–204, 299
XVII 42, 112, 137–139, 185, 213, 


246–249, 270, 292–293


Dreadnoughts
VIII 166


Dreifelderwirtschaft
IV 26
IX 4
XI 13, 27


Dreifuß-Affaire
XVII 70


Ebenbürtigkeit
IV 54


Ecuador
III 44


Egoismus, Egoisten
III 170
IV 117, 180
VII 236
IX 140
X 150, 176
XI XXIII
XII 76, 299
XIII 393
XIV 32, 207 (stärkste Triebfeder), 


211
XV 250 (E. ist stärker als das 


Nationalgefühl), 360
XVI 233, 239, 323–324, 343
XVII 37, 70–71, 91, 96, 100–102, 


149–150, 217
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mit der die USA die E. be-
schränkt), 361


XV 29, 200–201 (amerikanische E.-
verbote für Mongolen), 219–221 
(argentinische E.-beschränkun-
gen), 247–249 (amerikanische 
E.-verbote für Mongolen), 303


XVI 90 (empörende amerikanische 
E.-gesetze), 99–100 (E.-kontrol-
len müssen aufhören), 104–107 
(amerikanische und australische 
E.-politik, die schiffbrüchige 
Japaner vor den Küsten ab-
weist), 120, 125, 146, 294, 297, 
305, 329


XVII 92, 160 (Deutschland als E.-land),
166–167, 208


Eisenbahnen
→ Verkehrswesen


Elsass-Lothringen
VIII 193
X 216–217, 232
XII 303–304
XIII 46
XIV 225, 237, 258, 260–261, 


309–311, 324, 364, 388
XVI 96–97, 99


Emissionspolitik
II 168, 185, 233, 248–249, 261, 


289, 291
III 113, 168–182, 189, 193–198, 


240, 243, 292, 333, 339, 
371–372


IV 101, 104, 108, 122, 167, 212, 
236–238, 266, 268


V 94, 97–103, 105–106, 108–122, 
124–125, 128–129, 131–132, 
137–139, 142–143, 151, 184, 
195, 210–211, 223


VII 115, 179, 213, 310


IX 321–332 (Emissionsreform ohne 
Geldumlaufsicherung), 340–341 
(mit der Diskontpolitik lässt sich 
keine vernünftige E. betreiben)


XI 195–204
XII 329, 332–336, 338–345, 


347–354, 357, 363, 367
XIII 261, 277
XV 343
XVII 132
XVIII 123, 129


Empirie
→ Erfahrung
VII 128


Energieversorgung,
Energiewirtschaft
VI 98
IX 63 (E. mit verstaatlichten Kraft-


werken)
XIII 145–147, 150–151 (Gezeiten-


kraft wirtschaftlich nutzen)
XVI 234


England, englisch,
Engländer
I 96, 100, 104, 252, 305, 310, 


352, 369, 376–377
II 82, 93, 103, 113, 172, 222, 


230, 253, 256, 261–262
III 31, 45, 117, 119, 127, 130, 


133, 135, 220–222, 224 (e. Welt- 
reich) –226, 228, 241, 323, 
326–327


IV 48 (e. Landlords), 56, 121, 145, 
192–193


V 40, 146, 192, 215, 218, 
223–224, 234


VI 35, 64, 169–170, 172, 210, 267
VII 235, 312–317, 322 - 326
VIII 163–173 (e. Weltmacht im ers-


ten Weltkrieg auf Geldmacht 


XVI 239, 294–295
XVII 130, 155, 219, 245 (E. als 


Lebensgrundtrieb)
XVIII 123


Eigentum
→ Privateigentum


Eigentumsrecht
IV 20


Eigenwirtschaft
XI XX, XXII–XXIV


Einheit, Einigkeit,
Einheitsfront
IV 295–297
VII 236, 240, 318 (E. gegenüber 


Mammons Prinzip des Teilens 
und Herrschens), 329–330 
(Einigung der bisher gespaltenen 
Arbeitermassen)


VIII 247 (die gesunde E. ist durch 
die Klassenspaltung zerrissen), 
324 (vereinigte Interessen der 
Geld- und Warenbesitzer bei 
physiokratischem Geld)


X 223, 276, 283, 313, 328–329 (E. 
des Proletariats wieder herstel-
len), 330


XII 75 (ein Band, das alle Parteien 
umschlingt), 78–79, 224–225 
(Einheitsfront der Schaffer 
gegen das Kapital), 298–299 
(die so bitter nötige Einheits-
front gegen das Kapital)


XIII 57, 79, 86–87, 137–140, 356, 
358, 396


XIV 66, 69, 188–189, 245, 278, 311, 
398


XV 34, 38, 108, 117, 130, 167, 
189–192, 240, 242, 244


XVI 26, 30, 63, 65, 164–166, 292


XVII 262, 264, 291
XVIII 191, 213, 223–224, 255, 259, 


374 (Verhältnis Freiwirtschafts-
bund und Fysiokratischer Kampf-
bund), 403


Einkommen,
Volkseinkommen
III 148
V 252
VI 142
VII 226


Einkommensteuer
III 228
IV 67 (progressive E.)


Einkommensverteilung
IV 165
XV 330
XVIII 380 (Nivellierung der Einkommen)


Einwanderung,
Einwanderer
II 258, 272
III 212, 275
IV 80, 254
V 22, 24, 27, 180, 220, 231
VI 221, 223, 274
VII 94, 118, 209
VIII 132
IX 81, 375
XI 22, 63–64, 99–100, 343–344
XII 277, 315 (Deutschland wieder 


in ein Einwanderungsland ver-
wandeln)


XIII 93 (verbrecherische E.-gesetze 
der USA), 230


XIV 86 (Deutschland soll wieder ein 
Einwanderungsland werden), 
104, 194, 274 (E.-politik der 
USA), 334–336 (Monroe-Doktrin, 
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XI 73 (E. der bisherigen Grund-
eigentümer)


XIII 254


Erben, Erbrecht,
Erbschaftsteilungen,
Erbschaftssteuer
III 56–57, 360, 362
IV 50, 54
V 252
VI 234
VII 299
VIII 118, 245, 332, 334
IX 57, 74–75, 87, 386 (etwas zu 


vererben ist nicht notwendig; 
Ausstattung genug ist es für 
alle, wenn man die Arbeit von 
den Zinslasten befreit)


X 161–162, 286 (E. in der Land-
wirtschaft), 297 (eine gute 
Schulbildung ist besser für 
Kinder als ihnen ein Erbe zu 
hinterlassen), 343


XI 80, 84, 95–96, 275 (statt 
Kapital zu hinterlassen, ist für 
unsere Nachkommen genug ge-
sorgt, wenn wir ihnen wirt
schaftliche Einrichtungen hinter
lassen, die ihnen den vollen 
Arbeitsertrag sichern), 352


XII 314
XV 370
XVI 156
XVII 231–232
XVIII 32


Erbbaurecht
VII 321, 327
XIII 27–28


Erbbauzins
XIII 27–28


Erbpacht
IV 47–49, 51–52, 56, 58–59
IX 54
XI 78


Erbsünde
I 32, 37, 39, 52
IV 162
IX 192
XI 296
XV 202–210 (von Bodenrenten-


interessen verbogene Einstellung 
zur Sexualität)


Erde, Erdkugel
→ Planetenbahnen
I 32 (E. ist eigentlich ein Paradies 


und nur von den Menschen zur 
Hölle gemacht)


III 321–326
IV 73, 76, 78–80 (organischer Teil 


des Menschen)
V 259 (E. ist einzige würdige 


Grenze des Menschen)
VIII 243 (Die E. gab Er den 


Menschenkindern)–244
IX 74 (anatomisches Hauptorgan 


des Menschen; Teilung der E.), 
76, 79 (E. als anatomisches 
Glied der menschlichen Persön-
lichkeit)–83 (E. als organischer 
Teil des Menschen, die allen 
Menschen ungeteilt gehört)


X 75 (die E. ist die Heimat des 
Menschen), 77, 112 (die E. gab 
Er den Menschenkindern), 116, 
131 (E. wird zum unveräußer-
lichen Besitz der Menschheit er-
klärt), 286, 300 (die ganze E. ist 
ein einheitliches, unteilbares 
Wirtschaftsgebiet), 304


XI 16, 64, 66, 72, 95–102 (E. als 
Organ jedes einzelnen Menschen),


gegründet), 175, 181 (e. Welt- 
und Geldmacht), 189, 191, 193, 
200, 203–207, 211, 224–226, 
235, 238, 276–278, 295–297, 
318


IX 63 (Bodenpachtverhältnisse in 
London), 114–115


X 73, 343
XI XVIII, 58–59, 64–65
XII 111, 166–167, 277, 285, 293, 


305, 383 (E., der alte Freihandels-
staat, ist zum Schutzzollunsinn 
übergegangen)


XIII 98, 123–125 (Streiks in E.), 
144–145, 161 (E., die alte 
Freihandelsburg), 205, 241, 290, 
335, 344, 346


XIV 75, 118–119, 151, 193, 220, 
260, 312–313, 344


XV 54–55, 97, 379–380
XVI 72, 97, 160
XVII 75, 82 (E. konfiszierten Besitz-


tümer der Iren), 159, 185 
(Social-Credit-Bewegung), 262


XVIII 65, 110, 143, 182, 234, 254, 
305 (in E. hat die NWO mehr 
Aussichten als in den USA), 317 
(E. ist für die NWO günstig), 
362, 367, 376, 387, 410


Entdeckung Amerikas
II 226, 269, 286–289
III 155, 285, 315
IV 168, 214, 262, 283
V 161, 188–189
VI 267, 275
VII 168
VIII 62, 99
X 59, 61
XI 63, 221–222, 375
XII 108, 382
XIII 152, 238, 342
XV 201, 231–232, 248


Enteignung
IV 45–46, 49
VII 21, 79
X 203–204, 373–381
XI 5 (gewaltsame E.), 79, 89
XVI 28, 31–37 (Blumenthals Plan zur 


Aufteilung der Produktions-
mittel), 45, 61, 128


Entente
X 127–129, 221, 312–314, 325 


(E.-forderungen erfüllen), 
329–330


XII 18, 20–21, 87, 292, 297, 
301–303, 306


XIII 54, 90–92, 100–108, 128–131, 
144–145, 149, 177, 186, 190, 
222, 231, 289–292, 306, 316, 
318, 322, 337, 339–340


XIV 64, 70, 72, 77, 87, 89, 108, 
128, 131, 149, 154–157, 161, 
192, 194–195, 221, 225, 228, 
260–261, 278, 320–322, 
337–338, 340, 363, 376–377, 
382, 385–387, 397


XV 50, 55, 72, 91, 159, 162–166, 
171, 173–174, 196–197, 221, 
223, 227, 233, 270, 380


XVI 85
XVII 258, 268
XVIII 105, 169, 190, 287


Entropie
→ Naturelemente
VIII 299, 301


Entschädigung
III 185, 362, 377
IV 45, 57, 60
VII 21, 46, 59, 80, 108, 227, 


343–344
IX 65
X 85–86, 122–123
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Ernährung
XV 30, 332
XVI 170


Eroberung,
Eroberungspolitik
II 221
III 133, 323
IV 75, 82, 260 (Ausdehnungsdrang)
VII 209 (Raub)
VIII 54 
IX 76, 84–87
XI 97, 103–105, 230


Erwartungen
I 162–163, 245
II 126, 142, 208
III 105, 309, 163
IV 222, 236, 238
V 24, 142 (optimistische und 


pessimistische Stimmungen)
VI 184, 258
XI 369–372 (Inflationserwartungen)


Erziehung
I 115
IV 153
VI 133 (Hunger und Schulden sind 


böse E.)
IX 321
X 67
XI 196 (Hunger und Schulden sind 


böse E.)
XII 79 (erzieherische Wirkung des 


zur Tat gewordenen Rechts auf 
den vollen Arbeitsertrag)


XIII 58 (E. ist die edelste aller
Mutterpflichten)


XIV 206, 214
XV 66, 124, 203
XVI 96, 171–174 (staatlich-kirchliche


Dressur zum Untertanengeist), 178


XVII 301 (E. durch seelenlose Beamte 
des Staates)


XVIII 313 (Irrtum, dass der nationali-
stische Wahn durch E. überwun-
den werden könne), 382


Esperanto
VIII 187–189, 192, 306
XII 304
XIV 73–74
XV 100, 104 (E. als gemeinsame 


Sprache, die frei ist von rassi-
schen, völkischen, geschicht-
lichen und geographischen 
Akzenten)


XVII 36
XVIII 181, 288


Ethik, ethisch
VII 137, 342 (e. Früchte der Boden-


reform)
XV 269
XVI 118–120 (e. Kräfte allein rei-


chen nicht aus, wirtschaftliche 
Verhältnisse zu ändern), 152


XVII 64, 142–146
XVIII 256


Eugenik
→ Vererbung


Europa
VIII 193, 295–306
IX XVIII
XI 394–395 (E. und Asien sind 


dabei sich zu finden)
XII 150
XIV 324 (Vereinigte Staaten von E.)
XV 67 (über E. wird Unheil herein-


brechen, wenn die Währungs-
frage nicht gelöst wird), 94–104 
(Vereinigte Staaten von E.), 
199, 201, 246, 248


229–231 (E. ist für alle Men-
schen unter den gleichen natür-
lichen Bedingungen da)


XII 26, 152–153 (E. und Imperialis-
mus), 288 (der Mensch braucht 
die ganze E.), 313


XIII 90, 93 (E. gehört weder den 
Kapitalisten noch den Proleta-
riern, sondern der Menschheit), 
170 (E. kann niemals national 
betrachtet werden), 215


XIV 84, 86, 211, 314 (die E. gehört 
allen Menschen)


XV 124, 166, 198–202, 210, 219, 
238, 245, 249, 263, 289, 291 
(Differenzierung der E. nach 
Fruchtbarkeit und wirtschaftli-
cher Lage), 301, 334, 349 (gebe 
man den Müttern die E. wieder), 
366 (Rückführung der E. in den 
Gemeinbesitz der Menschheit), 
377–378


XVI 47, 119 (den Menschen darf 
nicht der Zugang zur Mutter E. 
versagt werden), 215, 242, 265, 
329


XVII 33, 82, 93, 147 (Mutter E.), 192
XVIII 53, 63, 94, 308–309, 328


Erfahrungen, 
kaufmännische und
geschichtliche
IV 170, 180, 245
V 127, 156, 160
VI 33 (Empirie), 62, 86
VII 128
VIII 106, 109 (Versuch und Irrtum), 


125–126
IX 105, 202, 221, 235, 337
X 80–81, 211, 256
XI 209, 233
XII 23 (eine 4000jährige E. liegt 


hinter mir), 78, 151, 224, 239, 


284, 286, 293 (nichts wirkt stär-
ker als das Beispiel), 305, 314, 
319, 381


XIII 38, 121, 124 (E. mit Streiks), 
232, 295, 379, 394


XIV 71, 74, 128, 368, 397
XV 59, 68, 150, 168, 181, 202, 277
XVI 56, 103, 167, 176, 218, 233, 


306, 308, 319, 327–328, 342
XVII 92, 104, 106, 199–200, 250, 


278, 301
XVIII 86, 202, 246, 290, 312, 336, 


354, 360, 368–369, 372, 374, 
415


Erfurter Programm der SPD
VIII 127
X 89


Erkenntnis,
Erkenntnisvermögen
VI 16
VII 291
XV 189 (Glaube und Wissen), 


203–204, 241, 340
XVI 335–336
XVII 104, 150, 192–193


Erlösung, Erlöser
XIII 74 (Der E., der zu Gott gewor-


dene Mensch, schläft nur noch 
im Schoße des Weibes.)


XIV 201


Ermächtigungsgesetz
XIV 227 (E. führt die Weimarer 


Arbeit ad absurdum), 228 (E. als 
Schritt zur demokratischen 
Diktatur) –230, 233


XV 76, 108, 128, 148, 188, 256
XVII 69
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XIII 171, 202, 283, 285
XIV 33
XV 50–51, 57, 82–83, 195, 199, 


245 (die Begriffe Import und E. 
werden beim Freihandel hinfällig)


XVI 114, 116, 195, 341 (im abge-
bauten Staat gibt es keinen 
Import und E.)


Falschmünzer,
Falschmünzerei
I 94–95, 344
II 58
X 55–61 (F. in der Renaissance)
XI 219–222 (F. in der Renaissance), 


373, 375
XVI 310 - 311
XVII 115


Familie
II 53
VII 83, 251
VIII 334
IX 73
X 26, 66 (Menschenfamilie) –67 


(Erziehung in der F.), 289
XI XX–XXI, 94
XII 35
XIV 240
XVI 261, 326
XVII 73


Faschismus, Faschisten
XIV 310
XVII 286


Fatalismus
III 248–249
IV 125
V 182, 235
XVIII 37


Faust, Faustrecht,
Faustkampf
III 277
IV 255
VIII 95
XVI 255–256, 295, 308, 310–311, 


319, 322–323, 337–339 (F. als 
Antwort auf die Klassenjustiz)


Federal Reserve Board
XIII 349
XIV 160, 264–268
XV 47, 90, 148
XVI 196–198, 250, 319–320
XVII 137, 188–189, 203–205, 


209–215, 249–250
XVIII 264


Feinde, Feindschaft,
Feindseligkeit
III 225
XV 355 (F.-liebe)


Festbesoldete
X 205, 250
XII 57


Festwährung
→ Preisniveaustabilität
XIV 279–282, 284, 291–292, 350
XV 125, 305, 308
XVII 140–141
XVIII 257, 280, 301, 316, 390–391 


(das dritte F nie im Sinne von F. 
gebraucht)


Feudalismus, Lehnswesen
X 24
XII 203
XIII 66
XIV 326–327
XV 283, 307, 311


XVI 72–77 (e. Zollverein verwandelt 
E. in ein künstlich geschlossenes 
Wirtschaftsgebiet und ruft impe-
rialistische Gegenwehr hervor), 
85–88, 117


XVII 33, 36 (E. als einheitliches Wirt-
schaftsgebiet mit einer einheit-
lichen Währung und Sprache), 
159


XVIII 305, 356, 388


Europäischer Staatenbund
VIII 193, 295–306 (Weltkraftzentrale 


VIER)
XV 97–104 (Vereinigte Staaten von E.)
XVI 75


Evangelium der Armen
und Unterdrückten
III 247
IV 14


Evolution, Entwicklung
→ Natürliche Auslese, 


Kampf ums Dasein
VII 218 (wir wissen nicht, wohin die 


E.geht), 258 (natürliche E.; Kom- 
munismus ist ein längst überhol-
ter früherer Entwicklungszustand)
–259 (E. nach Naturgesetzen)


VIII 102, 185 (Menschheit strebt 
höhere Ziele an)


XIV 202, 210–215
XV 60 (revolutionäre E.)
XVI 242–244 (die E. darf nicht durch 


Privilegien auf unnatürliche Ab- 
wege abgedrängt werden), 264


XVII 92, 301


Ewigkeit
VIII 300 (Prinzip der E. liegt im 


Freihandel)
XI 354, 393


XII 34
XIII 72 (ewige Sehnsucht nach 


Gerechtigkeit)
XIV 201
XV 100, 149
XVI 267 (e. Recht des Lebens), 310 


(ewigwährende Menschheits-
interessen, welche durch die 
Frauen gewahrt werden)


XVII 147
XVIII 63 (Geld- und Bodenreform 


braucht viel Zeit), 354, 380


Existenzminimum
IX 207–208
XI 304


Experten, Fachleute,
Sachverständige
IX 95
XII 236–238
XIII 196, 337–338
XIV 145, 267–268, 349, 355, 375
XV 48, 85
XVI 137–138
XVII 198


Export
I 89, 117
II 117
IV 122
V 111, 114, 162
VIII 111, 154, 157, 171, 181, 


204–207, 265, 311
IX 146, 210–212
X 71 (E.-vergünstigungen) –73, 


110, 112 (E.-zölle)–113
XI 63, 72 (bei Freihandel gibt es 


keinen Import und E. mehr), 
228–229, 245, 261–264, 
306–309, 312 


XII 68, 102, 167, 174, 183, 
192–193, 312, 342, 381–382
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192–194, 197, 202, 221, 225, 
233, 254, 309–317 (mit den F. 
vertragen und einen wahren, 
echten Frieden schließen), 323 
(F. und Polen), 330–331, 338–348 
(Verhalten der Deutschen gegen-
über den F.), 365–370, 375, 383 
(Deutschland soll endlich einen 
wahren Frieden mit F. schaffen), 
386–388, 395–396, 401


XV 29, 45, 49, 51, 55, 58, 73, 122 
(F., das Land der kleinen 
Rentiers), 140, 160, 163, 171, 
174–176, 182, 221–222, 250, 
366, 380


XVI 71 (Frieden mit F.), 94, 99, 108, 
127, 139, 159–160 (F.s Rüstung 
sichert die deutsche Republik), 
174 (F. zur Zeit der großen 
Revolution), 225, 266, 286–287 
(Bombardement der Kathedrale 
von Reims), 295


XVII 75–78, 92, 117, 186, 195, 231, 
261


XVIII 123, 214, 276–277, 386


Frauen, Frauenfrage,
Frauenarbeit
I 139–140
II 123 (Hausarbeit)
IV 71–72 (Selbstbewusstsein der F. 


wird stärker werden), 180 (Dienst- 
mädchen), 271 (Hausarbeit)


VII 22, 204, 223–226 (F. in der 
Natur unabhängig vom Mann; 
durch Mütterrente soll sie wieder 
unabhängig werden), 229, 234


VIII 118–119, 249
IX 71–72 (Rückkehr der F. zur 


Landwirtschaft? Naturweib und 
Proletarierin)


X 28, 152–153, 167–168, 231 (F.-
arbeit in Fabriken), 289 (Selbst-


verantwortung der F. im Liebes-
leben), 343


XI XXI, 20, 92 (Rückkehr der F. in 
die Landwirtschaft?), 368 (F.-
arbeit für schlechte Löhne in 
Brasilien), 396


XII 35 (Freiheit der F.), 100 (nach 
dem ersten Weltkrieg waren 
Millionen von F. in die Produk-
tion gezwängt), 200 (wirtschaft-
liche Selbstständigkeit der F.), 
314, 364 (Verarmung von F. in 
Krisenzeiten)


XIII 58, 64 (F.-arbeit in den Fabriken 
und Geldheiraten), 72 (F.-arbeit 
in Fabriken und Säuglingssterb-
lichkeit), 74 (F.-wahlrecht), 176, 
202 (Prostitution), 219, 221, 
325 (F.-erwerbstätigkeit), 357


XIV 35, 43, 208 (Rolle der F. bei der 
Rettung des Menschenge-
schlechts) –210 (F. müssen wirt-
schaftlich unabhängig von 
Männern sein), 212–215 (Frei-
heit der F. als Voraussetzung für 
die Rettung des Menschenge-
schlechts), 234, 275, 311–312, 
319 (Proletarisierung zahlloser 
F.), 398


XV 66, 124, 165, 170 (Inflation als 
Betrug an den Witwen), 172 (F. 
wurden durch den Krieg in das 
Erwerbsleben hineingezogen), 
185, 200, 206–209 (F. und Sexual-
moral), 213, 246, 248, 313–315, 
331, 344–345 (Proletarierinnen 
wurden durch die Inflation betro-
gen), 346–350 (Elend der nicht
ehelichen Mütter und ihrer Kinder;
der Staat darf nicht mit soge
nannter Rassenhygiene in das 
Liebesleben der F. eingreifen)


XVI 193, 257, 260–263 (wirtschaft-
liche Abhängigkeit der F. von 


Feuerland
I 118, 264, 289, 302
IV 69
VII 272


Fideikommiss
III 359
VI 273
VIII 106
XV 370


Finanzkapital
XV 41
XVII 241


Finanzkrach, Finanzkrise
I 73, 82, 148, 194, 202, 213


Fliessband
XVI 121–122, 125, 235, 300
XVII 31


Forstwirtschaft
IV 79
IX 61–62
X 204
XI 84
XII 314 (die Forsten werden nicht 


mehr von Hoflakaien als Jagd-
gründe für Landes- und Börsen-
fürsten verwaltet)


XIV 85
XVI 169–170 (teilweise Wiederauf-


forstung von aufgelöstem Groß-
grundbesitz), 306


XVII 32


Fortpflanzung
→ Vererbung
IV 162
IX 192
XI XX–XXI


XII 200
XIII 73
XIV 208–210
XV 121, 124, 350
XVI 243, 327, 330
XVII 232, 296–297, 301
XVIII 303–304, 341–342 (F. und 


Physiokratie), 356


Fortschrittsglauben
→ technischer Fortschritt


Fracht, Frachttarife
IX 9–12
XI 16–20, 44, 46, 48


Frankreich, Franzosen
I 72, 97, 151, 193, 294, 305, 


333, 353, 377
II 47–48, 103, 110–111, 171, 256, 


261–262, 282, 295
III 45, 117, 119, 126, 135, 206, 


324, 326–327, 352, 354
IV 121, 193, 219, 222, 288
V 75, 97, 218, 223–224
VI 35, 64, 261, 271, 283–284
VII 122, 189
VIII 64–65, 67, 115–128, 166, 168, 


225, 230, 276–279, 284, 304
IX 78, 262
X 101 (frz. Revolution)
XI 56, 60
XII 277, 289–291 (F. und Deutsch-


land nach dem ersten Weltkrieg), 
293, 303, 331 (die große 
Revolution), 381 (dt.-frz. Krieg 
1870/71)


XIII 132, 141–144 (dt.-frz. Verhält-
nis nach dem ersten Weltkrieg), 
152–154, 202, 230, 289–290, 
307–308, 314–321, 335–337, 
344


XIV 75, 109, 116–117, 156, 178, 
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XIV 31, 67, 75, 82, 90, 146, 159, 
189, 216, 244–245, 248, 
255–257 (F. und Buchgeld), 281, 
285, 291–293 (Probleme der 
praktischen Handhabung von 
Klebe- und Tabellengeld), 298, 
304, 311, 317, 325, 329, 349, 
362–363, 384


XV 38, 76, 102, 106, 124–125, 134, 
168, 220, 239, 280, 293, 305, 
308, 319–322, 329–334 (Ein-
fluss von F. auf die ländliche 
und städtische Bodenrente), 
340, 376, 378


XVI 31, 50, 52, 111, 177, 208, 
227–228, 254, 312, 318, 321, 
347


XVII 43, 47, 50–53 (kleine Ursache – 
große Wirkungen), 55, 59, 64–65, 
74, 98, 107, 144, 182–183, 216, 
264–267, 290


XVIII 120, 128 (F. ist nichts anderes 
als die auf die Spitze getriebene 
Quantitätstheorie), 134 (F. will 
das Ideal der Konsumvereine 
verwirklichen), 148, 151, 154 
(Markenklebegeld), 156, 161, 
164, 168 (ist F. vor allem eine 
Verstandessache, so ist Freiland 
eine Gemüts- und Moralfrage), 
175–176, 180–181, 184–185, 
190, 196, 198, 202, 213–214, 
217, 226–227, 236, 250, 261 (F. 
und Freiland sind ein neuer 
Standpunkt für das Gesellschafts-
leben der Menschheit), 265, 
273, 301, 306, 313, 337, 340, 
362, 374, 390–391 (Entstehung 
der Begriffe Freiland-F.-Freihan-
del), 404, 408–409


Freihandel
I 100, 149, 370, 373, 380


II 109, 230, 276–277
III 87–88, 90, 143, 220–225, 256
IV 33, 73, 105, 122–123
V 163, 192, 254
VI 40, 219, 261, 280
VII 54, 60, 119–127
VIII 114, 192, 265, 298 (F. ist die 


natürliche Wirtschaftsverfassung),
298–306


IX 73, 146, 148, 373
X 77–78, 118, 130, 228, 254–255, 


288, 301, 304, 327
XI XVIII–XIX, 69, 94, 246, 264
XII 62, 79, 111, 150–153 (F. schützt 


alles, was den Völkern heilig ist),
154–169, 179, 181, 216, 241, 
280–287 (Weltfreihandel als un-
antastbares Menschenrecht und 
Friedensgarantie), 289, 292, 
304–305, 314


XIII 19, 61, 64, 84, 108, 161 (Eng-
land, die alte F.-burg), 171, 205, 
215, 241


XIV 73–74, 86–88, 113, 244, 290, 
300, 311, 314, 317, 325, 347–349, 
362–363, 376, 384, 404


XV 38, 54–58, 63, 99–104, 125, 
198, 239–240, 245, 275–279, 
333, 377, 381–382 (mit dem F. 
verfügt jeder ohne Gewalt über 
die ganze Welt), 384


XVI 31, 71–73, 76–77, 97–99, 119, 
143, 161, 167–169, 231, 254, 
272–274 (Einstellung der Konser- 
vativen zum F.), 282, 291, 341


XVII 35–36, 75, 98, 144–145, 197, 
221, 263, 267, 290


XVIII 30, 33, 117, 198, 202, 227, 
254–255, 263, 301–302, 312, 
322 (F. sowie Geld- und Boden-
reform als soziale Homöopathie), 
334, 337, 374, 390–391 (Ent-
stehung der Begriffe Freiland-
Freigeld-F.) 


den Männern), 265 (Versklavung 
der F. in der Ehe), 267, 271–274 
(konservatives F.-bild), 288, 
307–308 (F. verwalten das Geld-
wesen), 310 (Gesamtinteressen 
der F. entsprechen den ewig 
währenden Menschheitsinteressen)
–311 (F. betrachten die Währung 
als ihre Angelegenheit) –312, 
321 (F. verwalten die Mutter-
rentenwährung), 325–331 (Kolo-
nie Frauenberg, wo es keine 
staatliche Ehe mehr gibt)


XVII 33 (F. und Fabrikarbeit), 71–73 
(F. und Geburtenregelung in der 
Physiokratie), 88, 94, 199, 
295–302


XVIII 74, 166–167, 173, 227 (F.-frei-
heit) –228, 248, 297, 303, 326 
(Recht der F. auf den eigenen 
Körper), 355–356, 369, 385, 
397–398


Frauenparlament
VIII 186 (F. für auswärtige Ange-


legenheiten)


Frauenrechte
XIV 214


Frauenwahlrecht
I 140
X 240, 343
XI 92–93 (F. und politisches 


Wahlrecht)
XII 35
XIII 74 (die Frau muss den Mann, den


Vater ihrer Kinder frei wählen 
können, das ist wahres F.)


XVI 261 (bei der fiktiven Reichstags-
debatte über die Mütterrente 
sind Frauen in großer Zahl in 
allen Parteien)


Freidenker
XVI 241, 261


Freigeld
→ Reformgeld
IX 191, 200, 202, 204, 209, 215, 


289, 332, 351, 383, 392, 394–396 
(F. ist an und für sich kein Kapi-
tal; mit der Einführung von F. 
verschwindet der Urzins sofort)


X 27–31, 86, 88–94 (Klebegeld), 
180, 266, 270 (F. ist ein richti-
ges Arbeiter- und Bauerngeld), 
276, 282–285, 320, 328, 337, 
350, 376–380


XI XVII, 76, 166, 173–174, 
237–313 (253: F. ist fleischge
wordene Nachfrage), 357, 
359–360, 398–400


XII 35, 37, 90, 97–98, 101, 106, 
237 (F. entstammt keiner natio-
nalökonomischen Schule), 242, 
244, 247, 250–251, 257, 
265–266, 268, 270–271, 287, 
292–293, 300, 311–312


XIII 19, 25, 29–30 (F. ist entweder 
im Verkehr oder auf der Bank, 
aber nicht gleichzeitig an beiden 
Stellen)–31 (F. soll die Umlauf-
geschwindigkeit zu einer kon
stanten Größe machen) –32, 34 
(Können sich Bankguthaben dem 
Machtbereich des Freigeldes ent-
ziehen?)–38, 42, 53, 85, 107, 
112–113, 119, 129 (F. als Dampf-
maschine der Volkswirtschaft) 
–130, 136, 151, 156–160 (F. und 
bargeldloser Zahlungsverkehr), 
175, 189 (F. hat keinen fiskali-
schen Zweck), 279, 281, 366, 
373–376 (F. ist kein Kapital an 
sich), 378, 383–384, 386–388, 
393
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XIV 65–69 (Verbände der Freiberufler 
als Teile einer Befreiungsdiktatur)


XV 189 (f. B. als Teil einer Einheits-
front)


XVI 212–213, 338 (Richteramt als f. B.)
XVII 97, 264
XVIII 191


Freie Güter
II 53
XV 288–289 (wenn die Luft in 


Privateigentum überginge, müs-
ste auch dafür eine Rente ge-
zahlt werden)


Freie Liebe
VII 225
XIV 213–215
XV 350
XVI 237, 265, 325
XVIII 341–342


Freies Spiel der Kräfte
III 144
VII 33
X 262
XI XVIII, XX, XXII, 313, 332
XII 184, 192
XIII 287
XVI 92
XVII 99


Freier Wille
VII 210


Freikörperkultur
XV 123–124


Freiland
III 350
IV 29, 31–34, 36, 45, 288, 291–292


VI 254
VII 95, 274–276
VIII 243–252, 279 (soziales Heil-


mittel), 335
IX XXXIII, 1–89
X 28, 97–120 (F. bedeutet eine 


radikale Umwertung all unserer 
Begriffe)–121 (F. Rütli in der 
Schweiz), 188 (F. stellt eine 
objektive Gerechtigkeit bei der 
natürlichen Auslese her), 235, 
276, 328


XI XVII, 16, 22–25 (F. ersten, zwei-
ten und dritten Grades), 28, 
41–43, 52, 55–71 (F., die eherne 
Forderung des Friedens), 72–76 
(F.-finanzen), 98–99, 106, 269, 
319


XII 37, 204, 266–267, 283–284, 
287–288, 292–293, 300, 304, 
312–315


XIII 53, 64, 69, 85, 93–94, 106, 118, 
136, 147, 175, 396


XIV 31, 33, 67, 73–75, 84–87, 90, 
189, 209 (F. und Gleichberechti-
gung aller Rassen), 216, 
244–245, 311, 317, 325, 329, 
349, 362–363, 384


XV 38, 40, 124–125, 220, 238–239, 
246, 280, 287–289, 291–292, 
312 (Kontroverse um das F. im 
Schweizer Freiwirtschaftsbund), 
327, 329–334 (F. ist der Prüf-
stein des freiwirtschaftlichen 
Denkens), 363, 376–378 (F. ist 
der fruchtbarste, großartigste 
Gedanke, der je ein Menschen-
herz bewegt hat, und zugleich 
ein Prüfstein für freiwirtschaft-
liches Denken)


XVI 31, 52, 125, 177, 208, 254, 347
XVII 43, 98, 144, 156, 158, 182–184, 


216–223, 266–267, 290
XVIII 45, 109, 120, 135, 148, 


Freiheit, Freiheitsgeist
I 36, 62, 64, 135–136, 141–142, 


147, 280
II 31, 134, 224, 288
III 25, 56–58, 97, 125, 141, 143, 


148–149, 225, 256
IV 53, 68, 72, 153, 288
V 247, 252–253
VI 116–118 (F. des Geldes, die 


Nachfrage zu verschleppen), 241
VII 18–19, 33, 35–36, 48, 54, 82, 


119–120 (gerader göttlicher Weg 
der F.), 127 (heiliger, unbändi-
ger Drang nach F.), 142–143, 
148–149, 165, 169, 210, 237, 
240–241, 245, 253, 259, 324


VIII 102, 204, 212, 227, 243–244, 
247–248, 250, 275, 300, 303, 
306, 308, 333


IX XVI–XVII, 72–73, 182, 308 (F. 
des Geldes), 310, 393 (F. muss 
immer erkämpft werden)


X 24, 54, 66, 68 (Armut und 
Reichtum stehen der F. ent-
gegen), 77, 107, 113 (F. der 
Meere), 168 (F. der Frauen), 
172–174, 212 (F., Brüderlichkeit 
und Recht auf Rente), 216–217, 
240, 242–243, 267–268 (Ellbo-
genfreiheit und Gewissens-
freiheit), 283, 303, 327


XI XIX–XX, XXII, 62, 65 (F. der 
Bodenschätze), 68, 72 (F. des 
Siedelns und Wanderns), 83–84, 
90, 93 (wurzelechte F.), 182–183 
(F. des Geldes), 219, 221, 225, 
288 (F. als Beschränkung der 
Freiheit?), 357 (F. muss erkämpft 
werden), 393–395


XII 35, 37, 79, 153–154, 218 (f., selbst-
ständige Vollbürger in einem klassen- 
losen Volksstaat), 225, 266 (anar-
chistische F.), 267, 293, 298, 300


XIII 46–48, 75, 77, 79, 84 (nur in 
der F. kann der Wettbewerb 
seine ordnende Wirkung zeigen), 
96, 116, 135, 137–138, 163, 
313, 359


XIV 32, 34, 67, 91 (soziale Gerechtig-
keit auf f. Grundlage), 114, 189, 
213–215 (F. der Frauen), 216, 
272, 278, 294, 314–315 (F. des 
Ansiedelns, des Wanderns und 
des Verkehrs), 331, 334, 350, 
398 (bürgerliches F.-ideal ist im 
freiwirtschaftlichen Programm 
enthalten)


XV 33, 52, 59, 65, 100, 134, 164–165, 
192, 208, 210, 215 (F. für Ge- 
fangene), 244, 273, 333, 377


XVI 26, 60, 63, 104–105, 170, 239, 
241, 243, 263 (F. des Mannes), 
265 (F. der Liebe), 269 (F. muss 
nach Ansicht der Deutschnatio-
nalen der herrschenden Schicht 
vorbehalten bleiben) –270, 275 
(Ablehnung der F. durch die 
Konservativen), 298 (F. verträgt 
sich nicht mit niederer Ge-
sinnung), 300, 329, 347


XVII 75, 83, 93 (F. des Siedelns und 
des Wanderns für alle Menschen), 
152, 161, 194, 229, 253–255 (f. 
Arbeiter sind rentabler als 
Sklaven und Leibeigene), 264


XVIII 36, 134, 179, 191, 206, 291, 
301, 303 (vollkommene F. von 
Frau und Mann), 304–305, 340 
(F. des Alkoholgenusses), 403


Freie Berufe, freie
Berufswahl
VII 19, 85, 278, 318
VIII 89
XII 298
XIII 79
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Fremdbestimmung
XIV 205


Fremde, Fremdenkolonie
II 294
III 100 (Schwarze/Weiße), 130
IV 71
V 246 (deutsche F. in Argentinien)
VII 147
VIII 189
IX 72 (Verkehr mit F. verfeinert die 


Sitten), 73 (Liebe zu Nachbar-
völkern)


XI 93–94 


Fremdkapital,
Fremdfinanzierung
V 133
XII 360


Freunde, Freundschaft
IX 73
X 289
XV 97, 165
XVI 302


Frieden, Friedensgeist
II 275–277
III 224, 248, 252, 326, 333
IV 60, 140, 299–300
V 27, 29 (sozialer F.), 116, 152, 


248
VII 170 (Friedensidee), 199, 205 


(Friedensliebe), 211 (physiokra-
tischer F.), 228–229, 236, 342


VIII 54–55, 143, 154, 165, 181, 
183–195, 202, 225, 227, 234, 
236, 243, 248 (vom Wirtschafts-
frieden über den Herzensfrieden 
zum Weltfrieden), 253–255, 
257–261, 264, 266, 268, 
289–290, 293, 312, 332, 334


IX 167
X 22, 36–82, 90, 100–105, 108, 


117–118, 129, 130–132 (echter 
F. kann nicht auf Sieg oder 
Niederlage errichtet werden), 
146–148, 233–234 (Friedens-
liebe und Gerechtigkeit), 244, 
286, 303, 324


XI 55–71, 94, 210–233, 403
XII 35, 64, 153, 155, 179, 277, 


286, 289–292, 297–298, 300, 
304, 346


XIII 19, 67, 78, 80, 93, 108, 148–149, 
207, 292, 301, 303, 329


XIV 67, 73–76, 104, 178, 265, 278 
(F. ist eine Begleiterscheinung 
der Arbeit), 311, 315 (mit Frank-
reich einen wahren und echten 
F. schließen), 316, 323,
348–349, 364–365 (F. unter 
Klassenstaaten ist ein Traum), 
366, 369–370, 383


XV 31–34 (Kants ewiger F.), 36, 
52–54, 59 (sozialer F.), 125–129 
(F. wird nicht durch Abrüstung 
möglich, sondern durch die Her-
stellung von sozialer Gerechtig-
keit), 198, 202, 226, 234, 245, 
249, 253–257 (Pazifisten reden 
zuviel vom Krieg und zuwenig 
vom F.), 259–264 (F. setzt die 
Überwindung von Privilegien 
voraus), 268–271 (organischer F. 
als Folge der Beseitigung aller 
Privilegien), 274, 278, 379


XVI 60, 71 (F. durch Handel mit den 
Polen, Franzosen und Tschechen),
100–101, 159, 167, 231, 243, 
287, 291, 342


XVII 84, 131–132, 142–143, 146, 
234, 268, 288–289


XVIII 89, 93, 100, 102, 106–107, 111, 
122–125 (wir sind die eigent-
lichen Träger des Friedensge-


166–168 (F. löst die Frauen-
frage; ist Freigeld vor allem eine 
Verstandessache, so ist F. eine 
Gemüts- und Moralfrage), 190, 
198, 202, 227, 261 (F. und Frei-  
geld sind ein neuer Standpunkt 
für das Gesellschaftsleben der 
Menschheit), 265, 302 (F. trägt 
dazu bei, Monopole aufzulösen), 
306 (Kontroverse um das F. im 
Schweizer Freiwirtschaftsbund), 
310 (F.-forderung wird in der 
Schweiz kümmerlich behandelt), 
312 (unentwegtes F.-programm) 
–313 (nationalistische Elemente 
stoßen sich an der F.-forderung), 
337, 340, 363 (englische NWO 
nicht ohne den F.-teil), 374, 383 
(F. lässt sich nicht durch kleine 
Zirkel schaffen), 390–391 (Ent-
stehung der Begriffe F.-Freigeld-
Freihandel)


Freilandheim Rütli
XVIII 158


Freilandstaat
X 173–174 (F. ist klassenlos und 


ermöglicht echte Demokratie)
XII 239, 270


Freiland-Freigeld-Dom
XII 20


Freisozialismus
XVI 103


Freistaat
X 225, 227, 230, 242
XII 37, 117
XIII 58–59 (klassenloser Staat), 63, 


76


Freiwirtschaft
IX XVI–XVII
X 267–268 (die F. wird auch für 


kommunistische Gemeinschaften 
Raum und Arbeit schaffen), 
291–297 (Sparen in der F.)


XI 393
XII 25, 37, 76, 241–242
XIII 188 (heilende Kraft der F.), 192, 


359
XIV 293, 364, 366, 370, 388, 398
XV 37, 64, 108–109, 115–117, 


124–125, 167–168, 192, 202, 
224, 238, 310–311, 334 (Werbung   
für die F. mit Freiland beginnen), 
334–336, 343, 361 (die F. erfüllt 
die Grundsätze des Christen-
tums), 375, 378


XVI 40 (F. verändert die Menschen-
natur), 86, 102–103 (die F. bie-
tet auch Raum für kommunis-
tische, freisozialistische und 
anarchistische Gemeinschaften), 
139–141


XVII 184, 189, 193
XVIII 265 (F. verträgt sich nicht mit 


dem Antisemitismus und zwingt 
bei allen Untersuchungen, immer 
den Globus sich vor Augen zu 
halten), 279, 290, 292, 294–295,
302, 306, 310–314 (F. verträgt 
sich nicht mit dem nationalisti-
schen Wahn), 316, 324, 338, 345,
368 (die F. ist ein Geschäft, das 
seit fast 40 Jahren noch niemals 
einen Pfennig Gewinn abgeworfen
hat), 372, 374 (die F. ist keine 
Angelegenheit für die Massen), 
376 (die F. ist ein ausgesprochen 
amerikanisches Ziel, mehr noch 
als ein englisches), 378 (die F. ist
eine Banalität wie alle Wahrheiten),
387 (F. entspricht dem amerika-
nischen Ideal)
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XI 241, 268, 286–289 (Mutualismus 
bei Proudhon)


XIV 85
XVI 302–303 (Selbsthilfe und g. Hilfe 


bei vollem Arbeitsertrag)
XVII 56–57


Gegenwart,
Gegenwartsgüter
III 262, 269, 273
IV 244, 253
VI 232, 250
VII 281–289
VIII 46
IX 402


Gehirn
V 256–257 (jedes Menschenhirn 


ist ein Tempel Gottes)
VI 29, 32 (Hirngespinste), 98–99 


(Glaubenswechsel, Umdenken)
VII 290–292 (Vorgänge im G. beim 


Denken und Umdenken)
IX 232, 234
XI 122 (Denkprozesse), 124
XII 237 (Denkgewohnheiten und 


Umdenken)


Geist, 
geistige Entwicklung,
Denkfähigkeit
I 146–147
II 288
IV 33
VI 16 (Erkenntniskraft des mensch-


lichen G.), 41, 286 (heiliger G.)
VII 55 (Wettbewerb im gesamten 


Geistesleben der Völker), 58 (G. 
der uns beseelt), 222, 245 (hei-
liger G.), 256, 290–292 (Be-
wusstseinswandel, Lernen und 
Umdenken)


VIII 95–96 (g. E. durch wirtschaft-
liche Befreiung), 98 (geistige 
Befreiung)


IX 92
XII 229, 231
XIII 116, 138
XIV 33 (g. Befreiung), 215, 341
XV 124 (G. und Toleranz), 204, 227, 


265 (der G. in allen seinen reli-
giösen, wissenschaftlichen und 
künstlerischen Formen wird den 
Privilegien dienstbar gemacht), 
272


XVI 278–279, 327, 334 (Uniformie-
rung des G. in den Staatsschulen)


XVII 103–104, 301
XVIII 86, 354 (G. und Materie gehören 


unmittelbar zusammen), 394 (g. 
Eigenständigkeit)


Geiz
I 236
IV 172
IX 203


Geld
I 50, 52, 75, 77–78, 86, 93, 107, 


155–161, 167, 207, 222, 238, 
272, 288, 317, 371


II 16–18, 33, 35, 38, 78, 81, 84, 
86, 88, 95–96 (Neutralität des 
G.), 116 (toter Körper)–117, 123 
(soziale Einrichtung), 136–138, 
148, 150, 155, 175–177, 212, 
232, 250, 285


III 16, 55–58, 69, 83–85, 96–97, 
109–111, 118, 124–125, 143, 
156, 158 (G. demokratisieren), 
174–175, 201, 204, 212–213, 
286–289, 292–293, 299, 
301–307, 319, 368, 371


IV 90, 100, 118–119, 124, 128, 
130, 133, 140, 147–150, 154, 


dankens), 130, 137–138, 141, 
144, 146, 150, 153, 155, 160, 
163, 167, 169–170, 174, 186, 
189, 193, 198, 227–228, 237, 
243, 248, 260, 263, 277, 304–305, 
312 (Friedensfrage ist auf das 
Innigste mit der Freilandfrage 
verwachsen), 339, 344, 371


Friedensbewegung
→ Pazifismus
VIII 187, 282
XVIII 93, 120, 124–125, 228, 264


(Beiträge an die F. sind für 
Kinder eine bessere Vorsorge als 
Versicherungsbeiträge)


Frondienst
I 38
VIII 243, 247


Fruktifikationstheorie
→ Zinstheorien
III 201
IV 87, 155
IX 183–191, 398–399
XI 107, 361–362


Fürstenentschädigung,
Fürstenenteignung
XVI 33–34, 148–152, 159, 162–163 


(Unterstützung des Volksbegeh-
rens zur F.), 173–174 (inmitten 
von Not und Elend ist der 
Reichstag gewillt, den Fürsten 
riesige Vermögen in den Rachen 
zu werfen), 174, 186–189 (nicht 
Fürsten, sondern die Kriegsbe-
schädigten sollen entschädigt 
werden), 190–191, 202, 229


XVII 44, 69, 199, 284


Gebärstreik
X 103
XI 57
XVI 266
XVII 70–73, 88, 90, 300


Gebäudesteuern
VII 262–266


Gebrauchswert
I 359
II 75


Geburtenregelung
III 228
VI 198
VIII 119, 121–122, 245 (G. durch die 


Interessen des Bodenbesitzes 
motiviert), 332


X 289
XV 206–210 (Bodenrente, Sexual-


moral und G.)
XVI 329–330
XVII 71–73, 88–96, 103–104, 


231–232, 294–302
XVIII 341–342, 356, 380–382, 386


Gedanken
V 256–257
XII 251 (der Schmerz ist der Pionier 


des Gedankens)


Gegenseitigkeit
I 271
III 81, 317–318
IV 128, 151
VI 153, 173, 195
VII 236, 326
VIII 318
IX 98, 153–154 (gegenseitige Hilfe 


bei Geldverlegenheiten), 180–183
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255 (G. bedarf der Materie nur, 
um greif- und sichtbar zu sein), 
257 (G. ist der Fußball der Volks-  
wirtschaft), 263 (G. ist das natür-
lichste und mächtigste Binde-
mittel der Völker), 268, 295, 
309 (G. vermittelt den Austausch 
nur gegen Tribut), 321 (G. soll 
glückliche Entwicklungskeime zur 
vollen Entfaltung bringen)–323 
(G. kann nicht zugleich Peitsche 
und Bremse sein), 327 (G. ist 
keine Ruhebank, sondern ein 
Transitlager), 347 (G. ist Ursache 
des Zinses), 349 (G. ist der Zentral-
nerv der ganzen Volkswirtschaft),
355 (G. ist Kapital an sich), 358 
(G. verdankt sein Dasein den 
Schwierigkeiten des Tauschhan- 
dels), 360 (G. ist nicht der abso-
lute Herrscher auf dem Markt), 
363 (G. ist der kürzeste Weg 
zwischen Produktion und Konsum),
367–368 (G. ist immer Kapital), 
370–373 (G. ist ein Urkapital), 
406 (G. proletarisiert die Volks-
massen)


X 50 (G. als Grundmauer der Kultur),
52 (G. als Wiege aller Kultur), 
55, 101 (G. als sozialer Spaltpilz 
und Sprengkörper), 210, 269 (G. 
regiert die Welt), 281, 350–352


XI 7 (Riegel- oder Sperrnatur des 
G.), 111, 143 (G. ist der Fußball 
der Volkswirtschaft), 147, 149 
(G. ist das natürlichste und 
mächtigste Bindemittel der 
Völker), 154 (G.  soll volkswirt-
schaftlich, nicht privatwirt-
schaftlich verwaltet werden), 
162, 166, 172–174, 176, 183 
(Markt ist die Straße und G. der 
Schlagbaum), 189, 197 (G. soll 
ein Schlüssel und kein Riegel 


des Marktes sein), 200 (G. ist ein 
Übergangslager und keine Ruhe-
bank), 203–204 (G. wird che-
misch reine Nachfrage)–205, 217 
(G. hat fortschrittfördernde 
Kraft), 220 (G. ist die Hebamme 
der Kultur), 237–246 (G. soll den 
Austausch der Waren sichern, 
beschleunigen und verbilligen), 
259 (G. ist keine Ruhebank 
mehr), 264 (G. ist fleischgewor-
dene Nachfrage; es führt seinen 
Besitzer wie einen Hund an der 
Leine), 266, 270, 284–285 (G. 
und Ware treffen sich auf hal-
bem Wege), 288, 291–292 (zins-
zeugende Kraft des G.; G. als 
Kapital an sich), 294 (G. be-
herrscht die Produktion und den 
Austausch von Waren), 322 (G. 
ist Ursache des Zinses und 
Zentralnerv der Volkswirtschaft), 
325, 329 (G. wurde für die Über-
windung des Tauschhandels ge-
schaffen), 331 (G. muss sich mit 
Urwirtschaft, Tauschhandel und 
Wechselverkehr als Wettbewer-
bern auseinandersetzen), 
333–334, 337 (G. ist Kapital an 
und für sich)–338 (G. ist eine 
sprudelnde Zinsquelle)–339 (G. 
allein ist das Urkapital und 
andere Kapitalgegenstände sind 
dessen Geschöpfe)–340 (G. 
schafft das Proletariat), 357, 
359 (das herkömmliche G. hat 
seinen Saugrüssel unmittelbar in 
die Blutbahn des Volkes gesenkt; 
mit dem Freigeld wird dem 
Tauschmittel dieses Schröpfwerk-
zeug genommen), 395 (Religion 
ist nicht tiefer als Arbeitsteilung 
und G.)


XII 26 (G. ist der Nerv aller Dinge), 


156, 159–160, 178–238 (227: 
gesundes, ehrbares G.), 252, 
263–264, 266, 289


V 85–86, 88–89 (Wiege der Kultur),
90–91, 117–118, 123, 129 (G. 
hat merkamotorische Kräfte und 
ist kein lebloser Gegenstand) 
–130 (G. hat den Charakter des 
Wolfes), 141, 144, 173 (G. ist 
der Brennpunkt der Volkswirt-
schaft), 183 (G. ist treuhänderi-
sches Produkt der Gesetzgebung), 
212 (Monopolgegenstand allerer-
ster Ordnung), 227 (G. hat nur 
ein Heimatland: die Erde), 261 
(G. ist Gottvater in Person)


VI 23 (G. ist kein Schuldschein), 
25, 53 (beim G. tritt der Waren-
charakter am reinsten hervor) 
–54 (G. ist die einzige nützliche 
Ware), 56 (G. ist Ware), 58 (G. 
ist der Fußball der Volkswirt-
schaft), 65 (G. ist das natürlich
ste und mächtigste Bindemittel 
der Völker), 109 (G. in kreisen-
der Bewegung), 118 (G. ist ein 
Schlagbaum des Marktes), 129, 
133 (G. hat glückliche Entwick-
lungskeime)–134 (G. und Kultur), 
138, 140 (G. ist keine Ruhebank),
146 (G. ist chemisch reine Nach-
frage), 148 (G. als Maschine be-
trachten), 150, 177, 188, 193 
(G. ist Kapital par exellence) 
–194, 196 (G. ist primäres Kapi-
tal), 203, 205 (G. ist nicht abso-
luter Herrscher auf dem Markt), 
209, 215–217 (im Anfang war 
das G. als Urkapital jedes kapita-
listischen Unternehmens; G. ist 
Königskapital), 218, 220, 246 
(G. hat zinszeugende Kraft; nach 
Ansicht der Physiokraten ist G. 
steril), 254 (G. bewirkt Proletari-  


sierung der Volksmassen)
VII 75–77, 92 (G. als Urkapital), 


108, 162 (G. als Kapital), 166 
(G. vergleichbar mit Atlas, dem 
Träger des Himmelsgewölbes) 
–167, 169–170, 176 (G. sozusa-
gen nur geliehenes Gut), 203, 
332, 335–336


VIII 50, 53 (G. ist etwas anderes als 
die Arbeitszettel der Sozialisten 
und Kommunisten)–54 (G. ist 
eine großartige Erfindung), 59 
(G. und Renaissance), 62 (G. ist 
Motor der Volkswirtschaft), 73, 
81 (G. hat Konstruktionsfehler) 
–82 (G. ist ein ideales Tischlein-
deck-dich)–83, 89 (G. ist ein 
Fremdkörper dieser Erde und 
nimmt eine Ausnahmestelle in 
der Natur ein)–90 (G. ist eine 
schadhafte Leiter der Mensch-
heitsentwicklung), 134–135 (G. 
ist der einzige Anker, der Grund 
fasst), 174, 181, 233, 255 (G. 
ist an sich Kapital), 308, 
316–317, 319 (G. ist ein Kunst-
produkt, das den natürlichen 
Eigenschaften der Waren ange-
passt werden muss), 322 (G. ist 
das Fundament der Volkswirt-
schaft und des Handels)


IX XXVII, XXIX (G. ist Riegel und 
nicht nur Schlüssel des Marktes), 
XXXI, 92, 94–106 (nur staatli-
ches G.), 122, 128 (umlaufendes 
G. wird zur idealen Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit), 130–131,
148–149 (G. als fleischgeworde-
ne Nachfrage), 156, 183 (Wohl-
taten des G.-verkehrs / G. kein 
Ruhepunkt, sondern Durchgangs-
produkt im Warenaustausch), 
186 (G. mit zinszeugender Kraft 
als Kapital), 197, 199, 216, 225, 
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Geld als Recheneinheit
I 87
III 303–304
IV 223, 274
XII 261–263, 265
XIV 381


Geld als Sparmittel
I 115, 327
III 83, 175, 179, 195, 213, 229–230
IV 96, 154, 275
V 94, 118, 172 (G. als siamesischer 


Zwilling von Tausch- und Spar-
mittel)


VI 135, 137
VII 173, 177
VIII 80
IX XXXI, 183, 329 (Missbrauch des 


G. als Sp.)
X 65, 275
XI 8, 197, 199, 202–204, 224, 254, 


288
XII 329, 348, 390 (G. als Tausch- 


und Sparmittel ist eine siame-
sische Missgeburt)


XIII 374
XIV 45, 51, 56, 283, 380–381 
XVIII 35


Geld als
Transaktionsmittel /
Tauschmittel /
Transportmittel
I 318, 346–347
II 16–17, 27–28, 42, 118, 170, 


232, 285
III 83–84, 123–124, 144, 156, 158, 


175–176, 179, 195, 213, 
229–230, 295–296


IV 94–96, 154, 156, 158, 160, 
183–184, 269


V 90, 94, 114, 117, 138, 172 (G. 
als siamesischer Zwilling von 


Tausch- und Sparmittel), 194
VI 43, 63, 91, 99, 109, 135, 138, 


144–145, 147–148, 151, 170, 
239


VII 77, 174, 177
VIII 80, 139, 239
IX XXXI, 93–94, 96–97, 113, 123, 


183, 186–187, 203, 245 (G. als 
Tauschmittel muss immer eine 
staatliche Einrichtung sein)–246, 
261, 267, 285, 326, 330


X 30, 48–49, 65, 275, 319, 352
XI 8, 133–134, 139, 147, 163, 170, 


197, 200, 202–204, 224, 
238–246 (G. soll den Tausch der 
Waren sichern, beschleunigen 
und verbilligen), 254, 288, 322


XII 99, 114, 327, 329, 345, 348, 
366, 368, 390 (G. als Spar- und 
Tauschmittel ist eine siame-
sische Missgeburt)


XIII 207, 245, 366, 376, 386
XIV 34–35, 37, 44, 46, 56, 283, 


285, 291, 297–298, 380
XV 44, 132
XVII 181
XVIII 95, 124, 165


Geld als
Wertaufbewahrungsmittel
III 83, 231–233
IV 174, 228, 230, 232
V 87, 95, 181
VI 28
VII 182
VIII 178
IX 205–206
XIV 45–52
XVII 129


Geld als Wertmesser
I 187, 319
III 340, 342, 346


128, 132 (G. ist ein Monopol-
gegenstand allererster Ordnung), 
157, 162, 212 (G. ist mehr als 
ein einfaches Äquivalent der 
Waren), 214, 230 (Bargeld und 
Schecks), 240, 251 (organische 
Fehler des heutigen babyloni-
schen G.), 262–263, 269–270, 
325 (G. ist die Wiege der Kultur), 
347, 352, 356 (G. hat ungeheure 
Kräfte, die zu ungeahnter Blüte 
oder in den Abgrund treiben 
können)–357 (G. hat den 
Charakter eines Wolfes), 391 (G. 
ist der Brennpunkt der Volks-
wirtschaft)


XIII 31 (G. soll auf den Märkten krei-
sen wie die Erde um die Sonne), 
37 (G. hat sich den Waren anzu-
passen und nicht umgekehrt), 
57 (öffentliches Gut), 75, 88–89 
(G. ist eine Großmacht), 129–130 
(G. als Zentralnervensystem und 
Lebensnerv der Volkswirtschaft), 
204 (die Wirtschaft passt sich 
immer dem G. an und nicht um-
gekehrt, wie es sein sollte), 210 
(bei der Verwaltung des G. sol-
len keine Privatinteressen be-
rücksichtigt werden), 257, 259, 
262 (G. als Monopolgegenstand), 
348–349, 358, 360 (G. ist kein 
Äquivalent der Waren) –361, 366 
(G. ist mehr als ein Äquivalent 
der Waren und ein Kapital an 
sich), 368–370, 372 (organische 
Fehler des G.), 374–375 (Waren 
und G. sollen Äquivalente wer-
den), 381–385 (G. soll sich von 
selbst bewegen und nicht – von 
außen – durch den Zins in Be-
wegung gebracht werden), 397


XIV 31, 38, 40, 46–47, 53–57 (G. ist 
das Blut der Volkswirtschaft und 


wird vergiftet), 120–121, 225, 
227, 247, 282, 285–288, 302–303


XV 65, 68, 74 (psychologische 
Grundlagen des G.), 101, 118, 
149 (G. und Presse), 212, 306, 
336, 340 (G. dynamisch verste-
hen statt statisch), 352–353, 
359


XVI 110 (Banknoten sind keine 
Schuldscheine), 112, 154, 227, 
243 (Privilegien des G. verfäl-
schen den Wettbewerb), 309 (G. 
ist das Spiegelbild des Menschen)


XVII 44, 50, 58, 98, 110, 117, 135, 
174, 177–182, 186, 203, 205, 
225, 227, 233, 239, 284, 289


XVIII 28, 30, 39, 45, 63, 94, 115, 133,
164, 168 (G. als Mammons-
manna), 184, 215, 226, 243–244 
(Zweifel an der Möglichkeit sei-
ner Entstaatlichung), 249 
(Kapitalcharakter des G.), 277, 
300, 377


Geld als
Akkumulationsmittel
I 169
II 148
VI 125
XIII 195


Geld als
Ausbeutungsmittel
VII 184


Geld als
Kapitalübertragungsmittel
XII 114
XIII 245


Geld als
Kommunikationsmittel
I 161
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Geldhandel
XIV 400 (Juden wurden von Christen 


zum G. gezwungen)


Geldheirat
I 139
X 231


Geldhortung
→ Geldkreislaufstörungen


Geldhunger
V 98–101, 111, 114
VII 212
IX 408
XII 342–345


Geldkapital,
Geldkapitalist
III 266–267, 271, 285, 290, 295, 


298
IV 235, 247–248, 252, 261–262, 


264–265, 268–269, 271, 273, 
277, 291


VI 194, 199, 201, 212–213, 216, 
218, 258


VII 264, 309
VIII 48
IX 186–189, 338, 350–351 (G. ist 


das primäre und Realkapital das 
sekundäre Kapital), 354–356, 
366, 408


XI 3, 293, 323, 341, 370
XIII 95, 370–371
XV 275
XVI 144
XVIII 300, 307


Geldkreislauf,
Geldzirkulation
I 44, 91, 162, 189–190, 215–217, 


248, 256, 301–304


II 22–23, 84–89, 157, 159, 162, 
169


III 20, 26, 127, 174, 196, 234
IV 112–113, 128, 134, 153 


(mechanisch präzisierte Folge 
von Kauf und Verkauf), 184, 210 
(regelmäßiger G. als Tod der 
Börsendifferenzen)


V 127, 146, 151, 157, 231
VI 109, 136 (gleichmäßige G.), 


139, 166 (gleichmäßig schnelle 
Rotation), 182 (regelmäßige G. 
wird zur ewig sprudelnden Geld-
quelle), 279


VII 44, 178, 306
VIII 87 (regelmäßiges Erscheinen des 


Geldes auf dem Markt), 135 (G. 
ist der Treibriemen der Volks-
wirtschaft), 138 (geschlossener 
Kreislauf des Geldes)–139, 
142–143, 147, 149, 162, 200, 
216, 258, 269, 318


IX 123, 129, 142, 180, 281, 323
XI 188, 253, 256 (G. wird durch 


Freigeld geschlossen), 264 
(geschlossener G.), 268, 270, 
282, 288


XII 144
XIII 31
XVI 228 (kurzfristig und langfristig 


verliehene Gelder)
XVII 109, 111, 135, 189
XVIII 299


Geldkreislaufstörungen
II 22, 24
III 203, 318, 320
V 148, 231
VI 200
VII 41, 75, 178
VIII 78–79, 134–137, 140, 199, 217, 


287–288
IX 311 (Geld streikt), 319 (Geld 


IV 228
V 87
VI 28
IX 2
X 169–172
XI 11
XV 76–78


Geld als gesetzliches
Zahlungsmittel
V 85
VI 56
X 64, 257, 338–339
XI 142
XII 245–246, 322
XIII 207
XV 48, 93
XVII 108


Geldanarchie
XIII 26 (G. im alten Rom)


Geldangebot
II 81–89, 152, 159, 168, 189, 196, 


227, 247, 261, 292
III 22, 57, 67, 94–95, 107, 115, 


144, 164–165, 168–169, 171, 
176, 178–180, 196, 210, 254, 
293, 318, 320, 371


IV 102–103, 106–107 (G.-zwang), 
116, 122, 124, 126, 147, 157, 
166–169, 196–197, 207, 209, 
233–234, 236, 267, 276, 280


V 39, 97, 118, 121, 124, 130, 
142, 144, 156–157, 169, 182, 
189, 209, 223, 230, 232


VI 56, 86, 93–94, 105, 112, 
120–121, 131, 165–166


VII 44, 182, 184, 213, 215, 285
VIII 137, 214–215
IX 199–200 (G. ist ein Spielball der 


verschiedensten sich kreuzenden 
Umstände), 281 (Unregelmäßig-


keit des G.), 287–289, 297–303, 
312, 336–341 (G. ist psychologi-
schen Gesetzen unterworfen), 
362


XI 164–165, 172–178, 208–209, 
282 (Freigeldangebot), 291, 
300–303 (G. ist kein Spielball 
der Stimmungen mehr und ent-
spricht beim Freigeld exakt der 
Geldmenge), 314, 356


XII 96, 106–108, 116, 121, 129, 
136, 144, 164, 328, 348, 350, 
353, 355, 357, 367–368, 378, 
388, 393


XIII 236–238, 260, 266, 275, 279, 
367 (G. ist willkürlichen Ent-
scheidungen unterworfen), 373 
(G. muss unter demselben Druck 
stehen wie das Warenangebot)


XIV 175, 280–281
XVII 173
XVIII 129


Geldbenutzungsgebühr
IV 154 (5 % p. a.)


Geldforderungen
VI 256
VII 162
VIII 70, 72


Geldgier
III 82
IV 165, 172
V 135
VI 274, 278
IX 195 (G. wächst mit dem Erfolg 


im Erwerb), 203
XI 216 (Rennen nach G.), 299 (G. 


wächst mit dem Erfolg im Erwerb)
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notenpresse und Banknoten-
krematorium)


VII 175, 182
VIII 88, 199, 292, 302, 322
IX 108–110 (G.-st. anhand der 


Preisstatistik durch Variationen 
des Steuerhaushalts), 122 (G. 
und Herrschaft über die Kon-
junkturen), 141 (geringe G. bei 
stetiger Zirkulation), 322–325


X 248–249, 257
XI 142, 196–198, 241, 244–245, 


249 (Das ist die ganze Einrich-
tung. Eine Presse und ein Ofen. 
Einfach, billig, wirksam.), 
252–255, 294, 300–302


XII 29, 55–56, 65, 95, 97–98, 
129–130, 133, 143, 159–160, 
170, 173, 175, 187, 191, 194, 
228, 252, 256–257, 310–311, 
364, 366–379 (G.-st. durch Dis-
kontpolitik, Variationen von 
Steuersätzen sowie Offenmarkt-
politik), 384


XIII 37, 189, 198–199 (G.-st. durch 
An- und Verkauf von Staatsan-
leihen), 208, 211, 218, 260–261, 
274, 278–281, 284, 336, 349, 
384, 386–389


XIV 81–82, 144, 169, 171, 173–174, 
240, 280–283, 302–305


XV 101, 104–107, 319
XVI 110–111, 143, 227–228
XVII 139, 169, 173, 267, 279–281
XVIII 87, 122, 264 (G. und Umlaufge-


schwindigkeit sind wie Volt und 
Ampere), 409


Geldmonopol
XII 138–142, 176
XIII 270–273, 276


Geldnachfrage
I 190–191, 266–267, 272
II 27, 55, 57, 59, 61, 69–80, 93, 


152, 159–160, 168, 194, 196, 
227, 247, 258–260


III 25, 27, 127, 168, 171
IV 102, 174–175, 185, 195, 197
V 90–102, 114–115, 128, 189, 


220–222, 236–237, 239
VI 50–51, 60, 69–70, 90–92, 


95–104, 123–125, 127, 137, 
161, 203–204, 235


VII 182, 311
VIII 239
IX 109, 207, 228, 267–268, 


285–287, 291–297, 316, 358, 
360, 364


XI 119, 138–139, 145, 152 (G. ent-
springt der Arbeitsteilung) –153, 
162–164, 167–172, 181, 187, 
198, 329–331, 334, 354


XII 101, 106–108, 121, 127, 129, 
133–144, 173, 247, 252–254, 
326–335, 340, 393


XIII 236–238, 247, 260, 264–266, 
282 


XIV 35, 37, 146, 241
XV 94
XVII 47, 112


Geldpolitik
V 182, 188, 213, 216
IX 212–213
XI 308 (internationale G.)
XII 108 (eine schlechte G. unter-


gräbt die Sitten), 122, 126, 
129–130, 134, 139, 143


XIII 237, 252, 254, 256, 260–261, 
264–265, 270, 274


XVII 47


Geldprotz
I 352


zieht sich zurück), 326–329, 
337, 351, 355–356, 367–368, 
392, 402


X 30, 267–268, 273–275, 281, 
283


XI 183–185, 191, 194, 255, 
326–327, 337


XII 23–24, 257, 339, 371
XIII 35, 367
XIV 256
XV 338
XVI 82, 250–251
XVII 212 (künstlich mit privaten 


Mitteln geschaffene Geldklemme), 
214, 257


XVIII 122, 161


Geldmacht,
Geldherrschaft
IX 325, 363
X 23–24, 300, 303
XI 199, 240, 244, 265, 269, 325 


(eine besondere G. kennt Marx 
nicht)


XII 23–24, 28, 33, 60–61 (interna-
tionale Geldmächte), 133 (Macht 
des Geldmonopols)


XIII 111–112 (internationale G.), 
204, 383


XIV 88 (G. ist die tyrannischste aller 
Mächte), 130, 146, 295


XV 40 (Hass der Geldfürsten gegen 
antikapitalistische Bestrebung-
en), 146 (G. ist nirgends so 
brutal wie in den USA)


XVIII 406


Geldmarkt
I 114
III 144, 150
IV 212, 266
V 148, 181
VII 112, 118, 122, 304


VIII 176–177, 261, 285
XI 313
XII 184, 193, 371
XIII 183, 268, 288, 380
XIV 37, 52, 173, 283
XVII 135
XVIII 35


Geldmaterial
II 33, 35, 59–61, 65–66, 176, 189
IV 190, 226, 234
VI 45, 55–56, 58, 65, 129
VII 174, 181
IX 201, 223–230, 246, 252–257 (G. 


ist für die Funktion des Geldes 
unerheblich), 267–268, 337


XI 134, 142 (G. ist für die Funktion 
des Geldes unerheblich) –143, 
149, 151–153, 216, 239


Geldmenge,
Geldmengensteuerung
I 88
II 88, 94, 106, 168 (mikroökono-


mische Feinsteuerung)
III 26 (G.-st.mit Hilfe einer Wechsel-


diskontierung), 107, 182, 202
IV 101–102, 106–107, 115, 125, 


208–213
V 88 (bewusstes Eingreifen; akti-


ves Regulieren), 92–93, 145–152 
(G.-st. durch Wechseldiskontie-
rung, Wertpapieran- und ver-
käufe sowie Steueranhebung und 
–senkung), 189, 230–236


VI 133–146 (G.-st. ohne Geldum-
laufzwang), 164–165 (Nachfrage 
wird dem Angebot auf den Leib 
geschnitten), 166 (G.-st. durch 
Steuerab- und zuschläge), 181, 
189 (G.-st. als währungstech-
nische Präzisionsarbeit), 272, 
283 (G.-st. mit Hilfe von Bank-


164 165







Geldstreik
→ Politische Wege zur 


Geld- und Bodenreform
V 261–262
VII 23
XII 29, 33
XIII 371
XIV 399
XV 168
XVIII 120, 164, 166, 171, 174, 177, 


181–182, 187, 192


Geldsucht
I 43, 115, 139
VIII 84, 86 (Vorliebe für das Geld)


Geldsurrogate
III 116–117, 265, 298–300, 302
IV 155 (Gold, Edelsteine, Diaman-


ten), 247, 271–274
V 110, 113, 142
VI 101, 123
VII 213, 303, 306–307
VIII 258, 269
IX 251 (Urwirtschaft und Tausch-


handel als G.), 313
XII 159–160, 242, 342, 367
XIII 279–280
XVII 133, 279


Geldtechnik
VIII 317 (physiokratisches Geld als 


bessere G.)


Geldtheorie
→ Quantitätstheorie
I 186
II 31
III 240–241
IV 143, 182, 194, 265
V 174–176, 181, 183
VI 16–18 (schwarzer Kontinent und 


Pariakind der Wissenschaft), 19, 
22, 62 (Gleichgültigkeit der 
Öffentlichkeit gegenüber der G.), 
66


VII 266, 270
VIII 190–191, 200
IX 92, 219–222, 229
X 163 (mit der G. mögen sich die-


jenigen beschäftigen, die keines 
haben), 182–183 (G. von Marx 
und Engels)


XI 113, 237
XII 238, 391–393
XIV 263, 302–305
XV 137, 224, 320, 341
XVI 216
XVII 116, 128, 177
XVIII 57, 88, 96, 297


Geldtrust
VII 215


Geldumlauf-
geschwindigkeit
I 303, 305
II 85–86, 88, 158, 190, 260
IV 209
V 96, 127–128, 174–175, 222
VI 107–109, 126, 152, 165, 180, 


188–189
VII 157
VIII 199, 215–216
IX 97, 108–110 (G. konstant), 


122–123 (Regelmäßigkeit der G. 
wird zur ewig sprudelnden Geld-
quelle), 300–320 (Schwankun-
gen der G.)


X 159–160 (variable G. wird mit 
Freigeld in eine konstante Größe 
verwandelt)


XI 173, 175–176, 188, 241, 
252–253 (Regelmäßigkeit, mit 
der das Freigeld umläuft)


Geldraub
IV 133–134


Geldreform
I 55, 59, 61, 110, 208
II 115 (organische Reform), 122 


(Vertrauen in G.), 155, 173, 175 
(Reformgeld), 182–188 (prakti-
sche Durchführung), 213


III 137, 141 (internationale G.), 
152, 177–178, 184, 187, 190, 
196, 198–199, 213–214, 230, 
233, 238, 242, 252–254, 257 
(organische Reform), 274, 
291–292, 306, 320, 327, 329, 
332, 340, 347, 361, 364, 370, 
372


IV 26, 39, 59, 63–64 (internatio-
nal), 102, 104–106, 108, 
112–113, 123, 126–128, 130, 
132, 135, 143, 147–148 (auto-
matische und organische 
Arbeitsversicherung), 151, 
153–154, 167, 177–238, 254, 
266, 277, 287 (international), 
289, 294


V 76, 158 (nationale G.), 260
VI 86, 118, 146, 153 (G. ist uner-


hörter revolutionärer Vorschlag), 
158, 161, 165, 174 (G. im natio-
nalen Alleingang), 181, 186, 
188–191, 240 (Einführung der 
G.), 243–244, 272, 282–283


VII 23 (G. national durch Gesetzge-
bung oder direkte Aktion und 
international), 131, 166, 199, 
238–239 (internationale Einfüh-
rung der G.), 259, 269, 296, 
302, 309, 345


VIII 162 (G. ist die goldene Heer-
straße in allen Fragen), 173, 
248, 294


IX 92–131, 176 (G. ist eine auto-


matische und organische 
Arbeitsversicherung), 198, 205, 
332


X 123
XI 282 (G. bringt eine selbsttätig 


wirkende Arbeitslosenversiche-
rung), 287 (G. setzt Ware und 
Geld auf die gleiche Rangstufe), 
357


XII 238
XIII 97, 372
XV 371
XVII 53
XVIII 35–36, 38–39, 50, 57, 59, 65, 


92 (die Bodenreform ist eine 
Sache des Wollens und die G. ist 
eine Sache des Verständnisses), 
127


Geld- und Bodenreform
→ Politische Wege zur 


Geld- und Bodenreform
IV 11, 223, 279–300
V 77, 251, 253
VII 18, 20, 29 (G.- und B.-reform ist 


die wohl größte Umwälzung, 
welche die Weltgeschichte 
kennt), 81, 111, 127, 238, 277


VIII 118, 213
XIII 359
XVII 182 (gemeinsame oder jeweils 


einzelne Durchführung?)
XVIII 32, 38, 55, 58, 63 (G.- und B.-


reform braucht viel Zeit), 65, 77


Geldseele
VIII 328


Geldsteuer
II 202
XIII 126–127, 189
XVII 133–135


166 167







VI 71–87
VII 183
IX 200–207, 268–289
X 247–264
XI 153–166
XII 114, 130
XIII 245
XVII 176–179, 244–248


Geldwert, innerer Wert
des Geldes/Goldes
→ Wert, Wertglaube
I 155, 169, 215, 225, 263, 265, 


270, 272, 326, 359
II 20, 60
III 14–15, 43, 103, 128, 167–168, 


340, 342, 346
IV 103, 126, 132, 169–173, 220, 


228, 232
V 87, 92, 95, 128, 160, 181, 232
VI 35, 41, 68, 74, 134
VII 182, 197
VIII 68, 200–207, 234, 336


Geldwertstabilität
→ Preisniveaustabilität


Geldwesen, Geldsystem
I 56 (vernunfts- und rechtswidrig), 


66, 74 (organische Fehler des G.), 
76, 83–87, 102, 152, 167, 
218–219, 252, 379


II 226, 263
III 15, 62, 69 (organische Fehler), 


95, 124, 138, 141, 152, 175, 
178, 203–204, 230, 232, 257, 
275, 291, 299, 328


IV 93–94, 150, 170, 189, 193, 254, 
265, 272


V 39, 85 (G.als schwarzer Kontinent),
87, 89–90, 101, 167, 169, 
172–173, 225, 245 (organische 
Mängel des G.), 253, 261, 263


VI 16–17, 43 (Einheitlichkeit im G.), 
140 (gesundes G.), 168, 251, 
271, 287 (G. mit Christentum 
unvereinbar)


VII 33, 43, 87 (organische Fehler 
unseres herkömmlichen Geldes), 
109, 131, 167–171 (organische 
Fehler des G.) –172 (G., der große 
wirtschaftliche und soziale Stören-
fried), 248, 259, 332, 336


VIII 50–53, 55 (G. stark mit Krieg und 
Frieden verknüpft) –56, 59–60, 
62, 66, 69 (G. ist der Zankapfel 
der großen Politik), 73 (organi- 
scher Fehler des G.), 86, 89–90 
(G. ist das Rückgrat der Volkswirt-
schaft), 97, 99–100, 134–136, 
140–141, 196, 213, 230, 294, 
299, 304, 315, 318, 328


IX 97, 111, 201, 260, 269, 274
XI XIX, XXVI, 9, 56, 146, 214, 218, 


401 (auf dem G. sind Wirtschaft, 
Gesellschaft und Staat aufgebaut)


XII 52, 78, 147–148, 186 (G. bleibt 
national mit internationaler Ver-
ständigung), 194 (nationales G. 
mit internationaler Verständi-
gung), 207, 300, 320, 322 (G. 
ist für die Nationalökonomie 
immer noch ein schwarzer 
Kontinent), 327, 386, 388


XIII 175, 194, 203 (Unwissenheit des 
Volkes ermöglicht unbegrenzte 
Herrschaft über das G.), 207, 
350, 394, 398


XIV 37, 42, 55, 63, 89 
(Taylorisierung des G.), 136, 
160, 167 (korruptes G.), 203 
(Bodenrecht und G. bilden die 
Gussform für die gesellschaftli-
che Entwicklung)–204, 208, 
237–238 (G. und politische Ein- 
heit Deutschlands), 240, 296, 
298, 311, 373, 400


XII 95–98 (G. wird durch Freigeld 
konstant), 159–160, 230, 242, 
249–251 (eine konstante G. 
bringt Stetigkeit in die ganze 
Wirtschaft hinein), 265, 311, 
355, 392


XIII 31, 130, 160, 183, 189, 196, 
218, 279 (G. wird mit Freigeld 
konstant), 281, 336–339 (G. im 
Versailler Vertrag vergessen), 
383–384, 387–388


XIV 81–83, 144–146, 169, 173–174, 
240, 247–249, 256, 280–282, 
284, 302–305


XV 72–73, 88–92, 96, 104–107, 
117, 155, 319


XVI 142, 196–199 (Manipulationen 
der G.), 228, 250, 321


XVII 44, 111, 139, 173–174, 202, 
279–280


XVIII 87–88, 128–129, 215, 264 
(Geldmenge und G. sind wie Volt 
und Ampere)


Geldumlaufsicherung,
Geldumlaufszwang,
geschlossener
Geldkreislauf
II 22–24, 162, 292
III 85, 92, 94–96, 114, 137, 141, 


144, 147, 179–181, 195–196, 
302, 370


IV 63, 104, 153, 157, 207, 209, 
212, 274–275, 277


V 254
VI 105, 135–136, 140 (Pflicht, das 


Geld sofort wieder auf den Markt 
zu bringen), 152, 179, 189–190


VII 45, 178, 286
VIII 137–138 (Angebotszwang, Um-


lauf- oder Weitergabezwang), 
140, 147, 149, 181–182


IX 97–98 (unerhört revolutionärer 


Vorschlag), 129, 135, 182, 186, 
296, 323–324, 360–361 (G.-
zwang durch Inflation)


XI 173, 198, 241, 254, 265, 268, 
288, 291


XII 97, 243, 311
XIII 36–37, 279, 281
XIV 82, 280, 285
XV 106, 340
XVI 81
XVII 59, 132, 135, 267, 280
XVIII 35, 88, 95, 122, 129, 161, 215, 


226


Geldverwaltung
I 113
II 194, 196–199
III 92, 107, 182, 215
IV 102–104, 106–107, 226
V 87, 148, 209, 220
VI 34, 73 (G. darf nicht von Privat-


interessen bestimmt sein), 172
VII 177, 199
IX 92, 105–110
XII 138 (G. als staatliches Monopol) 


–142, 170, 366
XIII 197 (G. unter der Kontrolle der 


Gewerkschaften), 204, 208, 213, 
267, 269, 278–279


XIV 52, 304
XV 45
XVI 308 (G. durch den Mutterbund)


Geldwert, 
Preis des Geldes,
Kaufkraft
I 87–88, 93, 97, 157, 173, 


188–189, 216
II 46, 163–164, 189
III 37–38, 40, 42, 108, 152, 194, 


196, 251
IV 105, 196
V 157
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Gemeinwohl,
Gemeinnutz, 
Gemeinsinn
II 200, 202, 206, 226
III 172, 174
IV 51, 65, 68, 141 (höhere Werte 


der unpersönlichen Volkswirt-
schaft), 145 (allgemeine Volks-
interessen), 153 (objektive 
Interessen), 197, 200 (öffentli-
ches bzw. Kollektivinteresse)


V 188, 241 (öffentliche Interessen) 
–242


VI 139
VII 45 (öffentliches Interesse), 77, 


176, 184, 309 (Staatswohl)
VIII 79 (öffentliche Interessen), 141, 


143–144 (Erhaltung des Ganzen),
147, 233


IX 59, 68 (höhere Warte des öffent-
lichen Wohls)


X 228
XI XVI–XVII, XXIV, 75, 89, 157 


(interessenneutrale Preisstatis-
tik), 225, 276


XII 38, 73, 77, 310 (sozialer Geist), 
314, 366 (Geld soll von der 
höheren Warte der unpersön-
lichen Volkswirtschaft aus ver-
waltet werden), 369


XIII 62, 174
XIV 32, 62, 64 (Diktatur des G.), 70, 


132 (G. muss über zwielichtigen 
Parteiinteressen stehen), 207 (G.
und Schwärmereien), 290 (Lan-
des- gegen Börseninteressen)


XV 45
XVI 95, 97, 202–204 (im Kapitalis-


mus gibt es keine soziale Harmo-
nie von Arbeit und Kapital), 291, 
295 (G. ergibt sich in der Physio-
kratie als Summe der Einzelinter-
essen), 310 (Gesamtinteressen 
aller Frauen als ewig währende 


Menschheitsinteressen), 343
XVII 100, 217


Gemüt
III 184
VII 48


Generalstreik
→ Streik
VII 22, 169, 233–242
VIII 135
IX 355
XI 211
XV 168
XVII 40


Generationenvertrag
→ Alter, Altersvorsorge


Genossenschaften
I 233–234
III 63, 137, 256
IV 54–55, 151
VI 254–255
VII 34
VIII 325
IX 76, 164–166 (Einstellung der G. 


zum Freigeld), 180, 405
X 212, 301, 304
XI XX, 72, 96, 276–278, 286, 


368–369 (G. als Vereinigung der 
jeweiligen Vorteile von Groß- 
und Kleinbetrieben)


XII 198
XIII 28
XIV 326
XVI 38, 40–42 (menschliche Voraus-


setzungen für genoss. Wirtschaf-
ten), 103


XVII 262 (Rückverwandlung der Groß-
industrie in Kleinbetriebe in der 
Form von G.)


XVIII 134, 191–192


XV 68, 84–86 (Staat aus dem G. aus-
schalten?), 100, 103–106, 
131–133, 144, 154, 230, 233, 
238, 278, 309, 318, 321, 340


XVI 173, 308 (Mutterrentenwährung 
als einheitliches G.)


XVII 50, 52, 74, 100, 143–144, 189, 
257, 259, 266


XVIII 34–35, 52, 99, 162, 184 (bis-
lang sind alle Revolutionen am 
G. gescheitert), 345, 409


Geldwesen 
als staatliche Einrichtung
I 85, 153–258, 288, 292, 


298–299, 318, 321, 344
II 17, 20–22, 39–40, 42, 54, 57, 


60, 64, 88, 92–95, 154–155, 
182–183, 201–202


III 23, 52, 121
IV 63, 153, 183–184, 194
V 95, 141
VI 44, 46, 52, 65, 152, 162, 181, 


279
VII 173–184, 247
VIII 79–80, 86, 93–94, 199, 


214–215, 321
IX 106–107 (allein seligmachendes 


Staatsgeld), 123, 182–183, 
244–249 (entweder staatliches 
Geld oder überhaupt kein Geld), 
251, 263


X 131, 254
XI 116–117, 133–135 (G. kann nicht 


dem Währungswettbewerb über- 
lassen bleiben), 138, 140, 149–151,
241, 247, 253–254, 288


XII 61, 70, 176–177, 246
XIII 201
XIV 38
XV 84–86
XVI 309, 316 (G.als st.E.ist ein Gespenst)
XVIII 57, 138, 243–244, 408


Geldzins
→ Urzins
III 262, 297
IV 244, 262, 274
VI 131, 200, 202–204, 207, 


209–211, 214
VII 333
IX 319, 356–367 (G. ist von der 


Existenz des Proletariats unab-
hängig, wird von mehreren 
Faktoren reguliert und ist über 
lange Zeiträume gleichmäßig)


XI 194, 328–332 (G. ist vom Wett-
bewerb zwischen Geldverleihern 
unabhängig), 335–336 (Gleich-
mäßigkeit des G. über lange 
Zeiträume)


XII 23, 204
XIV 371
XV 134, 282, 307


Geldzirkulation
→ Geldkreislauf 


Gemeinden
III 349, 378 (G.-bürgerrecht)
VI 97 (G. als Eigentümer des Bodens)
VIII 143
IX 76
X 235 (G. in eigener Gerichtsbar-


keit), 301, 304
XI 61–62, 96 (Allmende)
XIII 57 (G. als Träger öffentlicher 


Güter), 60, 65, 69–72 (G. sollen 
ihr eigenes Rechtswesen haben)


XV 127, 134, 327, 362
XVIII 257


Gemeineigentum
→ Privateigentum
XII 128


Gemeinwirtschaft
XI XXIII–XXIV
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der Erinnerung behalten), 124, 
209, 238, 289, 345


XIV 205, 207, 227, 324
XV 43, 54, 60, 67–70, 97–98, 


165–166 (die deutsche G. ist die 
Geschichte meiner persönlichen 
Schande; meine Geschichte be-
ginnt erst mit dem Tage, an dem 
wir aktiv in die G. eingreifen 
werden), 203, 219, 230–233, 
375, 380


XVI 162 (G. deutscher Schmach), 
190–192 (das deutsche Volk hat 
keine andere G. als Blut, Moder-
geruch und Knute)


XVII 52, 145, 252 (die deutsche G. 
trägt die Narben der Leibeigen-
schaft), 287–288 (Denkmäler)


XVIII 40, 155, 187, 394


Geschlechter,
Geschlechterrollen
I 139–140
VII 22
X 86
XI 93
XIII 58, 64, 68
XIV 208–210
XVII 294–302
XVIII 166, 302–304 (G.-verhältnis auf 


der Grundlage vollkommener Frei-
heit zwischen Frau und Mann), 
397–398 


Gesetze, Gesetzgebung
I 95, 141–146, 269
II 33, 248–249
III 18–19, 28–30, 32–34, 43, 87, 


141, 148–149, 162, 246–247, 
314, 319, 324, 334, 351, 366


IV 50–51, 56, 68–69, 72, 287
V 210
VI 21–22, 44, 59, 68, 90, 218, 


254, 264, 279
VII 82, 129, 133–134, 142, 211, 


260–261, 310, 339, 342
VIII 148, 169, 192, 246, 298
IX 25–29, 58–59, 67, 70, 225, 265, 


372, 413
X 67 (G. schützen die Privilegien 


der Reichen), 73–74, 95, 119, 
143, 172–173, 181, 185, 
247–264 (g. Sicherung der Kauf-
kraft des Geldes), 340


XI 31–32, 67, 69–70, 80, 89–91, 
94, 106, 125, 144, 146, 148, 
150, 225, 229, 368 (bürgerliche 
G. ist bestrebt, Proletarier vor 
Raubrittern zu schützen), 369, 
374 (G. schützen das Zins-
nehmen), 394


XII 17, 21, 34–35, 115, 130 (Anar-
chisten gegen geschriebene G.), 
131, 136, 202, 205, 285, 291 
(G. als Instrument der Machter-
haltung)–292, 354


XIII 51, 246, 260–262, 264, 267, 
395


XIV 142, 278 (G. trägt den Stempel 
der Klassenspaltung), 314, 343


XV 31–32, 61, 119, 192, 204 (Bank- 
rott unserer G.), 209–210 (Ehe-
gesetze), 212, 328, 353


XVI 198, 219, 233, 267, 280, 289 
(G. zur Verstaatlichung des 
Bodens und zur Einführung der 
Mütterrente), 290


XVII 56–57, 70, 95, 109, 114, 128, 
138, 151 (Umgang mit Verbrech-
en), 155–156, 252, 288, 296, 
351


Gerechtigkeit
I 166
II 224, 242, 247, 251
III 85, 92, 186, 271, 317, 334, 362
IV 151
V 29, 80, 131, 204, 209, 213, 245
VI 151, 178
VII 18–19, 28, 30, 33, 36, 45, 47, 


57, 59, 109, 132, 163, 259–263, 
343


VIII 244 (G. durch Privatgrundeigen-
tum eingeschlafen), 301, 318


IX 97 (G. zwischen Angebot und 
Nachfrage), 120, 323


X 37, 68, 107–108, 145, 157, 
185–188 (objektive G.), 216, 
233–234 (Liebe und G.) –238 
(ewige Sehnsucht nach G.), 
242–243 (vorbildliche soziale 
Zustände schaffen)


XI 61–62, 211, 226, 241, 250, 286 
(Gegenseitigkeit ist die Formel 
der G.)


XII 33, 79, 129 (G. verlangt einen 
stabilen Geldwert) –130, 133, 
154, 223, 247, 307


XIII 46, 67 (Glauben an die G.) –69 
(G. ist die Abwesenheit aller 
Privilegien) –72 (ewige Sehnsucht
nach G. im Menschen), 77–78, 
96, 127 (g. Verteilung der Steuer-
lasten), 178 (Steuergerechtig-
keit), 191 (G. ist die Grundmauer 
des Staates), 254, 260–261, 
264, 292


XIV 78, 91 (soziale G. auf freiheitli-
cher Grundlage), 212, 364–365


XV 53, 100, 216, 262–263 (Ver-
letzungen der objektiven G. führen
letztlich zu Kriegen), 371


XVI 108, 169, 171, 245–249 (gött-
liche G. und irdisches Strafrecht),


285 (irdische G. bekommt eine 
objektive Grundlage), 289, 292


XVII 150–152 (Umgang mit Ver-
brechern), 170, 224


XVIII 261 (praktische G.)


Germanien, Germanen
IV 81
V 261
VI 274
VII 229
VIII 61, 304
IX 87 
X 23–24 (g. Bodenrecht), 55
XI 102, 219 (Haben die G. Rom 


untergehen lassen?)
XIV 369
XV 351


Geschichte
II 286–288
III 312- 316, 373
IV 56 (G. der Städte), 66 (G.-fäl-


schungen)
V 88, 96 (G. des Zinsfußes), 237, 


242 (Geldgeschichte)
VI 252, 262–270, 272–276
VII 20 (Weltgeschichte in der Hand 


der Arbeiter), 75, 150, 209, 233
VIII 49–90, 96–100, 243
IX 403–404
X 50–60 (Antike und Renaissance), 


80–81 (Der Mensch ist ohne 
seine G. verloren.), 109, 240, 
376


XI 62, 67, 232–233 (Der Mensch ist 
verloren, wenn er die G. nicht zu 
Rate zieht.), 373–380, 392


XII 108, 110, 120, 153, 293, 325, 
331


XIII 25–26 (Historiker wissen meistens
nichts vom Währungsproblem.), 
75, 119 (G. durch Denkmäler in 
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VII 340
VIII 26, 59, 106, 132, 227, 243–244, 


246, 298, 300
IX XVI (strukturelle G. in der 


Wirtschaft)
X 101, 107, 114–115, 173–174, 


185, 211, 238, 242, 253, 279, 
328


XI 56, 60, 62–63, 66, 105, 211, 
225–226, 393


XII 24, 27, 59, 74, 152, 277, 291, 
297 (politische Morde), 304, 365


XIII 48 (Staat ist eine Organisation 
zur Sicherung gesellschaftlicher 
G.-zustände), 58 (G.-staat), 85, 
108, 141, 153, 314, 359, 
395–396


XIV 64 (politische Morde als Mittel 
der Parteipolitik), 74, 76, 155, 
203–204, 207 (es ist ein Übel, 
für politische Zwecke Menschen-
leben zu opfern), 234, 322–324, 
330, 382, 389


XV 33, 50, 55, 100, 134, 200, 209, 
227, 258, 261, 265, 267–268 
(Staaten sind auf G. aufgebaut), 
273, 277–279, 307, 364–365, 
381


XVI 73, 94, 98, 101, 107, 159–160 
(G. lässt sich nicht allein durch 
Abrüstung überwinden), 191, 196, 
245, 257, 282, 289, 292, 332


XVII 38, 70, 73, 83, 98 (Kapitalismus 
ist ein G.-zustand), 142, 145, 
182, 187, 265


XVIII 303, 403


Gewaltlosigkeit
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform
IX 106, 114
XI 245 (g. Einführung von Freigeld), 


247, 315 (Freiwilligkeit des Ein- 
und Austritts in die Internatio-


nale Valuta-Assoziation)
XII 23, 48, 80
XIII 68, 113, 285–286 (g. Ein- und 


Austritt aus der IVA)
XIV 75, 364, 368 (passiver Wider-


stand an der Ruhr), 376
XV 99


Gewerbefreiheit
II 39, 57, 64
IV 66, 183, 287–288
V 253
VII 323


Gewerbesteuer
III 143


Gewerkschaften
III 70
IV 296
V 77, 80
VII 34, 68, 273
X 248 (G. und Handelskammern 


sollen die Aufsicht über das 
Reichswährungsamt ausüben), 
331 (G. sollen Reichswährungs-
amt kontrollieren), 343


XI XXIII, 398
XII 55 (G. sollen das Reichswäh-


rungsamt beaufsichtigen), 79 
(Haltung der G. zu den Freiland-
Freigeld-Bestrebungen), 225 (G. 
versagen), 256 (G. und Handels-
kammern sollen Preisstatistik 
kontrollieren), 297


XIII 89, 124, 163, 173, 193–350 
(erste Denkschrift an die G.) –398 
(zweite Denkschrift an die G.)


XIV 64 (G. als Teil der Befreiungs-
diktatur), 108, 171, 196–198, 
238, 250–251, 269, 311 (un-
glaubliches Verhalten der G. in 
der Reparationsfrage)–312, 321, 


Gesetz von Angebot und
Nachfrage, 
wirtschaftliche Gesetze
→ Naturgesetz
I 104, 155, 157–158, 161, 168, 


181, 190–191, 216, 252, 
266–267, 302, 353, 371


II 137, 229
III 71, 103, 127
IV 178–182 (Hauptgesetz der 


Volkswirtschaft)
V 173 (Grundgesetz der Volkswirt- 


schaft analog zum Gravitations-
gesetz der Astronomie), 182, 191


VI 110 (G. von A. u. N. als Grund-
mauer der Volkswirtschaft) –130 
(Gesetzmäßigkeit im Geldumlauf), 
176–188 (das Gesetzmäßige im 
Umlauf des Reformgeldes)


VII 259
IX 42, 97, 118–128 (das Gesetz-


mäßige am Umlauf des Reform-
geldes), 202, 285, 297, 299, 
315 (das Gesetzmäßige an der 
Nachfrage), 338, 340, 353, 357, 
372, 381 (physikalisches Fallge-
setz ist vielleicht auf den Zins 
anwendbar)


XI XV–XXVI, 51, 126, 130 (Gesetze 
der Volkswirtschaft und der Schwer- 
kraft), 174, 178–194, 210, 249, 
255, 305 (Lohngesetz), 327–328, 
338–339, 358–359, 380


XII 106, 111, 118, 263, 391 (G. von 
A. u. N. ist das Grundgesetz der 
Volkswirtschaft wie das Newton-
sche Gravitationsgesetz in der 
Astronomie) 


XIII 241, 305
XIV 35, 107, 263, 279, 286
XV 276
XVI 120
XVII 42–43
XVIII 300


Gesetz des Werdens und
Vergehens
→ Naturelemente
VIII 89–90
XI 249


Gesetzestafeln
V 52 (10 Gebote), 75 (mosaische 


Gesetze)
VIII 26 (10 Gebote), 28


Gesetzlosigkeit
IV 33
XVI 253


Gesundheit
IV 42 (g. Vorteile des Landlebens), 


54, 227 (gesundes Geld)
VII 81, 147, 208, 229, 259
VIII 307 (ungebrochene Kraft)
IX 44 (g. Vorteile des Landlebens) 


–45 (Gesundheitsschutz)
X 230–232 (Gesundheitsministe-


rium abbauen, weil es nur an 
Krankheitssymptomen kuriert 
und nicht nach Krankheitsur-
sachen forscht)


XI 49–50, 84, 100–101
XII 73 (wirtschaftliche Ordnung als 


Ausdruck allseitiger G.)
XIII 67 (gesunde Sozialordnung), 103 
XV 349
XVI 237, 255 (G.-wesen), 261 (G.-


ideale der alten Griechen), 265, 
327


XVII 105, 295


Gewalt
II 27
III 125, 321, 323, 352, 378
V 52
VI 162 (gewaltlose Einführung von 


Reformgeld)
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XIV 119–120, 204, 257, 264, 319, 
321


XV 79, 100, 170–171
XVI 317
XVII 108, 119, 122, 163, 171, 201, 


226, 229
XVIII 407


Gleichberechtigung
→ Toleranz, Weltoffenheit
IV 150
VIII 295 (G. der Völker und Rassen)
IX 79–80, 82 (G. der Völker in 


Bezug auf die Erde), 179
X 287 (G. der Menschen aller Haut- 


farben), 300 (G. zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern), 303


XI 72 (G. aller gegenüber der Erde), 
84 (allgemeine Ebenbürtigkeit), 
91, 99 (G. der Rassen), 285 (G. 
von Ware und Geld)


XIV 209 (G. der Rassen)
XV 240, 247 (G. der Völker und 


Rassen)
XVIII 303–304 (G. zwischen Frau und 


Mann)


Gleichgewicht 
zwischen Geld und Ware,
Angebot und Nachfrage 
I 111, 113, 168, 189, 196, 280
II 21, 23–24, 29, 144, 149, 155, 


161, 168–169, 175–176, 247
III 63, 84, 96, 198, 200
IV 75, 92, 129, 150–153, 165 


(Ordnung), 171, 178 (G. von 
Käufern und Verkäufern), 182, 
187, 194 (Geld und Ware als 
Äquivalente) –195 (Geld und 
Ware noch keine Äquivalente), 
235 (Geld auf dem Kapitalmarkt), 
240–244 (Ungleichgewicht auf 
dem Kapitalmarkt)


VII 44, 74, 161 (Ungleichgewicht 
zwischen Geld und Ware wie 
zwischen Wolf und Schaf) –162, 
175, 288 (Ungleichgewicht zwi-
schen Kapitalangebot und -nach- 
frage), 326 (Gleichgewicht zwi-
schen allen Berufen)


VIII 64, 83–85, 140 (merkantiles 
Gleichgewicht) –141 (Gleich-
stellung von Geld und Arbeit), 
209, 269, 319–320, 324


IX 69 (G. zwischen Landwirtschaft 
und Industrie), 97 (G. zwischen 
Angebot und Nachfrage), 120, 
128, 130, 179, 181, 212 (G. 
zwischen Import und Export) 
–214, 308 (Gleichgewichts-
störung zwischen Angebot und 
Nachfrage), 350 (G. von Geld 
und Ware bei Marx)


X 180, 339 (vollkommene Ebene)
XI XVII, 8–9, 90, 241, 250, 254, 


285, 287, 324–325 (Ä. bei 
Marx), 360 (G. von Waren und 
Freigeld), 393


XII 35 (G. zwischen Unternehmern 
und Arbeitern), 55, 183 (G. von 
Import und Export), 186, 192, 
194, 207, 213, 367, 380


XIII 19 (wirtschaftliches und politi-
sches G. zwischen gleichberech-
tigten Bürgern), 260, 284 (G. im 
Welthandel), 385


XIV 39, 43, 163, 291
XV 93 (G. in der Zahlungsbilanz)
XVI 138
XVII 129, 249


Gleichheit
II 31
III 25, 248
VII 29 (G.-schwindel), 262
VIII 275


324, 335–336 (G. und Einwande-
rungspolitik), 338, 341–343, 
349, 351, 363, 395, 397


XV 63, 117, 144, 213, 219–220, 
224 (G. habe keine Ahnung von 
der Wirtschaft), 269, 373


XVI 65, 76, 91, 103, 143, 180–181, 
212, 298


XVII 38–41 (g. Lohnpolitik), 138, 
185–186, 226, 239, 253, 279 
(G. sollen im Direktorium der 
osteuropäischen IVA vertreten 
sein)


XVIII 191, 254–257, 259–260, 267, 
274, 279, 281, 354, 385 (FFF-
G.) –387


Gewinn, Gewinnstreben
II 165, 236–237
III 212, 368
IV 56, 114
V 98 (G.-bedürfnis kennt keine Gren- 


zen), 113, 198 (G. als treibende 
Kraft der Volkswirtschaft) –199


VI 41–42
VII 194, 301
IX 175
XI 282–285
XII 118–119
XIII 175, 248, 250
XV 355
XVII 58


Gewinnbeteiligung
XIII 174–175 (G. ist ein trügerischer 


Gedanke)


Gewinnsucht
II 148, 155
IV 41
VI 94
IX 42, 288
XI 48, 66, 166, 198, 240, 283


Gewissen
III 89, 162
IV 14
VII 30 (soziales G.)
VIII 236, 280
X 237 (G. ist das Organ für 


Gerechtigkeit) –238
XII 34, 38
XIII 72 (G. ist das menschliche Organ 


für Gerechtigkeit)
XV 358
XVI 249
XVII 63–64


Gilden
XIII 254


Giralgeld
→ Buchgeld


Gläubiger
IV 142–145, 198, 207, 211, 244, 


258–259, 279
V 119–121, 130–133, 135, 139, 


153, 163, 244
VI 23, 60, 71–73, 76, 85, 141, 


167, 260
VII 154, 156, 158–160, 174, 178
VIII 70–72, 166, 235, 267, 277, 283, 


287, 300
IX 101, 169–173 (Urteil des G.s über


Freigeld), 269–270, 351, 410
X 27, 29, 211, 223, 250, 336, 339
XI 128, 154–157, 160, 278–280, 


360, 372
XII 33, 57, 80–81, 88, 115, 123, 


160–161, 170, 210–211, 
349–351, 358–361, 364, 375, 
384


XIII 56, 143, 178, 187, 191, 199, 
209, 222, 224, 246, 254, 324, 
344, 347–348
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180 (G. als Riegel des Marktes), 
204, 219, 233–234, 256 (G. ist 
das Urbild des Todes), 258–259, 
261–262, 307 (G. nimmt als 
Fremdkörper der Erde eine Aus-
nahmestellung ein), 312, 
316–317, 320 (G. ist der wahre 
roi de gueux), 322, 332


X 39 (G. als Erbfeind der Mensch-
heit), 45, 47 (Sinnbild des Todes 
und totes Metall), 49 (G. als 
Grundlage der Kulturentfaltung) 
–51, 59–61 (G. und Aufstieg 
bzw. Niedergang der Kulturen), 
64, 66 (G. als Erbfeind der 
Menschenfamilie) –67 (G. und 
Zins passen zusammen), 71–72, 
78–79, 184


XI 111, 115–116, 119, 123, 127–128,
142 (Gold ist das Urbild des 
Todes)–143, 145–148, 174, 181 
(G. ist ein Fremdkörper der Erde) 
–182, 189–190, 194, 209, 
214–215 (Sinnbild des Todes), 
217, 219, 222–224 (G. ist der 
Vater des Kapitalismus)–225 (G. 
ist der Erbfeind der Menschen-
familie), 228, 232 (G. ist die 
Ursache aller Verbrechen), 240, 
245, 247, 271–272, 278, 281, 
286, 325


XII 26, 31 (G.-wahn), 57 (G.-wahn), 
60, 67, 105 (G.-wahn), 107–108, 
125, 132, 139–142, 146, 162–165, 
169, 337, 340, 354, 382, 385


XIII 131 (G.-wahn), 152–153, 156, 
200–202, 233, 237–239, 267, 
270, 282, 311, 335–336, 343


XIV 30, 34, 53, 72, 112–113, 115, 
161, 176 (G.-wahn), 185, 204, 
254, 268, 288, 351–352, 376


XV 47–48, 73, 83, 87, 90, 135–138, 
145 (G.-wahn), 187, 210–211, 
275


XVI 151, 153–156, 217–219, 
309–310, 312


XVII 108–109, 126–129, 161, 172, 
179, 181, 186, 188–189, 198, 
202, 214, 227


XVIII 27–28, 74–75, 95, 98, 114, 156, 
261, 407–409


Golddeckung
I 270
IV 191
V 87, 101–104 (Dritteldeckung), 


106–109 (Dritteldeckung), 
112–113


VI 35
VII 213, 304
VIII 113, 154, 179–180 (Drittel-


deckung), 218, 232, 241–242, 
259, 272, 287 (G. ist das letzte 
Bollwerk des Wuchers)–288, 291


IX 213, 237, 239, 263, 265–268
X 71–72, 252, 255 (Dritteldeckung),


261–262
XI 146, 148, 151–152
XII 57, 59, 68–69, 175–176, 


335–336, 338–340, 343–344
XIII 200, 205, 212–213
XIV 35–38, 175–176, 379–380
XV 42–44, 46–48, 82–84, 144, 212
XVI 134, 137, 218–219, 309
XVII 124
XVIII 99, 270


Goldfunde, Goldgräber
I 95, 114, 189, 256
III 23
IV 266
V 21, 244
VI 166
IX 300, 410, 414
X 51, 61–63, 254–256
XI 145, 175, 223, 303, 372, 376


X 131 (volle G. der Menschen vor 
dem Erdball), 235 (gleiche 
äußere Ausrüstung für den Wett-
bewerb), 287


XII 77
XIV 315 (G. der wirtschaftlichen 


Rechte für alle), 318
XV 60
XVI 105, 282 (vor Christus sind alle 


Menschen gleich)


Gleichmacherei
VII 274
XI 12
XII 349, 351
XVII 143


Glück
I 224, 296
III 247
IV 54 (G. und Lebensfreude)
VIII 319 (G. der Menschheit)


Götzen
I 66, 155
III 43, 56, 118
XIV 210


Gold
I 29, 36–37, 39, 55–56, 66–68, 


74, 156, 164, 166, 170–171, 
181, 185, 196, 211, 215, 
218–219, 223–224, 264, 301, 
319, 325–326, 338, 360, 366, 
371–379


II 26, 28, 33, 108, 121, 136–138, 
145 (Fremdkörper der Erde) –146, 
188, 225, 227, 257, 263, 277, 
286–288, 290, 292


III 23, 26, 35–36, 41, 44–45, 47, 
51, 62, 76, 89, 92, 106, 112, 
116–117, 126, 133, 144, 146–147, 


149–150, 200, 238–244, 254, 
260, 264, 305, 307, 312, 327


IV 57, 91, 101, 107–109, 119, 123, 
132–133, 141–146, 152, 168, 
175, 186, 189–190 (Urbild des 
Todes), 194, 196, 220, 243, 
279, 281


V 22, 25–29, 86, 97, 102, 104 (G. 
industriell verwertbar)–108, 115, 
164–165, 167, 180–181, 185, 
187, 189 (zauberhafte Wirkung-
en des G.), 219, 225, 227, 231, 
233 (G. kennt keine Grenzen), 
235, 239–244, 261


VI 15 (Fluch der Menschheit, Zer-
setzer der Volkskraft)–16, 21, 
26–28, 31, 35–36, 56–57 (G. ist 
das Urbild des Todes) –60, 62–64, 
107, 115 (Fremdkörper der Erde), 
117 (G. nicht Schlüssel, sondern 
Riegel des Marktes), 127, 131, 
134, 145, 149, 151, 162–163, 
168–169, 171, 174, 178–179, 
188, 232, 255, 262, 272, 275–276,
278–279 (G. ist ein seelenloser 
Stoff, der Macht über die Ge-
schicke der Menschen hat)


VII 81, 107, 156–157, 180, 198, 
212, 214, 228, 254–256, 288, 
300, 302–306, 334–337


VIII 56–57, 62, 65, 68, 71, 97, 100, 
113–114, 123, 134, 142,
153–154, 164, 167–173, 
177–179, 215–216, 231–232, 
238, 240–241, 255, 259, 264, 
266–267 (g. Krebs), 270–271 
(G., der überflüssigste aller 
Stoffe; barbarische G.-schwin-
del)–275 (G.-wahn, der Vampir 
der Menschheit), 288, 304, 318 
(G. ist nicht der Schlüssel, son-
dern der Riegel des Marktes), 
321, 325–330


IX 57, 95–96, 114, 117, 166, 168, 
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253–254, 258–259 (Ist die un-
sichtbar geleitete internationale 
G. demokratisch kontrollierbar?), 
263, 269, 274, 302–303, 318, 
320–322, 330, 333–334, 339, 
341–342, 344–345, 351, 
353–354, 357, 379–383 (G. und 
Außenhandel) –388, 390


XIII 24, 38–39, 89 (sozialdemokrati-
sche Presse wirbt für die G., die 
Hochburg des Kapitals!), 112, 
132, 135–136, 152 (G. ist die 
Hochburg des Kapitalismus), 
155, 194–197, 201–205 (G. be-
hindert den Freihandel) –206, 
209, 213–214, 233–234, 264, 
266–267, 286, 310, 312, 338 
(G. ist der größte Schwindel 
aller Zeiten)–339, 349, 379–380, 
387, 389


XIV 36, 91, 112, 134, 160–163, 177, 
187, 234, 254, 256, 267–268, 
289–291, 294–296, 300, 325, 
350–352, 376, 385–386, 389


XV 43–45, 54, 72–73, 81–96, 136, 
138, 141–142, 147, 150, 187, 
196–198, 211–213 (G. als Hoch-
burg der Raubritter), 233–237, 
273, 318–326, 340, 343, 379


XVI 52, 111, 113, 134, 136, 150, 
157, 196, 220, 231, 314, 
318–321


XVII 39–40, 48, 54–55, 107, 113, 
127–129, 157, 168–172, 183, 
185–187, 196, 204, 209, 269, 
278, 280


XVIII 28–30, 57, 66, 98–99, 113–114, 
117, 132, 144, 151, 174, 249, 
262–263, 280, 284, 312, 388, 
399, 407, 413


Goldenes Kalb
I 204, 209, 244
VII 36
XVIII 54, 151 (Sozialdemokratie tanzt 


um das g. K.)


Goldene Regel
III 317–321
XI 288–289


Goldenes Zeitalter
VIII 124
X 44, 46–47
XI 214–215


Golgatha
VII 219


Gott, Götter
I 32, 288, 375
II 31, 68
III 188, 195, 246, 248, 259, 365
IV 66, 125, 171, 180, 187, 242
V 44, 47, 52, 69, 72, 256–257
VI 133, 287 (Widerspruch zwischen 


G. und seinem Sohn)
VII 82, 199 (g. Weltordnung wird als 


unmenschlich angesehen) –203, 
207, 216–218, 220 (G., der all-
gütige Vater), 223, 261


VIII 23, 26–27, 30, 42 (G. der Israe-
liten war ein Pulvermagazin), 
117, 185, 194 (Friedensgott), 
243–244, 247, 326 (Rentiers 
und G.)


IX XIX, 195, 202, 322
X 65 (Menschen am g. Gängelband) 


–66 (Reich G.s auf Erden neben 
dem Gold nicht möglich), 69, 
110, 112, 150–152, 164–168 
(Beziehung des Menschen zu G.) 
–169 (Staat ist der G. der 


XII 62–64 (G. in Südafrika und 
Alaska), 109 (G. in Kalifornien), 
146, 165–166, 331 - 332


XIII 205–207, 209
XIV 204
XVI 312
XVII 85
XVIII 334


Goldkern
I 321, 324–325
V 227, 230–231, 233–236, 238, 


240–241, 244–245
XIII 38–39, 42


Goldsteuer,
Goldschmucksteuer,
Goldwarensteuer
V 240, 242–243
VIII 275
XII 386–387


Goldtrust
III 166–167


Goldwährung
I 71, 174, 177, 188, 193, 209, 


215, 351, 354, 357, 360, 
362–363, 372–373, 375


II 33, 46, 65, 92–93, 96, 98, 102, 
108–110, 113, 153, 165, 252, 
282, 285, 290–293, 297


III 13–53, 64, 73–78, 89, 91–92, 
97–101, 110–112, 116–118, 
128, 147, 153–157, 214–215, 
327–328, 347


IV 50, 61, 109, 119–120, 122–123, 
131, 144–147, 150, 169, 186, 
188, 191–193, 210–211, 
213–215, 217–227, 235, 237


V 20–25, 85, 95, 99–101, 106, 
111, 114, 121–122, 124–125, 


140, 160–161, 163, 165–166, 
168–169, 172, 214, 233–234, 
244


VI 21–22, 54, 61, 67, 73–74, 
115–116, 121, 127–129, 149, 
163, 167–169, 173–175, 179, 
202, 225, 273, 279–280, 282, 
284


VII 109–110, 120–121, 157–160, 
170, 172, 179, 197–198, 211, 
214–215, 290, 303, 305, 308


VIII 67–71, 94 (G. legt der Volkswirt-
schaft die Zwangsjacke der 
Arbeitslosigkeit an), 100, 108, 
110–114, 123, 129, 163, 165, 
168, 179, 189–192, 194, 196, 
200, 206, 216, 221–222, 226, 
229–230, 232–233, 241–242 (G. 
ist die Hochburg des Kapitalis-
mus), 254, 258–259 (G. ist die 
Hoch- und Zwingburg des 
Kapitals) –260, 263, 267, 287, 
291, 293, 302, 311, 321, 
326–330 (G. ist ein uralter, fin-
sterer und barbarischer Wahn)


IX 94–96, 107–108, 111–112 
(Weltgoldwährung), 115–117, 
139, 144–147, 173, 175, 
213–215, 225–226, 229, 260, 
270, 311, 318, 332–335, 338, 
340, 357


X 32 (Goldwahn), 78, 82, 95, 130, 
185, 206, 248–264


XI 146, 155, 159–160, 184, 190, 
205–206, 212–233, 239, 
261–263, 279, 281, 308–311, 
325, 328


XII 27, 30, 56, 58–59, 62–64, 66, 
70–71, 103–104 (G. als Hoch-
burg der Kapitalisten), 106, 119, 
133–136, 159–160, 162–164, 
169, 171 (G. war eine Zufalls-
währung), 175, 177–178, 182, 
207–208, 243–244, 246–249, 
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Verwaltungsgrenzen), 86, 384 
(G. werden zu reinen Verwaltungs-
grenzen)


XV 198 (G. sollen nur einfache Ver-
waltungsgrenzen sein), 245


XVI 73, 106, 170, 190, 204, 296, 
301, 329, 340–341


XVII 290–291
XVIII 148


Grenznutzen
III 295–296
IV 179, 269 (G. des Geldes) –273
VI 203 (G. der Arbeitsteilung)
XI 329 (G. der Arbeitsteilung)


Grenzzölle
→ Zoll, Zollwesen


Greshamsches Gesetz
II 60, 262, 266
III 122, 215
IV 193–194, 197, 219, 224
VI 63–65, 70
VIII 114
IX 261–263, 267
X 262, 350
XI 147–149, 152
XII 70, 145, 177
XIII 213, 276
XIV 296
XV 322
XVIII 408


Griechenland, Griechen
I 349, 378
II 215
III 44, 119–120
V 242
VI 35
VIII 317
XVI 261 (Schönheits- und Gesund-


heitsideale der alten G.)


Großgrundbesitz
→ Latifundien
III 86, 214
IV 41, 49
VII 49–50, 149, 167, 257, 327
X 276, 284, 288, 324, 343, 374, 


379
XI XVIII, 80, 196
XII 80, 314
XIII 81 (G. aufteilen), 173, 192, 306
XIV 85, 272 (der G. soll zugunsten 


freier, selbstständiger Bauern 
aufgeteilt werden), 337, 363


XV 119, 185, 275
XVI 34, 126 (Aufteilung des G. ist 


eine wirtschaftliche und erziehe-
rische Aufgabe)–127, 130, 
166–171 (durch Auflösung des 
G. die Republik schützen), 195 
(G. ist eine reaktionäre Gift-
quelle), 278, 347


XVII 183


Großunternehmen,
Großbetriebe
VI 253–254
VII 66
IX 405 
X 198–199
XI 367–368
XIII 121, 174
XIV 85
XVI 168 (landwirtschaftliche G. auf-


lösen), 298


Gründerjahre nach
1870/71
IX 94
X 252
XII 59


Grütlianer
XVIII 120, 147, 222


Marxisten), 229, 231, 233  (g. 
Vertrauen in die Gerechtigkeit), 
235, 240, 317


XI XV, 67, 225–226, 393, 395
XII 35 (g. Hochzucht des Menschen), 


37
XIII 62 (G. sorgt für jeden, der für 


sich selbst sorgt), 65 (Glauben 
an g. Vorsehung aufgeben und 
Eigenverantwortung des Menschen
erkennen), 68–69 (Hochzucht 
des Menschengeschlechts zu G.), 
72 (Gewissen ist das G. im 
Menschen), 74 (G. ist Zweck und 
Ziel der Menschheit), 118, 138, 
181, 198, 313


XIV 97, 113, 158, 210–211 (Men-
schen nicht mehr als Kinder am 
Gängelband G.s), 212, 215–216 
(Menschwerdung G.s), 263 
(Monotheismus), 278, 293, 
314–316, 346, 392


XV 63, 109, 124, 143, 205–206, 
209, 216, 219, 222, 266, 328, 
350, 352, 357


XVI 162–163, 233, 245–249 (g. Ge-
rechtigkeit und irdisches Straf-
recht), 264–265, 277 (nicht 
selbsternannte Rassenzüchter 
formen den Menschen, sondern 
allein G.), 279, 282–286, 303, 
343


XVII 56, 62, 84, 96, 147–149, 150, 
300


XVIII 26, 47, 53–54, 78, 130, 282, 
303 (g. Unordnung), 313, 381


Gottesreich
→ Paradies
VI 287
X 187 (G. auf Erden)
XI 225 (wirtschaftliche Zustände 


stehen dem G. entgegen), 299


Gracchen
X 285


Gravitationsgesetz
V 173


Greenbacks
II 82, 93, 228
III 49
V 190
VII 197
XII 109
XIII 239
XIV 282


Grenzen
II 221–224
III 129, 224, 323
IV 75–76, 120
V 227, 259
VIII 108, 191–193, 245, 301, 318
IX 73, 77, 144
X 73 (G. sind eigentlich nur Ver-


waltungsgrenzen und werden 
durch Zölle zu Grenzstrichen 
zwischen den Völkern) –74, 112, 
118 (G. werden zu reinen Ver-
waltungsangelegenheiten) –119, 
131, 169 (G. sind ein provisori-
sches Ding), 216, 233, 241, 
287, 300, 304


XI 22, 64, 69 (G. werden zu reinen 
Verwaltungsangelegenheiten) 
–70, 72 (G. werden zu einfachen 
Verwaltungsgrenzen), 79 
(Staatenkarte unserer Erde sieht 
aus wie ein Bettlerrock)–98, 229


XII 150–152 (G. werden zu ein-
fachen Verwaltungsgrenzen), 
279, 281


XIII 46, 66, 75 (Verkehrswesen geht 
über alle G. hinweg)


XIV 74–75 (G. werden zu bloßen 
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Guernsey–Markthalle
XIV 167–169
XVIII 96


Guillotine
IV 33


Haager
Friedenskonferenz
VIII 186–188, 190, 192
XII 153–154
XVIII 260


Habsucht, Habgier
I 35, 37, 236
III 82
IV 218


Haftung
VII 54


Halljahr
V 69
VIII 40
XVII 119


Handel,
Handelseinrichtungen
I 60, 110, 114, 148, 160, 


212–213, 219, 256
II 44, 75, 88, 118, 160, 211–212
III 38, 56, 94, 142–143, 147, 


156–158, 168, 172, 174, 179, 
243, 286, 288, 314, 337


IV 70,137–139, 149 (Spielbank á la 
Monte Carlo), 157, 176, 180, 
214–216, 225, 237, 263, 270, 
282, 287, 296


V 21, 25, 39, 76, 88, 113, 118, 
127, 141 (H. hat soziale Auf-
gaben), 146–147, 152, 166, 
168, 180, 182, 231, 242


VI 31, 37, 41–42, 100, 103, 108, 
124 (H. ist Hazardspiel gewor-
den), 160 (H. sichere Grundlage 
geben), 181, 190, 204, 211, 
240, 266, 275


VII 42, 87–88, 161, 174, 192, 257
VIII 52, 81, 83–85, 97, 182, 210, 


225–226 (Handelskrieg) –227 
(Krämergeist), 233 (ehrlicher H.), 
285, 290, 312–313 (urgesundes 
regulatorisches Prinzip des H.), 
316, 321 (H. bei Preisniveau-
schwankungen ein Glücksspiel) 
–322 (Automatisierung des H.) 
–323 (bei stabilem Preisniveau 
kann der H. von weniger Kauf-
leuten kommissionsweise betrie-
ben und von breiten Schichten 
erlernt werden) –324 (ein Ver-
gnügen wäre der H. ohne die 
Kreditwirtschaft) –325


IX 1–4, 116, 125 (H. wird mit Re-
formgeld zum großen Teil zum 
reinen Kommissionsgeschäft), 
130, 133–141 (Urteil des 
Händlers über das Freigeld), 
164, 166, 178, 233, 239, 243 
(H. und Wucher), 293–294, 296, 
299, 301, 334–335, 340


X 68, 86, 259
XI 11–12, 112–113, 123, 128, 


131–132, 169–175, 184, 
206–208, 220, 226, 245 (ehrli-
cher H.), 255, 258, 276 (H. wird 
durch Freigeld sehr vereinfacht) 
–277, 284 (der ganze H. war 
bislang wie eine Spielbank in 
Monte Carlo) –285, 302, 375


XII 45–46, 62, 66, 96, 100, 108, 
117, 119, 121, 127–129, 133 
(H. verlangt ein stabiles Preis-
niveau), 160, 171–172 (H. und 
Preisniveaustabilität), 229, 244, 
305, 325, 348, 352, 365–366 


Grundbesitz
→ Bodenprivateigentum


Grundbücher
IV 76, 81–82 (Verbrecheralbum 


Sodom und Gomorrhas), 85
VII 299
VIII 107 (G. müssen eingeäschert 


werden)
IX 77, 83–84 (G. ist das Verbrecher- 


album Sodom und Gomorrhas), 
87–88


XI 102 (G. sind das Verbrecheralbum 
Sodom und Gomorrhas), 106


Grundrente
→ Bodenrente 


Grundrententheorie
IV 26–29
VII 92–93


Grundrentner
III 86, 222, 358, 374 
IV 26–27, 29, 47, 54, 129, 165, 


290
V 22, 32
VII 231, 272, 326, 344
VIII 55, 132, 228, 281 (G. hat zwei 


Seelen in seiner Brust)
IX 71
X XIX
XI 36, 41–42
XII 93, 204–206, 238
XIV 261, 272, 276, 326, 350
XV 29, 113, 222, 273, 275, 300, 


349 (G. haben den Müttern die 
Erde geraubt), 369–370


XVI 267, 270, 288
XVII 157–158, 160, 204, 221, 


242–244, 251, 254–255
XVIII 347


Grundsteuer,
Grundrentensteuer
→ Single Tax, 


Bodenwertzuwachssteuer
II 231
III 58, 91, 138 (unabwälzbar), 141, 


160, 162, 185, 222–225, 228, 
252, 256, 350, 352, 361, 364


IV 254, 260, 274, 290–292
V 31, 33, 36–37, 193
VI 33
VII 32 (Abwälzbarkeit der G.), 46, 


101, 104–105, 107, 117, 
128–130 (Abwälzbarkeit der G.), 
133–139, 148, 185–188 
(Abwälzbarkeit der G.), 191, 
263, 343


VIII 102–103, 105, 108
IX 26–29, 41 (Abwälzbarkeit bzw. 


Umwälzbarkeit je nach der Ver-
wendung des G.-aufkommens)


XI 4, 32–35 (Abwälzbarkeit der G.), 
47 (Abwälzbarkeit), 369


XIII 179, 243
XV 362, 364, 370–371
XVII 133
XVIII 43, 45–46, 50, 60 (die G. ist 


ungerecht und parteiisch), 
64–65, 109, 134–135, 307


Grundstückspreise
III 357
V 24
XII 84–85


Gütergemeinschaft
→ Kommunistische 


Gemeinschaft


Güterverteilung
I 135
III 124, 132
IV 86
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Handelskapital
VI 194
VII 88
IX 349
XI 327
XII 68, 127
XIII 370


Handelsschulen
III 143


Handelskosten,
Handelsspesen
I 81, 127, 148, 229, 347
II 44, 118–121, 205, 207, 216
III 146, 274
IV 23, 63, 92, 105, 114, 135, 254
V 118, 254
VI 118–119, 152, 182, 185, 207, 


209, 256
VII 163, 174, 194
VIII 73, 81, 84, 89, 315–318, 322, 


325
IX 136, 161, 165, 361, 364, 369
X 25
XI 334
XII 269
XIII 129
XIV 44


Handelsstaat, 
geschlossener
→ Nationales Wirtschaftsgebiet
IX 365
X 118 (schauerlicher Gedanke des 


g. H.)
XI 69 (schauerlicher Gedanke des g.H.)
XII 383 (niemand spricht mehr vom g.H.)
XIII 160–161 (verrückter Gedanke 


des g. H.)
XIV 73
XV 54, 56, 379
XVI 76, 206


Handelsvertragsverein
XII 181


Handwerker
VI 96, 254
VII 147, 294–295
XII 36
XIII 79
XVI 211–212, 280, 335 (H.-burschen)
XVIII 33


Hanse, Hansestädte
XVI 321–322


Hausfrauenarbeit
II 123
IV 260, 271


Hausse
II 82, 88, 198, 287–288
III 105–107, 112–113, 143–145, 


169–170, 172–173, 180, 194, 
235–238, 291, 348


IV 104, 149, 236–238, 266
V 21, 98, 101–110, 112–113, 115, 


118–119, 122, 126, 129, 131, 
134, 139, 147, 149, 154–155, 
158–160, 162, 165–169, 175


VI 85–86, 144, 175, 180–181, 185, 
187, 210, 283


VII 122, 183, 212, 214, 303
VIII 214, 269
IX 107, 117, 310, 339 (H. macht 


das Geld mobil) –341, 365–366
XI 203, 369–380 (H.-prämie im 


Zins)
XII 340–341, 343–344, 348–349, 


352, 355–357, 364, 370, 
372–373, 376, 379–382, 387–388


XIV 284, 304, 345
XV 46, 73, 75
XVIII 143


(H. braucht Preisniveaustabilität, 
um seine sozialen Aufgaben zu 
erfüllen), 370, 374


XIII 71, 129, 134, 157, 194, 198 
(Aufsicht des H. über die Geld-
versorgung), 209, 216, 238, 
252, 258–261, 264, 275, 279 
(H. und Preisniveaustabilität), 
369–370, 374, 391–392


XIV 36, 43, 50, 57, 74 (H. verbindet 
die Völker), 83, 88, 203, 225, 
301, 347, 383


XV 52, 56, 69, 81, 232, 290, 353, 
360, 384


XVI 109, 143, 174–177, 294, 
322–323, 338–342 (H. ist der 
freieste aller Berufe)


XVII 33, 123, 129–130, 132, 
137–138, 240


XVIII 56, 63, 134, 198, 301


Handelsbilanz
II 103, 111–112
III 48
V 166
VII 180
VIII 66, 302
X 260
XI 314–315
XII 67–68, 174, 183, 186–187, 


191–192, 194
XIII 202, 210–211, 284–285
XV 102
XVI 69, 113–117, 157


Handelsfreiheit
III 56–58, 143
V 252–253
VII 120
XV 100


Handelsgewinn,
Handelsprofit
VII 87–88
VIII 322
IX 1, 97, 123, 125, 166, 309, 407
XI 10, 183, 207, 241, 246, 273 (H. 


sinkt nach Einführung von Frei-
geld), 327, 369


XII 74, 211, 312, 348, 352, 365
XIII 175, 226–227, 390–393 (H. ist 


im Kapitalismus überhöht)
XIV 88–89, 150, 170, 297–301, 321, 


325, 347
XV 79–80, 116, 372–376
XVI 50, 89–92
XVIII 134


Handelskammer
II 198
IV 202
V 157
VI 79
X 228 (H. als gewerbliches Selbst-


verwaltungsorgan), 248 (H. und 
Gewerkschaften sollen die Auf-
sicht über das Reichswährungsamt 
ausüben), 331 (H. sollen Reichs- 
währungsamt kontrollieren)


XI 159 (H. und Preisstatistik)
XII 55 (H. soll Reichswährungsamt 


beaufsichtigen), 199, 227, 256 
(H. und Gewerkschaften sollen 
Preisstatistik kontrollieren), 297, 
379 (H. und Preisstatistik)


XIII 62, 282 (H. kontrollieren Reichs-
währungsamt)


XV 384
XVI 91
XVII 279 (H. soll im Direktorium der 


osteuropäischen IVA vertreten 
sein)


XVIII 138
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Hinduismus, Hindus
III 31
XIV 391–392
XV 139
XVII 89


Hochamt
I 243


Hochfinanz
I 204, 233, 247
II 153, 162
IV 227 (internationale Clique)
VII 42
VIII 276 (amerikanische Milliardäre 


als die finanziellen Götter)
X 90, 161, 333
XII 263, 319, 343
XIII 25, 111, 181–184, 194–195, 339
XIV 152, 297, 400
XV 40–41 (Hass der H. gegen anti-


kapitalistische Bestrebungen; H. 
ist eine Höllenmacht), 44


XVI 347
XVII 137, 185
XVIII 28–29 (Bankokratie), 164–165, 


344


Hochverrat
IX 87
X 353
XII 17, 53


Hochzucht des
Menschengeschlechts
X 98, 102, 124, 152–153, 164–168 


(arbeitsloses Einkommen ver-
fälscht die natürliche Auslese 
und führt zu Degenerationser-
scheinungen), 187–188, 235, 
240


XI XV–XVI, XX–XXI, 57


XII 35 (Überwindung gesellschaft-
licher Laster, insbesondere der 
Trunksucht), 79


XIII 50, 65, 69, 71, 74
XIV 199–215
XV 210, 263, 349–350 (H. ist nicht 


durch staatliche “Rassenhygiene” 
möglich, sondern nur durch eine 
natürliche Auslese in sozialer 
Gerechtigkeit)


XVI 263–264, 327 (Kraft, Gesund-
heit, Geist, Schönheit), 331


XVII 71
XVIII 130, 153, 167, 303–304 (H. d. M. 


auf der Grundlage vollkommener 
Freiheit zwischen Frau und 
Mann), 327


Höchstpreise
→ Administrierte Preise
VIII 176 (H. heben den Sinn der Geld-


wirtschaft auf), 207–211,
291–293, 312, 314 (Geld und H. 
sind glatte Widersprüche, weil 
die Preisbildung als automati-
scher volkswirtschaftlicher 
Regulierer ausgeschaltet wird)


Hölle, Fegefeuer
I 36, 184
XV 361
XVI 246
XVII 70
XVIII 47


Hohenzollern
VII 126–127
X 380
XIII 52, 313
XIV 114, 138, 259, 269, 323, 337, 


345, 354
XV 112, 345, 376
XVI 94, 186–187, 191–192


Heidentum, heidnisch
III 154, 252, 325
IV 162
V 163
VII 167
VIII 194 (Bodenrente und Zins sind 


h. Einrichtungen)
XII 383 (h. Gedanke, Welthandel 


durch Eroberungen zu betreiben)
XV 353
XVI 284 (kapitalistische Interessen-


politik ist h.), 286


Heiligkeit, heilig
III 149 (Mensch ist h.)
VII 256 (unveräußerliches Land ist 


das h. Erbe der Väter), 332, 342 
(Boden ist h.)


XVI 237 (H. des Menschen)


Heimarbeit
III 298
IV 271


Heimat
III 373, 375–376, 380
VIII 117, 250 (H.-sehnsucht), 306, 


332
IX 14
X 24, 26, 75
XI 22, 70–71, 93, 229–230
XIV 91
XV 104, 219
XVII 87


Heimstätten,
Heimstättenland
IV 30, 84
VIII 307, 309–310, 312, 336
X 276, 284, 324 
XI 22, 104
XIII 81 (H. für ländliche und städti-


sche Proletarier durch Aufteilung 
der großen Güter)


XV 119 (Rittergüter zugunsten von 
H. aufteilen), 123


XVII 85, 87, 234, 262


Heimweh
XI 21 (im H. steckt die Pfahlwurzel 


der Grundrente)


Helden, Heldentum,
Heldenhaftigkeit
VII 132
XVI 171
XVIII 53


Hellerau
XVII 86–87


Herdentrieb
III 173–174


Herrenhäuser
X 324, 374
XIII 81 (H. aufteilen), 119–120, 328
XV 63
XVI 38, 129, 169, 174, 190
XVIII 229


Herrschsucht
XI 66
Herz
III 184
VII 237 (Herzensgüte), 271, 319
VIII 250
XII 218 (Menschenherz oder 


Parteiverstand)


Hexen, Hexenprozesse
VII 219
XV 351, 375
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167, 245, 256–257, 262, 266, 
281, 303, 307, 310, 332–334


IX 75, 80
X 286 (H. lösen sich nach der Ein-


führung von Freigeld auf)
XI 80, 84
XII 156, 160, 204, 214, 283, 


307–308
XIII 106, 122 (H. als Zwingburgen 


der Demokratie), 143, 179, 376
XIV 43 (H. gibt es bei Gemeineigen-


tum am Boden nicht mehr), 53, 
87, 90–91, 181, 251–252, 
353–357, 392–394


XV 199, 245, 326, 345, 354, 
356–358, 369–370


XVI 156–158, 273
XVII 119, 163, 229, 232, 266, 295, 


299
XVIII 182


Ideale, Idealisten
II 119
IV 22–23
V 248 (höhere Menschheitsziele)
VII 271
IX 67
X 243
XI 395
XIII 78 (den Traum Moses, Christi, 


aller I. und Utopisten verwirkli-
chen)


XVII 149
XVIII 32 (Geld- und Bodenreformer 


sind unverbesserliche I.), 40–41, 
53, 69, 231, 309 (I. sind das 
Kostbarste, was man hat), 311 
(zerstörte I. machen den Men-
schen wurmstichig)


Immobilien,
Immobilienhandel
III 278–280, 357


IV 74, 257
VI 97
XIII 318
XV 368
XVII 163–164


Imperialismus
X 114, 117 (edle, i. Triebe), 241, 


301
XI 68, 97
XII 152, 278, 304–305, 383 (heidni-


scher Gedanke des I.)
XIII 75, 108 (den i. Bestrebungen 


ihre gefährliche Spitze abbre-
chen), 147, 160


XIV 76, 86, 265, 290, 345
XV 53–54, 56 (I. als Folge des Zoll-


systems)–58, 202, 248, 
269–270, 279, 379, 381 (der 
heutige gefährliche I. ist eine 
Nebenerscheinung des Schutz-
zolls) –382


XVI 73, 76–77, 98–99, 161, 206
XVII 144, 257
XVIII 30, 189, 254, 355


Impfzwang
VII 220


Import
I 89, 117
IV 122
V 111, 162
VIII 111, 154, 171, 265
IX 210–212
X 71–73, 110
XI 69, 72 (bei Freihandel gibt es 


keinen I. und Export mehr), 
228–229, 245, 263, 306–309, 
312


XII 68, 102, 167, 175, 183, 
192–193, 342, 381–382


XVII 251, 287
XVIII 71, 193


Holland
I 377–378


Hortbarkeit des Geldes
→ Geldkreislaufstörungen
I 106–107, 222, 278
III 62, 203
IV 158, 261, 269, 273
VI 110, 118, 136, 195, 199, 213
VII 161
VIII 84


Hottentotten
IX 84
XVIII 69 (in Bezug auf die Währungs-


frage stehen H. und Deutsche 
auf gleicher Höhe)


Hugenotten
XIV 209


Humanität, Humanismus
II 214
X 111
XI 63
XIV 207
XVII 149


Hunger, Hungersnot,
Hungerrevolten
I 73, 200
II 84
III 56
IV 158, 211
V 75, 252
VI 133, 280
VII 170, 237, 240
VIII 185, 208
IX 321 (H. ist böser Erzieher)


X 127–129 (H.-krieg), 197–198, 
283


XI XIX, 292, 402
XII 37, 76, 221, 223, 346, 368
XIII 125, 329 (der h. Mensch hat 


eine niedrige Gesinnung), 
397–398


XIV 178, 189, 197, 202, 205, 227, 
234, 277, 312 (H. ist der mäch-
tigste Streikbrecher), 319, 
392–394


XV 60, 127, 209–210, 255
XVI 40 (H. führt zur reaktionären 


Diktatur und zum Ende der phy-
siokratischen Träume)


XVII 76
XVIII 179, 326–327, 357


Hunnen
I 90, 174, 177
V 170
VI 107
VII 122
IX 300
XII 389
XIV 208


Hypotheken,
Hypothekenbanken
I 131, 148, 151, 158, 249, 256, 


370
II 72
III 135, 186, 225, 359–361
IV 33, 50, 54, 64, 74, 78, 142, 


145, 291
V 120
VI 97, 142, 163, 273, 285
VII 21, 57, 60, 71, 74, 80, 88–89, 


104–105, 121, 133–136, 139, 
145, 147–148, 152, 155–156, 
158, 299–300, 338, 340, 345


VIII 47, 67–68, 70–71, 118–120, 
122, 128–131, 143, 151–152, 
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VIII 192 (Rassenzüchtung verstößt 
gegen Individualität der Bürger), 
295 (Individualität der Einzel-
staaten in einem Weltstaat)


IX 55, 228
X 109 (der Fortschritt geht vom 


Massenrecht zum Individual-
recht), 112–113, 118, 184, 268 
(freie Wahl zwischen individuali-
stischer und kommunistischer 
Lebensweise), 290, 321


XI XXVI (Mensch als I., selbststän-
diger Vollmensch und Akrat), 
62–65, 69


XII 19, 34
XIII 50 (I., das Fundament des Ge-


meinwesens), 65, 95, 99, 104 
(I. und Solidarität), 116 (Frei-
heit des I.), 118 (Muss der 
Einzelne sich dem Ganzen unter-
ordnen?)


XIV 69, 203, 212, 311 (Verlegung 
des Schwergewichts vom Staat 
auf den Einzelnen), 334


XV 97, 118, 131, 134, 189
XVI 42, 78, 98, 100–101, 171–172, 


180, 241, 268, 313, 315 (Indivi-
dualität bedeutet mehr als 
Masse, Volk und Nation), 323, 
334 (I. der Kinderseelen wird in 
Staatsschulen verletzt), 343


XVII 71–72, 97, 100–102, 149–150, 
259, 264, 276, 300


XVIII 179, 191, 199, 210, 261, 269, 
342, 347, 374, 382


Individualanarchismus
X 350


Induktion
II 123


Industrie, Industrielle
I 121, 248, 380
II 44, 74, 237
III 26, 137, 142, 153, 187, 


194–195, 227, 359
IV 30–31, 42, 46, 53, 59, 70, 72, 


231 (I.-schlote als moderne 
Altäre)


V 27, 109, 122, 180
VI 97
VII 123, 174, 281, 297–298, 334 
VIII 55, 60, 99, 207, 256–257, 285, 


290
IX 53, 108
X 265
XI 29, 38, 90–91, 168
XII 85, 93, 163, 166, 208, 284, 


341, 351
XIII 56, 171 (Landwirtschaft und I.) 


–172, 194, 202, 327
XIV 57, 106, 156, 203, 208, 226, 


319
XV 100, 102, 157–159, 193–194, 


274
XVI 40, 98, 142, 146, 160–161, 170, 


174–177 (I. und politische 
Revolution), 194–195, 207, 220, 
272–275 (Einstellung der Kon-
servativen zur I.), 298–299, 
306, 324, 330 (Mütterrenten 
sind nicht so hoch wie die Löhne
von I.-arbeiterinnen), 347


XVII 33, 41, 99, 123, 166–167, 219, 
226, 236–237, 240, 262 (Rück-
verwandlung der Großindustrie 
in Kleinbetriebe in genossen-
schaftlichen Formen)


XVIII 62 (die durch Zölle geschützte I. 
ist weiter nichts als eine auf 
Kosten der Grundrente subven-
tionierte Treibhauskultur), 277, 
279, 354, 409


XIII 202, 283, 285
XIV 33
XV 50–51, 82–83, 195, 198, 245 


(die Begriffe I. und Export wer-
den beim Freihandel hinfällig)


XVI 195, 341 (im abgebauten Staat 
gibt es keinen I. und Export)


Index, Indexnumbers
II 252
IV 200, 286
V 93, 153, 157, 214, 231–232 (I. 


ist Verkehrsampel der Konver-
sionskasse bzw. des Reichsgeld-
amtes)


VI 77, 267
IX 273
X 249
XI 157, 160, 380
XII 31, 56, 95, 97, 134, 173, 199, 


248–249, 255–256 (I. unter 
öffentlicher Kontrolle der Han-
delskammern, Gewerkschaften 
und Bauernverbände), 258, 264, 
270, 302, 310, 313, 328, 375, 
379


XIII 22–24, 131, 133, 198–199, 265, 
278, 280, 340, 342, 346–347, 
386–389, 391


XIV 81 (I. unter der Oberaufsicht der 
Gewerkschaften, landwirtschaft-
lichen Organisationen und der 
Handelskammern), 83–84, 
115–117, 144, 169–171, 
175–176, 245, 253–254, 
264–265, 268, 291, 297, 325, 
380–381, 383, 404


XV 47–48, 70–71, 88–89, 95, 105, 
125, 142, 147, 187, 212, 237, 
239, 308–310, 312, 324–325, 
340–341, 372–376


XVI 70–71, 83, 88, 108, 112–116, 
134, 141–143, 154, 196–198, 


201, 219–220, 228, 232, 310, 
312–318 (Weltindex-Büro), 321


XVII 36, 40–41, 51, 54, 74, 112, 
136–138, 144–145, 168, 
173–174, 183–188, 201–204, 
208–215, 228, 249–250, 
278–281, 290


XVIII 30, 236, 238–239, 337, 
344–345, 358, 360, 362, 372, 
378–379, 395, 399–400, 413


Indianer
I 324
II 286
III 100, 130
IV 66, 78, 83
IX 84–87 (Opfer des Kolonialismus)
XI 103–104
XIV 204
XV 200, 247–248


Indien
I 353, 361, 377–378
II 84, 93, 102, 230–231, 282, 287
III 120, 207, 224, 240, 297
IV 56–57, 178, 186, 193, 270
V 158, 192–193, 235
VI 35–36, 64, 109, 137, 169–170
VII 168
VIII 168, 265
IX 64, 107
XII 112–113, 163–164, 379
XIII 241–244, 298 (das an den engli- 


schen Ketten rüttelnde I.)
XIV 101
XV 206


Individuum,
Individualismus
II 222
IV 20–22 ,48, 220 (I.-interesse)
V 253
VII 18, 82–83, 119, 126, 240, 274
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XVI 35, 65, 68–69, 83, 101, 
109–110, 112, 128, 133, 136 
(die I. ist das größte Verbrechen 
aller Zeiten)–137, 145–148 
(Papiergeldschwindel als das 
große deutsche Verbrechen), 
154–157, 172–173, 196, 204, 
216–219, 221–224 (I.-verbre-
chen, durch das in Deutschland 
die unteren Schichten ausge-
raubt werden), 228, 230–231, 
280 (Verbrechen der I.) –281, 
287, 310, 313, 315


XVII 36, 40, 48, 50, 70, 74–76 (das 
Leid von I. und Deflation hätte 
sich vermeiden lassen), 85, 87, 
109, 112, 118, 122, 153, 
155–156, 165, 171, 173, 179, 
188, 199–200, 204–206, 210, 
214, 223–224 (die I. ist ein 
großes Verbrechen, das noch 
keinen Richter gefunden hat), 
227–228, 234–235, 238, 
241–243, 253, 258, 266, 269, 
271, 273–274, 281, 287–288, 
290


XVIII 28, 30, 151, 187–188, 192, 198, 
246, 252–253, 280, 300, 338, 
347, 350–351, 390, 409, 415


Inquisition
XV 189, 241, 375
XVII 287–288


Instandhaltungskosten
VI 229, 231
VIII 48 (I. des Realkapitals)
IX 308 (I. der Waren)
XI 181, 348, 353


Interessenharmonie
→ Privatinteressen, Gemeinwohl
II 200
VII 28, 35 (gerechte Harmonie der 


sozialen Interessen)
IX 53 (gleiches persönliches 


Interesse am wirtschaftlichen 
Gedeihen des Landes)


XVI 202–204 (in Kapitalismus gibt 
es keine I. zwischen Arbeit und 
Kapital)


Interessengruppen,
Interessenpolitik
→ Politik, Parlamentarismus
IV 13, 287
VII 18, 35–36, 111, 137, 150
VIII 246 (I. ist der Schwindsuchts-


keim des Parlamentarismus)
IX 67–69
X 71, 329
XI 89, 94
XVI 276, 286


Internationaler Handel,
internationales
Geldsystem
→ Wechselkurse
I 192, 325, 349, 351–352, 355
II 101–114, 252–254, 277
III 36, 52, 93, 141 (i. Geldreform), 


187–188, 275
IV 61, 78 (i. Verwendung der Boden-


rente), 105 (i. Geldreform), 108 
(i. Geldamt), 121, 123 (i. Geld-
amt), 142, 254, 287


V 157–168 (i. Währungskonferenz, 
i. Währungsbüro in Bern), 192, 
214–216, 227 (i. Währungssoli-
darität), 233–234 (i. Währungs-
konferenz) –245 (Weltwährungs-
ordnung für den i. Organismus 
als Akt i. Brüderlichkeit)


Industrielle Reservearmee
II 29, 120
III 140
IV 159, 165, 253, 287
VII 37, 73
IX 189, 372
XII 355
XIII 124, 377, 390–391
XV 133
XVI 123, 177, 208


Inflation,
Inflationserwartung
I 88–89, 101, 179, 356
II 240, 242
III 48, 302
IV 60, 168, 277–279, 283
V 110, 128, 158, 202, 204
VI 121, 125, 142, 144, 206, 208, 


256–259, 261–262, 267, 
269–270, 272, 274–275


VII 39, 114, 152–159, 172, 174, 
196, 212–215, 268, 298, 300, 
302–308 (I. als Konjunktur-
stimulans), 332


VIII 55–57, 64, 66, 111, 214, 218, 
220–221, 234, 294, 313


IX 199, 314–315, 329, 360–363 (I. 
ist für das herkömmliche Geld 
ein Umlaufzwang), 407–415 (I.-
ausgleich im Zins)


X 56, 58, 62, 138–139 (Parallelität 
von steigender I. und steigen-
dem Zinsfuß), 142, 255–256, 
265


XI 184–189, 202–203, 220–221, 
223, 296–297, 302, 331 (I. ist 
für das herkömmliche Geld ein 
Umlaufzwang), 369–380 (I.-aus-
gleich im Zins)


XII 17 (I. nach dem ersten Welt-
krieg)–18, 20–21, 56–57, 59, 
63–64, 74, 80–81, 83–84, 


88–89, 99, 101, 104, 108, 110, 
123, 128–129, 160–162, 165, 
180–181, 199, 227, 238, 
242–243, 245, 248–249 
(Schwindel der I.), 251, 307, 
309–311, 334, 349–356, 364


XIII 20–21, 26, 39, 42, 110 (ver-
brecherische I.-politik), 123, 
136, 144, 177, 194–195, 200, 
206–207, 216 (verbrecherische 
I.politik)–232, 239, 253–254, 
260,  294–296 (I. nach dem 
ersten Weltkrieg), 306, 322–325, 
331–334, 341–349 (gesetzlich 
geregelte, dosierte Dollarinfla-
tion), 379, 381, 388


XIV 71, 76–79, 89, 98–99, 108, 
114–121 (gesetzlich geregelte, 
dosierte Dollarinflation), 127, 
129, 143–144, 148–152, 155, 
170, 179–182, 186, 190, 233, 
237–238 (Zerstörungswerk der 
Notenpresse), 240–247, 252, 
257, 261, 264–268, 273, 277, 
284, 286, 296, 298, 307–308, 
318, 327, 340–342, 353, 356, 
376–378, 388–389 (I. löst das 
Deutsche Reich auf), 393, 
401–404 (dosierte Dollarinfla-
tion)


XV 44, 85, 105, 110, 113, 146 (I. 
ist ein Verbrechen), 148, 
152–156 (I. zur Kriegsfinanzie-
rung), 170, 182, 194 (wahnsin-
nige und verbrecherische I.), 
196, 212, 214, 222, 224, 
234–235, 316–317, 321–323, 
343–346 (es ist das deutsche 
Verbrechen, Witwen, Waisen und 
Rentner auf dem Weg über die I. 
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VI 197–198, 200, 208, 215–217, 


219, 235, 237, 239–240, 
243–244, 247


VIII 253, 257, 259, 261, 285
IX 161–162, 354, 362, 387–391 (K. 


bei zinsfreien Darlehen)
XI 273, 332, 339–340 (K. ist im 


Kapitalismus höher als das 
Kapitalangebot), 353, 355–356, 
359, 363


XV 29
XVI 44
XVII 288


Kapitalvernichtung
VI 250 (K. zur Herstellung eines 


künstlichen, den Zins sichernden 
Kapitalmangels)


VII 19


Kapp-Putsch
XIV 162, 331 (der Reaktion muss der 


Nährboden entzogen werden; es 
genügt nicht, nur K.-P. nieder zu 
schlagen)


Karolinger
X 24


Karezza
XVIII 326, 356


Kartelle
I 293
III 70
XVIII 302


Kathedersozialismus
X 174


Katholiken, katholisch
III 129–130
IV 74, 180, 184, 288
X 163, 177
XIV 140, 158–159, 191, 225
XV 296, 351–361 (Haltung der k. 


Kirche zum Zins und Zinsverbot)
XVI 173, 188, 245, 258, 292, 307
XVII 49–55 (Nell-Breuning über das 


Zinsverbot), 82
XVIII 80 (Gesell als verlorenes k. Schaf),


127, 169, 336, 392, 397


Kaufhäuser
II 141–142
III 296
VI 25, 100
IX 228, 301
XI 118, 170, 176


Kaufkraft
→ Geldwert


Kauflust
V 98, 101, 128
VI 256, 259


Kaufmann, Kaufleute
I 63 (K.s-ehre), 108, 114, 120, 


128, 133, 160, 188, 195, 213, 
245 (Moral der K.), 251, 265, 
280, 325, 347, 371


II 45, 75, 119–120, 140, 187, 
210–211, 217, 236


III 70, 111, 115, 142–143, 145, 
147, 156–157, 169–170, 172, 
185, 286, 345, 369, 372


IV 15, 23, 86, 91–92, 109, 
113–117, 122, 127, 149–150, 
163, 187, 190 (K. kühl bis ins 
Herz), 232, 236, 246, 262–263, 
269, 291
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Klassen, herrschende und
unterworfene
→ Bürger, Bürgertum
IV 66, 287
V 75–77
VII 47, 82, 203, 327–328, 330
VIII 103, 123, 193–194, 242, 


246–247, 313–314
IX 53 (widerlicher Mischmasch von 


Fürsten, Herren und Knechten), 
130 (unwürdiges Volksgemisch 
von Fürsten, Rentiers und 
Proletariern)


X 66 (Herren und Knechte, Rentiers 
und Arbeiter), 218, 237, 299


XI 219, 396
XII 73, 225, 266, 298–299
XIII 50, 68, 71 (verbrecherische 


Privatinteressen der h. K.)
XIV 53, 203–204 (K. als soziale 


Krankheit), 278, 355, 365–366, 
383, 390, 395


XV 34, 59, 222, 229
XVI 182, 202–204 (K.-gegensatz 


zwischen Kapital und Arbeit), 
215, 241, 268, 294


XVII 142–143, 264
XVIII 256, 355


Klassengeist,
Klassenbewusstsein
III 100
VII 83, 318 (K. von Mammon geschürt


zum Teilen und Herrschen), 342
VIII 46
XII 25
XV 62
XVI 178


Klassenhass
VII 60, 82–84
XIV 367


Klassenkampf
X 22–23, 26, 100, 102, 334
XI 55
XII 79
XIV 138, 310
XV 109
XVI 241
XVIII 256, 312


Klassenlose Gesellschaft,
klassenloser Staat
VII 330
X 173
XII 218
XV 62, 229


Klassenstaat,
Klassengesellschaft
VII 22, 83, 141, 143, 150, 233, 


245, 330
VIII 91, 93–94, 102, 193
IX 236
X 67, 71, 108, 114–117, 173–174, 


181–183, 194, 218, 232–233, 
243, 290, 299, 301, 303, 321


XI 61–62, 66, 68, 225, 227
XII 35, 75–76 (der wüste Menschen-


brei in dem zum Himmel stin-
kenden K.), 292, 310


XIII 52, 66–67, 78–79, 100–102 (K. 
und Demokratie sind Wider-
sprüche), 108, 113, 119, 
295–296 (K. und Demokratie)


XIV 54–55, 62–64, 81, 98 (Demokra-
tie im K.)–99, 204, 278, 310, 
329, 346, 348, 361 (Zerschmet-
terung des K. als Voraussetzung 
für die Demokratie)–362, 
364–365 (der Friede unter K. ist 
ein Traum), 370, 384, 390, 
396–398 (K. zerschmettern)


XV 33, 60, 63, 67, 115, 131, 134–135,
143, 150, 239, 270, 278–279


XVI 48, 97, 225–226, 259, 265, 284 
(eheliche und nichteheliche K. 
gleichgestellt), 291, 325, 
327–328, 330, 332–334 (in den 
Staatsschulen geht es nicht um 
die Seelen der K.)


XVII 33, 73, 91, 94, 230–232, 
294–302


XVIII 32, 67, 326, 382 (Sonderbe-
steuerung der Kinderlosen und 
Kinderarmen)


Kinderland
VIII 334


Kipper und Wipper
→ Falschmünzerei


Kirchen
I 200
III 247–248
IV 66, 85, 165, 180, 288 (Staats-


kirche und Entstaatlichung der K.)
V 170, 247 
VI 218 (Thron und Altar)
VII 119, 203, 236–237, 253, 272
VIII 63, 95, 227
IX XVII, 87, 195
X 24, 68, 101 (K. als Herrschafts-


instrument), 115–116, 163, 177, 
212, 225–226 (Herabwürdigung 
der K. zum Staatsinstitut und 
Trennung der K. vom Staat), 
301, 304, 317


XI 56, 67, 72 (k. Gemeinschaften 
und Siedlungen), 89, 105, 226, 
299, 374 (K. und Zins), 393 (K. 
reglementieren wirtschaftliches 
Verhalten mit moralischen 
Appellen)


XII 39 (K.-väter und Zins), 197, 205, 
247, 266, 290, 298, 304, 389


XIII 58–59 (Herabwürdigung der K. 


zum Staatsinstitut), 86, 114, 
116–118, 135, 137, 148, 
181–184


XIV 52, 65, 73–74, 155 (Verquickung 
der K. mit dem Kapital), 191, 
205, 209, 212–215 (Staat und 
K. bevormunden die Menschen), 
227, 329, 336, 341, 343, 351, 
396


XV 32 (völliges Versagen der Geist-
lichkeit in der Friedensfrage), 
52, 63, 66, 69, 118, 131, 143, 
150–151, 170, 189–192 (K. sol-
len vom Staat gelöst werden), 
190, 203–204, 210 (k. Sexual-
moral), 213, 230, 241–242, 
265–267, 273, 328, 344, 
351–361 (Haltung der K. zum 
Zins und Zinsverbot)


XVI 42, 95–96, 100, 130, 162, 
171–172, 174, 181, 187, 201, 
225, 232–233 (dogmatische 
Erstarrung des K.-glaubens an 
Buchstaben), 237 (der Mensch 
ist ein Heiligtum, an dem weder 
die K. noch der Staat herum-
pfuschen darf), 240–241, 256, 
268–269, 286, 291, 332, 
336–337 (die K. sind heute 
keine religiösen Institute, son-
dern Machtmittel, und sie müs-
sen vom Staat getrennt werden), 
342


XVII 62 (K. werden mit Sündengeld 
finanziert), 64 (Staatskirchen), 
69, 80–81, 105, 148, 176, 287


XVIII 63, 86, 194, 199, 212, 316, 391 
(Christentum und K. als zwei 
Dinge betrachten), 392
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Kommunikation,
Kommunikationsmittel
I 294


Kommunismus, 
kommunistische
Produktionsweise
I 119, 147–148, 169, 253
II 53
III 96, 124, 136, 142
IV 21, 48, 55, 76, 108, 138, 185
VI 40, 255
VII 18, 88–89, 169, 240 (K. ist das 


Produkt des Hungers und 
Zwillingsschwester der Armut) 
–241 (K. nur möglich auf der 
Grundlage von Freiwilligkeit in 
kleinen Gemeinschaften) –242, 
258 (K. ist ein längst überholter 
früherer Entwicklungszustand) 
–259, 270–274 (K. widerspricht 
der menschlichen Natur), 323, 
343


VIII 51, 236
IX X, XXV, 3, 62, 77, 165, 241
X 38, 44, 184–185 (K. ist für den 


Kapitalismus ungefährlich), 187, 
219, 242, 286, 288, 342, 378


XI XX, XXIII–XXVI, 12, 84, 130, 
211, 214, 324, 369


XII 19, 24–25, 36–38, 42–43, 
50–51, 74 (K. widerspricht der 
Natur des Menschen) –75, 198, 
221–224, 267, 289, 299–300


XIII 50, 76, 87, 106, 115–118 (K. ist 
angewandtes Christentum), 
122–125 (K. in Russland), 135, 
137, 141, 185, 192, 309, 353–354,
356, 359, 362, 365, 390, 
395–397 (K. ist also Reaktion)


XIV 32, 51, 54, 66, 91, 110, 139, 
183, 188 (K. ist eine vorsintflut-
liche Gesellschaftsordnung)–189, 


207, 228, 233–234, 244, 298, 
318, 323, 334, 337, 365–366


XV 45, 59, 109, 116, 123, 223, 
226, 238, 277, 351, 383


XVI 26, 28, 30, 36, 40–43 (K. ist 
unfreiheitlich und autoritär), 52, 
57, 61, 64–65, 92, 102–103, 
126–127, 151, 178–182, 184, 
218, 254 (K. ist der Ausgangs-
punkt, die primitive Form der 
menschlichen Gesellschaft), 258, 
261, 281 (K. in Russland ver-
sagen), 289, 294, 333


XVII 75, 83, 99, 139–140, 149, 181, 
194, 241, 251, 258–268, 286–287


XVIII 71, 78–79, 193, 195, 214, 220, 
222, 275, 279, 285, 299, 331, 
359, 365, 369, 387 (Spaltung in 
SPD und KPD), 403 (Feindschaft 
der russischen K. gegen die 
Anarchisten)


Kommunistische
Gemeinschaften
X 267–268 (die Freiwirtschaft wird 


für k. G. Raum und Arbeit schaf-
fen)


XI XXIII, 72, 276–277
XII 79 (den k. G. wird nichts im Weg 


stehen), 221, 299
XIV 91 (Freiraum für k. G. auf frei-


williger Basis)
XVI 103, 292
XVIII 179


Kommunistischer Staat
VII 270–274


Kommunizierende Röhren
V 162
VI 284
VII 231
XII 382


XVI 230, 292
XVIII 156, 193, 197, 224, 267, 340, 


354, 368


Kleinunternehmen,
Kleinbetriebe
VI 253–254
VII 66
IX 405 (tausend kleine Vorzüge der 


K.)
XI 367–368
XIII 121


Klondyke
II 253, 257, 263
V 215, 219, 225


Klöster
→ Mönche, Mönchtum
III 352
VI 280
X 58
XI 296
XV 143, 364
XVIII 115, 206, 357


Knecht, Knechtschaft
IV 72, 92
VII 119 (Befehl und Gehorsam, 


Obrigkeit, Tyrannei, Uniform), 
252–253, 257, 323


XI 93, 225
XV 222, 228–229
XVI 39–40, 43, 126, 130, 170, 176, 


190, 302
XVII 295
XVIII 306


Körper
XV 123–124 (Verwüstungen des 


Kapitalismus an proletarischen 
K.)


Kollektivismus
VII 34
X 109 (k. handelt der Mensch 


schäbiger als individuell)
XVII 102


Kolonien, Kolonialismus,
Kolonialpolitik,
Conquista, Landnahme
I 209, 352
II 222, 286–288
III 100, 220–221, 323
IV 30, 66, 82–84 
VI 254
VII 208, 299 (profitsüchtige Kolo-


nisatoren rauben den Farbigen 
das Land)


VIII 55–56, 116, 206
IX 84–87, 405 (deutsche K. in 


Brasilien–Blumenau und Brusque)
X 114 (k. Plunder)
XI 61, 66 (k. Plunder), 103, 175 


(Beutezüge der Spanier in 
Mexiko und Peru), 368


XII 61 (gefährlicher Gedanke eines 
in sich geschlossenen, durch K. 
erweiterten nationalen Wirt-
schaftsgebiets)


XIII 55, 106, 110, 205, 322 
(“Verlust” der K.)


XIV 260, 320, 347 (Abstoßen der 
K.), 358 (Plage der K.)


XV 55, 172 (K. arbeiteten mit star-
kem finanziellen Defizit), 381


XVI 98–99, 117 (General Trotha in 
Südwest-Afrika), 255–256, 
340–342


Kolonisation, innere
III 372, 378
IV 254
XV 123, 219
XVII 157
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Konvertibilität
V 238–245


Konzentration
→ Kapitalkonzentration


Konzentrationslager
XVI 278–279
XVIII 105


Konzessionen
III 279, 283
IV 179, 258, 260
VII 69


Korruption, Bestechung
IV 138–139
VII 141, 144, 318
IX 165, 236
X 205, 325, 330
XI 277
XII 40, 197
XIV 228
XV 75, 265, 275
XVI 29, 141, 147, 197–198
XVII 136, 215, 222
XVIII 387


Kostenrechnung,
Kostenkalkulation
IX 389


Krämergeist
VIII 227


Kraft
→ Europäischer Staatenbund, 


Freihandel
VIII 296 (K.-überschuss durch wirt-


schaftlichen Zusammenschluss) 
–297 (wirtschaftlicher Vorteil als 


Schwerkraft und einigende K. 
des Ganzen bzw. eines europäi-
schen Staatenbundes), 301 
(natürliche Anziehungskraft und 
Zentripetalkraft eines wirtschaft-
lichen Staatenbundes), 305 (ur-
gewaltige K. liegt im Freihandel)


XVII 296


Krankheiten,
Krankheitsversicherung
I 101, 119, 149
III 231, 248
IV 85
V 138
VII 147, 202, 206, 218, 251, 308
VIII 99 (Syphilis), 228 (Krieg schafft 


Krüppel)
X 26, 231 (Tuberkulose, Syphilis, 


Seuchen)
XII 223 (Tuberkulose), 364–365 


(Krisen erzeugen K.)
XIII 65 (Tuberkulose, Syphilis, 


Cholera und Pest)
XV 127, 255 (Schwindsucht), 264, 


349 (K. sind nicht durch staat-
liche “Rassenhygiene” zu über-
winden)


XVI 46, 117, 245–249 (Kriminelle 
gelten in der physiokratischen 
Ordnung als behandlungsbedürf-
tige Kranke), 264–265 (K. als 
Folge des Kapitalismus), 277 
(Sinn von K.), 323 (Prophylaxe)


XVII 105, 148, 153, 276, 302
XVIII 45–46, 49, 53, 57, 63, 67, 132, 


181, 196


Krankheit des sozialen
Organismus
I 119, 122, 134, 223–224, 


252–253 (hortbares Geld ist der 
Mikrob der s. K.)


Konjunkturen,
Konjunkturschwankungen
I 201
II 94, 161–162
III 115, 140, 168, 319–320, 329
IV 125
V 231
VI 181, 278 (K.-zyklen)
VIII 86, 88
IX 138, 191–200, 208, 316
X 255, 258
XI 188–189, 246
XII 171, 253, 267, 310, 344, 379, 


383
XIII 31, 391, 394
XIV 256, 301, 378, 383
XV 44, 46
XVI 133, 135–136
XVII 47, 121, 131, 135, 140, 166, 


173, 215–216, 290
XVIII 301 (K.-gewinne und –verluste)


Konkurrenz
→ Wettbewerb


Konkurrenzgeld, konkur-
rierende Währungen
→ Geldwesen als staatliche 


Einrichtung
II 39
IV 183
VI 43–44 (K. ist unmöglich)
IX 244–245 (Unmöglichkeit von K.)


Konservative Parteien,
konservative Politik
IV 68
VII 52 (k. P. als Beschützer der 


ländlichen Grundrente)
IX 68
XI 90 (k.P. als Hüter der Grundrente)
XII 163, 206
XIII 114


XIV 91, 310
XV 123–124
XVI 202, 270–275 (Landleben und 


Abhängigkeit der Frauen von 
den Männern)


XVII 140


Konsum, Konsumenten
III 206, 229, 327, 369 (Kauflust)
IV 87 (K.-theorie), 164 (Unter-


konsum)
V 241
VI 98–99, 106, 110, 119, 183, 213
VII 73, 272
VIII 208–209, 312
IX 125 (K.-souveränität), 299
XI 266 (K.-souveränität)
XIII 182–183
XV 195


Konsumentenvereine,
Konsumgenossenschaften
III 70, 137
IV 114, 137–139
VI 100
VIII 315–327
IX 137, 161, 164–166 (Freigeld ver- 


drängt K.)
XI 170, 273, 276–278 (Geldreform 


erfüllt den Zweck der K.)
XIII 392
XV 372–373
XVIII 134 (Freigeld will das Ideal der 


K. verwirklichen), 138, 201


Konsumverzicht
III 193
IV 136
VI 249–251


Konventionen
I 65, 142–143
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Kreditzins
XI 360 (K. hat nichts mit Urzins zu 


tun)


Kreolen
I 118


Krieg, Kriegsrüstungen,
Kriegsdienst, Kriegsgeist
I 35, 88 (deutsch-französischer K. 


1870/71), 97, 209 (deutsch-
französischer K. 1870/71)


II 222–223, 275–277
III 60, 130, 155, 224 (Bruderkrieg), 


321–327
IV 73, 76, 140, 170, 234
VI 274, 278, 280
VII 55, 170–171, 205–210 (K. bringt 


menschliche Degeneration her-
vor), 217 (K. ist Umkehrung der 
Auslesegesetze), 229, 233–242 
(30jähriger K.), 244, 254, 256 
(deutsch-französischer K. 1870/71)


VIII 54–55, 132 (K. verroht die Men-
schen), 134–144 (erster Welt-
krieg)–153 (K.-anleihen)–154, 
156–157, 163, 165–166,
174–186, 189, 191, 193, 196, 
203, 205–208, 216, 221, 
224–228 (Handelskrieg)–229, 
234, 240–241, 243, 247, 250, 
253–257, 263, 266, 271–274, 
277–279, 282–290 (erster Welt-
krieg), 293, 296, 298, 300, 307, 
311–314, 318, 326, 328–329, 
332, 334


IX 73, 77, 166–169, 205, 259 (Ich 
will vom Kriege nichts, auch 
keinen Lehrstoff bekommen.)


X 22 (Der gegenwärtige K. ist das 
schrecklichste Ereignis der Welt-
geschichte.), 36–82, 100 (K. ist 
der einzig mögliche Zustand zwi-


schen Rentiers und Arbeitern) 
–101 (K. ist kein biologisches 
Element), 103–104, 112–113, 
117–118, 127–129 (erster Welt-
krieg)–132, 198 (K. ist der Vater 
allen Unsinns), 203, 206, 228, 
232–234, 241–243 (erster Welt-
krieg und seine Folgen), 254, 
290, 318–320 (erster Weltkrieg), 
323–333, 336, 341, 349, 373


XI 55–71, 94, 97, 145 (Ich will 
vom Kriege nichts, auch keinen 
Lehrstoff erhalten.), 210–233, 
246, 395, 403 (Zinsen und K. 
sind Zwillinge)


XII 17–18, 52, 58, 61, 64, 69, 
80–82, 86, 88, 93, 100, 148 (K. 
darf niemandem einen Vorteil 
bringen und Erinnerungen an 
ihn müssen ein Grausen hervor-
rufen), 151, 153 (K. als Folge 
der Zölle), 155, 176, 196, 202, 
211, 217–218, 245, 262, 276, 
279, 287–288, 290–292 (Kriegs-
geist ist ein eheliches Kind 
unserer eigenen sozialen Zu-
stände und muss an seinen 
Quellen zugeschüttet werden.), 
301–302, 304, 306 (Kapital soll 
anstelle der Arbeit die Kriegs-
folgen tragen), 308 (Gleich-
stellung aller Vermögensbesitzer 
gegenüber den Kriegsfolgen), 
320–321 (Ich will vom K. nicht 
einmal das vom ihm gelieferte 
Beweismaterial gebrauchen.), 
381 (deutsch-französischer Krieg 
1870/71), 389


XIII 53, 66–68, 71–72 (die Deut-
schen überfielen im ersten Welt-
krieg die Belgier, das friedlichste 
aller Völker), 75–76, 80, 87, 90, 
92, 103–104, 107 (Greuel des 
letzten K.), 109, 114, 139, 141 


II 25–26, 29, 140, 155
III 175
V 169 (organische Schäden der 


Goldwährung)
VIII 116 (Privatgrundeigentum ist 


ein Bazillus der s. K.)–117 (Pest 
des Privatgrundeigentums), 243 
(Erdendasein ist bis in die inner-
ste Kammer verwüstet), 267–268 
(goldener Krebs), 279 (durch 
arbeitsloses Einkommen gerät 
der Organismus der Menschen in 
Unordnung)


X 271 (Behandlung der s. K.)
XII 364–365 (Krisen erzeugen Krank- 


heiten und Kriminalität)
XIII 321 (die ganze Welt ist am 


Kapitalismus erkrankt und bedarf 
der Hilfe von außen)


XIV 31, 150, 204–205, 207, 215, 
277 (Klassenspaltung des Volkes)


XV 61, 63, 255 (6000jähriger bür-
gerlicher Kriegszustand), 264 
(Krankheiten und Degeneration 
als Folge des Kapitalismus)


XVI 264–265
XVIII 340, 354, 379


Kredit, Kreditwesen,
Anleihen, Darlehen
→ Banken
I 57, 210–211, 213, 245–246
II 75, 79, 160, 162, 171, 209
III 193–194, 213, 232–233, 256, 


273, 279, 294, 301
IV 113 (K.-käufe), 137, 198, 209, 


239, 241, 244, 251–252, 256, 
273


V 89, 91, 96, 113, 137–138
VI 72, 101–102, 104, 123–124, 


126, 172, 179, 233, 242 (K. in 
Reformgeld), 256


VII 40, 177, 213, 248–249, 288, 
314, 333


VIII 72, 84, 139, 141, 239, 258, 
271, 324 (Handel ohne K.-wirt-
schaft), 325


IX 161–162, 164, 189, 269, 
294–296 (Einfluss des K. auf die 
Geldnachfrage), 313–314, 408


X 138 (Tausch und D. sind ganz 
unterschiedliche Handlungen), 
174–176 (Verstaatlichung des 
K.), 331, 351–352


XI 154, 163, 170–172 (Einfluss des 
K. auf die Geldnachfrage), 
186–187, 251, 267, 272–273, 
294, 319–324 (Robinsonade), 
358 (K. hat nichts mit Tausch zu 
tun), 360–361, 370


XII 100, 265–266, 269, 325, 344, 
363, 365, 367


XIII 39, 134, 159, 172, 187, 196, 
229 (K. ist die Grundlage der 
Volkswirtschaft), 293–294, 
302–303, 312, 314, 325, 358, 
384


XIV 50, 106, 113, 225, 282–283
XV 186–187, 193–194 (Verstaat-


lichung des K.), 337, 352–354 
(K. in Notlagen oder bei “norma-
len” Geschäften; K. in Naturalien 
oder in Geld), 356–360, 
366 (Verstaatlichung des K.), 
369 (Verstaatlichung des K.)


XVI 81, 84, 130, 146–148, 228, 230, 
302


XVII 224, 228, 230–231, 299
XVIII 279


Kreditangebot
→ Kapitalangebot


Kreditnachfrage
→ Kapitalnachfrage


Kreditvermittlungsgebühr
X 293
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217–220, 228, 253–254, 258, 
260–263, 278, 283–292, 309, 
311


X 22, 142, 156, 221–222, 264, 
325, 329, 334–335, 338


XI 76
XII 20–21, 70–71, 88, 104, 172, 


179, 302, 307
XIII 54–55, 82, 172, 179, 209, 214, 


226
XIV 78, 206, 269, 272, 333, 342, 


396
XV 213, 354–355 (verzinsliche K. 


sind die widerwärtigste Hand-
lung, die je ein Wucherer 
beging)


XVI 149–151, 163, 169, 171, 184, 
216 (antikapitalistische Kriegs-
finanzierung), 222–223, 
286–287 (die Bewilligung der K. 
war eine Schandtat)


XVII 132, 284
XVIII 86, 168


Kriegsdienstverweigerung
X 103, 290
XI 57


Kriegsgewinne,
Kriegsgewinner
VIII 220, 284, 292, 313
X 250
XII 57, 201, 210–211
XIII 21, 143–144, 200


Kriegsinvalidensteuer
VIII 284, 317


Kriegsrecht
X 98–99


Kriegsschuld
XIV 324 (K. ist keine Frage einzelner 


Personen, sondern der Organisa-
tion der menschlichen Gesell-
schaft), 346, 364


XV 258–259 (K. nicht personifizie-
ren), 279


Kriegsvermögens-
zuwachssteuer
VIII 233–236, 313–314
X 140–142
XVII 116–121


Kriegsverwundete,
Kriegerwitwen und
Kriegswaisen
VIII 283–284, 307–310, 326
X 221, 271, 284
XII 50 (Fürsorge für K.), 310 (K. unter- 


stützen und sie den Unverletzten 
wirtschaftlich gleichstellen)


XIII 54, 272–273 (K. sollen minde-
stens genauso  viel Einkommen 
erhalten wie die Nichtverletz-
ten), 277


XIV 320, 376, 389
XV 124
XVI 186–189 (nicht die Fürsten, son-


dern die K. sollen entschädigt 
werden), 190, 239


XVII 166, 233–234
XVIII 257


Kriminalität, Kriminelle
I 33, 35, 115
IV 133–134, 198
V 138
VI 15 (Verbrechen)
VII 147 (Privatgrundbesitz als Brut-


stätte von Verbrechen)
IX 159–160 (K. nach Einführung 


(K.förderte den Geist der Gewalt) 
–142 (Triebkräfte des K. liegen 
nicht in der Natur des Menschen, 
sondern in äußeren, veränderba-
ren Verhältnissen), 147 (K.-ur-
sachen)–149, 157, 161 (der K. 
hat nicht nur Menschen getötet, 
sondern auch den Verstand der 
Überlebenden angegriffen), 
170–171, 200–201, 205, 212, 
216–218, 220–221, 226–227, 
229 (K. als Ursache von körper-
licher und seelischer Degenera-
tion), 306, 309, 328–329, 334, 
379


XIV 71–73, 79, 81 (K.-verletzte den 
Unverletzten wirtschaftlich 
gleichstellen), 90, 100, 102, 
104, 108, 110, 112–114, 152 
(K. lässt sich nur mit Hilfe von 
Lügen führen), 178, 203–205 
(30jähriger K.)–206 (Gefahr 
eines neuen K.)–208, 234, 
259–260, 269, 274 (K. hat 
nichts mit Auslese zu tun, denn 
er wirft Gutes und Schlechtes ins 
Massengrab), 277–278, 314–315, 
319, 322, 324, 336, 341, 345 
(vierjährige blutige Auslese)–346 
(der letzte große Weltkrieg war 
ein Kinderspiel verglichen mit 
dem Bürgerkrieg, der zu erwar-
ten ist, falls es nicht gelingt, 
seine Ursachen zu beseitigen), 
348, 350, 353, 364, 367–369, 
376, 383, 389, 393, 397


XV 31–32 (barbarischer K.), 44, 
52–53, 56, 63, 67–68, 73, 82, 
98–99, 119–121, 125–129 (K. 
wurzelt seit 6000 Jahren in 
sozialer Ungerechtigkeit), 146, 
149, 152–156 (K. wurde mit der 
Notenpresse finanziert), 164–165, 
171–172, 184–185, 196, 


199–200 (Rassenkrieg), 216 
(Pfarrer weihten die Waffen), 
225–227, 234, 245–248
(Rassenkrieg), 253–257 (Pazifi-
sten reden zuviel vom K. und 
zuwenig vom Frieden), 259, 
261–264 (K. entstehen durch 
Verletzungen der objektiven 
Gerechtigkeit), 268–269 (K. als 
Folge von Privilegien), 274, 278, 
317, 346, 355, 381–382


XVI 41, 76–77, 85, 90, 98, 104–107, 
131, 139, 155–162, 167, 172 
(Katastrophe von 1914), 178, 
186–189 (verbrecherischer, blöd-
sinniger nationalistischer K.)-
–190, 204, 206, 223, 242, 270, 
283, 286 (Schande des K.)–287, 
290, 309, 326, 334


XVII 71, 83, 85, 92, 117, 122, 140, 
143, 145, 159, 186–187, 
194–195, 201, 227–228, 233 
(das große Morden)–235, 241, 
257 (Vorhersage eines neuen 
großen K.)–258, 261, 266, 
268–269, 278, 288–289, 299, 
301


XVIII 30, 89–90, 93, 97 (entsetzlicher 
K.)–98, 104–105, 109, 111, 114, 
118–121, 126, 129, 137–138, 
143, 150, 153, 163, 171, 187, 
190, 198, 214, 243, 256–257 
(Wahnsinn des K.), 275, 322, 
326, 343, 354, 357, 371


Kriegerheimstätten
VIII 280, 307, 309, 311
XVII 120, 234–235


Kriegsanleihen,
Kriegskredite
→ Zinsfreie Kriegsanleihen
VIII 142, 144–153, 156, 179, 
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XVI 199–200 (Krisen als Folgen 
wechselnder Sonnenflecken-
aktivitäten)


Kristalle
V 256–257


Kroatien, Kroaten
I 174


Kuba
III 44, 120
XVI 205


Kultur, Kulturentwicklung
I 167
II 269
III 57, 124, 375–377
IV 37, 176–177
V 89, 129, 140, 171–172
VI 133–134, 211, 274
VII 28, 30, 33 (geldkapitalistische 


Kulturformation), 36 (Fortschritt 
zu höherer K.), 99, 129, 166–169 
(Untergang einer K. ist eine so-
ziale Katastrophe), 174, 229, 233 
(Vaterlandsliebe als stärkste 
aller Kulturenergien), 236, 271, 
342 (Bodenrente entzieht Kultur- 
werken die Grundlage)


VIII 50, 62, 96 (Kulturblüte als Folge 
wirtschaftlicher Befreiung) –97, 
116–117, 295, 333


IX 12–13 (Die Grundrente ist die in 
Kapital verwandelte Dichtung, 
Kunst, Religion und Wissenschaft), 
73, 116 (schönes Ziel interna-
tionaler Kultur), 208, 322 (Geld 
und K. gehen zusammen auf und 
unter), 366


X 46, 50–55 (K.-entfaltung durch 
Arbeitsteilung und Geldwesen), 
57, 64, 81, 100, 232


XI 55–56, 196 (Geld und K. gehen 
zusammen auf und unter), 215, 
217 (Geld ist die Grundmauer 
der K.)–218 (Geld ist die Wiege 
aller K.), 222, 304, 335, 
392–396 (Wirtschaft als Teil des 
Gesamtkulturbaus der Welt)


XII 304 (K. ist eine allmenschliche 
Weltfrage und auch der mächtig-
ste Eroberer), 313, 356, 365, 
390


XIII 49
XIV 30, 41, 73, 76, 84, 201, 203, 


322, 362, 364
XV 52, 62, 97–98, 149, 189–192 


(Staat soll die K. sich selbst 
überlassen), 241–244, 263, 272, 
351


XVI 97, 182, 188, 263, 291, 333, 
336


XVII 93, 288
XVIII 144, 165, 193, 256


Kultusministerium
I 380
X 224–227
XIII 57–61
XVI 332–336


Kulturkampfgesetze
III 352


Kunst, Kunstsinn,
Künstler
I 233
IV 11, 70, 72
VI 97
VII 19, 147, 241
VIII 89, 297
X 116 (Missbrauch der K. zu 


Machtzwecken), 237
XI 21, 67, 94, 196
XII 35–36, 278


von Freigeld), 173 (Währung ist 
ein Eldorado für Diebe), 219


X 43 (K. steigt in Zeiten wirt-
schaftlicher Krisen), 71, 235


XI 214, 225, 233
XII 363–365 (Krise erzeugt K.)
XIII 68–72 (K. als Folge der Existenz 


von Privilegien), 225
XIV 41, 129
XV 146, 214–217, 345
XVI 245–249 (K. im Kapitalismus 


und in der physiokratischen 
Ordnung), 290, 297, 302–305 
(Umgang mit K. in der Physio-
kratie), 337–338 (K. in Chicago 
und Buenos Aires)


XVII 151–153 (K. nicht durch Strafen 
bekämpfen, sondern durch 
Vorbeugungsmaßnahmen), 207, 
276, 297–298


Krisen
I 41, 68, 89, 247, 256, 268, 284, 


316
II 18, 24, 29, 44, 76, 87, 94, 120, 


132, 159–160, 162, 228, 232, 
287


III 56–57, 98, 155, 180, 199, 203, 
227, 236, 254, 273–274, 284, 
368, 371


IV 63, 86, 105, 120, 128, 135, 
148, 160, 164–168, 179, 197, 
208, 210–211, 221, 253–254, 
261, 287


V 25, 32, 76, 90, 115, 148, 165, 
169–170, 180, 184, 194, 
227–228, 230–232, 234, 
241–242, 245, 252, 254, 262


VI 86, 101, 118, 122 (schwarzer 
Freitag), 124, 131–133, 137, 
140–141, 149, 175, 181, 190, 
199–200, 216, 234, 251, 271, 
278–280


VII 19, 37–45, 67, 73–74, 164–165, 
178, 247, 286, 345


VIII 52, 73, 78–79, 81, 88–89, 110, 
226, 260, 267, 294, 318


IX 88–89, 94, 97, 108, 117–118, 
125, 130, 191–200, 236, 
313–314, 319–320, 325, 355, 
371, 387


X 27, 40, 62 (1872–1890), 253
XI 106–107, 185–187, 194–195, 


199, 223, 241, 246, 252, 254, 
295–303, 346, 395, 399


XII 24, 59, 68, 78, 100, 104, 
109–110, 114, 119, 124, 171, 
178–179, 217, 238, 253, 264, 
284–285, 287, 300, 310, 
340–341, 343, 389 (K. sind die 
Mörderinnen der Volkswirtschaft)


XIII 31, 62, 130, 140, 143, 206, 
234–235, 240, 244, 299, 325, 
348, 378, 382, 390


XIV 67, 81, 102, 120, 203, 281, 285
XV 54–57, 70, 88–89, 116, 134, 


146, 224, 339, 379–382
XVI 31, 82, 84, 88, 119, 154, 


199–200, 220, 281
XVII 39, 58, 67, 83, 138, 141, 143, 


184, 186, 207, 215, 225–227 
(der größte Kladderadatsch, den 
Marx prophezeite), 230, 290, 
292


XVIII 34–35, 133, 198, 297


Krisentheorien
IV 161–169
V 231 (Konjunkturzyklen wie 


Jahreszeiten)
IX 191–200 (K. werden durch die 


Geldreform zuschanden gemacht)
XI 295–303 (K. werden durch die 


Geldreform alle zuschanden 
gemacht)


XII 244
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278, 281, 314, 316, 327, 
338–339, 341


VIII 68, 107, 115, 118, 120, 123, 
128–130, 205, 208–209, 258, 
265, 302–303, 332, 334


IX XI, 4–47, 50, 53 (blühende L. 
mit einem gesunden Bauern-
stand) –61, 69 (L. im Gleichge-
wicht mit der Industrie), 71 (L. 
und Frauenfrage), 75, 78, 108, 
207


X 25, 130, 176, 197–199 (Großbe-
triebe in der L.), 202, 265, 272, 
284–286 (Scheitert die Boden-
besitzreform am Widerstand der 
Bauern?)


XI 10, 13–16, 24–32, 39, 43–47, 
52, 74, 77 (blühende L. mit 
einem gesunden Bauernstand), 
80–83 (Auswirkungen der 
Bodenverstaatlichung auf die L.), 
90–92 (Rückkehr der Frauen in 
die L.), 96, 98


XII 35, 62, 84, 94, 160, 163–164, 
167, 180, 256 (Bauernbund, 
Handelskammern und Gewerk-
schaften sollen die Preisstatistik 
kontrollieren), 283–284, 297 
(L.-kammern)–298, 300–301, 
303


XIII 61, 79, 124 (L. in Russland), 
125, 170–173 (L., Industrie und 
Welthandel), 194, 198 (Aufsicht 
der L.-kammer über die Geldver-
sorgung), 202, 220, 282 (L.-
kammern kontrollieren das 
Reichswährungsamt), 306, 309, 
393


XIV 65–69 (l. Organisationen als 
Teile einer Diktatur der Not), 
108, 181, 203, 272, 319, 353, 
357, 392–394, 396


XV 30, 100–102, 158–159, 184, 
273


XVI 37–38, 98, 126, 146, 156–158, 
160–171 (Großgrundbesitz auf-
lösen und damit die Republik 
schützen), 174, 194–195, 205, 
268–269, 272–274, 288, 306


XVII 32–33 (intensive und extensive 
L. in den USA), 140–141, 158, 
218–222, 229, 242–244 (Not der 
L. ist ein Grundrentenproblem), 
251–255 (Rentabilität in der L.), 
310, 340


Lateinische Münzunion
I 71
III 14–21
V 168, 233
VI 172
IX 115
X 189–190
XI 145, 312–313
XII 182–184, 191–192
XIII 38, 286–287
XV 81, 92–95, 320
XVI 113 (L. M. als Vorbild der IVA), 


317
XVII 61, 109, 113–115, 278–279
XVIII 328


Latifundien
III 154–155
IV 83 (L. in Argentinien), 213
V 76
VI 273
VII 135
VIII 99
IX 333
X 199
XI 104
XIII 390
XVIII 172


XIII 71
XIV 227, 278 (K. trägt den Stempel 


der Klassenspaltung), 310
XV 52, 62, 98, 265
XVI 242
XVIII 173


Kunstdünger
III 187, 224
IV 27, 32, 48, 52
VI 128
VIII 107
IX 5, 16, 24, 55, 59
XI 24, 31, 78, 82
XII 315
XIV 85


Lagerhaltungskosten
I 80, 277
III 85
VI 116, 201 (Geld ohne nennens-


werte L.)
IX 308 (L. bei Waren höher als bei 


Geld)
XI 181 (Geldhortung ohne L.), 244 


(unterschiedliche L. bei Geld 
und Waren)


Laissez faire – 
laissez aller
III 56
V 26, 181, 252
VII 307


Land, Landleben
→ Boden
I 249
IV 42–43, 69
VII 102, 144, 185 (Vorteile des 


Wohnens auf dem L.), 250
VIII 118, 334
IX 44–46 (gesundheitliche Vorteile 


und wirtschaftliche Nachteile 


des L.), 69 (Stadt und L. gehen 
nicht mehr getrennte Wege)


X 270 (Versöhnung zwischen Stadt 
und L.), 274


XI 49–51 (gesundheitliche Vorteile 
des L.), 90


XIV 393–394
XV 290
XVI 271–275 (Vorstellungen der Kon-


servativen vom L.), 278
XVII 223


Landflucht
IV 57, 64
V 35
VIII 115, 117–118, 334
X 25
XI 86
XVI 273


Landfrieden
VII 139
VIII 333


Landwirtschaft
I 38, 247–250, 357, 372
II 72, 74
III 71, 79, 86, 88, 91, 93, 187 (l. 


Bodenrente), 206, 298, 358, 360
IV 27 (extensive und intensive Be-


wirtschaftung)–28, 30–39, 
45–46 (blühende L. mit gesun-
dem Bauernstand)–47 (Stolz der 
freien Bauern), 50–54, 69–71, 
76, 123, 129, 176, 271


V 27
VI 96 (L. als Nebenerwerb von 


Handwerkern), 238, 254, 261 
(Pfandbriefe als ekelhafte 
Geschwüre der L.), 273


VII 19, 57, 59, 122, 134, 139, 
145–147, 149, 257 (Boden-
reform schafft freie Bauern), 
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XIV 53
XV 63, 165, 273, 333, 375, 378
XVI 130, 192, 270, 275
XVII 101, 161, 251–254 (freie 


Arbeiter sind rentabler als L. 
und Sklaven), 288


XVIII 101, 340


Leistung,
Leistungsprinzip,
Leistungsgesellschaft
II 44
III 92, 131
IV 181, 187
VII 89, 319–320, 325
XIV 91


Liberalismus
VII 18 (l. Kapitalismus), 33, 140
IX XVI, XIX
X 116 (großzügiger, wirklich l. 


Geist) 
XI 393–395 (Freiwirtschaft ent-


spricht nicht dem historischen L.)
XIII 113–114
XV 275, 283–284, 307 (L. und 


Boden), 311


Liberale Parteien
IV 68, 145–146
VII 52 (l. P. als Beschützer der 


städtischen Grundrente und des 
Zinses)


IX 68, 173–174
XI 90, 280–281
XVIII 363


Liebe, Liebesleben
I 323
II 224, 270
III 99, 163
IV 192, 223


VII 202, 222–224, 256
IX 73, 192
X 108, 114, 151, 153, 206, 216, 


232, 234 (L. und Gerechtigkeit), 
238–239 (L. ist ureigenste Ange-
legenheit des Mannes und der 
Frau und darf nicht von Staat 
oder Wirtschaft beeinflusst wer-
den), 289


XI XV, 61, 66, 93 (L. statt mate-
rielle Kalküle bei der Partner-
wahl), 94, 297


XII 60 (die L. und die Währungs-
frage erzeugen die meisten 
Verrückten), 80, 222


XIII 46, 59, 66, 68, 73–74 (L. ist die 
allerzarteste Blüte des Menschen-
lebens und ureigenste Ange-
legenheit des Mannes und der 
Frau), 148 (Friede ist der 
Zwillingsbruder der L.), 184, 
203, 313


XIV 114, 204, 209 (L. nicht durch 
finanzielle Einflüsse perver-
tieren), 210 (wirtschaftliche 
Unabhängigkeit der Frauen), 
213–215 (wirtschaftliche Frei-
heit der Frauen als Vorbedingung 
der L.), 310–311, 360, 391


XV 32, 124, 204 (L. bewegt und er-
schüttert die Jugend am mei-
sten), 210 (L. soll von Lebens-
freude bestimmt sein und nicht 
von kirchlicher Moral und staat-
lichen Zwängen), 328, 347–350 
(der Staat darf sich nicht in das 
L. einmischen)


XVI 117, 232, 243, 258 (nur wer an 
die Allmacht der L. glaubt, kann 
sich Christ nennen), 259–265 
(der Staat mischt sich mit 
Ehegesetzen in das L. ein), 272, 
282 (Glaube an die Allmacht der 
L.), 289, 292–293, 327


Leben
IV 140
VI 280 (irdisches Jammertal), 287
VIII 103 (Volksleben)
IX 81 (L. ein Verbrennungsprozess)
X 242
XI 100 (L. ein Verbrennungsprozess),


394–395
XII 130, 150–151 (L. überwindet 


Trennendes)
XIII 67, 80 (Gesetze des L.s thronen 


über allem Eigentum)
XIV 79, 203, 215, 327 (L. oder 


Kapital), 369
XV 38, 59, 63–64, 126–127, 150, 


210, 228, 263, 313
XVI 239–241 (der Kapitalismus ist 


der Unterdrücker und Vernichter 
allen L.s), 243, 267, 307, 326, 
342


XVII 70 (L. in der Physiokratie ohne 
Sitte und Moral wie in der Natur), 
83, 90, 96, 103, 245, 296, 300


XVIII 125 (grün ist des L.s Baum), 
130, 262, 354 (Kreislauf des 
L.s), 397


Lebensfreude,
Lebensglück
IV 54
X 290
XI XXII, 21, 84
XII 223
XIII 313
XIV 114, 212 (L. anstelle von Moral-


predigten als Kompass des 
Lebens), 310–311, 322–323, 
345–346


XV 198 (aus diesem Jammertal ein 
Tal der L. machen), 210 (L. und 
Sexualität), 240, 245, 292, 313


XVI 78, 96, 100, 104, 265, 291, 
297, 324


XVII 70, 73, 83, 90, 100, 150, 193 
(gesellschaftliche Zustände be-
schränken die L. der Menschen), 
219


XVIII 282, 396


Lebenskraft 
VII 223
VIII 227 (allgemeiner, unbändiger 


Lebenswille)
XVIII 196


Lebensmittelgeld
X 148–150


Lebensreform
XVI 240–241


Lebenssinn
I 251
X 151, 187–188


Lebensversicherungs-
gesellschaften
VI 234
IX 386
XI 352
XVII 231


Leibeigenschaft,
Leibeigene
I 36
III 87
IV 27, 68, 71–72, 74, 176, 180
V 76
VII 143–144, 146, 237, 338–339
VIII 95, 99, 102, 108
IX 4, 68, 72, 207
X 288
XI 13, 74, 89, 93
XII 76, 222
XIII 119
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gelassen werden), 161, 164, 
167, 185, 204, 208, 222, 226, 
229–230, 238, 240–241, 
244–249, 251, 253, 260, 270, 
290


XVIII 43, 45, 62, 85, 133, 135, 143, 
146, 180, 198, 215, 277–278, 
299–302, 306, 308


Lohnabhängigkeit,
Lohnarbeit
→ Selbstständigkeit
I 110
III 70, 86
VI 33, 73
VII 333
IX 235, 389 (Verhältnis zwischen 


Unternehmern und Arbeitern 
entspricht dem Verhältnis 
zwischen Pfandleihern und 
Pfandborgern)


XI 293–294 (Unternehmer gegen-
über dem Arbeiter als Pfandleiher)


XII 35 (L.-verhältnis zu einem ge-
wöhnlichen Handelsvertrag um-
gestalten, bei dem weder Unter-
nehmer noch Arbeiter ein Über-
gewicht haben)


XIII 358, 363, 396 (Arbeiter könnten 
die Aktien ihrer eigenen Unter-
nehmen erwerben, ohne aller-
dings mehr als die Abschrei-
bungen erwarten zu können)


XVI 126, 298–300 (bei zinslosem 
Geld kann sich die L.-abhängig-
keit in eine freiwillige, ausbeu-
tungsfreie L.-arbeit wandeln)


XVII 100, 253
XVIII 299–302 (Aufhebung der L. und 


von jeglichen Monopolen durch 
Freiland und Freigeld)


Lohnkommunismus
→ Kommunistische 


Gemeinschaften
VII 272–273
XI XXIII
XII 299
XIII 59 (L. für die Geistlichen)
XIV 66
XVI 179–181 (Proletarier könnten 


durch freiwilligen L. ihre kom-
munistische Seele unter Beweis 
stellen)


Lombardkredit,
Lombardzins
IV 279
XIII 134


London
I 217 (Clearinghouse)
XI 85


Lotterien
I 158
V 243
XII 97
XIII 280


Lüge
→ Wahrheit
VIII 185, 188–189
IX 167
XV 274–279


Luxus
I 38, 41, 61, 101, 150, 159, 209, 


250
III 375
IV 172 (Putz und Tand)
V 165, 241
VI 127–129, 179, 276
VII 72 (Verzicht auf L.), 225, 342


XVII 60–61, 73, 91–92, 95, 148, 259, 
295, 297, 302


XVIII 74, 206, 326, 341–342, 356, 
396, 398


Liquide Klassenhaltung
von Geld
→ Geldkreislaufstörungen


Logik
VII 290
XIV 351


Lohn, Lohnerhöhung,
Lohngesetz, Lohntheorie
I 101, 109, 124, 126–130, 149, 


232
II 149
III 77, 122, 136, 142, 145, 147, 


149, 187, 192, 235, 237, 246, 
252, 267–270, 274, 276, 281, 
287, 295, 302, 311, 359, 365, 
367, 374


IV 23–24, 27, 30–31, 33–35, 38, 
40–41, 44–45, 50, 61, 69, 
73–74, 92, 136, 138, 159, 162, 
176–180, 249–251, 254–255, 
258–259, 263–264, 268, 280, 
287–288, 291–294, 296


V 30–36, 121, 133–134, 139, 170, 
253


VI 17, 87, 224, 226, 234, 236, 
241, 253, 260


VII 20, 63–81 (physiokratische L.-
politik), 84–97 (physiokratische 
L.-theorie), 98, 129–130, 133, 
185–186, 230–232, 254, 265, 
270, 274–276, 284–285, 287, 
324–325, 344


VIII 76, 106, 120, 132, 160, 206, 
247, 256, 266, 281, 293, 327


IX XXV, 1, 4–47, 74, 153, 160, 
163–164, 166, 189, 191–192, 


207–209, 292, 370, 387, 
389–390, 404–405, 411, 
420–422


X 29, 116, 195–196, 208–209, 
223, 265–266, 270 (L. wird 
unter der absoluten Währung zu 
Lasten des Zinses gehoben), 
315, 327, 334, 342 


XI 3, 12–13, 16, 18, 28–31, 35–43, 
46, 48, 51–52, 74, 246 (Steige-
rung der L. nach Einführung von 
Freigeld), 267, 274, 293, 
303–305, 345–346, 353–355, 
367, 372


XII 18, 35, 59, 76, 81, 83, 211, 
213, 216–217, 226, 303, 306, 
312, 350, 360, 364, 389


XIII 34, 36, 56, 84, 91 (L. ist eine 
internationale Größe), 92, 103 
(L. als internationale Größe), 
104, 123–124, 150, 174, 
179–180, 183, 209, 220, 280, 
317–318, 330, 354, 363–366, 
381–382, 391, 396


XIV 72, 77, 138, 156, 178, 235, 
250–252, 273–276, 317, 
319–320, 325, 346


XV 35, 49, 80, 116, 121, 177, 
182–183, 195, 219, 224, 296, 
303, 308–309, 358, 363, 369


XVI 56, 76, 86, 90, 104–106, 
119–125, 146, 155, 169, 
179–181, 203–207, 211, 240, 
280, 298–300 (L. steigt mit 
sinkendem Zins bis zum vollen 
Arbeitsertrag)


XVII 31–37 (L. in den USA und 
Europa) –43 (L. ist der wider-
standsschwächste Faktor der 
Wirtschaft; gewerkschaftliche L.-
politik), 56–57, 68, 83, 121, 
137–139, 154, 156–158 (L. muss 
bei der Verteilung der Repara-
tionslasten ganz aus dem Spiel 


222 223







VIII 191, 212, 325 (Zins ist das 
Allerheiligste im M.)


IX 81
X 185 (Sozialdemokratie als rote 


Garde vor M.s Tempel), 317 (ohne 
Marx läge M. heute besiegt am 
Boden), 319, 344, 378–379


XI 325 (rote Garde vor M.s Tempel)
XII 23, 208–209 (rote Garden vor 


M.s Tempel), 222, 319 (6.000 
Jahre alte Festung M.s), 356


XIII 125
XIV 132–134 (Arbeiterbewegung als 


rote Garde vor M.s Tempel), 138, 
259, 343 (rote Garde vor M.s 
Tempel), 400 (M. und Seele)


XV 213 (M. sitzt fest auf seinem 
Thron und kann nur durch das 
bewaffnete Proletariat bezwun-
gen werden)


XVI 177
XVII 134, 252
XVIII 54, 68–69, 126, 159, 168 (Geld 


als Mammonsmanna), 208, 267


Manchestertum
XI XVII–XX
XII 79
XVI 292


Mann, Männer
XI 255
XII 35, 247, 298
XIII 68, 74, 111, 196, 336, 339 


(Herren von der Hochfinanz), 
397 (Bürger als M.)


XIV 35, 61–62, 65, 132, 204, 210 
(Frauen müssen von M. wirt-
schaftlich unabhängig sein), 
214–215 (wirtschaftliche Ab-
hängigkeit der Frauen von den 
M.), 290, 311, 327–328, 349, 
363, 366, 396, 398


XV 32, 40–41, 47–48, 59, 91, 111, 
118, 124, 144, 170, 208, 246, 
254, 325, 334, 344, 347, 350, 
378, 384


XVI 206, 219, 224, 238, 257, 
262–264 (M. in der Ehe), 266, 
271–272 (konservatives M.-bild), 
298–299, 325–328


XVII 66, 69, 73, 88, 94, 159, 264
XVIII 29–30, 44, 70, 73–74, 128, 138, 


140, 151, 156, 165–167, 170, 
185, 241, 267, 309, 327, 369, 
398


Markt, Markthalle,
Bedürfnisse des
Marktverkehrs  
I 42–44, 48
II 218, 256
III 161, 179, 182, 296, 298, 


366–367, 371–372
IV 122, 125, 139 (offener M.), 


148–149 (M.-bedürfnisse), 178, 
193 (M.-bedürfnisse), 268–269, 
271


V 39, 103, 172 (Bedürfnisse der 
Volkswirtschaft), 213, 218


VI 37, 41, 63, 87, 90 (Gesetz der 
Marktweiber) –91, 96, 105, 116, 
118, 132, 150, 181–182, 191


VII 43, 319
VIII 87, 233, 318
IX 2, 93, 97, 109, 123, 165 (offe-


ner M. ist der beste Konsumver-
ein), 187, 242–243, 282, 284, 
290, 306, 324, 367, 370


XI 11, 131, 147, 163, 166, 182–183 
(M. ist die Straße und Geld der 
Schlagbaum), 277 (ein offener 
M. ist der beste Konsumenten-
verein), 337


XII 83, 98, 128, 142, 213
XIII 327


IX 318
X 194–195, 320–322
XIII 24, 154, 222, 231
XIV 87, 149


Lynchjustiz
XVI 297, 301, 304–305, 311, 342
XVII 224


Macht
I 49–50, 203, 247, 291
III 31–32, 70, 85, 102, 127, 


246–247, 290–292, 296
IV 67, 69, 145, 270–271, 299
V 52
VI 68, 118, 150 (M. des Geldes), 


173, 194, 208, 211, 279 (M. des 
Geldes), 283


VII 160–166 (M. des Geldes), 184, 
193, 209, 241, 247 (M. des 
Geldes), 270, 313, 318, 344


VIII 26, 46, 53, 63, 81, 166–167 
(Englands Geldmacht) –168, 172 
(Geldmacht), 176, 189, 191 
(Geldmacht), 244 (von der M.-
seuche heilen), 275 (M. des 
Geldes) –276, 280, 334 (M. des 
Kapitals)


IX 173 (Politik ist M.), 208, 
363–364 (M. des Geldes)


X 27, 31, 49, 65, 87–88, 116, 
132, 156 (M. des Geldes), 185, 
193, 205, 234, 253 (Geldge-
waltige)


XI 5 (M. des Geldes), 67, 97, 182, 
216, 280 (Politik ist M.), 324 
(M. des Geldes über die Ware) 
–325, 396


XII 17, 33, 133 (M.des Geldmonopols), 
154, 224–225 (politische M.)


XIII 50–52, 67, 89 (M. des Geldes), 
316, 357, 361, 366, 375, 377, 
395


XIV 73, 227 (M. des Geldes), 295, 
324, 365–366, 368, 382, 392


XV 34, 42, 58, 108, 115, 119, 122, 
127–128, 146 (M. des Geldes ist 
nirgendwo so brutal wie in den 
USA), 165, 168, 190, 211, 234 
(M. über das Geldwesen), 241, 
265–266, 275, 317, 352, 376


XVI 58, 97–98, 174–177, 179, 184, 
198, 214, 217, 223–224, 
245–246, 254, 282, 291


XVII 52, 130, 132, 182, 198, 
202–203, 258–260, 263


XVIII 40, 70, 109, 134, 156, 161, 
164–165, 191, 194, 197, 236, 
274–275, 289, 294–295 (M. für 
den Freiwirtschaftsbund), 
340–341, 355


Machtstaat
XII 303–304
XIII 50–52
XIV 33, 73
XV 265–272, 279, 352
XVI 332


Mac Kinley–Bill
I 353, 373


Makkabäer
V 73
VIII 43


Mammon,
Mammonstempel
I 49, 79, 166, 169, 215, 219, 327
III 43, 79
V 80
VI 271 (M. dieser Menschenfresser)
VII 25–26, 83–84, 160, 317–320 


(M. ist ein Menschenfresser; ein 
Oktopus, in dessen Schröpf-
organen das Volk verblutet)
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nie über Schlagworte hinaus), 
203, 328, 330, 334 (Freiheit der 
M. ist die Sklaverei des Individu-
ums), 342, 361, 365, 368


XV 98, 108, 120, 131, 189, 265, 
274, 365, 367


XVI 26, 45, 56–58, 64, 66, 103, 
105, 127, 172, 175–176 (revolu-
tionäre M. sind ungeduldig), 
178, 181 (nicht die Proletarisie-
rung der M. fortsetzen), 183, 
211–215, 241, 247, 261, 315 
(Individualität bedeutet mehr 
als M., Volk und Nation)


XVII 45, 83–84, 102, 145, 150, 155, 
252, 257, 259–260, 276, 284, 
287 (Dummheit der M.), 291


XVIII 43, 185, 187, 199, 223, 
240–241, 266–267, 287, 289, 
302, 312, 337, 374–375, 389, 
403, 414


Materie
XVIII 354 (M. und Geist gehören un-


mittelbar zusammen)


Materielle Interessen,
Materialismus
I 245
VIII 296, 298
XV 98–99
XVI 183


Mathematik, 
mathematische Methode
III 159, 161–162
V 38
VII 248–249, 292
IX 276
XIII 384
XIV 279, 281 (es ist gefährlich, m. 


Formeln auf dynamische Vor-
gänge anzuwenden)


XVII 44 (m. M. ist in der Ökonomie 
nicht zuverlässig), 48–49, 136


Medizin
I 118, 135, 166, 284, 380
III 71, 149
IV 70, 179
V 34 (menschliche Maschinerie)
VI 31, 97
VII 202, 220, 308 (ohne Änderung 


der Lebensführung ist M. Kur-
pfuscherei)


IX 146, 291
X 230–232
XI XXI, 262
XII 18–19 (großer Heilschnitt in 


den sozialen Organismus)
XIII 64–65 (Trennung von Staat und 


Gesundheitswesen), 71
XIV 203, 215
XV 42, 348–350 (M. maßt sich 


staatliche Rassenhygiene an)
XVI 225, 245–249 (in der Physiokra-


tie wandelt sich das Strafrecht 
zur M.)


XVII 276
XVIII 190, 322 (Freihandel mit Geld- 


und Bodenreform als soziale 
Homöopathie)


Mehrwert,
Mehrwerttheorie
III 246, 268, 280, 286, 304, 351, 


353, 364
IV 235, 250, 258, 262–263, 


275–276
VI 241, 253
VII 18, 72, 117, 130, 164–165, 283, 


285, 287, 302, 329, 331
VIII 127, 212–213
IX X, XVII, XXV, XXVIII, 338, 344, 


348, 404
X 195–196, 208, 315


XIV 75
XVII 58–59, 144, 181
XVIII 113


Markträumung
II 74, 124
III 198
VII 177


Marxismus, Marxisten
VII 18–19, 61, 64, 138, 270, 


329–332
VIII 51, 73, 78, 89, 125–128, 


131–132, 255, 325
X 169
XI XXV, 4, 6
XII 23, 216–218 (M. betreibt die 


Proletarisierung der Menschen), 
241, 247–248, 263 (m. Schutz-
panzer des Kapitals), 299


XIII 89 (m. Schutt von den Proud-
honschen Schätzen wegfegen), 
95, 106, 134, 195, 353–355, 
379, 381 (M. hat keine Ahnung 
von der Expropriationskraft des 
Geldes) –383, 391, 397


XIV 54, 66, 130, 137–138, 140, 301, 
318, 336–338, 341, 343, 361, 
365


XV 121–123, 183, 219, 224 (M. 
haben keine Ahnung von der 
Wirtschaft), 231


XVI 111, 165–166, 203, 250
XVII 39, 48–49, 74, 83, 187, 259, 


262–263
XVIII 27, 50, 63, 79, 140, 145, 159, 


165, 171, 245, 249–251, 261, 
368 (der M. stellt in Amerika 
noch keine politische Macht 
dar), 387, 396, 403


Maschinen
→ Technischer Fortschritt
I 120–121, 125–126
II 73–74
III 142, 207, 288
IV 23
V 22, 30
VI 97, 235
VII 66, 268, 284
VIII 123
IX 23–24
XI 30, 355
XIII 364
XVI 123, 157, 205–209, 214, 240
XVII 240, 261


Maschinenstürmer
VII 64
IX 23–24
XI 30
XVI 205–209


Massen, Massenbewegung
III 352
IV 299
V 52
VI 28, 98
VII 30, 46, 126, 166, 237, 245, 


261, 272, 328, 344
VIII 19, 26, 96, 193, 306
X 109 (M.-rechte müssen eng be-


grenzt werden), 113, 115–116, 
219


XI 56, 62 (Rechte der M. zugunsten 
der Menschheitsrechte ein-
schränken) –65, 68


XII 20, 225, 298
XIII 51, 83, 87, 180, 188, 295
XIV 65, 98, 133–134 (proletarische 


M. werden aufgebracht sein, 
wenn sie merken, wie sie vom 
Marxismus irre geleitet wurden), 
188 (die Einigkeit der M. geht 
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um und Akrat), 57, 62–67 (so-
zialer Richtsinn), 69, 90, 93–101 
(M. und Erde), 143, 196 (Bett-
lergesinnung), 213 (Pessimismus, 
Glaube an die Schlechtigkeit der 
Welt), 217, 219, 225 (Beziehung 
des M. zum Göttlichen, Spaltung 
der M. in Herren und Knechte), 
226 (Reichtum und Armut) –227, 
229 (M. braucht die ganze Erde), 
232–233 (M. und Geschichte), 
267 (M. und Geldverleih), 275 
(Sparverhalten), 295, 299 
(Grenzenlosigkeit der Bedürfnis- 
se und Geldgier), 304 (Bedürf-
nislosigkeit), 349–350 (Sparen 
in der Natur und beim M.), 354 
(Arbeiten von Ewigkeitswert sind 
nicht Sache des Einzelnen, son-
dern des Volkes), 356, 365, 
392–396 (tiefgehorsame Welt-
arbeit des M. in Übereinstim-
mung mit der Gesetzlichkeit der 
Welt)


XII 34–37 (neues, freies und selbst
verantwortliches M.-geschlecht), 
74–80 (Eigennutz und Selbstver-
antwortung der M., die nicht 
umerzogen werden sollen), 150, 
152 (M. und Grenzen), 155, 157 
(dem Feinde baue man goldene 
Rückzugsbrücken), 197, 200, 
203–204, 206, 222, 278, 288 
(M. braucht die ganze Erde), 310 
(sozialer Geist verlangt Rücksicht-
nahme auf die Kriegsverletzten)


XIII 47–48 (M. suchen die Freiheit 
statt staatliche Wohltaten, die 
die Freiheit beschränken)–50, 60 
(M. und Bildung), 65 (M. sollte 
Glauben an göttliche und staat-
liche Vorsehungen ablegen und 
eigene Verantwortung erkennen), 
75 (Der Erlöser, der zu Gott ge-


wordene M., schläft noch im 
Schoße des Weibes.), 87 (M. so 
nehmen, wie sie sind), 101 (für 
den Staat arbeitet kein M.), 117 
(Individuum und Brüderlichkeit; 
M. passt sich dem Kapitalismus 
an), 163, 179, 221, 313, 354, 
393, 395–396


XIV 61, 68, 70, 80–81, 91 (M. als 
verantwortliche Persönlich-
keiten), 202, 205–207, 209–211 
(M. nicht mehr wie Kinder am 
göttlichen Gängelband)–215 
(Zukunft des M.-geschlechts) 
–216 (Gottwerdung des M.), 
221–222, 277–278, 293, 311, 
315, 334, 343, 345–346, 
366–367, 369, 390


XV 30, 32, 39, 52–53 (Natur des M.), 
56, 63, 68, 98, 101, 124, 127, 
165, 192, 202–210 (Einstellung 
zur Sexualität), 214–217 (M. als 
Gefangene in Moabit), 227, 238, 
248, 264, 278, 313, 349 (die M. 
braucht keine staatliche “Rassen- 
hygiene”, um sich von allem Un-
gesunden zu befreien), 381


XVI 41–43 (vom Kapitalismus ent-
stellte Natur des M. und selbst-
ständige Vollmenschen in der 
Physiokratie), 94, 99, 101, 107, 
119, 178–181 (Umerziehung zum 
Altruismus; kommunistische 
Seele), 183, 197–198 (Korrup-
tion), 237 (M. als Heiligtum, an 
dem weder der Staat noch die 
Kirche herumpfuschen darf), 
239, 242–244 (Kampf ums Da- 
sein ohne Privilegien), 246–249 
(M. und Kriminalität), 262, 264 
(die M.-werdung bedarf der Frei-
heit der Männer und Frauen), 
267–268, 277–279 (M. werden 
von Gott geformt und nicht von 


XI 3, 5–6, 9, 246, 322, 324, 393
XII 23
XIII 91, 195, 320, 362, 365, 370, 


378
XIV 45, 50, 57, 67, 138, 301
XV 167, 363, 365, 371
XVI 241
XVII 264
XVIII 39, 145, 160, 261, 368


Meinungsfreiheit
I 235
XVI 259


Meliorationen
VI 228, 238
X 203 (M. sind nicht für sterbliche 


Bürger, sondern für das ewige 
Volk von Interesse)


XV 286, 297, 304–305, 308, 310


Mennoniten
IV 48
IX 55
XI 78 (gemeinwirtschaftliche 


Nutzung des Bodens bei den M.)


Mensch, Menschheit,
Menschenbild, 
Natur des Menschen
I 164
II 222
III 149, 244 (Nachahmungstrieb), 


321–326
IV 72 (innerstes Wesen des M.), 


176, 178 (Ausbeutung)
V 88, 181
VI 227, 230 (natürlicher Spartrieb), 


239, 249 (Sparsamkeit und Ver-
schwendung) –250


VII 28 (höheres Menschentum), 30, 
119, 126, 147, 199–211, 


219–220 (der kurzsichtige M. irrt 
und hält sich allzu leicht für un-
fehlbar), 227, 236, 253, 
260–261, 270–274 (Kommunis-
mus widerspricht der m. Natur)


VIII 49, 51, 101 (selbstständige und 
unabhängige Vollmenschen), 
135, 141, 185, 192–193 (in 
jedem M.steckt ein Ausdehnungs-
bedürfnis), 244 (Machtmenschen 
mit einer misswachsenen Seele), 
248, 250, 278–279 (M.-natur ist 
auf Arbeit eingestellt), 301


IX 72 (Bodenreform gestaltet das 
innerste Wesen des M. um), 
77–82 (der M. braucht die ganze 
Erde), 401–402


X 42–43 (Glaube an die Schlechtig- 
keit der Welt ist eine pessimisti-
sche Lebensauffassung, die sich 
in Zeiten wirtschaftlichen Nieder- 
gangs ausbreitet), 53 (Pessimis-
mus in Krisenzeiten)–54, 68–70 
(Eigenständigkeit durch Arbeit), 
75, 80, 103 (Selbsterhaltungs-
trieb, Opfersinn und Sehnsucht 
nach Frieden), 106 (Rüstung), 
109, 113, 116 (sozialer Richt-
sinn; natürliches Gefühl völki-
scher Zusammengehörigkeit), 
118, 120 (Wandertrieb und Not 
als treibende Kraft zum Wandern),
150, 152–153 (die Tüchtigsten 
haben eine Vorliebe für alles 
Schutzbedürftige), 164–168 (Be-
ziehung des M. zu Gott; natür-
liche Auslese), 186–188 (Sittlich- 
keit, sozialer Richtsinn), 199 
(Unabhängigkeit), 238 (ewige 
Sehnsucht nach Gerechtigkeit), 
243 (Sieger und Besiegte), 
289–290, 312, 324


XI XV–XX, XXII–XXVI (M.als selbst
ständiger Vollmensch, Individu-
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V 242
VI 15, 17, 36, 54, 65–68, 131, 284
VII 184, 290
VIII 64, 174, 178, 287, 304
IX 198 (Barbarei des M.), 201, 


204–205, 219, 224, 227, 249, 
253, 257, 263, 266


X 254 (Seit 3.000 Jahren hat man 
die Wirtschaft immer nur dem 
Geld angepasst, statt umgekehrt 
das Geld der Wirtschaft anzu-
passen.) 


XI 111, 113, 115, 120, 127, 137, 
140, 144, 149, 151


XII 61, 145–146, 231
XIII 26, 197, 204, 276 (M. ist das 


verhätschelte Lieblingskind sämt-
licher Regierungen) –277, 384


XIV 351
XV 94, 310
XVII 44, 180
XVIII 90


Mexiko
I 96, 377–378
II 287
III 287
IV 262
VI 35–36, 275
VIII 18–19, 168


Mieten, Mietzins,
Mieterschutz
I 232
II 72
III 162, 278, 282
IV 58, 156, 159–160, 256, 260
V 24, 32, 170
VI 97–98, 208, 220, 228
VII 71, 92, 102–103, 164, 185–187, 


249–250, 264–265, 268–269, 
294–296, 309, 320–322, 341


VIII 47, 74–75, 78, 143, 247 


(Mietskasernen), 255, 257, 266
IX XXVIII, 64–67, 185, 188–190, 


291–292, 362, 370, 382
X 26 (Mietskasernen), 196, 211, 


295, 307–311, 376
XI 5, 88, 168, 290, 294, 339, 348 


(M. bestehen oft zu 70% oder 
80% aus Zins), 351–352


XII 84, 87, 89–95, 245, 308, 389 
(M. sinken, wenn die Zinsen 
gegen Null sinken)


XIII 105, 181–182, 226, 292, 325, 
327 (Freigabe der M.)–328


XIV 43, 89–90, 103, 155, 170, 
249–252, 320, 357, 402


XV 30, 112, 182, 224, 361
XVI 83, 121, 156, 186
XVII 119, 165, 235–236


Militär, Militarismus
I 72, 136–137, 159
III 325
IV 50, 70, 75, 139–142, 288
V 140
VII 210–211, 228–233, 252, 254–255
VIII 59, 95, 121, 189
IX 68, 73, 76, 166–169
X 233, 244, 341
XI 58, 80
XII 76, 221, 304 (Auflösung des 


deutschen Heeres)
XIII 67, 78, 122, 289–290
XIV 73–74, 81, 192, 230, 314, 


319–320, 343, 357–358, 
363–365, 401


XV 32, 52–53, 63, 109, 126, 160, 
165, 171, 200, 247, 270–271, 
344, 352


XVI 76, 130, 171–172, 182, 225, 
255–256, 278, 282, 291, 334, 
340


XVII 77, 288
XVIII 169, 194, 324, 340


Rassenzüchtern), 282–284, 
293–294, 301–303 (Selbsthilfe 
und gegenseitige Hilfe bei voll-
em Arbeitsertrag), 308, 313, 
315 (Individuum oder Masse), 
328, 336, 343 


XVII 33, 71, 88, 91–96, 101–102, 
148–150, 231, 259, 296–297


XVIII 53, 103–104 (M., Volk und 
Staat), 130, 191, 196, 219, 269, 
302–304 (Verhältnis zwischen 
Mann und Frau), 306–307 (M. 
zwischen Herr und Knecht), 311 
(zerstörte Ideale machen den M. 
wurmstichig), 340 (M. so nehmen,
wie sie sind und nicht umerzie-
hen), 347, 355, 368, 380 (Ewig-
keit des M.-geschlechts) –381, 
384, 396, 398


Menschenliebe
III 86
IX 73
X 108
XII 222
XV 53, 109
XVI 101
XVIII 206


Menschenrechte
VIII 243
X 77–78, 109 (M. sind die Formel 


des Friedens), 112 (M. anstelle 
von Völkerrechten), 131, 200, 
230, 300, 304


XI 62–65
XII 153 (Menschheitsrechte) –154, 


280 (Weltfreihandel als unan-
tastbares M.) –281, 313


XIII 93, 108 (M. einschließlich des 
Rechts, sich überall anzusiedeln), 
147, 163


XIV 75, 84–85, 334–336


XV 134, 240, 261
XVI 100
XVII 290
XVIII 227 (M. sollen über dem Völker-


recht stehen)


Menschheitsbund
→ Völkerbund
XII 277, 280–281
XV 240


Merkantilismus
II 68
III 146
V 100
VI 134
VIII 65
IX 322 (m. Theorie war ein gesun-


der Gedanke, der nur einen 
törichten Ausdruck gefunden 
hatte)


X 71
XI 196 (M. war ein gesunder Ge-


danke in törichten Ausdrucks-
formen), 228, 230, 232


XII 333
XIV 263
XV 134


Messias
X 166, 240


Metallgeld,
Metallwährung
I 74, 117, 157, 162, 174, 177, 


180, 190, 211, 223, 323, 
329–330, 353, 360


II 26, 28, 92–93, 96–98, 112, 
189–190, 262–263, 277, 291–293


III 18, 45, 89, 94, 107, 126, 
137–138, 140, 188, 327


IV 95–96, 152, 154, 157, 167, 
173–174, 191, 224–225
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Mongolei, Mongolen
I 96
XI 63–64
XIV 209
XV 199–201 (amerikanische Ein-


wanderungsverbote für M.), 
246–249


XVI 86, 100, 104–107, 117–125, 
299, 310 (Li Shang Hu als unbe-
stechlicher Hüter der Währung 
im abgebauten Staat), 313 (Li 
Shang Hu)


Monopol
→ Produktionsanlagen, 


Realkapital, Syndikate und 
Trusts


II 27, 249–250
III 13, 213 (M.-charakter der Pro-


duktionsmittel), 236, 283
IV 62–63, 67, 260
V 26, 80, 212 (Geld als M.-gegen-


stand allererster Ordnung), 253
VI 40
VII 192–194, 298
VIII 193 (M.-gelüste), 268, 305–306
X 119 (M. an Bodenschätzen), 287 


(gegen alle privaten und staat-
lichen M.), 300, 304, 351


XII 131–133
XIII 262, 269
XIV 88, 314
XV 103–104, 168, 201, 240 (Frei-


wirtschaft richtet sich gegen alle 
M.), 303


XVI 282
XVII 40, 106–107, 143, 145
XVIII 171, 299–300 (Auflösung von M. 


durch Freiland und Freigeld)


Monroe-Doktrin
XIII 291 (brutale M.)
XIV 194, 332–334


XV 198–202 (M. beschwört einen 
Rassenkrieg zwischen Weißen 
und Gelben herauf), 245–249 
(M. verletzt das Grundrecht aller 
Menschen auf den freien Zutritt 
zur Erde)


XVIII 89


Moral
I 245
II 297
III 314, 352, 373
IV 66, 72, 79–85, 163, 180, 282
V 52 (10 Gebote), 75, 181, 241
VI 98, 252, 264
VII 51 (doppelte M.), 145, 201 


(göttliche M.), 224, 259–262
VIII 235, 297, 333
IX XVII, 403–404, 413
X 98–99, 107, 150, 153, 186, 328 


(der Wirtschaft einen morali-
schen Untergrund geben), 331, 
335 (M. schwankt)


XI 393
XII 26, 197, 199, 310
XIII 84–85 (der Volkswirtschaft einen 


m. Untergrund geben), 87, 110 
(öffentliche M. ist durch Inflation
zermürbt), 115, 135, 219, 227 
(Inflation zersetzt öffentliche M.)


XIV 74, 145, 191, 205–206 (m. Be-
vormundung des Menschen), 
207, 212, 403


XV 34, 63, 170–171, 204, 210 
(kirchliche Sexualmoral), 216–217, 
260–261, 269, 274–275, 287 
(christlich-kommunistische M.), 
328, 357, 360–361, 364


XVI 33–34, 108, 170, 182, 188, 243, 
245–249 (M. und Strafrecht), 
265, 297, 303–304, 327, 330 
(M. der Frauen), 338


XVII 70–71, 89, 99–100 (Selbstver-


Mir
IV 48
VII 327–328
IX 55
XI 78


Misstrauen
VIII 189


Mitbestimmung
XVI 208


Mittelalter
II 40, 226, 269, 286–288
III 60, 155, 256, 314
IV 168, 214, 282
V 44, 161, 188–189, 242
VI 133, 202, 216, 264, 269, 


274–275, 278, 280
VII 147, 168, 288
VIII 62, 100
IX 199, 322, 371, 413–414
X 40, 55, 59, 61, 74, 232, 258
XI 212, 219, 222–223, 229, 325, 


340, 374–376
XII 66, 108–109, 171, 213, 382 


(das 1.000jährige stumpfsinnige 
M. war eine durch Geldmangel 
bedingte Baisseperiode)


XIII 66, 171, 209, 238
XIV 225, 400
XV 232, 306, 351
XVII 186
XVIII 101–102, 132


Mittelstand
III 276
IV 255
V 260
VII 328
X 206
XIII 87


XIV 327
XVI 57


Mobilmachung
VIII 134–135


Mode
I 143, 146


Mönche, Mönchtum
→ Klöster
VII 88
VIII 19


Monarchie
IV 62, 69, 288
VI 149
VII 220, 255, 272
VIII 107 (entthronte Monarchen stre-


ben nach der Wiederherstellung 
der früheren Zustände)


IX 94, 130, 154 (Grafen)
X 101 (absolute M. als Folge des 


Privatgrundbesitzes), 218, 288, 
353


XI 56
XII 47, 52, 199
XIII 50, 115, 118, 173, 313 (dem 


Hohenzollernstaat keine Träne 
nachweinen) –314 (Habsburger)


XIV 53, 62, 204, 224, 294, 311, 389 
(M. brachte uns den Krieg) –390


XV 85, 109, 131, 166, 239, 267, 
273


XVI 95–96, 99, 141, 162–163, 
190–192 (Hindenburg als Gefahr 
für die deutsche Republik), 256, 
282


XVII 78 (Restauration der M.), 
186–187, 287, 293


XVIII 32, 36–37 (Bodenreform unter-
miniert die M.), 42, 193, 275, 
336
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Mutterrente
III 189
VII 22, 79, 224–225
VIII 118–119, 249 (M. ist eine natür-


liche Mutterschaftsversicherung 
und Frauenbefreiung)


IX 71–72
X 28, 86, 117 (M. für alle Frauen 


und Kinder ohne Unterschied, 
woher sie kommen), 124, 225, 
276, 285–287 (M. für alle Mütter 
ohne Unterschied ihrer Herkunft)


XI 68, 72, 92–93
XII 201, 238, 341
XIII 58, 81, 94
XIV 85 (M. an alle Mütter unabhän-


gig von ihrer Herkunft)
XV 125, 132, 201, 239, 248 (M. für 


alle Mütter von gelben, roten, 
schwarzen und weißen Kindern), 
300, 311, 313, 330–331, 350


XVI 37–38, 125, 208, 259–293 (fik-
tive Debatte im Reichstag über 
die den Frauen zustehende 
Mütterrente), 297, 301–302, 
305–308, 310, 312, 328–331 
(die M. schützt die Frauen vor 
Not, aber sie liegt unter dem, 
was Frauen in der Industrie ver-
dienen können)


XVII 73, 82, 216, 219, 222, 289
XVIII 312, 326 (M. als Fundament für 


das Recht der Frau auf ihren 
eigenen Körper), 337, 340, 355, 
379, 381


Mutterrentenkasse
XVI 308 (die M. verwaltet das ein-


heitliche Geldwesen)


Mutterrentenwährung
XVI 308 (M. als einheitliche und 


international verbreitete Wäh-


rung)–310 (M. ist gesichert 
durch die Gesamtinteressen der 
Frauen), 312–314 (M. wird zur 
Weltwährung), 316, 318, 
320–321 (M. ist im Gesamtinter-
esse aller Frauen verankert)


Mutterrolle
I 140
XIII 58 (Erziehung der Kinder)
XVI 327
XVIII 326


Mutterschutz
IX 12, 55
XI 20
XVII 120


Mutualismus
→ Gegenseitigkeit


Mystik
IX XIX
XI 394–395


Nachbarschaftshilfe
X 289


Nachfrage
I 155, 220, 226–228, 265, 


273–288, 311
II 148–149, 175
III 108, 123, 168, 305, 317, 320
IV 44, 103, 105–106, 124, 150, 


153, 173, 182, 186, 195, 225, 
231, 289


V 141, 173–174, 228–229, 232
VI 89, 93–95, 105–106 (N. ein 


kreisender Gegenstand und ein 
geschlossener Ring) –110, 
115–116, 119, 122–123, 
126–127, 129, 136, 141 (N. bei 


antwortung statt m. Zwang), 
104–105, 142–146, 148–149, 
155, 229, 276


XVIII 166, 168, 175, 177, 343


Mord
→ Kriminalität
I 35
VIII 243
IX 87
X 241
XII 297 (politischer M.)
XIV 203
XV 207


Münchener Räterepublik
X 265–286, 302, 316, 325
XI 399
XII 17–53, 200
XIII 82
XIV 188, 191, 297, 329
XV 33, 376
XVI 34, 57, 145
XVII 66, 69, 74–78 (Finanzprogramm 


der M. R. hätte viel Leid in 
Deutschland und in der Welt ver-
hindern können), 258–268


XVIII 204, 219


Münzen, Münzgeld
I 34, 323, 348, 363–365
II 31
III 25
IV 185 (M. ist die Wiege des Staates)
VI 162
VIII 69
IX 42
XI 114–117, 140, 144–146, 149
XVII 113–115
XVIII 157


Münzprägesteuer
V 244


Münzreform
→ Geldreform


Münzverschlechterungen
VI 274–275 
VIII 97


Mujik
III 240
VII 87
XIV 332–334
XV 127


Musik
IV 183


Mutter, Mütter
VII 222–225
X 108, 224–225, 324
XI 61
XIV 61, 209
XV 172, 205–210 (Sexualmoral), 


313, 346–350 (Zwangssterilisa-
tion von M. mit nichtehelichen 
Kindern ist ein ungeheuerlicher 
Plan)


XVI 259, 299, 323, 331
XVIII 326, 398


Mutterbund
XVI 301, 305–308 (im M. werden 


politische Angelegenheiten wis-
senschaftlich debattiert und 
durch Mehrheitsbeschlüsse ent-
schieden), 310 (M. sorgt für 
Währungsstabilität), 329


Mutterland
VIII 334
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XV 70–71, 80, 95
XVI 114, 318
XVII 114


Nationales
Wirtschaftsgebiet
X 72, 76, 254–255 (gefährlicher 


Gedanke des in sich geschlosse-
nen, durch Kolonien und Erobe-
rungen zu erweiternden n. W.), 
288, 301, 304


XI 228 (toller Begriff des n. W.), 
230


XII 61 (gefährlicher Gedanke des n. 
W.)–62, 150, 303–305 (n. W. ist 
ein kümmerliches Ding, ein ge-
fährlicher und krankhafter Ge-
danke, geradezu ein Wahngebilde)


XIII 75, 79 (n. W. ist der Urquell 
aller modernen Kriege), 147 
(blöder Begriff des n. W.), 160 
(verrückter Gedanke des n. W.), 
170, 204–205 (gefährlicher 
Gedanke des n. W.)


XIV 33, 73–74 (Wahngebilde des n. 
W.), 87, 193 (Mussolinis n. W.), 
324


XV 55–56, 134, 240, 249, 268, 270 
(künstliche Einschnürung des W.), 
279, 381


XVI 98–99
XVII 220–221, 290 (engstirnige n. 


Wirtschaftspolitik)
XVIII 148, 334 (Gedanke des n. W. hat 


viel Unheil gebracht)


Nationalismus, 
nationalistisch
X 102, 349 (Giftpflanze Übernatio-


nalismus)
XIII 233 (finsterer N.), 291 (Mussoli-


nis N. in Italien)
XIV 193 (Mussolinis N. in Italien), 


205–206 (mit dem Schüren von 
N.-gefühlen wird ein neuer Krieg 
vorbereitet), 265 (mit wachsen-
dem Wohlstand lässt der N. nach),
336, 338–339, 390, 392, 397 
(n. Wahn)


XV 53, 65 (primitive n.-chauvinisti-
sche Gedanken), 109 (n. Vorur-
teile), 146 (n. Wahn), 198, 
201–202, 268 (n.Hass), 270–271 
(n. Wahn)


XVI 96 (engstirniger N.), 106, 182 
(deutsche Nationalhymne), 220, 
231–232, 289 (Nationalhymne)


XVII 92 (n. Gedanken, die wir be-
kämpfen), 144–145 (n. Zollpoli-
tik, Geschichtsfälschung und 
Fremdenhass), 257 (Giftpflanze 
Übernationalismus)


XVIII 224 (n. Liebhabereien haben in 
unserer Bewegung keinen Platz), 
266–267 (die n. Einheitsfront ist 
der Untergang Deutschlands), 
313 (der n. Wahn verträgt sich 
nicht mit der Freiwirtschaft), 
336 (n. Wahn)


Nationalökonomie,
Nationalökonomen
→ Wissenschaften
I 110, 160, 174, 180, 187, 205, 


208, 211, 257, 259, 263, 265, 
270, 272, 280–281, 286, 
288–290, 301–302, 316–318, 
323, 346, 355, 358–359


II 16, 26, 28, 36, 56, 67–68, 140, 
272


III 43, 65, 78, 117, 159–163, 185, 
214, 227, 295, 326, 328, 
340–341, 345, 351, 365


IV 14–16, 29, 104–105, 151, 227, 
232, 287–289


V 26, 34, 38, 151, 176, 180–183, 
228, 230–232, 241 (aktive 


deficit spending auf ein totes 
Geleise gelenkt) –142, 165, 
180–181, 186, 235 (N. nach 
Arbeit), 282 (lebendige N.)


VII 183, 248
VIII 88, 93–94, 234, 293
IX 95 (Willensakt der Geldbesitzer), 


97, 121 (N. kein Willensakt der 
Geldinhaber mehr) –122 (N. wird 
zum Staatsmonopol erhoben), 
128, 148–150, 204–205, 250, 
282, 287, 289–318 (N. ist vom 
Willensakt der Geldbesitzer ab-
hängig), 325 (N.als Spielball der 
Geldmächte), 332 (Geld wird che- 
misch reine N.), 370–371, 375


X 160
XI 123, 131, 138, 162, 164–166, 


173–176, 181–183 (N. ist 
Willenssache und in der Zeit auf-
schiebbar), 185–188 (gesetz-
mäßige Störungen der N.), 190, 
197–199, 204, 239, 241–242 (N. 
demselben Zwang unterwerfen 
wie das Angebot), 251–253 
(Freigeld ist fleischgewordene N.),
265, 285, 287, 302


XII 83, 131–132, 163, 227, 366, 
392


XIII 22, 38, 218–219, 366, 369
XIV 41, 263, 279
XV 336–339
XVI 49, 207, 227–228
XVII 39, 42, 117, 121, 173, 233, 


245–247
XVIII 264, 300


Nacktheit
→ Freikörperkultur
XV 123


Nächstenliebe
X 108
XI 61


XII 77
XIII 117
XV 219
XVI 287, 292
XVII 63 (N. und Zinsnehmen)


Napoleonische Kriege
II 287


Nation, national
III 88, 143, 354
V 233, 235
VI 280
VIII 188, 192
IX 79, 86
X 72 (“toller” Gedanke des n. Wirt-


schaftsgebiets), 76, 102 (n. 
Ideale und Lebensanschauungen 
müssen geopfert werden), 287


XII 153
XIII 170 (Wirtschaftsgebiet ist die 


Erde und sie kann niemals n. be-
trachtet werden)


XIV 33, 205
XV 245, 250 (Egoismus ist stärker 


als das N.-gefühl), 260, 366
XVI 94, 115 (N. im Sinne von 


Währungsgebiet), 149, 161, 283, 
315 (Individualität bedeutet 
mehr als Masse, Volk und N.), 
322 (Seehandel ist anational)


XVII 244
XVIII 33 (Fiktion der Nationalität), 


322 (Wirtschaft n. und interna-
tional entgiften)


Nationale Währungen
XI 314 (internationale Assoziation 


von n. W., die nach einheitlichen 
Grundsätzen geleitet werden), 316


XII 182–187, 193–195
XIII 283–288 (Assoziationen natio-


naler Geldverwaltungen)


236 237







XVII 89, 92, 148–149 (N. als System 
des Fressens und Gefressen-
werdens), 193, 243, 302


XVIII 45, 53, 302, 308–309, 341–342, 
346 (N. ist aristokratisch)


Natürliche Auslese
→ Kampf ums Dasein
III 143
VI 287
VII 199–211, 216–217 (n. A. ist das 


oberste biologische Gesetz), 
218–219, 220–223 (n. A. ist 
kapitalistisch deformiert und 
wird im physiokratischen Staat 
wieder “natürlich” werden), 259, 
262


VIII 321
X 98, 145 (die Welt ist auf das 


System des Fressens und Ge-
fressenwerdens aufgebaut), 
151–153, 164–168 (Hochzucht 
des Menschengeschlechts), 188, 
235


XI XV, XX–XXI, XXIII, XXVI
XII 35 (Menschen dürfen nicht in 


die heiligsten Einrichtungen der 
Natur eingreifen), 74


XIII 49 (n. A. wird durch Privilegien 
verfälscht) –50, 69


XIV 274 (Krieg hat mit n. A. nichts 
zu tun)


XV 64, 132, 210 (n. A. soll auf frei-
heitlicher Sexualmoral beruhen), 
261–265 (Privilegien verfälschen 
die n. A. und führen zu Krank-
heiten, Degeneration und 
Kriegen), 350, 378


XVI 242–244 (n. A. darf nicht durch 
Privilegien verfälscht werden), 
329


XVII 89, 96, 149
XVIII 170


Natürliche Ordnung 
→ Physiokratie, Natürliche 


Wirtschaftsordnung 
VI 165, 239 (Zins als Störenfried in 


der n. O.)
VII 18, 27, 29, 35, 165, 199 (gött-


liche Weltordnung), 201 (Harmo-
nie der Natur), 203 (natürliche 
Weltordnung), 223 (Welt in ihrer 
natürlichen Verfassung), 259 
(Physiokrat erfindet keine neue 
künstliche Ordnung, sondern er 
befreit die n. O. durch die 
Boden- und Geldreform zu sich 
selbst), 309


VIII 165 (gewaltige ordnende Kraft 
der Papierwährung), 248 (Welt-
unordnung)


IX XVIII, 391
X XV
XI 356
XIV 216, 364 (soziale Ordnung, die 


von selber steht und der Bajo-
nette zu ihrer Stütze nicht 
bedarf), 369


XV 189–190 (n. O., die ohne äußere 
Stützen des Staates von selbst 
steht), 238, 241


Natürliche
Wirtschaftsordnung
IX XV, XVII–XVIII, XXXII
X 90, 134–136 (NWO an den Uni-


versitäten), 150–153, 183
XI XVI–XVII, XX–XXI, XXV–XXVI, 


9, 392, 394, 397 (NWO erleben 
statt darüber zu theoretisieren), 
401


XII 19, 22, 31 (mein dickes Buch), 
78, 239–240, 250


XVI 344
XVIII 157 (NWO kann nicht verdorben 


werden), 179 (NWO mit Toleranz 


Währungspolitik als Ketzerei in 
der N.), 245


VI 16–17, 30–31, 34 (N. zur Volks-
wissenschaft machen) –35, 
87–88, 90, 92, 121, 196, 282


VII 40, 106, 165, 246, 266, 
277–279, 291–292, 333 


VIII 46, 255, 298
IX 219–222 (N. versagt in der 


Währungsfrage), 233, 235–237 
(Die auf der Wertlehre aufgebau-
te N. hat das ganze Volk davon 
abgehalten, die Ergründung der 
Gesetze der Volkswirtschaft zur 
Volkswissenschaft zu machen.), 
260, 282, 284, 287


X 133–137 (N. als wertfreie 
Wissenschaft oder als wahrheits-
suchende Politik), 183–185, 
252, 332


XI 111–113, 123–125 (vollkomme-
ne Unfruchtbarkeit der N.), 
397–398 (N. ist mit ihrem Latein 
am Ende), 401


XII 22–23, 32–33 (N. dient den 
Mächtigen), 232–274, 318, 373, 
391


XIII 32, 336
XIV 253, 262–263, 275 (N. ist un-


fruchtbar), 295, 348–350
XV 35 (volkswirtschaftliche Sprache 


ist vergiftet), 42, 78, 99, 106, 
121, 219, 313–314, 318, 335


XVI 79, 111–112 (n. Schriften sind 
schon überholt, ehe sie veröf-
fentlicht werden), 173, 217, 
226, 230, 292


XVII 45–48 (Sinn von Doktorarbeiten),
56, 174, 177–178, 245


XVIII 34, 59 (die N. wird die Geldre-
form nicht unterstützen), 133, 
135, 159, 349


Natur
→ Natur des Menschen, 


Naturelemente
IV 96 (Mutter N.), 151 (Tierwelt), 


161, 289
VI 107, 231 (Sparen in der N.)
VII 75, 199–202 (göttliche Komödie 


als scheußliches Schauspiel–höl-
lisches System, das himmlische 
Früchte trägt; N. als System des 
Fressens und Gefressenwerdens), 
206 (N. kennt keine Kriege zwi-
schen Artgenossen), 216 (gött-
liche Weltordnung)–218, 224, 
258–259 (N. ist für Physiokraten 
das Buch der Weisheit), 266 
(vergängliche Welt)


VIII 84, 119, 302
IX XXX, 14, 87, 179, 184, 191, 383 


(in der N. wird ohne Aussicht 
auf Zins gespart)


X 150–153 (System des Fressens 
und Gefressenwerdens), 164–168, 
187–188, 232 (Kristalle und Tau-
tropfen), 288 (n. Entwicklung), 
342, 374


XI XX, 55 (Bodenprivateigentum 
und zinstragendes Geld sind 
naturwidrige Einrichtungen), 
106, 285 (Vergleich mit der Tier-
welt), 295 (Auf- und Abstieg der 
Kulturen sind keine N.-ereignis-
se), 298 (Krisen keine N.-ereig-
nisse), 350 (in der N. wird ohne 
Aussicht auf Zins gespart), 392


XII 35–36, 154, 223
XIII 372 (der Kapitalismus ist gegen 


die N.)
XIV 210 (Verhältnis der Menschen 


zur N.), 314, 350, 372
XV 52–53, 202, 262
XVI 178, 242–244 (n. Entwicklung 


kannte keine Privilegien), 
245–249, 303
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Naturvölker
VI 231
VII 171, 220
IX 71 (Frauen in N.), 384 (Sparen 


bei N.)
XI 92 (Frauen in N.), 350


Naturwissenschaften,
Naturforscher
I 288
X 164–165
XI 111
XVIII 173, 262, 396


Naturzustand
II 40
VII 149–150 (N. als unmittelbare 


Verbindung des Volkes mit dem 
Land durch Bodenreform wieder 
hergestellt), 224


XII 203
XV 124 (ursprünglich göttliche Form 


der Menschen), 128


Negativzins
III 269, 284
IV 11, 64, 241, 250, 261
VI 197–198, 232
IX 346, 353
XI 398–400


Neger, Farbige, Schwarze
I 61, 324
II 41, 61, 117, 137
III 100, 130, 133
IV 78, 141
VII 209, 234, 272, 299
VIII 60, 295
X 110
XI 63
XIII 138
XIV 209


XV 201 (gleiches Recht aller an der 
Erde), 220, 248, 334, 378


XVI 118, 282 (Gleichheit aller 
Menschen vor Christus)


XVII 92


Neid
VII 89 (N. als Nebenprodukt des ar- 


beitslosen Einkommens), 319–320


Neuseeland
III 135, 187–188, 240
VI 35


Neutrale Staaten
VIII 188
XIII 302–304, 310–311
XIV 104–105, 111–112
XVI 149
XVIII 150


Neutralität des Geldes
und der Währung
II 95–96, 113, 182
IV 202, 206
V 152
VI 79 (Unparteilichkeit), 85
XII 65–67, 172
XIII 210 (absolute Währung steht 


unparteiisch über allen Privat-
interessen)


Neutralität in Fragen 
der Religionen, Rassen
und Parteien
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform
III 352
XIII 87, 137–140
XIV 68, 336
XV 191–192, 242–243, 351
XVIII 313


gegenüber den verschiedensten 
Lebensformen)


Naturaldarlehen
III 266, 270
IV 248, 273
XI 319–324 (Robinsonade)
XV 352


Naturaltausch
→ Tauschhandel


Naturelemente, 
natürlicher Schwund,
Zahn der Zeit, 
Entropie
I 48–49, 62, 105, 195, 206, 217, 


220–221, 228, 277, 285, 302–303
II 23–26, 36, 134–135, 143, 


145–149, 177
III 62, 265, 267
IV 26, 152, 239–240, 247–248
VI 112–114, 151, 177, 180 (dem 


Reformgeld haftet Naturgewalt 
an), 220, 230 (Ersparnisse in 
Form von Realkapital konservie-
ren und vor dem Z.d. Z. schützen)


VII 259, 286
VIII 82–83, 87 (Ideal eines Tausch-


mittels, wenn es der Natur der 
übrigen Waren so getreu wie 
möglich angepasst ist), 89–90, 
319


IX XXXI, 96, 119, 122, 128, 149, 
181 (Zerstörungselemente der N.),
184, 187, 304–308, 345–350, 
375


X 88
XI 7–8, 178–182, 240, 249 (Geld 


wird dem allgemeinen Gesetz des 
Werdens und Vergehens unter-
worfen), 251–252 (dem Freigeld 
haftet eine Naturgewalt an), 


264–265, 268, 287, 290, 292, 
320–324 (Robinsonade–Zer-
störungskräfte der Natur unter-
graben die Macht des Kapitals), 
326, 343


XII 212, 265
XIII 368–369, 373–375
XIV 35–39, 42, 105, 291
XV 136, 237, 304–305, 308
XVII 51 (kleine Ursache–große 


Wirkungen), 57, 127


Naturgesetze
→ Gesetz von Angebot und 


Nachfrage
IX 97, 202, 381 (physikalisches 


Fallgesetz ist vielleicht auf den 
Zins anwendbar)


XI 348 (physikalisches Fallgesetz ist
vielleicht auf den Zins anwendbar)


XII 206
XV 263
XVI 265


Naturheilkunde
XVIII 46, 48–49, 117, 322 (similia 


similibus curantur), 361


Naturrecht
III 132, 321–322
XIV 214 (N. der Frauen)
XVI 255


Naturschutz
IV 79 (Wiederaufforstungen)
IX 57 (N. ist mit den reinen Grund-


sätzen des Privatgrundbesitzes 
unverträglich)


XI 80 (N. ist mit Bodenprivateigen-
tum unvereinbar)


XVI 169–170 (Wiederaufforstung 
von aufgelösten Großgrund-
besitzungen)
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Öffentliche Güter,
Staatsaufgaben
→ Staat
I 136, 164
II 39, 76 (Verkehr)
III 148, 186 (Verkehr in Städten), 


189
IV 49
V 32
VII 54 (Post, Bahn, Straßen, Geld), 


154, 185, 249
IX 327, 388
X 118 (Post, Bahn, Verkehr), 203 


(Bodenmeliorationen), 224 
(Geld, Post und Verkehrswesen), 
240, 272, 301, 304


XI 21, 69, 79
XII 266 (Verkehrs- und Geldwesen)
XIII 57 (Verkehrs- und Geldwesen), 


75
XV 287
XVI 255, 306–307 (ö. G. werden vom 


Mutterbund bereitgestellt)


Österreich
I 174–177, 188–189, 352, 


377–378
II 82, 93, 256, 282, 287
III 44, 117, 119, 127, 135, 327
IV 57, 121, 186, 193
V 163, 218
VI 35, 64, 173
VII 121
VIII 65, 168, 303
IX 64, 107


Offenmarktpolitik
XII 375
XIII 38


Oligarchie
XIV 390


Opfer, Opferfreudigkeit
III 224, 245, 249–250, 252
VII 18, 237
XI XVII
XV 357
XVII 150


Opposition
VII 19


Orient
I 353


Ostelbien, ostelbischer
Großgrundbesitz
III 323
VI 273
XII 206
XV 219 (Kolonisation Ostdeutsch-


lands)


Ostindien
I 86


Pacht, Pachtvertrag,
Pachtsystem
I 132
III 86, 94, 362
IV 33–34, 36, 46–48, 52–53 


(Mustervertrag), 59 (Musterver-
trag), 71, 76–77


V 76, 120, 133
VII 79, 135, 140–144, 146, 


148–149, 151, 185, 190, 257 (P. 
schafft freie Bauern), 275, 
314–316, 327


VIII 103–106, 128–131, 249, 332
IX 53–54 (P. mit Vorpachtrecht), 55 


(P.-klausel zur Verhinderung des 
Raubbaus), 59–60 (Mustervertrag)


X 203–204
XI 17–18, 76–79 (P. mit Klauseln 


Neuzeit
IV 283
VI 269, 275
VIII 98
IX 414
X 61
XI 376
XII 22, 168


Niederlande
III 119, 135
IV 192
VI 35, 60
VII 214, 230


Nobel-Stiftung
VIII 187


Nominalismus,
Nominalisten
XII 72, 168, 247, 263
XIII 215
XIV 286
XVIII 124


Norwegen  
III 119
VI 35
X 76
XVIII 292, 294


Not, 
notleidende Schichten
III 102
VIII 210–211, 236
X 374
XI 61 (N. der Mütter)
XIII 80 (völkische N.)
XIV 150, 189, 392–393
XV 352–354 (Kredite in Notlagen 


oder bei “normalen” Geschäften)
XVI 302–303, 305 (N. ist ein Pro-


dukt unserer sozialen Einrichtun-
gen)


XVII 51, 76, 142–143
XVIII 246, 283–284


Nürnberger Lehrerverein
XVIII 349–350


Nutzen, Nützlichkeit,
Nutzlosigkeit
I 263, 271
II 52–55, 78
III 124, 295
IV 186, 189, 269
VI 50, 54, 69, 127 (N. des Geldes), 


210 (N. der Arbeitsteilung)
VII 181
VIII 50
IX 202–203, 266
XI 183, 151
XIII 366
XIV 34, 56
XVII 101


Obdachlosigkeit
XIII 119, 124, 225–226, 327
XIV 103, 252, 402
XVI 141, 303
XVII 79
XVIII 229


Ödland
III 90–91
IV 36, 44–45, 291–292
VII 59, 123–124
VIII 307, 309
XI 16, 43–44, 52
XV 185
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237–239, 241, 259, 263–264, 
266, 271 (P. ist kein Kreditpapier)
–272, 274, 276, 286–290, 293, 
302–304, 310


IX 112–116, 144, 147, 194, 197, 
201–205, 209–213, 227, 
229–230, 234–289, 307, 316, 
323–325, 331


X 79, 249, 257, 264, 303
XI 116–117, 120, 126–178, 181, 


189, 195, 197–201, 204, 216, 
232, 308, 311


XII 28, 31, 64, 69, 72, 80, 98, 100, 
103–104, 119, 132, 145–146, 
168, 170, 175, 177, 183–184, 
192, 210, 230–231, 242–244, 
246, 268, 286, 302, 368, 388


XIII 26, 126, 154, 196–197, 199, 
207–208, 212–216, 220, 
233–234, 276–277, 280–281, 
387


XIV 113, 136, 162, 168, 296, 
350–351, 386


XV 43–44, 72–73, 86, 94, 101–102, 
104, 139, 213, 321–323, 337


XVI 149–150, 155, 196, 227, 309, 
312


XVII 44, 61, 107, 113, 116–121, 
125–126, 130–131, 175, 
179–182, 209, 267


XVIII 35, 57, 87–88, 96, 98–99, 121, 
123–124, 129, 185, 249, 259, 
270, 351, 383, 394


Papst
I 79, 252
III 256, 315
IV 184, 190, 282
VI 255, 266
VII 108, 142
IX 406, 413–414
X 181, 212
XI 369


XII 31, 75
XIV 159
XV 293
XVI 246, 314
XVII 78


Paradies
I 32, 35–39 (P.-frucht), 141, 184
X 240
XII 223 (p. Erde/ kommunistisches P.)
XIII 72 (Hoffnung auf das P.), 74–75 


(Der Erlöser, der uns die Tore des 
P. öffnet, die noch vom Staat 
versperrt sind, wird aus dem 
Schoße des Weibes kommen.)


XIV 211, 348
XV 205, 209–210
XVI 264–265, 282 (das irdische P. 


bereitet den Boden für den 
Glauben an das ewige P.)


XVIII 53, 219


Paraguay
I 325
II 235
III 44, 120
IV 186
V 215
VI 35
XVIII 105


Pariser Kommune
VII 229
X 79, 105, 146
XI 59, 232


Parlament,
Parlamentarismus,
Volksvertretung
→ Demokratie, Diktatur
I 349, 353, 368, 375, 381
II 21, 32, 102
III 32, 126–128, 148, 161, 352


zur Verhinderung von Raubbau), 
82 (Vertrag zwischen Pächter 
und Staat), 88


XII 239
XIV 357
XV 29, 35, 239, 289, 326–327


Pachtkatalog
IV 77
IX 61, 78
XI 82, 98
XVI 301


Pachtzins
IV 26–27, 29, 46, 48, 51, 53, 58, 


60, 64, 70, 77
IX 4–29, 60–67, 79
XI 13, 33, 81–83, 87–88


Pampa
I 304, 326
II 229
III 246
V 191
IX 85


Panamakanal
I 159, 277, 296, 368
III 207
IV 254
VI 222
VII 281


Paneuropa
XVI 77, 291
XVII 195
XVIII 327, 395


Panik
I 284
VII 247–248


Panimperium
X 240
XIII 75 (Auf die Dauer kann es nur 


ein P. geben, dass selber keine 
Grenzen mehr hat, weil es die 
Welt umspannt.)


Panzerkreuzer A
XVII 287


Papiergeld,
Papierwährung
I 39, 102–105, 172–188, 193, 


353, 358, 360, 362, 369
II 20, 34–35, 82, 92, 96–100, 110, 


112, 167, 184, 188, 190, 193, 
204, 262–263, 265, 280, 282, 
288, 295–298 


III 24–25, 91–92, 94, 107, 120–128,
144, 147, 149–151, 214–215, 
238–240, 242, 312, 327, 336


IV 120, 123, 164, 169–170, 175, 
181–183, 185–191, 195–197, 
212, 220, 226, 270, 279, 289


V 20, 25, 28, 96, 139, 169, 
224–225, 239–240


VI 19–50 (P. ist chemisch reine 
Ware) –58, 64–66, 68, 71, 87, 
89, 116, 134–135, 137, 169–171,
173, 262, 272, 279, 282–285


VII 109–110, 157, 165, 180,
197–198, 214, 227, 242, 292 (P. 
nach Dühring eine ökonomische 
Irrenidee), 300, 303, 305, 307, 
310–311


VIII 48, 60 (P. nach Dühring eine 
ökonomische Irrenidee), 71, 86, 
135–136, 139, 143, 153, 
161–162, 164–165 (gewaltige, 
ordnende Kraft der P.) –166, 
168–170, 172, 176, 178–180, 
184, 196, 198–201, 215–216, 
220–222, 224, 229–230, 232, 


244 245







XIII 19 (kommendes parteiloses 
Volk), 62, 85–86, 97, 101–102 
(P. versagt vor den Aufgaben der 
finanziellen Liquidation des 
Krieges und der sozialen Neuord-
nung), 118, 122, 139 (wir bilden 
keine eigene politische P.) –140, 
149, 316


XIV 33, 52, 61–68 (verabscheuungs-
würdiger P.), 91 (Verhältnis von 
Freigeld und Freiland zu den lin-
ken und rechten P.), 98, 129, 
132–134 (enger P.), 155, 209, 
238–239, 280, 324, 328–331, 
338, 341, 344, 351, 361 (un-
fähige P.), 363, 385–386, 389, 
397


XV 36, 39 (P.-politik ist ein Ver-
derbnis und verdirbt den Charak-
ter), 41, 53, 63, 74, 110, 115, 
127, 148, 190, 241, 321, 323, 
327, 363–364


XVI 29, 103, 165, 190, 257–258 
(Überwindung des P.-kampfes), 
260–261, 268, 279 (die soziale 
Frage lässt sich nicht p.-poli-
tisch lösen), 281 (Schmutzhaufen
der P.)–283 (der Begriff christ-
liche P. ist ein Widerspruch in 
sich) –285, 288–289, 291, 294


XVII 66, 70, 76–78, 83, 176, 258, 
261, 269, 284


XVIII 36–37, 51, 63, 70, 186, 191, 
199, 240–241 (verabscheuungs-
würdiger P.), 257, 289, 295, 
340, 354, 389, 408, 415


Partnerwahl
I 139
IV 71
VII 204, 218, 221, 223–224
IX 72 (Unabhängigkeit der Frauen 


von wirtschaftlichen Rücksichten)


X 152–153, 167–168, 240, 289
XI XXI, 92–93 (P. ohne materielle 


Kalküle)
XII 35 (große, freie P.)
XIII 74
XIV 208–210 (wirtschaftliche Frei-


heit der Frauen), 212–215
XV 350
XVI 100 (P. ist eine private Ange-


legenheit jedes einzelnen 
Menschen), 243, 263–264, 
325–326


XVIII 304 (vollkommene Freiheit von 
Frau und Mann)


Patent
II 27, 53, 255
V 217
VI 237
VII 269
IX 390
XI 355
XII 138, 269 (P.-monopole)
XIII 269
XVI 324 (P.-recht schützt nicht die 


Interessen von Erfindern) 


Patriotismus, Patrioten,
patriotisch
III 245, 373, 379–380
IV 11, 50–51
V 162, 235
VII 219 (Erschießung deutscher P. 


nach 1848), 258–259 (unsere P. 
wissen gar nicht, was wahrer P. ist)


VIII 137, 164, 179, 199–200, 208, 
234, 242, 268, 281, 286, 298, 
328


IX 58
X 23, 334
XII 152, 383 (Welthandel und Welt- 


geist sind über das Ideal 
mancher P. hinweggeschritten)


IV 67–68, 70, 78, 145, 194, 227, 
289


V 22, 77, 151
VI 21, 33, 61 (Währungsdebatten 


im P.), 64, 66
VII 121, 139, 144–145, 312, 342
VIII 106, 165–166, 186, 246, 254, 


333 (P. wird durch Bodenrente 
vergiftet)


IX 52, 67 (P. als Animierkneipe für 
höhere Zölle)–70 (P. zum Ort 
wissenschaftlicher Politik gewan-
delt), 79, 172–173, 235, 264


X 68, 101, 174, 177, 343
XI 56, 61, 89–91 (P. wandelt sich 


durch Bodenverstaatlichung), 
279


XII 18, 205, 297, 300–301 (dem P. 
fehlen die wirtschaftlichen 
Grundlagen), 304 (p. Geschwätz), 
319–321, 373


XIII 102 (P. ist mit den Aufgaben 
nach dem Krieg überfordert), 
215, 294 (P. hat keine Ahnung 
von wirtschaftlichen Zusammen-
hängen), 395, 397


XIV 62, 64, 67–68 (ökonomische 
Grundlagen für eine wirklich p. 
Regierung schaffen), 74, 98, 
129, 206, 230, 235, 278, 326, 
329 (von Bismarck aufgelöstes 
Frankfurter P.) –330, 355–356, 
369–370, 376, 385


XV 33, 41 (in grundsätzlichen 
Fragen versagt der P.), 59–61 (P. 
hat nicht die Kraft zur Überwin-
dung der sozialen Krankheit), 
108, 119–122, 148–151 (zuerst 
müssen soziale Grundlagen für 
den P. gelegt werden), 167, 190, 
211–213, 223, 242, 274, 347, 
364


XVI 32, 56, 105, 145, 151 (P. hat 
das Inflationsverbrechen zuge-


lassen), 164, 224, 229, 257–258, 
260 (Einführung der Mütterrente 
ist die Feuerprobe des P.), 
267–268, 276, 279, 283, 
286–287, 289 (das Gesetz über 
die Mütterrente ist das folgen-
schwerste Gesetz, das je in 
einem P. vorgelegt wurde), 291, 
316


XVII 66–70 (P. ist schwierigen Auf-
gaben nicht gewachsen), 73, 
76–79, 153, 179, 201, 223–224 
(das P. versagte gegenüber der 
Inflation), 234, 277, 284–286


XVIII 113 (P. debattiert nur über Vor-
gänge auf Märkten und an 
Börsen), 164, 240–241, 263, 
275 (Zweifel am P.), 295, 384, 
408


Parteien, Parteipolitik, 
Parteigeist
II 291
III 245, 247, 250–251, 351–352
IV 67, 70, 295–297
V 38, 251
VI 68
VII 18, 20, 32, 34–36, 52, 119, 


261, 312, 328, 330, 343
VIII 108, 146, 165, 173, 227, 300
IX 68–69 (P. als Interessenpolitik 


der Grundrentner), 173, 265
X 26, 174, 181–182, 229, 283, 


328, 336
XI XXII, XXV, 91 (P. wird nach der 


Bodenverstaatlichung wesens-
los), 280, 396, 401


XII 18, 21 (schmutziger P.), 23, 32, 
37, 39, 51, 74–76, 79, 218 
(Menschenherz oder Parteiver-
stand), 226, 297–301 (P.-hader 
vermag nicht das Ganze zu 
retten)


246 247







XIII 117
XIV 203, 205
XV 42, 62, 98–99, 203–204, 265, 


267
XVI 245–249 (P. und Strafrecht)
XVIII 256, 262 (P. als Märchenerzähler 


und P. im Kontakt mit den Natur- 
wissenschaften)


Physik
VI 228 (durch Reformgeld wird das 


p. Fallgesetz auf den Zins an-
wendbar)


XVI 227


Physiokratie,
Physiokraten
V 80
VI 246 (P. hielten das Geld für steril)
VII 18–19 (P. ein großer Bund der 


Arbeit), 27 (Idee jener freimüti-
gen und hochsinnigen Franzo-
sen), 29–30, 35, 54, 56, 79, 83, 
101, 232, 252, 258–262, 
277–279 (in Selbstironie die P. 
als utopisches Phantasieprodukt 
charakterisiert, vor dem die 
Nationalökonomie warnen müsse),
331


VIII 100, 128, 185–195 (p. Friedens-
diktate), 255


IX XV–XX
X 287–290, 298–301, 303–305, 


379–380
XI 392–393
XII 218 (Ziele der P.), 222–226 


(Ziele der P.)
XV 161–162 (französische P. wollten 


schon vor 150 Jahren alle 
Staatslasten auf die Grundrente 
abwälzen), 350, 360, 376 (P. ist 
ein Zweig der Naturwissen-
schaften)


XVI 26–30, 32–35, 40, 43, 45, 50, 
52, 57–58 (p. Revolution soll 
kein Putsch sein), 60, 78, 148 
(Steuerlehre der frz. P.), 171, 
177, 181, 207–210, 243–249 (P. 
und Strafrecht), 294–343 (For- 
schungsreise in das Land der P.)


XVII 44–45, 50, 70–73 (Geburten-
regelung in der P.), 84–85, 
89–90 (P. heißt Naturherrschaft) 
–94, 97, 101, 103, 121, 186, 
264–295


XVIII 70 (die verdammte P.) –71, 
73–74, 79 (P. ist dem amerikani-
schen Volkscharakter mehr als 
irgendeinem anderen angepasst), 
153 (P. kommt in der schweize-
rischen Sozialdemokratie voran), 
174, 229, 252, 259, 307, 312, 
314, 321, 326, 341–342 (P. und 
Geburtenregelung; P. als eine 
nicht auf Privilegien beruhende 
Aristokratie), 345–346, 
354–356, 387


Physiokratischer Frieden
VII 211
XVI 242–244


Physiokratisches Geld
VII 23–24, 77–79, 166, 184, 257, 


321
VIII 87, 93–94, 293, 302, 320–326
X 83–84, 86
XVIII 154


Physiokratisches Recht
VII 323
XVI 245–249, 337–339


Physiokratische Religion
VII 261


XIII 157, 227, 302
XIV 71, 205–206, 333, 337, 345, 


390
XV 87, 99, 139–140, 156, 159, 210, 


355
XVI 147, 152, 266 (Grundrente ist 


das eigentliche Heiligtum der 
salbungsvoll redenden P.)


XVII 119, 121, 217
XVIII 87–88, 99


Pauperismus
VII 189–190
XIV 208


Pazifismus, Pazifisten
II 275
X 36–39, 78, 80, 102, 107–109, 


143–148 (P. untersuchen die 
Kriegsursachen nicht genügend)


XI 57, 60–62, 210–212, 231
XII 79
XIII 93, 108
XIV 189, 345, 369
XV 36, 52, 64, 108, 125–129 (P. 


verkennen die wirklichen Kriegs-
ursachen), 226–228, 253–257 
(P. rollen das Kriegs- und 
Friedensproblem falsch auf)–261, 
268–271, 278, 333


XVI 125, 139, 159–161, 242–244 (P. 
umgeht das Boden- und Geldpro-
blem), 286, 292


XVII 139, 142, 145, 284, 291
XVIII 174, 237, 243, 327, 371–372


Persien, Perser
V 72, 74
VIII 44 


Persönlichkeit
VII 119, 126, 222


Peru
I 96
V 242


Peterspfennig
I 79


Pfandbriefe
VI 261 (P. als ekelhafte Geschwüre 


der Landwirtschaft)
VII 21, 80, 133, 135–136, 152, 158, 


300
VIII 70–71
IX 330
XV 370
XVII 266–267


Pfandhaus, Pfandleiher
IV 129
VI 163, 236
IX 154, 389
XI 268
XIV 332–334


Pharao
V 45–47, 49
VIII 19–24
X 104, 111
XI 58, 63
XIV 49, 53
XV 206, 292, 303, 348


Philippinen
IV 254


Philister
VIII 283


Philosophie, Philosophen
VII 271–272, 291
VIII 297–298
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XIV 319–320 (Rückgabe der p. Provin- 
zen an ihr Mutterland), 322–323 
(P. als kapitalistischer Militärstaat
und Bundesgenosse der Franzo-
sen), 347, 358, 364, 388


XV 172, 221 (gestohlene p. Provinzen
den rechtmäßigen Eigentümern 
zurückgeben)


XVI 51, 71 (Frieden mit P.), 94, 
96–99, 105–106, 295, 340–341


XVIII 105


Politik, Politiker
→ Interessenpolitik
II 217
III 89, 160–163, 256, 351
IV 50–51, 57, 67–68, 70–72, 145, 


149, 206, 288–289, 298
V 37–38, 241, 247
VI 17, 85
VII 49, 138, 328, 342
VIII 246, 283, 298, 332
IX 25, 59 (objektive statt subjek-


tive P.), 67–70 (P. als Interes-
senpolitik der Grundrentner), 
173 (P. ist Macht), 178, 280


X 72–73, 108, 116, 133–137 (P. 
und Wissenschaft), 176–177, 
181–183 (parteipolitischer 
Schmutz im Klassenstaat), 226


XI 31–32 (P. und Wissenschaft pas-
sen nicht zueinander), 61, 68, 
71, 80 (P. und Privatgrundeigen-
tum) –81, 90–91 (P. wird nach 
der Bodenverstaatlichung keine 
Interessenpolitik mehr sein), 94, 
112, 228, 280 (P. ist Macht, und 
wer die Macht hat, beutet sie zu 
seinen Gunsten aus), 282, 284 
(Trennung der Wirtschaft von der P.)


XII 19 (Gesells Gleichgültigkeit 
gegenüber Regierungsformen), 
32 (P. wird an Hochschulen 
nicht geduldet), 42–43, 47–51 


(Gesells Gleichgültigkeit gegen-
über Regierungsformen), 80, 
150, 155, 163, 252, 297 (p. 
Morde)


XIII 19 (wirtschaftliches und p. 
Gleichgewicht zwischen gleich-
berechtigten Bürgern), 102, 141, 
163


XIV 54, 128, 226, 239, 278, 
330–332 (p. Chaos in Deutsch-
land), 384


XV 36–42 (freiwirtschaftliche P.), 
62 (Wandel der P. von der 
Interessenpolitik zur Wissen-
schaft), 76, 109 (völkische P. 
muss bekämpft werden), 115, 
140, 167, 180, 190, 192, 241, 
260, 272, 275, 314, 356, 
363–364 (die Bodenreform soll 
den Hauptzankapfel aus der P. 
entfernen), 281–286 (P. muss 
sich von der Parteipolitik zur 
Wissenschaft wandeln), 292, 
307, 315


XVII 37, 66, 76, 112, 153, 165, 224, 
261, 263


XVIII 30, 36–37, 40, 95, 170, 275, 
283, 297, 306, 309, 312–313, 
389, 394


Politische Bildung,
Aufklärung
I 380
IV 33
V 150 (währungspolitische Schulung


der Volksmassen), 247 (staats-
wissenschaftliches Barbarentum)


VI 34 (Nationalökonomie zur Volks-
wissenschaft machen), 62 (naiv-
ste Vorstellungen gebildeter 
Bürger über das Geldwesen), 71 
(gesunde währungspolitische 
Anschauungen müssen Gemein-


Physiokratische
Revolution
XVI 177


Physiokratischer Staat
VII 217, 221–226, 238, 319 (p. 


Arbeiterstaat) –320, 326
XIII 85


Physiokratische
Zinstheorie
VII 279–289
VIII 212
XVI 124


Planetenbahnen
(Vergleiche des Geldumlaufs
mit Planetenbahnen)
→ Universum, Erde
II 86, 162, 222–223
III 326
IV 80–81, 153, 243
V 227
VI 133, 180–181
VIII 299 (wie ein planetarisches 


System muss ein europäischer 
Staatenbund sein)


IX XVIII–XIX (Weltgesetzlichkeit), 
122, 182


X 264 (absolute Währung kreist, 
wie die Erde um die Sonne, um 
den Durchschnittspreis der Waren)


XI 252 (wie der Mond seine Bahn 
beschreibt, genauso wird das Frei- 
geld seine Bahnen durch die Märkte
vollziehen), 288 (regelmäßig, wie
die Erde im Weltraum um die Sonne
kreist, so zieht das Geld seine 
Kreise auf dem Markt), 395


XII 72 (die absolute Währung kreist, 
wie die Erde um die Sonne, um 
den Durchschnittspreis der 
Waren), 168


XIII 31
XIV 40 (wie Galilei die Erde betrach-


tete, so müsst ihr euch das Geld 
vorstellen), 350


XV 99, 285, 339, 353
XVI 117
XVII 251


Planlose Wirtschaft
XII 215–216, 241, 248
XIII 393–394
XVIII 123 (Anarchie privatwirtschaft-


licher Interessen)


Planwirtschaft
XII 216, 241–242
XIII 393–394, 397
XV 238
XVI 42, 177
XVII 181, 258, 263


Plutokratie
VII 258
X 87, 288
XIV 33, 227–228
XV 239
XVIII 42


Polen, polnisch
III 129–130
IV 146
VII 143, 231
VIII 193, 295
IX 78, 174
X 111 (p. Teile Preußens), 173, 


217, 232, 332
XI 63 (p. Provinzen Preußens), 69, 


281
XII 154, 304
XIII 47–48, 94, 106, 109–110 (die 


jetzt endlich sich selbst zurück-
gegebenen Gebiete der p. Pro-
vinzen), 322
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134, 199 (Selbsthilfe durch 
direkte Aktionen), 225 (Proleta-
rier für die Physiokratie), 251, 
293 (nichts wirkt stärker als das 
Beispiel), 297–301 (Diktatur der 
Not mit Hilfe der unpolitischen 
Organisationen), 320, 390


XIII 56, 86 (direkte Aktionen) –87 
(weltanschauliche Neutralität), 
102 (Befreiungsdiktatur), 123 
(Literaturversand an die Sowjet-
regierung), 131 (Brief an den 
deutschen Finanzminister), 
137–140 (weltanschauliche Neu-
tralität, Aufklärungsarbeit ohne 
eigene Parteibildung), 169, 
194–197, 236, 265, 320–321 
(die ganze Welt ist am Kapita-
lismus erkrankt und bedarf der 
Hilfe von außen), 193, 341–349 
(gesetzlich geregelte, dosierte 
Dollarinflation) –351 (Erwar-
tungen an die Gewerkschaften), 
395–396


XIV 54, 61–70 (Diktatur der Not), 91 
(Verhältnis zu den Zielen der 
rechten und linken Parteien und 
Freiland-Freigeld als Sammel-
becken), 114–121 (gesetzlich 
geregelte, dosierte Dollarinfla-
tion), 167–169 (Geldexperiment 
auf der Insel Guernsey), 207 
(keine Menschenleben opfern), 
230–233 (Bewaffnung des 
Proletariats), 280, 293 (wer den 
Kapitalismus angreifen will, darf 
sich nicht an Leute wenden, die 
im Genuss dieses Kapitalismus 
sind), 362–363 (FFF-Regierung), 
365, 376, 382, 386–387, 389 
(Rettung kann nur das Proletariat
bringen), 391, 394, 396–397, 
401


XV 33 (Revolution oder Reform als 


Weg zur Überwindung des Kapita-
lismus), 36–42 (freiwirtschaft-
liche Politik in der Form eines 
Bundes oder einer Partei?), 
59–61 (Zweifel am Parlamenta-
rismus und Evolution als Revolu-
tion), 62–67 (Strategie und 
Taktik in freiwirtschaftlichen 
Ortsgruppen), 108–109 (Erobe-
rung der politischen Macht mit 
Hilfe des Proletariats), 115–119 
(revolutionäre Politik der frei-
wirtschaftlichen Regierung und 
das Verhältnis der Beamten zu 
ihr), 167–169 (diktatorische 
Vollmachten für das Proletariat), 
189–192 (Weltanschauungskon-
flikte im FWB), 213, 311–312 
(Kontroverse um das Freiland im 
Schweizer Freiwirtschaftsbund),  
329–334 (die Werbung für Frei-
land sollte nicht aus taktischen 
Gründen zurückgestellt werden), 
336, 364–366 (der Bodenreform-
gedanke ist revolutionär und es 
ist zweifelhaft, ob es sich ohne 
Gewalt durchsetzen lassen wird), 
371, 373 (wir haben die ganze 
Welt zum Feind und sind auf 
unsere eigene Kraft angewiesen), 
375 (kapitalistische Restaura-
tionsversuche), 376 (es bedarf 
schneller Erfolge, obwohl Frei-
land und Freigeld Zeit brau-
chen), 377–378 


XVI 26–30 (Physiokratie und Enteig-
nungsprobleme; Ausrichtung der 
Werbung am Proletariat) –32 
(Begleitmaßnahmen zur Geld- 
und Bodenreform), 44–67 
(Blumenthals Aufteilungsplan 
und Proletariat als Zielgruppe), 
210, 254–255 (Kapitalismus 
lässt sich nicht lokal überwin-


gut des Volkes und der Macht-
haber werden), 167 (kindlich 
naive Ansichten über das Geld-
wesen)


VII 255 (politische Gleichgültigkeit 
des Volkes)


VIII 189–191 (A. als Friedenser-
ziehung), 248


X 253, 266 (allgemeiner Mangel an 
Kenntnissen des Geldwesens ist 
ein großes Unheil) –267


XII 38 (A.-arbeit während der 
Münchener Räteregierung), 
43–44, 60 (Unwissenheit des 
Volkes auf dem Gebiet des Geld-
wesens erleichtert die Herrschaft 
der Geldmächte), 147 (Unwissen- 
heit des Volkes in Währungs-
fragen), 166, 180–181, 227, 
251, 373 (währungspolitische 
Schulung der Volksmasse bietet 
die einzige Gewähr gegen 
Pfuscherei und Quacksalberei)


XIII 27, 98, 112, 203, 227, 294–295 
(Demagogen und blöde demokra-
tische Massen)


XIV 290, 295, 306, 349, 352
XV 168 (zunächst kann nur Vorbe-


reitungsarbeit geleistet werden)
XVI 165, 173, 344
XVII 38, 199 (die Diskussion der 


Währungsfrage muss schon in 
der Volksschule beginnen), 288


XVIII 30, 45, 186, 204, 273, 368, 
374–375


Politische Ökonomie
→ Nationalökonomie


Politische Wege zur Geld-
und Bodenreform
→ Einheitsfront, Gewalt, 


Gewaltlosigkeit, Siedlungen, 
Streiktaktik


I 338 (Pragmatismus)
III 70, 352–355, 361
IV 289, 295, 299
V 239 (pragmatische kleine 


Schritte–dieses weise Vorgehen), 
251, 261–262 (Geldstreik und 
Währungsdiktatur)


VI 162 (gewaltlose Einführung des 
Reformgeldes), 279–281 
(Währungsfragen nicht erst in 
Krisen- und Kriegszeiten, son-
dern schon in Friedenszeiten 
erörtern)


VII 22–23, 47–48, 112, 129–130, 
136–137, 238, 240, 247–249 
(Richtigkeit von G.- u. B. nicht 
experimentell nachweisbar), 
290–293 (Aufklärungsarbeit, um 
ein Umdenken zu erreichen), 
317–320 (Einheit gegenüber 
Mammons Prinzip des Teilens 
und Herrschens), 329 (Einheits-
front der Arbeiter zur Erlangung 
von Macht) –331, 342–344


VIII 142 (G.per Dekret in Kriegszeiten),
165, 197 (pragmatische Haltung 
im ersten Weltkrieg), 248 (Volks-
aufklärung) –250 (Bodenreform-
experiment)


IX 71 (physiokratische Agitation in 
sozialistischen Kreisen)


X 121 (Freilandkasse “Rütli” zum 
Erwerb von Land für das Volk), 
298–301 (physiokratische 
Vereinigung), 328–329, 341–344, 
373–381


XI 71, 396
XII 106 (pragmatische Strategie und 


Taktik der kleinen Schritte), 
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den), 279 (die soziale Frage 
lässt sich nicht parteipolitisch 
lösen, sondern nur wissenschaft-
lich), 289 (parteilose Masse von 
Mitgliedern aller Parteien und 
Konfessionen)


XVII 54 (Teilschritte), 62–64 (SFB 
soll nicht im Theologenteich 
fischen), 106, 182 (gemeinsame 
Durchführung oder jeweils 
eigenständige Durchführung von 
Freiland und Freigeld?), 258–268 
(Münchener Räterepublik), 
284–286 (parlamentarische Mehr-
heiten schafft man mit Geld)


XVIII 36–37 (an eine andere Partei 
anlehnen oder eine neue Partei 
gründen), 59 (Geldreform 
braucht mehr Gedankenarbeit als 
Agitation), 65 (gegen die Sozial-
demokraten lässt sich die Geld- 
und Bodenreform nicht durchset-
zen), 81 (Sozialdemokraten), 
90–91 (bodenreformerisches 
Modell), 112, 131 (Verhältnis 
zur Wissenschaft), 151 (nicht 
auf den Zusammenbruch des 
Kapitalismus warten, sondern im 
Blick auf die Zukunft schon jetzt 
Sinnvolles tun; sozialdemokrati-
sche Armee und freiwirtschaft-
liche Rüstung gehören zusam-
men) –152 (Zuzug von links 
könne Abgänge nach rechts aus-
gleichen), 156 (Bildungsarbeit 
in kleinen Kreisen), 158 (Aktions-
kunst), 162 (Streik und Geld-
streik; Bildungsarbeit), 164 
(Geldstreik), 182, 184–185 
(Lenin), 187 (wir werden immer 
nur die hellen Köpfe gewinnen), 
190–191 (Einheitsfront aller 
Arbeitenden), 194, 199 (Zweifel 
an Erfolgsaussichten bei Kirchen, 


Universitäten und in bürger-
lichen Kreisen), 211–214, 220, 
222, 224, 234 (Amerika und 
England sind am besten für die 
NWO vorbereitet), 241 (Zweifel
an der Bildung einer Partei), 256 
(ewiger Streit um Parteibildung 
und FFF-Gewerkschaft), 258 
(kleine politisch realisierbare 
Schritte) –259 (Annäherung an 
die Gewerkschaften), 263, 265 
(Hauptsache ist, dass die Frei-
wirtschaft vor dem Untergang 
geschützt wird), 267 (Links-
orientierung), 273 (langer, har-
ter Kampf), 276–278 (Verständi-
gung mit den Franzosen bei 
einer separatistischen direkten 
Aktion im Ruhrgebiet, bei der 
die Bergarbeiter die stillgelegten 
Zechen selbst wieder in Betrieb 
nehmen und sich gegenseitig 
mit Kohlengutscheinen bezahlen 
sollten), 285 (Pro und Contra 
Wahlbeteiligung), 289 (Politi-
sierung des FWB) –290 (Wahlbe-
teiligung ja oder nein), 295–296 
(Streit in den eigenen Reihen 
um die p. W. von Freiwirtschafts-  
bund und Fysiokratischem Kampf-
bund; Proletariat als Zielgruppe), 
305–312 (Kontroverse um die 
Vernachlässigung des Freilandes 
im Programm des Schweizer Frei-
wirtschaftsbundes und um die 
Abspaltung eines bloßen Bundes 
für Währungsreform), 337–338 
(Klarheit des Programms; kleine 
Teilschritte) –340 (Einstellung 
auf längere Wartezeit bis zum 
Erreichen des Ziels), 359 (Wider-
stände der kommunistischen, 
sozialdemokratischen, syndikali-
stischen, anarchistischen und 


christlichen Organisationen), 
367 (die englischsprachige Welt 
ist auf die NWO geistig am 
besten vorbereitet)–369 (Über-
legungen zum Aufbau einer frei-
wirtschaftlichen Organisation in 
Nordamerika), 374 (Verhältnis 
zwischen Freiwirtschaftsbund 
und Fysiokratischem Kampfbund) 
–375 (Fernerwartung) –376 (NWO 
als ein ausgesprochen amerika-
nisches Ziel), 383 (der Zins lässt 
sich nicht lokal beseitigen und 
Freiland kann nicht durch kleine 
Zirkel geschaffen werden), 387 
(die Freiwirtschaft entspricht 
dem amerikanischen Ideal und 
Deutschland ist für sie der 
schwierigste Boden, den es auf 
Erden gibt), 389–390 (strikte 
Trennung von FWB und geschäft-
lichen Unternehmen wie der 
Selbsthilfe der Arbeit), 392 
(keine Möglichkeit, die katholi-
schen Massen für FFF zu organi-
sieren; Diktatur), 399 (die SPD 
in Ruhe lassen), 408–409 (Vor-
kehrungen gegen Versuche das 
Freigeld zu sabotieren)


Polizei, Polizisten
I 47, 341, 345
III 172, 319–320, 366–367
IV 194
V 52
VIII 26
IX 81
X 105, 107, 175
XV 128, 216
XVI 255, 259–260, 276, 300, 


322–323 (Sittenpolizei), 337–338 
(P. in Chicago und Buenos Aires)


XVII 57
XVIII 87, 146


Polynesien
I 353


Portugal
I 72, 209, 349, 378
III 44, 120
IV 193
VI 258
VIII 166, 205


Posen
I 150
VII 151, 345


Post 
XIII 126, 223


Preis, Preisbildung
I 44, 91, 125, 158, 192, 215, 


277, 279, 311–315 (Tabelle), 
368, 371, 375


II 20 (Tabelle), 68, 90–91 
(Tabellen), 157


III 161, 175, 209–210, 213, 267, 
287, 294, 345–347, 369


IV 15, 20, 31, 40, 66, 102–103, 
114, 116, 135, 160, 163, 166, 
208, 232, 267, 280–281, 284, 
287, 289 (P. als Fundament der 
Volkswirtschaft)–290 (P. als 
wahre Grundlage der Volkswirt-
schaft) –291, 294


V 21, 34, 38, 87, 92, 114, 
117–118, 123, 126, 132, 136, 
138–139, 141, 145, 174–176, 
182, 228, 232, 237–238


VI 31, 41, 71, 74, 81, 87–89, 
92–93, 101, 111, 116, 123–124, 
126, 175, 189, 197, 203, 234, 
236, 260, 265 (Parallelität von 
P. und Zinsen), 269, 272


VII 62, 183–184, 192, 194, 199, 
212, 248, 314, 335
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hinweg ewig denselben Preis 
erzielen, den es heute hat), 156, 
195, 204, 244, 253–254, 263, 
314, 376–380


XII 55, 65–67, 72, 95, 102, 108, 
128, 133–134, 158, 168, 170, 
186, 189, 191, 226, 310, 348, 
353, 368–369, 372, 376, 
378–379, 381


XIII 97, 113, 160, 208, 211, 213, 
215, 247, 259–260, 264, 266, 
278–279, 283


XIV 81, 171, 279
XV 75, 101, 116, 134, 320, 325
XVI 200, 251, 310
XVII 47, 170–173, 203, 205, 215, 


273, 279–280
XVIII 226, 272


Preisstatistik
→ Statistik
I 331–334
II 18, 46–49, 95, 101, 103, 


106–107, 114, 118, 198, 252
III 38, 64–69, 79–80, 144, 182
IV 106–107, 109–208, 224
V 93, 117, 153–156, 214, 231
VI 73–87, 164, 166, 170–172, 175
VII 175
IX 108–110, 113, 117, 270–281
XI 157 (P. muss der Sonderbeein-


flussung einzelner entrückt sein 
und ein genaues, wissenschaft-
lich unanfechtbares Ergebnis
liefern) –161, 249


XII 97, 133, 170–171, 173, 
186–187, 194, 256 (P. unter 
öffentlicher Kontrolle der Han-
delskammern, Gewerkschaften 
und Bauernverbände), 310 (P. 
unter öffentlicher Kontrolle der 
Handelskammern, Gewerkschaften
und landwirtschaftlichen Organi-
sationen), 312, 375, 384


XIII 21–25, 140, 264, 280, 340
XVI 313
XVII 281


Preistheorie
V 229, 231, 239
VI 31, 89
IX 284
XIV 262
XVII 179


Presse, Pressefreiheit
V 38
VII 19 (P.f. im Kommunismus abge-


schafft), 37, 116
VIII 186, 230–231 (P. von Mächten 


beherrscht), 254, 259
IX 14, 156–157 (Börsennachrich-


ten), 261
X 68, 70 (P. ist käuflich), 95, 


182–183, 230, 328, 333
XI 4, 146, 226–227, 269–271 (P. 


als Instrument der Spekulation), 
396–397 (Macht der P. und Hilf-
losigkeit ohne eigene P.)


XII 28 (Verbannung der Währungs-
frage aus der P.), 235, 262–263, 
290, 292, 304 (P.f.), 318–319 
(P. in der Hand der Hochfinanz), 
343


XIII 63, 87–89 (die P. ist käuflich 
und neben dem Geld die zweit-
größte Großmacht), 114, 118, 
228, 235 


XIV 51, 53–54 (P. wird vom Kapital 
beherrscht), 73, 132 (P. lügt 
durch Unterschlagungen – die 
bürgerliche ebenso wie die pro-
letarische P.), 138–139, 145 (P. 
befindet sich im Eigentum der 
Börse), 184, 224, 227, 274, 
278, 291, 300, 306, 316, 329, 
342, 351, 397


VIII 51, 53, 208–209, 234, 239, 259, 
269, 293–294, 312, 314


IX 2, 42–43, 127, 129, 191–194, 
204, 233, 241, 271, 282–289, 
302, 304–320 (P. durch Un-
gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage gestört), 336, 
338, 353


X 96, 138, 170–171, 288, 327
XI 47, 123, 131, 153, 160, 162, 


164, 166, 176, 178, 182, 186, 
188, 190, 208–210, 251, 283, 
297, 305 (Löhne sind P.), 337 
(Urzins im P.), 376–380


XII 30 (Vernichtung von Waren, um 
ihren P. zu heben), 58, 83, 97, 
99, 107, 163, 183, 191, 204, 
213, 215–217 (P. sind nicht 
durch eine planende Behörde zu 
ersetzen), 229–231 (P. bei bar-
geldlosem Zahlungsverkehr), 
241–243, 247–249, 261, 327, 
342, 345, 347–348, 350, 352 (P. 
wird durch Währungspfuscherei 
getrübt), 356, 365, 392–393 (es 
gibt in der Volkswirtschaft nur P.)


XIII 22, 24, 32, 84, 189, 203, 218, 
226, 237, 366–367, 384–386, 
389–390, 394, 396


XIV 82, 144–146 (P. wird durch die 
Geldumlaufgeschwindigkeit ge-
stört), 150 (P.-anarchie), 169, 
253, 263, 279–280, 301–305


XV 44, 78, 91, 95, 296, 337–339
XVI 111, 120, 143, 207, 295, 323
XVII 42, 98, 100, 117, 121–122, 171, 


178, 181, 230, 249, 273, 281
XVIII 95 (P. wird vom Urzins desinte-


griert), 139, 238–239 (P. in einer 
natürlichen Rangordnung), 
300–301


Preis des Geldes 
→ Geldwert


Preisausschreiben
II 264
XII 147–148


Preiskontrollen,
Höchstpreise
XII 307
XIII 26 (behördliche Pfuschereien), 


327


Preisniveaustabilität
→ Festwährung
I 149, 160, 227, 235, 256, 287, 


303, 322, 330, 337, 340
II 18, 20, 22, 24, 101, 106–107, 


112, 168, 170, 197, 247, 
251–252, 265, 296–298


III 38, 40, 45, 81, 93, 101, 168, 
171, 174, 179, 196, 199, 235, 
237–238, 293, 332


IV 102, 105–107, 123–124, 
198–208, 211


V 21, 39 (P. als idealer Zustand 
des Marktes), 119–120, 124, 
141, 149, 154, 161 (P. ist das 
Ideal der Volkswirtschaft), 169, 
182, 209, 213, 230, 234 (P. ist 
das Ideal des reinen Handels), 
238, 245


VI 72 (P. ist Entscheidung über 
Leben und Tod des Warenaus-
tausches und der Arbeitsteilung) 
–73, 164, 174, 185, 189 (Nach-
frage dem Angebot auf den Leib 
geschneidert) –190, 283


VII 172, 174, 199
VIII 86, 180, 214, 294, 302, 324
IX 108–110, 113, 116, 118, 125, 


148, 204, 270, 272, 277, 321, 
325, 332, 407, 416–419 (Paral-
lelität von Zinsfuß und P.)


X 257–259, 265, 271, 337, 339
XI 154 (Geld soll über Ort und Zeit 
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XVIII 191, 355


Privatinitiative,
Eigeninitiative,
Unternehmungsgeist
I 169, 178, 186, 233, 235–236, 


316, 352
III 89, 132, 141
IV 214
VI 275 (Unternehmersinn), 280
VII 215
VIII 290
XII 88, 162, 309
XIII 393
XVIII 36, 169


Privatinteressen
→ Eigennutz
III 130
IX 58, 69
X 259 (P. sollen bei einer öffent-


lichen Sache wie dem Geld keine 
Berücksichtigung finden)


XII 28, 66–67 (P. dürfen bei der Ver- 
waltung des Geldes nicht berück- 
sichtigt werden), 129 (bei der 
Verwaltung des Geldmonopols 
müssen P. ausgeschaltet werden), 
154–155, 157, 196, 282, 366 
(P. sollen bei der Währungsver-
waltung keine Rolle spielen)


XIII 62, 71 (verbrecherische P. der 
herrschenden Klassen), 75, 210 
(absolute Währung steht über 
allen P.), 295


XIV 98, 220
XV 127
XVI 177, 196, 290, 294–295, 343
XVII 131–132 (P. dürfen bei der 


Währung nicht maßgebend sein)
XVIII 40, 122–123 (die Währung ist zum 


Spielball privatwirtschaftlicher 
Willkür geworden), 299, 327


Privatmilizen
VII 252 (Pinkertonsche Leute)


Privatschulen,
Privatuniversitäten
XVI 332–336, 342


Privilegien des Geldes
und der Bankiers,
Vorrechte
→ Arbeitsloses Einkommen
I 53, 107, 123, 151, 158, 166, 208, 


222, 250, 279, 285, 292, 302
II 27, 64, 99, 149–150
III 24–25, 32, 63–64, 96, 162, 190, 


198, 290, 292, 306
IV 67, 92, 150, 179, 219, 265–267, 


276
V 80, 219 (Geldmonopol)
VI 22, 24, 135, 137, 152–153, 193, 


213
VII 46–47, 162, 165, 258–261 


(Kampf ums Dasein ohne P.), 
268, 314 (P. des Grundbesitzes), 
318, 328


VIII 84, 88–89, 101, 132, 137, 241
IX 97–98, 130, 179, 181, 264, 309, 


323, 349
X 38, 67, 69, 102, 218, 228, 233, 


235, 243, 285
XI XV, XVII–XVIII, XX–XXI (P. von 


Männern gegenüber Frauen), 8, 
72, 182, 197 (P. des Geldes), 
211, 225, 227, 242, 254, 285


XII 35 (natürliche Auslese ohne 
Privilegien), 75, 206, 212, 297, 
310


XIII 19, 49, 51 (P. und staatliche 
Macht zu ihrer Sicherung), 62, 
67, 69 (P. als Wurzel der 
Kriminalität), 77, 114


XIV 64, 75, 215 (Geschlechterdiffe-
renz), 235, 326, 368, 384


XV 41 (P. wird vom Kapital beherr-
scht), 45–48, 52, 62 (P. wird 
den Händen der Kapitalisten 
entrissen und dient dann dem 
Volk), 74, 124, 140 (währungs-
politische Analphabeten als 
Redakteure) –142, 144, 149 (P. 
und Geld), 190 (P. und Geld), 
211–213 (käufliche P.), 235–236, 
242, 250–251, 267, 269, 275, 
323, 361


XVI 52, 88, 148, 163, 199, 201
XVII 138, 185, 197–198 (die P. wird 


von den Bankiers beherrscht), 
200, 202, 204, 223–224 (die P. 
versagte gegenüber der Inflation),
233


XVIII 29–30, 36, 66, 87, 138, 144, 
150, 234, 263, 272, 297, 312, 
338, 347


Preußen
III 119
VII 137, 141, 143, 148, 152, 208, 


232, 239, 276, 313 (Ostpreußen),
327 


VIII 56, 99, 108, 195, 295, 304, 306
IX 54
X 374
XI 63, 77
XII 26, 221, 314 (p. Domänen)
XIV 364
XV 97, 123, 347
XVI 95 (P. behandelte seine Bürger 


als Objekte und nicht als Sub-
jekte) –96, 172, 222


XVII 232, 262 
XVIII 169, 303 (König Salomo war ein 


gescheiterer König als die trauri-
gen Feldwebel auf dem Thron 
von P.)


Priester
→ Kirchen


V 44, 74
VIII 19, 21, 44
XV 203, 265


Privateigentum,
Eigentum
I 62, 119, 151, 201, 252
II 57, 169, 201, 246, 259
III 107, 127, 129, 133, 141, 148, 


202, 247, 319, 321, 333
IV 21–22, 65–67, 74–75, 138, 140, 


144, 153, 194
V 221
VII 18, 165, 226 (E. als ein wie das 


Haus der Schnecke mit der 
Person verwachsenes Organ)


VIII 73, 78, 89
IX X, XXV, 38, 128, 182, 250, 402
X 24, 242, 317, 324–325
XI 5, 9, 138, 277, 281, 288 (Frei-


geld als Anschlag auf das E.?)
XII 51, 75–78 (E. als Grundlage 


einer freiheitlichen Gesellschaft 
ist mit sozialer Gerechtigkeit 
vereinbar), 127–128, 142, 150, 
218 (frei verfügbares persönli-
ches E.), 222, 299–300, 309


XIII 80, 82, 95, 137, 149, 179, 221, 
273, 320, 352 (Sozialismus auch 
mit P. an Produktionsmitteln), 
358–360, 362, 365–366, 379, 
381, 389–395


XIV 33–34, 50–51, 54, 57, 66–67, 
79–80, 84, 243, 270, 277 (P. 
soll einmal nur mehr aus Arbeit 
entstehen können), 298, 326


XV 123, 133, 196, 239, 277
XVI 33–34, 40, 45, 51, 59, 61, 63, 


78, 148–152 (ehrlich durch 
Arbeit erworbenes P. ist heilig, 
aber nicht das durch Inflation 
und Betrug zusammengeraubte 
P.), 262, 264, 267 (P. soll dem 
Leben dienen)
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V 134, 228
VI 76
VIII 305–306
IX 43, 271–272, 282, 337–338
XII 352, 361
XIII 22, 364
XIV 82, 263
XV 35
XVI 89, 119
XVII 121, 129
XVIII 238


Produktionskosten des
Geldes
I 288–291, 318–319, 359, 374
II 64–65, 67, 117
III 109–110
IV 172–173, 187, 234
VI 53, 87
IX 203–204, 252, 338
XI 209–210


Produktionslenkung,
Produktionssteuerung
I 61, 202, 230
II 209
IV 126–127
V 122–123


Produktivität,
Produktivitätsfortschritt
→ Technischer Fortschritt
I 125, 208
II 73
III 56, 282
V 126, 129, 252
VI 96–97, 128, 236–237
VII 66, 76, 93–94, 268, 284–287 (P. 


steigt zwar ständig, aber es ist 
zweifelhaft, ob sie sich unbe-
grenzt erhöhen lässt)


VIII 127, 213, 316
IX 52 (ins Ungeheuerliche anwach-


sende Produktionskraft), 291, 
399–400 (P.-theorie)


X 375, 378
XI 4, 76, 362–363 (P.-theorie des Zin- 


ses), 375 (P.-theorie des Zinses)
XVI 121–123
XVII 225, 261
XVIII 299


Profit, Profitsucht
II 44
III 16, 31, 38, 73, 75–76, 110–111, 


122, 136–137, 142, 145–149, 
172, 197 (P.s.), 205, 235, 252, 
267, 289, 304, 371


IV 51, 104 (P.s.), 145, 147–148 
(anorganisches Element) –149, 
153–154, 163, 210 (P.s.), 212, 
218, 235–236, 275–276, 288


V 123, 135 (P.s.), 141
VI 118, 120, 136, 150 (P.s.), 153, 


188–190, 200
VII 234, 269, 299 (P. der Kolonisa-


toren), 334
VIII 65, 87, 234–235, 243, 296
IX 59, 93, 95, 179 (Glaube, 


Hoffnung und Liebe zum P.), 
210, 309–310, 324, 338, 390


X 195
XI 210, 297, 354
XII 29, 352
XIII 116, 178, 184, 297, 392
XIV 56, 138
XV 97–99 (P., der einen europäi-


schen Staatenbund zusammen-
hält), 103, 323, 360


XVI 122
XVII 138, 171, 198
XVIII 299


XV 36, 41, 53, 62, 115, 117, 125, 
128, 150–151, 210, 238, 257, 
260, 262–264 (P. fälschen die 
natürliche Auslese und führen 
schließlich zum Krieg), 265–271 
(P. werden durch den Staat ge-
schützt und führen zu Kriegen) 
–278, 280, 351, 384


XVI 242–244 (im Wettbewerb müs-
sen sämtliche P. ausgeschaltet 
werden)


XVII 150, 261, 284
XVIII 32–33, 42, 62, 122, 193, 248


Produktion
VII 272
VIII 51, 101 (Verstaatlichung aller P.),


209, 312
XI 326
XII 215–216 (Anarchie der P.), 311
XIV 82
XVI 144
XVII 170, 172, 258, 289
XVIII 299, 301


Produktionsanlagen,
Produktionsmittel
→ Realkapital
I 61 (krankmachende P.), 74, 228, 


231, 252
II 19, 131, 213, 286
III 77, 137–138, 194, 205–208, 


211–214, 236, 257, 268, 272, 
274, 277, 280, 288, 302, 307, 
314, 367


IV 156, 159, 209, 252, 254, 256, 
258, 264, 277, 282


V 32–33
VI 84, 103, 107, 187, 194, 196 (P. 


sind sekundäres Kapital), 200, 
216 (P. als Kapital sind Krea-
turen des Geldes), 244, 
247–248, 252, 264


VII 69, 164–165 (P.-verstaat-
lichung), 268


VIII 73 (P.-verstaatlichung), 78, 81, 
89, 132 (P.-verstaatlichung), 
213


IX 128, 185–189 (Kapitalcharakter 
der P.m. vom Geld abgeleitet), 
196, 351 (P. sind sekundäres 
Kapital), 366, 370, 389 (P. sind 
im Kapitalismus nichts anderes 
als Pfandhäuser)–391, 393 (zins-
lose P.), 399–400, 403, 413


X 193, 299–300 (Entkapitalisierung
der P.), 303, 317


XI 3 (P.-verstaatlichung), 9 (P. ver-
lieren Kapitaleigenschaft), 290, 
293 (P. verlieren mit Freigeld 
ihren Kapitalcharakter), 324, 
359, 363, 369, 375


XII 299–300 (P.-eigentum)
XIII 135 (Rückverwandlung der Prole-


tarier in Eigentümer ihrer P.), 
172 (P.-verstaatlichung), 361, 
365 (P.-verstaatlichung), 375, 
395


XIV 137 (Bankiers sind mächtiger als 
die Besitzer von P.m.)–138, 294 
(P.-verstaatlichung)


XV 311
XVI 29, 123, 251, 298–299 (bei 


sinkendem Zins verlieren die P. 
ihren Charakter als Ausbeutungs-
mittel)


XVII 57
XVIII 171 (P. sind nur unter bestimm-


ten Marktverhältnissen Kapital)


Produktions-
genossenschaft
IV 138 (Verein der Produzenten)


Produktionskosten
III 213
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eher von der Reparationssabo-
tage) –226 (die Organisationen 
des P. haben in der Friedensfrage 
gründlich versagt), 229 (der 
letzte P. und der letzte Kapitalist 
sollen gemeinsam begraben wer-
den und die Spaltung des Volkes 
in Herren und Knechte soll auf-
hören), 233, 248, 255–256, 264, 
267, 273, 275–277, 291, 303, 
308, 311, 314–317, 331, 
344–345, 349, 353, 375, 382


XVI 26–30, 47, 49, 53, 59, 64 
(Physiokratie und P.), 66 (P. als 
Zielgruppe der Physiokratie), 68, 
86, 90, 103–107, 119, 126–131 
(P. muss lernen, selbstständig zu 
wirtschaften), 146, 154, 159, 
164–166, 170–171, 175–185 
(Hat das P. eine kommunistische 
Seele? Es befindet sich in einer 
unwürdigen Lage.), 201–204, 
206–209, 211–214, 235–237 
(Wege zur Arbeit), 239–241 (P. 
und Jugendbewegung), 268, 
289, 291, 299


XVII 37, 39, 42, 45–46, 52–53, 63, 
66–67, 83–84 (Trend zur P. um-
kehren), 90, 105, 155–156, 
160–161, 167, 183–184, 
194–195, 233–234, 251–253, 
258–261, 263, 266, 284–286, 
289


XVIII 45, 69, 77, 126 (NWO als p. 
Sache), 135, 151, 159 (unsere 
Sache ist die Sache des P.), 
171–172, 177, 179, 182, 191, 
193–194, 201–203, 212, 216, 
220 (unsere Sache ist die Sache 
des P.), 222, 245–246, 248, 
255, 261, 274–275 (Bewaffnung 
des P., das mehr will als nur den 
Wiederaufbau der kapitalisti-
schen Hölle), 282, 285, 290, 


295–296 (P. als Zielgruppe des 
Freiwirtschaftsbundes), 307–309, 
331, 338, 345–346, 355, 387, 
403


Prostitution
VII 256
X 252
XI XXI
XII 59
XIII 72 (Bodenprivateigentum ist die 


große Hure), 202
XIV 53 (Bodenprivateigentum und P.)
XV 165, 350
XVI 240 (arme Proletariermädchen, 


die ihren Leib für ein Bettelgeld 
verschachern)


Protektionismus
XV 125, 239


Protestantismus
I 145
III 130
IV 180
XV 189, 241
XVI 173, 188, 258
XVII 62


Psychologie
III 276
IV 238, 255
IX 341 (Geldangebot unterliegt 


psychologischen Gesetzen)
XVI 245
XVIII 343


Quäker
XIV 293
XVI 118


Prognosen,
Prophezeiungen
VII 37–45 (Krisenprophezeiungen)
XIV 205


Proletariat,
Proletarisierung
I 148, 177, 250, 252, 359, 372
III 130, 137, 148, 373
IV 46, 50, 74
V 80, 105, 135, 138, 260–261
VI 53, 97, 99, 113, 190, 194, 211, 


217 (Geld schafft das P.), 218, 
220, 231, 247, 253–254


VII 19, 66, 85, 117, 130, 134, 149, 
203–204, 222, 230–232, 236, 
244–245, 271, 273, 308, 
327–328, 339


VIII 96, 121, 126, 166, 193, 206, 
229, 275, 279, 307, 332


IX 71 (Proletarierinnen), 130, 291, 
293, 305, 350, 366, 372 (P. ist 
eine Begleiterscheinung des her-
kömmlichen Geldes), 399, 405


X 38, 68 (weg mit den Rentiers, 
weg mit dem P.), 101, 115–116, 
173, 179, 194, 208, 210, 224, 
255, 278, 287, 310, 312, 315, 
322, 326, 328–329 (Einigkeit 
des P. wiederherstellen), 331, 
341–344, 373–375


XI XVIII, XXII, 67, 92–93 (schwan-
gere Proletarierinnen in Europa 
im Vergleich zu Frauen in Natur-
völkern entrechtet), 168, 211, 
226, 324–325, 336, 340–341 
(Geld schafft das P.), 350, 362, 
367–368 (P. ist eine gesetz-
mäßig sich einstellende Begleit-
erscheinung des herkömmlichen 
Geldes)


XII 19, 23–26, 34–35, 38, 74, 78, 
80, 128, 167, 180, 200, 209, 


217–218 (Marxisten betreiben 
die P. der Menschen), 223–226, 
244, 288, 292, 298–299, 301, 
309, 312


XIII 58–59, 72, 79, 83 (P. der 
Massen), 86–91, 93, 102 (allein 
das P. könnte die Kriegsfolgen 
regeln und eine soziale Neuord-
nung vollbringen) –107, 109, 
117, 122, 128, 135 (Rückver-
wandlung der P. in Eigentümer 
ihrer Produktionsmittel), 139, 
142, 145, 148, 150, 154, 
185–188, 195, 292, 317, 320, 
353–355, 381, 391, 397


XIV 53–55, 65–66, 70, 79 (Rückver-
wandlung des P. in wohlhabende 
Vollbürger), 107, 130–134 
(Fiasko der p. Aktionen), 138, 
155, 157, 163, 188, 193, 198, 
203, 220, 229–230 (Bewaffnung 
des P.), 233–234, 250–253, 263, 
280, 293–295, 311, 313, 
317–318, 325–327, 335–338, 
341–342, 346, 354–356, 
365–370 (Bewaffnung des P. zu 
Händen der Gewerkschaften), 
376–377, 382 (Bewaffnung des 
P.), 386–387, 389 (Rettung kann 
nur das P. bringen), 391–392, 
395–398


XV 31, 33–34, 42, 63–66 (Freiwirt-
schaftsbund soll eine p. Organi-
sation sein), 69, 108 (Bewaff-
nung des P.), 113, 115, 117, 
119–123 (Kann das P. die parla-
mentarische Mehrheit bekom-
men?), 127–128, 133, 146, 
167–169 (P. bekommt im Kampf 
gegen die Kapitalisten diktatori-
sche Vollmachten), 173–175, 
180, 183, 189, 201, 213, 
221–225 (P. hat von den 
Reparationen nichts zu fürchten, 


262 263







245–249 (die R. werden die Welt 
nicht mehr nebeneinander als 
geschlossene Massen, sondern 
durcheinander bewohnen), 
346–350 (der Staat darf keine 
R.-hygiene betreiben und damit 
die natürliche Auslese verfäl-
schen)


XVI 99 (amerikanische R.p.) –101, 
104, 107, 117–118, 179, 
261–262, 268, 278 (R.-fragen 
sind private Angelegenheiten 
und keine Staatsangelegen-
heiten), 292 


XVII 92
XVIII 342


Rassismus, Rassenwahn,
Rassenkrieg
II 223
VII 125–126 (Vorschriften irrender, 


kurzsichtiger Rassenzüchter)
VIII 192 (der Staat ist kein Rassen-


züchter)
XV 56, 97–99 (rassenzüchterische 


Irrlehren), 199 (R.k. wäre der 
fürchterlichste Krieg)–202 (ame-
rikanische Einwanderungsver-
bote), 245–248 (Krieg der Rassen),
347, 381


XVI 100, 107, 117 (R.k. als Ausrot-
tungskrieg schlimmster Art), 
273–275 (Vorstellungen der Kon-
servativen von Rassenveredelung),
277 (R.-zucht muss beim Men-
schen ewig fehlschlagen, weil 
nicht die Züchter, sondern Gott 
den Menschen formt), 283–284 
(Mütterrente gehört den Müttern 
aller R.)


Rationalisierung
XVII 43, 83, 237–241


Raub, Räuberei
III 133
IV 125, 160
V 219 (R.-lust des Staates)
VII 253
IX 87, 357, 366
X 30 (R.-ritter)
XI 66, 325, 328
XIV 203, 314


Raubbau am Menschen
XI XV
XIV 102


Raubbau an der Natur
IV 47
VIII 107 (R. lässt sich durch Pacht-


klauseln vermeiden)
IX 53–56 (Pachtklauseln zur Ver-


hinderung der R.)
XI 43–44, 77–79 (Pachtsystem und 


R.)
XII 139
XIV 252, 312
XV 185–186
XVII 32, 36
XVIII 173


Raumplanung
XI 79


Reaktion, reaktionär
III 359
IV 68–69
VII 258
VIII 107 (entthronte Monarchen wol-


len die früheren Zustände wieder 
herstellen)


X 283, 313, 328, 380
XI 90 (R. als Hüterin der Grundrente)
XIII 85 (Physiokratie als Schutz 


gegen die R.), 123 (R. in Russ-


Qualität des Geldes
III 152–153, 156
IV 105, 213–217
VI 56, 106
VII 174


Quantitätstheorie des
Geldes
II 291
III 108–110, 114–115, 169
IV 105, 120, 168, 233–238, 289
V 106, 174–175, 254
VII 212–213, 215
IX 198, 336–341
X 190
XI 208–210, 302, 313–314
XII 55, 96, 159, 173, 184, 186, 


192, 194, 249–250, 260, 270, 
312, 339, 392


XIII 32, 38, 42, 198, 278, 284, 287, 
383–388


XIV 36, 83, 144–146, 169, 176, 186, 
245, 247, 281, 303


XV 84, 211, 319, 321–322
XVI 228
XVII 55, 75, 170, 279–280
XVIII 128–129, 138


Rache, Rachegeist
VIII 243
XIV 133–134, 367
XV 216, 259
XVII 151 (Strafrecht soll nicht vom 


R.-geist bestimmt sein), 224


Räte, Rätedemokratie
X 282
XII 17–19, 41–53
XIII 294
XIV 98, 130, 329 (gesunder, sympa-


thischer R.-gedanke), 376
XVII 274


Rassen, Rassenpolitik
I 139
III 131
IV 45, 69, 85
V 227
VII 22, 126–127, 235
VIII 116, 120, 192 (Rassefragen sind 


Privatsachen), 295, 298 (rasse-
züchterische Irrlehren), 306, 
334


IX 68, 87, 403
X 73, 86, 101, 110 (R.p. der 


Amerikaner)–111 (R. darf nicht 
an Staaten und Gesetze gebun-
den werden; sie ist die ureigene 
Angelegenheit jedes einzelnen 
Menschen), 118, 232, 240


XI 56, 63 (R. der USA) –64 (R. ist 
Sache der Individuen und nicht 
der Staaten), 69, 72–73, 105, 
228–229


XII 25, 36 (Kunstgriffe irrender 
Behörden), 151 (R. trennen die 
Menschen nicht), 277, 314


XIII 75, 94, 108, 137–138, 291 (bru-
tale Rassenpolitik der USA)


XIV 85–86 (R. ist keine Staatsange-
legenheit), 194, 208 (volle 
Gleichberechtigung und Neben-
einander der R.), 315, 334–336 
(der Staat muss sich gegenüber 
den R. völlig neutral verhalten)


XV 97–99, 104, 109 (jeder Herab-
würdigung anderer R. ist ent-
gegenzutreten), 134, 198–202 
(Menschen dürfen nicht wegen 
ihrer R.-merkmale beanstandet 
werden; es darf keinerlei Ein-
wanderungskontrollen und 
–sperren für einzelne R. geben; 
die R. werden die Welt nicht 
mehr nebeneinander, sondern 
durcheinander bewohnen), 
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Recht, Rechtswesen,
Justiz
I 380
II 183
III 71, 100, 102, 148, 162, 252, 


321–322, 334, 365
IV 19–22, 77–78, 255
V 126, 163
VII 136, 260, 324, 343
VIII 59, 192, 243 (Rechtsgeist)
IX 81
X 109 (Individual- und Massen-


rechte), 113, 115 (R. und 
Macht)–116 (gebeugtes R.), 
144, 185 (R. von Gewalt abge-
leitet), 234–238 (Entstaatlich-
ung der J., kommunale Gerichts-
barkeit), 290, 324


XI XVI, 62–65 (Massen- oder Indi-
vidual- und Menschenrechte), 
67, 101, 150


XII 39–40, 44, 77, 203, 292, 363
XIII 68–72 (Gemeinden sollen ihr 


eigenes R. und eigene Gerichte 
haben; als edelste aller geisti-
gen Disziplinen und heiligste 
Aufgabe der Menschheit darf das 
R.w. nicht verstaatlicht werden, 
sonst geht dem Menschen das 
Gewissen verloren), 261, 314


XIV 203 (R. vom Kapitalismus defor-
miert), 227, 334, 362, 403


XV 31, 60, 100, 128, 130, 150 (R. 
wird zu Herrschaftszwecken ge-
beugt), 209, 214–217 (kapitali-
stische Strafj.), 245, 262


XVI 101, 151 (R. hat das Inflations-
verbrechen zugelassen), 188, 
240 (Klassenj.), 245–249 (R. im 
Kapitalismus und in der Physio-
kratie), 255 (Faustr.), 267 (das 
ewige R. des Lebens), 295, 297, 
304–305 (nichtstaatliches R.), 


337–339 (Faustr. als Antwort auf 
die Klassenj.)


XVII 56, 114–115, 151–152 (Umgang 
mit Verbrechern), 181, 223–224 
(die J. versagte gegenüber der 
Inflation), 287


XVIII 109, 237


Recht auf Arbeit
I 132, 367
II 216
III 365–372
IX 372
XI 341
XV 312
XVII 56–59


Recht auf die freie Aus-
und Einwanderung
XIV 334–336
XV 165, 245–249 (Monroedoktrin 


als Einschränkung des R.)


Recht auf Bodenrente
XI 341


Recht auf die Erde, Recht
auf den Boden
IV 77, 80
VIII 101, 130, 243, 332 (R. auf den 


Heimatboden), 334
IX 79, 81
X 287, 300, 304
XI 99, 101
XII 313 (Recht aller Rechte)
XIV 75
XV 134, 151, 198–202 (R. im Gegen- 


satz zur Monroedoktrin; die 
Gelben, die Weißen, die Schwarzen,
die Roten – alle sollen das glei-
che R. haben), 262, 377


XVII 290


land), 395 (Kommunismus ist R.)
XIV 278 (r. Geist entspringt der 


Klassenspaltung des Volkes), 331 
(der R. muss der Nährboden ent-
zogen werden), 352, 366–369


XV 115, 117, 225–226, 248, 369
XVI 29 (Putscherei der R.), 39–40 (r. 


Diktatur macht den physiokrati-
schen Träumen ein Ende), 51, 
62–63, 130–131, 159 (die deut-
sche Republik muss vor der R. 
geschützt werden), 170 (Ritter-
güter als Brutherde der R. auf-
lösen und damit die Republik 
schützen), 195


XVII 251
XVIII 274 (die Mitwirkung der R. in 


der deutschen Politik ist ent-
behrlich), 290, 390, 403


Realkapital,
Industriekapital
→ Produktionsmittel
III 233, 236, 262–266, 268, 


270–272, 274, 277, 282, 284, 
290, 295, 301–302


IV 218, 244–252, 254, 256, 
260–262, 265, 268–269, 273


V 96, 199
VI 130–131, 138, 141, 190, 194, 


199–200 (zinstragende Kraft des 
R. wurzelt im herkömmlichen 
Geld), 214–218 (R. hat anders 
als das Geld keine eigenen zins-
zeugenden Organe), 220, 224, 
226, 228–230 (R. bestes Konser-
vierungsmittel für Ersparnisse), 
237, 239, 241


VII 67, 69, 71–72, 75–76, 78, 88
VIII 47–48, 73, 76–78, 141, 


212–213, 255, 260–261
IX 351, 354–356, 368–372 (Über-


tragung des Urzinses auf das 
R.–alle realen Kapitalgüter sind 


Kreaturen des Geldes und besit-
zen keine eigenen zinszeugen-
den Organe), 373–397


X 179, 208, 285, 299, 301 (Ent-
kapitalisierung des R.)


XI 246, 290, 293, 338–341 (Über-
tragung des Urzinses auf das R.; 
R. besitzt nicht wie das Geld 
eigene zinserpressende Macht-
mittel)–346, 357–359, 364


XII 208, 215
XIII 36, 95, 178, 186, 190–191, 


376–377
XIV 55, 78, 102
XV 132
XVI 50
XVII 67, 76, 135, 144, 216, 224
XVIII 96


Realkapitalzins
III 262
IV 244, 262, 274
V 111
VI 130–131, 200, 211, 214–215, 


217–219, 221–224, 228 (R. wird 
Null), 238, 241–244 (R. fällt 
nach Geldreform allmählich 
gegen Null), 251


VII 58, 163–164, 345
VIII 78, 206
IX 127, 319–320, 326, 328, 366, 


373–397 (R. wird vom Urzins 
beherrscht), 402


X 285
XI 191, 194, 275, 295 (R. sinkt mit 


Freigeld gegen Null), 336, 339–341 
(R. ist ein Geschöpf des Urkapitals,
des Geldes)–346, 358–360


XII 215, 251
XIII 370–372 (R. richtet sich nach 


dem Zins des Geldkapitals)
XIV 42, 284
XVI 84
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allgemeinen Gesetz des Werdens 
und Vergehens unterworfen und 
dennoch wertstabil)–179, 181, 
185, 188, 195, 213, 229, 
240–241, 244 (R. ist unbewaff-
net wie ein Wolf mit einem 
Maulkorb mitten in einer Schaf-
herde), 282


VII 109, 173, 239, 247 (Richtigkeit 
des R. kann nicht experimentell 
nachgewiesen werden)


VIII 83, 87, 213
IX 92–128, 200–202
XVII 135
XVIII 47, 74–75, 95, 152, 390


Reformpädagogik
XVIII 162


Regierung,
Regierungsformen
I 164, 186, 288, 381
II 83, 92
III 46, 154, 215
VII 141 (R. durch Bodenreform 


demokratisiert), 313, 336
VIII 186, 298–299
XII 19 (Gesells Gleichgültigkeit 


gegenüber R.f.), 43, 47, 52


Reiche, Reichtum, reich
I 33, 40
III 56, 373, 375
IV 165, 217
V 89, 241, 252
VI 127–128, 134, 276
VIII 73
IX 195
X 68 (R. und Armut sind gleich-


mäßig pervers)
XI XVIII, 226 (R. und Armut ge-


hören nicht in einen geordneten 
Staat), 370


XII 81 (allgemeiner R. ist ein Unding)
XIII 80
XIV 41
XV 317
XVII 80, 145
XVIII 256


Reichsbodenverwaltung
XV 169


Reichskanzler
III 93–94, 245, 250


Reichspetroleummonopol
→ Bodenschätze, Monopol
VII 191–196


Reichswährungsamt
IV 101, 106–108, 115–116, 123, 


125
V 145–157, 159
VI 155, 161 (R. betreibt keine 


Bankgeschäfte), 164–166 (R.: 
der ganze Apparat–eine Presse 
und ein Ofen), 188 


VII 118
IX 105–110 (Es ist also nur ein 


Mann nötig. ... Das ist der ganze 
Apparat. Eine Presse und ein 
Ofen. Einfach, billig, wirksam.), 
128, 137–139, 149–150


X 248–264, 327, 331, 337
XI 244–255 (R. betreibt keine 


Bankgeschäfte), 265, 282
XII 54–57 (unter der Leitung der 


Handels-, Gewerbe- und Land-
wirtschaftskammern und der 
Gewerkschaften)–96 (die Tätig-
keit des unabhängigen R. gleicht 
der Arbeit des Schiffssteuer-
manns) –102 (R. ist keine private 
Aktiengesellschaft mehr), 
172–173 (Unabhängigkeit der R.), 


Recht auf Rentabilität
XVII 252


Recht auf den Tausch
III 365–366, 370
XVII 56–59


Recht auf den vollen
Arbeitsertrag
III 251, 350–352
IV 11, 16–24, 46, 87, 287, 295, 


298
V 252
VII 18, 79, 85, 150, 241, 277, 293, 


317
VIII 275
IX 2–3, 47, 52
X 27, 31 (göttliches R. a. d. v. A.), 


79, 124, 132, 224, 230, 328, 
373


XI 10–12, 232
XII 78–79 (R. fördert wahren sozia-


listischen und friedensfreund-
lichen Geist), 200, 300


XIII 19, 58, 63, 85–86, 128
XIV 33, 67, 75, 346, 384
XV 127, 132, 255, 312, 333, 


362–363, 365, 377
XVII 107, 143–144
XVIII 39, 129


Recht auf den Zins
VI 139 (R.a. Z.wäre private Besteue- 


rung des Warenaustausches mit 
Hilfe einer staatlichen Einrichtung)


IX 327
XI 200 (Ein R. a. Z. widerspräche 


dem Gedanken des Geldes)


Rechtssinn
I 63
VII 138


VIII 300 (Gefühl für Recht und 
Unrecht)


Rechtsstaat
I 56, 135–136, 141–142
II 96
III 86, 100, 366
IV 129–130
VI 273
VII 142
IX 155
X 194, 321
XI 269


Reformation
V 161
VIII 61, 98
X 58–59, 177 (R. übernahm die 


Staatskirche zum Schutz der 
Grundrenteninteressen)


XI 221 (R. als Folge des wirtschaft-
lichen Aufschwungs nach dem 
Mittelalter)


XII 382 (R. als Abwehrmaßregel 
gegen Geldabfluss)


Reformen
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform
X 101
XV 33, 59–60
XVI 257


Reformgeld
II 175–181, 184–186, 195
III 213, 243, 254, 329, 332
IV 9, 96–97 (R. ohne fiskalischen 


Nebenzweck) –101, 106–109, 
115, 118–119, 124, 126, 132, 
148, 151, 157, 169, 171, 
173–175, 177, 212, 218, 289


V 260, 262 (vergängliches Geld)
VI 153–162, 165, 175–177 (R. dem 
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272–273, 353, 364
XVI 97, 118, 245–249 (R. und Straf-


recht), 285, 289, 300, 308
XVII 37, 142–146, 288
XVIII 256, 313 (als Staatsreligion 


wurde das Christentum zu einem 
r. Wahn), 392


Religionskriege
X 101
XI 56


Renaissance
VI 275 (Befreiung von geistigem 


Druck)
VIII 61–62, 96–97
X 55–58 (R. als Wiedergeburt der 


Arbeitsteilung), 61
XI 219–222 (R. als Wiedergeburt 


der Arbeitsteilung)
XIV 202
XV 69
XVIII 102


Rentabilität,
Rentabilitätsgrenze
III 288, 298
IV 264
VII 296, 309
VIII 76
X 26, 195, 208
XII 90
XIII 36–37, 39, 124, 151 (R. verhin-


dert wirtschaftliche Nutzung des 
Ebbe- und Flutgefälles), 173, 
370, 375–378, 390


XIV 178
XV 76, 132–134, 276, 280
XVI 87, 123–124, 142, 144, 169, 


288
XVII 36, 39–41, 43, 67, 212–215, 


251–255 (R. der Landwirtschaft)
XVIII 199


Rentenmark
XV 43–48, 72–76, 144–148, 156, 


182
XVI 217–218, 230


Rentiers
I 38, 114, 209–210, 249, 


355–356, 359, 376
II 166
III 69, 85–86, 97, 100, 114, 134, 


149, 163
IV 89, 92, 137
V 30, 35, 37
VI 129, 152, 229–230, 254
VII 48, 130, 148, 234, 266, 272, 


278, 283–284, 329
VIII 70, 93, 121–122, 124, 131, 173, 


204–206, 217, 228, 261, 
276–278, 283–284, 309, 326 
(Zins ist das Lebenselement der 
R.)–327, 332


IX 1–4, 97, 130, 163, 206, 383, 
405


X 36, 62, 68 (weg mit den R., weg 
mit den Proletariern)–70, 101 
(R. plündern das Volk aus), 139, 
173, 179, 182, 194, 211, 213, 
242–243, 313–314, 321–322


XI 11, 28, 31, 55–56, 92, 154, 
210, 223, 226–227, 241, 255, 
274–275 (R. und Sparer sind 
keine Berufsgenossen, sondern 
Gegner), 319 (Herrlichkeit des 
R.-lebens), 345 (R. sparen mehr 
als Arbeiter und legen Über-
schüsse wieder zinsbringend an)


XII 92, 166–167, 208, 250, 270, 
291–292 (Zweiteilung des Volkes 
in Arbeiter und R.), 302


XIII 77, 85, 92, 104–106, 122, 148, 
313, 315, 358, 367


XIV 30, 53, 55, 57 (bei 5% Zins 
müssen die Arbeiter unser Land 


199, 286, 310–312, 369–375, 
380


XIII 23–24, 30, 38 (Souverän ist 
nicht mehr die Börse, sondern 
das R.), 84, 111, 177, 198–200, 
210, 212, 278–283 (R. muss un-
abhängig sein; keine Aktienge-
sellschaft, sondern eine öffent-
liche Einrichtung; es sorgt nur 
für die Geldmenge und die Geld-
umlaufgeschwindigkeit, ohne 
eigene Bankgeschäfte zu betrei-
ben)


XIV 81–82, 88, 171 (R. unter der 
Kontrolle des Freiwirtschafts-
bundes, der Gewerkschaften und 
der wirtschaftlichen Verbände) 
–172, 187, 245, 248


XV 106, 134, 169
XVI 114, 143, 255
XVII 193
XVIII 252, 254, 338


Reichswehr
XII 225, 304 (Auflösung der R.)
XIII 88–89, 316
XIV 155, 230, 363 (Auflösung der R.) 


–366 (R. in den Händen der 
Herrschenden ist eine Gefahr für 
alle), 368–369, 387 


XV 108 (Entwaffnung der R.), 
118–119, 126, 144, 254


XVI 159–160, 170 (R. abbauen), 340 
(lächerliches Häufchen R.)


XVIII 274–275 (Entwaffnung der R. 
zugunsten des Proletariats)


Reichswirtschafts-
ministerium
XV 384 (das R. ist eine Animier-


kneipe für höhere Zölle)


Reichswirtschaftsrat
XIV 68, 329–331 (R. soll Regierungs-


geschäfte vom Reichstag überneh- 
men und diktatorisch regieren)


Religion
I 61, 150 (geistige soziale Frage), 


252, 380
II 183
III 56, 130–131, 162, 246, 248, 


314, 352, 373
IV 54, 66 (Fälschung der R.), 70–72, 


80, 82, 180, 239, 241, 282
V 80, 126
VI 16, 33 (theologische Grübeleien),


264, 286–287
VII 138, 146, 202 (R. als Volks-


bändigungsmittel), 221, 261 
(physiokratische R.), 270, 291


VIII 227, 244, 297–298
IX XIX, 82, 321, 344–346 (Zinsver-


bot in der R.), 413
X 43, 65–69, 74, 115 (Missbrauch 


r. Gefühle), 117, 164–166, 177, 
226, 237, 240


XI XVI, XXIV, 21, 67, 69, 72–73, 
84, 94, 101, 111, 213, 319, 
321, 395


XII 151–153 (R. trennt die Menschen 
nicht und wird am besten durch 
Freihandel geschützt), 278


XIII 59 (Zugehörigkeit zur Kirche soll 
auf echtem Frömmigkeitssinn 
beruhen), 71, 75, 87, 94, 
117–118, 137, 203 (R. als 
Herrschaftsinstrument), 206, 
278 (R. trägt den Stempel der 
Klassenspaltung)


XIV 315
XV 33 (Missbrauch r. Gefühle), 62, 


98–99, 131, 202–210 (R., 
Bodenrenteninteressen und 
Sexualmoral), 240, 265, 267, 
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XVII 68–69, 74, 76–78, 86, 154–167 
(R. sollen nicht von den Arbei- 
tern getragen werden, sondern 
von den Sachwertbesitzern), 
201, 205, 225, 229, 234, 236


XVIII 255, 263, 267, 277–278, 286, 
292, 338, 379, 384, 386, 
399–400, 415–416 


Reproduktion
IV 162


Republik
I 47, 380
IV 62, 227
V 246–247
VII 220
VIII 107
XII 111 (Argentinien), 115
XIII 241, 253
XIV 183–184 (R. schützen), 225, 


353, 355, 369, 403
XV 31, 118, 149, 273
XVI 141, 146, 159 (die deutsche R. 


muss vor der Reaktion geschützt 
werden) –160 (französische 
Rüstung sichert die deutsche 
R.), 170–171 (Sicherung der R. 
durch Auflösung der Rittergüter 
als Brutherde der Reaktion), 
187, 191–192 (Hindenburg ist 
eine Gefahr für die R.), 270, 278


XVII 77
XVIII 42 (R. wird plutokratisch ver-


fälscht, so dass die Früchte der 
Demokratie nicht ausreifen kön-
nen), 148 (Weltrepublik), 199


Restauration
VIII 107 (entthronte Monarchen stre-


ben nach der Wiederherstellung 
der früheren Zustände)


XVI 192


XVII 78


Revision, Revisionismus
III 364
X 244 (R. des Versailler Friedens-


vertrags)


Revolten
IV 211
V 140, 144
VII 170
XII 346, 365, 368
XIII 187
XIV 150, 162, 233, 361
XVI 178–179


Revolution, revolutionär
I 119, 151 (französische R.), 325, 


355 (französische R.)
III 330 (argentinische R.)
V 75 (französische R.), 97 (franzö-


sische R.), 117 (argentinische R.)
VI 279–280
VII 27 (französische R.), 30 (franzö-


sische R.), 104 (französische R.), 
219 (französische R. 1789 und 
deutsche R. 1848), 236 (franzö-
sische R.), 327 (französische R.)


VIII 107
X 110 (französische R.), 105 (rus-


sische R.), 115 (französische R.), 
184 (russische R.), 219 (deut-
sche Novemberrevolution), 267, 
281 (deutsche Novemberrevolu-
tion), 283 (R. soll nicht Still-
legung der Betriebe sein, son-
dern Befreiung der Arbeit von 
aller Ausbeutung), 328


XI 56 (französische R.), 59 (russi-
sche R.), 67


XII 17–40 (deutsche November-
revolution und Münchener Räte-
republik), 44, 50, 74 (deutsche 


mit allem, was wir darauf errich-
tet haben, alle zwanzig Jahre 
einmal über die Zahltische der R. 
schicken), 149, 152, 154, 198, 
203 (Klassenspaltung in R. und 
Arbeiter), 273–274, 276, 278, 
311, 340, 356–357, 384


XV 122 (Frankreich, das Land der 
kleinen R.), 126, 131, 225, 273, 
275, 313, 369


XVI 50, 144–145
XVII 42, 62, 170, 260–261
XVIII 40, 196


Rentner
VII 151–160
X 270, 272
XI 401
XII 75, 100, 211 (durch Krieg und 


Inflation betrogene R.), 215, 
365


XIV 356, 394
XV 112, 171, 317, 335, 343–346 


(durch die Inflation werden die 
R. um ihre Ersparnisse betrogen), 
358


XVI 101
XVIII 241, 246, 302


Reparationen
VII 122 (wahnsinniger Gedanke, 


Frankreich die Kriegskontribution 
von fünf Milliarden aufzuerlegen)


VIII 63–67 (unsinniger Milliardenzu-
fluss nach dem deutsch-französi-
schen Krieg), 253


X 312–315
XII 30, 59 (französische R. an 


Deutschland), 301–303 (R.-schuld
muss abgetragen werden), 309, 
311 (R. in 10–15 statt in 40 
Jahren bezahlen)


XIII 76, 78, 91, 100–109, 130 (R. 


sind durchaus bezahlbar), 
132–133, 139, 142, 144, 153, 
156, 171–172, 177–178, 202, 
222–223, 230–231 (Poincarés 
Haltung ist am nützlichsten für 
Deutschland), 282, 289–292, 
300, 304–309, 313 (die schwere 
Last der R. ist ein Glück für das 
deutsche Volk) –321, 325, 
329–344, 392


XIV 70–72 (R.-forderungen erfüllen), 
77–80, 82, 86–87, 101–102, 
104–110 (R.-anleihen), 114 (R. 
ist ein Glück für das deutsche 
Volk)–116, 143, 149, 154–157, 
161, 164, 166, 177–179, 182, 
191–198, 220–233 (R. zugleich 
mit der sozialen Frage lösen), 
258–261, 264–265 (R. nützen 
für Deutschland mehr als dass 
sie schaden), 267–278 (R.-forde-
rungen sollen erfüllt werden, 
und zwar vom Kapital statt von 
der Arbeit, damit sie den Bürger- 
frieden vorbereiten), 297, 
310–317, 320–321, 324–325, 
337–340, 347, 352–353, 
357–360, 362, 369, 375–377, 
383, 385–386, 389, 395–398, 
401–404 


XV 38, 49–51, 57–62 (R. sind eine 
unendliche Wohltat für Deutsch-
land), 74, 87, 89, 110, 
113–114, 145–146, 149, 
157–163 (Vermögenssteuer oder 
Finanzkontrolle), 170–188, 194, 
196–197, 214, 221–224 (das 
deutsche Proletariat hat von der 
R. nichts, dagegen alles von der 
R.-sabotage zu fürchten), 
228–229, 233, 381–382 


XVI 34, 61, 63, 68–72, 87, 107–109, 
130, 145–147, 152, 159, 169–170, 
195, 220, 229–231, 334, 342
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IV 243, 277–278, 280, 282–283
VI 233, 255–270
VII 88, 250
VIII 151, 267
IX 385, 406–415 (R. als Bestandteil 


des Zinses)
XI 351, 369–380 (R. und andere Be- 


standteile des Zinses)
XV 109
XVII 227–228


Ristorno,
Inflationsausgleich im
Zins
III 104–107, 209, 260, 308–316, 


348
IV 243, 277–281, 283, 285
VI 255–270
IX 406–415
XI 369–380
XIV 185–186, 284–285
XVI 123
XVII 227–229


Rittergüter
→ Großgrundbesitz
I 150
XV 119 (R. zugunsten von Heim-


stätten aufteilen)
XVI 40, 151, 169–170 (R. als Brut-


herde der Reaktion auflösen), 
190–191, 223, 230


XVII 67


Rohstoffe
→ Bodenschätze


Rom, Römer, 
Römisches Reich
I 90
II 215
III 129, 154–155
IV 56, 161, 213


V 97, 242
VI 65, 133, 210, 263, 272–274, 


284
VII 166–168, 253
VIII 58–63, 73, 98–99, 317
IX 191, 263, 322, 365, 412
X 52–55 (Aufstieg und Niedergang 


des r. R. als Folgen der Entwick-
lung des Geldwesens), 80


XI 111, 149, 196, 218–219 (R. 
ging an der Geldschwindsucht 
zugrunde), 232, 295, 373–380


XII 78 (r. Bodenrecht übernommen), 
331


XIII 25–27, 353
XIV 56, 202–203, 205, 207, 352
XV 67–70, 102 (Gallier, Juden und 


Germanen waren r. Bürger), 120, 
230–232, 266, 351–352 (r.
Kaiser), 354


XVI 67
XVII 48, 51
XVIII 155, 158, 187


Romanen, romanisch
III 130


Rostende Banknoten
→ Reformgeld, Freigeld
I 51–55, 105–115, 224, 253, 


257–258, 302–303
II 186 (Tabellengeld)


Rotes Kreuz
II 222
XIV 391


Rücksichtslosigkeit
X 211 (R. im Verdrängungswett-


bewerb)


Novemberrevolution), 79, 199 
(Die Monarchie wurde zwar 1918 
abgeschafft, aber die Reichsbank 
blieb im Amt; und das nennt 
sich R.), 209 (marxistische 
Lehren als Spaltpilz in der deut-
schen Novemberrevolution), 288, 
347 (R. von 1889 in Argentinien)


XIII 51–52 (deutsche Novemberrevo- 
lution), 85 (vollkommener Miss-
erfolg der bisherigen r. Arbeiter-
politik), 87–88, 96, 121–125 
(russische R.), 135, 216, 239 (R. 
und Deflationszeiten), 308–309, 
347 (R. als Folge von Deflation 
und Arbeitslosigkeit), 378


XIV 54 (Kapitalisten freuen sich über 
die kommunistische R. in Russ-
land), 70, 98, 110, 183 (Novem-
berrevolution hat den kaiser-
lichen Beamtenapparat der 
Reichsbank übernommen), 202, 
204–205, 227, 277, 318, 
329–332, 338 (französische R.), 
345 (französische R.)–346, 353, 
369


XV 33–34, 59–60, 117–118 (r. Politik
der freiwirtschaftlichen Regie-
rung), 120–122, 169, 175, 229 
(französische R. hat zwar in 
großem Umfang Vermögen kon-
fisziert, aber sie ließ das kapita-
listische Wirtschaftssystem un-
berührt), 268 (Beseitigung aller 
Privilegien als soziale R.), 277, 
316, 327, 364 (der Bodenreform- 
gedanke ist r.)


XVI 29, 32–33, 39–45 (russische R. 
und physiokratische R.), 53, 56, 
58 (physiokratische R. soll kein 
Putsch sein) –59, 62–63, 107, 
126, 131, 159, 174–175 (russi-
sche R. ist zu 90% eine Agrarrevo-
lution)–181, 191, 214, 257, 275


XVII 43, 52 (russische R.), 75 (r. 
Programm der Physiokraten 
hätte verhindert, dass die russi-
schen Revolutionäre bei den 
Kapitalisten der ganzen Welt 
betteln müssen), 90, 179 (russi-
sche R.), 257, 260–261, 
265–267, 284, 293


XVIII 40 (Bodenreform ist R.), 157 
(wer in Russland das Geld in 
Umlauf zu erhalten versteht, der 
rettet die R.) –158, 160, 
163–165 (russische R.), 179 
(russische R.), 184–185 (bislang 
sind alle R. am Geldwesen ge-
scheitert), 194, 212, 264, 297 
(r. Bewegung völlig abgeebbt), 
312 (r. Weg ist für Denkende der 
einzige Weg), 340–341 (russi-
sche R. mit Strafgefangenen-
lagern), 392, 403 (russische R.)


Revolver
I 141
XV 352, 361
XVI 259, 276–277, 295, 337–339
XVIII 348, 384


Risiko
I 202, 367
II 128, 152
III 145, 358
IV 280
VII 267
VIII 129, 140, 150–151, 267, 323
X 259
XII 66, 172
XVI 123


Risikoprämie
III 59, 104, 209, 260, 299, 


308–316
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XIII 102, 121–125 (Bolschewismus in 
R. gescheitert), 294–295, 308 
(R. zahlte ungezählte Millionen 
Zinsen an Frankreich)–309 (R. 
im Kriegskommunismus), 
319–320 (R. versuchte mit unge-
eigneten Mitteln, die Ausbeutung 
zu überwinden), 333, 359, 395


XIV 54 (Kapitalisten freuen sich über 
das erste kommunistische Experi- 
ment), 79, 97, 99, 110, 
156–157, 163, 181, 183, 202, 
323, 334, 385, 390


XV 59, 108 (Freiwirtschaftsbund soll 
mit R. Verbindung halten), 122, 
127, 199, 225–226, 245, 255, 
268, 382–383 (Statistik als 
Herrschaftsmittel in den Händen 
der Sowjetregierung)


XVI 36, 126–131, 169, 174–176 (r. 
Revolution), 178 (r. Kommunisten 
versuchen vergeblich, die Men-
schen zu Altruisten umzuerzie-
hen), 224, 270, 275, 281 (Kom-
munisten in R. versagen), 297


XVII 50, 99, 149, 179, 181, 183, 
194, 261, 267, 284


XVIII 141 (r. Revolution) –142, 157, 
160, 163, 165 (Lenin und die r. 
Revolution), 184–185 (r. Revolu-
tion), 191, 194, 273, 288 (r. 
Terristen), 340–341 (Gefange-
nenlager in R.), 352, 403–404 
(Ghezzi und der Anarchismus als 
Feind der Kommunisten)


Saargebiet
XIII 93
XIV 237


Sabinerinnen
VII 126, 209


Sachsen
III 119


Sachsengängerei
VIII 130


Sättigung
V 33


Säuglingssterblichkeit,
Kindersterblichkeit
I 64
VI 225 (skandalöse S.)
VII 204–205 (in Deutschland gehen 


jährlich 330.000 Säuglinge 
zugrunde), 222–223, 234, 250, 
271, 320–321


IX 379
X 108, 127–128, 231 (Säuglings-


massaker), 238
XI 58, 61, 346 (empörende S.)
XIII 64, 72
XIV 250
XV 314
XVI 225–226
XVII 34


Sansculotten
I 183
XIII 318
XIV 107


Seehandel
XVI 321–323 (S. ist anational)


Seele
III 322
VIII 244–245 (Machtmenschen mit 


missratener S.; Grundherren lei-
den Schaden an ihrer S.), 246, 
281


Rüstung,
Rüstungsindustrie
II 277
III 207
V 116, 152
VI 280
VII 207, 230, 253 (auf Waffen allein 


ist wirklicher Verlass)
VIII 116, 189, 219, 236, 262, 309
X 36, 53, 79, 81, 103–107, 111, 


146–148, 203–204 (R.-firmen 
sind Schandflecken auf der 
Schweizerfahne), 341


XI 59–60, 63–64, 89, 98, 210, 
232–233


XII 62, 153, 245, 279, 286–287, 
346, 383


XIII 67–68, 71, 108, 141 (R. ist bar-
barisches Gerät), 149


XIV 234, 312, 367, 401
XV 164, 175 (wahnsinnige R.), 354
XVI 98, 158–159 (Frankreichs R. 


sichert die deutsche Republik), 
240 (Wettrüsten für das neue 
Menschenschlachten), 263


XVII 241 (die R. brachte nur den Krieg),
257


XVIII 274, 343


Rüstungskontrolle
X 103, 146
XI 57–58, 211


Rütli
X 121 (Freilandkasse für das Volk 


“Rütli”)


Ruhrgebiet,
Ruhrbesetzung
XIII 93, 152–153, 296
XIV 99, 221–222, 224–225, 252, 


309–310, 312 (R. als frühere 


Waffenschmiede des Reiches), 
315, 327, 338, 342, 344, 366, 
386, 388, 395, 401


XV 38, 49, 90, 113, 164, 176 (Un-
sinn des passiven Widerstands 
im R.), 182, 213, 222, 224


XVI 145 (blödsinniger Ruhrkampf)
XVII 77, 165
XVIII 230, 266, 276–282 (direkte frei-


wirtschaftliche Aktion im R. mit 
Bergarbeitern, die ihre stillge-
legten Zechen selbst wieder in 
Betrieb nehmen und sich gegen-
seitig mit Kohlengutscheinen 
bezahlen sollten), 415


Rumänien
III 119
VIII 235, 305–306
XV 103
XVI 126–131 (Agrarreform in R.)
XVII 183
XVIII 191


Russland
I 199, 201, 209, 349, 352–353, 


377–378
II 82, 93, 107, 282, 287
III 45, 117, 119, 121, 127, 130, 


239, 323, 327, 332
IV 48, 65, 82, 121, 145, 169, 186, 


193, 299
V 22, 163, 224, 234
VI 35, 64, 169, 173
VII 121, 300, 327–328
VIII 65, 130, 166, 185, 191, 193, 


225, 228, 230, 254, 270, 295
IX 12, 55, 83, 107
X 318 (r. Revolution), 326, 342, 


379–380
XI XXVI, 20, 60
XII 279 (R. als Riesenreich der 


Bolschewisten), 293, 309
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Selbsterhaltungstrieb
III 50
VI 226–227 (S. der Kapitalisten)
VIII 227
XI 57, 392, 394
XII 77, 200


Selbstfinanzierung
IV 135
XI 273 (Anteil der S. steigt nach 


einer Einführung von Freigeld)


Selbstheilungskräfte,
Selbstregulation
VI 124–125 (S. versagen beim Geld, 


von regulierenden Kräften nir-
gendwo eine Spur)


IX 314, 361
XI 393


Selbsthilfe
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform
IV 32
VII 202
IX XVII, 153–154
XI 393
XII 199 (Strategie und Taktik der 


direkten Aktion)
XIV 189, 237, 394
XVIII 171


Selbstsucht, 
selbstsüchtig
II 247
III 376
VIII 246
IX XVII
XI XVII, 394
XIII 260
XIV 194 (kurzsichtige Ichsucht)


Selbstversorgung
→ Autarkie
II 73, 259 (Eigenbedarf)
III 88 (nationale Autarkie)
IV 271 (ländliche Eigenproduktion)
V 221 (Produktion für Eigenbedarf)
VI 202
X 45, 198
XII 142
XIII 171, 173, 273
XIV 36


Semsi-Berg
I 28–32, 39


Separatismus
XIV 388–391
XV 50, 58
XVIII 276–282


Serbien
III 119
VIII 174–175, 191, 305


Sexualität
XIV 215 (Liebe und S. als Schöpfungs-


feste)
XV 202–210 (Bodenrenten, Bevölke-


rungsdichte und Sexualmoral; S. 
als Sünde), 327–328


XVIII 326 (Karezza)


Sibirien
IV 279, 292
VI 259


Sicherheit, 
Sicherheit des Tausches,
Sicherheitsgefühl
I 81, 162–163
III 113 (Bonität), 276
IV 194–196, 222, 237, 255


X 160
XI 113, 165
XIII 72 (Gerechtigkeitsorgan im 


Menschen wurde durch die see-
lenlose Maschine des Staates 
abgetötet), 116, 308, 385


XIV 70, 107, 109, 145 (S. der Geld-
besitzer), 146, 214–215, 338, 
400 (S. und Mammonismus)


XV 199 (S. wird unheilbar gekränkt, 
wenn Rassenmerkmale von 
Menschen beanstandet werden), 
204, 246, 357


XVI 107 (proletarische S.), 163, 170, 
178–181 (Haben die Proletarier 
eine kommunistische S.?), 225, 
249, 264, 332–334 (in Staats-
schulen wird die Individualität 
der S. von Kindern verleugnet)


XVII 276
XVIII 219, 387, 396 (kapitalistische S.)


Seisachteia
X 285 (Schuldenabschüttelung bei 


den alten Griechen)
XII 80, 148
XIII 333
XV 229


Selbstachtung
IV 72


Selbstständigkeit
→ Lohnabhängigkeit
I 110, 124, 235, 237
III 56, 141, 148–149, 184
V 252
VII 82, 119, 253, 259
VIII 53
IX 71
X 283, 326
XI XXVI
XII 35, 51, 75, 200 (wirtschaftliche 


S. der Frauen), 218 (freie, s. Voll- 
bürger in einem klassenfreien 
Volksstaat), 225, 293


XIII 79, 83 (Rückbildung der proleta-
risierten Massen in s. Wirtschaft-
ler), 163, 396–397 (Arbeiter 
können die Aktien ihrer Unter-
nehmen erwerben, ohne dafür 
allerdings mehr als die Abschrei-
bungen erwarten zu können)


XIV 34, 66, 82 (innerhalb von 20 
Jahren wird die Welt aus dem 
Besitz der Kapitalisten in den 
Besitz der Arbeitenden hinüber-
gleiten)


XV 189, 357
XVI 40–41, 43, 63, 126, 130, 170, 


181, 208–209 (die Arbeiter wer-
den die Aktien ihrer Unter-
nehmen selbst besitzen), 211, 
238, 299–300, 302


XVII 34, 42, 264


Selbstbestimmung
III 56–58
V 252, 254–255
VII 18, 54, 241
X 99
XIII 135
XIV 212


Selbstbewusstsein,
Selbstwertgefühl,
Selbstvertrauen
II 208
III 71
IV 70 (S. der Bauern) –71 (S. der 


Frauen wird stärker werden)
VI 280 (Verlust des Vertrauens in 


die eigene Kraft)
VII 37 (S. der Arbeiter), 57, 342
VIII 83
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XI XVI, 92 (S. werden freier und 
edler) –93, 229, 268, 366, 374 
(S. schützen das Zinsnehmen)


XII 34 (sittliche Pflicht) –35 (Ver-
edelung der S.), 108 (S. werden 
durch schlechte Geldpolitik 
untergraben), 277, 291, 293, 
309 (Unsicherheit zerstört sitt-
liche Kräfte)


XIII 85, 199 (Wer ein ganzes Volk 
entsittlichen will, braucht nur 
die Währung anzutasten.) 


XIV 80, 203, 314, 388, 403
XV 124 (S. und Nacktheit), 201 


(sanfte S. der Chinesen), 247
XVI 262
XVII 44–45, 70


Sklave, Sklaverei,
Sklavenbefreiung
I 36
III 248, 323, 367
IV 33, 68, 74
V 52, 253
VII 143, 167, 234, 237, 275, 


338–340
VIII 26, 99, 102, 107, 211, 243, 248
IX 5, 68
X 100
XI 13, 74, 89
XII 294
XIV 197, 203, 213, 335
XV 165, 223 (Deutschland wird 


durch die Reparationen nicht 
versklavt), 225, 273, 375


XVI 118–120 (S.b. in den USA), 182, 
192, 269–270


XVII 253 (freie Arbeiter sind renta-
bler als S. und Leibeigene)–254


XVIII 77, 308, 336, 340


Slawen
XIV 208–209


Slowakei, Slowaken
I 174, 177


Social-Credit-Bewegung
XVII 185


Sodomie
IV 69, 71
VII 217
X 153, 239
XIII 73
XV 210
XVI 265
XVII 89


Soldatenräte
XII 38, 48


Solidarität,
Solidaritätsgeist
III 220, 223
IV 138 (soziale Gedanken), 151
V 234
VI 147
VIII 318–319
IX 47, 180
XIII 104 (Individuum und S.), 124, 


316, 344
XIV 44, 73, 117, 311
XVI 298 (S. zwischen Arbeitern und 


Unternehmern in der Physiokratie)
XVII 154
XVIII 322


Solidität
II 210


Sozialdemokratie,
Sozialdemokraten
I 73, 252–253
III 159–160, 245–253


V 151
VI 58, 68, 123, 125, 147, 182, 


184, 229
VIII 59, 141–142, 287, 333
IX 257–268 (S. des Papiergeldes)
X 69 (S. durch Arbeit), 313
XI XVII, 79, 144, 146, 148, 


150–151, 226, 348
XII 290, 371, 374
XIII 52, 77, 81, 89, 94, 137, 212
XIV 351
XV 55, 381
XVI 41, 337
XVII 143
XVIII 259, 340, 395


Siedlungen
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform
XI 72
XIV 272
XVI 239, 241 (Jugendbewegte flüch- 


teten in Siedlungsprojekte, statt 
den Kapitalismus anzugreifen)


XVIII 383 (Skepsis gegenüber S.)


Silber, Silberwährung
I 71, 349, 360–361, 363–379
II 28, 32–33, 65, 92–93, 96, 263, 


282, 287
III 14–17, 24–25, 31, 46–47, 50, 


76, 89, 109–110, 117, 154, 210, 
239, 260, 305, 312, 360


IV 39, 56, 101, 109, 142, 146–147, 
192, 197, 219, 234–235, 243, 
262, 279, 281


V 29, 97, 125, 163, 225
VI 15, 20–22, 26, 28, 32, 58–65, 


67, 127, 163–164, 169, 171, 
262, 274–276, 284


VII 121, 168, 244, 307
VIII 60, 62–63, 67–68, 70, 95, 


97–98, 108, 142, 168, 170


IX 107–108, 111, 114, 224, 226, 
229, 259–262, 311


X 50, 60, 62
XI 115–116, 119, 145–148, 194, 


217, 222–223, 245, 248, 281, 
375, 378


XII 109, 146, 162, 164–165, 184, 
191–192, 333, 380


XIII 27, 277
XIV 56
XV 81, 92–94, 96, 232
XVII 61, 108, 114, 128, 270
XVIII 35, 102, 407–409


Simonie
IV 66


Single Tax
III 185
IV 290–292
V 253
VII 108, 188
XIV 276, 373
XV 161
XVI 78
XVIII 46–47, 49, 307


Sitten, Sittlichkeit,
Sittengesetz
I 52, 64, 77, 115, 139, 141–146
II 40, 226
III 324
IV 71, 138, 176, 213
V 52, 75, 188, 247
VII 22, 217, 224, 259–260
VIII 26, 99, 248
IX 71–73, 153, 165
X 54, 73, 86, 185–188 (sittliche 


Anlage als Gesellschaftsorgan), 
249 (Wer ein ganzes Volk zer-
rütten und entsittlichen will, 
braucht nur die Währung anzu-
tasten.)
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das Vermögen opfern), 201 (den 
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X 213, 242, 267, 283 (Spaltung 
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kapitalistische Goldwährung und 
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260, 281 (S. hat versagt) –282 


XVII 73, 83, 187, 194, 225, 241, 252 
(rote Garde vor Mammons 
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287
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291–297 (S. in der Freiwirt-
schaft)


XI 8–9, 176, 199–204, 224, 246, 
272–275 (Einfluss des Freigeldes 
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lich), 290, 294, 299, 301, 
344–345 (Rentiers haben eine 
höhere Sparquote als Arbeiter), 
348–353 (Menschen sparen nicht 
wegen des Zinses; der Zins ist 
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gespart), 356
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XIV 65, 68, 91, 107, 117, 150, 189, 
207, 269, 274, 318, 323, 384, 
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XV 40–41 (Streit und Spaltungen), 
60, 116, 120–122, 133, 173, 
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XVII 67, 74, 100, 139–141, 149, 


258–260, 262–264, 267, 284
XVIII 27–37, 67, 71, 79, 86, 134, 
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208, 213–214, 222, 249, 
251–252, 256, 275, 285, 299, 
341, 359, 363, 365, 369, 395 (s. 
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XIII 121–125 (S.-unsinn), 129–130 
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XIV 138, 356
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XVI 175
XVII 274 (S.-unsinn)
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X 323–329
XIII 79–86
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I 33, 64
VII 219
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Sozialpolitik
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IX 28, 161
X 152 (S. in einer NWO), 156–157, 


212–213, 229–230 (Sozialmini-
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forscht), 271 (S. für die Kriegs-
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XI 35
XII 348
XIII 48 (Menschen streben nach Frei-


heit statt nach staatlichen 
Wohltaten), 62, 382


XIV 41, 273, 356, 363, 396
XV 277
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XVII 73


Sozialversicherung
III 220, 223, 248
V 35–36 (soziale Gesetzgebung)
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Südamerika
I 209, 349, 353, 358
III 60, 131, 327
IV 28, 83, 121
VI 64, 169
VII 208
VIII 168
XI 104
XIII 301
XIV 104
XV 219
XVIII 56


Sünde
VII 313 (Bodenprivateigentum ist 


nach Tolstoi die große S.), 318 
(S.-geld)


X 42, 239
XI 213
XII 364 (soziales Sündenregister als 
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XIV 211, 214
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XVIII 47
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II 28, 63
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Syndikalisten
VII 252–254
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XII 293
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XIV 139
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Schatzbildung
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geld durch Barzahlung ersetzt), 
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Bargeld ist der Sch. ein plumpes 
Zahlungsmittel, die größte Tor-
heit des Jahrhunderts)
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Arbeits- und Kapitaleinkommen), 
47, 50, 52, 138, 173, 229–233, 
239–241, 248, 292


XVIII 404


Sparta, Spartaner
I 320, 324
VI 15


Spartakisten
XII 24


Spekulation, Spekulanten
I 49, 59, 85, 104, 106, 112, 120, 
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XVII 130
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IV 89–92
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V 41–74
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VIII 17–44 
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Schifffahrt
XII 383
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XIV 147
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IV 41
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XIII 94
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XVI 221
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XV 30
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XI 68


Schulden
I 38, 41, 50, 71–72 (Privatver-


schuldung), 107, 148, 208 
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360, 372
XII 33, 57, 80–81, 88, 115, 123, 
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(Privatisierung von Sch.), 301, 
304
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XII 150 (Sch. und Machtinteressen) 
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150–151, 170, 189–192 (Sch. 
sollen vom Staat getrennt wer-
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XVI 95–100, 130, 151, 171–174, 
187, 225, 255, 269, 291, 
332–336 (Entstaatlichung der 
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Schutzzoll
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III 34, 225
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einzige große Arbeitgeber), 32, 
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174, 198, 264–265, 321, 324, 
327, 330, 338


X 68 (Reichtum und Armut gehören 
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72–74, 76, 99, 101, 111–120 
(St. als Herrschaftsinstrument 
und seelenlose Maschine, die 
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Knecht wird) –121 (St. ist ein 
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III 119
VI 35
X 76
XII 380
XVIII 143


Schweiz
I 361
III 13, 36, 45, 130, 238–239, 324
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XVII 109–113, 184
XVIII 146–147, 151, 188, 190, 198, 


309, 352


Schwundgeld
XIII 28, 30–31, 34, 36, 39–41
XIV 255–257, 280–281, 291–293 


(Probleme der praktischen 
Handhabung)


XVII 51


Staat, Staatsgewalt,
staatlich
→ Öffentliche Güter, 


Abbau des Staates
I 45, 61–62 (sozialer St.), 77, 


98–99, 119, 130, 135, 148–149, 
151, 166, 185, 269, 272, 300, 
367, 370, 380


II 20, 27, 83, 106, 132, 154, 167, 
169, 189, 193, 294, 298


III 15–17, 57–58, 66, 79, 100, 102, 
112, 119, 129–132, 148 (sozia-
ler St.), 181, 186–222, 252, 
279–280, 287, 302, 304, 317, 
320, 327, 350, 357–358, 366, 
374


IV 11, 20, 45–46, 50–52, 54–58, 
60–63, 101, 103, 116, 140–144, 
157, 167, 182–185, 203, 206, 
258, 288, 291–292, 297 (Zu-
kunftsstaat), 299


V 25, 32, 86–87, 126, 142, 
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Staatsbankrott
III 366
X 329
XIII 81


Staatsdomänen
VII 142


Staatshaushalt
I 136–138, 186, 249
II 256–257
III 144 (Fiskus), 223
V 76, 138
VII 155
VIII 268
IX 70
XII 306, 309–310 (St. ausgleichen)
XIII 21 (Gleichgewicht im St.), 312, 


348
XIV 76, 270, 297, 317, 362, 403
XV 145, 196, 379
XVI 68
XVII 74, 133–134


Staatssozialismus
VII 17–18
VIII 268
X 118 (drohender St.), 299
XI XVII, 69, 393, 395
XII 215
XIII 107
XVI 61
XVII 75, 220, 222, 274


Stabilität
V 158
XII 379
XVII 173
XVIII 338 (wie ohnmächtig sind die, 


die eine wirkliche St. erstreben)


Stadt, Großstadt,
Kleinstadt
→ Land, Wohnungen
I 250
II 73, 129
III 145, 186
IV 41–43, 56, 64 (Dezentralisie-


rung), 69
VI 98, 183 (St. verliert Jahrmarkt-


charakter), 206, 254
VII 102, 144, 186, 250, 267, 297, 


320, 340–341
VIII 117–118, 121, 247, 334
IX 43–46 (erbärmliche Wohnungs-


verhältnisse in der St.; St.-Land-
Gegensatz), 63–67 (Bodenver-
staatlichung in der St.), 69 (St. 
und Land gehen nicht mehr ge-
trennte Wege), 79, 124 (St. wird 
den Jahrmarktcharakter verlieren)


X 26, 270 (Versöhnung zwischen 
St. und Land), 274


XI 49–51, 85 (Bodenverstaat-
lichung in der St.), 87, 90, 221, 
348


XIII 226 (Entfernungen zwischen 
Wohn- und Arbeitsstätten)


XIV 203, 353–354 (St. sind zu 
Wasserköpfen angewachsen), 
394


XV 68, 120–121, 186, 290, 294
XVI 121, 234–237 (öffentliche Ver-


kehrsmittel in großen St.), 
268–269, 272–275 (Einstellung 
der Konservativen zum Stadt-
leben), 278


XVII 223, 259–260 (Großstädte als 
Herbergen des Proletariats)


Stadtflucht
IV 57, 64
IX 64
XI 86


304, 313, 357, 359, 392, 396
XIV 38, 67, 69–70, 74, 98, 105–106, 


114, 119, 204–205 (wirtschaft-
liche Grundlagen des St.entscheiden 
anstelle seiner Regierungsform 
über sein Gedeihen oder Untergang)
–206 (St. interveniert zuviel in 
das gesellschaftliche Leben), 
212–215 (St. und Kirche bevor-
munden die Menschen), 242, 
282–283, 293 (vergötterter St.), 
307, 322–323, 334, 336, 341, 
343 (St.-gedanke ist ein kranker 
Gedanke), 345–346


XV 31, 33, 53, 69, 84–85 (Abnei-
gung gegen den St.), 97–98, 
100, 103, 111, 116–119, 123–124,
127–128, 131, 134, 136–137, 
150–151, 168, 170, 189–192 
(St. soll keine Kulturpolitik be-
treiben), 203, 216, 221, 230, 
241–242, 244, 256, 265–271 
(St. ist eine Institution zum 
Schutz von Privilegien) –272, 
328, 345–350 (St. darf nicht mit 
Rassenhygiene in die natürliche 
Auslese hineinpfuschen), 352, 
368–370, 382–384


XVI 28–29, 94–101 (St. ist Produkt 
roher Gewalt, konzentriert Macht 
und entzweit die Menschen), 
112, 141–142, 152, 158 (St. ist 
ein “stinkendes Ungeheuer”), 
171–174 (st. Erziehung zum 
Untertanengeist), 179, 184, 188, 
190, 197–198, 212, 222, 224, 
237 (St. und Kirche pfuschen am 
Menschen herum), 246–247 (St. 
und Justiz), 254–255, 259–265 
(der Vormund St. mischt sich mit 
Ehegesetzen in das Liebesleben 
ein), 271, 282, 285, 290 (der 
St.-gedanke schlägt die Weltkugel,
das Erbgut der Menschheit, in 


Scherben), 294–296, 304, 307, 
322, 332–335 (St. soll sich nicht 
in das Bildungswesen einmischen),
337, 341–342, 344 (St. als Garant
des arbeitslosen Einkommens), 
347


XVII 37, 48, 64–65, 69–70, 99–100, 
104–105, 118–119, 122, 127–128, 
133–135, 145, 155, 158, 183, 
218–220, 228, 231, 233, 236 
(St. mischt sich in Wohnungsbau 
ein), 260 (sozialer St.), 263 (Un-
geheuer St.), 288, 300


XVIII 74–75, 87, 104 (st. Vernunft 
und völkischer Wahn), 113, 142, 
148, 162, 169, 208, 212, 216, 
251 (St., den ich grundsätzlich 
ablehne), 256, 307, 311, 313, 
327, 341–342, 380–381 (Greuel 
St.), 382, 403, 408–409


Staatsanleihen,
Staatsverschuldung
I 191, 249, 340, 372
II 132, 273, 294
III 228
IV 198, 211
VII 308
VIII 144–153, 167, 290
X 27, 265, 276, 284
XII 83–84, 87–88, 306–308 (St. 


nach dem ersten Weltkrieg), 354
XIII 54, 143, 293–312 (deutsche 


Auslandsverschuldung zur 
Bezahlung der Reparationen)


XIV 53, 77, 79, 97–101 (Reparations-
anleihen), 105, 111–112, 119, 
270, 375 (Auslandsanleihen)


XV 54, 115, 356
XVI 148 (Vermögensabgabe statt 


Auslandsanleihen), 152 (Staats- 
schulden lehnen wir ab), 282


XVII 134
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Zwecke), 71, 77, 80, 86, 107, 
154–155, 220–221, 229, 232, 
270 (St.-schwindel) –272, 
275–276, 320, 360, 362, 403


XV 85, 121–123, 145, 155, 159, 
161, 184, 191, 243, 317, 327, 
345, 356, 367 (Umsatzsteuer ist 
Prellerei und Wucher, aber keine 
St.), 370


XVI 78–79, 144–145 (St. auf Kapital- 
vermögen und Kapitalerträge zur 
Finanzierung von Notstandsar-
beiten) –148, 152, 158, 169, 
186, 222–223, 231, 267, 282, 
332


XVII 41–42 (Besteuerung der Arbeit 
oder des Kapitals), 67–69, 74, 
78, 118–119, 121–122, 133–135, 
154–156 (St. und Reparationen), 
158–160, 162–164, 260, 262


XVIII 41, 244, 246, 307, 382 (Sonder-
besteuerung der Kinderlosen und 
Kinderarmen)


Stockholmer
Friedenskonferenz
XVIII 144, 150, 153, 155, 157


Strafrecht
I 33, 95, 115
III 142 (Zuchthaus)
VIII 185–186 (Todesstrafe für Hetzer 


und Kriegstreiber)
X 234, 236, 290 (für ein mensch-


liches St.)
XIII 68–72 (St. muss in der Hand der 


Gemeinden liegen)
XV 214–217 (kapitalistisches St.), 


346–347 (Zwangssterilisierung 
von Müttern und Vätern mit 
nichtehelichen Kindern ist ein 
ungeheuerlicher Plan), 353


XVI 245–249 (anders als der 


Kapitalismus braucht die physio-
kratische Ordnung kein St. mehr), 
304, 310, 319, 338–339


XVII 105, 151–153 (St. soll nicht von
Rachegeist und Sühne ausgehen, 
sondern weiteren Verbrechen 
vorbeugen), 276


XVIII 340–341


Strategie und Taktik
→ Politische Wege zur Geld- 


und Bodenreform


Streik, Streikbewegung
→ Generalstreik, politische 


Wege zur Geld- und Bodenreform
I 121, 159
III 270
IV 179, 211, 251, 296
V 22, 30–33, 37, 121 (Lohnkämpfe),


129, 133, 262 (Generalstreik, 
Geldstreik)


VI 98, 251
VII 19, 34, 64–67, 73, 78, 81, 87, 


323–324, 326 (St. nur eine Er-
pressung gegen den Erpresser)


VIII 284
IX XXVII, 292 (St. schwächt die 


Arbeit statt das Kapital), 402
X 37, 116, 250, 312, 328, 378
XI 5, 365 (heldenhafte Enthaltsam-


keit der Arbeiter in tausend St.)
XII 23, 27, 57, 65, 76, 211, 264, 


298, 310, 356 (Arbeiter singen 
ihr billiges Liedchen “Alle Räder 
stehen still, wenn mein stärker 
Arm es will.”), 360


XIII 85, 121, 124 (bei St. ist das 
Geld stärker als die Arbeiter) 
–125, 141, 148, 173–174, 180, 
209, 305


XIV 53, 65, 81, 107–108, 238, 312, 
326, 361


XV 33, 54, 116, 168, 379


Stadtplanung
IV 64 (Dezentralisierung der St.)


Stände
IV 287


Standard Oil
VII 113


Standesamt
VII 225


Statistik
III 145, 157
IV 106–107, 215, 224
VI 269
VII 337
VIII 131 (statistisches Jahrbuch des 


Deutschen Reiches), 317 (sta-
tistisches Jahrbuch)


IX 108–110, 280, 335, 414
X 159, 249, 258
XI 314
XII 65, 95, 311
XIII 283–284, 389, 393
XIV 127, 298, 357 (St. liefert keine 


brauchbaren Angaben über den 
Umfang der Bodenrenten)


XV 79, 204, 372–376, 382–383 (St. 
als Herrschaftsmittel)


XVI 114, 197, 203
XVII 111–112
XVIII 102


Statistisches Reichsamt
XVIII 379


Sterilisierung
→ Geburtenregelung 
XV 346–350 (Zwangssterilisierung 


von Müttern und Vätern mit 
nichtehelichen Kindern ist ein 
ungeheuerlicher Plan)


Sterne
→ Planetenbahnen, Erde


Steuern
I 98–100, 136–138, 148, 166, 


180, 256, 269, 272
II 132, 202, 275, 294
III 136, 138, 143, 148, 189, 223, 


305, 330, 336
IV 46, 61–65, 107, 109, 132, 185, 


270, 291
V 36, 133, 152, 241
VI 229, 275
VII 22, 154, 162, 184, 230–231
VIII 227–228, 255, 258, 311, 313, 


326–327
IX 26–29, 107 (Geldmengenvaria-


tionen über den St.-haushalt), 
136, 270


X 225, 272, 284, 295, 319, 321, 
325, 327 (indirekte St. abschaf-
fen), 338


XI 34, 75–76, 92, 95–96, 154, 218
XII 88 (St. sollen die Wirtschaft 


nicht verletzen ebenso wie die 
Bienen die Blumen beim Honig-
saugen nicht verletzen), 95 (St. 
von der Ernte statt von der 
Saat), 203, 282, 301–302, 306 
(Abschaffung der direkten und 
indirekten St.)–307, 309 (Ab-
schaffung der St.), 360, 369, 
372–374 (Geldmengenvariatio-
nen über den St.-haushalt)


XIII 21, 58, 81–82, 84 (indirekte St. 
abschaffen), 101, 126–127 
(Gerechtigkeit gebietet ein alle 
gleich belastendes St.-system), 
172, 178 (St.-gerechtigkeit) 
–180, 191, 217, 222, 230, 
326–327, 344, 348


XIV 34 (Einnahmen aus der Boden-
verpachtung für allgemeine 
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XVI 89, 144, 205–209, 242, 279
XVII 41, 73, 157, 237, 253–254, 257, 


288
XVIII 299, 386


Termingeschäfte
I 299–301
III 150


Terraingesellschaften
VII 185


Terristen
XVIII 288 (T. in Russland)


Teufel
III 247
V 181, 256
VI 106
VII 56, 82, 201, 247
VIII 246, 281
XVI 320


Theologie
XVIII 183


Theorien, 
Theorie-Praxis-Bezug
II 217–218
III 70, 240, 259, 341, 345
IV 26, 104, 161, 180, 191, 229, 


232, 242
V 36, 238 (Reich der Phantasie 


gegen die Welt der Realitäten)
VI 17, 23, 31–33, 68
IX 348, 350
X 227
XI 112–113, 123–124, 397
XII 29, 32 (Wissenschaft und Leben 


verknüpft), 148 (Erkenntnisse an 
wirklichem Leben überprüfen), 
180


XIII 95
XVII 176
XVIII 60, 125, 262


Thron und Altar
VII 233, 328
IX 372
XI 341
XII 221
XV 343
XVI 162–163
XVII 286


Tod
I 236
V 256
VI 234
IX 87, 256 (Gold ist das Urbild des 


T.), 388
X 162 (im Grab fallen Gegenwart 


und Zukunft in eins zusammen)
XI 106, 354, 394
XII 217
XIII 220
XIV 202 (Unterschied zwischen indi-


viduellem T. und Untergang ge-
sellschaftlicher Ordnungen)


XVII 147
XVIII 66, 83–84, 309, 354


Todesstrafe
VIII 185–186 (T. für Kriegstreiber 


und Hetzer)
X 237
XIII 71 (T. endgültig abgeschafft)
XVI 246 (T. als Teil der Klassenjustiz),


304–305


Toleranz
IX 72 (T. gegenüber Fremden), 80
XVI 101
XVIII 341–342


XVI 105, 180, 184, 203–204 (St.-
blödsinn), 290, 298


XVII 41, 83, 167, 258, 265
XVIII 164 (St. und Geldstreik), 294


Stücklohn
→ Akkordarbeit
IX 389–390
XIII 174
XVI 300


Tarifpolitik
III 143


Taufe
I 39, 143
XV 210
XVI 284


Tauschbanken
VII 28
VIII 319
IX XXVI, XXX, 228
X 351
XI 4, 7


Tauschgerechtigkeit
VII 163


Tauschhandel
I 36, 156, 211, 268–269, 281, 


353
II 78–79, 122–133
III 98, 137, 139–140, 213, 267, 


286, 296, 299, 307
IV 94, 153, 183–185, 262, 269, 


277
VI 25, 43, 45, 51, 91, 100, 147, 


201, 203–204, 206–211, 240, 
244, 284


VII 75
VIII 50, 60, 98


IX 93, 228, 244–245, 251 (T. als 
Geldsurrogat), 286, 356–366 (T. 
steht im Wettbewerb zur Benutz-
ung von Geld)


X 171
XI 118, 133, 138, 163, 238, 327, 


329–330, 332–336 (T. als Alter-
native zur Geldwirtschaft) –337, 
361


XII 325
XIII 369, 386
XIV 286
XV 78, 138, 351–352
XVII 129


Tauschwert
I 157, 359
VI 42
VII 62
VIII 50


Technik, 
technischer Fortschritt
I 125
II 73–74, 146, 223, 265
III 61, 154, 194, 207–208, 274, 


281, 367
IV 32–33 (Landwirtschaft), 45, 


56–57 (Bautechnik), 213
V 32, 228
VI 113, 133, 237, 271–272, 278
VII 54, 100, 284, 288 (Zeit t . Rück-


schritts wie im Mittelalter)
VIII 45, 49, 127, 263
IX 21–24, 38–40 (niedriger Zins 


und t. F.) –41, 63, 291, 321, 
387–391


X 46, 57, 197, 378
XI XV, XXV, 47, 85, 167–168, 217, 


220, 222–223, 355
XII 78, 390
XIV 89
XV 68, 89, 112, 210, 232, 275, 292
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arbeitslos werden), 260–313, 
358–360 (Realkapitalzins sinkt 
erst allmählich), 396


XII 18–19 (sozialer Heilschnitt als 
außergewöhnliche Tat), 24 
(10–15 Jahre), 76 (allmähliches 
Hineinwachsen in den Zukunfts-
staat), 79, 81 (allmähliches Ver-
schwinden der reichen Leute), 
158 (vom Zoll zum Freihandel), 
312 (die Welt wird in 20 Jahren 
aus dem Besitz der Kapitalisten 
in den der Arbeiter hinüberglei-
ten), 314 (alle Bodeneigentums-
rechte sollen bis 1950 abgelöst 
sein), 388–389 (5–10–20 Jahre)


XIII 53 (10 oder 20 Jahre), 184, 327
XIV 82–83 (innerhalb von 20 Jahren 


wird die Welt aus dem Besitz der 
Kapitalisten in den Besitz der 
Arbeiter hinübergleiten), 85 
(Bodenrückkauf soll 1950 abge-
schlossen sein), 87, 89 (der 
Sumpf der Wucherer und Speku-
lanten wird trocken gelegt) –90 
(20 Jahre), 365–366, 376, 382 
(Chaos in Kosmos verwandeln), 
394 (organische Befreiung)


XV 53, 115–118
XVI 33, 39–40 (Ü. unter den Beding-


ungen der Kriegsfolgen), 43 (Ü. 
übernimmt die Menschen so wie 
sie sich im Kapitalismus ent-
wickelt haben), 52–53 (Eisen-
bartkur), 84, 144, 177 (physio-
kratische Revolution braucht 
keine Behörden und staatliche 
Eingriffe in die Wirtschaft), 256, 
259 (Bodenrückkauf), 265 (was 
ein 1.000jährige Fehlzucht ver-
pfuschte, das mag ein weiteres 
Jahrtausend auf mildem Weg 
wieder gut machen), 294


XVII 250


XVIII 40, 151, 165, 175, 184, 322 
(Freihandel mit Geld- und 
Bodenreform als soziale Homöo-
pathie), 340, 355 (keine Grenze 
zwischen dem Kapitalisten- und 
dem Physiokratenland), 404 
(Prozess der Zinssenkung nach 
der Einführung von Freigeld 
braucht Zeit), 409


Überproduktion
I 38, 243, 369
II 29, 82, 117, 129, 131–132, 139
III 139–140, 177, 227, 267, 273
IV 53, 126, 148, 287
V 143–144, 170, 232
VI 101, 200, 250
VII 42, 73–74, 289
VIII 52
IX 150
XII 60, 63, 163–164, 245, 284, 


367–368, 389
XIII 36, 203, 378, 390
XIV 48
XVII 135, 246–247, 270


Umerziehung des
Menschen
→ Menschen, 


Natur des Menschen
III 59
XIV 205
XVI 178 (U. zum Altruismus)


Umlaufsicherung des
Geldes
→ Geldumlaufsicherung


Umlaufzwang des Geldes
→ Geldumlaufsicherung


Torquemadas
VII 219


Transvaal
II 167
V 225, 234


Triebe
XIV 212–213
XVI 265
XVII 73, 91–96 (die irrende Vernunft 


kann die Menschheit nicht so 
verlässlich erhalten wie die in 
Jahrmillionen geformten T.), 104 
(T. statt Logos), 295, 301


XVIII 269 (Vorrang der T. vor dem 
menschlichen Bewusstsein), 382


Trusts
III 70–71, 85
XIV 324, 336, 384
XVI 143 (T.-plage)
XVII 40
XVIII 302


Tschechien
I 174
XII 304
XVI 71 (Frieden mit T.)


Türkei
I 31, 351
III 44, 119
VI 35


Tugend
XVIII 126 (die T. trägt ihren Lohn in 


sich)


Übergangsstadium 
zwischen Kapitalismus
und natürlicher
Wirtschaftsordnung
III 141, 363
IV 62
V 169–170 
VI 240–241
VII 22 (Tilgung der Bodenreform-


schulden in 10–20/25 Jahren), 
81, 136–137, 139 (Operation), 
165 (Heilung), 238–239 (die 
Erde wird nicht beben und der 
Himmel wird nicht einstürzen, 
aber im Stillen bereitet sich 
etwas Gewaltiges vor)


VIII 116, 213 (innerhalb von 10–15–20
Jahren den Kapitalzins in einem 
Meer von Kapital ersäufen)


IX 51–52 (Finanzierung des Boden-
rückkaufs in ca. 20 Jahren), 106 
(Gewaltlosigkeit), 117 (interna-
tionale Einführung der Geldre-
form), 123–130 (zwei Drittel der 
Kaufleute werden beim Reform-
geld überflüssig), 136 (Staats-
pension für arbeitslos werdende 
Kaufleute), 141–144 (Verringe-
rung der Bankgeschäfte und der 
Zahl der Bankangestellten), 260 
(zur Abschaffung der Silberwäh-
rung brauchte man keine große 
Volksbewegung), 392–394 (Be-
seitigung des Urzinses und all-
mählicher Ausgleich der Kapital-
märkte)


X 86, 119 (automatische Umge-
staltung in natürlicher Entwick-
lung), 123, 220, 283–284, 288 
(Abbaudiktatur), 373–381


XI XXVI, 6, 9, 70, 76, 257–259 
(soziale Sicherung für Menschen, 
die infolge des Strukturwandels 
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Unterbewusstsein
XII 291 (U. behindert oft das Um-


denken)


Unterentwicklung, 
unterentwickelte Länder
VI 202 (Asien und Afrika)–203, 210 


(Geldzins als Hemmschwelle für 
die Entwicklung einer Geldwirt-
schaft)


IX 357–358 (Urwirtschaft und 
Tauschhandel in Afrika und 
Asien), 365


XI 329, 335 (u. L. in Asien und 
Afrika)


XV 157


Unterkonsumtionstheorie
IX 195
XI 299


Unternehmer
I 120, 123–124, 127–129, 163, 


168
III 169–170, 197, 205, 219, 


263–264, 268, 272, 280–281, 
286, 288, 366, 371


IV 22, 54, 124–127, 159, 161, 166, 
179, 245, 249, 264, 296


V 37, 110, 113, 126, 128, 133, 
135–137, 139


VI 30, 80, 133, 138, 140, 220, 
235–237, 273, 277


VII 19, 37, 39, 65, 70–71, 85 
(Doppelrolle als U. und Kapitalist),
87, 94, 231, 265, 267, 269, 
284–285, 298, 319, 333–334


VIII 82, 124, 132–133, 140–142, 
155–158, 160–161, 192, 256, 
268, 302–303, 320


IX 61, 148–153 (Urteil der U. über 
Freigeld), 189–190, 193–196, 


208, 321, 325, 328, 330–331, 
387–391 (Umgang der U. mit 
zinslosen Darlehen), 400


X 195–196, 211, 272, 285, 
300–303 (Gleichberechtigung 
von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern), 315–316, 342


XI 3, 6, 61, 84, 264–267, 293–294, 
300–301, 322, 326, 345, 
354–355 (Verhältnis zwischen U. 
und Arbeitern entspricht dem 
Verhältnis zwischen Pfandleiher 
und Pfandborger)


XII 35, 152, 156–158, 161, 180, 
211, 269, 284, 286, 288, 341, 
356, 360–365, 383


XIII 21, 108, 123, 134–135, 162, 
174, 177, 180, 183, 187, 203, 
224, 363–365, 370, 376, 382, 
396


XIV 42, 68–69 (U.-verbände als Teile 
einer Befreiungsdiktatur), 103, 
243, 250–251, 276, 313, 319, 
326, 361, 378, 396


XV 27–28, 55–56, 79, 82, 101–102, 
117, 121, 158, 181, 195, 236, 
270, 276–277, 339, 358–359, 
381


XVI 56, 61, 77, 90, 106–107, 119, 
121–122, 179, 195, 203, 
208–209, 212, 251, 274, 
297–300 (in der Physiokratie 
wird Solidarität zwischen Arbei-
tern und U. möglich und die U. 
finden zu ihrer wahren Rolle)


XVII 31–32, 36–42, 51, 68, 131–132, 
159, 173, 222, 225–227, 230, 
237–238 (U. sind miserable 
Finanzleute), 241, 245–249, 
260, 262, 264, 270–271, 281


XVIII 149 (U. sind meistens Arbeiter 
und Kapitalisten in Personal-
union), 185, 278, 297, 299–302 
(U. und Kapitalisten)


Umsatzsteuer
III 143
IV 74–75
IX 74


Unabhängigkeit
I 280
II 134
IV 53
V 245 (wirtschaftliche U. als Funda-


ment der nationalen politischen 
U. Argentiniens), 255


VI 118 (U. des Geldes vom Zahn 
der Zeit)


VII 18, 35, 54, 148
VIII 102
X 198–199, 217, 242, 303
XI XX, XXII, 83
XII 77 (persönliche U.), 96 (U. des 


Reichswährungsamts), 154, 173 
(U. des Reichswährungsamts), 
225, 267, 293, 300


XIII 47, 77, 79, 135, 137
XIV 32, 67


Unfallversicherung
I 101


Ungarn
I 174
III 119
VIII 265
X 316 (u. Revolution 1919)
XVII 267


Ungleichgewicht
IX 308


Uniform
VII 119
XII 216
XV 227, 246, 347


XVI 291, 333–335 (die Uniformierung 
des Geistes ertötet jeden Fort-
schritt)


Universitäten
→ Bildung, Erziehung
I 380
III 250
IV 68
X 133–137, 205, 226–227 (ent-


staatlichte Hochschulen in freier 
oder kommunaler Trägerschaft 
und in Verbindung mit wirt-
schaftlicher Praxis)


XI 89, 397
XII 32 (U. haben auf dem Gebiet der 


Volkswirtschaft versagt), 266, 
273


XIII 60 (Hochschulen mit Fabriken 
verbinden)


XIV 52, 329, 343
XV 43, 69, 213
XVI 95, 112, 117, 187, 332–336 


(private statt staatliche U.)
XVII 46, 85, 224, 276
XVIII 88, 199, 387 (System der 


Arbeiterstudenten)


Universum
→ Planetenbahnen


Unsicherheit der
Erwerbsverhältnisse und
der Erwartungen
I 245
II 29, 126, 129–130, 142, 254
IV 125
V 146
VIII 137, 140, 151 (U. im Krieg)
XII 207, 309 (U. zerstört sittliche 


Kräfte)
XIV 30
XVIII 185
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VIII 76, 255, 260, 263
IX 350–397, 402, 411–415
XI 324–336, 338 (U. ist eine dau-


ernd sprudelnde Quelle), 341 (U. 
ist der Gleichgewichtspunkt, um 
den der Realkapitalzins pendelt), 
344 (U. ist Grenze und Gleichge-
wichtspunkt für den Realkapital-
zins), 357–361 (U. und Darlehens- 
zins haben nichts gemein) –380 
(U. und andere Bestandteile des 
Zinses)


XII 213, 215, 251
XIV 284–285
XVII 227, 229
XVIII 95, 299–300, 404


USA, Vereinigte Staaten
von Nordamerika
I 72, 118, 150, 299, 348, 351, 


353, 363, 375, 377
II 65, 103, 109, 172, 222, 228, 


256, 261, 282, 295
III 24, 31, 45–47, 50, 60, 109, 


117, 127, 129–130, 156, 212, 
224, 239, 275, 323–324, 
327–328


IV 28, 68, 84, 121, 144–145, 176, 
180, 184, 186, 193, 234, 288


V 23, 89, 104, 108, 136, 159, 
163, 189–190, 218, 223–224, 
227–228, 230, 234, 237


VI 35, 64, 169, 221–222
VII 105, 171–172, 192, 198, 209, 


230, 252, 276
VIII 110, 166, 168, 170, 205, 


295–296
IX 68 (Bürgerkrieg), 85, 107, 376, 


414
X 76 (Sezessionskrieg in den USA), 


107–110 (amerikanische Ein-
wanderungs- und Rassenpolitik), 
376–377


XI 60, 63 (Rassen- und Einwande-
rungspolitik), 344


XII 28, 109, 151, 276, 380
XIII 122–123, 145 (Kampf um Erdöl), 


230, 232, 239, 291 (brutale 
Monroedoktrin), 299–301, 
310–311, 341–349 (gesetzlich 
geregelte, kontrollierte Dollar-
inflation)


XIV 100, 102–121 (Reparationsan-
leihen; dosierte Dollarinflation), 
160–162, 175, 194, 204, 264, 
266–268, 293, 299–300, 307, 
313–314, 323–325, 334–336 
(Monroedoktrin), 345, 358–359, 
367 (a. Separationskrieg), 
374–375


XV 34, 47–48, 54, 56, 69, 74–75, 
97–98, 146 (die Macht des 
Geldes ist nirgends so brutal wie 
in A.)–148, 159, 173–174, 
199–202 (a. Einwanderungs-
politik), 220, 233, 235–237, 
245–249 (a. Einwanderungs-
politik), 347, 381


XVI 70, 73, 84–87, 95, 99, 108, 
117–125 (Einwanderungspolitik), 
160, 197, 203, 214, 219, 229, 
231, 250, 336 (private Bildungs-
einrichtungen in den USA)


XVII 31–37 (a. Löhne), 75, 93, 138, 
141, 174, 183, 188–189, 
205–216 (schwarzer Freitag an 
der Wall Street), 239, 244, 253 
(Sklavenbefreiung)–255, 262


XVIII 90, 153, 234, 305 (in England 
hat die NWO mehr Aussichten als 
in den USA), 329, 331, 335, 
347, 356, 359, 361, 367–368 
(Voraussetzungen für freiwirt-
schaftliches Arbeiten in Nord-
amerika), 376 (die NWO ist ein 
ausgesprochen a. Ziel), 387, 410


Unternehmergewinn
III 212, 268, 289
IV 127, 250, 264
V 134
VI 80, 220
VII 86–87, 185, 265, 334
VIII 132, 156–157
IX 1, 152–153 (U. sinkt mit Frei-


geld zugunsten der Löhne), 374
X 180
XI 10, 267 (U. sinkt mit Freigeld 


zugunsten der Löhne)
XII 269 (U. ist ein reiner Arbeits-


lohn) –270 
XIII 125 (U. stellt nicht nur Ausbeu-


tung dar)
XIV 138
XVI 121–123
XVII 222
XVIII 278, 301 (Vieldeutigkeit des näher 


zu definierenden Begriffes U.)


Unternehmerlohn
VII 86
IX 390
XI 355
XIV 42
XVI 298
XVII 222
XVIII 299–302 (Unterscheidung zwi-


schen U. und Unternehmergewinn)


Unterordnung, Gehorsam
IV 92
VII 210, 240
XI XXIV


Unterwürfigkeit
VII 237


Unzucht
VII 167, 202, 217, 221 (Kapitalis- 


mus ist eine unzüchtige Ein- 
richtung), 223


VIII 185, 245, 332–333
X 239
XII 35 (besonders die Trunksucht), 


218
XIII 73


Uruguay
I 178–179, 360–363
II 102
III 44
VI 36


Urwirtschaft
III 297
IV 19–20, 183, 185
V 88
VI 43, 47, 51, 91, 201–203, 


206–211, 274
VIII 295
IX 286, 334, 357–366 (U. als Alter-


native zur Benutzung von Geld)
X 51, 54
XI 135, 138, 163, 219, 328–330 


(U. als Konkurrent zur Geldwirt-
schaft), 332–333, 335–336


XV 97
XVIII 300


Urzins, reiner Zins
III 104, 209–211, 257–259, 308, 


311, 314–316, 347
IV 243, 268, 277, 280, 283, 285
V 254
VI 196–219, 240, 242–245 (U. darf 


nicht mit Darlehenszins ver-
wechselt werden) –246, 251, 
255–270


VII 92, 264, 275
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XVII 65, 100 (V. anstelle moralischer 
Zwänge), 138, 203, 219, 
222–224, 264


XVIII 36, 191, 252, 274


Vererbung
VII 207–208, 217, 221, 223, 260
IX 72 (natürliche Eigenschaften 


statt Geld)
X 153, 167
XI XV, 93
XII 35
XV 347
XVI 242–243 (V.darf nicht durch Privi- 


legien verfälscht werden), 329–331
XVII 252
XVIII 380


Verfassungen
II 221, 266
III 277, 356
IV 193–194, 288
V 247
VII 261
VIII 296, 298
X 37, 74, 119, 146
XI 70, 149, 210–211, 229
XII 151–152, 301 (der Weimarer V. 


fehlen die ökonomischen Grund-
lagen)


XIII 20, 111 (Währung fehlte in der 
Weimarer V.), 215 (Währung 
fehlte in der Weimarer V.), 283


XIV 68 (ökonomische Grundlagen für 
eine V. schaffen), 84, 98, 137, 
239, 243 (V. wurde von einem 
Haufen von Analphabeten for-
muliert), 278 (V. trägt den 
Stempel der Klassenspaltung), 
328–329, 382


XV 31–32, 98–99 (V. eines europäi-
schen Staatenbundes), 128, 150, 
191–192, 243–244, 353, 367


XVI 267, 280
XVII 61, 142, 253, 287
XVIII 194, 264


Verkehr, Verkehrsmittel,
Verkehrswesen
I 77, 82, 249
II 60, 76
III 186, 207, 212, 282, 297
IV 37, 57, 64, 70, 84, 176, 259
V 30, 252
VI 98, 271, 278
VII 167
VIII 52
IX 26, 56, 58, 63, 207
X 30, 50, 197, 240–241 (Immer 


strebt der V. nach Durchbruch 
der Grenzen.) –242 (Staat wird 
eine Organisation zur Förderung 
des V.), 351


XI 33, 79, 105
XII 131, 142, 240
XIII 57, 75 (V. als einziges öffent-


liches Gut neben dem Geldwesen, 
das sich über alle Grenzen hin-
wegsetzt), 145–147 (Kampf um 
Erdöl), 223, 226 (Entfernung 
zwischen Wohnung und Arbeits-
platz), 273


XIV 44, 203
XV 27, 118, 169, 290, 330
XVI 187, 234–237 (öffentliche V. m. 


in großen Städten), 305–306, 
308, 342


XVII 33, 133 (Reisen als modernes 
Bildungsmittel und eigentlicher 
Friedensengel), 156, 239–240 
(Autoverkehr), 242, 253–255 
(Pkw- und Lkw-verkehr), 292–293


XVIII 301


Utopie, Utopisten
I 237
III 124
VII 277
X 96, 243, 378
XI 399
XII 29 (Phantasten und Schwärmer), 


75, 243, 312
XIII 78 (den Traum Moses, Christi, 


aller Idealisten und U. verwirkli-
chen), 86, 289, 291, 297


XIV 194, 398
XVI 67 (physiokratisches Programm 


ist noch eine U.), 332, 342
XVII 53, 120
XVIII 129, 146, 279, 345, 369, 397


Valuta
→ Wechselkurse


Vaterland,
Vaterlandsliebe
III 88 (Kunstgebilde), 129–133, 


160, 245, 373–380
IV 46, 65, 140
V 235, 247, 259
VI 97 (V. zum Tauschgut degra-


diert), 221
VII 55 (V.l.), 137, 150, 233 (V.l. als 


stärkste aller Kulturenergien), 
245, 255–256 (echte V.l.), 342


VIII 144–145 (Geschäft mit dem V.), 
216, 241, 247, 286, 329, 332, 
334–335


IX 53, 167, 291 (V. zur Ware degra-
diert), 375


X 23, 32, 86, 124, 222, 319
XI 91, 168 (Boden des V. zur Ware 


herabgewürdigt), 332
XII 206, 221–222 (kapitalistische 


Phrase von der V.l.)
XIII 55, 101, 219
XIV 131, 275 (echte und falsche 


V.l.), 320, 385, 392 (hypothe-
kierte V.l.), 396


XV 115, 126, 156 (blutbesudelter 
Altar des V.), 254


XVI 151, 163, 177, 187, 193, 222, 288
XVII 130
XVIII 33, 99, 142


Vaterunser
XVI 284, 301, 304, 307
XVII 80–81


Vegetarismus
IV 27
X 102
XI 57
XVIII 46, 48–49, 63, 325, 353, 398


Venezuela
I 378


Verantwortung,
Verantwortungsgefühl
III 257, 364
V 253
VII 119, 172, 240–241, 253, 259
X 109 (kollektiv handelt der 


Mensch schäbiger als individuell),
165, 231, 239, 283


XI XX, 62
XII 35, 38, 51, 74–75, 79, 299, 345 


(Bürokraten scheuen V.)
XIII 65, 73, 89, 111, 117–118, 137, 


140, 150, 359, 393
XIV 32, 34, 38, 66, 91, 211 (V. des 


vom göttlichen Gängelband 
gelösten Menschen) –212, 330, 
336, 341, 344, 366


XV 39, 123, 131, 240, 371
XVI 41, 197–198, 201, 209, 262, 


289, 291, 299, 302, 304, 
312–314, 316, 338, 341, 347
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XVII 91–96 (die irrende V. kann die 
Menschheit nicht so verlässlich 
erhalten wie die Triebe), 103, 
232 (V. und Geburtenkontrolle), 
297, 301 (V. und Geburtenkon-
trolle)


Verpackung
VI 190
VIII 323–324 (weniger V.-aufwand 


bei physiokratischem Geld)


Versailles, Versailler
Friedensvertrag
→ Reparationen
X 244
XII 275–294, 301–303 (Wir werden 


den Vertrag erfüllen.)
XIII 53, 78, 230 (das blöde Warten 


auf die Revision), 289–292 
(Hoffnungen auf Vertragsrevision 
fahren lassen), 302, 315, 319, 
335, 339


XIV 70–72, 76, 154, 192, 194, 196, 
221–223, 225, 233, 252, 264, 
267, 270, 314–315, 337, 344, 
355, 362, 369, 375–376, 383 (V. 
F. anerkennen), 385–386, 388, 
401


XV 45, 48, 55, 164, 221–222, 233, 
259, 380


XVI 97
XVII 41, 267–268
XVIII 255


Verschwendung,
Verschwendungssucht
III 202
VI 249–250 (Kapitalisten verschwen-


den Arbeit und Kapital, um den 
Zins zu sichern), 276


Verschwörungstheorien
XVII 212 (wer die handelnden Perso-


nen beim New Yorker Börsen-
krach gewesen sind, interessiert 
uns nicht weiter)


Versicherungen,
Versicherungsgesellschaften
I 101, 158, 367
II 64, 132–133
III 81, 248, 279
IV 53, 55, 137, 257
VI 229, 234
IX 305 (V. gegen den natürlichen 


Schwund von Waren), 386
X 288, 297
XI XVI
XII 49
XIII 54
XVI 305, 333
XVII 84 (freie V. in der Physiokratie)
XVIII 264


Versöhnung
II 277
III 114 (V. der Theorien)
V 214
X 270 (V. zwischen Stadt und Land)
XV 53, 98


Verstand
III 184, 265
IV 162–163, 247
VI 279 (Währungsfragen lassen sich 


nur mit kühlem V. beantworten) 
–280


VII 48, 173 (gesunder Menschenver-
stand), 252


VIII 230
IX 192, 236
XI 296–297
XII 128–129 (gesunder Menschen-


verstand), 166


Verlag für
Sozialwissenschaft
XVIII 250, 253


Verlust
IX 175


Vermögen,
Vermögensverteilung,
Vermögenskonzentration
III 57
IV 144 (V.k.)
VIII 146 (Vermögenssteuer)
IX 195
X 381
XI 278
XIII 195 (an den Börsen zusammen-


geraubte V.), 199, 222, 326, 
357, 390


XIV 53, 71–72, 80–81, 232
XV 61 (V.-unterschiede nur noch als 


Ausdruck der persönlichen Unter- 
schiede), 179–180, 182–184, 
228


XVI 202, 208, 267
XVII 116–122, 162, 208, 213, 


231–232


Vermögensabgabe,
Vermögenssteuer,
Sachwertsteuer
X 271 (große gestaffelte V. zur 


Sanierung der Staatsfinanzen 
nach dem ersten Weltkrieg), 
276–279, 284–285, 324–332, 
343


XII 19, 42, 45, 50, 82–95, 102, 
217–218, 307–310 (V. zur gerech-
ten Verteilung der Kriegsfolgen)


XIII 21, 80–84 (V. ist die zweck-
mäßigste Form der finanziellen 
Liquidierung des Krieges), 97, 


101, 120, 136, 177, 179, 188, 
191, 216, 292, 312, 322–328 (V. 
soll ein einmaliger Eingriff sein), 
334


XIV 71, 79, 85, 87, 113, 131, 149, 
156, 174 (S. auf alle deutschen 
Kapitalbesitzer verteilen), 182, 
189, 194, 222, 224, 226, 
228–229, 241–243, 269–278 (V. 
ist ein durch den Krieg nötig ge- 
wordener Eingriff in das Eigen- 
tum, der zur Heilung der sozia-
len Krankheit beiträgt), 315–317, 
329, 362, 378, 383–387, 389, 
397–398, 402–403


XV 49–50, 60, 109–111, 114–115, 
146, 162–163, 176–178, 183, 
186–188, 194–196, 214, 
224–225, 228–229, 236


XVI 29, 34–35, 61, 87, 145–148 (V. 
statt Auslandsanleihen), 152, 
159


XVII 74, 162–163, 262, 266
XVIII 252, 277, 281


Vernunft
I 219
II 264
III 143, 146
V 163, 254
VI 32, 222
VII 28, 120 (irrende V.), 201 (Natur 


straft jeden Eingriff menschlicher
V. in ihr Reich), 219, 250


VIII 225–226, 313, 321 (Widerspruch 
zwischen privat- und volkswirt-
schaftlicher V.)


IX 234
X 114, 116, 165
XI XX (irrende V. des Menschen), 66
XII 120, 384, 390
XIV 151, 209 (irrende V.), 213, 216
XV 31, 34, 209 (V. wird zu Unsinn)
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(V. in Geldfragen geflissentlich 
dumm gemacht), 277, 295, 312, 
332


IX 76–77, 82, 209, 219, 261 (Gleich- 
gültigkeit des V. gegenüber 
Währungsproblemen), 280 (V. 
fällt das Urteil in der Währungs-
frage selbst), 388 (V. im Gegen-
satz zum Individuum ewig)


X 22–23 (V. wird von arbeitslosem 
Einkommen, Klassenkampf und 
Krieg zersetzt), 73, 109 (V. sind 
im Vergleich zu ihren Bestand-
teilen immer minderwertig)–111, 
116 (natürliches Gefühl v. Zu-
sammengehörigkeit), 172 (V.-
körper), 185


XI 62, 65–67, 73, 94, 97 (V. und 
Erde), 219, 225, 229, 253 (un-
würdiges V.-gemisch von Fürsten, 
Rentiers und Besitzlosen), 354 
(Arbeiten von Ewigkeit sind 
nicht Sache des Einzelnen, son-
dern des V.), 398 (in einer Demo-
kratie muss das ganze V. die 
Währungsfrage studieren)


XII 25 (Die Teilung des V. in hohe, 
mittlere und niedere Schichten 
bedeutet v. Verfall.) –26, 
152–154, 298


XIII 19 (kommendes parteiloses V.), 
46, 79 (Teilung des V. in Arbeiter 
und Schmarotzer), 265


XIV 30 (Zerfall des V. in Genießer 
und mühselig Beladene), 63–69, 
74 (V. sind durch ihre gegensei-
tigen Handelsbedürfnisse von 
Natur aus aufs Innigste mitein-
ander verwoben), 80, 91, 161, 
208, 275, 277 (Klassenspaltung 
des V.), 327, 341, 343–344, 349 
(V. ist ökonomisch unaufgeklärt), 
360, 368


XV 33, 41, 57, 59, 61–62, 97, 115, 


145–146, 155, 166, 179, 200, 
222, 229 (die Spaltung des V. in 
Herren und Knechte soll auf-
hören), 266 (V. der Entrechteten 
wird in Unmündigkeit gehalten), 
269, 274, 333, 336, 372, 376, 
384 (unser V. wurde durch die 
Schutzzollpolitik verdorben)


XVI 39 (V. zwischen Revolution und 
Reaktion), 98, 101, 171–173 
(das deutsche V. ist durch Krieg 
und Inflation in unsägliche 
Schmach gestürzt worden), 177, 
179, 181, 191 (das deutsche V. 
hat keine andere Geschichte als 
Blut und Bruderkrieg, Moderge-
ruch und Knute) –192, 217, 
224–225, 245–249 (V. wird im 
Kapitalismus mit Strafrecht ge-
bändigt), 261–265 (Degeneration 
und Gesundung des V.), 268, 
274, 277–281, 283, 285, 292, 
310 (V. kontrolliert die Währung), 
315 (Individualität bedeutet 
mehr als Masse, V. und Nation) 
–316, 334–335 (geistige Unifor-
mierung des V. in Staatsschulen)


XVII 38, 63, 69, 74, 112, 143–144, 
154, 199, 210, 221 (ein V. soll 
sich nicht von der Welt abschlie-
ßen), 223 (das deutsche V. muss 
für den Inflationsbetrug bestraft 
werden), 229 (deutsches V.), 237, 
264–265, 276–277 (das V. dege- 
neriert durch den Alkohol), 288


XVIII 28, 36, 40, 99, 104, 189, 202, 
227, 240, 252, 261, 282, 342, 
375, 408


Völkisch
VII 83, 119
VIII 306, 332 (v. Verfall durch Boden- 


unrecht)


XIII 161, 241, 260
XIV 213
XVII 69
XVIII 86, 168, 262


Verteilung des
Einkommens
III 124
VII 268, 273 (kommunistische V.), 


298, 342
VIII 89, 317
IX 46, 88, 404
XI 224, 296, 299
XII 239
XIII 392
XV 35, 263, 272
XVII 156, 169–171


Vertrag, Vertragsfreiheit
II 222
III 52
IV 20
X 36, 99, 143–144, 290
XI 210
XIII 100
XVI 295, 338–340


Vertrauen und Misstrauen
I 162, 215, 287
II 94
III 93, 108–109
IV 234
V 25, 147, 151–152
VI 172
VII 120, 127, 217, 247
X 272 (absolute Währung als Grund-


lage wirtschaftlichen V.) –273
XII 370, 374
XIII 67, 141, 159, 313
XIV 113, 257, 345
XV 189, 339
XVI 82, 148, 221–222
XVIII 289, 389, 395


Verwaltung
VIII 59, 298


Vetternwirtschaft
VII 86 (V. vom Staatswesen niemals 


zu trennen)


Vogelschutz
IV 49


Volk, Völker
II 266, 283
III 15, 79, 92, 98–99, 130, 132, 


324, 354
IV 76, 80, 126, 191, 193–194, 197, 


206, 227, 288, 299
V 75–76, 123, 241 (kindliche 


Geistesverfassung der Volksmas-
sen), 260


VI 15 (Gold als Zersetzer der Volks-
kraft), 41, 44, 85, 98, 140, 190 
(unwürdiges Volksgemisch von 
Fürsten, Rentiers und Proleta-
riern), 230, 241 (schweißtrie-
fend soll das V. den zinsfreien 
Zukunftsstaat erobern)


VII 37, 41, 43, 82 (Vollkraft des V.), 
119, 126–127, 169, 205, 208, 
210, 221 (V. degeneriert aus 
Mangel und aus Überfluss), 228, 
233–234, 245, 255 (V. zum 
vaterlandslosen Gesindel herab-
gewürdigt)–256 (Land und V. 
werden durch Bodenreform ein 
unteilbares Ganzes), 318–320, 
329, 339, 342


VIII 54 (in Krisenzeiten erscheint 
jedem V. das eigene Feld zu klein;
V. ohne Raum), 103 (V.-leben), 
130 (V.-land), 185 (V.-massen 
sind friedliebend), 189, 242 
(neuer V.-geist aus den Schützen-
gräben)–243, 250 (V.-liebe), 275 
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Völkerverständigung,
Völkerverhetzung
II 110
IV 72–73
V 164, 216
VIII 227, 243
IX 73
XI 264
XIV 234, 346 (Verhältnis zwischen 


Deutschen und Franzosen)
XVII 197


Völkerwanderung
VIII 96


Volksbeauftragter für
Finanzen in der
Münchener Räteregierung
X 265–286
XII 17–53
XVI 34–35


Volksbewaffnung
VII 228, 252–253
X 290
XIV 363–370


Volksbegehren,
Volksentscheid
XV 38, 167
XVI 33, 152, 163 (Fürstenenteignung),


174, 202
XVIII 251–252


Volksgesundheit
X 230
XIII 64, 73


Volksheer
III 246
VII 228, 232–233
XIV 364


Volksherrschaft
→ Demokratie


Volksstaat
X 243, 299, 303
XII 27, 39, 44, 218, 301
XIII 77
XIV 70 (ein von jeder Ausbeutung 


freier V.)


Volkswirtschaft
I 167, 180
IV 15, 96 (Chaos unserer V.), 104 


(Geldreform ist ein Eingriff in 
das Zentralnervensystem der V.), 
152, 156, 161, 170, 178, 221, 
242, 289–290, 298


V 31 (Nebenwirkungen von Ein-
griffen in die V.), 34 (Quack-
salberei in der V.), 36 Neben-
wirkungen), 89, 115, 169, 173 
(Angebot und Nachfrage als 
Grundgesetz der V. analog zum 
Gravitationsgesetz der Astrono-
mie), 253 (Bodenrente und Zins 
als Ketten unserer V.)


VI 131, 181, 197
VII 43, 76, 134, 269, 290
VIII 50, 54, 66, 79, 87, 136, 268
IX 107, 122–123, 127, 180, 209 (V. 


löst sich in einzelne Tauschge-
schäfte auf), 236, 241 (V. beruht 
auf Wucher), 273, 353 (V. löst 
sich in eine unendliche Kette 
von einzelnen Preisen auf)


X 194, 259, 328 (der V. einen 
moralischen Untergrund geben)


XI 154, 221, 224, 248, 252–253, 
305 (V. löst sich in einzelne 
Tauschgeschäfte auf), 402


XII 32, 44, 51–52, 73, 179, 326, 
346, 393 (es gibt in der V. nur 
Preise)


X 323–324 (Armut und Reichtum 
sind v. Widersprüche)


XI 56, 67 (natürliches Gefühl von v. 
Zusammengehörigkeit)


XII 25
XIII 76 (Da man von v. Gedanken 


ausging, verwickelte man sich in 
unlösbare Widersprüche.), 80 (v. 
Zusammengehörigkeit)


XIV 76, 392
XV 61 (v. Erneuerung), 104, 108 


(das in Politik ausgeartete V. 
muss bekämpft werden)


XVIII 99, 104 (v. Politik wie bei den 
Juden, dem Adel und den 
Zigeunern ohne Verquickung mit 
dem Staat, die ein v. Wahn wäre)


Völkerbund
IV 73
IX 73
X 230, 241 (Abbau des Staates ist 


die wahre Formel des V.), 244
XI 94
XII 275–294, 304–305 (Der V. ist 


entweder ein Freihandelsbund 
oder eine taube Nuss.), 314


XIII 64, 76, 78, 107, 133, 291
XIV 74–76 (V. ist entweder ein Frei-


handelsbund oder eine taube 
Nuss.), 334, 376


XV 198–202 (Bodenprivateigentum 
steht dem V. im Weg), 240, 245, 
249, 268


XVI 93–101, 199, 291
XVII 168, 171, 196
XVIII 210, 254, 348 (die IVA könnte 


dem V. zugeordnet werden)


Völkerfrieden
IV 61
VIII 185 (Glaube an den ewigen V. be-


gründet), 187, 189–191, 193–194


X 36–82, 100, 289
XI 55, 210–233
XIII 141–142, 146
XIV 73, 75–76, 317, 324, 346, 362, 


383, 397
XV 57, 60, 63–64, 108, 240, 


279–280, 382
XVI 97, 159, 171, 291
XVII 36, 75, 142, 144, 150, 197, 


265, 268, 287, 290
XVIII 117, 145, 168, 175, 227–228, 


322, 372


Völkerkrieg
X 232
XI 210–233
XIV 84, 346, 367
XV 127, 133–134, 255–256, 261
XVII 142, 288–289
XVIII 193


Völkermord
XVIII 228


Völkerrecht
X 37, 77, 98–99, 107–113 (V. als 


Gegensatz zu Menschen- bzw. 
Menschheitsrechten) –114, 130, 
143–148 (V. kann keinen Frieden 
garantieren), 153, 186, 300


XI 60–66 (V.- oder Menschheits-
rechte), 72, 231


XII 314
XIV 75 (Menschenrechte statt V.), 


84, 334
XV 134, 240
XVI 99–100, 167
XVII 290
XVIII 159 (V. entspricht dem Wert in 


der Volkswirtschaftslehre), 227


310 311







Diebe) –174, 192, 196, 199, 
205, 210, 214 (W. ist nicht als 
Stoff, sondern nur als Tat zu be-
greifen), 220, 233, 260–263 
(Qualität von W.-debatten), 275, 
280, 332, 414


X 95–96 (W. darf nicht das große 
Welträtsel bleiben), 157–161, 
183, 205–207, 246–264, 
318–319 (W. ist der Drehpunkt 
der Volkswirtschaft), 345


XI 80, 86, 91, 112, 135, 146, 153, 
159, 161 (das Volk soll in der 
W.f. souverän sein), 205, 245, 
249 (W. ist das Unveränderliche, 
während die Geldzeichen werden 
und vergehen), 254, 280, 297, 
300, 314–315, 397–398 (W. muss 
in einer Demokratie vom ganzen 
Volk studiert werden), 400–401 
(mit der W. steht und fällt der 
Staat)


XII 27 (W. ist der Drehpunkt der Volks-
wirtschaft)–28 (die W. hält den 
Staat zusammen oder sie sprengt 
ihn), 30, 33, 46–47, 56 (Wer ein 
ganzes Volk zerrütten und ent-
sittlichen will, der braucht nur 
die W. anzutasten.), 60, 70, 73, 
81, 95 (W. dynamisch statt sta-
tisch betrachten)–98, 105, 154, 
159–167, 169, 171 (W. unter der 
Kontrolle des Volkes), 179, 186, 
193, 196, 204, 214, 236–238, 
241–242, 246–247, 250, 253, 
257, 259, 261–262, 273, 285 
(W.-pfuscherei), 306, 310, 
322–323, 334, 345–346, 348 (W. 
soll währen), 354, 356, 370, 
373 (W. und Vertrauen) –376, 
386


XIII 20, 22, 24–25, 97, 111 (W. fehl-
te in der Weimarer Verfassung) 
–112, 144, 175, 195–196, 


198–199 (Wer ein ganzes Volk 
entsittlichen will, braucht nur 
die Währung anzutasten.), 201, 
203, 206, 208, 215 (die National-
versammlung vergaß, die W. in 
die Verfassung einzubauen), 
218, 232–236, 265, 278, 281, 
283, 286, 303, 322, 327–328, 
379–380, 383, 386 (die W.f. ist 
für die sozialistische Literatur 
ein schwarzer Kontinent) –387, 
392


XIV 76, 81–82, 87–88 (W. wird von 
Banken und Börsen missbraucht), 
118–120, 141–142, 160–162 (W. 
wird von Börsen missbraucht), 
167, 171–172, 177, 186, 190, 
198, 225, 237–238, 253–254, 
265, 267, 269–270, 289, 
294–301, 317, 328–329,
341–342, 344–345, 351, 359, 
362, 378–382, 388–391, 393, 
397, 400, 403 (mit der W. stür-
zen Recht, Sittlichkeit und Ehre, 
auch die Republik)


XV 43, 47–48, 57, 67 (über Europa 
wird Unheil hereinbrechen, wenn 
die W. f. nicht gelöst wird) –70, 
72–76 (psychologische Grund-
lagen der W.), 79–96, 101, 
104–107, 110, 133, 137, 
139–142, 144–148, 154–155, 
182, 184, 187–188, 210–214, 
231, 233, 235 (die W. richtet 
sich nach den Gesichtspunkten 
der Börse statt nach denen der 
Volkswirtschaft), 318–326, 332, 
339–340, 345, 370, 372, 375, 
379 (ungelöste W. f. ist das 
Haupthindernis für den inter-
nationalen Frieden)


XVI 70, 82–83, 88, 101, 107, 111, 
114–115, 133–134, 137 (die 
W. f. ist die wichtigste aller 


XV 29, 35, 214, 235 (die Währung 
richtet sich nach den Bedürf-
nissen der Börse statt nach 
denen der V.), 365, 372


XVI 80, 143, 149, 220–221, 280
XVII 69, 74, 87, 122, 125, 131–132 


(v. oder privatwirtschaftliche 
Interessen bei der Währung), 
208, 232, 267, 269, 272


XVIII 98–99, 143, 151, 162, 185, 249, 
343, 352


Volkswirtschaftslehre
→ Nationalökonomie


Vollbeschäftigung
I 112, 133, 234
IV 148 (Arbeitsplatzsicherheit)


Vorliebe für das Geld
VIII 84, 86


Vorpachtrecht
IV 52


Vorsichtskasse
III 173


Wachstum und
Schrumpfung
IV 278–287 (Zins in einem Meer 


von Kapital ersäufen)
V 30–33, 93, 169–170 (Zins in 


einem Meer von Kapital ersäufen)
VI 98, 152, 239 (unaufhaltsame 


Vermehrung von Realkapital), 
241 (Realkapital in unbegrenzter 
Menge, um Zins in einem Meer 
von Kapital zu ersäufen), 272


VII 286–287 (trotz ständig steigen-
der Produktivität Zweifel, ob sie 
sich unbegrenzt erhöhen lässt) 


–288 (technischer Rückschritt 
im Mittelalter)


IX 38–40, 292, 393
XI 43–44, 356–357 (unbegrenzte 


Vermehrung von Realkapital)
XII 104
XIII 233
XVI 123 (W. von Kapital und Be-


völkerungsdichte)


Währung, Währungsfrage,
Währungspolitik
I 371
II 15, 18, 28–29, 46–47, 93, 


95–97, 104, 107, 113–114, 118, 
173, 180, 217–218, 266, 
270–272, 283, 285


III 19, 50, 65, 69–70, 72–74, 
78–79, 90, 93–94, 98–103, 107, 
152, 168, 173, 175–176, 178, 
182, 191, 195, 238, 258, 291, 
332, 335, 341, 343, 346, 357, 
361


IV 46, 50, 70, 105, 122, 140, 
145–146, 162, 181, 188, 192, 
194, 206, 211, 213, 217–218, 
229–230, 236


V 25, 38–39, 85–86, 88, 92, 94, 
100, 115, 118, 121, 126, 128, 
141, 145–146, 150–153, 159, 
166, 170–171, 180–183, 227, 
230, 234–235, 237, 240, 245


VI 16, 22, 29, 64, 85, 150, 169, 
172, 175, 177, 278–281 (W. in 
Friedenszeiten erörtern), 283


VII 108–109, 121, 172, 298–299, 
308


VIII 65, 68, 70, 86, 111, 129, 
151–152, 165, 179–180, 201, 
221, 232, 283, 290, 302, 
321–322


IX 57, 63, 70, 95, 112, 118–119, 
123, 173 (W. ist ein Eldorado für 


312 313







XVII 229, 277, 284–286
XVIII 252, 290, 295


Wahrheit, Wahrhaftigkeit
I 55
II 95, 217, 272
III 70–71, 85–86, 160, 185, 364
IV 14, 33, 140, 298
V 34, 185, 235, 256
VI 58
VII 30 (das Licht, das uns anver-


traut ist), 36, 52–53, 106, 271, 
290, 330–331


VIII 126–127, 147, 185–186
IX XXIX (W. ist faul wie ein Krokodil 


im Schlamm des ewigen Nils), 
181


X 115 (W. wird in Kirche und 
Schule gebeugt), 135–136


XI XVI, 6 (W. ist faul wie ein Kroko-
dil im Schlamm des ewigen Nils) 
–7, 67, 392


XII 34 (Lastträger einer der Mensch-
heit gehörenden W.), 37 (innere 
W. meiner Lehre), 222, 235, 320


XIII 87, 118, 179, 295, 329 (die W. 
muss man unter allen Umstän-
den verkünden), 341, 360, 384


XIV 98–99, 114, 152, 177, 212, 221, 
278, 343, 378


XV 64, 179, 196–197, 203, 274–275 
(der Frieden wird eine Schöpfung 
der W.-liebe sein), 288, 291, 
313–314, 335, 371


XVI 87, 183, 283, 288, 292, 307
XVII 104, 107, 150, 180, 205, 265, 


295
XVIII 39, 47, 133, 145 (was w. ist, 


muss gesagt werden), 283, 286 
(die W. ist rauh und muss in rau-
hen Worten ausgedrückt werden), 
294, 297, 353, 378, 395


Wall Street
XVII 205–216


Wanderarbeiter
VII 231


Wandertrieb
→ Ein- und Auswanderung
VII 125–126, 147
VIII 106–107 (Freizügigkeit gegen-


über Sesshaftigkeit), 306
IX 72
X 300 (Staaten dürfen Wanderung-


en nicht kontrollieren), 304
XI 63–64, 70–71 (Not als Antrieb 


zu Wanderungen) –73 (Freiheit 
des Wanderns), 93, 95, 98, 101


XIV 75, 208, 314–315
XV 104 (Sesshaftigkeit und W.), 125 


(keine Kontrollen oder Beschrän-
kungen des Wanderns)


XVI 100 (jeder Deutsche, Zigeuner, 
Jude und Mongole kann dahin 
ziehen, wo er glaubt, Vorteile zu 
finden), 291 (Freiheit des 
Wanderns)


XVII 93 (in den Berliner Straßen wird 
es wimmeln von allen Völkern 
der Welt, wie in den Städten 
Amerikas)


Wandervögel
XVI 335
XVIII 105, 170, 172


Waren, Warencharakter,
Warenproduktion
I 126, 129, 155, 167, 217–218, 


267, 269, 272, 275, 288, 303
II 23, 26–27, 70–73, 116, 


124–125, 127–128, 139–141, 
218


öffentlichen Angelegenheiten), 
158, 173, 196, 199, 219, 229, 
280 (W. wurde in der Weimarer 
Verfassung vergessen), 310 (W. 
wird im abgebauten Staat durch 
die Gesamtinteressen der Frauen 
gesichtert)–311 (Frauen betrach-
ten die W. als ihre Sache)–316, 
318–321


XVII 36 (Europa mit einer einheit-
lichen W., Freihandel und Espe-
ranto), 40–41, 44, 47, 53, 
60–61, 74–75, 84, 107, 
110–113, 115, 122, 129, 136, 
140–141, 166, 169–172, 
184–185, 188–189, 193, 
197–199 (die W. muss schon in 
der Volksschule diskutiert wer-
den), 205, 209, 212, 214–215, 
223, 241, 249–250, 267, 269, 
274 (W. und Sozialdemokratie), 
278–279, 290–291


XVIII 28, 30, 37, 43, 69 (in Bezug auf 
die W. stehen Hottentotten und 
Deutsche auf gleicher Höhe), 
87–88, 101, 114, 121–123 (W. 
ist zum Spielball privatwirt-
schaftlicher Willkür geworden), 
129, 132, 143, 171, 195–196, 
198, 226–227, 240, 243, 249, 
254, 258, 264–265, 272, 297, 
302, 311–312 (Bund für W.-
reform als stromlinienförmiger 
Ersatz für den Freiwirtschafts-
bund), 322, 327, 334–335, 
337–338, 345, 347, 350–351 
(Gefahren der ungelösten W. f.), 
378, 390, 406–407, 414


Währungstechnik
V 85, 91, 111, 130, 147
VI 166
VII 243, 311


VIII 149, 153, 184, 239
IX 129 (w. Präzisionsarbeit), 255
X 78, 90
XI 311 (in Währungsangelegen-


heiten wäre der Vergleich mit 
einem Maschinenbetrieb nicht 
angebracht)


XII 327, 357, 367, 371, 373
XIII 130, 373
XIV 35, 291
XV 76
XVII 290
XVIII 185, 214


Wära
XVI 210


Wagnerfestspiele
X 243 (W. für die Rentiers)
XIII 77 (W. für die Rentiers)


Wahlen, Wahlrecht,
Wähler
→ Demokratie, Parlament
I 235
II 285
III 72, 78, 98, 246
IV 68, 217, 299
V 247
VII 141, 144, 148, 313
IX 68
X 181–189 (allgemeines gleiches 


W.), 219, 240
XI XXI, 89, 93
XII 43, 207
XIII 51 (W. als Last für W.Innen), 64, 


96, 111, 176
XIV 98, 227–229
XV 115, 122, 148–151, 168, 190, 


211 (nationalistisch-kommunis-
tischer Ausgang der W.), 329, 
347, 377


XVI 164, 214–215
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XI 304 (W. im Eulengebirge)
XII 337
XVI 205


Wechsel
I 95
II 79, 165
III 26 (W.-diskontierung), 104, 116, 


170, 182, 194, 286, 293, 
296–299, 301, 303


IV 78, 115, 118–120, 138, 142, 
269–270, 272–273


V 89, 99, 102, 113, 137, 145, 
159, 167, 237, 243


VI 23, 36, 90, 92, 108, 140, 142, 
174, 204–211, 242, 256–257, 
284


VII 71, 162, 248, 300, 307
VIII 71, 167, 256, 262, 303, 325
IX 105, 115, 141–142 (W. werden 


bei Freigeld durch Barzahlung 
verdrängt), 164, 330, 359–366 
(W. als Alternative zum Gebrauch 
von Geld)


XI 163, 259, 302, 312, 315, 
330–333 (W. als Konkurrent des 
Geldes), 335 (W. ist der wichtig-
ste Zinsregler) –336


XII 95, 97, 99, 187, 194–195, 325, 
341, 344, 370–371, 380


XIII 30, 159, 279–281
XIV 43
XVIII 27


Wechselkurse,
Wechselkursschwankungen,
Wechselkursstabilität
→ Internationale Valuta-


Assoziation
I 175, 352, 378–379
II 21, 102, 104, 110–112, 251–252,


261, 277, 281
III 36, 44, 53


IV 121, 123
V 28–29, 146, 164, 180, 192, 


213–214, 223, 234
VI 167–174, 185
VII 24, 180, 197, 199
VIII 302
IX 110–118, 126–127, 145, 


147–148, 210–215
X 207, 249, 259–261, 264, 301, 


304, 332–337
XI 245, 261, 263, 308–311
XII 67–68, 72, 74, 102, 111, 


133–140, 144, 174–175, 
182–186, 192–194, 258, 312, 
379 (Preisniveau- und W.-stabi-
lität), 385


XIII 38, 42, 112, 210–211, 241, 
264–268, 275, 380


XIV 83, 173, 177, 184, 318, 329, 
383, 397


XV 54, 71, 74 (Devisenkontrolle), 
79–96, 101, 110–111 (Devisen-
kontrolle), 160, 182, 202, 325


XVI 51–52, 70–71, 112–117, 
142–143, 317–318


XVII 203–204, 267, 278 (das W.-pro-
blem kann nicht national gelöst 
werden)


XVIII 189, 263, 281, 297


Wechselstempelsteuer
XII 386–387
XIII 280


Wehrpflicht, Wehrdienst
→ Militär
III 129–133, 188, 220, 246
IV 46, 66, 78, 140
VII 228, 255, 342
VIII 332–334
IX 53, 79, 167
XV 227


III 77, 83, 96, 122–123, 174, 287, 
305


IV 92, 147–148, 153, 182–183, 
186, 189, 195, 209, 264, 269, 
289


V 87, 90, 117–118, 180
VI 25, 41, 43, 49, 51, 54, 68, 


88–89, 92, 95, 97 (Qualität der 
W.) –98, 102, 104, 130, 142, 
150, 187–188, 190, 209, 212 
(W. als zinserhebendes Kapital) 
–213 (W. als Kassenbote des 
Geldkapitals), 248


VII 180, 342 (Boden darf keine W. 
sein)


VIII 50, 60, 82, 88, 183, 320, 
323–324


IX XXX–XXXI (W. ist das Fundament 
der Volkswirtschaft), 2, 97, 
124–126, 140, 154, 165, 176, 
181, 193, 203, 228, 242, 
247–253, 267, 286, 288–297 (W. 
verkörpern Nachfrage nach Geld 
und stehen unter Verkaufszwang),
304–320 (W. unterliegen einer 
natürlichen Vergänglichkeit), 
356, 367–368 (Übertragung des 
Urzinses auf die W.)


XI 7 (W. ist die wahre Grundlage 
der Volkswirtschaft), 11,
118–119, 131–132, 137, 140, 
151, 162, 167–172, 179–181, 
184 (W. unterliegt Angebots-
zwang), 240, 292 (W. ist der 
Kassenbote des Geldkapitals), 
336–337 (Übertragung des Ur-
zinses auf die W.) 


XII 58, 176, 326–328, 345, 347
XIII 281, 303, 366–368, 374–375 (W. 


und Geld sollen auf einer Stufe 
stehen), 385


XIV 35, 43, 286–287
XV 43, 359, 375
XVII 57–59, 129, 175–180


XVIII 121, 299–300 (produktive und 
unproduktive Güter brauchen 
nicht unterschieden werden)


Warenbanken
→ Tauschbanken
III 63
IV 151–152
VI 188
VIII 319
IX 128, 180, 228
XI 118, 286


Warendurchschnittspreis
→ Preisstatistik


Warenmarkt
I 114
III 169, 172, 193, 210–211
VI 109


Warenspekulation
I 294
II 152


Warenvernichtung
VI 250


Wasserversorgung,
Wasserkräfte
II 72
IV 56
IX 63
XI 85
XII 203 (Wem gehört das W.?)
XIII 151 (wirtschaftliche Nutzung des 


Ebbe- und Flutgefälles als Energie-
quelle wird durch Rentabilitäts-
streben verhindert)


Weber
IX 208 (W. im Eulengebirge)
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Weltgesetzlichkeit
IX XVIII–XIX
XI 394–395


Welthandel
→ Internationaler Handel


Welthilfssprache
→ Esperanto
III 143 (Volapük)


Weltmarkt
→ Internationaler Handel


Weltoffenheit
IX 72–73, 80–82
XI 93, 101
XVI 104, 107
XVIII 265


Weltpolitik
XII 206, 279
XV 188


Weltpostverein
II 222
IV 78
IX 79


Weltrepublik
XVIII 148


Weltstaat
VIII 295–306 (europäischer Staaten-


bund)
XIII 75 (Panimperium)
XV 97 (W. offen für alle Staaten der 


Erde, die alle ihre Individualität 
wahren können) –98, 101


Weltwährung
→ Internationale Valuta-


Assoziation


Weltwirtschaft
→ Internationaler Handel


Weltzollverein
VIII 192


Wenden
XVII 82 (der deutsche Orden taufte 


die W. mit dem Schwert)


Werbung, Reklame
I 110, 234, 260 (Eigenwerbung), 


350 (Eigenwerbung)
II 75, 119
III 216–217 (Eigenwerbung), 266
IV 91–92, 248
VI 100
VII 163 (gewaltige Kraft, um die 


Ware an den Mann zu bringen)
VIII 323 (Handel bei physiokrati-


schem Geld ohne W.)
XIII 392
XV 373 (riesengroße Ausgaben für 


die W.)
XVII 292


Wert, Werttheorie,
Wertaberglaube,
Werthalluzinationen
I 151, 158, 265, 270, 358–359, 


374
II 27, 52–54, 61, 64–66, 269
III 36, 65–66, 75, 99, 101–103, 


151, 163, 340–347
IV 15–16, 169–175, 177, 208, 


227–233, 289–290, 294, 
296–297


V 85–87, 95, 130, 172–173, 175, 


Wehrsteuer
III 188


Weimarer
Nationalversammlung
X 215, 247–250
XII 18, 55, 58 (Denkschrift an die 


W. N.), 209, 211
XIII 20, 111 (W. N. vergaß, die 


Währung in die Verfassung ein-
zubauen), 198, 201, 215, 338


XIV 136–137, 227, 240, 243, 249, 
328, 388


XV 191–192, 243
XVI 280
XVII 61
XVIII 213, 238 (die Kannibalen in W. 


vergaßen die Währung in die 
Verfassung einzubauen), 322


Weltanschauungen
→ Neutralität in Weltan-


schauungsfragen
VIII 297
XIV 245
XV 64, 98, 148, 189–192 (W. im 


Freiwirtschaftsbund), 240, 
242–243, 367, 351


XVIII 311 (W. der Freiwirtschaft)


Weltarbeit
IX XV–XX
XI 394–395 (W. als Gestaltung der 


Sozialordnung in Übereinstim-
mung mit den Gesetzen der Welt)


Weltbank
XVII 196


Weltbürger,
Weltbürgertum
I 351


II 222
III 322
VIII 192 (W.-recht)
XI 101
XVI 290


Weltfreihandel
→ Freihandel


Weltfrieden
IV 73
VIII 193, 248
IX 73
XIV 73, 313–314, 360, 362, 383, 


397
XV 55, 57–58, 146, 279–280, 333, 


377, 381–382
XVI 139, 143, 231, 243, 282
XVIII 124, 144, 276, 337


Weltgeist
V 162
XII 383 (W., den der Welthandel 


zeugt)
XIII 47 (deutscher W.)
XV 261, 279, 381


Weltgeld, Weltmünze
I 352
III 36, 238
VI 173 (W., dieses schöne Ziel 


internationaler Kultur)
X 261 (den alten Traum des W. 


verwirklichen)
XII 68 (den alten Traum des W. ver-


wirklichen), 175
XIII 211 (alter Traum des W.)
XVI 113, 116, 308 (Mutterrenten-


währung als W.), 314–318
XVII 196–197
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XI XV, XVII–XVIII, XX–XXI, 3, 
11–12, 42, 47–48, 72, 267, 283, 
295, 300, 332–333 (W. des 
Geldes mit Urwirtschaft, Tausch-
handel und Wechsel), 358–359, 
393


XII 35–36, 51, 66, 153 (friedlicher 
W.), 156, 172, 198, 206–207 
(freier W. ist ein Antipod der 
Mechanik), 283–284, 312


XIII 22, 69–70 (neben die Meister-
sänger und Meisterchirurgen tre-
ten auch noch die Meisterrichter 
wie Salomon), 84 (W. kann nur 
in Freiheit seine ordnende 
Wirkung zeigen), 363–364, 377, 
391, 393


XIV 42, 68–69, 75, 88, 203, 326, 
384, 390 (W. zwischen Staaten 
und Regierungsformen)


XV 57, 64, 80, 124, 132, 210, 239, 
262–263 (W. darf nicht durch 
Privilegien gefälscht werden), 
296


XVI 43, 78, 103 (W. zwischen ver-
schiedenen Lebensformen inner-
halb der Freiwirtschaft), 122–123, 
209, 298, 332–335 (unlauterer 
W. zwischen staatlichen und pri-
vaten Schulen)


XVII 31, 39, 41, 43, 68, 89, 99–100, 
222, 254, 281


XVIII 36, 45, 179, 261, 270 (geistiger 
W.)–271, 301


Wettbewerbs-
beschränkungen
I 292–293
IV 264
V 253
VI 40
VII 193
XVIII 162 (unlauterer Wettbewerb zwi-


schen staatlichen und privaten 
Schulen)


Wettstreit, Wettkampf
VII 206 (Zweikämpfe in der Natur 


nicht mit Kriegen vergleichbar), 
208 (Naturkampf)


X 153, 188
XII 35 (W. nicht Auswirkung roher 


Kräfte, sondern friedliche Be-
tätigung im Landbau, im Gewerbe,
in der Wissenschaft und Kunst)


XVI 242–243


Wirtschaftlichkeit
XIII 150–151 (W. als Gegensatz zur 


Rentabilität)


Wirtschaftsministerium
X 227–229 (W. ist eine perverse 


Institution, die im Reichstag 
einmal eine “Animierkneipe für 
höhere Zölle” genannt wurde)


XIII 61 (W. ist eine perverse 
Institutuon)


Wissenschaften
→ Nationalökonomie
I 61, 63, 150, 152, 211, 248
II 141, 217–218
III 15, 65, 70, 75, 78, 86, 99–101, 


114, 151, 160–162, 253
IV 11, 51, 66, 68, 70, 103–105, 


170, 172, 174, 192–193, 217, 
229


V 34, 36, 44, 85
VI 79 (Zweifel an den W. ist dem 


blinden Glauben vorzuziehen), 
133


VII 129, 197, 241, 245–246, 266, 
291, 318–320


VIII 19, 116–117, 125–126, 188, 
201, 227, 328


180–184 (W. ist theoretisches 
Fundament des ökonomischen 
Glaubensbekenntnisses und sein 
Einsturz ist ein Erdrutsch im Be-
reich der Wirtschaftswissen-
schaft), 228–231, 238–239, 
241, 254


VI 16, 27–34, 41–42, 86–89 (W. als 
Schwerpunkt der Preisbildung) 
–90, 111, 134, 151, 196–198, 
248, 282


VII 19, 61–63, 133, 156, 182, 194, 
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264–265 (Ideal des Z.-men-
schen), 300–303, 318, 332–333


IX 25, 30–35, 59, 67, 73, 82, 
146–147, 173, 175


X 71, 74–77 (eine die Völker tren-
nende Gewalt des Z.), 110, 130, 
210, 227, 232, 255, 301


XI 32, 35–40, 47, 63, 69, 72, 80, 
89, 94, 97–98, 131, 205, 
229–231, 261, 281


XII 93, 150–153 (Z. führt zu Kriegen)
–158, 163, 166, 205, 207, 253, 
280–282, 285, 288–289, 291, 
304–305, 309 (Abschaffung der 
Z.), 383–384


XIII 61–62, 66, 108–110, 147, 171, 
230, 312, 327


XIV 74–76 (Z. zerreißt die Verbin-
dungen zwischen den Völkern), 
86–87, 113, 164, 193–194, 234, 
237, 265, 270, 276, 290, 317, 
324, 358, 362, 390


XV 57, 100–101, 119, 125, 134, 
164, 181, 198, 239, 245, 
267–268, 273–274, 278, 344, 
362–363, 369, 381–382, 384


X 270 (Zinssenkung wird nach der 
Einführung von Freigeld das Pro- 
dukt einer natürlichen Entwick-
lung), 304


XI 46 (sinkender Zins und techni-
scher Fortschritt), 289–295, 
302, 320, 350–351, 353–356, 
358


XII 214, 389 (Durchschnittszins 
von 0%)


XIII 183
XIV 41–43, 46, 82 (z. G. bedeutet 


nichts geringeres, als dass die 
Schaffenden diese Welt nicht 
mehr wie bisher alle 20 Jahre 
für die Kapitalisten neu aufbau-
en müssen)


XV 30, 308, 311, 331–332, 
352–355, 357, 361


XVI 298–299 (bei z. G. verliert das 
Kapital seinen Charakter als Aus-
beutungsmittel)


XVIII 96, 264


Zinslose Kriegsanleihen
VIII 144–153, 197, 201, 290–291


Zinslose
Produktionsmittel
→ Realkapital
IX 393
XI 293, 356


Zinsloses Wohnen
VII 296 (z. W. nicht zu verwechseln 


mit mietfreiem Wohnen)
IX 185–188, 382, 391, 393
XI 290, 352, 356


Zinspolitik
III 113, 194
IV 116
V 96, 108, 112–113, 237


VII 332
VIII 218


Zinstheorien
IV 154–161, 238–277, 282
VI 131, 196, 198, 221, 245–255 


(Fruktifikationstheorie, Produk-
tivitätstheorie, Nutzungstheorie, 
Abstinenztheorie, Arbeitstheorie, 
Ausbeutungstheorie), 264


VII 129–131 (Fruktifikationstheorie), 
165, 266, 279–289


VIII 49
IX 89 (Fruktifikationstheorie von 


Henry George), 183–191 (Z. 
gehen mit der Geldreform alle in 
die Brüche), 345, 347, 352, 385, 
397–406


XI 289–295 (Z. gehen mit dem 
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Vorwort


Der ausführlicheren Darstellung von Silvio Gesells Leben und Werk soll hier


zunächst eine kurze Übersicht über die wichtigsten Stationen seines


Lebenswegs und seiner geistigen Entwicklung vorangestellt werden.[Werner


Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers. Bern: Verlagsgenossenschaft freiwirt-


schaftlicher Schriften, Bern 1954.] Die Familie Gesell war in St. Vith im Kreis Malmedy


ansässig, in einem Gebiet mit wechselvoller Geschichte also, wo die französi-


sche und deutsche Kultur aufeinandertreffen. Dort wurde Silvio Gesell am 17.


März 1862 als siebtes von neun Kindern geboren. Seine Mutter war eine katho-


lische Wallonin, die in jungen Jahren den Beruf der Lehrerin erlernt hatte und


vielfältige literarische, künstlerische und musikalische Interessen pflegte. Sie


war sehr naturverbunden, von einem heiteren Gemüt und von einem ausgepräg-


ten Wirklichkeitssinn. Sein Vater war Protestant, ein preußischer Kreissekretär,


der im Kreis Malmedy die Steuern von der Bevölkerung zu erheben hatte.


Nach dem Besuch der Bürgerschule in St. Vith wechselte Silvio Gesell vor-


übergehend zum Gymnasium in Malmedy. Er mußte jedoch schon früh an den


eigenen Broterwerb denken und trat deshalb in den Dienst der deutschen


Reichspost ein. Die Beamtenlaufbahn behagte ihm indessen nicht, und so ent-


schied er sich, in Berlin in der Firma seiner älteren Brüder den Beruf des


Kaufmanns zu erlernen und anschließend für zwei Jahre als Korrespondent in


die spanische Hafenstadt Malaga zu gehen. Um mit einem Minimum an


Militärdienstzeit davonzukommen, kehrte er nach Berlin zurück und erwarb sich


durch eigenes Studium die Berechtigung zum Einjährig-Freiwilligen-Dienst. Als


Gesell diesen Dienst mit innerem Widerstreben hinter sich gebracht hatte, arbei-


tete er noch eine zeitlang als kaufmännischer Angestellter in Braunschweig und


Hamburg. 1887 führte ihn sein Lebensweg schließlich in die argentinische


Hauptstadt Buenos Aires, wo er sich selbständig machte und eine Filiale des in


Berlin von seinen Brüdern geführten Geschäfts eröffnete. 


Während die Industrialisierung in Europa zu jener Zeit bereits in vollem


Gange war, steckte sie in Argentinien noch in ihren Kinderschuhen. Die spani-


sche Kolonialmacht hatte eine eigenständige Entwicklung Argentiniens lange


Zeit behindert. Sie war an der Ausbeutung der Silbervorkommen interessiert,


nicht jedoch  an der Entfaltung von Landwirtschaft, Handel und Gewerbe und


schon gar nicht am Import von Waren aus der Kolonie, die den eigenen


Erzeugnissen nur Konkurrenz gemacht hätten. Zur Entfaltung eines argentini-


schen Binnenhandels mit gewerblichen Produkten, besonders Weizen und


Baumwolle, kam es erst gegen Ende des 18. Jahrhunderts. Nach Erreichen der


Unabhängigkeit von der spanischen Kolonialmacht im Jahre 1816 setzten


sogleich heftige innenpolitische Auseinandersetzungen um die Frage ‘Schutzzoll


oder Freihandel?’  ein – eine Thematik, die auch Gesell später immer wieder


beschäftigen sollte. Nach dem Sturz des Diktators Rosas trat 1853 eine liberale
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Verfassung in Kraft, die das Land auch für Einwanderer öffnete. Die Schafzucht


begann so sehr zu expandieren, daß die Wolle für lange Zeit zum wichtigsten


Exportartikel Argentiniens wurde. Außerdem stieg das Land zu einem großen


Weizenexporteur auf, und das städtische Gewerbe nahm einen Aufschwung. 


Ein Rückgang der Weltkonjunktur um die Mitte der 70er Jahre des 19.


Jahrhunderts rief auch in Argentinien sofort wieder die Geister des


Handelsprotektionismus auf den Plan. Doch konnte sich die argentinische


Wirtschaft bald erholen, bis sie 1890 wieder vor einer sehr schweren Krise stand.


Einige Jahre zuvor war eine Goldwährung eingeführt worden. Für die expandie-


rende Wirtschaft wurden die Golddeckungsvorschriften nun zur Fessel. Das


Preisniveau sank wegen des relativen Mangels an Geld und die wirtschaftliche


Entwicklung kam zum Erliegen. Bankrotte, Arbeitslosigkeit und Defizite im


Staatshaushalt waren die Folgen, die die Regierung durch einen Übergang zu


einer systemlosen Papiergeldwirtschaft bekämpfte. Die sich nunmehr einstellen-


de Inflation wurde wiederum mit einer Politik des deflationären Preisabbaus


beantwortet, die die Wirtschaft erneut lähmte. 


Diese großen Preisniveauschwankungen gaben Silvio Gesell den Anstoß,


sich im Interesse seiner eigenen Geschäfte eingehend mit dem Geldwesen zu


beschäftigen. Leichter als in Europa, wo die moderne Wirtschaftsform sich


bereits als eine Selbstverständlichkeit eingespielt hatte, konnte er ihre


Grundprinzipien hier in Argentinien im Frühstadium ihrer Entfaltung studieren.


Gesell beobachtete die Entwicklung des Preisniveaus sehr genau und gelangte


zu Schlußfolgerungen, die ihm gestatteten, seine Geschäfte durch geschicktes


Disponieren vor Schäden zu bewahren und sich trotz aller äußeren Wirrnisse ein


ansehnliches Vermögen zu erarbeiten. 


Aber die Ergebnisse seines genauen Beobachtens und Nachdenkens


gereichten Gesell nicht nur zu seinem persönlichen Vorteil. Völlig unbeabsichtigt


stieß er dabei auch auf eine Ursache für die Macht des Geldes über die


Menschen und fand einen Weg, das Geld vom Beherrscher des Marktes zu sei-


nem Diener umzuformen. 


Alles in der Natur, so überlegte Gesell, unterliegt dem ewig gültigen Ord-


nungsprinzip des rhythmischen Wechsels von Werden und Vergehen - nur das


Geld ist der Vergänglichkeit alles Irdischen entzogen, es steht außerhalb dieser


Dynamik alles Lebendigen. Da das Geld als generalisiertes Tauschmittel liquider


ist als die zu tauschenden Güter und Dienste und da es potentiell hortbar ist,


stellt  es sich der Wirtschaft nur unter der Bedingung als Tauschmittel zur


Verfügung, daß es von ihr mit Zins ‘angemessen bedient’ wird. Um diese


Vormachtstellung zu überwinden, muß das Geld der Natur nachgebildet werden.


Die einzelnen Geldscheine sollen nach dem Vorschlag von Gesell “rosten” -


daher auch ihre Bezeichnung als “rostende Banknoten” -, d.h. sie sollen peri-
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odisch an Wert verlieren bzw. mit Instandhaltungskosten behaftet sein, die ihren


Liquiditätsvorteil aufheben. Sobald auch die Banknoten ‘vergänglich’ sind, haben


sie auf dem Markt  keine Vormachtstellung mehr gegenüber der menschlichen


Arbeit und den Gütern sowie Diensten aller Art, so daß sie sich ohne besonde-


ren Tribut dem Markt als Diener zur Verfügung stellen müssen. Hinzu kommt,


daß bei einer nicht von Unterbrechungen gestörten stetigen Zirkulation des


Geldes seine Menge so dosiert werden kann, daß die Kaufkraft der Währungen


stabilsierbar wird. 


Silvio Gesell hat hier nichts im Sinne einer willkürlichen Gedankenkonstruk-


tion erfunden, sondern etwas in der Natur Vorhandenes gefunden - nämlich das


elementare Ordnungsprinzip allen Lebens - und seine Übertragung auf das von


Menschen eingerichtete Geldwesen empfohlen. Die Entdeckung dieses Grund-


gedankens zu einer der Natur gemäßen Geldordnung gab seinem Leben die ent-


scheidende Wende. Vom Kaufmann wurde Gesell zum Sozialreformer, denn


schnell erkannte er die Tragweite seiner Gedanken und ihre Bedeutung als


Beitrag zur Lösung der sozialen Frage. Zwar blieb er vorerst noch weitere zehn


Jahre in seinem Beruf tätig, aber schon bald begann er, seine Erkenntnisse


schriftlich niederzulegen. So entstanden seine Frühschriften “Die Reformation im


Münzwesen als Brücke zum sozialen Staat”, “Nervus rerum” und “Die


Verstaatlichung des Geldes”, die in den Jahren 1891 und 1892 als


Fortsetzungen in Buenos Aires erschienen. Ihnen sollte eine Fülle weiterer


Broschüren, Bücher und Zeitschriftenaufsätze in deutscher und spanischer


Sprache folgen. 


Gesells umfangreiches Lebenswerk steht in der Tradition des großen franzö-


sischen Sozialreformers Pierre Joseph Proudhon und läßt sich ordnungspolitisch


als “Marktwirtschaft ohne Kapitalismus” bezeichnen. Damit stellt es eine doppel-


te Alternative dar: einerseits zur kapitalistisch verfälschten Marktwirtschaft, die


sich ausgehend von Adam Smith und der neoklassischen Ökonomie in den


Ländern der westlichen Welt entwickelt hat, und andererseits zur zentralen


Planwirtschaft, die in Anlehnung an Karl Marx und seine Epigonen in der östli-


chen Hemisphäre entstanden ist. 


1895 trat einer seiner Brüder als Teilhaber in sein Geschäft - die “Casa


Gesell” - ein, um es fünf Jahre später ganz zu übernehmen. Silvio Gesell konn-


te sich dadurch aus dem Geschäftsleben zurückziehen; er siedelte in die


Schweiz über, wo er für sich und seine Familie im Neuenburger Jura ein


Bauerngut erwarb. Neben seiner landwirtschaftlichen Betätigung vertiefte er sich


hier autodidaktisch in die Werke von Adam Smith, David Ricardo, Karl Marx,


Pierre Proudhon und ande-ren großen Ökonomen sowie in die Werke von


Naturwissenschaftlern und Philosophen wie Charles Darwin und Friedrich


Nietzsche. Gesell verglich deren Aussagen mit den eigenen Überlegungen, prüf-


te seine Gedanken selbstkritisch und baute sie immer weiter zu einem


Theoriengebäude aus. Sehr intensiv beschäftigte er sich auch mit den Werken
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von Henry George und Michael Flürscheim. Von ihnen übernahm er die


Forderung nach einer Bodenrechtsreform, wandelte sie aber insofern ab, als er


keine entschädigungslose Enteignung der jetzigen Eigentümer des Bodens vor-


schlug, sondern einen allmählichen Rückkauf des Bodens durch den Staat. Eine


solche Reform des Bodenrechts hielt Gesell aus zwei Gründen für notwendig.


Zum einen wollte er verhindern, daß nach einer Reform des Geldes eine Flucht


in die Sachwerte einsetzt. Und zum anderen soll der Boden kein Objekt des


Handels und der Spekulation sein. Gesell betrachtete ihn als ein unveräußer-


liches Erbe der gesamten Menschheit, zu dem alle Menschen gleichberechtigten


Zugang bekommen sollten. Als Zusammenfassung aller seiner bis dahin gewon-


nenen Erkenntnisse erschien 1906 Gesells Werk “Die Verwirklichung des Rechts


auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform”. 


Weitere schriftstellerische Pläne, insbesondere eine philosophische


Fundierung seiner ökonomischen Lehre, ließen sich vorerst nicht ausführen.


1907 mußte Silvio Gesell vorübergehend wieder nach Argentinien zurückkehren,


weil die “Casa Gesell” nach dem frühen Tod seines Bruders verwaist war.


Außerdem hatte die Herausgabe seiner Bücher und Schriften seine Ersparnisse


so sehr aufgezehrt, daß er daran denken mußte, sich wieder ein finanzielles


Polster anzulegen. 1911 waren seine Söhne soweit herangewachsen, daß


Gesell das Geschäft in ihre Hände legen und wieder nach Deutschland kommen


konnte. Seinen Wohnsitz schlug er nunmehr in der von Franz Oppenheimer mit-


begründeten boden- und lebensreformerischen Genossenschaftssiedlung


Oranienburg-Eden bei Berlin auf. 


Zu jener Zeit, als es noch unbestritten das Ziel allen wissenschaftlichen


Denkens der Menschen war, sich die Natur zu unterwerfen, sie zu beherrschen


und die Welt nach eigenem Bild neu zu erschaffen, machte Silvio Gesell die


Natur bereits zur obersten Richtschnur seines gesamten Denkens. Für ihn be-


deutete Wissen nicht Macht über die Natur und die menschliche Gesellschaft,


sondern die Verpflichtung, die Natur in ihrer Eigenständigkeit zu respektieren


und die menschliche Gesellschaft sowie ihr Wirtschaftsleben so zu ordnen, daß


sie sich nahtlos in die gesamte Ordnung der Natur einfügen. 


Mit dieser Grundeinstellung zum Leben hat Silvio Gesell das ganzheitliche


Denken in vernetzten Regelkreisen um Jahrzehnte vorweggenommen. Sein un-


erschütterliches Urvertrauen in die Harmonie des Kosmos und sein Bestreben,


die soziale Ordnung mit den in der Natur waltenden Ordnungsprinzipien in


Einklang zu bringen, fanden ihren Ausdruck auch im Titel der Zeitung, die Gesell


ab 1912 gemeinsam mit seinem ersten Mitkämpfer Georg Blumenthal heraus-


gab. In Anlehnung an die alten französischen Physiokraten um Francois


Quesnay gaben sie ihr den Namen “Der Physiokrat”. Der große Unterschied zum


mechanistischen und materialistischen Denken ihrer Zeit kann zur Erklärung der


Gründe beitragen, warum Silvio Gesell und seine ersten Freunde so wenig
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Verständnis bei ihren Zeitgenossen fanden. Physiokratie, also die Herrschaft der


natürlichen Ordnung, und kapitalistische Technokratie beruhen auf unterschied-


lichen Weltanschauungen und geistigen Haltungen, die das Denken der


Menschen in die ihnen gemäßen Bahnen lenken und eine gegenseitige


Verständigung sehr erschweren. 


In der Zeitung “Der Physiokrat” hat Silvio Gesell 1913 erstmals einen


Gedanken ausgesprochen, der neben der Geld- und Bodenreform zum dritten


großen Baustein seines Werkes werden sollte: der Gedanke, die aus der


Verpachtung des Bodens in die Kassen der Allgemeinheit fließende Bodenrente


an die Mütter nach der Zahl ihrer Kinder auszuzahlen, um ihre


Erziehungsleistungen zu honorieren und sie aus der ökonomischen


Abhängigkeit von ihren Männern zu befreien. Damit rüttelte Gesell also nicht nur


am technokratischen Geist seiner Zeit, sondern auch noch an ihren patriarchali-


schen Grundfesten. 


Der erste Weltkrieg machte es weitgehend unmöglich, in Deutschland für die


Verbreitung von solchen Gedanken zu arbeiten. Anfang 1916 fiel “Der Physio-


krat” endgültig der Kriegszensur zum Opfer, nachdem er seit Beginn des Krieges


nur noch sehr unregelmäßig erschienen war. Gesell verließ deshalb Deutschland


und ließ sich wieder in der Schweiz auf seinem Bauerngut nieder. 1916 erschien


in Bern die erste Auflage seines Hauptwerks “Die Natürliche Wirtschaftsordnung


durch Freiland und Freigeld”. Es wurde insgesamt mehr als zehnmal aufgelegt


und erreichte eine Gesamtauflage von schätzungsweise 50.000 Exemplaren.


[Die 10. Ausgabe erfolgte 1984 im Zitzmann Verlag in Lauf bei Nürnberg. Es handelt sich umeinen


unveränderten Nachdruck der 1949 im gleichen Verlag erschienenen 9. Auflage. Im Rahmen der


"Gesammelten Werke" sind inzwischen im Fachverlag für Sozialökonomie [Gauke GmbH,


Lütjenburg] weitere Ausgaben und Auflagen erschienen.] Später kamen englische, französi-


sche und spanische Ausgaben hinzu. Unter dem Eindruck der Schrecken des


Krieges hielt Gesell 1916 und 1917 in Bern und Zürich zwei Vorträge über “Gold


und Frieden?” und “Freiland - die eherne Forderung des Friedens”. Sie wurden


wegen ihrer Bedeutung später auch in die “Natürliche Wirtschaftsordnung” ein-


gearbeitet. 


In der Schweiz hatte sich Silvio Gesell mit dem Arzt Theophil Christen an-


gefreundet, bevor dieser Leiter einer Röntgen-Forschungsstelle in München


wurde und dort mit dem Schriftsteller und Politiker Ernst Niekisch Verbindung


aufnahm. Als Gesell sich Anfang 1919 zu einem Besuch in Berlin aufhielt,


erreichte ihn dort eine telegraphische Anfrage von Niekisch, ob er sich der


Sozialisierungskommission der sozialdemokratischen Regierung Bayerns zur


Verfügung stellen würde. Er erklärte seine Bereitschaft; doch als er in München


eintraf, wurde dort gerade die erste bayerische Räterepublik ausgerufen. Mit


Unterstützung von Ernst Niekisch und Gustav Landauer wurde Gesell zum


Volksbeauftragten für das Finanzwesen gewählt. Einen nennenswerten Einfluß
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auf die Neuordnung des Geld- und Finanzwesens in Bayern konnte er allerdings


nicht nehmen, da die erste libertäre Räteregierung schon nach einer Woche von


einer zweiten kommunistischen Räteregierung gestürzt wurde. Nach mehrmona-


tiger Haft wurden Silvio Gesell und seine beiden Mitarbeiter Theophil Christen


und Karl Polenske von der inzwischen von Bamberg nach München zurückge-


kehrten sozialdemokratischen Regierung wegen Hochverrats angeklagt. Das


Standgericht sprach sie jedoch von der Anklage frei. 


Für die Schweizer Behörden war Gesell durch diese Ereignisse zum ‘lästigen


Ausländer’ geworden und sie verweigerten ihm die Rückkehr in seine schweize-


rische Wahlheimat. In Rehbrücke bei Potsdam fand er ein neues Domizil. Die


Sorge um die Zukunft der jungen Weimarer Demokratie veranlaßte ihn, sich in


Denkschriften an die Deutsche Reichsbank, an die Weimarer National-


versammlung, an Parteien und Gewerkschaften zu wenden und die wirtschaft-


lichen Voraussetzungen einer Demokratie zu erläutern. Doch blieben sie eben-


so unbeachtet wie seine Mahnung, daß unter ungesunden wirtschaftlichen


Verhältnissen auch ein Völkerbund den Weltfrieden nicht erhalten könne.


Daneben unterstützte Gesell den Aufbau von Organisationen, die sich für die


Verbreitung seiner Gedanken einsetzten, und verfaßte für deren Presseorgane


zahlreiche Aufsätze, in denen er zum aktuellen Tagesgeschehen Stellung nahm. 


Als Gegengewicht zu den starken politischen Kräften, die die Lösung der


drängenden Probleme ihrer Zeit von einem immer weiteren Ausbau des Staates


und der Erweiterung seiner Machtbefugnisse erwarteten, propagierte Gesell den


“Abbau des Staates”. In den Jahren nach dem ersten Weltkrieg beschäftigte ihn


in zunehmendem Maße die Frage, wie der Staat wieder auf seine eigentlichen


Aufgaben zurückgeführt werden könnte. 


Nachdem er 1924/25 ein letztes Mal nach Argentinien gereist war, zog Gesell


wieder in die Genossenschaftssiedlung Eden. Dort verstarb er am 11. März 1930


- zu früh, um zwei erfolgreiche Experimente mit seinem Freigeld in Schwanen-


kirchen im Bayerischen Wald und Wörgl in Tirol noch miterleben zu dürfen, und


früh genug, um den Absturz Deutschlands und Europas in die furchtbare


Barbarei von Diktatur und Krieg nicht mehr mit ansehen zu müssen. –


Nahezu 40 Jahre seines Lebens hat Silvio Gesell versucht, als “ehrlicher


Finder”, wie er sich selbst einmal bezeichnete, der Gesellschaft seinen Gedan-


kenfund zu übergeben. “Lange Jahre war ich in Sorge”, so berichtete er 1919 in


seiner Münchener Verteidigungsrede, “daß ich verunglücken könnte, ehe ich


meinen Fund seinem rechtmäßigen Eigentümer ausgehändigt hätte, ehe es mir


gelänge, den Bann des Totschweigens zu brechen. Seit dreißig Jahren bin ich


ganz bestimmt nicht ein einziges Mal zu Bett gegangen, ohne mich zu fragen,


was ich noch tun könnte, um meinen Schatz loszuwerden, um ihn zum


Gemeingut zu machen. Wahrhaftig, keinem Christophorus ist je so ein schweres


Kind auf die Schulter gebürdet worden.”   
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Doch nur bei wenigen Menschen fand Silvio Gesell das erhoffte Verständnis


für seine Gedanken. Anstatt diesen Fund anzunehmen, brachte die überwiegen-


de Mehrzahl seiner Zeitgenossen ihm Ignoranz und Hochmut entgegen. Viele


Enttäuschungen wurden Gesell durch dieses Unverständnis seiner Zeit bereitet.


Sie machten seine zuweilen unbekümmerten Hoffnungen auf baldige Erfolge


zunichte, doch vermochten sie ihm nicht seine feste Überzeugung zu nehmen,


daß unserem Dasein ein Sinn zugrundeliegt und daß wir Menschen unterwegs


sind zu kulturellen Hochzielen. “Unermeßliche Schätze schlummern im


Menschen”, heißt es im Vorwort zur dritten Auflage der “Natürlichen


Wirtschaftsordnung”; sie werden einst ausgeschüttet werden, wenn die


Menschen den Faden ihrer Entwicklung wieder aufnehmen werden, den sie vor


langer Zeit infolge ihrer naturwidrigen Sozialordnung verloren haben. Wenn sie


die Ordnung ihres gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zusammenlebens


nach dem Vorbild der Natur korrigieren werden, “wird die Menschheit den schon


lange unterbrochenen Aufstieg zu göttlichen Zielen wieder aufnehmen”. 


Die Dauer eines Menschenalters reicht indessen nicht aus, um den nötigen


Schritt zur natürlichen Ordnung der Wirtschaft vorzubereiten und zu vollziehen.


Hierzu sind umfangreiche geistige Vorarbeiten erforderlich, die viele Menschen


mehrerer Generationen leisten müssen. Zu dieser Einsicht gelangte Silvio Gesell


jedoch nicht erst gegen Ende seines Lebens. Sie findet sich bereits in einem


Brief, den er 1907 an Georg Blumenthal gerichtet hatte: “Was gilt innerhalb der


Ewigkeit des Lebens die kurze Spanne eines Menschenlebens? Zeit, viel Zeit


gehört zur Entwicklung, und wo man gegen alte, organisch verwachsene


Vorurteile zu kämpfen hat, da darf man die Jahre nicht zählen.” 


Trotz aller Damoklesschwerter, die heute in Gestalt atomarer Vernichtungs-


potentiale über uns hängen, sei an diese Einsicht erinnert. Ängste und Unge-


duld sind schlechte Ratgeber in der Frage der Wahl des richtigen Weges, der


zum Ziel führen könnte. Allein beharrliches Streben nach einer gründlichen


Klärung aller mit einer natürlichen Ordnung der Wirtschaft verbundenen Fragen


macht dieses Ziel erreichbar. 


Vorrangige Aufgabe aller, die sich dem Vermächtnis Silvio Gesells verbunden


fühlen, sollte es deshalb sein, das Lebenswerk dieses Pioniers einer gerechte-


ren und friedlicheren Welt als ein Stück des geistigen Erbes der Menschheit zu


erhalten und in die sich abzeichnenden Kämpfe um die Gestaltung der Zukunft


einzubringen. Es geht also nicht nur darum, Gesell posthum das verdiente


Denkmal zu errichten, sondern sein geistiges Erbe zu erschließen, aus dem die


zukünftige Arbeit für eine natürliche Ordnung der Wirtschaft neue Impulse emp-


fangen kann. Dies erscheint um so aussichtsreicher, als Gesell sich aus geisti-


gen Quellen nährte, die auch andernorts wieder reichlicher zu sprudeln begin-


nen. 
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Selbstverständlich macht die Tatsache, daß Gesells Werk vor mehr als einem


halben Jahrhundert entstand, seine Aktualisierung und Modernisierung erforder-


lich. Zunächst soll diese Einführung die dafür nötigen Hintergrundinformationen


über Gesells jeweilige Lebensstationen sowie über die Zeitumstände vermitteln.


Weiterführende Untersuchungen könnten mit dem Versuch beginnen, Gesells


Persönlichkeitsbild zu vervollständigen. So sehr Werner Schmid dankbare Aner-


kennung für seine Gesell-Biographie gebührt, so unerläßlich ist es dennoch,


Nachforschungen nach weiteren Einzelheiten aus Gesells Leben anzustellen


und seine Persönlichkeit aus historischen, psychologischen und ökonomischen


Blickwinkeln zu beleuchten. Auch bedürfen die Zusammenhänge zwischen


Leben und Werk eingehender Studien, dies insbesondere auch im Hinblick auf


vergleichende Untersuchungen mit seinem großen Antipoden Karl Marx. 


Sodann ist es eine bekannte Tatsache, daß auch die Schöpfer bahnbrechen-


der Gedanken im Laufe ihres Lebens Entwicklungen unterliegen. Silvio Gesell


bildet hier keine Ausnahme. Insbesondere seine religiösen und philosophischen


Einstellungen waren solchem Wandel unterworfen, nicht zuletzt aufgrund der


Einflüsse, die die ersten Freunde auf ihn nahmen. Auch seine Einstellung zum


Staatwar solchen Einflüssen ausgesetzt. Deshalb wird es notwendig sein, diese


Wandlungen sehr sorgfältig zu ergründen und genau zu unterscheiden zwischen


dem, was originär von Gesell stammt und dem, was er von Freunden angenom-


men hat. Dabei mag dann auch jene weltanschauliche Grundlegung der ökono-


mischen Theorien erfolgen, die von Gesell selbst nicht mehr geleistet werden


konnte. 


Auch die Geschichte der auf Silvio Gesell fußenden Freiwirtschaftsbewegung


ist bislang nur selten Gegenstand von Untersuchungen gewesen. Ohne ihre


Aufarbeitung gibt es jedoch keine Kontinuität in ihrer weiteren Entwicklung.


Immerhin bestehen in der Schweiz und in Deutschland zwei freiwirtschaftliche


Bibliotheken, in denen alles noch verfügbare Material gesammelt und katalogi-


siert wurde und zur Auswertung bereitsteht. [Die "Schweizerische Freiwirtschaftliche


Bibliothek" befindet sich im "Schweizerischen Wirtschaftsarchiv" in CH-4003 Basel, Petersgraben 51.


Die "Freiwirtschaftliche Bibliothek" befindet sich in D-26316 Varel-Obenstrohe, Steenkamp 7. Kopien


bzw. Microfilmaufnahmen von größerenTeilen ihres Bestandes hat die Bibliothek der Universität


Bremen.] 


Von einigen Autoren aus der Anhängerschaft Silvio Gesells ist darauf auf-


merksam gemacht worden, daß es in den Brakteaten des Mittelalters ein ge-


schichtliches Vorbild für das Freigeld gibt. Mit den periodischen gebührenpflich-


tigen Münzverrufungen - der “renovatio monetarum” - wurden die großen


Kulturschöpfungen der Gotik in einen ursächlichen Zusammenhang gebracht.


Hier wartet ein bedeutender Forschungsgegenstand auf das Interesse von


Wirtschafts- und Kulturhistorikern. Sowohl über die positiven als auch über die


negativen Einflüsse des Geldes auf die Geschichte der Menschheit liegen
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Vorarbeiten vor, an die angeknüpft werden könnte. Schließlich eröffnen viele von


Silvio Gesells Arbeiten neue Blickwinkel für die Betrachtung der


Wirtschaftsgeschichte der ersten drei Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts. 


Ein weiterer Schwerpunkt der Forschungen könnte in der Suche nach


Vorläufern Gesells und ähnlich denkenden Zeitgenossen bestehen. Hierüber


wird man zu seiner Einordnung in die Dogmengeschichte der Ökonomie gelan-


gen. Darüberhinaus gilt es, Anknüpfungspunkte an bestehende Kulturtraditionen


zu suchen. Gedankenverbindungen zwischen Gesells Werk und der europäi-


schen Geistesgeschichte würden ein Bild von dem Platz ergeben, den Gesell in


ihr einnimmt. 


Besondere Bedeutung für die Modernisierung und Aktualisierung von Gesells


Werk gewinnt die Frage, inwieweit aus ihm auch ein Beitrag zur Lösung der öko-


logischen Problematik, die zu Lebzeiten Gesells noch keine größere Rolle spiel-


te, entwickelt werden kann. Geeignete Ansätze hierzu liegen bereits vor, doch


bedürfen die Zusammenhänge zwischen Geld, Zins und Wachstum ebenso einer


noch ausführlicheren Darstellung wie die Frage, wie im Rahmen einer Reform


des Bodenrechts auch ein sparsamerer Umgang mit den Bodenschätzen


erreicht werden kann. 


Auf eine kritische und selbstkritische Aufarbeitung warten schließlich mehre-


re Arbeiten von wissenschaftlichen und politischen Autoren, die sich mit Gesells


Theorien näher beschäftigt und sie verworfen haben. Mancherlei Einwände


gegen Gesell sind in der Zwischenzeit von selbst hinfällig geworden, zum


Beispiel jene, die von Verfechtern der Goldwährung oder der festen


Wechselkurse vorgebrachtwurden. Deren Argumente hat die Geschichte gewis-


sermaßen selbst widerlegt, ohne daß dies größeres Aufsehen erregt hätte.


Weitere Einwände mögen auf dem Wege der geistigen Auseinandersetzung ent-


kräftet werden und auf diese Weise die Leistungsfähigkeit von Gesells


Theorieansätzen beweisen. Berechtigten Einwänden sollte die Anerkennung


nicht versagt werden, denn in ihrer ernsthaften Prüfung liegt die Chance, noch


bestehende Schwächen in der Begründung für eine natürliche Ordnung der


Wirtschaft allmählich zu beseitigen. 


Über eine systematische Auseinandersetzung mit den Einwänden, die im Laufe


der Jahrzehnte gegen die Theorien Silvio Gesells vorgebracht wurden, kann all-


mählich der Anschluß an den derzeitigen Entwicklungsstand der Ökonomie wie-


dergefunden werden. Gesell war indessen weit mehr als nur ein “Geld- und


Finanztheoretiker”, als der er in Nachschlagewerken vorgestellt wird. Das


Spektrum seines Denkens reichte in andere Wissensgebiete wie die Theologie


und Philosophie, Anthropologie und Geschichte, Psychologie und in die Sozial-,


Rechts- und Politikwissenschaften, so daß eine Beteiligung von Vertretern dieser


Disziplinen an der angestrebten Rezeption seines Werkes wünschenswert wäre. 
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Bis auf wenige kleinere Aufsätze, die nicht mehr erreichbar sind, konnten alle


Veröffentlichungen Gesells zusammengetragen werden. Eine wertvolle Hilfe


waren dabei die von Friedrich Landmann und Willy Hess geleisteten Vorarbeiten.


Bereits 1931 hatte Landmann ein Verzeichnis aller ihm bekannten Arbeiten


Gesells veröffentlicht. [Friedrich Landmann, Des Meisters Erbe – Verzeichnis der Schriften


Gesells, in: Die Neue Welt – Freiwirtschaftliches Archiv 7. Jg. (1931), Nr. 1-2, S. 49-56; Nr. 5, S. 153-


159; Nr. 6, S. 187 -191; Nr. 7-8, S. 230-238.] Später stellte Willy Hess anhand dieses


Verzeichnisses umfangreiche Nachforschungen an. 1975 konnte er ein nahezu


vollständiges Werkeverzeichnis vorlegen, das seitdem noch einige Ergänzungen


erfuhr. [Willy Hess, Die Werke von Silvio Gesell – Versuch eines vollständigen Verzeichnisses aller


seiner Bücher, Broschüren, Flugblätter und Artikel, Bern 1975.Nachträge sind in den Nummem


1/1976, 5/1979 und 12/1986 der schweizerischen Zeitschrift "evolution" erschienen.]
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Der erste Band der “Gesammelten Werke” Silvio Gesells (SGW) umfaßt den


Zeitraum von 1891 - 1894, der gewissermaßen die Geburtsstunde der Freiwirt-


schaftslehre darstellt. Aus dieser Zeit sind leider keine Selbstzeugnisse erhalten


geblieben, die über die näheren Umstände dieser geistigen Geburt Auskunft


geben könnten. Allein im Vorwort zu seinem 1897 erschienenen Buch “Die


Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des modernen


Verkehrs” hat Silvio Gesell hierüber etwas mitgeteilt. Darin heißt es unter ande-


rem: “Als einziges Material für meine Untersuchungen besaß ich die Inschrift der


Münzen und einen Schatz persönlicher Beobachtungen, die ich in der Praxis als


Kaufmann gemacht hatte.” [Silvio Gesell, Gesammelte Werke [im Folgenden abgekürzt als


>SGW<] Band 2, S. 16.] 


Den großen Nationalökonomen fehlte demgegenüber vielfach die genaue


Kenntnis der Praxis des geschäftlichen Alltags. Francois Quesnay war Leibarzt


am französischen Hof. Adam Smith war Astronom und Moralphilosoph, bevor er


das Fundament der Ökonomie legte. Karl Marx hatte keine geschäftlichen


Erfahrungen, die ihn in seinen Theorien hätten korrigieren können. Hermann


Gossen, der Begründer der Nutzwertlehre, war Mathematiker; seine Gründung


eines eigenen Versicherungsunternehmens schlug fehl. Von den Klassikern der


Ökonomie besaß nur David Ricardo als Börsenmakler tiefere Einblicke in die


Praxis. 


In den drei Schulen der Neoklassik in der Schweiz, Österreich und in England 


verbürgten weniger praktische Erfahrungen als eine mathematische Vorbildung


den Aufstieg zum ‘großen Ökonomen’. Leon Walras brachte es nach ökonomi-


schen und mathematischen Studien zwar zum Direktor einer Bank; sie ging


jedoch in Konkurs. Vilfredo Pareto, der ihm auf seinen Lehrstuhl folgte, war nach


dem Studium an einer Technischen Hochschule längere Zeit als


Eisenbahningenieur tätig. Zwar stieg er bis zum Generaldirektor einer italieni-


schen Firma auf, aber seine Interessen galten vielmehr mathematischen


Studien. Fern der Wirklichkeit lag seine Annahme einer vollkommenen


Konkurrenz, auf der seine späteren formalen Gleichgewichtsmodelle beruhten.


Carl Menger war nach seiner Promotion einige Jahre Journalist, bevor er einen


Lehrstuhl erhielt und seinen Kampf gegen die deutsche Historische Schule auf-


nahm. Als deren führender Kopf war Gustav Schmoller zwar an der geschicht-


lichpolitischen Wirklichkeit interessiert, aber auch er hatte schon bald nach


Abschluß seiner Studien die wissenschaftliche Laufbahn eingeschlagen. In


England trieb zunächst William St. Jevons die Bemühungen um eine


Berechnung und exakte Messung des subjektiven Nutzens voran, gefolgt von


Alfred Marshall, der nach einem Studium der Theologie zur Volkswirtschaftslehre


kam. 


Diese kurzen Seitenblicke in die Biographien berühmter Ökonomen mögen


als Erklärung dafür genügen, daß Silvio Gesell aufgrund seines Werdegangs als
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praktischer Kaufmann und Autodidakt eine gewisse Ausnahmestellung unter 


den Ökonomen einnimmt. Über diesen Gegensatz zwischen den ‘Höhen der


Wissenschaft’ und den ‘Niederungen der Praxis’ hat Gesell sich später im


Vorwort zu seiner “Neuen Lehre vom Geld und Zins” geäußert.7 Nach seiner


Ansicht war es die Praxisferne vieler führender ökonomischer Theoretiker, die


dazu führte, daß die klassische und neoklassische Ökonomie das Geld solange


als einen harmlosen “Geldschleier” betrachtete, der nur über der Wirtschaft liege


und keinen Einfluß auf reale Vorgänge ausübe. Das Versagen der damaligen


Ökonomen vor dem Problem des Geldes, das sich ihm in Gestalt der Theorie


vom “inneren Stoffwert” des Geldes darbot, führte Gesell auch auf “äußere


Umstände” zurück, die der wissenschaftlichen Erforschung des Geldes im Wege


standen: “Zunächst ist es der Gegenstand selber, der die meisten von vornher-


ein abstößt. Es gibt interessantere Studienobjekte als das Geld, besonders für


hochfliegende Geister und vornehme Naturen.” Abgesehen von den von


Interessen bestimmten Abneigungen gegen ein tieferes Eindringen in das


Wesen des Geldes wies Gesell im Vorwort zur “Neuen Lehre ...” noch auf den


Umstand hin, “... daß die Theorie dieses heiklen Stoffes Kenntnisse voraussetzt,


die man eigentlich nur im praktischen Handel erwerben kann und daß der


Handel zumeist solche Naturen anzieht und fesselt, die theoretischen


Untersuchungen abhold sind. ... Wie lange ist es übrigens her, daß der Handel


zudem als anrüchig angesehen wurde (Merkur, Gott der Kaufleute und Diebe)


und sich ihm vorzugsweise solche Elemente zuwandten, die auf den Schulen


nicht mit kamen? Die intelligenten Söhne mußten ‘studieren’, der Rest war für


den Handel bestimmt.” [Das Buch erschien 1911 in Berlin und ist Teil von Band 6; vgl. S.17. ]


Ein weiterer Grund für die unzureichende Behandlung des Geldproblems durch


die Ökonomen war Gesell noch nicht bewußt. Er liegt in den Denkgewohnheiten


und Forschungsmethoden der Theoretiker. Die Ökonomen orientierten sich


damals an den klassischen Naturwissenschaften und übernahmen von ihnen


das mechanistische und analytische Denken. Das Geldwesen ist jedoch ein


“dynamisches System” (Theophil Christen), dessen Verständnis ein ganzheitli-


ches, systemisches Denken in vernetzten Ordnungen voraussetzt.


Es war lediglich das Bestreben, sein Geschäft vor den schädlichen


Auswirkungen der konjunkturellen Krisen zu schützen, dem Gesell den Anstoß


zu seinen theoretischen Studien verdankte. Eine wirtschaftswissenschaftliche


Vorbildung besaß er nicht, was er im nachhinein als einen Vorteil ansah: “Der


Mangel an Vorurteilen resp. die völlige Unbefangenheit, mit welcher ich an die


Arbeit ging, führte mich auf geradem Wege meinem Ziele zu, ohne überhaupt 


auf irgendeine der zahllosen Schwierigkeiten zu stoßen, in welche die


Nationalökonomen verwickelt sind.” [Vorwort zur "Anpassung des Geldes" (1897), in SGW


2, S. 15-16] 


Sehr genau beobachtete Silvio Gesell die Entwicklung der Konjunktur, beson-


ders die der Preise. Er entwarf Tabellen und wertete das ihm vorliegende
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Zahlenmaterial statistisch aus. Dabei stieß er unbeabsichtigt auf die


Grundfragen der modernen Geldwirtschaft: “Diese Tabelle erwies sich nun als


eine wahre Fundgrube der merkwürdigsten Entdeckungen, verblüffender


Tatsachen.” [ebd.] Mit den Worten “Ich fand ...” beginnen zahlreiche der folgen-


den Absätze in jenem Vorwort, in dem Gesell 1897 schilderte, wie er schrittwei-


se zu seinen ersten Erkenntnissen auf dem Gebiet des Geldes und der Währung


gelangt war. 


Die praktische Anwendung seiner theoretischen Erkenntnisse gestattete es 


Silvio Gesell, sein Unternehmen erfolgreich durch die Krise hindurchzuführen: 


“Mir war die Theorie nicht grau, bares Geld war sie mir”, schrieb er darüber spä-


ter in seiner Münchener Verteidigungsrede. [Silvio Gesell, Verteidigungsrede, in: Rolf


Engert, Silvio Gesell in München 1919. – Hann.-Münden: Fachverlag für Sozialökonomie, 1986, S.


103. (Die Verteidigungsrede ist auch im Band 12 der Edition enthalten.)] Daß jemand - wie in


der Werbung für “El sistema monetario argentino” geschehen - gleichzeitig für


eine Reform des Geldwesens und für ein selbst erfundenes und konstruiertes


Gerät zum Befeuchten der Finger beim Geldzählen wirbt, ist wohl ein einmaliges


Kuriosum. Es ist typisch für Gesell und läßt schlaglichtartig die in ihm verkörper-


te Einheit von Praxis und Theorie erkennen. [Hess erwähnt in seinem Werkeverzeichnis


unter Berufung auf Landmann einen weiteren Prospekt zur Werbung für "El sistema ...", auf dem


auch ein Freigeldmuster abgebildet gewesen sei. Davon ist jedoch kein Exemplar erhalten geblie-


ben.] Der praktische Erfolg seiner Theorie vermittelte Gesell jenes


Selbstvertrauen, das er benötigte, um sich allein auf weiter Flur gegen die vor-


herrschende Theorie vom “inneren Stoffwert” des Geldes zu stellen und den


Kampf für eine naturgemäße Neuordnung des Geldwesens aufnehmen zu kön-


nen.


Die zuerst veröffentlichten Schriften “Die Reformation im Münzwesen als 


Brücke zum sozialen Staat”, “Nervus rerum” und “Die Verstaatlichung des


Geldes” gelten gemeinhin als die Frühschriften Silvio Gesells. Doch ist es mög-


lich, daß die erst anschließend in spanischer Sprache erschienene Arbeit “El


sistema monetario argentino” Gesells eigentliches Erstlingswerk war. (Der darin


mehrfach angekündigte zweite Teil ist nicht erschienen.) 


Für die Annahme, daß es sich bei “El sistema ...” um ein nachträglich für 


die Veröffentlichung überarbeitetes älteres Manuskript handeln könnte, spricht, 


daß jene Tabellen, die Gesell zu seinen theoretischen Überlegungen anregten, 


allein in “El sistema ...” einen Niederschlag gefunden haben. Auch auf die be-


sagte Inschrift der Münzen wird hier am deutlichsten Bezug genommen. [Vgl. S.


311 ff und 342 ff im Band 1.] 


Außerdem weist nur “El sistema ...” engere Bezüge zur argentinischen


Wirtschaftsentwicklung auf, die Silvio Gesells realer Erfahrungshintergrund war. 


Die “Reformation im Münzwesen” und ihre beiden Fortsetzungen lassen dagegen 
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diesen speziell argentinischen Hintergrund kaum noch erkennen. Sie richten sich


bereits an ein deutsches Publikum. 


Der damaligen konkreten Krisensituation entsprechend geht es in “El siste-


ma ...” zum größten Teil nur um Geld und Preise. So wie Marx’ “Kapital” mit end-


los langen Definitionen von “Ware”, “Wert” usw. beginnt, so besteht auch “El sis-


tema ...” über weite Strecken aus langatmigen, zuweilen umständlichen und sich


wiederholenden Definitionen von “Ware”, “Angebot” und “Nachfrage”. Diese sind


gewissermaßen die Geburtswehen, unter denen Gesells neue Gedanken in die


Welt eintreten. Trotz mancher treffender Formulierungen wie zum Beispiel der,


daß es für die Nachfrage anders als für das Angebot noch kein naturgesetzlich


wirkendes “Steuerungsorgan” gebe [S.285 im Band 1.], macht “El sistema ...” im


großen und ganzen den Eindruck eines ersten schriftstellerischen Gehversuchs


von Silvio Gesell. 


In vieler Hinsicht gehen die “Reformation im Münzwesen” und ihre beiden


Fortsetzungen über “El sistema ...” weit hinaus. Gemäß Gesells ursprüng-


lichen persönlichen Interessen als selbständiger Kaufmann geht es in “El siste-


ma ...” nur erst um die Forderung nach einem stabilen Preisniveau. Demgegen-


über erscheint das anfängliche Ziel, eine Währung mit stabiler Kaufkraft, in der


“Reformation im Münzwesen” nur mehr als ein Mittel zum Ziel, nämlich als


“Brücke zum sozialen Staat”. Die Problematik des aus Gold hergestellten, den


Gesetzen der Natur widersprechenden Geldes wird hier sogleich mit dem bibli-


schen Sündenfall in Beziehung gebracht und dadurch in einen großen weltan-


schaulichen und historischen Bezugsrahmen hineingestellt. 


Während die klassischen und neoklassischen Ökonomen die bestehende


kapitalistisch verfälschte Marktwirtschaft für die beste aller möglichen wirtschaft-


lichen Welten hielten und trotz aller Krisen von ihrer inneren Harmonie überzeugt


waren, ging Silvio Gesell von der Überlegung aus, daß sich die Menschen ihr


irdisches Paradies in der “großen herrlichen Schöpfung” [Die Reformation im


Münzwesen als Brücke zum sozialen Staat, S. 32 im Band 1.] selbst durch ein falsches


Geldwesen in ein Tal der Tränen verwandelt haben. Bemerkenswert ist in diesem


Zusammenhang, daß Gesell einen Gedanken vorweggenommen hat, der später


durch William Kapp als Theorie der “sozialen Kosten der Marktwirtschaft” in die


Ökonomie Eingang gefunden hat. Gesell war insofern genauer als Kapp, als er


die sozialen Kosten unserer Wirtschaft nicht ihrem marktwirtschaftlichen


Ordnungsprinzip anlastete, sondern dem marktwidrigen kapitalistischen


Geldwesen. [Nervus rerum, Abschnitt "Die Kinderschuhe des Geldwesens", S. 77 ff, bes. S. 85 im


Band 1.]


Diese Argumentationslinie weist in die Richtung, in der Silvio Gesell eine 


Lösung der sozialen Frage suchte: nicht in einer Abschaffung oder staatlichen


Umklammerung der Marktwirtschaft, sondern in ihrer Vollendung durch ein den
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Ordnungsprinzipien der Natur entsprechendes Geldwesen. Anders als Karl


Marx, der ein zwiespältiges Verhältnis zur Arbeitsteilung hatte und am


“Fetischcharakter” der Ware Anstoß nahm, erkannte Gesell in der Arbeitsteilung


eine Möglichkeit, wie die menschliche Gesellschaft sich zum Vorteil aller ihrer


Mitglieder innerlich ausdifferenzieren kann. Doch wenn eine Gesellschaft sich


durch eine solche Teilung der Arbeit nicht auflösen und wenn die Teilung der


Arbeit übersteigert werden soll, bedarf es eines Mittels, das die spezialisierten


Teile wieder zu einem Ganzen zusammenfügt. Als ein solches soziales


Bindeglied betrachtete Gesell das Geld. Die bekannten Krisen mit ihren


Schwankungen des Geldwertes und der Arbeitslosigkeit, mit der privaten, staat-


lichen und internationalen Verschuldung sowie der Fehlsteuerung der Produktion


führte er darauf zurück, daß dieser “Nervusrerum” seine soziale


Integrationsfunktion nur mangelhaft erfüllt. 


Anders als die meisten Ökonomen seiner Zeit dachte Silvio Gesell nicht


mechanistisch. Er stellte sich die Gesellschaft und Wirtschaft nicht wie Adam


Smith als ein automatisch funktionierendes Uhrwerk vor oder wie Karl Marx als


eine Masse von Produktivkräften, deren Einsatz der Staat technokratisch pla-


nen könne. Vielmehr erblickte er darin einen sich selbst steuernden sozialen


Organismus, dessen Krisensymptome darauf hindeuten, daß diesem


Organismus die Kraft fehlt, größere Gleichgewichtsstörungen selbsttätig wieder


zu heilen. Die Überwindung der Krisen stellte er sich mithin nicht als ein Resultat


von Symptomkuren wie Subventionen oder staatliche Interventionen in den


Markt vor, sondern als eine organische Hilfe zur Wiedereinregulierung der


Geldströme, über die letztlich alle Selbststeuerungsvorgänge im sozialen


Organismus dezentral vermittelt werden. 


Gesell erwartete, daß in einem System vernetzter wirtschaftlicher Regel-


kreise, d.h. in einer interdependenten Ordnung, die vielfältigen Krankheits-


symptome allmählich von selbst verschwinden, sobald die tiefere monetäre


Ursache der Störungen des Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage


behoben wird. 


Silvio Gesells Denken in ganzheitlichen Ordnungen kommt auch in seinen


zahlreichen Versuchen zum Ausdruck, die komplexen Auswirkungen einer orga-


nischen Reform des Geldes auf den sozialen Organismus deutlich zu machen.


Während Karl Marx es wohlweißlich unterlassen hat, sein kommunistisches


Gegenbild zur kapitalistischen Marktwirtschaft in Einzelheiten auszumalen, hat


Gesell seine Vorstellungen von einem “sozialen Staat” erstmals ausführlicher


in “Nervus rerum” dargelegt. Indem er besonders auf das Problem der


Konzentration und Entflechtung der Produktionsmittel einging, wurde diese


Schrift zugleich zu einer ersten Auseinandersetzung mit den Theorien von Marx,


die in der “Verstaatlichung des Geldes” fortgesetzt wurde. 
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Das Spektrum der positiven Auswirkungen einer Reform des Geldes, das


Silvio Gesell im Auge hatte, reichte hier bereits von unmittelbar geschäftlichen


Veränderungen über eine Entspannung der Gegensätze zwischen den sozialen 


Klassen bis hin zu rechtlichen und kulturellen Fortschritten. Hierbei wird jedoch 


auch deutlich, wie sehr Gesell in mancher Hinsicht noch den Konventionen 


seiner Zeit verhaftet war. Einige seiner Ansichten, die hier zum Ausdruck kom-


men wie zum Beispiel seine Einstellung zum Bildungswesen, hat er später selbst


grundlegend revidiert. Ebenso zeitbedingt ist seine Haltung zum technischen


Fortschritt oder zum politischen Wahlrecht der Frauen. 


Das Bemühen, die Auswirkungen einer Anpassung des Geldes an die Natur 


von vielen Seiten zu beleuchten und sie in ihrer Komplexität zu erfassen, zieht 


sich durch viele Veröffentlichungen Silvio Gesells bis hin zu seinem Hauptwerk 


“Die Natürliche Wirtschaftsordnung”. Dort versetzte er sich in die Lage verschie-


dener Interessengruppen und beurteilte die Gesundung des sozialen


Organismus aus deren jeweiligen speziellen Blickwinkeln. 


Bei alledem bediente sich Gesell nicht nur der Fachterminologie, sondern


vielfach einer sehr bilderreichen anschaulichen Sprache. Zuweilen kleidete er


seine Gedanken - wie er es einmal nannte - in das “unschuldige Gewand einer


märchenhaften Erzählung” [Die Reformation im Münzwesen als Brücke zum sozialen Staat,


S. 55.], um sie auf diese Weise leichter in die Köpfe und Herzen der Menschen


hineinzutragen. Beispiele hierfür sind die Schilderung des ökonomischen


Sündenfalls und die Beratungen einer Auswanderergruppe über die soziale


Ordnung ihrer Kolonie in der “Reformation im Münzwesen” sowie die


Gegenüberstellung der wirtschaftlichen Verhältnisse im gegenwärtigen “Cararia”


und im zukünftigen “Barataria” in der “Verstaatlichung des Geldwesens”. Als wei-


tere Parabeln folgten später die utopische Geschichte von der “Wunderinsel


Barataria” und die vielbeachtete “Robinsonade” in der “Natürlichen


Wirtschaftsordnung”. 


Diese Darstellungsform der Parabel bot Silvio Gesell viele Möglichkeiten,


auch Argumente gegen seine Vorschläge in seine Gedankenführung einzubezie-


hen, sich im Dialog der Gesprächspartner damit auseinanderzusetzen und mög-


lichen Einwänden auf diesem Weg von vornherein zu begegnen. Auch in Gesells


anderen Arbeiten finden sich des öfteren Gegenüberstellungen von Thesen und


Antithesen, aus denen sich dann seine Vorschläge als Synthesen ergeben. 


Im Anschluß an seine ersten Werke verfaßte Silvio Gesell eine Reihe kleine-


rer Aufsätze, in denen er auf der Grundlage seiner Erkenntnisse detaillierter zum


aktuellen wirtschafts- und währungspolitischen Geschehen Stellung nahm.


Diese Aufsätze spiegeln mehr noch als die vorangegangenen Arbeiten die


Genauigkeit wider, mit der Gesell den Einfluß der Währungspolitik auf die wirt-


schaftliche Entwicklung nicht nur Argentiniens, sondern auch der anderen süd-


amerikanischen Länder, Nordamerikas und der europäischen Länder beobach-
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tete. Dies kommt besonders in den “Betrachtungen zur Silberfrage” zum


Ausdruck. Im letzten Aufsatz über die “Geldverproviantierung der Republik”


zeichnet sich bereits Gesells spätere Einstellung zum Staat ab. Die


Verzeichnisse der Werke Silvio Gesells von Friedrich Landmann und Willy Hess


weisen einen weiteren Aufsatz “Antwort an Herrn R. Müller” im “Argentinischen


Tageblatt” aus. Dieser Aufsatz, dessen Erscheinungsdatum nicht bekannt ist,


ließ sich nicht ermitteln. 


Wie bei der Geburt eines Menschen, so folgte auch auf die Geburt von


Gesells Ideen eine Phase der schöpferischen Erholung. Gesell nutzte sie, um


sich die einschlägige Fachliteratur zu beschaffen, seine Aussagen mit den in der


Ökonomie vorherrschenden Lehrmeinungen zu vergleichen und sie zu überprü-


fen. 


Nach einer dreijährigen Pause erschien dann 1897 “Die Anpassung des


Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des modernen Verkehrs”. Es


ist ein erster Versuch Gesells, das Wesentliche seiner Gedanken zusammenzu-


fassen und theoretisch zu systematisieren. Aber trotz aller autodidaktischen


Studien, die Gesell sehr intensiv betrieb, war ihm bewußt, daß es einer noch


engeren Vertrautheit mit den Theorien der Ökonomen bedurft hätte, um seine


aus der Praxis gewonnenen Erkenntnisse in die geschichtliche Entwicklung der


ökonomischen Theorien einzuordnen und sie in diesem Rahmen theoretisch zu


formulieren. In der Hoffnung auf eine Annäherung und polare Ergänzung von


theorieferner Praxis und praxisferner Theorie äußerte Gesell deshalb am Ende


von “Nervus rerum” den Wunsch, daß sich Wissenschaftler fänden, die das, was


er hier “in einfachem kaufmännischen Style” geschrieben habe, in die Sprache


der Fachwissenschaft übertragen. Dieser Wunsch hat seine Gültigkeit auch nach


mehr als einhundert Jahren noch nicht verloren. 
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Die Reformartion im Münzwesen
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Beim heutigen Münzsystem aller


Länder der Welt erhebt jede Mark


vom Gemeinwesen eine jährliche


Steuer von 10 Pfennig zu Gunsten


des Inhabers jener Mark, einerlei


ob die Mark in der Geschäftskasse,


im Strumpf, oder auf der Bank


aufbewahrt wird.







VORWORT


Wenn das Geld nicht als Ware, sondern als Tauschvermittler von Waren


angesehen wird, wer ist da der Eigentümer der Ware, deren Austausch das Geld


vermitteln soll?


Unleugbar der Besitzer des Geldes.
Denn soll eine Ware dem Handel übergeben werden, d. h. gegen eine andere


getauscht werden, so setzt der Verfertiger jener Waren voraus, daß auch das


Geld vorhanden ist, um den Austausch zu vermitteln; natürlich, denn, ist das


Geld nicht vorhanden, so kann die Ware nicht verkauft, nicht ausgetauscht wer-


den. Nun kann aber der Besitzer des Geldes, welches jenen Austausch vermit-


teln soll, die Ware ankaufen wann es ihm beliebt. Er kann es heute tun, er kann


es morgen, er kann überhaupt nicht gezwungen werden, die Waren zu kaufen, er


kann die Waren verderben lassen. Er ist Herr über jene Waren, er ist der eigent-


liche Eigentümer, denn er besitzt den Schein, welcher die Waren beim Tausch


begleiten soll.


Jenes Geld ist unzertrennlich mit der Ware verwachsen; rostet die Ware, so


leidet das Geld im gleichen Verhältnis; geht die Ware zu Grunde, stirbt mit ihr


auch ihr Vertreter, das Geld; mit dem Tode der Ware verliert das Geld, der


Tauschvermittler den Existenzzweck, die Existenzberechtigung. Erst durch


Verkauf der Ware wird der Verfertiger Eigentümer derselben, denn der Verkauf


liefert ihm den Besitztitel, das Geld.
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Die Entdeckung des Semsi-Berges.


Jemand, der in Berlin am 13. März 189. rechtzeitig aufgestanden wäre, hätte


Gelegenheit gehabt die Beobachtung zu machen, daß die Sonne im Osten auf-


ging, wie sie es übrigens an anderen Tagen auch zu tun pflegte. Strahlend stieg


sie am Himmel empor, vor ihrem Glanze verblichen die Leuchtkäfer der Erde und


die bösen Geister, welche die Erde in Nebel hüllen, um besser im Trüben ihr


Unwesen zu treiben, zogen sich mit Zögern und grollend in ihre Schlupflöcher


zurück.


Mit dieser Einleitung hoffe ich der guten Sitte, jedes Gespräch mit


Wetterbetrachtungen zu beginnen, den schuldigen Tribut gezollt zu haben und


nun zur Sache:


Der Finanzminister hatte wieder einmal ein Defizit von so und so vielen


Millionen zu Stande gebracht; er hatte sich darum wegen einer Anleihe mit dem


Bankier in Verbindung gesetzt und erwartete nun stündlich dessen Besuch. Da


klopft es. Endlich, sagt der Minister; hoffentlich bringt er günstige Nachrichten.


Statt des Bankiers trat aber der Briefträger herein, er brachte einen Brief von


Dr. Schnüffler. Dr. Schnüffler war als tüchtiger Gelehrte weit und breit bekannt;


als Geologe genoß er einen Weltruf.


Er war von der Regierung nach dem Spreewald gesandt worden, um auf


Staatskosten Bohrungen vorzunehmen, weil man dort Petroleumquellen vermute-


te. Dr. Schnüffler schrieb:


Meine Bohrungen nach Petroleum sind bisher leider ohne Erfolg gewesen,


obwohl der Bohrer jetzt schon 5000 Fuß tief gedrungen ist. Wenn auch dieser


Mißerfolg zu beklagen ist, so haben doch die Arbeiten anderweitige für die


Wissenschaft höchst wertvolle Resultate ergeben. Ich glaube alles gesagt zu


haben, wenn ich behaupte, daß ich dem Geheimnis der Anziehungskraft der


Erde auf der Spur bin. Aber auch sonst für die industriellen Interessen des


Landes sind die Arbeiten von Nutzen; die Bohrungen haben ergeben, daß in


einer Tiefe von 1000 Fuß unter dem Meeresspiegel die Erde aus massiven


Metallen besteht, und zwar 
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lagern die Metalle hier in mächtigen Schichten übereinander in der genauen


Reihenfolge ihres specifischen Gewichtes. Aluminium zu oberst, Gold und Platin


zu unterst, d. h. bis wohin der Bohrer gedrungen ist. Es ist wahrscheinlich, daß


weiter tiefer noch andere uns vollständig unbekannte Metalle lagern, Metalle,


deren Eigentümlichkeiten uns vielleicht manches Geheimnis der Natur enthüllen


werden.


P.S. Ich vergaß zu sagen, daß ich das Gold, welches der Bohrer zu Tage för-


derte, per Bahn an Ew. Excellenz absandte. Es werden 2–3000 Kilo sein. Wenn


Ew. Excellenz noch mehr von dem Metalle zu heben wünscht, so kann dem


Wunsche leicht entsprochen werden. Wie gesagt, scheint die ganze Erde, in


einer Tiefe von 5000 Fuss eine mächtige Goldschicht zu umhüllen.


Donnerwetter, sagte der Minister, dies ist ja eine höchst sonderbare


Nachricht; Dr. Schnüffler spricht da von 3000 Kilo Gold, als ob das gar nichts


wäre und doch genügt diese Summe zur Deckung des Defizits; des Defizits, wel-


ches mir schon seit Wochen den Schlaf raubt. Er war mit seinen Betrachtungen


noch nicht so weit gekommen, als auch schon ein schwerer Lastwagen angefah-


ren kam und vor seiner Tür hielt. Es war die Goldsendung. Das kostbare Gold,


welches Dr. Schnüffler sandte. Viele zentnerschwere Blöcke lagen da aufgetürmt


und eine grosse Menschenmenge gaffte dieselben neugierig an. Sprachlos stand


der Minister da, er war glückselig; die ganze Tragweite des Ereignisses konnte er


nicht erfassen, und das war auch nicht zu verlangen. Schliesslich kommt er doch


wieder zur Besinnung; er eilt zum König. Der König wundert sich nicht wenig; er


vereinigt um sich die Großen und Weisen des Reiches zur Beratung. Das


Ergebnis dieser Beratung war, ein Regiment Pioniere dem Dr. Schnüffler zur


Verfügung zu stellen und den selben anzuweisen, mit allen Kräften die


Goldausgrabungen zu betreiben.


Es dauert gar nicht lange und schon treffen die ersten Sendungen ein. Ganze


Eisenbahnzüge massiven Goldes treffen ein und die Reichsbank übernimmt es,


die kostbaren Schätze aufzunehmen. Aber schon die nächstfolgenden


Sendungen bringen die Bankverwaltung in Verlegenheit; man weiß nicht, wohin


mit dem Golde. Die Kassen sind voll, die Keller sind voll und die Sendungen


hören nicht auf. Herr! Höre auf mit deinem Segen, heißt es jetzt. Dr. 
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S. wird angewiesen die Ausgrabungen einzustellen; aber schon war es zu spät.


Die Nachricht von dem fabelhaften Goldfunde hatte sich natürlich mit


Windeseile über das ganze Reich verbreitet. Es bestätigt sich, daß wie Dr. S. es


vermutete, die Erde in gewisser Tiefe von massivem Gold umkleidet ist. Überall


werden Bohrer angesetzt, Loch an Loch reiht sich, bald sieht das deutsche Reich


aus wie ein Sieb.


Riesige Berge Goldes werden zu Tage gefördert, alle Bewohner des Landes


sind zu Grubenarbeitern geworden, an Landbau dachte keiner mehr.


Es war natürlich, daß sich bald ein Mangel an Lebensmitteln einstellen würde.


Nach England und Amerika wird schleunigst telegraphiert und bereitwillig wird


das Bestellte geschickt. Die Deutschen sind ja jetzt so reich, die Rechnungen


laufen kein Risiko, nicht bezahlt zu werden.


Die Dampfer bringen Lebensmittel an, goldbeladen fahren sie zurück.


Die englische Bank übernahm es, die ersten Sendungen des edlen Metalles


in ihren weiten und wohlverwahrten Kasten aufzunehmen Es ging da sehr viel


hinein. Aber schon die zweite Sendung brachte das Direktorium in Verlegenheit.


Das schleunigst zusammenberufene Bankdirektorium beschließt, um den erwar-


teten weiteren Sendungen Platz zu schaffen, den Diskont auf anfänglich 2%


dann 1 % zu erniedrigen, und als noch in Folge dieser Maßregel die Depositen


nicht schleunig genug zurückgezogen, wurde beschlossen, nicht allein den


Diskont ganz fallen zu lassen, sondern sogar für Depositen Lagerspesen zu


erheben. diese Maßregel brachte jetzt das in der Bank aufgestapelte Gold in


Fluß.


Die erste Folge war, daß man mit großer Liberalität die Wechsel diskontiert;


Leute denen man früher keinen Pfennig anvertraut hatte, genossen des weitge-


hendsten Kredits. Man wußte ja nicht, wohin mit dem Gelde. Alle hatten jetzt


Geld und dieser Reichtum wuchs mit den täglich neu eintreffenden


Goldsendungen.


Man fing an das Gold weniger zu schätzen. Die Preise sämtlicher Waren stie-


gen; was früher für 1 erhältlich, kostete jetzt 2, 5 10, 50. Aber die


Goldsendungen ließen nicht mehr nach. Die Dampfer genügten nicht mehr, um


den Verkehr mit Deutschland 
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zu bewältigen. Den Linien Asiens, Lybiens, Egypten’s mußten Dampfer entzogen


und in die Hamburger Linie gestellt werden. Mit Gold beladen kehrten alle


zurück.


Man fing an, das Gold zu verachten. Gegenstände, die man bisher aus Eisen


herstellte, sie werden jetzt aus Gold gemacht. Radreifen, Eisenbahnschienen,


Eisen um den Schmutz der Stiefel zu entfernen etc. etc. sie wurden aus Gold


gemacht. In den Strassen fand man leere Petroleumbüchsen, Hufeisen etc. von


Gold, keiner hob sie auf.


Dem Gold war die Larve abgezogen, das Gold war wertlos.


Rothschild, du bist ein armer Teufel geworden, dein Reichtum war auf Gold


gebaut und keiner gibt mehr ein Butterbrot dafür. Du bist arm wie Job. Den


Sultan der Türkei kannst du nicht länger mehr zwiebeln, seine Schulden zahlte er


zurück mit Zins und Zinseszinsen. Dieselben die früher vor dem Glanze deines


Goldes in den Staub vor dir niederfielen und dich in den Adelsstand erhoben, sie


achten dich nicht mehr, du bist nicht mehr als ein armer Tropf.


90 Tage Sicht zahlen sie gegen diese Primawechsel etc.


Sorgen hatte der Kaufmann gehabt, das Gold immer zu rechten Zeit zusam-


menzubringen. Lange Nächte hat er schlaflos in seinem Bette nach einem retten-


den Gedanken gesucht – um sonst –. Die 90 Tage verstrichen und der Exekutor


stand vor der Tür. Heute ist es anders. Die 90 Tage sind verstrichen, aber nicht


mehr mit dem Angstgefühl früherer Tage, erwartet er den Kassenboten, der ihm


den Wechsel vorzeigen sollte. Geld hatte er jetzt genug. Er wartete übrigens


auch um sonst, der Kassenbote kam überhaupt nicht, der Wechselinhaber hatte


den Wechsel zerrissen, er hielt es nicht der Mühe wert, denselben einzukas-


sieren.


He, Hallo, Freund Basurero, willst du so gut sein, diesen Geldschrank mit auf


deinen Karren zu nehmen. Der Kasten steht mir hier im Wege; nimm ihn mit,


mein lieber Basurero, du kannst ihn zu Haus als Hühnerstall benutzen.


Guten Morgen Fräulein, wie geht es Ihren werten Buckeln und Pockennarben


und Geldsäcken, wo ist der Kranz Ihrer Verehrer? Danke schön, Herr Nachbar,


Puckel und Pockennarben blieben, meine Verehrer verscheuchte mehr die


Entwertung des Geldes als meine Pockennarben.
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Was bedeuten Wechsel, Schuldscheine, Aktien, Pfandbriefe, Banknoten


Hypotheken, Mietskontrakte etc. etc. sie alle lauten auf Gold und diese findet


man in der Strasse.


Wie geht es Ihnen, Herr Astor? was machen die Geschäfte?


Schlecht geht es mir, lieber Nachbar, kann keine Arbeit finden und mein Gold


will niemand.


Na, machen sie sich nur nicht zu viel Sorgen, Sie werden wir wohl auch noch


durchfüttern können, treten Sie bitte herein und essen Sie mit uns. Es ist eigen-


tümlich, daß seitdem das Gold entwertet ist, daß wir Arbeiter uns viel besser ste-


hen als früher und im Stande sind, auch von Zeit zu Zeit das Vergnügen zu


haben, Gäste zu bewirten. Sie, Herr Astor, Sie haben so viel mit Gold zu tun


gehabt, Sie können uns gewiß erklären, wie es kommt, daß jetzt, trotzdem so


viele Fabriken geschlossen sind, die Armut doch bedeutend geringer ist als frü-


her?


Mit vielem Vergnügen, Herr Nachbar, will ich Euch das erklären und zum


Danke für die vortreffliche Suppe Euch den Sachverhalt klar darstellen.


_________


Die Erbsünde.


Wie Ihr jedenfalls erfahren habt, lebten Adam und Eva, die ersten Menschen,


im Paradiese, bis daß sie vom Teufel verführt, von den verbotenen Früchten nah-


men und zur Strafe aus dem Paradies vertrieben wurden. Da das Paradies hier


nicht wiedergefunden worden ist, und der Mangel an Flügel, an dem die


Menschheit leidet, die Annahme ausschließt, daß etwa das Paradies auf dem


Monde sich befand, und die Menschen von dort vertrieben auf die Erde geflogen


sind, so muß die Sache so aufgefaßt werden, das Gott nicht etwa die Menschen


durch ein Portal aus dem Paradies vertrieben, sondern daß er das Paradies in


das jetzige Tal der Tränen umwandelte und diese Umwandlung den gestohlenen


Früchten überlies.


Und in der Tat, wenn man Umschau hält in der großen herrlichen Schöpfung,


so gewinnt man die Überzeugung, daß unsere Erde ein Paradies ist und daß nur


die Menschen die Erde zur Hölle machen.
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Der Satan hatte den ersten Menschen gesagt, daß die verbotenen Früchte


viel Wunder verrichten und den Inhaber derselben zum Herrscher und Gebieter


der Erde machen würde.


Adam hatte in Folge dessen die Früchte wohl aufbewahrt; doch da er als ein-


ziger Mensch ipse facto Gebieter und Alleinherrscher war, so hob er die Früchte


auf als Reserve-Kapital, für den Fall, daß irgend ein Ichtiosaurus sich vielleicht


über Nacht in einen Menschen und Nebenbuhler verwandelt hätte. Aber nichts


davon ereignete sich und als sein letztes Stündlein schlug, rief er seinen Sohn zu


sich, übergab ihm die Früchte und erklärte ihm den Wert derselben.


Der Sohn hatte auch keine Gelegenheit, die geheimnisvolle Kraft der Früchte


zu erproben und ebensowenig dessen Erbe und so vererbte sich die Frucht und


ihr Geheimnis viele jahrhunderte lang, ohne daß je einer in der Lage gewesen


wäre, die Echtheit der Frucht auf die Probe zu stellen.


Die Menschen lebten damals sehr glücklich und nichts erinnerte sie daran,


daß sie aus dem Paradies verstoßen waren. Da es keine armen Leute gab, so


gab es auch keine Reichen, und das es keine reichen Leute gab, so gab es auch


keinen Neid und keine Mißgünstigen. Diebe gab es nicht, schon aus dem grun-


de, weil nichts da war, was nicht schon jeder hatte; drum waren auch Polizisten


wie Gefängniswärter ebenso unbekannt wie unnötig. Es gab auch keine


Zuchthäuser und Verbrecher-Kolonien, und während jetzt noch vor Kurzem, d. h.


vor dem großen Goldfund, Millionen von Menschen im Schweiße ihres


Angesichtes arbeiten mußten, um Diebe einzufangen, zu bewachen, abzuurteilen


und aufzuknüpfen, so konnten damals diese Menschen sich anderen nützlichen


Beschäftigungen widmen. Wie gesagt, die Menschen lebten herrlich und in


Freuden. In den großen Versammlungen, die sie abhielten erhitzte man sich


nicht über Militär-Vorlagen und Sozialisten-Gesetze, sondern man beriet sich


über die Veranstaltung großer Festlichkeiten und Jagdzüge.


Einst nun war ein solcher Jagdzug mit reicher Beute zurückgekehrt und wäh-


rend die Frauen eifrig beschäftigt waren, die Beute mundgerecht zu machen,


umlagerten die Männer ein großes Feuer und unterhielten sich über die


Ereignisse der Jagd.
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Ja, sagte Abel, das war mal wieder ein herrlicher Tag, und wenn mich nicht


diese verdammten Früchte aus dem Paradies, die inzwischen steinhart gewor-


den sind und die mir mein Vater zum Aufbewahren gab, so drückten, ich würde


überhaupt, bezweifeln daß es noch was schöneres, als unsere Erde geben kann.


Was sind denn das für Früchte, fragten die Anderen, zeig sie mal her, und


wenn sie dich drücken, wo wirf sie fort, warum belastet du dich mit so unnützem


Zeug.


Nein, wegschmeißen will ich sie nicht, sagte Abel, da werde ich mich wohl


hüten; diese Steine haben eine gar wunderbare und geheimnisvolle Kraft, und


indem er dies sagte, zog er aus dem Gurte, einen Beutel mit einer Menge glän-


zender runder Scheiben, welche auf beiden Seiten mit folgender Inschrift


bedruckt waren: Dem Inhaber dieser Steine gehört Alles was auf Erden ist; Alles


was darauf fleucht und kreucht ist ihm untertan.


Das sind ja höchst sonderbare Steine, sagten die Anderen, und wie erklärst


du die Inschrift, Abel?


Ganz einfach; mir als Inhaber der Steine gehört die Welt; ich bin der Herr und


alle anderen Menschen sind mir untertänig, folglich auch Ihr, meine Freunde,


wenn dies möglich wäre?


Um die Wahrheit zu sagen, ich glaube nicht daran, ich verstehe nicht, wie mir


diese Früchte ein Anrecht auf eine Feige geben können, um wieviel weniger


noch auf meine Mitmenschen. Ich halte die Sache für Schwindel.


Wir auch, sagten die Männer, und da inzwischen die Frauen das Mahl bereitet


hatten, so setzten sich alle um das Feuer und ließen sich die Bärenkeule trefflich


munden. In der ungetrübtesten Heiterkeit, zogen schließlich alle in ihre Hütten


zurück und der Schlaf umfing bald die ganze Gesellschaft.


Nur Einer war, der nicht schlafen konnte; Kain gingen die Steine Abels nicht


aus dem Sinn und die Inschrift liess ihm keine Ruhe. Es wäre doch zu schön


dachte er, die ganze Erde allein zu besitzen und wenn mir die anderen die Stiefel


wichsen müßten. Aber, dachte er wiederum, Abel besitzt ja die Steine und in


Folge dessen kann er mich zwingen, mich freien Mann, das Amt eines Dieners


zu übernehmen.


Dieser Gedanke war ihm unerträglich und er beschloß, die Steine sich anzu-


eignen. Schwer war das nicht, denn Abel pflegte 
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den Beutel vor seinem Zelte an einen Baumast zu hängen. Er schlich sich hin


und bemächtigte sich des Beutels.


Dies war der erste Diebstahl, den ein Mensch beging.


Am nächsten Morgen vermißte Abel den Beutel und als er denselben im


Besitze Kain’s erblickte, forderte er ihn zur Rückgabe auf. Kain verweigerte die


Rückgabe, und als Abel darauf bestand, da erhob Kain die Keule, erschlug den


Abel und floh in den Wald.


So entstand der erste Diebstahl und der erste Mord, beide verursacht durch


die Früchte des Paradieses.


Von den anderen Männern wurde nun Kain verfolgt, ergriffen und gelyncht.


Sie bemächtigten sich des Beutels, doch da Abel tot war, so wußten sie nicht,


was mit den Beutel anzufangen, bis sie schließlich vereinbarten, den Inhalt zu


teilen.


Dabei entstanden Zwistigkeiten, welche die Männer in zwei Gruppen teilten


und welche sich den Krieg erklärten.


So entstand der erste Krieg, der auch auf die verbotenen Früchte des


Paradieses zurückzuführen ist.


In den Augen der Menschen gewann nun die Früchte einen wirklichen Wert,


denn um ihretwillen hatte Kain Abel erschlagen und um ihretwillen führten die


Menschen Krieg.


Die Früchte mußten somit doch den Wert haben, von dem die Inschrift


sprach.


Jeder suchte nun so viel wie möglich von den Steinen in seinen Besitz zu


bringen, durch List oder Gewalt.


Während früher niemand etwas besaß, was die Habsucht Anderer hätte rei-


zen können und infolgedessen auch nichts vor den Augen der anderen zu ver-


bergen hatte, grübelten die Besitzer der Steine nach, wie sie dieselben jetzt


sichern könnten.


Sie bauten sich stärkere Häuser, errichteten Palisaden um dieselben und


spitzten dieselben oben zu; sie zähmten wilde Tiere und richteten sie ab, Jeden


der sich näherte zu zerreißen. Während früher jeder Fremde willkommen war


und man Jeden ohne Argwohn empfing, vermutete man jetzt in jedem


Abkömmling einen Kain, der sich er Steine bemächtigen wollte.


Die Menschen, die sich bis dahin nur versammelt hatten zur Jagd und zum


Feste, sie versammelten sich jetzt, um Raubzüge zu planen oder solche abzu-


wehren.
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Bis dahin hatte der reine Tauschhandel bestanden und da fast Alles was man


brauchte an Ort und Stelle zu finden war, so war auch der Handel naturgemäß


sehr beschränkt.


Aber jetzt war plötzlich eine Änderung eingetreten. Mit den Paradiesfrüchten,


oder wie wir sie fortan nennen wollen, mit dem Golde, war ein Gegenstand auf


den Markt gekommen, dessen Nachfrage nie durch das Angebot gedeckt wurde.


Jeder wollte so viel Gold wie möglich haben und je mehr der Gegenstand


gesucht wurde, desto mehr wuchs dessen Wert in der Einbildung der einfältigen


Menschen.


Keine wollte das Gold hergeben und nur die Not, die Leidenschaften, konnten


zur Herausgabe bewegen.


Für eine Frucht gab es wohl eine andere Frucht, ein Tier, ein Feigenblatt aber


nie konnte ein solcher Gegenstand die Kauflust so weit anstacheln, daß einer


dafür eine Goldmünze gegeben hätte.


Um diese Kauflust zu steigern und die Inhaber des Goldes zur Herausgabe


zu bewegen, verfielen die Menschen auf Ideen, auf die sie früher nie gekommen


waren.


Der Bauer, um schöne, verlockende Früchte zu gewinnen, brachte Mist auf


seinen Acker, zog Canäle und berieselte die Wiesen. Der Handwerker suchte


durch Beschmieren mit bunten Farben seine Erzeugnisse bestechender zu


machen. Der Handelsmann zog in fremde Länder, durchkreuzte Wüsten und


durchzog die Meere, auf der Suche nach bunten Waren. Der Märchenerzähler


erfand den Schauer-Roman und der Hohepriester, um seine Schäfer zu veran-


lassen, den Göttern statt der gewohnten Fruchte und Trauben Goldmünzen zu


bringen, erfand die Hölle und malte dieselbe den säumigen Opferbringern in den


schrecklichsten Farben.


Mit dem Golde konnte man alles anfangen, alles kaufen und was bis dahin


nie verkauft worden war, des Mannes Ehre sie unterlag auch der Allmacht des


Goldes.


Dem Golde zu Liebe, legte sich der Räuber in den Hinterhalt, trotz Regen und


Schnee, erspäht den Wanderer, tötet und beraubt ihn.


Dem Golde zu Liebe verzichtet der Mann auf seine Freiheit und verkauft sich


als Sklave und Leibeigner.
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Der Sklavenkäufer richtet seine Sklaven ab, bewaffnet sie, lehrt sie, wie man


rechts- und linksum macht und unternimmt mit ihnen Raubzüge in die


Nachbarländer.


So lebten die Menschen jetzt in Angst und Aufregung, die Inschrift der


Paradiesfrüchte hatte sich bestätigt, das Gold regierte die Welt, aber die Erde


war kein Paradies mehr.


Der Ungehorsam Adams macht sich fühlbar als Erbsünde.


Wie jedes Ding seine Schatten- und Lichtseiten hat, so hatte die Einführung


des Goldes auch sein Gutes.


Sie entwickelte im Menschen die Habsucht und diese ist bekanntlich die


mächtigste Triebfeder im Menschen.


Während früher kein Mensch daran dachte, mehr Vorräte anzuhäufen als er


bis zur nächsten Ernte brauchte, aus dem einfachen Grunde, weil diese Vorräte


verderben würden, so hatte man jetzt im Golde einen Wert gefunden, der nie
verdarb, mit dem man zu jeder Zeit alles eintauschen konnte und dessen Wert,
statt wie jede andere Frucht alle Tage abzunehmen, alle Tage in der Einbildung


der Menschen stieg.


Alles was man irgendwie entbehren konnte, wurde in Gold umgetauscht, man


berechnete überhaupt sein Vermögen nur nach dem Goldwert.


Dieses allgemeine Verlangen nach Gold trieb den Wert desselben ins


Fabelhafte. Keiner verkaufte, wenn man ihm nicht Gold brachte und ohne Gold


kam überhaupt niemand mehr aus. Der Steuermann verlangte Gold, der


Hohepriester verlangte Gold und selbst das Schulmeisterlein droht zu streiken,


wenn man ihm kein Gold brachte.


Wenn ein junger Bauer sich früher ein eigenes Heim gründen wollte, so fand


er immer jemand, der gerne bereit war, ihm den Saatweizen zu borgen. Zinsen


verlangte man nicht, denn man erblickte seinen Vorteil darin, daß einem der
geborgte Weizen nach der Ernte in frischer Ware in ungeschmälerter Menge
zurückerstattet wurde. Hätte er den Weizen im Speicher behalten, so wäre der-


selbe durch Mäusefraß, durch die Einwirkung der Luft erheblich zusammenge-


schrumpft.


Jetzt ist das aber nicht mehr so; der Bauer rechnet anders. Er verkauft den


Weizen gegen Gold und falls er nach einem Jahre 
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den Weizen wieder braucht, so kann er mit dem Golde den Weizen und frisch,


unverringert wieder erlangen.


Er hat somit gar kein Interesse mehr daran, dem jungen Ansiedler Weizen zu


borgen. Für das Verborgen verlangt er jetzt eine Extra-Vergütung. Der junge


Ansiedler muß ihm jetzt auf den Zentner 10 Pfund extra vergüten als Zins.


Gegen früher hat der Bauer jetzt diesen doppelten Vorteil, sein Weizen-Vorrat


schrumpf nicht mehr durch die Einwirkung der Zeit zusammen, und außerdem


bringt er ihm Zinsen ein.


Sein Vermögen wächst in Folge dessen außerordentlich. Er braucht bald nicht


mehr zu arbeiten, der ausgeliehene Weizen (oder das Gold) bringt ihm an Zinsen


viel mehr ein, als er verbraucht. Er ist Rentier geworden und der Einführung des
Goldes hat er dies zu verdanken.


Die jungen Ansiedler sehen jetzt zu ihrem Erstaunen, daß das Leben schwer


wird. Sie müssen viel mehr arbeiten als früher, um die Zinsen zu bezahlen. Nur


eines Unglücksfalles, einer Mißernte bedarf es, um ihnen die Zinszahlungen


unmöglich zu machen. Zinseszinsen werden jetzt berechnet. Und je mehr Zinsen


sich anhäufen, desto mehr müssen die Ansiedler arbeiten und je mehr sie arbei-


ten, desto tiefer geraten sie in Schulden, denn durch die übermäßige Arbeit ent-


steht Überproduktion, die auf die Preise drückt und die dem Rentier zu gute


kommt dadurch, daß er für den eigenen Bedarf weniger auszugeben hat.


Der Rentier darf sich jetzt allen möglichen Luxus gestatten. Er hält eine


Anzahl Diener, Söhne verarmter Bauern. Die Bauern, die ihren Verpflichtungen


nicht nachkommen, müssen beim Rentier zur Abtragung ihrer Schulden


Frohndienst leisten. Der Rentier läßt durch die Bauern auf seinen eigenen


Besitzungen Meliorationen vornehmen, Wege bauen, Kanäle ziehen etc. und je


mehr dadurch sein Besitz an Wert zunimmt, desto mehr verkommen die Gehöfte


der Bauern durch die, in Folge der Frohndienste ihren eigenen Besitzungen ent-


zogene Arbeit. Der Bauer kommt jetzt nicht mehr aus, sein Gehöft kommt unter


den Hammer; der einzige mögliche Käufer ist der Rentier, der dem Bauer jetzt


noch Mietzins abverlangt, wenn er weiter auf dem Gehöfte leben will. Der Bauer


ist zum Lohnarbeiter geworden, abhängig von der Gnade des Rentiers.
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Der Bauer hat früher bei mäßiger Arbeit Zeit gehabt, auch für sein geistiges


Vorwärtskommen zu sorgen; jetzt hat er keine Zeit mehr dazu. Sorgen und Arbeit


bringen mit seinem physischen auch sein geistiges Vermögen herunter – er wird


zum unzurechnungsfähigen Idiot – ein Halbding zwischen Tier und Mensch. Der


Rentier aber, der Zeit, Gold und Muße hat, seinen Geist auszubilden, verlegt sich


darauf, das Finanzsystem, das ihm persönlich so gute Dienste geleistet, nach


allen Regeln der Kunst auszubilden.


– Seht, sagte hier Herr Astor, was die Paradiesfrüchte bewirkt haben, wie sie


Elend und Jammer unter die Menschen verbreitet haben, und daß die Taufe nie


genügt hätte, die Menschheit von dieser Erbsünde zu entbinden.


Wie es hier im Kleinen ergangen ist, so ist es im Großen in der ganzen Welt


ergangen und in erhöhtem Maßstabe in der Industrie; denn Handwerker und


Bewohner der Städte fallen der Ausbeutung viel leichter noch zum Opfer, schon


darum, weil sie keine Lebensmittelvorräte besitzen, Nahrungssorgen also schnel-


ler eintreten und jeden Widerstand brechen. –


Liebe Freunde, es war wirklich höchste Zeit, daß dem ganzen Elend ein Ende


gemacht wurde, und ich weiss nicht, in welchem Abgrund die Erbsünde, das frü-


here Geldsystem die Menschheit gestützt hätte, wenn der Berg Semsi nicht sich


rechtzeitig noch aufgetan hätte.


Seid ihr jetzt dahinter gekommen, wie es kam, daß fleißige Arbeiter doch ewig


im Elend leben mußten und schließlich darin zu Grunde gingen. Das Gold, die


Paradiesfrüchte, die Erbsünde trug die Schuld und wenn ihr nun durch die Taufe


davon befreit seid, so verdankt Ihr dies dem Dr. Schnüffler; durch Beelzebub,


den obersten der Teufel, hat er den Teufel vertrieben.


Wir sind Euch recht dankbar, Herr Astor, für die Erklärung, die Ihr uns gege-


ben habt, wir haben den Sachverhalt so ziemlich verstanden, aber was sagt Ihr


denn zu den neuen Finanzprojekten? Man munkelt, daß das Gold durch Papier


ersetzt werden soll. daß es so ohne Geld nicht ewig gehen kann, sehen wir ja


sehr gut ein, obwohl wir Arbeiter uns doch ziemlich gut dabei stehen, wenigstens


viel besser als früher.


Die Finanzprojekte über Ausgabe von Papiergeld in der Form, wie es in ande-


ren Ländern besteht, wäre die größte Torheit, die 
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das Volk tun könnte, sagte Herr Astor. Jetzt ist alles schuldenfrei, wer arbeitet,


hat sein reichliches Auskommen und wer nichts leistet, hat eben nichts, soll auch


nichts haben. Wird das neue Papiergeld eingeführt in der Form, wie es projektiert


wird, so wird kein Menschenalter vergehen und dann werden wir dieselben fau-


len Verhältnisse haben wie vor der Entdeckung des Semsi-Berges. Ich versiche-


re Euch, es vergehen keine 10 Jahre und Ihr werdet mich den ruinierten 100-


fachen Millionär, der heute nicht weiß, womit er den Hunger stillen soll, wieder an


der Spitze eines Bankgeschäftes und im Besitze 100-facher Millionen finden.


Aber die Millionen reizen mich nicht mehr, die Armut hat mich gelehrt, das


Glück auf einem anderen Wege zu suchen. Ich bin zum praktischen Philosophen
geworden; ich habe eingesehen, daß der Reichtum nicht glücklich macht und


gestehe hier gerne, daß ich früher trotz meiner Millionen nur in einem Bette habe


schlafen, nur auf einem Stuhle habe sitzen, nur ein Beefsteak habe essen kön-


nen, obwohl mir mein Reichtum wohl gestattet hätte, zwei Betten und Stühle zu


benutzen, 10 Beefsteak zu essen. Ich sage nur die Wahrheit, wenn ich behaupte,


daß die Suppe, die mir Ihre liebenswürdige Gattin präsentierte, das erste Gericht


ist, was ich überhaupt im Leben mit wahrem Genuß gegessen habe und daß ich


heute zum ersten male merke, daß der Genoß, Millionen anzuhäufen, lange nicht


mit dem wahren Vergnügen verglichen werden kann, hier diesen würzigen Brei


mit gutem Appetit, am Tische einer so braven und tugendsamen Familie zu


essen. Ich hasse den Reichtum jetzt ebenso wie ich ihn früher schätzte und um


Anderen die argen Enttäuschungen zu ersparen, die der Reichtum mit sich


bringt, will ich Euch ein Finanzprojekt erklären, welches ich schon lange mit mir


herumtrage und nun nach reiflicher Überlegung dem Minister vorzulegen ge-


denke.


Das Projekt handelt auch von Papiergeld, aber von einem wesentlich anderen


Papiergeld, als das, was bisher im Umlauf in anderen Ländern war. Das
Papiergeld wird die guten Zwecke des Geldes vollkommen und besser erfüllen
und dessen Nachteile umgehen.


Bevor ich Euch aber das Projekt selber auseinandersetze, wird es nötig sein,


Euch etwas für dessen richtige Erfassung vorzubereiten und schicke darum


folgende kleine Geschichte voraus.
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Der Schulmeister Axer.


Man hat wieder mal eine Krisis durchgemacht. Eine jener Geschäftskrisen,


welche in den letzten Jahrzehnten in fast allen Ländern mit ziemlicher


Regelmäßigkeit wiederkehrten und ihren einfachen und ganz natürlichen Grund


darin haben, daß


1) durch das System der Zinsen die Kapitalien sich unnatürlich und soweit 


anhäufen, daß die Schulden, die diesen Kapitalien entsprechen, trotz 


des besten Willens und angestrengtester Arbeit nicht mehr verzinst wer


den können und den Bankrott der Schuldner zur Folge haben;


2) daß durch die Anhäufung der Kapitalien in den Händen Einzelner die 


menschliche Tätigkeit in unrichtige Bahnen, wie durch Erbauung von 


Palästen, Fabrikation von Luxusgegenständen etc. abgelenkt wird.


Wie gewöhnlich es bei einer solchen Krisis zuzugehen pflegt, war eine große


Anzahl von Personen beschäftigungs- und brotlos geworden und mußten aus-


wandern; so war auch ein ganzes Dorf, welches bisher seine Existenz direkt und


indirekt einer jetzt verkrachten Luxuswaren-Fabrik verdankte, zur Auswanderung


gezwungen. Die Leute dachten, „Einigkeit macht stark“ und handelten danach,


indem sie beschlossen, zusammenzuhalten und gemeinsam über’m Ozean eine


Kolonie zu gründen.


Alle Handwerker waren da vertreten und an Landwirten fehlte es auch nicht.


Der Schulmeister hatte mit der Karte in der Hand einen Ort mitten in der Wildnis


ausgesucht, wo nach seiner Ansicht alle Bedingungen zum guten Gedeihen einer


aus so vortrefflichen Elementen bestehenden Kolonie vereinigt waren, und in


gerader Richtung auf den Punkt ging es los. Nach langer, beschwerlicher Reise,


nach tagelangen Märschen durch den Sumpf, dornigem Gestrüpp und dichtem


Urwalde, traf die Gesellschaft schließlich wohlbehalten an dem vom Lehrer aus-


gesuchten Platze an und man sah in Wirklichkeit, daß sich der Mann nicht


getäuscht hatte. Der Platz konnte wirklich nicht besser gewählt werden, und


rüstig ging es ans Werk.


Man war übereingekommen, das in der ersten Zeit Alle zusammen für


gemeinsame Rechnung arbeiten sollten, bis daß für jeden ein eigenes Haus 


fertig dastand, und daß in dieser Zeit Alle 
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die Anordnungen des Schulmeisters, der als umsichtiger und vernünftiger Mann


allgemein geschätzt war, Folge leisten würden.


Und so hatte denn der Schulmeister bald einen Plan hergestellt, der gleichzei-


tig den individuellen Eigentümlichkeiten der Ansiedler, den klimatischen und


Ortsverhältnissen Rechnung trug und einstimmig angenommen wurde. Dank den


klugen Bestimmungen des Schulmeisters und dem frischen Mute, womit Alle sich


an der gemeinsamen Arbeit beteiligten, machte das Werk schnelle Fortschritte,


und in verhältnismäßig kurzer Zeit standen alle Gebäude fix und fertig da.


In der Mitte des Ortes erhoben sich, alle anderen Gebäude stolz überragend,


die Schule, als Symbol, daß die Schule den Kernpunkt, das Herz des ganzen


Gemeinwesens bilden sollte, und daß die Pflege der Schule, die Ausbildung der


Jugend, keinen Augenblick in Vergessenheit geraten und als die vornehmste,


wichtigste Anstalt stets gehalten und geschätzt werden sollte. Um die Schule


herum waren die Gebäude der Handwerker und im weiten Umkreise die Gehöfte


der Bauern.


Alle waren entzückt von der ganzen Einrichtung und nachdem durch das Los


Jedem seine Behausung angewiesen worden, richtete sich Jeder nach seinen


persönlichen Wünschen ein und hörte von dem Tage an das gemeinsame


Arbeiten auf.


Bis dahin war es keinem aufgefallen, daß eigentlich gar kein Geld in der


Ansiedlung zirkulierte, denn auf Anraten des Lehrers war auf der Reise in dem


letzten passierten Städtchen der letzte Heller in Handwerkszeug und Sämereien


umgetauscht worden, und so lange man zusammen gearbeitet hatte, dachte nie-


mand an das Geld. jetzt machte sich aber der Mangel des Geldes recht fühlbar;


man konnte sich durch den Tausch das Gewünschte verschaffen, aber es war


dies mit vieler Arbeit und Zeitverlust verbunden. Um dem Übelstand etwas nach-


zuhelfen, schlug der Schulmeister vor, daß Alle, die einen Gegenstand umzutau-


schen wünschten, sich an einem bestimmten Tage und an einem bestimmten Ort


zusammenfinden sollten. Auf diese Weise wurde das Herumfragen im Orte ver-


mieden und Alle begrüßten freudig den neuen Markttag.


Aber auch dieser Ausweg befriedigte mit der Zeit wenig. Täglich kamen kleine


Reibereien vor, indem bei dem Tausche eine genaue Abtaxierung und


Verrechnung unmöglich wurde. Obwohl 
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die Streitigkeiten bei dem friedlichen Charakter der Ansiedler von wenig Belang


waren und vom Lehrer immer leicht geschlichtet wurden, so waren doch Alle


darin einig, daß es so nicht immer gehen könnte und Jeder vermißte das Geld


sehr.


So standen die Sachen, als der Lehrer eines Tages alle Einwohner zusam-


menrief und sagte:


„Ihr beklagt Euch jetzt alle Tage über den Mangel an Geld; Einige unter Euch


rathen sogar zu einer auswärtigen Anleihe, um dem Übelstande abzuhelfen.


Geht es denn wirklich so schlecht, seid Ihr denn nicht zufrieden mit Eurer


Lage? Habt Ihr vergessen, warum wir unsere liebe Heimat verlassen, obwohl


auch dort die Erde fruchtbar und obwohl Ihr auch dort arbeitsam und fleißig


waret? Dort war aber Geldsucht. Wir sind jetzt schon ziemlich lange hier, noch ist


nicht ein Diebstahl begangen worden, nicht eine ernstliche Streitigkeit hat unsere


Ruhe gestört. Allerdings ist keiner reich geworden, aber auch keiner verarmt. Wir


haben keinen Herrn, aber auch keinen Diener im ganzen Orte. Glaubt Ihr, daß es


so bleibt, wenn wir Gold, besonders fremdes Gold einführen?


Ihr sagt nein, und dennoch beharrt Ihr auf Eurem Verlangen. Nun, ich will


Euch einen Vorschlag machen und wird Euch derselbe hoffentlich befriedigen


und Eure Wünsche nach Geld erfüllen.


Ich schlage vor, wir bauen eine große Markthalle, dort bringt Jeder seine


Waren hin und ein Verwalter wird über die abgelieferten Produkte Scheine aus-


stellen. Diese Scheine werden den Wert der Waren angeben, nach einem Tarife,


welchen wir genau ausarbeiten wollen, und so wird z. B. Jeder, der 100 Kilo


Weizen bringt, einen Schein von 10 Thalern erhalten. Mit diesem Schein kann er


dann zu jeder Zeit die 100 Kilo Weizen wiederkaufen oder jede andere Waren


nach dem Preise des Tarifs. Der Schein wird auf den Inhaber lauten und kann


somit an dritte Personen übertragen werden. Auf diese Weise werdet Ihr ja Geld


haben und erspart die Kosten, eine auswärtige Anleihe zu verzinsen.


Um die Wahrheit zu sagen, mir wäre es lieber, wenn Ihr Euch wie bisher ohne


Geld behelfen könntet; zu deutlich steht mir noch die Misére unserer Heimat vor


Augen; aber wenn Ihr sagt, daß das Übel notwendig ist, so wollen wir zwischen


zweien das kleinste Übel wählen und zwischen diesem Vorschlage und einer


Anleihe 
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ist die Wahl wohl nicht schwer. Wir werden sehen, wie der Hase läuft, und sollten


sich meine düsteren Ahnungen bewahrheiten, so wird es ja noch möglich sein,


unser eigenes Werk zu zerstören und zu unserem alten bewährten Tauschhandel


zurückzugreifen.“


Die Rede des Lehrers machte großen Eindruck auf die Versammlung, die


Erinnerung an das in der Heimat durchgemachte Elend war noch zu lebendig in


ihnen und sie wären bereit gewesen, jedes Opfer zu dessen Abwehr zu bringen.


Aber der Wunsch, die Vorteile der Geldzirkulation zu genießen, war zu lebhaft,


auch verstanden wohl die Meisten den Zusammenhang zwischen Geld und
Elend nicht, und so stimmte schließlich eine große Majorität für den Vorschlag


des Lehrers.


Die Markthalle war bald fertig, der Preistarif zur allgemeinen Zufriedenheit


ausgearbeitet und bald war die Halle mit allen möglichen Produkten der arbeitsa-


men Bevölkerung angefüllt.


Der Lehrer hatte es übernommen, die Marktscheine, die als Geld dienen soll-


ten, auszuarbeiten und sich bemüht, denselben außerdem materiellen Wert, den


sie vorstellen sollten, noch einen künstlerischen zu geben.


Auf der einen Seite standen in der Mitte Zahlen, die den Wert angaben, links


war ein Galgen mit einem armen Sünder, den die Raben verzehrten, rechts ein


Heer Polizisten, die mit der Waffe in der Hand einen Haufen streikender, hungri-


ger Arbeiter zur Ruhe bringen wollten.


Auf der Rückseite war ein großer, prachtvoller Saal dargestellt; an einem


reichbesetzten Tische saß eine fröhliche Gesellschaft, während dienstbeflissene


Diener die geheimsten Wünsche der Gesellschaft zu befriedigen sich bemühten.


Durch das Kellerfenster sah man Köche im Schweiße ihres Angesichts die


Gerichte herstellen, während durch das Portal eben der rohe Hausknecht einen


krüppelhaften Bettler aufs Pflaster warf.


Diese Illustration umrahmte auf der Vorderseite die Inschrift: „ Wer diesen


Schein besitzt, ist ein hochgeehrter, anständiger Herr, Jeder hat den Hut vor ihm


abzunehmen; wer ihn nicht besitzt, ist ein Lump, Jeder hat das Recht, ihn zu tre-


ten, und sollte er sich erfrechen, sich darüber zu beklagen, so soll ihn die Polizei


sofort einsperren.“ Auf der Rückseite sagte die Inschrift: „ Wer 1000 dieser


Scheine besitzt, erwirbt dadurch ein Recht auf eine
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jährliche Staatspension von 5000 Mark. Der Staat wird ihm zu seinem persönli-


chen Dienste 20 Mann stellen und diese unter Denjenigen auswählen, die ohne


Schein in der Tasche an hellem Tage in der Strasse angetroffen werden.“


Die Ansiedler lachten über die sonderbaren Späße des Lehrers und freuten


sich daß unter ihnen ein so tüchtiger Maler hauste. Trotz der unheimlichen


Inschriften, die den Klügsten als üble Vorbedeutung erschienen, waren die


Scheine doch eifrig begehrt und Jeder fühlte sich glücklich möglichst viele davon


zu besitzen.


Es ging wirklich recht gut mit dem neuen Gelde, die Geschäfte wickelten sich


glatt und ohne Zeitverlust ab und die früheren unvermeidlichen Reibereien wur-


den vollkommen vermieden. Da der Tarif mit größter Unparteilichkeit ausgearbei-


tet worden war, so bekam ein Jeder gleich viele Marktscheine für die


Erzeugnisse seiner Arbeit, und die Prophezeiungen des Lehrers, daß nach


Einführung des Geldes alles schlechter gehen würde, schienen sich nicht zu


bestätigen.


Dies ging so 6 Monate lang ganz gut, viel besser als der Lehrer vermutet


hatte, als eines Tages der Verwalter der Markthalle in größter Bestürzung zu ihm


kam: „Herr, mein Inventar stimmt nicht mehr; ich habe ein Defizit von mehr als 3


% auf die ausgegebenen Scheine. Wir müssen Spitzbuben unter uns haben.“


„Siehst Du wohl, das haben wir von dem verfluchten Geld!“ sagte der Lehrer,


„jetzt können wir den Galgen errichten, den ich mahnend und ahnend auf die


Scheine zeichnete. Aber laßt uns zuerst nachsehen; bevor wir anklagen, wollen


wir prüfen.“


Und beide begaben sich nach der Halle. Der Verwalter vermutete, daß zuerst


der Lehrer Türe und Schlösser nachsehen würde, aber zu seiner Verwunderung,


schlich sich der Lehrer in die Ecken und fing an die Dielen genau zu prüfen. Vor


einem Mauseloch stehen bleibend, frug der Lehrer: „Du hast wohl viele Mäuse


hier, wie ich sehe?“ „O ja“ antwortete der Verwalter, „daran fehlt es nicht.“ „Und


was meinst du, was die Tiere hier tun? die Tiere fressen und wenn deren viele


sind so fressen sie viel. Die Mäuse sind die Spitzbuben, die du voreilig anklag-


test.“


„An die Mäuse habe ich wohl gedacht, aber es ist nicht möglich, daß die Tiere


so viel gefressen haben, es muß doch jemand den Mäusen geholfen haben.“
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„Und an die Käfer, Fliegen und was täglich in Form von Kehricht weggeworfen


wird, daran hast du nicht gedacht.“


„Ja, aber das alles macht so viel nicht aus.“


„Aber die Luft hast du vergessen, den zerstörenden Einfluß des Sauerstoffes,


den Zahn der Zeit, der mehr zerstört als die Zähne der Nagetiere.“


„An den Sauerstoff hab’ ich wirklich auch nicht gedacht!“ rief der Verwalter


erleichtert aus; „der Sauerstoff ist Ursache des Defizits.“


„Aber was werden wir jetzt tun, um das Defizit zu decken und um zu vermei-


den, daß sich der Fall künftig wiederhole?“


„Davon wollen wir später sprechen, vorläufig will ich ’mal die Gelegenheit


benutzen, um das Inventar einer eingehenden Revision zu unterwerfen.


Hier stehen 10 Paar Stiefel à 10 Mark, gleich 100 Mark. An diesem hier


haben die Mäuse gefressen, jener ist geknickt und der da total verschimmelt. Für


diese Stiefel kannst Du doch den ursprünglichen Wert nicht anschreiben.


Schreibe 9.50, im Ganzen 95 Mark.“


„Aber dann wird das Defizit ja noch größer!“


„Ja gewiß, und das wird auch vorläufig nicht zu vermeiden sein.


Diesen Pflug hier kannst Du ganz vom Inventar streiche; der Schmied hat ein


besseres Modell erfunden, und wenn es was Besseres gibt, will das Gute nie-


mand mehr.“


So durchging der Lehrer das ganze Inventar, und nachdem die Sache been-


det war, sahen sie, daß sie im Ganzen mehr denn 5 % hatten abschreiben müs-


sen  – daß also mehr denn 5 % der Scheine im Umlauf waren, ohne Deckung.
Diesem Übelstande mußte sofort abgeholfen werden, und womöglich in einer


Weise, die der Wiederholung solcher Defizits vorbeugte.


Die Sache war nicht so einfach.


In der Heimat allerdings machte man sich aus solchen Defizits keine Sorgen.


Eine Anleihe und die Sache war beglichen. Aber unser Lehrer haßte die Anleihe,


schon aus dem Grunde, weil da das ganze Gemeinwesen dem Privatmanne


gegenüber als Schuldner dasteht, was ungefähr so aussieht, als wenn der Vater


beim Sohne pumpt.
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Außerdem erfordern Anleihen Zinsen – und die Zinsen Steuern – beides


unbekannte Größen in unserer kleinen Republik.


Wie aber machen, um das Defizit zu decken? Eine Defizit-Steuer erheben.


Von wem? Von der ganzen Ansiedlung?


Nein, das wäre ungerecht, denn es sind Manche unter uns, die die Markthalle


nie gebrauchen, die nie einen Marktschein besessen haben und die infolge des-


sen auch nicht an den Verlusten der Markthalle beteiligt sind.


„Halt,“ sagte der Lehrer, „ich hab’s; ich habe eine Idee.“ Und der Lehrer hatte


wirklich eine Idee, eine rettende Idee.


__________


Die Versammlung


Wie ein Esel sich freut, wenn er auf dürrer Heide eine Distel erblickt, so freute


sich unser Lehrer über die Idee, die Entdeckung.


„Hei!“ sagte er, „jetzt können wir den Galgen von den Banknoten streichen,


denn Diebe werden wir nicht zu richten haben; den Polizisten, die die Arbeiter


mißhandeln, können wir die Uniform abnehmen; denn die Gefahr ist abgewen-


det, daß sich Bürger aus Liebe zum Gelde zu Marterwerkzeugen der


Mitmenschen machen lassen. Das Prunkgelage mit den ekelhaften Lakaien und


unvermeidlichen Bettlern werden wir in fröhliche Feste umwandeln, allwo auf grü-


ner Wiese Alle sich gemeinsam an den kostbaren Gaben dieser schönen Welt


erfreuen werden.“


Der Mann schlief schlecht die Nacht, seine Referenzpläne ließen ihm keine


Ruhe.


Umso früher war er am nächsten Morgen auf den Beinen, um die Ansiedler


alle persönlich zu einer großen Versammlung einzuladen, worin er seine Pläne


zur Sprache bringen wollte. 


Zur festgesetzten Stunde trafen auch die Ansiedler pünktlich ein, und der


Lehrer, einen Stuhl besteigend, erhob seine Stimme zu ungefähr folgender Rede:


„Liebe Freunde und Genossen! Ich sah mich genötigt, Euch dieser


Versammlung behufs Beratung einer wichtigen Finanzreform einzuladen, und


sehe ich mit Vergnügen, daß Ihr auch meiner Einladung vollzählig entsprochen


habt, wofür ich Euch meinen herzlichsten Dank ausspreche.
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Die Bilanz unserer Markthalle weist ein Defizit auf von 5 % d. h. 5% unserer


Marktscheine sind ohne Deckung. Er frägt sich hier, was zu tun, um das gegen-


wärtige Defizit zu decken und ein künftiges zu vermeiden. Eine genaue


Untersuchung der Markthalle hat mich überzeugt, wie es übrigens auch Jeder


aus der Versammlung tun kann, daß hier kein Diebstahl, noch Nachlässigkeit von


Seiten des Verwalters vorliegt: Der Verlust ist ausschließlich ein Werk derjenigen


Natur-Elemente, denen über kurz oder lang alles zum Opfer fällt. Dieser Verlust


ist auch in Zukunft nicht zu vermeiden. Am Ende des Jahres werden wir stets


einen mehr oder weniger beträchtlichen Verlust zu verzeichnen haben. Was sol-


len wir zur Deckung desselben tun?


Sollen wir eine allgemeine Steuer erheben?


Dies wäre ungerecht, schon aus dem Grunde, weil die Vorteile der


Markthallen nicht von Allen in gleichem Masse benutzt wurden.


Gleichen wir durch eine Steuer das Defizit aus, so schaffen wir damit einen


Präzedenzfall, worauf sich die Inhaber der Scheine berufen würden, falls mal


durch Feuer, Überschwemmung etc. statt der heutigen 5% der gänze


Warenvorrat verloren ginge. Dieselben würden auch in dem Falle verlangen, daß


durch eine allgemeine Steuer, Deckung der Scheine geschafft werde.


Nach Euren in der alten Heimat geerbten Rechtsansichten wäre dies richtig.


Und doch kann man nicht leugnen, daß Viele an dem Brandverlust vollkommen


unbeteiligt sind, daß es ungerecht wäre, eine Brandsteuer zu erheben, von


Leuten z. B. wie Freund Specfect, der seine Bedürfnisse auf das beschränkt,


was er selbst mit den Händen bauen und herstellen kann und der die ganze


Markthalle noch nicht eines Blickes würdigte.


Unser Geld vertritt die Waren, die in den Markthallen aufgespeichert sind;
jeder Schein ist gleichbedeutend mit so und so vielen Kilos Fleisch, Brot etc.
Verliert der Gegenstand durch Rost, Bruch, Fäulnis, so muß auch der ihn vertre-
tende Schein in gleichem Maße leiden; wenn er das nicht tut, so ist er eben nicht
mehr der Vertreter, er ist eine falsche Etiquette, die den Inhalt der Flasche für
größer ausgibt, als er ist.


Wir haben jetzt 10.000 Thaler Scheine im Umlauf, denen ein Warenbestand


von genau demselben Werte entsprechen müßte. 


48







Dieser Warenbestand verliert aber per Jahr, wie unsere Bilanz nachweist, im


Durchschnitt 5 %; infolge dessen muß auch das umlaufende Geld in gleichem
Maasse verlieren. Dies ist klar. Denn behielte das umlaufende Geld seinen Wert,
während der Gegenstand, den es in der Markthalle vertritt, alle Tage an Wert ein-
büßt, so muß sich naturgemäß ein Defizit herausstellen und unser Geld verlöre
dann seinen Charakter als Vertreter der Waren, deren Chancen es naturgemäß
mitmachen muß. Ein Geld, welches stets gleichwertig bleibt, nicht verliert, wie


jede Waren ohne Ausnahme an Wert einbüßt, ist kein Vertreter der Waren, son-


dern ist ein mit den Praerogativen eines Gottes ausgerüsteter Gegenstand, der,


dem zerstörenden Einfluße der Zeit sich entziehend, ewig unverändert bleibt und


den Inhaber desselben vor dem natürlichen Verluste schützt auf Kosten der


Produzenten. Der Inhaber eines solchen Geldes hat damit ein Instrument in der


Hand, welches ihm eine furchtbare despotische Macht verleiht, und um Euch


dies klar zu machen, so denkt Euch nur den Fall, daß es Jemand auf irgend eine


Weise durch besonders gute Ernten, durch Erbschaften etc. gelänge; eine größe-


re Menge solcher Scheine in seinen Besitz zu bringen und es ihm einfiele, diese


Scheine der Zirkulation zu entziehen. Was wäre da die augenblickliche Folge?


Die Waren der Markthalle fänden keine Abnehmer mehr, weil niemand das nötige


Geld zum Ankaufe hätte. Da die Markthalle keine Waren absetzen kann, so wird


sie auch keine kaufen und die Besitzer verkäuflicher Waren müßten zu dem


Inhaber der Scheine, zum Geldmann gehen und ihm die Waren anbieten.


Bei einem Manne, dem es gelingt, eine größere Menge Scheine in seinen


Besitz zu bringen, kann ein spekulativer Kopf vorausgesetzt werden; wird dersel-


be da nicht den Vorteil wahrnehmen und das große, dringende Angebot benüt-


zen, um die Preise herunterzudrücken. Ja gewiß tut er das. Er wird die


Gelegenheit beim Schopfe fassen und er wird mit einem äußerst geringen


Geldbetrag sich in den Besitz einer großen Menge Waren setzen. Jetzt bringt der


Mann das Geld wieder in Umlauf; da die Waren der Markthalle inzwischen ver-


dorben sind, so müssen die Käufer sich an den Geldmann, jetzigen


Wareninhaber wenden, der wiederum die große Nachfrage zu einer bedeutenden


Preissteigerung benützen wird und die den Mann in den Besitz einer doppelt 
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großen Geldmenge setzt. Regelmäßig wiederholt er jetzt das Manöver und in


kurzer Zeit wird er alleiniger Besitzer des gesamten Geldbetrages sein.


Er wird zum Alleinherrscher in unserer Ansiedlung und wird seine Macht


benutzen, seinen Reichtum immerwährend zu vergrößern. Der Tarif unserer


Markthalle ist ein toter Buchstabe; der Geldmann bestimmt die Preise.


Er setzt die Preise herunter, um seinem Geld mehr Wert zu geben, er drückt


sie soweit, daß schließlich die Ansiedler nicht mehr auskommen. Sie müssen


Schulden machen, und da der Bankier allein ihnen helfen kann, so sind sie von


jetzt ab seiner Willkür unterworfen. Das Zepter dieses Mannes wird schwerer auf


Euch lasten, als dasjenige des Kaisers Nero war.


Dies Beispiel allein wird genügen, um Euch die Gefahren vor Augen zu füh-


ren, welches ein solches stets gleichwertig bleibendes Geld mit sich am Arme


führt und daß wir niemals ein solches einführen dürfen.


Das Geld soll bei uns kein Despot sein, sondern einfach ein Vertreter der
Waren, eine Verkehrserleichterung, ein Mittel, die Unbequemlichkeiten des
Tauschhandels zu umgehen.


Abgesehen von diesen wichtigen Gründen, welche gegen ein stets gleichwer-


tig bleibendes Geld sprechen, müssen wir uns sagen daß ein solches Geld ein


schreiendes Unrecht in sich birgt.


Wir haben gesehen, daß unsere Markthallen-Inventur einen Fehlbetrag von


10 % auf’s Jahr berechnet aufweist, die ausgegebenen Marktscheine werden


somit Ende des Jahres um 10 % ihres Betrages nicht gedeckt sein. Dieser


Fehlbetrag muß gedeckt werden, wenn wir uns nicht Bankerott erklären wollen


und wenn die Scheine noch etwas gelten sollen. Dies wäre nur möglich durch


eine allgemeine Steuer, oder wenn die Steuerkraft erschöpft ist, durch eine


Anleihe bei den Inhabern unserer eigenen Scheine.
Wenn Alle gleichmäßig die Markthalle benutzten, wären Alle gleichmäßig an


dem Defizit beteiligt und eine allgemeine Steuer oder Anleihe wäre am Platze


und gegen dieselbe könnten vom Rechtsstandpunkt aus keine Einwendungen


erhoben werden. Aber dies ist keineswegs der Fall, wie ihr Alle wißt.


Wer muß also da den Schaden tragen, den die Waren durch Rost etc. erlei-


den?
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Doch offenbar die Eigentümer der Waren.
Wem die Waren nicht gehören, der hat keine Rechte und keine Pflichten


daran: Wer ist aber der eigentliche Eigentümer der Waren?
Niemand anders als die Inhaber der Scheine, denn diese Scheine geben ein


Recht auf die Waren. Wer die Scheine hat, kann die Waren jeden Tag an sich


bringen. Wenn er das nicht thut, so läuft das Risiko, daß die Waren verderben für
seine Rechnung. Es ist somit klar, daß unser Defizit von den Inhabern der
Scheine bezahlt werden muß. Niemand kann dies bestreiten.


Ebenso klar aber ist es, daß man nicht am Ende des Jahres, wenn die Höhe


des Defizits festgestellt wird, von den zufälligen Inhabern der Scheine, die


Ausgleichung des Defizits verlangen kann, denn das Devicit bildet sich im Verlauf


des ganzen Jahres und die Inhaber der Scheine sind an demselben im


Verhältnis der Zeit, die sie die Scheine in der Tasche hatten, beteiligt.


Wollen wir also das Defizit vollkommen gerecht verteilen, so müssen wir die


Form unserer Marktscheine ändern und denselben die folgende Form geben.


_____________


Rostende Banknoten.


Der Lehrer war kein besonders guter Redner; er hatte das Gesagte von


einem Papier im näselndem Tone hergeleiert und als er atemholend aufblickte,


bemerkte er, daß die ganze Gesellschaft eingeschlafen war.


Der Lehrer war viel zu gutmütig, um die guten Leute in dieser wichtigen


Tätigkeit zu stören.


Und auch wir wollen sie schlafen lassen, sagte Herr Astor jetzt, und da das


Geldsystem, welches der brave Schulmeister seinen Ansiedlern vorschlug, dem


meinigen als Vorbild gedient, so will ich die Erklärungen des Schulmeisters fort-


setzen unter Rücksichtnahme auf unsere deutschen Verhältnisse:


Der Schulmeister hat Euch das Wesen des Geldes erklärt und mit Beispielen


bewiesen, daß jedes Geld, ob Gold, Silber oder Papier mit festem Werte, an sich


die unvernünftigste, ungerechteste Einrichtung ist, die es in der Welt gibt. Er hat


Euch 
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bewiesen, daß der Besitzer des Geldes, der eigentliche Eigentümer der Waren
ist und daß auf dessen Risiko die Chancen der Waren laufen und daß somit der


Geldinhaber den jährlichen Schaden an Rost etc. tragen muß. Wenn er das nicht


tut, wie es beim feststehenden Gelde der Fall ist, denn läuft das Risiko auf


Kosten des Staats, der ihm aus den Einnahmen des Staates den Verlust, das


Defizit, vergütet. Er hat Euch somit bewiesen, daß jede Mark die im Umlaufe ist,
auf Kosten des Staates zu Gunsten des Inhabers eine Steuer von jährlich 10%
gleich 10 Pfg. erhebt und dabei noch außerdem alle Vorteile genießt, die das
Gold in sich birgt.


Dass ein solches Geldsystem eines Volkes unwürdig ist, daß sich preist auf


hoher Stufe der Gesittung zu stehen, brauche ich wohl nicht zu sagen.


Das Geld mit festem, unveränderlichem Werte ist die Erbsünde, woran die


Menschheit gelitten und diese Erbsünde wollen wir gründlich abwaschen.


Das Geld muß Vertreter der Waren sein, sein Paß, sein Frachtschein, seine


Etikette, und wenn die Waren rostet, so soll der Vertreter die Folgen tragen; er


soll auch rosten.


Mit dieser Begründung werde ich drum beim Finanzminister beantragen, daß


die zu kreirende Papier-Geld-Noten folgenden Wortlaut haben sollen:


Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht:


am 1. Januar 189 M.      100,00 31. Juni 97, –


“ 2. “ “ “ 99,97 31. Oktober 94, –


“ 3. “ “ “ 99,94 31. Dezember 90, –


“ 31. “ “ “ 99,10 etc.


“ 31. April “ “ 98,50 etc.


d. h. der Wert der Noten wird im Verlaufe des Jahres kontinuierlich abnehmen,


und zwar im Verhältnis zu dem Verluste den die Waren, zu deren Austausch des


Geldes bestimmt ist, im Durchschnitt alle Jahre durch den Einfluß der Zeit verlie-


ren.


Mit der Ausgabe dieser Noten würde ungefähr folgendes Gesetz erlassen:


„Da mit dem seitherigen Geldsystem der Inhaber der Geldes auf Kosten des


Gemeinwesens Vorteile geniesst, die dem eigentlichen Zwecke des Geldes nicht


entsprechen, da aber ferner diese 
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Vorteile vom Gelde unzertrennlich sind und eigentlich dem Gemeinwesen zu


Gute kommen sollten, statt dem Inhaber des Geldes, so ist es nur gerecht, daß


wir durch eine Steuer diese Vorrechte des Geldinhabers auszugleichen suchen.


Wir geben zu diesem Zweck die Banknoten aus, deren Faksimile vorangeht und


deren eigentümliche Einrichtung die Erhebung der Steuer auf die gerechteste Art


und Weise selbst übernommen hat, ohne den geringsten Aufwand von Arbeit.


„Die neuen Scheine werden gegen Münzen unserer eigenen Prägung einge-


tauscht und wird dieser Austausch Ende des Monats geschlossen werden. Indem


wir dadurch unseren geprägten Münzen durch die Goldentwertung außer Kurs


gerieten, wieder Wert verschaffen, verfolgen wir den Zweck, die allgemeine


Liquidation zu erleichtern, da es im wohlverstandenen Sinne des Friedens und


der Ordnung dringend nötig ist, daß sich die Liquidation nur allmählich vollziehe,


damit der Übergang zum sozialen Staat, den unser neues Münzwesen anbahnt,


durch sonst unvermeidliche Ausbrüche entfesselter Leidenschaften weder leide


noch in Frage gestellt werde.


„Der Umstand, daß die Banknoten keine runden Summen mehr darstellen,


wird im täglichen Verkehr vielleicht störend empfunden werden, aber diesen


Übelstand wird für die konsumierende Bevölkerung der Vorteil 1000fach ausglei-


chen, daß von jetzt ab die Preise der Waren nicht mehr nach der Bequemlichkeit


des Zahlens festgesetzt werden, sondern nach ihrem wirklichen Werte, denn es


ist für die Mehrzahl der Bevölkerung, deren Einnahmen nach Pfennigen berech-


net, durchaus nicht gleichgültig, ob ein Gegenstand 1 Mk. oder nur 97 Pfg. zah-


len und wird über den Vorteil die kleine Unbequemlichkeit bald vergessen.


„Da selbstverständlich auch die kleinen Münzen die Wertabnahme mitmachen


müssen, dies aber wegen der kleinen Beträge und Bruchteile von Pfennigen


nicht leicht durchzuführen, so haben wir den Ausweg erdacht, diese kleinen


Noten in 10 Serien von verschiedenen Farben drucken zu lassen. Diese Scheine


werden den aufgedruckten Wert von 5, 10, 50 Pfg. das ganze Jahr festbehalten,


aber am Ende des Jahres wird eine der 10 Serien ausgelost und der Inhaber sol-


cher ausgeloster Scheine wird dieselben 
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ohne Vergütungsanspruch zu vernichten haben. Da es sich nur um kleine


Beträge handelt, so kann niemand dadurch nennenswerten Verlust erleiden, aber


da es in einzelnen Fällen doch zutreffen kann, daß einer durch diese Auslosung


verhältnismäßig empfindlich betroffen wird, so haben wir dieselbe mit einer klei-


nen Lotterie verbunden. Bei jeder Auslosung werden einige Nummern prämiert


und wird das Risiko einer größere Menge ausgeloster Scheine durch die


Chancen der Lotterie ausgeglichen.


„Wir bestimmen:


„Vom 1. nächsten Monats ab darf:


1) Niemand innerhalb des Reiches Waren verkaufen gegen andere Münze 


als unsere Banknoten.


2) Niemand innerhalb des Reiches Geldverbindlichkeiten eingehen, welche 


auf anderes Geld lauten, als unsere Banknoten.


„Jeder der im Auslande Zahlungen zu machen hat, kann in der Reichsbank


jederzeit unsere Banknoten al pari gegen Gold umwechseln.


„Indem wir an dieser Stelle noch unserer Überzeugung Ausdruck geben, daß


das neue Münzsystem das Gedeihen unseres geliebten Vaterlandes mächtig för-


dern wird und vom wohltätigsten Einfluß auf die friedliche Lösung der jetzigen


sozialen Verhältnisse sein wird, überlassen wir es der öffentlichen Kritik die man-


nigfaltigen direkten und indirekten, tief in die privaten und gemeinsamen


Interessen einschneidenden Vorteile der Münzreform zu besprechen, damit die-


selben auf diese Weise einem Jeden klar vor Auge treten und alle ehrlichen


Männer veranlassen, uns in der Durchführung der Reform nach Kräften zu unter-


stützen. Amen.“


Berlin, etc.


„Dies,“ sagte nun Herr Astor, „ist ungefähr der Wortlaut des Gesetzes über die


Einführung der Münzreform. Ich möcht Euch nun gerne noch die großen


Umwälzungen, welche dieselbe in der ganzen Welt bewirken wird, erklären, aber


es ist schon spät geworden; außerdem wird die Angelegenheiten in den


Zeitungen bald zur Sprache gebracht und breitgetreten werden. Da viele persön-


liche Interessen von der Münzreform berührt werden, so wird es nicht an


Personen fehlen, die dieselbe durch grobe Verstellung der Tatsachen, durch raffi-


nierte Wortverdrehungen ins Lächerliche zu 
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ziehen suchen werden; sie werden Himmel und Erde in Bewegung setzen, um


den Kegel auf den Kopf zu stellen, doch um sonst.


Ihr wißt also jetzt, wo der Hund begraben ist; es wird Euch drum nicht schwer


fallen, durch das Labyrinth von Lügen, den Faden zur Wahrheit zu verfolgen, und


ihn immer wieder aufzufinden, falls er Euch einmal entschlüpfen sollte.


Gute Nacht, liebe Freunde, besten Dank auch für Eure gastfreundliche


Aufnahme.


Den Dank, den schulden wir Euch, Herr Astor, für die Erklärungen, die Ihr uns


gabt. Gute Nacht. ˜


Nachdem mir der Leser bis hierher mit Engelsgeduld gefolgt, wird er sich des


Eindrucks nicht erwehren können, daß er einer verblüffenden Tatsache, einer


welterschütternden Entdeckung gegenüber steht.


Das Gold, das gleißende Gold, wonach wir alle, trotz der weisen Ratschläge


Diogenes, mit allen unseren Fühlhörnern gestrebt, ist nicht das, für was wir es


hielten.


Vor dem Richterstuhl des „Soll und Haben“ gezogen, hat es seine Schuld


gestanden; als Betrüger ist es entlarvt, als Spitzbub gebrandmarkt.


Jeder ehrliche Mann flieht seiner Gesellschaft, jede Berührung mit ihm wird


zur Schande.


Die Strahlen der Sonne haben die Nebel geteilt, worin es sich hüllte; wie ein


Aal der aus dem Schlamme gezogen auf dem Pflaster sind windet, liegt es vor


uns; um sonst sucht es, des Lichts fliehend, in den Sumpf der Finsternis zurück


zu schleichen.


Es war mein Zweck, indem ich diese Entdeckung in das unschuldige Gewand


einer märchenhaften Erzählung kleidete, den Leser für die Aufnahme der gefun-


denen Wahrheit vorzubereiten, damit er vollkommen unbefangen das Büchlein


durchlese und ihm erst am Ende desselben die Wichtigkeit des Gelesenen klar


zum Bewußtsein komme.


Auf diese Weise wurde der Leser vor dem Fehler bewahrt, den manche bege-


hen, indem sie in der Erwartung von etwas Unverhofftem, die Nebenumstände


übersehen, welche doch zum vollen Verständnis des Ganzen nötig sind und so


nur einen konfusen Begriff der Sache bekommen.


_______________
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Kritik der Münzreform


Im ersten Kapitel dieses Büchleins habe ich mich bemüht, den wirklichen


Wert des allmächtigen Goldes zu entlarven. Ich hätte mich kürzer ausdrücken


können; ich hätte den algebraischen Grundsatz benützen können, daß wenn A


gleich 4 ist, 1000 A gleich 4000, nie aber 0 sein kann. Wenn wir den Wert der zir-


kulierenden Goldmünzen mit 4 X Mark bezeichnen, so müßte 10 mal so viel 40 X


sein. Der Umstand aber, daß es genügt einen großen Klumpen Gold zu finden


um den Wert desselben auf 0 zu stellen, beweist, daß der wirkliche Wert des


Goldes gleich 0 ist.


Im zweiten Kapitel wird gesagt, wie das Gold nach und nach zur Herrschaft


gelangt und welch verderblichen Einfluß dasselbe seit seiner Einführung geübt


hat.


Im dritten Kapitel wird gezeigt wie vernunfts- und rechtswidrig das heutige


Geldwesen ist, wie unwürdig dasselbe eines Rechtsstaates ist und welche unge-


rechte Belastung der produzierenden Klassen dasselbe in sich birgt.


Ich stelle in dem Kapitel den Satz auf und beweise ihn, daß jede im Umlauf


sich befindende Mark, das Gemeinwesen zu Gunsten des Inhabers mit ca. 10


Pfg. Steuer jährlich belegt.


Es wird bewiesen, daß die Inhaber des Geldes die wirklichen Eigentümer der


im Verkehr befindlichen Waren sind, und der Satz aufgestellt, daß erst jemand


durch den Verkauf des Gegenstandes den er fabriziert hat, Eigentümer dessel-


ben wird und es solange bleibt, als der Kaufpreis, das Geld in seinem Besitze


bleibt und daß somit der Wertverlust der Waren durch Rost etc. für Rechnung


des Geldinhabers laufen soll, was beim heutigen Geldsystem nicht der Fall ist.


Nachdem auf diese Weise die Ungerechtigkeit, Lächerlichkeit des heutigen


Geldwesens bewiesen und dargelegt wird, daß es nicht allein vom


Rechtsstandpunkt aus, sondern auch im Interesse des Weiter-Ausbaues des


Gemeinwesens dringend geboten ist, eine sofortige Geldreform vorzunehmen,


will ich die Vorteile und Wirkung derselben in Nachfolgendem möglichst kurz


beleuchten.


Wir sind einig im Prinzip, daß das heutige Geldsystem, eines zivilisieren


Volkes unwürdig ist und haben vom Rechtsstandpunkt aus nichts gegen eine


Geldsteuer von 10 % einzuwenden.
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Um nicht mit unseren eigenen Ansichten im Widerspruche zu stehen, können


wir uns einer augenblicklichen Geldreform nicht entziehen. Das im Kapitel 4


behandelte Projekt wird ausgeführt; die jetzigen Geldmünzen gegen die


beschriebenen Banknoten gewechselt.


Im Inlande kursiren nur mehr die neuen Banknoten.


Diese Noten nehmen jeden Tag an Wert ab. Was wird die Folge sein?


Was tut der kaufmann mit Waren die täglich leichter werden? Er verkauft sie,


so schnell wie möglich, er sucht sie möglichst schnell unterzubringen.


Dasselbe tut auch der Inhaber der Scheine. Wenn er früher seine Arbeiter


monatlich bezahlte, so wird es seinen Interessen entsprechen, sie jetzt wöchent-


lich, täglich zu bezahlen. Der Arbeiter befindet sich in derselben Lage wie sein


Patron; er zahlt den Bäcker alle Tage, er zahlt bar, denn behielte er das Geld in


der Tasche, es würde weniger werden. Der Bäcker läuft zum Müller, dieser nimmt


eine Droschke und fährt zum Getreidehändler und der Getreidehändler eilt zum


Telegraphenamt und sendet dem Bankier das Geld per Draht ein. So ist in der


kurzen Zeit von einer Stunde, das Geld durch die Hände des Fabrikanten, des


Arbeiters, des Bäckers, des Müllers, des Getreidehändlers bis zu seinem


Ausgangspunkt den Bankier gegangen. Sonst waren drei Monate dazu nötig,


denn jeder trennte sich schwer vom Gelde und jeder behielt es immer möglichst


lange bei sich.


Beim Bankier laufen die Gelder von allen Seiten ein, unsichere Forderungen


werden schlank bezahlt, Wechsel die noch Monate laufen sollen, werden lang


vor Verfall eingelöst. Natürlich, denn es passt jetzt Jedem bar zu bezahlen; der


Kaufmann kann drum auch bar kaufen, er hat nicht mehr nötig den Kredit zu


beanspruchen.


Beim Bankier sind in weniger als acht Tagen sämtliche Außenstände einge-


gangen. Nachfrage nach Kredit, Zahlungsverlängerungen kommen gar nicht


mehr vor. Seine Kassen sind mit Banknoten gefüllt, und deren Wert schrumpft


täglich etwas zusammen.


Was machen? Kaufe ich Waren? Auch diese werden nicht besser. Ich kaufe


Land. Am nächsten Tage steht eine große 
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Annonce in der Zeitung: „Hirschson sucht Land zu kaufen bei barzahlung“.


Kein einziges Angebot. Verwundert, erkundigt er sich bei einem befreundeten


Grundbesitzer, wie es kommt, daß jetzt so wenig Land verkauft wird.


„Ja“ sagt der Grundbesitzer, „wer wird denn auch jetzt Land verkaufen? Wer


wird sein gutes Land hergeben, für einen Gegenstand, der jeden Tag an Wert


verliert? Was machen mit dem Gelde, heute wo keiner mehr Kredit verlangt,


heute wo keine Zinsen mehr bezahlt werden? Land ist jetzt nicht mehr verkäuf-


lich. Die Frage, die lang genug ventiliert wurde, ob Land verkauft werden könnte


oder nicht, ist entschieden. Das Land ist kein Handelsobjekt; es ist unverkäuflich.


Sie, Herr Hirschson, Sie werden Ihr Geld in Deutschland nicht mehr unterbringen


können; es ist überschüssig; wechseln Sie es auf der Bank wieder in Gold um,


und leihen es dem Sultan und den argentinischen Gauchos. Die Zeit des


Landwuchers ist vorbei.“


Hirschson ist in großer Not; der Schweiß, der Angstschweiß, träufelt ihm von


der Stirn auf die fetten Hände, er schwitzt mehr als zur Zeit wo der brave


Feldwebel Krüger aus ihm einen brauchbaren Vaterlandsverteidiger zu machen


suchte.


In seiner Ratlosigkeit geht er zur Bank und tauscht sein Gold wieder ein, denn


dadurch schützt er sich wenigstens vor weiteren Verlusten. Aber das Gold zirku-


liert im deutschen Reich nicht mehr; es bleibt ihm nur übrig, sein Geld im


Auslande unterzubringen. Das Ausland bezahlt im die Zinsen, und wie es ihm


ergeht, ergeht es auch den meisten anderen Bankiers, mehr als X Milliarden


Mark, 2/3 des im Umlauf befindlichen Geldes liegt in den Bankkassen brach. X


Milliarden Mark sind dadurch dem Verkehr entzogen, ohne daß sich der gering-


ste Geldmangel fühlbar macht. 1000 Millionen brauchen weniger verzinst zu wer-


den, 1000 Millionen zu 6 % Zinsen = 60 Millionen wird die Industrie elastischer.


Sechzig Millionen braucht das produzierende Volk, das Gemeinwesen den


Bankiers weniger an Zinsen zu zahlen, sechzig Millionen Mark, die das Ausland


dem deutschen Reich für Einführung des neuen Münzsystems an Tribut bezah-


len muß. Jährlich, alle 12 Monate, alle 52 Wochen.
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Für sechzig Millionen Mark wird der Gaucho dem deutschen Volk Häute,


Wolle, Weizen etc. jährlich abliefern müssen, ohne weitere Gegenleistung, als


einen Haufen Gold erhalten zu haben; sechzig Millionen Kilo Weizen für Gold,


was im deutschen Reich aus der Mode gekommen ist.


Was das aber bedeutet, einem Lande einen Bandwurm abgenommen zu


haben, der jährlich für 60 Millionen frißt, wird erst klar, wenn man bedenkt, in


welcher Form bisher die sechzig Millionen ausgegeben wurden. Ein Mann, der


60 Millionen jährlich ausgeben kann, wird sich ein Heer von 60.000 Dienern hal-


ten, indem man auf den Mann 1000 Mark rechnet. diesen 60.000 Dienern ent-


sprechen ebensoviel Frauen und dreimal so viel Kinder, im Ganzen 300.000


Menschen, die wiederum zu ihrer Verwaltung, Verteidigung etc. 10.000 Mann mit


Frauen und Kindern 50.010 Menschen bedürfen. Total 350.000 Menschen. Man


braucht sich dabei nicht zu denken, daß die 60.000 Menschen aus lauter Köchen


und Kutschern bestehen, nein, auch Handwerker, Beamte, Soldaten, Offiziere,


selbst Könige gehören dazu. Sie bestehen aus den gesamten Elementen, deren


Existenz von der Ausgabe jener sechzig Millionen abhing.


Dreimal hundertfünfzigtausend Menschen, die mehr oder weniger vom


Wohlverhalten des Bankiers abhingen und dabei auf Kosten der übrigen Bürger


lebten.


Die Münzreform erspart dem Gemeinwesen eine Belastung von 60 Millionen


und wälzt diese Ausgaben auf andere Völker ab.


Diese Zahlen machen keinen Anspruch auf Genauigkeit, daß es sich um


große, kolossale Summen handelt, ist sicher. Die neuen Geldnoten werden


schneller zirkulieren als das bisherige Geld, eine schnellere Zirkulation macht


aber einen Teil des umlaufenden Geldmittels überflüssig und dieser Teil muß im


Auslande untergebracht werden, das Inland ist davon entlastet.


Die Münzreform scheidet alles überschüssige Geld von selber aus, es ent-


fernt dadurch den größten Störenfried des Handels, denn jedes Geld, welches im


ehrlichen Handel keine Verwendung findet, fällt der Spekulation in den Schoß


und diese erzeugt die Preisschwankungen. Mit rostenden Banknoten lohnt sich


die Spekulation nicht mehr, denn einem sichern Verluste hat man einen unsiche-


ren Verdienst entgegenzustellen und außerdem würde das Spekulations-


Spekulationskapital
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kapital bald von selber verschwinden, weil es nicht produziert und nichts hat, um


den jährlichen Verlust zu ersetzen.


Die Preisschwankungen, verbunden mit dem Kreditsystem sind die Ursachen


der meisten Fallimente. Entfernt man die Ursache der Preisschwankungen und


wird die barzahlung eingeführt, welche die Münzreform notwendig mit sich bringt,


dann hören die Fallimente auf. Der Handel wird sich auf sicherer Basis befinden.


Heute sind im Reiche X Millionen Mark im Umlauf, durch die schnelle


Zirkulation wird sich die Summe um y Millionen verringern, somit nur Z Millionen


betragen. Nehmen wir an, daß Z gleich 3000 ist und daß diese 3000 Millionen im


Umlaufe des Jahres um 10 %, d. h. 300 Millionen abnehmen, so werden Ende


des Jahres nur 2700 Millionen im Umlauf sein, während doch genau 3000


Millionen nötig sind. Es liegt auf der Hand, daß dieser Ausfall sich im Verkehr


fühlbar machen wird und sich in eine Geldnachfrage bei den Bankiers überset-


zen würde – eine Nachfrage, die Ende des Jahres genau, auf den Pfennig
genau, die oben angegebene Summe betragen würde.


Da aber der Staat in den Reichsbanken Gold zu Deckung für die ursprüngli-


chen 300 Millionen hat, so kann es der Staat übernehmen, die Nachfrage durch


eine neue Emission zu decken und diese Emission als Staatseinnahmen, als


ehrlich erhobene Steuer ansehen. Da der Ausfall jährlich sich wiederholen


würde, darum auch jährlich Deckung verlangte, so könnte der Staat über eine


sichere, auf den Pfennig im Voraus berechnende Einnahme rechnen, deren


Erhebung nur die Kosten, Scheine zu drucken, verursachen würde. Ohne


Pfändung, ohne verarmten Bauern die Kühe wegzutreiben, würde die Steuer


erhoben werden, ohne jemand in seinen Rechten zu verletzen.


Die Münzreform ist somit auch eine Steuerreform, eine ideale Steuer, welche


vollkommen gerecht sich auf alle Bürger in dem Maße ihres Einkommens verteilt,


ohne Exekutor sich selbst erhebt von selber dem Staate in den Schoß fällt.


Die 300 Millionen fallen nicht etwa vom Himmel; es sind die selben 300


Millionen, die von den Geldinhabern früher auf Staatskosten erhoben, jetzt dem


Staate wieder zugeführt werden.


________________
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Brücke zum sozialen Staat.


Wollten wir dem Ursprung der bedeutenden Kapitalien nachspüren, die sich


heute in dem Besitz Einzelner befinden, es würde nicht schwer sein, den Beweis


zu erbringen, daß die Ansammlung nur unter dem jetzigen vernunfts- und rechts-


widrigen Geldsystem möglich gewesen ist und daß der Staat diese Kapitalien


ihren jetzigen Inhabern direkt geschenkt hat.


Wenn diese Kapitalisten die Macht, welche ihnen das Kapital verleiht, immer


im Interesse des Gemeinwesens verwendeten, so hätte man gegen dieselben


schließlich nicht so viel auszusetzen. Aber, wenn man sieht, wie diese Macht


heute mißbraucht wird, so muß man diese Kapitalansammlung tief beklagen.


Wenn man sieht, wie Millionen von Arbeitern vom Kapital gezwungen, in


ungesunden Werkstätten, gefährlichen Minen ihre Gesundheit, ihre Kräfte, ihr


Leben hergeben müssen, um allen möglichen Dreck, allen möglichen dummen


Tand, welcher keinen Teufel Wert ist, herzustellen, während dieselben Arbeiter in


der Herstellung gesunder Wohnungen, die ihnen selber Not tun, in der Bebauung


brachliegender Länderflächen, deren Früchte ihrem Knochenmark fehlen,


beschäftigt werden könnten.


Wenn man sieht, daß dieselben Kapitalisten, welche immer an den Militär-


Ausgaben zu nörgeln haben, an der Sicherheit des Reiches nagen, Hunderte


von Millionen an Kutschern, Köchen, Kammerjungfern ausgeben. ˜


Wenn man sieht welche Mühe es kostet, lächerliche, kleine Summen zu wis-


senschaftlichen Zwecken zusammen zu bringen, während Milliarden in Palästen


verbaut werder, welche den freien Ausblick in die Natur begrenzen.


Wenn man sieht, wie Millionen verwendet werden, um in die harten Schädeln


der Neger eine Religion einzutrichtern, die die Kapitalisten selbst weder besitzen


noch begreifen.


Wenn man sieht, wie Mütter der Pflege ihrer Kinder und Kinder der Schule


entzogen werden, um für die Schoßhunde der Damen Polster zu sticken etc. etc.


etc. et.


Dann ergreift es den Beobachter mit wildem Weh und wünscht den Tag zu


sehen, so all dem Unsinn ein Ende gemacht wird.


Die Münzreform gibt dem Staate die Mittel in die Hand, dem Blödsinn ein


Ende zu machen.
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Die Münzreform macht von vornherein einen großen Teil des Kapitals über-


flüssig und drängt denselben zur Auswanderung und indem sie dem zurückblei-


benden Kapital die ungerechten Privilegien nimmt, die es bis dato genossen, ver-


hindert es weitere Ansammlung und leitet ein allmähliches Verschwinden dersel-


ben ein.


Dem Kapitalisten wird es ergehen wie einem Bauern, der in der Fürsorge für


seine alten Tage einen Haufen Weizen aufgestapelt. Dieser Haufen wird unter


dem Einfluße der Zerstörungselemente der Natur immer kleiner werden und


wenn er auch diesen Verbrauch nach jeder Ernte auszugleichen sich bemüht, so


wird er doch wenigstens nie viel größer, und von dem Tage an, wo er zu arbeiten


aufhört und nun täglich für seinen Gebrauch wegnimmt, allmählich zusammen-


schmelzen.


Das Zusammenschmelzen der Privatkapitalien wird dem Staate zu Gute kom-


men. In demselben Verhältnis, wie jene kleiner werden, wird das Staatskapital,


das gemeinsame Kapital, größer.


Es ist einleuchtend, daß auf diese Weise die Privatkapitalien im Laufe der Zeit


ganz verschwinden werden und daß sich der Staat im Besitze derselben befin-


den wird.


Von dem Tage an haben wir den sozialen Staat, den idealen sozialen Staat;


der soziale Staat, der als Grundsatz suum cuique aufstellt, der Jedem vollkom-


menere Freiheit überläßt und der seinen Zweck darin erblickt, jedem seine


Freiheit, sein Recht, sein Eigentum zu garantieren.


Das Fantasma, das bisher auf einem Jeden wie Alpdruck lag, daß im sozialen


Staat jeder seinen Willen dem Staate unterzuordnen habe, ist verscheucht.


Die Finanzreform gibt es dem Staate vollkommen in die Hand, den Zeitpunkt,


wo der Staat sich als Eigentümer sämtlicher Kapitalien befinden wird, genau zu


bestimmen, indem er einfach die Geldsteuer ermäßigt oder erhöht; ist es


erwünscht, den Übergang zum sozialen Staat zu beschleunigen, wird die


Geldsteuer verstärkt und umgekehrt.


Auf diese Weise hat der Staat die Mittel, je nach Lage der Verhältnisse, den


Übergang nach Wunsch zu regulieren; die Münzreform bildet somit die


– Brücke zum sozialen Staat. –


_____________
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Phrasen.


Die Sozialisten wissen jetzt, wo der Feind im Hinterhalt lauert. sie werden


nicht mehr den Kapitalisten anklagen, sondern ihr Münzsystem, statt den Sack


zu treffen, werden sie jetzt den Esel schlagen.


Nicht mehr wie bisher in Ausständen und internationalen Konferenzen etc. im


Dunkel nach der Lösung tappend, werden sie jetzt wissen, was sie zu tun haben.


Klar und deutlich liegt der Weg vor ihnen, weithin sichtbar wird sie der Stern der


morgenländischen Könige auf sichererer Bahn in den Hafen geleiten.


Die deutsche Industrie befreit von der Last, die die Verzinsung riesiger


Kapitalien ihr aufbürdet, wird neuen Aufschwung nehmen und ungeahnte Blüten


treiben. Der Adler der deutschen Wissenschaft, vom Kapital heute als kurioses


Tier im Käfig gehalten, wird, von den Fesseln befreit, die Fittiche ausbreiten und


hinauf steigen in die reinen Lüfte höherer Regionen und kostbare Eier legen in


den Schoß der Gesittung und des Fortschrittes.


Die Münzreform wird dem Menschen die Mittel an die Hand geben, die Erde


von Pol zu Pol zu durchbohren und unsern Globus der bisher, von der Sonne


abhängig, als Lichtabsorbenten im Universum eine dunkle Rolle spielte, in den


Kranz der am Himmelszelte mit eigenem Lichte leuchtender Gestirne als die


schönste Perle einzureihen.


Aber die schönste, die beste, die reinste Frucht der Münzreform bleibt die:


Sie wird so manchem vom Kapital besiegten kaufmann die unschuldig verlo-


rene Ehre wieder geben und ihn vor den Augen der Welt rechtfertigen.


Niemand kann sich der Einsicht verschließen, daß die heutigen sozialen


Verhältnisse unhaltbar sind, daß die Gesellschaft auf einer Granate sitzt, deren


Lunte angezündet und jeden Augenblick platzen kann. Wen sein Leben lieb ist,


wer einen Funken von Rechtssinn hat, wer die Wissenschaft und den Fortschritt


höher schätzt als einen gut besetzten Tisch, der trete ein für die Münzreform und


dann: „Hand an’s Werk“!


Wer sich der Münzreform widersetzt, wird zertreten wie ein Wurm, über den


ein Regiment Infanterie wegschreitet; der Staat, 
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der sie einführt, wird gleich dem Phönix aus dem Moder der heutigen


Verhältnisse in strahlender Jugendschönheit zu frischem Leben neu geboren


werden. „Kellner, bezahlen!“


__________


Im Pfandhaus.


Wo sind die deutschen Riesen geblieben, von denen es heißt, daß ihr bloßes


Aussehen den Feinden furchtbare Angst und Entsetzen einflößte?


Nehmt von den Berliner Strassen 1000 Mann weg und kleidet sie in


Bärenhäute!


Du lieber Himmel! statt Entsetzen würden sie schallendes Gelächter erwek-


ken.


Wo ist der deutsche Freiheitsinn?


Das Volk stöhnt, jammert, schreit und ächzt, wenn es für die Freiheit des


Herdes erbärmlich kleine Summen hergeben soll, während allein an Krawatten,


Palästen, Stiefelwichse und Tabak viel mehr ausgegeben wird.


Wo ist der unbändige Freiheitsgeist eines Volkes geblieben, welches sich


durch Mai- und Sozialistengesetze knebeln läßt? Welchen Sinn für Freiheit muß


ein Volk haben, welches den eigenen Mitbürgern die Freiheit schmälert?


Wo sind die deutschen Frauen geblieben, fragt man sich betrübt, wenn die


Statistik nachweist, daß in keinem Lande der Welt die Kindersterblichkeit, sowohl


absolut als relativ, so groß ist wie im lieben deutschen Vaterland?


Wo ist die deutsche Sittlichkeit geblieben? denkt man mit Erröten, wenn es


gerade Deutschland ist, welches im Verein mit seinem Stammes- und


Bundesgenossen Österreich den Weltmarkt des Lasters mit Material versieht.


Wo ist die deutsche Ehrlichkeit, darf man fragen, wenn nirgendwo in der Welt


so viel gefälscht wird, wie im deutschen Reich?


Wo ist der deutsche Idealismus geblieben, fragt sich Jeder, wenn er an den


Heiratsanzeigen merkt, daß die deutschen Jünglinge das Geld höher schätzen,


als schöne Augen und Tugend.
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Im Pfandhaus, im Pfandhaus des Goldes, im Pfandhaus des heutigen rechts-


widrigen Geldsystems, liegen schon lange die Kleinodien unserer Vorfahren. Auf!


es ist Zeit, laßt uns dieselben einlösen, ehe sie verfallen.  – Allgemeines


Gelächter.


___________________


Der Despot.


Wer zwingt den Menschen zu weinen, wenn er lachen möchte und zu lachen,


wenn ihm jämmerlich zu Mute ist?


Wer zwingt den Menschen schon früh am Morgen unter Fluchen und Stöhnen


eine Krawatte anzubinden, die zu klein ist und sich die Nägel an den


Kragenknöpfen zu zerreißen ?


Wer setzt dem ernsten Manne die Narrenkappe, alias Zylinder, auf?


Wer spannt ihn in die Folter zu enger Stiefel, und zieht im die Zwangsjacke des


Fracks an?


Weshalb bekleidet sich der Physiker im heißen Sommer mit einem schwarzen


Rock, obschon er weiß, daß derselbe die Sonnenstrahlen anzieht?


Wer zwingt den Fabrikanten, seine alten und treuen Arbeiter in der Krisis zu


entlassen, obschon ihm der Anblick der Misère das Herz bricht?


Wer legt dem ehrlichen Manne die täglichen konventionellen Lügen auf die


Zunge; wer erzeugt um seinen Mund das sogenannte „freundliche Grinsen“ beim


Zusammentreffen mit einem Bekannten den er doch sonst verachtet?


Warum studiert der junge Mann Latein, wenn das Gänsehüten seinen


Neigungen und Fähigkeiten mehr entspricht?


Wer zwingt den schlaftrunkenen Reisenden in kalter Winternacht, sein


Gepäck an der Grenze zu öffnen?


Wer führt die Kriege?


Wer verschließt den Menschen Sinn und Verstand für alles Gute und


Schöne?


Wer legt den Schleier über all’ die Wunder der Schöpfung und entrückt sie


dem Auge des Menschen?


Kurzum, wer hat die Gesittung und den Fortschritt um Tausende von Jahren


zurückgehalten?
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Das Gold, das heutige Geldwesen ist der Despot, der die Menschheit an der


Nase herumführt wie Narren; vor seiner Willkürherrschaft beugt sich Alles; willen-


los tanzen die Menschen nach seiner närrischen Melodie. Ohne Sinn und


Verstand schwingt der Despot sein Zepter; blindlings schlägt er auf Freund und


Feind; mit dem Sammtpfötchen schmeichelt er jetzt, um gleich darauf die Krallen


zu zeigen. Gestern noch räumte er seinem Busenfreund Baring den Ehrenplatz


an seinem Tische ein, um ihn heute schon mit einem Fußtritt an die Thür zu set-


zen. Den Spitzbuben überhäuft er mit Zuvorkommenheiten aller Art; gegen den


ehrlichen Mann übt er Verrat und läßt ihn verderben.


Und um einen solchen Götzen, tanzen die Menschen seit Jahrtausenden!


______________


Schluß.


Wenn es regnet, so suchen wir ein schützendes Dach; einer giftigen Schlange


zerschmettern wir den Kopf, bissige Hunde legen wir an die Kette, schmerzende


Zähne reißen wir aus und werfen sie von uns.


Wir haben gesehen, daß das Gold in dem jetzigen Münzsystem uns in jeder


Weise mißhandelt, daß es das produzierende Volk ausbeutet und unter der


Knute hält, daß es hungrige Arbeiter zwingt, Krawatten zu nähen statt Kartoffeln


zu pflanzen, daß es den Charakter edler Volksstämme verdirbt, daß es unser


unerbittlicher Feind, daß es der nervus malorum ist.


Was sollen wir da tun?


Wir müssen dem Gold den Krieg erklären, den Krieg bis auf’s Messer, den


Vernichtungskrieg. Wir müssen ihm den Fehdehandschuh nicht heute oder mor-


gen vor die Füße hinwerfen, sondern jetzt, in diesem Augenblick, und wir dürfen


weder ruhen noch rasten, bis wir den Feind hinausgeschmissen haben aus sei-


ner Position.


Als schädliches Reptil müssen wir das Gold vernichten; einerlei, auf welche


Art. In Königswasser auflösen und in die Kloake gießen, in Kanonen packen und


außerhalb des Bereichs der Anziehungskraft der Erde in die Lüfte hinausschleu-


dern, dem Haifisch zum Fraß vorwerfen, damit er es an einem sicheren Ort des


Stillen 
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Ozeans deponiert, eine Bank gründen und Lips Tulian als Direktor ernennen,


kurzum, wir müssen das Gold außerhalb des Bereichs unserer Sinne bringen.


Auf denn zur Attacke, rüttelt das Phlegma ab, welches Euch das Gold in die


Glieder eingeflößt, fällt die Waffen der Vernunft und Marsch, Marsch, Hurra!


__________


Nachtrag.


In neuester Zeit wird wieder vielfach über Geschäftskrisen geklagt und gutbe-


stallte Professoren beraten zusammen mit krummnäsigen Bankiers, was gegen


dieselben zu machen ist.


Kein Blinder ist so blind, wie der Mann, der nicht sehen will; sie ärgern sich


über ihre krummen Hosen, doch können sie es nicht über sich bringen, diese


Krummheit dem gotischen Bau ihrer Beine zuzuschreiben. Es geht den guten


Leuten, wie Vielen, die die Ursache des Übels immer nur bei den Nachbarn


suchen, nur nicht bei sich selber.


Natürlich, denn was man wünscht das glaubt man ja gern und wie könnte


man übrigens auch ein Mißtrauen hegen gegen den guten Freund, das Gold,


welcher doch von Allen, Groß und Klein, so hoch geehrt und geschätzt wird.


Das Schiff weicht von seinem Kurse ab – beim schönsten Wetter – wer trägt


die Schuld? Wer anders als die Zwischendeckler, die Arbeiter? Die Kerle essen


zu viel jetzt bei der 8stündigen Arbeit, die Canaillen werden zu fett, drum


bekommt das Schiff Übergewicht und läßt sich nicht lenken. Das ist, heißt es, die


Ursache der Kursabweichung, der Krisis.


Meine Herren! Hinten sitzt das Steuer-Ruder, hinten an der Kajüte, dort sucht,


und ihr werdet es finden.


Warum spricht man immer von Finanzkrisen, warum nie von Warenkrisen?


Ich habe noch nie gehört, daß man über Mangel oder Überfluß an Weizen


geklagt hätte, wenigstens nicht für lange Zeit. Fehlt Weizen, sofort verlegen sich


die Bauern auf Weizenbau; ist welcher überflüssig, so verdirbt er.


Wenn Geld Vertreter des Weizens ist, warum geht es ihm nicht ebenso,


warum wenn Geld fehlt, wird es nicht fabriziert, wenn 
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das Material, das Papier da ist, warum, wenn Geld überschüssig ist, verdirbt die-


ser Überschuß nicht, wie der Überschuß des Weizens?


Das Gold, das heutige verrückte Geldsystem ist Schuld an den Finanzkrisen,


an all der Misère, die den Finanzkrisen folgen; werft das Gold in den Vesuv und


mit ihm verschwinden die Ursachen der Krisen.


Gebt dem Gold den Charakter eines Vertreters der Waren mit allen


Folgerungen und ihr werdet euch nicht mehr über Finanzkrisen beklagen.


Die Geldreform schafft die Krisen ein für alle mal aus der Welt, einfach indem


sie den Geldbedarf genau und automatisch reguliert.


Niemand hat Interesse, einen Gegenstand, der an Wert täglich abnimmt, län-


ger als durchaus nötig zu behalten und darum werden auch die rostenden


Banknoten, welche nicht durchaus für den Verkehr nötig sind, immer nach der


Quelle (Reichsbank) abgestoßen werden, oder falls dies nicht geschieht, einfach


in sich selber aufgehen, wie jeder Überschuß an Weizen entweder exportiert wird


oder verdirbt.


Jeder Überschuß an Geld wird sich immer bei der Reichsbank konzentrieren


und wird man somit stets auf den Heller berechnen können, ob Geld genug oder


zu wenig im Verkehr ist.


Nehmen die Defizits der Bank zu, so ist das ein Zeichen, daß Geld über-


schüssig ist, nehmen sie ab, so kann man auf einen größeren Geldbedarf schlie-


ßen.


Verschwinden die Depots vollständig, so kann die Bank neues Geld so lange


ausgeben, bis daß sich durch neue Depots eine Sättigung bemerkbar macht.


So lange die Depots im Wachsen begriffen sind, wird die Bank kein neues


Geld ausgeben. Kurzum, die Münzreform wird zum Geldregulator, d. h. sie macht


den Finanzkrisen ein Ende.


_________________
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Bei dem heutigen Geldwesen wird das Geld


bei der geringsten Alarmierung dem Verkehr


entzogen; jeden Augenblick stockt somit der


Warenaustausch, jeden Augenblick versagt


die wichtigste der staatlichen 


Verkehrseinrichtungen ihren Dienst.







Vorwort


Seitdem die Welt besteht, hat noch niemand Gelegenheit gehabt, so verwik-


kelte finanzielle Verhältnisse zu beobachten, wie wir solchen augenblicklich hier


in Argentinien gegenüber stehen.


Aber nicht allein hier, sondern in der ganzen Welt ist die Konfusion in den


Finanzen so groß, daß ein Krach ganz unvermeidlich ist und von den schlimm-


sten Katastrophen begleitet sein wird.


Ich erinnere mich an die lateinische Münzkonvention, welcher vor einigen jah-


ren durch den Preisverfall des Silbers der Untergang drohte; an die Propaganda,


welche einige Länder für die Goldwährung, andere für die Silberwährung, wieder


andere für den Bimetallismus machten; an die stetig wachsende Verschuldung


der Staaten.


Es ist nicht vorauszusehen, wie lange sich die lateinische Münzkonvention


noch halten wird, wohl aber kann man vorhersehen, daß ein ev. Zusammenbruch


derselben das heutige Wertverhältnis zwischen Silber und Gold stark beeinflus-


sen und vom Ruine vieler Banken begleitet sein wird.


Jeder Erfolg, den die Anhänger des Silberwährung erringen, ändert das


Wertverhältnis beider Münzmetalle zu einander, stört den gewöhnlichen


Geschäftsgang, hat Fallimente, Arbeitseinstellungen, Elend zur Folge.


Dass es so nicht ewig gehen kann, ist klar, Alles drängt auf eine Lösung die-


ser Münzfrage und die Völker werden eine endgültige Regelung dieser Frage


gebieterisch verlangen, sowie sie mal die nachteiligen folgen, welche diese


Wertschwankungen der Münzmetalle nach sich ziehen, in ihrer ganzen


Bedeutung erkannt haben.


Die Verschuldung der Staaten schreitet im quadratischen Verhältnis zu der


Höhe dieser Schulden vorwärts; in einzelnen Staaten konsumiren die Zinsen die-


ser Schulden schon jetzt 60 % der Staats-


Staatseinnahmen
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einnahmen (Portugal, Argentinien), bei anderen, wie Frankreich, erreicht dieser


Prozentsatz die Zahl 30 oder 40.


Portugal, Argentinien sind schon bankerott, da es aber nur kleine Länder sind,


so haben diese Bankerotterklärungen keine zu großen Folgen gehabt, aber wenn


sich mal Frankreich zahlungsunfähig erklärt (und dieser Tag könnte leicht mathe-


matisch vorausberechnet werden), dann sind die unmittelbaren Folgen fast nicht


zu berechnen.


Und wie die Finanzen Frankreichs stehen, so ähnlich verhält es sich mit den


übrigen Ländern auch. Die Schulden aller dieser Länder wachsen täglich und


werden auch so lange wachsen, bis daß die Zahlungsunfähigkeit erklärt wird.


jede dieser Zahlungseinstellungen muß Verwirrung in den gewöhnlichen


Wirtschaftsbetrieb bringen, hat Arbeitslosigkeit etc. zur Folge.


Man sollte glauben, daß solche trüben Aussichten die Staatsmänner zu ernst-


lichen Nachforschungen nach den Ursachen dieser wachsenden Verschuldung


veranlassen würden, um Mittel zur Bekämpfung derselben zu ersinnen. Aber es


scheint, als ob diese guten Leute die Ursache dieser Verschuldung nur in zu


schwacher Besteuerung und die Mittel dagegen in der Anziehung der


Steuerschraube erblicken.


Oberflächliche und interessierte Beobachter geben den Militarismus als Grund


der Krankheit an und zur Bekämpfung ihrer Behauptung führen sie das Beispiel


Nord-Amerikas an, wo die Militärausgaben gering sind und die Staatsschulden


abnehmen.


Diese Leute sehen nicht, daß wenn auch in Nord-Amerika die Staatsschulden


abnehmen, dafür aber die Verschuldung des Volkes den Kapitalisten gegenüber


um so größere Fortschritte macht.


Für das Volk im Allgemeinen ist es aber vollkommen einerlei, ob es die


Zinsen der Schulden direkt an die Kapitalisten oder indirekt durch den Staat an


die Kapitalisten bezahlt, denn das Endresultat bleibt für das Volk genau das-


selbe.


Das Anwachsen der PrivatKapitalien wird in Nord-Amerika, wie das Wachsen


der Staatsschulden in anderen Ländern, so lange vorwärts schreiten, bis daß die


Grenze erreicht wird und der Zusammenbruch erfolgt. Der Krach ist drum auch in


Nord-Amerika unausbleiblich, trotzdem dieses Land nicht unter dem Militarismus


leidet.
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Die produzierenden Elemente des Volkes haben von einem solchen Krache


nur die indirekten Folgen, d. h. die Verwirrung in dem gewöhnlichen


Wirtschaftsbetrieb, die temporäre Arbeitslosigkeit zu befürchten, sonst aber kann


ihnen der Krach, je bälder je lieber sein.


Den Zeitpunkt, wo dieser große allgemeine Zusammenbruch erfolgen wird,


vorherzubestimmen, wäre nicht schwer, wenn man über genauer statistisches


Material verfügte; für meine Rechnung glaube ich, daß dieser Zeitpunkt innerhalb


der nächsten 5 Jahre liegt, wenn kein größerer Krieg den natürlichen Verlauf der


Dinge hemmt.


Dieser große allgemeine Finanzkrach wird die wirtschaftliche Revolution sein,


welche mancher Produzent herbeisehnt, und handelt es sich nur darum, was zu


machen ist, um die Wiederholung dieser Finanzwirren zu verhüten.


In Deutschland und anderen Ländern hat sich eine politische Partei gebildet,


welche zum Zweck hat, eine neue Wirtschaftsordnung vorzubereiten, um diesel-


be an dem Tage, wo die wirtschaftliche Revolution ausbricht, an Stelle des heuti-


gen Wirtschaftssystems zu setzen.


Diese Partei ist in demselben Verhältnis gewachsen, wie sich als Folge des


jetzigen Wirtschaftsbetriebes die sozialen Mißverhältnisse zuspitzen, und muß


auch in Zukunft in demselben Verhältnis weiterwachsen.


Leider ist es den tüchtigen Führern dieser Partei nicht möglich gewesen, ein


Wirtschaftssystem zu ersinnen, welches gleichzeitig die Mängel des heutigen


Systems umgeht, die Eigentümlichkeiten der Menschen berücksichtigt und leicht


von einem Tag zum anderen, ohne größere Störung in der Produktion der nöti-


gen Lebensmittel zu verursachen, in Ausführung gebracht werden kann. Denn


was bisher in dieser Angelegenheit vorgeschlagen worden, ist schon aus dem


einfachen Grunde nicht ausführbar, weil bei den außerordentlich geringen


Vorräten an Lebensmitteln, die geringste Störung in dem allgemeinen


Wirtschaftsbetriebe sich unmittelbar in Form einer Hungersnot bemerkbar


machen würde.


Der Grund, weshalb bis heute noch keine bessere Wirtschaftsordnung erson-


nen worden ist, liegt einfach daran, daß sich die Führer der Sozialisten von Marx


auf eine falsche Spur haben 
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leiten lassen und daß die anderen Parteigenossen ihren Führern die Lösung des


Problems überließen, statt auch selber in Stunden der Ruhe an die Lösung des


Problems zu denken.


Und doch, wie oft kommt es vor, daß ein blindes Huhn auch mal ein Körnchen


findet, wie häufig macht man die Beobachtung, daß gerade die begabtesten


Menschen am wenigsten erfinderisch sind. Ich bin überzeugt, daß wenn wir alle


Keplers und Goethes wären, daß wir heute noch nicht wüßten, daß Kartoffeln


genießbar sind, daß wir heute noch nicht über Buchdruckerei und Pulver verfüg-


ten.


Als Grund der heutigen sozialen Mißverhältnisse geben die Sozialisten ganz


richtig die Aneignung der Produktionsmittel des Volkes von Seiten Einzelner an;


sie glauben auch zu wissen, wie diese Aneignung erfolgt, und da sind sie in
einem großen Irrtum befangen.


Marx erkannte in der Aneignung der Produktionsmittel des Volkes durch die


Kapitalisten die Wurzel der sozialen Mißstände, aber den Boden woraus diese
Wurzel ihre Nahrung zieht, hat er nicht untersucht und diese


Unterlassungssünde führte ihn auf Irrwege und in ein Labyrinth ohne Ausweg alle


diejenigen, welche seine Theorien ohne eingehende Prüfung annahmen.


Marx hat das Geldwesen ohne Zweifel studiert, aber nicht genug, um den


wirklichen Zweck desselben und sein Wesen zu erkennen. Gold und Geld war


bei ihm ein; er klebte, wie die meisten Menschen, am Golde fest, eine


Verbesserung des Geldwesens muß ihm von vornherein unmöglich erschienen


sein. Der schöne Glanz des Goldes blendete ihn und er erkannte nicht, daß das


Gold, das jetzige Münzwesen, den fruchtbaren Boden bildet, wo der Kapitalismus


seine Wurzeln senkt und die Kraft zu üppigem Gedeihen zieht.


Wer sich nun in das Studium des heutigen Geldwesens nur etwas vertieft, der


kommt sehr schnell zu der Überzeugung, daß dasselbe in keiner Weise mehr


den Anforderungen des modernen Verkehrs entspricht und daß die jetzigen
sozialen Mißverhältnisse sämtlich ohne Ausnahme auf organische Fehler
des Geldwesens zurückzuführen sind.


Gleich zu Anfang muß es Jedem auffallen, daß das heutige System des


Metallgeldes noch genau dasselbe ist, welches schon vor Jahrtausenden, wo


Handel, Verkehr, Arbeitsteilung etc. noch 
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in den Kinderschuhen steckte, wo der Kredit noch unbekannt und unmöglich war,


den Menschen als Notbehelf diente, während doch alle anderen


Verkehrseinrichtungen eine radikale Umwälzung erfahren haben.


Das Metallgeld ist vielleicht die einzige Einrichtung, welche sich aus jenen


altersgrauen Zeiten bis auf uns vererbt hat, und fragt man sich bei der außeror-


dentlichen Mangelhaftigkeit dieses Geldes mit Erstaunen, wie dies möglich


gewesen ist.


Das Geld soll eine Verkehrserleichterung sein und zu diesem Zweck allein ist


es doch geschaffen worden, aber wie es heute besteht, ist es alles andere eher,


als eine Erleichterung des Verkehrs


Das Geld ist bestimmt, den Waren-Austausch zu vermitteln, und wie man von


einer Eisenbahn verlangt, daß sie den Warentransport schnell, sicher und billig


bewerkstelligt, so kann man doch auch vom Gelde verlangen, daß es den


Waren-Austausch schnell, sicher und billig vermittele.


Geschieht dies heute?


Die riesigen Warenmengen, welche wegen träger Geldzirkulation in den kauf-


männischen Lagerhäusern auf dem Wege nach dem Verbrauchsorte aufgehalten


werden, die Millionen von Arbeitern, die wegen stockendem Geldumlaufs unbe-


schäftigt bleiben und dem Elend preisgegeben sind, die hunderttausende von


Goldgräbern, Bankiers, Rentiers, Wucherern, Börsenspekulanten,


Gerichtsvollziehern etc. etc., welche die Herstellung und Verwaltung des Geldes


nötig macht und unterhält, geben die Antwort auf diese Frage.


Wie groß die Lagerspesen sind, welche durch den heutigen trägen


Warenaustausch den Produzenten verursacht werden, wie groß die


Warenmenge ist, welche wegen stockender Geldzirkulation nicht an den


Verbrauchsort gelangen kann und nutzlos deshalb verdirbt, wie hoch die


Verwaltungskosten des heutigen Geldwesens sind, entzieht sich einer genauen


Berechnung; nur so viel steht fest, daß die Herstellung des heutigen Geldes in


Deutschland 10.000 Millionen Mark gekostet hat und daß die jährlichen


Verwaltungskosten dieses teueren Geldwesens in Deutschland den Militär- und


Schuletat um das 3- bis 5fache übersteigen.


Wer diese Unkosten bezahlt, daß sind natürlich die Produzenten, d. h. die


Bauern und Handwerker, welche für den gegenseitigen 
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Austausch ihrer Produkte dieses famose Geldsystem selber vereinbart und ein-


geführt haben, wenn auch schon seitdem viele tausend Jahre verstrichen sind.


Oh, Ihr einfältigen, dummen Bauern, ihr beklagt Euch wenn der Staat die


Wehrkräfte des Landes verstärkt, um Eure Felder vor dem Einfalle wilder


Barbaren zu schützen, während doch das Geldsystem, welches Ihr selber mit


Eurem allerhöchsten, königlichen Willen vereinbart habt, Euch die Hälfte Eurer


Ernten alle Jahre wegfrißt ohne weitere Gegenleistung zu erhalten, als ausge-


lacht zu werden.


Oh, Ihr mit Blindheit geschlagenen Handwerker und Sozialisten, wütend


schlagt Ihr Euch, wie ein Stier der von Bremsen verfolgt wird. Ihr stürmt daher


und seht den Abgrund nicht, der sich vor Euch öffnet.


Das Haus, an dessen Fundament Ihr grabt, wird, wenn es heute umstürzt,


Euch selber begraben.


Ihr klagt über Ausbeuter, Blutegel, und wißt nicht, daß Ihr selber mit Eurem


Geldsystem dem Blutegel den Saugapparat fabriziert.


Auf, schafft Euer veraltetes Geldsystem ab, werft das Gold in die


Rumpelkammer und wie durch Zauberschlag ändert sich die Szenerie.


________________
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Die Kinderschuhe des Geldwesens.


Wenn zwei oder mehrere Personen zur Erleichterung des Austausches der


gegenseitigen Arbeitserzeugnisse eine Werteinheit vereinbaren, nach welcher


der Preis jeder Ware berechnet wird und für diese Werteinheit x-beliebige


Zeichen herstellen, welche gegenseitig in Zahlung geben und genommen wer-


den, so nennen sie dies – Geld einführen.


Sie nennen das Geld eine Verkehrserleichterung und um den Verkehr zu


erleichtern, dazu ausschließlich wird das Geld eingeführt. Denn welchen Zweck


könnte das Geld außerdem noch haben? Wir wollen also daran festhalten, daß


das Geld ausschließlich zur Verkehrserleichterung bestimmt ist.


Es gibt sonst in der Welt noch viele andere Arten von


Verkehrserleichterungen, von Einrichtungen, um den Waren-Austausch zu ver-


mitteln. Ein Wagen, ein Weg, eine Brücke sind Einrichtungen, um den Verkehr


und den Warenaustausch zu erleichtern. Die Post ist eine Verkehrserleichterung,


die Schiffe, der Telegraph und die Eisenbahnen nicht minder, aber die wichtigste
von allen ist das Geld. Alle anderen könnte man mehr oder weniger leicht ent-


behren, aber ohne Geld ist kein Verkehr möglich; wo das Geld fehlt, stockt das


Leben.


Auf den Rädern der Eisenbahn rollen die Waren vom Produktionsorte zum


Verbrauchsort, auf den runden Scheiben des Geldes rollen die Waren vom


Produzenten zum Konsumenten.


Erleidet der Bahntransport eine Unterbrechung, so können immer noch


Pferde, Schlitten und Schiffe zur Aushülfe gebraucht werden; erleidet der


Geldtransport aber eine Unterbrechung, so bleibt die Waren liegen, bis daß die
Unterbrechung gehoben ist.


Niemand zwingt den Bauer seine Waren per Bahn zu befördern, er kann,


wenn es ihm beliebt, einen Wagen, ein Schiff, ein Pferd gebrauchen, aber für


den Austausch seiner Produkte, für den Verkauf bleibt nur die eine Möglichkeit,


er muß das Geld benutzen. Der Staat zwingt ihn dazu, indem er die Abgaben in


Geld verlangt, die Sitte zwingt ihn, weil nur gegen Geld Waren käuflich und 
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verkäuflich sind. von keiner Verkehrseinrichtung ist der Produzent somit so sehr


abhängig, als vom Gelde; keine Verkehrseinrichtung ist drum auch wichtiger für


ihn und keine sollte sein Interesse mehr in Anspruch nehmen.


Der Zweck des Geldes ist den Warenaustausch zu erleichtern, d. h. das Geld


soll den Austausch der Waren schneller, sicherer und billiger bewerkstelligen, als


der ursprüngliche Tauschhandel, denn wenn dies mit dem Gelde nicht zu errei-


chen ist, dann hat das Geld gar keinen Zweck. Man kann also vom Gelde verlan-


gen, daß es den Austausch sicher, schnell und billig bewerkstellige und je siche-


rer, billiger und schneller das Geld seinen Zweck erfüllt, um so besser ist das
Geld, genau wie eine Bahn ihren Zweck um so besser erfüllt, je schneller, siche-


rer und billiger der Warenaustausch stattfindet.


Wenn ein Gaul im Dienste des Bauern alt geworden ist und den Wagen nicht


mehr ziehen kann, dann verbessert der Mann seine Verkehrseinrichtung, indem


er den Gaul rücksichtslos zum Abdecker schickt und ein jüngeres Tier einstellt;


wenn ein Beamter im Dienste der Post alt und unbrauchbar geworden, dann wird


er ohne Weiteres durch einen Jüngeren ersetzt; wenn eine Brücke zu eng und


schwach für den wachsenden Verkehr geworden, dann wird sie niedergerissen;


wenn eine Landstrasse dem Verkehr nicht mehr genügt, dann wird eine Bahn


gebaut, ohne auch nur einen Augenblick zu überlegen, daß tausende von


Fuhrleuten dadurch brotlos werden.


Wenn mann nun mit diesen Verkehrseinrichtungen so rücksichtslos vorgeht,


wenn sie den Verhältnissen nicht mehr entsprechen, warum soll man beim


Gelde, der ersten, der wichtigsten aller Verkehrseinrichtungen, eine Ausnahmen


machen?


Im Gegenteil, je wichtiger das Geld als öffentliche Verkehrseinrichtung ist,


desto größere Aufmerksamkeit soll man ihm widmen, mit um so größerer


Rücksichtslosigkeit soll man einschreiten, wenn das bestehende System sich als


ungenügend erweist, denn Fehler in öffentlichen Einrichtungen dulden kein lan-


ges Zaudern, wenn nicht der ganze Wirtschaftsbetrieb ins Stocken geraten und


entsetzliche Erschütterungen des ganzen Staatsgebäudes zur Folge haben soll.


Nun frage ich aber, was hat man bisher zur Verbesserung des Geldwesens


getan? Seitdem die Welt besteht, plagt 
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man sich mit demselben Geldsystem, nichts hat man daran geändert, nicht ein-


mal ist der Gedanke an eine Verbesserung des Geldwesens aufgetaucht.


Die 30 Thaler, um welche Josef von seinen sauberen Brüdern in Ägypten ver-


schachert wurde, sie werden heute als Beitrag des Vereins gegen die Sklaverei


einkassiert, die 10 Dukaten, um welche Ischariot seinen Meister verriet, sie emp-


fängt der Papst heute als Peterspfennig schmunzelnd aus den Händen der


Gläubigen.


An den Tempel des Goldes wagt sich niemand heran; wie die alten


Deutschen im weiten Bogen um die Donnereiche herum sich schlichen, so


schleichen heute die Menschen in abergläubischer Scheu im den


Mammonstempel. Nicht einmal ist die Frage aufgeworfen worden, ob der Götze,


der in jenem Tempel haust, auch seine Pflicht tut. Es scheint, als ob die


Wißbegierde der Menschen nur bis zur Frage reicht, ob der Götze auch frißt, und


mit dem Bewußtsein, daß er frißt, sogar sehr viel frißt, scheinen sich alle zu


begnügen.


Es ist aber nicht immer gesagt, daß ein Götze auch brauchbar ist, wenn er zu


viel frißt, im Gegenteil sind es gewöhnlich die am wenigsten verzehren, welche


das Meiste leisten. Auch unter Tieren und Menschen sind es gerade die beschei-


densten, die am meisten arbeiten.


Ich sagte vorhin, daß der ausschließliche Zweck des Geldes der ist, den


Warenaustausch zu erleichtern, und daß man vom Gelde verlangen kann, daß


es diesen Austausch schnell, sicher und billig bewerkstellige.


Der Warenaustausch findet schnell statt, wenn die Waren vom


Herstellungsorte ohne Aufenthalt und in gerader Linie zum Verbrauchsort gelan-


gen, genau so wie man von der Eisenbahn sagt, daß sie den Transport schnell


bewerkstelligt, wenn die Waren nirgendwo lagern und auf der kürzesten Linie


befördert werden.


Wenn nun auf der Bahn der Transport keine unnötigen Verzögerungen erlei-


det, dann sind die Güterschuppen leer und mit wenig Beamten und Maschinen
können ungeheure Massen Güter befördert werden, erleidet aber der Transport


eine Störung, dann häufen sich die Güter an, die Schuppen füllen sich, man


muß neue bauen und ganze Heere von Beamten und Maschinen sind nötig, um


die Waren auf-, ab- und umzuladen, zu hüten und aufzuspeichern.
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Was bedeuten nun diese zahllosen kaufmännischen Lagerhäuser, welche den


modernen Städten das Aussehen von Jahrmarktsbuden geben? Sie sind mit


Waren bis oben gefüllt, und Millionen von Commis sind jahraus, jahrein beschäf-


tigt, diese Waren aus- und einzupacken, zu zählen, abzustauben und vor Dieben


zu hüten. Was tun diese Waren hier, es ist doch nicht der Verbrauchsort?


Sie lagern hier, weil aus irgend einem Grunde der Geldtransport eine Störung


erfahren hat.


Fragt man nun einen dieser Lagerwächter, warum die Waren daliegen, warum


sie hier auf dem Wege zum Verbrauchsorte aufgehalten werden, dann erhält


man zur Antwort: „Sie werden nicht abgeholt, die Käufer fehlen“.


Warum aber werden diese Waren denn nicht abgeholt?


Warum werden die Güter von der Eisenbahn so schnell abgeholt? Warum?


Weil die Bahn Lagergeld erhebt, weil der Empfänger diese Lagergelder sparen


will. Wenn die Bahn diese Lagerspesen für alle Waren schon in der Fracht


berechnete, so daß jeder Lagerspesen zu zahlen hätte, ob er nun die Güter


sofort abholt oder nicht, d. h. daß der pünktliche Abholer für den Säumigen


bezahlen müßte, dann hätte es niemand eilig, dann würden sich die Waren an
allen Stationen zu riesigen Bergen auftürmen, wie heute in den kaufmännischen


Läden.


Bei dem jetzigen Geldsystem hat niemand ein direktes Interesse daran, die


Waren früher abzuholen, als in dem Augenblick, wo er sie braucht, denn Jeder


sagt sich, daß er die kaufmännischen Lagerspesen doch bezahlen muß, daß der


pünktliche Käufer die Lagerspesen der Säumigen bezahlt. Änderte man das


Geldsystem in der Weise, daß Jeder an schneller Abholung der Waren direkt und


persönlich interessiert wäre, dann verschwänden die kaufmännischen


Lagerhäuser augenblicklich und die in ihnen aufgespeicherten Güter würden


sofort an den Bestimmungsort, d. h. die Vorratskammer der Hausfrau gelangen.


Das Heer von Commis würde überflüssig und die Preise der Waren würden um
die Unkosten der Unterhaltung dieses Heeres sinken.


Wer ist Besitzer der Waren, die in den Eisenbahnschuppen lagern, wer


bezahlt die Lagerspesen? Doch jedenfalls der Absender oder Empfänger?
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Wer ist Besitzer der Waren in den kaufmännischen Lagerhäusern, wer bezahlt


die Handelsspesen? Doch jedenfalls der Produzent oder Konsument?


Wer rechnet aus, wie viel die kaufmännischen Lagergelder, die


Handelsspesen in Deutschland ausmachen? Wer zählt die Sandkörner des


Meeres? Wer zählt die Zahl der Kaufleute?


Ich wage nicht die Summe dieser Unkosten hier niederzuschreiben; dem


Leser würde vor der Zahl Nullen schwindlig.


Das heutige Geldsystem, welches die Menschen zum Austausch ihrer


Produkte gewählt und vereinbart haben, vermittelt den Warenaustausch auf eine
höchst träge Weise und der Beweis hierfür liegt in den riesigen Warenmengen,


welche auf dem Wege zum Verbrauchsorte in den kaufmännischen


Lagerhäusern aufgehalten werden. Langsam und sicher sind Prädikate, welche


man häufig beisammen findet.


Das heutige Geldwesen verursacht den Produzenten wegen des trägen


Warenaustausches riesige Unkosten an Lagerspesen, gleicht es vielleicht diesen


Nachteil durch um so größere Sicherheit des Warenaustausches aus?


Eine Bahn bietet Sicherheit für den Transport der Güter, wenn sie stets und


zu allen Zeiten über die nötige Anzahl Wagen und Maschinen verfügt, so daß


niemals Güter aus Wagenmangel unbefördert bleiben und verderben.


Das Geld bietet Sicherheit für den Austausch der Güter, wenn es stets zu


allen Zeiten und unter allen Umständen, im Krieg und Frieden, in Zeiten von


Cholera, Hungersnöten und Geschäftskrisen in genügender Menge vorhanden


ist, um diesen Austausch zu vermitteln.


Wie viele Waren bleiben heute wegen Geldmangel unausgetauscht und ver-


derben?


Wer zählt die Sterne des Himmels und die Millionen Mark, welche in


Deutschland alle Jahre auf diese Weise verloren gehen? Wenn es noch in Zeiten


allgemeinen Überflusses geschähe, dann ließe man sich solche Verschwendung


noch gefallen, aber nein, gerade in Zeiten, wo die Not am größten, wo Elend


herrscht, in den schrecklichen Zeiten der Krisen, ist die Verschwendung am


größten, geht die meiste Waren wegen Geldmangel nutzlos zu Grunde.
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Die hunderttausende von Arbeitern, die überall Arbeit suchen und keine fin-


den, wer sind sie? Es sind Leute, die die Waren, die in ihren Armen, Gehirn und


Muskeln schlummert, mit den Waren austauschen möchten, die in den


Lagerhäusern der Kaufleute nutzlos verderben.


Wer verhindert diesen Austausch?


Der Geldmangel, die Finanzkrisis!
Das Geld ist durch irgend ein Ereignis beunruhigt worden und hat sich in die


Schlupflöcher der Geldkästen zurückgezogen. Die Waren bleiben jetzt wegen


Geldmangel unterwegs liegen und verderben, wie die Waren eines im Schnee


steckengebliebenen Eisenbahnzuges.


Zählt die Millionen zusammen, welche alljährlich auf diese Weise verloren


gehen; die Unterhaltung vom ganzen deutschen Heere wird Euch daneben klein


erscheinen.


Schlecht und billig, sagt man. Das heutige Geldsystem ist schlecht in Bezug


auf schnellen und sicheren Warenaustausch, vielleicht ist es um so billiger.


Eine Eisenbahn kann billige Frachten berechnen, wenn sie wenig Unkosten


hat. Die Unkosten einer Bahn werden eingeteilt in Bau-, Unterhaltungs-,


Verwaltungs- und Betriebskosten, und um billige Frachten berechnen zu können,


muß in allen vier Punkten Sparsamkeit herrschen. Der Staat hat ein direktes


Interesse daran, daß die Frachten so billig wie möglich sind, denn billige


Frachten fördern Handel und Industrie, während treuere Frachten den Verkehr


hemmen.


Drum werden beim Bau der Eisenbahn die Schienen nicht aus Gold und


Silber hergestellt, sondern einfach aus Eisen, weil auf diese Weise nicht allein


der Bau, sondern auch die Unterhaltung billiger werden. Den


Verwaltungsbeamten baut man keine Paläste, man stellt ihnen keine Equipagen


zur Verfügung und bezahlt ihnen keine unvernünftig großen Gehälter, sondern


sie werden wie alle anderen Beamten behandelt, und was die Betriebskosten


anbelangt, so wird man die Lokomotiven mit Kohlen, statt mit Diamanten heizen


und den Lohn der Wärter und Maschinisten wird man soweit herunterdrücken,


wie es nach den allgemeinen Verhältnissen möglich ist.


Wenn das Geld für den Austausch der Güter billige Spesen berechnen soll,


so müssen die Unkosten desselben ebenfalls auf ein 
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Minimum herabgesetzt werden, denn wenn der Staat ein Interesse an billigen
Eisenbahnfrachten hat, so muß es noch mehr im Interesse desselben liegen,
daß für den Austausch der Waren billige Geldfrachten oder Geldspesen berech-
net werden, weil der Geldverkehr wichtiger ist, als der Eisenbahnverkehr.


Die Unkosten des Geldwesens kann man genau, wie die der Eisenbahn ein-


teilen in:


1)  Herstellungskosten,


2)  Unterhaltungskosten,


3)  Verwaltungskosten,


4)  Betriebskosten;


und wenn das Geld für den Austausch der Waren billige Frachten berechnen soll,


so muß auch, wie bei der Bahn in allen vier Punkten die größte Sparsamkeit


abwalten.


Ist dies nun der Fall bei dem heutigen Geldwesen?


Wenn im deutschen Reich 10 Milliarden Mark an Gold und Silbermünzen zir-


kulieren, dann hat die Herstellung dieses Geldes genau 10 Milliarden Mark geko-


stet.


Wenn sich das deutsche Reich heute irgendwo auf der Erde etablierte und


dasselbe Geldsystem, welches heute herrscht, einführen wollte, so müßten 10
Milliarden Mark ausgegeben werden, nur um das Material zu diesem Gelde aus


der Erde zu fördern. Wenn man 1000 Mark auf den Arbeiter rechnet, so müßten


10 Millionen Arbeiter ein ganzes Jahr arbeiten, nur um eine Einrichtung zu schaf-
fen, womit die Waren ausgetauscht werden können. Zehntausend Millionen


Mark. Denn man hat es für gut gehalten, für die gewöhnlichste und gebräuchlich-


ste aller Verkehrseinrichtung gerade das teuerste Material, Gold und Silber, zu


wählen. Warum?


Mir erscheint die Sache ebenso lächerlich, wie wenn ein Landwirt für seinen


Karren goldene Radreifen bestellt, denn das Geld ist wie der Karren weiter nichts


als eine Verkehrseinrichtung, wie wir gleich vorn zugegeben haben.


Wenn man diese 10 Milliarden Mark, welche in Deutschland zirkulieren, aus-


führte und einer fremden Nation zu 3 % jährlich lieh, so würden dieselben an


Zinsen jährlich 300 Millionen einbringen. Man kann drum sagen, daß das Geld


dem deutschen Reich 
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10.000 Millionen Mark Herstellungskosten verursacht und ihm jährlich 300


Millionen Zinsen kostet.


Dass die Unterhaltskosten eines so teuren Geldsystems nicht gering sind, ist


klar, denn das Geld verschleißt sich, vieles geht verloren und was verschlissen


wird und verloren, muß durch neues ersetzt werden. Wie viel diese


Unterhaltungskosten des Geldes, was den Verschleiß der Münzen anbetrifft, aus-


machen, wäre genau nachzurechnen; wenig ist es auch nicht.


Rechnet man zu diesen Unkosten noch die Kosten der Prägeanstalten, so


wird man die Unterhaltungsspesen des heutigen Geldes auf eine ganze Reihe


von Millionen berechnen können.


Gehen wir nun zu den Verwaltungs- und Betriebskosten des Geldes über.


Alles, was die Verwaltung des heutigen Geldes nötig macht und unterhält,
gehört natürlich zu den Verwaltungskosten desselben, wie alle Beamten, welche


zur Verwaltung der Eisenbahn angestellt sind, auf Kosten der Bahnverwaltung


leben. Es gibt Beamte, von denen man nicht weiß, was sie eigentlich tun, arbei-


ten sieht man sie nie und nur daran, daß sie Gehälter beziehen, erkennt man,


daß sie Verwaltungsbeamte sind.


In keiner Verwaltung öffentlicher Verkehrseinrichtungen gibt es nun mehr sol-


cher Beamten die nichts tun und doch Gehälter beziehen, als gerade in der wich-
tigsten aller Verkehrseinrichtungen, als in der Verwaltung des Geldwesens.


Wer sind die heutigen Rentiers? Sie arbeiten nicht, sie ernten und säen nicht,


und doch beziehen sie vom Gelde, vom Tauschvermittler, welches die 


Produzenten als Verkehrserleichterung vereinbarten, gute, auskömmliche, häufig


fürstliche Gehälter. Nur an den Gehältern, die sie beziehen, erkennt man, daß


sie zur Verwaltung des Geldes gehören.


Warum belastet man die wichtigste aller öffentlichen Verkehrseinrichtungen


mit solch ebenso unnützen wie lächerlichen Unkosten? Warum?


Was ist das Geld? Doch jedenfalls eine von den Produzenten vereinbarte


Einrichtung, um den Warenaustausch zu erleichtern. Wer sind die Produzenten?


Was bilden sie? Doch jedenfalls die 
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Grundlage des Staates. Das Geld ist eine Einrichtung der Produzenten, d. h. des


Staates, es ist eine staatliche Einrichtung, und warum belastet man diese staatli-


che Einrichtung mit solchen Unkosten, wenn bei allen anderen die größte


Sparsamkeit obwaltet?


Wollt Ihr wissen, wie viel diese Unkosten ausmachen, welche in Form von


Renten und Zinsen den heutigen Warenaustauschvermittler der Produzenten


belasten?


Zählt die Tränen, welche arme Mütter beim Anblick ihrer hungrigen Kinder


vergießen, zählt die Milliarden, welche für Paläste, Dienerschaft und sonstiges


dummes Zeug ausgegeben werden, multipliziert dies mit der Zahl der


Schwindsüchtigen, Selbstmörder und bankerotten Kaufleute und dann habt Ihr in


Mark einen geringen Teil dieser Unkosten.


Zu dieser Riesensumme müssen als Verwaltungskosten des Geldes noch


gerechnet werden das Finanzministerium mit allen Unterabteilungen, vom


Grenzwächter bis zum Minister selber.


Die Staats- und Privatbanken mit ihren Tausenden von Beamten.


Die Börsen, Spekulanten, Lotterie-Kollekteure und Wucherer.


Die Gerichtsvollzieher, Versicherungsgesellschaften, Einbrecher und


Wohltätigkeitsfest-Veranstalter.


Die Richter, Geldschrankfabriken und Gefängniswärter etc. etc.


Kurzum alles was direkt und indirekt mit der Verwaltung des heutigen Geldes


im Zusammenhang steht.


Die Astronomen gebrauchen bei Berechnung der Entfernungen als Einheit


nicht den Fuß, Zoll oder Meter, sondern sie nehmen gleich die Meile als


Maßstab; wer ausrechnen will, wie viel auch diese Verwaltungskosten des


Geldes ausmachen, der darf auch nicht als Maßstab die Mark nehmen, sondern


die Million.


Auf Millionen, auf Tausende von Millionen, auf Milliarden belaufen sich die


Verwaltungskosten des heutigen Geldwesens, die Verwaltungskosten der ersten,
wichtigsten und gleichzeitig einfachsten aller staatlichen Verkehrseinrichtungen.


Rechnet jetzt alles zusammen, die Herstellungskosten und


Unterhaltungskosten des Geldes, die Verwaltungs- und Betriebskosten dessel-


ben, und Ihr werdet eine Summe erhalten, im Vergleich zu derselben die franzö-


sische Kriegssteuer gering, verschwindend gering erscheinen wird, eine Summe,
welche mehr als die Hälfte des Arbeitsproduktes der Bauern und Handwerker
ausmacht.
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Wenn sich heute irgend ein Raubritter ein Deutschland häuslich einrichtete


und an allen Wegen, Brücken, Kanälen, Eisenbahnen, Post- und


Telegraphenanstalten Schlagbäume errichtete und von den Waren, die auf die-


sen Verkehrswegen befördert werden, die größere und beste Hälfte für sich als


Tribut forderte, so würde unter der Bevölkerung derselbe Notstand ausbrechen,


der jetzt in allen Kulturländern der Welt unter der Arbeiterbevölkerung wahrge-


nommen wird.


Und wenn heute zwei oder mehrere Personen für den Austausch ihrer


Arbeitserzeugnisse ein eigenes x-beliebiges Geld einführten und ein Fremder


würde durch List dieses Geld an sich reißen, und für Benutzung des Geldes von


den Anderen die Hälfte der mit dem Gelde ausgetauschten Waren für sich als


Rente fordern, so würde man diesen Fremden als Raubritter betrachten und ihm


mit Dreschflegeln den Garaus machen, oder wenn die Leute kein Blut vergießen


wollten, dann würden sie dem Raubritter das Geld einfach überlassen und das-
selbe durch ein anderes ersetzen.


Heute habe sich in Deutschland, wie in allen anderen Ländern der Welt,


Fremde des Geldes bemächtigt, welches die Produzenten für den gegenseitigen


Austausch ihrer Waren fabrizierten, und fordern als echte Raubritter mehr denn


die Hälfte der Waren, welche am Schlagbaum des Geldes vorbei müssen.


Wenn sich an dem gewöhnlichen Seewege nach Ostindien Piraten aufhalten,


welche die Kauffahrteischiffe plündern und die Seeleute fühlen sich nicht stark


genug, diese Seeräuber zu vertreiben, so schlagen die Schiffer einen anderen


Weg ein und suchen denselben durch geeignete Vorrichtungen vor den Piraten


zu sichern.


Bauern und Handwerker! Der Weg, den Eure Waren für den gegenseitigen


Austausch heute einschlagen, ist von beutegierigen Piraten dichtbesetzt, schwer


wäre es, dieselben aus ihren Gräben und Schanzen zu vertreiben; überlaßt den


Räubern diesen Weg; bahnt Euch einen anderen, sorgt aber dafür, daß Euch


derselbe nicht mehr entrissen werden kann.


_______________


Die Schleichwege des Goldes als Ursachen der Finanzkrisen.


In der Reformation im Münzwesen habe ich gezeigt, daß das heutige


Geldwesen eine ungerechte Einrichtung ist, und im voran
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gehenden Kapitel habe ich gezeigt, daß diese ungerechte Einrichtung auf eine


höchst träge, unsichere und über alle Begriffe kostspielige Weise den Zweck sei-


nes Daseins erfüllt. Der Leser wird, wenn er die Sache aufmerksam durchgele-


sen hat, den Eindruck haben, daß das heutige Geldwesen zum heutigen Verkehr


ungefähr so paßt, wie die Arche Noah’s zum Expreß-Dienst zwischen Hamburg


und New-York. Das heutige Geldwesen gehört, wie der Elefant, Strauß und


Nilpferd, zu den Überresten vorsündflutlicher Zeiten. Spannte man das Nilpferd


an einen Straßenbahnwagen, so würde dies lächerlich aussehen, viel lächerli-


cher aber ist noch das heutige Geldwesen, wie wir aus Nachfolgendem ersehen


werden.


Wenn zwei oder mehrere Personen zur Erleichterung des Austausches der


gegenseitigen Arbeitserzeugnisse eine Werteinheit vereinbaren, nach welcher


der Preis jeder Waren berechnet wird, und für diese Werteinheit x-beliebige


Zeichen (Gold, Silber, Kupfer, Leder, Muscheln, Papier, etc.) herstellen, welche


gegenseitig in Zahlung gegeben und genommen werden, so nennen sie diese


Zeichen – Geld.


Dieses Geld hat natürlich nur so lange Wert, als etwas vorhanden ist, was
damit gekauft werden kann. Als jemand vorhanden ist, der das Geld mit Waren


einlöst, und der Verkäufer einer Waren nimmt das Geld nur in der Voraussetzung


an, daß der Käufer, oder ein Dritter, von ihm das Geld gegen eine andere Waren


von demselben Werte wieder annehmen wird.


Dies ist klar, denn was soll man mit dm Gelde anfangen, wenn dasselbe nicht
zum Ankauf von Waren benutzt werden kann?


Der Wert des Geldes hängt nicht von der Größe, Schwere und Aussehen des-


selben ab, sondern ausschließlich von der Größe, Schwere, Aussehen und


Menge der Waren, zu deren Ankauf das Geld bestimmt ist. Haben z. B. A und B


unter sich Geld vereinbart, und A besitzt dieses Geld, so hängt der Wert dieses


Geldes von der Warenmenge ab, welche B zum Verkaufe bestimmt.


Besteht diese Warenmenge aus 100 Kilos Honig, so ist der Wert des Geldes


in den Händen von A gleich 100 Kilo Honig, einerlei, ob es 100 oder 1000 Mark


sind. Glaubt B, daß der Honig mehr Wert ist, so steht er vor der Alternative, ent-


weder 
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den ganzen Posten Honig für das Geld herzugeben oder aber den Überschuß zu


behalten und verderben zu lassen, da A ihm überhaupt nicht mehr Geld geben


kann.


Umgekehrt, wenn A glaubt, daß sein Geld mehr Wert hat, als der Honig, so


bleibt ihm doch weiter nichts übrig, als B die ganze Summe zu geben, weil B ihm


überhaupt nicht mehr für das Geld geben kann.


Aus diesem Grunde kann niemals der Wert des vorhandenen Geldes größer
sein, als der Wert der zum Verkaufe angebotenen Waren; denn der etwaige


Überschuß entwertet sich von selber, weil damit nichts gekauft werden kann.


Umgekehrt kann der Wert der zum Verkaufe angebotenen Waren niemals


größer sein, als der Wert des vorhandenen Geldes, denn wenn das Geld nicht


zum Ankaufe der Waren hinreicht, so kann der Überschuß nicht verkauft werden
und verdirbt.


Also, der Wert des zum Ankauf von Waren bestimmten Geldes sucht stets
das Niveau des Wertes der zum Verkauf angebotenen Waren.


Mit anderen Worten, der Wert des Geldes richtet sich nach dem Werte der


verkäuflichen Waren; und ist drum stets immer so viel Geld vorhanden, als


Waren vorhanden sind. Es kann darum auch niemals, unter keinen Umständen,


zu keiner Zeit in einem Lande an Geld fehlen, denn vermehrt sich die Menge


verkäuflicher Waren, so vermehrt sich gleichzeitig auch das Geld durch


Werterhöhung desselben.


Wenn daher in einem Lande die Geldmenge vergrößert wird, ohne die


Warenmenge in demselben Verhältnisse zu vergrößern, so muß eine Entwertung
des Geldes eintreten, und umgekehrt, wird das Geld an Wert zunehmen, wenn


die Warenmenge vergrößert wird und die Geldmenge dieselbe bleibt.


Bei diesem Sachverhalt fragt man sich, welchen Zweck man wohl in


Deutschland verfolgte, als man die französischen Milliarden einführte?


Man nannte die Milliarden Kriegsteuer der Franzosen, aber in Wirklichkeit ent-


puppte sich die Kriegssteuer als eine Steuer, welche den deutschen
Geldinhabern auferlegt wurde; als ein goldener Wechsel, den die deutsche
Regierung auf die deutschen Kapitalisten zog, denn die Milliarden entwerteten


das deutsche Geld, weil der 
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Vergrößerung der Geldmenge die Vergrößerung der Warenmenge nicht folgte,


noch unmöglich folgen konnte. Die Entwertung des Geldes zeigte sich nach der


französischen Milliardeninvasion sofort in der Steigerung sämtlicher Preise und


der deutsche Kapitalist verlor die Hälfte seines Eigentums, denn für sein Geld
erhielt er nur mehr die Hälfte der früheren Warenmenge.


Wer bezahlte somit die Milliarden, welche Frankreich der deutschen


Regierung leistete? Niemand anders als der deutsche Kapitalist.
Sonderbar, und doch kann niemand leugnen, daß es sich so verhält.


Durch die Entwertung des Geldes stiegen natürlich die Löhne, und ohne daß


sich der Arbeiter besser stand, wurde die deutsche Industrie zu Grunde gerichtet,


denn die Lohnerhöhung verteuerte die Waren in dem Maße, daß der Export


unmöglich wurde und daß es dem Kaufmann mehr convenierte, für den heimi-


schen Bedarf fremdes als deutsches Fabrikat zu bestellen.


Die Fabriken wurden geschlossen, Millionen von Arbeitern liefen arbeitsu-


chend herum, Elend herrschte überall. (Das war der Fluch der bösen Tat; denn


Geld ist weder Lohn, noch Sühne für vergossenes Blut.)


Das Gegenteil von dem was in Deutschland passierte, mußte natürlich in


Frankreich sich ereignen. Dort hatte der große Geldexport den Wert des zurück-


bleibenden Geldes erhöht. Die Preise aller Waren sanken im Verhältnis und mit


ihnen auch die Löhne. Eine bedeutende Steigerung des Exportes und Kräftigung


der Industrie war die natürliche Folge.


Die Einfuhr der Milliarden verursachte den Niedergang der deutschen


Industrie, die Folge war, daß der Import den Export bedeutend überflügelte und


ein riesiges Außenhandels-Defizit zurückließ. Dieses Defizit wurde mit


Goldausfuhr gedeckt.


Diese Goldausfuhr erhöhte natürlich den Wert des zurückbleibenden Geldes


und dauerte so lange, bis das Geld wieder sein früheres Niveau erreicht hatte, d.


h. ungefähr so lange, bis daß von den Milliarden nichts mehr zurückblieb.


Mit dem Tage hob sich der Export, der Import ließ nach, die Fabriken arbeite-


ten wieder, die Krisis war überstanden. Mit dem letzten Franken des französi-


schen Blutgeldes, welcher die 
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deutsche Grenze überschritt, kehrte wieder Ordnung in Deutschland ein, und


man kann drum wohl sagen, daß die Milliarden nur Verwirrung, Elend und


Jammer über Deutschland gebracht haben.


Wenn die Hunnen damals, als sie Rom bedrohten, sich mit einem Haufen


Gold als Beute begnügten, so konnte man sagen:  – Es waren Barbaren,  –


aber wenn die dickschädeligen Deutschen aus dem reichen Frankreich nur Gold


als einzig Begehrenswertes mitbrachten, so muß man den Kopf schütteln.


Man wird zwar einwenden können, daß man mit dem Golde nachher alle


anderen Waren sich holen konnte, aber man darf nicht vergessen, daß solcher


Import der heimischen Industrie schadet und die eigenen Erwerbsquellen des
Landes zerstört.


Auch gewöhnt der Import fremder Waren das Volk an den Genuß derselben,


und muß sich das Volk nachher unzufrieden fühlen, wenn mit der Verausgabung


des Geldes die zum Bedürfnis gewordene Gewohnheit nicht mehr befriedigt wer-


den kann.


Auf alle Fälle steht dieses fest: Waren die Milliarden zum dauernden


Aufenthalt in Deutschland bestimmt, so mußten sie die deutsche Exportindustrie


dauernd zu Grunde richten; waren sie nur zum vorübergehenden Aufenthalt, also


zum Import fremder Waren bestimmt, so mußten sie ebenfalls die Industrie ver-


nichten und außerdem im Volke Bedürfnisse erwecken, deren Befriedigung


unmöglich wurde von dem Tage an, wo das Geld verschwunden.


Hatte man mit den Milliarden vorgehabt, Eisenbahnen zu bauen und andere


gewerbliche Anstalten zu errichten, so ging man von der Voraussetzung aus, das


in Deutschland die zu solchen Unternehmungen nötigen Materialien  – Arbeiter,


Kohlen, Eisen – fehlten, und dann hätte man die Milliarden ausschließlich zur


Einführung von fremden Materialen verwenden und von dem Gelde höchstens


soviel in Deutschland einführen sollen, als zum Austausch der Produkte jener


eingewanderten Arbeiter nötig war. Dazu hätten 4 - 5 Millionen genügt. Waren


aber die Materialien vorhanden, so brauchte man kein fremdes Geld, um sie in


Deutschland zu kaufen, denn wie wir gesehen haben, kann es nie in einem


Lande an Geld fehlen.


Niemals hat es je in einem Lande an Geld gefehlt, wohl aber kann in Bezug


auf den Außenhandel zu viel Geld vorhanden sein.
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Sind mehr Waren vorhanden, als durch das vorhandene Geld ausgetauscht


werden können, so sinken die Preise der Waren so lange, bis der Gesamtwert


der Waren das Niveau des Gesamtwertes des vorhandenen Geldes erreicht hat.


Ist dies geschehen, so hört von selber der Geldmangel auf.


Ist das Mißverhältnis zwischen Waren- und Geldmenge sehr groß, dann sin-


ken die Preise der Waren so weit, daß es sich lohnt, dieselben zu exportieren.


Der Export verringert die Warenmenge und vergrößert die Geldmenge, und


wird der Export von Waren so lange andauern, bis daß die verringerte


Warenmenge durch die vergrößerte Geldmenge gedeckt wird. Diese Prozedur


geht mit den heutigen Transportmitteln außerordentlich schnell von statten und
kann man drum sagen, daß heute nirgendwo ein dauernder Geldmange herr-
schen kann, und daß es darum niemals nötig ist, irgend einem Lande Geld
künstlich zuzuführen. Wenn trotzdem zuweilen sich Geldmangel bemerkbar


macht, so liegt es nicht an der absoluten Geldmenge, sondern nur an einem
Fehler des heutigen Münzwesens, der trägen, stockenden Zirkulation des
Geldes.


Es ist ein Irrtum, der schon 100 mal begangen wurde und von Kolonieländer


zum tausendsten male jährlich wiederholt wird: – Alles mit Geld machen zu 


wollen.


Soll z. B. in Argentinien eine Bahn gebaut werden, dann wird eine entspre-


chende Anleihe in Europa gemacht, um nicht allein dort die nötigen Materialien


zu kaufen, sondern auch um im Lande selbst die Arbeiter zu bezahlen.
Von der Anleihesumme bleibt dann der Teil, welcher für die Materialien


bestimmt ist, gleich in Europa, der übrige Teil, welcher für die Erdarbeiten
bestimmt ist, wird nach Argentinien gebracht.


Dies ist ein großer Irrtum.


Die Erdarbeiten sind argentinisches Produkt und mit noch so viel Geld kön-


nen diese Arbeiten nicht aus Europa bezogen werden. Und wenn diese Arbeiten


nicht aus Europa bezogen werden können, wozu dann das Geld?


Hiergegen wird man vielleicht einwenden, daß es in Argentinien an Geld fehlt,


um die Arbeiten zu bezahlen, aber dies ist nicht richtig, denn wie wir gesehen


haben, kann es niemals in einem Lande an Geld fehlen. Würden die Erdarbeiten


mit argentinischem 
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Gelde gemacht, so müßte zu dem Zwecke dem gewöhnlichen Verkehr eine ent-


sprechende Geldmenge entzogen werden, dadurch würde das zurückbleibende


Geld an Wert so weit zunehmen, bis daß durch die Wertzunahme der Ausfall


gedeckt ist.


Auch der Einwurf, daß die Bahnarbeiten den anderen Erwerbszweigen die


nötigen Kräfte entziehen, daß dies einen Ernteausfall herbeiführen könnte, und


daß das Geld eingeführt wird, um ev. diesen Ausfall durch Import zu decken, ist


nicht richtig, denn wie vieles läßt sich überhaupt nicht importieren, wie vieles


muß das Inland unter allen Umständen selber liefern, z. B. die Wohnung, den


größten Teil der Lebensmittel.


Wenigstens 60–80 % des Wertes der Löhne muß das Inland, ebenso gut lie-


fern, wie es Licht, Luft, Wasser und Sonne liefert und wäre es eine Torheit für die


Luft die die Arbeiter einatmen, aus Europa Geld zu beziehen.


Die übrigen 20–40 % der Löhne gelangen auch nur auf Umwegen wieder ins


Ausland, denn bevor man etwas aus dem Auslande bezieht, sucht man es lieber


im Inlande, und eine Nachfrage, die nicht gedeckt werden kann, muß das beste-


hende Verhältnis zwischen Geld und Kapital stören und Verwirrung in das ganze
Wirtschaftsgetriebe bringen.


Jede Geldeinfuhr ist drum eine Torheit, auch wenn der Zweck ist, Bahnen und


andere nützlichen Anstalten zu bauen. Geld ist unter allen Umständen stets
genug im Lande.


Jede Geldeinfuhr entwertet das bereits vorhandene Geld, die Folge ist, daß


die Preise aller Waren steigen, zusammen mit den Löhnen. Durch die


Lohnerhöhung kann die einheimische Industrie den Wettbewerb ausländischer


Fabriken nicht ertragen und muß zu Grunde gehen.


Man kann daher sagen, daß die mit fremden Gelde gebauten Eisenbahnen
die Industrie zerstören, zu deren Förderung sie bestimmt sind, und daß die mit
europäischem Geld in Argentinien gebauten Bahnen auf Kosten der argentini-
schen Kapitalisten gebaut wurden.


Dies möge man genau betrachten, ehe man sich entschließt, fremdes Geld


zu Bahnbauten einzuführen.


Die europäischen Besitzer argentinischer Titel wundern sich, wie dies Land so


schnell auf den Hund gekommen ist und suchen 
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die Erklärung ausschließlich in der schlechten Verwaltung der Anleihe-Gelder.


Diese Gelder sind gewiß nicht mit Verstand und Gewissenhaftigkeit verwaltet


worden, aber wenn dies auch geschehen, das Endresultat wäre mehr oder weni-
ger das selbe geblieben.


Der Fehler bestand in der Einführung des Geldes; die Argentinier haben das


Geld angenommen, weil sie noch an die Wundertätigkeit des Geldes glaubten,


die Europäer haben das Geld hergegeben, weil sie ebenfalls der Ansicht waren,


daß mit Geld eine Wüste in ein Paradies umzuwandeln ist.


Wer konsequent an dem Grundsatz festhält, daß das Geld nur dort gilt, wo


etwas dafür zu haben ist, der kommt auch schnell zu der Ansicht, daß jedes


Land genug Geld hat, daß jedes Land so viel Geld hat, wie es verdauen kann,


und daß es somit immer eine riskante Sache ist, irgend einem Lande größere


Summen Geldes zu borgen.


Wer an dem Grundsatz festhält, daß Geld kein Kapital ist, sondern nur zum
Austausch vorhandener Kapitalien dient, der kommt auch, wenn er konsequent


ist, zu der Überzeugung, daß man mit Geld keine Bahnen baut, und wird, das


Endresultat solcher Bauten vorhersehend, sich hüten, fremden Ländern zu sol-


chen Zwecken Geld vorzustrecken. (Ich spreche hier von dem Gelde, womit die


Erdarbeiten bezahlt werden sollen.)


Der Gesamtwert des Geldes eines Landes ist stets so groß, wie der


Gesamtwert aller zum Verkauf angebotenen Waren, und jede Geldeinfuhr setzt


den Wert des bereits vorhandenen Geldes herunter.


Das Geld verteilt sich auf die verkäuflichen Waren; wird die Geldmenge ver-


größert, dann kommt auf jedes Geldstück ein geringerer Teil von Waren; genau


so, wie bei der Teilung eines Apfels unter Vieren die Stücke kleiner werden,


wenn zu den Vieren ein Fünfter tritt.


Die Kapitalisten, die doch sonst in der Gesetzgebung mit solcher Bravour für


ihre Interessen eintreten, scheinen dies nicht zu wissen, denn sonst hätten sie


damals Protest gegen die Einfuhr der Milliarden erhoben, sonst hätten sie schon


längst Gesetze 
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erlassen, wonach jede Geldeinfuhr verboten wird, dagegen aber auf Geldausfuhr


Prämien gesetzt.


_______________


Wenn Professor Koch seine Bakterien untersucht, dann bedient er sich eines


Mikroskops, d. h. um klarer zu sehen, vergrößert er die Bakterien, er übertreibt
die wirkliche Größe des zu untersuchenden Objektes.


Wenn jemand in Geldsachen klarer sehen will, so ist es manchmal auch gut,


wenn er die Übertreibung als Mikroskop zu Hilfe nimmt. Bedienen wir uns also


dieses Mikroskops und sagen, die ganze Erde wäre von nur drei Personen


bewohnt. Diese drei Personen, Adam, Bedam und Cedam genannt, vereinbaren


unter sich ein beliebiges Geldsystem und verteilen das zu dem Zwecke herge-


stellte Geld unter sich zu gleichen Teilen.


Wenn nun Adam von Bedam Waren kauft, so wird dieser das Geld natürlich


nur in der Voraussetzung annehmen, daß Adam oder Cedam das Geld gegen


andere Waren einlösen wird, denn andernfalls hätte das Geld keinen Wert für


ihn.


Wenn nun Adam entgegen den getroffenen Vereinbarungen das von ihm aus-


gegebene Geld nicht mit Waren wieder einlöst, so verliert dieses Geld natürlich


seinen Wert, wie ein Wechsel Wertlos wird, der nicht bezahlt ist, und Bedam und


Cedam, die das Geld für Waren angenommen, sind um den Wert jener Waren


betrogen. Sie werden von Adam sagen, daß er seinen Verpflichtungen nicht
nachgekommen ist, daß er seine Wechsel nicht eingelöst, daß er ein Betrüger
ist.


Wenn nun Adam, statt sein Geld durch Arbeitserzeugnisse wieder einzulösen,


nach der Grube geht, so das Gold zu dem Gelde hergeholt wurde, und sich nun


neues Geld wieder herstellt, so werden ihn die beiden anderen einfach ausla-


chen, ihn als Falschmünzer behandeln und ihn so lange zwangsweise arbeiten
lassen, bis daß er das von ihm ausgegebene Geld wieder eingelöst hat.


Wenn Professor Koch mit Hülfe des Mikroskops die Beobachtung gemacht


hat, daß die Bakterien nicht zu den Säugetieren gehören, so wird er dies auch


noch behaupten, wenn nach Weg-  Weglegung
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legung des Mikroskops die Bakterien seinen Blicken wieder entrückt sind.


Was wir mit Hilfe der Übertreibung beobachtet haben, können wir behaupten


mit Bezug auf die Wirklichkeit, ohne Furcht, uns zu irren.
Unter dem Mikroskop der Übertreibung haben wir gesehen, daß das Geld


eigentlich eine Art Wechsel ist, und daß wer Geld ausgibt, die Verpflichtung ein-
geht, dieses Geld gegen Waren wieder einzulösen.


Wer sind somit die sogenannten Wohltäter der Menschheit, welche ihr Geld,


wie man sagt, mit offenen Händen um sich her ausstreuen?


Es sind Wechselfälscher, welche vor den Richter gezogen werden sollten,


und in Zuchthäusern so lange arbeiten müßten, bis daß sie mit dem Produkte


ihrer Arbeit den letzten Pfennig des ausgegebenen Geldes wieder eingelöst hät-


ten.


Ferner haben wir mit dem Mikroskop gesehen, daß die Goldgräber, welche


nur Geld ausgeben, aber keines mit Waren einlösen, Falschmünzer sind, die


gleich den Verschwendern so lange Zwangsarbeiten verrichten müßten, bis daß


sie das letzte von ihnen ausgegrabene Goldkörnchen wieder dem Verkehr entzo-


gen und in das Meer zurückgeworfen haben.


Es gibt Gesetze, welche alles Mögliche verbieten, ich habe aber noch nie von


einem Gesetze gehört, welches die Verschwender als Wechselfälscher und die


Goldgräber als Falschmünzer bestraft.


Es kommt dies daher, weil das heutige Geld international ist, weil der


Schaden, den Verschwender und Goldgräber den Geldinhabern verursachen,


sich auf alle Völker der Erde verteilt. jedenfalls aber wären derartige Gesetze


schon längst erlassen worden, wenn das Geld national wäre, wenn das Gold nur


im Innern der deutschen Grenzen zirkulierte und außerhalb derselben wertlos


wäre. Man hätte in dem Falle schon längst eingesehen, daß die Goldgräber wie


die Falschmünzer auf Kosten der übrigen Bevölkerung leben, daß die


Verschwender oder Wohltäter der Menschheit das übrige im Verkehr befindliche


Geld um den Betrag ihrer Ausgaben entwerten.
Schon lange wäre das unbefugte Goldgraben, wie das unbefugte


Banknotendrucken bestraft worden. Es gibt heute noch ganze Nationen, welche
von der Falschmünzerei, von Gold- und Silbergruben 
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leben und ganze Nationen sind durch diese Falschmünzerei ruiniert worden.
Mexico lebt ausschließlich von seinen Minen, von der Falschmünzerei; Spanien


verdankt den Ruin seiner früher blühenden Industrie ausschließlich der Tätigkeit


der Falschmünzer, der peruanischen Goldgräber.


__________________


Wenn zwei oder mehrere Personen ein x-beliebiges Geldsystem vereinbaren


und daß zu dem Zwecke hergestellte Geld unter sich verteilen, dann hat das von


jedem einzelnen ausgegebene Geld nur so lange Wert, als es wieder gegen


Waren von den Geldgeber eingelöst wird.


Ist der Geldgeber durch Unglück, schlechte Ernten, Krankheit, Tod etc. verhin-


dert sein Geld einzulösen, dann verliert dieses Geld seinen Wert und die Besitzer


jenes Geldes erleiden einen entsprechenden Verlust. Sie beklagen sich über den


Verlust auch nicht, weil sie bei Vereinbarung des Geldes den Fall vorhergesehen


und weil das Risiko gegenseitig war. Käme aber zu diesen Personen ein


Fremder und sagte: „Ich habe mit meinem Nachbar hier dies Geld vereinbart,


mein Nachbar hat aber schlechte Ernten gehabt und kann sein Geld nicht einlö-


sen?“ so würde man diesen Fremden für verrückt erklären.


Wenn heute in England eine Pest ausbräche, welche die Bewohner jenes


Landes bis auf einen Mann dahinraffte, so würde jener Mann das gesamte in


England zirkulierende Geld erben. Da aber niemand in England mehr vorhanden


ist, so würde er mit dem Gelde nach Deutschland ziehen. Das in Deutschland


vorhandene Geld würde um den Betrag jener Summe entwertet und die deut-


schen Kapitalisten erlitten einen ungeheuren Schaden.


Wenn heute die Mongolei eine Mißernte gehabt hat und die Vorräte reichen


nicht aus, so wird ein Häufchen Gold nach Hamburg gesandt und die fehlenden


Früchte den deutschen Vorratskammern entzogen. Diese Geldeinfuhr und


Warenausfuhr stört natürlich das bestehende Verhältnis zwischen Waren und


Geld und zwar muß durch die Geldeinfuhr das Geld an Wert um so mehr einbü-


ßen, als durch die Warenausfuhr die Menge 
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verkäuflicher Waren abgenommen hat. Eine allgemeine Preissteigerung in


Deutschland ist die Folge der mongolischen Mißernte.


Umgekehrt, wenn in Deutschland die Kriegsrüstungen so weit getrieben wer-


den, daß dadurch Industrie und Landwirtschaft leidet und einen Ernteausfall zur


Folge haben, so holt man sich das fehlende durch Goldexport aus Frankreich.


Dort verursacht der Goldimport und die Warenausfuhr dieselbe Preissteigerung,


welche die mongolische Mißernte in Deutschland verursachte. Die


Kriegsrüstungen, welche Deutschland gegen Frankreich trifft bezahlt der franzö-
sische Kapitalist.


Wenn in Argentinien das Volk der Ansicht geworden ist, daß Grund und


Boden nur da ist, um mit demselben Handel zu treiben und darum niemand an


Bebauung des Bodens denkt, so macht sich dies bald durch schlechte Ernten


bemerkbar. Der Warenausfall wird durch Import aus Europa gedeckt und mit


Goldexport bezahlt. In Europa steigen in Folge dessen die Preise und trägt der


Europäer den direkten Schaden, den die argentinische Mißwirtschaft produziert,


etc. etc.


_____________


Der Gesamtwert des Geldes eines Landes wird nicht von der größeren oder


geringen Geldmenge bestimmt, sondern von der größeren oder geringen Menge


verkäufliche Waren. Eine Ware ist aber verkäuflich, so lange sie zwischen der


Produktions- und Konsumstätte schwebt. Sowie die Waren in die Vorratskammer


der Hausfrau gelangt, ist sie dem Handel entzogen und übt keinen direkten


Einfluß mehr auf den Wert des Geldes aus.


Wenn nun durch irgend welchen Umstand der Übergang der Waren vom


Felde zur Vorratskammer verlangsamt wird, dann entsteht eine Art Waren-


Stauung oder Anhäufung, d. h. die Menge verkäuflicher Waren wird größer und


mit ihr wächst auch der Wert des Geldes.
Umgekehrt, nimmt die Menge verkäufliche Waren ab und fällt der Wert des


Geldes, wenn durch Verkehrserleichterungen der Übergang von der


Produktionsstätte zur Konsumationsstätte beschleunigt wird.


Eine neue Eisenbahn beschleunigt den Warenaustausch, sie vermindert die


Menge verkäuflicher Waren und setzt somit den 
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Wert des Geldes herunter. Widrige Winde verzögern die Reise der Schiffe und


die Ablieferung der Waren, erhöhen somit den Wert des Geldes.


Eine schnellere Geldzirkulation beschleunigt ebenfalls den Übergang der


Waren zur Konsumstätte und wirkt somit auf eine Entwertung des Geldes, eine


träge Geldzirkulation im Gegenteil hemmt den Warenaustausch und erhöht den


Wert des Geldes.


Jede Einrichtung, welche eine schnellere Geldzirkulation ermöglicht, muß


somit den Wert des Geldes heruntersetzen, so z. B. müssen die telegraphischen


Geldanweisungen einen entschiedenen Einfluß auf den Geldwert ausgeübt


haben.


Aber auch sonst Alles, was auf eine Beschleunigung der Handelsabschlüsse


wirkt, beschleunigt den Übergang der Waren zur Konsumstätte, vermindert den


Vorrat der Handelswaren, setzt den Wert des Geldes herunter.


Die geringste Verbesserung in der Briefbestellung macht sich beim Gelde


bemerkbar, und wenn in Spanien die Postesel durch Pferde ersetzt werden, so


muß deshalb der Kalmüke in der Tartarei den Kumis teurer bezahlen.


_______________


Wenn heute der Gesamtwert der in Deutschland verkäuflichen Waren durch


1000 repräsentiert ist, so wäre der Gesamtwert des zum Ankauf von Waren


bestimmten Geldes in Deutschland auch gleich 1000, weil, wie wir wissen, das


Geld das Wertniveau der Waren sucht.


Wenn nun der Staat auf die Waren 25% Steuer legt, so müßten, wenn der


Konsument die Steuer bezahlen soll, die Preise der Waren, d. h. die Zahl 1000,


um 25 %, also auf 1250 erhöht werden. Wenn der Staat mit der Einführung der


Steuer auch das zirkulierende Geld um 25 %, d. h. auf 1250 erhöhte, so würde


der Konsument die Steuer bezahlen, oder besser gesagt, bezahlen können. So


aber ist dies nicht möglich, denn mit 1000 kann man nicht 1250 bezahlen.


Wenn also der Wareninhaber seine Waren verkaufen will, so muß er den


Betrag der Steuer von dem ursprünglichen Preise absetzen, statt 1000 erhält er


nur 750; d. h. incl. die Steuer 1000. Er kann nur so viel erhalten, weil überhaupt


kein Geld vorhanden 
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ist, um mehr zu bezahlen. Es ist somit richtig, wenn die Produzenten behaupten,


daß die indirekten Steuern anfänglich wenigstens von ihnen bezahlt werden,


nicht vom Konsumenten.


Dies ist auch die Erklärung der schon oft beobachteten Erscheinung, daß


trotz neuer Steuern die Preise der Waren dieselben bleiben. Natürlich, denn es


ist nicht Geld da, um höhere Preise bezahlen zu können und steht der Produzent


vor der Alternative, entweder den Preis unverändert zu lassen und die neue


Steuer selber zu tragen oder aber seine Waren unverkauft verderben zu lassen.


Liegt es in der Absicht des Staates die Steuer von dem Konsumenten zu


erheben, dann muß demselben vor allen Dingen die Möglichkeit gegeben wer-
den, die Steuer, d. h. höhere Preise zu zahlen, und dies ist nur dadurch zu errei-


chen, daß der Geldbetrag um den Wert der Steuern erhöht wird.
Diese Erhöhung des Geldbetrages findet nun von selber statt im Verlauf der


Jahre, denn Deutschland arbeitet mit einem Außenhandels-Überschuß, d. h. es


geht mehr Geld ein als aus, und dieser GeldÜberschuß, der sonst im Auslande in


Form von Anleihen untergebracht wurde, bleibt jetzt im Inlande zurück und


erlaubt es dem Konsumenten schließlich höhere Preise, d. h. die Steuer zu


bezahlen.


Dies ist die Erklärung, warum wenn die Steuern anfänglich keinen Einfluß auf


die Preise hatten, doch nach und nach die Preise steigen. Würde in Deutschland


durch den Außenhandel nicht mehr Geld ein- als ausgehen, dann könnten die


Preise trotz neuer Steuern nie steigen.


Nehmen wir an, daß der Gesamtwert der in Deutschland verkäuflichen Waren


mit 1000 dargestellt ist, so ist auch der Gesamtwert des Geldes gleich 1000.


Nehmen wir ferner an, daß in dieser Zahl 1000  – 25%, d. h. 250 einbegriffen


sind und daß diese Steuererhebung schon seit langer Zeit dieselbe gewesen ist,


so daß die Rückwirkung dieser Steuer auf alle Verhältnisse stattgefunden hat.


Alles, sowohl die Preise, wie auch die zirkulierende Geldmenge ist auf diese 


25 % Steuern eingerichtet.


Wenn nun der Staat diese Steuer plötzlich abschaffte, so wäre doch ein


Grund vorhanden, um anzunehmen, daß die Preise nun 
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sofort um 25 % fallen würden. Ein Sinken der Preise um 25 % würde den


Gesamtwert der Waren von 1000 auf 750 heruntersetzen, während der


Geldbetrag von 1000 unverändert blieb. Es wäre somit ein GeldÜberschuß von


250 vorhanden, und dieser Überschuß müßte das übrige Geld um den Betrag


entwerten Somit würden, trotz der Aufhebung der Steuern, die Preise unverän-


dert bleiben und erst nach und nach, durch den Export des Geldüberschusses,


könnten die Preise sinken.


Wenn in Deutschland 10 Milliarden Mark an Geld zirkulieren, so ist der Wert


der zum Verkauf angebotenen Waren ebenfalls gleich 10 Milliarden.


Wenn in dieser Summe 20 % an direkten und indirekten Steuern einbegriffen


sind, so verursachen die Steuern in Deutschland einen Geldbedarf von zweitau-


send Millionen Mark, der nicht vorhanden wäre, wenn durch Abschaffung der


Steuern die Preise der Waren um diesen Betrag nach und nach sinken würden.


Die 2000 Millionen wären in diesem Falle im Auslande zinstragend unterge-


bracht worden und würden dem deutschen Reich auf diese Weise jährlich 60 –


100 Millionen Mark einbringen. Die durch die indirekten Steuern in Deutschland


verursachte Preissteigerung kostet somit dem deutschen Reich jährlich viele


Millionen an Zinsen.


In England existieren keine indirekten Steuern, England braucht in Folge des-


sen für den inländischen Verkehr weniger Geld; es kann eine größere Summe


Geldes im Ausland unterbringen. Dieses Geld vermehrt sich im Laufe der Zeiten


durch Zins und Zinses-Zinsen zu kolossalen Summen, und würde es nicht


schwer sein, den Nachweis zu erbringen, daß England seinen Goldreichtum zu


einem großen Teil dem Freihandel zu verdanken hat, weil England wegen der


niedrigen Warenpreise weniger Geld für den inländischen Verkehr braucht, als


andere Länder und daher für Anleihezwecke mehr Geld übrig hat.


________________


Der Wert des Geldes sucht das Niveau des Wertes der verkäuflichen Waren.


Wenn nun der gewöhnliche Konsum der Waren eine Steigerung erfährt, während


die Produktion dieselbe bleibt, so nimmt die Menge und natürlich auch der Wert


der 
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verkäuflichen Waren ab, während die Geldmenge dieselbe bleibt. Das Geld ent-


wertet sich und die Preise der Waren steigen. Wenn heute die Arbeiter eine


Lohnerhöhung mit vieler Mühe durchsetzen, dann ist die natürliche Folge dieser


Lohnerhöhung ein größerer Warenkonsum, während die Produktion dieselbe


bleibt. Diesem größeren Warenkonsum muß die Geldentwertung auf dem Fuß


folgen, und die Arbeiter verlieren auf der einen Seite durch Preissteigerung der


Waren das wider, was sie auf der anderen Seite durch die Lohnerhöhungen


gewannen.


Wollen die Anbieter eine Lohnerhöhung durchsetzen, dann bleibt ihnen nichts


anderes übrig, als eine Erhöhung der Produktion der von Arbeitern konsumier-


ten Waren zu fördern. Ihr Lohn bleibt nominal derselbe, aber für das Geld erhal-


ten sie mehr Waren. Sie sollen verlangen, daß mehr Arbeiterhäuser gebaut wer-


den, mehr Arbeitertuch hergestellt, mehr Brot, Fleisch und Kartoffeln gebaut wer-


den. Jedes Arbeiterhaus, welches gebaut wird, entspricht einer Lohnerhöhung,


jeder Acker Land, der urbar gemacht wird, gibt dem Lohn der Arbeiter mehr Wert.


Dagegen entspricht jeder neue Palast, jedes seidene Kleid, jedes


Wohltätigkeitsfest einer Lohnherabsetzung. Jede Luxuswarenfabrik, auch wenn


sie gute Löhne bezahlt, ist eine Lohnerniedrigung der Arbeiter, jede Fabrik land-


wirtschaftlicher Maschinen, auch wenn sie Hundelöhne bezahlt, entspricht einer


Lohnerhöhung.


Unfall-, Alter- und Krankenversicherungsgesetze haben keinen Wert für die


allgemeine Besserung der Arbeiterverhältnisse; will man mit Hilfe der


Gesetzgebung die Lage der Arbeiter verbessern, so soll man keiner
Luxuswarenfabrik die Konzession erteilen, bevor nicht der Nachweis geliefert


wird, daß die Fabrik für die Arbeiter auch Häuser gebaut und in der Heimat oder
in den Kolonien ein entsprechendes Stück Land für Feldfrüchte urbar gemacht
und bebaut ist.


Die Geldmachinationen in Form von Lohnerhöhung, Altersversicherung etc.,


sind Blödsinn; nur Vermehrung der Produktion von Arbeiterwaren kann nützen.


etc. etc. etc.


Wer auf dieser Spur weitergehen will, wird die Erklärung zu sämtlichen


angeblichen Widersprüchen finden, denen man auf Schritt und Tritt in dem heuti-


gen Geldwesen begegnet. Ich glaube aber, daß diese Beispiele genügen wer-


den, um den Leser mit dem 
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Gedanken vertraut zu machen, daß das heutige Geldwesen die verrückteste


Einrichtung ist, die auf Erden existiert.


_____________


Papiergeld.


Wenn in Deutschland 10 Milliarden Mark an Gold- und Silbermünzen zirkulie-


ren, dann hat das Material zur Herstellung dieses Geldes genau 10 Milliarden,


10.000 Millionen Mark gekostet.


Nicht alle Länder sind in der Lage, ein so luxuriöses Geldsystem einzuführen;


nicht alle Länder können für die gewöhnlichste der staatlichen


Verkehrseinrichtungen 10.000 Millionen Mark ausgeben. Solche Staaten sind


dann auf den Einfall gekommen, für das Geld ein billigeres Material zu gebrau-


chen und haben sich Geld aus Papier gemacht.


Das Papiergeld hat gegen das Metallgeld den großen Vorteil, daß die


Herstellung nichts kostet, die Unterhaltungskosten desselben sind aus demsel-


ben Grund gering, und wenn das Geld sich verschleißt oder verloren geht, so


kann es ohne nennenswerte Ausgaben ersetzt werden.


Zudem ist es viel handlicher und leichter als Metallgeld und kann man riesige


Summen mit sich herumtragen und in einem Augenblick abzählen.


Das Papiergeld ist auch schwerer zu fälschen als das Metallgeld, es macht in


der Tasche kein Geräusch und vermöge seines größeren Umfanges ist es


schwerer zu verlieren und leichter wiederzufinden. Es kann auch ohne Umstände


per Brief versandt werden.


In Ländern, wo Gold- und Papiergeld zirkuliert, zieht Jeder das Papier vor.
Das Papiergeld hat aber einen großen, sehr großen Nachteil. Es hat nur im


Inlande Wert und kann drum weder aus- noch eingeführt werden. Das Land, 
wo nur Papiergeld zirkuliert, muß sich daher jahraus, jahrein mit derselben
Geldmenge behelfen, ob nun die Warenmenge steigt oder fällt.


Wir haben gesehen, daß das Geld stets das Wertniveau der käuflichen Waren


sucht und daß wenn die Menge der käuflichen Waren abnimmt, dann das Geld


sich entwertet und umgekehrt.
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Nun ist aber die Warenmenge eines Landes sehr großen Schwankungen


unterworfen, Ein- und Ausfuhr, gute und schlechte Ernten, große und schwache


gewerbliche Tätigkeit etc. üben auf die Warenmenge einen fortwährenden


Einfluß aus. Eine gute Ernte vermehrt die Warenmenge, eine schlechte Ernte


vermindert sie. Mit dem Steigen und Fallen der Warenmenge, steigt und fällt


auch der Wert des Geldes.


Nun werden in Ländern, wo Gold als Geld zirkuliert, im Falle schlechter


Ernten etc., aus dem Auslande die fehlenden Früchte bezogen und mit


Goldausfuhr bezahlt. In Folge dessen erleidet der Warenbestand in Ländern mit


Metallgeld nur sehr geringe Veränderungen und der Wert des Geldes ist somit


auch nur geringen Schwankungen unterworfen.


Ein- und Ausfuhr bilden in Ländern mit Metallwährung den Regulator der


Warenmenge und somit auch des Geldwertes.


In Ländern dagegen, wo nur Papiergeld zirkuliert, da können im Falle von


Mißernten, wohl auch vom Auslande Waren bezogen werden, aber sie müssen


mit anderen Waren, nicht mit Geld bezahlt werden. Das Papiergeld kann nicht


wie das Gold über die Grenze gehen und der Regulator der Ein- und Ausfuhr,


welcher in Ländern mit Goldwährung den Wert des Geldes mehr oder weniger


auf demselben Niveau hält, fehlt in Ländern mit Papierwährung. Die Folge ist,
daß in diesen Ländern der Wert des Geldes ewigen Schwankungen unterworfen
ist. Diese Schwankungen verursachen dann im Handel große Störungen, sie


machen jede genaue Berechnung unmöglich und vernichten mit der Zeit den


soliden Handel und Industrie.


Aber die Warenproduktion und der Wert des Geldes in Ländern mit


Papierwährung hängen nicht allein von den Ernten ab, sondern auch von der


politischen Lage des Landes und von der gesetzgeberischen Tätigkeit. Drohen


dem Lande kriegerische Verwicklungen, so drohen auch der Warenproduktion


und somit dem Gelde Gefahren. Der geringste diplomatische Streit übt Einfluß


auf den Wert des Geldes aus.


Werden in dem Lande Gesetze erlassen, welche vom Kaufmannsstande als


verderblich für Industrie und Handel gehalten werden, sofort erleidet der


Geldwert eine Einbuße.
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Ein Gegenstand, der so vielen Wertveränderungen unterworfen ist, eignet


sich natürlich vortrefflich zur Spekulation. Spekulanten bemächtigen sich des


Geldes und wissen durch systematisches Verbreiten von guten und schlechten


Nachrichten den Wert des Geldes nach ihrem Willen und ihren Interessen ent-


sprechend zu bestimmen.


Die meisten Länder, welche die Herstellungskosten des Metallgeldes scheu-


ten, sind des Papiergeldes auch drum bald müde geworden und haben das


Opfer der Goldanschaffung gebracht. So hat z. B. Italien vor noch nicht langer


Zeit in den sauren Apfel beißen müssen und das Papiergeld durch Gold ersetzt.


Das nötige Gold hat sich Italien vermittelst einer Anleihe aus England verschafft


und muß jetzt jährlich an die 50 Millionen Franken Zinsen für diese Anleihe


bezahlen.


Italien ist nicht reich, die Finanzen des Landes sind schlecht, das Budget


schließt regelmäßig mit Defizit ab. Wenn nun das Land trotz seiner prekären


finanziellen Lage das Opfer nicht scheute, 50 Millionen Franken jährlichen Tribut


zu zahlen, nur um die Nachteile der Wertschwankungen des Geldes zu vermei-
den, so muß es sehr triftige Gründe dazu gehabt haben.


Und doch gab es einen anderen, besseren und viel billigeren Ausweg.


Aus- und Einfuhr reguliert die Warenmenge und den Geldwert. Ist dies der


einzige Regulator ? Nein, es gibt noch einen anderen Regulator, einen viel einfa-


cheren, und gleichzeitig noch viel sicheren und empfindlicherer. Ich meine den


Regulator der „Produktion und des Konsums.“
Geldausfuhr vermindert die Geldmenge, Geldkonsum ebenfalls.


Geldeinfuhr vermehrt die Geldmenge, Geldproduktion auch.


Goldaus- und Einfuhr hängt von den ausländischen Märkten, von der


Exportfähigkeit der Waren ab, Geldproduktion und Geldkonsum hängt nur von


dem Willen des Volkes ab.


Man sagt, daß der Konsum die Warenproduktion reguliert, daß also der


Warenvorrat von dem Konsum abhängt; unterwirft man das Geld dem


Naturgesetze des Konsums so steht dem Lande die Geldproduktion zur
Verfügung, um den Geldvorrat zu regulieren. Die Papiergeldproduktion hängt


aber nur von dem Vorhandensein einer 
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Flasche Tinte, eines Posten Papiers und einer Presse ab, Papiergeld kann also


jeden Tag nach Bedarf fabriziert werden.


Unterwirft man das Geld einem starken Konsum, so kann man mit der


Produktion des Geldes den Geldbedarf so genau kontrollieren und regulieren,
daß niemals die allergeringsten Preisschwankung möglich wird; die Waren jahr-


aus jahrein denselben Preis haben.


Wenn das Geld dem Konsum unterworfen wird, so daß das einzelne


Geldstück alle Tage an Wert abnimmt, so nimmt auch die Gesamtmasse des


Geldes an Wert täglich ab. Bleibt dabei die Warenmenge dieselbe, so muß sich


ein Geldmangel einstellen und dieser Geldmangel wird sich durch Preisverfall


der Waren bemerkbar machen und wird dieser Preisfall ein Zeichen sein, um


neues Geld auszugeben und wird mit der Geldausgabe so lange fortgefahren,


bis daß die Preise ihr früheres Niveau erreicht haben.


Auf dieselbe Weise würden auch die durch gute und schlechte Ernten verur-


sachten Preisschwankungen zu vermeiden sein, einfach indem die Geldausgabe


verstärkt wird, wenn die Preise fallen und die Geldausgabe unterbrochen wird,


wenn die Preise in Folge schlechter Ernten steigen.


Der einzige Vorteil des Goldes dem jetzigen Papiergeld gegenüber besteht in


der größeren Beständigkeit seines Wertes, in allen anderen Punkten aber steht


er ihm nach; weiß man aber das Papiergeld so einzurichten, daß es die
Wertbeständigkeit des Goldes erreicht oder gar übertrifft, dann ist das Papiergeld
dem Metallgeld in allen Punkten überlegen.


____________


Die Entwicklung des Verkehrs unter der Münzreform.


Der einzige Zweck des Geldes ist, den Waren-Austausch, den Verkehr zu


erleichtern und je schneller, sicherer und billiger das Geld diesen Austausch, den


Verkehr vermittelt, um so besser ist das Geld.
Wir haben gesehen, daß das heutige Geld in dieser Beziehung vieles zu wün-


schen übrig läßt, daß es den Warenaustausch auf eine höchst träge, unsichere
und über alle Begriffe kostspielige Weise vermittelt.


Woran das liegt, haben wir in der „Reform im Münzwesen“ gesehen. Das heu-


tige Geld ist der einzige Gegenstand in der Welt, 


105







der von allen Menschen ohne Ausnahme benötigt wird, dabei aber nicht wie alles


andere verdirbt, sondern ewig gleich und unverändert bleibt.


Das Geld kann dem Verkehr entzogen und demselben wieder zugeführt wer-


den, wie es dem Besitzer desselben paßt, ohne befürchten zu müssen, daß es


faule oder verderbe. Kein Gegenstand eignet sich somit so vorzüglich zur


Spekulation, wie das Geld; Brot, Fleisch, Petroleum, Eisen, Kupfer sind


Gegenstände, die man braucht, aber man kann sie auch für kurze Zeit wenig-


stens entbehren und durch andere ersetzen. Das Geld ist aber durch nichts zu


ersetzen; Niemand kann das Geld auch nur einen Tag entbehren.


Brot, Fleisch, Eisen etc. verlieren täglich an Gewicht, Maß und Wert; wer


damit spekuliert und dem Verkehr entzieht, setzt sich einem sicheren Verlust aus,


während der Gewinn unsicher ist.


Hierzu kommt, daß die Waren, welche der Spekulant dem Verkehr entzieht,


ihm Fracht und Lagerspesen verursachen und daß jene Waren von den


Produzenten durch neue ersetzt werden können.


Das Geld aber verursacht keine Fracht- und Lagerspesen, es kann auch nicht


beliebig durch neue Produktion ersetzt werden und der Spekulant kann das Geld


dem Verkehr auf unbestimmte Zeit entziehen, ohne sich irgend einem Verluste


auszusetzen; der Spekulant braucht daher nur über die nötigen Mittel zu verfü-


gen, um jede Spekulation mit sicherem Erfolge durchzuführen.


Wenn das Getreide die Eigenschaft hätte, ewig frisch und brauchbar zu blei-


ben wie das Gold, schon lange wären die Getreidehändler das was die Bankiers


heute sind, die Herren und Selbstherrscher der Welt, aber alle Versuche, die in


dieser Richtung schon gemacht worden sind, mußten ewig an dem Umstande


scheitern, daß das Getreide dem Verderben unterworfen ist und daß durch grö-


ßere und neue Produktion ersetzt werden kann, was zu Spekulationszwecken


dem Verkehr entzogen wird.


Es gibt in der Welt nicht eine Person, welche nicht die Unveränderlichkeit des


Geldes benutzt hätte, um beim Kauf einer Ware kleine Vorteile zu erhaschen, es


gibt niemand auf der Welt, welcher nicht täglich 10 mal Spekulation mit seinem


Gelde treibt.


Wenn ein Bauer auf dem Markte Eier zum Verkauf anbietet und die Hausfrau


präsentiert sich mit einem Geldstück um die Eier zu kaufen, wer ist da in einer


günstigeren Lage beim Handel –
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die Hausfrau oder der Bauer? Die Frau sagt sich  – mein Geld fault nicht, aber


die Eier faulen, wenn ich sie dem Bauern heute nicht abkaufe, dann erhält er


morgen gar nichts mehr dafür, weil sie verdorben sind. Ich brauche nur ihm dies


klar zu machen, damit er mir sie billiger verkauft. Und so geht es Tag für Tag,


jahraus, jahrein, seit Jahrhunderten, seit Jahrtausenden, immer hat der


Geldinhaber dem Wareninhaber denselben kleinen Vorteil voraus, daß das Geld


nicht verdirbt. diese kleinen täglichen Vorteile machen mit der Zeit große kolos-


sale Summen aus und bilden den Grund zu den riesigen Kapital-Anhäufungen


denen wir heute begegnen.


Aber das Geld ist da, nur um den Verkehr zu erleichtern, nicht aber um damit


zu spekulieren und um reiche Leute zu machen und wenn es seinen Zweck in


seiner jetzigen Form nicht erfüllt, dann soll es einfach entsprechend umgeändert


werden.


In der „Reformation im Münzwesen“ habe ich gezeigt, worin diese


Umänderung bestehen soll und in kurzen Zügen angegeben, welchen Einfluß die


Einführung rostender Banknoten auf alle Verhältnisse haben würde.


Die Sache ist interessant und wichtig genug, um noch etwas länger dabei zu


verweilen.


Die Einführung rostender Banknoten würde als unmittelbare und logische


Folge die Barbezahlung herbeiführen, weil es im Interesse im direkten persönli-
chen Interesse eines Jeden läge, möglichst wenig Geld in der Kasse zu haben,


und daher auch jeder danach trachten würde, durch bar oder gar


Vorausbezahlung seinen Geldbestand möglichst klein zu machen.


Wenn nun heute die Münzreform eingeführt würde und das im Umlauf sich


befindende Geld durch die bereits beschriebenen neuen Banknoten ersetzt


würde, welche jährlich 10, 20, 30, 100 und 300 % an Wert abnehmen, dann


würde vorerst jeder sich vor dem Verluste dadurch zu schützen suchen, daß er


seine Schulden bezahlte. Da aber das Schulden bezahlen allgemein wäre, so


würde im Durchschnitt Jeder von der einen Seite wieder das zurück erhalten,


was er nach der anderen Seite ausgegeben und sein Gegenstand wäre derselbe


wie früher.


Schulden hat jetzt niemand mehr, aber der Geldbestand ist derselbe wie


früher, weil alle Außenstände eingegangen sind.
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Das Geld verliert aber alle Tage an Wert und gegen diesen Verlust such man


sich zu schützen. Gegen diesen Verlust gibt es aber keinen anderen Ausweg, als


das Geld auszugeben, als das Geld in irgend welcher Ware anzulegen


Früher kaufte die Hausfrau die Kaffeebohnen nur pfundweise, jetzt kauf sie


einen ganzen Sack; Zucker, Mehl, Salz, Seife, Heringe holte sie sich früher täg-


lich aus dem Laden, jetzt richtet sie sich eine Vorratskammer ein und füllt diesel-


be mit all diesen Schätzen, denn sie sagt sich, daß die Vorratskammer eine


sicherere Kapitalanlage ist, als das Geld, welches alle Tage an Wert abnimmt.


Was die Frau tut, das tun aber die Nachbarinnen ebenfalls, jeder legt sein


Geld in Waren an, jede richtet sich eine Vorratskammer ein und holen sich die


Waren aus den kaufmännischen Lagerhäusern.


Wie lange würde diese Lagerhäuser dem Andrange der Käufer widerstehen?
Wie schnell verschwinden die Güter aus den Eisenbahnschuppen, wenn


Lagerspesen erhoben werden?


Jedes Kind kann an den Fingern herausrechnen, daß die Einführung rosten-
der Banknoten die kaufmännischen Lagerhäuser innerhalb acht Tagen räumen
würde.


Die Kaufleute wollen aber vom Handel leben und ohne Waren können sie


dies nicht. Sie werden sich darum beeilen, ihre Vorräte durch neue zu ergänzen.


Statt abzuwarten, daß der Bauer oder Handwerker zu ihnen kommt, um ihm


seine Erzeugnisse demütigst anzubieten, werden sie jetzt selber zum Bauern


eilen.


Aber nicht ein Kaufmann allein tut dies, nein alle und der Bauer wird sich


plötzlich von Kaufleuten umgeben sehen, welche sich den Vorrang beim Kaufe


seiner Ware streitig machen werden.


Einer wird den anderen im Preise überbieten und das Resultat ist, daß der


Bauer einen besseren Preis für seine Produkte erhält, daß er bar bezahlt wird


und daß er seine Waren nicht nach der Stadt zu transportieren braucht, weil sie


der Käufer selber abholt.


Aber wenn auch die Preise steigen, so steigt darum die Produktion doch


nicht, von 20 Kaufleuten werden 19 keinen Ersatz für die verkauften Waren fin-


den und ihre Geschäfte wegen Mangel an Waren schließen müssen.
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Aber auch der übrig gebliebene wird Mühe haben sein Lager immer zu ver-


vollständigen, sein Geld in Waren sicherzustellen, denn die Käufer holen die


Waren nicht mehr lot- und pfundweise ab, sondern in Säcken und ganzen


Wagenladungen. Mit einem Hausknecht verkauft er jetzt mehr in einer Stunde,


als früher mit 10 Angestellten in einer Woche.


Aber der Bauer hat auch ein Interesse daran, das Geld, welches er für die


Waren erhielt, so schnell wie möglich unterzubringen. Der Bauer legt ebenfalls


eine Vorratskammer an und füllt dieselbe mit Tuch, Arbeitsinstrumenten etc.


Die Tuch- und Eisenwarenlager werden in ebenso kurzer Zeit wie die


Krämerläden geleert und die Händler werden zur Vervollständigung ihrer Lager


auf dieselben Schwierigkeiten stoßen, wie ihre Kollegen, die Krämer.


Statt die Geschäftsreisenden abzuwarten, werden sie per Brief und Telegraph


ihre Bestellungen voraussenden, Ersatz für die verkauften Waren suchen.


Beim Fabrikanten laufen die Aufträge von allen Seiten ein; er kann dieselben


mit den gewöhnlichen Arbeitskräften nicht mehr bewältigen, er muß neue einstel-


len.


Den anderen Fabrikanten geht es aber genau so und ein allgemeines Jagen


und Rennen nach Arbeitskräften ist die natürliche und unabweisliche Folge.


Ein Fabrikant überbietet den anderen in Lohnerhöhungen, um sich die


Arbeiter zu sichern, aber dafür werden doch nicht mehr Arbeiter geboren, nur


gesellen sich zu ihnen die Kaufleute, welche der schnelle Warenaustausch unnö-


tig gemacht hat und die nun einen anderen Erwerbszweig suchen. Aber damit


kann der Fabrikant doch nicht der täglich wachsenden Nachfrage genügen, die


Bestellungen bleiben unerledigt, die Kaufleute warten 8 -14 Tage, dann schließt


die Mehrzahl derselben wegen Warenmangel die Geschäfte und der Rest sucht


sich die Waren, welche er vom Fabrikanten erhalten kann, beim Arbeiter selber
zu verschaffen.


Er bietet dem Arbeiter noch bessere Löhne, er erbietet sich ihm das Geld zur


Errichtung einer Werkstätte zinsenlos vorzustrecken, wenn der Arbeiter das Geld


nur annehmen will, wenn der Arbeiter nur Waren schaffen will, worin der Händler


das Geld, welches doch alle Tage an Wert abnimmt, sicher stellen kann.
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Der Arbeiter geht darauf ein, er arbeitet nicht mehr für den Fabrikanten son-


dern für sich, die guten Preise die er erhält, ermöglichen ihm, das ihm vorge-


schossene Kapital um so eher zurückzuzahlen, als dafür keine Zinsen bezahlt


werden.


Aber bei allen Arbeitern trifft dasselbe ein, alle sind durch die rostenden


Banknoten vom Lohnarbeiter zu selbständigen Handwerkern geworden.


Dies ist keine Phantasie-Gebilde keine Utopie; jedes Kind kann an den


Fingern herausrechnen, daß die Einführung der Münzreform die Handwerker von


der Sklaverei befreit.


Die rostenden Banknoten dulden keinen Zwischenhandel, keinen Aufenthalt


der Waren, keine Lagerspesen, mit rostenden Banknoten wandern die Waren in


gerader Linie, ohne Aufenthalt, vom Produzenten zum Konsumenten.


Keine Schaufenster, Handlungsreisende, ellenlange Annoncen sind mehr


nötig, um die Ware an ihren Bestimmungsort zu bringen; mit den Fühlhörnern
des Interesses suchen die Waren selber ihren Weg in die Vorratskammer der
Hausfrau.


Das Geld soll den Warenaustausch schnell bewerkstelligen.


Welches Geld bewerkstelligt nun diesen Warenaustausch schneller? Das vor-
sintflutliche Metallgeld oder die rostende Banknote?


Laßt die leeren Geschäftslokale antworten; fragt die Millionen von Kaufleuten,


welche ihr unsicheres und tückisches Geschäft aufgegeben haben und nun in die


Reihen der Produzenten, der Arbeiter übergegangen sind.


Fragt die fröhlichen Bauern und die ehrsamen Handwerker, welche durch die


rostenden Banknoten zur Selbständigkeit gelangt sind.


Wie kann aber eine so einfache Reform des Geldes, solche Umwälzungen


hervorbringen? Ein Professor der National-Ökonomie kann das nicht sagen, weil


er keine Gelegenheit gehabt hat, die nötigen praktischen Studien zu machen;


jeder kleine Krämer wird aber die Sache einfach damit erklären, daß früher das


Geld gesucht und die Waren angeboten und daß jetzt umgekehrt die Waren


gesucht und das Geld angeboten wird. Wer das A B C des Handels kennt, wird


den Unterschied in seiner ganzen Tragweite ermessen.
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Welche Waren werden immer zuerst angeboten?


Fragen Sie den kleinen Heringsbändiger dort, Herr Professor, er wird Ihnen


sagen, daß die angefaulten Früchte zuerst, dann die gesunden verkauft werden.


Wenn jemand Geld und gleichzeitig Waren hat, so bietet er die Waren zum


Verkauf aus, das Geld aber hält er fest, denn die Waren faulen, während das


Geld unverändert bleibt. Jeder hält das Geld so lange als möglich fest, die


Waren aber werden zum Verkauf angeboten. Ein ewiger, aber nur scheinbarer


Geldmangel und ein diesem Geldmangel genau entsprechendes Warenangebot


ist die Folge.


Wegen Geldmangel können die Waren nicht ihren Weg zur Vorratskammer


fortsetzen, eine Stauung entsteht und die Waren türmen sich in den kaufmänni-


schen Lagerhäusern auf.


Diesem ewigen Geldmangel kann auch nicht durch Vermehrung des


Geldbestandes abgeholfen werden, denn eine Vermehrung des Geldes würde,


wie wir wissen, nur eine Entwertung des Geldes herbeiführen, doch würde das


Geld darum nicht schneller zirkulieren, auch nicht durch Bimetallismus und ande-


ren Kram kann ein schnellerer Warenaustausch erzielt werden; nur dadurch kann


dem Übelstande beigekommen werden, daß das Geld den Waren in Bezug auf
das Verderben gleichgestellt wird nur dadurch, daß es wünschenswerter
erscheint, Waren als Geld zu besitzen, und dies ist nur mit rostenden
Banknoten zu erreichen.


Das Geld soll den Warenaustausch mit Sicherheit bewerkstelligen, d. h.


wegen Mangel an Geld dürfen niemals Waren unausgetauscht liegen bleiben


und verderben.


Wir haben gesehen, wie schnell die rostenden Banknoten die Läden räumen,


wie schnell diese Banknoten den Übergang der Waren vom Produktions- zum


Verbrauchsorte bewerkstelligen. Mit dem heutigen Gelde muß der Wareninhaber


den Geldinhaber suchen, mit rostenden Banknoten tritt das Gegenteil ein.


Und was ist das Richtigere, daß die schwere Ware das leichte Geld aufsuche


oder das leichtfüßige Geld die schwerfälligen Waren?


Der Rost wird die Spürnase der Banknoten sein, womit sie die Waren und


wenn sie noch so versteckt sind, auffinden wird. Der Rost wird sich als Interesse


an die Fersen der Geldinhaber heften 
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und denselben keine Ruhe lassen, bis sie das Geld in irgend einer Ware sicher-


gestellt haben.


Wie die Jagdhunde die Beute wittern, so werden die rostenden Banknoten die


Waren aufstöbern, unterm Schnee, im Urwalde, in der Luft, im Wasser, in den


Eingeweiden der Erde wird die rostende Banknote die Ware aufsuchen, sie


erfassen und sie nicht eher loslassen, bis daß dieselbe in der Werkstatt des


Handwerkers liegt.


Wird es unter solchen Umständen noch möglich sein, daß eine Ware wegen


Geldmangel nicht in den Verbrauchsort gelange, daß ein Arbeiter ohne Arbeit
bleibe?


Unter tausend Menschen sucht heute der Wareninhaber den Käufer und das


Interesse lehrt ihn denselben finden; unter Schutt und Trümmern wird der


Geldinhaber die verschüttete Ware suchen und mit dem subtilsten aller Sinne,


mit dem Sinne des Interesses finden. keine Waren werden mehr auf dem Markte


wegen schlechten Wetters vergebens auf die Käufer warten, durch den Schnee,


Regen und Wind wird die rostende Banknote die Hausfrau zum Markte treiben.


Kein Handwerker wird mehr über Arbeitsmangel sich beklagen, denn wenn


keine fertige Ware mehr zu haben ist, dann wird sich der Geldinhaber welche


bestellen, nur um sein Geld sicherzustellen. Und fehlt das Geld, um den


Austausch der Waren mit der Kraft des Arbeiters zu vermitteln, nun dann wird


welches hergestellt, das Material dazu ist ja stets zur Hand.


Rostende Banknoten lassen keine Waren verderben; rostenden Banknoten


lassen niemand ohne Arbeit. Mit rostenden Banknoten herrscht niemals


Geldmangel.


Sagt, wer vermittelt den Warenaustausch sicherer? Die rostenden Banknoten


oder das jetzige Geldsystem? Rostende Banknoten können dem Verkehr nicht


entzogen werden, denn der Spekulant hat dem sicheren Verlust durch die


Wertabnahme des Geldes nur einen unsicheren Gewinn entgegenzustellen.


Mit den rostenden Banknoten ist somit keine Spekulation möglich, mit rosten-


den Banknoten gibt es somit keine Preisveränderungen und darum auch keine


Geschäftskrisen mehr; Liquidationen, Arbeitseinstellungen, Fallimente und


Gerichtsvollziehungen, die sonstigen Blüten des heutigen närrischen Handels


werden verdorren. 
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Rostende Banknoten gleichen Nachfrage und Angebot stets, zu allen Zeiten, im


Krieg wie im Frieden, im Glück und Unglück und unter allen Umständen aus.


Heute dagegen zieht sich das Geld bei der geringsten Alarmierung zurück und
das Land ist jeden Augenblick ohne Geld, jeden Augenblick stockt der


Geldtransport, jeden Augenblick versagt die wichtigste unentbehrlichste
staatliche Verkehrseinrichtung ihren Dienst.


__________________


Das Geld soll den Waren-Austausch billig bewerkstelligen, d. h. die


Herstellungs- und Unterhaltungskosten, die Verwaltungs- und Betriebskosten des


Geldes müssen möglichst klein sein.


Was braucht man zur Fabrikation rostender Banknoten? Einen Lithographen,


eine Presse, Tinte und Papier; d. h. mit ungefähr 1000 Mark kann das ganze


deutsche Reich jahraus, jahrein mit Geld versehen werden.


Heute braucht man 10.000 Millionen und leidet doch ewig unter Geldmangel.


Zur Verwaltung und zum Betriebe des Geldes wird ein Schleusenmeister voll-


auf genügen; ein einziger Mann, dessen Aufgabe darin besteht, die


Geldschleuse zu öffnen, wenn Geld fehlt und sie zu schließen, wenn genug


abgelaufen.


Heute braucht man zu demselben Zwecke die Hälfte der ganzen deutschen
Bevölkerung.


Nur zwei Mann braucht das deutsche Reich, um stets zu allen Zeiten, im


Krieg und Frieden und unter allen Umständen mit dem nötigen Geldbedarf,


genau auf den Pfennig versehen zu sein. Nur zwei Mann, einen Lithographen


und einen Schleusenmeister, wird die Herstellung, Unterhaltung, Verwaltung und


der Betrieb der rostenden Banknoten beanspruchen.


Der Lithograph wird den Auftrag haben, jahraus, jahrein Banknoten zu druk-


ken und dieselben dem Schleusenmeister zu übergeben, der letztere übergibt sie


dem Verkehr.


Gibt er zu viel aus, dann wird ihm der Überschuß von selbst zurückgebracht


in Form von Bankdepots. Zu viel Geld kann aber nur da sein, wenn keine Waren


vorhanden sind, welche mit dem Gelde gekauft werden können, wenn keine


Arbeiter vorhanden sind, welche für das Geld ihre Kräfte austauschen wollen.
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In einem solchen Falle bleibt dem Geldinhaber nur übrig, zum Schleusen-


meister zu gehen und ihm das Geld zum Aufbewahren zu geben, bis daß sich


Gelegenheit bietet, es besser unterzubringen. Diese Gelegenheit kann aber 


nie lange auf sich warten lassen, denn das im Verkehr befindliche Geld nimmt


täglich an Wert, resp. Menge ab und dieser Ausfall wird gedeckt durch


Heranziehung der etwaigen Überschüsse in erster Linie und dann durch neue


Geldausgabe. Die allenfallsigen Überschüsse nimmt jedoch der Schleusen-


meister in Verwahrung. In seiner Kasse rosten die Banknoten nicht, d. h. das


Geld, welches ihm überbracht wird, gibt er jederzeit unverkürzt zurück, nur


berechnet er 1 oder 2 % Lagerspesen, damit niemand unnötigerweise das 


Geld bei ihm deponiert, damit niemand das Geld länger als durchaus nötig in 


der Bank läßt.


Und so wird das Interesse jeden Geldüberschuß stets automatisch dem


Schleusenmeister zuführen und dasselbe Interesse wird die Überschüsse


zurückziehen, wenn sich für das Geld anderweitige und bessere Verwendung


bietet, d. h. wenn wieder Warenangebot resp. Arbeiterangebot vorliegt.


Produktion und Konsum regulieren den Warenmarkt, Produktion und Konsum
wird auch den Geldmarkt regulieren.


Sieht der Schleusenmeister, daß in Folge von wachsender Geldnachfrage, d.


h. von wachsendem Arbeiterangebot, die Depots der Bank zurückgezogen wer-


den, dann öffnet die Bank die Geldschleusen und schließt die augenblicklich,


wenn Waren- und Arbeiterangebot verschwunden und sich dies durch Rückfluß


der Depots bemerkbar macht.


Dem Schleusenmeister würde somit sein Depotbuch als Pegel dienen; an der


Zu- und Abnahme der Depots würde er genau den Geldbedarf kontrollieren und


durch Öffnen und Schließen der Geldschleusen regulieren, genau regulieren


können.


Nur 2 Mann, nur 2000 Mk. jährlich verursachen die rostenden Banknoten dem


Produzenten an jährlichen Geldspesen, während das heutige Geldsystem ihn mit


Bürden belasten, die ihn erdrücken.


Die Münzreform macht die Goldgräber unnötig, ebenso wie die Rentiers und


Bankiers. Die Münzreform beseitigt den Zwischenhandel, sie macht Millionen von


Krämer, Börsenmakler, Wucherer überflüssig, die Münzreform führt die


Barzahlung ein, das seit Jahrtausenden unerreichte Ideal des Kaufmannstandes,


sie macht 
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somit die Fallimente unmöglich und erspart der Menschheit das traurige


Schauspiel der Gerichtsvollziehungen. Rostende Banknoten behält niemand


unnötiger Weise bei sich, niemand trägt größere Summen bei sich herum, darum


werden auch Raubmorde und Einbrüche verschwinden; die rostenden Banknoten


leeren die Zuchthäuser.


Rostende Banknoten wird jeder als ein notwendiges Übel betrachten; die


Geldgier, die Lotterien, die Hyänen unter den Menschen, die Wucherer ver-


schwinden. Die rostenden Banknoten geben dem Menschen den Adel der


Gesinnung zurück, den Adel der Gesinnung, den das Geld, das heutige widersin-


nige Geldsystem aus den Menschen fast ausgemerzt hat.


_________________


Aber, heißt es, wie wird der Mann dann für seine alten Tage sorgen, wenn


das Geld alle Tage an Wert abnimmt, wie wird er sparen können?


Der Mann, der für seine alten Tage sparen will, der kann seine Überschüsse


zur Verbesserung seiner Erwerbsquellen verwenden; ist er Bauer, dann wird er


die etwaigen Überschüsse zu Melioration seiner Äcker verwenden, sein Haus


umbauen und seine Viehherde veredeln; ist er Handwerker, so wird er die Über-


schüsse zur Verbesserung seiner Werkstätte gebrauchen, neue Maschinen kau-


fen etc., ist er Beamter, so ist die Pension da.


Aber am besten wird der Bauer und Handwerker die Ersparnisse in seinen


Kindern anlegen, durch gute Bildung, gediegene Erziehung derselben. Gut erzo-


gene Kinder sind jedenfalls eine bessere und sichere Ersparnis als in Banken


angelegtes Geld.


Und wenn der Mann keine Kinder hat und er will nichts von Pension,


Landwirtschaft und Werkstätte wissen, dann bleibt ihm immer noch der Ausweg,


das Geld dem Schleusenmeister zu übergeben, das Geld auf die Bank zu brin-


gen. Dort bringt ihm zwar das Geld keine Zinsen, aber um so sicherer ist das


Geld und um so weniger Sorgen wird er wegen Sicherheit seines Geldes haben.


Aber das Geld ist ja überhaupt nicht da, um gespart zu werden, sondern um


den Warenaustausch zu erleichtern; das Geld hat denselben Zweck zu erfüllen,


wie Eisenbahnbillets und Brief-    Briefmarken
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marken und niemand wird es einfallen, seine Ersparnisse in Briefmarken anzule-


gen.


Die Münzreform sichert das Alter viel mehr vor Sorgen als das heutige


Münzwesen, wie viel tausende von Fällen kennt man nicht heute, wo alte Leute
die Ersparnisse ihres gesamten Lebens durch Fallimente von Banken und
Privatpersonen gerade dann verlieren, wo sie Gebrauch davon machen wollen.


Nein, das heutige Geldsystem fördert das Sparen nicht; es ist sogar ein Feind


der Sparsamkeit und dies würde heute sehr klar vor Augen treten, wenn


Deutschland in einen Krieg verwickelt würde. Mit Ausnahme von dem Gelde,


womit keine Suppe gekocht werden kann, sind keine Vorräte vorhanden, nicht 3


Tage könnte Berlin eine Belagerung aushalten, nicht 3 Tage könnte Berlin von
seinen Ersparnissen leben.


Die einzigen Vorräte Berlins befinden sich in den kaufmännischen Läden, die
Privatkeller sind leer.


Die rostenden Banknoten leeren die Läden, füllen dagegen die Privatkeller


und in 100 Keller geht mehr hinein als in einen Laden.


Die rostenden Banknoten zwingen die Menschen Vorräte anzulegen, zwingen


die Menschen zur Sparsamkeit und sichern das Reich vor feindlichen Einnahmen


durch Hunger.


Die Deutschen schauen mit Stolz auf den Spandauer Turm, so der


Kriegsschatz drin aufgehoben wird; sie freuen sich über die vorsorgliche


Regierung und blicken dankbar zu ihr empor.


Kinder; wenn ihr wüßtet, daß der Turm keinen Schatz enthält, sondern nur


einen goldenen Wechsel, dessen Einlösung von Euch erzwungen wird, sowie die


Tür des Turmes geöffnet wird, Ihr würdet anders darüber denken. Diese


Millionen, die dort aufgespeichert sind, werden in Kriegszeiten, wo das Geld sich


schon von selber entwertet (durch die geringere Warenproduktion), losgelassen


werden und das in euren Händen sich befindliche Geld genau um den Betrag


jenes Schatzes entwerten. Enthielt der Turm Weizen, Speck und Erbswurst, so


könntet ihr ihm den Namen Kriegsschatz geben, so aber bedeutet er weiter


nichts als eine vertuschte Falschmünzerei, weiter nichts als eine Kriegssteuer.
________________
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Es wird gefragt, wie sich mit rostenden Banknoten der Außenhandel gestalten


würde, auf den doch das Reich angewiesen ist?


So lange die Münzreform in der Welt nicht allgemein eingeführt ist, d. h. so


lange die fremden Länder sich noch mit dem Golde als Münze behelfen, ist die


Sache höchst einfach.


Das heute in Deutschland zirkulierende Metallgeld wird gegen die rostenden


Banknoten eingewechselt und das für die Banknoten erhaltene Gold wird in der


Bank aufbewahrt.


Wer nun im Auslande Zahlungen zu machen hat, d. h. wer Gold gebraucht,


der kann jeden Tag die Banknoten auf der Bank gegen Gold wieder einwechseln


und umgekehrt kann jeder Fremde der in Deutschland Zahlungen zu machen


hat, das Gold gegen Banknoten umtauschen.


Wenn Import und Export sich genau deckt, so würde auch genau eben so viel


Gold ein- als ausgehen und umgekehrt mehr Gold ein- aus ausgehen, wenn der


Export den Import übersteigt.


Im ersteren Falle hatte die Bank einen dem Golddefizit entsprechenden


Papierüberschuß und diesen Überschuß würde die Bank dazu benutzen, im


Inlande Waren anzukaufen und diese Waren im Auslande verkaufen. Das für


diese Waren erhaltene Gold würde der Bank zur Deckung des Defizits zugeführt.


Im zweiten Falle würde die Bank einen Goldüberschuß und ein Papierdefizit


haben. Der Goldüberschuß würde zum Warenankauf im Auslande verwendet und


diese Waren würden im Inlande gegen Papier verkauft und zur Deckung des


Papierdefizits verwendet. Erleidet die Bank durch die Warenankäufe Verluste, so


würden diese Verluste als Wechselagio bei den Gold-, resp. Papierumtausch


erhoben, je nachdem der Verlust von größerem Import oder Export herrührt.


Kurzum, der Außenhandel würde mit rostenden Banknoten sich ungemein


leicht und sicher abwickeln.


Falls nun die fremden Länder die Münzreform ebenfalls durchführen und


dadurch das Gold in der ganzen Welt entwertet würde, dann hätten die einzelnen


Nationen unter sich Wechselkontos einzuführen. Wenn ein Deutscher in


Frankreich Zahlungen zu machen hat, dann erhält er von der deutschen Bank für


die Banknoten einen Wechsel auf die französische Bank und umgekehrt.
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Der von der deutschen Bank auf Frankreich gezogene Wechsel würde dort


mit französischen Banknoten ausbezahlt werden und umgekehrt würden in


Deutschland die von der französischen Bank gezogenen Wechsel mit deutschen


Banknoten eingelöst.


Gleicht sich Import und Export aus, dann gleichen sich auch die


Wechselkontos aus; bleibt etwa in der deutschen Bank ein Saldo zu Gunsten der


französischen Bank zurück, dann wird auf der deutschen Bank ein gleich großer


Saldo in Papier existieren und diesen Papiersaldo wird die Bank zu


Warenankäufen im Inlande benutzen und diese Waren zur Deckung des französi-


schen Wechselsaldos nach Frankreich senden.


Der Außenhandel würde also mit der Münzreform keinerlei Störungen erlei-


den, im Gegenteil, er würde sich besser und sicherer entwickeln als heute.


Heute werden die Saldos des Außenhandels nur mit Gold beglichen, d. h.


wenn Deutschland für 1000 Millionen Mark Waren aus Nord-Amerika bezieht und


exportiert dahin nur für 900 Millionen, dann werden zur Ausgleichung 100


Millionen in Gold nach Nord-Amerika gesandt.


Diese Geldeinfuhr vermindert natürlich den Wert des nordamerikanischen


Geldes und der amerikanische Farmer muß als Lohn für seinen Fleiß seinen


Tabak teurer bezahlen.


Mit der Münzreform muß importierte Ware mit exportierter Ware bezahlt wer-


den, nicht mit wertlosem Gelde.


Mit der Münzreform wird der Wert des deutschen Geldes vollkommen unab-


hängig von Mißernten in der Tartarei, von der Tätigkeit der Goldgräber im


Feuerlande, von der Mißwirtschaft der Kreolen.


Auge um Auge, Ware um Ware heißt es mit rostenden Banknoten.


________________


Soziale Fragen im Lichte der Münzreform.


Jemand fühlt sich krank und geht zum Arzte. Der Mann untersucht ihn und


meint: „Ihr Magen ist nicht in Ordnung, Sie müssen weniger essen“. Der Rat wird


befolgt, doch es tritt keine Besserung ein.
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Ein zweiter Arzt wird um Rat gefragt und dieser meint: „Ihre Nerven passen


nicht zu Ihrem Berufe, Sie müssen den Beruf wechseln“.


Dieser Mann befolgt auch diesen schwer auszuführenden Ratschlag, doch es


geht ihm drum nicht besser.


Ein dritter Arzt verschreibt ihm Pillen, ein vierter Pflaster, ein fünfter rät ihm zu


einer Amputation und ein sechster erklärt ihn für unheilbar und schlägt ihm den


Selbstmord vor.


Unter solch trostlosen Umständen begibt sich der Mann in den Wald, um den


letzten Rat des Arztes auszuführen und sich an einer einsamen Tanne aufzu-


knüpfen.


Doch um die große Reise leichteren Herzens anzutreten, setzt er sich vorher


hinter einen Ginsterstrauch und was sieht er? Ein mächtige Bandwurm ent-


schlüpft seiner Behausung und windet sich im Grase. „Ha, Vuel honner de Gins!


– sagt der Mann – du bist es gewesen, na, warte nur. Oh, Ihr Quacksalber, fast


hättet ihr mich in den Tod getrieben.“.


Der Mann wirft den Strick weit weg von sich, geht nach Hause und ist von


dem Tage an gesund.


Der heutige Staat leidet auch am Bandwurm, am Bandwurm eines veralteten


Münzwesens und kein Arzt, der zur Konsultation berufen, hat den Grund der


Krankheit der sozialen Mißverhältnisse erkannt.


Alters- und Krankenversicherung werden ihm als Pflaster verschrieben,


Streiks und internationale Konferenzen wurden ihm als Medizin eingegeben, in


der Hitze des Fiebers träumte der Kranke von einem phantastischen sozialen


Staat und hoffte zu demselben durch den Selbstmord der Revolution zu gelan-


gen.


Doch schließlich kam die Krisis, indem das Bandeltier selber so groß gewor-


den, daß ihm die Behausung zu klein wurde und seinen Versteck verlassen


mußte.


_____________


Die Produktionsmittel.


Die Sozialisten glauben, daß in dem Eigentumsrecht an und für sich das


Geheimnis der Kapitalsanhäufung liegt und in diesem Irrtum befangen regte sich


in ihnen der Gedanke an die kommunistische Produktionsweise.
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Dass es daran nicht liegt, tritt schon sofort zu Tage, wenn man sich die heuti-


gen Besitzer der Produktionsmittel ansieht.


Wenn das Geheimnis der Kapitalsanhäufung in dem Eigentumsrechte an den


Produktionsmitteln zu suchen wäre, so müßten doch vor allen Dingen die


Kapitalsanhäufungen bei denen zu finden sein, die die ursprünglichen


Eigentümer der Produktionsmittel waren, d. h. bei den Bauern und Handwerkern.


Statt dessen findet man aber heute die Produktionsmittel meistens in den


Händen von früheren Bankiers, Wucherern und Spekulanten, also in Händen von


Leuten, die die Produktionsmittel früher nicht besessen; diese aber mit im Handel


und durch Spekulation gemachtem Gelde erworben haben.


Alle Tage hat man Gelegenheit, die Beobachtung zu machen, daß ein Acker,


eine Werkstätte, eine Fabrik, von dem Eigentümer an einen Bankier, Rentier


oder Wucherer verkauft oder verpfändet wird, während man niemals oder wenig-


stens sehr selten sieht, daß ein Bauer den Acker eines anderen sich aneignet,


daß ein Schmied die Werkstätte eines anderen erwirbt.


Es ist ja ein allbekanntes Sprichwort, daß durch Arbeit, also durch direkte


Benutzung der Produktionsmittel, niemand reich wird und daß nur Handel und


Spekulation zu Reichtum führen kann.


An dem Eigentumsrecht an und für sich liegt es also nicht, daß so viele


Handwerker sich heute ihrer Produktionsmittel beraubt sehen, sondern die Sache


muß einen anderen Haken haben.


Ist dieser Haken vielleicht in der Ausbeutung der Arbeiter durch die


Maschinen zu suchen?


Wer sind die Arbeiter?


Es sind Leute, welche die Ware, welche in ihren Armen und Gehirnen schlum-


mert gegen Geld verkaufen.


Und die Arbeitgeber?


Leute, welche mit dieser Ware Handel betreiben.


Welche Rolle spielen die Maschinen?


Dieselbe, welche die Handlungsgehilfen beim Verkauf der Waren spielen; sie


dienen dazu, die Waren der Arbeiter zu verpacken und ihnen ein kaufmänni-


sches Aussehen zu geben.


Kann ein Kaufmann die Existenz seiner Handlungsgehilfen benutzen, um bei


einem Handelsgeschäft größere Vorteile zu erzielen?
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Nein, im Gegenteil, das Vorhandensein der Gehilfen wird den Kaufmann sehr


oft veranlassen, sich mit kleinerem Verdienste zu begnügen, nur um seine


Gehilfen zu beschäftigen, in vielen Fällen wird er aus demselben Grunde


Geschäfte abschließen, die ihm gar keinen Vorteil lassen.


Jeder Fabrikant ist durch das Vorhandensein seiner Maschinen an die


Arbeiter gebunden; die Maschinen machen den Fabrikanten abhängig von den


Arbeitern; die Rücksicht auf die Maschinen ist der einzige Grund, der den
Fabrikanten unter Umständen zwingen kann, den Wünschen der Arbeiter nach-
zugeben.


Werden nämlich die Maschinen nicht gebraucht, so verrosten sie bald und nur


um diesen Verlust zu vermeiden, wird der Fabrikant häufig veranlaßt, auf eine


Lohnerhöhung einzugehen, in schlechten Zeiten keine Arbeiter zu entlassen und


sogar manchmal mit Verlust weiter zu arbeiten.


Die Arbeiter wissen diesen Umstand übrigens auch recht gut in der


Streikbewegung zu ihrem Vorteile auszubeuten; die Maschinen sind die einzigen
Bundesgenossen, welche die Arbeiter in der Lohnfrage haben.


Hätte der Fabrikant keinen Verlust an den Maschinen zu befürchten, er würde


mit der größten Seelenruhe den Verlauf des Streikes abwarten; nur die Rücksicht


auf die Maschinen machen den Fabrikanten nachgiebig.


Die Maschinen sind also nicht der Grund der Ausbeutung der Arbeiter; im


Gegenteil, das Vorhandensein der Maschinen gibt den Arbeitern den einzigen


Schutz gegen allzu willkürliche Ausbeutung.


Wären die Maschinen nicht vorhanden, könnte die Industrie mit Geld allein


betrieben werden, die Ausbeutung der Arbeiter wäre noch viel schlimmer als es


heute der Fall ist.


Im gewöhnlichen Leben hat man ja auch alle Tage Gelegenheit die


Beobachtung zu machen, daß je einfacher der Industriebetrieb ist, je weniger


Maschinen zur Ausbeutung einer Industrie nötig sind, um so niedriger sind die


Löhne, um so willkürlicher sind die Arbeitgeber.


In der Hausindustrie z. B. hat der Arbeitgeber nur das Geld, keine Maschinen


als Betriebskapital, und in keiner Industrie ist die Ausbeutung so groß als gerade


dort. (Bei den Dienstboten verhält es sich ähnlich.)
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Wenn ein Arbeitgeber beim Kauf der Arbeit, also beim Abschluß eines


Arbeitskontraktes, Vorteile erzielt, so stützt er seine Spekulation nicht auf seine


Maschinen, sondern nur auf die Unveränderlichkeit des Geldes, womit er die


Waren kaufen will, auf die Macht, welche er als Geldinhaber dem Wareninhaber,


also dem Arbeiter, gegenüber hat.


Die Ware des Arbeiters verrostet total innerhalb 24 Stunden, wenn sie nicht


ans Licht gefördert wird, wenn sie nicht verkauf wird, während das Geld, welches


zum Ankauf dieser Waren bestimmt ist, keinerlei Verluste erleidet; im Gegenteil,


es trägt noch Zinsen ein.


Wer hat nun beim Abschuß eines Arbeitskontraktes die größte Seelenruhe?


Wer kann am besten warten?


Der Arbeiter, dessen Ware verdirbt ehe sie geboren wird, oder der


Arbeitgeber, dessen Geld, statt zu verderben, noch Zinsen einbringt?


Aus Atomen und Molekülen setzt sich die Welt zusammen, aus Atomen und


Molekülen bestehen die heutigen Kapitalsanhäufungen.


Nicht das Husten und Spucken der Schwindsüchtigen nicht die Tobsucht der


Fieberkranken bilden die Ursache der Krankheit, sondern die Mikroorganismen


welche die Lunge invadiert haben.


Der kleine elektrische Funken am Himmel erweckt den mächtigen


Donnerschlag, der unsichtbare Stich einer giftigen Schlange streckt den


Elefanten zu Boden.


Wer die Ursache der heutigen sozialen Krankheit finden will, der darf dieselbe


nicht in dem Donner eines dahin stürmenden Eisenbahnzuges suchen, nicht in


dem ohrzerreißenden Tone der Fabrikpfeifen nicht in den phantastischen


Bewegungen der Windmühlen, sondern er muß sich bücken, er muß sein Auge


anstrengen, wenn nötig das Mikroskop zur Hand nehmen, und dann wird wer


sehen, daß der Reichtum und die despotische Macht Rokefellers aus den kleinen


molekulären Vorteilen besteht, welche der heutige Geldinhaber über den


Wareninhaber hat.


„Kommen Sie morgen, – sagt der Arbeitgeber, – ach, nein, morgen will ich auf


die Jagd gehen; kommen Sie lieber übermorgen.“ Er hat ja keinen Nachteil


davon, wenn der Arbeiter zwei Tage ohne Arbeit ist und nichts verdient; das


Geld, welches 
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zum Austausch der Ware jenes Arbeiters bestimmt ist, verdirbt ja nicht.


„Kann ich denn nicht heute anfangen?  – fragt bescheiden der Arbeiter.  – Ich


will gerne etwas vom Lohne ablassen, ich will gerne etwas billiger arbeiten, aber


ich möchte doch nicht volle zwei Tage die Hände in den Schoß legen, während


meine Familie Not leidet.“


„Wenn Ihnen meine Bedingungen nicht passen, so suchen Sie doch ander-


wärts Arbeit.“


Er, der Arbeitgeber, kann das ruhig sagen; sein Geld schützt ihn vor


Verlusten.


Dieser Vorteil des Geldinhabers ist das Molekül, woraus die Kapitalan-
häufungen bestehen; er ist der Grund der sozialen Mißstände; dieser kleine
Vorteil erklärt die Macht des Kapitals.


Ich könnte hier mit einer Million von Beispielen dem Leser die ganze


Tragweite dieser Vorrechte des Geldinhabers klar machen, aber ich bitte den


Leser, diese Arbeit selbst zu übernehmen, denn was man selber tut, schätzt man


mehr als was man machen läßt; nur will ich ihn bitten, sich dieser Arbeit auch


wirklich zu unterziehen, damit er den ganzen inneren Zusammenhang zwischen


dem heutigen Geldsystem und den sozialen Mißverhältnissen erkennt. Als geeig-


netes Studienfeld schlage ich ihm vor, einen Markt an einem Regentage zu


besuchen, dort wird er Gelegenheit haben die 1000fältigen Vorrechte des


Geldinhabers in ihrer ganzen Machtentfaltung zu beobachten.


Diese Vorrechte des Geldinhabers drücken natürlich die Löhne herunter, sie


sind die Ursache, weshalb die Arbeiter ganz der Willkür der Arbeitgeber unter-


worfen sind, sie bilden den Ausgangspunkt der Ausbeutung.


Diese Ausbeutung hat dann mit der Zeit die Arbeiter ihrer ganzen Habe, ihrer


ganzen Vorräte beraubt und diese totale Verarmung unterstützt jetzt die


Vorrechte des Geldinhabers in der wucherischen Ausnutzung des Arbeiters.


Sehen wir uns jetzt mal den Abschluß eines Arbeitskontraktes unter der


Münzreform an.


Wir haben im Kapitel „Der Handel unter der Münzreform“ gesehen, wie mit


rostenden Banknoten der Geldinhaber den Wareninhaber suchen muß, statt daß


wie heute die Ware das Geld sucht.
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Dies ist schon ein bedeutender Vorteil für den Arbeiter, erstens weil er keine
Zeit mehr auf der Suche nach Arbeit verliert, zweitens weil ihm derselbe


Umstand beim Abschluß des Kontraktes den bedeutenden moralischen Vorteil


bietet, daß das Geschäft in seiner Behausung abgeschlossen wird.
Wir haben ferner in demselben Kapitel gesehen, daß unter der Münzreform


niemals, unter keinen Umständen Arbeitsmangel herrschen kann, weil die


Münzreform ein für alle Mal die Finanzkrisen unmöglich macht, weil die


Münzreform jede Spekulation für ewige Zeiten beseitigt, weil sie den Geldinhaber
zwingt, seine Ersparnisse in Waren anzulegen. Wir haben gesehen, daß so
lange eine rostende Banknote in Umlauf sich befindet, auch jemand da ist, der
Ware, d. h. Arbeiter sucht.


Arbeitslosigkeit wird also niemals mehr auf die Löhne drücken.
Von diesem Drucke befreit, werden die Löhne steigen und zwar bis zu dem


vollen Werte der von den Arbeitern gelieferten Ware, d. h. so weit als der


Arbeitgeber überhaupt zahlen kann.


Auch wird es nicht mehr heißen, kommen Sie morgen, übermorgen, sondern


heute, in diesem Augenblick, denn der Verlust den der Geldinhaber an seinem


Gelde täglich durch den Rost erleidet, zwingt ihn sein Geld möglichst schnell


unterzubringen; der Rost läßt ihm nicht mehr die Freiheit, den Arbeiter einzustel-


len, wann und wie es ihm beliebt.


Der Magen zwingt den Arbeiter, die Arbeit anzunehmen; der Rost zwingt den


Arbeitgeber, den Arbeiter zu beschäftigen. Beide, Arbeiter und Arbeitgeber, ste-


hen sich mit gleichen Rechten und Pflichten gegenüber; keiner hat mehr einen
Vorteil über den anderen und werden drum auch beim Abschluß eines


Arbeitskontraktes die beiderseitigen Wünsche und Interessen gleiche


Berücksichtigung finden.


Das Steigen der Lohnsätze, der Wegfall der Arbeitslosigkeit, wird den


Arbeitern eine Möglichkeit geben, Vorräte anzulegen und mit dem Wachsen die-


ser Vorräte wird auch ihre Widerstandstätigkeit gegen Ausbeutungsgelüste wach-


sen. Der wachsende Wohlstand der Arbeiter wird ihnen auch die Möglichkeit


geben, die Produktionsmittel, welche ihnen das heutige Geldwesen aus der


Hand gewunden, wieder zu erlangen und mit ihnen auch die vollkommene wirt-


schaftliche Selbständigkeit.
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Es würde mich zu weit führen, diesen Vorgang in allen Details zu verfolgen;


ich bitte aber den Leser, auf der Spur die ich ihm hier trassiert, weiterzuschreiten


und ich verspreche ihm, daß er sehr bald zu der Erkenntnis kommen wird, daß


die Münzreform die Wurzel der sozialen Mißstände gründlich ausrodet.


______________


Maschinen.


Es ist bekannt, daß der Preis der Waren sich im allgemeinen nach den


Produktionskosten richtet. Wenn die Produktionsweise einer Ware verbessert


wird, so sinken die Preise und dieser Preisverfall kommt den Konsumenten zu


Gute. Die Konsumenten brauchen zur Erlangung jener Waren nur mehr einen


kleineren Teil ihrer Tauschwerte herzugeben; sie haben daher einen Überschuß


an Tauschwerten, der für andere Zwecke verwendbar wird. Jede Verbesserung


der Produktionsmittel kommt somit dem Gemeinwesen zu gut und erhöht das


Kapital, welches für neue Unternehmungen verfügbar ist.


Die Verbesserung der Produktionsmethode hat aber auch einen Nachteil,


indem sie die zeitweise Arbeitslosigkeit jenes Teiles der Bevölkerung erzeugt,


welchen die neuen Maschinen überflüssig gemacht und da es sich meist um


Leute handelt, die total verarmt sind, die kein Kapital besitzen, um ein neues


Handwerk zu erlernen oder um andere Produktionsmittel sich anzueignen, so ist


die Lage dieser Leute eine überaus gefährliche.


Das Elend dieser Leute wird dann manchmal so groß, daß manche schon die


Einführung der Maschinen verflucht hat.


Die Münzreform hebt diesen Nachteil der Verbesserung der Produktionsmittel


nicht total auf, aber sie reduziert ihn im Allgemeinen auf die Überwindung des


Gesetzes der Trägheit, auf jene moralische Kraftanstrengung, welche nötig ist,


um einen Beruf mit dem anderen zu wechseln.


Wir haben gesehen, daß heute die Waren das Geld suchen und daß umge-


kehrt unter der Münzreform das Geld die Waren suchen muß.
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Heute muß der Arbeiter, der durch die Verbesserung der Maschinen aus sei-


nem Beruf herausgeworfen wird, für die Ware, die er sonst zu liefern im Stande


ist, unter tausend den Abnehmer suchen, nach der Münzreform werden umge-


kehrt tausend Mann den Arbeiter suchen.


Die durch die Verbesserung der Maschinen arbeitslos gewordenen Leute wer-


den nach der Münzreform nur auf ihre Tür zu schreiben brauchen: „Hier wird


Arbeit, d. h. Ware, angeboten“, und sofort werden sich die Käufer einstellen,


genau so wie heute umgekehrt nur jemand auf seine Tür zu schreiben braucht:


„Hier wird Geld angeboten, d. h. hier werden Arbeiter gesucht“, um auch sofort


haufenweise die Arbeiter anzulocken.


Der durch die Verbesserung der Fabrikationsmethode hervorgebrachte


Preisfall, wird bei den Konsumenten einen Überschuß an Tauschwerten hervorru-


fen, der sich in ein augenblickliches Kapitalangebot, d. h. Arbeiternachfrage,


übersetzen muß, weil dieser Überschuß an Tauschwerten (ob nun in Geld oder in


Waren angelegt) täglich an Wert abnimmt und die Inhaber zwingt, zum Schutze


gegen diesen Verlust das überschüssige Kapital sofort zu neuer Produktion zu


verwerten.


Kaum wird durch Fabrikationsverbesserung auf der einen Seite
Arbeitsangebot entstehen, so wird auf der anderen Seite der durch dieselbe
Fabrikationsverbesserung hervorgebrachte Kapitalüberschuß eine
Arbeiternachfrage erzeugen.


Die Münzreform reduziert daher die Nachteile der Fabrikationsverbesserung


auf ein Minimum, d. h. auf die Überwindung des physischen und moralischen


Widerstandes, welcher jeden Berufswechsel erschwert.


____________


Die Lohnfrage.


Arbeit ist eine Ware und der Lohn ist der Preis der Ware.


Der Preis der Ware, der Lohn, hängt von dem Werte der Waren ab, welche


der Konsument als Arbeitgeber im Umtausch geben kann und von den Handels-


und Frachtkosten, welche der Umtausch erzeugt. Je größer die Handels- und


Frachtspesen sind, desto kleiner werden die Tauschwerte, welche der Arbeiter


von dem Konsumenten erhält.
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Durch die Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit, womit die Münzreform den


Warenaustausch vermittelt, werden die Handelsspesen auf ein Minimum herun-


tergedrückt und die Tauschwerte des Konsumenten werden dem Arbeiter fast


ungeschmälert zugehen.


Vollständig sind diese Spesen jedoch nicht zu sparen, denn sonst wäre es


nötig, daß jeder seine Waren selber auf eigenen Transportmitteln beförderte und


selber den Austausch vermittelte. Dies würde aber dem Produzenten mehr


Unkosten verursachen, als wenn er den Transport und den Austausch dritten


Personen übergibt.


Wie man es auch einrichten mag, immer werden Leute für den Transport und


Austausch der Güter nötig sein und diese Leute wollen leben.


Der Arbeiter hat aber ein Interesse daran, daß diese Unkosten auf ein


Minimum heruntergedrückt werden und dies erreicht man mit der Münzreform.


Jetzt bleibt noch die Frage zu erörtern, welche Entschädigung dem


Fabrikanten, als ersten und wichtigsten Tauschvermittler, zukommt.


Arbeit ist eine Ware, der Fabrikant kauft die Ware, er gehört also zum


Zwischenhandel.


Wäre es gut, wenn alle Fabrikanten beseitigt würden? Die Beseitigung aller


Fabrikanten, würde sie dem Interesse aller Arbeiter entsprechen?


Der Fabrikant ist nicht allein Zwischenhändler, sondern er borgt den Arbeiter


auch das Handwerkzeug.


Schaffte man diesen Zwischenhändler ab, so wäre jeder Arbeiter gezwungen,


sein Handwerkszeug mit sich herumzuschleppen, wenn er sich die Welt ansehen


will, und da dies in vielen Fällen nicht möglich, so könnte mancher Arbeiter nie-


mals seinen Wohnort wechseln.


Wie würde z. B. ein Maurer reisen können, wenn er die Ziegelsteine mitneh-


men müßte? Die Freizügigkeit wäre für ihn abgeschafft und er wäre an seinen


Wohnort ebenso gebunden wie der Frosch an seinen Teich.


Das Institut der Fabrikanten bietet dem Arbeiter den Vorteil der Freizügigkeit


und diesen Vorteil muß er damit bezahlen, daß er den Fabrikanten ernähren


muß.
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Der Fabrikant muß darauf verzichten, seinen Wohnort zu wechseln, und da er


außerdem viel mehr Ärger und Sorgen hat, als der Arbeiter, so ist es richtig, daß


ihm dies vergütet werde.


Was man verhüten soll, ist daß der Arbeiter, wohin er sich auch wenden mag,


niemals der Arbeitslosigkeit ausgesetzt sei, daß er niemals nach Arbeit zu


suchen brauche.


Wir haben gesehen, daß unter der Münzreform die Arbeiter ebenso gesucht


werden, wie man heute nach Geld sucht und daß es ebenso unmöglich sein


wird, daß eine Ware nicht ihren Abnehmer findet, daß ein Arbeiter keine Arbeit


findet, wie daß es heute undenkbar ist, daß ein verlorener Geldbeutel nicht von


jemand gefunden werde.


Was man ferner verhüten soll, ist daß der Arbeiter von den Fabrikanten aus-


gebeutet werde; daß der Fabrikant einen größeren Profit verlange als ihm als


Gegenleistung für die Opfer, die er bringen muß, zukommt.


In einem früheren Kapitel habe ich schon angegeben, wie die Ausbeutung,


der die Arbeiter ausgesetzt sind, stattfindet, wie der Fabrikant seine Macht auf


die Unveränderlichkeit seines Geldes stützt und nicht auf den Besitz seiner


Maschinen.


Der Fabrikant ist Kaufmann und er kauft die Ware der Arbeiter mit Geld; er ist


Zwischenhändler, Tauschvermittler; er vermittelt den Austausch der Ware, die der


Arbeiter liefert, mit derjenigen Ware, die der Arbeiter zum Lebensunterhalt


braucht.


Der Austausch findet mit dem Gelde statt und dieses Geld besitzt der


Fabrikant. Hält der Fabrikant das Geld zurück, so kann der Austausch nicht statt-


finden und die Ware des Arbeiters geht zu Grunde zusammen mit derjenigen,


welche der Arbeiter eintauschen wollte.


Durch die Unveränderlichkeit seines Geldes kann aber der Fabrikant ohne


direkten Schaden für sich den Austausch durch Zurückhalten des Geldes verhin-


dern; er kann somit dem Arbeiter einen Schaden zufügen.


Der Fabrikant, als Inhaber des Geldes, verfügt über die Ware des Arbeiters;


er ist Herr über dieselbe und die Macht dieser Herrschaft ist um so größer, je


schneller die Ware dem Verderben unterworfen ist.
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Die Ware des Arbeiters geht sofort zu Grunde, wenn sie nicht an’s Licht geför-


dert wird und der Arbeiter ist der Willkür des Geldinhabers oder Fabrikanten


darum vollkommen unterworfen.


Der Geldinhaber kann für die Ware des Arbeiters bieten, was ihm gerade ein-


fällt und der Arbeiter muß, aus Rücksicht auf das Verderben seiner Ware, jedes


Angebot annehmen.


Verlangt der Arbeiter, z. B. vier Mark für ein Paar Stiefel, die er in einem Tage


liefern kann, so bietet ihm der Fabrikant drei Mark an und der Arbeiter ist


gezwungen, das Angebot anzunehmen, weil er sonst alles verliert.


Der Arbeiter liefert nun das Stiefelpaar und erhält den Lohn von drei Mark,


wenn er aber jetzt die Stiefel dem Fabrikanten abkaufen will, so muß er mehr als


drei Mark bezahlen. Warum?


Weil die Ware inzwischen viel haltbarer geworden ist; weil die Ware, die
noch am Morgen in seinen Knochen steckte und dem sofortigen Verderben
unterworfen war, jetzt wo sie abgeliefert worden, lange nicht mehr so schnell ver-
dirbt.


Der Arbeiter verkauft dem Fabrikanten eine Ware, die sich nicht hält, so lange
sie dem Arbeiter gehört, die aber außerordentlich an Haltbarkeit zunimmt, sowie
die Ware abgeliefert.


Der Fabrikant kauft eine Ware von einem Manne, den die Rücksicht auf die
leichte Verderblichkeit seiner Waren zu Preiskonzessionen veranlaßt, er bezahlt
aber eine Ware, die viel haltbarer ist und die von ihm keine solchen
Konzessionen verlangt.


Will der Arbeiter dieselbe Ware wiederkaufen, welche er geliefert, so ist der


Fabrikant in einer viel besseren Lage als der Arbeiter beim Abschuß des


Arbeitskontraktes; er verlangt für die Stiefel jetzt 4 Mark 25 Pfg., d. h. 3 Mark für


den bezahlten Lohn, 1 Mark für die Vorrechte, die er als Geldinhaber dem
Wareninhaber gegenüber hatte und 25 Pfg. Fabrikgebühren.


Die Münzreform nimmt dem Geldinhaber alle Vorrechte; sie streicht die Mark


aus dem Verdienste der Fabrikanten und reduziert denselben auf die 25 Pfg., d.


h. auf die Summe, die dem Fabrikanten für seine Arbeit und als Entschädigung


für die Verzichtleistung auf die Freizügigkeit zukommt.


Die Münzreform sorgt auch dafür, daß der Verdienst der Fabrikanten niemals


einen gewissen Prozentsatz übersteigen kann, denn erstens wird die große


Arbeiternachfrage die Löhne bis zum äußersten 
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herauftreiben, zweitens wird jedem Handwerker, der sich etablieren will und die


nötigen moralischen Garantien bietet, stets zinsenlos das nötige Kapital angebo-


ten werden, um für eigene Rechnung zu arbeiten und den Fabrikanten


Konkurrenz zu machen.


Die Zahl der Fabrikanten wird aber überhaupt eine sehr kleine sein und sich


ganz nach der Anzahl der Arbeiter richten, die auf die Freizügigkeit nicht verzich-


ten wollen und sich deshalb nirgendwo fest ansiedeln.


Hat aber ein Arbeiter die Absicht, sich anzusiedeln, so wird er auch immer


sofort das nötige Kapital zinsenlos vorgestreckt erhalten, weil solche


Kapitalsanlagen für jedermann hocherwünschte Gelegenheiten sein werden, um


sich vor dem Verluste, den aufgesparte Waren oder Geld täglich erleiden, zu


schützen.


____________


Die Landfrage.


Seit Jahrtausenden streiten sich die Menschen über die Frage „Wem das


Land gehöre“. Der eine behauptet dem Staate, der andere dem Bebauer des


Landes.


Wenn sich zwei Personen ewig über eine Sache streiten und keinem gelingt


es, den anderen zu überzeugen, so kann man regelmäßig annehmen, daß beide


Unrecht haben.


Wem gehört die Luft und die Sonne?


Doch jedenfalls demjenigen, der die Luft einatmet, demjenigen, der sich


sonnt. Kann aber drum jemand Luft und Sonne verkaufen? Wenn er jemand fin-
det, der sie ihm bezahlen kann, warum nicht?


Wer das Land bebaut, dem gehört das Land und er kann es verkaufen, wenn


er einen Käufer dafür findet.


Wer gibt aber ein Huhn her für ein Ei?


Wer einen Apfelbaum für einen Apfel?


Wer einen Acker für einen Haufen Weizen?


Das Huhn legt mehr als ein Ei, drum wäre es eine Torheit dafür ein Ei anzu-


nehmen; der Baum trägt mehr als einen Apfel, lächerlich wäre es für einen Apfel


den Baum herzugeben; der Acker trägt mehr als einen Sack Weizen, ein


Irrsinniger kann daher nur einen solchen Tausch machen.


Kann jemand so viele Eier, Äpfel, Weizen aufspeichern, daß er damit den


Wert des Huhnes, des Ackers, des Apfelbaums bezahlen kann?
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Die Eier, Äpfel und der Weizen faulen und lange bevor die nötige Anzahl Eier,


Äpfel etc. gesammelt ist, sind die ersten bereits verfault.


Was macht auch ein Mann mit so vielen Eiern, Äpfeln etc. auf einmal? Dies


alles fault, während das Huhn, der Baum, der Acker ihm alle Jahre frische Eier,


Äpfel etc. bringt.


Was macht ein Bauer mit einer großen Anzahl rostender Banknoten? Diese
nehmen alle Tage an Wert ab, sie sind wie die Eier und Äpfel dem Untergang
geweiht, während sein Acker nicht verdirbt und ihm alle Jahre neuen Ertrag
bringt.


Auf der Welt gibt es, nach Einführung der Münzreform, nichts mehr, womit
man Land bezahlen kann; nach Einführung der Münzreform wird das Land


unverkäuflich, weil keine Käufer vorhanden sind, noch sein können.
Das Land wird wie das Licht, die Sonne und die Luft unverkäuflich.
Wer nach Einführung der Münzreform sein Land verkaufen will, der wird wohl


jemand finden, der ihm 100 Mark, ein Pferd, eine Kuh, eine Krawatte dafür gibt,


d. h. jemand, der ihm mit anderer Arbeit, mit anderer Ware die auf dem Lande


angelegte Arbeit bezahlen kann, aber das Land selbst nicht.


Die Münzreform entscheidet also die Landfrage in dem Sinne, daß das Land


zwar dem Bebauer gehört, daß es aber unverkäuflich ist, weil niemand einen


Gegenwert zu bieten vermag.


Die Landkäufe und Verkäufe, die Landspekulation haben in allen Ländern


schon schwere Krisen zur Folge gehabt; die Hypotheken, die auf Grund und


Boden lasten, bilden wohl einen der Hauptgründe der Verarmung der Bauern,


ebenso wie der Landwucher, aber wenn die Landfrage als die Ursache der sozia-


len Mißverhältnisse hingestellt wird und drum das Land als Staatseigentum


erklärt werden soll, um vom Staat verwaltet zu werden, so ist das ein großer


Irrtum.


Die Münzreform erklärt das Land als Privateigentum. Der Bebauer kann dar-


über schalten und walten, wie ihm beliebt; aber der Bauer kann sein Land nicht


mit Hypotheken belasten, er kann es nicht verkaufen, er kann den Wucherern


nicht in die Hände fallen.


Die Aneignung großer Landkomplexe wird unmöglich und die bestehenden


großen Güter werden bei jeder Erbschaft in Teile zerfallen, weil ein Einzelner sie


nicht als Ganzes erwerben kann.


131







Bei jeder Erbschaftsteilung werden die einzelnen Erben vor der Frage stehen,


entweder den auf sie entfallenden Teil des Landes selber zu bebauen, oder aber


denselben aufzugeben. Käufer sind nicht mehr vorhanden; können nicht mehr


vorhanden sein.


Das Land kann auch nicht mehr verpachtet werden, denn durch die


Münzreform werden die Löhne eine solche Höhe erreichen, daß kein Pächter


noch extra eine Rente bezahlen kann.


___________


Das Recht auf Arbeit.


Arbeit ist eine Ware; das Recht auf Arbeit bedeutet soviel, den Staat zwingen


zu können, diese Ware abzunehmen, resp. zu kaufen. Der Staat bezahlt die


Arbeit, die Ware, mit Geld und der Arbeiter benutzt das Geld, um dafür


Lebensmittel einzutauschen. Was macht der Staat mit der Arbeit, mit der Ware,


die er von dem Arbeiter abgenommen? Er verkauft sie dem Manne der dem


Arbeiter die Lebensmittel für das vom Staate erhaltene Geld lieferte.


Der Staat vermittelt also den Austausch zwischen der Ware des Arbeiters mit


der des Landwirts.


Das Recht auf Arbeit bedeutet somit den Staat zwingen zu können, diesen


Austausch zu vermitteln, und um dies tun zu können, muß der Staat seinerseits
das Recht haben, von dem Bauer die Abnahme der Ware des Arbeiters zu
erzwingen.


Recht auf Arbeit bedeutet also soviel, jemand zwingen zu können, sein


Eigentum gegen eine x-beliebige andere Ware umtauschen zu müssen.


Dies ist ungerecht, denn wenn ich ein Paar Stiefel zum Verkauf habe und


möchte dafür eine Uhr erhalten, so wird mich doch niemand zwingen können, die


Stiefel für eine Krawatte herzugeben, gegen einen Zylinder, den ich nie gebrau-


che.


Wenn der Mann meine Stiefel haben will, dann soll er mir die Uhr liefern, oder


eine andere Ware, die ich brauche, keine Krawatte, und wenn er mir die Uhr lie-


fern kann, dann braucht es keines Zwanges, um mich zum Tausch zu veranlas-


sen.
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Wenn heute z. B. die Frauen auf den klugen Gedanken kämen, die Korsette


als unmodern zu erklären, so würden jedenfalls die Korsettarbeiter ohne Arbeit


sein. Wenn das Recht auf Arbeit bestände, so wäre doch jedenfalls der Staat


verpflichtet, diesen Arbeitern Beschäftigung zu verschaffen, und da diese Arbeiter
nur das Korsettfach kennen, so müßte der Staat, um Abnehmer für die Korsette
zu haben, das Korsettragen für obligatorisch erklären. Dahin würde das Recht


auf Arbeit führen, daß der Staat Arbeiten machen ließe, welche von niemand ver-


langt werden, Arbeiten die nur gemacht würden, um sie verderben zu lassen.


Die Münzreform sichert jedem Arbeit; so lange eine rostende Banknote im


Umlauf ist, ist auch Arbeit vorhanden.


Findet ein Mann trotzdem keine Arbeit, dann kann er es keinem Geldmangel


zuschreiben, auch keiner Geschäftskrisis und Überproduktion, sondern einfach


dem Umstande, daß niemand seine Arbeit braucht.


Findet ein Totengräber keine Arbeit, dann muß er es dem Umstand zuschrei-


ben, daß keine Menschen sterben und er muß ein anderes Gewerbe erlernen, er


hat aber nicht das Recht zu verlangen, daß die Menschen in größerer Menge


sterben sollen, nur um ihn zu beschäftigen.


Niemand hat das Recht, anderen seine Ware aufzudrängen, auch nicht dem


Staate, sondern jeder muß die Wünsch der anderen berücksichtigen und ein


anderes Gewerbe erlernen, wenn es so gewünscht wird.


Die Münzreform macht nicht allein eine große Anzahl von Kaufleuten,


Bankiers und Rentiers überflüssig, sondern eine noch viel größere Anzahl von


Wichse-, Krawatten und Zylinderarbeitern. Alle diese Leute werden Arbeit finden,


nicht in ihrem Fache, sondern als Maurer, Landwirte, Gärtner, Astronomen,


Soldaten etc.


Statt Stiefel zu wichsen, wird der Hausknecht an den großen Linsen riesiger


Sterngläser polieren, statt Heringe zu bändigen, wird der Kaufmann als


Naturforscher den dunklen Kontinent bereisen, statt Kupons zu schneiden, wird


Herr Cohn hoch zu Roß Truppen kommandieren.


___________
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Die achtstündige Arbeit.


Wer muß viel arbeiten? Jeder, der große Verpflichtungen hat; jeder, dem das


Los eine große Familie beschert. Ein lediger Mann braucht doch nicht so lange


zu arbeiten als ein verheirateter. Warum soll ein Mann acht Stunden arbeiten,


wenn er mit zwei genug für seine Bedürfnisse schaffen kann? Wie soll ein Mann


seine Familie ernähren, wenn er in acht Stunden nicht genug leisten kann?


Ein starker Mann kann schneller als ein schwacher Mann arbeiten, ein


Geschickter schneller als ein Plumper. Weshalb sollen beide eben so lange


arbeiten.


Diogenes hatte wenig Bedürfnisse, Lucullus viele. warum den ersten zwingen


mehr zu arbeiten als er nach seinen Ansichten braucht; warum den zweiten ver-


hindern, weniger zu ernten als er zur Befriedigung seiner Bedürfnisse nötig hat?


Ein alter Mann kann nicht so lange arbeiten als ein junger, ungerecht wäre es,


ihn dazu zu zwingen.


Die achtstündige Arbeit ist das merkwürdigste Symptom der sozialen


Krankheit.


Die Menschen sind heute der Ansicht geworden, daß sie mit weniger Arbeit


reicher werden als durch viel, sie glauben ihren Warenbestand um so mehr zu


vergrößern, je weniger sie Waren erzeugen; mit anderen Worten, sie behaupten


um so größer zu werden, je weniger sie wachsen.


Dies erscheint paradox, doch wie die Sachen heute stehen, verhält es sich


auch wirklich so und die Sozialisten handeln nur richtig, wenn sie sich unter sich


verpflichten möglichst wenig zu säen, um dadurch mehr zu ernten. Sie ernten ja


doch nicht, was sie säen; andere sind da, die sich an dem Produkte ihrer Arbeit


gütlich tun. Je mehr nun die Arbeiter schaffen, desto besser gedeihen die ande-


ren, desto größer werden sie und desto mehr nehmen sie an Zahl zu. Arbeiten


die Sozialisten weniger, dann müssen sich die anderen einschränken, sie gedei-


hen schlecht, vermehren sich weniger. Die Sozialisten handeln in diesem Falle


genau wie manche Bauern, die um die Feldmäuse los zu werden, das Feld eine


Zeit lang unbestellt lassen. Die Mäuse finden keinen Fraß mehr und ziehen ab.
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Es gibt Gifte, die für gewisse Krankheiten als Medizin gute Dienste leisten,


dafür bleibt die Medizin doch ein Gift für den gesunden Körper.


Für einen kranken Staat mag die achtstündige Arbeit eine Medizin sein, doch


für einen gesunden Staat ist sie ein Gift.


Die Münzreform läßt jeden arbeiten, so lange er muß, um sich und die


Seinigen zu ernähren, so lange er kann, d. h. so lange seine Kräfte es erlauben,


so lange er Lust hat, d. h. so lange die Befriedigung seiner Bedürfnisse es


wünscht.


Die Münzreform läßt jedem die Frucht seiner Arbeit ungeschmälert; die


Münzreform macht es unmöglich, daß einer dem anderen durch mehr als acht


Stunden Arbeit schaden kann, (wie ein Pferd seinem Nebengespann auch nicht


durch starkes Ziehen nachteilig wird); die Münzreform enthebt den Menschen


jeder Bevormundung, sie läßt jeden nach Belieben arbeiten.
_____________


Die Schulen.


Die Erde ist für alle Menschen bestimmt, alle haben ein gleiches Anrecht auf


die Schätze die sie birgt.


In einem geordneten Staate muß jedem sein Anteil an diesen Schätzen


garantiert werden und dies kann nur dadurch geschehen, daß jedem die vollkom-


mene Freiheit gelassen wird, sich seinen Teil aus der Erde zu heben.


Der Staat hat dafür zu sorgen, daß diese Freiheit niemanden geschmälert


werde, daß niemand von einem anderen an der Hebung seines Erbteiles gehin-


dert werde; ob die Hebung des Erbteiles nun auch jedem gelingt, dafür hat jeder


selbst zu sorgen; dies ist nicht Sache des Staates.


In der Garantie der individuellen Freiheit besteht auch die Garantie auf die


gleichmäßige Verteilung der irdischen Güter, aber die Garantie kann nur dann


bestehen, wenn jeder im Staate weiß, was Freiheit bedeutet, wenn jeder im


Staate nicht allein ein scharfes Auge für seine persönliche Freiheit hat, sondern


auch bei den anderen den Freiheitssinn voraussetzt und ehrt.
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Was ist nun der größte Feind der Freiheit, auf welche Volkselemente stütz die


Tyrannei ihre Macht?


Auf die unwissenden, ungebildeten Volkselemente.


Auf die Unwissenheit der großen Masse baut der Tyrann seinen Thron; denn


ein gebildeter Mensch läßt sich nicht als Werkzeug der Tyrannei gebrauchen.


Der Feind der Freiheit und der Grund der ungleichen Verteilung der Güter


liegt in der Unwissenheit der Volksmassen.


Aber der Staat hat die Pflicht, jedem Bürger seine Freiheit, sein Eigentum zu


garantieren und dies kann der Staat nur dadurch erreichen, daß er die


Volksmassen aufklärt, und dazu ist die Schule bestimmt.


Jeder Unwissende ist ein Feind des Staates und mit der Schule müssen diese


Feinde bekämpft werden.


Der Staat darf nicht dulden, daß jemand die Schule verläßt, bevor er nicht die


zur Erhaltung der Freiheit nötigen Garantien bietet.


In einem geordneten Staate muß jeder so lange die Schule besuchen, bis er


den Sinn der Freiheit, der unbändigen Freiheit erfaßt, denn der Freiheitssinn des


Volkes ist die Brustwehr und das Fundament des Staates.


Es ergibt sich hieraus von selber, daß die Schule staatlich sein soll, denn sie


ist zur Erhaltung des Staates bestimmt.


Der Staat muß die Mittel zur Bestreitung der Schulkosten aus denselben


Quellen hernehmen, wo er die Heereskosten hernimmt, denn Schule und Heer


dienen demselben Zweck, der Garantie der Freiheit, der Erhaltung des Staates.


In einem münzreformierten Staate kann es nun an Mitteln zur Bestreitung von


Heer- und Schulkosten niemals fehlen, wie aus nachstehendem Kapitel ersicht-


lich sein wird.


___________


Die Steuern.


Steuern sind die Beiträge der einzelnen Staatsmitglieder zur Bestreitung


staatlicher, d. h. gemeinsamer Einrichtungen. An diesen Unkosten sind die ein-


zelnen Mitglieder nicht gleich beteiligt; der 
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eine benutzt die öffentlichen Einrichtungen mehr als der andere, muß daher auch


mehr bezahlen. Militär und Schule dienen der Erhaltung der Freiheit, und das


Interesse an der Freiheit ist für alle gleich groß, somit muß jeder auch gleich


große Blut- und Schulsteuern bezahlen.


Aber an den übrigen Unkosten, wie Wege, Eisenbahnen etc. sind nicht alle


gleichbeteiligt.


Jemand der fährt, zerstört das Straßenpflaster mehr, als ein Fußgänger; ein


Mann der große Bedürfnisse hat, viel arbeitet, viel produziert und konsumiert,


beansprucht die großen Einrichtungen mehr als ein Mann der nur wenig


Bedürfnisse hat und Brücken, Post und Eisenbahn wenig benutzt. Es wäre des-


halb ungerecht, von beiden gleich viele Steuern zu erheben.


Die Münzreform verteilt nun diese Steuern auf die gerechteste Art; wer die


öffentlichen Verkehrseinrichtungen viel benutzt, wer viele Waren produziert, muß
auch viel Geld haben, um sie zu verkaufen, und wer viele rostende Banknoten
besitzt, bezahlt auch viele Steuern. Durch keine Steuereinschätzung ist eine so


gerechte Abgabenerhebung möglich, als durch die Münzreform.


Heute bezahlt derjenige, der die Bahn benutzt, Fracht, wer aber die


Landstraßen benutzt, braucht nichts zu zahlen?


Warum dieser Unterschied?


Das Einkassieren der Bahnfracht verursacht viele Umstände, beansprucht viel


Personal und ist ein ewiger Grund zu Zank, Unterschlagungen und durch


Tarifänderungen verursachte Preisänderung und Fallimente.


Die Münzreform gibt die Benutzung der Eisenbahn frei, wie die der


Landstraßen, nur wird jeder die Kohlen liefern, resp. dafür bezahlen, wie heute


bei dem Landtransport auch jeder die Pferde zu stellen hat, damit niemand diese


Verkehrseinrichtungen mißbraucht.


Wer Geld hat, besitzt Waren, denn für den Austausch der Waren ist das Geld
da; nicht die Waren, die schon am Verbrauchsorte sind, sondern solche, die noch


im Verkehr sind, solche die die Reise zur Vorratskammer noch nicht beendet,


solche, die noch per Bahn befördert werden müssen. Wer aber rostende


Banknoten besitzt, verliert täglich von seinem Eigentum zu Gunsten des Staates


und dieser Verlust entspricht der Fracht, die die Waren für Benutzung öffentlicher
Einrichtungen an den Staat bezahlen sollen. 
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Es liegt also gar kein Grund vor, noch extra Fracht für Beförderung per


Eisenbahn zu erheben, denn die Fracht wird schon von dem Vertreter der Ware,


von dem Frachtbrief, d. h. von der Banknote erhoben.


Ebenso verhält es sich mit dem Personenverkehr. Wer reist, kann es nicht


ohne Geld tun und wer Geld hat, bezahlt in dem Verluste den das Geld täglich


erleidet das Billet. Hierbei ist auch kein Mißbrauch möglich, denn in einem Staate


wo jeder arbeiten muß, wo niemand auf Kosten der anderen leben kann, hat nie-


mand die Zeit mehr, als gerade nötig, auf der Eisenbahn zu reisen, die


Eisenbahn zu mißbrauchen.


Die Münzreform entscheidet somit von diesem Standpunkt ausgesehen, die


ganze Eisenbahntarif und Steuerfrage.


Die Münzreform macht das ganze Heer von Steuerbeamten etc. unnötig und


reiht diese tüchtigen Elemente in das Gros der Produzenten ein.


Ein Bienenstock liefert um so mehr Honig, je weniger Drohnen sich in ihm


aufhalten; ein Staat ist um so steuerkräftiger, je weniger Schmarotzer vorhanden


sind.


Heute besteht direkt und indirekt die Hälfte des deutschen Volkes aus


Schmarotzern, denn zu den Schmarotzern darf man nicht allein diejenigen rech-


nen, welche direkt auf Kosten der anderen leben, sondern auch alle diejenigen,
welche für die Schmarotzer arbeiten, d. h. fast die Gesamtheit der heutigen


Industriearbeiter, fast die Gesamtheit der heutigen Sozialisten.


Die Münzreform verwandelt alle diese Schmarotzer in Produzenten, und ist es


leicht zu berechnen, daß hierdurch die Steuerkraft des Landes verzehn-, ver-


zwanzigfacht wird. Wie ein Elefant eine Mücke trägt, wird das Volk die Militär-


und Schulabgaben tragen; wie ein Apfelbaum der von einem geschickten Gärtner


von allem ungesunden Holz befreit, seine Tragfähigkeit vervielfältigt, so wird die


deutsche Wissenschaft und Industrie ihre Fruchtbarkeit vermehren.


Schwer wird es sein, ein Steuersystem zu erfinden, welches wie die


Münzreform so einfach und gerecht die Abgaben erhebt.


_____________
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Die Frauenfrage.


Was veranlaßt die Frauen heutigen Tages auf Kosten ihres natürlichen


Berufes noch einen anderen zu erlernen?


Die Frau fürchtet, daß sie sich vielleicht nicht verheiraten kann, daß wenn sie


sich verheiratet, der Mann allein nicht genügen wird, die zu erwartende Familie


zu ernähren und schließlich, daß sie sich ev. veranlaßt sehen wird, einen Mann


zu heiraten, der ihr unsympathisch ist und demgegenüber sie sich eine möglichst


selbständige Existenz in der Ehe verschaffen will.


Der gelernte Beruf soll ihr diese Selbständigkeit bieten, diese Selbständigkeit


die ihr von vornherein gesichert wäre, nach der sie aber niemals trachten würde,


zu trachten brauchte, wenn sie einen Mann nach ihrem Sinne heiratete.


Bei einem Ehepaare, welches nicht das Interesse, sondern die Neigung


zusammengeführt, besteht die Garantie der Selbständigkeit der einzelnen


Ehehälften in der Harmonie der Gesinnung.


Was verhindert nun heute so viele Leute zu heiraten, was veranlaßt heute so


viele Frauen, gegen die Naturgesetze der Sittlichkeit, sich mit einem antipati-


schen Manne zu verbinden? Was veranlaßt den Mann heute, bei der Wahl seiner


Lebensgefährtin nicht seine Neigung, sondern seinen Geldbeutel zu befragen?


Jedermann weiß, daß die Not und die durch dieselbe erzeugte Geldsucht der


Grund der meisten Mesalliances, der Grund der überhandnehmenden


Ehebrüche, genannt Ehescheidungen, ist. Der heutige Notstand ist nur eine


Folge der heutigen lächerlichen Einrichtungen, der sozialen Mißverhältnisse, des


heutigen veralteten, unbrauchbaren Geldsystems, der übergroßen Zahl von


Schmarotzern.


Die Münzreform verwandelt die Drohnen in Honigbienen, die Schmarotzer in


Produzenten und schafft dadurch die Not und Geldsucht aus der Welt.


Die Münzreform duldet keine Convenienz- und Geldheiraten, sie macht


Ehebruchsgesetze unnötig. Dadurch veredelt die Münzreform auch die Rasse,


indem sie die Mißgeburten des Geistes und des Körpers an der Fortpflanzung


verhindert.


Die Münzreform läßt jeder Frau freien, selbständigen Willen bei der Wahl


ihres Lebensgefährten; keine Not noch andere Rücksichten wird sie bei dieser


Wahl beeinflussen, sie nimmt der 
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Frau somit auch jeden Grund selbständig dem Manne gegenüber stehen zu wol-


len.


Die Münzreform entscheidet die Frauenfrage in dem Sinne, daß die Frau kei-


nen besonderen Beruf zu lernen braucht, daß Ehegatten ein einziges harmoni-


sches Wesen bilden, nur eine Seele, nur einen Gedanken haben und daß es


drum auch zwecklos ist, für einen Gedanken, für eine Seele zwei Stimmzettel bei


der Wahl abzugeben.


___________


Die Judenfrage.


Bei dem heutigen Geldwesen hat der Geldinhaber dem Wareninhaber, d. h.


dem Produzenten, gegenüber große Vorrechte und wenn er aus diesen


Vorrechten Nutzen zu ziehen sucht, so tut er nicht mehr, als jeder andere an sei-


ner Stelle auch tun würde.


Die Juden beschäftigen sich nun mit Vorliebe mit Geldgeschäften und ist es


klar, daß diese Vorrechte des Geldinhabers drum auch vorzugsweise den Juden


zu Gute kommen.


Hat aber darum Herr Stöcker ein Recht, die Juden zu verfolgen?


Ist nicht das Geld eine öffentliche Einrichtung, kann nicht jeder, wenn er dazu
befähigt ist, den Juden Konkurrenz machen, hat nicht schon jeder, selbst Herr


Stöcker, den geheimen Wunsch gehegt, selber Bankier zu sein?


Die Judenhetzerei ist eine kolossale Ungerechtigkeit und eine Folge einer
ungerechten Einrichtung, eine Folge des heutigen Münzwesens.


Wo Aas ist, da versammeln sich die Adler; will man die Adler vertreiben, so


braucht man die Lockspeisen nur fortzuschaffen und die Adler werden von selber


verschwinden, ohne daß es nötig sein wird, auch nur einen einzigen zu töten.


Die Münzreform macht es unmöglich, daß jemand erntet ohne zu säen, und


die Juden werden durch dieselbe gezwungen werden, die Verwertung ihrer gro-


ßen geistigen Fähigkeiten nicht mehr im unfruchtbaren Schacher zu suchen,


sondern in der Wissenschaft, Kunst und ehrlichen Industrie.
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Die Münzreform schützt die Juden nicht allein vor jeder weiteren Verfolgung,


sondern sie sichert auch der deutschen Wissenschaft und Gesetzgebung die


Mitwirkung des jüdischen Scharfsinnes.


_____________


Sitten und Gesetze.


Des Menschen Wille ist sein Himmelreich, und wenn wir hier auf Erden ein


irdisches Paradies gründen wollen, so brauchen wir nur jedem volle Freiheit zu


geben, zu tun und lassen, was er will.


Diese Freiheit wird jedoch begrenzt von der Rücksicht auf die Freiheit anderer


Menschen, wie ein Eigentum begrenzt wird von dem Eigentum anderer.


Lebt jemand im Urwalde, so ist sein Eigentum unbegrenzt und so auch seine


Freiheit, lebt aber jemand in der Stadt, so bilden die vier Wände seines Hauses


sein Eigentum und ebenso engbegrenzt ist auch seine Freiheit.


In seinem Hause kann ein Mann tun, was er will; er ist König darin, und wenn


er mit einem Revolver auf seinen Zylinderhut Schießübungen halten will, so kann


ihm das Niemand verwehren. Geht aber der Mann auf die Straße, so verbietet


ihm die Rücksicht auf die Nachbarn, seine Schießerei fortzusetzen.


Wer natürlichen Anstand hat, wird sich selber sagen, daß er auf der Straße


keinen Revolver abschießen darf, es gibt aber Leute, die diesen natürlichen


Anstand nicht besitzen und diesen muß der Anstand durch geeignete Gesetze


beigebracht werden.


Man wird somit ein Gesetz erlassen, welches den Gebrauch von Feuerwaffen


auf der Straße verbietet.


Bei dem Manne im Urwalde ist ein solches Gesetz nicht nötig; er darf mit dem


Revolver auch außerhalb des Hauses frei herumschießen, da er niemandem


Schaden zufügen kann; siedelt sich aber ein anderer Mann neben ihm an, so


erleidet die Freiheit des Schießens schon einen beträchtlichen Abbruch und


diese Freiheit wird um so mehr zusammenschrumpfen, je mehr Ansiedler sich


um ihn her festsetzen.
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Je dichter die Bevölkerung, desto mehr Schranken werden der Freiheit


gesetzt, desto mehr Gesetze müssen erlassen werden.


Diese Gesetze, welche auf der einen Seite die Freiheit beschränken, dienen


aber auf der anderen Seite der Garantie der Freiheit.


Wenn kein Gesetz den Gebrauch der Feuerwaffe auf der Straße verbietet, so


wird mancher, aus Furcht erschossen zu werden, nicht ausgehen können; der


Mangel eines solchen Gesetzes würde manchem die Freiheit nehmen, sein Haus


zu verlassen, wenn es ihm beliebt.


Gesetze dienen also als Garantie der Freiheit und nur zu diesem Zwecke


allein werden sie erlassen.


Jedes Gesetz, welches andere Zwecke verfolgt, ist unnütz und schädlich, weil


diese die Freiheit beschränken.


Nun gibt es heute geschriebene und ungeschriebene Gesetze; Gesetze, wel-


che der Staat erläßt, und solche, welche die Sitte diktiert.


Bei Verstößen gegen die ersten schreitet der Staat mit Freiheits- und


Geldstrafen ein, bei Verstößen gegen die letzteren schreitet die Gesellschaft mit


Gelächter, Hohn und mitleidigem Achselzucken ein. Beide Strafen sind gleich


empfindlich für empfindliche Gemüter.


Die heutigen ungeschriebenen Gesetze, staatliche Gesetze, haben alle mehr


oder weniger ihre Berechtigung und ihren Zweck, aber die tausenden von unge-


schriebenen Gesetzen, nach welchen sich die heutige Gesellschaft zu richten


hat, sind ebenso unberechtigt, wie lächerlich und schädlich.


Jedermann kennt das Gesetz „Noblesse oblige“. Jedermann kennt die drako-


nische Strenge, womit dieses Gesetz gehandhabt wird.


Welcher Despot hat dieses Gesetz erlassen? Wie heißt der Despot, wo hat er


seinen Thron, mit welchen Mitteln erzwingt er die strikte Befolgung seines


Gesetzes?


Niemand kennt ihn, niemand hat ihn gesehen und doch genügt es, seine


Gesetze in Erinnerung zu bringen, um kräftige Männer, mutige Frauen bis in’s


Mark zu erschrecken. 


Weshalb lacht das dicke Frauenzimmer dort oben am Fenster? Weshalb errö-


tet die junge Frau dort unten?
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Sie hat in der Fürsorge für ihre Kinder sich nicht die Zeit genommen, ihre


Kleider der Mode entsprechend abzuändern und deshalb lacht das faule


Frauenzimmer und deshalb errötet die fleißige Hausfrau.


Weshalb hocken sie hier in ihrer Stube herum, Herr Nachtigall; sie sehen sehr


angegriffen aus, der lange Winter hat ihren Nerven geschadet. Warum benutzen


sie nicht das herrliche Frühlingswetter zu einem kräftigenden Spaziergange?


Sehen sie wie alles draußen blüht, wie die Vögel singen und wie die Sonne


lacht?


Ach, schweigen sie still, es ist um rasend zu werden; die Wäscherin möchte


ich steinigen, daß sie mir die Krawatte nicht bringt. Aber ohne Krawatte kann ich


doch nicht ausgehen.


Aber, Herr Johannes, wie kommt es, daß sie ihre Kinder haben taufen las-


sen? Ich dachte, die Taufe wäre ihren Anschauungen zuwider.


Was soll ich tun? die Sitte, die Verhältnisse zwingen mich; ich muß aus


Rücksicht auf die Gesellschaft dieses Opfer bringen.


Ich dachte, Herr Bitter, sie tränken keinen Bittern, der Arzt hätte es ihnen ver-


boten und ich sehe sie hier in mächtigen Humpen den schauerlichen Stoff hinter
die Binde gießen.


Jedes mal, wenn ich einen Bittern nehme, bin ich 14 Tage krank und leide an


einem entsetzlichen Katzenjammer; es kostet mir auch immer eine heldenmäßi-


ge Überwindung, das Glas zu leeren; aber was wollen Sie, ich kann doch nicht


meine eigene Gesundheit berücksichtigen, wenn es heißt auf die Gesundheit des


Festgebers zu trinken.


Da ist mit heute die Zeichenliste zur Unterstützung der in China notleidenden


Bevölkerung vorgelegt worden und ich habe anstandshalber 10 Mark berappen


müssen.


Wie mir dabei zu Mute war, können sie sich leicht denken, denn die Krankheit


hat mich mit meinen Rechnungen sehr zurückgebracht und meine Familie leidet


jetzt jedenfalls mehr not, als diese Reisfresser. Hol der Teufel die Chinesen.
So, sie sind auch Mitglied des Verein? So viel ich weiß, verfolgt der Verein


Ziele, die auf ihre Anschauungen passen, wie die Faust auf’s Auge.
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Sie haben ganz Recht; ich habe mich auch nur pro forma aufnehmen lassen,


aus Rücksichten, die sie jedenfalls auch gut zu schätzen wissen. etc. etc. etc. So


geht das Gänsegeschnatter von früh bis spät, jahraus, jahrein, seit


Jahrtausenden.


Die Menschen sind nicht frei; ihre Handlungen sind in den meisten Fällen


ihrem Willen entgegengesetzt; wenn sie etwas tun oder lassen wollen, dann


befragen sie nicht sich selbst, die eigene Convenienz, sondern sie erwarten die


Befehle eines andern.


Wer ist jener andere, fragt der Beobachter?


Nur ein Krämer ist in der Lage, die Antwort darauf zu geben.


Heute hat der Geldinhaber, dem Wareninhaber gegenüber, den Vorteil voraus,


daß das Geld nicht verdirbt, während die Waren der Fäulnis etc. ausgesetzt sind.


Der Wareninhaber kommt hierdurch dem Geldinhaber gegenüber in


Abhängigkeit, und die Abhängigkeit zwingt den Wareninhaber die Wünsche des


Geldinhabers zu erraten, ihnen zuvorzukommen, um auf diese Weise den


Geldinhaber für sich einzunehmen und ihn dadurch zu veranlassen, von sei-
nen Vorrechten einen möglichst bescheidenen Gebrauch zu machen.


Nun ist jeder in der Welt ohne Ausnahme Wareninhaber und jeder ist drum
auch von dem Abnehmer seiner Waren abhängig.


Ein Beispiel wird genügen, um dies zu beweisen.


Ein Bankier ist mit einer Regierung in Unterhandlung wegen einer Anleihe, d.


h. er hat Geld und will dieses Geld der Regierung verkaufen.


Dieses Geld ist hier nicht Geld, sondern Ware, denn der Bankier verkauft sein


Geld nicht gegen eine Ware, sondern gegen anderes Geld. Es ist sogar eine


Ware, die verdirbt, denn es ist nicht sein Geld, sondern das seiner Kunden und


diesen muß er Zinsen zahlen. Je länger also das Geld in der Kasse lagert, desto


mehr Verluste hat der Bankier, desto mehr Zinsen muß er zahlen.


Ihm ist es also durchaus nicht gleichgültig, ob die Unterhandlungen sich in die


Länge ziehen oder nicht. Um den Abschluß des Geschäftes möglichst zu


beschleunigen, wird er suchen durch alle möglichen Kunstgriffe die Vertreter der


Regierung für sich einzunehmen, d. h. er wird für jene Vertreter ein Fest veran-


stalten. In diesem Feste wird die Frau des Bankiers in genau denselben 
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Kleidern der Frau des Regierungsvertreters erscheinen, um damit zu dokumen-


tieren, daß der Geschmack der Frau R. ihr gefällt und daß sie sich die Frau R.


als Vorbild genommen hat.


Der Bankier selbst wird mit süßsäuerlicher Stimme erzählen, daß er sich zum


Buddhismus, Protestantismus, Judismus, je nachdem bekehrt hat, und daß er


sich in dem neuen Religionskleide außerordentlich behaglich fühlt, er wird darauf


einen schwungvollen Toast auf den Gast bringen und bei der Gelegenheit das


große Glas leeren, ohne Rücksicht auf seine Gesundheit. Und so weiter.


Der Bankier wird den Regierungsvertreter durch alle möglichen Artigkeiten
veranlassen, keinen Gebrauch von seinem Rechte zu machen, d. h. durch


Beschleunigung der Verhandlung den Bankier vor Zinsverlusten schützen.


Brauchte der Bankier keine Zinsen zu zahlen, so hätte er es durchaus nicht


eilig mit dem Anleiheabschuß; er wäre der Regierung gegenüber ein freier Mann,


er würde sich den Teufel um die Toilette der Frau Regierungsrätin kümmern, er


würde einfach bei seiner Religion bleiben und bei dem Toast nicht mehr trinken,


als ihm zuträglich.


Ändert man das heutige Geldwesen in der Weise, daß das Geld in Bezug auf


das Verderben den Waren gleichgestellt wird, so verliert der Geldinhaber seine


Vorrechte, der Wareninhaber wird sich nicht mehr im Nachteile fühlen, denn
Beide werden ein gleiches Interesse an schleuniger Handelsabwicklung haben.


Der Verkäufer wird die Wünsche des Käufers nur so lange berücksichtigen,


als sie berechtigt sind; sonst aber wird er sich den Launen des Käufers gegen-


über als unabhängiger Mann fühlen und sich als solchen zeigen, indem er nicht


mehr dem Käufer nach dem Munde spricht, sondern seinen Ansichten gemäß,


nach seiner wahren Überzeugung.


In wie weit die Münzreform die Entwicklung des Volkscharakters auf diese


Weise beeinflussen wird, welche Veränderungen dieselbe in Sitten und


Gebräuchen hervorrufen wird, ist schwer zu sagen: so viel steht aber fest, daß


die Münzreform den Menschen die Freiheit wiedergibt, daß sie den Mann unab-


hängig von den Launen anderer macht und daß sie die Gesinnung der


Menschen einem durchgreifenden Veredelungsprozeß unterwerfen wird.
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Niemand wird mehr von dem Abnehmer seiner Ware abhängig; niemand wird


mehr bei seinen Entschlüssen andere zu befragen haben; niemand wird sich


anders kleiden, als es seinem Geschmack, seinem Vermögen und der Jahreszeit


entspricht.


Die Münzreform befreit die Menschen von der Despotie der Mode und


Gebräuche und macht einen Strich durch die tausende von ungeschriebenen


Gesetze, die den Menschen zu Affen, Narren und Lügnern machen.


__________


Lösung der sozialen Frage.


Die heutige soziale Frage ist eine Magenfrage, eine rein materielle Frage, und


ein Beweis dafür liegt schon in dem Umstand, daß die Sozialisten sich meisten


aus denjenigen Staatselementen rekrutieren, deren Magen am schlechtesten


verproviantiert wird.


Wenige, sehr wenige Leute findet man unter ihnen, deren Einnahmen eine


Befriedigung der Magenbedürfnisse ermöglicht und tausende von Fällen kennt


man, wo Sozialisten ihre Fahne verlassen haben, sowie sie ihr Magen nicht mehr


alle Tage an die Existenz der Partei erinnerte.


Diese Magenfrage, diese materielle soziale Frage, löst nun die Münzreform


auf eine ebenso gründliche, wie einfache Weise, indem sie jedem die Freiheit


gibt, sich seinen Erbteil aus der Erde zu heben, indem sie jedem die zum Heben


des Erbteiles nötigen Instrumente wiedergibt, die ihm der heutige sogenannte


Kapitalismus aus der Hand gewunden.


Dies ist jedenfalls schon an und für sich ein bedeutender Vorteil der


Münzreform, ist dies aber der einzige? Ist die Magenfrage die einzige soziale


Frage?


Wenn zwei oder mehrere Personen sich zu einem Staate vereinigen, so ver-


anlaßt sie das Interesse, das egoistische Interesse, dies zu tun. Sie wollen die


Vorteile genießen, die die Einigkeit bietet. Diese Vorteile der Vereinigung beste-


hen aber nicht allein in der leichteren Befriedigung der materiellen, sondern auch


der geistigen Bedürfnisse. Die Befriedigung der geistigen Bedürfnisse des


Menschen, kann aber erst dann zur Sprache gebracht werden, 
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wenn die materiellen Fragen gründlich gelöst sind, denn der Magen ist der wich-


tigste Apparat des menschlichen Organismus, von seinem Wohl und Weh hän-


gen alle anderen Apparate ab. Ist aber der Magen befriedigt, sofort verlangen die


übrigen Sinne ihre Rechte.


Ein hungriges Vögelchen singt nicht, hat es aber einen Käfer gefunden, sofort


setzt es sich auf einen Zweig und füllt die Lüfte mit seinem Gesang.


Die Lösung der Magenfrage, der materiellen sozialen Frage würde als unmit-


telbare Folge, die geistige soziale Frage auf’s Tapet bringen, sofort würden die


geistigen Bedürfnisse des Volkes ihr Recht verlangen.


Nun besteht das edelste und gleichzeitig begehrlichste geistige Bedürfnis des
Menschen in der Freiheit, in der vollkommenen Unabhängigkeit des Menschen.


Wer daher die Magenfrage, die heutige soziale Frage lösen will, der darf nicht


vergessen daß die Lösung nicht auf Kosten der Freiheit, der unbändigen Freiheit


und Unabhängigkeit des Menschen stattfinden darf, denn damit fordert er den


Kampf zwischen Magen und Geist heraus, einen Kampf, in dem der Geist, das


edelste des Menschen, erliegen muß.


Fragt man nun, was die soziale Frage erzeugt hat, so wird jeder antworten,


daß es die Not und das Elend ist, in welchem sich die arbeitende Bevölkerung


befindet.


Nicht der Wunsch in kasernenmäßigen Wohnungen aus großen Töpfen das


gemeinsame Mahl zu genießen, nicht der Wunsch auf die freie


Selbstbestimmung, auf die Unabhängigkeit und auf das Familienleben zu ver-


zichten, nicht der Wunsch die problematischen Vorteile der kommunistischen


Produktionsweise zu genießen, im Gegenteil der allergrößte Teil der Sozialisten


erachtet den kommunistischen Wirtschaftsbetrieb als eine höchst unangenehme


Beigabe der Lösung, welche man der sozialen Frage heute geben will.


Wenn sich heute noch viele Arbeiter sträuben der sozialen Bewegung sich


anzuschließen, so ist es gerade der Widerwille, welche der kommunistische


Wirtschaftsbetrieb in jedem gesunden, nicht im Elend und in der


Fabriksatmosphäre, verkümmerten Manne erweckt.
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Streicht man den kommunistischen Wirtschaftsbetrieb aus dem Programm der


Sozialisten, sofort werden sich denselben nicht allein alle Arbeiter, sondern auch


die Bauern, die Beamten, die Professoren, der größte Teil des Handelspersonal,


kurzum das gesamte Proletariat des Volkes anschließen.


Die Münzreform ermöglicht es die soziale Frage zu lösen, ohne auf den kom-


munistischen Wirtschaftsbetrieb zurückgreifen zu müssen und wird der sozialisti-


schen Bewegung alle die Elemente, welche unter dem heutigen


Wirtschaftsbetrieb schwer zu leiden haben, zuführen, und den Ausbau eines


wirklich sozialen Staates ermöglichen.


Die Münzreform wird als logische, direkte und unabweisliche Folge:


1) Die Barzahlung einführen, wodurch der ganze Warenaustausch überaus


vereinfacht wird;


2) Den Zwischenhandel beseitigen, wodurch den Produzenten unzählbare 


Millionen an Handelsspesen erspart werden;


3) das Zinsensystem abschaffen, wodurch den Produzenten die Erhaltung 


ganzer Heere von Rentiers etc. erspart werden;


4) die Arbeitslosigkeit zur Unmöglichkeit machen, wodurch die Löhne von 


dem Drucke, den der chronische Arbeitsmangel ausübt, befreit werden;


5) die Finanzkrisen auf ewige Zeiten beseitigen, wodurch die Arbeiter in die 


Lage kommen werden Ersparnisse zu machen und diese zur Erlangung 


eigener Produktionsmittel zu verwenden;


6) die Spekulation beseitigen, wodurch die Produzenten gegen Übervortei


lung geschützt werden;


7) die Goldgräber, Börsen-, Banken-, Hypothekenanstalten unnötig 


machen, wodurch wiederum den Produzenten Millionen an 


Handelsspesen erspart werden;


8) den Staat von der Last der Schulden und Zinsen nach und nach zu 


befreien, wodurch die Steuerlast um eine bedeutendes ermäßigt wird;


9) das ganze Steuersystem überaus vereinfachen;


10)   Jeden zwingen Vorräte anzulegen, wodurch nicht allein Notständen vor


gebeugt wird, sondern auch der Widerstand der einen gegen die 


Ausbeutungsgelüste der anderen gehoben wird;
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11)  einen durchaus stabilen Wert für das Geld einführen, wodurch der ganze


Warenaustausch eine sichere Basis erhält und Fallimente verhütet wer


den;


12) jede Ware zu barem Gelde machen, wodurch niemand in 


Geldverlegenheit kommen kann und somit dem Wucher der Boden ent


zogen wird;


13) den Geldinhaber zwingt, den Wareninhaber aufzusuchen, wodurch der 


Arbeiter vollkommen von den Launen und dem guten Willen des 


Geldinhabers unabhängig wird;


14) das ganze produktive Kapital zu jeder Zeit, im Krieg und Frieden, neuen 


Unternehmungen zinsenlos zur Verfügung stellen, wodurch der ganze 


Wirtschaftsbetrieb neuen Aufschwung nehmen wird.


Wenn wir nun jeden einzelnen dieser Faktoren in seiner ganzen Tragweite zu


würdigen verstehen, wenn wir uns darüber klar werden, welchen Einfluß die


Beseitigung der chronischen Arbeitslosigkeit auf die Besserung der Löhne und


auf die Produktion haben muß, welche Umgestaltung in allen Verhältnissen die


Abschaffung des Zinsensystems herbeiführen wird, welche riesigen Ersparnisse


den Arbeitern durch die Beseitigung des Zwischenhandels erwachsen werden


etc., so wird sich niemand der Einsicht verschließen können, daß die


Münzreform die Wege zu einem wirklichen sozialen Staat auf außerordentliche


Weise ebnet.


Lassen wir nun der Zeit das ihrige tun; lassen wir die oben angeführten


Faktoren während 5, 10, 20 Jahren ihre Wirkung ausüben und dann werden wir


sehen, wie sich die Verhältnisse total geändert haben, wie die Bauern von allen


Schulden befreit und wie die Handwerker sich wieder im Besitze ihrer


Produktionsmittel befinden werden.


Wenn dann noch die Gesetzgebung durch Einführung des Freihandels, einer


für alle Staatsangehörigen gleichen Alterspension, der vollkommenen


Unentgeltlichkeit des Schulunterrichtes, der Krankenpflege etc. die allgemeine


Entwicklung unterstützt, dann haben wir einen Staat, in welchem jeder gerne


leben, für dessen Verteidigung jeder ungezwungen eintreten wird, einen Staat, in


welchem jeder Bürger fremden Eroberungsgelüsten den zähen, unbeugsamen


Widerstand freier und selbständiger Männer entgegensetzen wird.
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Wenn dann auf diese Weise die heutige soziale Frage, die Magenfrage gelöst


ist, dann wird man an die Lösung der anderen sozialen Frage, welche latent in


der ersten steckt, der geistigen sozialen Frage, schreiten können.


Indem die Münzreform die Produzenten von allem Schmarotzertum befreit,


erhöht sie die Steuerkraft derselben, und da die Münzreform auch gleichzeitig


dem Staate die Mittel an die Hand gibt, durch Erhöhung der Geldsteuer die


gesamten Überschüsse des Volkes der Staatskasse zuzuführen, wird der Staat


diese Überschüsse zu wissenschaftlichen Zwecken, zu systematischen, zielbe-


wußten, wissenschaftlichen Untersuchungen verwenden können.


Die Milliarden, welche heute in kindischem, närrischem Luxus total zwecklos


vergeudet werden, wird die Münzreform dem Staate zuführen und wird derselbe


dann in der Lage sein, an die Lösung der geistigen sozialen Frage, der Frage,


woher wir kommen und wohin wir gehen, zu schreiten.


__________


Schluß.


In der National-Zeitung vom 1. September 1891 findet man folgende Notiz:


„Im Kreise Kolberg sind von zwei Kaufleuten 14 Rittergüter mit 8522 Hect.


aufgekauft, parzelliert und hypothekarisch an Tagelöhner verkauft worden.“


In einer früheren Nummer derselben Zeitung war zu lesen, daß 12.000


Farmer im Staate Illinois (Nord-Amerika) total verschuldet sind.


Überhaupt findet man kaum eine Zeitung, in welcher nicht mehrere


Landbesitzungen zum gerichtlichen Verkauf ausgeschrieben sind.


Der preußische Staat kauft die Rittergüter, welche in der Provinz Posen unter


den Hammer kommen auf, da der Staat aber zu diesem Zwecke Anleihen macht,


so ist nicht der Staat, sondern der Inhaber der Anleihetitel der eigentliche Käufer.


Es ist eine bekannte Tatsache, daß die großen und kleinen Gutsbesitzer fast


sämtlich verschuldet sind, und daß wenn der 
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Staat diesen Leuten nicht durch Verstaatlichung der Eisenbahnen, Schutzzölle


etc. zu Hilfe gekommen wäre, heute schon kein einziger schuldenfreier


Grundbesitzer mehr zu finden sei.


In Frankreich wurde nach der Revolution der Grundbesitz parzelliert und


heute, nach 100 Jahren, finden wir noch dieselbe Parzellierung vor, nur mit dem


Unterschied, daß durch Erbschaftsteilung die Parzellen kleiner geworden und


daß die Bauern von Hypotheken erdrückt werden.


Wo sich ein großer Landkomplex gebildet hat, da findet man als Eigentümer


regelmäßig einen Kaufmann, Rentier etc., niemals einen Bauer.


Kurzum, überall sieht man, wie die Enteignung des Landes zu Gunsten von


Geld- und Handelsleuten stattfindet, wie die Eigentümer der Produktionsmittel


überall verschulden und ihr Besitztum verlieren.


Wo bleiben angesichts solcher Tatsachen die sozialistischen Theorien über


das Eigentumsrecht an den Produktionsmitteln?


Wenn die Wurzel der sozialen Mißstände in dem Eigentumsrecht an den


Produktionsmitteln bestände, so müßten doch die Bauern selber die Stelle ein-


nehmen, welche heute die Bankiers und Kaufleute innehaben.


Viel drastischer fällt aber noch der ganze innere Zusammenhang zwischen


dem heutigen Geldwesen und den sozialen Mißständen auf, wenn man die ein-


zelnen Völker als Ganzes betrachtet und die Beobachtung macht, wie mancher


Staat den größten Teil seiner Einnahmen für Zinsen verwenden muß.


Alle die sich bisher mit der Sozialpolitik befaßt haben, gingen von dem


Grundsatz aus, daß zur Produktion nur Kapital (d. h. Land, Maschinen, Rohstoffe


etc.) und Arbeit nötig ist.


Dies ist nicht richtig, denn in der Praxis stellt es sich heraus, daß die


Produktion vom Konsum abhängt und daß der zahlungsfähige Konsument der


wichtigste Faktor der Produktion ist.


Zur Produktion müssen sich Kapital, Arbeit und zahlungsfähige Konsumenten


verbinden und diese Verbindung vermittelt das Geld. Kann diese Verbindung
nicht stattfinden, dann stockt die Produktion.


Nun hat aber der heutige Geldinhaber das Vorrecht, ohne direkten Schaden


für sich zu befürchten, die Verbindung zwischen 
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Konsument und Kapital abschneiden und daher die Produktion nach Belieben


hemmen und fördern zu können, wie wir es übrigens alle Tage und besonders in


den Zeiten der Finanzkrisen beobachten können.


Die Produktion hängt also vollkommen von dem Geldinhaber ab und verdient


somit das Geldwesen eine viel größere Aufmerksamkeit, als man bisher demsel-


ben gewidmet hat.


Der Zweck dieses Büchleins ist nun der, die Aufmerksamkeit der Sozialisten


auf das Geldwesen zu lenken, und würde es mich freuen, wenn sich jemand


fände, der das was ich hier in einfachem kaufmännischen Stile geschrieben, mit


wissenschaftlichen Schnörkeln versehen wollte, die doch nur allein auf die


Menschen dieses Jahrhunderts einen Eindruck machen.


__________
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Das Geld soll wie die Eisenbahn sein,


weiter nichts, als eine staatliche Einrichtung, 


um den Waren-Austausch zu ermitteln; 


wer sie benutzt, soll Fracht zahlen.







Zur Definition des Begriffes „Geld“.


Nichts trägt mehr dazu bei, sich von einer Sache einen richtigen Begriff


machen zu können, als eine gute Bezeichnung.


Chevalier, Leroy, Beaulieu, Laveleye und sämtliche Sozialisten bezeichnen


das Geld als eine Ware, dessen innerer Wert das Äquivalent und gleichzeitig das


Wertmaß, der beim Kauf erhaltenen Waren bildet.


In der Folge werde ich zeigen, daß diese Definition des Geldbegriffes nichts


weniger als zutreffend und ganz dazu angetan ist, die Irrtümer in denen die


Menschheit dem Gelde gegenüber befangen ist, nur noch zu vergrößern.


Ich verlege mich daher darauf, für das Geld eine Bezeichnung zu ersinnen,


welche der Wahrheit mehr entspricht und welche dem Leser von vornherein und


ohne lange Erklärungen nötig zu machen, den gewünschten richtigen Begriff der


Sache beibringt, und glaube ich denselben auch gefunden zu haben.


Bei jedem Handel, wo das Geld interveniert, unterscheidet man Käufer und


Verkäufer – Nachfrage und Angebot – und zwar nennt man Käufer oder


Nachfrage den Inhaber des Geldes, während der Inhaber der Ware als Verkäufer


oder Angebot bezeichnet wird.


Wir gehen somit nicht fehl, wenn wir die Ware mit „Angebot“, das Geld aber


mit „Nachfrage“ bezeichnen.


Diese Benennung beraubt zwar das Geld, den Götzen des XIX. Jahrhunderts


seiner buntesten Federn, aber sie ist vollkommen richtig, wie ich jetzt zeigen


werde.


Unter Tausch oder Handel versteht man, eine Ware, die man persönlich nicht


braucht, gegen eine Ware zu geben, die man besser verwerten kann.


Diese bessere Verwertung kann nun zweierlei Art sein; entweder dient mir die


Ware, die ich im Umtausch erhielt, zum eigenen Konsum oder Gebrauch oder


aber sie dient mir als Tauschmittel für eine andere Ware.
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Das erste war der Fall beim früheren Tauschhandel, das zweite seit


Einführung des Geldes.


Zwischen beiden ist ein sehr großer und wichtiger Unterschied.


Während beim Tauschhandel nach Abschluß des Geschäftes die beiden


Beteiligten, jeder mit der Ware, die er braucht, vom Markte verschwinden und


weiter keinen Einfluß auf den Warenmarkt ausüben, erhält seit Einführung des


Geldes bei jedem Handel immer nur einer der beiden Beteiligen und zwar der


Käufer oder Geldinhaber die Waren, die er braucht, während der Verkäufer vor-


erst nur Geld erhält; also nur ein Mittel, um durch einen neuen Tausch seine


Bedürfnisse zu befriedigen. Der Verkäufer wird zum Käufer; d. h. er bleibt auf


dem Markte, er sucht Ware, denn der Verkauf seiner Ware hat ihm zwar eine


andere Ware geliefert, aber nicht eine solche, die er zur Befriedigung seiner


Bedürfnisse braucht.


Seit Einführung des Geldes zieht also jeder Handel oder Tausch einen ande-


ren nach sich, immer bleibt der Geldinhaber auf dem Markt zurück und sucht


Ware und da seitdem das Gesetz der Sitte den Verkauf einer Ware anders als


gegen Geld unmöglich gemacht, so liegt die Nachfrage ganz in den Händen der


Inhaber jenes Geldes.


Das Geld vertritt also die Nachfrage; wo viel Geld zirkuliert, da ist die


Nachfrage nach Waren groß, wo nur wenig zirkuliert, da ist die Nachfrage klein.


Wo kein Geld zirkuliert, herrscht auch keine Nachfrage, mag auch sonst der


Bedarf noch so groß sein; wo das Geld exportiert wird oder zurückgehalten oder


an der Zirkulation verhindert wird, da fehlt die Nachfrage.


Zehn Millionen Arbeiter mit leerem Magen, aber ohne Geld üben keine


Nachfrage nach Brot, sie treiben den Preis des Weizens nicht um einen Pfennig


herauf; Nachfrage existiert nur dort, kann nur dort existieren, wo Geld zirkuliert.


Der Leser wird mir daher gestatten, wenn ich das glitzernde Gold mit dem


prosaischen Namen „Nachfrage“ taufe.


_________


Umstände, von denen der Wert des Geldes abhängt.


Die Definition „Nachfrage“ für das Geld hat vor allen anderen den Vorteil vor-


aus, daß wir gleich von vornherein, 
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für die Wertbestimmung des Geldes das wichtigste aller ökonomischen Gesetze


– Nachfrage und Angebot bestimmen, den Preis der Ware – zur vollen


Anwendung bringen können.


Wenn alle Menschen die geistige Elastizität eines Cuviers besäßen, der im


Stande war, nach einem gefundenen Haar das ganze vorsintflutliche Tier natur-


getreu zu rekonstruieren, so würde die Definition „Nachfrage“ für das Geld in


Verbindung mit obigem ökonomischem Gesetze vollkommen genügen müssen,


um die Erklärung zu allen wirtschaftlichen Fragen zu finden und ich könnte hier


Punkt machen und Tinte und Papier sparen.


Aber ich habe Grund anzunehmen, daß solche Kombinationsgabe wenig ver-


breitet ist und sehe ich mich daher genötigt lang und breit zu explizieren, was


eigentlich für selbstverständlich gelten sollte.


Man ist nach allem, was ich gelesen und gehört habe, bisher immer geneigt


gewesen, dem Gelde einen ganz bestimmten, höchstens durch größere oder


geringere Edelmetallproduktion beeinflußten Wert zuzuschreiben und hat man


lange Werke darüber geschrieben, um diesen Wert genau zu bestimmen.


Viele sogar, denen der Wert des Metallgeldes wegen der Schwankungen in


der Metallproduktion nicht beständig genug erschien, um als Geld zu fungieren,


schlugen vor, das Getreide oder gar die Arbeitszeit als Geld oder Wertmesser zu


bestimmen.


Törichtes Unternehmen.


Der Wert einer Sache ist niemals und wird niemals genau zu bestimmen sein,


denn er ist ein ganz persönlicher Begriff, der von millionenfältigen materiellen


und moralischen Umständen abhängt. Jemand, der ertrinkt, gibt für einen


Strohhalm das ganze deutsche Ländchen her; ein satter Mensch wirft den


Knochen fort, um den sich gleich darauf zwei Hungrige den Kopf blutig schlagen


werden.


Einen beständigen festen Tauschwert besitzt keine Ware auf der ganzen Welt;


nicht mal die Naturkräfte besitzen ihn, denn während der eine den Schatten auf-


sucht, murrt der andere über die Schwäche der Sonnenstrahlen.


Nur einzig und allein kann das Gesetz von Nachfrage und Angebot den


Tauschwert einer Sache bestimmen, nur einzig und allein dies Gesetz hat früher


den Wert bestimmt, 
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dies Gesetz bestimmt ihn noch heute und wird ihn bestimmen in Ewigkeit.


Allerdings ist es möglich, daß diese große Naturgesetz nicht immer zur vollen


Geltung komme; veraltete, fehlerhafte Verkehrseinrichtungen können der


Nachfrage Vorrechte einräumen, die das Angebot nicht besitzt, wodurch das


Naturgesetz in seiner Wirkung gefälscht wird und wodurch bei der


Preisbestimmung der Preis sich regelmäßig auf die Seite der Nachfrage neigt,


aber diese Mängel liegen nicht in der Natur der Sache und kann man sie durch


geeignete Reformen aufheben. Auf diesen überaus wichtigen Punkt werde ich


später zurückkommen, vorläufig will ich die Umstände aufzählen, von denen der


Wert des Geldes abhängt.


Das Geld vertritt die Nachfrage, die Ware das Angebot – und zwischen


Nachfrage und Angebot liegt der Preis. Der Preis hat mit dem Wert der Waren


absolut nichts gemein, er haftet weder an dem Gelde noch der Ware, sondern


bildet nur das Aktenstück über den Handelskontrakt und gibt ein ungefähres Bild


von den tausendfältigen Umständen, welche bei dem Handel mitspielten.


Diese Umstände kann man zusammenfassen in den Schwankungen, denen


Angebot und Nachfrage unterworfen sind und welche allein auf den Preis der


Ware einen Einfluß haben. Ohne Schwankungen im Angebot oder in der


Nachfrage würden die Preise ewig unverändert bleiben.


Die Hauptumstände, welche auf eine Verminderung der Nachfrage hinwirken


und eine Werterhöhung des Geldes zur Folge haben sind:


1) Geldausfuhr, denn sie vermindert den Bestand an Geld resp. sie vermin


dert die Nachfrage.


2) Verarbeitung der Geldmetalle zu Schmucksachen, denn dadurch wird 


der Geldbestand vermindert.


3) Das Versicherungswesen, die Lotterien welche zeitweise wenigstens 


hundert von Millionen in den Geldkassen festhalten und vom 


Warenmarkt ablenken, wodurch die Nachfrage fällt.


4)   Anleihen, Hypotheken etc., denn die Summen, die ausschließlich für die 


Verzinsung der Anleihen in Millionen von Taschen und Geldschränken 


herumliegen, sind dem Warenmarkt entzogen und üben keinen Einfluß 


auf die Nachfrage.
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5) Land- und Börsenspekulation, denn die Millionen, die hierzu jahraus jahr


ein verwandt werden, sind ebenfalls ihrer wahren Bestimmung entzogen 


etc. etc.


Kurzum alles, was direkt und indirekt das Geld vom Warenmarkt ableitet, 


wirkt auf einen Niedergang der Preise resp. auf eine Erhöhung des 


Geldwertes, denn es vermindert die Nachfrage.


Gleichfalls auf Erhöhung des Geldwertes, auf das Sinken der Preise wirkt


alles was eine Vermehrung des Warenangebots verursacht:


1) Jede Erweiterung in der Arbeitsteilung; denn der Mann der alle seine 


Bedürfnisse selber befriedigt, nichts kauft und nichts verkauft, braucht 


kein Geld und bietet keine Ware zum Verkauf.


2) Gute Ernten.


3) Verbesserung der Produktionsmittel.


4) Entdeckungen neuer Weltteile und Eröffnung neuer Handelsgebiete, etc. 


etc. Kurzum alles, was dem Markte neue und vermehrte Waren zuführt.


Dagegen wirkt auf ein Steigen der Preise, auf eine Entwertung des Geldes


durch Vermehrung der Nachfrage alles, was den Geldbestand vermehrt oder


dem das Geld dem Warenmarkt zuführt.


1) Geldeinfuhr


2) Vermehrung der Papiergeld-Emission im In- oder Auslande


3) Verarbeitung von Schmucksachen zu Münzen


4) Abnahme in der Spekulation und Lotteriewesen.


5) Entdeckung neuer Goldfelder etc. etc.


Ebenso hat eine Entwertung des Geldes resp. Erhöhung der Marktpreise zur


Folge, alles was die Warenproduktion herabsetzt:


1) Große, viel Jahre in Anspruch nehmende Unternehmungen, wie der 


Panama- und Kieler Kanal, Tunnel und Eisenbahnbauten etc.


2) Unproduktive Anlagen des Kapitals, wie Luxusbauten, Militärwesen.


3) Schlechte Ernten, Streike, Arbeitseinstellungen.


Nicht minder verursachen Entwertung des Geldes resp. Preissteigerungen


alle Handels-Einrichtungen, welche das Geld als Tauschvermittler überflüssig


machen und die Nachfrage nach barem Geld vermindern:
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1) Scheck-, Wechsel- und Kreditsystem.


2) Ersatz des Metallgeldes durch Papier.


3) Ausgleich der Handelsbilanz der Länder unter sich durch Waren-


Rimessen, etc. etc.


Alle National-Ökonomen sind darin einig, daß das Geld einen möglichst


beständigen Wert haben muß, die besten Waffen, die der Bimetallismus seinen


Verfechtern liefert, stützen sich sich auf die größere Wertbeständigkeit des bime-


tallistischen Geldes. Das Ideal aller bildet, ein Geldwesen mit festem, unverän-


derlichem Wert.


Wie weit aber von diesem Ideal ist das Metallgeld entfernt?


Du lieber Himmel, millionenfältig sind die Umstände, die den Geldwert beein-


flussen!


Und auf einem solchen schwankenden Brett muß der Kaufmann sein


Unternehmen bauen; mit einem solchen Handwerkszeug muß er arbeiten?


Kein Wunder, daß der Handel zur reinen Lotterie zum Hazardspiel geworden


ist; kein Wunder daß sich Falliment an Falliment reiht.


Der Warenaustausch, der Handel, der zu den einfachsten aller Geschäfte


gerechnet werden sollte, ist zu den schwierigsten aller Künste und


Wissenschaften geworden. Keine Wissenschaft verlangt solche angestrengte


geistige Tätigkeit, wie der heutige Handel; der Kaufmann muß von früh bis spät


auf der Wacht sein; der geringste Mißgriff wirft ihn aus dem Sattel zum Hohn und


Spott seiner Mitmenschen.


Und dabei tappt er ganz im Dunkeln, der Instinkt, ein reicher Schatz persönli-


cher Erfahrungen mag ihm oft den Weg zeigen, aber wie oft irrt er sich?


Denn auf ihren wirklichen Ursprung weiß keiner von ihnen die


Preisschwankungen zurückzuführen, nicht einer von ihnen kennt das Geld, sein


Handwerkszeug, keiner von ihnen hat sich bis heute der Mühe unterzogen, das


Geld mal näher zu untersuchen. Alle Preisschwankungen werden bisher der


Produktion in die Schuhe geschoben, daß die meisten Preisschwankungen aber


im Geld selber ihre Ursache haben, das weiß niemand, daran hat bisher nie-


mand gedacht.


__________
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Einfluß der Spekulation auf den Wert des Geldes.


Aber der Wert, die Kaufkraft des Geldes hängt nicht allein von der Masse des


Geldes, welche von Lotterien, Schmucksachen, Versicherungswesen etc. absor-


biert und vom Warenmarkt abgeleitet wird, von der geringeren oder größeren


Ausdehnung der Arbeitsteilung, von dem Ersatz des Metallgeldes durch Papier


etc. etc., sondern zu einem großen Teil von der spekulativen Geschicklichkeit


des Besitzers.


Nachfrage und Angebot bestimmen den Tauschwert der Ware und die


Kaufkraft, den Wert des Geldes; nimmt die Nachfrage ab, so fallen, um den land-


läufigen Ausdruck zu gebrauchen, die Preise; das Geld gewinnt an Wert, an


Kaufkraft.


Die Nachfrage nimmt aber ab, wenn das Geld dem Warenmarkt entzogen


wird; wird das Geld zurückgehalten, so fallen die Preise, die Kaufkraft des


Geldes wächst.


Es liegt also im Interesse, im eigenen, persönlichen, direkten Interesse des


Geldbesitzers das Geld dem Warenmarkt zu entziehen, denn dadurch fällt die


Nachfrage, dadurch fallen die Preise, dadurch gewinnt das Geld an Tauschwert,


an Kaufkraft. Die Geldbesitzer brauchen weiter nichts zu tun, als das Geld dem


Verkehr zu entziehen, um den Wert ihres Besitztums zu vergrößern, um ihrem


Vermögen ein Stück fremden Gutes zuzusetzen.


Man sagt, daß das Geld den Warenaustausch vermitteln soll; viele versteigen


sich sogar zu der Behauptung, daß das Geld den Warenaustausch erleichtert;


aber wie kann das heutige Geldwesen den Warenaustausch erleichtern, wenn es


ja geradezu im Interesse, im direkten, persönlichen Interesse des Geldbesitzers


liegt, den Warenaustausch durch Zurückziehung des Geldes zu unterbrechen,


die Kommunikation zwischen Produzent und Konsument zu unterbinden.


Der Warenaustausch ist auf das Geld angewiesen; ohne den Schlagbaum


des Geldes zu passieren, kann die Ware nicht an den Verbrauchsort gelangen,


kann der Warenaustausch nicht stattfinden. Zieht der Geldbesitzer das Geld


zurück, entzieht er das Geld der Zirkulation, so kommen Produzenten in


Verlegenheit und aus dieser Verlegenheit schlägt dann der Geldbesitzer Kapital.


Wenn es wirklich wahr sein soll, daß das Geld zum einzigen Zweck hat, den


Warenaustausch zu erleichtern, so 


161







hat man den Bock als Gärtner eingestellt, denn wenn es im Interesse, im direk-


ten Interesse des Geldes liegt, den Warenaustausch zu erschweren, so wird das


Geld doch nicht seinen Interessen entgegen den Warenaustausch erleichtern.


Durch die Erleichterung des Warenaustausches, würden sich ja die Geldbesitzer


ins eigene Fleisch schneiden, ihrem eigenen Interesse entgegenarbeiten und sol-


ches kann man doch von keinem Menschen verlangen.


Das heutige Geld bildet also das gerade Gegenteil einer


Verkehrserleichterung; will man eine Förderung des Verkehrs, so muß das Geld


so eingerichtet werden, daß es nicht mehr im Interesse seines Besitzers liegt,


den Warenaustausch zu unterbrechen, die Verbindung zwischen den


Produzenten durch Zurückziehung des Geldes zu unterbinden; sondern die


Besitzer des Geldes müssen im Gegenteil an eine Beschleunigung des


Warenaustausches direkt und persönlich interessiert werden.


Wie kann man das erreichen?


__________


Einfluß der Geldzirkulation auf den Wert des Geldes.


Absichtlich habe ich bisher eines Umstandes nicht Erwähnung getan, der


mehr als alle anderen zusammengenommen im Stande ist, den Wert des Geldes


zu beeinflussen, um damit klar vor aller Augen den Beweis zu liefern, daß das


Metallgeld eine veraltete nur dem Wucher dienliche Einrichtung ist, und daß es


hohe Zeit ist, mit dieser Verkehrseinrichtung tabula rasa zu machen.


Ich meine den Einfluß, den Vertrauen und Mißtrauen in die nächste Zukunft,


den Einfluß, den schnelle und träge Geldzirkulation auf den Wert des Geldes


ausübt. Vertrauen ist da, wenn der Kaufmann Einkäufe macht und sich des


Geldes entledigt in der Erwartung, daß er durch Verkäufe von Waren sich wieder


rechtzeitig genug in den Besitz des Geldes setzen wird, um seinen


Geldverbindlichkeiten nachzukommen. Mißtrauen herrscht dort, wo der Mann


aus vielerlei Gründen annehmen muß, daß der Verkauf nachlassen wird und daß


er sich deshalb des Geldes durch neue Ankäufe nicht entäußern dar, wenn er


sich nicht in arge Verlegenheit setzen will. Woher das Vertrauen und 
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Mißtrauen kommt, werde ich später sagen, vorläufig will ich nur die Tatsache


erwähnen, die ja jedermann bekannt ist, daß sich Vertrauen und Mißtrauen in


einem fort gegenseitig ablösen.


Bemächtigt sich nun aus irgend welchem Anlaß das Mißtrauen des Handels;


hat der Kaufmann keine Zuversicht in die Zukunft, fürchtet er, daß das für


Warenankäufe ausgelegte Geld nicht durch Verkäufe wieder eingeht, so hält er


das Geld fest, er kauft nicht mehr, das Geld zirkuliert nicht, die Nachfrage nimmt


ab, die Preise fallen.


Ist dagegen der Kaufmann in vertrauensseliger Stimmung, nimmt er an, daß


der Verkauf flott von statten gehen wird, so kommt es ihm nicht darauf an, sein


Geld auszugeben und seinen Warenbestand zu komplettieren. Das Geld zirku-


liert, die Nachfrage wächst und die Preise steigen. Unter Umständen kann es


vorkommen, daß solche vertrauensselige Stimmung mehrere Jahre lang anhält.


Das Geld geht dann mit wunderbarer Schnelligkeit von Hand zu Hand, die


Nachfrage wächst ins ungeheure, die Produktion kann nicht gleichen Schritt hal-


ten, die Preise aller Waren steigen um 10 bis 50, bis 100 Prozent. In der Börse


wimmelt es wie in einem Ameisenhaufen. Der Fabrikant, durch die guten Preise


ermuntert, sucht seine Fabrik zu erweitern, die Nachfrage nach Arbeitern wächst,


mit ihr die Löhne, die Spekulation, für welche früher kein Geld disponibel, steht in


voller Blüte.


Plötzlich fällt von irgend einer Seite ein Alarmschuß, wie ein Rudel aufge-


scheuchter Hirsche, spitzen die Börsianer die Ohren, die Bankiers wittern Unrat,


der Kredit wird eingeschränkt, die Gelder eingezogen, das Geld zirkuliert nicht


mehr, die Nachfrage nimmt ab, die Preise sinken.


Wer kauft eine Ware für 1 Mark, wenn sie für 99 Pfg. zu verkaufen? wo ist der


Esel, der das tut? wo ist der Fabrikant, der 100 Mark an Arbeitslöhne für eine


Ware bezahlt, die im Preise sinkt und deren Verkauf ihm vielleicht nur 99 Mark


einbringt?


So lange die Preise sinken, arbeitet kein Fabrikant; er entläßt die Arbeiter und


bringt das Geld, welches er für die Löhne bestimmt hatte, auf die Bank.


Not und Elend herrscht unter der Arbeiter-Bevölkerung; Verdienst ist nicht da,


der Hunger wächst, die Arbeiter 
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rotten sich zusammen und verlangen drohend von der Regierung Arbeit, um Brot


zu haben.


Diese Esel; was kann denn die Regierung tun; die Regierung ist heute ein


Spielball in den Händen der Bankiers; wendet euch an die Bankiers die das Geld


dem Verkehr entzogen, die den Warenaustausch gehemmt und deren krankhaf-


tes Mißtrauen die Schließung der Fabriken zur Folge gehabt.


Den Bankiers ist es eingefallen, das Geld dem Verkehr zu entziehen, die


Nachfrage fällt, die Preise sinken und wie kann die Regierung den Fabrikanten


zwingen, mit Verlust weiterzuarbeiten. Die Regierung kann absolut nichts tun; sie


hat keine macht über den Bankier, über das Geld, der wichtigsten aller staatli-


chen Verkehrseinrichtungen hat die Regierung absolut keine Kontrolle. Die


Bankiers spielen die Violine und der Kaiser mit seinen Ministern muß nach ihrer


Melodie tanzen.


In richtiger Erkenntnis der überaus großen Wichtigkeit der Verkehrsmittel, in


richtiger Erwägung, daß der Privatbesitz an den Verkehrsmitteln dem Eigentümer


allzu despotische Macht über die übrigen Einwohner gibt, hat die deutsche


Regierung immer argwöhnisch darauf geachtet, daß die Post, Eisenbahn,


Telegraphen, Brücken, Telefone und Straßen Gemeingut des Volkes blieben,


warum, zum Donnerwetter, hat sie nun beim Gelde, der weitaus wichtigsten von


allen, eine Ausnahme gemacht ?  –


Weil die Regierung, wie alle anderen Menschen vom Golde geblendet wird,


weil sie von irrigen Theorien geführt, das Geld für unersetzlich als


Tauschvermittler hält.


Wer hat solche Irrtümer in die Welt gesetzt, wer sorgt dafür, daß sie nicht auf-


gedeckt werden?


Cui bono? Sind es Wucherer, die im Trüben fischen wollen, die in der Zeit all-


gemeiner Not ihre Schäflein scheren wollen?


Ich halte die Menschen nicht für so miserabel; die Irrtümer in welchen die


Menschheit dem Gelde gegenüber befangen ist, verdanken ihre Existenz nur der


Vernachlässigung des Geldstudiums. Worin diese Irrtümer bestehen, will ich


gleich zeigen, vorderhand möchte ich nur an den Leser die Frage stellen, ob er


noch damit einverstanden ist, daß man einen Gegenstand den Namen


Wertmesser gibt, wenn dessen Wert, wie wir gesehen haben, nicht allein von 
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den Lotterien etc. abhängt, sondern in weit größerem Maßstabe von der schnel-


len und trägen Zirkulation desselben, von dem Mißtrauen oder Vertrauen der


Bankiers abhängt. Ich möchte den Leser fragen, ob er noch damit einverstanden


ist, daß man das Metallgeld eine vorzügliche, durch nichts zu ersetzende


Verkehrseinrichtung nennt, wenn es von der Laune eines nervenkranken


Bankiers abhängt, den Verkehr zu hemmen, die Arbeiter dem Elend, die


Kaufleute ungeheuren Verlusten aussetzen, das Nationalvermögen um Milliarden


und aber Milliarden schädigen zu können.


Ich möchte den Leser fragen, was er dazu sagen würde, wenn es von der


Laune des Postmeisters abhinge, den Postdienst monatelang zu suspendieren,


wenn es von der Gemütsstimmung der Eisenbahnverwaltung abhinge, den gan-


zen Bahnverkehr zu unterbrechen?


Antwortet doch auf diese einfache Frage! Ja, höre ich wieder die einfältige


Antwort, das Geld gehört dem Bankier, es ist sein Privateigentum, es ist eine


Ware wie jede andere und kann der Bankier darüber verfügen wie ihm beliebt,


einerlei ob der Verkehr gestört wird oder nicht; ob der Handwerker seine


Produkte verkaufen kann oder nicht.


Ganz recht, dem Bankier gehört das Geld, es ist sein Eigentum, aber warum
zwingt mich dann der Staat, meine Steuern mit dem Eigentum des Bankiers zu
bezahlen?


Was würde der Leser dazu sagen, wenn der Staat ihn zwingen wollte, seine


Steuern mit Blumen zu zahlen, die im Garten des Bankiers stehen? Und dieser


Vergleich ist sogar sehr schlecht gewählt, denn der Bankier wäre immer eher


zum Verkauf seiner Blumen zu überreden, als zur Herausgabe des Geldes.


Was kann ich machen, um den Bankier zur Herausgabe des Geldes zu bewe-


gen, um meine Steuern bezahlen zu können? Warum verlangt der Staat etwas


von mir, was mir nicht gehört und was ich mir nur unter Demütigungen aller Art


und durch Entäußerung meines Eigentums zu Spottpreisen verschaffen kann.


Warum?


Ja, warum, wenn das Geld weiter nichts sein soll als eine gewöhnliche Ware,


die das Privateigentum des Inhabers bildet, verlangt der Staat die Abgaben gera-


de in dieser Ware?


Dies ist falsch, ein Irrtum, es darf nicht so sein; wo-
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her soll der Bauer das Geld herholen, wenn es die Bankiers in ihren Kästen


zurückhalten; soll er dort einbrechen?


Durch Erhebung der Steuern in Gold sorgt der Staat dafür, daß der Besitzer


des Geldes zu jeder Zeit Ware für sein Geld erhält; hat aber die Regierung auch


Sorge getragen, daß der Wareninhaber auch immer für seine Waren Geld erhält?


Wenn der Staat die Apotheker mit dem Verkaufe der Medikamente privilegiert,


so sorgt er gleichzeitig dafür, daß der Apotheker dies Privileg nicht zu sehr aus-


beutet; der Staat schreibt die Preise vor und zwingt den Apotheker, das Publikum


Tag und Nacht zu bedienen.


Dadurch, daß jeder gezwungen ist, die staatlichen Abgaben in Gold zu bezah-


len, erteilt der Staat den Inhabern des Geldes ein staatliches Privileg; jeder der


seine Steuern bezahlt, muß sich das Geld, wenn auch auf Umwegen, beim


Bankier holen. Wo sind nun die Gesetze, die die ungeheure Macht, die dies


Privileg den Bankiers einräumt, einschränken.


Seitdem es allgemein zur Sitte geworden ist, jeden Groschen zur Bank zu


bringen, verfügen die Bankiers über sämtliche flüssigen Mittel des Landes; in


ihren Händen vereinigen sich die Fäden des ganzen Verkehrs; das Volk ist den


Bankiers auf Gnade und Ungnade überliefert; wo ist die staatliche Kontrolle?


Das Geld ist da, um den Verkehr zu vermitteln. Um den Verkehr zu vermitteln,


muß es zirkulieren und da der Verkehr seiner ganzen Natur nach auf


Regelmäßigkeit angewiesen ist, so muß auch das Geld regelmäßig zirkulieren.


Es darf nicht vom Vertrauen oder der Laune der Bankiers abhängen, das


Geld an der Zirkulation zu verhindern und wer das Geld aus Spekulation oder


aus irgend einem anderen Grunde an der Zirkulation verhindert, den soll Strafe


treffen.


Der unausgebildetste Gerechtigkeitssinn kann dies begreifen.


__________


Ist das Geld eine Ware?


Man hat den Mammon, das Idol fin de siècle, mit einer solchen Menge von


bunten Federn geschmückt, daß man seine wahre Gestalt sehr schwer wiederer-


kennt; laßt uns daher diese Federn ausrupfen.
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Die Ware ist ein äußerer Gegenstand, sagt Marx in seinem „Kapital“. Wenn


dies richtig ist, dann ist das Geld auch eine Ware, denn es hat alle Merkmale


eines äußeren Gegenstandes. Man kann es sehen, hören, fühlen und in


Argentinien sogar riechen. Und Marx hält darum das Geld auch wirklich für eine


Ware, für eine ganz gewöhnliche Ware, wie Tee, Eisen etc., um 10 Gr. Gold aus


der Erde zu fördern, sagt er, braucht man ebensoviel Zeit als um den Gegenwert


in Weizen, Speck und Hosen zu produzieren, darum ist Geld eine Ware, denn in


ihm ist so und so viel menschliche Arbeit verkörpert.


Es paßte Marx in den Kram, das Geld zu einer Ware zu machen, denn in dem


Charakter der Ware suchte er den Grund der sozialen Mißverhältnisse; drum


hielt er sich auch nicht lange beim Gelde auf und schloß seine Untersuchungen


damit, daß er das Geld für eine Ware erklärte.


Es gibt in der Volkswirtschaft keine kleinen Fehler; der geringste Mißgriff zieht


unberechenbare Folgen nach sich; ebensowenig existieren in dem Studium der


Volkswirtschaft kleine Unterlassungssünden. Wer von einer irrigen Theorie gelei-


tet, seinen Weg fortsetzt, der gelangt unfehlbar auch zu irrigen Resultaten und


diese Resultate werden von der Wahrheit um so mehr abweichen, je weiter sie


von ihrer Quelle entfernt sind.


Marx hat das Geldwesen nicht untersucht, er hielt das Geld für eine gewöhnli-


che Ware; er erkannte nicht, daß das Geld eine Verkehrseinrichtung ist, eine


wichtige Verkehrseinrichtung, weil unentbehrlicher und von viel größerem Einfluß


auf die ganze Kulturentwicklung, als alle Eisenbahnen und Maschinen. Und da er


nicht wußte, daß das Geld eine Verkehrseinrichtung ist, so konnte er an ihr auch


keine Mängel entdecken und war darum auch nicht in der Lage, die ungeheuren


Folgen dieser Mängel auf ihren Ursprung zurückzuführen.


Marx, der mit solcher Engelsgeduld den Charakter der Waren analysieren


versuchte, hatte keine Zeit, sich extra beim Gelde aufzuhalten, obschon doch die


bevorzugte Stelle, die das Geld einnimmt, sehr zu solchen Untersuchungen ein-


laden muß.


Es gibt Eigenschaften, die alle Waren gemeinsam haben; so z. B. steigen alle


Waren ohne Ausnahme im Preise, wenn die Nachfrage steigt. Woher kommt es


nun, 
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daß in guten Zeiten, wo viel Luxus getrieben wird, wo viel Gold und Silber zu


allerlei Geschmeide verarbeitet wird, der Wert des Goldes sinkt, wie dies durch


das Steigen der Preise aller anderen Waren sich ganz unzweideutig zeigt.


Die Nachfrage nach Gold steigt und dennoch fällt dem Naturgesetz entgegen


sein Wert!


Woher kommt es, daß in schlechten Zeiten, in Zeiten wo die Menschen in


Sack und Asche gehen und sich des goldenen Geschmeides entledigen, der


Preis des Goldes zunimmt?


Warum, wenn Gold eine gewöhnliche Ware ist, die keines besonderen


Studiums bedarf, verhält sich diese Ware zu dem Naturgesetz von Angebot und


Nachfrage gerade entgegengesetzt wie die anderen Waren?


Man wird hierauf antworten können, daß das Gold nicht seinen Wert aus dem


Metall zeiht, sondern aus der Münze, aus dem Tauschvermittler, nicht aus der


Sitte, das Metall zu Schmucksachen zu verarbeiten und daß in schlechten Zeiten


die Nachfrage nach Münze, nicht nach Metall wächst; aber dann wäre das Gold


erst recht nicht eine Ware, denn dann wäre es nicht die zur Hebung des Goldes


nötige Arbeit, welche dem Golde den Wert verleiht, sondern ein Umstand, der


gar nicht mit der Produktion des Goldes im Zusammenhang steht.


Wenn Gold eine gewöhnliche Ware ist, warum stockt der Verkehr, wenn es


der Zirkulation entzogen wird?


Warum, wenn es dem Bankier entfällt, die Gelder, die durch seine Hände


gehen, zurückzuhalten, müssen drum alle anderen Waren im Preise sinken, muß


der Fabrikant seine Arbeiter entlassen, macht der Kaufmann bankrott, bezahlt


der Bauer Wucherzinsen?


Dies geschieht doch nicht mit anderen Waren! Wenn eine Mißernte in


Kartoffeln gewesen ist, dann steigen höchstens die Preise der anderen


Lebensmittel, aber es tritt doch darum keine Stockung ein im ganzen


Wirtschaftsbetrieb.


Das Geld hat keine einzige der Eigenschaften anderer Waren, auf alle


Proben, denen man das Geld aussetzt, um seinen Warencharakter zu erkennen,


reagiert es immer genau entgegengesetzt wie die anderen Waren.


Das Geld ist drum auch keine Ware, sondern das Entgegengesetzte; es ist


Geld, Tauschvermittler  – nicht Äquivalent – ein ganz besonderer Begriff.
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Das Geld trennt den Tauschhandel in Kauf und Verkauf, in Nachfrage und


Angebot. Das Geld vertritt die Nachfrage und die Ware das Angebot.


In der Folge werde ich diesen Begriff noch genauer definieren, für jetzt möch-


te ich hier nur hervorheben, daß Marx das Geld für eine ganz gewöhnliche Ware


hielt, wie es auch übrigens ganz unzweifelhaft durch den Ausdruck „Äquivalent“,


den Marx regelmäßig gebraucht, hervorgeht.


Marx unterschied nicht zwischen Waren und Geld und ist er drum auch


gezwungen gewesen, die absorbierenden Eigenschaften des Kapitals den Waren


in die Schuhe zu schieben, statt dem Gelde.


Dieser Mißgriff mußte ihn natürlich auf ganz irrige Bahnen führen und das


Endresultat seiner Untersuchungen fälschen, denn während er eine einfache


Reform dem Gelde die akkumulatorischen Eigenschaften hätte nehmen können,


blieb ihm als Remedur gegen die Kapital-Konzentration nur übrig, an Stelle der


heutigen, auf persönliche Initiative basierte Produktionsweise dir kommunistische


zu setzten; statt eines Fortschrittes ein Rückfall in die Produktionsweise barbari-


scher Zeiten.


__________


Die Fabel vom inneren Wert des Geldes.


Eine der trügerischsten Federn, womit man den Mammon geschmückt, bildet


wohl die Fabel vom inneren Wert des Goldes. Man behauptet, daß nicht die


Münze, das Zahlungsmittel, die Sitte den Warenaustausch mit Gold zu vermit-


teln, dem Gold Wert vermitteln, dem Gold Wert verleiht, sondern, daß der


Tauschwert, die Kaufkraft der Münze sich auf das Metall stützt, auf den Wert den


das Gold in der Industrie zur Herstellung von Schmucksachen etc. besitzt.


Es scheint fast unmöglich, daß sich ein solches Märchen, ein solch grober


Irrtum, bis auf den heutigen Tag erhalten kann.


Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis einer Ware; nimmt die


Nachfrage ab, so fällt der Preis.


Man behauptet, daß das Metall dem Tauschvermittler den Wert verleiht.


Nehmen wir nun an, die Völker dieser Erde kämen überein, als Tauschvermittler


irgend einen anderen Gegenstand zu proklamieren, so daß niemand mehr 
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zur Zahlung seiner Schulden und Steuern zum Austausch seiner Waren sich mit


Gold zu versehen brauchte, so würde doch unbedingt die Nachfrage nach Gold


abnehmen und sich ganz auf das Quantum beschränken, welches die Industrie


verlangt.


Dies Quantum bildet aber heute kaum 10% des Goldvorrats und um 90% 


seines jetzigen Wertes würde somit durch die Entmünzung der Preis des Goldes


fallen.


Allerdings mit dem Fallen des Goldpreises würde die Verwendung dieses


Metalles in der Industrie steigen und diese größere Verwendung würde der


Entwertung entgegen arbeiten, aber mit diesem Umstand haben wir hier absolut


nichts zu tun, wir brauchen hier nur festzustellen, daß das Gold 9 mal mehr


Verwendung als Tauschvermittler, als Münze findet, als in der Industrie, um dar-


aus den Schluß zu ziehen, daß die Münze den Preis des Metalles um 900%


gehoben hat.


Aber es wäre ein Irrtum, wenn man annehmen wollte, daß die 10%


Metallwert, welche wir der Münze nachgewiesen, von irgend welchem Einfluß auf


den Wert des Goldes wären, wenn man glaubte, daß jene 10% so zu sagen die


Basis des Wertes der Münze bilden. Das Metall übt auf den Wert der Münze


nicht mehr Einfluß aus, als der Papierstoff auf den Wert der Banknote, und dies


ist sehr leicht zu beweisen.


Nehmen wir an, es würde ein Metall entdeckt, welches in der Industrie das


Gold vollkommen verdrängte, so daß die goldenen Schmucksachen ganz aus


der Mode kämen. Niemand will mehr goldene Nasen- und Ohrringe tragen, dafür


bliebe es aber Gesetz, daß jeder seine Steuern mit Gold bezahlen müßte, daß


Kauf und Verkauf von Waren nur gegen Gold möglich wäre.


Würde da der Preis des Goldes nur um einen Pfennig sinken? Keineswegs,


denn der Wert des Geldes hängt vom Warenangebot ab und da die Entdeckung


eines Konkurrenzmetalles für das Gold die übrige Warenproduktion nicht im


Geringsten berührt, so bleibt auch der Wert des Goldes unverändert, trotzdem


das Gold nur mehr als Münze ausschließlich Verwendung hätte.


Noch ein Beispiel um zu beweisen, daß das Metall nicht den geringsten


Einfluß auf den Wert des Goldes ausübt, daß vielmehr der Wert des Goldes aus-


schließlich 
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bestimmt wird durch die Nachfrage nach dem Tauschvermittler resp. durch das


Warenangebot.


Nachfrage und Angebot haben den Preis des Platin-Metalles auf 1500 Mark


per Kilo gebracht; d. h. der Preis dieses Metalles steht zu dem des Goldes wie


15 zu 23.


Kämen nun die Völker dieser Erde überein, das Gold durch das Platin als


Tauschvermittler zu ersetzen, so würde plötzlich eine mächtige Nachfrage nach


diesem Metall entstehen und die Nachfrage würde den Preis dieses Metalles auf


eine Höhe treiben, welche genau in demselben Verhältnis steht, wie das Gewicht


des vorhandenen Platins zu dem Gewicht des jetzt als Münze zirkulierenden


Goldes; d. h. wenn heute z. B. 100 Tonnen Gold in Zirkulation sind und nur 10


Tonnen Platin, so würde die Einführung des Platins als Zahlungsmittel genau, auf


einen Pfg. genau, auf 10mal den Wert des Goldes treiben, wobei es vollkommen


gleichgültig wäre, ob das Platin heute eine Mark oder 1500 Mark per Kilo kostet.


Der ursprüngliche Preis des Platins würde auf den Wert der Münze nicht den


allergeringsten Einfluß ausüben, der Wert des Platins würde von dem Tage an,


wo dieses Metall als Tauschvermittler verwendet würde, ausschließlich von der


Nachfrage nach dem Tauschvermittler, nicht mehr von dem Werte des Industrie-


Metalles bestimmt werden.


Wenn also der Wert des Zahlungsmittels vollkommen unabhängig ist von dem


Stoffe, woraus das Zahlungsmittel hergestellt wird, wenn der Wert der


Goldmünze bestimmt wird von der Nachfrage nach dem Metall, so ist es nur


logisch, wenn ich behaupte, daß das Metall auf den Wert der Münze ebensowe-


nig Einfluß hat, als der Papierstoff auf den Wert der Banknoten.


Das Gold, wie es aus der Erde kommt, ist Zahlungsmittel, daß es nebenbei noch


zu Schmucksachen verwendet werden kann, ist ein Fehler des jetzigen


Geldwesens, sonst aber übt dieser Umstand auf die Kaufkraft des Goldes eben-


sowenig Einfluß, wie die Weizengarben, Bienenstöcke etc. die zur Verhöhnung


der Bauern die Rückseite der Banknoten schmücken, den Wert derselben erhö-


hen.


___________
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Die Fabel von der Unersetzlichkeit des Goldes 
als Tauschvermittler.


Und wenn der Wert des Goldes, wie wir soeben gesehen haben, ausschließ-
lich bestimmt wird von der Nachfrage nach dem Tauschvermittler oder
Zahlungsmittel, nicht von der Nachfrage nach dem goldenen Geschmeide, so ist
es klar, daß der Wert irgend eines anderen Gegenstandes, den man als
Tauschvermittler proklamierten würde, als Ersatz für das Gold, genau von den
Gesetzen abhängig sein würde, denen heute der Wert des Goldes unterworfen
ist.


Der Wert des Geldes hängt heute ab von dem Warenangebot und Nachfrage,


und die Warennachfrage hängt ab von der Menge des vorhandenen Geldes und


der Schnelligkeit, womit dieses zirkuliert. Ist viel Geld da, ist die Nachfrage nach


Waren groß, so steigen die Preise, das Gold entwertet; zirkuliert das Gold aus


irgend einem Grunde schneller als gewöhnlich, hält die Geldzirkulation nicht glei-


chen Schritt mit der Warenproduktion, so konzentriert sich die Nachfrage und es


tritt gleichfalls eine Entwertung des Geldes ein. Ersetzen wir nun das Gold durch


irgend einen anderen Stoff, Papier z. B., sorgen dafür, daß dies Papiergeld in


derselben Menge der Goldmünzen herausgegeben werde und nehmen an, daß


die Zirkulation des Papiergeldes die gleiche wäre, wie die des Goldes, so unter-


liegt es keinem Zweifel, daß der Wert dieses Papiergeldes, seine Kaufkraft


genau auf ein Haar mit der des Goldes übereinstimmen würde.


Nehmen wir an, in Deutschland würde das Metallgeld von heute auf morgen


durch Papier ersetzt, das heißt, daß für jede Mark im Umlauf eine Banknote aus-


gegeben würde mit der Zahl I, würde da der Wert der Banknote nicht derselbe


sein und bleiben, wie der Wert des Metallgeldes?


Nehmen wir an, der Wert dieser Banknote würde sinken auf 90 Pfg., d. h. für


eine Banknote, von einer Mark nominell, erhielt ich nur Waren von 90 Pfg., so


würde doch die Nachfrage nach Waren um 10% sinken, während das Angebot


vollkommen gleich bliebe. Das Sinken der Nachfrage um 10%, würde ein so-


fortiges Sinken der Preise von gleichem Betrage nach sich ziehen müssen und


dieser Preisfall würde den Wert, die Kaufkraft der Banknote wieder auf ihr frühe-


res Niveau bringen.


Eine Wertabnahme oder Wertzunahme der Banknote im Vergleich mit dem


Metallgelde, könnte überhaupt 
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nur dann stattfinden, wenn die Banknoten unter sonst gleichen Umständen lang-


samer oder schneller zirkulieren würden als das Metallgeld.


Angenommen, es würde langsamer zirkulieren; das Papiergeld würde im


Durchschnitt von dem einzelnen Besitzer länger zurückgehalten, als das


Metallgeld, wo wäre die unmittelbare Folge ein Sinken der Nachfrage und ein


Fallen der Preise, resp. Wertzunahme des Geldes, d. h. die Banknote, von einfa-


chem Papier gemacht, ohne den geringsten inneren Wert, würde mehr Kaufkraft


besitzen, als das Metallgeld! Warum? Nur weil es langsamer zirkuliert.


Umgekehrt würde die Kaufkraft der Banknoten abnehmen, wenn die Zirkulation


derselben schneller wäre, als die durchschnittliche Zirkulation des Metallgeldes,


denn die Nachfrage würde in diesem Falle steigen und eine Steigerung der


Preise resp. eine Entwertung des Papiergeldes zur Folge haben.


Und in der Praxis würde dies letztere der Fall sein; denn das Papiergeld zir-


kuliert schneller und regelmäßiger als das Gold, weil es nicht die faszinierende


Eigenschaft besitzt, die das Gold heut zu Tage noch auf einen großen Teil des


gebildeten und ungebildeten Volkes ausübt.


Den Fall also angenommen, daß heute das Geld in Deutschland durch Papier


von gleicher Menge ersetzt würde, so wäre die unmittelbare Folge, eine


beschleunigte Zirkulation des Geldes, eine Steigerung der Nachfrage und Preise


resp. Entwertung des Geldes um 10–20 vielleicht 30%.


Aber diese Entwertung des Geldes, würde nicht ihren Grund in dem
Papierstoff des Geldes haben, sondern nur darin, daß es schneller zirkulierte.


Um dieser Entwertung vorzubeugen, brauchte man nur 30–35% des zirkulieren-


den Papiergeldes dem Verkehr zu entziehen, um die Preise, den Wert oder die


Kaufkraft des Geldes auf demselben Niveau wie heute zu erhalten.


Dieser Umstand erlaubt mir, den jedenfalls wunderbar klingenden Grundsatz
aufzustellen, daß 750 Mark in Papier dieselbe Kaufkraft besitzen wie 1000 Mark
in Gold, und daß, 75% des jetzigen Metallgeldbestandes in Papier verwandelt,
genügen würden, um den Warenaustausch ohne Preisveränderung zu vermitteln.
Gewiß ein schlagender Beweis, daß das Metall keinen Einfluß auf den Wert des


Geldes hat.


Ferner erlaubt mir derselbe Umstand die unanfechtbare Behauptung aufzu-


stellen, daß wenn 750 Mark in Papier 
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1000 Mark in Gold als Tauschvermittler ersetzen, daß das Gold, statt der Münze
Wert zu geben, ihr im Gegenteil 25% der Kaufkraft nimmt.


Eine dreiste Behauptung, die dennoch niemand widerlegen kann.


Diese Eigenschaft des Papiergeldes, schneller und regelmäßiger als das


Metallgeld zu zirkulieren, hat eine gesteigerte Nachfrage, ein Steigen der Preise,


resp. Entwertung des Geldes zur Folge; aber diese Wirkung des Papiergeldes ist


bisher in Folge der Oberflächlichkeit, womit das Geldwesen studiert wird, von


dem National-Ökonom niemals auf ihren wirklichen Grund zurückgeführt worden,


sondern wurde immer fälschlich dem Papierstoff des Geldes zugeschrieben, um


daraus den Schluß zu ziehen, daß Papier- das Metallgeld nicht ersetzen kann.


Aber die Wirkung, welche die Zirkulation des Geldes auf den Wert desselben


ausübt, ist überhaupt noch niemals gründlich studiert worden, sonst dürften


Mißgriffe, wie sie heute in Österreich geplant werden, nicht mehr vorkommen.


Es besteht dort die Absicht, das Papiergeld durch Gold zu ersetzen und zwar


will man dort für jeden Papiergulden, einen Goldgulden ausgeben und tatsächlich


würde auf diese Weise dasselbe Geldquantum in Umlauf sein.


Abgesehen von dem lächerlichen Widerspruch, den schon Goldwährung und


Schutzzoll (der doch auch in Österreich Mode ist) in sich birgt, hat die Einführung


des Goldes, als Ersatz für Papier einen bösen Haken.


In einem zivilisierten Lande zirkuliert das Gold nicht so schnell wie Papier, um


wie viel langsamer wird nun das Gold in Österreich-Ungarn zirkulieren, wo die


große Masse des Volkes halbe Barbaren sind? Der Zigeuner, der Hunne, der


Tscheche, der Slowake hat den Papiergulden sicherlich nicht vergraben, er


gebrauchte ihn nur als Tauschmittel, er setzte ihn immer wieder in Zirkulation.


Wird er dies auch mit dem Goldgulden tun? Schwerlich; der Kroate wird den


Goldgulden festhalten und ihn nur im äußersten Notfall los lassen; der Tscheche


wird sich goldenen Knöpfe daraus machen lassen, der Zigeuner wird das Gold


vergraben. Das Gold wird nicht so schnell zirkulieren wie der Papiergulden; die
Nachfrage wird in Folge dessen abnehmen, die Preise werden sinken.
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Hat man in Österreich eine Ahnung davon, was ein künstlich hervorgerufener,


allgemeiner Preisfall der Waren für Folgen hat?


Kein Fabrikant arbeitet, so lange die Preise sinken; die Fabriken werden


geschlossen, die Arbeiter lungern herum. So lange die Preise sinken hält jeder


das Geld fest, niemand gibt es aus, denn wo in aller Welt ist der Esel, der einen


Gegenstand veräußert, dessen Wert zunimmt, für den man morgen mehr Waren
erhält als heute?


Die Einführung des Goldes, als Ersatz für das Papiergeld wird in Österreich


die Industrie lähmen, die Steuerkraft des Volkes wird abnehmen, das Budget


wird mit Defizit abschließen. Abweichend von allen anderen Staaten Europas hat


der Staatshaushalt Österreichs voriges Jahr mit einem Überschuße abgeschlos-


sen. Wo ist die Erklärung?


In allen anderen Ländern zirkuliert Gold, in Österreich dagegen Papier und


Silber. Ist es nun ein Zufall, daß Österreich das einzige Land ist, welches einen


Überschuß nachweisen kann, oder ist die Erklärung in dem Papiergeld zu


suchen?


Das Papiergeld zirkuliert gleichmäßiger als das Gold, es wird nicht so leicht


und wenigstens nicht so lange Zeit dem Verkehr entzogen, die Nachfrage ist in


Folge dessen gleichmäßiger, die Preise haben eine festere Basis.


Der Goldpreis der Börse spielt nur auf großen Umwegen eine Rolle; er


berührt den inneren Verkehr nur wenig und haben die Preisschwankungen des


Goldes an der Börse lange nicht den vernichtenden Einfluß auf den Verkehr, den


die Unregelmäßigkeiten in der Zirkulation des Geldes in Ländern mit


Goldwährung ausüben.


Da in Folge der Papierwährung die Stockungen in der Geldzirkulation gerin-


ger sind als in Ländern mit Metallgeld, so hat der Verkehr eine viel sichere Basis.


Arbeitsmangel kann nicht so leicht eintreten, Finanzkrisen berauben die Arbeiter


nicht ihrer Ersparnisse, die Bevölkerung ist steuerkräftiger, der Staat verfügt über


sichere Einnahmen und das Resultat ist der günstige Abschluß im


Staatshaushaltsetat.


Aber die Wertschwankungen der Valuta behaupten die Börsenmänner, lassen


im internationalen Verkehr keine sicheren Berechnungen zu! Auf welcher Seite


sind die 
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Wertschwankungen? Auf Seiten des österreichischen Papiergeldes oder auf


Seiten des Goldes?


Man mißt das österreichische Papiergeld mit dem Golde, als ob dies Metall


ein festes, bestimmtes Wertmaß wäre! Womit kann man den Wert des Goldes


messen? Mit den Warenpreisen; mit dem Werte der Produktionsmittel, welche


durch die Aktien dargestellt wird. Der Kurszettel der Börsen und die


Marktberichte in Ländern mit Goldwährung liefern aber gerade den untrüglichen


Beweis, daß der Wert des Goldes den Waren und Produktionsmitteln gegenüber


im vorigen Jahre so kolossale Schwankungen durchgemacht hat, wie man sol-


che bisher in keinem Lande mit einem geordneten Papiergeldsystem je beobach-


tet.


Das Geld zirkulierte in Deutschland während der vergangenen Jahre schnel-


ler als gewöhnlich, die Nachfrage wuchs, die Preise aller Waren stiegen resp.


das Gold entwertete sich; darauf kam ein Rückschlag; das Geld zirkulierte lang-


samer, es wurde dem Verkehr entzogen; die Nachfrage fiel, die Preise sanken,


das Gold gewann um 30–50 ja 100 % an Kaufkraft.


Also mit einem Maße, welches fortwährend die Dimensionen verändert, wol-


len die Österreicher sich überzeugen, daß ihr Papiergeld einen viel bestimmteren


Wert hat als das Gold, so brauchen sie nur den Durchschnittspreis der Waren in


Ländern mit Goldwährung festzustellen und mit diesem Durchschnittspreis den


Goldkurs auf der Wiener Börse zu vergleichen. Sie werden dann sehen, daß die


Kursschwankungen des Goldes nicht auf das österreichische Papiergeld zurück-


zuführen sind, sondern auf das Gold selber. Der Wert des Goldes schwankt dem


österreichischen Papiergeld gegenüber, nicht umgekehrt, und das österreichi-


sche Papiergeld sollte das Wertmaß sein, womit der Wert des Goldes gemessen


wird. Aber die Menschen sind in dem Golde so sehr verrannt. Der Glaube an die


Wertbeständigkeit des Goldes ist so tief eingewurzelt, daß die einfachsten, ober-


flächlichsten Sachen vollkommen übersehen werden. Mit dem Golde mißt man


alles und wenn das Wertverhältnis zwischen Gold und Ware schwankt, so wird


die Ursache stets regelmäßig, ausnahmslos bei den Waren gesucht, während


gewöhnlich das gerade Gegenteil der Fall sein sollte.
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Mit der Einführung der Goldwährung verfolgt man in Österreich den Zweck,


die Industrie zu heben; man schiebt es der Papierwährung in die Schuhe, daß


der Slowake seine Mausefallenwerkstätte noch nicht in eine Aktiengesellschaft


hat umwandeln können, man hofft, daß mit der Goldwährung die Hunnen und


Zigeuner plötzlich zu intelligenten, brauchbaren Handwerkern werden sollen.


Unsinn!


Gerade dem Schutze, welchen das nationale Geldsystem der österreichi-


schen Industrie gewährt, hat es der Slowake zu verdanken, daß seine Industrie


noch nicht von der ausländischen Konkurrenz erdrückt wurde.


Welche Erfahrungen hat man denn in Italien mit der Goldwährung gemacht?


Die Geschäfte gehen dort, seit jener unglückseligen Reform immer schlechter.


Die Defizits werden immer größer, die Auswanderung wächst fortwährend, die


Proletarisierung der Volksmasse geht mit Riesenschritten vorwärts. Aber man


sieht dies nicht ein; man will es nicht einsehen; man hielt es von vornherein für


unmöglich, daß die Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse auf das


Gold zurückzuführen sei.


Sehe man sich in Österreich vor. Ein Goldgulden ersetzt noch lange nicht


einen Papiergulden; im Gegenteil, um zwei Papiergulden zu ersetzen, müssen


wenigstens drei Goldgulden in Umlauf gesetzt werden, wenn man nicht von vorn-


herein einen allgemeinen Preisfall, eine intensive langandauernde


Wirtschaftskrisis herbeiführen will.


Zwar existieren vielerlei Mittel, um einem, durch die trägere Zirkulation des


Goldes sonst unausbleiblichen Preisfall entgegenzuwirken, Mittel, welche das


Gold zu schnellerer Zirkulation forcieren, und als solche sein hier hervorgehoben:


Verbesserung und allgemeinere Benutzung des Checksystem’s. Beschleunigte


Beförderung aller Geldsendungen durch die Post, ev. durch Telegraph.


Abschaffung der Lotterien und aller Einrichtungen, welche das Geld vom


Warenmarkt ablenken.


Besteuerung der Bankdepots, hauptsächlich in Zeiten des Mißtrauens.


Abschaffung der Post- und anderer staatlichen Sparkassen etc. etc.


Aber ich kann nicht annehmen, daß man die Effektivität dieser und ähnlicher


Mittel gegen einen Preisfall der Waren und gegen eine Lähmung der


Gewerbetätigkeit 
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einsehen wird; denn wer durch Ergreifung solcher Maßregeln im Prinzip zugibt,


daß die Zirkulation des Geldes überhaupt auf die Preise der Ware, resp. auf die


Kaufkraft des Geldes Einfluß ausübt, der sieht auch weiter und schlägt sich nicht


mehr mit solchen reaktionären Plänen herum, das Papiergeld, das Geld, wel-


chem schon der bloße Instinkt die Zukunft verspricht, durch das Metallgeld, das


Geld der Vergangenheit zu ersetzen.


Wer zugibt, daß die Zirkulation des Geldes überhaupt den Wert des Geldes


beeinflußt oder beeinflussen kann, der muß, wenn er nur einen Funken Logik


und Witz besitzt, auch zugeben, daß der Wert des Geldes von ganz anderen


Umständen abhängt, als vom Stoff, woraus das Geld fabriziert wird.


Wer zugibt, daß der Wert des Goldes durch die Zirkulation beeinflußt wird und


daß das Gold in sich selbst großen Wertschwankungen unterworfen ist, der wird


sein Land vor allen Dingen unabhängig von jenen Wertschwankungen machen


wollen, statt im Gegenteil das Land durch Einführung der Goldwährung in die


internationale Mitleidenschaft dieser Wertschwankungen zu ziehen.


Den schlagendsten Beweis, daß das Gold als Tauschvermittler nichts taugt,


und daß das Papiergeld, selbst wenn es von Banditen verwaltet wird, immer


noch 10fach besser ist als das Metallgeld, liefern augenblicklich die beiden


Republiken Uruguay und Argentinien.


Diese beiden Republiken sind, was Bevölkerung, Fruchtbarkeit, geographi-


sche Lage und Verwaltung anbetrifft, vollkommen gleich, nur hat Uruguay eine


reine Goldwährung, während in Argentinien ausschließlich Papiergeld zirkuliert.


Beide Länder sind gleich stark verschuldet, beide Länder haben gleichzeitig


sich zahlungsunfähig erklärt. Aber welcher Unterschied ist heute schon bei der


Entwicklung beider Länder zu beobachten?


Während in Uruguay Handel und Verkehr in der größten Apathie darnieder-


liegt; die Industrie tot ist und die Arbeiter massenhaft nach Argentinien auswan-


dern, hebt sich sichtbar hier der Verkehr; die Industrien sind vollauf beschäftigt,


nie so solid und blühend gewesen wie heute. Überall regt sich der


Unternehmungsgeist, neue Industrien werden überall gegründet und das Volk


blickt jetzt schon hoffnungsfreudig in die Zukunft.
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Wo ist die Erklärung? Das Volk, welches überhaupt nie einer Sache auf den


Grund geht, behauptet das Land wäre so; Unsinn!


In Uruguay, wo Gold zirkuliert, ist das Gold teils zur Zahlung der europäischen


Schulden ausgewandert, teils haben die Bankiers aus Mißtrauen gegen die


gegenwärtige Situation das Gold total aus dem Verkehr entzogen.


Es zirkuliert jetzt tatsächlich kein Geld mehr; die Nachfrage fällt täglich mehr,


die Preise sinken im gleichen Maße. Die Industrie ist dadurch gelähmt und die


Arbeiter wandern scharenweise aus, – nach Argentinien. Denn hier kann das


Geld nicht ausgeführt werden; das argentinische Papier gilt nur in Argentinien. 


Es ist also immer Geld vorhanden, der Warenaustausch ist nicht gehemmt, das


Geld kann auch nicht der Zirkulation in großem Maßstab entzogen werden, denn


die Bankiers sind immer der Gefahr ausgesetzt, daß die Regierung durch neue


Emissionen das Papiergeld ersetzen wird, welches die Bankiers aus Mißtrauen


oder aus Spekulation dem Verkehr entziehen. Durch die neuen Emissionen, die


die Regierung auch sonst bei jeder Finanzverlegenheit ausgibt, wächst die


Nachfrage fortwährend, die Preise haben eine fortwährend steigende Tendenz,


die Industriellen werden zu verdoppelter Tätigkeit angespornt. Der Erfolg kann


nicht ausbleiben; es wird gearbeitet, viel gearbeitet und wo gearbeitet wird, ent-


wickelt sich Reichtum.


Durch die fortwährende neuen Papier-Emissionen steigen die Preise (wenn


auch nur nominell) unausgesetzt, das Geld entwertet sich immer mehr und das


Resultat ist, daß hier die Ware tatsächlich besser ist als das Geld.


Wenn die Regierung planmäßig mit diesen Emissionen vorginge, wenn es


bestimmt würde, daß alle Monate so und so viel Millionen neues Geld ausgege-


ben würde, so könnte jedermann auf eine größerer Entwertung des Geldes, auf


ein Steigen der Preise gefaßt sein und jedermann würde seine Ersparnisse statt


in Geld in Waren anlegen. Aber die Regierung gibt hier das Geld nicht aus, weil


sie sich guten Erfolg für die Entwicklung des Landes verspricht, sondern nur um


sich aus Geldverlegenheiten zu helfen und sie sieht drum auch nicht die kolossa-


len Vorteile, welche dem Lande erwachsen würden, wenn es zur Sitte würde, alle


Ersparnisse und Überschüsse direkt in Waren oder gewerblichen Anlagen zu ver-


wenden.
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Aber wie dem auch sei, die Regierung wird durch ihre Paschawirtschaft nim-


mer aus der Geldverlegenheit herauskommen, sie wird regelmäßig auf die


Papiergeldemission zurückkommen; die Preise werden drum fortwährend steigen


und eine Wirtschaftskrisis wird drum auch niemals hier zu befürchten sein.


Trotz und wegen der Paschawirtschaft, wird sich das Land entwickeln, zum


Erstaunen aller Nationalökonomen und gegen die Prophezeiungen der soge-


nannten Sachverständigen. Man wird alle möglichen Erklärungen suchen, aber


man wird die einzige reelle Erklärung nicht finden, denn wie wäre es möglich,


daß in der Papierwirtschaft, wie die Goldanbeter das Papiergeld zu nennen pfle-


gen, das Geheimnis solcher Wunder zu suchen wäre?


Die Beweise, die man heute für die Benutzung beibringt, daß das Metallgeld


unersetzlich sei, stützen sich nicht auf eine sachliche Erörterung der Frage, wie


das Geld überhaupt den Warenaustausch vermitteln soll, sondern man begnügt


sich damit, auf die fehlgeschlagenen Versuche hinzuweisen, welche


Finanzpfuscher á la John Law, mit Papiergeld gemacht haben. Man fragt sich


nicht, warum diese Versuche fehlschlugen, warum sich jenes Papiergeld bis auf


den Papierstoff entwertete. Die Tatsache, daß sich die Sache so verhielt, genügt


den Männern der Volkswirtschaftslehre, um das Papiergeld für unbrauchbar zu


erklären.


Laßt uns daher untersuchen, warum jene Versuche mißlungen sind:


Der Fehler, den Law beging, bestand einfach darin, daß er nicht einen Ersatz


für das Metallgeld suchte, sondern nur eine Bereicherung der königlichen


Kassen. Die Banknoten wurden ausgegeben, um damit die Einnahmen des


Staates zu vergrößern. Da die Banknoten auf Gold lauteten, da außerdem neben


den Banknoten noch effektives Gold zirkulierte, so war der ganze


Warenaustausch auf Gold basiert. Alle Rechnungen wurden auf Gold ausgestellt,


alle Zahlungsverbindlichkeiten lauteten auf Gold und der Staat erhob Abgaben


und Steuern nach Gold, wenn es auch nur nominelles Gold war.


Nun wissen wir, daß das Geld die Nachfrage repräsentiert und daß die Ware


das Angebot vertritt.
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Durch Ausgabe von Banknoten wurde die Masse von zirkulierendem Gelde


vermehrt und die Nachfrage und Preise der Waren mußten in gleichem


Verhältnis steigen. Hohe Warenpreise locken aber fremde Waren herbei, wäh-


rend sie gleichzeitig den Export unmöglich machen. Die unmittelbare Folge ist


eine große Nachfrage von effektivem Gold, um damit die importierten Waren zu


bezahlen. So lange die Inhaber der Banknoten das Gold auf der Bank erhielten,


ging alles gut; aber dies konnte nicht lange dauern, mit fatalistischer


Notwendigkeit mußten die durch die ausgegebenen Banknoten künstlich in die


Höhe geschraubten Preise sämtliches Gold der Bank über die Grenze jagen.


Sowie nun die Bank die Noten nicht mehr bei Sicht einlösen konnte, stellte ich


die Goldprämie ein; für 100 Francs Gold erhielt man 110–120–150 Francs in


Papier. Hätte nun Law mit seinen Emissionen inne gehalten, so wäre die Sache


noch nicht so schlimm gewesen, die Goldprämie hätte sich auf 130–150 erhalten


und die Bevölkerung hätte sich nach und nach an das Papiergeld gewöhnt. Aber


er gab immer noch Noten aus, das trieb die Nachfrage und die Preise immer


höher, der Import nahm immer mehr zu, die Goldprämie stieg auf 2–300.


Aber in den Banknoten versprach Law dem Inhaber Gold; die Rechnungen


lauteten sonach immer auf Gold und da die Hoffnung auf eine Erfüllung des


Zahlungsversprechens seitens der Bank immer mehr schwand und im Gegenteil


die Goldprämie immer mehr stieg, so stellte sich nach und nach die Sitte ein, die


Geld-Verbindlichkeiten nach effektivem, klingendem Metallgeld zu kontrahieren.


Anfänglich, bei Beginn der Banknoten-Emission zirkulierte Gold und Papier


nebeneinander als ebenbürtiges Geld, nach Eintritt der Goldprämie, zog sich das


Metallgeld zurück und es zirkulierte nur mehr Papier, jetzt wo Rechnungen nach


effektivem Gold ausgestellt wurden, zirkulierte wieder Papier und Gold nebenein-


ander, aber nicht mehr als ebenbürtiges Geld, sondern als zwei vollkommen ver-


schiedene, sich feindlich gegenüberstehende Geldarten.


Und je mehr Law seine Emissionen vermehrte, desto mehr wuchs die


Nachfrage, desto höher stieg die Goldprämie, desto mehr griff die Sitte um sich,


die Rechnungen nach klingendem Golde auszustellen. Und je mehr es zur Sitte


wurde, wieder nach klingendem Golde zu rechnen, desto 
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weniger Verwendung fand das Papier als Tauschvermittler, desto mehr entwerte-


te sich dasselbe. Und als schließlich der Staat selber anfing die Abgaben in Gold


zu erheben, da verschwand auch die letzte Verwendung, die die Banknoten noch


besessen und mit dieser sank auch der Wert der Banknoten bis auf den Stoff,


woraus sie gemacht waren.


Dies ist der Sachverhalt, aber um daraus den Schluß zu ziehen, daß das


Papiergeld das Metallgeld nicht ersetzen kann, muß man mehr als oberflächlich


die Sache betrachten.


Warum entwerteten sich die Banknoten Law’s? Weil sie überflüssig waren; es


war ja Geld da, vielleicht nicht in der königlichen Kasse, aber jedenfalls in


Zirkulation. Wozu dann noch Banknoten? Wollte Law das Gold ersetzen, so


mußte er das Gold der Zirkulation entziehen und nur Papiergeld gelten lassen.


Er mußte Gesetze erlassen, welche das Metallgeld entmünzten; er mußte


bestimmen, daß in allen königlichen Kassen nur mehr Papiergeld angenommen


würde, daß alle Geldverbindlichkeiten von Privatpersonen nur dann Gültigkeit vor


dem Gesetze besitzen sollten, wenn sie auf Papiergeld ausgestellt wären.


Sodann durfte er unter keinen Umständen mehr Banknoten ausgeben, als


ehedem Gold in Zirkulation war, im Gegenteil durfte die Gesamtsumme der


Banknoten nur ca. 70–80 % der Gesamtsumme des früheren Metallgeldes aus-


machen, denn ein Franken in Papier, ersetzt wegen seiner schnelleren


Zirkulation mehr als einen Franken in Gold, und das erste wonach Law streben


mußte, hätte sein sollen, die Preise, d. h. den Wert der Banknoten, auf gleicher


Höhe mit dem des Metallgeldes zu erhalten, um den Volke Vertrauen zu dem


Papiergeld einzuflößen.


Auf diese Weise eingerichtet, konnte sich unmöglich das Papiergeld entwer-


ten, im Gegenteil durch Einziehung von Banknoten, hätte man den Wert dersel-


ben, falls es aus politischen Gründen wünschenswert erschienen sei, über den


Metallwert treiben können, so daß man für Papiergeld hätte Prämien bezahlen


müssen. Denn es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn Law die Masse der


Banknoten, statt sie zu vergrößern, sie im Gegenteil verkleinert hätte, dann


genau das Entgegengesetzte von dem Geschehen hätte eintreten müssen.


Die Einziehung von Banknoten, hätte zur unmittelbaren Folge ein Sinken der


Nachfrage und der Preise gehabt und 
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ein Preisfall begünstigt die Ausfuhr und bringt Gold ins Land.


Welchen Eindruck auf das Volk hätte es aber gemacht, wenn man für einen


Franken Papier 1? Franken Gold und mehr vielleicht erhalten hätte?


Nachdem dann auf diese Weise das Vertrauen des Volkes zum Papiergeld


befestigt worden wäre, durfte Law daran gehen, das Wörtchen Gold aus der
Banknote zu streichen und durch ein anderes ersetzen, um dadurch das Volk an
den Gedanken zu gewöhnen, daß der Begriff Geld und Gold gar nicht identisch
ist.


Denn ein Franken in Papier, der mehr Wert ist als ein Franken in Gold, ist


kein Gold mehr, sondern etwas vom Gold ganz verschiedenes. Ein solcher


Franken hat mit dem Gold gar nichts mehr gemein; das Gold steht zu dem


Franken in demselben Verhältnis wie jede gewöhnliche Ware; wird viel Gold


angeboten so fällt sein Wert und umgekehrt. Die Goldnachfrage und das


Goldangebot konnte nur den auswärtigen Handel berühren, für den inneren


Verkehr hatte das Gold keine Bedeutung mehr. Denn nachdem das Wörtchen


Gold aus den Banknoten gestrichen war, lauteten die Rechnungen nach Franken


und der Begriff Franken hatte überhaupt mit dem Gold nichts mehr gemein.


Es wurde nach Franken gerechnet und der Wert eines Franken hing vom


Angebot ab. Hatte es geregnet, so erhielt man für den Franken viel Salat und zur


Osterzeit erhielt man für den Franken mehr Eier als im Winter.


Ebenso gut aber hätte die Banknote auf Sansculottes, Maikäfer oder Sterne


lauten können; ihr Wert wäre derselbe geblieben; der Name hätte auf den Wert


nicht den geringsten Einfluß gehabt.


Law konnte den Banknoten den Wortlaut geben: „Frankreich erkennt diesen


Schein für – 100 Sansculottes – und bezahlt jedem, der diesen Schein nachahmt


oder fälscht, oder nachgemachte und gefälschte in Zirkulation setzt, eine gehöri-


ge Tracht Prügel“, es hätte den Wert der Banknote nicht im geringsten beein-


trächtigt.


Nach wie vor hätte der Wert eines Franken, eines Sansculottes oder


Comunard davon abgehängt, wie viele solcher Franken, Sansculottes etc. zirku-


lierten, wie schnell sie zirkulierten, wie groß das Angebot war.


Oder glaubt vielleicht der Leser irgend ein Fürst oder Prälat hätte Anstand


genommen, den Pachtzins seiner 
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Vasallen in Empfang zu nehmen, weil er nach Sansculottes berechnet war. Non


olet, hätte auch hier gegolten.


Und wie, wenn der Baron die Sansculottes nicht annimmt, will er seine


Steuern bezahlen, will er den Kaufmann befriedigen, will er seinen Spiritus ver-


kaufen? Der Sansculotte imponiert sich allen, er dringt überall ein, er beherrscht


den ganzen Verkehr. Wer mit der Bahn reist, wer einen Brief zur Post trägt, wer


seine Miete bezahlen will, muß sich mit Sansculottes versehen und wehe ihm,


wenn er keine zu verdienen versteht. Ohne Sansculottes kann niemand Hochzeit


halten, ohne Sansculottes begleitet ihn keine Glockengeläute zur letzten Ruhe.


Ein Gegenstand der unter Umständen den Sünder vom Fegefeuer in das


Paradies expedieren kann, ein Gegenstand, der im Stande ist das Schwarze in


Weiß zu verwandeln, der Traurige fröhlich stimmt, der den Verbrecher von aller


Schuld rein wäscht und der den Wucherer aus dem Kote des Bürgerstandes her-


aus in den Adelstand erhebt, der wird hoch geschätzt; niemand läßt ihn los und


wer sich denselben verschaffen muß, der muß das Äquivalent dieser Macht in


Waren geben.


Und doch ist es nur ein Stück Papier mit einer aufgedruckten Ziffer und sein


Wert und seine Kaufkraft beruht ausschließlich auf dem Gesetz, daß alle


Abgaben damit bezahlt werden müssen, auf der Sitte, daß wer Waren kaufen


oder verkaufen will, es nur mit Hilfe jenes Papierfetzens machen kann.


Aber der Sansculotte haßt die Gesellschaft seiner Stammesgenossen; er liebt


die Einsiedelei und wenn viele seines gleichen geboren werden, so schrumpft er


vor Ärger zusammen, er wird dann weniger geschätzt und statt einen Korb voll


Salat erhält man nur mehr die Hälfte.


Zweifellos hatte Law erkannt, daß der Wert des Geldes unabhängig ist von


dem Stoff, woraus es hergestellt wird, und daß man in Folge dessen Geld aus


Papier machen kann.


Aber diese Erkenntnis mußte noch sehr nebelhaft gewesen sein; er hielt das


Geld noch für einen Teil des Nationalvermögens und dachte somit durch


Vermehrung des Geldes das Nationalvermögen zu vergrößern.


Er wußte nicht, daß das Geld die Nachfrage vertritt und daß Vermehrung des


Geldes Steigerung der Nachfrage 
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Erhöhung der Preise Vermehrung des Imports, Export von Gold zur Folge haben


muß.


Auch war Law noch in dem Wahn befangen, daß das Gold immer als Basis


der Preise, wenn auch nur nominell gelten mußte, obschon dies mit der


Erkenntnis, daß das Gold der Münze nicht den Wert gibt, im eklatantesten


Widerspruch steht. Er hielt es für unmöglich, daß er als Werteinheit irgend einen


abstrakten Begriff einführen konnte; er wußte nicht, daß der Wert des Geldes


ganz von dem Warenangebot abhängt, und daß das einzelne Geldstück eigent-


lich den Besitztitel des auf ihn entfallenden Teiles der Warenproduktion bildet und


daß es deshalb vollkommen gleichgültig ist, welchen Namen man diesem


Besitztitel gibt. Kurzum, Law glaubte, daß das Geld, ob nun aus Gold oder


Papier gemacht, in sich selbst einen ganz bestimmten Wert vorstellte.


Man hat angeführt, daß das Papiergeld nicht brauchbar ist, weil es in der


Macht der Regierung liegt, den Wert dieses Geldes durch neue Emissionen her-


unterzusetzen. Aber wer bildet denn heute die Regierung der zivilisierten


Länder? Es ist das Volk selber, welches durch seine Vertreter regiert und wenn


man den Vertretern des Volkes die Regierung anvertraut, so kann man ihnen


doch auch die Entscheidung der Frage anvertrauen, ob neue Geldemissionen


wünschenswert sind oder nicht. Die Entscheidung, ob der Geldbestand des


Landes durch neue Goldproduktion oder durch Umschmelzen von


Schmucksachen zu Münzen vergrößert werden soll, legt man heute in die Hände


abenteuernder Goldgräber und putzsüchtiger Frauenzimmer; wäre es da nicht


1000mal richtiger, daß man solch wichtige, tief in alle Verhältnisse eingreifende


Entscheidungen dem Reichstage anvertraute?


Man sagt, daß der Staat durch neue Geldemissionen, das Vermögen der


Privatleute schädigen kann, aber trifft dasselbe nicht jeden Tag bei den Waren


ein?


Wenn in einer Stadt viel Kapital zu Häuserbauten verwandt wird, so fällt der


Preis der einzelnen Häuser; der Hausbesitzer erleidet durch die Bautätigkeit der


anderen einen Schaden. Wenn sich das Kapital in besonders großem Masse auf


die Verfertigung eines Industrie-Artikels verlegt, dann werden manchmal viele


Handwerker dadurch ruiniert.


Wenn der Staat eine Bahn baut, wo früher Fuhrleute 
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den Verkehr vermittelten, so werden oft zahlreiche Ortschaften ruiniert und deren


Einwohner zur Auswanderung gezwungen.


Man sieht, daß durch die Tätigkeit des Staates und der Privatpersonen, der


Wert des Grund- und Warenbesitzes fortwährend beeinflußt wird, ohne daß hier-


gegen jemand zu protestieren wagt, weshalb sollte das Geld hier eine Ausnahme


machen, zumal solche Wertbeeinflussungen von der Entscheidung der


Regierung abhängig sein würden.


Die Deutschen vertrauen ihrem Kaiser die Entscheidung über Krieg und


Frieden, über Tod und Leben ihrer Kinder an, würden sie ihm dann nicht auch ihr


Geld anvertrauen?


Allerdings mancher deutscher Bauer schätzt sein Geld und Vieh höher, als


seine Kinder; und mancher hat die Kugel die seinen Sohn dahinraffte, schon


längst vergessen, während die Granate, die in seinen Schweinestall fiel, noch


lebhaft in seiner Erinnerung bleibt. Ech han meng Köh baal esu lef wie meng


Konner. Aber solche Urmenschen bilden doch nicht mehr die Mehrzahl; diese


Urmenschen gegen doch nicht mehr den Ausschlag in der Gesetzgebung.


Aber gesetzt auch den Fall, die Regierung, nachdem sie dem Gelde natürlich


die Goldbasis genommen, gäbe jährlich neue Emissionen aus, was wäre denn


die Folge?


Das Geld würde an Wert abnehmen, die Preise würden steigen, die


Unternehmungslust würde gefördert, Arbeitslosigkeit könnte niemals eintreten,


das Nationalvermögen würde durch die rege Gewerbstätigkeiten wachsen, die


Steuerkraft zunehmen, der Reichshaushalts-Etat würde mit Überschuß abschlie-


ßen, der Zinsfuß würde fortwährend sinken, der Warenaustausch würde


beschleunigt.


Dabei hätten diese Emissionen den riesigen Vorteil, daß sie dem Staate eine


regelmäßige Einnahme, welche sonst nur durch ein kompliziertes, verkehrsstö-


rendes, vexatorisches und kostspieliges Steuerverfahren zu erlangen ist, ver-


schaffen würde; auch würde sich das Volk die vom volkswirtschaftlichen


Standpunkte aus als geradezu närrisch zu bezeichnende Sitte abgewöhnen, die


Ersparnisse in Geld anzulegen, statt in Waren und gewerblichen Anlagen.


Ich verlange vom Leser noch nicht, daß er diesen Sachverhalt begreift; ich


halte ihn noch zu sehr in den Irrtümern der heute noch allgemein geltenden


Geldtheorien 
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befangen, um die Vorteile solcher regelmäßigen Geldemissionen in ihrer ganzen


Tragweite erfassen zu können, nur möchte ich ihm vorläufig folgende einfache


Fragen zur Beantwortung vorlegen:


Warum, wenn das Geld für eine gewöhnliche Ware gehalten wird, wird diese


Ware nicht besteuert, wenn sogar der Staat seine gierigen Hände auf das Salz


und Brot legt, auf das Salz und Brot, welche von ganzen Völkerstämmen für hei-


lig gehalten werden?


Warum, wenn das Geld keine Ware, sondern nur Vertreter von Ware sein soll,


erhebt man die Steuer, welche die Ware bezahlen soll, nicht von ihrem Vertreter,
zumal die Steuererhebung auf diese Weise ungleich einfacher sein würde?


Warum, wenn das Geld weder Ware noch Vertreter von Waren sein soll, son-


dern eine staatliche Verkehrseinrichtung, soll die Benutzung dieser


Verkehrseinrichtung frei von allen Lasten sein, wenn man für die Benutzung aller


anderen Verkehrseinrichtungen Fracht an den Staat bezahlen soll?


Die Münzen, die heute in Deutschland zirkulieren, verschleißen sich, nicht auf


Kosten derjenigen, die sie benutzen, sondern zu Lasten des Staates, zu Lasten


des Gemeinwesens, zu Lasten vieler Personen, die niemals oder nur selten die


Münzen gebrauchen. Ist dies gerecht?


Auf diese, jedenfalls sehr einfachen Fragen, verlange ich Antwort, bevor ich


dem Leser erlaube, weiter in der Lektüre dieses Büchleins fortzufahren.


__________


Die Fabel vom Wertmesser.


Das Geld ist das Metermaß, womit der Wert aller Waren gemessen wird.


Diesen tiefsinnigen Ausspruch hört man regelmäßig wiederholen, so oft vom


Gelde die Rede ist; in allen Werken über National-Ökonomie findet man diesen


klassischen Blödsinn!


Wo ist der brave Mann, der mir sagen kann, wie groß der Wert einer Mark


ist?


Eine Mark ist ein Stück Silber von 14 Gramm Gewicht und der Wert dieses


Silbers steht zu dem Werte der 


187







Waren in genauem Verhältnis zu der Arbeit, welche zur Produktion des


Silbers und zur Produktion der Waren erforderlich ist, sagt Marx in seinem kapi-


tal.


Marx war jedenfalls kein Kaufmann, oder wenn er es war, muß er seine


Geschäfte recht krämerhaft betrieben haben; ich hätte ihm jedenfalls keinen


Kredit gegeben, denn wer heute auf solcher Theorie seine Geschäfte baut,


macht im Handumdrehen bankrott.


Wenn das Geld ein Maß sein soll, so muß es vor allen Dingen selber ein


bestimmtes Maß oder Wert besitzen; welches ist denn nun der Wert einer Mark?


Die Frage kann nur mit Hilfe von einer Million „wenn und aber“ beantwortet


werden.


Wenn das Geld langsam zirkuliert, dann ist sein Wert groß; aber dieser Wert,


die Kaufkraft des Geldes fällt sofort, wenn die Geldzirkulation beschleunigt wird.


Wenn in Österreich das Papiergeld durch die Goldwährung ersetzt wird, dann


steigt in der ganzen Welt der Wert des Goldes, wie er ebenfalls steigen wird,


wenn durch Lotterien, Sport und andere Geldoperationen viel Geld dem


Warenmarkt entzogen wird; aber er fällt sofort, wenn in schlechten Zeiten viele


Schmucksachen zu Münzen umgeprägt werden. 


Wenn die Arbeitsteilung zunimmt, wenn der deutsche Bauer seine Tätigkeit


auf die Kultur von Zuckerrüben konzentriert und dafür alle Lebensmittel kaufen


muß, dann wächst das Angebot von Waren und die Nachfrage nach Geld und


seine Kaufkraft steigt, aber dieser Wertsteigerung des Geldes wird entgegenge-


arbeitet durch die Erleichterung und Beschleunigung der Zahlungsweise, durch


Verbesserung des Schecksystems etc. etc.


Kurzum, von einem Wertmesser ist keine Rede; die im Silber und Gold inkar-


nierte Arbeit beeinflußt den Wert des Geldes in keiner Weise.


Wehe dem Kaufmann, der auf die Wertbeständigkeit des Geldes rechnet; es


geht ihm schlecht.


Will man ein Geld haben, welches den Namen Wertmesser einigermaßen ver-


dient, so muß man dasselbe den millionenfältigen Einflüssen entziehen, welchen


das Gold heute unterworfen ist.


Dazu würde vor allen Dingen ein nationales Geld nötig sein.
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Gibt es in der Welt etwas widersinnigeres, als den Verlust, den der deutsche


Taler an seinem Werte einbüßt, weil man in Australien eine Silbermine entdeckt,


weil in Japan verschuldete Schauspieler ihre Ohrringe in Münzen haben umprä-


gen lassen, weil in Spanien das Lotteriespiel abnimmt, weil in Österreich die


Einführung der Goldwährung vertagt wird.


Das Geld muß also vor allen Dingen von ausländischen Einflüssen befreit


werden und dazu gehört ein Geld, welches weder ein- noch ausgeführt werden


kann. Also Papier.


Ferner muß dafür gesorgt werden, daß das Geld zu weiter nichts brauchbar


sei, als zum Waren-Austausch, daß es also nicht zu Schmucksachen verarbeitet


werden kann, also Papier.


Drittens darf die Vermehrung des Goldbestandes nicht von abenteuerlichen


Goldgräbern abhängen, sondern solche wichtige Entscheidungen müssen den


Bedürfnissen des Handels angepaßt und von der Regierung getroffen werden;


also Papier.


Aber die Hauptsache bleibt, daß das Geld vollkommen regelmäßig zirkuliere,


daß es weder aus Spekulation noch aus Mißtrauen dem Verkehr entzogen wer-


den kann. Um dies zu erreichen, bleibt nichts anderes übrig, als das Geld unter


den selben Druck zu stellen, den die Fäulnis und der Rost auf die Waren ausübt;


also daß jeder Geldbesitzer der es versäumt, sein Geld zum Markte zu bringen,


einen gleichen Verlust erleidet, wie der Warenbesitzer, der zu träge ist, seine


Waren zum Verkauf anzubieten.


Nur auf diese Weise ist es möglich, daß sich Nachfrage und Angebot stets, zu


allen Zeiten, im Krieg wie im Frieden ausgleiche, nur auf diese Weise ist es mög-


lich, daß die Waren feste Preise erhalten, daß man mit dem Gelde auch einen


Wertmesser erhalte.


So lange die Zirkulation des Geldes nicht vollkommen gleichmäßig ist, so


lange es von den Launen des Bankiers abhängt, das Geld bald dem Verkehr zu


entziehen, bald es in Fluß zu bringen, wird der Wert des Geldes fortwährend


schwanken, werden die Preise der Waren auf- und abgehen, wird von einem


Wertmaß niemals die Rede sein können; denn daran muß man festhalten, daß


die Kaufkraft des Geldes, sein Wert nur dann unverändert bleiben kann, wenn


die Zirkulation des Geldes gleichen Schritt mit der 
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Warenproduktion hält. Die letztere ist aber ihrer ganzen Natur nach auf


Gleichmäßigkeit angewiesen, sie wäre auch heute vollkommen gleichmäßig,


wenn sie nicht durch die Unregelmäßigkeit der Geldzirkulation fortwährend


beeinflußt würde; darum gleichmäßig, vollkommen gleichmäßig muß auch das


Geld zirkulieren.


__________


Wer braucht Geld?


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis. Steigt die Nachfrage, so steigt


der Preis.


Im scheinbaren Widerspruch mit diesem Naturgesetz steht die Tatsache, daß


je größer die Nachfrage nach Geld ist, desto mehr entwertet sich dasselbe und


um uns hiervon zu überzeugen, brauchen wir nur die Marktpreise mit dem


Zinsfuß zu vergleichen, immer werden wir sehen, daß je höher der Zinsfuß,


desto höher stehen auch die Marktpreise, desto weniger Wert besitzt das Geld.


Woher kommt dies?


Wenn die Nachfrage nach Geld wächst, wie aus der Erhöhung des Zinsfußes


ersichtlich ist, so müßte doch obigem Gesetze entsprechend der Wert des


Geldes, seine Kaufkraft, wachsen. Wie erklärt sich dieser Verstoß gegen ein


Naturgesetz


Die Erklärung ist einfach, so einfach, daß ich mich fast geniere den Leser


damit aufzuhalten und führe ich dies ganze Kapitel nur an, als ein neuer und


schlagender Beweis, wie radikal falsch die allgemein verbreiteten Ansichten über


das Geldwesen sind, wie furchtbar gefährlich das Metallgeld ist. Was ist das


Geld? Tauschvermittler. Wer braucht das Geld? Jeder der Tauschvermittler
braucht, der der eine Ware zum Verkauf anbietet, um mit dem Erlös eine andere


Ware zu kaufen.


Also Geldbedarf herrscht nur dort, wo Waren angeboten werden, Nachfrage
nach Geld hält nur der Warenverkäufer. Und, daß sich die Sache so verhält


erkennen wir daran, daß je größer das Angebot von Waren, die Nachfrage nach


dem Tauschvermittler ist, desto höher steigt der Wert des Tauschvermittlers,


desto mehr steigt die Kaufkraft des Geldes.
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Was man heute Geldbedarf nennt, ist weiter nichts als Bedarf an Waren; für


das Geld, welches der Staat durch Anleihen erhebt, gibt er keine Waren im


Umtausch. Der Staat gebraucht das Geld nicht als Tausch- sondern als


Kaufmittel. Durch die Anleihen beschleunigt der Staat die Geldzirkulation; die


Nachfrage wächst; die Preise steigen, das Geld entwertet sich. Dies ist die einfa-


che Erklärung, weshalb dem Naturgesetz zuwider, sich das Geld um so mehr


entwertet, je größer scheinbar die Nachfrage nach Geld ist.


Das Steigen der Preise, ein hoher Zinsfuß ist ein Zeichen, daß im Lande die


Nachfrage, der Warenkonsum größer ist als die Produktion, daß das Volk mit


Defizit wirtschaftet, daß die Geldzirkulation nicht Schritt hält mit der


Warenproduktion.


War wäre nun in einem xbeliebigen Lande zu tun, wenn die Nachfrage nach


Geld wächst und der Zinsfuß steigt? In einem solchen Falle bleibt nichts anderes


übrig, als dem Verkehr durch extra große Besteuerung ein dieser Nachfrage


genau entsprechendes Quantum Geld zu entziehen und zu vernichten.


Der Erfolg dieser Maßregel wäre, daß durch Verminderung des


Geldbestandes die Nachfrage nach Ware auf die Möglichkeit ihrer Befriedigung


sinken würde, und daß die Preise und der Zinsfuß sich der sinkenden Nachfrage


sofort anpassen würden. Genau das Gegenteil geschieht natürlich heute auf der


ganzen Welt.


Ist in einem Lande zu viel Geld, ist der Konsum der Waren größer als die


Produktion und zeigt sich dies durch das Steigen des Zinsfußes, so werden


durch die hohen Zinsen von allen Seiten fremde Kapitalien angelockt und das


Defizit, womit ein solches Land arbeitet, wird durch solche Geldeinfuhr nur noch


vergrößert. Die logische Folge ist, daß der Zinsfuß und die Warennachfrage in


demselben Verhältnis wächst, wie neues Geld eingeführt wird und daß alle


Preise steigen.


Die Preissteigerung hat ihrerseits wiederum zur Folge, daß die inländischen


Industrien den Wettbewerb der ausländischen nicht ertragen können, lahmgelegt


und ruiniert werden.


So sehen wir, wie die irrige Auslegung des Wortes Geldbedarf die


Verschuldung und den Ruin ganzer Nationen 
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zur Folge hat. Wie viel Unheil, Selbstmorde, Fallimente, Elend und Revolution


hätte man verhüten können, wenn die Völker zu der Erkenntnis gekommen


wären, daß das Steigen des Zinsfußes, hervorgerufen durch eine größere


Geldnachfrage auf einen Überschuß an Geld hindeutet, statt auf einen


Geldmangel. Wie vielem Scharlatanismus in der Finanzverwaltung etc. würde die


Erkenntnis dieses einfachen Sachverhalts vorgebeugt haben.


__________


Wie viel Geld kann in einem Lande zirkulieren?


Nur dem vollständigen Mangel eines gründlichen Studiums des Geldwesens


ist es zuzuschreiben, daß noch so häufig der Reichtum eines Landes nach sei-


nen Geldmitteln beurteilt wird, und daß noch so manche Regierung den


Geldbestand des Landes künstlich zu vermehren sucht.


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis.


Das Angebot, die Ware in ihrer reinsten Form, wird durch Arbeiter dargestellt,


die Nachfrage durch das Geld.


Da heut zu Tage die Arbeiter mehr oder weniger verarmt sind und von der


Hand in den Mund leben, so ist das Angebot jahraus, jahrein durchaus gleichför-


mig, denn die Bedürfnisse des Magens erlauben der großen Masse der Arbeiter


nicht, das Angebot nur um einen Tag zu unterbrechen.


Wenn nun bei diesem ewig gleichförmigen Angebot, die Nachfrage durch


Vermehrung des Geldes oder durch Beschleunigung der Geldzirkulation wächst,


so wird das Gleichgewicht aufgehoben und die Preise, d. h. die Löhne steigen.


Bei dem heutigen internationalen Geldsystem und den geringen Unkosten,


welche Bahn und Dampfschiffbeförderung verursachen, können aber dauernd die


Preise der Waren in einem Lande nicht viel höher sein, als im anderen, denn


wenn der Kaufmann für das Produkt der heimischen Industrie 100 Gr. Gold


geben muß, während er denselben Gegenstand vom Auslande um 1/10 Gr. Gold


billiger beziehen kann, so wird er das ausländische Produkt vorziehen.


Solcher Import hat dann Goldabfluß zur Folge, welcher in überraschend kur-


zer Zeit durch Raubzüge, Anleihen 
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oder Zirkulationsbeschleunigung vermehrte Geld über die Grenze schafft.


Und hieran können auch Schutzzölle wenig ändern, denn die Lohnerhöhung


belastet nicht allein die home market Industrie, sondern im gleichen Maße den


Export. Eine Ware aber, die zur Ausfuhr bestimmt ist, muß sich im Preise nach


den Produzenten der anderen Länder richten; kann sie in Folge der höhen Löhne


nicht zu Konkurrenzpreisen geliefert werden, so schließt der Produzent die


Fabrik. Dem Rückgang des Warenexportes folgt dann Goldausfuhr auf dem


Fuße. Ein Land, welches nicht vollständig auf den Außenhandel verzichten will,


kann daher nicht mehr Geld im Umlauf haben, als die Länder, womit es Verkehr


unterhält, vielmehr haben alle Länder, welche unter sich Handelsverbindungen


unterhalten, gleich viel Geld. Das Geld wie das Wasser ist dem Gesetz der kom-


munizierenden Röhren unterworfen.


Freilich muß man dabei in Betracht ziehen, wie weit die Arbeitsteilung entwik-


kelt ist, wie weit das Scheckwesen gediehen ist, wie schnell das Geld zirkuliert,


wie viel Geld durch bloße Geldoperationen, wie Lotterien etc. vom Warenmarkt


abgeleitet wird etc.; berücksichtigt man alle diese 1000-fältigen Umstände, so


wird man finden, daß in allen am internationalen Verkehr beteiligten Ländern


gleich viel Geld zirkuliert, einerlei ob Gold, Silber oder Papier.


Eine künstliche Vermehrung des Geldbestandes, sei es durch materielle


Vergrößerung der Geldmasse oder durch eine einfache Beschleunigung der


Geldzirkulation, hat in Ländern mit Goldwährung einen sofortigen Goldexport und


in Ländern mit Papierwährung ein Steigen des Goldkurses zur Folge, und wenn


man heute in Deutschland das Scheckwesen verbessert, so wird man sich nicht


wundern dürfen, wenn schon in allernächster Zeit ein mächtiger Goldstrom sich


über die Grenze ergießen wird.


Dieser Sachverhalt ist selbst für ein Kind verständlich, aber um so mehr muß


man sich wundern, daß noch so vielfach gegen ein so einfaches Gesetz gehan-


delt wird.


Was war die Einfuhr der französischen Milliarden in Deutschland anders als


ein Verstoß gegen dies einfache Gesetz; was bezweckte der Minister Varela hier


in Argentinien noch vor kurzem mit den Goldverkäufen der Nationalbank. Dieser


Mann war so sehr davon überzeugt, daß 
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das Steigen des Goldkurses nur ein Werk der Spekulanten war, daß er keinen


Anstand nahm, die gesetzlich unantastbaren Golddepots der Bank zum Verkauf


auf die Börse zu werfen, um den Goldkurs herunterzudrücken. Er hätte das Gold


ebensogut ins Meer werfen können, er hätte bis zum jüngsten Tag mit den


Goldverkäufen fortfahren können, er hätte dauernd seinen Zweck niemals errei-


chen können, denn es zirkulierte hier mehr Geld als in den Ländern, womit


Argentinien verkehrt. Lag es im Interesse der Nation, den Goldkurs herunterzu-


drücken, so gab es dazu nur zwei Mittel; entweder den Geldbestand durch


Einziehung von Papiernoten zu ermäßigen, oder aber die Geldzirkulation zu ver-


langsamen. Das erste wäre ziemlich leicht zu erreichen gewesen durch


Vernichtung des Papiergeldes, welches der Bank durch die Goldverkäufe zufloß;


das zweite noch viel einfacher durch Einführung von Geldlotterien etc., durch


Einschränkung des Kreditwesens, durch Ermäßigung des Zinsfußes etc.


__________


Wie gelangt das Geld in Zirkulation?


Wer dem Golde einen bestimmten, nur durch die Goldproduktion beeinflußten


Wert beimißt, der muß auch folgern, daß die Waren das Geld in Zirkulation set-


zen.


Marx glaubte dies, er mußte es so glauben, denn es basierte auf seiner bäu-


erlichen Theorie des Geldwertes.


Marx läßt alle Waren mit ihrem im voraus nach der Arbeit bestimmten Preis


auf dem Markt erscheinen und nach diesem Preise wird die Geldsumme berech-


net, welche zum Ankauf der Waren den Geldkästen entzogen wird.


Wie sich Marx unter solchen Umständen die Entstehung von Finanzkrisen,


von Wucher und Spekulation zusammenreimt, ist mir nicht klar; sogar die


Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot wird durch eine solche


Zirkulation des Geldes aufgehoben.


Was führt die Waren auf den Markt? Der Wunsch, sie in Geld zu verwandeln.


Was treibt sie zu Markte? Die Furcht vor Rost und Fäulnis, Feuer, Dieben und


Lagerspesen. So lange die Ware nicht die Geldform besitzt, hat sie keinen Wert


für ihren Besitzer, und der Umstand, daß die Waren unter 
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dem Einfluß der Zerstörungselemente der Natur täglich an Gewicht, Maß und


Wert abnehmen, läßt dem Besitzer keine Ruhe. Die Waren werden von dem


Tage an, wo sie geboren werden, bis zu dem Tage, wo sie an ihrem Verkaufsort


angelangt sind, gleichmäßig alle Tage, ohne Unterlaß dem Markte zugeführt.


Ist dies auch der Fall beim Gelde? Der Wunsch, sich in Ware zu verwandeln,


führt das Geld auf den Markt; aber sitzt hinter dem Gelde auch dieselbe


Triebkraft, wie hinter den Waren?


Keineswegs. Das Geld verdirbt nicht; wenn das Geld der Zirkulation entzogen


wird, dann fallen alle Waren im Preise, d. h. die Kaufkraft, der Wert des Geldes


wächst.


Was das Geld den Geldkasten entzieht, ist nicht die Befürchtung, daß es ver-


derbe, sondern der Wunsch, etwas zu verdienen. Hinter dem Gelde und hinter


der Ware sitzen somit zwei ganz verschiedene Treibkräfte; bei dem einen ist es


der Wunsch, sich vor Verlusten zu schützen, bei dem anderen etwas zu profitie-


ren.


Kann das Geld diesen Wunsch seines Besitzers nicht erfüllen, dann ver-


kriecht es sich wieder in den Geldkasten, die Ware aber bleibt auf dem Markt.


Der Besitzer des Geldes weiß, daß die Ware da bleibt, er weiß auch im vor-


aus, daß die Fäulnis, der Rost und die Lagerspesen den Besitzer der Ware


mürbe und nachgiebig machen wird, er weiß, daß er nur zu warten braucht, um


die Waren zu dem gewünschten Preis zu erlangen.


Der Besitzer der Ware muß dem Geldbesitzer die Ware zu einem Preise


abgeben, welcher letzterem einen Verdienst übrig läßt, sonst läßt dieser die


Ware liegen; denn wo ist der Kaufmann zu finden, der eine Ware für 10 Mark


kauft, um sie für 10 Mark wieder zu verkaufen?


Das Geld vermittelt also den Warenaustausch nur unter der Bedingung, etwas


zu verdienen; kann es dies nicht, so hemmt es den Austausch so lange, bis daß


die Warenbesitzer durch die Verluste, die sie erleiden, nachgiebig werden und


die Preise heruntersetzen.


Die Waren gelangen also nicht mit ihren Preisen auf den Markt, sondern die


Geldbesitzer schreiben die Preise vor und die Konkurrenz unterwirft sie der


Revision. Der Kaufmann, bevor er eine Ware kauft, erkundigt sich nicht, ob


Bedarf da ist, sondern ob Nachfrage vorhanden ist, d. h. ob 
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der Konsument im Stande ist, seinen Bedarf an Waren mit Geld zu decken und


wie viel Geld der Konsument für seine Ware anlegen kann. Erst nach dieser


Berechnung setzt der Kaufmann den Preis fest, den er selbst anlegen kann und


welchen der Produzent nolens volens annehmen muß.


Es ist also töricht, wenn man behauptet, daß die Waren das Geld in


Zirkulation setzen, denn das gerade Gegenteil ist der Fall.


__________


Die Fabel vom Äquivalent.


Wie kann man dem Gelde den Namen Äquivalent der Waren geben, wenn die


Geldinhaber den Austausch von Waren nur unter der Bedingung gestatten, daß


ihnen die Warenbesitzer einen Teil ihres Eigentums ohne Gegenleistung als


Tribut abtreten.


Wenn 10 Mark das Äquivalent eines Apfels sind, warum verlangt der


Kaufmann die Äpfel für 9 Mark? Warum muß der Äpfelbesitzer die Äpfel billiger


herausgeben?


Äquivalent eines Apfels könnte höchstens ein Gegenstand sein, der dieselben


Eigenschaften besitzt wie der Apfel, d. h. ein Gegenstand der verdirbt, wenn der


Apfel verdirbt.


Eine Tasse heißen Kaffees am Nordpol und ein Stück Eis in Arabien wären z.


B. Äquivalente und wenn es sich um den Austausch dieser beiden Waren han-


delte, so könnte man sicher sein, daß keiner von den beiden Eigentümern extra


etwas an dem Tausch verdienen wollte, daß jeder der beiden Beteiligten das


Äquivalent seiner Ware unverkürzt erhalten würde.


Marx nennt den Arbeiter und den Fabrikanten ebenbürtige Warenbesitzer;


denn der Fabrikant besitzt in dem Gelde womit er die Arbeitskraft des Arbeiters


kaufen will, das Äquivalent jener Arbeitskraft, also die Summen von Arbeit, wel-


che das Ausgraben eines entsprechenden Goldquantums im Durchschnitt erfor-


dern würde.


Was soll dies bedeuten; wie kann sich jemand so von dem Glanze des


Goldes dupieren lassen? Wo ist hier die Ebenbürtigkeit, wo ist das Äquivalent?


Während noch der Arbeiter mit dem Fabrikanten unterhandelt, erleidet der 


196







Arbeiter einen Verlust, während in derselben Zeit das Geld des Fabrikanten auf


der Bank Zinsen einbringt.


Und wie, wenn die Unterhandlung zu keinem Resultate führt? der Arbeiter


verliert einen Tag, eine Woche, einen Monat Lohn, er verliert die Ware, welche


nach Marx das Äquivalent, die ebenbürtige Ware des Geldes sein soll, während


das Geld keinen Verlust erleidet. Im Gegenteil, das Geld gewinnt in der


Zwischenzeit an Wert, an Kaufkraft, denn die Verluste des Arbeiters machen ihn


mürbe und veranlassen ihn bald, seine Ware um jeden Preis loszuschlagen. Von


Äquivalent, von Ebenbürtigkeit ist hier keine Spur zu finden.


Die Ware des Arbeiters ist vergänglich wie manche Pilze; sie läßt sich nicht


einen Minute aufbewahren, während das Geld, die ebenbürtige Ware nach Marx,


aus dem dauerhaftesten aller Metalle hergestellt ist.


Ja, wenn der Fabrikant statt Gold Eintagsfliegen, wie Milch, Brot etc. besäße,


um die Arbeitskraft zu kaufen, dann wäre die Ebenbürtigkeit vorhanden, dann


wäre auch der Arbeiter sicher, daß er nicht übervorteilt würde, so aber ist er auf


Gnade und Ungnade dem Besitzer des Geldes unterworfen. Nur die Konkurrenz


der Geldbesitzer unter sich bestimmt den Preis der Ware, wenn nichts daran zu


profitieren ist; ohne Verdient lassen alle Geldbesitzer die Finger von dieser Ware.


Der Besitzer der Ware, die Arbeiter, erhält im Lohne niemals das Äquivalent sei-


ner Ware; so lange das Metallgeld den Austausch dieser Ware zu vermitteln hat,


kann er ihn niemals erhalten, denn niemand gibt einen Gegenstand, der niemals


verdirbt, gibt Geld her für eine Ware von gleichem Werte, die aber verdirbt.
__________


Wem gehört das Geld, welches der Bauer in seinen
Strümpfen aufbewahrt?


Zählt man das Kapital der Banken und Privatpersonen zusammen, die sich in


Deutschland mit dem Diskontieren von Wechseln etc. beschäftigen, so erhält


man eine Summe, die größer ist, als alles Geld, welches in Deutschland zirku-


liert.
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Ein Gegenstand kann aber nur einen Besitzer haben und fragt es sich nun,


wem das Geld gehört, welches in den Millionen von Privat-Taschen steckt.


Die Bankiers sagen es ist unser Geld; der Bauer bestreitet es erstaunt, daß


überhaupt ein Zweifel darüber existieren kann, daß das Geld in jenen Strümpfen


nicht sein Eigentum sein soll.


Wir werden gleich sehen wer Recht hat. Nehmen wir an, die Banken kämen


alle überein, ihr Kapital, ihr Geld, ihr Eigentum dem Verkehr zu entziehen und es


in ihrem Geldkasten zu konzentrieren – sei es auch nur zu dem Zwecke, um den


Aktionären zu beweisen, daß das Kapital intakt ist.


Die Banken diskontieren zu dem Zwecke keine Wechsel mehr, sie geben nie-


manden Kredit, dagegen aber ziehen sie mit aller Strenge die Außenstände ein.


Das Geld, welches Privatleute zum Kaufmann bringen, wandert sofort zur Bank,


wo es festgehalten wird.


Da auf diese Weise immer mehr Geld dem Verkehr entzogen wird, dagegen


aber kein Geld zurückfließt, so ist es klar, daß bald das Geld anfangen wird


knapp zu werden. Alle Tage wird es seltener; niemand kann mehr kaufen und die


Waren rühren sich nicht von der Stelle. Unser Bauer bringt sein Kalb zum Markt


um mit dem Erlös Tabak zu kaufen; er findet dort keinen Käufer und da er auf


den Tabak nicht verzichten kann, so greift er in den Strumpf und kauft den Tabak.


Vom Kaufmann wandert der Taler sofort zur Bank, wo er festgehalten wird.


Das Kalb ist und bleibt aber unverkäuflich; der Bauer entnimmt den


Strümpfen einen Taler nach dem anderen, bis daß die Strümpfe leer sind und ihr


Inhalt rollt vom Kaufmann zur Bank, wo den Aktionären ihr Eigentum vorgezeigt


wird. Wem gehören also die Taler, welche der Bauer in seinen Strümpfen ver-


steckte?


Der Bank gehören die Taler, sie hat sie dem Bauer nur geborgt und sie tut


dies nicht um sonst. Der Bauer muß Zinsen zahlen, obwohl er persönlich absolut


nichts mit der Bank zu tun hat, obwohl scheinbar die Bank gar kein Anrecht auf


jene Taler besitzt.


Der Bauer bezahlt die Zinsen auch nicht direkt an die Bank; er bezahlt sie auf


Umwegen. Er bezahlt sie in hohen Warenpreisen an den Kaufmann, der jene


Taler der Bank auf Kredit entlehnt hat.
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Ich rate dem Leser nicht, einem Bauer klar machen zu wollen, daß die


Dubbeln, welche er eben für sein Schwein gelöst, gar nicht sein Eigentum sind,


sondern daß sie dem Bankier gehören und daß er sogar Zinsen zahlen muß; es


könnte ihm schlecht gehen.


Ich rate ihm aber noch weniger dem deutschen Spießbürger erklären zu wol-


len, daß das Kapital, welches er beim Bankier auf Zins deponiert hat, gar nicht


sein Eigentum bildet und daß er für die 3% Zinsen die er beim Bankier erhält,


auf der anderen Seite dem Kaufmann um 6% höhere Warenpreise zahlen muß.


Man würde ihn für wahnsinnig erklären.


__________


Ersparnisse.


Das Geld vertritt die Nachfrage und die Ware das Angebot; wer Geld spart,


der verschiebt somit die Nachfrage auf den Tag, wo er von den Ersparnissen


Gebrauch machen will, also gewöhnlich für schlechte Zeiten.


Schlechte Zeiten treten häufig in Folge schlechter Ernten ein, also Zeiten, wo


für den Konsum nicht genug produziert wurde und wo die Masse des Volkes auf


ihre Ersparnisse angewiesen ist.


So! Diese Schlauberger! Was haben sie gespart! Sie haben in Zeiten des


Überflusses den Hunger gespart um ihn in Zeiten der Mißernte zu stillen.


Das Geld wird den Banken, Strümpfen und Geldkästen entzogen; man rennt


mit den Ersparnissen zum Markte  – der leer ist  – ; Die Nachfrage wächst, die


Preise steigen und die in 20 Jahren mühevoller Arbeit gesparten Pfennige gehen


wegen einer einzigen Mißernte verloren.


In Rußland existierten noch vor wenig Jahren fiskalische Getreidespeicher, in


welchen das Korn für Jahre des Mißwachses aufgespeichert wurde. Diese


Speicher brachten natürlich keine Zinsen ein, im Gegenteil, sie waren eine


Quelle des Verlustes für den Staat. Der jetzige geniale Finanzminister glaubte


diesen Verlust vermeiden zu können und verkaufte das Getreide ins Ausland


gegen Gold, welches er in der Bank aufstapelt.


199







Jetzt tritt die Mißernte ein; der Finanzminister öffnet den Geldkasten, verteilt


das Geld unter das Volk uns spricht selbstbewußt:


Sättigt Euch!


Das Volk stürzt sich auf den rettenden Rubel, in den Kirchen wird ein „Te


deum“ vom Stapel gelassen und der Minister wird als Gott verherrlicht.


Man läuft zum Bäcker mit dem Gelde, verlangt Brot, Würste und sonst alles


was gut und teuer ist.


O weh! der Bäcker sieht, daß die Nachfrage wächst; er zieht das Angebot


zurück; die Preise steigen im genauen Verhältnis wie das Gold des Ministers sich


über das Land ergießt. Die Bewohner sind so arm wie vordem, noch ärmer, denn


das eigene Geld, die eigenen Ersparnisse haben durch die künstliche Steigerung


der Nachfrage an Kaufkraft abgenommen.


Wie! ist der Hunger noch nicht gestillt, fragt erstaunt der Kaiser; ich habe


doch 300 Millionen Rubel verteilen lassen, dies müßte doch genügen?


Da die eigenen Kassen leer sind, so wird jetzt vom Ausland Gold herbeige-


schafft. Doch sonderbar, je mehr Gold eingeht, desto mehr wächst die


Nachfrage, desto mehr zieht sich das Angebot zurück, desto größer wird die Not.


Im Anfange der Hungersnot, wo die Nachfrage sich ganz auf die eigenen


Geldmittel der Bewohner beschränkte, war die Nachfrage nach Brot den gerin-


gen Geldmitteln entsprechend klein und die Preise blieben trotz des großen
Bedarfs an Getreide niedrig, sowie aber durch die Gelder des Finanzministers


die Nachfrage künstlich gesteigert wurde, mußten die Preise in demselben


Verhältnis steigen.


Aus den Geldern des Finanzministers haben die Hungernden nicht den


geringsten Nutzen gezogen; die einzigen, die davon profitierten, waren die


Getreidehändler, und wenn man diesen Leuten die Millionen von Staatswegen


direkt geschenkt hätte, es wäre ebenso gut und einfacher gewesen.


Statt Geld in die Notdistrikte zu senden, hätte der Minister im Gegenteil die-


selben mit einer extra großen Geldsteuer belegen müssen, um die Nachfrage
und Preise herunterzudrücken; sodann hätte man von auswärts Getreide, nicht


Geld beschaffen und dies Getreide den Notdistrikten zuführen müssen. Aber 


keinen Cent an Geld hätte man verteilen sollen.
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Die Nachfrage wäre dann gesunken und die Getreidebesitzer hätten sehr bald


ihre Preise dieser sinkenden Nachfrage anpassen müssen.


Dieser Notstand in Rußland liefert uns ein drastisches Beispiel, wie hirnver-


brannt die Sitte ist, die Ersparnisse in Geld anzulegen; man sieht hier, wie diese


Unsitte direkt die Schuld an diesem Notstand trägt.


Hätten die einzelnen Bewohner ihre Ersparnisse statt in Geld anzulegen,


dazu verwendet, ihre Produktionsmittel zu verbessern, ihre Vorratskammern zu


füllen; hätten sich die Bauern nicht beeilt, ihr Getreide zu versilbern; hätte der


Finanzminister nicht in dem Wahne gelebt, daß man den Rubel essen kann,


hätte er gewußt, daß Gold keine Kapital ist, sondern nur zum Austausch vorhan-
denen, greifbaren Kapitals dient und die Getreidespeicher bestehen lassen,


diese Mißernte und die nächstjährige würden keinen Notstand herbeiführen. Das


Reich wäre nicht mit einer ungeheuren neuen Schuld belastet worden; die riesige


Verschiebung in den Eigentumsverhältnissen hätte nicht stattfinden können. Der


Notstand in Rußland, direkt herbeigeführt durch die Unsitte, das Geld als Kapital


und Ersparnis zu betrachten, hat in Rußland 1000 Spekulanten zu Millionären


gemacht und Millionen von Produzenten zu Proletariern; eine Tatsache, die vom


Standpunkt der sozialistischen Theorien, welche die Kapitalsanhäufungen dem


Eigentumsrecht und den Produktionsmitteln in die Schuhe schieben, Material zu


überraschenden Entdeckungen liefert.


Aber nicht allein vom Gesichtspunkt der Mißernten aus betrachtet, ist die


Sitte, Ersparnisse in Geld anzulegen eine gefährliche Konsequenz des heutigen


Geldwesens, auch für die Industrie hat dieser Unfug schreckliche Folgen.


Dadurch, daß jeder seine Ersparnisse in Geld anlegt, daß jeder die Nachfrage


von Zeiten des Überflusses auf Zeiten des Mißwachsens verschiebt, häufen sich


die Waren in den Läden und Werkstätten an und die Produzenten arbeiten dar-


auf los ohne den geringsten Anhaltspunkt, ob für ihre Ware Bedarf vorliegt oder


nicht. Ob die Ware einen Abnehmer finden wird, bleibt vollkommen unsicher und


zufällig. Die Produzenten tappen vollkommen im Dunkeln und für die Kaufleute,


die die Waren bestellen, bilden die von millionenfältigen Umständen beeinflußten


Konjunkturen 
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des Handels die einzige Richtschnur. Eine feste, zuverlässige Basis für den


Absatz der Waren fehlt vollständig. Jede Bestellung des Kaufmannes schließt in


Betreff der Absatzfähigkeit immer ein Risiko ein und der Wert dieses Risiko’s


wird natürlich auf die Preise geschlagen.


Da weder der Industrielle noch der Kaufmann den Bedarf an Waren schätzen


kann, da außerdem Bedarf und Nachfrage heute ganz verschiedene Sachen sind


und die Nachfrage von der von millionenfältigen Umständen beeinflußten


Zirkulation des Geldes abhängt, so wird sehr häufig in einem Artikel mehr gelie-


fert, als Nachfrage vorhanden und umgekehrt tritt das Gegenteil ein.


Die Folge ist eine fortwährende Unruhe im Handel und Industrie; fortwähren-


de Preisänderungen, welche Fallimente, Arbeitslosigkeit nach sich ziehen.


Wie ganz verschieden von diesem heillosen Wirrwarr in Verkehr und Industrie


müßten sich die Verhältnisse sofort von dem Tage an gestalten, wo man durch


eine Reform im Geldwesen jeden zwingen würde, die Ersparnisse in Waren


anzulegen oder in gewerblichen Anlagen statt in Geld.


Der Bedarf an Waren würde sofort wachsen; die kaufmännischen Warenlager


würden verschwinden und die Produzenten würden nur mehr auf Bestellung


arbeiten, direkt auf Bestellung der Konsumenten. Jede Ware hätte dann schon


im Voraus ihren Abnehmer; der Handwerker würde nicht mehr blindlings darauf


los arbeiten und würde durch das Nachlassen der Bestellungen immer lange im


Voraus avisiert sein, falls in seinem Artikel der Bedarf nachläßt.


Von Wirtschaftskrisen könnte dann niemals mehr die Rede sein.


Aber die Sache hat noch andere Folgen. Dadurch, daß heute kein Privatmann


daran denkt, Waren auf Vorrat zu kaufen, liegen die gesamten Warenvorräte des


Landes immer vor aller Augen in den kaufmännischen Läden herum.


Der Spekulant ist dadurch in der Lage, eine genaue Übersicht über die


Vorräte einer gewissen Warengattung zu gewinnen und da diese Vorräte immer


käuflich sind, so hat er stets eine sichere Unterlage um die dreistesten


Spekulationen mit sicherem Erfolg durchzuführen.


Durch plötzliches rasches Aufkaufen kann der Spekulant sich von einem Tag


zum anderen in den Besitz sämtlicher 
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Bestände einer Warengattung setzen und dann die Verlegenheit der


Konsumenten durch Preiserhöhung nach Belieben ausbeuten.


Wer zählt die Milliarden, welche auf diese Weise Tag für Tag in die Taschen


der Spekulanten wandern? Die Millionen der amerikanischen Monopolisten sind


auf diese Weise erworben worden.


Wer zählt die Fallimente, die dieser Geschäftspraxis ihre Ursache verdanken?


Würde der Privatmann durch eine Reform im Geldwesen gezwungen, seine


Ersparnisse in Waren anzulegen, so würde der Spekulation die


Existenzbedingung entzogen; denn niemand könnte sich mehr ein Bild der


Warenbestände machen; denn niemand wäre mehr in der Lage den Millionen


von Privatvorratskammern die Waren zu Spekulationszwecken zu entziehen.


Aber, heißt es, wer wird denn seine Ersparnisse in Waren anlegen; die Waren


verderben je und bringen keine Zinsen ein.


Dies ist ganz richtig! aber die Waren, die heute in den Läden herumliegen, sie


verderben auch und auf wessen Rechnung? Und wer muß denn schließlich die


Zinsen bezahlen, die der Bankier auf Depositen vergütet? Diese Zinsen fallen


doch nicht vom Himmel, auch ist es nicht anzunehmen, daß das Geld auf der


Bank heckt und Junge zur Welt bringt. Irgend ein Mensch muß diese Zinsen mit


schwerer Arbeit zahlen.


Die Banken bezahlen 4% Zinsen und erheben von den Kaufleuten für


Darlehen 6 %.


Die Kaufleute, welche 6 % zahlen müssen und nicht zum Vergnügen Handel


treiben, schlagen 10 % auf die Warenpreise und falls sie ihrerseits auf Kredit ver-


kaufen, noch extra 2 % für das Delcredere. So sehen wir, daß die Depositäre,


welche beim Kaufmann auf Kredit kaufen, um desto mehr Geld zur Bank zu brin-


gen, für die 4 % Zins auf der anderen Seite im Laufe des Jahres 10, 15 und 20 %


an den Warenpreisen zusetzen. Und dies nennt man sparen und diese Art des


Sparens fördert die deutsche Regierung mit allen ihr zu Gebote stehenden


Mitteln!


Die Privatleute bringen ihr Geld zur Bank und die Bankiers haben über dies


Geld freie Verfügung. Wir haben bereits gesehen, welche Macht der Spekulant


besitzt, wenn 
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es ihm gelingt, die Vorräte einer bestimmten Warengattung in seinem Besitz zu


bringen, um wie viel größer ist nun die Macht der Bankiers, denen die Bürger


sämtliches Geld des Landes selber zur Verfügung stellen – das Geld, auf wel-


chem doch der ganze Verkehr basiert, ohne welches niemand auch nur einen


Tag auskommen kann.


Welchen Zweck verfolgen die Finanzgruppen, die sich in allen Ländern gebil-


det haben, deren Mitglieder fast sämtlich einer Familie angehören und die sich


gegenseitig bei allen Unternehmungen brüderlich unterstützen?


Was kann ihr Zweck anders sein?


Auf einen Wink des Häuptlings werden in allen Teilen der Welt alarmierende


Gerüchte verbreitet  – man glaubt die Welt ginge unter  – denn es gilt einen


Raubzug vorzubereiten.


Dem Spießbürger fällt sofort das Herz in die Hosen, er entzieht das Geld dem


Verkehr und bringt es in die Löwengrube, will sagen zur Bank. Der Bankier


nimmt das Geld lächelnd in Empfang und vergütet dem Depositär 4 % Zinsen;


statt dies Geld aber wieder in Verkehr zu bringen, hält er es fest.


Die Folge ist, daß das Geld sehr bald im Verkehr knapp wird, die Nachfrage


fällt, die Preise sinken, die Kurse der Wertpapiere erfahren einen jähen Sturz.


Das Volk sucht die Erklärung dieses Sturzes in den alarmierenden Gerüchten,


der Bankier erklärt den Sachverhalt in seinen Büchern mit mehreren Millionen


Profit.


Man flucht über die Börse, man nennt sie einen Giftbaum und niemand sieht


ein, daß das Geld, das goldene Kalb, daß die Unsitte, das Geld für eine


Spareinrichtung zu halten, der wirkliche Giftbaum ist. Die ewige Verwechslung


der Wirkung mit der Ursache wird auch hier nicht erkannt.


__________


Zinsen.


Wir sehen hier einen Mann dessen Ur-Ur-Urgroßvater einst vor


Jahrhunderten das merkwürdige Talent besaß, vollkommen selbständig und ohne


fremde Hilfe 10.000 Taler in der Lotterie zu gewinnen. Ein self made man im rein-


sten Sinne des Wortes.
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Er brachte das Geld auf die Bank und von den Zinsen die es eingebracht, hat


er gelebt, hat seine Familie anständig erzogen und hat obendrein sein Vermögen


erweitert.


Der Sohn erbte das Bankdepot, war immer ein guter Patriot, rührte sein


Leben lang keinen Finger, bezog die Zinsen, erzog seine Familie und vergrößer-


te sein Eigentum dadurch, daß er von den Zinsen jährlich einen Teil auf der Bank


zurückließ.


Der Enkel machte es genau so und wir sehen hier eine Familie, die seit 4, 8,


10 Generationen nie das geringste gesät hat und dennoch jährlich reiche Ernte


einheimste; Warum? Weil der Großvater einst das große Los gewann.


Dies ist doch eine höchst merkwürdige Tatsache, für welche die


Nationalökonomie folgende geistreiche Erklärung hat:


Zur Zeit, als der Großvater das große Los gewann, gab es einen Bauer, der


die Erdkruste mit den Fingern aufritzte, weil er keinen Pflug hatte und seine


Ernte war klein.


Der Bankier sah dies und rechnete dem Bauer vor: Heute kannst du nur 10


Scheffel Weizen ernten, mit einem Pflug versehen, könntest du mit weniger


Mühe das doppelte einheimsen. Ich gebe dir das Geld, du kaufst den Pflug und


dafür gibst du mir jährlich 2 Scheffel Weizen.


Diese Rechnung ist soweit richtig und die National-Ökonomen folgern: hätte


der Bauer den Pflug nicht erhalten, er hätte niemals so viel Weizen bauen kön-


nen. Der Bankier hat also durch die Lieferung des Pfluges die Arbeit des Bauers


produktiver gemacht und die Zinsen die der Bauer bezahlt, sind nur eine geringe


Gegenleistung.


Laßt uns nun sehen, ob dies Erklärung der National-Ökonomen, warum auf


geborgtes Kapital Zinsen bezahlt werden, auch stimmt.


Was der Bauer zur Bestellung des Feldes brauchte, war nicht das Geld, son-


dern der Pflug; das Geld an und für sich hatte nicht den geringsten Wert für den


Bauer, er gebrauchte es nur als Mittel zum Zweck; d. h. als Mittel, um den Pflug


zu erlangen. Das eigentliche Kapital ist also nicht das Geld, sondern die Ware  –


der Pflug. Das Geld ist nur das Tauschmittel des Kapitals, dessen Charakter


daher auch durch Abschaffung des Geldes eigentlich keinerlei Veränderung erlei-


den dürfte.
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Lassen wir deshalb das Geld ganz aus dem Spiel; versetzen wir uns in


Gedanken in die Zeit, wo es noch kein Geld gab  – in die Zeit, wo der


Tauschhandel noch üblich war.


Wer zu jener Zeit sparte, Kapital anhäufte, dem war nicht die Gelegenheit


geboten, seinen Ersparnissen in der Geldform eine dauerhafte Gestalt zu geben,


sondern es blieb nichts anderes übrig, als sich Waren, Tuch, Maschinen und


Pflüge zuzulegen, also wirkliches Kapital, nicht fiktives, wie das Geld. Dieses


wirkliche Kapital war aber den Einflüssen der Zerstörungselemente der Natur


unterworfen und die Kapitalisten mußten stets in großer Verlegenheit gewesen


sein, um sich vor diesem Verluste zu schützen, gegen welchen es keinen ande-
ren Schutz gab, als das Kapital in der Reproduktion zu verwenden, d. h. den


Pflug an andere zu verleihen.


Das Kapital-Angebot mußte somit immer sehr groß und gleichmäßig gewesen


sein, viel größer als die Nachfrage, und da auch hier Angebot und Nachfrage den


Preis bestimmen, so unterliegt es keinerlei Zweifel, daß die kleinere Nachfrage


dem größeren Angebot gegenüber bedeutende Vorteile erzielen mußte. Ob wohl
unter solchen Umständen der Kapitalist vom Bauer für den Pflug Zins verlangte?
Wenn das Angebot von Pflügen größer war, als die Nachfrage und diese Pflüge


jährlich an Wert abnahmen, so mußte doch jeder dieser Pflugbesitzer recht froh


sein, diesen Verlust auf andere abzuwälzen, indem er dem Bauer den Pflug,


das Kapital unter der Bedingung verlieh, daß der Bauer das Kapital nach Jahr


und Tag ungeschmälert wieder erstattete.


Der Bauer brauchte sich nur zu verpflichten nach 1, 2, 10 Jahren die gleiche


Summe wiederzugeben  – Zinsen verlangt niemand – denn mehr als Zins war


es schon, daß der Bauer den Kapitalisten das Kapital vor Rost, Feuer, Dieben


und Lagerspesen schützte.


Wenn heute den Warenbesitzern die Möglichkeit entzogen würde durch


Umwandlung ihres Kapitals in Geld, die Verluste, die die Waren durch Fäulnis


etc. täglich erleiden „auf Andere abzuwälzen“, wenn heute jeder Kapitalist täg-


lich mit der Sorge aufwachte – wie schütze ich mich vor Rost, Fäulnis etc, – so


würde das Kapital-Angebot augenblicklich kolossale Dimensionen annehmen und


das Zinssystem sofort in Wegfall bringen.
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Geld ist kein Kapital, sondern Tauschmittel greifbaren Kapitals. Dieses greif-


bare Kapital besteht aus Weizen, Speck, Werkzeug etc., also aus


Gegenständen, welche verderben und wie jeder Kaufmann weiß, sogar ziemlich


schnell verderben, wer bezahlt nun heute diesen Verlust? Irgend jemand muß


diesen Verlust bezahlen und wäre nicht dieser Jemand gerne bereit, diesen


Verlust zu sparen, indem er das Kapital anderen zinslos verleiht?


Man sieht, das Kapital an und für sich verlangt keine Zinsen; es ist zufrieden


damit, wenn es den Verlust durch Rost etc. spart, warum aber verlangt dann der


sogenannte Vertreter des Kapitals, das Geld, Zinsen?


Weil das heutige Geld einen Betrug in sich birgt. Die Waren, die sich im


Handel befinden, sind, wie ich bereits wiederholt erwähnt habe, im Voraus an
die Geldbesitzer verpfändet oder verkauft  – veräußert, da ohne den Willen


der Geldinhaber sich die Waren nicht vom Flecke rühren; die Geldbesitzer ver-


fügen freiherrlich über die Waren; es ist ihr Eigentum, aber keinerlei Ver-
pflichtungen in Betreff Abholung und Bezahlung ihres Eigentums sind ihnen 
auferlegt.


Die Unkosten der Aufbewahrung etc. gehen auf Rechnung der Produzenten;


das Geld, welches über die Waren verfügt, ist von diesen Lasten befreit; das


Geld wälzt diese Unkosten von dem wirklichen Besitzer der Waren auf andere


ab.


Der Pflug, um zum Bauer zu gelangen, muß den Schlagbaum des Geldes


passieren; der Geldbesitzer kann die Passage versperren; wenn es dem Bankier


einfällt das Geld zurückzuhalten, so muß sich der Bauer ewig ohne den Pflug


behelfen, während gleichzeitig derselbe Pflug beim Schmied und auf Kosten
des Schmied’s verrostet. Es würde genau dasselbe passieren, was sich heute


täglich vor aller Augen ereignet, daß während die Waren, das Kapital, in den


Speichern verfault und verdirbt, die Arbeiter wegen Mangel an Kapital-Angebot


ohne Arbeit herumlungern. Warum? Weil die Bankiers die Barriere geschlossen


haben; weil die Bankiers aus Mißtrauen das Geld dem Verkehr entzogen.


Da es also heute vom Bankier abhängt, ob der Bauer den Pflug erhält oder


nicht, so ist es in letzter Instanz der Bankier, welcher heute den Pflug liefert, da


aber der Pflug nicht auf Kosten des Bankiers verrostet, sondern auf Kosten
anderer, so hat der Bankier persönlich kein Interesse daran, 
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das Verrosten des Pfluges zu vermeiden, den Schmied vor Verlusten zu schüt-


zen. Will der Bauer vom Bankier den Pflug, so muß er dem Bankier für diese


Dienstleistung eine Extravergütung, Zins, bezahlen.


Die National-Ökonomie ist also auf dem Holzwege, wenn sie die Zinsen mit


der Produktivität des Kapitals in Verbindung bringt. Die Produktivität des Kapitals


hat mit den Zinsen gar nichts gemein, sondern diese sind nur eine


Begleiterscheinung des heutigen Geldwesens und stützen sich darauf, daß


1) Seit Einführung des Geldes die Nachfrage ausschließlich in den Händen 


der Geldbesitzer liegt.


2) Daß die Geldinhaber in Folge dessen über die Waren wie über ihr 


Eigentum freies Verfügungsrecht besitzen, wobei aber


3) die Unkosten der Aufbewahrung, die Verluste durch Rost, Diebe etc. 


nicht die Geldinhaber belasten, sondern den Produzenten; ein Umstand 


der


4) von den Geldinhabern dazu ausgebeutet werden kann, um im Handel 


Profite zu erlangen.


5) Daß die Geldinhaber somit über die Warenbesitzer resp. Produzenten 


große Privilegien genießen.


6) daß der Bankier durch Verleihung des Geldes an andere Personen die
sen mit dem Gelde auch die Privilegien des Geldes überträgt;


7) und daß schließlich die Zinsen den in Ziffern ausgedrückten Wert 
ener Privilegien vorstellen.


Schaft man durch eine passende Reform des Geldes diese Privilegien ab;


wird das Geld so eingerichtet, daß es weder besser noch schlechter als die Ware


ist, so muß auch das Zinssystem in Wegfall kommen und der ganze Bau, der


sich auf dieses System stützt, fällt in Schutt und Trümmer zusammen.


Zinsen! Wo ist der Mann, der im Stande ist, die unheilvolle Wirkung der


Zinsen auf die Erwerbsverhältnisse in ihrer ganzen Tragweite zu erfassen?


Allein für die Verzinsung der Staatsschulden müssen die französischen


Produzenten den Rentiers jährlich 870 Millionen Franken zu Füßen legen. In der


kleinen Republik Argentinien müssen jährlich für die Staatsschulden allein 80


Millionen Mark an Zinsen durch Steuern aufgebracht werden.
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Rußland, Italien, Portugal, Spanien sind durch das Zinssystem ausgesaugt


und ruiniert worden; ganz Südamerika ist durch das Zinssystem auf den Hund


gekommen. Wenn man in Deutschland ehrlich handeln wollte, wie die deutsche


Regierung so handeln wollte, wie sie es vom geringsten Krämer verlangt, so


hätte sie schon längst ihre Gläubiger zum Konkurs zusammenrufen müssen;


denn seit Einführung der Goldwährung reiht sich Defizit an Defizit.


Wo soll das hinaus? Ein Privatmann würde in diesem Fall wegen leichtferti-


gen Bankrotts verklagt werden und wenn der Staatsanwalt auf seinem Posten


wäre, so hätte er schon längst den Finanzminister auf die Anklagebank bringen


müssen. Woher soll man die Mittel nehmen, um dieser wachsenden


Verschuldung entgegen zu arbeiten? Etwa durch einen neuen Raubzug á la


1871? Das Kapital konzentriert sich mit Riesenschritten in den Händen der


Rentiers; die Steuerkraft des Volkes nimmt täglich ab und im Verhältnis, wie dies


geschieht, werden durch die Zinseszinsen die nötigen Steuerbeträge immer grö-


ßer.


Aus diesem Labyrinth gibt es keinen Ausweg; wer mit ruhigem Blick die


Entwicklung der europäischen Staatsfinanzen überschaut, der kommt zu der


Überzeugung, daß die Katastrophe mit fatalistischer Notwendigkeit eintreten muß


und daß weder Abrüstung noch Steuerreform den natürlichen Verlauf der Dinge


hemmen kann. So lange man die Wurzel des Übels nicht entdeckt hat, so lange


man nicht einsieht, daß diese Wurzel im heutigen Geldwesen steckt, so lange


Volk und Regierung den Tanz um das goldene Kalb fortsetzen, wird jeder Tag


uns einen Schritt näher dem Bankrott bringen.


Man klagt heute in Europa sehr über Arbeitsmangel, über die Abnahme der


Kaufkraft der Kolonien! Warum aber hat die Kaufkraft der Kolonisten abgenom-


men? Die Kolonisten müssen jährlich Milliarden und aber Milliarden an die euro-


päischen Rentiers an Zinsen zahlen und ist es klar, daß sie dann für sich selbst


nichts ausgeben können. Diese Milliarden, welche von den Rentiers in kindi-


schem Luxus verpraßt werden, sie würden sonst von den Kolonisten zur


Verbesserung ihrer Produktionsmittel verwendet werden, sie würden sonst zum


Bau von Eisenbahnen, zur Anschaffung von Maschinen, Werkzeug aller Art


Verwendung finden. Befreit man die Kolonisten von der Last der Zinsen, 
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sofort wird ihre Kaufkraft wachsen, sofort werden alle europäischen Industrien


vollauf beschäftigt werden. Und im Verhältnis wie dann die Kolonisten ihre


Produktionsmittel verbessern können, wird die Produktivität ihrer Arbeit zuneh-


men und der Preis der Kolonienerzeugnisse sinken. Die Zinsen, welche heute
von den Kolonien den Rentiers zufließen, brachten das Huhn um, welches der
europäischen Industrie die goldenen Eier legte.


__________


Kredit.


Das Geld vertritt die Nachfrage, nur wer mit Geld versehen, ist zur Nachfrage


berechtigt; wer noch so viel Waren besitzt und hat kein Geld, kann kein


Streichhölzchen kaufen.


Ohne den Willen der Bankiers rühren sich die Waren nicht von der Stelle; zie-


hen die Bankiers das Geld aus dem Verkehr, so verfaulen die Waren, das Kapital


geht nutzlos verloren und die Arbeiter verhungern wegen Mangel an


Kapitalangebot. Die Inhaber der Waren können nicht frei über ihr Eigentum verfü-


gen; sie sind der Laune des Bankiers unterworfen.


Die Einführung des jetzigen Geldes hat den Produzenten Hände und Füße


gebunden; wie der Riese Gulliver von den Lilliputanern mit 1000 kleinen Fäden


gefesselt wurde, so liegen jetzt die Produzenten, die Bauern und Handwerker


gefesselt am Boden und auf den Geldkasten thronend halten die winzigen


Bankiers Rat über die Höhe des Lösegeldes.


Doch manchmal erscheint den Produzenten diese Abhängigkeit unerträglich;


mit elementarer Gewalt durchbrechen sie die Fesseln, in die sie gebannt und  –


werfen den Geldkasten und seinen Inhalt ins Meer – ? nein dazu sind sie zu


dumm und verkaufen ihre Ware auf Kredit, mit anderen Worten, sie kehren zum


Tauschhandel zurück.


Wenn nämlich heute die eigentlichen Eigentümer der Waren, d. h. die Inhaber


des Geldes, ihr Eigentum weder abholen noch bezahlen, so suchen die


Produzenten ihre Waren ohne Intervention des Geldes hinter dem Rücken des


Geldes auszutauschen, indem sie die Waren den Kaufleuten auf Kredit liefern.


Diese ihrerseits verteilen die 
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Waren an die Konsumenten und in Zahlung nehmen sie die Tauschwerte, welche


jene liefern.


Die ganze Prozedur ist äußerst kompliziert, riskant und zeitraubend; sie geht


auch nicht immer glatt von statten; oft wird die Kette des reinen Tauschhandels


wieder durch das Dazwischentreten des Geldes unterbrochen, aber wie ver-


schlungen auch die Wege sind, welche die auf Kredit verkauften Waren einschla-


gen, wie schwer es fällt, diese ganze Prozedur zu verfolgen, dem Auge des


Beobachters entgeht es doch nicht, daß das ganze System des Kredits weiter


nichts ist, als ein gewaltsames Zersprengen der Fesseln, in welche die


Produzenten von den Geldinhabern geschlagen werden, weiter nichts als ein


Rückfall in den früheren Tauschhandel.


Das Geld wurde aber gerade eingeführt, um die Schwierigkeit des


Tauschhandels zu umgehen, und der Umstand, daß heute ein sehr großer Teil


des Waren-Austausches auf dem Wege des Kredits stattfindet, liefert uns einen


neuen Beweis, daß das Metallgeld den Ansprüchen nicht genügt, den der heuti-


ge Handel an das Geld stellt.


Wenn das Geld dem Zweck, wozu es fabriziert wurde, entspräche, so dürfte


keine Ware ihren Besitzer wechseln ohne Intervention des Geldes, ohne Hilfe


des Geldes dürfte sich keine Ware vom Flecke rühren, mit einem Worte, das


Kreditsystem müßte sofort in Wegfall kommen.


Wer weiß aber die heillose Verwirrung in ihrer ganzen Tragweite zu schätzen,


welche das Kreditsystem in Handels und Verkehr bringt?  – Das Zuchthaus. –


__________


Der Handel zu Ende des XIX. Jahrhunderts.


Ein griechischer Weise, der beiläufig gesagt, vom heutigen Handel ebensoviel


verstanden haben mußte, wie Adam vom Telegraphen, sagte uns vor


Jahrtausenden, daß das Geld dauerhaft sein muß, daß es wenig wiegen und


einen inneren Wert besitzen soll, und die heutigen National-Ökonomen plappern


dies nach, wie es gedankenloser ein auf National-Ökonomie dressierter Papagei


nicht tun könnte.


Weil das Gold die Eigenschaft besitzt, die man an ihm entdeckt, deshalb bil-


det es ein gutes Geld. Eine erstaunliche Entdeckung, die den Männern der


Wissenschaft 
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zu großer Ehre gereicht. Es klingt genau so, wie wenn jemand sagt: Ein brauch-


barer Postbeamter muß grob und ungefällig sein? Warum? Weil die


Postbeamten ungefällig sind.


Zwar behauptet man, daß das Geld den Warenaustausch vermitteln soll, aber


wie es dies tun soll, welche Anforderung man an das Geld in Bezug auf


Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit des Warenaustausches stellen kann, diese


Frage ist seit Aristoteles noch niemals erörtert worden.


Was bedeuten Finanz- und Wirtschaftskrisen, Arbeitslosigkeit, Fallimente,


Spekulation?


Störungen im Warenaustausch. Wer vermittelt den Warenaustausch? das


Geld.


Was bedeuten die unermeßlichen Warenlager der Kaufleute? Stockungen im


Warenaustausch. Wer vermittelt den Warenaustausch? das Geld.


Was bedeuten diese Millionen von Banken, Börsen, Gerichtsvollzieher,


Geschäftsreisenden? Wer macht diese Leute nötig? Der Warenaustausch, das


Geld.


Die Mängel des heutigen Geldwesens liegen klar auf der Hand und dennoch


behauptet man, daß das Geld eine vorzügliche Verkehrseinrichtung bildet. 


Warum? Weil es dauerhaft ist. Warum aber soll das Geld dauerhafter sein als die


Ware, deren Tausch es vermittelt? Damit man das Geld dem Verkehr entziehen


kann, damit man den Warenaustausch nach Belieben unterbrechen kann, damit


man den Produzenten dadurch Verlegenheit bereiten kann, damit man aus die-


sen Verlegenheiten Kapital schlagen kann.


Es ist bekannt, daß der Detailpreis vieler Waren doppelt so hoch ist wie der


Produktionspreis. Im allgemeinen kostet es mehr Arbeit, eine Ware zu verkaufen


als sie zu produzieren und doppelt so viel Arbeit kostet es, eine Rechnung einzu-


kassieren, als die Ware zu verkaufen. Und dabei behauptet man, daß das Geld


deren Warenaustausch erleichtert! Eine eigentümliche Erleichterung.


Der heutige Handel beschäftigt eine unendliche Anzahl Personen; wer aber


glaubt, daß die Konkurrenz im Handel groß ist, der irrt sich.


Groß ist die Konkurrenz in einem Fache, wo die Löhne niedrig stehen, so z.


B. kann man sagen, daß die Konkurrenz unter den Handwerkern groß ist, weil


dort die Löhne am niedrigsten sind. Wenn die Konkurrenz im Handel so 
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groß wäre wie unter den Handwerkern, so würde das Durchschnittseinkommen


der Kaufleute nicht größer sein, als das der Handwerker. Ein gewaltiger


Unterschied herrscht aber heute in dieser Beziehung. Warum aber ist die


Konkurrenz unter den Kaufleuten nicht so groß, wie in den anderen Berufen?


Weil der heutige Handel schwer zu erlernen ist, weil keine Kunst noch


Wissenschaft so viel Schwierigkeiten bietet wie der Handel. Die Nation liefert


nicht genug tüchtige, für den Handel brauchbare Menschen, darum ist die


Konkurrenz im Handel nicht groß genug, um das Einkommen des Händlers her-


unterzudrücken.


Der heutige Kaufmann muß nicht allein eine große Liebe zum Gelde haben,


solid, umsichtig, streb- und sparsam sein, sondern er muß einen großen


Scharfblick und diplomatisches Talent besitzen und mit einer solchen Fülle von


physikalischen, chemischen, poliglotischen Kenntnissen versehen sein wie man


sie in keinem anderen Stande findet. Fragt man sich aber, warum der Handel so


schwierig ist, so findet man die Antwort in den Schwierigkeiten, welche das heuti-


ge Geldwesen dem Warenaustausch verursacht.


Wie schon gleich zu Anfang gesagt, liegt es heute im direkten Interesse des


Geldinhabers, den Warenaustausch durch Zurückziehung des Geldes zu unter-


brechen, um dann aus den Verlegenheiten des Warenbesitzers Kapital zu schla-


gen.


Aus diesem Umstand entspringt dann eine endlose Kette von Schwierigkeiten


aller Art, welche der Kaufmann vorhersehen muß, um ihnen mit Erfolg begegnen


zu können. Kann er dies nicht, so macht er Bankrott; ein Konkurrent weniger


heißt es dann im Handel.


Welche Schwierigkeiten bietet schon allein das Kreditwesen, welche heillose


Verwirrung bringen die fortwährenden Preisschwankungen mit sich. Und erst die


Finanzkrisen!


Schaft man diese Schwierigkeiten durch eine geeignete Reform im


Geldwesen ab, dann wird der Handel zu einem der leichtesten aller Geschäfte;


jedes alte Weib wird Handel treiben können und die Einkünfte des Kaufmanns


werden mit de größeren Konkurrenz sinken.


Denken wir uns den Fall, eine Anzahl Personen verfügten über das Wetter


und es läge im Interesse jener Personen, den Bauern bei der Feldbestellung


Schwierigkeiten 
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zu bereiten um sie zur Bezahlung eines Tributes zu zwingen. Um nun die Ränke


jener Wetterbesitzer mit Erfolg parieren zu können, müßten sich die Bauern dar-


auf verlegen, alle Gesetze der Chemie und Physik, fremde Sprachen,


Rechtslehre etc. zu studieren, wo wäre doch die Kartoffelkultur mit großen


Schwierigkeiten verbunden und alle Bauern, die zu solchen Studien nicht die gei-


stige Fähigkeit besitzen, würden von den Wetterbesitzern überrumpelt werden.


Was wäre da die Folge? Die Konkurrenz des Kartoffelbauern würde abnehmen


und die Preise der Kartoffeln würden steigen und zwar würden die Bauern um so
bessere Preise erzielen, je größer die Schwierigkeiten wären, welche die
Wetterbesitzer ihnen bereiten würden. Genau so verhält es sich mit dem Handel.


__________


Mit der ganzen Welt im Widerspruch.


Wehe dem Manne, der sich gegen Theorien erhebt, welche in der Welt allge-


meine Geltung haben und ist nicht in der Lage, durch handgreifliche Beweise


seine Behauptungen zu bekräftigen, dann wird er für wahnsinnig erklärt.


Alles, was ich bis hierher gesagt habe, steht mit allen Theorien, welche über


das Geldwesen seit Aristoteles bis auf den heutigen Tag Geltung gefunden


haben, in direktestem Widerspruch, und es würde mir demnach schlecht erge-


hen, wenn nicht glücklicherweise die Beweise zu meinen Behauptungen zu tau-


senden auf der Straße lägen, wenn nicht jeder Kaufmann sie haufenweise in der


täglichen Praxis fände.


Der Kuriosität halber will ich hier einen einzigen dieser Beweise hervorheben.


Alle Tage hört man hier in Argentinien die Phrase wiederholen:


Sobald nach der Präsidentenwahl das Vertrauen wiederkehrt, wird die
Goldprämie sinken, d. h. das argentinische Papiergeld wird an Kaufkraft, an Wert
zunehmen. Nun ist aber gerade eine der ersten Wirkungen wiedererwachenden


Vertrauens die, daß die Banken im Kreditgeben liberaler werden; daß das Geld


den Kasten entzogen wird, daß das Geld schneller zirkuliert, daß die Nachfrage


wächst.


Ein Wachsen der Nachfrage hat aber ein augenblickliches Steigen der Preise


zur Folge und hohe Warenpreise 
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locken fremde Waren herbei und importierte Waren müssen mit Gold bezahlt
werden. Wiedererwachendes Vertrauen hat schnellere Geldzirkulation zur Folge,


schnellere Geldzirkulation vermehrt die Nachfrage, vermehrte Nachfrage treibt


die Preise in die Höhe, hohe Preise erleichtern den Import, erschweren den


Export, importierte Waren veranlassen Goldkäufe, Goldkäufe erhöhen die


Goldprämie, kurzum, Vertrauen wirkt direkt auf die Entwertung des Geldes, auf
das Steigen der Goldprämie; also das gerade Gegenteil von dem, was man all-


gemein hier vom Vertrauen erwartet.


Wie mancher argentinischen Finanzgröße hat dieser Sachverhalt schon einen


Strich durch die Rechnung gemacht; wie mancher Spekulateur hat durch diesen


Sachverhalt schon sein Vermögen verloren, wie mancher hat schon ungläubig


den Kopf geschüttelt, wenn trotz wiederkehrenden Vertrauens die Goldprämie in


die Höhe schoß.


Welche Wirkung hat denn in Ländern mit Goldwährung das Vertrauen? Die


Warenpreise steigen, die Produktionsmittel, durch die Aktien vertreten, steigen im


Kurs, die Mieten, die Gehalte, die Löhne steigen, d. h. das Geld verliert an Wert,


an Kaufkraft. Warum denn sollte in Argentinien das Gegenteil der Fall sein? Es


liegt absolut kein Grund vor, damit das Vertrauen hier die entgegengesetzte


Wirkung haben soll, und dies um so weniger, als die Hauptproduktion, Wolle und


Häute, gar nicht vom Vertrauen berührt wird, als die Schafe fressen, trinken, wie-


derkäuen und Wolle produzieren, ganz unabhängig davon, ob der Präsident A


oder B heißt.


__________


Fortsetzung zur Definition des Geldbegriffes.


So, nun glaubte ich dem Mammon, dem Hahn genug Federn ausgerupft zu


haben; zwar stehen noch am Schwanze einzelne Federstumpfe und kleine


Flaumfedern bedecken ihn; aber langweilig wäre es, diese einzeln auszurupfen,


laßt sie uns drum versengen.


Wenn das Gold keine Ware ist, keinen inneren Wert besitzt, kein Äquivalent


noch Wertmesser ist; wenn das Gold durch Papier so gut ersetzt werden kann,


daß 75 Pfg. in Papier dieselbe Kaufkraft besitzen, wie 100 Pfg. in Gold, was ist
dann eigentlich das Geld?
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Ich halte das Geld einfach für eine Quittung, welche der Staat in Ländern mit


Papierwährung und die Menschheit überall, wo Metallgeld zirkuliert, demjenigen


erteilt, welcher dem Markte Waren zuführt; eine Quittung, welche den Inhaber


berechtigt, den Gegenwert der vorher abgelieferten Waren den Warenbeständen


des Landes zu entnehmen.


Der Staat setzt eine Anzahl solcher Quittungen in Umlauf, die Sitte bestimmt,


daß die Waren nur gegen Vorzeigung dieser Quittungen erhältlich sind und das


Gesetz von Angebot und Nachfrage bestimmt den Wert dieser Quittung. Gibt der


Staat viele Quittungen aus, läßt er viel Geld in Münzen prägen, so wächst die


Nachfrage, die Preise steigen, die Kaufkraft der Quittung fällt; gibt der Staat


wenig Quittungen aus, so fällt die Nachfrage, die Preise sinken, die Kaufkraft der


Quittung, der Münze steigt.


Da der Wert einer Ware ein ganz persönlicher Begriff ist, so gibt der Staat in


den Quittungen keinen Wert an; eine Mark, 10 Rubel, 100 Schilling, sagt die


Quittung; aber ebensogut könnte die Quittung auf Maikäfer, Atome, Regentropfen


lauten, es würde nichts an dem Werte derselben ändern.


Nur weil im Handel große und kleine Quittungen nötig sind, trägt die Quittung


eine Zahl 1, 50, 1000; wenn dies nicht der Fall, so wäre die Zahl auch noch


überflüssig. Es würde dann heißen 10, 50, 1000 Quittungen kostet die Ware.


Wie viel ist eine deutsche Reichsmark? Mit einer Mark kauft eine schlaue


Köchin eine junge Gans; ein unerfahrenes Mädchen erhält aber für dasselbe


Geld ein altes zähes Tier. Man sieht, daß der Wert einer Mark höchstens unbe-


stimmt ist, daß die Kaufkraft des Geldes auch von der Geschicklichkeit seines


Besitzers abhängt.


Im Großen und Ganzen wird jedoch der Wert der Mark, die Kaufkraft des


Geldes, von ganz bestimmten ökonomischen Gesetzen abhängen.


Der Wert des Geldes wird unverändert bleiben, wenn es gleichmäßig zirku-


liert; wenn die Zirkulation des Geldes mit der Warenproduktion gleichen Schritt


hält. Er wird größer, wenn die Geldzirkulation gehemmt wird, wenn das Geld dem


Verkehr entzogen wird; er wird kleiner, wenn die Geldzirkulation beschleunigt


wird, wenn sich die Nachfrage, 
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die sich sonst auf eine Woche verteilt, sich auf einen Tag konzentriert.


Kurzum, ist mal der Wert des Geldes durch Nachfrage und Angebot ungefähr


bestimmt, bleibt die Geldmasse gleich und die Warenproduktion auch, so wird


ferner der Wert des Geldes nur mehr von seiner Zirkulation abhängen.


Die Zirkulation des Geldes ist der Hauptfaktor in der Wertbestimmung des


Geldes; die fortwährenden Preisschwankungen, die ewigen Veränderungen in


der Kaufkraft des Geldes, welche den Handel heute beunruhigen, sind nur eine


Folge der Unregelmäßigkeit in der Zirkulation des Geldes. Durch bloße


Beschleunigung der Geldzirkulation, durch allgemeine Einführung von


Einrichtungen, wie das Clearinghouse in London etc. könnte man, wenn es für


wünschenswert gehalten würde, die Preise aller Waren um 10, 20, 50 % und


mehr erhöhen, könnte man den Wert, die Kaufkraft des Goldes um 50, ja 90 %


heruntersetzen, denn es unterliegt keinerlei Zweifel, daß wenn man durch ähnli-


che Mittel die Zirkulation des Geldes forcierte, auch die Nachfrage und die Preise


steigen müßten. Vielen wird es unbegreiflich sein, daß der Wert des Goldes von


einem so vollkommen unbestimmten Faktor abhängen kann, wie es die


Zirkulation des Geldes ist, daß so zu sagen der Wert des Goldes vollkommen in


der Luft schwebt, aber sie brauchen nur die großen Preisschwankungen zu


betrachten, welche seit 1870 bis heute in Deutschland stattgefunden haben, um


sich zu überzeugen, daß es wirklich so der Fall ist.


Aber die Zirkulation des Geldes ist an und für sich durchaus kein so unbe-


stimmter Faktor, wie man zu glauben geneigt ist, sondern hängt von ganz


bestimmten natürlichen Gesetzen ab und wenn man das Geld ohne persönlichen


Verlust nicht zu Spekulationszwecken dem Verkehr entziehen könnte, so würde


die Zirkulation des Geldes auch stets gleichmäßig sein und genau mit der


Warenproduktion Schritt halten.


Schneller als die Warenproduktion von statten geht, kann das Geld auf die


Dauer nicht zirkulieren, denn in diesem Fall wächst die Nachfrage und die Preise


steigen. Eine Preissteigerung entspricht aber einer Verminderung des


Geldbestandes, welche wiederum eine verminderte Nachfrage erzeugt, welche in


ihrer Wirkung einer Verlangsamung 
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der Geldzirkulation gleichkommt. Langsamer als die Warenproduktion erfolgt,


kann das Geld aber auch nicht zirkulieren, denn in diesem Falle sinken die


Preise und ein Preisfall entspricht einer Vermehrung des Geldes. Eine


Vermehrung des Geldbestandes verursacht ein gesteigerte Nachfrage, welche


ihrerseits einer beschleunigten Geldzirkulation gleichkommt.


Wenn man nämlich im Auge behält, daß bei hohem Preisstand die Waren für


jede einzelne Ware weniger disponibel bleibt als bei niedrigem Preisstand, daß


ein hoher Preisstand dadurch eine verminderte Nachfrage zur Folge haben muß,


welche auf die Preise drückt, so findet man, daß die in Folge schnellerer


Geldzirkulation vermehrte Nachfrage die Wirkung der schnelleren Geldzirkulation


aufhebt. Man sieht also, daß die Zirkulation des Geldes, von der Spekulation


abgesehen, im großen und ganzen mit der Warenproduktion parallel laufen muß
und daß etwaige Abweichungen durch die Preisschwankungen korrigiert werden.


Eine traurige Korrektur allerdings, wenn man die folgen dieser Preis-


schwankungen im Betracht zieht.


Statt daß sich das Geld der Produktion anpaßt, statt daß bei steigender


Produktion, bei steigendem Angebot die Geldmasse vermehrt oder die


Geldzirkulation beschleunigt werde, um einen Preisfall und Produktions-


einschränkung zu vermeiden, bleibt heute nichts anderes übrig, als die
Produktion durch Arbeiterentlassungen etc. dem Goldbestande anzupassen.


Gibt es auf dieser Welt etwas lächerlicheres als diese Folge des heutigen


Geldwesens? Die Arbeiter müssen feiern, weil das vorhandene Geld nicht


genügt, um die durch die gesteigerte Produktion vermehrten Waren ohne


Preisfall auszutauschen? Man darf nämlich nicht glauben, daß das heutige


Geldsystem etwa das Produkt reiflicher Überlegung ist, daß das heutige System


des Metallgeldes eingeführt wurde, weil vor Jahrtausenden in einem großen


internationalen Kongreß, nach hitziger Diskussion, nach eingehender


Besprechung des „Für und Wider“ feierlich beschlossen wurde, das Gold als


Tauschvermittler, als das wichtigste Bindeglied der Menschen zu proklamieren.


Nichts davon! Zur Zeit als die Menschen noch nicht in der


Entwicklungsgeschichte den Rang verbesserter Affen einnahmen, da fanden sie


Gefallen daran, sich mit allerlei 
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bunten Federn etc. zu schmücken und auch das Gold wurde seines Aussehens


wegen gerne zu solchem Putze benutzt. Da nun das Gold an und für sich selten


war und die Putzsucht jener Affen groß, so fand das Gold immer Abnehmer und


dieser Umstand, verbunden mit der leichten Transportfähigkeit führte dasselbe


nach und nach als Tauschmittel ein.


Die Bedürfnisse des Handels sind dabei niemals befragt worden; niemals
ist die Frage aufgeworfen worden, ob das Gold den Warenaustausch auch wirk-


lich erleichtert, daran dachten jene Affen nicht und daran denken die Affen ver-


besserter Qualität auch nicht.


Doch es müßte mehr als merkwürdig sein, wenn die vorsintflutlichen


Menschen vollkommen zufällig ein Geldsystem erfunden hätten, welches den


komplizierten Handelsbedürfnissen der Neuzeit Rechnung trüge.


Denn welches Verständnis mochte wohl der stolze Träger des Neandertal-


schädels für die heutigen Handelsbedürfnisse besitzen? Was verstanden die


Ägypter, die heute noch nach 5000 Jahren als Mumien in unseren Museen 


vergebens auf die Auferstehung warten, von Angebot und Nachfrage?


Also mit einem Geldsystem, welches vollkommen zufällig von Barbaren erfun-


den wurde, schlagen wir uns noch zu Ende dieses aufgeklärten Jahrhunderts


herum? Die Regelung der weitaus wichtigsten aller staatlichen


Verkehrseinrichtungen überlassen wir der Putzsucht der Affen, dem Zufall, statt


unserer Vernunft! Wo bleibt da die Vernunft?


__________


Das älteste aller Schriftstücke; eine Quittung aus dem 
90ten Jahrhundert v. C.


Der Mammon ist gerupft, gebraten und gesengt; laßt uns jetzt sehen, wie er


schmeckt.


Pfui! Du abscheuliches altes Tier, so zähe und hat wie Holz; du bist jedenfalls


älter als eine ägyptische Mumie!


Oh du ehrwürdigste alte Verkehrseinrichtung, du schnöder Mammon, du


stammst noch aus der Zeit, wo die Menschen fromm und artig waren und nichts


von Spekulation kannten. So lange die Menschen die Unschuld nicht verloren,


mochtest du deinen Zweck wohl erfüllen, aber jetzt siehst du mir aus wie ein


Säugling unter Börsenmännern.
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Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis, den Wert, die Kaufkraft des


Geldes. Dies ist soweit ganz einfach und für jedes Kind verständlich. Aber die


Sache hat einen Haken, einen verborgenen Haken, an dem schon unzählige


Fischlein aus dem Wasser gezogen wurden, um auf dem Tisch des Wucherers


zu prangen.


Bei der Verhandlung über den Preis einer Ware kommt es nicht allein darauf


an, wie groß die Menge Ware ist, die zum Verkauf angeboten wird, wie groß die


Nachfrage ist, sondern hauptsächlich mit welche Dringlichkeit Käufer und


Verkäufer unterhandeln.


Sieht der Verkäufer, daß der Besitzer des Geldes besondere Eile hat, in den


Besitz der Waren zu gelangen, so kann er ruhig den Preis etwas höher schrau-


ben; sieht der Käufer dagegen, daß der Warenbesitzer Eile hat, sich seiner


Waren zu entledigen, so kann er seinerseits sicher sein, daß er die Waren billiger


erhalten wird, wenn er auf den Preis drückt, wenn er Miene macht, die Nachfrage


auf Morgen zu verschieben.


Nun ist es Tatsache, daß der Inhaber der Waren immer zu befürchten hat,


daß dieselben verderben, daß im dieselben gestohlen werden, daß das Feuer


sie fressen wird oder daß er sie, wenn unverkauft, mit Unkosten wieder nach


Hause bringen und dort aufbewahren muß.


Der Wareninhaber steht also immer unter dem Drucke des Naturgesetzes,


daß alle Waren ohne Ausnahme verderben und dieser Druck ist um so größer, je


schneller diese Waren verderben.


Die wichtigste von allen Waren, die reinste unverfälschte Form der Waren, die


Ware, die noch in jungfräulicher Gestalt in den Knochen der Arbeiter steckt, ist


genau wie manche Früchte die verderben, wenn sie nicht sofort eingemacht wer-


den.


Der Warenbesitzer hat somit immer eine besondere Eile, seine Ware an den


Mann zu bringen; das Angebot steht somit immer unter dem Hochdruck des


Naturgesetzes, daß die Ware Staub ist und wieder zu Staube wird.


Anders verhält es sich mit dem Geldbesitzer, mit der Nachfrage.


Für die Herstellung des Geldes hat man gerade das dauerhafteste aller


Materialien gesucht; das Gold fault und rostet nicht; es läßt sich leicht vor Dieben


sichern, die 
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Mäuse und Motten können ihm nichts anhaben, den Säuren widersteht es vor-


trefflich, es kostet keine Fracht, wenn das Haus niederbrennt, gehen alle Waren


verloren doch das Gold findet man in der Asche unverzehrt nur von etwaigem


Schmutze gereinigt wieder und wenn der Besitzer am Markt nicht gerade Waren


nach seinem Geschmack findet, so kehrt er ebenso fröhlich wieder nach Hause


und wartet bis zum nächsten Tag Monat oder Jahr.


Auf dem Geldbesitzer, auf der Nachfrage lastet somit nicht der Druck des


Naturgesetzes, daß alles zu Staube wird hienieden; die Nachfrage hat somit vor


dem Angebot immer einen unermeßlichen Vorteil, bei der Preisbestimmung


muß sich daher unter sonst gleichen Umständen der Preis regelmäßig auf Seiten


des Geldinhabers oder Nachfrage neigen.


Die Gesellschaft oder der Staat gibt dem Verkäufer von Waren eine Quittung,


welche ihn berechtigt, sich den Gegenwert aus den allgemeinen


Warenbeständen zu entnehmen; er garantiert ihm diesen Gegenwert dadurch,


daß der Waren-Austausch nur vermittelst jener Quittung, vermittelst des Geldes


geschehen kann, er legt die Nachfrage ganz in die Hände der Geldinhaber. Die


Besitzer des Geldes verfügen dadurch über die Waren und dies wäre auch voll-


ständig in der Ordnung, wenn man den Geldbesitzern nicht vollkommen freie


Hand gelassen hätte, sich ihren Warenanteil abzuholen, wann es ihnen beliebt,


wenn man die Geldbesitzer nicht von den Kosten befreit hätte, welche die


Aufbewahrung der Waren verursacht.


Wenn man die Nachfrage ganz in die Hände des Geldbesitzer legt, wenn man


die Wareninhaber dadurch ganz der Laune der Geldbesitzer überliefert, so wäre


es doch in der Ordnung gewesen, daß man genauer untersucht hätte, ob auch


auf diese Weise die Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot zur vollen


Geltung gelangen kann.


Das Angebot kann nicht vertagt werden, die Waren können nicht dem Markt


entzogen werden, ohne dem Inhaber Unkosten zu verursachen und wenn man


wünscht, daß die Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot nicht gefälscht


werde, so ist es nötig, daß auch die Nachfrage nicht vertagt werde, daß auch


das Geld nicht ohne Verlust für seinen Besitzer dem Markte entzogen werden


kann. Dies ist aber beim heutigen Geldwesen nicht der Fall, 
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denn während das Angebot nicht um einen einzigen Tag ohne Verlust verscho-


ben werden kann, kann die Nachfrage beliebig von einem Tag, Monat und Jahr


zum anderen verschoben werden ohne Verlust für den Inhaber des


Nachfragetitels, im Gegenteil durch das Zurückhalten des Geldes, durch


Aufschieben der Nachfrage wächst das Angebot, die Menge verkäuflicher Waren


nimmt durch die nie stockende Neuproduktion zu, die Preise fallen, der Wert des


Geldes nimmt in demselben Maße zu, wie die Nachfrage verschoben wird.


Die Gesellschaft oder der Staat hat zum Austausch rostender Waren einen


nicht rostenden Gegenstand eingeführt und hat dadurch die Wirkung der


Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot gefälscht und der Nachfrage,


dem Gelde, Vorteile eingeräumt, die das Angebot nicht besitzt.


Die Gesellschaft beging somit bei Einführung des Metallgeldes einen Fehler.
Die vorsintflutlichen Affen, deren Putzsucht das heutige Geldwesen, die weit-


aus wichtigste aller staatlichen Verkehrseinrichtungen, seine Existenz verdankt,


lieferten durch diese Erfindung den Beweis, daß sie noch nicht einmal eine


Quittung, einen Lieferschein richtig ausstellen im Stande waren, denn sie begin-
gen denselben Fehler, den heute ein Bauer machen würde, der seine Kartoffeln
verkauft, dabei aber dem Käufer vollständig frei läßt, die Kartoffeln abzuholen
und zu bezahlen wann es ihm beliebt. So lange der Käufer die Kartoffeln nicht


abholt, muß sie der Bauer aufbewahren und so lange der Bauer das Geld nicht


hat, kann er die Kartoffeln nicht als Tauschwert benutzen. Er bindet sich also sel-


ber die Hände fest.


Die Waren, die heute dem Handel übergeben werden, sie sind im Voraus ver-


kauft, verpfändet, veräußert, denn die Besitzer des Geldes sind die einzigen zum


Kauf berechtigten und verfügen als solche frei über das Schicksal der Waren.


Der Wareninhaber muß geduldig abwarten, bis sich der Geldbesitzer einfindet


und sein Eigentum abholt und bezahlt. Erst von diesem Augenblick an dient die


Ware seinem Inhaber als Tauschobjekt.


Es gibt im Geldsachen keine kleinen Fehler; wie ein Tannenzapfen am


Baumesgipfel von einem Eichhörnchen gelöst, im Fallen den Schnee von den


Ästen abstreift und 
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dieser Schnee dann von Ast zu Ast fallend sich zu einem Ballen vergrößernd, die


Ursache einer mächtigen, alles vor sich herreißenden Lawine bilden kann, so


können die folgen unscheinbarerer Wirtschaftsfehler im Verlaufe der


Jahrtausende die ganze Welt überwuchern und ersticken. Hat Marx diesen


Fehler des Geldwesens entdeckt; hat er gewußt, welche Folgen er haben könn-


te?


Marx hat ihn nicht entdeckt; er hielt ja das Geld für eine gewöhnliche Ware


wie Heringe, Seife und Petroleum, und den einzigen Fehler, den er am Gelde


entdeckt, war der, daß das Geld unegal unter die Menschen verteilt ist.


Doch bevor wir den losgelösten Tannenzapfen in seinem Fall verfolgen, laßt


uns sehen, wie sich wohl der Handel entwickelt haben würde, ohne Einführung


des Metallgeldes, wir werden dann besser die schweren Schäden beurteilen kön-


nen, welche die famose Erfindung der Affen, die vortreffliche, durch Nichts zu


ersetzende Verkehrseinrichtung der National-Ökonomen, die Einführung eines


nicht rostenden Gegenstandes als Tauschvermittler rostender Waren nach sich


zog und ziehen mußte.


__________


Barataria.


Ein Bildgeborener wird den Unterschied zwischen weiß und schwarz, hell und


dunkel niemals erfassen können, ein von Geburt an Kranker wird niemals begrei-


fen, wie es dem Gesunden zu Mute ist.


Ebenso ergeht es den Menschen im Allgemeinen. Vom Golde, vom


Metallgelde seit Jahrtausenden unterjocht und mißhandelt, haben die


Nachkommen Adams das Bewußtsein verloren, daß es bessere Verhältnisse


überhaupt geben kann und so erklärt es sich, warum die meisten die heutigen


sozialen Verhältnisse für vollkommen normal halten, warum die wenigen die die


sozialen Mißverhältnisse überhaupt anerkennen, deren Ursache entweder in der


Natur des Menschen oder aber in der Natur des Erwerbes begründet finden.


Jene haben zu einer Besserung der Verhältnisse überhaupt nichts vorzuschla-


gen, denn nach ihrer Ansicht wäre es dazu nötig, den Menschen zu einem ande-


ren Wesen umzudestillieren; diese aber erkennen die einzige Möglichkeit einer


Besserung 
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nur in einer Unmöglichkeit, in der kommunistischen Produktionsweise.


Allesamt sind krankgeboren, allesamt haben im Tanze um das goldene Kalb


die Begabung verloren, die eigene Misere zu erkennen.


Es ist in der Tat höchst possierlich anzusehen, wie befangen die Menschen


dem Golde gegenüber sind. Sie glauben, daß mit dem Golde Himmel und Erde


vergehen müßte; sie glauben, daß ein Leben ohne goldene Basis nicht wert


wäre gelebt zu werden; sie taxieren ihr Glück nach Gold; ein glücklicher Mensch


muß unfehlbar viel Gold besitzen; ihre Augen sind starr auf das Gold gerichtet;


ihr einziges Ziel ist Gold.


Und doch, was ist das Gold? Chimäre; ein lebloses Mineral, zu nichts


Nützlichem brauchbar und dessen Wert in nichts zerfällt an dem Tage, wo man


lumpiges, aus Lumpen bereitetes Papier an seine Stelle setzt, nicht an Stelle der


Ohren- und Nasenringe, sondern an Stelle seiner Funktion als Tauschvermittler.


Ich gebe nicht viel auf Phantasie-Gebilde à la Belamy; ich denke, daß so


lange man nicht weiß, wie man zu einem solchen Staatswesen gelangen kann,


solche Hirngespinste nutzlos sind.


Was ich dem Leser hier erzählen werde, ist kein solches Hirngespinst, son-


dern eine einfache Beschreibung des Verkehrs, wie er sich entwickeln würde,


logisch und unabweisbar entwickeln muß, wenn man an Stelle des nichtrosten-


den Tauschvermittlers rostender Waren einen Gegenstand einführt, der weder


besser noch schlechter als die Ware ist, deren Austausch er zu vermitteln hat;


einen Gegenstand, der rostet, wie alle anderen Waren rosten.


Nach dem Kochbuch der Frau Davidis nehmen wir mit der einen Hand einen


Klumpen Erde und mit der anderen ein Auswandererschiff. Wir werfen den


Erdklumpen als Insel irgendwo in den Stillen Ozean vor Anker und schleudern


das Schiff gegen einen Felsen dieser neugeborenen Insel, so daß es zerschellt.


Darauf retten wir die Passagiere aus ihrer ungemütlichen Lage und legen sie


zum trocknen auf den Strand.


Die Auswanderer erkennen, daß sie Gefangene des Meeres sind, sie ziehen


aus dieser Erkenntnis den einzig 
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richtigen Schluß, nämlich den, daß sie arbeiten müssen, um sich am Leben zu


erhalten.


Sie produzieren und suchen ihre Produkte auszutauschen. Zu diesem


Austausch brauchen sie Geld und Geld ist nicht da? Große Verlegenheit und Not


macht erfinderisch.


Hört! rief Joseph Heyen. Man hat seit Aristoteles bis auf den heutigen Tag


immer behauptet, daß ein gutes Geld dauerhaft sein und in sich selbst Wert


haben soll, damit es den Warenaustausch auf eine schnelle, sichere und billige


Weise vermitteln kann. Wir haben aber gerade in unserer alten Heimat, was den


Warenaustausch anbetrifft, Erfahrungen gemacht, die diesen Folgen eines dau-


erhaften Geldes geradezu widersprechen. Laßt uns darum mal einen Versuch
mit einem Gelde machen, welches weder dauerhaft ist, noch in sich selbst den
geringsten Wert birgt. Ich schlage vor, die Früchte dieses stattlichen Eichbaumes


als Geld zu proklamieren. Auf der ganzen Insel existiert kein zweiter Baum dieser


Art; und brauchen wir deshalb nur eine Mauer um unseren Bankier zu ziehen


und einen Wärter anstellen, um uns vor Falschmünzerei zu sichern. Bei der


nächsten Ernte werden wir 1000 Kilo Eicheln Pflücken und als Geld unter uns


verteilen und wenn wir dann vereinbaren, daß nur gegen Eicheln Waren käuflich


und verkäuflich sind, so wird sich die Eichel bald als Tauschvermittler einbürgern


und dies um so leichter, als wir durch Erhebung der Abgaben in Eicheln, diesem


Gelde den Zwangskurs verleihen können.


Als Werteinheit bestimmen wir das Gramm und der Wert eines Gramms wird


sich durch Nachfrage und Angebot bald herausstellen. Zwar wird man das Geld


bei jedem Handel immer wiegen müssen, aber wenn der Verkäufer seine Waren


wiegen und verpacken muß, so sehe ich nicht ein, weshalb der Käufer, der


Geldinhaber, dabei mit den Händen in den Taschen stehen sollte.


Da ein Versuch nichts kostete, so wurde der Vorschlag angenommen und zur


Erntezeit wurden 1000 Kilo Eicheln gleichmäßig unter die Ansiedler als Geld ver-


teilt.


Niemand wußte wie viel ein Gramm Eicheln wert war, doch da sich jeder


sagte, daß die Eicheln zum Einkauf des Gegenwertes der eigenen Produkte aus-


reichen mußten, so teilte sich jeder im voraus die Eicheln ein.
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Ich habe hier 10 Ellen Leinwand, das Produkt meiner 8-tägigen Arbeit und für


diese 10 Ellen Leinwand habe ich bisher 10 Pfund Brot, 5 Pfund Butter und 2


Dutzend Eier erhalten.


Da ich nun alle diese Sachen jetzt mit Geld kaufen muß, so muß ich für


meine Leinwand so viel Eicheln erhalten, wie mir das Brot etc. kosten wird.


Nehmen wir an die 10 Ellen Leinwand, wären gerade so viel wert, wie die 100


Gr. Eicheln die ich bei der Verteilung erhielt, so würden die 10 Pfund Brot ca. 30


Gr., die 5 Pfd. Butter 60 Gr. und die Eier 20 Gr. wert sein. Wenn man mir mehr


abverlangt, so werde ich den Preis der Leinwand erhöhen.


Mit dieser Rechnung im Kopfe begibt sich Heyen zum Markte und mit ähnli-


chen Berechnungen treffen die übrigen Insulaner auch ein.


Jeder hat im voraus die Preise der zu kaufenden und der zu verkaufenden


Waren nach den eigenen Geldmitteln berechnet und so gelangen die Waren


bereits mit den Preisen in Eichelgramm zu Markte. Zwar bestehen noch ziemli-


che Differenzen zwischen Angebot und Nachfrage.


Der Bäcker z. B. verlangt für das Brot 40 statt 30 Gr., weshalb Heyen nur 8


Pfd. kauft, die Butterhändlerin dagegen verlangt statt 60 nur 40, weshalb Heyen


2 Pfund mehr kauft. Seinen Bekannten erzählt Heyen, daß der Bäcker das Brot


zu teuer verkauft, weshalb niemand dort sein Brot kauft und wodurch der Bäcker


noch am selben Tag gezwungen wird, seine Preise herunterzusetzen; die


Butterfrau dagegen merkt an dem schnellen Absatz bald, daß sie zu billig ver-


kauft, weshalb sie den Preis erhöht. Seine Leinwand verkauft Heyen mehr oder


weniger zu den angesetzten Preise, bis auf einen Rest, um welchen der Bäcker


mit ihm unterhandelt.


Wenn sie mir das Brot billiger geben, so gebe ich ihnen die Leinwand zu dem


gewünschten Preis, sonst aber behalten sie ihr Brot und ich meine Leinwand.


Vor die Alternative gestellt, sein Brot verderben zu lassen oder billiger zu


geben, geht der Bäcker auf letzteres ein und so gelangt Heyen mit allen


gewünschten Waren und mit den ursprünglichen 100 Gr. Geld nach Haus.


Kurzum schon, gleich am ersten Tage hatten die Waren ihren ungefähren


Preis erhalten und die Insulaner wußten 
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mehr oder weniger, wie viel ein Gramm Eichelgeld war. Zwar existierten noch


eine Menge kleinerer Differenzen, aber diese verschwanden sehr bald, denn


Angebot und Nachfrage gaben den Preisen in kürzester Zeit eine feste Basis.


Das neue Geld hatte eine Eigenschaft, die die Insulaner als Fehler betrachte-


ten; es schrumpfte und trocknete ziemlich schnell ein, so daß die ursprünglichen


100 Gr. beim nächsten Markttag nur mehr 99 Gr. wogen und jeder somit einen


Verlust von 1 Gramm erlitt.


Dieser Umstand hatte zur Folge, daß jeder immer sämtliches Geld, worüber
er verfügte, zum Einkaufen nach dem Markte brachte, um den Verlust auf andere
abzuwälzen.


Dadurch blieb die Nachfrage immer vollkommen gleichmäßig und die Preise


erlitten keine Veränderung, höchstens war ein kleiner stetiger Preisfall zu mer-


ken, der Joseph Heyen sehr überraschte, dessen Ursache er aber sehr bald in


dem Umstand entdeckte, daß durch die Gewichts- resp. Wertabnahme des


Geldes die Nachfrage und in Folge dessen die Preise in gleichen Maße sinken


mußten. Er rechnete aus, daß aufs Jahr berechnet die Masse des Geldes um 10


% durch den Gewichtsverlust abnehmen mußte und daß somit auch die Preise


der Waren um 10 % sinken mußten.


Dies war ein Fehler, dem vorzubeugen nur durch Ersatz von neuem Gelde


möglich war. In dem Verhältnis wie das Geld an Masse abnimmt, müssen wir


neues in Umlauf setzen, dachte Heyen. 10 % von 1000 Kilos sind 100 Kilos,


gerade die Summe die wir zur Bestreitung der Gemeinde-Ausgaben nötig haben


und die wir als Steuern erheben wollten.


So brauchen wir ja gar keine Steuern zu erheben, sagte Heyen, wir bezahlten


unsere Beamten mit neuem Gelde, welches wir kostenlos vom Baum pflücken


und verhüten dadurch, daß die Preise sinken.


So wurde es gemacht und von da ab blieben die Priese immer vollkommen


gleich, denn die Nachfrage, welche durch die fortwährende Gewichtsabnahme


des Geldes stetig sank und einen allmählichen Preisfall nach sich zog, wurde


durch die neue Geldemission in demselben Verhältnis verstärkt, so daß sich


Nachfrage und Angebot stets ausglichen.


Man würde glauben, daß niemand seine Waren gegen Geld, welches täglich


an Wert abnimmt verkaufen würde, 


227







daß daher jedermann die Annahme solchen Geldes verweigern würde; aber es


ist Tatsache, daß die Waren, ebenfalls täglich an Wert abnehmen. Der Verlust,


den der Wareninhaber durch den Einfluß der Zeit zu befürchten hatte, veranlaßte


ihn, das Geld immer wieder zum Ankauf anderer Waren zu verwenden.


Es war somit jedem vollkommen gleichgültig, ob er Waren oder Geld besaß,


denn an beiden verlor er gleichmäßig und vor diesem Verlust gab es keinen
Schutz.


Da aber das Geld nicht direkt zum persönlichen Gebrauch verwendet werden


kann und man zwischen zwei Waren von gleichem Werte immer diejenige vorzie-


hen wird, die man selbst konsumieren wird, so hatte jeder erstes die Waren lie-


ber als das Geld und zweitens zog jeder unter den Waren diejenigen vor, die


man zum persönlichen Bedarf gebrauchte.


Die Folge war, daß jeder die eigenen Erzeugnisse immer zum Verkauf anbot,


und für das gelöste Geld sich andere Produkte kaufte, und da dies bei allen


Produzenten der Fall war, so war jede Ware stets verkäuflich und jede Ware


käuflich.


Das Angebot war jahraus jahrein immer gleich, denn da die Insulaner, jahr-


aus jahrein arbeiteten und die Produkte immer sofort, so wie sie fertig waren zu


Markte trugen aus Furcht vor Rost und Fäulnis, so war auch immer gleichviel


Ware auf dem Markte.


Die Nachfrage war aber auch jahraus jahrein die gleiche, denn der Verlust an


dem Gelde, trieb die Hausfrauen gleichmäßig jahraus jahrein zu Markte.


Nachfrage und Angebot, wenn gleich, haben gleiche Preise zur Folge und
dies war hier der Fall.


Zwar wechselten die Preise der Ernteerzeugnisse je nach dem Ausfall der


Ernten, aber die Gesamtmasse des Geldes, welches die Bauern für ihre Waren


erhielten, war immer mehr oder weniger gleich, weil die Nachfrage immer gleich


war. Fiel die Ernte gut aus, so fielen die Preise und umgekehrt, aber diese


Preisschwankungen hatten weiter keinen Einfluß auf die übrigen Waren.


Nichts destoweniger kam es von Zeit zu Zeit vor, daß in Folge der durch die


Verbesserung der Produktionsmittel erzeugten Mehrproduktion und dadurch ver-


mehrten Angebot die Preise sanken, aber dann brauchte nur die gewöhn-


228







liche Emission von neuem Gelde verstärkt zu werden um auch sofort wieder die


Priese auf die normale Höhe zu bringen.


Andererseits kam es auch vor, daß das Geld aus irgend einem Grunde


schneller als gewöhnlich zirkulierte, daß die Nachfrage wuchs und die Preise


stiegen, aber diesem Übelstand wurde ebenso leicht dadurch abgeholfen, daß


man die Emission von neuem Gelde einschränkte.


Heyen besaß in dem Ersatz des sich in der Zirkulation verbrauchenden


Geldes einen Preisregulator, wie man ihn einfacher, zuverlässiger und genauer


nicht denken konnte.


Da das Geld nicht besser war, als die Waren, so legte jedermann seine


Ersparnisse in Waren an; jedermann richtete sich eine Vorratskammer ein und


füllte sie mit Waren, nicht mit Waren, die er selbst fabrizierte, sondern mit sol-


chen, die er persönlich gebrauchen konnte.


Jede Ware ist in Folge dessen immer verkäuflich, denn immer war jemand


vorhanden, der Ware für seine Vorratskammer suchte. Brachte jemand bares


Geld, so hatte er nur nötig eine Ware zum Verkauf anzubieten; es war stets ein


Käufer vorhanden, denn Ware war so gut wie Geld.


Die natürliche Folge war, daß keine Läden noch Kaufleute im ganzen Ort zu


finden waren, denn die Waren hatten gar keine Zeit, sich in den Läden aufzuhal-


ten; sie rollten von der Produktionsstätte unaufhaltsam zur Konsumstätte. Die


Preise der Waren waren darum auch nicht mit Handelsspesen belastet und
jedermann war sicher, das Äquivalent seiner Waren zu erhalten.


Es wurde auch nicht viel Zeit durch Handeln und Feilschen verloren, denn die


Waren hatten ziemlich feste Preise und beide Beteiligten, sowohl der


Geldinhaber, wie der Wareninhaber hatten einen gleichen Verlust an Geld oder


Ware zu befürchten wenn der Handel mißlang. Die Geschäfte wickelten sich glatt


und ohne viel Umstände ab und keiner von beiden erachtete den anderen für


seinen Gönner und Wohltäter. Das Wort Kunde existierte nicht und der Verkäufer


zog vor dem Gelde und seinem Besitzer nicht den Hut ab, denn er wußte sich


als ebenbürtigen Warenbesitzer.
Da das Geld nicht besser war als die Ware, so überlegte jeder im Voraus,


was er für den Erlös seiner Erzeugnisse kaufen würde und um bei dem vollstän-


digen Mangel 
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an Läden auch sicher zu sein, Ware für sein Geld zu erhalten, so bestellte sich
jeder das Gewünschte im voraus.


Dadurch konnte jeder auf Bestellung arbeiten, alle Waren hatten im voraus


ihren Käufer und es wurde nicht nötig, das beste, luftigste und gesundeste


Zimmer des Hauses mit einem Schaufenster zu versehen und mit Waren auszu-


staffieren, sondern in dem Straßenzimmer lebte die Familie des Handwerkers


und das Hinterstübchen wurde zum Empfang der Kunden benutzt. Der


Handwerker erachtete es auch für unnütz, dieses Hinterstübchen mit 50 Lampen


zu erleuchten, sondern ein Tranlämpchen genügte ihm und die gute Lampe


benutzte er für sich und seine Familie.


Da der Handwerker auf Bestellung arbeitete, so wußte er auch, daß für seine
Arbeit auch Abnehmer da waren; ließen die Bestellungen nach und half dagegen


auch keine Preisermäßigung, so wußte er im Voraus, daß in dem Artikel der


Bedarf abnahm und er verlegte sich auf einen anderen Artikel, dessen steigende


Preistendenz eine wachsende Nachfrage vermuten ließ.


Solches ereignete sich aber nur selten, weil der ganze Warenaustausch stets


gleichmäßig von statten ging und kündigte sich durch Nachlassen in den


Bestellungen immer lange Zeit im voraus an.


Da jedermann seine Ersparnisse in Waren anlegte, da jeder Verkauf einen


sofortigen Kauf nach sich zog, da die Nachfrage nicht auf Wochen, Monate und


Jahre ohne Verlust für den Inhaber des Geldes verschoben werden konnte, so
konnte niemals Arbeitsmangel eintreten. Arbeit ist Ware und Ware war so gut wie


Geld, und da das Geld immer angeboten wurde, so hatte die Ware, d. h. die


Arbeit stets Abnehmer.


Da die Ware so gut wie bares Geld war, da jede Ware immer verkäuflich war,


so verfügte jeder der Zeit zur Arbeit hatte, über bares Geld, weil Arbeit Ware ist


und Ware bar Geld war. Time is money war hier keine leere Phrase.


Niemand konnte darum in Geldverlegenheiten geraten und da außerdem nie-


mand ein Interesse daran hatte, das Geld zurückzuhalten, da niemand ohne


direkten Verlust das Geld zurückhalten konnte, so wurde alles bar bezahlt.
Es gab keine Buchhaltung, noch gab es Fallimente, weil der Kredit-Verkauf


unbekannt war; ohne doppelte 
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Buchführung wußte jeder immer genau Bescheid, wie es mit seinen Finanzen


stand.


Ware und Geld verloren täglich an Wert und wie man die Sache auch drehen


wollte, es gab keinen Schutz gegen diesen Verlust.


Der einzige Schutz existierte in der Verwendung des Kapitals in der
Reproduktion, aber zu dem Zwecke hätte man über Arbeiter verfügen müssen,


denn mit den eigenen Produktionsmitteln war jedermann stets vollauf beschäftigt.


Die Folge war ein großes Angebot von Kapital, denn dadurch, daß man ande-


ren das Kapital verlieh, schützte man sich selbst vor Verlusten.


Man zog es vor, jemandem eine Ware unter der Bedingung zu verleihen, die


Ware nach Jahr und Tag in frischer Qualität wieder zu erstatten, als sie gegen


bar zu verkaufen, denn sowohl das bare Geld wie auch die Waren, die man dafür


erhalten hätte, nahmen täglich an Wert, Gewicht und Maß ab und mußten oben-


drein gehütet werden.


Wer somit Kapital brauchte, dem wurde es von allen Seiten angeboten;


Zinsen verlangte Niemand, denn mehr als Zins war es schon, daß man sich auf


diese Weise vor Rost und Fäulnis schützte. Wer 100 nahm, brauchte nur 100


wieder zu erstatten; viele Kapitalisten wären sogar mit 99 und weniger zufrieden


gewesen.


Wenn jemanden das Haus niederbrannte, so kamen sofort von allen Seiten


die Kapitalisten herbeigelaufen, um ihm Kapital zinsenlos anzubieten, und wenn


dann auf diese Weise unterstützt, der Handwerker sein Haus wieder aufgerichtet,


gearbeitet und verdient hatte und dann den Kapitalisten das vorgeschossene


Kapital zurückerstattet, so ärgerten sich diese, daß es nicht länger gedauert. Sie


hätten es lieber gesehen, daß der Handwerker das Kapital noch länger behalten


hätte, denn jetzt verlor es wieder in ihren Händen täglich an Wert, ganz einerlei
ob es in Geld oder in Waren angelegt wurde.


Nicht destoweniger fand nicht jeder Kapital, der welches suchte; unsoliden


Personen vertraute man nichts an; denn lieber einen Partialverlust durch Rost als


einen Totalverlust zu erleiden. Es gab deshalb immer Leute, die nicht selbständig


zu wirtschaften verstanden und die sich deshalb als Tagelöhner anboten. Wenn


man nun solchen Leuten kein Kapital anbot, um für eigene Rechnung 
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zu arbeiten, so war der Bedarf, die Nachfrage nach Leuten, die unter Aufsicht


arbeiteten, um so größer. Man stritt sich ordentlich um sich solche Kräfte zu


sichern, nicht weil man an der Arbeitskraft etwas verdienen wollte, sondern um


das Kapital, welches doch an Wert täglich abnahm, durch Verwendung in der


Reproduktion sicher zu stellen. Es war deshalb natürlich, daß bei einer so gro-
ßen Nachfrage nach Arbeitern die Löhne den Wert der gelieferten Arbeit erreich-
ten und häufig sogar überstiegen; trotzdem fand man Vorteil, dies zu tun, denn


der Verlust war immer noch geringer als der Verlust, den das Kapital durch Rost


etc. erlitten hätte.


Wie man die Sache drehte, wie sehr man grübelte, es gab keinen Schutz


gegen diesen Verlust. Zwar hätte man Land kaufen können; aber wer verkaufte
Land? Wer verkaufte einen Acker gegen Waren oder Geld, welches täglich an


Wert abnahm? Was auch mit dem Land anfangen, wenn keine Arbeiter zu haben


waren um den Acker zu bestellen, wenn man dem Arbeiter mehr an Lohn bezah-


len mußte, als die Ernte einbrachte?


Man konnte Häuser bauen und dies wurde auch in großem Maßstabe getan,


aber je mehr Häuser gebaut wurden, desto geringer wurde die Nachfrage. Die


Mieten waren so niedrig, daß sie kaum die Unkosten der Instandhaltung deckten.


Trotzdem war diese Art der Kapitalsanlage immer noch die beste von allen und


die Folge war, daß sehr viel gebaut wurde und daß jedermann schöne, geräumi-


ge Wohnungen hatte.


Neben dem Häuserbau wurde als gute Kapitalsanlage die Verbesserung der


eigenen Produktionsmittel erkannt. Die Handwerker verlegten sich darauf, ihre


Maschinen und Werkzeuge zu verbessern und zu vermehren; die Landwirte ver-


edelten ihre Viehrassen, rodeten Waldboden aus und legten Sümpfe trocken und


je mehr in dieser Richtung gearbeitet wurde, desto bessere und zahlreichere


Produkte gelangten auf den Markt, desto reicher wurden die Insulaner, desto grö-
ßer wurden die Ersparnisse, und je größer die Ersparnisse, desto größer wurde
das Kapitalangebot, die Nachfrage nach Arbeitern.


Da es keinen Ausweg gab, das Kapital vor Verlusten zu schützen, so trachte-


te jeder danach, den Ersparnissen durch gute Qualität der Waren eine möglichst


dauerhafte 
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Gestalt zu geben. Dies hatte zur Folge, daß immer die beste Qualität verlangt


wurde und so konnten die Handwerker ihrem Kunstsinne viel Spielraum lassen.


Der Wettbewerb der Handwerker richtete seine Spitze nicht auf die Preise, son-
dern auf die Güte der Produkte und jeder Handwerker war bemüht, nicht so billig


wie möglich, sondern so gut wie möglich zu liefern.


Da die Ware so gut wie Geld war und das Geld so gut wie Ware, so war das
ganze Kapital zu jeder Zeit flüssig und zu jedem Unternehmen bereit.


Es ging nicht zu wie heute, wo nur die Besitzer des Geldes für neue


Unternehmungen flüssige Mittel besitzen, wo sich nur die Geldleute an neuen


Unternehmungen beteiligen können. Jede Ware war Geld und jeder, der einen


Sack Kartoffeln, einen Tisch, ein Haus besaß, verfügte über flüssiges Kapital.


Diese Flüssigkeit des Kapitals erweckte eine große Unternehmungslust und


diese Unternehmungslust war um so allgemeiner im Volke verbreitet, als das


Kapital immer seinen Besitzer selbst zu Unternehmungen drängte, als der


Verlust, den der Kapitalist an seinem Eigentum erlitt, ihn immer dazu drängte,


durch neue Unternehmungen seinen Ersparnissen eine feste Gestalt zu geben.


Dieser selbe Umstand hatte auch zur Folge, daß die Unternehmungslust durch
kein politisches noch Natur-Ereignis gestört werden konnte.


Da man in erster Linie danach trachtete, durch neue Unternehmungen das


Kapital vor Verlusten zu schützen, so kam es nicht darauf an, Werke zu unter-


nehmen, die erst in 10–20, ja 50 Jahren beendigt werden konnten. So wurden


Werke unternommen, vor deren kolossalen Dimensionen die Bewohner des


Kontinents sich wundern würden; dabei waren die Bewohner nicht einzelne


Personen, sondern die ganze Bevölkerung beteiligte sich daran, jeder war froh,


seine Ersparnisse in solchen Bauten festzulegen. Die Besitzer waren nicht eine


Anzahl Bankiers, sondern zu Tausenden zählten die Aktionäre.


Die Verlegenheit, worin die Handwerker sich befanden, um ihre Ersparnisse


zu konservieren, führte sie instinktiv dahin, sich genossenschaftlich zu vereinigen


und ihre Kapitalien in der Errichtung großer Fabrikbauten zu verwenden, um auf


diese Weise obendrein die Vorteile der Vereinigung zu genießen. Für gemeinsa-


me Rechnung wurden 
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diese Fabriken mit den besten Maschinen versehen und da die Handwerker, die


dort arbeiteten, selber die Aktionäre waren, so war es selbstverständlich, daß bei


Aufstellung der Pläne die Hygiene volle Berücksichtigung fand. Das Interesse


des Kapitals und das Interesse der Arbeiter war ja hier innig vereint; es bedurfte


keiner Gesetze noch Zwangs noch Strafparagraphen, um Einrichtungen gegen


Unfälle zu treffen; es lag ja im eigenen, persönlichen Interesse der Besitzer, dies


zu tun.


War es zu verwundern, daß bei einem solchen, durch keine Krisen gestörten


Arbeitsprozeß, bei einem solchen zielbewußten und vollständig gleichmäßigen


Geschäftsgang die günstigen Erfolge ausblieben?


Die ganze Bevölkerung arbeitet, jeder mußte arbeiten, denn Renten und


Zinsen gab es nicht. Durch Arbeitslosigkeit ging kein Kapital verloren; der


Warenaustausch war so einfach und ging flott von statten, daß kein einziger


Kaufmann nötig war. Das ganze Kapital, welches heute vom Handel konsumiert


wird in Form von Geschäfts-Personal, Lokale, Börsen, Banken, Reklamen,


Geschäftsreisenden, Schaufenstern, Geldschränken etc. etc., wurde in produkti-


ven Anlagen verwandt und trug mächtig zum allgemeinen Wohlstand bei. Die


einfache Steuererhebung durch den kostenlosen Ersatz des in der Zirkulation


sich verbrauchenden Geldes, machte alle Steuerbeamten überflüssig und die


Unkosten, welche diese sonst verursacht, konnten wiederum zu nützlichen


Zwecken verwandt werden. Alle ohne Ausnahme arbeiteten und produzierten und


je mehr im allgemeinen produziert wurde, desto mehr an Tauschwert gewann die


Arbeit des einzelnen.


Da alle Waren von der Produktionsstätte sofort zur Konsumstätte wanderten,


so war auch nie mehr Ware als die tägliche Produktion verkäuflich. Es wurde


deshalb nicht spekuliert, nicht weil niemand vorhanden war, der bereit gewesen


wäre auf Kosten anderer zu leben, sondern aus dem einfachen Grunde, weil kein
Spekulationsobjekt greifbar war. Alle Versuche, welche in dieser Richtung


gemacht wurden, scheiterten ewig an dem Umstand, daß die Preise der Waren


sofort in die Höhe schossen, sowie sich die Nachfrage durch


Spekulationsankäufe vergrößerte, wobei noch zu beachten war, daß bei der


außerordentlichen Flüssigkeit des Kapitals die Preise einer Ware die 
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durchschnittlichen Produktionskosten nur wenig übersteigen brauchten, um auch


sofort den Wettbewerb anderer zu erwecken.


In demselben Verhältnis, wie daher die Spekulation sich einer Ware zu


bemächtigen suchte, entwickelte sich die Konkurrenz, die die Preise niederdrück-


te und den Spekulanten vernichtete. Noch ist zu bemerken, daß das zu


Spekulationszwecken etwa verfügbar gewesene Kapital, ob in Waren oder in


Geld angelegt, täglich an Wert abnahm und daß daher dieser sichere Verlust


zusammen mit den Unkosten, welche Fracht, Feuerversicherung, Lagerspesen


etc. der zur Spekulation dem Markt entzogenen Waren verursachten, den etwai-


gen immer unsicheren Verdienst mehr als ausglichen und jede Spekulationslust


im Keime erstickte.


Man konnte die Sache drehen und wenden, es gab im ganzen Verkehr nicht


einen Flecken, wo der Spekulateur hätte Fuß fassen können, und dieser


Umstand trug außerordentlich dazu bei, dem Verkehr und Erwerbsverhältnissen


eine solide Basis zu geben und die Preise unverändert zu erhalten.


Da die Ware so gut wie Geld war, so fiel es niemandem ein, den Käufer sei-


ner Ware für einen Wohltäter zu halten, denn Käufer und Verkäufer waren voll-


kommen ebenbürtige Warenbesitzer, denn beide hatten ein gleiches Interesse an


dem Abschluß des Geschäftes. Die Folge war die vollkommenste wirtschaftliche


Unabhängigkeit eines jeden, vollkommener als die Anarchisten, den grimmigen


Most einbegriffen, sich träumen lassen. Niemand scheute sich darum, seine


Ansichten frank und frei auszusprechen und bei den Wahlen brauchte darum


auch niemand ein Geheimnis daraus zu machen, wie er wählte. Das würdelose


System der geheimen Wahlen war nicht nötig, um die wirkliche Gesinnung des


Volkes zu erfahren. Obwohl der wachsende Reichtum, die Fruchtbarkeit der


Arbeit den Erwerbssinn stimulierte, gab es doch eine Anzahl Personen, die kei-


nen Pfifferling um die Schätze dieser Erde gaben und lieber ihre Bedürfnisse ein-


schränkten, als sinnlos den Tag über zu arbeiten. Diese Leute waren zwar nicht


reich, denn ohne Arbeit gab es dort keinen Reichtum, aber um wenig Arbeit


erwarben sie immer und zu allen Zeiten das Notwendige zur Befriedigung ihrer


geringen Bedürfnisse.
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Andererseits konnte der Geiz, die Habsucht und der rastlose Erwerbssinn einzel-


ner niemals zu einer wirklichen Gefahr für die Anderen werden, denn wie sehr


auch einer arbeitete, geizte und sparte, es war immer nur das Produkt eigener
Tätigkeit, was er seinem Vermögen zusetzen konnte; weder Zinsen, noch unbe-


zahlte Löhne, noch kaufmännische Profite, noch Spekulationsbeute halfen ihm in


der Aufspeicherung der Schätze und lange bevor diese Schätze groß genug


gewesen wären, um ihrem Besitzer eine Macht zu verleihen, kam in Form des


Todes der mächtigste aller Anarchisten und teilte. R. i. p.


Ich überlasse jetzt dem Leser sich auf der Basis solcher


Wirtschaftsverhältnisse, wie ich sie eben geschildert, die kulturelle Entwicklung


der Bewohner von Barataria auszumalen, mich geht die Sache nichts an. Worauf


es mir ankommt, ist darzulegen, wie sich die Wirtschafts-Verhältnisse notwendi-
gerweise entwickeln müssen, sowie man an Stelle des Goldes einen


Tauschvermittler einführt, der nicht besser ist, als wir selbst und unsere Produkte;
einen Tauschvermittler, der rostet wie alle anderen Waren rosten.


__________


Cararia


Dem Leser wird der Unterschied zwischen dem Verkehr auf der Insel


Barataria und den heutigen Erwerbsverhältnissen aufgefallen sein.


Ein Land ohne Kaufleute, eine Stadt ohne Laden, ist jedenfalls etwas neues.


Ein Land, wo die Waren feste Preise besitzen, wo keine Spekulation den


Handel beunruhigt, wo keine Fallimente noch Gerichtsvollziehungen vorkommen,


wird ihm zum mindesten interessant erscheinen.


Ein Land wo die Barzahlung eingeführt ist, wo der Schneider vor seinem


Kunden nicht den Hut abzieht, wo für geliehenes Kapital keine Zinsen gefordert


werden, wird ihm als etwas ganz unmögliches erscheinen. Ein Land ohne


Wirtschaftskrisen, wo jedermann eine gefüllte Vorratskammer besitzt, wo jeder


nur auf direkte Bestellung der Konsumenten arbeitet, wo niemals und unter kei-


nen Umständen Arbeitsmangel herrschen kann, wird seinen vollen, rückhaltlosen


Beifall finden.
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Ein Land, wo der Staat keine sicht- und fühlbaren Steuern erhebt, wo der


Staat zu allen Ausgaben eine verborgene Einnahmequelle besitzt, bleibt für ihn


etwas ganz rätselhaftes.


Ein Land, wo die Arbeiter als Lohn den vollen Wert ihrer Arbeit erhalten; wo


die Ware so gut wie bares Geld ist, wo die Arbeiter selber die Aktionäre sind, so


jeder die vollste wirtschaftliche Selbständigkeit besitzt, und wo statt Gold ein


ganz unscheinbarer Gegenstand den Waren-Austausch vermittelt, muß ihm als


eine sozialistische Utopie vorkommen.


Und doch, wenn er aufmerksam und ohne Vorurteil die Sache gelesen hat,


wird er zugeben müssen, daß dies alles nur die direkten Wirkungen einer einzi-
gen Ursache bilden und daß das eine aus dem anderen sich ergebend, der


Verkehr notwendigerweise sich so entwickeln muß, sowie als Tauschvermittler


ein Gegenstand eingeführt wird, der nicht besser und nicht schlechter als wir


selbst und unsere Produkte ist, ein Gegenstand, der wie wir selbst Asche ist und


wieder zu Asche wird.


Kehren wir nun den Spieß um und nehmen an, Joseph Heyen hätte den


Insulanern vorgeschlagen, den Wert der Eicheln nicht nach Gewicht, sondern


nach Zahl zu berechnen, so daß dieselbe Eichel stets nominell denselben Wert


vorstellte, einerlei ob das Geld an Gewicht abnimmt oder nicht.


Die Kosten der Unterhaltung des Geldes fallen auf diese Weise nicht mehr


auf den Besitzer des Geldes, sondern auf den Staat, genau so wie heute der


Verschleiß der Metallmünzen den Staatssäckel belastet.


Das Geld hat somit nominell immer denselben Wert, einerlei ob alt oder neu,


ob verschlissen oder nicht und ein Wiegen des Geldes ist somit nicht mehr nötig.


Dieser Vorteil springt in die Augen und ist nicht wegzuleugnen, sehen wir aber


zu, ob dieser kleine Vorteil nicht durch die Nachteile millionenfältig aufgehoben


wird. Vor allen Dingen verliert der Staat die Einnahmequelle, woraus er bisher


die Verwaltungskosten bestritten und muß an Stelle derselben in kompliziertes,


vexatorisches kostspieliges Steuerverfahren einführen.


Nicht allein, daß man Steuern für die gewöhnlichen Ausgaben erheben muß,


sondern man muß diese Steuern 
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noch um den Betrag der Unkosten der Steuererhebung erhöhen, ein Betrag, wel-


cher auf deutsche Verhältnisse übertragen mehr als 10 % der Steuerbeträge


ausmacht, wenn man alle Unkosten mit einrechnet, welche mit dieser


Steuererhebung auf Seiten der Privatleute lasten. Wenn jemand seine Steuern


bezahlt, so handelt es sich nicht allein um das Geld, welches er auf dem


Steueramt entrichtet, sondern auch um die Zeit, die er bei der Verzollung etc.


verliert, um den Verlust, welchen eine exekutorische Steuererhebung für den


Betroffenen nach sich zieht.


Aber auch sonst ändern sich die Verhältnisse mit einem Schlag.


Ei, denkt jeder, dies ist ja ein viel besseres Geld als das frühere, es verdirbt


nicht wie vorher oder wenn es verdirbt, so läuft der Verlust nicht auf meine


Rechnung. Ein famoses Geld, eine vortreffliche Einrichtung, um die Ersparnisse


vor Rost zu schützen.


Das Geld wird von jedem festgehalten. Warum noch eine Vorratskammer


anlegen? Weg mit dieser altertümlichen Einrichtung; ich bin es satt, die Waren


vor Schaden zu bewahren; diese Arbeit überlasse ich lieber anderen. Ein Wagen


her und zum Markte mit diesen Vorräten: Geld will ich haben; hoch lebe das


neue, unverwüstliche Geld!


Doch sonderbar, er ist nicht der einzige gewesen, der diese schlaue Idee


gehabt, allen Bewohnern der Insel ist derselbe Gedanke wie ein Blitz durch das


Gehirn gefahren. Von allen Seiten strömen die Waren herbei; ein furchtbares


Gewimmel herrscht in den Straßen, in endlosen Reihen steht Wagen an Wagen,


Kopf an Kopf, alle halten Waren feil, niemand will kaufen.


Man sieht hier, wie der natürliche Wunsch, die Ersparnisse in Geld sicherzu-


stellen, die Ersparnisse vor Rost zu schützen, das kolossale Warenangebot


erzeugt, welches wir heute beobachten.


Jud, wat jest du mirr für meng Perd! schreit Steyen ärgerlich darüber, daß er


so lange warten muß, ehe sich ein Käufer einstell. Wie ich ihnen schon gesagt


habe, ich gebe ihnen 30 Taler. Jank scherr dich zum Teufel, stenkige Jüd.


Ein anderer, der seine bunten Tücher nicht mit der gewohnten Leichtigkeit


absetzt, steigt auf den Tisch und fängt an mit ohrzerreißenden Tönen seine


Waren anzupreisen. 
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Vom Taler geht er herunter auf den Groschen, doch niemand will die Tücher;


alle wollen ja nur verkaufen an kaufen denkt niemand.


Man sieht hier, wie der allgemeine Wunsch, die Waren in Geld zu verwandeln,


den Waren-Austausch erschwert.


Bis zu den Knien im Kot und Schnee stehen die guten Insulaner unbeweglich


da und gucken sich wie dumme Gänse gegenseitig an. Es wird spät, ein kalter


Regen rieselt herunter, hungrig und fluchend packen die vom neuen Geld


beglückten Insulaner ihre Waren wieder auf und kehren unverrichteter Sache


wieder nach Haus zurück. Doch einige Bauern kehren ein beim Wirt „Zur roten


Nase“ und bekämpfen ihren Ärger durch einen tüchtigen Schluck, unter ihnen


auch unser Freund Heyen, der so hochmütig den Hirschson behandelt.


Der Esel! Er gibt dort das einzige bare Geld aus, was er besitzt; er hat ja


Waren in Massen, denkt er und Ware ist so gut wie Geld. Er denkt auch nicht an


die Steuern, die der Staat jetzt erhebt, seitdem er sich die frühere


Einnahmequelle selber verstopft.


Trink nicht so viel, Heyen, behalte dein bares Geld, es geht dir sonst schlecht.


Doch das Endresultat dieses ersten Tages war, daß 10.000 Bauern und


Handwerker einen vollen Werktag auf dem Markte zubrachten, und daß das


Nationalvermögen der Insulaner um das Produkt von 10.000 Arbeitstagen ärmer


war –  á 5 Mark gleich 50.000 Mark.


Am nächsten Tag Wiederholung desselben Schauspiels, wieder stehen die


guten Insulaner wie Säulen unbeweglich vor ihren Waren, wieder müssen die


Waren unverrichteter Sache aufgeladen werden, wieder sitzt Heyen beim Wirt,


trinkt und schimpft über Hischson, der ihm heute nur 20 Taler für seinen


Prachtgaul zu bieten wagte.


Bäuerlein, Bäuerlein, du hast nicht aufgepaßt, du sitzest fest an der verborge-


nen Angel des neuen, unverwüstlichen, vortrefflichen Geldes. Morgen mußt du


die Steuern bezahlen und hast kein bares Geld mehr. Deine Scheunen sind voll,


dein Acker gut bestellt und deine Gäule wahre Musterexemplare, aber dir fehlt


die Hauptsache, dir fehlt der Nervus Rerum.
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Wieder haben 10.000 Mann einen vollen Werktag für nichts und wieder nichts


auf dem Markte verloren, wieder sind die Insulaner um 50.000 Mark ärmer.


Am nächsten Tag dieselbe Geschichte, nur daß die Bauern vom Gefühl der


Unsicherheit getrieben eine Stunde früher aufstanden, denn jeder wollte der


erste sein auf dem Markte, denn jeder wollte die meisten Chancen für den


Verkauf der Waren für sich haben.


Was mag wohl bei unserem Freund Heyen passiert sein. Es ist erst drei Uhr


früh und im vollen Galopp eilt er auf seinem besten Gaul zur Stadt. Ist Feuer bei


ihm ausgebrochen? Ist ein Kind erkrankt? Eilt er zum Arzte?


Oh, nein, heute muß er seine Steuern bezahlen, heute muß er unter allen


Umständen seinen Gaul verkaufen, denn niemand soll ihm nachsagen, daß er


ein säumiger Zahler ist. Drum hat er es so eilig, drum galoppiert er an der langen


Wagenreihe der Bauern vorbei; er will der erste sein. Seine einzige Sorge ist, ob


wohl Hirschson da sein wird; seine Gedanken drehen sich im Kreise um den


Pferdehändler. Hirschson wird doch nicht erkrankt sein; das Wetter war gestern


rauh!


Es war noch ganz dunkel, als er auf dem Markte erschien und mit Ungeduld


erwartete Heyen die Morgenröte. Inzwischen aber liegt Hirschson im Bett und


schläft den Schlaf des Gerechten; er hat keine Eile; er besitzt ja den Nervus


Rerum und weiß ganz bestimmt, daß dieser ihn nicht im Stich läßt.


Stundenlang muß unser Bauer warten, doch schließlich hellt sich sein gries-


grämiges Gesicht auf; endlich entdeckt er den Juden im Gemenge. Gott sei


dank, Hirschson ist gesund; er ist nicht erkrankt, Gott hat mich nicht verlassen!


Guten Morgen, Herr Hirschson! ruft er ihm schon von weitem zu und nimmt


den Hut ab. Hier bin ich, Herr Hirschson, wollen sie sich nicht mal mein Pferd


ansehen!


Aha, denkt der Händler, das ist ja ein ganz anderer Ton; mußt es wohl sehr


eilig haben mit dem Verkauf.


Das Tier wird betastet; die Zähne werden genau untersucht und der Händler


meine: Das Tier ist ja schon 5 Jahre alt; es ist auch zu gut gefüttert, am Hufe


fehlt ein Nagel.
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Ich ziehe mein Angebot zurück; 15 Thlr. gebe ich ihnen für das Pferd.


Wie vom Schlage gerührt steht der Bauer da; er hatte ganz bestimmt auf die


20 Thlr. gerechnet und jetzt soll er nur 15 erhalten. Doch was kann er machen;


er muß seine Steuern bezahlen und Pferde nimmt man auf dem Steueramt nicht


an; den „Nervus Rerum“ will man dort.


Da nimm das Pferd, Wucherer, sagt Heyen, und kopfschüttelnd sieht die


Menge diesem sonderbaren Handel zu.


Man sieht hier den großen Unterschied, welcher heute zwischen Ware und


Geld liegt; man sieht, in welche Abhängigkeit dadurch der Warenbesitzer oder


Produzent dem Geldinhaber gegenüber gerät; wie der Geldinhaber aus dieser


Abhängigkeit der Produzenten Kapital schlägt. Man sieht aber auch, welche


Aufmerksamkeit heute jeder seinen Finanzverhältnissen widmen muß und wie


jede kleine Vernachlässigung vom Wucherer ausgebeutet wird.


Die Preise sinken, sagen die Insulaner; das Geld ist knapp geworden!


Und doch war dasselbe Geld von früher da; nicht um einen Pfennig hat es


abgenommen. Nur ein Unterschied ist da; früher rostete das Geld auf Kosten des


Inhabers, jetzt aber auf Kosten des Staates. jeder hält drum das Geld fest; jeder


sucht den Verlust, den die Waren an Rost erleiden, auf andere abzuwälzen; jeder


sucht seinen Ersparnissen in der Geldform eine unverwüstliche Gestalt zu


geben.


Großes Angebot; kleine Nachfrage, Fallen der Preise.


Aber auch bei niedrigen Preisen sind die Waren nicht aus dem Handel zu trei-


ben; jedermann kauft nur das allernötigste. Statt einen Sack voll kauft man ein


Lot, statt eines Fasses nur einen Liter. Das übrige muß vom Verkäufer immer


wieder eingepackt werden.


Unsägliche Mühe kostet es jetzt, die Waren an den Mann zu bringen; nach


Tausenden zählen die Verluste, die das neue, vortreffliche unverwüstliche


Geldsystem den Insulanern bereits verursacht haben.


Doch warum die Waren alle Tage zum Markte tragen, um sie Abends wieder


nach Hause zu bringen? Es werden Zelte, dann massive Häuser gebaut, so die


Waren untergebracht werden, bis daß sich die Zeiten bessern. Diese 
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Häuser verschlingen eine Unsumme Kapital und wer muß dieses Kapital be-


zahlen?


Ganze Straßen werden errichtet und in Schaufenstern die Waren angeboten.


Zur Wartung dieser Güter sind Leute nötig und wer muß diese Leute bezahlen?


Von allen verkauften Waren nimmt der Kaufmann den Zehnten für sich in


Anspruch. Nicht jeder eignet sich zum Kaufmann. Die Käufer sind herrisch,


pochen auf die Macht des Geldes, machen 1000 Ansprüche, sind niemals zufrie-


den. Diese Schwierigkeiten müssen überwunden werden durch diplomatisches


Benehmen und Geschäftskniffe. Einzelne unter den Kaufleuten besitzen dies


diplomatische Talent in besonders großem Maßstabe; sie verkaufen viel mehr als


die anderen – der Zehnte bringt ihnen viel ein. Sie können Ersparnisse machen


und diesen Ersparnissen in der Geldform eine dauerhafte Gestalt geben. Die


Waren, die sie bisher auch für Rechnung der Produzenten verkauft, können sie


jetzt für eigene Rechnung erstehen und bezahlen und zwar bar. Hierfür verlan-


gen sie vom Produzenten eine Extra-Vergütung, welche sie Rabatt, Skonto etc.


nennen, als Entschädigung für das Kapital, welches sie in die Ware stecken.


Die Waren, die vor noch nicht langer Zeit in den Vorratskammern der


Produzenten lagerten und Privat-Eigentum derselben bildeten, sie befinden sich


jetzt im Besitze der Kaufleute, die früher nicht existierten.


Wie hat diese Eigentumsverschiebung stattgefunden?


Die Kaufleute sagen: diese Waren stellen den Verdienst unserer Arbeit vor


und niemand kann es bestreiten, denn die Kaufleute haben wirklich und sogar


viel gearbeitet.


Es sind nicht wenig Kaufleute; um die Waren pfund- und lotweise zu detaillie-


ren, müssen viele Leute da sein. Der Handel geht außerdem immer schleppen-


der von statten, die Käufer werden immer anmaßenden, immer mehr haben sie


an den Waren auszusetzen und dabei kaufen sie doch nur das billigste.


Das Handeln und Feilschen nimmt kein Ende und wer muß diesen Zeitverlust


des Kaufmanns schließlich bezahlen?


Die Vorratskammern der Insulaner, welche die für den eigenen Konsum


bestimmten Waren enthielten, sind leer; die Waren, die sich da befanden und


ihm keine Lagerspesen verursachten, befinden sich beim Kaufmann und dieser 
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erhebt jetzt für das Detaillieren 10, 15 und 20 % Handelsspesen.


Man sieht hier die natürliche Entwicklung, welche der Handel nehmen muß,


sowie man als Geld einen Gegenstand einführt, der besser ist, als die Ware sel-


ber.


Aber in dem Maße wie sich die Vorratskammer leert, füllt sich die Werkstätte


mit Produkten der eigenen Industrie. Statt eines Vorrats an eigenen


Bedarfsartikeln hat der Schuhmacher jetzt seine Werkstätte voller Schuhe, die


niemand haben will. Um den Absatz zu beschleunigen, räumt er das schöne,


gesunde Straßenzimmer, wo seine Familie bisher wohnte, sperrt seine Frau und


Kinder in das dumpfe Hinterstübchen, versieht das Straßenzimmer mit einem


Schaufenster und füllt dasselbe mit Schuhen, Pantoffeln etc.


Früher sah man an dem Fenster zwischen Rosensträuchern versteckt die rot-


bäckigen Kinder des Schusters, und das Aussehen der Stadt gewinnt durch die-


sen Umzug des Schuhmachers durchaus nicht, um so mehr als in der dumpfen


Luft des Hinterstübchens mit den Rosen auch die roten Backen bald verblühten.


Früher arbeitete der Schuster nur auf Bestellung, jetzt fürs Lager. Er weiß nicht


ob Bedarf vorliegt oder nicht; ob er die Schuhe absetzen kann, bleibt zufällig.


Er arbeitet aufs Geradewohl darauf los und allen Handwerkern ergeht es so.


Das Wort Überproduktion ertönt –  es wird weniger gearbeitet; die nicht selbstän-


digen Arbeiter suchen Beschäftigung durch die Arbeitslosigkeit gehen täglich


Riesensummen verloren.


Es ist Sommer und herrlich prangen die Felder.


Hinauf zum Himmel steigt der Hohepriester des Feldes – die Lerche  – um


am Altar der Natur das Hochamt zu feiern. In tiefer Andacht neigen die Gräser


ihre Ähren zu Boden, horchen andächtig auf das Gebet ihres geliebten


Pfarrherrn, in dessen Jubelgesang das nahe Bächlein liebliche Melodien mischt.


Allelujah, Allelujah,


Auch Joseph Heyen lauscht dem Gesange der Lerche zu, sein Herz ist voll


Dankbarkeit zum Schöpfer gewandt, der seine Arbeit so reicht gesegnet hat. In


sich versunken, erheben sich seine Gedanken über den Staub dieser Erde, sie


schweifen hinaus über alle Berge und verlieren sich in den blauen Dunst der


Ferne.
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Er denkt nicht an das Geld, welches er aus den Ähren dreschen wird, an die


Spekulation, die im Finstern ihre Netze zieht.


Doch was zum Teufel kreucht dort im Busche herum? Was ist das für ein Tier,


welches lautlos durch die Gräser schleicht und seine gierigen Augen starr auf


den Sänger dort oben in den Lüften richtet?


Was mag dort in der Stadt mit Hirschson los sein? Er läuft wie närrisch von


Laden zu Laden und kauft den Bindfaden auf, den Bindfaden, die die Bauern


zum Zusammenbinden der Garben für ihre Mähmaschinen gebrauchen. Er


bezahlt jeden Preis, kauft den ganzen Vorrat und morgen soll die Ernte begin-


nen.


Das kläglische Geschrei eines Vogels weckte Heyen aus seinen Träumereien


und als er aufblickte bemerkte er, wie ein Reptil mit der Lerche im Maul im


Gebüsch verschwindet. Er erhebt sich ärgerlich und begibt sich zur Stadt, um


Bindfaden zu kaufen. Es verdroß ihn, daß die Lerche ihre Gesangeslust mit dem


Leben bezahlen mußte. Der Esel!


Heyen hatte früher seine Vorratskammer im voraus mit Bindfaden versehen,


jetzt seit Einführung des vortrefflichen und unverwüstlichen Geldes, überläßt er


lieber dem Händler die Sorge der Aufbewahrung.


Einen Zentner Bindfaden verlangt er selbstbewußt vom Händler; in seiner


Tasche ist ja der Nervus Rerum.


Habe leider keinen, lautet die Antwort. Was, jetzt steht die Ernte vor der Tür


und sie haben keinen Bindfaden?


Beim zweiten Händler dieselbe Antwort. Wo kann ich denn das Zeug erhal-


ten? fragt ärgerlich der dumme Heyen. Beim Hirschson.


Schon von weitem hört Heyen ein furchtbares Geschrei. Eine große Zahl


Bauern steht vor der Tür Hirschson’s und zornige Rufe wie Betrüger,


Halsabschneider ertönen. Was ist denn da los?


Zehn Mark für den Kilo Bindfaden sollen wir zahlen, während das Äquivalent,


die ebenbürtige Ware, der gewöhnliche Preis nur 50 Pfennig ist! Unerhörte


Ausbeutung.


Hirschson sitzt unterdessen ruhig auf seinem Bindfaden und lächelt über den


urwüchsigen Zorn der Bauern. Er ist seiner Sache sicher; hier heißt es für die


Bauern den verlangten Preis zu zahlen oder aber das Korn auf dem Halm 
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verderben zu lassen; denn ohne Bindfaden kann die Maschine nicht arbeiten.


Hirschson verdiente hier mit einem Schlag 100.000 Mk., und Heyen behaup-


tete, daß die Lerche mit ihrem Gesang ihn um 1000 Mk. geschädigt hatte.


Man sieht hier die Spekulation in ihrer nacktesten Gestalt, wie sie übrigens im


kleinen und großen Maßstab alle Tage betrieben wird. Sie basiert aber immer nur


auf der Unsitte, die Ersparnisse in Geld statt in Waren anzulegen. Dadurch wird


es dem Spekulateur möglich, eine genaue Übersicht über die Bestände einer


bestimmten Waren-Gattung zu gewinnen und durch plötzliches Aufkaufen dieser


Bestände dem Konsumenten Verlegenheiten zu bereiten. Man sieht auch, wie


dies Treiben der Spekulation jedermann zwingt, den materiellen Interessen


unausgesetzte Aufmerksamkeit zu widmen, denn niemand ist sicher vor den


Netzen der Spekulation. Wer dies nicht tut, macht Bankrott und wird als Bettler


auf die Straße geworfen. Die eigentümliche Erscheinung, daß heute die


Menschen nur mehr Sinn für ihre materiellen Interessen haben, findet hier ihre


natürliche Erklärung. Jedermann ist durch die Unsicherheit in den heutigen


Erwerbsverhältnissen gezwungen, sich ausschließlich mit seinen Finanzen zu


befassen.


Hirschson besitzt jetzt ein Kapital und zwar kein rostendes und er versteht es


mit dem Kapital umzugehen. Er gründet eine Bank. Schon lange hat sich das


Bedürfnis nach einem solchen Institut herausgestellt, denn das Kreditsystem hat


sich mit gebieterischer Notwendigkeit eingebürgert.


Der Handwerker hat sein Haus voll Schuhe, aber kein Geld und noch weniger


Vorräte für seinen Privatgebrauch; er kauft auf Kredit.


Der Kaufmann, der auf Kredit verkauft, kann nicht bar kaufen, er muß seiner-


seits den Kredit in Anspruch nehmen.


Kaum hat Hirschson die Bank eröffnet, so wird er auch schon von allen Seiten


um Kredit angesprochen. Hirschson berechnet 6 % und läßt sich Wechsel aus-


stellen.


Hirschson steht im Rufe eines tüchtigen Kaufmannes; seine kaufmännische


Moral ist über jeden Zweifel erhaben, 
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man hat volles Vertrauen in ihm und die Insulaner bringen ihm ohne Zagen ihre


Ersparnisse. Er zahlt 4 % Zinsen auf solche Depots. Den Unterschied von 2 %


zieht er für sich ein, als Kommission.


Man sieht hier, wie das unverwüstliche, vortreffliche Geld den


Warenaustausch verlangsamt, das Kreditwesen hervorruft und dieses wiederum


die Banken nötig macht.


Aber die 6 % Zinsen, die die Kaufleute dem Bankier zahlen müssen, zahlen


sie nicht aus ihrer Tasche. Diese Zinsen werden als Generalunkosten auf die


Warenpreise geschlagen; dazu noch 4 % extra, denn zum Vergnügen vermittelt


der Kaufmann den Tausch nicht.


Man sieht hier, wie die Depositäre vom Bankier 4 % Zinsen erhalten, wie sie


aber auf der anderen Seite dem Kaufmann 8 % in den Warenpreisen zurücker-


statten.


Aber dies sehen die Insulaner nicht ein; die Zinsen die der Bankier zahlt, rei-


zen zu sehr; jeder überschüssige Groschen wird zur Bank gebracht, man kauft


auf Kredit, um desto mehr Geld zur Bank bringen zu können. Und je mehr diese


Unsitte um sich greift, in desto größere Verlegenheiten geraten die Produzenten,


desto unbeweglicher lagern die Waren herum, desto mehr wird der Kredit in 


Anspruch genommen, desto mehr Wechsel hat der Bankier in seinem


Portefeuille. Der ganze Warenaustausch basiert auf Kredit; er stellt eine endlose


Kette von Gläubigern und Schuldnern dar, einer stützt sich auf die anderen;


wehe! wenn ein Glied reißt, der Bruch eines einzigen Gliedes zieht unnachsichtig


die ganze Kette in den Abgrund.


Durch die Hände des Bankiers gehen jetzt alle Gelder; in seiner Hand kon-


zentrieren sich die Fäden des gesamten Verkehrs, die Bank leitet den ganzen


Warenaustausch.


Die Depots sind alle auf lange Zeit unkündbar. Die Wechsel der Kaufleute


aber größtenteils alle an einem bestimmten Tag fällig. Hirschson hat es verstan-


den, es so einzurichten, denn er plant einen großen Raubzug.


Alle neuen Forderungen auf Kredit lehnt er ab, unter irgend welchem


Vorwand; er hat geträumt, sagt er, daß nächstes Jahr die Heuschrecken die


Ernte vernichten werden; er erhöht den Zinssatz für Depots auf  6 %, um noch 
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mehr Geld aus dem Verkehr zu entziehen; alle Außenstände treibt er unnach-


sichtig ein und bald befindet sich alles Geld in der Bank konzentriert.


Der Warenaustausch ist vollkommen unterbrochen; die Nachfrage fällt, die


Preise sinken. Die Kaufleute können keine Außenstände eintreiben; kein Geld


geht ein und der Zahlungstermin nähert sich mit jedem Tag. Eine furchtbare


Krisis herrscht und niemand errät die Ursache.


Die Gläubiger drängen ihre Schuldner zur Zahlung und werden von der ande-


ren Seite von ihren Gläubigern gedrängt, bedroht. Steuerexekutionen finden statt


und zu Schleuderpreisen wird dem Bauer Hab und Gut versteigert. Die Kaufleute


greifen zur letzten Zuflucht, um ihre bedrohte Ehre zu retten, sie veranstalten


große Auktionen und die einzigen Käufer sind die Agenten Hirschson’s, denn


Hirschson ist der einzige, der über die ebenbürtige Ware, über das Äquivalent,


über den Nervus Rerum verfügt.


Niemand kann Hirschson einen Vorwurf machen, im Gegenteil er steht hoch


in Ehren, denn statt die Wechsel zu protestieren, verlängert er sie mit Zinseszins.


Hirschson ermäßigt jetzt den Zinssatz plötzlich auf 2 %  – und die Depots


werden der Bank entzogen. Im Kredit geben ist Hirschson sehr liberal; alle


Kreditforderungen werden bewilligt, auf der Bank ist kein roter Heller mehr zu fin-


den.


Sehr viel Geld ist im Verkehr; das Geld zirkuliert mit wunderbarer


Schnelligkeit, die Nachfrage wächst, die Preise aller Waren gehen in die Höhe.


Die ebenbürtige Ware, das Äquivalent, das Geld hat fast keinen Wert mehr und
Hirschson läßt jetzt die während der Krisis unter der Hand gekauften Waren ver-
kaufen.


Er erhält den 2fachen Betrag des ausgelegten Geldes und verdient hier eine


Million.


Man sieht hier die Spekulation, wie sie die haute finance betreibt, nur mit dem


Unterschied, daß Nationen die Stelle der Kaufleute, daß die Börsenpapiere die


Stelle der Waren einnehmen und daß die Beute nicht eine Million, sondern


Millionen ausmacht. Dadurch, daß die Privatleute ihre überschüssigen Geldmittel


zur Bank bringen, verfügen die Bankiers über sämtliche flüssigen Mittel, sie beu-


ten diese furchtbare Macht aus, die Wertpapiere im Kurs herauf und herunterzu-


drücken und streichen die Differenzen 
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als Nettoverdienst ein. Daß nach jedem solchen Raubzug zahlreiche Leichen


verkrachter Kaufleute und Industriellen das Schlachtfeld schmücken, ist dem


Bankier nebensächlich und gleichgültig; das Volk liefert mit den Depositen dem


Bankier selber das Garn, womit dieser die Netze spinnt, um seine eigenen


Depositäre zu fangen und auszusaugen.


Bei den Insulanern, wo Hirschson jetzt das Kommando führt, haben sich die


Verhältnisse sehr geändert.


Der Handel wird durch die stockende, unregelmäßige Geldzirkulation immer


schwieriger; die Preise gehen auf und ab, die ebenbürtige Ware, das Äquivalent


verändert täglich ihre Kaufkraft, heute Riese, morgen Zwerg, einen festen Preis


hat nichts mehr. Außerordentliche Vorsicht erfordert der Handel; mittelmäßige


Geister können nur Handlangerdienste verrichten; der Leiter des Geschäftes


selbst muß ein hochbegabter umsichtiger Mann sein, um die Ränke des Bankiers


mit Erfolg parieren zu können. Die tüchtigsten Männer nimmt der Handel für sich


in Anspruch, unfähige Personen werden erdrückt, für Wissenschaft und Industrie


bleiben nur mehr die Stümper und Originale.


Der Handwerker muß mehr Kaufmann sein als Arbeiter, er muß über die


Preisschwankungen seiner Waren immer genau informiert sein und der


Marktbericht der Rohmaterialien bildet seine Lieblingslektüre. Die Handwerker,


die diesen Preisschwankungen nicht genügende Beachtung schenken, im allge-


meinen gerade die technisch tüchtigsten, werden über Bord geworfen als


Proletarier.


Die Bauern berauben die Handelsspesen eines großen Teiles ihrer Produkte;


die Ersparnisse, die sie früher machten, gelangen durch den Handel und die


Spekulation in die Taschen der Kaufleute und Bankiers.


Kaum, daß sie noch Steuern bezahlen können; für Wege, Bahnbauten haben


sie kein flüssiges Kapital mehr. Sie suchen durch verdoppelten Fleiß Ersparnisse


zu machen, aber die vergrößerte Produktion zieht nur einen Preisfall nach sich


und kommt den Geldbesitzern zu Gute.


Uns fehlt die Eisenbahn! schreien die Bauern. Der Bahnbau wird beschlossen


und die einzigen, die über die flüssigen Mittel verfügen, sind die Kaufleute und


die Bankiers. Gerne möchten sich auch die Bauern beteiligen, aber wie das


Kapital flüssig machen; Kapital ist nicht Geld und ein 
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gesteigertes Angebot zieht nur einen Preisfall nach sich. Bei der Unterzeichnung


der Aktien sind die Bauern ausgeschlossen.


Man baut heute eine Bahn, weil man hofft, daß sie sich rentieren wird und


dafür, daß sie sich rentiert, sorgen schon die Frachtsätze. Wenn früher eine


Landstraße gebaut wurde, so geschah dies auf Gemeindekosten für die


Bequemlichkeit der Einwohner, an Rente dachte niemand; aber eine Eisenbahn


ist ganz was anderes als eine Landstraße. Von der Eisenbahn verlangt man


Zinsen, Renten, Dividenden, sonst wird sie nicht gebaut und zu den


Handelsspesen müssen die Insulaner  jetzt noch Eisenbahndividenen zahlen.


Die Frachtsätze werden so berechnet, daß der Bauer noch gerade vegetieren


kann. Ihre Steuerkraft nimmt ab; für einige größere Bauten, die der Staat unter-


nehmen muß, sind die Mittel durch Steuern absolut nicht aufzutreiben. Der Staat


nimmt seine Zuflucht zu der Anleihe, und die Einzigen, die dem Staat flüssige


Mittel liefern können, sind wiederum die Kaufleute, Bankiers. Für diese Anleihe


muß der Staat Zinsen zahlen und die Zinsbeträge lasten auf dem nächstjährigen


Budget. Rentner heften ihren Saugapparat an den Staatssäckel, der von nun an


der galoppierenden Schwindsucht unrettbar verfallen ist. Jährlich erscheint der


Staat mit neuen Anleihen auf dem Geldmarkt, jährlich nimmt die Steuerkraft der


Produzenten ab und in demselben Verhältnis wächst die Summe, welche zur


Deckung der für Zinsen und Zinseszinsen nötigen Beträge durch Steuern erho-


ben werden müssen.


Viele Bauern müssen sich jetzt in ihren Ausgaben einschränken; manche kön-


nen dies nicht aus Stolz oder Leichtsinn; sie kommen zurück mit ihren Zahlungen


und der Wucherer macht sich im Dorfe breit. Steuer-Exekutoren werden nötig


und die Gehälter derselben belasten das nächste Budget. Gerichtliche Verkäufe


finden statt und Notar und Gerichtsvollzieher leben nicht von der Luft. Manche


Bauern, um der Schande der Steuer-Exekution aus dem Wege zu gehen, neh-


men Zuflucht zur Hypothek. Hypotheken-Anstalten werden von den Rentnern,


Kaufleuten und Bankiers gegründet, und wo dies Ungeheuer sich ansiedelt, da


wächst bald kein Gras mehr. Das Landproletariat ist jetzt fix und fertig. Joseph


Heyen, der früher die gemästeten Schweine selber verzehren konnte, muß diese


jetzt 
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zur Stadt senden, wo die Rentiers immer gute Käufer sind. Joseph Heyen sucht


die Erklärung zu dieser Änderung darin, daß das Klima rauher geworden ist, daß


der Boden nicht mehr denselben Ertrag gibt; er denkt nicht daran, daß das


unverwüstliche, vortreffliche Geld die Ursache sein kann.


Er hatte neben seinem Gute eine große Sumpffläche und an dieser hatte er in


früheren Jahren immer wacker gearbeitet, um sie trocken zu legen; sein zweiter


Sohn sollte sich dort niederlassen, wenn er mal heiratete.


Aber jetzt kann er an der Trockenlegung des Sumpfes nicht arbeiten; für


Arbeiten, die nicht sofort Zins einbringen, hat er keine Zeit; der Sumpf liegt noch


da wie früher.


Man sieht hier in großen Umrissen, wie das vortreffliche, unverwüstliche Geld


zu Gunsten einiger gewitzter Personen, die die Privilegien dieses Geldes auszu-


nutzen verstehen, die Produzenten ruiniert und wie der Ruin der Landbe-


völkerung die Ursache ist, daß Brach- und Ödland nicht urbar gemacht werden


kann.


Der Sohn von Heyen, der kein Feld für seine Tätigkeit findet, wandert nach


der Stadt, wo er bei Hirschson als Knecht in der Küche die Knochen der


Schweinekeule benagt, welcher sein Vater zur Deckung der Hypothekenzinsen


zum Markte gebracht.


Mit ihm zieht auch sonst viel Volk von dem Lande nach der Stadt; die meisten


notgedrungen, mancher auch angezogen von dem Glanz und der Pracht, welche


hier entfaltet wird. Denn der Tribut, den das Land jetzt der Stadt in Form von


Handelsspesen, Hypotheken, Anleihen und Mietzinsen, Spekulationsbeute und


Bahndividenden zahlen muß, gestattet den Rentiers Prachtbauten aller Art zu


entrichten, während auf dem Lande die Bauern sogar die Pflege des kleinen


Bauerngärtchens haben aufgeben müssen. Dort vor der Tür, wo früher das


Blumenbeet stand, haben die Bauern, um Zeit zu sparen, den Misthaufen errich-


tet.


Hat der Bauer Geld, hat’s die ganze Welt; aber im Verhältnis, wie der Bauer


verarmt, nimmt seine Kaufkraft ab und ganze Industriezweige werden lahmge-


legt. Die Handwerker, die sie betreiben, werden zu der Masse von Proletariern


geworfen, die vom Lande aus zuströmen. Zwar ist Arbeit genug vorhanden; in


allen Werkstätten, wo Luxusartikel für die Rentner hergestellt werden, herrscht


rege 
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Tätigkeit. Aber diese Industrien erfordern besonderes Handwerkszeug und wo


dies herholen?


Da erscheint Hirschson wieder als rettender Engel. Schon vielfach hat er aus


der Not geholfen und man apelliert an seine Großmut nicht um sonst. Die Stadt


verdankt ihm das große Bankinstitut, Straßen, Eisenbahnen und in Anerkennung


seiner Verdienste wurde er zu Ehrenbürger ernannt.


Hirschson ließ Ziegelsteine zusammenfahren, baute eine große Fabrik und


versah dieselbe mit den neuesten Maschinen. Tausend Mann fanden da


Beschäftigung bei der Krawattenfabrikation und jedermann grüßte ehrfurchtsvoll


den großen Wohltäter.


Nicht alle empfanden diese Wohltat in gleichen Maße; denn Hirschson


bezahlte seinen Leuten das Nötige zum Lebensunterhalt, aber nicht mehr, und er


konnte billig liefern. Die kleinen Handwerker, bei denen  – das Nötige zum


Lebensunterhalt  – nicht vom Bankier vorgeschrieben wurde, mußten sich viel


mehr abrackern als früher, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen.


Wohltaten, die man dem Nächsten erweist, tragen nicht erst im Himmel


Früchte, und die Fabrik war eine dieser Wohltaten. Hirschson verdiente mit der


Krawattenfabrik Geld.


Besser als der Hund die Beute wittert, wittert der Kaufmann das Geld, und es


blieb nicht lange verborgen, daß Hirschson an den Arbeitern Geld verdiente. Ein


Konkurrenz-Unternehmen schoß aus der Erde.


In ihrem Streit um die Herrschaft wurden die kleinen selbständigen Meister


erdrückt; die Zahl der Arbeitslosen nahm zu, die Löhne sanken, – Hunger, Elend,


Revolution. –


Die Erde ist übervölkert! rufen die Professoren, und bäh, böh, böh, ruft die


Menge. Nein, die Arbeiter haben den Gebrauch des Schmachtriemens verges-


sen; sie sind zu anspruchsvoll. Die Erde ist nicht im Stande, ihre Bewohner bes-


ser zu ernähren, sagen die anderen, und bäh, böh, böh, antwortet die Menge.


Ihr vergeßt, daß der Zweck unseres Daseins hier auf Erden die Buße für die


von Adam begangenen Sünden ist; die Arbeit ehrt den Menschen nicht, wie ihr


fälschlich behauptet, sondern sie ist die Strafe, welche Gott den Verbrechern auf-


gelegt. Kurzum die Erde ist ein Zuchthaus, 
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sagt feierlich der Papst, und böh, böh, böh, schallt es aus der Menge.


Was! sagen andere, wo soll der Grund dieses Elends liegen? Die Arbeite sind


zu klug, wir müssen Schulen abschaffen.


Nein, im Gegenteil, die Arbeiter sind nicht gut geschult, ihre Arbeit könnte viel


produktiver sein, es fehlt an Gewerbeschulen, und böh, böh, höh, hallt es wieder.


Wie doch religiöser Fanatismus, wie das Interesse an dem Bestand der heuti-


gen Verhältnisse das Urteil fälschen kann, sagen die Sozialisten; die Maschinen,


das Privateigentumsrecht an den Produktionsmitteln trägt die Schuld an allem,


und „Hoch lebe die revolutionäre Sozialdemokratie!“ ertönt es brausend aus


Millionen von Kehlen.


Wer hat Recht? Fragt den Hirschson.


Wir sehen hier, wie töricht es ist, dem Pflug und dem Spinnrad die Schuld an


der Proletarisierung der Volksmassen in die Schuhe zu schieben; sehr einsichti-


ge und oberflächliche Betrachtung der tatsächlichen Verhältnisse gehört dazu,


um zu diesem Resultat zu kommen. Die ganze heutige Produktionsweise ist nur


eine der Folgen der Einführung des heutigen Geldwesens, eine Folge des durch


das heutige Geldwesen gefälschten Naturgesetzes. „Nachfrage und Angebot


bestimmen den Preis,“ sie ist nur das letzte Stadium der sozialen Krankheit. Die


heutige Produktionsweise setzt Konzentration des Kapitals in den Händen weni-


ger und ein entsprechendes Proletariat voraus; ohne diese beiden Faktoren kann


sie nicht aufkommen.


Es fehlt mir das Material, um auch an der Hand geschichtlicher Tatsachen


den Beweis zu erbringen, daß die Proletarisierung der Volksmassen und die


Konzentration des Kapitals von dem Tag an begonnen hat, wo das Münzrecht


den Fürsten als Einnahmequelle genommen wurde, d. h. von dem Tage an, wo


sogenannte geordnete Geldverhältnisse eingeführt wurden, von dem Tage an,


wo die Verwaltungskosten des Landes von dem Gelde auf die Ware abgewälzt
wurden. So viel ich weiß, ist es England gewesen, wo unter der Regierung


Georg II. die Münzrechte der Krone zuerst aufgehoben wurden, und England ist


die Geburtsstätte des Kapitalismus.


Die großen Krisen, die England durchgemacht, und die man zu gern der


Erfindung neuer Maschinen in die 
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Schuhe schiebt, sie werden wohl in der Hauptsache Finanzkrisen gewesen sein;


ich für meinen Teil kann nicht annehmen, daß ein großes, intelligentes Volk durch


ein paar neuer Spinnräder in seiner Ruhe sich stören lassen wird.


Marx hat den Sozialisten vorgerechnet, daß die Wurzel der sonderbaren wirt-


schaftlichen Verhältnisse, die wir heute kopfschüttelnd betrachten, in dem


Privatbesitz an den Produktionsmitteln liegt, und daß in Folge dessen eine ver-


nünftigere Wirtschaftsordnung nur durch den kommunistischen Wirtschaftsbetrieb


zu erwarten ist. Warum hat man Marx noch nicht widerlegt? Bis heute ist man


den Sozialisten den Beweis schuldig geblieben, daß sie im Irrtum sind und mit


dem bloßen Hinweis auf die praktischen Schwierigkeiten, welche die


Realisierung der kommunistischen Pläne bietet, lassen sich die Sozialisten nicht


abschrecken.


Wer hungrig ist, kennt keine Schwierigkeiten. Es handelt sich darum festzu-


stellen, ob Marx Recht hat oder nicht; ist er im Unrecht, so soll man ihm das


Punkt für Punkt beweisen, hat er aber Recht, so ist die Bekämpfung der


Sozialdemokratie eine Ungerechtigkeit, welche sich früh oder spät rächen muß,


denn in der Harmonie der Schöpfung kann keine Ungerechtigkeit dauernd sich


erhalten.


__________


Ein neues Kleid.


Wir haben ihn, den Microb der sozialen Krankheit, in dem nicht rostenden


Tauschvermittler rostender Waren haben wir ihn entdeckt. In der Reinkultur der


Insel Cararia haben wir ihn studiert und die Mittel gefunden, ihn zu vernichten.


Der Leser kennt dieses Mittel  – die rostende Banknote  –  schon, und da er


in der Kenntnis des Geldwesens entschieden Fortschritte gemacht, so wird er,


wie ich hoffe, nicht erschrecken, wenn ich ihm den rostenden Tauschvermittler in


seinem neuen Gewand vorführe.


Der Leser weiß, daß der Wert des Geldes vollkommen unabhängig ist von


dem Material, woraus es gemacht wird; er weiß, daß das Geld den Vertreter der


Nachfrage darstellt und daß sein Wert somit vom Warenangebot abhängt. Wie


man das Gewicht einer Ware nicht von der Schale abliest, wo die Ware liegt,


sondern von der 
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anderen, so liegt der Wert des Geldes nicht in sich selbst, sondern auf der ande-


ren Seite, beim Angebot. Der Leser weiß, daß man aus Papier ein vortreffliches


Geld herstellen kann und daß man nur für eine gleichmäßige Zirkulation dieses


Geldes zu sorgen braucht, um auch einen durchaus stabilen Wert desselben zu


erzielen.


Der rostende Tauschvermittler lautet also:
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Was nun an diesem Gelde vor allen Dingen auffällt und befremdet, ist die


Bezeichnung „Atom und Moleküle“ für die Werteinheit, wenn aber der Leser das


Glück seines Lebens davon abhängig macht, möglichst viele Taler oder Rubel


oder Dollar zu besitzen, so bleibt es ihm unbenommen, den Taler, Schilling,


Krone an die Stelle des Atoms zu setzen; es wird absolut nichts am Werte des


Geldes ändern.


Ferner fällt es auf, daß dem Inhaber der Banknote keine Einlösung in Gold


oder Silber versprochen wird, sondern daß er für die Realisierung des Wertes
der Banknote direkt auf das Waren-Angebot verwiesen wird. Es wird dem Leser


erscheinen, als ob in Folge dessen die Banknote absolut keinen festen, bestimm-


te, greifbaren Wert vorstellt; wenn er sich aber sagt, daß die Inhaber der jetzigen


Banknoten zwar ein bestimmtes Quantum Silber und Gold erhalten, daß aber der
Tauschwert dieses Goldes auch ganz vom Warenangebot abhängt, so wird er


gleich zu der Einsicht kommen, daß durch direkte, unmittelbare Verweisung auf
das Warenangebot, durch Umgehung des Silbers und Goldes eine
Vereinfachung der ganzen Transaktion erzielt wird und 
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daß somit der Wert der neuen Banknote nicht mehr in der Luft schwebt, als der
Wert des auf Metall lautenden Kassenscheines.


Was nun die tägliche Wertabnahme der neuen Banknoten anbetrifft, so kennt


der Leser den Zweck, der damit verbunden wird. Er weiß, daß durch diese


Wertabnahme das Geld ohne direkten persönlichen Verlust für den Inhaber nicht


dem Verkehr entzogen werden kann, daß dieser Verlust das Geld zu regelmäßi-


ger Zirkulation zwingen wird, und da die Gleichmäßigkeit der Geldzirkulation


Grundbedingung für die Wertbeständigkeit des Geldes ist, so wird also die neue


Banknote einen vollkommen stabilen Wert haben, d. h. die Warenpreise werden


fest sein.


Ich habe im „Nervus rerum“ bereits gezeigt, wie sich der Verkehr sowohl im


Inlande wie auch mit dem Auslande wird gestalten müssen, sowie man die


rostende Banknote an Stelle des Metallgeldes setzt, und nachgewiesen, wie die


Einführung dieser Geldreform als unmittelbare, direkte, unabweisbare Wirkung:


1) die Barzahlung einführen,


2) den Zwischenhandel beseitigen,


3) das Zinssystem in Wegfall bringen,


4) die Arbeitslosigkeit zur Unmöglichkeit machen,


5) die Finanz- und Wirtschaftskrisen beseitigen,


6) der Spekulation, dem Wucher den Boden entziehen,


7) die Goldgräber, Börsen, Banken, Hypothekenanstalten überflüssig 


machen,


8) das Steuersystem vereinfachen,


9) einen durchaus stabilen Wert für das Geld erzielen,


10) jede Ware zu barem Gelde machen,


11) alle Privatleute zwingen, die Ersparnisse in wirklichem Kapital, nicht in 


fiktivem, wie das Gold, anzulegen.


12) das ganze produktive Kapital zu jeder Zeit neuen Unternehmungen zur 


Verfügung stellen würde etc.


und wie durch das Zusammenwirken aller dieser Faktoren in absehbarer Zeit


Verkehrsverhältnisse erzielt werden müssen, welche den auf der Insel Barataria


herrschenden ziemlich genau entsprechen würden.
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Einführung der rostenden Banknoten.


Dies alles ist ganz gut und schön, wird mancher sagen, aber wie eine solche,


in alle Verhältnisse tief eingreifende Reform durchführen?


Wenn es zu dem Zwecke nötig wäre, irgend jemand in seinen Rechten zu


schädigen; wenn man zu dem Zweck jemand etwas, und wäre es auch nur einen


Pfennig, nehmen, aus der Tasche ziehen müßte, so würde ich der erste sein, der


eine solche Reform für attentatorisch auf das Privateigentum, für ungesetzlich


und für unausführbar erklären würde. Aber glücklicherweise erfordert die


Einführung der Münzreform kein Attentat, sie verletzt niemand in seinen Rechten.


Man braucht, um die rostende Banknote einzuführen, die National-Ökonomen


und die Kapitalisten nur beim Wort zu nehmen und das Gold für eine Ware, wie


Heringe, Petroleum, Käse zu erklären und ein Gesetz zu erlassen, wonach in


allen staatlichen Kassen keine Waren, sondern nur mehr Geld angenommen


wird, ein Gesetz, nach welchem das Gold und Silber als gewöhnliche Waren an
allen staatlichen Kassen zurückgewiesen werden.


Sodann verfertigt der Staat Geld aus Papier und erklärt dieses Geld als staat-
liche Verkehrseinrichtung, für deren Benutzung er Fracht erhebt, d. h. für


Benutzung des Geldes erhebt er täglich in Form der Wertabnahme des Geldes


eine Abgabe. Dieses Geld bringt der Staat in Umlauf, erstens indem er als


Käufer für das als gewöhnliche Ware erklärte Gold auftritt, zweitens indem er


große staatliche Bauten unternimmt, drittens durch Zahlung der


Beamtengehälter. Für den Zwangskurs des neuen Geldes sorgt der Staat, indem


er die Abgaben in dem neuen Gelde verlangt. Hat der Staat so viel Geld ausge-


geben, daß der Wert, der Warenwert, der Tauschwert eines Atoms denjenigen


einer Mark, eines Rubels etc. erreicht hat, so hört er mit der weiteren Ausgabe


auf und bleibt dann nur mehr übrig, den Wert des Geldes durch Ersatz des sich


in der Zirkulation verbrauchenden Geldteiles zu regulieren. Wer sein Gold und


Silber nicht an den Staat gegen neues Geld verkaufen 
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will, der kann es behalten, niemand wird ihn dazu zwingen, aber er wird dieses


Gold nicht zur Zahlung von Steuern, Zöllen, Briefporto, Bahnfracht verwenden


können, sondern er wird zu dem Zwecke das Gold verkaufen müssen, weil der


Staat das Gold und Silber als gewöhnliche Waren erklärt hat und weil auf dem


Steueramte keine Waren mehr angenommen werden.


______________
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Antes de lancarse en negocios con la República Argentina


Bevor Sie sich auf Geschäfte


mit der Republik Argentinien einlassen,


sollten Sie zunächst deren Währungssystem studieren.


Kein Kaufmann wird jemals den Grund seines Handelns kennen und ein kla-


res Bewußtsein desselben haben, wenn er keine Kenntnis der


Wirtschaftsgesetze hat, die den Wert des Geldes, mit dem er arbeitet, bestim-


men. Sein Tun wird sich in bloßer Routine erschöpfen. Das Ergebnis wird mehr


oder weniger dem Zufall gehorchen.


Zwecklos ist es, in den Werken der deutschen, englischen, französischen, ita-


lienischen und amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler nach Hilfe zu suchen.


Das „Geldproblem“ wartet noch immer auf seine Lösung.


Mit seiner von ihm veröffentlichen Schrift:


„Das Währungssystem Argentiniens –


Seine Vorteile und seine Verbesserung“


ist Silvio Gesell der erste, dem es auf der sicheren Grundlage neuer


Wirtschaftstheorien gelang, die Gesetze darzustellen, die den Wert der nichtkon-


vertierbaren Banknote beherrschen.


Das gründliche Studium dieser Arbeit wird allen Kaufleuten empfohlen, die bei


ihren Geschäften klar sehen wollen, um sich vor Verlusten zu schützen.


Preis 2 $ – zwei Pesos der nationalen Währung


Erhältlich bei


„La Buenos Aires“ Papierwaren und Druckerei, Moreno 582
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„El Deficit“  Gerät zum Zählen von Banknoten
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El Sistema - Monetario Argentino
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Die argentinische Währungsordnung  – 
Ihre Vorteile und ihre Verbesserung


Erstes Buch


Die allgemein übliche Definition des Geldes
Wir brauchen nur ein beliebiges Werk der Nationalökonomie aufzuschlagen,


um sogleich auf den folgenden stereotypen Satz zu stoßen: Das Geld ist eine


Ware, deren innerer Wert das Äquivalent und der Wertmesser der Ware ist, die


man dafür einhandelt.


Wenn ich mich nicht täusche, geht diese Definition auf die fernen Zeiten des


Aristoteles zurück, und sie ist es, auf die sich die Wissenschaftler berufen, wenn


sie wirtschaftliche Fragen untersuchen.


Was bedeutet für die Nationalökonomen der innere Wert des Geldes, des


Goldes? Die Antwort erhalten wir, wenn wir fragen, was der innere Wert einer


beliebigen Ware, zum Beispiel des Brotes ist. Der innere Wert des Brotes


besteht unzweifelhaft in den Nährstoffen, die es enthält, in der Nützlichkeit, das


dieses Erzeugnis für die Ernährung des Menschen besitzt. Das heißt: Der innere


Wert eines Erzeugnisses besteht in der Nützlichkeit, die dieser Gegenstand für


die Befriedigung irgendeines menschlichen Bedürfnisses hat. Worin besteht


somit der innere Wert des Goldes? Unzweifelhaft doch wohl in der Nützlichkeit,


die dieses Metall für die Herstellung von Schmuckstücken und für sonstige indu-


strielle Verwendungen hat.


Das heißt, nach Auffassung der Ökonomen beruht der Wert des Goldes in der


Möglichkeit, das Goldstück in Ringe und sonstiges Spielzeug umzuwandeln. Die


Ökonomen leugnen ausdrücklich, daß es seine Verwendung als Münze ist, die


dem Gold seinen Wert verleiht und seinen Preis bestimmt, denn sie alle begrün-


den die Entwertung, die das Papiergeld in verschiedenen Ländern erfahren hat,


ausschließlich mit dem Fehlen eines inneren Wertes, das heißt mit der


Unmöglichkeit, den Geldschein in Spielzeug umzuwandeln; sie geben nicht zu,


daß sich das Papiergeld wegen seiner verringerten Nützlichkeit als Tauschmittel


entwertet.


Dürfen wir daher die berühmte Definition des Aristoteles in folgende Worte


fassen:


„Das Metallgeld, das Gold, ist eine Ware, die ihren Wert aus der Nützlichkeit
bezieht, die dieses Metall für die Herstellung von Spielzeug besitzt; die Münze ist
ein Spielzeug im Rohzustand, und dieses Spielzeug bildet das Äquivalent und
den Wertmesser der Waren, die man dafür eintauscht“?


Die Ungeheuerlichkeit des Irrtums, in dem sich die Ökonomen befinden,


springt in die Augen. Warum besitzt ein Pflug Wert? Weil er dem Landwirt nütz-


lich ist? Nein, so einfach ist das nicht. Der Pflug hat nur deshalb Wert, weil der


Landwirt in der Lage ist, mir etwas dafür zu geben. Das Gewehr hat Wert, weil


der Jäger es bezahlen kann, die entwerteten 
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Briefmarken der Post haben heute Wert, weil es Leute gibt, die bereit sind, sie zu


kaufen.


Wir sehen also, daß ein Gegenstand nur insoweit Wert besitzt; als der


Verbraucher in der Lage ist, etwas dafür hinzugeben.


Als sich nur Kinder mit dem Sammeln von Briefmarken beschäftigten, hatten


diese keinen Wert. Wertvoll wurden sie erst; als sich unter den Sammlern Leute


befanden, die Geld verdienten und die Marken somit bezahlen konnten. 


Wer sind die Verbraucher von Goldschmuck? Den Schmuck finden wir fast


immer im Besitz alberner, unnützer Personen, während die arbeitenden


Menschen, diejenigen, die in der Lage wären, ihn zu kaufen, den Schmuck ver-


achten. Wenn der Wert des Goldes von dem Betrag abhinge, den die Benutzer


des Schmucks dafür zu bezahlen in der Lage wären, wäre sein Wert gering.


Wenn ein Schmuckstück aus Gold heute einigen Wert besitzt, so hat er diesen


bestimmt nicht vom Benutzer selbst, sondern weil der Käufer ein schaffender


Mensch ist, der ihn kauft, um ihn zu verschenken. Andernfalls mögen sich doch


alle Personen, die gerne Schmuck tragen, auf einem Platz versammeln. Diesen


Leuten biete man das schönste Schmuckstück an, das sich auftreiben läßt.


Welches wäre sein Wert? Es wäre weniger wert als eine Briefmarke in einer


Gruppe von Kindern, als ein Brillant für nackte Juden in Feuerland, weil sich


unter diesen Personen keine einzige befindet, die in der Lage wäre, es zu kau-


fen.


Stets ist es der Verbraucher, der vermittels seiner eigenen Produkte den


Produkten des anderen Wert verleiht, und weil die Verbraucher von Schmuck


eben keine schaffenden Menschen sind, ist es unmöglich, daß es die Nützlichkeit


des Goldes als Rohstoff für die Herstellung von Schmuck ist, die dem Gold sei-


nen Wert verleiht. Jedenfalls ist kaum anzunehmen, daß seriöse Kaufleute ihren


Berechnungen die Manie einiger Müßiggänger zugrunde legen, die es sich in


den Kopf gesetzt haben, das Gold als Dekorationsmaterial zu verwenden.


Das Gold ist die Grundlage sämtlicher Geschäftsabschlüsse, es bildet die


Achse, um die der Handel rotiert, und es ist schwer sich vorzustellen, daß diese


Achse nicht mehr als ein Spielzeug sein soll.


Anwendung dieser Definition auf die argentinische Währung
l. Ein argentinischer Geldschein trägt folgende Aufschrift:


„Die Bank zahlt dem Inhaber auf Sicht soundso viele Pesos in nationaler
Währung“. (Das „auf Sicht“ können wir weglassen, denn es wird nicht befolgt.)


2. Ein Wertpapier trägt folgende Aufschrift:


„Soundso viele Pesos, verzinslich mit soundso viel Prozent und Tilgungsraten
von soundso viel Prozent, gesichert durch den Staat und das Vermögen der
Bank“.
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Während also das Staatspapier die Verzinsung und Tilgung in bestimmter


Höhe und an bestimmten Tagen zusagt und ferner neben der allgemeinen


Garantie des Staates zusätzlich noch durch reale Vermögenswerte garantiert


wird, verspricht die Banknote lediglich die Bezahlung des angegebenen Betrages


ohne Zinsen und ohne dingliche Sicherung.


Man stelle sich nun einen Kaufmann vor, dem zwei Dokumente angeboten


werden, das eine, mit dem an bestimmten Tagen die Bezahlung eines bestimm-


ten Betrages nebst Zinsen versprochen wird, und zwar mit staatlicher Garantie


und dinglicher Sicherung durch Grundvermögen etc., und das andere, mit dem


ein vages Zahlungsversprechen ohne bestimmtes Datum und ohne weitere


Sicherung als die allgemeine Garantie des Staates gegeben wird, und frage ihn,


welches der beiden Dokumente größeren Wert hat.Ersteres, wird seine Antwort


lauten.


Wie erklärt sich dann aber, daß die Banknote auf dem Markt größeren Wert


hat als das Staatspapier? Falls es bei der Bewertung auf das


Umtauschversprechen ankäme, so müßte das Staatspapier stets mehr Wert


haben als die Banknote, denn dieses hat nicht nur die gleiche Garantie wie die


Banknote, sondern wirft zusätzlich noch Zinsen ab, ist dinglich gesichert und der


Umtausch ist für ein bestimmtes Datum zugesagt. Ein einfaches


Zahlungsversprechen ohne Zahlungstermin hat im allgemeinen keinen


Marktwert, insbesondere dann nicht, wenn der Schuldner keinen Zins zahlt und


keine dingliche Sicherung anbietet, wie das bei Banknoten der Fall ist.


Die Erklärung dieses Widerspruchs ist ohne Abrücken von der These des


Aristoteles und ohne Widerlegung der Behauptung der Ökonomen, wonach das


Versprechen des Umtausches in Gold die ausschließliche Bewertungsgrundlage


der argentinischen Banknote ist, nicht möglich.


Die allgemeine Grundlage des Wertes
Die Ökonomen behaupten, daß die Grundlage des Wertes die innere


Nützlichkeit eines Gegenstandes ist und daß ein nützlicher Verwendungszweck


oder die Befriedigung irgendeines Bedürfnisses die unerläßliche Voraussetzung


des Wertes ist.


Das trifft nicht zu, denn jeder Kaufmann weiß, daß der Wert eines


Gegenstandes von der Nachfrage nach demselben abhängt. Die Nachfrage ist


die conditio sine qua non des Wertes, nicht aber der innere Wert. Fehlt es an


Nachfrage, so hat der Gegenstand keinerlei Wert, obwohl er von großer


Nützlichkeit sein kann.


Dagegen ließe sich sagen, daß die Nützlichkeit Nachfrage erzeugt, und daß


somit die Nützlichkeit des Gegenstandes doch die Grundlage seines Wertes ist.


Aber auch dieser Einwand trifft nicht zu, weil die Nachfrage der Herstellung einer


Ware vorausgeht, die 


265







Nachfrage eher da war als die Herstellung, denn andernfalls wäre es nicht zu


deren Herstellung gekommen.


Der Fabrikant kümmert sich nicht um die Nützlichkeit seiner Arbeit. Sein


Interesse gilt einzig und allein der Nachfrage. Und wenn er weiß, daß Nachfrage


für sie besteht, so weiß er auch daß seine Ware Wert hat.


Diese Feststellung treffe ich nicht etwa, weil ich Gefallen an der Kritik als sol-


cher habe, sondern weil sie sehr hilfreich für die Ermittlung der Grundlage des


Wertes der Banknoten ist, die uns im vorangegangenen Abschnitt zwischen den


Fingern zerronnen war.


Da ihre Bewertung nutzenunabhängig ist, kann uns der gegenständliche


Nutzen der häßlichen argentinischen Banknote kaltlassen, statt dessen müssen
wir uns fragen, was die Nachfrage nach Geld entstehen läßt, um die Grundlage


seines Wertes sofort zu begreifen. Der innere Wert der Banknote oder des


Goldes, welch letzteren die Banknote angeblich repräsentiert, kann uns vollstän-
dig gleichgültig sein. Lediglich die Nachfrage nach Geld darf uns interessieren,


denn sie bestimmt den Wert.


Nachfrage nach Geld
Hinsichtlich dessen, was die Nachfrage nach Geld ist, bestehen sehr gefährli-


che Irrtümer.


Im allgemeinen wird gesagt, daß Nachfrage nach Geld besteht, wenn der


Zinssatz steigt, wenn bei den Banken zahlreiche Wechsel zum Diskont eingehen


etc.


Wenn jedoch steigende Zinssätze eine Vergrößerung der Nachfrage nach


Geld anzeigen würden, wie läßt sich dann erklären, daß steigende Zinssätze nor-


malerweise immer von allgemeinen Preissteigerungen begleitet werden, oder,


was auf dasselbe herausläuft, von einer Verringerung des Geldwertes? Wenn


steigende Zinssätze wirklich ein Indiz für die steigende Nachfrage nach Geld


wären, so müßte diese Nachfrage den Geldwert erhöhen und somit ein Sinken,


statt ein Steigen der Preise bewirken. Denn ein Wirtschaftsgesetz besagt, daß


jede Ware, nach der eine steigende Nachfrage herrscht, im Wert steigt.


Wie die Naturgesetze, so wirken auch die Wirtschaftsgesetze in stets gleicher


Weise. Wenn ich einen Stein in die Luft werfe, so sorgt die Anziehung der Erde


dafür, daß er unweigerlich wieder auf sie zurückfällt; und wenn die Nachfrage


nach einem Gegenstand steigt, so erhöht sich der Wert desselben unweigerlich.


Aus diesem Grund ist es nicht möglich, daß die Erhöhung des Zinssatzes  eine


gesteigerte Nachfrage nach Geld anzeigt. Ganz im Gegenteil, da die steigenden


Zinssätze vom Fallen des Geldwertes begleitet werden, läßt sich sagen, daß das


Angebot des Geldes steigt. Weitere Gründe für diese Feststellung brauchen wir


nicht anzuführen. Es genügt der Hinweis auf das Gesetz von Nachfrage und


Angebot.
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Wir können uns aber auch leicht davon überzeugen, daß steigende Zinsen


effektiv eine Erhöhung des Geldangebotes erkennen lassen und somit von stei-


genden Preisen begleitet sein müssen, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß sich


Angebot und Nachfrage stets auf den Besitzwechsel unterschiedlicher Dinge


beziehen, daß Nachfrage nach Geld nur dort herrschen kann, wo etwas anderes


als Geld angeboten wird. Der Umtausch eines Pesos in einen anderen ist kein


Handelsgeschäft, und eine derartige Transaktion kann den Wert des Geldes in


keiner Weise beeinflussen.


Der Kaufmann, der Geld von der Bank verlangt, bietet für dieses Geld einen


Schuldschein an, ein Zahlungsversprechen, somit Geld für Geld. Das ist kein


Tausch, keine Nachfrage nach Geld.


Was also ist Nachfrage nach Geld?


Das oben angegebene Wirtschaftsgesetz sagt: Jeder Gegenstand, der stei-


gender Nachfrage unterliegt, steigt im Wert. Woran erkennen wir, daß der Wert


des Geldes steigt? Daran, daß die Preise sinken?


Wenn sich das Warenangebot vergrößert, wenn die industrielle Tätigkeit


wächst, wenn große Ernten eingebracht wurden, dann können wir eine


Wertsteigerung des Geldes feststellen und, ohne uns in Widersprüche mit den


Wirtschaftsgesetzen zu verwickeln, sagen, daß Nachfrage nach Geld herrscht.


Und da die Nachfrage den Wert vergrößert, nicht etwa die „innere
Nützlichkeit“, und da das Angebot an Waren die Nachfrage nach Geld bewirkt,


läßt sich schließen, daß die Grundlage des Wertes einer argentinischen


Banknote nichts anderes ist als das Angebot von Waren.


Dort, wo Warenangebot herrscht, herrscht Nachfrage nach Geld. Nur dort, wo


Waren angeboten werden, wird Geld nachgefragt.


Die Personen, die Geld benötigen, sind nicht diejenigen, die sich Geld auslei-


hen, sondern diejenigen, die Waren anbieten. Wirkliche Nachfrage nach Geld


besteht nur dort, wo die Preise fallen.


Wir müssen nunmehr untersuchen, was Warenangebot ist, denn da dieses


die Grundlage des Geldwertes ist, ist es von größter Bedeutung zu wissen,


woher das Angebot von Waren kommt und weshalb das Angebot von Waren die


Nachfrage nach Geld bewirkt.


Angebot von Waren – Nachfrage nach Geld
Unter „Ware“ verstehen wir jeden Gegenstand, der gegen einen anderen


Gegenstand getauscht werden muß, bevor er seinem Eigentümer nützlich wer-


den kann. Von dem Augenblick seiner Herstellung bis zum Eintreffen an dem Ort


seines Verbrauchs ist ein Gegenstand „Ware“. Aus dem gleichen Grund ist ein


Gegenstand, der für den Eigenbedarf 
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hergestellt wird, nicht Ware, denn der Ort der Herstellung ist gleichzeitig auch der
Ort des Verbrauchs. So ist die Wolle zum Beispiel vom Tage der Schur bis zu
dem Tage, an dem sie nach ihrer Verwandlung in einen Anzug in die Hände des-
jenigen gelangt, der ihn sich anzuziehen beabsichtigt, Ware. Von diesem
Augenblick an verliert die Wolle ihren Warencharakter. Warum? Weil sie jetzt kei-
nes weiteren Tausches bedarf, um für ihren Besitzer nützlich zu sein. 


Die Ware hat keinerlei Nutzen für ihren Eigentümer, im Gegenteil, für ihn
bedeutet sie eine Last, und wenn er sich diese Last nicht durch Verkauf vom
Halse schaffen kann, so wirft er sie auf den Müll und sucht sich eine andere
Arbeit.


Was würde zum Beispiel der Eigentümer einer Schafherde mit seinen tau-
send Bündeln Wolle anfangen, wenn er sie nicht verkaufen könnte? Er würde sie
als unnützes Zeug irgendwo stehen und liegen lassen.


Es ließe sich hier einwenden, daß der Herdenbesitzer die Wolle in
Ermangelung eines Käufers als Dünger für seine Felder benutzen und so doch
noch Nutzen aus seinem Eigentum ziehen könnte. Aber in diesem Fall hätten die
Wollbündel ihren Warencharakter verloren, denn der Ort der Herstellung wäre
zugleich auch der Ort des Konsums, während der Gegenstand nur dann Ware
ist, wenn er getauscht wird. Aus diesem Grund ist das Gesagte nicht übertrieben,
wonach ein Gegenstand, insoweit er seinen Warencharakter nicht verloren, das
heißt den Ort seines Verbrauchs nicht erreicht hat, für seinen Eigentümer eine
Last ist. Die Ware hat keine innere Nützlichkeit, denn wenn sie diese hätte, wäre
sie keine Ware. Die Wolle verwandelt sich aus einem nutzlosen in einen nützli-
chen Gegenstand, wenn sie bereits keine Ware mehr ist.


Bekannt ist, daß Ware ein Produkt der Arbeitsteilung ist und nur dort vor-
kommt, wo Völker die Arbeitsteilung eingeführt haben. Je vollendeter die
Arbeitsteilung, desto zahlreicher ist die Anzahl der Waren.


Da nun aber die Ware in den Händen ihres Eigentümers keinerlei Nützlichkeit
aufweist, ist die der Warenerzeugung zugrundeliegende Arbeitsteilung stets von
einem Warenangebot begleitet, denn nur, wenn das Produkt der Arbeitsteilung
zum Verkauf angeboten wird, kann es sich in einen nützlichen Gegenstand für
seinen Eigentümer verwandeln, und das geht sogar so weit, daß der Erzeuger,
falls sich die Unmöglichkeit des Tauschs, des Verkaufs herausstellen sollte, seine
Arbeit aufgibt, weil diese ihm keinerlei Nutzen bringt. Die Möglichkeit des
Tauschs ist somit die entscheidende Bedingung der Arbeitsteilung und somit der
Erzeugung von Waren.


Die Arbeitsteilung bietet den Menschen so große Vorteile, daß sie schon sehr
früh versuchten, die Schwierigkeiten zu überwinden, die der Tausch der
Erzeugnisse bedeutet. Diese Schwierigkeiten, die der Direkttausch in seiner gan-
zen Größe erkennen läßt, wurden allmählich durch die Einführung und
Perfektionierung des Geldes gemildert, ohne daß sie allerdings bis heute völlig
überwunden worden wären. Dies zeigt sich an den häufigen und verheerenden
Wirtschaftskrisen, die den Warenverkehr unterbrechen und so-
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gar mit der Folge verunmöglichen, daß die Hersteller oft genug ihre Arbeit aufge-


ben müssen.


Mit der Geschichte des Geldes werde ich mich hier nicht befassen. Für meine


Zwecke genügt es, das zu erwähnen, was alle bereits wissen: Daß der


Produzent, wenn er seine für ihn selbst nutzlose Ware gegen etwas für ihn


Nützliches eintauschen will, sein Erzeugnis zunächst gegen Geld verkaufen muß.


Es ist gesetzlich nicht verboten, Produkte im Tauschhandel zu veräußern, aber


dieses Verfahren ist heutzutage so schwierig, daß man sagen kann, daß jeder


Produzent wegen der Unmöglichkeit, es auf andere Weise zu tun, buchstäblich


gezwungen ist, seine Erzeugnisse gegen Geld zu verkaufen, wenn er aus seinen


Erzeugnissen einen Nutzen ziehen will. Kein Gesetz verbietet es dem


Herdenbesitzer, ein Bündel Wolle nach Schweden zu schicken, um damit eine


Kiste Streichhölzer einzuhandeln, aber die enormen damit verbundenen Kosten


und Mühen bewirken das gleiche wie ein gesetzliches Verbot.


Die buchstäbliche Unmöglichkeit, heutzutage Ware im Naturaltausch zu ver-


äußern, bewirkt, daß die Verwendung von Geld für jedermann obligatorisch


geworden ist.


Dennoch tragen auch die gesetzlichen Bestimmungen dazu bei, daß die


Verwendung des Geldes für uns alle unaufgebbar geworden ist. Das Gesetz


schreibt vor, daß Steuerschulden mit Geld zu begleichen sind, und da die


Steuern definitiv nichts anderes sind als der Tausch von Dienstleistungen und


Waren zwischen dem Staat und dem Bürger, läßt sich sagen, daß es für alle


gesetzlich obligatorisch ist, sich des Geldes zu bedienen. Mehr noch: Indem der


Staat seine Steuern in Geld erhebt, macht er nicht nur die Verwendung des


Geldes, sondern auch die Arbeitsteilung selbst obligatorisch, denn die einzige


praktische Möglichkeit, sich in den Besitz des Geldes für die Bezahlung der


Steuern zu bringen, besteht in der Herstellung und dem Verkauf von Waren, die


ihrerseits wieder nur arbeitsteilig erzeugt werden können. Achtung!* [Ich lenke die


besondere Aufmerksamkeit des Lesers auf diesen wie auf alle mit „ACHTUNG“ gekennzeichneten


Punkte, weil sie mir als starke Argumente für die Verteidigung der Finanzreform dienen, die ich im


zweiten Buch vorschlagen werde.]


Dieser faktische und gesetzliche Zwang zur Verwendung von Geld für den


Austausch der Waren erzeugt selbstverständlich eine starke Nachfrage nach


Geld, und diese Nachfrage muß um so größer sein, je weiter die Arbeitsteilung


fortgeschritten ist.


Und hier haben wir die wahre Grundlage des Geldwertes, nämlich das


Gesetz, daß die Verwendung des Geldes für jedermann obligatorisch ist. Dieses


Gesetz, verstärkt noch durch die faktische Unmöglichkeit, die Produkte der


Arbeitsteilung im Naturaltauschverfahren umzusetzen, schafft die Nachfrage


nach Geld parallel zur Warenproduktion. Und da die Grundlage des Wertes die


Nachfrage ist, ergibt sich, daß das Geld seinen Wert bewahren muß, solange es


eine Arbeitsteilung gibt, weil diese zur Erzeugung von Waren 
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führt, weil die Produktion von Waren notwendig eine Nachfrage nach Geld


erzeugt, und weil die Nachfrage Wert erzeugt.


Alle diejenigen, die fürchteten, daß sich der Wert des Geldes in der Börse


genannten Retorte vollständig verflüchtigen und daß der Wert des Geldscheines


zusammen mit den Bankdepositen verschwinden würde, können ruhig schlafen


gehen. Der Wert der argentinischen Währung hat eine solidere Grundlage als die


Bankdepositen und die Staatsgarantie.


Die argentinische Banknote benötigt weder eine Golddeckung noch eine
Staatsgarantie zur Sicherung ihres Wertes: Die argentinische Banknote besitzt
als Grundlage ihres Wertes die Arbeitsteilung und das daraus hervorgehende
Warenangebot. Die Arbeitsteilung aber wird niemals mehr aus dem Lande ver-
schwinden.


Alle Ökonomen sagen, daß ein gutes Geld einen inneren Wert besitzen muß,
aus einem für die Industrie nützlichen Material hergestellt sein muß. Wozu? Ist
es etwa die Nützlichkeit, die den Wert schafft? Ist es etwa die Nützlichkeit des
Goldes für die industrielle Verwendung, die die Nachfrage nach Geld erzeugt?
Für den, der seine Schulden bezahlen oder seine Erzeugnisse verkaufen möch-
te, um andere dafür zu erstehen, bedeutet es wenig oder nichts, ob das Geld
aus Gold, Kupfer oder Papier hergestellt ist. Was der Produzent haben will, ist
Geld, der Gegenstand, der, weil er von allen Produzenten benötigt wird, für ihn
die Garantie eines angemessenen Gegenwertes für sein eigenes Erzeugnis ist.


Jeder, der behauptet, daß das Geld einen inneren Wert benötigt, geht von der


irrigen Annahme aus, daß die inhärente Nützlichkeit den Wert erzeugt, während


in Wahrheit allein die Nachfrage jedem beliebigen Gegenstand, ob er nun nütz-


lich ist oder nicht, notwendig ist oder nicht, ob er duftet oder übel riecht, interes-


sant ist oder nicht, zu seinem Wert verhilft.


Den Wert der argentinischen Banknote hat man als „fiktiven Wert“ bezeichnet.


Aber schon die einfachste Überlegung müßte jedermann zur Überzeugung brin-


gen, daß es fiktive Werte nicht gibt, daß es sie nicht gegeben hat und auch nie


geben wird.


Wenn es etwas Positives in den Beziehungen der Menschen untereinander


gibt, so sind es die Dinge, die etwas mit dem Wert zu tun haben. Die


Schwierigkeit besteht nur dann, zur Überzeugung zu gelangen, daß die


Nachfrage genügt, um Wert zu schaffen; die Schwierigkeit besteht nur dann, zur


Überzeugung zu gelangen, daß der Wert der argentinischen Banknote wie über-


haupt allen Geldes, lediglich in der Arbeitsteilung beruht sowie in der


Schwierigkeit des Naturaltausches. Der Wert der Eisenbahn beruht übrigens


auch nicht in dem Kapital, das in sie investiert wurde, sondern ausschließlich in


der Schwierigkeit des Transportes mit Tieren. Läßt man die Konkurrenz einmal


außer Betracht, so ist der Wert einer Eisenbahn völlig unabhängig von dem inve-


stierten Kapital. Ob der Bau nun viel oder wenig Geld gekostet hat, ihr Wert wird


der gleiche sein. Lediglich die größere oder kleinere Nachfrage nach den


Leistungen der Eisenbahngesellschaft 
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wird deren Wert bestimmen, und entsprechend wird es stets die größere oder


kleinere Nachfrage nach Geld sein, die dessen Wert bestimmt, ganz gleich ob


dessen Herstellung viel, wenig oder nichts gekostet hat.


Angebot von Geld – Nachfrage nach Waren
Nachdem wir uns hinsichtlich der Wertgrundlage des argentinischen Geldes


ausreichend vergewissert haben, ist das einzige, was uns Sorgen bereitet, die


Art der Festsetzung des Geldpreises, das heißt das gegebene Verhältnis zwi-


schen der Menge des Geldes und der Menge der Waren, denn obgleich wir wis-


sen, daß die Arbeitsteilung die Grundlage des Geldwertes ist, so wissen wir doch


noch nicht, wie hoch dieser Wert ist.


Bevor wir jedoch in die Untersuchung dieser Frage eintreten, müssen wir uns


Klarheit darüber verschaffen, was der Produzent mit dem Geld macht, das er für


seine Produkte anzunehmen gezwungen ist, und uns um eine Definition des


Geldes bemühen, die den Tatsachen besser gerecht wird.


Tatsache ist, daß die Arbeitsteilung 1000 Bündel Wolle in die Hände des


Herdenbesitzers gelangen ließ, die dieser wegen ihrer Nutzlosigkeit zu verkaufen


gezwungen war. Der Verkaufserlös bestand aus Geld, ein Gegenstand, der,


wenn möglich, für den Produzenten noch nutzloser war als selbst die Wolle. Was


macht der Herdenbesitzer mit diesem Geld? Was würde er mit diesen


Papierstücken machen, wenn er niemanden fände, an den er sie loswerden


kann?


Der Herdenbesitzer hat jedoch keine Angst; er hat die Gewißheit, einen


Käufer für das Geld zu finden, denn wenn es für ihn unerläßlich war, die


Geldscheine mit der Wolle zu kaufen, so gibt es auch andere Produzenten in der


gleichen Lage, so gibt es andere, die Wein, Stiefel, Ziegel etc. hergestellt haben


und gezwungen sind, dies alles zu verkaufen ... gegen Geld.
Der Herdenbesitzer sah sich durch Gesetz, Gewohnheit und die


Unmöglichkeit, seine Produkte auf andere Art und Weise zu verwerten, gezwun-


gen, das Geld anzunehmen, doch diese Verpflichtung ist für alle Produzenten


eine gegenseitige, und diese Gegenseitigkeit gewährleistet den Verkauf des


Geldes an alle, die gezwungen sind, es zu kaufen.


Wenn jedoch die Arbeitsteilung und die Steuererhebung in Geld jedem


Geldbesitzer einen Käufer gewährleisten, so ist es zugleich die Untauglichkeit,


der absolute Mangel des Geldes an innerem Wert, die dem Produzenten den


Verkauf gewährleistet, denn nur kaufend kann der Geldbesitzer den Wert seines


Geldes realisieren. Achtung!
Mit anderen Worten: Das Gesetz, die Arbeitsteilung, zwingen den


Produzenten Geld zu kaufen, und die inhärente Nutzlosigkeit des Geldes zwingt


ihn, dieses wieder zu verkaufen.
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Hätte das Geld den inneren Wert, den die Ökonomen ihm zuschreiben, was
könnte den Besitzer von Geld zwingen, es zu verkaufen? Und wenn der Besitzer
von Geld nicht gezwungen wäre, es zu verkaufen, wie könnte dann ein anderer
Produzent seine Erzeugnisse verkaufen? Wenn der Produzent seine
Erzeugnisse nicht verkaufen kann, gibt er seine Tätigkeit auf, denn für ihn erhal-
ten die eigenen Arbeitsprodukte ihren Wert nur durch den Verkauf.


Der innere Wert des Geldes würde zum Hemmschuh der Arbeit, und der
Warenabsatz sowie die Produzenten selbst befänden sich in folgender schreckli-
chen Lage:


Der Staat zwingt durch seine Steuererhebung in Geld alle Bürger zur
Arbeitsteilung. Die Arbeitsteilung führt zur Erzeugung von Waren, die ihren Wert
nur durch Austausch erlangen, und dieser Austausch würde verunmöglicht, seit
das Geld dank seines inneren Wertes von denjenigen, die es zufällig unter ihrer
Kontrolle hatten, verbraucht oder zurückgehalten wurde. Achtung!


Aufgrund dieser Überlegungen und in direktem Widerspruch zu dem, was die
Ökonomen sagen, können wir im Vorgriff folgende Feststellung treffen: Gutes
Geld darf keinerlei inneren Wert besitzen; je geringer sein innerer Wert (sein
Materialwert) ist, desto besser ist das Geld.


Die Ware ist für ihren Besitzer eine Last und gewinnt ihre Nützlichkeit nur
durch den Tausch. Wenn der Produzent keinen Käufer findet, das heißt, wenn es
ihm nicht gelingt, die Ware in Geld zu verwandeln, so verliert der Produzent die
Früchte seiner Arbeit, und das einzige, was ihm den Erfolg seiner Verkaufs-
bemühungen gewährleisten kann, ist gerade das Fehlen eines inneren Wertes
des Geldes.


Die innere Nutzlosigkeit des Geldes ist die einzige Garantie, daß die
Produzenten ihre Verpflichtung erfüllen können, die Arbeit unter sich aufzuteilen,
und je perfekter die innere Nutzlosigkeit des Geldes ist, desto sicherer ist die
Garantie, daß die Waren einen Käufer finden.


Aber, so wird man sich fragen, wie kann ein Gegenstand ohne jeden inneren
Wert, den erforderlichen Wert für seine Funktion als Geld, als Wertmesser etc.
gewinnen?


Und hier bietet sich uns zum zweiten Mal die Gelegenheit, unsere Theorie zur
Anwendung zu bringen, wonach es nicht der innere Wert eines Gegenstandes
ist, der ihm seinen Wert verleiht, sondern lediglich die Nachfrage. Die Nachfrage
nach Geld, die sich aus dem Angebot von Waren als Folge der Arbeitsteilung
notwendig einstellt, verleiht dem Geld seinen Wert, und zwar unabhängig von
dem Material, aus dem es gemacht ist. Der Wert des Geldes beruht im Angebot
von Waren, in der Arbeitsteilung und nicht in sich selbst. Für die Beurteilung des
Geldwertes muß man das Warenangebot, nicht aber das Material, aus dem das
Geld besteht, ins Auge fassen.


Wer den Wert des Geldes nach Maßgabe des Materials, aus dem es gemacht


ist, feststellen wollte, begeht den gleichen Fehler wie ein Chemiker, der den Wert


der Reliquien der heiligen Barbara nach dem darin enthaltenen Phosphat beur-


teilen wollte. Nicht das 
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Calciumphosphat macht den Wert der Reliquie aus, sondern die Heilige im


Himmel. Nicht das Material verleiht dem Geld seinen Wert, sondern ein äußerer


Faktor, nämlich das Warenangebot auf dem Markt Ohne Warenangebot bleibt


der Wert des Geldes auf den Materialwert beschränkt, auf ein Nichts. Wenn das


Angebot von Waren auf dem Weltmarkt keine Nachfrage nach Gold halten würde


– welchen Wert hätte dann dieses in den Banken aufgehäufte Metall?


Nachfrage und Angebot
Mag auch die Nachfrage den Wert hervorbringen, so kann sie doch für sich


allein den Preis nicht bestimmen: wenn auch die Arbeitsteilung das Angebot von


Waren hervorbringt, das nun seinerseits Nachfrage nach Geld hält und diesem


seinen Wert verleiht, so genügt doch die Arbeitsteilung allein nicht, um uns zu


sagen, wie hoch der Wert des Geldes ist.


Daß das Geld etwas wert ist, das wissen wir, seit wir uns davon überzeugen


konnten, daß die Produzenten mit ihren Waren Nachfrage nach Geld halten und


daß sie an dieses Geld nur durch die Übergabe ihrer Waren herankommen kön-


nen; wir wissen, daß das Geld etwas wert ist, weil man nur mit Geld Waren kau-


fen kann und weil die Produzenten gezwungen sind, ihre Waren nicht nur gegen


Geld zu verkaufen, wenn sie in ihren Genuß gelangen wollen, sondern auch


Waren zu produzieren, weil sie die Steuern mit Geld bezahlen müssen.


Seitdem der Staat jedermann zwingt, seine Steuern mit Geld zu bezahlen, hat


der Besitzer von Geld die Gewähr, daß dieses Geld etwas wert ist – Achtung!  –
was es aber wert ist, das sagt ihm weder die Aufschrift auf dem Geldschein,


noch könnte es ihm der Hersteller des Geldes, der Staat, sagen.


Auf dem Geldschein steht, daß er einen Peso wert ist, aber wieviel ist ein


Peso? Wenn das Geld sagte, daß es einen Stern oder einen Sitz im fünften


Himmel wert ist, so wäre der Wert des Geldes nicht weniger klar definiert als


durch die heutige Aufschrift.


Der Peso ist heute viel, morgen wenig wert, manchmal kauft er einen Korb


voll Salat, ein anderes Mal nur ein paar Blätter.


Einen genauen, keinerlei Schwankungen unterliegenden Wert gibt es nicht,


auch das Geld hat einen solchen Wert nicht, und diejenigen, die ihm einen


geben wollen, sind auf der Suche nach der Quadratur des Kreises. Die


Kaufleute, die ihre Waren mit Etiketten mit der Aufschrift „Festpreis“ auszeichnen,


täuschen sich selbst und ihre Kunden. Jeder, der Festpreise behaupten wollte,


würde auch ein feststehendes Gebäude auf den Wellen des Ozeans errichten.


Das Geld hat den Tauschhandel in zwei Operationen gespalten: Verkauf und


Kauf, und so gibt es Verkäufer und Käufer. Die Käufer und Verkäufer haben ent-


gegengesetzte 
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Interessen, denn jeder will möglichst wenig hergeben und dafür möglichst viel


erhalten.Und für diesen Zweck bedienen sich beide tausenderlei Tricks. Jedem


Besitzerwechsel geht eine regelrechte Schlacht voraus, die in einem Vergleich


endet, der von beiden akzeptieren wird, und dieser Vergleich heißt Preis. Der


Preis hat mit dem Wert der Waren nichts zu tun, sondern ist der Niederschlag


eines Vertrages, der vom Käufer und Verkäufer unterschrieben eine Vorstellung


von den Tausenden von Faktoren gibt, die auf die Beteiligten einwirken: Faktoren


der Nachfrage und des Angebots.


Wenn ein Konkurskandidat einem Wucherer Ware zu Schleuderpreisen ver-
kauft, so erkennt man durch einen Blick auf den Preis sofort, daß der Verkäufer
sich in einer schlechten wirtschaftlichen Lage befindet und daß der Käufer mora-
lisch minderwertig ist.


Der Preis erzählt uns oft genug eine lange Geschichte, aber über den Wert
der Ware und des Geldes sagt er nichts.


Wie schon gesagt, spiegelt der Preis das Verhältnis zwischen Nachfrage und


Angebot, wie es sich in dem vom Käufer und Verkäufer unterzeichneten Vertrag


niederschlägt.


Im allgemeinen wird davon ausgegangen, daß Angebot und Nachfrage von


den Bedürfnissen der Menschen abhängen. Mindestens aber wird behauptet,


daß die Bedürfnisse der Menschen der wichtigste Faktor bei der Steuerung von


Angebot und Nachfrage sind. Aber hierbei handelt es sich um einen groben


Irrtum und die Ursache zahlreicher finanzieller Schwabenstreiche.


Der Ursprung der Nachfrage ist zweifellos die Notwendigkeit, sich in den


Besitz eines Gegenstandes zu setzen, den man selbst nicht herstellen kann und


sich daher anderweitig beschaffen muß. Aber diese andere Person ist in den


meisten Fällen ein Unbekannter, von dem man Geschenke weder erwarten noch


annehmen kann. Man muß ihm daher etwas zum Tausch anbieten. Schon zeigt


sich, daß die Nachfrage keineswegs nur vom Bedarf, sondern auch von der


Fähigkeit abhängt, Werte zum Tausch anzubieten, das heißt vom Besitz solcher


Werte. Ohne den Besitz entsprechender Tauschgegenstände kann sich der


Bedarf nicht in Nachfrage umwandeln. Bedarf und Nachfrage müßten sonst


Zuflucht im Betteln und Nassauern suchen.


Allein das Vorhandensein von Tauschwerten erhebt den Bedarf auf die


Rangstufe der Nachfrage. Wir müssen daher die Wirkung ins Auge fassen, die


von der bloßen Tatsache des Vorhandenseins solcher Tauschwerte ausgeht.


Der Schuster, der einen baldigen Geldbedarf erwartet, macht sich an die


Arbeit. Aber das unmittelbare Ergebnis seiner Arbeit – der Schuh –  ist für ihn


nicht nur unnütz, sondern eine Beschwernis.


Wenn der Schuster sein Erzeugnis aufwerten will, muß er es verkaufen. Bis


dahin aber stört ihn der Schuh in seinem Haus. Er muß Vorsorge gegen Diebe,


Feuer, Staub, Mäuse etc. treffen, die ihm allerlei Kosten verursacht. Selbst wenn


er keine anderen Gründe hät-
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te, wäre er vom Verkauf seiner Erzeugnisse gezwungen. Die bloße Existenz des
Schuhs zwingt den Produzenten dazu, diesen zum Vorkauf anzubieten, ob er es
wolle oder nicht, ob er das Geld brauche oder nicht. Und das, was mit dem
Schuh geschieht, das geschieht in kleinerem oder größerem Maße mit allen
Waren. Achtung!


Es ist also nicht eigentlich der Schuster, der den Schuh anbietet. Es ist viel-
mehr der Schuh selbst, der sich anbietet. Nicht die persönlichen Bedürfnisse des
Schusters erzeugen das Angebot des Schuhs, sondern die Existenz des Schuhs
selbst erzwingt das Angebot. Nicht der Schuster ist der Agent des Angebots, son-
dern der Schuh.


Die bloße Existenz der Ware erzwingt das Warenangebot, und zwar unabhän-
gig von den Bedürfnissen ihrer Eigentümer; dort, wo es eine große Menge
Waren gibt, ist das Angebot groß, weil sich die Ware selbst anbietet.


Die Eigentümer der Waren können nichts tun, um das Angebot der auf dem
Markt befindlichen Waren zu vergrößern oder zu verkleinern. Die Warenbesitzer
erteilen den Verkaufsauftrag nicht, sondern sie erhalten ihn von der Ware und
geben ihn lediglich weiter.


Der Produzent kann den Verkauf vielleicht verzögern, aber unweigerlich
kommt der Tag, an dem er verkaufen muß. Die Ware zwingt ihre Eigentümer zum
Verkauf, denn der Verkauf ist Sinn und Zweck der Arbeitsteilung.


Die Besonderheit der Ware ist die Pflicht zur Veräußerung, die sie für ihren
Eigentümer bedeutet. Und wenn wir weiterhin bedenken, daß die Existenz der
Ware ihrem Eigentümer erst die Möglichkeit gibt, seine persönlichen Bedürfnisse
in Nachfrage zu verwandeln, so ist es wohl keine Übertreibung, wenn ich sage,
daß die Ware das Angebot nicht nur vertritt, sondern das Angebot, das personifi-
zierte Angebot wirklich ist.


Die Bedürfnisse der Menschen haben nur einen indirekten Einfluß auf das
Angebot, weil die Warenproduktion von den Bedürfnissen abhängt, aber nach-
dem die Ware einmal da ist, bietet sie sich unabhängig von den Bedürfnissen an.


Soviel zum Angebot. Unser nächster Schritt besteht darin, die Nachfrage ins


Auge zu fassen.


Die Ware ist in den Händen ihres Erzeugers von keinerlei Nützlichkeit, und
diese Tatsache zusammen mit den Kosten für die Lagerung und Konservierung
zwingt den Produzenten zum Verkauf, und zwar ohne Rücksicht auf den Bedarf
und die Eigeninteressen des Produzenten. Gilt das nicht auch für das Geld? Das
Geld ist für seinen Eigentümer, was seinen „inneren Wert“ anbelangt, völlig nutz-
los, nutzloser vielleicht sogar als die Wolle für den Herdenbesitzer. Und mögen
die Kosten der Aufbewahrung des Geldes weniger drückend sein als die für die
Aufbewahrung der Waren, so sind diese Kosten zusammen mit der Nutzlosigkeit
des Gegenstandes immerhin ausreichend, um ihn selbst gegen seinen Willen zu
zwingen, sich des Geldes zu entledigen.


Ohne sich um die Bedürfnisse seines Eigentümers zu kümmern, zwingt das
Geld diesen, sich seiner zu entledigen, es auszugeben, in Umlauf zu bringen etc.


Der Bankier wird das Geld nur dann aufbewahren, wenn aus Gründen, die ich


weiter 
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unten erläutern werde, das Geld einen Wertzuwachs erfährt, der größer ist als


die Kosten der Aufbewahrung.


Wenn die bloße Existenz der Ware deren Angebot erzwingt (und Nachfrage


nach Geld hält), so erzwingt auch die bloße Existenz des Geldes die Nachfrage


nach Waren (das Angebot von Geld).


Ja, dort, wo reichliche Mengen von Waren vorhanden sind, besteht zwangs-


läufig eine starke Nachfrage nach Geld; und dort, wo reichliche Mengen von


Geld vorhanden sind, besteht zwangsläufig eine große Nachfrage nach Waren,


und zwar unabhängig von den Bedürfnissen der jeweiligen Eigentümer.


Wenn der Produzent von seinen Waren den Verkaufsauftrag erhält, so befin-


det sich der Besitzer von Geld in der gleichen Lage. Das Geld gibt seinem


Eigentümer den Kauf auf.


Das Angebot hängt nicht von den Bedürfnissen der Produzenten ab, sondern


von der Existenz der Waren, noch hängt die Nachfrage von den Geldbesitzern


ab, sondern allein von der Existenz des Geldes.


Eine Million Menschen mit gutem Appetit, aber ohne Geld, üben nicht die


geringste Nachfrage aus, andererseits geht früher oder später von einem Bankier


mitvollen Kassen, aber ohne persönliche Bedürfnisse, eine große Nachfrage aus,


denn, ebenso wie die Ware personifiziertes Angebot, ist das Geld die
Personifizierung der Nachfrage.


Geld und Waren handeln auf eigene Rechnung, ohne sich um ihre jeweiligen


Eigentümer zu kümmern, Geld und Waren geben ihren Eigentümern den Auftrag


zum Kauf und zum Verkauf das Geld und die Waren handeln wie zwei unabhän-


gige Personen, ohne irgendwelche Fragen zu stellen; die Ware verlangt nach


Verwandlung in Geld; und das Geld verlangt nach Verwandlung in Ware.


Wenn eine reiche Ernte eingebracht ist, werden das Warenangebot und die


Nachfrage nach Geld groß sein und den Wert des Geldes nach oben treiben;


wenn die Bergleute auf reiche Goldadern gestoßen sind oder viel neues Geld in


Umlauf gebracht wurde, so verstärkt sich das Geldangebot bzw. die Nachfrage


nach Waren, die Preise werden steigen, mögen das die Geldbesitzer nun wollen


oder nicht, mögen sich die Regierungen dagegen stemmen oder nicht


Einschränkungen (Restriktionen)
Wir haben Angebot und Nachfrage von so ungenauen Faktoren, wie es zum


Beispiel die menschlichen Bedürfnisse sind, befreit und haben dargestellt, daß


die menschlichen Bedürfnisse keinen direkten Einfluß auf Angebot und Nach-


frage ausüben, sondern daß diese ausschließlich von der Existenz größerer 


oder kleinerer Mengen von Ware und Geld abhängen.
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Die Ware haben wir mit dem Angebot und das Geld mit der Nachfrage identifi-
ziert und haben nebenbei noch die einzig richtige Definition des Geldes gefun-
den.


Den Satz „das Geld ist eine Ware, deren innerer Wert das Äquivalent und der
Wertmesser der Waren ist, die dafür eingetauscht werden“, werden wir nicht
mehr aussprechen. Wir werden einfach sagen „das Geld ist die Nachfrage
gegenüber den Waren, die das Angebot sind“.


Schon für sich allein müßte diese Definition genügen, um uns die
Preisbildung des Geldes zu erklären, wenn zwischen der Natur der Waren und
der Natur des Geldes kein beachtlicher Unterschied bestünde, wenn für das
Angebot nicht Faktoren ins Spiel kämen, die für die Nachfrage keine Gültigkeit
haben.


Mit Ausnahme der Spekulanten gibt es niemanden, der kein Interesse an der
Stabilität der Preise hat; um jedoch die gewünschte Preisstabilität zu erreichen,
wäre es unerläßlich, daß Angebot und Nachfrage in der der Preisfestsetzung vor-
angehenden Auseinandersetzung die gleichen Waffen hätten. Das ist aber heute
nicht der Fall. Die Nachfrage hat eine Waffe, die dem Angebot nicht zur
Verfügung steht, eine schreckliche Waffe, die Tag für Tag den Ausgang des
Kampfes verfälscht.


Wir alle wissen, daß ein altes Pferd weniger kostet als ein junges, daß ein fri-
sches Ei mehr Wert hat als ein verfaultes, wir wissen, daß ein von Motten ange-
fressener Hut weniger Geld auf den Tisch bringt als ein unbeschädigter. Mit
einem Wort, wir wissen, daß alle Dinge in unserer Umgebung der zerstörenden
Macht der Natur ausgesetzt sind, daß alle Dinge in unserer Umgebung Tag für
Tag an Wert verlieren. Selbst der Mensch hat es nicht in der Hand, sich dieser
Macht zu entziehen: wir alle erliegen ihr –  hodie mihi-cras tibi.


Tag für Tag verlieren die Waren ausnahmslos an Wert viele unter ihnen las-
sen sich nicht einmal einen Tag lang konservieren, und im allgemeinen läßt sich
sagen, daß je nützlicher und unverzichtbarer ein Ding ist, es desto schneller der
Zerstörung erliegt.


Alle Nahrungsmittel, zum Beispiel der Weizen, die Kartoffeln, das Fleisch ver-
derben von Tag zu Tag, von Monat zu Monat, und von Jahr zu Jahr vollständig.


Die Maschinen verrosten und veralten, die Stoffe verfärben sich, die Flaschen
zerbrechen, die Kanalbauten im Panamá werden von den Strömungen eingeris-
sen. Wer kommt für diese Verluste auf?


Außerdem verursacht die Konservierung all dieser Waren, so unvollkommen
wie sie ist, zu Buche schlagende und laufende Kosten für die Lagerung, die
Feuerversicherung, die Wachmannschaften etc., und was dabei auch nicht zu
übersehen ist ist die Tatsache, daß der Staat selbst noch an der Waren-
verwaltung verdient. Auch kann man die Ware nicht einfach von einem Land ins
andere verbringen, ohne sich hohe Kosten für Zölle, Frachten, Versicherungen,
Transporte, Verpackung etc. aufzuladen.


Wir haben gesagt, daß die Ware als personifiziertes Angebot ihrem
Eigentümer den Verkauf befiehlt, und jetzt bemerken wir, daß es der Ware nicht
gleichgültig sein kann, ob der Verkauf heute oder erst morgen zum Abschluß
kommt. Die Ware möchte problem-  problemlos
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los, ohne Zeitverlust verkauft werden, weil andernfalls der Luftsauerstoff ihr einen
Teil ihres Wertes raubt die Mäuse sie zernagen, das Feuer sie verschlingt die
Regierungen sie für Abgaben heranziehen. Wenn sich die Kartoffeln in diesem
Jahr nicht verkaufen lassen, sind sie im folgenden Jahr verfault; aus diesem
Grunde möchte die Kartoffel heute verkauft werden. Sie befiehlt ihrem
Eigentümer, sie, koste es, was es wolle, abzusetzen.


Nicht nur, daß die Ware den Sauerstoff, die Diebe etc. zu fürchten hat, sie
fürchtet auch die neue Ernte. Die Produktion steht keinen einzigen Tag still, und
wenn sich der Weizen in diesem Jahr nicht unterbringen läßt so steht ihm im
nächsten Jahr ein neuer Konkurrent gegenüber, jünger, frischer und mächtiger.


Es folgt somit, daß sich das Angebot nicht aufschieben läßt, die Ware kann
sich nicht vom Markt zurückziehen. Sie kann nicht sagen, der Preis von heute
paßt mir nicht, ich gehe nach Hause und warte ein, zwei, zehn Jahre, ich warte,
bis mir der Preis gefällt. Seit dem Tag, an dem sie auf dem Feld, in der Werkstatt
oder wo auch immer das Licht der Welt erblickt bis zu ihrem Verbrauch bietet
sich die Ware ununterbrochen an. Und da die Warenproduktion infolge des
Bedarfes der Menschen kontinuierlich fortschreitet, muß auch das Warenangebot
kontinuierlich sein. Achtung!


Prüfen wir nun, was mit der Nachfrage, dem Gelde geschieht.


Die innere Nutzlosigkeit des Geldes zwingt ihren Besitzer zum Warenkauf, um
den Wert des Geldes zu realisieren; das Geld gibt seinem Eigentümer den
Befehl zum Kauf, wie die Ware dem ihrigen den Verkaufsbefehl erteilt, aber das
Geld kennt beim Kaufen keine Terminnöte.


Das Geld überläßt es dem Urteilsvermögen seines Eigentümers, den Kauf zu
tätigen, wann es ihm paßt ohne ihm weder Tag noch Jahr für die Ausführung des
Kaufbefehls vorzuschreiben, denn das Geld schwindet nicht, verursacht keine
nennenswerten Lagergebühren, die Regierungen lassen es mit Steuern und
Abgaben in Ruhe, die Diebstahlversicherung ist problemlos. Das Wichtigste aber
ist, daß das Geld nicht zu fürchten hat, sich Jahr für Jahr auf dem Markt einem
neuen Konkurrenten gegenüber zu sehen, mit einer neuen Geldernte, wie dies
der Wolle, dem Weizen und den übrigen Waren zustößt. Die Geldproduktion ist
unmöglich. In den Ländern mit dem alten Metallmünzwesen wegen der fakti-
schen Unmöglichkeit, nach Belieben Gold zu machen, und in
Papierwährungsländern wegen des Verbots der Banknotenherstellung durch dra-
konische Gesetze.


Der Produzent des Angebotes heißt Arbeiter – der Produzent der Nachfrage
heißt Fälscher.


Das Gespenst der neuen Produktion, das der Ware keinen ruhigen
Augenblick gönnt, ist für das Geld inexistent. Das Geld hat keinen so fürchterli-
chen Feind.


Das Geld kann sich nach Belieben vom Markt zurückziehen, die Nachfrage
kann sich eigenmächtig um einen Tag, ein Jahr, zehn Jahre vertagen, ohne sich
vor einem Schwund oder neuen Konkurrenten fürchten zu müssen. Achtung!
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Die Nachfrage hat somit große Vorteile und Privilegien gegenüber dem


Angebot. Und es ist sehr menschlich und ganz normal, daß sich die Inhaber der


Nachfrage dieser Vorteile bedienen. Wir wollen nun prüfen, welches die


Wirkungen dieser Privilegien sind.


Nachfrage und Angebot handeln den Preis aus, und damit dieser Preis stabil


bleiben kann, wäre es erforderlich, daß das relative Verhältnis zwischen Angebot


und Nachfrage keinerlei Schwankungen erleidet.


Wir haben gesehen, daß das Angebot keinen Aufschub duldet und daß aus


diesem Grund und wegen der Kontinuierlichkeit der Produktion das Angebot


ebenfalls kontinuierlich sein muß, während die Nachfrage im Belieben des


Geldbesitzers verschoben werden kann.


Wenn sich nun die Nachfrage im Angesicht dieses kontinuierlichen und unun-


terbrochenen Angebots zurückhält, verzögert, müssen die Warenpreise fallen.


Und wem würde es nicht gefallen, zu niedrigen Preisen billig einzukaufen.


Es liegt somit im persönlichen direkten Interesse des Geldbesitzers, die


Nachfrage aufzuschieben, das Geld wegzustecken, aus dem Markt zu nehmen,


denn auf diese Weise verringert sich die Nachfrage, die Preise sinken, und das


Geld vergrößert seine usurpatorische Macht.


Der Geldbesitzer spekuliert – nachfrageseitig macht sich ein Faktor bemerk-


bar, den es angebotsseitig nicht gibt, die Spekulation –, ein unkontrollierbarer


Faktor. In dem der Preisfestsetzung vorgeschalteten Kampf hat die Nachfrage in


Gestalt des Aufschubs eine Waffe, die dem Angebot nicht zur Verfügung steht,


eine schreckliche Waffe, deren blutige Spuren in allen Preisen kenntlich sind.


Das von der Nachfrage und dem Angebot unterzeichnete Friedensdokument


– der Preis ist immer mit Blut besudelt, mit dem Blut des Angebots, mit dem


Schweiß der Produzenten. Wenn sich das Angebot genauso wie die Nachfrage


aufschieben ließe, wenn die Ware nicht Tag für Tag an Wert verlöre, und wenn


die zurückgehaltenen Waren nicht Ersatz durch neue fänden, so daß das


Angebot Preissteigerungen erzwingen könnte, wäre jede Art von Spekulation


unmöglich, weil jede Zurückhaltung des Angebots durch eine solche der


Nachfrage beantwortet würde. So wäre die Wirkung des verzögerten Angebots


aufgehoben. In dem der Preisfestsetzung vorgeschalteten Kampf gleicht das


Angebot einem Krieger, der in seinen Bewegungen von Sonne, Hitze und


Schlamm behindern und außerdem noch von einem stärkeren, vitaleren Gegner


verfolgt wird, während die Nachfrage einem Krieger gleicht, der auf festem


Boden sicher steht im Schutz großer Eichen Sonne und Regen nicht zu fürchten


hat, während ihm im Rücken unbezwingbare Berge sichere Deckung gewähren.


Unter solchen Kampfbedingungen ist das Angebot stets der Besiegte, und


wenn die Nachfrage ihm dennoch ab und zu eine wohlwollende Kapitulation


zugesteht, so nur, weil sie sich schämt, alle Vorteile ihrer besseren Position aus-


zuspielen.
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Es läßt sich nicht leugnen, daÿ die Lage des Angebots gegenüber der


Nachfrage unverdient und wenig beneidenswert ist. Dem ehrenwerten Gremium


der Produzenten steht es schlecht an, sein Leben der Großmut der Nachfrage,


das heißt der Geldbesitzer danken zu müssen. Viel gerechter, würdiger und


gleichgewichtiger wäre es, Nachfrage und Angebot mit den gleichen Waffen aus-


zurüsten, und da es unmöglich ist, das Angebot aufschiebbar zu machen, müßte


der Nachfrage die Fähigkeit des Aufschubs, der Zurückhaltung genommen wer-


den. Achtung!
Allein mit Waren läßt sich nicht spekulieren. Zu Zeiten des Tauschhandels


dürfte die Spekulation völlig unmöglich gewesen sein, denn sowohl das Angebot
wie die Nachfrage bestand aus Waren, die sich, ohne ihren Eigentümern allerlei
Kosten aufzubürden, nicht vom Markt zurückziehen konnten. Zur Zeit des
Tauschhandels ließ sich das Angebot nicht aufschieben, und die Nachfrage auch
nicht, Angebot und Nachfrage waren beständig, und das galt entsprechend auch
für die Preise.


Die Ökonomen aller Jahrhunderte haben über den Wert des Geldes umfang-
reiche Bücher geschrieben, aber unter den vielen hat kein einziger Wirkung und
Mangel des heutigen Geldwesens aufgedeckt.


Das erklärt vielleicht, warum diese Bücher so umfangreich sind, und warum die Kaufleute


bis heute nicht den geringsten Vorteil aus deren Studium ziehen konnten.


Die Möglichkeit, die Nachfrage aufzuschieben sowie die Unmöglichkeit, glei-


ches auch mit dem Angebot zu tun, ist die Grundlage für die Geschäfte der


Spekulanten. Doch dies ist nur die kleinste unter den Konsequenzen der Überle-


genheit des Geldes.


Es gibt noch weitere von größerer Wichtigkeit. Jeder seriöse Mensch und


Freund der Freiheit und Unabhängigkeit ist bemüht, Ersparnisse zu bilden. Da


die Konservierung von Waren Kosten aller Art verursacht, sucht der Sparer diese


Kosten so niedrig wie möglich zu halten, und da sich das Geld unter allen


Wertgegenständen am problemlosesten konservieren läßt werden Ersparnisse


von jedermann in Geld gebildet das heißt in Nachfrage.


Ersparnisse werden normalerweise in Zeiten des Überflusses gebildet, um in


mageren Jahren aufgezehrt zu werden.


Der Überfluß ergibt sich meist als Folge guter Ernten, während schlechte


Ernten umgekehrt Mangel hervorrufen, und wenn nun die Leute in fetten Jahren


Geld sparen, das heißt Nachfrage nach Weizen, um die Nachfrage sodann in


den mageren Jahren auszuüben, so begehen sie die gleiche Dummheit, wenn


auch unbewußt, die ein Mann an einem üppig gedeckten Tisch beginge, der auf


das Essen verzichtet, um seinen Appetit zu befriedigen, wenn der Tisch leer ist.


Dieser Vergleich bedeutet keinerlei Übertreibung, und trotzdem können wir


bemerken, daß in vielen Ländern die Regierungen selbst mit allen ihnen zur


Verfügung stehenden Mitteln diese Spartätigkeit auch noch anheizen.


Und was ist die Konsequenz dieser einzigartigen Tatsache für den Preis?
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In guten Zeiten des Überflusses, wenn die Bürger Ersparnisse bilden können,
kommen die Preise ins Rutschen, weil viel Geld gespart und somit aus dem
Umlauf gezogen wird. Das Verschwinden dieser Summen bewirkt eine
Verringerung der Nachfrage, die Preise fallen, und zwar desto mehr, je stärker
die Spartätigkeit ist.


Später kommen dann die schlechten Jahre (als direkte Folge des
Preisverfalls), die Leute greifen zum Ersparten sie leeren ihre Sparbüchsen, die
Nachfrage steigt im genauen Verhältnis der in den früheren guten Jahren
gemachten Ersparnisse. Infolge der Preissteigerung verlieren die sparsamen
Bürger mit einem Schlag den Gegenwert der Ersparnisse von zwei, fünf und
zehn Jahren.


Hier, in der Republik Argentinien, liegen gerade erst mehrere Jahre reichlicher
Ernten hinter uns. Die Siedler konnten in Gestalt von Banknoten, die sie in ihren
Häusern versteckt halten, Ersparnisse bilden.


Es wurde mir versichert daß es Tausende von Siedlern gibt die in wahren
Elendsquartieren hausen, auf der hohen Kante aber beachtliche Gelder haben.
Dieses Geld fehlt auf dem Markt, die Nachfrage sinkt, die Preise fallen, der
Goldpreis fällt. Doch leider werden wieder schlechte Jahre mit schlechten Ernten
kommen. Die Siedler werden ihre Ersparnisse von der hohen Kante herunterho-
len müssen –  diese Millionen von Pesos werden auf den Markt geworfen, die
Preise werden entsprechend steigen, das Gold wird die fünfhunderter Marke
erreichen. Die Siedler werden infolge der gestiegenen Preise die Hälfte ihrer
Ersparnisse einbüßen.


Die Tatsache, daß das Geldsparen nicht mehr und nicht weniger bedeutet als
das Aufschieben der Nachfrage (der Befriedigung des Hungers) während der fet-
ten Jahre bis hin zu den mageren, ist den Ökonomen entgangen; sie haben sie
bei der Aufstellung der den Geldwert beherrschenden Gesetze nicht berücksich-
tigt. Und das mag erklären, warum den Bankiers und Kaufleuten, die
Nationalökonomie studiert haben, das Hirn verdorrt ist, so wie es Don Quijote bei
der köstlichen Lektüre von Amadis de Gaula verdorrte. Meinerseits bin ich über-
zeugt, daß der alte Baring noch heute im Besitz seiner Goldsäcke wäre, wenn er
es unterlassen hätte, Nationalökonomie zu studieren.


Die Möglichkeit, die Nachfrage aufzuschieben, ist die Ursache des
Preisanstiegs in schlechten Zeiten und der sinkenden Preise in den guten. Wenn
sich die Nachfrage nicht aufschieben ließe, gäbe es die Preisschwankungen
nicht. Achtung!


In Zeiten des Tauschhandels mußten die Ersparnisse in Sachwerten gebildet
werden, die Nachfrage ließ sich nicht verzögern, und in den guten Jahren war
nicht nur das Warenangebot, sondern auch die Nachfrage groß, während in
Jahren des Mangels und des Elends nicht nur das Angebot sondern auch die
Nachfrage klein waren. In den Zeiten des Tauschhandels konnte die Nachfrage
nicht gespart werden, die wirtschaftliche Naivität der Zurückhaltung der
Nachfrage in Jahren des Überflusses zwecks Verwendung in schlechten Zeiten
konnte nicht aufkommen. Die logische, notwendige Konsequenz be-
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stand in einer großen Preisstabilität, das heißt der quantitativen Relation der


Werte zueinander.


Die Baal anbetenden Ökonomen rühmen stets die Unveränderlichkeit des
Goldes als diejenige Eigenschaft, die dieses Metall zum Tauschmittel par excel-
lence mache. Sie haben sich aber nie klargemacht, daß gerade die
Unveränderlichkeit dieses Metalls der Grund dafür ist, daß die Menschen Geld
sparen, die Nachfrage, das Tauschmittel, das Ding ohne irgendeinen „inneren
Wert“, statt ihre Ersparnisse direkt in Wertgegenständen anzulegen; sie haben
sich noch nie klargemacht, daß gerade die Unveränderlichkeit des Goldes der
Grund dafür ist, daß die Preise wie das Quecksilber im Thermometer (im Original
heißt es „Barometer“, d. Übers.) unablässig steigen und fallen. Achtung!


Die Ungeheuerlichkeit, ja die Monstrosität des Irrtums , dem die Leute verfal-
len, wenn sie ihre Ersparnisse in Geld anlegen, springt ins Auge, wenn wir für
einen Augenblick Diamanten an die Stelle des Goldes rücken, das heißt ein
anderes Spielzeug. Bei diesem Gedankenexperiment gehen wir davon aus, daß
die Menschen die Gewohnheit hätten, Diamanten als Sparmittel zu verwenden.
Was würde geschehen?


Die Nachfrage nach Diamanten und deren Preis würden in Zeiten des Über-
flusses, in denen die Leute sparen können, um 10, 100 oder 500% steigen, und
in Zeiten des Mangels, wenn die Leute von ihren Ersparnissen leben müßten,
würde an die Stelle der ursprünglichen Nachfrage ein ebenso großes Angebot
treten. Das Ergebnis wäre eine Preissenkung von 10, 100 oder 500%, so daß
das Volk keinerlei Hilfe von seinen Ersparnissen hätte.


Der Staat zwingt heute die Bürger, die Steuern in Geld zu entrichten. Die


Schulden, die Verpflichtungen irgendwelcher Art werden immer zahlbar in Geld


vereinbart. Wenn ich einem Siedler einen Pflug leihe, so übersetze ich dessen


Wert in Geld, das heißt, der Siedler schuldet mir nicht einen Pflug, sondern einen


bestimmten Geldbetrag, das heißt ein Ding, das niemand herstellen oder anbau-


en kann, sondern das man sich stets von jemand anderem beschaffen muß.


Die Leute sehen sich daher stets mit unvermeidlichen Ausgaben in Geld kon-
frontiert, während sie hinsichtlich der Einnahmen von der Gnade der
Geldbesitzer abhängig sind.


Was macht der Bürger, wenn er die Erzeugnisse, die er ausdrücklich für den
Verkauf angefertigt hat nicht absetzen kann, womit bezahlt er seine Steuern, wie
entledigt er sich all der übrigen in Geld vereinbarten Verpflichtungen? Was wird
der Bürger essen, was wird er anziehen, wenn seine Erzeugnisse unverkäuflich
sind? Eine entsetzliche Lage, die, koste es was es wolle, überwunden werden muß.


Dazu kommt, daß zwischen den Produzenten der Kaufmann tätig ist, dessen


Aufgabe darin besteht, die Waren vom Ort der Erzeugung zum Ort des


Verbrauchs zu verbringen. Der Kaufmann übernimmt diese Arbeit nur mit der


Bedingung, daß der Verbraucher ihm das Geld, das er dem Produzenten gezahlt


hat, nebst den Kosten zurückerstattet.


Die Zahlung des Kaufmanns an den Produzenten hängt natürlich davon ab,


was er 
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vom Konsumenten erhält. Wenn die Konsumenten reichlich mit Geld versorgt
sind, ist die Nachfrage groß und die Preise sind hoch; in diesem Fall kann der
Händler dem Produzenten einen hohen Preis zahlen.


Im allgemeinen weiß der Kaufmann aus Erfahrung, was der Konsument mehr
oder weniger zahlen kann, und bestellt auf Grund dieser Erfahrung die Ware
beim Produzenten. Dann verkauft er diese und kann aus dem Erlös seine
Verpflichtung gegenüber dem Produzenten erfüllen.


Aber das, was A (der Konsument) für die Waren des B (des Produzenten)
bezahlen kann, hängt davon ab, was er selbst für seine Erzeugnisse erhält; falls
infolge der Spartätigkeit oder der Zurückhaltung der Nachfrage seitens der
Spekulanten und aus tausend anderen Gründen, die ich weiter unten aufführen
werde, die Preise fallen, kann A nicht die gleichen Preise für die Produkte von B
zahlen, weil C oder auch B selbst dem A für die eigenen Produkte weniger als
früher bezahlt.


Der Händler beobachtet den Preisrückgang, und weil er sein Kapital (das
Geld) nicht in Gefahr bringen kann, darf und will, und da er außerdem nicht weiß,
wohin der Preisverfall noch führen wird, storniert er seine Aufträge. Vielleicht
bleibt es bei einer Preissenkung von nur 2%, aber sie kann auch 4, 10, 20, 50
und sogar 100% erreichen. Da es heutzutage keinerlei Steuerung des Geld-
wertes gibt weiß niemand, wie tief die Preise sinken werden, und in diesem Fall
ist die einzig wirksame Methode, sich gegen Verluste abzusichern, sein Geld aus
dem Umlauf zu nehmen. Das tut der Händler. Die Erzeugnisse von B bleiben
unverkauft; B geht in Konkurs. Viele der Gründe, die einen Preisverfall herbeifüh-
ren können, können von intelligenten Kaufleuten vorausgesehen werden, die,
noch ehe die Preissenkungen eingetreten sind, ihre Aufträge stornieren, ihr Geld
aus dem Verkehr ziehen, die Nachfrage verringern und auf diese Weise unge-
wollt den Preisverfall, dem sie entgehen wollen, beschleunigen.


Angst verbreitet sich unter den Warenbesitzern; die ängstlichsten fürchten,
daß der Preisverfall bodenlos sein wird, wickeln ihr Geschäft überstürzt ab, und
diese Notverkäufe vergrößern das Angebot gerade in dem Augenblick über die
Maßen, in dem die Nachfrage stockt.


Die Preise erreichen geradezu lächerliche Tiefstwerte, und die Spekulanten,
die diesen Effekt sehr genau kennen, lassen keine Gelegenheit aus, ihn weiter
anzuheizen. Die Zeitungen füllen sich mit Nachrichten über Kriege,
Heuschreckenplagen, Epidemien, als würden die zwölf Plagen Ägyptens auf das
Land losgelassen.


Niemand kauft, alle wollen nur verkaufen. Das ist nur zu natürlich, erstens,
weil es bei sinkenden Preisen besser ist morgen zu kaufen als heute, und zwei-
tens, weil es bei sinkenden Preisen besser ist, heute zu verkaufen als morgen.
Da der Verkauf meiner Erzeugnisse überdies ungewiß ist, muß ich mein Geld
festhalten, um für alles gerüstet zu sein.


Ich kaufe nichts, und weil ich nichts kaufe, verkauft ein anderer nichts und
kann seinerseits auch bei mir nichts einkaufen.
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Ich kaufe nichts, kann nichts verkaufen, und weil ich nichts verkaufen kann,
kann ich auch nichts kaufen; der Warenverkehr ist unterbrochen, unsere Lage ist
schlimmer als zur Zeit des Tauschhandels, denn damals hatte wenigstens nie-
mand Verpflichtungen in Geld, die zu erfüllen er nicht in der Lage war.


Da das Feuer selbst den Wind erzeugt, der die Flammen hochschlagen läßt,
so erzeugt die Unterbrechung des Handelsverkehrs die Panik. Im Handel gibt es
nichts Interessanteres und Lächerlicheres als ein Volk im Zustand der
Wirtschaftspanik.


Im allgemeinen sind die nicht verkäuflichen Waren neu und ungebraucht;
wenn aber die Panik in die Seelen der armen Leute einbricht, so schleppen sie
alles auf den Markt neue und alte Gegenstände. Dinge, die nach ihrem Eintreffen
am Ort des Verbrauchs ihren Warencharakter seit langem verloren hatten, gewin-
nen ihn plötzlich zurück, strömen auf den Markt, vergrößern das ohnehin schon
zu große Angebot.


Für einen Peso kaufe ich, was früher 1.50, 2 oder 3 Pesos wert war; nichts
hat noch Wert nur das Geld hat ihn, die Preise der Grundstücke, die
Eigentumstitel, alles liegt am Boden. Die Wucherer fahren ihre Ernte ein, und
überall vernimmt man die heisere, mißtönende Stimme der Auktionatoren. Was
ist los? Warum hat das Gold plötzlich so hohen Wert ist die Nachfrage nach
Goldschmuck etwa gestiegen? Jedermann verkauft seine Juwelen, und gleich-
zeitig steigt das für ihre Herstellung benötigte Metall ständig im Preis. Mögen die
Ökonomen diesen Widerspruch erklären!


„Wir haben eben eine Krise“ sagen sie. Wir wollen nicht wissen, was wir alle
vor Augen haben; wir wollen den Grund kennen, die Ursache der Krise. Und auf
diese Frage weiß keiner der Wirtschaftswissenschaftler eine auch nur einigerma-
ßen befriedigende Antwort zu geben. Mit dem Satz „Wir haben Krise“, meinen sie
unsere Neugier befriedigt zu haben, als wäre die Krise wie ein Gewitter ein
natürliches und unvermeidbares Phänomen. Leroy Beaulien versichert mit tod-
ernstem Gesicht daß die Krise immer eine Wohltat für das Land ist, denn sie
wirkt wie ein Abführmittel. Welch wohltuender Durchfall, welch hübsche Theorie!
Wenn das Land einen Durchfall benötigt, so muß doch etwas krank sein im
Land. Wo sitzt die Krankheit? Ein gesunder Mensch braucht keinen Durchfall,
eine gesunde Wirtschaft braucht ebenfalls keine Abführmittel.


Die Wirtschaftskrisen wiederholen sich in allen Ländern des Planeten mit
immer kürzeren Zwischenräumen. Was ist der Grund? Hat der Durchfall seine
Wirksamkeit vielleicht verloren wie das Rizinusöl bei zu häufigem Gebrauch?


Den Ursprung der Krise bildeten nachgebende Preise. Diese besorgten den
Storno der Aufträge durch die Händler, die ihr Geld aus dem Verkehr zogen und
somit den Warenverkehr lahmlegten. Also waren sinkende Preise die Ursache
der Krise, und der Preisverfall muß bekämpft werden, bevor er Mißtrauen und
Panik heraufführen kann.


Aber wie laßt sich der Preisverfall vermeiden, wenn alle Geldbesitzer ein
direktes und persönliches Interesse an dem Fallen der Preise haben? Achtung!


Um ein Fallen der Preise herbeizuführen, brauchen die Geldbesitzer lediglich
die 
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Nachfrage zurückzuhalten. In dem Maße, wie die Nachfrage zurückgehalten


wird, steigt das Angebot, die Preise fallen. Das Fallen der Preise bewirkt die


Panik, die Krise. Es folgt, daß das Fallen der Preise gar nicht die Ursache der


Krise ist. Diese liegt vielmehr in der Zurückhaltung der Nachfrage, und was es zu


bekämpfen gilt, ist gar nicht das Fallen der Preise, sondern die Verzögerung der
Nachfrage. Achtung!


Das Fallen der Preise ist die Wirkung, die Zurückhaltung der Nachfrage ist die Ursache


der Krise, die Ökonomen haben die Wirkung mit der Ursache verwechselt.


Dem Fallen der Preise geht stets die Abwartehaltung der Nachfrage voran,


und die Nachfrage hält sich mit dem Ziel zurück, die Preise nach unten zu drük-


ken, mit dem Ziel, die Krise auszulösen, mit dem Ziel, die Krise auszunutzen, um


billig einzukaufen.


Der Wunsch, billig einzukaufen, ist das Motiv für die Zurückhaltung der Nachfrage.


Das Angebot kann sich nicht zurückhalten, das Angebot hat keine Waffen, um
sich gegen die Zurückhaltung der Nachfrage zu verteidigen. Und es ist somit
gerecht billig und gesund, der Nachfrage ihre Privilegien gegenüber dem
Angebot zu nehmen.


Zu Zeiten des Tauschhandels konnte sich die Nachfrage nicht zurückhalten, in
den Zeiten des Tauschhandels erzeugte ein großes Angebot eine große
Nachfrage, zu Zeiten des Tauschhandels waren Krisen unbekannt. Warum lösen
heute die Wirtschaftskrisen einander in rascher Folge ab, seitdem das Geld den
Tauschhandel verdrängt hat? Weil mit diesem Geld die Nachfrage verzögert wer-
den kann, weil es für die Nachfrage keinerlei Steuerungsorgan gibt. Das Angebot
gehorcht den Naturgesetzen, das Angebot ist den Absichten der Spekulanten
schutzlos ausgeliefert, es kann sich nicht zurückhalten, während die Nachfrage
den Instinkten der Geldbesitzer zu gehorchen hat, den bösen Intentionen der
Bankiers, Wucherer und Spekulanten.


Anfangs sagten wir, daß das Angebot der Waren die Nachfrage nach Geld
erzeugt und dem Geld Wert verleiht. Ferner, daß die Existenz von Waren die
Nachfrage nach Geld zwangsläufig erzeugt, weil es unmöglich ist, auf andere
Weise den Wert der Waren zu realisieren.


Immerhin ist diese Notwendigkeit nicht absolut. Und wenn ein Warenbesitzer
sein Eigentum selbst zu herabgesetzten Preisen nicht verwerten kann, bleibt ihm
noch ein Ausweg – der Verkauf auf Kredit.


Die Kreditverkäufe sind eine neue Art des alten Tauschhandels und haben
großen Einfluß auf den Wert des Geldes.


Der Importeur erhält Ware und versucht sie zu verkaufen. Wenn es ihm nicht
gelingt, Barabschlüsse zu tätigen, überläßt er sie einem Lebensmittelhändler auf
Kredit. Dieser, dem der Barverkauf an den Siedler auch nicht gelingt, verkauft
ihm die Ware mit einem Zahlungsziel bis nach der Ernte. Die Ernte kommt heran,
und der Siedler bringt dem Lebensmittelhändler einen Posten Weizen zum
Ausgleich seiner Schuld. Und der gleiche Weizen dient nunmehr dem
Lebensmittelhändler zum Kontenausgleich mit dem Importeur.
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Es ist klar, daß, ließen sich alle Geschäfte auf diese Weise abwickeln, die


Nachfrage nach Geld vollständig verschwinden würde und mit dieser der


Geldwert und selbst das Geld.


Jeder Besitzwechsel der Ware, der ohne direktes Dazwischentreten von Geld vollzogen


wird, vermindert die Nachfrage nach Geld und trägt bei zu einem allgemeinen Preisanstieg.


Bekannt ist, daß die unaufgebbare Voraussetzung aller Kreditverkäufe


Vertrauen ist, und Vertrauen entsteht im Handel stets bei steigenden Preisen.


Das muß auch so sein, denn bei steigenden Preisen können die Kaufleute ihre


Verpflichtungen in Geld problemlos erfüllen.


Parallel zum Anstieg der Preise wächst das Vertrauen, und parallel zum
Vertrauen entwickelt sich der Kredit, und parallel zur Ausweitung der Kredite
schrumpft die Nachfrage nach barem Geld, der Wert des Geldes sinkt, die Preise
steigen. Der Kredit bewirkt den Anstieg der Preise, und der Anstieg der Preise
fördert die Kreditbereitschaft.


Aus diesem Grunde würde sich der Preisanstieg grenzenlos fortsetzen, wenn
dieser den Interessen der Geldbesitzer entspräche.


Doch die Geldbesitzer wollen für wenig Geld viele Waren kaufen, sie wollen billig


einkaufen, den Geldbesitzern gefallen Preissenkungen, und da die


Preiserhöhung ihre Wurzel in der Kreditausweitung hat, als Ergebnis gewachse-


nen Vertrauens, brauchen die Geldbesitzer nur Mißtrauen auszusäen, um


Krediteinschränkungen zu bewirken und mit ihnen den Abbau der Preise. Und


das Mißtrauen säen die Bankleute einfach genug vermittels Verzögerung der


Nachfrage, denn dadurch erzwingen sie den Abbau der Preise und parallel dazu


Mißtrauen, welches Mißtrauen wiederum zu Kreditrestriktionen, wachsendem


Bargeldbedarf und zur Erhöhung des Geldwertes führt.


Der Importeur verkauft seine Waren dem Lebensmittelhändler nicht mehr auf
Ziel, dieser verkauft dem Siedler nichts mehr auf Kredit; alle verlangen Geld, das
heißt Banknoten und tragen somit unabsichtlich bei zum weiteren Preisverfall
und ihrem eigenen Ruin.


Die Geldbesitzer, die Bankiers und Wucherer haben erreicht, was sie durch
die Verzögerung der Nachfrage erreichen wollten. Die Kreditvergabe ist unterbro-
chen, die Nachfrage nach barem Geld und dessen Wert steigen entsprechend;
die Preise fallen, niemand kann zahlen. Zwangsversteigerungen und Konkurse,
wohin das Auge sieht. Und wie billig können die Bankiers jetzt kaufen!


Ein Peso ist dreimal so viel wert wie noch vor kurzem, und die Bankleute haben


ihr Kapital mit der linken Hand verdreifacht, durch einfaches Verzögern der


Nachfrage.


Herrlich sind unser Geldsystem und das unübertreffliche Tauschmittel unserer


unübertrefflichen Ökonomen.


Im vorstehenden Kapitel sagten wir, daß die Ware das personifizierte Angebot


und das Geld die personifizierte Nachfrage seien. Wir sagten, daß das Angebot


vom Willen der 
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Warenbesitzer unabhängig sei, wie auch die Nachfrage vom Willen der


Geldbesitzer, daß die Ware ihrem Eigentümer den Verkaufsbefehl und das Geld


seinem Eigentümer den Kaufbefehl erteile, daß ein großer Warenbestand


zwangsläufig ein großes Warenangebot hervorrufe und daß ein großer


Geldbestand zwangsläufig eine große Nachfrage nach Waren erzeuge.


Jetzt haben wir gesehen, daß im Hinblick auf das Angebot keinerlei


Korrekturen an dieser Theorie erforderlich geworden sind, daß diese im Hinblick


auf die Nachfrage aber nur mit Einschränkungen gültig ist.


Gewiß, wenn die innere Nutzlosigkeit des Geldes für seinen Eigentümer die


Notwendigkeit bedeutet, es in Waren zu verwandeln, so daß das Vorhandensein


einer großen Menge Geldes notwendig, und zwar unabhängig vom Willen der


jeweiligen Eigentümer, eine starke Nachfrage nach Waren hervorrufen muß, so


ist doch zu berücksichtigen, daß die Geldbesitzer die Nachfrage zurückhalten


können und den Kaufauftrag nicht blind auszuführen gezwungen sind, wie dies


mit den Warenbesitzern der Fall ist, die das Warenangebot aus Angst vor


Verlusten und Geschmacksveränderungen nicht zurückhalten können.


Das Vorhandensein von viel Geld schafft auf lange Sicht und unabhängig vom
Willen der Geldleute eine große Nachfrage nach Waren, aber die
Unveränderlichkeit des Geldes läßt den Eigentümern desselben einen großen
Freiraum, um innerhalb der Grenzen dieser großen Nachfrage Schwankungen
der Preise und des Marktgeschehens im Lande von enormer Bedeutung zu pro-
vozieren.


In einem Land mit einhundert Millionen Pesos ist die Nachfrage unzweifelhaft
im Schnitt zehn mal größer als in einem Land mit nur zehn Millionen, aber da
sich diese Nachfrage willkürlich zurückhalten kann, steht fest, daß die Nachfrage
keinesfalls zu jeder Zeit den vorhandenen einhundert Millionen entspricht, son-
dern daß sie gelegentlich auf 90, 60, 30 Millionen zurückgeht, je nach dem, wie-
viel Geld zum Zweck der Spekulation oder der Ersparnisbildung aus dem
Verkehr gezogen wurde.


Wenn sich das Geld nicht ohne Schaden für seinen Besitzer aus dem Verkehr
ziehen könnte, wie dies bei den Waren der Fall ist, wäre die Nachfrage stets pro-
portional zu dem im Lande vorhandenen Geld, und solange diese Menge Geldes
nicht verändert wird, bleibt die Nachfrage stets gleich und beständig, was ange-
sichts des stabilen Charakters des Angebots eine Stabilität auch der Preise her-
aufführen würde.


Ihrerseits würde die Stabilität der Preise als logische und unvermeidliche
Konsequenz alle Kreditverkäufe überflüssig machen, die den Geldwert so durch-
einanderzubringen pflegen, denn, wie wir gesehen haben, ist es nur die
Unmöglichkeit, die Waren ohne Preisabschläge gegen bar zu verkaufen, die die
Warenbesitzer zwingt, Zahlungsziele einzuräumen.


Die ständigen Schwankungen in der Nachfrage führen zu ständigen


Schwankungen in den Preisen, und diese Preisschwankungen erzwingen


Kreditverkäufe, die die Nach- Nachfrageschwankungen
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frageschwankungen und die Preisinstabilität weiter vergrößern.


Zum Abschluß dieses Kapitels wollen wir sagen, daß die Ware das personifi-


zierte Angebot, das Geld die personifizierte Nachfrage ist, daß das Angebot kon-


tinuierlich und naturgesetzlich ist, während bei der Nachfrage unkontrollierbare


Faktoren ins Spiel kommen – die Spartätigkeit und die Spekulation –, die sich in


Kreditgeschäften niederschlagen, die wiederum gewaltige Störungen der


Preisbildung und den Konkurs von Millionen Kaufleuten und Unternehmern verur-


sachen.


Die Wirtschaft hat das Recht, von den Regierungen die Ausschaltung der


ungeheuren, ständig zu beobachtenden Preisschwankungen zu fordern, und dies


um so mehr, als diese Schwankungen ihre Ursache im Geldsystem haben. Das


Geld ist eine öffentliche Einrichtung, eine dem Wesen nach öffentliche


Einrichtung zum Zweck der Erleichterung des Warenverkehrs, und diesen


Warenverkehr kann man nur auf der Grundlage fester Preise fördern.


Die Herstellungskosten.
Der Naturforscher, der die Götter zum Ausgangspunkt seiner Forschungen


wählt, hat leichtes Spiel, denn wenn es ihm an Instrumenten oder an der erfor-


derlichen geistigen Erleuchtung fehlt, um die ihn umgebenden Phänomene zu


erklären, erscheint Gott auf der Bühne und räumt alle Probleme aus dem Wege.


Ähnliches geschieht mit dem Ökonomen, der seinen Berechnungen die


Theorie zugrunde legt, daß die Produktionskosten des Goldes den Preis des


Geldes bestimmen. Alles, was sich nicht erklären läßt, alle uns umgebenden und


laut nach einer Erklärung schreienden wirtschaftlichen Phänomene erklärt er mit


dieser famosen Theorie auf einfachste Weise.


Nachdem wir uns dieser wertvollen und bequemen Ausflucht begeben haben,


sehen wir uns nunmehr gezwungen, auf andere Weise das zu erklären, was bis-


her der Gott der Ökonomen, die Theorie der Herstellungskosten, zu erklären


gezwungen wurde.


Die Ökonomen erklären den Preis des Geldes auf folgende Art: Das


Metallgeld, das über die Welt verteilt ist, hat einen von den Produktionskosten


des Goldes bestimmten Wert. Diese Kosten bestehen aus der Menge Weizen,


Fleisch, Kleidern, Vergnügungen etc., die von den Bergleuten verbraucht wurden,


die das Gold ausgegraben haben. Und aus diesem Grunde ist der Preis des


Goldes das Mengenverhältnis zwischen dem geförderten Gold und den für die


Förderung aufgewendeten Werten. Wenn die Förderung von einem Kilo Gold


eintausend Kilo Weizen bzw. den Gegenwert dieser Menge gekostet hat, so ver-


hält sich der Wert des Goldes zum Wert des Weizens wie 1 : 1000.


Nachdem das Wertverhältnis zwischen den Waren und dem Gold auf diese


Formel zurückgeführt ist, erklären die Ökonomen, daß die auf dem Markt ange-


botenen Waren die-


288







jenige Menge Geld aufwiegen, die man erhalten würde, wenn man die gleiche


Warenmenge für die Förderung von Gold einsetzen würde. Mit anderen Worten,


für die Ökonomen sind die Banken und die Taschen eine Art von Bergwerken,


während die Förderwerkzeuge für diese Bergwerke die Waren sind, nicht mehr


und nicht weniger.


Es scheint unmöglich zu sein, daß eine so absurde Theorie bis heute unter


seriösen Leuten so viele Anhänger hat. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß


diese Ungeheuerlichkeit von den Ökonomen zum besten gegeben wird, nach-


dem sie im gleichen Atemzug erklärt haben, daß der Preis durch Angebot und


Nachfrage gebildet wird, daß Nachfrage und Angebot entgegengesetzten


Interessen gehorchen, so daß jedem Geschäft eine diplomatische Wortschlacht


vorausgeht, bei welcher sich sowohl das Angebot wie die Nachfrage Tausender


von Tricks bedienen, um sich alle denkbaren Vorteile zu sichern, bis es zum


Frieden, das heißt zum Preisabschluß kommt. Also gut: welche persönlichen und


entgegengesetzten Interessen kann die Goldmine haben? Was versteht dieser


Haufen aus trägem Material von Angebot und Nachfrage? Oder wollen die Öko-


nomen die Summe von Schwierigkeiten, die bei der Goldförderung überwunden


werden müssen, mit der Summe von faulen Tricks gleichstellen, derer sich der


Bankmann bedient, wenn er um den Preis seines Geldes feilscht? Zuzutrauen


wäre es ihnen schon, denn sie sagen: Wenn der Preis, den der Bankmann für


sein Geld verlangt, dem Produzenten nicht zusagt, so zwingt ihn niemand, es zu


nehmen. Niemand hindert den Produzenten, nach Feuerland aufzubrechen, um


seine Waren dort direkt für die Förderung von Gold einzusetzen. Auf diese Weise


kann er sicher sein, nicht betrogen zu werden und die Gewißheit zu haben, den


gerechten Gegenwert für sein Produkt zu erhalten!


Darauf wird man einwenden: Aber das ist doch gar nicht möglich, wir können


doch nicht alle nach Feuerland gehen, und wer garantiert uns, daß wir dort wirk-


lich fündig werden


Wenn das also nicht möglich ist, dann stimmt auch die Theorie nicht, wonach
die Produktionskosten den Preis des Geldes bestimmen. Um dieser Theorie
wenigstens den Anschein der Richtigkeit zu verleihen, wäre es erforderlich, daß
die unbegrenzte Goldförderung für jedermann, der Geldbedarf hat, zugänglich
wäre, das heißt für jedermann, der Waren anzubieten hat, denn, wie man weiß,
kann nur die freie Konkurrenz verhindern, daß eine nach Maßgabe ihrer
Produktionskosten gleichwertige Ware höher bewertet wird als eine andere. Beim
Fehlen der freien Konkurrenz fehlt auch diese Wertbasis, und es muß nach einer
anderen gesucht werden.


Der Einfluß der Produktionskosten auf den Wert der Ware ist relativ gering,
denn der Wert wird durch die Konkurrenz der Produzenten bestimmt. Wenn die
Konkurrenz groß ist, fällt der Wert und umgekehrt. Allerdings wird die Konkurrenz
im allgemeinen um so größer sein, je weniger Kosten von der Produktion verur-
sacht werden, das heißt je weniger Muskel- und Geisteskraft eingesetzt werden
muß, und vor allem, je geringer der erforderliche Produktionsmittelaufwand ist.
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Die Arbeit des Gepäckträgers ist mehr wert als die Arbeit des Ochsen, denn


die Arbeit des Gepäckträgers erfordert neben der Muskel- auch noch Kopfarbeit,


während der Ochse nur über seine Muskeln verfügt.


Der Gepäckträger hat gegenüber dem Ochsen den Vorteil, das „Produktionsmittel“
Intelligenz zu besitzen, über das der Ochse nicht verfügt. Der Ochse verdient weniger als


der Gepäckträger, weil er wegen seiner fehlenden Intelligenz nicht mit dem Gepäckträger in


Konkurrenz treten kann.


Der Wasserverkäufer verdient mehr als der Gepäckträger, denn obwohl beide


die gleiche Intelligenz und die gleichen Muskeln benötigen, besitzt ersterer


zusätzlich einen Wagen und ein Pferd.


Der Wasserverkäufer verkauft seine Arbeit teurer als der Gepäckträger, weil


das Fehlen des Kapitals, das für die Ausübung dieses Berufes erforderlich ist,


den Gepäckträger von der Konkurrenz ausschließt, genau wie das Fehlen der


Intelligenz den Ochsen von der Konkurrenz des Gepäckträgers ausschließt.


Entsprechend ist die Arbeit eines Facharbeiters im Handwerk mehr wert als


die Arbeit des Wasserverkäufers, denn seine Arbeit erfordert eine längere


Ausbildung als diejenige des Wasserverkäufers. In Ermangelung dieser


Ausbildung sind der Ochse, der Gepäckträger und der Wasserverkäufer von der


Konkurrenz mit dem Facharbeiter ausgeschlossen, und das bedeutet, daß sie


länger arbeiten müssen als dieser, um den gleichen Lohn zu verdienen.


Wenn der Facharbeiter fünf Pesos am Tag verdient, so muß der Wasser- 


verkäufer für den gleichen Betrag zwei, der Gepäckträger drei und der Ochse


vier Tage arbeiten.


Was sind nun die Produktionskosten der fünf Pesos? Wer bestimmt diese
Abstufungen in der Bezahlung?


Wenn der Facharbeiter fünf Pesos verdient, so verdient sein Meister zehn
Pesos, denn obwohl seine Ausbildung die gleiche ist, besitzt er zusätzlich die
Werkzeuge und die Kundschaft, deren Fehlen die Facharbeiter von der
Konkurrenz mit dem Meister ausschließen. Aus den gleichen Motiven und den
gleichen Gründen können wir stets nur das gleiche feststellen. Der Landwirt ver-
dient mehr als der Handwerker, der Wissenschaftler verdient mehr als der
Landwirt, und der Händler verdient mehr als sie alle, weil unter allen
Wissenschaften die Wissenschaft des Handels die schwierigste ist. Sie verlangt
mehr intellektuelles, materielles und moralisches Kapital.


Dieses Bemühen der Ökonomen, den Wert auf die Kosten der Produktion zu
reduzieren, ist mehr als lächerlich. Worin bestehen die Produktionskosten? In der
Summe der Werte, die für die Herstellung des Gegenstandes aufgewendet wer-
den. Gut: Aber wer bestimmt den Betrag, der für die Produktion aufgewendet
werden darf? Die freie Konkurrenz.


Wenn wir den Wert der Wolle in aus Europa importierten Waren ausdrücken
wollten, so könnten wir unschwer feststellen, daß diese Waren ohne Zweifel die
hundertfache 
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Muskelarbeit und geistigen Leistungen verschlungen haben als die Produktion


ihres Äquivalents, der Wolle. Der Herdenbesitzer erzeugt hier mit der Hilfe eini-


ger Wilder, unterstützt nur von einigen mehr als oberflächlichen landwirtschaftli-


chen Kenntnissen, eine Menge Wolle, deren Gegenwert in Europa in einer enor-


men Menge Waren besteht. Wie fassen wir die Produktionskosten der Wolle und


ihres Gegenwerts, der europäischen Waren? Die beiden Sachen bilden Äquiva-


lente. Und dennoch: Wie enorm ist der Unterschied der aufgewendeten Muskel-


und Kopfarbeit, vergleicht man die Produktion der europäischen Waren mit dieje-


nigen der Wolle.


Die Produktionskosten der Wolle bestehen zweifellos aus der Summe der


Werte, die der Herdenbesitzer verbraucht hat, aber diese Summe hat nicht das


geringste mit der Produktion der Wolle zu tun, sondern hängt ausschließlich vom


Wert der Wolle ab. Wenn der Herdenbesitzer für seine Wolle einen weniger


guten Preis erzielte, so würde er weniger ausgeben, so daß die


Produktionskosten, weit davon entfernt, die Grundlage des Wertes zu sein, wei-


ter nichts als die Konsequenz des Wertes sind. Wenn der Gepäckträger einen


Peso pro Tag verdient, so sind die Produktionskosten für seine Arbeit ebenfalls


ein Peso, wenn er zwei Pesos verdienen würde, würden sich die


Produktionskosten verdoppeln. Das heißt, die famose Produktionskostentheorie


erschöpft sich in einem Gemeinplatz, den jeder Gepäckträger kennt: daß die


Ware das kostet, was sie wert ist.


Wenn die Herstellung einer Ware weniger Mühe kostet als die Herstellung


einer anderen Ware entsprechenden Werts, so werden sich die Hersteller der


letzteren natürlich auf die Herstellung der ersteren verlegen. Die Konkurrenz der


ersteren wächst, verringert sich in letzterer, bis der Wert beider sich auf die Mühe


eingependelt hat, die die Produktion der beiden erfordert. Aber dieser Prozeß


setzt als unaufgebbare Bedingung voraus, daß die freie Konkurrenz nicht durch


das Fehlen materieller und geistiger Produktionsmittel beeinträchtigt ist.


Das Fehlen der Konkurrenz zwischen den Produzenten infolge Fehlens intel-


lektueller und materieller Produktionsmittel ist stets eine Art Privileg, und der


Wert dieses Privilegs berechnet sich aus der Differenz zwischen den Mühen, die


für die Herstellung einer Ware und derjenigen ihres Äquivalents in einer anderen


Ware aufzuwenden sind.


Um von den Produktionskosten als einem festen Wert reden zu können, wäre


es unerläßlich, daß die Produktion aller Waren ausnahmslos allen Menschen


zugänglich und möglich wäre, daß alle die gleichen geistigen und materiellen


Produktionsmittel zu ihrer Verfügung hätten; aber da das nicht möglich ist, ist die


Ware dem Käufer stets das wert, was sie kostet, während sie den Verkäufer das


kostet, was sie wert ist, Das aber bedeutet, daß der Wert aller Dinge heute von


der Konkurrenz bestimmt wird.
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Privilegien


Wir haben uns von der Wichtigkeit überzeugt, die der Besitz der geistigen und materiel-


len Produktionsmittel für den Wert hat, und daß sich nur dann für alle Dinge normale Preise,


das heißt die aus dem Produktionsaufwand abgeleiteten Preise einstellen können, wenn die


Produktion für jedermann offen und möglich wäre.


Trifft das auch für das Geld zu? Bestimmt nicht. Die Herstellung von Geld ist


gesetzlich verboten, und zwar nicht nur hier, sondern natürlich auch in allen


Ländern, die noch das alte Metallgeld-System verwenden, denn in allen diesen


Ländern gibt es keine Goldminen. Die freie Konkurrenz ist bei der


Geldherstellung total ausgeschlossen, und die Besitzer von Geld genießen inso-


weit ein Privileg, dessen Wert um so größer ist, je unverzichtbarer das Geld ist.


Wie bewertet sich dieses Privileg, wie wird es zu Geld gemacht, und wer wird zur


Kasse gebeten?


Es ist etwas wert, in irgendeiner Weise wird der Wert realisiert, und irgend


jemand zahlt die Rechnung. Soviel ist sicher. Derjenige, der kassiert, ist der


Eigentümer des Geldes.


Derjenige, der zahlt, ist der Käufer des Geldes. Wer ist der Eigentümer des
Geldes, das in der Republik Argentinien zirkuliert? Man wird antworten:
Diejenigen, die es in ihren Taschen haben, sind die Eigentümer des Geldes. Ich,
der ich 20 Pesos in meiner Tasche habe, bin der Eigentümer dieser 20 Pesos.
Kindlicher Irrtum.


Ein Gegenstand kann nur einen Eigentümer haben, und wenn wir das Kapital
der verschiedenen Banken, die in der Republik Argentinien tätig sind, auf einen
Haufen legen, erhalten wir eine Summe, die größer ist als die argentinische
Geldemission. Es taucht somit die Frage auf: Wer ist der Eigentümer des
Geldes, das in den Taschen der Millionen Einwohner verteilt ist?


Die Bankiers sagen, das ist unser Geld, und zum Beweis zeigen sie auf die Wechsel,


Schuldscheine und Obligationen aller Art, die sie in ihren Safes aufbewahrt haben. Die


Privatperson sagt; das Geld gehört mir, denn ich trage es in meiner Tasche, vergißt dabei


aber, daß das Geld direkt oder indirekt von den Banken kommt.


Die Banken sind die Eigentümer des Geldes, das im Lande umläuft, die


Banken sind die Nutznießer des Geldprivilegs und derjenige, der die Rechnung


bezahlt; ist der gleiche, der es in seiner Tasche trägt. Was dieses Privileg ein-


bringt, geht aus den Bankdividenden hervor.


Mir scheint es, daß das Geldprivileg, das von den Produzenten kassiert wird,


gerechterweise auch den Produzenten zugute kommen müßte, denn es handelt


sich um eine exklusive Einrichtung der Produzenten. Es erscheint mir seltsam,


daß der Staat, der einzige Geldfabrikant, den privaten oder ausländischen


Banken das Geldprivileg ohne geringste Entschädigung überläßt.


Das Recht des Staates, von den Banken eine Entschädigung für die Überlas-


sung des Geldprivilegs einzufordern, ist seit Erbringung des Beweises von der


Existenz eines sol-
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chen Privilegs nicht mehr zweifelhaft, denn bei dem Geld handelt es sich um


eine öffentliche Einrichtung, und der Öffentlichkeit gehören alle Vorteile, die sich


aus ihren Einrichtungen ableiten.


Die Existenz eines Geldprivilegs wird aber von dem Gesetz selbst bestätigt,


mit dem die freie Herstellung von Geld verboten wird. Früher, als die


Konzentration des Geldes in den Banken noch nicht stattgefunden hatte, kam


das Geldprivileg den Privatleuten zugute, aber seit es Privatbanken gibt und sich


die Gewohnheit eingebürgert hat, alles Geld auf die Bank zu bringen, sind es


allein die Bankiers, die sich das Geldprivileg zunutze machen, das ihnen durch


das Verbot des Wettbewerbs in der Geldherstellung zufiel.


Alchemie
Wir haben gesehen, was die Theorie der Produktionskosten wert ist, und wir


haben gezeigt, daß es die durch die Produktionsmittel begrenzte Konkurrenz ist,


die jeder Sache ihren Wert zuteilt.


Je größer die Zahl der Konkurrenten, desto geringer ist der Wert.


Es ist jedoch ein Fehler anzunehmen, daß die Konkurrenz immer und in allen


Fällen direkt von der Anzahl der Wettbewerber abhängt. Diese Anzahl läßt sich


künstlich mit Hilfe der sogenannten Syndikate, Ringe, Kartelle etc. begrenzen,


deren Zweck stets darin besteht, den Preis eines Artikels künstlich zu erhöhen,


indem die Konkurrenz gedrosselt wird.


Diese Absprachen haben um so größere Erfolgsaussichten, je kleiner die


Anzahl der Produzenten oder Besitzer einer bestimmten Ware und je größer die


Zahl der auszubeutenden Verbraucher ist; denn die Probleme gemeinsamer


Aktionen wachsen mit der Zahl der Beteiligten.


Außerdem müssen die Spekulanten, wenn sie sich des Erfolgs einigermaßen


sicher sein wollen, bei der Wahl des Artikels, den sie für ihre Operationen einset-


zen wollen, größte Vorsicht walten lassen, denn die Zahl der Waren, die sich für


spekulative Zwecke eignen, ist sehr klein.


Die Besitzer des Artikels müssen wenig zahlreich sein, damit sie sich leicht


einig werden können; die Verbraucher müssen zahlreich sein, damit gemeinsame


Absprachen derselben erschwert werden. Es muß sich um einen unverzichtbaren


Bedarfsartikel handeln, damit er sich nicht gegen einen anderen austauschen


läßt; seine Herstellung muß schwierig sein, damit die Produktion unter dem


Einfluß steigender Preise nicht wachsen kann; die Konservierung muß einfach


sein, damit keine Lagerungsverluste entstehen; der Transport darf keine


Probleme aufwerfen, damit sich die heimliche Konzentration der Ware ohne


Schwierigkeiten bewerkstelligen läßt.
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Es ist ein glücklicher Zufall, wenn alle diese unverzichtbaren Eigenschaften


zusammenfallen; und das Fehlen der einen oder anderen war der Grund für das


Scheitern zahlreicher Spekulationen.


Die berüchtigte Kupferspekulation in Frankreich scheiterte wegen der


Möglichkeit, das Kupfer durch andere Metalle zu ersetzen. Die


Weizenspekulationen schlugen immer fehl, weil es unmöglich war, alle


Weizenbesitzer unter einen Hut zu bringen. Die Kautschukspekulation in


Brasilien brach zusammen, weil die Kautschukerzeugung sich proportional zu


den steigenden Preisen vergrößerte.


Kurz und gut, wenn wir einen Warenkatalog zur Hand nehmen und die


Millionen Artikel an uns vorbeiziehen lassen, so stellen wir fest, daß es unter den


Artikeln von relativer Bedeutung nicht einen einzigen gibt, der die erforderlichen


Voraussetzungen für den Erfolg von Spekulationen auf sich vereinigt.


Der Weizen ist zum Beispiel bis zu einem gewissen Grad unverzichtbar, aber


die Erzeuger sind zu zahlreich, als daß sie eines Tages unter einen Hut gebracht


werden könnten. Sowie der Preis des Weizens um wenige Punkte steigt, verdop-


peln sich die Anbauflächen dieses Getreides. Außerdem handelt es sich hierbei


um einen Artikel, der enorme Kosten für Lagerung, Transport und Minderung ver-


ursacht, und der derartig hohe Beträge verschlingt, daß es schwierig wäre, ihn in


wenigen Händen zu vereinigen. Der Weizen scheidet daher für spekulative


Zwecke aus, und wenn wir vom Weizen zu anderen Nahrungsmitteln übergehen,


so stellen wir fest, daß diese sich noch weniger für Spekulationen eignen. Die


Kartoffeln verfaulen, die Nahrungstiere verursachen hohe Durchhaltekosten und


teure Transporte, während große Viehauftriebe noch zusätzlich von Epidemien


bedroht sind.


Was die Industrieprodukte anbelangt, so sind sie weniger lebenswichtig als


die landwirtschaftlichen Erzeugnisse, und aus diesem Grunde eignen sie sich


wenig für die Spekulation.


Die Produktion dieser Artikel ist im allgemeinen grenzenlos, und ein
Preisanstieg von wenigen Punkten genügt im allgemeinen, um in kurzer Zeit die
Verdoppelung der Produktion auszulösen.


Früher, als es die Eisenbahnen, die Dampfschiffahrt und die Telegraphie noch
nicht gab, konnte die Warenspekulation auf einem bestimmten Markt gelegentlich
mit Erfolg abgewickelt werden. Aber seit die modernen Kommunikationsmittel ein
Land in Konkurrenz mit der ganzen Welt bringen, ist derartiges fast ausgeschlos-
sen. Die Spekulation, die hier vor kurzem mit Bindfäden für Mähbinder versucht
wurde, hätte zum Erfolg geführt, wenn die Telegraphie es der Konkurrenz nicht
möglich gemacht hätte, in der ganzen Welt Bindfäden zu bestellen, und die
Dampfschiffahrt die bestellten Mengen nicht mit großer Geschwindigkeit ins Land
gebracht hätte.


Als wir die Waren auf der Suche nach einem spekulationsträchtigen Artikel,


der alle Bedingungen für diese Art von Operationen erfüllt, Revue passieren lie-


ßen, haben wir kei-
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nen einzigen gefunden, denn entweder mangelt es diesen an der


Lebensnotwendigkeit, an der erforderlichen Limitierung der Produktion und der


Problemlosigkeit der Konservation oder sie verursachen hohe Kosten für


Transport, Lagerung, Versicherung, Minderung und sehen sich außerdem noch


einer mehr oder weniger unbegrenzten Konkurrenz ausgesetzt.


Es gibt jedoch einen Artikel, der alle erwähnten Voraussetzungen in optimaler


Weise erfüllt. Und wenn dieser unserer Aufmerksamkeit entging, so liegt das


ohne Zweifel daran, daß wir seit Jahrtausenden daran gewöhnt sind, ihm eine


Sonderstellung unter den Werten einzuräumen und ihn mit der gleichen


Ehrerbietung zu behandeln, die wir den Fürsten schuldig zu sein glaubten.


Ich beziehe mich auf das Geld. Wie hervorragend eignet sich das Geld für die


Spekulation! Wie einwandfrei vereinigt es alle die unerläßlichen Voraussetzungen


für einen Spekulationsgegenstand!


Die freie Herstellung von Geld ist gesetzlich verboten oder materiell unmög-


lich, die Konzentration des Geldes in den Händen weniger Banken ist fast kom-


plett, die Nachfrage nach Geld verteilt sich dagegen auf Millionen von Leuten.


Wie leicht muß es doch unseren vier oder fünf Bankiers fallen, eine gemeinsame


Absprache zu treffen! Und wie schwierig ist eine Vereinbarung unter den


Millionen, die das Geld brauchen.


Außerdem kosten Lagerung und Transport des Geldes fast nichts, vor


Minderung darf es sich völlig sicher wissen, und überall dort, wo Geld oder


Papier im Umlauf ist, ist die ausländische Konkurrenz absolut ausgeschlossen.


Welche hervorragende Basis für die Spekulation! Betrachten wir einmal, wie


man das macht.


Nach der hinter uns liegenden großen Krise läßt sich sagen, daß drei oder


vier Banken in der Republik ihre Kreditfähigkeit behalten haben. Sie sind es, die


jetzt von den Privaten für deren Bankeinlagen bevorzugt werden. Die ganze


Masse des Geldes, die sich früher auf die Banco de la Provincia, die Banco


Nacional, die Banco Constructor und viele andere verteilte, die inzwischen total


von der Bildfläche verschwunden sind, konzentriert sich jetzt auf die drei oder


vier überlebenden Banken.


Es ist wahrscheinlich, daß wegen des noch nicht ganz überwundenen
Mißtrauens ein großer Teil des Geldes in Privathäusern aufbewahrt wird, aber es
ist auch nicht weniger wahrscheinlich, daß diese keinen Zins abwerfenden
Summen allmählich schrumpfen werden, und daß über kurz oder lang die
gesamte Geldemission in diesen vier Banken deponiert oder über sie abgewik-
kelt werden wird.


Wie leicht dürfte es den Direktoren dieser Banken fallen, sich über ein
Geschäft zu einigen, bei dem jedes Risiko ausgeschlossen ist und das
Millionengewinne verspricht. Wir sehen oft genug, daß sich eine vielfach größere
Zahl von Menschen für die gemeinsame Durchführung von allerlei riskanten
Geschäften zusammenfindet und einig wird, die 
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bestenfalls Zinsgewinne von 5 oder 6 1/2 % versprechen. Ein Beispiel ist der


Panama-Kanal mit zwei Millionen Aktionären.


Wie dem auch sei. Wenn wir von einer Absprache zwischen den vier Bankiers


ausgehen, ist die Operation außerordentlich einfach.


Sie beginnen auf dem Markt praktisch wertlose Papiere aufzukaufen, worauf
in der Börse ein freundlicheres Klima für Geschäfte aller Art entsteht. Die
Aufwertung der Papiere belebt das Geschäft, die Nachfrage nach Geld seitens
der Geschäftswelt wächst und wird von unseren vier Banken großzügig befrie-
digt. Die Diskontierungen bringen reichlich Geld in den Verkehr, und da das Geld
nur ein anderes Wort für Nachfrage ist, schwillt diese an, und zwar mit absoluter
Sicherheit. Ein Preisauftrieb ist die Folge.


Die Wertpapiere erfahren einen neuen Kursanstieg, die Immobilienpreise stei-
gen, sogar der Einwandererstrom verstärkt sich. Jedermann führt die auffallende
Verbesserung auf die natürliche Reaktion der Wirtschaft des Landes zurück, das
Vertrauen setzt sich in der öffentlichen Stimmung wieder durch, das in privaten
Taschen gehortete Geld kehrt in den Verkehr zurück und unterstützt unfreiwillig
die Machenschaften der Bankiers.


Der Preisauftrieb belebt, wie er es muß, die Kreditvergabe, und die


Kreditausweitung verstärkt noch den Preisauftrieb.


Da unsere vier Bankiers den Grund dieser Preiswelle, dieser „natürlichen
Reaktion“ und die Konsequenz derselben für die weitere Preisentwicklung


bestens kennen, konnten sie ihren Informationsvorsprung ausnutzen, um recht-


zeitig Papiere, Grund und Boden etc. im günstigsten Zeitpunkt zu niedrigen


Preisen aufzukaufen. Und wenn sie meinen, die Preise seien nun genügend


gestiegen, so daß sie mit dem Ergebnis ihrer Voraussicht zufrieden sein können,


verkaufen sie das Gekaufte. Und damit diese Liquidierung problemlos ablaufen


kann, werfen sie auch noch den letzten Pfennig, den sie in der Kasse haben, auf


den Markt und vergrößern so die vorhandene Geldschwemme weiter.


Sie haben die Papiere zum Kurs von 100 eingekauft und stoßen sie nun zum


Kurs von 110, 120 und 150 wieder ab, was zu einer Gewinnmitnahme von 10, 20


oder sogar 50 % führt. Genug, um die Konkurse einiger Firmen aufzuwiegen, die


nicht zu vermeiden sind.


Nicht der Besitz macht das Glück des Bankiers aus, sondern der Erwerb. Sie


haben eine Million gewonnen, und nun wollen sie die zweite.


Der Appetit kommt beim Essen. Die Bankiers wollen die Operation wiederho-
len, und zu diesem Zweck müssen die Preise von dem Sockel herunter, auf den
sie von den Bankiers gehoben worden waren.


Indem sie das Geld in den Verkehr brachten, stiegen die Preise, mußten sie
zwangsläufig steigen. Jetzt, wenn sie das Geld aus dem Verkehr ziehen, fallen
sie, müssen sie zwangsläufig fallen.


Der Verkauf der Papiere etc. füllte die Kassen der Bank mit Mengen von
Geld, die jetzt dem Verkehr entzogen bleiben. Gleichzeitig verweigern die
Bankiers die Diskontierung 
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von Wechseln, setzen den Zinssatz herauf, um die Spartätigkeit des Publikums


anzureizen, und allmählich kommt es zu einer großen Geldknappheit im Verkehr.


Die Nachfrage schrumpft, die Preise fallen, müssen fallen: Die natürliche


Reaktion auf die übertriebene Spekulation!


Der Preisverfall erzeugt den Konkurs zahlreicher Geldschuldner; diese
Konkurse führen zum Vertrauensverlust, der Vertrauensverlust führt zu
Kreditrestriktionen, verstärkt die Nachfrage nach barem Geld, treibt den Wert des
Geldes nach oben und verstärkt somit den Preisverfall.


Infolge des Geldmangels am Platz wächst selbstverständlich das Angebot
aller geldwerten Dinge, und wie billig können sich die Bankiers nun eindecken,
wie vorausschauend waren sie doch, als sie ihre Papiere verkauften, als sie
noch etwas wert waren.


Schaut, welches Köpfchen müssen die vier Bankiers doch gehabt haben, wie haben sie


nur den Preisrückgang voraussehen können! Dummköpfe, die so reden.


Man wird auch vorbringen, daß unsere Bankiers so etwas nicht tun.


Mag ja sein, daß es unseren Bankiers nicht gefällt, Geld zu verdienen, daß


sie nicht spekulieren und vorziehen, ihre kleinen Provisionen ehrlich zu verdie-


nen, die es ihnen gestatten, bescheidene Dividenden von 30, 40 oder 50 Prozent


auszuschütten. Niemand aber kann widerlegen, daß unsere vier Bankiers dieses


Spielchen straflos treiben können, daß kein Gesetz sie daran hindert, daß keine


Institution den Handel gegen Machenschaften dieser Sorte beschützt.


Niemand kann verhindern, daß die Bankiers die beschriebene Spekulation zur
Ausführung bringen, und nachdem sie es können, warum tun sie es nicht?
Wurden sie etwa nicht mit dem Ziel gegründet, Geld zu verdienen, sind sie nicht
sogar gegenüber ihren Aktionären moralisch verpflichtet, alle denkbaren Vorteile
aus dem ihnen anvertrauten Kapital herauszuholen? Der Bankdirektor, der sol-
che Gelegenheiten ungenutzt verstreichen läßt, um die Dividenden zu erhöhen,
verdient es, entlassen zu werden.


Der Preis eines jeden Dinges wird durch Nachfrage und Angebot geregelt,
und wenn der Herdenbesitzer sich im Recht glaubt, den höchstmöglichen Preis
aus seiner Wolle herauszuholen, so hat der Bankier das gleiche Recht, sein Geld
zum höchstmöglichen Preis zu verkaufen.


Jeder, der dem Bankier das Recht absprechen wollte, die beschriebene
Spekulation zur Durchführung zu bringen, gibt damit zu, daß es sich bei dem
Geld nicht um eine Ware wie jede andere handelt, und daß der Staat das Recht
hat, steuernd in die Geldordnung einzugreifen.


Und jeder, der so redet, hat recht, denn zwischen Wolle und Geld gibt es
einen ungeheuren Unterschied. Niemand ist gesetzlich verpflichtet, die Wolle
vom Herdenbesitzer zu kaufen; wenn dieser einen überhöhten Preis verlangt,
werde ich Baumwollsachen anziehen oder die Wolle im Ausland besorgen.
Dagegen zwingt mich der Staat, erforderlichenfalls mit Gewalt, Geld zu kaufen,
um meine Steuern zu bezahlen, und außerdem 
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hängt meine Existenz infolge der Arbeitsteilung, zu der ich ebenfalls gesetzlich
gezwungen bin, davon ab, daß ich meine Erzeugnisse gegen Geld verkaufe. Der
Staat verbietet nicht, daß sich jedermann die benötigte Wolle selbst heranzieht
und schert, verfolgt aber jeden, der Falschgeld herstellen wollte, mit drastischen
Strafen. Und ich kann mich auch keiner ausländischen Konkurrenz bedienen,
wenn mir der Geldbesitzer einen zu hohen Preis abverlangt.


Man sieht, das Geld ist keine beliebige Ware, und wenn der Staat alle Bürger
zwingt, mit ihren Erzeugnissen Geld für die Begleichung der Steuerschuld zu
kaufen, so ist er auch verpflichtet, dafür zu sorgen, daß sie alle stets und zu
jeder Zeit Geld für ihre Erzeugnisse einhandeln können, und daß ihnen Schutz
vor den Ausbeutern gewährt wird. Das Geld muß der direkten Kontrolle des
Staates unterstehen.


Ich mache den Leser auf diesen Punkt aufmerksam, denn er ist ein weiteres
und starkes Argument für die Währungsreform, die ich im 2. Buch vorschlagen
werde.


Das Geld ist kein Wertgegenstand wie ein beliebiger anderer; denn wenn es
eine gewöhnliche Ware wäre wie das Fleisch und der Stockfisch, so muß man
sich fragen, warum der Staat darauf besteht, daß Steuern ausgerechnet mit Geld
beglichen werden? Wenn das Geld eine ganz gewöhnliche Ware wäre, mit wel-
chem Recht weisen die Finanzkassen dann die anderen Waren zurück? Wenn
zwischen dem Geld und den übrigen Waren kein Unterschied besteht, warum
nimmt der Staat die Waren zahlungshalber nicht an?


Hat der Staat das Recht, von seinen Bürgern Geld zu verlangen, ein Produkt,
das diese von Dritten nur gegen die Hingabe der eigenen Waren erlangen kön-
nen, wenn die Dritten heute unsere vier Bankiers sind, die keinerlei Eigenbedarf
an den Erzeugnissen der vier Millionen Argentinier haben? Vier Millionen
Argentinier benötigen das in den Kassen der Bank lagernde Geld, um den
Austausch ihrer Erzeugnisse zu bewerkstelligen, aber die vier Bankiers haben
keinerlei persönlichen Bedarf an den Erzeugnissen dieser vier Millionen
Personen.


Im Umlauf befindet sich kein Geld, ich aber muß mir Geld für die Steuern
beschaffen ! Was tun? Setze ich die Preise herab, finde ich mich mit dem Preis
ab, den der Bankier sich herabläßt, mir anzubieten? Der Bankier hat keine
Wettbewerber, ich aber habe vier Millionen Wettbewerber, die ihre Hände nach
dem Geld des Bankiers ausstrecken.


Man sieht also, wo alle Spekulationen ihren Wurzelgrund haben; man erkennt
ihn, den Schmelztiegel der modernen Goldmacherkunst.


Tag für Tag hört man Geschichten von Herrn Soundso, der als Grundstücks,
Stockfisch- und Wertpapierspekulant etc. ein Vermögen gemacht hat; das ist
aber ein Irrtum. Nicht mit Grundstücken hat er spekuliert, sondern mit Geld. Die
Grundstücke können ihren Wert nur wenig verändern und das nur innerhalb gro-
ßer Zeiträume. Was seinen Wert verändert, ist das Geld.


Man sagt: Dieser Bauplatz kostet 100 Pesos, vor kurzem wurden dafür noch
1000 Pesos bezahlt. Das stimmt aber nicht; umgekehrt muß man sagen: Diese
100 Pesos kaufen 
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diesen Bauplatz; vor kurzem kauften sie kaum den zehnten Teil davon. Um sich


Rechenschaft darüber abzulegen, ob der Wert eines Grundstücks sich verändert


hat, muß man seinen Wert mit demjenigen anderer Vermögensgegenstände ver-


gleichen; wenn ich für ein Stück Land die gleiche Anzahl anderer


Vermögenswerte erhalte, so hat sich dessen Wert nicht geändert, obwohl sich


sein Preis auf die Hälfte verringert haben kann.


Die Kunst, heutzutage Geld zu machen, besteht nicht im Arbeiten und


Handeln, sondern nur darin, den richtigen Augenblick für die Ehe des Geldes mit


der Ware erkennen zu können, und zu wissen, wann der Augenblick für das Geld


gekommen ist, sich wieder von dieser „Mesalliance“ zu befreien. Um beides zu


erkennen, muß man wissen, wann das Geld im Umlauf ist und wann nicht.


Wenn die Banken verpflichtet würden, jede Woche ihren Kassenbestand zu


publizieren, so wüßte der Handel, worauf das Steigen und Fallen der Preise


zurückzuführen ist, und könnte sich jeweils darauf einstellen. Aber wie kann man


einen Banker, eine Privatperson verpflichten, seinen Kassensaldo zu publizie-


ren? Nach allgemeiner Ansicht gehört das Geld wie jeder andere


Wertgegenstand zum Eigentum seines Inhabers, und in diesem Fall muß dem


Staat rundweg das Recht abgesprochen werden, sich in die


Privatangelegenheiten des Bankiers einzumischen.


Aber ich frage: Wenn diese Auffassung vom Wesen des Geldes zutreffen soll-


te, warum gibt es dann in vielen Ländern Gesetze gegen die Wucherer, Gesetze,


die gewisse Börsenoperationen verbieten, Gesetze, die den Staat verpflichten,


jährlich Millionen Pesos aufzuwenden, mit dem einzigen Zweck, den Wert des


Geldes zu sichern, wie zum Beispiel in den Vereinigten Staaten das als „Bland
Silver Bill“ bekannte Gesetz?


Wenn ich meine Schuhe ablaufe, so geht die Reparatur zu meinen Lasten.


Aber der Bankier, der das Geld manipuliert und abnutzt, verlangt vom Staat, daß


er für den Wertverlust aufkommt. Wie erklärt sich all das? Wer wagt angesichts


all dieser Tatsachen zu behaupten, das Geld sei eine Ware wie jede andere?


Die bloße Tatsache, daß der Staat die Steuern in Geld erhebt, entblößt das


Geld seines Warencharakters, beweist, daß das Geld eine öffentliche Einrichtung


ist, und daß der Staat nicht nur das Recht, sondern die Pflicht hat, die


Geldverwaltung in seine Hände zu nehmen, um seine Bürger gegen Ausbeutung


zu schützen.


Termingeschäfte
Seit sich die Gewohnheit verallgemeinert hat, das Geld zur Bank zu bringen,


wodurch es zur Konzentration der Tauschmittel in den Händen von wenigen kam,


gehorcht die Geldzirkulation keinen natürlichen Gesetzen, sondern ausschließlich


dem Willen der Bankiers.
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Die Konsequenz sind ständige Preisschwankungen, und diese
Preisschwankungen haben zum Entstehen von „Termingeschäft“ genannten
Börsenoperationen geführt. Diese sind gewissermaßen eine Art Versicherung
gegen die Preisschwankungen.


Mit den Vorteilen und Nachteilen, die diese Operationen für den Handel mit sich
bringen, will ich mich nicht aufhalten. Nur das möchte ich sagen: Viele
Regierungen haben sich veranlaßt gesehen, dieselben zu verbieten. Mit welchem
Recht?


Die Voraussetzung derartiger Verbote wäre doch, daß der Staat begänne,
seine Bürger nicht zu derartigen Operationen zu zwingen.


Termingeschäft heißt ein Abschluß, mit dem ein bestimmter Artikel zu einem
bestimmten Preis und zu einem bestimmten Termin gekauft wird. Was sind dann
aber die Steuern, Abgaben, die der Staat zu festen Terminen erhebt? Der Staat
verkauft seine Dienste zu festen Preisen und Terminen, und der Pflichtige kauft
diese Dienste des Staates zu festen Preisen und Terminen.


Ein typisches Termingeschäft.


Einen Sack Stockfisch, Gold oder Salz oder einen Tag öffentliche Sicherheit,
Schutz vor Indianern etc. zu verkaufen, ist für mich ein und dieselbe Sache. Bei
beiden handelt es sich um Waren, die gegen Geld verkauft werden.


Der Staat verbietet den Verkauf eines Sackes Stockfisch auf Termin, für sich
selbst aber nimmt er das Recht in Anspruch, seine eigenen Produkte zu den
Fristen zu verkaufen, die festzulegen es ihm beliebt. Welche Garantie hat der
Bürger, mit seinen Produkten das Geld für die Steuerschuld zu den von der
Regierung festgelegten Terminen kaufen zu können? Welche Garantie gibt ihm
der Staat, daß der Termin, an dem er die Gewerbesteuer einzieht, nicht mit dem
Augenblick zusammenfällt, an dem der Bankier es sich einfallen läßt, das Geld
aus dem Verkehr zu ziehen?


Mit seinem Verbot von Termingeschäften verwickelt sich der Staat somit ein-
deutig in Widersprüche.


Bevor er Termingeschäfte verbietet, müßte der Staat damit beginnen, sämtli-
che Terminverkäufe für ungesetzlich zu erklären, zum Beispiel alle
Schuldscheine, Verträge, Wechsel etc., denn, wenn der Staat es verbietet,
Stockfisch auf Termin zu verkaufen, müßte er mit mehr Grund den Verkauf von
Geld auf Termin verbieten, denn mit dem Geld kann ich mich fast immer mit den
Waren versehen, die ich für die Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen
benötige, während es mehr als ungewiß ist, ob ich mit den Waren immer das
Geld werde kaufen können, das ich für die Schuldscheine, Gewerbesteuern,
Steuern etc. benötige.


Wenn sich der Staat davon überzeugt hat, daß Termingeschäfte schädlich
sind, müßte er, statt sie im Widerspruch zu seiner eigenen Praxis zu verbieten,
sie für den Handel überflüssig machen.


Wenn der Staat das Geldwesen in seine Hände nähme und den Geldumlauf
gleichmäßig gestaltete, so würden die Preisschwankungen infolge der
Ungleichmäßigkeit der 
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Nachfrage verschwinden und mit diesen die Notwendigkeit der


Terminabschlüsse.


Anläßlich der periodischen Liquidationen kann man hier in der Börse beobach-


ten, daß die Termingeschäfte, deren ursprünglicher Zweck darin bestand, den


Unternehmer gegen Preisschwankungen abzusichern, jetzt ursächlich für diese


Schwankungen verantwortlich geworden sind, denn jetzt gibt es eine Anzahl von


Leuten, die an diesen Schwankungen interessiert sind, und eine ursprünglich nütz-


liche Einrichtung hat sich in eine Art Sport verwandelt, der es einem waghalsigen


Spieler gestattet, den Handel eines ganzen Landes durcheinander zu bringen.


Es ist erforderlich, daß diese Plage des Handels verschwindet. Aber wie? Das


ist hier die Frage.


Der Geldumlauf
Ich glaube, daß ich in den voranstehenden Kapiteln überzeugend genug dar-


stellen konnte, daß die Preisschwankungen, denen wir täglich begegnen, ihren


Ursprung nicht in Schwankungen des Angebots, sondern der Nachfrage haben,


das heißt in der Ungleichmäßigkeit des Geldumlaufs.


Ein allgemeiner Preisverfall fällt immer, ohne jede Ausnahme, mit der


Konzentration des Geldes in den Banken zusammen, das heißt mit dem


Rückzug des Geldes aus dem Verkehr, während umgekehrt ein Preisauftrieb


immer, ohne jede Ausnahme, mit einem großen Loch in den Kassen der Bank


koinzidiert.


Und somit ergibt sich die Frage: Wenn das Geld in den Banken konzentriert


ist, liegt das daran, daß die Waren infolge niedriger Preise nicht genügend Geld


bewegt haben, oder vielmehr mit dem Rückzug des Geldes aus dem Verkehr,


während die Preissteigerung stets und ohne jede Ausnahme mit leeren Kassen


in den Banken koinzidiert?


Die Ökonomen, die den Preis des Geldes in direkte Abhängigkeit von dessen


Produktionskosten (!) bringen wollen, behaupten ersteres, und müssen es behaup-


ten, wenn sie sich nicht in Widersprüche mit ihrem Hauptgesetz verwickeln wollen.


Ich habe großen Respekt vor den Ökonomen, ich bewundere die seltene


Geduld, mit der sie in gewaltigen Werken ihre Anschauungen über relativ


unwichtige Fragen niedergelegt haben, bin aber erstaunt, wenn ich sehe, mit


welchem kriminellen Leichtsinn sie die Untersuchung des Geldes betrieben


haben – der Grundlage der gesamten Nationalökonomie.


Der Glanz der Sonne zwingt uns, die Augen zu schließen. Vielleicht war es der


Glanz des Goldes, der die Ökonomen geblendet hat. Nur so kann man sich die


Existenz einer so sonderbaren Theorie erklären, wie ich sie oben angedeutet habe.


Das Geld ist in den Banken konzentriert, weil die niedrigen Preise eine größe-


re Geldmenge nicht bewegen! Einmal vorausgesetzt, daß dies zutrifft, so müßte


das Geld also so-
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lange in den Banken bleiben, bis die Preise gestiegen sind, und die Preise steigen
erst, wenn die Produktionskosten des Goldes in Feuerland gefallen sind. Sancta
simplicitas!


Die Ökonomen mögen ja weise sein, aber vom Handel und von der Spekulation
verstehen sie rein gar nichts.


Der Preis bildet sich nach dem Naturgesetz von Angebot und Nachfrage, und
die Grundlage dieses Gesetzes, die ihm den Rang eines Naturgesetzes verleiht, ist
das persönliche Interesse der Träger der Nachfrage und des Angebots, wenig zu
geben und viel dafür einzuhandeln.


Man weiß also, daß ein unverzichtbarer Gegenstand einen um so höheren
Preis erzielt, je kleiner das Angebot ist.


Der Bankier möchte wenig geben und viel dafür einhandeln, gleichzeitig ist sein
Geld für alle, die Waren anzubieten haben, unerläßlich. Alles was der Bankier in
dieser Lage zu tun hat, ist, das Geld aus dem Verkehr zu ziehen, damit es im Preis
steigt, während die Warenpreise sinken.


Und wenn das so ist: Warum sollte der Bankier das Geld nicht aus der
Zirkulation nehmen?


Jeder sucht doch seinen Vorteil. Man wird sagen, daß der Bankier, der das
Geld aus dem Verkehr zieht, Zinseinbußen hinnehmen muß.


Richtig, aber was schert den Bankier der Verlust von 4 %, wenn er 6, 15, 20 %
gewinnen kann?


Der Grund der Preissenkungen liegt vor aller Augen, nämlich in der
Konzentration des Geldes in den Banken. Weit davon entfernt, die Konsequenz
niedriger Preise zu sein, ist die Konzentration des Geldes bei den Banken im
Gegenteil die direkte und reale Ursache des Preisverfalls. Achtung! Indem das
Geld aus der Zirkulation gezogen und anschließend wieder auf den Markt gewor-
fen wird, kommt es zu den für die Spekulation unerläßlichen Preisbewegungen,
während die Regulierung des Geldumlaufs das Verschwinden der
Preisschwankungen bewirkt, bewirken muß, und mit ihnen auch das Verschwinden
der Spekulanten. Benötigt wird somit ein Regelmechanismus für die
Geldzirkulation.


Es ist immer das gleiche: Der Brand erzeugt den Wind, der den Brand anfacht.
Indem man den Brand löscht, verschwindet der Wind.


Nunmehr wollen wir prüfen, wie sich die Geldzirkulation entwickeln würde, wenn
sie nicht, wie heute üblich, von den Geldbesitzern künstlich unterbrochen würde.


Eingangs haben wir gesehen, daß das Geld nichts anderes als die personifizier-
te Nachfrage ist. Ebenfalls sahen wir, daß während das Angebot keinerlei Aufschub
duldet, die Nachfrage ihrem Besitzer in diesem Sinn volle Ermessensfreiheit über-
läßt. Und dieses Privileg ist der direkte und eigentliche Grund für die
Preisschwankungen, die Spekulation, die Krisen etc.


Stellen wir uns nunmehr ein Geld vor, das die gleichen Eigenschaften wie die
Waren aufwiese, das heißt ein Geld, das verfault, das jeden Tag Einbußen an sei-
nem Aussehen, 
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seinem Gewicht, seiner Größe hinnehmen muß, ein Geld, das schwindet, kurz


und gut, ein Geld, das die Waren richtig repräsentiert.


Wie würde sich der Umlauf eines solchen Geldes gestalten, und wie würde
sich sein Preis bilden?


Wir haben gesehen, daß die Konservierungskosten der Waren nebst deren
innerer Nutzlosigkeit den Warenbesitzer zwingen, die Waren täglich, ohne
Unterbrechung anzubieten, wodurch ein ununterbrochener Angebotsdruck ent-
steht. Wenn das Geld den gleichen Charakter wie die Waren hätte, wenn der
Schwund etc. seinen Besitzer zwänge, es zur Vermeidung von Verlusten unun-
terbrochen auf den Markt zu tragen, so stünde auch die Nachfrage ununterbro-
chen unter Druck. Die Nachfrage wäre so konstant wie das Angebot, und die
unerläßliche Voraussetzung der Preisstabilität wäre erfüllt.


Ich möchte mich über diesen Punkt im Augenblick nicht weiter auslassen, dem


Leser aber immerhin zu verstehen geben, daß er nicht zu fürchten hat, ich wolle


Geld in Form von Orangen, Zitronen und Zwiebeln, das heißt schweren, faulen-


den und übelriechenden Dingen in Vorschlag bringen. Das, was ich im Auge


habe, unterscheidet sich auf den ersten Blick in nichts von dem herkömmlichen


Geld, ist vielmehr eine Banknote wie die argentinische Banknote, nur die


Aufschrift unterscheidet sich erheblich.


Der regelmäßige Geldumlauf bewirkt die Stabilität der Preise. Andererseits


aber ordnet die Stabilität der Preise unter normalen Bedingungen den Umlauf


des Geldes. Prüfen wir, wie das zusammenpaßt.


Die Geschwindigkeit, mit der das Geld umläuft, das heißt von Hand zu Hand


weitergegeben wird, hat auf den ersten Blick keine Grenzen, denn nichts hindert


den, der es eben erst in Empfang genommen hat, daran, es unverzüglich in


Waren umzusetzen. Und auch der, der diese Waren verkauft hat, könnte natür-


lich im gleichen Augenblick neue Waren erstehen, so daß das Geld an einem


Tag 5, 10 oder 20 Mal den Besitzer wechseln könnte. Wenn wir die Sache aber


etwas gründlicher bedenken, erkennen wir unschwer, daß eine solche grenzenlo-


se Umlaufgeschwindigkeit des Geldes unmöglich ist, und daß es einen natürli-


chen Regelmechanismus der Geldzirkulation gibt, der jahrhundertelang mit


gutem Erfolg funktioniert hat. Seine Wirksamkeit verlor er erst, seit sich die


Gewohnheit verbreitete, das Geld zur Bank zu bringen. Diesen Regulator bilden


die tendenziell sinkenden und steigenden Preise.
Jeder Kauf wird von der Auslieferung der Ware begleitet. Wenn eine Münze von


A auf B übergeht, so bewegt sich die entsprechende Ware in entgegengesetzter
Richtung.


Nun ist es eine Tatsache, daß die Waren stets vom Herstellungsort zum Ort
des Verbrauchs absteigen, und daß sie sich niemals in entgegengesetzter
Richtung bewegen, genau wie das Wasser, daß nie flußaufwärts läuft.


Derjenige, dem es einfiele, eine Tonne Wasser von Buenos Aires flußaufwärts


zur Kordillere zu transportieren, hätte kaum mehr Schwierigkeiten zu überwinden


als derjenige, 
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der ein Bündel argentinischer Wolle aus Europa zu dem Herdenbesitzer in der


Pampa transportieren wollte.


Man kann somit sagen, daß die Waren nicht rückwärts laufen, sondern daß
sie sich stets auf dem Weg in Richtung Endverbraucher bewegen. Einmal dort
angekommen, sind sie keine Waren mehr, weil sie für den Eigentümer inneren
Wert besitzen.


Es versteht sich somit von selbst, daß die Waren um so schneller vom Markt
geräumt werden, je schneller das Geld umläuft. Die Warenbestände schrumpfen
schneller und mit ihnen die Nachfrage nach Geld, und sie gleichen hierin dem
Wasser, dessen Volumen sich genau proportional zur Strömungsgeschwindigkeit
verringert.


Aber die Verringerung des Angebots, das heißt der Nachfrage nach Geld,
bewirkt das Anheben der Preise, so daß die Beschleunigung der Geldzirkulation
eine entsprechende Erhöhung der Preise hervorruft.


Welche Wirkung hat nun diese Preiserhöhung? Sowie die Preiserhöhung einge-
setzt hat, kauft ein jeder so schnell er kann, weil er nicht weiß, bis wohin die
Erhöhung gehen wird, wenn die Preise aber nur tendenziell steigen, dann tritt das
Gegenteil ein, weil niemand weiß, ob die Tendenz anhalten wird oder nicht. In die-
ser Lage verhalten sich die Käufer abwartend und behalten das Geld in der
Tasche.


Tendenziell steigende Preise, wie sie sich bei gesteigerter
Umlaufgeschwindigkeit bilden, erzeugen somit von selbst eine Verlangsamung
des Geldumlaufs.


Selbstverständlich geschieht das Gegenteil, wenn das Geld langsamer als
üblich umläuft. In diesem Fall staut sich die Ware im Handel, so wie sich die
Leute in den Straßen stauen, wenn sie aus irgendeinem Grund kleinere Schritte
machen. Durch die Anhäufung der Waren vergrößert sich das Angebot, die
Preise sind tendenziell fallend, und diese Tendenz bedeutet für die Geldbesitzer
einen Anreiz, sich einzudecken und den Geldumlauf somit zu beschleunigen.


Man sieht also, daß tendenziell steigende oder fallende Preise unter normalen
Bedingungen den Geldumlauf stabilisieren.


Wenn wir das Angebot ins Auge fassen, so stellen wir fest, daß dieses in
zahllose Waren zerfällt, die sich alle auf dem Weg vom Ort der Herstellung zum
Ort des Verbrauchs befinden; fassen wir nunmehr die Nachfrage ins Auge, so
stellen wir fest, daß diese in zahllose Geldstücke und -scheine zerfällt, die in ent-
gegengesetzter Richtung laufen, genau wie auf einer Ameisenstraße, auf der die
einen aufwärts, die anderen abwärts gehen, oder wie in bestimmten Fabriken, in
denen eine abwärts laufende Lore eine aufwärts laufende hochzieht; sofern die
Kette nicht reißt, müssen beide sich mit gleicher Geschwindigkeit fortbewegen.


Solange wie die Handelskette von den Bankiers nicht zerrissen wird, zirkuliert
das Geld stets parallel zur Warenproduktion.


Selbstverständlich gehen wir bei dieser Darstellung von der Erkenntnis aus,


daß die Gründe für die Beschleunigung des Geldumlaufs vorübergehender Natur


sein müssen, 
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wenn sie die dargestellte Wirkung haben sollen. Wenn die Geldumlauf-


geschwindigkeit infolge nachhaltiger Verbesserungen der Geldübertragung


beschleunigt wird, so ergibt sich ein dauerhafter Preisauftrieb, der eines Tages


die Form offizieller Preiserhöhungen mit den gegenteiligen Wirkungen annimmt.


Zu berücksichtigen ist, daß die Waren stets die gesamte angebotene
Geldmenge absorbieren, und wenn das bei den herrschenden Preisen nicht


möglich ist, so steigen die Preise. Eine Beschleunigung der


Umlaufgeschwindigkeit des Geldes macht einen Teil der Geldmenge überflüssig,


so wie eine Verbesserung der Maschinen einen Teil der Handarbeit überflüssig


macht. Dieser nicht benötigte Teil bleibt einige Zeit in Wartestellung, wenn er


aber keine Verwendungsmöglichkeiten findet, kehrt er auf den Markt zurück,


erhöht dort das Angebot und somit die Preise.


So erklärt sich, daß in den Ländern mit fortgeschrittenem Handel und besse-


rem Geldüberweisungsverkehr weniger Geld vorhanden ist als in den Ländern,


deren Bevölkerung an die Verwendung der modernen Bankeinrichtungen noch


nicht gewöhnt ist. In England gibt es zum Beispiel auf die Bevölkerung bezogen


weniger Geld als in Frankreich und viel weniger als in Spanien.


Die Bankeinrichtungen in England haben einen Teil des Geldes überflüssig


gemacht, und dieser Teil ist aus England abgewandert. Wenn es am Verlassen


des Landes gehindert worden wäre, wenn man in England nichtkonvertierbare


Banknoten hätte wie hier in Argentinien, so hätte jede Verbesserung im


Geldverkehr zu einer Preissteigerung geführt, das heißt zu einer Entwertung des


Geldes oder, wie man hier sagen würde, zu einer Goldpreiserhöhung.


Hätten wir hier die gleichen Bankeinrichtungen wie die Engländer, so würde


der Goldpreis auf 1.000 oder 1.500 steigen.


Aus dem Gesagten geht hervor, daß sich der Geldwert umgekehrt proportio-


nal zur Geldumlaufgeschwindigkeit verhält, daß tendenzielle Preiserhöhungen


oder -senkungen unter normalen Bedingungen für die Stabilisierung des


Geldumlaufs dienen, und daß nur anhaltende Ursachen die


Geldumlaufgeschwindigkeit dauerhaft beschleunigen oder verlangsamen können.


Schwankungen in Angebot und Nachfrage
Der Preis eines jeden Gegenstands bildet sich unter dem Einfluß von Angebot


und Nachfrage und zeigt das Mengenverhältnis zwischen dem Waren- und


Geldbestand an.


Jede Schwankung von Angebot und Nachfrage verändert dieses Verhältnis


und wird daher von Preisschwankungen begleitet.


Das Angebot zerfällt in Millionen Kilo, Ellen, Sack, Liter etc., während die


Nachfrage in Pesos zerfällt.
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Wenn die Menge Kilos, Ellen etc. größer oder kleiner als normal ist, so fallen


oder steigen die Preise, wenn die Stückelungen der Nachfrage, die Pesos, sich


vermehren oder vermindern, so ändern sich sofort auch die Preise; unverändert


könnten sie nur dann bleiben, wenn der Vermehrung der Kilos etc. eine


Vermehrung der Geldstückelungen, das heißt der Nachfrage entspräche.


Wir wollen uns zunächst mit den Faktoren befassen, die auf das Angebot ein-


wirken, das heißt auf die Menge Kilos, Ellen, etc., welche die Gesamtheit des


Angebots bilden.


Gleich zu Anfang sahen wir, daß die Mutter der Waren die Arbeitsteilung ist;


jede Diversifizierung der Arbeitsteilung erhöht notwendigerweise das Angebot


und muß das gegebene Verhältnis zwischen der Geldmenge und der


Warenmenge verändern, was sich in einer Preissenkung niederschlägt.


Die Arbeitsteilung kennt keine Grenzen; die Gesamttendenz der modernen


Zivilisation richtet sich auf eine weitere Entwicklung der Arbeitsteilung.


Täglich können wir beobachten, daß die Leute es vorteilhafter finden, einen


Gegenstand zu kaufen als ihn weiterhin selbst anzufertigen. Es ist nur ein paar


Jahre her, da hatten die Frauen noch die Gewohnheit, die Strümpfe zuhause


selbst anzufertigen. Heute ziehen sie es vor, die Strümpfe zu kaufen.


Für den Kauf aber benötigen sie Geld, und um sich Geld zu beschaffen, müs-
sen sie etwas herstellen und verkaufen, was sie früher nicht herzustellen pfleg-
ten. Dieses neue Produkt vergrößert die Nachfrage, erhöht den Wert des Geldes
und drückt auf die Preise.


Jetzt wurde eine kleine Maschine für die Heimarbeit erfunden, mit der man
die Strümpfe stricken kann, die sich die Familien früher im Handel besorgten.
Wenn sich diese Maschinen bewähren sollten, so werden viele Familien, die bis-
her gekaufte Strümpfe verwendeten, es vorziehen, sie wieder selbst zu Hause zu
stricken, sie brauchen sich kein Geld mehr für die Beschaffung der Strümpfe zu
besorgen, und da sie sich dieses Geld durch die Herstellung anderer Waren zu
beschaffen pflegten, für deren Herstellung nun kein Anlaß mehr besteht, sinkt
das Angebot, die Preise steigen und das Geld verliert einen, wenn auch kleinen
Teil seines Wertes.


Das Beispiel zeigt, wie die Erfindung einer Strumpfstrickmaschine mit großem


Ausstoß die Arbeitsteilung vergrößerte, und wie die Einführung eines


Maschinchens für den Haushalt sie verkleinerte.


Früher hatten die Landwirte die Gewohnheit, das auf ihrem Lande wachsende


Getreide jeder für sich zu mähen und zu ernten Jetzt halten sie es für vorteilhaf-


ter, das Mähen und Dreschen von einem Unternehmer mit Spezialmaschinen im


Lohn ausführen zu lassen. Einige dieser Unternehmer lassen sich ihre Arbeit mit


einem Teil des Dreschgutes bezahlen, andere mit Geld.


In beiden Fällen muß der Siedler eine größere Menge Weizen anbauen oder


irgendein anderes Erzeugnis verkaufen und dadurch das Angebot vergrößern


und somit eine Preissenkung verursachen.
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Früher hatten die Landwirte die Gewohnheit, neben den für den Verkauf
bestimmten Erzeugnissen auch noch das Notwendige für den Eigenbedarf –
Weizen, Kartoffeln, Tabak, Hühner etc. – anzubauen beziehungsweise zu züch-
ten. Heute scheint es, daß die Landwirte es weiterbringen, wenn sie sich aus-
schließlich dem Anbau einer einzigen Kultur widmen und den Familienbedarf auf
dem Markt einkaufen. Es gibt zum Beispiel viele Landwirte, die ausschließlich
nur Wein oder Tabak oder Rote Rüben anbauen, beziehungsweise sich auf die
Zucht von Kälbern oder Kühen, Pferden, Hühnern mit den jeweiligen
Nebenprodukten wie Eiern, Butter, Käse etc. spezialisieren. Alles, was sie für
ihren Privatbedarf benötigen, kaufen sie auf dem Markt.


Sollte sich diese Gewohnheit verallgemeinern, so kann es keinen Zweifel
geben, daß das dieser Ausweitung der Arbeitsteilung entsprechende Angebot
eine enorme Nachfrage nach Geld und eine allgemeine Preissenkung herbeifüh-
ren wird.


Bis hierher haben wir nur von sichtbaren Waren, die sich wiegen oder mes-
sen lassen, gesprochen, doch gibt es auch nicht weniger unsichtbare Waren.
Dazu gehören der Schulunterricht der Kinder und Jugendlichen, der Militärdienst,
die öffentliche Verwaltung, die Tätigkeit der Geistlichen.


Auch das sind Waren, hervorgegangen aus der Teilung der Arbeit. Diese
Waren (Dienstleistungen) werden angeboten, erzeugen Nachfrage nach Geld
und werten dieses auf.


Wenn alle Eltern ihre Kinder persönlich erziehen würden, so brauchten sie
schon kein Geld mehr für die Bezahlung der Lehrer, die Nachfrage nach Geld
müßte schrumpfen und der Geldwert mit ihr.


Und gerade in dieser Klasse der unsichtbaren Waren weitet sich die
Arbeitsteilung besonders stark aus. Das können wir Tag für Tag selbst beobach-
ten. Früher ging jede Person, die sich von einem Teil der Stadt in einen anderen
bewegen mußte, in Ermangelung eines schnelleren Fortbewegungsmittels zu
Fuß; jetzt nimmt sie die Straßenbahn. Für die Bezahlung der Straßenbahn benö-
tigen die Leute Geld, das sie sich durch Herstellung und Verkauf anderer
Erzeugnisse beschaffen müssen. Das Angebot wächst, erhöht den Geldwert und
senkt das Preisniveau.


Kurz und gut, die Arbeitsteilung kennt keine Grenzen sowenig, wie die
Zergliederung der Materie, befindet sich in laufender Ausweitung, und jede neue
Ware, ob sichtbar oder nicht, ob mit oder ohne inhärente Nützlichkeit, vergrößert
das Angebot an Waren, die Nachfrage nach Geld, und die Preise fallen.


Aus diesem Grund vergrößert sich der Geldwert tendenziell von Tag zu Tag,
während die Preise tendenziell fallen. Die Arbeitsteilung ist die Grundlage des
Geldwertes. Damit das Geld seinen Wert erhält, muß die Arbeitsteilung aber
auch produktiv sein.


Jedoch hängt die Produktion von vielerlei Faktoren ab, die vom Willen des
Menschen unabhängig sind. Wenn ich eine Angel ins Wasser werfe, kann ich
einen schönen Fisch, aber auch einen alten Schuh herausziehen. ln beiden
Fällen hat sich an der Tatsache der 
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Arbeitsteilung selbst nichts geändert, jedoch vergrößert sich im ersten Fall das


Warenangebot, im zweiten verkleinert es sich.


Und von wie vielen Zufällen hängt die Ernte ab! Von der Ernte wiederum hängt


das Angebot des größten Teils der Waren und der Nachfrage nach Geld ab.


Mit einem Wort, alles, was die Quantität oder Qualität der Waren vergrößert


beziehungsweise verbessert, vergrößert das Angebot, die Nachfrage nach Geld


und dessen Wert.


Eine neue Eisenbahnlinie sorgt im allgemeinen für die Belieferung des
Marktes mit einer großen Menge Waren, die früher nicht zugänglich waren. Die
Eisenbahn transportiert diese Waren auf den Markt, vergrößert das Angebot,
wertet das Geld auf und läßt die Preise fallen.


Die Erfindung einer neuen, verbesserten Maschine bewirkt gelegentlich eine
erhebliche Vergrößerung des Angebots infolge des großen Warenausstoßes, die
Dampfmaschine zum Beispiel. Jede Verbesserung von Maschinen bedeutet eine
Steigerung des Geldwertes, ganz wie die vielerlei Faktoren, die zur progressiven
Ausweitung der Produktion beitragen.


Umgekehrt verkleinert alles, was die Produktion verkleinert, auch das


Warenangebot und bewirkt eine Anhebung der Preise, wie zum Beispiel schlechte


Ernten, Streiks, Kriege, Verwendung des Kapitals für unproduktive Zwecke etc.


Wenn ein Millionär sein Kapital für den Anbau von Kartoffeln verwendet, muß


er seine Ernte zwangsläufig anbieten; das Kartoffelangebot würde sich vergrö-


ßern, das Geld wäre mehr Kartoffeln wert als früher, und da bei den gefallenen


Preisen der Kartoffelverbrauch auf Kosten anderer Nahrungsmittel steigen


würde, ergibt sich, daß der Millionär durch seinen Kartoffelanbau einen allgemei-


nen Preisverfall heraufbeschworen hätte.


Wenn der Millionär jetzt der Landwirtschaft den Rücken kehrt, um sein Geld in
den Bau eines Schlosses zu investieren, würde das Kartoffelangebot sinken,
worauf der Kartoffelpreis zusammen mit dem Preis der übrigen Erzeugnisse stei-
gen würde.


Diese Beispiele ließen sich bis ins Unendliche fortsetzen. Ich glaube aber,
daß sie ausreichen, um zu zeigen, von wieviel Unvorhergesehenem Angebot,
Nachfrage und Geldwert abhängig sind.


Wir wollen nunmehr den Einfluß untersuchen, den die Nachfrageschwankungen


auf den Preis ausüben.


Die Nachfrage wird auf dem Markt durch das Geld vertreten, das in Münzen
gestückelt auftritt. Je größer die Anzahl der Münzen, desto größer die Anzahl der
Stückelungen des Geldes, und desto kleiner der Wert jeder einzelnen derselben,
ganz so wie ein Millimeter kleiner als ein Zentimeter ist.


Hier in Argentinien ist die Nachfrage, das heißt das Geld, in 260 Millionen
Münzen, Pesos genannt, aufgeteilt. Wenn wir statt 260 Millionen nur 130
Millionen hätten, wäre jeder Peso doppelt so viel wert wie heute, genauso wie
der zehnte Teil eines Meters doppelt 
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so lang ist wie der zwanzigste. Eine Vergrößerung der Menge Münzen vermehrt


nicht das Geld, sondern die Anzahl der Stückelungen. Ob wir hier 260 Millionen


Pesos oder das Doppelte davon im Umlauf haben, die Menge des Geldes bleibt


stets die gleiche, wir hätten lediglich die Stückelungen vermehrt. Anstelle eines


Pesos hätten wir zwei, anstelle von einem Peso erhielten wir zwei, und anstelle


eines Pesos bezahlten wir zwei Pesos.


Eine Geldvermehrung wäre nur möglich, wenn wir die Arbeitsteilung ausweite-


ten und damit das Angebot vergrößerten, denn auf diese Weise würde die


Nachfrage nach Geld vergrößert, das Geld würde seinen Wert vergrößern, aber


ein Land, das lediglich die Stückelungen vermehrt, entweder durch die


Neuemission von Banknoten oder durch die Prägung neuer Münzen, würde stets


das gleiche bewirken: es würde den Wert der Banknote oder der Münze herab-


setzen, ohne die Konsumkraft des Landes zu vergrößern.


Jetzt begreift man, warum die Preise fallen, wenn Münzen aus dem Verkehr


gezogen werden; das künstliche Aus-dem-Verkehr-Ziehen von Münzen verklei-


nert die Anzahl der Stückelungen des Geldes, und die verbleibenden Münzen


erfahren einen Wertzuwachs proportional zu der Anzahl der aus dem Verkehr


gezogenen Geldstücke.


So verkleinert also alles, was die Geldstücke dem Markt entzieht, alles, was


dem Geldstück zeitweise seinen Charakter als Nachfrage nimmt, die Anzahl der


Stückelungen, vergrößert den Wert der verbleibenden und bewirkt eine Senkung


des Preisniveaus. Wenn der Staat hier 130 Millionen Pesos, das heißt die Hälfte


der Geldmenge, aus dem Verkehr zöge, so würde sich der Wert der verbleiben-


den verdoppeln, die Preise würden auf die Hälfte zurückgehen, statt zwei Pesos


hätte man einen, statt zwei Pesos zahlte man nur einen, würde aber auch nur


einen Peso für etwas erhalten, für das man heute zwei Pesos erhält.


Es ist aber nicht nötig, die aus dem Verkehr gezogenen Banknoten zu ver-
brennen, um den Preissturz auszulösen. Die gleiche Wirkung läßt sich erzielen,
wenn man die Geldscheine dem Verkehr fernhält. Die Bankiers und Wucherer,
die das Geld aus dem Verkehr ziehen, erreichen das gewünschte Ergebnis, ohne
daß es nötig wäre, das Geld zu verbrennen.


Und das, was die Bankiers und Wucherer vorsätzlich betreiben, das macht
der Geizkragen mit dem gleichen Ergebnis, wenn auch mit ganz anderen
Absichten. Wenn der Wucherer das Geld aus dem Verkehr zieht, so geschieht
das in der Hoffnung, eine Preissenkung zu erreichen; der Geizkragen tut das
gleiche, um Geld zu sparen; aber das Ergebnis ist stets ein Fallen der Preise.


Die Summen von Banknoten und Münzen, die die Schatzbildner aufhäufen,
sind dem Verkehr entzogen, die Nachfrage und die Preise sinken. Wenn der
Geizkragen seinen Schatz ausgräbt, um ihn zum Markt zu tragen, so steigt die
Nachfrage, und die Preise ziehen an.


Und wie ersteres meist in Zeiten des Mißtrauens geschieht und das zweite in


Zeiten des Vertrauens, läßt sich im Gegensatz zu dem, was hier in der Börse


laufend zu hören ist, 
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feststellen, daß das erste Ergebnis des Mißtrauens die Aufwertung des
Geldstücks und der Banknote ist.


Die Geldstücke verschwinden nicht nur aus dem Verkehr, wenn sie von den
Schatzbildnern vergraben werden, indem sie die Nachfrage auf spätere Zeiten
vertagen, sondern auch sonst noch in verschiedenster Weise.


Die Millionen Pesos, die Tag für Tag und Jahr für Jahr für Glücksspiele, Sport,
Lotterien, Spekulation etc. ausgegeben werden, sind für den Markt genauso ver-
schwunden, als wären sie von der Konversionskasse verbrannt worden, sie üben
keinerlei Nachfrage nach Waren aus und vergrößern somit den Wert der
Geldstücke auf dem Markt. Von dem schlechten Einfluß der Glücksspiele auf die
Arbeitsleistung (der immer wieder behauptet wird) und somit auf das Angebot
und den Geldwert einmal ganz abgesehen, würde es genügen, in jedem Stadtteil
der Hauptstadt eine Geldlotterie aufzumachen, um eine allgemeine Preissenkung
zu bewirken, oder, wie es im Fachjargon heißt, „das Gold zu drücken“.


Aber ein Geldstück wird auch dann dem Markt vorenthalten, wenn es auf
Reisen ist: während der ganzen Zeit, die ein Geldstück benötigt, um von einem
Ort zu einem anderen zu gelangen, ist es für den Markt verloren und wirkt preis-
senkend. Demzufolge vermindert alles, was die Reise der Geldstücke beschleu-
nigt, die Menge der stilliegenden Geldstücke und führt zum Anstieg der Preise.


Unter den Einrichtungen, die den größten Einfluß auf die Abkürzung der
Reisezeit der Geldstücke und somit auf deren Entwertung haben, gebührt dem
Giroverkehr der erste Platz. Ohne Einschaltung des Bankgiroverkehrs wäre die
Hälfte aller Geldstücke und -scheine stets unterwegs, die Nachfrage würde sich
halbieren und ebenfalls die Preise.


Wenn alle, die Geld von einem Land in ein anderes zu verbringen haben, dies
in bar zu bewerkstelligen hätten, hätten wir beständig mehr Geld auf dem Meer
als auf dem Markt; und diese enormen Summen wären dem Markt entzogen und
für die Nachfrage verloren.


So wirkt also der Giroverkehr und jegliche Verbesserung des realen
Geldumlaufs in Richtung Vergrößerung der Nachfrage, Erhöhung der Preise und
Entwertung der Geldstücke. Nur wenige werden mir glauben, daß die
Verbesserungen, die man hier auf dem Gebiet des Geldumlaufs eingeführt hat,
einen Einfluß auf die Preiserhöhung hatten, daß das Gold um vielleicht 20 bis 50
Punkte oder mehr gestiegen ist, weil die telegraphischen Geldüberweisungen
zugenommen haben.


Aber den anschaulichen Beweis der Richtigkeit dieser Behauptung haben wir
in England, wo trotz der großen Ausweitung der Arbeitsteilung und der starken
Nachfrage nach Geld im Anschluß daran weniger Geldstücke als in anderen
Ländern umlaufen. Warum? Weil die Verbesserungen des Geldumlaufs, die in
England eingeführt wurden, das Geld allmählich entwertet haben, und weil jeder
Gegenstand von universellem Wert aus dem Land, wo er am billigsten ist, in
Länder exportiert wird, wo er höhere Preise erzielt, wanderte das Geld aus den
britischen Inseln in alle diejenigen Länder aus, die die Einrich- Einrichtungen
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tungen, die dem englischen Handel zur Verfügung stehen, nicht haben. Wenn


das englische Geld am Verlassen des Landes gehindert worden wäre, so hätte


es sich entwertet, wie sich hierzulande die Wolle ohne Rückgriff auf den Export


entwerten würde.


Der Preis des Geldes
Ich glaube, wir sind nunmehr ausreichend gerüstet, um die wichtige Frage in


Angriff zu nehmen, wie sich der Preis des Geldes bildet. Nach Meinung der Öko-


nomen handelt es sich dabei um die schwierigste Frage der gesamten


Nationalökonomie, und ich glaube auch, daß die folgende Aufstellung auf Grund


der vorangegangenen Erläuterungen bei der Lösung dieses schwierigen (sic)


Problems die Intelligenz meiner Leser nicht überfordern wird.


Nachfrage und Angebot bilden den Preis; wenn die Nachfrage sich auf 10


Pesos beliefe und das Angebot auf 20 Kilos, so hätte ein Peso den Wert von


zwei Kilos; und wenn die Nachfrage auf 20 Pesos stiege, würde der Wert des


Pesos auf ein Kilo sinken etc. Niemand kann wissen, aus wie vielen Kilos das


Angebot und aus wie vielen Pesos die Nachfrage besteht. In dieser Lage muß


sich der Händler auf seinen Spürsinn verlassen. Die nachfolgenden Zahlen sind


daher rein hypothetisch. Für meinen Zweck hätten die genauen Zahlenangaben


auch keinerlei Sinn, denn was ich darstellen will, ist die Art der Preisbildung ganz


allgemein, und wie die einzelnen Bestandteile des Preises eingeteilt werden


müssen.
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Die Prüfung dieser Aufstellung zeigt, daß in normalen Zeiten der Preis keiner-


lei Schwankungen unterliegt, obwohl sowohl das Angebot wie die Nachfrage


erheblichen Veränderungen ausgesetzt waren. Das liegt daran, daß in normalen


Zeiten die Faktoren, die die Nachfrage beeinflussen, durch entsprechende Ände-


rungen des Angebots ausgeglichen werden. Bei diesen Faktoren handelt es sich


normalerweise um die gleichen, die auch die Nachfrage verändern. Wenn zum


Beispiel Frieden und Wohlstand zu Produktionssteigerung und erhöhtem


Warenangebot führen, so verursachen sie auch eine Kreditausweitung, die nun


ihrerseits die Nachfrage verstärkt. Wenn aus irgendeinem Grund das


Preisgleichgewicht vorübergehend verloren wird, so setzt das tendenzielle
Steigen oder Fallen der Preise die Beschleunigung oder Verlangsamung der


Geldzirkulation in Bewegung und stellt das Gleichgewicht wieder her.


Dagegen sehen wir, daß die Krise ihre Entstehungsursache im Aufschub der


Nachfrage durch die Geldsparer hat, die nach unten gerichtete Preisbewegungen


auslösen, die nun ihrerseits zur verallgemeinerten Zurückhaltung der Nachfrage


führen. Diese Zurückhaltung bewirkt den Konkurs der Geldschuldner, welcher zu


Kreditrestriktionen und neuen Preisstürzen führt. Die Bankiers und Wucherer


unterstützen den Preisverfall, indem sie ihr Geld aus dem Verkehr ziehen.


Was folgt, ist die natürliche Reaktion. Diejenigen, die Ersparnisse gebildet


haben, müssen sie infolge des Fehlens von Einkommen angreifen. Infolge der


Paralysierung der Industrie ist das Warenangebot unzureichend, worauf ein


natürlicher Preisauftrieb bemerkbar wird. Dieser Preisauftrieb erzeugt Vertrauen


und die Ausweitung des Kredits, die nun ihrerseits den Preisanstieg vorwärts-


treibt. Die Bankiers und Wucherer, die ein Interesse daran haben, daß die von


ihnen in der Krise erworbenen Werte im Preis möglichst stark steigen, heizen


den Preisauftrieb an, indem sie alles Geld, was sie besitzen, auf den Markt wer-


fen. Der Preisauftrieb hält an, bis wieder Geld zwecks Ersparnisbildung oder


Spekulation aus dem Verkehr gezogen wird, wodurch eine neue Krise ausbricht.


Die Sozialisten behaupten, daß die Krise eine notwendige Konsequenz des


gegenwärtigen Produktionssystems sei, das heißt der auf der Privatinitiative


beruhenden Produktion. Den größten Beitrag zum täglichen Anwachsen der


sozialistischen Partei leisten ohne Zweifel unsere Nationalökonomen durch ihre


Unfähigkeit, diese Theorie zu widerlegen.


Das Volk sagt sich durchaus zu Recht, daß, wenn die Krise untrennbar mit


unserem Produktionssystem zusammenhängt, jedes andere System, selbst das


sozialistische, vorzuziehen ist. Das Volk leidet außerordentlich unter dieser nie


abreißenden Kette von Krisen, und wenn die Ökonomen nicht fähig sind,


Reformen vorzuschlagen, die diese dauernden Unterbrechungen der


Arbeitsteilung ein für allemal unmöglich machen, so dürfen sie sich über die


Entwicklung der sozialistischen Parteien in aller Welt nicht wundern.


316







Ich klage die Ignoranz unserer Ökonomen an, der Nährboden für die Ideen


des Sozialismus zu sein.


Die Krisen und alle ihre Folgen haben ihre wirkliche Entstehungsursache in


der Zurückhaltung der Nachfrage, in dem Privileg der Nachfrage gegenüber dem


Angebot, sich zurückhalten zu können; in der Möglichkeit, das Geld ohne direk-


ten, persönlichen Nachteil aus dem Verkehr ziehen zu können, während die


Zurückhaltung auch nur einen Tag lang ohne Verluste aller Art unmöglich ist.


Wenn irgendein Bankier eine größere Summe Geldes aus dem Verkehr zieht,


müssen die Preise fallen, und leider zwingt dieser Preiseinbruch andere, dem


Beispiel zu folgen, und die natürliche Konsequenz ist die „Rette-sich-wer-kann“-


Haltung.


Wenn der Bankier das Geld nicht aus dem Verkehr gezogen hätte oder, bes-


ser gesagt, wenn der Bankier das Geld ohne direkte Verluste nicht aus dem


Verkehr hätte ziehen können (die Zinseinbuße tut dem Kapital nicht weh), hätten


die anderen ihr Geld auch nicht zurückgezogen, die Krise wäre nicht ausgebro-


chen.


Es ist offensichtlich, wie die Reform auszusehen hat, mit der die


Wiederholung der Krisen vermieden werden kann, dieser traurigen Monumente


der Unfähigkeit der Ökonomen.


Die wesentlichen Voraussetzungen eines guten Geldes
Wir wissen, was den Wert des argentinischen Geldes ausmacht, wir wissen


auch, wie sich sein Preis ermitteln läßt. Jetzt wollen wir dazu übergehen zu prü-


fen, was gutes Geld ist bzw. sein müßte. Denn da unser Ziel der Vorschlag von


Reformen ist, müssen wir zunächst wissen, in welcher Richtung wir bei der


Verbesserung dessen, was wir bereits haben, vorgehen müssen.


Da der Wert des Geldes auf der Arbeitsteilung beruht und nicht auf dem


Material, aus dem es hergestellt wird, ist es gleichgültig, aus welchem Material


die Geldstücke hergestellt werden; deren Wert hängt stets von der größeren oder


kleineren Nachfrage nach Geld ab, oder, was auf das gleiche herausläuft, von


dem größeren oder kleineren Angebot von Waren.


Jedoch muß gutes Geld aus einem Material hergestellt werden, das die fol-


genden Voraussetzungen erfüllt :


1. Die Herstellung des Materials, aus dem das Geld gemacht werden soll, 


muß praktisch nichts kosten, damit die Herstellungskosten dieses 


Materials keinerlei Einfluß auf den Wert des Geldstücks haben, damit 


menschliche Arbeit nicht sinnlos für einen Gegenstand aufgewendet 


wird, der das nicht nötig hat, und schließlich, damit der Staat ohne 


Kostenaufwand die Menge des umlaufenden Geldes je nach Bedarf ver


größern oder verkleinern kann.
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2. Das Geld darf keinerlei inneren Wert haben, damit es über die Höhe des
selben nicht zu Meinungsverschiedenheiten kommen kann.


3. Das Geld muß aus einem Material gefertigt werden, das im Hinblick auf 
die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse nutzlos ist, damit niemand 
Geldstücke aus dem Verkehr zieht oder verbraucht, was zu 
Unterbrechungen des Warenverkehrs und Störungen der Arbeitsteilung, 
der doch aller Reichtum zu danken ist, führen müßte.


4. Das Geld muß leicht, problemlos transportfähig, beliebig stückelungsfä
hig sein, um den Besitzern Unbequemlichkeiten bei der Handhabung zu 
ersparen.


5. Das Material für die Herstellung des Geldes muß im alleinigen Besitz der 
Regierung sein, denn da das Geld eine öffentliche Einrichtung ist, darf 
die Vergrößerung oder Verkleinerung der Geldmenge nicht im Interesse 
von Privatpersonen liegen.


6. Das Geld muß einen festen Wert haben, damit Benachteiligungen der 
Schuldner zugunsten der Gläubiger aus einer Werterhöhung ebenso ver
mieden werden wie Benachteiligungen der Gläubiger zugunsten der 
Schuldner aus einer Wertminderung.


7. Das Geld muß den Warenaustausch schnell, sicher und kostensparend 
erleichtern, denn da der Warenaustausch der einzige Zweck des Geldes 
ist, sollte der Austausch mit den geringsten Kosten für die Erzeuger 
abgewickelt werden. Dies läßt sich nur durch Beschleunigung der Reise 
der Waren vom Ort der Herstellung zum Ort des Verbrauchs erreichen, 
indem der Rückstau der Waren an Umschlagplätzen vermieden und der 
Weg der Waren von allen Hindernissen gesäubert wird.


In diesem Buch werde ich mich ausschließlich mit den ersten sechs Punkten
befassen. Das zweite Buch wird ausschließlich der siebenten Bedingung eines
guten Geldes gewidmet sein.


Hier, in der Republik Argentinien, sind wir daran gewöhnt, die Staaten zu benei-
den, die mit Metallgeld arbeiten, und vom Finanzminister herunter bis zum letzten
Gepäckträger gibt es nicht eine Person, die sich nicht wünschte, die
Wiedereinführung der alten und prähistorischen Metallmünzen zu erleben. In der
ganzen Republik gibt es keine einzige Person, die nicht davon überzeugt wäre,
daß alle Finanzprobleme des Landes Schuld der Banknoten sind, und selbst die
Geldschuldner, daß heißt die große Masse der Bevölkerung, sind fest überzeugt,
daß vom Tag der Wiedereinführung der Goldmünzen an wir alle im Überfluß leben
könnten. O du heilige Ahnungslosigkeit.


Wie gut das Gold oder das Silber die Bedingungen eines guten Geldes erfüllen,
werden wir gleich sehen:


1. Die Herstellung des Materials für das Geld darf praktisch nichts kosten.


Trifft das bei den Geldstücken aus Gold oder Silber zu? Gewiß nicht, im 
Gegenteil, die Herstellungskosten der Metallmünzen entsprechen genau dem, was
die einzelne Münze wert war, als sie erstmalig in Umlaufgebracht wurde. Und das
geht so weit, daß selbst heute noch die vom Augenschein verwirrten Ökonomen
die Wirkung mit der Ursache ver-
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wechseln, indem sie den Wert des Geldes von dessen Herstellungskosten
abhängig machen.


Die umlaufenden Gold- und Silbermünzen haben Produktionskosten in Höhe
ihres Nennwerts im Augenblick der Förderung verursacht, das heißt, daß jede
Metallmünze soviel kostet wie ihr Wert höchstens erreichen kann. Sie erfüllt die
erste Bedingung somit schlecht. Das Kapital, das für die Herstellung des
Materials für die Münzen verschwendet wurde, ist immens, und es fällt auf, daß
so praktisch veranlagte Völker wie die Amerikaner Jahr für Jahr 300.000 Männer
damit beschäftigen, das für die Münzen benötigte Material zu fördern, während
wir hier das gleiche Ergebnis mit einer kleinen Druckmaschine erzielen.


2. Das Geld darf keinerlei inneren Wert haben, damit es über die Höhe des
selben zu keinen Meinungsverschiedenheiten kommen kann, und damit es für
jedermann den gleichen Wert hat. Ein Pferd, eine Medizin, ein Götze haben für
den einen viel, für den anderen wenig Wert. Warum? Weil der Gegenstand je
nach der Person verschieden bewertet wird. Wenn das Geldstück daher einen
inneren Wert besäße wie ein Haus, eine Pille, ein Juwel etc., so würde dieser
Wert verschieden einge schätzt, je nach der Person, die das Geldstück kauft,
und das Geldstück verlöre seine Eigenschaft als Wertmesser.


Jedenfalls ist es eine gesicherte Tatsache, daß viele Leute, fasziniert vom Glanz
des Goldes, fähig sind, Frau und Kind für ein paar Gramm dieses Metalls zu ver-
kaufen, und wenn sie es unter Einsatz großer Opfer erworben haben, so bewa-
chen sie es Tag und Nacht wie ein Höllenhund. Wenn solche Personen durch
unglückliche Umstände ihren Schatz verlieren, begehen sie Selbstmord.


Anderen Leuten bedeutet es dagegen nichts, sich vom Golde zu trennen, sie
geben es mit dergleichen Leichtigkeit weg, mit der sie einen beliebigen anderen
Gegenstand weggeben.


Der Wert der Goldmünzen wird daher von verschiedenen Personen ganz ver-
schieden eingeschätzt, und aus dem gleichen Grund sind nicht alle Menschen
bereit, für eine Metallmünze die gleiche Menge Waren herzugeben; die
Goldmünze erfüllt daher ihre wesentliche Voraussetzung, ein unparteiischer
Wertmesser zu sein, nicht.


3. Das Material eines guten Geldes darf nicht der Befriedigung eines 
Bedürfnisses dienen, damit niemand die Münzen wegen ihres Materials 
zweckentfremde und damit die für den Fortschritt, die Arbeitsteilung und den
Handel ganz allgemein so äußerst schädliche künstliche Preissenkung auslöse.


Mögen Gold und Silber unter allen Metallen auch die nutzlosesten sein, reicht
der geringe Bedarf der Schmuckindustrie doch aus, um durch die gelegentliche
Verarbeitung von Goldmünzen schlimmste Unordnung im Warenaustausch her-
vorzurufen.


Die Zeiten des Wohlstands fallen im allgemeinen mit einem starken Aufschwung
der Arbeitsteilung zusammen, das heißt mit der Ausweitung der Produktion und
des Angebots von Waren, der Nachfrage nach Geld; und genau in diesen Zeiten
der Wirtschafts-
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blüte sehen wir, daß viele Münzen den Weg zum Schmelztiegel einschlagen, wo


sie sich in Ringe, Halsschmuck und sonstiges Spielzeug verwandeln. Das heißt,


daß genau dann, wenn der Handel in Übereinstimmung mit der Ausweitung der


Arbeitsteilung auf eine reichlichere Geldversorgung angewiesen ist, die Mädchen


die Goldmünzen in Schmuck verwandeln und den Handel seiner Arbeitsgeräte


berauben. So entsteht ein Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage mit


der anschließenden Krise.


Man sieht daher, daß Gold und Silber für die Industrie nicht so unnütz sind,


wie sie es zwecks Verwendung als gutes Geld zu sein hätten. Die geringfügige


Verwendung, die sie in der Schmuckindustrie finden, reicht unter gewissen


Umständen aus, um enorme Störungen in der Arbeitsteilung heraufzuführen. Das


Gold erfüllt somit auch die dritte Bedingung eines guten Geldes nicht.


4. Das Geld muß leicht und beliebig stückelungsfähig sein, um dem Besitzer


Unbequemlichkeiten bei der Handhabung zu ersparen.


Wer tausend Pesos in Gold in der Tasche mitführt, kann sicher sein, alle


Hosenknöpfe zu verlieren, und wenn diese tausend Pesos Silberstücke sind,


braucht er einen Karren.


Die Steinmünzen der Spartaner hatten wenigstens den Vorteil, daß niemand
sie rauben konnte, ohne gesehen zu werden, aber selbst diesen Vorteil haben
Gold- und Silbermünzen nicht. Sie sind zu schwer, um sie in der Tasche herum-
zutragen, sind aber auch nicht groß genug, um sich auf den öffentlichen Straßen
darauf setzen und ausruhen zu können. So ist also der unglückliche, auf Reisen
befindliche Besitzer von 1.000 Pesos dazu verurteilt, den Beutel stets mit sich
herumzutragen, ohne sich je von ihm trennen zu können, weder zum Essen,
noch um seinen Geschäften nachzugehen, noch um zu schlafen. Während der
vergangenen Krise habe ich einen Menschen gesehen, dessen Arbeit ihn zu
ständigem Reisen zwang, wobei er stets 2.000 Pfund mit einem Gewicht von 15
kg in einem Gürtel mit sich führte. Den Banken vertraute er nicht, aus dem glei-
chen Grund wollte er das Gold auch nicht in Banknoten umwechseln und hatte,
weil er stets auf Reisen war, keinen Platz, wo er das Geld lassen konnte.
Schließlich kaufte er einen großen, mit Eisen ausgekleideten Koffer, der es ihm
gestattete, sich wenigstens tagsüber vom Gold zu entfernen. Das heißt, dieser
Mann mußte, um sich vor Dieben zu schützen, dem Geld ein größeres Volumen
geben, und unbewußt verwandte er das gleiche System dessen sich Lykurg zu
seiner Zeit bedient hatte.


Gold und Silber sind daher nicht so leicht, wie gutes Geld zu sein hat, und
was die Stückelungsfähigkeit anbelangt, so können alle, die in Ländern mit
Goldwährung herumgereist sind, ein Lied von der Stückelbarkeit dieses Metalls
singen, denn diese ist so mangelhaft, daß sich die Regierungen veranlaßt sahen,
die kleineren Münzen aus Kupfer zu prägen. Die armen Teufel, deren Ausgaben
sich fast immer aus kleinsten Beträgen zusammensetzen, sehen sich daher
gezwungen, sich ein äußerst schweres, schmutziges und obendrein giftiges
Metall aufzuladen.


Die vierte Anforderung an ein gutes Geld erfüllt das Gold miserabel.
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5. Die Geldherstellung muß ausschließliches Privileg der Regierung sein.  Wie


wir eben sahen, hängt die Verkleinerung der Geldversorgung heutzutage von


der Phantasie der Privatpersonen ab, indem sie Münzen in Spielzeug verwan-


deln, und in gleicher Weise hängt heutzutage auch die Vergrößerung der


Geldmenge von privater Initiative ab. Die Regierung kann sich in derartige


Operationen von so weitreichenden Konsequenzen in keiner Weise einschalten,


die Regierung hat in diesem Zusammenhang keinerlei Handlungsspielraum.


Wenn sich infolge der Ausweitung der Arbeitsteilung das Angebot ausweitet


und mit ihm auch die Nachfrage nach Geld, müßte die Regierung, um das Fallen


der Preise mit anschließender Krise zu vermeiden, die Geldversorgung proportio-


nal vergrößern, und zu diesem Zweck müßte sie das erforderliche Material zu


ihrer Verfügung haben. Heute ist die Regierung gezwungen, mit gekreuzten


Armen den Katastrophen tatenlos zuzusehen, die durch den Geldmangel ausge-


löst werden. Weltweit füllen die Beschwerden über den Mangel an Geld und die


sinkenden Preise die Spalten der Zeitungen, wir befinden uns in einer chroni-


schen Krise, die Konkurse häufen sich, die Staatsschulden erreichen schwindeln-


de Höhen, die Banken und die Wucherer fahren die Ernte ein. Wo ist die


Erklärung? Nach Maßgabe der Ausbreitung der Arbeitsteilung über den ganzen


Erdball wachsen das Warenangebot und die Nachfrage nach Geld, und in dem


Maße, in dem sich die Nachfrage nach Geld vergrößert, verkleinert sich künstlich


das Geldangebot durch Ablösung des Silbers als Münzmetall. Früher wurde die


vergrößerte Nachfrage nach Geld infolge vergrößerten Warenangebots auf Gold


und Silber verteilt, jetzt sieht sie sich mehr und mehr auf das Gold beschränkt.


Damit sieht sich die Nachfrage nach Gold um den gesamten Wert der


Silbermünzen vergrößert. Die Preise fallen, oder besser gesagt (da es unmöglich


ist, daß die Produktion bei fallenden Preisen fortgesetzt wird): Die Produktion


und die Arbeitsteilung werden unterbrochen.


Wie viele finanzielle Schwabenstreiche sind nicht schon durch künstliche


Preissenkungen provoziert worden!


Bekanntlich haben sich die Staaten auf die Vereinheitlichung des Goldkerns


geeinigt, um den internationalen Handelsverkehr zu erleichtern und bekanntlich hat


die Ablösung des Silbers mit anschließendem Preisverfall fast alle Staaten dazu


gezwungen, Schutzzölle für die heimischen Industrien einzuführen. Mit anderen


Worten, die Staaten wollten den freien Warenverkehr und glaubten, daß mit der


Einführung eines einheitlichen Goldkerns alle Schwierigkeiten aus dem Weg


geräumt wären. Sie haben nicht daran gedacht, daß mit der Ablösung des Silbers


automatisch ein Preisverfall nebst Konkurswelle unter den Geldschuldnern und der


Ruf nach staatlichen Schutzmaßnahmen unvermeidbar werden würde. Mit dem


Einheitsgoldkern ließ sich das Geld frei von einem Land ins andere ein- und aus-


führen, dafür aber wurde der grenzüberschreitende Warenverkehr verhindert. Vor


der Ablösung des Silbers konnte das Geld die Grenzen nicht passieren, während


die Waren frei ein- und ausgeführt werden konn-
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ten. Und jetzt meine Frage: Was ist bequemer, die Durchsuchung der Brieftasche


oder des Koffers?


Man sieht also, daß das Gold auch die fünfte Anforderung an ein gutes Geld


nicht erfüllt, und in welches Labyrinth von Widersprüchen gelangten die Staaten


wegen dieses Mangels des Metallgeldes.


6. Das Geld muß einen festen Wert haben. Hier in Argentinien sind wir an die
täglichen Flüche schon gewöhnt, wenn der Wert des Goldes gegen über der
Banknote geändert wird, und wir sind so überzeugt, daß diese Schwankungen
ihren Ursprung in der Banknote haben, daß ich bis heute nicht eine einzige
gegenteilige Meinung gehört habe. Wir sind daran gewöhnt, das Gold für ein
Maß von genau bestimmten Abmessungen zu halten, und in unserem Geist mel-
det sich nicht der geringste Zweifel, daß diese Abmessungen anders als stabil
sein könnten.


Warum sind in Europa die Preise von Mais, Wolle, Leder, Aktien, Kohle,
Gehältern, Silber, Grundstücken, kurz und gut von allem gefallen, was auf dem
Markt erhältlich ist ? Warum werden wir morgen eine allgemeine Preissteigerung
all dieser Erzeugnisse erleben.?


Es genügt, einen Blick auf das Schema der Preisbildungsfaktoren weiter oben
zu werfen, um sich Klarheit darüber zu verschaffen, woher diese dauernden
Preisschwankungen rühren.


Die Meinung, das Gold habe einen festen und unveränderlichen Wert, ist so
fest verwurzelt, daß es nicht selten vorkommt, daß Regierungen eine in hundert
Jahren tilgbare Goldschuld aufnehmen.


Obwohl man gelegentlich sehen kann, daß die Börsenwerte in einem Jahr um


2, 5, 20 und 50% steigen, um im folgenden Jahr um die gleichen Prozentsätze


zu fallen, ist der Glaube an die Stabilität des Goldwertes unerschütterlich.


Es gibt jedoch eine kleine Gruppe von Personen, die sich davon überzeugt
haben, daß das Verhältnis zwischen dem Geld und den Waren seit der Ablösung
des Silbers eine Änderung erfahren hat, daß die Preise sanken, und die behaup-
ten, daß das allgemeine Unbehagen, das man fühlt, von dem allgemeinen
Preisverfall herrührt.


Dieser Gruppe antworten die Anhänger der Monometallwährung mit der
Statistik, wonach die Preise im Schnitt nicht gefallen sind.


Beide übersehen eine Sache, und zwar, daß ein kontinuierliches Fallen der


Preise absolut unmöglich ist. Die Preise können momentan durchaus einmal fal-


len, aber sie müssen zwangsläufig dann auch wieder steigen, denn kaum begin-


nen die Preise zu sinken, schon stornieren die Kaufleute ihre Aufträge, unterbre-


chen den Warenverkehr, die Arbeitsteilung kommt zum Stillstand, die Fabriken


werden geschlossen, und der anschließende Produktionsrückgang muß früher


oder später eine Preiserhöhung nach sich ziehen.


Auf der ganzen Erde gibt es keinen einzigen Händler, der heute bei sinken-


den Preisen für einen Artikel 10 Pesos ausgibt, den er schon morgen für 9 Pesos


erstehen kann.
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Kaum hat ein Kaufmann bemerkt, daß die Warenpreise zu fallen beginnen,


stornierter die Aufträge, und der Fabrikant entläßt seine Arbeiter. Ein langwähren-


des Fallen der Preise muß daher mit einer allgemeinen und hartnäckigen


Schließung aller Betriebe einhergehen, was nicht ohne Produktions- und


Angebotseinschränkungen, gefolgt von Preissteigerungen möglich ist.


Die Bimetall-Anhänger sind daher im Irrtum, wenn sie behaupten, daß die


Preise kontinuierlich fallen. In Wirklichkeit kommt es zur Stagnation der


Arbeitsteilung infolge fehlenden Geldes. Der Arbeitsplatzmangel, der überall


bemerkbar wird, hat hierin seine wahre Ursache, er ist nur ein anderes Wort für


die Einschränkung der Arbeitsteilung. Und indem die Arbeitsteilung sich rückläu-


fig entwickelt, verringert sich das Angebot und fängt so den Rückgang der Preise


auf.Es ist somit klar, daß die Anhänger des Monometallismus im Recht sind,


wenn sie erklären, daß von der behaupteten anhaltenden Preissenkung nicht die


Rede sein kann. Aber man sieht auch, mit welchen Opfern die Preise auf dem


gegenwärtigen Stand festgehalten werden.


Aber ein gutes Geld muß seinen Wert ohne Opfer irgendwelcher Art, ohne


Konkurse, ohne Unterbrechung der Arbeitsteilung und Betriebstillegungen auf-


rechterhalten, und da das Metallgeld diese Bedingung nicht erfüllt, kann es nicht


gutes Geld genannt werden.


Vorteile des argentinischen Geldwesens
Das Metallgeld hat somit nicht eine einzige der Eigenschaften, die ein gutes


Geld kennzeichnen, und wenn das Gold in der Welt ganz allgemein den Ruf des


besten Währungssystems hat, so verdankt es diesen schönen Ruf dem Einfluß,


den die Liebe ganz allgemein auf unser Urteilsvermögen ausübt:


Wer durch die Brille der Liebe schaut


Der hat den Blick der Musen;


Der sieht im Buckel seiner Braut


Nur einen zweiten Busen.


Alle Fehler, alle häßlichen und üblen Eigenschaften des Goldes haben sich in


den Augen unserer ehrwürdigen Ökonomen in Perlen und Blumen verwandelt.


Das einzig Gute, was dem Gold vielleicht wirklich anhaftet, ist seine


Geruchlosigkeit. Wenn es aber stinken würde wie der rohe Knoblauch von


Maritomes, der Don Quijote so begeisterte, selbst dann bin ich sicher, daß die


Liebe unserer Ökonomen zum Gold diesen Mangel in eine der wesentlichen


Eigenschaften eines guten Geldes verwandeln würde. Ein gutes Geld muß einen


schönen und durchdringenden Geruch nach rohem Knoblauch ausströmen,
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würden unsere Wirtschaftswissenschaftler verkünden, ebenso wie sie heute


sagen, ein gutes Geld muß inneren Wert haben.


Um der Gerechtigkeit willen muß aber gesagt werden, daß die Ökonomen


nicht völlig im Irrtum sind, wenn sie die Metallwährung als erstklassig einstufen,


denn verglichen mit dem Altertum, mit dem Ziegelgeld der Spartaner zum


Beispiel, weist es eine unbestreitbare Überlegenheit auf.


In der Tat kann niemand leugnen, daß die Goldmünze gewisse Vorteile
gegenüber dem lykurgischen Geld, gegenüber dem Perlengeld der Indianer und
den Guineas der afrikanischen Neger aufweist. Wenn sie sich allerdings zur
Metallmünze macht, die besser sein will als alle übrigen Währungssysteme, ein-
schließlich der ursprünglichen argentinischen Währung, dann handelt es sich um
eine große Übertreibung.


Wenn wir dem Studium unserer Währung nur ein ganz klein wenig
Aufmerksamkeit widmen, so muß uns auffallen, daß sie nicht nur in perfekter
Harmonie fast alle im vorstehenden Kapitel aufgezählten Eigenschaften eines
guten Geldes in sich vereint, sondern daß sie noch einen weiteren Vorzug hat,
der noch wichtiger als alle übrigen ist, nämlich ihre Verbesserungsfähigkeit.


1. Das argentinische Geld kennt keine Produktionskosten, die irgendwie der


Rede wert wären. Aus diesem Grund machen sich die Schwankungen der


Herstellungskosten im Geldwert nicht irgendwie störend bemerkbar. Außerdem


spart das Land die fraglichen Kosten.


Hier im Lande laufen 300 Millionen Pesos um, die einen Börsenwert von 100


Millionen Goldpesos haben. Wenn wir diese 100 Millionen durch massives Gold


ersetzen wollten, müßten wir für die erforderliche Staatsanleihe jährlich 5–6


Millionen Goldpesos an Zinsen aufwenden und diesen enormen Betrag mit Hilfe


neuer Steuern aufbringen.


Die argentinische Währung ist daher sehr wirtschaftlich, und es würde mich


nicht wundem, wenn andere Staaten das System nachahmen würden, insbeson-


dere, wenn dieses Geld so verwaltet wird, daß alle weiteren Vorteile, die ich noch


schildern werde, klar zutage treten. Dabei denke ich zum Beispiel an ltalien, das


vor zehn Jahren einen ausländischen Kredit in Höhe von 500 Millionen Franken


mit dem alleinigen Zweck der Konvertierung der Banknoten aufgenommen hat.


Für diese 500 Millionen muß das Land an das Ausland Zinsen in Höhe von jähr-


lich 25 Millionen Franken zahlen. Mit anderen Worten, die italienischen


Produzenten müssen für den Luxus, ihren Güteraustausch mit Metallmünzen zu


bewerkstelligen, 25 Millionen Liter Barbera-Wein aufwenden. Und welchen Vorteil


hat das Land davon? Nicht den geringsten!


Dagegen wird man sagen, daß der Goldkern für den internationalen Handel


unerläßlich ist. Aber der Außenhandel Italiens verhält sich zum Gesamthandel


des Landes wie 15:100, während hier in Argentinien fast der gesamte Handel mit


dem Ausland abgewickelt wird, und zwar trotz des nichtkonvertierbaren Peso. In


der ganzen Welt gibt es 
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kein einziges Land, das auf den Einwohner bezogen einen so bedeutenden


Außenhandel hat wie Argentinien, ohne daß ein Goldkern vorhanden wäre.


Die Tatsache, daß hier Papier anstelle von Gold als Geld umläuft, hat dem


Verkauf keines einzigen Sacks Weizen im Wege gestanden. Den überzeugend-


sten Beweis dafür, daß für die internationalen Handelsbeziehungen das


Währungssystem völlig nebensächlich ist, bildet der Handel, den die argentini-


sche Republik mit Paraguay, Chile und Bolivien abwickelt, wobei alle


Transaktionen auf der Grundlage des nicht konvertierbaren argentinischen Pesos


getätigt werden. Und ich bin überzeugt, daß von dem Augenblick an, wo wir der


Banknote eine größere Wertbeständigkeit geben werden, dieselbe Banknote für


alle internationalen Abschlüsse, einschließlich derer mit Goldkernländern, als


Grundlage dienen wird.


Seitdem Italien das alte Metallgeldsystem für den Handel eingeführt hat, zeig-


ten sich dort die gleichen Preissenkungstendenzen wie in allen anderen Ländern


auch, und das Fehlen der erforderlichen Elastizität beim Golde, die


Unmöglichkeit, das Goldangebot der Nachfrage anzupassen, machte es notwen-


dig, der Industrie mit Schutzzöllen zur Hilfe zu kommen. Statt den internationalen


Handel anzukurbeln, führte die Währungsumstellung lediglich zu neuen


Handelshindernissen.


Wo es Waren gibt, gibt es auch Geld, und wenn diese Waren im Ausland


begehrt sind, braucht sich die Regierung keine Absatzsorgen zu machen.


Wie die Fliege die tote Maus, so findet der Kaufmann die exportträchtige


Ware. Und die Exportfähigkeit der Ware hängt nicht von der Währung ab, in der


sie bewertet wird, sondern allein von der ausländischen Nachfrage. Daß der


Weizen hier in Pesos nationaler Währung bewertet wird oder in Pfund Sterling, in


Rubeln oder in Silber, erleichtert seinen Export sowenig wie es ihn behindert.


Das Gold ist eine internationale Ware, es kommt und geht wie es will; es


bleibt dort, wo alle Bedingungen für seinen Verbleib erfüllt sind, und es macht


sich aus dem Staube, wenn ihm die Atmosphäre nicht zusagt. Glauben denn die


Argentinier, daß wenn wir hier Gold im Umlauf hätten, dieses Gold hier verblei-


ben würde? Wie der Rabe beim ersten Büchsenknall das Weite sucht, so würde


auch beim ersten Revolutionsalarm das Geld verschwinden.


Das Gold würde nicht auf die zehnte Revolution Catamarcas warten, schon


bei der ersten hätte es sich in Richtung Ausland auf die Beine gemacht.


Die Auswanderung des Goldes hätte die Paralysierung des Handels und der


Arbeitsteilung ausgelöst sowie den Konkurs aller Geldschuldner.


Die Paralysierung der Arbeitsteilung hätte zur allgemeinen Verarmung des


Volkes geführt. Dagegen kann das unkonvertierbare Geld nicht außer Landes


gehen, die Preise können nicht fallen, die Schuldner können ihren


Verpflichtungen nachkommen, die Arbeitsteilung hat nichts zu fürchten, und zwar


trotz aller Revolutionsgerüchte.
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Das Land gedeiht, wer könnte das leugnen, und zwar trotz der seltsamen


Regierung, die es sich leistet.


Man soll dieses Phänomen nur nicht auf die Landflucht oder auf die


Intelligenz der Bevölkerung zurückführen.


Man betrachte nur die República Oriental, ein Land. so fruchtbar wie


Argentinien, bevölkert von der gleichen Rasse, mit einer der argentinischen zum


Verwechseln gleichen Regierung: Wie groß ist doch der Unterschied in der


Wirtschaftsentwicklung der beiden Länder! Wahrend in der República Oriental


das größte Elend herrscht, flüchtet sich die arbeitswillige Bevölkerung in die


Republik Argentinien; die Industrie ist verschwunden, der Unternehmergeist ist


dort seit langem tot. Die Bewohner der República Oriental laufen dem Golde


davon und suchen Unterschlupf unter dem Dach des miserablen argentinischen


Papiers.


Und wie erklärt sich das Ganze? Das Gold ist aus der República Oriental aus-


gewandert, weil es dort die für seinen Verbleib erforderlichen Friedensgarantien


nicht vorgefunden hat. Die Arbeitsteilung, Quelle allen Reichtums, kann sich nicht


entfalten und ist schon fast nicht mehr vorhanden. Man sorge dafür, daß in der


República Oriental das nichtkonvertible Papiergeld eingeführt wird, und man wird


schnell sehen, wie der Unternehmergeist zu neuem Leben erwacht. Man führe


hier das Währungssystem der República Oriental ein, und man wird sehen, wie


das Gold schon bei der ersten Revolutionsnachricht das Land verlassen wird,


wie die Arbeitsteilung zusammenbricht, wie das Elend in das unermeßliche


fruchtbare Land der Pampa seinen Einzug halten wird.


2. Das Geld darf keinerlei inneren Wert haben, damit keine unterschiedlichen


Bewertungen aufkommen können.


Die Händler stellen überglücklich fest, daß es auf der ganzen Welt kein einziges


Land gibt, in dem sich die Geschäfte mit soviel Schwung wie hier entwickeln. Und


man muß staunen, mit welch relativ großem Elan das Geld hier tatsächlich umläuft.


Während die Weggabe einer Münze in den Ländern mit Metallgeld nur nach


langem Grübeln erfolgt, läuft das Geld hier leichtfüßig von Hand zu Hand, ohne


daß sich die Leute mit der Frage aufhalten, ob das Geld falsch ist oder nicht.


Alle geben das Geld aus, und deshalb haben auch alle Geld, natürlich, denn


wenn alle kaufen, verkaufen auch alle, und wenn alle ihre Produkte verkaufen,


haben auch alle Geld. Und das ist die Grundanforderungan ein gutes Geld, daß


es allen immer die Garantie bietet, ihre Erzeugnisse verkaufen zu können, um


mit dem Erlös das kaufen zu können, was sie brauchen. Man denke stets daran,


daß das Geld mit dem einzigen Zweck eingeführt wurde, den Tausch der Waren


zu erleichtern. Und der Tausch der Waren besteht darin, sich eines Erzeugnisses


zu entledigen, um ein anderes zu kaufen. Dieser andere Gegenstand darf nicht


das Geld sein, sondern eine Ware mit inhärenter Nützlichkeit, denn das Geld ist


lediglich ein Hilfsmittel für den Tausch ohne inhärente Nützlichkeit. In 
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den Ländern mit Metallwährung hat man den ursprünglichen Zweck des Geldes


vollständig vergessen; dort arbeiten und produzieren die Leute mit dem einzigen


Zweck, Geld zu erwerben. Der Erwerb von Geld ist der Zweck der Arbeit; ausge-


geben wird das Geld nur unter dem Zwang von Bedürfnissen. Die logische


Konsequenz ist, daß alle verkaufen wollen. daß aber niemand verkauft, weil nie-
mand kauft. Alle wollen Geld und niemand hat es, weil niemand verkauft.


Alle kaufen lediglich das zum Leben Unerläßliche, und da es ohne Käufer kei-


nen Verkäufer gibt, verkaufen alle nur das absolut Lebensnotwendige, und weil


niemand Dinge herstellt, die er nicht verkaufen kann, arbeiten alle auch nur
innerhalb der Grenzen des absolut Lebensnotwendigen.


Der innere Wert des Goldes, das heißt die Verwendung, die es in der


Spielwarenindustrie findet, hat somit die logische und zwingende Folge, daß in


den Ländern, in denen dies Edelmetall noch immer als Münze verwendet wird,


nur innerhalb des absolut Lebensnotwendigen gearbeitet wird. Daraus erklärt


sich der dauernde Arbeitsmangel, der in allen Ländern umgeht, in denen


Mammon herrscht. Und alle, die sich mit dem Sozialismus befassen, täten gut


daran, sich mit dieser Tatsache auseinanderzusetzen, denn in dieser werden sie


die Erklärung dafür finden, warum heutzutage die Arbeiter für ihre Arbeit nur


eben das Notwendigste erhalten, um zu leben und sich fortzupflanzen.


Die Völker, denen es am besten geht, sind diejenigen, die noch nicht völlig


vergessen haben, daß der Zweck des Geldes in der Erleichterung des


Warenaustauschs besteht; die wohlhabendsten Völker zeichnen sich dadurch


aus, daß das Geld problemlos umläuft. Man sage nicht, daß das Geld umläufl,


weil es dem Lande gut geht. Nein, es ist genau umgekehrt, die wirkliche Ursache


des Wohlstandes ist die Leichtigkeit, mit der das Geld umläuft. Die Völker, in


denen die Manie des Schatzbildens sehr verbreitet ist, sind und werden immer


die elendesten sein, aus dem einfachen Grund, daß dort nur das strikt


Lebensnotwendige gekauft wird. Und deswegen wird nur das strikt
Lebensnotwendige verkauft, und da man nichts herstellt, was man nicht verkau-
fen kann, wird nur das strikt Lebensnotwendige hergestellt.


Es wäre ein sehr grober Fehler anzunehmen, daß der Hauptzweck des
Geldes die Erleichterung des Sparens ist. Der einzige Zweck des Geldes ist die
Erleichterung des Warenaustauschs, mit der Ersparnisbildung hat es nichts zu
tun. Derjenige, der Geld spart, verzögert lediglich die Nachfrage, spart aber
nichts. Das Geld kann niemals ein Spargut sein, denn es fehlt ihm an innerer
Nützlichkeit.


Auch die Eisenbahn erleichtert den Warenverkehr, aber niemand hat jemals
daran gedacht, daß eine Eisenbahn gebaut wird, um als Sparmittel zu dienen.
Wenn jemand sparen möchte, so soll er seine Ersparnisse in Wertgegenständen
anlegen, die der Befriedigung seiner Bedürfnisse dienlich sein können, wenn die
Ernten schlecht waren. Aber keinesfalls soll er das Geld vom Umlauf fernhalten,
denn, indem er das Geld zurückhält, kann ein anderer nichts verkaufen, und da
niemand Dinge herstellt, die er nicht verkau-
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fen kann, stiehlt derjenige, der das Geld aus dem Verkehr zieht, einem anderen
die Arbeit. Das Geld muß ununterbrochen umlaufen, denn andernfalls wird die
Arbeitsteilung, einzige Quelle des Wohlstands und des Reichtums, unterbrochen.
Im gleichen Augenblick, in dem man das Geld dem Umlauf entzieht, hält man die
Produktion an, so wie ein Zug angehalten wird, wenn man das Feuer löscht.
Achtung!


3. Das Material, aus dem das Geld besteht, darf keinerlei industrielle
Verwendung haben, damit das Geldstück nicht verarbeitet und die Arbeitsteilung
somit unterbrochen wird.


Es ist unmöglich. sich eine Währungsordnung vorzustellen, die diese
Bedingung besser erfüllt als die argentinische. An anderer Stelle habe ich bereits
ausgeführt, welche unheilvollen Konsequenzen die Umwandlung von Geld in
Spielzeug für den Handelsverkehr zeitigt, und das Fehlen dieses Mangels im
argentinischen Geld hat gewiß nicht wenig zur Entfaltung der Arbeitsteilung im
Lande beigetragen. Erinnern möchte ich aber noch an die Störungen, die dem
Handel durch die letztjährige Ausfuhr der kleinen Kupfermünzen erwuchsen. Der
Phantasie des Lesers überlasse ich es sich auszumalen, was auf das Land
zugekommen wäre, wenn statt der kleinen die großen Münzen ausgeführt wor-
den wären.


Die kleinen Münzen wurden exportiert, weil sie einen inneren Wert besaßen; das
völlige Fehlen eines solchen bei den größeren Stückelungen bzw. Geldscheinen
sicherte deren Verbleib im Lande.


4. Das Geld muß leicht, teilbar und leicht transportierbar sein. Auch diese
Bedingung erfüllt das argentinische Geld fast mustergültig. Der einzige noch ver-
besserungsfähige Aspekt in diesem Sinne wäre die Ersetzung der Kupfermünzen
durch andere aus Papier. Warum muß die 5 Cent-Stückelung aus Papier, die 2
Cent-Stückelung dagegen aus Kupfer sein? Es gibt keine Gründe, die die
Existenz von Kupfergeld rechtfertigen können. Wie viele überflüssige Kosten sind
mit diesen häßlichen, schmutzigen, unhygienischen, schweren und unbequemen
Münzen verbunden! Wenn sich 5 Cent-Scheine herstellen lassen, so lassen sich
genausogut auch solche im Wert von 1 und 2 Cents herstellen. Auch
Geldscheine von 3, 5 und 8 Cents sollten sich machen lassen.


Der Vorteil des Geldscheins gegenüber der Metallmünze ist im Blick auf seine
Transportfähigkeit so groß, daß in Ländern, in denen beide Geldarten umlaufen,
die Papierscheine mit Aufschlag gehandelt werden, sowie sie knapp zu werden
beginnen.


Um einen Betrag von 1000 Pesos in Gold und Silber abzuzählen, braucht
man eine Stunde, denn man muß 1000 Münzen zählen und jede einzelne genau
ansehen, denn sie könnte falsch sein. Dagegen lassen sich 1000 Pesos in
argentinischer Währung in einer Minute abzählen. Wenn wir hier Gold statt
Papier hätten, würden die Banken etc. das dreifache Personal für das
Geldzählen benötigen.


Wer Metallgeld von einem Ort an einen anderen schicken muß, muß einen
Beutel beschaffen, muß den Beutel füllen, versiegeln, wiegen und per
Einschreiben versenden, 
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während man einen argentinischen Geldschein in einen Umschlag stecken


kann, und ab geht die Post.


Wer eine Münze fallen läßt, muß sie nicht selten im Umkreis von 10 Metern


suchen, und wenn er sie nicht findet, so hat sie das Land verloren. Und Ersatz


kann nur zu Kosten beschafft werden, die dem Nennwert der Münze entspre-


chen. Dagegen braucht man die argentinische Banknote nicht lange zu suchen,


da sie viel größer ist. Und wenn sie nicht gefunden werden kann, verliert das


Land nichts, denn die Herstellung eines neuen Geldscheins kostet praktisch


nichts. Was der einzelne verliert, das gewinnt das Ganze. Wenig ist es nicht


gerade, was das Finanzamt jährlich auf diese Weise einstreicht; es sind viele


Tausende von Pesos, die den Gemeinkosten des Landes zugute kommen und


die der Staat sonst mit allerlei lästigen Steuern einzutreiben hätte.


Im Schnitt kann man sagen, daß das Geld, das der Privatmann auf der


Straße verliert und das schließlich im Müll landet, durch Steuerersparnis wieder


zurückkommt. In Ländern mit Metallwährung gleicht der tatsächliche Verlust dem


Nennwert der Münze und trifft sowohl den einzelnen wie den Staat.


5. Das Material für die Herstellung des Geldes muß in der alleinigen


Verfügungsgewalt der Regierung stehen, damit niemand Geld herstellen kann,


das nicht benötigt wird und umgekehrt.


Der große Einfluß, den das Fallen und Steigen der Preise auf die Entfaltung


der Arbeitsteilung und den Wohlstand des Landes ausübt, ist bekannt. Und eben-


falls ist bekannt, daß die Preise direkt von der größeren oder kleineren Menge


Geld im Lande abhängen.


Läßt sich überhaupt etwas Lächerlicheres vorstellen als das, was in den


Ländern mit Metallwährung geschieht? Jeder Mensch, der dort ein Stück Gold


besitzt, hat das Recht, dieses Gold zu Münzen ausprägen zu lassen. Und der


Staat muß die Prägung kostenlos vornehmen, ohne sich überhaupt die Frage zu


stellen, ob die Vermehrung der Geldmenge im Interesse des Staates liegt oder


nicht. Sollte man heute ein neues Kalifornien entdecken, so werden die


Münzprägereien Tag- und Nachtschichten machen, die Preise werden um 10, 20


und 100% steigen, entdeckt man es aber nicht, so wird sich das tendenzielle


Fallen der Preise fortsetzen, und die schon chronische Krise wird niemals über-


wunden.


Hier in der Republik Argentinien hängt die Geldmenge nicht vom unkontrollier-


baren Ausstoß der Goldminen ab, nicht vom Zufall, nicht von der Laune eines


verkrachten Künstlers, der seinen Schmuck zur Münze trägt, sondern alle


Maßnahmen von so vitaler Bedeutung wie die Geldemissionen erfolgen nach


Prüfung der Interessen des Landes (wenn sie auch nicht immer richtig gesehen


werden). Geld wird ausgegeben, wenn es benötigt wird, wenn die Bevölkerung


wächst und sich die Arbeitsteilung ausweitet. Geld wird eingezogen, wenn durch


private Kreditvergabe ein Teil des Geldes überflüssig wird.
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Es wird zwar gesagt, daß der Staat hier Mißbrauch mit den Geldemissionen


betreibt, daß die Interessen des Landes bei der Verfügung neuer Emissionen


nicht berücksichtigt werden, sondern nur die Interessen der Regierung. Aber


dagegen läßt sich einwenden, daß die Schuld nicht beim argentinischen


Währungssystem, das solche Mißbräuche ermöglicht, sondern beim Volk liegt,


das sie sich gefallen läßt. Man kann eine Maschine nicht für unbrauchbar erklä-


ren, nur weil der Maschinist sie falsch bedient.


Richtig ist, daß die Emissionen hier nicht vom Zufall, sondern vom Volkswillen


gesteuert werden. Die Geldschöpfung erfolgt mit der Zustimmung des Volkes


und nach Prüfung der Interessen des Volkes. Und aus diesem Grunde wird nie-


mand leugnen wollen, daß die argentinische Währungsordnung auch aus diesem


Blickpunkt viel vernünftiger ist als das vorsintflutliche System der Metallmünzen.


6. Das Geld muß wertbeständig sein. Das Metallgeld ist nicht wertstabil und


kann es nicht sein. Die Geldemissionen sind zufallsbedingt, das Geld kann nach


Lust und Laune aus dem Verkehr gezogen werden, und ändern läßt sich das


System nur unter Rückgriff auf komplizierte internationale Abmachungen.


Allerdings muß man zugeben, daß das argentinische Geld auch nicht gerade


wertbeständig ist. Daran fehlt noch viel, aber vielleicht läßt sich doch einiges tun.


Fester Preis
Derjenige, der dem Geld einen festen Preis sichern möchte, muß zuallererst


wissen, was ein fester Preis ist und wie man die Wertschwankungen eines


Gegenstandes ermitteln kann.


Wenn das Brot gestern 10 kostete und heute 25 kostet, so fragt sich, was nun


eigentlich seinen Wert verändert hat, das Brot oder das Geld? Es kann das Brot


sein, es kann aber auch das Geld sein, und das einzige zur Verfügung stehende


Verfahren für die Feststellung, ob sich der Brot- oder der Geldpreis verändert


hat, besteht darin, andere Preise, wenn möglich alle Preise zum Vergleich heran-


zuziehen.


Wenn ein Mensch schief geht, so werden einige sagen, das eine Bein dieses


Mannes sei länger als das andere, die übrigen dagegen, daß ein Bein kürzer sei


als das andere. Wer hat recht? Eine Antwort ist nicht leicht. Wenn dagegen ein


Pferd nicht richtig läuft, weil ein Bein zu kurz ist, so werden sich alle darin einig


sein. Niemand wird behaupten, es habe drei zu lange Beine.


Wenn wir die Ware mit nur einer anderen vergleichen, so können wir uns


irren, wenn wir der Ware oder dem Geld die Schuld für die Preiserhöhung oder


Preissenkung geben. Vergleichen wir das Geld dagegen mit allen Waren, können


wir uns über die Ursache der Preisverschiebungen nicht täuschen. Wenn alle


Waren im Preis steigen, so hat das Geld 
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an Wert verloren, und wenn sie fallen, ist das Geld im Wert gestiegen. Oder, bes-


ser gesagt, in dem ersten Fall hat die Nachfrage nach Geld nachgelassen und im


zweiten Fall ist sie gegenüber dem Angebot gestiegen.


Das Maß des Geldpreises kann daher nicht nur eine einzige Ware sein. Alle


Waren oder wenigstens die wichtigsten müssen berücksichtigt werden.


Um nachzuweisen, daß der Preis der argentinischen Banknote sich geändert


hat, müssen wir die heutigen Preise mit denjenigen einer anderen Zeitspanne


vergleichen. Es darf nicht nur mit dem Goldpreis verglichen werden, sondern mit


dem Preis aller Waren.


Aber selbst wenn wir alle Preise zum Vergleich heranziehen, können wir


einem groben Irrtum verfallen, wenn wir es versäumen, jedem Artikel den ihm


zustehenden Platz anzuweisen. Die Ergebnisse müssen sonst völlig falsch sein.


Jedem Kaufmann muß es so klar sein wie das Licht der Sonne, daß es ein


Unterschied ist, ob die Weizen- oder die Nähnadelpreise steigen. Und in einer


Preisstatistik kann man dem Butterpreis nicht die gleiche Bedeutung zusprechen


wie dem Weizenpreis.


Und trotzdem finden wir diesen unerhörten Fehler in allen Statistiken, die


gemacht wurden, um Argumente im Streit über das Steigen oder Fallen der


Preise zu haben.


Yves Guyot verwendet als Beweis einiger seiner Theorien in „Science écono-
mique“ das folgende, dem berühmten Buch von Michael Mulhall „History of
Prices“ entnommene Schema:


F r a n k r e i c h


1861–70 1881–83


Butter 100 102


Kaffee 100 84


Leinen 100 45


Obst 100 102


Getreide 100 93


Fleisch 100 120


Seide 100 70


Zucker 100 95


Wein 100 105


Wolle 100 70


                          ____ 


1000 895
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Mit anderen Worten, Mulhall kauft in der Zeitspanne von 1861– 70 für 100


Franken X Kilos Butter, und diese X Kilos verkauft er 1881 für 102 Franken.


Dasselbe macht er mit dem Kaffee, dem Wein etc. Anschließend addiert er


die beiden Kolonnen und gelangt zum Ergebnis, daß der Preis des Geldes um


10,5% gestiegen ist.


Wie man sieht, trifft Mulhall keinerlei Unterscheidung zwischen den ver-


schiedenen Artikeln und gibt dem Leinen die gleiche Bedeutung wie allen


Getreidearten zusammen, und wir sind somit berechtigt zu fragen, mit welchem


Recht er die Nähnadeln in seiner Aufstellung übergangen hat, denn ohne diese


Auslassung wäre die Preissenkung, die er doch beweisen will, wesentlich stärker


ausgefallen.


Wenn wir aus dem vorstehenden Schema die Wolle, die Seide und das


Leinen herausnehmen, erhalten wir das entgegengesetzte Ergebnis, das heißt,


statt zu sinken, wäre der Preis gestiegen. Man kann das auch so sagen: Mit


Statistiken dieser Art kann man unkritischen Lesern alles beweisen, was einem


gerade in den Kram paßt.


Damit die Mulhall-Statistik niemanden hinters Licht führe, müßte man den


Preis jedes Artikels mit einem Faktor multiplizieren, der der relativen Bedeutung


des von dem Artikel absorbierten Kapitals zum Ausdruck bringt, und zwar sowohl


im Vergleichszeitpunkt wie im Prüfzeitpunkt.


Die angezogene Statistik müßte dann wie folgt geändert werden:
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Selbstverständlich sind die oben in der Spalte „Relative Bedeutung“ aufge-


führten Zahlen rein hypothetischer Natur. Ich habe als Grundlage das Getreide


genommen und mit 100 beziffert. Die anderen Waren habe ich nach Gutdünken


abgestuft, wobei mein einziger Zweck darin bestand, darzustellen, wie bei der


Erstellung von Statistiken zu verfahren ist, wenn man falsche Ergebnisse ver-


meiden will.


In dem Schema des Herrn Mulhall kann man weder die Nähnadeln noch


beliebige andere Artikel zusätzlich aufnehmen, ohne das Endergebnis der


Rechnung vollständig zu ändern, wenn wir aber in den einzelnen Positionen die


relative Bedeutung des von den jeweiligen Artikeln absorbierten Kapitals be-


rücksichtigen, ändern die Nähnadeln das Endergebnis nur nach Maßgabe ihrer


relativen Bedeutungslosigkeit im Vergleich mit den übrigen Artikeln.


Während der Jahre 1881 bis 1888 haben sich Produktion und Konsum von


Zucker in Frankreich verdreifacht. Zuckerhandel und Zuckerindustrie haben in


Frankreich heute im Vergleich mit dem Jahr 1861 die dreifache Bedeutung, und


ein Steigen oder Fallen der Zuckerpreise macht sich heute dreimal so stark 


fühlbar als 1861. Mulhall nimmt keine Rücksicht darauf.


Wenn wir für unseren Bereich feststellen wollen, ob der Preis der Banknote


sich geändert hat, müssen wir eine Liste der hauptsächlich im Land hergestellten


Waren zu-
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sammenstellen, die relative Bedeutung der einzelnen Artikel ermitteln, den Preis


jedes Artikels mit diesem Faktor multiplizieren und das Gesamtergebnis dem ent-


sprechend erstellten Ergebnis der Vergleichsperiode gegenüberstellen. Für die


ausländischen Waren genügt es, den Goldpreis zu nehmen, und anstelle der


relativen Bedeutung den Gesamtwert der Importwaren. Letztere Summe könnte


als Grundlage für die Bemessung der relativen Bedeutung der übrigen Waren


dienen.


Das heißt, mit einer Banknote von 100 Pesos kaufen wir eine bestimmte


Menge Gold, Wolle, Weizen etc., wir multiplizieren die 100 Pesos mit dem die


relative Bedeutung des jeweiligen Artikels ausdrückenden Faktor, die Ergebnisse


addieren wir und erhalten als Endsumme die Vergleichszahl.


Wenn wir nunmehr feststellen wollen, ob sich der Preis der Banknote ge-


ändert hat, brauchen wir lediglich zu ermitteln, wie viele Pesos wir für das Gold,


die Wolle, den Weizen etc. die wir mit unserem 100 Peso-Schein gekauft hatten,


jetzt aufwenden müssen, diesen Preis multiplizieren wir anschließend mit dem


Relativitätsfaktor und vergleichen die Summe aller Positionen daraufhin mit der


Vergleichszahl.







Verhältnis zwischen dem Gold und der argentinischen Währung


Der Kaufmann verkauft seine Ware stets dort, wo er den besten Preis dafür
erzielen kann, und der Preis steigt in direkter Abhängigkeit von der Nachfrage.


Wenn wir hierzulande die Emissionen, das heißt die Nachfrage vergrößern,
so steigen die Preise, und hohe Preise bedeuten eine Einladung an alle
Kaufleute der Welt, ihre Waren hierher zu schicken. Aber das Geld, das die aus-
ländischen Kaufleute hier für ihre Waren erhalten, ist für sie absolut wertlos,
außerdem wollen sie die Operation wiederholen, und zu diesem Zweck benöti-
gen sie Gold. Die Importkaufleute begeben sich daher mit dem erlösten argenti-
nischen Geld zur hiesigen Börse, um dieses in Gold umzutauschen. Dieses Gold
verläßt das Land.


Es sind aber nicht nur die ausländischen Kaufleute, die ihre Waren dort ver-
kaufen. wo sie die besten Preise erzielen. Rechnen können auch die argentini-
schen Kollegen. Hier wachsen Weizen und Wolle in Mengen heran, die das Land
bei weitem nicht verbrauchen kann, und der Preis ist hier daher viel niedriger als
in Europa, wo gesicherter Bedarf besteht. Statt seine Produkte hier zu
Spottpreisen loszuschlagen, schickt sie der Farmer nach Europa. Aber das, was
der Farmer in Europa für seine Erzeugnisse erhält, ist Gold. Was er aber wirklich
gebraucht, sind argentinische Banknoten. Der Farmer begibt sich somit zur
Börse und verkauft sein Gold gegen Papiergeld. Dieses Gold gelangt also nach
Argentinien. Der Import und der Export verursachen somit das ständige Kaufen
und Verkaufen von Gold.


Soweit sich die Käufe und Verkäufe ausgleichen, befinden sich Goldangebot
und -nachfrage im Gleichgewicht, und der Goldpreis bleibt stabil. Wenn aber aus
irgendeinem Grunde ein Ungleichgewicht zwischen Nachfrage und Angebot ent-
steht, tritt sofort eine Preisänderung ein.


Sollte die Nachfrage durch neue Geldemissionen hier vergrößert und eine
Preissteigerung ausgelöst werden, so ist das für ausländische Warenbesitzer ein
Anreiz, ihre Warenlieferungen zu vergrößern, und die natürliche und unvermeidli-
che Konsequenz ist eine größere Nachfrage nach Gold und eine
Goldpreiserhöhung. Umgekehrt, wenn wir die Nachfrage durch Einschränkung
der Emissionen verkleinern, fallen die Preise unvermeidlich, die Preissenkung
drosselt die Wareneinfuhr, die Nachfrage nach Gold, und der Goldpreis muß
nachgeben.


Diese Beziehung zwischen Ursache und Wirkung ist so einfach und klar, daß
sich weitere Erklärungen erübrigen, und dennoch: was für finanzieller Blödsinn
ist hier nicht schon veranstaltet worden, um die Goldpreise zu drücken.
Schließen der Börse, Verbot von Goldverkäufen, Goldverkäufe durch den Staat,
Verbot, Goldmünzen mit argentinischer Prägung zu verkaufen, Erlaubnis, aus-
schließlich Unzen und Pfunde zu verkaufen, etc, etc.
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Infolge unserer großen Geldemissionen ergaben sich hier eine erhöhte


Nachfrage und hohe Preise, gefolgt von verstärkten Warenimporten und großem


Goldbedarf. Und solange diese starke Emissionstätigkeit anhält, bleibt es bei


dem großen Goldbedarf. Der Grund für den hohen Goldpreis ist von der großen


Geldemission nicht zu trennen und Dauerursachen lassen sich nicht mit kurzlebi-


gen Patentrezepten austricksen, wie etwa durch den Goldverkauf seitens der


Banco Nacional. Um eine dauerhafte Senkung des Goldpreises zu erreichen,


hätte der Goldbedarf nachhaltig gesenkt werden müssen, und ohne Drosselung


der Emissionen war das nicht einfach zu machen.


Eine Bank für die Preisregulierung
Wenn wir das Schema der Preisbildungsfaktoren sorgfältig prüfen, kann es


uns nicht entgehen, daß alle Faktoren mit Ausnahme der Emissionen der admini-


strativen Beeinflussung durch den Staat entzogen sind.


Die Regierung kann die Ernteerträge, die Entwicklung des Kreditgebarens,


die Schachzüge der Bankiers, Wucherer und Spekulanten nicht nach ihrem


Willen lenken. Lediglich die Emissionen unterstehen ihr direkt.


Die Regierung kann die Emissionstätigkeit verstärken oder drosseln, wie sie


es für richtig hält. Die Drosselung der Kredite oder die Steigerung der Ernten ent-


zieht sich dagegen ihrem Einfluß völlig. Aus diesem Grunde stellen die


Emissionen die einzige Möglichkeit der Regierung dar, den Geldpreis zu beein-


flussen.


Leider hat die Regierung diesen Umstand bis heute nicht erkannt. Im


Gegenteil, sie war stets bemüht, den Lauf des Geldes zu beeinflussen, indem sie


sich in die Börsengeschäfte mischte, Gold verkaufte etc., das heißt, sie wollte


den Gang der Preise mit den Segeln statt mit dem Ruder steuern. Nutzlose


Bemühungen. Der Seefahrer, der weiß, daß die Wellen, der Wind, die


Meeresströmungen seinen Befehlen nicht zu gehorchen belieben, konzentriert


seine Aufmerksamkeit auf das Ruder, mit dessen Hilfe er sein Schiff, Wellen und


Strömungen zum Trotz, ins Ziel führt.


Die Emissionen sind das einzige Preiselement, das der Regierung gehorcht,


und selbstverständlich muß man den Preis der Banknote mit der


Emissionspolitik, dem Ruder der Preise, beherrschen.


Wie die übrigen Länder mit Papiergeldwährungen glaubte der argentinische


Staat bis heute, daß mit der Emission einer bestimmten Geldmenge alles fertig


sei, und wunderte sich, wenn der Preis der Banknoten ins Wanken kam.


Außerdem verbieten die Gesetze es dem Finanzminister, die Geldschöpfung


ohne gesetzliches Genehmigungsverfahren zu erhöhen. Auch für die


Herabsetzung derselben fehlt es ihm an dem erforderlichen Instrumentarium. Die


Gesetze binden dem Minister 
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die Hände, und gleichzeitig nennt das Volk, das doch die Gesetze erläßt, seinen
Minister einen Trottel, wenn dieser sich für unfähig erklärt, den Geldpreis auf
einem bestimmten Niveau zu stabilisieren. Schon gut, man verlange vom
Minister, daß er den Preis der Banknote auf einem bestimmten Niveau festma-
che; aber dann vergesse man nicht, ihm das unerläßliche Instrumentarium für ein
solches Projekt in die Hand zu geben.


Der Preis zeigt an, wie sich das Verhältnis zwischen der Ware und dem Geld
(Angebot und Nachfrage) gestaltet, und wenn der Preis unveränderlich sein soll,
so ist es erforderlich, daß Angebot und Nachfrage in ihrem Mengenverhältnis
unveränderlich bleiben.


Die absolute Menge des Angebots kann sich vergrößern oder verkleinern,
ohne daß es zu Preisdifferenzen kommt, wenn sich die Nachfrage ebenfalls im
gleichen Verhältnis vergrößert oder verkleinert.


Wenn sich das Angebot und auch die Nachfrage vergrößern, so kommt es zu
keiner Preisänderung. Wenn aber nur das Angebot, nicht aber die Nachfrage
sich vergrößert, so sinken die Preise augenblicklich. Wenn sich hierzulande die
Arbeitsteilung entfaltet und die Nachfrage nicht durch Neuemissionen vergrößert
wird, so werden die Preise tendenziell fallen. Wenn wir aber die
Emissionstätigkeit entsprechend verstärken, kann die Arbeitsteilung sich bis ins
Unendliche weiter entfalten.


Wenn sich der Kredit im Lande entwickelt und die Regierung einen Teil der
Emissionen nicht zurückzieht, werden die Preise hoffnungslos steigen. Diese
Preissteigerung läßt sich eben nur durch Drosselung der Nachfrage, das heißt
durch Einschränkung der Emissionen vermeiden.


Wenn die Spekulanten, Bankiers und Wucherer ihre Kapitalien mit dem Ziel aus
dem Verkehr ziehen, eine allgemeine Preissenkung zu provozieren, so werden die
Preise fallen. Nur durch verstärkte Emissionstätigkeit kann die Regierung gegen-
steuern.


Wenn die Spekulanten, Bankiers und Wucherer ihre Kapitalien auf den Markt
werfen, um eine Preissteigerung zu provozieren, kann die Regierung die
Preissteigerungen nur dadurch verhindern, daß sie eine entsprechende
Geldmenge aus dem Umlauf nimmt.


Wenn eine reichliche Ernte eingefahren wurde, kann einem Preisverfall nur
durch eine angemessene Erhöhung der Emissionen begegnet werden, und wenn
die Ernte schlecht war, kann die Preissteigerung nur durch Drosselung der
Geldschöpfung vermieden werden.


Wir sehen also, wie man mit Hilfe der Emissionspolitik den Wert des Geldes
durch die Netze der Bankiers, Wucherer und Spekulanten hindurch auf einen
Festpunkt zusteuern kann. Welches ist dieser Festpunkt?


Dieser Festpunkt ist nichts anderes als die Stabilität des Geldpreises, die mit gro-
ßer Sicherheit mit Hilfe der weiter oben erläuterten Statistiken ermittelt werden
kann.


Hier in Argentinien sind wir daran gewöhnt, den Goldpreis als den festen
Punkt zu bezeichnen, der von dem Geldwert anzusteuem ist. Und das läßt sich
verstehen, wenn man die große Bedeutung berücksichtigt, die der Außenhandel
für die Republik hat.
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Ohne den Außenhandel wäre der Goldpreis lediglich für die Spielwaren-
industrie von Interesse. Nachdem aber fast die gesamte argentinische
Produktion gegen Gold verkauft und fast der gesamte Bedarf des Landes mit
Gold gekauft wird, springt die Bedeutung eines festen Verhältnisses zwischen
der Banknote und dem Gold in die Augen.


Ein fester, unveränderlicher Wert des Goldes liegt aber in weiter Ferne. Der
Preis des Goldes auf den internationalen Märkten bildet sich wie der Preis jedes
anderen Dinges durch Nachfrage und Angebot und unterliegt somit dauernden
Schwankungen. Es folgt, daß, wenn die argentinische Banknote ein festes
Preisverhältnis zum Gold einhalten will, ihr nichts anderes übrigbleibt, als alle
Preisschwankungen dieses Metalls genau mitzumachen.


Man kann hier einwenden, daß es unwürdig für die Argentinier ist, sich zu
Sklaven des Goldes zu erniedrigen, und daß es besser ist, den Goldpreis links
liegen zu lassen und den Lauf des Geldes direkt in Richtung des erläuterten
Festpreises zu steuern, das heißt in Richtung Preisstabilität in der Republik
Argentinien.


Aber im Augenblick muß man eben die Sachen so nehmen, wie sie sind und
nicht, wie wir sie gern hätten. Es ist somit erforderlich, den Kredit des nichtkon-
vertierbaren Geldes wiederherzustellen, es von dem Vorwurf zu befreien, der auf
ihm lastet, das Unglück jeden Landes zu sein, das sich mit ihm einläßt. Und ich
glaube, daß wir das durchaus erreichen können, wenn wir der ganzen Welt
beweisen, daß es lediglich von der Geldverwaltung abhängt, eine feste Relation
zwischen der Banknote und dem Gold herzustellen.Wenn es uns gelingt, den
Preis des Goldes auf einen festen Punkt einzuregeln, sagen wir auf 300, und
zwar 2, 5 oder 10 Jahre lang, so bin ich überzeugt, daß die ganze Welt begreifen
wird, daß die dauernden Schwankungen des nichtkonvertierbaren Geldes nicht
auf dessen absolute innere Nutzlosigkeit, sondern ausschließlich auf die sonder-
bare, bis heute andauernde Art der Geldverwaltung zurückzuführen sind.


Um dieses Ziel zu erreichen, schlage ich vor:


1. Alle amtlichen Banken werden aufgelöst und durch die neu zu gründende
„Banco Nacional Regulador del precio del dinero “ (Staatliche Bank für die
Regulierung des Geldpreises“) ersetzt.


2. Der einzige Zweck der Banco Regulador besteht in der Steuerung des
Geldpreises und der Stabilisierung des Goldwechselkurses auf 300.


3. Damit die Bank ihren Auftrag erfüllen kann, wird ihr das ausschließliche
Emissionsrecht zugestanden. Sie kann die Geldschöpfung im Hinblick auf das
Erfordernis der Stabilisierung des Goldwechselkurses erhöhen oder vermindern.


4. Der Bank sind alle Handelsgeschäfte verboten; sie darf Wechsel nicht dis-


kontieren, keine Darlehen vergeben, keine privaten Konten führen. Und die einzi-


ge Art, ihr Kapital in Umlauf zu bringen, besteht im Kauf und Verkauf staatlicher


Wertpapiere.


5. In extremen Fällen, wenn die Mittel der Bank nicht ausreichen, um den


Anstieg des Goldpreises zu verhindern, darf die Bank die Einfuhrzölle heraufset-


zen, um die Importe
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zu drosseln und mit Hilfe des Zollaufkommens die Steuerungsmöglichkeiten der


Bank zu vergrößern.


6. Die Bank ist ferner berechtigt, im gesamten Staatsgebiet Geldlotterien zu
betreiben, um vorübergehend und im Falle dringender Notwendigkeit Geld vom
Markt abzuziehen, um die Nachfrage zu drosseln und Druck auf die Preise der
Waren und des Goldes auszuüben.


7. Die Regierung liefert der Bank über ihre Konsulate alle Daten, die für die
Beurteilung der Goldpreisentwicklung auf dem Weltmarkt zweckdienlich sein kön-
nen, damit sie den für die Erfüllung seiner Verpflichtungen erforderlichen
Goldbedarf des Landes abschätzen kann. Alle im Handel umlaufenden, auf Gold
lautenden Obligationen sind bei der Bank unter Angabe des Betrages und der
Fälligkeit zu registrieren.


8. Die Provinzgouverneure berichten der Bank regelmäßig über den Zustand
der Felder und Plantagen.


9. etc.


Die erste Frage, die sich hier stellen wird, ist: Wie kann die Regierung die
Bank mit einem ausreichend starken Kapital für die Durchführung von deren
Auftrag ausstatten, wenn doch bekannt ist, daß der Staat so arm ist wie eine
Kirchenmaus? Gewiß, die Bank hat das Recht zur Geldausgabe, aber wie könnte
sie von diesem Recht Gebrauch machen, ohne eine neue Goldpreissteigerung
zu provozieren? Der Goldpreis liegt z.Zt. über 300, so daß im Fall einer neuen
Emission das Gold sich noch weiter von dem Punkt entfernen würde, auf den es
die Bank fixieren soll, und der Rückgriff auf eine Neuemission könnte der Bank
nur in den seltenen Fällen nützlich sein, in denen das Gold unter die 300ter
Marke zu fallen droht.


Gut, so antworte ich, dann möge man doch zunächst den Goldpreis senken,
damit die Banco Regulador ihre Emission unterbringen und sich ein Portefeuille
mit Staatspapieren aufbauen kann, deren Verkauf im Fall von
Goldpreissteigerungen genügend Geld vom Markt abziehen würde, um den
Goldpreis zu senken.


Wir haben gesehen, daß der Kredit die Nachfrage verstärkt, die Preise anhebt
und insoweit auf die Erhöhung des Goldpreises einwirkt; wenn der Kredit
schrumpft, fällt die Nachfrage; die Preise und das Gold müssen fallen. Man
erschwere also den Kredit, belege alle Kreditpapiere mit einer Steuer, und man
wird sehen, wie diese Papiere seltener werden, wie der Geldbedarf steigen wird,
und wie die Preise und das Gold billiger werden.


Ich glaube, daß es nicht übertrieben ist, wenn ich sage, daß die Kreditpapiere
im Handel mindestens 50 bis 100 Millionen Pesos verdrängen, so daß eine
Steuer diese Kreditpapiere sicherlich um 20 bis 30 Millionen Pesos zurückdrän-
gen könnte, worauf die Banco Regulador eine Emission in gleicher Höhe unter-
bringen könnte, ohne irgendeinen Einfluß auf die Nachfrage, die Preise und das
Gold auszuüben.


Wir haben gesehen, daß die Lotterien Geld vom Markt abziehen und auf


diese Weise auch auf die Verringerung der Nachfrage, Waren- und Goldpreis-


senkungen hinwirken.
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Wenn die Bank im gesamten Staatsgebiet Geldlotterien einrichtet, wäre es


kein Problem, auf diese Weise 30 bis 50 Millionen Pesos am Markt vorbei zu


schleusen, die die Bank durch Neuemissionen ersetzen könnte.


Ein Element, so hatten wir ausgeführt, das den Preisauftrieb fördert, sind alle


Einrichtungen, die den Geldverkehr beschleunigen, die Schecks, die Überwei-


sungen, die Post und telegraphischen Giros. Eine Schecksteuer, das Verbot der


telegraphischen und Postgiros etc. schafft die Voraussetzungen für eine weitere


Emission von 10 bis 20 Millionen, ohne den geringsten Einfluß auf den Goldkurs.


Die Summen, die die Schatzbildner aus dem Verkehr ziehen, haben erhebli-


chen Einfluß auf das Billigerwerden der Preise und des Goldes.


Wegen des Mißtrauens, das die Leute hinsichtlich der Entwicklung des


Geldwertes haben, ist das Horten von Banknoten nicht häufig. Durch die bloße


Existenz der Banco Regulador würde das Vertrauen der Schatzbildner neu erwa-


chen, und die Banknote würde mehr als früher für die Schatzbildung verwendet.


Wenn man den Betrag, der infolge des wiedergewonnenen Vertrauens zur


Banknote von den Schatzbildnern dem Markt entzogen würde, auf 20 Millionen


schätzt, so könnte die Bank eine Neuemission in gleicher Höhe ausgeben, ohne


die Nachfrage zu vergrößern und ohne Beeinflussung des Geldwertes.


Die Arbeitsteilung bildet die Grundlage des argentinischen Geldes. Je mehr
sich die Arbeitsteilung ausweitet, desto höher steigt die Nachfrage nach Geld und
desto größer ist die Geldmenge, die emittiert werden kann.


Der beste Ansporn für die Arbeitsteilung ist die Gewißheit, die gefertigten
Produkte auch absetzen zu können, und diese Gewißheit wächst proportional zur
Stabilität der Preise. Aus diesem Grunde wirkt die Existenz der Banco Regulador
als Anreiz für den Ausbau der Arbeitsteilung; der Geldbedarf steigt, und die
Banco Regulador kann 10, 20 und 50 Millionen auf den Markt werfen, ohne
Preissteigerungen auszulösen.


Die Überwindung der Goldkursschwankungen hätte einen äußerst großen
Einfluß auf die allgemeine Geschäftsentwicklung; die Einwanderung würde
zunehmen, und mit jedem neuen Einwanderer kann die Banco Regulador ihre
Emissionen erhöhen.


Man sieht, an Möglichkeiten für die Kapitalbildung fehlt es der Banco
Regulador nicht, und zwar ohne Rückgriff auf neue Anleihen. Aber für den Fall,
daß alle diese Mittel nicht ausreichen sollten, um der Bank die Erfüllung ihrer
Aufgabe zu gestatten, glaube ich, daß ein Kredit mit der Zweckbestimmung
Goldpreisregulierung vom Handel sehr gut aufgenommen würde, besonders,
wenn man berücksichtigt, daß der Betrag der Anleihe nur durch Rückkauf der
eigenen Papiere erneut in den Verkehr gebracht werden könnte.


Jetzt werden wir uns Rechenschaft darüber abzulegen haben, welche Wirkung


von der bloßen Existenz einer solchen Bank auf den Goldpreis ausgehen müßte.


Wenn das Geld heute steigt, so beeilt sich der Kaufmann, Gold zu kaufen,


denn er weiß ja nicht, bis zu welchem Extrem sich die Verteuerung fortsetzen


wird. Die Goldver-   Goldverteuerung
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teuerung selbst bewirkt somit eine vergrößerte Nachfrage und die weitere


Verteuerung des Goldes. Das Gegenteil geschieht, wenn das Gold fällt, denn da


niemand weiß, bis wohin die Verbilligung gelangen wird, stellt jedermann seine


Goldkäufe zurück. Die natürliche Konsequenz sind die großen


Preisschwankungen, die wir tagtäglich beobachten können.


Wüßte der Kaufmann dagegen, daß es eine Bank mit mächtigen


Einflußmöglichkeiten gibt, deren einzige Aufgabe darin besteht, den Goldpreis


bei 300 festzuhalten, und daß dieser Bank alle Mittel zur Verfügung stehen, um


den Kurs von 300 innerhalb kurzer Frist wiederherzustellen, wenn er sich aus


irgendeinem Grund einmal von diesem Punkt entfernt haben sollte, so würde er


bestimmt Gold zum Kurs von 305 nicht kaufen oder zum Kurs von 295 verkau-


fen, sondern er wird warten, bis die Bank den Kurs von 300 wiederhergestellt


hat.


Es wird somit deutlich, daß die bloße Gewißheit, das Gold binnen kurzem
zum Kurs von 300 kaufen zu können, dazu beiträgt, daß das Gold effektiv auf
diesem Punkt stehenbleibt, denn niemand kauft oder verkauft Gold, es sei denn,
zum Kurs von 300. Es geschieht hier das gleiche, was ich weiter oben vom ten-
denziellen Steigen oder Fallen der Preise sagte, das in normalen Zeiten als
Regulator der Geldzirkulation dient.


Die vollständige Ungewißheit, die heute über der weiteren Entwicklung des
Goldpreises liegt und die heftigen Kursausschläge verursacht, die wir beobach-
ten müssen, würde verschwinden, und noch bevor sie ihre Tätigkeit aufnimmt,
könnte sich die Bank in einem stark beruhigten Fahrwasser bewegen.


Eine weitere Ursache der Goldschwankungen wird von den Termingeschäften
gesetzt. Aber wer zwingt denn den Händler, sich gegen Verluste abzusichern,
indem er auf Termin kauft oder verkauft? Das stets gleiche Phänomen der
Unsicherheit über die weitere Entwicklung des Goldpreises, mit dem der
Kaufmann zu leben hat.


Wenn der Kaufmann wüßte, daß sich das Gold nicht für längere Zeit vom
Kurs 300 entfernen kann, weil die Banco Regulador mit ihren außerordentlichen
Fähigkeiten und dem erforderlichen Instrumentarium darüber wacht, hätte er kei-
nerlei Veranlassung, sich mit Hilfe von Terminabschlüssen gegen Verluste abzu-
sichern, und eine weitere direkte Ursache der großen Goldpreisschwankungen
wäre verschwunden.


Die Sache ist einfach und klar. Sowie der Handel weiß, daß die Banco
Regulador mit dem Recht ausgestattet ist, Banknoten auszugeben, wenn das
Gold die Tendenz erkennen läßt, unter 300 abzusinken, und sowie der Handel
weiß, daß die Banco Regulador ihr Kapital aus dem Verkehr zieht, wenn ein
Aufwärtstrend erkennbar wird, und daß die Banco Regulador außerdem das
Recht hat, das Geld durch Lotterien und in extremen Fällen durch zusätzliche
Einfuhrzölle dem Markt fernzuhalten, wer würde dann noch Gold zu einem Kurs
kaufen, der nicht der Kurs 300 ist?


Es geschieht somit mit dem Geld das gleiche, was wir von explosiven


Versammlungen kennen: Die bloße Anwesenheit eines gut bewaffneten


Polizeibeamten genügt, die 
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Ordnung aufrechtzuerhalten, und je besser die Waffen sind, desto weniger wer-


den sie benötigt. Wenn die Bank mit so außerordentlichen Möglichkeiten ausge-


stattet ist, wie es eine freie Emissionspolitik, das Recht der Erhebung von


Einfuhrabgaben etc. sind, wird sich im Handel keinerlei Zweifel daran regen, daß


es dem Gold unmöglich ist, aus seinem gesetzlichen Kurs auszubrechen. Und


diese absolute Gewißheit verbürgt, daß die Bank sich nicht genötigt sehen wird,


von ihren Waffen Gebrauch zu machen. Die Notwendigkeit, auf das Recht der


Zollerhöhung etc, zurückzugreifen, ergibt sich nur in Ausnahmefällen; der


Rückgriff auf den Einsatz der Zölle wäre insoweit für die Bank weniger eine


Frage des konkreten Einsatzes dieser Mittel, als vielmehr eine moralische


Stütze.


Si vis pacem, para bellum.


Amtliche Lügen
Die Lüge ist häßlich, insbesondere, wenn sie in amtlichen Dokumenten


erscheint.


Die Inschrift auf der Banknote lautet: „Die Bank zahlt dem Überbringer auf


Sicht 100 Pesos der nationalen Währung zum gesetzlichen Kurs.“


Was ist ein Peso der nationalen Währung? Nach dem Gesetz soundsoviel


Gramm Feingold. Und ein Peso zum gesetzlichen Kurs? Die gleiche Banknote,


die der Inhaber zur Bank trägt, um das zu kassieren, was ihm versprochen wird.


Womit wird in der Bank bezahlt? Mit der gleichen Banknote, die man zum


Einlösen vorlegt. Das heißt: Die Bank gibt die Banknote zurück; sie bezahlt


nichts. Wozu dann also die Inschrift „die Bank zahlt dem Inhaber“, wenn das,


was gezahlt wird, der gleiche Gegenstand ist, den man zur Einlösung vorlegt?


Wo konnte man je eine Metallmünze sehen mit der Aufschrift: „Die Bank gibt


dem Überbringer diese Münze zurück, die sich damit selbst bezahlt?“ Und den-


noch wäre es die gleiche Inschrift, die heute die argentinischen Banknoten ziert.


Was ist ein Peso zum gesetzlichen Kurs? Die gleiche Note, ein Nichts, niente,


nihil, rien.


Nieder mit diesem lächerlichen, verlogenen Aufdruck !


Erforderlich wäre es, auf dem argentinischen Geld einen legitimen Aufdruck


anzubringen, der in Klarschrift aussagt, was die Banknote ist und was sie dar-


stellt. Und zu diesem Zweck schlage ich den folgenden Text vor:
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Nachfrage


Der Inhaber hat dem Angebot


Produkte der Arbeitsteilung im Wert von


100 Nichts (bzw. Pesos, Nadas, Nihilisten)


hinzugefügt und hat Anspruch auf Ausübung von


Nachfrage in gleicher Höhe. Der Wert des Niente


bildet sich durch Angebot und Nachfrage.


Der Wert dieses Scheins kann ausschließlich


auf dem Markt eingelöst werden. Die Bank


zahlt nichts.


El Banco Nacional Regulador


del precio del dinero


Man wird fragen: Was ist ein Niente? Meine Antwort kleide ich in eine


Gegenfrage: Was ist ein Peso zum gesetzlichen Kurs? Wenn das Angebot groß


ist, ist der Peso zum gesetzlichen Kurs von großem Wert; das gleiche trifft auf


den Niente zu. Die Bezeichnung des Geldes sagt nichts aus über den Wert, die-


ser liegt im Angebot.


Wenn die Schafe gut fressen, trinken und schlafen und Wolle guter Qualität


erzeugen, dann wird der Verkauf dieser Wolle der Börse einen reichlichen


Zustrom von Gold bescheren, und für einen Niente werden wir viel Gold einhan-


deln. Wenn die Heuschrecken die Weidegründe der Schafe zerstört haben und


diese keine Nahrung für die Produktion von Wolle vorfinden, wird der Niente nur


wenig Gold einbringen.


Wir rufen auf, den Geldschein zu realisieren und zu konvertieren durch Kauf


von Metallmünzen. Wie können wir aber den Wert dieser Metallmünzen realisie-


ren? Indem wir sie essen? Nein. Indem wir sie aufbewahren? Auch nicht. Wir


realisieren sie, indem wir Werte auf dem Markt einkaufen. Wenn die Aufschrift


auf der Banknote den Inhaber auffordert, den Wert derselben direkt auf dem
Markt zu realisieren, so bewirkt sie lediglich die Beschleunigung der Realisierung


der Note. Ist es denn notwendig, die Note in Metall umzutauschen, wenn ich


mich auf den Markt begeben muß, um den Metallwert zu realisieren? Es ist viel


vernünftiger, den Inhaber des Geldes aufzufordern, sich direkt auf den Markt zu


begeben, denn auf diese Weise verkürzen wir die Operation der Realisierung der


Note. Der Markt ist die Konversionskasse für das Geld, sei es nun Gold oder


Papier, dort wird sein Wert bestimmt, nicht in der Bank.
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Goldobligationen
Wir haben hier eine Münze, die sich „Peso moneda nacional oro sellado“


(„Peso der nationalen Währung gesiegeltes Gold“) nennt. Was bedeutet das? Ist


das Gold denn hier Geld? Es gibt in der Republik Argentinien eine große Anzahl


von Personen, die nie Gold gesehen haben und die keine Ahnung haben, wel-


chen Wert eine Goldmünze haben mag. Das gesetzliche Geld ist die nichtkon-


vertierbare Banknote, und in einem Land darf es nicht zwei verschiedene


Währungen geben.


Das Gold ist hier eine Ware wie jede andere, es ist ein Metall, und Metalle


verkaufen sich nicht pro Stück, Barren oder Sack, sondern nach Gewicht. Der


Peso moneda nacional oro sellado muß aus dem Verkehr gezogen werden, da


er keine Existenzberechtigung hat. An seine Stelle muß als Rechnungseinheit ein


Gramm Feingold treten. Das Gold sollte in der Börse gramm- oder kiloweise


gehandelt werden, nicht pro Unze oder „pesos“, und in Übereinstimmung mit


dem metrischen System. Der Verkauf von Gold pro Unze ist ein Bruch der


Gesetze des Landes.


Wenn wir auch durch die Benennung das Gold auf die Rangstufe einer


gewöhnlichen Ware herunterstufen, die mit der Waage gewogen wird, so würde


das Ansehen des nichtkonvertierbaren Geldes in der öffentlichen Meinung stark


steigen. Auch das wäre ein Beitrag, in der Seele des Volkes die festverwurzelte


Idee zur Auflösung zu bringen, wonach unser Glück und unsere Zukunft allein


vom Golde abhängen.


Falschgeld
Das Geld ist eine öffentliche Einrichtung, und niemand kann das leugnen.


Der Staat behält sich das Recht der Geldschöpfung vor und bestraft jeden,


der ihm in diesem Fertigungszweig Konkurrenz machen wollte. Gleichzeitig


erklärt er die Noten, die von Privatunternehmen in Umlauf gesetzt werden, für


falsch und wertlos.


Derjenige, der eine Banknote entgegennimmt, muß sorgfältig prüfen, ob sie


falsch ist oder nicht. Aber wie kann man wissen, ob sie falsch ist? Nur große


Erfahrung im Zählen von Geld gibt die Gewähr, keinem Falschgeld aufzusitzen.


Fast immer sind es die armen Teufel, denen die erforderliche Erfahrung fehlt und


die zu Opfern der Falschmünzer werden.


Die gefälschten Banknoten sind eine echte Plage für den Handel und haben


außerordentlich stark zur Diskreditierung des Papiergeldes beigetragen. Es ist


erforderlich, daß der Staat dieser Plage ein Ende setzt, und zu diesem Zweck


schlage ich vor:
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1. Der Staat haftet für alle Geldemissionen, ob echt oder falsch.


2. Der Staat zahlt für jede falsche Banknote, die ihm vorgelegt wird, den


zehnfachen Nennwert. Und wenn es sich dabei um das erste Exemplar einer


neuen Falschgeldemission handelt, so erhält der Überbringer eine Sonderprämie


in Höhe des zwanzigfachen Nennwerts der fraglichen Note.


3. Falls die Angaben des Überbringers von Falschgeld zur Ermittlung des


Fälschers führen, erhöht sich die Prämie auf den hundertfachen Nennwert.


4. Die Fälscher werden zu Zwangsarbeit verurteilt. Ihr Lohn beläuft sich auf


einen Peso pro Tag, der für die Fahndung nach den falschen Geldscheinen und


die Rückerstattung der für ihre Auffindung gezahlten Prämien verwendet wird.


Der Täter wird auf freien Fuß gesetzt, sowie alles Falschgeld ermittelt und die


gezahlten Prämien mit seinem Lohn abgelöst sind.


Wir wollen nun prüfen, welche unmittelbaren Wirkungen von derartigen


Strafbestimmungen zu erwarten sind.


Wenn sich heute jemand aus Achtlosigkeit einen falschen Geldschein unter-


schmuggeln läßt, so sagt er nichts, sondern versucht die „Blüte“ einem anderen


Tagträumer oder Blinden aufzuhängen. Dieser macht es genauso, und das


Falschgeld kann manchmal tausendmal die Hände wechseln, bis es endlich in


eine öffentliche Kasse gelangt. Das Falschgeld schwimmt immer unter Wasser,


und wenn es dann zufällig einmal an die Oberfläche kommt, ist es völlig unmög-


lich, zu ermitteln, wo der Geldschein erstmalig aufgetaucht ist. Die falsche Note,


die in Córdoba in Umlauf gebracht wurde, gelangt vielleicht erst sechs Monate


danach an die Oberfläche ... in Bahia.


Jetzt ändern wir die Sache, wir verwandeln das Zusammentreffen mit der
Blüte in einen glücklichen Vorfall, indem wir das Falschgeld mit einer Prämie
ausstatten. Was tritt ein? Der erste, der eine falsche Note entdeckt, wird sie
sofort in das zuständige Amt bringen, um sich die Prämie zu sichern. Dort erhält
der Amtsvorsteher von der glücklichen Person aus erster Hand alle Daten, die es
ihm gestatten, sich auf die Fährte des Fälschers zu setzen. Am gleichen Tag
oder sogar im selben Augenblick, an dem der Fälscher seine Erzeugnisse in
Umlauf bringt, ist die Polizei informiert.


Die Polizei gewinnt somit mit jedem falschen Geldschein, der in Umlauf
geschleust wird, einen mächtigen Verbündeten. Jeder Geldschein verwandelt
sich in einen Denunzianten; der Geldschein selbst stößt den Alarmschrei aus,
und die Polizei müßte schon mehr als nur unfähig sein, wenn sie den Fälscher
nicht dingfest machen könnte, bevor dieser die dritte Blüte an den Mann
gebracht hat.


Wo ist der Mann, der für einhundert Pesos einen Schuldschein im Betrag von
tausend Pesos unterschreibt, wenn er weiß, daß er im Falle der
Zahlungsunfähigkeit den Schuldschein durch Zwangsarbeit ablösen muß? Wenn
der Geldfälscher verurteilt wird, seine Blüten zusammen mit den für sie gezahlten
Prämien mit Zwangsarbeit abzuarbeiten, wenn er außerdem weiß, daß ihm jeder
gefälschte Schein, den er unter die Leute bringt, 
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„Falschmünzer“ und „Dieb“ hinterherruft, wo findet sich dann das tollkühne


Individuum, das sich einem so gefährlichen und zudem wenig einträglichen


Gewerbe zuwendet?


Mit der verhältnismäßig unbedeutenden Summe, die der Staat für die


Prämierung des Falschgeldes aufzuwenden hätte, schüfe sich die República


Argentina für immer die Plage der Geldfälscher vom Halse, und für den Fall, daß


die argentinische Regierung Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit des Systems


haben sollte, so mache ich hiermit das formelle Angebot, zur Vermeidung einer


Geldstrafe von 50.000, – Pesos jährlich, nach Einführung des Systems die volle


Haftung für alle falschen Geldscheine neuer Emission zu übernehmen, die hier


vorgelegt werden.


Die Staatsschuld
Eine gute Sache bewahrt ihren Wert, bis sie von einer besseren verdrängt


wird. Ein Pferd ist heute wertvoll, weil wir noch kein elektrisches Gerät haben,


das wir an seiner Stelle verwenden könnten. Die Trödlerläden sind voll von guten


Sachen, deren Platz von besseren eingenommen wird.


Dem Gold wird es nicht besser ergehen, wenn wir ein Währungssystem erfin-


den, das den Bedürfnissen des Handels besser gerecht wird als das Gold. Es


trifft zwar zu, daß die Wirtschaftswissenschaftler behaupten, es sei unmöglich,


eine Währungsordnung zu finden, die alle Anforderungen, die man an ein gutes


Geld stellen kann, besser erfüllt. Aber die Wirtschaftswissenschaftler sind nicht


unfehlbar.


Welches sind nun die Anforderungen unserer Ökonomen? Wenig wiegen, viel


kosten und teilbar sein. Unsere Ökonomen sind wahrhaftig bescheiden. Ich ver-


lange mehr.


Der Zweck des Geldes besteht in der Erleichterung des Warenaustauschs.


Und ohne Übertreibung kann man sagen, daß der einzige Zweck des Geldes der


Austausch der Waren ist. Zweckmäßigerweise sollte dieser Austausch mit


Schnelligkeit, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit abgewickelt werden, damit den


Produzenten Kosten erspart bleiben. Von einem guten Geld müssen wir demzu-


folge verlangen, daß es den Austausch mit Schnelligkeit, Sicherheit und


Wirtschaftlichkeit vermittele. Von der Eisenbahn fordern wir Schnelligkeit,


Sicherheit und Wirtschaftlichkeit, warum sollten wir also an das Geld nicht die


gleichen Bedingungen stellen dürfen, wenn der Zweck der Eisenbahn wie der


des Geldes der Austausch ist? Und mit größerem Recht können wir vom Geld


Schnelligkeit, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit beim Warenaustausch verlangen,


denn bei ihm handelt es sich um eine öffentliche Einrichtung, während die


Eisenbahnen Privatunternehmen sind.
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Wenn eine Eisenbahngesellschaft ihre Züge in jedem Augenblick entgleisen


ließe, wenn sie überhöhte Frachten forderte und die Warenabfertigung so lang-


sam abwickelte, daß ein großer Teil der Ladung während des Transports verdür-


be, würde das Publikum rebellieren. Hätten wir daher nicht das Recht, gegen


unsere Geldordnung zu rebellieren, wenn wir entdecken müßten, daß dieses


Geld in jedem Augenblick aus den Schienen läuft, daß es uns mit seinen


Frachtraten in elender Weise ausbeutet und daß es den Warenaustausch so


langsam abwickelt, daß der größte Teil der Waren vor Eintreffen an ihrem


Bestimmungsort in Fäulnis übergeht? Selbstverständlich haben wir das Recht!


Die Eisenbahn erfüllt ihren Auftrag, wenn die Waren auf den Bahnhöfen nicht


zurückgehalten werden, wenn die Waren nicht wegen Waggonmangels verfau-


len, und wenn die Frachtsätze so niedrig wie möglich sind. Vom Geld würden wir


entsprechend sagen, daß es seinen Auftrag erfüllt, wenn es die Waren ohne lan-


gen Aufenthalt auf den Handelsstationen, das heißt den Umschlaglagern, vom


Produzenten zum Verbraucher befördert, ohne mehr als unverzichtbare


Provisionen zu beanspruchen und ohne daß die Waren wegen Geldmangels auf


dem Weg verderben.


Ist es das, was heute geschieht? Die Waren finden in den Handelsstationen


keinen Platz, die Anzahl derartiger Stationen ist ungeheuer, sie bilden ganze


Stadtkomplexe, und, jeden Tag werden weitere gebaut. Warum werden die


Waren auf den Handelsstationen festgehalten? Warum setzen sie ihren Weg bis


zum Ort des Verbrauchs nicht fort? Was machen die Waren hier, wer zahlt diese


enormen Lagerkosten?


ln jedem Augenblick entgleist der Warenaustausch, in jedem Augenblick


haben wir Krise; der Verkauf der Waren ist immer ungewiß. Was bedeutet das?


Warum fehlt es heute an Arbeit? Die Arbeit ist Ware, warum läßt man diese Ware


verderben? Was bedeutet das? Wo liegt die Ursache dieser Phänomene?


Wenn das Geld den Warenaustausch so bewerkstelligte, wie es nötig ist, dürf-


te man gar nicht wissen, was eine Krise, was Arbeitsmangel, Konkurs etc. ist.


Die Handelskosten betragen heute 50–80% der Waren, und trotz dieser 


monströsen Kosten ist das Leben der Kaufleute Drangsal, sie wohnen in


schlechten Unterkünften, Sklaven ihrer Waren, in ständiger Ungewißheit, ob sie


am nächsten Tag ihre Verpflichtungen erfüllen können. Die Waren belegen die


besten Häuser der Stadt; der Kaufmann selbst wohnt in einem Nebenzimmer


ohne Licht, ohne Luft. Man könnte sagen, das Produkt ist wertvoller als sein


Produzent, wenn man sich dieses interessante Schauspiel betrachtet.


Man sieht, daß die heutigen Gold- oder Papierwährungsordnungen weit


davon entfernt sind, die berechtigten Anforderungen, die man an eine öffentliche


Einrichtung in Sachen Sicherheit, Schnelligkeit und Wirtschaftlichkeit stellen


kann, zu erfüllen, besonders, wenn diese Einrichtung mit dem einzigen Zweck


ins Leben gerufen wurde, den Austausch der Waren zu erleichtern.
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Einige Verbesserungen, die für die argentinische Banknote in Betracht gezo-


gen werden sollten, habe ich bereits erläutert. Im zweiten Buch werde ich aus-


führen, welche Reformen notwendig sind, um Schnelligkeit, Sicherheit und
Wirtschaftlichkeit im Warenaustausch zu erzielen.


Die Republik Argentinien schuldet ihren Gläubigern eine gewaltige Menge
Gold, und dieses Gold muß sie mit Wolle und Mais bezahlen.


Zum heutigen europäischen Maispreis muß Argentinien 10 Millionen Sack
exportieren, um nur die Zinsen zahlen zu können. Wenn wir den Preis des
Maises erhöhen könnten, oder, was auf dasselbe hinausläuft, wenn wir den
Goldpreis in Europa senken könnten, brauchten wir nur 8, 7 oder 5 Millionen
Sack für die Bedienung der Staatsschuld.


Die Republik Argentinien hat somit ein positives und direktes Interesse daran,
daß das Gold von seinem hohen Roß herabsteigt, daß es an Wert verliert.


Wie können wir das erreichen? Nur durch Erfindung und weltweite Einführung


einer Währungsordnung, die besser arbeitet als das Gold.


Wenn es uns hier gelingt, das Währungssystem zu verbessern, so beweisen


wir vor den Augen der Welt, daß man mit einer einfachen, nichtkonvertierbaren


Banknote, deren einzige Garantie die Arbeitsteilung ist, ein Geld herstellen kann,


das den Interessen von Industrie und Handel besser dient, und das, während es


den internationalen Warenaustausch enorm erleichtert, gleichzeitig die heimische


Industrie unterstützt, ohne auf das barbarische Schutzzollsystem zurückgreifen


zu müssen. Es ist leicht vorstellbar, daß andere Nationen unserem Beispiel fol-


gen werden.


Die Vereinigten Staaten haben sich in den Netzen des Bimetallismus verfan-
gen; sie finden keinen Ausweg aus diesem Labyrinth und werden ihn auch nie
finden. Ohne eine verheerende Krise heraufzubeschwören, ist es ihnen unmög-
lich, zum Monometallismus zurückzukehren, und der Bimetallismus versetzt sie
in eine geradezu lächerliche Lage. Wenn es uns gelingt, der nichtkonvertierbaren
Banknote Ansehen zu verschaffen, wenn es uns gelingt, die Yankees zu über-
zeugen, daß diese nichtkonvertierbare Note, obwohl sie nichts kostet, der
Industrie und dem Handel besser dient als das alte, prähistorische Metallgeld-
system, werden sie uns vielleicht nachfolgen.


Was wird in diesem Fall mit dem Metall passieren, das in den Vereinigten
Staaten als Geld verwendet wird? Wenn das Gold und das Silber als
Tauschmittel keine Verwendung mehr finden, werden diese Metalle nach Europa
auswandern, weil sie, wie man weiß, stets den Markt aufsuchen, wo man sie am
meisten schätzt. Das Gold wird sich in den europäischen Banken aufhäufen, weil
es dort aber nichts leistet und nur Lagerkosten verursacht, wird es sich langsam
unter die umlaufende Geldmenge mischen, die Nachfrage vergrößern und die
Preise anheben.


Der Weizen, die Wolle, der Mais werden von der allgemeinen Preissteigerung


am meisten profitieren. Und statt der 10 Millionen Sack Mais werden wir nur 9


oder 8 Millionen verschiffen müssen, um alle Verpflichtungen skrupulös zu erfül-


len. Mit dem Gold wird 


348







sich ereignen, was bereits dem Silber zugestoßen ist, als dieses demonetisiert


wurde. Es verlor nämlich an Wert gegenüber dem Gold und gegenüber sämt-


lichen Waren.


Wenn Argentinien seine Anleihen in Silber aufgenommen hätte, so hätte des-
sen Demonetisierung den Argentiniern jährlich 3 Millionen Sack Mais erspart; die
Ablösung der Goldwährung würde den Goldpreis ebenso fallen lassen wie
damals das Silber.


Die Anzahl der an einer Senkung des Goldpreises, das heißt an der Ablösung
der Goldwährung interessierten Länder ist sehr groß. Ganze Kontinente gehören
dazu. Spanien, Griechenland, Portugal, Italien, Ägypten, Rußland, ganz
Südamerika, Australien werden von ihrer auf Gold lautenden Verschuldung
erdrückt. Alle diese Länder werden ihre Zahlungsunfähigkeit erklären müssen,
das eine heute, das andere morgen. Alle diese Länder sind stark daran interes-
siert, daß das Gold fällt, daß die Goldwährung aufgegeben wird.


Wenn die Republik Argentinien augenfällig beweisen kann, daß man mit
gewöhnlichem Papier ein Tauschmittel herstellen kann, das dem Gold überlegen
ist, läßt sich leicht denken, daß es zu einer Liga aller dieser Goldschuldnerländer
kommt. Schließlich haben auch die Goldgläubigerländer eine Liga gebildet, um
die Goldwährung zu verallgemeinern und ihr Kapital allein durch die Ablösung
der Silberwährung zu verdreifachen. Nach diesem Vorbild werden auch die
Goldschuldnerländer eine Liga bilden mit dem Ziel, ihre Schuldenlast durch
Ablösung der Goldwährung zu verringern.


Die europäischen Bankiers verlieren keine Gelegenheit, ihrem Eigentum. dem
Gold, zu Wertsteigerungen zu verhelfen. Die Agenten, die sie in allen
Parlamenten haben, konnten unter Ausnutzung der totalen, in Europa vorherr-
schenden Unwissenheit auf dem Gebiet des Geldwesens die Parlamente davon
überzeugen, daß die Ablösung des Silbers als Währungsmetall unerläßlich sei.
Die Bankiers haben sich auf diese Art von einem mächtigen Konkurrenten im
Tauschmittelangebot befreit, mit enormem Schaden für alle Goldschuldner. Es
wird höchste Zeit, daß die Goldschuldner ihre Augen aufmachen, um das üble
Spiel, das man mit ihnen treibt, zu durchschauen. Mit der Ablösung des Silbers
als Währungsmetall haben die Bankiers zu Lasten aller Schuldner ihre Kapitalien
verdoppelt, denn ohne diese Ablösung des Silbers würde der Weizen heute in
Europa vier statt zwei kosten, und statt der 10 Millionen Sack Mais, die wir
exportieren müssen, um die Schuldzinsen zu bezahlen, brauchten wir nur 5
Millionen zu liefern. Mit der Ablösung des Silbers als Währungsmetall haben die
europäischen Bankiers die argentinische Schuldenlast verdoppelt. Den
Argentiniern gebührt es jetzt, ihre Schulden durch Ablösung der Goldwährung zu
verringern, und das wird ihnen an dem Tag gelingen, an dem sie in ihrer
Hauptstadt einen internationalen Währungskongreß versammeln und vor den
Kongreßteilnehmern die Tatsache ausbreiten, daß mit nichtkonvertierbaren
Banknoten ein unendlich viel besseres Tauschmittel als Gold hergestellt werden
kann.


Im zweiten Band werde ich die Reformen schildern, die erforderlich sind, um
dieses Ziel zu erreichen.
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„Merkwürdigkeiten“
In Nummer 1232/33 dieser Zeitung erschien unter dieser Überschrift ein


Artikel, worin der Verfasser seiner Verwunderung Ausdruck gibt über einige


Erscheinungen der Finanzwirtschaft der Neuzeit.


Qui tacit consentit, heißt es; und da ich mich mit vielen Ansichten des


Verfassers nicht einverstanden erkläre, sehe ich mich veranlaßt, Sie um


Aufnahme dieser Zeilen zu bitten.


Der Verfasser der „Merkwürdigkeiten“ scheint ein entschiedener Anhänger der


Goldwährung zu sein und sagt unter anderem, daß es für die Weltwirtschaft und


für den internen Verkehr aller Nationen von unendlichem Vorteil sein würde,


wenn das Gold allgemein als Basis der Geschäfte eingeführt würde. Worin diese


Vorteile bestehen, wird nicht gesagt. Suchen wir also danach!


Die allgemeine Einführung des Goldes als Weltmünze würde, wenn man


glaubt, den „Vorteil“ haben, daß derjenige, der 10 Mark in der Tasche hat, überall


in der Welt, ohne Wechselkommission bezahlen zu müssen, sein Nachtquartier


bezahlen kann. Dies ist aber ein Trugschluß. Falls das Gold Weltmünze würde,


so müßten doch vor allen Dingen die heutigen Bezeichnungen Francs, Mark,


Rubel etc. verschwinden und durch eine einheitliche ersetzt werden. Und als sol-


che könnte doch nur eine Gewichtseinheit, das Gramm zum Beispiel, dienen,


weil doch das Gewicht maßgebend für den Wert der Metallmünze ist, somit hier


als Wert das Verhältnis zu anderen Münzen in Betracht kommt. Nun stellt sich


aber die Frage, wer würde die Garantie übernehmen, daß die Münze auch wirk-


lich das angegebene Quantum an Feingold enthält? Doch nur der Staat, der die


Münze schlagen läßt. In diesem Falle muß neben der Gewichtsangabe aber auf


der Weltmünze der Vermerk der Münzstätte erscheinen, damit der Inhaber einer


etwaigen minderwertigen Münze weiß, wohin er sich mit seinen Reklamationen


zu wenden hat. Durch diesen Vermerk werden aber dem Weltbürger schon sehr


die Flügel gestutzt werden, weil die Münzen, welche durch den Verschleiß und


die Feilen der Fälscher von ihrem Gewicht verlieren, von Zeit zu Zeit nach der


Münzstätte behufs Vervollständigung ihres Gewichtes gesandt werden müssen.


Wenn heute die nicht vollgewichtigen Münzen unterschiedslos mit den vollge-


wichtigen zirkulieren, so liegt dies daran, daß die Staatskassen aller Länder


beauftragt sind, die minderwertigen Münzen einzuziehen. Die durch die Türkei in


den Weltverkehr gesetzte Münze würde somit nur unter der Voraussetzung zirku-


lieren, daß die durch den Verschleiß nicht mehr vollwertige Münze zu jeder Zeit


kostenlos gegen vollgewichtige umgewechselt werden kann. Kann dies a priori


angenommen werden? Und wer trägt dann schließlich die Unkosten, die durch


den Verschleiß in Nordamerika räudig gewordenen türkischen Münzen wieder


nach ihrer Geburtsstätte zurück zu transportieren? Trotz ihrer Inschrift würde sich


die Weltmünze niemals weiter von den Rockschößen der Münzmutter entfernen


können, als der Rücktransport nach 
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der Münzstätte ohne Unkosten für den Inhaber erfolgen kann. Nach wie vor wür-


den also für die Weltmünze die Grenzbretter oder -pfähle die Welt bedeuten.


Solange man das Gold im Auge hat, bleibt somit die Weltmünze eine Utopie.


Aber wenn man auch absieht von einer wirklichen massiven metallenen


Weltmünze, so würde man auch dadurch, daß man sich auf die allgemeine


Einführung der Goldwährung beschränken wollte, um keinen Schritt dem Ideal


eines Weltgeldes näher kommen, denn wer 100 Gramm Feingold in Deutschland


besitzt, der verfügt dadurch ebenso wenig über 100 Gramm Feingold in


Australien wie Emin Pascha durch den Besitz seines am Nil verscharrten


Elfenbeinschatzes über Elfenbein in Europa verfügt.


Hier kommt der Wechselkurs in Betracht. Je nach dem Stande der


Zahlungsbilanz der Länder unter sich können 100 Gramm Feingold in Deutschland


unter Umständen nur 97 Gramm in Australien wert sein. Manchmal erhält man


aber auch für 100 Gramm Gold in Europa 103 Gramm in Australien ausbezahlt.


Wenn ich aber erst zu Feder, Papier und Kursbericht greifen muß, um mir klar zu


machen, wie viel Gramm Feingold ich erhalten werde für das gleiche Gewicht, wel-


ches ich in Europa einzahle, wo bleibt dann der Wert des Weltgeldes? Der ganze


Vorteil des Weltgeldes würde in einer gewissen Rechnungserleichterung bestehen,


aber dieser Wert geht vollständig durch die fortwährenden Schwankungen des


Wechselkurses verloren. Aber ist denn der Vorteil, zu wissen, daß 100 Gramm


Feingold in Europa ungefähr 100 Gramm desselben Metalls in Australien sind, so


bedeutend, daß es sich lohnt, denselben überhaupt einen Augenblick in Betracht


zu ziehen? In die Rechnung des Kaufmanns greifen Tausende fortwährend sich


verändernde Faktoren ein. Und ob er zu diesen Tausenden noch den


Währungsfaktor ziehen muß, ist ihm ohne Zweifel einerlei.


Es ist ein Irrtum, zu glauben, daß Währungskonventionen mit anderen
Ländern den internationalen Handel fördern könnten. Der internationale Handel
besteht im Austausch von Waren. Das Geld dient nur mehr als Rechengeld; und
für den Kaufmann bilden die Währungsdifferenzen, wie sie z.B. zwischen
Rußland, Argentinien und Österreich einerseits und den Goldwährungsländern
andererseits bestehen, kein Hindernis, um seinen Handel zu treiben.


Wer den Aufschwung des englischen Handels in irgendwelche Beziehung
bringt mit der englischen Währung, den lade ich ein, mir zu sagen, ob England
nicht auch ohne die Goldwährung einen ebenso schwungvollen Handel betreiben
würde. Die englische Intelligenz, der englische Unternehmungsgeist, die engli-
schen Kolonien, die englische Kohle und die englische Geschäftslage bilden den
Grund zum blühenden englischen Handel. Die Macht des Goldes stützt sich
heute auf die Macht des englischen Handels. Das Gold wurde zu dem, was es
heute ist, weil England das Gold als Geld auserkor. Wenn England als Geld
Ziegelsteine verbrauchte, so würden die Ziegelsteine die Stelle des Goldes ein-
nehmen. ‘Wenn Dreck zu Mist wird, so wird er gefahren werden’, sagt man in der
Eifel von den Geldprotzen. In derselben Weise könnte man sagen, daß jeder
Dreck, wel-
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cher als Geld bewertet wird, zu Geld wird. Aber der Löwenanteil des englischen


Handels fällt ja gerade auf Länder, die keine Goldwährung besitzen: Indien


(Silber), Australien (Papier), Polynesien (Tauschhandel), Südamerika (Papier),


Afrika (Tauschhandel), Rußland (Papier), Orient (Silber), Japan (Papier), wäh-


rend der Handel mit den Goldländern nur einen kleinen Bruchteil ausmacht. Die


Erfahrung hat im Gegenteil gezeigt, daß die Handelsbeziehungen zwischen


Ländern mit Goldwährung fortwährend abnehmen. Und wer nach der Ursache


dieser Erscheinung forschen will, der lese die Werke der Bimetallisten. In genau


demselben Verhältnis wie die Goldwährung sich verallgemeinerte, hat sich in den


betreffenden Ländern die Notwendigkeit gezeigt, Schutzzölle einzuführen. Und


den schlagendsten Beweis hierfür liefern die Vereinigten Staaten, welche die


Mac Kinley-Bill nur zum Schutze ihrer gefährdeten Goldwährung einführten.


Deutschland, Frankreich etc. waren freihändlerisch bis zur Einführung der


Goldwährung. Wird die Goldwährung allgemein eingeführt, so wird auch England


zum Schutzzoll übergehen müssen.


Die Schutzzölle, wie sie jetzt leider überall eingeführt werden, bilden keine


„Merkwürdigkeit“, sondern (sind) eine notwendige Folge der Goldwährung. Liest


man die Verhandlungen nach, die in deutschen, englischen, französischen


Parlamenten über diesen Gegenstand geführt wurden, so wird man sehen, daß


die Grenzzölle immer nur als Schutz gegen den Preisrückgang aller Waren


gefordert wurden. Woher kommt dieser Preisrückgang? Warum suchen sich die


Landwirte, Kaufleute, Industrielle gegen Preisrückgang zu schützen? Sehen wir


zu!


Wo Waren produziert werden, braucht man Geld (nicht Gold), um sie auszu-


tauschen. Und das Wertverhältnis zwischen Waren und Geld (Preis) ergibt sich


von selbst durch das Naturgesetz, daß die Preise durch Nachfrage und Angebot


bestimmt werden. Je mehr Geld vorhanden ist, desto größer ist die Nachfrage


und desto höhere Preise erzielen die Waren. Früher nun, zur Zeit, wo das Silber


noch in allen Münzstätten Zulaß hatte, verteilte sich die Nachfrage nach Geld,


hervorgerufen durch das Angebot der Waren, auf das Silber und Gold; seitdem


aber das Silber aus den Münzstätten verbannt wurde, konzentriert sich die Frage


nach Geld auf die verschiedenen Goldmünzen. Daß dadurch die Preise, welche


doch weiter nichts bedeuten als das Münzenverhältnis zwischen Geld und Ware,


fallen mußten, liegt auf der Hand.


Nehmen wir zum leichteren Verständnis an, daß die argentinischen


Banknoten zur Hälfte auf Gold und zur Hälfte auf Silber lauteten, und daß die


Regierung morgen durch ein Dekret die Silbernoten außer Kraft setzen würde.


Würden die Preise nicht rückgängig werden? Man bringt den hohen Goldkurs


immer und mit Recht in Verbindung mit den großen Notenemissionen, und wenn


nun die Regierung durch erwähntes Dekret gleich die Hälfte der Emissionen ver-


nichtete, so müßten gleich die Preise und das Gold fallen. Wem wäre dies recht?


Den Rentiers, aber deren Schuldner? Die Pächter und Schuldner würden sich


über eine Verdoppelung ihrer Schulden beklagen. Die Landwirte müßten 
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zur Bezahlung ihrer Schulden und Zinsen das doppelte Quantum Weizen verkau-


fen und die Kaufleute zur Deckung der Wechsel das doppelte Quantum Waren


realisieren. Allgemeiner Bankrott wäre die unausbleibliche Folge. Man hat die


Klagen der Landwirte, Kaufleute, Industriellen und Schuldner aller Art, daß durch


die Goldwährung die Preise fielen, nicht angehört.


Und die Folgen sind nicht ausgeblieben. Bei den niedrigen Preisen konnten


die Landwirte, Kaufleute etc. ihren Geldverbindlichkeiten nicht nachkommen. Die


Industrie krankte, und die Steuerkraft des Volkes nahm ab. Die Staatseinnahmen


fielen, und Anleihe auf Anleihe mußte die Defizite decken. Es ist Tatsache, daß


die Staatsschulden in demselben Verhältnis überall gewachsen sind, wie die


Goldwährung sich verallgemeinerte. Zur Deckung der Anleihe-Zinsen mußten


neue Einnahmen geschaffen werden, und hierzu wurden die Grenzzölle geschaf-


fen. Das vorhandene Gold und die geringe Goldproduktion genügen bei weitem


nicht, die Nachfrage nach Geld – hervorgerufen durch das stetig wachsende


Warenangebot zu befriedigen, und die Preise müssen sinken. Was aber ein all-


gemeiner Preisfall bedeutet, wird einem sofort klar, klar wie das Sonnenlicht,


wenn man bedenkt, daß, solange die Preise sinken, niemand kauft, weil jeder


hofft, morgen billiger als heute kaufen zu können. Daß, solange niemand kauft,


auch niemand verkauft, und daß, solange niemand Käufer für seine Arbeit findet,


auch niemand arbeitet. Allgemeiner Arbeitsmangel, allgemeine Unterbrechung


der Arbeitsteilung, Bankrott der Schuldner, Blühen des Wuchers, das sind die


natürlichen Folgen eines allgemeinen Preisrückganges. Und ist dieses nicht


gerade das Schauspiel, welches uns die Länder mit Goldwährung bieten?


Merkwürdig!
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Die Verteuerung des Lebensunterhaltes


Jedermann im Staate freut sich, wenn er einen billigen Kauf gemacht hat, daß


heißt, wenn er für wenig Geld viel Ware gekauft hat. Das Volk jubelt, wenn die


Preise sinken, es weint, wenn die Preise steigen. Und es gibt keine Hausfrau,


welche sich nicht von einem allgemeinen Preisfall den Himmel verspricht. Wenn


die Warenpreise durch menschliche Gesetze bestimmt würden, das Volk würde


Gesetze verlangen, welche auf den Niedergang der Preise gerichtet sind.


Beweis: der Maximaltarif in der französischen Revolution. Aber wo gekauft wird,


da wird auch verkauft, und jedermann wünscht, seine Ware so teuer als möglich


zu verkaufen. Was die Frau auf der einen Seite bei billigen Preisen profitiert, das


verliert bei einem allgemeinen Preisfall der Mann durch billigeren Verkauf seiner


Produkte. Von diesem Standpunkt aus gesehen ist es ziemlich einerlei, ob die


Preise steigen oder fallen, denn niemand zieht einen Vorteil von einem allgemei-


nen Preisfall.


Niemand? Ja, sagen die Gelehrten, welche den Welthandel in ihrem


Stübchen studieren und deren ganze kaufmännische Praxis sich auf die Einkäufe


der Köchin beschränkt. Nein, sagt aber der Kaufmann, der mitten im geschäftli-


chen Verkehr steht und mehr Gelegenheit hat zu praktischen Erfahrungen. Der


Satz, daß niemand aus einem allgemeinen Preisfall Nutzen zieht, wäre richtig,


wenn die Einkünfte aller sich auf den Erlös der eigenen Arbeit beschränken wür-


den, wenn nur derjenige Käufer sein könnte, der vorher Käufer gewesen ist. Das


ist aber heute nicht der Fall. Wir haben heute eine lange Reihe von Personen,


die kaufen, ohne jemals zu verkaufen. Diesen Leuten kommt der Preisfall zu


gute, denn auf der einen Seite kaufen sie billig, und der Profit, der ihnen aus


dem billigen Einkauf erwächst, geht nicht durch billigen Verkauf auf der andern


Seite verloren. Leute, die kaufen, ohne jemals zu verkaufen, sind an dem


Niedergang der Preise interessiert, und diese Leute sind die Gläubiger, schlecht-


weg „Rentiers“ genannt. Den Gläubigern gegenüber stehen deren Schuldner:


Kaufleute, die mit geborgtem Kapital arbeiten, Handwerker, die aus der


Volksbank Vorschüsse erhielten, Landwirte, deren Land hypothekiert ist, das


ganze Volk in Ländern mit Staatsschulden.


Die Schuldner zahlen Zinsen, die Zinsen werden mit Geld bezahlt, und dieses


Geld müssen sich die Schuldner durch den Verkauf ihrer Arbeitsprodukte ver-


schaffen. Was nach Bezahlung der Zinsen an Geld übrig bleibt, kann der


Schuldner zum Einkaufen benutzen. Der Schuldner verkauft somit immer mehr


als er einkauft. Und rechnet man die Differenz zwischen Kauf und Verkauf aller


Schuldner zusammen, so erhält man als Resultat die genaue Summe, welche


die Gläubiger bei ihren Einkünften ausgeben. Wenn nun durch irgendwelche


Ursachen ein Preisfall eintritt, so gewinnt der Schuldner beim Einkauf nur teilwei-


se das zurück, was er beim Verkauf seiner Produkte einbüßte, und der allgemei-


ne Preisfall verursacht ihm einen positiven Schaden, der um so größer ist, je 
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größer die Differenz zwischen seinen Einkäufen und Verkäufen ist, mit anderen


Worten, je größer die Summe ist, die er an Zinsen bezahlt. Zahlen werden dies


besser erklären.


Ein Bauer zahlt jährlich an Hypothekenzins 500, an Amortisationen 250, an


Steuern für die Zinsen der Staatsanleihen 250 Pesos, zusammen 1.000 Pesos.


Er erntet 100 Faß Weizen a 20 Pesos gleich 2.000 Pesos. Nach Zahlung der


Zinsen bleiben ihm somit 1.000 Pesos, welche er zu seinen Einkünften benutzen


kann. Diese Einkäufe verteilen sich auf 1.000 verschiedene Gegenstände, wel-


che wir aber hier der Einfachheit zusammenfassen wollen zu einem einzigen


Gegenstand, Tabak z.B. Der Tabak kostete zur Zeit, wo der Weizen auf 20 Pesos


stand, per Kilo selber nur 0,50 und der Bauer erhält somit für die nach Zahlung


der Zinsen übrig bleibenden Tausend 2.000 Kilo Tabak.


Nehmen wir nun an, daß ein allgemeiner Preisfall eintritt, wie es hier eintritt,
wenn das Gold im Preise fällt. Alles fällt im Preise, der Weizen und auch der
Tabak. Das Faß Weizen fällt von 20 auf 15 Pesos, also um 25%. Der Bauer ern-
tet nach wie vor 100 Faß Weizen und erzielt dafür a 15 Pesos = 1.500 Pesos.
Obschon alles im Preise fiel, sind die Schulden doch nominell dieselben geblie-
ben. Der Bauer muß nach wie vor 1.000 Pesos an Zinsen bezahlen, und es blei-
ben ihm somit nach Abzug der Zinsen nur 500 Pesos für seine Einkünfte zurück.
Für diese 500 Pesos kauft er jetzt Tabak, der allerdings ebenfalls gesunken ist
und von dem er jetzt für einen Peso mehr erhält als früher, aber trotzdem erhält
er jetzt für den Nettoerlös seiner Ernte bei weitem nicht dasselbe Quantum wie
bei hohem Preisstand. Denn zu 0,375 erhält er für 500 Pesos nur 1.333 kg
Tabak. Durch den allgemeinen Preisfall hat der Bauer somit einen Verlust von
667 kg Tabak erlitten, ca. 30% seiner Ernte. Wo jemand gewinnt, verliert ein
anderer. Wo Verluste sind, gibt es Gewinne. Wem kommt der Verlust der 667
Kilo Tabak zugute? Der Gläubiger erhält nach wie vor 1.000 Pesos an Zinsen.
Aber während er zu 50 Centavos per Kilo nur 2.000 Kilo Tabak erhielt, erhält er
jetzt zu 37,5 Centavos 2.667 Kilo, also 667 Kilo mehr, das heißt, die genaue
Summe, die der Schuldner verlor.


Durch einen allgemeinen Preisfall verliert der Schuldner und gewinnt der
Gläubiger. Umgekehrt verhält es sich natürlich bei einer allgemeinen
Preissteigerung. Eine Verteuerung des Lebensunterhaltes der Schuldner, das
heißt des werbenden Volkes im allgemeinen, tritt somit ein, wenn alles billig wird,
und billig wird die Lebenshaltung für die Schuldner, wenn alles teuer wird. Für die
Rentiers verhält sich die Sache umgekehrt. Dieser Sachverhalt ist so einfach,
daß es kaum nötig ist, Tatsachen zum Beweise anzuführen. Nichts desto weniger
will ich eine solche hier erweisen, um zu zeigen, wie töricht es ist, wenn die wer-
benden Volkselemente über das Steigen des Goldkurses, über das Steigen der
Preise, über die sogenannte Verteuerung des Lebensunterhaltes klagen. Es ist
bekannt, in welcher verzweifelten Lage die landwirtschaftliche Bevölkerung hier
war, als das Gold noch zwischen 100 und 150 schwankte, als der Preis des
Weizens noch nicht drei Pesos per 100 Kilo überstieg. Es war zu diesen Preisen
den Bauern ganz unmöglich, Zinsen und Amortisationen zu zahlen. An
Verbesserung der Produktionsmittel war über-
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haupt nicht zu denken, und der Wucher machte sich überall breit. Wenn das


Steigen des Goldkurses und in Verbindung damit das Steigen des Weizenpreises


den Bauern nicht zu Hilfe gekommen wäre, so hätten heute sämtliche Bankrott


gemacht, und dort, wo sie jetzt als freie Bürger wirtschaften, würden sie als


Lohnarbeiter ihr Dasein fristen.


Es liegt in dieser Behauptung durchaus keine Übertreibung. Man weiß ja aus


den Berichten aller Länder mit Goldwährung, daß die Landwirtschaft dem


Bankerott entgegen treibt und nur durch künstliche Mittel wie Schutzzoll noch


gehalten wird. Hier wäre es der Landwirtschaft genau so ergangen, wenn wir


nicht statt der starren Goldwährung die expansionsfähige Papierwährung hätten.


Durch die allgemeine Preissteigerung gewannen die Bauern, was sie bei einem


allgemeinen Preisfall verloren hätten. Aber, was sie gewonnen, das mußte ein


anderer verlieren, denn vom Himmel fallen keine Werte. Wer verlor, das waren


die Gläubiger, die Banken, die Rentner.


Durch die Entwertung ihres Kapitals mußten die Rentner ihre Ausgaben ein-


schränken, und die Geschäfte, welche für die Rentner arbeiteten, litten darunter


und klagten. Es ist auch nicht anders möglich, als daß bei so gewaltigen


Eigentumsverschiebungen, wie wir sie hier erlebt haben, einzelne


Industriezweige nicht zerrieben werden; aber wie bald verstummen die Klagen


über die Arbeitslosigkeit. In demselben Verhältnis, wie die Kaufkraft bei dem


Rentnern nachließ, wuchs dieselbe bei der Landbevölkerung; und die Industrien,


welche für die Landbevölkerung arbeiteten, absorbierten sehr bald die durch den


Bankrott der Rentner müßig gewordenen Kräfte. Wenn, statt zu steigen, die


Preise gesunken wären, was dann? Die Bauern hätten Bankrott gemacht, und


der Tod des Schuldners zieht den Tod des Gläubigers nach sich.


Was hätten die Bauern gemacht, welche durch den Bankrott der Rentner


beschäftigungslos geworden wären, wenn ihnen nicht die stärkere Kaufkraft der


Landwirte zu Hilfe gekommen wäre? Es berührt eigentümlich, wenn man bei die-


sem Sachverhalt über die Verteuerung des Lebens gerade von Seiten der Leute


Klagen hört, welche in ökonomischen Fragen die extremsten Ansichten teilen.


Sie sind nicht in der Lage, und schon allein durch ihren Beruf können sie auch


nicht die nötige Erfahrung besitzen, um die Wirkungen eines wirtschaftlichen


Ereignisses bis zur zweiten Etappe zu verfolgen. Und doch glauben sie, die radi-


kalsten Mittel zur Verbesserung ihrer Lage vorschlagen zu dürfen.


Welche Garantie bietet ihnen ihre Unerfahrenheit, daß das, was sie vorschla-


gen, nicht gerade die entgegengesetzte Wirkung ausüben wird, wie wir es eben


bei der angeblichen Verteuerung des Lebensunterhaltes durch Preissteigerung


gesehen haben?
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Die Bekehrung eines Ketzers
Südamerika verursacht den Nationalökonomen in Europa schwere


Kopfschmerzen. Das Papiergeld, welches hier den Verkehr vermittelt, ist mit den


Werttheorien jener Gelehrten durchaus nicht in Einklang zu bringen. Die


Nationalökonomen bestehen immer noch darauf, daß das Material der Münzen


dem Gelde Wert verleiht, daß die Produktionskosten dieses Materiales den Preis


der Münzen bestimmen, obwohl die Kreolen diese Theorien schon längst theore-


tisch und praktisch über den Haufen geworfen haben. Argentinien allein besitzt


Papiergeld, welches einen Börsenwert von circa 100 Millionen Gold hat, während


die Produktionskosten dieses Geldes nicht eine halbe Million betragen. Wie ist


diese Tatsache mit der Theorie zu decken, wonach die Produktionskosten den


Preis der Münzen bestimmen? Diese Banknoten sind von einem Staat garantiert,


welcher im In- und Auslande den Kredit verlor; sie sind von Banken ausgegeben,


die nicht einmal in der Lage sind, die Privatdepots zurückzuzahlen, die wenig in


Kasso haben; und dennoch besitzen diese Noten Wert und zwar einen sehr


hohen Wert. Es gibt kein Land in der Welt, welches bei gleicher Einwohnerzahl


Geld im Werte von 100 Millionen Gold besitzt, und dabei hat Argentinien kaum


eine halbe Million für die Anschaffung dieses Geldes ausgegeben.


Man behaupte nicht, daß diese Banknoten Schuldscheine der Regierung,


Kreditpapiere vorstellen, daß die Regierung diese Schuldscheine einst einlösen


wird und daß der Börsenwert der Banknoten sich auf die Hoffnung stützt, daß die


Noten einst pari mit Gold eingelöst werden. In Argentinien erwartet niemand


mehr die Einlösung. Im Gegenteil, jedermann ist sich vollkommen bewußt, daß


die Regierung die Noten noch vermehren wird, sowie das Moratorium abgelaufen


sein und das Geld in den Staatskassen knapp sein wird. Wer verspricht denn


übrigens die Einlösung der Konversion der Noten? In den Noten selbst ist kein


Wörtchen davon die Rede. Die Inschrift der Banknote verspricht dem Inhaber


einen gesetzlichen Taler, aber weder Gold noch Silber. Was ist denn ein gesetzli-


cher Taler? Ein Peso „de curso legal“? Kein Auge hat es je gesehen. Kein Ohr


wird es jemals hören, was ein gesetzlicher Taler ist. Ein gesetzlicher Taler ist ein


Phantom-Taler, ein unwägbares, unmeßbares, unsichtbares Ding, unsichtbarer


als die Seele eines Maikäfers . Und diese Maikäferseele, dieser Phantasietaler,


dieser gesetzliche Taler hat Wert, und zwar klingenden Goldwert.


Es sind auch nicht etwa Zinszahlungen a la Rententiteln, welche dem


Phantomtaler Wert verleihen. Die Regierung bezahlt keinen Heller Zins für die


300 Millionen Papiertaler, welche sie in Umlauf gesetzt hat. Im Gegenteil, wer


sich diese Taler verschaffen muß, hat Zinsen, schwere Zinsen zu zahIen. Wenn


das Papiergeld, wie die Nationalökonomen ausrechnen, ein Kreditgeld, ein


Schuldschein der Regierung vorstellt, dann sehen wir 
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hier das wunderbare Schauspiel, daß nicht der Schuldner dem Gläubiger, son-
dern umgekehrt, der Gläubiger dem Schuldner Zinsen zahlt!!!


Ich ersuche die Nationalökonomen, diese Widersprüche mit ihrem Theorien
zu erklären. Ich fordere sie auf zu sagen, was ein gesetzlicher Taler in
Argentinien ist. Ich drücke die Nationalökonomen gegen die Wand und zwinge
sie, mir zu sagen, was den Preis eines gesetzlichen Talers in Argentinien bildet.
Heraus mit der Sprache!


Wo Gründe fehlen, da helfen Flüche. Die Nationalökonomen können diese
Widersprüche nicht erklären, darum fluchen sie wie die Rohrspatzen über die
elende Papierwirtschaft. Statt nun Raison anzunehmen und eine Revision ihrer
alten Theorien zu bewerkstelligen, berufen sie sich auf Adam Smith und beste-
hen hartköpfig auf ihrem Standpunkt, obwohl sie damit die Vernunft vor den Kopf
stoßen. Sie beschreiben lang und breit den Unterschied zwischen Tausch- und
Gebrauchswert, sie erklären, daß ein Gegenstand Gebrauchswert haben kann,
ohne dafür Tauschwert zu besitzen, aber es ist ihnen noch nicht eingefallen, zu
fragen, ob das Gegenteil nicht auch eintreffen kann, ob ein Gegenstand
Tauschwert haben kann ohne Gebrauchswert zu besitzen. Wenn Gebrauchs und
Tauschwert zwei verschiedene Dinge sind, warum verlangen dann die
Nationalökonomen, daß ein gutes Geld inneren Wert, d.h. Gebrauchswert besit-
zen soll? Warum soll der Tauschwert allein nicht genügen? Und den Beweis, daß
es so ist, daß der Tauschwert allein genügt für einen Gegenstand, der als Geld
dienen soll, liefert uns das argentinische Papiergeld. Die argentinische Banknote
hat Tauschwert, ohne ein Atom von Gebrauchswert zu besitzen.


Dies ist Tatsache, unbestrittene Tatsache. Das argentinische Geld beweist,
daß ein Gegenstand Tauschwert haben kann, ohne den geringsten
Gebrauchswert zu besitzen, daß der Tauschwert nicht durch die
Produktionskosten bestimmt wird; und diese Tatsache stößt nicht allein die natio-
nalökonomische, sondern auch ihre Abart, die sozialdemokratische Wert-Theorie
um. Auf der Marx’schen Werttheorie ist aber der ganze wissenschaftliche
Sozialismus aufgebaut !


Die Nationalökonomen nimmt übrigens niemand mehr ernst. Kein Kaufmann
richtet sich nach ihren Theorien; sie werden überall zum Narren gehalten. Und
als solche muß man sie halten, wenn man liest, daß der Häuptling unter ihnen,
Herr Leroy Beaulieu, in seinem Werke „La science des Finances“. zweiter Band
Seite 671, den Ländern mit Papierwährung allen Ernstes anempfiehlt, Anleihen,
wenn nötig zu 10% aufzunehmen, um die Metallwährung einzuführen. Zu wel-
chem Zweck? Um das Vergnügen zu hahen, jährlich 30 Millionen Sack Weizen
mehr an Zinsen zu zahlen, um die Schuldner zu ruinieren, um den Wucher zu
fördern, die Industrie brachzulegen, die Rentner zu bereichern, das Proletariat zu
vermehren? Rentner und Proletarier haben wir gerade genug.


Die Gelehrten aller anderen Wissenschaften haben die Genugtuung, daß man
bei einschlägigen Fragen sie konsultiert, daß man ihre Ratschläge befolgt. Aber
bei den Nationalökonomen verhält es sich umgekehrt. Die allgemeine Einführung
von Schutzzöllen 
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in der ganzen Welt bedeutet geradezu eine öffentliche Verhöhnung dieser


Wissenschaft. Wo man eine Ausnahme machte von der Regel, wo man die


Ratschläge der Nationalökonomen befolgt, hat man nur Mißerfolge zu verzeichnen.


Eine solche Ausnahme hat bisher in Südamerika die kleine Republik Uruguay


durch Beibehaltung der Metallwährung gemacht. Die Mißerfolge sind denn auch


nicht ausgeblieben. Der Irrglaube an die allein seligmachende Goldwährung, das


ketzerische Augen verschließen gegen die Vorteile der Papierwährung haben


das Land auf den Hund gebracht und dasselbe auf Gnade und Ungnade den


Wucherern überliefert.


Jetzt soll der Ketzer bekehrt werden, wenn nicht willig. dann mit List. Die


Regierung hat es so beschlossen. Schon vor drei Jahren machte die Regierung


einen Bekehrungsversuch, der aber an der Allmacht des Goldes scheiterte.


Im Prinzip ist das Land mit der Papierwährung schon einverstanden, aber es


fürchtet sich vor den Mißbräuchen, denen die Papierwährung ausgesetzt ist; hat


kein Vertrauen zu der Regierung. Den Buben, die gewöhnlich an der Spitze sind,


will das Volk nicht die Verwaltung seines Geldes übertragen, es überläßt dieselbe


lieber den Wucherern.


Nun hat die Regierung ein Mittel ersonnen, welches das Vertrauen überflüssig
machen soll, ein Mittel, das, wenn es wahr ist, daß die Kinder der Finsternis
schlauer sind als die Kinder des Lichtes, das Mißtrauen des Volkes zur
Regierung erklärlich macht, denn das Mittel ist zu ingeniös, um dem Dummkopfe
eines Lichtkindes zu entspringen.


Die Regierung hat sich überzeugt, daß die eigentliche Opposition, welche
dem Papiergeld gemacht wird, nicht so sehr vom Volk herrührt, sondern vom
Golde selbst, und hat daraus den richtigen Schluß gezogen, daß, um dem
Papiergeld die Wege zu ebnen, die Goldmünzen vor allen Dingen aus dem
Lande verjagt werden müssen.


Nun gibt es ein ökonomisches Gesetz, wonach das internationale Gold (die
Gelehrten und Rentner sagen: das gute Gold) immer von dem nationalen
(schlechten) Golde vertrieben wird, weil das nationale Geld mehr Privilegien
besitzt als das internationale; und die Richtigkeit dieses Gesetzes begreifend,
macht die Regierung jetzt den Versuch, das Gold durch Silber zu verjagen. Das
Silber ist ja kein internationales Geld mehr, seitdem es aus allen Münzstätten
geächtet wird, und das Gold wird somit dem Silber den Platz räumen müssen.


Bereits ist eine Million Silber-Pesos von Chile in Montevideo eingetroffen.
Man spricht schon von neuen Abschlüssen, und für jeden Silber-Peso, der einge-
führt wird, muß ein Gold-Peso das Feld räumen.


Das Silber stöbert das Gold auf, es dringt in dessen verborgenste
Schlupfwinkel, verdrängt seinen Insassen und zwingt ihn zur Auswanderung.


Zwischen Einstandspreis und Verkaufspreis des Silber-Talers ist heute ein


Unterschied von circa 30%, das heißt der Metallwert des Silber-Talers ist nur 60


cents Gold, und da die Regierung diese Taler als vollgewichtige Gold-Taler in


Umlauf setzt, so profitiert sie 300.000 Pesos Gold an jener Million Silberpesos.
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Dieser Profit muß den Appetit reizen, und es ist mehr als wahrscheinlich, daß


von jetzt an bei jeder Geldverlegenheit zu diesem Ausweg gegriffen wird, um so


mehr, als das Silber durch die Aufhebung der freien Silberprägung in Indien noch


bedeutend im Werte gefallen ist und der Profit der Regierung an den


Silberprägungen demgemäß wächst.


Man kann sich darauf gefaßt machen, daß in Uruguay in wenigen Jahren die


reine Silberwährung eingeführt sein wird.


Heute kursiert der Silbertaler noch pari mit dem Goldtaler, weil nur wenig


Silbermünzen existieren, aber in demselben Verhältnis, wie diese Silbermünzen


vermehrt werden, rückt auch der Tag heran, wo das Gold Prämie machen wird.


(Ist schon jetzt vorhanden; wie wir aus Tauschblättern ersehen, zahlt man in der


Schweiz z. B. ein Agio von 3 0/00 für Gold. Redaktion).


Und dies ist es, was die Regierung offenbar will, denn von dem Tage an, wo
das Silber Zwangskurs besitzen wird, werden die Banken, welche in Uruguay
ihre Netze ausgespannt haben, wohl oder übel den Betrieb einstellen müssen,
denn ihr Kapital besteht in Gold, und dieses Gold werden sie doch nicht gegen
minderwertiges Silber ausgeben. Sie würden sich ja dadurch der Gefahr ausset-
zen, die Hälfte ihres Gutes zu verlieren.


Diese Banken werden somit einpacken und andere Länder mit ihrem Besuche
beglücken müssen.


Mit der Auswanderung des Goldes ist der Regierung der Sieg gesichert. Der


geringe Widerstand, welchen das Volk der Annahme des Papiertalers machen


wird, wird das Gewicht des Silbers, die Substanz, der Gebrauchswert des


Silbertalers (welcher Hohn für die Nationalökonomen!) selber überwinden. Denn,


sind erst die Goldnoten der Privatbanken aus dem Lande vertrieben und kursiert


nur mehr massives Silber, so wird sich das Papiergeld von selber einstellen, weil


bei der heutigen Entwertung des Silbers die Münzen aus diesem Metall nicht viel


besser sind als die Eisenmünzen, welche in Sparta als Geld zirkulierten.


Man darf nämlich nicht vergessen, daß so wie das Gold in Uruguay Prämie


machen wird, alle Preise steigen werden, daß diese Preissteigerung mit der Zeit


die ganze (50%) Wertdifferenz zwischen Gold- und Silbertaler ausmachen wird,


und daß, um 100 Pesos in Gold zu zahlen, man 200 Stück Silbertaler abzählen


muß. Eine Herkules-Arbeit!


Stellt sich aber erst die Notwendigkeit ein, Silbernoten auszugeben, so hat
man nur mehr einen Schritt bis zur reinen Papierwährung; denn an den
Notenemissionen ist der Profit der Regierung rein netto: die Banknoten werden
die Silbermünzen verdrängen, wie die Silbermünzen das Gold verdrängten, weil
das Papier noch nationaler (schlechter) als das Silber ist, weil das Silber im
Notfall immer noch im Ausland oder in den Juwelierläden Schutz vor den
Verfolgungen des Papiergeldes finden kann.


Das Silber wird seinen Zweck erfüllt haben, es wird dem Papiergeld den
Übergang von der Goldwährung erleichtert haben, und einen anderen Zweck hat
man jedenfalls nicht in Montevideo.
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Wie schlecht das Papiergeld auch in Uruguay verwaltet werden wird, wie


wenig Sachkenntnis und Überlegung bei den Emissionen obwalten werden, wie


viel Mißbrauch mit dieser Verkehrseinrichtung getrieben werden wird, schlechter


als die Goldwährung wird die Papierwährung sich nicht erweisen.


Die Bekehrung des letzten südamerikanischen Ketzers zur Papierwährung


wird das Land aus den Händen der Wucherer befreien, die Preise werden stei-


gen, die Preissteigerung wird die Unternehmungslust fördern, die Schuldner wer-


den ihren Verpflichtungen nachkommen können, die Landwirtschaft wird sich ent-


wickeln können, die Einwanderung zunehmen.


Die Einführung der Papierwährung in Uruguay wird der nationalökonomischen


Theorie von der Unersetzlichkeit des Metallgeldes einen neuen Schlag versetzen


und vor allen Dingen dazu beitragen, den täglich notwendiger werdenden tief-


greifenden Reformen die Wege zu bahnen.
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Scheidemünzen
Seitdem man dem Silber den Zutritt zu den Münzstätten versperrt hat und die


Nachfrage nach Geld sich jetzt ganz auf das Gold konzentriert, hat das Silber


seinen kauffähigsten Kunden verloren und ist dasselbe im Verhältnis zu seinem


bevorzugten Nebenbuhler, dem Gold, so billig geworden, daß man mit einer


Mark in Gold ein zwei Mark großes Stück Silber auf dem Markt kaufen kann.


Die Fabrikation von Silbermünzen bildet daher jetzt ein sehr lukratives


Geschäft und manche in Geldnöten sich befindende Regierung hat schon mit


dem aus diesem Geschäft erzielten Gewinne das Staatsschiff wieder flott


gemacht. So hat z. B. erst kürzlich die uruguayische Regierung einen Abschluß


für die Prägung von 12 Millionen Mark Silber gemacht, wovon sie rund die Hälfte


profitiert. (Vorausgesetzt, daß der uruguayische Markt so viel Scheidemünzen


wird absorbieren können.)


Aber auch die Privatindustrie hat dieser neuen und ergiebigen Erwerbsquelle


ihre Aufmerksamkeit gewidmet und mancher Dollar, Schilling und Taler ist jetzt


schon im Verkehr, der von der Privatindustrie herrührt. Der Umstand, daß das


Silber nicht noch weit tiefer im Preise gesunken ist, und daß in Nordamerika,


trotz der (im Verhältnis zu der dort mächtig sich entwickelnden Arbeitsteilung)


doch nur geringen gesetzlichen Silberprägung, dennoch Goldabfluß erfolgte, läßt


darauf schließen, daß die ungesetzlichen Silberprägungen im großen Maßstabe


betrieben werden.


Die Frage wird darum jetzt überall besprochen, wie man diesen


Privatprägungen begegnen kann, denn obgleich die Produkte derselben sich in


keinem Punkte von den aus den staatlichen Werkstätten kommenden Münzen


unterscheiden, so hält man doch diese Privatprägungen für einen Eingriff in die


Vorrechte des Staates und verfolgt sie. Aber, wie kann man feststellen, ob eine


Münze aus den staatlichen Werkstätten herrührt oder nicht? Es gibt kein Mittel


um dies zu konstatieren und die Regierungen sehen sich in der Fabrikation von


silbernen Scheidemünzen hilflos der Privatkonkurrenz ausgesetzt.


Trotzdem ich kein Freund des Metallgeldes bin, einerlei ob Silber oder Gold,
sondern für Einführung uneinlösbaren, nationalen Papiergeldes stimme, und
daher auch keinen Grund habe, den Anhängern des Metallgeldes Ratschläge zu
geben, so möchte ich doch auf den einzigen Ausweg aufmerksam machen, der
sich bietet, um der Gefahr einer Überschwemmung des Landes mit
Silbermünzen vorzubeugen, weil die Annahme dieses Vorschlages wenigstens
einen der zahlreichen Vorzüge der Papierwährung zu öffentlicher Anerkennung
bringen würde.


Der Vorschlag geht dahin, alle Scheidemünzen einzuziehen und sie durch
Papiernoten, wie solche in Argentinien in Gebrauch sind, zu ersetzen.


Würde man in Deutschland die Scheidemünzen einziehen und ihnen den


Zwangskurs entziehen und dafür kleine Banknoten von 5, 10, 20, 50, 100, 200 Pf


in Umlauf setzen, so 
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wäre die Gefahr, der man heute hilflos gegenübersteht, auf einfachste und


sicherste Weise beseitigt.


Man würde einen Termin angeben, bis zu welchem die silbernen Münzen gegen


Papier eingetauscht werden können, und nach diesem Termine alle silbernen


Münzen an den staatlichen Kassen zurückweisen. Der Falschmünzerei wäre dann


ein Riegel vorgeschoben; die Privatprägung von silbernen Münzen würde von sel-


ber aufhören, weil keine Abnehmer für diese Münzen mehr zu finden wären.


Aber auch abgesehen von diesem Vorteil hat die Einführung solcher kleinen


Banknoten von 5–10–20 bis 50 Pf so bedeutende Vorzüge, daß man sich 


wundert, warum man zögert dieselben überall in der Welt einzuführen. Hier in


Argentinien z. B. haben sich dieselben trotz der miserabelsten aller Verwaltungen


so gut bewährt, daß sie niemand mehr entbehren möchte.


Während die deutschen Scheidemünzen ein Gewicht von mehreren Millionen


Kilo repräsentieren und dadurch eine im höchsten Grade unangenehme


Belastung des Publikums bedeuten, kommt das Gewicht der gegnerischen


Scheidemünzen gar nicht in Betracht. Man kann einen Vorrat an kleinen


Banknoten für eine achttägige Reise in der Tasche haben, ohne es zu merken,


während ein geringer Bruchteil dieser Summen in Silber genügt, um die


Tragfähigkeit des besten Hosenträgers zu erschöpfen.


Das Zählen dieser Silbermünzen ist überaus zeitraubend und umständlich. Die


Gefahr sich dabei zu irren ist groß und es unterliegt keinem Zweifel, daß die silber-


nen Scheidemünzen eine ganze Anzahl von Personal in Banken, Postämtern usw.


beschäftigen, die man bei Einführung von Papiernoten sparen könnte, denn das


Abzählen der Papiernoten geht ungemein schnell und sicher vonstatten. In dersel-


ben Zeit, in welcher man 1.000 M in 10-, 20- und 50-Pf-Stücken abzählt, zählt man


in 10-, 20- und 50-Pf-Papiernoten wenigsten 20.000 M, wobei die Gewähr, daß


man sich nicht verzählt hat, nochmals 20 mal größer ist als bei dem Silbergeld.


Der Versand von kleinen Beträgen kann in Deutschland nur per


Postanweisung oder per Briefmarken erfolgen, hier in Argentinien benutzt man


dazu diese kleinen Banknoten als Briefeinlagen.


Ein anderer Vorteil der Papierscheidemünzen ist der, daß sie weniger leicht
verloren gehen, daß, falls sie verloren gehen, man sie leichter wieder findet und
daß, falls sie nicht mehr wiedergefunden werden, der Verlust durch Neudruck
fast kostenlos für das Gemeinwesen ersetzt werden kann. Die Erfahrung hat in
Argentinien gezeigt, daß von den kleinen Banknoten jährlich etwa 2% verloren
gehen, deren Ersatz durch Neuemission von Seiten der Regierung eine jährliche,
nicht unbedeutende Nebeneinnahme des Fiskus bildet. In Ländern mit Metallgeld
ist der Verlust an Scheidemünzen ganz unzweifelhaft größer, aber der Ersatz
derselben durch Neuprägungen ist mit einer Ausgabe von 50–60% des Wertes
der Scheidemünze verknüpft.


Alle diese Vorteile der kleinen Banknoten sind so bedeutend, sie springen so
sehr in die 
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Augen, daß man sich wirklich wundert, warum die deutsche und andere


Regierungen die unbequemen und altmodischen Metallmünzen beibehalten. Und


auf der Jagd nach den Gründen, welche bestimmend auf das Verhalten der


Europäer wirken mögen, trifft man nur einen einzigen: „Die Scheu vor den


Unkosten des Druckes und des Unterhaltes der kleinen Banknoten.“ 


Denn diese kleinen Banknoten leiden ziemlich viel im Verkehr und sie müssen


häufig erneuert werden.


Aber man vergißt, daß diese Unkosten so überreichlich gedeckt werden durch


die Einnahmen, welche dem Fiskus aus dem fast kostenlosen Ersatz der im


Verkehr verlorengehenden Noten erwächst. Für die Noten, welche das Publikum


im Laufe des Jahres verliert, gibt der Staat neue aus und dieser Betrag ist so


groß, daß die Unkosten des Unterhaltes der Banknoten mehr als gedeckt sind.


ln Deutschland sollen etwa 800 Millionen an Scheidemünzen (Silber, Nickel


und Kupfer) zirkulieren, von welchen nach argentinischem Maßstabe 2% gleich


16 Millionen jährlich verloren gehen und im Straßenkehricht auf


Nimmerwiedersehen verschwinden. Ersetzt man diese 800 Millionen durch


Papiergeld, so kann die Regierung jährlich 16 Millionen neue Noten in Umlauf


setzen und als Einnahme zur Deckung der Druckkosten betrachten.


Durch die Einziehung der Silbermünzen und durch den Ersatz derselben


durch kleine Banknoten von 5–10–20 und 50 Pf würde sich also die Regierung


wirksam vor Falschmünzerei schützen und gleichzeitig dem Publikum ein viel


bequemeres Zahlungsmittel bieten, ohne einen Pfennig Unkosten.
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Betrachtungen über die Silberfrage
I.


Es ist gar nicht lange her, wo jeder zur Staatsmünze Silber brachte, das gleiche


Gewicht in geprägten, gesetzlich gültigen Münzen zurückerhielt, wo jedermann


seine Geldschulden nach Belieben in Gold oder Silber bezahlen konnte. Ein


Taler war damals nichts als ein Stück Silber oder Gold von bestimmtem Gewicht


und von bestimmtem Gewichtsverhältnis zwischen diesen beiden Metallen.


„Dreißig ein Pfund Feinsilber oder ein Pfund fein sind 30 Taler“, sagte die


Inschrift des Talers. Der Begriff„Taler“ war identisch mit der Vorstellung eines


Stückes Silber von so und so viel Gramm fein. Niemandem fiel es ein, daran zu


zweifeln, daß ein Pfund Feinsilber nicht 30 Taler waren, denn die Münze in Berlin


gab 30 Taler für jedes Pfund fein, das man hinbrachte, denn der Taler war ja wei-


ter nichts als ein Pfund Feinsilber, welches in 30 Stücke zerlegt und von denen


jedes Stück mit dem Stempel der Münze als Garantie für Gewicht und Feingehalt


versehen war.


Es begab sich aber, daß die Geldschuldner sich die ganz natürliche Frage


vorlegten: Wie bezahle ich meine Schulden am billigsten, in Gold oder in Silber?


Welches von diesen beiden Metallen wird mich am wenigsten kosten? Die


Schuldscheine, Wechsel, Pachtkontrakte und Geldverbindlichkeiten aller Arten


waren ja weiter nichts als eine Art Lieferungskontrakt für ein bestimmtes


Gewichtsquantum Silber oder Gold.


Ein genaues Studium dieser Frage ergab, daß die Produktionsverhältnisse für


das Silber günstiger lagen, d.h., daß man das Silber billiger aus den Minen


schaffen konnte als es auf dem Markte käuflich war, und das Resultat dieser


Erkenntnis war, daß die Schuldner der Produktion des Silbers ein besonderes


Interesse zu widmen anfingen. Wie ein Bauer, der einen Kontrakt zur Lieferung


von 1.000 Tonnen Kartoffeln abgeschlossen, sich darauf verlegen wird, nach


Mitteln zu suchen, um seine Kartoffeln möglichst billig zu liefern, so verlegen sich


die Schuldner darauf, neue Minen aufzusuchen, neue Extraktionsmaschinen,


neue Scheideverfahren zu ersinnen denn damals war ja ein Pfund fein gleich 30


Taler und alles, was die Schuldner an der Produktion des Silbers sparten, das


profitierten sie an den Talern, die sie sich zu liefern kontraktlich verpflichtet hat-


ten. Der Wortlaut der Wechsel, Hypotheken etc. „Zahlen Sie am 1. Dezember
gegen diesen Wechsel 30 Taler“ war ja identisch mit: Liefern Sie am 1. Dezem-


ber ein Pfund Feinsilber.


Der Zufall wollte nun, daß diese natürlichen und vollkommen legalen


Bestrebungen der Schuldner durch die Entdeckung neuer und ergiebiger Gruben


mächtig unterstützt wurden, während gleichzeitig auch die Scheideverfahren


bedeutende Verbesserungen 
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erfuhren. Angespornt durch die günstigen Erfolge wurde nun drauflos gearbeitet


– Tag und Nacht – und mächtige Quantitäten Silber wurden zutage gefördert und


zu Talern gestempelt.


Die unausbleibliche Folge war nun eine allgemeine Preissteigerung der


Waren, d.h. eine Entwertung des Geldes, sowohl des Goldes wie des Silbers.


Jetzt merkten die Gläubiger, die doch sonst in der Erfindung spitzfindiger


Klauseln nicht sparsam sind, daß sie unklug gehandelt hatten, den Wechsel „in
Gold oder Silber zahlbar“ ausgestellt zu haben. Es reute sie, daß sie sich verrech-


net, daß sie falsch spekuliert hatten, und sannen nun ihrerseits nach Mitteln, um


sich vor Verlusten zu schützen. Aber nur zu bald mußten sie sich überzeugen, daß


es keine Rettung gab, denn das Gesetz sagte ganz deutlich: „Ein Taler ist so und
so viel Gramm Feingold oder so und so viel Gramm Feinsilber“. Der Verlust an


Eigentum durch die Entwertung des Geldes war also unvermeidlich, und nur der


Staat konnte sie davor retten. Sprach man doch auch schon damals von


Staatsversicherung gegen kaufmännisches Risiko, Recht auf Arbeit, Maximal-


Arbeitstag etc.! Warum sollte denn der Staat nicht auch als Schirmherr gegen


Verluste durch Geldentwertung auftreten können? Es genügte, daß der Staat dem


uralten Begriff Taler einen neuen, modernen Sinn unterschieben ließ, daß der Staat


aus allerhöchster Machtvollkommenheit in den Geldwertlieferungskontrakten die


Worte „zahlbar in Silber“ strich und nur „zahlbar in Gold“ stehen ließ.


Und die Bemühungen der Gläubiger wurden von Erfolg gekrönt. Was der Staat


dem Arbeiter bisher versagt hatte: Schutz vor Verlusten, vor Arbeitslosigkeit etc.,


das konnte den reichen Bankiers nicht versagt werden. Das Unglaubliche kam


zustande.


Wie viel schuldet Dir der Bauer an Hypotheken? fragte der Staat. Tausend
Taler, d.h. 33 Pfund Silber oder 2 Pfund Gold. Nimm Deine Handschrift und strei-
che das Wort „Silber“, sprach der Staat.


Das Gesetz, welches in ehernen Buchstaben auf Millionen und Abermillionen
Talern eingeprägt war „30 ein Pfund fein“ wird annulliert; in den Münzstätten wird
dem Silber der Zutritt versagt, in den Milliarden und abermals Milliarden von
Geldlieferungskontrakten alias Hypotheken, Wechsel-Obligationen,
Schuldscheinen, Anleihen etc. etc. streicht der Staat die Klausel „zahlbar in
Silber“. Den Schuldnern wurde die Wahl genommen, in Gold oder Silber zu
bezahlen. Man zwingt sie, mit dem teuren Golde zu bezahlen und stellt den
Gläubigern Gerichte und Säbel zur Verfügung, um protestierende Schuldner
gefügig zu machen. Das von den Schuldnern in den Silberminen angelegte
Riesenkapital wird zu Wasser und niemand entschädigt sie dafür.


Aber die Gläubiger drängen auf Zahlung und zwar auf Zahlung in Gold. Da


keine Goldminen zu finden sind, so müssen die Schuldner das Gold auf dem


Markte kaufen, was geschieht? Was geschieht denn, wenn die Nachfrage


wächst? Der Preis steigt. Das Gold steigt im Werte, das heißt, die Waren fallen


im Preis um 5, 10 und 25%. Die Schuldner müssen für das Gold 25% mehr


Waren hergeben, als ihnen früher das selbe Gold-
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quantum gekostet hätte. Die Gläubiger erhalten für das selbe Gold 25% mehr
Waren, das heißt, daß die Gläubiger auf Kosten der Schuldner einen
Vermögenszuwachs von 25% erreicht haben durch die Vermittlung des Staates,
durch die Entmünzung des Silbers. Das war einmal ein schönes Geschäft, das
Goldwährungs-Panama!


II.


Am Schlusse des vorigen Artikel stellte ich die Behauptung auf, daß durch die


Silberentmünzung das Gold im Preise aufgetrieben, die Schuldner gefoppt und


betrogen worden seien.


Diese Behauptung bedarf des Beweises. Der Preis irgend eines


Gegenstandes, auch des Goldes, wird bekanntlich durch Nachfrage und Angebot


bestimmt und wer den Preis einer beliebigen Ware herauftreiben will, dem ste-


hen zwei Wege zur Verfügung: Entweder er muß das Angebot beschränken oder


die Nachfrage vergrößern. Kann ich erreichen, daß die Nachfrage nach Gold


wächst oder daß das Angebot fällt, so kann ich auf ein Steigen des Goldpreises


respektiv Werterhöhung des Geldes ebenso bestimmt rechnen wie daß auf den


Blitz der Donner folgt.


Da nun aber die Nachfrage nach Geld identisch ist mit dem Warenangebot,


so ließe sich eine Preiserhöhung des Geldes durch Vergrößerung der Nachfrage


nur durch eine Vermehrung der Warenproduktion erzielen. Weil aber die


Warenproduktion sofort zum Stocken kommt, sowie die Preise sinken, d. h.,


sowie der Geldwert steigt, so ist eine Werterhöhung des Geldes durch


Vergrößerung der Nachfrage undurchführbar. Der Versuch ist tausendmal wie-


derholt worden, er scheiterte aber jedesmal. Die Gründe anzugeben, warum dies


so ist und nicht anders sein kann, würde hier zu weit führen.


Den Gläubigern bleibt also zur Erreichung ihres Zieles, d.h. zur Verteuerung


des Goldes nur die Beschränkung des Angebots übrig und dahin führen wieder-


um zwei Wege: sie ziehen entweder das Gold einfach aus dem Verkehr und sta-


peln dasselbe in den Kellern auf oder sie veranlassen den Staat, auf dem


Steuerwege einen Teil des zirkulierenden Goldes einzuziehen und zu vernichten


oder einzuschmelzen.


Beide Mittel sind gleich wirksam, beide führen gleich sicher zum Ziele, nur


erfordert das erste – Zinsopfer und das Einverständnis von mehreren großen


Gläubigern, während beim letzteren die Unkosten der Operation von den


Steuerzahlern selber getragen werden und keinerlei Einvernehmen nötig ist.


Die erste Operation vollzieht sich im Stillen, ohne Wissen des Publikums. Das


Volk merkt nur die Wirkung an dem schlechten Geschäftsgang, an dem


Arbeitsmangel, an dem Fallen der Preise, ohne aber über den Grund der


Erscheinung eine Erklärung zu finden. Die zweite Operation vollzieht sich öffent-


lich mit der Einwilligung des Parlamentes, wenn auch unter Verkennung des


genauen Umganges zwischen Ursache und Wirkung. 
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Was aber die Hauptsache für die Gläubiger ist, ist, daß bei beiden Operationen


die Preise sinken, daß der Wert des Goldes steigt, daß ihr Vermögen wächst,


allerdings auf Kosten ihrer Schuldner.


Man hat versucht, die Ursache des heutigen niedrigen Preisstandes der


Waren mit einer allgemeinen Überproduktion zu erklären; man hat bestritten, daß


der Grund des allgemeinen Preisfalles in der Silber-Entmünzung, in der künstli-


chen Beschränkung des Geldangebotes zu suchen ist, aber wie ist es möglich,


etwas in Zweifel zu ziehen, was so klar vor aller Augen steht?


Das Warenangebot bewirkt eine Nachfrage nach Geld, und in der


Befriedigung dieser Geldnachfrage teilte sich früher das Gold und Silber. Wenn


nun das Silber von der Befriedigung der Geldnachfrage ausgeschlossen wird, so


muß doch die Nachfrage nach Gold um den ganzen Betrag des früheren


Silberangebotes wachsen und sein Preis demgemäß steigen.


Es geht da genau so zu wie bei irgend einer anderen Ware. Die Nachfrage


nach Brot wird durch Weizen und Roggen befriedigt und wenn durch eine


Mißernte im Roggen dem Weizen allein die Befriedigung des Brotbedürfnisses


zufällt, so steigt sein Preis.


Hier in Argentinien erzeugt das Warenangebot eine Nachfrage nach Papiergeld,


welche durch das Angebot von National- und Provinzialbanknoten gedeckt wird.


Würden wir aber heute die Provinzialbanknoten dem Verkehr entziehen, so würde


sich die ganze Nachfrage nach Geld an die Nationalbanknoten konzentrieren und


eine starke Werterhöhung dieser Noten bedingen. Dies kann niemand bestreiten,


ist es doch eine allgemein anerkannte Tatsache, daß der heutige hohe Preisstand


in Argentinien dem übermäßigen Geldangebot zuzuschreiben ist; sucht nicht unser


heutiger Minister eingestandenerweise die Preise und den Goldkurs herunterzu-


drücken, indem er vom Volk Steuern erhebt und den Ertrag verbrennt?


Zwischen Papier- und Metallgeld herrscht aber gerade in diesem Punkte voll-


kommene Identität, denn sowohl bei Metallgeld wie bei Papiergeld steht die


Höhe des Preises im direkten Verhältnis zur Quantität des zirkulierenden Geldes.


Die zur Untersuchung der Ursachen des heutigen niedrigen Preisstandes der


Waren eingesetzte englische Finanzkommission (es waren jedenfalls lauter


Inhaber von Grundtiteln resp. Gläubiger) kam zum Resultat, daß diese Ursachen


mehr bei den Waren als beim Geld zu suchen seien, weil infolge Besserung der


Produktionsmethoden die Waren immer wohlfeiler herzustellen sind.


Diese Herren unterließen aber wohlweislich hinzuzufügen, daß wenn es mög-


lich gewesen wäre, das Gold in ausreichender Menge und unter günstigeren


Bedingungen zu produzieren, die Preise nicht gesunken wären, trotz der wohlfei-


leren Produktionsmethoden der Waren.


Diese Vertuschung von Tatsachen in so überaus wichtiger Angelegenheit


halte ich für ein Verbrechen, welches sich in kürzester Zeit schwer rächen wird,


denn es handelt sich 
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hier um das Wohl von Millionen von Personen, denn hier stehen Hunderte von


Milliarden Mark auf dem Spiel.


Es handelt sich bei einer Verteuerung des Goldes ja nicht um die paar lumpi-


gen Geldstücke, die jeder besitzt, sondern um die gesamten


Geldverbindlichkeiten der Nationen und Privaten. Diese Geldverbindlichkeiten


betragen Hunderte von Milliarden Mark und setzen sich zusammen aus den


Nationalanleihen (in Europa allein 110 Milliarden Mark), Hypotheken (wohl die


gleiche Summe, wenn nicht mehr), Wechsel, Eisenbahn- und andere


Industrieobligationen, Pensionsverpflichtungen des Staates, Sparkassen, gegen


Gold einlösbares, aber ungedecktes Papiergeld (Kassenscheine), Miet- und


Pachtkontrakte, kaufmännische und Privatschulden etc. – Beträge, welche


zusammengerechnet nicht 200, sondern 500. vielleicht 1.000 Milliarden Mark


Gold für Europa allein ergeben. Tausend Milliarden Mark Gold, welche die


Schuldner ihren Gläubigem kontraktlich zu liefern verpflichtet sind.


Wie verschaffen sich die Schuldner dieses Gold? Sie müssen es kaufen. Wo?


Auf dem Markt. Womit? Mit ihren Waren.


Wenn nun der Preis des Goldes steigt, so wächst das Quantum der Waren,


welche die Schuldner beim Einkauf des Goldes hergeben müssen; der Wert ihrer


Schulden wächst, das Passivum wächst. Während gleichzeitig das Aktivum sich


entwertet. Der Bankrott von schwach fundierten Geschäften und


Unternehmungen ist unausbleiblich.


Der allgemein konstatierte Preisfall der Waren wird von einigen auf 25, von


anderen auf 30 und 50 Prozent geschätzt. Nehmen wir aber nur die geringste


Schätzung an – 25 Prozent – , so würde dies für die Staatsschulden allein einen


Zuwachs von 27 Milliarden und für die übrigen Gewerbeverbindlichkeiten 50,


vielleicht 100 Milliarden betragen. Um diese Riesensummen sind die Schuldner


durch die Preissteigerung des Goldes, durch die Entmünzung des Silbers zu


Gunsten ihrer Gläubiger geschädigt worden.


Der brutale Eingriff des Staates in die Geldkontrakte der Privatpersonen hat


eine Vermögensverschiebung von 50 bis 100 Milliarden verursacht, und ist es da


noch zu verwundern, wenn die Proletarier sich wie die Kaninchen vermehren?


Hätte man dem Silber seine uralten Privilegien gelassen, so stünden die Preise


doppelt so hoch, die Entwicklung hätte die entgegengesetzte Richtung genom-


men; statt 1.000 Millionäre mehr hätten wir 10 Millionen Proletarier weniger.


Womit hat man aber diesen ungeheuren Betrug zu entschuldigen gesucht?


Mit den Bedürfnissen des Welt- und Freihandels.


Der Freihandel existierte aber, wenn auch kümmerlich, zur Zeit des


Bimetallismus, und jetzt ist er verschwunden.


Warum ?
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III.


Wer sich niemals mit der Frage beschäftigt hat, welche Einwirkung eine


Preisveränderung des Geldes auf den Verkehr hat, der wird den Währungsfragen


überhaupt keine Wichtigkeit beimessen und den Zusammenhang zwischen


Goldwährung und Schutzzoll, zwischen Entmünzung des Silbers und Preisrück-


gang, Krisis und Arbeitslosigkeit und allgemeinem Geschrei nach staatlichem


Schutz niemals erfassen können.


Und mir scheint, wenn ich die Indifferenz betrachte, welche offenbar das Volk


sowohl wie die Presse den Währungsfragen entgegenbringen, daß bis heute


überhaupt nur sehr wenige die Tragweite einer Preisveränderung des Geldes


erkannt haben.


Und doch handelt es sich ums Geld, um die Grundlage des ganzen Handels


und Verkehrs. Das Geld bildet das eigentliche Handwerkszeug des Kaufmanns;


die Vermehrung des Geldbesitzes bildet Ziel und Zweck der Tätigkeit der großen


Mehrzahl aller Menschen; in dem Hauptbuch des Kaufmanns figuriert nur eine


einzige Ware – das Geld !


Wie furchtbar aber sich diese Mißachtung der Währungsfragen rächt und wie
gering die Sicherheit ist, mit welcher die Krämer operieren, die ihr
Handwerkszeug nicht kennen, die nicht ganz genau wissen, wie der Preis des
Geldes sich bildet, geht am klarsten aus der schier unglaublichen Zahl der jährli-
chen Fallimente hervor.


Die meisten Kaufleute teilen noch immer die Ansicht, daß das Gold und vor-
nehmlich das aus Gold fabrizierte Geld einen vollkommenen stabilen Preis hat.
Sie schieben die Preisveränderung der Waren Konsum- und Produktions-
veränderungen in die Schuhe. Es kommt ihnen niemals in den Sinn, die Ursache
dieser Preisveränderung in einer Wertveränderung des Goldes zu suchen. So
wird z.B. die Ursache des heutigen zu niedrigen Preisstandes des Weizens, der
Wolle und aller anderen landwirtschaftlichen Produkte, sowie die Reduktion, 
welche die Löhne der Arbeiter erfahren, überall anderswo, nur nicht in einer
Preiserhöhung des Goldes gesucht.


Für die Kaufleute ist das Gold ein Maß von bestimmten unveränderlichen
Wertdimensionen. Daß dieses Maß aber von elastischen Gummi hergestellt ist,
das wissen nur wenige. Im besten Falle, wenn die Wertveränderung des Geldes so
klar vor Augen liegt, daß sie auch dem Kurzsichtigsten sichtbar wird, wie z.B. in
Krisenzeiten, wird von einem unnatürlichen Preis des Geldes gesprochen. Aber
was ist denn das eigentlich, ein natürlicher Preis? The value of a thing is just as
much as it will bring (übersetzt: der Wert eines Dinges ist gerade so viel, wie es
einbringt), sagt mit vollem Recht der Amerikaner. Es gibt immer nur einen Preis,
und dieser ist auch immer natürlich, weil er unter natürlichem Gesetze, d.h. durch
Nachfrage und Angebot gemacht wird.


Nur allein ein genaues Studium aller Währungsfragen, nur allein ein sicherer


Begriff von der Art und Weise, wie der Preis des Geldes sich bildet, kann dem


Kaufmann Sicherheit in seinen Operationen bieten. Nur allein ein vertieftes


Studium des Geldes ermög-
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licht es dem Kaufmann, den Sturm herankommen zu sehen, wenn für alle ande-


ren der Himmel noch voller Geigen hängt.


Und als Beweis für die Sicherheit, welche das Studium der Währungsfragen
in der Abschätzung kommender Dinge bietet, möchte ich hier erwähnen, was
Herr Emilue Laveleye 1872 bei Gelegenheit der deutschen Münzreform prophe-
zeite, wenn man Prophezeihung eine Berechnung nennen kann, welche auf
Grund bekannter und sicherer Faktoren mit mathematischer Genauigkeit erfolgte.


Die Verschuldung der Staaten, die Paralysierung des Handels und Verkehrs,
die Arbeitslosigkeit, der Ruin der Landwirtschaft, die unendliche Vermehrung des
Proletariates etc. und als Folge aller dieser Umstände ein allgemeines Geschrei
nach staatlichem Schutze der Industrie, nach Zöllen hatte der brave Mann schon
1872 vorhergesehen. Die Gründe, warum die Goldwährung die Welt in dies wirt-
schaftliche Chaos stürzen würde, hatte Laveleye genau angegeben, aber er pre-
digte in einer wahren Wüste von Ignoranz und Gleichgültigkeit.


Welche Beweise lieferte der Mann für seine Behauptungen? Einfach genug
sind sie, aber auch um so triftiger.


Nachdem er gezeigt, daß die Entmünzung des Silbers eine Beschränkung des
Geldangebotes und damit eine Preiserhöhung des Geldes bedingen mußte, fragt
er:


Verkauft jemand sein Geld, wenn er weiß, daß er künftig einen besseren
Preis dafür erzielen wird?


Kann aber jemand eine Ware kaufen, ohne sein Geld zu verkaufen???


Gibt es Verkauf ohne Kauf?


Gibt es Arbeit ohne Verkauf?


Ohne Kauf gibt es keinen Verkauf und ohne Verkauf keine Arbeit, denn wo ist


heute der sonderbare Kauz zu sehen, der arbeitet, obwohl er weiß, daß seine


Produkte keine Käufer finden?


Solange aber das Geld im Preis steigt, gibt es keinen Käufer; kein Bankier,
Kapitalist noch Unternehmer verausgabt sein Geld, solange er weiß, daß dieses
im Preis steigt. Die Verteuerung des Geldes, die Entmünzung des Silbers muß
also unbedingt den Verkehr paralysieren, Arbeitsmangel erzeugen und zur Krisis
führen.


Ferner fragt Laveleye. 


Kann ein Pächter seinen Zins, der doch auf dem voraussichtlichen Reinertrag


berechnet ist, zahlen, wenn die Produkte der Landwirtschaft im Preise weichen?


Kann ein Kaufmann seinen Geldverbindlichkeiten nachkommen, wenn sein
Aktivum, d. h. sein Warenbestand fortwährend im Geldwert sinkt, wenn sein
Passivum, seine Geldschulden, fortwährend im Warenpreise steigt?


Kann ein Industrieller seinen Betrieb fortsetzen, wenn die Produkte täglich bil-
liger werden, wenn der Erlös die Ausgaben für (die) Löhne nicht deckt?


Wird ein Kapitalist Lust verspüren zu irgend einem Unternehmen, wenn er weiß,


daß 


372







infolge der weichenden Preise sein Unternehmen das in ihm angelegte Geld


nicht wieder einbringen wird?


Wird schließlich ein Staat ohne Defizit wirtschaften können, wenn infolge der


Krisis die Steuerkraft des Volkes abnimmt und seine Einnahmequellen versie-


gen?


Was wird geschehen, wenn dies alles eintrifft? Was anderes wird geschehen


als ein allgemeines Geschrei nach staatlichem Schutz vor dem alles minierenden


Preisfall? Woher kommt dieser Preisfall? Von der Entmünzung des Silbers


kommt er her, aber da man dies nicht zugeben wird, so bleibt nichts anderes


übrig, als die ausländische Konkurrenz dafür verantwortlich zu machen. Die


Beseitigung des Freihandels, die Einführung neuer und die Erhöhung bestehen-


der Grenzzölle wird von Landwirten, Industriellen und Kaufleuten gleichzeitig ver-


langt werden. Kurzum, die durch die Entmünzung des Silbers künstlich herunter-


gedrückten Preise wird man durch Zölle künstlich wieder heraufzuschrauben


suchen.


So ungefähr sprach Herr de Laveleye 1872 bei Gelegenheit der deutschen


Münzreform und man sieht, daß seine Prophezeihungen buchstäblich in


Erfüllung gegangen sind.


IV.


Wir haben bis jetzt gesehen, daß die Entmünzung des Silbers, die Einführung


der Goldwährung nicht allein eine Vermögensverschiebung von ungezählten


Milliarden zu Gunsten der Gläubiger auf Kosten der Schuldner bedingte, sondern


daß der Zweck, der so gewalttätige, kontraktbrüchige und betrügerische Mittel


heiligen sollte, obendrein noch ganz verfehlt wurde denn es ist Tatsache, daß mit


Einführung der Goldwährung die Erhöhung der früheren Finanzzölle zu


Schutzzöllen Hand in Hand ging, denn es ist z.B. amtlich anerkannt worden, daß


die Mac Kinley-Bill nur behufs Sicherung der Goldwährung eingeführt wurde. Der


Zweck der Goldwährung sollte sein, Verkehrshindernisse zu beseitigen, und die-


sen Zweck wußte man nicht besser zu erreichen als durch Errichtung chinesi-


scher Mauern. Widersinnigeres hat man bei den Schildbürgern noch nicht gese-


hen.


Zugegeben nun, daß die Leute, welche die Goldwährungsgesetze machten,


vom Handel nichts verstanden, daß die Leute, welche in Jahrtausende alten


Vorurteilen aufwachsen, keine Ahnung von der Bedeutung einer Preiserhöhung


des Geldes hatten, daß die Leute, vom Delirium des Goldfiebers erfaßt, nicht


wußten, was sie taten; aber war es nicht die Pflicht dieser Leute, nachdem sie


durch die Erfolge dieser Politik ernüchtert wurden, umzukehren auf der Bahn, die


sie beschritten?


Die Anhänger der Doppelwährung fordern diese Rückkehr und niemand kann


die Berechtigung dieser Forderung bestreiten.
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Aber die Rückkehr zur Doppelwährung würde eine allgemeine Preiserhöhung
der Waren, einen Preisfall des Geldes von 30–40, vielleicht 50% verursachen,
sie würde den Gläubigern den Milliardenraub wieder abtreiben, und dagegen
sträuben sich diese mit allen Federn und Borsten.


An dem Tage, wo 30 ein Pfund Fein wieder sein wird, wird das Geldangebot
sich verdoppeln, die Preise werden steigen, der Wert des Geldes wird fallen und
die Rentiers werden einen entsprechenden Schaden erleiden  – was Wunder
also, daß diese Leute die Doppelwährung als unmöglich und lächerlich darzustel-
len suchen.


Hier natürlich ist nicht der Ort, um diese Behauptung in allen Details zu wider-
legen, nur diese eine und wichtigste Frage will ich zu beantworten suchen:


Ist es möglich, durch internationalen Vertrag ein bestimmtes Wertverhältnis
zwischen Gold und Silber auf die Dauer zu erhalten?


Die Bimetallisten sagen „ja“ und ihre Gegner „nein“, und obgleich schon zent-
nerschwere Bücher über diesen Punkt geschrieben wurden, ist es noch nieman-
dem gelungen, die Gegenpartei zum Schweigen zu bringen.


Meiner Ansicht nach liegt der Grund dieser Meinungsverschiedenheiten
(abgesehen davon, daß bei so gar vielen Menschen Interesse und Meinung stets
übereinstimmen) in der von beiden Parteien angenommenen, aber irrigen
Voraussetzung, wonach der Preis durch die Produktionskosten bestimmt wird;
wonach der Wert nur ein Produkt menschlicher Arbeit sein kann.


Diese Lehre bildet den Ausgangspunkt aller Forschungen. Sie ist noch nie-
mals in Zweifel gezogen worden, denn selbst für Marx, der doch alle nationalöko-
nomischen Lehren einer so mißtrauischen Untersuchung unterwarf, galt sie als
Axiom.


Und doch ist diese ganze Lehre weiter nichts als gelehrter „Nonsens“. Sie
bedeutet eine totale Verdrehung der Tatsachen, denn schon die einfache Frage,
welche sich jeder Produzent zu Beginn der Arbeit stellt: ‘Wie viel Wert hat der
Gegenstand, wie viel Produktionskosten wird er vertragen können?’ beweist, daß
nicht der Preis durch die Produktionskosten, sondern daß umgekehrt die
Produktionskosten durch den Preis bestimmt werden.


Der Wert wird durch Nachfrage und Angebot selbständig bestimmt, und von
diesem Werte hängt es ab, ob sich die Arbeit lohnt oder nicht.


Auch die Arbeit als solche übt auf den Preis nur indirekten Einfluß aus. Bei
der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot wird die in dem Gegenstand
verkörperte Arbeit gar nicht in Betracht gezogen. Die argentinische Wolle z.B. hat
einen sehr großen Wert, obwohl sie im Verhältnis zu anderen Waren sehr wenig
Arbeit und Intelligenz gekostet hat. Warum? Weil die Nachfrage groß und das
Angebot durch die Produktionsbedingungen beschränkt ist.


Wenn aber der Wert durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird, kann es
dann überhaupt noch ein zweites ökonomisches Gesetz geben, welches die
Bestimmungen des 
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ersten revidieren und eventuell kassieren kann? Kann ein Bäcker etwa sagen:


‘Der Preis dieses Brotes ist durch Nachfrage und Angebot auf 10 herunterge-


drückt worden; bei meinem Konkurrenten ist das Brot für 10 zu haben; da ich


aber größere Produktionskosten habe, eine große Familie mit einem verschwen-


derischen Weibe an der Spitze, sowie auch mangelhafte Einrichtungen, so erlau-


be ich mir, Ihnen 11 statt 10 zu berechnen, da ja, wie Sie wissen, der Preis durch


Nachfrage und Angebot bestimmt, durch die Produktionskosten aber revidiert


wird.’


Jedermann wird zugeben, daß das Unsinn ist, daß nur ein Gesetz den Preis


beherrschen kann und daß neben der Preisbestimmung durch Nachfrage und


Angebot kein anderer Preisrichter existieren kann. Wie es logischerweise nur


einen Gott geben könnte, so kann es auch nur einen Preisrichter geben.


Nun aber ist es ja eine durch die Entwertung des Silbers klar bewiesene
Tatsache, daß der Wert der Münzmetalle von der Nachfrage abhängt, welche der
Warenaustausch nach Geld hervorbringt, daß der hohe Preis des Goldes heute
lediglich auf den Privilegien beruht, welche dieses entbehrlichste, schwerste und
nutzloseste aller Metalle in den Staatsmünzen besitzt. Die Garantie, welche das
Gold für seinen jetzigen Preis besitzt, besteht durchaus nicht in seinen metalli-
schen Eigentümlichkeiten, sondern in den Münzprivilegien, welche ihm durch die
Entscheidungen der Parlamente zuerkannt wurden. Hätte man bei Gelegenheit
der englischen Münzreform dem Silber den Vorrang gegeben und das Gold ent-
münzt, so würde das weiße Metall heute den Welthandel beherrschen, während
das Gold bei den Spielzeugfabrikanten, alias Goldschmieden, um Absatz herum-
betteln müßte (wie heute das Silber).


Die Nachfrage, welche heute der Warenaustausch nach Gold hervorbringt, ist
durchaus keine auf natürlichen Eigenschaften des Goldes beruhende Nachfrage,
sondern sie ist eine künstliche, von den Parlamentsbeschlüssen abhängige
Nachfrage. Ebenso gut, wie man sich kürzlich in Nordamerika für die Goldwährung
entschied, hätte man sich auch für die Silberwährung entscheiden können.


Wenn aber die Nachfrage und somit der Preis der Münzmetalle von parlamenta-


rischen Beschlüssen abhängt, wenn es (wie die Entmünzung des Silbers


beweist) von den veränderlichen Launen der Parlamente abhängt, heute das


Silber, morgen das Gold, übermorgen beide Metalle (Argentinien, Spanien,


Italien) zu entmünzen, wie kann man da noch den Einfluß der Parlamente auf


den Wert des Metallgeldes leugnen? Wie kann man die Möglichkeit verneinen,


durch internationales Abkommen diesen Einfluß derart zu benutzen, daß zwi-


schen Silber und Gold ein bestimmtes Wertverhältnis erhalten bleibt?!


Angenommen, es gäbe einen Bankier oder Minenbesitzer, der tausend Kilos


in Goldbarren besitzt und der sich weigerte, das von der Regierung festgesetzte


Wertverhältnis zum Silber anzuerkennen? Was bliebe dem Manne zu tun übrig?


Er müßte darauf verzichten, sein Gold in Münzen prägen zu lassen, er müßte


das wertgebende Privileg der Geldbildung aufgeben, er stünde vor der


Alternative, sein Gold als 
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Barren den Spielzeugfabrikanten meistbietend zu verkaufen oder aber die


Bedingungen der Münze anzuerkennen.


Die Möglichkeit, ein bestimmtes Wertverhältnis zwischen Gold und Silber


durch internationale Verträge zu erhalten, kann daher nur geleugnet werden,


wenn man leugnet, daß der Preis durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird,


daß die Nachfrage nach Gold und Silber von der Nachfrage nach Geld, d. h. vom


Warenangebot abhängt, daß die Parlamente Einfluß darauf haben, ob der


Warenaustausch mit Silber oder Gold stattfinden wird, und daß schließlich die


Münzprivilegien der Edelmetalle Einfluß auf den Preis haben können. Dies alles


ist aber durch den Preisfall des Silbers praktisch bewiesen worden.


Eine andere Frage aber ist die, ob die Wiedereinführung der Doppelwährung


nötig ist, ob man nicht durch einfachere Mittel die Wohltaten, welche von der


Doppelwährung erwartet werden, erreichen oder gar übertreffen kann.


V.


Wenn nun auch, wie wir gesehen haben, der Bimetallismus in der Theorie


durchaus nichts Unmögliches an sich hat, so bleibt doch noch die Frage, ob es


jemals gelingen wird, die widerstrebenden Interessen in einem nichtnationalen


Münzkongreß zu versöhnen, ob es insbesondere gelingen wird, England für den


Bimetallismus zu gewinnen.


England ist Gläubiger der ganzen Welt; der dritte Teil der Kapitalisten lebt


allein von den Zinsen, welche das in allen Kontinenten angelegte Kapital einträgt,


und die, wie diese Anlagen, lauten sämtlich auf Gold. Würde dann das Gold


durch Wiedereinführen seines alten Konkurrenten in der Verproviantierung verbil-


ligt, so würden die Renten einen jährlichen Verlust von 20, 30, 50 Prozent an


dem Werte der Zinserträge erleiden. Da aber die Macht Englands zu einem


bedeutenden Teil auf diesem in der Fremde angelegten Kapital beruht, so ist es


selbstverständlich, daß die englische Regierung vor solchen Verlusten zu schüt-


zen und den Bimetallismus zu bekämpfen sucht.


Man könnte einwenden, daß die Industrie durch die vom Bimetallismus zu


erwartende Hebung der Preise und Belebung der Geschäfte hundertmal wieder


gewinnen würde, was die Rentiers verlieren; aber in England wie überall anders-


wo haben die Rentiers die Oberhand, und so weitsichtig ist auch noch keine


Regierung gewesen, daß sie ungezwungen die Einnahmen und Privilegien dem


gemeinen Wohl geopfert hätte. Es genügt, daß sich die englische Regierung klar


darüber geworden ist, daß durch Rehabilitierung des Silbers die Renten einen


Verlust an dem Werte der Zinserträge von so und so viel Prozent erleiden wer-


den.


Aber ist es wirklich so absolut notwendig, daß man in den Währungsfragen


England befragen muß, kann man denn nicht auch ohne England, das heißt


selbständig in der 
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Währungsfrage vorgehen? Die Nachäfferei bringt niemals Gediegenes hervor,


und die deutsche Nachäfferei der englischen Währungspolitik hat sich geradezu


als verhängnisvoll für Industrie und Fortschritt erwiesen.


Nehmen wir daher an, Deutschland würde sich jetzt losreißen vom englischen


Gängelbande und den Bimetallismus auf eigene Faust einführen; welche Folgen


wären da zu gewärtigen? Das ganze Firmament würde für Deutschland einstür-


zen, sagen die Goldwährungsleute. Doch laßt uns etwas näher untersuchen, ob


diese Befürchtung wirklich gerechtfertigt ist.


Wir wissen, daß die Nordamerikaner nur auf ein ermutigendes Signal von


Europa warten, um ihrerseits wieder dem Silber die Tore der Münzstätte zu öff-


nen. Auch wissen wir, daß Frankreich, dessen Papierwährung fast zur Hälfte mit


Silber fundiert ist, mit tausend Freuden jede Gelegenheit benutzen wird, um zur


Doppelwährung zurückzukehren. Rechnen wir zu diesen drei größten und reich-


sten Ländern noch die Staaten mit Silberwährung, Rußland, Österreich, Afrika,


Mexiko, Bolivien, Indien, Holland mit seinen Kolonien, so erhalten wir einen


bimetallischen Länderkomplex, welcher für sich allein zwei Drittel der ganzen


Welt, sogar die wichtigsten der englischen Kolonien umfaßt, und zwar ohne inter-


nationale Verträge, ohne daß sich die einzelnen Staaten der Freiheit berauben


müßten, die Währungsfragen nach Gutdünken und selbstherrlich zu behandeln.


Würde sich nun in diesem gewaltigen Länderkomplex eine bestimmte


Wertrelation zwischen Silber und Gold ohne Zwang erhalten können?


Wir wissen, daß das Gold immer dorthin wandert, wo es den besten Preis


erzielt, daß das billige Geld das teure deshalb verdrängt und daß das Gold infol-


gedessen auswandern würde, falls es dem Silber gegenüber im Preise stiege.


Aber um auswandern zu können, muß ein Ausland vorhanden sein, und dieses


Ausland wäre in der Hauptsache auf England reduziert.


Nehmen wir also an, daß Nordamerika, Deutschland, Frankreich etc. ihre


Goldbestände nach England expedierten, was würde man hier mit dem Zeug


anfangen? Es bliebe nichts anderes übrig, als das Gold nach dort zurückzusen-


den, woher es kam, oder aber es im eigenen Lande als Geld in Verkehr zu set-


zen. Im ersten Falle würde die Wiedereinfuhr die Ursache der Goldprämie, die


den Goldexport verursacht hatte, beseitigen, im zweiten Falle würde das wach-


sende Geldangebot in England den Preis des Goldes derart herunterdrücken,


daß ein fernerer Goldimport sich nicht mehr lohnen würde, weil eben das Gold


dort bleibt, wo es den höchsten Preis erzielt.


Angenommen also, daß auf die Initiative Deutschlands mit Nordamerika,


Frankreich und den Ländern der Silberwährung ein internationaler bimetallisti-


scher Länderkomplex sich bildete, so würde auch England nolens volens die in


diesem Länderkomplex bestehende Wertrelation zwischen Silber und Gold aner-


kennen müssen, weil England allein unmöglich alles Gold absorbieren kann, und


weil der Überschuß nur unter der Bedingung aus England exportiert werden


könnte, daß der Exporteur sich einverstanden 
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mit jener Wertrelation erklärte, Wertrelation zum Golde anerkennen müssen, wel-


che in genanntem Länderkomplex einmal angenommen worden wäre. Der Zwang


der Verhältnisse würde alle die widerstreitenden Interessen aussöhnen, welche


man bisher vergebens in internationalen Kongressen zu überbrücken gesucht hat.


Aber ziehen wir auch den Fall in Betracht, daß auf die Initiative Deutschlands


die Vereinigten Staaten, Frankreich etc. sich passiv verhalten würden, daß das


Beispiel Deutschlands ohne Nachahmung bliebe- welche Folgen wären da zu


gewärtigen?


Zunächst würde ein starker Silberimport stattfinden und als Folge davon eine


arge Preissteigerung. Diese Preissteigerung würde den Import erleichtern und


den Export erschweren, eine ungünstige Zahlungsbilanz und Export von Geld


bedingen. Für diesen Geldexport käme natürlich nur Gold in Frage, und dieser


Goldexport würde solange anhalten, bis nur mehr Silber übrig bliebe- wie vor der


deutschen Münzreform. Da aber auch mit dem Export des letzten Goldstückes


die Ursache der Geldexporte, d.h. der hohe Preisstand der Waren fortbestehen


würde, so müßte sich bald eine Goldprämie einstellen, die solange steigen


würde, bis daß der Silberimport sich nicht mehr lohnte.


Die Wiedereinführung der freien Silberprägung würde also, falls Deutschland
allein vorginge, Rückkehr zur Silberwährung bedeuten. Gräßlich! Unmöglich! Der
ganze deutsche Handel würde ja dadurch zugrunde gerichtet werden, sagen die
Freunde der Geldverteuerung, die Anhänger der Goldwährung, aber wie wenig
sind diese Befürchtungen begründet! 


Die Wiedereinführung der Silberwährung würde vor allen Dingen das Niveau
aller Warenpreise um 30, 40 und 50 Prozent heben und dadurch die inneren
Wirtschaftsverhältnisse gründlich kurieren. Die Preiserhöhung würde die
Landwirtschaft vor dem drohenden Untergange retten, die Unternehmungslust för-
dern, die Schuldenlast des Staates erleichtern, die Aktiven der Kaufleute erhöhen
und so vielen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen ermöglichen. Die Preissteigerung,
zusammen mit der Goldprämie, würde den Schutzzöllen jegliche
Existenzberechtigung nehmen und den Weg zum unbeschränkten Freihandel
ebnen.


Worauf ich aber ganz besonders aufmerksam machen möchte, ist, daß die
Rückkehr zur Silberwährung dem Handel einen Vorsprung über die
Goldwährungsländer in den Handelsbeziehungen mit sämtlichen
Silberwährungsländern verleihen würde, der gerade von den
Goldwährungsleuten so überaus hoch geschätzt wird, nämlich diesen Vorsprung:
Deutschland würde mit der Silberwährung den Wechselkurs für Österreich,
Rußland, den Balkan, Indien, Holland, Afrika, Japan, China, Mexiko, Bolivien,
kurzum die halbe Welt „a la par“ haben, während in all diesen Ländern der
Wechselkurs auf England den von der Goldagiotage herrührenden
Schwankungen unterworfen bliebe.


Und auch im Handel mit den Ländern mit Papierwährung, d.h. Italien, Spanien,


Portugal, Griechenland, Argentinien, Chile, Brasilien, Venezuela, kurzum, die


übrige halbe Welt, würde die Silberwährung Deutschland einen nicht zu unter-


schätzenden Vor-
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sprung gewähren, weil in all diesen Ländern der Wechselkurs auf Deutschland


um den Betrag der Preisdifferenz zwischen Gold und Silber günstiger stehen


würde. So käme z. B. in Argentinien der Silberkurs nur auf 200 zu stehen, solan-


ge der Goldkurs sich auf 360 erhält. Die argentinischen Kaufleute, welche eine


Goldschuld von 100 Mark kontrahiert haben, müssen diese zum Kurs von 360


heute bezahlen, während dieselbe Schuld in Silber kontrahiert zum Kurs von 200


absolviert werden könnte. Es liegt auf der Hand, daß bei solchen Verhältnissen


die Handelsbeziehungen mit Deutschland denen mit Goldwährungsländern vor-


gezogen würden. Nebenbei hätte Argentinien für eventuelle Silberanleihen in


Deutschland weder um Moratorium noch um Zinsreduktionen nachzusuchen


brauchen.


Ob also die Wiedereinführung der freien Silberprägung in Deutschland von


anderen Ländern nachgeahmt würde oder nicht, bliebe sich ziemlich gleichgültig;


in beiden Fällen würde der deutsche Handel, der innere sowohl wie der äußere,


nur gewinnen können.


Übrigens scheint sich, den jüngsten Telegrammen nach zu urteilen, in den


deutschen Handelskreisen die Ansicht Bahn zu brechen, daß man mit der


Goldwährung doch nicht das „non plus ultra“ der Vollkommenheit erreicht hat,


und man fängt an einzusehen, daß die Ursache der heutigen widersinnigen wirt-


schaftlichen Verhältnisse, wo bei überfüllten Speichern das Volk darbt, in der


Mangelhaftigkeit der Goldwährung zu suchen ist.


Wohlan denn, setze man eine Prüfungskommission für die Währungsfragen


ein, gehe man diesen Fragen auf den Grund, und man wird zur Erkenntnis kom-


men, daß das ganze jetzige Geldsystem erzfaul und veraltet ist.
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Die Geldverproviantierung der Republik
Der Finanzminister hat sein Projekt über die Gründung einer neuen


Staatsbank wieder zurückgezogen, und es ist gut so. Solange das Volk noch so


politisch ungebildet ist, solange die Wählerstimmen noch meistbietend verkauft


und mindestfordernd gekauft werden, solange ist es auch nicht gut, die


Regierung des Landes zu komplizieren. Sie ist ja schon jetzt viel zu kompliziert,


um dem Volke einen Einblick in die Verwaltung zu gestatten; und gerade deshalb


wird es möglich, daß noch so viel im Trüben gefischt wird. Statt darauf auszuge-


hen, die Staatsverwaltungen zu vervielfältigen, müßte man im Gegenteil danach


trachten, diese zu vereinfachen; denn solange die Stimmen käuflich sind, werden


wir auch schlechte Verwaltung haben; und eine schlechte Verwaltung wirkt natür-


lich um so verderblicher, je umfangreicher diese Verwaltung ist.


Wozu brauchen wir zum Beispiel einen Kultusminister? Wäre es nicht unend-


lich besser, wenn die Religion einfach als Privatsache erklärt würde, wenn die


Schulen den Gemeinden und der Privatinitiative überlassen würden? Wozu brau-


chen wir diplomierte Ärzte und Advokaten? Welche Garantie besitzen wir, daß


das, was in den Universitäten gelehrt wird, nicht auf Täuschung beruht? Laßt


doch jeden nach seiner Façon sich kurieren, laßt doch jeden seine Händel mit


anderen persönlich und durch selbstgewählte Schiedsrichter ausfechten! Gibt es


in der Welt wohl etwas Komischeres als diese Ärzte und Advokatendiplome?


Durch die Erteilung der Diplome sanktioniert der Staat die Rezepte, welche der


Arzt verschreibt; das Ricinus-Öl wird vom Patienten unter staatlicher Garantie


des Erfolges eingenommen. Eine wunderbare Auffassung des Staatsbegriffes!


Und woher nimmt der Staat das Recht, sich in die Industrie und den Handel


zu mischen, womit wird er seine Einmischung verantworten?


Täglich werden neue Schutzzölle geschaffen, obschon es tausendmal bewie-


sen worden ist, daß der Staat nur auf Kosten der anderen den einzelnen


Industriezweig schützt.


Fort mit den Zöllen, fort mit der ganzen feudalen Zolleinrichtung! Nur der


unbegrenzte Freihandel konveniert in Ländern, wo die Wähler sich verkaufen


und wo die Regierung den Wähler kauft.


Gibt es wohl auf der Welt (China inbegriffen) neben dem unter staatlicher


Garantie erteilten Sündenablaß des Priesters, neben der vom Staate begutachte-


ten Klistiereinspritzung des Arztes eine sonderbarere Einrichtung als das


Zollwesen? Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, alle Kisten, Fässer und Ballen,


die zu Millionen und aber Millionen die Grenze überschreiten, zu öffnen und zu


durchstöbern; er reißt alles auf, zerbricht dabei die eine Hälfte aus Versehen und


die andere Hälfte mit der Absicht, das Wiedereinpacken zu erleichtern. Alles zählt,


prüft, wägt und mißt der Staat, alles wird nach Qualität und nach Gutdünken der


Beamten klassifiziert; für manche Waren erhebt der Staat 5, für andere 10, 25, 40


und 60 Prozent Zoll. Wer Freunde im Zollamt hat, bezahlt wenig, wer 
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Feinde hat, bezahlt viel. Das Gepäck des Reisenden wird schonungslos durch-


sucht, die schmutzige Wäsche ans Tageslicht gebracht, nach Ansicht der


Zollbeamten zu umfangreiche Damen werden aufgefordert, sich zu entkleiden.


Es könnte ja sein, daß die Frau nur Schwangerschaft fingiert, um einen


Petroleumkocher einzuschmuggeln (ist tatsächlich passiert).


Viele Tausende von Beamten bezahlt der Staat, um die Kisten zu durchsu-


chen, viele Tausende, um die Zollrechnungen auszustellen, viele Tausende, um


die Grenze zu bewachen. Dabei kommt es vor, daß diese Tausende von


Beamten unter einer Decke stecken und mit den Schmugglern gemeinsame


Sache machen. Eine hirnverbrannte Einrichtung, dieses Zollwesen! Wie viel


würde unsere ganze Regierung an Einfachheit gewinnen, wenn die Zölle abge-


schafft würden; wie wenig Reiz für den Ehrgeiz unserer Advokaten würde eine


Regierung bieten, die überhaupt nichts mehr zu tun hat! Würde es sich noch loh-


nen, die Stimmen zu kaufen, um ins Parlament zu kommen, wenn dort überhaupt


kein Geschäftchen mehr zu machen wäre? Das Deputierten-Patent würde zu


einer der schlechtesten Kapitalanlagen werden, wenn keine Schutzzölle mehr zu


bewilligen wären, wenn überhaupt die Regierung von so vielen wirtschaftlichen


Fragen getrennt würde.


Das Beste, vielleicht das einzig Gute, das die Anarchisten auf ihrem


Programm haben, besteht in der Vereinfachung der Regierung, nach der sie stre-


ben. Und falls dieser Teil des Programms durch Dynamit erreichbar ist (?), so


könnte man ob der Wohltat schon ein paar Fensterscheiben verschmerzen. Ich


für meinen Teil würde mich wenigstens freuen, wenn heute alle diese feudalen


Einrichtungen durch eine gewaltige Explosion des Volkswillens in tausend Fetzen


zerrissen würden.
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Zum Geleit


Den Zeitraum von 1894 bis 1897 nutzte Silvio Gesell zum Selbststudium ein-
schlägiger ökonomischer Fachliteratur, um seine eigenen Gedanken mit den vor-
herrschenden Lehrmeinungen zu vergleichen, sie zu überprüfen und zu syste-
matisieren. Als Ergebnis seiner Studien erschien 1897 in Buenos Aires das Buch
“Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des
modernen Verkehrs”. Darin verzichtete Gesell vollständig auf eine Einordnung
seiner ökonomischen Überlegungen in jene weltanschaulich-historischen
Zusammenhänge, die in seinen Frühschriften noch besonders deutlich ange-
klungen waren. Er beschränkte sich auf eine rein theoretische Behandlung der
Probleme der Geldwirtschaft. Dementsprechend betrachtete er die praktische
Anwendung seiner Erkenntnisse – wie der dem Buch beigegebene Prospekt
zeigt – damals auch erst als eine reine Angelegenheit des Kaufmannsstandes.
Nur die Sprache verrät, daß die Natur die oberste Richtschnur in Gesells Denken
geblieben war. Das aus dem unvergänglichen Gold hergestellte “unverwüstliche,
den Zerstörungselementen der Natur trotzende Geld” betrachtete er wiederum
als einen “toten Körper”, als einen “Fremdkörper der Erde”. Eine “organische
Reform unseres Geldes” hielt er deshalb für notwendig, um das Geld der ver-
gänglichen Natur von Gütern und Diensten anzugleichen und so eine Parität von
Angebot und Nachfrage auf den Märkten herzustellen. [Silvio Gesell, Die Anpassung


des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des modernen Verkehrs, Seiten 115 ff und


143, 145 ff  im Band 2.]


Die “Anpassung des Geldes ...” erschien in Buenos Aires und in Weimar, wo
Gesells Bruder Roman Inhaber einer “Exportbuchhandlung Gesell & Nagel” war
und das Buch als Kommissionsverleger vertrieb. Mit der Bitte um eine Rezension
verschickten es Silvio und Roman Gesell auch an die Redaktionen von argenti-
nischen und deutschen Zeitschriften. In den “Jahrbüchern für Nationalökonomie
und Statistik” erfolgte eine Besprechung durch Wilhelm Lexis. Seine Kritik rich-
tete sich 
in erster Linie gegen Gesells Vorschlag, die Goldwährung durch eine an einem
Warenpreisindex ausgerichtete Papierwährung zu ersetzen. So, als wäre das
System der Goldwährung frei von Machtinteressen gewesen, hielt Lexis der
Papierwährung entgegen, daß “vorläufig” keine Aussicht bestünde, den
Preisindex ohne Manipulation durch Gruppeninteressen zu bestimmen. Gesells
Konzept müsse deshalb “auf absehbare Zeit eine Utopie bleiben”. Zudem würde
ein Rosten der Banknoten “jedes Sparen verhindern”. [Wilhelm Lexis, Rezension der


"Anpassung des Geldes" in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik III. Folge, 18. Band


(1899), S. 534-537.]


Mehr Verständnis fand Silvio Gesell bei der Zeitschrift “Versöhnung”, dem 
Organ der christlich-pazifistischen Anhängerschaft Moritz von Egidys. Zu 
ihren Mitarbeitern gehörte Arthur Mühlberger, der mit einer Biographie 
Pierre Joseph Proudhons dessen von Marx zu Unrecht verschmähte 
Werke in Deutschland bekannt machte. In einer Rezension der
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“Anpassung des Geldes ...” äußerte Mühlberger zwar Bedenken gegen Gesells
praktische Vorschläge – gemäß den Absichten Proudhons wollte er alle Waren
in den Rang des Geldes erheben anstatt wie es Gesell vorschlug, das Geld auf
die Rangstufe der Waren  herabzusetzen -, aber er würdigte das Buch dennoch
als “eine Stellungnahme zur ganzen Währungsfrage, die berghoch über den
Ergüssen der Metallenthusiasten steht. Trotzdem ich die praktischen Schlüsse,
zu denen der Autor kommt ..., nicht für richtig halte, nehme  ich keinen Anstand,
seine Schrift für das Bedeutendste zu halten, was die Fach- und
Broschürenliteratur des letzten Jahrzehnts über das Geldwesen zutage gefördert
hat.” [Arthur Mühlberger, Rezension von der "Anpassung des Geldes" in: Versöhnung Nr. 19/1898,


S. 250-254.] Im Anschluß an diese Rezension konnte Silvio Gesell einen kleinen
Beitrag zur Abrüstungsfrage in der Zeitschrift der “Egidy-Bewegung” veröffentli-
chen. [Silvio Gesell, Wie sollen wir abrüsten?, in: Ernstes Wollen (so lautete der neue Titel der


Versöhnung" ab 1899) Nr. 5/1899, S. 73-75. Der Aufsatz stellt eine verspätete Reaktion auf den


Weltfriedenskongreß 1897 in Hamburg dar, an dem auch Moritz von Egidy sich beteiligt hatte. Darin


tauchen zum ersten Mal bei Gesell die Namen des amerikanischen Bodenreformers Henry George


und des deutschen Philosophen Max Stirner auf, die für sein weiteres Denken eine große Bedeutung


erlangten.] Aller Wahrscheinlichkeit nach war es auch Arthur Mühlberger, dem
Gesell die Anregung verdankte, sich mit den Werken von Pierre Joseph
Proudhon zu beschäftigen. Er griff diese Anregung sogleich auf und stellte als-
bald dem Text, mit dem er in einem Prospekt für seine Schrift “La cuestión mone-
taria argentina” warb, einen Ausspruch Proudhons als leitenden Gedanken
voran. In Proudhon erkannte Gesell seinen Vorläufer, dem er – obgleich er in
Fragen der Geldtheorie über ihn hinaus ging – von nun an immer eine sehr hohe
Achtung entgegenbringen sollte. 


Zum Schluß des Vorworts zur “Anpassung des Geldes ...” sprach Silvio Gesell
die Befürchtung aus, daß seine “Forderung für die Menge noch zu neu sein
wird.” [Vgl. SGW Band 2, S. 29 ] Tatsächlich überstieg diese Forderung das Ver-
ständnisvermögen seiner Umwelt. Daher erinnerte sich Gesell an sein 1893 in
“El sistema ...” kurz dargestelltes Konzept einer “Banco Regulador” [Silvio Gesell,


SGW Band 1, S. 336. In diesem Zusammenhang hatte Gesell bereits damals geschrieben:  "Im


Augenblick muß man eben die Sachen so nehmen wie sie sind und nicht wie wir sie gern hätten."


(S. 338)] und machte 1898 in der in spanischer Sprache abgefaßten Schrift 
“La razon económia del desacuerdo chileno-argentino” (“Der wirtschaftliche
Grund für den Konflikt zwischen Chile und Argentinien”) einen pragmatischen
Vorschlag zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise. Mit einem klaren Blick für das
politisch Realisierbare schlug Gesell gewissermaßen als Teilschritt in die 
richtige Richtung eines naturgemäßen, organisch werdenden und vergehenden
Geldes vor, die Menge eines zwar nicht “rostenden”, aber immerhin aus 
Papier hergestellten argentinischen Geldes so zu dosieren, daß die großen
Preisschwankungen der vorangegangenen Jahre vermieden würden. 


Das Vorwort zu “La razon ...” wird hier in der deutschen Übersetzung von Hans
Joachim Tuercke wiedergegeben.[Dieses Vorwort erschien unter dem Titel "Der zivilisierte


Mensch haßt die Grenzen" in der Zeitschrift "Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld" 7. Jg.


(1925), Nr. 12] Gesell veröffentlichte diese Schrift 1898 nochmals unter dem neuen
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Titel “La cuestión monetaria argentina” (“Die argentinische Währungsfrage”).
Dabei ließ er das Vorwort weg und fügte der Schrift am Ende ein
Preisausschreiben “Todo pueblo tiene el sistema monetario que merce” bei
(“Jedes Volk hat das Geldwesen, das es verdient.”). In Gesells eigener Überset-
zung erschien “La cuestión ...” mitsamt dem Preisausschreiben 1920 im Anhang
zu “Das Reichswährungsamt” und ein weiteres Mal 1922 in der ersten
“Denkschrift an die deutschen Gewerkschaften”. [Die späteren Ergänzungen wurden in


SGW Bände 12 und 13 aufgenommen, in denen das "Reichswährungsamt" und die erste


"Denkschrift an die Gewerkschaften" erschienen. In diesen beiden Arbeiten gab Gesell der Überset-


zung nicht den Titel "Die argentinische Währungsfrage" – was eine wörtliche Übersetzung gewesen


wäre –, sondern den Titel "Der Abbau der Preise im Lichte argentinischer Erfahrungen". Den


Prospekt zu "La Cuestión ..." hat Hans-Joachim Führer übersetzt.]


[Landmann und Hess erwähnen in ihren Werkeverzeichnissen unter der Nr. 16 bzw. II, 3 einen wei-


teren Prospekt vom August 1898 sowie einen Anzeigenhinweis "La cuestión monetaria" in: "La pro-


dución nacional" vom 1.11.1898. Diese Texte sind nicht mehr zugänglich.]


“La cuestión ...” blieb nicht ohne Auswirkungen. Der einflußreiche argentinische
Kaufmann Ernesto Tornquist machte sich Gesells Vorschlag zu eigen und
erreichte, freilich ohne Gesell als geistigen Urheber zu nennen, eine Reform der
argentinischen Währungspolitik, die als erfolgreiche Tornquistsche Reform in die
Wirtschafts-geschichte des Landes einging, während Gesell unbekannt blieb.
Ohne auf seiner geistigen Urheberschaft zu bestehen, verfaßte Gesell sogar
noch Aufsätze im “Argentinischen Tageblatt”, um Tornquist zu unterstützen. Er
selbst hatte nach Einführung der Reform lediglich “... die Genugtuung, daß die
Dinge so verliefen, wie ich sie in meiner Schrift voraussagte.” [Silvio Gesell, Das


Reichswährungsamt, Rehbrücke 1920, S. 53. Später wurde Gesells Rolle als Vordenker dieser


argentinischen Währungsreform sogar ganz in Abrede gestellt und die Reform selbst als ausschließ-


liches Verdienst von Ernesto Tornquist bezeichnet. Vgl. dazu Gesells eigene Richtigstellung in einem


Brief vom 21.9.1922 an den Kölner Professor Beckmann, der in der Ausgabe Juni 1922 der


Zeitschrift des "Vereins Deutscher Ingenieure" allein Tornquist als Initiator der Reform würdigte. Der


Brief ist abgedruckt in der freiwirtschaftlichen Wochenzei-tung "Der Neue Kurs" (Erfurt), Nr. 31/1923.


Vgl. außerdem Oreste Popescu, Ensayos de doctrinas economicas argentinas, La Plata 1963, S.50.]


Die Aufsätze, die Silvio Gesell Ende 1898 und Mitte 1899 im “Argentinischen
Tageblatt” veröffentlichte [Diese Aufsätze liegen mit einer Ausnahme vor. Lediglich der Aufsatz


"Moriturite salutant" vom 6.5.1899, den Landmann in seinem Werkeverzeichnis unter der Nummer 21


erwähnte, ließ sich nicht mehr auffinden.], bildeten den vorläufigen Abschluß seiner
Beteiligung an der Diskussion über die Wirtschafts- und Währungspolitik seines
Gastlandes. Fast zehn Jahre waren nun vergangen, ohne daß Gesell auch nur
einen Menschen gefunden hätte, der seinen Gedanken tieferes Verständnis und
Anerkennung entgegenbrachte oder gar zu einem Mitarbeiter hätte werden kön-
nen. Um so größer waren die Freude und die Erleichterung darüber, daß Moritz
von Egidy ein ernsthafteres Interesse an seinen Gedanken entwickelte. So über-
trug Gesell sein Geschäft seinem Bruder Ernst und kehrte Ende 1898 voller
Hoffnungen nach Deutschland zurück, um Egidy persönlich zu treffen. Doch als
er in Hamburg ankam und eine Zeitung aufschlug, fiel ihm sogleich eine große
Schlagzeile in die Augen: “Oberst von Egidy =”.[Vgl. dazu Hans Timm, Geburt einer Idee
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und einer Bewegung, in: Informationen für Kultur, Wirtschaft und Politik, 13. Jg. (1960), Nr. 3, S. 4. –


Über Moritz von Egidy vgl. Helmut Donat und Karl Holl (Hg.), Die Friedensbewegung – Organisierter


Pazifismus in Deutschland, Österreich und der Schweiz, Düsseldorf 1983, S. 95-97.] Am Tage vor
Gesells Ankunft war Egidy gestorben. Nun stand Gesell wieder allein und ohne
Aussicht auf einen Menschen da, der die Bürde seiner Gedanken hätte mittra-
gen können. Dabei hätte Egidy als Reformer des zu Dogmen erstarrten
Christentums und als Kämpfer für den Frieden möglicherweise sehr gut zu
Gesell gepaßt. 


Nach dieser bitteren Enttäuschung siedelte sich Silvio Gesell mit seiner Familie
vorübergehend in der Nähe seines Bruders Roman in Weimar an. Von dort aus
wanderten seine Gedanken noch einmal zurück nach Argentinien. Im Rückblick
auf seine in Südamerika gemachten Erfahrungen entstand ein Aufsatz über “Die
argentinische Geldwirtschaft und ihre Lehren”, den die in Berlin erschienene
Zeitschrift “Südamerikanische Rundschau” im Frühjahr 1900 in Fortsetzungen
abdruckte. [Südamerikanische Rundschau 8. Jg. (1900), Nr. 1 (April) S. 4 und 5 sowie Nr. 3 (Juni),


S. 43-46.] Bereits nach der Veröffentlichung des ersten Teils erhielt der
Herausgeber Hugo Kunz zahlreiche zustimmende und noch mehr ablehnende
Zuschriften, so daß er sich veranlaßt sah, die Aufnahme von Gesells Beitrag in
seine Zeitschrift mit den folgenden Worten zu rechtfertigen: “Ich glaube, daß es
schwerlich jemand unternehmen wird, die Theorie des Herrn Silvio Gesell mit
Erfolg anzufechten. ”[Herausgeber Hugo Kunz in einer in der Nr. 4 (Juni), S. 60 ff veröffentlich-


ten Antwort vom 29.4.1900 auf eine Leserzuschrift.] In diese Kontroverse zwischen dem
Herausgeber und kritischen Lesern schaltete sich Gesell auch selbst mit einer
Entgegnung auf eine Leserzuschrift ein. Sie erschien in dem selben Heft, das
auch einen Nachtrag zu seiner Artikelserie unter dem Titel “Die Frage der
Sicherheit der argentinischen Staatspapiere” enthielt. [Nr. 4 (Juni 1900), S. 63.]


Schließlich führte die durch Gesells Artikelserie ausgelöste Debatte noch zu
einem direkten Kampf zwischen David und Goliath: Als führender Kopf des
“Vereins zum Schutze der Goldwährung” trat Karl Helfferich Gesells Ansinnen
entgegen, “... uns Deutschen gute Lehren erteilen zu wollen.” Besonders denje-
nigen Teil des Artikels, in dem Gesell erstmals den Einfluß des Geldwesens auf
die Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit angedeutet hatte, kommentierte
Helfferich mit der Bemerkung, daß sich Gesell “in dem luftigen Bereich der
Phantasie ergehe.” Ein Übergang von der Gold- zur Papierwährung würde – wie
schon Lexis behauptet hatte – der Interessenpolitik Tür und Tor öffnen, da keine
mathematisch exakte, sondern nur eine willkürliche Festlegung von Preisindices
möglich sei. Seine abwehrende Kritik an Gesells Vorschlägen schloß Helfferich
mit den Worten: “Herr Gesell ist, soweit ich informiert bin, Autodidakt.
Autodidakten – ich habe vor ihnen die größte Achtung, aber sie unterliegen der
Gefahr, ein kompliziertes Gebilde aus einem Punkt heraus begreifen und alle
Übel aus einem Punkt heraus kurieren zu wollen; sie sehen es häufig als eine
Lösung an, wenn sie einen verwickelten Knoten einfach auseinanderhauen. Das
darf man tun, wenn man Alexander ist. Herr Silvio Gesell aber scheint mir kein
Alexander zu sein.” [Karl Helfferich in der "Südamerikanischen Rundschau" Nr. 5 (Juli 1900), S.


78 ff.]
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In einer Replik gab Silvio Gesell eine leidenschaftliche Antwort auf die Kritik
Helfferichs. Doch konnte Helfferich die Auseinandersetzung mit Gesell für sich
entscheiden, ohne sie fortzusetzen – nicht mit Argumenten, sondern weil er als
führender Politiker der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) zahlreiche
Gelegenheiten hatte, jene Interessenpolitik zu betreiben, die er der “Gesellschen
Geldpolitik” zu Unrecht unterstellte. Die Geschichte ging indessen längst über
ihn hinweg. Unter vielen menschlichen Opfern widerlegte sie die Ideologie der
Goldwährungsverfechter und bestätigte die Richtigkeit der Warnungen, die
Gesell gegen sie erhoben hatte.
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Silvio Gesell
1897


12


Silvio Gesell 1897 (Foto)
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Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an


die Bedürfnisse des modernen Verkehrs
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Einleitung


Die heute so oft ausgesprochene Behauptung, daß in den letzten Jahrzehn-


ten überall in der Welt mehr Kaufleute, Landwirte und Gewerbetreibende durch


die wechselvolle Währungspolitik der einzelnen Staaten (resp. durch den Mangel


einer Währung) ruiniert wurden, als durch wirtschaftliche, politische und natür-


liche Ereignisse, war zunächst die Veranlassung die mein Interesse den


Währungsfragen zuführte; denn ich sagte mir, daß nur die völlige Beherrschung


dieser Fragen mich vor kostspieligen Überraschungen schützen könnte.


Ob es nun angeborener Mangel an Autoritätsglauben oder die Furcht vor den


Vorurteilen, die dieser erzeugt, war, die mich veranlaßten, für meine


Untersuchungen auf die Anleitung anerkannter Autoritäten zu verzichten, vermag


ich nicht zu sagen; Tatsache ist nur, daß ich nach dem System verfuhr, zunächst


selbst mir die Theorie zu den mir bekannten Tatsachen zu suchen, die so gewon-


nene Anschauung in allen Teilen gründlich zu prüfen und dann schließlich die


erzielten Resultate mit denen zu vergleichen, welche in der Welt anerkannt oder


diskutiert werden.


Zu diesem Vorgehen wurde ich noch ganz besonders dadurch angeregt, daß


der herrschende Streit um den Bimetallismus in mir den Glauben erweckte, es


müßte in irgend etwas an den Grundsätzen, die Mono- und Bimetallisten zu so


weitabliegenden Resultaten führen, nicht richtig sein.


Das System bewährte sich auch hier. Der Mangel an Vorurteilen, resp. die


völlige Unbefangenheit mit welcher ich an die Arbeit ging, führte mich auf gera-


dem Wege meinem Ziele zu, ohne überhaupt auf 
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irgend eine der zahllosen Schwierigkeiten zu stoßen in welchen die National-


ökonomen verwickelt sind und welche sie veranlassen die Währungsfrage als


das verwickeltste Thema der ganzen pol. Ökonomie zu erklären (Stuart Mill –


Achille Loria.)


Von diesen Schwierigkeiten erhielt ich überhaupt erst dann Kenntnis, als ich


das Ziel bereits erreicht hatte, d.h. als ich den Schlüssel zur Lösung dieser kom-


plizierten Rätsel bereits in der Hand hatte. Man sagt ja, daß die Arbeit der


Menschen in der Hauptsache im Niederreißen von Vorurteilen besteht und es ist


daher verständlich, daß jeder, der ohne Vorkenntnisse, ohne Schule, und daher


auch ohne Vorurteile an die Arbeit geht, einen gewaltigen Vorsprung hat.


Als einziges Material für meine Untersuchungen besaß ich die Inschrift der


Münzen und einen Schatz persönlicher Beobachtungen, die ich in der Praxis als


Kaufmann gemacht hatte.


Natürlich mußte ich die Methode, nach der ich nun vorzudringen suchte, an


dies Material anlehnen.


Ich nahm also zunächst eine Münze zur Hand und fragte mich: Was bedeutet


die Inschrift, was ist das Geld, welche Eigenschaften hat das Geld, welchen


Zweck hat das Geld zu erfüllen?


Die Antwort lautete:


Das Geld ist zunächst eine Ware, denn es wird gekauft und verkauft. Und die


Eigenschaften dieser Ware? Nun, welche Eigenschaften besitzen denn die


Waren, die ich verkaufe? Keine mit Ausnahme des Preises. Eine Ware hat für


mich nur eine einzige, aktive, wirklich interessante Eigenschaft, – ihr Preis – alle


übrigen Eigenschaften der Ware sind Ballast und da das Geld eine Ware ist und


Ware bleibt, so ist auch der Preis des Geldes – die einzige Eigenschaft, mit der


ich mich zu befassen habe.


Der Zweck des Geldes? Beweist der Gebrauch, den wir vom Gelde machen –


Kauf und Verkauf von Waren – nicht, daß dieser Zweck in der Erleichterung des


Warenaustausches besteht, beweist der Stem-   Stempel
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pel der staatlichen Münze nicht, daß es sich um eine staatliche


Verkehrseinrichtung handelt? 


Die Antwort: Ware – Preis – Verkehrseinrichtung unter staatlicher Kontrolle –


gab mir die Richtung an, die ich jetzt für meine Untersuchungen einzuschlagen


hatte.


Ich suchte nun zuerst festzustellen, was eine Ware ist, woher die Ware


stammt und welche Eigenschaften ein Gut zur Ware stempeln.


Ich fand, daß die Besitz- und Arbeitsteilung die Ware erzeugt, daß das


Quantum von Waren von der Entwicklung der Besitz- und Arbeitsteilung abhän-


gig ist, daß die Ware dem Besitzer nur als Tauschmittel von Nutzen sein kann.


Und da das Geld eine Ware ist – muß da nicht alles was die Ware charakteri-


siert auch auf das Geld Bezug haben? Die Besitz- und Arbeitsteilung ist die


Quelle der Ware – also auch des Geldes. Ohne Besitz- und Arbeitsteilung gäbe


es keine Ware, also auch kein Geld und es besteht also zwischen der Besitz-


und der Arbeitsteilung und dem Gelde derselbe Zusammenhang wie zwischen


Quelle und Wasser, Baum und Apfel.


Befriedigt über den Ausgang dieser ersten Untersuchung, über die ehrwürdige


Solidität der Genealogie des Geldes – fragte ich nun weiter: Die Besitz- und


Arbeitsteilung erzeugt zwar die Ware, aber muß sie auch notwendigerweise


gerade Geld erzeugen?


Und diese Frage mußte ich bejahen, denn ich fand, daß ohne Geld die


Entwicklung der Besitz- und Arbeitsteilung an den Schwierigkeiten des


Austausches ihrer Produkte scheitern müßte, daß die Entwicklung des


Geldwesens Hand in Hand mit der Besitz- und Arbeitsteilung geht, daß das


Geldwesen und die Besitz- und Arbeitsteilung in innigster Wechselwirkung zu


einander stehen.


Nun wußte ich auch, wie wichtig die Rolle ist, welche das Geld als


Tauschmittel unserer Produkte spielt und wie notwendig es ist, daß es diese


Rolle auch fehlerfrei spiele. Das Geld, dachte ich nun, hat aber nur eine einzige


aktive Eigenschaft und wenn das
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Geld interessant und wichtig ist, so muß sich unser Interesse auf diese einzige


aktive Eigenschaft, auf den Preis des Geldes konzentrieren. Der Kampf um die


Währung, der in manchen Ländern mit so vielem Eifer geführt wird, kann sich nur


um den Preis des Geldes drehen, die Währungsfragen können nur Preisfragen


des Geldes sein, es kann sich bei dem Kampfe um die Währung nur darum han-


deln, ob das Geld billiger, teurer oder ob es fest im Preise werden soll.


Indem ich nun die Wirkung untersuchte, welche etwaige Preisdifferenzen des


Geldes auf die Entwicklung der Besitz- und Arbeitsteilung ausüben müssen, fand


ich, daß eine gedeihliche Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse nur dann


erwartet werden kann, wenn das Geld im Preise währt, und daß das Prädikat


„gutes Geld“ nur auf solches Geld paßt, dessen Preis fest ist oder fest gemacht


werden kann. Ich fand auch, daß in Folge des Gebrauchs des Geldes als


Tauschmittel des Kapitals geringe Schwankungen des Geldpreises die gewaltig-


sten Verschiebungen in die Vermögensverhältnisse hervorbringen müssen und


daß zu diesen Verschiebungen noch Verkehrslähmung, Arbeitsnot und Krisis ein-


treten muß, wenn diese Verschiebung des Geldpreises die Richtung aufwärts


nimmt. Ich fand, daß ein großer Teil der wirtschaftlichen Übelstände, welche man


heute in den allgemeinen Begriff „soziale Frage“ zusammenfaßt, nur Wirkung von


Preisschwankungen des Geldes sind.


Nun galt es festzustellen, wie solche Preisschwankungen des Geldes zustan-


de kommen, welche Bedingungen erfüllt werden müssen, um einen festen Preis


des Geldes zu erzielen und vor allen Dingen einen Maßstab zu schaffen, womit


Preisschwankungen konstatiert werden können.


Ich fand zunächst, daß der Preis des Geldes mit dem Quantum und der


Qualität der dafür erhaltenen Waren gemessen wird und daß einen allgemein


gültigen Maßstab für den Preis des Geldes nur der Durchschnittspreis der Waren


liefern kann.


Ich fand, daß in der Statistik, welche diesen 
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Durchschnittspreis zu ermitteln hat, die einzelnen Waren nach ihrer Wichtigkeit


klassifiziert werden müssen, damit jede einzelne Ware nur nach Maßgabe der


eigenen Bedeutung das Resultat beeinflussen kann.


Ich fand ferner, daß für die Beurteilung der relativen Wichtigkeit jeder Ware,


nicht so sehr die Warenvorräte, als vielmehr deren Produktionsmittel maßgebend


sein sollen, insofern als das Produktionsmittel als ein mehrfaches des Produktes


zu betrachten ist.


Nachdem ich mir nach diesem Prinzip einen Maßstab für den Preis des


Geldes geschaffen hatte, konnte ich die Frage abordiren wie die Preis-


schwankungen zustande kommen. Und hier kamen mir die Beobachtungen


zustatten, die ich aufgrund der reinen, unverfälschten, kaufmännischen


Prinzipien täglich in meinem Geschäfte machte.


Ich forderte für meine Waren so hohe Preise, wie sich überhaupt unter


Berücksichtigung gewisser Interessen erzielen ließen. In der Regel standen


diese Preise über dem Einstandspreis, manchmal aber auch unter demselben. 


In der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf lag, wechselten die Preise mitunter


mehrere Male, und ich fand, daß in dieser Preisbewegung die Willkür und


Phantasie keinen Spielraum hatte, sondern daß man den Zusammenhang mit


materiellen, greifbaren Ursachen immer nachweisen konnte.


Ich suchte daher nach der materiellen Unterlage der Nachfrage und des


Angebots, ich suchte diese im Handel für ziemlich phantastisch gehaltenen


Begriffe zu materialisieren, den Preisrichter der Waren und des Geldes in eine


kontrollierbare Uniform zu stecken und hatte dabei die Überzeugung, daß wenn


mir dies gelänge, ich nicht allein die Preisschwankungen des Geldes auf ihre


Ursachen zurückführen könnte, sondern auch das Mittel finden würde, um solche


Schwankungen zu verhüten, um den Preis des Geldes in die unentbehrliche,


feste, eherne Form zu bringen.


Um dies Ziel nun zu erreichen, mußte ich vor allen Dingen die Begriffe


„Bedarf an Geld“ und „Angebot von Geld“ materialisieren – d.h. sie von allen 


rein ideellen, phantastischen, spekulativen Nebenbegriffen 
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säubern. Ich mußte die materielle Unterlage der Spekulation finden und die sach-


liche Ursache der Preisschwankungen nachweisen.


Dies gelang mir vollständig und ich konstruierte aufgrund dieser abgeklärten


Begriffe eine Tabelle, worin die wichtigsten der in die Preisbewegung des Geldes


eingreifenden Faktoren in zahlenmäßiger, materieller, kontrollierbarer Form zum


Ausdruck kommen.


Und diese Tabelle erwies sich nun als eine wahre Fundgrube der merkwürdig-


sten Entdeckungen, verblüffender Tatsachen.


Zunächst fand ich, daß mit dem heutigen System des Metallgeldes überhaupt


gar nicht daran zu denken ist, einen festen Geldpreis zu erzielen, schon allein


aus dem Grunde, weil mit demselben das Angebot von Geld sich dem Bedarf


nicht willkürlich anpassen läßt. Ich fand, daß zur Erzielung eines festen


Geldpreises eine sorgfältige scharfe Anpassung des Geldangebots an den aus


vielen Gründen fortwährend schwankenden Geldbedarf die Grundlage bilden


soll. Ich fand, daß Geld mit innerem Werte, Geld, das in seinem Material die


Eigenschaften besitzt, welche seinen Wert garantieren nicht existiert, noch exi-


stieren kann, daß der Preis des Geldes, unabhängig von seinem Material, durch


den Bedarf an Tauschmitteln bestimmt wird, daß die eigentliche Garantie des


Geldes (verständige und ehrliche Verwaltung des Geldes durch den Staat vor-


ausgesetzt) in der Unersetzbarkeit des Geldes als Tauschmittel, in dem ungeheu-


ren Nutzen besteht, den seine Verwendung dem Verkehr bietet.


Da ich mit diesem Resultate in eklatanten Widerspruch geriet mit der öffentli-


chen Meinung über Geld aus wertlosem Material (Papiergeld), so suchte ich


nach den Gründen, die diesen Widerspruch erklären könnten.


Dabei fand ich bald heraus, daß der Mißkredit in den das Papiergeld bei der


öffentlichen Meinung geraten ist, in keinerlei Beziehung zum Material dieses


Geldes steht, sondern einfach die Frucht unehrlicher, zielloser, unverständiger,


leichtsinniger, unkaufmännischer Verwaltung desselben ist. Gemeiner Betrug,
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unterstützt von der Übermacht des staatlichen Geldmonopols (gegen welchen


auch kein Besitz irgendwelcher Art Garantie bietet), Dilettantismus und grobe


Unkenntnis der einfachsten kaufmännischen Regeln – das allein kann die


Ursache sein, warum sich die Papierwährung nicht bewährt hat. Von einer


eigentlichen Verwaltung des Papier-Geldes, als öffentliche Verkehrseinrichtung


ist überhaupt wohl nie die Rede gewesen, die Bedürfnisse des Verkehrs, resp.


der Zweck des Geldes haben zurücktreten müssen vor den Bedürfnissen des


Fiskus und man hat mit diesem Gelde gewirtschaftet (gewurstelt wäre der richti-


ge Ausdruck) bis daß sich das Papiergeld in der ganzen Welt ausgewirtschaftet


hat. Aber ist denn die Maschine unbrauchbar, bloß weil der Maschinist unfähig ist


den Mechanismus zu verstehen oder gar weil die Gefahr besteht, daß er die


Maschine stiehlt? Es wäre doch eines modernen, parlamentarisch verwalteten


Landes unwürdig, das Papiergeld deshalb zu verwerfen, weil man unehrlichen


Mißbrauch befürchtet?


Das Geld soll vor allen Dingen einen festen Preis haben und ob Papier- oder


Metallgeld, so wird man diesen festen Preis nur durch genaue Anpassung des


Geldangebots an den Geldbedarf erreichen. In dieser Anpassung des


Geldangebots an den Bedarf besteht die eigentliche Verwaltung des Geldes,


aber hat es jemals solche Verwaltung des Geldes, resp. des Papiergeldes gege-


ben? Warum also das Papiergeld für unbrauchbar erklären? Tatsache ist, daß


das Papiergeld unbegrenzt vermehrungsfähig ist und da es in der Herstellung


nichts kostet, so ist es auch unbegrenzt verminderungsfähig – Tatsache ist somit,


daß das Angebot von Geld aufgrund der Papierwährung dem Bedarf an Geld


sich anpassen läßt. Tatsache ist, daß wenn eine solche Anpassung stattfände,


ein fester Geldpreis nicht allein erzielt, sondern erzwungen werden könnte und


Tatsache ist schließlich, daß wenn alle Länder festen Geldpreis hätten sich auch


zwischen allen Ländern ein fester Wechselkurs einstellen müßte. Und was will


man mehr vom Gelde als festen Preis und festen Wechselkurs?
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Nachdem ich auf diese Weise die Ursache des Mißkredits des Papiergeldes


vom Material auf die Verwaltung dieses Geldes zurückgeführt hatte, wandte sich


mein Interesse ganz der Frage zu, wie diese Anpassung des Geldangebots an


den Geldbedarf am wirksamsten vorgenommen werden könnte. Bei der


Untersuchung einiger mir bekannten Fälle, wo in Folge einer Krisis und Panik


urplötzlich dem Verkehr ungezählte Millionen an Geld entzogen wurden um eini-


ge Wochen oder Monate darauf wieder auf dem Markte zu erscheinen, fragte ich


mich: Wie könnte der Staat solche ungeheuren Summen ebenso urplötzlich in


den Verkehr bringen?


Diese Bedenken ließen mich eine ganze Reihe von Gegenmitteln und


Mittelchen in Betracht ziehen, die ich aber alle als unwirksam zurückweisen


mußte, bis daß ich mit der Frage „wie kommt der Preis des Geldes zustande“


gleich die verlorene Richtung und damit auch das einzig wirksame Mittel fand.


Was ich hier korrigieren will, sagte ich, sind die Folgen von


Zirkulationsstörungen, was aber eigentlich zu korrigieren ist, das sind nicht die


Folgen, sondern die Ursachen dieser Stockungen. Die Geldzirkulation, neben der


Geldmasse der Hauptfaktor in der Preisbildung des Geldes, muß wie diese unter


Kontrolle des Staates stehen und wenn Zirkulationsstörungen


Preisschwankungen zur Folge haben, so müssen diese Störungen unmöglich


gemacht werden. Der Staat, sagte ich mir, hat vor allen Dingen die Pflicht den


Preis des Geldes vor Schwankungen zu bewahren, er hat die Pflicht nötigenfalls


diesen festen Preis zu erzwingen und da Regelmäßigkeit in der Geldzirkulation


Grundbedingung für einen festen Geldpreis ist, so muß zur Verhütung von


Preisschwankungen die Zirkulation des Geldes von der wankelmütigen


Phantasie Privater, von der Laune und Gewinnsucht der Spekulanten befreit und


unter Zwang gestellt werden. Nur Zirkulationszwang kann die für den festen


Preis unentbehrliche und unersetzliche Gleichmäßigkeit der Geldzirkulation


erzeugen.


Der Gedanke an Zwang und Gewalt war an sich 
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revoltierend, aber die eiserne Notwendigkeit eines solchen Zwanges trat mir um


so klarer und deutlicher entgegen, je mehr ich mich dagegen sträubte.


Unabweisbar war die Notwendigkeit einer Kontrolle der Geldzirkulation, wollte


man einen festen Geldpreis erreichen und ich sah ein, daß ich mich mit dem


Gedanken befreunden mußte, wie man sich ja auch mit dem Gedanken an son-


stige fatalistische Ereignisse familiarisiert.


Ich überlegte nun, daß eine Zwangszirkulation des Geldes in der Praxis einer


Zwangsnachfrage gleichkam, insofern als man des Geldes sich nicht entäußern


kann ohne Ware in irgendeiner Form zu kaufen.


Heureka! rief ich aus – dies ist ja gerade was ich schon lange suchte, eine


Forderung, die mein Instinkt schon so oft in der kaufmännischen Praxis stellte:


Herstellung völliger Parität zwischen Ware und Geld, Einführung einer


Kompensation für den natürlichen, materiellen Verkaufszwang dem die Produkte


der Besitz- und Arbeitsteilung unterliegen durch den Kaufszwang dem das Geld


unterliegen sollte. Was brauche ich jetzt noch mehr nach Gründen zu suchen,


die den unentbehrlichen Zirkulationszwang des Geldes rechtfertigen sollen.


Wenn die Bedürfnisse einer geordneten Geldverwaltung diesen


Zirkulationszwang allein nicht schon rechtfertigen, so wird jeder für diesen Zwang


mehr als genug Begründung in der Tatsache finden, daß das Angebot ja auch


unter Druck und Zwang steht und zwar unter materiellem, natürlichem, unab-


wendbarem Zwang. Der Mangel eines Zirkulationszwanges, einer


Zwangsnachfrage hebt ja die Parität zwischen Ware und Geld auf und läßt


unmöglich den Austausch von Äquivalenten zu.


Die Ware verdirbt; sie verliert täglich an Maß, Gewicht und Ansehen; sie wird


verfolgt von der rastlosen Produktion, von den Fortschritten der Technik, die fort-


während schönere, bessere und billigere Modelle auf den Markt wirft; gehetzt


von den Lagergeldern, gehetzt von der Feuerversicherung und Tatsache ist, daß


wenn irgendein Kaufmann sein Warenlager nur ein Jahr verschließt, er neben


den Verlusten an Miete, Versicherung, Zins noch ebenso große Verluste an der 
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Qualität und Quantität seiner Waren von seinem Besitz abschreiben kann. Eine


Absatzstockung hat drum notwendigerweise ein um die Neuproduktion verstärk-


tes und um den Betrag der Verluste dringenderes Angebot zur Folge und diese


Absatzstockung tritt unabwendbar ein, so bald die Zirkulation des Geldes stockt.


Der Wert des Geldes wächst daher, sagte ich mir, im umgekehrten Verhältnis zur


Schnelligkeit der Geldzirkulation und erreicht sein Maximum mit der völligen


Zirkulationsstockung (Krisis.) Und Tatsache ist es ja, unbestreitbare, klare


Tatsache, daß man niemals so billig kauft wie in den guten Zeiten schwerer


Krisen.


Dies, sagte ich mir, ist doch ein völlig anormaler, ungesunder Zustand. Mit


solcher Disparität zwischen Angebot und Nachfrage öffnen wir ja der


Spekulation, dem Schwindel und dem Wucher die Tür und das Tor.


Das Geld verdirbt nicht; aus Edelmetallen hergestellt, welche dem Zahn der


Zeit auf das wirksamste widerstehen, schützt es seinen Besitzer vor Verlusten.


Es wird dadurch, und weil keine Neuproduktion an Geld zu befürchten ist, mög-


lich das Geld dem Verkehr zu entziehen, die Nachfrage zu verschieben – ohne


einen anderen Nachteil als den Zinsverlust. Aber eine Verschiebung des


Angebots von Geld bedeutet eine Absatzstockung der Waren und eine Stockung


im Absatz bedeutet Preisfall – Preisfall, der, wie man sich in Zeiten solcher


Bedrängnis überzeugen kann, den Zinsverlust am Gelde 100mal kompensiert.


Dies geht doch unter keinen Umständen und wenn mich anfänglich der


Gedanke an Druck und Zwang revoltierte, so tat dies jetzt der Mangel eines 


solchen Zwanges. Die Befestigung des Geldpreises forderte gebieterisch den


Zirkulationszwang des Geldes und das Bedürfnis völliger Parität zwischen


Angebot und Nachfrage, völliger Äquivalenz zwischen Ware und Geld stellte


genau dieselbe Forderung, womöglich mit noch größerem Nachdruck.


Es konnte sich also jetzt nur mehr darum handeln 
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– wie man diesen Zirkulationszwang des Geldes am besten erzielen könnte.


Ich fand, daß man diesen Zwang erreichen könnte, wenn man statt der


Edelmetalle irgend eine andere x-beliebige Ware, z.B. Weizen, Eisen als Geld


einführte – denn alle diese Waren sind ausnahmslos der Zerstörung durch die


Elemente der Natur unterworfen, ihre Produktion wächst, wenn ihr Preis steigt,


Kosten, Lagergeld etc. Es besteht für sie alle ein natürlicher Verkaufszwang, der


ja dem Zirkulationszwang gleicht. Aber ich verwarf den Gedanken alsbald wegen


der Belästigung, die der Ballast solchen Geldes für den Verkehr mit sich führen


würde. Ich sagte mir: es ist ja nicht der Verlust am Gewichte, am Maß und am


Ansehen, der dem Inhaber den Verkaufszwang auferlegt, sondern der Verlust am


Werte und daß nicht der Verlust am Ballaste des Geldes den Zirkulationszwang


herstellen könnte, sondern nur allein der tägliche Verlust am Wert des Geldes.


Das Ende dieses Gedankens war daher ein Geldbrief mit stetig auf Kosten des


Inhabers abnehmendem Werte.


Groß und stetig wachsend war nun meine Überraschung, als ich daran ging


die Wirkung zu prüfen, die die Einführung eines solchen Geldes auf den Verkehr


ausüben mußte.


Ich verfolgte mit meinen Untersuchungen den Zweck meine Interessen vor


Gefahren zu schützen, die ihnen aus den Währungswirren erwachsen konnten


und machte dabei eine der sonderbarsten und weittragendsten Entdeckungen.


Ich suchte Licht für meine kaufmännischen Handlungen und fand dabei gänzlich


unbeabsichtigt die Wurzel eines 1000armigen Schlinggewächses, des gefräßig-


sten Parasiten unserer Gesellschaft.


Ich fand nämlich, daß mit der Einführung der Zwangszirkulation des Geldes


resp. eines der Ware paritätischen Geldes, eine ganze Reihe sozialer Mißstände,


die man heute einzeln vergeblich zu bekämpfen sucht, mit der Wurzel ausgerot-


tet würden und konnte den direkten Nachweis liefern, daß der uralte, tief in der


Volksseele steckende Glaube, daß etwas faul am  
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Gelde ist, nicht auf Täuschung beruht. Ich vermochte den direkten und indirekten


Nachweis zu liefern, daß unser jetziges, aus Edelmetallen, resp. Fremdkörpern


dieser Erde, hergestelltes Geld die materielle Basis liefert für den Schwindel, die


Spekulation und den Wucher, mit allem was drum und dran hängt, daß die


Wurzel wenn nicht „der“ so doch vieler sozialer Fragen in organischen Fehlern


des Metallgeldes steckt.


Und da nun einmal die Lösung der sozialen Frage das Endziel aller moderner


Untersuchungen zu sein scheint, so fanden auch die meinigen hier ihren natürli-


chen Abschluß.


Nun wollte ich wissen, warum mich der von mir eingeschlagene Weg so weit


abgeführt hatte von dem jetzigen Gelde und seiner Verwaltung, welche ich als


die Quintessenz der Wirtschaftslehre hielt; ich wollte den Kreuzweg suchen, der


mich von der Heerstraße der politischen Ökonomie abseits geführt hatte.


Ich verschaffte mir deshalb die Werke der bekanntesten Autoren (Adam


Smith, „Inquiry into the causes etc.“, Chevalier „La Monnaie“, Leroy Beaulieu,


„Science des Finances“, Laveleye „Le Bimétalisme“, Karl Marx „Das Kapital“,


Bamberger „Reichsgold“, Achille Loria „Studii sul valore della moneta“ etc.) und


den Kreuzweg fand ich gleich zu Anfang in Folgendem:


1) Als Quelle der Waren wird die Arbeitsteilung allein angegeben; die


Besitzteilung, als Erzeugerin von Waren , wird entweder gar nicht oder nur ganz


flüchtig erwähnt, was zur Folge hat, daß als einzige Ursache des Wertes die


Arbeit betrachtet wird.


2) Der Charakter der Ware wird nicht erschöpfend beschrieben. Von dem


Verkaufszwang für die Produkte der Besitz- und Arbeitsteilung wird nur hie und


da oberflächlich Erwähnung getan. Der Umstand, daß das Angebot von Waren


niemals um einen einzigen Tag ohne Verluste verschoben werden kann, wird


überhaupt ganz übersehen.


Es ist natürlich, daß bei Besprechung der Bedingungen, welche zu einem


guten, zweckdienlichen Gelde sich vereinigen müssen, im Einklang mit diesen 
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unvollständigen Theorien einerseits Forderungen gestellt werden, die gar nicht


notwendig sind, andererseits Forderungen unterlassen werden, die wesentlich


sind für ein brauchbares Tauschmittel.


Da die Ware und somit auch der Wert als ausschließliches Produkt der Arbeit


betrachtet wird, so fordert man natürlich vom Gelde, daß es Arbeit verkörpere


und übersieht, daß die Besitzteilung (hier also das Staatsmonopol) die Arbeit in


der Funktion der Wertteilung sehr oft ersetzt.


Tatsache ist, daß der Wert das Produkt mehrerer Faktoren ist, unter denen


die Arbeit häufig ganz verschwindet (Bodenbesitz, Patente, Privilegien,


Konzessionen, Monopole etc.).


Übrigens haben die Arbeitsprodukte nicht gerade deshalb „Wert“, weil die


Arbeit das Eigentumsrecht auf das Produkt erteilt?


Hier lag also der Hund begraben. Das Eigentumsrecht – aus welcher Quelle


dieses Recht auch fließen mag (Besitzteilung, Arbeit, Monopol, Privileg, Gewalt)


– bildet zusammen mit der Nachfrage die Grundlage des Wertes und wenn wir


Geld fabrizieren wollen, so brauchen wir nur zu fordern, daß das Eigentumsrecht


gewahrt bleibe und daß die Nachfrage für Geld (Tauschmittel) nicht durch andere


Tauschmittel (fremdes Geld) gedeckt werde.


Für beides sorgt die Staatsgewalt durch Aufrechterhaltung ihrer


Monopolrechte.


Überall, wo Ware erzeugt wird – wo die Besitz- und Arbeitsteilung eingeführt


ist – herrscht auch Bedarf an Tauschmitteln resp. Nachfrage für Geld und diese


Nachfrage ist gänzlich unabhängig von dem Material des Geldes. Das Geld wird


gekauft seines Nutzens wegen, den es dem Warenerzeuger als Tauschmittel bie-


tet. Als Vermittler des Warenaustausches ist das Geld die weitaus nützlichste


aller Waren, keine Ware ist so unersetzlich wie das Geld; keine Ware, selbst die


Lebensmittel nicht, erfreut sich einer solch soliden, garantierten Nachfrage wie


das Geld. Besteht doch die Garantie des Geldes in den Waren, die dem Markt


zugeführt werden.
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Auch dies ist von den Volkswirtschaftslehrern entweder gar nicht anerkannt


oder doch in seiner wahren Bedeutung verkannt worden. Den Bedarf an Geld


führen sie auf den Bedarf an Gold und Silber zurück; die Garantie für den Wert


des Geldes suchen sie nicht in der Unersetzlichkeit des Geldes als Tauschmittel,


in dem dauernden Geldbedarf der Warenproduktion, sondern in dem Werte, den


der Bedarf an güldenem Flitter dem Golde und Silber erteilt. Nicht der Bauer und


Handwerker garantieren mit ihren Produkten die Verkäuflichkeit des Geldes, son-


dern die geputzten Dämchen und Einfaltspinsel, die auf unseren Promenaden


spazieren.


Daher auch die naive Forderung, daß das Geld aus einem nützlichen Material


hergestellt werden soll; daher auch die seichte Ansicht, daß das Material des


Geldes dessen Wert garantiert!


Die Garantie, die wirksame, nie versagende, unzerstörbare, Garantie des


Geldes liegt (eine ehrliche Monopolverwaltung vorausgesetzt) in dem Nutzen und


in der Unentbehrlichkeit des Geldes als Tauschmittel; seine


Materialeigenschaften haben für seinen Wert nicht mehr Bedeutung, wie Fische


im Suez-Kanal für die Aktien dieses Unternehmens.


Die Theorie, welche den Wert auf die Arbeit allein zurückführt, und der


Verkennung der Tatsache, daß der Nutzen des Geldes und demzufolge auch


dessen Bedarf von seinem Gebrauch als Tauschmittel allein abhängig und unab-


hängig von seinem Material ist, haben wir unsere Metallgeldwirtschaft zu verdan-


ken, haben wir auch zu verdanken, daß die Lösung der nationalen und interna-


tionalen Währungsfragen nur aufgrund dieses Geldes erörtert wird.


Dieser unvollständigen und darum falschen Theorie und dieser unverständli-


chen Verkennung offen zu Tage liegender Tatsachen haben wir es zu verdanken,


daß die Währungsfragen in einem Sumpfe von Widersprüchen im Kreise herum


getrieben werden und daß wir heute nach 25 Jahren leidenschaftlicher


Erörterungen, weiter von dem Ziele entfernt sind, als zu Anfang derselben.
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Und diesem Produkte der Unwissenheit haben wir es auch schließlich zu ver-


danken, daß man bis heute noch nicht zu der Erkenntnis gelangt ist, daß wir in


den chronischen und akuten Wirtschaftskrisen, in dem Arbeitsmangel, in der


Existenz der großen Arbeiter-Reserve, in der chronischen Überproduktion an


Waren und der ebenso chronischen Unterproduktion an Kapital, in der Trägheit,


Unsicherheit und Kostspieligkeit des Warenaustausches etc. weiter nichts als


Währungsfragen vor uns haben, daß ein großer Teil der in dem bequemen


Begriff „soziale Frage“ zusammengefaßten wirtschaftlichen Anomalien in der


Lösung der Währungsfragen ihre Beseitigung findet.


Und diesem seichten Produkte, sonst doch fast langweilig gründlicher


Gelehrsamkeit, haben wir auch die Tatsache zu verdanken, daß man bis heute


den Kernpunkt der Währungsfragen – die Herstellung völliger Parität zwischen


Ware und Geld – noch nicht erkannt hat.


Traurig ist es, aber wahr, daß die Forderung, die ich in dieser Schrift ver-


fechte – Herstellung einer Zwangsnachfrage als Kompensation für das natür-


liche, materielle Zwangsangebot – heute, Ende des IX. Jahrhunderts, noch voll-


ständig neu, und zwar so neu ist, daß ich befürchten muß daß die Forderung 


für die Menge noch zu neu sein wird.


S.G.
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I. Teil 


Die Lösung der nationalen und internationalen 


Währungsfragen 


auf Grund der Papierwährung
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Die Unterscheidung zwischen Geld und Geldmaterial


Wenn die Inschriften der Münzen den Zweck haben, uns über das, was die


Münzen vorstellen, zu unterrichten, so muß man sagen, daß man sich die Arbeit


leicht gemacht hat. Diese Inschriften lauten „10 Mark, oder 10 Francs, 10 Pe-


setas“ etc. und wer nicht die nötige Begriffskraft hat, um aus diesen Worten das


Wesen des Geldes zu erkennen, dem werden die Randbemerkungen der


Münzen: „Mit Gott“ oder „Egalité, Liberté et Fraternité“ etc. von wenig Nutzen


sein.


Vergleicht man die Inschrift der heutigen deutschen Münzen mit derjenigen


der alten preußischen Taler, so fällt auf, daß die Angabe des Gewichtes an


Feinmetall, die diese trugen, bei jenen weggelassen worden ist. Warum? Mit der


Streichung dieser Gewichtsangabe hat man doch einen Zweck verfolgen müssen


und dies muß man um so eher annehmen, als die Gewichtsangabe in vielen


Fällen von wirklichem Nutzen sein kann.


Ich gestehe nun, daß die Angabe des Gewichts, in der Fassung, wie sie der


preußische Taler trug, zu vielen Fragen Anlaß geben kann, die aufgrund der


heute herrschenden Geldtheorien nicht beantwortet werden können und daß


durch Streichung dieser Gewichtsangabe aus den neuen Münzen man die


Gefahr umgangen hat sich in Widersprüche zu verwickeln. Ein Beweis von Mut


und Kraft liegt nicht in dieser Taktik, aber es war jedenfalls klug gehandelt. Wenn


„30 ein Pfund Fein“, dann muß auch ein Pfund Fein gleich 30 sein und der


Begriff „Taler“ wird durch solche Inschrift zu einer einfachen für das Silber reser-


vierten Gewichtseinheit.
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Wenn aber ein Pfund Fein gleich 30 ist, wenn eine Münze mit einem


bestimmten Gewicht Silber identisch ist (laut Inschrift), wie kann man dann das


Silber entmünzen, wie kann man den 30. Teil von einem Pfund Fein vom Begriffe


„Taler“ trennen, wie kann von einem Begriffe zwei machen (Taler und Silber)? 


Vor dem Jahre 1872 waren „30 ein Pfund Fein“ und jetzt nicht mehr. Wenn das


Letztere möglich ist (und es ist Tatsache), dann ist das Erstere nie wahr gewe-


sen, und die Inschrift des Talers spiegelte uns etwas als einen Begriff vor, was


von jeher zwei Begriffe waren – der Taler und sein Material, der 30. Teil von


einem Pfund Feinsilber.


Die Inschrift des Talers identifizierte diesen mit seinem Material – die


Entmünzung des Silbers zeigte uns, daß im Taler zwei Begriffe enthalten waren.


Die Entmünzung des Silbers trennte zwei Begriffe, die bis dahin verschmolzen


waren und bewies, daß wenn auch 30 ein Pfund Feinsilber wiegen, dennoch 30


nicht als ein Pfund Feinsilber betrachtet werden können. Während vor 1872 der


Ausdruck „Taler“ die Vorstellung eines Quantums Silber erweckte, wird durch die


Entmünzung des Silbers der Taler zu einem selbständigen von dem Material 


dieser Münze unabhängigen Begriff.


Vor der Entmünzung des Silbers stieß die Definition die Chevalier von der


Münze gab [* Chevalier „La Monnaie“ p. 39. Die Münzen sind Metallbarren, deren Feingehalt


durch den Stempel angegeben wird.] auf keinen Widerspruch; die Entmünzung des


Silbers zeigte, daß, wenn auch Metallbarren als Material zur Herstellung von


Münzen Verwendung finden, Metallbarren deshalb doch noch keine Münzen


sind.


Chevalier übersah, daß die freie Silberprägung, welche ja in der Praxis die


Münzen zu Metallbarren und die Metallbarren zu Münzen macht, ein Gesetz, ein


staatliches, von der Willkür der Parlamente abhängiges Gesetz zur Unterlage


hat. Er übersah, daß der Taler in erster Linie das Produkt der Gesetzgebung 
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ist und daß das Silber nur das Material, nichts als das willkürlich gewählte


Rohmaterial des Talers war.


Und was auf den Taler Bezug hat, findet Anwendung auch auf seinen


Nachfolger – die Mark d.R.W. Die freie Goldwährung, welche auch heute in der


Praxis die Münze mit ihrem Material identifiziert, ist das Produkt der Gesetz-


gebung. Sie kann alle Tage umgestoßen werden, falls es sich herausstellt, daß


die Voraussetzungen, auf welche sie begründet wurde, nicht mehr zutreffen.


Wenn aber dieser Fall eintreten würde – die Aufhebung der freien Goldprägung –


welche Beziehungen hätte dann noch das Gold zu unserem Gelde? Doch nur


mehr die eine, daß es als Material zur Herstellung des Geldes gebraucht wird –


d.h. dieselbe Beziehung, die zwischen Ziegelstein und Haus, Rupie und Silber,


Pflug und Eisen besteht. Jeder Schimmer einer Identität des Geldes und seines


Materials, würde vergehen und der Unterschied der zwischen der Mark d.R.W.


und dem Golde besteht ebenso handgreiflich werden, wie der Unterschied zwi-


schen Hut und Stroh.


Wir haben demnach scharf zu unterscheiden zwischen Geld und Gold. Die


Mark, oder die deutsche Werteinheit ist das Produkt der Gesetzgebung und steht


unter dauernder Kontrolle des Gesetzes. Das für diese Werteinheit greif-, sicht-


und übertragbare Zeichen hat man aus Gold, Silber, Nickel, Kupfer und Papier


gemacht.


Beides – Geld und sein Material – können niemals identifiziert werden, denn


zwischen beiden liegt das Gesetz, welches beide heute vereint, beide aber mor-


gen trennen kann.


Dieser Unterschied zwischen Geld und seinem Material hat von jeher bestan-


den. Latent bestand er zur Zeit der freien Silberprägung, latent besteht er auch


heute in der freien Goldprägung. Aber für jeden sichtbar machte den Unterschied


die Aufhebung der freien Silberprägung; ebenso erkennbar muß er auch heute


für jeden sein, der aus der Entmünzung des Silbers die Erkenntnis zieht, daß die


Privilegien des Geldes an keinem Metall haften sondern durch Gesetz von 
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einem Material auf das andere übertragen werden können.


Entspricht nun die Inschrift unseres Geldes diesem Sachverhalt; ist der Sinn


dieser Inschrift ebenso klar, wie die Erkenntnis deren Diktat die Inschrift ist oder


wenigstens sein soll; hebt die Inschrift unserer Münzen die Unabhängigkeit des


Begriffes „Mark“ von seinem Material hervor – oder erkennt sie diese


Unabhängigkeit wenigstens an?


Wenn es so wäre – wie erklärte sich die Inschrift unserer Kassenscheine: Die


Bank zahlt dem Inhaber bei Sicht 100 Mark d.R.W.? Was heißt „zahlen“? Unter


„zahlen“ versteht man hier Lieferung von so und so vielen Mark in Gold und der


Gebrauch dieses Ausdrucks läßt erkennen, daß die Geldbriefe überhaupt nicht


als Geld, sondern nur als Lieferscheine, Schuldscheine, Kreditpapiere angese-


hen werden, daß der offizielle Begriff „Mark“ verwachsen ist mit einem


Goldbarren.


Die Kassenscheine, die Banknoten, sind aber tatsächlich Geld, effektives


Geld, Geld so gut wie das goldene, silberne, kupferne und nickel Geld. Es sind


keine Schuldscheine für die der Staat Zinsen zahlen muß, sondern es ist Geld


für welches der Staat Zinsen einnimmt.


Kreditpapiere hören auf überhaupt zu existieren, sie verschwinden vom


Markte, sobald sie keine Zinsen tragen; von Kreditpapieren aber, welche dem


Gläubiger Zinsen kosten und dem Schuldner Zinsen einbringen, spricht auf dem


Erdenrund und in der Weltgeschichte nur die Inschrift der Banknoten, der


Kassenscheine, des Papiergeldes.


Die Praxis macht das Papiergeld zu Geld; sie hebt die Banknoten, Kassen-


scheine etc. aus der Kategorie der Kreditpapiere heraus (Beweis die Einnahmen,


welche dem Staate aus dem Emissionsrecht erwachsen), die Theorie stößt dies


Geld wieder zurück in die Klasse der Schuldscheine (Beweis die Inschriften der


deutschen, französischen, englischen etc. Banknoten).


Was soll diese Auflehnung gegen die Macht der Tatsachen? Oder sind die


Geldbriefe den Tatsachen 
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zum Trotze und einer Theorie zuliebe doch Schuldscheine? Dann werden die


Millionen, die der Staatskasse aus dem Emissionsrecht zufließen, wohl auch aus


Liebe zur Theorie bezahlt!


Anm. Wenn das Papiergeld (resp. die Privilegien, die das Papier zu Geld machen) kei-


nen selbständigen Wertgegenstand vorstellt, sondern nur als Vertreter eines solchen – als


Kreditpapier – angesehen wird, wie erklärt sich die Tatsache, daß diese Papiere, obschon


sie keine Zinsen tragen, nicht amortisiert werden und keine materielle Garantie haben,


regelmäßig bessere Preise erzielen, als die von demselben Staate emittierten, zinstragen-


den, amortisierbaren Schuldtitel – sogar höhere als die Pfandbriefe?


Die Begriffe über Wert und Geld, deren Exsudat die Inschrift unseres Geldes


ist, müssen noch sehr unreif sein. Zu einer klaren und scharfen Trennung der


beiden Begriffe Geld und Geldmaterial, Wert und Gewicht, ist man noch nicht


gelangt. Anders erklärt sich der Widerspruch nicht, der in der Streichung der


Gewichtsangabe der Metallmünzen und in dem Gebrauch des Ausdruckes


„zahle“ in der Inschrift der Geldbriefe zutage tritt.


Sind nämlich Geld und Geldmaterial zwei selbständige, trennbare Begriffe;


steht der Wert des Geldes, wie die Wahl des Geldmaterials, unter Kontrolle des


Staates, so soll das Papiergeld keine andere Inschrift tragen wie das Metallgeld.


Das Wort „zahlen“ soll aus dem Geldbrief gestrichen werden und an dessen


Stelle „sind“ gebraucht werden.


„Dies sind 100 Mark“ soll die Inschrift der Banknoten – den Tatsachen zuliebe


und den Theorien zum Trutze – lauten.


Das Papier, wie das Gold, das Silber, das Kupfer und Nickel sind ja nur


Material zur Herstellung des Geldes; alle diese verschiedenartigen Geldsorten


sind ja den Geldprivilegien gegenüber gleichberechtigt – sie sind gegenseitig


auswechselbar. Sie stehen alle unter Kontrolle des Staates, sie stellen alle nur


die materiellen, greifbaren Zeichen zu der deutschen Werteinheit. Man kann nicht


Papiergeld mit Metallgeld zahlen, 
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man kann nur Papier und Gold als Äquivalente wechseln.


Diese Trennung des Wertes und seines Trägers, des Geldes und seines


Materials, ist für die Bewältigung des Materials, welches wir zu verarbeiten


haben – Grundbedingung. Für manchen, der nicht Nationalökonom von Beruf,


resp. Kaufmann ist, der nicht jahrelang „Werte“ gehandelt, mit „Werten“ gearbei-


tet hat, wird die Unterscheidung des Wertes und seines Trägers jetzt noch einige


Schwierigkeiten bieten. Aber im Verlaufe dieser Untersuchungen wird der Begriff


„Wert“ noch von so vielen Seiten beleuchtet werden müssen, daß mit der größe-


ren Vertrautheit mit dieser kaufmännischen Kraft auch die Erkenntnis zum


Durchbruch kommen muß, daß der Wert selbständig ist, wie die Kräfte der Natur,


die unabhängig vom Stoffe, dennoch desselben bedürfen, um sicht-, fühl- und


übertragbar zu sein.
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Die Unentbehrlichkeit des Geldes


Wir verdanken es der Arbeitsteilung, daß wir mehr produzieren als konsumie-


ren und dadurch Kapital bilden können (Adam Smith). Ohne die Arbeitsteilung


wären wir niemals zu dem heutigen Kapitalreichtum gelangt und ohne Kapital


würden in Europa kaum 10% der heutigen Bevölkerung ein kümmerliches Dasein


fristen können. Neun Zehntel der heutigen Bevölkerung verdankt also der


Arbeitsteilung überhaupt die Existenz. Ohne die Arbeitsteilung wäre der größte


Teil der Bevölkerung im harten Kampf ums Dasein aufgerieben, resp. am


Geborenwerden verhindert worden. 


Die Arbeitsteilung liefert als Produkt die Ware, d.h. ein Gut, das dem Erzeuger


selbst nur als Tauschobjekt dient und zum direkten Verbrauch nutzlos ist. Der


Tischler könnte z.B. den Sarg nur als Leiche selber benutzen und der Lehrer


könnte aus seinen Kenntnissen keinen Vorteil ziehen, wenn er für den Unterricht


nicht Käufer fände.


Die Ware muß verkauft werden, resp. das charakteristische Zeichen der


Arbeitsteilung ist der Verkaufszwang, der über ihrem Produkte lagert, und alle


Güter, die dem Verkaufszwang unterliegen, sind als Waren zu betrachten. Es gibt


ja auch Güter, die nur bedingungsweise verkauft werden müssen, aber dann sind


es auch nur bedingungsweise Waren und die Arbeit, die solche erzeugt, hat dann


auch nicht die absolute Form der Arbeitsteilung, welche heute fast in allen


Gewerben durchgeführt ist. So z.B. kann der kleine Bauer seinen Überschuß an


Kartoffeln oft selber im Haushalt verwerten, aber auf einem großen Gut ist dies


nicht möglich.
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Für die große Masse von Waren ist daher der Verkaufszwang bedingungslos


und in der Industrie und den sogenannten freien Berufen ist dieser Zwang sogar


ausnahmslose Regel. Daher stockt ja auch die Produktion, sowie im Absatz eine


Störung eintritt. Unverkäufliche Waren sind dem Besitzer ja gänzlich nutzlos.


Nun vermittelt aber den Absatz der Ware das Geld und von der Existenz die-


ses Tauschvermittlers wird die Verkäuflichkeit der Ware abhängen.


Es ist zwar in der Theorie nicht unmöglich die Waren ohne Geld auszutau-


schen, aber in der Praxis ist ein solcher Tausch so umständlich, kostspielig und


zeitraubend, daß man den Verkaufszwang gegen Geld, dem die Waren unterlie-


gen, als ein untrennbares Attribut der Ware betrachten darf. Das Geld ist unent-


behrlich.


Und man merke wohl hier: Was hier unentbehrlich erscheint, das ist nicht das


Gold, sondern das Geld, nicht das Material sondern der Wert des Geldes. Was


der Wareninhaber im Gelde sucht, das ist das Tauschmittel, d.h. das Mittel, wel-


ches ihm den Tausch seiner Produkte gegen andere erleichtern soll. Welcher Art


die materiellen Eigenschaften des Geldes sind, ist dem Wareninhaber gleichgül-


tig – er sucht im Gelde nur den „Wert“; aus dem Material des Geldes zieht er ja


doch keinen Nutzen. Dies Material ist für ihn nur Ballast – und je weniger Ballast


das Geld mit sich schleppt, desto lieber ist ihm das Geld. Daher die Vorliebe für


das Gold, daher auch der Ausspruch Ricardo’s: „Das vollkommene Geld ist von


Papier.“ Warum? Weil Papiergeld weniger noch als Gold Ballast mit sich


schleppt.


Für scharfe Unterscheidung zwischen Geld und Geldmaterial ist es von


Nutzen, wenn wir uns keine Illusionen machen über das was am Gelde unent-


behrlich ist. 
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Die Unentbehrlichkeit des Geldmonopols


Die Unentbehrlichkeit des Geldes für die Arbeits- und Besitzteilung ist allge-


mein anerkannt und man sagt, daß dieser Unentbehrlichkeit wegen die Staaten


zur Monopolisierung der Geldfabrikation geschritten sind. 


Dies ist aber nicht ganz richtig.


Es gibt ja sonst im Leben so manches, was unentbehrlich ist und doch nicht


vom Staate monopolisiert worden ist. Warum also gerade beim Gelde die


Unentbehrlichkeit als Grund angeben, warum der Staat die Geldfabrikation


monopolisieren soll?


Nein, was zur Monopolisierung der Geldfabrikation durch den Staat geführt


hat resp. führen mußte, das ist nicht die Unentbehrlichkeit des Geldes, sondern


die Unentbehrlichkeit dieses Monopols.


Die Verkehrsmittel bedürfen ja überhaupt sämtlich der zentralisierten, staatli-


chen, vom Standpunkt des öffentlichen Interesses aus geleiteten Verwaltung,


aber diese Notwendigkeit ist nirgendwo so einleuchtend wie beim Gelde. Wenn


der Bau der Straßen und Brücken der Privatindustrie überlassen würde und man


statt einer Straße zwei, fünf, zehn baute, so wäre dies ein ökonomischer Fehler,


eine Kapitalverschwendung, aber der Verkehr an und für sich dürfte von dem


Bau so vieler Brücken unter Umständen sogar eine Erleichterung erfahren. Wenn


wir aber die Geldfabrikation dem Staatsmonopol entziehen und jedem erlauben


sein eigenes Geld herzustellen, so würde diese Pluralität der Geldsorten einer


Vernichtung des Geldes in der Praxis gleichkommen. Auf welche Schwierigkeiten


stoßen schon in der Zirkulation die fremden Münzen? Jetzt denke man sich die


volle, schrankenlose Gewerbefreiheit auf die Geldfabrikation übertragen? Denke


man 
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sich den Fall, daß man neben 5, 10, 15, 20, 24-karätigen Goldmünzen und eben-


so vielartig legierten Silbermünzen noch solche aus Eisen, Kupfer, Muscheln,


Tee, kurzum aus allem was bisher schon als Geld gedient hat, auf den Markt


werfen würde?


Es ist wohl nicht nötig diesen Gedanken zu verfolgen, um sich von der unab-


weisbaren Notwendigkeit des staatlichen Monopols in der Geldfabrikation zu


überzeugen.


Nirgends jedoch tritt die Unentbehrlichkeit des Staatsmonopols im Geldwesen


so klar zu Tage wie in den zahllosen Fällen, wo dies Monopol vom Staate zur


Ausbeutung des Volkes, oder als Mittel, den Staatsfinanzen zu Hilfe zu kommen,


benutzt wurde. Schutz- und widerstandslos mußten sich alle Völker von den


Monopolinhabern das Fell über die Ohren ziehen lassen, denn wenn das Geld


unentbehrlich ist, so ist es auch das Geldmonopol.


Wenn im Mittelalter die Raubritter eine Straße besetzt hielten und die vorüber-


ziehenden Kaufleute ausplünderten, so konnten sich diese dadurch retten, daß


sie einen anderen Weg einschlugen, aber wenn die Raubritter das Geldmonopol


besetzt halten, so bleibt nichts anderes übrig, als den verlangten Tribut zu


bezahlen, denn die Natur des Geldmonopols schließt jedes


Konkurrenzunternehmen aus.


Das Staatsmonopol ist eben Vorbedingung für die Existenz des Geldes. Geld


ohne Monopol ist undenkbar.


Bei Völkern, die noch nicht zu einem eigentlichen Staatsgebilde gelangt sind,


da ersetzt die Macht der Gebräuche die Macht des Staates. Die Notwendigkeit


des Staatsmonopols führt hier zur Einführung fester Gebräuche, die ja in der


Praxis dieselbe Rolle spielen, wie das geschriebene, staatliche Gesetz. Die Form


ist anders, das Wesen ist das gleiche.


Die zwingende Macht der Verhältnisse, die Unentbehrlichkeit des Geldes


neben der Unentbehrlichkeit gesellschaftlicher Ordnung des Geldwesens hat zu


festgewurzelten Gebräuchen geführt, die, was Unbiegsam-  Unbiegsamkeit
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keit und Impositionskraft anbetrifft, den Gesetzen geordneter Staaten in nichts


nachgeben.


Der Ausdruck „Gebrauch“ gibt übrigens das, was in solchen Verhältnissen


steckt, nicht getreu wieder.


Wenn es „Gebrauch“ bei den Negern ist, sich in Trauerfällen weiß zu bema-


len, wenn es „Gebrauch“ bei den Deutschen ist, zu Neujahr geschmolzenes Blei


ins Wasser zu gießen, dann kann man es nicht mehr „Gebrauch“ nennen, wenn


die Franzosen essen, wenn sie Hunger verspüren, wenn ein Stein zu Boden fällt,


den man in die Luft wirft, wenn der Soldat Waffen trägt, sobald er in den Krieg


zieht, wenn der alte Neger seine Hirse gegen Muscheln verkauft, die sonst nur


von der eitlen Jugend zum Schmuck getragen werden.


Es steckt hier mehr dahinter, als ein „Gebrauch“: es ist natürlicher, materieller


Zwang.


Es ist „Gebrauch“ Tabak zu rauchen, Tee zu trinken, sich mit Muscheln zu


schmücken, aber für den Amerikaner war es Gesetz, materieller Zwang, seine


Felle gegen Tee zu verkaufen, den er selbst vielleicht nie brauchte, wie es für


den Neger Zwang war eitle Muscheln zu kaufen, und wie es heute noch für


unseren armseligen Bauern Zwang ist Gold und Silber zu kaufen, trotzdem er


nicht einmal über die Mittel verfügt Kalk zum Übertünchen seiner vier Wände zu


kaufen.


Die Benutzung des Tees, der Muscheln, des Goldes als Genuß- und


Putzmittel war fakultativ, die Benutzung derselben Gegenstände als Tauschmittel


war durch den zum Gesetz gewordenen Gebrauch obligatorisch für jeden der


Ware verkaufte.


Der Unterschied zwischen Geld und Geldmaterial liegt hier bereits ganz offen


zutage: die Nachfrage für Tee, Muscheln, Tabak, Gold – als Genußmittel – ist so


groß wie der Bedarf; die Nachfrage dagegen für diese Waren als Tauschmittel ist


gänzlich vom Genußbedürfnis unabhängig und richtet sich nach dem Vorrat an


Waren, die auf den Austausch harren.
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Gesichtspunkt von welchem aus der Staat das 
Geldmonopol verwalten soll


Der Nachweis, daß für das Geldwesen das Staatsmonopol unentbehrlich ist,


wirft nun gleich die Frage auf: Welche Grundsätze müssen bei der Verwaltung


dieses Staatsmonopols obwalten, von welchen Gesichtspunkten aus muß das


Geldmonopol verwaltet werden?


Der Zweck des Geldes selber muß uns diese Frage beantworten.


Das Geld hat den Zweck den Warenaustausch zu vermitteln, resp. zu erleich-


tern, sagte schon Aristoteles, sagte auch Adam Smith und sagen heute einstim-


mig alle Nationalökonomen. Hierüber herrscht keine Meinungsverschiedenheit


und die Bedürfnisse des Warenaustausches sind es also – wie aus dieser nie-


mals angetasteten, übrigens auch unantastbaren Wahrheit deduziert werden


kann – welche dem Staate die Verwaltungsmaßregeln diktieren sollen.


Und diese Bedürfnisse sind kurz gefaßt folgende: Schnelligkeit, Sicherheit
und Billigkeit – d.h. genau dieselben Bedürfnisse, welche der Produzent auch


beim Transport seiner Waren empfindet.


Der Austausch der Waren, den das Geld zu vermitteln hat, soll schnell, sicher


und billig vonstatten gehen und je schneller, sicherer und billiger das Geld diesen


seinen einstimmig anerkannten Zweck erfüllt, desto besser ist das Geld, resp.


seine Verwaltung.


Der Staat hat in der Handhabung des Monopols alle Maßregeln zu ergreifen,


welche als geeignet erkannt werden, den Warenaustausch zu beschleunigen, zu


verbilligen und zu sichern.


Bei der Wahl der Mittel, die zu diesem Ziele 
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führen sollen, wird der Staat mehr oder weniger glücklich sein, er wird vielleicht


das Gegenteil von dem erreichen, was er bezweckt, aber das Ziel selber –


Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit – wird er niemals aus dem Auge verlieren


dürfen.
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Wie kann der Staat dieses Ziel erreichen?


Der Produzent einer Ware erhält als Erlös derselben das was der Konsument


dafür bezahlt, abzüglich der Handelsspesen.


Zieht man von letzteren die direkten Transportkosten ab, so bleibt ein Saldo


übrig, der sich aus Lagergeld, Zinsen, Risiko, und Kommissionen zusammen-


setzt.


Dieser Saldo wird natürlich um so größer sein, je langsamer und unsicherer


der Austausch von Waren (Absatz) vor sich geht, denn je länger die Waren


lagern, bevor sie den Konsumenten erreichen, desto größere Summen wird der


Kaufmann für Lagergeld, Zinsen, Risiko berechnen müssen, resp. berechnen


können und je unsicherer der Handel, desto größere Kommissionen wird der


Kaufmann fordern können, der durch Umsicht, Intelligenz, Fleiß und Kenntnisse


diese Schwierigkeiten zu überwinden vermag.


Im Handel gilt dasselbe, was in der Industrie und in den sogenannten freien


Berufen Regel ist, daß jede Arbeit, die besonderes Geschick oder Intelligenz und


Kenntnisse benötigt besser bezahlt wird, daß die Leistung um so besser bezahlt


wird, je mehr die Schwierigkeiten derselben die Konkurrenz der Massen abhält.


Nun ist es eine Tatsache, daß nichts den Handel mehr erschwert, den Absatz


der Güter mehr hemmt, das Risiko mehr erhöht, als solche Preisschwankungen


der Waren, die von einem schwankenden Geldpreis herrühren. Und umgekehrt,


daß nichts dem Austausch der Waren förderlicher ist, als feste, auf die Festigkeit


des Geldpreises begründete Preise. Die größten Profite, die größten, aus dem


Handel gezogenen Vermögen, sind immer auf schwankendem Geldpreise, in


Zeiten wirtschaftlicher Krisen gemacht worden.
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Anm. Wer die Erklärung hierzu nicht besitzt, der studiere die Rolle, welche das Geld


als Instrument der Kapitalgeschäfte spielt. Die Werke der Bimetallisten werden in dieser


Beziehung am schnellsten, am gründlichsten in den Sachverhalt einweihen.


Umgekehrt drückt ein fester Warenpreis den Preis der kaufmännischen


Vermittlung des Warenaustausches herunter, vermindert das Risiko, beschleunigt


den Absatz, verlangt vom Kaufmann weniger Intelligenz und Kenntnisse.


Die Befestigung des Geldpreises soll also das Ziel einer geordneten, verstän-


digen zielbewußten Verwaltung des Geldmonopols sein, denn dadurch allein


kann die wünschenswerte Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit im


Warenaustausch erreicht werden.


Und direkt auf dieses Ziel richten sich die Reformvorschläge, welche ich in


Nachfolgendem dem Urteil der Interessenten unterbreite. Und wer ist daran nicht


interessiert?
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Was verstehen wir unter Geldpreis?


Die beim Tausch erhaltenen Güter bilden den Preis der Ware.


The value of a thing


Is just as much as it will bring.


Und so ist auch der Preis des Geldes genau durch das Quantum Waren dar-


gestellt, welches wir beim Verkauf des Geldes erhalten. Einen festen Preis


besitzt das Geld somit, wenn man für dasselbe Quantum Geld dasselbe


Quantum Ware erhält.


Aber dieser Preis des Geldes besteht aus den verschiedensten


Gegenständen, deren Tauschverhältnis unter sich fortwährend wechselt und es


ist klar, daß daher die einzelne Ware nicht maßgebend sein kann für die


Beurteilung der Preisschwankungen des Geldes. Den Maßstab für den Preis des


Geldes kann uns nur der statistisch ermittelte Durchschnittspreis der Waren lie-


fern.


Kennen wir nun diesen Durchschnittspreis der Waren, resp. verfügen wir über


eine Warenpreisstatistik? Wenn dies der Fall wäre, wie könnte man noch heute


von Währungsfragen sprechen?


Währung heißt, was selbst währt (Bamberger: Reichsgold S. 9), und wenn die


Statistik nachweist, daß das Gold im Preise währt oder nicht währt, dann ist ja


die Frage beantwortet. Worüber wird denn da gestritten? Womit will man den


Lobgesang auf die Goldwährung, und die Klagen über diese Währung begrün-


den, wenn das Beweismaterial aus der Luft gegriffen werden muß? Alles, was für


und gegen die Goldwährung geschrieben wird, stützt sich ja nur auf persönliche


Beobachtungen, Ansichten, Vermutungen so lange die Statistik schweigt.
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Was nützt es zu zeigen, daß der Weizen, die Kohle, das Holz, die Frachten


im Preise gefallen sind, wenn der Gegner eine Rechnung vorzeigen kann, aus


welcher hervorgeht, daß diesen Preisreduktionen große Preiserhöhungen im


Tanzunterricht, Elfenbein und Stecknadeln gegenüber stehen? Es fehlt ja die


Unterlage für die Beantwortung der Währungsfrage, so lange der


Durchschnittspreis der Waren nicht ermittelt ist und so lange man sich nicht über


die Methode geeinigt hat, welche zur Ermittlung dieses Durchschnittspreises


befolgt werden muß.


Nicht die Währung enthält heute eine Frage, sondern die Methode nach wel-


cher die Statistik geführt werden soll – die Statistik, welche auf die Frage, ob das


Geld währt oder nicht währt, allein eine einwandfreie Antwort geben kann.


Wie erzielt man den Durchschnittspreis der Waren?


Eine einfache Aufreihung von Preisen beweist nichts. Nichts, wenn man nur


die Preise weniger Artikel anführt und ebensowenig, wenn man die Preise aller


Waren untereinanderreiht.


Yves Guyot reproduziert in seinem Buch „La Science économique“ Seite 189


folgende Preisstatistik, welche er „Mulhall’s History of Price“ entnommen hat und


womit er irgend eine seiner Theorien beweisen will:


Frankreich


1861/70       1871/80        1881/3


Butter .............................100,00 89,00 102,00 


Kaffee ............................100,00 105,00 84,00


Lein ................................100,00 67,00 45,00


Obst ...............................100,00 115,00 102,00


Getreide .........................100,00 111,00 93,00


Fleisch ...........................100,00 107,00 120,00


Seide .............................100,00 86,00 70,00


Zucker ............................100,00 106,00 95,00


Wein ..............................100,00 81,00 105,00


Wolle ..............................100,00 88,00 79,00


1000,00 955,00 895,00 


Anm. Diese Summen bedeuten, daß dieselbe Qualität und dasselbe Quantum Waren,


wofür 1861 1000 bezahlt wurden, 1871 mit 955 und 1881 mit 895 erhältlich waren.
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Mit solchen Statistiken kann man alles nach Bedarf beweisen: wünscht man


Preisfall zu beweisen, so werden solche Waren ausgewählt, die im Preise


ordentlich gefallen sind und umgekehrt, wobei man im Notfall durch Zusatz oder


Streichung eines Artikels das Resultat auf den Kopf stellen kann.


Der für die Ermittlung des Durchschnittspreises unentbehrliche Faktor der


relativen Bedeutung jedes Artikels wird hier überhaupt nicht zu Rate gezogen.


Und doch ist es einleuchtend, daß es nicht einerlei sein kann, ob die


Stecknadeln im Preise fallen oder der Wein, ob der Kaffee, an dessen Preis nur


eine Anzahl Importeure nennenswertes Interesse haben im Preise schwankt oder


das Getreide, dessen Preisschwankungen rückwirken auf das Milliarden be-


tragende landwirtschaftliche Kapital.


In erwähnter Statistik beeinflußt z.B. der Artikel „Zucker“ das Resultat nicht


mehr im Jahre 1881 als im Jahre 1861 trotzdem in diesen 20 Jahren die


Zuckerindustrie Frankreichs um das Doppelte gewachsen ist und das doppelte


Kapital absorbiert.


Wie macht es denn heute der Kaufmann um zu sehen, ob er durch die


Preisschwankungen seiner Waren geschädigt oder begünstigt worden ist? 


Wenn er den Wechsel in den Beständen seiner Waren nicht berücksichtigte,


wenn er sich damit begnügte die Notierungen der Marktpreise zu summieren, 


so würde er oft schon mit beiden Füßen im Konkurs stehen, während er nach


seinen Berechnungen große Gewinne verzeichnet.


Die Statistik, die der Kaufmann führt, ist folgende:


Statistik über Gewinn und Verlust


Jetziger


Bestand Einstandspreis Kosten Preis Wert


Butter 500 10 05.000 8 4.000  


Kaffee 100 30 03.000 25 2.500


Käse 200 25 05.000 50 1.000


Wein 300 20 06.000 25 7.500


Zucker 200 30 06.000 28 5.600


———          


Einstandspreis 25.000 20.600


Marktwert 20.600


———


Verlust 04.400 


48







Diese Statistik bringt die relative Bedeutung aller Waren zur Geltung, sie


braucht nur vervollständigt zu werden, um als Maßstab für den Preis des Geldes


dienen zu können.


Alle Waren, oder wenigstens alle Warengruppen müssen in derselben vertre-


ten sein und anstatt sich auf die Ermittlung der Warenbestände zu beschränken


müßte natürlich auch das in der Produktion der Waren verwendete Kapital


berücksichtigt werden, da ja für die Zwecke der Statistik das Produktionsmittel


nur als ein Vielfaches des Produktes betrachtet werden darf. 


Demgemäß wäre die bereits erwähnte statistische Tabelle zum Zwecke der


Ermittlung des Durchschnittspreises der Ware (des Geldpreises) wie folgt zu


ergänzen:
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Bemerkungen: Die Ansätze für Bestand


sind hier rein willkürlich gewählt. Entsprächen


dieselben den Tatsachen und erstreckte sich


diese Tabelle auf sämtliche Warengattungen,


so würde dieselbe den gesuchten Maßstab


für den Geldpreis liefern und beweisen, daß


der Preis des Geldes von 1000 auf 987,70


resp. 965 gestiegen ist, d.h. daß man im


Jahre 1881 für 965 dasselbe Quantum Ware


von derselben Qualität wie in 1871 für 987.70


und wie für 1000 im Jahre 1861 kaufen 


konnte.


In der Rubrik «Bestand» ist der absolute


Betrag ohne Bedeutung, nur auf das wechsel-


seitige Verhältnis der einzelnen Posten


kommt es hier an. Drum wurde auch in den


drei Rubriken der «Bestand» auf die not-


wendige gleiche Summe reduziert, was ja


geschehen kann ohne die Relation der einzel-


nen Posten zueinander zu beeinflussen. Die


Berechnung des Bestandes geschieht einfach


durch Reduktion der Produktionsmittel in


Produkte, für welche natürlich stets die


ursprünglichen Preisansätze zu gebrauchen


sind. Würde man den Bestand nach den


neuen Ansätzen berechnen, so würde man


das Maß selber, womit man messen will, 


verändern und zu ganz irrigen Resultaten


gelangen. Die Butter z.B. mit ihren


Produktionsmitteln ist zum Preise von 1,00


mit 100 als Bestand angesetzt. Derselbe


Bestand zum Preise von 0,89 resp. 1,02


würde aber eine Summe von 89 resp. 102


ergeben und das Resultat der Statistik 


könnte unter Umständen dadurch auf den


Kopf gestellt werden.







Es wird heute noch von Währungsfragen geredet und die Währungsfragen


harren noch der Lösung, weil wir die Frage selbst noch nicht in die notwendige


klare Fassung gebracht haben. Was suchen wir denn in der Lösung der


Währungsfragen? Unstreitig die Fixierung des Geldpreises. Wie können wir nun


über die Währungsfrage streiten; wie können wir auf eine Lösung dieser Frage


hoffen, wenn wir überhaupt noch nicht wissen, was eine Mark d.R.W. auf dem


Markte beanspruchen darf, wenn wir noch nicht wissen, was eine Mark d.R.W.


ist oder sein soll.


So lange wir das nicht wissen, so lange wir keinen Vergleichspunkt geschaf-


fen haben, um etwaige Preisschwankungen des Geldes feststellen zu können, so


lange werden die Debatten über die Währungsfrage deren Lösung nicht weiter


fördern, als wie es bisher geschehen ist.


51







Die Quelle des Wertes


Aus der Antwort auf die Frage wie Preisschwankungen des Geldes festge-


stellt werden können, entspringt von selbst die neue Frage: wie diese


Preisschwankungen vermieden werden können.


Und die gründliche, sorgfältige und einwandfreie Beantwortung dieser Fragen


zwingt uns zurückzugreifen bis auf die Quelle des Wertes, denn nur dadurch,


daß wir uns vollständig klare Vorstellung von dem Begriff „Wert“ verschaffen, wird


es uns gelingen, die Durchführbarkeit der Reformen einzusehen, welche sich uns


aus dem Studium unseres heutigen Geldwesens als unabwendbare


Notwendigkeit aufdrängen werden.


Woher kommt nun der Wert?


Der Wert ist die Folge der Nachfrage und als Nachfrage bezeichnet man die


Bereitwilligkeit eines Menschen – Arbeit oder ein Tauschobjekt zur Erlangung der


von ihm begehrten Sache herzugeben.


Die Größe der Nachfrage, resp. die Höhe des Wertes wird nach der Größe


der zum Tausch angebotenen Werte (Arbeit oder Ware) bemessen.


Es ergibt sich hieraus von selber, daß ein Gegenstand nur dann Nachfrage


erwecken, resp. Wert besitzen kann, wenn er durch irgend eine Eigenschaft die


Begehrlichkeit eines Menschen zu erwecken vermag. Der Nutzen ist somit ein


unentbehrliches Attribut des Wertes.


Dieser Nutzen ist nun oft von allen Menschen anerkannt, manchmal aber


ganz individueller Art. Das Brot hat z.B. einen fast allgemein anerkannten


Nutzen; Gold und Edelsteine dagegen sind für manche gänzlich nutzlos. Dem


Musiker ist der Fiedelbogen von Nutzen; 
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dem Tauben nicht. Mancher hält die kirchlichen Zeremonien für nützlich, mancher


hält den Schulunterricht für nützlicher als das Bier, mancher gibt sein ganzes


Vermögen in Apotheken aus, mancher bezahlt lieber das Fährgeld, ehe er den


Fluß durchschwimmt; mancher reserviert seinen letzten Heller für einen Strick.


Es geht aus diesen Beispielen hervor, daß der Nutzen die mannigfachsten


Formen besitzt und daß derselbe durchaus nicht materieller, greifbarer Art zu


sein braucht, um die Börse zu öffnen. Bedingung allein ist nur dabei, daß dieser


Nutzen nicht allen Menschen unentgeltlich erreichbar sei, wie z.B. die Luft, die


nur deshalb wertlos ist, weil sie allen Menschen umsonst zur Verfügung steht.


Zum Werte gehört somit neben dem Nutzen noch die Besitzteilung oder das


Eigentumsrecht. – In der Familie, im kommunistischen Staate gibt es keine


Werte.


Zum Werte gehört als drittes unentbehrliches Attribut das Eigentumsrecht


bzw. die Besitzteilung und der kaufmännische Wert dieses Eigentumsrechts


deckt sich scharf mit dem Wert des Eigentums. Was wir somit verkaufen, ist nicht


so sehr der Gegenstand, wie das Eigentumsrecht auf den Gegenstand. Der


Nutzen, den der Käufer aus dem begehrten Gegenstand zu ziehen hofft, veran-


laßt ihn das Eigentumsrecht durch Zession seiner eigenen Rechte auf das


Tauschobjekt zu erreichen.


Woher nun dieses Eigentumsrecht kommt, bleibt für die Abschätzung des


Wertes gleichgültig. Es mag durch die Arbeit erworben, durch Gewalt oder List


angeeignet, es mag ererbt, es mag auch gestohlen sein, es mag auch ein


Privileg sein, ein Patent, eine Konzession für eine Apotheke, für eine Eisenbahn


etc., der Wert fragt nicht nach den Geburtsscheinen.


Der Wert stammt also aus drei Quellen – dem Nutzen – der Nachfrage – 


dem Eigentumsrecht – und die Vereinigung dieser drei Faktoren ist für das


Zustandekommen des Wertes unentbehrlich.
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Die Grundlage des Geldwertes


Der Wert, die einzige aktive Eigenschaft des Geldes, beruht auf der


Vereinigung der Nachfrage, des Nutzens und des Eigentumsrechtes, und diese


Dreieinigkeit bildet in allen Fällen die eigentliche Garantie des Geldes, resp. sei-


nes Wertes. So lange Nachfrage für das Geld vorliegt, so lange man aus dem


Geld Nutzen zu ziehen hofft und so lange das Eigentumsrecht aufrecht erhalten


wird, wird auch das Geld Wert behalten, wird das Geld garantiert sein.


Für gewöhnlich hält man das Geld schon genügend garantiert durch die


Eigenschaften seines Materials; (Metall); bei näherer Betrachtung tritt aber diese


Garantie vollständig in den Hintergrund und ihre Stelle nehmen Faktoren ein, die


mit dem Material des Geldes nicht die geringste Verwandtschaft besitzen. Die


Unentbehrlichkeit eines Tauschmittels, der Nutzen eines Tauschmittels und die


Notwendigkeit staatlicher Verwaltung dieses Tauschmittels – das sind Faktoren,


welche unser Geld garantieren und denen gegenüber die Eigenschaften des


Geldmaterials nicht mehr Bedeutung haben wie die Wichse für den Stiefel bei


Regenwetter. Fiktion.


a) Vom Nutzen des Geldes


Der Nutzen des Geldes beruht auf den Schwierigkeiten, welche der


Tauschhandel bietet, denn es liegt auf der Hand, daß wenn jeder seine Produkte


direkt gegen andere Produkte austauschen könnte, niemand den Umweg des


Geldes einschlagen würde und das Geld zwecklos wäre. Im Anfangsstadium der


Besitz- und Arbeitsteilung war dies der Fall. Aber mit der Entwicklung dieser


sozialen Einrichtungen machte sich, 


54







aus bekannten Gründen, das Bedürfnis eines Tauschmittels immer fühlbarer und


mit diesem Bedürfnis zusammen wuchs natürlich der Nutzen, den der Gebrauch


des Geldes durch Befriedigung dieses Bedürfnisses bot. Heute ist das Geld fast


in der ganzen Welt unentbehrlich geworden.


Der Nutzen des Geldes (ich spreche nicht vom Material des Geldes) ist also


fest begründet; er beruht nicht wie derjenige so mancher Ware auf einem launi-


gen Einfall der Mode, nicht wie der Nutzen des Goldes z.B. auf der Phantasie


putzsüchtiger Weiber, sondern auf der ersten, wichtigsten und unentbehrlichsten


sozialen Einrichtung – der Besitz- und Arbeitsteilung. Der Nutzen, den uns der


Gebrauch des Geldes bietet, hat sehr viel Ähnlichkeit mit demjenigen, den wir


aus den Verkehrs- und Transportmitteln ziehen, er hat wie diese eine keine


Rücksichten kennende Impositionskraft, – der Gebrauch des Geldes ist wie der-


jenige der Straßen und Brücken für jedermann zum materiellen Zwang gewor-


den. Wie jeder gezwungen ist Atem zu schöpfen, so ist auch jeder gezwungen


für den Austausch der Produkte die Straßen und das Geld zu benutzen. Zwar ist


es nicht materiell unmöglich und gesetzlich verboten Tauschhandel zu treiben,


aber die Unkosten, der Zeitverlust etc., die heute mit einer solchen Operation


verbunden wären, haben in der Praxis dieselbe Wirkung, wie materieller, gesetz-


licher Zwang. Es dürfte auf dem Markte nicht eine Ware zu finden sein, die was


den Nutzen anbetrifft, dem Gelde zur Seite gestellt werden könnte.


b) Von der Nachfrage (Bedarf) für Geld


Parallel mit dem Nutzen des Geldes läuft die Nachfrage (der Bedarf) für Geld.


Wenn der Nutzen des Geldes mit der Entwicklung der Arbeits- und Besitzteilung


wächst, so wächst auch der Bedarf an Geld mit der Menge von Waren, welche


die Arbeits- und Besitzteilung auf den Markt werfen. Je mehr Produkte die


Besitz- und Arbeitsteilung auf den Markt werfen, desto größer wird der Bedarf an


Geld (die Nachfrage für Geld). Das Produkt der Besitz- und Arbeitsteilung (die


Ware) 
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und der Bedarf an Geld sind synonyme Begriffe. Es gibt für die Abschätzung des


Bedarfs an Geld kein anderes Maß als die Warenvorräte; es gibt keinen anderen


Bedarf an Geld, als solchen, der aus den Warenvorräten entspringt. Das einzige


Mittel die Ware zu realisieren, liegt in dem Verkauf derselben gegen Geld und wo


Ware liegt, wo Ware produziert wird, liegt auch Bedarf an Geld vor.


Wo keine Ware existiert, kann auch kein Bedarf an Geld bestehen, wie ja


auch Bedarf an Transportmitteln ohne Güter undenkbar ist. Und der Bedarf an


Geld muß auch dort geleugnet werden, wo alle Kassen und Taschen leer sind,


wo die Bevölkerung darbt, wo für Kapital noch so hohe Zinsen bezahlt werden.


Man hat zwar manchmal unter Hinweis auf einen hohen Zinsfuß von großem


Geldbedarf gesprochen, wie man auch den niedrigen Zinsfuß als ein Zeichen


von Geldüberfluß betrachtet, (s. die Reden im D. Reichstage vom 16/2 1895)


aber was hat der Zinsfuß mit dem Bedarf an Geld gemein? Bedarf an Geld,


(resp. Ware) und Kapital sind ja zwei ganz verschiedene Begriffe. Es kann an


Kapital fehlen und gleichzeitig Überfluß an Waren herrschen. Die Banken sind oft


mit Geld (Kapital) überfüllt, und trotzdem kann sich ein großer Bedarf an Geld


fühlbar machen – nämlich auf dem Markte. Die Bank ist der Tauschplatz für das


Kapital und der Markt ist der Tauschplatz für Waren. Dort spricht man von


Zinsen, hier von Preisen; dort von Kapital, hier von Waren, und obschon das


Kapital auch das Geld als Tauschmittel benutzt, so hat doch bisher niemand das


Tauschmittel des Kapitals als Kapital betrachtet. Totes Kapital, nennt Adam Smith


das Geld und als totes Kapital wird es von allen Nationalökonomen behandelt.


Totes, unproduktives Kapital, eine Leiche, kann man aber füglich ganz aus dem


Kurszettel der Börse streichen.


Geld ist somit überhaupt kein Kapital, sondern nur das Tauschmittel von


Kapital und die Höhe des Zinsfußes wird nicht von der Menge vorhandener


Tauschmittel, sondern von der Menge vorhandenen Kapitals bestimmt.
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Preise und Zinsfuß, Geld und Kapital, haben somit nicht die geringste


Gemeinschaft und für die Beurteilung des Bedarfs an Geld hat der Zinsfuß nicht


mehr Bedeutung als etwa die Flecken auf der Sonne. Als einziges Maß für den


Bedarf an Geld bleiben somit die Waren und mit der Menge vorhandener Waren


steigt und fällt der Bedarf an Geld. Wie der Bedarf an Transportmitteln sich


genau mit dem Vorrat an Frachtgütern deckt, so deckt sich auch der Bedarf an


Geld (Tauschmitteln) haarscharf mit den von der Besitz- und Arbeitsteilung auf


den Markt geworfenen Produkten.


Parallel mit der Besitz- und Arbeitsteilung entwickelt sich der Bedarf an


Tauschmitteln (Geld) und dieser ist folglich wie der Nutzen des Geldes auf der


solidesten aller sozialen Einrichtungen zementiert. Solange die Besitz- und


Arbeitsteilung Waren auf den Markt wirft, wird auch der Bedarf an Geld sich 


fühlbar machen, denn die Ware ist der materialisierte oder personifizierte


Geldbedarf.


c) Vom Eigentumsrecht des Geldes


Der dritte zur Darstellung des Wertes unentbehrliche Faktor ist das Eigen-


tumsrecht. Wir haben bereits gesehen, daß die Möglichkeit der Existenz des


Geldes abhängig ist von dem Vorhandensein einer staatlichen Zentralgewalt,


welche die Geldfabrikation monopolisiert. Die Gewerbefreiheit auf das Geld über-


tragen, sagten wir, würde in der Praxis der Abschaffung des Geldes gleichkom-


men. Der Staat fabriziert das Geld; er bestimmt die Menge des herzustellenden


Geldes und übt dadurch direkte Kontrolle über den Wert des Geldes aus. Gibt


diese Kontrolle des Staates dem Besitzer des Geldes nicht eine Garantie für die


Wahrung der Eigentumsrechte?


Da das Geld nur seines Wertes wegen gekauft wird, so kann sich das


Eigentumsrecht auch nur auf den Wert des Geldes beziehen, und wenn dieser


Wert der Kontrolle des Staates unterworfen ist, so kontrolliert der Staat direkt 


und unvermittelt auch das Eigentumsrecht des Geldes.


57







Und diese Kontrolle kommt in der Praxis einer Garantie des


Eigentumsrechtes gleich. Der Staat verleiht sozusagen das von ihm verfertigte


Geld an die Bürger.


Das Eigentumsrecht, wie es für das Zustandekommen des Wertes nötig ist,


ist also beim Gelde vortrefflich charakterisiert. Der Bürger, der das Geld seines


Wertes wegen gekauft hat, besitzt in der Kontrolle, die der Staat über den Wert


des Geldes ausübt eine Garantie für den Wert des Geldes. Der Bürger weiß, daß


man das Geld nicht aus der Luft greifen kann, nicht vom Baum pflücken kann,


nicht aus der Erde graben, nicht aus dem Wasser fischen kann. Er weiß auch,


daß der Staat zum Schutze seiner Monopolrechte drakonische Gesetze gegen


Falschmünzerei geschaffen hat und daß er infolge dessen sein Eigentumsrecht


auf den Wert des Geldes ohne gemeinen Betrug von Seiten des Staates nicht


verlieren kann.
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Die Unabhängigkeit des Geldwertes vom Geldmaterial


Der Nutzen des Geldes beruht, wie wir eben gesehen haben, auf seiner


Benutzung als Tauschmittel, und hat als solcher keine erkennbare Beziehung


zum Material, woraus es hergestellt ist.


Der Bedarf an Geld mißt sich, wie wir ebenfalls gesehen haben, mit dem


Vorrat an Waren und hat daher auch nichts gemein mit dem Material des Geldes.


Das Eigentumsrecht am Gelde ist durch die Kontrolle des staatlichen


Monopols garantiert und ist daher ebenfalls vom Geldmaterial getrennt.


Die drei, den Wert bedingenden Faktoren sind daher beim Gelde gänzlich


unabhängig vom stofflichen Träger des Wertes.


Freilich könnte der Wert des Geldes nicht unter dem seines Materials fallen,


aber von dem Moment an, wo der Wert des Geldes diese Basis überschreitet


(und dies geschieht, wie wir noch sehen werden, in dem Moment, wo das


Material in Geld verwandelt wird) fehlt überhaupt jede Verbindung zwischen dem


Werte des Geldes und dem seines Materials, denn keine einzige Eigenschaft 


des Geldmaterials vermag:


a. den Nutzen des Geldes


b. den Bedarf an Geld


c. die Monopolrechte des Staates


zu beeinflussen und noch viel weniger zu garantieren.


Wie kommt es aber jetzt, daß es noch fast allgemein als Axiom gilt, daß das


Geld von einem auch anderweitig verwertbaren Material hergestellt werden


muß?


Anm. Chevallier „La Monnaie“ p. 15. Il faut qu’ elle soit par elle même une marchandi-


se, c’ est à dire une chose en rapport avec un certain nombre (?) de nos besoins et


recherchée par les hommes à ce titre.
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Will man das Material des Geldes als Garantie für seinen Wert behalten für


den Fall, daß der Staat, wie es leider so oft schon geschehen, seine


Monopolgewalt mißbraucht? Schwacher Trost; wertlose Garantie! Wie will sich


der um sein Geld so besorgte Bürger gegen die Gewalt des Staatsmonopols


schützen, zumal diese Gewalt in der Unentbehrlichkeit des staatlichen


Geldmonopols den denkbar besten Rückhalt hat.


Das Geld war zu Beginn der Assignaten-Wirtschaft auch durch sein Material


„garantiert“, aber wie wenig diese Garantie wirksam war, geht aus der Tatsache


hervor, daß nach wenigen Jahren der Bürger, statt des Goldes, Papierfetzen in


der Hand behielt. Und was bliebe dem Bauer auch heute in der Hand, wenn ihn


der Staat (resp. die Staaten) im Besitze der Gold- und Silberbarren ließe, diesen


Barren aber die Seele ihres Wertes durch Entziehung der Münzprivilegien weg-


nehmen würde? Die Verwandlungsfähigkeit des Goldes in Ohrringe wäre für ihn


am Ende kein größerer Trost als es die Verwendbarkeit der Assignaten zu


Tapeten seinem französischen Kollegen war. Das Material des Geldes bietet


demnach keinen Schutz gegen den Mißbrauch der Monopolgewalt, resp. die in


Betracht kommende Differenz zwischen dem Werte des Geldes und dem Werte


des entmünzten Metalles ist so beträchtlich, daß der Wert des letzteren kaum als


Garantie des ersteren betrachtet werden kann. Und beweist die Geschichte der


Assignaten, die Geschichte der Gulden, Schilling, Rubel etc. nicht, daß selbst


diese schwache Garantie durch das bekannte Spiel der Kräfte, welches mit dem


Namen „Gresham-Gesetz“ bezeichnet wird, zur Fiktion werden kann?


Wenn das Material des Geldes also keine Garantie gegen den


Monopolmißbrauch des Staates bieten kann, wenn das Monopol für das Wesen


des Geldes unentbehrlich ist und es keinen Schutz gibt gegen die Gewalt, wel-


che erstens in der Unentbehrlichkeit des staatlichen Geldmonopols und zweitens


in der Unentbehrlichkeit des Geldes selber liegt, wozu dann überhaupt noch


diese lächerliche Komödie mit der stofflichen Garantie des Geldwertes?
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Fürchtet man um den Wert des Geldes, wenn sein Material an sich wertlos


ist? Merkwürdiger Widerspruch!


Auf der einen Seite erklärt man das Geld für das nützlichste, unentbehrlichste


und wichtigste unserer Verkehrsmittel und auf der anderen Seite will man nicht


einsehen, daß der ungeheure Nutzen, den die Produzenten aus dem Gelde als


Tauschmittel ziehen für sich allein ausreichen muß, um die wertgebende


Nachfrage zu wecken und zu erhalten. Den unberechenbaren Nutzen des


Geldes will man doch durch die Metalleigenschaften seines Materials noch unter-


stützen; der Nachfrage für Geld, die in den Waren verkörpert ist, will man die


Nachfrage für Gold, welche putzsüchtige Jüngferchen und faule Neger halten,


als Garantie und Stütze zugesellen! Das heißt doch wahrlich einen Eichbaum mit


einer Binse stützen.


Ist es denn so schwer, das Geld und sein Material zu unterscheiden, sind wir


vom Glanze des Goldes so geblendet worden, daß wir dies einfache Verhältnis


nicht begreifen können?


Die Besitz- und Arbeitsteilung macht die Herstellung eines Tauschmittels zur


unumgänglichen Notwendigkeit. Dieses Tauschmittel hat nur den Wert als einzi-


ge aktive Eigenschaft, und diesen Wert erteilt dem Gelde die Nachfrage für Geld,


welche die Produkte der Besitz- und Arbeitsteilung erzeugen. Diese Nachfrage


ist durch den Nutzen garantiert, welchen die Produzenten aus dem Gelde als


Vermittler des Austausches, ziehen, während gleichzeitig die Eigentumsrechte im


Staatsmonopol ihre Garantie finden.


Genügt dies alles nicht?


Tatsache ist übrigens, daß die Hauptmasse des in der Welt zirkulierenden


Geldes keine andere als diese Garantie kennt, denn laut Mullhall’s Dict. of


Statistic verteilte sich das in der Welt zirkulierende Geld im Jahre 1885 wie folgt:


Papier 0.846 Mill.


Silber (Scheidemünze) 0.801 Mill.


Gold 0.790 Mill.


£ 2.438 Mill.
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Mir scheint, daß die von Chevalier klar und unzweideutig ausgesprochene


Theorie über den Geldwert sich auf einen unvollständigen, dilettantischen,


unkaufmännischen Begriff des Wertes stützt. Ihm war der Wertbegriff nicht klar,


er unterschied nicht zwischen Geld und Geldmaterial, zwischen Wert und Stoff


und konnte darum auch nicht verstehen, daß es Werte ohne Material, Geld ohne


Gewicht geben kann. Daß das Geld an und für sich (also das Tauschmittel) die


unentbehrlichste und nützlichste Ware ist, daß diese Ware nur eine einzige akti-


ve Eigenschaft – den Wert – zu haben braucht und daß das Geld nur dieser ein-


zigen Eigenschaft wegen gekauft wird, muß Chevalier offenbar ganz übersehen


haben.


Es gibt doch sonst auf dem Markt so viele Werte zu kaufen und die schwer


bezahlt werden, bei denen, gerade wie mit dem Gelde, die wertgebenden


Eigenschaften nicht die geringste Beziehung zu den materiellen Trägern dieser


Werte haben. Ich erinnere an die Konzessionen für Apotheken in Deutschland,


die selten unter 50.000, häufig aber 500.000 Mk. wert sind. Hier liegt der ganze


Wert in der Konzession, in Privilegien. Wenn nun diese Apothekerprivilegien


etwas wert sind, warum sollten die Geldprivilegien nicht auch etwas wert sein.


Das Apothekerprivileg zwingt den Kranken seine Arzneien in der Apotheke zu


kaufen, und darauf beruht der Wert der Konzession; das Geldprivileg zwingt den


Produzenten seine Produkte gegen das privilegierte Geld zu verkaufen und die


sollte nicht genügen um dem Gelde Wert zu erteilen! Dabei ist die Unentbehr-


lichkeit des Apothekerprivilegs anfechtbar; in vielen Ländern ist es bereits abge-


schafft und die Abschaffung desselben in Deutschland wird diskutiert – während


die Unentbehrlichkeit des Geldprivilegs unanfechtbar ist und überhaupt zu keiner


Zeit und in keinem Lande angefochten worden ist.


Da sind z.B. die Aktien des Suez-Kanals, welche Millionen an Wert besitzen.


Ist dieser Wert nun durch die materielle Unterlage des Kanals, durch die


Sandwüste garantiert oder durch
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a) den Nutzen des Kanals


b) den Bedarf eines Kanals


c) durch das Eigentumsrecht des Kanals.


Ich glaube die Gesellschaft würde recht gerne die ganze Wüste mitsamt dem


Kanal gegen eine Erweiterung ihrer Privilegien umtauschen.


Die Suez-Kanal-Aktie steigt und fällt mit der Zahl der Schiffe, die den Kanal


passieren, die materielle Unterlage des Kanals – der Sand – hat keinen Einfluß


auf die Höhe der Dividenden. Will man noch mehr Beispiele zur Klarmachung


des Begriffs „Wert“?


Gebe man den Engländern das Recht die Meerenge von Gibraltar zu versper-


ren und man wird gleich sehen, wie auf dies Recht Millionen an Aktienwert


begründet werden, trotzdem diese Aktien kein Atom menschlicher Arbeit reprä-


sentieren.


Nun gebe man einem Gegenstand das Privileg den Warenaustausch zu ver-


mitteln und man wird gleich sehen, wie die Aktien dieses Privilegs [Anm. Der


Definition Chevalier’s, nach welcher die Münzen Metallbarren sind, möchte ich diese hier gegenüber-


stellen: Die Münzen sind die Aktien der Geldprivilegien.] – d.h. unsere Münzen Käufer fin-


den werden – trotzdem vielleicht auch hier die zur Herstellung dieser Aktien ver-


wandte Arbeit in keinerlei Verhältnis steht zu dem Preis, welchen diese auf dem


Markte erzielen.


Menschliche Arbeit! Wieder ein Begriff, den man mit dem „Wert“ verwechseln


will.


Die Selbständigkeit, Unabhängigkeit des Begriffes „Wert“, will man nicht aner-


kennen. Die Arbeit, sagt „Adam Smith,“ gibt der Sache Wert und übersieht, daß


die Arbeit Folge, nicht Ursache des Wertes ist. Weil Lesseps berechnete, daß ein


Kanal durch die Meerenge von Panama in Folge


a) seines Nutzens


b) seines Bedarfs


c) durch die Erwerbung des Eigentumsrechtes


Wert haben müßte, opferte er die Millionen, um dies 
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Eigentumsrecht zu erwerben, aber die Arbeit selbst konnte auf den Wert des


Eigentumsrechtes keinen Einfluß haben. Der Preis der Aktien dieses Kanals


beweist dies.


Der Wert ist immer die Ursache, nicht die Folge der Arbeit; wieviel Arbeit eine


Ware vertragen kann, hängt immer nur von seinem Wert ab. Bei manchen Waren


besteht allerdings eine gewisse Wechselbeziehung vom Wert zur Arbeit, aber


dies ist immer nur bei solchen Waren der Fall, wo die absolute Gewerbefreiheit


weder durch geistige, kapitalistische, noch rechtliche Privilegien eingeschränkt


ist.


Wären alle Menschen gleich, körperlich und geistig absolut gleich, besäßen


dabei alle absolut gleiche Produktionsmittel, wären außerdem alle Privilegien


abgeschafft (Patente, Monopol, Konzessionen, Besitz etc.), so würde die


Wechselwirkung der Arbeit auf den Wert als einzigen Faktor des Wertes zurück-


bleiben und Wert und Arbeit würden in eins zusammenfallen. Aber solange dies


nicht der Fall ist, so lange es fähige und bornierte, gesunde und kranke, junge


und alte, genügsame und bedürfnisreiche Menschen gibt, so lange der eine


Kapital erbt und der andere Schulden, so lange der eine sein Kapital vergeudet


und der andere es vermehrt, so lange Monopole, Besitz, Privilegien, Patente die


Gewerbefreiheit einschränken, so lange Glück und Unglück nicht durch ein bis


ins Kleinste ausgearbeitetes Versicherungswesen korrigiert werden, wird der


Wert wie bisher von 1000 Faktoren abhängen, von denen die Arbeit nur einer,


häufig sogar recht belangloser, sein wird.


Und an die Abschaffung des staatlichen Geldmonopols ist nicht zu denken, da


ja das Wesen des Geldes dieses Monopol zur unumgänglichen Notwendigkeit


macht, und so lange dieses Monopol existiert, wird der Wert des Geldes dem


Monopolinhaber gehorchen und von diesem Wert wird es abhängen, wie viel


Arbeit (Produktionskosten) die Goldgräber anlegen können, wird der Wert des


Geldes die Ursache nicht die Folge der von den Goldgräbern geleisteten Arbeit


sein; wird der Goldgräber den 


64







Wert der Münzen als seine Produktionskosten betrachten und nicht umgekehrt.


Heute ist ja der Wert des Goldes gleich dem des Geldes, aber nicht weil der


Wert des Geldes sich nach dem des Goldes richtet – sondern weil infolge der


freien Goldprägung das Gold Geld ist. Es ist Geld, nicht mehr Gold, was aus der


Erde gegraben wird. Die Wechselwirkung der Produktionskosten des Goldes auf


den Wert des Geldes können wir ganz unberücksichtigt lassen, weil ja diese


Wechselwirkung der Kontrolle des Staates unterstellt ist und wie die Geschichte


der Silberentmünzung lehrt, nach Bedürfnis eingeschränkt und gänzlich aufgeho-


ben werden kann.


Wenn heute der internationale Bimetallismus eingeführt würde und all das in


der Welt aufgehäufte Silber zu Geld machen würde, so würde mit dem Wert des


Geldes auch der des Goldes fallen und manche Goldwäscherei müßte aufgege-


ben werden. Wurden nicht an dem Tage, wo in Nordamerika die freie


Silberprägung aufgehoben wurde, eine große Anzahl Silberminen geschlossen?


Warten dieselben Minen nicht mit der Wiedereröffnung auf die Freilassung des


Silbers?


Umgekehrt verhält sich also die Sache; nicht die Arbeit verleiht der Sache


Wert, sondern der Wert ist die Ursache der Arbeit. Nicht das Material gibt dem


Gelde Wert, sondern der Geldwert wird durch die Währungsgesetze auf sein


Material übertragen und dieser Wert des Materials gestattet die Aufwendung von


Kapital und Arbeit zur Gewinnung desselben.


Und nichts ändert an diesem Verhältnis die Tatsache, daß die freie


Goldprägung die Produktionskosten des Goldes in Wechselwirkung mit dem


Wert des Geldes treten läßt – denn wie gesagt, steht ja die freie Goldprägung


unter Kontrolle des Staates, denn der Anstoß für den Wert des Materials kommt


von dem Wert des Fabrikats, denn der Wert ist immer und ausnahmslos die


Ursache und die Arbeit – die Wirkung. Würde denn der Wert des Geldes ohne


die Wechselwirkung der Produktionskosten des Goldes etwa geringer sein? 
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Die Hervorhebung dieser Unterscheidung von Ursache und Wirkung ist nötig


für die richtige, vorurteilslose Erfassung des Begriffes „Wert“, denn während die


Theorie Smith’s keine Werte ohne Arbeit zuläßt und demzufolge auch kein Geld


denkbar macht, dessen Material keine Arbeit verkörpert, wird durch die


Umkehrung des Satzes (Arbeit ist Folge des Wertes) der theoretische Nachweis


geliefert, daß es recht wohl Werte geben kann, aus Material, das wertlos ist. 
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Bedarf und Angebot bestimmen den Preis


Indem wir uns lossagen von der Theorie, welche die Arbeit (Produktions-


kosten) als Preisrichter über den Wert erhebt, sehen wir uns gezwungen, uns


nach einem anderen allgemeinen Wertgesetz umzusehen, welches uns als


sicherer Führer dienen kann in unseren Untersuchungen über den Wert des


Geldes. Und ist es nicht merkwürdig, daß wir dieses allgemeine Gesetz gleich 


in dem Arsenal derselben Nationalökonomen finden, welche die soeben ange-


griffene Theorie vertreten und welche sich jener gleichsam als Reservekapital


bedienen in all den zahllosen Fällen, wo sie von ihrem leitenden Grundsatz in


den Sumpf geführt werden? Der Wert wird durch die Produktionskosten


bestimmt, sagt Adam Smith, und wenn dies in klar zutage liegendem Wider-


spruch steht mit unleugbaren Tatsachen, dann wird zur Erklärung solcher


„Ausnahmen“ die Reservetheorie herangezogen, nach welcher der Wert ein-


fach durch den Bedarf und Angebot bestimmt wird.


Es fragt sich nun: Ergänzen oder bekämpfen sich beide Theorien? Die


Theorie Smith’s „Die Produktionskosten bestimmen den Preis“ ist doch zu ab-


solut ausgedrückt, um als einfache Ergänzungstheorie aufgefaßt zu werden, und


noch weniger berechtigt die Art, wie die meisten Nationalökonomen diese


Theorie in ihren Untersuchungen anwenden, zu der Annahme, daß sie dieselbe


nicht als leitenden Grundsatz ansehen. Auf der anderen Seite aber steht die


Reservetheorie, wonach „Bedarf und Angebot“ den Preis bestimmen, in keinem


erkennbaren Zusammenhang mit der ersteren. Die Produktionskosten-Theorie


führt den Wert auf einen Faktor „die Arbeit“ zurück; die alte kaufmännische


Theorie führt gleich zwei Faktoren ins Treffen, 
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welche je wieder in unzählige andere zerfallen. Nach dieser Theorie ist die Arbeit


nur ein Faktor unter vielen anderen.


Es handelt sich hier also nicht um zwei sich ergänzende Theorien, sondern


um solche, die jede für sich vollkommene Selbständigkeit beanspruchen und da


sich zwei Theorien, die sich nicht vollständig decken und doch dasselbe erklären


wollen sich notwendigerweise widersprechen, so handelt es sich hier um einen


Widerspruch.


Welcher von beiden Theorien sollen wir uns nun als Führer anvertrauen? Die


Nationalökonomen sagen es uns selbst – denn so oft sie von der Theorie Smith’s


im Stich gelassen werden, greifen sie zurück auf die alte, bewährte, merkantile


Theorie, wonach der Preis das Produkt unzähliger Faktoren ist und welche die


Kaufleute in die beiden Worte zusammenfassen – Bedarf und Angebot bestim-


men den Preis.


Wie es in der Theorie und Praxis nur einen Gott geben kann, so kann logi-


scherweise auch nur ein ökonomisches Gesetz Preisrichter sein. Es können


nicht zwei Wertgesetze nebeneinander residieren. Eines von beiden muß dem


anderen weichen und da die Theorie, welche den Wert auf die Arbeit zurückführt,


zur Erklärung der ökonomischen Erscheinungen nicht ausreicht, so muß sie der


merkantilen Theorie den Platz räumen.


Wir wollen uns also der letzteren als Führer anvertrauen; „Bedarf und


Angebot“ als Preisrichter anerkennen.
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Was verstehen wir unter Bedarf an Geld?


Wenn wir „Bedarf und Angebot“ zum Preisrichter der Waren ernennen, so


muß es jetzt unsere erste Aufgabe sein, diese beiden Begriffe zu analysieren und


sie von allen Schlacken, mit welchen der Sprachgebrauch sie umgeben hat, zu


reinigen. Die Begriffe, mit denen wir jetzt arbeiten müssen, dürfen keinerlei


Nebenbegriffe in sich schließen, sie dürfen nicht zwei Deutungen gestatten; daß


dies aber heute nicht der Fall ist, ergeben schon die 1000 verschiedenen


Antworten, welche man auf die Fragen erhält: Was ist Bedarf an Geld; wer hat


Bedarf an Geld; wo herrscht Bedarf an Geld?


Der Handwerksbursch, der Fiskus, der Student (der Student der National-


ökonomie nicht ausgeschlossen) werden rufen: Hier! Ich! Während vielleicht


gerade derjenige, der zu dieser Antwort berechtigt ist, schweigen wird.


Die Arbeits- und Besitzteilung erzeugt die Ware und wirft dieselbe auf den


Markt zum Tausch gegen andere Waren, denn nur durch Tausch kann die Ware


ihrem Eigentümer von Nutzen werden. Dieser Tausch kann, und aus tausend


Gründen, die jeder kennt, nur durch Vermittlung des Geldes stattfinden. 


Wo herrscht nun Bedarf an Geld? Natürlich dort, wo Ware liegt, denn die


Ware muß gegen Geld verkauft werden. Wer hat Bedarf an Geld? Wer anders


als der Eigentümer der Ware? Denn er ist nicht allein bereit etwas für die


Erlangung des Geldes zu geben, er muß sogar seine Ware gegen Geld herge-


ben, denn der Tausch, den das Geld allein vermitteln kann, bietet ihm die ein-


zige Möglichkeit Nutzen aus 
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seiner Ware zu ziehen. Und was ist Bedarf an Geld? Die Ware selbst vertritt den


Bedarf an Geld und neben dem Bedarf an Geld, den die Ware personifiziert,


kann es keinen anderen Bedarf an Geld geben. Die Ware ist der materialisierte,


sicht-, greif- und abschätzbare Bedarf an Geld. Das Geld ist eine Ware, Ware par


excellence, und der kaufmännische Bedarf einer Ware wird mit dem Wert der


Tauschgüter abgeschätzt, die zur Erlangung der Ware angeboten werden. Der


eigentliche Bedarf an Waren liegt also nicht in den Bedürfnissen der Menschen,


sondern in dem Angebot von Tauschgütern. Das Tauschobjekt vertritt den Bedarf


voll und ganz und das Tauschobjekt des Geldes bilden die Waren. Wie der


Bedarf an Eisenbahnwagen nicht abhängig ist von den Wünschen der Aktionäre,


sondern von dem Vorrat an Frachtgütern; wie der Vorrat an Frachtgütern das


materialisierte, greif- und abschätzbare Maß bietet für den Bedarf an


Eisenbahnwagen, so ist auch der Bedarf an Geld unabhängig von den


Bedürfnissen des Fiskus, der Handwerksburschen und Studenten, sondern er


deckt sich mit dem Vorrat an Waren so genau und scharf, daß Ware und Bedarf


an Geld zu synonymen Begriffen werden.
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Einflüsse, denen der Bedarf an Geld unterliegt


Indem wir nun die Quelle der Waren aufdecken, spüren wir auch der Herkunft


des Geldbedarfs nach; indem wir die Ursachen der Schwankungen im Waren-


angebot untersuchen, finden wir auch die Ursachen des schwankenden Bedarfs


an Geld; denn, wie gesagt, Ware und Geldbedarf sind zwei sich vollständig dek-


kende Begriffe – sind ein Begriff. Wo keine Ware erzeugt wird, herrscht auch


kein Bedarf an Geld, mögen auch sonst alle Taschen leer sein. Bedarf an Geld


ist da, wo Ware liegt – wo die Warenvorräte steigen und fallen, fällt und steigt


auch der Bedarf an Geld. Es gibt keinen anderen Bedarf an Geld als den, wel-


chen die Ware vertritt; wenn wir von Waren sprechen, sprechen wir auch von


Bedarf an Geld.


Die Quelle aus der die Warenvorräte gespeist werden, ist die Besitz- und


Arbeitsteilung. Mit der absoluten und relativen Zunahme der Besitz- und


Arbeitsteilung muß auch die Quelle der Warenvorräte stärker fließen. Wächst die


Bevölkerung an Zahl, so wird die Warenproduktion in demselben Verhältnis


zunehmen; dasselbe geschieht, wenn die Besitz- und Arbeitsteilung eine neue


Ausdehnung erfährt.


Die Bevölkerung Deutschlands ist in schnellem Wachstum begriffen, ebenso


schnell wächst auch die Warenproduktion, resp. der Bedarf an Geld.


Gleichzeitig mit dieser Vermehrung der Warenproduktion wächst dieselbe


aber auch noch in Folge der steigenden Ausdehnung, welche die Besitz- und


Arbeitsteilung erfährt. Früher z.B. besaß fast jeder sein eigenes Haus oder


Häuschen, jetzt findet man Leute, die im eigenen Haus wohnen in den Städten 
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selten und auf dem Land täglich weniger. Die Besitzteilung hat die Häuser ergrif-


fen und diese zu Ware gemacht; sie hat den Vorrat an Waren, den Bedarf an


Geld um ein Bedeutendes vermehrt. Der Bedarf an Geld, der Vorrat an Waren ist


durch die Ausdehnung der Besitzteilung um den Gesamtbetrag der für Mietzins


verausgabten Summen gewachsen.


In einzelnen Teilen des Reiches findet man selten noch einen Bauer, der


sagen kann, daß ihm das Land gehört. Entweder ist er direkt Pächter, oder aber


macht ihn die sein Land belastende Hypothek zum nominellen Besitzer, resp.


effektiven Pächter. Die Besitzteilung hat auch den Großgrundbesitz ergriffen und


der Pacht- Hypothekenzins unzähliger Güter belastet als Ware den Markt und


vermehrt den Geldbedarf um riesige Summen.


Die Versorgung des Haushalts mit Wasser übernahmen die Hausbewohner


früher selbst, indem sie dasselbe aus einem nahen Bach schöpften. Jetzt ist der


Bach mit Beschlag belegt und eine Gesellschaft verkauft das Wasser aus


Rohrleitungen gegen Bezahlung. Die Besitzteilung hat den Wasservorrat um den


Wert des Wassers vermehrt und der Bedarf an Geld ist in dem selben Verhältnis


gewachsen.


Und solche Beispiele, welche zeigen, wie die Ausdehnung der Besitzteilung


den Markt mit immer größeren Warenmassen beschickt, gibt es natürlich zahl-


lose.


Das Beispiel von der Wasserleitung greift übrigens auch schon über in die


Domäne der Arbeitsteilung und läßt uns gleich erkennen, daß beide Quellen der


Warenerzeugung (Besitz- und Arbeitsteilung) häufig ineinander fließen.


Die Wasserleitungsgesellschaft liefert nämlich nicht allein das Wasser, son-


dern sie liefert es auch noch ins Haus und erspart dadurch dem Bürger eine


Menge Arbeit, die jetzt in der Warenerzeugung vorteilhafter angelegt wird.


Das Wasser und der Warentransport ist zur Ware geworden; das Wasser und


sein Transport bedarf jetzt des Geldes.
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Wer in die Stadt sich begeben will, wird es vorteilhafter finden die Eisenbahn


zu benutzen, um die Zeit, die er dadurch gewinnt, seiner eigenen Industrie zu-


gute kommen zu lassen. Die Fortbewegung, der Transport für Waren und


Menschen ist zur Ware geworden und diese Ware hat den Bedarf an Geld um


die Riesensummen vermehrt, welche für Fracht etc. verausgabt werden.


Früher strickte die Großmutter die Strümpfe für den Familiengebrauch; jetzt


liefert diese die Fabrik besser und billiger, und der Vorrat an Waren, der Bedarf


an Geld ist um den Wert der Strumpfwaren gewachsen. Bis vor kurzem noch,


baute jeder Bauer das was er im Haushalt an Gemüse, Obst etc. brauchte 


selber, jetzt findet er es vorteilhafter seine Tätigkeit auf die Kultur von Handels-


gewächsen zu beschränken und das, was er persönlich braucht, auf dem Markt


zu kaufen. Die Arbeitsteilung macht, wie es heißt, in der Richtung rapide


Fortschritte und ebenso schnell muß infolge dessen auch das Angebot von


Waren, der Bedarf an Geld wachsen.


Aber wenn die Größe des Warenangebots nicht allein abhängig ist von der


Quantität, sondern auch von der Qualität, so vermehrt sich mit jeder Ver-


besserung der Qualität auch die Größe des Warenangebots, resp. der Bedarf an


Geld. Das ist selbstverständlich. Die Qualität der Waren erfährt aber heute eine


stetige Verbesserung, wie man sich durch den Besuch der Museen überzeugen


kann und die Vermehrung des Warenangebots, resp. der Bedarf an Geld, hält


natürlich Schritt mit diesen Verbesserungen. Ware und Bedarf an Geld sind 


synonyme Ausdrücke, und je besser die Ware, desto größer der Bedarf an Geld,


den die Ware vorstellt. Mit jeder Veredelung der Samen, mit jeder Veredelung


der Zuchttiere, mit jeder Verbesserung in unseren Maschinen, mit jeder neuen


Entdeckung in der Chemie, Physik, Heilkunst etc., kurzum mit jeder Verbesse-


rung der Produktionsverfahren und Produktionsmittel wächst der Bedarf an Geld


um die volle Differenz in der Qualität der Erzeugnisse. Die Vermehrung des


Geldbedarfs durch stetige Verbesserung 
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in der Qualität der Erzeugnisse ist vielleicht bedeutsamer, als der Zuwachs, den


der Geldbedarf erfährt durch die Ausdehnung der Besitz- und Arbeitsteilung und


durch die Vermehrung der Bevölkerung.


Die Verbesserung der Produktionsmittel beeinflußt aber neben der Qualität,


auch die Quantität der Erzeugnisse. Nach vielen Richtungen hin hat die Industrie


und Landwirtschaft in dieser Beziehung geradezu fabelhafte Erfolge erzielt. Die


Schafe geben mehr Wolle, die Hühner legen mehr Eier, die Schweine setzen


mehr Speck an, die Ochsen werden größer als früher. Die Spinnmaschine liefert


das tausendfache vom Spinnrad; die Webmaschine leistet dasselbe, was früher


100 Weber schaffen konnten; mit Dynamit trägt man heute ganze Berge ab. Alle


diese Maschinen und neuen Verfahren vermehren den Bedarf an Geld um ihre


vermehrte Ergiebigkeit.


Damit ein Gut zur Ware werden kann, muß es überhaupt möglich sein, dies


Gut dem Konsumenten zuzuführen. Wie viel Güter liegen aber nicht in unzu-


gänglichen Gebirgs- und Sumpfgegenden, welche aus Mangel an


Transportmitteln nicht zu Markte gebracht werden können. Eine neue Eisenbahn,


eine Brücke, eine neue Dampferlinie, eine Erforschungsexpedition etc., führen


alle diese Güter dem Markte zu und vermehren den Bedarf an Geld um deren


Qualität und Quantität.


Sind noch mehr Beispiele nötig um zu zeigen, wie groß die Zahl der Faktoren


ist, welche auf die Zufuhr von Waren resp. auf den Bedarf an Geld von Einfluß


sind? Zahllos sind sie.


Aber der Vorrat an Waren hängt nicht allein ab von der Produktion von


Waren, von der Zufuhr, sondern auch von der Abfuhr; wie ja auch der


Wassergehalt eines Flusses, der Vorrat an Frachtgütern einer Eisenbahn von der


Abfuhr resp. Abfluß, beeinflußt wird. Unser Geldbedarf wird demnach sich auch


danach richten, wie schnell die Waren vom Markt verschwinden, wie schnell die


Ware den Konsumenten erreicht, wie lange im Durchschnitt das Produkt der


Besitz- und Arbeitsteilung Ware bleibt. Denn ein Gut welches den Konsumenten


erreicht hat, ist keine Ware 
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mehr: das charakteristische Zeichen der Ware ist ja der Mangel an


Gebrauchswert für den Besitzer. Von dem Moment an, wo die Ware den


Konsumenten erreicht, verwandelt sie sich vom Tauschmittel in ein Genußmittel.


Der Kaffee z.B. ist Ware von dem Moment an, wo er in Brasilien gepflückt wird,


bis zum Tag, wo er die Vorratskammer der deutschen Bäuerin erreicht.


Der Pflanzer, der einen Sack Kaffee auf den Markt wirft, vermehrt den Bedarf


an Geld um diesen Kaffee, der deutsche Bauer, der diesen Sack auf seine


Vorratskammer bringt entlastet den Bedarf an Geld um den Sack Kaffee.


Um den Kaffee von Brasilien nach den kleinen deutschen Dörfern zu bringen,


gehört ein ganzer Apparat von Handelseinrichtungen, von deren Existenz und


Vollkommenheit die Schnelligkeit, womit der Kaffee seinen Bestimmungsort


erreicht, abhängig sein wird. Die Handelseinrichtungen haben auf die


Warenvorräte dieselbe Wirkung, wie das Gefälle auf den Wassergehalt eines


Flusses. Je besser das Gefälle, um so schneller fließt das Wasser ab.


Die Handelseinrichtungen, worüber die Kaufleute zum Austausch der Waren


verfügen, haben heute einen verhältnismäßig hohen Grad der Vollkommenheit


erreicht; stetig wird daran verbessert und mit jeder Verbesserung, die im


Bankwesen, im Wechselrecht, im Post-, Telegraphenwesen, im Agentur- und


Konsularwesen, in der Reklame, im Ausstellungs- und im Annoncenwesen


gemacht worden sind. Wenn die Kaufleute nicht über all diese Einrichtungen,


welche zum Schutz und zur Erleichterung des Warenaustausches getroffen wor-


den sind, verfügten, wie lange würde wohl ein Ballen Reis nehmen, um vom


buddhistischen Bauer in die Vorratskammer seines preußischen Kollegen zu


gelangen? Wir erleben ja heute manchmal Unterbrechungen in der Funktion die-


ser Handelseinrichtungen, im Kreditwesen z.B. und haben dann Gelegenheit zu


beobachten, wie infolge dieses 
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verlangsamten Abflusses die Warenvorräte anschwellen. Dann wächst gleich der


Bedarf an Geld, wie der Preisfall der Waren beweist. (Krisis.)


Wenn wir einen Fluß, der infolge von 1000 Krümmungen sich nur langsam


durch das Tal hinzieht, kanalisieren, so daß das Wasser in gerader Linie abflie-


ßen kann, so werden wir beobachten, daß der Fluß oft nur mehr 1/4 seines frühe-


ren Umfanges hat, daß der Wassergehalt um 3/4 abgenommen hat. Versperren


wir jetzt den Kanal, so stürzt sich der Fluß in sein altes Bett und infolge verlang-


samten Abflusses werden die Wassermassen bald wieder den früheren Umfang


gewinnen. Genauso verhält es sich mit dem Bedarf an Geld, mit den Warenvor-


räten. Die Handelseinrichtungen kanalisieren den Warenaustausch; die Waren


wandern auf diesem Kanal in gerader Linie und mit starkem Gefälle der


Mündung (Vorratskammer) zu und jede, selbst die geringste Störung macht sich


sofort durch Anschwellung der Stocks bemerkbar.


Da die Reformen, welche ich vorschlagen werde, in der Hauptsache eine


Beschleunigung (und dadurch Sicherheit und Verbilligung) des Warenaus-


tausches bewirken werden, so möchte ich auf die Tragweite von Störungen in


dem Abfluß der Waren hier besonders aufmerksam machen und deren Einfluß


auf den Bedarf an Geld noch durch ein Beispiel beleuchten.


Wenn eine Straße für den wachsenden Verkehr zu eng wird, so gibt es zwei


Mittel, um dieselbe den Bedürfnissen anzupassen. Entweder macht man die


Straße breiter oder aber man gestattet den Wagen durch Verbesserung des


Pflasters ein schnelleres Fahren. Gut gepflasterte Straßen bewältigen einen 


großen Verkehr und erscheinen trotzdem immer leer, während schlecht gebaute


Straßen bei geringem Verkehr voll besetzt erscheinen, zumal wenn ein Wagen


im Sumpf stecken bleibt und dadurch der ganze Verkehr stockt.


Die Masse sich bewegender Körper steigt und fällt im umgekehrten Verhältnis


zur Schnelligkeit der Bewegung. Und so verhält es sich auch mit dem Vorrat an


Waren, mit dem Bedarf an Geld. Dieser 
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Strom wird von der Besitz- und Arbeitsteilung mit Waren gespeist und die


Handelseinrichtungen treiben diese unaufhaltsam der Mündung zu. Je besser 


die Handelseinrichtungen, desto besser das Gefälle und desto geringer der


Warenvorrat – der Bedarf an Geld.
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Einfluß der Kreditoperationen auf den Geldbedarf


So lange und so oft die Ware gegen Geld verkauft werden muß, vertritt sie


einen mit ihrem Werte sich genau deckenden Bedarf an Geld. Kann die Ware


aber den Konsumenten erreichen, ohne daß die Vermittlung des Geldes bean-


sprucht wird – so nimmt der Bedarf an Geld um den Wert dieser Ware ab. Auch


bei der Eisenbahn deckt sich der Bedarf an Wagen genau mit dem Vorrat an


Frachtgütern; wird aber der Bahn entlang ein Kanal gezogen, so nimmt der


Bedarf an Eisenbahnwagen um die Masse der auf dem Kanal verladenen Güter


ab. Aus demselben Grund kann in einem Land neues Geld nur auf Kosten des


alten, fremdes nur auf Kosten des Landgeldes zirkulieren.


Der Bedarf an Geld stützt sich auf die Schwierigkeiten, welche der direkte


Austausch der Waren (der Tauschhandel) bietet und der Nutzen, den wir aus


dem Gebrauch des Geldes ziehen, besteht eben in der Überwindung dieser


Schwierigkeiten. Nehmen die Schwierigkeiten des Tauschhandels durch irgend-


welche Einrichtung ab, so nimmt auch der Nutzen, den wir aus dem Geld ziehen,


in demselben Verhältnis ab.


Eine dieser Einrichtungen, welche es gestatten, die Waren ohne Benutzung


des Geldes an den Mann zu bringen, bilden die Kreditgeschäfte. A. in Königs-


berg sendet eine Ladung Butter an B. in Köln und dieser bezahlt die Rechnung


mit einer Ladung Wein. Kein Pfennig Geld ist zu dieser Operation nötig gewesen


und der Bedarf an Geld hat infolge dieser Operation um die Ladungen Butter 


und Wein abgenommen.
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Dieser Einfluß der Kreditgeschäfte auf den Bedarf an Geld bleibt auch dersel-


be, wenn die Ladung Butter und Wein in Geld umgerechnet, und dies Geld durch


Wechsel, Checks etc. vertreten wird. Es handelt sich immer um eine Umgehung


des Bedarfs an barem Geld, resp. Landgeld; sie ersetzen es vollständig und ver-


drängen dasselbe im direkten Verhältnis zur eigenen Masse.


Wächst die Summe der Kreditgeschäfte, so nimmt in genau demselben


Verhältnis der Bedarf an Geld ab; steigt und fällt der Gebrauch der Kredit-


instrumente, so steigt und fällt der Bedarf an Geld.


Es verhält sich hier wie mit der Eisenbahn, die vor dem Schiffahrtskanal ent-


lastet wird. Friert der Kanal zu oder versiegt er, so fallen die Güter, deren


Transport er sonst bewältigte, auf die Eisenbahn zurück und umgekehrt, und 


der Bedarf an Eisenbahnwagen wird dadurch fortwährend schwanken.


Wie der Bedarf an Eisenbahnwagen gleich ist dem Vorrat an Frachtgütern,


abzüglich der Massen, die per Kanal verladen werden – so ist auch der Bedarf


an Geld gleich dem Vorrat an Waren, abzüglich der auf dem Kreditwege oder im


Tauschhandel den Konsumenten erreichenden Massen. Mit Bezug auf den


Geldbedarf ist also der Kredit als eine verfeinerte Form des Tauschhandels zu


betrachten.
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Rekapitulation


Der Bedarf an Geld ist also auf dem Markt durch den Vorrat an Waren ver-


treten. Der Bedarf an Geld wächst mit der Entwicklung der Besitz- und Arbeits-


teilung, mit der Zahl der Warenproduzenten, mit der Vervollkommnung der


Produktionsmittel und Verfahren. Der Bedarf an Geld hängt ab von der


Schnelligkeit des Abflusses der Waren; von der Entwicklung der Handelsein-


richtungen. Der Bedarf an Geld steht im umgekehrten Verhältnis zur


Schnelligkeit, womit die Waren den Weg von der Produktionsstätte zur


Konsumstätte zurücklegen.


Der Bedarf an Geld hängt auch ab von dem Gebrauch der Kreditinstrumente,


die das Geld als Tauschmittel ersetzen.


Der Bedarf an Geld ist also gleich dem von der Besitz- und Arbeitsteilung


dem Markt unablässig zugeführten Warenvorrat – abzüglich der durch Kauf oder


auf dem Tausch- und Kreditweg dem Markt entzogenen Waren.


Der tägliche Bedarf an Geld ist also gleich den täglich zum Verkauf gegen


Geld angebotenen Waren. 


Geldbedarf ist nur da, wo Waren angeboten werden; Geldbedarf hat nur der-


jenige, der Ware anbietet; als Geldbedarf ist einzig und allein die Ware zu


betrachten.


Für den Geldbedarf liefert allein der Warenvorrat ein greif-, sicht- und


abschätzbares Maß.
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Das Angebot von Geld


Die einzige interessante und aktive Eigenschaft der Ware ist ihr Tauschwert


und bei keiner Ware tritt dies so klar und unzweifelhaft hervor wie beim Geld.


Wenn aber jemand eine Ware ihres Tauschwertes wegen produziert oder


gekauft hat, so ist es klar, daß er nur durch den Verkauf den erwarteten Nutzen


aus der Ware ziehen kann. Der Tauschwert resp. die Ware führt zum


Verkaufszwang, resp. das charakteristische Zeichen der Produkte, der Besitz-


und Arbeitsteilung ist der Verkaufszwang, der über ihnen schwebt, und dies cha-


rakteristische Zeichen trägt das Geld offen auf der Stirn. Es gibt Münzen, die sich


seit Jahrhunderten auf den Märkten herumtreiben, unzählige Male verkauft und


gekauft wurden und durch den fortwährenden Handwechsel ganz verschlissen


sind. Es ist sogar wahrscheinlich, daß der Groschen, den die Frau in der Bibel


wiederfand, heute noch als Partikel eines Talers, Rubels etc. in der Welt


Geschäfte treibt.


Das Geld ist eben Ware par excellence. Die gewöhnliche Ware verläßt über


kurz oder lang den Markt als Gut; das Geld wird nie zum Gut, es erreicht niemals


den Konsumenten; jeder kauft das Geld nur um es wieder loszuschlagen.


Wie man nun die Ware nicht anders als gegen Geld verkaufen kann, so kann


das Geld nicht anders als gegen Waren verkauft werden. Wie die Ware den


materialisierten Bedarf an Geld vorstellt, so vergegenständlicht das Geld den


Bedarf an Waren. Wo viel Geld zirkuliert, da ist auch der Bedarf an Waren groß,


wo kein Geld zirkuliert, da kann sich auch kein 
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Bedarf an Waren zeigen, wenn gleich die Bedürfnisse der Menschen oft sehr


groß sein mögen. Das Geld, welches der Bankier in seinem Keller aufbewahrt,


kann sich jeden Augenblick über den Markt ergießen und einen gewaltigen


Bedarf an Waren erzeugen, während die 1000 armen Teufel, die die Schätze des


Marktes beliebäugeln, den Preis der Waren nicht um ein Atom herauftreiben. Sie


können ihre Bedürfnisse nicht betätigen. Die Taten aber gelten allein auf dem


Markte, – fromme Wünsche aber sind dort billiger noch als anderswo.


Der Bedarf an Waren wird somit in erster Linie von dem Vorrat an Geld


abhängig sein und zwar je größer dieser Vorrat umso größer jener Bedarf. Mit


der Einführung der mit den Geldprivilegien ausgestatteten Assignaten der ersten


franz. Republik, wuchs auch der Bedarf an Waren, wie die jene Geldvermehrung


begleitende Preissteigerung der Waren beweist. Die Einfuhr der Milliarden in


Deutschland hatte genau dieselbe Wirkung und die Weizenpreise, welche die


Farmer zur Zeit der Greenbacks erzielten, sind seit der Zurücknahme dieses


Geldes nie mehr erzielt worden. In England, in Rußland, in Italien, in Österreich


stiegen und fielen die Preise der Waren, je nachdem Papiergeld ausgegeben


wurde oder eingezogen wurde. Der Bedarf an Waren steht also, wie diese


Tatsachen beweisen, im direkten Verhältnis zur Höhe des Geldvorrats; in erster


Linie wird die Höhe der Preise durch den Geldbestand dominiert.


Von allgemeinem Preisfall (Überproduktion, sagt man gewöhnlich) spricht


man im allgemeinen nur dann, wenn auf Betreiben der sogenannten


Geldverbesserer der Geldbestand herabgedrückt wurde, sei es durch Einziehung


von Papiergeld, sei es durch Einschränkung der freien Metallprägung. Und


umgekehrt, von allgemeiner Hausse (Unterproduktion) spricht man immer nur


dann, wenn auf Betreiben der sogenannten Geldverschlechterer (Inflationisten)


der Geldbestand durch Freigabe der Metallprägungen und durch Ausgabe von


Papiergeld vergrößert worden ist.


Die Geldverbesserer und Geldverschlechterer können 
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aber nur durch den Staat zu ihrem Ziel gelangen und die Entscheidung, ob das


Geld billig (schlecht!) oder teuer (gut!), ob der Preis der Ware hoch (schlecht)


oder niedrig (gut), ob der Bedarf an Waren groß (schlecht) oder klein (gut) sein


werden, liegt in letzter Instanz in den Händen des Staates. Ob der Weizen, das


Holz, der Tagelohn, die Industrieaktien 10 (Geldverbesserer) oder 100 (Geld-


verschlechterer) kosten sollen, hängt davon ab, ob die Geldverbesserer oder


Geldverschlechterer die Majorität in der Regierung haben, hängt ab davon, wie


der Staat die Allgewalt des Geldmonopols handhabt. Dies steht fest; dies ist


Tatsache und diese Tatsache wollen wir uns merken.
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Einflüsse, denen das Geldmonopol unterliegt


Das Geld vertritt den Bedarf an Waren; es ist die Nachfrage in Person, die


materialisierte Nachfrage; das greif-, sicht- und abschätzbare Zeichen der


Nachfrage. Über den Bedarf an Waren (Nachfrage) liefert mir für meine kaufmän-


nischen Operationen ein Blick in die Taschen der Bürger eine bessere Unterlage,


als in den Magen derselben. Trotz der Hungersnot ist in Indien der Preis des


Weizens gefallen.


Die treibende Kraft, welche im Geld den Bedarf an Waren unterhält, ist die


eminente Wareneigenschaft des Geldes, die absolute Nutzlosigkeit für den


Gebrauch des Besitzers.


Wie ein Wagen nur durch die Bewegung dem Besitzer nützlich wird, so wird


es das Geld nur durch den Verkauf, durch den Eigentümerwechsel, durch die


Zirkulation. Das Geld trägt also in sich selbst die Eigenschaft, welche es in


Zirkulation bringt.


Von den Waren sagten wir, daß deren Vorrat im umgekehrten Verhältnis steht


zur Schnelligkeit, womit sie den Weg vom Produzenten zum Konsumenten


zurücklegen; da aber das Geld sich nicht allein bewegt, sondern zirkuliert, d.h.


immer wieder die zurückgelegte Bahn von neuem betritt, so ist offenbar dieser


Satz auf das Geld nicht mehr anwendbar. Im Gegenteil, je schneller das Geld im


Kreis sich bewegt, um so öfter wird es den Kreis beschreiben, um so mehr Ware


wird es aus seiner Bahn werfen. Das Feld, welches das Geld beherrscht, wächst


mit der Schnelligkeit, womit es seine Besitzer wechselt; der Bedarf an Waren


steht in direktem Verhältnis zur Schnelligkeit der Geldzirkulation. Auch die


Eisenbahnwagen bewältigen um so größere Gütermassen, je schneller sie zirku-


lieren 
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und der Bedarf an Ladung steht in direktem Verhältnis zur Schnelligkeit der


Beförderung.


Da nun die Triebkraft, welche das Geld in Zirkulation setzt, am Geld haftet, so


gehört nicht viel Überlegung dazu, um einzusehen, daß das Geld danach strebt


in der Zirkulation die Maximalschnelligkeit zu erreichen, welche die gegebenen


Handelseinrichtungen gestatten. Denn wenn der Verkauf des Geldes allein


Nutzen bringt, so ist es klar, daß der Nutzen mit der Schnelligkeit der Zirkulation


wachsen muß. Das normale Geld wird also stets den Rekord zu brechen suchen.


Nun sollte man glauben, daß die Schnelligkeit der Geldzirkulation an sich


keine Grenzen kennt, denn wir können uns tatsächlich kein Tempo denken, wel-


ches nicht doch überschritten werden könnte. Sehen wir uns aber die Sache


etwas näher an, so erkennen wir gleich, daß zu einer bestimmten Zeit die gege-


benen Handelseinrichtungen dieser Schnelligkeit scharf markierte Grenzen zie-


hen. Wir können uns ja auch für die Eisenbahn kein Tempo denken, welches


nicht durch irgendwelche Einrichtung überboten werden könnte, aber für heute


liegt die Schnelligkeit der Fahrt innerhalb der Grenzen, welche die fertigen


Maschinen und der Unterbau der Bahn scharf und deutlich vorzeichnen. Und auf


dem Markt gilt das „heute“; die Zukunft wird nur, so weit sie klar übersehbar ist,


diskontiert.


Die Zirkulation des Geldes besteht in dem Übergang des Geldes von einem


Käufer auf den anderen und die Einrichtungen, die nötig sind um diesen Über-


gang zu ermöglichen, bestehen: in der Hauptsache in der Homogenität der ver-


schiedenen Münzen, wodurch Umrechnung, Abschätzung, Wechseln vermieden


wird und im Börsen- und Bankwesen, wodurch der Transport des Geldes vermie-


den wird.


Das Geld zirkulierte z.B. nicht immer so frei und sicher wie heute. Der Mangel


an Gleichförmigkeit in den Münzen der verschiedenen deutschen Staaten mach-


te häufiges Wechseln, Umrechnen und Abschätzen nötig und der Mangel an


Banken und Börsen, wo ein Ausgleich der Forderungen stattfinden konnte,


brachte es 
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mit sich, daß immer mehr Geld von einem Ort zum anderen unterwegs war, als


in den Kassen der Kaufleute. Das Wegelagern der Raubritter war früher ein ein-


trägliches Geschäft; heute würde es wenig mehr an barem Geld einbringen. Um


ein einziges Überseegeschäft zu liquidieren trieb sich das Geld oft jahrelang auf


dem Ozean herum und unzählbar sind die Millionen an barem Geld, die in


Schiffbrüchen in früheren Zeiten verloren gingen.


Das alles hat sich seitdem geändert. Nur der Saldo wird heute transportiert


und dieser sogar meistens auf neue Rechnungen übertragen. Das Geld treibt


sich nicht mehr auf dem Meer und Landstraßen herum, sondern auf den Märkten


und die Zeit, die dadurch gewonnen wird, ist der Geldzirkulation gewonnen. Ein


Umrechnen, Wechseln und Abschätzen der Münzen innerhalb der


Landesgrenzen ist durch die Münzreform unnötig geworden und ohne irgendwo


auf Widerstand zu stoßen, ohne aufgehalten zu werden, in freier Bahn, wie der


Mond um die Erde, zieht das Geld seine Kreise durch die Märkte des Landes.


Durch die Münzreform, durch die Einrichtung der Banken und Börsen, durch


den geregelten Postverkehr (Postanweisungen) ist die Schnelligkeit der


Geldzirkulation gegen früher ganz bedeutend gewachsen und ein Taler von


heute wirft vielleicht zehnmal soviel Ware aus dem Markt wir vor hundert Jahren;


die Leistungsfähigkeit des Geldes hat sich durch genannte Einrichtungen ver-


zehnfacht. Der Bedarf an Waren, den ein Taler vertritt, ist gegen früher um das


zehnfache gewachsen.


Aber noch in einer anderen Richtung haben die genannten Reformen und


Einrichtungen auf die Beschleunigung der Geldzirkulation, auf die


Leistungsfähigkeit des Geldes gewirkt. Verblieb nämlich früher dem Bauer nach


Deckung seiner Bedürfnisse ein Überschuß an Geld, so verbarg er denselben in


seinem Haus; jetzt bringen die Spar- und Depositenbanken diese Überschüsse


wieder in Zirkulation. Es sind nicht wenige Millionen, die auf diese Weise ihrem


Beruf erhalten werden, und der Bedarf an Waren ist durch 
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die Einrichtung dieser Sparbanken nicht wenig gestiegen.


Wenn heute die Depositäre ihre Gelder durch die Banken vom Markt zurück-


ziehen würden, so würde der Bedarf an Waren einen herben Stoß erleiden und


die Preise der Waren würden wegen mangelnder Nachfrage um die Hälfte viel-


leicht fallen. Dies erleben wir übrigens von Zeit zu Zeit und zwar beim Ausbruch


jeder neuen Krise. Das Volk stürmt die Banken, heißt es; es kehrt zur


Schatzbildung zurück und der Erfolg ist, daß wegen Mangel an zirkulierendem


Geld der Bedarf an Waren in genau demselben Verhältnis abnimmt.


Nirgendwo tritt der Einfluß der Geldzirkulation auf den Bedarf an Waren wohl


klarer zutage, wie in solchen Zeiten allgemeinen Mißtrauens, in Zeiten finanziel-


ler Krisen. Das Geld ist zwar da, kein Pfennig ist davon verschwunden, aber es


zirkuliert nicht und der Bedarf an Waren ist um den Betrag des verscharrten


Geldes zurückgegangen. Es herrscht dann, wie man im Volk zu sagen pflegt,


„Überproduktion!“


Anm. Ist es nicht merkwürdig und regt es nicht zum Nachdenken an, daß es sich


immer nur um Geldkrisen handelt, wenn Krisen in der Wirtschaft eintreten? Eine


Warenkrise, wo das Angebot von Waren zurückgehalten wird, wo die Waren verscharrt


werden, hat man noch niemals erlebt. Das Angebot ist immer da. Es handelt sich immer


nur um Geldkrisen, weil das Geld vom Markt zurückgezogen und verscharrt wird. Weil es


unmöglich ist die Waren vom Markt zurückzuziehen gibt es keine Warenkrisen. Wäre es


unmöglich, das Geld zu verscharren, so gäbe es auch keine Geldkrisen.
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Rekapitulation


Der Bedarf an Waren ist also auf dem Markt mit dem Vorrat an Geld vertre-


ten.


Der Bedarf an Waren wächst mit dem Vorrat an Geld; er fällt auch mit diesem


Vorrat.


Die Höhe des Geldvorrats hängt davon ab, wie der Monopolinhaber das Geld


verwaltet. Die Entscheidung, ob der Bedarf an Waren zu- oder abnehmen soll,


liegt beim Staat. Das Monopol gibt dem Staat die Mittel in die Hand den Bedarf


an Waren auf dem Markt zu regulieren. Ob infolge steigenden Bedarfs eine allge-


meine Hausse oder infolge abnehmenden Bedarfs eine allgemeine Baisse eintre-


ten soll, wird davon abhängen, ob der Staat den Geldbestand vermehren oder


vermindern wird, ob die Geldverbesserer (teures Geld) oder die


Geldverschlechterer (billiges Geld) die Mehrheit in der Regierung haben.


Neben der Menge Geldes, welche der Staat in Zirkulation setzt, tritt als Faktor


des Bedarfs an Waren die Schnelligkeit der Geldzirkulation in die Rechnung.


Die Schnelligkeit der Geldzirkulation wird materiell begrenzt durch die heute


bestehenden Handelseinrichtungen. Die Wirksamkeit des vom Staat ausgegebe-


nen Geldes wächst mit jeder Verbesserung, welche die Handelseinrichtungen


erfahren und der Staat, der mit Hilfe des Geldmonopols die oberste Kontrolle


über den Bedarf an Waren ausübt, wird daher zur Handhabung dieser Kontrolle


nicht einseitig das Geldquantum zu Rate ziehen dürfen, sondern auch die, die


Geldzirkulation beeinflussenden Handelseinrichtungen.


Nicht die Quantität allein, sondern auch die Qualität des Geldes muß in der


Verwaltung des Geldmonopols berücksichtigt werden.
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Entzieht sich aber die Geldzirkulation dem direkten Einflusse des Staates,


kann der Staat nicht verhindern, daß das Geld bald dem Markt entzogen und


verscharrt wird, bald wieder ausgegraben und dem Markt zugeführt wird, so


bleibt dem Staat, um die Wirkung dieser Unregelmäßigkeit in der Geldzirkulation


zu kompensieren, nichts anderes übrig als die Millionen, welche die Privatleute


heute verscharren durch neues Geld zu ersetzen und die Millionen, welche mor-


gen wieder ausgegraben werden, durch Zurücknahme eben so vielen Geldes


auszugleichen.


Anm. Erkennt man die Unmöglichkeit einer solchen Verwaltung des Geldes und sieht


auf der anderen Seite die Notwendigkeit einer Regulierung des Geldangebots ein, so stellt


sich die Forderung einer staatlichen Regulierung der Geldzirkulation als unabwendbare


Notwendigkeit von selber ein.
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Ziffernmässige Darstellung der Preisbildung des Geldes
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Betrachtungen, die sich an diese 


Tabelle knüpfen lassen


Auffällig tritt bei Betrachtung dieser Tabelle die überwiegende Macht zutage,


welche bei der Wertbestimmung des Geldes der Inhaber des Geldmonopols „der


Staat“ ausübt oder wenigstens auszuüben vermag; denn vom Staat allein hängt


es ab, wie viel Geld dem Markt zugeführt wird.


Durch die Metallwährung glaubt man dieser Übermacht des Staates einen


Damm entgegenzustellen, insofern als die Herstellung der Münzen von dem


Vorrat an Metallen abhängig ist. Aber wie schwach dieser Damm der durchschla-


genden Impositionskraft des Geldmonopols gegenüber ist, haben wir bereits


gezeigt.


Die Monopolisierung der Geldfabrikation durch den Staat ist für die Existenz


des Geldes überhaupt Vorbedingung und durch eben diese Unentbehrlichkeit


des Geldmonopols werden alle Fesseln, die man der Gewalt des Monopols anle-


gen mag, zu gänzlich unwirksamen, ihren Zweck verfehlenden, lästigen Mitteln


oder Mittelchen. Die Goldwährung, resp. das Gold an und für sich bietet keine


Garantie gegen den Währungswechsel; ebensowenig das Papier- und


Silbergeld. Die Entscheidung ob Gold, ob Silber, ob Papier, ob viel, ob wenig


Geld liegt immer bei der Regierung. Die Silberwährung konnte es nicht verhin-


dern, daß die deutsche Regierung dem deutschen Silbergeld noch die französi-


schen goldenen Milliarden zugesellte. Niemand konnte seinem Protest Geltung


verschaffen, als der Reichstag die Entmünzung des Silbers beschloß. Vor der


Allgewalt des Monopols muß sich jeder beugen. Der Franzose fühlte es wahr-


scheinlich ganz deutlich, als ihm der Staat mittels der Assignaten das Fell über


die Ohren zog, warum aber wehrte er sich nicht – er hatte 
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ja die Silberwährung. Warum wehrte sich der Amerikaner nicht, als ihm die


Greenbacks die Tasche leerten – er hatte ja die Doppelwährung. Warum wehrte


sich der Engländer nicht, als ihm seine Regierung als Ersatz für die nach dem


Kontinent gesandten Kriegsgelder gemeines Papier zurückließ – er hatte ja die


Goldwährung?


Warum wehren sich jetzt die Spanier nicht gegen die Imposition des


Papiergeldes; warum wehren sich die Österreicher und Russen nicht gegen die


Imposition der Goldwährung, warum wehren sich die Inder nicht gegen die


Entmünzung des Silbers? Weil es vollständig nutzlos wäre, weil das Material des


Geldes nicht den geringsten Schutz gegen Währungswechsel bietet, welche von


der Monopolverwaltung beschlossen werden.


Und wenn es sich so verhält, warum dann überhaupt noch solche Fesseln?


Die einzige zweckmäßige Politik, welche der Staat in Währungsfragen befol-


gen kann, besteht in der Anpassung des Geldbestandes an die Geldbedürfnisse


des Landes und um diese Politik durchführen zu können, darf die


Monopolverwaltung des Geldes nicht durch kleinliche, lästige, krämerhafte


Mittelchen, wie es die Gold- und Silberwährung ist, in der Ausübung ihrer


Monopolrechte und Pflichten behindert werden. Der Bedarf an Geld allein und


nicht die Goldgräber haben zu bestimmen, wieviel Geld der Staat fabrizieren und


in Umlauf setzen soll; der Bedarf an Geld allein hat zu bestimmen, ob der


Geldbestand vermehrt oder vermindert werden soll und das Material zum Geld


muß daher dem Staat in unbeschränkter Masse zur Verfügung stehen. Eine


besondere materielle Garantie gegen den Mißbrauch der Monopolgewalt durch


den Staat brauchen wir nicht – weil es keine solche gibt, wie es ja auch keine


Garantie dagegen gibt, daß der Staat die Waffen, die wir ihm zu unserer


Verteidigung gegeben haben, uns gegenüber mißbraucht.


Nehmen wir nun den Fall an, daß in der Industrien eine Erfindung gemacht


wird, welche auf die qualitative und quantitative Warenproduktion einen ähn-


lichen 
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Einfluß ausübt, wie ihn die Erfindung der Dampfmaschine ausgeübt hat. Sofort


wächst der Bedarf an Geld um die volle Differenz des durch diese Erfindung ver-


mehrten Warenangebots und wenn diesem wachsenden Bedarf an Geld der


Staat kein entsprechendes Mehrangebot von Geld sofort entgegenwirft, so wird


ein allgemeiner Preisfall, eine intensive Wirtschaftskrise unvermeidlich eintreten.


Hat dagegen der Staat die Befugnis und die Mittel den Geldbestand des Landes


den Bedürfnissen des Marktes anzupassen, so wird dem größeren Angebot von


Waren eine größere Nachfrage entgegentreten und die Preise werden nicht fal-


len, die Krise wird nicht eintreten.


Anm. Das aus wertlosem Material kostenlos hergestellte Geld bringt der Staat in der


Weise in Umlauf, daß er Werte aller Art – vornehmlich seine eigenen Schuldtitel, dann


vielleicht auch Land, Wälder, Minen, ausländische Wechsel aufkauft und diese Werte


dazu benutzt im Falle einer Konjunkturveränderung durch Verkauf einen Teil, resp. den


Überschuß des zirkulierenden Geldes wieder einzuziehen.


Diese Konjunkturveränderungen und die durch dieselbe gebotene Verminderung des


Geldbestandes kann natürlich alle Tage eintreten. Es genügt z. B., daß infolge besserer


Friedensaussichten das Vertrauen in die Zukunft befestigt werde, um sofort den


Kreditoperationen neuen Impuls zu geben, wodurch der Bedarf an barem Geld häufig sehr


beträchtlich fällt. Dasselbe Vertrauen bewirkt ja auch, daß das von zahllosen Sparern ver-


scharrte Geld, den Banken zurückgegeben und durch diese wieder in Zirkulation gesetzt


wird.


Wenn in solchen Fällen der Staat nicht mit kompensatorischen Maßregeln eingreift, so


schießen die Preise unter dem Impuls mangelnden Bedarfs an Bargeld und gleichzeitigen


größeren Angebotes sofort in die Höhe, wie man das ja heute häufig beobachten kann.


Bei einer geordneten Verwaltung des Geldmonopols kann in der Staatskasse


stets der Gegenwert des gesamten umlaufenden Geldes aufgespeichert sein,


nicht in Gold, in totem Kapital, sondern in zinstragenden Titeln aller Art, denn der


Staat setzt das Geld ja durch Ankauf solcher Titel in Umlauf. Und wenn der Staat


die Mittel hat den Geldbestand nach Bedarf zu reduzieren und die Befugnis hat


den Geldbestand nach Bedarf zu vermehren, so steht es ja in seiner Macht den


Geldbestand den wechseln
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den Bedürfnissen des Marktes anzupassen. Und wenn es sich so verhält, warum


suchen wir die Lösung der Währungsfragen anderswo als in einem Gesetz,


wodurch der Staat befugt wird, Geld nach Bedarf einzuziehen und auszugeben?


Oder ist diese Lösung der Währungsfrage zu einfach, zu selbstverständlich,


zu trivial? Die Wahrheit klingt ja, so wie sie sich aus dem Chaos von Vorurteilen


durchgewunden hat, infolge ihrer Einfachheit, immer trivial.


Die Besitz- und Arbeitsteilung schuf den Bedarf an Geld und dieser Bedarf bil-


det die Grundlage für den Wert des Geldes. Das Geld kann nur existieren wenn


der Staat die Herstellung monopolisiert. Die eiserne Notwendigkeit des


Geldmonopols verleiht dem Staat die Macht aus dem Geld zu machen, was ihm


beliebt, und die Bedürfnisse des Verkehrs fordern, daß der Staat diese Macht


dazu benutzt, um für das Geld einen festen Preis zu erhalten und unter


Umständen zu erzwingen. Dies erreicht der Staat indem er den Geldbestand des


Landes, den sich aus der Warenpreisstatistik (s. Seite 30) ergebenden


Geldbedürfnissen anpaßt. Die Mittel dazu muß dem Staat das Monopol des


Geldes selber in Hülle und Fülle liefern.


Man hat bei Besprechung von Währungsfragen oft gesagt, daß der Staat sich


diesen Fragen gegenüber neutral zu verhalten hat. Nichts ist berechtigter als


diese Forderung, denn mit den Währungsfragen sind Privatinteressen von unge-


zählten Milliarden verknüpft und das Recht fordert, daß der Staat diesen


Interessen gegenüber parteifrei bleibe.


Aber man hat bei den Währungsfragen sehr oft Passivität mit Neutralität ver-


wechselt und gesagt, daß der Staat sich bei allen Währungsfragen passiv zu ver-


halten hat, um die Neutralität nicht zu brechen. Als ob es möglich wäre sich in


einer aktiven Sache passiv zu verhalten? Ein Monopol ist immer aktiv und die
dauernde Aufrechterhaltung eines Monopols bedeutet eine dauerhafte aktive
Handlung. Passiv könnte sich daher der Staat in den Währungsfragen nur durch


Aufgabe des Monopols verhalten, 
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wie der Staat sich den eigenen Gesetzen gegenüber nur durch Aufgabe der


Gesetze passiv verhalten könnte.


Wie ein Richter aber in einer Streitsache die gebotene Neutralität wahrt,


indem er aktiven Gebrauch des Rechtes macht, so kann auch der Staat in den


heutigen Währungsfragen nur durch aktive Ausbeutung seiner Monopolgewalt


die Neutralität wahren. Diese Neutralität besteht aber in der unter allen


Umständen, rücksichtslos durchgeführten Befestigung des Geldpreises.


Eine andere Neutralität als diese gibt es nicht für den Staat in


Währungsfragen und eine andere Währungspolitik als die, welche die Gesetze


der Neutralität diktieren, soll es in einem Rechtsstaat nicht geben.


Der Staat soll sich neutral verhalten und eine neutrale Währungspolitik kann


nur die Festigkeit des Geldpreises als Ziel haben. Der Preis wird aber durch


Nachfrage und Angebot bestimmt und ein fester Preis für das vom Staat in


Zirkulation gesetzte Geld kann nur dann erzielt werden, wenn der schwankenden


Nachfrage für das Geld das Angebot sorgfältig angepaßt wird. Dies kann aber


weder mit der Gold-, noch Silber-, noch Doppelwährung jemals geschehen. Eine


solche Anpassung ermöglicht allein die Papierwährung.


Sagte nicht schon Ricardo: „Das Geld in seiner ganzen Vollkommenheit ist


aus Papier gemacht!“ Warum? Jedenfalls weil er einsah, daß nur die


Papierwährung dem Staat gestattet zu jeder beliebigen Zeit den Geldbestand


dem Wechsel der Bedürfnisse des Marktes anzupassen.


Durch Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot kann sich aber nur allein


ein fester Preis erhalten.


Ja, die einfache, nackte Papierwährung in Verbindung mit einem Gesetz, wel-


ches den Staat ermächtigt, den Bedürfnissen des Warenmarktes entsprechend


den Geldbestand des Landes zu erweitern und einzuschränken, kann die


Währungsfrage lösen.
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Also mit der verpönten Papierwirtschaft [Anm. Bamberger spricht in seinem Buch


„Reichsgold“ stets nur von Papierwirtschaft, der er die Goldwährung gegenüberstellt.] , mit fiktiven


Werten, mit Quacksalbern soll die Währungsfrage gelöst werden? Mit der von


allen Völkern der Welt als Fluch betrachteten Papierwirtschaft?


Aber nur Geduld.


Für’s erste! Welche wirtschaftlichen Nachteile können von der Papierwährung


erwartet werden, für welche nicht direkt Mißbräuche der Monopolverwaltung des


Geldes verantwortlich gemacht werden können und gegen welche die


Metallwährung sich ebenso schutzlos erweist? Keine. Es liegt eben nicht an dem


Papierstoff des Geldes, wenn der Staat zu der maßlosen Geldausgabe schreitet,


welche den Wert des Geldes auf einen Bruchteil seines ursprünglichen Preises


reduziert, sondern einfach an der leichtsinnigen, dilettantischen, unkaufmänni-


schen Verwaltung des Geldes, denn daß die Metallwährung gegen solche


Machtübergriffe auch schutzlos ist, haben wir des öfteren schon nachgewiesen.


Kann man aber die Maschine dafür verantwortlich machen, wenn sie ein


ungeübter, ungelehriger Arbeiter in Unordnung bringt? Nein. Ja, aber warum


dann die Papierwährung verantwortlich machen, wenn ungeübte, in kaufmänni-


schen Fragen ganz naive Männer einen so empfindlichen Apparat, wie die


Währung in den Sumpf führen, wenn Zucht- und Tollhäusler als Maschinisten


wirtschaften ?


Fragt doch die Finanzminister, welche mit der Papierwährung gewirtschaftet
haben, was sie unter festem Geldpreis verstehen und wie man diesen Preis


erzielen soll, wo Geldbedarf herrscht, woher der Geldbedarf kommt etc. und man


wird regelmäßig Antworten „á la Jobs“ erhalten.


Und wo sollen sie auch die zur Verwaltung einer rein kaufmännischen


Verkehrsanstalt die nötigen, reinen, unverfälschten kaufmännischen Kenntnisse


her haben?
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Aber noch eins ist hier zu betrachten. Wann haben die Völker zur Papier-


währung gegriffen? Immer, ausnahmslos nur in Kriegs-, Revolutions- und


Krisenzeiten, als ein billiges, bequemes Mittel den Staatsfinanzen aufzuhelfen.


Niemals, ich wiederhole es, niemals hat man in völlig ungezwungener Lage des-


halb die Papierwährung eingeführt, weil man für den Handel und Verkehr Vorteile


davon erwartete. Im Gegenteil. Nachdem die unter der Herrschaft der


Goldwährung ausgebrochene Wirtschaftskrise mit Hilfe der Papierwährung be-


seitigt worden ist, hat man diese wieder abgeschafft und dadurch erreicht, daß


infolge der natürlichen Assoziation der Gedanken, die Papierwährung im Volk 


die Erinnerung an Krise, Not und Teuerung weckt.


Fiktive Werte nennt man das Papiergeld und diesen fiktiven Werten stellt man


das massive, glänzende goldene Geld als positiven Wert gegenüber.


Nur der Laie, ein Mann, der nie Handel getrieben, kann von fiktiven Werten


sprechen. Fiktive Werte gibt es nicht, ebensowenig wie es fiktive Körper geben


kann. Der Wert ist immer positiv. Wer von fiktiven Werten spricht, unterscheidet


nicht klar zwischen Wert und Stoff, Geld und Geldmaterial; er wirft Wert und Stoff


in einen Topf und aus diesem Topf entsteigt der neue Begriff „fiktiver Wert.“


Sie sprechen dem Papiergeld den positiven Wert ab, weil man aus demsel-


ben keine Ohrringe für die Damen, keine Uhrketten für die Bauern machen kann,


weil das Material des Papiergeldes wertlos ist. 


Schabt man die Farben von einem Rubens zusammen, so hat man auch ein


Material , das sich noch anderweitig wird verwerten lassen können, aber zwi-


schen dem Rubens und der Farbenmixtur wird man umsonst nach irgendwelcher


kaufmännischen Verwandtschaft suchen. Entzieht man einem König die Krone,


was bleibt?


Es heißt aber tatsächlich die Farben eines Rubens mit diesem selbst, die


Krone mit seinem Träger verwechseln, wenn man den Papierstoff des Geldes mit


diesem selbst in Beziehung bringt. Entziehen wir dem 
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Papiergeld die Privilegien, die es zu Geld machen, so bleibt allerdings nur eine


Farbenmixtur, ein entthronter König, eine Fiktion zurück, aber diese Entziehung


der Privilegien muß vorangehen und solange dies nicht geschieht, kann von


einer Fiktion nicht die Rede sein. Und wenn auch dem Papiergeld die


Geldprivilegien entzogen würden, so verbliebe immer noch als positiver Wert die


Entschädigungspflicht des Staates zurück. Oder ist diese Entschädigungspflicht


vielleicht auch Fiktion?


Wenn dies der Fall ist, wie kommt es, daß die Schuldtitel der Staaten, die ja


auch schließlich nur eine Entschädigungspflicht für geleistete Dienste als


Rückgrat haben, im allgemeinen als die sichersten Werte geschätzt und bezahlt


werden? Wenn das Papiergeld, resp. die Entschädigungspflicht des Staates


Fiktion ist, wie kommt es, daß die Geld stets höher auf dem Markt taxiert wird,


als die Schuldtitel derselben Regierung?


Diese Entschädigungspflicht des Staates kann nur dort eine Fiktion sein, wo


die Regierung sich aus Räubern und Betrügern zusammenstellt, sonst aber in


einem geordneten Staat ist das Papiergeld das sicherste, feinste, bestgarantierte


Wertobjekt des Marktes.


Das Metallgeld bietet in dieser Beziehung bei weitem nicht dieselbe Sicher-


heit, weil die Entschädigungspflicht im Falle einer Entwertung oder Entmünzung


zweifelhaft oder wenigstens erst nachzuweisen ist. Das Metall soll ja gesetzlich


das Äquivalent der Münze sein. Als nach den kalifornischen Goldfunden das


Geld sich in der ganzen Welt entwertete, hat niemand von Entschädigungspflicht


gesprochen. Ebensowenig in Deutschland nach der Einführung der Milliarden


und man erkennt hieraus, daß im Falle einer Entziehung der Geldprivilegien die


Inhaber goldener Münzen die Entschädigungspflicht erst nachzuweisen hätten.


Das Geld ist die unentbehrlichste und nützlichste aller Waren; der Bedarf an


Geld läuft parallel mit der Besitz- und Arbeitsteilung; solange also Waren über-


haupt existieren, solange werden Tauschmittel 
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nötig sein und wird auch der Bedarf an Geld existieren – ganz gleichgültig ob


Metall- oder Papiergeld. Das Geld – und anderes Geld als das vom Staat gefer-


tigte Geld kann es nicht geben – hat die Quelle des Wertes zur Garantie. Gibt es


sonst auf dem Markt noch eine Ware, die eine solch solide Garantie aufzuweisen


vermag? Und eine mit solchen Privilegien garantierte Ware nennt man Fiktion?
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Nationale und internationale Währung


Durch Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot kann allein ein fester


Geldpreis erzielt werden und diesen Ausgleich gestattet allein die Papier-


währung, weil das Material des Papiergeldes alleine eine Anpassung des


Geldangebots an den Geldbedarf des Marktes ermöglicht.


Wenn man bisher mit der Papierwirtschaft das gerade Gegenteil fester Preise


erzielt hat, so liegt das, wie nachgewiesen wurde, ausschließlich an der


Verwaltung des Geldmonopols, resp. an dem völligen Mangel an einer solchen


Verwaltung.


Man hat bisher bei der Verwaltung des Geldes die Geldbedürfnisse des


Fiskus mit denjenigen des Marktes verwechselt; man hat es überhaupt noch


nicht der Mühe wert gehalten ein einwandfreies Maß (Warenpreisstatistik) für den


Geldbedarf des Landes zu schaffen; man hat Geld ausgegeben, wenn solches


eingezogen werden mußte und umgekehrt; man hat auch öfters geglaubt, das


beste Mittel um Preisschwankungen zu verhüten bestände in einem festen, eher-


nen Bestand an Geld; kurzum man hat mit dem Papiergeld gewirtschaftet bis


man die Papierwirtschaft satt war und das Kind mit dem Bad ausgoß.


Übrigens sind die Preisschwankungen des Papiergeldes, selbst bei der


gründlichsten Mißwirtschaft bei weitem nicht so bedeutend wie allgemein ange-


nommen wird. Womit hat man diese Preisschwankungen denn gemessen? Mit


dem Gold, mit dem Wechselkurs. Aber dieses Maß ist von Kautschuk, wie die


Bimetallisten behaupten und mehr als eine einfache Behauptung ist es, daß das


Maß womit der 
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Preis des Papiergeldes heute gemessen wird selber große und häufig plötzliche


Veränderungen in seinen Dimensionen erleidet. Man hat ja für das Gold auch


noch kein einwandfreies Maß geschaffen und auf die Behauptung, daß das Gold


im Preis gestiegen ist, wird im Reichstag immer noch erwidert, daß der Preis des


Goldes im Gegenteil gefallen ist. Die Beweise für diese Behauptungen fehlen


gänzlich, trotzdem aber kann man heute ungestraft, selbst im Parlament behaup-


ten, daß die Wechselkursschwankungen mit Ländern mit Papier- und


Silberwährung in Preisschwankungen des Papier- und Silbergeldes begründet


sind, während häufig die Ursache in Preisschwankungen des Goldes zu suchen


wäre.


Als Beweis hierfür mag die Tatsache angeführt werden, daß in den Jahren


1890–1892, wo die Preise in den Goldwährungsländern sehr niedrig waren, der


Wechselkurs mit sämtlichen Ländern mit Papier- und Silbergeld gestiegen war. In


Indien, Italien, Spanien, Brasilien, Uruguay, Argentinien, Chile fiel der Wechsel-


kurs auf die Goldwährungsländer. Trotzdem wird die Ursache dieser Erscheinung


immer nur beim Papiergeld gesucht.


Der Wechselkurs ist somit kein Maß für die Konstatierung von Preis-


schwankungen des Geldes und alle Beweise für die Unbeständigkeit des


Papiergeldpreises entbehren der Beweiskraft so lange sie sich auf den Gold-


preis oder auf den Wechselkurs stützen. Kann man denn überhaupt bei


Preisschwankungen von „Schuld“ sprechen, kann man die „Schuld“ an den


Preisschwankungen einseitig beim Angebot oder bei der Nachfrage suchen? 


Mir erscheint dieses Suchen nach der „Schuld“ als die müßigste Arbeit der sich


jemand widmen kann. Warum hinkt denn jener Mann? Weil das eine Bein zu


kurz oder weil das andere zu lang ist?


Der Geldpreis kann in einem Land mit Papierwährung sehr fest sein und trotz-


dem wird der Wechselkurs auf Länder mit Goldwährung starke Schwankungen


erleiden. Was aber nicht vorkommen kann, das sind Schwankungen im


Wechselkurs zwischen 
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Ländern mit einem festen Geldpreis, ob dies nun Metall- oder Papiergeld ist


bleibt gleichgültig. Angenommen zwei oder mehrere Länder vereinbaren die


Papierwährung einzuführen und den Wechselkurs zwischen diesen Ländern


dadurch zu befestigen, daß jedes dieser Länder das Geldangebot haarscharf


den Geldbedürfnissen des eigenen Marktes anpaßt, wobei als Maßstab für den


Geldbedarf eine Preisstatistik dient, welche in diesen in Betracht kommenden


Ländern nach vollkommen gleichen, vorher vereinbarten Prinzipien geführt wird.


Schwankungen in der Zahlungsbilanz, hervorgerufen durch Ex- und Import


von Geld, oder durch Differenzen in der Handelsbilanz, mit ihrem Reflex auf den


Wechselkurs könnten da nicht mehr eintreten weil Ex- und Import von Geld aus-


geschlossen und weil Differenzen in der Handelsbilanz durch die Festigkeit der


Preise in diesen Ländern zur Unmöglichkeit werden. Differenzen in der Handels-


bilanz sind ja bekanntlich meistens nur Wirkungen von Währungsdifferenzen.


Nach dem großen Geldimport von 1871/3 fiel in Deutschland der Wechselkurs


weil die Differenz in dem Geldwert Differenzen in der Handelsbilanz erzeugte.


Diese Differenzen dauerten so lange an bis daß die Milliarden wieder abgesto-


ßen waren und dadurch der Geldwert in Deutschland wieder mit demjenigen der


anderen Länder nivelliert wurde.


In Frankreich verhielt sich die Sache umgekehrt – hoher Wechselkurs – aktive


Handelsbilanz bis zum Ausgleich.


In Nordamerika rühren die häufigen Kursschwankungen in der Hauptsache


von der schwankenden Währungspolitik her; in England sind die


Kursschwankungen entweder Reflexe der Währungspolitik fremder Länder, oder


Folgen des Währungsmangels des Goldes.


Hätten alle diese Länder einfache, nackte Papierwährung – Währung in des


Wortes Bedeutung, keine Papierwirtschaft – und existierten in diesen Ländern


nationale Gesetze, welche die Geldemissionen 
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oder die Geldverwaltung nach bestimmten in allen Ländern gleichen Prinzipien


regelten, so könnte man mit Bestimmtheit darauf rechnen, daß mit dem Fortfall


der Schwankungen in der nationalen Währung auch der Wechselkurs Stabilität


erhalten würde, weil ja die heutigen Kursschwankungen doch nur


Reflexwirkungen mangelhafter Währung sind.


Wenn in Deutschland A (Ware) gleich B (Geld) ist und in England C (Ware)


gleich D (Geld) ist, und A ist gleich C, so ist auch B gleich D, und Abweichungen


hiervon könnten nur höchstens den Betrag der Fracht von A oder C erreichen.


Wir brauchen somit für die Lösung der internationalen Währungsfrage keine


Verträge; die internationale Währungsfrage – d.h. die Erzielung eines festen


internationalen Wechselkurses – ist an dem Tag gelöst, wo die nationalen


Währungsfragen gelöst werden.


Nur eine Verständigung brauchen wir über die Prinzipien, welche bei der


Verwaltung des Geldmonopols präsidieren sollen, damit auch wirklich in allen


Ländern das gleiche Maß für den Bedarf an Geld geschaffen werde und es sich


nicht ereignen kann, daß wie noch jetzt im deutschen Reichstag der eine über


Mangel an Geld, der andere aber über Überfluß an Geld klagt. Ist einmal die


Grundlage einer geordneten, kaufmännischen Währung geschaffen – das Maß


für den Geldbedarf – und wird auf dieser gleichen Grundlage in allen Ländern


das Geldmonopol nach gleichen Regeln verwaltet – so ergibt sich ein fester


Wechselkurs zwischen all diesen Ländern als notwendige Folge von selber.


Das Bedürfnis einer nationalen Währung (was wir heute haben verdient den


Namen nicht) wird alle Tage dringender empfunden; nicht gering ist auch das


Verlangen der Industrie und des Handels nach Beseitigung der Kursdifferenzen,


und nicht schwer dürfte es werden international gültige Prinzipien in die
Verwaltung des nationalen Geldmonopols einzuführen um beiden Bedürfnissen


gerecht zu werden. 
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Die Sache ist also in der Praxis wie folgt zu denken:


Die am Welthandel beteiligten Länder führen die einfache, nackte Papier-


währung ein. Das Metallgeld wird gänzlich entmünzt (außer Kurs gesetzt) und


gegen Papiergeld eingelöst.


Anm. Für diesen Umtausch des Metalles gegen Papier wird kein gesetzlicher Zwang


nötig sein; der materielle Zwang der Verhältnisse genügt vollauf. Wer das Metallgeld (jetzt


also wirkliche Metallbarren im Sinne Chevalier’s) nicht umtauschen will, mag sie behalten,


mag auch sehen wie er sie nach Ablauf der Umtauschfrist verwerten wird; denn als Geld


haben sie keine Verwendung mehr. Das gegen Papier eingelöste Metall wird einge-


schmolzen und für Industriezwecke verkauft. Dieser Verkaufserlös wird höchstwahrschein-


lich infolge großen Preisfalles dieser Metalle nur einen Bruchteil des dafür ausgegebenen


Papiergeldes einbringen. Als Verlust ist aber dies nicht zu betrachten, da diese


Preisdifferenz nur den Wert der Geldprivilegien vorstellt, die vom Metall auf das


Papiergeld übertragen wurden. Der Erlös dieser Metallverkäufe wird als Fond für die


Regulierung des Geldpreises aufbewahrt.


Wer jetzt Ware erzeugt, kann dieselbe nicht per Bahn versenden ohne vorher


solches Papiergeld für die Fracht zu verkaufen; er kann die Ware auch nicht an


den Mann bringen ohne solches Papiergeld annehmen zu müssen – denn ein


anderes Tauschmittel gibt es nicht und der Tauschhandel ist jetzt noch ebenso


schwer resp. unmöglich wie vorher. Wer aber Ware erzeugt, muß dieselbe ver-


kaufen und zwar gegen Geld, und wer Ware kaufen will muß dies mit Geld tun.


Es besteht also von vornherein für das Papiergeld derselbe materielle Kauf-


und Verkaufszwang, der für das Metallgeld bis dahin bestand; derselbe


Verkaufszwang der den Wert des Geldes garantiert.


Ein gesetzlicher Kurszwang ist vollständig überflüssig, sobald jedes andere


Geld kursunfähig wird.


Anm. Diese Kursunfähigkeit würde am einfachsten dadurch zu erzielen sein, daß der


Staat nach Ablauf des Umtauschtermins den Münzen die Garantie für den Feingehalt ent-


zieht und jedem freistellt Münzen mit x-beliebigem Feingehalt zu fabrizieren. Wenn erst


Münzen von 5–10–15–20 Karat in Zirkulation gesetzt werden, wenn jede Münze zur


Ermittlung des Feingehalts und des Gewichts bei jedem Handwechsel in den Schmelz
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tigel und auf die Waage wandern muß, dann ist es aus, auch mit der materiellen


Kursfähigkeit des Metallgeldes und als Alleinherrscher bleibt dann das privilegierte


Papiergeld auf dem Markt zurück.


Der Staat kontrolliert den Preis des jetzt allein herrschenden Papiergeldes


und als Maß für den Wert des Geldes dient ihm der Durchschnittspreis der


Waren, der durch eine sorgfältig geführte Warenpreisstatistik ermittelt wird.


Ergibt diese Statistik einen Preisfall der Waren (Preissteigerung des Geldes),


so hebt der Staat die Warenpreise, indem er zunächst von dem Geldvorrat, der


von dem Verkauf des eingelösten Metalles herrührte, solange Geld in Umlauf


setzt, bis daß der Durchschnittspreis der Waren unter dem Impuls wachsender
Nachfrage (größere Geldfülle) die normale Höhe wieder erreicht hat. Übersteigt


der Geldbedarf des Landes den in der Monopolkasse vorrätigen Geldbestand, so


fabriziert der Staat neues Geld mit dem ihm ja in unbegrenzter Menge zur


Verfügung stehenden Papierstoff.


Das Geld setzt der Staat in Umlauf indem er auf den Börsen des Landes


Wertpapiere, vor allen Dingen die eigenen Schuldtitel, dann Wechsel auf das


Ausland, aufkauft. Diese Werte hebt der Staat für den Moment auf, wo die


Preisstatistik eine Hausse resp. einen Überschuß an Geld anzeigt. Dann wird


durch Verkauf dieser Werte der Geldmarkt so lange drainiert, bis daß infolge von


eintretender Geldknappheit die Warenpreise wieder auf ihr normales Niveau 


sinken.


D.h. durch Einziehung und Ausgabe von Geld bringt der Staat die Waren-


preise immer wieder auf das normale Maß zurück, sowie sie sich unter dem


Einfluß der 1000-fältigen Faktoren, welche den Preis zustande bringen von die-


sem zu entfernen drohen. Der Staat hält mit seinen Monopolrechten die Zügel


der Preise straff in der Hand; er duldet keine Abweichung von der geraden Linie,


weder nach oben, noch nach unten. Der Durchschnittspreis der Waren bleibt


fest.


106







Die Klagen der Schuldner, daß die Geldverbesserer das Geld verteuert haben


und die Klagen der Gläubiger, daß die Geldverschlechterer das Geld verbilligt


haben, verstummen. Unter Berufung auf das Ergebnis der Warenpreisstatistik


weist der Staat solche Klagen als unbegründet zurück.


Jeder weiß jetzt, daß das Land eine Währung hat und daß die Werteinheit


von heute noch nach Jahren dieselbe Kaufkraft haben wird. – Niemand wird


mehr darüber klagen, daß der Wert seiner Schulden oder Guthaben durch ziello-


se Wirtschaft in der Monopolverwaltung des Geldes vermehrt oder verringert


worden ist. Durch scharfe Anpassung des Angebots an den Geldbedarf des


Marktes ist es gelungen Währung in die Währung des Landes zu bringen.


Nun wird es davon abhängen, ob auch andere Länder Ordnung in ihre


Währung bringen werden, wenn wir zu den Wohltaten der nationalen Währung


uns auch noch der der internationalen Währung (festen Wechselkurses) erfreuen


werden; denn wie das Angebot allein nicht einseitig den Preis bestimmen kann,


so kann die Festigkeit des Wechselkurses auch nicht die Frucht einseitig natio-


naler Währungspolitik sein.


Aber die Interessen welche die Kulturvölker heute an den Weltmarkt ketten,


sind groß; das Bedürfnis eines festen Wechselkurses wird jeden Tag dringender


empfunden und es ist mehr als wahrscheinlich, daß eine Währungspolitik, wel-


che es ermöglicht die nationale Währung mit der internationalen Währung zu ver-


binden, auch bald zu internationaler Geltung gelangen muß. An gutem Willen


und Opferfreudigkeit fehlt es nirgendwo in dieser Beziehung; im Gegenteil, wenn


man sieht, daß in den letzten Jahren viele Staaten der internationalen Währung


zuliebe, die nationale Währung opferten, so muß man sich sagen, daß der Wert


der internationalen Währung eher über- als unterschätzt wird.


Der internationalen Währung zuliebe hat Rußland in den letzten Jahren hun-


derte von Millionen 
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in Gold, in totes Kapital also á fond perdu – angelegt und dabei die Möglichkeit


den nationalen Markt nach Bedarf mit Geld zu versorgen aufgegeben. Denn mit


der Goldwährung, mit der freien Goldprägung gibt der Staat die Kontrolle über


die Währung an die Goldgräber, an Abenteurer, an den Zufall ab. Der Preis des


Rubels, die Kaufkraft russischen Papiergeldes hing bis jetzt davon ab wie die


Regierung das Geldmonopol handhabte. Jetzt verzichtet die Regierung dem


Wechselkurs zuliebe auf dies wichtigste aller selbstherrlichen Rechte und bezahlt


diese Verzichtleistung noch obendrein mit ungezählten Millionen. Will man mehr


Beweise für die Bereitwilligkeit Rußlands etwas für die Stabilität der internationa-


len Währung zu tun?


In Österreich sind die Verhältnisse genau dieselben. Um sich der Wohltaten


eines festen Wechselkurses zu erfreuen verzichtet der Staat auf die Millionen,


welche ihm das Emissionsrecht an Zinsen einbringt; das minderwertige Silber


wird mit teurem Gold und unter großen Verlusten eingelöst, die nationale


Währung, die Festigkeit der nationalen Marktpreise wird der internationalen


Währung untergeordnet, wobei es nötig wird den Preis des Guldens gewaltsam


zu erhöhen, ungeachtet, daß dadurch die Schuldner zugunsten der Gläubiger


übervorteilt werden, ungeachtet, daß man sich von den Schuldnern den Vorwurf


des Betrugs muß machen lassen. Will man noch mehr Beweise für die


Opferfreudigkeit Österreichs in Bezug auf internationale Währung? Berechtigen


diese Handlungen nicht zu der Annahme, daß auch Österreich bereit sein würde,


eine nationale Währungspolitik zu betreiben, welche imstande ist internationale


Wirkung auszuüben?


Da haben wir Italien, welches für die Regulierung des Wechselkurses mit dem


Ausland (die freie Selbstbestimmung unterbindende) Verträge abschließt (die lat.


Münzkonvention), den Staatssäckel mit der Verzinsung einer ungeheuren


Goldanleihe belastet, ohne dabei doch das Ziel zu erreichen. Hier in Österreich


und in Rußland wird der Preis des Geldes 
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gewaltsam erhöht; hier wie in Rußland und Österreich wird der Regierung von


den Schuldnern der Vorwurf des Betrugs gemacht. Dem Wechselkurs zuliebe.


Sind das nicht genügend Beweise für die Bereitwilligkeit Italiens eine zielver-


sprechende Währungspolitik zu treiben?


Und Frankreich! Und Deutschland! Seit Jahrzehnten hat man hier die


Goldwährung durchgeführt, und seit Jahrzehnten wird über den Niedergang der


Preise geklagt. Man weiß, daß man die Preise durch Opferung der Goldwährung,


durch Ausgabe von Papiergeld, auf jede gewünschte Höhe heben kann, aber


dem internationalen Wechselkurs opfert man dies wirksame Mittel. Man zieht hier


vor zu der abenteuerlichsten Zollpolitik zu greifen – obschon man sich sagen


muß, daß wenn der Wechselkurs wichtig ist, der Freihandel es noch mehr sein


muß, da der Wechselkurs ja nur durch den Außenhandel Bedeutung hat. Durch


Untergrabung des Außenhandels mittels der Schutzzölle nimmt man ja dem


Wechselkurs die Bedeutung, der man den Freihandel zum Opfer bringt.


Der internationalen Währung den internationalen Handel opfern heißt, das


Leben für das Eigentum, die Ladung eines Schiffes als Kesselfeuerung, den


Zweck den Mitteln opfern.


Und erst die Währungspolitik der Vereinigten Staaten? Was ist die Zick-


Zackpolitik dieses Staates anderes, als das Zeichen des lebhaften Wunsches die


Interessen der nationalen Währung mit denen der internationalen Währung zu


vereinigen? Was ist diese Politik anders als der praktische Beweis, daß es auf-


grund der Metallwährung unmöglich ist diese Interessen zu vereinigen.


Die Goldwährung löst die Frage der nationalen Währung nicht, sie kann sie


nicht lösen und niemand, der in Währungsfragen unterrichtet ist, erwartet übri-


gens von ihr irgendwelchen Vorteil in dieser Beziehung. Die Goldwährung könnte


also höchstens durch den internationalen Wechselkurs Bedeutung erreichen 
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und nur als einen Beweis für die allgemeine Anerkennung der Wichtigkeit des


internationalen Wechselkurses können wir diese verzweifelten Anstrengungen


betrachten, welche von fast allen Ländern gemacht werden, teils um die


Goldwährung einzuführen, teils um sie vor Schiffbruch zu retten.


Übertragen wir nun einen geringen Teil des guten Willens der der


Goldwährung entgegengebracht wird auf die Papierwährung; bringen wir statt der


heute geübten Pfuscherei, Ordnung, gesunde kaufmännische Prinzipien in die


Papierwirtschaft, opfern wir dieser anspruchslosen, unscheinbaren Währung nur


einen Bruchteil der Liebe, die an die Goldwährung vergeudet wird, sorgen wir


für’s erste für nationale Währung und verständigen wir uns dann mit den Völkern,


die mit uns Handel treiben über die Grundbedingungen dieser nationalen


Währung, so daß diese Grundsätze zu internationaler Geltung gelangen, so ist ja


damit das Ziel erreicht, die internationale Währungsfrage gelöst.


Es ist ganz und gar undenkbar, daß zwischen Ländern, welche die nationale


Papierwährung nach internationalen Grundsätzen verwalten, Kursschwankungen


eintreten können.


Kursschwankungen können nur als Folge von Differenzen in der


Zahlungsbilanz eintreten und zwischen den Ländern mit Papierwährung, wo 


Ex- und Import von Geld ausgeschlossen sind, können Differenzen in der


Handelsbilanz herrühren. Diese sind aber in der Regel Folgen von


Valutadifferenzen, die wir hier als ausgeschlossen halten.


Nehmen wir an, daß Frankreich nach Deutschland für 100 Millionen


Werteinheiten Waren sendet, während Deutschland nur für 80 Millionen nach


Frankreich exportiert. Womit könnte der Saldo beglichen werden? Mit Waren


allein, da exportfähiges Geld nicht mehr existiert. Es würde sich also in


Deutschland eine Nachfrage von 20 Millionen in Waren entwickeln, welche nach


Frankreich exportfähig sind und natürlich den Preis dieser Waren in die Höhe


treiben. Diese 
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Hausse in den Exportwaren würde sich in eine Differenz (Baisse) im Wechsel-


kurs umsetzen, da die französischen Exporteure ihre Forderungen von 20


Millionen lieber zu einem billigeren Wechselkurs losschlagen würden, als in


Deutschland zu hohen Preisen Waren aufkaufen, deren Erlös in Frankreich den


Einstandspreis nicht decken würde.


In solcher Darstellung sind also Kursschwankungen nicht ausgeschlossen.


Aber wir haben hier das wichtigste Moment in der Papierwährung vergessen,


nämlich daß in Deutschland und Frankreich die Preise unter direkter, wirksamer


Kontrolle stehen, wir haben die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Darum die


Kursdifferenz.


Warum vermehrte Frankreich seinen Export nach Deutschland? Warum


bezahlte Deutschland seine Schulden nicht durch vermehrten Export? Weil die


Preise in Frankreich gefallen und in Deutschland gestiegen waren. Der billigen


Preise wegen, die er bezahlte und der hohen Preise wegen, die er erzielte, ver-


mehrte der Franzose seinen Export nach Deutschland und der hohen Preise


wegen, die er bezahlen mußte und der niedrigen Preise wegen, die er erzielte,


verminderte der Deutsche seinen Export nach Frankreich.


Aber wie können die Preise in Frankreich fallen und in Deutschland steigen;


wie können solche Differenzen in der Handelsbilanz vorkommen, wenn in beiden


Ländern die Preise unter direkter, wirksamer Kontrolle des Staates stehen?


Bevor der Wechselkurs merkliche Differenzen zeigt, hat der Staat die den


Export fördernde Baisse durch Ausgabe von Geld in Frankreich nivelliert; bevor


die den Export erschwerende Hausse Zeit gehabt hat eine Rückwirkung auf den


Wechselkurs zu üben, hat in Deutschland die Monopolverwaltung die Preise wie-


der niedergedrückt. Es konnte nicht zur Differenz in der Handelsbilanz kommen,


der Wechselkurs konnte keine Schwankungen erleiden, weil die


Voraussetzungen für dieselben nicht zutreffen konnten.


Zwischen Ländern, welche die nationale Währung nach international gültigen


Prinzipien verwalten, können 
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Kursdifferenzen nicht stattfinden. Differenzen in den Warenpreisen erzeugen


Differenzen in der Handelsbilanz und im Wechselkurs; werden erstere vermie-


den, so ergibt sich ein fester Wechselkurs von selber. Der feste Wechselkurs


kann nur das Produkt einer festen, nationalen Verwaltung des Geldmonopols


aufgrund international gültiger Prinzipien sein. Wie in kommunizierenden Röhren


das Niveau der einen abhängig ist vom Niveau der anderen, so ist auch der


Wechselkurs abhängig von der Währungspolitik aller Länder.


Es nützt gar nichts, daß man in Deutschland den Geldpreis in eine feste Form


zu bringen sucht, während in anderen Ländern nach einer Richtung hin gewirt-


schaftet wird. Nur eine feste in allen Ländern gleichförmige, in allen Ländern


durchführbare Währungspolitik kann zum Ziel führen.


Und durchführbar, in allen Ländern durchführbar, gleichmäßig und gleichzeitig


durchführbar ist allein die Papierwährung, weil allein die Papierwährung die


Möglichkeit bietet, überall gleichzeitig und zu jeder Zeit das Geldangebot dem


Geldbedarf des Warenmarktes anzupassen.


Die internationalen Währungskonferenzen auf Basis der Gold-, Silber- und


Doppelwährung haben bisher ein vollständig negatives Resultat ergeben und


schon allein der schweren Lasten wegen, welche die Metallwährung dem


Nationalvermögen aufbürdet, kann man mit Sicherheit annehmen, daß es nie-


mals zu einer internationalen Währung auf Basis des Metallgeldes kommen wird.


Denn es nützt ja nichts, wenn einzelne Länder das Opfer bringen und in der


Goldwährung Millionen an Nationalvermögen anlegen, während andere, sparsa-


mere Völker denselben Zweck mit billigeren Mitteln zu erreichen suchen.


Das Metallgeld wird überall als totes Kapital betrachtet; das Kapital, das zur


Herstellung dieses Geldes nötig war, ist als „fond perdu“ angelegt, es ist ver-


schleudertes Nationalvermögen.


Das in Umlauf befindliche Metallgeld hat dem Lande genau das gekostet, 


was jede einzelne Münze 
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bei ihrem ersten Marktgange gekauft hat – d.h. das Maximum dessen, was sie


überhaupt kosten konnte; während das Papiergeld nichts kostet und dabei den


Zweck des Geldes bei verständiger Verwaltung mit idealer Vollkommenheit erfül-


len kann. Wie ist es unter solchen Verhältnissen zu verhindern, daß immer wie-


der einzelne Länder der Versuchung erliegen werden aus dem toten Kapital auf


Kosten der anderen Völker lebendiges Kapital zu schlagen; wie wird man die


Gefahr verhindern können, daß z.B. England die Papierwährung einführt und mit


dem überflüssig gewordenen Golde zinstragende deutsche Werte kauft? Konnte


es jemand verhindern, daß s. Zt. Deutschland das entmünzte Silber im Ausland


verkaufte? Hat sich Deutschland nicht durch jene Silberverkäufe auf Kosten des


Auslands bereichert? Nun gut, dieselbe Gefahr, welche damals die Silberent-


münzung bot, bietet heute die Goldwährung. Die Liquidation der Goldbestände


kann von irgendeinem Punkt der Welt jeden Tag inszeniert werden und bei dieser


Liquidation werden die letzten bezahlen, was die ersten gewinnen werden. Und


diese Liquidation wird dort und an dem Tage beschlossen werden, wo und wann


man einsehen wird, daß der Wechselkurs unter dieser Liquidation nicht zu leiden


braucht.


Es gibt in allen Ländern mit Goldwährung eine einflußreiche, organisierte


Partei, welche den Sturz der Goldwährung zum Ziel hat. Es ist die Partei der


Schuldner. Die Schuldner (und der Staat, der das Geldmonopol verwaltet, ist


auch ein Schuldner) halten sich durch die Goldwährung für übervorteilt und sie


wollen zwischen dem was sie eigentlich schulden und dem was sie zahlen sollen


das Äqilibrium wieder herstellen.


Schon die bloße Existenz einer solchen Partei ist eine Gefahr für den Bestand


der Währung, die bald mehr, bald weniger drohende Gestalt annimmt und ist ein


Beweis, daß wir es überhaupt noch nicht zur Währung gebracht haben.


Die Währung darf keine Feinde haben; sie muß wie das Recht unantastbar


sein; ihr Bestand darf durch niemand bedroht, niemals in Frage gestellt 
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werden. Die Diskussion über Änderung der Währung muß ein für allemal ausge-


schlossen werden, aber mit der Metallwährung werden wir nie dahin gelangen,


wohl aber mit der Papierwährung.


Die Warenpreisstatistik ist da um aller Welt zu beweisen, daß das Papiergeld


währt, daß der Preis des Geldes weder gefallen noch gestiegen ist, daß niemand


geschädigt, niemand in seinen Rechten verletzt worden ist.


Nur unehrliche, selbstsüchtige Zwecke verfolgende Intriganten können an


einem Sturz solcher Währung arbeiten, aber sie dürfen nicht öffentlich auftreten,


sie dürfen nicht für ihre Interessen im Parlament Propaganda machen, denn das,


was sie beabsichtigen, ist von der öffentlichen Meinung als Betrug gebrandmarkt


– mögen sie sich nun Geldverbesserer oder Geldverschlechterer, Inflationisten


oder Kontraktionisten nennen. 


Die Papierwährung unter verständiger, kaufmännischer, ehrlicher Verwaltung


schließt die Diskussion über nationale und internationale Währung.


114







II. Teil 


Der Ausgleich zwischen Nachfrage 


und Angebot auf dem 


Waren-, Arbeits- und Kapitalmarkt 


durch 


organische Reformen unseres Geldes
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Der Maßstab für die Güte 


und Brauchbarkeit des Geldes


Der erste Teil dieser Schrift, der über den Preis des Geldes handelte, begann


mit einer Untersuchung über den Maßstab für den Preis des Geldes, für diesen


zweiten Teil wollen wir als Anfang einen Maßstab für die Qualität des Geldes
suchen.


Wer das Geld einfach für Metallbarren hält, wird als Maßstab für die Güte des


Geldes die Analyse gebrauchen, welche ihm der Schmelztiegel liefert. Der


Schmelztiegel ist für alle Schüler Chevalier’s der Prüfstein für die Güte des


Geldes und wenn um uns her alles kracht, die Ökonomie des Landes aus den


Fugen geht, alle Preise geworfen werden, die Erzeugnisse der gewerblichen


Tätigkeit in Depots sich auftürmen und alle Welt nach den Erscheinungen sucht,


dann zeigen die Gutgeldleute auf den Schmelztiegel und beweisen mit Hilfe der


Analyse der Münzen, daß das Geld keine Schuld an der Misere trifft, daß das


Geld seinen denkbar höchsten Grad der Vollkommenheit (d.h. 23 Karat) erreicht


hat und daß daher die Ursache dieser wirtschaftlichen Erscheinungen anderswo


zu suchen ist.


Für Gutgeldleute (Geldverbesserer, Geldverteuerer, Freunde soliden Geldes


und wie sie sich sonst noch nennen) ist ja das Geld an sich ein toter Körper,


ohne aktive Eigenschaft, eine Metallbarre, die an den Wirtschaftskrisen ebenso


unschuldig ist, wie der Hahn auf dem Turm.


Sucht die Ursache der Krisen in der Warenproduktion und ihr werdet sie in


einer Störung des Gleichgewichts zwischen Konsum und Produktion finden. Ihr


habt zu viel von allem produziert – zu viel Brot, 
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zu viel Eisen, Häuser, Kleider; Ihr habt euch auch obendrein noch zu stark ver-


mehrt. Es sind zu viel Arbeiter da, es ist von allem zu viel – viel zu viel, deshalb


fallen die Preise, daher die Krise. Das Geld ist unschuldig, ganz unschuldig an


dem Preisfall, denn das Geld hat ja seinen durch die Produktionskosten fixierten


Preis. Die Waren sind im Preis gefallen; das Geld ist stabil geworden.


Was soll man auf solchen Nonsens antworten?


Wenn das Begriffsvermögen nicht ausreicht für die Erkenntnis, daß eine allge-


meine Überproduktion und noch dazu eine Überproduktion an Produkten und


Konsumenten (Ware und Arbeiter) ein Unding ist, von festem Geldpreis zu spre-


chen, während der Durchschnittspreis der Waren sinkt, dann ist es verlorene


Mühe überhaupt auf solche Behauptungen zu antworten.


Die Ursache der Produktion ist immer und allein das Bedürfnis der


Produzenten nach Waren; wenn viel Ware produziert wurde, wenn alle Welt flei-


ßig gearbeitet hat, so ist das ein Beweis, daß alle Welt starke, mannigfaltige


Bedürfnisse hat, denn wo ist der Sonderling zu finden, der ohne selbst ein


Bedürfnis zu empfinden, unter der brennenden Sonne, im Staub und Lärm des


Fabriksaals, in der finsteren Kohlengrube ohne Not arbeitet? Die Bedürfnisse der


Produzenten mißt man am sichersten mit ihrer Arbeitslust und daher kann man


auch sagen, daß das Produkt der Arbeit gleichzeitig das Maß für den
Produktenbedarf ist.


Der Neger, der keine Bedürfnisse hat, arbeitet auch nicht und die


Anschwellung der Warenvorräte, die zu Zeiten der Wirtschaftskrisen eintritt, deu-


tet somit keineswegs auf eine Störung des Gleichgewichts zwischen Bedarf und


Produktion, sondern einfach auf eine Störung im Austausch der Waren.


Und den Austausch vermittelt das Geld, resp. den Austausch soll das Geld


ermöglichen und erleichtern.


Von einem guten, brauchbaren zweckentsprechenden Geld können wir die


Vermeidung solcher Stö-   Störungen
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rungen verlangen – resp. solange solche Störungen vorkommen, müssen wir


unser Geld für verbesserungsbedürftig halten.


Mit einem guten, brauchbaren Geld soll der Austausch der Waren vollkom-


men glatt und ohne Störungen von statten gehen und demgemäß dürfen wir die


Qualität des Geldes nicht nach der Analyse, die der Schmelztiegel liefert, beur-


teilen, sondern als Maßstab für die Güte des Geldes soll uns der Austausch der


Waren selber dienen.


Wie wir die Brauchbarkeit irgend einer Sache danach beurteilen, wie sie ihren


Zweck erfüllt, so müssen wir auch beim Geld absehen von seiner Farbe, von sei-


nem Gewicht, von seiner chemischen Zusammensetzung und uns auf die


Beobachtung des Warenaustausches beschränken. Denn die Vermittlung des


Warenaustausches bildet den einzigen Zweck des Geldes (Aristoteles) und dem-


gemäß kann uns auch allein der Warenaustausch den Maßstab für die


Beurteilung der Qualität des Geldes liefern.


Und wie soll der Warenaustausch stattfinden?


Jeder Produzent, der einigermaßen seine Verhältnisse zu überschauen ver-


mag, wird danach streben, daß die Unkosten des Warenaustausches möglichst


beschränkt werden, denn er muß sich sagen, daß niemand anders als er selber


diese Unkosten bezahlt.


Der Produzent erhält als Preis seiner Arbeit das was der Konsument dafür


bezahlt, abzüglich Transport- und Handelsspesen – folglich erhält er um so bes-


sere Preise je weniger Handelsspesen er bezahlt.


Der intelligente Produzent wird daher nicht ohne Sorgen die Entwicklung


beobachten, welche der Warenaustausch nimmt, denn weit entfernt eine


Herabsetzung der Handelsspesen herbeizuführen, scheint im Gegenteil diese


Entwicklung auf einen stetig wachsenden Prozentsatz zu drängen. Und dies trotz


Post, trotz Telegraph, trotz Banken, trotz den zahllosen Verbesserungen in unse-


ren Handelseinrichtungen.


Wir haben über viele nütze und unnütze Zahlen Statistik geführt, aber leider


bis heute noch keine solche, welche über die, für die Lösung der Währungsfrage 
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so hochwichtige Frage des Anteils der Handelsspesen am Erlös der Waren uns


Aufschluß gibt, aber wir brauchen nur einen Blick in das Getriebe einer Stadt zu


werfen, um uns zu überzeugen, daß dieser Anteil nicht klein sein kann. Schon


allein die Riesenzahl der Kaufleute deutet darauf, daß der Gewinnanteil worin


sich so viele teilen nicht gering sein kann und dies um so mehr als sich die


Kaufleute im Allgemeinen aus den wirtschaftlich tüchtigsten, solidesten, arbeit-


samsten, reichsten und gebildetsten Volkselementen rekrutieren, als aus Leuten,


die sich mit geringem Lohn für ihre Arbeit nicht zufrieden zu geben brauchen.


Der Handel wirft etwas ab, trotz der oft unglaublich hohen Spesen der


Kaufleute. Auch hier fehlt es an statistischen Erhebungen und wir wissen nicht in


welchem Verhältnis die Bruttoeinnahmen zu den Nettoeinnahmen der Kaufleute


stehen, aber wir brauchen die Augen nicht weit zu öffnen, um zu sehen, daß den


Nettoeinnahmen die Bruttoeinnahmen würdig zur Seite gestellt werden können.


Man weiß ja, welche Summen allein an Miete von den Kaufleuten bezahlt wer-


den, dann ferner für Zinsen, Steuern, Versicherung, Reisende, Reklame;


Summen von 100 Tausend Mark, welche für Reklame allein von einzelnen


Kaufleuten bezahlt werden, sind nichts Seltenes.


Es gibt Waren, die durch 3, 4, 5 und mehr Hände gehen, bevor sie den


Konsumenten erreichen und es gibt wenig Waren, an denen jeder


Zwischenhändler nicht 10–20% und mehr verdient. Ohne Statistik und einfach


unter Hinweis auf die relativ und absolut ungeheure Zahl von Kaufleuten und der


von diesen Kaufleuten erworbenen Vermögen kann man frei weg behaupten,


daß dem Produzenten im Durchschnitt 25, vielleicht auch 30, vielleicht sogar


50% vom Erlös seiner Ware an Handelsspesen abgezogen werden.


Ein solcher Zustand kann aber unmöglich als normal betrachtet werden.


Ideale sind nie erreichbar, aber man strebt wenigstens danach und man nähert


sich ihnen mit mehr oder weniger Glück, aber ein so 
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hoch einzuschätzender Abzug für Handelsspesen ist ein geradezu – lächerlicher


Zustand, ein solch fabelhafter Abzug für eine Sache, die theoretisch durch ein


paar Federstriche, praktisch durch nicht viel mehr abgetan werden kann. Denn


es handelt sich ja hierbei nicht um den Transport – den Ortswechsel – sondern


nur um den Tausch der Eigentumstitel der Waren. Der Transport wird ja noch


extra berechnet.


Und dabei gelingt der Tausch, trotz solch luxuriöser, freigiebiger Bezahlung


häufig nicht; wie oft läßt der Händler die Produkte des fleißigen Handwerkers als


unverkäuflich liegen. Wie oft kommt es vor, daß trotz ihrer riesigen, kostspieligen


Apparate die Kaufleute sich unfähig erklären den Austausch der Waren zu ver-


mitteln, die natürlichen Schwierigkeiten des Handels zu überwinden, wie oft setzt


eine Krise ein, der die Wirksamkeit des Handelsapparates nicht zu widerstehen


vermag? Wie oft gehen an unverkäuflichen Waren (ich erinnere an die


Reservearmee der Arbeitslosen) Milliarden verloren, weil die Fähigkeiten der


Kaufleute, die Wirksamkeit ihrer Einrichtungen, den an sie gestellten Ansprüchen


nicht gewachsen sind.


Wir haben also im Austausch der Waren den Weg zum Ideal nicht gefunden


und insofern, als, dem Anschein nach, die Handelsspesen wachsen, entfernen


wir uns vom Ziel.


Das Ideal des Produzenten ist im Austausch der Waren genau dasselbe wie


beim Transport – Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit und wie für ihn überfüllte


Schuppen, entgleiste Züge, ein großes Beamtenheer, hohe Tarife Beweise sind,


daß der Transport der Waren – träge, unsicher und teuer sein muß, so beweist


uns auch die Existenz der heutigen kolossalen Warenbestände, die Riesenzahl


der Kaufleute und ihrer Läden, die schier sich jagenden Wirtschaftskrisen etc.


etc., daß der Austausch der Waren weder schnell, noch sicher, noch billig von


statten gehen kann.


Insofern nun aber gerade das Geld die Aufgabe hat den Warenaustausch zu


vermitteln, und die Erleichterung des Warenaustausches der einzige anerkannte 
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Zweck des Geldes ist, darf der Produzent die Qualität des Geldes (mangels


eines besseren Maßstabs) nach der Zahl der Kaufleute, nach der Höhe der


Brutto- und Nettoeinnahmen dieser Kaufleute, nach der Zahl der Läden, nach der


Zahl der Arbeitslosen etc. etc., kurzum nach dem, was ihm in die Augen fällt,


beurteilen.


Verfügten wir über eine Statistik, welche uns den Durchschnittssatz der
Handelsspesen anzeigte, so würde uns diese Statistik den Maßstab für die
Qualität unseres Geldes bieten. Der Beweis wäre einwandfrei und über die hoh-


len Versicherungen der Geldverbesserer und die schönen Versprechungen der


Geldverschlechterer würden wir ebenso herzlich lachen, wie über den Gebrauch


des Schmelztiegels als Prüfstein für die Brauchbarkeit des Geldes.


Der intelligente Warenerzeuger erkundigt sich, wie viel ihm an Tauschspesen


vom Erlös seiner Produkte abgezogen wird und danach allein und ohne sich


durch den Schein, durch den Glanz des Goldes blenden zu lassen, beurteilt er


die Qualität des Tauschvermittlers, des Geldes.


Dem intelligenten Bauern gibt der Prozentsatz der Handelsspesen Aufschluß


über die Brauchbarkeit seines Geldes; er sagt, daß die Güte des Geldes im


umgekehrten Verhältnis zur Höhe der Handelsspesen steht.
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Wirtschaftliche Zustände zur Zeit des Tauschhandels


Daß unser Geld verbesserungsbedürftig ist, ist eine Sache – ob es verbesse-


rungsfähig ist – eine andere. Die Verbesserungsbedürftigkeit haben wir unter


Hinweis auf die Trägheit, Unsicherheit und Kostspieligkeit des heutigen


Warenaustausches nachgewiesen; den Nachweis der Verbesserungsfähigkeit


des Geldes zu erbringen ist der Zweck dieser Schrift.


Natürlich werden wir zu dem Zweck erst untersuchen müssen woran es liegt,


daß unser Geld den Warenaustausch mit so großer Trägheit, Unsicherheit und


Kostspieligkeit vermittelt, denn eine verbessernde Reform am Geld können wir


erst dann mit Vertrauen auf Erfolg einführen, wenn wir zuerst klar die Mängel


unseres Geldes erkannt haben. Von der Wirksamkeit der Reformen kann uns nur


die klare Erkenntnis der Wirksamkeit der abzustellenden Mängel überzeugen.


Wir müssen den Zusammenhang zwischen den Mängeln unseres Geldes und


der Kostspieligkeit, Trägheit und Unsicherheit des heutigen Warenaustausches


aufdecken. Wir müssen feststellen, daß mit einem Tauschmittel, wie wir es uns


gemacht haben, der Warenaustausch nicht anders vor sich gehen kann als wie


es heute geschieht. Dann werden wir uns auch überzeugen, daß mit den


Reformen die wir einführen wollen, wir das gesteckte Ziel – Verbilligung,


Sicherung und Beschleunigung des Warenaustausches – erreichen müssen. Wie


gesagt, das Vertrauen in die Wirksamkeit der Reformen kann nur aus der völlig


klaren Erkenntnis der Wirksamkeit der Mängel unseres Geldes erwachsen.
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Man sagt, daß man die Arbeit der Hausfrau erst dann bemerkt und zu schät-


zen lernt, wenn sie nicht getan wird; man sagt, daß die Kinder der Musikanten


sofort vom Schlaf aufwachen, sowie die Pauken und Trompeten schweigen; man


sagt auch, daß wir uns so sehr an das Walten natürlicher, häuslicher, ökonomi-


scher, politischer und sozialer Einrichtungen gewöhnen, daß uns deren Existenz


erst dann auffällt, wenn durch irgend eine Ursache ihre Wirksamkeit unterbro-


chen wird. Und dies ist leicht erklärlich.


Das Geld ist auch eine soziale Einrichtung, sogar eine uralte, die


Zwillingsschwester ihrer Kollegin, der Besitz- und Arbeitsteilung und wir haben


Zeit gehabt, uns an dieselben zu gewöhnen. Erklärlich ist es daher, daß wir


etwaige Mängel unseres Geldes überhaupt nicht mehr sehen oder aber diesel-


ben als natürliche, unabwendbare Begleiterscheinungen des Geldes überhaupt


betrachten.


Anm. Freilich, bei allen Völkern der Welt steht das Geld im Ruf der Unsauberkeit, tief


in der Volksseele wird das Geld als die Wurzel vieler Übel betrachtet, aber die Weisen


und Theoretiker haben diese Ansicht stets als Vorurteil bekämpft.


Fühlt das Volk instinktmäßig, daß etwas am Geld nicht in Ordnung ist oder handelt es


sich sogar um Überlieferungen aus der Zeit, wo das Geld anfing den Tauschhandel zu


ersetzen und man die Veränderungen, welche das Geldwesen in alle Verhältnisse brach-


te, besser überschauen resp. durch Vergleich feststellen konnte? Unmöglich wäre es


nicht, daß das Urteil, welches das Volk über das Geld oft in so derben Ausdrücken fällt,


solche Traditionen zur Unterlage hat und den Schweiß der Edlen wäre es wert hierüber


ernste Untersuchungen anzustellen.


Es wäre nun natürlich trotz des ehrwürdigen Alters des Geldes nicht unmög-


lich auf induktivem Weg die Wirkung der Mängel unseres Geldes auf ihre


Ursache zurückzuführen, aber ungleich leichter erreichen wir dies Ziel auf deduk-


tivem Weg, d.h. wenn wir nach obigem Rezept im Geiste das Geld in seiner


Tätigkeit suspendieren und dann aus den so geschaffenen Zuständen die wirt-


schaftlichen Folgen deduzieren.


Denken wir uns daher zurückverlegt in die Zeit des Tauschhandels, in die Zeit


wo noch kein Geld 
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existierte, wo man die Ware mit Ware kaufte und bezahlte und betrachten wir


den Warentausch wie er sich damals notwendigerweise entwickeln mußte.


Wir stoßen da natürlich von vornherein auf die bekannten Schwierigkeiten der


Bezahlung und Verrechnung, deren Beseitigung eben die Einführung des Geldes


zum einzigen Zweck hat.


Aber wir wollen von diesen Schwierigkeiten absehen, wir wollen annehmen,


daß dieselben durch irgend eine Einrichtung beseitigt worden wären, wir wollen


uns hochentwickelte Besitz- und Arbeitsteilung denken, das Geld aber aus der-


selben auscheiden.


Was nun hier sofort in die Erscheinung tritt, das ist der merkwürdige Umstand,


daß jeder der Ware verkaufen will auch Ware kaufen muß und zwar genau so


viel als er verkauft, denn eine andere Bezahlung als Ware gibt es ja nicht. Es


besteht da ein natürlicher materieller Kaufzwang für jeden Verkäufer. Wer viel


Ware produziert und verkauft erhält ebensoviel Ware in Zahlung. Es kann nicht


vorkommen, daß einer für 100 verkauft und nur für 10 kauft. Wer für 100 ver-


kauft, muß auch für 100 mit nach Hause nehmen.


Wenn aber jeder dem Markt so viel an Waren entziehen muß, wie er hinein-


wirft, so bleibt am Schluß nichts auf dem Markt zurück. Die ist eine notwendige


Folge des natürlichen materiellen Kaufzwanges der mit der Ausscheidung des


Geldes eintritt. Statt, daß die Waren wie es heute geschieht, sich in den Läden


auftürmen, wandern dieselben vom Markt direkt nach den Vorratskammern; statt


der hunderttausend Läden haben wir Millionen Vorratskammern – statt Waren,
haben wir Güter, statt Tauschgütern, Gebrauchsgüter. Ein gewaltiger Unter-


schied, von höchster, wirtschaftlicher Bedeutung, von tief in alle Verhältnisse 


einschneidender Wirkung.


Der Kaufzwang, der natürliche, materielle Kaufzwang, wohin die


Ausscheidung des Geldes führt, 
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leert die Läden und füllt die Vorratskammern, er verwandelt alle Waren in


Gebrauchsgüter, er läßt die Läden, insoweit sie zur Bergung der Warenbestände


dienen, von der Bildfläche verschwinden.


Wo kein Geld ist, da gibt es auch keine Waren, also auch keine Läden und


keine Kaufleute. Wo kein Geld ist, da haben die Produkte der Besitz- und


Arbeitsteilung gar nicht Zeit sich auf den Märkten und in den Läden herumzutrei-


ben. Wo jeder ebensoviel Ware kaufen muß als wie er verkauft, gibt es keine


Warenvorräte, aber um so mehr Gebrauchsgüter, die in Privatvorratskammern


aufbewahrt werden. Die Ursache warum die Ware ihren Weg zur Vorratskammer


nicht fortsetzen kann, warum heute niemand eine Vorratskammer besitzt, muß in


Eigenschaften, resp. Nebeneigenschaften unseres Geldes liegen, da wir ja nur


das Geld aus dem Verkehr auszuscheiden brauchen, um die Waren ihre, auf den


Märkten unterbrochene Reise zur Vorratskammer fortsetzen zu lassen.


Aber die Ware gehört dorthin, wo sie konsumiert werden soll, in die


Vorratskammer, nicht in die Läden, für welche sie ja nicht produziert wurde.


Was wir also hier gleich zu Anfang unserer Untersuchung entdecken, ist, daß


unser heutiges Geld den Warenaustausch unterbricht, statt ihn zu fördern. Die


Erleichterung in der Verrechnung und Bezahlung, welche wir dem Geld verdan-


ken, kommt uns also ziemlich teuer zu stehen. Die Einführung des Geldes auf


den Markt kostet uns unsere Vorratskammern und belastet den Warenaustausch


mit dem Unterhalt von zahllosen Läden. Dies ist das erste, was wir von der


Ausscheidung des Geldes deduzieren können.


Jetzt wollen wir untersuchen welche wirtschaftlichen Folgen die großen


Warenvorräte und der entsprechende Gütermangel haben.


Der große, immer käufliche Warenvorrat bringt es zunächst mit sich, daß


jeder alles, was er braucht, immer auf dem Markt käuflich findet oder 
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wenigstens zu finden hofft, und daß infolgedessen niemand daran denkt für die


Deckung seines persönlichen Bedarfs durch rechtzeitige Bestellung zu sorgen.


Und in der Tat finden wir heute keine Produzenten (Schneider und andere


Spezialisten ausgenommen) der auf feste Bestellung der Konsumenten arbeitet.


Der Produzent muß die Wünsche und Bedürfnisse der Konsumenten erraten und


wenn er auch manchmal auf Bestellung des Kaufmanns arbeitet, so ist es der


Kaufmann der erraten muß, was ihm in 2–4–10 Mt. abverlangt wird und das


Risiko, welches der Kaufmann damit übernimmt, wird natürlich dem Produzenten


als Handelsspesen vom Erlös der Ware abgezogen. Es wird also auf „Gut Glück“


oder aufgrund einer Wahrscheinlichkeitsrechnung produziert. Die für die


Produktion einzig sichere Unterlage, die feste Bestellung des Konsumenten ent-


behrt der Produzent gänzlich.


Daß sich nun der Produzent oder der Kaufmann in seiner Wahrscheinlich-


keitsrechnung irren kann, ist erklärlich, daß er sich häufig und schwer irrt, 


erkennen wir an den zahllosen Fallimenten, welche auf irrige Absatzberechnung


zurückgeführt werden können, erkennen wir auch an den fortwährenden


Preisschwankungen, welche infolge Über- und Unterproduktion (Über- und


Unterschätzung des Bedarfs) den Markt beunruhigen.


Scheiden wir das Geld aber aus dem Verkehr aus, so verschwinden, wie wir


gesehen haben, die Waren vom Markt – die Waren verwandeln sich in Güter, sie


wandern von den Produktionsstätten über den Markt direkt zu den Konsum-


stätten. Läden, wo die Waren den Moment des unmittelbaren Konsums abwarten


sind infolgedessen nicht vorhanden und der Konsument ist dadurch gezwungen


durch Vorausbestellung für die Deckung seines voraussichtlichen Bedarfs zu sor-


gen. Der Mangel an Waren entledigt den Produzenten der gefährlichen Aufgabe


den Absatz seiner Produkte selber abschätzen zu müssen und bürdet diese


Aufgabe dem Konsumenten auf. Und wer ist denn besser in der Lage den Be-


Bedarf
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darf im Voraus zu berechnen – der Konsument, der selber weiß, was ihm gefällt,


was er brauchen, kaufen und bezahlen kann, oder der Produzent der die Ware


nur als Tauschgut produziert?


Mit der Ausscheidung des Geldes aus dem Verkehr verschwinden daher nicht


allein die Waren vom Markt, um als Gut die Vorratskammern zu füllen, sondern
das Produkt verläßt die Werkstätte bereits als Gut, nicht mehr als Ware, da ja


alle Produkte ihre bestimmten Abnehmer haben. Mit der Ausscheidung des


Geldes aus dem Markt werden Güter, keine Waren mehr fabriziert.


Der Verwandlung der Waren in Güter setzt das Geld Hindernisse in den Weg;


denn wie wir gesehen haben, genügt es das Geld zu entfernen um diese


Unterbrechung des Gütertausches zu beheben; jetzt sehen wir wie infolge dieser


Unterbrechung die Arbeitsteilung Waren statt Güter erzeugt. Das Geld hemmt


also nicht allein die Verwandlung der Waren in Güter, sondern die


Warenproduktion selber ist nur eine Nebenwirkung des Geldes.


Feste Bestellungen der Konsumenten, Vermeidung der Preisschwankungen


durch Über- und Unterproduktion, in Verbindung mit dem Umstand, daß der Kauf


stets und sofort den Verkauf decken muß, daß der Bedarf mit dem Vorrat gemes-


sen werden kann. Wir brauchen uns in den Gedanken nicht weit zu vertiefen um


einzusehen, daß hier die Lösung einer ganzen Reihe sozialer Fragen verdeckt


liegt. Und in der Tat blickt aus dem natürlichen, materiellen Kaufzwang, zu dem


die Ausscheidung des Geldes den Verkäufer verurteilt, nicht die Möglichkeit


durch, die Wirtschaftskrisen zu vermeiden? Was ist denn Krise weiter als


Angebot ohne Nachfrage – Verkaufsnot, materieller Verkaufszwang, ohne


Kaufzwang?


In dem Warencharakter der heutigen Produktion erblicken viele die Wurzel


unserer heutigen sozialen Mißstände. (Bebel.) Wenn aber alle Produzenten auf


feste Bestellung der Konsumenten arbeiten, so verliert 
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das Produkt den Charakter der Ware, da es bereits in ein Gut verwandelt ist,


bevor dasselbe die Produktionsstätte verläßt. Und der Bestellungszwang der


Konsumenten stellt sich als notwendige Korrelation des Kaufzwangs ein, welcher


seinerseits wieder korrelativ zur Ausscheidung unseres Geldes aus dem Verkehr


ist.


Somit erscheint der Warencharakter der heutigen Produktion und alles, was


man diesem Warencharakter nachsagt, als eine Nebenwirkung unseres Geldes.


Der Zusammenhang ist klar und einfach. Wo jeder mit Waren bezahlt wird, wo


jeder mit Waren belastet den Markt verlassen muß, wo jeder genau ebensoviel


Ware dem Markt entziehen muß, wie er hineinwirft, bleibt nichts auf dem Markt


zurück. Dieser Wegfall von Warenvorräten, wo man jeden Accidenzbedarf zu


jeder Zeit decken kann, zwingt die Produzenten sich durch Vorausbestellung das


Gewünschte zu sichern, wodurch die ganze Produktion einen vollständig neuen


Charakter annehmen muß.


Einen der Hauptschäden unserer heutigen Wirtschaft bildet unzweifelhaft die


Spekulation. Die Spekulateure haben dem Markt ihre Riesenvermögen entzogen


und was haben sie dem Markt zugeführt? Mit Ausnahme der zur Unterstützung


ihrer Operationen nötigen Beunruhigung – nichts. Sie haben das, was der glück-


liche Zufall sonst dem Produzenten als Entschädigung für getragenes Risiko


zugeführt hätte, in die eigene Tasche geleitet, sie haben die guten Lose ausge-


pickt und die Nieten auf dem Markt zurückgelassen, obschon der Produzent


sowohl die guten wie die schlechten Lose bezahlt. Der Spekulateur ist ein


Schmarotzer.


Dieser Schmarotzer gedeiht auf der Ware und zwar auf der Ware allein; ohne


Ware ist Spekulation unmöglich.


Wo viel Ware liegt, wird auch viel spekuliert werden können. Mit Gütern in


den Vorratskammern kann der Spekulateur nicht operieren, denn diese sind in


festen Händen wie man sagt, sind unverkäuflich. Der Spekulateur braucht käuf-


liche Objekte, d.h. Ware.
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Nun haben wir gesehen, wie mit der hypothetischen Ausscheidung unseres


Geldes die Waren sofort zu Gütern werden, wir haben gesehen, daß unser Geld


den Weg der Ware zur Vorratskammer unterbricht, daß unser Geld die Ware auf


dem Markt festhält. Es ist also unser Geld, welches dem Spekulanten den Boden


düngt. Zur Zeit des Tauschhandels, wo jeder dem Markt genau soviel Ware ent-


ziehen mußte, als wie er hineinwarf, gab es wohl Güter aber keine Waren und


infolgedessen auch keine Spekulation. Mit den Gütern, die in Millionen von


Vorratskammern verteilt waren, konnte niemand operieren, denn sie waren nicht


käuflich. Und gesetzt auch den Fall, daß es einem Spekulanten zur Zeit des


Tauschhandels gelungen wäre, die Güter wieder zu Waren zu machen, d.h. die


Güter aus den Vorratskammern heraus auf den Markt zu locken, wie hätte er


dies tun können ohne Aufsehen zu erregen, resp. ohne die Contremine in Aktion


zu setzen.


Seit Einführung des Geldes ist aber die Sache anders geworden. Vorräte hat


niemand; Vorratskammern werden in den modernen Bauplänen überhaupt nicht


mehr vorgesehen; in den Städten hat niemand für 24 Stunden Vorräte. Dafür


aber sind die Warenbestände um so größer, und die Ware ist käuflich. Es bietet


keine Schwierigkeiten mit den einzelnen Warenbesitzern zu unterhandeln, es ist


leicht einen Überblick über die gesamten Warenbestände zu gewinnen und


ebenso leicht ist es die Bestände einer bestimmten Warengattung durch Kauf


sich anzueignen. Diese Bestände sind ja bis zum unmittelbaren Konsum für


jedermann käuflich. Ein solcher anormaler Zustand fordert doch direkt die


Spekulation heraus.


Ein anderer Übelstand unserer heutigen Wirtschaft liegt in dem andauernden


Arbeitsmangel, in der Unsicherheit des Absatzes der Waren, in den regelmäßig


wiederkehrenden Krisen, in der überall zutage tretenden Überproduktion, d.h. in


dem Angebot ohne Nachfrage.


Aber sind das nicht alles ganz natürliche, ja notwendige, unabwendbare


Folgen unseres Geldes? An-     Angebot
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gebot ohne Nachfrage; Verkaufszwang, natürlicher, materieller, auf materielle,


natürliche Eigenschaften der Waren gestützter Verkaufszwang ohne ausgleichen-


den Kaufszwang; Waren und keine Güter, Läden aber keine Vorratskammern,


käufliche Waren, keine unveräußerlichen Vorräte! Wie können denn aus solchem


Zustand andere, als die heutigen Zustände erwachsen?


Ist denn Verkauf ohne Kauf möglich? Wenn aber, wie es seit Einführung


unseres Geldes der Fall ist, nur jeder das kauft, was er zum unmittelbaren


Lebensunterhalt braucht, wie wird da jeder das, was er über den unmittelbaren


Lebensunterhalt produziert, verkaufen können? Wie ist Verkauf ohne Kauf mög-


lich? Diese Frage sollte mal gründlich erörtert werden.


Tatsache ist, daß jeder seine Produkte nur unter der Bedingung wird verkau-


fen können, daß sie ein anderer kauft. Tatsache ist, daß infolgedessen das


Gleichgewicht zwischen Produktion und Konsum nur dann wiederhergestellt wer-


den kann, wenn jedermann genau soviel kauft wie er verkauft; Tatsache ist, daß


nur die Wiederherstellung des natürlichen, materiellen Kaufzwangs, der zur Zeit


des Tauschhandels den Verkaufszwang der Ware begleitete, das Gleichgewicht


zwischen Produktion und Konsum, Nachfrage und Angebot, herstellen kann.


Mit der Einführung unseres Geldes dauerte der Verkaufszwang fort, aber der


Kaufszwang wurde aufgehoben. Als Korrelat hierzu verschwanden die


Vorratskammern und entstanden die Läden. Die Ware ersetzte das Gut. Die


festen Bestellungen der Konsumenten hörten auf. Der Produzent arbeitete auf


gut Glück. Auf der Unsicherheit der dadurch geschaffenen Verhältnisse und


unterstützt durch die Käuflichkeit der gesamten Produktionsbestände des Landes


entstand und gedieh die Spekulation. Die Reduktion der Nachfrage auf die direk-


ten, unmittelbaren Bedürfnisse der Käufer führte zu dem chronischen Überange-


bot und dieser zur Einschränkung der Produktion, zur Entlassung der Arbeiter. 


130







Falls die Überproduktion an Waren heute wirklich existierte und das, was uns


heute als solche erscheint, nicht auf eine einfache Unterbrechung oder Störung


des Warenaustausches zurückzuführen ist, so bleibt immer noch die Frage,


warum dieser Überschuß an Produkten nicht kapitalisiert wird. Zur Zeit des


Tauschhandels wurden alle Überschüsse kapitalisiert; Robinson tat dies auch


und jeder, der nicht für den Markt arbeitet, ist in der Lage etwaige Überschüsse


an Produkten zur Verbesserung seiner Produktionsmittel (Kapital) zu verwenden.


Warum könnte dies mit der Arbeitsteilung nicht auch der Fall sein?


Es fehlt an Kapital, überall in der Welt – und der sichere, einwandfreie Beweis


dafür ist der Zins, den das Kapital heute überall in der Welt einbringt. Existierte


nicht ein Mangel an Kapital, würden sich Nachfrage und Angebot auf dem


Kapitalmarkt ausgleichen, so würde das Kapital keinen Zins abwerfen. Es ist also


kein Überschuß an Kapital, der die Kapitalisierung der Warenüberschüsse ver-


hindert und die Frage, die ich eben stellte, bleibt ohne Antwort.


Scheiden wir aber aus dem Verkehr unser Geld aus, so sehen wir sofort die


Waren vom Markt verschwinden; wir sehen wie sich die Waren in Güter verwan-


deln und wie sich die Läden leeren und die Vorratskammern füllen. Sind aber


diese gefüllt, so hört der Produzent auf Waren zu erzeugen, denn das Produkt


seiner Tätigkeit würde seine Vorratskammern überfüllen. Dann ist der Moment


gekommen, wo der Produzent seine Produkte kapitalisiert, indem er sie entweder


Liebhabern gleich als Kapital anbietet, oder sie direkt zum eigenen Betriebs-


kapital verarbeitet. In beiden Fällen wird die Überproduktion an Waren kapita-


lisiert.


Und das ist es, was wir brauchen, wonach wir streben müssen. Verstärkte


Kapitalbildung, Kapitalisierung sämtlicher Überschüsse. So können wir hoffen,


daß einmal der Moment kommen wird, wo Nachfrage und Angebot auf dem


Kapitalmarkt sich ausgleichen werden und der Zins im Wegfall kommt. (Zins,


nicht 
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Rente). Denn nicht das vielgeschmähte Kapital ist es, welches durch Zinsertrag


soviel soziales Unheil anrichtet, sondern das Gegenteil, der Mangel an Kapital.


Je geringer die Kapitalbildung, desto höher der Zins; je eher die Überproduktion


an Waren kapitalisiert wird, desto eher wird der Zinsfuß sinken, je größer die


Überproduktion an Waren, desto geringer die Kapitalbildung;


Warenüberproduktion und Kapitalunterproduktion, resp. hohe Zinsen sind


Zwillinge.


Denken wir uns nur den Fall, daß jeder heute soviel kaufen müßte, wie er zu


verkaufen sucht, daß alle Produkte in Güter verwandelt werden könnten, daß


nach Füllung der Vorratskammern die Produkte nicht als Überproduktion auf dem


Markt verbleiben und verderben, sondern auf dem Markt als Kapital ausge-


tauscht würden, daß die heute lahmgelegten Kräfte des Landes kapitalbildend


verwandt würden, daß die gesamten Überschüsse des Landes, die heute in


Form von Arbeitslosigkeit und unverkäuflicher Ware verloren gehen, dazu ver-


wandt würden um Wege, Häuser, Werkzeuge, Maschinen, kurzum Kapital für die


Kapitalbedürftigen zu schaffen, wie lange würde es da wohl nehmen, bis daß


mehr Kapital vorhanden und angeboten würde als nutzbringend verwertet wer-


den könnte, kurzum, bis sich Nachfrage und Angebot von Kapital decken und der


Zins dadurch in Wegfall kommen würde?


In den letzten schweren Wirtschaftskrisen hat man den Vorschlag gemacht


der Kapitalverschwendung, als welche der Arbeitsmangel mit Recht betrachtet


wird dadurch zu begegnen, daß der Staat öffentliche Bauten errichten sollte. Ein


Mittel, dessen Wirksamkeit zweifelhaft ist, indem, falls das Kapital zu diesen


Bauten auf dem Steuerweg eingezogen werden sollte, dieses der Privatindustrie


entzogen wird, andererseits aber, falls der Staat das Kapital durch Anleihen ein-


bringt, die Staatsschulden bald ins Ungeheuerliche wachsen würden, da der


Arbeitsmangel chronisch ist.


Auch hat man von Versicherung gegen Arbeitslosigkeit gesprochen und zwar


von staatlicher Versicherung. Abgesehen davon, daß es in den meisten 
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Fällen für den Arbeiter schwer und häufig unmöglich sein würde die


Arbeitslosigkeit nachzuweisen, indem bei gutem Willen selbst in den besten


Jahren jeder durch erhöhte Ansprüche und schlechte Arbeit die erwünschte


Entlassung finden kann, fragt es sich, wer denn die Versicherungssummen


bezahlen würde? Wieder der Staat, der mit Schulden schon überbürdete Staat?


Nein, solche Palliativmittel soll ein gut organisierter Staat nicht gebrauchen.


Wo soll das hinführen, wenn der Staat jedem die ihm zusagende Arbeit suchen


soll?


Die Arbeitslosigkeit, als Folge von Überproduktion ist eine widersinnige, unna-


türliche Erscheinung, die nur in einer widersinnigen, unnatürlichen Einrichtung


wurzeln kann. Und diese widersinnige Einrichtung liegt in der Aufhebung des


Kaufzwanges, welche die Einführung unseres Geldes begleitete.


Angebot ohne Nachfrage! Verkaufszwang, natürlicher, materieller


Verkaufszwang auf der Seite der Ware – Laune, Phantasie, Spekulation auf der


Seite des Geldes.


Stellen wir den natürlichen, materiellen Kaufzwang (braucht kein gesetzlicher


Kaufzwang zu sein) wieder her, wie er zur Zeit des Tauschhandels bestand, füh-


ren wir ein Geldsystem ein, welches diesen Kaufzwang respektiert, welches den


Verkäufer zwingt den Erlös sofort wieder in Ware umzusetzen, dann deckt sich


Angebot von Waren mit dem Bedarf an Waren und wir gewinnen damit neben


einer ganzen Reihe anderer Vorteile auch noch eine natürliche, materielle


Versicherung gegen Arbeitslosigkeit. Eine ideale Versicherung, wie sie einfacher


und wirksamer nicht gedacht werden kann.


Nun wollen wir untersuchen, woran es liegt, daß die Einführung unseres


Geldes so viele, schädliche Nebenwirkungen ausübt und die idealen, wirtschaftli-


chen Zustände, welche wir durch die hypothetische Ausscheidung unseres


Geldes herstellen, so gründlich verderben konnte.
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Unser heutiges Geld, die einzige dauerhafte Ware


Der normale, zivilisierte Mensch sucht zur Sicherung seiner Freiheit und


Unabhängigkeit, für den Fall der Not und für seine alten Tage zu sparen, resp.


Vorräte zu sammeln.


Natürlich sucht er sich solche Gegenstände aus, die sich am besten halten


und Narrheit wäre es z.B. wenn ein junger Mensch für seine alten Tage Milch,


Kartoffeln und Salat aufbewahren wollte.


Aber haltbare Waren, Waren, die der Zerstörung durch die Elemente der


Natur während der in Betracht kommenden Zeit zu widerstehen vermögen, gibt


es nicht, wirklich nicht; früher oder später unterliegen alle dem Zahn der Zeit.


Bruch, Rost, Fäulnis, Nässe, Hitze, Kälte, Wind, Blitz, Staub, Mäuse, Motten,


Fliegen, Spinnen, Feuer, Hagel, Erdbeben, Überschwemmungen und Diebe,


arbeiten nachdrücklich und ohne auszusetzen an der Qualität und Quantität der


Waren und wenige unter ihnen gibt es die nicht bereits nach wenigen Tagen oder


Wochen Spuren dieser Angriffe zeigen. Gerade die wichtigsten und unentbehr-


lichsten unter den Waren, die Lebensmittel, widerstehen ihren Feinden am


schlechtesten.


Die Ware verdirbt; sie wird mit jedem Tag kleiner, leichter, schlechter, sie ver-


liert mit jedem Tag an Wert. Wie alles irdische, ist die Ware in fortwährender


Umwandlung begriffen. Wie das Erz sich im Feuer in reines Eisen verwandelt, so


verwandelt sich das reine Eisen in dem langsamen Feuer der Atmosphäre in


Rost. Der schöne Pelz fliegt in Gestalt von tausend Motten zum Fenster hinaus,


das Holzwerk des Hauses verwandeln die Wür-   Würmer
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mer in Staub, und selbst das Glas, das dem Zahn der Zeit besser als andere


Waren widersteht, sucht die Metamorphose wenigstens als Scherbe mitzuma-


chen. So hat jede Ware ihren besonderen Feind – der Bruch für Glaswaren,


Motten für Pelzware, Rost für Eisenwaren etc. und zu diesen Spezialfeinden


gesellen sich noch die Generalfeinde die für alle Waren gemeinschaftlich gelten


– Feuer, Wasser, Diebe etc. und vor allem der Sauerstoff der Luft, der langsam


aber sicher arbeitet.


Wenn man die Waren gegen alle diese Verluste sichern wollte, wie viel


Versicherungsprämie hätte man wohl zu zahlen?


Aber die Ware nimmt nicht allein deshalb täglich an Wert ab, weil sie verdirbt,


sondern auch weil sie veraltet.


Wer würde heute zum Beispiel noch einen Vorderlader, wer ein Spinnrad, wer


eine Krinoline kaufen, wer würde für solche Gegenstände den Kostenpreis


bezahlen? Die Ware leidet durch den Modenwechsel, sie leidet unter der


Konkurrenz der Erzeugnisse verbesserter Produktionsmittel und Produktions-


methoden. Alles wird täglich verbessert, qualitativ oder quantitativ; Gegenstände


die 10 Jahre alt sind, kann der Kaufmann einfach aus dem Inventar streichen.


Für manche Warengattung sind die Verluste, die von dieser Seite drohen,


schwerer und unvermeidlicher noch, als solche die ihr durch die Naturelemente


zugefügt werden.


Wie schützte sich nun der Mensch zur Zeit des Tauschhandels gegen diese


Verluste? Gab es einen Schutz gegen den Zahn der Zeit? Wie schützt sich eine


glatte Jungfrau gegen die runzelbildende Gewalt des Alters? Hat man den


Jugendbrunnen in Florida entdeckt?


Tatsache ist, daß es gegen diesen natürlichen Verlust, keinen natürlichen


Schutz gab, daß der reiche Mann, der die Scheunen voll Vorräte hatte, einen ste-


ten Kampf mit den Naturgewalten zu bestehen hatte.


Mancher wird nun fragen, warum der reiche 
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Mann kein Gold für seine Vorratskammern kaufte, da doch die Edelmetalle die


merkwürdige Eigenschaft, welche der Jugendbrunnen Floridas verleihen soll, in


höchster Potenz besitzen? Naive Frage; sehr naive Frage!


Das Experiment hatte man nämlich gemacht und zwar mit schlechten


Erfahrungen. Wie kann man auch so unvorsichtig sein, eine Ware, ein


Tauschobjekt und noch dazu eine Luxusware, als Vorrat für schlechte Zeiten zu


betrachten, zu kaufen und aufzubewahren? Der Preis der ewigjungen, nie


rostenden Edelmetalle war nämlich in den guten Jahren, wo jeder Überschüsse


machte, jeder sparen konnte und jeder seine Vorratskammern füllte infolge gro-


ßer Nachfrage um das 3-, 5-, 10fache gestiegen und als dann infolge schlechter


Ernten, Krieg und Seuchen die Bürger von ihren Vorräten Gebrauch machen


mußten, und das entbehrlichste von allem – die Ware – die Luxusware, das nie


rostende Geld zuerst auf den Markt brachten, da fiel der Preis des Goldes infolge


mangelnder Nachfrage und übergroßen Angebots ebenso tief wie er früher


gestiegen war.


Das Experiment war also schon einmal gemacht worden, hatte schwere


Verluste gekostet und jedem gezeigt, daß der Rost den das Gold am Preis erlei-


det, schneller frißt als der Rost am Stoff irgend eines anderen Gutes.


Aber warum keinen Wein kaufen, der ja statt zu verderben, jährlich besser


werden soll? Auch dies Experiment war gemacht worden mit demselben Resultat


wie mit dem ewig jungen Gold. Die Differenz zwischen Ein- und Verkaufspreis


hatte die unerfahrenen Sparer mit dem wirtschaftlichen Gesetz bekannt gemacht,


wonach der Preis durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird und ihnen


gezeigt, daß man keinen Wein kaufen soll, wenn alle nur an Verkauf, niemand an


Kauf denkt.


Das Experiment mit dem nie rostenden Gold und dem immer besser werden-


den Wein hatte die Bürger zur Zeit des Tauschhandels auf empfindlichste Weise 
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mit dem ökonomischen Gesetz vertraut gemacht, daß als Vorrat niemals die


Ware, sondern nur das Gut betrachtet werden kann und daß es nutzlos ist auf


dem Markt Güter zu suchen, die direkt für die Deckung unserer Bedürfnisse


gebraucht werden können, dabei aber nicht an Maß, Gewicht und Qualität fort-


während einbüßen. Die Erde liefert solche Güter nicht. Alle Gebrauchsgüter, die


für die Bildung von Vorräten in Betracht kommen, verderben, kein einziges unter


so vielen macht eine Ausnahme. Ich wiederhole: kein einziges.


Zur Zeit des Tauschhandels wußte man dies aus Erfahrung und jeder ertrug


deshalb den unvermeidlichen Verlust an den Vorräten mit derselben Würde, wie


man ein unabwendbares, fatalistisches Ereignis zu ertragen pflegt.


Jetzt wird unser Geld eingeführt und mit einem Schlag ändert sich die


Situation. Den Gegenstand, den man bis dahin auf dem Erdenrund umsonst


suchte, den lieferte jetzt das Gesetz, die menschliche Gesellschaft, das Geld.


Nicht weil mit der Einführung des Geldes die Güter dauerhafter, widerstands-


fähiger geworden wären, sondern weil der Markt jetzt im Geld einen Gegenstand


bietet, der dauerhaft wie das Gold ist, dabei aber nicht wie dieses den


Preisschwankungen einer Luxusware ausgesetzt ist, sondern als die edelste,


wichtigste, begehrteste, nützlichste und unentbehrlichste Ware sich der denkbar


bestfundierten Nachfrage erfreut. Das Geld verbindet die Unantastbarkeit der


Edelmetalle, mit den Privilegien der nützlichsten Verkehrseinrichtung, mit der


Verkäuflichkeit der unentbehrlichsten Ware. Für das Gold war die Nachfrage auf


das Putzbedürfnis eitler, meistens kaufschwacher Menschen beschränkt, das


Geld dagegen hatte die Ware selber zum Käufer. Eitle Frauenzimmer, pudelarme


Neger verlangten Gold und was mochten sie wohl dafür anbieten? Das Geld


dagegen kauft der fleißige Arbeiter, der reiche Bauer, der aus fernen Gegenden


mit Waren aller Art kommende Handelsmann. Für das Gold gab es keinen


Kaufzwang; Perlen, Muscheln, 
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Blumen und Edelsteine konnten für das Putzbedürfnis der jungen Leute als


Surrogate gebraucht werden – für das Geld gibt es keine Surrogate, es gibt für


das Geld einen mit den Warenmassen genau abzuschätzenden materiellen


Kaufzwang. Für das Gold konnte man unter Umständen lange auf einen Käufer


warten – so lange, daß mancher, der auf den Verkauf angewiesen war, häufig


froh sein mochte die Luxusware mit Verlust losschlagen zu können – für das


Geld dagegen brauchte niemand auf Käufer zu warten. Wo Ware liegt, wo gear-


beitet wird, wo Arbeitskraft angeboten wird – da ist auch Bedarf für Geld, mate-


rieller kaufmännischer Bedarf und so sehr sind wir an die leichte Verkäuflichkeit


des Geldes gewöhnt – daß die Anwendung des Ausdrucks „Losschlagen“ auf das


Geld uns ein Lächeln abzwingt.


Kurzum das Geld (man unterscheide hier scharf Geld und Gold, Geld und


Münze) ist auf der Erde der einzige Gegenstand, der sich für die Vorratskammer


eignet und an dem Tag, wo das Geld eingeführt wurde, war dies auch schon


begriffen worden.
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Die nächsten Folgen der Einführung unseres Geldes


An dem Tag, wo der Markt mit dieser dauerhaften, nie rostenden und dabei


unentbehrlichen, nützlichen, immer verkäuflichen Ware beglückt wurde, wurde


der Inhalt sämtlicher Vorratskammern des Landes wieder auf Karren gepackt und


zu Markte geführt – denn wer wollte noch im Haus gemeine Vorräte, die täglich


leichter werden, halten, während man sich durch den Kauf von Geld gegen sol-


chen Verlust schützen konnte. An dem Tag, wo unser Geld eingeführt wurde, ver-


wandelten sich die Güter in Waren, das Wasser lief stromaufwärts, die


Rückwärtsbewegung der Waren zur Produktionsstätte war allgemein, die


Bestellungen wurden abgesagt, Kontrakte gebrochen, denn niemand wollte mehr


Ware kaufen – alle wollten nur Geld. Die Ware wurde verachtet, das Geld allein


galt.


Jeder suchte zu verkaufen, sogar die persönlichen Vorräte, die man doch


über kurz oder lang gebrauchen mußte, wurden zu Markte gebracht.


Aber wo sollten jetzt plötzlich für ein solch gewaltiges Angebot die Käufer her-


kommen zumal alle von demselben Wunsch beseelt waren – zu verkaufen –;


zumal niemand daran dachte zu kaufen. Jeder kaufte nur soviel und sowenig,


wie er für den unmittelbaren Gebrauch kaufen mußte, aber jeder hielt seine


gesamten Warenbestände feil. Angebot ohne Nachfrage. Überproduktion! würde


man heute ausrufen.


Die natürliche Folge eines solchen Zustandes war, daß jeder Produzent seine


unverkauften Produkte wieder nach Hause brachte, um sie im Schaufenster des


besten Zimmers im Hause zum Verkauf auszu-    auszustellen
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stellen oder aber er ließ die Ware auf dem Markt und beauftragte einen Mann


(Kaufmann) mit dem Verkauf, der ihm von dem Erlös die gehabten Unkosten


abzog.


Die erste, natürliche, notwendige, unabwendbare Folge der Einführung unse-


res schönen, dauerhaften, unverwüstlichen Geldes war also die, daß die Güter


zu Waren wurden, daß die Güter eine Rückwärtsbewegung machten, daß die


Vorratskammern geleert wurden und dafür in jedem Haus das beste Zimmer als


Laden eingerichtet wurde. Statt Vorräte: Waren, statt Vorratskammern: Läden.


Das Geld warf alle Vorräte auf den Markt zurück, wo sie bis zum unmittelbaren


Konsum liegenblieben.


Wer hätte voraussehen können, daß die Erhebung des Goldes zu Geld so tief


eingreifende Umwälzungen im Warenaustausch verursachen würde. Man hatte


das Geld eingeführt um den Warenaustausch zu erleichtern, um die Waren der


Produzenten auf leichtere, sichere, billigere Weise dem Konsumenten zuzufüh-


ren und statt einer Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des


Warenaustausches erzielte man eine Rückwärtsbewegung der Waren, eine völli-


ge Unterbrechung des Güteraustausches.


Man hat oft das Gold an sich verantwortlich gemacht für viele soziale


Schäden, aber das Gold an sich ist vielleicht die nebensächlichste, unschuldigste


sämtlicher Waren. Wenn das Gold nur Gold wäre, wer würde überhaupt davon


sprechen?


Man hat auch oft das Geld an sich verantwortlich gemacht für manches was


im Güteraustausch als widersinnig und unsauber auffällt. Aber das Geld an sich


kann für solche Wirkungen nicht verantwortlich gemacht werden.


Nur die Übertragung der Geldprivilegien auf das Gold, die Legierung von Gold


und Geld gibt diesen schrillen Ton. Die Elemente sind gut; die Legierung taugt


nichts. Die Naturprodukte sind gut; das Kunstprodukt ist untauglich. Warum? Wir


haben es ja gesehen.


Die meisten Nationalökonomen beschreiben, 
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wenn sie die Eigenschaften aufzählen, welche ein gutes, brauchbares Geld


haben muß, unser jetziges Geld und rufen dann pathetisch aus: So muß das


Geld sein! Das Geld muß vor allen Dingen dauerhaft sein, sagen sie. Aber einen


Grund geben sie dafür nicht an; von einem triftigen Grund überhaupt nicht zu


reden! Es ist für sie einfach Axiom, daß das Geld dauerhaft sein muß, und der


eine spricht es dem anderen nach, ohne die Gründe, die zu diesem Axiom führen


konnten, zu revidieren. Es kommt dies ja oft vor in der Wissenschaft und die


größten Entdeckungen verdankt man von jeher der Revision solcher Axiome.


Doch fahren wir fort in unserer Untersuchung. Die Einführung des dauerhaf-


ten, unverwüstlichen Geldes hatte zur Folge, daß jeder nur mehr Geld haben


wollte, die Ware selbst wurde verachtet, die Vorratskammern abgeschafft. Was


diese früher als „Gut“ enthielten, liegt jetzt als Ware auf den Märkten herum. So


weit das Auge reicht, reiht sich Laden an Laden, massive Gebäude ersetzen die


beweglichen Marktzelte. Die Jahrmärkte sind in Permanenz erklärt worden und


nur den einen Unterschied bemerkt man, daß statt des lebhaften Treibens, wel-


ches sonst an Markttagen herrschte, Grabesstille in den modernen, massiven


Läden herrscht, denn die Geschäfte, die sonst an einem Tag abgewickelt wur-


den, nehmen jetzt das ganze Jahr in Anspruch. Waren sind da, massenhaft. Das


Angebot ist da von früh bis spät, an Wochen- und Feiertagen, bei gutem und


schlechtem Wetter, bei Hitze und Kälte, ununterbrochen. Nur fehlt die Nachfrage.


Jeder weiß jetzt, daß, was er auch wird kaufen müssen, heute, morgen und in


Zukunft, er in diesem ewigen jahraus, jahrein Markt mit Bestimmtheit finden wird.


Er ist dadurch der Aufgabe entledigt seinen persönlichen Bedarf an Waren abzu-


schätzen und sich den Bezug derselben durch rechtzeitige Bestellung zu sichern.


Dies ist freilich für den Käufer recht angenehm, aber wie teuer kommt ihm


diese Annehmlichkeit zu stehen! Denn der Käufer ist in der Mehrzahl der Fälle 
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auch Verkäufer (die Rentner ausgenommen) und die Wechselwirkung aller wirt-


schaftlichen Verhältnisse bringt es mit sich, daß wenn der Käufer nicht vorausbe-


stellt, der Verkäufer auch nicht auf feste Bestellung arbeiten kann; daß wenn der


Käufer Vorteile genießt, dies nur auf Kosten des Verkäufers sein kann.


Dadurch nun, daß durch die Einführung unseres unverwüstlichen Geldes der


Inhalt der Vorratskammer wieder auf den Markt geworfen wird und dort den


Moment des unmittelbaren Konsums abwarten muß, brauchen wir nichts im


Voraus zu bestellen, aber diese Annehmlichkeit raubt unserer eigenen Industrie


die notwendige, sichere Unterlage der festen Bestellung. Aber was wir persönlich


in absehbarer Zeit werden brauchen und bezahlen können kann jeder leicht


überschauen, (zumal was „bezahlen“ anbelangt ist die Übersicht leicht, wenn


jeder mit Aufträgen versehen ist), was jedoch ein zweiter, ein Unbekannter in


Zukunft von uns verlangen wird, ist schwer zu beurteilen. Jeder arbeitet also statt


auf Bestellung, nach Gutdünken, häufig aufs Geratewohl mit dem Erfolg, daß die


gesamte Produktion manchmal zu viel manchmal zu wenig produziert wird, mit


dem Erfolg, daß die gesamte Produktion mehr oder weniger zum Hazardspiel


wird.


Die Annehmlichkeit die Vorratskammern entbehren und die Abschätzung der


eigenen Bedürfnisse anderen überlassen zu können, müssen wir also teuer,


unverhältnismäßig teuer bezahlen. Sie kostet uns den Unterhalt zahlloser Läden


und Kaufleute, die uns als Handelsspesen und Gewinne den größeren Teil des


Erlöses unserer Produkte abnehmen, sie kostet uns jene Ruhe und Sicherheit im


Gewerbe, welche die Arbeit auf feste Bestellung gibt. Sie zwingt uns die eigenen


Produkte auf dem Markt solange feilhalten zu lassen, bis daß der Konsument


durch den unmittelbaren Bedarf an den Kauf erinnert wird.


Summa summarum machen wir dabei ein schlechtes Geschäft. Ja, wenn das


schöne, dauerhafte Geld diese Wechselwirkung der ökonomischen Verhältnisse


hätte aufheben können, wenn wir unsere Einkäufe hätten bis zum Moment des


Konsums aufschieben können, 
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ohne dadurch den Produzenten zu zwingen auf dem Markt so lange zu warten,


dann würde auch ich einstimmen in das allgemeine Lob des unverwüstlichen


Geldes. So aber muß jeder die Vorteile, die er als Käufer genießt, als Verkäufer


mit schweren Unkosten bezahlen.


Das unverwüstliche, den Zerstörungselementen der Natur trotzende Geld hat


zur Folge, daß jeder nur eben so viel kauft wie er unmittelbar gebraucht. Und


was bedeutet dies für den Verkehr?


Es bedeutet, unter Berücksichtigung der Wechselwirkung in welcher Kauf zu


Verkauf steht, daß jeder auch nur so viel wird verkaufen können, als er zum


direkten Lebensunterhalt braucht; denn woher sollen die Käufer kommen für die


von uns zu Spar- und Kapitalzwecken erzeugten Waren? Wenn jeder nur so viel


kauft, als er zum direkten Lebensunterhalt braucht, so wird auch im Durchschnitt


jeder nur ebensoviel verkaufen und wenn jeder nur so viel von seinen Produkten


verkauft, als zum direkten Lebensunterhalt nötig ist, wie kann er da sparen, wie
Kapital bilden?


Sparen kann jeder nur unter der Bedingung, daß er seine Produkte verkaufen


kann, und diese Produkte kann jeder nur unter der Bedingung verkaufen, daß sie


ein anderer kauft. Die Gelegenheit zu sparen, Kapital zu bilden, kann uns nur die


Verkaufsgelegenheit unserer Produkte bieten; wenn wir uns aber diese Gelegen-


heit gegenseitig nehmen, nehmen wir uns auch gegenseitig die Gelegenheit zu


sparen.


Dies ist einleuchtend. Die Beschränkung der Einkäufe auf die zum direkten


Lebensunterhalt nötigen Bedürfnisse, wie sie unser unverwüstliches Geld zur


Folge hat, muß als logisches Resultat die allgemeine Armut zeitigen. Wir ruinie-


ren uns gegenseitig mit unserem Sparsystem, unser Sparsinn, dem man schließ-


lich alle Kultur verdankt, wird durch unser Sparsystem zum Fluch. Das System


hat ja notwendigerweise wechselseitigen Ruin zur Folge.
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Der Zusammenhang zwischen diesem Sparsystem und dem damit erreichten


Resultat ist einfach und klar. A und B produzieren für 100 Werteinheiten und


bestimmen davon 50 zum Lebensunterhalt und 50 zu Spar- und Kapitalzwecken.


Die Produkte sind zunächst Waren und können in Gut und Kapital nur durch den


Tausch verwandelt werden. Diesen Tausch vermittelt das Geld, resp. diesen


Tausch ermöglicht allein das Geld. Wenn aber jetzt dieses Geld besser ist als


Ware, als Vorrat und Kapital, so werden A und B nur das zum direkten


Lebensunterhalt nötige kaufen und den Überschuß an Geld behalten. Hierdurch


werden sich A und B wechselseitig die Gelegenheit nehmen ihren Produkten-


Überschuß in Vorräte und Kapital zu verwandeln. Die Differenz zwischen der


Produktionsfähigkeit und den direkten Lebensbedürfnissen der Produzenten, wel-


che sonst durch den Tausch in Vorräte und Kapital verwandelt worden wäre, wird


nun als Überprodukt den Markt belasten.


Arbeitsmangel, Kapitalmangel und Zins stellen sich jetzt als natürliche Folgen


von selber ein. Nur der Zins kann die durch das dauerhafte Geld aufgehobene


Parität zwischen Geld und Ware wiederherstellen und die Barriere, welche den


Austausch der Waren unterbricht, aufheben. Der Pluswert, den Marx in dem


Austausch der Waren bereits entdeckte, erscheint hier in Form von Barrieregeld,


welches die Disparität zwischen Geld und Ware erhebt.


Anm. Der Nachweis des Zusammenhangs zwischen unserem Sparsystem und dem


chronischen Kapitalmangel, an dem der Markt seit Jahrtausenden (d.h. seit Einführung


unseres Geldes) leidet, erklärt auch die merkwürdige Erscheinung, daß die sparsamsten


Völker (Italien z.B.) auch heute die ärmsten sind. Weil dort alle sparen, sind auch dort alle


zum Müßiggang verurteilt. Eine ewige Überproduktion an Waren belastet den Markt und


unterbricht die Kapitalbildung.
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Ein Fremdkörper der Erde als Äquivalent unserer Produkte


Die Waren mit Ausnahme des Geldes verderben. Sie werden täglich kleiner,


leichter, schlechter, täglich büßen sie von ihrem Marktwert ein.


Die Folge ist, daß wer Ware besitzt, sie auch zu verkaufen sucht, daß jeder


der den Verkauf versäumt einen Verlust erleidet, daß das Angebot von Waren
nicht verschoben werden kann.


Ob es friert, regnet, oder ob die Sonne brennt, der Zeitungsverkäufer läuft


doch durch die Straßen; unbekümmert um den Preisfall bringt der Bauer seine


Kartoffeln zu Markte und ob die orientalische Frage mit oder ohne Pulver gelöst


wird, kann nicht verhindern, daß der Arbeiter seine Kraft zum Verkauf anbietet,


denn wer das Angebot seiner Produkte versäumt, wird durch die Natur dieser


Produkte bestraft.


Die Bedürfnisse der Menschen sind in der Hauptsache kontinuierlich.


Kontinuierlich zwingen die Bedürfnisse und der Sparsinn den Menschen zur


Arbeit und kontinuierlich erzeugt auch diese Arbeit Produkte. Da aber diese


Produkte täglich schlechter werden, so ergibt sich, daß das Angebot von Waren


kontinuierlich wie diese Arbeit selbst ist. Das Angebot ist kontinuierlich wie das


Atemholen.


Die Ware zwingt den Besitzer zum Verkauf; die Ware diktiert dem Inhaber die


Verkaufsorder und oft gegen seinen Willen muß dieser dem Befehl nachkom-


men. Unbekümmert um den Stand der Preise wird die Ware angeboten.


Es wäre aber doch so einfach den Preisfall der Waren durch Einschränkung


des Angebots zu verhindern, denkt mancher, aber kann man den Hochofen 
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alle Tage ausblasen; kann man den Arbeitsmann alle Tage entlassen, kann man


dem Weizen auf dem Feld, dem Schwein im Stall das Wachsen verbieten, kann


man dem Huhn das Eierlegen verwehren? Nein; die Produktion ist auf ununter-


brochenen Betrieb angewiesen und ununterbrochen ist daher auch das Angebot


von Waren.


Und was würde es auch nützen, wenn man mit großen Verlusten am Maß


und an der Qualität der Ware, das Angebot auf bessere Zeiten verlegte? Steigt


im Strom nicht das Wasser wenn der Abfluß verwehrt wird, wächst der Vorrat an


Ware nicht in demselben Maß wie der Verkauf nachläßt? Das Angebot wird


durch die unaufhaltsam wirkende Industrie täglich mit neuen Massen gespeist,


täglich größer, täglich dringender und eine Zurücknahme des Angebots kann


statt einer Preisaufbesserung nur einen Preisfall bewirken.


Im Interesse der Produzenten kann es somit nur liegen die Waren so schnell


wie möglich vom Markt verschwinden zu lassen; sie werden zum Angebot


gedrängt (von ihren persönlichen Bedürfnissen abgesehen)


1) durch die Zerstörungselemente der Natur


2) durch die Natur der Produktion, welche keinen Aufschub gestattet


3) durch die Akkumulation der Waren infolge mangelnden Abgangs


4) aus Rücksicht auf die Fortschritte der Technik, welche mit jedem Tag bes


sere Modelle auf den Markt wirft.


Von einem Aufschub von des Angebots kann daher niemals Rede sein.


Wie steht es dagegen mit der Nachfrage, mit dem Angebot von unserem


Geld?


Unser Geld ist, wie wir gesehen haben, von Edelmetall hergestellt, ein


Material, welches unter allen in Betracht kommenden Produkten und Elementen


der Erde eine Ausnahmestellung einnimmt, insofern als es unverwüstlich ist.


Nichts greift das Gold an; selbst die Zeit 
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nicht. Wer das Angebot von Geld verschiebt, der braucht Jahr nach Jahr und Tag


sein Geld nicht nachzuwiegen: es ist unversehrt geblieben. Der Inhaber des


Geldes wird durch die Natur des Geldes nicht wie der Inhaber der Ware zum


Verkauf gedrängt, er kann, sobald seine persönlichen Bedürfnisse gedeckt sind,


sich für den Verkauf des Geldes Zeit nehmen; er kann den für den Verkauf des


Geldes günstigen Moment abwarten. Die Zeit spielt keine Rolle bei der


Nachfrage.


Und nicht genug damit, daß die materiellen Eigenschaften des Geldes den


Inhaber vor Verlusten schützen, er braucht auch die Produktion des Geldes nicht


zu befürchten. Die Produktion des Goldes ist im Verhältnis zu den


Goldbeständen der Erde und zu den in Betracht kommenden Zeiträumen so win-


zig klein, daß die Geldbesitzer bei ihren Operationen diesen Umstand füglich


ganz unberücksichtigt lassen können. Eine Akkumulation des Geldes, resp. der


Nachfrage findet nicht statt.


Und rechnen wir dazu, daß Verluste, welche dem Geldbesitzer durch


Verbesserungen im Geldwesen, wie sie der Warenbesitzer infolge


Verbesserungen in den Produktionsmethoden unablässig erleidet, ebenfalls aus-


geschlossen sind, weil ja solche Verbesserungen den vom Staat kontrollierten


Preis des Geldes nicht berühren können, so finden wir, daß im Gegensatz zu der


Ware, das Geld keinerlei Druck auf den Besitzer ausübt, sondern diesem nach


Deckung seiner persönlichen Bedürfnisse vollkommen freie Hand läßt.


Durch den Regen, Sturm und Kot treibt die Ware ihren Besitzer zum Markt


und bis jetzt hat man es noch nie, ich wiederhole ausdrücklich – noch niemals –
erlebt, daß das Angebot natürlicher, persönlicher oder politischer Ereignisse hal-


ber unterbrochen worden wäre; ich habe es noch niemals erlebt, daß infolge


schlechten Wetters etwa die Läden in der Stadt geschlossen geblieben wären.


Das Angebot ist immer da und wenn es aus gesellschaftlichen Interessen für


nötig gehalten wird, das Angebot zu unterbrechen, wie z.B. zur Sonntagsfeier,


dann sind Gesetze nötig, um das Angebot gewaltsam zurückzudrängen. 
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Die Nachfrage dagegen wartet gemütlich ab, daß sich der Sturm gelegt, daß


der Wind die Wege getrocknet, daß der Schnupfen vorbei ist, daß der politische


Himmel sich aufklärt. Nichts drängt den Besitzer des Geldes und gerade deshalb


wird die Nachfrage launenhaft wie ein hysterisches Weib.


Die Nachfrage gibt den leisesten Wünschen nach; das Angebot befiehlt; es


kennt keine Rücksichten; die Ware diktiert dem Besitzer die Verkaufsorder und


bestraft die Nichtbefolgung mit empfindlichen Bußen; die Nachfrage erkundigt


sich nach dem Wetter, nach den politischen Verhältnissen und nach den


Interessen des Geldbesitzers.


Freilich, die Besitzer des Geldes haben auch Bedürfnisse, die keinen


Aufschub gestatten, aber diese Bedürfnisse stehen vielfach in keinerlei Verhältnis


zu den Geldbeträgen, worüber einzelne verfügen. Heute, wo das Geld obendrein


den Bankiers als Depot anvertraut wird, spielen diese persönlichen Bedürfnisse


überhaupt keine Rolle mehr.


Und wenn wir auch die Konzentration des Geldes in den Banken, wie sie


heute fast schon in allen Ländern durchgeführt ist, ganz außer Betracht lassen


wollten, so blieb immer noch diese Anomalie:


Das Angebot ist stets gleich der Summe von Produkten, welche die


Menschen zu Unterhalt-, Kapital- und Sparzwecken erzeugt haben und diese


Gesamtproduktion wird stets und ohne Rücksicht auf politische, persönliche,


natürliche und wirtschaftliche Ereignisse angeboten.


Die Nachfrage dagegen ist gleichmäßig nur soweit die direkten, persönlichen,


nicht einschränkungsfähigen Bedürfnisse der Geldinhaber in Betracht kommen.


Und welche Bedürfnisse wären keiner Einschränkung fähig?


Alles, was sonst diese direkten Bedürfnisse übersteigt, erkennt als Gebieterin


keinen materiellen Zwang an, sondern nur die Laune und Gewinnsucht.
Und in der Tat – der Bankier setzt das Geld in Ware um nur unter der


Bedingung, daß er etwas daran gewinnt; sonst läßt er die Ware liegen, unter-
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bricht den Austausch der Güter so lange, bis daß Konsument und Produzent


zahm werden und der erste sein Angebot verbessert und der letztere von seiner


Forderung nachläßt.


Wir sind hier auf die materielle Unterlage der Spekulation gestoßen. Wie sich


keine Kraft ohne Stoff für unsere Sinne bemerkbar machen kann, so kann auch


keine Spekulation ohne materielle Unterlage getrieben werden. Hexerei gibt es


nicht. Was uns an der Spekulation hexenhaft, ideell erscheint, beruht einfach auf


der Ausnutzung materieller Eigenschaften des Geldes. Die Disparität zwischen


Geld und Ware, zwischen Nachfrage und Angebot, die Fremdkörpereigenschaft


unseres Geldes, besser, dauerhafter zu sein als wir und unsere Produkte, das ist


die Kraft womit die modernen Riesenvermögen aus dem Nichts gehext werden.


Im Kampf um den Preis, den Nachfrage und Angebot ausfechten, gleicht die


Nachfrage einem Krieger, der, auf festem Boden stehend, den Rücken geschützt


von einem unübersteigbaren Felsen, mit stahlhartem Panzer gewappnet, mit


Ruhe seinen Gegner (das Angebot) erwartet, der, mit verrosteten Waffen, den


Unbilden des Wetters ausgesetzt, durch den Morast heranrückt und sich zur


Lieferung des Gefechtes beeilen muß, weil von hinten feindliche Reservetruppen


(die nie rastende Produktion) in Eilmärschen heranrücken.


Je länger sich das Angebot besinnt, desto mehr zerfällt seine Wappnung,


desto näher rücken die Feinde von hinten heran, während die Nachfrage mit


Seelenruhe die Kapitulation abwartet. Und die Bedingungen einer solchen


Kapitulation? Ob das, was an dem ehernen Lohngesetz der Sozialisten richtig ist,


nicht gerade mit den Bedingungen einer solchen Kapitulation zusammenfallen


muß?


Die Unverwüstlichkeit des Tauschmittels vergänglicher Waren ist auf alle Fälle


ein Privileg und dies Privileg muß etwas wert sein, wenigstens in den Händen


eines Kaufmanns. Wer bezahlt nun den Preis dieses Privilegs?
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Das in Rede stehende Privileg ist rein kaufmännischer Natur und nur der


Spekulant, der über die nötige kaufmännische Bildung, kaufmännische


Verbindungen und kaufmännischen Apparat verfügt, kann das mit dem Geld ver-


bundenen Privileg verwerten; wer diese Verbindungen nicht besitzt, für den hat


das Privileg keinen Wert; der muß das Geld hergeben, ohne daß er sich den


(bezahlten) Wert des Privilegs zurückerstatten lassen kann.


Die Frage, wer den kaufmännischen Wert des Privilegs bezahlt, ist hiermit


beantwortet.


In diesem Stadium unsrer Untersuchung erscheint uns das Geld als ein


Spekulationsobjekt „par excellence“ und von dieser Seite wollen wir dasselbe


jetzt etwas näher betrachten.
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Das Geld als Spekulationsinstrument


Um mit Aussicht auf sicheren Erfolg spekulieren zu können, muß das Objekt,


welches als Grundlage der Spekulation dienen soll, folgende Bedingungen verei-


nigen:


1) Das Angebot muß auf wenige Personen konzentriert sein um einmütiges 


Handeln zu ermöglichen.


2) Die Nachfrage muß dagegen auf möglichst viele Personen verteilt sein 


um einmütige Verteilung zu erschweren.


3) Das Objekt muß ein unentbehrlicher, surrogatfreier Bedarfsartikel sein, 


damit derselbe trotz erhöhter Preise gekauft wird.


4) Die Produktion des Objektes darf nicht beliebig vermehrungsfähig sein, 


damit beim ersten Anziehen der Preise der Markt nicht mit dem Artikel 


überschwemmt wird.


5) Der Artikel muß leicht aufzubewahren sein, damit die Unkosten an 


Lagergeld, am Gewicht, an der Qualität, an Versicherung etc. den von 


der Preissteigerung zu erwartenden Gewinn nicht ausgleichen.


6) Der Artikel muß transportfähig sein um die notwendige Exzentration und 


Konzentration zu ermöglichen.


Gibt es nun solche Waren überhaupt? Sehen wir uns um auf dem Markt;


betrachten wir uns die dort aufgestapelten Waren vom Gesichtspunkt der


Spekulation und wir werden schnell zu der Erkenntnis gelangen, daß es auf dem


Erdenrund keine einzige Ware gibt, wo nicht an irgend einer Stelle die


Achillesferse durchblickt. Hier ist das Angebot nicht zu konzentrieren; dort ist der


Artikel durch Surrogate zu ersetzen; hier wieder ist die Produktion nicht ge-
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nügend beschränkt und dort stehen die Unkosten der Operation nicht im


Verhältnis zum möglichen Gewinn.


Kurzum irgendwo hapert es immer und Tatsache ist, daß jede


Warenspekulation mit Risiko verbunden ist.


Wenn heute trotzdem viel und mit Erfolg spekuliert wird, so liegt die Erklärung


in dem absoluten Mangel an Vorräten, in der Käuflichkeit sämtlicher Produkte bis


zum unmittelbaren Moment des Konsums, welche seit der Einführung unseres


Geldes eingetreten ist. Auf diesen Mangel an Vorräten allein stützt sich die


Spekulation durch Überraschung, die einzige Spekulation die heute mit Waren


getrieben wird und überhaupt mit Waren betrieben werden kann. Würde durch


entsprechende Reform unseres Geldes der Ware das Hindernis aus dem Weg


geräumt werden, welches ihr den Weg zum Konsumenten versperrt, so würde es


überhaupt unmöglich werden mit Waren zu spekulieren.


Nun untersuchen wir das Geld als Spekulationsobjekt. Welche Überraschung!


Wie wunderbar sind hier alle Bedingungen einer Spekulation ohne Risiko ver-


einigt? Nichts fehlt hier um den Erfolg zu sichern. Alle Eigenschaften einer


Spekulationsware sind hier harmonisch vereinigt. Jedes Risiko ist hier ausge-


schlossen. Nicht auf Überraschung braucht sich diese Spekulation zu stützen;


sie stützt sich einfach auf ihre materielle Macht. Die Spekulation muß gelingen;


jeder Zweifel an dem Erfolg ist ausgeschlossen.


Sehen wir zu.


1) Ist das Angebot von Geld nicht heute durch das Bankwesen in den 


Händen Weniger vereinigt; ist einmütiges Vorgehen bei diesen Wenigen 


nicht leicht zu erzielen?


2) Ist die Nachfrage für Geld nicht verteilt auf die Millionen von 


Warenbesitzern; ist Einmütigkeit bei den Verteidigungsmaßregeln nicht 


von vornherein ausgeschlossen?


3) Ist das Geld nicht die unentbehrlichste, surrogatfreieste Ware die der 


Markt bietet? Kann der Produzent seine Ware ohne Benutzung des Gel-


Geldes
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des in das für ihn nötige Gebrauchsgut verwandeln?


4) Ist die Produktion des Geldes, wenigstens so lange wir die Goldwährung 


aufrecht erhalten, für die in Betracht kommenden Zeitabschnitte nicht 


völlig belanglos?


5) Ist die Aufbewahrung des Geldes nicht kostenlos, findet man selbst bei 


einer Feuersbrunst nicht im Schutt des Gebäudes das Gold unverletzt 


wieder?


6) Ist nicht das Geld in idealer Vollkommenheit ex- und konzentrations-


fähig?


Angenommen nun unsere haute finance, der es weder an der nötigen kauf-


männischen Bildung noch an den unentbehrlichen Verbindungen und dem kauf-


männischen Apparat fehlt, beabsichtigte heute eine Spekulation großen Stils zu


inszenieren, was bliebe dem Bauern übrig, als die Sache über sich ergehen zu


lassen und zu bezahlen?


Zu einem guten, sicheren Geschäft findet sich die Verständigung selbst mit


Feinden, geschweige denn mit Geschäftsfreunden bei denen der Corpsgeist so


scharf ausgeprägt ist, wie gerade bei der „Haute finance“. Einigkeit ist also vor-


auszusetzen.


Auf ein gegebenes Zeichen entledigen sich die Mitglieder des Ringes durch


Verkauf aller ihrer Wertpapiere; – Aktien, Titel aller Art werden zu Geld gemacht


und der Erlös in barem Gelde in Kellern aufgehoben. Kaum fängt die durch sol-


che Drainage hervorgerufene Geldknappheit an, ihre unabwendbare, unvermeid-


liche, notwendige Wirkung auszuüben, so wird der kaufmännische Apparat in


Bewegung gesetzt, und der Markt, der durch die Efecten-Realisation schon stut-


zig geworden ist, durch Gerüchte aller Art alarmiert. In diesem Alarm finden die


Finanzleute ein hochwillkommenes Motiv um den Diskont von Wechseln abzu-


schlagen und die Drainage des Geldmarktes, welche mit dem Verkauf der Titel


und Aktien begonnen hatte, wird jetzt durch Einziehen der fälligen Wechsel etc.


durchgeführt. 
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Das Geld wird knapp und weil es knapp wird, muß es im Preis steigen und


die Preissteigerung des Geldes macht sich in einer allgemeinen Baisse bemerk-


bar.


Jetzt werden die teuer verkauften Titel billig wieder eingekauft; dadurch


kommt Geld auf den Markt, die Reaktion tritt ein, mit großer Kulanz werden


Wechsel diskontiert, Geld überschwemmt den Markt, die Preise aller Waren


gehen in die Höhe; die Spekulation ist gelungen.


Ja, wenn in der Verwaltung unseres Geldmonopols die Erkenntnis zum


Durchbruch gebracht werden könnte, daß der Staat die Pflicht hat den Preis des


Geldes unter allen Umständen aufrecht zu erhalten, daß der Staat die Festigkeit


des Geldpreises unter Umständen zu erzwingen hat, daß der Staat, im Falle


einer solchen spekulativen Drainage des Geldmarktes, der Preissteigerung des


Geldes durch Ausgabe ausgleichender Summen zuvorkommen muß, daß der


Staat als Verwalter des Geldmonopols die Geldausgabe dem Geldbedarf zu


jeder Zeit haarscharf anzupassen hat, dann wären auch solche Operationen


unmöglich.


Aber um eine solche, kaufmännische, vernunftentsprechende, zielbewußte


Finanzpolitik betreiben zu können, muß der Staat ja das Material für die


Geldfabrikation in unbeschränkter Menge zur Verfügung haben. Und wo soll er


heute das Geld dazu herholen?


Besser, wirksamer noch, würde man aber die Erhebung solcher Barriere-


gelder unmöglich machen, wenn man unserem Geld die Eigenschaften, die es


zum Spekulationsobjekt machen, einfach abstreifen würde; wenn man unser


Geld in spekulativer Hinsicht den Waren gleich machte, mit denen sich ja, wie wir


gesehen haben, nur mit Risiko spekulieren läßt, und das nur durch Über-


raschung.


Angenommen, wir hätten unser Geld in der Weise reformiert, daß dessen ein-


zelne Stücke, wie unsere Produkte im allgemeinen gleichmäßig am Wert einbü-


ßen würden, so daß man unser Geld ohne persönlichen Verlust nicht vom Markt


zurückhalten könnte. Dann würde das Geld gleichmäßig alle Tage 
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und ohne Rücksicht auf politische, wirtschaftliche, persönliche Verhältnisse auf


dem Markt erscheinen und den Verkaufszwang, dem die Ware unterliegt und der


ja auch keine solche Rücksichten kennt, ausgleichen, jede Spekulation im Keim


erstickend.


Unser Geld hat zum einzigen Zweck den Austausch unserer Produkte zu


erleichtern und wir sollen unser Geld deshalb den Bedürfnissen des Waren-


austauschs anzupassen. Jede, selbst die radikalste Reform unseres Geldes,


wenn sie zweckentsprechend wirkt, ist immer nur radikal genug und darf uns


nicht abschrecken. Krebsschäden können ja doch nicht mit oberflächlichen


Salben behandelt werden und nur durch Extirpierung der Nebeneigenschaften


unseres Geldes können wir dessen Nebenwirkungen ausrotten.


Wer von der Durchschlagskraft der soeben angedeuteten Reform zurück-


schreckt und auf Umwegen dasselbe Ziel, d.h. die Vernichtung der Spekulation


zu erreichen sucht, der wird nichts anderes erreichen, als was man bis heute mit


solchen Mittelchen erreicht hat, man wird den Handel belästigen ohne die Wurzel


des Übels zu treffen.


Zwang, natürlicher, materieller Zwang beim Angebot. Freiheit, natürliche,


materielle Freiheit bei der Nachfrage, wie kann das jemals einen guten Klang


geben? Man darf selbst nicht Kaufmann sein, nie mit Waren operiert, auch nie


selbst spekuliert haben, um von solchen Verhältnissen eine gedeihliche


Entwicklung unserer Wirtschaft zu erwarten.


Wir brauchen Parität zwischen Ware und Geld; zwischen Angebot und


Nachfrage, und da wir diese Parität nicht durch Anpassung der Ware an das


Geld herstellen können, so bleibt nichts anderes übrig, als das Geld paritätisch


mit der Ware zu machen. Gibt es einen anderen Ausweg um zwischen


Nachfrage und Angebot zu allen Zeiten, im Krieg wie im Frieden, in guten wie in


schlechten Zeiten, einen Ausgleich zu erzielen? Ich bitte um Antwort auf diese


Frage.


Die Frage ist einfach und klar gestellt: Ist es möglich, daß es jemals zu einem
dauernden Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot 
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kommen kann, wenn das Angebot, dem Druck natürlicher Verhältnisse nachge-
bend, ununterbrochen auf dem Markt erscheint, die Nachfrage aber, von jenem
natürlichen Zwang durch materielle Eigenschaften unseres Geldes befreit, nur
die Laune, die Gewinnsucht, die Konjunktur oder wie man es nennen mag, zur
Gebieterin hat und den Markt nur unter der Bedingung des Gewinnes betritt?


Das Angebot, von 1000 natürlichen Feinden gehetzt und verfolgt, das nicht


einen Tag ohne Verlust verschoben werden kann, setzt man einem Gegner


gegenüber an dem die Zeit spurlos vorüber zieht!!


Ist dies Argument allein nicht genügend, um das jetzige Geldsystem als


unbrauchbar zu verurteilen, um jede Reform, die der Spekulation den Boden zu


entziehen mag, willkommen zu heißen.


Doch wir wollen nicht vorgreifen. Die Erkenntnis der völligen Unhaltbarkeit


unseres heutigen Geldsystems, die hier schon deutlich sich Bahn bricht, muß 


zur völligen Evidenz werden.


Fahren wir drum fort in unserer Untersuchung. 
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Die Zirkulation unseres Geldes


Im ersten Teil dieser Schrift wurde gesagt, daß die Wareneigenschaft des


Geldes, d.h. der Mangel an Konsumwert, das Geld in Zirkulation setzt und daß


die Beständigkeit dieser Wareneigenschaft das Geld auch beständig in


Zirkulation erhält. Ferner wurde gesagt, daß, da der Verkauf des Geldes allein


die Möglichkeit bietet aus ihm Nutzen zu ziehen, dieser Nutzen mit der


Schnelligkeit der Zirkulation wachsen muß und daß daher auch das Geld die


Grenzen, die der Schnelligkeit seiner Zirkulation durch die Handelseinrichtungen


gezogen werden, zu durchbrechen sucht.


Für die Klarheit der Darstellung war es nötig nicht zu viel „wenn“ und „aber“


hineinzutragen, sondern das Exempel auf die einfachste Formel zu reduzieren.


Drum unterließ ich es von den spekulativen Faktoren, wovon zuletzt die Rede


war, dort schon Erwähnung zu tun. Der Vorsicht halber sprach ich übrigens auch


nur vom normalen Geld, d.h. Geld bei welchem, wie bei der Ware, der


Zirkulationsdrang kräftig genug ist, um die Widerstände, welche das Sonder-


interesse der Besitzer des Geldes der Zirkulation entgegen werfen, zu über-


winden.


Wir haben aber gesehen, daß bei unserem jetzigen Gelde die Zirkulations-


kraft nicht ausreicht, daß die Privatinteressen der Geldbesitzer das Geld aus sei-


ner Zirkulationsbahn hinauszudrängen vermögen, daß das Geld nicht immer die


Maximalgeschwindigkeit in der Zirkulation innehält und müssen daher diese


Umstände bei der Zusammenstellung der Faktoren, welche den Preis bilden, 


zu Rate ziehen.


In die Reihe der rein materiellen Faktoren, welche den Preis bilden, treten


jetzt spekulative Fak-    Faktoren
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toren, unkontrollierbare Faktoren, das Interesse. Zwar hat das Interesse ja auch


eine gleichmäßige, kontrollierbare Wirkungsweise, wir wissen wie diese Kraft


wirkt, wir wissen, daß sie stets gleichmäßig wirkt, aber es fehlt ihr doch die mate-


rielle, greifbare Unterlage und anstelle der mathematischen, treten die spekulati-


ven Deduktionen, zu deren Verständnis mehr kaufmännische Praxis, oder falls


diese fehlt, Einbildungskraft nötig ist.


Das Geld behält also die ihm durch die Wareneigenschaft imprimierte


Zirkulationsgeschwindigkeit nicht immer bei, sondern es betritt den Markt nur


unter der Bedingung des Gewinnes (Differenz).


Aber damit dieser Gewinn möglich, resp. gesichert sei, muß eine unentbehrli-


che Vorbedingung erfüllt werden und zwar darf das Geld in der Zeit zwischen


Kauf und Verkauf der Ware nicht teurer werden, resp. nicht im Preis steigen,


denn sonst verliert der Kapitalist an dem Verkauf der Ware, was er am Einkauf


gewonnen. Und umsonst betritt ja das Geld den Markt nicht. Ist dort nichts zu


holen, so bleibt es zu Hause.


A bestimmt 100 Werte zum Ankauf von Waren an denen er beim Verkauf 10


Werte zu gewinnen denkt. In der Zeit aber, die zwischen Kauf und Verkauf liegt,


steigt das Geld aus irgend einer Ursache im Preis, so daß die Waren im


Durchschnitt um 10% im Preis fallen. Wo bleibt der Gewinn? Wer wird da über-


haupt noch Geld zu Markte tragen?


Die Ware allerdings sucht auf dem Markt nur das Äquivalent; sie erscheint


aber auch dann noch auf dem Markt, wenn der Verkauf einen positiven Verlust


einträgt, aber das Geld macht den Gewinn zur Bedingung des Verkaufs, es sucht


auf dem Markt Äquivalent plus Gewinn.


Wie nun, wenn aus irgendeiner Ursache das Geld wirklich im Preis steigt,


wenn die Ware im Preis fällt, wenn die Waren im Durchschnitt billiger verkauft


werden müssen, als sie gekauft wurden; wenn der Einstandspreis über dem


Verkaufspreis steht, wenn die Geldzirkulation Verluste statt Gewinne einbringt? 
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Wir haben ja gesehen, daß es genügt die Produktionsmittel zu verbessern um


den Bedarf an Geld um den Betrag der durch solche Verbesserungen vermehr-


ten Warenproduktion zu verstärken und eine verstärkte Nachfrage erhöht den


Preis.


Der Bedarf an Geld wächst, sein Preis steigt, der Einstandspreis der Waren


steht über dem Erlös, die Geldzirkulation bringt Verluste ein, das Geld wird vom


Markt zurückgezogen, bessere Konjunkturen abwartend verbirgt es sich in den


Kellern. Gerade dann wenn der Bedarf an Geld wächst wirft das Interesse das


Geld aus seiner Zirkulationsbahn hinaus. Die Zirkulationskraft unseres Geldes


genügt nicht um die geringste Steigerung in seinem Preis zu überwinden.


Tritt uns hier aus der Betrachtung dieses merkwürdig lächerlichen


Verhältnisses die Ursache der gefürchteten und furchtbaren Wirtschaftskrisen


nicht klar und deutlich vor Augen?


Was hat man nicht über Wirtschaftskrisen und deren Ursachen geschrieben


und gefabelt? Hier liegt sie deutlich und nackt vor uns; jeder Handelslehrling


erkennt sie. Zurückziehung des Geldangebots infolge verstärkter Nachfrage !!!


Unterbrechung der Geldzirkulation in dem Moment, wo der Geldbedarf des


Marktes wächst!


Weil wir unsere Produktionsmittel verbessert haben, weil wir fleißig und erfin-


derisch waren, weil wir gute Ernten hatten, weil das Volk an Zahl gewachsen ist,


weil wir der Besitz- und Arbeitsteilung größere Ausdehnung gegeben etc. etc. ist


das Angebot von Waren, der Bedarf an Geld gewachsen und weil dieser ver-


stärkten Nachfrage kein verstärktes Angebot auf dem Fuß folgte, stieg das Geld


im Preis, fielen die Preise der Waren.


Und weil das Geld im Preis steigt, trägt es mehr ein, wenn es im Keller liegt,


als wenn es zu Markte getragen wird und wird vergraben.


Und weil das Geld vergraben wird gerade zu einer Zeit, wo der Bedarf an


Geld wächst, türmen sich die Waren wegen mangelnder Nachfrage auf, wie sich


das Wasser vor einem aufgerichteten Wehr staut, 
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und verstärken die Nachfrage für Geld bis ins Riesenhafte. Und weil die


Nachfrage für Geld wächst, steigt auch sein Preis und weil der Preis des Geldes


im Steigen begriffen ist, bleibt der Verkaufspreis der Waren dauernd unter dem


Einstandspreis, bringt das Geld auf dem Lager mehr ein als auf dem Markt.


Aber das Angebot drängt; die Wehre werden durchbrochen – à tout prix –


werden die Waren losgeschlagen, und gerade weil die Waren losgeschlagen


werden müssen, kann sie kein Kaufmann gebrauchen, will sie kein Kaufmann


haben, denn er muß befürchten, daß er das was er heute so fabelhaft billig kauft


morgen noch billiger verkaufen muß. Die Waren sind unverkäuflich weil sie zu


billig sind und noch billiger zu werden drohen; die Geldzirkulation bringt nichts


ein, weil das Geld im Preis steigt und man auf weitere Steigerung hofft. Die


Krise!


Und gerade weil die Krise ausgebrochen ist, weil die Aktiva der Kaufleute


abgenommen und die Passiva (den Aktiva gegenüber) gestiegen sind, weil jeder


der Verpflichtungen in Geld übernommen hat, diesen des erhöhten Geldpreises


wegen nicht nachkommen kann, weil Zahlungseinstellungen an der


Tagesordnung sind und der ganze Handel in ein Hazardspiel ausgeartet ist, wird


der Kredit eingeschränkt und weil der Kredit eingeschränkt wird, wächst der


Bedarf an Bargeld gerade wieder zu einer Zeit, wo das Geld vergraben wird.


Der Kredit entlastet ja den Bedarf an Geld um die auf diesem Weg ausge-


tauschte Gütermasse; die Unterbrechung des Kredits wirft diese Gütermasse auf


das Geld. Und dies geschieht, muß geschehen, so oft das Geld im Preis steigt,


so oft das Geld knapp im Verhältnis zum Bedarf wird, so oft das Geld schon


überlastet ist. Der Mangel an Geld, statt die Entlastungskanäle in erweitertem


Umfang in Benutzung zu nehmen, führt im Gegenteil zu deren Versandung. Der


Kredit versagt immer gerade dann, wann er Not täte.


Wie das Feuer im Schornstein den Luftzug erzeugt, der das Feuer belebt, so


belebt und stärkt heute der Mangel an Geld den Bedarf an Geld. Nir-
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gendwo sieht man den regulierenden Einfluß kompensativer Kräfte, von denen


noch so viele träumen. Verschärfung, nicht Milderung, von Kompensation nir-


gendwo eine Spur.


Diese Kompensation für den wachsenden Bedarf an Geld sucht man in einer


beschleunigten Geldzirkulation, indem man annimmt, daß der Wunsch billig zu


kaufen, das Geld in verstärkter Masse zu Markte führen muß. Aber das


Umgekehrte ist der Fall. Die Furcht, daß das, was heute so billig angeboten wird,


morgen noch billiger sein wird, schnürt alle Börsen zu und tatsächlich sehen wir
ja auch nur so oft und so lange offene Börsen als wie die Tendenz à la hausse
ist.


Nein, das Interesse am billigen Kauf kompensiert den Geldmangel nicht, son-


dern verschärft ihn. Und so muß es auch sein, denn wie würde man sonst die


bekannte Tatsache erklären, daß die Banken nie so voll von Geld strotzen, wie


zu Zeiten wo auf den Märkten die Waren verschleudert werden und das Kapital


mangels Beschäftigung verdirbt, verfault, verloren geht.


Mit der Phrase „schlechte Konjunkturen“ sucht man solch lächerlichen


Zustand zu erklären.


Ja, die Konjunkturen sind schlecht, weil das Geld vergraben wurde und ge-


rade zu einer Zeit, wo der Bedarf an Geld gewachsen war.


Das Merkwürdige bei der Sache ist aber, daß das Angebot sich niemals nach


den Konjunkturen erkundigt; daß immer und ausschließlich nur das Geld die


Konjunkturen berücksichtigt.


Was sollen wir nun tun um solchem Humbug ein Ende zu machen? Klar und


deutlich ist uns der Weg vorgeschrieben.


Die Nachfrage muß dem Angebot assimiliert werden, wir müssen ein der


Ware paritätisches Geld einführen. Wir müssen verhindern, daß sich die


Nachfrage vom Markt zurückziehen kann, wir müssen dafür sorgen, daß die


Nachfrage unbekümmert um wirtschaftliche, politische, natürliche und persön-


liche Ereignisse, zusammen mit dem Angebot täglich auf dem 
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Markt erscheine. Das Geld muß unter Zirkulationszwang gestellt werden, wie ja


die Ware auch einem Verkaufszwang unterliegt. Wir müssen unserem Geld mehr


Zirkulationskraft geben, so daß es jedes Hindernis, welches Sonderinteressen


ihm in die Bahn werfen, überwinden kann. Die Wucht, die Durchschlagskraft, der


Impuls, die das Geld in Zirkulation setzen und erhalten, müssen verstärkt wer-


den, so daß es durch nichts und niemals aus seiner Bahn gedrängt werden


kann. Wie der Mond, unbekümmert um das was auf der Erde sich ereignet, seine


Bahn beschreibt, so muß das Geld in ruhigem, unbehindertem Lauf seine Kreise


durch den Markt ziehen.


Dann kann das Geld der Konjunkturen halber nicht mehr vom Markt zurück-


gezogen werden, und weil es nicht vom Markt zurückgezogen werden kann, kön-


nen auch die Warenpreise nicht fallen, braucht der Kredit nicht eingeschränkt zu


werden, können die Konjunkturen nicht schlecht werden, kann keine Krise mehr
ausbrechen.


Denken wir uns doch den Fall, daß unsere haute finance statt des goldenen


Geldes, solches aus gemeinen irdischen Produkten, aus Waren, in ihren Kellern


aufbewahrte. Ob sie solches Geld auch der Konjunkturen wegen vom Markt


zurückziehen würde? Nein! Sie würde durch die Natur dieses Geldes gezwungen


werden, die Nachfrage regelmäßig dem Angebot entgegen zu senden und weil


dann das Angebot regelmäßig der Nachfrage begegnen würde, könnten sich die


Konjunkturen niemals zu einer Krise verschlechtern. Krise! Was ist denn Krise


anderes als Angebot ohne Nachfrage; Verkaufszwang , ohne ausgleichenden


Kaufszwang! 
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Zahlenmässige Darstellung des Preises unseres Geldes in Krisenzeiten
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Die Panik, die nun folgt, ist schwer zu beschreiben, und die Beziehung von


Ursache zur Wirkung in vielen Fällen nicht festzustellen. Zerfahrenheit,


Kopflosigkeit tritt an die Stelle der kaufmännischen Ruhe, Zahlungseinstellungen,


Arbeitseinstellungen, Wucher etc. etc.


Dies ist der Knalleffekt, womit das Schauspiel, welches uns die Goldwährung


bietet, würdig abschließt.


Und dieser Zustand hält an bis daß die Reaktion einsetzt. Früh oder spät tritt


auch die Reaktion ein, muß mir Naturnotwendigkeit eintreten, denn das vorhan-


dene Kapital verdirbt, verfault, geht verloren und Neubildung von Kapital ist bei


der völligen Stockung im Warenaustausch unmöglich. Die Maschinen verrosten,


das Mauerwerk zerfällt, der eingeschulte Arbeiterstamm ist in alle Winde zerst-


oben, die Gruben zerfallen und ersäuft. Das Kapital wird knapp infolge dessen,


der Zinsfuß steigt und übertrifft schließlich den Gewinn den das Geld im Keller


durch Preissteigerung einbringt. Als Kapital betritt jetzt das Geld den Markt, her-


ausgelockt durch den hohen Zinsfuß, als Kapital wird es angeboten und als


Kapital tritt es in die Zirkulation. Die Umsetzung von Kapital in Ware erfolgt durch


denselben Kapitalmangel und die Preise der Waren ziehen an. Die Besserung


der Preise, die Hoffnung teurer verkaufen zu können als man kaufen kann, lockt


jetzt auch das Geld als Ware auf den Markt, die Nachfrage steigt, mit ihr die


Preise und immer dreister wird damit die Nachfrage. Das Geld wird aus den


Kellern herausgeholt; Wechsel werden diskontiert, Kreditverbindungen eröffnet,


Geld überschwemmt den Markt.


Die Reaktion siegt; die Preise steigen, fabelhafte Vermögen sind durch


Differenzen gewonnen und verloren worden, noch bedeutend größere Summen


sind durch die Verkehrsstörung an Kapital vernichtet worden. Es sind wieder eine


Reihe von Jahren nötig um die Verwüstungen der Krise auf dem Kapitalmarkt


auszubessern und um den hohen Zinsfuß, den der Kapitalmangel jetzt bedingt,


wieder auf sein früheres Niveau herunterzudrücken. 
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Einen Vorteil hat die Krise doch gehabt, sagen die Rentiers, die sich retten


konnten; sie hat das Angebot von Kapital bedeutend verringert, sie hat durch die


Vernichtung von Kapitalien den Zinsfuß aufgebessert. 


166







Betrachtungen die sich an die vorangehende 


Tabelle knüpfen lassen


Aus der im Abschnitt I dieser Schrift zusammengestellten Tabelle der


Preisfaktoren des Geldes trat klar die überwiegende Macht hervor, welche der


Staat, als Inhaber des Geldmonopols, über den Preis des Geldes ausübt und in


daran geknüpften Betrachtungen wurde gesagt, daß diese staatliche


Monopolmacht ausreichen muß, um die Preisbewegung des Geldes zu domi-


nieren.


Wenn nun auch an der theoretischen Ausführbarkeit einer solchen


Preisregulierung nicht zu zweifeln ist, so geht doch aus dem Studium dieser


zweiten Tabelle hervor, daß eine einseitige Regulierung des Geldpreises allein


von der Position „Emission“ aus auf bedeutende, praktische Schwierigkeiten sto-


ßen würde. Man fragt sich nämlich, wie der Staat die Riesensummen, welche


häufig urplötzlich zum Angriff oder aus Notwehr dem Markt entzogen werden,


ebenso urplötzlich ersetzen könnte?


Der materielle Ersatz bietet ja bei der Papierwährung keine Schwierigkeiten,


aber wie will man solche Summen in Zirkulation bringen, resp. wie will man sie


gerade an den Verkehrsstellen unterbringen wo die Drainage stattfand?


Wenn das Geld von verschiedenen Teilen des Landes zurückgezogen wurde,


so muß es an denselben Stellen ersetzt werden und eine Berieselung dieser


Geldmärkte etwa von einer Zentralstelle aus, wäre zu schwerfällig, sie würde zu


viel Zeit beanspruchen um einer Baisse rechtzeitig zu begegnen.


Ehe das Geld welches die Transvaaler Abenteuer emittieren, den Preis der


Butter in den bay-    bayrischen
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rischen Alpen herauftreibt, vergeht Zeit, ehe eine Preisdifferenz des deutschen


Geldes durch Geldzufuhr aus dem Ausland nivelliert wird, vergeht Zeit und ehe


das von einer Zentralstelle etwa emittierte Geld seine regulierende Wirkung auf


entlegene Märkte ausübt, vergeht ebenfalls Zeit. Es ist nicht genug, daß das


Geld, welches die Spekulation und die Vorsicht dem Markt entzieht, ersetzt wird,


es muß an den Stellen ersetzt werden, wo die Ware liegt.


Die Bedürfnisse des modernen Handels verlangen eine sorgfältige, dauernde,


rechtzeitige Anpassung des Geldangebots an den Geldbedarf überall im Land,


wo sich dieser Geldbedarf zeigt, d.h. überall wo Ware liegt und diese dauernde,


wirksame und rechtzeitige Anpassung des Geldangebots an den Geldbedarf ist


mittels der Emission allein praktisch nicht mit derjenigen Schnelligkeit und


Wirksamkeit auszuführen, welche die Bedürfnisse des Verkehrs erheischen.


Mit den Emissionsrechten allein wird daher der Staat seinen Monopolpflichten


nur unvollkommen nachkommen können; die Emission ist als Regulator des


Geldpreises nicht empfindlich genug. Wohl können die hohen, von weither kom-


menden Wogen auf dem Geldmarkt durch die Emission abgeschlagen werden


und zwar auf wirksamste Weise, aber die Bildung kleiner, lokaler Wellen kann sie


nicht verhüten. Und dies genügt nicht. Wir brauchen einen ehernen, festen


Geldpreis überall im Land; der Geldmarkt muß wie das Meer bei Windstille aal-


glatt bleiben; wir müssen dem Staat die Mittel, das Handwerkszeug geben, wel-


che ihm gestatten den Geldpreis festzunageln. Der Regulator des Geldpreises


muß nicht allein wirksam, sondern auch empfindlich sein.


Woher kommen die Preisschwankungen die heute oft urplötzlich über das


Land ziehen? Die Tabelle zeigt es. Von der Unregelmäßigkeit in der


Geldzirkulation, von dem Mangel an Zirkulationskraft des Geldes, von der


Disparität zwischen Ware und Geld, von dem materiellen, keinen Aufschub


gestattenden Verkaufszwang auf Seite der Ware und dem Man-   Mangel
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gel eines kompensatorischen Verkaufszwanges beim Geld. Unser Geld wird


durch den geringsten Widerstand aus seiner Bahn geworfen. Es fehlt ihm der


innere Zirkulationsdrang den die Ware in so hohem Grade besitzt, es fehlt die


nötige Wucht der Zirkulation, welche für das Hindernisrennen des modernen


Verkehrs unentbehrlich ist.


Hier also sind die Hebel anzusetzen. Die Kraft der Geldzirkulation ist zu


schwach für die Ansprüche, die wir an dieselbe stellen, deshalb ist sie launen-


haft, nachgiebig, nervös. Wir müssen die Zirkulationskraft des Geldes erhöhen;


wir müssen dem Geld einen inneren Zirkulationsdrang verleihen, der ausreicht


um die Hindernisse zu überwinden, der keine Rücksichten kennt, der sich nicht


von persönlichen, politischen, natürlichen und wirtschaftlichen Ereignissen aus


seiner Bahn und Richtung ablenken läßt. Die Geldzirkulation bedarf einer 
größeren Wucht um regelmäßig zu sein.


Drum müssen wir das Geld paritätisch mit der Ware machen, wir müssen 


für den Zirkulationszwang auf seiten der Ware einen kompensatorischen


Zirkulationszwang auf seiten des Geldes einführen. Der Druck und Zwang, 


dem das Angebot unterliegt, muß auch auf die Nachfrage übertragen werden.


Zirkulationszwang des Geldes. Der Staat muß die Aufsicht über die Geld-


zirkulation haben. Aus den Pflichten des Staates den Geldpreis unter allen


Umständen aufrecht zu erhalten, muß der Staat das Recht deduzieren können,


diejenigen Maßregeln zu ergreifen, die zur Erfüllung seiner Pflichten nötig sind


und dazu ist die Kontrolle der Geldzirkulation neben den Emissionsrechten


unentbehrlich. Aus der Preistabelle geht dies hervor.


Was ist das Geld? Heraus mit der Sprache! Wer gegen die Forderung eines


Zirkulationszwanges des Geldes aus prinzipiellen Gründen etwas einzuwenden


hat, wer diese Forderung als ein Attentat auf das Privateigentum betrachtet, der


beantworte doch die Frage, die ich gleich zu Anfang dieser Untersuchungen 
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stelle und die ich eben wiederholte? Was ist das Geld?


Was ist das Geld anderes als ein Verkehrsmittel der Produzenten, welches


diese im allgemeinen Interesse unter staatliche Verwaltung gestellt haben. Im all-


gemeinen Interesse. Und muß nun im allgemeinen Interesse diese Verwaltung


sich nicht den Bedürfnissen des Verkehrs anpassen? Und decken sich die


Bedürfnisse des Verkehrs nicht mit der Festigkeit des Geldpreises? Und stellt die


Festigkeit des Geldpreises nicht die Forderung des Zirkulationszwanges? Ein


fester Preis für das Geld kann ja nur von gleichmäßiger Zirkulation des Geldes


herrühren und diese gleichmäßige Zirkulation kann wiederum nur von einer Kraft


ausgehen, welche ausreicht um die Hindernisse, welche Sonderinteressen der


Zirkulation des Geldes entgegenwerfen, allezeit, in allen Fällen zu überwinden.


Man hat bisher den Preisschwankungen des Geldes nicht die Aufmerksamkeit


geschenkt, die sie verdienen. Die Tragweite dieser Preisschwankungen wird


immer noch weit unterschätzt; die Beziehungen zwischen Ursache und Wirkung


ist bei diesen Preisschwankungen nur verhältnismäßig wenigen bekannt, drum


wird auch die Notwendigkeit einer solch durchgreifenden Reform, wie sie der


geforderte Zirkulationszwang des Geldes bezweckt, trotz der kaufmännischen


Begründung, die wir dieser Forderung gaben, nicht eingesehen werden. Man


wird sagen, daß der Zweck das Mittel nicht wert ist.


Sei es mir daher zum Schluß noch gestattet den Zweck mit einigen Zahlen zu


illustrieren.


Es ist nicht der Preis der 8 Milliarden Mark, die in Deutschland als bares Geld


zirkulieren, der uns interessieren kann. Denn was bedeuten schließlich 8


Milliarden Mark Bargeld gegenüber den 163 Milliarden an sonstigem Vermögen,


welche an dem Preis des Geldes in Deutschland interessiert sind. [Anm: Laut


Mullhalls Dic. of St. p. 589 ist in Deutschland das Verhältnis von Geld zu sonstigem Besitz gleich 167


zu 6431.] 
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Der Preis des Geldes erhält seine Wichtigkeit erst durch den Gebrauch des-


selben als Grundlage der Kapitalgeschäfte, durch die Geldlieferungskontrakte,


die in tausend Formen zu Recht bestehen.


Denn was sind die Schulden des Staates, der Städte, der Gemeinden und 


der Privatpersonen anderes als Geldlieferungsgeschäfte, Termingeschäfte in


Geld? Was sind die Hypothek- und Wechselschulden anderes als Geld-


lieferungskontrakte? Die Miet-, Pacht-, Lohn-, Versicherungskontrakte etc. laufen


auf Termingeschäfte in Geld aus. Alle diese Geschäfte haben das Geld zur


Grundlage, sind am Geldpreis auf das Innigste interessiert. Eine Preiserhöhung


des Geldes erhöht die Pacht, die Hypothek, die Wechselbeträge, die Schulden


des Staates und der Privatpersonen, das Passivum der Kaufleute. Eine


Preisdifferenz von wenigen Prozenten verursacht eine Verschiebung in den


Vermögensverhältnissen von Milliarden zugunsten der Schuldner, wenn das Geld


billig wird, zugunsten der Gläubiger, wenn das Geld teurer wird. Bei der heutigen


Kreditwirtschaft absorbiert häufig eine Erhöhung des Geldpreises von nur 10%


das Vermögen vieler Kaufleute, insofern als das Aktivum (Waren) dem Passivum


(Geld) gegenüber um 10% sinkt. Und was sind 10% bei der heutigen


Geldwirtschaft.


Rechne man die Geldtermingeschäfte zusammen, die im Laufe des Jahres


zur Abwicklung gelangen und man wird staunen über die Ungeheuerlichkeit der


Interessen, die der Geldpreis aufs Spiel setzt.


Laut Mullhall’s Dict. of Stat. betragen die Hypothekschulden 58% des


Gesamtimmobilienwertes Englands. In Frankreich betrugen 1876 diese Schulden


13.500 Millionen Mark. Die Häuser Berlins waren 1883 mit 2.100 Millionen Mark


belastet. Die Staatsschulden Frankreichs betrugen 1883 31.200 Millionen Mark


diejenigen Deutschlands (Reichsschulden allein) 8.000 Millionen.


Das Bankkapital betrug nach derselben Quelle im Jahre 1888: 
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20.000 Mill. Mark in den Ver. Staaten


18.000 Mill. Mark in Großbritannien


4.000 Mill. Mark in Deutschland


und diese Summen können nur als einen geringen Bruchteil der Summen


betrachtet werden, welche die Wechsel und die sonstigen Handelspapiere vertre-


ten.


Über die Beträge, welche die Pacht-, Miet- und Versicherungskontrakte in die


Interessensphäre des Geldpreises ziehen, fehlen statistische Erhebungen, aber


wie hoch wir auch hier greifen mögen, eine Gefahr der Überschätzung liegt nicht


vor. Wie wir die Dauer der Ewigkeit nie überschätzen, so über schätzen wir auch


nie die Interessen, die am Geldpreis haften. Die Summen, um die es sich hier


handelt, überragen einfach unser Begriffsvermögen.


Es sind Riesenzahlen und man kann sagen, daß nicht allein das gesamte


heutige Eigentum sondern auch noch dasjenige der künftigen Geschlechter auf


der Geldwaage liegt.


Man spricht heute viel vom Preis des Weizens und ereifert sich sogar für die


Interessen, die mit diesem Preis verknüpft sind.


Aber was bedeuten diese Fragen gegenüber den Interessen, welche die


Gesamtheit an dem Geldpreis haben? Eine geringe Preisschwankung des


Geldes wirft ja alle Berechnung, alle Voraussetzungen über den Haufen.


Die Getreideproduktion Deutschlands betrug 1887 16 Millionen Tonnen zu


140 Mark gleich 2240 Mill. Mark, und eine Preisschwankung von 10% im


Getreide erzeugt demnach eine Differenz von 224 Mill. Mark.


Unter Zugrundelegung der bereits angeführten Zahlen können wir die sonsti-


gen am Geldpreis interessierten Geschäfte wohl auf das 100fache dieser


Summe schätzen und eine Verschiebung im Geldpreis von 10% erzeugt dem-


nach eine Differenz von 22.400 Millionen (statt 224 Mill.) zugunsten der


Gläubiger, wenn der Geldpreis steigt, zugunsten der Schuldner, wenn der


Geldpreis fällt.


Es liegt also kein Grund vor sich mit dem 
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Splitter zu beschäftigen, so lange der Balken noch im Weg liegt.


Kann man angesichts solcher Interessen, noch sagen, daß der Zweck das


Mittel nicht wert ist, daß der Zirkulationszwang des Geldes eine zu radikale


Forderung ist für die Interessen, die für uns der Geldpreis besitzt.


Oh, nein! Jede Reform des Geldes ist gerade radikal genug, wenn es sich


darum handelt Währung zu bringen in unsere Währung.


Dabei erwähne ich hier nur die materiellen Interessen der Gläubiger und


Schuldner; die viel größeren Interessen des Verkehrs, des Warenaustausches,


des Handels, der Kapitalbildung, der Arbeit etc. lasse ich hier ganz unberücksich-


tigt, da dieselben ihres spekulativen Charakters wegen nicht in die überzeugende


Form einer Zahl gebracht werden können. 
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III. Teil 


Die Reform unseres Geldes
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Beschreibung des Reformgeldes


Es ist uns gelungen die Ursache der Warenanhäufungen, der Schwerfälligkeit


und Kostspieligkeit des Warenaustausches, der Preisschwankungen, der


Spekulation, der Wirtschaftskrisen, der chronischen Überproduktion an Waren


und Unterproduktion an Kapital, der chronischen Arbeitslosigkeit etc. etc. auf den


Umstand zurückzuführen, daß mit Hilfe unseres heutigen Geldes, welches bes-


ser ist als wir selbst und unsere Produkte, die Nachfrage verschoben werden


kann, während das Angebot, einem natürlichen, materiellen Zwang gehorchend,


ununterbrochen auf dem Markt erscheint.


Die Beweisführung war indirekt.


Jetzt wollen wir aber auch den direkten Beweis liefern, daß wenn wir die


Disparität zwischen Geld und Ware aufheben, wenn wir das Geld den Waren


assimilieren, wenn wir Geld einführen, dessen einzelne Stücke täglich und auf


Kosten der Inhaber im Preis fallen (wie die Ware), welche ohne Verlust nicht vom


Markt zurückgezogen werden können (wie die Waren), welche einem dauernden,


natürlichen Verkaufszwang unterstellt sind (wie die Ware) auch ein dauernder


Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot auf dem Markt zustande kommt mit


allen Nebenwirkungen, die wir von einem solchen Zustand deduzieren können.


Und über das „Wie“ einer solchen Assimilierung werden wir uns leicht ver-


ständigen, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß die Ware im Allgemeinen und


besonders das Geld nur eine einzige aktive Eigenschaft besitzt, und daß solche


aktive Wirkungen, wie wir sie von der geplanten Geldreform erwarten, daher


auch nur vom Wert des Geldes ausgehen können. 
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Es hätte gar keinen Sinn zur Herstellung der gewünschten Parität die körper-


lichen Eigenschaften des Geldes – Gewicht, Aussehen, Größe etc. zu reformie-


ren, da diese ja beim Geld keine aktive Rolle spielen; eine solche Reform hätte


nur dann Zweck, wenn sie als Mittel für die Reform des Geldwertes dienen 


könnte.


Also bleibt der Preis der einzige Angriffspunkt am Geld, wo wir Reformen von


aktiver Wirkung anbringen können. Die Assimilierung des Geldes an die Ware


muß vom Preis des Geldes ausgehen. Wir müssen Geld einführen dessen Preis,


wie derjenige der Waren, kontinuierlich einbüßt und zwar auf Kosten des


Inhabers.


Aber nun fragt es sich – wie es möglich ist Geld einzuführen, welches täglich


im Preis fällt, ohne daß die Festigkeit des Geldpreises im Allgemeinen darunter


leidet. Wir sagten doch, daß die Aufrechterhaltung eines festen Preises für das


Geld die erste und wichtigste Aufgabe der Geldverwaltung ist und jetzt verlangen


wir, daß das Geld um einen festen Geldpreis zu garantieren täglich im Preis fal-


len soll. Wie können wir diesen Widerspruch lösen? Einfach dadurch, daß wir der


theoretischen Unterscheidung zwischen Geld und Geldmaterial, zwischen


Werteinheit und Münze, zwischen Geldprivilegien und seinen Aktien, welche wir


gleich zu Anfang unserer Untersuchungen hervorhoben, praktische Anwendung


geben.


Wir trennen die Werteinheit von seinem Träger, das Geldprivileg von seiner


Aktie, das Geld von der Münze und greifen letztere an ohne das Geld, das


Geldprivileg, die Werteinheit darum in Mitleidenschaft zu ziehen.


Eine Mark d.R.W. als Werteinheit wird das bleiben was sie sein soll, aber die


Mark als Münze soll zusammen mit der Ware von ihrem Wert einbüßen.


Wie das einzelne Ei verdirbt und dadurch an Wert verliert ohne daß darum


der Preis der Eier im Allgemeinen darunter leidet, so wird auch der geplante 
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Angriff auf die einzelnen Münzen den Wert des Geldes nicht beeinflussen.


Wenn wir den Verlust, den die Waren im Laufe eines Jahres durchschnittlich


erleiden, auf 5% berechnen, so werden wir zur Herstellung völliger Parität zwi-


schen Geld und Ware das Geld auch 5% seines Wertes einbüßen lassen müs-


sen, so daß niemand mehr Ursache hat, das Geld der Ware vorzuziehen; so daß


jeder, der für 100 Werteinheiten Waren oder Geld kauft, am Ende des Jahres nur


mehr 95 Werteinheiten besitzt.


Nun entspricht ein Verlust von 5% jährlich einem solchen von 1% wöchentlich


und dies wäre demnach der Verlust, den wir dem Geldbesitzer zu Gunsten der


Staatskasse auferlegen müssen.


Hieraus ergibt sich dann folgender Text für unser Geld: 
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Als Kompensation für den bestehenden materiellen


Verkaufszwang dem die Ware unterliegt, zur Herstellung 


völliger Äquivalenz zwischen Ware und Geld und zur


Erzwingung einer für unsere Währung unentbehrlichen


gleichmäßigen Zirkulation des Geldes, wird dieser


Geldbrief


einem regelmäßigen Verlust von 1% wöchentlich oder


5,2% per Jahr unterworfen werden zu Lasten der jeweiligen


Inhaber und zu Gunsten der Staatskasse. Demgemäß wird


die Zahlungskraft dieses Briefes betragen am:







Streichen wir in diesem Geldbrief die letzte Ziffer oder rücken wir das Komma


eine, resp. zwei Stellen nach vorn, so erhalten wir die Formel für das mittlere und


kleine Geld.


Mark 10.00 9.99  –  9.98  –  9.97 usw.


oder Mark 1.000 0.999    0.998    0.997 usw.


Für das kleinste Geld, also Bruchteile einer Werteinheit könnte man der


Geringfügigkeit der in Betracht kommenden Beträge wegen Geldbriefe mit


festem Wert einführen; aber auch dieses Geld bedarf des Zirkulationszwanges


um der Gefahr eines durch Kontraktion verursachten Mangels an solchem Geld


zu begegnen. Andererseits wäre es oft lästig mit Bruchteilen von Pfennigen die


täglichen kleinen und kleinsten Einkäufe zu bezahlen. Diesen Zirkulationszwang,


bei gleichzeitigem unveränderlichem nominellen Wert können wir aber für dies


Kleingeld dadurch erzielen, daß wir dasselbe in etwa 10 Serien, von verschiede-


nen Farben einteilen und von diesen alle Jahre eine Serie an einem durch das


Los bestimmten Tag auf Kosten der Inhaber außer Kurs setzen, resp. vernichten.


Der Verlust, der dadurch die Inhaber treffen würde, könnte niemals groß sein,


würde aber genügen um die gewünschte Zwangszirkulation herbeizuführen.


Jedermann würde um die Gefahr des Verlustes möglichst zu vermindern auch


das Kleingeld zu veräußern suchen, wodurch dann auch der Markt reichlich mit


diesem Geld versehen sein würde.


Die Formel für dies kleinste Geld wäre demnach folgende:
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Die Zahlungskraft dieses Geldbriefes wird während der 


ganzen Dauer des Jahres


0,05 (oder 0,10; 0,20) Werteinheiten


betragen.


Alle Jahre wird jedoch an einem durch das Los bestimmten


Tag eine der 10 Serien dieses Kleingeldes, unverhofft für jeder-


mann, außer Kurs gesetzt werden, ohne daß die jeweiligen


Inhaber Ansprüche auf Entschädigung erheben können.


Im Interesse eines jeden wird es daher sein, dies Geld


nicht anzuhäufen, sondern dasselbe möglichst schnell


immer wieder zu Markte zu tragen.


Anm. Die Zahlung einer Summe von M. 2437,40 würde demnach die 


Heranziehung folgender Zahlungsmittel benötigen, wenn diese Zahlung z.B. 


am 10. November erfolgt:


25 Briefe á  95,60 – W. 2390,–


4 Briefe á 09,56 – 0000038,24


9 Briefe á 0,956 – 0000008,60


Kleingeld            0,56


0002437,40


Dies wäre also die in die Praxis übertragene Unterscheidung zwischen


Geld und Münze; zwischen der Werteinheit und seinem materiellen Träger;


der Angriff auf die Münze unter Schonung des Geldes; die Entwertung der


Münze unter Aufrechterhaltung der Währung; die Lösung eines scheinbar


unlösbaren Widerspruchs.


Von diesem Geld erwarten wir die Zwangszirkulation mit welcher wir


Währung in die Währung bringen wollen, welche die gesuchte unentbehr-


liche Parität zwischen Geld und Ware bringen soll und von welcher wir eine


radikale Reform des gesamten Produktentausches deduzieren können. 







Und wer kann nach kurzer Betrachtung dieses Geldes noch zweifeln, daß wir


damit die Zwangszirkulation erreichen, daß dies Geld ohne Rücksicht auf per-


sönliche, wirtschaftliche, oder politische Ereignisse zirkulieren wird, zirkulieren


muß? Wer wird denn dies Geld noch als Verteidigungs- oder Angriffsmittel dem


Verkehr entziehen können? Wird dies Geld der orientalischen Frage wegen noch


den Markt verlassen? Wird unter der Herrschaft dieses Geldes noch eine Krise


ausbrechen können, wird man mit solchem Geld in der Tasche noch die


Nachfrage nach Belieben und Gutdünken auf andere Zeiten verschieben kön-


nen?


Wird unter der Herrschaft dieses Geldes die Nachfrage nicht dem Angebot


entgegeneilen, wird mit solchem Geld als Tauschvermittler nicht endlich die chro-


nische Warenüberproduktion beseitigt, wird damit kein dauernder Ausgleich zwi-


schen Nachfrage und Angebot erzielt werden? 
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Erläuterungen über die praktische Durchführbarkeit 


dieser Reform


Vorbedingung jeder Reform und zugleich auch wieder ein Beweis für die


Gesundheit der Theorien, welche die Reform begründen, ist der Nachweis ihrer


praktischen Ausführbarkeit, und bevor wir daran gehen die Folgen der Reform zu


besprechen wollen wir daher diesen Beweis liefern. Wir werden zu beweisen


haben:


1) daß dieses Geld einführbar ist; d.h. daß dessen Einführung nicht am


Widerstand privater Interessen scheitern wird.


2) daß dessen Preis vor Schwankungen gesichert ist, resp. gesichert werden


kann.


3) daß es kursfähig ist, d.h. daß es handlich, bequem, transportfähig, über-


tragbar, teilbar etc.


Die Beweisführung wird nicht schwer sein. 


Wie wird also der Staat dieses Geld in Zirkulation setzen, resp. erhalten? Ist


nicht Gefahr, vorhanden, daß die Annahme dieses Geldes einfach verweigert


wird, daß die natürliche Impositionskraft dieses Geldes nicht ausreichen wird um


die Hindernisse zu überwinden, welche interessierte Privatpersonen seiner


Einführung entgegensetzen werden?


Naive Fragen; Kindliche Furcht!


Wie will denn im Ernst ein Privatmann der Impositionskraft des staatlichen


Geldmonopols Widerstand leisten? Ist nicht die staatliche Verwaltung des


Geldmonopols unentbehrlich und ist nicht das Geld die wichtigste, notwendigste


aller Waren? Wie will denn heute jemand ohne Geld auskommen; wie will


jemand seine Produkte ohne Vermittlung des Geldes absetzen? Der einzige


Widerstand, der der 
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Einführung dieses Reformgeldes entgegengestellt werden könnte, wäre der


Widerstand der Produzenten, die sich weigern könnten ihre Produkte gegen sol-


ches Geld zu verkaufen. Einen anderen Widerstand als diesen gibt es nicht,


kann es unmöglich geben und diesen Widerstand zu brechen übernimmt die


Ware selber. Der Produzent muß bei Strafe des Verlustes seiner Waren die


Waren verkaufen und diesen Verkauf kann nur das Geld vermitteln. Die


Impositionskraft des Geldes wurzelt also in der Ware.


Die Unentbehrlichkeit des Geldes für die Produzenten und die eiserne


Notwendigkeit staatlicher Verwaltung des Geldes gibt dem vom Staat ausgege-


benen Geld natürlichen Kurszwang, eine, jedes Hindernis überwindende,


Impositionskraft.


Außerdem ist es ja auch heute nicht möglich zu reisen, einen Brief, ein


Telegramm, ein Frachtgut zu befördern ohne vorher Geld und zwar staatliches,


kurskräftiges Geld zu kaufen. Die Steuern müssen auch mit kursfähigem Geld


entrichtet werden. Vom Staat als Eigner großer Waldbestände muß man das zur


Küche nötige Holz mit kursfähigem Geld kaufen; die Straßen, Brücken und Wege


gehören auch dem Staat. Das Gerichtswesen, das Schulwesen, selbst der


geschäftliche Teil der Religionen wird vom Staat verwaltet, und wer heute Salz


für sein Brot gebraucht, Waren aus dem Ausland kaufen will, der muß dies Brot


und diese Waren an den Staatskassen mit kursfähigem Geld versteuern. Kurzum


es ist nicht möglich im heutigen Staat zu leben, sich zu bewegen, sich zu dre-


hen, ohne irgendwo an den Staatsbetrieb anzustoßen, ohne in die Tasche nach


staatlichem kursfähigem Geld greifen zu müssen.


Man sieht, wie sich dem Kaufzwang des staatlichen Geldes, der aus der


Eigenschaft der Ware und aus der eisernen Unentbehrlichkeit des Geldmonopols


erwächst, jetzt noch der materielle Zwangskurs zugestellt, den das Übergewicht


der staatlichen Geschäftsbetriebe mit sich bringt.


Die Impositionskraft des staatlichen Geldes kennt keinen Widerstand, und


wenn wir dies Geld aus glü-    glühenden
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henden Kohlen herstellen, es würde gekauft werden, es würde kursieren, es


würde allen imponieren.


Waren denn die Assignaten etwas anderes als glühende Kohlen; wußte nicht


jeder, daß er sich die Finger daran verbrennen würde und trotzdem kursierten


sie? Trotzdem bestand Nachfrage für dies Geld, trotzdem suchte der Bauer seine


Kartoffeln gegen diese glühenden Kohlen zu verkaufen. Was blieb dem


Produzenten anderes übrig? Er stand ja vor der Alternative seine Produkte ver-


faulen zu lassen oder aber die Assignaten anzunehmen.


Vor solchen Tatsachen muß daher jede Sorge um die Kursfähigkeit, jeder


Zweifel an die Impositionskraft des einzuführenden Reformgeldes verschwinden.


Für dieses, wie für jedes vom Staat in Umlauf gesetzte Geld besteht ein


natürlicher Zwangskurs, der sich auf die zwingende Macht natürlicher, materieller


Verhältnisse stützt.


In betreff der Frage wie die nötige Festigkeit im Preis dieses Geldes erzielt


wird, brauchen wir zur Antwort nur darauf hinzuweisen, daß der Preis jeder Ware


fest ist und fest bleibt, solange sich Nachfrage und Angebot ausgleichen und daß


– den nötigen Willen vorausgesetzt – die Papierwährung dem Staat die Mittel in


Hülle und Fülle zur Verfügung stellt um diesen Ausgleich auf dem Geldmarkt zu


jeder Zeit herbeizuführen.


Hat der Staat zu wenig Geld ausgegeben so nimmt auf dem Markt die


Nachfrage ab und die Warenpreise fallen (resp. der Geldpreis steigt). Durch


Ausgabe von Geld wird dem Übelstand abgeholfen.


Ist zu viel Geld im Verkehr, so steigen die Warenpreise (resp. der Geldpreis


fällt) und durch Zurücknahme von Geld werden die Preise wieder auf ihr norma-


les Niveau zurückgebracht.


Und hier muß gleich bemerkt werden, daß der persönliche, sichere, unab-


wendbare Verlust, der mit dem Besitz des Reformgeldes untrennbar verbunden


ist, die gesamte Geldmasse des Landes in ununterbrochener, gleichmäßiger,


schneller Zirkulation erhalten 
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wird, daß das Reformgeld stets die von den existierenden Handelseinrichtungen


begrenzte Maximalschnelligkeit beibehalten wird, unbekümmert um wirtschaftli-


che, persönliche, politische Ereignisse und daß dieser Umstand der Preis-


regulierung durch die Emission die denkbar höchste Empfindlichkeit verleihen


wird. Ansammlungen von Geld, Reserven die im Falle günstiger Konjunkturen


einspringen, oder günstige Konjunkturen erzwingend sich in den Hinterhalt stel-


len (Spekulation) und dadurch die Wirksamkeit der staatlichen Regulierung des


Geldpreises mittels der Emission zur Illusion machen – können mit der Ein-


führung des Reformgeldes nicht mehr existieren. Die Zwangszirkulation des


Reformgeldes gestattet nicht die Anhäufung von Geldmassen, mit zentrifugaler


Kraft wirft sie das Geld aus den Banken, Schatzkammern, Sparbüchsen stets


wieder auf den Markt zurück.


Je schneller der Regulator einer Maschine sich dreht, desto empfindlicher


wird er. Je schneller ein Schiff fährt, desto besser gehorcht es dem Steuerrad.


Und ähnlich verhält es sich mit der Regulierung des Geldpreises. Je schneller


dasselbe zirkuliert, je größer die Regelmäßigkeit seiner Zirkulation, desto leichter


wird es sein, seinem Preis die gewünschte Richtung zu geben. Jede private


Einmischung in die Preisbewegung des Geldes wird durch die Zwangszirkulation,


durch die Beseitigung aller Privat-Geldreserven unmöglich gemacht. Das Geld


wird durch niemand und aus keinerlei Rücksichten aus seiner Bahn gedrängt


werden können; es erzwingt sich freie Bahn; zersprengt die eisernen Kasten der


Banken, überwindet mit elementarer Gewalt jedes Hindernis und sein Preis wird


dadurch ganz dem Willen des Staates überantwortet werden. D.h. durch die
Zwangszirkulation wird das Geld den Zügeln folgen müssen, welche die
Emissionsrechte dem Staat in die Hand legen.


Ist unter solchen Umständen noch ein Zweifel an die Währungsfähigkeit des


Reformgeldes berechtigt? Muß nicht jeder zugeben, daß der Preis des Reform-


geldes dem Willen des Staates, der Wirksam-  Wirksamkeit
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keit der staatlichen Mittel am Schnürchen wird gehorchen müssen?


Nun bleibt noch die Frage zu beantworten, ob das Reformgeld für den


Verkehr nicht zu unbequem sein wird; ob es genügend handlich, transportfähig


und leicht übertragbar ist für den täglichen Verkehr.


Diese Frage ist zwar den anderen vorangehenden Fragen gegenüber bedeu-


tungslos, insofern als ja der Schwerpunkt aller Währungsfragen im Preis des


Geldes, und nicht in seiner äußeren Form liegt, aber das Geld ist für den Verkehr


von so gewaltiger Bedeutung, daß selbst solche untergeordnete Fragen eine


Besprechung verdienen.


Warum wäre dieses Reformgeld unbequem? Weil es keine runden Summen


mehr repräsentiert, weil man die Zahlungskraft des Geldes unter


Berücksichtigung des Kalenders stets von neuem feststellen muß?


Oh! Wie müssen wir doch blind sein, daß wir das Nächststehende nicht


sehen!


Woher kommen denn die runden Summen welche heute für die meisten


Warenpreise ausgeworfen werden? Warum kostet denn ein Hut heute 6 Mark,


warum kostet er nicht 5,80 oder 5,90? Nicht weil die Rechnung des Kaufmanns


mit Vorliebe runde Summen ergibt, sondern einfach weil die Warenpreise den


Zahlungsmitteln gewaltsam angepaßt werden. Unser Geld ist für die Zahlung


runder Summen eingerichtet und unseren Zahlungsmitteln werden die Preise


angepaßt. Einleuchtend aber ist es, daß das Umgekehrte der Fall sein müßte,


resp. daß die Zahlungsmittel sich den Preisen anzupassen hätten.


Das Reformgeld wird für runde Summen nicht mehr Vorliebe haben, als wie


solche die kaufmännische Berechnung der Waren besitzt, und die Preise werden


daher ohne Rücksicht auf die Zahlungsmittel genau so ausgeworfen werden, wie


sie sich nach Maßgabe der Kalkulation ergeben. Der Preis des Hutes wird also


mit 5,80 oder 5,93, nicht mehr auf 6,00 abgerundet, ausgeworfen werden. 
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Anm. Daß dies ein Vorteil ist, zumal für Leute, deren Produkte nach Pfennigen berech-


net werden, ist klar und daß das heutige auf runde Summen eingerichtete Geld für viele


Leute eine Verteuerung der Waren verursacht, erkennt man schon an der Klage, die auf


dem Lande, hauptsächlich in Bayern, über den Mangel an 1/2 Pfg. Münzen geführt wird.


Die Anpassung der Preise an die Zahlungsmittel beschränkt sich aber nicht auf Abrun-


dung 1/2 Pfg. aufwärts auf ganze Pfg., sondern beträgt häufig erkleckliche Summen.


Man bemängelt am Reformgeld die Unbequemlichkeit, die Zahlungskraft des-


selben stets von neuem feststellen zu müssen. Ganz recht; aber muß nicht auch


der Preis der Ware durch Wiegen, Messen, Abschätzen stets von neuem festge-


stellt werden? Ist nicht die Bequemlichkeit, welche die Geldeigner heute genie-


ßen, ein Privileg? Ist dieses Privileg nicht etwas wert, und hebt nicht der Wert


dieses Privilegs notwendigerweise die Parität und Äquivalenz zwischen Ware


und Geld auf? Der kleine Nachteil der Unbequemlichkeit des Reformgeldes wird


also durch Vorteile höherer Ordnung ausgeglichen, denn wenn der Verkäufer den


Wert der Ware immer wieder feststellen muß, so verlangt die Äquivalenz, daß


auch der Käufer sich der gleichen Unbequemlichkeit zu unterziehen habe. Wie


der geringste Vorzug oder Nachteil einer Ware den Preis beeinflußt, so muß


auch jeder und noch so kleine Vorteil, den der Geldbesitzer genießt, den Preis


des Geldes beeinflussen.


Anm. In den Händen freigiebiger Personen wird dieser Vorteil meistens nicht ausge-


beutet werden, aber bei kleinlichen Seelen, Wucherern und sonstigen Leuten, die ihren


Vorteil wahrzunehmen wissen, spielt dieser Umstand ganz gewiß eine Rolle. Wie würde


es sich sonst erklären, daß einzelne Personen stets billiger kaufen als andere? Den


Mangel völliger Äquivalenz zwischen Ware und Geld erkennt man übrigens an der


Verschiedenheit des Benehmens der Kaufleute, Käufer und Verkäufer, dem Geld und der


Ware gegenüber. Dem Käufer gegenüber zuvorkommend, höflich, oft sogar unterwürfig;


dem Verkäufer gegenüber hochmütig, grob. Dies zeigt, daß im Geld Eigenschaften stek-


ken müssen, welche selbst durch Preisdifferenzen nicht immer ausgeglichen werden kön-


nen. Der Verkäufer weiß sich dem Käufer, (die Ware dem Geld) gegenüber im Nachteil


und da er diesen Nachteil durch keine Preisdifferenzen nivellieren kann, wirft er hier


Höflichkeit, dort die Grobheit als Zugabe auf die Waage. 
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Kein Geld ist so handlich, keines ist so leicht zu transportieren, wie das


Papiergeld, keines so schwer zu fälschen. Es entfällt nicht, wie das Gold, der


Hand, es zerreißt die Hosentaschen nicht und geht nicht leicht verloren. Fällt es


zu Boden, so rollt es nicht weiter, und seiner schärferen Flächenabgrenzung und


grelleren Farbenabtönung wegen ist es immer leicht am Boden zu finden. Und


geht es wirklich verloren, so gewinnt der Staat, was der Privatmann verliert – die


Gesamtheit, das Nationalvermögen erleidet dadurch nicht wie beim Gold einen


Verlust. Das verloren gegangene Geld kann ohne nennenswerte Unkosten


ersetzt werden, während beim Gold der Verlust genau dem Wert des Geldes ent-


spricht.


Das Abzählen von Papiergeld geht schnell und sicher vonstatten; es kann


leicht zu Bündeln für den Transport zusammengelegt werden, mit großen


Summen in der Tasche kann man ohne Belästigung sich bewegen. Es läßt sich


auch per Brief befördern. Es ist bis ins Unendliche, wie die Zahlen selbst teilbar,


und es wird nicht mehr nötig, mineralogische Kabinette in der Tasche mit sich


herumzuschleppen. Während wir heute für kleinstes Geld Kupfer, für etwas grö-


ßeres Nickel, dann Silber, Gold und schließlich Papier als Zahlungsmittel heran-


ziehen müssen, werden wir statt solchen Gemischs nur einfach Papier gebrau-


chen.


Kurzum das Papiergeld ist in jeder Beziehung dem Metallgeld überlegen. Und


es ist erklärlich. Ist nicht der Preis des Geldes die einzige Eigenschaft desselben,


welche zum Kauf reizt; sind nicht alle übrigen Eigenschaften des Geldes lästiger


Ballast und nähert sich das Papiergeld nicht von allen Geldsorten am meisten


dem Ideal, d.h. dem ballastfreien, körperlosen Geld? Das Geld braucht die


Körperform ja nur um übertrag- und sichtbar zu sein und je weniger es neben


dieser Eigenschaft andere besitzt, umso besser ist das Geld. Deshalb ist das


Papiergeld das dem unerreichbaren Ideal am nächsten stehende Geld. 
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Die Liquidation unseres heutigen Geldes


Der Nachweis, daß das Reformgeld kurs- und währungsfähig ist, daß keine


Erwägung praktischer Ordnung seiner Einführung sich entgegenstellt, bringt nun


die Frage aufs Tapet, wie sich die Liquidation unseres heutigen Geldes gestalten


würde.


Es steht fest und wir brauchen darüber kein Wort mehr zu verlieren, daß die


eigentliche, wirksame Garantie für den Wert des Geldes in dem Bedarf an Geld


liegt, den die Waren und in letzter Instanz die Besitz- und Arbeitsteilung erzeu-


gen. Das Material des Geldes ist als Garantie für seinen Wert ohne Belang, da


dies Material den Bedarf an Geld nicht beeinflußt, noch beeinflussen kann. Eine


spezielle Garantie für den Wert des Geldes ist somit völlig überflüssig. Auf der


Erkenntnis dieses Sachverhaltes beruht die Anerkennung der Möglichkeit einer


reinen, unfundierten Papierwährung. Und auf die weitere Erkenntnis, daß nur


durch scharfe Anpassung des Geldangebots an den Geldbedarf eine Währung


erzielt werden kann, und daß eine solche Anpassung nur mit der Papierwährung


möglich ist, stützt sich jetzt unsere Forderung, die Metallwährung durch die


Papierwährung zu ersetzen, die reine, unfundierte, nur durch den von der Besitz-


und Arbeitsteilung erzeugten Bedarf an Geld garantierte Papierwährung.


Der Staat erläßt also ein Gesetz nach welchem das Metallgeld außer Kurs


gesetzt wird und jedem freigestellt wird, die metallenen Münzen entweder als


Metall anderweitig zu verwerten oder sie zum nominellen Wert gegen Papiergeld


zu wechseln. Das Recht, das Metallgeld gegen Papiergeld wechseln zu können,


verfällt nach einem bestimmten Termin; von da ab sind die Münzen wirkliche


Metallbarren im Sinne Chevallier’s. Manche werden Zweifel hegen über die


Wertbeständigkeit des vom Staat ausgegebenen Papiergeldes und deshalb vor-


ziehen das Metallgeld zu expor-   exportieren
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tieren; manche werden zwar auch diese Zweifel hegen, aber nicht wissend, wie


sie das exportierte Geld im Ausland anlegen könnten, werden sie das heimische


Papiergeld vorziehen; die große Masse aber wird überhaupt froh sein, wenn man


ihr gestattet das entmünzte Metall gegen kursfähiges Geld zum Austausch ihrer


Produkte zu wechseln und nicht viel und lange fragen, denn der Verkauf der


Produkte drängt. Und worauf es beim Geld ankommt, das ist ja nicht der


Anklang, den dasselbe beim Bankier findet, sondern bei der Ware, resp. beim


Produzenten. Es genügt vollauf, wenn die Produzenten das Geld kaufen, und


dafür, daß sie das vom Staat ausgegebene, allein kursfähige Geld, ohne Fragen,


ohne Anstand, ja ohne Besinnen mit ihren Produkten kaufen werden, kaufen


müssen, sorgen schon die Waren. Der Bien muß, heißt es da.


Die Hauptmasse des kursierenden Metallgeldes wird also gegen Papiergeld


gewechselt werden müssen, wodurch der Staat kostenlos in den Besitz dieser


Metallmasse gelangt.


Anm. Wie aus der nachfolgenden Liquidation unseres Geldes ersichtlich ist, wäre es


für den Staat allerdings vorteilhafter, wenn das gesamte Metallgeld exportiert würde, wenn


alle Geldbesitzer das Gold exportieren wollten, denn der Staat würde in diesem Fall das


Papiergeld durch Ankauf solcher Werte in Umlauf setzen, die wie z. B. Staatsschuldentitel,


ausländische Bankwechsel etc. ohne weiteres zur Regulierung des Geldpreises dienen


können. An dem Gold kann der Staat nur verlieren.


Dieses Metall wird eingeschmolzen und verkauft und der Erlös in Titeln der


Reichsschuld oder in ausländischen Bankwechseln angelegt.


Zur Berechnung der auf diese Weise dem Staat durch die Liquidation unseres


Metallgeldes zur Verfügung gestellten Mittel sind aber folgende Umstände zu


Rate zu ziehen:


1. wird durch die Zwangszirkulation des Reformgeldes die Geldzirkulation


beschleunigt werden, und da eine Beschleunigung der Geldzirkulation eine


Vermehrung des Geldes in der Praxis gleichkommt, so wird der Staat gleich von


vornherein und zur Verhinderung einer Entwertung des ausgegebenen


Papiergeldes einen bedeutenden Teil desselben einziehen müssen. 
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2. wird der Metallverkauf der eingezogenen Münzen infolge Entwertung des-


selben (wie s. Zt. das Silber) nur einen Teil des dafür ausgegebenen


Papiergeldes eintragen.


Berechnen wir diesen vom Staat einzuziehenden Überschuß an Papiergeld


und den Verlust am Metallverkauf auf 1/3 resp. 2/3 der in Betracht kommenden


Summen, so gestaltet sich die Liquidation des heutigen Metallgeldes wie folgt:


Soll: Der gesamte heutige Geldbestand, der nach Mullhall’s Dict. of Stat. in


Deutschland beträgt:


Gold 2440 Millionen


Silber 900 Millionen 3340 Mill. Mk.


Papier 1420 Mill. Mk.


Soll: 4760 Mill. Mk.


Haben: Ausgabe von Papiergeld im gleichen Betrag 4760 Mill. Mk.


Erlös aus dem Metallverkauf 3340 Mill. Mk.


8100 Mill. Mk.


Hiervon ab: Einzug eines Drittels des ausge gebenen Papiergelds wegen der


durch die Zwangszirkulation beschleunigten Zirkulationsgeschwindigkeit


1586
1/3 Verlust an dem Goldverkauf 813
2/3 Verlust an dem Silberverkauf 600


2999 Mill. Mk


Haben: 5101 Mill. Mk.


Haben 5101


Soll 4760


Überschuß 341 Millionen Mark


Die Liquidation würde also einen beträchtlichen Überschuß ergeben, sogar für


den für die Liquidation denkbar ungünstigsten Fall angenommen, daß sämtliches


Metallgeld den Staatskassen zum Tausch gegen Papiergeld zugeführt würde. 
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Aber es ist anzunehmen, daß mancher aus Mißtrauen gegen die


Papierwirtschaft vorziehen wird, sein Geld (Gold) zu exportieren, möglich sogar,


daß viele das tun werden. Um so besser für die Staatskasse, denn dann würde


der Verlust an dem Metallverkauf entsprechend kleiner sein.


Nehmen wir an, die Hälfte des heutigen Goldbestandes würde aus Mißtrauen


gegen die Währungsfähigkeit des Papiergeldes exportiert werden, so würde sich


die Liquidation wie folgt gestalten:


Soll: Der gesamte Geldbestand 4760 Mill. Mk.


Hiervon ab: Export von Gold durch Private. 


Die Hälfte des Bestandes von 2440 Mill. Mk. 1220 Mill. Mk.


Soll: 3540 Mill. Mk.


Haben: Ausgabe von Papiergeld im gleichen Betrag 


des ursprünglichen Geldbestandes 4760 Mill. Mk.


Erlös aus dem Metallverkauf der zum Tausch 


gegen Papiergeld eingebrachten Münzen


Gold 1220 Millionen


Silber 900 Millionen


2120 Mill. Mk.


6880 Mill. Mk.


Hiervon ab: Einzug eines Drittels der ursprüng-


lichen Papierausgabe 1586 Millionen
1/3 Verlust am Goldverkauf 406 Millionen
2/3 Verlust am Silberverkauf 600 Millionen


2592 Mill. Mk.


Haben: 2488 Mill. Mk.


Haben 4288


Soll 3540


Überschuß 748 Millionen Mark 
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Die Liquidation würde somit umso besser ausfallen, je weniger von dem heu-


tigen Geld den Staatskassen zum Tausch gegen Papiergeld vorgezeigt würde,


und es ist erklärlich. Das entmünzte, außer Kurs gesetzte Geld muß durch


Papiergeld in gleicher Menge ersetzt werden, da sonst wegen Geldmangel die


Warenpreise sinken würden. Der Staat ersetzt zunächst dieses Papiergeld durch


Einzug des Metallgeldes in Zirkulation. Wird ihm aber kein Metallgeld zum


Tausch vorgezeigt, so kann der Staat das Papiergeld durch Einzug von


Staatsschuldentiteln und anderen Werten, deren Verkauf keine Verluste bringt, in


Zirkulation setzen. Bedingung für die Liquidation unseres Geldes ist es also


nicht, daß die Eigner des Metallgeldes dieses gegen Papiergeld wechseln – im


Gegenteil je weniger von dieser Befugnis Gebrauch gemacht wird, umso besser


für die Liquidation.


Störungen für den Verkehr durch den Übergang zur Papierwährung sind nicht


zu befürchten, da ja nur die Münze nicht die Werteinheit; nur die Form, nicht das


Wesen; das Material, nicht das Geld, von der Reform berührt wird. Ein Über-


gangsstadium gibt es für diese Reform nicht; Störungen wie sie die deutsche


Münzreform vom Jahre 1872 mit sich brachte, sind hier gänzlich ausgeschlos-


sen. Es wird nach wie vor nach Mark gerechnet werden und wenn die Mark in


Bezug auf Währung heute Anlaß zur Klage gibt, so werden diese Klagen mit der


Reform verstummen.


Die Liquidation kann also jeden Tag bewerkstelligt werden. 
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Die Regulierung des Geldpreises


Das Papiergeld ist durch die Besitz- und Arbeitsteilung garantiert, denn die


Arbeitsteilung erzeugt einen kontinuierlichen Bedarf an Geld, der nur mit kursfä-


higem, staatlichem Geld gedeckt werden kann.


Das Papiergeld braucht keine spezielle Garantie; denn eine bessere Garantie


als sie die Besitz- und Arbeitsteilung, die Quelle aller Werte, bietet, gibt es nicht


und kann es unmöglich geben.


Was wir aber neben dieser natürlichen Garantie des Papiergeldes brauchen,


das ist eine gesunde, verständige, kaufmännische Verwaltung des staatlichen


Geldmonopols, denn ohne dieselbe kann selbst diese natürliche, solide Garantie


ihre Wirksamkeit nicht behalten.


Zu dieser kaufmännischen, soliden Verwaltung des Geldes gehört in erster


Linie die Bildung genügender Reserven an Werten aller Art, um jeden sich zei-


genden Geldüberschuß zu allen Zeiten sofort vom Markt zurückziehen zu kön-


nen, denn wie wir gezeigt haben, kann nur von einer ständigen, sorgfältigen


Anpassung des Geldangebots an den Geldbedarf Währung von unserer


Währung erwartet werden.


Unsere Aufgabe wird es also jetzt sein zu beweisen, daß mit der Einführung


des Reformgeldes dem Staat auch die zur Regulierung des Geldpreises nötigen


Mittel zur Verfügung stehen werden.


Unsere Liquiditionsrechnung ergab einen Überschuß von 341 resp. 748


Millionen Mark, der der Monopolverwaltung des Geldes in Börsenpapieren bester


Qualität zur Verfügung steht.


In Umlauf  wurden gesetzt 4760 Mill. Mk.


Davon 1/3 bereits zurückgezogen 1587 Mill. Mk.


Demnach verbleiben im Umlauf 3173 Mill. Mk.
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Die der Monopolverwaltung aus der Liquidation zur Verfügung stehenden


Mittel betragen somit 11 resp. 23% der umlaufenden Geldmasse. Die


Monopolverwaltung wäre also gleich von vornherein in der Lage mit eigenen


Mitteln durch Ankauf von Geld einer Entwertung desselben bis zur Höhe von 11


resp. 23% entgegenzuwirken.


Nun treten aber zu dieser einmaligen Einnahme noch solche, die jährlich wie-


derkehren und womit im Laufe weniger Jahre, falls es die Vorsicht fordern sollte,


Riesensummen an Reserven gebildet werden könnten.


Das in Umlauf befindliche Reformgeld nimmt ja jährlich um 5.2% auf Kosten


der Inhaber an Wert ab, und dieser Abgang muß jährlich ersetzt werden. Der


Monopolverwaltung erwächst daher aus jenem Wertverlust eine regelmäßige


Einnahme von 5,2% der gesamten in Umlauf befindlichen Geldmasse.


Mit dem Wachstum der Bevölkerung und mit der Ausdehnung der Besitz- und


Arbeitsteilung wächst auch der Bedarf an Geld im gleichen Verhältnis und dieser


Mehrbedarf muß durch eine entsprechende Vermehrung der Emission gedeckt


werden. Diesen Mehrbedarf an Geld können wir unter Zugrundelegung der jährli-


chen Bevölkerungszunahme auf reichlich 1% bemessen.


Der Ertrag der Liquidation unseres heutigen Geldes, in Wertpapieren ange-


legt, bringt Zinsen ein, welche zu 3% berechnet, jährlich 10 resp. 22 Millionen


einbringen würden.


Hierzu kommt noch der Ersatz des in Feuersbrünsten und anderen


Gelegenheiten in der Zirkulation verloren gehenden Geldes, eine Summe, die


sicherlich nicht klein ist, welche wir aber, da für deren Berechnung jeder


Anhaltspunkt fehlt, ganz außer Betracht lassen wollen.


Die jährlichen Einnahmen der Monopolverwaltung würden also betragen: 
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1) Ersatz des Wertverlustes des Reformgeldes 


5,2% von 3173 Mill. 165 Mill. Mk.


2) Jährliche Vermehrung des Geldbestandes 


entsprechend der jährlichen Bevölkerungs-


zunahme 1% von 3173 Millionen 031 Mill. Mk.


3) Zinsen des Liquidationsfonds von 


341 (resp. 748) Mill. á 3% 010 Mill. Mk.


4) Ersatz des zerstörten oder verloren gegangenen Geldes         —


206 Mill. Mk.


Das wären also die Mittel, welche das Geldmonopol dem Staat jährlich zur


Verfügung stellen würde und womit dieser den Pflichten, die ihm das Monopol


auferlegt, nachzukommen hätte.


Aber nun frage ich, woher könnten (die Zwangszirkulation vorausgesetzt) die


Preisschwankungen des Geldes kommen, welche die Bildung solcher Reserven


nötig machen?


Wie kann das Geld noch im Preis schwanken, wenn die gesamte Geldmasse


des Landes, einem stetigen gleichmäßigen Druck nachgebend, in gleichmäßiger,


niemals stockender Zirkulation erhalten wird? Heute, wo das Geld wie ein steuer-


loses Fahrzeug, als Spielball gemachter oder zufälliger Konjunkturen, bald


schneller, bald langsamer, bald gar nicht mehr zirkuliert, wo zuweilen aber alle


Kassen voll sind, würden solche Reserven in den Händen des Staates vielleicht


gute Dienste leisten können, aber mit der Zwangszirkulation werden dieselben


gänzlich überflüssig. Es kann ja niemand mehr das Geld dem Verkehr, ohne


einen empfindlichen Verlust zu erleiden, entziehen. Die gesamte vom Staat aus-


gegebene Geldmasse liegt jahraus, jahrein, in guten wie in schlechten Zeiten auf


dem Markt. Warenansammlungen, infolge mangelhafter Nachfrage können nicht


mehr vorkommen und der Bedarf an Geld wird infolge gleichmäßigen Abflusses


der Waren drum auch stets gleichmäßig sein, während das Angebot von Geld


infolge der Zwangszirkulation ebenfalls stets gleich-   gleichmäßig


196







mäßig sein wird. Ein fester Geldpreis ist drum unausbleiblich. Andererseits hat


aber ein fester Geldpreis wiederum Gleichmäßigkeit in der Abwicklung der


Kreditgeschäfte zur Folge, wodurch wiederum Störungen in dem Geldbedarf 


vermieden werden.


D.h. durch die Wechselwirkung, welche die Festigkeit des Geldpreises auf 


die Gleichmäßigkeit des Geldbedarfs ausübt, werden an sich schon Preis-


schwankungen unmöglich. (Siehe die Tabelle II. der Preisfaktoren.)


Die Reserven, die wir zur Verhütung von Preisschwankungen machen wollen,


werden daher wohl selten oder niemals Gelegenheit haben in Dienst zu treten.


Aber zur Beruhigung ängstlicher Gemüter mögen sie bestehen bleiben; sie scha-


den ja nichts, sie bringen ja Zinsen ein und warum sollte der Staat immer nur


Zinsen zahlen, warum nicht auch Zinsen einnehmen?


Wie man nun auch über die Notwendigkeit von Reserven nach Einführung


des Zirkulationszwanges denken mag, das eine steht fest – an Mitteln solche zu


bilden, wird es der Monopolverwaltung des Geldes nicht fehlen. Ferner steht fest,


daß mit der staatlichen Kontrolle der Geldzirkulation durch den Zirkulationszwang


der Bedarf an solchen Reserven auf wenige Prozente der umlaufenden


Geldmasse beschränkt bleiben wird. 
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Die Verwaltung des Geldmonopols


Die Grundlage einer geordneten Geldverwaltung bildet eine sorgfältig geführte


Warenpreisstatistik zur Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren, denn die-


ser Durchschnittspreis kann allein Maßstab für die Währung des Geldes geben.


Mit der Ermittlung des Durchschnittspreises mittels der Statistik müßten also


die Operationen der Geldverwaltung beginnen. Wie diese Statistik geführt wer-


den soll, ist zu Beginn unserer Untersuchungen gesagt worden und es kann sich


jetzt nur mehr darum handeln, wer sie führen soll. Bei der Wichtigkeit der Sache,


bei dem Riesenmaß der Interessen, die von der Führung dieser Statistik berührt


werden, muß Garantie geboten werden, daß Privatinteressen die Führung der


Statistik nicht beeinflussen. Vielleicht würde die Kontrolle der Handelskammern


diese Garantie am wirksamsten bieten, doch sind dies Fragen, die hier nicht


erörtert zu werden brauchen.


Ist die Statistik organisiert, der Durchschnittspreis der Waren ermittelt, so wird


es Aufgabe der Monopolverwaltung sein zu verhindern, daß dieser Durch-


schnittspreis Schwankungen erleidet. Zu diesem Zweck wird in regelmäßigen


Abständen (vielleicht alle Wochen) aufgrund der stets á jour gehaltenen Statistik


der Durchschnittspreis neu ermittelt und durch Vergleich mit den vorherge-


gangenen Resultaten etwaige Abweichungen festgestellt.


Ist die Tendenz der Preise nach unten gerichtet, so wirft die Verwaltung neues


Geld durch Ankauf von Werten auf den Markt, bis daß die Baisse, dem Druck


größerer Geldfülle nachgebend, in Hausse umschlägt. 
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Ist im Gegenteil die Richtung á la hausse, so zieht die Geldverwaltung durch


Verkauf von Werten allmählich und so lange Geld vom Markt zurück, bis daß


infolge solcher Drainage die Geldfülle verschwindet und die Preise auf ihr nor-


males Niveau sinken.


Solche Käufe und Verkäufe könnten wohl am besten in Auktionen stattfinden.


Das und die Instandhaltung des Papiergeldes, der Ersatz der zerrissenen und


beschmutzten Briefe, die Verfolgung etwaiger Falschmünzer, wäre alles, was die


Monopolverwaltung zu tun hätte. Eine Arbeit, deren materieller Teil durch ein


paar dutzend Mann bewerkstelligt werden könnte. 
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Die Geldreform vom Standpunkt des Rechtes 


aus betrachtet


Es war nicht der Wunsch eine neue Steuer zu erfinden, dem bedrängten


Fiskus zu helfen, der uns den Gedanken der Geldreform suggerierte. Wir dach-


ten während des ganzen Verlaufs unserer Untersuchungen nicht an Steuern, an


den Fiskus, sondern wir suchten die Faktoren, welche den Preis des Geldes


bestimmen, wir suchten den Faden, der uns aus dem Labyrinth der heutigen


Geldwirtschaft führen könnte. Wir dachten dabei nicht mehr an Steuern, wie wir


an das Wetter dachten.


Daß das Ergebnis dieser Untersuchungen eine Reform des Geldes darstellt,


welche nebenbei auch die Interessen des Fiskus berücksichtigt, konnten wir


natürlich nicht voraussehen. Diese Nebenwirkung war völlig unbeabsichtigt und


hat für uns auch nur die Bedeutung, welche etwa der gesunde Schlaf als


Nebenwirkung harter Arbeit hat. Wir arbeiten nicht um zu schlafen, wir denken


während der Arbeit auch nicht an den Schlaf, doch akzeptieren wir gerne diese


Nebenwirkung.


Bastiat hat in seinen „harmonies économiques“ viel gutes Beweismaterial für


die Ideen, die er verfocht, gesammelt, aber einen treffenderen Beweis für den


Zusammenhang zwischen Privat- und Gemeinwohl, wie ihn hier diese


Interessenverbindung zwischen Verkehr und Fiskus bietet, hätte er unmöglich 


finden können.


Akzeptieren wir daher auch diesen Beweis für die Harmonie wirtschaftlicher


Interessen als ein neues Indiz für die Gesundheit der kaufmännischen


Anschauungen, welche unsere Untersuchungen leiteten. 
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Übrigens, was die Bedeutung dieser fiskalischen Nebenwirkung der Geld-


reform anbelangt, so tritt dieselbe ja ganz in den Hintergrund beim Vergleich mit


den durchschlagenden Wirkungen, welche die Reform im Austausch der Güter,


im Verkehr ausüben wird und wir kommen auf dieselbe hier nur zurück, um den


Angriffen zu begegnen, welche man vom Standpunkt des Rechts aus auf unsere


Reformvorschläge etwa machen könnte.


Es wird nämlich nicht an Leuten fehlen, welche sich in ihren Rechten durch


die Geldreform verletzt glauben werden, welche die Geldreform als ein Attentat


auf das Privateigentum bezeichnen werden. Was ist das Geld? Heraus mit der


Sprache! Ist das Geld eine staatliche Verkehrseinrichtung, so hat der Staat das


Recht diese Verkehrseinrichtung den Bedürfnissen des Verkehrs anzupassen; er


hat das Recht und die Pflicht das Geld zu formieren und zu reformieren, so oft


die wechselnden Bedürfnisse des Verkehrs es verlangen. Jede Reform ist


berechtigt, so lange daraus Vorteile für den Verkehr erwartet werden können. Ist


das Geld eine staatliche Verkehrseinrichtung, sind die Münzen Metallbarren im


Sinne Chevalier’s, dann sind die Eigentumsrechte auf diese Münzen absolut, wie


die Rechte eines Mannes auf seine Stiefel und eine Reform könnte wie die pro-


jektierte könnte als Eingriff in Privatrechte bezeichnet werden. Hat aber der Staat


keine Rechte auf meine Stiefel, so hat er infolge dessen auch keine Pflichten die-


sen gegenüber und eine närrische Zumutung wäre es, wenn ich dem Staat die


Tragung der Reparaturkosten auferlegen wollte.


Wenn nun die Münzen absolutes Eigentum der Besitzer vorstellen, wenn der


Staat keine Rechte auf diese Münzen hat, ist es da nicht auch eine närrische


Zumutung, daß wir dem Staat die Reparaturkosten 
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des im Verkehr sich verschleißenden Geldes auferlegen; daß wir vom Staat


Entschädigung beanspruchen für die Verluste die aus der Entwertung des Silbers


erwachsen sind, daß wir vom Staat die kostenlose Prägung von Münzen verlan-


gen? Keine Rechte, keine Pflichten; woher kommen nun alle diese Pflichten,


wenn der Staat keine Rechte besitzen soll?


Geld ist nur denkbar unter staatlicher Kontrolle; Geld kann nur existieren,


wenn der Staat dessen Verwaltung in die Hand nimmt. Seinem ganzen Wesen


nach ist das Geld staatlich und vom Standpunkt des Staatsinteresses, des


Gemeinwohles muß daher das Geld verwaltet werden.


Übrigens, selbst den Fall angenommen, daß das Geld absolutes


Privateigentum seiner Besitze vorstellen würde, daß die projektierte Geldreform


zum einzigen Zweck hätte das Geld zu besteuern, daß es sich also nicht um


eine Geldreform, sondern lediglich um eine Geldsteuer handelte so würde diese


Steuer doch nicht mehr den Titel eines Attentats auf das Privateigentum verdie-


nen, wie etwa die Steuer auf Bier, Tabak, Spielkarten etc.. Ist nicht auch das Bier


absolutes Eigentum seiner Besitzer? Trotzdem wird es besteuert. Mit welchem


Recht? Wohl mit dem Recht das das Bedürfnis der Staatskasse schafft.


Ohne Steuern, keine Staatsverwaltung. Steuern sind notwendig. Es kann sich


nur um die Form, um das Objekt der Steuer handeln. Von einer guten Steuer


verlangt man in erster Linie gleichmäßige Verteilung auf alle Schichten der


Bevölkerung, Erhebung derselben ohne Verkehrsstörung und mit wenig


Unkosten.


Mit Ausnahme dieser Geldsteuer, welche die projektierte Geldreform ein-


schließt, haben wir keine einzige Steuer, die diesen Bedingungen einer brauch-


baren Steuer genügt. Sie wirken alle verkehrsstörend; sie verursachen alle viel


Unkosten, sie bedürfen eines komplizierten Kontrollapparats, sie verteilen sich


nicht gleichmäßig auf die Bevölkerung. Die Besetzung der Grenzen mit einem


dichten Kranz bewaffneter Steuerleute; die Kontrolle des inneren Betriebes der


Brauereien, Zuckersiedereien, Tabakspflanzungen etc.; die 
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Zahlung der Steuer allein von den Personen, die Tabak und Bier konsumieren,


liefern hierzu den Beweis. Die Geldsteuer, in der Form wie sie die projektierte


Geldreform verlangt, belebt den Verkehr statt ihn zu stören; sie erhebt sich selbst


ohne Unkosten, ohne Beamte, ohne Kontrolle, ohne Grenzwächter; sie fällt auf


alle gleichmäßig, d.h. im Verhältnis zum Geschäftsbetrieb. Es ist nicht möglich


sich ihr zu entziehen; zu ihrem Schutz braucht man kein Pulver und Blei. Keine


Züge brauchen angehalten zu werden; kein Gepäck untersucht. Sie erhebt sich


selber. Sie bildet das Ideal einer Steuer, sie ist gerecht, ergiebig, frei von


Unkosten und belebt obendrein den Verkehr.


Irgend jemand hat einmal gesagt, daß wie der Schmetterling den Honig aus


den Blüten zieht ohne ein Merkmal davon zu hinterlassen, so müßte auch die


Steuer erhoben werden ohne die Besteuerten zu belästigen. Und das trifft hier


bei der Geldreform in merkwürdiger Vollkommenheit zu. 
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Die Wirkung der Geldreform


Wir haben die Notwendigkeit und Durchführbarkeit der Geldreform nachge-


wiesen und wollen jetzt suchen einen Einblick in die Verkehrsverhältnisse zu


gewinnen, wie sie sich unter Einwirkung des Reformgeldes werden gestalten


müssen.


Wir haben diese Wirkung in den Details bereits einzeln besprochen; doch ein


volles, klares Bild von der Rasanz und Durchschlagskraft der Reform werden wir


erst dann gewinnen, wenn wir das Gesagte im Zusammenhang noch einmal vor-


zustellen suchen.


A hat seine Erzeugnisse zu Markt gebracht und verkauft. Der Erlös besteht in


einem Päckchen Reformgeld und in dessen Betrachtung versunken, hält er fol-


gendes Selbstgespräch:


Das wäre also das Geld, welches von jetzt ab den Warenaustausch zu ver-


mitteln hat. Ziemlich dürftig und sparsam sieht dieses moderne Geld aus im


Vergleich zu seinem Vorgänger, dem schönen, metallenen, glänzenden Golde.


Doch was schadet das; am Geld interessiert mich ja nur der Preis; das Geld ist


ja nur eine Ware, die man zum Verkauf kauft und wenn es seinen Zweck erfüllt,


was geht mich da sein Ansehen an. Im Gegenteil, je unscheinbarer dasselbe ist,


desto leichter wird es mir werden mich wieder davon zu trennen. Übrigens emp-


finde ich es als eine bedeutende Wohltat, daß das Geld jetzt so wenig wiegt. Ich


trage doch jetzt in meiner Tasche eine ziemlich bedeutende Summe ohne kaum


etwas zu merken; in Gold, Silber, Nickel und Kupfer umgewechselt würde mir


das Tragen gewiß lästig werden. Es hat etwas für sich, dies nüchterne, moderne


Papiergeld.


Aber dies ist ja doch nur von wenig Belang; die 
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Hauptsache ist und bleibt, daß es seinen Zweck erfüllt, daß es den Warenaus-


tausch erleichtert, daß es mir die Möglichkeit bietet meine Waren auszutauschen,


ohne viel Zeit dabei zu verlieren, ohne viel Handelsspesen bezahlen zu müssen.


Und mir scheint, als ob das, was man diesem neuen Geld nachsagt, auch zutrifft.


Man sagt, daß es den Warenaustausch beschleunigt, sichert und verbilligt.


Glaub’s schon; habe ich doch selbst zu meiner höchsten Überraschung heute die


Beobachtung gemacht, daß die Nachfrage trotz des unangenehmen Wetters,


trotz der Wolken am politischen Himmel nicht fehlte. Und wie höflich waren die


Käufer; sie kamen mir sogar auf halbem Weg entgegen; von dem Hochmut, der


Sprödigkeit früherer Zeiten ist nichts mehr zu merken. Auch dies ist erklärlich, hat


doch auch jetzt der Käufer ein dringendes Interesse daran, daß der Handel


zustande komme. Glaub’s gerne, daß der Güteraustausch dadurch verbilligt wird.


Muß ich selbst nicht gleich sehen den Erlös meiner Ware in andere Produkte


umzusetzen und befreie ich durch den Kauf zu dem mich das Geld zwingt nicht


einen anderen Produzenten von der Last seiner Erzeugnisse? Hatte ich selbst


nicht heute früh den Verkauf meiner Waren demselben Kaufzwang zu verdanken.


Kauf und Verkauf stehen ja in innigster Wechselwirkung zu einander. Der Zwang,


dem der Käufer jetzt unterliegt, kommt direkt dem Verkäufer zustatten und da der


Produzent Käufer und Verkäufer in einer Person ist, so kommt ihm der Kauf-


zwang beim Verkauf seiner Produkte zugute.


Einen Nachteil bringt ihm also der Kaufzwang nicht, aber sehr viele Vorteile.


Der Verkauf der Produkte wird beschleunigt, gesichert und dadurch auch ver-


billigt. Und dies kommt direkt und unvermittelt dem Produzenten zugute, denn 


er, er ganz allein bezahlt ja die Handelsspesen, die der Verkauf seiner Produkte 


verursacht.


Ich habe jetzt für 100 Werteinheiten Waren erzeugt und verkauft, jetzt werde


ich für ebensoviel Ware kaufen und nach Hause bringen müssen. Meine eigenen


Erzeugnisse zwangen mich zum Verkauf, der 
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Gelderlös zwingt mich jetzt zum Kauf. Es bleibt mir nichts anderes übrig – ich


muß jetzt genau so viel kaufen als wie ich verkauft habe. Genau betrachtet ist


dies ja auch vernünftig und eine Ungerechtigkeit liegt nicht in diesem Zwang,


denn ich brachte meine Produkte doch nicht auf den Markt um Geld zu kaufen.


Das Geld war für mich das Mittel, nicht der Zweck und das Mittel lieferte mir ja


erst der Kaufzwang dem der Abnehmer meiner Ware unterworfen war. Ohne den


Zwang, dem ich jetzt unterliege, wäre ich ja überhaupt nicht zu dem Geld ge-


kommen.


Früher allerdings genoß ich als Käufer das Privileg den Kauf nach Belieben


und Gutdünken hinausschieben zu können, aber was war die Folge? Hatte nicht


jeder dies Privileg und zwang dieses Privileg des Käufers nicht den Verkäufer auf


den Verkauf seiner Produkte zu warten, bis daß die unmittelbaren Bedürfnisse


des Käufers diesen an seine Pflicht erinnerten?


Pflichten sind es, resp. sollten es sein, die man mit dem Geld übernimmt,


nämlich die Pflicht dieselben Vorteile, die man als Verkäufer genoß durch Kauf


auf andere zu übertragen. Das Geld ist ja eine dem Gemeinwohl dienende


Verkehrseinrichtung. Mußte denn früher nicht jeder das Privileg, das er als


Käufer genoß, beim Verkauf mit schweren Spesen bezahlen?


Jetzt bringe ich den vollen Erlös meiner Produkte in Form von Gütern aller Art


nach Hause und speichere dieselben in einer Vorratskammer auf. Und da ich


meine eigenen Produkte durch den Kaufzwang dem jetzt jeder unterliegt sämtlich


verkaufen konnte, so werde ich meinen Laden zur Vorratskammer machen. Statt


Waren werde ich Güter als Vorrat haben und dadurch die Sorgen und Unkosten,


die mit dem Besitz von Waren unzertrennlich sind, mit dem Sicherheitsgefühl


tauschen, welches eine gut versehene Vorratskammer gibt. Der Verkauf meiner


Produkte war unsicher und ebenso die Einnahmen, die mir der Verkauf einbrach-


te. Der Ausbruch einer Krise unterbrach den Verkauf und da ich wohl Waren


hatte, aber keine Vorräte, so kam ich dabei in große 
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Not. Jetzt habe ich die Waren in Vorräte umgewandelt (dank der Wechselwirkung


den der jetzige Kaufzwang auf Kauf und Verkauf ausübt) und kann ich jetzt


irgendeinem wirtschaftlichen Ereignis sorglos entgegensehen.


Freilich, wenn mir früher zufälligerweise der Verkauf meiner Produkte gelang


und ich den Erlös als Geld auf die Sparbank brachte, so warb dies Geld für mich


Zinsen, während mir jetzt der Verkauf meiner Produkte zwar gesichert ist, aber


wenn ich deren Erlös als Kapital anbiete, rückzahlbar auf kurze Kündigungsfrist,


wer wird mir heute Zinsen zahlen? Und wenn ich den Erlös als Vorrat aufspei-


chere, so bringt er mir keine Zinsen ein, im Gegenteil, er schrumpft sogar täglich


ein.


Aber wer mußte denn eigentlich die Zinsen zahlen, welche die Sparbank frü-


her vergütete? Werte wachsen doch nicht, sie fallen doch nicht vom Himmel?


Irgend jemand zahlte diese Zinsen aus seiner Tasche und infolge der Wechsel-


wirkung in welcher die wirtschaftlichen Verhältnisse stehen, mußte ich wahr-


scheinlich die Zinsen, die man mir bezahlte, plus Bankspesen bei meinen


Einkäufen als allgemeine Handelsspesen wieder bezahlen.


Und was den Verlust anbetrifft, den mir meine Vorratskammer verursacht, so


bleibt zu erwägen, ob die Unkosten, welche mir früher aus dem Unterhalt meines


Verkauflokals erwuchsen, nicht doppelt, vielleicht dreimal so groß waren. Meine


Vorratskammer schließe ich ab; ich brauche darin kein Licht, keine Wärter.


Schaufenster sind nicht nötig; ich brauche dazu nicht das beste Zimmer des


Hauses. Als ich statt Vorräte Waren hatte, war ich ein Sklave derselben; mußte


den Waren das schönste Zimmer einräumen, um die Kunden zu jeder Tag- und


Nachtzeit zu empfangen. Keinen Augenblick Ruhe hatte ich am Tag; pfennig-


weise war der Absatz, und dabei mußte ich meine Kunden nicht als die Abneh-


mer von Äquivalenten, sondern als Wohltäter betrachten.


Jetzt bringe ich meine Waren auf den Markt und der existierende Kaufzwang


schafft mir Absatz. 
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Der Kaufzwang gibt mir Sicherheit beim Verkauf meiner Produkte, er hebt mein


Selbstgefühl. Es sind keine Gönner, keine Wohltäter mehr mit denen ich unter-


handle. Der Verkaufszwang, dem ich unterworfen bin, ist durch den Kaufzwang


kompensiert – der Verkäufer sieht im Käufer einen ebenbürtigen Gegner. Die


Festung, worin sich der Käufer früher zurückziehen konnte, ist gebrochen und


geschleift; Käufer und Verkäufer kämpfen jetzt mit gleichen Waffen; Äquivalente


werden ausgetauscht.


Aber was die Sache noch besonders interessant macht, das ist der völlige


Wegfall der Stundungen, der Verkäufe auf Kredit. Ich werde jetzt immer bar


bezahlt; niemand kauft mehr auf Kredit, ich selbst habe ein direktes Interesse


daran alles bar zu bezahlen. Ich werde dazu durch mein Geld angehalten. Habe


ich mein Geld vergessen, so kehre ich nach Hause zurück um das Geld zu


holen. Früher, da mich das Geld nicht drängte, ließ ich es in solchen Fällen ein-


fach – anschreiben.


Aus Bequemlichkeit, um nicht Geld mit sich herumtragen zu müssen, aus rei-


ner Trägheit ließen früher viele ihre Einkäufe anschreiben und infolge der


Wechselwirkung welche die wirtschaftlichen Verhältnisse ausüben, konnte ich


meine Einkäufe nicht bar bezahlen. Eine unendliche Kette Buchungen war die


Folge dieser Trägheit. Jetzt ist diese Trägheit überwunden. Seitdem jeder ein


Interesse daran hat sein Geld unterzubringen, seitdem das Geld selber die


Aufgabe übernommen seinen Besitzer an die Erfüllung seiner Pflichten zu erin-


nern, seitdem jeder den Verlust, der mit dem Besitz des Geldes untrennbar ver-


bunden ist, auf andere abzuwälzen sucht, ist die Barzahlung allgemein einge-


führt, und weil jeder bar bezahlt wird, kann auch jeder bar zahlen. Die Kette der


Zahlungen aus welcher die früheren Privilegien des Geldes ein Glied gerissen


hatten, ist durch die Reform des Geldes zu einem vollkommenen Ring wieder


vereinigt worden. Die wirtschaftlichen Verhältnisse eines jeden gewinnen


dadurch außerordentlich an Klarheit. 
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Was hat man doch früher nicht alles vorgeschlagen um die Übelstände dieser


Kreditwirtschaft abzustellen – alles natürlich ohne Erfolg. Hatte man doch die


Ursache dieser Kreditwirtschaft nicht erkannt. Jetzt fällt uns diese so heiß


ersehnte und unerreichbar scheinende Barzahlung als gänzlich unbeabsichtigte


Nebenwirkung dieser Geldreform von selber in den Schoß.


Der Kaufzwang, den der Verkauf jetzt auferlegt, räumt mit allen


Warenvorräten auf. Jeder muß ja dem Markt genau so viel an Waren entziehen,


als wie er hineinwirft. Die Läden sind leer, was sie enthielten hat den Weg zu den


Vorratskammern der Bürger eingeschlagen. Die Waren sind in Güter umgewan-


delt worden. Nur wenige Läden findet man noch; sie enthalten nur solche Waren


deren Bedarf unsicher, zufällig ist, Särge, Medikamente u. dgl.. An sonstigen


Waren täglichen Gebrauchs ist in der Stadt nichts mehr zu sehen. Dieser


Umstand zwingt mich für die Proviantierung meiner Vorratskammer rechtzeitig


Umschau zu halten. Ich werde daher die Zufuhr nicht mehr dem Zufall überlas-


sen, sondern alles was ich brauchen werde, im Voraus bestellen. Dies ist zwar


eine Arbeit, die ich früher nicht kannte; aber werde ich durch die


Wechselwirkung, in der alle wirtschaftlichen Verhältnisse stehen, nicht der viel


unangenehmeren Arbeit enthoben im Voraus zu berechnen, was meine eigenen


Kunden früher oder später gebrauchen werden? Bestellt jeder seinen Bedarf im


Voraus, so muß dadurch jeder Produzent mit festen Bestellungen versehen wer-


den. Und ist das nicht auch ein Vorteil, sogar ein unschätzbarer Vorteil? Ich kann


mich irren in der Abschätzung meiner eigenen Bedürfnisse, aber irrte ich mich


nicht früher schwer und empfindlich bei der Abschätzung des Bedarfs meiner


Kunden?


Ich habe meinen Bedarf an Waren bestellen müssen, aber da jeder dies tun


muß, bin ich jetzt selber mit festen Aufträgen auf lange Zeit versehen und brau-


che mich nicht mehr nach den Bedürfnissen, dem Geschmack und Mitteln mei-


ner Kundschaft 
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zu erkundigen. Diese selbst unterrichtet mich darin. Und es ist besser so.


Dadurch werde ich ja auch geschützt gegen das Risiko der


Preisschwankungen, welche Über- und Unterproduktion als Folge von Über- und


Unterschätzung des wirklichen Bedarfs erzeugten.


Mein ganzes Unternehmen und dasjenige aller Mitbürger gewinnt hierdurch


außerordentlich an Solidität.


Wie will heute noch jemand spekulieren? Womit? Käufliche Warenvorräte sind


überhaupt nicht zu finden und die Vorratskammern des Volkes sind auf lange


Zeit verproviantiert. Aber selbst den Fall angenommen, daß mich jemand durch


hohe Preise zu verleiten suchte meine Vorräte zu verkaufen, wie würde ich dar-


auf eingehen können, ehe ich nicht wüßte, wo ich Ersatz finden kann. Denn das


Geld, das er mir für meine Vorräte anbietet, muß ich ja verkaufen, ich muß das-


selbe in Ware umsetzen. Woher aber diese Waren holen? Nein, Vorräte sind


nicht käuflich, mit ihnen kann kein Spekulateur operieren. Und Waren sind nicht


da. Übrigens wie könnte ein Mann das zu einer Spekulation nötige Geld sam-


meln? Schrumpft ihm das Geld nicht in den Händen schon zusammen, steht er


mit dem Sammeln und Aufspeichern des Geldes nicht einem sicheren Verlust


gegenüber, welcher in der Spekulation ganz ohne Kompensation bleibt? Die


Geldreform entfernt das Spekulationskapital aus dem Markt; der Markt bietet kei-


nen Halt mehr für den Fuß des Spekulateurs. Gebt mir einen Stützpunkt und ich


hebe die Erde aus ihren Angeln, sagte Archimedes. Gebt mir Geld und ich werfe


euren ganzen Kram über den Haufen, sagte früher der Spekulateur. Aber geben


wir dem Spekulateur heute Geld, er wird es drehen und von allen Seiten betrach-


ten ohne den gesuchten Stützpunkt zu finden. Das Geld hat die Eigenschaften,


die es zum Spekulationsobjekt machten, verloren.


Der Kaufmann hat doch jetzt ein beneidenswertes Dasein. Feste


Bestellungen, Barzahlung, keine Vorräte, feste Preise, keine Spekulation, kein


Risiko, 
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keine Verluste, keine Lagerspesen, keine Zinsen, keine Miete, keine


Feuerversicherung, anständige, zuvorkommende, gleichberechtigte Kundschaft.


Mich wundert’s, daß heute nicht jeder Kaufmann wird. Aber halt! Richtet sich der


Preis der kaufmännischen Arbeit nicht wie der Preis jeder anderen Arbeit nach


der Intelligenz, Arbeit, Kenntnisse, Risiko, Kapital, die ihre Produktion erfordert?


Muß der Preis der kaufmännischen Vermittlung des Warenaustauschs nicht


zusammen abnehmen mit dem Maß von Fähigkeiten, welche dieselbe bean-


sprucht? Was gehört denn heute noch dazu um Handel zu treiben? Tinte und


Papier um die festen Bestellungen der Konsumenten zu sammeln und diese den


Produzenten zu übermitteln, um den Ausgleich der Zahlungen zu bewirken. Er


braucht kein Kapital, weil er bar bezahlt wird und kein Lager hält, er braucht kei-


nen Laden und Ladenhüter, weil die Waren von der Produktionsstätte direkt zur


Konsumstätte wandern. Der Handel ist zum reinen Kommissionsgeschäft gewor-


den und pro mille wird jetzt der Verdienst gerechnet. Ein Kaufmann genügt wo


früher fünfzig nicht ausreichten, denn auch das muß noch berücksichtigt werden,


daß wenn früher nur jeder das Minimalquantum kaufte, jetzt jeder die Waren in


großen Posten kaufen muß. Das Detaillieren, der Pfennigverkauf, wie er bis jetzt


üblich war, verschwindet.


Selbstverständlich kommt diese Einschränkung der kaufmännischen Spesen


und Profite jetzt dem Produzenten zugute. Ist es doch in letzter Instanz der


Produzent, der alles bezahlt. Jetzt finde ich auch die Erklärung, warum ich jetzt


für meine Produkte 1/3 ja ? mehr Tauschobjekte erhalte als früher. Die Läden, die


Kaufleute, die ich früher zu unterhalten hatte, sind ja jetzt verschwunden; die


Spekulanten, die sich auf meine Kosten bereicherten, existieren nicht mehr und


dies muß sich doch direkt an meinem Budget bemerkbar machen. Der


Wachstum im Wohlstand aller Produzenten, der überall zutage tritt, ist er nicht


ganz ebenso erklärlich? Wie ist nicht der allgemeine Wohlstand nach Erfindung


der 
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Dampfkraft gewachsen? Nun gut – ist nicht das neue Geld auch eine neue Kraft?


Hat nicht diese neue Kraft die Schnelligkeit des Produktenaustauschs verhun-


dertfacht? Die Dampfkraft beschleunigte, verbilligte und sicherte den


Gütertransport und bereicherte dadurch das Volk; die neue Handelskraft


beschleunigt, sichert und verbilligt den Güteraustausch und muß dies nicht not-


wendigerweise den selben Einfluß auf den Volkswohlstand ausüben? Die alten


Landstraßen, mit den schwerfälligen Fahrzeugen konsumierten an


Transportspesen die Hälfte der Produkte; das schwerfällige Metallgeld führte die


Waren auf den Markt und es kostete die Hälfte derselben um sie aus diesem


Sumpf wieder herauszuziehen. Fünfzig Prozent Lösegeld verlangte das


Metallgeld. Es zog die Waren wohl an, aber es ließ sie nicht mehr los; jetzt zieht


das Geld die Waren auch an, aber es stößt sie sofort wieder ab. Die Ware mußte


früher das Geld aufsuchen; jetzt geht das Geld der Ware auf halbem Weg entge-


gen. Das Geld ist natürlicher, normaler, menschlicher geworden.


Welches wird unter der Herrschaft dieses Geldes wohl das Schicksal des


Kapitals werden? Die Sicherheit des Warenaustausches, der wachsende


Wohlstand unter den Produzenten infolge der bedeutenden Einschränkung der


Handelsspesen, des Wegfalls der Spekulation können natürlich nicht ohne


Rückwirkung auf das Kapital bleiben. Das Kapital muß sich jetzt mit


Riesenschritten vermehren. Es war doch verschleudertes Kapital, verschleuder-


tes Nationalvermögen, was in Handelsspesen, Wirtschaftskrisen, Spekulation


verausgabt wurde. Eine jährliche ungeheure Summe die dem Kapital des Landes


jetzt einverleibt wird, und dies kann nicht ohne Einfluß auf den Zinsfuß bleiben.


Die jetzige Ergiebigkeit meiner Arbeit wird mir in kürzester Zeit meine


Vorratskammern füllen und dann werde ich in Verlegenheit kommen, was ich mit


meinen Überschüssen anfangen soll. Denn die Ansammlung von Vorräten hat


ihre Grenzen. Es wird mir dann nichts anderes übrig bleiben, als diese
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Überschüsse zu kapitalisieren. Aber wird dies nicht auch der Fall mit allen übri-


gen Produzenten sein? Werden nicht alle, oder wenigstens sehr viele jetzt ihr


Kapital vermehren, muß nicht dadurch das Kapital rapid wachsen? Wenn erst


jeder mit Vorräten gesättigt ist, wird er daran gehen seine Produktionsmittel zu


verbessern. Die Vorräte, das mobile Kapital, wird fixiert werden. Statt


Bestellungen auf Waren, auf Vorräte zu geben, werden die Produzenten


Bestellungen auf Kapital geben. Der Tischler wird Maschinen bestellen, der


Bauer wird seine Viehherde verbessern, sein Haus verschönern, seine Kinder


veredeln.


Aber wenn jeder seine Produktionsmittel verbessert, so wächst ja dadurch


wieder der Wohlstand, der Kapitalreichtum und der Moment muß eintreten, wo


jeder nicht allein mit Vorräten, sondern auch mit Kapital gesättigt sein wird. Dann


kommt der Moment, wo das Kapital zu Markte getragen wird, wo man für das


Kapital Abnehmer suchen wird, wo Angebot und Bedarf an Kapital auf dem Markt


sich ausgleichen werden, wo man von Überproduktion an Kapital sprechen wird.


Überproduktion an Kapital wohlverstanden! Keine Überproduktion an Waren. Und


eine Überproduktion an Kapital führt zum Wegfall des Zinses, wenigstens für das


mobile Kapital.


Dieser Zusammenhang ist einfach. Die jetzt durch die Geldreform ermöglichte


Kapitalisierung der früheren chronischen Überproduktion an Waren, zusammen


mit der Verbilligung und Sicherung des Warenaustausches; der ruhige, durch


keine Krise mehr unterbrochene Geschäftsgang muß mit zwingender Macht zur


Vermehrung des Kapitals führen und das Kapital kann nicht vermehrt werden,


ohne daß der Zinsfuß darunter leidet.


Denn was kann ich mit dem Erlös meiner Produkte machen? Ich kann sie in


meinen Vorratskammern wohl aufspeichern, kann sie auch meinen Produktions-


mitteln einverleiben, aber beides hat ziemlich eng gezogene Grenzen. Vorräte


lassen sich aus 
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bekannten Gründen nicht über einen gewissen Zeitraum hinaus aufspeichern


und mehr als ein bestimmtes Quantum Kapital kann ich auch nicht nutzbringend


beschäftigen. Ich muß somit etwaigen Überschuß zu Markt tragen und dort als


Kapital anbieten. In welcher Form ich dies Kapital jetzt auch besitze, als Geld


oder als Gut – ich muß es anbieten. Das Kapital selbst zwingt mich dazu, denn


unterlasse ich die Unterbringung dieses Kapitals, so erleide ich einen Verlust am


Kapital, da das Kapital ob in Gütern (Produkten) ob in Geld angelegt, täglich an


Wert einbüßt. Es liegt auf der Hand, daß das Kapital unter derartigen


Verhältnissen viel von seiner Sprödigkeit einbüßen wird und der Fall ist sogar


denkbar, daß der Kapitalist froh sein wird, sein Kapital ohne Zinsvergütung unter-


bringen zu können. Was will denn z.B. ein Bauer machen, der seine Scheunen


gefüllt hat, der für die Bewirtschaftung seines Gutes alles besitzt was er dazu


braucht und nun einen Überschuß an Ernteerzeugnissen zu Markte bringt? Was


kann er mit dem Erlös anfangen? Als Geld nach Hause getragen, erleidet er


Verluste, als Gut für seine Vorratskammern auch. Der einzige Weg der offen


bleibt um sich vor solchen Verlusten zu retten, ist die Unterbringung als Kapital


und diese Anlage der Überschüsse bleibt auch dann noch vorteilhaft, sehr vorteil-


haft, wenn das Kapital keine Zinsen trägt. Wie machten es die Menschen denn


zur Zeit wo es überhaupt noch kein Geld gab? Waren sie nicht froh ihre Über-


schüsse unter der Bedingung verleihen zu können, daß ihnen der Weizen, die


Kartoffeln etc. über Jahr und Tag in frischer Qualität zurückerstattet würden? Sie


taten solches nicht aus Humanität; sie taten es einfach weil sie dabei gewannen,


denn hätten sie ihre Überschüsse aufgespeichert, so hätten sie am Ende des


Jahres einen bedeutenden Verlust zu verzeichnen gehabt. Vor diesem Verlust


schützte die Verleihung der Überschüsse als Kapital. 
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Dies schließt freilich nicht die Möglichkeit aus, daß das Kapital zu Zeiten wohl


auch direkt Zinsen eintrug, denn wenn infolge von Trägheit, Verschwendung,


Krieg und Fehlernten das Kapital zusammenschrumpfte und der Bedarf größer


als das Angebot, dann konnte auch der Kapitalist einen besseren, Preis erzielen


als einfache Zurückerstattung. Aber wenn dieser Fall möglich war, so muß auch


der entgegengesetzte möglich gewesen sein; nämlich, daß infolge guter Ernten,


Erfindung neuer Produktionsmethoden, gesicherten Friedens und Fleißes der


Bevölkerung die Erzeugung von Kapital solche Dimensionen erreichte, daß unter


dem Druck der Kapitalfülle der Zinsfuß auf und unter 0 sank. Denn auch unter


solchen Verhältnissen hatte der Kapitalist ein Interesse daran sein Kapital unter-


zubringen. Tat er es nicht, so erlitt er ja am Kapital selbst einen Verlust und hatte


obendrein noch die Lasten, seinen Besitz aufbewahren zu müssen.


Aber freilich solche Fälle sind nur unter der Voraussetzung denkbar, daß die


Produzenten mit dem Fallen des Zinsfußes auch die Arbeit einstellen. Träfe dies


zu, wäre der Zins der einzige Grund weshalb der Mensch spart und Kapital sam-


melt, so könnte es allerdings niemals zu einem Ausgleich zwischen Nachfrage


und Angebot auf dem Kapitalmarkt kommen.


Anm. Bei den alten Juden, Griechen und Römern war das Zinsnehmen gesetzlich ver-


boten und gesellschaftlich verpönt. Dies scheint darauf hinzuweisen, daß es einmal eine


Zeit gegeben hat, wo das Kapital keinen Zins abwarf. Ob nun diese Zeit ihren Abschluß


fand mit der Einführung des Metallgeldes? Könnte dies geschichtlich nachgewiesen wer-


den, dann wäre auch damit ein Beweis geliefert, daß der Zins nicht Bedingung für die


Kapitalbildung ist.


Nur die Erfahrung wird diese Frage beantworten können, wenngleich man


annehmen kann, daß der Wunsch, sich für den Fall der Not zu sichern und die


alten Tage ohne Arbeit verbringen zu können, bei der Mehrzahl intensiv genug


sein wird auch unter solchen Bedingungen zu sparen. Dies umso eher als die


Sicherheit, Billigkeit und Schnelligkeit des Warenaustausches das Sparen ermög-


lichen und außerordent-    außerordentlich
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lich erleichtern werden. Wenn früher dem Produzenten 50% seiner Erzeugnisse


als Handelsspesen abgezogen wurden, wenn dazu noch ein großer Teil der


Produktion, als Überproduktion an Waren, nicht kapitalisiert werden konnte,


wenn Wirtschaftskrisen, jeden Augenblick einsetzten, die der Produzent nur


durch Benutzung seiner Sparmittel überbrücken konnte, wenn überhaupt an


Produkten durchschnittlich nur so viel verkauft wurde, als zum direkten


Lebensunterhalt nötig war – dann allerdings mußte sich jeder das, was er erspar-


te von dem was zum direkten Lebensunterhalt nötig war, so zu sagen am Munde


absparen und die frühere spärliche Kapitalbildung wird hiermit allein schon genü-


gend erklärt. Denn das Kapital repräsentierte das Produkt außergewöhnlicher


Energie, Entsagungsmutes und großer leiblicher Opfer; aber gerade weil das


Sparen peinliche Opfer auferlegte, wurde das Opfer mit dem Zins gekrönt.


Jetzt kann jeder sparen; es gehört dazu kein Entsagungsmut und Energie


mehr und drum wird auch das Kapital an Masse rapid wachsen.


Wenn aber der Zinsfuß unter dem Druck wachsender Kapitalfülle sinkt, wenn


sogar der völlige Wegfall des Zinses (für die Abschaffung der Rente wird ja jetzt


schon gearbeitet) in den Bereich der Möglichkeit tritt; dann scheint mir damit die


Lösung einer ganzen Reihe weiterer sozialen Fragen gefunden zu sein.


Soziale Frage! Analysiert man diesen Begriff, so findet man, daß er sich


zusammenstellt aus sehr vielen Fragen unter welchen die Handelsspesen und


der Zins neben der Sicherheit des Warenaustausches (Recht auf Arbeit) die


Hauptrolle spielen.


Und auf die Lösung dieser Hauptfragen zielt die Geldreform.
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Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die


Bedürfnisse des modernen Verkehrs


Währungsfragen sind kaufmännische Fragen, insofern als das Geld ja das eigentliche
Handwerkszeug des Kaufmanns ist. Niemand ist unmittelbarer an den Währungsfragen
interessiert als der Kaufmann. Niemand mehr als er hat unter den Folgen fehlerhafter
Verwaltung des Geldwesens zu leiden.


Es ist nicht eine vereinzelte, persönliche Ansicht, sondern diejenige vieler einsichtiger
Männer, daß durch die heute überall in der Welt betriebene sinn- und ziellose Wirtschaft im
Geldwesen mehr Kaufleute zugrunde gerichtet werden, als durch persönliche, natürliche,
politische und wirtschaftliche Ereignisse, und jeder, der die Vorgänge der letzten Jahrzehnte
in die Erinnerung zurückruft, wird dieser Ansicht zustimmen müssen.


Konnten nun diese Ereignisse vermieden werden; konnten die Kaufleute den Einfluß, den
sie auf die Entwicklung der Dinge im Staate ausüben, nicht benutzen, um solcher Wirtschaft
ein „Halt“ zu gebieten?


Ja, natürlich hätten sie dies tun können, wenn sie nur gewußt hätten wie. Sie wußten den
Politikern, die in diesen Fragen das große Wort führen, keine Antwort zu geben auf die vor-
gebrachten Sophismen; gegenüber den ungeheuerlichen Behauptungen, die in den
Zeitungen, Parlamenten und Flugschriften gemacht wurden, schwiegen die Kaufleute. Der
gesunde kaufmännische Sinn, die Praxis, blieb mangels theoretischer Schulungen gänzlich
ohne Einfluß auf die Entwicklung der Dinge in den Währungsfragen.


Währungsfragen sind kaufmännische Fragen, keine politischen Fragen, und es ist unver-
zeihlich, daß die Kaufleute die Lösung dieser Fragen nicht selbst anstreben, statt sich hierin
von Politikern bevormunden zu lassen, denen doch die praktische Erfahrung abgehen muß
und die die Bedürfnisse des Handels nicht kennen.


Es ist leider wahr, daß das Gros der Kaufmannschaft es heute, trotz so vieler schmerzli-
cher Erfahrungen, noch nicht zu einem selbständigen, verteidigungsfähigen Urteil in
Währungsfragen gebracht hat und daß dasselbe, obschon es doch in erster Reihe dazu
berufen wäre die Debatten in dieser Angelegenheit zu leiten, teilnahmslos der Entwicklung
der Dinge zusieht.


Die Probleme der Währung werden heute noch allgemein zu den kompliziertesten unter
den wissenschaftlichen Problemen gerechnet, aber warum? Unzweifelhaft weil in diesem
Zweig der Wissenschaft das so fruchtbare System der exakten, experimentellen Forschung,
d. h. die Praxis ganz ohne Aufwendung bleibt.


Die Wahrheit ist immer einfach, klar und durchsichtig; kompliziert ist immer nur der Irrtum,
und wenn die Forschung auf dem Gebiet der Währung komplizierte Resultate ergibt, so ist
das eben ein Beweis, daß diese Forschung Sophismen als Ausgangspunkt hat.


Es fehlt in all diesen Untersuchungen das Sieb der täglichen Praxis; der Kaufmann, die
Ware, der Prüfstein fehlt, um die Echtheit der theoretischen Deduktion festzustellen. Die
Theorie ist von der Praxis getrennt und ganz auf sich selbst angewiesen; daher die
Unfruchtbarkeit.


Den Faden, der uns aus diesem Labyrinth komplizierter Probleme führen wird, kann uns
daher nur die innige Verbindung von Theorie und Praxis spinnen: Kaufleute, die in die Tiefe
der Theorie hinabsteigen und dort die Verbindungsstücke zu ihren praktischen Erfahrungen
suchen, oder 
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Theoretiker, die in dem großen Laboratorium der ökonomischen Forschung – dem Markte
– durch praktische Übung sich mit dem Charakter der Ware vertraut zu machen suchen, um
auf dieser Grundlage die Ansprüche, welche der Güteraustausch an das Geld stellt, kennen
zu lernen. Vor dieser Alternative steht die Lösung der Währungsfrage. Eins von beiden.


Sollen nun die Kaufleute warten, daß sich unsere Gelehrten aus lauter Liebe zur
Wissenschaft (denn ein anderes Band knüpft diese Männer nicht an die Währungsfrage) in
Gemüse- oder Getreidehändler verwandeln, oder ist es nicht besser, daß die Kaufleute aus
Liebe zu ihren unmittelbaren Lebensinteressen die notwendige Verbindung zwischen
Theorie und Praxis herstellen?


Der Gelehrte hat Zeit. Die Preisschwankungen, die Wirtschaftskrisen, die Zahlungsein-
stellungen berühren ihn materiell nur sehr mittelbar und so sind diese wirtschaftlichen
Ereignisse für ihn deshalb nur interessante Versuchsobjekte, während der Kaufmann bei
diesen Versuchen die Rolle des vivisektierten Tieres spielt.


Drum werden noch so viele solche interessante Versuche gemacht werden müssen, ehe
der Gelehrte die Notwendigkeit einsehen wird, als Handlungslehrling praktische Studien zu
machen und haben daher die Kaufleute allen Grund auf Hilfe von dieser Seite zu verzichten
und dafür selbst Hand ans Werk zu legen. Selbsthilfe.


Und wie leicht ist es dem Kaufmann, sich in Währungsfragen zu orientieren, sich in diesen
seinen Lebensfragen ein Urteil zu bilden, wenn er sich die Mühe gibt, die reichen Schätze
seiner täglichen Erfahrung mittels einiger theoretischer Grundsätze in logischen
Zusammenhang zu bringen. Die Bausteine sind ja da, es fehlt nur der verbindende Mörtel.
Wie fruchtbar wird die Praxis, wenn sie mit der Theorie sich paart!


Dies beweist uns obige von einem Kaufmann verfaßte Schrift.


Abweichend von dem Gebrauch, die Interessen des Geldes selbst als Ausgangspunkt der
Untersuchungen in Währungsfragen zu nehmen, stellt sich der Verfasser ganz auf den
Standpunkt des Kaufmanns, resp. der Ware.


Das Geld wird hier konsequent als kaufmännische Verkehrseinrichtung betrachtet und
dementsprechend behandelt. Nicht die Interessen des Geldes, sondern die der Ware wer-
den unter den Schutz der staatlichen Monopolverwaltung des Geldes gestellt. Vor den
gewaltigen Interessen, die mit der Ware verknüpft sind, werden die direkten Interessen des
Geldes als „quantité négligeable“ in den Hintergrund geschoben. Die Ware, der Kaufmann
stellt die Ansprüche in den Währungsfragen und unter diese Ansprüche wird das Geld rück-
sichtslos gebeugt.


Diesen Ansprüchen will nun der Verfasser durch eine durchgreifende Reform des Geldes
sowohl wie seiner Verwaltung Geltung verschaffen, und von der Durchführung dieser
Reform leitet er nicht allein die Lösung der nationalen und internationalen Währungsfragen
ab, sondern auch eine vollständige Regenerierung des gesamten Warenaustausches.
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La razon económia del desacuerdo chileno-argentino
Der wirtschaftliche Grund für den Konflikt zwischen 


Chile und Argentinien


La cuestión monetaria Argentinia
Die argentinische Währungsfrage


Ich sehe vor mir zwei Brudervölker, die alles gemeinsam haben, gemeinsam


die Geschichte, gemeinsam die Sprache, gemeinsam die Rasse, gemeinsam die


Gewohnheiten und Sitten, die Regierungsform, die Religion und Konfession, bis


zur Gemeinsamkeit der Ideale, wie sie in der Übereinstimmung der Verfassung


zum Ausdruck kommt; zwei Völker also, die nichts trennt, ausgenommen die


Grenze – eine Grenze, die eigentlich gar keine ist, fehlt ihr doch alles, was eine


Grenze charakterisiert.


Wir können die Grenze überschreiten, ohne in der Farbe, in der Sprache, in


den Sitten, in den Gesetzen der Bewohner auch nur den geringsten Unterschied


zu bemerken. Wir haben es mit einer künstlichen Grenze zu tun, die jeder realen


Unterlage entbehrt und lediglich mit Kreide gezogen ist. Fahren wir mit einem


guten Schwamm darüber hinweg, so wird niemand mehr in der Lage sein, uns zu


sagen, wo diese famose Grenze entlang führte.


Nichtsdestoweniger beobachte ich, wie just im Augenblick eben diese beiden


Brudervölker, mit einem Stück Kreide in der Hand damit beschäftigt sind, die


Markierung dieser Grenze zu beenden. Was erhoffen sie von solcher Arbeit?


Was für Wohltaten kann man überhaupt von einer Grenze erwarten? Haben


wir nicht schon genug natürliche Grenzen, daß wir diesen noch künstliche zuge-


sellen müssen?


Der Mensch von heute verabscheut die Grenzen, und die Alten sahen gar in


ihnen Geißeln, mit denen die erzürnten Götter die Menschen schlugen.


Oder was hat es auf sich mit der Legende vom Turm zu Babylon? Mit jener


Legende, die uns berichtet, daß Gott die Menschen in Nationalitäten teilte und so


Grenzen schuf, um sie zu züchtigen? Gibt sie uns nicht zu verstehen, wie schon


die Alten die Grenzen haßten?


Und weiter, ist der Wunsch nach Eroberungen, der sich in den Völkern des


Altertums überall wiederfindet, nicht eins mit dem Wunsch, die Grenzen zu


erweitern? 
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Der Eroberer fegt die Grenzen hinweg, und das Volk jubelt ihm zu. In der Tat,


gäbe es keine friedlichen Mittel, die Grenzen niederzureißen, auch wir müßten


dem Eroberer zujubeln, weil er uns erlöst von den Geißeln von Babylon.


Die unerhörten Heldentaten eines Napoleon in Deutschland sind zum großen


Teil auf die Unterstützung zurückzuführen, die dieser in der öffentlichen Meinung


fand. Sah sie doch in dem fremden Eroberer den Befreier von der Plage der


Grenzen.


Würde das kleine England fortfahren können, sein ungeheures Kolonialgebiet


zu beherrschen, wenn ihm nicht der gleiche Umstand zu Hilfe käme?


Der Erfolg jeder Grenzerweiterung zeigt uns, daß die Völker gut fahren, die


sich auf ihren Instinkt verlassen und versuchen, die Grenzen niederzureißen


oder zu erweitern, sei es durch das Mittel der Eroberung, sei es durch das Mittel


des Vertrages, des Zusammenschlusses usw.


Wie erhob sich Deutschland, als man auf dem Weg der Eroberung (Preußen)


vermittels Vertrages (Zollverein) und durch Zusammenschluß (Schaffung eines


Deutschen Reiches) die Grenzen beseitigte, die jenes Land in 1000 Richtungen


durchkreuzten.


Wie erwachte Italien aus seinem Starrkrampf, als das Heer Viktor Emanuels


die inneren Grenzen wegfegte. Ebenso würden sich die Vereinigten Staaten


Nordamerikas sicherlich nie so entwickelt haben, wenn sie nicht so vernünftig


gewesen wären, zwischen den beiden Ozeanen keine Grenze aufzurichten. Und


welche Energie entfalteten sie, als es sich darum handelte, während des


Befreiungskrieges die Errichtung einer Grenze zwischen den Süd- und


Nordstaaten zu verhindern. Es lohnte sich die Anstrengung. Weiter: keine Grenze


ist so undurchlässig wie die Chinas. Darum wurde das große China von dem


kleinen Japan besiegt.


Die internationalen Kongresse, die sich heute ohne Unterbrechung folgen,


sind letzten Endes nichts anderes als moderne Kampfmittel, die Grenzen zu


unterminieren. Wieviel Wohltaten haben sie schon der ganzen Menschheit


gebracht. Es genügt, an die Arbeiten des Roten Kreuzes und an den


Weltpostverein zu erinnern.


Das gesamte Gewicht der modernen Zivilisation ist gegen die Grenzen


gerichtet.


Der zivilisierte Mensch haßt die Grenzen. Der moderne Mensch ist


Individualist und Weltbürger. Er begnügt sich nicht mit dem kleinen Fleck Erde,


den ihm irgendwelche Grenzen als Aktionsradius vorschreiben wollen. Wie der


Dampf und die Elektrizität fürchtet der Mensch des sich neigenden Jahrhunderts


nicht den Raum. Er will den ganzen Erdball zu seiner Verfügung haben. Die ein-


zige „gesetzliche“ Grenze, die der Mensch anerkennt (so 
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sehr er sich auch über sie ärgert), ist die der Atmosphäre, die die Erdkugel


umgibt. Ja, sogar diese Grenze versucht er zu durchbrechen, indem er


Instrumente erfindet, die ihn in Verbindung setzen mit den Sternen.


Man kann geradezu sagen, daß die Geschichte der Menschen die Geschichte


des Krieges ist, den man gegen die Grenzen führte. Der Fortschritt der


Zivilisation spiegelt sich wider in den Waffen, die man in diesem Kriege zur


Anwendung brachte. „Ferro ignique“, mit Feuer und Schwert ging man früher vor,


heute aber oder doch wenigstens morgen mit der Vernunft und der Feder. All die


erbärmlichen Interessen der Monarchen, der Theologen, der Politiker, der


Rassenfanatiker, der Sprachbesessenen, der Kapitalisten, der Finanzleute – all


sie müssen weichen vor der urwüchsigen Kraft, die in dem Haß des Volkes


gegen die Grenzen liegt.


Wenn nun aber das Wesen, die Wirkung, die Geschichte und die Zukunft der


Grenze so ausschauen, wie sehr müssen wir uns dann darüber wundern, daß


die beiden Brüder, die augenblicklich damit beschäftigt sind, sich ihr Land mit


Hilfe einer Grenze gegenseitig einzuschränken, derartig in Erregung geraten bei


jeder der unbedeutenden Fragen, die sich aus dieser Arbeit ergibt – einer Arbeit,


die, wie gesagt, unter allen Umständen nur eine provisorische sein kann und die


früher oder später wieder vernichtet werden wird, richtet sie sich doch gegen das


Interesse der beiden Völker sowie gegen den normalen, oft so verhängnisvollen


Verlauf der Menschheitsentwicklung. Wenn es über kurz oder lang dazu kommen


wird, daß man die neue Grenze über Bord werfen muß, warum sie dann über-


haupt erst errichten? Und warum, wenn es sich um eine provisorische, um eine


Eintagsarbeit handelt, warum bei einer so unnützen Arbeit den Humor verlieren?


Das Fundament, auf dem man die neue Grenze errichten will, ist ja bereits unter-


miniert durch die Tatsache der Einheit der beiden Völker.


Gleich als ob es sich um lebenswichtige Fragen handelte, gleich als ob man


diese Grenze als Quelle des Wohlstandes, des Fortschritts, des Friedens und


der Zivilisation zu betrachten hätte, gleich als ob von dieser Grenze die ganze


Zukunft der beiden Republiken abhinge, so erörtert man zur Zeit diese Frage mit


hochroten Köpfen. Die beiden Parteien debattieren schon nicht mehr wie zwei


Brüder, nein, sie streiten wie Feinde mit völlig entgegengesetzten Interessen.


Beiderseits beobachten wir eine außerordentliche Empfindlichkeit. Wie sollen wir


uns diese merkwürdige psychologische Erscheinung erklären?


Wenn es nicht möglich ist, im Gegenstand der Diskussion selbst hinreichend


Gründe für die Erregung zu finden, so müssen wir sie außerhalb suchen. Aber


wo? 
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Die Weltweisen behaupten, daß der Wohlstand das bedeutsamste Element


jeder Zivilisation sei, daß der Wohlstand den Menschen friedlich stimme, seine


Gewohnheiten sanft mache, ihm die Liebe einpflanze zur eigenen Freiheit, ihn


zum Verteidiger mache der Freiheit der anderen und schließlich das Gefühl für


Gerechtigkeit schärfe.


Das Volk seinerseits faßt dies Ergebnis tiefen Nachdenkens in einem


Sprichwort zusammen: „Wo das Elend zur Tür hereinkommt, da entflieht die


Liebe durch das Fenster.“


Wenn wir nun annehmen, daß dieses Sprichwort und genau so das, was die


Weltweisen nach einem genauen Studium der Geschichte sagen, wenn wir


annehmen, daß dies nicht jedweden Fundaments entbehrt, dann dürfen wir es


ebensowenig von der Hand weisen (was die Meinung vieler ist), daß nämlich die


Unstimmigkeit zwischen Chile und Argentinien aller Wahrscheinlichkeit nach


nichts anderes ist als der Reflex des wirtschaftlichen Niederganges, der sich in


beiden Republiken seit einiger Zeit bemerkbar macht. Wir müssen es für möglich


halten, daß wir, wenn es uns gelingt, den Wohlstand in beiden Ländern zu


heben, es auch zuwege bringen, die öffentliche Meinung zu beruhigen, die in der


Diskussion angewandte Sprache zu mäßigen, das Gefühl für eigenes und frem-


des Recht zu schärfen und so den Streit auf das Niveau brüderlicher Liebe zu


heben, weit über die engen, erbärmlichen und vergänglichen Interessen hinaus,


die ihn heute beherrschen.


Mit dem vorliegenden Büchlein mache ich es mir zur Aufgabe, zu beweisen,


daß der wirtschaftliche Niedergang, daß die Lähmung des kaufmännischen


Lebens, daß die Wirtschaftskrise, die sich in Chile sowohl wie in diesem Lande


seit einiger Zeit bemerkbar macht, das Ergebnis der verhängnisvollen


Notenausgabe-Gesetze in beiden Ländern ist, die zum Zweck haben, den Kurs


des Geldes zu bessern oder, mit anderen Worten, die allgemeine Senkung der


Preise herbeizuführen.


Ich mache mich anheischig, zu beweisen, daß, wenn in beiden Republiken in


der öffentlichen Verwaltung des Geldes die Reformen eingeführt werden, die not-


wendig sind, um eine Aufwertung des Geldes zu verhüten, der Wohlstand in sei-


nem alten Umfang bald wieder da sein wird. Darüber hinaus überlasse ich es


dem Leser, die Frage zu beantworten, ob mit der Wiederkehr des Wohlstandes


nicht die brüderliche Gesinnung durch das Fenster zurückkehren wird und mit ihr


die Übereinstimmung in der Grenzfrage, und des weiteren, ob der Titel, den ich


für dies Büchlein wählte, berechtigt ist oder nicht. 
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Das Gesetz begünstigt den Abbau der Preise


Die Gesetze über Notenausgabe gestatten der Regierung nicht, das


Geldangebot der wachsenden Nachfrage anzupassen; im Gegenteil, jene


Gesetze bestimmen, daß ein Teil der staatlichen Geldeinnahme zurückgezogen


und verbrannt werde, in der offenkundigen Absicht, dadurch die Warenpreise


abzubauen, den Wert des Geldes zu heben, und in der Erwartung, daß mit der


Zeit der Peso-Nationalgeld seinen ursprünglichen Preis, etwa das Dreifache des


gegenwärtigen Standes, zurückerlangt.


Da jene Gesetze schon einige Jahre in Kraft sind, dürfen wir uns nicht wun-


dern, daß ihre Wirkung fühlbar zu werden beginnt. Der Peso-Nationalgeld,


Wertmesser und Tauschmittel des argentinischen Handels, die Grundlage aller


Kapitalunternehmungen, beginnt ernstlich knapp zu werden und im Wert zu stei-


gen. Der Maßstab für alle Werte wächst, schwillt, erweitert sich. Und es kann fol-


gerichtig auch nicht anders kommen, wenn einerseits, mit dem Anwachsen der


Bevölkerung, der Bedarf an Geld zunimmt, während andererseits das


Geldangebot künstlich beschränkt wird. Es ist die notwendige und angestrebte


Wirkung der jetzigen Geldpolitik.


Das Geld steigt im Wert und wird zweifellos mit der Zeit noch weiter steigen.


Solange die gegenwärtigen Gesetze über Notenausgabe bestehen bleiben, wird


der Wert des Peso-Nationalgeld schrittweise weiter steigen, ganz übereinstim-


mend mit dem, was bei Erlaß jener Gesetze bezweckt wurde.


Was aber haben wir von dieser Wertsteigerung des Geldes zu erwarten?


Antwort: den allgemeinen Preissturz.


Mit der Hebung des Pesos müssen, im genauen Verhältnis dazu die Preise


aller übrigen Werte sinken.


Verdoppeln wie die Länge des Meterstabs, so wird die Länge aller mit ihm


gemessenen Dinge um die Hälfte verkleinert, und da das Geld Maßstab für alle


übrigen Werte ist, so gibt es keine Handelsware, die sich dem vom Anwachsen


ihres Maßstabes, des Geldes, erzeugten Preissturz entziehen kann.


Die Waren im allgemeinen, die Mieten, Ländereien, Arbeitslöhne, Aktien von


gewerblichen Unternehmungen, alles, alles ohne Ausnahme wird erdrückt durch


das steigende Gewicht des Peso-Nationalgeld.


Mit dem allgemeinen Sinken der Warenpreise muß auch der Goldpreis herun-


tergehen, denn auch das Gold ist Ware, und kein Wertgegenstand kann sich


dem durch die Geldknappheit bewirkten Preisrückgang entziehen. Der Rückgang


des Goldpreises wird unmittelbar 
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die staatlichen Zolleinnahmen verringern, und falls die Regierung die


Verwaltungskosten nicht vermindert, indem sie die Gehälter ihrer Beamten dem


neuen Wertmaßstab anpaßt, so wird der jährliche Fehlbetrag im Staatshaushalt


sich im genauen Verhältnis zur Wertsteigerung des Geldes erhöhen.


Auch die innerstaatlichen Abgaben, Patentgebühren usw. werden dem neuen


Stand anzupassen sein. Die Tarife der verschiedenen, staatlich beherrschten


Unternehmungen: Eisenbahnen, Straßenbahnen, Standdroschken, Post und


Telegraph, Gas- und Wasserwerke – alles muß berichtigt werden.


Die Kaufleute müssen alle ihre Berechnungen berichtigen, ebenso die


Gewerbetreibenden und die Landwirte.


Und diese ganze gewaltige Arbeit wird fast täglich neu gemacht werden 


müssen, nämlich so oft die Nachfrage nach Geld sich wieder um einen Punkt


höher stellt als das Angebot.


Alle Preise werden nur Tagesgültigkeit haben.


Und welchen vernünftigen Zweck kann diese Geldpolitik haben, die in das


Handelsgetriebe Wirrnis trägt und nicht nur der Volkswirtschaft unberechenbaren


Schaden zufügt, sondern auch den Gebräuchen und sogar den sittlichen


Anschauungen des Volkes? Denn da, wo die Grundlage für eine gesunde


Entfaltung des Handels fehlt, wo das Geld der notwendigen Wertbeständigkeit


ermangelt, wo alle Preise stetem Wandel unterliegen, dort wird der Handelsstand


allzusehr geneigt sein, sich auf zweifelhafte Unternehmungen aller Art einzulas-


sen – und die bis dahin maßgebend gewesenen Ehrbegriffe werden Schaden lei-


den.


Wären diese mit Zahlen zu messenden Schwierigkeiten die einzigen oder die


größten, die wir von der Geldknappheit zu befürchten haben, so würden sie


kaum genügt haben, um einen Geschäftsmann zu bestimmen, zum Wohle der


Allgemeinheit die Feder zu ergreifen.


Sehen wir deshalb zu, was uns die Geschichte hinsichtlich der Geldknappheit,


d.h. des allgemeinen Preisrückgangs, lehrt.


Geschichtliche Tatsachen


Die Geschichte lehrt uns folgendes: Während der ganzen Dauer des


Mittelalters zeigt sich eine erstaunliche und außergewöhnliche Stockung in der


Entwicklung von Handel und Gewerbe, sowie im allgemeinen Fortschritt, eine


geistige Schlaffheit bei den verschiedenen Völkern. Diese Erscheinungen fallen


zusammen mit einer ständig wachsenden Geldknappheit (einer Verteuerung des


Geldes, einem Abbau der Preise), und umgekehrt ist der mit der Entdeckung


Amerikas eintretende Wandel in jenen Erscheinungen zurückzuführen auf die


dann einsetzende Geldvermehrung und die damit auftretende all-  allgemeine
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gemeine Preissteigerung. Dieser Wandel läßt sich mit der bloßen Entdeckung


eines neuen Weltteils nicht erklären, denn Amerika erzeugte damals – mit alleini-


ger Ausnahme des Goldes – nichts von dem, was nicht auch die schon vorher


bekannten Weltteile aufwiesen: es lieferte weder besondere Menschen, noch


Gedanken, noch nutzbare Stoffe.


Die hin- und herfahrenden Schiffe brachten aus Europa – Soldaten, und als


Rückfracht Gold, Geld.


Und die zauberhaften Wirkungen dieses Goldes können wir auch nicht seinen


stofflichen, metallischen Eigenschaften zuschreiben, denn, als Geld gebraucht,


hat das Gold keine Gelegenheit, diese Wirkungen zu entwickeln.


In seiner Geldeigenschaft hat das Gold nur eine wirksame Eigenschaft: sei-


nen Preis. Und dieser Preis ist nicht abhängig von Gewicht, Geruch oder chemi-


schen Verwandtschaften des Goldes, sondern von Angebot und Nachfrage nach


Geld; das Angebot von Geld dargestellt durch die am Markt erscheinende


Geldmenge, die Nachfrage nach Geld durch Menge und Beschaffenheit der zum


Verkauf angebotenen Waren.


Insofern also ein ursächlicher Zusammenhang besteht zwischen dem in


Amerika gefundenen Gold und dem bei seiner Einführung nach Europa entstan-


denen Aufschwung, müssen wir diese Wirkung dem Einfluß zuschreiben, den


jenes Gold auf die Preise ausübte.


Vom Ausgang des 18. Jahrhunderts an wurde das Geld wieder knapper (wie


im Mittelalter), und während der ganzen Dauer dieses allgemeinen Abbaues der


Preise sehen wir nichts als eine Aufeinanderfolge wirtschaftlicher Stockungen,


von arbeitslosen Zeiten, von staatlichen Umwälzungen.


Und als wiederum Handel und Gewerbe einen Aufschwung nahmen, die


öffentlichen Einrichtungen, die allgemeine Lebensführung aufblühten, der


Reichtum sich entfaltete, war dies unmittelbar zurückzuführen auf die


Goldschätze, die die kalifornischen Bergwerke den dorthin strömenden


Abenteurern lieferten, auf den dadurch entstehenden reichlichen Geldumlauf, 


auf die überall steigenden Preise.


Als im Jahre 1872 Deutschland zur Entmünzung des Silbers schritt und eine


Anzahl anderer Staaten seinem Beispiel folgen mußten, um die Stetigkeit des


Auslandkurses sicherzustellen, sanken die Preise schrittweise als Folge jener


künstlichen Beschränkungen von Vorrat und Angebot des Geldes, und von jenem


Zeitpunkt sprach man in Europa nur noch von Wirtschaftsstockungen,


Zahlungseinstellungen, Geschäftsauflösungen. Tausende von Arbeitern wurden


brotlos, und alle Welt wunderte sich über die Anzahl von Landstreichern.


Die höchste Blütezeit der Vereinigten Staaten Nordamerikas fiel zusammen


mit den hohen Preisen, die von der Ausgabe der sogenannten 
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Greenbacks, in Verbindung mit der freien Silberprägung herrührten. Als dann die


Sicherung eines steten Auslandskurses es nötig machte, die Greenbacks zu ver-


brennen und die Entmünzung des Silbers anzuordnen, brach eine fürchterliche


und jetzt (1898) noch andauernde Krise aus.


Die in Europa nach der Entmünzung des Silbers beobachteten


Erscheinungen wiederholten sich in den Vereinigten Staaten: Geldknappheit,


Preissturz, Krise, Zahlungseinstellungen, Arbeitsmangel, Landstreicher.


Diese Tatsachen sind wissenschaftlich festgestellt und jedem wohl bekannt,


der sich mit den Geldfragen befaßt; auf sie stützen sich die


Doppelwährungsfreunde bei Verteidigung des Bimetallismus, und die Verteidiger


des Goldes waren nicht imstande, sie zu entkräften, trotz aller Mühe, die sie sich


mit der Beweisführung für ihre Behauptungen geben.


Im übrigen ist es wohlbekannt, daß in Europa wie in den Vereinigten Staaten


der geringste Preisrückgang, die geringste Geldverteuerung, die sich bemerkbar


machte, sogleich den Markt beunruhigten, weil man darin den Vorläufer und


Herold eines schrecklichen Feindes erblickt: die „Krise“.


Im Gegensatz dazu herrscht allgemeine Freude, sprechen alle von guten


Zeiten, wenn die Preise steigen, oder wenn sie wenigstens nicht zurückgehen.


Geldknappheit und Wirtschaftsstockung bedeuten auf jenen Märkten das-


selbe.


Es ist also eine nicht mehr bestrittene Tatsache, mit der man zu rechnen 


hat, daß Geldknappheit stets eine Krise im Gefolge hatte; es ist von allen


Volkswirtschaftlern anerkannt, daß die Verteuerung, die Wertsteigerung des


Geldes, d.h. also der allgemeine Preisrückgang der Waren und die


Wirtschaftsstockungen, so eng miteinander verknüpft sind, daß da ein not-


wen-diger, unerbittlicher, ursächlicher Zusammenhang bestehen muß.


Und finden wir jene innige Verbindung zwischen Geldknappheit und


Wirtschaftsstockung nicht verstärkt durch das, was wir jetzt auch hier bei uns


beobachten, und durch das, was in unserer Nachbarrepublik Chile vor sich geht?


Hier wie in Chile eine Geldpolitik, die die Geldknappheit begünstigt; hier, wie


in Chile die gleiche lahmgelegte Entwicklung von Handel und Gewerbe. Hier wie


in Chile allgemeiner Preisrückgang, hier wie in Chile wirtschaftliche Stockung,


Krise. Und sogar der Gradunterschied, den wir in der Stärke der


Wirtschaftsstockungen zwischen hier und dort beobachten, erklärt sich durch 


den Unterschied in der Tatkraft, die bei uns und die in Chile mit dem Ziel der


Geldbestands-   Geldbestandsverringerung
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verringerung entfaltet wird.


In Chile durchgreifende Gesetze, starke Kraftanspannung zum Erzielen einer


Wertsteigerung des Geldes, einer Senkung der Warenpreise; in Chile eine ent-


sprechend heftige und tiefgehende Krise.


Hier in Argentinien schwächlichere Gesetze, geringere Kräfteentfaltung, und


im Verhältnis dazu auch eine weniger augenscheinliche, weniger verwüstende


Krise.


Wie soll man angesichts so klarer Beweise, eine Geldpolitik kennzeichnen,


die künstlich das begünstigt, was die Geschichte verurteilt, die anbetet, wo man


verbrennen, die verbrennt, wo man anbeten muß? Wir erstreben das, was über-


all als Verkünder und Begleiter der Wirtschaftskrisen angesehen wird. Wir begün-


stigen den allgemeinen Preisrückgang, der an allen Börsen den Warnungsruf,


das Anzeichen der Krise bedeutet.


Oft genug hört man es hier aussprechen, daß hierzulande die wirtschaftlichen


Maßnahmen genau das Gegenteil von dem bewirken, was man von ihnen erwar-


tete, daß die wirtschaftlichen Gesetze, streng und unerbittlich in anderen


Ländern, bei uns andere Wirkungen auslösen angesichts des noch unausgebeu-


teten Reichtums der Republik.


Die Aufklärung des sich ergebenden Widerspruchs müssen wir aber nicht


darin suchen, daß sich die wirtschaftlichen Gesetze zugunsten unserer Republik


geändert haben, sondern darin, daß unser prüfender Verstand auf Irrwege geriet


– es liegt eine Augentäuschung vor. Wäre unser gesunder Menschenverstand


von seiner geraden Richtung nicht abgelenkt worden durch die wirtschaftlichen


Trugschlüsse, mit denen die Volkssprache noch durchsetzt ist, so würden wir


zwischen den wirtschaftlichen Gesetzen und ihren Wirkungen keinen


Widerspruch gefunden haben; wir würden im Gegenteil vorausgesehen haben,


daß alles, was schon eingetreten ist und noch eintritt, notwendigerweise kommen


mußte.


„Das Geld verteuert sich, die Preise (sagt man) werden abgebaut – und trotz-


dem sehen wir nichts von dem Glückszustand, den doch ein so hoffnungserre-


gender Vorgang nach sich ziehen müßte!“


Ist nun aber die Erwartung berechtigt, daß der Abbau der Preise einen


Glückszustand hervorzurufen geeignet ist?


Wo hat man denn jemals den Volkswohlstand aus einem allgemeinen


Rückgang der Warenpreise entstehen sehen? Wann ist jemals die Geldknappheit


von einem Aufschwung des Handels und der Industrie begleitet gewesen?


Wenn also die Dinge sich im Gegensatz zu unseren Erwartungen entwickeln,


so liegt es nicht daran, daß die wirtschaftlichen Gesetze vor der Unermeßlichkeit


der Pampa sich beugen, sondern daran, daß wir 
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„Birnen von der Ulme“ pflücken wollen. Unsere Augen sind schlecht, wir sind


blind, – das ist das einzig Widersprechende, was sich hierzulande in Bezug auf


wirtschaftliche Gesetze ergibt.


In keinem Land der Welt genießt das, was den Welthandel fördert, einen so


weitgehenden Schutz wie in England, und den Beweis dafür sehen wir darin, daß


Großbritannien heute das einzige Land ist, das am Freihandel festgehalten hat.


Als wirksamstes Mittel zur Förderung des Welthandels erkennt man in England


die Stetigkeit der Wechselkurse, und dort ist die Rücksicht auf dieses wichtigste


aller wirtschaftlichen Erfordernisse der Leitstern für die ganze Geldpolitik.


Befindet sich indessen die englische Regierung einmal in der Zwangslage,


entweder einen Abbau der Preise vornehmen oder die Stetigkeit der Kurse


opfern zu müssen, so wählt sie das Letztere. Beweis dafür ist die nachstehende


Auslassung, gerichtet von der Indischen Regierung an das Englische Schatzamt,


als Berichterstattung darüber, ob es angezeigt wäre, dem nordamerikanischen


und französischen Verlangen nach Wiederzulassung der freien Silberausprägung


durch die Indische Münze zuzustimmen.


Dieses Schriftstück besagt unter anderem wörtlich folgendes:


„Alles, was hier gesagt wurde über den Erfolg oder Mißerfolg eines Abkommens, war


völlig unabhängig von dem durch Frankreich und die Vereinigten Staaten vorgeschlage-


nen Tauschverhältnis. Die von uns gegen jenes Abkommen vorgebrachten Gründe behal-


ten ihre Bedeutung, wie immer das Tauschverhältnis sei, auf das man sich einigt, doch


müssen wir hinzufügen, daß unsere Befürchtungen sehr verstärkt wurden durch die Höhe


des vorgeschlagenen Tauschverhältnisses, nämlich 151/2 zu 1.


Nach unserer Auffassung sind die Schwierigkeiten, zu einem Übereinkommen zu


gelangen, ganz bedeutend dadurch vermehrt worden, daß ein so stark vom Preis abwei-


chendes Tauschverhältnis vorgeschlagen wurde. Selbst wenn sich dieses Tauschver-


hältnis aufrecht erhalten ließe, müßten wir, um Indien vor Schaden zu schützen, dagegen


Einspruch erheben und Ew. Exz. empfehlen, in keiner Weise dahin zu wirken, daß ein


Abkommen aufgrund jenes Tauschverhältnisses abgeschlossen werde.


Wir machten bereits darauf aufmerksam, daß als erste Wirkung des vorgeschlagenen


Abkommens die Verteuerung der Rupie sofortige Verwirrung in den Gang von Handel 


und Industrie bringen und sich eine sehr schwere Stockung ergeben würde, wenn die


Steigerung von 15 oder 16 auf 23 Pence sich erhöhen sollte.


Zweifellos würden infolgedessen verschiedene Zweige des indischen Ausfuhrhandels


und damit zusammenhängender Industrien, in denen große europäische Kapitalien stek-


ken, stark leiden, wenigstens zeitweilig.


Diese wirtschaftliche Störung kann längere oder kürzere Zeit anhalten, doch wird von


sachverständiger Seite versichert, daß eine so starke und plötzliche Verteuerung dauern-


den Einfluß ausüben und den Handel Indiens in seinen Grundlagen erschüttern würde.


Wie es sich aber auch hiermit verhalten mag, wir bestehen auf unserer Meinung, daß alle


auf Sicherung eines steten Tauschverhältnisses zwischen Gold und Silber 


230







gerichteten Maßnahmen sich stützen müssen auf ein nur wenig von 16 Pence für die


Rupie abweichendes Verhältnis; jede auf eine darüber hinausgehende Verteuerung der


Rupie gerichtete Maßnahme würde große Gefahren ohne entsprechende Vorteile mit sich


bringen.


Ew. Exz. werden bemerken, daß wir den Vorteilen keine große Bedeutung beilegen,


die in Linie 5 des Telegramms von einer so erheblichen Verteuerung unseres Geldes


abgeleitet werden; wir halten im Gegenteil den Schaden für weit erheblicher.


Es mag sein, daß die Schwierigkeiten, mit denen wir seit vielen Jahren kämpfen, um


die stetig wachsende Summe von Rupien zusammenzubringen, die zur Deckung unserer


in Gold zahlbaren Verpflichtungen nötig sind, uns alles das übertrieben vorteilhaft erschei-


nen zu lassen, was jene Schwierigkeiten zu mindern beitragen kann. Wir leugnen nicht,


daß die Staatseinnahmen mit einer so weitgehenden Verteuerung der Rupie bedeutend


wachsen werden.


Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß andererseits die Staatseinnahmen in


mancher Weise infolge jener Verteuerung leiden würden. Dies würde die Gewinne der


Staatskasse mindern – und diese Gewinne stellen ungefähr den einzigen Vorteil dar, den


wir als Regierung von den vorgeschlagenen Reformen erwarten können. Der zu erwarten-


de allgemeine Preisrückgang würde schädigend auf unsere Einnahmen einwirken, und


ebenso auf die Lage der Bodenbebauer des Landes.


In erster Linie ist die Grundsteuer zu nennen, die im Laufe der jüngsten 10–15 Jahre


einem großen Teil des Landes auferlegt wurde. Der Preis der Bodenerzeugnisse bildet


den Maßstab für jene Steuer. Sinkt dieser Preis, so wird die Last schwerer; ist der


Preisrückgang erheblich, so entsteht ein Mißverhältnis zwischen dem Ernteerlös und der


auf ihm ruhenden Last – und dies würde das Wohlbefinden der ländlichen Bevölkerung


ungünstig beeinflussen.


Die mit einer neuen Einschätzung verknüpfte Arbeit ist groß, und mehrere Jahre wür-


den wahrscheinlich nötig sein, um sie zu beenden. Und wenn sie dann beendigt wäre,


würde ein großer Teil des Gewinns verschwinden, den die Regierung von der vorgeschla-


genen Verteuerung erwartet.


Ebenso würde es mit den Einnahmen aus unseren Eisenbahnen gehen, die gegen-


wärtig einen erheblichen Teil unserer Einkünfte ausmachen. Diese hängen z.T. von der


Ausfuhr ab, und der die Ausfuhr treffende Schlag würde unmittelbar den Voranschlag


unserer Eisenbahnen beeinflussen.


Wir empfehlen aus diesen Gründen, auf die Anfrage der Regierungen Frankreichs und


der Vereinigten Staaten ablehnend zu antworten.“


Simla, 16. September 1897.


Dies ist die Meinung, die man in Indien über die Wirkungen einer Verteuerung


des Geldes hat. Und man beachte wohl, daß es sich dort lediglich um eine


Erhöhung des Geldpreises von 16 auf 23 handelt, während hier davon gespro-


chen wird, den Papierpeso auf den Stand des Goldpesos zu bringen, also im


Verhältnis von 1 zu 3 oder von 16 auf 48!


Auch ist zu beachten, daß das mit der Verteuerung der Rupie verknüpfte


Opfer sich zum Teil ausgeglichen haben würde durch die 
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Stetigkeit des Auslandskurses, ein Ergebnis dem wir mit der Verteuerung des


Papiergeldes auch nicht entfernt nahekommen. Der ungeheure Vorteil eines 


stetigen Kurses wiegt in der Meinung der Regierung von Britisch-Indien die


Nachteile nicht auf, die sie von einer vergleichsweise unbedeutenden


Verteuerung ihres Geldes befürchtet.


Die Geldverteuerung als gewöhnliche Ursache der wirtschaftlichen
Störungen


Der Umstand, daß alle wirtschaftlichen Störungen immer begleitet waren von


einer Verteuerung des Geldes, also von einem allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, beweist, daß es sich hier nicht um etwas Zufälliges handelt und


fordert geradezu auf, zwischen beiden Erscheinungen den ursächlichen


Zusammenhang festzustellen.


Wir haben also noch zu untersuchen, wo die treibende Kraft steckt, die beide


Erscheinungen miteinander verbindet; wir müssen feststellen, ob der


Preisrückgang Ursache oder Wirkung der Wirtschaftsstockung, der Krise ist.


Untersuchen wir die Einzelheiten einer beliebigen Wirtschaftskrise, indem wir


ihrem Ursprung nachgehen, so finden wir ohne weiteres, daß sie alle auf eine


einzige, gemeinsame Ursache hinweisen – auf den allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, also auf die Verteuerung des Geldes; und verfolgen wir umgekehrt


in allen Einzelheiten die Wirkungen einer Verteuerung des Geldes, so ergibt sich,


daß sie sich vollkommen decken mit dem, was wir unter dem Wort „Krise“ verste-


hen.


Alle bei der wirtschaftlichen Krise auftretenden Erscheinungen erweisen sich


als notwendige, verhängnisvoll notwendige Folgen des allgemeinen Rückgangs


der Warenpreise, also der Verteuerung des Geldes. Läßt sich denn in der Tat


eine Wirtschaftskrise ohne Preisrückgang denken, und ein allgemeiner


Preisrückgang ohne Krise?


Wie wären die Zahlungseinstellungen und Stundungserklärungen zu begrei-


fen, wenn nicht die Geldverteuerung, also der allgemeine Rückgang der


Warenpreise das Gleichgewicht aufhöbe zwischen Soll und Haben der Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte usw.? Woher käme die Lahmlegung des Handels,


die Arbeitslosigkeit, wenn nicht die Geldverteuerung, d.h. der allgemeine


Preisrückgang der Waren das Umlaufen der Kapitalien unmöglich machte?


Oder ist es uns vielleicht unbekannt, daß die Geldverteuerung, also der all-


gemeine Rückgang der Warenpreise das „Soll“ vergrößert, das „Haben“ mindert,


im genauen Verhältnis zu jenem Preisrückgang, daß die Geldverteuerung not-


wendigerweise den Geldumlauf hemmt?


Zweierlei Zwecken dient das Geld im Wirtschaftsgetriebe der Völker: 


es ist Tauschmittel für die Waren, und es bildet die Grundlage für Kapital- 


übertragungen. Für beide Zwecke hat das Geld nur eine wirksame 
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Eigenschaft: seinen Preis; und der Preis des Geldes wird gemessen an Menge


und Güte der Waren, die man dafür erhält oder dafür hergeben muß.


Das Geld steigt im Wert (verteuert sich), wenn Menge und Güte der Waren,


die man zum Erlangen des Geldes benötigt, sich mehren; und umgekehrt verbil-


ligt sich das Geld, sein Wert wird geringer, wenn ich mit wenig Ware viel Geld


kaufen kann.


Wird das Geld teurer, so sehen alle Geldschuldner ihre Schulden anwachsen,


im genauen Verhältnis zum gestiegenen Geldwert. Zahlenmäßig ändert sich


nichts, aber stofflich steigert sich das Gewicht der Schuld; die Opfer wachsen,


die man bringen muß, um die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen.


Verteuert sich das Geld um 5% so steigt auch die Last der Schulden um 5%;


beträgt die Steigerung 10%, so beträgt auch die Schuldenvermehrung 10%, nicht


zahlenmäßig, aber der Last nach.


Die Gesetze über Emission und Konversion des Papierpeso-Nationalgeld


streben gegenwärtig dahin, das Nationalgeld auf die Höhe seines Vorgängers,


des gemünzten Goldpesos zu heben, der heute fast das dreifache kostet.


Werden jene Gesetze durchgeführt, so verdreifachen sich alle Schulden dem


Wert nach.


Wer Geld schuldig ist, wird dreimal soviel, wie er heute tatsächlich schuldet


und wie er vielleicht empfangen hat, zurückgeben müssen.


Wieviel betragen gegenwärtig die in der Republik bestehenden schwebenden


Schulden, die in Geld eingegangenen Verpflichtungen? Wer kann das wissen?


Sind es 10, 20, 50 Tausend Millionen Pesos? Niemand weiß es.


Gesetze wurden gutgeheißen, die auf Verteuerung des Geldes hinzielen,


ohne daß auch nur der Betrag der durch diese Gesetze berührten Interessen


festgestellt wurde. Übrigens liegt hierin nichts Befremdendes: in anderen


Ländern verfährt man ebenso, und dies pflegt hierzulande ein Grund zu sein, der


alle Irrtümer sowohl der Behörden wie der Einzelbürger rechtfertigt.


Wäre es jedoch nicht recht und billig gewesen, vor dem Erlassen irgend eines


den Preis des Nationalpesos beeinflussenden Gesetzes zunächst zu untersu-


chen, auf wieviel ungefähr sich die öffentlichen und privaten Schulden belaufen,


deren tatsächlicher Wert allmählich mit dem Wert des Pesos gesetzlichen Geldes


erhöht werden soll?


Wäre es nicht verständig und billig gewesen, die Höhe jener Belange durch


eine Ermittlung festzustellen?


So unwahrscheinlich es sein müßte, scheinen doch die Anzeichen zu bestäti-


gen, daß beim Erlassen der Gesetze über Notenausgabe nicht 
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einmal gedacht worden ist an die mit dem Preis des Peso-Nationalgeld verknüpf-


ten öffentlichen und privaten Interessen. Offenbar waren die Augen der


Gesetzgeber gebannt auf die jämmerlich unbedeutenden 300 Millionen der


Emission, und sie sahen nicht die hundertfach größeren Beträge, die hinter jenen


versteckt waren.


Es handelt sich jedoch hier nicht um versteckte Beziehungen. Der Schuldner


sieht und fühlt sie, und der Gläubiger, sofern er nicht an Wunder glaubt, muß sie


gleichfalls sehen und fühlen. Der Gläubiger, der von Tag zu Tag den Wert seines


Besitzes sich steigern sieht, muß wissen, daß dieser Zuwachs nicht vom Himmel


fällt, er muß wissen, daß die Wertsteigerung seines Kapitals sich auf Kosten sei-


ner Schuldner vollzieht, und wenn er zartfühlig ist, so wird es sogar sein


Gewissen beschweren, daß er mehr erhält, als er gegeben hat.


Und auch der Schuldner erkennt den Unterschied im Preis des Pesos, den er


geborgt erhielt, und des Pesos, den man von ihm zurückverlangt; er erkennt ihn,


weil er verarmt, während sein Gläubiger reich wird. Der Schuldner erkennt, daß


die Geldverteuerungsgesetze ihn betrügen. Nicht mehr und nicht weniger.


Versuchen wir jetzt, uns eine Vorstellung zu machen von der Höhe der


Summen, die durch die Verteuerung des Geldes als der Grundlage der kapitali-


stischen Geschäfte betroffen werden.


Rechnen wir also zusammen: die in Peso-Nationalgeld eingegangenen


Nationalschulden, die Schulden der Provinzen und Städte, die


Hypothekenschulden der ganzen Republik, die kapitalisierten Beträge der Miet-


und Pachtverträge, die Beamtenpensionen, den Wert aller Handelspapiere:


Wechsel, Akzepte, Hinterlegungsurkunden, Sparkassenbücher; die einfachen


Anleihen, die laufenden Rechnungen der Kaufleute, die Anteile der stillen


Teilhaber usw. usw.


Alles dieses zusammengerechnet mag 10, 20, oder 30 Tausend Millionen


Pesos Nationalgeld ergeben. Niemand vermag uns über einen so wichtigen Teil


der Geldfrage aufzuklären, doch sind 30 Tausend Millionen Pesos nach meiner


Meinung eine geringe Schätzung – dreißigtausend Millionen.
Nehmen wir jedoch an, jene Schätzung von 30 Tausend Millionen sei zu


hoch, nehmen wir an, der Gesamtbetrag aller in Nationalgeld bestehenden


Verpflichtungen erreiche nur 10 Tausend Millionen, so werden wir trotzdem 


staunen über die ungeheuren Interessen, die verknüpft sind mit jenen ärmlichen


300 Millionen, die sich die Regierung versteift, allmählich auf das Dreifache


ihres gegenwärtigen Wertes zu steigern.


Zugleich mit dem Preis dieser 300 Millionen als Betrag der Notenausgabe


steigt der Preis der 10.000 Millionen an Verpflichtungen, die von Behörden wie


von Privatleuten in tausend Formen übernommen worden sind. 
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Indem wir allmählich den Preis der ausgegebenen 300 Millionen auf das


Dreifache heben, verdreifachen wir allmählich den Preis der 10.000 Millionen,


verdreifachen wir die Last aller Schuldner zugunsten ihrer Gläubiger. Dem


Nennwert nach ändert sich nichts, aber der Betrag von 10 Milliarden Nennwert


wird sich dem wirklichen Wert nach auf 30 Tausend Millionen erhöhen.


Die Schuldner werden Werte im Betrag von 30 Milliarden hergeben müssen,


um den erhaltenen Wert von 10 Milliarden zu bezahlen.


Mit der Verteuerung der emittierten 300 Millionen wird das Haben der


Kaufleute ganz vom Soll aufgesogen werden, die Hypothek wird das Eigentum


aufzehren, das gesamte Industrie- und Handelskapital geht vom Haben auf das


Soll über, geht über in die Hände der Gläubiger.


Zweifellos wird dies das Endergebnis sein, wenn man die Konversions-


gesetze durchführt, wenn die Konversionskasse sich bemüht, das Geldangebot


künstlich zu beschränken, indem sie das auf dem Markt so sehr nötige Geld zu


Asche verbrennt, während gleichzeitig die Bevölkerung wächst und der Handel


sich bis an die äußersten Grenzen des Freihandels ausdehnt, während also die


Nachfrage nach Geld zunimmt.


Wo bleibt da der gesunde Menschenverstand? Schliefen denn die Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte als man jene Gesetze erließ?


In der ganzen Welt gibt es keine Geldfrage, in der ganzen Welt sucht man die


Lösung der Geldfrage in der Stetigkeit des Geldpreises; in allen Ländern, in


denen man die Geldfrage erörtert, waren es die das Teurerwerden des Metall-


geldes begleitenden wirtschaftlichen Erscheinungen, die die Allgemeinheit dazu


brachten, Stellung zur Geldfrage zu nehmen, was dann zu leidenschaftlichen


Redekämpfen führte.


Allgemein gilt es jetzt schon als ausgemacht, daß die Geldverteuerung unheil-


voll gewirkt hat, daß der allgemeine Rückgang der Warenpreise das Schlimmste


ist, was der Wirtschaft eines Landes zustoßen kann. Hierzulande erblickt man im


Gegensatz dazu in jenem allgemeinen Preisrückgang das zu erstrebende Ziel! In


den europäischen Ländern und in den Vereinigten Staaten wurde in mühevoller,


verwickelter Arbeit festgestellt, daß die Geldverteuerung infolge oder seit der


Entmünzung des Silbers 10 bis 15% betragen hat, und man steht dort nicht an,


zu erklären, daß diese künstliche Geldverteuerung, der entsprechend verstärkte


Druck der Schulden, das größte, jemals begangene Unrecht gewesen ist. Und


dies, wo es sich nicht um 300% wie hierzulande, sondern nur um 10 bis 15%


handelt.


Wer wird denn den Mut finden, Geld zum Begründen einer 
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Industrie im Lande aufzunehmen, wenn er gewärtigen muß, das dreifache von


dem zurückzahlen zu müssen, was er erhalten hat? Und wer wird sich erkühnen,


einen Miets- oder Pachtvertrag zu unterzeichnen, wenn es bekannt ist, daß die


Landesgesetze dahin zielen, allmählich den tatsächlichen Wertinhalt des


Vertrages zu verdreifachen?


Liegt nicht in dieser Aussicht auf allgemeinen Rückgang der Preise, auf


Steigerung des Geldwertes mehr als genügende Erklärung für den völligen


Mangel an Belebtheit und Beginnkraft, an Unternehmungslust in allen


Gewerbskreisen, eine Erklärung dafür, daß nach einem so verheißungsvollen


Anlauf die gewerbliche und Handelsentwicklung wie mit einem Schlag erlahmte?


Bis hierher sprach ich nur von den mit dem Geldpreis verknüpften Belangen


des Kapitals. Sehen wir jetzt zu, was im Handel, im Warentausch geschieht,


wenn das Geld dazu neigt, teurer zu werden, wenn der Handelsstand sich von


einem allgemeinen Rückgang der Warenpreise bedroht sieht.


Die treibende Kraft beim Warenaustausch ist der Gewinn


Ich kaufe, um mit Gewinn zu verkaufen, und diese Käufe und Verkäufe sind


es, die die Waren vom Erzeuger dem Verbraucher zuführen, die die gewerbliche


Entwicklung begünstigen, Arbeit schaffen, den Reichtum des Landes mehren.


Die Arbeitsteilung, die Hauptschöpferin allen Reichtums, ist abhängig von der


Möglichkeit des Austausches der Erzeugnisse.


Unterbricht man den Warenaustausch, so ist auch die Arbeitsteilung unter-


brochen, – die Gewerbetreibenden schließen ihre Werkstätten, die Arbeiter sind


brotlos.


Und jene Unterbrechung des Warenaustausches ist notwendige, schicksals-


schwer notwendige Folge der Gesetze, die die Geldverteuerung, den allgemei-


nen Rückgang der Warenpreise begünstigen, denn solange jene Gesetze gelten,


ist ein Gewinn unmöglich, und die treibende Kraft der Volkswirtschaft erlahmt.


Der Kaufmann hört auf, zu kaufen, wenn der Rückgang der Warenpreise ihn


zwingt, mit Verlust zu verkaufen, und diese Verluste werden unvermeidlich,


solange die Neigung zur Preissenkung anhält, solange das Geld teurer wird! In


der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, verschlingt der durch die


Geldverteuerung bewirkte Rückgang der Warenpreise allen Gewinn, der sich


beim Verkauf erwarten ließ. Ebenso unmöglich, wie daß das Wasser sich fluß-


aufwärts bewegt, ist die kaufmännische Betätigung, solange die Steigerung des


Geldpreises andauert. Wer anders als der Kaufmann soll die Waren ihrer


Bestimmung zuführen? 
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Der Kaufmann unterbricht den Gütertausch, weil die Warenpreise sinken, weil


das Geld teurer wird. Der Kaufmann kann nicht Waren kaufen, die im Preis sin-


ken, deren Verkauf nicht mit Überschuß den Einstandspreis deckt. Das Geld wird


teurer, die Warenpreise sinken, die Waren werden zu geringem Preis verkauft


und neigen dazu, sich noch weiter zu verbilligen – aber niemand will sie.


Die Geldverteuerung führt dazu, daß alle Waren mißachtet werden. Der


scharfblickende Kaufmann löst seine Geschäfte, und der Gewerbetreibende folgt


seinem Beispiel. Wozu denn auch arbeiten, Geld anlegen in Arbeitslöhnen und


Rohstoffen, wenn das im Wert sinkende Erzeugnis die Erzeugungskosten nicht


deckt?


Solange wir eine weitere Geldverteuerung zu erwarten haben, besteht die


beste Art, Vorteil von unserem Vermögen zu ziehen, darin, die Fabriken zu


schließen, die Maschinen ins Ausland zu schaffen, die Arbeiter zu entlassen, alle


Werte in gesetzlichem Geld anzulegen und dieses Geld aufzuheben. Denn dort


im Kasten nimmt das Geld allmählich an Wert zu, es verdreifacht sich, ohne per-


sönliches Zutun, ohne Arbeit und Verlustgefahr, ohne Kopfzerbrechen.


Wo gibt es ein Industriekapital, das, selbst in guten Zeiten, gleiche Gewinne


abwirft? Wo gibt es ein Geschäft, das hinsichtlich des Reinertrages mit einer so


überaus einfachen Anlage wetteifern kann?


Solange das Geld danach neigt, sich zu verteuern, ist das Brachlegen des


Kapitals das einzige Geschäft, das nicht zum Bankrott führt.


Bemerkung. Was den Kapitalisten berührt, ist nicht der Nennwert einer Summe. Der


Pfundsterling-Millionär hat keinen Grund, den tausendfachen Reis-Millionär zu beneiden.


Der tatsächliche Wert ist es, der den Maßstab abgibt, und wenn die Kapitalisten einen


greifbaren Gewinn erzielen, was kümmert es sie dann, daß sie am Nennwert verlieren?


Es wäre deshalb durchaus nichts Seltsames, wenn die Inhaber von Cedulas,


Akzepten, Wechseln, Pfandbriefen usw. sich entschlössen, die Konversionskasse in ihrem


auf Geldverteuerung gerichteten Bestreben in der Weise zu unterstützen, daß sie für ihre


Rechnung einen Teil der ausgegebenen Noten zurückzögen und verbrennten.


Was z. B. würde es für sie ausmachen, 100 Millionen zurückzuziehen, zu verbrennen


und zu verlieren, wenn sie damit erreichen, 100fach größere Summen im Wert zu stei-


gern? „Mit Würsten nach der Speckseite werfen“ könnte man ein solches Vorgehen nen-


nen.


Das Streben nach Gewinn, das das Kapital in Bewegung setzt, das im


Wirtschaftsgetriebe die treibende Kraft darstellt, wird unwirksam, sobald sich das


Geld verteuert. Das Geld verteuern, bedeutet soviel, wie Wasser auf die Feuer


des wirtschaftlichen Motors schütten.


Dies ist die einfache Erklärung dafür, daß jederzeit und überall auf der Welt,


in Ländern mit Goldwährung, wie auch in Ländern mit 
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Silber- oder Papierwährung – die Geldverteuerung stets den Zusammenbruch


der Industrien, die Lahmlegung des Handels, die Krise herbeigeführt hat.


Die die Geldverteuerung, den allgemeinen Rückgang der Warenpreise begün-


stigenden Gesetze unterbrechen schicksalsschwer den Umlauf der Kapitalien,


legen die Entwicklung des Handels lahm; sie sind es in Wahrheit, die den


Aufstieg der jugendlichen Industrie Argentiniens zu den Gestirnen aufgehalten


haben.


Suchen wir nicht die Erklärung für das gegenwärtige wirtschaftliche


Unbehagen in der schlechten öffentlichen Verwaltung. Wir haben sie schlimmer


gehabt.


Suchen wir nicht den Grund für die Lahmlegung der industriellen Entwicklung


in schlechten Ernten, in den niedrigen Preisen der Ausfuhrerzeugnisse – auch


diese haben wir schlechter gehabt.


Versuchen wir hingegen, eine richtige Vorstellung zu gewinnen über die


Tragweite der Gesetze über die Verteuerung des Peso-Nationalgeld, sowie des


allgemeinen Rückgangs der Warenpreise, den jene Geldverteuerung notwendi-


gerweise erzeugen muß, und wir haben dann nicht mehr nötig, weiter zu suchen,


wir kennen dann die Ursache des Übels, an dem der Wirtschaftskörper der


Nation krankt.


Fährt die Konversionskasse fort, die Banknoten zu verbrennen, so wird ihre


Esse alsbald die einzige aller argentinischen Fabriken sein, die noch Rauch zum


Himmel entsendet.


Es besteht kein vernünftiger Grund für die Geldverteuerung


Angesichts der von uns geschilderten Folgen, die wir an der Hand der


Geschichte, der vorliegenden Tatsachen , der Äußerungen von Sachverständigen


und der Vernunft von der Geldverteuerung abzuleiten berechtigt sind, müßten


wird selbstredend vermuten, daß es sehr schwerwiegende Gründe gewesen


sind, die zum Erlassen der Geldverteuerungsgesetze führten, sofern sie nicht


allein die uns daraus erwachsenden ungeheuren Schäden wettmachen, sondern


uns außerdem noch einen greifbaren Vorteil einbringen sollen.


Und doch, wie nichtig erscheinen jene Beweggründe bei näherer Prüfung –


nicht ein einziger, der eine solche Prüfung im geringsten aushält. 


Da ist zunächst


Die Verbilligung des Lebensunterhalts.


Eine Zeitung der Hauptstadt anerkennt in einer Besprechung über die


Mietspreise, daß diese heruntergehen müssen, wenn das Geld weiter im 


Preis steigt und – wunderlicherweise – spricht sie im gleichen 
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Aufsatz über die Verbilligung des Lebensunterhalts, die in Begleitung der


Geldverteuerung eintreten soll.


Wo bleibt denn aber die Verbilligung, wenn zugleich mit dem Preis dessen,


was ich kaufe, auch der Preis dessen, was ich kaufe, auch der Preis dessen,


was ich verkaufe, sinkt?


Der durch die Geldverteuerung bewirkte Preisrückgang ist immer allgemein –


kein Wertgegenstand kann sich seiner Wirkung entziehen, und somit ist die


Verbilligung des Lebensunterhalts nicht vorhanden.


Wenn die Möglichkeit bestünde, vermittels der Geldverteuerung die Kosten


des Lebensunterhalts zu verbilligen, würde es da nicht genügen, das Verbrennen


der Banknoten etwas tatkräftiger zu betreiben, um alsbald alles umsonst und im


Handbereich eines jeden Almosenempfängers zu haben?


Wenn die Preissenkung der Waren, die Verteuerung des Geldes wirklich eine


Verbilligung des Lebensunterhalts bedeutete, so müßten die Länder, in denen die


Preise der durch Geld ausgedrückten Werte billig sind, auch die reichsten sein.


Und sehen wir nicht, daß genau das Gegenteil davon besteht?


Die Verbilligung des Lebensunterhalts durch die Verteuerung des Geldes ist


daher eine Wahnvorstellung, und wenn es Fälle gibt, in denen jemand einen


wirklichen Vorteil von der Geldverteuerung haben kann, so muß notwendigerwei-


se auch jemand da sein, aus dessen Tasche jener Vorteil bezahlt wird. Für die


Allgemeinheit wird die Verringerung des „Soll“ durch eine Minderung des „Haben“


ausgeglichen. – Die zweite Behauptung lautet:


Wir nähern uns der Konversion.


Mit der Verteuerung des Geldes nähern wir uns allmählich der „gediegenen


Metallgeldwährung“, und wenn wir erst den Preis des Papierpesos auf den Stand


des Goldpesos heraufgebracht haben, dann hören die den Handel so sehr schä-


digenden Preisschwankungen auf. – 


Danach wird, um die den Handel so sehr schädigenden Schwankungen im


Preis des Geldes zu bekämpfen, eine Geldpolitik betrieben, die notwendigerwei-


se Handlungen und Gegenhandlungen heftigster Art erzeugen muß, denn die


Heraufsetzung des Nationalpesos auf den Stand seines Vorgängers, des


Goldpesos, stellt an sich die außergewöhnlichste Schwankung dar, die jemals 


in irgend einem Land erlebt wurde und die kein Kaufmann ausgehalten hat.


Nehmen wir einmal an, die Verteuerung des Geldes, die allgemeine Senkung


der Preise sei in dem beabsichtigten Maß ausführbar. Nehmen wir an, es gäbe


keine wissenschaftlichen oder praktischen Gründe, an der Möglichkeit zu zwei-


feln, den Preis des argentinischen Pesos auf das Dreifache seines jetzigen


Preises zu erhöhen; nehmen wir an, 
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es wäre uns gelungen, das Geldangebot dergestalt einzuschränken, daß der


Preis des Peso-Nationalgeld pari mit dem Goldpeso notiert würde.


Was würden wir damit gewinnen? Werden damit die den Handel so sehr


schädigenden Preisschwankungen beseitigt? Werden mit der Erhöhung des


Geldpreises die Ursachen aufgehoben, die die Schwankungen in der Nachfrage


nach Geld und in dessen Angebot erzeugen? Ich sehe keinen ursächlichen


Zusammenhang zwischen einer derartigen Triebkraft und einer derartigen


Wirkung.


In Wirklichkeit sind die Preisschwankungen stets die Folgen von


Schwankungen in Angebot und Nachfrage, und um jene Schwankungen zu 


meistern, muß die Notenbank Rücklagen besitzen, damit Angebot und Nach-


frage sich einander anpassen.


Diese Reserven sind unentbehrlich. Es ist ja gerade der völlige Mangel an


Rücklagen für die stete Anpassung des Geldangebots an die Nachfrage nach


Geld, die das Schwanken des Preises des Peso-Nationalgeld hervorruft, und


solange diese Reserven fehlen, wird auch die Ursache bestehen bleiben, die die


Ebbe und Flut des Nationalpesos erzeugt.


Und dies ist völlig unabhängig von der Höhe, auf die wir den Preis des


Geldes gebracht haben mögen.


Ob der argentinische Peso, gegen Gold verkauft, im Verhältnis von 3 zu 1,


oder aber pari notiert wird, übt keinerlei Wirkung aus auf das in den unentbehrli-


chen Reserven anzulegende Kapital. Für sich allein wird die Geldverteuerung


uns die Reserven nicht verschaffen. Haben wir es wirklich erreicht, den Preis des


Peso-Nationalgeld zu verdreifachen, so werden wir uns immer noch vor leeren


Kassen befinden und nicht imstande sein, die Schwankungen zu beherrschen,


für deren Beseitigung wir doch das Opfer der Geldverteuerung bringen.


Die Verteuerung des Nationalgeldes verringert nicht um einen einzigen Peso


den Betrag der Rücklagen, die zur Beherrschung seiner Preisbewegung nötig


sind, die Verteuerung nähert uns um keinen Schritt der Stetigkeit des


Geldpreises, und es ist deshalb ein Irrtum, zu behaupten, die Geldverteuerung


nähere uns allmählich der Konversion, der Unterdrückung des Börsenspiels, brin-


ge und der „gediegenen Metallgeldwährung“ näher.


Die Senkung der Warenpreise als Entschädigungsmittel


Als Rechtfertigungsgrund für die Geldverteuerung pflegt man noch folgendes


anzuführen:


Die in den Jahren 1886 - 1892 bewirkte Geldentwertung hat vielen


Bewohnern der Republik ungeheure Verluste gebracht, und es ist gerecht und


billig, daß diese Leute entschädigt werden. Diese Ent-   Entschädigung
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schädigung wird in der Rückkehr des Peso-Nationalgeld zu seinem alten Preis


liegen. —


Dazu ist zu sagen: Ist es gerecht und billig, die durch die Geldpolitik der


Republik geschädigten und zugrunde gerichteten Einwohner zu entschädigen, so


ist es auch billig und gerecht, daß diejenigen Personen und überhaupt alle ent-


schädigt werden im genauen Verhältnis zu den erlittenen Verlusten; ferner auch,


daß dies nicht auf Kosten neuer Ungerechtigkeiten geschehe.


Dann aber ergibt sich die Frage: Wird die Wertvermehrung des Geldes jene


Entschädigungen herbeiführen unter Berücksichtigung der angegebenen


Umstände?


Das aber ist unmöglich.


Die Titel der Papiere, die man durch die Geldverteuerung im Preis heben will,


haben tausendfach den Besitzer gewechselt, viele dieser Titel sind nicht mehr


vorhanden, viele Titel sind jetzt in den Händen von Personen, die durch den frü-


heren Rückgang des Geldwertes bereichert worden sind. Denn wir dürfen nicht


vergessen, daß alles, was die einen durch die Preissenkung des Geldes verlo-


ren, von anderen gewonnen wurde, und daß, wenn es große, ungeheuer große


Verluste gegeben hat, auch die Gewinne entsprechend groß gewesen sind. Das


Kapital übertrug sich vom Haben auf das Soll der einen, und vom Soll auf das


Haben der anderen.


Das Entgegengesetzte geschieht jetzt mit der Geldverteuerung. Die Wert-


steigerung aller durch die Preiserhöhung des Peso-Nationalgeld begünstigten


Werte – fällt doch nicht vom Himmel. Die Werte fallen nicht als Regen nieder,


sich wachsen nicht auf Bäumen; irgend jemand muß sie bezahlen, und es wer-


den nicht die Europäer sein, die jene Differenzen bezahlen.


Die Entwertung des Geldes ging zu Lasten des Gläubigers; die Verteuerung


zahlt jetzt der Schuldner.


Und wie viele durch die Entwertung ihrer Titel zugrunde gerichtete Gläubiger


befinden sich jetzt in den Reihen der Schuldner? Weit entfernt also davon, die


Opfer der früheren Geldpolitik zu begünstigen, erschwert die Geldverteuerung


deren Lage noch mehr, indem sie einer Ungerechtigkeit eine neue hinzufügt.


Die ursprünglichen Inhaber jener Titel ziehen aus deren Werthebung keinen


Vorteil, soweit sie sie nicht mehr besitzen; dagegen wird diese Wertsteigerung


sie in unendlich vielen Fällen schädigen, weil sie die Last ihrer Schulden ver-


mehrt. Als Entschädigungsmaßregel gedacht, wirkt also die Geldverteuerung in


unendlich vielen Fällen ihrem Zweck entgegen.


Handelte es sich um Gilden von Schuldnern und Gläubigern, so ließe sich die


Geldverteuerung als Entschädigungsmaßregel in Er-   Erwägung
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wägung ziehen, aber die Gerechtigkeit kennt keine Gilden, sondern nur


Personen.


Aus diesem Grund ist für die den Gläubigern durch die frühere Geldpolitik


zugefügte Ungerechtigkeit keine Wiedergutmachung möglich. Da man nicht alle


benachteiligten Personen entschädigen kann, da man nicht einen jeden nach


dem Maß des erlittenen Verlustes schadlos halten kann, muß man den


Entschädigungsgedanken aufgeben und sich damit bescheiden, keine neuen


Ungerechtigkeiten zu begehen.


Als Begründung für das Streben nach Hebung des Geldwertes wird noch


angeführt:


Das Ansehen der Nation wird durch die Geldentwertung leiden.


Wir entkräfteten bereits die ersten drei Rechtfertigungsgründe, indem wir


nachwiesen, daß die Geldverteuerung den Lebensunterhalt nicht verbilligte, daß


sie uns der Konversion um keinen Schritt näher bringe, und ferner, daß sie auch


ernsthaft nicht als Gerechtigkeitsmaßregel zur Entschädigung der Opfer der frü-


heren Geldpolitik angesehen werden könne. – Als letzter Beweggrund für die


Wertsteigerung des Geldes verbleibt die Rücksicht auf das Ansehen des Landes,


das angeblich durch den niedrigen Preis des Peso-Nationalgeld geschädigt sein


soll.


Man sagt, das vom Land ausgehende Geld sei eine Nationalschuld, und


diese zu bezahlen, sei heilige Pflicht der Nation. Man sagt ferner, die jetzige


Bewertung der Titel jener Schuld beweise klar, daß der öffentliche Kredit noch


sehr pflegsamer Behandlung bedürfe, und es eines gesitteten Volkes unwürdig


sei, daß die Titel seiner öffentlichen Schuld zu so niedrigem Preis notiert würden.


Man sagt, daß die vergangene Krise nicht als überwunden gelten könne,


solange der Peso-Nationalgeld nicht seinem Ursprungswert entsprechend ge-


würdigt werde, daß die Ehre des Landes und seiner Bewohner eng verknüpft 


sei mit dem Preis seiner Geldscheine. Kein Opfer könne als übertrieben hoch


angesehen werden, wo es sich um Ehre, Ansehen, um den guten Ruf des


Landes handle!


Und tausend andere hochklingende Redensarten, alle von der unverbrüch-


lichen Annahme ausgehend, das Geld sei eine öffentliche Schuld, die zu zahlen


und aus dem Verkehr zu ziehen sei.


Stellt denn aber das von einem Land ausgegebene Geld wirklich eine Schuld


dar?


Allerdings stellt die Inschrift auf den argentinischen Geldscheinen es außer


Zweifel, daß die in Geldform ausgegebene Summe als Landesschuld angesehen


wird, doch ist jene Inschrift bei aller Kürze so widerspruchsvoll, daß man sie


unmöglich ernst nehmen kann. Sie besagt: 
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Die Nation 
zahlt dem Inhaber bei Vorzeigung 


10 Pesos 
in Nationalgeld.


Was aber bedeutet dies? Was ist ein Peso-Nationalgeld? Was bedeutet in


jener Inschrift das Wort „zahlt“?


Das Wort „zahlen“ bezeichnet in der spanischen Sprache lediglich das


Aushändigen von Geld, und die Anwendung dieses Ausdrucks in der Inschrift des


Geldscheines muß uns notwendigerweise vermuten lassen, es gebe etwas, was


– ausgehändigt werden könne, und wovon der Geldschein nur der Platzhalter,


die Etikette sei.


Damit aber jenes „Etwas“ überreicht oder gezahlt werden kann, muß es not-


wendigerweise sichtbar oder wenigstens greifbar sein, denn die Inschrift spricht


von 5, von 10 oder 100 bestimmten Einheiten. Um jene Einheiten festzustellen,


muß man sie zählen, und wie soll das geschehen ohne ihre Sichtbar- oder


Greifbarkeit?


Somit ergibt sich die Frage: Wo ist jener sichtbare Körper, der Peso-


Nationalgeld? Wer hat ihn gesehen? Wer kann uns jenen Körper beschreiben,


den die Nation dem Inhaber des Scheines als dessen Bezahlung einzuhändigen


verspricht?


Der in Gold gemünzte Peso kann es nicht sein, denn die Inschrift der alten


Scheine sprach von gemünztem Gold, und jene Wörter wurden in den nach der


Umwandlung ausgegebenen Scheinen gestrichen. Weshalb wurden sie gestri-


chen? Zweifellos doch deshalb, weil ein Peso gesetzlichen Geldes nicht ein


geprägter Goldpeso ist.


Die Anwendung des Wortes „zahlt“ in der Inschrift der alten Scheine muß


beim Lesenden notwendigerweise die Vorstellung wecken, es müsse etwas vom


Schein Getrenntes und von ihm Unabhängiges geben, irgend etwas Sichtbares,


das man übergeben kann, und die Streichung der Wörter „gemünztes Gold“ der


alten Inschrift beweist, daß jenes Etwas nicht der geprägte Goldpeso ist.


Da nun aber außer dem Schein selbst nichts da ist, was ausgehändigt wer-


den kann, nichts Wirkliches, nichts Unwirkliches, nicht einmal etwas wenigstens


Vorstellbares, und da doch gleichzeitig mit jenem Geld verknüpfte


Verpflichtungen bestehen, die täglich mittels des Geldscheines erfüllt werden, so


ist erwiesen, daß der Geldschein nicht Platzhalter für einen eingebildeten, in ein-


gebildeten Schatzkammern versteckten Peso-Nationalgeld darstellt. Der Schein


selbst ist der sicht- und greifbare Gegenstand, den wir Peso-Nationalgeld nen-


nen.


Demgemäß bezeichnet die Inschrift auf dem Schein, indem sie den Peso-


Nationalgeld von sich selbst trennt, nicht mehr und nicht 


243







weniger als eine Verneinung des Seins, etwas Unsinniges.


Cogito ergo sum. Ich denke, und mithin so bin ich.


Ich zahle, und mithin bin ich der Geldschein, bin ich persönlich der Peso-


Nationalgeld. Niemand kann mich zahlen, denn ich selbst bin der Zahlende. Ich


bin der Peso-Nationalgeld, trotz der mein Dasein leugnenden Inschrift.


Wie ist nun angesichts dieser Tatsachen die Inschrift des Scheines zu er-


klären? Die mit dem Abfassen der Inschrift Beauftragten gingen davon aus, der


National-Geldschein sei eine Urkunde über eine Nationalschuld, und da


Schulden bezahlt werden müssen, hielten sie die Einschaltung des Wortes


„zahlt“ für unentbehrlich, da sonst die amtliche Anerkennung der Eigenschaft als


Schuld gefehlt haben würde.


Beim Abfassen des Wortlauts der Inschrift hatte man zwischen zwei Dingen


zu wählen: entweder das Dasein, die Tatsachen zu leugnen, oder aber eine


ererbte Theorie aufzugeben, die wie alles Ererbte ohne eigene Arbeit, ohne


Prüfung erworben war.


Man entschied sich für das Erste und verließ damit den festen Boden der


Wirklichkeit, um sich in einen Irrgang von Widersprüchen zu verlieren.


Die ganze Verwirrung, die in der Geldpolitik Argentiniens (und vieler anderer


Länder) erkennbar ist, entspringt aus dem Wortlaut, den man der Inschrift auf


den Geldscheinen gab, oder vielmehr aus den Lehrmeinungen, die den


Abfassenden die Feder führten.


Und doch, wenn man schon einmal die Theorie annahm, der Geldschein sei


Urkunde über eine Schuld, die gezahlt und getilgt werden muß, so war die Frage


zu beantworten: Wer wird eine Schuldurkunde annehmen, die keinen Zins trägt?


Denn es steht doch fest, daß der Ausgeber von Geldscheinen niemals Zinsen


zahlt, daß im Gegenteil es der Ausgeber ist, der Zinsen auf die ganze ausgege-


bene Summe erhebt. Hierzulande ist der Erlös der ausgegebenen Geldscheine


zum Schuldenzahlen benutzt worden; hätte aber nach dem Vorgang


Deutschlands, Frankreichs, Englands und der Vereinigten Staaten die Regierung


den Gegenwert der ausgegebenen Geldscheine in ihren Kassen und in Gestalt


von Wechseln zurückbehalten, so würde die Notenausgabe der Regierung eine


Jahresrente von vielen Millionen einbringen.


Ist also der Geldschein eine Schuldurkunde, so ergibt sich die erstaunliche
Tatsache, daß der Schuldner (Notenausgeber) Zinsen erhebt, und der Gläubiger
(das Volk) Zinsen zahlt.


Genügt nicht dieser Umstand für sich allein, um die Annahme, der Geldschein


sei eine Schuldurkunde, als Trugschluß erkennen zu lassen; um zu beweisen,


der Geldschein sei im Gegenteil ein Gegenstand mit 
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eigenem Wert?


Bemerkung. Man wird hier einwenden, der Geldschein könne nicht ein Gegenstand mit


eigenem Wert sein, denn, wäre es so, so hinge es nur vom Belieben der Regierung ab,


den Reichtum des Landes durch Verordnungen über Notenausgabe zu vermehren.


Dies aber ergibt neue Verwirrung, ist ein neuer Trugschluß! Reichtum und Wertscheine


sind zweierlei. wir können den Reichtum des Landes mehren, ohne die Wertscheine zu


vermehren und umgekehrt.


Der Reichtum eines Landes besteht in einer Anhäufung nützlicher Dinge; um aber


diese nützlichen Dinge in Wertgegenstände zu wandeln, ist die Gütertrennung nötig.


Würden wir nun aber etwa den Reichtum des Landes mehren, wenn wir durch einfa-


che Regierungsverordnung der Gütertrennung, den Wertscheinen größere Ausdehnung


gäben? Steigern etwa die Verkäufe von Staatsländereien den allgemeinen Reichtum?


Nein, gewiß nicht.


Die Titel der öffentlichen Schuld vermehren gleichfalls die Wertgegenstände, ohne daß


man sagen könnte, die öffentliche Schuld bilde einen Teil des öffentlichen Reichtums.


Wenngleich also die Regierung den Landesreichtum nicht durch Verordnungen meh-


ren kann, so hat doch die Vermehrung von Wertscheinen durch Verordnungen nichts


Auffälliges, und wenn die Regierung Geld (Wertscheine) ausgibt, so mehrt sie damit nicht


den Reichtum.


Kann nun aber das Geld ernsthaft nicht als Schuldurkunde gelten, so ist es


auch unnötig, jene Titel zurückzuziehen und zu bezahlen; wir können also in der


Inschrift der Geldscheine das Wort „zahlen“ streichen, ohne zu befürchten, daß


die Scheine deshalb zurückgewiesen werden.


Ist es nicht das Wort „zahlt“, was uns den Geldschein schätzenswert macht,


so wird auch die Streichung jenes Wortes nicht dazu führen, daß wir ihn zurück-


weisen.


Im Einklang mit den Tatsachen können wir also schreiben:


Dies sind 10 Pesos gesetzlichen Geldes, 
ausgegeben von der Landesregierung.


Der Marktpreis der Geldscheine ist ganz unabhängig von den Kräften, die den


Preis der öffentlichen Schuldurkunden beeinflussen.


Der Geldpreis ist abhängig von denselben Umständen, die den Preis der


Waren bestimmen; der Preis der öffentlichen Schuldurkunden wird beherrscht


von den Umständen, die den Preis der Rententitel bestimmen.


Demgemäß beobachten wir oft, daß der Geldpreis steigt, während gleichzeitig


die Rententittel zurückgehen.


Die Ehre des Landes, sein Kredit, können also nicht von den Schwankungen


des Geldpreises berührt werden. Nur allein der Handel ist der Leidtragende,


daneben vielleicht noch der Ruf der mit der Notenausgabe betrauten Männer, die


es nicht verstanden haben, diese 
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Emissionen so geschmeidig zu gestalten, daß sie sich den Bedürfnissen des


Handels anpassen könnten.


Die Frage, wer denn zuguterletzt die Geldscheine bezahlen wird, berührt uns


also nicht, und braucht uns nicht zu beschäftigen, so lange der Verkehr dauernd


die ganze Notenausgabe aufnimmt. (Er würde, wenn sie da wären, noch mehr


Noten aufnehmen, wie das stete Steigen des Geldpreises beweist.)


Dieselben Kräfte, die seit so vielen Jahren das Geld in Umlauf erhalten, die


ständig die Nachfrage danach erzeugen und ihm seinen Wert verleihen:


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung, sie sind da und schwellen täglich


mehr an. Die Bevölkerung wächst; der Handel, den Spuren folgend, die ihm die


neuen Eisenbahnlinien weisen, trägt den Segen der Arbeitsteilung zu den einfa-


chen Bewohnern fernabliegender Gebiete, und verwandelt den unerschlossenen


Reichtum weiter Strecken in Werte, in Waren, in Nachfrage nach Geld.


An das Zurückziehen des Geldes, an das Auszahlen des Geldscheininhabers


kann nur derjenige denken, der dem Land alle Zukunft abspricht, und der


befürchtet, daß Arbeitsteilung und Eigentumsübertragung als Einrichtungen der


menschlichen Gesellschaft keinen gesunden Boden haben.


Es widerspricht dem gesunden Verstand, Eisenbahnen zu bauen, von


Wohlstand und wachsender Bevölkerung zu reden, gleichzeitig aber von der


Notwendigkeit, die Noten aus dem Verkehr zu ziehen.


Der Verkehr würde die Geldscheine zurückstoßen und ihre Zurückziehung


nötig machen, wenn die Umstände, die das Geld ständig im Umlauf erhalten,


ihre treibende Kraft verlören, d.h., wenn durch Beschluß des Proletariats


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung abgeschafft würden, wenn die


Erzeugnisse menschlicher Arbeit und des Erdbodens nicht mehr verkauft, son-


dern gegenseitig verschenkt würden.


Tritt dieser Zustand ein, dann allerdings brauchen wir das Geld nicht mehr,


das Geld verliert seine Daseinsberechtigung, denn alle Werte verschwinden als-


dann, um als Reichtum der Allgemeinheit, als öffentlicher Besitz wieder zu


erscheinen.


Solange dies nicht geschieht (und die jetzt von der Zahlung der Geldscheine


sprechen, behaupten am lautesten, daß der Fall nie eintreten wird), wird der


Markt ein Tauschmittel benötigen und die Gesamtheit ausgegebener Noten auf-


nehmen, wie er es bis jetzt tut.


Statt also vom Zurückziehen der Geldscheine, von der Auszahlung oder
Entschädigung ihrer Inhaber zu sprechen, sollten wir im Gegenteil darauf
bedacht sein, dem Markt alles Geld zu liefern, das die wachsende Nachfrage
verlangt. 
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Was der Handel benötigt und die 


Gerechtigkeit verlangt


David Hume, der große Philosoph, sagte: Mit der Fülle an vorhandenem Geld


beleben sich Arbeitsbetätigung und Gewerbe, der Kaufmann wird unternehmend,


der Gewerbetreibende geschickter und rühriger, und sogar der Siedler führt sei-


nen Pflug mit mehr Eifer und Feuer.


Das ist es, was auch wir benötigen: eine ausreichende Fülle von Geld, um


jeden Preisrückgang zu verhindern und den schaffenden Kräften des Landes,


der Industrie und dem Handel freie Entfaltung zu gestatten.


Nicht aber wünschen wir eine Geldfülle im Sinne John Laws, im Sinne der


Inflationisten (Geldüberschwemmungsfreunde) Nordamerikas und der finanziel-


len Ratgeber Juarez Celmans. Unter einer Geldfülle, die das von Hume beob-


achtete Ergebnis zeitigt, ist ein derartiger Geldbestand zu verstehen, der die


Bedürfnisse des Marktes ohne kleinliches Zumessen zu decken gestattet.


Jedes Übermaß führt zu Preissteigerungen; was aber der Handel benötigt, ist


Stetigkeit der Preise. Die Preise sollen nicht sinken; sie sollen aber auch nicht
steigen.


Allgemeiner Preisrückgang führt zur Wirtschaftsstockung, zur Krise; allgemei-


ne Preissteigerung bringt andere Mißstände mit sich. Wir wünschen also, daß


niemals Geld fehle und daß niemals Geld in Überfülle vorhanden sei.


Ausreichende Geldversorgung, um jeden allgemeinen Preisrückgang zu verhin-


dern, und gleichzeitig weises Maßhalten bei dieser Versorgung, um das Steigen


der Preise zu vermeiden.


Wir wünschen den gesunden Menschenverstand zu wecken, das Verständnis


der Öffentlichkeit und aller mit der Verwaltung des Geldes Betrauten; wir wün-


schen die selbstsüchtigen Bestrebungen einiger an der Verwaltung des


Geldmonopols beteiligter Privatpersonen auszuschalten. Dies ist es, was der


Handel verlangt, und was auch mit den Forderungen der Gerechtigkeit überein-


stimmt. Es ist ungerecht, das Geld zu entwerten, weil dies den Schuldner auf


Kosten des Gläubigers begünstigt; es ist ebenso ungerecht, den Geldwert zu


heben, weil dies den Gläubiger zum Schaden des Schuldners bevorzugt. Die


Gerechtigkeit verlangt, daß der Wert des Geldes auf einem festen Stand erhalten


werde.


Wie das zu erreichen ist? Einfach, indem man das Gleichgewicht zwischen


Angebot und Nachfrage nach Geld aufrechterhält.


Wir müssen Geld herstellen, ausgeben, dem Markt zuführen, so oft das


Angebot von Waren (das gleichbedeutend ist mit Nachfrage nach Geld) zunimmt;


wir müssen Geld zurückziehen, aufbewahren oder verbrennen, so oft das


Warenangebot sich verringert. 
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Kurz ausgedrückt: wir müssen dem Verkehr Geld entziehen, wenn die Preise
zum Steigen neigen, wir müssen Geld zuführen, wenn die Preise Neigung zum
Zurückgehen zeigen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns not tut und die mit den Anforderungen unseres


gesunden Menschenverstandes übereinstimmt. Wir verlangen, daß das tägliche


Geldangebot sich der Nachfrage anpaßt, und auf die Frage, ob wir Geld verbren-


nen oder aber mehr Geld ausgeben sollen, muß nicht ein veraltetes Gesetz die


Antwort geben, sondern das Verkehrsbedürfnis.


Wir können nicht im voraus wissen, wie groß der Bedarf an Geld morgen,


übermorgen, in einem Monat, einem Jahr sein wird. Wir können unmöglich heute


feststellen, wie groß morgen die in den Verkehr zu bringende Geldmenge sein


muß; es ist unmöglich, jenen Bedarf derart zu bestimmen, daß weder zu viel,


noch zu wenig da sei und daß die Nachfrage durch das Angebot gedeckt werde,


ohne daß sich ein Überschuß ergibt. Deshalb verlangen wir Aufhebung des
Gesetzes, das eine bestimmte und unabänderliche Geldmenge auszugeben vor-
schreibt, das die Schwankungen in der Marktlage nicht berücksichtigt.


Die gleichen Gründe, die die Anarchisten gegen die Zweckmäßigkeit


geschriebener Gesetze anführen, können wir auch gegen die jetzt bestehenden


Emissionsgesetze anzuführen. Einen Tag nach seinem Inkrafttreten ist das


geschriebene Gesetz bereits veraltet, paßt es nicht mehr zu den jeden


Augenblick sich anders gestaltenden Bedürfnissen des Lebens.


Nicht ohne ernste Gründe verlangen deshalb die Anarchisten die Abschaffung


aller geschriebenen Gesetze, der toten Buchstaben, und ihre Ersetzung durch


lebendige, von den Bedürfnissen des Lebens und des Augenblicks eingegebene


Gesetze.


Und in der Tat, wäre es ausführbar, was die Theorie der Anarchisten verlangt,


so würde die Verteidigung ihrer Lehre nicht, wie heute, nur von wenigen Eiferern


geführt werden.


Erweist sich jedoch das geschriebene Gesetz, das die Rechte jedes einzel-


nen von uns umgrenzen soll, in der Durchführung allzu schwerfällig, um seinen


Zweck so vollkommen, wie es zu wünschen wäre, zu erfüllen, um wieviel man-


gelhafter muß uns da ein Gesetz erscheinen, ein totes, vor Jahren erlassenes


Gesetz, das eine bestimmte, unabänderliche Geldmenge auszugeben vor-


schreibt, mit der der Handel sich dann einrichten soll, während doch in keiner


Lebensbekundung des Gesellschaftskörpers eine solche Regsamkeit, ein gleich


häufiger Formenwechsel, eine gleiche Fülle von Entwicklungen und


Umgestaltungen wahrnehmbar ist, wie im Handel! 
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Was ist von einer durch tote Buchstaben beherrschten Geldpolitik zu erhof-


fen? Weiter nichts als stete Schwankungen im Preise des Geldes.


Die Schwankungen in den Jahreszeiten und in der Luftwärme gleichen wir


durch einen Wechsel in unserer Kleidung aus; eine Geldpolitik aber, die nicht die


Notwendigkeit vorsieht, sich dem Wechsel der Handelsbedürfnisse anzupassen,


kommt uns vor, wie ein Reisender, der nur einen Rock hat, und der abwechselnd


über Kälte, dann aber über Hitze klagt. Wir klagen über das Schwanken im Preis


unseres Geldes, während doch dieses Geld so gefügig, anpassungsfähig, gehor-


sam ist, wie man es sich nur vorstellen kann. Nein, es liegt nicht an unserem


Geld, wenn wir mit ihm nicht die vom Handel benötigte und von der Gerechtigkeit


geforderte Stetigkeit der Preise erreicht haben.


Sicher ist es nicht Schuld des Papiers gewesen, wenn der argentinische Peso


im Wert steigt.


Nein, das Papier ist nicht schuld gewesen, sondern ganz allein die Gesetz-


gebung über Notenemission; die Verantwortung tragen die Gesetzgeber. Der


Peso-Nationalgeld sank im Wert, so oft die Gesetzgeber diese Senkung wünsch-


ten, er stieg im Wert, so oft die Gesetzgeber diese Hebung beschlossen.


Wenn also, wie wir gesehen haben, der aus Papier gefertigte Peso-National-


geld sich dem Willen der Gesetzgeber fügt, so ist klarerweise nicht das Papier


schuld an den Schwankungen, vielmehr liegt die Schuld an den Menschen.


Gehorcht der Preis des Peso-Nationalgeld dem Willen der Gesetzgeber, so 


wird sein Preis fest bleiben, an dem Tage, an dem sie seine Stetigkeit be-


schließen.


Das ist ein bündiger Schluß.


Der Preis einer jeden monopolisierten Ware ist beherrscht vom Willen des


Monopolbesitzers. Und das ist verständlich, weil der Inhaber des Monopols das


Angebot der Ware der Nachfrage anpaßt. In denjenigen Ländern Europas, in


denen die Regierung Salz, Zündhölzer, Tabak, Weizen usw. monopolisiert, ver-


kauft man diese Dinge zu einem festen, unveränderlichen Preis; jede Preis-


schwankung ist ausgeschlossen, weil die Regierung die tägliche Lieferung der
täglichen Nachfrage anpaßt.


Nähme der Monopolinhaber keine Rücksicht darauf, daß die Nachfrage nach


seiner Ware sich ganz seiner Herrschaft entzieht, daß die Nachfrage schwankt,


so würde es ihm wenig nützen, auf jedem Paket den Verkaufspreis anzugeben.


Dieser Preis würde sich so oft ändern, wie das Angebot jener Ware nicht in


Einklang stände mit der Nachfrage 
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danach.


Wenn die französische Regierung, als Inhaberin des Zündhölzchenmonopols,


eine 5 oder 10 Jahre im voraus gesetzlich festgelegte Menge von Zündhölzern


auf den Markt würfe, ohne die schwankenden Bedürfnisse des Marktes zu


berücksichtigen, so ist es gewiß, daß die Zündhölzchen sich abwechselnd mit


Aufgeld, dann wieder mit Verlust verkaufen würden.


Wenn die deutsche Regierung, als Besitzerin aller Eisenbahnen im Reich,


durch ein auf Jahre im voraus festgelegtes Gesetz verpflichtet wäre, eine ganz


bestimmte und unabänderliche Zahl von Zügen fahren zu lassen, ohne die


Entwicklung des Verkehrs und der Bevölkerungszahl zu Rate zu ziehen, ohne


auf die Jahreszeiten Rücksicht zu nehmen, so würde sofort eine Agiotage, ein


Handel mit Frachtwagen und Fahrscheinen einsetzen.


Der Monopolbesitzer beherrscht nur das Angebot; die Nachfrage ist selbstän-


dig und entzieht sich fast ganz seinem Einfluß. Will also der Monopolbesitzer den


Preis beherrschen, so muß er sich dabei der Waffen bedienen, die ihm das


Angebot bietet.


Das Angebot ist der Lotse, der den Preis der monopolisierten Waren in gera-
der Linie durch die Schwankungen der Nachfrage hindurchsteuert.


Dies ist das Grundgesetz für verständige Verwaltung eines jeden Monopols,


und das Geld – als Monopolgegenstand allererster Ordnung – kann sich jenem


Gesetz nicht entziehen.


Ist es nicht gelungen, für den Peso-Nationalgeld, dessen Herstellung die


Regierung monopolisiert, einen festen Preis aufrecht zu erhalten, so liegt es


gerade daran, daß man das durch jenes Gesetz vorgezeichnete Verhalten nicht


beachtet hat.


Als der Preis des argentinischen Pesos sich verbilligte, bestand die einzige


wirksame und unfehlbare Abhilfe dagegen darin, das Angebot des Nationalgeldes


durch Zurückziehen des Überschusses aus dem Verkehr einzuschränken.


Statt jedoch hiernach zu verfahren, suchte man den Preis zu heben, indem


man die Nachfrage nach Geld vermehrte und zu dem Zweck Gold und


Einwanderer aus Europa heranzog.


Die Maßnahme blieb erfolglos und mußte es bleiben, denn Gold und


Einwanderer entziehen sich dem Machtbereich der Regierung.


Man beauftragte den Minister, den Geldwert zu heben, und dieser begab sich


auf die Suche nach außerhalb seines Machtbereichs liegenden Wirkungskräften,


statt daß er von der ihm durch das Monopol zustehenden Macht Gebrauch


machte.


Wir sagten, daß die französische Regierung die Stetigkeit des Preises der


Zündhölzchen durch Anpassung des Angebots an 
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die Nachfrage erreicht. Träte jedoch der Fall ein, daß jene Regierung bei


Geldklemme eine übergroße Menge Zündhölzchen auf den Markt würfe und den


zu erwartenden Preissturz durch Belebung der Nachfrage mittels Prämien und


sonstiger Opfer zu vermeiden suchte, so würden alle ein solches Vorgehen für


unvernünftig erklären.


Wem würde man die Schuld an diesen Preisschwankungen aufladen, dem


Streichhölzchen oder der Regierung?


Und doch hat man hinsichtlich des Peso-Nationalgeld nach jenem unverstän-


digen Verfahren gehandelt; man hat damit die Ergebnisse gezeitigt, die alle ken-


nen und für die man jetzt den Stoff verantwortlich machen will, aus dem jenes


Geld gefertigt wurde.


Deshalb wiederhole ich, daß die Ursachen der Schwankungen im Preis des


Nationalgeldes falsch bewertet worden sind.


Das Papiergeld kann sich dem Willen seiner Verwalter nicht entziehen. Aber


nötig ist, daß jene Verwalter mit Waren umzugehen lernen, daß sie den Handel


verstehen, daß sie einsehen, die Stetigkeit des Preises vom Peso-Nationalgeld


sei nur durch Anpassung seines Angebots an die Nachfrage zu erreichen.


Außerdem aber ist nötig, den Monopolverwaltern die zum Befolgen jener


Politik unentbehrlichen Befugnisse einzuräumen; es ist nötig, alle jene Schranken


niederzulegen, mit denen übervorsichtige Gesetzgeber die Macht des


Geldmonopols umgeben haben. Vor allem müssen wir das Gesetz beseitigen,


wonach eine auf Jahre im voraus festgesetzte Summe Geldes ausgegeben wer-


den sollte; wir müssen dafür ein neues Gesetz schaffen, wonach alles fehlende


Geld neu auszugeben und alles überschüssige Geld zurückzuziehen ist; wir


müssen die Regierung ermächtigen, das Geld auszugeben in einer Menge, die


nicht durch das Gesetz, sondern nur durch die Verkehrsbedürfnisse beschränkt


wird, und wir müssen der Regierung die Mittel geben, um jeden sich einstellen-


den Überschuß an Noten zurückzuziehen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns unfehlbar die Stetigkeit des Preises einbringen


wird, die Stetigkeit des Geldpreises, die die Forderungen der Gerechtigkeit und


die Bedürfnisse des Handels befriedigen wird.


Der Maßstab für den Bedarf an Geld


Sagten wir im vorigen Abschnitt, daß es die Verkehrsbedürfnisse sein müß-


ten, die in der Frage der Geldemission entscheiden, so ergibt sich die Frage: wo


ist der Maßstab für jene Bedürfnisse?


Die einen werden sagen: Den Maßstab liefert die Preisermittlung der Waren


im allgemeinen, der Warendurchschnittspreis; die anderen werden sagen: Der


Maßstab liegt im Wechselkurs auf das Ausland, wie ihn das Agio, das


Goldaufgeld widerspiegelt.
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Die ersteren erstreben die unbedingte Geldpreisfestigkeit, die anderen begnü-


gen sich mit der Beseitigung der Schwankungen beim Gold. Welche Anschauung


verdient da den Vorzug? 


In den Ländern mit Goldwährung bestreitet man nicht, daß dieses Geld gro-


ßen Schwankungen unterworfen ist; zuweilen sind diese plötzlich und schroff,


zuweilen langsamer, und gerade diese Schwankungen sind es, die den


Freunden der Doppelwährung die Waffen zu ihren Angriffen liefern.


Dafür können wir andererseits hierzulande nicht leugnen, daß der Goldpreis,


die Festigkeit des Auslandkurses, für Argentinien außergewöhnliche Bedeutung


hat, insofern fast die ganze Erzeugung gegen Gold verkauft wird und auch die


Preise der Mehrzahl der Verbrauchsgüter nach Gold berechnet werden (sich


nach dem Stand der Valuta richten). Ich glaube, es gibt kein zweites Land, wo im


Vergleich zur Volkszahl der Außenhandel so groß ist, wie hier.


Wenn wir nun bei der Verwaltung unseres Geldwesens die Warenpreisstatistik


zur Richtschnur nehmen und die Währung auf feste Warenpreise hinsteuern, so


wird nicht zu vermeiden sein, daß dieses Vorgehen auf Widerspruch bei denen


stößt, die eine feste Valuta wünschen, und zwar so oft, wie das Gold im Preis


steigt oder fällt (d.h., so oft die Valuta sich „bessert“ oder „verschlechtert“). Beide


Ziele werden erst dann vereinbar sein, wenn in allen Ländern in der


Währungspolitik der feste Durchschnittswarenpreis (Index number) zum Ziel


genommen wird, denn es ist klar, daß im Verkehr zwischen Ländern mit beider-


seitigen festen Warenpreisen (unveränderlichem Index) auch der Wechselkurs,


die Valuta fest sein wird.


Wir müssen uns also entscheiden, ob wir die Festigkeit der Valuta dem festen


Preisstand der Waren unterordnen wollen oder ob wir umgekehrt eine feste


Valuta anstreben und dafür auf den festen Preisstand der Waren verzichten wol-


len.


Entscheiden wir uns für den festen Preisstand der Waren, so werden alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren auf den


europäischen Märkten erleidet, sich in unserer Valuta widerspiegeln; stellen wir


aber unsere Währungspolitik auf feste Valuta ein, so übertragen wir alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren (in


Europa) erleidet, unmittelbar auch auf unsere Märkte. (D.h. also, daß, wenn im


Ausland die Preise schwanken, sie auch in Argentinien schwanken werden.)


Ich kann hier nicht dieser wissenschaftlich, wie praktisch äußerst wichtigen


Sache auf den Grund gehen. Ich werde mich begnügen, den kürzesten und


sichersten Weg anzugeben, der zur Versöhnung dieser auseinanderstrebenden


Wünsche führen kann.


Zur Zeit muß es unser Bestreben sein, unsere Geldpolitik einem 
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festen Auslandskurs anzupassen, und wir müssen für den Augenblick zugunsten


der überragenden Interessen des Auslandshandels, auf die festen Warenpreise


verzichten. Zugleich aber müssen wir alle mit uns Handel treibenden Länder


Europas und Amerikas zu einer zwischenstaatlichen Beratung einladen, um dort


die zur Vermeidung der Schwankungen im Index eines jeden Landes erforderli-


chen Maßnahmen zu besprechen; denn wenn alle Staaten, mittels einer einheitli-


chen Geldpolitik, die Warenpreise innerhalb enger und fester Grenzen zu erhal-


ten bestrebt sind, so wird auch die Valuta unter allen diesen Ländern fest blei-


ben, ohne daß es nötig wäre, ihnen allen das mit der Einführung der


Goldwährung verknüpfte Opfer aufzuerlegen.


Jedes Land kann dann den ihm für sein Geld am passendsten erscheinenden


Stoff auswählen, – das eine Land wird hierfür das Papier bevorzugen, ein ande-


res Silber, Nickel, Kupfer, Gold; wenig kommt hierauf an, vorausgesetzt, daß in


allen Ländern das Angebot von Geld genau der Nachfrage angepaßt werde, daß


innerhalb der Grenzen eines jeden Landes das Tauschverhältnis des Geldes zu


den Waren nicht schwankt; alsdann wird der Wechselkurs zwischen all diesen


Ländern folgerichtiger- und notwendigerweise fest bleiben.


Der Valutakurs, zwischen Paraguay und Argentinien ist gegenwärtig 1 zu


2,48. Wenn wir bei uns die Warenpreise senken, wird unsere Valuta steigen;


erhalten wir aber die Warenpreise auf ihrem jetzigen Stand, und geschieht das


Gleiche in Paraguay, so wird sich der Kurs nicht wesentlich von seinem jetzigen


Stand entfernen können. 


Der gegenwärtige Valutakurs zwischen England und Argentinien ist gegen-


wärtig 1 zu 2,70. Entdeckt man aber in Klondyke Berge von Gold, oder führt man


die Doppelwährung ein, so werden die in Gold ausgedrückten Warenpreise stei-


gen und hier in Argentinien wird die Valuta sich „bessern“. Unterdrückt man aber


in England die freie Goldausprägung (wie man bereits die freie Silberprägung


aufgehoben hat) und paßt man dafür diese Ausprägung (die Geldausgabe) den


Bedürfnissen des Marktes an, um auf diese Weise die Warenpreise im eigenen


Land zu befestigen – dann wird der Wechselkurs zwischen Argentinien und


England gleichfalls unveränderlich bleiben.


Der Valutakurs zwischen Argentinien und Chile dreht sich gegenwärtig um X.


Fahren diese zwei Freistaaten fort, die Warenpreise im gleichen Verhältnis zu


senken, so wird der Kurs unverändert bleiben, trotzdem die Warenpreise sinken.


Weicht aber einer der Freistaaten vom vorgezeichneten Weg ab, so werden wir


sofort eine Abweichung im Kurs haben.


Diese Feststellungen genügen, um zu zeigen, daß die Stetigkeit des


Auslandskurses unabhängig ist von dem für die Geldherstellung gewählten Stoff;


ferner, daß ein Land für sich allein das Ziel nicht 
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erreichen kann, daß dies vielmehr nur das Ergebnis einer einheitlichen


Geldpolitik aller Staaten sein kann; – nur eine zwischenstaatliche Verständigung


kann die Erfordernisse eines festen Wechselkurses mit denen eines festen


Geldpreises in Einklang bringen.


Es ist deshalb anzustreben, daß die zwischenstaatliche Einigung möglichst


bald zustande komme, und inzwischen tun wir gut daran, die Festigkeit im


Preisstand der Waren der überragenden Bedeutung unseres Auslandshandels


unterzuordnen.


Der Auslandswechselkurs, wie ihn der Preis des Goldes widerspiegelt, wird


also den Maßstab abgeben, an dem wir die Bedürfnisse des Marktes in Fragen


der Notenausgabe abschätzen, und bis dahin, wo wir uns mit den anderen


Völkern über einen gerechteren und wissenschaftlich genaueren Maßstab ge-


einigt haben, werden wir Noten in den Verkehr bringen, so oft der Wechselkurs


zurückgeht (die Valuta sich verschlechtert) und umgekehrt Noten verbrennen, 


so oft der Kurs (das Gold) steigt.


Befolgen wir dieses Verfahren mit Festigkeit, so wird der Wechselkurs auf das


Ausland so unbeweglich bleiben, wie wenn gemünztes Gold bei uns umliefe. Wir


werden die Vorteile der Goldwährung genießen, ohne genötigt zu sein, in ihr ein


totes Kapital im Werte von 300 Millionen Pesos festzulegen.


Wir müssen so viel Noten ausgeben, wie sich als fehlend erweisen, und so


viel Noten zurückziehen, wie sich als überschüssig erweisen. Wir müssen, um
den festen Wechselkurs aufrecht zu erhalten, das tägliche Geldangebot der täg-
lichen Nachfrage nach Geld anpassen.


Untersuchen wir jetzt, auf welche Machtmittel sich die Geldverwaltung stützen


könnte, um diese Aufgabe zu erfüllen.


Ersetzen wir das Gesetz, wonach jahrelang eine feststehende Summe Geldes


für den Umlauf bestimmt wird, durch ein anderes, das die Regierung zu einer


vom Gesetz der Summe nach nicht festgelegten, sondern nur durch die


Verkehrsbedürfnisse begrenzten Notenausgabe ermächtigt, so steht der


Verwaltung ohne weiteres alles Geld zur Verfügung, das sich im Handel als 


fehlend erweist.


Ein solches Gesetz eröffnet den Auslandswechseln (Devisen), dem Gold,


einen unbegrenzten Absatz. Alles Gold, das unter einem festgesetzten Preis


angeboten wird, kauft die Geldmonopolverwaltung mittels neu ausgegebenen


Papiergeldes auf. Alles Gold, das also zu jenem festgesetzten Preis keine Käufer


findet, findet Aufnahme in der Schatzkammer der Monopolverwaltung.


Infolgedessen wird der Auslandswechselkurs niemals zurückgehen können, denn


niemals wird die Nachfrage nach Gold fehlen. Jenes Gesetz wird den Goldpreis
vor jedem Sinken schützen. 
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Damit aber haben wir schon unendlich viel gewonnen. Wird der Goldpreis


nicht mehr wegen Mangels an Käufern sinken können, so werden die


Warenpreise auch nicht unter die Goldpreise (Weldmarktspreise) sinken können,


– Kaufmann, Landwirt, Gewerbetreibender werden gegen jeden von der


„Besserung“ der Valuta herrührenden allgemeinen Preisrückgang vollkommen


gesichert sein.


Wer ein Unternehmen mit Hilfe fremden Geldes zu begründen beabsichtigt,


wird nicht mehr zu befürchten brauchen, er könnte durch die „Besserung“ der


Valuta zugrunde gerichtet werden.


Selbstverständlich wird jede Valuta-Spekulation unmöglich, sobald die Valuta


sich nicht „bessern“ kann. Wenn heute der Wucherspieler in der Hoffnung auf


eine Valutaverschlechterung einen Einsatz wagt, so geschieht es in der


Zuversicht, daß er die Valuta wieder wird bessern (heben) können; steigt aber


das Geld, dessen Preis er mit Opfern gesenkt hat, nicht wieder, hat das Geld


nicht mehr die Spannkraft, um immer wieder auf seinen Ausgangspunkt zurück-


zukehren, so verliert jenes Wucherspiel seinen Reiz. Der Wucherspieler würden


seinen Besitz entwerten, ohne Aussicht, den Wert wieder anschwellen zu sehen,


ohne Aussicht auf das Erlangen von Überschüssen, die doch das Ziel seiner


Machenschaften sind.


Indem wir also die „Valutabesserung“ unmöglich machen, beseitigen wir das


Wucherspiel, und damit verschwindet wieder eine der Ursachen, die bisher den


Geldmarkt in Verwirrung brachten.


Niemand wünscht sein Kapital zu mindern, und wenn Wucherspieler zeitweise


sich darauf einlassen, ihr Geld im Wert herabzusetzen, so geschieht es allein in


der Hoffnung, das Verlorene in der unvermeidlichen Rückflut mit Wuchergewinn


wiederzuerlangen. Diese Hoffnung schwindet aber für sie, sobald die öffentliche


Geldverwaltung dem Angebot durch eine unbegrenzte Nachfrage entsprechen


kann.


Das ist es, was wir über die Besserung der Valuta zu sagen hatten.


Untersuchen wir jetzt, wie die Geldverwaltung auch eine „Verschlechterung“


der Valuta zu verhüten, in der Lage sein wird.


Um die Verschlechterung der Valuta zu verhüten, wird man den sie verursa-


chenden Überschuß an Geld zurückziehen, also aufkaufen müssen. Mit welchen


Mitteln? Anwort: Mit dem, was das Geldmonopol einbringen wird.


Jeder Tag zeigt uns, daß das Monopol irgendeiner, noch so unbedeutenden


Ware etwas einträgt, und zuweilen ganz bedeutende Summen.


Die Einkünfte, die viele Erfinder aus dem Vertrieb ziehen, bilden den Ertrag


des Monopols, das ihnen das Erfindungspatent verleiht. Sollte da das Monopol


unseres Geldes, eines unentbehrlichen Artikels, der wichtigsten Marktware,


nichts einbringen?  
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Es wäre ein seltsamer, für jeden Kaufmann unfaßbarer Fall, wenn das


Monopol unseres Geldes, unseres Tauschmittels unfruchtbar bliebe, nichts ein-


brächte. Wirklich unfaßbar.


In Frankreich, Deutschland, England, den Vereinigten Staaten, bringt das


Monopol der Notenausgaben dem Staat jährlich beträchtliche Summen ein. In


Deutschland 5% der nicht durch Gold gedeckten Noten. Wo bleiben jetzt die


Summen, die die Notenausgabe von 300 Millionen Pesos erbringen müßte? Man


antwortet darauf: Kapital und Zinsen sind zum Bezahlen von Schulden verwen-


det worden.


In diesem Fall schuldet das Land der Geldverwaltung jene Summe, und sie


muß ihr billigerweise erstattet werden. Möge das Land seine Schulden mit


Rententiteln bezahlen. Die Emissionen sind dazu da, den Verkehr mit dem für


den Warenaustausch nötigen Geld zu versehen, und man soll nicht die


Bedürfnisse der Staatskasse mit jenen des Marktes vermengen.


Man erstatte somit der Geldverwaltung den Gegenwert jener 300 Millionen in


Rententiteln. Das ist eine gerechte Forderung.


Man eifert gegen das Papiergeld, gefällt sich darin, jenes Geld haftbar zu


machen für alle Leiden, die den Markt treffen, und gleichzeitig beraubt man es


seiner eigenen Waffen.


Man erstatte demnach die 300 Millionen in Rententiteln, und wir werden dann


sehen, ob mit dieser Rücklage und dem, was jährlich an Zins hinzukommt, die


Geldmonopolverwaltung nicht fähig ist, jedweden Geldüberschuß zurückzuziehen


und die Schwankungen zu beherrschen; wir werden sehen, ob sie nicht unbe-


dingte Herrin in ihrem eigenen Hause ist, ob nicht in der Tat das Papier zur


Geldherstellung taugt.


Die durch die Notenausgabe eingebrachten 300 Millionen gehören jener


Emission, und solange man dem gesetzlichen Geld nicht erstattet hat, was ihm


gehört, ist jede Urteilsabgabe über Vor- und Nachteile des Papiergeldes minde-


stens voreilig.


Die Länder Europas, die das Gold als Stoff für die Herstellung ihres Geldes


erwählt haben, ziehen aus diesem Gold keinerlei Gewinn, denn Metallgeld ist


totes Kapital.


Im Gegenteil kostet ihnen jenes Gold Zinsen. So erwarb Rußland in den letz-


ten Jahren Gold für gewaltige Summen, für deren Zahlung dort Rententitel aus-


gegeben wurden.


Österreich und Italien verfuhren ebenso, und die Ausgabe 5-prozentiger


Schuldscheine, die in den Vereinigten Staaten erfolgt, so oft dort die Reserven


abnehmen, kostet dem nordamerikanischen Volk bedeutende Summen.


Keinerlei Opfer verlange ich zugunsten des Peso-Nationalgeld. Das aus


Papier gefertigte Geld ist nicht so anspruchsvoll, wie sein aus 
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Gold hergestellter Genosse; ich möchte nur zugunsten unseres bescheidenen


Geldes einen kleinen Teil der Liebe erbitten, die andere Länder für ihr Goldgeld


verschwenden; ich möchte nicht, daß man das aus Papier gefertigte Geld miß-


handelt und ausbeutet, während man zugunsten des Goldes Opfer jedweder Art


bringt – um sodann zu behaupten, das Papier sei untauglich. Denn das ist nicht


ernst.


Man verfolge eine gesunde, verständige Geldpolitik, man erstatte dem


Papierpeso, was ihm gehört, und wir werden dann sehen, welches das bessere


Geld ist: das Geld, das gegenwärtig die Abenteurer von Klondyke ausgeben,


ohne Rücksicht auf die Verkehrsbedürfnisse zu nehmen, oder das Geld, das wir


hier ausgeben werden, nachdem wir eindringlich unsere Marktlage erforscht


haben werden; – dann soll sich erweisen, ob eine vom Zufall und von den


Abenteurern geführte Geldpolitik sich messen kann mit derjenigen, die den Markt


und seine Bedürfnisse zur Richtschnur nimmt.


Das Geldmonopol indessen, auch nachdem es der Raubsucht der Staats-


kasse ausgeliefert, nach allen Regeln der Kunst geplündert und erschöpft


zurückgelassen wurde, erweist sich als so fruchtbar und kraftvoll, daß es ohne


fremde Hilfe, aus eigener Kraft etwas erbringen und sich aus seiner traurigen


Lage herausarbeiten muß.


Ähnlich wie ein fruchtbares Feld, ausgebeutet durch einen geizigen Bebauer,


der ihm nicht an Dünger zurückgab, was er an Ernten herausgezogen hatte, mit


der Zeit doch seine ursprünglichen Kräfte wiedererlangt, so wird sich auch das


Geldmonopol verhalten.


Aus diesem Grund brauche ich nicht einmal auf jener ersten Forderung zu


bestehen, wonach der Monopolverwaltung der Erlös aus den ausgegebenen 300


Millionen Noten erstattet werden soll; ich will vielmehr nachweisen, daß das


Monopol auch ohne jene Hilfe aus seiner jetzigen Lage sich befreien kann, d.h.,


daß die ihm noch verbliebenen Kräfte es dem Geldmonopol noch gestatten, die


nötigen Rücklagen für seine geordnete Verwaltung zu bilden.


Sehen wir zu. Seit Jahren, d.h. seit den letzten Notenausgaben hebt sich die


Valuta (sinken die Warenpreise), einesteils als Folge der Verbrennung von


Geldscheinen durch die Konversionskasse, hauptsächlich aber infolge


Vermehrung der Bevölkerung. Und das ist verständlich, denn entsprechend


ihrem größeren Handelsverkehr benötigt eine große Bevölkerung mehr Geld als


eine kleine, und wenn keine der wachsenden Nachfrage nach Geld entsprechen-


de Befriedigung durch Ausgabe neuer Noten erfolgt, so muß naturnotwendig ein


Rückgang der Warenpreise eine Folge jener Versäumnis sein. Wollen wir also


bei weiterem Anwachsen der Bevölkerung einen festen Preisstand haben, so


muß neues Geld im Maßstab jenes Anwachsens ausgegeben werden.


Das Gold steht jetzt 260 im Kurs, aber wir hatten auch einen Stand 
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von 350 und darüber. Nehmen wir an, das Gesetz habe der Konversionskasse


die Befugnis erteilt, einen festen Goldpreis aufrecht zu halten, – wieviel Noten


hätte die Kasse dann ausgeben müssen, um ein Sinken des Goldes von 350 auf


260 zu verhindern?


Die Ausrechnung stellt sich wie folgt: Bei einem Notenbestand von annähernd


290 Millionen ist der Goldpreis 270, und die zum Aufrechterhalten des Standes


von 350 nötige neue Notenausgabe würde also betragen haben:


290 Mill. : 270 = neuer Notenstand : 350


neuer Notenstand = (290 Mill. : 270) x 350 = 375 900 000


wovon der jetzige Bestand abgeht mit 290 000 000


neue Notenausgabe: Pesos 085 900 000


Die Geldmonopolverwaltung (die jetzige Konversionskasse) hätte also zu dem


gegenwärtigen Notenumlauf weitere 85 Millionen Pesos ausgeben müssen, um


ein Sinken des Goldes unter den Stand von 350 zu verhindern; und die Ausgabe


jener 85 Millionen würde den gleichen Erlös in Werten aller Art erbracht haben;


sei es, daß man für jene Neuausgabe an der Börse Wechsel, Rententitel, Gold


oder was immer sonst geeignet gewesen wäre, gekauft hätte.


Mit jenen Werten in seiner Kasse könnte heute die Geldmonopolverwaltung
85 Millionen Pesos gesetzlichen Geldes, also 20% der ganzen Notenausgabe
aus dem Verkehr ziehen. Würde dieser Betrag nicht ausreichen, um den


Geldpreis auch bei einer Neigung zum Sinken zu beherrschen? Auch die euro-


päischen Banken haben Reserven, aber, wie erheblich diese auch sein mögen,


reichen sie niemals an die 20% des gesamten Geldumlaufs.


Die gleichen Ursachen aber, die das Sinken Goldes von 350 auf 270 erzeug-


ten, bestehen immer noch. Die Bevölkerung wächst, der Handel dehnt sich ent-


sprechend aus, die Nachfrage nach Geld nimmt mit der Volkszahl und der


Handelsausdehnung zu, und wenn wir nicht wollen, daß die Preise wegen


Mangels an Nachfrage oder Geld weiter sinken, so bleibt nur der Ausweg, schritt-


weise den Notenbestand zu vermehren. Diese allmähliche und unvermeidbare


Ausgabe neuer Noten wird also eine stetige und zuverlässige Einnahmequelle


für die Geldmonopolverwaltung bilden, und die Einnahme wird dem


Bevölkerungszuwachs entsprechen. Steigt die Volkszahl um 1% jährlich, so wird


die Jahreseinnahme von 3 Millionen Pesos sein, beträgt der Zuwachs 2%, so


werden es jährlich 6 Millionen Pesos sein.


Gegenwärtig beschränkt sich der Bevölkerungszuwachs fast auf die


Vermehrung, die das Volk aus sich heraus erzeugt; dies schulden wir der Krise,


die als Folge der Hebung der Valuta auftritt und die Einwanderer abhält. Gelingt


es uns jedoch, der Geldpolitik eine andere 
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Richtung zu geben, so werden sich Gewerbe und Handel wieder beleben und die


Einwanderung aufs neue heranziehen.


Reißen wir also die Deiche ein, die durch den Preisrückgang, durch die


Geldknappheit der gesunden Entfaltung der Schaffenskraft des Landes im Weg


stehen, so muß der Bedarf an Geld steigen, er muß notwendigerweise in stets


wachsendem Maß sich steigern.


Die Wirtschaftsgeschichte des Landes, der noch unausgebeutete Reichtum


ausgedehnter Gebiete berechtigt uns, auf die Zukunft Argentiniens zu vertrauen;


diese selbe Zuversicht aber muß zur Annahme berechtigen, daß der argentini-


sche Verkehr einen wachsenden Bedarf an Geld haben wird.


Wenn bei einer Einwohnerzahl von 4 Millionen 300 Millionen an Geld für den


Verkehr nicht ausreichen (der Beweis für ihre Unzulänglichkeit liegt im steten und


allgemeinen Preisrückgang vor) so leuchtet ein, daß wir bei 5 Millionen


Bevölkerung 375, und bei 6 Millionen 450 Millionen an Geld benötigen werden.


Bemerkung: Alle diese Berechnungen beruhen auf der Annahme, daß das


Tauschverhältnis zwischen Gold und Waren auf unseren Auslandsmärkten sich nicht ver-


ändern wird. Fallen oder steigen jedoch die in Gold ausgedrückten Preise, so würde die


Voraussetzung für diese Berechnungen nicht mehr zutreffen. Sinken die Warenpreise in


Europa, so werden sie auch hierzulande sinken, und wir werden, um das Gleichgewicht


zu erhalten, Papier zurückziehen müssen; steigen aber die Warenpreise (in Gold ausge-


drückt), so werden wir entsprechend mehr Papiergeld ausgeben müssen.


Jedoch liegt im Bevölkerungszuwachs nicht die einzige Handhabe, die der


Geldmonopolverwaltung zur Bildung ihrer Reserven zur Verfügung steht; auch


nicht die wichtigste.


Die Grundlage für jede Nachfrage nach Geld besteht im Privateigentum und
in der Arbeitsteilung. Je stärker entwickelt diese beiden wirtschaftlichen


Einrichtungen sind, umso größere Nachfrage nach Geld werden sie erzeugen.


Beide aber, Arbeitsteilung wie auch Privateigentum, sind hier in Argentinien


noch sehr ausdehnungsfähig. Es gibt ganze Provinzen, die wegen fehlender


Arbeitsteilung noch fast nichts für den Markt erzeugen. Die Bewohner begnügen


sich, das für den Eigenbedarf Nötige hervorzubringen, und sie haben keine


anderen Bedürfnisse als diejenigen, die sie mit eigenen Armen und den


Hilfsquellen der umgebenden Natur befriedigen können. Mangel an


Beförderungsmitteln macht Warenaustausch und Arbeitsteilung unmöglich. In


jenen Provinzen besteht keine Nachfrage nach Geld. Die ihre Geleise täglich vor-


schiebenden Eisenbahnen ermöglichen jedoch die Ausfuhr einer großen Menge


von Erzeugnissen und verleihen ihnen Wert; dieser Wert aber reizt zu vermehrter


Arbeitsteilung. Deswegen wächst die Nachfrage 
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nach Geld mit jedem Kilometer, um den wir die Ausdehnung unserer Bahnlinien


vermehren, und wir müssen deshalb die Notenausgabe so vermehren, daß sie


mit dem Eisenbahnbau Schritt hält.


Wieviel beträgt die Vermehrung der Geldnachfrage, soweit sie von wachsen-


der Arbeitsteilung herrührt? Auch dies können wir annähernd genau ausrechnen.


Vom Jahre 1892 bis 1897 sank der Goldpreis von 370 auf 270, was annä-


hernd 30% ausmacht.


Im gleichen Zeitraum verbrannte die Konversionskasse


10 Millionen, also 3%


und die Bevölkerung wuchs um 10%


Insgesamt 13%


Rechnen wir diese von den 30% ab, so bleiben auf Rechnung vermehrter


Arbeitsteilung 17%, also ungefähr 3% für ein Jahr.


Wenn wir nun annehmen, daß die Zunahme der Arbeitsteilung einige weitere


Jahre hindurch im gleichen Verhältnis andauert, so würden wir die sich daraus


ergebende verstärkte Nachfrage nach Geld mittels neuer Notenausgaben auszu-


gleichen haben, weil sonst – wie seit Jahren – das Geld weiter im Preis der


Waren weiter sinken würde.


Es bestehen jedoch, und ich erkenne dies ohne weiteres an, gewisse Kräfte,


die imstande sind, der Wirkung entgegenzuarbeiten, die der Bevölkerungs-


zuwachs und anderes auf die Nachfrage nach Geld ausüben, denn es könnte


der Fall eintreten, daß die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes zunähme, 


was im Verkehr dieselbe Wirkung ausüben würde wie eine vermehrte Noten-


ausgabe.


Und es liegen statistisch festgestellte Tatsachen vor, die die Möglichkeit


erweisen, daß dieser Fall eintritt. So steht es z.B. fest, daß der englische Markt


nicht halb so viel Geld aufnehmen kann, wie der französische Verkehr in ständi-


gem Umlauf erhält, und dies, trotzdem die Arbeitsteilung in England entwickelter


ist, als in Frankreich.


Dies liegt an den Bankeinrichtungen, die den Gebrauch des Geldes und die


Nachfrage danach schmälern und seinen Umlauf beschleunigen.


Die von mir vorgeschlagene Geldpolitik würde nun sofort einen beschleunig-


ten Geldumlauf herbeiführen, indem sie dem Markt alle die Gelder wieder zufüh-


ren würde, die durch die Hoffnung auf weitere Steigerung des Geldwertes


zurückgezogen sind, und wir müssen deshalb sofort Anstalten treffen, um die


durch den beschleunigten Umlauf herbeigeführte Beeinflussung der Preise zu


bekämpfen.


Nach „Mullhalls statistischem Wörterbuch“ betrug der Geldumlauf auf den


Kopf der Bevölkerung in: 
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Großbritannien 04,4 Pfund Sterling


Deutschland 05        “ “


Vereinigte Staaten 07        “ “


Frankreich 11,8    “ “


Unser Notenumlauf von 290 Millionen ergibt zum jetzigen Kurs von 270 den


Betrag von 4,7 Pfund Sterling auf den Kopf der Bevölkerung und weist uns unse-


re Stellung an zwischen den beiden Ländern, die nach der erwähnten Ermittlung


im Vergleich zu ihrem Handel das wenigste Geld benötigen. Dies könnte uns zur


Annahme verleiten, daß das Geld hierzulande schon sehr schnell umläuft und


daß daher keine große Gefahr für eine merkliche Beschleunigung besteht.


Bedeutet aber die beschränkte Goldmenge, mit der der argentinische


Handelsverkehr auskommt, nicht vielleicht Mangel an Nachfrage nach Geld,


Mangel an Arbeitsteilung, Mangel an Besitzwechsel? Ohne ins einzelne gehende


Untersuchung ist diese Frage schwer zu beantworten.


Doch können wir das beiseite lassen. Sicher ist, daß die Hebung der Valuta,


die alle von den jetzt geltenden Emissionsgesetzen erwarten, dem Verkehr einen


merklichen Teil der ausgegebenen 300 Millionen vorenthält, sicher ist, daß die


„Besserung der Valuta“ gegenwärtig den Geldumlauf behindert, während die vor-


geschlagenen Reformen im Gegensatz dazu seinen Umlauf begünstigen würden.


Andererseits ist es gleichfalls sicher, daß die Reformvorschläge Handel und


Gewerbe neu beleben und daß die mehr erzeugten Güter wahrscheinlich das


vermehrte Geldangebot (vielleicht mit Überschuß) ausgleichen würden.


Nehmen wir diese Wirkung als sicher eintretend an, daß also der erwartete


schnellere Geldumlauf sich durch die erhoffte verstärkte Warenerzeugung


(Nachfrage nach Geld) ausgleicht, so würde sich die Lage der


Geldmonopolverwaltung wie folgt gestalten.


Jährliche Notenausgabe zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld,


die als Folge des Bevölkerungszuwachses eintritt:


2% auf 290 Millionen Pesos 5 800 000


Desgl. zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach 


Geld, die durch die zunehmende Arbeitsteilung erzeugt 


wird 3% auf 290 Millionen Pesos 8 700 000


Insgesamt Pesos 14 500 000


Ebensoviel im zweiten Jahr, zuzüglich Zinsen auf das Erträgnis des ersten


Jahres, und nach 3 Jahren würde die Geldmonopolver-   


Geldmonopolverwaltung
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waltung bereits über 50 Millionen Pesos an Börsenwerten ersten Ranges ver-


fügen.


Würde diese Summe nicht ausreichen, um die Valuta auch vor einer


„Verschlechterung“ zu schützen?


In drei Jahren würde die Notenausgabe auf 352 gestiegen sein, und die in


den Kassen der Geldmonopolverwaltung befindlichen 50 Millionen würden somit


den siebten Teil der ganzen Emission ausmachen.


Gibt es auf der Erde ein zweites Land, das über vergleichsweise so gewaltige


Mittel zur Regelung des Geldumlaufs verfügt?


Durch den Verkauf dieser 50 Millionen an Rücklagen könnte die Geld-


monopolverwaltung an der empfindlichsten Verkehrsstelle, an der Börse, 


15% des gesamten Geldumlaufs zurückziehen!


Und diese Reserven würden alljährlich schrittweise zunehmen, genau ent-


sprechend dem Bevölkerungszuwachs, im genauen Verhältnis zur Weiter-


entwicklung der Arbeitsteilung und des Besitzwechsels. Schritthaltend mit dem


argentinischen Handelsverkehr würde die Macht der Geldmonopolverwaltung


sich mehren, sie würde in wenigen Jahren ihren Machtbereich durchaus be-


herrschen.


Schlußfolgerung


Das aus Papier gefertigte Geld begegnet auf der ganzen Erde großem


Mißtrauen, und es liegt darin nichts Verwunderliches. Denn nicht alle haben


Muße, der Sache auf den Grund zu gehen, bevor sie ihr Urteil abgeben.


Wann hat man zum Papiergeld gegriffen? Das geschah, so oft unter der


Herrschaft des Metallgeldes eine Krise ausbrach (in den Vereinigten Staaten, in


Italien z. B.) und die Regierungen, die Bedürfnisse der Staatskasse mit denen


des Verkehrs verwechselnd, die Notenausgabe als bequemes Mittel, sich Geld


zu verschaffen, benutzten (in England, Frankreich, Rußland, Italien, Argentinien,


Chile usw.); es geschah, wenn in Kriegszeiten, bei Hungersnot, als Folge von


Seuchen das Metallgeld verschwand (Gresham-Gesetz), kurz, stets in Zeiten der


Not, und nicht in dem Bestreben, den Geldumlauf zu bessern, sondern unter


dem Druck, den die dem Geldwesen vollständig fremden Triebkräfte ausübten.


Niemals, in der Gesamtgeschichte des Papiergeldes nicht ein einziges Mal,


griff man zum Papiergeld, weil man sich daraus einen Vorteil für den Verkehr ver-


sprach. Niemals hat man zugunsten des Papiergeldes das kleinste Opfer


gebracht (wie es doch alltäglich zugunsten des Metallgeldes geschieht); man hat


es im Gegenteil seiner eigenen Hilfsquellen beraubt.
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Ist es da verwunderlich, daß das Papiergeld, mißhandelt und ausgebeutet, die


berechtigten Ansprüche des Verkehrs nicht befriedigen konnte, daß es, vergli-


chen mit seinem metallischen Genossen, dem verhätschelten Lieblingskind


sämtlicher Regierungen, sich als mangelhaft erwies? Ist es nicht ganz natürlich,


daß, infolge naheliegender Gedankenverbindungen das Wort Papiergeld die


Erinnerung wachruft an Krise, Hunger, Krieg, Elend?


Es besteht hierzulande als Abteilung der Regierung eine Konversionskasse.


Entspricht der Zweck dieser Einrichtung dem Sinn ihrer Bezeichnung, so muß die


Absicht vorliegen, zum Metallgeld zurückzukehren, und das Bestehen der


Konversionskasse muß als der erste Schritt nach jener Richtung angesehen wer-


den.


Ist aber die Umwandlung unseres Geldwesens, ist die Konversion beschlos-


sene Sache, so müssen wir auch annehmen, daß die Fragen und Aufgaben, die


heutzutage das Metallgeldwesen stellt, bei uns bereits gelöst worden sind. In


welchem Sinne ist das geschehen? Geschah es zugunsten des Silbers, des


Goldes, der Doppelwährung, der freien oder der bedingten Ausprägung?


Ich glaube, daß wenn man diese Fragen entschieden hat, dies leichthin, ohne


daß man der Sache auf den Grund ging, geschehen ist.


Heutzutage zum System des Metallgeldes übergehen, heißt einen Sprung ins


Dunkle tun, der teuer zu stehen kommen kann. Schon der bloße Umstand, daß


gegenwärtig der Zufall und die Abenteurer von Klondyke und Transvaal über das


Schicksal der Emission bestimmen, ist Beweis dafür, daß dieses Geldsystem


große Mängel haben muß. Das Mangelhafte aber ist nicht von Dauer.


Dem Silber ist kürzlich das Prägerecht entzogen worden, und die dadurch


bewirkte Entwertung dieses Metalls hat zu ungeheuren Verlusten in all den


Ländern geführt, wo man das Silber zur Geldherstellung gewählt hatte. Was


heute dem Silber widerfuhr, kann morgen dem Golde zustoßen. Also Vorsicht mit


dem Golde!


Die Aufhebung des Prägerechts für das Gold aber wird an dem Tag einset-


zen, an dem irgendwo auf dem Erdball beschlossen wird, mit dem Papiergeld


einen ernsthaften Versuch zu machen. An diesem Tag wird das Geldproblem für


immer gelöst werden.


Wird dem Land Argentinien die Ehre zufallen, diese Frage gelöst zu haben? 
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Preisausschreiben als Beilage zu „La cuestión ...“


Todo pueblo tiene el sistema monetario que merce.


Jedes Volk hat das Geldwesen, das es verdient.


Die letzten Tage haben erkennen lassen, daß in der Frage unseres Geldes viel


geredet, aber wenig nachgedacht wird. Es darf uns deshalb nicht wundern, daß


wir von der Lösung ebensoweit entfernt sind, wie vor 10 Jahren.


Niemand hat sich in die Frage vertieft. Die gleiche Unwissenheit herrscht wie


vor 10 Jahren. Vergleicht man das, was früher gesagt und geschrieben wurde,


mit den gegenwärtigen Erörterungen, so ist nicht der geringste Fortschritt zu


bemerken.


Schon vor sechs Jahren machte ich darauf aufmerksam, daß der Wortlaut der


Inschrift auf unseren Geldscheinen Unsinn ist, daß der Handelsstand es unter


seiner Würde halten müßte, ein Geld anzunehmen, dessen Inschrift ein Hohn auf


die gesunde Vernunft ist. Nach wie vor sind jedoch jene Scheine im Umlauf, und


niemand erhebt Widerspruch.


Um die Erforschung der Geldfrage anzuregen, werde ich aus meiner Tasche


eine Spende von


Eintausend Pesos Nationalgeld


demjenigen auszahlen, der eine befriedigende Erklärung darüber geben kann,


was der Peso-Nationalgeld ist, den die Nationalbank bei Vorzeigung dem Inhaber


unserer Geldscheine zu zahlen verspricht, also dem, der einen Sinn im Wortlaut


der Inschrift unserer Geldscheine entdeckt.


Und solange nicht jemand sich diese Spende verdient hat, werde ich wiederho-


len, daß in bezug auf das Geldwesen viel geredet, aber wenig nachgedacht wird,


und ich werde berechtigt sein, jedem, der ein Urteil über die Geldfrage abgeben


will, den Rat zu erteilen, er möge schweigen und zunächst einmal die Sache


ergründen.


Nur vertiefte Forschung, die ihre Erkenntnisse an den Vorgängen des wirkli-


chen Lebens nachprüft, kann die Geldfrage endgültig lösen. Nur wenn die wirt-


schaftlichen Gesetze, die die Preise bestimmen, allgemeiner bekannt werden, ist


eine sichere Gewähr, ein unerschöpfliches Unterpfand für die Sicherheit des


Geldes gegeben.


Buenos Aires, 10. Oktober 1898.


Silvio Gesell.
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Prospekt zum gleichnamigen Buch 1898


Die argentinische Währungsfrage


„Das Gold ist nicht, wie man meint, der Schlüssel, son-
dern der Riegel des Handels.“ (Proudhon)


Spekulanten, Wucherer und Scharlatane haben sich vereinigt, um uns glauben zu


machen, daß die Überbewertung des Geldes – einzige Ursache der augenblicklichen


Paralyse des Handels – natürlichen Motiven gehorcht, so, als wäre das Geld wie der


Regen ein Naturphänomen und nicht die einfache Wirkung der Gesetzgebung.


Die wirtschaftlichen Faktoren, die den Wert des Geldes bestimmen, unterliegen


den Gesetzen der Geldemission. Innerhalb des Rahmens, der von diesen Gesetzen


abgesteckt wird, gibt es keine natürliche oder unabhängige Entwicklung, noch kann


es sie geben. –


Als Produkt eines Staatsmonopols hat das Geld den Wert, den alle


Monopolerzeugnisse haben, d. h. den Wert, den der Staat ihnen geben möchte.


Wenn augenblicklich der Preis unseres Geldes ein schwankender ist, so trägt nicht


das Papier die Schuld daran, sondern die merkwürdige Art, in der das Geldmonopol


verwaltet wird.


Die Überbewertung unseres Geldes wird unaufhaltsam zum Ruin des Landes füh-


ren, und zwar unabhängig davon, ob diese Überbewertung schnell oder langsam


verläuft. Die Grundsätze der Wirtschaftswissenschaften und die Bedürfnisse des


Handels erfordern die Stabilität des Geldwertes, die nur mit den gleichen Mitteln


erzielt werden kann, die von allen Monopolen verwendet werden und die darin


bestehen, das Angebot (hier also die Emissionen) den täglichen Bedürfnissen des


Marktes anzupassen.


Die Überbewertung des Geldes, die von der Regierung geduldet, ja sogar geför-


dert wird, hat keinerlei praktischen Sinn.


Diese Überbewertung bewirkt keine Senkung der Lebenshaltungskosten, sorgt


nicht für einen Ausgleich der in anderen Zeiten erlittenen Verluste, führt uns nicht


näher an die Konvertibilität bzw. Stabilität unserer Währung heran und verbessert


schließlich auch nicht die Kreditwürdigkeit der Nation. Jeder, der das Gegenteil


behauptet, ist ein Betrüger oder Scharlatan. Man nehme zur Kenntnis, daß in allen


Ländern der Welt die Wissenschaftler darin übereinstimmen, daß die Überbewertung


der Währung ein unüberwindliches Hindernis für den Fortschritt ist.


Die Überbewertung des Geldes paralysiert notwendigerweise den Warenaus-


tausch und die Arbeit; und was den Handel anbelangt, so wird dieser unmöglich,


wenn sich Preissenkungen durchsetzen. Das Geld verwandelt sich in ein Renten-


papier, das man im Geldschrank aufbewahrt; und das Land sieht sich vom Gelde


entblößt; ohne Tauschmittel ist es schlimmer dran als in den Zeiten des


Tauschhandels.  
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Schmarotzer, Menschen, die niemals die Bedürfnisse des Handels erlebt


haben, Bankiers, einfache Geldwechsler, deren Geist vom Glanz des Geldes ver-


nebelt ist, bemühen sich jetzt, das Papiergeld zu diskreditieren.


Nachdem es mißhandelt und malträtiert wurde, soll nunmehr die Verantwortung


für das Versagen auf das Material unseres bescheidenen Geldes abgewälzt wer-


den. Und diese Gauner wagen es noch immer, zu behaupten, daß ihre


Währungspolitik in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der


Wirtschaftswissenschaft steht.


Im übrigen hat jedes Volk die Währungspolitik, die es verdient. Wenn die


Kaufleute sich noch immer vor der geistigen Anstrengung drücken, die erforder-


lich ist, um die Währungsfrage zu studieren, und wenn sie die öffentliche


Verwaltung ihres Tauschmittels – Grundlage all ihrer Geschäfte – der öffentlichen


Verwaltung und somit dem Zufall überlassen, so haben sie keinerlei Recht, sich


darüber zu beklagen, wenn Wucherer und Spekulanten sich der allgemeinen


Unwissenheit bedienen, um diese für ihre persönlichen Vorteile auszunutzen.


Die Garantie unseres Geldes liegt nicht im Material, das wir für seine


Herstellung verwenden (Gold, Silber, Papier, Kupfer, Nickel), sondern in seiner


vernünftigen Verwaltung. Es ist nicht möglich, das Geld mit Hilfe von


Golddepositen gegen die Wirkung des Greshamschen Gesetzes abzusichern,


ebenso wie es unmöglich wäre, die Verfassung mit Hilfe des Pergamentes zu


garantieren, auf dem sie geschrieben ist.


Diese famose Metallgarantie hatten wir ja bereits, und wozu war sie nütze?


Es gibt eine einzige unfehlbare Garantie für das Geld, die Überwachung aller


Staatsakte im Zusammenhang mit der Währung – und zwar durch ein Publikum,


das sich mit dieser Materie auskennt. Aber wenn noch heute selbst im


Regierungsprogramm die Notwendigkeit ausgedrückt wird, unsere Währung auf-


zuwerten, so bedeutet das:


eine allgemeine Preissenkung, den Zusammenbruch aller Werte, die


Paralysierung des Handels, die Unterbrechung des Einwandererstromes,


den Ruin aller produktiven Klassen, den Betrug der Schuldner zugunsten


der Gläubiger, rote Zahlen in den Haushaltsplänen der Gemeinden,


Provinzen und Staaten, den allgemeinen Konkurs.


Schließlich ist es sinnlos, von irgendeiner Garantie zu sprechen, wenn entge-


gen den Grundsätzen einer guten Staatsverwaltung ein Programm wie das obige


keine Revolution, ja nicht einmal einen Protest hervorruft. Die Scharlatane und


Spekulanten werden auch weiterhin das Tauschmittel verwalten, wie sie es bis


zum heutigen Tage getan haben.


Silvio Gesell


1023 Moreno
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Argentinisches Tageblatt vom 26. November 1898


Zur Verteuerung des Geldes


Es ist in letzter Zeit viel über das Sinken des Goldkurses, über die Verteuerung


des Geldes geschrieben worden, ohne daß man gerade sagen könnte, daß die


Ansichten über diese hochwichtige Angelegenheit merkbare Klärung erfahren


hätten. Jeder gibt seine Ansicht mit derselben Leichtigkeit zum besten, wie er


dieselbe wieder preisgibt, sowie man nach einer Begründung fragt. Der geistigen


Anstrengung einer theoretischen Erörterung des Problems sucht jeder auszuwei-


chen.


Wo soll das aber hinführen? Alle erwarten von der Vorsehung oder von der


natürlichen Entwicklung der Dinge die Lösung dieser Frage. Als ob es in


Geldfragen eine solche natürliche Entwicklung gäbe!


Das Geld ist Produkt eines Monopols. Die Verwaltung dieses Monopols ist den


Gesetzen des Landes untergeordnet. Dieses schließt doch die natürliche


Entwicklung aus, denn wo Gesetze walten, hört jedes freie Spiel der Kräfte auf.


Die Regierung erließ vor Jahren ein Gesetz, welches die Geldausgabe auf eine


bestimmte Summe beschränkte, ohne sich zu fragen, ob diese bestimmte


Summe den Bedarf auch noch nach Jahren decken würde. Jetzt wächst der


Bedarf an Geld, und da die Regierung diesen Bedarf nicht deckt, so steigt natür-


lich der Preis des Geldes. Ist das nun freies Spiel?


Auch der Verkauf von Briefmarken ist ein Monopol des Staates. Würde man es


nun auch „freies Spiel der Kräfte“ nennen, wenn der Staat dem Publikum ein vor


10 Jahren berechtigtes Quantum von Briefmarken zur Verfügung stellen und


dann ruhig zusehen würde, wie der ungedeckte wachsende Bedarf den Preis der


Briefmarken in die Höhe treiben würde?


Geldmonopol – freies Spiel der Kräfte – Humbug!


Herr Tornquist hatte einen Vorschlag gemacht, um die Verteuerung des Geldes


zu verhindern. Es war ein sehr einfacher und vernünftiger Vorschlag. Aber mit dem


Hemmnis, daß das ‘freie Spiel der Kräfte’ leiden würde, wurde der Vorschlag ver-


worfen. Herr Tornquist gab sich nicht die Mühe, seinen Vorschlag gegen solch


schwache Angriffe zu verteidigen, und so ist das Gold auf 225% gefallen.


Die Annahme des Tornquist’schen Projektes hätte verhindert, daß das Gold


jetzt vor der Ernte unter 250 fiele; die Regierung hätte jetzt einen Haufen Gold


mit frischem Papier kaufen können, und dieses Gold würde nach der Ernte der


Regierung zur Verfügung stehen, um einem Steigen des Goldkurses entgegen-


zuarbeiten. Wir ständen mit der Annahme dieses Projektes heute schon dort, wo


wir in 20 Jahren sein werden, wenn das Gold den Weg von 225 à la par zurück-


gelegt haben wird. Leere Kassen, keine Reserven, Unmöglichkeit, das Steigen


des Goldkurses zu verhindern – aber einen Boden unter den Füßen, der das


Fallen des Goldkurses verhindert. 
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Und weil der Goldkurs keinen Spielraum nach unten mehr hätte, würde ihm


auch die Spannkraft zu großen Sprüngen nach oben fehlen – wie ein Gummiball,


der am Boden liegt und auch nur aus dem Fall die Kräfte zum Springen schöpft.


Das famose ‘freie Spiel der Kräfte’ des an den Ketten der Gesetze liegenden


Geldes hat zur Folge, daß die Bauern ihr Land bearbeiten und daß andere ern-


ten. Je mehr der Bauer arbeitet, desto teurer muß er das Geld für das „Soll“ in


seinen Büchern kaufen. Jeder Sack Weizen, den der Bauer erntet, vermehrt die


Last seiner Schulden. Der Bauer wird im buchstäblichen Sinn des Wortes von


seiner Ernte erdrückt.


Argentinisches Tageblatt vom 2. Dezember 1898


Die Verteuerung des Geldes


Es erschien in diesem Blatt vor ca. 14 Tagen ein Artikel, in dem behauptet wurde,


daß die Baisse im Goldkurse nur das Produkt des freien Spiels der Kräfte sei, in


welches der Staat nicht eingreifen darf. Und da nun gerade diese Behauptung den


Standpunkt bildete, von welchem aus das Projekt Tornquist zurückgeschlagen


wurde, so griff ich zur Feder, um daran zu erinnern, daß das Geld immer das


Produkt eines Monopols ist, und daß Monopole das Gegenteil des freien Spiels der


Kräfte bedeuten. Monopol – freies Spiel der Kräfte – Humbug – sagte ich.


Hierauf erschien nun vorgestern eine Erwiderung (wie mir scheint, aus derselben


Feder), worin gleich zu Anfang gesagt wird, daß meine Ausführungen absolut


unrichtig seien; aber merkwürdigerweise finde ich in dem Artikel statt einer


Widerlegung nur die vollste Bestätigung dessen, was ich selber sagte. Es ist dies


ein typisches Beispiel von der Lässigkeit, womit hier die Währungsfragen behan-


delt werden. Der Herr Verfasser vergißt, was er in seinem ersten Artikel gesagt hat,


er vergißt, was ich darauf erwiderte, und er vergißt zum Schluß auch noch, daß er


meine Ausführungen widerlegen, aber nicht denselben beipflichten wollte.


Er sagt, daß die 300 Millionen Papierpesos nicht Produkt des freien Spiels der


Kräfte sind, sondern Produkt der Regierung, der Gesetzgebung. Er erkennt also


an, daß unser Geld Produkt des Staatsmonopols ist, wodurch seine erste


Behauptung, „die Baisse wäre Produkt des freien Spiels der Kräfte“, ja ganz ent-


kräftet wird.


Ich sagte, daß die Bauern in Santa Fe arbeiten, daß aber infolge der


Verteuerung des Geldes andere die Ernte einstecken werden.


Dieser Behauptung tritt der Verfasser entgegen und sagt, daß die Ernte der


Bauern den vier Millionen armer, unbemittelter Leute zukommen wird. Ich finde in


diesen Worten wieder nur eine volle Bestätigung, aber keine Widerlegung des


Gesagten.


Eins von beiden: Entweder sind es die Bauern, die das Produkt ihrer Ernte ein-


kassieren, und dann bleiben die bewußten 4 Millionen auf die Produkte ihrer eige-


nen Arbeit 
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angewiesen, oder die 4 Millionen teilen sich in die Ernte der Bauern – sie leben,


ohne zu arbeiten – und dann können die Bauern suchen, wo sie ihren


Lebensunterhalt herholen. Für die Bauern kann es aber nicht gleichgültig sein,


ob sie ihre Ernte mit 4 Millionen Landsleuten teilen müssen.


Übrigens, bei näherem Zusehen schrumpfen diese 4 Millionen Mitesser auf


einige Polypen zusammen, die sowohl die Bauern wie auch die „bewußten
armen und unbemittelten 4 Millionen“ mit ihren Armen alias Miet- und


Pachtkontrakten, Schuldscheinen, Hypotheken etc. umschlungen halten.


Werte fallen nicht vom Himmel. Wenn irgend jemand aus der Verteuerung des


Geldes einen Vorteil zieht, muß auch jemand da sein, der diesen Vorteil aus sei-


ner Tasche bezahlt. Ich halte solche Vorteile einfach für Betrug. Suum cuique.
Die Regierung dieses Landes besitzt das Geldmonopol – nur die Regierung ist


befugt, Geld zu fabrizieren. Jeder Peso, der hier im Lande zirkuliert, kommt von


der lithographischen Presse der Regierung. Und da nun mal die Regierung die


Aufgabe übernommen hat, das Land mit dem Geldbedarf zu versehen, so bleibt


nur die Frage zu erörtern übrig: „wie die Regierung diese Aufgabe am besten
erfüllen kann“ – ob es besser ist, daß die Regierung die Verteuerung des Geldes


(valorización de la moneda) in ihr Programm aufnimmt, oder ob es nicht besser


ist, die Macht des Geldmonopols zur Befestigung des Geldpreises zu benutzen.


Wer ein Anhänger der Geldverteuerung ist, der muß wissen, daß die


Preissteigerung des Geldes identisch ist mit einem allgemeinen Preisfall der


Waren und daß die Warenpreise nicht stetig fallen können ohne


1. daß Handel und Verkehr gelähmt, ja unmöglich gemacht werden;


2. daß die Schuldner ruiniert, die Gläubiger bereichert werden;


3. daß die Fabrikanten zur Arbeitseinstellung gezwungen werden und die


Arbeitseinstellung die Löhne drückt;


4. daß hierzulande die Einwanderer verscheucht werden;


5. daß Munizipal-, Provinzial- und Nationalbudgets mit Defizit abschließen;


kurzum, ohne alle die Erscheinungen, die zu allen Zeiten und in allen Ländern


die Verteuerung des Geldes begleiten, hervorzurufen. Die Verteuerung des


Geldes ist von jeher ein unübersteigliches Hindernis für den Fortschritt in jeder


Beziehung gewesen. Hat man doch nachgewiesen, daß der Niedergang der


Kultur während der ganzen Dauer des Mittelalters Produkt der Geldverteuerung


gewesen ist, daß der kolossale Aufschwung, der mit der Entdeckung der ameri-


kanischen Gold- und Silberminen auf allen Gebieten zutage trat, Wirkung der


Reaktion in den Warenpreisen war.


Wer also zu mittelalterlichen Verhältnissen zurückkehren will, der mag die


Regierung in ihrem Vorsatz der Geldverteuerung unterstützen. Der Weg, der


dahin führt, ist jetzt schon durch Alkoholmonopol, durch Steuern auf Hüte, Öl,


Streichhölzer etc. etc. deutlich genug markiert.
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Will man aber den Geldpreis befestigen, so bleibt die Annahme des


Tornquist’schen Projektes der einzig gangbare Weg. Das Geld ist eine Ware,


deren Preis durch Angebot und Nachfrage bestimmen wird. Soll der Preis fest-


bleiben, so bleibt nichts anderes zu tun übrig, als das Angebot von Geld täglich
der Nachfrage anzupassen. Fehlt es an Geld – steigt der Preis des Geldes – so


muß das Fehlende ersetzt werden – zeigt sich aber ein Geldüberschuß – fällt


das Geld im Preise, so muß dieser Überschuß zurückgezogen werden. Ein ande-


res Mittel gibt es nicht.
Um das fehlende Papiergeld zu ersetzen, muß die Regierung ein durch den


täglichen Bedarf begrenztes Emissionsrecht haben; um den Überschuß zurück-


zuziehen, müssen Reserven an verkäuflichen Werten gebildet werden (Gold,


Bankwechsel, Titel der Staatsschuld etc.). Ein anderes Mittel gibt es hier auch


nicht.


Alles andere, was man auch vorschlagen mag, um denselben Zweck zu errei-


chen – Conversion, Valorización etc. etc. – ist weiter nichts als Schwindel.


Argentinisches Tageblatt vom 10. Mai 1899


Zur Erneuerung der Banknoten


Kürzlich wurde in diesem Blatt ein Ausspruch Bambergers zitiert, laut welchem


neben der Liebe das Studium der Währungsfrage die meisten Verrückten hervor-


bringen soll.


Ich glaube nicht, daß diese Behauptung des großen Politikers sich auf sorgfäl-


tig gesuchtes statistisches Material stützen kann, und zwar schon allein deshalb


nicht, weil die Zahl derjenigen, die die Währungsfrage wirklich studieren, eine


ganz minimale ist und zu der Zahl die Verrückten in keinerlei Verhältnis steht. Die


Währungsfrage hat noch niemanden verrückt gemacht, im Gegenteil, ich kenne


kein Studium, das so anregend und erfrischend wirkt wie gerade dieses, wenig-


stens für jeden, der einen Einblick gewinnen will in die Entwicklung der wirt-


schaftlichen und sozialen Verhältnisse.


Wenn ich also die Währungsfrage vor dem Vorwurf „die Narrheit zu begünstigen“
in Schutz nehme, so will ich doch gern zugeben, daß es keinen besseren Prüfstein


für die geistige Zurechnungsfähigkeit ganzer Nationen sowohl wie einzelner


Individuen gibt, als gerade die Währungsfrage. Ob ein Mann, ein Volk geistig ent-


wickelt ist oder ob man es mit Schwachköpfen und Verrückten zu tun hat – das


erkennt man an der Art, wie die Währungsfrage behandelt und diskutiert wird.


Die Währungsfrage bringt all die offenkundigen und verborgenen


Verrücktheiten der Nation helle ans Licht der Sonne. Wie das Scheidewasser 


die unechten Metalle von den echten scheidet, so scheidet die Währungsfrage


die Nationen in geistig gesunde und kranke. Und wie das Scheidewasser 


nicht Schuld trägt an der Existenz so vieler unechter Metalle, so ist auch die


Währungsfrage nur der Prüfstein für die geistige Kraft und nicht die 
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Ursache, warum so mancher die Prüfung nicht besteht. Und in diesem Sinne mag


der Ausspruch Bambergers Geltung behalten.


Wie beantwortet nun die argentinische Nation die Währungsfrage? Wie besteht


sie diese Probe geistiger Kraft und Gesundheit? Ach, es sieht da gar öde aus. Ich


glaube, sämtliche Narrenhäuser der Welt reichen nicht aus, um alle diejenigen auf-


zunehmen, deren Narrheit durch die Antwort auf die gestellte Währungsfrage offen-


bar geworden ist.


Und wer dies bezweifelt, der nehme doch mal gleich einen Pesoschein in die


Hand und lese den Unsinn, der dort steht: „La Nación pagará a la vista y al porta-
dor un peso en moneda nacional“. Was soll das heißen? Früher war zu lesen: „Un
peso oro sellado“, aber seit der Inconversión schreibt man „un peso moneda nacio-
nal“. La nación pagara un peso en moneda nacional al portador!!! Jedermann weiß


doch, daß der Peso m/n nichts anderes ist als der Geldbrief, den der Portador in


der Hand hat. Wenn aber die Banknote schon der eigentliche, sicht- und fühlbare


Peso m/n ist, was will man da dem Inhaber noch bezahlen? Einen anderen Peso


m/n als denjenigen, den der Portador in der Hand hat, gibt es ja nicht, hat es nie


gegeben und ist als Singularobjekt auch sonst nicht denkbar. Der Portador hat


alles in der Hand, worauf er Anspruch hat. Wozu noch da der Ausdruck „pagará“?
Nun frage ich – ist es nicht ein Beweis von Verrücktheit, allgemeiner, nationaler,


kollektiver Verrücktheit, wenn eine Nation auf dem wichtigsten Dokumente des


Handels eine Inschrift duldet, die niemand versteht, die baren Unsinn enthält? Soll


man alle diejenigen, die an der Redaktion dieser Inschrift mitgewirkt, zusammen


mit denjenigen, die dieselben ohne Protest, ohne Kopfschütteln über sich ergehen


lassen, nicht zu Narren zählen?


Die Währungsfrage steht wieder auf der Tagesordnung und wird lebhaft disku-


tiert. Die Grundlage für diese Diskussion bildet natürlich der Peso moneda nacio-


nal; und da spielt der Text dieses Dokuments natürlich die Hauptrolle. Dürfen wir


uns nun wundern, daß diese Diskussion nur Unsinn zutage fördert? Daß eine


babylonische Verwirrung alle Köpfe ergriffen hat? Daß keiner mehr den andern 


versteht?


Vom Standpunkt unserer Banknoteninschrift läßt sich eben nur Unsinn in der


Währungsfrage sagen, und selbst der klügste, begabteste und vorsichtigste Mann,


selbst ein Präsident wird nur unverständliches Zeug zutage fördern, solange er 


diesen Standpunkt einnimmt.


Die Grundlage, der Ausgangspunkt, von dem aus die ganze Währungsfrage 


hierzulande (und auch anderswo) behandelt wird, ist eben barer Unsinn.


Berichtige man also zuerst diese Inschrift der Banknote, vielleicht wird es dann


heller werden in den Köpfen.


Niemand wird leugnen, daß das Geld, das hierzulande zirkuliert, Geld ist.


Niemand wird leugnen, daß der Inhaber einer Zehnpeso-Banknote auch zehn


Pesos moneda nacional in der Hand hat. Schreibe man also diesen Tatsachen 


entsprechend: „Son diez pe-    pesos
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sos moneda nacional“, und auf dieser veränderten Grundlage suche man sich zu


verständigen.


Und man wird sich verständigen. Man wird zuerst zugeben müssen, daß das


Geld, Papiergeld, nicht zu den Schulden des Staates gerechnet werden darf.


Man wird einsehen, daß das Geld ein Verkehrsmittels ist und daß ein


Verkehrsmittel anders behandelt sein will als ein Schuldtitel. Man wird einsehen,


daß man nicht Geld und Schuldtitel in einem Dokumente vereinigen kann und


daß die „valorización de la moneda“, die Behandlung des Geldes als Schuldtitel


unter völliger Mißachtung der Verkehrsbedürfnisse ein wahnsinniges Unterfangen


ist. Die grundfalsche Ansicht, daß unser Papiergeld einen Schuldtitel der Nation


vorstellt, daß die Nation die Pflicht hat, diese Schuldtitel bis auf den Emissions-


wert zurückzuführen, wird bald aus den Köpfen verschwinden, sowie sie mal 


aus dem Texte der Banknoten verschwunden sein wird.


Nun will ich gerne zugeben, daß die Berichtigung der Banknoteninschrift in der


Fassung, wie oben angegeben, in der Währungspolitik sowie in der Wissenschaft


eine revolutionäre Wirkung ausüben würde. Aber was kann es schaden, wenn


sich die Wahrheit Bahn bricht? Diese Inschrift würde ja nur die Anerkennung


einer Tatsache bedeuten. Freilich, die Nationalökonomen der ganzen Welt wür-


den an sich selbst irre werden. Sie würden die mutige Inschrift „Dies sind zehn
Taler“ anstaunen und den Inhalt der Worte nicht begreifen. Denn in all ihren


Werken werden sie umsonst nach einer Erklärung dieser Tatsache suchen. 


Ja, der ganze Inhalt ihrer Werke wird durch diese vier Worte über den Haufen


geworfen. Der Inhalt der Worte erkennt die Tatsache an, daß der Peso nacional


nicht infolge eines unverständlichen Zahlungsversprechens gilt, sondern durch


sich selbst, durch seine Eigenschaft, als Tauschmittel zu dienen. Mit einem Wort,


der Peso gilt, weil er allein das Staatsprivilegium genießt, Geld zu sein.


Gerade jetzt, wo die Maschinen und das Papier für die Notenerneuerung ein-


getroffen sind, wäre eigentlich der Moment gekommen, wo man eine


Berichtigung des Textes vornehmen könnte, aber es verlautet nicht, daß dies


beabsichtigt wird. Und so wird wohl auch die neue Banknote den offenkundigen


Beweis der nationalen, kollektiven Verrücktheit durchs Land kolportieren.


Argentinisches Tageblatt vom 28. Juni 1899


Kann man heute in Argentinien irgend etwas mit Aussicht


auf Erfolg unternehmen?


Schwer, zentnerschwer, wie Blei liegt’s auf dem argentinischen Unterneh-


mungsgeist. Zum Teufel ist der Spiritus. Phlegmatisch und griesgrämig gehen 


die Leute ihren schlechten Geschäften nach. Greisenhaft sieht das Land aus. 


Die Einwanderung droht von der Auswanderung überholt zu werden. Steuer auf


Steuer wird eingeführt, die Zölle werden 


272







mit einem Schlag um 40% erhöht, für viele Waren einfach verdoppelt, und doch


reichen die Einnahmen nicht aus. Das Defizit sucht man mit einer Anleihe zu dek-


ken, aber das Land und Pfand bieten keine genügende Sicherheit mehr. Was den


Japanern, den Mexikanern, ja selbst den Chinesen so bereitwillig gegeben wird,


verweigert man den Argentiniern.


Was geht denn vor? Droht dem Lande Krieg, Hunger, Pest? Nein! Denn niemals


war der Frieden gesicherter, niemals hat das Vieh mit so gutem Appetit gefressen,


so schöne Milch gegeben. Die Heuschrecken haben ihre Lager abgebrochen und


sind, der ewigen Verfolgung satt, fortgezogen, und selbst die Regierung ruht in den


Händen der Männer, die sich das Volk gewählt hatte.


Das Land hat tatsächlich alles, was es sich zu seinem Wohlergehen gewünscht


hat. Den General Roca, gute, außerordentliche Ernte, Frieden nach außen und


innen, ja selbst der Goldkurs ist von 300 auf 220 gefallen. Oder hat man letzteres


nicht auch mit allen Sehnen des Herzens herbeigewünscht? Ja gewiß. Es hieß


doch allgemein – wenn der Goldkurs auf 220 zurückgeht – dann wird sich das


Geschäft wieder heben. Auf dem Wunschzettel des Volkes hat der Rückgang des


Goldkurses, der Niedergang der Warenpreise (fälschlich als Verbilligung angese-


hen) von jeher in erster Linie gestanden. Nun ist auch dieser Wunsch erfüllt – aber


noch nie sind uns die goldenen Berge so nebelhaft weit erschienen wie jetzt.


Vielleicht, so sagt man jetzt, geht es besser, wenn der Goldkurs auf Pari zurück-


geht. Aber bis dahin hat es wohl noch lange Weile, und die vom Golddurst hierher-


geführten Fremden ziehen enttäuscht in hellen Haufen von dannen.


Ach, wie schade um diese brazos (= Arme).


Aber nein, an brazos fehlt es hier nicht, denn sonst würden doch ihre Besitzer


nicht fortziehen. Was jetzt hier fehlt, sind die cabezas (= Köpfe).


Köpfe, Menschenköpfe, keine Schafsköpfe. Kritische, klare Köpfe, in denen sich


das Licht im richtigen Winkel bricht, die nicht Opfer optischer Täuschungen wer-


den.


Die von der valorización des la moneda erwarteten Wohltaten sind optische


Täuschungen, Irrlichter, und eitel Fata Morgana sind die goldenen Berge, denen


das Volk auf dem Wege des Pari-Kurses nachrennt. Es besteht jetzt die ernste


Gefahr, daß wir in der Wüste verdursten werden, wenn wir dem Trugbild noch 


länger folgen.


Wir müssen endlich zu der Einsicht gelangen, daß, solange die valorizacion de la
moneda, m. a. W. der Rückgang der Warenpreise, auf dem Regierungsprogramm


steht – auch der Handel, die Arbeit und jedes Unternehmen den Todeskeim, den


Schwindsuchtbazillus in sich trägt, daß, solange die Regierung ihre Machtmittel


dazu mißbraucht, um alles, was mit Geld gekauft und bezahlt wird – Waren,


Grundstücke, Löhne, Gehälter – nach und nach auf 1/3 der vorjährigen Preise zu


drücken – und das ist doch mit schlichten Worten ausgedrückt der Sinn der valori-
zacion de la moneda – nur noch Narren an neue Unternehmungen denken können.
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Denn, wer wird im Ernst heute das gute, täglich im Kurs steigende Papiergeld
gegen Land, Waren und Löhne vertauschen, die die Regierung mit allen ihr zu
Gebote stehenden Machtmitteln im Kurse herunterdrücken will?


Wer wird denn noch dies gute, täglich besser werdende Geld in Waren, Löhne und
Maschinen stecken, wenn er weiß, daß er es nur gestäubt und geschunden wird her-


ausziehen können, wenn er weiß, daß er morgen billiger als heute, nächstes Jahr


billiger als dies Jahr kaufen, bauen, gründen und fabrizieren kann?


Jedem, der ein Haus bauen, ein Feld bestellen, eine Fabrik errichten will, ruft ja


der General Roca von der Höhe seiner Machtmittel zu: ‘Halt ein, du Wahnsinniger,


was willst du da anfangen? Hast du denn nicht gehört, daß ich das Geld verteuern
will, daß ich Land, Löhne, Waren, Maschinen im Preise herunterdrücken werde? Du


wirst nächstes Jahr viel billiger bauen, gründen, pachten, kaufen. So höre doch auf


meinen Rat, lege die Arbeit nieder, entlasse deine Arbeiter, denn so viel wie du am


baren Gelde, ohne Arbeit, ohne Risiko, durch einfaches Abwarten profitieren wirst,


kannst du niemals durch Arbeit erbringen. Was du baust an Feldfrüchten, was du in


deiner Fabrik herstellst, wirst du ja billiger verkaufen müssen als es dich kostet.


Denn das ist ja gerade der Segen meiner Währungspolitik: daß alles billig, sehr billig,


immer noch billiger wird, daß der Verkaufspreis aller Produkte notwendigerweise
unter dem Einstandspreis stehen muß.’


Und jedem, der eine Kontrakt für die Pacht eines Grundstückes, eines Hauses,


eines Ackers abschließen will; jedem, der für die Verbesserung seines


Fabrikbetriebes, für die Melioration seines Landgutes eine Hypothek aufnehmen will,


flüstert der Präsident Roca in’s Ohr: „Tue es nicht, denn du wirst an der Hypothek


und am Kontrakte zugrunde gehen. Hüte dich vor dem Peso mon. nac., denn diesen


Peso will ich wieder zu Ehren bringen; ich will ihn valorisieren. Du zweifelst vielleicht


daran, daß mir dies gelingen wird? Aber siehst du nicht, daß ich den Kurs schon von


280 auf 210 gebracht habe und daß ich gerade für diesen Punkt meines


Programmes der Unterstützung des Volkes und der Presse sicher bin? Drum sei auf


deiner Hut. Lasse den Kampf nicht brach liegen, wie er ist; gib denen Arbeitern den


Laufpaß, schließe deine Fabrik, verkaufe, versilbere, wenn du kannst, alles, was du


hast, mache alles zu Geld, zu Papiergeld und bewahre dies Geld in deinem


Schranke, denn das ist – dank der valorizacion de la moneda – heute in Argentinien


das einzige Geschäft, das berechtigte Aussichten auf Erfolg hat.“


Diese von allen Argentiniern so sehr herbeigewünschte Wertzunahme des Geldes,


mit anderen Worten, der langsame, ununterbrochene Kursrückgang der Waren,


Löhne, Grundstücke etc., die Sicherheit, daß man alles, was man kauft, fabriziert


und gründet, unter dem Einstandspreis, also mit Verlust, wird verkaufen müssen, das


ist die wahre Ursache, warum trotz Frieden, guter Ernte etc. die Geschäfte schlecht


gehen, warum kein Vernünftiger hier an neue Unternehmungen denkt.


Übrigens, dieselbe Ursache hat zu allen Zeiten und in allen Ländern immer diesel-


be Wirkung gehabt. Die valorizacion de la moneda – gleichgültig, ob es sich um gol-


denes, sil-    silbernes
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bernes oder papierenes Geld handelte – hat immer mit einer Krisis begonnen


und mit einem Krach geendigt.


Heute findet hier ein Meeting der Almicenistas statt. Der schlechte Gang der


Geschäfte rüttelt die braven Leute auf. Zum Sündenbock sind die Steuern erho-


ben worden. Man glaubt durch eine Reform des Steuerwesens die Geschäfte


wieder zu beleben.


Aber die Schwindsucht kuriert man nicht mit ein paar Pillen.


Ernstes Wollen 1. Jg. (1899), Nr. 5


Wie sollen wir abrüsten?


Der Krieg – ob mit oder ohne Eisen geführt – hat immer nur den Zweck, Hinder-


nisse wegzuräumen, die sich dem Frieden entgegenstellen. So lange diese


Hindernisse bestehen, hilft keine Abrüstung. Was heißt denn schließlich auch


„Abrüstung“? Mit Heugabeln und Dreschflegeln schlugen sich die Schweizer


Bauern bei Morgarten; mit dem kurzen, messerartigen Schwert schlugen sich die


Römer und bekannt ist es, daß die Kriege umso mörderischer sind, je näher sich


die Kämpfer auf den Leib rücken müssen. Die alten Griechen töteten mit den primi-


tiven Waffen ganze Scharen von Feinden; den modernen Griechen – mit weitra-


genden Gewehren und Geschützen – gelang es nicht, viele Türken umzubringen.


Ein Kongreß von Friedensfreunden kann den Frieden nicht bringen, so lange


eben die Hindernisse bestehen, die den Frieden unmöglich machen. Der Friede


kann nicht erzwungen, darf auch keiner Nation aufgebürdet werden – auch in die-


ser Beziehung soll der Entwicklung die Bahn frei bleiben. Ein erzwungener Frieden


– sofern er möglich wäre – heißt Fäulnis, nicht Frieden.


Wer wirklich „abrüsten“ will, wem es nicht genügt, daß man die Mausergewehre


gegen die Heugabeln vertauscht, der lege also Hand an die Störenfriede.


Reformen einführen, die den Frieden ermöglichen, das nenne man „abrüsten“. Die


Zerstörung der modernen Kriegsgeräte bildet keine Garantie für den Frieden, nicht


einmal für eine „humane“ Kriegsführung, denn die friedlichen Ackergeräte und


Handwerkszeuge erweisen sich ja noch mörderischer als die modernen Waffen.


Einen der Störenfriede, an den wohl zunächst die Hand zu legen wäre, bilden die


Zollgrenzen, womit große und kleine Nationen sich gegenseitig abzuschießen


suchen.


Die Erde gehört allen Menschen gemeinsam, oder, wie Henry George sagt: Das


Recht auf das Produkt der Arbeit hebt notwendigerweise die Rechte des


Grundbesitzes – des individuellen wie kollektiven Grundbesitzes – auf. Freilich,


genau genommen, gehört mir nur das, was ich an mich reißen und verteidigen


kann (Stirner), aber die Arbeit und Plage, solches Eigentum zu verteidigen, veran-


laßt die Menschen, sich zu vertragen und durch gegenseitige Verzichtleistung auf


die Habe der anderen den Besitz zu sichern. Aber 
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diese Verzichtleistung hat zur Bedingung, daß keiner zu kurz komme. Als


Deutscher, als wehrpflichtiger Soldat, werde ich mich niemals mit von Privatleuten


gepachtetem Boden begnügen; ich will, wie der König, das ganze Reich haben.


Und als Mensch bin ich nicht zufrieden mit dem winzigen Ländchen, das man


Deutschland nennt – ich erhebe Anspruch auf die ganze Welt. So lange man


meine Rechte auf gepachtetes Land beschränkt, so lange Russen, Engländer und


Türken durch Zölle meine Rechte beeinträchtigen, behaupte ich, daß ich zu kurz


gekommen bin und bestehe auf der Revision des Vertrages. Frieden will ich gerne


schließen, aber die Bedingungen des Friedensvertrages sind – Anerkennung mei-


ner Rechte auf die ganze Erde. Kann ich die Anerkennung dieser Rechte auf fried-


lichem Wege nicht durchsetzen, so greife ich zu den Waffen. Nun besagt die


Anerkennung meiner Rechte auf das ganze deutsche Reich nicht, daß ich von da


ab mein Pferd auf dem Weizenfelde meines Nachbarn tummeln kann, und die


Schleifung der Zollgrenze, die Ausdehnung meiner Rechte auf die ganze Erde


bedeutet noch durchaus keinen Angriff auf die diversen Nationalitäten. Die


Aufhebung des Privatgrundbesitzes und der Ersatz desselben durch einen neuen


Vertrag, bei dem niemand zu kurz kommt, kann allein den Grundbebauer auf die


Dauer vor Vergewaltigung schützen und den Arbeiter die Früchte seiner Mühen in


Ruhe genießen lassen. So finden auch die Nationalitäten nur durch Aufhebung der


Zollbarrieren wirksamen Schutz vor Grenzverletzung, Annexion und


Unterdrückung.


Werfen wir einen Blick auf die deutschen Verhältnisse. Trotz seiner Einteilung in


Königreiche, Herzogtümer usw. ist das Reich wirtschaftlich geeinigt, und als ein


Hindernis für die freie Entwicklung – also für den Frieden – werden die politischen


Grenzen, die Deutschland nach allen Seiten hin durchqueren, nun nicht mehr


angesehen, denn tatsächlich fühlt sich der Bewohner von Lippe in seinem


Ländchen ebenso frei, glücklich, reich und unbeengt wie der Preuße in seinem


weiten Land. Das Bedürfnis nach Grenzverschiebungen innerhalb des Reiches ist


verschwunden – daher der Friede. Man hat die Rechtsansprüche der Einwohner


von Lippe auf das ganze deutsche Wirtschaftsgebiet befriedigt, und deshalb brau-


chen auch die deutschen Staaten für ihre gegenseitigen Beziehungen tatsächlich


schon keine Rüstungen mehr.


Dieser erfreuliche Zustand ist aber das Produkt des Zollvereins. Wer den


Zollverein gründete, der hat wahrhaft abgerüstet und dem Frieden die Wege geeb-


net. Er hat mehr getan, als alle Kongresse je leisten werden. Schaffen wir den


Zollverein ab: an demselben Tage werden alle die alten Kontrakte gebrochen wer-


den, wird der Krieg ausbrechen, der Norddeutsche wird über den Süddeutschen,


der Mecklenburg-Strelitzer über den Mecklenburg-Schweriner herfallen. Das deut-


sche Reich würde sich an diesem Tage in einen Tummelplatz verwandeln, wo Alle


gegen Alle kämpfen. Was die kleinen deutschen Staaten vor jeder Vergewaltigung


schützt, das sind nicht die Rüstungen und noch weniger die verbrieften Rechte –


sondern einfach die Anerkennung und Befriedigung des Rechtes der Menschen


auf den freien unbehinderten Austausch ihrer Produkte – das ist der Freihan-
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del, eine der Grundbedingungen des Rechtes des Arbeiters auf das Produkt 


seiner Tätigkeit. Suchen wir also den Freihandel zu verallgemeinern, öffnen wir


unsre Märkte den Produkten und unseren Produkten die Märkte der ganzen


Welt, und Frieden, Abrüstung, Versöhnung fällt uns als Zugabe und gereifte


Frucht derselben in den Schoß.


Freihandel – Weltfreihandel – ist aber wieder abhängig von der Lösung der


internationalen Währungsfrage und die internationale Währungsfrage kann nicht


unabhängig von der nationalen Währungsfrage gelöst werden. So lange diese


wichtigste und dringendste aller wirtschaftlichen Fragen unerledigt bleibt, ja kaum


diskutiert wird, kann an Freihandel nicht gedacht werden und folglich auch nicht


an Abrüstung. Wie die Schiffahrt Eisbrecher braucht zur Offenhaltung des


Fahrwassers, so brauchen die Nationen heute Gewehre, Rüstungen, Schiffe, um


die Absatzgebiete frei zu halten. So lange die Nationen mit der Metallwährung


jede nach ihrer Façon wirtschaften, solange man in dem Wahn befangen ist, daß


das Gold notwendig ist als Grundlage für den Geldverkehr, so lange ist auch an


Lösung in der Währungsfrage, an Freihandel, Frieden und Abrüstung nicht zu


denken. Will man sich auch hiervon überzeugen, so braucht man sich nur in die


heillose Verwirrung hineinzudenken, die in Deutschland ausbrechen würde, wenn


die Reichswährung abgeschafft und jedem Einzelstaat das Recht zuerkannt


würde, Währungspolitik auf eigene Faust zu betreiben. Wie bald würde diese


bunte Währungspolitik zu Valutadifferenzen, die Valutadifferenz zu Schutzzöllen


und die Schutzzölle zu Rüstungen und Krieg führen.


Was wir also brauchen, das ist nicht eine Konferenz, die den Frieden dekre-


tiert, sondern eine solche, die dem Weltfreihandel durch Lösung der Währungs-


frage die Wege ebnet, denn Freihandel ist Abrüstung.
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Südamerikanische Rundschau 8. Jg. (1900), Nr. 1 und 3


Die argentinische Geldwirtschaft und ihre Lehren


I.
Im Oktober vorigen Jahres wurde die Regierung in Argentinien durch Gesetz


ermächtigt, die Geldausgabe derart der wachsenden Aufnahmefähigkeit des


Marktes anzupassen, daß der zum Maßstab des Geldbedarfs gewählte Preis des


Goldes nicht unter 227,27 Pesos per 143 g Feingold (das sind 100 $ Oro) fallen


kann. Erzielt wird dies dadurch, daß die Regierung alles Gold, das zum Preis von


227,27 angeboten wird und keine Käufer findet, selber aufkauft und zwar mit


Papier neuer Emission.


Das mit dem neuen Papiergeld aufgekaufte Gold dient zur Bildung einer


Reserve, die dem Zweck dienen soll, einen etwaigen Überschuß an Papiergeld


dem Verkehr entziehen zu können.


Nominell ist also das Emissionsrecht der Regierung heute unbegrenzt, aber


materiell ist diese Grenze durch den Kurs von 227,27 angegeben, denn nur so


oft oder so lange der Kurs auf 227,27 fällt, kann und soll die Regierung zur


Emission schreiten.


Gegenüber den früheren Emissionsgesetzen bedeutet also das neue Gesetz


einen gewaltigen, nicht hoch genug anzuschlagenden Fortschritt, insofern als


jetzt wenigstens eine rohe Anpassung des Geldangebots an die stets schwan-


kende Nachfrage erreicht werden kann.


Früher wurde in Argentinien (wie heute noch in allen Ländern mit


Papierwährung) die Summe des zur Ausgabe bestimmten Geldes Jahre im vor-
aus, ohne irgendwelche Rücksicht auf die wechselnden Bedürfnisse des


Marktes, durch Gesetz festgesetzt und man hatte die seltsame Ansicht, daß die


Kurs- oder Preisbildung des auf solch unvernünftige Weise ausgegebenen


Geldes am besten sich selbst überlassen bleiben sollte. [Eine Ansicht, die heute noch


sehr viele in Deutschland teilen. Bezugnehmend auf das erwähnte argentinische Gesetz schreibt z.B


die „Frankfurter Zeitung“: Vorzuziehen bleibt unbedingt, daß die Valuta sich von selbst reguliert.]


Aber wie man den Kurs der Schiffe niemals dem Spiel der Winde wird anver-


trauen können, so wird man auch vernünftigerweise die Regulierung der Valuta


sich selbst (d.h. den Spekulanten) niemals überlassen können. Das Geld muß


unter ständiger, unmittelbarer Kontrolle der Regierung bleiben, sonst erreicht


man eben das, was man bisher als ein Attribut des Papiergeldes hielt – nämlich,


daß der Mangel einer Anpassung der Emission an die schwankenden


Bedürfnisse des Marktes durch Kursunterschiede ausgeglichen wird. Genau so


wie heute bei der Steinkohle z.B. Preisdifferenzen die Aufgabe übernehmen, den


Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot zu bewirken.


Eben diesen Schwankungen wirkt heute in Argentinien das elastische


Emissionsgesetz mit schönem Erfolg entgegen. Seit mehreren Monaten schon


drehen sich die Kurs-     Kursschwankungen
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schwankungen nur mehr um wenige Punkte, ein Ding, das man früher für


unmöglich ansah.


Wenn jetzt in den nächsten Jahren noch bedeutendere Kursabweichungen


eintreten sollten, so wird man diese nicht dem Emissionsgesetz zur Last legen


dürfen, sondern dem Umstand, daß der Emissionspunkt mit 227 viel zu niedrig


angesetzt worden ist. Den meisten noch laufenden Pacht- und Mietkontrakten,


den Kapitalgeschäften aller Art, den Gehältern des Staats- und Privatbeamten


liegt durchschnittlich ein ganz bedeutend höherer Kurs zugrunde. Ich schätze


diesen Durchschnittskurs auf 300. Daß bei einem Kurs von 227 die Preise,


Mieten, Löhne, Pachtzinsen etc. auf der heutigen Höhe sich auf die Dauer halten


können, ist schwer anzunehmen. Da aber die Erfahrung, die man in Chile


gemacht hat, zeigt, daß ein allgemeiner Preisrückgang zu den wirtschaftlichen


Unmöglichkeiten gehört, so muß man darauf gefaßt sein, daß die wirtschaftliche


Kette irgendwo reißen wird. Entweder passen sich die Preise dem Kurs von 227


an, oder der Kurs steigt zu der Höhe der Preise. Ersteres würde den gewaltsa-


men Bruch (Bankrott) sämtlicher Kontrakte, letzteres aber eine Erhöhung des


Emissionskurses von 227 auf etwa 300 zur Voraussetzung haben.


Wahrscheinlich erfolgt letzteres oder, wie in Chile, beides zugleich. [In Chile


hatte man den Konversionskurs auch viel zu niedrig angesetzt (zu viel Gold für das Papier). Da trotz


einer jahrelangen, höchst unerquicklichen Übergangsperiode sich die Preise nicht dem angesetzten


Kurs anpassen konnten, so erfolgte im August 1898 der bekannte Krach, dem eine Emission von 50


Millionen (zur Herstellung des Gleichgewichtes) auf den Fuß folgte.]


Mag sein, daß ich die Bedeutung, die Zahl, die Höhe der aus der Zeit des


hohen Goldkurses herrührenden Kontrakte überschätze und daß die Anpassung


der Preise an den Kurs von 227 sich ohne allzu große Konvulsionen noch be-


werkstelligen wird; mag auch sein, daß es zu einem Krach ähnlich wie in Chile


kommen wird (man bedenke, daß sich der Goldkurs sieben Jahre über 300


gehalten hat und daß noch vor kaum zwei Jahren der Kurs zwischen 280 bis 


300 schwankte), aber dagegen möchte ich jetzt schon und im voraus Verwah-


rung einlegen, daß, falls in der Folge der Goldkurs auf 300 steigen sollte, man


dies nicht in irgendwelche Beziehung zum Papiergeld selber bringe. Das Papier-


geld ist ja an der Festsetzung des Emissionskurses von 227 ganz unschuldig.


Die Schuld trifft evtl. allein die ungenügende Berücksichtigung der einschlägigen


Verhältnisse, denn irgendwelche statistischen Erhebungen über die Höhe der
laufenden Verpflichtungen sind nicht gemacht worden.


Wie dem nun auch sei, Tatsache ist, daß sich Argentinien augenblicklich,


dank der Elastizität des neuen Emissionsgesetzes (fälschlich Konversionsgesetz


genannt), all der Vorteile erfreut, die man anderswo mit teurem Gold erkauft –


ohne zur Konsolidierung seiner Währung irgend ein direktes Opfer gebracht zu


haben. Die Elastizität des jetzigen Emissionsgesetzes erweist sich und wird sich


nach Überwindung der angedeuteten, durch die Höhe des Konversionskurses


bedingten Schwierigkeiten mit Sicherheit noch 
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ferner erweisen als ein viel wirksamerer Regulator des Geldmarktes denn große


in Gewölben verwahrte Goldschätze.


Bei der Bildung dieser Schätze geht man von der gewiß auch recht seltsamen


Annahme aus, daß das Papiergeld in der Hauptsache einen Schuldtitel des


Staates vorstellt, daß dieser sogenannte Schuldtitel (wie alle Schulden) einmal


bezahlt werden muß, daß man diese Zahlung oder Einlösung dem Inhaber


wenigstens versprechen muß, daß der Kurs dieser sogenannten Schuldtitel von


der Aussicht auf baldige Einlösung bestimmt wird und daß schließlich die aufge-


häuften Schätze dieser Aussicht eine greifbare Unterlage zu geben bestimmt


sind – ähnlich wie auf Rennplätzen die Bookmakers durch sichtbare Zeichen


ihrer Zahlungsfähigkeit Vertrauen einzuflößen suchen. Man vergißt nur dabei,


daß das Geld erst in zweiter oder letzter Linie ein Schuldtitel ist und daß der


Kredit des Staates auch nur in zweiter oder letzter Instanz zur Geltung kommt.


Man vergißt, daß das Geld vor allem Tauschmittel ist, und daß für die Preis-


bildung der Tauschmittel andere wirtschaftliche Gesetze gelten als für den Kurs


gemeiner Schuldtitel oder Rentenpapiere.


Vielleicht werden die Erfahrungen, die Argentinien jetzt mit dem Papiergeld


machen wird, dazu führen, daß man auch in anderen Ländern, in Rußland,


Österreich, Spanien, Italien, Brasilien, Chile, Japan und vor allem in Nordamerika


dem Papiergeld eine höhere Aufmerksamkeit zuwenden wird. Man wird vielleicht


nie zu der Einsicht gelangen, daß dem Papiergeld an sich ja keine Mängel


anhaften und daß nur die stümperhafte Verwaltung, die ihm von jeher zuteil


wurde, an den bisherigen Mißerfolgen die Schuld trägt. Bedenkt man, daß die


meist durch auswärtige Anleihen gebrachten Goldreserven der Banken in


Rußland, Nordamerika, Spanien, Italien, Japan etc. diesen Ländern schwere


Opfer an Zins auferlegen, ohne damit das zu erreichen, was Argentinien durch


die Elastizität der Emission kostenlos zu erzielen sucht, so wird man zugeben


müssen, daß ein glücklicher Ausgang des argentinischen Versuches viel


Anregung zur Nachahmung liefern muß.


Ich will hier der Frage nicht auf den Grund gehen, was wohl aus dem Gold,


den auf Gold lautenden Titeln aller Art und der Goldwährung überhaupt werden


würde, wenn die angeführten Staaten zur nackten Papierwährung zurückgriffen


und dieselbe durch eine verständige, kaufmännische Verwaltung zu Ansehen und


Kredit brächten.


Nur die Ansicht will ich hier aussprechen, daß man in Deutschland einen


Beweis von Umsicht geben würde, wenn man das argentinische Experiment mit


der größten Aufmerksamkeit verfolgte. Es könnte sonst vorkommen, daß, wie


seinerzeit Frankreich und Indien mit dem Silber, Deutschland von einer allgemei-


nen Liquidation der Goldwährung mit einem Bestand von 20 bis 30 Milliarden


Mark an Gold und Goldforderungen überrascht werde.


Für eine Abstoßung solcher „Clavos“ kann es im Handumdrehen zu spät werden


und die Letzten beißen die Hunde. 
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II.


Im Mai 1898 veröffentlichte ich in Buenos Aires unter dem Titel „La Cuestion
monetaria argentina“ eine Schrift, in der ich klarlegte, daß die damaligen argenti-


nischen Emissionsgesetze, welche die allgemeine Baisse (d.h. die valorizacion


de la moneda) begünstigten, sofort widerrufen werden müßten, wollte man die


Entwicklung des Verkehrs nicht unterbrechen und die Wirtschaft des Landes


einer neuen Katastrophe entgegentreiben.


Meine Vorschläge waren einfach und klar und spitzten sich in der Forderung


zu, die Begünstigung der allgemeinen Baisse (valorizacion de la moneda) aus


den Gesetzen und dem Regierungsprogramm zu streichen und dafür Gesetze zu


erlassen, welche die Regierung ermächtigen, die Geldemission derart den wech-


selnden Bedürfnissen des Marktes anzupassen, daß der Goldpreis nicht unter


den damaligen Stand von 270 fallen konnte. Der Erlös der zu diesem Zweck mit


der Zeit nötig werdenden Emissionen sollte in zinstragenden englischen oder


deutschen Renten und Wechseln angelegt werden, als Reserve, um etwa über-


schüssig werdendes Papiergeld aufkaufen und dem Verkehr entziehen zu kön-


nen.


Anmerkung. Was ich damals vorschlug, wurde zwei Jahre später Gesetz, aber mit


dem Unterschied, daß der Emissionskurs von 270 auf 227 herabgesetzt wurde und daß


die Reserven statt in zinstragenden Papieren in massivem Gold angelegt werden. Der


Kurs von 270 war schon ziemlich niedrig, aber er respektierte doch noch einigermaßen


alle laufenden Kontrakte und das Niveau der Preise. Der jetzt gewählte Kurs von 227,27


scheint aber entschieden viel zu niedrig zu sein, denn allgemein sind die Klagen über


Schwierigkeiten, unter denen sich der Handel heute abwickelt. Was den direkten Zweck


des Gesetzes anbetrifft – die Vermeidung der Kursschwankungen –, so ist der Erfolg bis-


her äußerst befriedigend, denn seit Monaten erfreut sich der Handel absoluter Stabilität


des Goldkurses.


Der Erfolg, den ich mit dieser Schrift hatte, bestätigte die Meinung, die ich mir


über die Urteilsfähigkeit des Volkes in Währungsfragen bereits gebildet hatte. Ich


fand, daß man die Währungsfrage um so weniger studierte, je mehr man darüber


schwatzte, und daß man heute nach so vielen bitteren Erfahrungen ebenso klug


ist wie vor zehn und hundert Jahren.


Der Handelsstand stimmte unisono für die allgemeine Baisse von 200%, d.h.


für die valorizacion de la moneda hasta la par, und wer die Nützlichkeit solcher


Währungspolitik in Frage zu stellen wagte, wurde einfach ausgelacht.


Mittlerweile aber machten sich die Folgen dieser so sehr herbeigewünschten


Baisse allenthalben bemerkbar. Die Kongruenz des Erfolges mit dem Sinn und


Zweck der Emissionsgesetze war vollständig; der Preis des Geldes stieg und die


Preise der Produkte fielen. Als notwendige Folge hiervon ergab sich, daß


Industrie, Landwirtschaft, Handel und Staatsbetrieb nur mit Unterbilanz arbeiten


konnten. Die Gesetze beugten ja die Verkaufspreise unter den Einstand resp.
Produktionskosten, da in der Zeit, die zwischen Pro-    Produktion
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duktion (Bestellung der Felder, Bau eines Hauses, Ankauf von Rohprodukten,


Auszahlung der Löhne) und Verkauf lag, der eingetretene Preisrückgang durch


alle Rechnungen einen Strich gemacht hatte. Soweit es ging, entließ man des-


halb die Arbeiter, man schloß die Fabriken, verkaufte die Maschinen und nur das


bare Geld, das Papiergeld behielt man. An diesem verdiente man ja ohne per-


sönliches Zutun, was man mit dem Ackergerät, mit Maschinen und schwerer


Arbeit sonst verloren hätte. Die gesetzlich, auf allgemeinen Wunsch des Volkes


betriebene „valorizacion de la moneda“ erwies sich als eine Staatsprämie für die


Faulenzerei und als Strafe für die Arbeit.


Das war keine graue Theorie mehr – es war einfache Tatsache; 30.000


Arbeiter waren ohne Beschäftigung und gleichzeitig lagen 200 Millionen, d.h.


zwei Drittel der ganzen Emission, in den Banken und warteten dort, daß aus dem


Papier Gold würde. Seit dem Tag, da die „valorizacion de la moneda“ Aussicht


hatte, in Erfüllung zu gehen, d.h. seitdem die Heuschrecken vertilgt, die Ernte


und der Frieden mit Chile gesichert und die Wahl Roca’s den inneren Frieden


gewährleistete, war der Verkehr wie abgestorben. Pest und Krieg hätten nicht


wirksamer arbeiten können. Die Auswanderung überholte die Einwanderung, die


Ausfälle in den Staatskassen wurden immer größer. Alle Welt klagte über


Geldmangel und doch waren die Banken mit Geld vollgestopft. Wer hätte es


auch gewagt, Geld auf Ziel zu nehmen, um damit zu arbeiten, zu werben, zu


spekulieren? Die Aussicht schien ja begründet, daß jeder das Dreifache von dem


zurückerstatten mußte, was er eigentlich erhalten, daß das, was man kaufte oder


erwarb, durch die valorizacion hast la par um 200% im Preis fallen mußte?


Wären unter solchen Verhältnissen Darlehen nicht reine Tollheit vonseiten der


Empfänger und Bauernfängerei von seiten des Gebers gewesen?


Alle diese Tatsachen waren aber um so auffälliger, je mehr sie mit den


Hoffnungen kontrastierten, die man an den Frieden mit Chile, an die Wahl


Roca’s, an die Vertilgung der Heuschrecken, an die hohen Goldpreise für Wolle


last not least an die valorizacion de la moneda knüpfte. Auf jeden einzelnen die-


ser Umstände hatte man Berge von Hoffnungen gebaut, und jetzt trafen sie alle


gleichzeitig ein! Und statt des unaufhaltsamen Fortschritts, des großartigen


Aufschwungs, nun dieses Elend!


Stimmen wurden jetzt laut, die als Ursache der rätselhaften (!) Erscheinungen


(fenómenos) die allgemeine Baisse bezichtigten, und diese Stimmen mehrten


sich. Eines Tages wagte es sogar ein angesehener Kaufmann, Herr Tornquist,
öffentlich gegen die Konversionsgesetze zu plädieren. Aber noch war das Volk


nicht mürbe und der kühne Mann wäre fast ein Opfer handgreiflicher Miß-


handlungen geworden. Die angesehensten Blätter von Buenos Aires („La
Prensa“, „La Nacion“ etc.) fielen über das Projekt Tornquist her; die Notwendig-


keit einer valorizacion hasta la par wurde mit hochtönenden Phrasen von neuem


als unentratbare Bedingung des Fortschritts erklärt, selbst die Ehre der Nation


wurde mit der Sache verquickt und den Gegnern gemeine, unehrliche


Beweggründe unterstellt. 
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Für die Empfängnis der einfachen Wahrheit, daß das Geld als Tauschmittel
einer ganz anderen Behandlung bedarf als die gemeinen Schuldtitel des Staates,


war das Volk offenbar noch nicht reif.


Aber der schreiende Widerspruch, der zwischen dem allgemeinen Niedergang


und den überaus günstigen allgemeinen wirtschaftlichen Faktoren lag, forderte


eine stichhaltige Erklärung geradezu heraus, wollte man nicht die Tatsache, daß


seit dem Eintritt der allgemeinen Baisse die geschäftliche Misere eigentlich ihren


Anfang nahm, für sich selbst wirken und mit überzeugender Wucht reden lassen.


Es wurde darum nach Sündenböcken gesucht, und man fand sie natürlich her-


denweise in der Regierung, speziell im Steuerwesen.


Sonderbar! Der alte argentinische Grundsatz, daß selbst die miserabelste


Regierung nicht imstande wäre, die natürliche Lebenskraft des Landes niederzu-


drücken, wurde aufgegeben und die Regierung für alles verantwortlich gemacht.


In gewaltigen Meetings wurde gegen das Steuerwesen protestiert.


Der Präsident versprach alles, was man von ihm forderte, und glaubte, die


Geister am besten dadurch zu beruhigen, daß er die bei seinem Regierungs-


antritt gegebene Erklärung, laut welcher die auf die allgemeine Baisse hinzielen-
den Gesetze seine volle Zustimmung hatten, von neuem feierlich bestätigte!!!


Trotzdem wurde drei Monate darauf unter dem selben Präsidenten die


Gesetze erlassen, welche der Baisse einen Damm errichtet haben, der durch


den tiefsten Frieden, die reichsten Ernten, die glänzendsten Finanzen nicht wird


niedergerissen werden können. Wie aber war das möglich gewesen?


Sehr einfach war es zugegangen! Die Phrasen, Gesetze, Programme und


Hirngespinste waren dem Druck der wirtschaftlichen Ereignisse gewichen. Nicht


dem eigentlichen Trieb, der Not gehorchend, hat man die Gesetze widerrufen,


die die allgemeine Baisse von 200% bewirken sollten. Es ging einfach nicht


anders. Man hat die Grundsätze und Gesichtspunkte, die der Forderung einer


valorizacion hasta la par als Stütze dienten, nicht revidiert.


Und in diesem Umstand liegt die Gefahr für die Zukunft. Das Geld ist ein


Produkt der Gesetzgebung. Wie wir auch das Geld gestalten, immer wird es vom


Gesetz beherrscht. Man hatte in Argentinien die Goldwährung früher, aber sie


mußte der Gesetzgebung weichen. Eine Währung, die uns vor Pfuscherei


schützt, die an und für sich solide ist, gibt es nicht und kann es nicht geben. Das


Geld empfängt seine innere und äußere Gestalt von der gesetzgebenden


Majorität der Wähler. Von der Solidität der Wähler hängt also allein die Solidität


der Währung ab. Wie nun, wenn die gesetzgebende Majorität in Währungsfragen


unerfahren ist? Ist nicht die Unwissenheit der fetteste Boden für alle Arten der


Pfuscherei?


Dabei darf man aber nicht denken, daß in zweifelhaften Fällen der Gesetz-


geber sich am besten passiv verhält. Passivität ist Rückschritt, und was man


braucht, ist Stabilität im 
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Fortschritt, d.h. eine Währung, die ihre Festigkeit einer täglichen, sorgfältigen


Anpassung an die schwankenden Bedürfnisse des Marktes entlehnt. Kein Geld,


kein Gesetz ist für ewige Zeiten bestimmt und Sache der Gesetzgeber ist es, zu


verhüten, daß in den Formen versteinerter Gesetze das Leben erstarre. In


Argentinien stand der Verkehr auf dem Punkt, in der Umklammerung veralteter


Emissionsgesetze zu ersticken. Für heute ist die Gefahr beseitigt, aber es fehlt


die Gewähr, daß sich der Fall nicht wiederholt. Diese Gewähr kann uns einzig


und allein ein ernstes, allgemeines Studium der Währungsfrage bieten und dafür,


daß das geschieht, fehlt absolut jedes Anzeichen. Darum wird auch in derselben


Richtung weiter gewurstelt werden wie bisher.


Und was für Argentinien gilt, trifft auch mehr oder weniger für Deutschland zu.


Auch hier ist das Geld Produkt der Gesetze; auch hier muß die Währung den


wechselnden Bedürfnissen angepaßt werden, auch für hier gilt der Satz: „Die
Währung studieren, heißt die Währung fundieren.“ Was tut man aber in dieser


Sache? Herzlich wenig, besser gesagt, nichts. Wenn aber das Studium der


Währungsfrage (der weitaus wichtigsten aller wirtschaftlichen Fragen) so ganz


und gar vernachlässigt wird, woher sollen dann die Kräfte kommen, die uns


schützen sollen, einerseits vor der Versteinerung, andererseits vor Pfuscherei?


III.


Unter der Bezeichnung Mittelalter versteht man jenen tausendjährigen


Abschnitt der europäischen Geschichte, der sich durch tiefen, wirtschaftlichen


Winterschlaf, durch Mangel an Entwicklung in jeder Beziehung auszeichnet.


Dieses Zeitalter findet einen fast plötzlichen Abschluß, der so scharf mit der


Entdeckung Amerikas zusammenfällt, daß man nicht umhin kann, einen inneren


Zusammenhang zwischen beiden Tatsachen zu vermuten.


Die Erklärung für einen solchen Zusammenhang läge nahe, wenn das damali-


ge Amerika, ähnlich wie die heutigen Vereinigten Staaten, Europa befruchtet


hätte, wenn man aber überlegt, daß das Amerika Pizarros keine nachahmens-


werten Sitten, Gebräuche, Einrichtungen oder Produktionsverfahren, keinen


neuen, fruchtbaren Gedanken, nicht einmal neue Rohstoffe lieferte (Tabak aus-


genommen), so muß man sich sagen, daß die Entdeckung des amerikanischen


Kontinents an sich nicht genügen kann, um den Umschwung zu erklären, der mit


der Entdeckung Amerikas seinen Anfang nimmt.


Auch der Umstand, daß die Spanier Gold, viel Gold aus Amerika brachten,


erklärt an sich gar nichts, denn wenn es einen Stoff gibt, der entbehrlich ist, so


ist es wohl das Gold. Gewiß, aus Gold macht man allerlei Zierrat für putzsüchtige


Leute, aber es genügt doch gewiß nicht, Leute zu putzen, um sie aus geistigen,


politischen und wirtschaftlichen Banden zu befreien. 
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Trotzdem bleibt die Tatsache, daß mit der Entdeckung Amerikas, die uns viel Gold,
aber auch nur das brachte, das Mittelalter einen jähen Abschluß fand. Wo ist die
Erklärung?


Eine ebenso einfache wie einleuchtende Erklärung erhalten wir, wenn wir die
Tatsache, daß während der ganzen Dauer des Mittelalters eine große Geldknappheit
herrschte, im Lichte der Erscheinungen betrachten, welche den selben Umstand in
Argentinien begleiteten.


Der Geldmangel, der während der ganzen Dauer des Mittelalters vorherrschte,
verhinderte eine größere Ausbreitung der Geldwirtschaft überhaupt, und wo sie sich
eingebürgert hatte, notierten die Preise en baisse. („Geschichte der Preisrevolution
des XVI. Jahrhunderts“ von Dr. Georg Wiebe. Leipzig, Dunker & Humblot.)


Andererseits lehrt uns die Beobachtung der wirtschaftlichen Zustände
Argentiniens, daß dort, wo die Preise en baisse notieren, wirtschaftliche Entwicklung
überhaupt unmöglich ist.


In Europa herrschte während der ganzen Dauer des Mittelalters chronisch diesel-
be Krankheit, deren akute Form Argentiniens Wohlstand in wenigen Jahren auf den
Hund brachte. Braucht man da noch mehr Erklärung für den tausendjährigen
Winterschlaf, den man Mittelalter nennt? Europa stand tausend Jahre lang unter dem
Druck einer langsam sich verschärfenden Baisse, einer chronischen Krise, die jeden
Handel und Verkehr unmöglich macht, die den Spekulations- und Unternehmungs-
geist lähmt, die, wohin sie fällt, kein Gras mehr wachsen läßt.


Anmerkung. Daß es sich hier nicht um einen Zufall handelt, beweist die Tatsache,
daß dieselbe Erscheinung überall und zu allen Zeiten dieselben Früchte zeitigte.
Immer ist der Baisse eine Krise auf dem Fuß gefolgt.


In England hatte man nach dem Napoleonischen Kriegen den Goldkurs langsam
wieder auf Pari gebracht und die schrecklichste Krise, die ein Land je erlebt, fällt in
jene Periode. Die langsame wirtschaftliche Entwicklung Österreichs und Rußlands,
wo man Jahrzehnte lang an der Hebung des Gulden- und Rubelkurses laborierte, die
schwere Krise nach der Gründerperiode in Deutschland, da infolge einer Reihe von
Umständen die Preise sanken, die Klagen der Landwirte nach jeder neuen Baisse in
den Preisen der Produkte, der gegenwärtige schleppende Geschäftsgang in Brasilien
und Spanien, wo man sich bemüht, den Goldkurs dem Pari zu nähern, in Indien und
Japan, wo man den Preis der Rupie über sein natürliches Niveau zu heben sucht etc.
etc., alle diese Tatsachen deuten darauf hin, daß zwischen Baisse und Krise ein kau-
saler Zusammenhang besteht.


Andererseits ist der jetzige erstaunliche Aufschwung und glänzende Geschäfts-
gang in Deutschland und den Vereinigten Staaten von einer allgemeinen Hausse
begleitet, während wir gleich in der ebenso glänzenden Entwicklung Mexikos den
Beweis in Händen haben, daß die nähere Ursache der Hausse auf die Wirksamkeit
derselben ohne Einfluß ist. Mexiko ist das einzige Land Spanisch-Amerikas, das sich
heute gesund und schnell entwickelt, es ist aber auch das einzige, das an der
Silberwährung festgehalten, das einzige, wo die Preise dauernd en hausse (oder
wenigstens nicht en baisse) notieren.


Diese Zeit wirtschaftlichen Verfalls (der wiederum zur Genüge den geistigen und
politischen Knechtssinn erklärt) fand nun mit den Rimessen Pizarro’s ein Ende. Das
Gold 
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wanderte in die Münzen und von dort natürlich auf den Markt, wo gleich die
Nachfrage wuchs und die Preise anzogen. Und das genügte, um die tausendjäh-
rige Baisse, die die Verkaufspreise unter die Produktionskosten drückte, zu
beseitigen. Handel und Verkehr waren wieder freigegeben, die Unternehmer,
überhaupt die Arbeit atmeten wieder auf und die ökonomische Freiheit löste auch
dann die Bande des Geistes. Es ist vielleicht gar nicht zu viel gesagt, wenn
behauptet wird, daß Thomas Münzer, Luther, der Bauernkrieg etc. Produkte der
Hausse waren.


Anmerkung. Für die Beurteilung des Metallgeldes ist es recht lehrreich, daß die


Geschichte keinen längeren Zeitraum aufzuweisen vermag, während welchem das


Tauschverhältnis zwischen Geld und Ware stabil geblieben wäre. Die Geschichte kennt


immer nur Hausse oder Baisse und so wissen wir aus Erfahrung gar nicht, wie sich die


Verhältnisse entwickeln würden, wenn, wie es doch eigentlich sein müßte, das


Tauschverhältnis dauernd fest bliebe.


Wirtschaftskrisen ohne allgemeine Baisse sind undenkbar. Baisse und Krise
ist ein und dasselbe. Wo eine Baisse (gleichgültig aus welcher Ursache) eintritt,
folgt auch die Krise auf dem Fuß. Baisse bedeutet aber nur eine Verschiebung
im Tauschverhältnis zwischen Geld und Waren.


Anmerkung. Eine der liederlichsten Fragen, die gestellt werden, ist die, ob die Schuld


an der Hausse (oder Baisse) bei der Ware oder beim Geld zu suchen ist? Da das Geld


ohne Intervention des Staates und des Gesetzes nicht zustande kommen kann und da


das Geld deshalb direkt als Produkt des Gesetzes angesehen werden muß, so kann die


Schuld an solchen Verschiebungen im Tauschverhältnis zwischen Ware und Geld nur


allein das Gesetz treffen, das die nötigen Vorkehrungen zu ergreifen unterlassen hat, um


das Angebot von Geld den natürlichen Schwankungen der Nachfrage anzupassen. Wenn


der Strick reißt, an dem der Sünder hing, ist da die Schuld beim Sünder, der zu schwer,


beim Strick, der zu schwach oder beim Henker, der unachtsam war, zu suchen?


Die Frage, die sich jetzt aufdrängt, ist die: Wäre es möglich gewesen, der
Baisse, die während der ganzen Dauer des Mittelalters auf Handel und Verkehr
lastete und der Entwicklung in jeder Beziehung einen Berg von Hindernissen ent-
gegenstellte, auch ohne das Gold Montezuma’s Herr zu werden? War die
Menschheit wirklich verdammt, tausend Jahre lang mit gekreuzten Armen der
alles verzehrenden Baisse zuzuschauen und mit fatalistischer Geduld zu warten,
daß der Zufall das zur Herstellung des fehlenden Geldes als unentbehrlich
betrachtete Gold herbeischaffte? Wären wir auch heute noch eventuell auf eine
solche Geduldsprobe angewiesen? Hängen wir in Geldsachen heute wirklich
noch ganz vom Zufall ab? Können wir eine allgemeine Baisse (die heute in
Hungersnot ausarten würde) verhüten, oder würden wir (wie noch 1873 bis 1878)
einfach auf einen Umschwung der Konjunkturen warten?


Das neue argentinische Emissionsgesetz und die Erfolge, die man derzeit
damit erzielt, liefern uns den unanfechtbaren Beweis, daß zur Verhütung der
Baisse das Gold ebenso entbehrlich ist wie irgend eine andere Ware. In
Argentinien hat man nur Papiergeld (und zwar Papiergeld, das nur bei Privaten
auf den Märkten, Börsen und in den Läden gegen Waren einlösbar ist), aber eine
Baisse ist dort undenkbar, seitdem die Regierung ermächtigt ist, die
Geldausgabe derart dem Bedarf anzupassen, daß die Preise überhaupt nicht
mehr 
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sinken können. Zwar handelt es sich dort vorläufig nur um die Goldpreise, aber es
ist ja klar und selbstverständlich, daß, wenn man dort verhüten kann, daß der Preis
des Goldes dem Papiergeld gegenüber sinkt, daß man da auch eine Baisse der
Waren im allgemeinen verhindern kann. Zu dem Zweck braucht man ja nur direkt
die Warenpreise, das ist das allgemeine Preisniveau oder der Durchschnittspreis
der Waren, zum Maßstab des Geldbedarfs zu erheben und die Regierung zu
ermächtigen, sofort die Geldschleusen zu öffnen (resp. zu schließen), sowie die
Unterschiede im Niveau der Preise beobachtet werden. Dann ist man ja ebenso
Herr der allgemeinen Baisse, wie man heute schon Herr der speziellen Goldbaisse
ist. Es kommt eben nur darauf an, was als Maßstab des Geldbedarfs des Marktes
betrachtet werden soll – ob der Preis des Goldes oder der der Waren im allgemei-
nen die Geldpolitik des Staates bestimmen soll.


Anmerkung. Früher hatte man in Argentinien, ähnlich wie es heute noch die deutsche


Reichsbank tut, den Zinsfuß zum Maßstab des Geldbedarfs erhoben. Man verwechselte da


Kapital und Ware, Zins und Preis, Produktionsmittel und Tauschmittel. Diese Politik haupt-


sächlich führte zur Emission von 300 Millionen: sie war es, die alle wirtschaftlichen


Verhältnisse über den Haufen warf.


Ist man aber Herr der Baisse, dann ist man auch absoluter Herr der Krisen,


denn Krise ohne Baisse ist ebenso undenkbar wie Donner ohne Blitz.


Diesen erfreulichen Ausblick in die wirtschaftliche Entwicklung der Zukunft bietet


uns das heutige argentinische Emissionsgesetz, das bestimmt zu sein scheint, den


Grundstein einer neuen wirtschaftlichen Ära zu bilden. Ähnlich wie die Entdeckung


Amerikas den Abschluß einer tausendjährigen chronischen Baisse bedeutete, so


wird das jetzige argentinische Emissionsgesetz in etwas reformierter Gestalt viel-


leicht einmal den Abschluß des Zeitalters akuter Krisen bedeuten.


In Deutschland hegt man noch eine gerechte Angst vor der Möglichkeit einer


Baisse. Ein Gruseln bemächtigt sich der erfahrenen Geschäftsleute beim


Ausspruch des ominösen Wortes „Baisse“. In der Erinnerung sind noch die


Verwüstungen, die die allgemeine Baisse aus den Jahren 1873 bis 1878 erzeugte.


Baisse bedeutet Krise und Krise bedeutet heute Hungersnot und Revolution.


Aber Baisse ist ja an sich nichts als eine einfache Verschiebung im


Tauschverhältnis zwischen Ware und Geld, deren Ursache allemal die gleiche ist,


nämlich eine mangelhafte Verwaltung des staatlichen Geldmonopols. Was hindert


uns daran, nach dem Beispiel Argentiniens einer solchen Verschiebung vorzubeu-


gen?


Antwort: Unsere veralteten, versteinerten Währungsgesetze, die statt des allge-


meinen Preisniveaus der Waren den Preis einer einzigen Ware zum Maßstab des


Geldbedarfs erheben und die es verhindern, die Geldausgabe dem tatsächlichen


Bedarf des Marktes anzupassen. Statt nach der Parität des Geldes mit dem


Durchschnittspreis der Waren zu streben, sucht man unter allen Umständen –


koste es auch die schwerste Krise – die Parität des Geldes mit dem Golde zu


erhalten, so daß der Preis aller Waren dem des Goldes unterworfen wird. Dadurch


erreicht man, daß jede Veränderung im Preis des Goldes die 
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umgekehrte Bewegung im Preis aller Waren erzeugt, daß eine Preiserhöhung


des Goldes einen Preisrückgang aller Waren, eine allgemeine Baisse, d.h. eine


Krise bedeutet. Damit aber eine Preissteigerung des Goldes eintritt, ist es nur


nötig, daß das regelmäßige Angebot des gemünzten Goldes (vor den


Schwankungen der Goldproduktion abgesehen) eine Störung erleidet, und wer


die Erregbarkeit des Geldmarktes kennt, weiß, daß nicht viel dazu gehört, um 


die Regelmäßigkeit des Geldangebots (Geldzirkulation) zu stören.


Die Gefahr einer Baisse schwebt also wie das Schwert des Damokles über


dem deutschen Markt, und diese Gefahr kann nur dadurch für immer beseitigt


werden, daß die Geldausgabe vom Preis des Goldes unabhängig erklärt wird.


Nicht der Preis des Goldes, sondern das Preisniveau aller Waren soll den


Maßstab abgeben, nach welchem der tatsächliche Geldbedarf des Marktes 


eingeschätzt wird.


Aber der Weg zu einer solchen Reform führt in Deutschland noch über Berge


von Vorurteilen. Nichts deutet an, daß sich die Erkenntnis der Notwendigkeit


einer solchen Reform Bahn bricht, und so bleibt nur zu erwarten, daß genau wie


in Argentinien auch im Lande der Denker nicht die theoretische Erkenntnis der


Gefahr, sondern nur der Zwang der Verhältnisse, die bittere Not zu dieser


Reform führen wird.


Südamerikanische Rundschau 8. Jg. (1900), Nr. 4


Erwiderung auf die Kritik eines Lesers


Die Entgegnung der letzten an die Adresse des Herausgebers der „Süd-


amerikanischen Rundschau“ gerichteten Zuschrift des Herrn ... vom 18. Mai c.


mag von meiner Seite an dieser Stelle Platz finden.


In meinen Ausführungen sagte ich, daß das Geld ein Produkt der Gesetzge-
bung sei und Herr ... erwidert, daß die „Verhältnisse“ das Geld machen, daß 


das Gesetz das von den Verhältnissen erzeugte Geld sanktioniert und den


Verhältnissen anpaßt.


Wenn diese geldproduzierenden Verhältnisse identisch wären mit den von den


Volksmassen (Wählern) klar erkannten Verkehrsbedürfnissen und wenn dabei


das Gesetz nur etwa die Rolle eines simplen Schreibers, eines Testaments-


vollstreckers spielte, so ließe sich ja gegen die Ansicht des Herrn ... nichts ein-


wenden, aber so wie die Verhältnisse liegen, muß ich Herrn ... auf das


Entschiedenste widersprechen. Herr ... sagt es ja selber, welcher Art die


„Verhältnisse“ waren, die uns die Goldwährung brachte – der kühne Griff, den wir
Soetberger, Bamberger und Delbrück verdankten – das waren „die Verhältnisse“,


deren Produkt die Goldwährung war. Und das Gesetz? Nun ja, in diesem Falle


allerdings sanktionierte der Reichstag nach Art eines simplen Schreibers die von


jenem Triumvirat diktierten „Verhältnisse“. Die meisten der Abgeordneten gestan-


den ja, nach dem Vorbild Bismarcks, ihre Urteilslosigkeit in Währungsfragen. 
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Ein Geld kann nicht Form und Inhalt gleichzeitig von den Verhältnissen erhalten
und von der Gesetzgebung. Der Stärkere regiert. Und wer der Stärkere ist, das zeigt
uns deutlich die Währungspolitik aller Länder und Zeiten. Nehmen wir den besten
Fall an, nämlich den, daß Herr ... unter dem Ausdruck „Verhältnisse“ die realen
Bedürfnisse des Verkehrs versteht, so wird er zugeben, daß diese Bedürfnisse in der
Währungspolitik der meisten Länder bis heute eine recht untergeordnete Rolle
gespielt haben, daß in der Währungspolitik vieler Länder noch heute die brutale
Macht der Parteien in fast absoluter Form regiert.


Dies Argument für meine Behauptung, daß das Geld dem Gesetzgeber unterge-
ordnet ist, ist auch nicht dadurch zu entkräften, daß man sagt, die politische Reife
des deutschen Volkes gewährleiste eine volle Berücksichtigung der Verkehrsbe-
dürfnisse durch das Gesetz – denn dadurch würde ja der ausschlaggebende Faktor
von den „Verhältnissen“ auf die politische Reife des Volkes, also direkt auf die
Gesetzgebung abgewälzt und die absolute Macht des Gesetzes erst recht ins volle
Licht gestellt werden.


Was sich also sagen läßt, ist folgendes: Das Gesetz herrscht absolut über das
Geldwesen, und die realen Bedürfnisse des Verkehrs (Verhältnisse) finden in der
Gesetzgebung um so mehr Berücksichtigung, je größer die politische Reife der
Wählermassen ist, je tiefer die Wähler in das Studium der Währungsfrage eingedrun-
gen sind.


Übrigens muß Herr ... mit seiner Behauptung selbst im „Verein zum Schutze der
deutschen Goldwährung“ so ziemlich allein stehen, denn sonst stimmt es nicht, was
wir in der „Nation“ vom 24. März d. J. lesen:


„Daß der Staat das absolute Bestimmungsrecht darüber hat, wie beschaffen sein
Geld sein soll, ist heute auch in der juristischen Theorie fast allgemein anerkannt.“
Karl Helfferich.


Liegt hier in diesen Worten nicht auch das ehrliche Geständnis, daß das Geld
Produkt der Gesetzgebung ist?


Wenn also Herr ... mit meiner Behauptung nicht einverstanden ist, so muß ich ihn
bitten, sich erst mit seinen Glaubensgenossen auseinanderzusetzen, ehe er sich an
einen „Hereje“ wendet.


In Bezug auf Punkt 2, der sich im wesentlichen gegen die Quantitätstheorie wen-
det, will ich hier gleich bemerken, daß ich die Einwendungen, die gegen die
Quantitätstheorie erhoben werden, als auf richtigen Beobachtungen beruhend aner-
kenne. Ich habe keinerlei Anlaß, die Quantitätstheorie zu verteidigen, denn alles, was
man gegen diese Theorie vorbringen kann, wendet sich in letzter Instanz gegen die
Metallwährung überhaupt. Aber Herr ... begeht hier den Fehler, daß er die
Vermehrung des Geldangebots mit der bloßen Vermehrung des Geldquantums ver-
wechselt. Das neue argentinische Emissionsgesetz sieht im Fall einer Baisse nicht
allein eine Vermehrung des Geldbestandes vor, sondern auch direkt ein Angebot die-
ses Geldes, denn das neu fabrizierte Geld wandert nicht in die Keller der Banken,
sondern wird gleich gegen Gold angeboten und wandert sofort 
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auf den Markt. Niemand wird Papiergeld zum höchsten Preis mit Gold kaufen, wenn


er es nicht auch gleich braucht (d.h. in Umlauf setzen, gegen Waren anbieten will),


denn an dem Verkauf des Goldes zum Emissionskurs kann er zwar unter Umständen


verlieren, aber niemals etwas gewinnen. Man muß also annehmen, daß das neu


fabrizierte Papiergeld angeboten und seinen Einfluß auf die Preise ausüben wird.


Anmerkung. Derselbe Fehler, den hier Herr ... begeht, findet sich auch in der
Besprechung meiner Schrift (Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des
Verkehrs) durch Professor Lexis im Oktoberheft 1899 der Conrad’schen Jahrbücher.
Auch hier wird die Vergrößerung des Geldangebots mit der bloßen Vermehrung des
Geldquantums verwechselt. Was überhaupt gegen die Quantitätstheorie gesagt wer-
den kann, das ist in meiner Schrift gesagt, wenn auch indirekt. Alles, was ich in jener
Schrift an der Metallwährung aussetze, gründet ja hauptsächlich auf dem Umstand,
daß das Angebot von Geld nicht immer und unter allen Umständen dem
Geldquantum entspricht. Aber ich begnüge mich nicht mit der Feststellung der
Tatsache, sondern zeige auch, warum es sich so verhält und fürchte mich nicht, die
Konsequenzen zu ziehen. Ich verlange Zirkulationszwang für das Geld, damit das
Angebot von Geld unter allen Umständen dem Geldvorrat entspricht, um dann mittels
einer passenden Emissionspolitik die Preisfestigkeit des Geldes unter allen
Umständen erzwingen zu können.


Nun zum dritten Punkt, dem sogenannten festen Punkt in der Erscheinungen
Flucht, dem Gold.


Wie steht es um diese viel bewunderte Festigkeit? Sagt nicht Herr ... selber, daß
die Goldwährung durch Gesetz „sanktioniert“ wurde und zwar auf Anraten der
Soetbeer, Bamberger und Delbrück, die den „kühnen Griff“ aufgrund bestimmter
Anschauungen, Theorien und Grundsätze versuchten.


Natürlich wird jetzt, so lange diese Grundsätze Geltung haben, das Gesetz die
Goldwährung halten; gelingt es aber der Kritik, Bresche in diese Fundamente der
Goldwährung zu legen, dann gerät auch gleich der ganze Bau ins Wanken, denn:


„Das Geldwesen ist von so eminenter Bedeutung für die Volkswirtschaft, an seiner
zweckmäßigen Einrichtung besteht in so hohem Grad ein öffentliches Interesse, daß
die Staatsgewalt nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht hat, auf diesem Gebiet
vermittels der Gesetzgebung regulierend einzugreifen.“


Karl Helfferich: „Die Nation“, 24. März 1900


Demnach ist nicht anzunehmen, daß, wenn die Grundsätze, die bei der Annahme
der Goldwährung den Ausschlag gaben, erschüttert werden, diese Einrichtung etwa
aus Gewohnheit noch lange bestehen wird.


Der eigentliche feste Punkt in unserer Währung dürfte dementsprechend nicht in
dem Gold an sich, sondern in den Grundsätzen, die den Reichstag zur Annahme der
Goldwährung leiteten, zu suchen sein.


Wie steht es aber nun mit der Festigkeit dieser Grundsätze „in der Erscheinungen
Flucht“?


Nun, von diesen ursprünglichen Grundsätzen sind in den modernen Anschauungen,
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selbst bei den Anhängern der Goldwährung, kaum noch Spuren zu finden. Wenn
es wahr ist, was Helfferich in dem wiederholt zitierten Artikel sagt:


„In aller Schärfe ist in dieser modernen juristischen Auffassung die absolute
Selbständigkeit des Geldes, die gänzliche Lostrennung des Geldes von dem
Stoff, aus dem es hergestellt ist, anerkannt.“


so müßten wir sogar unmittelbar vor dem Sturz der Goldwährung stehen, denn


diese Auffassung reißt alle Grundsätze nieder, welche seinerzeit die Einführung


des Goldwährung motivierten. Damals hieß es:


„Das Geldstück ist eine simple Metallbarre, deren Gewicht und Feingehalt
durch den Stempel der Münze gewährleistet wird.“ (Definition von Chevalier)


Damals sprach alle Welt vom soliden Metallgeld, vom Geld mit dem mysti-


schen inneren Wert, vom guten Geld, das seine Sicherheit, sein Äquivalent in


sich birgt, wie die Schale den Kern. Man sprach von einem Wertmaß (?), wie


man heute vom Normalmetermaß in Paris spricht.


Und heute lacht man über die Naivität jener Anschauung und erklärt, daß nach


der modernen juristischen Auffassung das Geld vom Stoff, aus dem es herge-


stellt ist, als gänzlich losgetrennt zu betrachten ist.


Wenn nun aber solche Ketzereien von den Vormännern des „Vereins zum
Schutze der Goldwährung“ verbreitet werden, wo bleibt da, Herr ..., der feste
Punkt in der Erscheinungen Flucht?


Dies ist in großen Zügen das, was auf die drei Punkte zu sagen ist. Herr ...


wollte sie zwar von der Diskussion ausschließen, „weil sie ihn nichts angehen“,
aber welchen Zweck hätte es, über die Währungsfrage zu diskutieren, so lange


man über die Grundsätze nicht einig ist?


Es handelt sich um die Frage, ob das Geld Produkt der Gesetzgebung ist oder


nicht, ob Herr ... die moderne juristische Anschauung (die gänzliche Lostrennung
des Geldes von seinem Stoff) teilt oder nicht.


Bejaht Herr ... diese Fragen, so bin ich bereit, die weiteren Folgerungen mit


ihm zu diskutieren, andernfalls müssen wie sie „bis zur wissenschaftlichen
Abfuhr“ debattieren.


Südamerikanische Rundschau 8. Jg. (1900), Nr. 4


Die Frage der Sicherheit 


der argentinischen Staatspapiere


Wenn mich jemand fragte, ob er seine argentinischen Papiere verkaufen soll,


so würde ich ihm ungefähr folgendes antworten:


Argentinien wird seinen Verpflichtungen nachkommen, solange die Mittel dazu


nicht fehlen. Der gute Wille (was man so nennt) ist zweifellos vorhanden: eine


Zahlungsein-   Zahlungseinstellung


293







stellung würde den Durchschnittsargentinier gewiß betrüben und demütigen,


außerdem aber wirkt das Beispiel Ägyptens stimulierend.


Damit dieser sogenannte „gute Wille“ zu Taten ausgreift, ist etwas Energie


nötig, denn Schulden zahlen heißt sich einschränken. Zu solchen Ein-


schränkungen gehört Entsagungsmut, oft sogar wahrer Heroismus, und nicht


jeder Steuerzahler ist ein Heros. Welche Macht liebgewordene Gewohnheiten,


Bedürfnisse und Laster zu entfalten vermögen, kann ja jeder an sich selbst


ermessen.


Nun ist aber dem Argentinier, wie überhaupt dem Südamerikaner, das Zahlen


der Staatsschulden dadurch sehr erleichtert, daß er sich nicht selbst zu dem


Zweck Entbehrungen aufzuerlegen braucht, sondern der eingewanderte Fremde,


der geduldigste, frommste Steuerzahler, den es in der Welt gibt. Der Argentinier


kann die werbenden Klassen mit noch so hohen Steuern belegen; auf


Widerstand stößt er nie. Als ob sich diese geduldigen Leute das Schaf der


Pampa zum Muster genommen hätten, so lassen sich diese Steuerzahler


„Comme il faut“ scheren ohne Klage.


Steuern kann natürlich nur zahlen, der etwas hat, und abgesehen von der


privilegierten Klasse der Agrarier sind es eigentlich nur die Fremden, die etwas


haben, denn sie sind es, die arbeiten und ihre Intelligenz zu Markte tragen. Diese


Fremden bilden eine unorganisierte Masse, die um so leichter besteuert werden


kann, je mehr sie durch Sprachen, Religion, Sitten, Ideale und Ziele zersplittert


ist.


Für die Inhaber der argentinischen Papiere ist es ein Glück, daß es so ist;


denn so lange die Fremden zahlungsfähig sind, werden die Argentinier auch ihre


Schulden bezahlen. Das steht fest, dafür garantieren die chaotischen Verhält-


nisse der Fremdenkolonie, die Engelsgeduld dieser prächtigen Steuerzahler.


[Freilich, wenn die Fremden etwas besser ihre Interessen zu wahren wüßten, wäre es überhaupt


nicht zu den Anleihen gekommen.]


Die ganze Kunst für die Argentinier besteht nun darin, die Fremden konsum-,


d.h. steuerfähig zu erhalten und die Steuerschraube nach Möglichkeit anzuspan-


nen. Dazu ist Arbeitsgelegenheit nötig, denn nur so lange produziert wird, kön-


nen Steuern erhoben werden. Und hier ist heute der wunde Punkt, der die


Sicherheit der argentinischen Papiere in Frage stellt.


Ich bin überzeugt (und der schlechte Geschäftsgang beweist, daß etwas faul


ist), daß bei einem Emissionskurs von 227 die Arbeit in Argentinien heute unren-


tabel ist. Der heutige Stand der Preise, die Höhe der Mieten, Pachten, Gehälter,


Pensionen, der Wert der in Papier kontrahierten Staats- und Privatschulden ver-


trägt sich nicht mit dem Kurs von 227, und ich bin überzeugt, daß, wenn der Kurs


nicht von 227 auf 270 oder 300 heraufgesetzt wird, Argentinien dieselbe Krise


wird durchmachen müssen, die jahrelang auf Chile lastete und die 1898 mit


einem Krach und nachfolgender Emission ihr Ende nahm. 
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Aus allen diesen Erwägungen bin ich der Meinung, daß, solange das allgemei-


ne Preisniveau nicht durch Heraufsetzung des Emissionskurses auf 300 respek-


tiert wird, die Arbeit sich nicht wird frei entfalten können und daß die Steuerkraft


(resp. Konsumfähigkeit) der arbeitenden Klassen nicht ausreichen dürfte für den


Dienst der auswärtigen Schuld.


Falls natürlich das Gold sich auf den europäischen Märkten weiter entwerten


sollte (d.h. wenn in Europa die allgemeine Hausse noch lange anhält und sich


verschärft), dann wird man auch in Argentinien mit einem Kurs von 227 auskom-


men.


Südamerikanische Rundschau 8. Jg. (1900), Nr. 5


Erwiderung auf die Kritik von Karl Helfferich


Raummangel hindert mich, die Ausführungen des Herrn Dr. Helfferich einer


eingehenden Prüfung zu unterziehen, um das Zwitterhafte in ihren


Grundanschauungen darzutun, und nur die Frage, die er stellt, kann ich heute


beantworten.


Genau wie 1871 die deutschen Gelehrten nach eigenem Geständnis den


Einfluß nicht vorhersahen, den die Entmünzung des Silbers nach jeder kaufmän-


nischen Berechnung auf den Preis dieses Metalls ausüben mußte, [W. Lexis: Der


gegenwärtige Stand der Währungsfrage, 1895, S. 1 und 11] so sieht auch heute Herr Dr.


Helfferich die Gefahr nicht, die dem Gold aus einer ausgedehnteren Verwendung


des Papiergeldes erwachsen würde. Deshalb vermag er auch nicht die Vorteile


zu erkennen, die dem Staat eventuell aus einer rechtzeitigen Abstoßung der


Goldbestände und den Privaten aus der Liquidierung der Goldforderungen (durch


Ankauf von sonstigen Werten) erwachsen würden.


Nun, ich meine, daß der Vorteil, den Deutschland schon einmal aus der zeiti-


gen Abstoßung seiner Silberbestände gezogen hat, daß die Verluste, die


Frankreich, Indien, Nordamerika etc. an dem Silber erlitten haben – diese Gefahr


deutlich genug hervortreten läßt.


Wenn die Länder mit Papierwährung und Papiergeldzirkulation zu der Einsicht


gelangen, daß sie mit einer elastischen Emission mehr erreichen als durch


Aufspeicherung von Goldbarren, daß zur Regulierung der Emission zinstragende


Papiere bessere Dienste leisten als massives Gold, so werden sie das Gold ver-
kaufen. Wohin? Dorthin, wo die freie Goldprägung besteht.


Würde nun Deutschland einer Überflutung der Märkte durch fremdes Gold


untätig zusehen? Haben Frankreich, Nordamerika, Indien etc. untätig zuge-


schaut, als die preußischen Talerbatallione anmarschiert kamen? Schließung der
Münze, Aufhebung der freien 
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Goldprägung, das wäre die natürliche Folge solcher Ereignisse. Welcher


Ereignisse? Nun, Folge der Anerkennung vernünftiger, kaufmännischer


Grundsätze bei der Verwaltung des Papiergeldes, wie sich solche in Argentinien


Bahn brechen.


Mit der Aufhebung der freien Goldprägung ist sofort die Frage zu lösen, was


fortan als Maßstab für die Ausgabe des deutschen Geldes anzusehen sei?


Ich sage: das allgemeine Preisniveau, der Durchschnittspreis der Waren, und


Herr Dr. Helfferich bezeichnet die Ermittlung dieses Preises als ein absurdes
Unternehmen!!!


Nun, ich gebe zu, daß dieser Durchschnittspreis mit mathematischer


Genauigkeit nicht zu ermitteln ist, schon deshalb nicht, weil die Qualität der


Waren, die ja auch zu berücksichtigen ist, kein mathematisches Element ist. Aber


wo hat denn jemals die Mathematik im Handel und Verkehr Anwendung gefun-


den? Werden die Tarife der Post und Eisenbahnen, die Preise der Waren, die


Verteilung der Steuerlasten mathematisch genau berechnet?


Der für den Verkehr brauchbare Durchschnittspreis ist sehr leicht zu ermitteln –


sowie man das, was derselbe uns offenbaren würde, nicht zu scheuen braucht –


und zwar nach zwei verschiedenen Methoden:


1. Periodische Feststellung der Preise – von Staatswegen – möglichst vieler


Waren – Klassifizierung der Artikel nach ihrer Bedeutung. Hierbei wird der aus-


ländische Wechselkurs ebenfalls als Ware angesehen und nach der Bedeutung


des Außenhandels eingereiht. Die Produktionsmittel werden als ein Vielfaches


des Produktes angesehen.


Diese Methode hat Herr Dr. Helfferich im Auge; von ihr behauptet er, daß sie


absurd sei.


Es kann aber kaum die Absurdität darauf lasten, da dieselbe Methode allen


Steuerdeklarationen und allen Inventuren der Kaufleute, Landwirte und


Fabrikanten zugrunde liegt.


2. Durch periodische Anfragen bei allen Kaufleuten, Landwirten und


Fabrikanten, ob sie durch die Verschiebung in den Preisen aus ihren


Warenbeständen Gewinn oder Verlust gezogen haben, eventuell welchen und in


welchem Prozentsatz des Kapitals.


Diese Methode hat als Unterlage den Gedanken, daß, wenn im Durchschnitt
niemand Verluste und Gewinne aus den Preisverschiebungen gehabt hat, der


Beweis erbracht ist – daß der Durchschnittspreis unverändert geblieben ist. Sie


hat den Vorteil, daß die Bestimmung der Preise und Qualität dem Publikum über-


lassen bleibt und dadurch die Regierung jeder Verantwortung überhebt.


Monatliche Deklaration für Grossisten, dreimonatliche und jährliche Deklaration


für mittlere und kleine Betriebe. Die Kontrolle ergibt sich aus der Pluralität der


Deklarationen gleicher Betriebe.


Beide Methoden liefern für die Praxis völlig ausreichende Ergebnisse. 
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Herr Dr. Helfferich spricht die Befürchtung aus, daß bei der Bestimmung der
Preise etc. die Interessen sich als Betrüger und Gassenjungen erweisen könnten
– weil jeder aus einer Überschätzung seiner Produkte persönliche Vorteile erhof-
fen würde. – Ob diese pessimistische Beurteilung des Volkes gerechtfertigt ist,
weiß ich nicht – mancher wird in ihr eine Sünde wider den heiligen Geist der
Nation erblicken – jedenfalls handelt es sich nur um eine Ansicht und Ansichten
sind billig.


Bemerkung. Angenommen, dieser auf Betrug und Übervorteilung gerichtete Sinn wäre


vorherrschend und gäbe demgemäß die Direktive in der Gesetzgebung, was müßten wir


da von unserer Gesetzgebung halten?


Aber gesetzt auch den Fall, es wäre so schlecht mit der allgemeinen Moral
bestellt, so entbehren die Befürchtungen des Herrn Dr. Helfferich dennoch jeder
materiellen Veranlassung, weil, wie er selber sagt: „keine Geldpolitik das gegen-
seitige Preisverhältnis der Waren alterieren kann“ und weil nur aus einer
Alterierung dieses Verhältnisses der Einzelne Vorteil ziehen kann. Aus der
Verschiebung in der absoluten Höhe der Preise, von der allein hier die Rede sein
kann, können nur Gläubiger und Schuldner Vorteile ziehen und diese haben
auch innerhalb der Metallwährung, denke ich, gerade Spielraum genug, um ihren
Gelüsten zu frönen.


Nachdem Herr Dr. Helfferich den Durchschnittspreis der Waren als Absurdität
hingestellt hat, spricht er höchst überflüssigerweise den Zweifel aus, ob sich der
Preis des Geldes in Waren ausdrücken läßt. Er meint, man könnte vielleicht auch
den Diskontsatz als Preis des Geldes betrachten!!! In diesem Fall ergebe sich
folgender Widerspruch: Die Erhöhung des Diskontsatzes deutet auf Geldmangel
(!), während die gleichzeitige allgemeine Hausse auf einen Geldüberschuß
zurückgeführt werden soll. Wie wäre das zu erklären?


Der Goldwährung rühmt man allerlei kleine Vorzüge vor den Geldsystemen
nach, womit wir Kaufleute bisher beglückt worden sind. Hauptsächlich bildet der
Ruf der „Wertbeständigkeit“, der dem Gold vorangeht, das Paradepferd der
Goldanhänger. Dieser Ruf hat sich bis dato deshalb erhalten, weil für diese
„Wertbeständigkeit“ absolut jeder offiziell gültige Prüfstein fehlt, weil man den
Begriff der Wertbeständigkeit mit Mystik und Nebeln umhüllt. Tatsache ist, daß
kein Gott und kein Teufel in Deutschland weiß, worauf der Ruf der
Wertbeständigkeit des Goldes sich gründet! Finsternis lagert über diesen
Gewässern.


Nun kommt Herr Dr. Helfferich, um den Nebel zu zerreißen. Hier, nehmt diesen
Stab und meßt! Wir prüfen und messen, aber o Graus! Wenn der Stab nicht um
100% gewachsen ist, dann hat sich der „Wert“ des Goldes innerhalb eines
Jahres um 100% „vertreckt“ – denn in dieser Zeit stieg ja der Diskontsatz von 3
auf 6.


Also ist es nichts mit diesem Maßstab, und Herr Dr. Helfferich wird sich beei-
len, ihn einzustecken – schon um den Ruf der Wertbeständigkeit des Goldes
nicht zu schädigen, der ja sowieso über jeden Maßstab erhaben ist.  
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Aber warum ist der Diskontsatz zusammen mit den meisten Warenpreisen


gestiegen? Weil es so sein muß, weil beide Erscheinungen in Wechselbeziehung


zueinander stehen! Wer sich von der Reichsbank Banknoten holt und Zinsen


dafür zahlt, hat gewiß vor, etwas damit zu kaufen. Warum will er kaufen?


Natürlich, weil er hofft, das Gekaufte mit einer den Zinsverlust übersteigenden


Differenz wieder verkaufen zu können. Worauf stützt sich diese Hoffnung? Auf
die Hausse, in der sich der Markt bewegt und die durch das von der Bank erhal-
tene Geld in Fluß erhalten wird. Die Hausse erzeugt Differenzen, die Differenzen


reizen zum Kauf. Daher kommen die großen Ansprüche an die Reichsbank,


wenn die Preise steigen. (Außerdem sind ja auch größere Geldsummen nötig,


um die Waren bei einem schönen Preisniveau umzusetzen.) Solche Ansprüche
sind in ihrer ganzen Natur nach nicht zu befriedigen, und ihre Zurückweisung


hätte nicht den Diskontsatz erhöht, sondern heruntergesetzt, weil der Hausse ein


Damm entgegengestellt worden wäre.


Diese Emissionspolitik, welche Preis und Zins, Ware und Kapital verwechselt,


trägt den Stempel des Bankrotts auf der Stirn. Es ist die Politik der Law, der


Assignats, der Inflationisten, der greulichen Mißwirtschaft in der Papierwährung.


Sie muß herausgeworfen werden ein für alle Mal, auf dem Wege der Theorie,


wenn es geht, sonst mit Keulen.


Herr Dr. Helfferich meint, daß eine Verhinderung der durch die Indexziffern


angedeuteten Hausse mittels staatlicher Eingriffe, wie ich sie vorschlage, die


landwirtschaftlichen Erzeugnisse unter ihren früheren Stand gebracht und daß


dies zu „berechtigten“ Klagen Anlaß gegeben hätte.


Herr Dr. Helfferich nimmt an, daß die Landwirtschaft nicht allein an der relati-


ven, sondern auch an der absoluten Preishöhe ihrer Produkte interessiert ist.


Gut. Aber woher kämen diese Vorteile? Natürlich aus den Taschen der übrigen


Bürger. Der Staat hat aber die Pflicht, die Bürger vor Schaden zu schützen, und


erreichen kann er das nur dadurch, daß er die absolute Höhe der Warenpreise


im allgemeinen (den Durchschnittswarenpreis) vor Schwankungen bewahrt. Nach


der Annahme, die den Berechnungen des Herrn Dr. Helfferich zugrunde liegt,


wäre dies hier der Fall gewesen. Demgemäß wären – wenn alle Annahmen rich-


tig sind – die Klagen der Landwirte nicht berechtigt gewesen.


Zentnerschwer lastet auf Herrn Dr. Helfferich der Zweifel, ob die


Preisverschiebungen überhaupt vom Geld herrühren. Er meint, der Fall könnte ja


eintreten, daß sich die Waren durch verbesserte Produktionsmethoden verbillig-


ten, während das Geld allein an diesen Verbesserungen nicht teilnehmen würde.


Wie könnte das jemals ermittelt werden?


Ich rate Herrn Dr. Helfferich als Menschenfreund, sich nicht solchen gefährlichen


Grübeleien hinzugeben und diese tiefsinnige Frage denselben Leuten vorzule-


gen, die das Problem studieren, ob das Ei zuerst da war oder das Huhn. Und bis


daß er eine mathema-    mathematischathematisch
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tisch unanfechtbare Antwort erhalten hat, mag er sich die Theorie der


Papierwährungsleute zu Nutzen machen, laut welcher:


Die Geldproduktion mit der Warenproduktion 
gleichen Schritt zu halten hat.
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Zum Geleit


Weimar sollte für Silvio Gesell von vornherein nur eine Übergangsstation sein. 


Zwar erfaßte ihn hier eine Begeisterung für die großen Dichtungen Goethes und


Schillers – so wie er sich als junger Mann während seines Aufenthaltes in 


Malaga bereits für Miguel Cervantes’ “Don Quichote” begeistert hatte. Aber im 


übrigen fühlte sich Gesell unwohl im wilhelminischen Deutschland, in dem


Nationalismus und Militarismus den Ton angaben. 


Nachdem Gesell schon gegen Ende seiner Zeit in Argentinien das Buch “Fortschritt


und Armut” des amerikanischen Bodenreformers Henry George kennengelernt 


und sich dessen Gedanken zu eigen gemacht hatte [Vermutlich ist Silvio Gesell auf dieses


Buch durch seinen Bruder Hermann aufmerksam gemacht worden, der 1883 in die USA ausgewandert


war und später lange Zeit in Kanada lebte. Vgl. die Anmerkung 4 zur Einführung in SGW Band 2.],


schloß er sich in Weimar dem “Bund Deutscher Bodenreformer” an. Doch ent-


wickelte sich dieser Bund unter der Leitung von Adolf Damaschke nicht so, wie 


es Gesell sich wünschte. “Kaum ist Henry George tot”, schrieb er in einem Brief 


an den Bodenreformer Michael Flürscheim, “so eröffnet Damaschke die


Hauptversammlung mit einem Hoch auf den Kaiser – den obersten Beschützer der


Grundeigentumsprivilegien! Dann schlägt er die Ernennung des Professors 


A. Wagner zum Ehrenmitglied des Bundes vor, desselben Mannes, der die Ren-


ten resp. Getreideschutzzölle öffentlich empfiehlt als Schutz der Landwirtschaft!


Solcher Fortschritt nimmt mir die Lust zur Arbeit und ich bin aus dem Bunde die-


ser merkwürdigen Bodenreformer ausgetreten. Die Sache wurde mir allzu 


wässrig.”[Brief Silvio Gesells an Michael Flürscheim vom 18.4.1901 aus Les Hauts Geneveys.] 


Die geistige Enge im damaligen Deutschland erdrückte ihn so sehr, daß Silvio


Gesell sich mit dem Fahrrad gen Südwesten aufmachte, um für sich und seine


Familie eine neue Heimat zu suchen. Er fand sie in der Schweiz, im “demokratisch-


sten, bestverwalteten Lande der Welt”.[Brief Silvio Gesells an seinen Bruder Ernst in Buenos


Aires vom 16.5.1906 aus Les Hauts Geneveys.] In Les Hauts Geneveys im Neuenburger


Jura erwarb Gesell einen Bauernhof und betätigte sich dort inmitten einer unberühr-


ten Natur als Landwirt. Außerdem setzte er seine autodidaktischen Studien und


seine schriftstellerische Tätigkeit fort. “Mit 100 frs Schulden und etwas Kredit eta-


blierte ich mich vor zehn Jahren und mit 100.000 frs in der Tasche zog ich mich


zurück”, so berichtete Gesell Michael Flürscheim in einem Brief. “Jetzt bin ich


Grundbesitzer, lebe von Zins und Rente und beschäftige mich in meinen


Mußestunden damit, den Ast abzusägen, auf dem ich jetzt mit ungewohnter


Behaglichkeit sitze, indem ich auf Abschaffung von Zins und Rente arbeite.”[Brief


Silvio Gesells an Michael Flürscheim vom 15.2.1900 aus Les Hauts Geneveys.]  Zu seiner bevor-


zugten Lektüre gehörten Goethes “Faust”, Schillers Gedichte, die Bibel und die


Werke von Adam Smith, Karl Marx und Pierre Proudhon. –
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In die Schweiz kam Silvio Gesell insofern zur rechten Zeit, als gerade ein Ge-


setz für die neu zu schaffende Nationalbank in Vorbereitung war. In die Diskussion


über dieses Gesetz schaltete er sich 1901 mit einer Broschüre ein. Sie trug den


Titel: “Das Monopol der Schweizerischen Nationalbank und die Grenzen der


Geldausgabe im Falle einer Sperrung der freien Goldausprägung”. “Die


Fundamente der Goldwährung sind” – wie Gesell darin ausführte – “nicht so fest,


wie allgemein angenommen wird.” [Silvio Gesell, Das Monopol der Schweizerischen


Nationalbank und die Grenzen der Geldausgabeim Falle einer Sperrung der freien Goldausprägung,


Bern 1901, S. 53 SGW Band 3.] Darum forderte er genaue Regeln der Geldausgabe für


den Fall, daß die Notendeckung und die Pflicht zur Einlösung von Banknoten in


Gold aus irgendwelchen Gründen einmal aufgehoben würden. Diese Broschüre


sandte Gesell wie immer auf eigene Kosten allen währungspolitisch maßgebenden


Persönlichkeiten zu, doch blieb auch sie ohne Echo. [1907 wurde die Schweizerische


Nationalbank schließlich auf der Basis eines Gesetzes gegründet, daß keine solchen Vorkehrungen für


die Anpassung eines ungedeckten Geldes an die Bedürfnisse des Marktes enthielt. Und schon 1914 trat


dann die von Gesell befürchtete Situation ein: Beim Ausbruch des ersten Weltkriegs wurden die Pflicht


zur Einlösung der Banknoten in Gold aufgehoben und die Mobilisationskosten mit der Notenpresse


finanziert – mit der Folge, daß die Kosten der Lebenshaltung bis 1918 auf das Fünffache stiegen. (Vgl.


dazu Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 66 ff und Hans


Hoffmann, 75 Jahre Schweizerische Nationalbank, Bern 1983, S. 40 ff)]


Die nun schon mehrfach gemachte Erfahrung, bei verantwortlichen Stellen auf


taube Ohren zu stoßen, bewog Silvio Gesell zu dem Versuch, sich mit seinen


Vorschlägen an ein breiteres Publikum zu wenden. So knüpfte er mit der Zeitschrift


“Die Geldreform” bzw. “Die Geld- und Bodenreform” gleichsam ein Netz, um


Menschen aus der Menge zu fischen, die die Bürde seiner Erkenntnisse mittragen


sollten. In einem programmatischen Artikel “Handelsfreiheit” umriß Gesell seine


Ziele. Das Scheitern des klassischen Liberalismus mit seinem Prinzip des Laissez-


faire führte er nicht auf die Freiheit zu selbstbestimmtem Handeln zurück, sondern


auf Mängel in den bestehenden Geldverfassungen und Bodenrechtsordnungen.


Demgemäß be-antwortete er das Versagen des Laissez-faire auch nicht mit einem


Plädoyer für den Staatsinterventionismus, sondern mit dem Hinweis auf die


Notwendigkeit, im Wege der Boden- und Geldreform eine rechtliche


Rahmenordnung für die Freiheit der Märkte zu schaffen. 


Mit einer beeindruckenden Selbstsicherheit und einem unerschöpflichen Vorrat an


sprachlichen Wendungen formulierte Gesell seine Theorien über die Sicherung des


Geldumlaufs und über die Statistik der Preise. Er ging auf Gegenargumente ein wie


zum Beispiel auf den Einwand, daß ein Rosten der Banknoten das Sparen unmög-


lich machen würde, und gab seiner Theorie in der Auseinandersetzung mit der bür-


gerlichen und marxistischen Ökonomie ein eigenes Gesicht. Bei alledem ist die


intensive Beschäftigung mit der Bibel, insbesondere mit den Propheten des Alten


Testaments, spürbar. So mischen sich leidenschaftliche Anklagen und Forderungen 


in die sachlich-theoretische Gedankenführung, deren Sprache zum Beispiel in dem
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Aufsatz “Absatzversicherung auf Gegenseitigkeit” Gesell als einen fernen Enkel


jener alten Propheten erscheinen läßt. Der Tanz des ‘christlichen’ Abendlandes um


das Goldene Kalb veranlaßte ihn zu einem weniger von Triumph als von Trauer er-


füllten zornigen Blick auf die Kirchen. Enttäuscht warf er ihnen vor, daß die


Geistlichen nicht das Evangelium der Armen und Unterdrückten predigten, sondern


die “wahre  Religion Christi” zu einer dem “bürgerlichen Frieden” dienlichen


Machtideologie verfälschten. Zwar betrachtete Gesell die Geld- und Bodenreform


damals als einen “christlichen Altar”, auf dem der Geldzins, die Bodenrente und alle


weiteren Monopoleinkünfte geopfert werden könnten, aber von der Kirche, von der 


er sich längst gelöst hatte, erwartete er in dieser Hinsicht nichts. [Silvio Gesell, Welche


Opfer verlangt die Vernichtung der Sozialdemokratie? und ders., Die Kolonisation nach der


Bodenreform, S. 245 ff, 252 und 373 im Band 3.]


Eine längere Abhandlung unter dem Titel “Zinsfreie Darlehen” widmete Silvio Gesell


der Analyse der Bestandteile des Brutto-Zinses und dem Nachweis, daß der nach


Abzug von Risikoprämie und Inflationsausgleich verbleibende ‘reine Zins’ trotz man-


cherlei Verbote seit Jahrtausenden immer eine ‘eherne Größe’ gewesen ist. Mit die-


ser Arbeit erhielt Gesells Geldtheorie eine wesentliche zinstheoretische Unter-


mauerung, die in ihrem Kern – dem Nachweis der Priorität des Geldkapitals gegen-


über dem Realkapital – ihre Gültigkeit bis heute behalten hat. Die “Zinsfreien


Darlehen” gab Gesell auch als Sonderdruck aus der “Geld- und Bodenreform” her-


aus. Eine Rezension dieser Arbeit erfolgte in den von Eduard Bernstein herausge-


gebenen “Dokumenten des Sozialismus”. Darin wurde Gesell als ein “selbständig


arbeitender Weiterdenker” gewürdigt. Seine Untersuchung verrate “... viel


Scharfsinn und viel analytische Kraft”, letztlich gehe sie aber “... in die falsche


Richtung”. [Eduard Bernstein (Hg.), Dokumente des Sozialismus Band 4 (1904), Nr. 7, S. 292 und


293. Die Rezension erschien anonym.] Eine Auseinandersetzung mit den als falsch ange-


sehenen Konsequenzen aus Gesells Argumentation erfolgte freilich nicht. Sie hätte


recht bald zu einer Kollision mit der Marxschen These geführt, wonach der Zins


seine Wurzel nicht im Geld, sondern in der auf privatem Eigentum beruhenden


Produktionsweise habe. Im Hinblick auf diesen verbreiteten Irrtum war es vollauf


berechtigt, wenn Gesell ihm mit dem Einwand entgegentrat, “... daß der Zins mit der


heutigen Produktionsweise nicht das Geringste gemein hat, sondern einfach eine


Begleiterscheinung des heutigen Geldwesens ist.” [Silvio Gesell, Eine neue Orientierung auf


dem Gebiete der sozialen Frage, SGW Band 3, S. 138.] In Anbetracht der inzwischen auf-


getretenen Probleme der Umweltzerstörung muß seine Argumentation jedoch 


noch erweitert und präzisiert werden. Was Gesell zu seiner Zeit noch nicht sah, 


war der Einfluß, den der Zins zusammen mit den Denkgewohnheiten der


Naturwissenschaften auf die Produktionsweise ausübte. Produktion und Technik


sind durchaus nicht ‘wertneutral’ und sie entwickeln sich nicht unabhängig vom


Wirtschaftssystem, sondern ihr Charakter hängt sehr davon ab, ob breit gestreutes


oder in wenigen Händen konzentriertes Geldvermögen in Realkapital angelegt wird.


Vereinfacht ausgedrückt entsprechen sich Vermögenskonzentration und ‘harte


Großtechnik’ einerseits und breit gestreutes Produktionsmitteleigentum und dezen-
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trale ‘sanfte Technik’ andererseits. Diesen Zusammenhang zwischen dem Zins und


der Produktionsweise hat Gesell in seinen Frühschriften einmal beiläufig berührt,


ihn dann aber recht bald wieder aus den Augen verloren.[Silvio Gesell, Gesammelte


Werke Band 1, S. 41 und 61. Dachte Gesell anfangs noch, daß ein "Zusammenschmelzen der


Privatkapitalien dem Staat zu Gute kommen" und die Privatkapitalien in den Besitz des Staates überge-


hen würden (Gesammelte Werke Band 1, S. 62), so ergibt sich aus der Entmonopolisierung des Geldes


die Möglichkeit, die Produktionsmittel in verschiedenen nichtstaatlichen Rechtsformen zu dezentralisie-


ren. Eine Andeutung dazu findet sich bei Gesell in der "Natürlichen Wirtschaftsordnung", in SGW 11, S.


10-11 und 341 ff. Der technische Fortschritt in seiner vom Kapitalismus geprägten Form mit seinen "neu-


zeitlichen Produktionsmitteln" wird jedoch auch dort noch als gegeben hingenommen. (ebenda)] -


Es vergingen Monate, bis Silvio Gesell die erste Zuschrift auf “Die Geldreform”


erhielt. Sie brachte ihn zum Weinen, denn der Absender interessierte sich nicht für


den Inhalt der Zeitschrift, sondern für einen Petroleumkocher, für den Gesell in


einem Inserat auf der letzten Umschlagseite warb.[Werner Schmid, Silvio Gesell –


Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 71.] Nachdem die Zeitschrift schon ein Jahr


erschienen war, äußerte er einmal seine Bitterkeit: “Es scheint, als habe ich 


völlig in den Wind gesprochen, als habe mich niemand verstanden; wenigstens


kann ich hier behaupten oder gestehen, daß, wenn ich mich statt an die Deutschen


an die Hottentotten gewandt hätte, der Erfolg der gleiche geblieben wäre – näm-


lich Null.”[Silvio Gesell, Der Maßstab für die Qualität des Geldes, S. 152 in SGW Band 3.] Allein


mit dem Bodenreformer Michael Flürscheim stand Gesell in einem brieflichen


Gedankenaustausch. Ihn betrachtete er als seinen einzigen “Ziel- oder Partei-


genossen”, obgleich – wie die Rezension eines Buches von Flürscheim zeigt – noch


mancherlei Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden bestanden. [Vgl. S. 183 ff


SGW Band 3. – Michael Flürscheim (1844-1912) entstammte einer jüdischen Bankiersfamilie. Als junger


Mann wanderte er in die USA aus und kehrte 1872 nach Baden zurück, wo er eine Metallwarenfabrik


gründete. Bald darauf spielte er eine führende Rolle in der deutschen Bodenreformbewegung und zähl-


te zu den Gründern des "Deutschen Bundes für Bodenreform". 1880 schied er jedoch wieder aus dem


Vorstand aus, um antisemitische Angriffe auf den Bund zu vermeiden. In Amerika, Australien und


Neuseeland versuchte Flürscheim mit wenig Glück, in Anlehnung an die Tauschbanken von Pierre


Proudhon und Robert Owen Volksbanken zu gründen. Nach großen materiellen Verlusten verlebte er


seine letzten Lebensjahre abwechselnd in Lugano und Berlin. (Vgl. einen Nachruf auf Flürscheim von


Jakob Epstein in: Der Physiokrat Nr. 9 vom Januar 1913, S. 4 und 5)] So lebte Gesell noch 1904


in dem Gefühl, als ginge er allein auf einer “Wüstenstraße”, die “durch Gerippe


bankrotter Theorien markiert ist.” [Silvio Gesell, Zinsfreie Darlehen, in: SGW Band 3, S. 259.]


Als Silvio Gesell die “Geld- und Bodenreform” nach knapp dreijährigem Erschei-


nen einstellte, hatte er ganze drei Abonnenten gefunden. Bei einer späteren


Gelegenheit erinnerte er sich dennoch mit Genugtuung an das Ergebnis seines


ersten “Fischzugs”: “Mit der Nummer 24 beschloß ich, die Netze auf den Strand zu


ziehen. Der selektorische Köder im Untertitel ‘Zeitschrift für die Herabsetzung des


Geldes auf die Rangstufe der Ware und Arbeit’ hatte die erwünschte Wirkung


gehabt. Weder vielerlei, noch viele Abonnenten hatte der Fischzug gebracht, dafür
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um so schwerere. ... Ich hatte allen Grund, mit dem Erfolg zufrieden zu sein. Man


bedenke, was es damals bedeutete, mit nur zwei Jahrgängen einer Monatsschrift,


die in 500 Exemplaren an die Bankiers, an Kaufleute, an die Presse, an


Hochschullehrer usw. versandt wurde, drei Mann für die Herabsetzung des Geldes


auf die Rangstufe der Waren und der Arbeit zu gewinnen! Wenn ich damals


geschrieben hätte: ‘Zeitschrift für die Anbetung der Goldwährung und für die


Vergötterung der Reichsbank’, wären meine Netze voll, zum Bersten voll, aber


meine drei Abonnenten wären nicht dabei gewesen.” [Silvio Gesell, Vorwort zur 2. Auflage


von der "Aktiven Währungspolitik", Erfurt 1921, S. 3. – Die letzte Ausgabe der "Geld- und Bodenreform"


trug nicht – wie im Zitat angegeben – die Nummer 24, sondern die Nummer 20.]


Jene drei Abonnenten, die Gesell aus seiner drückenden Einsamkeit erlösten,


waren Georg Blumenthal aus Berlin, Ernst Frankfurth aus dem schweizerischen


Kur-ort Arosa und Gustav Simons aus Berlin. [Über Georg Blumenthal vgl. Günter Bartsch


Sozialisierung oder Personalsierung? – Versuch eines Portraits von Georg Blumenthal, in: Zeitschrift für


Sozialökonomie Folgen 76, 77 u. 79(Jg. 1988).- Über Ernst Frankfurth und Gustav Simons vgl. Werner


Schmid a.a.O., S. 86 ff. Darüberhinaus gibt es über Frankfurth und Simons bislang noch keine biogra-


phischen Darstellungen.] Bis dahin hatte er nur einen familiärfreundschaftlichen Rückhalt


für seine Ideen bei seinen Geschwistern, vornehmlich bei seinen Brüdern Paul,


Roman und Hermann, gehabt. Nun traten mit Georg Blumenthal, Ernst Frankfurth


und Gustav Simons Menschen in Gesells Leben, die zu Mitträgern seiner Geld- und


Bodenreform wurden und die ihn auch ihrerseits beeinflußten. 


Während Gesell durch Simons enger an die Lebensreformbewegung herangeführt


wurde, verstärkte Frankfurth sein Interesse an der Evolutionslehre von Charles


Darwin. Durch Blumenthals Einfluß erlangte die Philosophie Max Stirners eine 


zentrale Bedeutung in Gesells weiterem Denken. Und vermutlich war es auch


Blumenthal, der Gesell die Anregung zum Studium der Werke von Friedrich Nietz-


sche gab; sie übten einen nachhaltigen Einfluß auf ihn aus. So fand Silvio Gesell


im Laufe der Zeit den Anschluß an den Strom der zeitgenössischen europäischen


Geistesgeschichte, dessen Hauptrichtung von der christlichen Religion, die zu re-


formieren er in seinen Frühschriften ansatzweise begonnen hatte, wegführte.


Stirners, Nietzsches und Darwins Lehren bildeten das geistige Flußbett, in dem


die Geld- und Bodenreform sich ihren weiteren Weg in die Öffentlichkeit bahnte.


Auch wandte sich Gesell fortan mehr an andere Bevölkerungskreise. Hatte er bis


da-hin auf Verständnis und Unterstützung für seine Ziele vonseiten bürgerlicher


Kreise gehofft [Silvio Gesell, Goldtrust!, in: SGW Band 3, S. 70.], so lenkten Georg Blumen-


thal und Ernst Frankfurth seinen Blick von nun an stärker auf das Proletariat.
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Vorwort


Zur Zeit als der sog. lateinische Münzbund geschlossen wurde, galten die


Münzen allgemein als einfache Metallbarren und die Begriffsbestimmung, die


Chevalier von den Münzen gab:


«Die Münzen sind Metallbarren, deren Gewicht


«und Feingehalt gewährleistet ist»


stieß nirgendwo auf Widerspruch.


Von Vorrechten (Privilegien), in deren Genuß die Münzen stehen, war damals


keine Rede; man hätte auch nicht von Geldprivilegien sprechen können, ohne


mit der Barrentheorie in Widerspruch zu geraten.


Hätte man in der Folge dieser Theorie, die als die


wahre Grundlage des lateinischen Münzbundes 
zu betrachten ist, treu bleiben können, so wären aus der Aufhebung der freien


Silberprägung den Vertragsmächten keinerlei Unbequemlichkeiten erwachsen.


Ob gemünzt oder nicht – die Silbermünzen waren ja nur Silberbarren, deren


Preis man außerhalb des Bereichs der Gesetzgebung gestellt wähnte. Kein


Vertrag, kein Vertragsbruch konnte den Preis der Silbermünzen beeinflussen,


dachte man. Den für sie bezahlten Preis trugen die Silbermünzen als


inneren Wert (?) (valeur intrinsèque)


in ihrem Metallgehalt mit sich herum und dieser 
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Preis war unantastbar. Wie man mit dem Gelde den Tagelöhner bezahlt, so war


mit dem Silbergehalt der Münzen der Inhaber entlohnt. Jeder Besitzer einer


Münze hatte das, worauf er rechtlichen Anspruch erheben konnte, in der Hand,


nämlich eine bestimmte, genau abgewogene Gewichtsmenge Silber.


Das war allgemein die herrschende Ansicht über das Geldwesen; weder Volk,


noch Wissenschaft, noch Gesetzgebung erhob dagegen Einspruch.


Demnach brauchten auch keine Bestimmungen für eine Aufhebung der freien


Silberprägung getroffen zu werden. Man hätte, falls sich eine solche Maßregel


als nötig erweisen sollte, die silbernen Münzen ganz einfach auf Kosten und für


Rechnung der Besitzer entmünzt (demonetisiert), d.h. man hätte die Münzen


praktisch zu dem gemacht, für was sie allgemein gehalten wurden, zu einfachen


Metallbarren, zu ganz gemeiner Ware. Von Bedeutung konnte das weder für den


Staat noch für die Eigentümer der Münzen sein. Die Besitzer der Münzen hätten


sich in solchem Falle von irgend einem Goldschmied den „inneren Wert“


auszahlen lassen.


Der Staat, der bei der Ausprägung des Silbers nichts verdiente, hielt sich den


Geldbesitzern gegenüber frei von jeder Pflicht. Es waren doch keine Schulden,


die der Staat mit der Ausprägung des Silbers übernahm?


Und wäre der Preis des Silbers gesunken, was ging das den Staat an? Der


Staat hatte sogar ein unmittelbares Interesse daran, daß das Silber billiger


wurde, denn je billiger das Silber wurde, umso leichter konnte der Staat seinen in


Franken 
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eingegangenen Verpflichtungen (die er als Silber-Lieferungsverträge betrachtete)


nachkommen. Den Steuerzahlern gegenüber wäre der Staat sogar verpflichtet


gewesen, den Preisfall des Silbers zu begünstigen, genau wie er heute sich


verpflichtet glaubt, zu Gunsten der Steuerzahler auf eine Herabsetzung des


Zinsfußes hinzuwirken. Die Verluste, die mit einem Preisfall des Silbers verbun-


den gewesen wären, sollten voll und ganz auf den Schultern seiner Eigentümer


lasten.


Geld im heutigen Sinne gab es bei Gründung des lateinischen Münzbundes


nicht. Der Staat stempelte zwar die Metallbarren ab, wie er auch heute noch in


vielen Ländern den Gold- und Silberwaren einen Stempel aufdrückt, aber damit


übernahm er nicht die Verpflichtung, die Inhaber vor Verlusten zu schützen, die


aus einem Preisfall der betreffenden Metalle entstanden. Der Staat hatte für die


Verluste, die aus Preisschwankungen der von ihm abgestempelten Münzen


erwuchsen, ebensowenig aufzukommen, wie er für Verluste an den gleichfalls


von ihm abgestempelten Silberlöffeln haftbar war. Keinem Besitzer gestempelter


Silberbarren würde es übrigens in den Sinn gefallen sein, etwaige Profite, die


ihm aus den Preisschwankungen erwachsen konnten, an den Staat abzutragen.


Die Schwierigkeiten für den lateinischen Münzbund entstanden erst, als man den


Boden, auf dem er fußte, verließ und unter Verwerfung der Barrentheorie die


Verluste an den Silbermünzen dem Staate aufbürdete. Hierdurch wurde die


Stellung, die der Staat dem Gelde gegenüber einnimmt,


von Grund aus
geändert und die Bestimmungen des Münzbundes 
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erhielten eine Tragweite, die sie ursprünglich nicht besaßen.


Wenn man daher, wie es oft geschieht, den Gründern des lateinischen


Münzbundes einen Vorwurf daraus macht, dass sie es unterließen, ausreichende


Liquidationsbestimmungen zu treffen, so tut man ihnen Unrecht. An dem Bunde


war in seiner ursprünglichen Bedeutung und Begrenzung nichts zu liquidieren.


Der Mangel an Liquidationsbestimmungen stellte sich erst nachträglich ein, als


man den Staat mit den Silbermünzen belastete und dadurch eine


Liquidationsmasse
schuf.


Anders verhält es sich jetzt mit der Goldwährung. Der praktischen Verwerfung


der Barrentheorie – wie sie aus der Übernahme der Verluste durch den Staat


hervortritt, ist die Theorie langsam gefolgt. [Karl Helfferich sagt in der „Nation“ vom 24.


März 1900: „Nach der modernen juristischen Auffassung ist die absolute Selbständigkeit des Geldes,
die gänzliche Lostrennung des Geldes von dem Stoff, aus dem es hergestellt ist, anerkannt.“ Freilich


wird diese moderne Auffassung nicht allgemein geteilt. Wenn z.B. Otto Arendt in seinem Leitfaden


der Währungsfrage, 18. neubearbeitete Aufl. (S. 2), sagt: „Das Geld ist nichts anderes, als die
Bezeichnung für eine bestimmte Menge Edelmetall. So war der deutsche Thaler 1/30 Pf. Silber und
so ist das deutsche 20-Markstück 20/1395 Pf. Gold“, so gibt er damit kund, daß er die Barrentheorie


nicht aufzugeben beabsichtigt. Nebenbei gesagt: 1/30 Pfund Silber ist heute noch genau, was es


früher war, nämlich 1/30 Pfund Silber, und wenn ein Thaler nach der Anschauung Arendt’s weiter


nichts als die Bezeichnung für 1/30 Pfund Silber war, so müßte auf 1/30 Pfund Silber auch heute


noch dieselbe Bezeichnung passen. Dies ist aber nicht der Fall.]
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Es wird anerkannt, daß zwischen Gold und Geld das Gesetz liegt, welches


beide Dinge trennen und vereinigen kann. Weder in der Praxis noch in der


Theorie wird die goldene Münze als Metallbarre im Sinne der früheren


Begriffsbestimmung angesehen. Wollte man z.B. den goldenen Münzen heute


die Geldprivilegien entziehen, so würden sich ihre Besitzer auf die Entmünzung


des Silbers berufen und die gleiche Berücksichtigung beanspruchen.


Dadurch werden aber Liquidationsbestimmungen für den Fall einer notwendig


werdenden Sperrung der Goldprägungen unentbehrlich, denn es ist eine Masse


da.


Sind nun solche Bestimmungen getroffen worden? Sonderbar! Man wirft den


Gründern des lateinischen Münzbundes vor, daß sie für die Liquidation einer


Masse,


die man ihnen nachträglich untergeschoben hat,
keine Bestimmungen getroffen haben, dabei aber vernachlässigt man, die gle-


ichen Bestimmungen für eine Masse zu treffen, deren Vorhandensein klar und


zweifellos aus der Praxis der staatlichen Behandlung des Geldes hervorgeht.


Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß eine etwa nötig werdende Sperrung der


freien Goldausprägung die Aufgabe der Metallwährung bedeuten und dadurch in


ganz anderer Weise in alle Verhältnisse eingreifen würde, als wie es die


Silbersperre getan hat.
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Eine Erklärung für diese Lücke in der Gesetzgebung gibt vielleicht der


Umstand, daß die Möglichkeit einer nötig werdenden Sperre der Goldprägungen


heute noch für die Allgemeinheit im blauen Dunst der Ferne zu liegen scheint,


aber als Entschuldigung wird man gegebenenfalls diese Erklärung nicht gelten


lassen. Das Gesetz hat doch die möglichen Fälle zu bestimmen, ohne Rücksicht


auf die größere oder geringere Wahrscheinlichkeit. Werden für den Fall einer


Sperre der Münzstätten keine Bestimmungen getroffen, die für alle von einer


solchen Maßregel berührten Interessen die Rechtsverhältnisse regeln, so wird


die Gesetzgebung nicht hinter nachträglichen Begriffsverschiebungen Deckung


finden. Voll und ganz wird sie der Vorwurf der Fahrlässigkeit treffen, den man


heute mit Unrecht gegen die Gründer des lateinischen Münzbundes richtet. Noch


ist es Zeit, das Versäumte nachzuholen. Und gerade jetzt, da man im Begriffe


steht, durch


die Gründung einer Central-Notenbank
der Landeswährung eine festere Unterlage zu geben, ist auch die Gelegenheit


für diese grundsätzliche Regelung der Währung gegeben.


Haute Geneveys (Kt. Neuenburg) Febr. 1901.


Silvio Gesell.
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Artikel 18 des Entwurfes für die schweizerische Nationalbank sagt, daß die


Bank befugt werden soll, als Deckung der von ihr ausgegebenen Noten


Gold in Barren
zu verwenden.


Wenn es auch an keiner Stelle ausgesprochen wird, so ist doch von dieser


Bestimmung abzuleiten, daß die Bank auf Grundlage der unbegrenzten und


unkontrollierten Goldprägung zu arbeiten haben wird, wie denn überhaupt die an


keine Bedingung geknüpfte freie Goldprägung
als Unterbau der schweizerischen Währung im allgemeinen und der Centralen


Notenbank im besonderen anzusehen ist.


So lange man im Glauben sein wird, daß die wichtigen Voraussetzungen für


die freie Goldprägung alle zutreffen, wird die Bank keine Schwierigkeiten haben,


ihrer Aufgabe, die darin bestehen soll, (Art. 2)


den Geldumlauf des Landes zu regeln
und (Art. 16)


den Geldumlauf dem Bedürfnis des Verkehrs anzupassen
gerecht werden. Die Bank wird aufgrund der Annahme, daß mit der


Aufrechterhaltung der Gold-


20







währung ihre nationalen Aufgaben erfüllt sind, als Maßstab für die Bedürfnisse


des Verkehrs und als Grenze für die Notenausgabe einfach die Sicherung der


allzeitigen Einlösbarkeit der Noten betrachten. Zu einem Zwiespalt zwischen


Mitteln und Pflicht kann es nicht kommen. Das Notenmonopol sichert der Bank


die Mittel, ihrem durch die freie Goldausprägung scharf begrenzten


Wirkungskreis mit Würde vorzustehen. Die Sicherung der Goldwährung bildet


das oberste Gesetz für die Bank und diesem Gesetz sollen alle anderen


Bedürfnisse und Rücksichten untergeordnet werden.


Aber im Gesetzentwurf sucht man umsonst nach Bestimmungen für den Fall,


daß


eine Sperrung der freien Goldprägung
sich als notwendig erweisen sollte. Mit keinem Worte hat man dieses Falles


gedacht; man hat offenbar die gesetzliche Bestimmung dieses Falles für ebenso


überflüssig gehalten, wie man bei der Gründung des lateinischen Münzbundes


gesetzliche Bestimmungen für den Fall der Silbersperre für überflüssig hielt.


Man mag nun das Hineinragen der Goldsperre in den Kreis absehbarer Zeiten


noch so verschwommen wahrnehmen, an die Möglichkeit, daß der Fall über-


haupt eintreten kann, darf schlechterdings niemand zweifel, der einen Begriff von


der Strenge der Bedingungen hat, die Handel und Verkehr an das Geldwesen


stellen.


Wenn aber dieser Fall im Bereiche der Möglichkeit liegt, so gebietet auch die


gemeine Vorsicht, daß er gesetzlich bestimmt und im Bankgesetz vorgesehen


werde.
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Von den Gründen, die für eine solche Vorsichtsmaßregel sprechen, will ich


hier nur eine kleine Auslese machen.


Wie bereits gesagt, soll die Bank berechtigt werden,


nachdem Bedürfnis des Verkehrs
Geld zu fabrizieren und auszugeben, während als Maß dieser Bedürfnisse und


dementsprechend als Grenze der Geldausgabe allein die Sicherheit der


Goldwährung gelten soll.


Bei diesem Verhältnis fragt man sich, wo die Bank


das Maß für die Geldbedürfnisse des Verkehrs
hernehmen, wer


die Grenzen für die Notenausgabe
abstecken wird, falls es sich herausstellen sollte, daß die Voraussetzungen für


die freie Goldausprägung nicht oder nicht mehr zutreffen, falls die Bedingungen,


die der Handel an das Geldwesen stellt, mit dem ungeregelten Geldangebot und


der unkontrollierten, allen Wechselfällen der Goldgewinnung ausgesetzten


Geldfabrikation unvereinbar sich erweisen sollten?


_______________
[Die Wirkungen der Preisveränderungen des Geldes haben offenbar bisher ganz ungenügend das all-


gemeine Interesse erweckt. Das geht schon daraus hervor, daß man es heute noch für überflüssig


hält, die Preisveränderungen des Geldes zu ermitteln.


Und doch bedarf es nur geringer Überlegung, um zur Einsicht zu gelangen, daß schwache


Veränderungen des Geldpreises die unangenehmsten Störungen in den Handels- und


Erwerbsverhältnissen hervorrufen müssen. So z.B. braucht man sich nur zu fragen, was ein


Kaufmann (ein Unternehmer,


22







Mit der Sperrung der Münzstätten wird das Gold vom Gelde gesetzlich


geschieden; die Geldfabrikation, die heute dem Wettbewerb der Goldgräber aus-


geliefert ist, wird zum staatlichen Monopol erklärt. Das Gold ist kein Geld mehr


und das Geld ist kein Gold. Es findet eine reinliche Scheidung statt; der Bund,


der beide Dinge vereinigte, ist zerhauen und ein jedes geht seine eigenen Wege.


Mit der Sperrung der Münzstätten hat das Geld zum Golde nicht mehr


Verwandtschaft, wie etwa zu den Ziegelsteinen.


Damit hört aber auch die nationale Banknote auf, Lieferschein von Gold resp.


von Geld zu sein; sie wird selbst zu Geld und die in den Gewölben der Banken


lagernden


Metallbarren
verlieren ihren Zweck. Durch das Zahlungsver-


_______________
ein Fabrikant, kurz ein Kapitalist) tun würde, wenn nach seinen Annahmen eine Verteuerung des


Geldes im Sinne eines allgemeinen Preisfalles der Waren zu erwarten wäre? Müßte er nicht um sich


vor Verlusten zu schützen, den Kauf (das Unternehmen, die Fabrikation, die Arbeit) von heute auf


morgen, von morgen auf übermorgen, d.h. so lange hinausschieben, bis nach seinen Annahmen ein


weiterer Preisfall nicht mehr stattfinden wird.


Wir sehen also hier, daß die Erscheinungen, die man schlechtweg Krisis, Arbeitslosigkeit, Überpro-


duktion nennt, durch eine einfache Aussicht auf Verteuerung des Geldes (im Sinne eines Preisfalles


der Waren) hervorgerufen werden müssen.


Wer deshalb diesen Verhältnissen nachforscht, kommt für gewöhnlich schnell zu der Einsicht, daß


das, was man Konjunkturveränderungen nennt, im wesentlichen nur Wirkungen von


Preisveränderungen des Geldes sind.]
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sprechen, welches die Inschrift der Banknote enthält, macht die Goldsperre


einen Strich; kein Mensch beruft sich auf dieses Zahlungsversprechen und wer


dieses Zahlungsversprechen einer kritischen Prüfung unterzieht, erkennt, daß es


sich da um völlig überflüssige, hohle Phrasen handelt. Die in den Vereinigten


Staaten als Geld umlaufenden Silbercertificate enthalten als Inschrift auch ein


Zahlungs- bzw. Lieferungsversprechen, aber der ursprüngliche Sinn dieser


Inschrift ist durch die Tatsachen zu Blödsinn geworden. 


_______________
[Die Ansicht, dass das Papiergeld Schuldscheine bzw. Kreditpapiere des Staates vorstellt und daß


der Kurs des Papiergeldes vom Kredit des Staates abhängig ist, hat bis heute den zahllosen


Tatsachen, die dieser Ansicht widersprechen, Stand gehalten.


So läßt auch Herr Isler an vielen Stellen seines Berichtes (Sitzung des Ständerates vom 4.


Dezember) durchblicken, daß er an dieser Ansicht festhält.


Zu welchen komischen Folgerungen man mit dieser Ansicht gelangt, zeigt uns die Inschrift des


heutigen argentinischen Papiergeldes: „Die Nation zahlt dem Inhaber bei Sicht so und so viel Thaler


in Papiergeld“. Das heißt so viel, wie daß die Nation dem Vorzeiger das Papiergeld in Zahlung des-


selben zurückgibt.


Dies erscheint nun als offenbarer Unsinn; aber wer darauf versessen ist, das Papiergeld als


Schuldschein zu behandeln, wird schwerlich eine vernünftigere Inschrift verfassen können.


Auf dem Papiergeld, welches die Provinz Buenos Aires 1869 ausgab, war dagegen folgende kor-


rekte Inschrift zu lesen:


„Die Provinz Buenos Aires anerkennt diesen Zettel für 1 Peso moneda corriente.“


(La Provincia de Buenos Aires reconoce este billete por 1 Peso moneda corriente.)]


Für sich, kraft der Geldprivilegien sind die sog. Silber-
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certificate Geld. Der Inhalt der Inschrift hat für sie nicht mehr Bedeutung, wie die


Umschrift „Liberté, égalité, fraternité“ für den Preis der Franken.


Wenn der Preis der Franken abhängig wäre von der Brüderlichkeit, Gleichheit


und Freiheit, was würde wohl ein Franken gelten? Nichts, denn unter Brüdern
gibt es kein Geld. Wenn der Preis der Silbercertificate vom Inhalte der Inschrift


bestimmt würde, was würde ein Dollar heute gelten? Nur die Hälfte seines heuti-


gen Preises, denn das dem Dollar entsprechende Gewicht Feinsilber kostet


heute ca. 1/2 Dollar.


Mit der Sperrung der Münzstätten erhebt sich die Banknote


über den Inhalt des Zahlungsversprechens;
mit der Sperrung der Münzstätten braucht die Banknote keine Inschrift und


dementsprechend auch keine sogenannte Deckung mehr. Das Geldprivileg wird


zur Deckung. Der unerschöpfliche Geldbedarf, den der Warenaustausch erzeugt,


wird zu der zwar namenlosen, aber deshalb nicht weniger wirksamen Deckung


der Banknoten. Diese Deckung (die in letzter Linie gleichbedeutend mit der


Arbeitsteilung ist) kann niemals versagen, sie kann nicht gestohlen, noch ger-


aubt, noch ins Ausland abgeführt werden; es ist dieselbe Deckung, die die unge-


heuren Massen von Papiergeld, von Silbergeld, von Scheidemünzen heute


schon dauernd in Umlauf erhalten. Würde diese Deckung in der langen Reihe


von Jahren nur ein einziges Mal versagt haben, wo wäre der Kredit geblieben,


dessen sich die Silbermünzen heute erfreuen?
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Die Deckungsfrage der nationalen Banknoten verliert mit dem Eintritt der


Münzsperre


jede praktische Bedeutung.
Die Metallbarren könnte die Bank nur mehr mittelbar als Regulator des


Geldumlaufs benutzen. Um einen etwaigen Überschuß des ausgegebenen


Geldes zurückziehen zu können, müßte sie Gold an die Industrie zu schwank-


enden Marktpreisen verkaufen und da die Aufnahmefähigkeit der Industrie für


Gold immer eine eng begrenzte ist, so könnten größere Menge Goldes nur nach


starken Einbußen untergebracht werden. Da würden sich Wechsel viel wirksamer


erweisen. Die Bank zieht die fälligen Wechselbeträge ein und wenn der


Geldumlauf zu groß ist, so hört sie mit der Diskontierung eine Zeitlang auf. Mit


Hilfe der Wechseldiskontierung vermag die Bank dem Markte


unmittelbar
jeden beliebigen Betrag dem Markte zuzuführen und jeden beliebigen Betrag


dem Markte zu entziehen.


Nach Sperrung der Goldprägungen wären also Goldbarren gewiß das letzte,


das plumpste und unwirksamste Mittel, um den Geldumlauf zu regeln.


Aber wenn die Bank nach Sperrung der freien Goldprägung die Goldbarren


nicht mehr als Deckung ansehen kann, wenn sie neben ihrem Wechselbestand


keiner Deckung mehr bedarf, wenn das Zahlungsversprechen in der Inschrift


ihrer Noten zu Gallimathias geworden ist, so verliert sie ja


jede gesetzliche Grundlage
für die Berechnung des Geldbedarfes des Verkehrs.


Die Banknoten sind durch den Wechselbestand gesichert und die Wechsel


lauten auf Banknoten, 
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die die Bank selber ausgibt! Als Grenze der Notenausgabe kann demnach die


Sicherung der Banknote nicht mehr betrachtet werden, da diese Sicherheit eben-


so unbegrenzt ist, wie der Vorrat an Papier für Herstellung der Banknoten.


Also wo ist die Grenze der Notenausgabe, was soll die Bank als Geldbedarf


des Verkehrs ansehen, wo ist das Maß für diesen Bedarf, wenn die


Goldprägungen gesperrt werden sollten? 


_______________
[Neben den für die Goldwährung maßgebenden Sicherheitsmaßregeln steht noch fast überall der


Diskontsatz als Maßstab zur Berechnung des Geldbedarfes in Anwendung und allgemein wird


gesagt, daß, so oft der Diskontsatz schwankt, auch der Geldbedarf schwankt.


Beide Dinge, Diskont und Geld, sind aber völlig incommensurable Größen und die praktische


Benutzung der einen zur Messung der anderen muß mit Notwendigkeit zu Widersprüchen bzw. zum


Bankrott führen. Als Maß kann immer nur ein Teil ein und derselben Sache benutzt werden, so Meter,


Kilo, Pferd, Kerze für Länge, Schwere, Kraft und Licht.


Nun ist aber Geld (gleichgültig ob Gold, Banknoten, Scheidemünzen) eine Ware und als solche


kann es nur mit Waren gemessen werden. Den Diskontsatz dagegen können wir nur als den


Exponenten bestimmter wirtschaftlicher Zustände ansehen und denselben ebensowenig zum


Maßstab für das Geld erheben, wie wir Sachen, Gegenstände oder Eigenschaften mit einem Zustand


vergleichen können.


Weil der Diskontsatz (in den Goldwährungsländern) als Maß für den Geldbedarf der Kontrolle der


Goldwährung unterliegt, hat dieser Maßstab nicht immer Zeit, den Unsinn zu Tage zu fördern, den


seine ausschließliche und andauernde Anwendung unabwendbar zur Reife bringen würde.


Aber dort, wo er die Alleinherrschaft führen konnte, hat er immer übel gewirtschaftet. So z.B. in


Argentinien. Seht, hieß es dort, wie der Diskont steigt! Das gilt allgemein als Beweis, daß zu wenig


diskontiert wird. Also müssen wir mehr Geld erstellen, um mehr diskontieren zu 
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Diese Fragen harren des Entscheids, sowie die Münzstätten dem Golde ges-


perrt werden, und diese Fragen gehören zu der Klasse derjenigen Rechtsfragen,


die, wenn sie nicht im voraus erledigt werden, nachträglich unmöglich auf


gerechte, widerspruchsfreie Weise entschieden werden können.


Solange die Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung der freien


Goldausprägung zutreffen, ist der gesetzliche Inhalt einer Geldschuld jedermann


klar. Sehen wir ab von dem


Mangel einer gesetzlichen Bestimmung dieser Voraussetzungen,
so bleibt für Fragen kein Raum. Wer Franken schuldet, weiß, daß er sie mit Gold


zahlen kann, 


_______________
können. Aber je mehr und liberaler diskontiert wurde, um so mehr stieg der Diskontsatz. Von 5 auf


10–12–15% und höher. Natürlich steckte man bald im Sumpfe einer gewaltigen Inflation. Zu spät sah


man ein, daß die Anwendung des Diskontsatzes als Maß des Geldbedarfs zum Bankrott der


Währung führt.


Die Erklärung hierzu ist übrigens leicht zu finden. Hand in Hand mit den Diskontierungen steigen


die Warenpreise und die Differenzen, die durch die Preiserhöhungen erzeugt werden, reizen natürlich


zum Kauf von Waren, Titeln, Aktien etc. und für den Kauf braucht man Geld. Daher dann die große


Nachfrage bei den Emissionsbanken, die, wenn sie berücksichtigt wird, immer neu angeregt, niemals


befriedigt werden kann. Denn das Geld der Emissionsbank gibt der Hausse und den Differenzen nur


neue Nahrung.


Der Diskont besteht eben nicht, wie allgemein angenommen wird, aus zwei Elementen – Zins und


Delcredere – sondern aus drei – der reine Zins, das Delcredere und das Ristorno für die voraus-


sichtliche Differenz zwischen der Kaufkraft des geborgten und des zurückzugebenden Geldes.


Letzteres Element wächst zusammen mit den Diskontierungen, deshalb muß auch der Diskontsatz


zusammen mit den Diskontierungen steigen und fallen.]
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falls er keine Banknoten hat. Der Preis der Franken (Wert sagt man auch), die


die Bank als Wechselgläubigerin zu fordern hat, ist unabhängig von der Politik


dieser Bank, denn Franken in Barrenform können nötigenfalls aus allen Teilen


der Welt herangezogen werden. Mit dem Notenmonopol ist die Bank doch noch


nicht im Besitze des Geldmonopols.


Aber vom Augenblick an, da die Münzstätte gesperrt wird und man zwischen


Gold und Geld unterscheidet (wie heute zwischen gemünztem und


ungemünztem Silber), wird das Notenmonopol zum Geldmonopol und die


Zentralnotenbank bestimmt dann autokratisch:


was ein Franken ist.
Und damit tritt die Frage, an die merkwürdigerweise heute niemand zu denken


scheint:


Was ein Franken dem Gesetze nach sein soll,
in den Vordergrund des allgemeinen Interesses. Zu spät wird man alsdann einse-


hen, daß diese Frage nachträglich widerspruchsfrei nicht zu beantworten ist, weil


bei der Lebhaftigkeit des heutigen Verkehrs schon 24 Stunden eines gesetzlosen


Zustandes genügen, um das „Soll und Haben“ der Parteien derartig zu verwick-


eln, daß an eine, jeden einzelnen Fall berücksichtigende Rechtsprechung nicht


zu denken ist. Wie immer, wenn summarisch entschieden werden muß, werden


dann Klagen über Vergewaltigung, begründete und unbegründete, laut, aber bei


der zahllosen Menge derselben sind sie einzeln nicht zu behandeln. Gleichzeitig


ist es aber auch ausgeschlossen, daß Handel und Verkehr warten, monatelang


geduldig 


29







warten, bis daß die zu erledigenden Fragen reif für die Gesetzgebung sind. 


In Geldangelegenheit hört die Gemütlichkeit auf, heißt es. Da kann man sich


denken, wie bei der Gewaltigkeit der Interessen, bei der Zahllosigkeit der


Millionen, die von der gesetzlichen Beant-


_______________
[Im wesentlichen würde sich hier der Streit um ähnliche Fragen drehen, wie sie gewöhnlich nach


Inkonversionserklärung des Papiergeldes aufgeworfen und mit Leidenschaft besprochen werden –


nämlich ob der Staat das Recht oder gar die Pflicht hat, das Papiergeld auf den Pari-Kurs des


Metalles zurückzuführen?


Bringt der Staat den Kurs auf Pari zurück, so verletzt er zweifellos die Rechte aller Schuldner, die


nach der Inkonversionserklärung Geldverbindlichkeiten eingegangen sind; tut er es nicht, so klagen


die Gläubiger, die vor jenem Zeitpunkt Gelder ausgeliehen haben.


Und wenn der Staat dann in seiner Ratlosigkeit hin und her schwankt, so schreien gleich die


Kaufleute, daß unter solchen Pfuschereien der Handel, die Arbeit, der Verkehr zugrunde gehen


müssen. Das Geld, sagen dann die Kaufleute, ist in allererster Linie dazu bestimmt den


Warenaustausch zu vermitteln, und die Bedürfnisse des Warenaustausches (Arbeit) sollen daher


vorschreiben, wie das Geld verwaltet werden soll. Lassen sich die Interessen des Handels mit denen


des Kapitals nicht vereinigen, so mögen Gläubiger und Schuldner ihren Geschäften eine andere


Grundlage geben. Es gibt ja so viele Waren – Kohle – Eisen – Weizen – die sich zu


Kapitalgeschäften eignen; nichts zwingt die Kapitalisten, gerade das Geld als Mittel für die


Darlehensgeschäfte zu benutzen. Übrigens kann das Geld auch nicht als Kapital betrachtet werden –


wenigstens wird das Geld allgemein als „totes Kapital“ benannt. Man ordne deshalb eine völlige


Scheidung zwischen Geld und Kapital an und erkläre das Geld als nationales Tauschmittel der


Arbeitsprodukte, für dessen Verwaltung die Interessen des Handels, des Verkehrs und der Arbeit


ausschließlich maßgebend sein sollen.]
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wortung der Frage, was ein Franken dem Gesetze nach sein soll, berührt wer-


den, die Leidenschaften aufgerührt werden würden. Man denke nur an den


Währungsstreit in Nordamerika.


Dabei würden die Zustände um so unerquicklicher werden, als die zentrale


Notenbank, die bis zur gesetzlichen Entscheidung der Frage nach Lage der


Dinge das Zepter führen müßte, gleichzeitig Partei und Richter wäre.


Welchen Preis würde der Wechselschuldner auf dem Markte in Waren für die


Franken zahlen müssen, die er der Zentralnotenbank schuldet?


Der Gläubiger selbst, die auf die Profitmacherei zugespitzte Zentralnotenbank,


würde dies bestimmen!!


Genau wie den Hindus von der britischen Regierung nach Aufhebung der


freien Rupienprägung selbstherrlich vorgeschrieben wurde, was eine Rupie sein


sollte, die die britische Regierung als Gläubigerin zu fordern hatte, so würde die


Zentralnotenbank den Bürgern sagen, was die Franken sind, die man ihr


schuldet!!


Was würde gegenüber solchen Machtbefugnissen noch das Besteuerungsrecht


des Staates bedeuten? Der Staat würde ja nur den nominellen Betrag der


Steuern ausschreiben, den materiellen Inhalt dieser Steuern dagegen, also die


Hauptsache, würde die Zentralnotenbank bestimmen.


Heikel sind die Verhältnisse, die die Entmünzung des Silbers geschaffen hat,


aber unvergleichlich schwieriger wären die Fragen, die eine durch kein Gesetz


vorgesehene Sperrung der freien Geoldprägung aufwerfen würde.


Zusammen mit der Zentralnotenbank würden 
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sich alle Gläubiger natürlich darauf versteifen, daß als Franken nur die Banknote


und allenfalls das ausgeprägte Gold, nicht aber die Goldbarre anzusehen sei; sie


würden den Schwerpunkt des Geldes auf die Prägung, auf das Geldprivileg ver-


legen; die Schuldner hingegen würden das Geldprivileg, die Prägung als eine


nebensächliche Bestimmung ihrer Geldverbindlichkeiten ansehen; sie würden


sich darauf berufen, daß nur force majeure sie daran hindert, die Goldbarren


ausprägen zu lassen, und auf alle Fälle darauf bestehen, ihre


Schulden mit Gold – gestempelt oder ungestempelt
bezahlen zu können.


Die Gläubiger würden die bei der Silbersperre geübte Praxis auch bei der


Goldsperre als bindend für die Gesetzgebung hinstellen; die Schuldner aber wür-


den die Rechtmäßigkeit jener Praxis beanstanden und darauf hinweisen, daß der


Mangel an jeglicher gesetzlichen Bestimmung darüber ...


wann die Goldsperre einzutreten hat,
mit Notwendigkeit die bei der Goldsperre zu übende Praxis der nachträglichen


Gesetzgebung unterwirft.


Wer hat Recht?
Natürlich ist es immer derjenige, der die Macht, d. h. Die Gesetzgebung auf sein-


er Seite hat und um die Stimmen der Wähler würde sich der Streit drehen in


einer Sache, die mit dem gordischen Knoten nur allzuviel ähnlichkeit hat.


Gebot der Vorsicht ist es also, solch’ unerquicklichen Möglichkeiten rechtzeitig


zu begegnen, 
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auch wenn diese Möglichkeit noch in blauer Ferne zu ruhen scheint.


Man sehe deshalb durch Gesetz den Fall einer Goldsperre vor und bestimme:


das Maß für den Geldbedarf des Verkehrs,
welches der Bank die Grenzen der Notenausgabe abstecken soll, sowie das


Gold nicht mehr Geld ist. Im Zusammenhang damit regele man den


Rechtszustand zwischen Gläubigern und Schuldnern und bestimme, was nach


Sperrung der Goldprägung als gesetzlicher Inhalt aller Geldschulden anzusehen


ist:


entweder, daß das dem Franken entsprechende Gewicht an Feingold


(gemünzt oder nicht) auch nach Sperrung der freien Goldausprägung für die


Tilgung aller Schulden, der privaten sowohl wie der staatlichen, gesetzliche


Zahlkraft behält;


oder, daß nur das von der zentralen Notenbank ausgegebene Geld, als


Objekt aller Geldverbindlichkeit gesetzlich anzusehen sei.


–-


Es versteht sich von selbst, daß ein Gesetz, welches für den Fall einer


Goldsperre Bestimmungen trifft, die für alle Geldverbindlichkeiten einen


Rechtszustand schaffen sollen, sich vor allen Dingen mit der Frage zu befassen


hat, welche


Umstände für die Schließung der Münzstätten
maßgebend sein sollen – denn ließe man diese Frage offen, würde man die


Aufhebung der freien Goldprägung nicht im voraus von bestimmten Um-
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ständen abhängig machen, so würde das Gesetz seinen Zweck verfehlen. Der


Streit um die Frage, was nach Sperrung der Goldprägung als gesetzlicher Inhalt


einer Geldschuld anzusehen ist, welchen Marktpreis (in Waren ausgedrückt) der


Geldmonopolist, d.h. die Zentralnotenbank, dem Franken geben soll, würde auf


die Frage überspringen, ob die für die Schließung der Münzstätten angegebenen


Gründe diese Maßregel rechtfertigen oder nicht. Dabei kann man voraussehen,


daß die von den Gläubigern für die Schließung der Münzstätten angegebenen


Gründe den Schuldnern niemals beweiskräftig genug erscheinen würden.


Wurzeln doch die unmittelbaren Interessen der Gläubiger in den Taschen ihrer


Schuldner (und umgekehrt); sind doch die Menschen von jeher geneigt gewesen,


ihre persönlichen, unmittelbaren Interessen zu Recht zu erheben, auch wenn


diese Interessen im Gegensatz stehen zu denjenigen ihrer Mitbürger. (Man


denke nur an die sog. Schutzzölle.)


Ein Gesetz also, das die Goldsperre vorsieht, um der Notwendigkeit vorzubeu-


gen, mittelst der Gesetzgebung gordische Knoten zerhauen zu müssen, dabei


aber die Gründe, die die Goldsperre herbeiführen sollen, nicht im voraus geset-


zlich bestimmt, hätte keinen praktischen Wert.


Aber ist es denn möglich, fragt man jetzt, alle Umstände, die die Sperrung der


Münzstätten begründen sollen, gesetzlich so genau zu bestimmen, wie es der


Zweck des Gesetzes verlangt?


Diese Frage muß nun jeder ohne allen Umschweif bejahen, der der Ansicht ist,


daß sich die Goldwährung bewährt, denn diese Ansicht kann 
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doch nur auf der Überzeugung fußen, daß man alle Voraussetzungen für die


Einführung der freien Goldprägung gewissenhaft untersucht hat und daß diese


Voraussetzungen zutreffen.


Hat man aber alle Voraussetzungen für die Einführung der freien Goldprägung


untersucht, so muß man auch alle Gründe kennen, die eine Goldsperre nötig


machen können.


Es würde also genügen, die Voraussetzungen der freien Goldausprägung


gesetzlich zu bestimmen. Stellt es sich dann nachträglich heraus, daß diese


Voraussetzungen in wesentlichen Punkten falsch sind, so versteht es sich dann


auch von selbst, daß es besonderer Gesetze für den Widerruf der freien


Goldausprägung nicht bedarf.


So viel mir bekannt ist, sind die Voraussetzungen für die Einführung und


Aufrechterhaltung der freien Goldausprägung niemals gesetzlich bestimmt wor-


den. Wollte man aber dies heute nachholen und jeden, der seine Stimme zugun-


sten der Goldwährung abgeben würde, nach den Gründen fragen, so würde man


im wesentlichen wohl folgende Antwort erhalten:


1) Das Gold wird allgemein unter allen in Betracht kommenden Waren als


diejenige angesehen, welche Preisschwankungen am wenigsten ausgesetzt ist.


Diese Eigenschaft(?) des Goldes schützt uns vor den verderblichen Krisen und


bietet außerdem für alle Beziehungen zwischen Gläubigern und Schuldnern eine


gerechte Unterlage. 
_______________


[Niemand wird im Ernste behaupten können, daß das Gold den Preis, den es erzielt, in seinem


Innern verwahrt und mit sich herumträgt, etwa wie es sein Gewicht bei sich führt. Niemand wird


deshalb im Ernste den (voraus
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2) Da die allgemeine Einführung der Goldwährung dem Welthandel den Vorteil


fester Wechselkurse eintragen würde, so tragen wir das Unsrige zur Erreichung


dieses Zieles bei, indem wir unsererseits die Goldwährung einführen.


Die weiteren Vorzüge des Goldes – wirkliche und eingebildete – wie hoher


Preis für ein geringes Gewicht, Teilbarkeit etc. etc. übergehe ich, weil sie von


untergeordneter Bedeutung sind und weil obendrein die Schweiz, des großen


Vorrats an silbernen Scheidemünzen wegen, dieser Vorteile doch nicht teilhaftig


geworden ist.


Wenn diese Antwort auf die gestellte Frage, warum man in der Schweiz die


freie Goldprägung einführte und sie heute aufrechterhält, sich im Einklang mit


den allgemeinen Ansichten befindet, so wären für den möglichen Widerruf der


freien Goldausprägung folgende gesetzliche Bestimmungen zu treffen:


Die freie Gold-Ausprägung wird gesperrt, 


_______________
gesetzten) festen Preis des Goldes als eine Eigenschaft des Goldes ansehen – denn der Preis


bezeichnet doch nur den Berührungspunkt zweier oder mehrerer wechselseitig sich beeinflussender


Faktoren, während als Eigenschaften nur feste untrennbare Attribute der Körper bezeichnet werden.


Trotzdem wird fast allgemein der (vorausgesetzte) feste Preis (ebenso wie die Seltenheit) des


Goldes zu den Eigenschaften gerechnet, die das Gold als Geldmaterial brauchbar machen sollen,


ohne zu bedenken, daß dadurch die Währungsfrage von vornherein auf greuliche Weise verwirrt


wird. Ob es nicht am Ende dieser Begriffsverwirrung zuzuschreiben ist, daß, wie Bamberger sagte,


die Währungsfrage zusammen mit der Liebe die meisten Köpfe verdreht? Vielleicht ist es auch dieser


Begriffsverwirrung zuzuschreiben, daß der Wertglaube immer noch in so vielen Köpfen spukt.]
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1) sowie der Preis dieses Metalles Schwankungen von ? % erleidet;


2) sobald der Vorteil einer allgemeinen festen Weltvaluta unserem


Außenhandel dadurch verloren geht, daß die Mehrzahl der mit uns Handel


treibenden Völker ihrerseits die Goldwährung verlassen haben.


–-


Macht nun das so ergänzte Gesetz jede weitere Frage, jeden Streit unmöglich?


Kennt die Central-Notenbank die Grenzen der Notenausgabe, hat sie ein geset-


zliches Maß für die Einschätzung des Geldbedarfes, den sie dem Gesetze nach


zu decken hat? Ist die Bank nach allen Seiten hin vor Angriffen, sind die


Schuldner der Bank vor Vergewaltigung geschützt? Und weiter: Kennen


Gläubiger und Schuldner den vollen gesetzlichen Inhalt ihrer gegenseitigen


Geldverbindlichkeiten?


Durchaus nicht, es fehlt sogar noch die Hauptsache, es fehlt die Bestimmung


dessen, was als


Preis des Geldes gesetzlich zu betrachten ist.
Es fehlt noch die gesetzliche Angabe, wie die Preisschwankungen des Goldes


ermittelt werden sollen.


Würde man darüber keine Bestimmungen treffen und der Zentralnotenbank die


Beantwortung der Frage überlassen, was als Preis des Geldes anzusehen ist, so


würde man den Zweck des Gesetzes wiederum verfehlen. 


_______________
[Wenn das Geld vom Standpunkt der Verkehrsinteressen, also als Tauschmittel der Arbeitsprodukte


verwaltet werden soll, so kann es nur ein Maß für den Geldpreis geben und zwar den


Durchschnittspreis der Waren.


Für die Ermittlung dieses Durchschnittspreises gibt es zwei Methoden:
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Nun könnte man sagen, daß der Begriff „Preis des Geldes“ keiner geset-


zlichen Bestimmung bedarf, weil die allseitige, unbestrittene Behauptung, daß


das Gold den Ansprüchen des Handels


in bezug auf die Festigkeit seines Preises
genügt, zu der Annahme berechtigen muß, daß diese allseitige Behauptung auf


eine allseitig als richtig anerkannte Preisermittlung des Goldes sich stützt.


Kurzum, daß der Begriff „Preis des Geldes“ keiner gesetzlichen Bestimmung


bedarf, weil derselbe Gemeingut des Volkes ist. Denn wäre das nicht der Fall,


wie käme man dazu, die Behauptung aufzustellen, daß die Fundamente des


Goldpreises fest genug gefügt sind, um das schwere Gebäude des Handels zu


tragen?


Aber für die Schuldner, die bezahlen müssen, und für die Gläubiger, die


Forderungen haben, wie auch für die Zentralnotenbank, die für die Aktionäre


einen Profit abwerfen muß, genügen Behaup-


_______________
1) Periodische Feststellung der Preise (von Staats wegen) einer möglichst großen Anzahl von


Waren, worunter auch der Wechselkurs aufs Ausland zu rechnen wäre, unter Berücksichtigung ihrer


relativen Bedeutung.


2) Durch periodische Anfragen bei allen Produzenten, ob ihre Produkte und Vorräte gegenüber den


Inventarpreisen im Durchschnitt (also unter Berücksichtigung der Bestände) gefallen oder gestiegen


sind.


Bei letzterer Methode würde man Deklarationszwang einführen müssen (wie bei den


Steuerdeklarationen in verschiedenen Staaten). Diese Methode hätte den Vorteil, daß sie den Staat


der Aufgabe entheben würde, die Warenpreise von Staats wegen zu ermitteln. Sie gründet auf der


Annahme, daß wenn die Produzenten, nach ihrer eigenen Aussage, im Durchschnitt durch die


Preisverschiebungen keine Gewinne und Verluste erlitten haben, der praktische Beweis erbracht ist,


daß das Geld im Preise fest gewesen ist.]
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tungen und Ansichten (begründete oder unbegründete) im Allgemeinen nicht; sie


wollen sich voll und ganz auf ihren „Schein“ verlassen können und etwas


„Geschriebenes“ haben.


Es wäre somit durchaus nicht als überflüssiger Ballast des Bankgesetzes


anzusehen, wenn man, um die Grenzen der Notenausgabe nach allen Seiten hin


klarzulegen, die Methode, wonach der Preis des Geldes festzustellen ist, geset-


zlich genau bestimmte. Schwierig kann diese Aufgabe ja nicht sein; denn diese


Methode muß ja allseitig bekannt sein und unbestritten für richtig gehalten wer-


den, ansonsten würde man ja eingestehen, daß man das Beweismaterial für die


weitaus wichtigste Voraussetzung der freien Goldprägung


einfach aus der Luft gegriffen hat.
———————————


Fassen wir all‘ das bisher Gesagte zusammen, so erhalten wir für den Entwurf


eines Paragraphen des Bankgesetzes, der den möglichen Fall einer Goldsperre


vorsieht, ungefähr folgenden Wortlaut:


„Solange die freie Goldprägung aufrecht erhalten wird, hat die


Zentralnotenbank als Grenze der Notenausgabe die Sicherung der Goldwährung


anzusehen.


Die Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung der freien Goldprägung sind fol-


gende:


1) Festigkeit des Goldpreises.


2) Einführung bzw. Erhaltung der Goldwährung als Welthandels-Währung.


Der Nachweis, daß der Goldpreis keine Preisschwankungen erlitten hat, ist


aufgrund der hier 
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näher bezeichneten Methode der Preisermittlung zu erbringen:


(Angabe dieser Methode)


Die Sperrung der Goldprägungen tritt ein:


1) wenn die Preisschwankungen des Goldes ? % übersteigen,


2) wenn die Mehrzahl der mit uns Handel treibenden Völker die Goldwährung


aufgeben.


Für den Fall der Goldsperre treten folgende Bestimmungen in Kraft:


Die Notenbank wird die Ausgabe bzw. das Angebot von Geld derart dem


Bedarf bzw. der Nachfrage anpassen, daß der Preis dieses Geldes (welcher


bisher in Wechselbeziehung zu dem des Goldes stand) keine Schwankungen


erfährt.


Für die Ermittlung des Geldpreises soll dieselbe Methode Anwendung finden,


die oben für die Ermittlung des Goldpreises näher bezeichnet worden ist.


Für alle Geldverbindlichkeiten, öffentliche wie private, gilt:


Als Franken schweizerischer Währung ist nur das von der zentralen Notenbank


herrührende Geld anzusehen – Gold in Barren namentlich hat keine gesetzliche


Zahlkraft mehr;


bzw. für alle Verbindlichkeiten in Franken schweizerischer Währung behält das


dem geprägten Franken entsprechende Gewicht an Feingold, gemünzt oder


ungemünzt, gesetzliche Zahlkraft.


——————————-
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Einige Gründe, die dafür sprechen, daß die Notwendigkeit einer Goldsperre
schneller eintreten kann, als allgemein angenommen wird.


Im Vorstehenden habe ich nur auf die Mißstände aufmerksam machen wollen,


die aus einer


Sperrung der freien Goldprägung
erwachsen würden, um zu zeigen, daß bei der Bedeutung der Interessen, die


in Frage kommen, es sich wohl empfehlen würde, den Fall in dem in


Vorbereitung befindlichen Bankgesetz vorzusehen. Selbst dann, sagte ich, wenn


der Fall einer nötig werdenden Goldsperre uns recht weit entfernt zu liegen


scheint, würde es sich empfehlen, gesetzliche Bestimmungen dafür zu treffen.


Nun will ich noch auf einige Tatsachen und Bedenken die Aufmerksamkeit


lenken, die zeigen mögen, saß die Notwendigkeit einer Goldsperre sozusagen


über Nacht
eintreten kann.


Zunächst sei erwähnt, daß der Beweis für die allgemein gemachte


Behauptung, wonach das Gold vernünftigen Ansprüchen des Handels in bezug


auf Festigkeit seines Preises genüge, noch niemals erbracht worden ist. Jeder


stützt seine eigene Behauptung auf die Aussagen anderer; geht man diesen


Aussagen nach, um deren Quelle aufzuspüren, so geht man auch im Kreise


herum. Die Behauptung selbst ist somit


aus der Luft gegriffen.
Dies ist so wahr, wie daß es


an einem offiziell gültigen Maßstab
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für die Bemessung der Geldpreisschwankungen überhaupt noch gebricht.


Wie will man aber die Behauptung, wonach der Preis des Goldes sich nicht


verändert hat und sich nach menschlicher Voraussicht auch nicht verändern wird,


begründen, wenn man über den Vergleichspunkt nicht einig ist? Es können ja nur


Ansichten sein, auf die man sich stützt, aber keine Beweise.


Nun denke man sich den Fall, es würde, um der heutigen, lächerlichen Lage


ein Ende zu machen, nachträglich noch


ein Maßstab für die Bemessung des Geldpreises
erstellt werden, und daß die Anwendung dieses Maßstabes uns zeigen würde,


daß wir mit der Voraussetzung des festen Goldpreises voreilig zu Werke gegan-


gen sind! Tableau!


Ich sage nicht, daß die Anfertigung eines Maßstabes für die Bemessung des


Goldpreises uns die Falschheit der wichtigsten Voraussetzung der Goldwährung


nachweisen würde. Nein, für diese wie für die gegenteilige Behauptung fehlt das


Beweismaterial. Ich will nur sagen, daß, mangels eines Gegenbeweises, die


erste beste offizielle Messung des Goldpreises zum


Sturz der Goldwährung
führen kann; ich will nur sagen, daß die Goldwährung erst dann vor Angriffen


geschützt sein wird, wenn eine offiziell gültige und wissenschaftlich unanfecht-


bare Messung des Goldpreises den Nachweis erbracht hat, daß der Goldpreis


keinen Schwankungen unterworfen ist. Bis dahin 
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steht die Goldwährung erst vor dem Examen, über dessen Ausgang nur


Ansichten vorgebracht werden können, und die Möglichkeit eines Durchfallens ist


nicht ausgeschlossen.


Gar manches, was für gut, gesund, richtig oder heilig gehalten wurde aufgrund


von bloßen Mutmaßungen, schlug bei näherer Betrachtung in das Gegenteil um.


Man denke nur an Baal den Götzen, an die Wölfe, die in Schafskleidern einher-


wandeln, an die Lehre der Drehung der Sonne um die Erde, an die Phrase vom


inneren Wert der Waren bzw. des Geldes, etc.


Früher oder später wird man sich aber herbeilassen müssen, vor dem Tempel


Mammons Asche zu streuen, um die Voraussetzungen der Goldwährung auf ihre


Richtigkeit zu prüfen. Man wird sich einigen müssen über einen Maßstab zur


Ermittlung des Goldpreises. Nicht allein verlangen dies die materiellen, unmittel-


baren Interessen, die mit dem Geldpreis verwachsen sind, sondern auch das


Ansehen der Gesetzgebung. Gesetze können doch auf die Dauer nicht auf


bloßen Mutmaßungen gründen.


Auch die Wissenschaft kann ohne einen solchen Maßstab keinen sicheren


Schritt vorwärts tun. Solange dieser Maßstab fehlt, fehlt auch die Unterlage für


eine fruchtbare Behandlung der meisten wirtschaftlichen Fragen.


————————


Neben der vorausgesetzten (aber noch nicht bewiesenen) Unveränderlichkeit


des Goldpreises, hat die Hoffnung, daß mit der Zeit die Goldwährung sich die


Welt erobern würde, dem Golde 
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die meisten Freunde zugeführt. Von der allgemeinen Einführung der


Goldwährung erwartete man ganz richtig die Unterdrückung der


Valutaschwankungen (die übrigens nicht mit den Schwankungen des Gold- bzw.


Geldpreises verwechselt werden dürfen). Aber wie ist bisher diese Hoffnung in


Erfüllung gegangen?


Heute, nach so vielen Jahren, stehen noch folgende Länder aus:


In Europa: Österreich, Italien, Spanien, Griechenland, Türkei, Portugal.


In Asien: Der ganze, gewaltige Erdteil mit alleiniger Ausnahme von Japan.


In Afrika: Der ganze Erdteil mit Ausnahme von Algier, Ägypten und


Kapland.


In Amerika: Brasilien, Argentinien, Paraquay, Chile, Mexiko, Cuba, Bolivien,


Zentral-Amerika, d.h. ganz Süd- und Zentral-Amerika mit


Ausnahme von Uruguay und Ecuador.


Eine feste internationale Valuta hat man also mit der Goldwährung bisher nicht


erreicht und falls dieses Ideal nur mittels der Goldwährung (oder irgendeiner


Metallwährung) erzielt werden kann, so wird man noch lange warten müssen. In


dieser Beziehung sind die Erwartungen gründlich getäuscht worden, und deshalb


kann man auch annehmen, daß wenn es sich nachträglich herausstellen sollte,


daß das Gold der ersten und wichtigsten Voraussetzung einer gesunden


Währung, 
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nämlich der Festigkeit seines Preises nicht genügt, keine Rücksichten auf die


internationale Valuta die Goldwährung vor dem Sturz bewahren werden.


_____________


Betrachtet man die Länder, die die Goldwährung eingeführt und bisher aufrecht


erhalten haben, etwas näher, so macht man die eigentümliche Beobachtung, daß


in der großen Mehrzahl dieser Länder das eigentliche Geld nicht aus Gold, son-


dern aus allen möglichen Stoffen – Kupfer, Papier, Silber etc. hergestellt ist.


Goldwährung mit reichlicher Metallzirkulation haben nur Deutschland, Frankreich,


England. In den Vereinigten Staaten, Rußland, in Australien, in Japan wie auch


hier in der Schweiz behilft man sich mit Geld, das nur den Preis mit dem Gold


gemein hat. Die Goldwährung in der großen Mehrzahl der Länder besteht im


wesentlichen darin, daß der Goldpreis zum Maßstab für die Ausmessung des


Geldbedarfs gebraucht wird. Das aus Silber, Papier oder Kupfer verfertigte


Nationalgeld wird so verwaltet, daß sich der Preis desselben auf gleicher Höhe


mit dem Preis eines bestimmten Goldquantums erhält, und diese Verwaltung


besteht darin, daß das Angebot von Nationalgeld innerhalb der vom Goldpreis


(internationales Geld) gezogenen Grenzen gehalten wird. Dadurch wird die


Metallzirkulation überflüssig, ja man kann dadurch sogar die Metallreserve ent-


behrlich machen, wie man das an den Erfahrungen, die Argentinien seit etwa 


1 1/2 Jahren gemacht hat, ersehen kann. Dort besteht der gesamte Geld-
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umlauf ausschließlich aus Papier-, Nickel- und Kupfergeld und dieser


Geldumlauf ist mit 300 Millionen Pesos (650 Millionen Franken Gold) auf den


Kopf der Bevölkerung berechnet weit größer als in irgend einem Land der Welt.
Dabei hat die Regierung nicht einen Rappen an Reserven, weder in Gold noch in


Wechseln. Trotzdem sind in Argentinien die Valutaschwankungen ganz unbedeu-


tend; sie sind kaum größer als die Wechselkursschwankungen zwischen Europa


und den Vereinigten Staaten, und wären leicht ganz zu vermeiden, wenn die


Regierung 20–30% der Emission in Wechseln oder Wertpapieren zur Kontrolle


des Geldumlaufs verfügbar hätte.


Wenn es sich aber so verhält, wenn das Gold sowohl als Reserve, wie als


Umlaufmittel überflüssig ist, um feste Valuta-Verhältnisse mit dem Ausland zu


erhalten, so ist wohl die Frage am Platze, was geschehen würde, wenn die


Erkenntnis dieses Sachverhalts in der Welt sich Bahn bräche? Müßte eine


solche Erkenntnis nicht die


Demetallisierung des Geldumlaufs
zur Folge haben überall in allen Ländern, die heute noch mit nicht unbe-


trächtlichen Opfern an Zins den Metallumlauf aufrecht erhalten?


Und müßte die Demetallisierung des Geldumlaufs, das Einschmelzen der


Münzen, der Ausverkauf der Goldbarren nicht einen Preissturz des Goldes her-


beiführen und eben dadurch die Goldwährung an ihrer ersten und wichtigsten


Voraussetzung verwunden? Wenn schon die Silberverkäufe Deutschlands den


Preis dieses Metalls beeinflussen 
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konnten, um wieviel größer müßte der Einfluß einer gleichen Maßregel beim


Gold sein? Nehmen wir an, Deutschland entschlösse sich, den Geldumlauf zu


demetallisieren (was durch den Einzug der Goldmünzen mittels Ausgabe von


1–5–10 und 20 Marknoten im Handumdrehen geschehen kann) und die so 


angehäuften Goldbestände einzuschmelzen und in Barrenform gegen


amerikanische, englische oder französische Wechsel zu verkaufen!


Nun frage ich weiter, muß die Möglichkeit, daß irgendein Land den anderen


Ländern


in der Demetallisierung des Geldumlaufs
zuvorkommt, nicht als eine Gefahr und zwar eine recht große Gefahr des


Metallumlaufs angesehen werden?


Wie man durch solches „Zuvorkommen“ sich bedeutende Vorteile sichern und


schwere Verluste auf die Nachbarn abwälzen kann, hat ja Deutschland beim


Ausverkauf der Silbermünzen der Welt gezeigt; wie man als Letzter bei solchen


Gelegenheiten von den Hunden gebissen wird, das hat der lateinische


Münzbund gespürt. 
_______________


[Einen, wenn auch noch recht unsicheren Schritt auf dem Wege der Demetallisierung des


Geldumlaufs haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika jetzt schon gemacht. Im Ständerat vom


4. Dezember 1900 sagte darüber v. Arx: „Die Hauptursache der gegenwärtigen Geldabundanz in


Amerika besteht darin, daß das Gesetz über die Notenemissionsbanken im März letzten Jahres revi-


diert worden ist. Es hat der deutsche Generalkonsul in New York in den letzten Tagen einen Bericht


über diese Banken abgegeben. der vom, deutschen Staatssekretär der Finanzen verlesen worden ist;


er sagt: „Der Goldüberfluß in diesem Lande ist, wenn man von der günstigen Handelsbilanz der let-


zten Jahre und den dadurch aus dem Auslande hierher fließenden
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Nun könnte man sagen, daß die großen Handelsnationen einer


Ersparnis von 50 oder 100 Millionen jährlicher Zinsen,
die ihnen die Demetallisierung des Geldumlaufs eintragen würde, keine


Bedeutung beilegen werden, falls sie durch dies Opfer die (vorausgesetzten)


Vorteile der Goldwährung sich fernerhin sichern können, und daß sie deswegen


die Goldwährung 


_______________
großen Summen, den Überschüssen der Ausfuhr über die Einfuhr absieht, im wesentlichen auf die


Wirkungen des Gesetzes vom 14. März dieses Jahres zurückzuführen.


Dieses Gesetz gestattet den Nationalbanken die Emission von Banknoten bis zu dem Vollbetrage


ihres Kapitals, statt wie bis dahin, bis zu 90%, was einem Plus von 80 Millionen Dollars gleichkommt.


Außerdem können die Banken nunmehr die von ihnen als Sicherheit zu hinterlegenden Bonds in bil-


ligeren 2% Bonds statt wie bis dahin vierprozentigen bestellen. Überdies hat das neue Gesetz die


Errichtung von Nationalbanken in allen Städten über 25.000 Einwohner zugelassen, wodurch eine


große Anzahl neuer Bankinstitute mit Emissionsbefugnissen geschaffen worden ist. Die Banken sind


daher gesetzlich in der Lage, ihre Banknotenemission um 400 Millionen Dollars zu vergrößern und


von daher kommt zum großen Teil die momentane Geldabundanz.“


Herr von Arx schließt hieran die Prophezeiung: daß die Vereinigten Staaten nach dem augenblick-


lichen großen Goldüberfluß die Kehrseite der Medaille sehen werden.


Diese Prophezeiung stützt sich auf die Voraussetzung, daß der Geldüberfluß zu einer Inflation der


Preise und dadurch zu einem Umschwung in der Handelsbilanz führen muß.


Aber diese Folgen dürfen nicht mit Notwendigkeit vom neuen amerikanischen Bankgesetz erwartet


werden und zwar aus folgenden Gründen:


1) die Emission von Papiergeld innerhalb der Grenzen 
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durch Demetallisierung des Geldumlaufs nicht in Gefahr bringen werden.


Aber diese Einwendung verliert jeden Halt, wenn man bedenkt, daß es genügt,


wenn eine der großen Handelsnationen (die einen großen Metallumlauf unterhal-


ten) zur zielbewußten, d.h. raschen und rücksichtslosen Demetallisierung schreit-


et, um einen Preissturz des Goldes, und dadurch eine allgemeine, internationale


Goldsperre herbeizuführen. Ein Preisfall des Goldes – auch wenn es sich nur 


_______________
obiger 400 Millionen Dollars wird durch einen entsprechenden Export von Metallgeld ausgeglichen


(80 Millionen-Anleihe Deutschlands). Es findet eine Demetallisierung des Umlaufs statt, aber die


Gesamt-Geldmenge bleibt unverändert.


2) Der Export vom überschüssig werdenden Metallgeld vermehrt den Geldumlauf in Europa


(Inflation), wodurch der Einfluß der amerikanischen Emissionen auf die europäischen Märkte übertra-


gen wird, was die Rückwirkung einer nordamerikanischen Inflation auf die Handelsbilanz aufhebt. Die


Inflation übt ja nur so lange Einfluß auf die Handelsbilanz aus, als wie sie einseitig bleibt.


Freilich: die Demetallisierung hat in dem Vorrat an exportfähigem Gelde (Gold) ihre Grenze und


diese Grenze ist durch die Greenbacks und Silberdollars sehr eng gezogen. Geht die Emission über


diese Grenze hinaus, so tritt, da der Geldexport aufhört – die Inflation ein. Die positive Handelsbilanz


verwandelt sich in eine negative und bleibt negativ, bis daß ein Goldagio den allgemeinen Preisstand


mit dem des Auslandes nivelliert.


Es kommt also auf die Grenzen an, die der Notenemission gezogen werden. Bleiben die


Vereinigten Staaten dabei, als Grenze nur die Bereitwilligkeit der Banken 2% Bonds zu verzinsen, so


kann man darauf rechnen, daß die Emissionen die Grenzen der möglichen Demetallisierung bald


überschritten haben werden. Denn der Zins (oder Diskont) ist kein Maßstab für die Bemessung des


Geldbedarfs.]
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um wenige Prozente handelt, hebt doch die wichtigste Voraussetzung einer


gesunden Währung (die Festigkeit des Geldpreises) auf und zwingt zur


Aufhebung der freien Goldprägung. Eine Schließung der Münzstätten nimmt aber


ihrerseits der Metallzirkulation noch den letzten Rest vom Scheine der


Existenzberechtigung.


Deshalb gäbe es auch keinen Halt mehr in der allgemeinen Demetallisierung,


so wie einmal der Anstoß gegeben ist. Wie bei der Silbersperre, würde der


Selbsterhaltungstrieb alle Nationen zur panikartigen Demetallisierung zwingen.


Die Geschichte der Silbersperre ist ja da und zeigt uns, wie es in der Welt


geht, wenn eine Nation die Münzen einzieht, einschmilzt und die Barren auf den


Warenmarkt bringt.


—


Und durch internationale Verträge! Könnte man nicht


vertragsweise die Gefahr einer allgemeinen Demetallisierung
dadurch beseitigen, daß sich die Mächte verpflichten, das Gold (trotzdem es


entbehrlich) im Umlauf zu erhalten, oder dasselbe wenigstens vom Warenmarkt


fernzuhalten, etwa wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika das Silber


aufgekauft und in Kellern vergraben haben, damit es nicht angeboten werde?


Daß man solches tun kann, unterliegt wohl ebensowenig einem Zweifel, wie


daß es zweifellos ist, daß keine Nation ihre Hand zu solchen


Schildbürgerstückchen reichen wird.
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Man bedenke doch nur die nächsten Folgen eines solchen Vertrages!


Dasselbe schöne Gold, welches als Material zu Schmucksachen so manches


Herz erfreuen könnte, und welches von den kühnen Prospektors in Alaska unter


Todesgefahren gewonnen worden ist, kaufen die Staaten mit Papiergeld auf, um


es dann auf Nimmerwiedersehen in den Kellern verschwinden zu lassen – und


das nur, um zu verhüten, daß das Gold billiger werde. Dabei bleibt die Gefahr


eines Vertragsbruches (Krieg, Staatsbankrott etc.) bestehen. Zwar gäbe es auch


hiergegen ein Mittelchen, denn die Staaten könnten das angekaufte Gold in das


Meer, wo es am tiefsten ist, versenken lassen; aber das würde solche Verträge


erst recht in das volle Licht der Lächerlichkeit rücken.


Sehen wir aber ab von diesen Bedenken, die sich einer vertragsweisen


Sicherung der Goldwährung


gegen die Gefahren einer Demetallisierung
entgegen stellen, so bleiben immer noch die Bestimmungen zu treffen für eine


eventuelle Lösung des Vertrages. Es müßten die Fälle vorgesehen werden,


welche die Aufgabe der Goldwährung bedingen.


Dabei würde es sich wieder herausstellen, daß diese Fälle nicht vertragsweise


bestimmt werden können,


ohne alle Voraussetzungen der Goldwährung
vertragsweise zu bestimmen. Diese Bestimmung der Voraussetzungen würde


aber einer Prüfung derselben gleichkommen!
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Über das zu erwartende Ergebnis einer solchen Nachprüfung will ich kein Urteil


abgeben. Aber so viel steht fest, daß diese Prüfung unter Umständen


der Goldwährung zum Verderben
gereichen kann; denn angenommen, die Goldwährung bestünde eine solche


nachträgliche, vor dem Forum der ganzen Welt abzulegende Prüfung nicht, so


wäre eine panikartige allgemeine Demetallisierung unausbleiblich.


Die Gefahren, die der internationale Vertrag beseitigen will, könnten also schon


durch die unentratbaren Vorbereitungen zu demselben herausgefordert werden.


Übrigens: Verträge und Goldwährung sind Widersprüche. Die Goldwährung


verfolgt ja gerade das Ideal einer internationalen Währung, die durch ihr eigenes


Gewicht, kraft ihrer natürlichen (!) Vorzüge ohne Vertrag sich alle Länder erobert.


Ein solches Ideal erweist sich zwar bei näherer Prüfung als ein Hirngespinst,


aber da die Goldwährung nun einmal dieses Ideal verfolgt, so hieße es, sie eines


ihrer vornehmsten Zwecke berauben, wollte man die Goldwährung durch interna-


tionalen Vertrag sichern.


Das Geldwesen bedarf der staatlichen, d.h. der zentralisierten Verwaltung


mehr als irgend eine andere staatliche Einrichtung. Natürliches Geld gibt es


nicht; selbst die in früheren Zeiten als Geld benutzten Waren – Tee – Vieh –


Muscheln – Silber etc. – waren kein natürliches Geld, denn immer war es ein


Zwang – Zwang der Sitte, der Gesetze, der wirtschaftlichen Verhältnisse – der 
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dieses Geld zum allgemeinen Accept brachte. Wenn es aber kein natürliches


Geld geben kann, so ist es klar, daß es auch keine natürliche, internationale


Valuta geben kann, denn die Valuta ist doch nur die Beziehung der nationalen


Währung zum Geldwesen des Auslandes. [So sagt Bamberger (Reichsgold, S. 5): „Das


einzige dauerhaft die Völker verbindende Tauschmittel ist in der vernunftgemäß für sich selbst


begründeten eigenen Geldverfassung jjedes einzelnen Staates gegeben.“


Also kann eine dauernd feste Valuta nur dadurch erzielt werden, daß die Grundsätze einer gesun-


den nationalen Währung zu internationaler Anerkennung gebracht werden.]


Auf die Erwähnung dieser wenigen Punkte will ich mich beschränken, um zu


zeigen, daß die Fundamente der Goldwährung nicht so fest sind, wie allgemein


angenommen wird und daß man gesetzlicher Bestimmungen für den Fall einer


Goldsperre in Ruhe nicht entraten kann.
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Leitender Gedanke
Da unser Geld von Haus aus Kapital ist und nur als Kapital zirkuliert, und da


die Waren nur auf gleicher Rangstufe mit dem Gelde ausgetauscht werden kön-


nen, so können die Waren nur so lange in die Zirkulation aufgenommen werden,


als diese kapitalistisch bleibt.


Ohne Zins – kein Geldumlauf und ohne Geldumlauf kein Warenaustausch.


Würde sich also infolge von vermehrter Produktion und vermehrter Vorräte das


Verhältnis vom Angebot zur Nachfrage auf dem Anleihemarkte zu Gunsten eines


Ausgleiches verschieben, so daß der Zins in Wegfall zu kommen drohte, so


würde sich das Geld vom Markte zurückziehen und dadurch die Zirkulation der


Produkte unterbrechen.


Infolge dieser Unterbrechung, die gleichbedeutend ist mit Absatzstockungen


und Arbeitseinstellung, geht die Produktion zurück, die Vorräte werden angegriff-


en, und auf dem Anleihemarkt verschieben sich die Verhältnisse zu Gunsten des


Zinses.


Das Geld vermag also die Produktion derart zu beherrschen und


einzuschränken, daß die Vorräte Kapital bleiben; jeder Versuch das Angebot auf


dem Anleihemarkt über diese Grenze hinauszuschieben muß mit Notwendigkeit


scheitern. Das Kapital bildet die Grenze der Produktion; jenseits derselben ist


alles Arbeiterreserve, Arbeitslosigkeit, Lagerhüter, kurz Überproduktion.


Den Grund, warum das Geld den Austausch der Produkte zu unterbrechen ver-


mag, warum das Geld von Haus aus Kapital ist, hat man in den


Edelmetalleigenschaften, in den Privilegien und in den eigentümlichen


Produktionsverhältnissen des Goldes zu suchen. Man kann das Geld auf unbes-


timmte Zeit ohne unmittelbaren Schaden dem Verkehr entziehen, dadurch den


Austausch der Produkte hemmen und den Zins erpressen.


Hebt man dieses Privileg durch Einführung eines Geldumlaufzwanges auf, so


ist das Geld nicht mehr von Haus aus Kapital, und die Warenzirkulation ist nicht


mehr notwendigerweise kapitalistisch. Ist aber die Zirkulation nicht mehr kapital-


istisch, so braucht es auch die Produktion nicht mehr zu sein, wenigstens so weit


es sich um Zins (nicht um Rente) handelt, denn die Warenproduktion ist nur ein


Zweig der Warenzirkulation.


55







Die Geldreform


———————————————————————————————————
Bd.1.    März 1902 Nr.1.


———————————————————————————————————


Handelsfreiheit
Die Zahl der Männer, die noch am Glauben der Väter, an der wundertätigen


Macht der Selbstbestimmung, an der Formel Laissez faire – laissez aller – fest-


halten und von der Selbständigkeit des Mannes die Überwindung aller


wirtschaftlichen Schwierigkeiten erwarten, schrumpft in Schrecken erregender


Weise zusammen und am Herzen der Getreuen, die noch zur Fahne halten, nagt


der Zweifel und lähmt die Berge versetzende Kraft, die im festen Glauben


wurzelt.


In hellen Haufen wenden die Apostaten sich der Religion der geborenen


Sklaven, der Staatskirche, zu. Was sie bis dahin angebetet, das wird verbrannt;


alles was sie sind und haben, opfern sie dem neumodischen Götzen.


Jedermann weiß, was diese allgemeine Fahnenflucht verursacht hat. Es ist


nicht die Kritik der Sozialisten, nicht das gegen die Handelsfreiheit zusammen-


getragene theoretische Belastungsmaterial, sondern ganz einfach der


wirtschaftliche Tatbestand.


Man hatte von der Handelsfreiheit erwartet, daß sie ein allmähliches Sinken


des Zinsfußes bis auf Null herbeiführen würde, man glaubte, daß durch wieder-


holte Erbschaftsteilungen, durch die natürliche wirtschaftliche Minderwertigkeit


der im Reichtum aufwachsenden Geschlechter der Grundbesitz pulverisiert und


so die Rente zu einem allgemeinen Volkseinkommen werden würde. Auch


dachte man, daß durch die Verbesserung der Verkehrsmittel, der


Handelseinrichtungen, die Wirtschaftskrisen ebenso leicht vermieden werden


könnten, wie man durch ebendieselben Einrichtungen schon Herr der ele-


mentaren Hungersnöten geworden ist. Die Optimisten gingen wohl noch einen


Schritt weiter und sagten, daß mit der zunehmenden Produktionskraft auch die


Steuerkraft des Volkes zunehmen müßte und daß mit Hilfe der reichlich fließen-


den 
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Steuerquellen der Staat gar bald zum Universalrentner erhoben werden könnte.


Von allen diesen schönen Hoffnungen ist bis heute keine Spur der


Verwirklichung zu sehen. Der Zins ist nicht gefallen, die Rente ist nicht zu einem


Volkseinkommen geworden. Die großen Vermögen haben allen


Erbschaftsteilungen siegreich widerstanden, die Wirtschaftskrisen ziehen immer


noch verheerend durchs Land, und nirgendwo ist der Staat auf dem Anleihemarkt


von der Nachfrage zum Angebot übergegangen.


Diese Tatsachen sind es, die die Zweifel an der Vortrefflichkeit der Handels-


freiheit haben aufkommen lassen und die die Widerstandskraft gegen die Kritik


der Handelsfreiheit gelähmt haben.


Man ging von der Ansicht aus, daß in den heutigen Gesetzen und wirtschaft-


lichen Einrichtungen alle Bedingungen für die fessellose Handelsfreiheit erfüllt


waren, und da die Erfahrung zeigt, daß die gegebenen Einrichtungen die


erwarteten Früchte nicht zeitigen, so läßt man die Freiheit fahren und flüchtet


sich in die Arme des Staates, der allein glücklich machenden Wirtschafts-


verfassung.


Gegenwärtige Zeitschrift verfolgt nun den Zweck nachzuweisen, daß, wie die


persönliche Freiheit abhängig ist vom Zustand der Kultur eines Volkes, auch die


Handelsfreiheit bestimmte wirtschaftliche Einrichtungen und Zustände voraus-


setzt.


Von der Pappel soll man keine Birnen erwarten, und die Macht der


Selbstbestimmung hat ihre Grenzen.


Im besonderen soll nachgewiesen werden,


1. daß der Zins nicht in Wegfall kommen kann, solange als Tauschmittel 


(Geld) ein Gegenstand in Gebrauch ist, der von Haus aus Kapital ist und


der infolgedessen die Produkte nur so oft und so lange in die 


Zirkulationsbahn aufnimmt, als wie diese kapitalistisch bleibt, den Über


schuß aber als Überproduktion von der Zirkulation ausschließt und 


zugrunde gehen läßt;


2. daß man der Wirtschaftskrisen nicht Herr werden kann, solange als 


Tauschmittel ein Gegenstand benutzt wird, dessen Angebot (Zirkulation) 


jeden Augenblick ins Stocken gerät; solange nicht als Geld ein 


Gegenstand funktioniert, dessen Angebot, unabhängig von den Bedenken


ängstlicher Krämer, vorsichtiger Kaufleute, kluger Spekulanten, scharfsin


niger Unternehmer, einem natürlichen,
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materiellen Zwange nachgebend, regelmäßig, wie die Sonne am Himmel


aufgeht, den Waren sich gegenüberstellt;


3. daß solange wir als Geld einen Gegenstand funktionieren lassen, der 


den Zins erzwingen kann, der den Absatz hemmen kann, die 


Steuerquellen niemals so ergiebig fließen können, um dem Staate zu 


gestatten sich au dem Stand der Schuldner in den der Gläubiger 


emporzuschwingen.


Diese Zeitschrift wird sich also in der Hauptsache mit dem Gelde befassen.


Daneben soll aber gezeigt werden, daß die Handelsfreiheit die erwarteten


Früchte nicht voll austragen kann, solange die Erde und alle ihre natürlichen


Hilfsquellen den Menschen nicht unter völlig gleichen Bedingungen zur


Ausbeutung ausgeliefert wird. Diese Zeitschrift wird also auch für die Henry
George’sche Grundsteuer eintreten. Da jedoch diese Angelegenheit von anderen


Zeitschriften, The Single Tax in Glasgow, Deutsche Volksstimme in Berlin,


National Singel Taxer in New York, schon behandelt wird, so wird ihr hier nur so


viel Zeit und Raum gewidmet werden, als nötig ist, um den Zusammenhang


zwischen dem wirtschaftlichen Zustand und unseren sozialen Einrichtungen


darzutun.


Und solange diese hier angedeuteten Reformen nicht durchgeführt sind, wird


diese Zeitschrift nicht dulden, daß die wirtschaftlichen Tatsachen, – Rente, Zins,


Bankrott, Arbeitslosigkeit, Krisen, Elend, Hunger – in irgend welche Beziehung


zur Handelsfreiheit gebracht werden.


Dadurch hofft sie die stutzig Gewordenen in ihrem Glauben an die


Selbstbestimmung zu bestärken und die gelichteten Reihen der Freiheitskämpfer


zum wirksamen Angriff wieder zu schließen.


—————————————


Anti-kapitalistisches Geld.
Die Höhe des reinen Zinses wird durch Nachfrage und Angebot auf dem


Anleihemarkt bestimmt. Verschiebt sich das Verhältnis des Angebots zur


Nachfrage, so findet diese Verschiebung in einer Veränderung des Zinsfußes


ihren Ausdruck. Würde sich das Verhältnis zugunsten eines völligen Ausgleichs


zwischen Nachfrage und Angebot verschieben, so würde mit diesem Ausgleich


der Zins auf Null fallen und damit das 
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Kapital als wirtschaftliche Erscheinung aus der Welt verschwinden. (Ich spreche


natürlich nur vom Zins, nicht von der Rente.) Das Kapital ist somit kein Ding,


sondern ein wirtschaftlicher Zustand, der uns anzeigt, daß auf dem Anleihemarkt


die Nachfrage das Angebot übersteigt.


Es fragt sich nun, ob die Nachfrage das Angebot (wie es seit historischen


Zeiten der Fall ist) immer übersteigen wird, ob ein Ausgleich überhaupt möglich


ist und ob ein solcher Ausgleich in absehbarer Zeit erwartet werden kann.


Auf der Tatsache, daß der Zinsfuß (also der brutto Zins) im Laufe dieses


Jahrhunderts im großen und ganzen eine fallende Neigung zeigt, gründet die


Hoffnung vieler, daß der Zins allmählich bis auf Null sinken wird. Sie hegen den


Glauben, daß die Ablösung des Kapitalzustandes in der natürlichen Entwicklung


der Dinge liegt.


Dieser, auf der Erfahrung einer verhältnismäßig kurzen Zeitspanne gebauten


Hoffnung stellen andere die Erfahrung von 3000 Jahren entgegen, um zu zeigen,


wie töricht jene Hoffnung ist; denn, sagen sie, wenn es in der natürlichen


Entwicklung läge, daß der Zinsfuß auf Null fällt, so müßten doch 3000 Jahre


genügen, um eine solche Entwicklung zur Reife zu bringen. Außerdem stellen sie


die Behauptung, daß der Zins gesunken sei, in Abrede und sagen, daß nur die


Risikoprämie gesunken ist – als Folge unserer konsolidierten wirtschaftlichen


Verhältnisse. Dabei geben sie für die Tatsache, daß trotz 3000-jähriger


Entwicklung der Zins nicht auf Null fallen will, auch eine Erklärung. Sie sagen,


daß, wenn der Zins auf Null fällt, auch der Reiz zum Sparen abnehmen muß,


was dann in dem Verhältnis von Angebot zur Nachfrage auf dem Anleihemarkt


eine Verschiebung zugunsten einer Zinssteigerung verursachen muß. Das


Sinken des Zinsfußes erzeugt automatisch die Kräfte, die den Zinsfuß wieder


hochtreiben – ähnlich wie ein elastischer Körper aus dem Fall die Energie zum


Sprung schöpft. Der Grund, warum der Zins nicht auf Null fällt, liegt also im


Menschen selbst, in der durch eine 3000-jährige Erfahrung erwiesenen Tatsache,


daß der Mensch mit dem Sparen aufhört, sowie ihn die Aussicht auf Zins nicht


mehr anspornt. Und die Folgerung, die sie aus solcher Darlegung ziehen, ist die,


daß die Menschen umgewandelt werden müßten, soll der Kapitalzustand


aufhören.


Aber da sind wiederum andere, die sich von einer jahrtausend alten Erfahrung


nicht verblüffen lassen und denen 
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auch die gegebene Erklärung nicht genügt. Der Kapitalzustand, sagen sie, hat


seinen Grund in den Kriegen, in der mangelhaften Entwicklung der Arbeits-


teilung, in der Fehlerhaftigkeit der Produktionsmittel. Der lange Winterschlaf, den


man Mittelalter nennt, zählt überhaupt nicht mit. Ihre Zeitrechnung beginnt mit


der Ausbreitung der Eisenbahnen. Wir hätten, sagen sie, in Europa überhaupt


schon längst den Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot erreicht, wenn


nicht bisher die ganze Welt in Europa mit Produktionsmitteln sich versehen hätte.


Wenn erst die Länder mit rückständigen Produktionsmethoden wie Asien, Afrika,


Südamerika ihren eigenen Bedarf an Produktionsmitteln decken, so daß die


Nachfrage auf dem europäischen Anleihemarkt sich auf den heimischen Bedarf


beschränkt, dann ist der Ausgleich sofort da und der Kapitalzustand hat ein


Ende. Wir sehen es ja an den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wie schnell


ein Volk auf dem internationalen Anleihemarkt von der Nachfrage zum Angebot
übergehen kann, sobald es mit geschulten Kräften an eine planmäßige


Produktion geht. Nun laßt die 400 Millionen sparsamen, fleißigen und intelligen-


ten Chinesen mit modernen Maschinen schaffen und ihre Ersparnisse auf den


internationalen Arbeitsmarkt werfen! Ob da nicht der ersehnte Ausgleich statt-


finden muß?


So kritisieren sie die Tatsache des 3000-jährigen kapitalistischen Zustandes


und zu der Erklärung dieses Zustandes, wonach also der Zins Postulat des


Sparens sein soll, sagen sie: Wie, steht nicht das Sparen in allererster Linie im
Verhältnis zu den Anstrengungen, die das Sparen erfordert, und nehmen diese


erforderlichen Anstrengungen nicht in genau demselben Verhältnis ab, wie der


Zinsfuß sinkt? Der Zins muß doch von der Arbeit aufgebracht werden und den


Arbeitern muß deshalb das Sparen um so schwerer fallen, je höher der Zinsfuß


steht. Der Reiz selbst einmal Zinsen zu beziehen, spornt heute gewiß manchen


an, die gewaltige Energie, die die Zinslasten heute von den Sparern fordern, zu


verausgaben – aber das Sparen würde in ungleich größerem Maßstab betrieben


werden, wenn der Wegfall der Zinslasten das Sparen in den Bereich der Massen


brächte. Viel wirksamer als die Aussicht auf hohe Zinsen, ist die Erleichterung


des Sparens, die der Wegfall der Zinslasten bedeuten würde. Als Beweggrund


zum Sparen genügt (zumal wenn das Sparen durch den Wegfall der Zinsen erle-


ichtert wird) die Aussicht, 
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im Alter oder in Notfällen etwas zuzusetzen zu haben. Die Aussicht auf den


Zinsgenuß ist durchaus nicht Vorbedingung des Sparens – das beweist die


Tatsache, daß noch heute viele Sparer nach alter Weise, auf Zins verzichtend, in


Strümpfen ihre Ersparnisse aufbewahren; das beweist die Tatsache, daß dort, wo


der Zins am niedrigsten ist (Europa), das Sparen am intensivsten betrieben wird.


Aber was raten uns die Leute, die solch biedere Ansichten vertreten, um aus


dem Kapitalzustand herauszukommen? Warten, sagen sie, bis daß die Aus-


breitung der modernen Produktionsmethoden über die heute noch rückständigen


Länder, wie China etc. die Nachfrage auf dem internationalen Anleihemarkt ent-


lastet und das Angebot verstärkt.


Also, warten, warten! Welch ein Trost nach 3000-jährigem Warten! Viel


Optimismus gehört jedenfalls zum Glauben, daß ein Zustand, der jetzt schon seit


mehreren tausend Jahren ohne die geringste Unterbrechung anhält, einfach


durch Warten abgelöst werden kann.


Durch den Nachweis, daß der Wegfall der Zinslasten eine das Reizmittel des


Zinsgenußes zum mindesten ersetzende Anregung zum Sparen bedeutet – wird


zwar die landläufige Erklärung des 3000-jährigen Kapitalzustandes unhaltbar


gemacht – aber um so rätselhafter wird der Zustand selber, – denn die


Erklärung, daß der Kapitalzustand eine Folge der Kriege, der mangelhaften


Produktions- und Verkehrsmittel sei, ist doch allzu fadenscheiniger Natur. Das


18. Jahrhundert, das zum Beweis des allmählichen Sinkens des Zinsen herange-


zogen wird, ist eines der kriegerischsten aller Zeiten gewesen und wenn auch


die Produktionsmittel vielfach verbessert worden sind, so wird dieser Vorteil von


dem Nachteil der viel größeren Dichtigkeit der Bevölkerung und der dadurch


verursachten schweren Rentenlasten, zusammen mit den sich jagenden


Wirtschaftskrisen, vielleicht mehr als ausgeglichen.


Nein, für einen 3000-jährigen stets sich selbst gleich bleibenden Zustand 


können vorübergehende Erscheinungen, wie Kriege etc. nicht als Erklärung


dienen – vielmehr müssen wir für die 3000-jährige gleichmäßige, ununterbroch-


ene Wirkung eine gleich alte und gleichmäßige Ursache finden. Suchen wir sie.


An unserem Gelde ist schon manches als anormal und zweckwidrig ausge-


setzt worden. Die verschiedenen, unge-
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lösten Währungsfragen beweisen das. Wäre es da nicht möglich, daß der anor-


male Kapitalzustand im Gelde seine Ursache habe? Der Umstand, daß unser


Geldwesen ebenso alt ist, wie der Kapitalzustand, muß uns von vornherein


verdächtig erscheinen, denn zwei verschiedene Zustände, die ohne irgendeine


Unterbrechung 3000 Jahre parallel miteinander laufen, lassen vermuten, daß


einer den anderen bedingen muß.


Marx sagt (1. Bd, S. 110): Geld, das dem Handel dient, verwandelt sich in


Kapital, wird Kapital, und ist schon seiner Bestimmung nach Kapital.  Und


Proudhon drückt sich wie folgt aus: Merkwürdigerweise hat man bisher das Gold


als den Schlüssel des Warenaustausches betrachtet, während es nichts als der


Riegel ist. Das Gold ist gleich einer Wache, welche am Eingang des Marktes


aufgestellt ist und den Befehl hat – niemanden passieren zu lassen. (Mülberger:


Weder Silber noch Gold).


Leider haben sich sowohl Marx wie Proudhon mit der Feststellung dieser merk-


würdigen Tatsache begnügt und nicht weiter nach den Gründen geforscht. So


erklärt es sich nur, daß Marx (S. 130) Waren- und Geldbesitzer ausdrücklich als


ebenbürtige Warenbesitzer bezeichnet, in direktem Widerspruch mit obiger


Aussage, denn wenn Geld an und für sich Kapital ist, so kann es dies nur auf


Kosten der Waren sein. Diese Kosten heben aber die Ebenbürtigkeit notwendi-


gerweise auf.


Unser Geld zirkuliert die Waren nur unter der Bedingung, daß ein Zins, ein


Tribut oder Mehrwert entrichtet wird. Sträubt sich die Ware gegen die Zahlung


dieses Tributs, so zieht ich das Geld vom Markt zurück; es unterbricht dadurch


den Austausch der Produkte und wartet dann so lange, bis daß die


Warenbesitzer den Tribut bezahlen. Denn das Geld ist zur Zirkulation der Waren


unentbehrlich; die Waren müssen früher oder später die Geldform annehmen.


Aber wie kommt es, daß das Geld den Austausch der Waren unterbrechen,


daß es sich seinen Tribut erpressen kann? Weil unser Geld als Ware betrachtet,


besser als alle übrigen Waren ist – weil unser Geld sich ohne direkten Schaden


vom Markt zurückziehen kann, was keine andere Ware tun kann. Unser Geld,


aus Edelmetall hergestellt, ist nicht wie die Waren der Zerstörung durch die


Elemente der Natur ausgesetzt, es beansprucht keinen teuren Raum, es ist nicht


dem Wechsel der Mode, dem Wettbewerb neuer, bes-


62







serer Modelle unterworfen, es ist im höchsten Grade teilbar, transportfähig und


zu jeder Zeit, an jedem Ort verkäuflich. Niemand wird deshalb Geld gegen
Waren ohne eine diese Privilegien kompensierende Vergütung umsetzen und
deshalb ist das Geld Kapital.


Das Geld, d.h. unser bisheriges Geld, ist also richtig, wie Marx sagt, Kapital


und, wie Proudhon sagt, ein Riegel. Wenn aber das Geld, das Zirkulationsmittel,
Kapital ist, so können die Waren nur mit Zins belastet, also auch nur als Kapital
zirkulieren. Der Tribut, den sie bei ihrer Aufnahme in den Handel an das Geld


zahlen mußten, erhebt sie zur Rangstufe des Geldes, also des Kapitals. Wenn


aber die Waren nur als Kapital zirkulieren können, dann ist ja die Erklärung für


den 3000-jährigen Kapitalzustand gefunden. Die Ersparnisse der Produzenten


können nur in der Geldform den Anleihemarkt betreten, und da Geld Kapital ist,


so müssen auch diese Ersparnisse Kapital sein. d.h. die Ersparnisse gelangen


nur unter der Bedingung auf den Anleihemarkt, daß das Angebot hinter der


Nachfrage bleibe.


Proudhon erkannte richtig, daß die Ablösung des Kapitalzustandes nur nach


Herstellung völliger Ebenbürtigkeit zwischen Waren und Geld erreicht werden


könnte, da er aber den Grund, warum diese Ebenbürtigkeit nicht schon von vorn-
herein existiert, unerforscht ließ, so wurde er auf eine falsche Spur geleitet. Er


wollte die Waren auf die Rangstufe unseres heutigen, mit tausend Privilegien


ausgestatteten Geldes erheben; er wollte die Waren – als Ware – besser


machen als wie sie von Natur aus sind! Aber an dem Charakter der Waren läßt


sich schlechterdings nichts ändern – weder Warenbanken, noch


Genossenschaften werden jemals Ziegelsteinen die Transportfähigkeit des


Geldes, dem Häcksel der Verkäuflichkeit des Geldes, den Kartoffeln die


Haltbarkeit des Geldes, der Baumwolle den geringen Raumbedarf des Geldes


etc. etc. verschaffen. Die Waren werden – als Ware betrachtet – dem Inhaber


niemals die Möglichkeit bieten, sie nach Wunsch, Interesse oder Laune vom


Markt zurückzuziehen, um bessere Konjunkturen abzuwarten oder um solche zu


erzwingen.


Die Lösung des Problems muß also in der gerade entgegengesetzten Richtung


gesucht werden. Nicht durch die unmögliche Erhebung der Waren auf die


Rangstufe unseres 
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heutigen Geldes, sondern umgekehrt durch Herabsetzung des Geldes auf die


Rangstufe von Arbeit und Ware, soll die Ablösung des Kapitalzustandes ange-


bahnt werden. Also durch Verschlechterung des Geldes als Ware, durch


Unterwerfung des Geldes unter denselben Verkaufs- und Umlaufzwang, dem die


Waren samt und sonders in Folge ihrer körperlichen Eigenschaften unterliegen,


durch Entziehung des Privilegs, welches dem Gelde die Möglichkeit bietet, den


Warenaustausch (behufs Erpressung des Zinses) zu unterbrechen.


Geld also, daß weder Riegel des Warenaustausches noch Kapital an und für


sich ist – anti-kapitalistisches Geld – als Tauschmittel von Arbeitsprodukten die


an und für sich auch nicht Kapital sind. Das wäre der Weg, der zur Ablösung des


Kapitalzustandes führen könnte.


Eine neue Methode  für die Ermittlung des Geldpreises. [I]
Für eine zielbewußte öffentliche Verwaltung des Geldes, wie auch für eine


zweckförderliche Besprechung der Währungsfragen ist eine sichere, einwand-


freie, den Privatinteressen entrückte Methode der Geldpreisbestimmung gle-


ichzeitig Voraussetzung und Grundlage. So lange eine solche Preisbestimmung


fehlt, ist alles, was man für und gegen die Währung sagt, verlorene Mühe, wenn


nicht eitel Geschwätz.


Dies ist so klar, so selbstverständlich, daß es banal erscheint, es aus-


zusprechen.
Und dennoch, obschon die Notwendigkeit einer Geldpreisermittlung so selb-


stverständlich ist, fehlt es bisher an einer solchen vollständig. Ja, noch mehr,


man hat bis heute noch nicht einmal den Versuch gemacht, den Preis des


Geldes offiziell zu ermitteln, ganz abgesehen davon, daß von einer Einigkeit über


die für eine solche Preisbestimmung anzuwendende Methode keine Rede ist.


Jeder bestimmt den Preis des Geldes nach seiner Fasson, von seinem


Standpunkt, oder gar von seinen Interessen aus; während der Gläubiger über


eine Baisse klagt, schreit der Schuldner Zeter Mordio, daß man ihn mit der


Goldwährung bestohlen hat.


Und während so die Interessenten in zänkischem, unfruchtbarem Streit sich


heiser schreien, stehen die Vertreter der 
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Wissenschaft abseits und sagen im gleichmütigsten Ton, daß, bevor überhaupt


die Angelegenheit untersucht werden kann, die „Wertfrage“ gelöst werden muß.


Es wäre verfrüht und es könnte nur Unsinn zu Tage fördern, wollte man unter


Umgehung des „Wertproblems“ die Währungsfragen behandeln. Daher kommt es


auch, daß für die Wissenschaft eine Währungsfrage nicht existiert, daß sich die


Wissenschaft mit der Währung überhaupt nicht befaßt. Das beweist zur Genüge


schon der Umstand, daß von allen Voraussetzungen der Goldwährung bis heute


keine einzige wissenschaftlich erweisen worden ist. Die Währungsfrage gilt eben


als ein Zweig der Wertfrage, der mit dieser zusammen erledigt werden wird.


Wie steht es aber mit dieser „Wertfrage“, von deren Erledigung man das


Schicksal der Währungsfrage abhängig macht? Ist die Erörterung so weit


gediehen, daß eine Lösung in absehbarer Zeit erwartet werden kann? Möglich ist


es und zwar glaube ich, daß man schließlich einsehen wird, leeres Stroh mit der


Wertfrage gedroschen zu haben, daß die Wertfrage hohl ist, daß der Ausdruck


„Wert“ ein Nichts deckt. Es ist nichts da, hinter diesem Ausdruck, nicht einmal


eine Täuschung etwa wie die Fata morgana, nicht einmal ein Stück unverdauter


Kartoffel wie in einem Traum. Die Geschichte des Königs, der im Hemde durch


die Straßen lief, wird, das ist meine Überzeugung, früher oder später sich hier


wiederholen.


Ich für meinen Teil gestehe und empfinde dabei ein Gefühl innerer Beruhigung,


daß mir der sogenannte Wert bisher noch niemals weder im Traum noch bei der


Arbeit „erschienen“ ist, daß ich nicht weiß, wo, wie, wann, was oder warum er ist,


wo ich „ihn“ suchen, wo ich ihn unterbringen muß.


Ich habe ihn bisher ruhig ignoriert und bin gut dabei gefahren. Und das scheint


mit der beste und vielleicht auch der einzig mögliche Beweis dafür, daß der Wert


nicht „ist“. Denn schließlich, wie will man beweisen, daß ein Unbestimmtes, das


ein anderer wahrzunehmen vorgibt, nicht existiert und zwar für beide nicht


existiert, zumal dem anderen die Ausrede zu Gebote steht, daß das, was er


wahrzunehmen vorgibt, mit nichts Irdischem vergleichbar ist und keine


Eigenschaft hat?


Wenn z.B. aus der Tatsache, daß auf dem Markt 1 Paar Schuhe gegen 


2 Hühner, oder 3 Hämmer oder 4 Hüte 
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etc. ausgetauscht werden, gefolgert wird, daß in diesen verschiedenen Dingen


etwas Gemeinsames wenn auch Unbestimmtes, was man Wert nennt, steckt, so


könnte man vielleicht nachweisen, daß diese Folgerung nicht notwendig, aber


niemals, daß sie falsch ist. Denn um das Falsche der Folgerung nachzuweisen,


müßte man vorher dem angegriffenen Unbestimmten, das man selber für ein


Nichts hält, selber erst willkürlich irgend eine Form geben. Das Falsche steht


überall im Wege, es wird wie Treibholz schließlich irgendwo aus der Bahn gewor-


fen, aber das „Nichts“ stößt nirgendwo an, es erzeugt keine Widersprüche, es


kann ewig herumgeschleppt werden und das einzige ist, daß es den Ballast der


Sprache um ein Wort bereichert.


Nun gibt es freilich Theorien die Menge, die den „Wert“ zu stimmen bezweck-


en, aber was würde es frommen, wenn man diese Theorien der Reihe nach zu


widerlegen unternähme? Der Wertgläubige oder Wertvisionär würde aus einer


Theorie in die andere flüchten und immer die Ausrede haben, daß „er“ die


Werterscheinung nur ungenügend betrachtet hatte. Der Erscheinung selber aber


würde – da sie nicht existiert – ein solcher Windmühlenkampf nichts anhaben.


Deshalb kann man den Wertglauben nur ignorieren und über ihn hinweg zur


Tagesordnung, hier also zum Geldpreis, übergehen.


Für die Ermittlung des Geldpreises gibt es zwei Methoden. Nach der ersten


Methode werden die Preise einer möglichst großen Anzahl der wichtigsten


Waren, von Staatswegen periodisch ermittelt und nach der Bedeutung klassi-


fiziert.


Diese Methode, die in meiner Schrift „Die Anpassung des Geldes an die


Bedürfnisse des Verkehrs“ S. 36 – 41 ziemlich ausführlich beschrieben ist, ist


leicht durchzuführen und würde für die Praxis völlig ausreichende Resultate


ergeben. Sie hat nur den Nachteil, daß der Staat die Preise der Waren zu ermit-


teln haben würde.


Die andere Methode, die viel näher liegt, jedermann verständlich ist, völlig ein-


wandfreie Resultate ergibt und obendrein den Staat von jeder Verantwortung ent-


bindet, habe ich merkwürdigerweise noch nirgendwo vorgeschlagen oder


beschrieben gesehen, obschon sie sozusagen „in der Luft“ liegt. Nach dieser


Methode wird das Differenzkonto der Kaufleute und Produzenten unmittelbar


zum Zeugnis genommen, ob das Geld im Preise gewährt hat oder nicht. Hier gilt


der Grund-
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satz, daß wenn sich die Differenzen bei allen Kaufleuten und Produzenten aus-


gleichen, der Beweis erbracht ist, daß das Angebot von Geld dem Angebot von


Waren angepaßt war. Zur Feststellung der für diese Methode nötigen Tatsachen


werden die Kaufleute und Produzenten angehalten, periodisch zu erklären,


wieviel in Prozenten des Lagers beziehungsweise Umsatzes die Differenzen


betragen. Diese Erklärungen werden gesammelt, die Differenzen pro und contra


voneinander abgezogen und der Rest in% des Gesamtumsatzes ausgerechnet.


Dieser Prozentsatz würde genau den Betrag angeben, um welchen das


Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld geschwankt hat.


Der Sachverhalt läßt sich übrigens schematisch leichter dem Begriff nahe


bringen.


Nehmen wir an, es würde durch Gesetz jeder verpflichtet, periodisch (etwa ein-


mal jährlich bei Kleinbetrieb und einmonatlich bei Großbetrieben) über den aus


Preisdifferenzen erwachsenen Vor- und Nachteil Mitteilung zu machen.


Um dieser Pflicht nachzukommen und die Differenzen zu berechnen, zieht


jeder in seinem Inventarbuch neben den bestehenden Kolonnen noch drei neue


– nämlich eine für den Einstandspreis und zwei andere für die Differenzen plus


und minus. Bei den Produzenten von Naturprodukten (Landwirte, Grubenbetriebe


etc.) würde statt des Einstandspreises der vorgängige Preis und in der Rubrik


„Lager“ die verkauften Produkte eingetragen werden.


Die so ergänzten Inventarbücher würden dann etwa wie folgt lauten:


Kaufmann N.
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_________


Goldtrust !
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.


Vorwort.
Mit folgenden Zeilen bezwecke ich die allgemeine Aufmerksamkeit auf die


Gefahren organischer Fehler unseres Geldwesens zu lenken und durch den


Hinweis auf den Sumpf von Widersprüchen in dem die Währungsfrage von ihren


bisherigen Wortführern schmählich verlassen worden ist, die Notwendigkeit


klarzulegen, daß die unmittelbar interessierten Kreise – also in erster Reihe die


Herren Kaufleute – die Diskussion der Währungsfrage wieder aufnehmen sollen.


Wie der Kaufmann, so dient auch das Geld dem Austausch der Produkte und


ist daher die Währungsfrage eine Frage des Warenaustausches, also eine spez.


kaufmännische Angelegenheit. Es ist ja immer mit Freude und Dank zu


begrüßen, wenn auch andere Kreise sich an der Diskussion beteiligen, wenn


namentlich wissenschaftliche Gründlichkeit dabei nicht fehlt, aber wenn, wie es


bisher zum 







Nachteil der Sache der Fall gewesen ist, der Überblick vor lauter Wissenschaft


und Gründlichkeit verloren geht, so ist ein Fortschritt unmöglich.


Das Geld soll der Ware dienen und nur ein Mann, der mit dem Charakter der


Ware durch langjährige Praxis vertraut geworden ist, kann einen vollen Überblick


über alle bei der Währungsfrage in Betracht kommenden Verhältnisse gewinnen.


Vielleicht, um einzelne Teile auf dem weiten Gebiet der Währungsfrage tief in das


innerste Wesen eindringend zu behandeln, kann die in der Schule und aus


Büchern geschöpfte Weisheit wichtige Dienste leisten – aber wer nur Schulen


besucht und Bücher gelesen, bleibt notwendigerweise ein Dilettant in diesen


Sachen.


Und diesen Vorwurf wird sich schließlich auch der Kaufmann gefallen lassen


müssen, der lediglich aufgrund der Praxis, ohne theoretische Erkenntnis, die


Währungsfrage zu behandeln unternimmt. Theorie und Praxis vereint können


allein das Ziel erreichen, doch nicht etwa in dem Sinne, daß sich Theorie und


Praxis die Hände reichen, sondern Theorie und Praxis müssen in einer Hand


vereinigt sein. Also die Praxis, die in die Theorie eindringt, oder die Theorie, die


sich in der Praxis ausbreitet. Theorie und Praxis bedürfen der gegenseitigen


Anregung. Nun hat man den Fall des öfteren schon erlebt, daß Kaufleute ihr


Wissen durch theoretische Studien zu bereichern und zu befruchten suchten,


aber niemals ist es vorgekommen, daß die Wissenschaft Anregungen in der


kaufmännischen Praxis suchte; und dieser Fall wird aus gewissen Gründen auch


fernerhin niemals vorkommen.


Deshalb rufe ich den Kaufleuten zu: Auf ! an das theoretische Studium des


Geldes, eurer ureigensten Angelegenheit; von Euch allein ist eine endgültige


Erledigung dieser wichtigsten aller sozialen Fragen zu erwarten.


Les Hauts-Geneveys (Kt. Neuchâtel).


Silvio Gesell.
1.


Einigkeit macht stark. Diese Wahrheit erkennend rotten sich die Produzenten


der verschiedensten Stoffe zusammen, um durch Bildung von Kartellen,


Syndikaten, Ringen, Trust gemeinsam eine Hebung der Preise ihrer Erzeugnisse


zu erzwingen.


Die Preise einer Reihe von Rohstoffen stehen heute unter der Kontrolle solcher


Vereinigungen, und die Dividenden zeigen, welche Macht aus einmütigem


Vorgehen erwächst. Beispiele brauche ich nicht anzuführen, jedermann kennt die


glänzenden Erfolge, die schimmernden Zahlen.


Was Wunder, wenn der Wunsch nach Mehrung der Dividenden, nach


Vergrößerung der Renten, nach Erhöhung der Löhne, immer breiteren Schichten


die Notwendigkeit eines Zusammenschlusses klarlegt. So sehen wir, wie die


Konsumenten in mächtigen Vereinen Einfluß auf die Preise der Produkte zu


gewinnen suchen, wie der gemeine Lohnarbeiter sich alle Tage klarer bewußt


wird, daß in der Einmütigkeit die Kraft zu finden ist, um die Löhne über 
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die Kosten seiner eigenen Reproduktion zu erheben, wie selbst der schwerfällige


Bauer, durch ausreichende, deshalb wesentlich zu erhöhende Zölle seine


ökonomische Lage zu verbessern trachtet.


Man hat die Triebkraft, die diese Jagd nach höheren Preisen beseelt, mit dem


Geiste der Räuber und Wegelagerer verglichen, man hat die Trusts unehrlicher


Motive bezichtigt, aber nur völlige Unkenntnis der wirtschaftlichen Gesetze, die


die Preise beherrschen, könnte ein solches Urteil fällen. Jeder sucht, jeder wird


durch die Lage der Verhältnisse dazu gezwungen, seine Produkte so teuer wie


irgend möglich abzusetzen. Jeder beutet die Verhältnisse aus, so gut er kann;


jeder strebt danach, möglichst viel mit möglichst wenigem einzutauschen. Also


weshalb soll man dem Kohlenbesitzer dieselbe Handlung anders bewerten, als


dem Bauer, dem Richter, dem König, dem ganzen Volke? Vielleicht bei den


Zöllen ließe sich gegen diese Beurteilung der Preistreiberei einwenden, daß,


während die Produzenten die Hilfe des Staates beanspruchen und daß sie diese


Hilfe durch Verdrehung der Tatsachen zu erlangen suchen. Wenn die Agrarier


z.B. behaupten, daß nicht sie persönlich, sondern die Landwirtschaft die Zölle


verlangen, so ist das mehr klug als wahr. Aber nur die Schwachen lügen; der


mächtige Kohlengrubenbesitzer z.B. braucht zu ähnlichen Mittelchen nicht zu


greifen. Das Bewußtsein der Kraft macht den Menschen aufrichtig, und niemand,


der seiner Sache sicher ist, wird behaupten, daß er die Preise im Interesse sein-


er Industrie erhöht. Er sagt es geradeaus – im eigenen, persönlichen Interesse


erhöhe ich die Preise und basta. Aber schließlich, wer hat ein Recht das faden-


scheinige Lügengewebe, womit die Zollforderung umgeben wird, zu kritisieren?


Durch Lügen, Verheimlichung, Vorspiegelungen, durch den Schein suchen die


Produzenten ohne Ausnahme ihren Produkten eine günstige Stellung auf dem


Markte zu verschaffen. Seine gepfefferte Rechnung rechtfertigt der Advokat


durch die Berufung auf ein vieljähriges kostspieliges Studium – er verheimlicht,


daß ohne das Bier das Studium billig und kurz gewesen wäre. Der Medizinmann


verschreibt die Drogen in unverständlicher Sprache, mit unleserlicher Schrift, um


den Schein zu seinem Vorteil auszubeuten. Der Pferdehändler macht den Käufer


nicht aufmerksam auf die verborgenen Fehler seines Kleppers, und der Bäcker


hütet sich wohl dem Käufer zu sagen, daß er eine tote Maus in dem Mehl gefun-


den habe. Also warum sich darüber aufhalten, wenn jemand seine schwache


Position durch allerlei Unwahrheiten zu stützen such. In einer Gesellschaft, wo


jeder lügt, jeder stiehlt, gibt es weder Lüge noch Diebstahl. Die Worte, die


Begriffe werden im voraus von allen umgewertet, und die reine Wahrheit blickt


strahlend selbst aus dem dichtesten Lügengespinst hervor. Wenn jemand im


Handel heute die reine Wahrheit sagen wollte, so würde er lügen, denn er muß


wissen, daß er mißverstanden würde, daß im Verkehr die Ausdrücke, die


Sprache, die Gebärden eine andere, umgewertete, abgeschwächte oder ver-


stärkte Bedeutung haben.


(Fortsetzung folgt.)
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Die Geldreform
———————————————————————————————————


Bd.1. April 1902 Nr.2.


———————————————————————————————————


Offener Brief an die Herren Professoren
Mommsen und Virchow.


Im Mai 1895 brachte der „Verein zum Schutz der deutschen Goldwährung“ ein


Rundschreiben zum Versand, worin zum Eintritt in den Verein eingeladen wurde.


Dieses Rundschreiben war auch von ihnen unterzeichnet und gaben Sie damit


ein öffentliches Urteil zugunsten der Goldwährung ab.


Wenn Männer von Ihrer Bedeutung ein Urteil über irgend eine politische Frage


abgeben und damit öffentlich hervortreten, so wird jeder im Volke annehmen,


daß sie die in Frage kommenden Verhältnisse sämtlich mit derselben


Gründlichkeit und Gewissenhaftigkeit, mit derselben Geistesschärfe und


Wahrheitsliebe geprüft haben, der sie ihre wissenschaftliche und nationale


Bedeutung verdanken, und hierauf bauend verlassen sich die Wähler auf ihr


Urteil. Denn selbst vom gewissenhaftesten Wähler wird niemand erwarten, daß


er den Melkstuhl, den Besen, das Mikroskop wegstellen wird, um alle Fragen, die


ihm in letzter Linie zur Entscheidung vorgelegt werden, theoretisch zu ergründen.


Vollends in den Währungsfragen ist der Wähler geradezu darauf angewiesen,


sich auf das Urteil von Vertrauensmännern zu verlassen. Der vielgeplagte


Wähler sagt sich: ich habe die Zeit nicht, um die Währungsfrage zu studieren, ich


weiß nicht, was an der Goldwährung ist, aber wenn Mommsen und Virchow dafür


stimmen, so ist das Beweis genug,


daß alle Voraussetzungen der Goldwährung
gewissenhaft und in das Wesen eindringend geprüft wurden und sich als zutref-


fend erwiesen haben. Und weil ich darauf schwören kann, stimme ich für die


Goldwährung.


Wir alle wissen, daß es sich in der Praxis der Wahl so verhält, auch der Verein


zum Schutz der Goldwährung weiß 
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das. Denn schließlich, welchen Zweck hatte es, die Einladung des Vereins von


einer langen Reihe betitelter Persönlichkeiten unterzeichnen zu lassen, wenn


nicht den, auf das Urteil von Urteilslosen mittels der oben angedeuteten


Gedankenassoziation einzuwirken?


Der feste Glaube, daß Sie zugunsten der Goldwährung kein öffentliches Urteil


abgeben würden, wenn Sie nicht alle Voraussetzungen derselben mit größter


Gewissenhaftigkeit geprüft hätten, hat zur Folge, daß ungezählte Urteilslose ihre


Stimme für die Goldwährung abgeben, und das war es auch was der Verein von


Kommerzienräten bezweckte, als er Sie um Ihre Unterschrift ersuchte.


Nun gestatte ich mir die Frage. Können Sie mit Freimut die Versicherung


abgeben, daß Sie die Währungsfrage mit derselben Geistesschärfe,


Gewissenhaftigkeit, Sachkenntnis und Gründlichkeit geprüft haben, die sonst


allen Ihren Arbeiten zugrunde liegen? Haben Sie alle Voraussetzungen der


Goldwährung so gründlich geprüft, wie man durch Ihren Beitritt in den Verein


zum Schutze der Goldwährung allgemein annimmt, allgemein annehmen muß?


Die Frage ist Ihnen vielleicht peinlich, weil Sie im Zusammenhang mit obigen


Ausführungen Ihren Eintritt in den Verein zum Schutze der Goldwährung eine


Bedeutung gibt, an die Sie vielleicht nicht gedacht haben. Aber sie muß gestellt


und beantwortet werden. Es könnte sonst vorkommen, daß Bauernfänger Ihren


Namen mißbrauchen, zumal es sich um eine Sache handelt, in der der Profit


eine Rolle spielt. Für Unzählige entscheidet die Währungsfrage über Sein oder


Nichtsein, ob reich oder arm, satt oder hungrig. Ungezählte Milliarden harren hier


der Entscheidung, um die Besitzer zu wechseln.


Bei solchen Geschäften ist jedes Mittel gerade gut genug und der Mißbrauch


von Aussprüchen berühmter Männer ist immer eines der wirksamsten Mittel


gewesen, um Stimmen zu gewinnen. Darum wiederhole ich die Frage: Können


Sie das von Ihnen zugunsten der Goldwährung abgegebene Urteil mit der vollen


Autorität Ihrer allgemein anerkannten Gewissenhaftigkeit und Gründlichkeit


beschweren?


Nun, ich will Ihnen die peinliche Antwort ersparen, ich will an Ihrer Stelle die


Frage verneinen. ich will sogar einen Schritt weiter gehen und sagen, daß Sie


während Ihres ganzen so fruchtbaren Lebens noch niemals eine Stunde stiller


Be-


Betrachtung
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trachtung der Währungsfrage gewidmet haben. ja so ist es; und Sie brauchen


über dieses Eingeständnis nicht zu erröten; schon viele ausgezeichnete Männer


haben ihre volle Unwissenheit in Währungsfragen mit nonchalance, sogar mit


Stolz eingestanden. Es ist nicht jedermanns Sache, sich mit diesem Hexendreck


abzugeben.


Aber wie war es dann möglich, daß Sie über die Währungsfrage ein öffentlich-


es Urteil abgeben konnten? Auch diese Frage will ich für Sie beantworten: Sie


hielten die Währungsfrage für so einfach, die Antwort auf dieselbe für so selb-


stverständlich, daß Sie die Angelegenheit einer näheren Prüfung überhaupt nicht


für würdig hielten. Sie ließen in dieser „Bagatellsache“ einfach Ihren natürlichen


Verstand urteilen. Das, durch ein langes Leben fruchtbarster Arbeit befestigte


Vertrauen in das eigene Urteil gab Ihnen ja schließlich auch ein gewisses Recht


so zu handeln.


Doch ich habe Grund anzunehmen, Ihre Unbefangenheit in den


Währungsfragen sei so groß, daß ohne Beweise Ihrer völligen Unwissenheit Sie


gar nicht zum Bewußtsein derselben gelangen werden, und deshalb beeile ich


mich diesen Beweis zu erbringen.


In dem zu Anfang erwähnten Rundschreiben heißt es, „daß die Goldwährung


sich als eine der heilsamsten Grundlagen der nationalen Wohlfahrt erwiesen


hat“.


Wenn dieses behauptet wird, so muß sich das auch beweisen lassen, aber


womit könnte man das beweisen? Doch nur damit, daß man den Nachweis


erbringt, das Tauschverhältnis zwischen Gold und Waren wäre über Ort und Zeit


hinweg ein festes geblieben, denn dieses Tauschverhältnis ist doch das einzige,


was am Gelde von Bedeutung ist. Was bleibt vom Gelde übrig wenn wir von


diesem Tauschverhältnis absehen, wodurch könnte sich das Gold als „heilsam“


erweisen, wenn nicht durch das Verhältnis, in welchem Gold gegen Waren aus-


getauscht wird?


Aber da fragt es sich – womit kann man den Nachweis erbringen, daß das


besagte Tauschverhältnis fest geblieben ist?


Verfügen wir etwa über ein offiziell gültiges Maß für die Bestimmung dieses
Verhältnisses? Antwort: Nein.


Sind wir zu Hause oder privatim einig über ein solches Maß? Antwort Nein.
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Sind wir wenigstens einig über die Methode, nach welcher ein solches Maß
erstellt werden könnte? Antwort: Nein, durchaus nicht, nicht einmal die Ansätze
zu einer Einigkeit sind vorhanden!


Aber wenn es sich so verhält, wie konnten Sie die Behauptung aufstellen, daß


sich die Goldwährung als „heilsam“ erwiesen hat?


Sie sehen also, daß Sie hier eine wissenschaftlich heute nicht zu begründende


Behauptung mit Ihrem Namen in den Schutz der Wissenschaft gebracht haben,


daß Ihre Unbefangenheit in den Währungsfragen Sie zu einer wissenschaftlich


unverantwortlichen Handlung verleitet hat.


Laut Programm bezweckt der Verein unter anderem auch die Veröffentlichung


von Traktätchen über die Währungsfrage.


Für den Inhalt dieser Abhandlungen sind natürlich die Herausgeber, zu denen


auch Sie, meine Herren, gehören, verantwortlich. Das erste Heft, welches der


Verein herausgab, hat Karl Helfferich zum Verfasser und ist unter dem Titel: „Die


Währungsfrage“ erschienen.


An diesem Hefte, für dessen Inhalt Sie ja verantwortlich sind, will ich Ihnen nun


zeigen, wie weit Ihr Studium der Währungsfrage gedrungen ist.


Die Schrift gründet auf dem Wertglauben; gleich zu Anfang auf der ersten Seite


erscheint das Wort „Wert“ nicht weniger als zehnmal in den verschiedensten


Zusammensetzungen – ohne daß der Verfasser es für die Mühe lohnend hält


anzugeben, was er persönlich als „Wert“ gedacht haben will. Nun ist es doch


sattsam genug bekannt, daß der Ausdruck „Wert“ durchaus nicht eindeutig ist,


und daß es hunderte von Werttheorien gibt, die sich einander widersprechen.


Wie soll man aber den Gedanken des Verfassers scharf erfassen können,


wenn er nicht sagt, in welcher Weise er die Ausdrücke grundlegender Begriffe


gedeutet haben will?


Ein solches Vorgehen in einer Angelegenheit in der der Profit eine Rolle spielt,


würde den Verdacht an Bauernfängerei erregen, wenn der weitere Inhalt der


Schrift nicht zeigte, daß es sich um ein völlig gedankenloses Machwerk handelt,


wie Sie sich leicht durch folgende Zitate überzeugen können:


S. 46. „Von jeher haben gesunde Staaten den größten Wert auf ein gesundes


Geld gelegt, auf ein Geld, dessen innerer Wert und Wertbeständigkeit von nie-


manden ange-


angezweifelt
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zweifelt wird. Unsere Goldwährung entspricht allen Ansprüchen, welche an ein


Geld zu stellen sind, in hervorragendem Maße“.


S. 18. „Nun wird man fragen, womit man eigentlich überhaupt den Wert und die


Wertveränderungen des Geldes messen kann? Darauf muß man die Antwort


schuldig bleiben.“


Kann man wohl bei der Verfassung einer Schrift, die den Profit berührt und für


deren Herausgabe sich hoch angesehene Männer Interessieren, die


Gedankenlosigkeit weiter treiben?


Aber lesen Sie weiter:


Oben wird gesagt, das Gold wäre in hervorragendem Maße „wertbeständig“ 


S. 31 sagt er aber:


„Nun gibt es aber keinen Zweifel darüber, daß in der Zeit vor 1870 der


Goldwert in ziemlich starkem Sinken begriffen war“.


Der Goldwert war also in ziemlich starkem Sinken begriffen, trotzdem ist er in


hervorragendem Maße „wertbeständig“!


Diese Widersprüche sind vielleicht dadurch zu entschuldigen, daß zwischen


dem ersten und zweiten Satz 15 Seiten Druck liegen, die immerhin ein paar


Stunden in Anspruch genommen haben mögen, so daß der Verfasser S. 45


vergessen hatte, was er Seite 31 geschrieben, aber für folgende Sätzchen kann


man eine solche Entschuldigung nicht gelten lassen, denn wir finden sie auf ein-


und derselben Seite:


S. 17/18. „Daß der Silberwert kein fester ist, das ist bei uns ohne weiteres


einem jeden klar, denn während vor 25 Jahren das Pfund Silber 90 Mark kostete,


kostet es heute nur 45 Mark, und während man vor 25 Jahren für ein Pfund Gold


etwa 15 1/2 Pfund Silber erhielt, erhält man heute dafür (also für dieselbe Ware)


etwa 31 Pfund.“


Auf derselben Seite: „Wenn eine Ware ihren Preis verändert, dann bleibt die


Frage immer eine offene: Liegen die Ursachen der Veränderung auf Seite des


Geldes oder auf Seite der Ware?“


Daß man auf die Frage: Wie eigentlich die Wertveränderungen des Geldes


gemessen werden können, die Antwort schuldig bleiben muß, hat uns Herr


Helfferich bereits gesagt. Aber er hat gleichzeitig auch die Behauptung


aufgestellt, daß unser Geld in hervorragendem Maße wertbeständig ist! Diese


Behauptung sucht er zu beweisen. Sehen wir, wie er das macht.


76







„Arbeit sagt er, ist eine Ware (Anm.) [Anmerkung. Diese gedankenlose Modephrase, die


aus der Arbeitskraft eine Ware machen will, enthält nicht nur einen groben Irrtum, sondern sie würde


auch jede vernünftige Währungspolitik unmöglich machen, wenn man ihr, wie es Helfferich versucht,


praktische Bedeutung geben wollte. Was mit dem Lohn bezahlt wird, das ist niemals die Arbeit,


Arbeitskraft oder Arbeitszeit, sondern ganz einfach das Arbeitsprodukt. Das geht schon daraus her-


vor, daß die gleiche Arbeitszeit verschieden entlohnt wird. Bei der Akkordarbeit tritt dies Verhältnis


besonders klar hervor. Sind es aber die Arbeitsprodukte, die im Lohn bezahlt werden, so ist es klar,


daß mit jeder Verbesserung der Produktionsmittel und Methoden, mit der wachsenden


Geschicklichkeit, Intelligenz und Schulung der Arbeiter, auch die Löhne steigen müssen. Wollte man


ohne Rücksicht auf die Arbeitsprodukte nur die Arbeitszeit bezahlen und diese Arbeitszeit zum Maße


für die Ermittlung der Preisschwankungen des Geldes erheben, so dürften die Löhne niemals ihren


jetzigen Stand übersteigen, ohne daß die Währung bankrott erklärt werden müßte. Auch kämen


dadurch alle Verbesserungen in der Produktion immer nur den Gläubigern zugute, was doch als


offenbarer Wucher erklärt werden muß. Auch die auf die Beseitigung von Zins und Rente gerichteten


Bestrebungen kämen in Konflikt mit der Währung, wenn die Löhne nicht um die bisher für Zins und


Rente verausgabten Beträge erhöht werden könnten.] und zwar die wichtigste, deshalb


kommt den Arbeitslöhnen für die Ermittlung der Geldwertschwankungen eine


größere Bedeutung und Beweiskraft zu als den Warenpreisen.“ (S. 19)


S. 34. „Es ist eine allgemein zugegebene Tatsache, daß die Löhne seit den


siebziger Jahren gestiegen sind, und zwar trifft das nicht nur für Deutschland zu,


sondern für die ganze zivilisierte Welt.“


„Ein weiteres Erkenntnismittel für die Wertveränderungen des Geldes sind die


Bewegungen des Diskonts.“ (S. 19)


Zwar hat uns, wie erwähnt, Herr Helfferich niemals verraten was Er unter


„Wert“ verstanden haben will, aber eines erkennt man an obigem Sätzchen,


nämlich, daß Herr Helfferich selber nicht weiß, was er unter Wert versteht, denn


er erklärt unser Geld für wertbeständig in hervorragendem Maße, trotzdem es an
seinem eigenen Maße gemessen seit den 70er Jahren im Wert (Löhne) gefallen


ist, ja daß es sogar Schwankungen von 100% in einem Jahr durchgemacht hat,


denn der Diskontsatz ist in einem Jahr von 3 auf 6 gestiegen und wieder auf 3


gefallen.


Ich glaube, diese Beweise genügen, sonst mache ich mich anheischig, alle


Sätze der Schrift in ähnlicher Weise einander 
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gegenüber zu stellen. Es genügt um Ihnen zu zeigen, daß, wenn Sie solche


Gedankenlosigkeiten mit Ihrer Unterschrift versehen, es nur daher kommt, daß


Sie noch niemals eine Stunde stiller Betrachtung für die Währungsfrage übrig


gehabt haben.


Deshalb richte ich an Sie die inständige Bitte: Nehmen Sie Ihre Unterschrift


zurück, treten Sie aus, aus dem Verein zum Schutze der deutschen


Goldwährung!


Es ist schon schwer genug, für trübes Licht sich durch Wolken von Vorurteilen


bis zum Gehirn der Wähler Bahn zu brechen, erschweren Sie den geplagten


Wählern die Erkenntnis nicht, indem Sie sie mit dem Glanze Ihres Namens


blenden. Sterne sind am Tag nicht sichtbar.


Wilhelm Roscher sagt: Der jeweilige Zustand der Münze ist im höchsten Grade


charakteristisch für die Entwicklungsstufe der Wissenschaft (Nationalökonomik


des Handels. S. 195.)


Wollen Sie nun für den Zustand in unserem Geldwesen eine Verantwortung


übernehmen, indem Sie denselben ungeprüft gutheißen? Wollen Sie die


Zustände in unserem Geldwesen nicht allein charakteristisch für die


Entwicklungsstufe der „Nationalökonomik“, sondern für die Wissenschaft über-


haupt erscheinen lassen? Soll die Münze zum Aushängeschild der gesamten


Wissenschaft gemacht werden?


Die Zustände in unserem Geldwesen tragen von wissenschaftlicher


Bearbeitung keine Spur; von den Voraussetzungen der Goldwährung ist keine


einzige wissenschaftlich geprüft worden. Die ungelöste „Wertfrage“ und der


Mangel eines offiziellen Maßstabes für die Ermittlung des Geldpreises sind dafür


Beweis genug.


Also, machen Sie die Verantwortung der Wissenschaft für unsere


Geldzustände nicht größer als sie ist; ich bitte Sie, treten Sie aus, aus dem


Verein zum Schutze der Goldwährung.


Mit vorzüglicher Hochachtung


Silvio Gesell


Hauts Geneveys, Rep. Neuenburg.
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Eine neue Methode
für die Ermittlung des Geldpreises. [II]


Schluß.
Wenn als Ideal einer Währung diejenige zu betrachten ist, unter welcher sich


alle Differenzen ausgleichen, so muß als Ideal einer Preisermittlung des Geldes


diejenige Methode gelten, die uns in% angibt, um wieviel sich die Differenzen


nicht ausgeglichen haben. Dieses Ideal aber erreichen wir mit der oben


geschriebenen Methode. Sämtliche Produkte des Landes werden hier berück-


sichtigt und was die Hauptsache ist – jedes Produkt beeinflußt das Endresultat


genau in dem Maße seiner Bedeutung. Nicht ein Agrarier, sondern sämtliche


Landwirte, nicht ein Silberminenbesitzer, sondern sämtliche Bergwerke, nicht ein


Händler, sondern sämtliche Händler, Handwerker, Fabrikanten werden gehört.


Keine Stecknadel verändert ihren Preis, ohne daß diesem Umstand die der


Stecknadel gebührende Beachtung geschenkt werde. Landwirtschaftliche


Produkte, Industrieprodukte, Bergwerksprodukte, Waldprodukte etc., kurz jedes


Produkt ist stimmberechtigt und zwar hat jedes Produkt so viel Stimmen, wie ihm


nach seiner Bedeutung zukommen. Wenn die Stecknadel beispielsweise eine


Stimme hat, so werden der Kartoffel ein paar Milliarden zukommen. Steigt die


Stecknadel um 10% im Preis, und fällt die Kartoffel um denselben Betrag, so


werden sich diese Differenzen nicht ausgleichen, ja man wird den Einfluß der


Stecknadel kaum messen können, aber schließlich dieser Einfluß wird doch da


sein.


Es wird dann nicht mehr vorkommen, daß der eine unter Hinweis auf den


Getreidepreis behauptet, der Preis des Geldes wäre gestiegen, während der


andere von der Hausse in Hosenknöpfen eine Preisverminderung des Geldes


ableitet.


Der Staat wird also keine Preise, auch die Bedeutung der einzelnen Produkte


nicht zu ermitteln haben. Der Staat übernimmt keinerlei Verantwortung, er kann


das Resultat in keiner Weise beeinflussen; das Volk selbst fällt unmittelbar das


Urteil in der Währungsfrage. Und das ist auch ein Vorteil dieser Methode.


Die Schreibereien, die mit dieser Methode verbunden, sind im Vergleich zur


Bedeutung des Zweckes unerheblich. Für jeden einzelnen Privatmann ist die


Berechnung, die ihm zu
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fällt, sehr nützlich; viele Kaufleute machen schon jetzt ähnliche Berechnungen.


Durch diese Berechnungen wird erst manches klar, woher unter Umständen die


Betriebsverluste resp. Gewinne herrühren.


Für die Empfangnahme der Berichte werden wohl am besten die Steuerämter


beauftragt werden. Diese stellen dann die einlaufenden Berichte wie oben


gezeigt zusammen, summieren die Beträge, stellen die Schlußdifferenz fest und


melden das Resultat einer Zentrale, wo leicht das Gesamtergebnis ermittelt wer-


den kann.


Der wichtigste Vorwurf, den man dieser Methode machen kann, ist der, daß


einzelne an der Hausse oder Baisse interessierte Personen ihre Berichte


fälschen werden, daß die Schuldner z.B. die Neigung haben werden, eine allge-


meine Baisse vorzurechnen. Aber diese Gefahr ist nicht groß, da der einzelne


weiß, wie winzig klein der Einfluß seines eigenen Berichtes auf das


Gesamtergebnis sein kann. Wenn z.B. ein Bauer einen Verlust aus


Preisdifferenzen von 1000 Fr. auf einen Umsatz von 10.000 Fr. angeben würde,


so würde das für einen Gesamtumsatz von 15 bis 20 Millionen so wenig


Bedeutung haben, wie ein Tropfen fürs Meer. Übrigens könnte man solche


Fälschung als Dokumentenfälschung unter Strafe stellen, wobei der Umstand,


daß die Pluralität der Berichte gleicher Betriebe eine Kontrolle für jeden einzel-


nen Bericht bieten würde, sehr nützlich sein würde. Würde z.B. ein Bauer eine


Baisse melden, während die meisten anderen eine Hausse angeben, so wüßte


man sofort, daß da ein Fehler oder eine Fälschung vorliegen muß. Und selbst


dann, wenn einzelne Stände eines Bezirkes sich verständigen wollten zu einer


Fälschung, so würde die Gesamtzahl der Bezirke den einzelnen kontrollieren.


Wie man sieht, ignoriert diese Methode der Preisermittlung des Geldes die


Wertfrage gänzlich, sie kümmert sich auch nicht um die Arbeit,


Produktionskosten und sonstigen Ballast, womit die Währungsfrage bisher kom-


pliziert wurde, sondern begnügt sich damit, die Waren dem Gelde gegenüber zu


stellen und die Verschiebungen in dem Tauschverhältnisse zwischen Waren und


Geld zu ermitteln. Die Frage, woher diese Verschiebungen kommen, ob das Geld


billiger oder die Waren teurer, bzw. ob die Waren billiger und das Geld teurer


geworden ist; diese tiefsinnige Frage wird den Narren zur Erörterung überlassen.


——————————
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Absatzversicherung auf Gegenseitigkeit. [I]
Heute, da so viel über Arbeitslosigkeit geklagt wird und die Frage der


Versicherung gegen Arbeitslosigkeit mehr als gewöhnlich allgemeines Interesse


erweckt, lohnt es sich vielleicht, die Aufmerksamkeit auf allgemeine Grundsätze


zu lenken, die meiner Ansicht nach in der Besprechung der Angelegenheit viel zu


wenig berücksichtigt werden.


Für Arbeit sorgen, heißt für Absatz sorgen, und Arbeitsversicherung ist gle-


ichbedeutend mit Absatzversicherung. Waren absetzen heißt aber Waren gegen


Geld verkaufen, und eine Versicherung gegen Absatzstockungen kann deshalb


nur in einer Einrichtung bestehen, die bewirkt, daß das Angebot von Geld sich


regelmäßig scharf mit dem Angebot von Waren deckt, so zwar, daß das allge-


meine Preisniveau niemals eine Veränderung erfahren kann.


Mit anderen Worten: Es muß jeder veranlaßt werden, genau so viel zu kaufen


wie er produziert und verkauft; jeder soll den Erlös seiner Produkte sofort wieder


zum Ankauf anderer Produkte verwenden.


Dies ist so klar und selbstverständlich, daß man ohne weiteres sagen kann,


jeder Vorschlag, der auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zielt und diesen


Grundsatz unberücksichtigt läßt, fuße im Sumpfe und verlaufe ins Leere.


Kauf und Verkauf, Absatz und Produktion stehen in engster Wechselbeziehung


zueinander. Ohne Kauf kein Absatz, keine Arbeit. Wenn unter 10 Produzenten


einer ist, der mehr verkauft als er kauft, so ist auch gewiß einer da, der seine


Produkte nicht verkauft und über Arbeitslosigkeit klagt. Wenn nun im allgemeinen


die Neigung besteht Geld zu sparen, d.h. mehr Ware zu produzieren als zu


erwerben, wie soll da dieser Überschuß abgesetzt werden?


Jedermann sieht ein, daß dies ein lächerliches, unmögliches Vorhaben ist,


trotzdem wird der Versuch seit Jahrtausenden mit dem gleichen negativen Erfolg


immer wieder gemacht.


Mehr produzieren und verkaufen, als man zu erwerben beabsichtigt, mit dem


Hintergedanken, die Differenz als Ersparnis zurückzulegen oder als Kapital
auszuleihen! Daß dies einzelnen, besonders zähen, entsagungsfähigen oder


beglückten Personen gelingen kann, ist erklärlich, aber wie soll 
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die Masse der Produzenten ein solches Kunststück zuwege bringen? Wie soll im


Durchschnitt jeder für 10 verkaufen oder absetzen, wenn im Durchschnitt jeder


nur für 9 erwirbt?


Also, so wie Ihr das Sparen betreibt, betrügt Ihr Euch gegenseitig. Indem Ihr


weniger erwerbt, als Ihr produziert, nehmt Ihr Euch gegenseitig die Möglichkeit


Eure Produkte abzusetzen und Ersparnisse zu machen. Euer gesunder, aber


schlecht geleiteter Sparsinn wird zum Fluch. Kauft Euch Eure Produkte gegen-


seitig ab. so kann dann jeder sparen. Das, was jeder auf diese Weise spart, ist


dann zwar kein Geld und wenn er es ausleihen will, findet sich vielleicht, daß es


auch kein Kapital ist, weil das Angebot auf dem Anleihemarkt größer als die


Nachfrage sein mag, aber es ist doch Immerhin etwas, was er im Falle der Not


aufzehren resp. verkaufen kann. – Kurz es ist immerhin besser als


Arbeitslosigkeit. So aber, wie Ihr das Sparen heute versteht, raubt Ihr Euch


gegenseitig die Arbeit und macht Euch gegenseitig zu Bettlern. Ihr macht es


unmöglich, daß es zu einer reichlichen Anhäufung von Vorräten kommen kann.


Ihr seid es, die die Verhältnisse auf dem Anleihemarkt zugunsten des Zinses


gestaltet. Statt durch Eure Sparsamkeit die Kapitalerscheinung aus der Welt zu


schaffen, erreicht Ihr das Gegenteil; die Kapitalerscheinung ist eine Frucht Eures


Sparsystems.


Gewiß, Ihr seid nicht alle habsüchtig und geldgierig – sonst wären wir ja alle-


samt Bettler. Wenn jeder nur das absolut nötigste zum Lebensunterhalt ausgäbe,


müßte das nicht logischerweise das Einkommen aller auf das absolut notwendig-


ste zum Lebensunterhalt herabsetzen? Geht nach Italien, da werdet Ihr ja sehen,


wohin es führt, wen die Masse des Volkes Euer Sparsystem befolgt. Ein frucht-


bares Land, ein kräftiges, arbeitsfreudiges Volk, und doch, welche Armut!


Warum? Weil jeder spart, weil keiner dem andern Arbeit und Verdienst gibt. Bei


uns haben wir wenigstens noch allerlei Wohltäter, die das Geld unter die Leute


bringen, nicht allein den vollen Erlös ihrer Produkte, sonder noch ihr ererbtes


Eigentum und manchmal sogar noch fremdes dazu.


Schwindlern, Spitzbuben, Verschwendern und namentlich den Säufern haben


wir es zu verdanken, daß unter uns hier und da einer Ersparnisse machen kann,


und wenn man der Herkunft des Geldes, das heute den Sparkassen zugeführt


wird, nachspüren könnte, so würde sich wahrscheinlich herausstellen, daß es


aus den Taschen jener edlen Wohltäter stammt.
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Wenn es doch nur recht viele Verschwender gäbe; wenn doch jeder seinen let-


zten Heller immer gleich versaufen wollte! Es gäbe zwar keine Sparkassen, und


der Zinsfuß würde vielleicht auf 10% steigen, aber an Arbeit würde es niemals


fehlen!


Also hört! Wollt Ihr Arbeit, unerschöpfliche Arbeit? Wollt Ihr in die Lage versetzt


werden zu sparen und den Zinsfuß auf 0 zu reduzieren, so betrachtet und


behandelt das Geld nicht als Spar- sondern als Tauschmittel. Werft den Brand in


die Gebäude der Sparkassen und jagt alle, die Euch das heute geübte


Sparsystem lehrten, zum Lande hinaus. Ich sage Euch, es sind Maulaffen oder


Schwindler.


Kauft Euch Eure Produkte gegenseitig ab, d.h. erwerbt immer sofort genau so


viel Ihr verkauft. Wenn Ihr Eure Produkte zu Markte führt, so kehrt nicht mit Geld,


sondern mit anderen Produkten heim. Haltet Euch streng an die Formel W. G. W.


(Ware, Geld, Ware). Die heutige Formel G. W. G. ist ein Selbstbetrug und


Wucher. Betrachtet das Geld nicht als Ruhepunkt im Austausch Eurer Produkte,


sondern als Übergangsstation. Sorgt aber gleichzeitig dafür, daß jeder so handle.


Straft denjenigen, der mit Geld vom Markte heimkehrt, wegen Kontraktbruches.


Sagt ihm, Ihr hättet ihm seine Produkte abgekauft in der Voraussetzung, daß er


die Eurigen kaufen würde. Sagt ihm, Ihr hättet das Geld nicht auf Staatskosten


hergestellt, damit es als bequemes Sparmittel betrachtet und behandelt werde,


sondern damit es als Umlaufmittel den Austausch der Produkte erleichtere.


Sagt ihm daß, wenn er sparen will, die Produkte der ganzen Welt zu seiner


Verfügung stehen, daß er aber die Hände vom Geld lassen soll.


Und wenn er Euch antwortet, daß er keine Ware braucht, so erwidert ihm, daß


er dann auch kein Geld braucht, denn das Geld ist ja nur das Vehikel der Waren.


Wer nicht mit der Bahn fahren will, soll sich nicht am Bahnhof aufhalten – wer


keine Ware braucht, soll sich nicht auf der Zwischenstufe des Tausches (dem


Geld) herumtreiben. Wer keinen Bedarf an Waren hat, soll nicht arbeiten.


Ausgangspunkt und Endpunkt des Tausches soll immer die Ware sein; das


Geld aber soll niemand länger behalten, als wie zur Abwicklung der Geschäfte


durchaus nötig ist.


Wie soll das aber erreicht werden? Oh, Ihr wißt das so gut wie ich; Ihr wißt,


daß das Geld nur deshalb als Ruhepunkt im Produktenaustausch betrachtet 


wird – weil es als 
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Ware betrachtet, viel besser ist als Eure eigenen Produkte. Eure Produkte


stinken, faulen, stechen, schneiden, zerbrechen, verdunsten, verbrennen, verwit-


tern, veralten, vermodern; sie behindern Euch durch ihr Volumen im Hause, sie


müssen vor Dieben gesichert werden, kurz ihr Besitz ist eine Last. Das Gold


dagegen ist sauber, klein, sich selbst immer gleich; leicht vor Dieben zu verber-


gen – kurz, es ist angenehmer Gold als Käse, Heu, Schwefelsäure, Glas,


Dynamit, Pelzwerk, Särge, etc., etc.. im Hause aufzubewahren, ganz abgesehen


davon, daß man mit dem Gelde alles, was man braucht, immer erwerben kann.


Das wißt Ihr, wenn Ihr Euch das vielleicht auch nicht eingestehen wollt; aber


Eure Handlungen legen Zeugnis davon ab, daß Ihr alle das erkannt habt. Ihr


zieht das Geld Euren eigenen Produkten vor, deshalb habt Ihr keine Arbeit,


deshalb seid Ihr allesamt Bettler. Euer Geld ist besser, viel besser als Euer


Produkt. Zur Abfuhr des Mistes habt Ihr ein Luxusgespann bestimmt und jetzt


bleibt der Mist liegen, weil Euch das Gespann leid tut!


Was also zu machen ist, um die Arbeitslosigkeit aus der Welt zu schaffen, ist


einfach dies: Verschlechtert das Tauschmittel Eurer Produkte so weit (als Ware


betrachtet), daß es den Produkten nicht mehr vorgezogen werden kann – setzt


das Geld – als Ware – auf die Rangstufe Eurer eigenen Produkte herab!


Dadurch werdet Ihr nicht allein die Arbeitslosigkeit aus der Welt schaffen, son-


dern Ihr werdet außerdem noch über das beste Tauschmittel aller Länder verfü-


gen. Denn schließlich die Güte des Geldes (als Tauschmittel betrachtet) wird


danach beurteilt, wie es den Warenaustausch vermittelt. Je schlechter das Geld


als Ware sein wird, desto bessere Dienste wird es als Tauschmittel verrichten.


Führt also als Geld einen Gegenstand ein, den jeder nur zwangsweise kauft,


aus Not und Verlegenheit, weil es kein anderes Mittel gibt um die Produkte


auszutauschen. Benutzt als Tauschmittel einen Gegenstand, den jeder kauft, um


ihn so schnell wie irgend möglich wieder zu verkaufen.


Bezahlt das, was Ihr kauft, mit glühenden Kohlen, so seid Ihr sicher, daß der


Austausch nach der Formel W. G. W. vonstatten gehen wird, immer, regelmäßig,


in guten und schlechten Zeiten, einerlei ob Krieg oder Friede vor der Türe steht.


Die Kosten an Lagergeld, Versicherung, Bruch etc., etc., die mit dem Besitze


von Waren untrennbar verbunden sind 
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und die im Durchschnitt jährlich wohl 10% betragen mögen, setzen die Waren


unter einen natürlichen Angebotszwang, und der Umstand, daß alle staatlichen


Abgaben und Steuern in Geld entrichtet werden müssen (das wiederum nur


durch den Verkauf von Waren erlangbar ist), stellt Eure Produkte unter geset-
zlichen Angebotszwang. Hört Ihr! Ihr seid gesetzlich gezwungen mit Euren


Produkten Geld zu kaufen, Eure Produkte anzubieten.


Also fordert es die Gerechtigkeit, daß auch das Geld zwangsweise angeboten


werde. Geniert Euch nicht, diese Forderung zu stellen, die Rechtstitel dazu habt


Ihr in dem gesetzlichen Angebotszwang, den die Abschaffung der Naturalsteuern


über Eure Produkte verhängte.


Also stellt das Geld unter Umlaufzwang; straft jeden, der das Geld vom Markte


fernhält. Wer das Geld spart, verursacht notwendigerweise einem anderen


Lagerspesen und Absatzstockung und es ist nur gerecht, daß diese Kosten auf
denjenigen zurückfallen, der sie verursacht.


(Schluß folgt.)


———————


Goldtrust! [II]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen


Fasse sich also jeder, der bei dem Worte Trust gleich an Räuber und


Wegelagerer denkt, hübsch bei der eigenen Nase; suche jeder den Preis seiner


Produkte so hoch zu schrauben wie er kann, denn wenn jeder raubt, wird keiner


beraubt. Wie er es macht, wie er es treibt, um seinen Zweck zu verfolgen, geht


höchstens nur seine Nachahmer an. Gehört er zur Sippe der regierenden Kreise,


so versuche er sein Glück durch Gesetze, durch Zölle zu erreichen; kann er auf


seine Macht, den Druck seines Kapitals, auf die Stärke seiner Patente, auf den


Monopolcharakter seines Eigentums pochen, so versäume er keinen Tag, dem


Publikum seine Macht fühlen zu lassen. Ist seine Position schwach, so suche er


sie mit Lügen zu stützen. Je dreister und fadenscheiniger die Lüge, um so


lautere Wahrheit sagt er, und redlich währt am längsten.


Natürlich, damit diese allgemeine Preistreiberei den Charakter des Raubes


(Raub als Macht-Mißbrauch aufgefaßt) verliert, damit der Raub durch den Raub


sanktioniert werde, ist es nötig, daß sich 
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alle ohne Ausnahme an der allgemeinen Plünderung beteiligen. Wer es unterläßt,


mit vollen Händen zuzugreifen wird zum Schelm, und wer die Wahrheit sagt, der


lügt. Schon allein aus allgemeiner Menschenliebe, um keinen Lichtstrahl in das


düstere Treiben fallen zu lassen, um der Ehre seiner Mitbürger wegen, sollte nie-


mand versäumen an sich zu reißen, so viel er nur kann. Unter Räubern braucht ja


kein Räuber zu erröten, und um niemanden zu beschämen, damit niemand zu


erröten braucht, sollte jeder wirklich ehrliche Mensch einstimmen in das Hohelied


der allgemeinen, gegenseitigen Plünderung.


Auch von den Herren Rentnern kann man diese edle Rücksicht auf den


Charakter der Gesellschaft verlangen. Es ist ja sehr vornehm, sich nicht an der


Katzbalgerei zu beteiligen, aber menschlich, christlich ist es nicht. Durch solches


Beseitestehen schaffen sie ja erst den Vergleichspunkt, die Abtönung, die


Flächenbegrenzungen, wodurch allein das moderne Treiben uns als Räuberei noch


erkennbarer wird, und die vornehme Zurückhaltung wird zur Ehrabschneiderei.


Aber es ist möglich, daß das Verhalten der Herren Rentner, anderen, ehrlichen


Motiven entspringt, und zu ihrer Ehre wollen wir annehmen, daß sie sich nur


deshalb der allgemeinen Preistreiberei nicht angeschlossen haben, weil sie nicht


recht wußten wie. Der Wunsch es den anderen gleich zu tun besteht gewiß


schon lange, dafür sorgt allein schon das, was man „die Not der Rentner“ nennt.


Man spricht von der Not der Landwirtschaft, weil durch die wüste Preistreiberei


der Lohnarbeiter, durch die unverschämte Konkurrenz des Auslandes, die Herren


Großgrundbesitzer ihres seit Generationen bestehenden Rechtes auf eine


auskömmliche Rente verlustig werden. Aber ist nicht derselbe Notstand bei den


Rentnern zu konstatieren? Findet nicht oft durch die Preistreiberei der Schuldner


ein Rückgang des Zinsfußes statt, wird nicht oft durch Federstrich mittels der


Konversion der Staatsschulden dem Rentner der kärgliche Lohn seiner sauren


Arbeit um 10 bis 15 bis 20% gekürzt, wird nicht der Glanz unseres


Rentnerstandes durch den zollfreien Import amerikanischer Milliardäre derart in


den Schatten gestellt, daß die Erhöhung eines glücklichen Spekulanten in den


Millionärsstand kaum noch so viel Aufsehen erregt, wie wenn im Dorfe eine Kuh


kalbt? Ja, was noch viel schlimmer ist, geht nicht durch die Preistreiberei der


Produzenten, die Kaufkraft des Goldes in demselben Verhältnis zurück? Sind es


nicht in letzter Instanz die Rentner, die den Profit der Produktionssyndikate ganz


allein bezahlen müssen?


Wir leben in einem Rechtsstaat, wo jeder mit der gleichen Schere geschoren


wird. Das Recht auf Rente hat man den Herren Agrariern mit den Kornzöllen


zugestanden und feierlich verbrieft; eine Anerkennung seines Rechtes auf Rente


kann daher auch der Rentner verlangen. Es liegt kein erkennbarer Grund vor,


warum man dem einen versagen könnte, was dem anderen mit tausend Freuden


zugebilligt wird. Zwar besteht zwischen Rentner und Rentner ein Unterschied;


der Grundrentner nennt sich Agrarier und der Zinsrentner nennt sich Partikulier;


der erste nennt die Bestandteile seines Einkommens Pacht oder Rente, der


zweite nennt sie Zinsen, aber diese Unterscheidung mag für die Wissenschaft


Bedeutung haben, vor dem 
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Gesetze laufen die Quellen beider Einkommen zusammen, und tatsächlich gel-


ten ja auch beide gesetzlich als „Rentner“. Auch sind Rente und Zins völlig kom-


mensurable Größen, da man jeden Tag durch Tausch Rente in Zins und Zins in


Rente verwandeln kann.


Also wenn dem Agrarier das Recht auf Rente mittels der Zölle zugesagt wor-


den ist, so kann man schlechterdings nicht umhin anzunehmen, daß auch dem


Zinsrentner ein Anspruch auf gleichen Schutz nicht streitig gemacht werden


kann. Dabei ist es nicht nötig, daß der gleiche Schutz durch die gleichen Mittel –


hier also Zölle – bewerkstelligt werde. Ist man grundsätzlich darüber im reinen –


daß das Recht auf Rente – unter den Schutz und Schirm der Staatsgewalt zu


stellen ist, so kann nur mehr die Frage erörtert werden, wie dieser Schutz am


wirksamsten erzielt werden kann.


Aus bekannten zolltechnischen Gründen ist ein Zollschutz für die Zinsrentner


ausgeschlossen. Für das Gold wird man niemals eine Grenzsperre wirksam ein-


führen können. Aber es gibt andere Mittel, die ebenso wirksam sind.


Ich glaube, niemand ist darüber im Zweifel, daß die Herren Agrarier den Schutz


der Grundrenten auch ohne Zölle erreicht hätten. Falls sie mit den Zöllen auf den


Widerstand der Freihändler gestoßen wären, so hätten sie die Wiederherstellung


der Leibeigenschaft, bzw. die Abschaffung der Freizügigkeit verlangt. Sie hätten


die Handelsverträge gekündigt, um durch den Niedergang der Industrie den


Arbeitsmarkt zugunsten einer Lohnherabsetzung zu beeinflussen: sie hätten die


Doppelwährung wieder eingeführt, um ihre Gläubiger zu prellen, oder aber sie


hätten ganz einfach eine neue Kopfsteuer erhoben und den Erlös derselben


unter sich verteilt nach Maßgabe des Ausfalles an Renten. Ganz einfach, sage


ich, denn Kornzoll oder Brotsteuer, ist das nicht im Grunde genommen eine ganz


ungeschminkte Kopfsteuer?


Die Agrarier haben auf all die hier angeführten Mittel verzichtet, weil Kornzoll in


sich Leibeigenschaft, Lohnherabsetzung; Schuldenentlastung, Kopfsteuer,


Abschaffung der Freizügigkeit etc. vereinigt. Wer mich daran hindert fremde


Arbeitsprodukte einzuführen, hindert mich daran, meine Produkte auszuführen,


und wer meine Produkte an die Scholle kettet, macht mich zum Sklaven der


Eigentümer dieser Scholle. Erst die Freizügigkeit der Produkte bringt die


Freizügigkeit der Personen mit sich. Wer mich daran hindert, meine Produkte


hinzusenden, wo ich sie am vorteilhaftesten austauschen kann, setzt meinen


Lohn herab, wer für seine eigenen Produkte (Weizen) eine einseitige


Preiserhöhung durchsetzt, erreicht damit eine Schuldenentlastung, und wer die


Steuer ohne Rücksicht auf Einkommen, Alter und Geschlecht lediglich nach der


Anzahl der verzehrten Brote bemißt, erhebt eine Kopfsteuer.


Alle Mittel sind gut und heilig, wenn der Zweck heilig ist, denn ein heiliger


Zweck kann nur durch heilige Mittel erreicht werden: Gibt es aber einen


heiligeren Zweck im Staatsbetrieb, als dem Recht – hier also das Recht auf


Rente – Geltung zu verschaffen. Fiat justitia, pereat mundus.


(Fortsetzung folgt.)


———————
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Die Geldreform


———————————————————————————————————---
Bd. 1. Juni 1902 Nr. 3.


————————————————————————————————————


Die Hilfstruppen der Agrarier.
Wenn die Agrarier die Zollerhöhungen durchsetzen, so verdanken sie den


Erfolg in erster Linie der Geschicktheit, womit sie ihre Zwecke mit der Sicherheit


des Staates, mit den Geboten von Recht und Billigkeit und mit den Bedürfnissen


der Arbeit verquickt haben.


Große Volkskreise sind für die Ansicht gewonnen worden, daß man die


Verproviantierung des Volkes in Ruhe nicht den Kaufleuten und dem Meere


anvertrauen kann, sondern, daß man die Nation in dieser Beziehung möglichst


auf eigene Füße stellen muß und zwar durch Urbarmachung von Ödländereien,


von Sümpfen, Sanddünen, Heiden etc. Und da sie der Meinung sind, dieses Ziel


könnte nur durch eine spezifische Erhöhung der Preise der landw. Produkte erre-


icht werden, so stimmen sie mit den Agrariern für Zölle, der nationalen Sicherheit


wegen, nicht aber um den Agrariern die Bodenrente zu sichern. Hierher gehört


u.a. der Professor Adolph Wagner, derselbe Mann, den der Bund der deutschen


Bodenreformer, die grundsätzlichen Gegner der Grundrente, zu ihrem


Ehrenmitglied ernannt haben und der trotzdem für den Schutz der Landwirtschaft


mittels Zoll stimmt.


Und solche Denk- und Handlungsweise läßt sich begreifen. Wer der Meinung


ist, daß die Sicherheit des Kunstgebildes, das man Vaterland nennt, die


Bebauung der Ödländereien erfordert und daß dieses Ziel nur durch Zölle erre-


icht werden kann, der wird vor Zöllen nicht zurückschrecken, nur weil diese mit


der Nebenwirkung einer Rentenerhöhung verknüpft sind. Von zwei Übeln das


kleinste.


Andere stimmen für die Kornzölle, weil sie der Meinung sind, Handel, Industrie


und Landwirtschaft, überhaupt die Arbeit, müsse unter allen Umständen, koste


es was es wolle, koste es selbst den Freihandel, vor einem allgemeinen Preis-


Preisfall
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fall geschützt werden. Jeder Produzent muß die absolute Sicherheit haben, daß


das Niveau der Preise, welches die Grundlage aller seiner Berechnungen bildet,


nicht sinken kann. Woher, fragen sie, soll jemand den Mut nehmen zu irgend


einem Unternehmen, wenn alle seine Berechnungen durch eine Differenz im


Tauschverhältnis zwischen Geld und Waren zu Schanden gemacht werden


könne. Der Mangel an Unternehmungslust und der hiervon abzuleitende


Arbeitsmangel stammen von der Baisse als Tatsache oder als Möglichkeit her.


Da sie nun einsehen, daß die Metallwährung keine Gewähr bietet gegen solche


Möglichkeiten, und der Meinung sind, daß die vorgeschlagenen Zölle wenigstens


einigermaßen die Folgen der eingetretenen Baisse abzuschwächen vermögen,


so stimmen sie mit den Agrariern, trotzdem auch sie den Bodenrentenschutz, der


mit den Zöllen verbunden ist, recht gerne vermissen würden. Aber sie sagen,


daß Arbeit, die mit Renten belastet ist, immer noch besser ist als gar keine


Arbeit. Von zwei Übeln das kleinste.


Dann erwachsen den Agrariern noch Hilfstruppen aus den Kreisen derjenigen,


die noch von der Zeit der bimetallistischen Agitation her nicht vergessen haben,


daß man die Schuldner und Pächter seiner Zeit mit der Goldwährung bestohlen


hat. Sie gehen nicht von der Tatsache ab, daß es damals dem Schuldner bei


Übernahme seiner Geldverbindlichkeiten kontrakt- und gesetzmäßig frei stand,


nach eigener Wahl mit Gold oder Silber zu bezahlen. Wie konnte man nun die


Schuldner durch Gesetz der Chancen berauben, die in dieser Klausel lagen?


Wie der heutige Preisunterschied zwischen Silber und Gold beweist, betrug der


Wert dieser Chance 50% der heute in Gold zu zahlenden Schuld. Wie kann man


heute den Schuldner zwingen mit dem um 50% teuren der beiden Metalle zu


bezahlen?


Dieselben, die in solcher Politik eine Vergewaltigung erblicken und bereit sind,


das Unrecht nach Möglichkeit wieder gut zu machen, sehen auch ein, daß ein


Währungssystem, welches den Schuldner nicht davor schützt, daß von ihm mehr


zurückgefordert werden kann, als die Leistung betrug, ungerecht ist, und zur


Beruhigung ihres Gewissens sind sie schließlich bereit, jedes Mittel zur


Herstellung des Gleichgewichts zwischen Soll und Leistung zu ergreifen. Sie


stimmen mit den Agrariern für Kornzölle, weil die damit verknüpfte Preiserhöhung


der landwirtschaftlichen Produkte die Schulden 
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dem Niveau der Leistung näher bringen soll, nicht aber um den Agrariern die


Rente zu sichern. Von zwei Übeln wählen sie das kleinste. Das ist eben der


Fluch der stümperhaften Lösung, die man der Währungsfrage 1872 gab, daß sie


fortzeugend Böses gebären muß. Wer die agrarische Agitation für Kornzölle rück-


wärts verfolgt, wird ihre ersten Ansätze in den Währungsgesetzen finden.


So haben nun die Fürsorge für die Sicherheit des Staates, der praktische Sinn


für die Bedürfnisse der Arbeit und das Gefühl für Recht und Billigkeit den


Agrariern Bundestruppen aus Kreisen zugeführt, die sonst für eine staatliche


Versicherung der Bodenrente nicht zu haben wären.


Und mit Hilfe dieser Truppen werden die Agrarier siegen, wenn es nicht gelingt,


ihnen diese Genossen abspenstig zu machen.


Wie man das anfangen könnte, will ich hier kurz zeigen.


Diejenigen, die aus Rücksicht auf die nationale Verproviantierung mit den


Agrariern stimmen, erblicken in den Zöllen eine nationale Subvention, die bes-


timmt ist, den Ackerbau auf jetzigem Ödland noch rechnerisch möglich zu


machen.


Nun denn, wenn es sich um einen reinen Zuschuß handelt, so kann man


diesen doch auch direkt aus dem Staatssäckel bezahlen. Es ist doch nicht nötig,


daß man deshalb eine allgemeine Preiserhöhung des Brotes und eine Erhöhung


der Grundrentenlasten vornehme. Bezahle man dem Bauer auf der Lüneburger


Heide einen angemessenen Zuschuß für jeden Hektoliter Korn, das er erzeugt,


dem Hirten auf dem hohen Venn einen Zuschuß für jede Kuh, die er dort söm-


mert, etc. etc. und man wird ja sehen, wie bald sich nicht allein Heiden, Sümpfe,


Sanddünen, Felskoppen mit wogenden Getreidefeldern bedecken werden, son-


dern man wird auch noch alle Fensterbretter mit blühenden Kartoffelstauden


prangen sehen. Mit Geld, mit Zuschüssen kann man ja den Kornbau in


Blumentöpfen rechnerisch möglich machen.


Dieses System hätte auch noch den Vorteil daß man genau wüßte, wie viele


Millionen die Milch vom hohen Venn dem Reiche kostet und daß mancher beim


Erhalt des Steuerzettels sich veranlaßt sehen würde, die Theorien des


Freihandels einer Prüfung zu würdigen. Aber die Millionen, die man so auf dem


Steuerwege bezahlen würde, wären doch nur ein schwacher Bruchteil der


Milliarden, die man durch die Zölle den Agrariern an Rente zu schenken beab-


sichtigt. 
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Übrigens, wer ein Freund klarer Verhältnisse ist und in den Subventionen nur


eine Quelle von Pfuschereien erblickt, der lasse die Ödländer einfach auf


Reichskosten (nicht Staatskosten, da es sich um die Sicherung des Reiches han-


delt), so weit in landbaufähigen Zustand setzen, daß der Landbau ohne direkten


Zuschuß möglich werde. So hat es ja, soviel ich weiß, Friedrich der Große mit


Erfolg gemacht. Das gibt weniger Schreiberei, weniger Betrug und führt gleich


sicher zum Ziel.


Und schließlich, wer einer solchen Behandlung der Ödlandfrage nicht


abgeneigt ist, aber der Zölle als Kampfmittel bei Abschluß der Handelsverträge


nicht entraten zu können glaubt, dem rate ich die Grundsätze Henry George’s zu


prüfen. Ihr braucht Zölle! Ihr wollt den Preis des Brotes verdoppeln, ver-


dreifachen! Ganz recht, tut es, sorgt aber gleichzeitig dafür, daß die mit den


Zöllen steigende Grundrente mittels einer Reichsgrundrentensteuer dem Volke,


das die Rente zahlte, wieder zugeführt werde.


Wenn dieses geschieht, dann wird die Opposition sofort abflauen, freilich mit


ihr zusammen auch der agrarische Enthusiasmus für die Zölle, denn niemand


wird noch ein Privatinteresse an den Zöllen haben.


Die Konfiskation der Grundrente mittels einer entsprechenden Steuer, nach


dem Vorschlag von Henry George, würde es gestatten, den Preis des Getreides


durch Zölle so hoch zu schrauben, daß auf jedem Fleckchen Erde, auf dem


schlechtesten Boden, der Landbau noch rechnerisch möglich würde, ohne daß


aber dem Volke daraus höhere Lasten erwüchsen, als die Summe der


Unterbilanz heute bei der Bebauung der Ödländereien betragen würde. Der


ganze übrige Betrag des Unterschiedes im Brotpreise würde dem Staate und


dem Volke durch die Grundrentensteuer wieder zurückgeführt werden.


Es ist also möglich, die Bedenken ängstlicher Leute in bezug auf die


Verproviantierung des Volkes zu berücksichtigen, ohne die Grundrentenlasten


des Volkes zugunsten von Faulenzern um ungezählte Millionen zu erhöhen.


Was die zweite Kategorie der Hilfstruppen der Agrarier anbelangt, so bleibt zu


ihrer Befriedigung nichts anderes übrig, als die Goldwährung, überhaupt die


Metallwährung, durch die reine Papierwährung zu ersetzen. Nur allein die


Papierwährung bietet die materielle Möglichkeit, das Geld-
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angebot dem Warenangebot derart, zu allen Zeiten, anzupassen, daß eine allge-


meine Baisse, Absatzstockung, Krise verhütet werden können, besonders wenn


die Papierwährung mit dem materiellen Umlaufzwang und der damit parallel


laufenden Beseitigung der Privatgeldreserven verbunden wird. Mit der


Papierwährung mit materiellem Umlaufzwang vermag man (wenigstens so lange


die ehrlichen Leute im Lande das Heft in der Hand behalten), den Kurs des


Geldes haarscharf auf ein bestimmtes, gewünschtes Ziel zu richten. Und


schließlich auch die Leute, die aus lauterer Liebe zur Gerechtigkeit und Billigkeit


sich an dem Raubzug der Agrarier beteiligen, wird man nur allein mit der


Papierwährung befriedigen, beruhigen können. Allein die Papierwährung,, die


völlige Scheidung des Geldes vom Metall, gestattet es, das Gleichgewicht zwis-


chen Soll und Leistung in den Beziehungen zwischen Gläubigern und


Schuldnern herzustellen.


Es wird jetzt endlich anerkannt, daß eine Mark d. r. W. nicht identisch ist mit


einem Klümpchen Feingold; gleichzeitig fehlt es aber noch an einer gesetzlichen


Bestimmung dessen, was als Mark d. r. W. eigentlich anzusehen ist. Bestimme


man in Waren ausgedrückt die Leistung, die einer Mark d. r. W. entsprechen soll,


und wenn dies geschehen, so richte man den Kurs des Papiergeldes auf dieses


Ziel. Ich stehe dafür mit meinem Kopf und Geld, daß nach Einführung des
materiellen Umlaufzwangs des Geldes, nach Beseitigung der Privatgeldreserven,


nach Herstellung eines absoluten staatlichen Notenmonopols und Ausscheidung


aller Privatinteressen aus der Verwaltung des Notenmonopols, das gewünschte


Ziel mit Sicherheit und zwar absoluter Sicherheit zu erreichen sein wird.


Aber hier eben sitzt der Haken. Das ganze Volk, Fürsten, Gelehrte und


Stallknechte, ist vom Golde so geblendet worden, daß es wie Bettlerkinder das-


selbe anglotzt und für jedes vernünftige Wort taub ist. Ohne die geringste Spur


selbständigen Denkens wird die lange Litanei hohler Phrasen, aus der Luft


gegriffener Behauptungen, womit die Metallwährung verherrlicht wird, von Alt und


Jung, von Professoren und Studenten, einfach nachgebetet.


Man geht in dieser Stumpfsinnigkeit sogar so weit, daß man, die Geschichte


und Genealogie der Goldwährung völlig vergessend, dieser neben der


Hekatombe von wirtschaftlichen 
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Existenzen jetzt auch noch ihren einzigen Zweck zum Opfer bringt. Die


Goldwährung führte man ein, weil man der Ansicht war, daß der internationale


Handel in ihr eine Förderung und Stütze finden würde; jetzt opfert man mit den


Zöllen den internationalen Handel, um die Folgen der Goldwährung


abzuschwächen!! (Anm.) [Anmerkung: Es ist eine bekannte Tatsache, daß die Einführung und


Erhöhung der Zölle in allen am Welthandel beteiligten Länder parallel läuft mit der Einführung und


Ausbreitung der Goldwährung.]


—————


Preise und Währung.
Die Behauptung des Reichsbankpräsidenten, daß die Währungsfrage gelöst


sei, und die des Reichskanzlers, daß die Landwirtschaft der niedrigen Kornpreise


wegen Not litte, widersprechen sich.


Die Währungsfrage wird gelöst sein, wenn das allgemeine Preisniveau der


Waren vor Schwankungen geschützt sein wird, wenn namentlich die landw.


Produkte als Ausschlag gebende Warenkategorie den Preisstand, der als


Vergleichspunkt zu dienen hat, nicht verlassen, wenigstens nicht auf längere


Zeit.


Wer ein Gut kauft, pachtet oder erbt, wer mit dem kauft oder der Erbschaft


Schulden oder Hypotheken übernimmt, muß die Sicherheit haben, daß die


Preise der Produkte im Durchschnitt der Jahre sich nicht verändern werden, daß


er weder von seinem Pachtkontrakt noch von den Hypotheken erdrückt werden


wird.


Jeder Produzent, Unternehmer, Kaufmann, im besonderen aber jeder, der


durch die Natur seiner Sache gezwungen wird, auf Jahre hinaus sich kontraktlich


zu binden, wie es in allen Gewerben und namentlich in der Landwirtschaft die


Regel ist, muß unerschütterliches Vertrauen in die Landeswährung (die ja die


Grundlage für die Berechnung des Pacht- und Kaufpreises lieferte) haben, er


muß darauf schwören können, daß, so lange ehrliche Leute im Lande das Heft in


der Hand behalten, der durchschnittliche Preisstand der Produkte sich nicht


verändern wird.


Wenn er das nicht kann, so pfeife ich auf die Landeswährung und erkläre die


Behauptung des Reichsbankpräsidenten 
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für Schwindel und die des Reichskanzlers, laut welcher die Preise durch Zölle zu


heben sind, für Währungspfuscherei.


Durch Anpassung des Geldangebots an das Warenangebot hebt man die


Warenpreise auf die gewünschte Höhe, nicht aber durch Zölle! Ist das Niveau


der Preise gefallen, so soll mehr Geld angeboten werden; ist das Niveau


gestiegen, so soll Geld eingezogen werden, kurz, es muß dafür gesorgt werden,


daß zu allen Zeiten, mag da kommen was will, genau, aufs Haar genau so viel


Geld angeboten wird, wie nötig, um die Warenpreise festzunageln.


Ist dies Ziel einer „common sense“ Währung nicht mit den Vollmachten der


Reichsbank zu erreichen oder nicht mit den Interessen der Reichsbankaktionäre


zu verbinden, so erweitere man diese Vollmachten und verstaatliche die


Reichsbank. Steht die Goldwährung oder überhaupt die Metallwährung einer


gesunden und vernünftigen Währungspolitik im Wege, so ersetze man dieselbe


durch eine Papierwährung. Das Papiergeld ist ja schmiegsam, plastisch, es läßt


sich allen Wünschen, den diebischen wie den ehrlichen, sowohl denen des


Handels, wie denen der Spekulation, anpassen.


Stehen die Privatgeldreserven einer strengen, kaufmännischen Währung im


Wege, so beseitige man diese durch Einführung eines materiellen
Umlaufzwanges des Geldes.


Die Privatemissionsbanken standen der Reichsbank im Wege, und man hat sie


beseitigt; stehen die Privatgeldreserven (die ja auch wie eine Unzahl kleiner


Emissionsbanken wirken und als solche aufzufassen sind), der


Zentralemissionsbank im Wege, so beseitige man dieselben mit derselben


Rücksichtslosigkeit.


Der Reichsbank oder Währung soll niemand ins Handwerk pfuschen können;


das Geldangebot soll nicht von Konjunkturen, von den Eingebungen oder


Launen des Bankiers, von den Berechnungen der Spekulanten abhängig sein.


Kurz, man treffe alle Anordnungen, die nötig sind, um dem Unternehmer, dem


Kaufmann und dem Bauer eine über alle Pacht- und Schuldkontrakte hinweg


feste Unterlage für ihre Berechnungen zu bieten. Solange diese Unterlage fehlt,


ist jeder Handel Spekulation, jede Spekulation va banque Spiel und die Klagen


der Bauern, der Ruf nach Schutz, die Agitation für Zölle, werden nicht aufhören.


—————
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Absatzversicherung auf Gegenseitigkeit.  [II]
Schluß.


Ihr sagt, das Geld stünde schon unter Umlaufzwang, weil jeder durch den


Zinsverlust veranlaßt wird, das Geld so schnell wie möglich immer wieder in


Umlauf zu setzen!


Diese Bemerkung ist Eures Geldsystems würdig. Ihr grübelt über das


Zinsproblem nach, stolpert über seine Lösung und merkt es nicht. Wenn es ein


Hund gewesen wäre, sagt Henry George bei einer ähnlichen Gelegenheit, er


hätte Euch gebissen.


Ihr sagt, daß der Zinsverlust das Geld in Umlauf setzt. So habt Ihr Euch gewiß


noch nie die Frage gestellt, was geschehen würde, wenn eines Tages der


Zinsfuß auf 0 fallen sollte! Würde in diesem Falle nicht das Geldangebot über-


haupt ganz vom Markte verschwinden, und müßte da nicht Arbeit und Absatz


stocken? Würden durch diese Absatzstockung nicht die Vorräte, welche den Zins


auf 0 herabgedrückt hatten, angegriffen werden und zwar so lange, bis der Zins


wieder zum Vorschein kommt? Also Ihr seht, Ihr habt die Sache auf den Kopf


gestellt – nicht der Zins bringt das Geld in Umlauf, sondern umgekehrt – der


Geldumlauf hat den Zins zur Voraussetzung.


Kein Zins, kein Geld – kein Geld – keine Arbeit.


Keine Arbeit, keine Vorräte – keine Vorräte – .. Zins !


Wollt Ihr also neben einer Absatzversicherung Euch auch noch der Möglichkeit


einer zinsfreien Güterzirkulation erfreuen, so stellt das Geld unter


Zwangsangebot. Ihr seid dann sicher, daß Ihr Eure Produkte auch dann noch


absetzen könnt, daß Ihr Vorräte anlegen, Ersparnisse machen könnt, wenn die


Konjunkturen auf dem Anleihemarkt den Zins auf 0 herabgedrückt haben.


„Die Ausscheidung des Geldes aus dem Warenaustausch, sagt Proudhon, [s.


Mülberger: Weder Gold noch Silber.] eröffnet der Arbeit unbegrenzten Absatz, denn


merkwürdigerweise, wiewohl niemand bisher darauf aufmerksam gemacht hat,


ist das Geld nicht Schlüssel, sondern Riegel des Handels. Das Geld ist eine


Wache, die die Ausgänge des Marktes besetzt und Befehl hat, niemanden


passieren zu lassen“.
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Aber Proudhon hat nicht untersucht – warum das heutige Geld eine Wache ist,


weshalb es Riegel statt Schlüssel ist; darum wünscht er das Geld aus dem


Warenaustausch auszuscheiden. Er dachte wohl, daß das Geld nicht anders


beschaffen sein kann, als wie es ist.


Aber dem ist nicht so, und es ist ein Glück. Denn das Geld werden wir nicht


entbehren können. Selbst die Kommunisten sehen ein, daß sie das Gold durch


anderes Geld (Arbeitsscheine) ersetzen müßten.


Wenn das Gold Riegel statt Schlüssel des Warenaustausches ist, wenn es die


Ausgänge des Marktes besetzen kann, so liegt das allein daran, daß es vom


Angebotszwang befreit ist, daß es sich, bessere Konjunkturen abwartend oder


erzwingend, in die Bastille seiner materiellen und gesetzlichen Privilegien


zurückziehen kann.


Laßt uns also diese Bastille erstürmen, laßt uns das Geld unter Umlaufzwang


stellen, laßt uns das Geld entwaffnen. Wir brauchen das Kind nicht mit dem


Bade auszugießen. Das Geld ist plastisch, wir können es nach unseren


Wünschen gestalten. Die Benutzung eines staatlichen, zentralistisch verwalteten,


gemeinsamen Tauschmittels zwingt sich allen mit solch elementarer Gewalt auf,


daß, wenn wir Guano zu Geld machten, niemand sich der Annahme desselben


widersetzen könnte.


Laßt uns also das Geld auf die Rangstufe von Ware und Arbeit herabsetzen.


Arbeiten heißt Waren absetzen, und Waren absetzen heißt sie gegen Geld


verkaufen. Wie soll aber ein solcher Verkauf stattfinden, wenn das Geld als Ware


betrachtet besser ist als die Ware?


Die Arbeitslosigkeit aus der Welt schaffen heißt, die Ware und Arbeit zu barem


Gelde machen, da doch Ware und Arbeit das Geld zu passieren hat. Ware und


Arbeit wird aber zu barem Gelde, sowie das Geld der Ware in keiner Lage und


zu keiner Zeit vorgezogen wird. Wer dann über Ware verfügt, verfügt auch über


bares Geld; wer Zeit zur Arbeit hat, hat auch bares Geld in der Tasche. Zeit wird


dann wirklich Geld.


—————
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Goldtrust!  [III]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung 


der Not der Rentner
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.


Man sieht also, daß der Schutz des Rechtes auf Grundrente nicht auf


Zollschutz angewiesen ist. Mit obigen, von den Herren Agrariern oft schon emp-


fohlenen Mitteln könnte der Zweck ebenso sicher erreicht werden.


Doch nur für den Schutz der Grundrente sind diese hier angeführten Mittel bes-


timmt und nur für diesen wirksam; für den Schutz der aus Zinsen sich aufbauen-


den Renten können dieselben nicht benutzt werden. Das Geld ist auf Handel und


Verkehr, auf die Freiheit angewiesen. Höchstens die Kopfsteuer könnte man in


Betracht ziehen, aber diese Steuer ist dem Volke unsympathisch, und solange


eine Umwertung derselben in der Gedankenwelt des Volkes nicht gelungen ist,


d.h. solange das Volk nicht begriffen hat, daß eine zugunsten der Rentner


erhobene Kopfsteuer die arbeitenden Klassen unmittelbar bereichert, weil durch


eine solche Steuer die Rentner in die Lage gesetzt werden, ihren Konsum der


unerschöpflichen Produktionsfähigkeit der schweißtriefenden Massen anzu-


passen – so lange tut man gut, diese einfachste Art des Rentenschutzes für


bessere Zeiten, für ein aufgeklärteres Volk zurückzulegen.


Wenn wir also aus der Aufzählung der Mittel, über die die Herren Agrarier ver-


fügen, um das Recht auf Rente wirksam zu machen, eine Lehre ziehen können,


so ist es die, daß eigentlich jedes Mittel recht ist. Also nur frisch auf das Ziel los.


Schneidig und rücksichtslos.


Worin besteht die Not der Rentner? In dem zu niedrigen Preis des Goldes, also


des Geldes. Über den Zinsfuß ist ja eigentlich nicht zu klagen (obschon man


grundsätzlich immer klagen müßte), aber der Preis, den das Gold auf dem


Warenmarkt erzielt, ist in skandalöser Weise zurückgegangen. Eine Stunde


Reise im Postwagen kostete früher kaum eine Mark, heute muß man für die gle-


iche Zeit, die man im Eisenbahnwagen 1. Klasse zubringt, das dreifache


bezahlen. Ist das nicht ein einwandfreier Beweis, daß der Taler zur Mark gewor-


den ist, denn Zeit ist doch Geld? Time is money. Freilich in letzter Zeit soll eine


kleine Besserung eingetreten sein, insofern, als die Preise einer Reihe von


Waren zurückgegangen sind. So z.B. bekommt man jetzt das Dutzend


Stecknadeln für fünf Pfennige statt sechs; aber welche Gewähr bietet uns


die bestehende freie Goldprägung
die zollfreie Einfuhr von Barrengold, überhaupt die Goldwährung, daß der


erfreuliche Preisrückgang auch in den für unser liebes Vaterland so unent-


behrlichen Preissturz übergehen wird? Und da eben liegt der Hund begraben.


Die freie Goldprägung muß fallen! Die Erfahrung hat bewiesen, daß die


Aufhebung der freien Silberprägung nicht genügt, um eine 
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Überschwemmung des Geldmarktes mit billigem Gelde zu verhüten. In der freien


Goldprägung ist der letzte Grund der sich immer mehr fühlbar machenden Not


der Rentner zu suchen. Deshalb weg mit diesem barbarischen Rest vorsintflut-


lichen Tauschhandels!


Aber, höre ich sagen – an der Währung darf nicht gerührt werden – mit dieser


Forderung würden die Rentner auf den Widerstand des ganzen Volkes stoßen.


Die Goldwährung hat sich seit ihrer Begründung glänzend bewährt. Noch


niemals haben wir so schnell aufeinander folgende schwere Krisen erlebt, noch


niemals ist die Handelswelt so wirksam durch finanzielle Erschütterungen aus


der Versumpfung aufgerüttelt worden. Wer die Goldwährung antastet, untergräbt


die Grundfesten des Reiches.


Das alles mag ja wahr sein, aber was hat dies zu bedeuten, wenn die


Goldwährung der Rechtspflege im Wege steht? Wir brauchen die Sperrung der


Münzstätten, um das Geld vom Golde zu trennen, um dem Gelde einen neuen,


d.h. wesentlich höheren Preis zu verschaffen.


Übrigens, dieser Widerstand des ganzen Volkes hat nicht viel zu sagen. Als vor


dreißig Jahren die Rentner in richtiger Erkenntnis der Gefahren, welche ihren


Interessen aus der Doppelwährung, aus der Verbilligung des Geldes, aus der


Steigerung der Löhne und Preise drohten, die Aufhebung der freien


Silberprägung verlangten, da hat man ihren gerechten und fortschrittlichen


Forderungen gleich willfahren. Dem Bauer, dem Wähler wurde zu erkennen


gegeben, daß durch die Abschaffung der Doppelwährung die Kaufkraft des


Geldes steigen würde, wie sie ja auch damals gestiegen ist und daß jeder für


das Geld, das er in der Tasche hatte, mehr Ware würde kaufen können, daß


infolgedessen eine allgemeine Bereicherung des Volkes eintreten müßte, und


das genügte. Das Volk stimmte mit Hurra einer Reform zu, durch welche es sich


freiwillig und ohne Entschädigung einer Chance im Betrage ungezählter


Milliarden begab. Wie das möglich gewesen ist, bleibt freilich rätselhaft, wenn


man nicht völlige Unwissenheit oder Verblendung der Wähler und der Gewählten


voraussetzt. Ich, für meinen Teil, werde nicht müde darüber nachzusinnen, wie


man, ohne Bauernfängerei zu betreiben, ohne mit dem Ärmel das Zuchthaus zu


streifen, es fertig bringen könnte, jemand dazu zu bringen, daß er nach Abschluß


eines Lieferungsvertrages, der ihm kontrakt- und gesetzmäßig die freie Wahl


zwischen zwei Stoffen (Gold und Silber) läßt, freiwillig und ohne irgendwelche
Entschädigung sich nachträglich verpflichtet, die Lieferung ausschließlich in dem


einen der beiden Stoffe (Gold) auszuführen, weil er an der Lieferung des


anderen Stoffes (Silber) infolge glücklicher Umstände einen großen Gewinn
erzielen würde. Und doch hat man dieses Kunststück fertiggebracht. Der Bauer


sah eben nur den Bissen, den man ihm an der Angel der Goldwährung bot, und


er griff zu.


Soll nun der Fang, der damals gelang, heute mißlingen? Ist das Volk klüger


geworden, hat es endlich begriffen, daß in demselben Verhältnis, wie das Geld in


der Tasche teurer wird, auch die Last der Schulden im gleichen Verhältnis


wächst?
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Keine Spur dieser Erkenntnis ist zu sehen, das Volk ist in Währungsfragen so


naiv wie zur Zeit der „großen“ Geldreform. Von einem Studium der


Währungsfrage ist ja nichts zu merken; es genügt überhaupt, daß jemand das


Gespräch auf dieses Thema bringt, damit er zum mindesten als Original behan-


delt werde. Wer das nicht glaubt, der überzeuge sich doch durch einen Versuch.


Von Bamberger, glaube ich, stammt der Ausspruch, daß die Währungsfrage


neben der Liebe die meisten Verrückten gemacht hat. Das hat man sich gemerkt,


und da niemand seine geistige Widerstandsfähigkeit einer vielleicht gefährlichen


Probe unterwerfen will – so läßt man still die Sache auf sich beruhen. Und bei


einer solchen Sachlage will man behaupten, daß ein herzhafter Anschlag auf die


Goldwährung an dem Widerstand des Volkes scheitern würde? Ich pfeife auf


solchen Widerstand. Das Volk, sage ich, ist in Währungsfragen blind wie eine


aufgescheuchte Eule. Es flüchtet sich regelmäßig in die düsteren Ecken und im


Düstern läßt sich gut fischen. Will man für diese Behauptung einen Beweis, so


nehme man doch das Heftchen zur Hand, „die Währungsfrage“, welches der


deutsche Verein zum Schutze der Goldwährung als gemeinverständliche Schrift


veröffentlichte. Es behandelt darin die Währungsfrage aufgrund des


Wertglaubens und gleich auf der ersten Seite apelliert es nicht weniger als zehn


mal an diesen Glauben, ohne daß der Verfasser es für nötig hält zu erklären,


was er persönlich unter Wert versteht! Nun vergegenwärtige man sich, daß der


Ausdruck „Wert“ wissenschaftlich überhaupt nicht bestimmt ist; daß zahllose


„Werttheorien“ nebeneinander ihr Dasein fristen, ja daß die Begründungsfähigkeit


des Wertglaubens überhaupt angezweifelt wird und daß dem Verfasser oben


genannter Schrift diese Verhältnisse bekannt sein müssen. Mancher wird in


einem solchen Verfahren einen Beweis für die Wahrheit des zitierten Ausspruchs


Bambergers erblicken, ich führe diese Tatsache hier nur an, um zu zeigen, daß


das Volk für jede Währungspfuscherei reif ist und daß man die Fallen nur in


irgendeiner dunklen Ecke der Wissenschaft aufzustellen braucht, um das Volk


fangen und rupfen zu können. Und da spricht man noch von Widerstand? Ich


bitte Sie! Woher sollen die Kräfte kommen, um einen Angriff auf die Währung


abzuschlagen? Von den Kanzeln des Wertglaubens?


Also fort mit dem freien Prägerecht. Die Geldausgabe, die Ausmünzung soll


beschränkt werden. Das Geld soll vom Golde getrennt werden, und der Preis der


Mark soll auf den des Talers gebracht werden, so daß man für eine Mark


ebensoviel, ebenso gute Ware erhält, wie wenn man heute einen Taler vorzeigt.


Ist der Plan nicht herrlich, prachtvoll, entzückend? Jeder Markmillionär wird zum


Talermillionär, nicht nominell, pro forma, aber effektiv. Die Mark wird, ohne


umgeprägt zu werden, ohne den nutzlosen Ballast an Silber zu vergrößern, zum


Taler erhoben und jeder Bauer, jeder Löhner wird für das Geld, das er in der


Tasche hat, dreimal soviel Ware erhalten als jetzt und für das Geld, das er per-


sönlich oder durch den Staat oder die Gemeinde schuldet, wird er dem Gläubiger


dreimal soviel Ware liefern dürfen. Das leuchtet allen ein, das wird ein Jubel im


Volke, wenn es heißt, daß alles, alles ohne Ausnahme, 
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Kartoffeln, Miete, Strümpfe, Löhne, Steuern billig, kolossal billig werden soll. Wird


doch noch heute eine allgemeine Baisse mit Jubel, eine allgemeine Hausse mit


Wehklagen begrüßt, ist doch das Volk noch nicht im Stande, zwischen Baisse


und Billigkeit zu unterscheiden. Wir werden uns selbstverständlich hüten, das


Volk darüber aufzuklären, daß Kauf und Verkauf in innigster Wechselbeziehung


zueinander stehen, daß der Käufer nur gewinnt, was der Verkäufer verliert, und


daß der schließliche Erfolg einer solchen Reform in einer Preiserhöhung des


Geldes genau entsprechenden Vermehrung der Schuldenlast hinausläuft. Hat


man dem Volke seinerzeit den Zusammenhang erklärt, als man ihm mit der


Goldwährung die Schulden eingesalzen hat? Ei, bewahre, sehe doch jeder selb-


st, wo er bleibe, und wer steht, daß er nicht falle.


Wir verlangen also, statt der freien, die fakultative Goldprägung, und solange


die Mark nicht den Preis des Talers erklommen hat, sistieren wir überhaupt alle


weiteren Prägungen.


Unser Vermögen besteht aus Geldforderungen, nicht aus Goldforderungen,


und wenn wir das schwache Band, welches Gold und Geld heute gesetzlich


verbindet, zerhauen haben, dann werden wir unsere Schuldner den Unterschied


fühlen lassen. Wir werden dann auf unserem Schein bestehen und mit dem


Brustton innerster Überzeugung ausrufen: Unser Recht auf Rente war doch kein


eitler Wahn, es gibt noch Richter in Berlin.


II.
Wenn zwei dasselbe verlangen, so ist es doch nicht dasselbe. Das würden die


Rentner gleich merken, wenn es ihnen in den Sinn käme, das durch die


Kornzölle feierlich verbriefte Recht auf Rente für sich in Anspruch zu nehmen.


Sie würden gleich einsehen, daß man zwischen Zins und Rente nicht allein in


der Wissenschaft, sondern auch in der Rechtspflege scharf zu unterscheiden


weiß. Es würde eben heißen: Wir anerkennen das Recht auf Grundrente, aber


das Recht auf Zinsrente, ja, das ist doch ganz was anderes. Die Verbriefung des


Rechtes auf Grundrente durch die Kornzölle impliziert noch lange nicht die


Anerkennung des Rechtes auf Zinsrente. Gewiß, die Grund- und Zinsrentner


sind beide Rentner, aber der erste ist ein Agrarier, während der andere nur ein


Particulier ist, also ein gewaltiger Unterschied. Wie man in der Rechtspflege der


Kolonien zwischen Schwarzen und Weißen unterscheidet, so hat man auch zwis-


chen den Ständen zu unterscheiden. In einem Rechtsstaat soll jeder standes-


gemäß behandelt werden. Nichts vernünftiger als das. Dem Agrarier die Rente,


dem Volke die Pflicht diese Rente aufzubringen. Wo würde das z.B. hinführen,


wenn man den Rechtsanschauungen der Schwarzen, Weißen und Roten das


gleiche schwarz-weiß-rote Recht anpassen wollte? Ist der Gedanke nicht lächer-


lich?


Also mit dem Staatsschutz des Rechtes auf Zinsrente ist es nichts; auf


Staatshilfe müssen die Rentner verzichten. Übrigens durch die Ausrottung des


Klassengeistes aus der Rechtspflege würde sich der Staat in unlösbare


Widersprüche verwickelt finden. Das Recht auf Zins- und Grundrente, d.h. die


Rechtsansprüche auf neue, 
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d.h. höhere Geld- und Weizenpreise heben sich ja gegenseitig auf. Wer den


Weizenpreis hebt, drückt auf den Geldpreis und umgekehrt; bilden doch die land-


wirtschaftlichen Produkte eines der wichtigsten Elemente des Geldpreises.


Nun könnte man auf diesen inneren Widerspruch die Behauptung stützen, daß


etwas faul ist an der gleichzeitigen Not der Grund- und Zinsrentner. Aber das ist


ja eben das köstliche an der Goldwährung, das ist ja der wahre Grund, weshalb


sich die Goldwährung so glänzend bewährt. Auf die wichtigste aller


Währungsfragen, auf die Frage, ob der Preis des Geldes festgeblieben ist, bleibt


sie die Antwort schuldig. Und dieses Schweigen kann nun jeder zu seinen


Gunsten deuten. Daher diese allgemeine Zufriedenheit. Man kann es ja heute


noch alle Tage hören, daß, während der eine behauptet, der Preis des Geldes


wäre gestiegen, der andere das Gegenteil zu beweisen sucht und daß gewöhn-


lich beide Recht behalten. Die wichtigste Bedingung jeder Währung ist der feste


Preis des Geldes – also die über Ort und Zeit erhabene Gleichmäßigkeit im


Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld, und diese Gleichmäßigkeit hat man


– der Teufel weiß warum, – einfach ohne irgendwelche Prüfung beim Golde


vorausgesetzt. Existiert doch bis heute überhaupt kein offizielles Maß für die


Bemessung des Goldpreises! Das klingt unglaublich, märchenhaft, aber es ist so.


Überhaupt hat man bisher keine einzige der Voraussetzungen der Goldwährung


einer Prüfung unterzogen und wenn, wie es heißt, die Voraussetzungslosigkeit


der Grundzug der deutschen Wissenschaft ist, so muß man gestehen, daß bei


Gründung der Goldwährung die deutsche Wissenschaft nicht mitgewirkt hat.


Alles wurde vorausgesetzt, nichts geprüft, noch weniger erwiesen. Ist es nicht


schon barer Unsinn, den festen Preis des Goldes als eine Eigenschaft dieses


Metalles auszugeben? Der Preis drückt doch immer nur das Verhältnis mehrerer


Elemente, niemals aber eine Eigenschaft eines Dinges aus. Dem Gelde kann


man durch dauernde Beherrschung der Elemente, die seinen Preis bestimmen,


dauernd einen festen Preis geben, – aber das ist auch alles. Den Preis wird das


Geld niemals als Eigenschaft besitzen, der Preis bleibt immer Produkt einer


Handlung.


Der völlige Mangel eines offiziellen Maßstabes für den Preis des Geldes bringt


es mit sich, daß heute jeder nach seiner Façon mißt. Der Dorfkrämer, der sich


nicht an das offizielle Maß gewöhnen kann und den Essig nach alter Weise in


Schoppen verkauft, setzt sich einer Strafe aus – für die Messung der wichtigsten


aller Waren – des Geldes – schnipselt sich jeder selbst einen Maßstab. Deshalb


konnte auch der Reichsbankpräsident im Reichstag am 14./XII.99, also zur Zeit


einer auch ohne Messung erkennbaren allgemeinen Hausse aufgrund


wahrscheinlich einer x-beliebigen Werttheorie, schlankweg behaupten, die


Währungsfrage sei gelöst (was doch so viel heißen soll, es wäre gelungen, den


Preis des Geldes zu fixieren), ohne daß jemand dieser Behauptung mit einwand-


freiem Beweismaterial konnte entgegentreten.


Es herrscht also in dieser so außerordentlich wichtigen Einrichtung die tollste


Anarchie, und da soll einer beweisen, daß die 
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Not der Rentner nicht existiert! Sie existiert, und wenn der Reichsbankpräsident


unsere Notlage aufgrund einer Werttheorie leugnet, so schleudern wir ihm


tausend andere Werttheorien entgegen, und im Streite der Theorien entscheidet


die Majorität.


Übrigens, warum Zeit und Worte verlieren, um diesen Notstand der Rentner


nachzuweisen? Auf Staatshilfe, auf den Schutz unseres Rechtes auf Rente ist ja


doch nicht zu rechnen. Der Staat hält den Notstand der Grundrentner für


erweisen – folglich kann er den Notstand der Zinsrentner unmöglich zugeben.


Beide Rechte heben sich da gegenseitig auf, und unser Recht auf Zinsrente leit-


en wir auch nur vom Rechte auf Grundrente ab. Mit dem Falle des


Grundrentenrechtes fällt auch unser Recht.


Aber des Anstandes wegen, um die zu ergreifenden Maßregeln vor dem


Publikum zu rechtfertigen, wäre es angezeigt, das Bestehen eines Notstandes zu


beweisen ! Aber Anstand – ich bitte Sie – hat man nicht den angeborenen


Anstand des deutschen Michel so systematisch auszurotten unternommen, daß


von diesem Anstand nur mehr einige häßliche Narben übrig bleiben? Schneidig


und rücksichtslos, das ist die Parole, Amboß oder Hammer, Ellenbogenrecht wie


in einer kommunistischen Küche. Wozu also eine Rechtfertigung der zu


ergreifenden Maßregeln?  Wo ist das Ziel? Da, der auf den Stand des Talers


dauernd zu erhöhende Preis der Mark! Weiter nichts? Also los ! Schneidig und


rücksichtslos.


Wir wollen der Welt zeigen, wer stärker ist, das Recht oder die Macht; das


Protektorat des Staates oder die Schärfe unserer Waffen?  Wir wollen von einer


Gesellschaft, die uns unser Recht vorenthält, nicht unser Recht erbetteln, wir


wollen nicht vor aller Welt unsere Not klagen, uns in Lumpen hüllen, um das


Mitleid zu erwecken, dem Volke das Brot verteuern, Almosen von Bettlern


annehmen. Nein !  Wir wollen still unsere Not mit Würde trage und die Waffen


rüsten, um im ritterlichen Kampf unser Recht zu erzwingen. Wir pochen auf


unsere Macht und pfeifen auf die Staatshilfe. Die Not der Rentner soll ein für


allemal verschwinden.


Man verstehe uns recht. Wir wollen dem Gelde, der Mark d. r. W. einen ausre-


ichenden, d.h. wesentlich höheren Preis geben; wir wollen jeder Mark, die wir in


der Tasche haben, und jeder Mark, die man uns schuldet, den Preis des Talers


geben. Und diese Ziel wollen wir ohne irgendwelche staatliche Unterstützung


erreichen. Nicht durch die Macht unseres Rechtes, sondern umgekehrt durch


das Recht unserer Macht wollen wir es durchsetzen, daß der Agrarier für den


Dienst seiner Schulden die dreifache Aufwendung an landwirtschaftlichen


Produkten zu machen hat, daß die Kohlenbarone die Preise ihrer Produkte um


2/3 herabsetzen, daß die aufgeblasenen Parvenus, die Lohnarbeiter sich mit


einer Lohnkürzung von 66 2/3% still und ohne Streik zufrieden geben werden.


Man sieht, wir sprechen klar, wir halten über unsere Absichten niemand in


Zweifel! Wir können ihn uns ja leisten, diesen Luxus an Aufrichtigkeit! 


Wir verlangen, ich wiederhole es, keine gesetzliche Aufhebung oder


Beschränkung des freien Goldprägerechtes; wir wollen über-
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haupt kein Gesetz, wir verzichten auf jeden gesetzlichen Schutz, denn das


Gesetz in diesen Dingen sind wir. L’état?  C’est moi.


Wir wollen an der Goldwährung nichts ändern, nicht das Geld vom Golde tren-


nen, keine neue Währungsfrage aufs Tapet bringen, nicht die geistige


Widerstandsfähigkeit des Publikums auf eine gefährliche Probe stellen. Nach


dem feierlichen Ausspruch des Reichsbankpräsidenten ist die Währungsfrage


endgültig gelöst, und wir haben durchaus kein Interesse daran, durch eine allge-


meine Erörterung des Problems Licht in diesen trüben Fischteich zu werfen.


Unser Angriff richtet sich nur auf den in Waren ausgedrückten Preis des


Geldes; wir wollen für das Geld, das wir besitzen, und für das, welches man uns


schuldet, nur dreimal mehr Ware als heute erhalten – das ist alles, höher streben


wir nicht.


Mit dem Preise des Geldes hat die Währungsfrage offenbar nichts gemein;


denn wie hätte die erste Autorität in diesen Sachen, wie hätte der


Reichsbankpräsident ansonsten von einer Lösung der Währungsfrage inmitten


einer ausgesprochenen Hausseperiode sprechen können? Der in Waren ausge-


drückte Preis des Geldes ist gestiegen, er ist gefallen, und die Währungsfrage


war und blieb gelöst. Mit dem Preise des Geldes befaßt sich kein Gesetz, kein


Staat, sonst hätte man doch vor allen Dingen einen Maßstab für den Geldpreis


erstellt. Den Preis des Geldes hat man dem freien Spiele der Kräfte überlassen,


und an diesem harmlosen Spiele wollen wir uns jetzt beteiligen. Wir wollen in


dieses freie Spiel so eingreifen, daß das Geld auf dem Markte einen um das


dreifache gestiegenen Preis erzielt und das natürlich für alle, nicht für uns allein.


Auch die Witwen und Waisen werden für ihr Geld dreimal soviel oder dreimal


bessere Ware erhalten. Darin kann doch unmöglich etwas Unrechtes, etwas


Gemeinschädliches, liegen. solange wir uns nur mit dem Preise des Geldes


beschäftigen, und solange wir den Wert des Geldes unberührt lassen, ändern wir


ja nichts an unserer bewährten Währung. Und an dem Werte des Geldes, ich


wiederhole es, wollen wir ja nicht rühren; diesen Wert (jedermann weiß ja genau,


was darunter zu verstehen ist, nicht wahr?) überlassen wir unangetastet dem


Streite der Theorien und dem Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung!


Möge sich der Wert des Geldes, im Gegenteil dieses Schutzes zur Ehre der


Scharlatane, der Pfuscher und Dunkelmänner und zum Vorteil der Spekulanten


und Wucherer noch lange, lange erfreuen. Solange der Wertglaube in den


Köpfen spukt, so lange zwischen Wert und Preis unterschieden wird, solange


das Vertrauen in den „inneren Wert“ des Goldes unerschüttert bleibt, solange


werden wir das Gesetz in Geldsachen machen und ungestört unseren


Schuldnern die Haut über die Ohren ziehen. Den Preis des Geldes hab Ihr uns


mit der Goldwährung überantwortet – den Wert des Geldes schenken wir Euch.


(Fortsetzung folgt.)
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Die Geldreform


————————————————————————————————————


Bd. 1. August 1902 Nr. 4.


————————————————————————————————————


Diskontopolitik und Währung.


Den Zinsfuß zerlegt man allgemein


1. in den reinen Zins;


2. in die Risikoprämie;


aber zeitweise enthält er noch ein drittes Element, nämlich


3. eine Vergütung für einen (erwarteten) Preisfall des Geldes, die man nicht


unpassend mit Ristorno bezeichnen könnte.


Um die Natur diese dritten Elements des Diskontsatzes richtig zu erfassen, ist


die Erkenntnis unentratbar, daß zwischen Hausse in den Warenpreisen und


Hausse im Diskontsatz ein innerer Zusammenhang besteht.


Steht eine Warenhausse in Aussicht (ganz gleichgültig, ob dieselbe begründet


erscheinen mag oder nicht), so wird diese Aussicht natürlich die allgemeine Kauf-


oder Anlagelust wecken, da jeder gerne sich mit möglichst großen Summen an


den erwarteten Differenzen zwischen Einstands- und Verkaufspreis beteiligen


möchte. Diejenigen, die über bares Geld verfügen und solches bisher in


Darlehen verwendeten, suchen selbst das Geschäft zu machen, um sich die von


der Hausse erwarteten Differenzen zu sichern, und die anderen, die mit


geliehenem Gelde zu arbeiten pflegten, vergrößern ihre Ansprüche an die


Geldinstitute bis zur Grenze ihres Kredits.


Mit dem gemessen, was man mit dem geliehenen Gelde erstanden hat, nimmt


der materielle Inhalt der Geldschulden im genauen Verhältnis zur Hausse ab;


man bezahlt am Verfalltage materiell eine geringere Summe zurück, als man


erhalten hat. Hat z.B. jemand für den Betrag eines diskontierten Wechsels Waren


erstanden, die am Verfalltage 10% höher im Preise stehen, so kann er, der


Schuldner, mit 90% Waren den vollen Betrag des Wechsels zahlen.
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Es ist also klar, daß jede allgemein erwartete Warenhausse die Ansprüche an


die Geldinstitute vergrößern muß und daß diese dadurch in die Lage versetzt


werden, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.


Die Hausse im Diskontsatz ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allge-


meiner oder vorherrschender Ansicht eine Hausse im Anzuge ist; sie gründet in


letzter Linie darauf, daß die Schuldner hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten mit


einem Teil der für das geliehene Geld erhaltenen Waren entledigen zu können.


Die Erhöhung des Diskontsatzes kann man also ganz gut als eine


Rückvergütung für den in der Hausse bedingten Verlust an Kaufkraft des Geldes


auffassen. Dieser Charakter der Diskonterhöhung tritt noch klarer zutage, wenn


man bedenkt, daß die Geldverleiher sich vor dem durch die Hausse erwarteten


Verlust am Preise des Geldes durch Ankauf von Waren etc. schützen können


und daß sie auf dieses Auskunftsmittel nur deshalb verzichten, weil die


Diskonterhöhung sie teilweise wenigstens entschädigt.


Natürlich hat dieses dritte Element des Diskontsatzes mit der Warenhausse als


Tatsache nichts zu tun; nicht die eingetretene Hausse, sonder die Erwartung


einer solchen, die Hoffnung auf eine künftige noch nicht einkassierte Differenz


reizt zur Anlage und bewirkt, daß die Ansprüche an die Geldinstitute steigen. Hat


sich die Hausse, die man erwartete, verwirklicht und fehlt der Glaube, daß die


Preise noch eine Weile so weiter sich in der Hausse bewegen werden, so tritt


auch gleich der Rückschlag in den Ansprüchen an die Geldinstitute ein und der


Diskontsatz muß infolge mangelnden Absatzes wieder heruntergesetzt werden.


Das Ristorno als Element des Diskontsatzes vermag sich also nur so lange zu


erhalten, als wie die Geschäftswelt auf steigende Preise rechnet, und selbstver-


ständlich ist, daß bei Aussicht auf Baisse sofort jede Spur eines Ristornos aus


dem Diskontsatz verschwindet.


Die Höhe des Ristornos richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der


erwarteten Warenhausse. Erwartet man eine sprungweise, schnelle und starke


Hausse, so werden die Ansprüche an die Geldinstitute auch gleich in dasselbe


Tempo verfallen und der Diskontsatz wird sprungweise, schnell und stark


steigen.


Als man vor zwei Jahren in Deutschland stark à la hausse spekulierte, sprang


der Diskontsatz auf 6%; jetzt, da jede 
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Aussicht auf eine Hausse fehlt, steht der Diskont auf 3% – den Unterschied kön-


nen wir als den Betrag des Ristorno betrachten. – In Argentinien stand der


Diskont zeitweise auf 15% und höher, damals, als die Papiergeldausgabe alle


Preise sprungweise in die Höhe trieb – nachher, als man mit der Geldausgabe


aufhörte und gesetzlich auf eine allgemeine Baisse hinarbeitete, fiel der


Diskontsatz auf 5% und niedriger. Hier haben wir also ein Ristorno von mehr als


10% zu verzeichnen.


Das Ristorno im Diskontsatz hat, wie die Warenpreise, keine erkennbare


Grenze; es lassen sich sehr gut Verhältnisse danken, unter denen das Ristorno


und mit ihm der Diskontsatz auf 20, 50 ja 100% steigen würde. Es kommt ganz


darauf an, wie hoch man die Hausse schätzt, die man erwartet. Würde sich z.B.


die Nachricht verbreiten und Glauben finden, daß man unter der Eisdecke


Sibiriens ein neues Dorado entdeckt hat, welches an Ergiebigkeit alle bisher ent-


deckten Goldfelder überragte, würde diese Nachricht durch größere


Goldsendungen beglaubigt, so würden die Ansprüche an die Geldinstitute heute


schon ins Grenzenlose steigen und den Diskontsatz auf eine nie gesehene Höhe


treiben. Es kommt für den Diskont, wie gesagt, ganz darauf an, wie hoch man


die erwartete Hausse einschätzt. Bis zur vollen Höhe der erwarteten Differenz


wird der Diskontsatz natürlich nicht steigen können, da ja sonst der erwartete


Profit durch den Diskont vorweggenommen würde; der Diskont wird der Differenz


aber um so näher kommen, je begründeter, gesicherter die erwartete Hausse


erscheint.


Es sind in verschiedenen Ländern und zu verschiedenen Zeiten Gesetze


erlassen worden, die darauf hinwirken sollten, die Preise der Waren auf ein


niedrigeres, früheres Niveau herabzusetzen und zwar mittels Einzug des in Über-


maß verausgabten Papiergeldes. Noch vor zirka zwei Jahren existierte in


Argentinien ein solches Gesetz, welches darauf zugespitzt war, das allgemeine


Preisniveau im Verhältnis von 3 zu 1 herabzusetzen.


Würde man heute in irgendeinem Lande umgekehrt verfahren und geset-


zmäßig die Preise aller Waren durch progressive Vermehrung des Geldumlaufs


in die Höhe treiben, so zwar, daß man mit Bestimmtheit darauf rechnen könnte,


daß in einem Jahre das allgemeine Preisniveau um 20% gestiegen wäre, so


würde die Sicherheit der erwarteten Differenz den Diskont jenen 20% sehr nahe-


bringen. 
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Die staatlich patentierten Emissionsbanken, die die Aufgabe zu erfüllen haben


den Geldumlauf zu regeln (was doch soviel bedeuten soll, daß sie mit Papiergeld


dem Handel zu Hilfe eilen sollen, jedesmal wenn er vom Metallgeld im Stich


gelassen wird), kennen kein anderes Mittel um dieser Aufgabe gerecht zu wer-


den, als die bekannte Diskontpolitik. Wenn aber – wie wir oben gesehen haben –


die Erhöhung des Diskontsatzes schon an und für sich als die Vorfrucht einer


kommenden oder wenigstens erwarteten Warenhausse anzusehen ist, müssen
wir da nicht in den Bewegungen des Diskontsatzes eine unverhüllte, erwartete
und diskontierte Bankrotterklärung der Währung ansehen?


Bei einer zweckentsprechenden Verwaltung des Geldwesens muß jede allge-


meine Hausse oder Baisse im allgemeinen Preisniveau völlig ausgeschlossen


sein; mag da kommen was will – das Angebot von Geld soll dem Angebot von


Waren stets aufs Haar angepaßt sein. Ist das Geldangebot ungenügend, so soll


mehr Geld angeboten werden; ist das Geldangebot zu groß, so soll der Über-


schuß sofort eingezogen werden; niemals aber soll wegen Mangel oder Über-


schuß an Geld das allgemeine Preisniveau sich verändern. Das Geld soll über


Ort und Zeit hinaus derart fest im Preise währen, daß Glaube, Hoffnung und


Liebe zu einer künftigen Hausse als ein verrücktes Hirngespinst aus allen Köpfen


verschwindet. Mit der Möglichkeit einer Hausse oder Baisse soll im Handel eben-


sowenig gerechnet werden wie mit der Möglichkeit einer Aufhebung der


staatlichen Garantien des Eigentums. Denn schließlich was bedeutet die


Währung, was bedeutet das Eigentum noch, wenn die Preise der Waren auf und


nieder schwanken, wie ein Rohr im Winde.


Gewiß, das Auftreten eines Ristornos unter die Bestandteile des Diskontsatzes


ist an sich noch kein Beweis, daß die erwartete Warenhausse auch eintreten


wird; aber schon die Ansprüche, die der Handel wegen der Aussicht auf eine


kommende Hausse an die Emissionsbanken macht, beweisen, daß das


Vertrauen in die Währung fehlt, daß der Handel eine Hausse für möglich, sogar


für wahrscheinlich hält, daß im Handel die Ansicht verbreitet ist, die


Emissionsbanken wären ihrer Aufgabe nicht gewachsen, daß das Rüstzeug der


Emissionsbanken ungenügend, kurz daß die Diskontpolitik ein unwirksamer
Regulator der Währung ist.
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Warum die Quantitätstheorie dem
Gelde gegenüber versagt.


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis, und das Angebot richtet sich


nach dem Vorrat. Wächst der Vorrat, so wächst auch das Angebot, nimmt der


Vorrat ab, so geht auch das Angebot zurück. Vorrat und Angebot fallen somit in


eins zusammen, und statt zu sagen „Angebot und Nachfrage“ könnte es ebenso


richtig heißen: Vorrat und Nachfrage bestimmen den Preis. Die Voraussetzungen


der Quantitätstheorie werden durch diese Fassung sogar besser hervorgehoben.


Die Quantitätstheorie, die für alle Waren ohne wesentliche Einschränkung als


richtig anerkannt wird, hat man auch auf das Geld übertragen und gesagt, daß


der Preis des Geldes vom Geldvorrat bestimmt wird; doch hat die Erfahrung


gezeigt, daß das Geldangebot vom Geldvorrat nicht so beherrscht wird, wie nach


der Quantitätstheorie vorauszusetzen ist. Während der Geldvorrat oft unverän-


dert bleibt, ist das Geldangebot den größten Schwankungen unterworfen. Die


Reservoirs des Geldes (Banken, Geldschränke, Strümpfe und Koffer) sind


zuweilen überfüllt, manchmal leer und dementsprechend ist auch das


Geldangebot heute groß, morgen klein. Oft genügt ein Gerücht, um alles Geld


vom Markte und Angebot zurück in die Reservoirs zu bringen; oft bewirkt ein


Telegramm, das noch obendrein gefälscht sein mag, daß dieselbe Hand, die


noch eben den Beutel fest zuschnürte, die Märkte des Landes mit Geld über-


schüttet.


Für das Geldangebot ist Vertrauen und Mißtrauen jedenfalls viel entscheiden-


der als der Geldvorrat, und wenn wir eben von den Waren sagten, daß Vorrat


und Nachfrage den Preis bestimmen, so könnte man vom Gelde ebenso richtig


sagen, daß Vertrauen und Nachfrage seinen Preis bestimmen. Gewiß, der


Geldvorrat ist für das Geldangebot nicht gleichgültig, denn dieser Vorrat zieht


dem Angebot nach oben eine Grenze. Es kann schließlich nicht mehr Geld ange-


boten werden, als wie der Vorrat gestattet. Aber während für die Waren im allge-


meinen die obere Grenze des Angebots (d. i. der Vorrat) auch gleichzeitig die


untere bildet, so daß Angebot und Vorrat regelmäßig in eins zusammenfallen, ist


beim Gelde 


108







eine untere Grenze überhaupt nicht zu erkennen, es sei denn, daß man Null als


diese untere Grenze ansehen will. [Einen klaren Beweis, daß der Geldvorrat nicht gleichbe-


deutend mit Geldangebot ist, hat man in dem Kriegsschatz, der seit Jahren in Spandau bei Berlin


vergraben liegt. Das dort aufgehäufte Geld ist in 30 Jahren nicht einmal angeboten worden.]


Ist vertrauen da, so ist auch Geld da, hat dagegen Mißtrauen die Oberhand, so


bleibt das Geld verborgen. Das ist seine uralte Erfahrung.


Wenn aber – wie diese uralte Erfahrung beweist – das Geldangebot nicht


regelmäßig und ausnahmslos dem Geldvorrat entspricht, so ist auch der Preis


des Geldes vom Geldvorrat unabhängig, und die Übertragung der


Quantitätstheorie auf das Geld ist nicht statthaft.


Versagt aber die Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber, so ist auch die


Produktionskostentheorie nicht auf das Geld anwendbar, denn die


Produktionskosten können preisbestimmend nur mittelbar durch ihren Einfluß auf


die Quantität, d. i. den Vorrat, wirken und dieser Vorrat ist, wie wir sahen, nicht


regelmäßig und allein entscheidend für das Geldangebot.


Bei den Waren im allgemeinen verhält es sich so, daß, wenn die


Produktionskosten abnehmen, die Produktion zunimmt. Mit der wachsenden


Produktion wächst der Vorrat und das Angebot, und mit dem wachsenden


Angebot fällt der Preis. Aber bei den Edelmetallen ist es durchaus nicht gesagt,


daß mit dem wachsenden Vorrat auch gleich das Angebot wächst und noch


weniger; daß das Angebot stets dem Vorrat entspricht. Beweis: Die


Silberbestände in Washington.


Beide Theorien, die Quantitäts- und Produktionskostentheorie versagen also


dem Gelde gegenüber und den Grund, warum sie versagen müssen, hat man in


den Edelmetalleigenschaften des Geldmaterials zu suchen. Der Kriegsschatz in


Spandau wäre längst zu Schutt und Staub vermodert ohne diese Eigenschaften


des Goldes, und auch die Silberpolitik der Vereinigten Staaten wäre ohne diese


Eigenschaften des Silbers nicht denkbar gewesen. Wenn das Gold gleich den


Waren dem Zerfall ausgesetzt wäre, so würde das Geldangebot stets haarscharf


dem Geldvorrat entsprechen. Vertrauen und Mißtrauen vermöchten das


Geldangebot nicht zu beeinflussen. In Kriegs- und Friedenszeiten, bei guten und


schlechten Konjunkturen, stets würde das Geld angeboten werden, niemals


würde sich das Geld vom Markte zurückziehen können. Das 
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Geld würde sogar angeboten werden, wenn mit dem Umsatz ein sicherer Verlust


verbunden wäre, genau wie bei den Kartoffeln das Angebot nicht davon


abhängig ist, ob der Eigentümer einen Gewinn einheimst oder nicht. Kurz, Vorrat


und Nachfrage würden wie den Preis der Waren so auch den des Geldes bes-


timmen.


Der Preis einer Ware, die wie der Kriegsschatz in Spandau und die


Silberbestände in Washington, jahrzehntelang in feuchten, unterirdischen


Verließen aufbewahrt werden kann, ohne den geringsten Schaden zu nehmen,


deren Angebot nicht einem inneren Triebe folgt, sondern allein vom men-


schlichen Ermessen abhängig ist, ist aller Fesseln ledig. Der Preis einer solchen


Ware anerkennt kein ökonomisches Gesetz; für sie besteht keine Quantitäts- und


Produktionskostentheorie, für ihr Angebot ist der Profit allein maßgebend.


Ein solches Geld ist, wie schon Karl Marx richtig bemerkt, von Haus aus


Kapital, d.h. es wird nur so lange und so oft angeboten, wie ein Profit (Mehrwert)


herausgeschlagen werden kann. Kein Profit, kein Geld! (natürlich spreche ich


hier nicht vom Gelde des gemeinen Konsumenten, sondern vom regelrechten


kaufmännischen Geldangebot.)


Nun könnte wohl mancher geneigt sein anzunehmen, daß, da der Wunsch


Profite zu realisieren eine lebendige und regelmäßig drängende Kraft ist, auch


der aus ihr entspringende Impuls dem Geldangebot eine ebenso große


Gleichmäßigkeit verleihen muß, wie diejenige ist, die das Warenangebot charak-


terisiert. Das gesetzmäßige, das natürliche Element, von dem die


Regelmäßigkeit des Geldangebots erwartet werden kann, wäre dann zwar nicht


die Quantität, resp. die Produktionskosten, sondern der Profit, was bei der


großen Verwandtschaft der hier treibenden Kräfte auf eins hinausläuft. Kurz, man


wird sagen, daß das Interesse an einem regelmäßig wiederholten Profit auch ein


regelmäßiges Geldangebot zur Folge haben muß.


Diese Annahme hat ebensoviel Beruhigendes wie Bestechendes an sich, und


tatsächlich scheint man auch bei ihr Halt gemacht zu haben, wenigstens gehen


die Untersuchungen über die Elemente des Geldpreises nie über diese Annahme


hinaus. Hierzu mag wohl auch so eine Art „horror vacui“ beigetragen haben. Man


sieht, daß, wenn auch diese Annahme sich als falsch erwiese, die Goldwährung


in sich selbst zusammenbrechen würde. Und für diese Eventualität scheint 
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man durchaus unvorbereitet zu sein. Man schrickt vor der Leere, die das Bersten


dieser letzten Säule der Goldwährung schaffen würde, zurück und schließt vor


dieser Perspektive lieber die Augen.


Aber alle diese Bedenken vermögen doch nicht auf die Dauer die Tatsache zu


verhüllen, daß obige Annahme falsch ist.


Das Geld wird angeboten, so oft und solange ein Profit realisiert werden kann.


Kein Profit, kein Geld. Wenn nun alle Bedingungen für einen Profit regelmäßig


erfüllt wären, so wäre das Angebot auch regelmäßig – Aber hier gerade hapert


es.


Der Profit kann nur solange realisiert werden, als das Tauschverhältnis zwis-


chen Geld und Ware stabil bleibt oder sich „en hausse“ bewegt. In diesen Fällen


kann die Ware, die kaufmännisch erworben wird, mit Profit weitergegeben wer-


den, d.h. der Verkaufspreis wird regelmäßig über dem Einstandspreis stehen.


Aber wenn eine allgemeine Baisse prophezeit wird, wenn der Kaufmann


annimmt, daß in der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, die Preise unter


den heutigen Stand sinken werden, dann ist es dem Kaufmann unmöglich


gemacht, einen Profit herauszuschlagen, und er verschiebt das Angebot von


Geld auf spätere Zeiten.


Bei jeder voraussichtlichen Baisse (gleichgültig, ob begründet oder nicht) wird
also das Geldangebot ins Stocken geraten, und darum ist auch die Annahme,


wonach im Profit ein automatischer Regulator des Geldangebots zu erblicken ist,


falsch.


Die Hinfälligkeit dieser Annahme wird aber noch viel deutlicher erkannt werden,


wenn man die nächsten Folgen der durch die voraussichtliche (aber noch nicht


eingetroffene) Baisse verursachten Stockung im Geldangebot einige Schritte weit


verfolgt.


Weil man eine Baisse erwartet, d.h. weil man befürchtet daß das allgemeine


Geldangebot nicht Schritt halten wird mit dem Warenangebot, wird das Angebot


von Geld verschoben – und weil man das Angebot des Geldes verschoben hat,


tritt das, was man befürchtete, ein. Das heißt mit anderen Worten, daß die Furcht


vor einer Baisse an und für sich genügt, um eine Baisse zu erzeugen, denn


sowie das Geldangebot verschoben wird, muß bei dem immer dringenden


Warenangebot die Baisse eintreten.
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Bei einer voraussichtlichen Hausse tritt natürlich das Umgekehrte ein. Die


Hausse sichert nicht allein den Profit, sondern er vergrößert ihn um den Betrag


der Hausse. Der Verkaufspreis setzt sich dann zusammen aus: Einstandspreis –


Profit – Hausse. Deshalb wird, sobald eine allgemeine Hausse gewittert wird, der


Geldvorrat bis auf den letzten Heller in Ware umgesetzt. Das Geld fließt den


Märkten in Strömen zu, und weil das Geld so reichlich angeboten wird (aber


auch nur deshalb), tritt das, was man erwartete, wirklich ein.


Die Hausse zieht also das Geld an; sie macht das Geld mobil, sie leert die


Reservoirs. Die Baisse dagegen stößt das Geld ab, sie führt zur Schatzbildung,


sie fegt das Geld vom Markte weg. Mit anderen Worten: wenn das Geldangebot


schon übergroß ist, dann strömt es von allen Seiten herbei; wenn es aber an


Geld fehlt, so zieht es sich zurück.


Das ist das Gesetzmäßige bei einem Gelde, dessen Angebot vom Profite reg-


uliert wird.


Nun ist oft gesagt worden, wenn auch nicht im Zusammenhang mit obiger


Erkenntnis, daß die Emissionsbanken beauftragt und befähigt sind, den


Geldumlauf dadurch zu regeln, daß sie mittels ungedeckter Banknoten die


„natürlichen“ Schwankungen im Geldangebot ausgleichen.


Es ist deshalb vorauszusehen, daß man sich jetzt dieser Umstände erinnern


wird, sowie es sich herausstellt, daß der Profit den Geldumlauf nicht automatisch


zu regulieren vermag. Man wird sich an die Emissionspolitik der Banken klam-


mern, als rettende Planke im Schiffbruch der Goldwährung.


Welche Ironie! Die stolze Goldwährung, die vor dem Zusammenbruch nur


durch die Stütze „ungedeckter“ Banknoten bewahrt werden kann! Die Banknoten


lauten auf Gold, kursieren, nur weil sie auf Gold lauten, und dabei sind sie es,


die die Goldwährung aufrechterhalten! Sieht das nicht aus wie ein Wrack, das


auf der Ladung schwimmt?


Aber ganz abgesehen von diesem inneren Widerspruch – die Behauptung


selbst, daß die Emissionsbanken das Geldangebot regulieren, ist falsch.


Eine Regulierung des Geldangebots, d.h. eine Anpassung an die Nachfrage,


wird heute nirgendwo betrieben, und sie kann auch aus dem einfachen Grunde


nicht heute betrieben werden, weil bis dato kein Staat über ein offizielles Maß für


den Geldpreis (Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld) verfügt.
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So lange der Handel den verlangten Diskont bezahlt, wird überall lustig weiter


diskontiert bzw. emittiert, ganz einerlei wie die Preise stehen, ganz einerlei, ob


die Warenpreise en hausse oder en baisse notieren.


Nach den Warenpreisen fragt überhaupt kein Bankdirektor – Zins und


Sicherheit – das sind seine einzigen Sorgen. Zudem würden auch die


Emissionsbanken mit ihren heutigen Befugnissen niemals imstande sein, die


Emissionen dem jeweiligen Bedarf anzupassen. Die einzige Waffe der


Emissionsbanken – die Diskontpolitik – reicht für diesen Zweck nicht aus, ja sie


wirkt in der Regel sogar kontraproduzent.


Mit der Herabsetzung des Diskonts kann ebensowenig eine Baisse, wie mit der


Diskonterhöhung eine Hausse verhütet werden. Bei einer erwarteten Baisse


würde selbst eine Herabsetzung des Diskonts auf Null die Bankvorräte nicht


mobilisieren, ebensowenig wie bei einer Hausse ein Diskontsatz von 10 und


mehr Prozent ein Hindernis wäre für den Umsatz des Geldes. Eine regelrechte


Hausse wirft so reichlich viel ab, daß der Diskont oft als Quantité négligeable


betrachtet wird, besonders auch deshalb, weil ja mit dem Ertrag der diskontierten


Papiere dem Markte immer größere Geldmassen, der Hausse immer neue


Nahrung zugeführt wird. Je mehr diskontiert wird, desto größeren Umfang nimmt


die Hausse an, desto größer wird die Differenz zwischen Einstand und Verkauf,


desto nebensächlicher wird die Höhe des Diskontsatzes. In der Theorie wäre


sogar ein Diskontsatz von 100% kein Hindernis für den Handel.


Mit der Diskontpolitik läßt sich also keine vernünftige Emissionspolitik


betreiben, und tatsächlich haben ja auch bisher selbst die tollsten Sprünge des


Diskontsatzes weder vermocht Hausse- und Baisseperioden zu vermeiden, noch


ihre Folgen abzuschwächen.


Auf die Warenpreise kann man nicht mittels des Zinsfußes einwirken. Auf eine


Hausse kann man nur durch direkte Verweigerung des Diskonts einwirken und


auf die Baisse durch vermehrtes Angebot von Geld. Dabei müßte dieses Geld


unmittelbar gegen Waren angeboten werden. Wollte man sich damit begnügen


Geld herzustellen und gegen Zins (oder selbst zinsfrei) anzubieten, wo würde


man nichts erreichen. Geld ist ja genug da, aber niemand getraut sich es anzubi-


eten, aus Furcht vor der Baisse.
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Das Geld müßte also so gestaltet sein, daß es stets und ohne Rücksicht ange-


boten wird. Wenn das Geld unter Umlaufzwang stände, so wüßte jeder, daß eine


Baisse nicht eintreten kann, und weil niemand mehr eine Baisse zu befürchten


hätte, würde auch jeder das Geld stets gerne anbieten. Der Zwang würde sich


also als solcher niemals fühlbar machen. Das Interesse an dem Geldumlauf


würde stets sich selber gleich sein und die Theorie, die in dem Interesse einen


automatischen Regulator des Geldumlaufs erblickt, fände ihre volle Bestätigung.


Aber auch die Quantitätstheorie würde durch einen Umlaufzwang des Geldes


ihre Rechtfertigung finden, denn dieser Zwang würde bewirken, daß das


Geldangebot stets dem Geldvorrat entsprechen würde. Und schließlich würden


auch diejenigen Recht behalten, die da sagen, daß die Produktionskosten den


Preis des Geldes bestimmen; denn der Einfluß der Produktionskosten würde auf


den Vorrat, der Vorrat unmittelbar auf das Angebot und das Angebot auf den


Preis wirken.


Kurz, der Umlaufzwang würde alle Theoretiker versöhnen.


—————


Goldtrust!  [IV]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.


III.
Der Preis wird durch das Mengenverhältnis bestimmt, in dem sich auf dem


Markte oder im Angebot Geld und Ware gegenüberstehen. Jede Verschiebung in


diesem Verhältnis bedingt eine Verschiebung im Preise.


Das ist die Quantitätstheorie, wie sie jeder Kaufmann vertritt. Wenn die


Bücherweisheit gegen diese Theorie den Einwand erhebt, daß trotz des im


großen und ganzen fast gleichbleibenden Geldquantums oder Geldvorrats, trotz


der Gleichmäßigkeit in der Warenproduktion das allgemeine Preis-Niveau großen


Schwankungen unterliegt und dann ratlos vor diesem Widerspruch halt macht, so


beweist das eben, wie öde und unfruchtbar eine Wissenschaft bleibt, die auss-


chließlich über Büchern grübelt. Es fehlt hier der Gedankensprudel der Praxis,


der Beobachtung, des Experiments, der allein der grauen Theorie Leben


einzuhauchen vermag; es fehlt die kaufmännische Tätigkeit.
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Die gegen die Quantitätstheorie erhobenen Bedenken setzen als selbstver-


ständlich voraus, daß das Geldangebot dem Geldvorrat zu allen Zeiten


entsprechen wird – aber das ist eben nicht der Fall. Bei den Waren, ja da deckt


sich das Angebot jederzeit, unter allen Umständen, bei günstigen und schlechten


Konjunkturen mit dem Vorrat an Waren – aber das Angebot von Geld hat im


Geldvorrat nur die obere Grenze, und zwischen dieser Grenze und der voll-


ständigen Stockung im Geldumlauf liegt der Tummelplatz unserer


Wirtschaftskrisen. Wer als Kaufmann Waren verhandelt hat, der weiß, daß die


Waren samt und sonders einem Angebotszwang unterliegen, daß man das Heu,


das Stroh, das Tuch, die Maschinen, das Leder, die Hüte, den Kaffee, die Fische,


die Modewaren, den Wein, den Zucker etc. etc. etc. nicht ohne unmittelbaren


Schaden an Qualität oder Quantität, an Lagergeld, Zins oder Versicherungen


vom Angebot auf unbestimmte Zeit zurückziehen kann. Und wer als Kaufmann


mit Geld gewirtschaftet hat, der weiß auch, daß der unmittelbare Verkaufszwang,


dem die Waren unterliegen, sich nicht auf das Geld ausdehnt. Wenn wir vom


Zinsverlust absehen, so kann das Geld ohne Schaden auf beliebig lange Zeit


dem Markt und Angebot entzogen werden. Das Geldangebot unterliegt deshalb


dem Einfluß der Spekulation, der Politik, der Launen, der sogen. Konjunkturen,


und wenn die Wissenschaft voraussetzt, daß das Angebot dem Geldvorrat


entspricht, so setzt sie damit nur etwas voraus, was eigentlich sein sollte, aber


nicht, was ist. Das Geld wird nur angeboten, wenn an den Waren etwas zu verdi-


enen ist, die Waren werden immer angeboten, trotzdem am Gelde regelmäßig,


ausnahmslos etwas verloren wird – nämlich das, was das Geld an den Waren


verdient hat. Aber da das Geld an den Waren nur so lange etwas verdienen


kann, als wie die Warenpreise steigen, so wird auch nur während einer Hausse


Geld kaufmännisch angeboten; bei Eintritt einer Baisse verschwindet das Geld


vom Angebot.


Aus diesen kurzen Andeutungen ersieht man, daß im Gegensatz zu den Waren


das Angebot von Geld nicht immer dem Vorrat entspricht, und daß man gegen


die kaufmännische Quantitätstheorie nur deshalb Einwendungen macht, weil


man Vorrat und Angebot verwechselt und weil man ohne Prüfung voraussetzt,


daß, weil das Angebot von Waren im großen und ganzen dem Vorrat entspricht,


dies auch beim Gelde zutreffen muß.


Also um unseren Zweck zu erreichen, brauchen wir nur das Angebot von Geld


zu beschränken, die nach und nach fälligen Beträge einzukassieren und vom


Markte zurückzuhalten. Das Angebot von Geld geht dann zurück und der Preis


des Geldes steigt. Daneben müssen wir die Zufuhr neuen Geldes nach


Möglichkeit verhindern.


Um die Geldquellen zu verstopfen, werden wir die Aktien der Goldminen an


uns reißen und diese Minen schließen. Um die Benutzung der Banknoten zu


erschweren, werden wir eine angemessene Summe zu dem ausschließlichen


Zwecke in Banknoten verfügbar halten, um diese Banknoten heute hier, morgen


dort zur Einlösung vorzuzeigen. Dadurch werden die Emissionsbanken gezwun-


gen, ihre Barvorräte derart zu verstärken, daß die Ausgabe von Banknoten
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unrentabel. wird. Und die Einschränkung in der Benutzung der üblichen Geld-


surrogate (Wechsel, Scheck, etc.) ergibt sich ohne unser unmittelbares Zutun,


lediglich als natürliche Folge des Mißtrauens, die jede Baisse begleitet.


Bedenkt man nun noch, daß, wie bereits erwähnt, das Geld kaufmännisch nur


so lange angeboten wird, als wie die Warenpreise die Neigung zur Hausse


haben, daß mit dem Eintritt der Baisse Geld überhaupt nicht rentabel angelegt


werden kann, so wird man gleich zugeben, daß mit dem Beginn unserer Aktion


eine allgemeine Geldklemme unausbleiblich ist.


Die Goldwährung ist also wie künstlich erdacht, um eine Operation in unserem


Sinne nach allen Seiten hin sicherzustellen. alles arbeitet uns in die Hände. Es


ist ja der reine Schwindel, es schlägt allen Erfahrungen direkt ins Gesicht, wenn


zur Beschwichtigung naseweiser Leute behauptet wird, die Geldsurrogate träten


an die Stelle des tesaurierten Geldes und der Eintritt einer Baisse locke das


tesaurierte Geld durch die Aussicht auf Gewinn wieder zum Vorschein und daß


auf diese Weise ein ziemlich regelmäßiges Geldangebot sich von selbst ergäbe.


Das gerade Gegenteil ist der Fall. Bei Eintritt der Baisse geht der Gebrauch der


Geldsurrogate zurück; der Warenaustausch fällt auf das bare Geld zurück, ger-


ade zu einer Zeit, wo dieses Geld vom Angebot zurückweicht, überhaupt schon


überlastet ist, d.h. im Preise steigt. Es wäre ja recht schön, wenn das, was man


annimmt, zuträfe, wenn alles, was man bei der Einführung der Goldwährung mir


nichts, dir nichts voraussetzte, sich nachträglich als richtig erwiese. Aber dieser


Wunsch vermag doch nicht die Tatsache auf den Kopf zu stellen, daß wenn eine


Baisse eintritt, das Geld wie durch Zauberschlag vom Markte verschwindet. Und


niemand, der nicht die Tatsachen den Wünschen oder Theorien anzupassen


pflegt, wird leugnen, daß das Geld erst dann aus den Schlupfwinkeln wieder her-


vorguckt, wenn begründete Aussichten auf Hausse vorliegen.


Man sieht, unser Plan gründet fest auf den besten Eigenschaften des Goldes.


Wir haben in der Goldwährung einen mächtigen und treuen Bundesgenossen.


Schaue sich einer um auf dem Markte, ob er eine Ware entdeckt, die sich wie


das Gold für eine Spekulation eignet. Er wird keine finden. Überall lauert das


Risiko. Alles arbeitet der Spekulation entgegen, nirgends findet sie Unter-


stützung. Legt man seine Hand auf Weizen – flugs verwandeln sich die Kar-


toffel-, Rüben-, Haferfelder in üppige Weizenfelder, und während man auf die


Preiserhöhung wartet, wächst der junge Weizen, und die Mäuse und das


Lagergeld fressen den alten. Seht doch, wie es dem Amerikaner Leiter mit seiner


Spekulation erging. In sechs Monaten hatte er ein Vermögen von achtzig


Millionen in einer Spekulation verloren. Und wie mit dem Weizen, verhält es sich


mit allen übrigen Waren. Nirgendwo sieht man, daß mit dem Anziehen der Preise


die Surrogate außer Gebrauch kämen und die Produktion aussetzte. Das gerade


Gegenteil trifft ein. Steigt der Preis des Eisens, so greift der Konsument zu aller-


lei Surrogaten, und in den Hochöfen, 
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die sich vervielfältigen, wird in doppelten, dreifachen Schichten gearbeitet. Der


Erfolg ist nur zu oft der Bankrott des Spekulanten.


Alle diese Übelstände der Spekulation sind bei einer Operation, die das Gold


zur Unterlage hat, gänzlich ausgeschlossen. Die Geldsurrogate verschwinden


überhaupt, sowie die Hausse des Geldpreises einsetzt, und auf die


Goldproduktion pfeifen wir – sie beträgt ja doch jährlich kaum ein Prozent des


Vorrats, abgesehen davon, daß bei der Seltenheit der Goldminen eine Kontrolle


derselben leicht durchzuführen ist.


Unser Plan ist also einfach, nüchtern, und einleuchtend. Nichts Originelles ist


an ihm. Keine neue, durch ihre Originalität verblüffende Börsentaktik, nein, nur


die brutale Anwendung einer brutalen Macht, die wir aus unserer bewährten


Goldwährung ziehen.


Ich sagte es ja bereits und wiederhole es hier mit Emphase -, wir pfeifen auf


künstliche Mittel, wir pochen auf unsere Macht, auf die natürlichen Eigenschaften


unseres Geldes. Die Mittel, die wir anwenden, sind alle bekannt und im


Gebrauch. Wir beschränken die Geldproduktion und ahmen damit die Taktik der


meisten Kartelle nach. Wir schließen die Goldminen und tun nichts anderes, als


was unsere Nachbarn, die Besitzer der Diamantfelder in Kimberley, zur Hebung


der Diamantpreise getan haben. Wir suchen durch Beschränkung des


Gebrauchs von Geldsurrogaten den Bedarf an echtem Gelde zugunsten seines


Preises zu heben und wenden damit dasselbe Mittel an, das jeder Fabrikant zum


Schutze gegen Nachahmungen und Fälschungen täglich benutzt.


Bleibt noch die Frage: was wir mit dem eingezogenen Golde anfangen wer-


den? An eine Wiederausgabe desselben ist nicht zu denken, und der Verbrauch


zu Industriezwecken schließt die Gefahr einer Rückkehr zur Münze nicht aus.


Das Gold muß dauernd vom Markte abgehalten werden, denn wir wollen nicht


eine vorübergehende Hausse des Goldpreises erzielen, sondern eine dauernde


Erhöhung der Mark auf den Stand des Talers. Die Not der Rentner soll überhaupt


nicht mehr wiederkehren. Also fort mit dem Golde ins Meer, wo es am tiefsten ist!


Die Gefahr eines Wiederangebots soll ein für allemal beseitigt werden.


Auch in diesem scheinbar radikalen Vorschlag liegt nichts Außergewöhnliches,


nichts, was nicht täglich in der Welt vorkommt. Wenn wir den Bestand an Geld


durch Vernichtung lästiger, überschüssiger Vorräte unseren Zwecken anpassen,


so betreten wir den Weg, den jeder Professor der Nationalökonomie den Völkern


weist, die nach einer zu großen Ausgabe von Papiergeld wieder zurück zur


Goldwährung, zu niedrigeren Warenpreisen kehren wollen. Österreich, Rußland,


Frankreich, England, Nordamerika und gerade jetzt wieder Spanien, kurzum fast


alle zivilisierten Völker – haben durch Verbrennung von Papiergeld, durch


Vernichtung der überschüssigen Vorräte die gewünschte allgemeine Baisse


erzwungen. Und schließlich hat man nicht auch in Deutschland durch die


Entmünzung des Silbers, durch künstliche Beschränkung der Umlaufmittel die


Warenpreise herabgedrückt? Ob wir nun das Gold einziehen und ins Meer


versenken, oder ob man die silbernen Taler einzieht und Löffel und 
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Götzenbilder daraus macht, bleibt sich bei gemeinnützigen Zwecken von der


Bedeutung der unsrigen doch ziemlich belanglos. Wir versenken das Gold ins


Meer, um der Gefahr einer Wiederverwendung zu Geldzwecken für ewige Zeiten


vorzubeugen. Es ist eine Vorsichtsmaßregel, mehr nicht, und zu dieser Vorsicht


mahnen uns die dreisten, ja unverschämten Anstrengungen der Bimetallisten.


Hätte man nur seinerzeit beim Einzug der Taler diese Vorsicht geübt; hätte man


die Taler bei nebligem Wetter im Ozean verschwinden lasen! Wie ruhig könnte


man da schlafen! Jetzt haben sich die Taler in Eßlöffel und Götzenbilder verwan-


delt und bei jeder Mahlzeit, bei jedem Gebet muß der Schuldner auf den teuflis-


chen Gedanken kommen, das Silber in Geld zu verwandeln, um durch


Vergrößerung des Geldangebots den Preis des Geldes zugunsten des


materiellen Inhalts seiner Geldverpflichtungen herabzusetzen. So schlau und


gelehrt ist schließlich jeder Hindu, daß er nachgerade merken wird, daß sein sil-


berner Hausgott erst dann zu Macht und Glanz gelangen kann, wenn er die


Geldmetamorphose durchgemacht. Denn das Geld beherrscht die Welt, nicht


das Silber oder Gold.


Gewiß, ich gebe zu, es ist schade um das schöne Metall, aber ist es nicht auch


schade, wenn z.B. die Obsthändler, wie es des öfteren in New York und ander-


swo schon vorgekommen ist, ganze Schiffsladungen voll des köstlichsten Obstes


über Bord ins Meer werfen ließen, nur um zu verhüten, daß die Obstpreise in der


Stadt unter dem Druck dieser neuen Ankünfte wichen? Ist es nicht ebenso


schade die schätzeerzeugende Arbeitskraft von Tausenden fleißiger Arbeiter


durch Produktionsbeschränkung der Preistreiberei zu opfern, durch


Nichtverwendung in das Nichts zu versenken? Gewiß, es ist schade um das


prächtige Gold! Welche schöne patriotische Verwendung könnte man z.B. dem


Golde dadurch geben, daß man den Gründern und Vormännern der


Goldwährung vor jedem Pfandhaus, vor jeder Hypothekenbank ein Denkmal in


Lebensgröße aus massivem 24 kar. Golde erstellte? Wenn nur die Möglichkeit


nicht bestände, daß diese Statuen von ruchloser Hand umgeworfen und wieder


zu Geld umgegossen würden. Darum, fort, fort damit ins Meer, wo es am tiefsten


ist.


Unser Plan, wie man sieht, ist also gesund und solide – es ist eine Rechnung,


wie sie jeder biedere Krämer täglich macht. Das einzige, was vielleicht auffallen


mag, sind die Ausmaße der Operation. Und in der Tat, handelt es sich hier um


das größte Geschäft, welches die Welt jemals gesehen hat. Nach den


Berechnungen, die hier folgen, beträgt nämlich die Summe, welche die


Metamorphose von Mark in Taler mitmachen wird, 225.000 Millionen Mark der


Reichswährung und die Summe, die diesem Geschäft à fonds perdu geopfert


und ins Meer versenkt werden soll, 4000 bis 10.000 Millionen Mark der


Reichswährung.


V.
Als Friedrich Wilhelm I. der Soldatenkönig 1740 starb, hatte er die von seinem


hochseligen Herrn Vater ererbten Schulden bezahlt, die gesamte


Verwaltungsmaschinerie mit großen Kosten 
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renoviert, das Heer vergrößert und mit den besten Waffen versehen, Straßen


gebaut, wüste Gebiete mit Staatsgeldern kolonisiert, Sümpfe entwässert, Kanäle


gezogen, alles bezahlt und einen baren Schatz von 9 Millionen Talern in der


Kasse hinterlassen. Damals war Preußen auf dem Wege den Staat zum Rentner
zu erheben und dadurch der Steuerfrage eine höchst interessante und beacht-


enswerte Lösung zu geben. Und in der Tat, wenn manche Staaten heute nur


ebensoviel Renten als Schulden hätten, könnte das Staatsbudget aus Renten


bezahlt und die Steuergesetze mitsamt dem Steuerapparat entbehrt werden.


Dieses Ideal des Soldatenkönigs hat man seitdem als kindliche Utopie


aufgegeben und dafür in der ganzen Welt den Staat zum Universalschuldner


gemacht. Woher dieser Umschwung im Reiche der Ideale gekommen, bleibt rät-


selhaft; höchstens könnte man die Erklärung gelten lassen, daß Schulden sich


von unzuverlässigen Staatsknechten sicherer verwalten lassen als bares Geld.


Heute belaufen sich die Staatsschulden auf folgende hübsche Summen:


Länder Jahr Millionen Mark
Frankreich 1891/6 024.384 (jetzt 28.800)


Großbritannien „ 013.203


Spanien „ 004.830


Italien „ 011.456


Österreich-Ungarn „ 013.375


Rußland „ 015.260


Türkei „ 002.112


Deutsches Reich „ 011.052


Preußen „ 006.353


Bayern „ 001.388


Sachsen „ 00.0701


Württemberg „ 0.00463


Belgien „ 001.796


Niederlande „ 001.854


Rumänien „ 00.0836


Griechenland „ 0.00592


Schweden „ 0.00329


Dänemark „ 0.00209


Serbien „ 0.00263


Norwegen „ 0.00184


Europa „ 110.640


Einhundert zehn tausend, sechshundert und vierzig Millionen Mark, oder zu


2790 Mk. das Kilo umgerechnet, 39 Millionen Kilo Feingold.


(Fortsetzung folgt.)
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Die Geldreform
———————————————————————————————————


Bd. 1. Oktober 1902 Nr .5.


————————————————————————————————————


Ist die reine Papierwährung möglich?


Keinen besseren Beweis für die Bejahbarkeit dieser Frage kann man beibrin-


gen, als den Hinweis auf „die Tatsache“, daß die reine Papierwährung „ist“,
denn was ist, muß auch möglich sein.


Die Papierwährung „ist“ heute schon in sehr vielen Ländern, namentlich aber in


1. Italien


2. Portugal


3. Spanien


4. Griechenland


5. Brasilien


6. Argentinien


7. Chile


8. Paraguay


9. Cuba


10. Br. Indien.


In all diesen Ländern kennt man als Tauschmittel aller Produkte, als Geld,


neben kupfernen und silbernen Bruchmünzen ausschließlich Papiergeld, und


zwar Papiergeld, das nur auf dem offenen Markte „eingelöst“ werden kann und


zwar ausschließlich gegen Waren. Wer wissen will, was eine Peseta, Rupie, Lira


etc. etc. gilt oder ist, der geht auf den Markt, in die Läden, in die Fabrik, auf die


Börse und fragt nach den Preisen der Waren. Dann erfährt er aufs Haar genau,


was die Peseta gilt. Will jemand wissen, wie viel Gramm Gold die Peseta zur


Stunde gilt, so erfährt er das genau nur beim Goldhändler, Makler oder Wechsler


genannt.


Ein im Voraus genau abgemessenes, abgewogenes oder abtaxiertes „Etwas“


ist das Geld also in all den genannten Ländern nicht; der Inhalt des Papiergeldes


ist nicht in ihm 
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selbst, sondern außerhalb desselben zu suchen – genau wie das ja auch bei


jeder anderen Ware ist, denn für den Apotheker, Tischler, Rentner etc. liegt der


wahre Inhalt nicht in den Pillen, Särgen, Münzen, sondern in dem, was für die


Pille, den Sarg, das Geld eingelöst wird.


Das Papiergeld ist keine Anweisung auf eine bestimmte Ware, wenngleich


auch die Inschrift von alters her noch ein Lieferungsversprechen für ein bes-


timmtes Quantum Silber oder Gold enthält, denn die Tatsache der Inkonversion


hat durch diese Inschriften einen dicken Strich gezogen. Niemand liest übrigens


diese Inschriften, und wenn man den Text heimlich in dem Sinne änderte, daß


dem Inhaber Knutenhiebe statt Rubel versprochen würden, es würden Jahre


vergehen, ehe man es merkte, und auch dann noch würde man darüber höch-


stens lachen. Denn für den Inhalt des Papiergeldes ist die Inschrift gleichgültig.


Unter den Analphabeten Rußlands, Italiens, Spaniens zirkuliert das Papiergeld


ebenso anstandslos, wie unter den Bankiers. Nicht in der Inschrift, in dem ver-


jährten Goldlieferungskontrakt ist der Inhalt des Papiergeldes zu suchen, son-


dern außerhalb desselben auf dem Markte, wo man das Geld zum Austausch


der Produkte kauft. In dem Bedarf an einem Tauschmittel, in der Nachfrage nach


einem staatlichen, zentralistisch als Geld verwalteten sicht- und greifbaren


Gegenstand liegt die Kraft des Papiergeldes. Das Band, welches das Papiergeld


mit dem Golde vereinigte, ist längst zerhauen; die Peseta, die Milreis etc. etc.


haben zum Gold nicht mehr Beziehungen, als zu irgendeiner anderen Ware. Die


Peseta ist Tauschmittel an sich; der Papierfetzen, der die Peseta darstellt, ist


Geld, kraft der Gesetze, die ihn zum Universaltauschmittel machen. Diese


Gesetze zwingen jeden, seine Produkte gegen solche Papierfetzen zu verkaufen,


unter Strafe des Verlustes der Produkte, denn nur gegen Geld sind die Produkte


verkäuflich, und unverkäufliche Produkte sind verlorene Produkte.


Es hätte keinen Zweck, sich der Annahme des Papiergeldes zu widersetzen


und etwa anderes Geld, Gold oder Silber, zu verlangen. Wer seine Produkte


verkaufen will, muß das gesetzlich anerkannte Umlaufmittel selber anerkennen,


es sei denn, daß er seine Produkte direkt ins Ausland senden kann. Es hätte


auch keinen Zweck, etwa fremdes Geld zu importieren, um den Gebrauch de


Papiergeldes zu umgehen, denn das Papiergeld duldet keine Konkurrenz. Im 


121







Wettbewerb auf offenem Markte, auch ohne staatliche Unterstützung, erweist
sich das Papiergeld immer als das stärkere; Gold- und Silbergeld müssen dem
Papiergeld stets weichen. (Gresham Gesetz).


Das reine, unverfälschte, vom Metall, wie von jeder bestimmten Ware völlig


losgelöste Papiergeld, die Papierwährung im klaren Sinne des Wortes „ist“ also.


Sie steht freilich vielen teuren und liebgewordenen Theorien im Wege, sie


entzieht auch dem Geisteskapital mancher Theoretiker den Boden, aber deshalb


hört sie doch nicht auf zu sein. Platz, Anerkennung den Tatsachen!


Um die Frage, wie die Papierwährung ist, ob sie – namentlich wie sie heute ist


– besser oder schlechter als die Goldwährung ist, handelt es sich nicht. Diese


Frage soll hier nicht erörtert werden. Genau genommen ist diese Frage auch


jeden vernünftigen Sinnes bar, da doch die Papierwährung wie jede andere


Währung, an sich weder gut noch schlecht sein kann, sondern immer nur das ist,


was man aus ihr macht.


Was ich heute will, ist einfach die Bejahung der Papierwährung; die


Anerkennung der Tatsache, daß in einer Reihe von Ländern Papiergeld zirkuliert,


welches von jeder speziellen Ware, insbesondere von allen Metallen völlig los-


gelöst ist und trotzdem den Austausch der Produkte selbständig vermittelt.


Man hat die Papierwährung verneint, und den Tatsachen zum Trotze verneint


man sie heute noch, weil ein Tauschmittel von Waren selber Ware sein muß, und


weil man der Ansicht ist, daß der zu Geld erhobene Papierfetzen an sich keine


solche Ware sein kann.


Gegen diese jämmerlich falsche Ansicht will ich mich hier wenden.


Was macht eine Sache, ein Ding zur Ware? Ist es der Geruch, der


Geschmack, das Gewicht, das Maß? Es gibt Waren, die keine dieser


Eigenschaften haben. Ist es der Schweiß, der an den Dingen haftet? In einem


berühmten Werke heißt es: Triefend von Blut und Schweiß verläßt die Ware die


Fabrik. Ganz recht, aber gibt es nicht auch Waren, denen keine Spur dieses


wirtschaftlichen Parfüms anhaftet? Oh sicher, und ich möchte sogar behaupten,


daß, wenn man den Preis der Waren in seine Bestandteile:


Lohn, Profit, Zins und Rente
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zerlegte, im Durchschnitt kaum 50% auf den schweißdurchtränkten Lohn kom-


men. Und wie viele blut- und schweißtriefende Gegenstände gibt es, die es nicht


bis zur Ware bringen können, die unverkäuflich bleiben? (Lagerhüter).


Was den Gegenstand zur Ware, zur wirklichen markt- und absatzfähigen Ware


stempelt, das ist die Nachfrage, und die Nachfrage kehrt sich nicht daran, ob der


Preis, der für die Ware verlangt wird, sich auch mit dem Lohnbetrag deckt, über-


haupt ob für den Gegenstand ein Lohn bezahlt wurde. Durch Arbeit erzeugte,


oder gestohlene, geerbte, erfundene und nicht gefundene, durch Zölle, Steuern


und Monopole beschwerte Waren zirkulieren auf dem Markte im Range vollster


Ebenbürtigkeit. Besteht eine Nachfrage so sind alle Formalitäten erfüllt, um die


Sache zur Ware zu machen. Die Kalisalze waren früher weniger als Ware; man


mußte sie mit teurem Gelde aus den Bergwerken wegräumen und mit teurem


Gelde in die Flüsse schütten. Heute läßt man sich nicht allein die Löhne im


Verkaufspreis wieder erstatten, sondern noch ein Erkleckliches mehr.


Nun höre ich die Einwendung, daß zwar die Nachfrage die Gegenstände zur


Ware macht, daß aber die Gegenstände durch ihre Eigenschaften die Nachfrage


wecken müssen, daß also ein Gegenstand nur so lange Ware sein kann, als er


irgendeinem nützlichen Zwecke dienen kann. Die Kalisalze z.B. sind zur Ware


geworden, weil man in ihnen nützliche Eigenschaften entdeckt hat. Aber welchen


Nutzen könnte man wohl aus den Papierfetzen ziehen, woraus das Papiergeld


gemacht wird? Man kann ihn doch höchstens nur als Fidibus für eine Pfeife


Tabak benutzen.


Gewiß, wenn wir die Hauptsache am Papiergeld, seine Eigenschaft als geset-


zlich allein anerkanntes und ökonomisch alleinherrschendes Tauschmittel,


abstrahieren, so bleibt wahrhaftig nur ein Fidibus zurück, aber ich glaube, daß


wenn man von den meisten Waren die Hauptsache abstrahiert, auch nicht viel


mehr übrig bleibt. Abstrahieren wir den Inhalt eines Buches, so bleibt Makulatur


zurück, abstrahieren wir von einem Gemälde die künstlerische Konstellation der


Farben, so bleibt etwas Leinwand und Leinöl übrig, abstrahieren wir vom König


die Krone, so bleibt ein Männchen wie tausend andere übrig. Was wäre eine


Eisenbahnschiene, was wäre der Suezkanal, wenn wir die Hauptsache, den


Verkehr, die Schiffahrt abstrahierten.
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Das Papiergeld benutzt niemand als Fidibus; das weiß man. Das Papiergeld


benutzt man genau, wie man jedes andere Geld benutzt, ausschließlich zum


Austausch der Produkte, als Tauschmittel. Hier, in dieser Verwendung liegt das


Wesen des Papiergeldes, nicht im Fidibus. Wir müssen also umgekehrt ver-


fahren und vom Papiergeld den Fidibus abstrahieren. Dann verbleibt die


Hauptsache, das Geld, das Tauschmittel. Ist nun das Geld ein nützlicher


Gegenstand? Vermag der Nutzen, den man aus der Benutzung des Geldes


zieht, eine Nachfrage zu erzeugen? Es ist bekannt und unbestreitbar, daß der


Nutzen, den die Gesellschaft aus dem Gebrauch des Geldes zieht, ein ganz


gewaltiger ist. Das Geld und die Arbeitsteilung sind untrennbar verbunden;


zusammen mit der Arbeitsteilung bildet das Geld die Grundlage, die


Voraussetzung unserer ganzen Kultur. Das Papiergeld ist also mehr als ein


Fidibus. Auch der Telegraph, die Eisenbahn sind mehr als Eisen. Der Telegraph


befördert eine Nachricht schnell und billig von einem Ort zum andern, die


Eisenbahn trägt uns und unser Gepäck schnell und billig von Station zu Station.


Und das Geld?


Es bringt die Eigentumstitel der Güter aus den Händen der Produzenten in


diejenigen des Konsumenten, und es verrichtet diese Arbeit jedenfalls billiger und


schneller, als es irgendeine andere Einrichtung verrichten kann. Denn schließlich,


wenn das Geld den Austausch der Produkte nicht besser und billiger vermittelte,


als es irgendeine zu seinem Ersatz ersonnene Einrichtung zu tun vermag, so


hätte die Stunde des Geldes schon längst geschlagen. Denn das gesamte


heutige Geldwesen (Papier- und Metallgeld) hat ebenso viele Feinde wie Mängel


– aber trotz allen Mängeln ist es doch noch unentbehrlich, unersetzlich


geblieben. Utopisten, Kommunisten, Anarchisten und Sozialisten haben für die


Produktion der Güter Dutzende von Systemen ersonnen, die alle mehr oder


weniger ausführbar sind, aber sie haben sich selbst und anderen den Kopf zer-


brochen über die Frage – was für die Verteilung (Austausch) der Güter anstelle


des Geldes zu setzen wäre, ohne es bis zu einem diskutierbaren Vorschlag brin-


gen zu können. Der Gebrauch des Geldes überläßt die Einschätzung der


Produkte den beteiligten Parteien, die Abschaffung des Geldes erfordert die


Einschätzung der Produkte von Staats wegen. 


124







Wenn es sich immer nur um Güter in der Art von Salz oder Briefmarken han-


delte, so ließen sich die hundert Millionen verschiedener Güterarten schließlich


mit einem entsprechenden Beamtenapparat amtlich taxieren; aber da diese 100


Millionen Artikel wieder in 1000 verschiedenen Qualitäten schimmern, so ist eine


einheitliche, amtliche Einschätzung für heute und alle Ewigkeit ausgeschlossen.


Welchen Preis würde man z.B. amtlich einem halbfaulen Apfel, einer getrage-


nen Hose, einer nicht mehr ganz neuen Zeitung geben? Nur Willkür und Autorität


könnte diese Frage entscheiden, und tatsächlich laufen ja auch alle Vorschläge,


die das Geld beseitigen sollen, auf die Einsetzung einer Kommission von soge-


nannten Fachleuten, von Chemikern, Juristen, Vertrauensleuten aus, die in


jedem Dorfe, auf jeder Straße, auf jedem Markte darüber beraten und recht-


sprechen sollen, wie viele Fuhren Mist Jakob dem Wilhelm für einen alten, aber


noch gut erhaltenen Kupferstich zu liefern hat.


An die Stelle des Geldes, der Selbsteinschätzung, der Freiheit ist eben nur


Willkür und Gewalt zu setzen.


Der Gebrauch des Geldes hilft über alle diese Schwierigkeiten hinweg, selbst


ganz verfaulte Äpfel werden mittelst des Geldes und der Selbsteinschätzung zur


Zufriedenheit der Parteien eingeschätzt.


Wenn man also beim Papiergeld immer nur den Fidibus sieht, so übersieht


man die Hauptsache, man übersieht, daß das Geld (einerlei aus welchem


Material dasselbe gemacht ist) eine sehr nützliche, unentbehrliche und unerset-


zliche Einrichtung ist.


Nach diesen langen Ausführungen wollen wir uns nochmals kurz das


Papiergeld als Ware betrachten.


Das Papiergeld ist zunächst ein Körper; ein fühlbarer und durch


Farbenabtönung und Flächenbegrenzung sichtbarer Körper. Das Papiergeld ist


aushändigungsfähig, transportfähig, übertragbar, zählbar, teilbar. Wenn wir das


Geld bloß auf die körperlichen Eigenschaften hin ansehen, so müssen wir


zugeben, daß das Papiergeld alle Eigenschaften eines brauchbaren Geldes in


schönster Harmonie vereinigt. Verglichen mit Gold, Silber und Kupfergeld ist es


vorzuziehen und wird auch vorgezogen, denn dort wo Gold und Papiergeld pari


zirkuliert, wird das Papiergeld ausschließlich infolge seiner körperlichen Vorzüge


in Umlauf erhalten.
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Man sagt zwar, Gold und Silber wären, körperlich betrachtet, für Geldzwecke


sehr gut verwendbar. Aber ein Blick in irgendein Portemonnaie genügt, um das


Gegenteil zu beweisen. In der Technik, im chemischen Laboratorium, ist das


Gold allerdings teilbar, aber nicht für Geldzwecke. Ein Pfennig aus Gold ist ein


mikroskopisches Staubkörnchen; nicht einmal die Rechnungseinheit, die Mark,


den Franken etc. kann man aus Gold machen. Selbst das fünffache der


Rechnungseinheit, das 5 Markstück hat man aus portemonnaietechnischen


Gründen wieder einziehen müssen.


Umgekehrt bildet eine relativ oft winzige Summe in Gold schon eine Last für


einen starken Packträger. Kurz, mit Gold allein kommt man nicht aus und noch


weniger mit Silber, und das ist doch der beste Beweis, daß die landläufige


Behauptung, das Gold genügte – körperlich betrachtet – den Anforderungen des


Verkehrs, auf Verblendung beruht.


Dagegen ist das Papiergeld teilbar wie die Zahlen selbst. Aus Papiergeld, aus


demselben Material kann man sowohl das Bruchteil der Rechnungseinheit, wie


das unbegrenzte vielfache der letzteren herstellen. In einem gewöhnlichen Brief


kann man, ohne Übergewicht zu bezahlen, Millionen legen und von einem Erdteil


zum anderen verschicken.


Rein körperlich betrachtet genügt also das Papiergeld allen Ansprüchen; doch


wie steht es mit der Sicherheit, mit den Preisschwankungen?


In Bezug auf Sicherheit muß hier gleich eingestanden werden, daß die


Sicherheit des Papiergeldes nicht größer ist als die des Metallgeldes; sie ist aber


auch nicht kleiner. Liegt die Staatsmacht (Autokrat, Parlament, Usurpator) in den


Händen ehrlicher Leute, so ist das Papiergeld ebenso sicher wie die Sicherheit


des Eigentums überhaupt. Sind Spitzbuben, Possenreißer, Experimentenmacher


am Ruder, so werden alle Eigentumstitel zur Makulatur.


Was nützt es, wenn wir das Geld, um es dem Machtbereich fremder


Eindringlinge, Usurpatoren, diebischen Parlamenten zu entziehen, aus Gold


machen lassen? Die Machthaber setzen dem Gold die Assignaten gegenüber,


und das Gold fliegt über die Grenzen. Es ist Tatsache, daß in all den Ländern,


wo man das Papiergeld der Begünstigung des Schwindels bezichtigt, einstmals


Gold oder Silbergeld in Umlauf war. Als Law in Frankreich experimentierte, kan-


nte man dort nur „solides“, „diebessicheres“ Metallgeld. Und doch, 
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wie gering war die „Sicherheit“. Später, als man mit den Assignaten experimen-


tierte, bestand der gesamte Geldumlauf auch wieder aus solidem,


diebessicherem, hartem Metall. Nur weniger Monate bedurfte es aber, um das


ehrliche, sichere Metallgeld in alle Winde zu zerstreuen. England, Spanien,


Österreich, Rußland, Italien, die Vereinigten Staaten haben den Geldumlauf


durch eine solide, metallene Unterlage zu sichern versucht. Immer aber hat sich


diese Sicherheit als Chimäre, Schwindel, Humbug erwiesen.


Der Geldumlauf kennt eben keine andere Sicherheit, als die des Eigentums


überhaupt – das ist die Ehrlichkeit oder der gute Wille der Machthaber.


Was also die Sicherheit anbetrifft, so ist dieselbe beim Papiergeld mindestens


der des Metallgeldes gleich.


Und wie steht es in bezug auf die Preisschwankungen? Warum wäre das


Papiergeld größeren Preisschwankungen unterworfen als das Metallgeld?


Der Preis beider Geldarten ist dem gleichen wirtschaftlichen Gesetze unterwor-


fen. Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis – wie beim Metallgelde, so


auch beim Papiergelde. Untersucht man diese beiden preisbestimmenden


Faktoren etwas genauer, so stellt sich heraus, daß zunächst die Nachfrage für
Geld sich stets und haarscharf mit dem Angebot von Waren deckt und daß für


das Angebot von Waren die Geldart vollständig gleichgültig ist. Wie die


Nachfrage nach Eisenbahnwagen sich haarscharf deckt mit dem Vorrat an


Frachtgütern, so fällt auch die Nachfrage für Geld in eins zusammen mit dem


Vorrat an Tauschgütern. Da die Geldart auf den Vorrat an Tauschgütern völlig


ohne Einfluß ist, so kann auch die Nachfrage nach einem Tauschmittel nicht von


der Beschaffenheit des Tauschmittels berührt werden. Der eine der beiden


Preisrichter „die Nachfrage“ ist also der Geldart gegenüber völlig gleichgültig,


neutral. Es werden genau ebensoviel Kartoffeln gegen Geld angeboten, genau


die gleiche Zahl Arbeiter, Handwerker, Künstler, Tanzlehrer, Geistliche, Ärzte etc.


bietet ihre Dienste an gegen Geld – ob dies Geld aus Gold, Muscheln oder


Papier besteht.


Und der andere der beiden Preisrichter „das Angebot“, das Geldangebot? Wie


viel Geld wird angeboten? Auch hier wieder ist die Geldart ohne Einfluß; hier sind


es die Machthaber, die bestimmen. Das Parlament, der Autokrat, der Usurpator,


kurz wer die Macht in Händen hat, bestimmt, 
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wie viel Geld ausgegeben werden soll, und auf seine Entschließung ist die


Beschaffenheit des Geldes ohne Einfluß. Glaubt der Machthabende, daß zu


wenig Geld im Umlauf ist, so gibt er mehr aus; dünkt ihn, daß zu viel Geld


umläuft, so wird das Geld eingezogen. zur Zeit der Doppelwährung dachte man,


daß die wachsende Silberproduktion den Geldmarkt überschwemmen würde,


und durch Parlamentsbeschlüsse wurde die Geldfabrikation auf die


Goldausbeute beschränkt. Ließe sich heute der Nachweis erbringen, daß die


Geldzufuhr eine ungenügende ist, so würde dem Golde anderes Geld zur Seite


gestellt werden. Die Bemühungen der Bimetallisten sind ja nur deshalb gescheit-


ert, weil sie mangels eines Maßstabes für den Preis des Geldes den Nachweis


nicht zu erbringen vermochten, daß der Preis des Geldes gestiegen war.


Trostlos ist es zu sehen, wie man angesichts solcher Tatsachen immer wieder


und immer wieder das Märchen von der materiellen, metallenen Garantie, die die


Goldwährung bieten soll, das Märchen von dem festen, unveränderlichen,


inneren Werte des Geldes auftischen kann und wie dieser unerhörte Schwindel


von der Menge immer noch geglaubt wird. Wahrlich, man ist geneigt


anzunehmen, daß die mit der Milch von Wiederkäuern aufgepäppelte Menge,


deren Herz nur alkoholdurchtränktes Blut zum Gehirn treibt, deshalb die Beute


von Possenreißern geworden ist, weil sie die Urteilskraft verloren hat.


Die Papierwährung „ist“, und weil sie „ist“, muß sie auch möglich sein. Und


möglich ist die Papierwährung, weil der Bedarf an einem zentralistisch, monopo-


listisch, staatlich verwalteten Tauschmittel die Möglichkeit bietet, aus einem


Papierfetzen, einem zu Papier verarbeiteten Lumpen, eine allgemein begehrte, ja


die begehrteste aller Waren zu machen. Die Papierwährung ist heute weder ein


alchimistisches noch ein ökonomisches Problem. Sie „ist“.


—————-
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Das Eigentum
und der unentgeltliche Wehrdienst.


Der Ausdruck „Vaterland“ läßt zwei völlig verschiedene Auslegungen zu  –  ein-


mal versteht man darunter einfach den Staat, d. i. der Länderkomplex, der inner-


halb der Grenzpfähle liegt, ein andermal ein ideales Gebilde, das sich jeder


anders denkt und wünscht.


Lasse man jeden die geographischen Grenzen seines idealen Vaterlandes


ziehen und vergleiche man die so gezogenen Linien; höchst selten wird man


Kongruenz derselben wahrnehmen und noch seltener wird es sich fügen, daß die


Linien mit den Staatsgrenzen zusammenfallen. Sehr oft würde man sogar


wahrnehmen, daß der Mittelpunkt des idealen Vaterlandes außerhalb der


Grenzen des Staates zu liegen käme.


Für den Katholiken ist Rom der Mittelpunkt seines geistigen Vaterlandes, für


den Zionisten ist es Jerusalem, für den Biertrinker München. Der Kapitalist hat


sein Vaterland in der Gegenwart, der Sozialist verlegt es in die Zukunft und der


Adel in die Vergangenheit. Der eine verlegt den Schwerpunkt auf die Sprache,


der andere auf die Abstammung, der dritte auf die Religion, wieder andere auf


die Geschichte, auf die politische Gesinnung, auf die Landschaft, die Mehrzahl


auf die Bierverhältnisse.


Es ergibt sich aus diesen kurzen Andeutungen, daß es ein gemeinsames, ide-


ales Vaterland weder gibt noch geben kann. Frage man, um der Sache auf den


Grund zu gehen, einfach den König von Preußen, wo er sich sein Vaterland


denkt? In Polen? In Schlesien? In Hannover? Was könnte er wohl auf eine


solche Frage antworten?


Stelle man dieselbe Frage an die Engländer bzw. an jeden einzelnen


Bewohner des britischen Weltreiches. Frage sich jeder selber, ob es ihm nicht im


Grunde seines Herzens leid tut, daß das schöne Reich Karls V., in dem die


Sonne niemals unterging, zerfallen ist? Wäre es nicht schön, prächtig, nützlich,


wenn Europa, ähnlich den Vereinigten Staaten von Nordamerika, einen einzigen


großen Staat bildete, innerhalb dessen alle Grenzen verschwinden? Man braucht


dabei durchaus nicht an einen Staat mit Kultusministerium zu denken, einen


Staat, der durch Gewalt zusammengefügt und durch Ge-


Gewalt
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walt zusammengehalten wird. Man braucht auch nicht an einen Staat zu denken,


in dem den Schulkindern eine fremde Sprache mit Gewalt eingepaukt wird, und


noch weniger an einen Staat, wo alle von allgemeiner Brüderlichkeit träumen,


und wo der Knoblauchgeruch zu lieblichem Parfüm wird, bloß weil er dem Munde


eines Bürgers desselben Staates entströmt. Nein, was unter „Staat“ im Sinne des


deutschen Reiches, der Schweiz, der Vereinigten Staaten von Nordamerika, des


britischen Reiches, Rußlands etc. verstanden wird, ist ein Länderkomplex, der


lediglich von der Zentripetalkraft gemeinsamer Interessen zusammengehalten


wird, ein Staat, innerhalb dessen jeder Krieg unmöglich wird, weil jeder Sieg nur


eine Niederlage, jede Eroberung nur einen Gebietsverlust bedeuten kann.


Ist das aber der Sinn des Ausdrucks „Staat“, so ist es klar, daß, so oft die Rede


von unserem Vaterland ist, einfach der Staat gemeint ist, da es ein anderes


gemeinsames Vaterland nicht gibt. Unser Vaterland ist etwas durchaus reales; an


unserem Vaterland sind alle interessiert. Weiße, Schwarze, Rote, Polen, Juden,


Protestanten, Romanen, Sozialisten, schwarz- und blondhaarige, Bettler,


Zuchthäusler, Richter, Aus- und Einwanderer etc. etc.


Für den Schutz dieses unseres Vaterlandes, d. i. des Staates, hat man die


Wehrpflicht eingeführt, denn diese Wehrpflicht ist eine allgemeine, gemeinsame,


und eine gemeinsame Pflicht kann sich nur auf eine gemeinsame Sache


beziehen; hier also den Staat. Wollte man die allgemeine Wehrpflicht auf den


Schutz der individuellen, idealen Vaterländer ausdehnen, wollte man Katholiken,


Juden, Sozialisten, Junker, Kapitalisten, Proletarier zwingen, Schulter an Schulter


für private Ideale zu kämpfen, so müßte das früher oder später zur Meuterei


führen.


Die allgemeine Wehrpflicht ist für den Schutz des Staates, d. i. materieller


Interessen, eingeführt worden und es ist ein Glück, daß es so ist, denn solange


sie so beschränkt bleibt, braucht man Meuterei nicht zu befürchten. Geld ist


immer dicker als Blut, dicker als Religion, als Sprache etc. Den Universalvolkskitt


darf man nicht in diesen Dingen suchen, sondern in den wirtschaftlichen


Interessen. Wie oft sind Völker gleicher Sprache, gleichen Blutes, gleicher


Religion aus geringfügigen Ursachen auseinandergefallen. Wirtschaftlich zu-


sammengehörige Länder dagegen widerstehen immer siegreich 
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allen natürlichen Trennungselementen, die in der Sprache, Rasse, Religion etc.


gegeben sind. So hört z.B. das Volk in Südamerika, das durch Rasse,


Geschichte, Sprache, Verfassung, Religion etc. etc. zusammengehört, nicht auf,


sich selbst zu bekriegen, weil das Land in verschiedene Zollgebiete eingeteilt ist


– während in Deutschland Bruderkriege ein Ende genommen, seitdem der


Zollverein die Katholiken mit den Protestanten, die Hannoveraner mit den


Preußen, die Slawen mit den Germanen, die Hansestädte mit den Fürsten ver-


söhnt hat. Der Zollverein, die materiellen Interessen haben alle Götter, Sprachen,


Rassen, Berge etc. spurlos nivelliert.


Verhält es sich aber so mit unserem Vaterland, handelt es sich mit der


Wehrpflicht nur um den Schutz des Staates, so fragt man sich, warum der


Wehrdienst unentgeltlich verrichtet werden soll?


Der Wehrdienst ist doch kein Götterdienst, sondern einfach Staatsdienst, und


wie jeder Staatsbeamte, jeder Grenzaufseher, jeder Lieferant seine Dienste so


teuer wie möglich sich bezahlen läßt, so sollte auch der Dienstpflichtige darauf


sehen, daß man ihm seinen Lohn auszahlt. Den Dienst am Altar seines
Vaterlandes wird jeder gerne umsonst verrichten, aber einfache Staatsdienste,


die unter Umständen sogar mit Gefahren verbunden sein können, sollte keiner


umsonst verrichten, besonders nicht in einer Zeit, in der man allgemein scharf


rechnet, wo ganze Volksklassen sich auf Staatskosten (Kornzölle) zu bereichern


suchen.


Der unentgeltliche Wehrdienst wäre gerechtfertigt, wenn alle an der Erhaltung


des Staates gleichmäßig interessiert wären. Aber dieses trifft doch heute nicht


zu. Der armselige Knecht, der, wenn er nur das Reisegeld zur Auswanderung


verfügbar hätte, dem Staat längst den Rücken gekehrt haben würde, ist doch


nicht am Staat in dem gleichen Maße interessiert, wie der Mann, dessen Besitz


aufs engste mit dem Geschick des Staates verknüpft ist. Gleiche Pflichten


gegenüber ungleichen Leistungen, das ist nicht richtig. Das sollte nicht sein,


selbst dann nicht, wenn die Dienstpflichtigen aus lauter Freigebigkeit, auf genaue


Verrechnung verzichtend, dem Staat den Dienst schenken.


Es gibt aber Geschenke, die man anständigerweise nicht annehmen sollte, und


zu diesen gehört der unentgeltliche Wehrdienst. Nur Bettler nehmen Geschenke


unterschiedslos an und 
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gemeine Bettelei ist es, wenn der Staat sich den Wehrdienst schenken läßt.


Bezahle man jedem, der unter der Fahne dient, einen ordentlichen, für alle 


gleichen Tagelohn und erhebe man die Kosten von den Interessen, die mit der


Erhaltung des Staates verknüpft sind.


Gerade in einer Zeit, wo man geneigt ist, die Ungleichheit in der


Güterverteilung der heutigen auf der Privatverantwortlichkeit und Privatinitiative


begründeten Wirtschaftsordnung zur Last zu legen, ist es nicht unnütz, die


Aufmerksamkeit auf diesen Punkt zu lenken. Bezahle man den Wehrdienst, wie


es sich gehört, und verteile man die Kosten nach Maßgabe der realen


Interessen, die mit dem Staat verknüpft sind, und man wird sehen, daß die


Ungleichheit in der Güterverteilung sichtbar abnehmen wird. Natürlich, wenn das


Volk, trotzdem es (man verzeihe den Ausdruck) fast immer auf dem Goldpunkt


steht, die Freigebigkeit so weit treibt, daß es seine besten Jahre dem Staat und


den damit verknüpften Privatinteressen unentgeltlich widmet, während es doch


sonst niemals vorgekommen ist, daß jemand dem Staate einen halben Prozent


der Schuldzinsen erlassen hat, so darf man sich nicht wundern, daß das Volk


arm bleibt, während die so freigebig Beschenkten immer reicher werden. Suum


cuique!


Die Anhänger Henry George’s leiten bisher ihre Ansprüche auf Land und


Rohprodukte von einem sogenannten natürlichen Rechte her. Ich will aber hier


zeigen, daß man heute und solange die allgemeine Wehrpflicht unentbehrlich ist,


vielleicht gar nicht so weit zurückzugreifen braucht zur Vindikation von Grund


und Boden.


Zum Schutze des Staates stehen in Deutschland heute 500.000 Mann unter


den Waffen, die ihren Dienst unentgeltlich verrichten. Rechnet man für jeden


einen Taglohn von nur 3 Mark, so sind das per Tag 11/2 und per Jahr 547


Millionen Mark.


Nehmen wir nun an, man erhöhe diese Millionen durch eine besondere


Wehrsteuer; statt aber den Diensttuenden den Betrag bar auszuzahlen, würde


man dazu den indirekten Weg, die Bereicherung des Staates, durch Rückkauf


des Grund und Bodens einschlagen. Wie bald wäre doch da der gesamte Grund


und Boden in den Gemeinbesitz des Volkes zurückgeführt !
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„Eigentum, sagt Stirner, ist das, was ich an mich reißen und verteidigen kann“.


Bedarf ich nun für die Verteidigung einer Sache der Hilfe anderer, so geht damit


mein Eigentum auch schon in den Mitbesitz der anderen über.


Mit dem Eigentum, und ganz besonders mit dem Grundeigentum in einem


Lande, welches des gemeinsamen Wehrdienstes nicht entraten kann, verhält es


sich, wie mit einem Apfelbaum an der Landstraße, wie mit einem Stück


Weideland zwischen Gartenanlagen. Es wirft nicht genug ab, um die Hüter zu


bezahlen. Belaste man das Eigentum mit den Kosten, die der Wehrdienst dem


Volke auferlegt, und es wird eines Rückkaufes vielleicht gar nicht bedürfen. Die


Eigentümer werden dem Volke das Land als unrentabel zu Füßen legen.


Ich weiß, daß diesen hier ausgedrückten Ansichten entgegengehalten werden


wird, daß der Wehrdienst nicht allein dem Schutze der Sachen, sondern auch


dem der Person gilt. Aber das ist eine fade, leere Einwendung. Der Räuber, der


Eroberer hat es nicht auf die Person, sondern auf die Sache abgesehen. Die


Sache allein erweckt die Raublust, sie allein macht den Wehrdienst notwendig.


Haben es die Engländer auf die Buren oder auf das Gold abgesehen? Zwingt


das Land oder ihre Person die Buren zur Verteidigung? Die beste Waffe, die man


den Negern in Afrika im Kampfe gegen die Sklavenjäger gegeben hat, war die


Ungültigkeitserklärung aller Sklavengeschäfte. Der Eroberer will das Land, ihm


sind die Bewohner im besten Falle nur Ungeziefer. So wenigstens drückte sich


Bismarck aus, als von den Bewohnern der eroberten Provinzen die Rede war.


Das deutsche Reich hat schon genug Flöhe im Pelz, sagte er. Also das, was den


Angriff veranlaßt, soll die Kosten der Verteidigung tragen.


Jetzt, da man in Deutschland geneigt ist, den Mitgliedern des Reichstages den


Taglohn zu bewilligen, scheint die Zeit gekommen zu sein, da man die


Aufmerksamkeit auch auf diese hier besprochene soziale Frage lenken soll.


—————
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Goldtrust  [V]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.
Seit dem Jahre 91/96 sind diese Zahlen überall gewachsen, nirgendwo gefallen.


Es ist auch nichts daran übertrieben. In dem Haushaltsetat aller Staaten werden die
betreffenden Posten jährlich aufgeführt. Die Zusammenstellung fand ich in Meyers
Konversationslexikon, Artikel Staatsschulden. In Mulhall’s Dictionary of Statistics,
Art. Finance, wird die Summe für das Jahr 1889 mit 5020 Millionen Pfund, also
annähernd derselbe Betrag, angegeben. Die Schulden der übrigen Staaten der
Welt beziffern sich nach der gleichen Quelle auf 1140 Millionen Pfund oder 22.800
Millionen Mark d. R.-W. oder rund 8 Millionen Kilo Feingold. Die Staatsschulden der
ganzen Welt in Gold kontrahiert, betragen als 39 + 9 = 48 Millionen Kilo Feingold,
und ausdrücklich mag noch hier hervorgehoben werden, daß die mit Silber oder
Papiergeld gesetzlich bzw. kontraktlich tilgbaren Staatsschulden nicht hier einbegrif-
fen sind, weil Gold- und Silberschulden sich nicht addieren lassen.


Zu diesen Staatsschulden sind jetzt die Schulden der Städte, Gemeinden und der
Federalstaaten zu rechnen. Eine vollständige Zusammenstellung habe ich nicht
finden können, doch werden folgende Zahlen, die ich Mulhall’s Dict. of Stat. Art.
Lokal Taxation entnehme, wohl eine Schätzung zulassen:


Es betragen die Schulden folgender Städte:


Jahr Pfund Sterling Einwohner
Berlin 1881 005.610.000 01.120.000
Birmingham 1881 006.110.000 0.0400.000
Florenz 1881 005.540.000 0.0180.000
Leeds 1881 003.500.000 0.0300.000
Liverpool 1881 021.600.000 0.0600.000
London 1881 020.600.000 04.000.000
Manchester 1881 006.200.000 0.0600.000
Mailand 1881 003.050.000 0.0300.000
Paris 1881 085.300.000 02.500.000    


165.980.000 10.000.000
Also auf rund 10 Millionen Einwohner, rund 165 Millionen Pfund oder 330 Mark


per Einwohner. Übertragen wir nun diese Durchschnittsschuldenlast auf die
Gesamtbevölkerung Europas, die für dasselbe Jahr mit 330 Millionen angegeben
wird, so erhalten wir als Gemeindeschulden Europas 108.900 Millionen Mark, oder
rund 39 Millionen kg Feingold, d.h. die gleiche Summe der Staatsschulden.


Nun will ich gerne zugeben, daß eine solche Übertragung der Großstadtschulden
auf die gesamte Bevölkerung nicht so ohne weiteres angängig ist. Ich habe aber in
der so ausgerechneten Summe von 108.000 Millionen Mark nur die Gemeinden
Europas herangezogen. Wenn ich nun die Gemeindeschulden der übrigen
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Welt als Kompensation für etwaige Rechenfehler auf die Waage werfe, so wird
mir, glaube ich, niemand mehr Übertreibung vorwerfen, wenn ich obige Summe
als die Gemeindeschulden der Welt schätze und in Rechnung bringe.


Jetzt kommen wir zu den Hypothekenschulden:


Jedermann weiß, daß es sich auch hier um kolossale Summen handelt, doch


niemand kennt den genauen Betrag. Wir sind auf Schätzungen angewiesen. In


Mulhalls Dict. of Stat. Art. Mortgages finden sich folgende Angaben:


In England: 58% des Grundeigentums.


In Irland: 40% des Grundeigentums, oder 120 Millionen Pfund.


In Frankreich wurden 1876 die Hypotheken offiziell auf 575 Millionen Pfund


geschätzt.


In Deutschland: 41% des Grundbesitzes, nach Schätzung von Professor


Meitzen. 1883 waren die Häuser Berlins mit 105 Millionen Pfund oder 67% des


Preises hypothekiert.


In Österreich: 1884 waren es 320 Millionen Pfund.


In Belgien: Es wurden neu eingetragen


1860: 3.400.000 Pfund


1870: 4.400.000 Pfund


1886: 8.200.000 Pfund


In Holland: Die Hypothekenschulden betrugen


1869: 37.500.000 Pfund


1883: 77.000.000 Pfund


In Italien: Die Gesamtsumme beträgt 580 Millionen Pfund.


In Argentinien: 1890 90.000.000 Pfund.


In Neuseeland: Neueintragungen jährlich ca. 9.000.000 Pfund, Löschungen ca.
1/3 dieser Summe.


In Meyers Konversationslexikon finde ich folgende Angaben:


Preußen: Im 10-jährigen Abschnitt 1886/96 wurden 14 Milliarden Mark einge-


tragen und 7 Milliarden gelöscht, so daß sich eine Mehrverschuldung von 7


Milliarden ergibt. Art. Hypothekenschulden Bd. 18.


Wenn wir nun aufgrund obiger Zahlen die


Durchschnittshypothekarverschuldung auf 1/3 des Häuser- und Bodenpreises


schätzen, wird man mich der Übertreibung bezichtigen können? Ich denke nicht.


Nun wird der Preis des Grundeigentums für Europa in Mulhalls Dict. Art.


Wealth wie folgt angegeben:


Land 13.547 Millionen Pfund


Häuser 07.931 Millionen Pfund


Zusammen 21.478 Millionen Pfund


davon 1/3 = rund 7000 Millionen Pfund oder rund 48.000.000 kg Feingold. Diese


Summe bezieht sich wohlverstanden auf Europa allein; die Hypothekarschulden


der übrigen Länder der Welt gebe ich auch hier zum Ausgleich von etwaigen


Überschätzungen in den Kauf. Anhaltspunkte für die Einschätzung dieser Zugabe


findet man in obigen Angaben.


(Fortsetzung folgt.)
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Die Geldreform


———————————————————————————————————
Bd. 1. Dezember 1902 Nr .6.


————————————————————————————————————


Eine neue Orientierung auf dem Gebiet
der sozialen Frage


Wenn wir von den Forderungen der Sozialisten alles das abstreifen, was


lediglich aus taktischen Gründen, als Mittel zum Zweck etc. dienen soll, so bleibt


ein auf der Präzisionswaage haarscharf abzuwägendes Etwas zurück, nämlich


das Eigentumsrecht auf das volle, unverkürzte Produkt der eigenen Arbeit. Die


Erhöhung des Lohnes bis zur Grenze des eigenen Produktes, oder mit anderen


Worten, die Herabsetzung der Warenpreise auf den Betrag der in der Herstellung


ausgezahlten Löhne, das ist und wird immer das Endziel bleiben.


Wer dieses Ziel im Auge hat und rücksichtslos mit allen ihm wirksam


erscheinenden Mitteln verfolgt, ist „Sozialist“; wer mehr als das eigene Produkt


verlangt, ist ein Dieb und wer für alle mehr erwartet, ein Träumer. Könnte doch


das Mehr nur in einem Lohnabzug bestehen, den sich der Nächste gefallen


lassen muß.


Die Herabsetzung der Warenpreise auf die Höhe der Lohnskala bedingt die


Beseitigung aller Schlacken, die den Warenpreisen heute anhaften, also Rente –


Zins – Profit – indirekte Steuern und die Frage, die man die „soziale“ nennt, ist


einfach die, ob Rente, Zins, Profit und indirekte Steuern ohne Beseitigung der


heutigen Wirtschaftsordnung, ohne kommunistischen Betrieb und ohne


Unterbrechung in der Gütererzeugung beseitigt werden können.


Die große Mehrzahl der Sozialisten verneint diese Frage rundweg; sie halten


Rente, Zins und Profit für Attribute der heutigen Wirtschaftsordnung. Deshalb


lehnen sie es ab, auf die Prüfung von Vorschlägen einzugehen, die auf die


Beseitigung von Rente, Zins und Profit abzielen. Für die theoretischen Unter-


suchungen in dieser Richtung und die 
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praktischen Vorschläge (Bodenreform, Konsumgenossenschaften, Geldreform


etc.) haben sie kein Interesse. Für sie bedeutet dies alles doch nur Flickarbeit,


die die Inangriffnahme des Neubaus der Gesellschaft nur verzögern kann.


Sie nennen die heutige Wirtschaftsordnung die kapitalistische, ohne zu


bedenken, daß in dieser Ordnung das eigentliche Kapital mit seinem Produkt,


dem Zins, verhältnismäßig von ganz untergeordneter Bedeutung ist, und daß


Rente und Profit in der Zusammensetzung der Warenpreise den Zins ganz in


den Schatten drängen. Ebensogut könnte man die Bezeichnung für die heutige


Wirtschaftsordnung von der Rente, vom Profit, vom Proletariat, kurz von irgen-


deiner Begleiterscheinung ableiten.


Gewiß, die Gütererzeugung ist heute kapitalistisch, d.h. die in der Produktion


verwendeten Mittel werfen einen Zins ab; aber ist dieser Zins Voraussetzung,


würde die Produktion stocken, wenn der Zins in Wegfall käme? Das ist die


Frage. Würde das Interesse des einzelnen an der Arbeit erlahmen, wenn die


Produktionsmittel nicht mehr Kapital wären? Würde der Boden nicht mehr beack-


ert, wenn er seinem Bebauer zwar eine Ernte, aber keine Rente mehr eintragen


würde, würden die Fabriken geschlossen, würden keine Fabriken mehr gegrün-


det, wenn dieselben, außer einer Vergütung für die Immobilisierung ihres


Eigentums weiter keinen Zins einbrächten? [Die Bejahung dieser letzten Frage setzt die


Ausscheidung des Metallgeldes und des jetzigen Papiergeldes voraus. Nur zur Zeit des


Tauschhandels war ein solcher Fall möglich, und nur nach Einführung des materiellen


Umlaufzwanges des Geldes wird er wieder möglich sein.]


Und schließlich würden die Güter resp. Waren nicht mehr ausgetauscht wer-


den, wenn der Tausch auf Basis der Lohnskala, d.h. ohne Profit stattfände?


Nichts von alledem trifft zu, und den Beweis haben wir in der Tatsache, daß die


Pächter heute schon den Boden bebauen, trotzdem sie keinen Heller an Rente


beziehen. Arbeiten doch auch die Proletarier, wiewohl sie statt Rente, Zins und


Profit zu beziehen, im Gegenteil diese Tribute zahlen müssen.


Nehmen wir den Fall an (ein Fall, der übrigens eintreten kann), daß die


gesamte Industrie in Aktiengesellschaften betrieben würde, und daß die Aktien


im Besitze der Arbeiterschaft wären. Von einer kapitalistischen Wirtschaft und


Aus-


Ausbeutung
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beutung könnte dann kaum noch die Rede sein, trotzdem aber wäre kein Grund


vorhanden, warum die Produktion stocken müßte.


Die Produktion unter Beibehaltung der heutigen Wirtschaftsordnung ohne


Rente, Zins und Profit ist möglich und zum Teil heute schon Tatsache.


Der Hunger nach Nahrung, Wohnung, Luxus und Kleidung treibt den


Menschen zur Arbeit ohne Rente, die absolute Nutzlosigkeit der Waren für ihre


Verfertiger erzwingt den Tausch ohne Profit und die Unmöglichkeit, die Vorräte


(heute Kapital) anders als in der Reproduktion frisch und konsumbereit zu halten,


würde nach Abschaffung des Metallgeldes der Industrie die Produktionsmittel zur


Verfügung stellen, ohne Zins.


In voller Ruhe können wir also alle Maßnahmen treffen, die geeignet


erscheinen Zins, Rente und Profit zu beseitigen, ohne zu befürchten, daß die


Produktion stocken, der Austausch erlahmen würde.


Es ist in allen Tonarten, in allen Sprachen Europas und Amerikas, mit allen


Mitteln des Geistes nachgewiesen worden, daß die Grundsteuer unabwälzbar ist,


daß die Rente, welche Ackerland, Wiesen, Wälder, Teiche, Wasserkräfte,


Gruben, Bauplätze etc. etc. abwerfen, dem Volke durch die Henry George’sche
Grundsteuer wieder zurückgeführt werden kann, ohne an der heutigen Wirt-


schaftsordnung das geringste zu ändern.


Da ist, wie gesagt, tausendmal nachgewiesen worden, und ich brauche mich


deshalb weiter nicht mit der Beweisführung hier aufzuhalten.


Der allgemeine Wunsch, die Rente zugunsten des Lohnes durch die Henry
George’sche Grundsteuer zu beseitigen, braucht nur gesetzlich ausgedrückt zu


werden, und die Rente verschwindet spurlos. [Dieser Wunsch, die Rente zu beseitigen, ist


freilich heute nichts weniger als ein allgemeiner, sonst hätte man doch vor allen Dingen der Rente


den künstlichen, gesetzlichen Schutz entzogen, der ihr heute durch die Zölle zuteil wird, statt diesen


Schutz zu verstärken.]


Und wie steht es in bezug auf den Zins?


Proudhon, Flurscheim u.a.m. haben es überzeugend nachgewiesen, daß der


Zins mit der heutigen Produktionsweise nicht das geringste gemein hat, sondern


einfach ein Produkt, eine Begleiterscheinung des heutigen Geldwesens ist.
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Zur Zeit des Tauschhandels gründete sich die Wirtschaft auf genau derselben


Ordnung wie heute und damals waren Perioden zinsfreier Darlehen nicht nur


möglich, sondern haben auch tatsächlich bestanden. Die jüdischen Gesetze, die


den Zins verboten, beweisen das, denn ein Verbot erläßt man nicht gegenüber


altersgrauen Zuständen, sondern nur bei neuen und deshalb auffallenden


Erscheinungen. Wie wären die alten Juden wohl auf die Idee gekommen, in dem


Zins etwas Anormales zu erblicken wenn seit Menschengedenken immer Zins


wäre bezahlt worden?


Auch die kanonischen Zinsverbote reichen aus demselben Grunde sicherlich


mit ihren Wurzeln in die Perioden zinsfreier Darlehen zurück.


Erst als im Laufe der Jahrtausende das Gedächtnis an jene zinsfreien


Darlehen immer mehr verblaßte, erfolgte die Aufhebung der Zinsverbote.


Warum nun sind seit Abschaffung des Tauschhandels, seit Einführung metal-


lener Tauschmittel, die zinsfreien Darlehen als wirtschaftliche Erscheinung ver-


schwunden; warum wird, seitdem Gold und Silber den Austausch der Produkte


vermitteln, ausnahmslos ein Zins ausbedungen, warum ist der Zins conditio sine


qua non aller Darlehen, warum bleibt auf dem Anleihemarkt das Angebot


regelmäßig hinter der Nachfrage zurück?


Daß das am heutigen, aus dem Altertum auf uns überkommene Metallgeld


liegen muß, liegt auf der Hand, denn der Zins, als etwas Selbstverständliches,


fällt mit der Einführung des Metallgeldes zusammen.


Zur Zeit, als die Darlehen noch in Naturalien gemacht wurden, gab es


Perioden, da infolge glücklicher Umstände die Produktion größer als der Konsum


war und auf dem Anleihemarkt (den ich scharf vom Warenmarkt zu unterschei-


den bitte) das Angebot die Nachfrage überwog.


Denn damals, zur Zeit des Tauschhandels, trat die Überproduktion
niemals auf dem Warenmarkt, sondern immer erst auf dem Anleihemarkt in
die Erscheinung.


Nicht diejenigen, die die Waren erzeugten und verkäuflich hatten, klagten über


Überproduktion, sondern diejenigen, die an allem mehr hatten als sie persönlich


brauchten und den Überschuß deshalb ausleihen (nicht verkaufen) wollten. 
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(Der Verkauf hätte ihnen ja nur andere Produkte oder Waren eingebracht.)


Dem Austausch der Produkte war zur Zeit des Tauschhandels weder eine


ideelle noch materielle Grenze gezogen. Alle Überschüsse wurden ausgetauscht


und hätte sich die Produktionsfähigkeit aller plötzlich verzehnfacht, so wäre


deshalb doch keine Stecknadel auf dem Markt zurückgeblieben. Die


Vorratskammern nahmen alle Überschüsse auf; die Ware erreichte auf alle Fälle


immer den Konsumenten.


Überschritten aber die Vorräte ein vernünftiges Maß, so brachte man den


Überschuß auf den Anleihemarkt, d.h. man bot sie auf Ziel an und selbst, wenn


die Konjunkturen für einen Zins ungünstig waren, so erachtete man es doch


noch als einen großen, positiven Gewinn, wen man einen Abnehmer fand, der


weiter nichts bot als einfache Rückerstattung ohne Zins. War man doch auf diese


Weise der Mühe und Kosten enthoben die Vorräte aufzubewahren, wurden doch


auf diese Weise die Vorräte ewig frisch erhalten.


Das Ausleihen der Vorräte (heute Kapital) wurde zur Zeit des Tauschhandels
als das einzig bewährte Konservierungsmittel angesehen, und das Angebot auf
dem Anleihemarkt war damals ohne Rücksicht auf die Zinskonjunkturen genau
ebenso groß, wie die Vorräte selbst waren.


Die zinslosen Darlehen waren damals vorteilhaft für beide Teile; der Nehmer


hatte das, was er zur Produktion brauchte; der Geber erhielt seine Vorräte nach


Jahr und Tag in frischer Ware zurückerstattet.


Seit Einführung des Metallgeldes findet auf dem Warenmarkt kein Austausch


von Überschüssen mehr statt; dem Austausch ist in dem unmittelbaren Bedarf


und Konsum eine scharfe Grenze gezogen. Alles, was diesen unmittelbaren


Bedarf überschreitet, bleibt Ware und geht als Ware in Form von Arbeitslosigkeit


zugrunde. Der Überschuß kann den Anleihemarkt niemals erreichen. Daher die
ewige Überproduktion an Waren (Arbeiterreserve) und die damit parallel laufende
Unterproduktion an Vorräten (Kapital) mit ihrem Produkt, dem Zins.


Die etwaigen Überschüsse werden heute in Form von Geld festgelegt und in


Form von Geld dem Anleihemarkt zugeführt. Und Geld wird man doch nicht zins-


los ausleihen. Kein Zins, kein Geld; Zins ist die Voraussetzung jeder Anleihe.
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Der Zins hat also mit dem persönlichen Eigentum, mit der Privatinitiative, der


Freiheit und wirtschaftlichen Selbständigkeit, kurz mit der heutigen


Wirtschaftsordnung nichts gemein, sondern steht mit unserem Geldwesen in


unmittelbarem Zusammenhang. Den Zins könnte man beseitigen und die


Produktion würde keinen Augenblick stocken.


Und den Zins kann man beseitigen, wir können das Geld derart umgestalten,


daß es den Austausch der Überschüsse auf dem Warenmarkt nicht mehr verhin-


dern kann. Ich habe darüber praktische, durchaus ausführbare Vorschläge


gemacht [Siehe meine Schrift: Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des Verkehrs.] und


nachgewiesen, daß mit der Einführung eines materiellen Umlaufzwanges für das


Geld sämtliche Überschüsse vom Warenmarkt (wo sie nur produktionsstörend


und preisdrückend wirken) übergeführt würden.


Wie wir in der Henry George’schen Grundsteuer ein einfaches, wirksames


Mittel haben, um die Rente dem Volke wieder zurückzuführen, so bietet uns der


materielle Umlaufzwang des Geldes ein einfaches, wirksames Mittel, um den


Zins aus den Begleiterscheinungen der heutigen Wirtschaftsordnung


auszumerzen.


Wie bei der Rente, so braucht auch beim Zins der Wunsch nach Befreiung von


diesen Lasten sich nur in einem Gesetz zu äußern, und beide Elemente der


Warenpreise verschwinden auf Nimmerwiedersehen. Nur ein Unterschied ist zu


machen: Die Rente kann von einem Tag zum andern beseitigt werden, beim Zins


muß man warten, bis sich der Übergang der Vorräte vom Warenmarkt zum


Anleihemarkt vollzogen hat, bis unter dem Druck des unaufhaltsam wachsenden


Angebots der Zins verschwindet. Das kann ein Jahr, auch fünf, auch zehn Jahre


dauern. Auch ist hier zu berücksichtigen, daß die Überschüsse (heute Kapital)


exportfähig sind, und daß, um die volle Wirkung auf den Zins zu erzielen, die


Reform des Geldes eine internationale sein muß. Wäre letzteres nicht der Fall,


so würde die heutige Überproduktion an Waren sich in einen wachsenden Export


von Vorräten (Kapital) verwandeln. Die Arbeitslosigkeit würde zwar aufhören,


aber der Zins würde bleiben. [Ich weiß nicht, ob ich der erste bin, der diese Erklärung für die


Zinserscheinung gab, aber wenn ich auch nicht der erste war, so muß ich doch leider annehmen, daß


ich der letzte dieses Stammes bin. In seinem Buche: Die Kapitalzinstheorien bespricht Böhm-Bawerk


alle Zinstheorien der Reihe nach; von einer Theorie, die den Zins in direkten Zusammenhang mit den


Privilegien des Geldes bringt, ist da keine Rede.]
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Wenden wir uns nun dem Profite zu. Warum wäre es nicht möglich, ohne zum


Kommunismus überzugehen, den Profit so weit herabzusetzen, daß er vom


gemeinen Arbeitslohn nicht zu unterscheiden wäre? Die Ausmessung des Profits


erfolgt, wie die Ausmessung der Arbeitslöhne, durch Nachfrage und Angebot. Es


gibt gemeine und qualifizierte Arbeit, und der Lohn der letzteren ist, weil das


Angebot kleiner ist, in der Regel höher.


Wenn nun der Profit heute unverhältnismäßig hoch ist, so beweist das nur


eins, nämlich, daß die Arbeit des Warenaustausches eine unverhältnismäßig


schwierige ist, beziehungsweise, daß es unverhältnismäßig großer, geistiger


Anstrengung bedarf, um die Hindernisse wegzuräumen, die sich dem Austausch


der Produkte entgegenstellen.


Handelt es sich also darum, den Profit auf die Höhe der Lohnskala herabzuset-


zen, so kann dies nur dadurch erreicht werden, daß man alles vermeidet,


wodurch der Handel erschwert wird, und daß man alle Einrichtungen trifft, von


denen die Kaufleute eine Erleichterung des Warenaustausches erwarten, um auf


diese Weise die Arbeit des Kaufmannes tiefer in den allgemeinen


Konkurrenzkampf zu ziehen, kurz man muß hier genau dieselbe Taktik befolgen,


die jeder Fabrikant befolgt, wenn es sich darum handelt, an den hohen Löhnen


für qualifizierte Arbeit zu sparen. Durch Verbesserung der Maschinen und


Erfindung neuer, sucht man solche Arbeiter überflüssig zu machen. Ist der


Austausch der Produkte leicht, hat jeder Schafskopf genügend Intelligenz, um


den Austausch der Produkte zu vermitteln, kann man im Handel moralische und


geistige Krüppel ebenso nutzbringend verwenden, wie in der Industrie, ist es so


leicht geworden, Kartoffeln kaufmännisch umzusetzen, wie solche zu pro-


duzieren, wird man von Zuchthaushandel sprechen, wie man heute von der


Zuchthausarbeit spricht, so stehe ich dafür, daß der Profit auch auf das Niveau


des Zuchthauslohnes herabgehen wird.


Laßt uns daher untersuchen, wie man den Handel erleichtern könnte, was man


anrichten kann, damit Kinder, Krüppel, Säufer, Zuchthäusler, Windbeutel,


Verschwender, 
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Analphabeten, Tollhäusler, verabschiedete Offiziere und Beamte, ruinierte


Existenzen etc., etc. im Handel ebensogut Verwendung finden können, wie in der


Produktion der Waren.


Freilich, wenn man alles tut, um den Handel zu erschweren, wenn man aus


Neid vielleicht und Unvernunft dem Handel Hindernisse in den Weg legt


(Börsengesetze), wenn man durch eine fortwährend schwankende Tarifpolitik


dem Handel jedwede feste Unterlage entzieht, wenn man durch die


Umsatzsteuer der Warenhäuser (überhaupt Gewerbesteuer) den schnellen und


billigen Umsatz zugunsten von Millionen kleiner Blutsauger künstlich hemmt etc.,


etc. so darf man sich doch nicht wundern, wenn zu guter Letzt die geistige und


moralische Auslese der Nation für den Handel noch gerade zu gebrauchen ist


und wenn der Profit einer solchen Auslese entspricht.


Absoluter Freihandel und Handelsfreiheit, damit Schwankungen in dem Grade


der Freiheit mit ihrem Einfluß auf die Kalkulationen ausgeschlossen bleiben.


Abschaffung aller Gewerbe- und Verkehrssteuern zugunsten größerer Freiheit


im Verkehr.


Feste, über alle Kontrakte hinaus laufende Tarife, damit jeder mit festen


Elementen rechnen kann.


Verbesserte und vermehrte Handelsschulen, damit der Nachfrage nach brauch-


baren kaufmännischen Kräften genügt werden kann.


Kaufmännische Ausbildung in der Jugend in den Elementarschulen, damit die


jungen Bauern, Arbeiter, Handwerker endlich lernen, ihre Produkte so teuer wie


irgend möglich abzusetzen.


Ausbildung einer Universalverkehrssprache (Volapük), damit der Kaufmann der


Mühe enthoben wird, fremde Sprachen dutzendweise zu erlernen.


Diese und viele andere Mittel gibt es, um den Profit zugunsten der Löhne zu


beschneiden.


Vor allen Dingen aber sorge man für ein passendes, wirklich gutes


Tauschmittel, für brauchbares Geld. Das Geld, womit die Kaufleute sich heute


behelfen müssen, kann ja die Kritik der kargsten Vernunft nicht vertragen. Nichts


erschwert den Handel so sehr, als wie dieser stete Wechsel von Hausse und


Baisse, nichts stellt an die geistige Befähigung des Kaufmannes größere


Anforderungen, als die Notwendigkeit sein Schiff zwischen den Klippen von


Baisse und Hausse 
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hindurch, auf die für sein Unternehmen unentbehrliche Differenz zwischen


Einstand und Erlös zu lenken.


Im Widerspruch mit dem Wesen des Tauschmittels wird das Geld von Staate


wegen heute noch allgemein als gewöhnliche Ware angesehen und betrachtet,


deren Preis man am besten dem freien Spiel der Kräfte überläßt. Die


Spekulation zieht aus dieser grundfalschen Handlungs- und Anschauungsweise


Vorteil, indem sie, um Differenzen zu erzeugen, das Angebot von Geld bald ver-


größert, bald verkleinert, und kein öffentliches Geldinstitut hat die Mittel und


Befugnis, solchem Räuberwesen ein Ende zu machen.


Schaffe man das Gold ab und führe die reine Papierwährung ein. Errichte man


ein Zentral-Geldinstitut und gebe demselben die Befugnis, die Geldausgabe,
bzw. das Geldangebot der täglichen, mittels fortlaufender Warenpreisstatistik zu
ermittelnden Nachfrage derart anzupassen, daß wenn die Warenpreise Neigung
zur Hausse zeigen, sofort Geld eingezogen wird, und wenn, umgekehrt, eine
Baisse sich bemerklich macht, sofort das Geldangebot verstärkt wird.


Ist eine solche tägliche Anschmiegung des Geldangebots an die Nachfrage mit


dem gewöhnlichen Papiergeld nicht durchführbar, weil zu schwerfällig, so führe


man doch den materiellen Umlaufzwang ein. Wir sind doch nicht verpflichtet, bei


dem ersten Versuch einer Papierwährung stille zu stehen und ewig den Knochen


zu benagen, den uns John Law hinterließ. Weg, ins Museum mit dem Lawschen


Papiergeld! Für moderne, soziale Bedürfnisse schaffe man moderne


Tauschmittel.


Das Papiergeld mit materiellem Umlaufzwang steht unter unmittelbarem


Angebotszwang und wird immer und unter allen Umständen sofort gegen Waren


angeboten, sowie es die Kassen des Zentralgeldinstituts verläßt. Alle


Privatgeldreserven verschwinden; die Privatpersonen legen ihre Reserven in


Wechseln, Waren, Aktien an und niemand behält Geld in Reserve. Dadurch


erhält das Zentralgeldinstitut eine absolute Aufsicht über den Geldmarkt, denn


das Zentralgeldinstitut allein verfügt noch über Reserven.


Und diese Macht und diesen Einfluß benutzt das Zentralgeldinstitut nicht, um


den Fiskus zu bereichern, sondern aus-
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schließlich um den Preis des Geldes über Ort und Zeit hinweg festzunageln.


Verfährt man nach diesen Angaben, so wird der Hausse und Baisse ein


unübersteigbarer, fester Damm entgegen geworfen. Das Risiko wird minimal, der


Kaufmann rechnet nur mehr mit bekannten Größen und zum ersten Mal findet


die Stereotypie Anwendung beim Druck der Preisverzeichnisse. [Eine Unterdrückung


der Baisse (Krise) und Hausse (Boom) würde nicht allein das allgemeine Preisniveau befestigen,


sondern auch die Schwankungen im gegenseitigen Tauschverhältnis der Waren einschränken,


besonders bei den Industrieprodukten, denn eine Baisse drückt nicht von vornherein gleichmäßig auf


alle Produkte, sondern beginnt bei den entbehrlichen Waren und greift nach und nach auf die


anderen Waren über. Beim Boom verläuft die Sache umgekehrt.] Der Handel kann dann,


bildlich gesprochen, auf der Rechenmaschine abgewickelt werden, und Säufer,


Toll- und Zuchthäusler werden immer noch genug geistige Fähigkeiten haben,


um den Austausch der Produkte zu vermitteln.


Ungleich schwerer als Zins und Rente belastet der Profit heute den Lohn.


Merkwürdigerweise hat sich die Statistik niemals mit diesen Dingen befaßt, aber


nach dem berechnet, was ein einziger Blick in das Getümmel der Städte verrät,


kann man freiweg behaupten, daß in dem Gesamtlohnabzug des Arbeiters der


Profit durchschnittlich Zins und Rente zusammengenommen sicherlich um das


Doppelte überragt und mit letzteren Elementen zusammengenommen den


Betrag des Lohnes erreicht.


Den Durchschnittspreis mit 100 angenommen kann man denselben getrost,


wie folgt zerlegen:


Lohn 050


Profit oder Tauschspesen 035


Rente und Zins 015


Zusammen 100


Der Zins belastet das Produkt bzw. den Lohn mit dem Zinsfuß dividiert durch


das Verhältnis vom jährlichen Lohnbetrag zum Kapital. Dieses Verhältnis ist der


Regel nach sicherlich ein mehrfaches, d.h. das Kapital setzt sich im Lohn jährlich


(durchschnittlich und vermutlich) mehrere Male um. Nehmen wir den Zinsfuß zu


5 an, und sagen, der jährliche Lohnbetrag wäre ein zweifacher des Kapitals, so


wäre die Belastung des Lohnes durch den Zins, bzw. der Lohnabzug 
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des Kapital, gleich 5 : 2 = 2 1/2%. Der durchschnittlich höhere Satz der


Dividenden beweist nichts gegen diese Berechnung, da in den Dividenden Rente


und Profit eingeschlossen sind. Am reinsten kommt der Zins in den


Staatspapieren zum Ausdruck. In den Dividenden der Kohlengruben z.B. ist der


auf die Maschinenanlage entfallende reine Zins (Kapital) mit der Rente


(Kohlenfeld) und etwaigen Profit (Kartell) vereinigt. In diesen Dividenden ist die


Rente zwar kapitalisiert, kann aber trotzdem niemals auf Rechnung des


Kapitalismus gesetzt werden.


Dieser Abzug, den der Lohn durch das Kapital (den sog. Kapitalismus) erleidet,


ist gegenüber dem Lohnabzug durch den Profit unerheblich, kaum nennenswert,


denn, was bedeuten 2 bis 3 ja 5% im Handel? Der Handel, der Austausch der


Produkte kostet den Produzenten 20 bis 30%, wenn nicht mehr. Der Lohnabzug,


den sich die Arbeiter unter dem Titel „Profit“ gefallen lassen müssen, überragt


den reinen Kapitaltribut (den Abzug für Benutzung der Produktionsmittel) um das


zehnfache!


Und da spricht man noch von Kapitalismus! Wir stehen im Zeitalter des


Merkantilismus, im Zeitalter der kolossalen, fabelhaften, jeder Vernunft Hohn


sprechenden hohen Abzüge, die der Lohn durch den Profit erleidet.


Vom Kapitalzins ist der Profit ebenso scharf zu trennen, wie der Handel von


der Produktion. Wer den Profit dem Kapitalismus zur Last legt, begeht denselben


Fehler, wie wenn er die Handelsspesen mit den Produktionskosten verrechnet.


Eine Erklärung für diese jedenfalls merkwürdige Erscheinung hat, soviel ich


weiß, zuerst Proudhon gesucht und gegeben.


„Merkwürdigerweise, sagt Proudhon, wiewohl niemand bisher darauf aufmerk-


sam gemacht hat, hält man das Gold für den Schlüssel, während es im Gegenteil


der Riegel des Warenaustausches ist.“


Und in der Tat, so ist es. Nicht allein infolge der steten Preisschwankungen,


sondern auch durch seinen Mangel an Ebenbürtigkeit, erweist sich das Gold als


Riegel des Marktes. Wie will man den Bauer veranlassen, das funkelnde


Goldstück gegen die in jeder Beziehung unbequemen Produkte seines Nächsten


auszutauschen? Wie anders als durch ein ganz außergewöhnlich großes


Aufgebot von Intelligenz, oratorischer Schlagfertigkeit, Energie, Spürsinn, durch


Grübeln und Frühaufstehen? Nur durch Heranziehung des ersten Aufgebots 
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der geistigen Elite der Nation kann man das Gold aus der Zirkulationsbahn der


Ware wegräumen. Das Gold ist der Hemmschuh, das Gold ist die Ursache der


fabelhaften Profitrate, denn wie das Wasser von selber den Weg zum Tale findet,


so würden auch die Waren aus eigenem Antrieb, ohne die kaufmännischen


Condottieri, das Ende der Zirkulationsbahn, den Konsumenten erreichen, wenn


sie nicht immer das Gold vor sich her wälzen, den Wegelagerer immer von


neuem überwältigen müßten.


Soll also die Arbeit des Kaufmannes erleichtert und auf die Rangstufe des


Gänsehütens herabgesetzt werden, so müssen wir das Geld, als Ware auf die


Rangstufe der gemeinen Waren herabsetzen. Das Geld soll nicht besser sein,


als die Ware und Arbeit im allgemeinen; das Geld soll von niemand und zu kein-


er Zeit den gemeinen Arbeitsprodukten vorgezogen werden. Bildlich gesprochen,


soll das Geld wie die Kartoffeln faulen, wie Guano die Luft verpesten, wie


Dynamit explodieren, wie ein Pferd gefüttert, wie Maschinen behandelt werden.


Es soll wie Baumwolle Platz beanspruchen, wie Ziegelsteine wiegen, wie


Schwefelsäure ätzen, wie Glas zerbrechen. Dann geht der Prozeß – W. G. –


ebenso spielend vonstatten, wie heute der Prozeß – G. W. – und diese


Erleichterung des Austausches wird sich naturgemäß in einer Herabsetzung der


Profitrate zugunsten der Löhne zu erkennen geben.


Die Vorschläge, die ich in meiner bereits angeführten Schrift mache, um das


Geld als Ware auf die Rangstufe der gemeinen Arbeitsprodukte herabzusetzen,


sind praktisch durchaus ausführbar und stelle ich hier die Behauptung auf, daß


nach Beseitigung der Goldwährung, nach Einführung der reinen Papierwährung


mit materiellem Umlaufzwang und nach Unterdrückung der Baisse und Hausse-


Bewegungen, mittelst täglicher Anpassung des Geldangebots an die Bedürfnisse


des Warenaustausches, dieser derart beschleunigt, gesichert und vereinfacht
wird, daß schließlich jeder Fabrikarbeiter zum Handel befähigt sein wird, und daß


der Profit auf das Niveau des gemeinen Arbeitslohnes herabsteigen wird.


Nach genauer Prüfung aller hier mitspielenden Faktoren gestatte ich mir sogar


die kühne Behauptung, daß nach Einführung obiger Reformen der gesamte


Handel mit einem Fünftel des heutigen Personals und einem Zehntel der heuti-


gen Unkosten wird bewältigt werden können.
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Gehen wir über zu dem Lohnabzug, den der Arbeiter durch die indirekten


Steuern erleidet.


Ist es nötig, ein Wort darüber zu verlieren, um zu zeigen, daß die indirekten


Steuern in keinerlei Zusammenhang stehen mit der heutigen Wirtschaftsordnung,


daß man diese Steuern ohne weiteres abschaffen kann, ohne die Freiheit und


Selbständigkeit der Person anzutasten? Ich glaube doch nicht. Schicke man eine


Majorität ehrlicher Leute ins Parlament, setze man einen Mächtigen an die


Spitze, auf den Thron, und die schmutzigen Geister, die dem Knecht und


Proletarier alle Staatsausgaben aufbürden, werden in die Finsternis hin-


abgestoßen. Der Staat, sagt Fichte, ist dazu da, um jeden in seine Rechte


einzusetzen. Diese Rechte haben aber nur im Eigentum greifbare Gestalt.


Belaste man also das Eigentum mit den Staatskosten, denn nur des Eigentums


wegen bilden wir den Staat.


Schaffe man also alle indirekten Steuern (Salz, Getreide, Bier, Tabak etc.) ab,


berechne man die Preise der Produkte aller staatlichen Betriebe (Post,


Telegraph, Eisenbahnen, Forsten, Kanäle etc.) einfach nach der Lohnskala, so


daß die Rechnung aller Staatsbetriebe ohne Saldo aufgehe. Schaffe man auch


die unentgeltlichen Staatsdienste (Abgeordnete, Ehrenämter, Wehrdienst) ab und


bezahle man diese Arbeit, wie man den gemeinen Staatsdienst bezahlt.


Und wenn man schon dabei ist, durch solche Reformen das Einkommen der


Bürger zu nivellieren und auf solche Weise die Grundlage für einen wirklich


sozialen Staat schafft, so kann man ja auch gleich die Beamtengehälter einer


Revision unterwerfen. Wenn der Preis der Kartoffeln, der Bücher, des Gesanges


haarscharf durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden kann, warum könnte


da nicht auch der Gehalt der Beamten dem gleichen Gesetz unterworfen wer-


den? Hat man zu wenig Unteroffiziere, Lehrer, so erhöht man den Lohn und


Unteroffiziere schießen wie Pilze aus der Erde. Also! Der Staatsbeamte hat das


Gesetz zur Richtschnur; von ihm wird keine Initiative, kein Spürsinn, keine


Selbständigkeit verlangt. Er liefert Maschinenarbeit und für solche reicht der


Lohn des Fabrikarbeiters aus. Ich für meinen Teil bin so ziemlich davon


überzeugt, daß, wenn man vorn den Beamten keine gesellschaftliche Stellung,


keinen gesellschaftlichen Bildungsfirlefanz verlangte, sondern lediglich die


Fähigkeit, ihre Berufsarbeiten vorschriftsmäßig auszuführen, die meisten Be-


Beamtenstellen
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amtenstellen durch Fabrikarbeiter besetzt werden könnten. Um deutsche


Gesetze auszuführen, braucht man doch kein Griechisch gelernt zu haben, für


den Postdienst braucht man keine Universitätsbildung, und um sich die reinen


Fachkenntnisse anzueignen, die man von den Staatsärzten verlangt, genügt,


denke ich, der Witz eines modernen Arbeiters auch. Um Rizinusöl zu ver-


schreiben, um Augen auszustechen, braucht man doch wahrhaftig keine uni-


verselle Bildung. Die Tüchtigkeit des Fachmannes wird durch universelle Bildung


eher beschränkt als erweitert (oder wirkt das Rizinusöl etwa schneller, wenn es


in griechischer Sprache verschrieben wird?).


Ich will hier diese neue Orientierung auf dem Gebiete der sozialen Frage


schließen. Ich habe gezeigt, daß Rente, Zins und Profit keine Attribute der heuti-


gen Wirtschaftsordnung sind, und daß man die Warenpreise auf das Niveau der


dafür ausgezahlten Löhne herabsetzen kann, ohne daß es nötig wäre, seine


Heiligkeit, den Menschen, in seiner Freiheit und Selbständigkeit zu beschneiden.


Der Lohn läßt sich auf dem Wege wirtschaftlicher Reformen, die auf der richtigen


Erfassung des Wesens von Zins, Rente und Profit gründen, auf die volle Höhe


des eigenen Produktes heraufschrauben.


Und das ist Ende und Ziel der Sozialpolitik.


Goldtrust  [VI]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.


Rechnen wir jetzt unseren Besitz an Feingoldforderungen, resp.


Goldlieferungskontrakten zusammen:


Staatsschulden 039.000.000 kg Feingold


Gemeindeschulden 039.000.000 kg Feingold


Hypotheken 048.000.000 kg Feingold


Zusammen 126.000.000 kg Feingold


d.h. in den Händen der Rentner befinden sich heute verbriefte Forderungen an


Staaten, Gemeinden und Grundbesitzer für einhundertsechsundzwanzig


Millionen Kilogramm Feingold. Eher mehr als weniger.


Natürlich ist mit diesen drei fetten Posten das Haben der Rentner, das Soll


ihrer Schulden nicht erschöpft. So z.B. sage ich nichts von den


Wechselschulden, von den Obligationen der verschiedenen Gesellschaften, von


dem ungedeckten in Gold zahlbaren Papiergeld, von den Schuldscheinen der


Privaten, von den Bankguthaben etc. etc. 


149







Alle diese Feingoldforderungen, die zusammen vielleicht nochmals 60 Millionen


Kilo, bzw. die Hälfte obiger Summe ausmachen, lassen wir unberücksichtigt.


Auch diese Summen verwenden wir zum Ausgleich etwaiger Überschätzungen.


Den 126 Millionen Kilo Feingold-Lieferungskontrakten steht nach den


genauesten, zuverlässigsten Berechnungen ein Weltvorrat von sage und


schreibe acht Millionen Kilo Feingold gegenüber – davon ca. 6 Millionen in


Münzen und Barren (s. Meyer, Art. Edelmetalle und Mulhall, Art. Gold und Silber)


und eine jährliche Produktion, die in den besten Jahren, d.h. nach der


Entdeckung der Kalifornia Lager 200.000 Kilo niemals überschritt (s. Meyer, Art.


Edelmetall).


Nun frage ich, ist das nicht ein prächtiges Verhältnis, kann man sich ein solid-


eres Geschäft, eine festere Unterlage für eine gesunde Spekulation denken? Per


ultimo 126 Millionen Kilo zu liefern und nur 8 Millionen greifbar! Und dabei keine


Möglichkeit von auswärts, hier also vom Mond und den Gestirnen etwas her-


anzuschleppen; keine Möglichkeit auch bei dreifacher Schicht nicht nen-


nenswerte Mengen aus den Minen zu ziehen.


Freut euch mit mir, ihr Notstandsgefährten, die Stunde der Erlösung hat


geschlagen. Wir kaufen, oder vielmehr wir ziehen die 8 Millionen ein und beste-


hen dann auf unserem Schein, auf der Erfüllung der Kontrakte.


Hier geziemt es sich wohl, daran zu erinnern, wie es vor ca. 10 Jahren in


Hamburg gleich nach Einführung des Kaffeeterminhandels erging. Damals


standen die Lieferungsabschlüsse zu den Kaffeevorräten auch ungefähr wie 126


zu 8. Als die Stunde des Termins schlug, stieg der Kaffeepreis sprungweise um


10, 30, 50, 100%. Es half nichts, daß die Lieferanten auf die schwimmenden


Ladungen vertrösten wollten, auf den in Extrazügen vom Inland zurückbe-


orderten, schon verzollten Kaffee hinwiesen. Die Gläubiger bestanden auf ihrem


Schein, auf der Erfüllung des Kontraktes in der Stunde des Termins. Damals


wechselten Millionen ihre Eigentümer in wenigen Stunden.


Freilich, in manchen Ländern und zu verschiedenen Zeiten hat man die


Termingeschäfte gesetzlich als Hasardspiele verboten, aber natürlich nur für die


gemeinen Waren, wie Weizen, Kaffee, etc. Man hat es aber noch niemals


gewagt, das Verbot auf die kontraktlichen Lieferungsversprechen von Geld


auszudehnen. Man müßte denn alle Geldlieferungskontrakte, die bestimmte


Erfüllungstermine haben – also Wechsel, Hypotheken, Schuldscheine,


Banknoten etc. etc. verbieten, was ja übrigens dem Handel den Todesstoß ver-


setzen würde.


Zwar gibt es hier und dort einzelne Männer, die sowohl die Gefahren solcher


Geldtermingeschäfte, wie auch die Unmöglichkeit eines Verbotes einsehen und


die den einfachen Vorschlag machen, das Geld vom Golde zu trennen und dann


die Geldausgabe (natürlich Papiergeld) den Warenpreisen anzupassen und zwar


in der Weise, daß, so oft und so lange die Warenpreise Neigung zur Hausse


zeigen, der Geldmarkt drainiert wird und umgekehrt, daß, so lange 
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und so oft die Warenpreise Neigung zur Baisse zeigen, der Geldmarkt berieselt


wird. [s. Seite 83 meiner Schrift: El sistema monetario argentino, sus ventajas y su perfeccionamien-


to. Buenos Aires 1893


und Seite 158 04 meiner Schrift: Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des Verkehrs,


Buenos Aires 1897.


Michael Flürscheim: A Symposium on Money. Auckland 1901.


Alfred Rossel Walace: Clarion 1898.]


Dann, aber auch nur dann, könnten die Geldtermingeschäfte ohne Gefahr für


die Kontrahenten gestattet werden. Aber diesem praktischen Vorschlage steht


die Theorie und der Wertglaube im Wege, und ehe die Notwendigkeit einer


solchen verblüffend einfachen Reform erkannt, ehe der Vorschlag in seiner


ganzen Bedeutung begriffen wird, ehe überhaupt ein solcher Vorschlag in ern-


sthafte Erwägung gezogen werden kann, muß der Wertglaube ausgerottet wer-


den. Wer aber hat die Geduld, diese Gotteseiche der Wissenschaft zu fällen,


besonders da sie im alkoholdurchtränkten Boden so üppig gedeiht?


Wie will man überhaupt den unmittelbaren Nachweis liefern, daß irgend etwas,


was ein anderer zu sehen vorgibt, nicht existiert und zwar für beide nicht


existiert? Vollends, wenn dem Visionär die Ausrede zu Gebote steht, daß das,


was ersieht, mit nichts Irdischem vergleichbar, daß ihm infolge dessen die Worte,


die Begriffe, die Möglichkeit fehlt, das Gesicht unserem durch das irdische


begrenzten Erkenntnisvermögen nahe zu bringen? Einen kühnen Versuch in


dieser Richtung findet man in Dr. Gottl’s Schrift [Dr. Fr. Gottl: Der Wertgedanke, ein ver-


hülltes Dogma der Nationalökonomie, kritische Studien zur Selbstbesinnung des Forschens im


Bereiche der sogenannten Wertlehre. Jena, Gustav Fischer 1897.]; aber so geistreich auch


der Versuch ist, so muß man den Mann doch bedauern, der gegen Visionen oder


Windmühlen anzukämpfen versucht.


Gegen den Wertglauben kann man nur mittelbar vorgehen und zwar dadurch,


daß man ihn ignoriert. Wie man die Geister aus den Marterkammern alter


Schlösser nicht mit langen Reden und guten Gründen vertreibt, sondern


dadurch, daß man sein Bett mitten unter die Geister aufschlägt, so wird man mit


dem Wertglauben erst dann fertig werden, wenn es gelingt, in dem Tabernakel


desselben (die Währung) Papiergeld auszustellen mit der Inschrift:


Dies ist eine Mark d. R.-W.
[Die Provinz Buenos Aires gab 1869 Papiergeld aus mit der Inschrift: Die Provinz Buenos Aires


anerkennt dieses Billet als 1 Peso Landesgeld (moneda corriente). 


Zur Kolonialzeit wurde in Nordamerika Papiergeld ausgegeben, das als Inschrift einfach die Worte


trug: Five Dollars. (s. Francis A. Walker: Money S. 289.)]


Angebot und Preis der Mark d. R.-W. ist der Oberaufsicht des Staates unter-


worfen.


(Fortsetzung folgt.)
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Die Geldreform


————————————————————————————————————
Bd. 1. Februar 1903 Nr. 7.


————————————————————————————————————


Der Maßstab für die Qualität des Geldes.
Solange wir über kein offiziell gültiges und wissenschaftlich unanfechtbares


Maß für den Preis des Geldes verfügen, entbehrt die Behandlung der


Währungsfrage ihrer ersten und wichtigsten Voraussetzung.
Alles, was man für und gegen die Währung schreibt, ist und bleibt so lange


einfache Literatur, bis wir über die Preisbewegungen des Geldes genau und sich-


er orientiert sind. Ich kann zwar die Währungsfrage in dieser Zeitschrift literarisch


behandeln, Ich kann mir auch die billige Behauptung erlauben, daß unsere


Währungsverhältnisse schwindelhafter Natur sind; aber diese Behauptung bleibt


eine simple Behauptung, solange ich nicht aufgrund eines anerkannten und


unanfechtbaren Maßstabes für den Geldpreis schwarz auf weiß zeigen kann,


daß unser Geld im Preise flattert wie die Fahne im Wind.


Und weil ich diesen Beweis auch schwarz auf weiß bringen will, war mein


erster Schritt auf dem Wege der von mir erstrebten Geldreform der, die Methode


anzugeben, welche für die Ermittlung des Geldpreises einzuschlagen ist.


Diese Methode würde, ich will es hier nochmals konstatieren, ein wis-


senschaftlich durchaus unanfechtbares Ergebnis liefern und sich praktisch sehr


leicht durchführen lassen. Aber es scheint, als habe ich völlig in den Wind


gesprochen, als habe mich niemand verstanden; wenigstens kann ich hier


behaupten oder gestehen, daß, wenn ich mich statt an die deutschen an die


Hottentotten gewendet hätte, der Erfolg der gleiche geblieben wäre – nämlich


Null.


Ich will es hier öffentlich konstatieren, daß man in der einzigen Zeitschrift


deutscher Zunge, die sich mit dem Geldwesen befaßt, eine Methode angeben


kann, um den Preis des Geldes zu ermitteln, also eine Sache von höchster


Wichtigkeit ohne damit mehr Aufsehen zu erregen, wie etwa 
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mit der Nachricht, daß in einem chinesischen Bergwerk zehn Kulis verunglückt


sind.


Man könnte vielleicht annehmen, daß ich meine Zeitschrift auf Maskenbällen,


in Narren-, Toll- und Bierhäusern verbreitet habe, aber das ist durchaus nicht der


Fall. Ich habe mich an alle Kreise der Bevölkerung gewandt, dabei 597 Franken


50 Rappen für Druck und Porto ausgegeben. Ach! hätte ich doch für das Geld


Kartoffeln gepflanzt und Säue gemästet! So denke ich heute.


Bekanntlich stellen die Anhänger und Verteidiger der Goldwährung den


Aufschwung, den die wirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahrzehnten,


absolut sowohl wie relativ, genommen haben soll, als eine unmittelbare Wirkung


der heutigen Währungsverhältnisse dar. Als Beweis für ihre Behauptung zeigen


sie mit überlegenem Lächeln auf die Leistungen der Industrie, auf die mit Waren


vollgepfropften Riesendampfer. Dies alles, sagen sie, ist seit Einführung der


Goldwährung entstanden, gestehe, daß sie segensreich gewirkt hat!


Aber, wie es gewöhnlich bei der Verteilung von Lorbeeren zugeht, so sind der


Goldwährung allerlei Nebenbuhler gegenüber getreten, die alle teilweise oder


ganz das Verdienst an dem behaupteten wirtschaftlichen Aufschwung für sich


beanspruchen. Da ist in erster Linie der Schulmeister, der den wirtschaftlichen


Aufschwung auf die gediegene Schulbildung zurückführt; der Feldwebel, der mit


eiserner Faust den Frieden erzwang und diesen als den Stifter aller Wohltaten


hinstellt; der Priester, der die Felder gesegnet; der Erfinder, der die Ausbeute


vertausendfacht; der König, der mit Weisheit regiert; der Kaninchenzüchter, der


für billiges, der Schutzzöllner, der für teures Fleisch sorgte; kurz, alle rupfen an


dem Lorbeerbaum des behaupteten, wirtschaftlichen Aufschwunges – einige


bescheiden mit den Fingern, andere mit vollen Händen.


Ich will nun hier speziell die Ansprüche der Goldwährung einer Prüfung


unterziehen und einen Maßstab zu erstellen suchen, an dem wir die Wohltaten


der Goldwährung und ihr Verdienst an dem angenommenen Aufschwung messen


können. also wohlverstanden einen Maßstab für die Qualität des Geldes, keinen


neuen Maßstab für den Preis des Geldes. Es handelt sich hier festzustellen, wie


das Geld seinen Zweck erfüllt, ob die Goldwährung den Austausch der Waren


wirklich 
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derart erleichtert hat, daß der angenommene wirtschaftliche Aufschwung als eine


Folge dieser Erleichterung seine Erklärung findet.


An sich hat ja die Behauptung, daß die Goldwährung einen wirtschaftlichen


Aufschwung erzeugen oder wenigstens ermöglichen kann, nichts Auffälliges.


Wissen wir doch gewiß alle, von welcher Bedeutung das Geld bzw. der


Austausch der Produkte ist. Ohne Warenaustausch ist keine Arbeitsteilung, kein


Fortschritt möglich. Ohne Warenaustausch keine Arbeit, kein Verdienst, keine


Hochzeit. Stockt der Warenaustausch, so trennen sich die Verlobten, die


Erfinder, die Unternehmer machen Bankrott, die Regierung wird kleinmütig und


reaktionär. Vom Warenaustausch hängt es ab, ob auf der ganzen Linie das


Kommando vorwärts oder rückwärts konzentrieren erschallt.


Der Warenaustausch wird aber durch das Geld vermittelt und beherrscht.


Keine Kartoffel wird gegessen, kein Brief erreicht seine Bestimmung ohne


Erlaubnis des Geldes.


Die Behauptung, daß die Goldwährung den heutigen Riesenverkehr ermöglicht


hat, enthält also durchaus nichts, was von vornherein verblüffen könnte. Im


Gegenteil. Frage man die Fabrikanten, die Reeder etc., ob sie nicht noch mehr


Waren erzeugen und befördern könnten, sie werden übereinstimmend antworten,


daß ihre Leistungsfähigkeit schier grenzenlos ist. Nicht die Leistungsfähigkeit der


Maschinen und Schiffe hat der Produktion die Grenzen gezogen, sondern der


Austausch. Und den Austausch vermittelt das Geld.


Daß in den Verdienstansprüchen der Goldwährung implicite die Behauptung


liegt, daß ihre Vorgängerin den wirtschaftlichen Aufschwung gehemmt hat, ist an


sich auch durchaus nicht verblüffend. Wenn das Geld den Fortschritt fördern


kann, so muß es ihn auch hemmen können. Dem Gelde werden ganz andere


Wirkungen zugeschrieben, als eine 10 bis 20-100-jährige Periode wirtschaftlicher


Blüte oder Zerfalls. So wird z.B. der Zerfall des römischen Reiches nicht, wie


bisher, den Barbaren, den Latifundien, dem Heidentum zugeschrieben, sondern


ganz einfach der Erschöpfung der spanischen Silbergruben. [Francis A. Walker –


Money p. 81.]


Auch an dieser Ansicht ist durchaus nichts Auffälliges. Über eine gemeine


Baisse, einen Haufen protestierter Wechsel, 
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unquittierter Rechnungen, ungelöschter Hypotheken kann das bestgefügte


Weltreich stolpern, stürzen und zugrunde gehen. Die Latifundien waren die Folge


der Baisse – es waren einfach zusammengewucherte Länderkomplexe. Der


Wucher aber ist die gewöhnliche Begleiterscheinung der Baisse.


Warum fällt das Erwachen der Menschheit, der Abschluß des Mittelalters mit


der Entdeckung Amerikas zusammen? Weil erst mit der Entdeckung Amerikas


die Baisse ein Ende nahm, die das römische Reich zertrümmerte. Das mit dem


amerikanischen Gold hergestellte Geld machte es wieder möglich, Waren


umzusetzen. Man konnte sich wieder der Arbeitsteilung widmen, die wegen


Mangel an Tauschmitteln während des Mittelalters eingeschlafen war.


Was die Beschützer der Goldwährung behaupten, wäre also ganz gut möglich;


nur handelt es sich um den Beweis.


Zunächst ist es auffällig, daß der Goldwährung, die nun schon seit 30 Jahren


ungestört den Warenaustausch beherrscht, ein von den schwersten


wirtschaftlichen Erschütterungen begleiteter wirtschaftlicher Zustand gegenüber-


steht. Aufschwung (Boom) hat mit Niedergang (Krisis) fortwährend abgewechselt.


Eine ständige, unerschütterte, 30-jährige Einrichtung müßte aber eigentlich eine


ebenso ständige Wirkung ausüben. Ist der behauptete wirtschaftliche


Aufschwung eine Wirkung der Goldwährung, so muß diese Wirkung ebenso


ständig und gleichmäßig wie die Ursache sein. Das Gegenteil ist aber der Fall.


Nun könnte man sagen, daß die Goldwährung zwar einen gleichmäßigen, gün-


stigen Einfluß ausgeübt hat, daß aber der Erfolg durch andere Umstände, z.B.


durch Kriege, Zollpolitik durchkreuzt wurde, daß ohne diese Umstände die


Volkswirtschaft im Schatten der Goldwährung sich ruhig und unaufhaltsam weiter


entwickelt haben würde. Und tatsächlich gründen ja auch alle Erklärungen, die


man heute von den Krisen gibt, auf diesen Annahmen. Für die heutige


wirtschaftliche Depression wird der Krieg in China und Afrika ganz allgemein als


genügende Erklärung betrachtet, daß während des spanisch-kubanischen und


spanisch-amerikanischen Krieges (der doch an politischer Bedeutung den letzten


Kriegen nicht nachsteht) die Volkswirtschaft im Zeichen eines regelrechten


Booms sich bewegte, mach jener Krisenerklärung nicht den geringsten Abbruch.
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Auch, daß sich die Amerikaner eines glänzenden Geschäftsganges erfreuen,


während die europäische Wirtschaft wie eine ungeschmierte Maschine ächzt und


stöhnt, ist für die landläufige Krisenerklärung ohne alle Bedeutung.


Der jetzige amerikanische Boom reicht genau mit seinen Anfängen in die Zeit,


da man in Amerika die Bankgesetze änderte und die Emissionsgrenzen der


Banken ganz gewaltig erweiterte. Infolge dieser neuen Bankgesetze wurde der


amerikanische Markt mit papiernen Umlaufmitteln überschwemmt und die


Warenpreise schossen in die Höhe. Damals wurde der amerikanische Geldmarkt


so flüssig, daß Deutschland seine Anleihen dort vorteilhaft unterzubringen ver-


mochte. Heute freilich ist die Geldplethora durch die Preissteigerung der


Produkte verschluckt worden.


Ich will nun diesen Artikel nicht zu einer Krisentheorie ausarbeiten, sondern zu


einem Maßstab für die Qualität des Geldes.


Ich habe für diesen Maßstab nicht viel Material zur Verfügung, nur zwei Zahlen,


aber diese Zahlen werden hoffentlich genügen, um über die Goldwährung ein


Urteil fällen zu können.


Wenn die Goldwährung den behaupteten wirtschaftlichen Aufschwung erklären


soll, wie könnte sie diese Wirkung ausgeübt haben? Antwort: dadurch, daß sie


den Austausch der Produkte erleichtert, bzw. gesichert, beschleunigt und verbil-


ligt hat, denn das Geld ist doch nur Tauschmittel, nicht Produktionsmittel, und


Einfluß auf die Produktion kann das Geld nur mittelbar durch seinen Einfluß auf


den Austausch üben.


Ist aber wirklich der Austausch der Produkte seit Einführung der Goldwährung


derartig


gesichert, beschleunigt und verbilligt
worden, daß sich der behauptete wirtschaftliche Aufschwung darauf zurückführen


läßt, wo müßte sich das in erster Linie zeigen?


Antwort: An der Zahl der Kaufleute. Gewiß, so ist es. Hat die Goldwährung den


Warenaustausch wirklich vereinfacht, oder gesichert, oder beschleunigt, oder


verbilligt, so muß jetzt der Handel eine relativ geringere Anzahl Kaufleute


beschäftigen und ernähren als früher, und ist dieser günstige Einfluß der


Goldwährung bedeutend gewesen, so muß auch die Zahl der Kaufleute bedeu-


tend abgenommen haben. Der Warenaustausch ist eine Arbeit wie jede andere,


und das Geld ist die Maschine, die diese Arbeit verrichten soll. Hat 
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diese Maschine durch die Goldwährung eine Verbesserung erfahren, so muß 


sie jetzt weniger Bedienungsmannschaften erfordern.


Ist dieses nun der Fall?


In einem „Der Handel im 19. Jahrhundert“ betitelten Aufsatz der „Woche“ 


(S. 167) sagt Professor Schmoller:


„In einer Zeit, in der die Vermittlungstätigkeit in der Gesellschaft von 3 und 5


auf 11-13%, ja teilweise auf 31% der Selbsttätigen gestiegen ist, in der diese


Vermittlung einen steigenden Teil der Preise ausmacht etc. etc.“


Und so ist es; wenigstens ist nach der deutschen Berufsstatistik anzunehmen,


daß es so ist. Diese Statistik hat zwar durch den Unverstand der betreffenden


Beamten die Kaufleute mit den Postillonen und Schenkwirten in einen Topf


geworfen; sie bestätigt aber trotzdem die Behauptung Schmollers, wenn man


anderenfalls nicht annehmen muß, daß die Zahl der Schenkwirte ins


Ungeheuerliche gestiegen ist.


Nach der deutschen Berufsstatistik waren in Handel, Verkehr und


Schenkwirtschaft beschäftigt:


1882 Personen 1.570.318 = 8,3% der Erwerbstätigen.


1895 Personen 2.338.511 = 10,5% der Erwerbstätigen.


Oder wenn wir die Zugehörigen, also Weiber, Kinder, Dienstboten etc., kurz


alles, was unmittelbar vom Nettoprofit lebt, hinzurechnen:


1882 = 4.531.008 Personen = 10% der Bevölkerung


1895 = 5.966.846 Personen = 11,5% der Bevölkerung


Diese Zahlen liefern also die Bestätigung für die Behauptung Schmollers; sie


liefern den Beweis, daß unter der unbeschränkten Herrschaft der Goldwährung


der Austausch der Waren derart erschwert wurde, daß die Bedienungs-


mannschaft der Tauschmaschine von 8,3 auf 10,5% erhöht werden mußte.


Diese Zahlen sind keine billige Literatur; sie liefern den unanfechtbaren


Beweis, daß die Qualität des Geldes sich von Jahr zu Jahr verschlechtert hat.


Woran das liegt? Das ist leicht zu erklären. Man hat das Geld als Ware allzu


sehr verbessert. Man hat das Geld so sehr veredelt oder veradelt, daß es die


eheliche Verbindung mit den Waren als eine „Mesalliance“ ansieht. Das Geld ist


besser als die Ware; das ehedem schon große Widerstreben des Geldes, sich in


Ware umzusetzen, ist durch die Goldwährung noch gewachsen, so daß jetzt


mehr Kaufleute zur Bewältigung dieses Widerstandes nötig sind.
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Will man diesen Widerstand brechen und das Geld demokratisieren, so setze


man dasselbe


auf die Rangstufe der gemeinen Arbeitsprodukte herab, so verschlechtere man


des Geld als Ware derart, daß es nie und nirgends den Waren vorgezogen


werde.


Diese Verschlechterung der Geldware wird sich in eine entsprechende


Verbesserung des Geldes als Tauschmittel umsetzen, denn die Waren werden


vom Gelde angezogen werden und schließlich den Weg zum Konsumenten von


selber einschlagen. Die Käufer werden durch ihr Geld täglich, stündlich an ihre


Pflichten erinnert werden; sie werden den Verkäufern auf halbem Wege entge-


geneilen; es wird zwischen Geld und Ware, zwischen Käufern und Verkäufern


das Band der Blutsverwandtschaft wieder geknüpft und die Waren werden spie-


lend abgesetzt werden. Und dieser beschleunigte Absatz wird den Kaufleuten


das Material entziehen, wovon sie bisher lebten.


An unserem Maßstab gemessen, wird sich die Verschlechterung der


Geldware sofort als eine gewaltige Verbesserung des Geldes als Tauschmittel


erweisen.


Ein absolut gültiges Maß für die Qualität des Geldes liefert natürlich die Zahl
der Kaufleute nicht. Ein solches könnte uns nur der Bruttoprofit geben. Aber


hierüber fehlen statistische Erhebungen. Nur der Bruttoprofit (also Einschluß aller


Geschäftsspesen, wie Miete, Verluste, Reklame, Reisende, Lagerhäuser,


Versicherungen, etc.), verglichen mit dem Geschäftsumsatz, kann uns deutlich


sagen, was der Handel kostet, wie das Geld seinen Zweck erfüllt. Wenn wir den


Bruttoprofit auf das Doppelte des Nettoprofits einschätzen (und das ist niedrig


geschätzt), so leben heute nicht 10%, sondern 20% der Bevölkerung unmittelbar


vom Handel, d.h. um die Produkte von vier Personen auszutauschen, ist heute


eine fünfte Person nötig. Diese fünfte Person beansprucht aber nicht, wie man


vielleicht glaubt, den im geraden Verhältnis auf sie entfallenden Anteil an dem


Produkte der vier anderen Personen (also 20%), sondern ganz bedeutend mehr,


da die Kaufleute in der Regel mehr verdienen, mehr verzehren und mehr erübri-


gen als die produzierenden Klassen.
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La méthode mathématique
en économie politique par Emile Bouvier


Professeur de l’université de Lyon.


[Paris, Librairie de la Société du Recueil Gal des Lois et des Arrêts.]


Der Verfasser erörtert in eingehender Weise alle gegen die mathematische


Methode erhobenen Bedenken und gelangt zum Schluß, daß die Mathematik


unentbehrlich ist, um die Richtigkeit vieler Lehrsätze der politischen Ökonomie zu


beweisen.


Bouvier bedauert, daß die Mathematiker in der Regel wenig oder gar nicht in


der politischen Ökonomie bewandert sind und umgekehrt, daß die Gelehrten der


politischen Ökonomie keine richtige Vorstellung von der Leistungsfähigkeit der


Mathematik haben, und auf dieses gegenseitige Nichtverstehen führt er den


Streit um die Bedeutung der mathematischen Methode zurück.


Die rein literarische Behandlung der politischen Ökonomie ist und bleibt eben


Literatur, nichts als Literatur; deshalb betont Bouvier die Notwendigkeit, die


Jugend, die sich dem Studium der politischen Ökonomie widmet mit dem


Rüstzeug der mathematischen Forschungsmethode auszustatten.


Wer die Schrift Bouviers (die, nebenbei gesagt, für Nichtmathematiker


geschrieben ist und nicht ein x enthält) gelesen, wird die Nützlichkeit der


Mathematik für die vollkommene geistige Durchdringung wirtschaftlicher


Vorgänge schwerlich bestreiten können; aber, so fragt man sich heute, ist es


nötig, vielmehr hat es einen Zweck, die politische Ökonomie in wissenschaftliche


Untersuchung zu ziehen? Darf man hoffen, daß die Resultate dieser Forschung


jemals praktische Beachtung finden werden?


Lesen wir, wie es am 10./12. im Reichstag zuging:


Abg. Ulrich ruft wieder mit erregter, wutbebender Stimme: Beutegierige


Majorität! (Stürmischer Beifall bei den Sozialdemokraten. Anhaltender tosender


Lärm rechts und im Zentrum.)


Präsident Graf Ballestrem, dem es endlich gelungen ist, die Ruhe einiger-


maßen wieder herzustellen: Herr Abgeordneter, beutegierig dürfen Sie die


Majorität dieses Hauses nicht nennen. Ich rufe Sie zur Ordnung. (Stürmischer


Beifall rechts.)
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Abg. v. Kardoff (Rp.): Wir haben mit Ernst geprüft, ob der Antrag geschäftsord-


nungsmäßig zulässig ist. er ist eben das einzigste Mittel, um die Tarifvorlage, die


ein vaterländisches Interesse hat ... (Schallendes Gelächter links, großer Lärm,


entrüstete und ironische Rufe links: Vaterländisches Interesse!! Rufe bei den


Sozialdemokraten: Ekelhafter Heuchler !  ekelhafte Gesellschaft ! Der Präsident


Graf Ballestrem ersucht dringend um Ruhe, ist jedoch bei dem anhaltenden


Lärmen selbst nicht mehr zu verstehen.) Der Zolltarif hat ein vaterländisches


Interesse. (Erneutes Lärmen.) Abg. Ulrich (in höchster Erregung, heftig


gestikulierend): Ein Mißbrauch des Vaterlandes!


Präsident Graf Ballestrem ersucht den Abg. Ulrich, sich zu mäßigen.


Abg. Ulrich (sich fast überschreiend): Ich kann mir nicht helfen, es ist ein


Skandal ...!


Würden nun die x und y im Reichstag, d.h. von den ausschlaggebenden


Persönlichkeiten vielleicht ruhiger angehört werden?


Gewiß, der Wissenschaft an sich ist diese Frage ja so überaus gleichgültig; die


Wissenschaft sucht die Wahrheit der Wahrheit willen zu erforschen; die Wahrheit


genügt der Wissenschaft. Genügt sie aber auch dem Manne, der sich der Arbeit


unterzieht, sie ans Licht zu fördern? Keineswegs. Wahrheiten aufdecken, ohne


Hoffnung, sie verwerten zu können, das hat seinen Sinn und Zweck. Wenn es


sich nur darum handelte, dann denke ich, gäbe es wohl interessanteres Material,


als die Frage, warum 10 Gr. Gold 5 Zentner Weizen kosten. Handelt es sich nur


um geistige Übungen, dann mag sich ja die Schuljugend mit den ökonomischen


Fragen befassen.


Man studiert die Volkswirtschaft, um der gefundenen Wahrheit öffentliche


Anerkennung zu verschaffen. Aber hier sitzt der Haken.


Die wirtschaftliche Wahrheit (z.B. der wissenschaftliche oder mathematische


Nachweis, daß die Henry George’sche Grundrentensteuer unabwälzbar ist) kann


sich nur auf dem Wege der Politik Beachtung verschaffen, und die Politik ist der


Antipode der Wissenschaft.


Die Politik (und was ist politische Ökonomie anders als nackte Politik) begeht


ja Selbstmord an dem Tage, wo sie der Wissenschaft Gehör schenkt.
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Wie wahr das ist, geht aus dem Satz hervor, den Bouvier aus einem Werk


Walras des öfteren anführt:


„L’éonomie politique pure est la théorie de la détermination des prix sous un


régime hypothétique de libre concurrence absolue.“


denn hier wird es doch ganz klar gesagt, daß die reine ökonomisch-politische


Wissenschaft eigentlich schon in ihrer Prämisse ihre objektive Erledigung findet.


Politische Ökonomie, wie der Franzose sich derb, aber richtig ausdrückt,


Volkswirtschaft, wie der euphemistische deutsche Ausdruck lautet, ist ja an sich


weiter nichts, als der politische bzw. staatliche Eingriff in die natürliche


Gestaltung der Preise. Die absolut freie Konkurrenz, auf die Walras seine


Lehrsätze stützt, fordert aber die Ausschließung der Politik bei der Bildung des


Tauschverhältnisses der Produkte. Wird aber die Politik vom Markte ferngehal-


ten, wo bleibt da die politische Ökonomie, die Nationalökonomie, die


Volkswirtschaft und die sich mit ihr befassende Wissenschaft?


Ein Verrückter – so sagt ein Sprichwort – wirft mehr Fragen auf, als tausend


Weise beantworten können. Ebenso kann man heute sagen: Die Politik (oder,


um einen parlamentarischen Ausdruck zu gebrauchen, die beutegierige Majorität)


wirft mehr ökonomische Fragen auf, als alle Schriftgelehrten mit und ohne


Mathematik beantworten können. Alle wirtschaftlichen Fragen sind von der


Politik, von beutegieriger Majorität aufgeworfen worden; alle wirtschaftlichen


Fragen sind rein politische Fragen. Ich wüßte keine solche Frage zu nennen, die


nicht durch die Politik entstanden und anders als durch die Politik wieder


wegzuräumen wäre.


Welchen Zweck hat es nun der Politik nachzulaufen und der beutegierigen


Majorität vorzurechnen, wohin ihre Pläne, Vorschläge und Gesetze führen? Es


gibt niemand, wie schon Sancho Panza sagte, der schwerer hört, als derjenige,


der nicht hören will. Ist die Beute gesichert, was geht die Majorität noch die


Wissenschaft an?


Darum scheint mir die ökonomisch-politische Wissenschaft eine der


Wissenschaft unwürdige Aufgabe übernommen zu haben. Narren, Spitzbuben,


Kindern nachlaufen – das ist doch keine Wissenschaft mehr.


Wer daher wirklich wissenschaftliche Arbeit leisten will, der tue, was in seiner


Macht steht, um den hypothetischen Zustand, den Walras als Grundlage der


reinen politisch-öko-


ökonomischen
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nomischen Wissenschaft fordert, zu verwirklichen, um die Politik und Politiker zu


erdrosseln; denn der Tod der Politiker allein kann die ökonomischen Fragen


erschöpfen und erledigen.


L’économie politique pure, c’est la guillotine. Um die Politiker zu beseitigen, um


ihren Anschlägen auf das Portemonnaie der Produzenten die Richtung zu


nehmen, mit anderen Worten, um alle ökonomischen Fragen wissenschaftlich zu


erledigen, gehört eigentlich wenig:


Abschaffung sämtlicher Privilegien


und zwar namentlich die Privilegien des Privatgrundbesitzes und die Privilegien


des Geldes.


Die Privilegien des Privatgrundbesitzes werden durch die Henry George’sche


Grundrentensteuer eingezogen, die des Geldes mit der Reform, die in diesem


Blatt befürwortet wird.


Nach Einführung dieser Reformen gibt es keine Fragen, und infolge dessen


auch keine ökonomische Wissenschaft mehr, denn mit diesen Reformen haben


wir den absolut freien Wettbewerb in der Gütererzeugung sowohl wie im


Güteraustausch. Nach Einführung dieser Reformen können alle Gesetze, die


einem wirtschaftlichen Zweck dienen, beseitigt werden, und die Frage, warum 10


Gr. Pfeffer, 1 Zentner Gurken, 6 Besen, 1 Gr. Silber kosten, wird dann so einfach


zu beantworten sein, wie die Frage, warum Jakob eigentlich Pfeffer baute,


während er doch Gurken, Besen und Silber brauchte.


Die ökonomischen Fragen sind keine wissenschaftlichen Fragen, keine Fragen


des Wissens, sondern des Gewissens. Wir brauchen zur Erschöpfung und


Erledigung der ökonomischen Fragen keine neuen Methoden, sondern einfach


den Mut und Willen, es frei auszusprechen, daß der Privatgrundbesitz auf Raub


und unser Geldwesen auf Schwindel beruht. Wir brauchen keine Bücher, son-


dern Männer. Und darin scheint es zu fehlen. Sie sind in der modernen Sündflut,


im Alkohol ertrunken.


Dieselbe Charakterlosigkeit, die man den religiösen Angelegenheiten


gegenüber zur Schau trägt, überträgt man auch auf die wirtschaftlichen


Zustände. Man ist im Innern fest davon überzeugt, daß alle nackt geborenen


Kinder die gleichen Rechte auf die Erde haben, man ballt auch die Faust, wenn


man mit der Wohnungsmiete eine oft fabelhafte Grundrente bezahlt, aber man


ballt die Faust in der Tasche.


Deshalb ist meine Ansicht heute die, daß nicht die Mathematik, sondern in


erster Linie die Abstinenz berufen 
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ist, die Männer zu erzeugen, die die Politiker erdrosseln und die ökonomischen


Fragen endgültig aus der Welt schaffen werden.


Bis dahin wird sich die ökonomisch-politische Wissenschaft mit der Rolle beg-


nügen müssen, die sie bisher immer und notwendigerweise gespielt hat, nämlich


mit der des Narren am Hofe der Politik.


Goldtrust  [VII]
Ein Vorschlag zur nachhaltigen Bekämpfung


der Not der Rentner.
Fortsetzung


Motto: Im Trüben ist’s gut fischen.


Aber wir brauchen nicht zu befürchten, daß dies in absehbarer Zeit geschieht,


denn der Mensch befreit sich leichter von seinem Verstand, als von Visionen.


Wer dies nicht glaubt, lese doch einmal die Inschrift des Papiergeldes ver-


schiedener Länder. Lieber schreibt man mit vollem Bewußtsein baren Blödsinn


nieder, als daß man sich von der Wertvision freimacht. So schreiben die moder-


nen Argentinier (nicht die aus dem Jahre 1869): „Die Nation zahlt dem Inhaber


bei Sicht 10 Pesos in Papiergeld“, oder mit anderen Worten: Die Nation schleu-


dert dem Vorzeiger diesen Zettel als Zahlung ins Gesicht. Warum schreiben sie


nicht einfach die Inschrift der erwähnten Zettel der Provinz Buenos Aires ab?


Weil eine solche revolutionäre Inschrift den Wertglauben ignoriert, wodurch sich


die Argentinier in Widerspruch mit der ganzen gesitteten Welt gesetzt hätten.


Deshalb lieber den Verstand, als den Glauben opfern.


Und schließlich steht es vielleicht mit dem Wertglauben nicht anders, als wie


mit jenen famosen Hosen des Königs, die nur den Unbefähigten unsichtbar


waren. Vielleicht behaupten alle nur deshalb die Wertvision zu sehen, weil sie


fürchten, für schwachsinnig gehalten zu werden. Die Zivilcourage ist ja nach dem


Ausspruch Bismarcks ein seltenes Gut, und die Furcht lähmt Glieder und


Verstand.


Und fragt man, warum der König seine Minister nicht über die Farbe der Hose


ausgeforscht; es wäre ihm leicht gewesen, durch die Widersprüche den


Schwindel nachzuweisen. Aber da sitzt ja eben der Haken! Jeder Minister hätte


alle übrigen für farbenblind erklärt. So auch im Wertglauben. Jeder gibt eine


Beschreibung der Vision (Werttheorie), die allen übrigen widerspricht. Jeder gibt


seine Beschreibung für die zutreffendste aus und so bleibt die Vision selbst


unangefochten. Die Nichtigkeit des Glaubens läßt sich eben nicht beweisen.
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Und darum frisch ans Werk! Man wird uns nicht stören in unserer Operation.


Der Glaube schützt uns.


Von den in unseren Händen befindlichen Goldlieferungskontrakten laufen


täglich welche ab – Zinsen und Amortisationen machen im Durchschnitt jährlich


über 5% aus oder von 126 Millionen Kilo rund 6 Millionen. Bisher haben wir die


eingehenden Goldmengen durch Prolongationen oder Neuanlagen stets wieder


in den Verkehr gebracht und dadurch den Schuldnern die Möglichkeit geboten,


das Material zur Erfüllung ihrer laufenden Verpflichtungen aufzutreiben. Jetzt gibt


es keine Prolongationen und Neuanlagen mehr. Wir halten das eingehende Gold


fest und warten. Das Gold wird bald knapp werden, es wird schwer aufzutreiben


sein, und wer es haben muß, wird auch den geforderten Preis bezahlen müssen.


Eine Baisse wird auf der ganzen Linie eintreten und mit der Baisse die Krise.


Und mit der Krise wird der Kredit eingeschränkt. Wechsel, Papiergeld und der-


gleichen nimmt niemand mehr in Tausch für seine Waren, bares Geld, also mas-


sives Gold in Münzen oder Barren verlangt man. Der ganze Handel fällt auf das


Bargeld, auf das solide, ehrliche, durch nichts zu erschütternde, allein sichere
Metallgeld, auf das „common sence money“ zurück. Daß eine solche Überlas-


tung des Goldes gerade zu einer Zeit, wo es schon knapp im Angebot steht,


nicht ohne entsprechende Preiserhöhung bleibt, ist klar.


Es erhellt aus den Gesetzen, denen das Geldangebot unterliegt, daß das


Gelingen unserer Operation durchaus nicht zur unentratbaren Bedingung eine


Verminderung des Geldbestandes in dem Verhältnis der zu erzielenden Baisse,


also von 3 auf 1 – von 8 Millionen auf 8/3 Millionen Kilo stellt. Es genügt schon,


daß die Baisse in Fluß gebracht und dauernd darin erhalten werde – das Übrige


bringt der Starrkrampf, den die Baisse erzeugt, auf dem Geldmarkt allein zus-


tande. Es würde überhaupt schon genügen, den Plan zur Kenntnis des


Publikums zu bringen, den Goldtrust im Handelsregister eintragen zu lassen, um


eine Panik, eine Krise, einen allgemeinen Preissturz zu erzeugen, um das


Metallgeld vom Markte wegzufegen, um den Geldsurrogaten das Lebenslicht


auszublasen. Denn ich frage hier, wo ist der Narr, der sein schönes bares Geld


heute in eine Ware, in Löhne, in irgend ein Unternehmen stecken wird, wenn der


Goldtrust ihm die Waren, die Löhne etc. von Taler in Mark zu verwandeln ver-


spricht. An dem Tage, wo es öffentlich bekanntgegeben wird, daß sich der


Goldtrust konstituiert hat, mit dem ausgesprochenen Zweck, den Geldmarkt zu


drainieren, damit die Warenpreise fallen, wird jeder suchen, sich mit einer


möglichst großen Menge Goldes und mit einer möglichst kleinen Menge Waren


an den zu erwarteten Preisverschiebungen zu beteiligen, und dadurch wird noch,


bevor der Goldtrust in Aktion tritt, der Zweck desselben schon halbwegs erreicht


sein. Denn darauf muß immer wieder hingewiesen werden, daß Gerüchte,


Stimmungen, Ansichten, Berechnungen, Telegramme, sowohl die echten, wie die


gefälschten an sich genügen, um das Angebot von Geld auf unbestimmte Dauer


zu unterbrechen, und daß diese höchst interessante Eigenschaft des Geldes wie


geschaffen ist, um den Goldtrust in seinen Operationen zu unterstützen.
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Folgende kleine Episode aus der neueren Währungsgeschichte wird vielleicht


besser als lange theoretische Erklärungen den Sachverhalt beleuchten.


Die Argentinier hatten – weil der Zinsfuß ihnen zu hoch schien und weil sie der


Ansicht waren, daß man den Zinsfuß am besten durch ein verstärktes


Geldangebot herunterdrückt – viel, sehr viel Geld ausgegeben, zuerst europäis-


ches Gold und dann argentinisches Papier. Aber weder das Gold noch das


Papiergeld vermochte den Zopf, der hinten hing, anders zu drehen. Der einzige


Erfolg war, daß die Warenpreise in die Höhe gingen, daß das Gold verschwand


und daß das Goldagio in wenigen Jahren auf 300% und mehr stieg. Der Zinsfuß


blieb hoch, aber niemand klagte darüber, denn die hohen Preise entschädigten


für die hohen Zinsen. Die Geschäfte gingen im allgemeinen besser denn jemals;


die Einwanderung nahm einen enormen Umfang an, niemals ist so viel gebaut


worden wie damals, niemals so viel produziert. Neue Fabriken wurden alle Tage


gegründet und die Löhne stiegen auch langsam auf das veränderte Niveau der


Preise. Alle wären zufrieden gewesen, wenn nicht die Not der Rentner bestanden


hätte. Diese war auch in der Tat zum Erbarmen. Für ihre Forderungen bekamen


sie natürlich nur den nominellen Betrag: den Unterschied mit dem materiellen


Betrag – mehr als 2/3 – hatten die Schuldner eingesteckt, und diesen


Unterschied mußten die Rentner bei all ihren Einkäufen bezahlen. Genau wie bei


uns war der Taler auf dem Warenmarkt zur Mark geworden; für dieselbe Sache


mußte man statt einer Mark drei bezahlen. Dieser Notstand führte zu Klagen; die


Klagen verwandelten sich in Forderungen und aus den Forderungen wurde ein


Gesetz, durch welches eine Reihe neuer Konsumsteuern eingeführt und deren


Ertrag einfach verbrannt wurde. Was war die Folge? Was würdest Du tun, wenn


man Dir sagte, wir besteuern Dich und den Ertrag der Steuer vernichten wir,


damit das Geld rar wird im Angebot, damit die Warenpreise zurückgehen, damit


Deine Schulden schwerer werden? Nun, gerade das, was Du als kluger


Rechenmeister tun würdest, das taten die Argentinier. An den Waren, an der


Arbeit, an der Spekulation, an den Unternehmungen, kurzum, im ganzen


Erwerbsleben war nichts mehr zu verdienen, denn das, was heute 100 kostete,


sollte morgen 99, übermorgen 98 und so weiter kosten. Wer mit dem Gelde


arbeitete, verlor, und wer das Geld im Kasten behielt, der gewann – nämlich den


Unterschied im Preis der Waren. Das Geld verschwand vom Markt und staute


sich in den Banken und es gab einen Moment, wo 2/3 der gesamten Emission in


den Banken brachlag. Dementsprechend war auch das Agio in kurzer Zeit und
bevor überhaupt nennenswerte Beträge verbrannt worden waren, von 400 auf
200 gesunken. Der Schlußakt dieser blödsinnigen Währungskomödie (deren


Dichter übrigens in Europa zu suchen sind), Krach – Defizit – Arbeitslosigkeit –


Widerruf der Konversionsgesetze etc. – entbehrt des Interesses. Nur eins will ich


noch erwähnen, obschon es eigentlich auch nicht mehr hierher gehört: Das was


die Argentinier mit der Vermehrung des Geldbestandes nicht erreichten – den


niedrigen Zinsfuß – das erzielten sie zu 
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ihrem höchsten Erstaunen, als sie das Geld verbrannten. Der Zinsfuß fiel, weil


niemand Geld gewinnbringend anlegen konnte, weil der Schuldner ein (materiell)


größeres Kapital zurückzuerstatten hatte, als wie er erhielt.


Was können wir nun, als kluge Spekulanten, aus diesem


Schildbürgerstückchen erlernen? Nun, daß es genügt, wenn ein Mächtiger die


Absicht, eine Baisse zu provozieren, kundgibt, um damit auch schon eine Baisse


herbeizuführen. Ferner, daß wir den Geldmarkt nicht im Verhältnis des erstrebten


Preisfalles zu drainieren brauchen, sondern daß ein herzhafter Versuch und im


übrigen die Absicht allein genügt.


Es wird also nicht nötig sein, von dem schönen und für manche Industrien tat-


sächlich unentbehrlichen Metall große Mengen ins Meer zu versenken. Wir


begründen den Trust, lassen seine Geburt mit Fanfaren und Trompeten der Welt


verkünden, und wie die Mauern von Jericho, so wird das stolze Preisgebäude


zusammenfallen. Zum Überfluß können wir ja ein paar Milliarden aus funkel-


nagelneuen in den Staatsmünzen extra zu dem Zwecke geprägten Münzen mit


möglichst großem Aufwand an Parade und Reklame, unter brausendem Hurra


der Menge, unter dem Donner der Kanonen und der Begleitung patriotischer


Gesänge dem Spiele der Wogen übergeben. Das macht die Welt nicht ärmer.


Die Statuten des Goldtrusts.


Art. 1. Zweck des Goldtrusts ist, dem Golde einen ausreichenden, deshalb


wesentlich zu erhöhenden Preis zu verleihen, um dadurch die Not der Rentner


dauernd aus der Welt zu schaffen.


Art. 2. Jeder Rentner, dem die Interessen und die Ehre seines Standes am


Herzen liegt, wird moralisch verpflichtet, dem Goldtrust beizutreten.


Art. 3. Das Mittel zum Zweck erblickt der Goldtrust in der Vernichtung oder


Beschränkung der existierenden Umlaufmittel, in der Erschwerung im Gebrauch


der Geldsurrogate, in der Verhinderung der Goldproduktion.


Art. 4. Die Mark soll auf den Preisstand des Talers gebracht werden und die


dieser Preiserhöhung zu opfernde Goldmenge wird in der Theorie auf 2/3 des auf


8 Millionen Kilo geschätzten Goldvorrats berechnet, wird also kaum 4% der zum


mindesten 120 Millionen Kilo betragenden Goldforderungen ausmachen. Da aber


erfahrungsgemäß eine geringfügige Baisse schon genügt, um das Gold vom


Angebot zurückzuhalten, so wird schon ein kleiner Bruchteil obiger Summe


genügen.


Art. 5. Jedes Mitglied verpflichtet sich, pro rata seines versteuerten Vermögens


an den der Vernichtung geweihten Goldfonds beizutragen und zwar à fonds


perdu, auch in demselben Verhältnis an der Kaufsumme der Goldminenaktien


beizusteuern, damit bei der Feier der Wiedereröffnung der Minenindustrie in


Transvaal die Minen feierlich und für immer geschlossen werden können.
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Art. 6. Aus den Beiträgen wird ferner ein Fonds von einer Milliarde in


Banknoten gebildet, um denselben zur Beunruhigung des Geldsurrogatgeschäfts


heute hier, morgen dort zur Einlösung vorzuzeigen.


Art. 7. Die Geschäftswelt wird so bald wie möglich von der Existenz und dem


Zwecke des Goldtrusts benachrichtigt, damit sie rechtzeitig von der zu


erwartenden Baisse Kenntnis erhält und durch Einzug bzw. Immobilisierung des


Bargeldes fleißig an ihrem Grabe und uns in die Hände arbeitet.


Art. 8. Um gesetzgeberische Maßnahmen gegen unsere Vereinszwecke im


Keime zu ersticken, wird jedes Mitglied verpflichtet, für möglichste Ausbreitung


der vom Verein zum Schutz der deutschen Goldwährung herausgegebenen


Traktätchen zu sorgen, weil von allen Währungsschriften keine geeigneter


erscheinen, um den Glauben an den unerschütterlichen inneren Wert des


Goldes, an die Vorzüglichkeit der Goldwährung zu nähren und zu befestigen. 


Im besonderen wird Dr. Helfferichs Schriftchen „Die Währungsfrage“ in genügen-


der Anzahl angeschafft und gratis an alle Bürger mit einer Empfehlung des


Goldtrustes verteilt werden.


Schluß







Die Geldreform


————————————————————————————————————
Bd. 1. März 1903 Nr. 8.


————————————————————————————————————


Die Notwendigkeit einer Neubewaffnung
der Emissionsbanken


für den Kampf gegen Boom und Krise.
Nachfrage und Angebot bestimmen alle Preise, auch den des Geldes.


Einen über Ort und Zeit hinweg festen Preis kann das Geld nur erhalten, wenn


sich Angebot von Geld und Angebot von Waren (Nachfrage für Geld) zu jeder


Zeit, im Krieg wie im Frieden, bei Not und Überfluß, ausgleichen.


Daraus folgt, daß, wenn die Warenerzeugung schwankend ist, auch das


Geldangebot diese Schwankungen mitmachen muß; denn sonst werden diese zu


Preisschwankungen.


Die Zeit ist endlich vorbei, da man glaubte, das Geld trage seinen Preis


eigentlich mit sich herum wie die Schnecke ihr Haus, wie die Nuß ihren Kern. Die


Zeit ist glücklicherweise vorbei, da man Feingehalt und Gewicht der Münze für


die Hauptsache am Gelde betrachtete, und man alles in bester Verfassung wäh-


nte, solange Münzfuß und Gewicht unverändert blieben.


Die Wünsche und Forderungen der Gelehrten hat man erfüllt; jetzt kommt die


Reihe an die Kaufleute. Und diese sind begehrlicher. Sie fordern, daß Geld und


Waren in ein festes Verhältnis zueinander gebracht werden, und da dieses Ziel


nur über Feingehalt und Gewicht der Münzen hinweg durch innige, sorgfältige


Anpassung des Geldangebotes an die Warenerzeugung erzielt werden kann, so


verlangen sie nach einer elastischen Währung. Das Geldangebot soll zusammen


mit der Warenerzeugung steigen und fallen, sich ausdehnen und zusammen-


schrumpfen. Auf diese Weise soll der Handel vom Opfer zum Herrn der


Konjunkturen werden; 
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auf diese Weise sollen Hausse- und Baisseperioden, Boom und Krise ein für


allemal unmöglich gemacht werden.


Mit Hilfe der Emissionsbanken sollte dieser vernünftigen Forderung genügt,


das erstrebenswerte Ziel erreicht werden. Mittels der Banknote sollten die


Emissionsbanken das Geldangebot den wechselnden Bedürfnissen des Handels


anschmiegen, sollten sie den Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot auf


dem Warenmarkt erzwingen können.


Der Erfolg ist ausgeblieben. Nach wie vor ist der Kaufmann Spielball der


Konjunkturen; nach wie vor entbehrt der Unternehmer einer festen Unterlage für


seine Berechnung, nach wie vor wechselt Hausse mit Baisse, Boom mit Krise


ab.


Dieser Mißerfolg ist das Produkt jener unseligen Verwechslung von


Geldproduktion und Geldangebot, die ich in dem Artikel „Warum die


Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber versagt“ in Nr. 4 dieser Zeitschrift einge-


hend besprochen habe.


Aus der Tatsache, daß zusammen mit den Schwankungen der


Warenerzeugung auch das Warenangebot schwankt, folgerte man, daß zusam-


men mit einer elastischen Geldproduktion auch das Geldangebot die gewün-


schte Elastizität erhalten würde.


Eine große Kartoffelernte führt sofort zu einem großen Kartoffelangebot – fol-


glich muß eine Erweiterung oder eine Einschränkung der Notenfabrikation auch


zu einer Erweiterung bzw. Einschränkung des Geldangebots führen. So folgerte


man. Deshalb gab man den Emissionsbanken die Befugnis Geld nach Bedarf
[Tatsächlich emittieren die Banken heute statt nach Bedarf einfach nach Gutdünken, da ein offiziell


gültiges Maß für den Geldbedarf nirgends besteht.] anzufertigen, ohne sich um das


Angebot des Fabrikates weiter zu bekümmern.


Man hielt ja Geldproduktion und Geldangebot für gleichbedeutend. Ja, man


war in diesem Wahn so sehr befangen, daß man den Emissionsbanken das


unmittelbare Geldangebot (also den Ankauf von Waren) streng untersagte, ange-


blich um die Sicherheit der Banken noch besser zu gewährleisten. Die
Emissionsbanken dürfen nach Bedarf, d.h. nach Gutdünken Geld drucken und
ausleihen, dürfen aber nichts unmittelbar verkaufen.


Diese Tatsache beweist besser als lange Erörterungen, daß in der


Gesetzgebung die Quantitätstheorie für eine unanfechtbare Wahrheit gehalten


wurde und wird.
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Die Emissionsbanken dürfen das verfertigte Geld nur durch Mittelspersonen in


Umlauf bringen (durch Diskontierung von Wechseln und dgl.), dabei dient den


Emissionsbanken die größere oder geringere Bereitwilligkeit des Handels, den


Diskont zu bezahlen, als Maß für den objektiven Geldbedarf des Marktes. Diese


Mittelspersonen (in der Regel Kaufleute und Unternehmer, oft aber auch


verkappte Spekulanten, Wucherer und Spieler) aber verfolgen regelmäßig nur


persönliche Zwecke, ihr egoistisches Interesse, und das ist natürlich. Die neu-


tralen Interessen des Warenaustausches, des Handels, welche die


Emissionsbank zu schützen und zu pflegen hat, können somit nur so lange und


so oft berücksichtigt werden, als wie diese sich mit dem persönlichen Interesse


Privater decken.


Nun wissen wir aber und in meinem Artikel „Diskontpolitik und Währung“ in


Heft Nr. 4 habe ich den Sachverhalt genau beschrieben, daß das Privatinteresse


in diesem besonderen Falle zu den Wünschen der Emissionsbanken in geradem


Gegensatz steht, daß, wenn die Emissionsbank bei einer Baisse gerne mehr


Geld in Umlauf bringen möchte, um die Nachfrage und die Preise zu heben, ihre


Mittelspersonen aus Furcht vor der Baisse und den mit dieser untrennbar ver-


bundenen Verlusten das angebotene Geld auch bei stark herabgesetztem


Zinsfuß zurückzuweisen, mit der Begründung, sie wüßten nicht, wie sie das Geld


angesichts der Baisse nutzbringend und sicher unterbringen könnten.


Umgekehrt, wenn bei einer einsetzenden Hausse die Emissionsbank behufs


Dämpfung der Nachfrage den Geldmarkt drainieren möchte, dann, gerade dann


erscheinen die Mittelspersonen zuhauf und lassen sich auch nicht durch erhöhte


Zinssätze abweisen.


Mit dem Lockmittel der Diskontermäßigung (bzw. Erhöhung) kann die Bank ja


nur kaufmännische Gimpel fangen. Dem erfahrenen und vorsichtigen Kaufmann


ist das Lockmittel der Emissionsbank ein Schreckschuß, er weiß, daß die


Diskontermäßigung der Schatten ist, den die Baisse vorauswirft (und umgekehrt).


Steht aber eine Baisse in Sicht, so kauft man nicht, sondern man verkauft, man


holt kein Geld von der Bank, sondern man realisiert alles und bringt den Erlös


zur Bank.


Ja, wenn sich die Kaufleute und Unternehmer vereinigen und verständigen


wollten, um durch Zusammenwirken der 
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drohenden Baisse zu begegnen, wenn sie sich gegenseitig verpflichten wollten,


im Verhältnis zum Umfang ihres Unternehmens, das von der Emissionsbank


angebotene Geld kaufmännisch, d.h. durch Ankauf von Waren und durch


Auszahlung von Löhnen in Verkehr zu bringen, so wäre ja keine Baisse zu


befürchten und ein Verlust unmöglich. Aber der einzelne ist hier ohnmächtig. Der


einzelne kann nur dann kaufen, bauen, handeln, unternehmen, wenn alle das-


selbe tun, wenn aber alle aus irgendeinem oder auch aus gar keinem Grund eine


Baisse prophezeien und mit den Bestellungen zurückhalten, so muß auch der


einzelne sich danach richten und das Geld der Emissionsbanken trotz dem ver-


lockend niedrigen Zinsfuß unberührt lassen.


Abgesehen nun von den Schwierigkeiten, die aus einem solchen einseitig


nationalen Vorgehen zur Hebung der Warenpreise für den Kurs des


Auslandwechsels erstehen würden, so kann von der Möglichkeit einer solchen


Verständigung der Kaufleute gar keine Rede sein. Ein solches einmütiges


Vorgehen müßte ja die Utopie eines Universaltrusts verwirklichen. Außerdem


hieße es die Rollen verwechseln, die der Emissionsbank (Staat) und dem


Kaufmannstand (Volk) zufallen. Die Emissionsbank, die keine Privatinteressen


verfolgt, sondern die objektiven Bedürfnisse des Handels zu decken berufen ist,


würde ja durch einen solchen Trust ihrer Stellung enthoben werden.


Was tun? Nun, es ist einfach genug. Die Emissionsbank soll im Interesse des


Handels selber das tun, was sie von ihren Mittelspersonen erwartet; sie soll


befugt, berechtigt, verpflichtet werden, selber das Geldangebot der Nachfrage


dadurch anzupassen, daß sie, im Falle es sich als nötig erweist, geeignete


Waren für eigene Rechnung und Gefahr aufkauft; sie soll befugt werden, nicht


allein Geld zu fabrizieren, sondern auch ihr Fabrikat unmittelbar anzubieten, d.h.


zu verkaufen.


Durch diese Befugnis erst wird die Emissionsbank Beherrscherin des


Preisniveaus und erst jetzt kann sie den Handel vor Baisse- und Hausseperioden


schützen. Geld fabrizieren ohne das Recht das Fabrikat unmittelbar zu


verkaufen, in Umlauf zu setzen, das hat keinen vernünftigen Sinn. Mit solchen


Einschränkungen kann selbst der gewiegteste Bankdirektor nichts erreichen.


Und tatsächlich ist ja auch heute 
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die regulierende Wirkung der Emissionsbanken auf dem Warenmarkt gleich Null.


Was wir also heute zunächst brauchen, das ist eine Erweiterung der


Machtsphäre der Emissionsbanken in dem Sinne, daß diesen gestattet werde,


das fabrizierte Geld durch Ankauf von Waren unmittelbar in Verkehr zu bringen,


mit anderen Worten, die Emissionsbanken sollen berechtigt werden, Geld zu


verkaufen (nicht auszuleihen), wenn es auf dem Warenmarkt fehlt und Geld


zurückzukaufen, wenn sich auf dem Markt ein Überschuß (Hausse) zeigt.


Diese Operationen der Bank sollen durchaus nicht den Profit zur Bedingung


stellen, im Gegenteil sie sollen selbst dann noch ausgeführt werden, wenn der


Bank dabei ein barer Verlust in Aussicht steht. Kurz, das Opfer, welches man


merkwürdigerweise heute von Privatpersonen erwartet, dieselbe Opfer soll die


Emissionsbank im objektiven Interesse der Gesamtheit bringen; sie soll bei einer
voraussichtlichen Baisse Waren kaufen und bei einer erwarteten Hausse Waren
verkaufen.


Laßt uns nun sehen, wohin nach Ansicht der Kaufleute eine solche


Neubewaffnung der Emissionsbanken führen würde.


Zunächst will ich bemerken, daß ein gut bewaffneter Schutzmann mehr


Vertrauen, bzw. Furcht, einflößt, als ein schlecht bewaffneter und daß


infolgedessen ein Schutzmann weniger oft von seinen Waffen Gebrauch zu


machen hat, wenn er einen scharfen Säbel statt einer Haselrute zum Begleiter


hat. Si vis pacem, para bellum.


So auch im Emissionsgeschäft.


Die Störungen im Geldumlauf sind Folgen der Unzulänglichkeit in der


Ausrüstung der Emissionsbanken; die Angriffe der Spekulanten kommen auch


daher. Ist dagegen die Emissionsbank gut bewaffnet, kann sie das allgemeine


Preisniveau unter ihre Fittiche nehmen, ist sie befugt, ihr Fabrikat unmittelbar


gegen Waren zu verkaufen, dann braucht der Kaufmann nicht mehr zu fürchten


und der Spekulant darf nicht mehr hoffen, daß eine allgemeine Hausse oder


Baisse eintreten kann, und weil diese Furcht und diese Hoffnung ein für alle mal


aus allen Köpfen verschwinden, gerade deshalb wird das Gefürchtete und


Erwartete nicht mehr eintreten. Denn unbekümmert um alle Ereignisse in der


Welt gehen jetzt Handel und Wandel ihre Geleise weiter; der Kaufmann kauft


und 
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der Unternehmer läßt seine Leute arbeiten, ohne mehr danach zu fragen, ob wir


einer Baisse oder einer Hausse, einer Krise oder einem Boom entgegengehen.


Weiß sich doch jetzt jeder vor Krise und Boom geschützt, weiß doch jeder, daß


der Handel in der neubewaffneten Emissionsbank einen Blitzableiter hat. Jeder


weiß, daß das Rüstzeug der Emissionsbank ausreicht, um den Frieden mit eis-


erner Faust zu erzwingen.


Die erste und notwendige Folge wird sein, daß das Spekulations- und


Spielerkapital vom Markte weggefegt wird. Sind Baisse- und Hausseperioden


ausgeschlossen, so werden die Spekulationskapitalien zur Untätigkeit verurteilt


und lösen sich nach und nach auf. Diese Spekulationskapitalien sind es aber, die


in der Regel den ersten Anstoß zur Baisse und Hausse geben, die die einge-


tretene Baisse oder Hausse schüren, die der regulierenden Tätigkeit der


Emissionsbanken entgegentreten. Lösen sich nun diese Kapitalien auf, so erre-


icht die Emissionsbank schon dadurch allein viel ruhigeres Fahrwasser und sie


wird um so viel seltener in die Lage kommen, von ihren Machtbefugnissen


Gebrauch zu machen. Die Emissionsbank wird keine Waren zu kaufen brauchen,


gerade weil sie das Recht hat, solche nötigenfalls zu kaufen. Gerade wie der


Schutzmann, der keinen Säbel braucht, weil er einen Säbel zur Hand hat.


Ja, selbst die kaufmännischen Geldreserven werden zum größten Teil überflüs-


sig werden, sowie der Handel vor Boom und Krise geschützt wird. Auch diese


Reserven werden sich auflösen und ihr Verschwinden wird die Macht der


Emissionsbanken entsprechend erweitern. Denn je geringer die Privatreserven,


um so mächtiger die Emissionsbank. Diese unzähligen kleinen und großen


Reserven, die planlos verwaltet werden und nur den Herdentrieb kennen, sie


sind es, die neben den Spekulationskapitalien den Emissionsbanken die größten


Schwierigkeiten bereiten. Wie die Sparkassen oft aus unerkennbaren Ursachen


Opfer eines „Run“ werden, so stürzen sich diese Privatreserven oft lawinenartig


auf die Waren und treiben die Preise hoch, um einige Zeit darauf, dem


Herdentrieb folgend, in allgemeiner Panik das Gekaufte zu jedem Preise


loszuschlagen. Diese Reserven wirken nicht regulierend, sondern geradezu ver-


nichtend auf den ruhigen Gang der Geschäfte; sie haben für die Währung


denselben Nachteil, den anerkanntermaßen in jedem Land die Pluralität der


Emissionsbanken 
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hat, ja, sie sind im Grunde genommen wirkliche, private Emissionsbanken. Der


einzige Unterschied ist, daß sie infolge ihres Herdentriebes nicht preisreg-


ulierend, sonder differenzerzeugend wirken, daß sie ihre Richtung nicht den all-


gemeinen objektiven Handelsinteressen entnehmen, sondern aus Furcht und


Hoffnung, Wahrheit und Dichtung, Vertrauen und Mißtrauen, kurz aus völlig


unkontrollierbaren Motiven. Diese Privatreserven und Störenfriede, diese


Pfuscher im Handwerk der Emissionsbank, werden überflüssig, lösen sich auf


und verschwinden, sowie die Emissionsbank in die Lage versetzt wird, ein festes


Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld für alle Fälle zu erzwingen.


Die gesamte Emission wird werbend und schaffend unaufhörlich in Umlauf


bleiben; niemand braucht um bares Geld noch in Sorge zu sein; Ware und Arbeit


tritt an die Stelle der Geldreserven. Wer arbeiten kann, verfügt über Waren, und


wer über Waren verfügt, hat damit bares Geld in Händen. Das Geld wird mit


Regelmäßigkeit zirkulieren; dieser Regelmäßigkeit wird eine ebenso


regelmäßige, durch die Regelmäßigkeit der Bedürfnisse bedingte


Warenerzeugung entsprechen und etwaige, durch besondere Verhältnisse verur-


sachte Schwankungen werden durch die Emissionsbank durch Einzug oder


Ausgabe von Geld sofort ausgeglichen werden. Die Schwankungen im


Preisniveau werden im Keime erstickt werden.


—


Was ich im Vorstehenden ausgeführt habe, drückt in einem positiven Vorschlag


die Wünsche derjenigen Kaufleute aus, die die Mängel der heutigen


Emissionspolitik erkannt haben und den gemeinnützigen Handel vor Hausse und


Baisse, Krise und Boom, vor Spekulanten, Wuchern und Schwindlern in Schutz


nehmen wollen. Der Vorschlag ist ja an sich gesund und vernünftig; er ist ohne


kostspielige Vorbereitungen ausführbar. Als Vorbedingung stellt er nur die


offizielle Ermittlung des allgemeinen Preisniveaus, bzw. die Verständigung über


die einzuschlagende Methode für die Ermittlung dieses allgemeinen


Preisniveaus. (In Nr. 1 und 2 dieser Zeitschrift ist eine solche Methode genau


beschrieben.)


Aber die Kaufleute, deren Wünsche ich hier ausgedrückt habe, sind im Irrtum,


wenn sie vermeinen, daß mit der oben angedeuteten Neubewaffnung der


Emissionsbanken alle Schwierigkeiten überwunden sind. Die Ausführung der


gedachten 
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Reform würde nur den völligen Zusammenbruch unseres Geldsystems beschleu-


nigen helfen; er würde zeigen, daß unser Geldsystem an einer organischen,


tödlichen Krankheit leidet. Und da die Gefahr besteht, daß dieser Tod und


Zusammenbruch statt zum Fortschritt zur Reaktion leiten würde (wie z.B. der


Mißerfolg John Law’s entschieden reaktionär gewirkt hat), so beeile ich mich, um


Unheil zu verhüten, den Abgrund zu entschleiern, in den die geplante Reform


unentrinnbar führt.


Das Geld dient heute als Spar- und Tauschmittel, also zwei völlig verschiede-


nen, vielfach sich kreuzenden und widersprechenden Zwecken. Als Tauschmittel


soll das Geld umlaufen, von Hand zu Hand gehen, als Sparmittel aber soll es in


einer Hand verbleiben; es soll ruhen und dem Besitzer Zeit lassen, um für seine


Verwendung einen Zeitpunkt auszusuchen. Das Geld soll also gleichzeitig laufen


und ruhen, schlafen und arbeiten. Es soll gleichzeitig als Anker und Schraube,


als Wagen und Sarg dienen. Allerdings wird das gesparte Geld in der Regel als


Kapital wieder in Umlauf gesetzt, aber nur als Kapital. Als Tauschmittel soll das


Geld als Ware, auf Grundlage völliger Ebenbürtigkeit mit der Ware zirkulieren, als


Sparmittel betritt das Geld nur nach Zahlung eines Tributes (Mehrwert) den


Markt.


Aus dieser Doppelverwendung, diesen antagonistischen Zwecken entspringen


alle Fehler des heutigen Geldwesens. Alle Widersprüche, Rätsel und


Unklarheiten finden ihre Erklärung in dieser unnatürlichen Vereinigung von


Tausch- und Sparmittel. Diese Doppelnatur des heutigen Geldes trägt ganz allein


die Schuld, warum die Währungsfragen so überaus kompliziert erscheinen. Wer


heute irgendein ökonomisches Problem zu lösen unternimmt, wird durch die


materielle Vereinigung von Tausch- und Sparmittel ganz sachte, ohne es zu


bemerken, vom Markte (Preis) auf die Sparkasse (Zins) geleitet – also


sozusagen an die frische Luft gesetzt.


Deshalb wird man auch niemals die Währungsfrage lösen können, solange wir


zwischen Tausch- und Sparmittel keine reinliche Scheidung herbeigeführt haben;


nur die Ehescheidung zwischen Tauschmittel und Sparmittel kann die


Währungsfragen lösen. Alle Vorschläge, die diese Mesalliance respektieren, die


hier Halt machen, beruhen auf unklarer Erfassung der Frage. Sie sind Pfuscherei


und verleiten notwendigerweise zum Schwindel.
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Tauschen und Sparen sind so verschiedene Handlungen, wie sie nicht ver-


schiedener gedacht werden können. Ebenso wie es unmöglich sein wird, eine


Egge und eine Geige jemals in einem einzigen für beide Zwecke brauchbaren


Instrument zu vereinigen, so wahnsinnig ist der Gedanke, Tausch- und Sparmittel


in einem einzigen, beiden Zwecken gleichzeitig dienenden Gegenstand vereini-


gen zu können. Sparen können wir nur unter der Bedingung, daß wir arbeiten (s.


Artikel „Absatzversicherung auf Gegenseitigkeit“ in Heft Nr. 2 und 3) und unsere


Produkte austauschen können; sparen können wir alle nur, wenn jeder genau so


viel kauft, wie er verkauft, wenn niemand Geld spart. Sorgen wir also vor allen


Dingen für den Tausch unserer Produkte; sorgen wir für ein passendes


Tauschmittel. Bei der Herstellung dieses Tauschmittels müssen wir die Richtung


den objektiven Interessen des Handels entnehmen; der Zweck des Geldes allein


soll uns bei der Anfertigung des Tauschmittels leiten. An die Sparer dürfen wir


dabei nicht etwa in zweiter Linie, sondern überhaupt nicht denken. Wer eine


Wiese umpflügt, darf auf die Blumen keine Rücksicht nehmen. Das Sparproblem,


der Zins, gehört nicht hierher; die reine Währungsfrage hat zu den Sparern nicht


mehr Beziehung wie zu den Schustern. Mag der Teufel die Sparer holen, die sich


am Gelde festklammern, wie der Straßenkot an die Räder des Postwagens. Die


Post ist nicht da, um die Straße zu kehren, und das Geld ist nicht da, um als


Sparmittel zu dienen. Mögen sich die Sparer die Frage selber beantworten, was
sie sparen sollen; vom Gelde aber sollen sie ihre Hände fernhalten.


Zur Lösung des gordischen Knotens braucht man ein Schwert; auch für die


Lösung der heutigen Währungsfragen brauchen wir ein Schwert. Wir müssen mit


dem Schwerte das Tauschmittel vom Sparmittel trennen. Wie wahr das ist,


erkennen wir sofort, wenn wir den oben gemachten Vorschlag, nach welchem die


Emissionsbanken berechtigt werden, das Angebot von Geld der


Warenerzeugung nötigenfalls durch unmittelbaren Aufkauf von Waren


anzuschmiegen, im Geiste zur Ausführung bringen.


Es ist nicht daran zu zweifeln, daß mit Hilfe der gedachten Reform Baisse- und


Haussebewegungen im Keime erdrückt werden könnten. Kein Boom und keine


Krise stören mehr den ruhigen Gang der Geschäfte; für Spekulanten, Spieler und


Wucherer ist der Boden sterilisiert worden. Alle 
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Welt arbeitet und niemals spricht man mehr von Überproduktion. Mag sich auch


die Warenerzeugung verdoppeln und verzehnfachen, auf die Preise kann das


keinen Einfluß mehr haben, da ja auch das Geldangebot verdoppelt und


verzehnfacht wird. Die Emissionsbank paßt die Nachfrage stets genau der


Warenerzeugung an. Die einzelnen Waren natürlich ändern je nach Umständen


ihr gegenseitiges Tauschverhältnis, genau wie das heute auch der Fall ist, aber


was nicht mehr vorkommen kann, das sind allgemeine Hausse- und


Baissebewegungen, Boom und Krise.


Nun wissen wir aus Erfahrung, welche ungeheuren Summen gespart werden,


sowie der Austausch der Produkte ohne Unterbrechung, ohne Krise glatt vonstat-


ten geht. Länder, die noch gestern Abnehmer für Kapital waren, sind heute


Abgeber, der Kapitalimport verwandelt sich oft im Handumdrehen in


Kapitalexport (Deutschland, Vereinigte Staaten von Amerika, etc.), sowie die


Maße des Volkes die gemachten Ersparnisse nicht sofort wieder in einem Krach


verliert und in einer Krise aufzehrt. Es ist kaum daran zu zweifeln, daß eine


zehnjährige Periode krisenfreier Arbeit genügen würde, um irgendein Land mit


Kapital zu sättigen.


Die gesparten Gelder werden in der Regel dem Anleihenmarkt zugeführt,


wohin sie vom Zinsgenuß angezogen werden. Das Angebot auf dem


Anleihemarkt wächst jetzt (also in dem gedachten Falle) schnell und unaufhalt-


sam, parallel mit der ungestörten Spartätigkeit des Volkes, während die


Nachfrage auf dem Anleihemarkt in der Regel nur im direkten Verhältnis zum


Wachstum der Bevölkerung zunimmt.


Der Erfolg ist ein stetiges, unaufhaltsames Sinken des Zinsfußes [Die Erklärung,


warum heute oft oder gar regelmäßig die Spartätigkeit mit dem Zinsfuß steigt, findet man im Artikel


„Diskontpolitik und Währung“, Heft Nr. 4 Der Zinsfuß steigt der Hausse wegen und nur bei einer


Hausse kann man heute arbeiten und sparen. Umgekehrt fällt der Zinsfuß der Baisse wegen und bei


einer Baisse stockt die Arbeit und die Ersparnisse werden angegriffen.].


Nehmen wir an, daß die Reform, um die es sich hier handelt, von den


Haupthandelsländern gleichzeitig eingeführt würde; daß infolgedessen die


Kapitalvermehrung eine internationale Erscheinung wäre und kein Kapitalexport


den Anleihemarkt mehr drainieren könnte, wie lange würde es dann 


177







wohl noch dauern, bis daß sich auf dem Anleihemarkt Angebot und Nachfrage


ausgleichen, bis der Zins in Wegfall geraten würde?


Heute ist ein solcher Ausgleich undenkbar, weil das Sinken des Zinsfußes


Export des Kapitals oder Rückzug des Angebots zur Folge hat, wodurch dann


eine Baisse, durch die Baisse eine Krise mit Produktionsbeschränkung auf dem


Fuße folgt. Die Produktionsbeschränkung bzw. Arbeitslosigkeit führt dann zum


Angriff der Ersparnisse und zu einer entsprechenden Entlastung des Angebots


auf dem Anleihemarkt zugunsten des Zinses. 


Nach Einführung der gedachten Reform wäre aber eine Baisse, eine Krise und


eine Absatzstockung nicht mehr möglich, weil die Emissionsbanken ja das


Geldangebot unmittelbar dem Warenangebot anpassen würden.


Die Arbeit und die Ersparnisse würden also unaufhaltsam weiter schreit-
en und zwar ohne alle Rücksicht auf den Zinsfuß; ja selbst der Wegfall des
Zinses würde der Arbeit und den Sparern kein Halt gebieten.


Hier nun beginnen die Schwierigkeiten, die Widersprüche und Fragen, welche


unser heutiges Geldwesen durch die Verbindung von Tausch- und Sparmittel


erzeugt.


Ist der Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot auf dem Anleihemarkt erre-


icht, kann kein Zins mehr ausbedungen werden, so wird natürlich niemand mehr


seine Ersparnisse dem Markt zuführen, denn ohne Zins verleiht man doch kein


Geld. Man würde also die Ersparnisse in Schränken aufbewahren; man würde


zur Schatzbildung zurückkehren. Dem Verkehr, dem Handel würden also


andauernd große Summen baren Geldes entzogen werden, und die


Emissionsbanken sähen sich genötigt, um einer verminderten Nachfrage und


Baisse zu begegnen, die von den Sparern dem Verkehr entzogenen Geldbeträge


durch neue Emissionen und Ankauf von Waren zu ersetzen.


Das Volk würde also die Ersparnisse in Bergen von Papierfetzen anlegen und


die Emissionsbanken hätten die Pflicht, sich mit einer entsprechenden Masse


faulender, stinkender, veraltender Waren zu belasten.


Es ist nicht nötig, den Gang der Entwicklung weiter als bis hierher zu verfolgen,


um sich zu überzeugen, daß eine solche Währungsreform Pfuscherei ist und


zum Krach führt. 


178







Das Sparmittel würde das Tauschmittel töten; die siamesischen Zwillinge würden


sich gegenseitig erdrosseln. Nur ein Alarmruf ist da nötig, und die ganze


gewaltige Papiermasse verläßt die Kassen und Keller und setzt sich wie eine


Lawine in Bewegung. Sauve qui peut! Die Warenlager der Emissionsbanken wer-


den gestürmt und wenn die Bank die inzwischen verdorbenen und veralteten


Waren nicht zum Preise der neuen verkauft und einen Abzug für Lagerkosten


und Versicherung macht, so muß sie die Zahlungen einstellen. Das Preisniveau


geht in die Brüche.


Will man den Zweck, den man mit der gedachten Reform im Auge hat, mit


Sicherheit erreichen, so müssen wir das


Tauschmittel vom Sparmittel
materiell trennen.


Wir müssen ein Tauschmittel einführen, das ausschließlich dem Markt, dem


Handel, der Arbeit dient und den Sparern die Frage selber beantworten läßt,


welche Form sie ihren Ersparnissen geben sollen. Diese Frage geht uns nichts


an.


Wir wollen ein brauchbares Tauschmittel und dazu eine Emissionsbank, die


das Tauschmittel als Tauschmittel verwaltet, die das Angebot von Geld der


Warenerzeugung anpaßt. Wir wollen der Währungsfrage eine endgültige Lösung


geben.


Deshalb trennen wir das Tauschmittel vom Sparmittel, nicht allein in Gedanken,


sondern materiell; deshalb wünschen wir ein Tauschmittel, das nur dem Handel,


nicht aber Sparzwecken dienen kann. Mit einem Wort: wir verlangen den


materiellen Umlaufzwang
für das Geld.


Wir verlangen Geld, welches man nur kauft, um es wieder zu verkaufen; welch-


es man ohne unmittelbaren, persönlichen und empfindlichen Schaden nicht auf-


bewahren, nicht sparen kann.


Solches Geld wird immer angeboten, ohne Rücksicht auf persönliche,


wirtschaftliche, politische Ereignisse; von solchem Gelde legt keiner Reserven


an. Niemand pfuscht mehr der Emissionsbank ins Handwerk. Die gesamte, von


der Emissionsbank ausgegebene Geldmasse befindet sich in ununterbrochener, 
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daher regelmäßiger Bewegung. Eine Stockung, eine Finanzkrise ist unmöglich.


Das Angebot des Geldes wird zu allen Zeiten sich haarscharf mit dem Geldvorrat


decken und die Emissionsbank wird sich um das Geldangebot nicht mehr zu


kümmern brauchen, denn solange das Geld außerhalb der Emissionsbank ist,


gleichgültig in welchen Händen, wird es auch angeboten. Nicht allein dem Bauer,


der seine Kartoffeln verkauft hat, brennt das Geld in den Händen, sondern auch


dem Kaufmann, dem Spekulanten, dem Spieler, dem Wucherer, dem Sparer.


deshalb wird die Bank nicht mehr nötig haben, Waren zu kaufen, um die


Anschmiegung des Geldangebots an die Warenerzeugung zu erzwingen, denn


die Besitzer des Geldes werden das Angebot selber besorgen.


Im Umlauf wird sich nie mehr Geld befinden, als wie der Warenaustausch


unmittelbar aufnehmen kann. Jedes zuviel würde sich augenblicklich in einer


Hausse, jedes zu wenig in einer Baisse bemerkbar machen und diese


Differenzen würden immer durch die Emissionsbank durch Einzug bzw. Ausgabe


von Geld im Keime unterdrückt werden.


So wie ich mir den materiellen Umlaufzwang des Geldes denke und wie ich ihn


in meiner Schrift „Die Anpassung des Geldes an die Bedürfnisse des Verkehrs“


vorgeschlagen habe, nimmt die umlaufende Geldmasse jährlich um 5% auf


Kosten der jeweiligen Inhaber zugunsten der Emissionsbank (Staat) ab.


Es muß also jährlich eine Neuemission von 5% gemacht werden, um den


Geldbestand auf der gleichen Höhe zu erhalten.


Dieser Umstand ist wie künstlich gemacht, um den Emissionsbanken die


Anpassung des Geldangebots an den Bedarf zu erleichtern. Zeigt sich nämlich


ein Überschuß, so braucht die Emissionsbank nicht gleich einzugreifen, denn der


Überschuß wird selbsttätig durch den oben angedeuteten Schrumpfungsprozeß


aufgezehrt werden. Die Emissionsbank wird also kaum je in die Lage kommen,


Geld einzuziehen.


Sollte sich trotzdem ein Geldüberschuß zeigen, so wäre das ein Beweis,


daß ein jährlicher Verlust von 5% nicht genügt, um die Privatreserven völ-


lig aufzulösen, um die Spekulationskapitalien zu beseitigen. In diesem


Falle müßte man eine Erhöhung des Prozentsatzes auf 6-7%, kurz auf


denjenigen Satz bewirken, bei dem ein wirksamer Umlaufzwang erzielt


wird. Denn je kräftiger der Umlaufzwang, um so regelmäßiger der


Geldumlauf, und je regelmäßiger der Geldumlauf, um so weniger sind


Preisschwankungen zu befürchten.
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Nach Einführung des materiellen Umlaufzwangs muß jeder immer ebensoviel


kaufen, als er verkauft; tut er es nicht, so erleidet er einen Schaden, der ihn


täglich an die Pflichten erinnert, die er mit der Übernahme des Geldes übernom-


men hat. Der Staat setzt das Geld in Umlauf; er verwaltet das Geld, um dem


Handel ein Tauschmittel zu verschaffen, um jedem die Möglichkeit zu bieten,


seine Produkte gegen andere auszutauschen.


Dies ist aber erst dann möglich, wenn jeder den Gelderlös immer sofort wieder


zu Markte bringt – entweder er kauft selber oder er leiht es anderen, die persön-


liche Bedürfnisse haben. Einerlei also, in welchen Händen sich das Geld befind-


et, ob in den Händen von Konsumenten, von Sparern, von Spekulanten, von


Wucherern – das Geld muß angeboten werden.


Dadurch erhält auch die Frage der


Einlösung des Geldes
eine verblüffend einfache Lösung, und zwar wird der Inhaber unmittelbar auf den


Markt verwiesen. Geldbedarf hat nur der Warenerzeuger und in den Besitz des


Geldes ist der Inhaber mehr oder weniger unmittelbar durch den Verkauf von


Waren gelangt. Der Geldinhaber hat also nichts als Ware zu fordern und die


Waren findet er auf dem Markt. Das einzige, was jedem von Rechts wegen


zusteht, ist die Forderung, daß der Preis, den man für den Dollar erhält, dem


Preis entspricht, den man dafür bezahlt hat. Und das wird ihm jetzt gewährleistet


werden können.


Die Emissionsbank verspricht dem Inhaber also nicht, das Geld mit irgend


etwas „einzulösen“, sondern nur, daß das Geld zu einem festen Preis gegen


Ware zu jeder Zeit verkäuflich sein wird, und dementsprechend lautet die


Inschrift nicht mehr wie bisher: Die Bank zahlt dem Inhaber einen Dollar, sondern


einfach:


Dies ist ein Dollar.
Privatpersonen gegenüber hat die Bank keinerlei Verpflichtungen; zur


Verfügung von Privatpersonen hält die Bank keine Reserven. Die Emissionsbank


hat keine Schalter, keine Waage, keine Gewichte, kein Maß, keine Kasse, nicht


einmal einen Buchhalter. Eine Werkstatt, wo das Geld gedruckt, ein 
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Ofen, wo die Überschüsse verbrannt, eine Schreibstube, wo die


Preisbewegungen des Geldes statistisch ermittelt werden, das ist die


allmächtige, alleinherrschende Emissionsbank. Persönliche Beziehungen hat die


Emissionsbank zu niemandem. Das Geld, das in Umlauf gesetzt werden soll,


übergibt sie den Staatskassen, die dasselbe durch den gewöhnlichen Gang der


Staatsgeschäfte (Soldatenlöhnung, etc.) in Umlauf bringen. Sie diskontiert keine


Wechsel, erkundigt sich nicht nach der Zahlungsfähigkeit, sie erhebt und zahlt


keine Zinsen. Zum Zinsfuß, zum Diskont hat sie nicht mehr Beziehung wie zum


Wetter. Sie betreibt keine Bankgeschäfte, ihr Wirkungsfeld ist der neutrale Markt.


Sie kauft nicht und verleiht nicht. Sie schwebt, sie thront nur über dem allge-


meinen Preisniveau.


Ja selbst zu den Waren hat sie keine persönlichen Beziehungen: die Art, wie


die Ermittlung des Geldpreises in Heft 1 und 2 vorgesehen ist, läßt die einzelne


Ware durchaus nicht hervortreten. Die Neutralität der Bank ist eine absolute.


Wir sehen also, wie die Ehescheidung zwischen Tausch- und Sparmittel die


Situation nach allen Seiten hin klärt und wie dadurch die Währungsfrage von der


kompliziertesten zur einfachsten aller ökonomischen Fragen wird.


Die Frage, was nach der materiellen Trennung von Spar- und Tauschmittel aus


den Sparern, aus dem Zins und Kapital wird, werde ich im nächsten Artikel „Das


Zinsproblem“ erörtern.
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Michael Flürscheim: Clue to the Economic Labyrinth
[Werbung]







Die Geldreform


————————————————————————————————————
Bd. 1. April 1903 Nr. 9.


————————————————————————————————————


Michael Flürscheim’s neues Buch


[Clue to the Economic Labyrinth by Michael Flürscheim London: Swan Sonnenschein & Co.,


Paternoster Square. 547 Seiten.]


Das Buch behandelt die Boden- und Geldreform: Es zielt auf die Beseitigung


von Zins und Rente, auf die Sicherung des Handels vor Krisen, auf die


Herabsetzung des Handelsgewinnes, kurz auf die Sicherung und Verbilligung


des Produktaustausches.


Flürscheims Bestrebungen haben also mit denen der Geldreform eine merk-


würdige Verwandtschaft.


Wenn auch die Theorien Flürscheims in bezug auf das Geldwesen in


wesentlichen Punkten ungenau sind und infolgedessen auch seine praktischen


Vorschläge einer gründlichen Nachprüfung bedürfen, so erkläre ich doch, daß ich


selten ein so lehrreiches Buch gelesen habe. Das Buch wimmelt von sympathis-


chen Gedanken, wenigstens für die Freunde der persönlichen Selbständigkeit.


Man kann darüber streiten, ob die eingesprengten Gedichte dem Zweck des


Buches förderlich sein werden, ob es nicht besser gewesen wäre, sich allein an


den nüchternen Verstand zu wenden, statt durch Gemütserregungen (die doch


wie geistiger Alkohol wirken) den Leser in seiner Arbeit, wenn nicht zu lähmen,


so doch zu unterbrechen; aber für diejenigen, denen es nicht darauf ankommt,


auf dem kürzesten Wege zu einem abschließenden Urteil zu gelangen, mögen


diese Gedichte eine erquickende Unterbrechung sein. Ich für meinen Teil


spreche dem Appell an das Gemüt jeden praktischen Erfolg ab; seit beinahe


1900 Jahren wendet man sich an die Herzen der Menschen, mit dem einzigen


Erfolg, daß das Gemüt abgestumpft worden oder verroht ist. Ich „schwärme“


daher für die Nüchternheit und würde es vorziehen, wenn Flürscheim weniger


Poet und mehr Kaufmann wäre.
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Auch sehe ich nicht ein, warum der Verfasser so oft gegen den Professor und


namentlich den deutschen Professor loszieht. Die Professoren sind doch fast die


einzigen Mitarbeiter bei der theoretischen Behandlung der Fragen, die


Flürscheim beschäftigen. Wenn dabei die Professoren oft zu Resultaten gelan-


gen, die mit den Tatsachen nicht übereinstimmen, so muß man ihnen die höchst


mangelhafte Vorbildung zugute halten: Jedenfalls kann man hier absolute


Ehrlichkeit voraussetzen; jedenfalls stehen ihre Leistungen nicht unter dem


Niveau ihrer ökonomischen Vorbildung und statt der Vorwürfe verdienen sie


Anerkennung; denn wahrlich, es gehört Mut und Kraft, wenn man nach solcher


geisttötenden Lehrzeit, mit solchem Material und solchem Werkzeug überhaupt


sich an das Unternehmen wagt.


Wenn jemand in dieser Angelegenheit einen Vorwurf verdient, so ist es vielle-


icht der Kaufmann, der über manchen Vorgang genaue Beobachtung wohl


anstellen könnte, wenn sich nur in ihm das Bedürfnis regen wollte, die Frage


nach dem Warum seiner Handlungen zu beantworten. Doch auch hier wollen wir


mit den Vorwürfen sparsam sein, denn der Kaufmann wird durch seinen Beruf


derart in Beschlag genommen, daß Zeit und Ruhe für geistige Sammlung in der


Regel fehlt. Trotzdem kann man sagen, daß der Kaufmann mehr als bisher leis-


ten könnte. Vielleicht wird mit der Zeit die Intensität des Konkurrenzkampfes den


Nutzen der Theorie zur Geltung bringen.


Wie dem nun auch sei, so wollen wir uns der Mitarbeit freuen, von welcher


Seite sie kommen mag, und wenn wir nicht verstanden werden, wenn man über


unsere Vorschläge den Kopf schüttelt oder gar an unserer geistigen


Zurechnungsfähigkeit zweifelt, so schlagen wir an unsere Brust und bekennen


einfach: mea culpa, mea maxima culpa. Ideen sind ja billig, billig wie


Brombeeren; die eigentliche Arbeit, das Verdienst besteht darin, sie anderen ver-


ständlich zu machen. Die Wahrheit ist immer einfach und durchsichtig, warum


denn, wenn wir die Wahrheit predigen, versteht uns nicht jeder Professor, jeder


Bauer, jeder Krämer?


Der erste Teil des Flürscheim’schen Werkes beschäftigt sich mit der Landfrage


oder Bodenreform. Er wendet sich gegen die Single taxer (allmähliche


Konfiskation der Rente durch progressive Grundsteuer) und befürwortet den


Rückkauf des Landes, die Entschädigung der Besitzer. Das ist sehr 
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vernünftig. Auf solcher Grundlage haben die Bestrebungen der Bodenreformer


jedenfalls mehr Aussicht auf Erfolg, und auf den Erfolg kommt es an. Man kann


ja fragen, ob es gerecht ist, daß man den Grundbesitzer, nachdem er


Jahrhunderte ruhig im Genuß seines Raubes belassen wurde, jetzt obendrein


noch entschädigt? Aber was nützen solche Phrasen, was ist Gerechtigkeit, was


ist Raub? Wenn die Grundrente in der Staatskasse klingt, die Seele in den


Himmel springt: Die Frage nach der Gerechtigkeit überlassen wir den Engeln und


den Spatzen.


Flürscheim schlägt vor, den Landbesitzern (bzw. den Inhabern der Pfandbriefe)


staatliche Schuldentitel über den Betrag des abgeschätzten Preises des Bodens


zu geben. Da dieser Preis nun weiter nichts ist, als die zum laufenden Zinsfuß


kapitalisierte Rente, so würde der Staat dabei nichts verdienen, indem die


Verzinsung der Schuldtitel die Grundrente aufzehren würde. Aber Flürscheim


meint, der Staat bezahle weniger Zins als die Hypothekenbanken und, daß wenn


die Grundrente zum Hypothekenzinsfuß kapitalisiert, die Schuldscheine aber wie


die übrigen Staatspapiere verzinst würden, von vorne herein sich ein Plus der


Einnahmen über die Ausgaben zugunsten der Staatskasse ergeben würde. In


Irland soll das der Fall gewesen sein. Auch rechnet Flürscheim auf ein Steigen


der Grundrente und auf ein Fallen des Zinsfußes, letzteres, falls man die von ihm


befürwortete Emissionsreform durchführt. Trifft das zu, so könnten die Schuldtitel


in absehbarer Zeit allein durch das Plus der Einnahmen über die Ausgaben getil-


gt werden.


Ob die Grundrenten wirklich steigen würden, ist schwer zu prophezeien. Es


spielen hier 1000 Umstände mit. Die Dezentralisation der großen Städte, z.B.


durch die Fahrräder, Automobile, Straßenbahnen, usw. drückt auf die Grundrente


im Zentrum zugunsten derjenigen der Peripherie. Ob diese Verschiebungen sich


ausgleichen, hängt davon ab, wie die Tarife der Straßenbahnen berechnet wer-


den. Sind diese Tarife niedrig, wie z.B. auf der Berliner Straßenbahn, so zieht die


Grundrente in der Peripherie den Profit ein. Auch die Güte der Lokomotiven, bzw.


die Fahrzeit spielt hier eine große Rolle. Würde man z.B. die Schnelligkeit der


Stadtbahnzüge in Berlin verdoppeln, so würde die Grundrente im Grunewald


möglicherweise auf das doppelte oder fünffache steigen. Kurz es ist schwer zu


prophezeien. 
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Man kann auf das Steigen der Grundrente wohl spekulieren, aber nicht darauf


rechnen. Darf aber ein Staat spekulieren?


Mit der landwirtschaftlichen Bodenrente verhält es sich ebenso. Zwar kann


man die Rente des Ackerbodens mittelst der Zölle auf jede beliebige Höhe


schrauben; wenn man aber auf Zölle verzichten will, so wird die Grundrente des


Ackerbodens zu einem Produkt internationaler Verhältnisse. Hier kann man auch


nur spekulieren. Entwickelt sich z.B. in Folge vernünftiger Handelsverträge die


Industrie, so wächst die Bevölkerung, und viele Produkte der Landwirtschaft


steigen im Preis zugunsten der Bodenrente. Eine lebhafte industrielle


Entwicklung treibt aber gleichzeitig die Löhne hoch und was die Landwirte mehr


an Löhnen zahlen, geht unmittelbar von der Rente ab. Werden nun diese beiden


sich kreuzenden Strömungen sich ausgleichen? Wer vermag das zu sagen? Die


Grundrente hängt auch ab von den Preisen und den Quantitäten von


Düngestoffen, über die die Landwirtschaft verfügt. Thomasschlacken z.B. haben


für den fast erschöpften Guano Ersatz geschaffen, sonst wäre die Grundrente


vielleicht um die Hälfte gesunken. Die Thomasschlacke ist aber ein


Nebenprodukt der Eisenindustrie, und von der Entwicklung der Eisenindustrie


hängt die Gewinnung der Thomasschlacke ab. So wird also die Grundrente


durch ihre Abhängigkeit von der Thomasschlacke zu einem Nebenprodukt der


Eisenindustrie! Wer wird nun unter solch unklaren Verhältnissen den Mut haben,


dem Staat eine Spekulation im Betrag ungezählter Milliarden zu empfehlen,


deren glücklicher Verlauf eine Hausse der Grundrente zur Voraussetzung hat?


Ebenso gewagt ist die Prophezeiung einer Baisse im Zinsfuß. Der Zins ist ein


internationales Produkt. Soll der Zins durch Reformen im Geld- oder


Emissionswesen beeinflußt werden, so müssen diese Reformen international


durchgeführt werden. Würde z.B. das Emissionswesen, wie es Flürscheim befür-


wortet, in Neuseeland reformiert, und der Zins dort die Neigung zeigen unter das


internationale Niveau zu fallen, so würden die Kapitalien Neuseelands auswan-


dern. Nicht in Form von Gold oder Papiergeld, sondern in Form von Waren. Die


Neuseeländer mögen deshalb ihr Emissionswesen noch so vernünftig gestalten,


solange man außerhalb Neuseelands Zins zahlt, wird man innerhalb


Neuseelands das Problem zinsfreier Darlehen nicht lösen können.


Anders freilich würde sich die Sache verhalten, wenn 
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man den Grundsätzen der Emissionsreform eine internationale Geltung verschaf-


fen könnte. Würde man z.B. das Emissionswesen in Nordamerika, in


Deutschland, England, Rußland, etc. neu regeln, so wüßte das Kapital bald nicht


mehr, wohin es auswandern könnte, denn die Welt wäre gar bald mit Kapital


gesättigt. Und gelänge es, die indischen, japanischen und chinesischen


Produzenten aus den Banden des Metallismus zu befreien, so könnte man vielle-


icht den Tag im voraus berechnen, an dem der Kapitalismus verenden, an dem


sich zum ersten Mal wieder nach einer vieltausendjährigen Unterbrechung


Angebot und Nachfrage auf dem Anleihemarkt die Stange halten.


Man kann also nicht einer einzelnen Nation, auch den Neuseeländern nicht,


das Ende des Kapitalismus, die Beseitigung des Zinses prophezeien. Gott und


dem Zins gegenüber gibt es keine auserwählten Völker. Der Prophet der zins-


freien Darlehen muß sich an alle Völker der Welt wenden, sonst ist das, was er


sagt, Schwindel, Schwindel, Schwindel.


Kann man nun in Ruhe irgendeinem Staate die Übernahme einer Staatsschuld


im Betrag von Hunderten von Milliarden empfehlen, deren Tilgung auf der


Hoffnung einer baldigen internationalen Anerkennung vollkommen neuer, revolu-


tionärer Grundsätze im Emissionswesen beruht?


Ich würde deshalb die Frage der Tilgung der Landrückkaufsschulden ganz


unabhängig von der Hoffnung auf eine Baisse des Zinsfußes und Hausse der


Grundrente lassen, und für diese Tilgung offen und ehrlich eine direkte Steuer


vorschlagen. In Nr. 5 dieser Zeitschrift empfahl ich zum Zwecke der Tilgung


dieser Schulden die Abschaffung des unentgeltlichen Wehrdienstes und die


Bezahlung des Wehrdienstes auf indirektem Weg durch Rückkauf des Landes


(Bereicherung der Gesamtheit) mit Hilfe der, durch eine besondere, dem


Eigentum auferlegten Wehrsteuer verfügbar gemachten Beträge. Ich sagte, das


Eigentum reizt die Raublust der Nachbarn, nicht die Einwohner, und ist es daher


richtig, daß das, was den Angriff verursacht, auch die Kosten der Verteidigung


trage. Erhebt man aber vom Eigentum (und Einkommen) unter dem Titel


„Wehrsteuer“ eine dem Militäretat entsprechende Summe zur Tilgung der


Landrückkaufsschulden, so würde in absehbarer Zeit nichts mehr zu tilgen sein.


Um den Titeln der Landrückkaufsschuld einen festen Preis zu verschaffen, um


alle Spekulation im Keime zu er-


ersticken
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sticken, würde sich vielleicht empfehlen, diese Titel zu einem schwankenden
Zinsfuß so zu verzinsen, daß deren Kurs sich niemals von Pari entfernen kann.


Mit anderen Worten, statt daß sich, wie heute der Kurs dem oft Jahrzehnte im


voraus festgesetzten Zinsfuß anpaßt, würde man umgekehrt den Zinsfuß dem


Parikurs anpassen. Fällt der Kurs, so erhöht man den Zinsfuß für das laufende


Quartal, steigt der Kurs, so setzt man den Zinsfuß wieder herab. Auf diese Weise


würden die Titel zum solidesten aller Papiere werden und der Staat der


Notwendigkeit wiederholter Konversionen enthoben. Geht dann nachträglich der


Zinsfuß zurück, der Kurs der Titel bleibt fest auf Pari; und gelingt es dem uner-


müdlichen Flürscheim die Kaiser von China und Rußland, die Parlamente


Deutschlands, Frankreichs und Englands, die schwarzen, roten und weißen


Bürger der Vereinigten Staaten für eine Reform des Emissionsschlendrians zu


gewinnen – der Kurs der Titel wird davon unberührt bleiben.


In Anbetracht des Umfanges des Flürscheim’schen Buches scheint mir die


Frage, ob die Verwendung der Grundrenten des Staates zu allgemeinen


Staatszwecken im steuertheoretischen Sinne nicht anfechtbar sei, allzu flüchtig


behandelt. In der Theorie soll doch der Bürger in der Steuer weiter nichts, als die


Dienste bezahlen, die ihm der Staat leistet. Die Grundrente bezahlt aber in let-


zter Instanz der Konsument in den Warenpreisen und da fragt man: Warum


besteuern wir den Konsumenten? Warum soll etwa ein Weib, das für sich und


seine neun Kinder 10 Brote kauft, zehnmal mehr zu den Staatsausgaben beitra-


gen, als etwa ein reicher Mann, der mit einem Brot auskommt? Ich würde


deshalb dafür stimmen, daß nach Tilgung der Schulden alle Einnahmen, die dem


Staat aus Renten zufließen, den Konsumenten in Form einer Dividende wieder


bar ausbezahlt werden, daß man also obigem Weibe für sich und für jedes ihrer


ehelichen und unehelichen Kinder den auf den Kopf der Bevölkerung entfallen-


den Anteil an Grundrenten bar zurückerstatte. Aus demselben Grunde würde ich


auch dafür stimmen, daß man die Tarife aller Staatsbetriebe so berechne, daß


sich die Einnahmen mit den Ausgaben decken. Warum soll denn ein Mann, der


mit der Bahn reist, mehr zu den Staatsausgaben beitragen, als wie ein Mann, der


zu Fuß geht? Die für den Staatsbetrieb nötigen Gelder mag man durch direkte


Steuer flüssig machen.
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Der zweite und wichtigere Teil des Flürscheim’schen Werkes gilt der Reform


des Geldes, genauer gesagt, der Reform des Geldemissionswesens. Im


wesentlichen decken sich seine Vorschläge mit denen, die ich in Nr. 8 dieser


Zeitschrift schon besprochen und als Pfuscherei bezeichnet habe.


Flürscheim befürwortet die Trennung des Geldes vom Golde, die


Unabhängigkeit des Geldes von jeder bestimmten Ware. Er verlangt eine elastis-
che Währung, die offizielle Ermittlung des allgemeinen Preisniveaus der Waren


und die Anschmiegung der Emissionen an das Resultat dieser Ermittlung und


zwar so, daß, sobald und solange die Warenpreise eine Neigung zur Hausse


zeigen, Geld eingezogen und umgekehrt Geld ausgegeben wird, sobald die


Preise eine Neigung zur Baisse erkennen lassen. [Die Methode zur Bestimmung des all-


gemeinen Preisniveaus entlehnt Flürscheim meiner Schrift: Die Anpassung des Geldes an die


Bedürfnisse des Verkehrs. Er hält diese Methode für eine große Entdeckung und rechnet mich zu


den Entdeckern. Ob ich nun wirklich der Entdecker bin, vermag ich nicht zu sagen. Tatsache ist, daß


ich diese Methode, lange bevor ich sie zum ersten Mal 1893 in meiner Schrift: „El sistema monetario


argentino, sus ventajas y su perfeccionamiento“ veröffentlichte, praktisch in meinem Geschäft


anwandte, um zu berechnen, in welchem Maße das Resultat meiner persönlichen Tätigkeit durch


Preisverschiebungen innerhalb meines Warenlagers beeinflußt wurde. Besondere Veranlassung dazu


boten mir die großen damaligen Kursschwankungen. Übrigens habe ich diese Methode zur


Ermittlung des Preisniveaus bedeutend verbessert (siehe Geldreform Nr. 1 und 2) und wenn darin ein


Verdienst liegt, so wäre es wohl anständig, daß man mir wenigstens die Kosten erstatte. Auf die Ehre


pfeife ich. Ließe sich auf derartige Sachen ein Patent nehmen, so hätte ich das getan, denn ich halte


diese verbesserte Methode für eine epochemachende Entdeckung von höchster Wichtigkeit.] 


Soweit stimmen also die Forderungen Flürscheims überein mit den von der


Geldreform proklamierten Grundsätzen. Aber mit diesen Forderungen begnügt


sich auch Flürscheim und diese Bescheidenheit wird ihm zum Verderben. Am


Gelde selbst ändert er nichts. Flürscheim hofft, alle Privilegien des Geldes durch


die Emission aufheben zu können. Er verlangt keine materielle Trennung von


Tausch- und Sparmittel, nicht die Herabsetzung des Geldes auf die Rangstufe


der Ware und Arbeit, keine Kontrolle der Geldzirkulation. Es soll alles beim alten


bleiben; das Geld soll nach wie vor als Ware besser als alle übrigen Waren sein.


Es soll auch ferner 
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jedem freistehen, das Geld in Umlauf zu setzen, wann es ihm beliebt – dem


Geizhals, der das Geld verscharrt, dem Sparer, der das Geld dem Verkehr


entzieht und es nur nach Zahlung eines Zinses wieder freigibt, dem Spekulanten,


der durch stoßweises Angebot des Geldes die Preise zu erschüttern hofft, dem


Spieler, der das Geld als Spielzeug behandelt. All diesen, dem Zweck des


Geldes vollkommen fremden Operationen, soll das Geld nach wie vor zur


Grundlage dienen und trotzdem seinen Zweck tadellos erfüllen. Der Staat also


verfertigt das Geld, er verwaltet es, und der Steuerzahler bezahlt die Kosten,


damit der Geizhals seinem Laster besser frönen, der Sparer einen Zins


erpressen, der Spekulant sich auf Kosten der Gesamtheit bereichern, die


Liederlichkeit zu einem Spielzeug gelangen kann, dessen Abnutzung ihr nichts


kostet!


In voriger Nummer habe ich bereits kurz angedeutet, wohin diese


Emissionspolitik führt, und an das dort gesagte knüpfe ich hier an.


Solange der Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot auf dem Anleihemarkt


nicht erreicht ist und immer noch ein Zins ausbedungen werden kann, würde sich


die Emissionsreform bewähren (ich selbst habe diese Reform als Übergang zur


eigentlichen Geldreform empfohlen), aber an dem Tage, wann der Ausgleich auf


dem Anleihemarkt erreicht ist, geht diese Emissionspolitik zusammen mit der


Währung in die Brüche. Und der Zeitpunkt, wann das Angebot die Nachfrage auf


dem Anleihemarkt überholt, würde bei einer internationalen Einführung besagter


Emissionsreform überraschend schnell eintreten. Übrigens ist Flürscheim selber


dieser Ansicht; auch er prophezeit das Zurückgehen des Zinses auf Null; er grün-


det sogar auf diese Hoffnung die Tilgung der Landrückkaufschulden.


Was geschieht nun, wenn der Zins auf Null fällt, mit den Geldern, die täglich


gespart werden und die bisher durch den Zinsgenuß automatisch wieder dem


Markt zugeführt wurden? Nichts, gar nichts zieht sie dort noch an. Folglich wer-


den die Ersparnisse verscharrt, vergraben werden in Koffern, in Kellern, in den


Gewölben der Banken.


Flürscheim sieht dies auch ein; er erkennt, daß das die Folge sein würde. Aber


er kann darin nichts anormales entdecken. Er prophezeit sogar, daß infolge


dieser Schatzbildungen der heutige Geldbestand eine sehr starke Vermehrung


erfahren müßte.
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Wie groß er diese tägliche Vermehrung schätzt, sagt er nicht, und ich nehme


an, daß dieser Umstand seine Aufmerksamkeit nur sehr wenig erregt hat,


andernfalls hätte er wohl längere Zeit dabei verweilt. Was nun Flürscheim hier


versäumt hat, will ich nachholen.


An dem Tag, wann kein Zins ausbedungen werden kann, verlieren die


Sparkassen ihren Zweck, den der Zweck der Sparkassen ist der, den kleinen und


kleinsten Ersparnissen Zinsgenuß zu verschaffen. Können aber die Sparkassen


keinen Zins mehr ordern, so können sie auch keinen mehr bezahlen. Folglich


kündigt die Sparkasse ihren Schuldnern und zahlt die Einlagen zurück. Die bis


dahin von den Sparkassen in Umlauf gesetzten Summen baren Geldes werden


also dem Verkehr entzogen und verscharrt. Diese Summen muß Flürscheim


durch neue Emissionen ersetzen, wenn nicht das Geld im Handel knapp werden


und im Preise steigen soll.


Es betrugen die Sparkassen-Einlagen:


Schweiz 1891 0483 Millionen Franken


Italien 1891 1283 Millionen Franken


Preußen 1891 4000 Millionen Mark


Allein für den Ersatz der von den Sparkassen dem Umlauf entzogenen Gelder


müßte also der Geldbestand der meisten Länder schon vervielfacht werden.


Doch die Sparkassen sammeln nur die kleinen und kleinsten Ersparnisse; die


Gelder der großen Sparer gehen nicht durch die Sparkasse, schon deshalb nicht,


weil der Höchstbetrag der zulässigen Einlagen einer Person gewöhnlich auf 1000


Mark begrenzt ist. Wenn nun die kleinen Sparer in Preußen schon eine Emission


von vier Milliarden nötig machen würden, auf welche fabelhafte Summe würde


diese Papiermasse anwachsen, wenn auch die großen Sparer das Erübrigte in


der Geldreform verscharrten?


Hier macht jedoch der Bedarf an Geldpapier nicht Halt. Die Beseitigung des


Zinses als Wirkung der Emissionsreform, die krisenfreie, wirtschaftliche


Entwicklung durch die Anpassung des Geldangebots an die Warenerzeugung


würde das Sparen, welches heute nur den wirtschaftlich Stärksten in schwachem


Maße möglich ist, in den Bereich der Massen bringen; denn ist der Lohn von


Zins und Renten entlastet, wird die Arbeit nicht jeden Augenblick unterbrochen,


so kann dann jeder sparen. Sparen, wenn man satt ist, ist keine Kunst; es gehört


dazu weder Energie noch Entsagungs-


Entsagungsmut
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mut. Die Spartätigkeit wird also mit der Entlastung des Lohnes von Zins und


Rente ins Ungemessene wachsen und die Summen, die dadurch dem Verkehr


entzogen werden und ersetzt werden müssen, werden den heutigen


Geldbestand nicht etwa verdoppeln, sondern verhundertfachen. Beträgt nun


beispielsweise der Geldbestand Deutschlands ca. 3 Milliarden Mark, so wird man


diese Summe infolge der Tätigkeit der Sparer auf 30, 50, ja 100 Milliarden brin-


gen müssen. Hundert Milliarden in Papierfetzen, die gleichzeitig Geld und


Ersparnisse vorstellen sollen, und die nur deshalb auf dem Markt etwas gelten,


weil der Warenaustausch 2 oder 3% davon gebraucht! Also 3 Milliarden an


Tauschmitteln, die den übrigen 97 Milliarden an Sparmitteln zur Unterlage


dienen, ihnen Leben einflößen müssen! Flürscheim vergleicht des öfteren das


heutige Kreditgebäude, welchem der winzige Geldbestand als Unterlage dient,


mit einer auf den Kopf gestellten Pyramide. Aber paßt dieses Bild nicht auch


wieder auf die Zustände, die die Emissionsreform schaffen würde?


Daß nicht viel dazu gehört, um eine solche Pyramide aus dem Gleichgewicht


zu bringen, ist leicht einzusehen. Ich will hier von den vielen Umsturzkräften nur


wenige hervorheben.


Spekulanten oder Schuldner vereinigen sich, um den Vollmachten der


Emissionsbanken zum Trotz eine Hausse zu bewirken, die ihnen eine Differenz


oder Schuldenentlastung eintragen soll. Sie gründe zu diesem Zweck eine Bank


und bieten ihren Depositären Zins an, einerlei wieviel, ob 3, 5 oder 10%. Mit


diesem Angebot entlocken sie den Koffern und Kassen ungezählte Millionen.


Mit diesen Millionen wird nun der Warenmarkt plötzlich überschwemmt, alles,


was an passenden Waren greifbar ist, wird aufgekauft. Angesichts dieser plöt-


zlich auftauchenden „Nachfrage“ gehen die Preise in die Höhe und die


Emissionsbank sucht nun ihrerseits die Geldüberschwemmung einzudämmen.


Aber womit? Flürscheim antwortet: Mit dem Erlös der Emissionen. Jedoch worin


besteht der Erlös? Besteht der Erlös in Waren, so ist er längst in Schutt und


Moder verwandelt; sind es aber Immobilien, so wird man zu Phantasiepreisen


den Geldbesitzern das Land verpfänden müssen! Und das kurz nach der


Landreform! Jedoch selbst die Verpfändung von Land und Eisenbahnen wird die


Papierlawine nicht zum Stehen bringen. Denn ist es der Spekulationsbank ein-


mal gelungen, das Preisgebäude ins Schwanken zu bringen, 
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so geht das Vertrauen in die Allmacht der Emissionsbank verloren, man bespricht


die Möglichkeit einer weiteren Hausse, man rechnet und spekuliert à la hausse


und um sich an den Differenzen mit möglichst großen Summen zu beteiligen,


bringt man das letzte Geldstück zu Markte. Man borgt bis zur äußersten Grenze


des Kredits, man bietet 5–10–20–50% Zins an. Denn was sind in solchen Fällen


noch 50% Zins jährlich, wenn man eine 100% Hausse erwartet? Und wenn die


Hausse den Zinsfuß auf solch phantastische Höhe getrieben hat (s. Art.


Diskontpolitik und Währung, Heft 4), mit welchem Zinsfuß müßte da die


Emissionsbank die zur Drainage des Geldmarktes auszugebenden Pfandbriefe,


Wechsel, Titel, etc. krönen?


Es kann auch vorkommen, daß infolge von Kriegen, Fehlernten, etc. die Masse


des Volkes in außergewöhnlich starkem Maße von den Ersparnissen Gebrauch


machen muß und daher zu den – Vorräten alias Papierfetzen greift? Womit will


Herr Flürscheim solchem Andrang der „Nachfrage“ begegnen? Wieder mit


Eisenbahnschienen, Kanalwasser, Pfandbriefen, Zins? Ja, da würde es sich


eben zeigen, daß man mit Immobilien und Zins den Preis des Geldes nicht reg-


ulieren kann, daß Preis und Zins incommensurable Größen sind. Es würde sich


zeigen, daß wenn auch das papierene Tauschmittel keine Fiktion ist, so doch das


papierene Sparmittel; es würde sich zeigen, wohin es führt, wenn man das


Tauschmittel als ein wirkliches Ersparnis betrachtet, wenn eine ganze Nation auf


Papierbündeln sich zur Ruhe legt. Da würde es sich zeigen, wohin es führt, wenn


das ganze Volk die Nachfrage (Angebot von Geld) von Zeiten des Überflusses


auf die Zeiten der Not verschiebt.


Wieder eine andere Möglichkeit ist die, daß infolge einer Erfindung ganze


Industriezweige ihrer Produktionsmittel zum alten Eisen werfen und neue kost-


spielige, wenn auch leistungsfähigere Anlagen bauen müßten (z.B. Umwandlung


von Dampf- in elektr. Betrieb).


Eine solche Umwandlung kann aber derartige Dimensionen annehmen und


kann zu so großen Anleihen führen, daß die Nachfrage auf dem Anleihemarkt


das Angebot überholt und der Zins wieder erscheint. Das Auftreten des Zinses


entlockt dann den Koffern das von der Industrie gesuchte Geld, die Nachfrage


steigt auf dem Warenmarkt, ohne daß das Angebot gleichen Schritt hält.
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Auch hier würde es nichts helfen, daß die Emissionsbank durch Pfandbriefe


die Millionen der Sparer einzuziehen trachtete. Die Industrie braucht die


Aufwendung von Waren, und findet sie das Geld,, so kauft sie, was sie finden


kann, ohne Rücksicht auf die Preise. Ziehen aber die Preise an, so gesellt sich


gleich die Spekulation zur Industrie, und zur Spekulation die Panik.


Kurz die Möglichkeit, daß aus irgendeinem Grunde nach einer kürzeren oder


längeren Periode zinsfreier Darlehen der Zins wieder auftaucht und die ver-


grabene Geldmasse hervorlockt, ist immer da und solange diese Möglichkeit da


ist, wird auch die Emissionsbank den Preisschwankungen gegenüber ohn-


mächtig sein.


Ceterum censeo, daß das Sparmittel vom Tauschmittel materiell zu trennen ist,


daß durch Einführung eines materiellen, d.h. unmittelbaren, stofflichen (nicht


gesetzlichen) Umlaufzwanges die Privatreserven (einerlei, welchem Zweck sie


dienen mögen) beseitigt werden, daß namentlich die Sparer veranlaßt werden,


ihren Spartrieb auf irgendeine andere, mir völlig gleichgültige Weise zu betätigen.


Das Sparen ist das Gegenteil von tauschen, warum also das Tauschmittel mit


dem Sparmittel belasten? Alle Güter der Welt stehen den Sparern zur Verfügung,


warum nun gerade die Papierfetzen sparen?


Flürscheim verlangt für seine Emissionspolitik als Vorbedingung das


Staatsmonopol; aber ich frage ihn, welchen Wert ein solches Monopol hat, wenn


neben den vom Verkehr ständig beanspruchten 10 Milliarden noch 200 Milliarden


als Privatreserven im Hinterhalte liegen? Um das Angebot der ausschließlich


dem Warenaustausch dienenden Geldmasse dem Bedarf anzupassen, gehört


nicht viel, spielend läßt sich das erzielen, wenn aber neben diesem Handelsgeld


noch eine fünf oder zehn mal größere Geldmasse müßig zur Verfügung eines


nervösen Publikums liegt, so gebe ich keinen Pfifferling für das Staatsmonopol


und sage ich Herrn Flürscheim auf den Kopf, daß er mit solchen unzulänglichen


Monopolrechten seine Versprechungen nicht halten kann.


Wer zu jeder Zeit, unter allen Umständen Herr der Währung bleiben will, darf


keine Götter neben sich dulden.


Die Privatreserven, die sich alle Tage mit dem Handelsgeld verschmelzen 


können, müssen beseitigt werden; über Reserven darf nur die Emissionsbank


verfügen. Die Reserven der Privatpersonen müssen in Kredit, in Waren, in Titeln,


nicht 
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in Geld bestehen. Im Umlauf darf nur gerade so viel Geld sein, wie der Handel


ohne Baisse und Hausse aufnehmen kann.


Erst wenn die Privatreserven verschwinden, wenn das im Umlauf befindliche


Geld der Not, nicht dem eigenen Triebe gehorchend in ununterbrochener,


schneller Zirkulation sich befindet, wird die Emissionsbank sagen können, jetzt


bin ich Herr und Meister im Hause, jetzt halte ich das allgemeine Preisniveau in


stählernen Klauen. Ohne den materiellen Umlaufzwang ist Flut und Ebbe im


Geldangebot nicht zu vermeiden.


Betrachten wir nun einen Augenblick die drei oben angeführten Fälle im Lichte


der Geldreform.


Der zuerst angeführte Fall ist vollkommen unmöglich; mögen sich noch so 


viele Spekulanten oder Schuldner zu einer Hausseaktion vereinigen, das zu


ihren Operationen gewünschte Geld können sie durch hohes Zinsangebot viel-


leicht zusammenbringen, aber sie müssen es dem Verkehr, dem Markt


entziehen; sie müssen also sozusagen das eigene Drainagewasser zur Über-


schwemmung gebrauchen; sie müssen aus dem Eimer schöpfen, um denselben


Eimer zu füllen. Und die Operation muß mit Notwendigkeit scheitern. Es hat ja


nur die Emissionsbank flüssige Gelder. Dem Verkehr aber Geld hier entziehen,


um es dort wieder in Umlauf zu setzen, das vermag keine allgemeine Hausse 


zu erzeugen.


Der zweite angeführte Fall ist ebenso unmöglich. Tritt Notstand ein, so wird 


das Volk natürlich von den gemachten Ersparnissen Gebrauch machen, aber


diese Ersparnisse werden nicht in Papierfetzen bestehen. Es wird nicht mehr


Geld aufzutreiben sein, als wie es die Emissionsbank im Interesse der Stabilität


der Preise gestattet, und so werden trotz dem Notstand die Preise nicht steigen.


Trotz offenbarem Mangel wird die Nachfrage auf dem Markt dem Angebot


angepaßt bleiben. Was würde es auch nützen, die Nachfrage durch Geld-


spenden an das Volk zu vermehren, wenn das Angebot fehlt?


Auch der dritte und letzte angeführte Fall würde unter der Geldreform die


Warenpreise nicht zu beeinflussen vermögen. Überholt aus irgendeinem Grunde


die Nachfrage das Angebot auf dem Anleihemarkt, kommt nach einer Periode


zinsfreier Darlehen der Zins wieder mal zum Vorschein, dem Markt wird dadurch


nicht mehr Geld zugeführt. Das Geld, welches die Unternehmer durch


Zinsangebot anlocken, wird anderweitig dem Verkehr entzogen. Auf die allge-


meine Nachfrage bleibt das ohne Einfluß; die Preise bleiben fest.
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Und so verhalten sich die Sachen in allen nur denkbaren Fällen; mit der


Geldreform wird die


Nachfrage vom Bedarf
geschieden; die Verwandlung des Bedarfs in Nachfrage läßt die Emissionsbank


nur zu, solange es das Angebot gestattet. Und so soll es sein, denn fehlt das


Angebot, wozu dann die Nachfrage? Unter der Geldreform fehlen die Reserven,


die vom Zins oder Profitsucht angelockt den Bedarf der Spieler, Spekulanten,


Wucherer, Unternehmer, Bettler, Hungerleider, etc. ohne Rücksicht auf das


Angebot in Nachfrage verwandeln könnten. Die Geldreform gründet eben auf der


Erkenntnis, daß nur der Verkäufer zur Nachfrage berechtigt sein soll; sie zwingt


den Verkäufer, den Gelderlös sofort in Waren umzusetzen, und erreicht dadurch


auf die einfachste, natürlichste Weise einen automatischen Ausgleich zwischen


Nachfrage und Angebot.


Die Geldreform führt dabei, das will ich hier noch besonders hervorheben, im


Gegensatz zur bloßen Emissionsreform nicht zu einer massenhaften


Vermehrung des Geldbestandes, sondern im Gegenteil zu einer wesentlichen


Beschränkung.


Flürscheim läßt den Grundsatz, wonach die Produkte nur dann ausgetauscht


werden können, wenn jeder immer (persönlich oder durch seine Schuldner)


genau so viel kauft, als wie er verkauft hat, unberücksichtigt und diese


Nichtbeachtung des elementarsten, volkswirtschaftlichen Grundsatzes führt ihn


eben, wie alle seine Vorgänger, in den Sumpf.


Flürscheim will wohl den Produzenten ihre schweren, voluminösen, faulenden,


übelriechenden, giftigen, schmutzigen, gefährlichen Waren abnehmen; aber er


will dabei mehr tun, als es die Natur der Sache erlaubt, er will die Produzenten


nicht mit gleichen Dingen bezahlen, er will dem Verkäufer ein schönes, niedlich-


es Zettelchen geben, womit er dann fröhlich und aller Bürden frei nach Hause


gehen kann, mit der Sicherheit, daß er bei jeder Jahres-, Tages- und Nachtzeit,


bei jedem Wetter, unter allen Umständen auf dem Markt immer einen Verkäufer


finden wird, der mit Waren beladen ihn erwartet.


Flürscheim will also etwas rein Unmögliches. Er will dem Verkäufer die Bürde


wohl abnehmen, aber er ist zu weichherzig, um sie einem anderen aufzuladen.


Schließlich sucht er sich aus dem Dilemma dadurch zu retten, daß er 
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der Emissionsbank die Waren aufbürdet, diese also sozusagen zur allgemeinen


Müllgrube macht.


Wenn wir Ordnung in die verfahrenen, wirtschaftlichen Verhältnisse bringen


wollen, so müssen wir nicht zaghaft, sondern derb zugreifen. Das tut die


Geldreform. Sie fährt wie ein Donnerwetter unter die Waren, sie nimmt dem


einen die Waren nur ab, um sie sofort einem anderen aufzubürden. Sie vermittelt


den Tausch und begnügt sich damit. Sie gibt niemandem etwas besseres, als wie


das, was er zu Markte brachte. Sie vergilt Auge mit Auge, Zahn mit Zahn, sie


bezahlt Ware mit Ware. Sie gibt dem Verkäufer kein buntes Zettelchen, kein


glänzendes Metallstückchen, keinen Talisman, der ihn aller Sorgen befreit, son-


dern sie gibt ihm glühende Kohlen in die Hand. Sie gibt dem Verkäufer nichts,


was als Ware betrachtet den verkauften Produkten gegenüber einen Vorzug


hätte. Die Geldreform schwindelt niemandem etwas Unmögliches vor, sie greift


grob zu, aber sie leert den Markt.


Die Emissionsreform läßt die Privilegien des Geldes unangetastet; die


Geldreform macht durch die Privilegien einen Strich. Flürscheim möchte die


Waren zu barem Geld machen, indem er sie besser machen will, als sie von


Natur aus sind, er möchte, wie es schon Proudhon vergeblich versuchte, die


Waren auf die Rangstufe des Geldes erheben, denn (die Sicherheit vorausgeset-


zt) das Flürscheim’sche Papiergeld hat alle Vorzüge des Goldes. Die Geldreform


hingegen erkennt die Unmöglichkeit an, irgend etwas an der Natur der Ware zu


ändern und zieht daraus den allein richtigen Schluß, daß die Parität zwischen


Ware und Geld durch Herabsetzung des Geldes auf die Rangstufe der gemeinen


Waren anzustreben ist. Die Geldreform sucht die Ware dadurch zu barem Geld


zu machen, daß sie das Geld aller Privilegien beraubt, daß sie das Geld zur


gemeinen, nüchternen Ware degradiert.


Fortsetzung folgt


—


Prof. St. in D. schreibt: Ihre Emissionsbank mit Umlaufzwang wäre in der Tat


ein Allheilmittel, wenn


1. das Geschäft bloß Tausch wäre;


2. wenn mit dem Zwang zur Annahme des Geldes auch ein Preiszwang


verknüpft werden könnte;


3. wenn Sie klar machen können, wie ein Mann, der 1000 Mark Zins zu zahlen


hat und für 1000 Mark Waren daliegen hat, nun diese absetzen kann, wenn


sie niemand mehr will, weil der Markt über
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füllt ist, so ist die Frage gelöst. Sonst gibt es doch noch Krisen trotz aller


Emissionsbanken.


Antwort:
1. Überall, wo das Geld in Frage kommt, handelt es sich um Tausch, oder um


Anleihen, oder wie in den Banken, um einfache Übertragung von Forderungen.


In allen Fällen ist es wesentlich, daß die Geldeinheit, die diesen Geschäften


zugrunde liegt, über Ort und Zeit hinweg fest im Preis bleibt. Dieser feste Preis


kann nur die Frucht eines immerwährenden, sorgfältigen, täglichen Ausgleichs


sein zwischen Nachfrage und Angebot. Ein solcher Ausgleich ist aber nur unter


der Geldreform denkbar.


2. Die Geldreform führt durchaus nicht zu einem Annahmezwang, sondern zu


einem Abgabezwang. Der Zwang zur Annahme des Geldes liegt auf der anderen


Seite, bei der Ware, und ist koexistent mit der Arbeitsteilung. Die Arbeitsteilung


an sich zwingt zum Tausche der Produkte, also zum Verkauf gegen Geld und


natürlich auch zur Annahme des Geldes. Dieser Annahmezwang ist von der


Beschaffenheit des Geldes unabhängig. Die Geldreform soll eben diesem


materiellen, dem Charakter der Ware entspringenden „Annahmezwang“ durch


einen gleich kräftigen „Abgabezwang“ (Zwangsumlauf) alle Härten entziehen,


nach dem Grundsatz – Zwang: Zwang = Freiheit. Der Zwang, Geld zu kaufen,


läuft dem Warenvorrat parallel und ist dem Charakter der Ware entsprechend


immer dringend und nur unter Verlusten aufschiebbar. Indem die Geldreform,


diese Verhältnisse berücksichtigend, nun auch das Geld unter Abgabezwang


stellt, nimmt sie dem Warenkäufer jeden Vorsprung über den Verkäufer; sie stellt


Käufer und Verkäufer, Ware und Geld auf die gleiche Stufe.


3. Wenn jemand behauptet, er habe für 1000 Mark Ware daliegen, so heißt


das, er habe einen Käufer, der ihm 1000 Mark bietet. Der Preis der Waren stellt


sich doch erst beim effektiven Verkauf heraus. Findet der Mann keinen Käufer,


so hat er eben nicht für 1000 Mark Ware, sondern für weniger. Er hat sich etwas


eingebildet, was nicht ist! In einem solchen Falle wird der Mann vielleicht von


einer persönlichen Geschäftskrise sprechen, aber eine Krise in volk-


swirtschaftlichem Sinne ist das nicht. Zur Krise wird die Sache, wenn alle Waren


mehr oder weniger nur unter Verlusten abgesetzt werden können, wenn vom


Inventar der Gewerbetreibenden infolge von Preisverschiebungen im


Durchschnitt mehr ab- als zugeschrieben werden muß. Durch die Geldreform


wird es aber gerade möglich gemacht, das allgemeine Niveau der Preise derart


zu beherrschen, daß im Durchschnitt infolge von Preisverschiebungen Verluste


oder Gewinne nicht mehr entstehen können (s. Heft 1 und 2. Eine neue Methode


für die Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren). Und das ist das Ende


der Krisen. natürlich auf den einzelnen Fall, auf Personen kann da nicht


Rücksicht genommen werden. Wie die Eisenbahnzüge nicht auf den verspäteten


Reisenden warten, ohne deshalb dem Betreffenden ein Recht zur Klage zu


geben, so ähnlich auch hier.
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Die Geldreform


————————————————————————————————————
Bd. 1. Juni 1903 Nr. 10.


————————————————————————————————————


Das Zinsproblem


Ob bei einem Anleihegeschäft ein Zins vom Geber gefordert werden kann und


vom Nehmer bezahlt werden muß und wie hoch derselbe (Zinsfuß) ausfallen


wird, hängt ausschließlich davon ab, in welchem Verhältnis


Angebot  und Nachfrage


auf dem Anleihemarkt einander gegenüber stehen.


Ist das Angebot im Verhältnis zur Nachfrage größer als gewöhnlich, so fällt der


Zins und umgekehrt; damit überhaupt ein Zins ausbedungen werden kann, ist es


nötig, daß die Nachfrage größer als das Angebot sei. Würden sich Nachfrage


und Angebot das Gleichgewicht halten, so würde der Zins auf 0 sinken; das


gegenwärtige Arbeitsprodukt wäre dem zukünftigen gegenüber kein Kapital mehr,


das Kapital würde aus den wirtschaftlichen Erscheinungen verschwinden. Und


wäre das Angebot größer als die Nachfrage, so könnte sogar der Nehmer


(Zukunft) vom Geber (Gegenwart) einen Zins fordern.


Dieser zuletzt hier angeführte Fall scheint uns von vornherein so weltfremd zu


sein, daß uns die Einreihung desselben unter die wirtschaftlichen Möglichkeiten


lächerlich erscheint. Und doch ist dieser Fall sehr wohl denkbar. Es kommt nur


darauf an, welches Produkt wir zu Geld erheben, in welchem Material die


Anleihen abgeschlossen werden. Kommt bei den Anleihen nur das aus Gold


hergestellte Geld in Betracht, so ist es klar, daß dieser Fall nicht eintreten kann,


denn wenn man keinen Zins ausbedingen kann, so zieht man das Geld vom


Anleihemarkt zurück. Das Angebot kommt dadurch der Nachfrage gegenüber in


Rückstand und der Zins erscheint dann sofort wieder. Schließen wir aber das


Gold vom Anleihemarkt aus (wie auch das Silber und das die Edelmetalle erset-


zende heutige Papiergeld), so wird es sofort klar, daß jener Fall sehr wohl


möglich ist. Nehmen wir an, die Anleihen würden in Getreide 
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oder Holz, Kartoffeln, Gespinsten, Eisen, etc., etc. oder in einem besonderen


jenen Waren ähnlichen Papiergeld abgeschlossen (Reformgeld), so kommt es


nur mehr darauf an, ob die Vorräte an jenen Waren den unmittelbaren Bedarf


übersteigen, um den Zins auf und unter 0 zu drücken, um dem künftigen Produkt


dem gegenwärtigen gegenüber einen Vorteil zu verschaffen, denn keine einzige


Ware (wie auch das Reformgeld nicht) gestattet dem Besitzer das Angebot ohne


persönlichen Schaden zu verschieben.


Solange Zins bezahlt wird, steht das Angebot der Nachfrage gegenüber im


Rückstand und die


Lösung des Z insproblems


liegt einfach in der Beantwortung der Frage, warum seit Menschengedenken


das Angebot auf dem Anleihemarkt niemals an die Nachfrage heranreichen kon-


nte, warum trotz dem steten Wechsel von Krieg und Frieden, von Not und Über-


fluß, von Fort- und Rückschritt, trotz den Erfindungen, die die


Produktionsfähigkeit vervielfältigten, trotz den Entdeckungen auf geographis-


chem und wissenschaftlichem Gebiete, die die Menschen mit Reichtümern über-


häuften, das Angebot auf dem Anleihemarkt immer, ohne ein einziges Mal in


Jahrtausenden auszusetzen, in einem (fast unveränderlichen) Abstand von der


Nachfrage geblieben ist.


Daß wir die Antwort auf diese Frage nicht in vorübergehenden, schwankenden,


in Höhe, Breite oder Tiefe veränderlichen, kurz in lebenden oder organischen


Dingen suchen müssen, sondern in einer der Zinserscheinung parallel laufenden


Eigenschaft, die wie jene in Jahrtausenden niemals einen Augenblick aussetzen


konnte, einer Einrichtung also, die es dauernd unmöglich gemacht hat, daß das


Angebot an die Nachfrage heranreichen konnte.


Wo ist diese Eigenschaft, Einrichtung, oder was es auch sein mag, die mit der


Zinserscheinung parallel läuft? Ist es die natürliche Fruchtbarkeit des Bodens


(Fruktifikationstheorie), die noch Henry George zu seiner etwas konfusen


Zinstheorie verleitete? Die Fruchtbarkeit des Bodens, der Kühe, Bienen,


Obstbäume, Hühner, etc., etc. ist mit der vertieften Kenntnis der


Wachstumsbedingungen mächtig gewachsen, doch der Zins ist nicht gestiegen.


Ist es die beschränkte Menge vorhandenen Geldes, die nach Flürscheims


Ansichten den Zins zeugen? Durchaus nicht, denn die Menge geprägten oder


gedruckten Geldes ist absolut und relativ gestiegen und gefallen, doch 
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der Zins ist geblieben. Die Geldmenge hat immer nur auf die Preise gewirkt,


selbst bei der vollen Schrankenlosigkeit der Assignatenfabrikation blieb der Zins


bestehen.


Ist vielleicht die Verschwendungssucht das bleibende Element in der


Zinszeugung? Mitnichten, denn in der Erscheinungen Flucht wechselt auch der


Hang der Personen und Völker zum Sparen und zum Verschwenden.


Jahrzehntelang haben die Menschen im Frieden gelebt und gespart; sie haben


dann die aufgehäuften Reichtümer in Kriegen verschwendet, in Flammen aufge-


hen lassen, doch der Zins blieb.


Erklärt am Ende der Zeit unterschied zwischen dem Darlehen und der


Rückerstattung den Zins? Zu bedenken wäre hier, daß die Sparer gerade für die


Zukunft sorgen, daß ihnen infolgedessen der künftige Genuß ihres Eigentums,


dem gegenwärtigen Ge- oder Verbrauch gegenüber vorteilhafter erscheint und


daß kein erkennbarer Grund vorliegt, warum ohne weiteres und von vornherein


dem Geber die künftige Verfügung über sein Produkt weniger vorteilhaft


erscheinen mag als dem Nehmer die gegenwärtige. Zu bedenken ist hier ferner,


daß der Zins durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird und daß auch kein


erkennbarer Grund vorliegt, warum seit Jahrtausenden der Vorrat an Produkten


in Händen von Leuten, die darüber später verfügen wollen, geringer war, als der


Bedarf der Nachfrage an greifbaren Produkten. Bei der Bestimmung des Zinses


durch Nachfrage und Angebot werden aber nicht die gegenseitigen Vorteile von


Geber und Nehmer am Zeitunterschied abgewogen, sondern unabhängig vom


Vorteil bestimmen Angebot und Nachfrage die Bedingungen des Geschäftes. Es


mag ja vorkommen, daß der Bedarf an greifbaren Produkten zeitweilig dem


Vorrat an solchen gegenüber im Rückstand bleibt, aber der umgekehrte Fall muß


doch auch möglich sein; wenigstens gibt die Theorie des „Zeitunterschiedes“


keine Andeutung, warum das nicht so sein könnte.


Und so verhält es sich mit allen Zinserklärungen. Einer regelmäßigen, in


Jahrtausenden niemals aussetzenden Wirkung stellen alle diese Theorien eine


schwankende, oft gänzlich aussetzende Ursache gegenüber. Schon allein aus


diesem Grunde können wir dies Theorien ohne eindringendere Prüfung


ablehnen.
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Die einzige unter allen gesellschaftlichen Einrichtungen, die hier in Betracht


kommen könnte und die mit dem Zins in ununterbrochener Linie parallel läuft, ist


unser aus dem Altertum stammendes Geldsystem, das aus Edelmetallen


hergestellte Geld (bzw. das die Edelmetalle ersetzende Papiergeld). Dabei ist


das Bleibende an diesem Geldsystem nicht etwa die Prägung, das Gewicht, der


Feingehalt, die Wahl zwischen Silber oder Gold, der Preis, das mehr oder


weniger beschränkte Quantum, sondern allein die Eigenschaft der
Unveränderlichkeit, die dem Eigentümer gestattet das Angebot zu ver-
schieben, falls kein Zins ausbedungen werden kann. Seitdem die Edelmetalle


zu Geld gemacht und infolgedessen auch alle Anleihen in Geld abgeschlossen


wurden, konnte der Fall niemals mehr eintreten, daß der Geber noch Vorteil an


zinsfreien Darlehen hatte. Kann kein Zins erzielt werden, so bring man einfach


das Häufchen Gold oder das Päckchen Banknoten nach Hause und wartet. Da


dieses „Warten“ mit einer Unterbrechung des Geldumlaufs, des


Warenaustauschs und schließlich auch der Warenerzeugung gleichbedeutend


ist, so liegt es klar auf der Hand, daß der Augenblick gar bald kommen muß, wo


die Nachfrage das Angebot überholt und der Zins erscheint. Die Krise, die auf


jenes „Warten“ folgt, zehrt ja die Ersparnisse auf, die auf den Zins gedrückt und


das „Warten“ veranlaßt hatten.


Diese Eigenschaft des Geldes, auf welcher allein die Möglichkeit jenes


„Wartens“ beruht, läuft seit Jahrtausenden ohne Unterbrechung dem Zins paral-


lel; sie hat wie der Zins noch nie eine Stunde ausgesetzt, ganz einerlei ob viel,


ob wenig Geld geprägt oder gedruckt wurde, ob Gold oder Silber oder Papier


das Material zum Gelde lieferten, einerlei ob Inflationisten oder Kontraktionisten


den Druck des Papiergeldes überwachten. Seitdem geprägtes oder gedrucktes


Geld gebraucht wurde, ist es noch niemals vorgekommen, daß sich jemand


durch die Verhältnisse auf dem Anleihemarkt veranlaßt gesehen hätte, Geld zins-


frei herzugeben; die Eigenschaften dieses Geldes haben die Inhaber immer vom


Vorrat an solchem Gelde unabhängig gemacht, immer konnten die Inhaber des


Geldes durch einfaches Warten den Zins erpressen.


Hier haben wir also eine wirtschaftliche Einrichtung, die mit einer wirtschaft-


lichen Erscheinung, dem Zins, in ununterbrochener Linie parallel läuft und die


schon darum 
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allein den Verdacht erwecken muß, daß beide in ursächlichem Zusammenhang


stehen.


Es lohnt sich also wohl, der Sache auf den Grund zu gehen und die Prüfung


nach allen Seiten hin auszudehnen.


Daß unter der Herrschaft des herkömmlichen Geldes das Angebot niemals die


Nachfrage auf dem Anleihemarkt erreichen oder gar überholen kann, daß


infolgedessen natürlich der Zins niemals auf oder gar unter 0 fallen konnte,


haben wir schon gezeigt und jedem wird das einleuchten. Aber das ist für die


Erklärung der Zinserscheinung nicht ausreichend. Es könnten ja noch andere


Umstände dieselbe Wirkung haben (siehe die verschiedenen Zinstheorien), es


könnte ja sein, daß der Zins vielerlei Ursachen habe, so daß, wenn die eine


Zinstheorie versagt, eine andere in die Lücke springt. Wäre das der Fall, so


müßte auch das oben angeführte Beweismittel gegen die landläufigen


Zinstheorien alle Kraft einbüßen.


Flürscheim z.B. stellt den Zins als das Zeugungsprodukt eines Pärchens dar.


Der Privatgrundbesitz (Vater) zusammen mit der Beschränktheit (?) des


Geldbestandes (Mutter) hecken den Zins.


Ich muß also die Beweisführung ausdehnen und zeigen, daß mit der


Beseitigung unseres herkömmlichen Geldwesens die Möglichkeit gegeben ist,


daß auf dem Anleihemarkt das Angebot die Nachfrage überholt und daß damit


der Zins auf und unter Null fallen kann. Gelingt mir das, so ist der Beweis


erbracht, daß die einzige Ursache für die unveränderliche, niemals aussetzende


Zinserscheinung in unserem herkömmlichen Geldwesen zu suchen ist.


Wohlverstanden nicht die einzige Ursache, nicht das einzige Element des Zinses,


sondern das einzige Element, welches dauernd dem Ausgleich zwischen


Nachfrage und Angebot auf dem Anleihemarkt im Wege gestanden hat. Andere


Umstände mögen zeitweilig und in veränderlicher Stärke auf den Anleihemarkt


einwirken; als das unüberwindliche Hindernis zinsfreier Darlehen soll sich ganz


allein unser herkömmliches Geldwesen erweisen.


Um diesen Beweis zu erbringe, bin ich gezwungen, ziemlich weit zurückzu-


greifen, und zwar muß ich die Nachfrage und das Angebot auf dem Anleihemarkt


in ihre Bestandteile zerlegen, eine analytische Arbeit, die etwas Geduld fordert.


Man hört es wohl alle Tage sagen: Nachfrage und Angebot bestimmen den


Preis, sie bestimmen auch den Zinsfuß, aber selten wohl mag dabei dem


Sprecher selber ein klares 
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Bild dessen vorschweben, was er unter Nachfrage und Angebot gedacht haben


will. Diesen Ausdrücken legt er gewöhnlich nichts Greifbares unter; ihm sind


Nachfrage und Angebot verschwommene, unbegrenzbare Größen. Und doch


kann man unmöglich zu einem klaren Urteil in der Zinsfrage gelangen und sich


einen richtigen Begriff vom Kapital als wirtschaftliche Erscheinung machen,


solange man nicht die Grenzen der Nachfrage und des Angebots auf dem


Anleihemarkt gezogen hat. Dieser Arbeit darf man nicht aus dem Wege gehen,


wenn man nicht den festen Grund unter den Füßen verlieren will. Dieser Aufgabe


wollen wir uns also zunächst unterziehen.


Die Ergiebigkeit der Arbeit und infolgedessen auch die Höhe der Lohnaus-


gaben für ein bestimmtes Produkt hängt zum Teil von der Menge und Güte der


Produktionsmittel ab, über die der Unternehmer verfügt. Der Unternehmer wird


darum um so höheren Profit einstreichen, je mehr seine Maschinen, Anlagen und


Verfahren an Leistungsfähigkeit diejenigen seiner Mitbewerber übertreffen. In der


Regel werden also die Unternehmer darauf bedacht sein, ihre Produktionsmittel


zu erweitern oder zu verbessern.


Die Verbesserung oder Erweiterung der Produktionsmittel erfordert aber in der


Regel die Aufwendung von Produkten aller Art (Geld, womit Waren gekauft und


Arbeit bezahlt werden) und wer diese Produkte nicht selber besitzt und sich


diese von anderen borgen muß, findet gewöhnlich auf dem Anleihemarkt die


Mitbewerber, die alle von dem gleichen Mittel für die Herabsetzung der


Produktionskosten Gebrauch machen wollen oder müssen.


So entsteht auf dem Anleihemarkt die Nachfrage; sie stammt also von dem


Vorteil her, den die Unternehmer von der Aufwendung geliehener Produkte für


die Verbesserung oder Erweiterung ihrer Produktionsmittel erwarten.


Die Nachfrage der mit Defizit wirtschaftenden Personen, Korporationen oder


Staaten wollen wir hier der Kürze wegen außer Betracht lassen. Sie ist übrigens


verhältnismäßig von geringer Bedeutung.


Wo sind nun die Grenzen dieser Nachfrage?


So weit es sich um die bloße Erweiterung der Produktionsmittel handelt, so


wissen wir, daß dieselbe nicht immer von Vorteil ist, schon deshalb nicht, weil 


der Absatz 
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der Produkte begrenzt ist. Wer mit 5 gleichen Maschinen arbeitet, darf darum


nicht ohne weiteres annehmen, daß 10 Maschinen ihm mehr Verdienst abwerfen


würden, selbst dann nicht, wenn ihm die Maschinen geschenkt oder das Geld


dazu zinsfrei geliehen würde. Und selbst dort, wo vielleicht der Absatz nicht


fehlen würde, können die Produktionsmittel nicht unbegrenzt vermehrt werden,


denn häufig fehlt es an Dingen oder Nebendingen, die überhaupt selbst mit


Aufwendung noch so reicher Mittel nicht beschafft werden können. Was würde


es z.B. der europäischen Landwirtschaft nützen, wenn sie die Zahl ihrer Pflüge


unbegrenzt vermehrte, da doch der Ackerboden begrenzt ist? Was nützt es dem


Müller, wenn er ohne Rücksicht auf die Beschränktheit der Wasserkräfte den


Mühlenapparat vergrößert? Was nützt es dem Soldaten, wenn er mit zwei


Gewehren und einer Lanze ausgerüstet in den Krieg zieht? Was kann es nützen,


wenn man parallel der Eisenbahn, der Landstraße, dem Kanal, einen zweiten


Kanal, Straße oder Bahn baut?


Die bloße Vermehrung der Produkte kann eigentlich nur vom Wachstum der


Bevölkerung oder der Vermehrung des Konsums gefordert werden, und das sind


verhältnismäßig gar bescheidene Elemente. Wenn in Frankreich z.B., wo die


Bevölkerung stationär bleibt, die Nachfrage auf dem Anleihemarkt auf den Bedarf


an vermehrten Wiegen, Schulen, Häusern, Fabriken, kurz an alledem, was zur


Aufnahme der Bevölkerungszunahme nötig ist, beschränkt wäre, so wäre diese


Nachfrage so gut wie Null und der Zins infolgedessen ebenfalls gleich Null.


Allerdings müssen die Produktionsmittel unterhalten und erneuert werden. Der


Fuhrmann muß für Ersatz der untauglich werdenden Pferde sorgen, der


Hausbesitzer muß gelegentlich die Türen erneuern, die Näherin eine neue


Maschine kaufen, etc., etc. aber dieses geschieht regel- und ordnungsgemäß


nicht durch neue Anleihen, sondern auf dem Wege jährlicher Abschreibungen,


die den Betriebskosten zugerechnet werden. In der Regel soll der Unterhalt der


Betriebsmittel keinen Anlaß zu Anleihen geben.


Also die bloße Vermehrung und Erweiterung der Produktionsmittel hat eine


Grenze und diese Grenze ist jederzeit ziemlich leicht zu ziehen. Bleibt die


Produktionskraft des Volkes unverändert, so bleibt auch die Kaufkraft des Volkes 
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unverändert und wenn dann noch die Bevölkerung stationär bleibt, so kann über-


haupt eine Vermehrung des Konsums und der Produktionsmittel nicht stattfinden.


Wächst jedoch die Bevölkerung, so bleibt die Nachfrage auf dem Anleihemarkt


innerhalb der Grenzen dieses Wachstums.


Anders verhält es sich mit der Verbesserung der Produktionsmittel. Wir kön-


nen uns tatsächlich keine noch so vollkommene Fabrikanlage, Maschine, etc.,


denken, die wir nicht nach irgendeiner, wenn nicht nach allen Richtungen hin für


verbesserungsfähig halten können. Mit der Schleuder überholte man den aus der


Hand geworfenen Stein; Pfeil und Bogen reichten weiter als die Schleuder, die


Kugel des Vorderladers verdrängte den Pfeil; der Hinterlader beseitigte den


Vorderlader und der gezogene, kleinkalibrige Lauf des modernen Gewehrs ist


noch immer nicht das Ideal einer Waffe. Ohne Knall, ohne Rauch, ohne den ver-


steckten Schützen zu verraten, soll die Kugel aus dem Hinterhalt den Feind


niederstrecken. Hier wie überhaupt bei jedem Handwerkzeug, bei jedem


Produktionsmittel sind der Verbesserung keine Grenzen zu ziehen, und tatsäch-


lich rührt auch weitaus der größte Teil der Nachfrage auf dem Anleihemarkt von


Unternehmern her, die ihre Produktionsmittel verbessern, verändern, auf die


Höhe der Zeit bringen wollen, bringen müssen. Parallel zu den kostspieligen


Kunststraßen hat man Eisenbahnen gebaut, nicht weil man zwei Straßen


brauchte, nicht um die Straßen zu vermehren, sonder um sie zu verbessern. Auf


den Werften takelt man Segelschiffe ab und dicht daneben werden Dampfer


gebaut. Neuerdings reißt man die Dampfkessel und die damit verkuppelte teure


Maschine nieder, um Elektromotoren an ihre Stelle zu setzen. Morgen werden


die Telegraphenstangen als Brennholz, die Telegraphendrähte als Zaundraht, die


Telegraphenapparate als altes Messing verkauft werden und Funkenschreiber


werden die Telegraphie besorgen.


Diese Verbesserungen der Produktionsmittel sind es, die das weitaus größte


Kontingent zur Nachfrage auf dem Anleihemarkt liefern. Man denke nur an die


Riesensummen, die der Eisenbahnbau, die Kriegsrüstungen, Kanäle (Suez,


Panama) verschlungen haben. Welche Umwälzungen hat nicht die Entdeckung


des Seeweges nach Indien in den kaufmännischen Einrichtungen und Anlagen


(Häfen, Lagerhäuser, etc.) verursacht. 
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Ganze Städte (Venedig) hat man in Folge dieser Entdeckung (Verbesserung)


hier niedergerissen, um sie dort (Lissabon) wieder aufzurichten.


Andere Beispiele, mehr Papier und Tinte kann ich mir wohl ersparen, um zu


zeigen, von welcher ausschlaggebenden Bedeutung die Verbesserung der


Produktionsmittel für die Nachfrage auf dem Anleihemarkt ist. Gegenüber dieser


Nachfrage tritt die von der bloßen Vermehrung oder Erweiterung der


Produktionsmittel herrührende Nachfrage ganz in den Hintergrund.


Wenn wir aber aus diesen und tausend ähnlichen Tatsachen den Schluß


ziehen wollten, daß die Nachfrage auf dem Anleihemarkt, die von der


Verbesserung der Produktionsmittel herrührt, zu jeder gegebenen Zeit ebenso


unbegrenzt sein muß, wie die Verbesserungsfähigkeit an sich unbegrenzt ist, so


würden wir zu vollkommen falschen Schlüssen gelangen.


Bei der Verbesserung der Produktionsmittel geht es nicht wie bei der einfachen


Erweiterung oder Vermehrung bereits bestehender Einrichtungen, wo man nur


für die nötigen Mittel zu sorgen hat, wo das „wie“ der Verbesserung gar nicht in


Betracht kommt. Ehe man eine Anleihe macht für die Verbesserung der


Produktionsmittel, müssen Entdeckungen oder Erfindungen vorangehen, und für


diese Dinge gibt es keine Läden. Mit Geld kann man alles bestellen, nur keine


Erfindung. Es genügt durchaus nicht, daß der Unternehmer dem Chemiker Geld


zur Verfügung stellt, damit er dafür gleich geräuschloses Pulver erfindet. In


Bezug auf Erfindungen gibt es Perioden des Fortschrittes und des Stillstandes;


eine einzelne Erfindung (Kompaß, Buchdruck, Eisenbahnen) macht oft auf allen


Gebieten der menschlichen Tätigkeit die Bahn auf weite Strecken frei.


Der Fortschritt geht nicht gleichmäßig, sondern stoß- und sprungweise vor, und
im Zusammenhang damit muß auch die Verbesserung der Produktionsmittel und
die Nachfrage auf dem Anleihemarkt sich stoß- und sprungweise, jedenfalls
höchst unregelmäßig zeigen.


Dieses erste Ergebnis unserer Untersuchung ist für den Zweck derselben von


höchster Bedeutung, und ich muß den Leser bitten, in den Sachverhalt durch


eigenes Studium weiter 
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einzudringen, falls er noch den geringsten Zweifel hegt, daß die Nachfrage auf


dem Anleihemarkt wirklich eine außerordentlich unregelmäßig sein muß.


Anerkennt aber der Leser die Richtigkeit dieses Ergebnisses unserer


Untersuchung, so bitte ich ihn um Antwort auf die Frage: Wie kommt es, daß im


Gegensatz zu den gewaltigen Sprüngen der Nachfrage auf dem Anleihemarkt


der reine Zins (also Zinsfuß minus Ristorno und Risikoprämie, siehe S. 49/52 d.


Z.) im großen und ganzen nur verhältnismäßig geringfügige Schwankungen erlei-


det? Kann er für dies Tatsache eine andere Erklärung finden als die, daß das


Angebot auf dem Anleihemarkt die Sprünge der Nachfrage unmittelbar mitmacht


und zwar so, daß das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage trotz den


Sprüngen der Nachfrage sich kaum nennenswert verändert? Der (reine) Zins


spiegelt doch das Verhältnis wieder, in dem Nachfrage und Angebot auf dem


Anleihemarkt einander gegenüberstehen, und wenn der reine Zins nur geringe


Schwankungen erfährt, so muß daraus gefolgert werden, daß das Verhältnis vom


Angebot zur Nachfrage ein stetes ist und daß, wenn die Nachfrage Sprünge


macht, die relative Stetigkeit des Zinses nur daher kommen kann, daß das
Angebot die Sprünge mitmacht.


Unvorsichtige Leser werden vielleicht hier denken: Diese relative Stetigkeit des


Zinses, bzw. die Anschmiegung des Angebots an die Nachfrage auf dem


Anleihemarkt (nicht zu verwechseln mit Ausgleich zwischen Nachfrage und


Angebot) ist einfach als die Wirkung der Reserven anzusehen, die im Bedarfsfall


einspringen.


Alle Sprünge der Nachfrage werden durch die Reserven der Kapitalisten aus-


geglichen. Wächst die Nachfrage und steigt der Zins um ein geringes, so werden


die müßig liegenden Kapitalien hervorgelockt, die das Angebot verstärken, so


daß das Verhältnis vom Angebot zur Nachfrage sich nicht weiter verschiebt. Aber


ich frage hier: Wo sind diese Reserven, woraus bestehen diese Reserven, wer


hält diese Reserven? Geldreserven können es nicht sein, denn mit Geld kann


man wohl den mit einem Eisenbahnbau z.B. verknüpften Warenaustausch ver-


mitteln, aber den Bau selbst kann man doch mit Geld nicht ausführen. Es ist the-


oretisch zum Überdruß oft nachgewiesen und die Praxis hat den Nachweis


tausendmal bestätigt, daß Geldreserven nur die Warenpreise hoch-


hochtreiben
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treiben können, daß sie aber den Zins (den reinen Zins) nicht herabdrücken kön-


nen. Wohl der beste Beweis dafür, daß auf dem Anleihemarkt eigentliche Waren


aber kein Geld gesucht werden. Springen bei einer steigenden Nachfrage auf


dem Anleihemarkt aus den Strümpfen, Koffern und Banken Geldreserven ein, so


steigt damit nur die Nachfrage auf dem Warenmarkt, wo die Preise


hochgetrieben werden. Die steigenden Warenpreise verschlingen dann an sich


die Reserven, indem bei hohen Preisen der gleiche Güteraustausch mehr Geld


erfordert als bei niedrigen, und die Erfahrung hat es gezeigt, daß es kein wirk-


sameres Mittel gibt, um die Banken zu leeren, die Reserven aufzuzehren, den


Anleihemarkt zu drainieren, als die andauernde, stetige Vermehrung des


Geldangebots. Die Erfahrung hat es bewiesen, daß die Überschwemmung des


Anleihemarkts mit neuem Geld (Assignate, Silber, kalifornische Goldfunde) noch


niemals den Zins hat herabdrücken können.


Was die Unternehmer für die Erweiterung oder Verbesserung ihrer


Produktionsmittel brauchen und verbrauchen, das ist nicht Geld, sondern Waren,


und an Waren gibt es keine Reserven. Wer würde auch solche Reserven halten?


Der Bankier, der Kapitalist, der Unternehmer, der Kaufmann? Die Vorräte an


Dingen, die der Unternehmer braucht, reichen gerade für den laufenden Bedarf


aus und werden auch in der Regel nicht über den laufenden Bedarf hinaus


bestellt und produziert. Außerdem würden ja solche Vorräte durch den Einfluß


von Rost und Fäulnis in kürzester Zeit zu Staube zerfallen.


Wenn wir aber den Gedanken an Reserven fallen lassen müssen, so bleibt nur


mehr eine Annahme frei, um die verhältnismäßig große Unbeweglichkeit des


Zinses gegenüber den Sprüngen der Nachfrage zu erklären und zwar die, daß


die Spannkraft der Produktion groß genug ist, um auch die heftigsten Sprünge


der Nachfrage auf dem Anleihemarkt immer gleich auszugleichen. In diesem Fall


wären es dann nicht Reserven an Produkten, sondern Reserven an Arbeitszeit


und Arbeitern, die den Ausgleich herbeiführen. Den Zusammenhang der


wirtschaftlichen Vorgänge hat man sich also dann wie folgt zu denken: Erfindung


neuer Produktionsmittel und darauffolgende Nachfrage auf dem Anleihemarkt,


die mit Geldreserven oder einfach durch Ausgabe von Banknoten gedeckt wird.


Nachfrage auf dem Warenmarkt mit den erhaltenen 
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Geldmitteln, wodurch die Warenpreise hochgetrieben werden und der Anstoß zu


vermehrter Produktion gegeben wird. Einstellung der Arbeiterreserve, Überstun-


den, Tag- und Nachtschicht, Deckung der Nachfrage auf dem Warenmarkt durch


die vergrößerte Produktion und auf dem Anleihemarkt durch die größeren Über-


schüsse des Volkes.


Lassen wir aber diese Erklärung für die verhältnismäßig große Unbeweglichkeit


des reinen Zinses gegenüber den Sprüngen der Nachfrage gelten, so muß sich


uns gleich folgende Frage entgegenstellen: Wie, die Spannkraft unserer


Produktion ist so groß, so gewaltig, daß sie allein genügt, um die tollsten


Kapriolen der Nachfrage auf dem Anleihemarkt fast spurlos auszugleichen und


reicht trotzdem nicht aus, um diese Nachfrage so zu decken, daß der Zins ver-


schwindet? Die Nachfrage springt um 100, um 200, um 500%, und mittels der


Reserven an Arbeitszeit und Arbeitern werden dies Ansprüche glatt gedeckt, und


trotzdem ist es in Jahrtausenden nicht einmal möglich gewesen, den kleinen


Bodensatz in dem Verhältnis vom Angebot zur Nachfrage, der dem Zins das


Dasein gibt, auch noch anzugreifen und wegzuräumen?


Ich will versuchen, diese höchst merkwürdige Tatsache mit Zahlen zu veran-


schaulichen. Nehmen wir den reinen Zins mit 3% und das Verhältnis der


Nachfrage zum Angebot mit 103 zu 100 an. Nun springt infolge irgendeines


Umstandes die Nachfrage plötzlich von 103 auf 206-309-515 und die


Anpassungsfähigkeit der Produktion ist derart, daß auch gleich das Angebot in


dem gleichen Verhältnis wächst – hier also von 100 auf 200, 300, 500.


Also die Nachfrage auf dem Anleihemarkt mag steigen und fallen so viel sie


will, das Angebot folgt ihr auf dem Fuße, aber immer in fast genau demselben


ursprünglichen Abstand, ohne sie in Jahrtausenden ein einziges Mal ganz einzu-


holen.


Denken wir uns den Fall, daß infolge einer Erfindung, die die


Produktionskosten im allgemeinen um 100% herabsetzt, die Unternehmer ihre


bisherigen Produktionsmittel mit großen Kosten umwandeln müßten.


Es ist klar, daß, um sich die Vorteile der Erfindung zu sichern, die Unternehmer


mit der Umgestaltung ihrer Produktionsmittel sich gegenseitig an Eile überbieten


würden und daß die Nachfrage auf dem Anleihemarkt gewaltigen Umfang


nehmen würde.
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Würde nun infolge davon der Zinsfuß steigen, zumal bei einem jährlich nur ein-


maligen Umsatz des Kapitals in Löhnen sich bei einem Zins von 90% noch ein


Gewinn ergeben würde? Nach den Erfahrungen, die man zur Zeit des


Eisenbahnbaues gemacht hat, müssen wir diese Frage verneinen und


annehmen, daß die Reserven an Arbeitern und Arbeitszeit das Nötige zur


Umgestaltung der Produktionsmittel, selbst im Umfange unserer Annahme, so zu


sagen aus den Ärmeln schütteln würden. Das Beispiel Nord-Amerikas, wo man


in ganz kurzer Zeit auf dem internationalen Anleihemarkt von der Nachfrage zum


Angebot übergegangen ist, trotzdem dort gleichzeitig für Millionen pudelnackter


Einwanderer Subsitenz- und Produktionsmittel geschafft werden mußten, ist ein


weiterer Beweis für die Richtigkeit dieser Annahme.


Die Erklärung für diese jedenfalls auffallende Erscheinung ist übrigens leicht zu


finden; sie liegt in unserem herkömmlichen Geld. Dieses Geld, mag es auf Silber,


auf Gold auf Papier geprägt oder gedruckt sein, gestattet dem Inhaber ohne per-


sönlich Schaden zu erleiden, das Angebot zu verschieben, falls der Zinsfuß ihm


nicht ansteht. Eine Verschiebung des Angebots ist aber mit einer Verminderung


des Angebots gleichbedeutend, und da der Zins das Verhältnis ausdrückt, in dem


sich Angebot und Nachfrage gegenüberstehen, so ist es klar, daß mit dem ein-


fachen Mittel einer Angebotsverschiebung, solange überhaupt eine Nachfrage


besteht, ein Zins erpreßt werden kann. Der Vorrat an flüssigen Geldern mag
noch so groß sein, er mag die Nachfrage oder den Bedarf um das 10- und 1000-
fache überragen; von diesem Vorrat wird nichts angeboten, solange kein Zins
bezahlt wird. Der Zins ist eine selbstverständliche Bedingung jeder Anleihe, und


dieser Bedingung muß sich jeder unterwerfen, der eine Anleihe machen will. Sind


aber die Unternehmer gezwungen, auf die Anleihen, die sie für die Erweiterung


oder Verbesserung ihrer Produktionsmittel machen, Zins zu bezahlen, so ist klar,


daß niemand an die Erweiterung der Produktionsmittel gehen wird, wenn das


Produktionsmittel nicht selbst so viel Zins abwirft, als wie dasselbe an Zins


kostet. Der Unternehmer hat als solcher kein Interesse daran, daß sein


Produktionsmittel Kapital ist und Zins abwirft. Diesen Zins (den er in den Preisen


seiner Produkte erhebt) muß er ja voll und ganz seinen Gläubigern ausbezahlen.


Ihm, dem Unternehmer, kommt nur der Unternehmergewinn zu, der übrig bleibt,


nachdem das Kapital verzinst wurde. Wenn er aber selbst Zins zahlen muß, so


wird 
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er, wie auch alle seine Konkurrenten, seine Produktion und Produktionsmittel so


beschränken, daß die Produkte einen Monopolcharakter tragen, daß neben den


gewöhnlichen Produktionskosten in den Verkaufspreisen noch etwas für die


Verzinsung des Kapitals erhoben werden kann.


Wir sind hier an einem Punkte angekommen, wo sich die Verhältnisse derart


verwickeln, daß wir die Übersicht verlieren würden, wenn wir das Geld nicht


ausscheiden, wenn wir keine materielle Trennung zwischen Tausch- und


Sparmittel vornähmen. Wir wollen also unsere Untersuchung in der Annahme


fortsetzen, unser herkömmliches Geld wäre durch irgendeine andere Ware,


meinetwegen auch durch Reformgeld, wie ich dasselbe vorschlage, ersetzt 


worden.


Dieses Reformgeld hat die Eigenschaft, die alle Produkte gemeinsam haben


(die auch die Waren hatten, durch deren Verkauf man überhaupt in den Besitz


des Geldes gelangt oder wenigstens gelangen soll), nämlich die, daß der


Aufschub des Angebots mit persönlichen Verlusten verbunden ist. Wer mit


solchem Geld in der Tasche den Anleihemarkt betritt, befindet sich in derselben


Lage, wie wenn er dort (wie zur Zeit des Tauschhandels) gewöhnliche Waren,


wie wenn er seine eigenen Produkte verleihen, auf Kredit verkaufen wollte. Er


kann sich nicht mehr einfach zurückziehen, wenn die Verhältnisse für den Zins


ungünstig sind, er kann den Zins nicht mehr erpressen. Das Angebot von flüssi-


gen Geldern wird vom Vorrat an solchen nicht mehr unabhängig sein, sondern


diesem genau entsprechen. Das Angebot macht den Zins nicht mehr zur condi-


tion sine qua non jeden Darlehens. Das Angebot verduftet nicht, wenn kein Zins


ausbedungen werden kann, sondern es bleibt. Und es bleibt auch dann noch, es


drückt auf den Zins, wenn dieser schon auf 0 zu fallen droht.


Daß dem Geldbesitzer selbst der Ausweg des Landkaufs abgeschnitten wäre,


ist klar, denn wer würde Rente abwerfendes Land noch gegen Geld verkaufen,


das an und für sich kein Kapital mehr ist? Unter der Geldreform sind Geld und


Land incommensurable Größen und nicht austauschfähig. Flürscheim glaubt mit


Henry George und vielen anderen, daß das heutige Geld deshalb Zins abwirft,


weil man damit Land kaufen kann, welches Rente abwirft. Dieser Schluß ist


falsch. Wenn das Geld an sich kein Kapital wäre und aus eigener Macht den


Zins nicht erpressen könnte, so wäre das Land unverkäuflich, weil unbezahlbar.


Für die Abmessung des Preises eines Grundstücks würde jedes Maß fehlen.


Wäre die Annahme Flürscheims richtig, so müßte ja in Ländern mit überwie-


überwiegendem
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gendem Großgrundbesitz, mit Domänen, Majoraten, etc., wo also der


Grundbesitz unverkäuflich ist, das Geld eigentlich schon jetzt zinsfrei zu haben


sein.


Nichts hindert mehr das Zustandekommen zinsfreier Darlehen; diesen steht


das Geld nicht mehr im Wege. Der Austausch der Produkte stockt nicht mehr, die


Verwandlung der Waren in Produktionsmittel, die heute nur vom Gelde so lange


zugelassen wird, als wie die Produkte mit Zins belastet werden können, resp.


Kapital sind, geht unbekümmert um den Zins ihren Gang weiter.


Nun behalten wir vor Augen, was wir über die gewaltige Spannkraft unserer


Produktion gesagt haben, bedenken, daß mit der Geldreform der Austausch der


Produkte unbegrenzt sein wird, daß auch ferner infolge dieses unbegrenzten


Austausches (der identisch ist mit der Beseitigung der Wirtschaftskrisen) das


Volk in die Lage versetzt werden wird, bedeutend größere Überschüsse zu


machen, und daß diese Überschüsse nicht mehr durch Arbeitseinstellungen


aufgezehrt werden, sondern dem Anleihemarkt werden zugeführt werden


müssen, und fragen dann, ob das Angebot noch hinter der Nachfrage


regelmäßig, ohne Ausnahme, zurückbleiben wird?


—————


Erfolge der Papierwährung [I]
Jeder regelrecht geschulte Nationalökonom ist über die bisherigen Mißerfolge


der Papierwährung genau unterrichtet worden; jeder tut auch sein Möglichstes,


um alle Nachrichten über weitere Mißerfolge der Papierwährung als warnende


Beispiele in die weitesten Volkskreise zu tragen. Jeder Schüler kennt die


Geschichte der Assignaten, jeder weiß, daß ein Pfund Talglichter damals 10


Livres = 500 Franken kostete.


Um solche Währungspfuschereien einem kindlichen Gemüte so


abschreckend wie möglich erscheinen zu lassen, wird, bewußt oder unbe-


wußt, nur die eine Version (des Käufers) jener Tatsache gegeben; die


andere Version (des Verkäufers) nämlich, daß der glückliche Seifensieder


10 Livres = 500 Franken für ein Pfund Talglichter in barem Gelde erhielt,


sagt genau dasselbe, klingt aber ganz anders.


Als vor etlichen Jahren die Assignatenwirtschaft sich in Argentinien wieder-


holte, erschienen darüber in den meisten europäischen Zeitungen lange Artikel,


die alle mehr oder weniger in einem Verdammungsurteil der Papierwährung


ausklangen.


Die Schuld an der argentinischen Krise tragen nicht mehr die Männer, sondern


allein das Papiergeld, besser gesagt das Geldpapier. Jedem, der diese Artikel


las, mußte sich der Gedanke aufdrängen, daß, wenn Argentinien damals die


Goldwährung statt der Papier-


Papierwährung
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währung gehabt hätte, die Krisis und überhaupt die Mißwirtschaft verhütet wor-


den wäre. Ja, man mußte sich sagen, daß jene Zeitungsartikel vor allem den


Zweck hatten, dem Volke die Überzeugung beizubringen, daß die Goldwährung


allein imstande sei, die Volkswirtschaft vor Mißgriffen der Regierung zu schützen.


Übrigens eine ebenso weitverbreitete wie falsche Ansicht. Wenn, wie es


doch ausnahmslos der Fall gewesen ist, die Gold- oder Metallwährung der


Papierwährung voranging, und dieser den Platz räumen mußte, so ist es


doch offenbarer Unsinn, die Goldwährung als ein Hort gesunder


Volkswirtschaft, als eine Festung gegen Machtmißbrauch der Regierung


hinzustellen. Hat die Regierung den ehrbaren Willen das Geldwesen nach


vernünftigen Grundsätzen zu verwalten, so sind anderweitige Bürgschaften


überflüssig; ist aber dieser Wille nicht vorhanden, so erweisen sich alle


stofflichen Bürgschaften als Spreu im Winde der staatlichen Allmacht im


Geldwesen. Beweis: Gresham Gesetz.


Nun hat man seit ca. 4 Jahren in Argentinien das Papiergeld nach neuen


Grundsätzen verwaltet und gleich zu Beginn zeigte es sich, daß die Mängel der


Papierwährung nicht im Papier, sondern in der Verwaltung des Papiergeldes


begründet lagen. Die Erfahrungen, die man seit 4 Jahren in Argentinien gemacht


hat, beweisen, daß man mit dem Papiergeld alles erreichen kann, was man will.


Man wollte in Argentinien einen festen Goldpreis und man hat ihn erreicht. Dabei


ist zu bedenken, daß das argentinische Geldamt zu Beginn seiner Tätigkeit nicht


einen Heller in der Kasse hatte und daß der gesamte Umlauf des Landes auss-


chließlich in Papiergeld besteht, welches keine andere Bürgschaft besaß als die


Arbeitsteilung, als den Bedarf an einem staatlich verwalteten Umlaufmittel.


Heute, nach 3 1/2 Jahren, besitzt das Geldamt eine Reserve von 36 Millionen


Pesos Gold = 180 Millionen Franken die bei der Regulierung des Goldkurses


sehr gute Dienste leistet und die mit jedem Jahre wachsen wird. Woher kommen


diese Millionen? Das Geldamt hat sie nicht geborgt; sie kosten ihm keine Zinsen:


Weshalb ließen die Bankiers dieses Gold mit bedeutenden Unkosten aus Europa


kommen, um dasselbe gegen schmutziges Papiergeld zu einem Preis auszu-


tauschen, der jede Möglichkeit eines Profites von vornherein ausschließt?


Diese Frage beantworten, heißt, den Tod der Goldwährung fordern. Deshalb


schweigen wohl auch alle die Männer, die vordem über die argentinische


Währungspfuscherei hergezogen, jetzt, da das brave argentinische Papiergeld


zeigt, was es unter verständiger Leitung leistet.


Ich persönlich verzeichne diese Erfolge des argentinischen Papiergeldes am


Schluß des ersten Jahrgangs der „Geldrefom“ mit um so größerer Genugtuung,


als ich seinerzeit der erste war, der die Emissionsreform, so wie sie jetzt in


Argentinien gehandhabt wird, gefordert hat (s. meine Schrift „La cuestion mone-


taria argentina“, Buenos Aires 1898).
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Die Geld- und Bodenreform


———————————————————————————————————
Bd. 2. Januar 1904 Nr. 1.


————————————————————————————————————


Chamberlain und die Bodenreform
In England hat man zur Stunde das Gefühl einer drohenden, wenn auch


unbestimmten Gefahr; man fürchtet, daß, wenn nicht ganz außergewöhnliche


Anstrengungen gemacht werden, das Land zu einer Macht zweiten Ranges her-


abgleiten wird. darum sucht man einen innigeren Zusammenschluß aller Teile


des Weltreiches herbeizuführen und das durch die Standes- oder


Vermögensunterschiede, sowie durch die Eroberungs- und Kolonialpolitik gelock-


erte Bewußtsein der Stammes- und Blutsverwandtschaft neu zu beleben.


Den Reifen, der die Dauben des Weltfasses zusammenziehen soll, glaubt man


in einem Zollverein gefunden zu haben und zwar nach dem Muster des „made in


Germany“ Zollvereins.


Daß man in England für die Lösung der gestellten Aufgabe an einen Zollverein


gedacht hat, ist erklärlich, der Gedanke liegt ja ziemlich nahe, besonders, da


man die Erfahrungen und Erfolge des deutschen Zollvereins vor Augen hat. Zu


verwundern ist nur, daß man beim Zollverein stehen blieb und nicht weiter mehr


suchte. Es gibt doch sonst noch viele Volkskitte, die sich bewährt haben, z.B.


das allgemeine, gleiche Wahlrecht und die damit zusammenhängende allge-


meine gleiche Wehrpflicht. Eine allgemeine, gleiche Alters-, Witwen- und


Krüppelpension für alle britischen Bürger würde gleichfalls den Solidaritätsgeist


wecken. Vor allem aber würde das allgemeine, gleiche wirtschaftliche Interesse


aller Bürger am Gedeihen des gemeinsamen Vaterlandes – welches man freilich


nur allein durch die Bodenreform erzielen kann, den Zweck am sichersten erre-


ichen.


Übrigens sei hier gleich bemerkt, daß die Verhältnisse in Großbritannien


wesentlich verschieden sind von denen, die bei der Gründung des deutschen


Zollvereins obwalteten. Für den deutschen Zollverein brauchte man sich nicht


vom Frei-


Freihandel
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handel loszusagen und auch keine Zollschranken zu errichten wo keine waren, –


im Gegenteil, der Zollverein bezweckte die Aufhebung von Zollschranken, und


die Gründung eines Freihandelsgebietes, welches nur deshalb nicht die ganze


Welt einschloß, weil sich die Welt nicht einschließen ließ. Chamberlain dagegen


will Zollschranken errichten und den Freihandel aufgeben, um einen Zollverein


gründen zu können. In Deutschland war der Freihandel Zweck des Vereins, hier


wird der Freihandel dem Zweck geopfert. Die Gründung des deutschen


Zollvereins erfuhr das Volk durch die Verbilligung vieler Waren, der britische


Zollverein wird sein Gründungsfest mit einer allgemeinen Brotteuerung feiern!


Da man nun in England auf die Erfolge des deutschen Zollvereins hinweist,


muß man da nicht annehmen, daß der projektierte britische Zollverein, der sich


in so wesentlichen Punkten als das Entgegengesetzte des deutschen Zollvereins


erweist, auch die entgegengesetzten Früchte zeitigen muß?


Im Novemberheft der Zeitschrift der englischen Bodenreform [Land values Nov.


1903] wird berechnet, daß die aufgrund der vorgeschlagenen Zölle auf Brot,


Fleisch und Molkereiprodukte zu erwartende Preissteigerung jährlich 308


Millionen Mark (£ 15.425.000) betragen und daß sich diese Summen unter fol-


gende Interessenten verteilen würde:


Staat, an den Zöllen aus dem Vereinsausland £ 05.950.000


Grundrente in den Kolonien £ 01.600.000


Grundrente im Inland £ 07.875.000


£ 15.425.000


Es kann wohl als selbstverständlich angenommen werden, daß die englischen


und kolonialen Grundbesitzer die um den Betrag der Zölle erhöhte Rentabilität


ihres Grundbesitzes ihren Pächtern bei Erneuerung der Kontrakte und bei


Berechnung der Pachtsumme auf Heller und Pfennig ankreiden werden. Die


Pachtsumme gibt aber unter Zuhilfenahme des Zinsfußes die Grundlage für die


Berechnung der Landpreise, und so findet man, daß die um den Betrag der Zölle


erhöhte und kapitalisierte Grundrente die Grundbesitzer Englands allein um M.


3.200.000.000 (£ 160.000.000) bereichern würde – und das auf Kosten der


englischen Brotkonsumenten, in der Hauptsache also der Arbeitermassen.
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Ob nun in einer solchen Umarmung des Weltreiches die Gefühle der


Zusammengehörigkeit erwarmen werden, ob ein Zollverein, der mit dem aller-


größten Schwindel des Jahrhunderts inszeniert wird, die Klassengegensätze


mildern, Großbritannien innerlich festigen wird? Mir däucht, daß aus solcher


haarsträubenden Ungerechtigkeit nur eines erwachsen kann: Die Empörung der


Geprellten und eine neue Hekatombe für den heiligen Bartholomäus.


Und dabei kann man nicht leugnen, daß der eigentliche unmittelbare Zweck,


den Chamberlain im Auge hat, durch den Zollverein wirklich eine Förderung


erfahren könnte, daß der Verkehr innerhalb des Weltreiches tatsächlich ein


regerer werden müßte. Schon der Wegfall der Zollplackereien, ohne den Zoll


selbst in Anschlag zu bringen, muß die Bewohner Kanadas mit denen Australiens


näher bringen.


Es fragt sich also, ob der eigentliche Zweck der Chamberlain’schen Vorschläge


nicht in Reinkultur ohne die empörenden Nebenwirkungen erzielt werden kann?


Es fragt sich, ob man nicht Getreidezölle erheben kann, ohne die ohnehin schon


reichen Grundbesitzer auf Kosten der Volkswirtschaft um Milliarden zu


beschenken?


Die Bodenreformer bejahen diese Frage und weisen nach, daß man die


Getreidepreise durch Zölle beliebig erhöhen kann, ohne damit eine Erhöhung der


Grundrenten zu verbinden.


Zu diesem Zweck ist es nur nötig, eine den Zöllen angepaßte


Grundrentensteuer


zu erheben, so daß nicht allein die ausländischen, sondern auch die inländis-


chen Getreidelieferanten bzw. Grundbesitzer ihren Gewinn aus den erhöhten


Preisen an den Staat abtragen.


Dieser Vorschlag ist einfach in der Durchführung und von zweifelloser


Wirksamkeit.


Unter Zugrundelegung der oben angeführten Zahlen würden die vereinigten


Zoll- und Grundrentensteuern dem Staat eintragen:


Aus Zöllen auf ausländischem Getreide etc. £ 05.950.000


Aus Grundrentensteuern in den Kolonien £ 01.600.000


Aus Grundrentensteuern im Inland £ 07.875.000


£ 15.425.000
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d.h. der Staat wird nicht allein durch die Zölle an den erhöhten Getreidepreisen


beteiligt sein, sondern die ganze Differenz aus den Getreidepreisen wird der


Staatskasse unverkürzt zufließen.


Wird nun dieser Betrag zugunsten der Brotkonsumenten verwendet, also z.B.


direkt in Form einer auf den Kopf der Bevölkerung berechneten baren


Rückzahlung, oder mittelbar, in Form einer allgemeinen Witwen-, Waisen-, Alters-


und Krüppelpension, oder auch durch Rückzahlung der Staatsschulden, durch


Beseitigung anderer den Brotkonsumenten bedrückenden Steuern, oder durch


Rückkauf von verkäuflichen Ländereien, Eisenbahnen etc., so kann Herr


Chamberlain sicher sein, daß die Leidenschaftlichkeit in der Opposition gegen


seine Projekte sofort gedämpft wird, allerdings damit zusammen auch der jetzige


Enthusiasmus der agrarischen Kreise, denn unmittelbare Privatinteressen wer-


den durch seine Reformen nicht mehr berührt werden.


Ob Herr Chamberlain, der doch gewiß Höheres im Sinne hat als gemeinen


Klassenprofit, nicht für diese Anschauung der Bodenreformer zu gewinnen wäre?


Diese Frage möchte ich hiermit an die englischen Bodenreformer gerichtet


haben.


Zu den wichtigsten Erwägungen, die gegen den Kornzoll angeführt werden,


gehört auch die, daß die Kornzölle nicht bei den jetzigen Ansätzen stehen


bleiben würden, daß der Hunger der Schlemmer erst mit dem Essen kommt.


Diese Bedenken verlieren mit den vereinigten Zoll- und Grundrentensteuern


jeden Rückhalt, denn zusammen mit den Zöllen würden auch die Grundrenten-


steuern nicht erhöht werden, und wer würde unter solchen Umständen noch 


den Anstoß zu Zollerhöhungen geben?


Für die Chamberlain’schen Projekte hat aber die Grundrentensteuer noch eine


ganz besondere Bedeutung, insofern als diese Steuer ungleich wirksamer als der


Zollverein die Gefühle der Solidarität unter den Bewohnern des britischen


Weltreiches wecken würde. Diese Steuer bringt Old England, das wirkliche


konkrete Großbritannien, also das Land selbst, nicht das Old England der Dichter


und Phantasten, wieder in den Besitz des Volkes. Jeder britische Bürger wird


zum Landbesitzer, der am wirtschaftlichen Gedeihen des Landes unmittelbar


beteiligt ist. Die Entdeckung fruchtbaren Weizenlandes in Sascachevan, die


Erbohrung einer Petrolquelle in 
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Australien, die Erfindung einer wirksamen Medizin gegen die Schafsräude, die


Dürre in Indien, der Preisrückgang der Kohle in Cardiff etc. etc., alles wird die


britischen Bürger gleichmäßig interessieren, den Dockarbeiter in London sowohl


wie den einsamen Trapper an der Hudsonbai.


Aus dem gemeinsamen Besitz erwächst aber wieder das gemeinsame


Interesse an der Erhaltung bzw. an der Verteidigung des Besitzes, und dieses


Interesse verwandelt sich in der Stunde der Gefahr in Opferfreudigkeit an Gut


und Blut. Diese Freudigkeit ist es aber, die Chamberlain für die Sicherheit des


britischen Reiches zu wecken sucht.


Noch in einer anderen und besonders für England wichtigen Richtung würde


die


vere in ig te  Korn-  und Grundrentensteuer


bemerkenswerte Früchte zeitigen. Sie würde die spezifische Erhöhung des


Getreidepreises, den Kornbau auf jetzigem Ödland rechnerisch noch möglich


machen und gestatten, den jetzigen Ackerboden noch intensiver zu bebauen –


sei es durch Drainagearbeiten, Mergelung, künstlichen Dünger oder sonstige


Verbesserungen, die sich zu den heutigen Kornpreisen nicht ausführen lassen.


Durch diese erhöhte Eigenproduktion würden die Gefahren eines Krieges für die


Verproviantierung natürlich in entsprechendem Verhältnis vermindert werden –


ohne daß dem englischen Volk andere Unkosten erwachsen würden als das


wirtschaftliche Defizit, das ein solcher Kornbau bei den heutigen Preisen verur-


sachen würde, ein Defizit, das an den verminderten Getreideeinfuhren und


Zöllen ziemlich genau zu berechnen wäre.


Jeder Mensch, der in den Grenzpfählen nichts als Marterpfähle der Menschheit


erblickt, wünscht den Tag mit Sehnsucht herbei, an dem die Vereinigten Staaten


von Nordamerika und das britische Weltreich sich in den Arm fallen und den


Brüderkrieg vergessen werden, der zum Nachteil der gesamten Menschheit


diese beiden größten Reiche nun schon über ein Jahrhundert trennt, denn wie


leicht wird es dann für diese „Vereinigten Staaten der Welt“, die Beseitigung der


übrigen Grenzzäune zu veranlassen, durch die die Völker der Erde eingehegt


werden wie das Rindvieh auf der Weide.


Einem solchen Friedensschluß würde jedoch der durch keine


Grundrentensteuer kompensierte Kornzoll große Hin-


Hindernisse
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dernisse in den Weg stellen, denn, einmal eingeführt, läßt sich der Kornzoll kaum


mehr beseitigen, ohne die Volkswirtschaft in ihren Grundfesten zu erschüttern.


Die Beseitigung der Zölle setzt die Landpreise wieder herunter und erschüttert


die Sicherheit der Hypothekenbanken, deren Pfandbriefe wieder die


Lebensgrundlage unzähliger Personen bilden.


Zu jedem Geschäft, selbst jenen, die die Ewigkeit überdauern sollen, gehört


eine Liquidationsklausel, und auch in England wird man bei Einführung der


Kornzölle an diese elementarste Vorsichtsmaßregel denken müssen. Kornzölle


lassen sich aber nur dann abschaffen, wenn ihre Einführung von einer


entsprechenden Grundrentensteuer begleitet wurde, sonst wird – wie gesagt –


die Beseitigung der Kornzölle zum Krach in der ganzen Volkswirtschaft führen.


Kurz die Vereinigung von Kornzoll und Grundrentensteuer allein gestattet den


Kornzoll einzuführen, den Zoll nach Bedarf zu erhöhen, zu ermäßigen oder ganz


zu beseitigen, ohne Privatinteressen dadurch zu berühren; [Mit Ausnahme des


Kapitals, welches zur Bodenaufbesserung angelegt wurde und dessen Rentabilität von den um die


Zölle erhöhten Kornpreisen abhing.] diese Vereinigung allein vermag England jene


Ungebundenheit zu erhalten, die für die volle wirtschaftliche und politische


Freiheit unentbehrlich ist.


Das Gesagte beansprucht Beachtung natürlich nur für den immerhin möglichen


Fall, daß man sich in England nicht über andere Mittel zur Konsolidierung des


Reiches verständigen kann als den Schutzzoll. Dem fliehenden Feinde baue


man goldene Brücken, und als eine solche Brücke (und nur als das) möchte ich,


daß man meinen Vorschlag ansehe; er soll s. Zt. dem geschlagenen und seinen


Fehltritt bereuenden Schutzzöllner die Rückkehr erleichtern in den Hafen des


Freihandels.
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Sparsamkeit und Arbeitslosigkeit  [I]
Es sind schon 10 Jahre her, daß unter dem Titel


„The Fal lacy of  Sav ings“  
[John M. Robertson, London, Swan Sonnenschein & Cie.]


in England ein Buch erschien, worin, den herrschenden Spartheorien entge-


gen, der Nachweis erbracht wurde, daß das heute geübte Sparsystem mit


Notwendigkeit den allgemeinen, gegenseitigen Ruin der Produzenten her-


beiführen muß, aber von irgendeinem Einfluß auf Denkweise und Gebaren des


Volkes ist eine Spur nirgendwo zu sehen. Robertson hat den Trugschluß, der


dem von Gebildeten und Ungebildeten gleich eindringlich empfohlenen Sparen


zugrunde liegt, soweit es die ihm bekannten Tatsachen überhaupt gestatteten,


freigelegt, aber nach wie vor wird das Sparen gepredigt in der Familie, in der


Wissenschaft, in der Gesetzgebung.


Mit der tönernen Sparbüchse beschenken die Eltern ihr Kind, und Paten und


Tanten füllen sie mit Kupferstücken. Dann wird die Büchse zerschlagen und mit


dem armseligen Inhalt werden in den prächtigen Sälen der Post, von buntuni-


formierten Beamten Postsparmarken gekauft und dem staunenden Kinde wird


vorgerechnet, wie sich nun das Samenkorn unter der sorgsamsten Pflege der


Postbeamten zu einem Baum entwickeln wird, dessen kostbare Früchte später


über Zeiten von Arbeitslosigkeit hinweghelfen werden.


So lernt das Kind frühzeitig begreifen, wie man sich gegen Arbeitslosigkeit


schützen muß, und da gewöhnlich die ersten Eindrücke am festesten sitzen, so


weiß man jetzt das Kind gefeit gegen die bösen Lehren der Schwindler, die mehr


oder weniger instinktiv das Sparen als einen Störenfried der Volkswirtschaft


betrachten. Und sollten sich etwa in dem heranwachsenden Kinde Zweifel regen


über die Vortrefflichkeit des Sparens, so werden diese mit dem Rüstzeug der


Wissenschaft auf so wuchtige Weise niedergeschlagen, daß der Zweifler


gewöhnlich für sein Leben genug hat.


Der Sparer, heißt es, bringt sein Geld zur Sparkasse und von dort holen es die


Unternehmer, Kaufleute, Fabrikanten, die durch den Bau von Häusern, durch


Urbarmachung von Ödland, durch den Betrieb ihrer Fabriken und Geschäft, das


Geld in Form von Lohnausgaben wieder in Umlauf setzen. 
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Woher bekämen denn diese Leute das Geld, und wer würde den Arbeitern


Verdienst und Brot verschaffen, wenn die Sparer nicht wären, die die Banken


immer wieder mit Geld versorgen? [Ich kann vielleicht schon hier einschalten, daß ohne die


Sparer das Geld einfach im Verkehr bleibt, daß es die Barzahlung erleichtern, das Kredit- und


Wechselunwesen einschränken würde, daß infolgedessen die Unternehmer und Geschäftsleute allein


durch die regelmäßig einlaufenden Gelder mit den nötigen Umlaufmitteln versehen würden und die


Vermittlung der Banken also entbehren könnten.]


Arbeitet also und sparet, so wird der Industrie niemals das Geld fehlen für


euren Lohn. Kein wirksameres Mittel gibt es, um das Elend aus der Welt zu


schaffen und um die Arbeitslosigkeit, die Überproduktion, die Wirtschaftskrisen


zu beseitigen als arbeiten (also Waren Erzeugen) und sparen (also sich die


erzeugten Waren nicht gegenseitig abzukaufen). Verkauft alles, was ihr mit


emsigem Fleiß erzeugen könnt, kauft aber eurerseits nichts, damit die


Unternehmer das von euch gesparte Geld für die Erweiterung und den Betrieb


der Fabriken von ihren Bankiers erhalten können. So werdet ihr immer wieder


Arbeit haben.


Daß ein Schulbub oder ein bei 15-stündiger, täglicher Arbeitszeit ergrauter


Arbeiter diese im Tone der größten Selbstverständlichkeit ausgesprochene


Sophisterei nicht gleich durchblickt, ist ja verständlich; daß es lange gedauert


hat, bis daß die Wissenschaft auf diesen Trugschluß gestoßen ist, läßt sich auch


begreifen, aber unverständlich bleibt es, daß, nachdem Robertson das


Selbstmörderische des heutigen Sparsystems klargelegt hat, niemand sich


erhob, als es sich darum handelte, obige Spartheorien mittelst Gründung von


Postsparkassen durch den Staat neu einsegnen zu lassen. Das wäre doch eine


Gelegenheit gewesen, die „Fallacy of Saving“ auf breitester Grundlage zur


Besprechung zu bringen, und dem Volke vorzurechnen, daß es sich mit seinem


Sparsystem einfach selber betrügt, daß es die Arbeitslosigkeit, gegen welche


sich das Volk durch Sparen zu schützen sucht, selber erst durch das Sparen


erzeugt, daß Kauf und Verkauf, Konsum und Produktion sich gegenseitig bedin-


gen, daß nur so viel und so lange gearbeitet wird, als wie der Konsum reicht.
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Gewiß, es genügt nicht, daß der Wunsch ausgesprochen werde, ein jeder


möge für seine Rechnung und freiwillig auf das Sparen verzichten, denn die


wohltätigen Folgen, die man von einem solchen Vorgehen mit Recht erwarten


kann, würden in Frage gestellt werden, wenn einzelne Personen rücksichtslos


genug wären, das Sparen weiter zu betreiben. Der einzelne muß die Gewißheit


haben, daß die Gesamtheit das heutige Sparsystem aufgibt, sonst muß er sich


persönlich durch Sparen vor den Folgen des Sparens der anderen sichern. Es


geht hier zu, wie mit dem Ladenschluß an Sonntagen. Jeder stimmt für den


Schluß der Läden, vorausgesetzt, daß alle es tun.


Aber wenn dieser Wunsch nicht genügt und man auch von den von Robertson


angegebenen gesetzlichen Maßnahmen keinen durchschlagenden Erfolg


erwarten kann, so ist das doch kein vernünftiger Grund, um die Sache mit


Stillschweigen zu übergehen.


Was Robertson selbst vorschlägt, sticht in seiner Armseligkeit merkwürdig von


der Gründlichkeit seiner Untersuchung ab:


1. Rückzahlung der Staatsschulden mit Hilfe einer reformierten


Einkommensteuer, um nach Entlastung des Staatsbudgets von der Verzinsung


der Schulden die Lebensmittelsteuern zugunsten eines erweiterten Konsums zu


beseitigen.


2. Allgemeine Alterspensionen für alle diejenigen Bürger, die keine Einnahmen


aus Renten haben, um diese Kreise der Notwendigkeit zu entheben, Ersparnisse


für ihre alten Tage zu machen.


3. Allgemeine, künstliche Beschränkung der Geburten, damit an diejenigen


unentbehrlichen Produkte (Rohstoffe), die durch Arbeit nicht beliebig,


beziehungsweise nach Bedarf, erzeugt werden können, kein Mangel erwachse.
[Robertson scheint von der Henry George’schen Grundrentensteuer keine Kenntnis zu haben; denn


mit dieser Steuer kann man, ohne das Volk zu belasten, die Preise beliebiger Produkte beliebig hoch


schrauben, und dadurch auch beliebige Quantitäten erzeugen, wobei durch die spezifisch hohen


Preise die ökonomische Ausnutzung der geförderten Mengen gesichert wird. Wünscht man z.B. in


England den Kornbau in Blumentöpfen noch rentabel zu machen, so braucht man nur einen


entsprechenden Zoll auf Getreide zu legen und gleichzeitig die Grundrentensteuer um den Betrag der


Zölle zu erhöhen. Der Brotpreis wird dann von 10 auf 20 oder 30 steigen, was die Produktion stim-


ulieren und der Vergeudung der Brotstoffe durch das Halten von Luxustieren entgegenwirken wird,


während der Staat die aus Zöllen und Rentensteuern eingehenden Gelder den Bürgern entweder bar


oder durch Steuererlaß wieder erstatten kann.]
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Neben diesen durch die Staatsgewalt durchzuführenden Reformen soll der


Konsum auch durch moralische Mittel gehoben werden, und weil dann der so


vermehrte Konsum sich mehr auf die Qualität als auf die Quantität werfen wird


und die höhere Qualität in der Regel nicht durch Maschinen (?) geleistet werden


kann, so würde auch aus diesem Grunde mehr Nachfrage für Arbeit erwachsen


(? !).


Wenn Robertson, der, wie kein anderer, die Spartheorien durchforscht hat, uns


solche Mixed Pickles als Dessert aufträgt, so dürfen wir uns nicht wundern über


das, was seine Vorgänger vorzuschlagen haben. Hierüber schreibt Robertson (S.


123):


„Lauderdale schien die Staatsschulden zu rechtfertigen; Sismondi griff das


Maschinenwesen an; Ruskin tat das gleiche und schlimmeres; Malthus befür-


wortete einen Stand von reichen Faulenzern und verteidigte die Kornzölle;


Chalmers wünschte eine reiche Aussteuer für die Aristokraten; Moffat wünschte


die Grundbesitzer in ein moralisches Recht auf Rente einzusetzen, ja sogar die


Herren Mumery & Hobson [„The Physiology of Industry“, London, John Murray, 1889.] wis-


sen nichts besseres als den Achtstundentag vorzuschlagen.


Man sieht, alle ohne Ausnahme, Robertson eingeschlossen, versuchen das


Übel in seinen Folgen anzugreifen und man merkt es den Vorschlägen an, wie


lange sie über das Problem gegrübelt haben, ehe sie das „Richtige“ trafen.


Keinem fällt es in den Sinn, dem Sparen in seiner eigentlichen Ursache, dem


Gelde, beizukommen. Und doch muß Robertson unzählige Male die Frage


gestreift haben: Warum werfen sich die Sparer gerade auf das Geld? Die ganze


Schwierigkeit liegt darin, daß die Sparer unter Zurückweisung aller


Arbeitsprodukte immer das Geld als Grundlage ihrer Ersparnisse betrachten und


behandeln. Welche Vorzüge hat denn das Geld den Waren gegenüber als


Sparmittel, und muß denn das Geld solche Vorzüge haben, müssen wir müßig


zusehen, wie das Tauschmittel von den Sparern zu Zwecken mißbraucht wird die


denen des Geldes gerade entgegengesetzt sind? Das Geld 
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hat doch den Zweck, den Warenaustausch zu vermitteln; der Gebrauch, den das


Volk mit dem Gelde macht, muß also diesem Zweck entsprechen, sonst ist es


ein Mißbrauch. Welchem der beiden Herren soll denn das Geld gehorchen, dem


Produzenten oder dem Sparer? Soll das Geld, wie Proudhon sich ausdrückt,


Riegel oder Schlüssel des Warenaustausches, oder gar beides zusammen sein?


Kann man denn Tausch- und Sparmittel derart miteinander verkuppeln, daß


ersteres nicht darunter leidet?


Wie gesagt, Robertson hätte über alle diese Fragen stolpern müssen, wenn er


seinen Blick mehr auf die Sache selbst, als auf die Aussagen verstorbener,


längst vermoderter Männer gerichtet hätte.


Es ist Tatsache, daß unser Geldwesen die Hochburg, das Rückgrat des heuti-


gen Sparsystem ist, daß wenn auch die Sparer das Geld direkt oder durch die


Banken wieder in Umlauf setzen, sie dies doch nur


bedingungsweise,


d.h. gegen Zinszahlung, Mehrwert oder Profit tun. Und da man nun einsieht,


daß solche Bedingungen den Grundsätzen des paritätischen Warenaustausches


zuwiderlaufen, so ist doch wahrhaftig die Frage heute nicht mehr die, was wir


machen sollen, um den Folgen der Sparpraxis zu begegnen, sondern wie wir


Tausch- und Sparmittel derart trennen können, daß die Sparer das Tauschmittel


nicht mehr zu Sparzwecken mißbrauchen.


Die Geldreform gibt die Antwort auf diese Frage. Mit der Geldreform hört das


Sparen des Geldes auf; die Geldreform trennt das Tauschmittel vom Sparmittel.


Wer nach der Geldreform sparen will, wird nach wie vor alle Güter der Welt,


einschließlich Gold, Silber, Perlen und Diamanten zu seiner Verfügung haben,


aber das Geld wird er unter allen Umständen immer fahren lassen müssen. Das


Geld wird dem arbeitsamen Sparer wohl den Verkauf seiner Produkte vermitteln,


aber das wird alles sein, was er vom Gelde erwarten kann.


Wer nach der Geldreform mehr Waren erzeugt und verkauft als er kauft, also


über einen Überschuß an Geld verfügt, der wird diesen Überschuß nicht mehr


bedingungsweise ,
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d.h. nur gegen Zinszahlung dem Verkehr zurückgeben, sondern diese Rückgabe


wird von jeder Bedingung unabhängig sein. Kurz, die Überschüsse wird man


nicht mehr selbstverständlich als Kapital betrachten könne. Ist die Nachfrage


nach Realkapitalien größer als das Angebot, so wird der Sparer auch einen Zins


für sein Geld ausbedingen können; im anderen Falle aber nicht. Der Zins wird


das Geld nicht mehr erpressen können.


Der Sparer hat seine Waren gegen Geld verkaufen können; nun muß er wis-


sen, was er mit dem Geld anfängt. Das ist seine Sache, und mehr als die


Vermittlung des Tausches kann niemand billigerweise vom Geld verlangen. Hat


der Sparer keine Verwendung für das Geld, d.h. keinen Bedarf an Waren, warum


hat er denn gearbeitet, Waren erzeugt und verkauft? Wer keinen Gebrauch für


das Geld hat, der soll keine Waren erzeugen. Das Geld ist ja nur da, um den


Tausch zu vermitteln.


Nun heißt es: Aber wir können nicht so von der Hand in den Mund leben; wir


müssen für schlimme Zeiten, für Krankheiten, fürs Alter vorsorgen, und dazu


brauchen wir einen Wertbewahrer, denn es ist bekannt, daß man die gemeinen


Arbeitsprodukte und gerade die wichtigsten unter ihnen, nicht ohne unmittelbaren


Schaden aufbewahren kann.


Wertbewahrer! In allen Schriften kommt dieser liederliche, schwindelhafte


Ausdruck vor. Was ist das, ein „Wertbewahrer“?


Claim to wealth, auf deutsch „Anrecht auf Nachfrage“, kurz. Nachfrage nennt


Robertson das gesparte Geld, den sogenannten Wertbewahrer, den Schatz der


Sparer. Und so ist es. Aufgespeicherte Nachfrage, das ist der nackte Sinn des


gesparten Geldes, der sogenannten Wertbewahrung.


Eine Aufspeicherung der Nachfrage kann aber nur unter der Voraussetzung


einen vernünftigen Sinn haben, daß andererseits eine entsprechende


Aufspeicherung des Angebots erfolgt, denn Nachfrage ohne Angebot kann nur


zur Preiserhöhung oder, wie Robertson sagt, zur „Nullification of the claim“


führen. 


Eine Aufspeicherung des Angebots ist aber einfach unmöglich und zwar aus


genau denselben Gründen, die das Verlangen nach dem Wertbewahrer geweckt


haben. Wenn der Sparer keine Güter aufbewahren kann, soll sie dann etwa ein 
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anderer für ihn aufbewahren? Das kann vielleicht ein eigenpänziger Bauer für


sich persönlich wünschen; im volkswirtschaftlichen Sinne aber ist dieser Wunsch


ein Verbrechen, denn in diesem Sinne heißt „Wert aufbewahren“ so viel wie


Absatzstockung, Arbeitslosigkeit, Elend, Verbrechen.


Aber was sollen denn die Sparer machen, wie sollen sie für böse Zeiten vor-


sorgen? Nun diese Frage geht uns nichts an; sie hat mit dem Geldwesen, dem


Warenaustausch nichts zu schaffen. Das Geld hat dem Sparer den Verkauf sein-


er Produkte vermittelt, nun soll er sich dafür bedanken, und nichts Unmögliches


vom Gelde fordern. Wer für seine alten Tage vorsorgen will, mag sich für die


Aufbewahrung seiner Schätze mit Chemikern in Verbindung setzen, im übrigen


soll er sich nicht mit seinen Klagen und Verlegenheiten an das Geld wenden.


Wenn das gesparte Geld wirklich ein „Wertbewahrer“ war (im volk-


swirtschaftlichen Sinne war es ein Warenvernichter), nun so wird es doch wohl


möglich sein, getrennt vom Gelde einen anderen „Wertbewahrer“ zu erfinden.


Warum denn gerade das Geld, das Tauschmittel, zum Siegelbewahrer der


Schatzkammern machen? Die Sparer mögen sich an diejenigen wenden, die in


ihren Schriften mit dem „Wertbewahrer“ wirtschaften; wer aus Geld, aus einem


lumpigen, aus Lumpen hergestellten Stück Papier einen „Wertbewahrer“ machen


kann, wird wohl noch größere Kunststücke zuwege bringen. Mit diesem


Hokuspokus geben wir uns nicht ab.


Es ist eine merkwürdige Tatsache, daß die meisten Bedenken, die gegen die


Geldreform erhoben werden, sich gegen diese notwendige Trennung von


Tausch- und Sparmittel, von Geld und „Wertbewahrer“ richten. Es zeugt dies


davon, wie fest anerzogene Vorstellungen an der Schädelkruste haften. Daß mit


der Geldreform Hausse und Baisse mit ihrem Produkt, die Krisen, unterdrückt


werden können, erkennt man gerne und mit Genugtuung an; daß der


Warenaustausch durch die Geldreform beschleunigt, gesichert und verbilligt wird,


begreift jeder leicht; daß aber der Sparer im Gelde keinen Rückhalt mehr haben


soll, das stimmt alle bedenklich, das ist zu radikal, zu revolutionär!


Jedoch ein Ausweg bleibt ja den Sparern; sie können ihr Geld kapitalbedürfti-


gen Unternehmern verleihen. Und gangbar ist dieser Ausweg, denn er wird heute


schon allgemein benutzt, wenn auch nicht als Mittel der „Wertbewahrung“, son-


dern um die Zinsen zu genießen. Ohne Zins würde heute keiner sein Geld verlei-


hen, ohne Zins würden die Sparer samt und sonders zur Schatzbildung zurück-


kehren. Freilich unter 
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der Geldreform ändert sich das. Auch ohne Zins würde das Geld verliehen wer-


den, denn in der Verleihung des Geldes läge das einzige Mittel der sogenannten


Wertbewahrung.


Die Lage des Sparers wäre also bei Anleihen nicht mehr die gleiche wie heute;


er könnte den Zins nicht mehr als Voraussetzung stellen, er könnte, wie schon


oft gesagt, den Zins nicht mehr erpressen. Ob der Sparer einen Zins ausbedin-


gen könnte, würde davon abhängen, in welchem Verhältnis der Vorrat von


Realkapitalien zur Nachfrage steht.


Also der Sparer wird das Geld auf alle Fälle, unter jeder Bedingung immer


sofort dem Verkehr zurückgeben müssen; so oder so wird das Geld des Sparers


immer zum Ankauf von Waren, d.h. für die Vermittlung des Tausches benutzt


werden. Kauft der Sparer Güter für seine Vorratskammer, so wird der Markt ent-


lastet, der Produzent jener Güter kommt zu Geld und kann seinerseits wieder


einen anderen seiner Produkte befreien. Verleiht der Sparer sein Geld an


Unternehmer, so tritt dieser an seiner Stelle als Käufer auf. Ein drittes aber – der


märchenhafte Wertbewahrer – existiert nicht mehr. Das Geld wird zur reinen


Transitware; es bildet keinen Ruhepunkt im Warenaustausch mehr. Zug um Zug


wird Ware gegen Geld und Geld gegen Ware umgesetzt – und dies ohne alle


Rücksicht auf politische, wirtschaftliche, persönliche Verhältnisse oder


Konjunkturen.


Hier bin ich an dem Punkte angelangt, wo ich wieder an die Fallacy of Saving


anknüpfen kann, um eine Lücke in Robertsons Darstellung auszufüllen.


Robertson behauptet, daß infolge der Wechselbeziehung, worin Kauf und


Verkauf, Konsum und Produktion stehen, der Sparer notwendigerweise eine


seinen Ersparnissen genau entsprechende produktive Arbeit lahmlegt.


Soweit es sich hier um Schatzbildung handelt, um Leute, die ihre Ersparnisse


zuhause verbergen, muß man diese Behauptung Robertsons ohne weiteres als


richtig anerkennen; aber Robertson dehnt das Gesagte auch auf diejenigen


Sparer aus, die ihre Ersparnisse sofort dem Bankier übergeben. Und hier reicht


seine Beweisführung für einige wirtschaftliche Erscheinungen nicht aus.


Robertsons These hat Geltung nur so lange, als nachgewiesen werden kann,


daß der Güteraustausch auch dann noch eine Unterbrechung oder


Verlangsamung erfährt, wenn der 
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Sparer, statt selber Ware zu kaufen, andere, d.h. seinen Schuldner mit seiner


Kaufkraft (oder mit dem Recht zur Nachfrage) ausstattet. Und dieser Nachweis


läßt sich mit der Methode und den Mitteln, die Robertson anwendet, gar nicht


erbringen. Denn hier kommen die Gesetze der Geldzirkulation zur Anwendung.


Der vergrabene Topf des Schatzbildners, das Portemonnaie des Konsumenten,


der eiserne Schrank des Bankiers sind untereinander insofern alle gleich, als sie


einen Ruhepunkt darstellen, wo die Besitzer die Gelegenheit zu einem guten


Kauf abwarten. Dieses würde sofort klar, wenn man dem Schatzbildner, dem


Konsumenten, dem Bankier irgendeine marktfähige Ware zu einem auffallend bil-


ligen Preis anböte. Denn alle drei würden ihr Geld sofort anlegen. Schatzbildner


sind Bankiers, die mit eigenem Kapital arbeiten, aber nicht die Mittel haben,


Kassenschränke zu kaufen; Konsumenten sind Schatzbildner, die es nicht für der


Mühe wert halten, ihr Geld zu vergraben, und Bankiers sind Schatzbildner mit


eisernen Schränken. Jeder hat die Absicht, das Geld früher oder später


auszugeben, da das Geld doch keinen Selbstzweck hat; der einzige Unterschied


liegt in der Art der Aufbewahrung, eine für die Zwecke der Untersuchung höchst


gleichgültige Nebensache. Wenn man nun einen Gegensatz konstruiert zwischen


Sparern und Konsumenten, so kommt es zunächst darauf an, die Gesetze


festzustellen, nach welchen das Gebaren der Konsumenten und Sparer


beherrscht wird.


Diese Gesetze zeigen nun, wie wir schon an obigem Beispiel erkannten, daß


es Fälle gibt, die auf Konsumenten, Schatzbildner und Bankiers genau die gle-


iche Wirkung ausüben, und deshalb können wir durchaus nicht ohne weiteres


annehmen, daß das Geld, welches der Sparer der Bank zuführt, länger brach


liegt, als wenn er es zum eigenen Konsum bestimmt hätte. Um dem oben ange-


führten Fall eine allgemeinere Geltung zu geben, wollen wir annehmen, eine


größere Hausse im Niveau der Warenpreise stünde aus irgendeinem Grund in


Sicht, so daß allgemein angenommen wird, daß das, was man heute für 10


kauft, nach einiger Zeit (im Verhältnis zum Tempo der Hausse) mit 12–13–15


bezahlt werden müßte. Was wäre die Folge? Nun Schatzbildner, Konsumenten,


Bankiers würden sich gegenseitig in der Eile zu kaufen überbieten; das Geld des


Bankiers würde nicht 
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eine Stunde länger brach liegen, als das des Konsumenten; im Gegenteil könnte


man annehmen, daß, da der Bankier von einer Hausse eher Wind bekommt, als


der gemeine Konsument, jener sein Geld noch schneller umsetzt, als dieser.


Dieser Fall steht also im Widerspruch zur Ausdehnung, die Robertson der falla-


cy of saving gibt.


Eine andere Lücke in der Darstellung Robertsons reißt die Tatsache, daß ger-


ade in den Zeiten wirtschaftlicher Blüte, in denen nirgendwo von Überproduktion,


Arbeiterreserven usw. Spuren zu entdecken sind, die Spareinlagen wachsen,


während gleichzeitig die Barvorräte der Banken zusammenschrumpfen und die


Löhne steigen. Und solche Perioden wirtschaftlichen Aufschwungs dauern nicht


etwa nur die Zeit zwischen Saat und Ernte, sonder halten oft jahrelang an.


Bestünde zwischen Spareinlage und Arbeitslosigkeit der einfache


Zusammenhang, wie Robertson ihn darstellt, wie könnte man die Parallele zwis-


chen Lohnerhöhungen und vermehrten Spareinlagen erklären?


Alle diese Widersprüche können nur mit Hilfe der Gesetze, die den Geldumlauf


beherrschen, erklärt werden. Im Lichte dieser Gesetze wird sofort klar, daß das


Geldsparen nur


bedingungsweise
unter Mitwirkung anderer wirtschaftlicher Faktoren zur Unterbrechung im


Güteraustausch führt. Diese Faktoren sind:


1. Baisse und Konstanz im allgemeinen Preisniveau.


2. Der Zins.


Während bei einer Hausse – wie wir soeben sahen – alles Geld, gleichgültig in


welchen Händen es sich auch befinden mag, zu Markte getragen wir, zieht sich


bei einer erwarteten Baisse umgekehrt alles Geld vom Markte zurück, und nur


der Konsument tritt noch als Käufer auf, um für seine unmittelbaren Bedürfnisse


Deckung zu suchen. Der Schatzbildner, wie auch der Bankier (und seine


Kunden, der Unternehmer und der Kaufmann), kurz alle, die über gespartes Geld


verfügen oder damit arbeiten, rühren bei einer voraussichtlichen oder erwarteten


Baisse das Geld nicht an, denn diese machen den Geldumsatz vom Profit und


Zins abhängig, und bei einer erwarteten Baisse ist jede Möglichkeit eines Profits


ausgeschlossen. In der Furcht oder Hoffnung, daß sie das, was sie heute zu fall-


enden Preisen billig kaufen, morgen noch billiger kaufen würden, bzw. verkaufen


müßten, bleibt das gesparte Geld unberührt.


Schluß folgt.
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Die Geld- und Bodenreform
———————————————————————————————————


Bd. 2 Februar 1904 Nr. 2


———————————————————————————————————


Sparsamkeit und Arbeitslosigkeit  [II]
Schluß


Hier wird das gesparte Geld nun wirklich zur Ursache der Krise und der


Arbeitslosigkeit; denn weil die Sparer (oder deren Beauftragte) aus Furcht vor


einer Baisse nicht kaufen, tritt die Baisse wirklich ein, und weil die Baisse einge-


treten ist, wird erst recht nicht gekauft. Und wenn wir nicht die Konsumenten hät-


ten, die durch ihre unaufschiebbaren Einkäufe den Produktionsprozeß, einiger-


maßen wenigstens, in Gang hielten, so würde der ganze Betrieb plötzlich stille


stehen und überhaupt nicht mehr in Gang zu bringen sein – es sei denn, daß


man den Sparern durch eine künstliche, durch Papiergeldemission erzwungene


Hausse Schrecken einjagte und sie so zum Kauf veranlaßte.


Der zweite Umstand, unter dem das Sparen zur Unterbrechung des


Produktionsprozesses führt, ist mehr konstanter Natur und liegt in der


Eigenschaft unseres Geldes, den Zins unter allen Umständen erpressen zu kön-


nen, indem das Geld des Sparers nur so oft und so lange angeboten wird, als


wie Zins ausbedungen werden kann. Dies hat zur natürlichen Folge, daß die


Produktion von Realkapitalien künstlich so weit beschränkt bleiben muß, daß


diese Realkapitalien Monopolcharakter behalten, um ihrerseits den Zins abwer-


fen zu können, den sie an das die Anleihen vermittelnde Geld abtragen müssen.


Und da nun diese produktionsbeschränkende Macht des Sparers im Geld selbst


begründet ist (also in der Eigenschaft des Geldes sich auf Kosten der


Volkswirtschaft vom Markte zurückziehen zu können), so müßte man eigentlich


annehmen, daß die Volkswirtschaft niemals mit Volldampf arbeiten kann, daß


immer ein Rest von Produktionskraft brach liegen muß.
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Wie erklärt sich unter solchen Umständen die schon erwähnte Tatsache, daß


zusammen mit einer allgemeinen Lohnerhöhung die Spareinlagen wachsen? [Es


wird hier angenommen, daß eine allgemeine Lohnerhöhung nur eintreten kann, nachdem die


Reserven an Arbeitszeit und Arbeitern von der vollbeschäftigten Industrie aufgezehrt worden sind.]


Auch diese Erscheinung ist nur durch die Gesetze des Geldumlaufs zu erk-


lären und zwar hier durch die Wirkung der Hausse.


Bei einer voraussichtlichen Hausse im allgemeinen Preisniveau (wie z.B. nach


der Überschwemmung Deutschlands mit den eroberten Milliarden, oder nach der


Entdeckung reicher Goldlager, etc.) hat der Sparer zu befürchten, daß sein Geld


an Kaufkraft einbüßt, weil sich das neue Geld mit dem seinigen in das Recht zur


Nachfrage teilt. Gegen diesen Verlust kann er sich nicht dadurch schützen, daß


er anderen das Geld verleiht, denn die Rückzahlung erfolgt ja in dem durch die


Hausse geschundenen Geld. Der Schuldner zahlt nur den nominellen Betrag


zurück, ohne Rücksicht auf die veränderte Kaufkraft des Geldes. Der Sparer


kann sich also gegen die ihm aus der Hausse drohenden Verluste nur durch


direkte Veräußerung des Geldes, d.h. durch Kauf von Waren, Aktien,


Grundstücken (also von Gegenständen, die die Hausse mitmachen) schützen.


Wenn bei einer voraussichtlichen Hausse jemand Grundstücke oder Aktien


verkauft, so kann er, falls er sich überhaupt von kaufmännischen Betrachtungen


leiten ließ, nur die Absicht haben, den Erlös in Waren oder in der


Warenproduktion anzulegen, denn bei einer Hausse läßt niemand sein Geld


brachliegen und ebensowenig kommt der Kauf von Zinspapieren in Betracht,


denn diese beteiligen sich nicht an der Hausse. Das Geld, welches die Sparer


etwa durch den Kauf von Aktien oder Grundstücken dem Verkehr zurückgeben,


geht also notwendigerweise in die Warenproduktion über.


Bei einer Hausse steht das Geld somit unter Umlaufzwang, und nur der Handel


und die Warenproduktion vermögen den Besitzer von Geld und Geldforderungen


vor Verlusten zu schützen. Die Furcht vor Verlust an der Kaufkraft des Geldes


führt zum Kaufzwang, und dieser Kaufzwang hebt die Beschränkung, die der


Sparer sonst künstlich der Produktion auflegt, auf und gestattet, daß alle


Reserven an Arbeitszeit und Arbeitern zur Produktion herangezogen werden.
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Es geht also aus dem Gesagten hervor, daß bei konstantem Preisniveau der


Waren, also bei normalen Zuständen und bei einer Baisse, der Sparer den


Warenaustausch unterbricht, und daß nur bei einer Hausse das Geld des


Sparers bedingungslos zum Markt zurückkehrt. Somit kann die Volkswirtschaft


heute nur durch eine an sich sehr bedenkliche Anomalie (Hausse) aus der


tödlichen Umarmung des Sparer gerettet werden, und tatsächlich sieht man ja


auch immer nur so lange lebensfrohe Gesichter, wie eine allgemeine Hausse in


den Warenpreisen den Bankrott der Währung verkündet.


Die Frage, die uns nun interessiert, ist die: Können wir uns aus der Umklam-


merung der Sparer befreien und uns eines unbegrenzten Warenaustausches


erfreuen, ohne das Hilfsmittel einer Hausse, ohne unsere Währung anzutasten?


Und diese Frage kann die Geldreform mit einem lauten, fröhlichen „Ja“ beant-


worten, denn die Geldreform stellt denselben Umlaufzwang, den heute die


Hausse bewirkt, ohne die Währung anzutasten, in einfachster, wirksamster


Weise her. Unter der Geldreform würden wir uns also dauernd desselben regen


Geschäftsganges erfreuen, den uns heute vorübergehend die Hausse bringt,


wobei jede trübe Vorahnung einer oft über Nacht einbrechenden Baisse wegfall-


en würde, da der rege Geschäftsgang von einem konstanten allgemeinen


Preisniveau begleitet, Hausse und Baisse also ausgeschlossen wären.


Erfolge der Papierwährung [II]
Es ist noch nicht lange her, da mußte man mit Gold die Taschen füllen, wenn


man eine Reise um die Erde machen wollte. Jetzt ist das anders geworden. Wer


eine Weltreise antreten will, der muß sich jetzt mit Geldpapier versehen, wenn er


nicht verhungern, erfrieren, mitten in der Einöde liegen bleiben will. Gold ist tat-


sächlich kaum mehr als Weltgeld zu betrachten.


Ein Mann in der Schweiz wünscht eine Reise um die Erde anzutreten und hat


sich mit den nötigen Kreditbriefen versehen. Diese Kreditbriefe bezahlt er hier mit


Papiergeld – 
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natürlich, denn Gold ist im Verkehr der Schweiz so gut wie unbekannt. Er verläßt


seine Heimat in der Richtung nach Westen und bezahlt mit Papiergeld seine


Bahnkarte nach Bordeaux. Hier bezahlt er wieder mit Papiergeld seine


Bahnkarte nach Madrid, wo er seinen ersten Kreditbrief (kann auch einfach eine


im voraus abgesandte Postanweisung sein) einlöst. Er erhält hier wie in der


Schweiz Papiergeld, nichts als Papiergeld. Er kann auch hier weiter nichts als


Papiergeld gebrauchen, weil das spanische Volk etwas anderes weder kennt,


noch als Geld anerkennt. Er bezahlt seine Einkäufe, seinen Platz in der Plaza de


Toros, sein Hotel und seine Bahnkarte nach Lisboa mit Papiergeld und mit


Papiergeld wieder kauft er sich in Lisboa eine Überfahrtskarte nach New York.


Hier löst er die zweite Postanweisung ein und wiederum wird er mit Papiergeld


abgespeist. Nimmt er sich die Mühe, die Inschrift dieses amerikanischen


Papiergeldes zu lesen, so wird er vielleicht erschrecken, denn die Inschrift ver-


spricht dem Inhaber ein Quantum Silber, und er weiß, daß man mit Silber heute


keine Reise machen kann. Er glaubt schon das Opfer eines Betrugs zu sein,


aber man versichert ihn, daß alles „all right“ ist, daß sein Geldpapier echt ist, daß


er kein falsches, veraltetes Geldsilber, sondern wirkliches Geld, gutes, ehrliches,


amerikanisches Geldpapier in Händen hat. Er bezahlt. In den Läden, Hotels


nimmt man sein Geldpapier anstandslos an, auf der Bahn bezahlt er damit seine


Fahrkarte nach San Francisco. Auf den Zwischenstationen in Chikago, in Dakota,


Colorado, im Felsengebirge überall Geldpapier, nichts als Geldpapier. So kommt


er in San Francisco an. Nirgendwo hat ihm das Geldpapier Verlegenheiten bere-


itet. Hier in San Francisco bezahlt er genau wie in New York und mit denselben


schmutzigen, übelriechenden Papierfetzen das prächtige Hotel, seine Einkäufe


und schließlich die Überfahrt auf dem Dampfer nach Wladiwostok. Hier in


Rußland löst er den 3. Kreditbrief ein und was ist natürlicher, als daß man ihn


hier im klassischen Lande des Geldpapiers mit Papiergeld abspeist. Ein


Paketchen Rubelnoten. Und wenn er klug ist, so freut er sich, daß man ihm


Geldpapier und kein Gold gegeben hat, denn im Innern Rußlands könnte man


leicht neben einem Goldsack verhungern. Rubel, Geldpapier wollen die Russen


– sowohl die, die die Inschrift lesen, wie auch die, die die Inschrift nicht lesen


können. Rubel, klebriges, 
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unansehnliches, wahrscheinlich falsches Papiergeld will der Mujik, kein Gold,


denn er weiß nicht was Gold ist, er hat in seinem Leben noch nie eine


Goldmünze gesehen. So gelangt er in der sicheren Obhut des bescheidenen und


doch so braven Rubelgeldes über Tomsk, Irkutsk, Moskau, Warschau in das


Land der Gulden, in das Paradies des Papiergeldes. Hier löst er den 4. und let-


zten Kreditbrief ein und wiederum – Papiergeld, Papiergeld und kein Ende. Er


bezahlt Hotel, Einkäufe, die Bahn mit Gulden, mit gutem echtem Geldpapier und


gelangt so, ohne auf dem Erdenrund nie etwas anderes als Papiergeld gesehen


und gefühlt zu haben, wohlbehalten in seiner Heimat an, wo die Alemannen die


stolzen Franken zur Ware, zum gemeinen Geldpapier degradiert haben.


Das war eine Reise um die nördliche Halbkugel herum. Das gleiche wäre aber


auch der Fall, wenn die Reise auf der südlichen Halbkugel unternommen würde.


In all den hier in Betracht kommenden Ländern kommt man, wenn überhaupt mit


Geld, nur mit Papiergeld aus. In Indien, Australien, Neu-Seeland, Chile,


Argentinien, Brasilien – Papiergeld und Geldpapier.


Wo bleibt unter solchen Umständen die prophezeite Herrschaft des Goldes?


Wo bleiben die Theorien des Geldes, wo bleiben die Katastrophen, die unz-


ertrennlich von der Papiergeldwirtschaft sein sollen? Schwindel war alles was


bisher über das Papiergeld gesagt und geschrieben wurde. Die Theorien sind tot,


und die Theoretiker sind mäuschenstill geworden. Die Tatsachen sind wie eine


Lawine über sie hinweggestrichen. Es ist keiner mehr da, der das Papiergeld an


sich für eine Kalamität, für eine Gefahr betrachtet und wenn noch einer zurück-


geblieben wäre, dem hat das argentinische Papiergeld den Gnadenstoß versetzt.


Vor 4 Jahren trat das argentinische Emissionskontor in Wirksamkeit. Sein


ganzes Kapital bestand – sage und schreibe – aus einer Presse für den Druck


des Papiergeldes. Und mit diesem sonderbaren Kapitalstück sollte der Kurs einer


verhältnismäßig kolossalen Papiergeldmasse reguliert werden. Es waren 300


Millionen Pesos (heute gleich 659.700.000 Franken) in Umlauf bei einer


Bevölkerung von 4 Millionen Einwohnern. Man lachte sich den Bauch voll, nicht


allein in Argentinien, sondern auch in Europa, ja, besonders in Europa.
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Das Emissionskontor ließ bekannt machen, daß jedermann neues, gutes


Geldpapier zu einem unveränderlichen Preis von 227.27 für 1,6 Gramm Gold


900/1000 fein in unbeschränkter Menge erhalten könnte. Wieder allgemeine


Heiterkeit. Wer wird denn, hieß es, Gold gegen Papiergeld zu einem Preise


umtauschen, der jede Möglichkeit eines Gewinnes ausschließt, dagegen aber die


Möglichkeit beträchtlicher Verluste einschließt; denn, wie gesagt, das


Emissionskontor hatte nichts, gar nichts in Händen, um die entgegengesetzte


Operation – den Verkauf von Gold gegen Papier – durchzuführen. Um richtig


funktionieren zu können, hätte die Geldpresse, wenn man vorwärts dreht,


Papiergeld und wenn man rückwärts dreht, Gold fördern müssen. Also konnte


man nur über die ganze Einrichtung lachen. Aber man lachte nicht lange. Was


die Geldtheoretiker für ein spaßiges Hirngespinst, für etwas sachlich


Unmögliches hielten, das geschah; es wurde Tatsache. Aus England und


Deutschland langten Kisten mit gemünztem Gold an und die Besitzer waren froh,


dieses Gold gegen argentinisches Papiergeld zu einem Preise umtauschen zu


können, – der die Möglichkeit eines Gewinnes aus-, die Möglichkeit beträchtlich-


er Verluste einschloß. Zum ersten Male konnte der Direktor des


Emissionskontors die Geldpresse in Bewegung setzen. Er rief also einen


Eckensteher zum Betriebe der Presse und in 1/2 Stunde hatte dieser das „Äquiv-


alent“ der Goldkisten – 35 Millionen Franken – fertig.


Wahrhaftig, es verhält sich buchstäblich so. Nichts habe ich übertrieben. Dabei


waren die Verkäufer des Goldes, die einen Preis akzeptierten, der die


Möglichkeit beträchtlicher Verluste einschloß, jede Chance eines Profits auss-


chloß, durchaus keine Narren. Beileibe nicht. Es waren Getreidehändler, die


scharf rechnen, genau wissen, was sie tun. Sie ließen das Gold aus England


kommen, bezahlten Fracht, Versicherung und Zinsverlust, um dieses schöne,


diebessichere Geld gegen lumpiges Papiergeld umzutauschen – zu einem


Preise, der jede Möglichkeit eines Gewinnes ausschloß, ein großes Risiko aber


einschloß.


Warum taten sie das? Nun, es waren Getreidehändler, die Weizen kaufen woll-


ten, und vom argentinischen Bauer kann man mit Gold keinen Weizen kaufen. Er


will Geld, wirkliches, unmittelbares Geld, er will Geldpapier. Also mußten sich die


Händler, wenn sie überhaupt Weizen kaufen wollten, wohl oder übel mit


Geldpapier versehen.
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Die 7 Millionen Pesos Gold blieben nicht lange in der Kasse des


Emissionskontors. Es kamen Spekulanten und holten sich das Gold zum Preise


von 227.27 konnten sie niemals am Kurs verlieren (weil das Emissionskontor zu


diesem Preise beliebige Quantitäten drucken und verkaufen muß), wohl aber


gewinnen. Nun war die Kasse wieder leer wie zu Anfang, und wer Gold brauchte,


war auf die Börse angewiesen. So konnten denn die Spekulanten das Gold der


Weizenhändler zu 235, also mit einem Gewinn von 8 Punkten zirka 3% wieder


absetzen. Diese 3% deckten aber den Zinsverlust ihres Spekulationskapitals


nicht, da die Banken in Argentinien für Gold gewöhnlich nur 2%, 1% oder auch


gar keinen Zins zahlen.


Die Kasse des Emissionskontors blieb jedoch nicht lange leer. Nach dem


Weizen kam die Wolle. Und wieder kamen die Händler mit schweren Kisten


Goldes und bettelten um Papiergeld. Und wieder drehte der Eckensteher die


Geldpresse, und wieder füllten sich die Kassen, um sich wieder bald darauf zu


leeren. So ging es 2 bis 3 Jahre.


Aber bald merkten die Spekulanten, daß sie das, was sie an Kursdifferenzen


gewonnen, am Zins wieder zusetzten, daß das Papiergeld ein schlechtes


Spekulationsobjekt geworden war. So suchten sie andere Zweige der


Volkswirtschaft mit ihren Kapitalien zu „befruchten“. Von nun ab blieb das Gold


im Emissionskontor, und es häufte sich dort auf. Und jeder, der Gold braucht,


erhält dort Gold zu 227.27 und jeder der Papier braucht, erhält solches in


unbeschränkter Menge zu demselben Preis. Dieser Zustand währt jetzt schon


ununterbrochen seit nahezu 11/2 Jahren. Seit 11/2 Jahren hat sich der Kurs nicht


mehr verändert. Das Emissionskontor hat zur Zeit 35 Millionen Pesos Gold – 


175 Millionen Franken – bar in der Kasse, die zu einem Preis gegen Papiergeld


gekauft wurden, der zwar nach wie vor ein Risiko, aber keine, auch nicht die ger-


ingste Gewinnchance einschließt. 


Und diese Tatsache ist es, die die Geldtheoretiker, die Goldanbeter stutzig,


nachdenklich, still, so mäuschenstill gemacht hat.


Die Geldreformer freuen sich über solche, wenn auch für sie noch gar winzigen


Resultate. Wenn das Geldpapier schon in der barbarischen, rohen, un-


wissenschaftlichen Form des argentinischen Geldes das Gold aus dem Felde


schlagen kann, 
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zu welcher Macht muß da das Papiergeld unter der Geldreform steigen! Zur


absoluten Beherrscherin des Handels, der Arbeit, des Kapitals schwingt sich das


reformierte Geld.


Ich will den Argentiniern hier keinen Vortrag über Geldreform halten, denn sie


würden ebenso verständnislos darüber den Kopf schütteln, wie sie die Erfolge


ihres eigenen Papiergeldes verständnislos angaffen.


Aber eine Frage will ich ihnen stellen, die sie sicherlich verstehen werden:


Warum verkauft das Emissionskontor das Papiergeld nicht gegen zinstragende


Titel der deutschen, englischen, amerikanischen, französischen und der eigenen


Staatsschulden? Gold braucht niemand in Argentinien; wer es braucht, braucht


es im Ausland, in Europa zur Zahlung. Dazu eignen sich aber besagte


Rentenpapiere besser. Das Gold aus Europa kommen zu lassen, kostet Fracht,


Versicherung, Zins, dasselbe Gold wieder zurückzusenden kostet wieder Zins,


Versicherung, Fracht. Zudem trägt dasselbe Gold in der Kasse des


Emissionskontors keinen Zins. Besagte Rentenpapiere würden dagegen immer


mindestens 3% eintragen, das macht auf den jetzigen Kassenbestand von 175


Millionen Franken über 5 Millionen. Jeder, der Gold nach Europa zu senden hat,


wird zu dem Zwecke besagte Rententitel, die weniger Transportkosten verur-


sachen und während der Reise Zinsen hecken, dem Golde vorziehen.


An diesem Vorschlag ist übrigens nichts neu. Die Kapitalisten haben als


Reserven allgemein Rententitel statt Gold in der Kasse und auch manche


staatliche Emissionsbank, namentlich die belgische, hat statt Gold


Rentenpapiere in der Kasse. Als Reserve zur Regulierung der Emission leisten


sie dasselbe, was das Gold leistet, und dabei tragen sie durch die Zinsen in


erheblichem Maße zur Stärkung der Reserven bei.


Das ist der unmittelbare Vorteil einer solchen Maßregel. Aber für Argentinien ist


die Sache noch in anderer Beziehung von Wichtigkeit; wo wären die 35 Millionen


Pesos Gold, wenn sie Argentinien nicht dort brachliegen ließe? Irgendwo wären


sie, und zwar wären sie in Europa in den Taschen der Käufer, die damit die allge-


meine Nachfrage, auch die nach Brot und Wolle, vermehren würden. Die Preise


der Waren, auch die der Wolle und des argentinischen Getreides ständen höher,


wenn auch nur wenig, wenn jenes Gold der Zirkulation zurückgegeben würde.


Argentinien hat aber ein dringendes Interesse daran, 
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daß die Warenpreise hoch stehen, je höher, je besser, denn durch die große


Verschuldung muß Argentinien viel mehr Waren ausführen, als es selber ein-


führen kann, um den jährlichen Saldo der Zahlungsbilanz zu bezahlen. Je höher


die Preise in Europa, um so weniger Wolle braucht Argentinien für die Zinsen der


Schulden zu liefern. – Der Einfluß jener kleinen Summe von 35 Millionen Pesos


ist ja unmittelbar gering – aber, was die Belgier tun, die Argentinier tun können,


das werden viele andere Staaten auch wieder tun. Wird aber das Gold auf diese


Weise überall abgestoßen – aus der Zirkulation ist es ja, wie wir zu Anfang


sahen, so ziemlich ausgeschaltet, – so muß es dem Golde ergehen, wie es aus


demselben Grunde dem Silber ergangen ist – es wird billig, billig wie


Brombeeren, und das ist es, was Argentinien braucht. Billiges Gold – billig nicht


im Vergleich zum Papierpeso – sondern billig im Vergleich zur Wolle, zum


Getreide, zu den ausgeführten Produkten.


Argentinien hat, als ganzes betrachtet, ein lebhaftes Interesse daran, das Gold


den Waren gegenüber im Preis herunterzudrücken, und was Argentinien als


Staat in dieser Beziehung tun kann, das soll es nur tun. Niemand wird ihm das


übelnehmen. Spinnt man den oben entwickelten Gedanken weiter, so findet man,


daß es viele Mittel gibt, den Goldpreis zu drücken. So will ich hier nur noch eines


dieser Mittel angeben: In Argentinien trägt jeder anständige Mensch einen Hut


auf dem Kopfe und eine goldene Uhr in der Tasche. Der Hut ist mit einer


Steuermarke versehen – die Uhr ist steuerfrei. Nehmen wir nun die Steuermarke


vom Hute ab und kleben sie auf die Uhr. Was ist die Folge? Jeder, der nicht


imstande ist, jährlich 10 oder 20 Pesos Steuer für das Tragen einer goldenen


Uhrkapsel zu bezahlen, wird die goldene gegen eine silberne Uhrkapsel


umtauschen. Es werden dadurch viele goldene Uhrkapseln auf dem Markt


geworfen, eingeschmolzen und zu Münzen geprägt. Diese Münzen verwandeln


sich in Nachfrage und treiben die Warenpreise hoch.


Auch in diesem Falle ist der Erfolg kein unmittelbar großer. Aber man kann hier


auf den Nachahmungstrieb des Menschen rechnen. Alle verschuldeten Völker


werden die Wichtigkeit der Sache schnell begreifen; sie werden das Goldgerät


besteuern und dadurch kolossale Goldmassen zu Prägezwecken freigeben. Das


Gold wird billiger, weil die Nach-


Nachfrage
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frage nach Waren steigen wird. Um ihr Land aus den Händen Napoleons zu


befreien, opferten die deutschen Weiber ihr goldenes Geschmeide auf dem Altar


des Vaterlandes; um ihr Vaterland den Händen der Wucherer zu entreißen, wer-


den die argentinischen Weiber das deutsche Beispiel befolgen und ihr Gold zur


Münze tragen. Und die Chilenin, die Brasilianerin, die Spanierin, die Italienerin,


die Russin ist nicht weniger patriotisch gesinnt; haben sie den Sachverhalt erkan-


nt, so werden sie das Gold gegen Silber und Diamanten austauschen, das Gold


boykottieren etc., etc.


Die Gläubiger haben ihre Schuldner geprellt, indem sie dem Silber das


Prägerecht entzogen, jetzt üben die Schuldner Vergeltung, indem sie das Gold


zu Tode hetzen.


——————-


Welche Opfer verlangt die Vernichtung
der Sozialdemokratie?


Höhnisch fragt der Reichskanzler den Sozialdemokraten nach der Verfassung


des Zukunftsstaates. Da der Sozialdemokrat auf diese geistreiche Frage die


Antwort schuldig bleibt, so fährt der Reichskanzler triumphierend fort: „Der Sieg


im Kampfe gegen die Sozialdemokratie ist gesichert, wenn wir dem


Sozialdemokraten nicht nachstehen in der Opferfreudigkeit“.


Mit „wenn und aber“ kann man bekanntlich aus Häckerling Gold machen.


Warum könnte man also nicht auch mit „Wenn und aber“ aus Sozialdemokraten


zufriedene Bürger machen? Denn das ist klar und braucht weiter keiner


Erklärung, daß an dem Tage, wo die Opferfreudigkeit die Sozialdemokraten


zufriedengestellt haben wird, die Sozialdemokratie mit Stumpf und Stiel ausgerot-


tet sein wird. Wenn es nur nicht an der nötigen Opferfreudigkeit fehlt.


Es fragt sich nun, was man den Sozialdemokraten alles zu opfern gedenkt;


was die Sozialdemokraten als Preis ihrer Zufriedenheit heischen.


Untersuchen wir zunächst mal den bisherigen Inhalt des Opferstockes der


bürgerlichen Parteien. Da finden wir als Haupt- und Paradestück der


Opferfreudigkeit das allgemeine 
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gleiche Wahlrecht. Dieses Opfer kostet kein bares Geld und ist auch


anscheinend wirksam, denn ist der Sozialdemokrat vom Reichstag aus-


geschlossen, so hören wir ihn nicht mehr. Es ist, wie wenn er überhaupt schon


ausgerottet wäre.


Diese Rechnung leidet jedoch an einem Rechenfehler. Die Majorität gebietet,


und wie lange wird es dauern, bis daß die Sozialdemokraten die absolute


Majorität haben werden? Diese Majorität brauchen sie nicht im Reichstag zu


haben; es genügt, wenn sie im Volke vorhanden ist. Die Majorität gibt nicht die


Gesetze, sie ist an sich das Gesetz. Auch kann ein Gesetz unter freiem Himmel


von einem Heuwagen herunter proklamiert werden. Die Wirksamkeit der Gesetze


hängt doch nicht etwa vom Tisch, von der Tinte, vom Hause ab. Die 10 Gebote


Gottes las Moses den Juden unter freiem Himmel vor, und noch heute findet


man Leute, die sie achten. Das Gesetz braucht nur die Majorität als Rückhalt,


dann fehlt es nicht an der Macht, es durchzusetzen, zumal in Ländern nicht mit


allgemeiner Wehrpflicht, denn wer die Majorität im Volke hat, hat sie naturgemäß


auch im Volksheer.


Weiter enthält der Opferstock den Schulmeister. Man sagt, das Volk wäre zu


klug geworden; jeder Arbeiter könnte jetzt rechnen, und das Rechnen sei für die


Zufriedenheit, was der Zweifel für den Glauben ist. Rechnen und zweifeln töten


die Zufriedenheit und die Religion. Also weg mit dem Schulunterricht! Doch leider


kommt dies Opfer jetzt zu spät; denn das Gelernte vergißt sich nicht so schnell,


und im Notfall werden die Alten die Jungen lehren, wie man den Mehrwert


berechnet.


Weiter wünscht man den Außenhandel, namentlich die Einfuhr billigen


Getreides zu opfern; denn man sagt sich mit Recht, der Hunger der


Sozialdemokraten wäre mit dem Essen gekommen, mit dem Essen des billigen


Brotes, das von den Pampas Argentiniens zu uns kommt. Gibt man den Finger


her, so wird die Hand verlangt. Folglich müssen wir das Brot verteuern, den


Finger wieder entziehen, die Grenze für Getreide-Einfuhren sperren! Leider


kommt auch dieser gute Rat wieder zu spät; der Hunger ist gereizt worden, nun


will er gestillt werden. Die Arbeiter haben erfahren, wie gut das billige argentinis-


che Brot schmeckt und wollen nun auch alles andere billig haben. Wenn es nach


ihnen ginge, dürften die Waren ja überhaupt nur den Betrag der Löhne kosten.


246







Jetzt kommt ein gar altes, verschliffenes Opferstück zum Vorschein. Die


Sozialdemokraten, sagt man, opfern einen Teil ihres kargen Wochenlohnes, das


ist wahr, aber welchem Götzen opfern sie? Sie opfern der Partei, sie streben


nach Macht, nach der Majorität, sie rüsten zum Krieg gegen das Kapital, von


dessen Bezwingung sie eine Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage erwarten. Im


gewöhnlichen Leben nennt man das ein Geschäft; man wirft die Wurst nach der


Speckseite. Früher brachte man den Opferpfennig zur Sparkasse, jetzt bringt


man ihn zur Parteikasse, weil man von dieser bessere Zinsen erwartet. Ob diese


Zinsen in Form von Münzen oder von Wählerstimmen bezahlt werden – es ist


immer bares Geld, denn aus Wählerstimmen baut sich das Gesetz, und Gesetz


ist Eigentum, Glück, Geld. Laßt uns also die Sozialdemokraten an Opfer-


freudigkeit übertrumpfen, laßt uns auch der Partei opfern, um die Wählerstimmen


zu verteidigen, die uns die Sozialdemokraten zu entreißen suchen. Opfern wir


also bares Geld, ein Partikel unseres Einkommens für die bessere Besoldung


der Geistlichen, damit diese das Volk auf dem Lande mit mehr Energie und


„innerer Überzeugung“ vor den Sozialdemokraten warnen, damit sie auch ferner-


hin den Himmel als Lohn für irdische Arbeit, als Äquivalent des Mehrwertes ver-


sprechen! Wer andere überzeugen will, muß doch selbst erst überzeugt sein,


und woher soll der Geistliche das Feuer wahrer Überzeugung holen, wenn er


persönlich bei der Verteilung der Güter zu kurz kommt? Das Feuer christlicher


Überzeugung lodert am hellsten in einer guten Flasche Wein.


Es sind nicht wenige, die so rechnen, aber sie verrechnen sich alle. Denn die


Versprechungen des geistlichen Herrn können nicht mit denen des


Sozialdemokraten im Wettbewerb bestehen, weil der Sozialist dem Arbeiter die


Glückseligkeit auf Erden und den Himmel obendrein verspricht. Du sollst selig


werden, sagt er dem Arbeiter, ganz nach deiner Façon, selig dort und selig hier.


Der Sozialdemokrat braucht nicht, wie der Teufel, den Himmel auf Erden, um den


Preis der Seele anzubieten. Ja, wenn es dem geistlichen Herrn freistünde, das


Evangelium der Armen und Unterdrückten frei von der Lunge weg zu predigen,


wenn er von der Kanzel herunter verkünden dürfte, daß das Kamel nicht durch


ein Nadelöhr und der Reiche nicht durchs Himmelstor gehen kann, wenn er


jeden, der nicht brüderlich teilt, aus der christlichen Gemeinschaft ausstoßen und


vogelfrei erklären dürfte! Dann ja!
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Jetzt entnehmen wir dem Opferstock einen Check über eine respektable


Geldsumme für Anschaffung und Verteilung von Bibeln. „Die Religion muß dem


Volke erhalten werden“. steht drauf. Welcher Stümper in der Rechenkunst mag


wohl dieses Opfer gebracht haben? Denn wer hat den Sklaven die Gleichheit


aller Menschen gelehrt? Wer anders als die Bibel? Und diese selbe Bibel soll


jetzt die Zufriedenheit predigen, angesichts der schreienden Ungleichheit? Ja,


das sind sonderbare Schwärmer. Die Bibel ist der wahre Nährboden der


Sozialdemokratie und wer da sagt, die christliche Religion soll dem Volke erhal-


ten werden, der gießt Öl statt Wasser ins Feuer der Sozialdemokratie.


Glücklicherweise werden diese Narren immer seltener, das beweist der näch-


ste Griff in den Opferstock. Ein winziges Paketchen mit der Aufschrift


„Christentum“. Das ist recht. Das bißchen, das wir uns davon angeeignet haben,


ist ja doch nicht der Rede wert. Lassen wir Christus fahren, wenn er dem bürger-


lichen Frieden im Wege steht. Wir sind zufrieden und brauchen eine Religion, die


auch den Arbeiter zufrieden macht mit dem Schicksal, das er der Fatalität ver-


dankt. Laßt uns den Fatalismus predigen, die Religion Mohammeds. Ist nicht die


Religion das höchste Gut, das wir besitzen, und wenn es sich um ein Opfer han-


delt, soll man nicht geizig sein. Abraham schlachtete und verbrannte seinen


Sohn, Gott kreuzigte seinen Sohn bei lebendigem Leibe, Polykrates ging noch


einen Schritt weiter und opferte einen Ring, den er höher schätzte, als Sohn,


Magd und Ochs. Unzählige opferten sich selbst am Marterpfahl, auf dem


Schlachtfeld. Wir aber übertrumpfen alle, selbst die größten Helden der


Geschichte, indem wir das höchste Gut, die Religion, dem Landfrieden opfern.


Zu spät, zu spät! Das Feuer, die wahre Religion Christi lodert auf und läßt sich


nicht mehr löschen. Spielt nicht mit Feuer! Ihr habt mit dem Christentum, mit


Feuer gespielt, das Volk hat es aber damit Ernst genommen! Nun seht zu, wie


ihr fertig werdet.


Zuletzt finden wir im Opferstock ein paar Kupferstücke. Sie stammen aus der


Tasche eines Kapitalisten, denn sie sind funkelneu und haben nicht die


Bedeutung des Opferpfennigs der Bettlerin, von dem die Bibel zu erzählen weiß.


Sie sind für Alters-, Kranken- und Krüppelversicherung bestimmt. Der Mann will


die Sozialdemokraten durch Almosen besiegen. Was, 
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sagt er, wir sollen unseren Herrn Jesus Christus fahren lassen und gegen


Mohammed vertauschen, wenn wir unserem Glauben (!) mit einem kleinen Opfer


von dem, was wir sowieso in Überfluß haben, treu bleiben und uns noch oben-


drein dadurch im Himmel verdient machen können? Weg da mit Mohammed und


dem Fatalismus! Der Mensch bestimmt sein Schicksal selber. Das erkennt man


am allerbesten an uns selber. Aber das enthebt uns nicht der Pflicht, anderen


beizuspringen, selbst dann nicht, wenn diese anderen herzlich gerne auf unsere


Mithilfe verzichten. Diese anderen sind ja nicht imstande, sich selbst zu helfen,


das mußten sie ja eingestehen, als man sie nach einigen Details im Programm


des Zukunftsstaates fragte. Aber unser großer Kanzler hat uns gezeigt, wie wir


diesen unbeholfenen Leuten beispringen, wie wir ihnen helfen können, ihr Glück


selbst zu schmieden, ohne uns dabei zu verbrennen. Opfert, sagte der Kanzler,


opfert mit Freude, dann werden wir siegen. Und liegt es nicht in dem vom


Kanzler gewählten Worte „Opferfreudigkeit“ ganz deutlich ausgedrückt, daß es


sich um Opfer handelt, die man mit Freude macht? Wie mancher besitzt nicht


abgelegte Kleidungsstücke, die er mit Freude opfert und die mit Freuden emp-


fangen werden? Auch kann man ohne große Opfer die Überreste der Mahlzeiten


den Leuten schenken, statt den Schweinen zu verfüttern. Das macht Freude,


einen Hungrigen zu füttern, zumal sich dies irdische Vergnügen mit der seelis-


chen Freude verschmilzt, die aus dem Gedanken entspringt, daß das


Schweinefutter sich auf diese praktische Weise in ein Anrecht auf den Himmel


verwandelt.


Hiermit haben wir den Opferstock geleert, und wir kennen die Auslegung, die


das vieldeutige und darum nichtssagende Wort „Opferfreudigkeit“ von Seiten des


Publikums erfährt.


Laßt uns nun hören, was der Sozialdemokrat sich unter Opferfreudigkeit denkt.


Ihr wollt, sagt er, den Sieg durch Opferfreudigkeit erringen, und es ist


anzunehmen, daß Ihr die Bedingungen kennt, unter denen wir uns als Besiegte


erklären, die Waffen strecken werden. Ihr wollt aus uns zufriedene Bürger


machen. Das ist brav. Ihr wollt den Krieg auf christliche Weise führen. Eure


Waffen in den Wohltätigkeitsbazars kaufen! Gut denn, so fangt mal an, wir wer-


den Euch sagen, wann Ihr aufhören, wann wir uns zufrieden erklären werden.


Aber wir merken, Ihr wollt einen Voranschlag der Kosten 
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unserer Zufriedenheit haben! Diese Arbeit könnt Ihr uns jedoch sparen, da Ihr


sicher schon wißt, daß wir „Alles“ haben wollen. Voranschläge, Rechnungen


braucht man bei Teilungen, und Ihr wißt, daß wir auf Teilungen verzichtet haben.


Wir wollen Euch unsere Freude nicht verkürzen. Eurer Opferfreudigkeit kein Ziel


setzen – opfert also so lange, bis wir alles haben. Aber wie können wir das, fragt


Ihr, wie soll das geschehen? Nun, das geht uns nichts an, das ist Eure Sache.


Ihr erklärt, uns durch Opferfreudigkeit besiegen zu wollen, und Ihr wißt, wann wir


Euch als Sieger erklären werden. Also fangt an, gebt alles her und betrügt uns


nicht. Entwerft Euren Kriegsplan selbst. Hat man denn jemals gehört, daß der


Feind zum Feind sagt: Wenn Du mich besiegen willst, so fange es so oder so


an? Dieses Ansinnen ist dumm, unartig, heuchlerisch. Ihr wißt besser als wir,


daß es sich um komplizierte Fragen handelt, und Ihr wißt, daß der Arbeiter, wenn


er nach langer, schwerer Arbeit heimkehrt, nicht in der Stimmung sein kann, um


komplizierte Fragen zu erörtern. Warum verhöhnt Ihr uns also mit der stets


wiederholten Frage nach dem Programm des Zukunftsstaates? Wozu ist denn


die Bildung da, mit der Ihr euch brüstet? Wozu haben wir denn Hochschulen,


vom Staate angestellte und besoldete Forscher? Legt denen die Frage vor, wie


man es machen kann, um uns zufrieden zu stellen, daß wir alles bekommen.


Aber fragt nicht uns und unsere von der Parteiorganisation vollauf in Anspruch


genommenen Führer. Und wenn diese Forscher die Antwort gefunden haben, so


bedenkt, daß ein guter Forscher nicht immer ein Held ist und ein Märtyrer sein


will. Gebt ihm einen Schutzbrief und laßt ihn frei reden; verbindet dem dreschen-


den Ochsen das Maul nicht.


Wir wollen, wir müssen alles haben; das ist unser Programm; wie dieser


Forderung genügt werden kann, ist Sache derjenigen, die unsere Besiegung


prophezeien, wenn es nicht an der nötigen Opferfreudigkeit fehlt.


So ungefähr denkt der Sozialdemokrat. Man sieht, daß, kaufmännisch ausge-


drückt, auf dem Opfermarkt noch vieles fehlt, damit sich Nachfrage und Angebot


ausgleichen. Ach !  hätte doch der Reichskanzler, statt nach dem Programm des


Zukunftsstaates zu fragen, eine Erklärung gefordert über das, was der Sozialist


„alles“ nennt! Dann wäre sein Wissensdurst für lange Zeit gestillt worden, dann


wäre es ihm klar 
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geworden, daß er den Widerstand der Sozialdemokraten ganz gewaltig unter-


schätzt, daß der Sieg, den er so leichtsinnig prophezeit, eine lange,


schmerzhafte Entfettungskur voraussetzt und daß das geforderte Opfer statt


Freude, die Pein des höllischen Fegefeuers bedeutet, ein Opfer, das vielen


einem Selbstopfer bedenklich ähnlich erscheinen muß. Denn unter „Alles“ verste-


ht der Sozialdemokrat nicht mehr und nicht weniger als das volle unverkürzte


Eigentumsrecht auf das Produkt der eigenen Arbeit, wobei noch zu beachten ist,


daß der Sozialdemokrat den Begriff „Eigentum“ überhaupt von der Arbeit ableitet


und auf die Arbeit beschränkt wissen will. Eigentum ist Diebstahl; Eigentum soll


Arbeit sein. Arbeit ist der einzige Rechtsanspruch auf Eigentum. Suum cuique!


Jedem das Produkt seiner Arbeit. Keiner darf mehr als das erhalten, denn sonst


erhält ein anderer weniger als ihm zukommt. Was ich erzeugt habe, ist mein,


was du erzeugt hast, ist dein. Meine Kinder, keine Kinder. Alles, was nicht durch


die Arbeit da ist, kann nicht zu Eigentum gemacht werden.


So zahm, natürlich und lauter diese Begriffsbestimmung erscheint gegenüber


der herrschenden Theorie, wonach „Alles, was ich an mich reißen und verteidi-


gen kann, mein ist“, so radikal ist sie in ihren Voraussetzungen, so gefräßig und


revolutionär in ihrer Durchführung. Die herrschende Begriffsbestimmung des


Eigentums erinnert dem Wortlaut nach ja mehr an die Sprache eines Wolfes als


an die des Menschen, dem Inhalte nach ist sie ein Kind im Schafspelz, denn ihr


fehlt noch die Hauptsache, die gesetzliche Anerkennung; denn so merkwürdig


das auch klingt, gesetzlich ist der Begriff „Eigentum“ überhaupt nicht bestimmt.


Diese Lücke in der Gesetzgebung wollen die Sozialdemokraten ausfüllen und


zwar in dem angedeuteten Sinne. Und das ist in zwei Worten ausgedrückt, das


Programm des Zukunftsstaates, Sinn und Zweck der Sozialdemokratie. Die das


Eigentum auf die Arbeitsprodukte beschränkt wissen wollen, sind Sozialisten –


ihre Gegner alle, die an der alten Raubtiertheorie festhalten. Das ist, in zwei


Worten ausgedrückt, Sinn und Inhalt aller politischen Parteien.


Unter „Alles“ versteht also der Sozialdemokrat das unverkürzte Produkt seiner


Arbeit, er versteht darunter, daß nur der kaufen kann, der gearbeitet hat. „Alles“


bedeutet, daß Kaufkraft und Arbeitskraft in eins fallen, daß die Waren 
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auf Grundlage der in ihnen verwendeten Arbeit ausgetauscht werden sollen, daß


die Lohnskala der Arbeit gleichzeitig das große allgemeine Preisverzeichnis


bilden soll; daß die Warenpreise mit den aufsummierten Löhnen übereinstimmen


sollen. Kurz und gut, unter „Alles“ versteht der Sozialdemokrat, daß aus allen


Warenpreisen


Rente,  Z ins und Prof i t
ausgemerzt werden und nur allein der Lohn bleiben soll.


Das ist das Programm der Sozialdemokraten, das ganze Programm des


Zukunftsstaates. 


Opfert also Rente, Zins und Profit, und der Friedensbund ist für immer


geschlossen, die Streitaxt begraben, das Heer der Unzufriedenen aufgelöst und


entlassen. Mehr als das Opfer von Rente, Zins und Profit wird kein


Sozialdemokrat verlangen, denn das ist ja alles, was Ihr habt, was Ihr geben


könnt. Mit der Rente, Zins und dem Profit opfert Ihr alles, was nicht von eurer


Arbeit herrührt; Ihr stellt euch damit auf den Rechtsboden des sozialdemokratis-


chen Staates.


Die Frage, wie das geschehen soll und geschehen kann, ist beantwortet; sie ist


gar keine Frage mehr.


Es ist auf dem Erdenrund niemand, der es wagen wird, die Behauptung der


Geld- und Bodenreformer ernsthaft zu bestreiten, daß die Grundrenten durch die


Grundrentensteuer der Staatskasse, dem Volke unverkürzt zugeführt werden


können, daß mit der Geldreform Zins und Profit verschwinden werden.


Die Geld- und Bodenreform ist der Altar des allgemeinen Land- und


Bürgerfriedens, wo Ihr eure Opferfreudigkeit bekennen könnt, wo Ihr euch des


letzten Restes der ungleichen Güterverteilung entledigen könnt. Dort könnt Ihr


euer christliches Glaubensbekenntnis rückhaltlos ablegen und mit blankem


Gewissen vor das Volk treten und sagen: Ich habe alles geopfert, ich habe nichts


verheimlicht, ich habe niemand betrogen, Ihr habt alles.


Jedoch ich sehe, Euer heidnischer Sinn wendet sich ab vor diesem christlichen


Altar; vor der Bissigkeit der beiden gedachten Reformen hat sich Eure


Opferfreudigkeit in Opferfurcht verwandelt. Aber wozu dann diese Heuchelei,


dieser Appell an die Opferfreudigkeit? Ihr glaubt es ja übrigens selber nicht, daß


Ihr die Begehrlichkeit der Sozialdemokratie noch eindämmen könnt, daß der


Sozialdemokrat seine Rechte für 
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ein Almosen opfern wird, daß er die verlockende Aussicht auf den vollen Ertrag


seiner Arbeit mit einer Freistelle im Krankenhaus vertauschen wird. Après nous le


déluge! Ihr seht das Verderben kommen und wollt es nicht abwenden. Ihr seid


selber nicht fähig, für den Zukunftsstaat ein Programm zu entwerfen, die


Unbeholfenheit des sozialdemokratischen Programms verhöhnt Ihr, und das


Programm der Wissenschaft weist Ihr zurück.


Wer wird aber die Sozialdemokraten vor dem Versuch abhalten, ihr Programm


auf irgendeine Weise in die Praxis zu übersetzen? Ein solcher Versuch aber


kostet


M-ehr A-ls R-ente A-lmosen T-eilung.


Der schwarze Dienstag und die
Geldreform


Im Berliner Lokal-Anzeiger vom 9. Februar lesen wir: „Ein schwarzer Dienstag!


Panischer Schrecken durchzuckte heute unsere Börse auf die Nachricht von


dem Handstreich der japanischen Flotte. Große Verkaufsaufträge aus den


Reihen der Provinzkundschaft trafen auf einen bedeutenden Verkaufsandrang


unserer Platzspekulation, und unter der Wucht dieses Druckes eröffnete der


Markt in teilweiser demoralisierter und deroutierter Haltung. Der Verkaufsandrang


war ein so großer, wie er seit langem nicht zu beobachten gewesen. „Sauve qui


peut“, war heute in der ersten Börsenstunde die weit verbreitete Losung. Die


Eröffnungskurse tonangebender Papiere stellten sich bis zu 11% unter gestern;


sonst notierten niedriger: Darmstädter Bank 4 1/2%; Dresdener Bank,


Nationalbank 3%, Deutsche Bank 2%, Österreichische Staatsbank 2 3/4%,


Kanadische Pacific Aktien 2%, Transvaalbahn 6%.  Am schlimmsten kam


anfangs das Gebiet der Montanpapiere weg. Hier verloren: Konsolidation 17%,


Hibernia 11 1/2%, Laurahütte 6%, Bochumer 8 1/2%, Dortmunder Union 4 %,


Rheinische Stahlaktien 11, etc. etc.“ Und nun folgt die lange Liste der 
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Industrie-Aktien-Gesellschaften, die sämtlich Haare lassen mußten – weil die


Russen und Japaner sich in der Mandschurei zanken.


Betrachten wir die geschilderten Ereignisse einen Augenblick vom Standpunkt


der Geldreform


Verkaufen heißt tauschen und zwar gegen Geld tauschen. Obige Papiere sind


sämtlich gegen Geld (Gold) getauscht worden. Der Kurssturz kam daher, daß


viel Ware, jedoch nur wenig Geld angeboten wurde. Alles, was die Industrie auf


dem Erdenrund erzeugt, wurde in Massen auf den Markt geworfen, nur kein


Gold, und weil die Warenmassen gegen Gold verkauft werden und gerade das


Gold an dem Tage nicht angeboten wurde, wo man es suchte, da stieg sein


Preis. Bei dem panischen Schrecken, der die Börse „durchzuckte“, suchten alle


die großen Schiffe zu verlassen, um sich auf das kleine Rettungsboot (Gold) zu


retten, und weil jeder fürchtete, keinen Platz zu finden, so war das Gedränge


groß. Ein blödsinniges Gedränge, ein lächerliches Schauspiel. Warum wurden


denn so urplötzlich alle Produkte der Industrie verachtet und nur das Geld


geschätzt?


Weil das Publikum aus alter Erfahrung weiß, daß bei Kriegsausbruch das Geld


dem Verkehr entzogen wird, und daß dann aus Mangel an Geldangebot die


Warenpreise fallen. Um nun mit möglichst wenig Ware an dem Preissturz


beteiligt zu sein, sucht man zu verkaufen! Was macht nun der Spießbürger mit


dem Erlös (Geld) der verkauften Papiere? Vorläufig nichts. Er kann nichts


kaufen, weil doch alles so unsicher ist, darum behält er das Geld bei sich zu


Hause, wo er es im Keller unter einem Schutthaufen vergräbt. Aber das Geld,


das er dort vergräbt und das noch gestern auf dem Markt den Warenaustausch


vermittelte, fehlt jetzt im Handel. Ohne Geld kann niemand kaufen; die Preise


weichen, die Krise bricht aus, und der Spießbürger freut sich, daß er alles so


richtig vorausgesehen hat – wie es kommen mußte. Niemals wird der Schafskopf


begreifen, daß die Krise die Folge seines Verhaltens war, daß, wenn das Geld


wie früher zirkulierte, die Kurse und Preise nicht gefallen wären, selbst dann


nicht, wenn der Himmel über der Mandschurei eingestürzt wäre.


Mit der Geldreform wird kein „panikartiger Schrecken die Börse mehr durch-


zucken können“. Da gibt es keine Rettungsboote, keine Notausgänge mehr, da


heißt es einfach 
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aushalten. Und weil jeder aushalten, sitzen bleiben muß, gibt es keine Panik,


kein Gedränge, keinen schwarzen Dienstag. Das Reformgeld kann niemand ver-


scharren, auch bei Kriegsgefahr nicht. Ehe jemand der Börse den Auftrag gibt,


deutsche Montanpapiere zu verkaufen, muß er vorher schon eine Verwendung


für den Erlös dieser Papiere suchen. Sein Verkaufsauftrag wird also von einem


entsprechenden Kaufauftrag begleitet sein. Sind die Verkaufsaufträge groß, so


werden auch ebenso große Kaufaufträge einlaufen. Jeder Verkauf wird einen


unmittelbaren Kauf nach sich ziehen, und ein allgemeiner Kursrückgang wird


unmöglich. Fällt der Kurs eines Papiers, so steigen die Kurse der anderen


Papiere in gleichem Verhältnis und wenn, wie in diesem Falle, die Russen fallen,


so müssen die anderen Papiere um so höher steigen. Der Börse wird man


niemals Geld entziehen können, und eine Panik wird undenkbar.


—————————
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Die Geld- und Bodenreform


————————————————————————————————————
Bd. 2. Mai 1904 Nr. 3 – 6


————————————————————————————————————


Zinsfreie Darlehen (Unentgeltlichkeit
des Kredits) vom Standpunkt des Real-


und Geldkapitals aus untersucht
von Silvio Gesell


Vorwort
Während die Grundrente aufs innigste mit der Politik verbunden ist (Kornzölle,


Bahntarife, Kanäle, Einkommensteuer, Grundsteuer), auch erwiesenermaßen


durch die von Henry George befürwortete Grundrentensteuer bis auf den letzten


Rest konfisziert werden kann und so zum eigentlichen Zankapfel der politischen


Parteien geworden ist, war bisher der Kapitalzins vor dem Einfluß der Parteien


völlig geschützt. Zwar an Feinden hat es dem Zins nie gefehlt, aber alle mußten


bisher ihre Ohnmacht bekennen, und kein Mensch darf sich rühmen, dem Zins in


irgendeiner Weise geschadet zu haben. Die gesetzlichen Zinsverbote, selbst die


Bannflüche unfehlbarer Päpste verfehlten ihr Ziel.


Früher hegte man im Volke die Hoffnung, des Zinses durch irgendeine glück-


liche Wendung noch Herr werden zu können. Man erinnerte sich des Pulvers,


das ja auch den Bauern des Mittelalters unerwartete, fast wunderbare Erlösung


brachte. So sollten die Freibanken, der Freihandel, überhaupt die Freiheit den


Keil zur Sprengung des Zinszwingers liefern, dann erwartete man den gleichen


Erfolg von der Tauschbank Proudhons, von dem vielgestaltigen


Genossenschaftswesen und von den verschiedenen Papiergeldarten – vom


Arbeitsgeld und Weizengeld bis herab zur gemeinen Assignatenwirtschaft.


Jedoch ist der Glaube an solche Möglichkeiten so gut wie 
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ganz verloren gegangen, nachdem von autoritativer Seite nach einer allerdings


mehr als oberflächlichen Untersuchung der Sache ein Gutachten abgegeben


wurde, wonach der Zins mit unserem ganzen Wirtschaftssystem organisch


verwachsen sein soll und eine Beseitigung des Zinses darum nur von einer


Umwälzung der Wirtschaftsordnung erwartet werden kann.


Die Oberfläche ist jedoch nur allzu oft gleich einem Spiegel. Sie wirft nur


unsere eigenen Vorurteile zurück. Warum also könnten da die Zins-Theoretiker


nicht auch das Opfer einer solchen Spiegelung geworden sein? Dann das wird


jeder Zinstheoretiker gleich selbst zugeben, daß am Zinsproblem bisher kaum


die äußere Rinde geritzt worden ist.


So, um nur ein Beispiel anzuführen, hat bisher noch niemand den Versuch zu


einer Erklärung gewagt, warum seit 2000 Jahren der reine Zins mit fast plane-


tarischer Regelmäßigkeit um 3 bis 4% als ehernen Zinssatz kreist, warum seit


2000 Jahren der reine Zins unabhängig von allen äußeren Umständen, von Krieg


und Frieden, unabhängig von der Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel, unab-


hängig von allen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen niemals


unter 3% fiel, niemals über 4% stieg. Die Anweisung für die Ermittlung des reinen


Zinses findet der Leser im Anhang dieser Schrift.


Wenn aber innerhalb des Zinsproblems solche und viele andere ebenso auffall-


ende Erscheinungen der Erklärung harren, welchen Wert kann da ein im voraus


über die Möglichkeit der Beseitigung des Zinses abgegebenes Gutachten


beanspruchen? Ein solches Gutachten hat nicht mehr Bedeutung wie irgendein


anderer religiöser oder politischer Glaubensartikel, und erkläre ich es darum als


nicht erwiesen, daß der Zins und unsere auf Privatverantwortung begründete


Wirtschaftsordnung miteinander verwachsen seien.


Ich glaube im Gegenteil, aufgrund meiner Untersuchungen auf diesem Gebiet


behaupten zu können, daß der Zins nicht nur nicht mit unserer


Wirtschaftsordnung verwachsen ist, sondern daß er umgekehrt der vollen


Entfaltung derselben im Wege steht. Auch habe ich gefunden, und meine


Untersuchungen liefern mir unausgesetzt neue Beweise dafür, daß der Zins nicht


in den Produktionsmitteln, sondern im herkömmlichen, aus dem Altertum stam-


menden Geldwesen seinen Rückhalt hat und daß durch eine organische Reform


des Geld-


Geldwesen


257







wesens der durch das Geldwesen heute künstlich beschränkte Wettbewerb unter


den Realkapitalisten sehr wohl bis zur vollen Beseitigung des Zinses steigen


kann.


Inwiefern diese Behauptung durch gegenwärtige Schrift aus der Kategorie rein-


er Glaubensartikel gerissen wird, mag der Leser selbst beurteilen. Ich brauche


wohl kaum darauf aufmerksam zu machen, daß, wenn die Ergebnisse meiner


Untersuchungen als richtig anerkannt werden, der paradiesische Frieden, dessen


sich der Zins der Politik gegenüber erfreut, ein Ende haben wird, und daß der


Zins genau wie die Rente Verteidigungsmaßregeln wird ergreifen müssen. Denn


ist der Zins nicht mit unserem Wirtschaftssystem, sondern nur mit unserem


Geldwesen verwachsen, so wird gar bald die Forderung einer entsprechenden


Reform des Geldwesens gestellt werden.


Außer diesem für die Sozialpolitiker interessanten Ergebnis haben meine


Untersuchungen noch mehrere für die Zinstheoretiker wichtige Tatsachen zutage


gefördert. So die Entdeckung, daß der Zinsfuß nicht 2, sondern 3 Elemente


enthält. Diese Entdeckung war mir in meinen Untersuchungen von großem


Nutzen, sie gestattete mir die bereits erwähnte, bis dahin nur geahnte Tatsache


ans Tageslicht zu fördern, daß der reine Zins eine eherne Größe ist, und lieferte


mir gleichzeitig die Erklärung für eine Reihe der verworrensten Zinsfragen.


Dann machte ich die überraschende Beobachtung, daß ein Wettbewerb unter


den Geldverleihern sachlich unmöglich ist, was so viel heißt, daß das


Zinsmaximum auch gleichzeitig das Minimum sein muß. Diese merkwürdige


Tatsache wird sich sicherlich als sehr fruchtbar erweisen; sie scheint mir berufen


zu sein, das allgemeine Lösungsmittel für die Währungs- und Zinsfragen


abzugeben. Mir hat diese Entdeckung fürs erste zu einer Erklärung verholfen,


warum der reine Zins nicht unter 3% fallen kann. Jedem, der schon über die


Bestimmungsgründe der ehernen Zinshöhe gegrübelt hat, wird diese Nachricht


sicher ein Gefühl der Erleichterung verschaffen und er wird diese erste Frucht


erwähnter Beobachtung mit Freude begrüßen.


Und so hoffe ich, daß die Ergebnisse meiner Untersuchung Beachtung


beanspruchen dürfen und eine Veröffentlichung rechtfertigen.


Hauts Geneveys (Kt. Neuenburg)


Silvio Gesell
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Die Unentgeltlichkeit des Kredites in
ihrem Verhältnis zum Real- und Geldkapital


Man kann der Frage nach der Ursache des Zinses sehr verschiedene


Ausdrücke geben, die dem Sinn nach ungefähr dasselbe sagen, trotzdem aber


für den Adressaten durchaus nicht gleichgültig sind.


Die gewöhnliche Frage ist: Warum Zins auf Darlehen bezahlt werden muß?


Mit dieser ersten Frage, die wir die „gemeine Zinsfrage“ nennen können, wird


erfahrungsgemäß jeder, selbst der vor- und umsichtigste Kopf, stracks in den


Sumpf geleitet. Diese Frage enthält für die Antwort keinerlei Anhaltspunkte.


Dieselbe natürliche Geistesrichtung, die den Glauben an einen einzigen Gott her-


vorgerufen hat, die den Apfel zur Erde fallen läßt, natürlich weil nur der Apfel


schwer ist, verleitet den Gefragten regelmäßig dazu, die Ursache des Zinses in


einer einzigen Quelle zu suchen. Mit dieser gefährlichen Frage bürdet man


jedem eine ungeheure Arbeit auf, unter deren Last er regelmäßig zusammen-


bricht. Der ganze lange Weg von Turgot, Smith bis zu Bawerk, Wicksell, der ähn-


lich den Wüstenstraßen durch Gerippe, u. z. Gerippe bankrotter Theorien


markiert ist, muß der Forscher zurücklegen, um erschöpft und mutlos an dem


Punkt anzulangen, auf den man ihn durch eine andere Fassung der Frage in den


meisten Fällen von vornherein hätte stellen können.


Diese zweite Frage, die wir die „kaufmännische“ nennen wollen, weil sie auf


der Voraussetzung gewisser, als Gemeingut zu betrachtender, kaufmännischer


Vorkenntnisse beruht, lautet: Warum gleichen sich bei Darlehen oder Anleihen


Nachfrage und Angebot niemals aus, warum bleibt das Angebot regelmäßig der


Nachfrage gegenüber im Rückstand?


Die Antwort auf diese Frage ist ja auch nicht unmittelbar aus der Frage selbst


zu schöpfen, aber sie gibt dem Gefragten wenigstens die Richtung an, auf der er


vordringen muß, sie markiert die Untiefen der Straße. Es wird durch die Frage an


das erinnert, was er schon weiß, nämlich daß Nachfrage und Angebot bei


Anleihen darüber bestimmen, ob der Geber Zins fordern kann, der Nehmer Zins


zahlen muß und wie hoch dieser Zins sein wird. Er wird darauf aufmerksam 
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gemacht, daß es sich um ein Verhältnis handelt, und wird sich also hüten, den


Fußstapfen derjenigen zu folgen, die die Ursache des Zinsen in einem einzigen


Punkt der Volkswirtschaft, auf einer Seite der Gleichung suchen. Selbst noch ein


Laie und Barbar, wird er doch die Gefahren, die die erste Frage umgeben, zu


vermeiden wissen, und statt mit listigen Blicken nach einem einzelnen winzigen


Punkt der Volkswirtschaft auszuschauen, wird er die Elemente des Zinses zu


scheiden versuchen in solche, die dem Ausgleich zwischen Nachfrage und


Angebot bei Anleihen förderlich, und solche, die ihm hinderlich sind. Er wird sich


vielleicht bei der Abschätzung des Gewichtes der einzelnen Elemente von seinen


persönlichen Wünschen leiten und verleiten lassen, aber eines doch wird ihm


klar werden, daß es viele Umstände sind, die auf den Zins einwirken müssen,


Umstände, die sich sämtlich in fortwährend wechselnder Stärke gegenseitig bee-


influssen müssen.


Aber je klarer es ihm wird, daß sowohl das Angebot wie die Nachfrage bei


Anleihen in bezug auf Größe wie auf Dringlichkeit den stärksten Schwankungen


unterworfen sein müssen, um so rätselhafter wird für ihn die Tatsache, daß das


durch die Zinshöhe geoffenbarte Verhältnis zwischen diesen zwei Größen von


einer staunenswerten, fast ehernen Beharrlichkeit ist. Er wird sich fragen, was


das für Kräfte sein können, die bewirken, daß der reine Zins, d.h. der von


Risikoprämie und Ristorno entblößte Zins (s. Anhang) seit Jahrtausenden mit fast


planetarischer Regelmäßigkeit um 3 oder 4% als festen Punkt kreist.


Und jetzt erst wird es ihm bewußt, daß in der ihm gestellten Frage ein Sinn


liegt, daß der Zins und vornehmlich die Stetigkeit des Zinses wirklich eine rätsel-


hafte Erscheinung ist.


Die Frage: Warum Silber und Gold heute in ihrem gegenseitigen


Tauschverhältnis schwanken, enthält nichts Rätselhaftes für niemand, dagegen


ist die Frage: Warum früher Gold und Silber Jahrhunderte lang in einem fast


unveränderlichen Tauschverhältnis standen, sicherlich einer Untersuchung


würdig. Ebenso verhält es sich mit dem Zins. Daß sich Nachfrage und Angebot


bei Anleihen nicht immer ausgleichen können und daher zeitweise der Zins


erscheinen muß, – das muß für jeden selbstverständlich sein, der den Zins als


ein Produkt eines Tausches oder Verhältnisses ansieht. Nein, nicht der Zins an


sich enthält ein Problem, sondern die ausnahmslose Regel des Zinses und die


außergewöhnliche Beständigkeit des-
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selben; das ist das Rätselhafte am Zins. Die Tatsache, daß sich Angebot und


Nachfrage bei Anleihen seit Jahrtausenden im Verhältnis von 100 zu 105 einan-


der gegenüberstehen, die Tatsache, daß sich dieses Verhältnis wohl zeitweise


um einen Punkt nach oben oder unten, aber niemals auf und unter pari ver-


schoben hat, das ist das eigentliche Zinsproblem, das Rätsel, das der Lösung


harrt.


Wir sehen nichts Merkwürdiges in dem Umstand, daß Perlen und Kartoffeln in


ihrem gegenseitigen Tauschverhältnis schwanken. Wenn wir aber die


Beobachtung machten, daß diese beiden Dinge seit historischen Zeiten aus-


nahmslos im Verhältnis von 1 zu 105 ausgetauscht worden sind, daß sich dieses


Verhältnis zuweilen um einen Punkt nach oben oder unten verschob, aber


niemals auf und unter 100 fiel, so würde eine solche Tatsache eine Erklärung


fordern.


Der große Vorsprung, den die Frage Nr. 2 der ersten gegenüber bietet, liegt


also darin, daß sie das Problem von vornherein zu einer Handels-, Markt- oder


Tauschfrage stempelt. Die Forscher sind durch die Frage Nr. 1 stets verleitet


worden, in der Produktion den Grund des Zinses zu suchen. Sie sahen den


Vorteil, den der Hobel dem Jakob bietet, und hielten es für selbstverständlich,


daß dieser Vorteil auf dem Markt bezahlt werden muß. Hätten sie die Anleihe


mehr vom Gesichtspunkt des Tausches aus betrachtet, so wäre ihnen aufgefall-


en, daß auch Wilhelm Vorteil hat, den Hobel zu verleihen, um ihn später, wann er


ihn wieder selber braucht, neu, frei von Rost und Staub, in moderner, vielfach


verbesserter Konstruktion zurück zu empfangen.


Da der Verkauf infolge verbesserter Produktionsmethoden verbesserten


Produkte zu den Preisen der früheren (schlechteren) Produkte nach Ansicht viel-


er Währungstheoretiker an sich kein Symptom einer allgemeinen Baisse ist, so


hätte, wenn wir diese Ansicht gelten ließen, Wilhelm nicht allein einen neuen,


sondern auch noch einen verbesserten Hobel zurückzufordern.


Sie hätten dabei wohl auch an den Warentausch gedacht, der beiden
Tauschenden den Vorteil bietet, für etwas, das sie in Überfluß haben und oft gar


nicht verwerten können, ein Gut einzutauschen, das sie vielleicht aus peinlicher


Verlegenheit rettet, ohne daß dieser gegenseitige Vorteil Gegenstand einer


besonderen Verrechnung werde. Es wäre ihnen dabei vielleicht die Übereinstim-


mung aufgefallen, die zwischen Anleihen und Warenaustausch in dem Sinne


besteht, daß der Schuldner eine Sache erhält (Saatgut z.B.), die er jetzt


brauchen kann und die er später aus dem Überfluß (Ernte) zurückerstatten wird,


während der Gläubiger aus dem Über-


Überfluß
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fluß eine Sache hergibt, die er erst später wieder brauchen wird, deren


Aufbewahrung ihm in der Zwischenzeit Kosten aller Art verursachen würde und


die ihm jetzt der Schuldner, wenn er sie braucht, verlustfrei, in frischer Qualität


zurückerstatten wird. Kurz, sie hätten Gegenwart und Zukunft, die bei Anleihen ja


den e igent l ichen Gegenstand des Tausches
ausmachen, einfach als gewöhnliche Waren angesehen, deren


Tauschverhältnis wie etwa das zwischen Perlen und Kartoffeln von tausend


äußeren Umständen beeinflußt wird.


Und in diesem Stadium ihrer Betrachtungen hätten die Forscher nicht umhin


können, die Veränderungen zu untersuchen, die das Dazwischentreten des


Geldes auf die Bedingungen solcher natürlichen in Realkapital abgeschlossenen


Anleihen hervorrufen muß.


Man sagt gewöhnlich, die Realkapitalien würden in Form von Geld aus-


geliehen, ohne weiter zu untersuchen, welche Folgen eine solche


Formveränderung (man denke sich Lebensmittel in „Form“ von Geld!) für die


Bedingungen der Anleihen nach sich ziehen muß.


Eine erfreuliche Ausnahme bietet uns Knut Wicksell in seiner gehaltvollen


Studie: Geldzins und Güterpreise. Er sagt Seite 125:


„Der Umstand, daß die Anleihen in Geld abgeschlossen werden, bedingt einen


Unterschied nicht nur in der Form, sondern auch in der Realität der Sache, denn


da die Realkapitalien in Wirklichkeit nicht mehr geliehen und verliehen, sondern


gekauft und verkauft werden, ist eine erhöhte Nachfrage nach ihnen nicht mehr


eine Nachfrage von Borgern, welche den Realzins, sondern eine Nachfrage von


Käufern, welche die Güterpreise zu erhöhen die Tendenz hat.“


Leider hat sich Wicksell mit dieser Feststellung begnügt und den Einfluß dieser


Tatsache auf die Bedingungen der Leihkontrakte nicht in den Kreis seiner


Betrachtungen gezogen. Wicksell’s Untersuchungen gründen voll und ganz auf


der, wie es scheint, für ihn völlig selbstverständlichen Voraussetzung, daß sich


der Geldzins dem Zins des Realkapitals anschmiegen muß, trotzdem diese


Voraussetzung mit obiger Feststellung in klar zutage liegendem Widerspruch


steht. Das ist auch der Grund, warum Wicksell sich nicht einmal fragt, was


eigentlich aus dem Geldzins werden würde, falls der Realkapitalzins auf Null


fiele. Würde sich in diesem Fall auch der Geldzins dem Realkapitalzins


anschmiegen, d.h. auf Null fallen? Und warum nicht? – Wicksell geht in seinen


Untersuchungen im allgemeinen mit großer Umsicht zu Werke, er sondiert das


Terrain mit zahlreichen Annahmen, aber diese Annahme, die doch ziemlich 
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nahe liegt und deren Beantwortung seine Voraussetzung sofort der


Selbstverständlichkeit beraubt haben würde, hat er merkwürdigerweise nicht


untersucht.


———————


Und dieses Stadium der Untersuchung soll jetzt der Standpunkt sein, von dem


aus wir hier unsere Untersuchung einleiten wollen. Alles, was davor liegt, ist für


uns gleichgültig, denn es gehört der Geschichte, der Geschichte menschlicher


Irrungen an. Für Greise, die nur mehr in ihren Erinnerungen zu leben vermögen,


für Geschichtsschreiber der Zinslehre mag es anziehend sein zu wissen, wie


man sich zur Zeit Abrahams die Zinserscheinung erklärte, allein für


Vorwärtsstrebende ist es vor allen Dingen nötig, sich in das Tatsachenmaterial zu


vertiefen.


Also nicht mit der Prüfung der 1000 verschiedenen Zinstheorien wollen wir uns


hier aufhalten, sondern unsere Zeit zu einer eingehenden Untersuchung verwen-


den über:


1. Die Natur des Realkapitals selbst


2. Ursprung und Grenze der Nachfrage für Realkapital


3. Ursprung und Grenze des Angebots von Realkapital


Was sind es also für Sachen, die der Unternehmer braucht, in deren


Anschaffung auch heute noch der Betrag des geliehenen Goldes sich unmittelbar


auflöst? Es sind die Materialien, die er verbraucht und die die Arbeiter mit dem


Lohngeld kaufen. Alles sehr nützliche, aber im allgemeinen ebenso häßlich


anzuschauende, wie schwer aufzubewahrende, faulende, stinkende, gefährliche,


umfangreiche, zerbrechliche, rostende Gegenstände, in der Regel Rohstoffe,


Zwischenprodukte und Halbfabrikate. Vielleicht empfiehlt es sich einmal, die


Stapelartikel unter den Realkapitalien namentlich aufzuführen. Es braucht der


Landwirt Fabrikant
Kartoffeln Kohlen, Schwefelsäure


Stroh, Heu Grüne Häute


Sämereien Wolle, Teer


Thomasschlacken Benzin, Chlorkalk


Guano, Poudrette Leim, Gerberlohe


Dreck, Mist, Jauche Lumpen, Chemikalien


Maschinen, Werkzeuge Drogen, Dampfkessel


Säue, Kühe Fabrikgebäude


Wagenschmiere Maschinen


263







Baumeister Bahnunternehmer
Holz, Eisen Schubkarren


Ziegelsteine Pferde


Kalk, Zement Dynamit


Bausteine und


Gips, Farben Arbeiter


Glas, Tapeten und


Dachziegel Arbeiter


Handwerkszeuge und


Dynamit


Und was kauft der Arbeiter mit seinem Lohngeld, mit dem glänzenden, prächti-


gen Gold, das der Unternehmer geliehen hat?


Brot und Kartoffeln, Kartoffeln und Brot, dazu Heringe, Bier, Würste, grobes


Tuch und das Recht in einer überfüllten, übelriechenden Wohnung zu hausen.


Aus solchen und ähnlichen Dingen besteht also das flüssige, und anscheinend


so sehr begehrenswerte Realkapital, d.h. das Kapital, um dessen willen die


Geldanleihen auch heute noch gemacht werden. Und aus solchen Dingen


bestand unmittelbar der Besitz der Kapitalisten zur Zeit, als das Geld die


Leihgeschäfte noch nicht vermittelte.


Nun vergleiche man die Lage eines solchen Kapitalisten mit derjenigen eines


Bankiers? Wirklich, man müßte schon in einer rein idealen Welt leben, um nicht


sofort einzusehen, daß es nicht immer gleichgültig sein kann, ob man mit dem


Besitzer von Geldkapital oder mit dem Besitzer von Realkapital über eine Anleihe


unterhandelt, daß die Bedingungen für geliehenes Gold andere sein müssen, als


für geliehenen Dreck, trotzdem der Bauer Dreck braucht und nicht Gold.


Ich habe es nicht nachgerechnet, aber ich glaube nicht, daß man mit dem


gesamten Bestand an Bargeld das Realkapital erstehen kann, welches die


Bauern allein in ihren Misthaufen angelegt haben. Dafür zeugen folgende


Sprüche, die ich einem Bauernkalender entnehme: Zeige mir deinen Mist und ich


sage Dir wer Du bist. Mist ist kein Heiliger, aber er bewirkt Wunder. Mist und der


Ackerbau gehören zusammen wie Mann und Frau. Die Zukunft Deutschlands


liegt auf dem Mist.


Was kann der Realkapitalist mit all diesen schönen Dingen anfangen?


Verleihen kann er sie. Gewiß, er kann sie verleihen, aber er kann sie nicht allein


verleihen, er muß sie verleihen. Und zwischen können und müssen weiß man


auf dem Markt zu unterscheiden.
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Es war vielleicht unartig von mir, den Schleier zu lüften, der das nach allge-


meiner Ansicht so sehr begehrenswerte Kapital (das wirkliche, reale Kapital) den


Blicken entrückt, aber angesichts der Tatsache, daß man in allen volk-


swirtschaftlichen Schriften als Muster von Realkapitalien regelmäßig nur


Fischangeln, Hobel und ähnliche niedliche Dingelchen anführt, hielt ich es für


geboten, es einmal grob aber klar auszusprechen, daß der Besitz von


Realkapital so viel heißt, wie ein steter Kampf gegen Fäulnis, Gestank, Moder,


Feuersgefahr, Schimmel, Überschwemmung, Mäuse, Motten, Ratten, Bruch,


Explosionen, etc. etc. Ich hielt es für angezeigt, denn niemand hat es bisher


getan – daran zu erinnern, daß der anscheinend so sehr begehrenswerte Besitz


von Realkapital nur Kosten und Verluste bedeutet, und daß es gegen diese


Verluste nur ein einziges bewährtes Mittel gibt, nämlich die sofortige, nötigenfalls
bedingungslose Verleihung.


Der Einwand, daß die Besitzer von Realkapital sich dem in der Sache selbst


begründeten Zwang sofortiger Verleihung dadurch entziehen können, daß sie


andere bequemere Waren, z.B. Edelsteine, Edelmetalle oder auch Wein (der


sogar immer besser werden soll) dafür eintauschen, ist leer und zeugt von sehr


beschränkter kaufmännischer Begabung. Nehmen wir an, das Volk betrachte


Edelsteine, Edelmetalle, Wein, etc. für die beste Sparanlage! Wo bliebe da der


Preis dieser Dinge in guten Jahren, wenn jeder sparen kann und infolgedessen


jeder Perlen kaufen will? Und wo bliebe der Preis der Perlen, wenn in schlechten


Zeiten, da alle Welt Brot und keine Perlen sucht, letztere (also das Ersparnis)


massenhaft zu Markte getragen werden? Ich glaube ein einziges Experiment


dieser Art würde genügen, um jedermann klarzumachen, daß das gemeine


Realkapital und seine (eventuell auch bedingungslose) Verleihung als


Sparanlage immer noch besser wäre, als Perlen und Edelmetalle, für die, wenn


man sie kauft, kolossale Preise verlangt werden und für welche, wenn man sie


verkaufen muß, jedes Angebot fehlt.


Es ist ja eine in volkswirtschaftlichen Schriften wenig gebräuchliche Sitte, sich


an die Sinne statt an den Verstand zu wenden, aber mir ist es gleichgültig, ob ich


den fünf Sinnen oder dem Verstand das Geständnis erpresse, daß der


Realkapitalist ein dringendes, unaufschiebbares Bedürfnis empfindet, seine


Sache zu verleihen. Übrigens, ohne die Sinne anzurufen, ist es gar nicht


möglich, sich und anderen ein klares Bild von dem Kontrast zu machen zwischen


Geld- und Realkapital. Man muß das Realkapital sehen, fühlen, riechen, dann


erst hat man einen ungefähren Begriff von der Sache. 
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Ein Realkapitalist, Besitzer eines Lagerhauses voll der nützlichsten


Realkapitalien, und ein Geldkapitalist, Besitzer einer den obigen Realkapitalien


gleichen Geldsumme, unternehmen eine Reise und schließen ihr Kapital ab.


Nach einem Jahr kehren beide zurück und unterwerfen ihr Eigentum einer


Revision. Der Geldkapitalist wird selbst mit Hilfe eines Chemikers keinen


Unterschied feststellen können, während derselbe Chemiker Mühe haben wird,


die einzelnen Realkapitalien noch voneinander zu unterscheiden. Ersterer wird


nichts abzuschreiben brauchen, letzterer wird sich sagen: Besser ist es doch,


das Kapital zinslos zu verleihen. Der Geldkapitalist wird (eine genügend große


Summe vorausgesetzt) beobachten, daß das Geld auf dem Markt im Preis


gestiegen ist, weil das Geldangebot um den Betrag seines Kapitals abgenom-


men hatte, der Realkapitalist dagegen wird eine solche Preissteigerung nicht


wahrnehmen, weil durch Neuproduktion sein dem Verkehr entzogenes Kapital


schon längst ersetzt wurde.


Vor allen in unseren Museen aufbewahrten Reliquien des Altertums sind nur


die aus Edelmetall hergestellten Gegenstände von etwelchem praktischen


Nutzen.


Ich muß nun den Leser bitten, zur Vervollständigung dieses Begriffes im Geiste


den Unterhandlungen beizuwohnen, die den Naturaldarlehen vorangehen mocht-


en zur Zeit, als noch keine Edelmetalle den Tausch und die Anleihen vermittelten.


Dem Realkapitalist ist also Besitz und Wartung der eben aufgeführten


Stapelartikel unter den Realkapitalien lästig geworden, und er beschließt, die


Sachen möglichst bald und natürlich zu den für ihn günstigsten Bedingungen zu


verleihen. Er fragt also zunächst in seinem Bekanntenkreis herum; aber die


Borger wissen, daß, wenn sie es auch eilig haben mögen, der Kapitalist es noch


eiliger hat. Sie beschließen also zurückzuhalten, um den Kapitalisten mürbe zu


machen und für günstige Bedingungen vorzubereiten.


Bei Geldanleihen der Borger fällt diese Waffe in den Unterhandlungen fort. Der


Geldkapitalist ist durch Zurückhalten nicht mürbe zu machen. Er kann in Ruhe


werten, er läßt auf alle Fälle die Borger an ihn herankommen. Die


Unterhandlungen finden regelmäßig in seinem Hause statt.


In der Meinung, es wäre in seiner Nachbarschaft wirklich kein Bedarf an


Kapital, greift der Kapitalist zur Reklame, er schickt sogar einen Reisenden


herum, nicht um sein Kapital zu vertauschen, denn der Tausch würde ihn ja nicht


aus der Verlegenheit ziehen, sondern um die Sachen zu verleihen. 
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Aber der Reisende stößt überall auf die gleiche Sprödigkeit der Abnehmer und


in seinen Berichten ist das Wort „Überproduktion“ auf jeder Seite zu lesen.


Man beachte hier, daß es sich nicht um eine Überproduktion an Waren, son-


dern um Überproduktion an Kapital handelt; daß diese Überproduktion nicht auf


das Tauschverhältnis und auf den Lohn drückt, sondern auf den Zins resp. die


Anleihebedingung. Zur Zeit des Tauschhandels konnte es überhaupt keine allge-


meine Warenüberproduktion geben, sondern nur Überproduktion an Kapital.


Genau genommen, also eine Überproduktion an gegenwärtigen in Vergleich zum


Bedarf an künftigen Produkten.


Aber der Realkapitalist kann nicht warten, er empfindet den steten, fruchtlosen


Kampf gegen die Elemente der Natur, die seinen Besitz zu vernichten drohen,


als eine stets wachsende Last. Er muß sich seiner Sachen entledigen, so oder


so und zwar sofort. Da nun, anscheinend wenigstens, niemand Verwendung für


sein Kapital hat, so sucht er es selbst als Unternehmer in der Reproduktion zu


verwerten. Er denkt also an die Erweiterung seines Unternehmens und sucht


dazu Arbeiter. Aber hier stößt er auf eine neue unerwartete (für den heutigen


Sozialpolitiker höchst lehrreiche) Schwierigkeit. Die Arbeiter erhöhen ihre


Forderungen. Warum? Nun, ist nicht das Angebot von Realkapital an sich eine


Nachfrage nach Arbeit und Arbeitern? Wozu braucht man denn das Realkapital?


Zur Produktion. Und zur Produktion braucht man Arbeiter. Darum deckt sich die


Nachfrage nach Arbeitern stets scharf mit dem Angebot von Realkapital;


Realkapital und Arbeiterbedarf ist ein und dasselbe.


Ein vermehrtes Angebot von Geldkapital treibt zwar den Lohn auch in die


Höhe, aber gleichzeitig damit auch die Preise der Waren, so daß die


Lohnerhöhung rein nominell bleibt. Auf die materielle Erhöhung der Löhne, die


nur auf Kosten des Zinses, der Renten, des Profites erfolgen kann, übt ein ver-


stärktes Angebot von Geldkapital direkt keinen Einfluß.


Kann man sich denn eine Nachfrage nach Arbeitern denken ohne ein


entsprechendes Angebot von Realkapital? Kann man sich eine Nachfrage nach


Brot denken ohne ein gleich großes Angebot von Geld? Wie das Angebot etwas


durchaus Materielles ist, so muß auch die Nachfrage vergegenständlicht sein,


falls sie nicht einfache Bettelei bedeuten soll. Wie wir in dem Vorrat an Weizen


auch gleich das 
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genaue Maß für das Angebot von Weizen haben, so haben wir in dem Vorrat an


Realkapital auch unmittelbar das Maß und die Grenze des Angebots von Kapital,


die Grenze für den Bedarf an Arbeitern. Es ist also klar, daß mit jeder


Vermehrung des Vorrats an Realkapital die Lage der Arbeiter dem Kapital


gegenüber gestärkt wird, wie auch mit jeder Vermehrung des Weizenvorrats sich


die Lage der Brotesser bessern muß. Jede Vermehrung des Vorrats an


Realkapital bedeutet also unmittelbar eine Erhöhung der Löhne, einen größeren


Anteil der Arbeiter an den Produkten der Arbeit. Man beachte aber wohl, daß es


sich hier nur um das Verhältnis zwischen Arbeit und Kapital handelt, nicht um


das Tauschverhältnis der Produkte, und daß erhöhte Lohnforderungen, die auf


ein größeres Angebot von Kapital zurückzuführen


unab wälzbar
sind. Die Lohnerhöhung erfolgt auf Kosten des Zinses, und von einer


Entschädigung des Kapitalisten durch ein verändertes Tauschverhältnis zwischen


seinen Produkten und denen der übrigen Kapitalisten kann keine Rede sein, da


es sich um eine allgemeine Erscheinung handelt. Ein verändertes


Tauschverhältnis zugunsten des einen müßte sich doch notwendigerweise auf


Kosten der anderen vollziehen. Folglich muß die Mehrforderung der Arbeiter vom


Kapital selbst getragen werden.


Für den Unternehmer als solchen ist die durch das vermehrte Angebot von


Realkapital hervorgerufene Lohnerhöhung eine höchst gleichgültige Sache – ob


der Zins hoch oder niedrig, ob schließlich auch gar kein Zins mehr aus dem


Realkapital herausgeschlagen werden kann, bleibt auf den nackten


Unternehmergewinn ohne Einfluß. Der Zins gehört ja dem Kapital, dem


Kapitalisten.


Unser Realkapitalist will aber als Kapitalist, nicht als Unternehmer entlohnt wer-


den. Nicht der Unternehmergewinn reizt ihn zur Erweiterung seines Betriebes,


sondern die Sorge um sein angehäuftes Realkapital, für welches er weder zin-


szahlende Borger, noch Arbeiter findet, deren Lohnforderungen noch Zins oder


Mehrwert übrig lassen. Ob er sich also an die Unternehmer (oder Borger) wendet


oder unmittelbar an die Arbeiter, bleibt sich vollkommen gleich. Überproduktion


an Realkapital bedeutet eben den Tod des Zinses, ja, wenn wir den Namen


Kapital für Produktionsmittel vorbehalten, die 
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Zins abwerfen, so bedeutet Überproduktion an Realkapital den Tod des Kapitals


überhaupt.


Aber die Natur der Realkapitalien läßt unseren Mann nicht schlafen. Diese


Kapitalien müssen untergebracht werden, koste es, was es wolle, koste es selbst


den letzten Rest eines Zinses. Jetzt packt unser Kapitalist kurz entschlossen


seine Kapitalien auf einen Wagen und fährt damit zu Markte, zum Kapitalmarkt,


zum Markt, wo die Kapitalisten und Borger sich zu treffen pflegen. Er will seine


Sache verleihen, nicht tauschen, denn, ich wiederhole es, was könnte er denn


für sein Kapital eintauschen? Er will keine gegenwärtigen Produkte, denn er


braucht sie nicht; er will zukünftige Produkte, eine Forderung auf spätere Zeiten,


und das Angebot zukünftiger Produkte steht dem Angebot gegenwärtiger


Produkte gegenüber heute im Rückstand. Das ist seine Sorge. Bisher bezahlte


man für die gegenwärtigen Produkte ein Agio, Aufgeld, Zins – jetzt scheint es, als


ob das zukünftige Produkt den Zins beanspruchen wollte.


Man beachte hier, wie der materielle Zwang sich des Realkapitals zu entledi-


gen sich immer härter fühlbar macht. Man vergleiche damit den Geldkapitalisten,


der gegen alle Geschäftsgewohnheiten seine Bank schon bei hellichtem Tage um


4 Uhr schließt, und den man noch niemals Absatz suchend hat hausieren gehen


sehen.


Nun steht der Realkapitalist auf dem Markte unter einem aufgeschlagenen


Zelte, vor ihm sein Kapital – Kartoffeln, Schwefelsäure, Dynamit, Tuch, etc. etc.


Das alles will er verleihen; es ist eine Auswahl der nützlichsten, unentbehrlich-


sten Realkapitalien, Dinge, in deren Anschaffung sich heute gewöhnlich das


geborgte Gold unmittelbar auflöst. Die Preise dieser Dinge kommen hier gar


nicht in Betracht, nur über die Bedingungen der Darlehen soll verhandelt werden.


Jetzt nähert sich ein Bauer, er braucht Saatkartoffeln. Wieviel Prozent fragt er?


Fünf Prozent, ist die Antwort des Kapitalisten. positiv oder negativ, erkundigt sich


der Bauer weiter, mit der Hand auf die langen Reihen von Kapitalisten, auf das


große Angebot weisend. Natürlich meine ich positiv, antwortet der Kapitalist.


Dann will ich noch etwas warten, sagt der Bauer, und geht. Aber der Kapitalist


faßt den Bauer beim Kittel. Wir wollen handeln, sagt er, wieviel Prozent bietest


Du? Ich biete überhaupt keinen positiven Zins und will nur über die Höhe des


negativen Zinses unterhandeln, erwidert der Bauer. Ich biete Dir 95 für 100 (also 
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5% negativ); den siehe, Freund, dieses große Angebot von Kapital, siehe die


geringe Nachfrage! Beachte, wie die Löhne gestiegen sind, wohl der beste


Beweis, bzw. der einzig gültige Beweis, daß das Kapital im Übermaß angeboten


wird. Beachte ferner, daß es schon anfängt zu dunkeln, daß der Barometer


gefallen. Sieh, wie es dort wetterleuchtet !  Beachte, daß es nicht angenehm ist


mit diesen Realkapitalien durch Nacht und Wind nach Hause zu fahren, um


nächste Woche wieder hier zu sein. Beachte auch, daß Deine Sachen nicht


besser werden, und Du wirst Dich überzeugen, daß mein Angebot nicht unvorteil-


haft ist.


Wir wollen den Kuhhandel nicht weiter verfolgen. Das bis jetzt gehörte genügt,


um uns zu zeigen, daß bei der Verleihung von Realkapital tausend Umstände


sich fühlbar machen, die bei der Verleihung von Geld heute vollkommen aus-


geschlossen sind. Wer dürfte es heute wagen, dem Geldkapitalisten gegenüber


Zweifel auszusprechen, ob der verlangte Zins positiv oder negativ gemeint ist?


Wem würde es einfallen, den Bankier daran zu erinnern, daß sein Kapital durch


längeres Lagern nicht besser wird, daß es schon spät, daß die Wege aufgewe-


icht, daß der Barometer ein Gewitter anzeigt? Und doch sind das alles


Umstände, die auf die Bedingungen der Anleihe bei Realkapitalien einen sehr


bestimmenden Einfluß ausüben müssen. Wie ja auch ähnliche Umstände heute


auf den Arbeitskontrakt ihren Einfluß ausüben. Ausgehungerten, arbeitslosen,


total verarmten Männern gegenüber kann man eine Lohnherabsetzung immer


leichter durchsetzen als bei Arbeitern, die entweder selbst einen Zehrpfennig


(Streikkasse) besitzen oder die auf die Unterstützung anderer Arbeiter rechnen


können.


Unsere erste Frage nach der Ursache des Zinses lautete: Warum wird Zins


bezahlt? Dann frugen wir: Warum sich Nachfrage und Angebot niemals bei


Darlehen ausgleichen? Im jetzigen Stadium unserer Untersuchung können wir


eine dritte Frage einschieben, die schon kritischer lautet: Ist der Zins, wenn es


sich um die Verleihung von Realkapitalien (Naturaldarlehen) handelt, eine


selbstverständliche Voraussetzung jeder  Anle ihe?
Von der Beantwortung dieser Frage wird es abhängen, ob die Unentgeltlichkeit


des Kredits überhaupt möglich ist. 
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Denn die Anleihen werden der Realkapitalien wegen gemacht, und wenn die


Natur der Verhältnisse derart ist, daß der Zins als selbstverständlich zu betracht-


en ist, so müssen wir die Unentgeltlichkeit des Kredites als eine utopistische


Träumerei betrachten, die durch keine Reform irgendwelcher Art jemals verwirk-


licht werden kann.


Wie wenig die natürlichen Schwächen des Realkapitals selbst von den grim-


migsten Gegnern des Zinses beachtet und ausgebeutet werden, geht am besten


aus der Polemik über Kapital und Zins zwischen Bastiat und Proudhon (heraus-


gegeben von Arthur Mülberger) hervor. So antwortet Proudhon auf den dritten


Brief Bastiats (S. 119): „Wie Sie sehr richtig sagen, mein Herr, wenn mein Kapital


mir nicht mehr einbringen soll, werde ich es, statt auszuleihen, behalten und der


Arbeiter, weil er mit den Zehnten nicht geben will, wird feiern müssen.“


Man beachte hier, daß in dieser Polemik Real- und Geldkapital, wie allgemein


üblich, durcheinander geworfen werden, und daß Bastiat in seinem Brief den


Begriff „Kapital“ wie folgt vergegenständlicht: Ein Haus, ein Sack Getreide, ein


Hobel, ein Stück Geld, ein Schiff (S. 61). Ich frage also hier, ob Bastiat und


Proudhon als Kapitalisten und Besitzer eines Hauses, eines Sackes Getreide,


eines Hobels, eines Schiffes, wenn es darauf angekommen wäre, wirklich bei


ihrer Drohung geblieben wären? Hätten sie das Angebot des Landwirts, der


ihnen zwar keinen Zins, aber frisches Getreide zurückzuerstatten versprach, zu


guter letzt nicht doch für vorteilhafter gefunden, als das Getreide dem Verderben


auszusetzen?


Bastiat leugnet die Möglichkeit der Unentgeltlichkeit des Kredites und bleibt


hartnäckig dabei, daß die Gerechtigkeit für die Leistung des Kapitalisten eine


Gegenleistung des Borgers fordert. Diese Forderung wiederholt er auf jeder


Seite seiner sechs Briefe: „Ist das Recht auf Entgelt ein Attribut des Kapitals wie


der Arbeit selbst? Das ist die Frage, die gelöst werden muß, um einen Schluß für


oder gegen die Unentgeltlichkeit des Kredits zu ermöglichen.“ (Fünfter Brief S.


157)


Und Proudhon gibt die Notwendigkeit einer Gegenleistung unter den bestehen-


den Verhältnissen unumwunden zu, und keinem von beiden fällt es auf, daß die


integrale Rückerstattung des Darlehens in Form eines Sackes Weizen neuer


Ernte, eines neuen, modernen Hobels eines neu gebauten, modernen, vielfach


verbesserten Schiffes, etc. etc. an sich schon eine ganz bedeutende


Gegenleistung ist.


Wilhelm lieh dem Jakob vor 30 Jahren eine Nähmaschine im Preise von Mark


150, eine Jagdflinte Mark 100, eine Tonne Weizen Mark 265, alles zusammen


Mark 515 zinslos. Heute zahlt Jakob zurück. Er kauft eine ganz bedeutend


bessere Maschine für Mark 100, ein Repetiergewehr für Mark 50 und eine Tonne


La Plata Weizen für Mark 315, zusammen Mark 315, dazu legt er noch zum


Ausgleich 200 Mark in bar. Ist das nun keine Leistung?
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Freilich, wenn wir hier Real- und Geldkapital durcheinander werfen und Gold


an die Stelle des Realkapitals setzen, so zerfällt besagte Gegenleistung in nichts.


Bastiat nennt selbst die Verwechslung von Real- und Geldkapital die Quelle


aller ökonomischen Irrtümer, mit deren Hilfe es leicht wird, die Fragen zu ver-


wirren (S. 132). Aber es fällt ihm nie ein, diese Erkenntnis zum Führer in seinen


Untersuchungen zu nehmen.


Der eben betrachtete Kuhhandel gründete auf der Voraussetzung eines den


gegenwärtigen Bedarf übersteigenden Angebots von Realkapital; mit anderen


Worten, der Vorrat an Produktionsmitteln war größer als das Angebot von


Arbeitskräften.


Die Konkurrenz der Unternehmer hatte alle Arbeiterreserven zur Produktion


herangezogen, und es verblieb ein Rest an Realkapital, der wegen Mangel an


Arbeitern unbeschäftigt war. Dieser Rest oder Überschuß, der natürlich auch


Beschäftigung suchte, hatte durch die Wirkung der Konkurrenz die Löhne bis auf


die Maximalgrenze heraufgetrieben, d.h. bis zum vollen Produkt der Arbeit.


Die Unentgeltlichkeit des Kredites steht und fällt mit der Möglichkeit des hier


vorausgesetzten. Ist es materiell möglich, daß es überhaupt und zeitweise


wenigstens zu einer Überproduktion an Realkapital kommt, so muß es auch


möglich sein, daß der Kredit zeitweise unentgeltlich sei. Wir haben also zunächst


die Frage zu beantworten, ob die materiellen Kräfte für die Produktion einer


Überproduktion an Realkapital (Überproduktion gemessen mit dem Wegfall des


Zinses) vorhanden sind und auch nicht erlahmen würden, wenn der Reiz des


Zinsgenusses in Wegfall käme.


Unvorsichtige Leser werden hier vielleicht schon triumphierend auf die ziemlich


allgemein angenommene chronische Überproduktion an Waren hinweisen und


sagen: Diese Waren, die dort in Übermaß erzeugt wurden, sind es nicht


Realkapitalien? Der Unternehmer kann diese Kapitalien nicht erlangen, weil der


Vermittler, das Geld, fehlt, aber das Dasein dieser Waren zeigt, daß wir jetzt


schon eine chronische Überproduktion in Realkapital haben, und daß ohne das


Dazwischentreten des Geldes die Unentgeltlichkeit des Kredites jetzt schon


Tatsache und zwar eine alte Tatsache wäre.


Die Folgerung ist jedoch eine leichtsinnige. Würde nämlich das Hindernis weg-


geräumt werden, welches dem Austausch der die Überproduktion vorstellenden


Waren im Wege 
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steht, so würde höchst wahrscheinlich nur ein geringer Teil derselben dem


Anleihemarkt zuströmen. Denn das, was uns heute als Überproduktion erscheint,


ist nicht so sehr ein Vorrat an fertigen Erzeugnissen, als ein Vorrat an unausge-


füllter Arbeitszeit, ein Vorrat an beschäftigten Arbeitern. Wird aber die


Arbeiterreserve zur Produktion herangezogen und damit die scheinbare Überpro-


duktion beseitigt, so werden diese Arbeiter sich doch vor allen Dingen erst satt


essen, ehe sie an Ersparnisse denken, ehe sie das Angebot bei Darlehen beein-


flussen. Und wenn wir auch in der Überproduktion einen Vorrat zu viel erzeugter


Waren annehmen wollen, so ist zu bedenken, daß diese Waren durchaus nicht in


Händen von Kapitalisten sind, die imstande wären, diese Waren auf Jahre hin-


aus zu verleihen. Gewiß ist Kapital Produkt, aber Produkt im Besitze von Leuten,


die es nicht verkaufen, sondern verleihen wollen. Nein, die Überproduktion an


fertigen Erzeugnissen wird (falls sie wirklich vorhanden ist) im Besitz ihrer


Erzeuger, also der Unternehmer selbst sein, die selbst wieder dem Kapitalisten


gegenüber verschuldet sind. Gelingt es dem Unternehmer, nach Überwindung


der Krise seine Überproduktion an Waren abzusetzen, so hat er gewöhnlich


Eiligeres zu tun, als den Erlös dieser Produkte dem Anleihenmarkt zuzuführen.


Darlehen können nur von Kapitalisten gemacht werden, also von Leuten, die vor


allen Dingen in der Gegenwart gut versorgt sind und auch noch etwas für die


Zukunft voraus haben. Und diese Kapitalisten besitzen Geld, Geldforderungen


oder Waren, deren Absatz gesichert ist, weil sie sie nur in dieser Voraussetzung


übernehmen. Also von einem einfachen Übergang der Überproduktion an Waren


auf den Kapitalmarkt kann keine Rede sein. Wird das Hindernis beseitigt, welch-


es dem Austausch jener Waren im Wege steht, so werden diese Waren als


Genußgüter einfach von ihren Besitzern verbraucht.


Die Überproduktion an Waren beweist m.E. überhaupt nichts, was für die


Theorie der Unentgeltlichkeit des Kredits verwertet werden könnte; sie ist nur ein


Beweis, daß der Tausch unterbrochen wurde, in der Regel eine Folge einer


eingetretenen Baisse, Folge unzureichenden Geldangebots. Werfe man einige


Handvoll Banknoten, Goldkörner auf den Markt, so daß mit der vergrößerten


Nachfrage die Baisse in Hausse umschlägt, und von der Überproduktion wird


keine Spur mehr zu sehen sein.
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Gewiß, die Waren Überproduktion und ihre Ursache, die Baisse und Krise, ist


der Bildung von Kapital hinderlich, da doch der Absatz der Produkte


Vorbedingung für die Produktion und Kapitalbildung ist, aber an sich bedeutet sie


keine Kapitalstauung. Am besten könnte das praktisch bewiesen werden, wenn


man es erreichen könnte, daß bei eingetretener Überproduktion an Waren alle


Anleihen in Realkapitalien abgeschlossen werden könnten. Es würde sich da


zeigen, daß die Besitzer jener, übererzeugten Waren von solcher Einrichtung


keinen Gebrauch machen könnten, weil sie einfach nicht in der Lage sind, als


Kapitalist ihre Habe zu verleihen. Sie wollen ihre Ware vertauschen gegen


andere ihnen fehlende Sachen.


Die einzigen Beweismittel für die Möglichkeit der Unentgeltlichkeit des Kredits


liegen m.E.


1. in der gewaltigen modernen Produktionskraft;


2. in dem Sparsinn des Spießbürgers, des normalen Menschen;


3. in der Erleichterung des Sparens durch die Beseitigung des Zinses, wobei


natürlich das Geldsparen ausgeschlossen sein muß.


Hierzu kämen als Hilfstruppen in Betracht:


1. die Möglichkeit, durch die Geldreform der Wirtschaftskrisen Herr zu wer-


den, die ja mehr als die Unternehmer selbst Kapital verschlingen;


2. die Möglichkeit, mittelst der Geldreform die Handelsspesen auf einen gerin-


gen Bruchteil des jetzigen Betrages herabzusetzen, was eine entsprechende


Lohnerhöhung herbeiführen und die Arbeiter in die Lage versetzen würde,


größere Ersparnisse zu machen (natürlich in Form von Realkapital);


3. die Verstaatlichung der Grundrente zugunsten der Steuerzahler durch die


Bodenreform.


Da letztere drei Faktoren nur für die Geld- und Bodenreformer Beweiskraft


haben, so will ich mich an die ersten drei Faktoren halten. Sie reichen für meine


Zwecke übrigens für sich aus.


1. Die Produktionskraft. Ich glaube, niemand ist darüber im Zweifel, daß,


wenn die Produzenten sich völlig ungehindert ins Zeug legen könnten, daß,


wenn alle Reserven
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an Arbeitern und Arbeitszeit herangezogen würden, das heutige Verhältnis vom


Angebot zur Nachfrage bei Anleihen sich bald von 105 auf pari verschieben


würde. Denn es ist ja ein relativ wirklich lächerlich kleiner Mangel an Realkapital,


der dem Zins die Daseinsbedingungen bereitet. Eine Vermehrung des Bestandes


an Realkapital von vielleicht nur 10% würde die heutige Nachfrage ohne Rest


decken. Freilich darf kein Export von Kapital diesen Ausgleich verhindern, denn


die Unentgeltlichkeit des Kredites ist kein Problem, welches von einem Volke


allein gelöst werden kann. Es ist ein internationales Problem.


Wenn Europa in dem kapitalarmen Ausland keinen Abnehmer hätte für seine


Produktionsüberschüsse, so wäre entweder die Unentgeltlichkeit des Kredites


schon längst zur Tatsache geworden, oder Wirtschaftskrisen hätten die Bildung


dieser Überschüsse verhindert. Unter dem jetzigen Geldsystem wäre natürlich


letzteres eingetreten.


Wäre der Tausch, der mit der Produktion Hand in Hand gehen muß, heute völ-


lig ungehindert, träte nicht mit jedem Anlauf zu vermehrter Produktion und ver-


mehrtem Angebot auch gleich und automatisch ein Preisrückgang ein (infolge


ungenügenden Geldangebots), der Tausch und Handel unmöglich macht und die


Produktion unterbricht, an der Produktionskraft würde es sicherlich nicht fehlen,


um alle Arbeiter quantitativ mit Produktionsmitteln zu sättigen.


Wie groß die Produktionskraft ist in Ländern, die planmäßig mit geschulten


Kräften an die Arbeit gehen, sieht man an Amerika. Gestern noch das beste


Absatzfeld für alle europäischen Kapitalüberschüsse, ist dieses Land schon


heute zum Kapitalexport, von der Nachfrage zum Angebot übergegangen. Dabei


ist zu beachten, daß dieses Land noch gleichzeitig für jährlich fast eine Million


Einwanderer Unterkunfts- und Arbeitsmittel liefern mußte.


2. Der Sparsinn. Spart man des Zinsgenusses wegen oder für den Winter des


Lebens und der Jahreszeit? Zu beachten ist hier, daß man nicht von einer


Sparsitte, sondern allgemein von einem Sparsinn spricht. Die Sinne (oder


Instinkte) waren aber alle ausgebildet, lange bevor an Zinsen gedacht wurde. Die


Not lehrte den Menschen sparen zu einer Zeit, da sein Gehirn noch plastisch


war, und so hat sich das Sparen zu einem erblichen Sparsinn ausgebildet. Man


spart als Auskunftsmittel über schlechte Zeiten. Die Bienen sparen,
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die Hamster sparen, der Bär spart (durch Fettansatz), aber von Zinsen ist in der


Natur nirgendwo eine Spur zu sehen. Ja, wie lange ist es denn her, daß die


Sparer direkt auf Zinsen spekulierten? Wie lange ist es her, daß der Strumpf und


die Strohmatratze noch allgemein als Sparkasse angesehen wurden? Und die


Menschen sollen früher ebenso sparsam gewesen sein wie heute. Gewiß, der


Zinsgenuß spornt auch zum Sparen an, aber es ist eine Tatsache, daß in


Europa, wo der Zinsfuß am niedrigsten ist, am intensivsten gespart wird. Diese


Tatsache beweist ja, ich gestehe es, direkt nicht viel, weil man einwenden kann:


Es kann in Europa viel gespart werden, weil der Zinsfuß so niedrig ist, aber mit


dieser Einwendung fällt man ja dem 3. Beweismittel in die Hände. Denn wenn


eine Ermäßigung des Zinses schon an sich die Löhne so beeinflußt, daß dem


Sparer das Sparen erleichtert wird, um wieviel mehr muß dann die völlige


Beseitigung des Zinses das Sparen erleichtern, das Sparen fördern? Rechnen


wir, daß dem Arbeiter für die Verzinsung des Kapitals, das er in der Fabrik beset-


zt, 5% des Arbeitsertrags abgezogen werden (bei 5% Zinsfuß und einem


Verhältnis von 1000 Mk. Kapital auf 1000 Mk. jährlicher Löhne), so macht das


auf 1000 Mk. Lohn 50 Mk. Zins. Diese 50 Mk. an Zins muß also der Arbeiter


zuerst für den Kapitalisten sparen, ehe er an sich denken kann. Man spart aber


immer nur das letzte Ende des Einkommens, und darum muß ein Arbeiter, der


1000 Mk. Einkommen hat, leichter 50 Mk. sparen können, als 1 Mk. bei 950 Mk.


Einkommen.


Die Beweise, die ich hier zusammentrage, sind natürlich keine zwingenden


Beweise, denn das Problem greift hier gleich in die Psychologie über. Der Mann,


der 1000 Mark verdient, kann leichter 50 Mk. sparen als 1 Mk. bei 950 M.


Einkommen. Aber wird er es tun? Wird ein Mann mit 1000 Mark Einkommen


ebenso die Notwendigkeit zu sparen einsehen, wie ein Mann, der nur 950 Mk.


Einkommen hat? Ich glaube das, kann es aber natürlich nicht beweisen. Ob er


es tut, kann nur die Erfahrung lehren. Man sagt allerdings, daß der Mittelstand im


allgemeinen vorsichtiger ist und mehr Sparsinn zeigt als der Tagelöhner, und


eine Lohnerhöhung bedeutet ja eine Annäherung an den Mittelstand, eine


Verschmelzung der Stände. Aber ist der größere Sparsinn des Mittelstandes


nicht vielleicht eine Folge geringerer Kraft, geringeren Sicher-


Sicherheitsgefühl


276







heitsgefühles dieses Standes? Ein Tagelöhner hat in seinen Fäusten vielleicht


eine festere Unterlage als mancher Mittelstandsbürger, der sich nur auf


Urkunden, verbriefte Rechte etc. berufen kann. Fäuste bieten jedenfalls mehr


Sicherheit als Pergamente, und der Sparsinn entspringt einem Ohnmachts- und


Schwächegefühl. Jedoch auch die Kraft der Fäuste läßt nach, und mit


zunehmendem Alter wird auch den Tagelöhner ein Ohnmachtsgefühl beschle-


ichen, das ihn ans Sparen mahnen wird.


—


Wir haben bisher nur das Angebot von Realkapital berücksichtigt, wie es sich


der Unentgeltlichkeit des Kredits gegenüber verhalten würde, es ist jedoch klar,


daß die Nachfrage auch ein Wort mitzusprechen haben würde, denn die


Unentgeltlichkeit des Kredites kann doch kaum ohne Einfluß auf die Nachfrage


für Darlehen bleiben, ja mancher wird sogar geneigt sein, von vornherein


anzunehmen, daß durch die Beseitigung des Zinses die Nachfrage nach Kapital


ins Blaue hinein wachsen müßte und daß schon aus diesem Grunde ein


Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot bei Anleihen und damit natürlich


auch die Unentgeltlichkeit eine unmögliche Sache sei.


So sagt z.B. Bastiat in dem bereits erwähnten Briefwechsel mit Proudhon (S.


164): „Ich werde für den Rest meiner Tage umsonst ein schönes Haus auf dem


Boulevard mieten, mit einem auserwählten Meublement und dazu noch eine


Million. Mein Beispiel wird ohne Zweifel ansteckend sein und es wird eine


Unmasse Erborger in der Welt geben. Wenn dann nur die Darleiher nicht fehlen,


so werden wir Alle ein fröhliches Leben führen.“ Und auf diesen Unsinn bleibt


Proudhon die Antwort schuldig.


Diese Annahme jedoch ist unbegründet, wie ich das gleich ausführlich zeigen


werde. Immerhin ist es sicher genug, daß die Unentgeltlichkeit des Kredites


Umwandlungen hervorbringen muß, in der Nachfrage nach Kapital sowohl, wie


auch namentlich in unserer Gedankenwelt. Wer in den Produktionsmitteln immer


ein Kapital gesehen hat, das Zins abwirft, wer von Kindesbeinen an immer mit


Zins gerechnet, wer in dem Zins die Kraft erblickt, die heute den gesamten


Wirtschaftsbetrieb in Gang erhält, dem wird es sicherlich schwer fallen, sich gle-


ich in die wirtschaftlichen Verhältnisse hineinzudenken, die die Unentgeltlichkeit


des Kredits begleiten.
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Da ist zunächst die Frage: Wer denn noch Häuser, Maschinen, Fabriken


errichten würde, wenn man das alles sowieso mietefrei haben kann? Antwort:


Niemand. Aber, heißt es dann, es wird doch immer ein Bedarf, eine Nachfrage


nach solchen Dingen bestehen; nicht jeder wird ein Haus, nicht jeder Arbeiter


eigene Produktionsmittel besitzen. Ist aber die Hervorbringung dieser Sache, die


Deckung der Nachfrage abhängig gemacht von einer Miete, so wird auch immer


Miete gezahlt werden müssen. Wirft aber das immobilisierte Kapital Zins ab (man


beachte den Sprung von Miete auf Zins), so ist nicht einzusehen, warum nicht


auch das mobile (flüssige) Kapital Zins abwerfen soll, da doch ersteres ein


Produkt des letzteren ist?


Hierzu ist zu bemerken: Miete und Zins sind nicht dasselbe. Die Miete von


Häusern, Maschinen, Fabriken setzt sich (abgesehen von der Grundrente)


zusammen aus


1. dem Zins für das in den Baukosten verwendete mobile Kapital.


2. die Abnutzungsprämie (Feuerversicherung und Abschreibungen).


Fällt also auch infolge der Unentgeltlichkeit des Kredits der erste der beiden


Bestandteile der Miete fort, so bleibt doch der zweite Teil. Diese


Abnützungsprämie, durch welche der Besitzer wieder nach und nach in den


Besitz des ursprünglichen in der Herstellung des Inmobils verausgabten flüssigen
Kapitals gelangt, ist je nach der Natur der Sache bald größer, bald kleiner. Für


Häuser mag sie (mit Reparaturkosten und Versicherungen) 2 oder 3% aus-


machen, für Fabriken das doppelte und für Maschinen das 5-fache.


Nun fragt es sich: Würde noch jemand ein Interesse daran haben, flüssiges


Kapital, für welches sonst kein Zins bezahlt wird, in Häusern usw. zu inmobil-


isieren, wenn zwar die Abnutzungsprämie, aber kein Kapitalzins gefordert wer-


den kann?


Der Ausdruck „Inmobilisieren“ gilt hier nicht in dem absoluten Sinne, den man


demselben gewöhnlich beimißt. Ein Inmobil, das in Abnutzungsprämien zerfällt,


von dem jährlich ein Teil abgeschrieben werden muß, ist doch nichts Inmobiles


mehr. Ein Haus verbraucht sich ebenso wie ein Hemd, nur langsamer. In Berlin


sollen viele kaum 90 Jahre alte Häuser umgebaut worden sein, weil sie den


Anforderungen der Neuzeit nicht mehr entsprachen. Hier käme 
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also ohne Reparaturen und Versicherung eine Abnutzungsprämie von mehr als 


3 1/3 der Baukosten zur Verrechnung.


Ich glaube diese Frage ohne weiteres bejahen zu können, denn das Inmobil


würde in diesem Falle einem den Mietern gemachten Darlehen gleichen, das in


der Abnutzungsprämie ratenweise und zinsfrei zurückgestellt wird.


Und diese Form der Sparanlage, d.h. die ratenweise Zurückerstattung, wäre für


die meisten Sparer gerade die bequemste und sicherste. Der Sparer hat im


Hause das Pfand seines Darlehens, dann ist es für ihn angenehmer, jährlich


einen Teil seines Guthabens zu erhalten, als wenn ihm das Darlehen am


Verfalltage des Wechsels, des Schuldscheines etc. zurückbezahlt wird – was ihn


dann zwingt, wieder eine neue Anlage zu suchen. Dabei hat es jeder Sparer in


der Hand, durch die Wahl des Inmobils, die Rückzahlung in kürzerer oder länger-


er Zeit zu bewirken. Da von Zinsen keine Rede mehr ist, und man sich mit dem


Gedanken vertraut machen muß, daß das Gesparte ein Ende nehmen wird, so


wird (wenn wir von bezl. Versicherungsgesellschaften absehen) jeder Sparer


dasjenige Inmobil als Sparanlage benutzen, dessen Abnutzungsrate mit derjeni-


gen seines eigenen Lebens übereinstimmt – so daß die gänzliche Abnutzung des


Inmobils mit seinem Todestag zusammenfällt. Für etwaige Rechenfehler kann


man ja etwas reichlich rechnen, und wer sehr vorsichtig ist, kann sich in eine


Versicherung einkaufen. Junge, gesunde Leute werden darum wohl tun, stein-


erne Häuser als Sparanlage zu wählen, kränkliche Leute werden Häuser aus


Fachwerk vorziehen, die sogenannten Todeskandidaten werden sich für die


Maschinenanlagen mit hohen Abnutzungsprämien entschließen, und die Greise


werden einfach Vorräte anlegen.


Wirkliche Inmobilien, d.h. solche Werke, die Jahrhunderte lang gebrauchsfähig


bleiben, bei denen eine Abnutzung kaum in Anschlag kommt (Tunnel, Kanal,


Nivellierungen, Ausroden von Waldboden, Eisenbahndämme, etc. etc.) können


der Regel nach nur aufgrund von Konzessionen, die mit Expropriationsrechten


verbunden sind, ausgeführt werden. Es sind öffentliche Arbeiten, und wenn sie


Private für eigene Rechnung ausführen, so behält doch der Staat die Aufsicht


über Tarife etc. Mit der Unentgeltlichkeit des Kredits wird daher der Staat die


Tarife so berechnen, daß der Unternehmer aus den Überschüssen sein Kapital


ratenweise amortisieren kann. Ist das geschehen, 
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so fällt das Unternehmen an den Staat zurück. Es würde sich in solchen Fällen


auch nur um ein Privatdarlehen an den Staat mit ratenweiser Abzahlung handeln,


mit dem einzigen Unterschied, daß der Gläubiger ein Pfand in Händen hat und


daß die Ratenzahlungen in den Frachtsätzen erhoben werden.


Wir ersehen aus alledem, daß die Unentgeltlichkeit des Kredites kein Hindernis


dafür wäre, daß auch fernerhin die sogenannten „Inmobilien“ als Sparanlagen


betrachtet würden und daß zinsfreie Wohnungen nicht dasselbe wie mietefreie


Wohnungen bedeuten. Erstere sind möglich, falls die Unentgeltlichkeit des


Kredites möglich ist, letztere sind unter keinen Umständen möglich.


Nun haben wir uns noch mit der weitverbreiteten Ansicht zu beschäftigen, daß


die Nachfrage bei Anleihen ins Fabelhafte, ins Blaue hinein wachsen würde, falls


der Zins in Wegfall käme.


Diese Annahme setzt voraus, daß der Unternehmer dem Arbeiter Zins (oder


sogenannten Mehrwert) selbst dann noch ankreiden könne, wenn derselbe


Arbeiter (Personalkredit vorausgesetzt) Kapital zinsfrei für die Anschaffung eigen-


er Produktionsmittel erhalten kann und den Unternehmer, als Besitzer der


Produktionsmittel, gar nicht mehr braucht.


In dieser Annahme steckt also die Behauptung, daß der Unternehmer dauernd


in der Lage bleiben würde, seine Produkte mit Zins belastet abzusetzen,


während er – soweit es sich um den Besitz des Kapitals handelt – in jedem kred-


itwürdigen Arbeiter einen ebenbürtigen Konkurrenten hat. Dies aber widerspricht


dem Gesetze der Konkurrenz, wenn wir nicht anders diese Behauptung so


deuten müssen, daß es nicht genügend kreditfähige Arbeiter (oder


Arbeiterassociationen) gibt, um sich als Konkurrenz unter den Unternehmern


fühlbar zu machen.


Rechnet man im Durchschnitt 15 Mann auf ein Unternehmen und nach Abzug


des Grundkapitals 1000 oder 2000 Mark Kapital per Arbeiter, so müßte man


unter 15 Mann immer wenigstens einen finden, dem man 15-30.000 Mark Kredit


eröffnen kann. Für heutige Verhältnisse, d.h. unter Berücksichtigung des durch-


schnittlichen Alkoholkonsums der Arbeiter, scheint das etwas viel, aber diese


Verhältnisse sollen sich ja bedeutend bessern und soweit ich unterrichtet bin, soll


es ja heute schon zahlreiche abstinente Arbeiter geben, so daß es bald nicht


mehr schwerfallen würde, unter 15 Arbeitern wenigstens einen völlig nüchternen


Mann zu finden. Und 
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viel mehr als Nüchternheit ist für den persönlichen Kredit zu Produktionszwecken


nicht notwendig. Ich will nicht sagen, daß mit der Unentgeltlichkeit des Kredit


jeder Abstinent ein konkurrenzfähiger Unternehmer wird, nein, ich behaupte hier


nur, daß mit der Abstinenz die Masse, aus der sich die Unternehmer rekrutieren,


wachsen würde und damit auch die Konkurrenz der Unternehmer unter sich.


Wenn aber der Unternehmer aus der Unentgeltlichkeit des Kredites keinen


unmittelbaren Vorteil ziehen kann, wenn der ganze Vorteil eines solchen


wirtschaftlichen Zustandes dem Lohne zugute kommt, welchen Anlaß hätte dann


der Unternehmer, sein Unternehmen zu erweitern? Und welchen Anlaß hätte


endlich auch der Arbeiter, sich eigene Produktionsmittel anzuschaffen, wenn ihm


diese von seinem bisherigen Unternehmer zu den gleichen Bedingungen zur


Verfügung gestellt werden, wie vom Sparer zum Kapitalisten, d.h. zinsfrei? Die


Abnutzungsprämie, die der Unternehmer von den Produkten des Arbeiters


abziehen würde, müßte ja immer so ziemlich übereinstimmen mit den


Abschlagszahlungen, welche der Gläubiger vom Arbeiter fordern würde.


Man darf hier nie die Tatsache aus den Augen lassen, daß jede Erweiterung


des Unternehmens auch wieder eine entsprechend größere Anzahl Arbeiter


beansprucht. Die Möglichkeit einer allgemeinen Betriebsvergrößerung ist also


nicht allein durch den Vorrat an Kapital, sondern durch die Zahl der Arbeitslosen


scharf begrenzt. Von dem Augenblick an, wo alle Reserven an Arbeitszeit und


Arbeitern zur Arbeit einberufen sind, kann keine allgemeine Betriebserweiterung


mehr stattfinden. Höchstens um Versuche in dieser Richtung kann es sich han-


deln, die vom Wettbewerb der Unternehmer unter sich ausgehen, aber jeder


einzelne Versuch in dieser Richtung kann immer nur die eine Wirkung haben:


eine allgemeine Lohnerhöhung.


Für die Vergrößerung der Betriebe (mehr Pflüge, mehr Webstühle, vierfaches


Eisenbahngeleise, mehr Häuser, Schiffe) ist daher die Unentgeltlichkeit des


Kredites durchaus kein Reizmittel; eine solche Vermehrung kann nur vom


Wachstum der Bevölkerung gefordert werden.


Anders verhält es sich mit der Verbesserung der Produktionsmittel, mit der


Einführung arbeitsfördernder Maschinen. Aber solche Verbesserungen hängen


nicht vom Zins ab, sondern von Erfindungen, meistens vom Zufall.
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Stellt man auch heute Unternehmern die Mittel zinsfrei zur Verfügung, um


arbeitssparende Einrichtungen zu treffen – sie wüßten nicht wie. Immerhin sind


Erfindungen von allgemeiner Bedeutung schon oft gemacht worden (Dampfkraft),


und würde sich ein ähnliches Ereignis heute wiederholen, so daß man mit


geliehenem Kapital durch Verbesserung der Produktionsmittel mit gleicher Arbeit


ein nennenswertes Mehr erzeugen kann, so würde der Anleihemarkt vielleicht


einem „Run“ ausgesetzt sein. Es würde zu weit führen, wollte ich den Einfluß


eines solchen Ereignisses auf das Verhältnis vom Angebot zur Nachfrage bei


Anleihen ins einzelne verfolgen; es genüge hier, daß ich daran erinnere, daß


solche arbeitssparenden Erfindungen infolge der gewachsenen Ergiebigkeit der


Arbeit unmittelbar wieder das Angebot bei Anleihen vermehren, wodurch sich der


Ausgleich bald wieder herstellen muß. Ich brauche hier nur an die Eisenbahnen


zu erinnern, die ungeheure Kapitalien verschlungen, diese aber gleich wieder,


um 1000 mal vergrößert, wiedergegeben haben.


Man behauptet ferner, daß die Beseitigung des Zinses manches Unternehmen


noch möglich machen würde, welches heute der Zinsen wegen, die man von


jedem Unternehmen erwartet, nicht ausgeführt werden kann, so z.B. den Bau


menschenwürdiger Wohnungen für alle.


In diesem Satz geht offenbar die Verdauung der Mahlzeit voran. Der Zins wird


erst dann auf Null fallen können, wenn alle die gedachten Werke, im Umfang der


sich bei Zinsfreiheit einstellenden Nachfrage, ausgeführt sein werden – denn die


Unentgeltlichkeit des Kredits kann nur die Folge allgemeiner Sättigung sein; d.h.


der Vorrat an Realkapital muß den gegenwärtigen Bedarf voll decken können.


Solange eine ungedeckte Nachfrage nach Realkapital (Häuser z.B.) besteht,


kann die Unentgeltlichkeit des Kredites sich nicht einstellen; für Häuser z.B. wird


der Mietpreis über der Abnutzungsprämie stehen, also Zins enthalten. Da nun


zusammen mit dem Zinsfuß auch die Hausmiete fallen wird und mit der


Ermäßigung der Hausmiete das bestehende große Ausdehnungsbedürfnis der


Stadtbewohner sich in Nachfrage nach größeren Wohnungen verwandelt, so ist


es klar, daß noch große Kapitalien verbaut werden müßten. Diese Kapitalien


(natürlich Realkapital) müssen also zuerst produziert, gespart und verbaut wer-


den, ehe die Unentgeltlichkeit des Kredites zur Tat-


Tatsache
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sache werden kann. Aber auch hier wäre es ein Fehler, wenn wir das


Ausdehnungsbedürfnis für eine blaue, unbegrenzbare Größe halten wollten.


Jede größere Wohnung beansprucht mehr Mobiliar, verursacht mehr tägliche


Arbeit für die Hausfrau, Kosten für Licht und Feuerung. Die Abnutzungsprämie


verschlingt immer eine verhältnismäßig hohe Summe. Dann beansprucht die


größere Wohnung mehr Baugrund und Grundrente, und wenn man auch letztere


durch die Grundrentensteuer dem Staate zuführt, so muß sie doch direkt vom


Mieter getragen werden, ja, es ist sogar anzunehmen, daß in vielen Fällen der


Unterschied in der um den Kapitalzins herabgesetzten Baumiete einfach der


Grundrente, der Staatskasse zugute kommen würde. Somit würden die größeren


täglichen Unkosten der größeren Wohnung, zusammen mit der vergrößerten


Abnutzungsprämie und der gestiegenen Grundrente dem Ausdehnungsdrange


ziemlich enge Grenzen ziehen.


Die Wohnung ist jedoch neben den gewerblichen Anlagen das einzige


Bedürfnis, dessen Deckung die Immobilisierung größerer Kapitalien beansprucht.


Wenn wir auch dem Jäger ein zweites Gewehr, dem Bauer einen zweiten Pflug,


dem Weber einen zweiten Webstuhl zinsfrei anbieten – sie werden das Angebot


zurückweisen – denn abgesehen davon, daß diese Gegenstände Platz


beanspruchen und gehütet werden müssen, so bedeutet zinsfrei nicht mietefrei,


es bleibt für alles Realkapital immer eine Abnutzungsprämie zu zahlen, die auch


dann noch zu zahlen ist, wenn der Pflug gar nicht benutzt wird, sondern in der


Ecke verrostet.


Alle übrigen großen Werke, wie Eisenbahnen, Kanäle, Drainage, etc. können


nur aufgrund einer Konzession, also durch Vermittlung des Staates, unternom-


men werden. Da handelt es sich nicht mehr um Waren, die dem Gesetz des


Wettbewerbs unterworfen sind, sondern um Monopole und gesetzlich festgeset-


zte Tarife, von deren Annahme die Erteilung der Konzession und der


Enteignungsrechte abhängig gemacht wird. Werden nun vom Staat die Tarife


aufgrund der Unentgeltlichkeit des Kredits berechnet, so ist es klar, daß solche


Konzessionen nur so lange nachgesucht werden, als wie auch Kapital zinsfrei


angeboten wird. Diese Unternehmungen werden also unmittelbar von der


Unentgeltlichkeit des Kredits abhängig sein, und diese Unentgeltlichkeit zur


Voraussetzung haben. Sie können unmöglich in größerem 
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Umfang in Angriff genommen werden, als die Produktion von Realkapital dies


gestattet. sie können die Nachfrage nach Kapital nicht auf eine die Zinsfreiheit


gefährdende Höhe treiben. Genau genommen werden solche Werke nur so


lange unternommen werden können, als die Kapitalüberschüsse Neigung zeigen,


den Zins unter 0 zu drücken (also bei negativem Zins).


Solange wir bei Anleihen das wirklich benötigte Realkapital im Auge behalten,


stoßen wir also, wo wir auch die Sonde der Unentgeltlichkeit des Kredits anle-


gen, nirgendwo auf Widerstand. So wenig auf seiten der Nachfrage wie auf seit-


en des Angebots stießen wir auf materielle Hindernisse, die den zinsfreien


Darlehen im Wege stehen.


Soweit es sich um das bei Anleihen wirklich gesuchte, um das Realkapital han-


delt, ist die Bahn zur Unentgeltlichkeit des Kredites frei.
Wohlverstanden, es ist nicht gesagt, daß zu allen Zeiten, an allen Orten, unter


allen Verhältnissen sich Nachfrage und Angebot bei Darlehen stets ausgleichen


müssen. Nein, das habe ich nicht gesagt. Was ich sage und behaupte, ist, daß


sich Nachfrage und Angebot von Realkapital ausgleichen können, daß einem


solchen Ausgleich kein materielles Hindernis im Wege steht, weder auf seiten


des Angebots noch auf seiten der Nachfrage. Es gibt Zeiten, wo mehr konsum-


iert als produziert wird, in Kriegen und bei Fehlernten z.B. und namentlich auch


in Wirtschaftskrisen. Daß dann, wenn die Arbeit wieder aufgenommen wird, das


Realkapital selten ist und die Besitzer von solchem der Nachfrage gegenüber im


Vorteil sind und sich diesen Vorteil mit Zins bezahlen lassen, ist selbstver-


ständlich. Aber gerade weil das so überaus selbstverständlich ist, muß die


Möglichkeit des entgegengesetzten Falles auch selbstverständlich sein.


Dies vorausgesetzt, können wir unseren Fragen nach der Ursache des Zinses


nun endlich eine Fassung geben, die der Lösung des Zinsproblems alle Türen


öffnet, ja diese Lösung à bout portant auf den Leib rückt.


Sie lautet:


Warum ist der Zins bei Gelddarlehen eine selbstverständliche Bedingung,


während doch den Realkapitalien gegenüber diese Bedingung durchaus nicht als


selbstverständlich angesehen werden kann?
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Die Antwort auf diese Frage liegt auf der Hand: weil das Geldkapital nicht wie


das Realkapital einem unmittelbaren, unabwälzbaren Zwangsangebot unterwor-


fen ist. Niemand wird durch die Natur seines Kapitals gezwungen, das Geld zu


verleihen. Kann man doch das Geld ohne Unkosten aufbewahren. Kann man


heute keinen Zins ausbedingen, so schließt man das Geld einfach wieder ab.


Denn das Geldkapital ist unverwüstlich. Seit mehr als 30 Jahren lagern in


Spandau in einem Erdloch 100 Millionen und nicht ein Pfennig ist davon ver-


lorengegangen. Von den Sorgen des Realkapitalisten ist mit der Einführung des


herkömmlichen Geldes nichts auf den Geldkapitalisten übergegangen. Ich habe


diese Realkapitalien vor den 5 Sinnen des Lesers vorbeidefilieren lassen; er


weiß, was es für Dinge sind. Nun vergleiche er diese Realkapitalien mit dem


Gelde, dann wird er wissen, warum der Zins beim Gelde selbstverständlich ist


und beim Realkapital nicht.


Noch deutlicher wird der Kontrast zwischen Real- und Geldkapital jedoch her-


vortreten, wenn wir uns beide Kapitalien dem Einfluß einer Vermehrung ausge-


setzt denken. Nehmen wir an, durch irgendein Ereignis erführe das Realkapital


eine Verdoppelung. Was wäre die Folge? Natürlich doppelt starkes Angebot bei


Anleihen und eine entsprechende Verschiebung in den Bedingungen der Anleihe


(und des Lohnes).


Die gleiche Annahme beim Geldkapital hätte einfach einen Preisfall des Geldes


den Waren gegenüber zur Folge; jedoch auf den nackten Zins, auf die


Bedingungen der Anleihe wäre ein solches Ereignis ohne Einfluß. Man könnte


den Vorrat an Gold, Silber oder Papiergeld um das 10-, 100- und 1000-fache ver-


größern, von diesem Vorrat würde niemals ein Heller zinsfrei ausgeliehen wer-


den.


Als mit der Entdeckung Amerikas Europa mit Geldmetall überschwemmt wurde,


blieb der Zins; als John Law Papiergeld nach Wunsch des Volkes ausgab, blieb


der Zins; als Marat die Zügel der Assignatenfabrikation in die Hand nahm, blieb


der Zins; als die kalifornischen Abenteurer die Geldfabrikation der Welt


beherrschten, blieb der Zins. Als man in Deutschland in dem eroberten französis-


chen Golde schwelgte, blieb der Zins; als man in Argentinien in Papiergeld


schwelgte, blieb der Zins; jetzt, da man in Mexiko in Silbergeld schwelgt, bleibt


der Zins. Kurz, man kann das Geldkapital behandeln 
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und mißhandeln wie man will, Zins wird es unter allen Umständen abwerfen.


Unter allen überhaupt denkbaren Verhältnissen bleibt der Zins ein selbstver-


ständlicher Begleiter des herkömmlichen Geldes.


Das ist eine Tatsache, die sich nicht bestreiten läßt, und diese Tatsache wollen


wir jetzt als Grundlage benutzen, um das Verhältnis zwischen Geld- und


Realkapital zu beleuchten.


Ich will der allgemeinen Ansicht entgegen den Nachweis erbringen, daß nicht


der Geldzins sich dem Zins der Realkapitalien anpaßt, sondern daß umgekehrt


der Zins der Realkapitalien voll und ganz vom Geldzins beherrscht und begrenzt


wird. Ich will zeigen, wieso, wenn der Geldzins selbstverständlich ist, auch das


Realkapital stets und unter allen Umständen Zins abwerfen muß. Ich will


beweisen, daß die nackte sogenannte Mehrwertrate, auch wenn sie vom


Realkapitalist, vom Unternehmer erhoben wird, weiter nichts als gemeiner


Geldzins ist, nichts als ein Tribut, den das Geld für die Vermittlung des


Warenaustausches erheben und auf alle Fälle erpressen kann.
Zunächst erinnere ich daran, daß mit der Ausbreitung und Vertiefung der


Arbeitsteilung der Tausch und damit auch das Geld immer unentbehrlicher wird.


Der unmittelbare Tausch, der sogen. Tauschhandel, ist heute für alle Waren so


gut wie ausgeschlossen, und damit ist die Übergabe der Ware an den Handel,


an den Kaufmann, zu einem materiellen Zwang geworden. So gut wie alle Waren


werden heute kaufmännisch verhandelt. Der Kaufmann übernimmt die Produkte


der Arbeitsteilung, die Waren, er bezahlt den Produzenten mit Geld und verkauft


die Waren an den Konsumenten gegen Geld.


Die Kreditverkäufe werden wir später bei Ermittlung der Zinsgrenzen


besprechen.


Der Kaufmann muß also den Geldbetrag der Waren vorschießen, denn zwis-


chen Kauf und Verkauf liegt Zeit. Der Kaufmann diskontiert die Waren, ähnlich


wie die Bank die Wechsel diskontiert. Da aber selbstverständlich niemand Geld


ohne Zins vorschießt oder verleiht, so ist es klar, daß der Kaufmann den


Austausch der Waren von einer entsprechenden Zinsvergütung abhängig


machen wird.


In den Handel wird also keine Ware aufgenommen, die nicht eine Zins-
Belastung verträgt.
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Ob dieser Zins dem Konsumenten im Preis zugerechnet oder dem


Produzenten (Arbeiter) im Lohne abgerechnet wird, ist gleichgültig – da die


Produzenten gleichzeitig Konsumenten sind.


Das heißt: Der Preis, den der Kaufmann nach Lage der Verhältnisse für die


Ware zu erlangen hofft, muß unter allen Umständen ausreichen, um den Lohn


des Arbeiters zu bezahlen und um den Geldvorschuß zu verzinsen. Daneben


natürlich noch eine Entschädigung für die Arbeit des Kaufmannes. Betrachten wir


den Detailpreis der Ware als den natürlichen Lohn des Arbeiters, so geht von


diesem Lohe als erster und eherner Bestandteil der sogen. Mehrwertrate


(Unterschied zwischen Detailpreis und Lohn) der Zins des kaufmännischen


Geldvorschusses ab. Von dem natürlichen Lohne des Arbeiters zieht der


Kleinhändler dem Großhändler, der Großhändler dem Unternehmer, der


Unternehmer dem Arbeiter den Zins ab.


Kann der Zins nicht aus dem bestehenden Verhältnis zwischen Detailpreis und


Lohn herausgeschlagen werden, so wird der Handel, die Vermittlung des Geldes


abgelehnt und der Arbeiter feiert, wenn er es nicht für vorteilhafter hält, in seinen


Lohnansprüchen dem Zins Platz zu verschaffen.


Es ergibt sich aus diesem Verhältnis, daß alle in den Handel aufgenommenen,


vom Gelde konfirmierten, vom Gelde zu Rittern des Kapitals geschlagenen


Waren an sich Kapital sind, d.h. es sind Waren, deren Marktverhältnisse vom


Gelde als Tauschvermittler im voraus so vorbereitet wurden, daß der zu


erwartende Erlös neben allen anderen Spesen auch noch den üblichen Zins


decken kann. Das Geld ist also der eigentliche Quartiermacher des


Warenkapitals.


Kapital kann nur gegen Kapital ausgetauscht werden; wenn also die Waren


gegen Geld, das an sich Kapital ist (d.h. das Geld hat die Macht, Zins zu


erheben) ausgetauscht werden sollen, so müssen die Waren erst zu Kapital


gemacht werden.


Nehmen wir an, der Staat beabsichtigt, eine monopolisierte Ware – Salz z.B.


zu einem festen Preis zu verkaufen. Wie kann er das erzwingen? Unzweifelhaft


nur in der Weise, daß er die Produktion der Nachfrage anpaßt, die sich zu dem


festgesetzten Preis einstellt. D.h. der Monopolist erreicht den gewünschten Preis


durch Beherrschung der Produktion. Ganz gleich verlaufen die Sachen beim all-


gemeinen Austausch der Waren, den das Geld vermittelt und beherrscht. Wie


das Salz notwendigerweise die für die Erzielung 
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des festgesetzten Preises nötigen Marktverhältnisse vorfindet, so finden auch


regelmäßig die im Handel aufgenommenen Waren das Terrain für die


Zinsforderung vorbereitet.


Die vom Handel aufgenommenen Waren sind also auf alle Fälle Kapital, weil


das Geld Kapital ist, und das Geld ist Kapital, weil es den Warenaustausch


monopolisiert, beherrscht und nach Bedarf beschränken und unterbrechen kann.


Wenn aber die Waren nur als Kapital zirkulieren können, so müssen notwendi-


gerweise auch die Produktionsmittel Kapital sein, denn die Produktionsmittel sind


ja alle aus Waren entstanden (Land- und Naturprodukte natürlich ausgenom-


men). Das sogenannte flüssige Kapital, das, was mit dem geliehenen Gelde heut


gekauft wird, ist heute notwendigerweise Kapital, und das immobilisierte Kapital


– also Fabriken, Werkzeuge, Maschinen, ist durch Verarbeitung von flüssigem


Kapital entstanden. Wer würde aber ein Warenkapital zu Maschinen, etc. verar-


beiten, wenn die Maschinen nicht auch Kapital wären, und den gleichen Zins


erheben könnten, den die Ware und das Geld erheben kann. Also weil das Geld


an sich Kapital ist, muß auch die Ware Kapital sein, und weil die Ware Kapital ist,


müssen auch sämtliche Produktionsmittel Kapital sein.


Wir sehen manchmal, daß während einer Krise Unternehmer auch ohne


Kapitalzins weiterarbeiten. In diesen Fällen sind die Produktionsmittel solcher


Unternehmer kein Kapital mehr. Diese Ausnahmen brauchen keine Erklärung,


denn sie sind durch die Krise erklärt.


Die Errichtung neuer, die Unterhaltung und Erweiterung der bestehenden


gewerblichen Unternehmungen wird begrenzt von der Rentabilität, und unter


Rentabilität ist der Zins zu verstehen, den das gleiche Quantum baren Geldes


eintragen würde.


Keinem Arbeiter werden daher Produktionsmittel zur Verfügung gestellt wer-


den, wenn er sich keinen Lohnabzug gefallen lassen will, der das von ihm beset-


zte Kapital verzinst, denn nur unter dieser Voraussetzung hat der Unternehmer


sein Geld in die Produktionsmittel „gesteckt“.


Wie das Geld die Warenerzeugung den für die Erhebung des Zinses nötigen


Absatzverhältnissen anpaßt bzw. beschränkt, so beschränkt auch wieder das


Geld die Konkurrenz der Unternehmer den Arbeitern gegenüber so weit wie


nötig, um den 
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Zins des Unternehmens von den Produkten der Arbeiter abziehen zu können.


Genau wie die kaufmännische Profitrate, so enthält auch der


Unternehmergewinn den Zins des in das Unternehmen „gesteckten“ Geldes als


ehernen Bestandteil, als Grundlage aller Berechnung, als selbstverständliche
Voraussetzung jeder industriellen Gründung.


Das industrielle Kapital, welches der Arbeiter in der Fabrik besetzt, kann man


als einen Geldvorschuß des Unternehmers betrachten, der in der


Maschinenanlage, etc. ein Pfand dieses Vorschusses behält und der die


Abnutzungsprämie und den Zins dem Arbeiter an seinen Produkten abzieht.


Wenn wir vom Bodenkapital absehen, so ist das ganze industrielle Kapital ein


Geldkapital, denn es ist mit Geldkapital gekauft, getauscht, zusammengestellt,


zusammengetragen worden. Am besten geht das aus dem ersten Blatt des


Hauptbuches jedes Unternehmens hervor, dort ist das Gründungskapital mit


einer Summe Geldes angegeben. Im Anfang war das Geld, und das Geld wurde


zu einer Fabrik, und die Fabrik war das Geld.


Daß die Tätigkeit der Kapitalisten im allgemeinen, der einfachen Geldverleiher


sowohl, wie der Kaufleute und Unternehmer sich auf einen Geldvorschuß


beschränkt, hat auch u.a. Karl Marx erkannt und es wiederholt mit anerken-


nenswerter Deutlichkeit ausgesprochen. (S. Bd. 1 S. III-138, 154-173-186 usw.)


Marx war aber so vollkommen vom Glauben beherrscht, Ware und Geld seien


völlig ebenbürtige Größen, daß er dieser Beobachtung nicht nur keine weitere


Bedeutung beimaß, sondern daß er die Unebenbürtigkeit dieser beiden Dinge


selbst dort nicht wahrnimmt, wo er sie selbst entschleiert. So sagt er Bd. 1 S.


110: „Geld, das dazu bestimmt wird, Ware zu kaufen, um sie zu verkaufen, ver-
wandelt (!) sich in Kapital, wird Kapital und ist schon seiner Bestimmung (!) nach


Kapital.“ So sei es. Aber, so hätte sich hier Karl Marx fragen müssen: Auf wessen


Kosten verwandelt sich das Äquivalent in Kapital? Doch ganz allein auf Kosten


der Ware, die er noch eben dem Gelde als völlig ebenbürtige Größe zur Seite


gestellt hat. Sieht das nicht aus wie ein Ochse, der aus dem Geschirr auf den


Wagen springt, die Peitsche ergreift und auf seinen Gefährten einhaut! außer-


dem gehört wohl noch etwas mehr dazu als das Wort des Besitzers, um einem


Ding, mir nichts dir nichts, die Eigenschaft zu verleihen, sich anderen Größen


gegenüber als Kapital zu erweisen. Wenn der Wunsch einen Profit einzuheimsen


genügt, um irgendein aus dem Verkehr gerissenes Ding, sagen wir einen Besen,


zu Kapital zu machen, so wundert man sich, daß nicht alles und jedes „zu


Kapital bestimmt“ wird. Aber heißt es: Das geht nicht 
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an, ein Ding kann nur auf Kosten der anderen Kapital sein. Ganz recht, aber


diese Einwendung beantwortet die Frage nicht, warum sich gerade das Geld und


nicht der Besen nach dem Willen des Besitzers in Kapital verwandeln kann. Das
Geld muß also Eigenschaften haben, die die Wünsche seines Besitzers unter-
stützen, Eigenschaften, die den Waren im allgemeinen abgehen, sonst ist die
Sache unerklärliche Hexerei. Unter Äquivalenten gibt es kein Kapital.


Marx bestimmt ein Geldstück A dazu, sich der Arbeitskraft B gegenüber als


„Kapital“ zu erweisen. Aber B sieht in A sein „Äquivalent“ und hegt den dreisten


Wunsch, dasselbe Kunststück A gegenüber zu versuchen.


Daß ihm das nicht gelingen wird, wissen wir. Aber warum nicht, wenn beides A


und B ebenbürtige Größen sind? Ja, aber der Besitzer von A kann warten, das


Geld läuft nicht fort, während B, die Arbeitskraft eine gar vergängliche Sache ist.


Der Besitzer der Arbeitskraft muß seine „Ware“ verkaufen unter Strafe des


Verlustes derselben, während der Besitzer des Geldes verlustfrei ausgeht. Ganz


recht, aber dann sind A und B doch keine Äquivalente, wenn B unter


Verkaufszwang steht, A aber nicht. Geben wir dem Kapitalisten statt des Goldes


solche Dinge in die Hand, die der Besitzer von B mit dem Lohngeld kauft, z.B.


Salat, Kartoffeln, Brot, etc., Dinge die ebenso vergänglich sind wie die


Arbeitskraft selbst – ob da noch der Wunsch (!) und die Bestimmung (!) des


Besitzers dieser Sachen genügen würde, um diese in „Kapital“ zu verwandeln?


Ein Geldstück kann sich einem anderen Geldstück gegenüber nicht als Kapital


aufspielen, auch wen sein Besitzer es zu dieser Rolle bestimmt. Warum nicht?


Weil beide Geldstücke vollkommene Äquivalente sind. Aus demselben Grund


aber ist Geld, das sich der Ware gegenüber in Kapital verwandelt, nicht gle-


ichzeitig Äquivalent dieser Ware. das hätte sich Marx auf S. 110 des ersten


Bandes sagen müssen, dann hätte seine Untersuchung vielleicht einen anderen


Weg eingeschlagen.


Wenn man das Größenverhältnis zwischen Geldkapital und Realkapital


(Häuser, Fabriken, Eisenbahnen, Waren, Vorräte, Vieh, etc. etc.) betrachtet und


sich sagen muß, daß der Riese nur deshalb Zins abwirft, weil der Zwerg es


befiehlt, so erkennt man erst, welche Macht in den Geldprivilegien steckt, diese


Privilegien, von denen wohl jeder fabelt, deren Ursprung und materielle


Unterlage aber nur wenige zu untersuchen sich veranlaßt gesehen haben.


Das kolossale Mißverhältnis zwischen diesen Größen und der Umstand, daß in


den meisten Ländern das Geldkapital noch obendrein nur aus einem stinkenden


Haufen klebrig
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schmutziger Zettel besteht, ist die Ursache, warum man im allgemeinen dem


Geldwesen so wenig Beachtung schenkt.


So sagt z.B. Dr. Knut Wicksell in seiner Schrift: Geldzins und Güterpreise: Man


kann ohne Übertreibung behaupten, daß noch in der Gegenwart viele selbst der


hervorragendsten Nationalökonomen ohne eine wirkliche, logisch durchdachte


Theorie des Geldes dastehen, ein Umstand, welcher der modernen Diskussion


auf diesem Gebiete selbstverständlich nicht besonders förderlich gewesen ist.


Aus der Größe dieses Mißverhältnisses erwachsen auch die meisten Zweifel


an der Wirksamkeit der Geldreform, die sich rühmt, allein für sich das gesamte


mobile und immobile Kapital, mit alleinigem Ausschluß des Grundkapitals derart


zu beeinflussen, daß es nach und nach die Macht einbüßt Zins erheben zu kön-


nen.


Und doch, wie mancher von denen, die sich durch das genannte


Größenverhältnis verblüffen lassen, hat nicht solch einer Parade auf dem


Tempelhofer Feld beigewohnt, wo ein winziges Männlein mit einem Zeichen


seines fast unsichtbaren Spießes eine ungeheure, dunkle Masse in Bewegung


setzt, die mit dröhnendem Schritte den Erdboden erschüttert.


Und wie mancher hat schon viel größere Massen von Arbeitern feiern und


arbeiten gesehen, je nachdem das Produkt der Arbeit mit 100 oder 101 abgeset-


zt werden konnte? Ich persönlich habe in Buenos Aires 45.000 feiernde Arbeiter


in den Straßen demonstrieren gesehen, die nur deshalb ohne Brot und Arbeit


waren, weil der Präsident die Aufrechterhaltung der auf eine allgemeine


Herabsetzung der Preise zugespitzten Währungsgesetze proklamiert hatte. Es


genügte dann, daß eine Revision genannter Gesetze in Aussicht gestellt wurde,


um alle Fabriken wieder zu öffnen. Wer die Macht besitzt, durch Einzug von Geld


eine Baisse und durch Ausgabe von Geld eine Hausse zu erzwingen, der hat


auch die Macht, ähnlich dem General auf dem Paradefeld, der gesamten indus-


triellen Tätigkeit Halt oder Vorwärts zu kommandieren. Ich selbst mache mich


anheischig, bloß mit den verkrüppelten Befugnissen der Reichsbank in kürzester


Zeit die Kaufleute und Unternehmer in Verzweiflung zu bringen, die Arbeiter aufs


Pflaster zu werfen, die Eisenbahnzüge anzuhalten, die Gruben zu versäufen, um


dann acht Tage, nein 48 Stunden darauf den tollsten Boom, den die Welt gese-


hen, in Szene zu setzen. Kurz ich mache mich anheischig, auf Kom-


Kommando
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mando Boom und Krise in gewünschter Reihenfolge von Stapel zu lassen. Und


dabei ist die Macht der Reichsbank gegenüber der Geldreform als ein verkrüp-


peltes Zwerglein anzusehen, denn während die Reichsbank in jeder


Privatgeldreserve des In- und Auslandes, ja sogar in jedem Goldgräber einen


Konkurrenten besitzt, der die Wirksamkeit ihrer Manöver, wenn nicht zu


durchkreuzen, so doch zu erschweren vermag, wird mit der Geldreform die


staatliche Emissionsbank absolute Beherrscherin des Geldmarktes. Niemand,


weder die Goldgräber, noch Privatreserven im In- und Ausland werden unter der


Geldreform die absolute Macht der Emissionsbank einschränken „denn die


Geldreform löst alle Privatreserven auf, sie entzieht den Goldgräbern die


Emissions-, den Ausländern die Interventionsrechte.


In der Behauptung, daß das gesamte nach hunderten von Milliarden zählende


Kapital vom Gelde beherrscht wird, daß das gesamte Kapital Zins abwerfen


muß, bloß weil das herkömmliche Geld selbstverständlich Zins erheben und


nötigenfalls erpressen kann, liegt also durchaus nichts Absonderliches.


Absonderlich ist diese Behauptung nur für diejenigen, die, je mehr sie von


Geldprivilegien sprechen, fabeln, schwatzen, desto weniger mit diesen


Privilegien rechnen.


Trotz der Tiefe der Auffassung, die Proudhon an zahlreichen Stellen seines


bereits erwähnten Briefwechsels mit Bastiat über die Rolle des Geldes durch-


blicken läßt, wußte er doch nur wie alle anderen über das Wesen der


Geldprivilegien zu fabeln: „Er sagt z.B. S. 121: Ganz anders würde es sein, wenn


Gold und Silber nur gewöhnliche Waren wären; wenn man den Besitz von


Thalern nicht höher anschlüge als den Besitz von Getreide, Wein, Öl oder Leder;


wenn die einfache Fähigkeit, zu arbeiten, dem Menschen die gleiche Sicherheit


böte, wie der Besitz von Geld. Unter jenem Monopol der Zirkulation und des


Tausches wird der Zins für den Kapitalisten eine Notwendigkeit.“


Welcher Kontrast! Auf der einen Seite der leidenschaftlichste Kampf gegen die


Wirkungen der Geldprivilegien, und hier die liederlichste, nachlässigste


Gleichgültigkeit gegenüber dem Wesen dieser Privilegien. Warum sind denn


Gold uns Silber keine gewöhnlichen Waren? Warum werden sie höher


angeschlagen? Warum geht denn dieser höhere Anschlag nicht einfach in den


Preis des Goldes über – wie das doch bei jeder anderen Ware geschieht – die


höher angeschlagen wird?


In den vorangehenden Ausführungen habe ich mich bemüht, diese


Geldprivilegien ans Tageslicht zu ziehen. Aber 
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das gewonnene Bild erscheint in dem Umrissen noch sehr verschwommen und


will ich jetzt versuchen, das Bild in schärferen Linien einzufassen.


Es fragt sich nämlich, wodurch der Zins begrenzt wird, warum der Kapitalist


sich in der Regel mit 3 bis 4% begnügen muß, warum das Geld, welches den


Austausch der Waren nach Wunsch vermitteln und unterbrechen kann, für die


Vermittlung nicht? oder gar die Hälfte als Tribut verlangt. Je mehr, je besser muß


es doch hier wie überall heißen.


Die Konkurrenz der Kapitalisten zur Erklärung dieser Tatsache heranzuziehen,


ihr (wie es in der Regel geschieht) einen regulierenden Einfluß auf den Zins


beizumessen, geht nicht an, weil ein solcher Einfluß durch die Reaktion in den


Warenpreisen sofort neutralisiert wird. Denn wächst auch das Angebot bei


Darlehen über das gewöhnliche Maß, etwa durch die Emissionen der Notenbank,


oder durch die Emissionen der Goldgräber, oder einfach durch den Import frem-


den Geldes, durch die Heranziehung vergrabener Reserven, so steigen sofort


die Warenpreise, und das erhöhte Preisniveau verschlingt das ganze Mehr des


Darlehens, so daß für Darlehen nicht mehr übrig bleibt wie ehedem. Ich habe


vorhin genug Beispiele aus der Währungsgeschichte aller Länder aufgeführt, aus


denen wir ersehen können, daß eine vermehrte Konkurrenz unter den


Geldkapitalisten noch niemals den Zins hat herabsetzen können. Im Gegenteil,


die Erfahrung zeigt, daß vermehrtes Geldangebot, wenn auch nicht den reinen


Zins, so doch den Zinsfuß regelmäßig heraufdrückt. Es gibt kein besseres Mittel,


um den Zinsfuß heraufzutreiben, als eine stetige Vermehrung des Geldumlaufes,


als eine stetige Vergrößerung in der sogenannten Konkurrenz der Geldverleiher.


Soll jedoch die Konkurrenz der Geldverleiher ohne Einfluß auf die Warenpreise


bleiben, so muß sie sich darauf beschränken, die aus der Zirkulation ein-
laufenden Gelder, die verfallenen und einkassierten Wechsel, Schuldscheine,


Dividenden, Renten, etc. etc. wieder in Umlauf zu setzen. Im normalen Verlauf


der Dinge bleiben ja auch die dargeliehenen Gelder auf diese Summen


beschränkt. Man verleiht tatsächlich immer nur die fällig gewordenen, vom


Schuldner dem Umlauf entnommenen Gelder. Im normalen Verlauf der Dinge


wird kein Dollar angeboten und der Zirkulation übergeben, der nicht 


293







vorher der Zirkulation entzogen wurde. Man berieselt den Markt mit dem Geld,


das man durch Drainage dem Markt entnommen hat.


Kann man unter solchen Verhältnissen nun von einer Konkurrenz der


Geldkapitalisten reden? Die Konkurrenz von außen treibt die Warenpreise hoch


und läßt den Zins unberührt, die von innen jedoch vermag nur Löcher


auszufüllen, indem sie neue Löcher gräbt. Soll mehr Geld leihweise angeboten


werden, so muß vorher entsprechend mehr Geld dem Verkehr entzogen werden


– anders geht die Sache nicht. Es verhält sich hier genau wie mit einem Teiche,


dessen Wasserspiegel dadurch gehoben werden soll, daß man das Saugrohr


einer Pumpe in den Teich leitet und das geförderte Wasser dem Teiche wieder


zuführt. Stellen wir, um den Zins herabzudrücken, eine doppelte Anzahl Sparer


und Geldkapitalisten an, so ist der Erfolg genau derselbe, wie wenn wir statt mit


einer Pumpe den Wasserspiegel des erwähnten Teiches durch die Konkurrenz


von 2,5 auf 100 Pumpen zu heben versuchten.


Ich beobachtete einst einen biederen Basken, der sich mit beiden Füßen auf


sein gestürztes Maultier stemmte und es dadurch aufzurichten suchte, daß er es


mit aller Kraft am Schwanze zerrte. Der gleichen Hilfe, die dem Maultier hier


zuteil wurde, erfreuen sich die Borger durch die Konkurrenz des Kapitalisten.


Es gibt daher keine Konkurrenz bei Gelddarlehen, denn sie ist sachlich
unmöglich.


Dies ist auch die tiefere und letzte Ursache, warum die Diskontpolitik der


Emissionsbanken weder den Zins noch die Preise zu regulieren vermag, warum


alle auf eine bloße Reform der Diskontpolitik gestützten Feldzüge gegen den


Zins (die Nationalbank Proudhon’s, die freien Banken Bastiat’s, die Vorschläge


Flürscheim’s) zur Assignatenwirtschaft oder zum Bankrott führen müssen.


Wo aber die Konkurrenz fehlt, da richtet sich die Forderung schließlich nur


mehr danach, was der Abnehmer allenfalls noch zahlen kann oder zahlen will,


und in dem Zins, d.h. dem reinen Zins, haben wir somit nicht die Minimalgrenze


des Zinses zu erblicken, die durch die Konkurrenz der Geldkapitalisten gezogen


wurde, sondern


die Maximalgrenze des Zinses,


den die Geldkapitalisten durch Unterbrechung des Warenaustausches über-


haupt noch erpressen können. Genau wie der 
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Preis einer patentierten, konkurrenzlosen Ware oder eines Grundstücks nach


dem in Geld umgerechneten Nutzen, den der Käufer erwartet, berechnet wird,


und nicht durch die von den Produktionskosten gezogene Grenze der


Konkurrenz.


Es fragt sich nun, welche Kräfte oder Dinge dem Zins die Grenze nach oben


ziehen? Mancher wird hier gleich an den famosen ehernen Lohn des


Tagelöhners denken, oder an den Grenznutzen, der aus dem in Realkapital


umgesetzten Geldkapital erwartet werden kann. Aber dieser sogenannte eherne


Lohn hat sich doch im Schmelztiegel der Erfahrung als allzu reich an organis-


chen Stoffen erwiesen, um noch zu den Mineralien gerechnet werden zu können.


Und den Grenznutzen des Realkapitals mit 4% zu berechnen, heißt doch den


Nutzen der Realkapitalien lächerlich gering einschätzen.


Dennoch muß die Grenze des Zinses durch irgendeinen Grenznutzen gezogen


werden, denn anders läßt sich die Maximalgrenze des Zinses nicht finden. Nur


liegt dieser Nutzen viel näher, als wo wir ihn eben suchten. Wir schweiften in der


Ferne und suchten den Nutzen des Geldes in dem Nutzen der Realkapitalien,


die man mit dem Gelde kaufen kann, währen dieser Nutzen im Gelde selbst


steckt. Wir müssen den Grenznutzen des Geldes im Tauschmittel, nicht im


Realkapital suchen. Wenn das Geld uns nicht als Tauschmittel nützlich wäre, wie


ließe sich dann das Dasein des Geldes erklären? Die Produzenten verzinsen


doch das Geldkapital nicht zum Vergnügen. Es ist der Nutzen, den man aus dem


Geld als Tauschmittel zieht, der dem Verkehr das Geld aufzwingt. Diesen Nutzen


des Geldes haben die Zinstheoretiker, haben überhaupt die Nationalökonomen in


ihren Studien ganz vergessen. Keiner verweilt einen Augenblick bei der Frage:


Wie groß mag dieser Nutzen sein, wer kassiert die diesem Nutzen


entsprechende Gegenleistung ein?


Die Sparer oder Geldkapitalisten haben es in der Hand, die täglich fällig wer-


denden Gelder dem Verkehr zurückzugeben oder es nicht zu tun, von ihnen


hängt es also ab, ob die Produzenten und Besitzer von Waren sich beim


Austausch ihrer Waren des Geldes bedienen können oder ob sie sich auf andere


Weise behelfen müssen.


Folglich können die Sparer und Geldkapitalisten eine Leistung von den
Produzenten fordern, und zwar wird diese Leistung dem Höchstmaß des
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Nutzens entsprechen müssen, der aus der Benutzung des Bargeldes beim
Austausch der Produkte erwächst, da, wie wir gesehen haben, eine Konkurrenz
unter den Geldkapitalisten unmöglich ist.


Mit anderen Worten:


Der Grenznutzen, der aus der Benutzung des Geldes als Tauschmittel
gezogen werden kann, liefert die Maximalgrenze des nackten Zinses.


Man sagt oft, das Geld habe den Tauschhandel beseitigt. Das ist wahr nur


soweit, als man unter Tauschhandel die roheste Form des Tauschhandels, die


Bezahlung der Ware mit Ware, bezeichnet. Wenn wir aber den Warenaustausch


unterscheiden in Handel, der mit bar Geld, und Handel, der ohne bar Geld ver-


mittelt wird, und den ersten mit Geldwirtschaft und den zweiten Tauschhandel


bezeichnen, so kann natürlich von einer völligen Beseitigung des Tauschhandels


nicht mehr geredet werden. Es werden noch immer sehr viele Waren ohne


Vermittlung des Bargeldes ausgetauscht, so namentlich im Außenhandel, der so


gut wie gar kein Bargeld beansprucht.


Man hält den Tauschhandel überhaupt für viel schwerfälliger, als er tatsächlich


wohl sein mag, und übersieht, daß die meisten unserer Handelseinrichtungen


(Märkte, Warenhäuser, Stundung, Wechsel, Clearinghouses, etc.) eher eine


Ausbildung des Tauschhandels, als eine solche der Geldwirtschaft bedeuten.


Denkt man sich zum Tauschhandel einen Kaufmann, der mit allen Produkten


handelt (Warenhaus), so fällt dadurch allein schon die Hauptschwierigkeit weg,


die ja darin bestehen soll, gerade den Mann zu finden, der mir seine Sache


abkaufen und mich mit der Sache bezahlen kann, die ich selber brauchte, denn


hier im Warenhaus findet er alles, was er braucht, den Käufer und Verkäufer in


einer Person.


Wenn diese Art des Warenaustausches nicht weiter bestünde und sich auch im


Notfall nicht weiter ausbilden ließe, wenn die Waren ausnahmslos gegen Bargeld


verkauft werden müßten, wenn es keinen anderen Ausweg gäbe, um die Waren


an den Mann zu bringen, als den Verkauf derselben gegen Bargeld, so würde


(bei dem Mangel an Wettbewerb unter den Geldverleihern) die Macht des


Geldes und damit auch der Zins genau


zum Grenznutzen der Arbeitsteilung
hinaufreichen. Das heißt, der Zins, den die Geldkapitalisten 
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und Sparer beanspruchen würden, wäre so hoch, daß die Produzenten sich fra-


gen müßten, ob es nicht besser wäre, zur Urwirtschaft zurückzukehren, statt


Waren zu erzeugen.


Wenn der Suezkanal der einzige Weg nach Indien wäre, so könnte der Sultan


das Kanalgeld bis zum Grenznutzen des Handels mit Indien heraufschrauben.


Jetzt bleibt der Tarif begrenzt durch den Wettbewerb der Kamele und des


Kapweges.


Solange aber dem Austausch noch andere, wenn auch unbeholfenere


Auswege (Umwege) zu Gebote stehen, kann natürlich der Geldzins nicht höher


als bis zu dem Punkte steigen, wo jene Auswege den Wettbewerb eröffnen


könne. Darum ist aber auch der Geldzins weiter nichts als der in Geld umgerech-


nete Unterschied zwischen der Leistungsfähigkeit des Tauschhandels und der


des Geldes.


Mit anderen Worten:


Durch den Zins wird das Bargeld auf das gleiche ökonomische Niveau aller
übrigen Tauschmittel herabgesetzt.


Von öffentlichem Vorteil ist also das Geld heute nicht. Den Nutzen, den sein


Gebrauch bietet, beanspruchen die Geldkapitalisten für sich. Es verhält sich mit


dem Gelde genau so wie mit einer Eisenbahn, die für ihre Tarife nur den


Wettbewerb der Lastwagen zur Richtung nimmt. Eine solche Bahn könnte man


ohne öffentlichen Schaden entbehren.


Der Wege, um den Gebrauch des Geldes zu umgehen, gab es und gibt es


mehrere. man kann sich mit Wechseln behelfen, besonders bei größeren


Summen, im Großhandel, als Reserven, überhaupt im Verkehr der Kaufleute


unter sich. Der Wechsel ist ja immerhin ein plumpes Tauschmittel; er ist an Ort,


Verfallzeit, Datum, Firma gebunden, seine Sicherheit steht der des Bargeldes


nach, und wo man über Papiergeld verfügt, da ist die Leichte Transportfähigkeit


des Wechsels auch kein Vorzug mehr. Aber die Nachteile des Wechsels sind


nicht unberechenbar große und fordert der Geldkapitalist zu hohe Zinsen, so tritt


der Wechsel in Wettbewerb. Ist Seide zu teuer, so nimmt man Wolle.


Man kann auch die verkauften Waren stunden, bis daß der Käufer mit eigenen


Produkten zahlen kann. Das ist im Vergleich zur Barzahlung auch sicher ein


plumpes Mittel, aber man kann sich doch im Notfall, wenn der Gebrauch des


Geldes zu kostspielig wird, damit behelfen; man hat in diesem 
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Notbehelf eine Waffe, um übertriebene Ansprüche der Geldkapitalisten zurück-


zuweisen. Im Großhandel, namentlich im Überseeverkehr, kommt dieses


Hilfsmittel im größten Maßstab zur Anwendung, und hier muß der Geldkapitalist


schon sehr bescheidene Ansprüche stellen, wenn sein Geld mit diesem Behelf


des Handels konkurrieren soll.


Dann gibt es Fälle, wo es fraglich ist, ob die Arbeitsteilung, die Produktion von


Waren, überhaupt noch von Nutzen ist. So namentlich in der Landwirtschaft und


in den Hausindustrien der Frauen. Ein Bauer z.B. kann die Kartoffeln verkaufen


und mit dem Geld Fleisch kaufen; er kann aber auch die Kartoffeln selbst verfüt-


tern. Ob er sich für ersteres entscheidet, hängt von einem Rechenexempel ab, in


dem 1 oder 2% sehr oft den Ausschlag geben werden. Wird nun der Tausch


durch die Zinsansprüche des Geldes um 1 oder 2% verteuert, so läßt der Bauer


den Tausch sein und er behilft sich mit der direkten Verfütterung der Kartoffeln.


An diese Grenze in der Rentabilität der Arbeitsteilung reicht ein bedeutender Teil


der Produktion heran, besonders in Kleinbetrieben. Manche Arbeiter, besonders


in Dörfern und kleinen Städten, vermögen viele ihrer Bedürfnisse durch eigene


Produktion zu decken, sie können aber auch in Fabriken für den Markt arbeiten


und der Entscheid, ob sie diese oder jenes tun werden, wird gar oft von einer


geringen Differenz gegeben werden. Kurz, eine verhältnismäßig großer Teil der


Produktion steht auf der Nutzengrenze der Arbeitsteilung. wobei noch zu beacht-


en ist, daß gerade diese, aus den kleinsten Betrieben kommenden Waren nur mit


Bargeld verhandelt werden.


Allen diesen auf dem Wege der Stundung und mittelst Wechseln aus-


tauschbaren Waren, wie auch den Waren gegenüber, die auf der Nutzengrenze


der Arbeitsteilung stehen, ist die Macht des Geldkapitals eine begrenzte. Bei


einem sehr bedeutenden Teil der Produktion ist die Benutzung des Geldes zu


umgehen, ja, wenn man den Freunden des Checkwesens, des


Clearinghousesystems etc. Glauben schenken muß, so ließe sich sogar der


weitaus größere Teil des Warenumsatzes mit Geldsurrogaten obiger Art vermit-


teln; was ich freilich persönlich für eine Übertreibung halte.


—
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Ist nun der Vorteil, den das Bargeld als Tauschmittel gegenüber den oben erwäh-


nten Hilfsmitteln des Handels bietet, eine ebenso konstante Größe, wie die des


nackten Zinses? Wenn ja, dann ist die Erklärung für die überraschende


Beharrlichkeit der Zinshöhe gefunden und die Richtigkeit unserer Theorie sowohl


hinsichtlich der Ursache des Zinses wie auch in bezug auf die Grenzen des


Zinses nach allen Seiten hin erweisen. Und mir scheint, daß wir es hier auch tat-


sächlich mit einer konstanten Größe zu tun haben. Dem Wechsel, der Stundung


und auch dem direkten Tausch gegenüber hat das Bargeld seit jeher wohl immer


die gleichen Vorzüge aufzuweisen gehabt wie jetzt; das heutige Geldwesen ist


noch genau dasselbe wie vor 2000 Jahren, und es ist nicht einzusehen, durch


welche Vorgänge im Handel die Vorzüge dieses Geldes gegenüber den anderen


Hilfsmitteln des Warenaustausches größer oder kleiner werden konnten.


Die Sicherheit vielleicht ausgenommen; aber die veränderte Sicherheit des


Wechsels kommt in der Risikoprämie und in einer entsprechenden Veränderung


des Zinsfußes zum Ausdruck, so daß der Parallelismus nicht gestört wird.


Des gleichen können wir auch annehmen, daß der Umfang derjenigen


Produktion, die auf der Nutzengrenze der Arbeitsteilung balanciert, relativ zur


gesamten Produktion eine konstante Größe ist, da diese Grenze mit der


Arbeitsteilung zusammen sich erweitern oder verengern muß.


Beispiel: Zwei Städte sind durch mehrere Straßen verbunden, die eine davon,


die gerade, ist um 5% kürzer als alle übrigen, so daß die Benutzung derselben


eine Ersparnis von 5% an Fracht bedeutet. Die gerade Straße ist Privateigentum,


die anderen sind frei. Da nun die Fuhrleute zu den 5% Frachtersparnis noch die


Annehmlichkeit der Zeitersparnis haben, so kann der Eigentümer ein


Barrièregeld von 5% der Frachtkosten erheben und doch den gesamten Verkehr


an sich reißen.


Über diese 5% hinaus kann jedoch das Barrièregeld nicht gehen, denn sonst


werden die anderen Straßen benutzt, und unter 5% zu gehen ist nicht nötig, da


die Konkurrenz fehlt. Und dieser Satz von 5% wird ewig der gleiche bleiben, ob


auch sonst alle Verhältnisse ringsherum sich ändern mögen.


So ähnlich verhält es sich mit dem Gelde, den Geldsurrogaten und dem Zins.


Das Geld ist die gerade Straße für den Austausch der Produkte, alle übrigen


Straßen (Geldsurrogate) sind länger, und der Zins sagt in Prozent, wie viel länger


sie sind. Da nun die gerade Straße, das Geld, seit seiner Einführung nicht an


Geradheit 
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eingebüßt hat und die Umwege, also die Geldsurrogate nicht länger und krum-


mer geworden sind, so mußte auch das Barrièregeld, der Zins, immer gleich


hoch bleiben.


In dieser rohen Form vermag dieses Beispiel natürlich nur die Maximalgrenze


des Zinses zu illustrieren, für alle übrigen Erscheinungen im Zinswesen ist dieses


Beispiel nutzlos. Um es für diese Zwecke verwenden zu können, müßte man das


Eigentumsrecht auf die gerade Straße in Aktien zerlegen und diesen


Straßenaktien den Charakter eines staatlich privilegierten Geldes (Tauschmittel)


erteilen. Dann würden wir folgendes beobachten:


1. Der Staat erteilt den Straßenaktien gesetzlichen und materiellen


Umlaufzwang, indem er alle Abgaben in solchen erhebt, auch alle Tarife (Post,


Telegraph, Eisenbahn, Zölle) sind in Geld (also Straßenaktien) berechnet.


2. Da die Straßenaktien auf alle Fälle 5% abwerfen an Dividenden, so wird nie-


mand Waren mit diesen Aktien kaufen, um damit zu handeln, wenn er nicht bes-


timmt weiß, daß er sie zu Preisen wieder absetzen kann, die ihn mindestens für


den Dividendenverlust entschädigen werden. Gestatten die Warenpreise dieses


nicht, so bleiben die Waren liegen (Überproduktion).


3. Die Besitzer der Straßenaktien werden keine Fabriken errichten, Arbeiter


beschäftigen, d.h. Löhne zahlen, wenn sie nicht sicher sind, daß zwischen


Lohnausgaben und Verkaufspreisen der Waren Raum für eine ausreichende


Entschädigung ist für die durch die Veräußerung der Straßenaktien ihnen entge-


henden Dividenden. D.h. die Arbeitskraft muß zu Preisen angeboten werden, die


einen den Dividenden der Straßenaktie mindestens gleichen „Mehrwert“ abwer-


fen.


4. Wächst die Zahl der Fabriken (Produktionsmittel) und infolge davon auch die


Nachfrage nach Arbeitern dergestalt, daß die Löhne jene durch die


Dividendenentschädigung gezogene Grenze überschreiten, so ziehen die


Inhaber der Straßenaktien es vor, die Aktien zu behalten, statt sie in Löhnen zu


veräußern. Die Arbeiter feiern alsdann, oder setzen ihre Ansprüche herunter


(Arbeitslosigkeit).


5. Wird der Arbeitslohn so tief herabgedrückt, daß mehr als 5% an Mehrwert


herausgeschlagen werden kann, so treten die Geldsurrogate in Wettbewerb, und


die Straßenaktienbesitzer müssen ihre Ansprüche herabsetzen, wenn sie nicht


auch die Dividenden verlieren wollen (Geldüberfluß in den Depositenbanken).


Also Waren, Produktionsmittel, Arbeitskraft werden in Kapital verwandelt, weil


das Tauschmittel, das Geld, die Straßenaktie an sich ein Kapital ist.
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Rekapitulation


Ursachen des Zinses
Der Zins ist bei Geldanleihen unter allen Umständen eine selbstverständliche


Voraussetzung der Darlehen. (Bei Naturaldarlehen ist der Zins weder selbstver-


ständlich, noch Voraussetzung.)


Der Zins ist selbstverständlich, weil das Geld keinem natürlichen


Angebotszwang unterworfen ist (im Gegensatz zum Realkapital, das bedin-


gungslos angeboten werden muß), was dem Geldkapitalisten gestattet, dem


Verkehr das Geld nach Belieben zu übergeben oder zu entziehen, während


andererseits eine Konkurrenz unter den Geldkapitalisten sachlich nicht möglich


ist und der Warenaustausch die Vermittlung des Geldes nicht ohne Nachteil ent-


behren kann.


In vielen Fällen, z.B. im Verkehr des Privatmannes mit dem Staat (Post,


Telegraph, Eisenbahn, Schulgeld, Zölle, Steuern, Monopole, Domänen und


Jagdpacht, etc.), ferner auch im Verkehr mit völlig fremden Personen, zumal auf


Reisen, ist der Gebrauch des baren Geldes gar nicht zu umgehen.


Das Realkapital wirft heute den gleichen Zins wie das Bargeld ab, weil seine


Erzeugung vom Geldkapital abhängig ist, von ihm begrenzt und beherrscht wird.


Es wird keine Fabrik gegründet, von der man nicht erwartet, daß sie mindestens


den gleichen Zins abwirft, den das Geld vom Warenaustausch zu jeder Zeit


erpressen kann.


Grenzen des Zinses
Eine Konkurrenz besteht unter den Geldkapitalisten niemals und unter keinen


Umständen. Sie ist materiell unmöglich. Infolge dieses eigentümlichen


Umstandes muß der Zins regelmäßig an den Grenznutzen heranreichen, der aus


der Verwendung des Geldes gegenüber den anderen Hilfsmitteln des Tausches


erwächst. Der Zins mißt den Qualitätsunterschied, der zwischen dem Bargeld


und den übrigen Tauschmitteln besteht. Wenn der Verkehr mit Wechseln


auskommen könnte, würde niemand einen Wechsel gegen Bargeld diskontieren,


denn in diesem Falle wären Wechsel und Bargeld als Tauschmittel ebenbürtige


Größen.
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Die überraschende Beharrlichkeit in der Zinshöhe findet ihre natürliche


Erklärung in der gleich großen Beharrlichkeit des Qualitätsunterschiedes zwis-


chen Bargeld und den übrigen Hilfsmitteln des Warenaustausches.


Unter Grenzen des Zinses ist natürlich hier nur derjenige Zins gemeint, den


das Geld aus eigener Macht infolge seiner Überlegenheit den Geldsurrogaten


gegenüber erheben kann. Das hindert aber nicht, daß der Zins aus anderen
Gründen zeitweise diese Grenzen durchbrechen kann, denn der Elemente, die


das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage beeinflussen, gibt es ja viele.


Bis jetzt hat aber das Geld regelmäßig alle anderen Elemente übertrumpft.


Daß der Realkapitalzins den Geldzins nicht dauern überschreiten kann, läßt


sich auf folgende Weise (wie mir scheint) genügsam erklären:


Ein höherer Zinsertrag des Realkapitals als der Geldzins reizt natürlich zur


Gründung neuer Unternehmungen, also zu einer Nachfrage nach Geld und neigt


also zu einer Erhöhung des Geldzinses. Der Geldzins kann aber nicht, nach


unserer Theorie, einen bestimmten Stand übersteigen, ohne eine extensive


Verwendung von Geldsurrogaten hervorzurufen, was wiederum eine Erhöhung


des allgemeinen Preisniveaus zur Folge haben muß. Eine allgemeine


Preissteigerung erzeugt aber erfahrungsgemäß fieberhafte industrielle Tätigkeit


(Einstellung der Arbeiterreserve, Tag- und Nachtschicht, Überstunden) und hat


notwendigerweise steigende Produktionsüberschüsse zur Folge. Diese Über-


schüsse, die sich wieder in Produktionsmittel verwandeln, bedeuten an sich eine


vermehrte Nachfrage nach Arbeitern (10 Fabriken brauchen mehr Arbeiter als 9),


also Lohnerhöhung. Diese Lohnerhöhung drückt dann den Zins des Realkapitals


wieder auf die Grenze des Geldzinses hinab.


Die Probe auf das Exempel
Ort: Ein geschlossener Handelsstaat; der Bequemlichkeit halber als Insel


gedacht. Die Insel besitzt ein einziges Exemplar einer Baumgattung (z.B.


Nußbaum). Um diesen Baum läßt der Staat eine Mauer errichten, die Früchte


(Nüsse) werden monopolisiert und als Geld in Umlauf gesetzt. Der Staat ver-


schafft diesem Gelde dadurch Umlaufzwang, daß er die Steuern nach „Nüssen“


berechnet und in Nüssen erhebt und exekutorisch eintreibt. Also gesetzlicher


Kurszwang. Dann werden die Produkte der Staatsdomänen (Holz, Salz, Wild,


Eisenbahnfrachten, Telegraph, Post, indirekte Steuern, Schulgeld,


Gerichtsbußen, etc. etc. und vornehmlich auch die Grund-


Grundsteuer
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steuer (Bodenreform) gegen „Nüsse“ als Geld verkauft, und gleichzeitig der


Umlauf und die Fabrikation von anderen Geldarten verboten. Also materieller


Kurszwang. Das Tauchverhältnis zwischen Waren und Nüssen wird durch


Nachfrage und Angebot bestimmt. Viele Nüsse, großes Angebot von Nüssen,


hohe Warenpreise, wenig Nüsse, kleines Angebot von Nüssen und niedrige


Warenpreise.


I. Als Rechnungseinheit gilt zunächst das Gramm, d.h. die Nüsse werden


gewogen, nach Gewicht verkauft. Die Rechnungen, Wechsel, Tarife, Steuerzettel


lauten auf X Gramm Nüsse.


Den durch das Eintrocknen der Nüsse (Gewichtsabnahme) erwachsenden
Verlust trägt der Inhaber; genau so wie heute der Inhaber der Waren, den aus
ihrer Aufbewahrung erwachsenden Verlust persönlich zu tragen hat.


Wer nun ein Kilo in Nüssen durch den Verkauf seiner Produkte einkassiert, der


hat, wenn er die Nüsse nach einiger Zeit nachwiegt, nur mehr 950–900–850 etc.


Gramm. Es kann also nicht daran gedacht werden, die Nüsse (das Geld) zu


sparen. Wer Geld (Nüsse) eingenommen hat, sieht sich durch die Natur dieses


Geldes gezwungen, sich desselben auf irgendeine Weise zu entledigen und zwar


sofort. Wer sparen will, muß dies auf irgendeine andere Weise tun; im Gelde


selbst findet er keinen Rückhalt mehr. Im übrigen steht es ihm frei, seine


Ersparnisse nach Gutdünken anzulegen. Er kann ein Haus kaufen, Maschinen,


Aktien, Vorräte erwerben, er kann auch das Geld anderen verleihen, indem er


Wechsel, staatliche und private Schuldverschreibungen erwirbt. Er kann alles


das verrichten, was man heute in der Regel mit dem Gelde tut.


Wir können wohl hier annehmen, daß der Grundbesitz gegen solches Geld


nicht oder nur zu Phantasiepreisen verkäuflich wäre. Im allgemeinen wird Ware


gegen Ware, Kapital gegen Kapital vertauscht, Renten abwerfendes Land also


nur gegen Zins tragendes Geld.


Nur eines kann er nicht. Die Ausnahmen in dieser Regel kann er nicht mit-


machen. Er wird das Geld nicht infolge politischer oder wirtschaftlicher


Konjunkturen auf unbestimmte Zeit dem Markte entziehen können, er wird das


Angebot nicht verschleppen können, weil ihm der Zinsfuß nicht zusagt. 
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Sein Geld muß er unter allen Umständen immer wieder sofort in den Verkehr


bringen, ganz einerlei ob Krieg in Aussicht ist, ob die Arbeiter um einer


Lohnerhöhung willen streiken – der Umsatz des Geldes kann nicht vom Profit,


Mehrwert, Zins abhängig gemacht werden. Der Zins ist keine selbstverständliche
Voraussetzung jeder Anleihe.


II. Drehen wir den Spieß um. Als Rechnungseinheit gilt nicht das Gramm


(Gewicht), sondern das Stück (die Zahl). Die Steuerzettel, Wechsel,


Rechnungen, Preise lauten auf eine Anzahl Nüsse. Das Gewicht der Nüsse hat


daher für den Inhaber keine Bedeutung mehr; die Nüsse gelten alle gleich - ob


alt, ob frisch, ob leicht, ob schwer, es sind einfach Nüsse, genauso wie heute


frische und alte Münzen gleich hoch geschätzt werden, genauso wie heute sich


niemand daran stößt, daß die Silbermünzen nicht? des ihrem Preise


entsprechenden Silbers enthalten. Der Staat ersetzt die unbrauchbar geworde-


nen durch neue und zwar kostenlos für den Inhaber.


Der Verlust, der dem Inhaber sonst aus der Aufbewahrung des Geldes (Nüsse)
erwuchs, fällt weg. Durch das Aufbewahren nimmt die Zahl der Nüsse nicht ab;
eine heute durch den Verkauf von Waren eingenommene Summe ist noch nach
Jahr und Tag genau die gleiche.


Resultat: Die Nüsse werden als die beste und sicherste Ware, die auf dem


Markt zu finden ist, betrachtet, und als Sparmittel angesehen und entsprechend


behandelt. Wer Überschüsse macht, d.h. wem es gelingt, mehr Produkte zu


verkaufen als er kauft, der behält den Unterschied in Form von Geld, und diesen


Überschuß setzt er in Waren um, nur unter der Bedingung eines besonderen


Vorteils (Profit). Niemand hat noch einen Vorteil solches Geld zinsfrei zu verlei-


hen; kann man keinen Zins erheben, so behält man das Geld einfach zu Hause;


der Zins wird zur selbstverständlichen Voraussetzung jeder Anleihe.


Die Nuß wird zum Kapital, sie zirkuliert nur noch als Kapital, der Kaufmann


ersteht Waren, der Unternehmer bezahlt die Arbeiter nur unter der Bedingung,


daß Ware und Arbeit zu Preisen abgesetzt werden können, die für den


Geldvorschuß eine besondere Verfügung (Mehrwert) gewähren.
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Im Falle I war die Nuß zwar Geld, aber als solches doch nicht besser, als die


Waren im allgemeinen. Es war als Sparmittel nicht besser, als irgendeine Ware;


es diente ausschließlich seinem unmittelbaren Zweck, dem Warenaustausch. Es


konnte niemals und unter keinem Vorwand dem Verkehr entzogen werden. Wie


die Kartoffeln nicht deshalb dem Markte entzogen werden können, weil der Preis


zu niedrig erscheint, so war auch das Sinken und der gänzliche Wegfall des


Zinses kein Hindernis für das Angebot des Geldes bei Anleihen.


Im Falle II war die Nuß ebenfalls Geld, aber gleichzeitig eine Ware, wie sie


sonst auf dem Erdenrund nicht wieder zu finden ist, denn ihr Angebot konnte


ohne Schaden für den Inhaber auf unbestimmte Zeit verschoben werden,


während gleichzeitig die Nachfrage durch Gesetz gesetzlich verbürgt war. Wer


mit dem Staatsbetrieb in Berührung kam, mußte sich vorher mit Nüssen verse-


hen, aber bei dem Mangel an Angebotszwang (wie er im Falle I durch die Natur


des Geldes herbeigeführt wurde) stand es dem Inhaber des Geldes frei, das


Geld (Nüsse) anzubieten oder es nicht zu tun. Für eine Zwangsnachfrage war


gesorgt, aber ein ausgleichendes Zwangsangebot fehlte. Der Bürger mußte


seine Steuern mit Nüssen bezahlen, wo er diese herholen sollte, das war seine


persönliche Sache. Mittelbar oder unmittelbar mußte er sich das Geld vom


Kapitalisten oder Sparer holen. Dieser Mangel eines Angebotszwanges


angesichts einer gesetzlich erzwungenen Nachfrage erhob das Nußgeld zu


Kapital, d.h. es wurde nur unter der Bedingung des Zinses (Profit, Mehrwert)


angeboten.


Und so muß es sein, wenn eine Sache als Kapital sich anderen Waren


gegenüber aufspielen will; sie muß den Zins zur Bedingung stellen und die


Annahme dieser Bedingung erpressen könne. Der Wunsch des Kapitalisten, wie


Marx meint, genügt nicht; er bleibt ein frommer Wunsch, wenn er nicht durch


besondere Eigenschaften des Dinges unterstützt wird.


Keine Ware, kein irdischer Gegenstand, auch das Gold und Silber [Wenn Gold


kein Geld wäre, so würde niemand Gold borgen. Seitdem das Silber entmünzt wurde, hat niemand


mehr eine Silberanleihe gemacht.] nicht, ist von Natur aus Kapital, aber auch das 
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Geld ist von Haus aus kein Kapital, wenn es demselben natürlichen


Angebotszwang unterliegt, dem die Waren im allgemeinen unterworfen sind. Das


haben wir im Falle I gesehen. Um ein Kapital zustande zu bringen, müssen die


Vorrechte des Geldes mit den eigentümlichen Vorzügen der Edelmetalle vereinigt


werden. Ein „Kapital“ ist also ein Kunstprodukt. Freiheit im Angebot, gesetzlicher


Zwang in der Nachfrage – so wird das Geld zum Kapital.


Es ist leicht eine Maschine wieder in Gang zu bringen, wenn man weiß, wo der


Schaden ist. Ebenso leicht ist es das soziale Zinsproblem zu lösen, wenn das


wissenschaftliche Problem erledigt ist. Und ich glaube, letzteres Problem mit der


vorangehenden Untersuchung in seinen Hauptzügen gelöst zu haben.


Falls ein Verdienst darin liegt, so will ich doch die Ehre dieses Verdienstes


nicht auf meinem heiteren Gemüte und Gewissen lasten lassen. Diese Ehre mag


dem Manne zukommen, der einst den Ausspruch tat:


„L’or est une sentinelle placée aux portes du marché et dont la consigne est:


On ne passe pas“,


denn mit diesen Worten hat Meister Proudhon das Zinsproblem im


wesentlichen gelöst. Ihm mag also billigerweise die „Ehre“ erwiesen werden; sie


schadet ihm übrigens auch nichts mehr, denn er ist tot. Leider starb Proudhon,


ehe er mit seinen Untersuchungen zu Ende war, aber jener Ausspruch zeigt


deutlich, daß er der Lösung auf den Fersen war. Er brauchte sich nur mehr die


Frage vorzulegen: Warum das Gold den Warenaustausch unterbricht? um in der


Antwort, die diese Frage geradezu herausfordert, den Ariadnefaden des


Problems zu finden.


Wir brauchen zur Lösung des sozialen Zinsproblems, zur Beseitigung des


Zinses als chronische, wirtschaftliche Erscheinung, anstelle des herkömmlichen


Geldes nur ein Tauschmittel einzuführen, das dem gleichen Angebotszwang


unterworfen ist, wie das Realkapital, so daß der Zins bei Darlehen nicht mehr


eine selbstverständliche Voraussetzung ist. Das erreichen wir mit der


Geldreform.


Der Angebotszwang, der in der Natur des Realkapitals fest begründet ist, 


wird mit der Geldreform auf das Geldkapital übertragen, so daß die natürlichen


Verhältnisse, die zur Zeit des Tauschhandels obwalteten, wieder hergestellt 


werden unter Umgehung der Schwierigkeiten, die diesem Handel anhaften. 


Der Tausch der Produkte wird alsdann nicht mehr davon abhängig gemacht 


werden können, daß diese Produkte 
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Kapital bleiben und Zins abwerfen, eine künstliche Beschränkung des


Warenaustausches im Interesse des Zinses wird nicht mehr möglich sein. Und


aus demselben Grunde wird auch die Produktion von Produktionsmitteln nicht


mehr davon abhängig sein, daß diese Produktionsmittel „rentieren“, also außer


der Abnutzungsprämie noch Zins abwerfen.


Genau wie beim Tauschhandel, so wird auch unter der Geldreform eine allge-


meine Überproduktion an Waren (Reserven an Arbeitern und an Arbeitszeit)


sachlich unmöglich sein, und der Überschuß der Produktion über den Konsum


wird nicht mehr die Türen der Fabriken versperren, sondern die der Sparer und


Kapitalisten. Man wird statt von einer Überproduktion an Waren von einer Über-


produktion an Kapital sprechen, und darüber werden nicht die Produzenten


(Arbeiter) klagen, sondern die Kapitalisten.


Die Beseitigung des Goldes, sagt Proudhon, eröffnet den Waren unbegrenzten
Absatz, der Arbeit unbegrenzte Gelegenheit.
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Anhang


Die Bestandteile des Brutto-Zinses (Zinsfuß)
Den Zinsfuß zerlegt man ganz allgemein


1. in den reinen Kapitalzins (Nettozins);


2. in die Risiko-Prämie;


aber zeitweise enthält der Zinsfuß noch ein drittes Element, nämlich


3. eine Vergütung für einen erwarteten Preisfall des Geldes (Verlust an


Kaufkraft), die man nicht unpassend mit Ristorno bezeichnen könnte.


Um die Natur dieses dritten Bestandteiles des Bruttozinses richtig zu erfassen,


ist die Erkenntnis unentratbar, daß zwischen einer allgemeinen Preissteigerung


und einer Erhöhung des Zinsfußes ein innerer Zusammenhang besteht.


Wird eine allgemeine Preissteigerung erwartet, so wird die Aussicht auf den zu


erwartenden Gewinn natürlich die allgemeine Kauf- oder Anlagelust wecken, da


ja jeder sich mit möglichst großen Beträgen an den zu erwartenden Differenzen


beteiligen möchte. Wer über bares Geld verfügt und solches bisher in Darlehen


verwertete, sucht selber das Geschäft zu machen, und die anderen, die mit


geliehenen Geldern zu arbeiten pflegen, vergrößern ihre Ansprüche an die


Geldinstitute bis zur Grenze ihres Kredits.


Mit dem gemessen, was mit dem erborgten Geld erstanden wird, nimmt der


materielle Inhalt der Geldschulden im gleichen Verhältnis zur Preissteigerung ab;


man bezahlt am Verfalltag nominell die gleiche, materiell aber eine geringere


Summe als die erhaltene zurück. Hat z.B. jemand für den Betrag eines diskon-


tierten Wechsels Waren, Aktien, Grundstücke gekauft, die am Verfalltage 10%


höher im Preis stehen, so kann er mit 9/10 dieser Waren den Wechsel einlösen.


Es ist also klar, daß eine erwartete allgemeine Preissteigerung die Ansprüche


an die Geldverleiher vergrößern muß und daß diese dadurch in die Lage versetzt


werden, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.
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Die Erhöhung des Zinsfußes ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allge-


meiner oder vorherrschender Ansicht eine Preissteigerung im Anzuge ist. Sie


gründet in letzter Linie darauf, daß die Borger hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten


mit einem Teil der für das geborgte Geld erstandenen Waren entledigen zu kön-


nen.


Die Erhöhung des Bruttozinses kann man also ganz gut als eine


Rückvergütung für den in der allgemeinen Preissteigerung bedingten Verlust an


Kaufkraft des Geldes auffassen. Bedenkt man, daß die Geldverleiher sich vor


diesem Verlust nur durch den Verkauf des Geldes (Ankauf von Waren) schützen


können und daß sie auf dieses Auskunftsmittel nur deshalb verzichten, weil die


Erhöhung des Zinsfußes sie teilweise wenigstens entschädigt, so wird es ganz


klar, daß es sich bei der Erhöhung des Zinsfußes nur um eine Rückvergütung


handelt, die mit dem Kapitalzins ebensowenig zu tun hat wie die Risiko-Prämie.


Natürlich wird dieses dritte Element des Zinsfußes sofort verschwinden, sowie


die erwartete allgemeine Preissteigerung sich verwirklicht hat; nicht die einge-


tretene Preissteigerung, sonder die Erwartung einer solchen, die Hoffnung auf


einen künftigen, noch nicht zur Tat gewordenen Preisunterschied reizt zum Kauf,


zur Anlage des Geldes, und bewirkt, daß die Ansprüche an die Geldinstitute


steigen. Sowie die Hoffnung auf eine weitere Preissteigerung schwindet, fehlt


auch der Reiz zum Kauf, und die Gelder kehren zur Bank zurück. Dann fällt der


Zinsfuß; der Ristorno scheidet aus den Elementen des Zinsfußes aus. selbstver-


ständlich verschwindet bei einem erwarteten allgemeinen Preisrückgang sofort


jede Spur eines Ristornos aus dem Zinsfuß.


Die Höhe des Ristornos richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der


erwarteten allgemeinen Preissteigerung. Erwartet man eine sprungweise,


schnelle und starke Preissteigerung, so werden die Ansprüche an die


Geldinstitute auch gleich in dasselbe Tempo verfallen, und der Zinsfuß wird


sprungweise, schnell und stark steigen.


Als man vor 4 Jahren in Deutschland (stark à la hausse spekulierte) eine allge-


meine Preissteigerung erwartete, stieg der Zinsfuß auf 6%; kurz darauf erwartete


man einen Rückschlag, und der Zinsfuß fiel auf 3%. Den Unterschied können 
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wir hier getrost auf Rechnung des Ristornos setzen. In Argentinien stand der


Zinsfuß zeitweise auf 15%, damals als die unausgesetzte Vermehrung des


Papiergeldbestandes alle Preise sprungweise in die Höhe trieb, nachher, als man


anfing, das Papiergeld einzuziehen, fiel der Zinsfuß unter 5%. Hier haben wir


einen Ristorno von 10% zu verzeichnen. In Kalifornien gab es eine Zeit, wo 2%


für einen Monat nicht als übermäßiger Zinsfuß betrachtet wurde. So sagt Henry


George, und das war damals, als man in Kalifornien massenhaft Gold fand.


Da es für eine allgemeine Preissteigerung keine Grenze gibt (für 1 Pfd. Kerzen


zahlte man in Paris 100   Livres in Assignaten), so kann auch dem Ristorno


keine Grenze gesteckt werden. Es lassen sich ganz gut Verhältnisse denken,


unter denen Zinsfuß resp. Ristorno auf 20, 50, ja 100% steigen würde. Es kommt


ganz darauf an, wie hoch die allgemeine Preissteigerung geschätzt wird, die man


bis zum Fälligkeitstag erwartet. Würde sich z.B. die Nachricht verbreiten, daß


unter der Eisdecke Sibiriens ein neues Dorado entdeckt worden, welches alles


bisher dagewesene an Ergiebigkeit überragte, würden als Bestätigung dieser


Nachricht auch schon große Goldverschiffungen gemeldet, so ist es sicher, daß


eine allgemeine Kauflust eintreten und die Ansprüche an die Geldverleiher ins


Grenzenlose steigen würden. Der Zinsfuß würde infolge der Goldfunde eine nie


gesehene Höhe erreichen. Bis zur vollen Höhe der von der allgemeinen


Preissteigerung erwarteten Differenz wird der Ristorno natürlich nicht steigen


können, da ja sonst der erwartete Verdienst durch den Diskont vorweggenom-


men würde. Der Ristorno wird der erwarteten Differenz aber um so näher kom-


men, je begründeter oder gesicherter die erwartete allgemeine Preissteigerung


erscheint.


Er sind in verschiedenen Ländern auf Drängen der Gläubiger Gesetze erlassen


worden, die darauf zugespitzt waren, die Preise der Waren auf ein niedriges,


früheres Niveau herabzusetzen (durch Einzug des in Übermaß verausgabten


Papiergeldes, durch die Entmünzung des Silbers, usw.). Noch vor wenigen


Jahren bestand in Argentinien ein solches Gesetz, welches das allgemeine


Niveau der Preise von 3 auf 1 herabsetzen sollte.


310







Würde man heute in irgendeinem Lande den Wünschen der Schuldner


nachgebend umgekehrt die Warenpreise durch progressive Vermehrung des


Geldumlaufs in die Höhe treiben, so zwar, daß man mit Bestimmtheit darauf


rechnen könnte, daß in einem Jahr die Preise im allgemeinen 20% höher wären,


so würde die Sicherheit der erwarteten Differenz den Ristorno jenen 20% sehr


nahe bringen.


Die Anerkennung des Ristornos als einen besonderen Bestandteil des


Zinsfußes ist für die Erklärung der meisten Erscheinungen auf dem Gebiet des


Zinswesens unentratbar.


Wie will man, um nur ein Beispiel anzuführen, die Tatsache erklären, daß


gewöhnlich Zinsfuß und Sparkasseneinlagen zusammen steigen, wenn man


andererseits nicht den Grundsatz fahren lassen will, daß der Zins vom Lohn


abgezogen wird?


Die Zergliederung des Zinsfußes in Zins, Risiko und Ristorno löst diesen


scheinbar unlösbaren Widerspruch auf völlig befriedigende Weise. Von dem


Zinsfuß geht nur der reine Kapitalzins vom Lohn ab, der Ristorno löst sich in die


erhöhten Warenpreise auf. Folglich ist der Arbeiter (dessen Lohn ja auch die


Bewegung nach oben mitmacht) an dem erhöhten Zinsfuß völlig unbeteiligt. Er


bezahlt erhöhte Warenpreise und erhält entsprechend höheren Loh. Das gleicht


sich aus. Der Borger zahlt höheren Zinsfuß und erzielt einen erhöhten Preis. Das


gleicht sich auch wieder aus. Der Kapitalist erhält sein Geld gestäubt und


geschunden zurück, aber dafür einen erhöhten Zins. Das gleicht sich nicht min-


der aus. Nun fehlt noch die Erklärung für die erhöhte Spareinlage. Diese muß


nun die Tatsache liefern, daß bei einer allgemeinen Preiserhöhung der Waren


(Hochkonjunktur) es niemals an Arbeitsgelegenheit fehlt.


Also nicht der Zins, sondern nur der Zinsfuß steigt zusammen mit den


Sparkasseneinlagen.
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Der reine Kapitalzins eine eherne Größe?
Wir haben eben gezeigt, daß solange eine allgemeine Preissteigerung in


Aussicht steht (bei sogenannten Hochkonjunkturen) der Zinsfuß zum Kapitalzins


und der Risikoprämie noch ein drittes Element, den Ristorno, aufnimmt. Es ergibt


sich daraus, daß, wenn wir die Schwankungen des Kapitalzinses feststellen


wollen, der Zinsfuß der verschiedenen Zeiträume nicht so ohne weiteres


miteinander verglichen werden kann. Das würde zu ebenso falschen Schlüssen


führen, wie wenn man den Geldlohn verschiedener Perioden oder Länder ohne


Rücksicht auf die Warenpreise miteinander vergleichen wollte.


Da aber, wie bemerkt, der Ristorno nur zusammen mit einer allgemeinen


Aufwärtsbewegung der Warenpreise auftritt, und damit zusammen wieder ver-


schwindet, so können wir als sicher voraussetzen, daß der Zinsfuß während der


sogenannten Baisseperioden, deren die Geschichte mehrere aufweist, nur aus


Kapitalzins und etwaiger Risikoprämie besteht. Der Zinsfuß aus solchen


Perioden eignet sich also vortrefflich zur Ermittlung der Bewegungen des


Kapitalzinses.


Eine solche Periode allgemeinen und unaufhaltsamen Preisrückganges war


bekanntlich die Zeit vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis Columbus. Während dieser


langen Periode war der Geldumlauf ausschließlich auf Gold und Silber


beschränkt (also kein Papiergeld), dabei waren die Fundgruben dieser Metalle,


namentlich die spanischen Silberminen, erschöpft und das aus dem Altertum


stammende Gold war durch Zinsverbote (wenn auch unwirksame) an der


Zirkulation behindert und ging nach und nach verloren. Der allgemeine Preis-


rückgang ist also durch allgemein anerkannte Tatsachen reichlich begründet 


und wird auch von keiner Seite bestritten.


In dem Werk Gustav Billeters: Die Geschichte des Zinsfußes im Gr. Römischen


Altertum bis auf Justinian finde ich nun folgende Angaben, die wie mir scheint,


auf gewissenhafter Prüfung des Tatsachenmaterials gründen:


S. 163: In Rom finden wir für den Zinsfuß seit Sulla (82–79 v. Chr.) schon die


wesentlichen Typen fixiert: 4–6%.


S. 164: Cicero schreibt gegen Ende des Jahres 62: Solide, zahlungsfähige


Leute bekommen zu 6% Geld in Hülle und Fülle. Billeter fügt hier bei: Man sieht,


daß darin schon eine Tendenz zum 
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Sinken angedeutet liegt; in der Tat werden wir bald darauf schon einen


niedrigeren Satz finden.


S. 167: Der Zinsfuß war in den Kriegszeiten (um das Jahr 29) 12%, d.h. selbst


solide Leute mußten so viel bezahlen. Von 4–6% war man also zu 12% gelangt.


Nun wurde rasch wieder der ehemalige Stand von 4% erreicht.


Bemerkung: Der vorübergehende Zinsfuß von 12% in Kriegszeiten ist vielleicht


durch eine besonders große Risikoprämie genügend erklärt.


S. 180: Römische Kaiserzeit vor Justinian: Für sichere Anlagen finden wir


3–15% und zwar ist 3% recht vereinzelt, der Satz erscheint deutlich als der


niedrigste, auch bei rentenartigen Anlagen. 15% ist ganz vereinzelt, 12% nicht


eben selten, aber doch nicht typisch, 10% vereinzelt. Der eigentliche Typus liegt 


zwischen 4–6%, wobei innerhalb dieser Sätze sich weder eine zeitliche noch


örtliche Differenzierung nachweisen läßt, sondern durchweg nur eine solche


nach der Art der Anlage, indem 4% einen niedrigeren Typus, 6% den ganz 


normalen, 5% den dazwischen liegenden Satz für sehr gute Anlagen, bzw. auch


einen normalen Satz für Anlagen gewöhnlicher, durchschnittlicher Sicherheit


darstellt. Als ausgesprochen mittlere Zinsrate finden wir ebenfalls 4–6% (nie 12) ;


als Kapitalisierungsrate 4% und 31/2 %.


S. 314: Die Zeit Justinian (527–565 n. Chr.). Ziehen wir die Schlußresultate.


Wir sehen, daß unter besonderen Umständen die Kapitalisierungsrate bis gegen


8% ansteigen oder bis auf 2% oder gegen 3% sinken kann. Was die mittleren,


durchschnittlichen Sätze anbetrifft, so fanden wir 5% als wahrscheinlich normal


durchschnittlich, vielleicht ein wenig zu hoch; 6,7% ebenfalls als mittlere Rate,


aber jedenfalls etwas hoch gegriffen, so daß dieser Satz nicht mehr als ganz


gewöhnliches Mittel gelten kann. Wir werden also wohl am richtigsten von etwas


unter 5 bis gegen 6% die eigentliche Mittellage ansetzen.


Die Untersuchungen Billeters schließen hier mit der Zeit Justinians ab.


Rekapitulieren wir kurz die gemachten Angaben:


Zur Zeit Sullas (82–79 v. Chr.) bezahlte man 4–6%. Zur Zeit Ciceros (62 v.


Chr.) war zu 6% Geld in Hülle und Fülle zu haben. Nach einer durch Krieg verur-


sachten kurzen Unterbrechung (29 v. Chr.) behauptete sich wieder der ehemalige


Zinsfuß von 4%. Während der Römischen Kaiserzeit vor Justinian war der


eigentliche Typus 4–6%. Während der Regierung Justinians (527–565) betrug


der mittlere Zinsfuß 5–6%.


Was bedeuten nun diese Zahlen? Nun, daß während eines Zeitraumes von


600 Jahren der Zinsfuß fast genau den gleichen Stand einnahm wie heute, 


11/2 Jahrtausend später. Der 
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Zinsfuß stand vielleicht mit 4–6% eine Kleinigkeit höher als heute, aber diesen


Unterschied kann man vielleicht auf Rechnung der Risikoprämie setzen, die im


Altertum und Mittelalter höher angesetzt werden mußte, als heute, wo Religion,


Moral und Gesetz den Zins in Schutz genommen haben.


Diese Zahlen beweisen, daß der Zins unabhängig ist von wirtschaftlichen, poli-


tischen und sozialen Verhältnissen; diese Zahlen schlagen den verschiedenen


Zinstheorien und namentlich den Nutzungstheorien (die einzigen, die wenigstens


noch den Schein für sich haben) direkt ins Gesicht. Wenn man für ein modernes


Produktionsmittel, z.B. Dampfdreschmaschine, Selbstbinder, Repetiergewehr,


Dynamit, usw. denselben Zins zahlt, wie vor 2000 Jahren für Sichel,


Dreschflegel, Armbrust oder Keil, so beweist dies doch klar genug, daß der Zins


nicht von der Nützlichkeit oder Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel bestimmt


wird.


Diese Zahlen bedeuten, daß der Zins Umständen sein Dasein verdankt, die


schon vor 2000 Jahren und während eines 600-jährigen Zeitraumes in fast


genau der gleichen Stärke wie heute ihren Einfluß ausübten. Welche Umstände,


Kräfte, Dinge sind das? Keine einzige der bisherigen Zinstheorien gibt uns auch


nur eine Andeutung für die Beantwortung dieser Frage.


Billeters Untersuchungen schließen leider mit Justinian ab und, soweit ich


unterrichtet bin, fehlen zuverlässige Untersuchungen über den folgenden


Zeitraum bis Columbus. Es wäre übrigens wohl auch schwer, für diesen


Zeitabschnitt zuverlässiges Material zusammenzutragen, wenigstens aus den


christlichen Ländern, weil das Zinsverbot immer strenger gehandhabt wurde, weil


mit dem fortschreitenden Mangel an Geldmetallen der Geldverkehr und der


Handel immer mehr zusammenschrumpften, und dann auch, weil die lokalen


Herabsetzungen des Münzfußes, die jetzt größeren Umfang annehmen, den


reinen Kapitalzins im Zinsfuß nicht mehr erkennen lassen.


Wenn Papst Clemens V. auf dem Concil zu Vienne (1311) weltliche


Obrigkeiten, welche zinsfreundliche Gesetze erlassen, mit der Exkommunikation


bedrohen konnte, [Böhm-Bawerck – Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorie] so zeigt


das, wie schwach der 
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Handel damals, wie vereinzelt Darlehensgeschäfte vorkamen. Einzelnen


Sündern gegenüber konnte der Papst mit Strenge auftreten; wäre der Handel


damals lebhafter und die Übertretung des Zinsverbotes eine alltägliche


Erscheinung gewesen, so hätte sich der Papst keine solche Drohung erlauben


dürfen. Das beweist die Tatsache, daß mit der Belebung des Verkehrs durch das


amerikanische Gold auch die kanonische Gegnerschaft des Zinses sofort ver-


flaute.


Mit der Entdeckung Amerikas beginnt die Preisrevolution des XVI. und XVII.


Jahrhunderts. Die Preise stiegen unaufhaltsam, und der Zinsfuß wurde mit einem


schweren Ristorno belastet. So darf man sich nicht wundern, wenn der Zinsfuß


während dieser ganzen Zeit sehr hoch stand.


Adam Smiths Inquiry into the nature of Wealth entlehne ich folgende Zahlen:


1546 wurde 10% als die gesetzlich zulässige Grenze des Zinsfußes erklärt. 1566


wurde dies Gesetz durch Elisabeth erneuert und 10% blieb gesetzlich zulässig


bis 1624.


Um diese Zeit war die Preisrevolution im wesentlichen beendet und die allge-


meine Preissteigerung in ein ruhiges Tempo verfallen. [Dr. Georg Wiebe – Geschichte


der Preisrevolution des XVI. und XVII. Jahrh., s. Tabelle 376] Gleichzeitig mit dieser


Entwicklung geht denn auch der Zinsfuß zurück. 1624 wurde der Zins auf 6%


herabgesetzt und 1715 auf 5%.


„All these different statutory regulations seam to have followed, and not to have


gone before, the market rate of interest.“ So sagt Adam Smith.


Seit Königin Anna (1703/14) scheint 5% eher über als unter der „market rate“


gewesen zu sein. Natürlich, denn zu dieser Zeit war die Preisrevolution beendet,


und der Zinsfuß bestand jetzt nur mehr wie während des Mittelalters aus


Kapitalzins und Risikoprämie.


Vor dem letzten Krieg, sagt Smith, borgte die Regierung zu 3%, and people of


good credit in the capital and in many other parts of the kingdom, at three and a


half, four and four and a half per cent.


Also genau dieselben Verhältnisse, die wir jetzt haben.


Soll ich noch mehr statistisches Material zusammentragen zum Beweis, daß


der reine Zins eine eherne Größe ist, daß der reine Kapitalzins nicht unter 3%


fällt, nicht über 4% 
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steigt, daß alle Schwankungen des Zinsfußes nicht auf Schwankungen des


Kapitalzinses zurückzuführen sind? Wann ist in der Neuzeit der Zinsfuß


gestiegen? Immer nur zusammen mit den Güterpreisen. Nach den kalifornischen


Goldfunden stieg der Zinsfuß so hoch, daß die verschuldeten Agrarier trotz den


erhöhten Getreidepreisen über Notstand klagten; mit der Erschöpfung der


Goldminen fielen die Preise – zusammen mit dem Zinsfuß. Dann kamen die


Milliarden, hohe Preise, hoher Zinsfuß. Mit dem großen Krach fielen die Preise


und der Zinsfuß. Während der letzten Hochkonjunktur 1897 bis 1900 war auch


der Zinsfuß gestiegen; jetzt sind die Preise wieder gefallen, und der Zinsfuß ist


auch wieder niedrig. Kurz, rechnet man überall vom Zinsfuß den auf Rechnung


der allgemeinen Preissteigerung zu setzenden Ristorno ab, so bleibt als Zins


eine eherne Größe zurück.


Warum fällt der Zins niemals unter 3, warum geht der Zins nicht auf 0 zurück,


und wenn es auch nur vorübergehend wäre, einen Tag im Jahr, ein Jahr im


Jahrhundert, ein Jahrhundert in zwei Jahrtausenden?


Warum steigt der Zins nicht zuweilen auf 10–20–50%, wenn auch nur


vorübergehend, ausnahmsweise, zur Bestätigung der Regel, zum Beweis für die


Richtigkeit der Annahme, daß Nachfrage und Angebot nicht allein den Zinsfuß,


sondern auch den reinen Kapitalzins bestimmen?
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Die Geld- und Bodenreform


————————————————————————————————————
Bd. 2. Oktober 1904 Nr. 7 – 8


————————————————————————————————————


Die goldene Regel in der Volkswirtschaft
„Liebe deinen Nächsten wie dich selbst; tue jedem anderen, was du willst, daß


er dir tun soll; und tue keinem anderen, was du willst, daß er dir nicht tun soll. Du


brauchst nur dieses Gebot allein; es ist die Grundlage aller anderen Gebote.“


Konfutse.


„In der sozialen Ordnung ist die Gegenseitigkeit die Formel der Gerechtigkeit.


Die Gegenseitigkeit ist in der Vorschrift ausgedrückt: Tue anderen was du willst,


daß man dir tue; in der Sprache der pol. Ökonomie ausgedrückt: Tauscht die


Produkte gegen andere Produkte, kauft euch eure Sachen gegenseitig ab. Die


Organisation der gegenseitigen Beziehungen, das ist die ganze soziale


Wissenschaft. Gebt dem sozialen Körper eine vollkommene Zirkulation, d.h.


einen exakten und regelmäßigen Tausch der Produkte gegen Produkte und die


menschliche Solidarität ist eingeführt; die Arbeit organisiert.“


Proudhon (s. Diehl S. 43–90)


„Wie sollte die Staatsgewalt, wenn die Nachfrage das belebende Prinzip der


ganzen Wirtschaft, relativ immer mehr zusammenschrumpft in diesem zentralen


Punkte durch Machtbefehl Wandel schaffen?“


Konrad Schmid. Sozial. Mtshefte S. 676


Ja, wie kann die Staatsgewalt hier Wandel schaffen, wie kann man es erre-


ichen, daß das erste und letzte Gebot der Volkswirtschaft respektiert werde, daß


die goldene Regel „Kaufe, damit andere dir deine Produkte abkaufen können“


von allen Bürgern ohne Ausnahme zur Richtschnur genommen werde?


Sollen wir durch Polizei und Gendarmen die Käufer an ihre Bürgerpflichten


erinnern? Sollen wir Bußen denen auferlegen, die ihre Pflichten versäumen? Vor


allen Dingen wäre da die Frage zu beantworten: Wer sind die säumigen Käufer?


Viele sind da, gar zu viele, die gerne kaufen würden auch ohne Polizei und


Bußen, wenn sie nur könnten. Aber zum Kauf braucht man Geld, nur Geld, und


die erste Bedingung für das richtige Walten der goldenen Regel wäre also Geld.


Jedoch, es wäre verfehlt, aus dieser ersten Erkenntnis zu schließen, daß man


nun Geld fabrizieren soll, nötigenfalls aus 
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Papier und daß man dieses Geld denen geben soll, die nicht kaufen können, weil


sie kein Geld haben. Schon viele haben aus der goldenen Regel diesen falschen


Schluß gezogen. Falsch ist der Schluß, weil das darauf gegründete Rezept die


Medikamente außerhalb der Zirkulation nimmt, weil gar bald wohl Käufer, aber


nicht genügende Verkäufer da wären. Es wäre eben keine Zirkulation, keine


Gegenseitigkeit mehr. Kauft euch eure Produkte gegenseitig ab, so lautet die


goldene Regel der Volkswirtschaft. Der Käufer muß also selbst Produkte haben,


damit er zum Kauf berechtigt sei. Nicht denen, die nichts haben, soll man Geld


geben, sondern denen, die mit Ware versehen sind, soll man die Ware mit Geld


abnehmen. Es muß also so viel Geld angeboten werden, wie Ware angeboten


wird: Nicht mehr, aber auch nicht weniger.


Auch aus dieser zweiten Erkenntnis hat man falsche Schlüsse gezogen. Wenn


für den Tausch aller Produkte das angebotene Geld nicht ausreichend ist, so soll


mehr Geld gemacht werden – so sagte man. Falsch ist dieser Schluß, weil er


nicht untersucht, ob der Mangel an Geld vielleicht nicht daher kommt, daß von


dem vorhandenen Geld nicht genügend angeboten wird, weil er Angebot von


Geld und Geldvorrat als gleichbedeutend betrachtet. Falsch ist auch wieder


dieser Schluß, weil er von der goldenen Regel abweicht, die da sagt – kauft euch


eure Produkte gegenseitig ab; kaufe so du willst, daß man dir deine Sachen


abkauft. Woher stammt das Geld, das du in deiner Sparkasse, in deinem


Bankkonto hast? Direkt oder indirekt vom Verkauf von Waren. Dir gegenüber hat


also jemand die goldene Regel befolgt, aber du bist dem guten Beispiel nicht


gefolgt. Du hast die Zirkulation unterbrochen. Das Geld gehört nicht in die


Sparkasse, nicht in die Gewölbe der Bank. Dazu ist es nicht gemacht worden.


Der „exakte und „regelmäßige Tausch der Produkte gegen Produkte“ verlangt ein


exakt regelmäßiges Angebot von Geld; er duldet keine Anhäufung von Geld


weder in den Sparkassen, noch in den Banken. Schlag auf Schlag soll Kauf auf


den Verkauf folgen. Der exakte unregelmäßige Tausch der Produkte gegen


Produkte, wie er Proudhon vorschwebte, die goldene Regel Konfutse’s in der


Volkswirtschaft verlangt, daß unabhängig von allen politischen, wirtschaftlichen


oder persönlichen Verhältnissen jeder genau so viel kaufe und zwar sofort kaufe,


als wie er 
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verkauft hat. Und zwar ist das so zu verstehen, daß jeder seinen gesamten


Geldvorrat immer sofort entweder selbst oder durch andere zu Markte trage und


zwar bedingungslos, ohne irgendwelche Rücksicht auf politische, wirtschaftliche


oder persönliche Verhältnisse, denn dem Warenaustausch verdankt das Geld


sein Dasein und vom Warenverkauf muß also mittelbar oder unmittelbar aller


Geldbesitz abstammen. Du hast einen Geldvorrat, weil du mehr Ware dem Markt


zuführtest als du selbst gekauft, und das ist ein Verstoß gegen die goldene


Regel, ein volkswirtschaftliches, ein gesellschaftliches Verbrechen, das geahndet


werden muß.


Sollen wir nun zur Ahndung dieses Verbrechens hinter jeden Verkäufer von


Waren, hinter jeden Geldbesitzer, sozusagen in jeden Geldbeutel einen


Polizisten anstellen, der für die richtige Befolgung der goldenen Regel Sorge


trägt, der jeden mit Buße belegt, der weniger kauft als er verkauft hat? Gewiß


sollen wir das, wir müssen sogar einen Schritt weiter gehen und sagen, daß


jedes einzelne Geldstück von einem Polizisten begleitet sein muß. Wir haben


zum Schutz des Eigentums eine gut organisierte Polizei, warum sollen wir zum


Schutz des Tausches nicht auch eine Polizei einführen, denn der Tausch ist


wichtiger als das Eigentum, denn alles, was du besitzest, stammt vom Tausch.


Ohne Tausch würde sich das Eigentum auf die wenigen selbstverfertigten Dinge


beschränken. Schützen wir also das Eigentum, so müssen wir erst recht den


Tausch schützen; schützen wir die Frucht, so müssen wir auch den Baum


schützen, stellen wir das Eigentum unter die Obhut des Gesetzes, so müssen wir


auch Gesetze erlassen, um den Tausch zu sichern gegen die Angriffe derer, die


den Tausch unterbrechen, vielleicht weil sie keinen unmittelbaren Bedarf an


Waren haben, vielleicht weil sie glauben, die Waren billiger zu bekommen, falls


sie mit dem Tausch warten und dadurch auf den Verkäufer einen Druck ausüben,


vielleicht auch weil sie den wirtschaftlichen und politischen Konjunkturen nicht


trauen. Gegen diese Leute muß gefahndet, dieses Verbrechen muß geahndet


werden. Wer keine Ware persönlich braucht, soll das Geld anderen verleihen und


zwar bedingungslos, wenn die Konjunkturen für die Forderung eines Zinses


ungünstig sind – denn das Geld wurde für den Warenaustausch geschaffen,


nicht aber damit Zinsen erpreßt werden können. Wer mit dem Kauf 
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wartet, um den Verkäufer in Verlegenheit zu bringen, begeht Wucher und das


Geld wurde für den Warenaustausch, nicht für den Wucher gemacht, und wer


das Geldangebot von wirtschaftlichen oder politischen Konjunkturen abhängig


macht, wirft in die Zirkulation der Produkte fremde Elemente, die nur Störungen


verursachen können. Das Angebot von Waren nimmt keine Rücksicht auf


Konjunkturen und kann auch keine nehmen. Die Berücksichtigung der


Konjunkturen ist für die Ware unmöglich. Der Tagelöhner bietet seine Arbeit, der


Bauer seine Kartoffeln, der Schuster seine Stiefel, der Arzt, der Kesselflicker, der


Tanzlehrer – sie alle bieten ihre Kunst an, ganz einerlei wie die Konjunkturen


dem Spekulanten erscheinen. Das Angebot ist immer da, also muß auch der


Vermittler, der Tauscher, das Geld immer da sein. Die goldene Regel der


Volkswirtschaft fordert, daß wir die Nachfrage, das Geld von den Rücksichten auf


die Konjunkturen befreien. Der Polizist, der jede Münze begleiten soll, darf keine


Rücksichten nehmen, keine Ausnahme machen. Schlag auf Schlag soll Kauf auf


den Verkauf folgen, soll die Zirkulation der Produkte eine vollkommene sein. Wie


eine Zugverspätung eine Reihe neuer Zugverspätungen hervorruft, so wird auch


in der Zirkulation der Produkte die Versäumnis des einen Käufers die Ursache


einer unendlichen Reihe von Absatzstockungen, Stundungen, Buchungen und


schließlich Fallimenten. Wie könnte es auch anders sein, handelt es sich doch


um Zirkulation?


Also wer es versäumt, sein Geld dem Markt zuzuführen, soll bestraft werden;


je länger er säumt, um so härter die Strafe.


Wo ist nun die Staatsgewalt um die Nachfrage, das belebende Prinzip der


ganzen Volkswirtschaft, dem Angebot anzupassen? Wie können wir die säumi-


gen Käufer mit den nötigen Bußen belegen?


Die Geldreform gibt dem Staat diese Gewalt und gleichzeitig auch die nötigen


Exekutionsmittel. Die Geldreform mahnt jeden Geldbesitzer unausgesetzt an


seine Pflichten; sie straft jede Versäumnis, bemißt genau die Buße und kassiert


die Buße ein. Und zwar verrichtet die Geldreform diese Arbeit ohne die gering-


sten Unkosten. Die Geldreform stellt einen Polizisten hinter jeden Verkäufer, in


jeden Geldbeutel, 
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ja sie versieht jede einzelne Münze mit einem bewaffneten Vollstrecker der gold-


enen Regel der Volkswirtschaft.


Die Geldreform macht sich anheischig, die Nachfrage, d. i. wie Konrad Schmidt


ganz richtig sagt, das belebende Prinzip der ganzen Volkswirtschaft, zu allen


Zeiten und unter allen Umständen dem Angebot haarscharf anzupassen; die


Geldreform übernimmt es ohne Gesetz, Polizei und Staatsgewalt, jedermann zu


zwingen, die goldene Regel der Volkswirtschaft ungestört walten zu lassen.


Krieg und Bodenmonopol
Reißen wir eine Pflanze mit den Wurzeln aus der Erde, was kann wohl daraus


werden? Und wenn wir den Menschen von der Erde trennen, kann es ihm da


besser ergehen, als einer entwurzelten Tanne? Es gibt wortreiche Leute, die


behaupten, der Mensch habe ein Recht auf den Besitz der Erde. Doch das ist


eine fade Redensart, denn es ist genau dasselbe, wie wenn einer feierlich


behauptet und mit guten Gründen zu beweisen sucht der Mensch habe ein


Recht zu leben. Solche Redensarten sind ganz dazu angetan, den guten, bürger-


lichen Sinn des Wortes „Recht“ zu verdunkeln. Das Recht ist unter allen nur


denkbaren Verhältnissen immer nur ein Almosen des Stärksten, ein mit der


Schwertspitze oder dem Krummstab bekritzeltes Pergament. Und von Almosen,


von der Freigebigkeit seines Nächsten, dürfen wir doch den Menschen nicht


abhängig machen!


Por la razon ó la fuerza – durch Recht oder Gewalt – sagt der chilenische


Wahlspruch. Sinnloses Geschwätz, denn Gewalt ist recht, eins kann nicht einen


Gegensatz zum andern bilden, da beide Worte den gleichen Inhalt haben.


Natürliche, angeborene Rechte gibt es nicht; alle Rechtstitel sind mit der Stimme


der Geschütze diktiert worden. Was ich an mich reißen und verteidigen kann,


das ist mein Recht, mein Eigentum, sagt Stirner, der große Philosoph des


Eigentums. – Rechte kann man gewinnen und verlieren, verteilen, verkaufen,


verpfänden; Rechte kann man erobern, rauben und stehlen. Auf solche


vergängliche, schwankende Unterlage kann der Mensch sein Dasein nicht grün-


den. Die Erde bildet einen 
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organischen Teil des Menschen, da dieser ohne die Erde nicht denkbar ist; ist


der Mensch doch selbst aus Erde gemacht. Staub bist du und in Staub wirst du


zerfallen. Die Erde ist als die wahre Plazenta des Menschengeschlechtes zu


betrachten. Hat der Mensch ein Recht auf seinen Kopf, seine Hände? Dumme


Frage, jedoch nicht gescheiter ist die Behauptung, der Mensch habe ein Recht


auf die Erde.


Jedoch die Erde ist kein gleichförmiger Lehmkuchen, auf dem man die


Menschen, wie die Tannen im Waldboden pflanzen könnte. Im Gegenteil, von der


Erde ist kaum ein Teilchen dem andern völlig gleich, jeder Fußbreit Land ist


durch Höhe, Breite, Klima, Bodenbeschaffenheit, Wasser- und


Verkehrsverhältnisse etc. verschieden und dementsprechend sind auch die


Produkte der Erde völlig verschieden. Ohne Schaden an Leib und Seele kann


aber der Mensch kein einziges dieser Produkte entbehren. Zu seiner gedeih-


lichen, fortschrittlichen Entwicklung braucht jeder einzelne Mensch die ganze


Erde. Zu den schönsten Stunden seines Lebens rechnet mancher den Besuch


eines zoologischen Gartens. Wie will man aber einen solchen Garten bilden,


wenn nicht die ganze Erde beisteuern kann? Die Urheimat unserer Haustiere,


unserer Feld- und Gartenpflanzen ist in allen 5 Weltteilen zu suchen; alle Dinge,


die uns umgeben, vom Kanarienvogel bis zum Hausbesen stammen aus allen


Teilen der Welt, ja die Grundlage aller Wissenschaft, die Erfahrung, ist aus allen


Himmelsrichtungen zusammen getragen worden. Jeder einzelne Mensch braucht


demnach die ganze Erde ungeteilt. Die Wolle Australiens, die Heringe Grönlands,


das Klima der Riviera, das Wasser des Jordans, die Naturgenüsse der Alpen, die


Ruinen Babylons, den Speck Chicagos. Er braucht die geistige Anregung des


Verkehrs mit allen Völkern, die Erfindungen der Amerikaner, die Philosophie der


Engländer, die Kunst der Italiener, die Romane der Franzosen, die Musik der


Deutschen, die Orden und Ehrenzeichen der Hohenzollern. Er braucht zur


Blutauffrischung schwarze, weiße, rote und gelbe Weiber, wie er den Nord-, Süd-


, West- und Ost-Wind braucht. Kurz, er braucht alles und kann ohne Schaden


nicht einen Fußbreit der ganzen Erde entbehren. Schlagend beweist dies gerade


jetzt die Entdeckung des Radiums, das aus der Pechblende gewonnen wird, die


nur in sehr beschränkter Menge 
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auf einem einzigen Fleck der Erde zu finden ist. Könnten wir ohne Schaden


heute die Pechblende noch entbehren?


Also der Mensch braucht die ganze Erde ungeteilt, seine materiellen und


geistigen Bedürfnisse umspannen wie mit Polypenarmen die ganze Erdkugel,


und wer von Teilungen, von politischen Grenzen, von Zöllen, von Zäunen und


Grundeigentum spricht, der spricht von Krieg; jeder Zaun, jeder Pfandbrief, jeder


Grenzwächter ist an sich eine Kriegserklärung, ein angriff, nicht auf die Rechte,


sondern auf die Person der übrigen Menschen.


Mensch und Erde gehören zusammen, wie Fisch und Wasser, Thron und Altar,


Baier und Bier. Nur mit Gewalt kann man den Menschen von der Erde oder von


einem Teil der Erde fernhalten, und diese Gewalt ist Krieg, Raub und Mord.


Alle Teilungen haben bisher immer zu Krieg oder Sklaverei geführt, denn selbst


der größte Teil der Erde genügt keinem ehrlichen Menschen. Wo ist doch heute


der Raumbedarf am größten, wer fühlt sich zuhause am meisten beengt? Der


Russe, der Brite, der Amerikaner, gerade diejenigen, die den größten Happen


schon an sich rissen. Wo sind heute die unzufriedensten, gierigsten, gefräßigsten


Grundbesitzer? In Ostelbien, im Lande der großen Güter.


Wenn also die Erfahrung aller Länder, aller Zeiten gegen die Errichtung von


Grenzen und Zäunen spricht, warum diese Sucht nach Gebietserweiterungen,


diese Angst um die „Sicherheit“ der Grenzen? Die Atmosphäre, die die Erdkugel


umgibt, das ist unsere Landesgrenze, und wer seine politischen Grenzen nieder-


reißt, der verkleinert nicht sein “Gebiet“ sondern er vergrößert es um die ganze


Fläche der umgebenden Länder. Bei internationalen Kriegen sind die Sympathien


der übrigen Welt gemeiniglich auf Seiten der Kleinen und Schwachen. Törichte


Ansichten, unklare Gedanken. Was tut denn der Eroberer, wenn er nicht gerade


auf Raub, Mord und Sklaverei ausgeht, anders als sein eigenes Land dem


Besiegten zu Füßen zu legen als Siegeskranz für seine Niederlage?


Chamberlain hat den Buren ganz Großbritannien mitsamt allen Kolonien


geschenkt. Sind die Buren durch dieses Geschenk ärmer geworden an Land und


Freiheit? Das Ideal aller ist der Besitz der ganzen Welt, und diesem Ideal sind


die Buren durch die Eroberung Großbritanniens einen 


323







großen Schritt näher getreten. Der Eroberer strebt danach, wenn auch mit


falschen Mitteln, uns die ganze Welt zu öffnen, und durch Vereinigung der Teile


die Erde wieder zu einer Kugel zu gestalten. Warum also die edlen, großmütigen


Absichten der Alexander, Napoleon, Chamberlain durch kleinlichen Widerstand


mit Knall und Rauch, Blut und Leichen durchkreuzen? Laßt den Eroberer schal-


ten und walten, helft ihm bei seiner Arbeit; jedes Hindernis, das ihr wegräumt,


jeden Widerstand, den ihr brecht, erweitert und sichert eure Landesgrenzen,


jeder Stein, den ihr von euren Festungen abtragt, dient eurem Lande zum Schild,


wirft den Feind zurück bis an seine andere Grenze, drängt ihn ins Meer. So hat


man es in den Vereinigten Staaten von Nordamerika gemacht, man hat die Feine


nach Osten und nach Westen in den stillen und atlantischen Ozean gedrängt


und zwar einfach dadurch, daß man die Grenzen im Innern niederriß und darum


kann man jetzt in den Vereinigten Staaten 5 Tage und 5 Nächte ununterbrochen


in gerader Linie im Eilzug jagen, ohne auf einen Feind zu stoßen, ohne daß uns


bewaffnete Männer mit drohender Stimme aus dem Hinterhalt zurufen: Halt,


haben Sie was Zollpflichtiges? So hat man es, wenn auch in kleinerem Maßstab


innerhalb Deutschlands, in der Schweiz gemacht. Wie schrecklich würde es doch


in Deutschland aussehen, wenn die Könige von Preußen nicht in weitem Bogen


tabula rasa gemacht hätten mit den Grenzzäunen, wie würde man sich in der


Schweiz beengt fühlen, wenn jeder Kanton sich mit Mauern umgeben wollte?


Franzosen, Italiener, Deutsche reichen sich brüderlich die Hände, überall fühlt


sich jeder zuhause. Zwar sind die Staaten, Provinzen und Kantone der genan-


nten Länder durch Sprache, Gesetz und Sitte abgetönt, aber diese Grenzen sind


mit Kreide, statt mit Bajonett und Grenzwächter markiert, sie bedeuten keinen


Angriff auf unsere Person, auf unser Gepäck, auf unsere Börse; wir passieren


diese Grenze ohne den Fuß zu heben, ohne den Nacken zu beugen. Aber selbst


diese schwache Abtönung der Staaten, die durch Sprache, Gesetz und Sitte


gegeben ist, verbleicht, verwischt sich alle Tage mehr. Die Gesetze haben so viel


Übereinstimmendes überall, daß sich kaum jemand nach diesen Dingen


erkundigt, ehe er sich in ein fremdes Land begibt, und die Gesetze sind doch


das eigentliche Aushängeschild der Denk- und Handlungsweise der Völker. Wer


die Persönlichkeit in jedem 
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Menschen achtet, auch im Kind und Hottentott und nicht verlangt, daß andere


ihn als Halbgott anstaunen, der kommt überall trefflich mit allen Menschen aus.


Wenn wir keine Grenzen und Zäune hätten, die Farbe, die Sprache und die


Gesetze würden niemals zu Kriegen Anlaß geben.


Darum Platz dem Menschen, Platz seinem Pionier, dem Eroberer. Statt


Granaten und Torpedos laßt uns Blumen auf seinen Weg streuen. Er vereinigt,


was zerstreut ist, er vermehrt den Besitz eines jeden um den Gesamtbesitz aller


übrigen, er macht jeden Bettler zum Beherrscher der Welt.


Jedoch nicht jedem hergelaufenen Landsknecht sollen wir uns blindlings in die


Arme werfen, wir müssen uns den Mann ansehen, der sich uns als Eroberer


vorstellt, und in Ruhe prüfen, was er uns verspricht, mit welchen Mächten und


Kräften er das versprochene zu erreichen sucht. Hanswürsten, Kleinkrämern wie


Napoleon, Friedrich II. oder Chamberlain, die uns die Welt mit Pulver zu erobern


versprechen, können wir gleich den Laufpaß geben. Die Erfahrung der


Jahrtausende verurteilt dieses Mittelchen als für den Zweck völlig unzulänglich.


Das Pulver zersprengt und teilt, und was wir brauchen, ist das gerade Gegenteil,


ein Kitt zur Vereinigung, ein in der Glut christlichen Feuers geborener Gedanke


zum Verschmelzen der Scherben unserer durch heidnische Gebräuche zertrüm-


merten Erdkugel.


Gebt die Rente her, sie gehört euch nicht, sie kann euch nicht gehören, denn


sie ist kein Produkt der Arbeit! Zurück mit der Grundrente in den Volkssäckel,


woher sie gekommen ist, ihr habt sie gestohlen, ruft Henry George, der


umsichtigste Stratege, der größte und tapferste Eroberer aller Zeiten. Die


Grundrente, sagt er, errichtet die Zäune, verbarrikadiert die Landesgrenzen, führt


zu Krieg und Mord. Trennt die Grundrente von den Privatinteressen und alles,


was darauf gebaut ist, Zäune, Grenzen und Heere, zerfällt in nichts.


Die Welt können wir nicht mit Schwert und Pulver erobern, das haben wir


endlich aus der Geschichte gelernt, wir brauchen dazu eine größere Kraft,


stärkere Mittel. Wir brauchen dazu die Erkenntnis, daß die Eroberung der Welt


nur möglich ist durch Beseitigung dessen, was uns tatsächlich trennt, was uns


mit dem Nachbar verfeindet. Und zu dieser Erkenntnis hat uns Henry George


geführt.
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Welches Interesse hätte noch der Privatmann am Grundbesitz, an den Zöllen,


an den Eroberungen, an Krieg und Mord, wenn die Grundrente nicht mehr in


seinen Säckel fließt? Nicht das geringste. Gebt mir die Rente, sagt darum auch


der gedankenvolle Proudhon, und ich schenke euch das Eigentum. Und wenn


das Privatinteresse von den Eroberungen getrennt ist, woher käme dann das


lichtscheue Gesindel, welches durch Fälschung oder Entstellung geschichtlicher


Ereignisse, durch Unterdrückung aller versöhnlich stimmender und Verbreitung


gehässiger Nachrichten, durch verbrecherische Lehre falscher volkswirt-


schaftlicher Sätze (darunter die Schutz-, Zoll-, Zins- und Währungstheorien) den


friedlichen Sinn der Völker in Galle ertränkt, bis daß durch Zölle und


Repressalien die Bedingungen zum Kriege gegeben sind? Wo Aas ist, da ver-


sammeln sich die Geier! Trennt die Grundrente von den Privatinteressen, und die


zum Zoll- und Pulverkrieg bohrenden Kräfte erlahmen. Wer hat denn zum Krieg


zwischen England und den Buren geschürt? Wer betreibt die Erhöhung der Zölle


in Deutschland? Wer verhindert hüben und drüben, daß die Zollgrenze zwischen


Frankreich und Deutschland aufgehoben und daß im regen Verkehr der beiden


Völker der Friedensgedanke Wurzel fassen, Früchte tragen kann?


Hört ihr, was euch der amerikanische Napoleon verspricht, mit welchen wuch-


tigen Mitteln er sein Versprechen einzulösen gedenkt? Groß ist die Sprengkraft


des Pulvers, mächtige Lücken reißen die Granaten in das Gemäuer der


Grenzen, aber unendlich größer, von kosmischer Gewalt, ist der Gedanke, die


Grenzen dadurch niederzulegen, daß wir die Ursache beseitigen, die zu ihrer


Errichtung führte.


Wohlan denn, so laßt uns den gewaltigen Eroberer entgegeneilen und ihm die


Schlüssel unserer Tore zu Füßen legen!
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Die Goldwährung in Kriegszeiten
und die Geldreform


On se précipitait aux guichets pour réclamer
l’échange des Billets contre des espèces afin


de garder ou d’enfuir celles ci.
P. Leroy-Beaulieu, Science des finances, T. II., p. 629


Daß bei Ausbruch eines Krieges das Metallgeld überall im Lande knapp wird,


daß infolgedessen ein allgemeiner Preissturz der meisten Waren eintritt und der


Absatz stockt, die Arbeitsgelegenheit sich vermindert, der Konsum eingeschränkt


wird, daher auch die aus Konsum und Verkehr entspringenden Einnahmequellen


des Staates versiegen, und daß bei Anleihen das Geld sich sehr spröde erweist,


ist eine allbekannte Tatsache. Wenn irgendwo, so ist es dem Gelde gegenüber,


wo man den alten Spruch anwenden kann: „Solange es dir gut geht, zählst du


viele Freunde, kommen trübe Tage, so bist du allein.“ Bricht ein Krieg aus, so


desertiert das Geld als erster seinen Posten; kehren die Truppen mit Sieges-


kränzen heim, so verläßt auch das Geld sein Versteck, um bei der Verteilung der


Beute zugegen zu sein, um bei den Siegesfesten das große Wort zu führen.


Nirgends sind die blutigen Siege der deutschen Truppen mit größerem patrio-


tischen Enthusiasmus gefeiert worden, wie an den deutschen Börsen. Die


Desertion des Goldes hat auch zur Folge, daß die Währung fast regelmäßig in


die Brüche geht; daß auf die Nachricht der ersten Niederlage auch der


Zwangskurs erklärt werden muß. So ist es in Frankreich, in Spanien, in


Nordamerika, in England, in ganz Südamerika, in Österreich, in Rußland gewe-


sen, so wird es wahrscheinlich auch wieder in Rußland und Japan sein. Diese


beiden jüngsten Kinder der Goldwährung werden ihre Taufe wohl mit Papiergeld


feiern müssen.


Von jeher hat sich das Gold so verhalten; immer hat es sich als feige und ver-


räterisch erwiesen, aber niemand hält sich darüber auf. Es muß wohl so sein,


weil es immer so gewesen ist. So fest ist der Glaube eingewurzelt, es müsse so


sein, daß selbst Männer, die das Geld zum Gegenstand 
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eines Spezialstudiums gemacht haben, die Unverwüstlichkeit des Goldes zu den


besten, ja unentbehrlichsten Eigenschaften dieses Geldes rechnen – weil man


dadurch in den Stand gesetzt wird, das Geld dem Verkehr nach Belieben zu


entziehen.


„Der Geldstoff muß dauerhaft sein, damit man das Geld ohne Schaden aufbe-


wahren kann“ sagte Chevalier. Und mit fast denselben Ausdrücken findet man


diese Forderung in allen Währungsschriften aller Sprachen wieder.


Was aus den Waren und der sie erzeugenden Arbeit wird, die auf das Geld als


Tauschmittel angewiesen sind, wie sich Handel und Verkehr ohne Geld behelfen


sollen, das interessiert Chevalier nicht. Er denkt nur an die Sicherheit des


Geldes; daß das Geld auch einen Zweck erfüllen muß, hat er gänzlich


vergessen.


Kein auf den eigenpänzigen Profit erpichten Privatmann könnte das


Geldwesen einseitiger, kurzsichtiger behandeln wie es von Seiten der


Wissenschaft hier geschieht. Die Wechselwirkung, die in der Volkswirtschaft im


allgemeinen und in dem Geldwesen im besonderen eine so ausschlaggebende


Bedeutung hat, ist hier ganz unbeachtet gelassen.


Bricht ein Krieg, eine Krisis aus, so ist das Geld nur mehr auf seine eigene


Sicherheit bedacht, es überläßt Ware und Handel seinem Schicksal und


verkriecht sich in seine Festung, die stählernen Geldschränke, wenn es ein


Erdloch im Garten nicht vorzieht. Schnöder könnte kein pflichtvergessener


Schiffskapitän, der nur auf seine persönliche Sicherheit bedacht, Schiff und


Mannschaft im Sturm verlassen.


Aber so und nicht anders muß sich ein braves Geld nach Ansicht Chevaliers


und anderer Ritter der Währungswissenschaft in Stunden der Gefahr benehmen,


so und nicht anders muß sich jedes Tauschmittel betragen, welches mit der


Goldwährung in Wettbewerb treten will !  Ein gutes Geld muß bei Ausbruch eines


Krieges, bei jedem Alarm, bei jeder Krisis seinen Posten verlassen können, ein


gutes Geld muß von dauerhaftem Stoffe gemacht sein!


Ein Geld dagegen, das nicht besser ist als die Ware, ein Geld, das wie Ware


und Arbeit im allgemeinen, komme was da kommen mag, aushalten muß, das


man in Kriegszeiten nicht vergraben kann, das den Warenaustausch, den Handel


zu unterhalten sucht, so gut es geht, ein solches Geld muß nach Ansicht


Chevaliers und seiner Nachbeter unbrauchbar sein. 
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Ein Geld, das den Wirtschaftskrisen zum Trotz auf dem Markt ausharrt, das vor


wie nach dem Kriegsausbruch unverdrossen und unerschrocken seine Kreise


zieht, von Hand zu Hand geht und selbst unter dem heftigsten Kugelregen


seinen Posten nicht verläßt – ein solches Geld wäre ja der Tod der


Kursschwankungen, der Konjunkturen, der Spekulation, es wäre das Ende der


Wirtschaftskrisen, ja des Kapitalismus überhaupt, und darum schon müßte es als


unbrauchbar erklärt werden.


Und ein in diesem Sinne unbrauchbares, ganz miserables Geld, ein wahres


Scheusal im Sinne des Kapitalismus liefert uns die Geldreform. Nichts, kein


Krieg, keine Krisis, keine Konjunktur, kein Bankier, kein Geizhals, kein Spekulant


vermag das Reformgeld davon abzuhalten, seine Pflichten zu erfüllen, den


Warenaustausch zu vermitteln, den Industriebetrieb aufrecht zu erhalten,


Anleihen zu vermitteln, die Einnahmequellen des Staates fließend zu erhalten,


kurz alles das zu verrichten, was man von einem objektiv guten Gelde zu ver-


langen berechtigt ist.


Was könnte auch ein Besitzer von Reformgeld beim Ausbruch eines Krieges


mit seinem Geld wohl anfangen? Nichts anderes, als was er bis dahin mit dem


Gelde gemacht hat. Ware kaufen und verkaufen; denen, die Geld brauchen,


solches leihen, Arbeiter beschäftigen, Häuser bauen, etc., etc. Niemand könnte


aus Furcht vor Verlusten sein Geld verscharren, und weil dann auch niemand


sein Geld verscharren würde, würde die Nachfrage auf dem Markt lebendig


bleiben, die Preise würden nicht fallen, die befürchteten Verluste würden aus-


bleiben. Denn das ist klar und braucht keine weitere Erklärung – solange Geld


angeboten wird, ist eine Krisis, sind Verluste aus Preisdifferenzen niemals zu


befürchten, sollte auch der Himmel schon mit Krachen seinen Einfall drohen.


Solange Geld gegen Waren angeboten wird, wird auch Ware abgesetzt, solange


Ware abgesetzt wird, wird auch gearbeitet und solange gearbeitet wird, fehlt das


charakteristische Merkmal der Krisis.


Zur Zeit der Präsidentenschaft Juarez Celman’s in Buenos Aires hatten die


Kapitalisten dort ständig neue Papiernotenausgaben zu befürchten, und je


größer die politische Verwirrung wurde, um so größer wurde auch die


Wahrscheinlichkeit neuer Notenausgaben. Jede Notenausgabe verursachte aber


einen neuen Preisfall des Geldes. 
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Gegen solchen Verlust wußte sich nun niemand anders zu helfen als durch


Anlage des Geldes in irgendein Unternehmen. Neue Unternehmungen schossen


daher wie Pilze aus der Erde und je größer das Mißtrauen war, das man der


Regierung entgegenbrachte, um so größeres Vertrauen setzte man in die


Industrie und die Landwirtschaft. Darum konnte auch Celman allen Angriffen auf


seine Räuberwirtschaft durch den Hinweis auf die großartige Entwicklung des


Landes die Spitze abbrechen. La Crisis dei progreso – eine fortschrittliche Krisis


– nannte man die Erscheinung. Niemals hat man so fieberhaft gearbeitet und


gebaut, niemals war die Einwanderung größer wie vor – während – und nach der


Revolution, als das Geld der Gefahr eines wachsenden Preisfalles ausgesetzt


war. Dieselbe Erscheinung; nur den Verhältnissen entsprechend abgeschwächt,


beobachtete man auch in Spanien während des kubanischen Krieges, als die


Regierung Massen von Papiergeld ausgab. Dem Wesen nach den gleichen


Kräften ist es auch zuzuschreiben, daß bei jeder allgemeinen Hausse in Ländern


mit Goldwährung sich sofort eine große, geschäftliche Rührigkeit entwickelt,


denn auch hier sieht sich der Kapitalist durch den Preisfall des Geldes


(Entwertung) direkt zu Anlagen aller Art gezwungen. Die belebende Wirkung


welche der Preisfall des Geldes in all diesen Fällen in grober, barbarischer Weise


ausübt würde die Geldreform rein, ohne Nebenwirkung, ohne Hausse ausüben.


Der Krieg an sich ist durchaus kein Grund, warum plötzlich alle Räder still 


stehen müssen, warum die Arbeiter feiern, der Absatz stocken, der Verkehr


unterbrochen, die gewöhnlichen Einnahmequellen des Staates versiegen sollen.


Im Gegenteil, im gleichen Verhältnis, wie durch den Krieg mehr zerstört und 


konsumiert wird, müßte mehr gearbeitet und produziert werden. höchstens eine


Verschiebung in einzelnen Zweigen der industriellen Tätigkeit nach der Seite der


durch den Krieg unmittelbar verbrauchten Güter müßte sich beobachten lassen.


Je mehr verbraucht, zerstört wird, um so mehr müßte gearbeitet werden. Die


Steuerkraft des Volkes steigt durchaus nicht mit der Sparsamkeit, wie man merk-


würdigerweise noch fast allgemein annimmt, sondern mit der Arbeit. Und die


Arbeit liefert der Austausch der Produkte. Wo gehandelt wird, da wird gearbeitet.


Zuerst muß der Absatz gesichert sein, ehe man an die Arbeit geht. Sparsamkeit


ist Arbeitslosigkeit und arbeitslose Männer können keine Steuern zahlen. Wenn


nach einer Kriegserklärung alle Bürger sich plötzlich auf das Sparen verlegen,


wenn keiner mehr Kleider, Möbel kauft, keiner sich ein Haus bestellt, so kann


das nur immer die eine Folge haben, allgemeine Arbeitslosigkeit, Bank
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rott der Schuldner, Defizit im Staatshaushalt. Etwas Positives wird durch Sparen


nicht erzeugt. Den Hut, den A spart, verliert B, weil er ihn nicht verkauft, also


auch nicht macht, denn man arbeitet doch nicht an unverkäuflichen Dingen.


Wenn man also das Volk zur Sparsamkeit auffordert, das Sparen dem Volk zur


patriotischen Pflicht macht (wie es neuerdings die japanische Regierung tat), so


heißt das so viel, wie das Volk zur Arbeitsniederlegung auffordern. Für den


einzelnen, wie für die Staatskasse wird durch das Sparen nichts gewonnen.


Selbst wenn wir annehmen, daß A, weil er keinen Hut kaufte, nun entsprechend


mehr Steuern wird zahlen können, so muß doch berücksichtigt werden, daß B,


weil er keinen Hut verkaufte und darum ohne Arbeit war, im gleichen Verhältnis


an Steuerkraft abgenommen hat. Aber auch die Annahme, daß A durch seine


Sparsamkeit an Steuerkraft zugenommen hat, erweist sich als irrig, wenn wir die


Wechselwirkung beachten, in der alle wirtschaftlichen Vorgänge stehen. Schuster


A hat den Hut gespart aus patriotischer Sparsamkeit. Hutmacher B hat darum


den Hut nicht verkaufen können und einen Tag unfreiwillig gefeiert. Da B nun


keine Einnahme hatte, so konnte er vom Schuster A die Schuhe weder kaufen


noch bezahlen. Weil aber A seine Schuhe nicht verkaufen konnte, so feiert er


nun ebenfalls und sein patriotischer Wunsch, den Betrag des gesparten Hutes


als freiwillige Kriegssteuer abliefern zu können, bleibt ungestillt. 


Alles, was er mit seiner Sparsamkeit erreichte, war:


1. dem Hutmacher Absatz für seinen Hut,


2. sich selbst den Absatz eines Schuhpaares genommen,


3. den Staat um den Zehnten vom Hut und Schuh beraubt zu haben.


Das Sparrezept führt also geradeaus zum Staatsbankrott und zum gegen-


seitigen Ruin.


Nur durch Arbeit kann gespart, d.h. erübrigt werden; nur ein Volk, das


ungestört seiner gewohnten Arbeit nachgeht, vermag für besondere Zwecke


einen Überschuß an Produktion zu liefern. Die Arbeit aber hängt vom Austausch


der Produkte ab; kein Austausch, keine Arbeit. Den Austausch der Produkte 
aber vermittelt das Geld.


Das Geld muß also auch in Kriegszeiten in Umlauf bleiben, es darf sich nicht


zurückziehen. Es muß von Hand zu Hand gehen, es muß unausgesetzt


zirkulieren.
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Und was wir hier vom Gelde, von einem auch in Kriegszeiten brauchbaren


Gelde verlangen, das leistet das Reformgeld. Das Gold und Silber verduftet beim


ersten Kanonenschuß, das Reformgeld bleibt. Niemand kann das Reformgeld


verscharren, niemand kann es sparen. Das Reformgeld zirkuliert unter allen


Umständen. Es verträgt nicht die dumpfe Luft des Kellers; es läßt sich nicht ein-


schließen, es sprengt die stählernen Schränke, es spottet der Bedenken der


Kapitalisten, es ist immer da, im Krieg wie im Frieden.


Ich verpflichte mich hier unter Verpfändung meiner Habe, den Finanzministern


von Japan und Rußland gegenüber, die augenblicklich so schwer unter der


Geldknappheit zu leiden haben, durch die Einführung der Geldreform


1. allen Arbeitern Verdienst, allen Waren Absatz zu verschaffen,


2. die Steuerkraft des Volkes ungeschwächt zu erhalten und progressiv zu


erhöhen,


3. die Währung und das allgemeine Niveau der Preise gegen Hausse und


Baisse mit absoluter Sicherheit zu schützen,


4. den Kapitalmarkt für interne Staatsanleihen in ungeahnter Weise zu stärken


und den Zinsfuß herabzusetzen,


5. den Wechselkurs auf das Ausland auf jeden beliebigen Punkt festzunageln,


6. der Staatskasse jährlich 10% des gesamten Geldumlaufs bar auszuzahlen.


Das alles sowohl während des Krieges wie nach Friedensschluß, ohne ein


anderes Mittel als die Reform des Tauschmittels; das alles mit der zwar bissigen,


aber darum auch wirksamen Geldreform.


Dabei will ich, und mache die Herren Finanzminister noch besonders darauf


aufmerksam, meine Hände nicht an den Geld- und Silberbeständen des Landes


besudeln. Diese lasse ich völlig unangetastet. Ich lasse jeden im Besitze seiner


Schätze, nur nehme ich diesen die Zirkulationsfähigkeit. Gold und Silber sollen


kein Geld mehr sein. Wer Steuern zu zahlen hat, Wegegeld zu entrichten, Briefe


zu befördern, mit der Bahn fahren, Telegramme versenden, Schulgeld zahlen,


Gerichtsbußen entrichten, Waren aus dem Auslande verzollen, Holz aus den 
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Staatsdomänen kaufen, Tabak rauchen, sein Brot salzen, Grundsteuern bezahlen


will, der soll sich zuerst mit Reformgeld versehen. Gold und Silber wird nur zum


Zwecke freiwilligen Austausches gegen Reformgeld an den Staatskassen


angenommen.


Das auf diese Weise eingehende Metallgeld würde man zur größeren


Beruhigung des Volkes und bis sich die Geldreform eingelebt und eine Rückkehr


zur Metallwährung für alle Zeiten als ausgeschlossen betrachtet wird, am besten


in einem Bankkeller aufbewahren. Später könnte man die Münzen einschmelzen


und in Barrenform zu Industriezwecken verkaufen.


Mehr als die Zirkulationsunfähigkeit des Metallgeldes verlange ich für ein


Einlösung meines Versprechens nicht; einen Lohn lehne ich ab. entlohnt genug


wäre ich, wenn durch die Reform des Geldes die beiden kriegführenden Völker


zu der Erkenntnis gelangten, daß sie keiner Gebietserweiterung bedürfen, daß


sie nur den heimischen Markt zu öffnen brauchen, um all ihren Produkten


Absatz, all ihren Arbeitern Verdienst zu verschaffen. Denn eine solche Erkenntnis


wäre der Friedensschluß.


Warnung vor neuen Unternehmungen 
in Argentinien


[Abdruck gestattet]


Dank den neuen Emissionsgesetzen, die der Regierung gestatten, die


Ausgabe von Papiergeld dem wechselnden täglichen Bedarf anzupassen, erfreut


sich Argentinien seit nunmehr 3 Jahren der Wohltat eines unveränderlichen


Goldkurses.


Die Agiotage an der Börse, die den gesamten Handel in ein Hasardspiel, das


Eigentum der Bürger zum Spielball verwegener Spekulanten machte, ist ver-


schwunden und Handel und Wandel entwickeln sich normal. Die Löhne, die


Pachten, die Gehälter, Mieten, Tarife, etc. etc. haben sich nach und nach dem


jetzigen Goldkurs angepaßt und so hat der Unternehmer jetzt eine feste


Unterlage für seine Berechnungen. Eine Reserve von 200 Millionen Mark in


Gold, die dem Staat weiter nichts als ein Häufchen klebrig schmutziger Papier-


Papierfetzen


333







fetzen gekostet hat, dient dazu, die Hoffnung auf Stabilität dieser Verhältnisse zu


befestigen.


Ein solcher Zustand bietet den Spekulanten und Spielern nur wenig


Angriffspunkte mehr und es ist natürlich, daß diese Leute die früheren Zeiten, da


ganz Argentinien eine einzige große Spielbank à la Monte Carlo bildete, zurück-


wünschen und sich daher nach Mitteln umschauen, um jene paradiesischen


Zustände wieder herzustellen. Wer würde es jedoch für möglich halten, daß


diese gefräßigen Schmarotzer das Rüstzeug für ihren Feldzugsplan aus dem


Heiligtum der Nation, aus Gesetz und Recht würden herholen können, daß sie


an den Gerechtigkeitssinn des Volkes würden appellieren können, um ihre räu-


berischen Wünsche in eine Rechtsforderung zu kleiden? Und doch ist es so.


Das argent. Papiergeld trägt nach wie vor die Aufschrift „La Nacion pagará al


portador y à la vista un peso moneda nacional“, auf deutsch „Der Staat zahlt


dem Inhaber bei Sicht einen Taler Landesgeld.“


Nun fragt der Börsianer: Was kann diese Inschrift anderes bedeuten, als daß


unter dem Ausdruck „Peso moneda nacional“ der frühere Goldtaler gemeint sei?


Denn es gibt nur Gold- und Papiertaler und da die Inschrift dem Papiertaler den


Charakter eines Peso nacional rundweg leugnet (dem Inhaber wird ja ein P. n.


versprochen), so kann in der Inschrift nur jener andere, der Goldtaler gemeint


sein. Den Inhaber des Papiertalers wird man doch unmöglich mit einem anderen


Exemplar derselben Geldsorte „bezahlen“ wollen! Entweder macht die Inschrift


des Papiertalers diesen zu einem Lieferungsversprechen von einem Goldtaler


oder sie enthält rundweg das Geständnis, daß man bei der Redaktion des


weitaus wichtigsten öffentlichen Dokumentes nur Worte, aber keine Gedanken


gehabt hat. Und gegen dieses Geständnis sträubt sich die nationale Eitelkeit.


Hätte man doch bei der Fabrikation des Papiergeldes ebensowenig Worte wie


Begriffe gehabt; hätte man den Raum für die Inschrift ebenso leer gelassen, wie


die Köpfe waren! Zwar heißt es: Wo die Begriffe fehlen, da stellt zur Rechten Zeit


das rechte Wort sich ein, aber in diesem Fall hat sich das leere Wort in eine


Handhabe verwendet, womit die Spekulanten wieder einmal die Arbeitsprodukte


des ganzen Landes in ihren Besitz werden ablenken können.
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Schon haben sie den neuen Präsidenten Quintana für die Ansicht gewonnen,


daß der Papiertaler in erster Linie nicht das nationale Tauschmittel, dessen Preis


möglichst unangetastet bleiben soll, darstellt, sondern einen Schuldschein des


Staates, den dieser einzulösen hat, cueste lo que cuesta, koste es selbst den


Bankrott des Volkes und des Staates.


Entsprechend dieser grundfalschen und seichten Ansicht hat darum auch


Quintana, der als rechtlich denkender Mann gilt, seinen Entschluß kundgegeben,


die frühere, durch Theorie und Praxis tausendmal verdammte Währungspolitik


wieder aufzunehmen und den Goldkurs von der jetzigen durch Gesetz fest-


gelegten Höhe von 227 paulatinamente à la par herabzusetzen.


Daß durch diese Maßregel die Schuldner gezwungen werden, ihren Gläubigern


2 1/4 mehr zurückzuzahlen, als sie selbst in den weitaus meisten Fällen erhalten


haben, daß die Wechsel, Cedula, Schuldscheine, die Pacht- und Mietkontrakte,


die Obligationen der Unternehmer, die Tarife der Post und Eisenbahnen, der


Beamtengehälter, etc. etc., die meistens auf moneda nacional lauten, auf Kosten


der Zahler einen 2 1/4 mal schwereren Inhalt erhalten werden, dünkt Quintana


sicherlich eine Sache von nebensächlicher Bedeutung. Fiat justitia, pereat


mundus. Es ist 1000 mal bewiesen worden, daß die durch eine Preiserhöhung


des Geldes entstehende Mehrbelastung der Schuldner


unabwälzbar
ist, d.h. vom Schuldner allein getragen werden muß, aber was schadet das,


wenn man dadurch der gedankenleeren, schwachsinnigen und dabei noch ganz


überflüssigen Inschrift des Papiergeldes nachträglich noch einen begrifflichen


Sinn unterschieben, die Ehre ihrer Redakteure retten kann? Ja, wenn Quintana


das Kunststück fertig bringen könnte, daß nur das Gold, nicht aber die Sachen


von 227 auf 100 fallen würden! Aber das ist eine Unmöglichkeit; fällt das Gold im


Preise, so fällt auch unmittelbar der Preis sämtlicher Aus- und Einfuhrgüter und


durch Rückwirkung auch alle übrigen Preise.


Hat denn Quintana, der als Oberhaupt des Staates auch an den


Staatshaushalt zu denken hat, wohl überlegt, welchen Einfluß eine solche kolos-


sale, unabwälzbare Belastung der werbenden Klassen auf deren Konsum - d.h.


Steuerkraft aus-


ausüben
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üben muß? Die argentinischen Staatseinnahmen setzen sich zusammen aus


Konsum- und Gewerbesteuern. Es gibt in Argentinien keine Einkommen-, keine


Kopfsteuer und die Renten- oder Grundsteuer ist ganz minimal. Die argentinis-


chen Kapitalisten (Gläubiger) sind also nur als Konsumenten Steuerzahler und


insofern sie in Paris leben (und das ist die Regel) tatsächlich steuerfrei. Die


Staatseinnahmen stammen also in der Hauptsache aus den Taschen der


seßhaften, arbeitenden, werbenden Klasse, derselben Klasse, deren Schulden


Quintana mit 2,27 zu multiplizieren gedenkt! Wie sollen nun diese an sich schon


genug geplagten Wesen noch genügend konsumieren können, um die Millionen


für den Staatshaushalt zusammenzubringen? Oder sollen etwa die Gehälter der


Beamten, die Pensionen, die Zinsen der Cedulas, der Papieranleihen, die Tarife


der Post und der Eisenbahn, etc. etc. auch poco à poco zusammen mit dem


Goldkurs von 227 auf 100 herabgesetzt werden? Sollen die Zölle im Verhältnis


zum sinkenden Goldkurs heraufgesetzt werden, um den Ausfall an Papiergeld zu


decken? Sollen alle die in Papiergeld kontrahierten Privatschulden der Bürger


von 227 auf 100 gesetzlich herabgesetzt werden? Gerecht wäre das, aber dann


fragt man sich: Wozu die ganze Quacksalberei, weshalb dem Verkehr die unge-


heure Arbeit auflegen, alle Preise, Lohnsätze, Tarife täglich neu umzurechnen


und dem sinkenden Goldkurs anzupassen? Soll niemand geschädigt werden, soll


kein Gläubiger auf Kosten seiner Schuldner bereichert werden, so mag ja einfach


alles beim alten bleiben.


Übrigens ist dies alles schon oft und 1000 mal besser gesagt worden und zwar


nicht heute, sondern schon vor 100 Jahren.


So sagte z.b. Eiselen, Professor der Staatswissenschaften in Halle, in seinem


1837 erschienen Werk „Die Staatsfinanzwissenschaften von Ludwig Heinrich


Jakob“ S. 585.


„Eine ganz falsche Kurart des Papiergeldes ist die, welche man neuerlich in


einigen Staaten mit großen Kosten vorgenommen hat. Sie besteht darin, daß die


Regierung sich bemüht, den Kurs des Papiergeldes zu heben. Daß diese eine


gänzlich mißverstandene Maßregel sei, werden folgende Betrachtungen


beweisen.


Mißverstanden nenne ich die Maßregel, weil ihr die falsche Meinung zu


Grunde liegt, als könne der Staat da-
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durch den durch das Fallen des Papiergeldes verursachten Schaden wieder gut


machen, und denen, welche dadurch verloren, ihren Verlust vergüten. die


Gesellschaft wird durch eine solche Erhöhung des Kurses so wenig entschädigt,


daß vielmehr die ganze Reihe der durch das Fallen des Kurses veranlaßten


Nachteile durch das Steigen desselben sie noch einmal trifft, nur in umgekehrter


Ordnung. Diejenigen nämlich, welche gerade viel Papiergeld in Händen oder der-


gleichen von anderen zu empfangen haben, profitieren durch diese Maßregel,


ohne zu wissen, wie und warum? Diejenigen aber, welche kein Papiergeld


haben, dasselbe aber sich anschaffen müssen, um ihre in schlechterem Papier


kontrahierten Schulden zu bezahlen, verlieren in eben dem Maße, als jene


gewinnen, und verlieren ebenso ohne alle Schuld, als jene ohne alles Verdienst


gewinnen. Es bewirkt also ein solches in die Höhe treiben des Papiergeldes eine


ebenso große blinde Vermögensumwälzung, als vorher das Fallen des


Papiergeldes bewirkt hat.“


So dachte und schrieb man also schon vor 70 Jahren. Es sind darum auch


nicht diese Verhältnisse, worauf ich hier die besondere Aufmerksamkeit der


Kaufleute, Unternehmer und Kapitalisten lenken will, sondern meine Absicht ist,


die Gefahren aufzudecken, die dem Handel und der Arbeit aus den


Gewissensnöten der Börsianer und ihres Sturmbockes Quintana erwachsen 


werden.


Was würde in Deutschland geschehen, wenn heute ein Gesetz erlassen würde,


durch welches die Mark d. R. W. nach und nach auf die Höhe des Talers


gebracht würde? Würde noch jemand eine Ware für 3 kaufen, um sie morgen zu


2,99 übermorgen zu 2,98 usw. zu verkaufen? Würde noch jemand heute eine


Fabrik bauen, wenn er wüßte, daß er morgen das Baumaterial billiger, übermor-


gen aber noch billiger wird kaufen können? Wird noch jemand heute in seiner


Fabrik Leute beschäftigen, Löhne zahlen, Rohprodukte verarbeiten lassen, wenn


er weiß, daß das Fabrikat morgen billiger herzustellen sein wird, folglich auch bil-


liger im Preis stehen wird? Jeder wird diese Fragen rundweg verneinen. Unter


den gedachten Verhältnissen würde jeder, der am Abend zu arbeiten anfängt,


einen Vorteil haben über den Konkurrenten, der schon am Morgen zu höheren


Preisen mit der Arbeit begonnen; wer morgen anfängt, ist dem, der heute 


arbeitet, ge-
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genüber konkurrenzfähiger und der konkurrenzfähigste ist schließlich der, der gar


nichts tut und sein Geld einfach


brach in  der  Bank
liegen läßt. Denn dort ohne Mühe und Arbeit, ohne Risiko, ohne ein Zutun


schwillt das Geld an und aus der Mark entpuppt sich eines schönen Tages ein


blanker Taler.


Darum würde ein solches Gesetz alles Geld vom Markte wegfegen und in den


Banken konzentrieren, wo es liegen bleiben würde, bis daß die allgemeine


Baisse ihren Tiefpunkt erreicht hat, die Mark zum Taler geworden sei. Dann erst


würde sich das Geld wieder auf den Markt wagen, dann erst würden die


Maschinen wieder sausen, die Spindeln sich drehen, die Schlote dem Schöpfer


ihre Rauchopfer wieder darbringen. In der Zwischenzeit wird zusammen mit dem


Gelde Handel und Wandel brachliegen und jeder, der es wagt, gegen den Strom


der Baisse zu schwimmen um in einem Unternehmen irgendwelcher Art seinem


Gelde einen höheren als den Bankzins abzuringen, würde den Einsatz verlieren.


Die gleichen Verhältnisse, die eine solche Standeserhöhung der Mark d. R. W.


in Deutschland zeitigen würde, wird auch das Projekt Quintanas, die


Herabsetzung des Goldkurses von 227,27 auf 100 mit mathematischer Sicherheit


herbeiführen. Solange die Abwärtsbewegung der Preise andauert, oder auch nur


solange die Erwartung einer solchen Abwärtsbewegung vorhanden ist, wird sich


das Geld vom Markt zurückziehen und in den Banken konzentrieren. Man wird


das Geld zu herabgesetztem Zinsfuß anbieten; aber niemand wird das Geld


anrühren können, ohne sich in seinen Berechnungen getäuscht zu sehen, ohne


das Geld aus seinem Unternehmen gestäubt und geschunden wieder her-


ausziehen zu müssen. Setzt doch das Projekt Quintanas den Verkaufspreis
andauernd unter den Einstandspreis, muß doch nach diesem wirklich kindischen
Projekte jede kaufmännische Operation notwendigerweise mit einem Verluste
abschließen!


Darum warne ich die Kapitalisten, sich auf irgendein Geschäft in Argentinien


einzulassen, solange die Möglichkeit vorhanden ist, daß das Projekt Quintanas


Tatsache werde, und ich gebe den Rat, jeden, der zu Geschäftszwecken um ein


Darlehen einkommt, als Schwindler zu betrachten und entsprechend zu be-


handeln.
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Wie war es denn in Buenos Aires, kurz bevor die jetzigen Emissionsgesetze


erlassen wurden?


Man hatte den gefährdeten Bürgerfrieden durch die Wahl Rocas, den Frieden


mit Chile durch die Verweisung des Grenzstreites an ein Schiedsgericht


gesichert, man hatte die Heuschrecken vertilgt und eine kolossale Ernte unter


Dach gebracht, und das Zusammenwirken dieser und anderer glücklicher


Umstände hatte im Volke den Glauben erweckt, daß nun wirklich el oro à la par


kommen müßte. Was war die Folge? In den Banken lagen 2/3 der gesamten


Emission, 200 Millionen Pesos brach und niemand konnte das Geld kauf-


männisch gebrauchen. Der Zinsfuß sank auf die Höhe englischer Verhältnisse.


Keiner kaufte, niemand konnte verkaufen. Niemand arbeitete schließlich und


hungernd erwartete das Volk den Augenblick que el oro viniese à la par. Es


herrschte allgemeine Brache in allen Zweigen des Gewerbes, selbst die Bauern


fürchteten, daß wenn die Hoffnung auf die große Baisse sich erfüllen sollte, der


Erlös des Getreides die Kosten der Feldbestellung nicht mehr decken würde.


Damals durchzogen die Arbeiter die Straßen in riesigen Kolonnen und forderten


Hilfe für ihre Not. Diese Hilfe brachte das Emissionsgesetz, welches den


Kaufleuten, Unternehmern und Bauern zwar die Aussicht auf „el oro à la par“


nahm, sie dafür aber von dem Alpdruck einer mit dieser Bewegung des


Goldkurses untrennbar verbundenen allgemeinen Baisse befreite und ihnen die


Möglichkeit bot, das bestellte, verfertigte oder gekaufte Produkt wieder über den
Einstandspreis abzusetzen. Die Banken leerten ihre Schränke, die Fabriken 


füllten sich wieder mit Arbeitern.


Und dieses kostspielige Experiment soll jetzt zum 100. Male wieder erneuert


werden, das ökonomische Trauerspiel soll zum Ergötzen der Börsianer wieder


mal über die Bretter gehen. Zu dumm, ojo pues, mucho ojo!


Bemerkung: Wer über das Projekt Quintanas zu einem abschließenden Urteil


gelangen will, der lese die Schrift: La cuestion monetaria argentina.


Diese Schrift, die eine Emissionsreform im Sinne der nicht lange darauf in kraft


getretenen neuen Emissionsgesetze befürwortete, ist durch die Absichten des


neuen Präsidenten wieder von aktuellem Interesse geworden.


Gegen Einsendung von 2 Mark kann die Schrift direkt vom Verfasser Silvio


Gesell in Hauts Geneveys (Schweiz) bezogen werden.
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„Die Lehre vom Wert ist für die natio-


nal-ökonomische Wissenschaft von


fundamentaler Bedeutung”


Knies
„In der Lehre vom Wert ist beinah


alles streitig, von den Benennungen


angefangen”.


Zuckerkandel.
„Trotz unzähliger Bestrebungen war


und bleibt die Lehre vom Wert eine der


unklarsten verworrensten und strittig-


sten Partien unserer Wissenschaft”.


v.Böhm-Bawerk
„Die Wertlehre ist bei dem leitenden


Einfluß der Wertvorstellung auf das


wirtschaftliche Tun und Lassen ganz


besonders wichtig, sie ist aber noch


sehr im Schwanken   


Schäffle
Diese Aussprüche entlehne ich der


Schrift Friedrich Gottl´s die den viel-


versprechenden Titel führt: Der


Wertgedanke, ein verhülltes Dogma


der Nationalökonomie. Kritische


Studien zur Selbstbesinnung des


Forschens im Bereich der soge-


nannten Wertlehre.


S. 53/5 dieser Schrift finden wir eine


Zusammenstellung von Antworten, die


die namhaftensten Wertforscher auf


die Frage was ist der Wert 
geben. Es sind genau gezählt 


36 = 3 Dtz. Einige hiervon, die kürzest-


gefaßten will ich hier mitteilen:     


„1) Die Macht der Natur über den


Menschen”. Caray
„2) Verhältniß der Produktionskosten


zur  Brauchbarkeit”. Engels


Das deutsche Goldgeld ist vollwer-
tig, d.h. sein Geldwert ist durch seinen


Stoffwert voll und ganz gedeckt.


Feinsilber ist nur halb so viel wert wie


der geprägte Taler und ähnlich steht es


mit unserem deutschen Silbergeld: es
ist unterwertig, sein Stoffwert ist
geringer als sein Geldwert


Karl Helfferich: Die Währungsfrage
S.1.
Von jeher haben gesunde Staaten den


größten Wert auf ein Geld gelegt,


dessen innerer Wert und dessen


Wertbeständigkeit von niemanden


angezweifelt wird. 


Ebenda S. 46.


Gold und Silber erfreuen sich allseit-


iger Wertschätzung, man sammelt sie


demnach, um sich Kaufkraft zu sich-


ern, sie dienten also als Wertbewahrer.
Bald waren die Münzen nicht mehr


bloß Tauschwerkzeuge man gewöhnte


sich vielmehr, die Werte aller Erzeug-


nisse gegen den Geldwert abzu-


schätzen. Das Geld wurde Wert-


messer. Wir schätzen alle Werte in


Geld ab. Alle Wertveränderungen
nehmen wir als Änderungen gegen


den Geldwert wahr. Der Geldwert


scheint die feste Elle zu sein, die alles


gleichmäßig mißt. Beruht der Geldwert
auf den Metallen, so steigt er mit


diesen; wird er vom Edelmetallwert
losgelöst so, etc. etc.


Otto Arendt:
Leitf. Der Währungsfrage 
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Der sog. Wert und die Geldreform
„Der jeweilige Zustand der Münze ist im höchsten Grade charakteristisch für die


Entwicklungsstufe, die die Wissenschaft erreicht hat. Wie das Geld, so die Welt“.


Wilhelm Roscher







„3) Maß der Nutzleistung.”       Knies
„4) Kaufkraft.” J.B. Say
„5) Abstrakt menschliche Arbeit.”    Marx


Wie reimt sich nun das alles zusammen? Links sehen wir, daß auf die Frage


„Was ist der Wert“ heute niemand eine Antwort wagen darf, ohne sich einem


Hagel widersprechender Theorien auszusetzen. Rechts sehen wir, wie die


Lösung der Währungsfrage aufgrund irgendeiner „Wertvorstellung“ versucht wird.


Links die Behauptung, in der Lehre vom Wert sei beinahe alles streitig von den


Benennungen angefangen, rechts vollständige Verleugnung der Wertfrage. 
Oben aber wieder thront die Behauptung, Währung und Wissenschaft gingen
Hand in Hand.


Wenn das deutsche Geld so innig mit dem sogen. „Wert“ verknüpft wird, wie es


Arendt und Helfferich tun, wenn das Geld mit dem sogen. „Wert“ steht und fällt,


bezieht sich da nicht notwendigerweise alles, was über den sog. „Wert“ gesagt


wird, unmittelbar auf das Geld? Wenn in bezug auf den „Wert“ alles streitig ist,


von den Benennungen angefangen, ist dann „bei dem leitenden Einfluß der


Wertvorstellung auf das wirtschaftliche Tun und Lassen“ nicht auch in bezug auf


das Geld alles streitig, von den Benennungen angefangen? Wenn wir fragen


„Was ist der Wert“, so muß diese Frage für jeden, der aufgrund des „Wertes“ die


Währungsfrage behandelt, genau dieselbe Bedeutung haben, wie wenn wir 


fragen „was ist eine Mark (d. R. W.) “?


Wie kann man nun angesichts solcher Verhältnisse die Hoffnung hegen, die


Währungsfrage unter Zurücksetzung bzw. Verleugnung der „Wertfrage“ im 


wissenschaftlichen und praktischen Sinne zu erledigen? Kann man ein Haus


bauen, ohne für ein Fundament zu sorgen? Kann man auf die „unklarste“, 


„verwirrendste“ und strittigste“ Partie der Volkswirtschaft, auf einem Moraste 


von Widersprüchen des Landes weitaus wichtigste Einrichtung, die Währung


begründen? Das ist ja eine wahnsinnige Hoffnung. Wer aufgrund irgendeiner


„Werttheorie“, irgendeiner „Wertvorstellung“ die Währungsfrage zu lösen unter-


nimmt, wird immer nur eine persönliche Lösung finden. Allgemeine Gültigkeit,


d.h. die Lösung der Währungsfrage wird seine Lösung erst 
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dann erreichen können, wenn er vorher seiner Werttheorie, die er als


Ausgangspunkt seiner Untersuchung gebrauchte, allgemeine Anerkennung ver-


schafft hat. Denn der „Wert ist ja für die national-ökonomische Wissenschaft von


fundamentaler Bedeutung“. Das hätten sich Arendt und Helfferich sagen sollen,


bevor sie sich an die Lösung „der“ Währungsfrage heranwagten.


Nehmen wir an, Arendt und Helfferich wären beide von zwei verschiedenen


Werttheorien ausgegangen und beiden wäre es gelungen, „ihre“ Währungsfrage


zu lösen, d.h. sie hätten die Währung mit ihrer Werttheorie in Übereinstimmung


gebracht. Was wäre da gewonnen? Müßten sie mit dem Kampfe um die


Anerkennung ihrer Lösung nicht bei ihrer Werttheorie anfangen? Nehmen wir an,


die „Wertforscher“ verlegten sich auf die Lösung „der“ Währungsfrage, so würde


der Erfolg solcher Bestrebungen uns bestenfalls 10 Dutzend verschiedene


Lösungen der Währungsfrage verschaffen. Ja genau genommen, wir würden, da


Währung und Wissenschaft ja Hand in Hand gehen, uns statt der


Doppelwährung einer Polywährung einer 100-fachen Währung erfreuen. jede


dieser Theorien würde um die öffentliche Gunst buhlen, um die Währung in ihren


Bereich zu bringen, denn wie Schäffle sagt: Bei dem leitenden Einfluß der


Wertvorstellungen auf das wirtschaftliche Tun und Lassen etc. etc.


Eine schöne Aussicht, zu der uns die „Wertvorstellung“, die Arendt, Helfferich &


Cie. geführt haben! Der Streit um die Währung wird, solange irgendeine


Wertvorstellung die Grundlage der Währung bildet, mit Notwendigkeit in einen


Streit um den „Wert“ auslaufen.


Was bedeutet nun in den Schriften Arendts und Helfferichs das Wort „Wert“?


Das müssen wir wissen, ehe wir das erste Blatt beider Schriften umwenden kön-


nen. Wir müssen genau wissen, was dieses Wort alles zu tragen hat, sonst kön-


nen wir ja betrogen und bestohlen werden, ohne es zu merken. Also heraus mit


der Sprache. Bedeutet das Wort im Sinne Careys die Macht der Natur über den


Menschen? Ist der Ausdruck „vollwertig“ Wertbewahrer, Stoffwert, innerer Wert,


etc., wie Knies den „Wert“ erklärt, das Maß der Nutzleistung? Ist es, wie Say


meint, Kaufkraft? Oder ist es einfach wie Ricordo sagt: Die Menge irgendeines


anderen Dinges, das für 
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ein Ding eingetauscht wird? Jede einzelne dieser Wertvorstellungen ist von der


anderen grundverschieden, und bei der „fundamentalen Wichtigkeit“ der Sache


müssen sie auch die Währungsfrage anders stellen, andere Lösungen fordern.


Die Notwendigkeit einer Erklärung über ihre persönliche „Wertauffassung“ 


werden also Arendt und Helfferich nicht wohl leugnen können und sie täten gut,


sich damit zu beeilen und nicht zu warten, bis daß es zu spät ist. Denn die


„Wertforschung“ scheint eine für die Währungsforscher sehr heikle Wendung zu


nehmen. Wie wäre es, wenn es sich bei näherer Betrachtung herausstellte, daß


der Ausdruck „Wert“ leer, gedankenlos ist? Wie wäre es, wenn die kritische


Wertfrage „Ist der Wert“ einfach verneint werden müßte? So sagt Gottl S. 71 in


seiner genannten bahnbrechenden Schrift: Es würde wirklich nicht mehr über-


raschend erscheinen, wenn uns die kritische Wertfrage bei ihrer Erledigung zu
einem Abspruch des Wertgedankens führen sollte.


Einen Wertbegriff kann man billigerweise von den Währungsforschern ebenso


wenig verlangen, wie von den Wertforschern, auch nicht einmal eine mehr oder


weniger klare Vorstellung, aber den Wertgedanken, den Wertglauben mußte man


eigentlich voraussetzen können. Wenn es auch nur ein traumhafter Gedanke, ein


angetaufter Glaube wäre. Als sie die Worte schrieben – Wertbewahrer, innerer


Wert, vollwertig, etc. etc. – da müssen sie doch zum mindesten „wach“ gewesen


sein! Sie müßten wach gewesen sein; ob sie es wirklich waren, wird die


Erledigung der kritischen Wertfrage zeigen.


Wir besitzen, wie Gottl das sehr schön zeigt, für die Frage: „Was ist der Wert“


eine reiche Auswahl von Antworten, so daß jeder diese Frage heute nach seinem


Geschmack, nach seinen Bedürfnissen beantworten kann; aber für die kritische


Wertfrage „ist der Wert?“ sind wir ganz auf uns selbst angewiesen. Die Bejahung


dieser Frage gilt eben als selbstverständlich; in allen volkswirtschaftlichen


Schriften wird einfach vorausgesetzt, daß die Waren eine eigentümliche, nur in


ihnen zu findende Eigenschaft haben, die man „Wert“ nennt. Einen Nachweis,


daß diese Eigenschaft „ist“, wird man überall umsonst suchen und wo ein solcher


Nachweis versucht wird, da geschieht es auf so oberflächliche Weise, daß man


sich sagen muß, der Verfasser 
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habe sich im Ernste nie gefragt, ob in den Waren wirklich etwas da ist, eine


notwendige Eigenschaft, die man „Wert“ nennt, ob das, was er zu besprechen


gedenkt, wirklich „ist“.


So sagt z.B. Karl Marx, einer der wenigen, die überhaupt einen Augenblick bei


der Frage, „ist der Wert“ verweilt haben: Eine gewisse Ware, ein Zentner Weizen


z.B. tauscht sich (!) mit x Stiefelwichse, oder mit y Seide, oder mit z Gold usw.


Was besagt das? Daß ein gemeinsames von derselben Größe in zwei ver-


schiedenen Dingen ist? (Kap. B. 1, S. 3)


Dieses, auf solche Weise „entdeckte“ gemeinsame nennt Marx „Wert“. Mehr


sagt er nicht auf die Frage „Ist der Wert“ und auf das Gesagte baut er seine drei


dicken Bände!


Wäre nun das das ganze Beweismaterial für das Dasein einer besonderen, auf


die Waren sich beschränkenden Eigenschaft, also für „den Wert“, so könnte an


die Frage „ist der Wert?“ schon hier gleich verneinen, denn der Tausch der


Waren ist doch wesentlich anders, als wie ihn Marx beobachtet hat. Wenn sich


die Waren wirklich tauschten, also aus eigenem Drange, aus eigener Kraft und in


einem dieser Kraft entsprechenden Verhältnis ohne unser Zutun, so müßte man


notwendigerweise eine Kraft oder Eigenschaft voraussetzen, die diesen Tausch


bewirkt. Dann aber würde man diese Kraft sicherlich auch im physikalischen


Kabinett erzeugen können. Wir müßten da in der Stiefelwichse und in der Seide


eine Kraft vermuten, die ähnlich der Schwerkraft an die Ware gebunden ist, mit


der Ware entsteht und vergeht. Aber das ist doch nicht der Fall, die Waren


tauschen sich nicht, sondern werden getauscht, die Rolle, die dabei die Waren


spielen, ist eine leidende (passive); der Tausch selbst ist eine willkürliche


Handlung, wie jede andere menschliche Handlung. A wirft eine Wurst, um eine


Speckseite herunterzuholen, B opfert einen Schuß Pulver für einen Hasen, C


arbeitet im Schweiße seines Angesichts um den Preis der Ernte, D opfert 10


Stunden Arbeit für einen Hut, und für denselben Hut opfert E 10 Mark. Ob A, B,


C, D und E auch morgen dasselbe tun werden, tun würden, ist fraglich, weil in


der Zwischenzeit ein Wechsel der Verhältnisse eingetreten sein kann. Die Waren


stehen eben nicht unter sich in Beziehung, sondern zu den Käufern. Fehlt der


Käufer, so fehlt auch äußerlich jede Verbindung zwischen den Waren. Warum


gibt aber Müller x 
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Stiefelwichse für y Seide? Aus denselben Gründen, warum Schmidt auf den


Fischfang geht, warum Schultze Kartoffeln pflanzt. Warum gibt aber Müller 


gerade x und nicht 2 x oder x/2 Stiefelwichse für y Seide? Für die Beantwortung


dieser Frage brauchen wir auch keine besondere Eigenschaft der Waren


vorauszusetzen. Hier reicht die Theorie der Preise vollständig aus. Aus 1000


Gründen gibt Müller heute x Stiefelwichse für y Seide. Nicht eine den Waren


eigentümliche, den Waren entströmende Kraft bestimmt das Tauschverhältnis,


sondern äußere Verhältnisse, die sogen. Konjunkturen, 1000 verschiedene sich


kreuzende Umstände. Alle Erscheinungen des Marktes, ohne eine einzige


Ausnahme, lassen sich mit der Regel „Nachfrage und Angebot bestimmen den


Preis“ erklären und wenn behauptet wird, der „Wert“ wäre für die national-


ökonomische Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung und die „Wertvor-


stellung“ übe auf das wirtschaftliche Tun und Lassen einen leitenden Einfluß, so


sind das Behauptungen, für welche es schwer fallen würde, einen Beweis zu


erbringen. In der Praxis gibt es nur Preise; kein Kaufmann legt dem Worte 


„Wert“ einen anderen Sinn unter, als den Preis, den er nach Lage der Dinge


wahrscheinlich wird erzielen können, oder bezahlen müssen. In den Haupt-


dokumenten der Volkswirtschaft, in den Inventar- und Hauptbüchern der


Kaufleute erscheinen ausschließlich Preise, und zwar solche, die man voraus-


sichtlich würde zahlen müssen. Wenn man aber in der Praxis und Theorie ohne


diesen sogen. „Wert“ auskommt, wenn man in der Praxis überhaupt keinen Platz


für etwas anderes als den Preis hat, so scheint mir das ein schlagender Beweis


dafür zu sein, daß die Frage „Ist der Wert“, die kritische Wertfrage, wie sie Gottl


nennt, verneint werden muß.


Die Sache ist also höchst verdächtig und die Möglichkeit ist nicht ausge-


schlossen, daß sich die „Wertfrage“ zu guter Letzt in einen Wertskandal ver-


wandelt, ein Skandal ähnlich dem, der am Hofe jenes Königs so viel Aufregung


verursachte, dessen Minister über die Pracht des königlichen Hemdes in


Entzücken gerieten, obschon der König kein Hemd hatte und nackt in den


Straßen lief. Jeder behauptet den „Wert“, das Hemd zu sehen, keiner hat den


Mut, es einzugestehen, daß er in der Tatsache des Tausches nichts Zwingendes


für die 
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Anerkennung einer besonderen „Wert“ zu nennenden „Eigenschaft“ der Waren


erkennt.


Freilich, die „Wertforscher“ können nicht in diesen Skandal verwickelt werden,


wohl aber alle diejenigen, die ohne je einen Wertgedanken, eine Wertvorstellung,


einen Wertbegriff gehabt zu haben, vorgeben, auf dem „Wert“ die Landes-


währung, ja ganze ökonomische Systeme gegründet zu haben.


Dieser Gefahr könnten sich Arendt und Helfferich jetzt noch entziehen und


zwar dadurch, daß sie die ganze „Wertlehre“, die „Wertfrage“, einfach verleugnen


und einfach sagen, für sie wäre „Wert“ und Preis eins.


The value of a thing


Is just as much as it will bring.


Damit schaffen sie sich die ganze Wertlehre einfach vom Halse und können mit


Gemütsruhe der Erledigung der kritischen Wertfrage entgegensehen. Freilich


würde eine solche nachträgliche Erklärung einige Korrekturen nötig machen und


etwa 9/10 ihrer Schriften müßte als barer Unsinn einfach gestrichen werden. Was


aber macht das aus, wenn dadurch die Ehre aus dieser schrecklichen


„Wertdebacle“ gerettet werden kann. So z.B. dürfte der Ausdruck „innerer Wert“


nicht mehr gebraucht werden, denn setzen wir hier Preis an Stelle von Wert und


sagen „innerer Preis“, so tritt der ganze Unsinn, den dieses Wort deckt, ins helle


Sonnenlicht. Desgleichen verhält es sich mit dem Ausdruck „Wertbewahrer“,


denn der Preis einer Sache liegt doch außerhalb der Sache und wie kann man


da von Preisbewahrer sprechen? Der Preis des Geldes, das man in der Bank so


schön verwahrt weiß, besteht vielleicht aus der Arbeitskraft eines Taglöhners, aus


einem Korb Äpfel und während wir den „Wert“ des Geldes verwahrt dünken, geht


sein „Preis“ zugrunde.


Wie gesagt, es bliebe nicht viel von ihren Schriften übrig, wenn A. und H. fol-


gerichtig den sogen. „Wert“ als Preis ansehen und alles streichen wollten, was


mit einer solchen Auffassung unverträglich ist. Aber sie hätten den Vorteil, daß


sie, unbekümmert um das Schicksal der „Wertfrage“, an der Lösung der


Währungsfrage weiter arbeiten könnten, und wer weiß, die folgerichtige


Behandlung der Währungsfrage auf Grundlage des Preises, mit der Richtschnur


daß Nachfrage und Angebot ausnahmslos den Preis 
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Der reine Zins eine eherne Grösse?


bestimmen, würde beide vielleicht zu der Erkenntnis bringen, daß eine Lösung


der Währungsfrage, die Befestigung des Geldpreises nur durch tägliche


Anschmiegung des Geldangebots an das Warenangebot (d.i. die Nachfrage für


Geld) erreichbar ist und daß eine solche Anschmiegung weder mit der Gold-


noch Doppelwährung möglich ist. Und diese Erkenntnis würde ihnen vielleicht


noch in ihren alten Tagen die Freude einer endlichen Verständigung verschaffen.


Die „Geld- und Bodenreform“ fühlt sich frei von jeder „Werthalluzination“, für sie


genügt der Preis, um die Währungsfragen erschöpfend behandeln zu können.


Die Geldreform leugnet, daß die Waren eine spezifische, „Wert“ zu nennende


Eigenschaft haben. Alle Eigenschaften der Waren sind stofflicher Natur.


Auf die Frage: Was ist der Wert? antwortet Ricardo: „Die Menge (und Qualität)


irgendeines anderen Dinges, das für ein Ding eingetauscht wird“. Mit dieser


Antwort leugnet Ricardo jeden Unterschied zwischen Wert und Preis, denn das


Ding, das ich für ein anderes Ding gebe, ist nichts weiter als der Preis dieses


Dings. Ist aber Preis und Wert gleichdeutig, so leugnet damit Ricardo das Dasein


einer besonderen, den Waren eigentümlichen, „Wert“ zu nennenden Kraft.


Und das ist auch der Standpunkt der Geldreform.


Der reine Zins eine eherne Größe?
Als weitere Beweise für die in dieser Zeitschrift verfochtene Zinstheorie und für


die Erkenntnis, daß der reine Zins eine eherne Größe ist, mögen folgende


Zahlen dienen, die ich Mulhall’s Dict. of Statistics entnehme:


Bei Vergleichung dieser Zahlen muß noch berücksichtigt werden, was ich über


die Bestandteile des Zinsfußes (S. 89
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Die Geld- und Bodenreform


————————————————————————————————————
Bd. 2. Dezember 1904 Nr. 9 – 10


————————————————————————————————————


Die Reform der Bodenreformer
Mit gutem Werkzeug soll die Arbeit munter fortschreiten und die Bodenreform,


die wurzelechte Bodenreform, ist eine scharfe Axt.


Warum aber geht das Werk der Bodenreform so phlegmatisch langsam von


statten? Seitdem „Fortschritt und Armut“ erschienen, hat man seinen Verfasser,


hat man eine ganze Generation zu Grabe getragen und noch immer ist von dem


Wehr, das die Grundrente von den Privattaschen ab in die Staatskasse leiten


soll, kaum eine Spur zu sehen. Zwar hat man da weit am Ende der Welt in einem


bedeutungslosen Kasernen- und Fischernest einen schüchternen Anlauf


gemacht, aber den Jubel über diesen „Erfolg“ in Kiautschau hat man gleich in der


Heimat mit einer allgemeinen, gesetzlich durchgedrückten Erhöhung der


Grundrente durch Zölle um 30, sage und schreibe dreißig Mark, für jede Tonne


Land, das sind ungefähr tausend Millionen Mark jährlich, zu dämpfen gewußt.


Bem. Eine Tonne Land ist nach dänischem Maß so viel Land, wie nötig ist, um


eine Tonne Weizen (1000 Kilos) zu erzeugen.


Höhnischer hätte man das Triumphgeschrei der Bodenreformer von oben


herab nicht erwidern können.


Die Bodenreformer trösten sich über diese kalte Dusche jetzt mit ihren


„Erfolgen“ in der Besteuerung der Bauplätze; aber es ist und bleibt ein schwach-


er Trost, daß von dem Raube von tausend Millionen an neuen Grundrenten jetzt
1/2 oder gar ein ganzes Prozent durch die Bauplatzsteuer wieder eingeht. Zumal


mit dieser Steuer kein moralischer oder theoretischer Erfolg verbunden ist. Die


Grundsteuer wird erhoben, weil die Gemeinden neue Einnahmequellen


erschließen müssen, nicht weil anerkannt wird, daß die Grundrente eigentlich der


Gemeinde gehört. Und darauf käme es an; dann dürfte man hoffen, daß die


Ansätze der neuen Steuer nach und nach bis 
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zur vollen Höhe der Grundrente würden erhöht werden. Aber wie die allgemeine


Grundsteuer seit Generationen keine Erhöhung erfahren hat, weil mit ihr kein


anderer Zweck verfolgt wird als die Füllung des Staatssäckels, so wird es wohl


auch mit der Bauplatzsteuer bleiben. Man hat einen in die Augen springenden,


groben Unfug beseitigt und wird sich damit begnügen.


Gesetzlich hat man also Bodenreform rückwärts betrieben. Man hat durch


Getreidezölle den Grundsatz gesetzlich bekräftigt, daß der Staat nicht allein den


Grundbesitz, sondern auch die Grundrente zu beschützen hat! Nicht das Recht


auf den vollen Arbeitsertrag, sondern das gerade Gegenteil, das Recht auf die
volle Rente hat man unter den Schutz des Staates gestellt!


Wie ist das möglich gewesen, woher kommt es, daß ein so kerngesunder, von


Werbekraft strotzender Gedanke wie die Bodenreform, so unfruchtbar bleibt?


Sind die Waffen, mit denen man dem Gedanken Bahn zu brechen sucht, viel-


leicht zu stumpf? Ich glaube es fast und will hier meine Gedanken darüber 


mitteilen.


Schon der Titel der Zeitschrift, welche den deutschen Bodenreformern als


Aufwiegelungsblatt dient, könnte nicht schüchterner gewählt werden. Deutsche


Volksstimme! Das wäre ja ein trefflicher Name für ein Gesang- und


Tanzkränzchen, aber für einen Verein, der so Umstürzlerisches bezweckt, ist der


Titel nichtssagend. Wie es scheint, war der Titel früher „Freiland“. Darunter 


konnte man sich schon was denken. Hat man nun gerade darum den Titel 


unterdrückt?


Dann der Auszug aus den Satzungen: „Der Bund sieht in der „Bodenfrage“ 


den wesentlichen Teil des sozialen Problems.“ Wie ängstlich das klingt ! Boden-


frage? Soziales Problem? Jeder kleine pommersche Junker sagt ja auch das-


selbe. Die „Bodenfrage“, das ist die ungenügende Grundrente, und da der Junker


sich (übrigens wie jeder Mensch) für den Mittelpunkt des Volksganzen hält, so


sieht er in der ungenügenden Bodenrente ein soziales Problem erster Ordnung.


Um diese „Bodenfrage“ und dieses „Soziale Problem“ zu lösen, hat man ja die


neuen Kornzölle bewilligt, die die Grundrente um volle dreißig Mark per Tonne


Land erhöhen werden.


Es gibt also viele „Bodenfragen“ und soziale Probleme, aber für den


Bodenreformer soll es nur eine Bodenfrage geben 
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und d. i. der Privatgrundbesitz. Warum sagt man also nicht offen und ehrlich „Die


Bodenreformer sehen in dem Privatgrundbesitz den wesentlichen Teil des


sozialen Problems“?


Jedoch auch letzteres Wort bedarf der Erläuterung. Das soziale Problem ist


das Problem der Sozialisten, und besteht in der Frage, wie man es am zweck-


mäßigsten erreichen kann, daß der sog. „Mehrwert“, der Unterschied zwischen


Lohn und Arbeitsprodukt beseitigt, dem Recht auf den vollen Arbeitsertrag 


praktisch Genüge geleistet werden kann. Um klaren Wein einzuschenken, um


niemand im Zweifel zu lassen, wo hinaus die Bodenreform will, müßte es also


heißen:


„Die Bodenreformer erblicken in der Privatgrundrente den Löwenteil des


„Mehrwertes“ und streben danach, durch Verstaatlichung der Grundrente das


Recht auf den vollen Arbeitsertrag seiner Verwirklichung näher zu bringen.“


So könnte sich jeder von der Tragweite der bodenreformatorischen


Bestrebungen und von dem Geiste, dem sie entspringen, ein Bild machen und


mancher, der heute für diese Reform nur ein mitleidiges Achselzucken hat, würde


sich vielleicht veranlaßt sehen, den Grundsatz der Bodenreform zu prüfen.


„Der Bund zählt und wirbt Freunde in allen politischen Parteien.“ Die


Bodenreformer halten also ihre Bestrebungen nicht für Politik! Ein Bund, der die


Gesetze beeinflussen will und nur durch das Gesetz etwas erreichen kann und


noch dazu die Grundlage unserer gesellschaftlichen und politischen Ordnung


umstürzen will, wäre keine politische Partei? Was ist denn die Politik, die poli-


tische Ökonomie etwa anderes, als ein Kampf um die Gesetzgebung, zwecks


wirtschaftlicher Formen und Reformen? Kaninchenzüchtervereine mögen


Freunde in allen politischen Parteien suchen und finden, der Bodenreformer


niemals. Wenn jemals ein Gedanke mit politischen Gärstoffen geschwängert war,


so ist es der Gedanke der Bodenreform. Das ist so wahr, daß jeder, der die


Tragweite der Bodenreform erkannt hat, sicher mit mir darin übereinstimmt, daß


mit der Durchführung der Bodenreform der Hauptzankapfel aus der Politik ver-


schwindet, ja die Politik im wesentlichen erschöpft und erledigt sein wird.


Und dabei suchen sich die Bodenreformer hinter dem Busch der Parteilosigkeit


zu verbergen! Wozu diese Heuchelei und Komödie? Die rote Krawatte leuchtet


ja doch durch alle 
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Überzieher hindurch. Bringe man die Bodenreformer in das Parlament und man


wird sehen, wie sie ihre Parteien verlassen, um aneinander gerückt eine neue


Partei zu bilden.


Alle, die wie die Bodenreformer den Sinn für das, was recht und billig ist, mit


der Muttermilch eingesogen haben, geben in den meisten politischen Fragen ein


übereinstimmendes Urteil ab und das ist doch das erste Merkmal einer poli-


tischen Partei; Übereinstimmung der Ansichten in den die Richtung markieren-


den Fragen.


Dementsprechend müßte es heißen: Die Bodenreformer bilden eine rein poli-


tische Partei und indem sie die religiösen, idealen oder moralischen Ziele als


persönliche Nebensächlichkeiten behandeln, suchen sie alle anderen politischen


Parteien aufzulösen und in zwei neue zu verschmelzen: die Freunde und die


Gegner der Bodenreform.


Der Bodenreformgedanke ist revolutionär und gesund genug für eine solche


Aufgabe. Dieweilen du weder warm noch kalt bist, weder für noch gegen die


Bodenreform stimmst, will ich dich ausspucken aus dem Reichstag. So würde 


es heißen.


Der Bodenreformer hat sein Auge auf ein hohes Ziel gerichtet; es ist ein


Kriegergeschlecht, was dort heranwächst; darum soll er auch den Kopf hoch 


halten, vor keiner Partei den Nacken beugen, im Gegenteil allen Parteien den


Fehdehandschuh vor die Füße werfen. Auf grimmige Kämpfe soll er sich gefaßt


machen, ist es doch zweifelhaft, ob die Bodenreform ohne blutige


Zusammenstöße sich durchsetzen lassen wird. Das Himmelreich leidet Gewalt


und sicher ist es, daß die ersten Exekutionen der Grundsteuer nicht so friedlich


verlaufen werden, wie etwa die Kulturkampfgesetze, die Aufhebung der Klöster 


in Frankreich. In Religionssachen läßt das Volk wohl mit sich spaßen, in


Geldangelegenheiten aber entscheidet die Gewalt.


Gewalt brauchen die Bodenreformer und wenn sie ihr Ziel auf unblutigem


Wege erreichen wollen, dann ist die erdrückende Gewalt der Masse unent-


behrlich. Was hält nun diese Masse heute davon ab, der Fahne der Bodenreform


zu folgen? Die Masse will das Schmarotzertum in der Volkswirtschaft abschütteln


– das will der Bodenreformer auch. Das Ziel der Bodenreformer, d.i. die prak-


tische Anerkennung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, ist auch das Ziel


der Masse. Und 
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doch will es nicht gelingen, die Masse für die Bodenreform zu gewinnen! Woran


das liegt? Zum Teil daran, daß die Bodenreform an sich nicht ausreicht, um das


volle Recht auf den vollen Arbeitsertrag zu verwirklichen. Denn die Bodenreform


beschneidet wohl den „Mehrwert“, aber sie beseitigt ihn nicht. Die Unzu-


länglichkeit der Bodenreform das ist ihr einziger Fehler. Die Sozialisten wollen


alles, keinen Teil. Jedoch manche würden sicherlich die Bodenreform als


Abschlagszahlung annehmen, wenn die Bodenreformer nicht selber bemüht


wären, ihre Bestrebungen zu verkleinern, als unpolitische Spielerei hinzustellen,


die ungeheure Rasanz und Durchschlagskraft ihres Geschosses zu verschleiern.


Sieht es doch fast so aus, als ob man bei den Bodenreformern die Hoffnung


hegte, den Grundbesitzern die Haut über die Ohren ziehen zu können, ohne daß


sie es merken! Werben sie doch um Anhänger in allen politischen Parteien!


Es müßte also den Sozialisten gezeigt werden, daß es sich durchaus nicht um


Kleinkrämerei, um Flickarbeit handelt, daß die Bodenreform den Löwenteil des


Mehrwertes verschlingt, daß sie wirklich des Strebens wert ist, um so mehr als ja


niemand damit das Recht verwirkt, auch die Restbestandteile des Mehrwertes


einzuklagen. Die Bodenreform verlegt nicht den Weg für weitere Forderungen,


sondern ebnet ihm im Gegenteil.


Darum sollen die Bodenreformer ihre Bestrebungen von der wirkungsvollsten


Seite zeigen; sie sollen den Rachen aufsperren, damit man das Gebiß sehen


kann; denn je fürchterlicher die Hauer, je größer die Gefräßigkeit, um so


wuchtiger die Werbekraft. Das Leisetreten ist zweckwidrig, kann nur höchstens


zu vorübergehenden Scheinerfolgen führen; diejenigen, die für die Sache ge-


wonnen werden könnten, werden durch die Schwäche der Forderungen abge-


stoßen und die, die man zu überrumpeln hofft, werden sicher noch rechtzeitig


erfahren, so hinaus die Bodenreform führt.


Also das Höchstmaß dessen fordern, was die Bodenreform leisten kann; je


mehr sie leistet, je gefräßiger sie sich dem Mehrwert gegenüber erweist, um so


entschlossenere, kampfbegierigere Anhänger wird sie finden. Die Bodenreform


leistet viel, sehr viel sogar, ihr einziger Fehler ist, daß sie nicht alles leistet, daß


sie nicht für sich allein den ganzen Mehrwert vertilgen kann. Aber gerade darum


soll man das, was 
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sie verspricht, nicht verkleinern. Also nur keine Miniaturausgabe von „Fortschritt


und Armut“.


„Der Bund tritt dafür ein, daß der Grund und Boden, diese Grundlage aller


nationalen Existenz unter ein Recht gestellt werde, das seinen Gebrauch als


Werk- und Wohnstätte befördert, das jeden Mißbrauch ausschließt und das die


Wertsteigerung, die er ohne die Arbeit des einzelnen erhält, möglichst dem


Volksganzen nutzbar macht.“


Das soll eine Kriegserklärung sein! Als ob man den Zorn der Leute fürchte, die


man mit Krieg überziehen will! Der Privatgrundbesitz, diese räudige Krätze muß


mit einer rauhen Bürste angegriffen werden. Hier darf man kein Blatt vor den


Mund nehmen, wenn es heißt Ziel und Zweck der Bodenreform zu kennzeich-


nen. Rauh wie das Kriegshandwerk muß auch das Kommando ertönen.


Zusammenschauern, wie Schafe beim Wolfsgeheul müssen die Rentenbezieher,


wenn von Bodenreform gesprochen wird. Und von „nationaler Existenz“ soll man


nicht reden, solange man sich über den Inhalt dieses Wortes nicht geeinigt hat.


In solch losem Zusammenhang kann das Wort nur schmerzen. In dem wider-


lichen Volks-Mischmasch, wie ihn der Privatgrundbesitz geschaffen hat, kann


kein einheitlicher Begriff des Sinnes des Wortes „Nation“ sich ausbilden. Hier


muß der Frühlingssturm der Bodenreform sich erst ausgetobt haben, ehe man


das Feld für eine „Nation“ wird bestellen können. Oder sollte das vielleicht oben


angedeutet werden? Dann hätte es aber heißen müssen „die Bodenreform, diese


Grundlage für eine nationale Existenz.“


Und wo fängt der Mißbrauch des Grund und Bodens an? Erst bei der


Wertsteigerung? Dann hätten ja dort, wo keine Wertsteigerung stattfindet (wie in


Frankreich), die Bodenreformer nichts mehr zu tun. Der Bodenreformer will aber


wie der Sozialist „Alles“ haben, den vollen Arbeitsertrag. Kein Pfennig soll von


der Grundrente preisgegeben werden. So lange überhaupt der Boden „Wert“ hat


(d.h. verkäuflich ist), findet ein Mißbrauch statt. Der Bodenreformer betrachtet


jeden Grundbesitz als Usurpation; er verlangt klipp und klar die Rückführung der


Erde in den Gemeinbesitz der Menschheit. Mit der Aussicht auf einen Anteil auf


die Wertsteigerung lockt man keinen Hund vom Ofen. Das müßte man doch


endlich eingesehen haben. Laut und deutlich müßte es 
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darum angesprochen werden: „Der Bund verlangt die Rückführung der


Grundrente in den Staatssäckel.“ Das ist etwas, was des Strebens wert ist, was


zum Studium reizt! Aber eine „mögliche Wertsteigerung“ möglichst dem


Volksganzen nutzbar machen! Bah!


Wer die sonnige Landstraße verläßt, um auf Seitengäßchen dem Ziele zuzu-


streben, wird leicht im Sumpf stecken bleiben. Das meiste von dem, was die


Bodenreformer „zunächst“ erstreben, ist entweder ganz unwesentliche Flickerei


(so die Forderungen 2, 5, 6, 7, 8) oder es verläuft in den Sumpf, so die


Forderung der Zuwachssteuer, der Verstaatlichung des Realkredits und die


gesetzliche Begrenzung hypothekarischer Belastung.


Die Zuwachssteuer soll nur bei Verkäufen erhoben werden: nicht der Zuwachs,


sondern der Verkauf soll den Anlaß zur Steuer geben. Ohne diesen Anlaß keine


Steuer, wenn auch Zuwachs stattfand. Eine Steuer wird jedoch nach dem be-


nannt, was sie veranlaßt, und das ist hier, wie gesagt, der Verkauf, der Umsatz.


Der Umsatz wiederum wird veranlaßt (in der Regel) durch den Tod, Krankheit,


Bankrott, Umzug, Alter, Glück und Unglück, kurz durch alle die Umstände, die


eine Veränderung in der Lebensweise, in der Beschäftigung, im Wohnort be-


dingen. Dementsprechend handelt es sich bei der Zuwachssteuer um eine


Besteuerung des Alters, der Krankheit und des Todes. Mehr noch. Da be-


kanntlich in den kleinen Verhältnissen, im Kleinbetrieb Umsätze viel öfters


vorkommen als in den konsolidierten Vermögen, so würden die reichen Familien


die erhöhte Grundrente (die allein den Zuwachs bedingt) ungestört einheimsen


können, während bei allen anderen der Staat einen Anteil reklamiert! Und um


den Ertrag dieses Anteils sollen die allgemeinen Steuern, auch die der reichen


Leute herabgesetzt werden!!


Nicht weil ich erhöhte Renten einheimse, soll ich besteuert werden, sondern


weil ich verkaufen will, verkaufen muß. Weil mir das Klima unzuträglich ist, weil


ich anderswo günstigere Arbeitsverhältnisse finde, wie ich vor Altersschwäche


den Berg nicht mehr erklettern kann und darum im Tal wohnen möchte, kurz, aus


1000 persönlichen Gründen, die mit dem Staatsbetrieb nichts zu tun haben, soll


ich besteuert werden! Darum muß ich auf den Umzug verzichten, lasse 
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meine Kinder an der Schwindsucht sterben, klettere keuchend den Berg hinan,


gestatte dem Fabrikanten meine Zwangslage durch Lohnherabsetzung


auszubeuten.


Man sagt mir, daß die Borsig Werke, eine große Maschinenfabrik im Zentrum


von Berlin, nach außen verlegt werden wird und daß der Verkauf des alten


Fabrikgrundstücks genug eingebracht habe, um damit die neue Fabrik, eine


ganze Arbeiterstadt zu bauen und die Kosten des Umzugs zu decken. Wenn der


Staat hier die Zuwachssteuer erhoben hätte, so hätte der Umzug sicherlich nicht


stattgefunden und die Berliner würden nach wie vor den Ruß und Staub ein-


atmen.


Die Zuwachssteuer, sofern sie vom Verkauf abhängig gemacht wird, ist eine


reine Umsatzsteuer und die Umsatzsteuer ist bekanntlich die unbilligste, will-


kürlichste, zufälligste aller Steuern. Prellerei und Wucher, aber keine Steuer. Sie


nagelt den Eigentümer an die Scholle, sie verhindert, daß er sich die für ihn


zuträglichsten Ortsverhältnisse schafft, sie bedeutet eine Beschränkung der


Freizügigkeit, einen Angriff auf die Verfassung.


Dabei ist die Zuwachssteuer durchaus nicht so leicht zu berechnen, wie die


Bodenreformer glauben. Das will ich hier an einigen Beispielen zeigen. A hat vor


30 Jahren einen Acker gekauft, der 1000 Mark Rente abwarf. Damals rechnete


man bei den Kapitalisierungen mit 5% (angenommen), das macht also 1000 x


100 / 5 = 20.000 Mark als Preis des Ackers. Jetzt bringt der Acker auch noch


1000 Mark an Rente ein, aber zu 4% kapitalisiert ergibt das 25.000 Mark. Hat


hier ein Zuwachs stattgefunden? Im Preis, aber nicht in der Rente und die Rente


ist es, was der Bodenreformer für den Staat reklamiert. In diesem Falle würde


die Zuwachssteuer keine Renten-, sondern Zinssteuer bedeuten, also auf ein


ganz anderes Gebiet überspringen. Bei der Berechnung der Zuwachssteuer


müßte man also, wenn man keine reine Paschawirtschaft einführen will, damit


beginnen, den Zinsfuß festzustellen, der der Berechnung des Kauf- und


Verkaufspreises zugrunde gelegt wurde. Das wäre aber eine sehr schwierige


Sache, da dieser Zinsfuß aus mehreren Elementen besteht (s. Geldreform No.4)


und nach Ort und Zeit schwankt.


Jedoch der Preis des Ackers richtet sich nicht allein nach Rente und Zinsfuß,


sondern auch nach dem allgemeinen Stand der Preise. Der Geldpreis ist nur der


nominelle Preis, über 
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den Realpreis gibt er, heute wenigstens, keine Auskunft. Und dieser, nicht der


nominelle Preis müßte bei der Zuwachsberechnung berücksichtigt werden. A hat


vor 50 Jahren einen Acker für 1000 Taler gekauft und verkauft ihn jetzt für 2000.


Geht er aber mit den 2000 Talern auf den Markt, so erhält er weniger Ware als


die, mit denen er seinerzeit die 1000 Taler erstanden hatte. Der reale Verkaufs-


preis steht also unter dem realen Einstandspreis, trotzdem der nominelle Preis


um 100% gestiegen ist. Der Mann hat also verloren, soll er darum besteuert 


werden?


Diese zwei Elemente des Zuwachses, Zinsfuß und Währung, spielen eine


große Rolle, werden aber von den Bodenreformern nicht berücksichtigt.


Wenn der Zuwachs auf staatliche oder kommunale Eingriffe zurückzuführen ist,


so muß auch das Gegenteil des Zuwachses, der Preisfall, auf staatliche oder


kommunale Eingriffe zurückführbar sein. Und wenn der Staat einen Teil des


Zuwachses reklamiert, so ist es nur gerecht und billig, daß der Staat den 
gleichen Teil im entgegengesetzten Falle vergüte!


Nun denke man sich, wohin diese durchaus logische Folgerung aus dem


Grundsatz der Zuwachssteuer führen muß! Jeder, der ein faules Geschäft in


Grundstücken gemacht hat (und es sind in diesem Geschäftszweig Millionen und


aber Millionen verloren worden), geht zur Staatskasse und läßt sich entschädi-


gen! Ohne zu fragen, wie der Verlust entstanden ist, ob Käufer oder Verkäufer


vielleicht unter einer Decke stecken und die Entschädigungssumme des Staates


unter sich teilen, ohne zu fragen, ob Geschäftsunkenntnis den Verlust herbei-


geführt, muß der Staat zahlen! Eine nette Geschichte das.


Es gibt im Grundstückshandel wie in allen Geschäftszweigen gute und


schlechte Geschäfte, glückliche und unglückliche Griffe. Hat man ein gutes


Geschäft gemacht, so wird man das Grundstück behalten und schweigen;


erweist es sich als schlecht, so verkauft man es wieder und den Verlust wälzt


man auf den Staat.


Überhaupt wird der Preis der Grundstücke nach der in Zukunft zu erwartenden
Grundrente berechnet. Man kapitalisiert jene erwartete Grundrente zum laufend-


en Zinsfuß und zieht den Betrag der Zinsen ab, die man bis zum Eintritt der


erwarteten Rente einbüßt. 
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Wenn also der Verkaufspreis trotzdem noch über den Einstandspreis zu stehen


kommt, so erklärt sich das nur in der Weise, daß die Möglichkeit eines


Zuwachses als Prämie für das Risiko eines möglichen Preisfalls unberechnet in


den Kauf gegeben wurde. Soll nun der Staat die Prämie einkassieren, ohne das
Risiko zu tragen?


Der Bodenreformer, der den geraden Weg verläßt, gerät in den Sumpf. Das 


ist durch obige Beispiele bewiesen und ein anderes Beispiel soll es bestätigen.


„Organische Überführung des Realkredits in öffentliche Hand“. So sagt die 2.


Hauptforderung der Bodenreformer. das soll wohl so viel heißen, daß der Staat


als allgemeiner Kreditgeber auftreten soll. Da nun der Staat immer nur das hat,


was er aus dem Volke zieht, so kann die Rolle, die der Staat hier spielen soll, nur


die eines Vermittlers sein. Durch diese Vermittlung soll wohl, wenn die Forderung


einen Sinn hat, der Kredit für den Grundbesitzer billiger werden! Was zum Teufel


haben aber wir Bodenreformer mit den Sorgen des Grundrentners zu tun? Wir


wollen die Grundrenten an uns reißen, wir wollen die Rentner angreifen, nicht


schützen. Diese wissen sich schon selber zu schützen; das haben sie durch die


Erhöhung der Zölle bewiesen.


Übrigens ist der Glaube, daß der Staat selbstverständlich billigeren Kredit


genießt, als der Grundbesitz, ein irriger. In vielen Ländern steht der Zinsfuß der


Hypotheken niedriger, als der der Staatspapiere.


Nach dem Vorschlag Pohlmanns (die Not der deutschen Landwirtschaft) soll


der Staat die Pfandbriefe übernehmen und den Unterschied zwischen dem heu-


tigen Zinsfuß für Staatspapiere (3 1/2%) und dem der Pfandbriefe (41/2) zur


Schuldentilgung verwendet werden.


Ob aber die Besitzer der Pfandbriefe, diese freiwillig gegen Staatspapiere


umtauschen werden? Und wenn zwangsweise durchgeführt, ob die Besitzer die


Staatspapiere nicht verkaufen werden resp. verkaufen müssen, um durch den


Umtausch gegen höher verzinsliche, event. ausländische Papiere den Ausfall


von 25% in ihren altgewohnten Einnahmen zu decken? Und wenn solches


geschieht (und es ist wahrscheinlich, daß es in großem Maßstab geschehen


wird), wo werden dann plötzlich die Käufer herkommen für die ungeheuren


Massen von abgewimmelten Staatspapieren? Und wenn es an Käufern fehlt,


wird da der Kurs der Staatspapiere nicht leiden? Wird man, um den Verkauf der


Staatspapiere und einen entsprechenden Kurssturz zu verhüten, nicht den


Zinsfuß erhöhen müssen? Und wo bleibt in diesem Fall der Gewinn?
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Die Belastung des Staates mit der Sorge um die Sicherheit der Hypothek


würde den Staat zum natürlichen Gegner alles dessen machen, was auf die


Grundrente drücken könnte, denn die Bodenrente, nicht der Boden bildet die


Sicherheit der Hypothek. So würde z.B. ein Großschiffahrtkanal nach Berlin


dadurch, daß er den Einfuhrpreis amerikanischen Getreides heruntersetzt, auf


den Preis des konkurrierenden Getreides der Güter rings um Berlin drücken und


die Rente dieser Güter entsprechend herabsetzen. Ist nun der Staat als


Hypothekargläubiger in Sorge um die Sicherheit seiner Forderung, so darf er


keinen solchen Kanal bauen.


Zölle, Getreidezölle, setzen die Rente herauf und die erhöhte Rente setzt den


Preis des Landes entsprechend höher. Ist nun die hypothekarische Belastung


diesem erhöhten Preise gefolgt, so dürfte der Staat als Hypothekargläubiger die


Zölle nicht herabsetzen oder abschaffen, da sonst die Rente – der Preis – die


Sicherheit der Hypothek herunter gehen würden. Handelsverträge mit niedrigen


Zollsätzen wären unmöglich.


Die Entwicklung der Industrie, die die Löhne hochtreibt, setzt die Grundrente


herunter, sie gefährdet die Sicherheit der Hypothek, muß also verhindert werden.


Die Freizügigkeit, die den Wegzug der Landarbeiter oder gar die


Auswanderung ermöglicht, verursacht eine Erhöhung der Löhne auf Kosten der


Rente und der Sicherheit der Hypothek, darum muß der Staat etc. etc.


Kurz, die reaktionäre Politik, die die Agrarier zum Schutz der Grundrente


betreiben, müßte nun der Staat schon aus Rücksicht auf seine faulen Papiere


unterstützen.


„Festsetzung einer Beleihungsgrenze“! Dieselbe Forderung ist schon oft


gestellt worden; jedoch nicht um das Prinzip des Grundeigentums anzugreifen,


sondern im Gegenteil, um den Grundbesitz zu konsolidieren. Das Majorat, das


Fideicommiss entspringt demselben Gedankengang.


Wir Bodenreformer haben aber die Aufgabe, auf die Beseitigung des


Grundbesitzes überhaupt zu wirken und die natürlichen Auflösungselemente, die


die hypothekarische Verschuldung in sich bergen soll, zu unterstützen statt zu


bekämpfen.


Es ist übrigens ein Irrtum, wenn (wie das auch Pohlmann in seiner Schrift „Die


Not der Landwirtschaft“ sagt) behauptet wird, 
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die Not der Grundrentner wäre unabhängig vom Preis der Bodenprodukte, des


Zinsfußes und der Löhne.


Bleiben die Löhne und Preise unverändert, so ändert sich auch nichts an der


Grundrente und diese muß demnach auf alle Fälle für Zins und Tilgung der


Hypothek ausreichen. Statutengemäß dürfen ja die Hypothekenbanken


Grundstücke nur bis 2/3 oder 3/4 der Grundrente beleihen. Benutzt der Landwirt


den Ertrag seiner persönlichen Tätigkeit (also den reinen Unternehmergewinn),


zuzüglich den Zinsertrag seines mobilen Kapitals für seinen Lebensunterhalt 


(wie das die Pächter tun), so bleibt ihm für die Tilgung der Hypothek der volle


Unterschied zwischen Rente und Hypothekenzins. Ein Notstand kann also aus


solchem Verhältnis nicht erwachsen.


Fallen jedoch die Preise der Produkte, steigen die Löhne, so ändern sich die


Verhältnisse von Grund auf. Um 1000 Mark für Zinsen aufzubringen, muß der


Landwirt heute das doppelte Quantum Weizen verkaufen wie vor 30 Jahren,


während die erhöhten Löhne direkt von der Rente getragen werden müssen. So


kann dann, wenn auch keine Not der Landwirtschaft, wie die Agrarier und auch


Pohlmann sich ausdrücken, so doch eine Not der Grundrentner sich heraus-


bilden.


In Argentinien waren in den Jahren 1885–1895 die Preise der land-


wirtschaftlichen Produkte infolge des hohen Geldagios um das doppelte und


dreifache gestiegen, während die hypothekarischen Lasten unverändert blieben.


Und während dieser Zeit nahm die Landwirtschaft einen außerordentlichen


Aufschwung. Die Lasten der Hypotheken wurden kaum empfunden, konnte der


Bauer doch die Zinsen mit dem dritten Teil der früher dafür nötigen Produkte


bezahlen. Als man dann umgekehrt durch Einzug von Papiergeld die Preise der


landwirtschaftlichen Produkte gewaltsam heruntersetzte, da begann man auch


gleich von einer Not der Landwirtschaft in Argentinien zu sprechen. Ähnlich war


es auch in Brasilien, ähnlich ist es in Deutschland. Wäre man in Deutschland bei


der Silberwährung geblieben, so stünden die Preise allgemein doppelt so hoch;


statt 165 Mark würde die Tonne Weizen über 300 Mark kosten und statt 10 Kühe,


100 Sack Kartoffeln, 100 Pfund Butter würden 5 Kühe, 50 Sack Kartoffeln, 


50 Pfund Butter genügen, um das Geld für den Hypothekenzins aufzubringen.


Ist der Grundbesitz bis an die Grenze der Rente hypothekiert, so ist der


Eigentumstitel leer und wir haben im Grundbesitzer für unsere Bestrebungen


einen Bundesgenossen statt eines Gegners. Im Interesse der Bodenreform wäre


es also, daß die Grundrente von den Hypothekenzinsen gänzlich aufgezehrt


würde, dann würde es sich zeigen wie recht Proudhon hatte, als er sagte:


Donnez-moi la rente et je vous cède la propriété. Und wie will bei


Erbschaftsteilungen, die gewöhnlich die hypothekarische Belastung veranlassen,


der Übernehmer des Hauses, des Gutes, seine Miterben abfinden, wenn der 
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hypothekarischen Belastung eine Grenze gezogen wird? Soll er zum Wucherer


gehen, den Personalkredit statt des Realkredits ausnutzen? Der Personalkredit


ist aber immer kostspieliger, drückender, umständlicher.


Lassen wir jedoch die Sorgen der Bodenreformer um das leibliche Wohl des


Grundrentners aus Gründen, die ich nicht zu erkennen vermag, gelten, so bleibt


immer die Frage offen, wie der Staat gleichzeitig Steuerexekutor und


Hypothekargläubiger sein kann?


Durch die Grundsteuer, die die Bodenreformer zu erheben gedenken, tritt die


1. Hypothek an die 2. Stelle, denn nach dem jetzigen Recht wenigstens ist der


Steuerempfänger der bevorrechtigte Gläubiger. Steigt die Grundsteuer, so fällt


die Hypothek, und so wird die Sorge um die Sicherheit der Papiere, womit die


Bodenreformer den Staat belastet haben, den letzteren zwingen, den weiteren


Wünschen der Bodenreformer entgegenzutreten.


Kurz, die Bodenreformer vertreten sich mit ihren Forderungen selber den Weg;


ihr Ziel läßt sich so nicht erreichen. Durch die Verquickung des Grundbesitzes


mit dem Zins, mit der Währung und den Pfandbriefen läßt sich auf diesem Wege


kein Stoß gegen die Rente wagen, ohne sofort gefährliche, wunderliche und


rechtswidrige Erscheinungen hervorzurufen.


Durch solche kleine und kleinliche Forderungen werden die kompliziertesten


theoretischen Fragen aufgeworfen und der wunderbar einfache Gedanke der


Bodenreform läuft Gefahr in den Ruf der Kompliziertheit zu geraten. Und das ist


in diesem versoffenen Zeitalter das Schlimmste, was einer Sache begegnen


kann.


Die „Große, schlichte Bodenreform“, d. i. der Rückkauf des gesamten


Grundbesitzes durch Ausgabe von Titeln der allgemeinen Staatsschulden, die


Tilgung dieser Schuld mit dem Ertrag der entsprechend zu erhöhenden Kapital-


und Einkommensteuer, [Die kräftige Unterstützung, die dem Staate bei der Schuldentilgung


durch die Geldreform zuteil würde, will ich hier nur streifen. Durch die Beseitigung der Arbeitslosigkeit


und Verminderung der Krisen würde der allgemeine Wohlstand und die Steuerkraft gewaltig


zunehmen, das allmähliche Zurückweichen des Zinses würde die Verzinsung verbilligen, und der Zins


der Emission, zusammen mit dem Ersatz (5%) des in der Zirkulation sich verbrauchenden Geldes,


4-500 Millionen jährlich eintragen.] geeignete Parzellierung und 
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Verpachtung in öffentlicher Steigerung – das begreift jeder. Hier sind keine


Komplikationen zu befürchten. Die „Große Bodenreform“ genügt auch dem


Gerechtigkeitssinn der Sozialisten, denn die Sozialisten, die die Gerechtigkeit für


sich reklamieren, fordern, daß ihren Ansprüchen ohne Unbilligkeit genügt werde.


Nachdem es geduldet wurde, daß Land, Geld und Güter zu einer homogenen


ökonomischen Masse wurden, wäre es eine offenbare Ungerechtigkeit, wenn


man zugunsten der Allgemeinheit, zugunsten also auch des Geld- und


Industriekapitals einseitig den Bodenkapitalist fassen wollte. Ein solches


Vorgehen wird niemals vom Volke unterstützt werden. Soll der Boden dem


Privatbesitz entrissen werden, so müssen die Eigentümer entschädigt und die


Lasten auf alle Schultern nach Maßgabe ihrer Tragfähigkeit verteilt werden.


In der „Revue du Socialisme rationnel, organe de la ligue pour la nationalisa-


tion du sol“ erklärt Agathon der Potter den Rückkauf des Bodens mit voller


Entschädigung für unausführbar, weil der Staat für die Entschädigungs-
schuldentitel mehr Zinsen zu bezahlen haben würde, als wie die Grundrente
abwirft!!


Offenbar hat Potter keine Kenntnis davon, wie der Preis des Bodens berechnet


wird, sonst würde er diese wunderliche Behauptung unterlassen haben.


Welchen Preis hat der Staat als Entschädigung zu zahlen? Den Marktpreis.


Und wie findet man den Marktpreis? Durch Verpachtung des Grundstücks in


öffentlicher Auktion und durch Kapitalisierung des Pachtzinses zum Zinsfuß des


Staatskredits. Es sei die erzielte Pacht 1000, der Zinsfuß 4%, so ist der dem


Eigentümer zu zahlende Preis 1000 x 100 : 4 = 25.000.


Bezieht nun der Staat 1000 an Pacht und zahlt er 1000 an Zins, so kann aus


der Transaktion kein Defizit entstehen! – Wie kommt Potter auf den


Durchschnittspreis von Fr. 4.202 p. Hekt., wenn er die Grundrente zu 125 bzw.


107 Fr. per Hekt. berechnet und einen Zinsfuß von 3 1/2% annimmt? Entweder,


die Grundrente ist gleich 125 (bzw. 107), dann ist der Preis 125 x 100 : 3,5 =


3.500 und nicht 4202, oder der Preis ist wirklich 4.202 Fr. p. Hekt., und dann


muß die Rente betragen (zu 3,5%) 4202 x 3,5 : 100 = 147 statt 125. Zu 4202


Franken Preis und 107 Fr. Rente kämen nur 2,55% heraus und für solche


Kapitalanlage wird doch niemand Geld hergeben, wenn er anderswo bei gleicher


Sicherheit 3,5% beziehen kann.


Nachdem sich Potter im Kardinalpunkt der ganzen Frage so schwer verrechnet


hat, sieht er sich gezwungen, um doch etwas zu erreichen, zu Kunststücken


seine Zuflucht zu nehmen. Er schlägt darum eine Erbschaftssteuer vor von 25%


des Grundbesitzes, wo direkte Nachkommenschaft fehlt und Konfiskation überall,


wo im 
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gleichen Fall kein Testament gemacht wurde. Daneben Enterbung schlankweg


aller Kinder Grundbesitzer, die nach Erlaß des Gesetzes geboren werden. 


Er fragt nicht, welchen Einfluß ein solches Gesetz auf den preis des Bodens


ausüben würde, was aus den Milliarden an Pfandbriefen würde! Er ist fest


überzeugt, daß niemand ungerecht behandelt würde, „sans faire du tort à qui


que ce soit“. Und doch ist es so klar, daß an dem Tage, wo ein solches Gesetz


erlassen würde, alle Grundbesitzer ihr Eigentum zu verkaufen suchen würden,


um ihren Kindern steuerfreies Eigentum statt Land zu hinterlassen und daß


infolge dieses Angebots der Preis des Bodens am gleichen Tag 50% und viel-


leicht noch bedeutend mehr fallen würde.


Wie hat man es bei der Verstaatlichung der Eisenbahnen gemacht? Genau


ebenso soll es mit dem Grundbesitz gemacht werden. Man braucht für diese


ganze Transaktion keinen Pfennig an barem Gelde. Es werden Rententitel aus-


gegeben und da die Grundbesitzer heute aus ihrem Besitz Renten ziehen, so


werden sie die Rententitel statt der Grundbesitztitel aufbewahren. Diese Titel


werden nicht auf den Markt geworfen, verschleudert werden. Sie sind in festen


Händen.


Für die Schuldentilgung kann man sich, je nach den allgemeinen Verhält-


nissen, mehr oder weniger Zeit nehmen; man kann mit 1% oder gar 1/2% an-


fangen und diesen Satz mit der Abnahme der Schuld fortschreitend erhöhen, so


daß in einer oder zwei Generationen die ganze Schuld abgetragen wäre, jeder


seine Sache erhalten hätte. Auch könnten die Mittel für die Abzahlung der Schuld


nicht allein auf dem Wege direkter Besteuerung, sondern auch künstlich durch


Erhöhung der Grundrenten mittels der Getreidezölle zusammengebracht werden.


Allein die heutige Zollerhöhung von 30 Mark per Tonne Getreide würde eine


Pachterhöhung von 30 Mark per Tonne Land bedingen und an sich vollauf ge-


nügen für den Dienst einer scharfen Bodenreformschuldentilgung.


Bei der Festsetzung des Zinsfußes für die Titel der Bodenreformschuld (wie der


Staatsschulden im allgemeinen) wäre es angezeigt, das herkömmliche System


aufzugeben, wonach der Zinsfuß auf Jahre im voraus festgesetzt wird. Denn so


erzeugt jedes Auf und Ab des laufenden Zinsfußes eine entsprechende


Kursschwankung der Titel. Der Kurs der Titel paßt sich dem Zinsfuß in der Weise


an, daß das gleiche Kapital in Titeln den gleichen Zins einträgt, den es in gleich


sicheren anderweitigen Geschäften einbringen würde. Dieses System gibt die


Unterlage zu den Differenzgeschäften und da hier 
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eine ungeheure Summe auf dem Spiele ist, so ist es im allgemeinen Interesse


geboten, diese Differenzen unmöglich zu machen. Dieses erreicht man einfach


dadurch, daß man den Zinsfuß dem Parikurs anpaßt. Neigt der Kurs nach unten,


so erhöht man den Zinsfuß um einen Punkt (z.B. von 3,5% auf 3,6%), strebt der


Kurs nach oben, so setzt man den Zinsfuß herunter (von 3,6% auf 3,5%). Auf


diese Weise bleibt der Kurs fest und die Titel gewinnen dadurch an Solidität.


Solide Papiere haben aber wiederum billigeren Kredit.


Die Bodenreform, d.h. die große, schlichte Bodenreform, durch welche der


Mehrwert um den vollen Betrag der Rente beschnitten werden kann, ohne den


heutigen, auf der persönlichen Verantwortung begründeten Wirtschaftsbetrieb


anzutasten, ist an und für sich der schlagendste Beweis gegen die Theorie, die


den Mehrwert als Voraussetzung und Attribut dieses Wirtschaftsbetriebes erklärt.


Man braucht die 3 dickleibigen Bücher Marx nicht mehr satzweise zu revidieren


und zu widerlegen; wir können uns diese Arbeit sparen. Die Bodenreform, die 


auf der Erkenntnis der Unabwälzbarkeit der Grundsteuer beruht, ist an sich eine


lebendige Widerlegung dieser Theorie.


Und wenn der Hauptbestandteil des „Mehrwertes“ auf dem Wege der Reform


beseitigt werden kann, warum nicht auch die anderen?? Daß der Zins nichts mit


unserer Wirtschaftsordnung zu tun hat, sondern nur eine Begleiterscheinung


unseres herkömmlichen, aus barbarischen Zeiten stammenden Geldwesens ist,


hat die Geldreform (s. Heft 4/6) gezeigt, und daß der Zins beseitigt werden kann,


haben wir ebenda bewiesen. Nach Abschaffung von Rente und Zins bleibt aber


nur wenig vom Mehrwert. Und dieser Rest läßt sich auf dem Wege der Reform


auch noch beseitigen, das werden wir bei einer anderen Gelegenheit zeigen.


Die Sozialisten, die Masse, die allein die Bodenreform zum Sieg führen kann,


sind jetzt gerade bei der Arbeit, ihr Glaubensbekenntnis einer gründlichen


Revision zu unterwerfen. Daß diese Revision unsere Theorie bestätigen muß


und schließlich auch bestätigen wird, wissen wir. Wie lange es jedoch währen


wird, bis daß sich die Wahrheit soweit Bahn brechen wird, hängt zum guten Teil


von der Taktik der Bodenreformer ab. Verbleiben die Bodenreformer bei der jetzi-


gen Korinthenkakerei, so wird sich die Einsicht, daß der Hauptbestandteil des


Mehrwerts auf dem Wege der Reform sich ausmerzen läßt, nur langsam Bahn


brechen; verlangen sie 
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dagegen die Bodenreform sans phrase, so wird allein schon die stolze Größe


dieser Forderung den Sozialisten Achtung für unsere Bestrebungen einflößen.


Und diese Achtung wäre der Vorläufer des Studiums und dieses der Sieg unser-


er Theorie.


——————-


Das Recht auf Arbeit und die Geldreform
Die ganze volkswirtschaftliche Wissenschaft gründet auf der Annahme, daß


jeder möglichst wenig zu arbeiten trachtet. Die soziale Frage wäre auf den Kopf


gestellt, wenn die Erzeugung der Güter ebenso genußreich wäre wie ihr


Verbrauch.


Wie soll man demnach den Ausdruck „Recht auf Arbeit“ deuten? Von „Rechten“


spricht man überall dort, wo Begehrenswertes verteilt wird, wo man sich melden


muß, wenn man nicht zu kurz kommen will. Sonst aber, wo jeder sich am lieb-


sten drückt, da spricht man von Pflichten. Und für eine Pflicht, sogar für eine vom


Bibelgott direkt verfluchte Pflicht hält jeder die Arbeit. „Im Schweiße deines


Angesichts sollst Du dein Brot essen!“


Wer also vom Recht auf Arbeit spricht, der wird auch vom Recht auf


Steuerzahlen, vom Recht auf Feuer- und Landwehrdienst reden können.


Darum kann man auch ohne weiteres annehmen, daß im Ausdruck „Recht auf


Arbeit“ irgendein Recht verdreht worden ist. Und tatsächlich ergibt sich auch bei


näherer Betrachtung, daß das Recht, was hier beansprucht wird, sich auf etwas


von der Arbeit völlig verschiedenes bezieht.


Zunächst kann man wohl als selbstverständlich annehmen, daß das Recht auf


Arbeit sich auf bezahlte Arbeit, also eigentlich auf den Lohn bezieht. Die Arbeit


oder mehr das Arbeitsprodukt soll das Mittel sein, um den Lohn einzutauschen.


Es handelt sich also hier um ein Tauschgeschäft, und Recht auf Arbeit bedeutet


somit, soviel wie Recht auf den Tausch oder Absatz der Arbeitsprodukte.


Zum Tausch wiederum gehören zwei Parteien, zwei Besitzer oder Verfertiger


verschiedener Waren und das „Recht auf den Tausch“ der einen Partei würde


eine leere Phrase 


365







bleiben, wenn diesem Recht nicht ein Tauschzwang für die andere Partei


gegenüberstände. Dabei müssen in einem Rechtsstaat alle Bürger dem Gesetz


und Recht gegenüber gleichgestellt sein und wenn dem einen ein Tauschrecht


den anderen gegenüber eingeräumt wird, so müssen auch alle übrigen Bürger


mit dem gleichen Recht beglückt werden.


Dies führt dann mit Notwendigkeit dahin, daß mit der Verwirklichung des


Rechts auf Arbeit ein allgemeiner, gegenseitiger Tauschzwang für die Arbeits-
produkte eingeführt werden muß. Etwas anderes läßt sich schlechterdings unter


„Recht auf Arbeit“ nicht denken.


Die anders lautende Auslegung des Ausdrucks „Recht auf Arbeit“, wonach dem


Staat direkt die Pflicht aufgelegt wird, die Arbeitslosen zu beschäftigen, lasse ich


hier als unvernünftig, weil unausführbar, unberücksichtigt. Wie oben gesagt,


bezieht sich das „Recht auf Arbeit“ auf belohnte Arbeit und zwar auf normal


belohnte Arbeit. Einen Normallohn kann aber der Arbeiter nur in seinem Fach


verdienen. Und wie will der Staat, der keine Produktionsmittel hat, die


Arbeitslosen in den hunderttausend verschiedenen Fächern, die die


Arbeitsteilung erzeugt hat, beschäftigen? Zwar ließe sich dieses Hindernis


dadurch beseitigen, daß der Staat die Arbeitslosen für seine Rechnung bei den


verschiedenen Unternehmern anstellte, u. z. in der Weise, daß der Staat die


Produkte dieser Arbeiter für den Betrag der Lohn- und Materialausgaben


aufkaufte, um sie anderweitig bestmöglichst wieder abzusetzen. Aber gegen eine


solche Politik würden sich die Unternehmer auflehnen, denn dadurch würden sie


ja des einzigen Sanierungsmittels beraubt, das ihnen erreichbar. Die


Unternehmer entließen doch die Arbeiter nur darum, weil der Erlös der Produkte


den Einstandspreis nicht deckte, und der Erlös oder der Verkaufspreis war ge-


fallen, weil das Angebot die Nachfrage übertraf. Durch Betriebseinschränkungen


sollte das Angebot gedrückt, der Preis gehoben werden. Wenn nun aber der


Staat die Produktionseinschränkung verhindert, ohne gleichzeitig für höhere


Preise zu sorgen, so wird er dadurch für die Unterbilanz der beteiligten


Unternehmungen verantwortlich und haftbar. Das führt dann unmittelbar zum


Staatsbankrott.


Gibt es aber auf der Welt etwas Überflüssigeres als einen solchen gesetzlichen


Tauschzwang? Ist es denn nötig, daß man die Produzenten durch Gesetz daran


erinnert, die Waren wären für den Markt bestimmt? Bedarf es künstlicher


Nachhilfe, um das Wasser bergab zu treiben? Muß man wirklich den Waren


durch die Polizei den Weg zum Markte zeigen? Der Tauschzwang ist ja das


charakteristische Merkmal der Ware. Die Ware trägt den Tauschzwang als natür-


liche Eigenschaft 
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schon in sich und mit sich herum. Von diesem Zwang wird die Ware erst im


Augenblick befreit, wo sie den Konsumenten erreicht hat. Wann beruft sich denn


der Arbeiter auf das „Recht auf Arbeit“? Er will sein Arbeitsprodukt gegen andere


Arbeitsprodukte tauschen. Die Natur seines Arbeitsproduktes zwingt ihn, das-


selbe zu veräußern und zwar gegen die Produkte anderer Arbeiter. Folglich ist


der Tauschzwang schon von Natur aus ein allgemeiner und gegenseitiger. Dabei


ist es völlig gleich, ob es sich um Arbeiter mit eigenen oder fremden


Produktionsmitteln handelt. Wie der Grubenarbeiter zwangsweise das geförderte


Quantum abliefert, um den Lohn dafür einzuheimsen, so auch wieder muß die


Grubenverwaltung für Absatz sorgen. Auch den Zimmermann brauchen wir nicht


zu zwingen, die Särge, die er für seine Nachbarn bereitgestellt hat, zu verkaufen.


Der Apotheker ist Tag und Nacht bereit, seine Pillen abzusetzen und den rück-


sichtslosesten aller Polizisten hat der Kaufmann bereits im eigenen Hause in


Form des Gestankes, der den meisten seiner Waren entströmt. Ach wie gerne


würden sich alle gegenseitig ihrer Sachen durch den Tausch entledigen? Alle


Waren ohne Ausnahme schlagen von selbst den Weg zum Markte ein, da bedarf


es keines Zwanges, keiner Polizei. Der künstliche, gesetzliche Tauschzwang,


alias „Recht auf Arbeit“, soweit es sich um Arbeitsprodukte handelt, ist wirklich


das Überflüssigste auf der Welt.


Man unterscheidet gewöhnlich zwischen Arbeit und Arbeitsprodukt, aber nur


um beides nachher konsequent zu verwechseln. Die Arbeit ist immer eine 


persönliche Sache, die zur Volkswirtschaft nur durch das Arbeitsprodukt in


Beziehung treten kann. Arbeit ist keine Ware. Arbeit wird nicht gekauft, verhan-


delt, bezahlt. Nicht einmal die Sklavenarbeit. Wer einen Sklaven kauft, einen


Arbeiter anstellt, berechnet im voraus die Produkte, die er vom Sklaven erwartet


und danach richtet sich der Kaufpreis bzw. der Lohn. Es hat daher gar keinen


Sinn, in volkswirtschaftlichen Schriften von der Arbeit, von der Arbeitszeit zu


sprechen. Die Volkswirtschaft befaßt sich mit dem Tausch der Produkte, mit dem


Tauschverhältnis. Die Produktion an sich aber gehört zur Technik. Auf dem Markt


fragt niemand danach, wie eine Sache gemacht wurde, wie viel Arbeit sie


gekostet. Wohin diese Verwechslung von Arbeit und Produkt der Arbeit führt,


zeigt der verdrehte Ausdruck „Recht auf Arbeit“ und die sinnlosen Forderungen,


zu denen der Ausdruck führte.
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Wenn es nur auf die Arbeitsprodukte ankäme, an Bereitwilligkeit und


Zuvorkommenheit für die Verwirklichung des Tausches, d.h. des „Rechts auf


Arbeit“ würde es niemals fehlen. Der Tauschzwang ist hier so groß, daß keine


etwaige Meinungsverschiedenheit über das Tauschverhältnis den Tausch verhin-


dern kann. Ein Bauer, der für seine Kartoffeln, den Käse, die Eier den erwarteten


Preis nicht erzielt, bringt darum doch seine Habe nicht nach Hause zurück. Die


Natur seiner Produkte zwingt ihn zur Nachgiebigkeit. ein Arbeiter, der den


gewohnten Lohnsatz nicht durchsetzen kann, nimmt mit weniger fürlieb, ehe die


Not ihn zwingt, Frau und Kinder auf den Bettel auszuschicken.


Aber auf die Bereitwilligkeit der Waren kommt es gar nicht an. Die Waren


tauschen sich nicht, sondern werden getauscht und zwar mit Hilfe des Geldes.


Die Rolle der Waren ist eine passive; die Handlung verrichtet das Geld. Und den


Tausch verrichtet das Geld nur bedingungsweise, und zwar so lange ein Gewinn


damit verknüpft ist. Kein Gewinn, kein Tausch, ob auch die Waren dadurch


zugrunde gehen (Arbeitslosigkeit, Absatzstockung, Krisis, Lagerhüter). Die


Kartoffeln, der Guano, die Schwefelsäure drängen zum Verkauf, auch wenn


damit Verluste verknüpft sind, das Geld aber tut keinen Schritt, wenn der Gewinn


nicht gesichert ist.


Die Marktverhältnisse müssen also dem Gelde für die Tauschvermittlung einen


Gewinn sichern. Wäre dieser Gewinn immer unmittelbar gesichert, so könnte der


Absatz der Waren niemals stocken, an Arbeit würde es niemals fehlen. Aber das


ist heute durchaus nicht immer der Fall. Sobald der Kaufmann im Zweifel ist, ob


beim Verkauf sich der Einstandspreis verzinsen wird, unterläßt er den Kauf, und


die Arbeiter feiern. Es hat ja keinen Zweck, Waren zu verfertigen, deren Absatz


nicht gesichert ist.


Nun wird mancher hier einwenden, daß bei der eben erwähnten, großen


Bereitwilligkeit der Waren durch Preisermäßigung den Tausch zu ermöglichen,


dem Gelde die Vermittlungsgebühr immer gesichert ist, indem der Arbeiter seine


Forderungen von selbst so lange ermäßigt, bis daß der Einstandspreis unter 


den erwarteten Erlös gesunken ist. Aber hier ist sehr zu beachten, daß der


Einstandspreis eine bekannte, durch den Kauf oder durch die Bestellung 


festgelegte Größe ist, während der Verkaufspreis aleatorisch ist und in 
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den weitaus meisten Fällen durch den Wettbewerb erst festgestellt werden muß.


Zwischen Kauf und Verkauf liegt immer eine mehr oder weniger große Spanne


Zeit, oft Jahre, im Durchschnitt wohl 1/2 Jahr. Und was kann alles in einem 1/2


Jahre sich ereignen. Darum bietet eine Preisermäßigung beim Einkauf dem


Kaufmann durchaus keine Gewähr, daß der Erlös die Kosten decken wird. Im


Gegenteil, sowie der Warenbesitzer mehr als gewöhnlich sich nachgiebig zeigt,


so folgert der Kaufmann, daß der Markt zu sehr belastet ist, bzw. daß die


Nachfrage fehlt und daß die Preise morgen wahrscheinlich niedriger als heute


stehen werden. Der Wettbewerb sorgt aber dafür, daß die Waren nicht auf der


Basis des bezahlten, sondern desjenigen Preises verkauft werden, zu welchem


der Kaufmann sein Lager ergänzen kann. Erfahrungsgemäß ist auch die


Wahrscheinlichkeit, daß die rückgängige Preisbewegung von Dauer sein wird,


um so größer, je größer der allgemeine Preisrückgang ist. Nichts, absolut gar


nichts bietet uns heute eine Gewähr, daß die Preise, die von 100 auf 99, 98, 95


gefallen sind, nicht noch weiter auf 90–80–70 usw. fallen können. Scheint es


doch fast so, als ob das Fallgesetz auf die Preise übertragbar sei.


Folglich liegt in der Willfährigkeit der Ware durch Preisermäßigungen dem


Gelde die Vermittlungsgebühr zu zahlen durchaus keine Gewähr für die


Sicherheit dieser Gebühr und darum bleibt dem Kaufmann in solchen Zeiten


nichts anderes übrig, als mit dem Kauf und der Bestellung zu warten, bis daß


aus irgendeinem Grunde die rückgängige Preisbewegung ins Stocken gerät.


Die Preise fallen, wenn wenig gekauft wird, sie steigen, wenn die Kauflust groß


ist. Die Kauflust ist aber groß, wenn die Preise steigen, sie verschwindet, wenn


die Preise fallen!! Die Kauflust erzeugt also selbst die Bedingungen ihrer


Anregung. Sie ist ihr eigener Vater! Der Kaufmann kann nur kaufen, wenn alle


kaufen, denn nur in diesem Falle ist er sicher, daß er nicht von einem


Preisrückgang überholt wird. Die Anregung zum Kauf muß also aus einer das


ganze Volk ergreifenden Stimmung kommen. die Stimmung genügt für ihre
materielle Begründung. Es genügt, daß sich die Meinung verbreitet, die Preise


würden steigen, um eine Preissteigerung zu erzeugen, da ja diese Meinung den


Anlaß zu Käufen, zur Nachfrage gibt. Umgekehrt natürlich genügt die Meinung,


daß die Preise fallen werden, um über Nacht die Volkswirtschaft in eine schwere


Krisis zu stürzen!! Ein gewiß lächerlicher Zustand!
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Während nun der Kaufmann auf seine Sicherheit bedacht das Geld vom Markt


zurückzieht, nichts kauft, nichts bestellt und womöglich vom Himmel die


Rückkehr besserer Zeiten erfleht, liegt die Arbeit darnieder, und die Arbeiter


feiern.


Die Ursache der Arbeitslosigkeit ist also nicht bei der Ware, beim Tausch, 


sondern bei der Tauschvermittlung zu suchen. Nicht die Waren versagen den
Tausch, sondern das Geld versagt die Tauschvermittlung.


Folglich dürfen wir uns mit dem „Recht auf Arbeit“ nicht an die Ware und ihre


Besitzer wenden, sondern an das Geld.


„Recht auf Arbeit“ heißt also hier nicht mehr „Recht auf den Tausch“ oder


„Allgemeiner Tauschzwang“ (denn wir sehen, daß ein künstlicher oder gesetzlich-


er Tauschzwang überflüssig ist), sondern „Recht auf die Tauschvermittlung“ oder


„Recht auf das Geld“.


Wie bei der Ware, bliebe aber das Recht auf die Tauschvermittlung eine leere


Phrase, wenn dieses Recht nicht durch einen Tauschvermittlungszwang ergänzt


würde. Soll also das “Recht auf Arbeit” verwirklicht werden, so muß die


Tauschvermittlung obligatorisch erklärt werden. Eine obligatorische Tauschver-


mittlung ist aber nichts anderes als der Umlaufzwang des Geldes, den die


Geldreform fordert.


Können wir uns mit dem fürchterlichen Gedanken eines Umlaufzwanges für


das Geld, einer obligatorischen Tauschvermittlung versöhnen (viele werden lieber


die Welt zugrunde gehen lassen, ehe sie diesen Gedanken überhaupt einer


Erwägung würdigen), so ist der Tausch der Güter zu einem Kreise geschlossen


und der Absatz der Waren gesichert, das „Recht auf Arbeit“ verwirklicht. Der den


Waren inhärente Tauschzwang wird selbst dafür sorgen, daß die Waren zu allen


Zeiten, im Krieg wie im Frieden, zu Markte pilgern werden, willig den Tausch zu


machen, opferwillig etwaige aus dem Tauschverhältnis entspringende


Schwierigkeiten auf dem Weg gegenseitiger Zugeständnisse zu beseitigen. So


wie die Tauschvermittlung gesichert ist, ist auch der Tausch selbst, die Arbeit, 


der Absatz gesichert.


Aus den vorangehenden Bemerkungen über den Einfluß der Preise auf die


Tauschvermittlung wird mancher gefolgert haben, daß ein Umlaufzwang des


Geldes, eine obligatorische Tauschvermittlung gar nicht nötig ist, um den


Austausch der 
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Waren, das Recht auf Arbeit zu sichern. Da die Sicherung des Profits die einzige


Bedingung für die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit ist, so braucht man nur


dafür zu sorgen, daß kein allgemeiner Preisrückgang eintreten kann, um den


Erlös dauernd über den Einstandspreis zu stellen. Und das muß doch leicht zu


erreichen sein. Gebe man den Emissionsbanken einfach das Recht, so viel Geld


zu verfertigen, wie nötig ist, um einen Preisrückgang unmöglich zu machen, so


ist der Profit sichergestellt, das Recht auf Arbeit verwirklicht!


Irrtum, schwerer Irrtum! Das Recht, Geld zu verfertigen und auszugeben haben


ja die Emissionsbanken; die deutsche Reichsbank hat sogar statutengemäß ihre


Hauptaufgabe darin zu erblicken, die Umlaufmittel (Geld) den Bedürfnissen des


Verkehrs anzuschmiegen, aber was haben die Banken damit erreicht? Ist der


Markt dadurch gesichert worden vor Ebbe und Flut im Angebot des Geldes?


Kann der Kaufmann darauf rechnen, daß der allgemeine Preisstand der Waren


fest bleibt? Folgen sich die Wirtschaftskrisen jetzt nicht genauso wie früher? Auf


und ab, Hochkonjunktur und Krach, Boom und Krise.


Das Recht der Emissionsbanken, Geld (Banknoten) zu verfertigen und


auszugeben ist für den Handel so viel wie sinn- und zwecklos, solange die


Banken das Angebot des Geldes gegen Waren nicht erzwingen können. Das


Geld wirkt auf die Preise doch nur in dem Augenblick, so es nach Waren


suchend den Markt betritt. Geld, das nicht angeboten wird, sagte darum schon


David Hume, hat auf dem Markt denselben Einfluß, wie wenn es nicht da wäre.


Und wie will die Emissionsbank das Angebot des von ihr verfertigten Geldes


gegen Waren erzwingen? Durch Herabsetzung des Zinsfußes von 5 auf 4 – 3


oder 2%? Aber wo ist der Unternehmer, der ein Haus bauen, eine Fabrik grün-


den wird, bloß weil er auf kurze Frist (3 Monate) einen Vorzugszins genießen


wird? Wo ist der Kaufmann, der seinen Lieferanten Aufträge für sein Lager


erteilen wird nur deshalb, weil er 1/4% (1% in 3 Mt.) am Zins spart? Ehe der Plan


des Hauses entworfen, die Rechnung des Fabrikanten eingelaufen ist, kann der


Diskontsatz ja wieder erhöht worden, kann ein allgemeiner Preissturz eingetreten


sein. Wahrhaftig mit solchen Vorteilen lockt man keinen Hund vom Ofen. Das 
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müßte man doch nach so vielen bitteren Erfahrungen eingesehen haben.


Die Frage, ob die Ankündigung einer Herabsetzung des Bankdiskonts nicht das


gerade Gegenteil der erwünschten Wirkung (Erhöhung der Preise) haben muß,


indem die Zinsersparnis vom Wettbewerb in Form einer weiteren


Preisermäßigung diskontiert wird, will ich hier nur streifen.


Das Vorrecht der Emissionsbanken, Geld anzufertigen und gegen Zins anzu-


bieten, muß dadurch ergänzt werden, daß das Angebot dieses Geldes gegen
Waren gesichert, nötigenfalls also erzwungen werden kann und zwar in einer


den Bedürfnissen des Marktes genau entsprechenden Weise. Nur so hat der


Kaufmann die Gewißheit, daß ein allgemeiner Preissturz nicht mehr eintreten


kann, nur so kann er unbekümmert um wirtschaftliche und politische Umstände


seinen Geschäften nachgehen, Waren kaufen, Waren bestellen, der Arbeit zu


seinem Rechte verhelfen.


Aber wie will man ohne einen, dem Gelde inhärenten materiellen


Angebotszwang, wie will man ohne die Geldreform das Angebot des Geldes


gegen Waren erzwingen?


Die Kolonisation nach der Bodenreform
Als die Freischärler die Werbetrommel zum Feldzug gegen Napoleon den


Großen in Deutschland rührten, da hielt es auch mein hochseliger, in Gott ruhen-


der Herr Großvater nicht mehr zu Hause aus. Er begab sich zum Wucherer, ließ


sich 300 Taler auf sein Äckerlein in Kroppenstedt eintragen, kaufte sich mit dem


Gelde ein Schlachtroß und eine Reiterausrüstung und zog ins Feld.


Was mochte wohl den friedlichen Bauer dazu veranlaßt haben, Weib und Kind,


Haus und Hof zu verlassen, welchem Ideal jagte er nach? Was hatte er an der


Herrschaft Napoleons auszusetzen? Es war doch ein gescheiter Herrscher, bürg-


erlicher, d.h. ebenbürtiger, blutsverwandter Abstammung! Ich weiß nicht, was ihn


trieb, Tatsache aber ist es, daß, als er nach Friedensschluß verwundet und


geschunden heimkehrte, da fand er unter den Siegeskränzen ein Briefchen,


worin ihm 
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die 300 Taler gekündigt wurden. Und das Gütlein in Kroppenstedt ging für Kapital


und Zinseszins auf den Gläubiger über.


Und ähnlich, wie hier, erging es zahllosen anderen hochseligen in Gott ruhen-


den Herren Großvätern.


Ach, hätten diese Esel sich doch mit der Herrschaft Napoleons zufrieden


gegeben, hätten sie statt Schwert und Roß sich einfach Bauplätze gekauft, wie


es so viele andere Patrioten gemacht haben. Es wäre dann allerdings auch


anders gekommen, wie es gekommen ist, statt des Ackers in Kroppenstedt hätte


der Wucherer vielleicht die preußische Königskrone in der Auktion für 300 Taler


erstanden, aber es wäre entschieden klüger, vorteilhafter und patriotischer gewe-


sen. Sicherlich brauchten sich dann auch ihre Nachkommen nicht den kaiser-


lichen Rat geben zu lassen: „Wer nicht für sich gesorgt hat, nichts hat und


unzufrieden ist, der kann ja einfach auswandern!“


Der Rat, wenn er auch keine allzu hochfliegende Gesinnung, vielmehr eine


sehr hausbackene Einschätzung des Wertes von Heimat und vaterländischen


Idealen verrät, ist ja gut und praktisch. Kein Proletarier, der als Auswanderer


seine Erfahrungen gesammelt und Vergleiche machen kann, könnte dem heimat-


losen Gesindel einen besseren Rat geben.


Jedoch, wenn es sich so verhält, wenn Heimat und Vaterland das Gepäck des


Auswanderers so gar wenig belasten, wie versteht sich dann das Staunen des


Patrioten über den unzweifelhaften Mangel an Anhänglichkeit der


Ausgewanderten an die alte Heimat? Diese behäbigen, biergefüllten Bäuche


können es nicht begreifen, daß der Ausgewanderte nur mit Zorn und Widerwille


an die heimatlichen Zustände zurückdenkt, daß, wenn er auch stolz auf seine


Abkunft sein mag, er sich in der Regel seiner Herkunft schämt, und daß er nicht


viel mehr als Verachtung übrig hat für alles, was ihn an diese erinnert! Wie kön-


nte es auch anders sein? In der Armut, im Elend inmitten verschwenderischen


Reichtums ist er aufgewachsen, in überfüllten Schulen von überarbeiteten


Lehrern unterrichtete man ihn in gefälschter Geschichte, gefälschter Religion,


gefälschter Moral.


Den Satz: „Du sollst deinen Nächsten lieben wie Dich selbst“, der


Ausgangspunkt des ganzen Christentums, darf heute kein Lehrer und kein


Geistlicher erklären ohne sich dem Amtsverlust, dem Hungertode auszusetzen.
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Dann wurde er als Knecht von herrischen Junkern hin- und hergeschubst, bis


daß ihn der Staat zur Verteidigung seines (?) Vaterlandes beansprucht. Die


jungen, von allzu frühzeitiger, schwerer Arbeit verbogenen Knochen werden jetzt


mit Gewalt unter Fluchen und Schimpfen wieder gerade gerichtet, hochmütige,


sich einer höheren, d.h. natürlich fremdländischen Abstammung rühmende


Vorgesetzte lehren ihn blindlings gehorchen, blindlings auf irgendeinen


Menschen, auch auf Eltern und Geschwister schießen. Dann nach 2 bis 3 Jahren


gibt man ihm einen fadenscheinigen, ausrangierten Militärrock und setzt ihn an


die Luft.


Zwei volle Jahre hat er sich unentgeltlich an der Verteidigung eines Landes


beteiligt, von dem man ihm sagte, daß es sein sei, von dem er aber niemals nur


die Außenseite kennenlernte, dessen Schätze er niemals kosten durfte, kosten


wird. Wehe ihm, wenn er es versuchen wollte!


Jetzt ist er frei. Er will arbeiten, nicht mehr für das dankbare Vaterland, sondern


für sich. Aber zur Arbeit gehören Land, Werkzeuge, und überall wo er den


Spaten ansetzen will, schreit man ihm entgegen: Halt, das ist mein.


Er muß also für Lohn arbeiten, sein Arbeitsprodukt gehört ihm nicht.


Grundbesitzer und Kapitalisten beanspruchen von seinem Arbeitsertrag die


größere Hälfte, suchen sich mit seiner Arbeit zu bereichern. Was übrig bleibt,


genügt gerade, um das Leben zu fristen. Ist es zu verwundern, daß er


unzufrieden ist? Da hört er das kaiserliche Wort: Wer unzufrieden ist, soll


auswandern! Also auswandern soll er jetzt, nachdem er zwei volle Jahre dem


Lande mit der Waffe gedient hat? Woher diese Dienstpflicht, wenn er keine


Rechte hat? Warum soll gerade er, der arme Teufel auswandern? Wenn jemand


Reichtum brauchen kann, so ist es gerade der Auswanderer, der Mann, der


inmitten der Wildnis ganz auf sich angewiesen ist, und nun soll er, der nichts hat


und unzufrieden ist, auswandern? Warum gerade er? Wenn man ihn wenigstens


für ein so schweres Unternehmen ausrüsten wollte, wie man ihn ausrüstete, als


man ihn zur Verteidigung des Vaterlandes, fremden Eigentums, gebrauchte!


Wenn man ihm wenigstens als Lohn für seinen Waffendienst die Reise bezahlen


wollte!


Aber nichts, der fadenscheinige Militärrock, das ist die Ausrüstung, die das


dankbare Vaterland für den Auswanderer, 
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für das gefährlichste, waghalsigste Unternehmen übrig hat. Mit einem faden-


scheinigen Militärrock soll er sich in der Wildnis ansiedeln?


Die Reise muß er selbst bezahlen. Sein Lohn reicht gerade aus, um das Leben


zu fristen, aber wenn es sich um ein so hohes, hehres Ziel handelt, wenn man


der Heimat den Rücken kehren will, dann macht man, wie der Spanier sagt, ein


Herz aus seinen Eingeweiden und hungert das Reisegeld zusammen.


In der vierten Klasse (und nur weil es keine fünfte gibt) wird die Landreise


zurückgelegt. prunkende Städte ziehen vorüber, herrliche Fluren, Reichtum,


Überfluß, Luxus. Und so vieles von alledem könnte er in der Wildnis brauchen,


im Kampf gegen die Elemente! Jedoch er hofft; er hofft, daß es ihm unter den


Wilden besser als hier ergehen wird, daß die Wucherer bei seiner Landung


drüben Mitleid mit dem armen Teufel im fadenscheinigen, bunten Bettlerrock


haben werden. Mit diesen Gedanken kommt er auf das schöne, große Schiff.


Dem Auswanderer, dem ungeheure Strapazen und Gefahren bevorstehen, dem


Pionier, der der Kultur neue Bahnen brechen soll, der die Heimat wohl nie mehr


wiedersehen wird, dem wird man doch sicherlich den Abschied von der Heimat


zu erleichtern suchen! Man wird ihn bewirten, feiern, ihm den Ehrenplatz ein-


räumen! Und wirklich niemandem wird der Abschied so sehr erleichtert, wie dem


Auswanderer. Keinem Hund hat man jemals schnöder den Laufpaß gegeben. Auf


den Profit, den Wucher, auf fette Dividenden ist auch diese letzte Etappe, ist das


Abschiedsfest zugeschnitten, welches die Heimat dem Auswanderer bereitet.


Groß ist das Schiff, gewiß, aber nicht für den Auswanderer. Wie Heringe zusam-


mengepreßt auf dem schlechtesten Platz des Schiffes. Miserable Kost, grobe


Behandlung, Schmutz, Gestank! Und auch hier wieder, wohin doch der Schatten


von Thron und Altar nicht mehr reicht, unter Gottes freiem Himmel umgeben von


den Wogen der unendlichen See, wieder dieser grobe, sinnliche Kontrast 


zwischen Arm und Reich, Arbeit und Müßiggang. Und noch schlimmer ist es hier.


Daheim hatte er den Protz neben sich, hier thront er wie Gott im Himmel über


ihm, vom Sonnendeck herab blickt er auf das schmutzige Gewimmel im


Zwischendeck.
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So verläßt der moderne Mensch seine Heimat, so stößt das Vaterland den


Überschuß ab. Ja, es ist ein häßliches, niedrig gesinntes Ding das heutige


Vaterland, dieses widerliche Gemisch von Fürsten, Herren und Knechten. Und


für ein solches Gebilde soll der Ausgewanderte noch Anhänglichkeit zeigen!


Es ist nicht immer so gewesen. So selbstsüchtig, gemein waren die Barbaren


nicht. Damals gab man dem Auswanderer Vorräte, Roß und Wagen. Man gab


ihm Waffen, damit er sich sein Recht erkämpfen konnte.


Ein Gedanke, der sich gewiß schon Tausenden und Abertausenden von


Ausgewanderten aufgedrängt hat, wenn sie drüben im Kontor eines bleichsüch-


tigen Männleins den Kauf- oder Pachtkontrakt unterzeichneten, ist der: Warum


werfe ich dieses Männlein hier nicht einfach hinaus und erobere mir meinen


Platz, wie es meine Väter getan haben? Weshalb soll ich Land pachten, wenn


ich es mit dem Schwerte mir aneignen kann? Ich habe ja die Macht, die Kraft


und Herrlichkeit dazu!


Aber ebenso viele, denen dieser Gedanke durch den Kopf schoß, ließen ihn


wieder fallen, als sie erwägten, daß sie auch zu Hause dasselbe hätten tun 


können, daß sie dort sogar für solches Tun das Recht gehabt hätten; das Recht


nämlich, das ihnen die Wehrpflicht gibt, das Recht, das aus der Tatsache


entspringt, daß sie das Land mit Gut und Blut erobert und verteidigt haben.


Warum also diesen Fremden gegenüber, für die sie bisher nichts getan haben,


ein Recht fordern, auf da sie zu Hause verzichteten?


Und dabei gibt man doch viel in der Heimat für eine würdige Vertretung im


Ausland. Man baut dem Botschafter einen Palast, bezahlt ihm einen fürstlichen


Lohn und prunkende Festlichkeiten bereitet man fremden Gästen. Selbst der


Kaiser sucht als oberster Vertreter des Handels durch protzenden Glanz dem


Auslande einen Begriff von der Macht und dem Reichtum seines Landes


beizubringen. Blendwerk, weggeworfenes Geld! Was nützt es, wenn auch der


Botschafter in prächtiger Equipage von Bord abgeholt wird, und hinter ihm her


eine lange Reihe schüchterner, gedrückter Gestalten das Land betritt? Hier bleibt


das Auge haften, nach diesen Auswanderern beurteilt der Beobachter den


Kulturzustand Europas. Wie ganz anders wäre der Eindruck wenn die


Auswanderer aus übermütigen, gut ausgerüsteten, siegesbewußten Männern


sich rekrutierten! Da könnte man schon ein bescheidenes Männlein mit 1000


Talern Gehalt als Botschafter aussenden 
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– die Würde und das Ansehen seines Landes würden nicht darunter leiden.


Die gemeine, niedrige Denkart, die das Vaterland dem Auswanderer gegenüber


bekundet, tritt noch viel drastischer in die Erscheinung, wenn wir sie vergleichen


mit der Art, wie die Natur sonst für den Auswanderer sorgt. Mit einem Vorrat an


Lebensmitteln, der auf alle Fälle über den Winter hinausreicht, sorgfältig in einem


neuen, allen Unbilden des Wetters trotzendem Wams eingehüllt, mit freier Reise


bis an den Bestimmungsort, so verläßt die junge Fichte, die Distel, der


Löwenzahn die Heimat. Und wie macht es die Biene? Das lese man in


Mäterlinks lieblichem Buche „La vie de l’abeille“ nach. Da nimmt jeder


Auswanderer mit vollen Händen und so viel er nur tragen kann aus dem


Staatssäckel. Und man beachte wohl: hier sind es nicht die Armen und


Gedrückten, die auswandern, im Gegenteil gerade die, die im Besitze der Macht


und Kraft sind, die wandern aus. Ein wohlorganisiertes Volk mit Kundschaftern,


Waffen und Train. Hier sagt nicht der satte König: Wer hungrig und unzufrieden


ist soll auswandern. Sondern: Ich will meinem Volke Platz machen; wer stark ist


und Strapazen verträgt, der folge mir. Die Jungen und Schwachen bleiben


zurück, ihnen überlassen wir unseren Platz mit allem, was wir darauf gebaut


haben.


So wandern die Bienen aus, und so sollen auch wieder die Menschen aus-


wandern, wenn die Bodenreform durchgeführt sein wird. Nicht die Not, sondern


die stolze, übermütige, unternehmende Jugend wird zum Wanderstab greifen,


wenn es an Platz mangeln wird. Und nicht im Mitleid erregenden preußischen


Militärrock, als frierende, hungernde Bettler werden sie die neue Welt betreten,


sondern bis an die Zähne bewaffnet mit Geld und Ausrüstungsgegenständen, als


würdige Vertreter eines angesehenen, reichen Kulturstaates.


Unter der Bodenreform hat jeder das gleiche Recht auf die Naturschätze der


Heimat und wer durch Auswanderung zugunsten der Zurückbleibenden auf diese


Rechte verzichtet, hat Anspruch auf eine Entschädigung, die ausreichen muß,


um dem Auswanderer zu gestatten, sich in der Fremde in den Genuß gleicher


Schätze zu setzen. In welcher Form diese Entschädigung gegeben werden soll,


wird von den Umständen abhängen.
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Wendet  sich der Auswanderer nach einem zivilisierten Lande mit


Bodenreform, so wird man dafür sorgen müssen, daß der Auswanderer dem


Boden gegenüber als gleichberechtigt angesehen werde, so daß bei der


öffentlichen Verpachtung der Parzellen er, wie jeder andere Bürger, bieten kann.


Wenn das nicht durch einen Gegenseitigkeitsvertrag erreichbar ist, so müßte


man den Auswanderer als Bürger einkaufen, ähnlich wie heute das


Gemeindebürgerrecht vielerorts mit Geld käuflich ist. – Ist dem Auswanderer auf


diese Weise die Benutzung des Bodens zugänglich gemacht und ist er so vor


der privaten Ausbeutung durch die Grundbesitzer geschützt, so sind damit die


Pflichten des Mutterlandes dem Auswanderer gegenüber erfüllt.


Herrscht in dem Lande, das der Auswanderer zur Niederlassung gewählt hat,


noch das System des Privatgrundbesitzes, so wird man dem Auswanderer den


nötigen Grundbesitz kaufen müssen. Gegen die Mißbräuche, die hier getrieben


werden könnten, von Auswanderern, die darauf ausgehen, den ihnen so ver-


schafften Grundbesitz zu verkaufen, um den Betrag zu verjubeln, lassen sich


leicht Schutzmaßregeln ergreifen. So könnte man z.B. den betreffenden


Grundbesitz als unveräußerliches Eigentum des Heimatstaates des


Ausgewanderten eintragen lassen.


Ist jedoch mit Geld oder Verträgen nichts zu erreichen, versperrt ein Staat dem


Einwanderer den Eintritt ins Land, so wird es gut sein, die Gründe des betref-


fenden Staates genau zu prüfen. Erkennt man, daß es sich um Vorurteile handelt


(wie z.B. die Ansicht der Nordamerikaner, die Chinesen drückten die Löhne


herunter), so wird man sich bemühen müssen, auf dem Wege der Belehrung und


Aufklärung solche Hindernisse zu beseitigen und nötigenfalls Geduld, viel Geduld


üben müssen. Stehen aber nur Privatinteressen einzelner Klassen und Personen


im Wege, so räume man mit Waffengewalt diese Hindernisse fort. Jedem einzel-


nen Menschen gehört die ganze Erde ungeteilt und wie der Amerikaner sagt:


Amerika für die Amerikaner, so soll der Mensch sagen: Die Welt dem


Auswanderer. Kein Staat darf einen Teil dieser Erde für sich allein beanspruchen.


Handelt es sich um Kolonisation im eigentlichen Sinne des Wortes, d.h. um die


Ansiedlung größerer Massen in 
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unbesetzten Ländern, um diese politisch dem Mutterlande einzuverleiben, so


wird man nicht damit beginnen, hier und dort einzelne Familien mit vielen kleinen


Kindern in der Wüste abzusetzen, um sie dort ihrem eigenen Elend zu über-


lassen, sondern man wird Pioniere voraussenden, die durch den planmäßigen


Bau von Straßen, Kanälen und Eisenbahnen das Land erschließen, man wird


Maurer vorausschicken, die für die Familien Häuser und Schulen bauen werden,


Jäger, um das Land von Raubzeug zu säubern, Militär, um die Ansiedler vor 


räuberischen Überfällen zu sichern, Versuchsstationen gründen, um den


Aussiedlern die persönlichen Erfahrungen zu sparen, kurz, man wird für die


Ansiedler alles das tun, was die zufriedenen Patrioten daheim in ihrem persön-


lichen Interesse tun. Ist so alles vorbereitet, dann rücken die Familien nach, und


dann wird es nicht mehr vorkommen, daß die Ansiedler haufenweise erfrieren


wie in Dakota, verhungern wie im Chaco, erschlagen werden wie in Afrika, aus-


gebeutet werden bis zum völligen Ruin und Bankrott wie überall in der Welt.


Dann werden auch die Ansiedler zu erzählen wissen von einem Vaterland, das


väterlich für sie gesorgt hat und das Wort: „Wer arm und unzufrieden ist, mag


auswandern“, wird den häßlichen, bitteren Beigeschmack verlieren, den es für


alle Bürger hat, die persönlich, oder deren Väter Gut und Blut opferten fürs


Vaterland.


Es ist kein leerer Wahn, „erzeugt im Gehirne des Toren“, vom Vaterland zu


sprechen. Es ist wirklich etwas daran; in der ganzen Natur, in der Vogel-, Tier-


und Insektenwelt ist der Sinne fürs Vaterland tief begründet, und die Erklärung


brauchen wir auch nicht weit zu suchen. Nach der biologischen Entwicklungs-


und Anpassungslehre müssen ja die Organismen mit den Ortsverhältnissen ihres


Geburtslandes aufs Innigste verwachsen sein. Das beweist ja übrigens schon


der Umstand, daß jeder Ortswechsel mit einer mehr oder weniger starken kör-


perlichen (Akklimatisation) und geistigen (Heimweh) Krisis verknüpft ist.


Also das Vaterland „ist“, es ist ein unvermeidliches Nebenprodukt der


Entwicklung und Anpassung, ein wissenschaftlich nachweisbares Etwas, und


wenn trotzdem beim Auswurf des Vaterlandes, beim Auswanderer, so wenig


Spuren davon übrig bleiben, so zeugt das von der erbarmungslosen,


schändlichen Behandlung, die ihm widerfahren ist. Er gleicht 
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dem Kieselstein im Gebirgsbach, dem in unzähligen Püffen und Stößen alle


Abzeichen der Heimat spurlos abgeschliffen werden und der als vaterlandsloses,


unkenntliches, undifferenziertes Geschiebe am fernen Gestade abgesetzt wird.


Also, ihr Patrioten, denkt beim Anblick der Auswanderer nicht immer nur an


euch, an euren Bauch, an die Schätze, die hier dem Vaterland verloren gehen,


sondern bedenkt, daß der Verlust ein gegenseitiger ist, daß auch der


Auswanderer etwas im Vaterland aufgibt. Behandelt die Auswanderer mensch-


lich, behandelt sie so, daÿ sie sich ihrer Herkunft nicht mehr zu schämen


brauchen. Bezahlt ihnen die Reise erster Klasse oder besser noch in ein-


klassigen Schiffen, erspart ihnen die bitteren Betrachtungen, die sich ihnen 


aufdrängen, wenn sie auf dem Schiff, das die heimatliche Flagge führt, wie


Schweine behandelt werden, während die Reeder Himmel und Erde in


Bewegung setzen, um dem in erster Klasse fahrenden internationalen


Mischmasch von oft zweifelhafter Qualität das Leben an Bord so angenehm wie


möglich zu gestalten. Gebt dem Auswanderer Waffen mit, damit er sich drüben


ansiedeln kann – Geld, wo dieses Kurs hat; Verträge, wo man solche


abschließen will; Gewehre, wo man mit Geld oder Vertrag nichts machen kann.


Verwirklichung des Rechtes
auf den


vollen Arbeitsertrag
durch die Geld- und Bodenreform


Dieses Buch wird das volkswirtschaftliche System, welches diese Zeitschrift


erstrebt, zusammenhängend behandeln. Für alle Geld- und Bodenreformer ein


unentbehrliches Nachschlagewerk.


Wird nächsten Frühling erscheinen; Vorausbestellungen erwünscht, um danach


die Auflage bestimmen zu können. Preis 1-2 Mk.


Bestellungen sind direkt an den Verfasser, Silvio Gesell in Hauts Geneveys


(Schweiz) zu richten.
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Zum Geleit


Ursprünglich dachte Silvio Gesell, daß nach einer Einführung der “rostenden


Banknoten” auch die Spekulation mit dem Boden von selbst aufhöre. Der in pri-


vatem Eigentum befindliche Boden würde dadurch wie das Licht und die Luft


unverkäuflich.[Silvio Gesell, Gesammelte Werke Band 1, S. 131.] Diese Ansicht hat Gesell


nach der Lektüre des Buches “Fortschritt und Armut” von Henry George revidiert.


In Henry George erblickte er den “größten und tapfersten Eroberer aller Zeiten”,


weil dieser der Menschheit den Weg zur Rückeroberung der Grundrente gewiesen


hatte. [Silvio Gesell, Gesammelte Werke Band 3, S. 325, 326.] Von ihm übernahm Gesell


zunächst die Forderung nach einer Grundsteuer. Als ihm jedoch bewußt wurde,


daß die “single tax” auf eine entschädigungslose Enteignung der Eigentümer 


des Bodens hinauslief, ging er über Henry George ebenso hinaus wie er zu-


vor schon über Pierre Proudhon hinausgegangen war und entwickelte den Ge-


danken eines Rückkaufs des Bodens durch den Staat und seine anschließende


Verpachtung an Meistbietende. 


Die Geld- und Bodenreformen wuchsen jedoch erst im Laufe der Zeit zu einem


geschlossenen Ganzen zusammen. In den Jahren 1902 und 1903 lag das Schwer-


gewicht von Gesells Denken noch eindeutig auf dem Gebiet des Geldwesens 


und seiner Änderung. Die Umbenennung der Zeitschrift “Die Geldreform” in “Die


Geld- und Bodenreform” 1904 zeigt, daß die Bodenreform nach und nach den 


gleichen Stellenwert erhielt wie die Geldreform. Zu einer Einheit verschmolzen die


beiden Reformen schließlich in dem Buch “Die Verwirklichung des Rechts auf 


den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform”, das entgegen der


Ankündigung in der letzten Ausgabe von Gesells Zeitschrift erst 1906 erschien. So


wie Gesell seine ersten Erkenntnisse über das Geldwesen 1897 in seinem Buch


“Die Anpassung des Geldes ...” zusammengefaßt hatte, so systematisierte er nun


seine seitdem hinzugewonnenen Einsichten in seinem Buch über die Verwirk-


lichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag. Darin legte er bereits den Grund-


stein zu seinem späteren Hauptwerk “Die Natürliche Wirtschaftsordnung”.


Die Reform des Geldwesens charakterisierte Silvio Gesell in diesem Buch als


einen “energischen Eingriff in das Zentralnervensystem der Volkswirtschaft” [Silvio


Gesell, Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenre-


form, in: Gesammelte Werke Band 4, S. 104.] und er schilderte ihre unmittelbaren Auswir-


kungen auf den sozialen Organismus aus den Blickwinkeln der verschiedensten


Interessenstandpunkte. Indem das “Reformgeld” – dieser Begriff trat zunächst an


die Stelle der “rostenden Banknoten” – das soziale Gefüge in sein Gleichgewicht


bringt und die zwischenmenschlichen Austauschbeziehungen ordnet, ist es gleich-


sam die Horizontale in Gesells Lebenswerk, während die Bodenreform darin die


Vertikale bildet. Sie stellt den organischen Zusammenhang zwischen Mensch und


Erde wieder her. Die Erde soll ausnahmslos allen Menschen unter gleichen


Bedingungen als Lebensgrundlage zur Verfügung stehen, so daß ein jeder bislang
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von Herrschaft und Fremdbestimmung gebückte Mensch sich auf ihr wieder 


“aufrichten kann wie eine junge Tanne”, von der nach einem langen Winter die 


Last des Schnees abfällt. “Die Bodenreform dringt umgestaltend in das innerste


Wesen des Menschen” [Silvio Gesell, Die Verwirklichung des Rechts ..., SGW Band 4, S. 55.],


sie veredelt den Charakter der Menschen, ihre Sitten und Gebräuche, ihre Re-


ligion und ihre Moral; sie stellt ihr familiäres Leben auf die Grundlage einer öko-


nomischen Gleichberechtigung der Geschlechter und entzieht schließlich auch 


der Interessenpolitik ihren Nährboden. 


Die Reformen des Bodenrechts und des Geldwesens sollen das arbeitslose


Einkommen überwinden und den Arbeitenden zu ihrem vollen Arbeitsertrag ver-


helfen, weshalb Silvio Gesell sein Buch im Vorwort auch als eine “frohe Botschaft 


für das arbeitende Volk” bezeichnete. Sich selbst betrachtete er als einen “ehr-


lichen Finder”, der seinen “glücklichen Fund”, nämlich den Schlüssel zum vollen


Arbeitsertrag, dem arbeitenden Volk als seinem “rechtmäßigen Eigentümer” aus-


händigen wollte.[Silvio Gesell, Die Verwirklichung des Rechts ..., SGW Band 4, S. 14 ff.] Dieses


Vorwort gestattet einen tiefen Blick in das Innere Silvio Gesells. Es läßt einerseits


seine bescheidene und demütige innere Haltung erkennen, die im Gefühl der


Selbstsicherheit und Überlegenheit ruhte. Andererseits läßt die respektlose


Bezeichnung der theoretischen Fundamente der damaligen Volkswirtschaftslehre


als “Phantasiegebilde” und “Bierhalluzinationen” [Silvio Gesell, Die Verwirklichung des


Rechts ..., SGW Band 4, S. 16.] ahnen, welche inneren Spannungen die Kluft zwischen


den anerkannten Lehrmeinungen und seinen eigenen Theorien in Gesell hervor-


rief.


Ganz im Sinne von Georg Blumenthal und Ernst Frankfurth endete die “Ver-


wirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag” mit einer “Aufforderung an 


die Sozialdemokraten”, die fortan zum Hauptadressaten von Gesells Reform-


vorschlägen wurden. Von den drei ersten Freunden hatte sich Ernst Frankfurth 


am schnellsten so weit in Gesells Gedankengebäude zurechtgefunden, daß er


eigenständig an dessen weiterem Ausbau mitwirken konnte. Einen Aufsatz zur


Frage “Wer bezahlt die Grundsteuer?”, den Frankfurth eigentlich noch für die


“Geld- und Bodenreform” verfaßt hatte, der aber nach der Einstellung der Zeit-


schrift dort nicht mehr erscheinen konnte, nahm Gesell in die “Verwirklichung des


Rechts auf den vollen Arbeitsertrag” auf. [Ernst Frankfurth, Wer bezahlt die Grundsteuer?, in:


SGW Band 4, S. 290-294.] Noch im selben Jahr erschien Frankfurths Broschüre “Das


arbeitslose Einkommen” [Ernst Frankfurth, Das arbeitslose Einkommen - Eine Skizze, Arosa und


Leipzig 1906.], in der er eine gedankliche Verbindung zwischen Gesells Reform-


vorschlägen und der Evolutionslehre von Charles Darwin herstellte. Dabei verfiel


er nicht in den zeitgemäßen Sozialdarwinismus. Zwar faßte er den wirtschaftlich-


en Wettbewerb als einen “Kampf ums Dasein” auf; aber er führte aus, daß der 


wirtschaftliche “Kampf ums Dasein” durch die Monopolprivilegien des Bodens 


und des Geldes verfälscht würde, und forderte die Geld- und Bodenreform als 


ein Mittel zur Herstellung allgemein gleicher Startchancen im wirtschaftlichen
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Wettbewerb. Zum Verständnis der späteren darwinistischen Züge in Gesells


Denken ist Frankfurths Broschüre unerläßlich. 


Auf den letzten Seiten der “Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeits-


ertrag” wurde ein Wiedererscheinen der Zeitschrift “Die Geld- und Bodenreform”


angekündigt. Georg Blumenthal sollte von Berlin aus den Vertrieb der Zeitschrift


besorgen. Dazu kam es jedoch nicht mehr. Im Sommer 1906 erhielt Silvio Gesell 


aus Buenos Aires die Nachricht vom Tod seines Bruders Ernst. Bald darauf über-


trug er Blumenthal den Vertrieb seines Buches sowie die weiteren Vorbereitungen


für die Herausgabe einer Zeitschrift und reiste nach Argentinien, um die verwaiste 


“Casa Gesell” wieder zu übernehmen. Dieser Entschluß fiel auch aus finanziellen


Erwägungen, denn die Herausgabe seiner Zeitschrift und seines Buches hatten


Ge-sells finanzielle Reserven so sehr aufgezehrt, daß er – wie er es einmal aus-


drückte – darauf bedacht sein mußte, sich selbst “wieder auf die Rangstufe des


baren Geldes heraufzusetzen.” [Silvio Gesell, Vorwort zur zweiten Auflage von Silvio Gesell und


Ernst Frankfurth, Aktive Währungspolitik – Sollen wir zur Goldwährung zurück?, Erfurt 1921, S. 3.]


In der Hoffnung, mehr Freiräume für sein Engagement für die Geld- und Boden-


reform zu bekommen, gab Georg Blumenthal unterdessen seine Stellung als


Tischler bei der Deutschen Reichspost auf und machte sich mit Gesells Hilfe als


Kaufmann selbständig. Doch ging es mit seinen Bemühungen um eine Verbrei-


tung von Gesells Gedanken nur langsam voran. Als Blumenthal darüber einmal


verzagte und seine Enttäuschungen in einem Brief nach Argentinien mitteilte, ver-


suchte Gesell, seinem Freund wieder neuen Mut zuzusprechen: “Es wundert 


mich nicht, daß es mit der Geld- und Bodenreform nicht vorwärts gehen will. Was


gilt innerhalb der Ewigkeit des Lebens die kurze Spanne eines Menschenlebens?


Zeit, viel Zeit gehört zur Entwicklung; und wo man gegen alte, organisch ver-


wachsene Vorurteile zu kämpfen hat, da darf man die Jahre nicht zählen.” [Brief


Silvio Gesells an Georg Blumenthal aus Buenos Aires vom 27.9.1907.] Einmal mehr sprach aus


diesen Zeilen der Mensch Gesell, der einerseits als Kind seiner Zeit auch ihren


Einflüssen ausgesetzt war und ihnen zuweilen erlag, dessen Denken und Füh-


len andererseits aber auch tiefe Wurzeln im ewig Wahren hatten.
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Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag


durch die Geld- und Bodenreform [Prospekt]
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Erklärungen zu nebenstehenden Zeichnungen


I. Vor der Geld- und Bodenreform
Das Tier in der Mitte des Bildes stellt das Arbeitsprodukt, das Futter im Trog die Arbeit vor. Das Schwein ist


mager, weil eine Anzahl Ferkel daran saugen. Diese Ferkel veranschaulichen die Wirkung der lächerlich hohen
Handelsspesen (man rechnet im Durchschnitt mit 30 und mehr Prozent der Produkte), die den Austausch der
Produkte heute belasten. Das Schwein kann auch nicht fett werden, weil es trotz übermenschlicher Anstrengungen
den Arbeitern nie gelingt, den Trog ausreichend zu füllen, denn sowie das Futter im Trog (Warenvorräte) sich häuft,
gehen sofort die Preise herunter – und ein allgemeiner Preisfall bedeutet Krise und Arbeitslosigkeit. Mit der
Goldwährung fehlen eben die Vorbedingungen, um das Geldangebot einer gesteigerten Warenproduktion willkürlich
anzupassen. Gehen aber einmal zufälligerweise die Preise nicht zurück, weil neue Goldfunde (oder andere Zufälle)
den Markt mit einer den wachsenden Warenmassen entsprechenden Geldmasse beschicken, so muß dennoch bald
die Krise ausbrechen, weil die Überschüsse, die das Volk bei ungestörter Arbeit macht, den allgemeinen Kapitalzins
bald unter das herkömmliche Niveau (4%) drücken, und weil dann die Kapitalisten für die Neuanlage der flüssig
werdenden Gelder (Spargelder, Dividenden, eingelöste Wechsel usw.) eine abwartende Haltung beobachten, d.h.
diese Gelder vom Markt zurückhalten. Die Nachfrage geht dann auf dem Markt zurück, die Preise sinken, und ein
Preisrückgang bedeutet Bankrott, Krise, Arbeitslosigkeit (daher: leerer Trog). – Diesen wirtschaftlichen
Mechanismus veranschaulicht in ziemlich gelungener Weise die mit dem Freßtrog und dem Schwimmer in der
Sparkasse verbundene Hebelvorrichtung. – Sucht nun der Staat durch Notstandsarbeiten (s. d. Feuerspritze) der
Arbeitslosigkeit abzuhelfen, so vermehrt er damit proportional die Arbeiterreserve (s. das lecke Faß), denn das Geld
zu diesen Notstandsarbeiten entzieht der Staat notwendigerweise den Taschen der ihrigen Bürger, die dann selber
entsprechend weniger kaufen, entsprechend weniger Arbeiter beschäftigen können (Circulus vitiosus).


Der so von der Krise (s. den Trog) und der Arbeiterreserve (s. das lecke Faß) gebildete Strom von Arbeitslosen
treibt das Rad der Verbrechermühle und überschwemmt in seinem Unterlauf die Spar- und Arbeitslosen-
versicherungskasse, die durch den Notstand gesprengt wurde.


Jedoch trotz solcher Futtervergeudung erreicht das Schwein schließlich das gewünschte Gewicht, wird
geschlachtet und nach dem Grundsatz „Suum cuique“, jedem was recht ist, verteilt. Zins und Rente, Rente und Zins
nehmen die größten und besten Teile in Beschlag; für den Mann, der das Schwein großgezogen hat, bleibt nichts
übrig als der Schwanz. Der Abfall (h. s. q. m. y. p.) ist für Kunst, Wissenschaft und wohltätige Zwecke bestimmt,
nach letztwilligen Verfügungen längst verstorbener Zins- und Grundrentner.


Oben links sehen wir ein malthusianisches Ehepaar Zins und Rente verzehren; als gute Patrioten und gläubige
Christen haben sie den Arbeitern die Enthaltsamkeit (s. d. fils unique) mit dem Beispiel gepredigt. Er schimpft über
die kurzsichtige Dummheit des vaterlandslosen Gesellen rechts in der Ecke, der mit seinem kargen Lohn (s. d.
Schwanz auf dem Tisch) schlecht und recht sieben junge Rekruten aufzuziehen sucht. Diese jungen
Vaterlandsverteidiger würden übrigens auch kaum jemals feldtüchtig werden, wenn die Wohltätigkeit (s. d.) den
Lohn des Vaters nicht ergänzte. Auf daß erfüllt werde das Wort Friedrichs des Großen: „Je suis le roi de queux.“


Die beiden hungrigen Köter aber warten auf die von den neun Tischgenossen benagten Knöchel – umsonst,
denn die sparsame Hausfrau verkauft diese, um ein Kupferstück für etwaige harte Zeiten für die Sparbüchse zu
gewinnen, nach dem Grundsatz: Wer im Überfluß nicht spart, hat nichts in Zeiten der Not. Doch erweist sich diese
Methode der Fürsorge als verfehlt. Die Sparkasse ist durch die harten Zeiten, über die sie hinweghelfen sollte,
gesprengt worden, und der um seine Ersparnisse betrogene Arbeiter geht hin und erhängt sich (s. die Spartheorie
der Geldreform).


II. Nach der Geld- und Bodenreform
Auch hier stellt das Tier in der Mitte das Arbeitsprodukt vor. Es ist ein fettes Schwein, denn statt der acht Ferkel


säugt es nur mehr ein einziges. Durch die Geldreform ist der Handel derart gesichert, beschleunigt und verbilligt
worden, daß die Handelsspesen von 30% auf 2% gefallen sind. Auch ist der Trog jetzt immer voll, obwohl die
Arbeitszeit (s. den Kübel) von zwölf auf sechs Stunden herabgesetzt wurde. Diese Kürzung wurde möglich, weil die
Arbeiterreserve (s. d. zerfallene Faß) sowie die früheren Rentner und das Handelspersonal jetzt zu produktiver
Arbeit herangezogen werden. Außerdem ist der Trog jetzt dicht, weil keine Krisen mehr ausbrechen. Die Über-
schüsse, durch die jetzt regelmäßige Arbeit schnell angewachsen, haben die Sparkasse zum Überfließen gebracht
und den Zins des Kapitels auf und sogar unter Null (negativer Zins) gedrückt (s. die Waage), ohne daß dadurch
der Produktionsprozeß ins Stocken gerät (s. die Zinstheorie der Geldreform).


Eine Verteilung des Schweins findet nicht mehr statt; der Arbeiter behält alles, sein ganzes Produkt. Der Zins ist
mit der Geldreform auf Null gesunken, und mit der Bodenreform wandert, wie unten ersichtlich, die Grundrente in
die Staatskasse. Dadurch wird der Staat in die Lage versetzt, seine Schulden zu tilgen, alle Steuern, sowie die
Privatbeiträge für die Witwen-, Kranken-, Unfall-, Alter-, Hagel- und Feuerversicherung abzuschaffen und noch
bedeutende Überschüsse au machen. Die Finanzverwaltung ist dadurch so vereinfacht worden, daß ein Kind 
(s. die Milchflasche) sie führen kann. Aus der struppigen Arbeiterfamilie ist ein behäbiges, kunstsinniges Volk
geworden. Eben hat die Mutter ihren sieben Buben den Schinken aufgetischt, den sonst Zins und Rente verzehrte,
während der Vater den beiden Hunden den Schwanz zuwirft und dabei schmunzelnd der Zeiten gedenkt, wo sein
Arbeitsertrag nicht größer war als dieser Schwanz.


Die theoretische Aufklärung für alle diese Vorgänge gibt die Schrift:


Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag
durch die Geld- und Bodenreform


(zugleich eine Erledigung der Interessenpolitik und der Volkswirtschafts-Wissenschaft) von Silvio Gesell.
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e e c u g des ec tes au de o e be tse t ag


durch die Geld- und Bodenreform







Vorwort


Ich weiß es wohl, und niemand braucht es mir zu sagen: Der Titel dieses


Buches klingt abschreckend prahlerisch, wenigstens in Anbetracht des heutigen


Zustandes in der Volkswirtschafts-Wissenschaft, denn wenn die vorliegende


Schrift das alles einlösen soll, was ihr Titel explizit und implizit verspricht, so muß


sie die Lösung geben für alle Hauptfragen der nationalökonomischen


Wissenschaft.


Und das scheint doch viel zu sein für ein Buch von so bescheidenem Preis und


Umfang, dazu noch aus der Feder eines unbekannten obskuren Bäuerleins.


Denn dieser Probleme sind gar viele; so – um nur einige zu nennen – das


Zinsproblem, das Wertproblem, das Lohnproblem, das Papiergeldproblem usw.


Darum beschleicht mich auch ein Unbehagen, jedesmal wenn mein Auge den


Titel streift, trotzdem ich mir bewußt bin, daß ich alle diese Probleme (oder ver-


meintlichen Probleme) tatsächlich gelöst habe und daß der Titel nicht lügt, son-


dern vollauf durch die Schrift gerechtfertigt wird. Und dieses Unbehagen stumpft


sich, wie ich merke, mit der Zeit nicht ab, sondern wächst und entwickelt sich zu


einem inneren Drang, möglichst schnell ein öffentliches und reumütiges


Bekenntnis abzulegen, auf welchen verbotenen und heterodoxen Wegen ich


eigentlich hinter die Lösung all dieser Probleme gelangt bin. Denn, so sage ich


mir, ist es einmal bekannt, daß es sich hier um einen gewöhnlichen Glückszufall


(etwa wie die Entdeckung der X Strahlen) handelt, so wird sich das Prahlerische


des Titels verwandeln in das, was dieser eigentlich verkünden soll, in eine frohe


Botschaft für das arbeitende Volk. Zugleich hoffe ich, dadurch die Verzeihung für


meine impertinente Einmischung in rein wissenschaftliche Angelegenheiten zu


erwirken und die Skepsis der Fachleute von vornherein etwas zugunsten dieser


Schrift zu beeinflussen, denn die Erfahrung gibt dem pessimistischen


Glaubenssatz nur zu viel Nahrung, daß wir für den wissenschaftlichen Fortschritt


nur wenig von der menschlichen Erkenntniskraft, sondern fast alles von dem tol-


len, blinden Zufall erwarten müssen.


Ich schüttle also das Verdienst an den Lösungen, die der Titel verspricht, aus-


drücklich von mir ab und erkläre die Sache für einen glücklichen Fund, mich


selbst für den ehrlichen Finder.


So darf ich auch erwarten, daß man mir die Mängel in der Darstellung oder


Beschreibung meines Fundes wie auch die grobe, bäuerliche Ausdrucksweise


verzeihen wird, denn ich bin kein Schriftsteller von Beruf, sondern nur ein glückli-


cher Finder, den nur die Gewissenhaftigkeit veranlasst, den Melkstuhl gegen die


Feder zu tauschen, um seinen Fund dem rechtmäßigen Eigentümer, d. h. dem


arbeitenden Volke, abzuliefern.


Wer die Wahrheit kennt und sagt sie nicht, der ist fürwahr ein erbärmlicher
Wicht.
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Der Fund oder Zufall, der mich zu den genannten Problemlösungen geführt


hat, ist nun einfach dieser: Wie es wohl heute jeder denkende Privatwirtschafter


tut, suchte ich zu einer widerspruchslosen Vorstellung der Volkswirtschaft zu


gelangen und auf dem Wege der theoretischen Erkenntnis den Zusammenhang


zwischen Ursache und Wirkung wirtschaftlicher Handlungen zu ergründen, um


auf diese Weise meine Interessen möglichst vor Überraschungen und Schaden


zu sichern. Anlass dazu boten mir übergenug die überall in der Welt betriebenen


währungs- und zollpolitischen Quacksalbereien. So begann ich nun meine


Untersuchungen und führte sie in den Hauptzügen zu Ende, und zwar ohne mich


eines Führers zu bedienen und ohne (hier ist der glückliche Zufall) eine Ahnung
davon zu haben, daß es in der Welt ein Wertproblem gibt.


Statt also, wie es die regelrecht auf den Hochschulen erzogenen Forscher aus-


nahmslos tun, auf der Voraussetzung des sogenannten Wertes zu schaufeln und


zu graben, habe ich naiver Bauer ohne dieses Hilfsmittel (oder diesen


Hemmschuh) gearbeitet, und zwar, da mir das Fundament des Wertes fehlte,


war ich gezwungen, wohl oder übel, einen anderen Stütz- und Ausgangspunkt zu


suchen. Und als solchen wählte ich das, was mir als Kaufmann zunächst lag:


den Tausch und sein Produkt, den Preis.


Oh, du toller, göttlicher Zufall, wie hast du mich begünstigt, beglückt! Ich hatte,


wie man so sagt, einen guten Griff getan, ich hatte das greuliche Chaos der


Volkswirtschaft beim richtigen Ende erfaßt. Ich wickelte und wickelte, und ohne


auf einen Knoten zu stoßen, entwickelte ich den wüsten Knäuel bis an das ande-


re Ende – die ganze Volkswirtschaft zerfiel vor mir in einzelne


Tauschhandlungen, in Preise. Von Problemen keine Spur. Dem geheimnisvoll-


sten Wesen der Volkswirtschaftslehre, dem sogenannten Wert bin ich überhaupt
nicht begegnet, obschon ich die ganze Volkswirtschaft kreuz und quer durch-


forscht habe und niemandem aus dem Wege gegangen bin.


Die in die „Wertlehre“ Eingeweihten werden das Gesagte zu würdigen wissen.


Welchen Vorsprung hatte ich glücklicher Unbefangener gegenüber denen, die


das „Wertproblem“ immer vor sich herwälzen müssen, die ein „Problem“ zur


Grundlage und zum Ausgangspunkt ihres weiteren Forschens nehmen müssen,


die die Probleme mit Problemen zu lösen haben, denen das „Wertproblem“ jeden
noch so vernünftigen Gedanken notwendigerweise in baren Unsinn verwandelt!


Denn man vergegenwärtige sich doch, wie das „Wertproblem“ heute aussieht


und welcher Platz dem „Werte“ heute in der Wissenschaft eingeräumt wird. „In


der Lehre vom Wert“, sagt Zuckerkandel, „ist beinahe alles streitig, von den


Benennungen angefangen.“ [Dieses Zitat, wie auch die nachfolgenden entlehne ich der Schrift


Dr. Friedrich Gottls: Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie, kritische Studien


zur Selbstbesinnung des Forschens im Bereiche der sogen. Wertlehre. Jena, Gustav Fischer.] „Die


Lehre vom Wert ist für die nationalökonomische Wissenschaft von fundamentaler


Bedeutung.“ Knies.


Nach diesen Aussagen ist der „Wert“ das Fundament, auf dem der Forscher zu


bauen hat; gleichzeitig ist aber dieses Fundament vorerst nur
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ein Tanzseil für die Phantasie, da, von den Benennungen angefangen, ja noch


alles streitig ist.


Daß unter solchen Umständen sicher jedes Wort unter der Hand sich in ein


Problem verwandelt, ist klar, ebenso, daß für die volkswirtschaftliche


Wissenschaft die Sprache, die Möglichkeit, sich auszudrücken, fehlt!


Aber auch die in die Wertlehre nicht Eingeweihten werden den großen, mir


begegneten Glückszufall ermessen können, wenn sie folgendes Zitat lesen:


„Die Lehre vom Wert steht sozusagen im Mittelpunkt der gesamten national-
ökonomischen Doktrin. Fast alle wichtigen und schwierigen Probleme, zumal die
großen Fragen der Einkommensverteilung, der Grundrente, des Arbeitslohnes,
des Kapitalzinses, greifen mit ihren Wurzeln auf sie zurück. Eine endgültige und
streitlose Erledigung des Wertproblems müßte daher unsere Wissenschaft mit
einem Ruck fast an allen Punkten vorwärts bringen.“


von Boehm Bawerk: Grundzüge der Theorie d. w. Güterwerts


Es würde demnach genügen, daß man das Wertproblem beseitigt, um der


Volkswirtschaftslehre auf allen Punkten einen „Ruck“ nach vorwärts zu geben.


Wenn es mir nun gelungen wäre, das Wertproblem zu lösen? Wäre nicht


dadurch allein schon der Titel dieses Buches gerechtfertigt?


Und ich habe das Wertproblem endgültig gelöst, wenn es auch nur eine nega-


tive Lösung ist, denn aus der vorliegenden Schrift, die alle Teile der


Volkswirtschaft systematisch durchforscht, ohne dabei irgendwo auf den soge-


nannten Wert zu stoßen, läßt sich mit Sicherheit folgern, daß der Wert keine
Substanzpartikel der Volkswirtschaft bildet, daß der „Wert“ also weiter nichts ist


als ein Phantasiegespinst, eine Bierhalluzination, ein Spuk, ein sinnloser Laut.


„Gewöhnlich glaubt der Mensch, wenn er nur Worte hört, es müsse sich dabei
doch auch was denken lassen.“


Nachgedacht hat man nun übergenug über diese vier Buchstaben (zum deut-


schen Wortschatz läßt sich Wert nicht rechnen), aber alle diese Gedanken verei-


nigt vermögen doch nicht, das ökonomische Substanzgesetz umstoßend, ein


Substanzpartikelchen zu bilden, das doch unbedingt nötig ist, wenn der „Wert“ in


der Volkswirtschaft einen Platz beanspruchen oder gar das Fundament abgeben


soll.


Hauts Geneveys (Schweiz), Oktober 1905


Silvio Gesell


16







17


Inhalt
Einleitung 19


I.  Die Bodenreform oder die Abschaffung der Privatgrundrente, des ersten und 
wichtigsten Bestandteil des arbeitslosen Einkommens


1. Die Grundrententheorie 26


2. Einflüsse, denen der Arbeitsertrag auf Freiland ausgesetzt ist 29


3. Die landwirtschaftliche Grundrente und ihre Beziehung zum allgemeinen Lohngesetz 34


4. Einfluß des Kapitalzinses auf Lohn und Rente 35


5. Die Rohstoff- und Baugrundrente und ihre Beziehung zum allgemeinen Lohngesetz 39


6. Erster allgemeiner Umriß des Lohngesetzes 44


7. Die Bodenreform. Die Abschaffung der Privatgrundrente durch die Bodenreform 45


8. Die Bodenreform in der Praxis 47


9. Die Finanzen der Bodenreform 60


10. Die Wirkung der Bodenreform 67


11. Die Theorie der Bodenreform 73


12. Die Moral der Bodenreform 79


13. Was die Bodenreform nicht kann 86


II. Die Geldreform


A. Die Geldreform in der Praxis


1. Allgemeine Orientierung 26


2. Wie das Reformgeld beschaffen ist 97


3. Wie der Staat das Reformgeld in Umlauf setzt 101


4. Was mit der Geldreform bezweckt wird 102


5. Die Wirkung der Geldreform 104


6. Wie das Reformgeld verwaltet wird 106


7. Was mit dem Gold gemacht wird 107


8. Wie die Beteiligten die Geldreform von ihren verschiedenen Standpunkt aus beurteilen 108


I. Der Arbeiter 108


II. Der Käufer 109


III. Der Verkäufer 111


IV. Der Kaufmann 114


V. Der Kassenbeamte 118


VI. Der Ausfuhrhändler 120


VII. Der Unternehmer 124


VIII. Der Wucherer 128


IX. Der Spekulant 130


X. Der Einbrecher 133


XI. Der Sparer 134


XII. Der Konsumverein 137


XIII. Der Soldat 139


XIV. Der Gläubiger 142







XV. Der Schuldner 145


XVI. Im Arbeitsamt 147


XVII. Der Mutualist 151


XVIII. Der Zinstheoretiker 154


XIX. Der Krisentheoretiker 161


XX. Der Werttheoretiker 169


XXI. Der Lohntheoretiker 176


B. Theorie der Geldreform


1. Warum man aus Papier Geld machen kann 178


2. Die Sicherheit des Geldes 191


3. Die Deckung des Papiergeldes 195


4. Welchen Preis soll das Geld erzielen? 198


5. Wie der Preis des Geldes mit mathematischer Genauigkeit ermittelt werden kann 199


6. Wie wird der ermittelte Preis des Geldes dauernd fest erhalten? 208


7. Der Maßstab für die Qualität des Geldes 213


8. Kurze Kritik der Goldwährung 218


9. Der sogenannte Wert und die Goldwährung 227


10. Warum die Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber versagt 233


11. Die Zinstheorie der Geldreform 238


12. Die Bestandteile des Bruttozinses 277


13. Der reine Kapitalzins – eine eherne Größe? 280


14. Die Einlösung des im Titel Versprochenen 287


Ankündigung der Zeitschrift: Die Geld- und Bodenreform 298


18







Einleitung


Was ist der volle Arbeitsertrag?


Wenn wir vom Rechte auf den „vollen“ Arbeitsertrag und von seiner


Verwirklichung sprechen wollen, so müssen wir uns vorher darüber verständigen,


was wir als „vollen“ Arbeitsertrag ansehen oder erklären wollen, denn sonst wer-


den wir uns unmöglich einigen können über die Mittel, die angewendet werden


müssen, um jenes Recht zu verwirklichen.


„Ein Recht verwirklichen“ heißt, einer Person irgendeine Sache rechtmäßig


zusprechen und sie vor den Angriffen schützen, die dritte Personen auf dieselbe


Sache machen könnten. Es gehören also dazu: Kläger (Berechtigte), Beklagte


(Nichtberechtigte) und Richter. Erhebt nun jemand Klage darüber, daß das Maß


seines Arbeitsertrages nicht „voll“ war, so muß er: 1) sich an einen Richter wen-


den, 2) den Beklagten namhaft machen und 3) den Beweis erbringen für die


Berechtigung seiner Klage.


Das wäre nun in bezug auf das Recht, das uns hier beschäftigt, eine heikle


Sache, denn wo ist der Maßstab, mit dem man nachmessen könnte, ob der


Arbeitsertrag wirklich nicht voll war; wo ist der Richter, der ohne gesetzlich aner-


kannten Maßstab die Begriffe „voll“, „halbvoll“, „übervoll“ in bezug auf den


Arbeitsertrag juristisch auszulegen wagen wird? Und wo ist schließlich der


Beklagte, den man wegen falschen Maßes zur Verantwortung ziehen könnte?


Man vergegenwärtige sich doch, worin der Arbeitsertrag überhaupt besteht! Das,


was ich mit dem Gelderlös meines verkauften Arbeitsproduktes auf dem Markt an


Gebrauchsgegenständen (oft von wildfremden Menschen) erstanden, das ist


mein Arbeitsertrag – ein Gemisch aus 1000 verschiedenen Gegenständen fester,


flüssiger, gasförmiger, manchmal sogar ätherischer Natur (Konzert z. B.),


Produkte fremder Menschen, fremder Länder, Arbeitsprodukte, an denen


Unzählige beteiligt sind. Ob dieser Ertrag voll, halb- oder übervoll ist – wer kann


das sagen? Ob möglicherweise eine Übervorteilung beim Verkauf gegen Geld,


oder beim Einkauf der Gebrauchsgegenstände stattfand?


Wenn es sich nur um das Recht auf das volle Arbeitsprodukt handelte, dann


wäre ja die Sache einfacher, dann würde jeder sagen: Seht da dieses Ding; ich


habe es gemacht, ohne meine Arbeit wäre es nicht da, folglich kann es nur mir


gehören, und ich stecke es ein. – Dann brauchte nur jeder dieses Eigentum zu


achten, und das Recht auf das volle Arbeitsprodukt wäre verwirklicht. Aber mit


der heutigen Entwicklung der Arbeitsteilung wäre jedem nur wenig mit dem Recht


auf das volle Arbeitsprodukt geholfen, denn nicht auf das Arbeitsprodukt hat es


heute der arbeitende Mensch abgesehen, sondern auf die mit dem


Arbeitsprodukte einzutauschenden Gebrauchsgegenstände, und was nun, wenn


er beim Tausch übervorteilt wird? Bei der Urwirtschaft, bei der jeder seine


Produkte selbst verbraucht, fällt Produkt und Ertrag in eins zusammen, und das


Recht auf das Produkt bedeutet für ihn Recht auf den Ertrag. Was hilft es aber


heute z. B. einem Arzt, daß er das Recht auf sein volles Arbeitsprodukt genießt,


wenn dann bei der Umwandlung seines Honorars
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oder Lohnes in Gebrauchsgegenstände die Plünderung losgeht in Form von


Zöllen, Monopolen, Zinsen, Rente, Profiten, Raub und Diebstahl?


Also, wo ist das Maß, womit der Richter den Arbeitsertrag nachmessen kann, wo
der Beklagte, gegen dessen Angriffe der Berechtigte geschützt werden soll? Einen
solchen Maßstab gibt es nicht, und so darf daher auch das Recht auf den vollen
Arbeitsertrag nicht aufgefaßt werden. Da der Arbeitsertrag gar nicht in eigenen
Arbeitsprodukten besteht, sondern in den auf dem Wege freihändigen Tausches
erworbenen Produkten anderer, so ist der Arbeitsertrag schon nicht mehr ein
Produkt der Arbeit, sondern das eines Vertrages, und bei Verträgen bildet doch der
Vertrag selbst das Recht. Stellt man aber das Recht über den Vertrag, so fällt letz-
terer fort, und dann hätten wir in bezug auf das Recht auf den vollen Arbeitsertrag
folgendes: Das „Recht“ anerkennt keinen Vertrag zwischen Käufern und
Verkäufern, wenn dieser dem „Recht“ widerspricht. Da es sich aber bei solchen
Verträgen regelmäßig nur um das Tauschverhältnis (Preise) handelt, so könnten
Rechtsverletzungen nur durch den geforderten Preis stattfinden. Das „Recht“
müßte also für alle Fälle das Tauschverhältnis angeben. Es müßte also ein allge-
meines großes Preisverzeichnis angelegt werden. Was das aber bedeutet, wird
jedem klar, wenn er bedenkt, daß für das Tauschverhältnis rein persönliche, wie
auch zeitliche und örtliche Umstände, neben der stetig wechselnden Qualität der
Waren, die wichtigsten Bestimmungsgründe abgeben. Wie aber, wenn der
Verkäufer nicht mit dem Kodexpreis zufrieden ist und den Verkauf verweigert? Soll
er dann zum Verkauf gezwungen werden? Das hebt dann das Eigentumsrecht, die
Kraft, die den Staat im Innersten zusammenhält, auf. Gesetzlicher Verkaufszwang
[nicht zu verwechseln mit materiellem Verkaufszwang.] und Eigentum sind Gegensätze.
Heben wir aber das Eigentum auf, so wird das Recht auf den vollen Arbeitsertrag
seines Zweckes beraubt, der doch offenbar darin besteht, das Eigentumsrecht auf
den Arbeitsertrag zu schützen.


Als Versuche einer solchen Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag kann man
bezeichnen: Die Maximalpreise Robespierres, das Arbeitsgeld Owens, die Normalarbeitszeit Rodbertus
etc.; ja selbst die Fiktion eines Geldes mit sogenanntem festen inneren Wert (!), welches die wissen-
schaftliche Grundlage unseres herkömmlichen Geldsystems bildet (eine nette Grundlage), kann als ein
solcher utopistischer Versuch angesehen werden. Arbeitsprodukt = x  Mark = Arbeitsertrag = Produkt.


Ein Recht, durch das dem Einzelnen sein voller Arbeitsertrag gesichert werden
soll, kann es also nicht geben; und wenn die Forderung auf ein solches
Individualrecht erhoben würde, mußten wir es für unmöglich erklären, einen Richter
anzustellen, der darüber zu entscheiden hätte, ob beim Tausch der Produkte der
Ertrag dem Produkte voll entspricht. Ein Individualrecht auf den vollen Arbeitsertrag
ist Schimäre.


Jedoch, wenn es auch kein Individualrecht auf den vollen Arbeitsertrag geben
kann, so ist ein Kollektivrecht dagegen sehr wohl denkbar; denn betrachten wir
Arbeit und Tausch vom Standpunkt der Kollektivität, so fällt Produkt und Ertrag,
genau wie bei der Urwirtschaft, in eins zusammen, und alle persönlichen, örtlichen,
zeitlichen und qualitativen Umstände, die den Einzelarbeitsertrag beeinflussen, 
fallen fort. Was der eine weniger einträgt, gewinnt der andere, die Gesamterträge 
entsprechen immer
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genau dem Gesamtprodukt. Vorausgesetzt natürlich, daß sämtliche
Arbeitsprodukte zur Verteilung innerhalb der Kollektivität der Arbeiter gelangen.
Ist diese Voraussetzung erfüllt, so ist der Kollektivarbeitsertrag „voll“, und das
Recht auf diesen verwirklicht.


Um das Kollektivrecht auf den vollen Arbeitsertrag zu verwirklichen, ist nichts von


alledem nötig, was das Individualrecht verlangt – kein Richter, kein Kläger, kein


Beklagter, kein gesetzlich anerkannter Maßstab zum Nachmessen, ob der


Arbeitsertrag dem Arbeitsprodukte voll entsprach. Kein Preiskodex, kein


Verkaufszwang, kein Attentat auf das Eigentum. Nur eine Bedingung ist zu erfüllen:


Es dürfen keine Arbeitsprodukte an Nichtarbeiter abgegeben werden; mit andern


Worten: Das arbeitslose Einkommen muß abgeschafft werden. Ist dies erreicht, so


ist damit auch der Beweis erbracht, daß das Kollektivrecht auf den vollen


Arbeitsertrag verwirklicht worden ist. Einen anderen Beweis als diesen kann es


nicht geben.


Mit der Verwirklichung des Kollektivrechts auf den vollen Arbeitsertrag werden


jedoch auch alle „Ansprüche“ des Individuums auf seinen vollen Arbeitsertrag,


soweit sie überhaupt mit dem Eigentumsrecht verträglich sind, befriedigt, denn


durch die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens wächst gleichzeitig mit dem


kollektiven Arbeitsertrag (Lohnfonds) auch der Einzelertrag und zwar in gleichem


Verhältnis. Betrug das arbeitslose Einkommen 20, 30 oder 40 Prozent des


Gesamtarbeitsproduktes, so steigt der Einzelarbeitsertrag auch um 20, 30 oder 40


Prozent – denn das Tauschverhältnis der Produkte wird ja dadurch nicht berührt.


Dieses Tauschverhältnis wird nach wie vor durch Nachfrage und Angebot bestimmt


werden, und zwar wird diejenige Arbeit den geringsten Ertrag geben, zu der der


Andrang verhältnismäßig am größten ist.


Christen und Kommunisten mögen darüber streiten, ob es richtig, gerecht, moralisch ist, daß eine
Arbeit darum schlechter entlohnt wird, weil sie von vielen gemacht werden kann, daß eine andere Arbeit
höhere Erträge gibt, nur weil sie wenige machen können. Wir haben es hier nicht mit dem Christentum
zu tun, sondern mit dem Eigentum, und solange das Eigentum besteht, wird man nicht verhüten kön-
nen, daß für ein gutes Buch bessere Preise erzielt werden, als für ein gewöhnliches. Will man dem
Austausch der Produkte eine brüderliche, christliche Unterlage geben, so schaffe man das Eigentum
zuerst ab. Beides, Christentum und Eigentum, läßt sich unmöglich vereinigen.


Es wird also immer mehr oder weniger große Unterschiede in der Größe der
Einzelarbeitserträge geben, aber diese Unterschiede sind vom Eigentumsrecht auf
das Arbeitsprodukt unzertrennbar. Das liegt daran, daß die Produkte verschieden
sind und muß in letzter Linie darauf zurückgeführt werden, daß das System der
Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot im Grunde genommen Wucher ist.
Weil das Angebot klein ist und die Nachfrage groß, erhöhe ich den Preis. Ich tue
das und kann es tun, weil dem kleinen Angebot gegenüber die Nachfrage sich in
einer „Notlage“ befindet Aber die Ausbeutung der Notlage ist Wucher. Daran läßt
sich aber wieder nichts lindern, ohne das Vertragsrecht beim Tausch und somit das
Eigentumsrecht anzutasten. Übrigens ist jedem der Ertrag der verschiedenen
Arbeiten bekannt, und wenn trotzdem jemand für sich das Straßenkehren als Beruf
wählt, so gibt er damit öffentlich seine Ansicht kund, daß er lieber eine Stunde die
Straße kehrt als fünf Minuten Ballett zu tanzen oder Unterricht in französischer
Gram-     Gramatik
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matik zu geben. Ob aber wieder nicht gerade dadurch jeder zu erkennen gibt, daß
er mit dem erwarteten Ertrag seine Arbeit voll bezahlt erachtet? Denn jeder sucht
doch das Ziel mit der geringsten Mühe zu erreichen. Dem Außenstehenden mag
der Ertrag der Arbeit des einen kärglich und der des anderen übervoll erscheinen,
aber nicht dem unmittelbar Beteiligten, denn dieser hat immer seinen persönlichen
Maßstab in seinen Muskeln und geistigen Fähigkeiten. Er ganz allein ist imstande,
Produkt und Ertrag gegeneinander abzuwägen, er ganz allein kann ein Urteil abge-
ben, wie hoch er die Mühe rechnet, eine Straße zu kehren oder ein mathemati-
sches Problem zu lösen. Lassen wir ihn also; er ist in bezug auf seinen
Arbeitsertrag gleichzeitig Abschätzer, Richter und Gerichtsvollzieher. Und dort
scheint mir das Ideal eines Rechtszustandes zu sein (der das Eigentum aner-
kennt), wo jeder sich seinen Arbeitsertrag selbst zumißt. Denn ein guter Richter
muß alles verstehen und die geheimsten Triebfedern unserer Handlungen kennen.
Wären uns aber alle diese Triebkräfte bekannt, so würden wir vielleicht die
Entdeckung machen, daß die auffälligen Unterschiede im Arbeitsertrag gar nicht
bestehen, weil z. B. die Produktion der Kartoffeln dem Bauer neben dem materiel-
len Ertrag noch die Gesundheit eintrug, während die mit den Kartoffeln einge-
tauschten Kohlen dem Grubenarbeiter neben der schrecklichen Arbeit unter der
Erde noch die Gesundheit kosteten.


So zerbrach ich mir lange Zeit den Kopf, warum mein Nachbar die Mistjauche auf dem Kopfe in
einem Kübel auf das Feld trug, wobei er sich regelmäßig von oben bis unten besudelte, statt Faß und
Wagen zu benutzen. Als ich ihn schließlich um Auskunft bat, warum er die schauerliche Arbeit auf so
schauerliche Weise anführte, antwortete er: So dauert das Vergnügen länger; mit dem Wagen wäre
ich ja gleich fertig! Also, wie will der Außenstehende Produkt und Ertrag gegeneinander abwägen?
Was der eine um nichts in der Welt machen würde, betrachtet der andere als ein Vergnügen, für das
er unter Umständen noch gern etwas bezahlen würde.


Wir müssen also zugeben, daß mit der Verwirklichung des Kollektivrechts auf


den vollen Arbeitsertrag auch die Rechte des Individuums berücksichtigt werden,


soweit von „Recht“ hier überhaupt die Rede sein kann und sich das mit dem


Eigentumsrecht verträgt.


–


Das arbeitslose Einkommen, dessen Abschaffung die einzige, aber notwendige


Voraussetzung der Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag bildet,


setzt sich zusammen aus Zins und Rente.


Neben Zins und Rente gibt es zwar in unserer heutigen Volkswirtschaft noch


mancherlei Einkommen, das oft schwer auf sichtbare Arbeit zurückzuführen ist;


geht man jedoch der Sache auf den Grund, so findet man, daß, wo es sich z. B.


um Unternehmer, Kaufleute und Erfinder handelt, in der Regel durch irgendeine


Einrichtung, die die geistige Arbeit des Unternehmers usw. darstellt, die Herstellung


der Waren vereinfacht oder die Produktions- und Handelsspesen ermäßigt worden


sind. Ein Kaufmann, der einen oder eine Reihe von Zwischenhändlern ausschaltet,


ein Erfinder, der mehrere Handgriffe überflüssig macht, streichen gewiß oft recht


erkleckliche Summen ein, aber diese Summen bedeuten doch immer nur einen


Teil, oft sogar nur einen ganz winzigen Teil des Zuwachses, den der allgemeine


Arbeitsertrag infolge jener Einrichtungen
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erfahren hat. Wenn nun aber jemand den allgemeinen Arbeitsertrag vermehrt, kann


man dann noch sagen, daß sein Einkommen ein arbeitsloses sei? Es kommt doch


immer nur auf den Ertrag an; die Arbeit, wenn wir sie ganz sparen könnten, würde


niemand vermissen. Ob nun jemand wie ein Stier von früh bis spät arbeitet oder ob


er, um dasselbe Produkt zu erzielen, seine Maschine mit einer Neuerung versah, die


ihr Produkt verzehnfacht – was geht das die Anderen an? Die Größe der Arbeit wird


von der Kollektivität mit dem Produkt gemessen, nicht mit dem daran verausgabten


Schweiß oder gar mit der Fabrikuhr.


Alle, die den kollektiven Arbeitsertrag vermehren, gehören also zur Kollektivität der
Arbeiter; ihr Einkommen ist kein arbeitsloses, sie stehen der Verwirklichung des
Rechts auf den vollen Arbeitsertrag nicht im Wege. Ihr Einkommen, und wenn es
noch so groß erscheint, wird niemals das Maß überschreiten können, um welches der
allgemeine Arbeitsertrag oder Lohnfonds durch ihre Arbeit vergrößert wurde.


Es verbleiben also als wirklich arbeitslose Einkommen nur der Kapitalzins und die
Grundrente. [Die staatlichen Sinekuren fallen im Arbeiterstaat selbstverständlich fort.]
Gelingt es mir, den Nachweis zu liefern, daß diese beiden Abzüge vom allgemeinen
Arbeitsertrag (Lohnfonds) abgeschafft werden können, so wird man meine Aufgabe
als gelöst erklären müssen.


Wenn dann als Nebenprodukt der Reformen, die zur Erreichung unseres Zieles ein-
geführt werden müssen, der Einzelarbeitsertrag noch um ein Erkleckliches erhöht
wird, weil:


1. die Handelsspesen durch die Beschleunigung und Sicherung des
Warenaustausches ganz außerordentlich herabgesetzt werden,


2. die Arbeitslosigkeit, die Arbeiterreserven, die Wirtschaftskrisen unmöglich 
werden,


so steht das zwar nicht unmittelbar in Beziehung zum Recht auf den vollen
Arbeitsertrag, wohl aber zu einem verwandten Begriff, dem „Recht auf das volle
Arbeitsprodukt.“ Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag setzt voraus, daß kein
arbeitsloses Einkommen den Kollektivarbeitsertrag schmälert, das Recht auf das volle
Arbeitsprodukt dagegen verlangt, daß sämtliche Produkte innerhalb der Kollektivität
ohne Abzug zur Verteilung gelangen. Nun wird aber durch den Tausch bzw. durch die
mit dem Tausch verbundene Arbeit (die auch ihren vollen Ertrag beansprucht) wieder
ein Teil, sogar ein recht bedeutender Teil (man rechnet mit 25-30-35%) wieder ver-
braucht, so daß entsprechend weniger Produkte zur Verteilung unter die eigentlichen
Produzenten gelangen. Die Arbeit des Kaufmanns ist ja, so wie die Dinge heute lie-
gen, ganz unentbehrlich; aber es ist keine Arbeit, die das Gesamtprodukt erhöht, im
Gegenteil, es ist eine zerstörende Arbeit, und je mehr der Kaufmann arbeiten muß,
um den Tausch der Produkte zu vermitteln, um so weniger Produkte bleiben für die
Verteilung übrig. Um also das Recht auf das volle Arbeitsprodukt zu verwirklichen,
dürfte der Austausch (wozu die Ortsveränderung der fertigen Waren, also die Fracht,
auch noch zu rechnen wäre) überhaupt keine Arbeit verursachen, was allerdings
unmöglich ist.


Von diesem Standpunkt aus betrachtet, muß das Recht auf das volle Arbeitsprodukt
allerdings als ein Ideal angesehen werden; aber diesem Ideal, so unerreichbar es ist,
nähern wir uns mit unseren Reformen fast bis an den Sockel.
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Eine ganz andere Sache wieder ist das „Recht des Einzelnen auf volle Ausnutzung 
seiner Arbeitskraft.“ Die Verwirklichung dieses Rechts verlangt, daß die Marktverhältnisse
dem Arbeiter für die volle Ausnutzung seiner Arbeitskraft keine Schranken setzen, so daß
der Arbeiter nach Maßgabe seiner Arbeitskraft auch seinen Arbeitsertrag vergrößern kann
– wenn ihm das als notwendig oder wünschenswert erscheint. Unbegrenzter Absatz, die
Verhinderung der Arbeitslosigkeit und der Wirtschaftskrisen – das sind die
Voraussetzungen für die Verwirklichung dieses Rechts. Und diese Voraussetzungen 
werden mit unseren Reformen voll erfüllt werden. Diese werden also ein dreifaches Recht
verwirklichen:


Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag
Das Recht auf das volle Arbeitsprodukt
Das Recht des Einzelnen auf volle Ausnutzung seiner Arbeitskraft
In Ziffern ausgedrückt, liefert uns das Gesagte folgende Rechnung:


1. Vor der Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag
Einzelbeiträge zum Kollektivarbeitsprodukt:


Landwirtschaft 2000


Industrie 2000


Kunst, Wissenschaft, Staatsbetrieb 1000


Kollektivarbeitsprodukte 5000


ab: Kapitalzins 1000


Grundrenten 1000 2000


Kollektivarbeitsertrag oder Lohnfonds 3000


Dieser Lohnfonds (den man sich in Waren, nicht in Geld vorzustellen hat) kommt durch
den Tausch zur Verteilung unter die oben bezeichneten verschiedenen Arbeiterkategorien,
zu denen aber noch die Kaufleute treten, die die Verteilung vermitteln. Der Einzelertrag
wird durch die Berufswahl nach dem Grundsatz bestimmt, daß Nachfrage und Angebot
das Tauschverhältnis der Produkte bestimmen. Die Größe des Lohnfonds hängt ab von
der Produktivität der Arbeit einerseits und von den Abzügen durch Zins und Rente anderer-
seits.


2. Nach der Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag:


Einzelbeiträge zum Kollektivarbeitsprodukt:


Landwirtschaft 2000


Industrie 2000


Kunst, Wissenschaft, Staatsbetrieb 1000


Kollektivarbeitsprodukte5000


ab: Kapitalzins —


Grundrenten —


Kollektivarbeitsertrag oder Lohnfonds 005000


Der Lohnfonds oder der Kollektivarbeitsertrag ist also gleich dem Kollektivarbeitsprodukt.
Die Verteilung erfolgt nach dem gleichen Grundsatz wie bei Nr. 1. Der Arbeitsertrag ist
„voll“, weil kein arbeitsloses Einkommen den Lohnfonds geschmälert hat. Eine
Veränderung kann der Lohnfonds nur durch eine Veränderung im Kollektivarbeitsprodukte
erfahren.
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I.  Die Bodenreform  oder die Abschaffung der Privatgrundrente,


des ersten und wichtigsten Bestandteil des arbeitslosen


Einkommens







1. Die Grundrententheorie


Der Grundbesitzer hat es in der Hand, seinen Boden bebauen zu lassen oder


es nicht zu tun. Die Erhaltung seines Besitzes ist von der Bebauung unabhängig.


Der Boden verdirbt nicht unter der Brache, im Gegenteil, er wird dadurch besser;


bot doch die Brache unter der Dreifelderwirtschaft die einzige Möglichkeit, den


erschöpften Boden wieder fruchtbar zu machen.


Ein Grundbesitzer hat also gar keine Ursache, seinen Besitz (Acker, Bauplatz,


Erz- und Kohlenlager, Wasserkraft, Wald usw.) anderen zur Benutzung zu über-


lassen ohne Entgelt. Wird dem Grundbesitzer für solche Benutzung keine


Vergütung (Pachtzins) angeboten, so läßt er den Boden brach. Er ist vollständig


Herr über seinen Besitz.


Hier kann ich schon mit Nutzen für das Verständnis der später zu besprechenden Geldreform die
Bemerkung einschalten, daß neben dem Grund und Boden auf dem Erdenrund nur noch das Gold
die Fähigkeit hat, den Zerstörungselementen der Natur zu trotzen, d. h. durch die Brache nicht zu lei-
den. Vergräbt man einen Goldschatz auf einem Stück Brachland, so würde man noch nach 1000
Jahren Land und Gold völlig unversehrt wiederfinden. Alles andere dagegen wird durch die Natur frü-
her oder später zerstört. Die Häuser stürzen ein, wenn sie nicht fortdauernd unterhalten werden, die
Rohstoffe und Fabrikate verderben, die Maschinen verrosten und veralten, ja man kann sagen, daß
das bewegliche Kapital zum größten Teil schon im Laufe des ersten Jahres in Schutt zerfallen wurde,
wenn es nicht in der Produktion verbraucht und umgestaltet würde. Da, wie wir sehen werden, die
Möglichkeit der Beseitigung des Kapitalzinses sich ganz allein auf diese Eigenschaft der
Realkapitalien stützt, so bitte ich diesem hochinteressanten Umstand schon hier volle
Aufmerksamkeit zu schenken.


Darum wird auch jeder, der Boden braucht und sich an die Grundbesitzer wen-


det, sich regelmäßig und selbstverständlich zu einer Leistung (Pachtzins) beque-


men müssen. Und wenn wir die Erdoberfläche und ihre Fruchtbarkeit vervielfälti-


gen – es würde doch keinem Grundbesitzer einfallen, ohne Entgelt den Boden


anderen zu überlassen. Der Zins ist eine selbstverständliche Voraussetzung


jeder Pachtung, weil der Druck des Wettbewerbs im Angebot von Pachtland nie-


mals bis zur Unentgeltlichkeit des Bodens reichen kann.


Wieviel wird nun der Grundbesitzer fordern können? Die Grundrententheorie


Ricardos beantwortet diese Frage.


Diese Theorie soll viel älteren Ursprungs sein; es heißt, man habe sie in alten englischen Schriften
gefunden. Es ist aber das Verdienst Ricardos, ihr allgemeine Anerkennung verschafft zu haben.
Theorien sind ja an sich billig wie Gedanken, das Verdienst liegt darin, die Anerkennung der Theorie
zu erzwingen.


Hier ist sie: Wenn die ganze Erdoberfläche für die Ernährung der Menschen


nötig wäre, wenn in der Nähe und Ferne überhaupt kein freies
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Land mehr zu finden, die gesamte Erde in Kultur und Besitz genommen wäre,
dann würde die Abhängigkeit der Besitzlosen von ihren Grundherren eine eben-
so unbedingte sein wie zur Zeit der Leibeigenschaft, und dementsprechend wür-
den auch die Grundbesitzer ihre Forderungen bis zur Grenze des überhaupt
Erreichbaren heraufschrauben: D. h., sie würden das volle Arbeitsprodukt, die
volle Ernte, für sich beanspruchen und davon dem Arbeiter, wie einem Sklaven,
aus Gnade so viel abtreten, wie zu seiner Erhaltung und Fortpflanzung nötig
wäre. In diesem Falle wäre die Voraussetzung erfüllt für das unbedingte Walten
des sogenannten „ehernen Lohngesetzes.“ Der Bauer wäre auf Gnade und
Ungnade den Grundbesitzern ausgeliefert, und die Grundrente wäre gleich dem
Ertrag des Ackers, abzüglich der Futterkosten für Bauer und die Zugtiere und
abzüglich des Kapitalzinses.


Diese unentbehrliche Voraussetzung für den ehernen Lohn und infolgedessen
auch für die Gleichheit zwischen Rente und Ernte trifft jedoch nicht zu, denn die
Erde ist größer, sogar sehr viel größer und fruchtbarer als zur Erhaltung ihrer
heutigen Bewohner nötig. Sogar bei der jetzigen extensiven Bewirtschaftung ist
sicherlich kaum ein Drittel der Fläche ausgenutzt, das übrige ist brach und viel-
fach herrenlos. Ginge man überall zur intensiven Kultur über, so würde vielleicht
ein Zehntel der Erdoberfläche schon genügen, um die Menschheit mit dem Maß
von Lebensmitteln zu versorgen, das den Arbeitern heute durchschnittlich zur
Verfügung steht. Neun Zehntel der Erdoberfläche könnten in diesem Falle brach
liegen. (Was allerdings nicht bedeuten soll, daß man sich damit begnügen
würde. Wenn jeder Arbeiter sich satt essen will und sich nicht mit Kartoffeln
begnügt, wenn jeder Arbeiter ein Reitpferd halten will, einen Hof mit Pfauen,
Tauben; wenn er einen Rosengarten, einen Teich zum Baden haben will, dann
könnte unter Umständen die Erde noch zu klein sein.)


Entsumpfung, Berieselung, Bodenmischung, Rigolen, Sprengung von Felsen, Mergelung,
Anwendung künstlicher Düngemittel, Wahl der Kulturpflanzen, Veredelung der Pflanzen und Tiere,
Vernichtung von Schädlingen bei Obstbäumen, Weinbergen, Verfolgung der Wanderheuschrecken,
Ersparnis an Arbeitstieren durch Eisenbahnen, Kanäle, Automobile; bessere Ausnutzung der
Futterstoffe durch Austausch, Einschränkung der Schafzucht durch die Baumwollkultur, Vegetarismus
usw. usw.


Durch absoluten Mangel an Boden ist also heute niemand gezwungen, sich an
die Grundbesitzer zu wenden, und weil dieser Zwang fehlt (aber auch nur
darum), ist auch die Abhängigkeit der Besitzlosen vom Grundbesitzer begrenzt.
Nur haben die Grundbesitzer das Beste des Bodens in Besitz, und in der Nähe
wenigstens sind nur solche Striche noch herrenlos, deren Urbarmachung sehr
viel Arbeit kostet. Auch fordert die intensive Kultur beträchtlich mehr Mühe, und
nicht jedermanns Sache ist es, auszuwandern, um die herrenlosen Länder in der
Wildnis zu besiedeln; ganz abgesehen davon, daß die Auswanderung Geld
kostet und daß die Produkte jener Ländereien nur mit großen Unkosten an
Fracht und Zoll auf den Markt gebracht werden können.


Das alles weiß der Bauer, das alles aber weiß auch der Grundherr. Ehe also
der Bauer sich zur Auswanderung entschließt, oder ehe er das in der Nähe lie-
gende Moor entsumpft und urbar macht, ehe er zur Gartenwirtschaft übergeht,
fragt er den Grundherrn, was er an Pachtzins für seinen Äcker fordern würde.
Und ehe der Grundherr diese Frage be-      beantwortet
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antwortet, greift er erst zu Papier und Tinte und rechnet. Er berechnet den
Unterschied zwischen dem Ertrag der Arbeit auf seinem Acker und dem Ertrag der
Arbeit auf Ödland, Gartenland und herrenlosem Land in Afrika, Amerika, Asien und
Australien. Denn diesen Unterschied will er für sich haben, den kann er als Pacht
für seinen Acker fordern. Die Rechnung ist mehr lang als schwierig; jeder, der über
einen Zoll- und Prachttarif verfügt, die Höhe des Kapitalzinses kennt und landwirt-
schaftliche Kenntnisse besitzt, vermag die Rechnung zu machen. Es sind einfache
Additionsrechnungen.


Hier ist ein Beispiel:


1. Rechnung des Auswanderers:


Reisegeld für sich und seine Familie 1000 Mk.


Unfall- und Lebensversicherung während der Reise 200 Mk.


Krankenversicherung für die Akklimatisation, d. h. die Summe, welche die
Krankenversicherung für das besondere Risiko des Klimawechsels berechnen
würde 200 Mk.


Nationalitäts-, Sprachen- und eventuell Religionswechsel 5 Mk.


Besitznahme, Abgrenzung und Roden des Urwaldes 595 Mk.


An Betriebskapital wird die gleiche Summe vorausgesetzt, die der Bauer in
Deutschland braucht; es ist also nicht nötig, diese hier anzuführen —


Kosten der Ansiedelung: 2000 Mk.


Diese Kosten des Auswanderers, die der Pächter in Deutschland spart, werden
dem Betriebskapital zugerechnet, dessen Zinsen als Betriebsunkosten, verrechnet
werden 5% von 2000 = 100 Mk.


Nehmen wir nun an, daß der Ansiedler mit gleicher Arbeit dieselben Produkte
erzeugt wie auf dem heimischen Boden, dessen Konkurrenz hier in Betracht steht,
so muß berücksichtigt werden, daß es der Bauer, wie jeder Arbeiter, gar nicht
direkt auf diese Produkte abgesehen hat, sondern auf das, was er mit seinen
Produkten an Gebrauchsgütern eintauschen kann. Diese interessieren ihn allein;
um sich diese zu beschaffen, arbeitet er. Der Ansiedler muß also seine Produkte
auf den Markt bringen, und den Gelderlös muß er wieder in Waren umsetzen und
diese nach Hause schleppen. Der Markt für diesen Austausch der Produkte ist nun
in der Regel weit ab; nehmen wir an, es wäre Deutschland, wo ja große Massen
landwirtschaftlicher Produkte eingeführt werden müssen, so hat der Auswanderer
zu zahlen:


Pracht für Fuhrwerk, Bahn, Seeschiff und Kahn 200 Mk.


Einfuhrzoll in Deutschland 400 Mk.


Pracht für Kahn, Seeschiff, Bahn und Fuhrwerk auf die ein getauschten
Gebrauchsgüter 200 Mk.


Zoll darauf bei der Einfuhr in seiner neuen Heimat 100 Mk.


[Will der Aussiedler diese Kosten sparen und verkauft er seine Produkte auf dem Platze, so erhält er
einen entsprechend niedrigeren Preis.]   Summe: 1000 Mk.
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D. h., für die Produkte seiner Arbeit auf dem herrenlosen Lande in Amerika wird
er 1000 Mk. weniger an Tauschgütern einheimsen als der Acker bei gleicher
Arbeit in der Heimat abwirft. Wenn ich also, so rechnet der Grundherr, für diesen
Acker 1000 Mk. an Pacht fordere, so steht sich wirtschaftlich der Pächter nicht
schlechter dabei, als wenn er auswandert.


Der gleiche wirtschaftliche Unterschied zugunsten des obigen im Wettbewerb stehenden Ackers


ergibt sich, wenn Ödland urbar gemacht werden soll, nur treten hier anstelle der Fracht- und


Zollkosten die Zinsen für das in der Urbarmachung aufgewendete Kapital (Entwässerung des


Moores, Mischung der verschiedenen Bodenschichten, Entsäuerung mit Kalk und Düngung). Bei der


intensiven Kultur treten an die Stelle von Zinsen und Frachten höhere Kulturkosten.


Mehr als 1000 Mk. wird der Bauer nicht zahlen, denn sonst wandert er aus,


weniger brauche ich nicht zu fordern, weil ja mit dieser Summe erst das herrenlo-


se Land (wie auch das Ödland und die intensive Kultur) den Wettbewerb eröff-


net. Also fordere ich 1000 Mk.


Dieser Pachtzins oder die Grundrente ist also weiter nichts als der Unterschied
zwischen den in Gebrauchsgüter umgewandelten Produkten der Arbeit auf den
verschiedenen Bodenflächen. Alle Unterschiede des Bodens in bezug auf


Fruchtbarkeit, Klima, Marktnähe, Zölle, Frachten usw. werden durch die


Grundrente ausgeglichen. (Man beachte, daß ich die Arbeitslöhne hier nicht


anführe; es geschieht mit Bedacht.)


Die Grundrente verwandelt in wirtschaftlicher Beziehung den Erdball in eine für


den Pächter, Unternehmer, Kapitalisten durchaus gleichartige, eintönige Masse.


So sagt Flürscheim [Clue to the Economic Labyrinth.]: „Wie alle Unebenheiten des


Meeresbodens durch das Wasser zu einer glatten Fläche umgewandelt werden,


so ebnet die Rente den Boden.“ Und zwar setzt sie (und das ist das


Interessante) den Ertrag der Arbeit für alle Bebauer des Bodens gleichmäßig auf


den Ertrag herab, den man vom Ödland in der Heimat oder vom herrenlosen


Boden in der fernen Wildnis erwarten kann. Die Begriffe fruchtbar, unfruchtbar,


lehmig, sandig, sumpfig, mager, fett, gut- und schlechtgelegen werden durch die


Grundrente in wirtschaftlicher Beziehung wesenlos. Die Grundrente macht es für


alle Arbeiter völlig gleichgültig, ob sie Schiffsland in der Eifel, Gartenboden in


Berlin oder Weinberge am Rhein bearbeiten.


Dies ist die Grundrententheorie Ricardos, in der volkswirtschaftlichen


Wissenschaft einer der Lehrsätze, der, den Zweifeln entrückt, als unanfechtbare


Wahrheit allgemein anerkannt, als Gemeingut angesehen werden kann.


2. Einflüsse, denen der Arbeitsertrag auf Freiland ausgesetzt ist


Der Reinertrag der Arbeit auf Frei- und Ödland (der nicht mit dem „vollen“


Arbeitsertrag zu verwechseln ist) liefert den Maßstab für den Lohn im allge-


meinen, und als solchen Reinertrag bezeichneten wir die nach Verzinsung des


Kapitals mit dem Gelderlös der verkauften Produkte eingetauschten


Gebrauchsgegenstände (Waren).


29







Zu den Umständen, die diesen Ertrag beeinflussen, müssen wir in erster Linie die
Entfernung rechnen zwischen dem herrenlosen Boden und dem Orte, wo die
Produkte verbraucht, die eingetauschten Gebrauchsgegenstände erzeugt oder von
allen Teilen der Welt zusammengebracht werden. Wie wichtig die Entfernung ist,
sehen wir am besten am Preisunterschied zwischen einem Acker in der Nahe der
Stadt und einem gleich guten weit ab vom Markte. Worin liegt der Preisunterschied
begründet? In der Entfernung.


Handelt es sich z. B. um die kanadische Weizenregion, wo noch heute gutes
Heimstättenland zur freien Verfügung steht, so muß das Getreide zuerst vom Felde
mittelst Fuhrwerks nach der mehr oder weniger entfernten Bahn gebracht werden,
die es nach Montreal befördert, wo die Umladung auf Seeschiffe stattfindet. Diese
bringen das Getreide nach Europa, etwa nach Rotterdam, wo wieder eine Umladung
auf Rheinschiffe nach Mannheim und von hier auf Bahnwagen nötig wird, um den
Markt (Stuttgart, Straßburg, Zürich usw.) zu erreichen, wo es nach der Verzollung zu
denselben Preisen verkauft werden muß wie die an Ort und Stelle gewachsene
Frucht. Es ist eine lange Reise, und sie kostet viel Geld, aber das, was nun von dem
Marktpreis nach Abzug der Zölle, der Fracht, Versicherung, Maklergebühren,
Stempel, Zinsen des Geldvorschußes, Säcke usw. usw. übrig bleibt, das ist erst der
Gelderlös, mit dem den Ansiedlern in der Einöde von Sascachevan nur wenig
gedient wäre. Dieser Gelderlös muß nun in Gebrauchsgegenstände umgesetzt wer-
den – Salz, Zucker, Tuch, Waffen, Maschinen, Bücher, Kaffee, Möbel usw. usw., und
erst nachdem alle diese Gegenstände glücklich im Hause des Ansiedlers eingetrof-
fen sind und die Fracht darauf bezahlt ist, kann der Arbeiter sagen: Das ist mein rei-
ner Arbeitsertrag. Wie sehr nun dieser Arbeitsertrag von den Frachtsätzen abhängig
sein muß, geht aus obiger Darstellung klar hervor. Diese Frachtsätze sind nun in den
letzten Jahrzehnten andauernd herabgegangen, wie folgende Tabelle zeigt:


Frachtkosten für 1000 kg Getreide von Chicago nach Liverpool:


1873 = 67 Mk.


1880 = 41 Mk.


1884 = 24 Mk. [Mulhall, Dictionary of Statistics.]


Das sind also schon von Chicago bis Liverpool 43 Mk. Frachtersparnis für jede
Tonne Weizen, ein Sechstel des damaligen, ein Viertel des jetzigen Preises. Aber 
die Strecke Chicago-Liverpool ist nur eine Teilstrecke der Reise Sascachevan-
Mannheim, also sind obige 43 Mk. auch nur ein Teil der wirklichen Frachtersparnis.
Diese Ersparnis kommt aber auch der Rückfracht zustatten, so daß der Ansiedler in
Kanada heute an Frachten für jede Tonne Getreide und ihr Tauschprodukt wohl 80
Mk. – spart. (1873 war übrigens die Grenze des Freilandes noch nicht so weit
zurückgeschoben.)


Diese Frachtersparnis kommt nun dem Ansiedler und durch die Rückwirkung auch
dem allgemeinen Arbeitslohn zugute, und wenn die Löhne nicht im gleichen
Verhältnis gestiegen sind, so liegt das in erster Linie gerade au dieser Rückwirkung
auf den gemeinen Arbeitslohn, durch die das bestehende Tauschverhältnis zwischen
den Produkten der Landwirtschaft und Industrie verschoben wird. Durch diese
Verschiebung verteilt sich der Gewinn des Ansiedlers auf alle Arbeiter.


Denn erhält der
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Ansiedler infolge der Frachtersparnis ein Mehr von 80 Mk. per Tonne Weizen, während
der Lohn der Industriearbeiter unverändert bleibt, so findet durch Auswanderung eine
Verschiebung der Arbeiter von der Industrie zur Landwirtschaft statt. Hierdurch ver-
schiebt sich aber auch das bestehende Verhältnis im Angebot der landwirtschaftlichen
Produkte zugunsten der Industrieprodukte. Der Preis ersterer sinkt, der der letzteren
steigt, und durch diese Verschiebung der Preise, die mit einer Lohnverschiebung 
verknüpft ist, gleicht sich der Ertrag der Arbeit des Ansiedlers und der des
Industriearbeiters aus. Rechnet man einen Industriearbeiter auf einen Landarbeiter, so
gehen von den 80 Mk. Frachtersparnissen also dem Ansiedler 40 Mk. durch die allge-
meine Lohnerhöhung und die erhöhten Preise bei seinen Einkäufen wieder verloren.


Wie hoch wir aber auch die Summe einschätzten, die die Frachtersparnisse aus-
machen, sie würde bei Weitem nicht ausreichen, um mit ihrer Hilfe sämtlichen Arbeitern
eine Lohnerhöhung zu gewähren, die der Mehreinnahme des Ansiedlers von 40 Mk.
pro Tonne Weizen entspricht. Rechnen wir auf den Ansiedler nur zehn Tonnen Weizen,
so ergibt das eine Summe von 400 Mk. auf den Ansiedler und eine entsprechende
Lohnerhöhung von 400 Mk. für sämtliche Arbeiter. Eine ungeheure Summe, der gegen-
über die Summe der Frachtersparnisse verschwindend klein ist. Woher kommt nun das
Geld zur Deckung dieses Fehlbetrags? Antwort: von den Grundrenten, die infolge der
billigen Frachten auf das auswärtige Getreide allgemein um 40 Mk. per Tonne Land
(eine Tonne Land = die Landfläche, auf der eine Tonne Weizen wächst) fallen müssen
– eine Summe, die ebenso ungeheuer ist wie die der um 400 Mk. erhöhten Löhne.


In Zahlen ausgedrückt, erhalten wir über das Verhältnis zwischen Arbeitsprodukt auf
Freiland, Lohn und Grundrenten folgende zwei Rechnungen, auf die ich des Lesers
volle Aufmerksamkeit lenken möchte:


Nr.  1 .  Frachtsatz  67 Mk.  vom Jahre 1873


Arbeitsprodukt auf Freiland in Saseachevan:


10 t Weizen, in Mannheim zu 250 Mk. verkauft 2500 Mk.


hiervon ab:


Fracht auf den Weizen 10 ✕ 67 = 670 Mk.


Fracht auf die eingetauschten Waren 670 Mk. 1340 Mk.


1160 Mk.


Kapitalzins 160 Mk.


Reinertrag der Arbeit auf Freiland 1000 Mk.


Da diesem Reinertrag der Arbeitslohn in Deutschland entsprechen muß, kostet die
Bewirtschaftung von zehn Tonnen Land [Dänisches Maß; bedeutet so viel Land, wie
nötig ist, um eine Tonne Weizen (oder das Äquivalent) zu bauen. Da sich dieses Maß
für volkswirtschaftliche Berechnungen vorzüglich eignet, werde ich stets nach Tonnen
und nicht nach Hektar rechnen.] an Lohn 1000 Mk.


das Arbeitsprodukt, 10 t Weizen á 250 Mk. 2500 Mk.


1500 Mk.


hiervon ab Kapitalzins wie oben 160 Mk.


Überschuß – Pacht oder Rente 1340 Mk.
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Nr.  2 .  Frachtsatz  24 Mk.  vom Jahre 1884


Arbeitsprodukt auf Freiland in Sascachevan:


10 t Weizen, in Mannheim zu 250 Mk. verkauft 2500 Mk.


hiervon ab:


Fracht auf den Weizen 240 Mk.


Rückfracht auf die Tauschware 240 Mk. 0480 Mk.


Kapitalzins (wie bei Nr. 1) 0160 Mk.


Überschuß 1860 Mk. 1860 Mk.


Gegenüber dem Reinertrag von Rechnung Nr.1 1000 Mk.


ergibt sich also ein Mehrerlös von 0860 Mk.


Von diesem Mehr geht durch die allgemeine Lohnerhöhung die Hälfte 


beim Umsatz des Gelderlöses durch die im Preise gestiegenen Waren 


wieder verloren, also 0430 Mk.


Reinertrag 1430 Mk.


Da diesem Reinertrag der Arbeit auf Freiland der Lohnsatz entsprechen 


muß, kostet jetzt der Lohn für die Bewirtschaftung von 10 t Land in 


Deutschland nicht mehr 1000, sondern 1430 Mk.


während das Arbeitsprodukt (10 t Weizen wie oben) für 2500 Mk.


verkauft werden muß, wodurch der Überschuß (Pacht, Rente) 


herabgesetzt wird auf 1070 Mk.


Woher das Geld für die durch die Frachtermäßigung veranlaßte allgemeine


Lohnerhöhung kommen muß, ist also klar: Aus den Taschen der Grundrentner kommt


das Geld. Daher auch die Klagen der Grundrentner, daher die sogenannte Not der


Landwirtschaft (Not der Rentner), daher der Ruf nach Schutz, nach Zöllen.


Durch die Zölle wird der Einfluß der billigen Frachten auf die Grundrente wieder auf-


gehoben; durch die Zölle wird der Ertrag der Arbeit auf dem konkurrierenden Freiland


wieder auf die frühere Höhe herabgesetzt; durch die Zölle wird eine Erhöhung der


Löhne verhindert. Die Not der Rentner kann eben nur auf Kosten der Arbeiter beseitigt


werden.


In pseudofreiländlerischen Zeitungen wird den Agrariern oft der Rat gegeben, sie soll-


ten, statt nach Staatshilfe zu schreien, doch lieber auf dem Wege der Selbsthilfe, durch


verbesserte Produktionsmethoden, sich aus ihrer Notlage zu reißen suchen. Der Rat ist


leichtsinnig, denn abgesehen davon, daß verbesserte Produktionsmethoden nicht so


wie Brot zu kaufen sind, sondern erst erfunden werden müssen, würde ihre Anwendung


ja auch wieder den Ansiedlern auf Freiland im gleichen Maße zustatten kommen. Und


es ist doch nicht die absolute Menge des Ackerproduktes, sondern die relative, die die


Rente bestimmt. Die Grundrentner haben es aber einzig und allein auf die Rente abge-


sehen; das Ackerprodukt ist ihnen völlig gleichgültig. Dabei ist noch hier wohl zu beach-


ten, daß durch Verbesserungen in der landwirtschaftlichen Technik, die die


Fruchtbarkeit vermehren (billige Kunstdünger, neue Kulturpflanzen etc.), die Fläche des


Ackerbodens verringert wird, die zur Erzielung der Nahrungs-   Nahrungsmittel
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mittel nötig ist. Es müßte also eine dieser Verringerung entsprechende Fläche
Boden wieder aufgegeben werden, natürlich zuerst die abgelegensten, wodurch
aber wieder die Grenze des Freilandes näher gerückt wird, die Frachtkosten des
konkurrierenden Freilandes verbilligt, verringert werden. Dadurch würde sich
aber die Not der Grundrentner erst recht fühlbar machen.


Den Grundrentnern ist durch den Fortschritt in der landwirtschaftlichen Technik


nicht zu helfen, und es ist unehrlich, wenn von den Pseudofreihändlern die „Not


der Grundrentner“ auf rückständige Technik zurückgeführt wird. Wenn die


Grundrente, das arbeitslose Einkommen, durch technische Verbesserungen


gehoben werden könnte, so wäre ja der alte freihändlerische Grundsatz Unsinn,


daß alle Verbesserungen der Technik der Arbeit zugute kommen.


Den Grundrentnern kann nur durch den Rückschritt in technischer und politi-


scher Hinsicht geholfen werden. Das liegt im Wesen der Grundrente begründet.


Wenn die Technik der Landwirtschaft so weit gediehen wäre, daß die Hälfte der


deutschen Ackerbaufläche genügen würde für die Ernährung des Volkes, so läge


die andere Hälfte als Freiland brach zur Verfügung der Arbeiter, und wer würde


dann noch Pacht für den Boden zahlen? Der höchste Triumph der Technik und


des Fortschrittes wurde mit dem völligen Ruin der Grundrentner verbunden sein.


Der Arbeitsertrag, auch der der Landwirte, würde steigen, wir hätten eine 


blühende Landwirtschaft und hohe Löhne, aber magere Rentner, bankrotte


Hypothekenbanken. Kulturhindernisse dagegen, Reaktion und Abschließung, das


kommt der landwirtschaftlichen Grundrente zustatten; chinesische Mauern, Zölle,


versandete Kanäle, Seeräuber, die die Schiffahrt unsicher machen, Abschaffung


der Freizügigkeit, Gesetzlosigkeit, Aufruhr in den Kolonien, mordende Scharen


von Eingeborenen, die die Ansiedlung auf Freiland unmöglich machen, das ist


Wasser auf die Mühle der Grundrentner. Der Not unserer Grundrentner kann


dauernd nur durch die Sklaverei abgeholfen werden, und wenn unsere


Pseudofreihändler diese logische Folgerung der Ricardoschen


Grundrententheorie offen proklamieren wollten, statt ihre Zuflucht zur Heuchelei


und falschen Lehrsätzen zu nehmen, so würden sie der Sache des Freihandels


einen besseren Dienst erwiesen haben. Die Wahrheit ist immer die beste Waffe.


Die Grundrentner, die sogenannten Agrarier, in Deutschland behaupten, daß der deutsche
Getreidezoll zum Teil vom Ausland bezahlt wird. Eine Theorie, die von den Pseudofreihändlern immer
bestritten worden ist. Nach der Ricardoschen Grundrententheorie und nach obiger Darstellung haben
aber die Agrarier insofern recht, als durch die Zölle der Ertrag der Arbeit auf dem ausländischen
Freiland herabgesetzt wird. Wenn aber die Agrarier gleichzeitig behaupten, daß durch die Zölle die
Löhne steigen werden, so ist das eines jener Verbrechen, welches eigentlich nur auf der Guillotine
Sühne finden kann, eine Sünde wider den heiligen Geist, eine Ausbeutung der künstlich genährten
Unwissenheit des Volkes zur Erlangung persönlicher Vorteile. Nach der Ricardoschen
Grundrententheorie, die allen Rentenpolitikern, also auch den Agrariern, bekannt ist und von keiner
Seite bestritten wird, hat der deutsche Arbeiter seinen Rückhalt bei den Lohnverhandlungen nicht im
fetten Marschboden, auf den deutschen Gütern, sondern im Ödland, im Freiland Amerikas, und alles,
was den Ertrag der Arbeit auf jenem Freiland schmälert, trifft unmittelbar den Lohn des deutschen
Arbeiters. Das wissen die Agrarier, und darum ist Ihre Behauptung Verbrechen.
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3. Die landwirtschaftliche Grundrente und ihre Beziehung 
zum allgemeinen Lohngesetz


Die Beziehung der Grundrente zum allgemeinen Lohngesetz


Wenn der Grundbesitzer 1000 Mk. an Pacht aus seinem Boden herausschlagen
kann, so wird er sich mit weniger sicher nicht begnügen wollen, falls er den Boden
mit Hilfe von Lohnarbeitern selbst bewirtschaften will. Wenn der Acker nach Abzug
der Lohnausgaben nicht mindestens 1000 Mk. Ertrag lieferte, so würde der
Grundbesitzer die Arbeiter entlassen, um den Boden für 1000 Mk. zu verpachten.


Dem Lohnarbeiter wird also unter keinen Umständen die Arbeit einen höheren
Ertrag liefern als dem Pächter oder dem Ansiedler auf herrenlosem Boden, auch
schon darum nicht, weil der Pächter (oder Ansiedler) sonst lieber als Tagelöhner
arbeiten würde.


Andererseits aber wird der Lohnarbeiter nicht um geringeren Lohn oder Ertrag
arbeiten, als der ist, den er als Pächter oder Ansiedler verdienen könnte, denn
sonst würde er sich ein Stück Boden pachten oder auswandern. Zwar fehlt es ihm
wohl oft an eigenem Kapital zur Bewirtschaftung oder Auswanderung, aber dieses
Kapital, ob es sein eigenes oder geborgtes ist, muß er auf alle Fälle mit 4 oder 5
Prozent verzinsen und diesen Zins sorgfältig vom Ertrag seiner Arbeit abziehen.
Denn das, was dem Ansiedler nach Verzinsung des Kapitals noch übrig bleibt, das
allein gehört ihm, als Arbeiter. Es ist auch durchaus nicht nötig, daß jeder Arbeiter
in der Lage sei, mit der Auswanderung drohen zu können, um für sich den allge-
meinen Lohnsatz zu erobern. Es genügt, wenn der Überschuß auswandern kann,
um alle zurückbleibenden Arbeiter in den Genuß dieses Lohnsatzes zu bringen.


Ist der Bruttoertrag der Arbeit des Ansiedlers auf Freiland oder Ödland 1000 Mk.,
der Zins des Wirtschaftskapitals 200 Mk., so ist der Reinertrag 800 Mk., und um
diesen Punkt herum wird sich also der allgemeine Lohnsatz drehen. Höher kann
der Lohn des Tagelöhners nicht steigen, denn sonst verlassen die Ansiedler die
Wildnis, um sich den Arbeiten zuzuwenden, die diesen höheren Ertrag liefern, 
niedriger kann er nicht sinken, sonst findet die umgekehrte Bewegung statt.


Und daß der Lohn der Industriearbeiter von diesem allgemeinen Lohnsatz
beherrscht wird, liegt auf der Hand. Denn wäre der Arbeitsertrag in der Industrie
größer als der Ertrag der Arbeit auf herrenlosem Boden, so würden sich die
Landarbeiter der Industrie zuwenden, die Produkte der Landwirtschaft würden
mangeln und im Preise steigen, während die Produkte der Industrie, in Übermaß
angeboten, im Preise fallen würden. Die Preissteigerung dort und der Preisfall hier
würden zu Lohnverschiebungen führen, bis sich der Ausgleich gebildet hätte. Und
dieser Ausgleich müßte bei der großen Anzahl von Wanderarbeitern, denen es
gleich ist, ob sie Zuckerrüben bauen oder Kohlen schaufeln, sehr bald eintreten.


Es ist also unbestreitbar, daß, wenn der Arbeitsertrag des Arbeiters auf Frei- und
Ödland den Arbeitsertrag des Landarbeiters bestimmt, auch der Arbeitslohn im all-
gemeinen vom Ertrag des Ödlandes bestimmt wird.


Darüber hinaus kann der Lohn nicht steigen, denn das Öd- und Freiland ist ja die
einzige Stütze, der letzte Rückhalt, die der Land-    Landarbeiter
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arbeiter oder Pächter bei den Lohn- und Pachtverhandlungen mit dem
Grundherrn hat. Nimmt man ihm diese Stütze (etwa durch die Aufhebung der
Freizügigkeit), so verliert er den Boden unter den Füßen und muß sich auf
Gnade und Ungnade ergeben. Weil aber das Öd- und Freiland die einzige Stütze
ist, so können andere Umstände den Lohnsatz auch nicht unter diesen Ertrag
drücken.


Der Ertrag der Arbeit auf Öd- und Freiland ist darum gleichzeitig das Maximum


und Minimum des allgemeinen Arbeitslohnes.


Dabei widerspricht es dieser allgemeinen Regel nicht, daß die Löhne qualifizierter Arbeiter höher


stehen und stark voneinander abweichen. Die Art der Arbeit schließt den Wettbewerb des


Tagelöhners und seinen nivellierenden Einfluß aus. Als Minimum für die qualifizierte Arbeit wird aber


der allgemeine Lohnsatz immer gelten, denn nur in der Erwartung eines höheren Lohnes verläßt man


die sichere Scholle, um sich als Arzt, Mechaniker, Pastor, Chemiker, General, Opernsänger usw.


durchzuschlagen.


Es versteht sich darum auch von selbst, daß alle Schwankungen im Ertrag der


Arbeit auf Öd- und Freiland sich auf den allgemeinen Arbeitslohn übertragen und


daß bei der großen Zahl von Umständen, die diesen Ertrag beeinflussen, von


einem „ehernen“ Lohn nicht die Rede sein kann.


Zwar ist hier die Erklärung noch nicht vollständig, warum die Theorie des


„ehernen Lohngesetzes“ fallengelassen werden müßte, denn es ist noch nicht


gezeigt, daß die Rolle, die der Grundbesitz für ein solches Lohngesetz nicht


durchführen konnte, nicht vielleicht vom Kapital zu Ende gespielt werden kann.


Daß jedoch das Kapital diese Macht nicht besitzt, beweisen die öfters eintreten-


den Lohnschwankungen, und warum es diese Macht nicht hat, werden wir später


zeigen (s. Zinstheorie). Hätte das Kapital die Macht, den Arbeitsertrag des


Arbeiters auf Ödland auf das den „ehernen Lohnsatz“ ausmachende Minimum


herabzusetzen, so müßte der im Zinsfuß sich ausdrückende Kapitalertrag die


Schwankungen mitmachen, die das Arbeitsprodukt der Arbeit auf Öd- und


Freiland aufweist. Und das ist nicht der Fall, denn wie wir später zeigen werden


(s. Zinstheorie), ist der hier in Frage kommende reine Zins (s. d.) eine außeror-


dentlich unbewegliche, fast eherne Größe.


4. Einfluß des Kapitalzinses auf Lohn und Rente


Der Ansiedler auf Freiland in Amerika oder sonst wo muß sein Betriebskapital


verzinsen. Einerlei, ob dieses Kapital sein Eigentum ist, oder ob er es vom


Kapitalisten geborgt hat; den Zins muß er fein säuberlich vom Ertrag seiner


Arbeit trennen – er hat mit der Arbeit nichts zu tun, er unterliegt ganz anderen


Gesetzen.


Diese Trennung des Kapitalzinses vom Ertrag seiner Arbeit und von der


Grundrente muß aber auch der Landwirt in Deutschland vornehmen – wie wir


das übrigens in den beiden Rechnungen im vorigen Kapitel getan haben.
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Wenn nun sowohl der Ansiedler auf Freiland wie auch der deutsche Landwirt
gleichmäßig vom Zins belastet wird, so könnte man annehmen, daß die
Grundrente nicht von der Höhe des Zinsfußes abhängig ist, da doch der
Unterschied zwischen dem Ertrag der Arbeit auf Freiland und auf deutschem
Ackerboden die Rente bestimmt.


Dies ist jedoch ein Irrtum, denn außer dem Freiland konkurriert auch noch das
Ödland mit dem deutschen Ackerland. Und wenn bei dem Freiland in Amerika
Fracht- und Zollsatz die Hauptelemente der Rentenberechnung sind, so fallen
diese beim Ödland wieder ganz fort, und an ihre Stelle tritt der Zinsfuß als
Grundlage aller Berechnungen. Denn für die Urbarmachung des Ödlandes muß
Kapital aufgewendet, und das Kapital muß verzinst werden. Handelt es sich z. B.
um die Trockenlegung der Zuider See, um die Entsumpfung der Moore, um das
Ausroden von Urwäldern, um die Berieselung von Wüsten, um das Abtragen und
Sprengen von Felsen, so wird man zuerst fragen, wieviel Zins die
Kapitalaufwendung verschlingen wird und dann wird man diese Summe ver-
gleichen mit dem, was man für gleichfruchtbaren Boden an Pacht zahlen muß.
Steht nun der Zinsfuß hoch, so wird der Vergleich ungünstig ausfallen, und man
wird das Moor unberührt lassen; steht der Zinsfuß dagegen niedrig, so wird das
Unternehmen rentabel. Fiele nun der Zinsfuß von 4 auf 1%, so würden gleich eine
Menge von Bodenverbesserungen rentabel, die man heute nicht unternehmen
kann. Zu 1% verzinst würde es sich lohnen, den Nilfluß vom Mittelmeer abzulen-
ken und dieses trocken zu legen, Ostsee und Nordsee abzudeichen und auszu-
pumpen; zu 1% verzinst würde es sich lohnen, Mergel aus Westindien, Guano 
aus Peru, Soldatenknochen aus Port Arthur, Wasser aus dem Jordan auf die
Lüneburger Heide zu bringen und diese 3 m tief umzupflügen. Zu 1% verzinst
würde es sich lohnen, die Lüneburger Heide unter Glas zu legen und Kaffee,
Kakao und Pfeffer darauf zu bauen. Kurz, zu 1% verzinst würde alles Ödland, 
würden die großen Wasserflächen rentabel in Kulturboden verwandelt werden 
können. (Diese Einzelheiten sind selbstredend „cum grano salis“ aufzufassen.)


Wo bliebe aber dann wieder die landwirtschaftliche Grundrente, wenn auf diese
Weise die Ackerfläche über den Bedarf hinaus ganz in der Nähe vervielfältigt
würde? Warum dann noch weit nach Sascachevan ziehen, warum von dort mit
großen Frachtspesen das Getreide nach Europa verfrachten, wenn man, mit einer
geringen Ausgabe an Zins, Getreide an Ort und Stelle, wo es konsumiert wird,
bauen kann?


Man sieht also die innige Freundschaft, die zwischen Zins und Rente besteht. So
lange Ödland, Wasserflächen, Wüsten vorhanden sind, die mit Kapital urbar
gemacht werden können, ist hoher Zins der letzte Rückhalt der Grundrentner, denn
die Produkte des deutschen Moores, der Lüneburger Wüste, der trockengelegten
Ostsee, lassen sich nicht durch Zölle absperren – sie sind deutsche Produkte. Fällt
der Zins, so fällt auch die Rente; die Beseitigung des Zinses würde zwar die
Grundrente nicht ganz beseitigen (infolge eines sehr verwickelten Vorganges, den
ich hier nicht zu entwickeln brauche), aber es wäre der härteste Schlag, der die
Grundrentner treffen könnte. [Vorausgesetzt, daß es nicht an Ödland fehlt.]
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Es ist übrigens klar, es muß so sein, denn ein Sinken des Zinses wäre ein
Kulturfortschritt, und der Rente kann nur die Rückständigkeit dienlich sein.


Ein Sinken des Zinsfußes würde aber nicht allein die Anbaufläche vergrößern, sondern
es auch ermöglichen, von der bereits vorhandenen Ackerfläche durch ausgedehnteren
Gebrauch der Maschinen, durch Anlage von Wegen, Ersatz der Hecken durch Zäune
Anlage von Pumpstationen für Bewässerung trockener Wiesen, Rigolen des Bodens,
Anlage von Obstgärten und tausend anderen Verbesserungen, dem Boden doppelte und
dreifache Erträge abzugewinnen, wodurch wiederum eine entsprechende Verringerung
der Anbaufläche notwendig würde und das für die Rente so gefährliche Freiland auf
Schußweite herangerückt käme.


Die Herabsetzung des Zinses hätte auch zur Folge, daß die für den Transport des
Weizens aus dem Auslande nötigen Anlagen (Häfen, Kanäle, Seeschiffe, Eisenbahnen,
Silos) entsprechend niedrigere Tarife einführen könnten und daß dann auch wieder die
Frachtkosten für die Produkte des Freilandes sinken würden. Und jeder Schilling, der hier
gespart wird, reißt eine gleich große Lücke in die Grundrente. Die Zinsen des
Anlagekapitals bilden aber einen sehr bedeutenden Teil der Transportkosten, und zwar
verhielten sich bei den europäischen Eisenbahnen bei einer durchschnittlichen
Verzinsung von 3,8% die eigentlichen Transportkosten 1888 (Unterhaltung der Bahn,
Beamten, Kohlen etc.) zu den Zinsen wie 135 zu 115 [Mulhall´s Dict. Of Statistics.] Die
Zinsen (115) erreichen also fast die Hälfte der Transportkosten (250), so daß eine
Herabsetzung des Zinsfußes von 4 auf 3% eine Herabsetzung des Frachttarifs um fast
ein Achtel gestatten würde.


Transportkosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 4 = Tarif = 8


Transportkosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 3 = Tarif = 7


Transportkosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 2 = Tarif = 6


Transportkosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 1 = Tarif = 5


Transportkosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 0 = Tarif = 4


d. h., bei 0% Zins würden die Eisenbahnfrachten um die Hälfte herabgesetzt werden
können; bei den Seefrachten ist das Verhältnis der Betriebskosten zu den Kapitalzinsen
nicht das gleiche, immerhin spielt auch hier der Kapitalzins in Form von Kanalgeldern
(Suez-Kanal usw.) eine bedeutende Rolle, abgesehen davon, daß bei den Kohlen der
Zins der Grubeneinrichtung und der Kohlenbahnen auch wieder einen erheblichen Teil
der Preise ausmacht.


Eine Herabsetzung oder gar eine völlige Beseitigung des Zinses würde also die
Frachtkosten um die Hälfte herabsetzen, und dadurch wieder würde die Grenze des
Freilandes wirtschaftlich um 50% näher gerückt, die Konkurrenz des ausländischen
Weizens entsprechend verschärft; die Löhne würden steigen, die Rente sinken.


Hohe Zinsen, das ist es, was den Grundrentnern frommt: hohe Zinsen, hohe
Grundrenten. Hohe Zinsen, hohe Grundrenten – niedrige Löhne.


Wenn man hier einwendet, daß niedrige Zinsen der „Landwirtschaft“ wieder zugute
kommen, so ist das ja wahr und sehr erfreulich. Aber was hat die Landwirtschaft an sich
mit der Grundrente zu tun?


Der Wegfall der Zinsen begünstigt die Landwirtschaft insofern, als er den Ertrag der
Arbeit allgemein, also auch den Ertrag der persönlichen
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Arbeit der Landwirte hebt; aber wenn der Landwirt heute gleichzeitig Arbeiter,
Kapitalist und Grundrentner ist, wird der Wegfall des Zinses seinen Arbeitslohn er-
höhen, seinen Kapitalzins beseitigen und die Grundrente bedeutend herabsetzen.
Die Rechnung wäre, je nachdem, ob es sich um Groß- oder Kleinbetrieb handelt,
verschieden. Ein Bauer, der allein, ohne Arbeiter, sein Feld beackert, würde wahr-
scheinlich durch die Beseitigung von Zins und Rente Vorteil haben, weil sein
Arbeitsertrag höher steigen würde als der Verlust an Zins und Rente; bei
Großbetrieb aber würde sich der Landwirt viel schlechter stehen, weil seine persön-
liche Arbeit mit der Größe des Betriebes an Bedeutung gegenüber seinem
Einkommen aus Zins und Rente abnimmt.


Hier ist noch ein Umstand zu bedenken, der für die Agrarier ganz besondere
Bedeutung hat – ihre starke Verschuldung. Geht nun der Zins herab, so gehen auch
die Zinslasten der Agrarier herab – das ist klar, aber erzielen diese daraus einen
Vorteil? Ja und Nein. Ja, wenn die Schulden ihr eigenes Kapital (mit Ausschluß des
Bodens) übersteigen, nein im anderen Falle. Und zwar verhält sich das so: Geht der
Zins herab, so fällt im gleichen Maße auch der des Kapitals, das der Landwirt
gebraucht; ein Vorteil ist also nicht da. Übersteigt die Verschuldung dieses Kapital,
so ist der Überschuß als ein Pfand auf die Grundrente zu betrachten, und was er
hier spart, das verliert er nicht wieder am Minderertrag seines Kapitals. Zwar geht,
wie oben gezeigt, auch die Grundrente herunter, aber dies ganz unabhängig von
den Schulden, die auf dem Grundbesitz lasten.


Beispiele:


GrundrenteKapital Hypothek Grundrente Kapital Hypothek


10 00010 0000 10 0000 10 000 10 0000 20 0000


Zinsfuß 4%Grundrente 10 000 Zinsfuß 4% Grundrente 10 000


Kapital 4000 Kapital 4000


Einnahmen 14 000 Einnahmen 13 000


ab: Hypoth.-Zins 4000 ab: Hypoth.-Zins 8000


Überschuß 10 000 Überschuß 6000


Zinsfuß 3%Grundrente10 000 Zinsfuß 3% Grundrente 10 000


Kapital 3000 Kapital 3000


Einnahmen 13 000 Einnahmen 13 000


ab: Hypoth.-Zins 3000 ab: Hypoth.-Zins 6000


Überschuß 10 000 Überschuß 7000


GewinnVerlust Profit Gewinn Verlust Profit


1000 1000 0 2000 1000 1000


Es kommt also darauf an, ob der grundbesitzende Landwirt mehr oder weniger
Zins zu zahlen hat als er selbst einnimmt. Im ersteren Fall ist ihm eine Herabsetzung
des Zinsfußes unmittelbar vorteilhaft, im anderen Falle nachteilig. Ob der durch das
Sinken des Zinsfußes bedingte Rückgang der Grundrenten den Vorteil ausgleicht,
den der schwer
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verschuldete Grundbesitz im allgemeinen aus einem Niedergang des Zinsfußes
zieht, ausgleichen würde, könnte nur auf Grund einer sehr eingehenden
Berechnung entschieden werden. Da die Berechnung aber für unsere theoretische
Erkenntnis ohne weiteren Vorteil wäre, so will ich den direkten Interessenten diese
Arbeit überlassen.


Ich weiß, die Agrarier sind heute allgemein der irrigen Meinung, daß eine
Herabsetzung des Zinsfußes ihnen günstig sein muß und daß sie mit tausend
Freuden jeder Reform zustimmen werden, von der sie eine Erleichterung ihrer
Schuldenlasten erwarten können. Sie erwarteten einen niedrigeren Zins von der
Silberwährung und Doppelwährung und stimmten dafür, und sie würden darum
auch für meine später zu besprechende Geldreform stimmen, wenn ich sie im
Zweifel ließe über die Rückwirkung des Zinses auf die Rente. Ich würde sogar
wahrscheinlich in den Agrariern begeisterte Anhänger der Geldreform finden,
sobald es mir gelungen sein würde, sie davon zu überzeugen, daß mit der
Geldreform der Zinsfuß sinken muß. Aber ich kämpfe mit offenem Visier, ich will
niemand im Zweifel lassen über das, was ihn persönlich mit der Geld- und
Bodenreform erwartet. Ich will niemanden hinterrücks angreifen, ich heuchle nicht
und rechne jedem Vor- und Nachteil vor. Darum sage ich es hier nochmals: Das
Sinken des Zinsfußes ist für die Grundrente ein schwerer Nachteil, und die
Grundrentner tun wohl, solange sie nur an sich denken wollen, alles zu vermeiden,
was auf den Zinsfuß drücken kann.


Die Geldreform und die Bodenreform lassen sich am besten gleichzeitig durch-
führen; sie können aber auch einzeln durchgeführt werden, und es wäre darum
möglich, daß die Grundrentner eines Tages ihre Stimmen für oder gegen die
Geldreform abzugeben hätten. Ich empfehle also jedem Grundrentner in seinem
eigenen unmittelbaren Interesse, sich mit Händen und Füßen gegen die
Geldreform zu wehren – vorausgesetzt natürlich, daß der Betreffende nur blindlings
auf seinen unmittelbaren Vorteil bedacht ist, daß er sich nicht schämt, von Zins und
Rente, statt von seinem Arbeitsertrag zu leben.


5. Die Rohstoff- und Baugrundrente und ihre Beziehung zum 
allgemeinen Lohngesetz


Die Rohstoff- und Baugrundrente und ihre Beziehung zum Lohn


Ob der Weizen aus Kanada, aus Argentinien, aus Sibirien oder vom Felde des
Nachbarn, ob es zollbelasteter Weizen der geplagten deutschen Auswanderer ist
oder zollgeschützter Weizen des behäbigen pommerschen Gutsbesitzers; was
fragt der Müller danach? Ist die Qualität die gleiche, so ist auch der Preis der 
gleiche.


Ebenso verhält es sich mit allen übrigen Dingen. Niemand erkundigt sich nach
den Kosten der Waren, jedem ist es einerlei, woher die konkurrierenden Waren
stammen. Ob der eine dabei reich geworden, der andere zugrunde gegangen ist –
ist die Qualität die gleiche, so ist der Preis der gleiche. Am klarsten sieht man das
an den Münzen. Wer erkundigt sich danach, wo, wie und wann das Gold ge-
wonnen wurde, aus
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dem die einzelnen Münzen gemacht sind. An den einen klebt das Blut der erschlage-
nen und beraubten Feinde, an den anderen der Schweiß des Prospektors, jedoch alle
kursieren unterschiedslos.


So ungleich auch die Kosten sein mögen, die auf den einzelnen konkurrierenden
Waren lasten, der Preis ist immer der gleiche.


Das weiß jeder, der Rohstoffe braucht, das weiß auch wieder der Besitzer des
Bodens, auf dem die Rohstoffe gefunden oder gewonnen werden können.


Wenn also z. B. die Stadt Pflastersteine für eine neue Straße braucht, so berechnet
gleich der Besitzer des nächstliegenden Steinbruchs, wie weit es von der neuen Straße
bis zur nächsten freien Fundstätte dieses Materials ist. Dann berechnet er die
Fuhrkosten, die von dort zur Verbrauchsstätte erwachsen würden, und der Preis ist fer-
tig. Und diesen Preis wird die Stadt bezahlen müssen, denn erst von diesem Preise ab
kann der Wettbewerb einsetzen, und der Wettbewerb bestimmt doch den Preis. (Der
Arbeitslohn im Steinbruch, da er als gleich für beide Steinbrüche angenommen wird,
kann hier ganz weggelassen werden.)


Fehlt jedoch der Wettbewerb ganz, d. h., fehlt eine freie Fundstätte in erreichbarer
Entfernung und verlangt infolgedessen der Steinbruchsbesitzer Phantasiepreise für
seine Pflastersteine, dann springen entweder die Surrogate (Ersatzmittel) ein, in die-
sem Falle also Holzpflaster, Makadam, Kies, Asphalt, Eisenbahn usw., oder man unter-
läßt den Bau der Straße.


In letzterem Falle wäre also der Nutzen, den die Stadt von dem Bau der neuen
Straße erwartet, der erste und letzte Konkurrent des Steinbruchbesitzers. Hier hätte
das Gesetz des ehernen Lohnes der Stadt gegenüber Anwendung gefunden.


So besaß ich selbst einen Haufen gesammelter Feldsteine, der bei der
Feldbestellung hinderlich war, so daß ich öfters die Kosten berechnet hatte, die das
Fortschaffen des Haufens verursachen würde. Nun baute die Gemeinde einen Weg bis
an mein Feld, und der Unternehmer, der Steine brauchte, erkundigte sich, was ich wohl
für meine Feldsteine forderte. Ich sagte ihm: „Dort unten im Tale, 4 km von hier, liegt
die nächste Kiesgrube.“ Der Unternehmer verlangt drei Franken für den Festmeter. Die
Fuhrkosten den Berg hinauf betragen vier Franken, das macht zusammen sieben
Franken den Festmeter. Am Seestrand, 10 km von hier, können Sie Kies umsonst
laden, aber die Fuhrkosten betragen von dort hierher über sieben Franken. Also wissen
Sie, wieviel Sie mir für meine Feldsteine zu zahlen haben. So wurde ich das Hindernis
auf meinem Felde los, sparte die Kosten seiner Beseitigung, empfing einen Haufen
Gold bar, den Dank des Unternehmers für den „kulanten“ Preis und als Zugabe eine
neue Straße zu meinem Felde.


Solcher Geschäfte werden täglich Tausende gemacht, man kann sagen, daß die 
meisten Vermögen auf ähnliche Weise erworben werden.


Und wie es sich hier mit den Pflastersteinen verhält, so ist es auch mit allen anderen
Rohstoffen ohne Ausnahme. Braucht ein Unternehmer Ton für eine Zementfabrik, Lehm
für eine Ziegelei, Lobe für die Gerberei, Kohlen, Eisenerze, Holz, Wasser, Bausteine,
Kalk, Sand, Erdöl, Mineralwasser, Luft für seine Windmühle, Sonne für sein
Sanatorium, Schatten für sein Sommerhaus, Wärme für seine Reben, Kälte für seine
Eisbahn, so wird sich der in dieser Beziehung bevorzugte Grundbesitzer diese Gaben
der Natur ebenso bezahlen lassen, wie der Besitzer obiger Feldsteine, und zwar immer
nach genau den gleichen Grundsätzen.
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Die Umstände mögen in jedem einzelnen Falle andere sein, der Wettbewerb der
Ersatzstoffe mag der Gewinnsucht des Grundbesitzers hier eine engere Grenze setzen
als dort, aber schließlich bricht immer und überall das nämliche Gesetz durch, wonach
der Grundbesitzer alle Vorteile, die die Produkte, die Lage, die Natur seines Besitzes
bieten, so ausbeutet, daß der Käufer für seine eigene Arbeit nur so viel anrechnen
kann, wie wenn er die Stoffe vom Wüst-, Öd- und Freiland herbeischaffen müßte.


Es ergibt sich aus dieser Betrachtung der für das allgemeine Lohngesetz sehr wich-
tige Satz:


Das Tauschverhältnis zwischen allen Rohstoffen ohne Ausnahme wird regelmäßig
bestimmt durch das Produkt der Arbeit auf Wüst-, Öd- und Freiland unter Belastung
dieser Produkte mit allen Zoll- und Frachtspesen, die mit dem Austausch verbunden
sind, und mit dem Kapitalzins.


Der Konsument muß alle Produkte der Erde, alle Rohstoffe immer so bezahlen, wie
wenn sie mit schweren Unkosten auf Ödland erzeugt, vom herrenlosen Lande heran-
geschleppt worden wären.


Wenn das Minimalprodukt der Erde übereinstimmte mit dem Minimum dessen, was
der Mensch zum Lebensunterhalt braucht, so wären mit dem Privatgrundbesitz alle
Voraussetzungen für das Walten des „ehernen“ Lohngesetzes erfüllt, aber wie schon
gesagt, ist das nicht der Fall. Deshalb, aber auch nur darum allein, kann sich der Lohn
von diesem Minimum entfernen.


–


Genau dem selben Gesetze folgend, wenn auch von anderen Umständen bestimmt,
gestaltet sich die städtische Grundrente, die in den modernen Industriestaaten fast an
die ländliche Grundrente heranreicht und diese ohne den ihr durch die Getreidezölle
gewährten Schutz an manchen Orten vielleicht schon überholt hätte.


So ist z. B. der Boden, auf dem Berlin gebaut ist, im Jahre 1901 auf 2911 Millionen
geschätzt worden (s. Deutsche Volksstimme 12, 1904), was zu 4 % einer Grundrente
von 116 Millionen entspricht. Diese Summe auf die 4 Mio. Hektar der Provinz
Brandenburg verteilt, gibt für sich allein schon ca. 30 Mk. Rente für den Hektar.
Rechnet man noch die Grundrente der übrigen Städte der Provinz hinzu, so erreicht
man vielleicht 40 Mk. pro Hektar, eine Summe, die bei der dürftigen Qualität des
Bodens und den großen Wasser-, Sumpf- und Waldflächen der Provinz das Mittel der
ländlichen Grundrente vielleicht schon übersteigt. Freilich nimmt die Provinz
Brandenburg mit ihrem mageren Boden einerseits und der Hauptstadt des Reiches
andererseits eine Ausnahmestelle ein, aber diese Zahlen zeigen doch, welche
Bedeutung die städtische Grundrente heute erlangt hat.


Diese Zahlen werden manchen gewiß überraschen, und wie irgend jemand ganz
richtig bemerkte, ist es heute zweifelhaft, ob der Großgrundbesitz noch in Schlesien
und nicht etwa in Berlin zu suchen sei.


Wie erklärt sich diese eigentümliche Erscheinung; wodurch wird die Höhe der
Baugrundrente bestimmt; wie verhält sich diese zum allgemeinen Lohngesetz?


Zunächst ist hier die Frage zu beantworten, was die Menschen veranlaßt, sich trotz
der hohen Grundrente in den Städten zusammenzurotten,
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warum sie sich nicht auf das Land verteilen. Nach obigen Angaben berechnet,
beträgt die Grundrente für die Bewohner Berlins 58 Mk. auf den Kopf der
Bevölkerung, für Familien von fünf Personen im Durchschnitt also 290 Mk. jährlich,
eine Ausgabe, die auf dem Lande so gut wie ganz wegfällt, denn die ländliche
Grundrente, die für die Wohnung hier in Anrechnung kommt, ist allein mit den
Düngestoffen der Familie reichlich bezahlt. Ganz abgesehen von den gesundheit-
lichen Vorteilen des Landlebens und den trotz hoher Kosten dennoch erbärmlichen
Wohnungsverhältnissen in der Stadt. Es müssen also gewichtige Gründe sein, die
der Stadt den Vorzug geben.


Wenn wir die gesellschaftlichen „Vorzüge“ der Stadt durch ihre Nachteile
(schlechte Luft, Staub, Lärm und die sonstigen endlosen Beleidigungen unserer
Sinne) als ausgeglichen und bezahlt erachten, so bleiben nur noch die mit der
Stadt verbundenen wirtschaftlichen Vorteile übrig, um Deckung für das Mehr der
Ausgaben einer Berliner Familie zu liefern. Das Ineinandergreifen der einzelnen
Industrien, die gegenseitige Unterstützung, die ein Teil dem anderen gewährt, muß
dem isolierten Industriellen auf dem Lande gegenüber Vorteile aufweisen, die die
116 Mio. an Grundrente aufwiegen. Wenn das nicht wäre, so bliebe die
Ausdehnung unerklärlich, die die Städte erfahren haben.


Auf dem Lande kann sich keine Industrie entwickeln, die, für die „Saison“ arbei-
tend, heute viele, morgen wenige oder gar keine Arbeiter beschäftigt – denn der
Arbeiter muß das ganze Jahr arbeiten. In der Stadt gleicht sich der wechselnde
Bedarf an Arbeitern der einzelnen Industrien mehr oder weniger aus, so daß, wenn
die eine Fabrik Arbeiter entläßt, die andere solche wieder anwirbt. Dadurch hat der
Arbeiter in der Stadt eine größere Sicherheit gegen Arbeitslosigkeit als auf dem
Lande.


Auf dem Lande fehlt dem Industriellen der Gedankenaustausch, die Anregung,
welche der Verkehr mit den anderen Gewerbetreibenden mit sich bringt; auch die
Arbeiter selbst, die in den verschiedenen Fabriken die verschiedensten
Arbeitsverfahren kennenlernen und deren Vorteile ausbeuten, gewähren dem
Unternehmer einen bedeutenden Vorsprung seinem Wettbewerber vom Lande
gegenüber. Dieser, der ganz auf sich selbst angewiesen ist, und dessen Arbeiter
den Verkehr anderer Arbeiter, aus anderen Industrien, aus anderen Ländern ent-
behren müssen, verfällt also leicht in die „Routine“ großväterlicher Vorschriften.
Auch fehlt ihm nur zu oft die „Absatzgelegenheit“, die die Stadt dem Unternehmer
in ungleich höherem Maße bietet, weil die Käufer hierher aus allen Teilen des
Reiches und der Welt zusammenströmen, weil sie hier auf gedrängtem Raume
alles finden, was sie brauchen. Der Unternehmer in der Stadt erhält den Besuch
der Käufer aus allen Ländern diese machen ihn auf die Wünsche der
Konsumenten aufmerksam, geben ihm wertvolle Auskünfte über die
Marktverhältnisse, Preise usw. Dies alles entbehrt der Wettbewerber auf dem
Lande. Statt den Besuch der Käufer zu erhalten, muß er sich selbst auf Reisen
begeben und Zeit und Geld opfern, um die Kundschaft zu besuchen; auf
Umwegen, die oft viel an Zuverlässigkeit zu wünschen übrig lassen, zieht er die
Erkundigungen ein über den Preisstand der Rohstoffe, über die Marktverhältnisse
im Ausland, über die Zahlungsfähigkeit der Kundschaft usw.


42







Dann muß er von allen Materialien, die er verarbeitet, bedeutend größere Posten


auf Lager nehmen als sein Wettbewerber in der Stadt, der hier alles nach Bedarf


kaufen kann, und wenn dem Landbewohner aus Unachtsamkeit ein Stoff, manchmal


nur eine Schraube, ausgeht, so ruht der ganze Betrieb, bis daß aus der „Stadt“ das


Fehlende angekommen ist. Ist etwas an der Maschine in Unordnung, so muß aus der


„Stadt“ wieder ein Mann mit Werkzeugen bestellt werden, und bis dieser ankommt,


ruht wieder der Betrieb.


Kurz, der Nachteile gibt es so viele beim Betriebe, bei der Arbeiterschaft, beim


Einkauf der Rohstoffe, beim Absatz der Fabrikate, daß der Unternehmer vom Lande,


der doch mit der Stadt konkurrieren muß, unmöglich dieselben Löhne wie diese


bezahlen kann, so daß alles das, was er und seine Arbeiter an der Grundrente spa-


ren, am Arbeitsertrag wieder zugesetzt werden muß.


Und so sehen wir denn auch auf dem Lande sich nur solche Industrien entwickeln,


bei denen der Raumbedarf so groß ist, daß die erwähnten Nachteile durch die


Grundrentenersparnis ausgeglichen werden oder die ihrer Natur nach überhaupt


nicht in der Stadt betrieben werden können (Sägereien, Ziegeleien, Walzwerke) oder


die dort aus Gesundheitsrücksichten polizeilich verboten wurden (Kalköfen,


Pulvermühlen, Gerbereien usw.) oder deren technischer Betrieb so einfach ist, daß


dieser die Anwesenheit des Besitzers nicht erfordert, der die kaufmännische Leitung


nach der Stadt verlegt. Sonst aber dominiert die Stadt allgemein.


Woher also die Mittel kommen, um die 116 Mio. Grundrente der Stadt Berlin zu


bezahlen, wissen wir, und wo die Grenze für die Entwicklung der Städte ist, wissen


wir auch. Die Vorteile der Gesellschaftsarbeit sind hier in Geld umgerechnet und von
den Grundrentnern einkassiert worden.


Wächst die Stadt, so wachsen ihre wirtschaftlichen Vorteile, und so wächst auch


die Grundrente; steigt die Grundrente im Missverhältnis zu den Vorteilen der Stadt,


so wird das Wachstum der Stadt unterbrochen.


Willst du die Vorteile genießen, die die Stadt für dein Gewerbe bietet, so bezahle


diese Vorteile den Grundrentnern; sonst, wenn du diese Kosten sparen willst, so


kannst du deine Werkstelle, deinen Laden, dein Tanzlokal draußen im Walde, auf


dem Felde errichten. Rechne nach, was dir vorteilhafter ist und handle danach!


Niemand hindert dich daran, draußen vor den Toren dich niederzulassen. Kannst du


es erreichen, daß deine Kundschaft den langen Weg zu dir durch Schnee, Staub,


Morast und Regen zurücklegt, um dort draußen denselben Preis zu bezahlen wie im


Zentrum der Stadt, um so besser für dich. Hältst du das für unwahrscheinlich, so


zahle die Grundrente und siedle dich in der Stadt an. Du kannst es aber auch anders


versuchen – verkaufe deine Waren draußen billiger! Es werden dann immer noch 


etliche Leute zu dir kommen der billigen Preise wegen, aber wo bleibt der Vorteil der


Rentenersparnis, wenn du diese an den billigeren Preisen zusetzest?


Also immer das gleiche Gesetz. Genau wie bei der landwirtschaftlichen Rente und


Rohstoffgrundrente. Alle Vorteile der Stadt (worunter die Arbeitsteilung noch zu


erwähnen ist), der gesellschaftlichen Arbeit, werden vom Grundbesitz eingezogen.


Wie der deutsche Weizen zu Preisen ver-
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kauft wird, als ob er in Sibirien gewachsen und an der Grenze verzollt worden wäre,


so müssen die in der Stadt erzeugten Güter wieder zu Preisen ausgetauscht wer-


den, als wenn sie mit all den in Geld umgerechneten Nachteilen einer über das


ganze Land verzettelten Produktion belastet wären.


Die ländliche Grundrente nimmt alle Vorteile der Lage und der Natur vorweg, sie
läßt dem Bebauer Wüst- und Ödland zurück; die städtische Grundrente nimmt alle
Vorteile der Herde, der Gesellschaft, der Organisation, der Zivilisation, des Staates,
der Gesetzgebung in Anspruch, sie setzt die Leistungsfähigkeit der städtischen
Industrie und des Handels für die Konsumenten auf die Rangstufe des isolierten
Gewerbes auf dem Lande herab.


6. Erster allgemeiner Umriß des Lohngesetzes


Ans Öd-, ans Wüst- und Freiland schließ dich an!
Das halte fest mit deinem ganzen Herzen;
Dort sind die letzten Wurzeln deiner Kraft.


Das, was nach Abzug der Rente und des Kapitalzinses an Produkten übrig bleibt,


bildet den Lohnfonds, in den sich alle Arbeiter (Tagelöhner, Geistliche, Kaufleute,


Ärzte, Knechte, Könige, Handwerker, Künstler usw. usw.) zu teilen haben. Die


Verteilung geschieht nach Maßgabe der persönlichen Fähigkeiten durch Nachfrage


und Angebot. Wäre die Berufswahl vollkommen frei (sie ist es nicht, könnte es aber


sein), so würde bei der Verteilung tatsächlich jeder das „größte“ Stück erhalten.


Denn jeder sucht doch das größte Stück zu erwischen, und über die Größe der


Stücke entscheiden „Nachfrage und Angebot“, in letzter Linie also die Berufswahl.


Die relative Größe des Lohnes hängt also von der Berufswahl, von der Person ab;


die absolute Größe des Lohnes ist dagegen hiervon unabhängig und wird von der


Größe des Lohnfonds bestimmt. Je größer die Beiträge der einzelnen Arbeiter zum


Lohnfonds sind, um so größer wird auch der Anteil eines jeden ausfallen. Die Anzahl


der Arbeiter ist dabei gleichgültig. Denn mit der Anzahl wächst zwar die absolute


Größe des Lohnfonds, aber gleichzeitig auch die Zahl der Anteilberechtigten.


Wie groß nun die Beiträge zum Lohnfonds der einzelnen Arbeiterkategorien sind,


wissen wir:


1. Der Beitrag der Landwirte ist gleich der Summe von Produkten, die diese auf


Ödland bauen, vom Freiland in Sibirien auf den Markt schaffen können. Abzüglich


Fracht, Zins und Zoll, die wir hier direkt in Produkte umgerechnet uns vorzustellen


haben.


2. Der Beitrag der sonstigen Rohstoffproduzenten ist gleich der Summe von


Produkten, die diese von den schlechtesten, entlegensten und darum herrenlosen


Fundstätten dem Markt zuführen können. Abzüglich Zins.


3. Der Beitrag der Industriearbeiter, der Kaufleute, der Ärzte, Künstler etc. ist


gleich der Summe von Produkten, die diese ohne die Vorteile des städtischen


Gesellschaftsbetriebes in isolierten, zerstreuten und verstreuten Betrieben erzeugen


könnten. Abzüglich Zins.
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Werfen wir alle diese Produkte zusammen und verteilen diese nach dem


Grundsatz, daß Nachfrage und Angebot das Tauschverhältnis bestimmen, so


erhält jeder genau das, was er heute tatsächlich mit dem Betrage seines Lohnes


auf den Märkten und in den Läden an Produkten erlangen kann.


Der volle Unterschied zwischen diesem Betrag und dem wirklichen Produkt der


Arbeit bildet die Grundrente und den Kapitalzins.


Was können nun die Arbeiter (immer im weitesten Sinne zu verstehen) tun, um


den Lohnfonds zu vergrößern, um eine absolute Lohnerhöhung zu erreichen?


Mehr, schneller und länger arbeiten? Die Arbeitsstunden übersteigen ja jetzt


schon das Maß menschlicher Widerstandsfähigkeit, wie das am jämmerlichen


Verfall der Rasse zu beobachten ist. Sollen sie bessere Arbeitsmethoden, besse-


ren Samen, bessere Maschinen, wirksameres Dynamit gebrauchen? Der


Wettbewerb sorgt aber schon dafür, daß kein Fortschritt in der Technik unbenutzt


bleibt. Wenn es bekannt wäre, wie man die Technik verbessern könnte, so würde


es keiner Aufforderung bedürfen, um solche Verbesserungen anzuwenden.


Sollen sie klingende Lohnerhöhungen fordern, mehr Geld? Wenn das der Fall


wäre, so brauchte man ja nur zur Silber- oder Kupferwährung überzugehen, um


doppelt so – hochklingende – Löhne auszahlen zu können. Oder sollen sie etwa


streiken?


Unsinn, nichts als Unsinn. Durch keins dieser Mittel wird das Ödland ertragrei-


cher, keins rückt uns das Freiland in Kanada näher, keins vermag den wirtschaft-


lichen Unterschied zwischen Öd-, Wüst- und Freiland einerseits und dem


Ackerland, Bergwerken und Bauplätzen andererseits zu beeinflussen. Keins


kann der Grundrente irgend etwas anhaben.


Eine Lohnerhöhung (wenn wir vom Zins absehen) kann nur auf Kosten der


Grundrente durchgeführt werden. Nur dadurch, daß die Grundrente in den


Lohnfonds ausgeschüttet wird, kann man den Lohn nominell und materiell in die


Höhe treiben.


Und diese Aufgabe löst allein die Bodenreform.


7. Die Bodenreform


Die Abschaffung der Privatgrundrente durch die Bodenreform


Unter Bodenreform ist die Rückführung des Privatgrundbesitzes in den


Gemeinbesitz (Staat) unter Aufrechterhaltung der privaten Bewirtschaftung zu


verstehen. Es handelt sich also nicht um Verstaatlichung der Landwirtschaft, 


sondern nur um Verstaatlichung des Bodens, der Grundrente.


Die Grundbesitzer sollen auch entschädigt werden. Auf dem Wege des


gewöhnlichen Enteignungsverfahrens soll der gesamte Privatgrundbesitz ein-


schließlich der Bauplätze, Bergwerke, Wasserkräfte, Wälder usw. aufgehoben


und sollen die Besitzer bezahlt werden. Es handelt sich also auch nicht um eine


Beraubung der Grundbesitzer zugunsten der anderen Bürger.
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Die Unterlage für die Berechnung des Enteignungspreises des Bodens soll der
erzielte oder erzielbare Pachtzins, zusammen mit dem Zinsfuß für Pfandbriefe, abge-
ben. Es sei der erzielte Pachtzins 1000, der Zinsfuß 4, so ist der dem Grundbesitzer
zu zahlende Preis 1000 X 100 : 4 = 25 000, denn 25 000 zu 4% = 1000. Diese
Summe, hier also 25 000, erhält der Grundbesitzer in verzinslichen Staatspapieren.


Unmittelbar gewinnt und verliert also niemand durch den Rückkauf des
Grundbesitzes. Der Grundbesitzer zieht aus den Staatspapieren an Zins, was er 
früher an Rente aus dem Grundbesitz zog, und der Staat zieht an Grundrente aus
dem Grundbesitz das, was er an Zins für die Staatspapiere zahlen muß.


Der bare Gewinn für den Staat erwächst erst aus der allmählichen Tilgung der
Schuld mit Hilfe der später zu besprechenden Steuern und Einnahmen aus der
Geldreform.


Nach der Enteignung wird der Boden, entsprechend den Zwecken der
Landwirtschaft, der Bauordnung und der Industrie, parzelliert und öffentlich meist-
bietend verpachtet, und zwar auf 1 5 10-jährige oder lebenslängliche Frist, je nach
dem Höchstgebot. Dabei sollen dem Pächter auch gewisse allgemeine Bürgschaften
gegeben werden für die Beständigkeit der wirtschaftlichen Grundlagen der
Pachtberechnung, so daß der Pächter nicht von seinem Pachtvertrag erdrosselt 
werden kann, und zwar läßt sich das in der Weise erreichen, daß dem Pächter
bestimmte Mindestpreise für seine Produkte gewährleistet werden, sei es, daß die
Währung einfach diesen Preisen angepaßt wird, sei es, daß bei einer allgemeinen
Lohnerhöhung die Pacht entsprechend ermäßigt wird. Kurz, da es sich nicht darum
handelt, die Bauern zu plagen, sondern darum, eine blühende Landwirtschaft mit
einem gesunden Bauernstand zu erhalten, so wird man alles das tun, was nötig ist,
um Bodenertrag und Pachtzins dauernd in Übereinstimmung zu bringen.


Der Zweck der Bodenreform ist ebenso schwerwiegend wievielseitig:


1. soll das Recht auf den vollen Arbeitsertrag durch die Verstaatlichung der
Grundrente seiner Verwirklichung um ein gutes Stück näher gebracht werden;


2. soll die Grundrente den Privatinteressen entrückt und dadurch die Ursache
beseitigt werden, warum die Verhandlungen in den Volksvertretungen überall immer
mehr in Gesetzlosigkeit ausarten, dem Bürgerkrieg entgegentreiben müssen (s. die
Getreidezollverhandlungen im Reichstage, die Geschichte der Kanalvorlage im 
preußischen Landtage);


3. sollen durch die Verstaatlichung der Grundrente alle Bürger ein gleiches persön-
liches Interesse an dem wirtschaftlichen Gedeihen des Landes erhalten; dem jetzi-
gen tatsächlich vaterlandslosen Proletariat soll ein wirkliches greifbares Vaterland
beschafft, der allgemeinen Wehrpflicht eine vernünftige Begründung gegeben, der
Meuterei vorgebeugt werden;


4. soll jedem durch die Möglichkeit, seinen Lebensunterhalt nötigenfalls auch als
Bauer durch Pachtung einer Landparzelle zu bestreiten, der Rücken gesteift werden,
sowohl bei den Verhandlungen um den Lohn oder Preis seiner Produkte, wie auch
sonst in jeder Lebenslage, so daß dann kein Bürger mehr in völlige Abhängigkeit von
einem anderen ge-
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raten kann. Der trotzige Stolz der freien Bauern soll dadurch zu einer allgemeinen
Bürgertugend und der jetzige widerliche Mischmasch von Fürsten, Herren und
Knechten beseitigt werden.


8. Die Bodenreform in der Praxis


Soweit es sich um landwirtschaftliche Zwecke handelt, ist die Ausführbarkeit der


Bodenreform durch die Erfahrung nach allen Seiten schon bewiesen. Die


Bodenreform verwandelt den gesamten Grundbesitz in Staatsdomänen oder


Pachthöfe, und Pachthöfe gibt es in allen Teilen des Reiches, sowohl private wie


staatliche. Durch die Bodenreform wird eine Sache verallgemeinert, die bereits „ist“,


und alles was „ist“, muß auch möglich sein.


Man hat gegen die Pachtgüter eingewendet, daß ihre Bewirtschafter eher zum


Raubbau neigen, als die heutigen grundbesitzenden Bauern, die ein persönliches


Interesse an der qualitativen Erhaltung des Bodens haben. Man sagt, der Pächter


sauge den Boden aus, um ihn dann aufzugeben und weiterzuziehen.


Das ist ungefähr die einzige Einwendung, die man gegen die Pächter erhebt; in


allen anderen Beziehungen ist kein Unterschied zu finden zwischen Pächter und


Grundbesitzer, wenigstens so weit es sich um die Interessen des Landbaues han-


delt. Denn beide verfolgen dasselbe Ziel: mit der geringsten Mühe die höchsten


Barerträge zu erzielen.


Daß übrigens der Raubbau keine Eigentümlichkeit des Pächters ist, kann man in


Amerika sehen, wo die Weizenfarmer den eigenen Boden bis zur Erschöpfung aus-


saugen. Durch ihre Besitzer ausgesaugte Weizenfarmen kann man zu Hunderten für


geringes Geld kaufen.


Jedoch auch den Raubbau durch die Pächter kann man sehr leicht verhindern,


indem man:


1. dem Pächter den Hof lebenslänglich durch den Pachtvertrag sichert (Erbpacht);


2. durch gewisse Vertragsbestimmungen den Raubbau unmöglich macht.


Wenn der Raubbau eine Eigentümlichkeit der Pachthöfe ist, so trifft die Schuld


regelmäßig den Besitzer, der dem Pächter den Raubbau gestattet, um sich selbst für


einige Jahre wenigstens in den Genuß eines entsprechend höheren Pachtzinses zu


setzen. In diesem Falle treibt nicht der Pächter, sondern der Grundbesitzer den


Raubbau. Oft auch wünscht der Grundbesitzer nicht durch langjährige Kontrakte sich


die Gelegenheit für einen günstigen Verkauf zu nehmen, und läßt sich darum nur auf


kurzfristige Pachtverträge ein. Für solche findet er aber naturgemäß keinen Pächter,


der eine auf Verbesserung gerichtete Bodenbehandlung im Auge hat. Die Schuld am


Raubbau trifft darum auch in diesem Falle nicht das System der Landpachtung, son-


dern das des Grundbesitzes.


Wünscht der Grundbesitzer den Raubbau nicht, so braucht er das im Pachtvertrag


nur zu bemerken. Ist der Pächter kontraktlich verpflichtet, die geernteten Futterstoffe


selbst zu verfüttern und entsprechend viel Vieh zu halten, kann der Pächter kein


Heu, Stroh und Mist verkaufen, so ist der Boden allein dadurch schon vor Raubbau


geschützt.
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Wenn man zudem dem Pächter durch den Pachtvertrag die volle Sicherheit gibt,
daß er den Hof, wenn er es wünscht, auf Lebenszeit bewirtschaften kann, hat man
dem Pächter ein Vorpachtrecht für seine Witwe oder Kinder eingeräumt (Erbpacht),
so ist Raubbau nicht mehr zu befürchten, es sei denn, daß der Pachtzins zu hoch
bemessen ist und daß der Bauer kein Interesse an der Fortdauer seines Kontraktes
hat. Für diesen Fall wäre aber obige Pachtklausel zur Verhinderung des Raubbaus
genügend. Diese läßt sich auch allen Kulturen in der Weise anpassen, daß dem
Pächter, dessen Boden sich nicht für die Viehhaltung, aber wohl für Getreidebau 
eignet, die Verpflichtung auferlegt wird, dem Boden in Form künstlicher Dünger die
Nährsalze wieder zuzuführen, die er durch den Verkauf von Getreide dem Boden
entzieht.


Und im übrigen mag noch hier erwähnt werden, daß seit Entdeckung der künst-
lichen Dünger der Raubbau nicht mehr die Bedeutung hat wie damals, als man nur
die Brache kannte, als Mittel, um den ausgeraubten Boden wieder allmählich frucht-
bar zu machen. Damals gehörte ein ganzes Menschenalter dazu, um ein erschöpf-
tes Feld wieder instand zu setzen. Heute erreicht man dasselbe mit künstlichen
Düngern im Handumdrehen.


Wenn man als abschreckendes Beispiel auf die Pächterwirtschaft in Irland hin-
weist, so muß hier an die grundverschiedenen Verhältnisse erinnert werden, die die
Bodenreform dadurch schafft, daß die Grundrenten unter der Bodenreform nicht
mehr in die Privattaschen wandern, sondern in die Staatskasse, um von dort zurück
in irgendeiner Form (Steuererlaß, Eisenbahnbau, Witwenpensionen usw.) dem Volke
wieder zugute zu kommen. Wenn all das Geld, welches die englischen Landlords
jahraus, jahrein seit 300 Jahren in Form von Pacht Irland entzogen haben, um es zu
verprassen, dem irischen Volke erhalten geblieben wäre, so sähe es sicher anders
aus in Irland.


Andere Beispiele, wie das russische „Mir“ und die deutschen Gemeindewiesen,
werden angeführt als abschreckende Beispiele der Pachtung, aber hier bestehen der
Bodenreform gegenüber ebenso wesentliche Unterschiede wie beim irischen
Beispiel. Beim „Mir“ wird regelmäßig alle paar Jahre, so wie durch Tod und Geburt
die Zahl der Gemeindemitglieder sich verändert hat, das Land neu verteilt, so daß
niemand längere Zeit im Besitz desselben Grundstückes bleibt. Alles, was daher der
Bauer tun würde, um den Boden zu verbessern, käme wohl dem „Mir“, aber nicht
dem Bauer ausschließlich zugute. Dieses System führt also notwendigerweise zum
Raubbau, zur Verwahrlosung, zur Verarmung von Boden und Volk. – Der „Mir“ ist
eben weder Kommunismus noch Individualismus, er hat die Nachteile beider
Systeme ohne ihre Vorteile. Wenn die russischen Bauern den Boden kommunistisch
nach dem Vorbild der Mennoniten bebauten, so würde das gemeinsame Interesse
sie alles das tun lehren, was der Grundbesitzer sonst für die Verbesserung des
Bodens zu tun pflegt. Lehnen sie jedoch solchen Kommunismus ab, so müssen sie
auch die Folgerungen ziehen und alle Vorbedingungen für die volle Entfaltung des
Individualismus erfüllen.


Ganz das gleiche haben wir in vielen deutschen Gemeindewiesen, und wenn
diese allgemein wegen ihres schlechten Zustandes verschrieen sind, so liegt das
immer nur an der Kurzfristigkeit der Pachtverträge, die nur Raubbau zuläßt. Es sieht
hier fast so aus, als ob die Gemeinde-       Gemeinderäte
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räte absichtlich das Gemeindeeigentum in Mißkredit bringen wollten, um so eine
Aufteilung herbeizuführen, wie sie das ja schon früher mit dem gleichen Mittel
erreicht haben. Wäre dieser Verdacht begründet, so müßte man den schlechten
Zustand der Gemeindeäcker wieder auf das System des Privatgrundbesitzes zurück-
führen, denn nur die Hoffnung, den Gemeindebesitz aufzuteilen, hätte dessen
Vernachlässigung verursacht. Wenn man den Vorschlag einer Aufteilung der
Gemeindewiesen als Hochverrat ahndete und die Wiesen als unveräußerliches
Eigentum der Gemeinden erklärte, so würde diesem Übelstand gleich abgeholfen
sein.


Der Pächter muß vor allen Dingen die Sicherheit haben, daß alles, was er an Geld
und Arbeit für die Verbesserung des Bodens aufwendet, auch ihm, unmittelbar ihm
selbst zugute kommt, und auf diese Sicherheit muß darum der Pachtvertrag zuge-
spitzt sein. Das ist sehr leicht durch die Erbpacht durchzuführen.


Übrigens lassen sich die wichtigsten Arbeiten, die zur Verbesserung des Bodens
verrichtet werden, gar nicht vom Einzelbesitzer und unter voller Aufrechterhaltung
des Prinzips des Privatgrundbesitzes durchführen. Wie will z. B. ein Privatmann eine
Straße querfeldein durch das Besitztum seines ihm vielleicht feindlich gesinnten
Nachbarn nach seinem Acker bauen? Wie soll man quer durch das Eigentum von
1000 Privatleuten eine Eisenbahn, einen Kanal bauen? Hier versagt der Grundsatz
der Teilung und des Privatgrundbesitzes so vollständig, daß man ihn jedesmal
gesetzlich durch Enteignung aufheben muß. Die Deiche zum Schutze gegen
Hochwasser entlang der Küste und den Flüssen, die kann kein Privatmann bauen.
Dasselbe ist der Fall bei der Entwässerung sumpfigen Bodens, wo man meistens
keine Rücksicht auf Marksteine nehmen kann, sondern die Anlage dem Gelände und
nicht den Eigentumsverhältnissen anpassen muß. Hier in der Schweiz hat man
durch Ablenkung der Aar in den Bieler See 30 000 Hektar Land trocken gelegt, und
an dieser Arbeit waren vier Kantone beteiligt. Der Privatgrundbesitzer hätte hier
schlechthin nichts tun können. Wie will der Privatgrundbesitzer am Nil sich das
Bewässerungswasser verschaffen? Wie will man das Prinzip des
Privatgrundbesitzes auf Waldungen ausdehnen, von denen das Klima, die
Wasserverhältnisse, die Schiffahrt, die Gesundheit des ganzen Volkes abhängen?
Selbst die Sorge um die Verproviantierung des Volkes kann man dem
Privatgrundbesitzer nicht in Ruhe überlassen. In Schottland z. B. haben unter dem
Schutze der Grundbesitzerrechte einige Lords eine ganze Provinz entvölkert, die
Dörfer mitsamt den Kirchen niedergebrannt, um das Ganze in einen Jagdpark zu
verwandeln. Dasselbe können auch in Deutschland die Großgrundbesitzer tun, die-
selben, die angeblich die Sorge um die Ernährung des Volkes veranlasst hat, Zölle
für die Verteuerung des Brotes zu fordern. Die Interessen der Jagd, der Fischerei,
des Vogelschutzes sind mit den reinen Grundsätzen des Privatgrundbesitzes unver-
träglich. Und was bei Bekämpfung von Landplagen, wie z. B. Maikäfer oder
Heuschrecken, der Privatgrundbesitz leistet, das hat man am besten in Argentinien
gesehen. Dort begnügte sich jeder Grundbesitzer damit, die Heuschrecken von sei-
nem Felde auf das des lieben Nachbarn zu treiben – mit dem Erfolg, daß sich die
Tiere ins Unendliche vermehrten und drei Jahre hintereinander die Weizenernte 
völlig vernichteten. Erst als der Staat unter Nichtachtung des Privatgrundbesitzes
eingriff und die Heu-      Heuschrecken
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schrecken vernichten ließ, wo man sie traf, da verschwanden die Heuschrecken.
Ähnlich verhält es sich in Deutschland mit allen Landplagen. Was will der einzelne
Weinbergsbesitzer z. B. gegenüber der Reblausplage?


Der Privatgrundbesitz versagt eben überall dort, wo der Privatmann, der Eigennutz
versagt, und das trifft in den weitaus meisten Fällen zu, wo es sieh um
Verbesserungen oder den Schutz des Bodens handelt. Ja, wenn man den Aussagen
der Agrarier Glauben schenken wollte, müßte man den Privatgrundbesitz überhaupt
und allgemein als bankrott erklären, denn die sogenannte Not der Landwirtschaft
(sprich: Not der Grundrentner) läßt sich ja angeblich nicht anders als durch den
gewaltsamen Eingriff des Staates, durch Zölle beseitigen. Was könnte nun der
Privatmann als solcher zur Hebung solcher Not tun?


Der Privatgrundbesitz führt durch das Erbrecht mit Notwendigkeit zur Parzellierung
oder zur hypothekarischen Verschuldung. Ausnahmen kommen nur beim „fils 
unique“ vor.


Die Parzellierung führt zu den Miniaturwirtschaften, die die allgemeine Bettelei zur
Folge haben, und die hypothekarische Belastung bringt den Grundbesitzer in so
enge Berührung mit der Währung, dem Zins, dem Lohne, den Frachttarifen, den
Zöllen, daß wahrhaftig heute schon kaum vom Privatgrundbesitz noch mehr als der
Name übrigbleibt. Nicht mehr Privatgrundbesitz, sondern Grundbesitzpolitik haben
wir heute.


Nehmen wir an, die Preise der Produkte gingen infolge einer der herkömmlichen
Pfuschereien im Währungswesen stark abwärts, wie das schon einmal durch die
Einführung der Goldwährung erreicht worden ist. Wie will da der Bauer den Zins für
seine Hypothek auftreiben? Und wenn er den Zins nicht bezahlt, wo bleibt sein
Eigentum? Wie will er sich schützen anders als durch seinen Einfluß auf die
Gesetzgebung, die ihm gestattet, die Währung und dadurch auch die Last seiner
Hypothek nach Wunsch zu gestalten? Und wenn der Zinsfuß steigt, wie will er sich
auch wieder des Hammerschlags des Auktionators erwehren?


Der Grundbesitzer muß sich eben an die Gesetzgebung klammern; er muß Politik
treiben, die Zölle, die Währung, die Bahntarife beherrschen, sonst ist er verloren. Ja,
was wäre der Grundbesitzer ohne das Heer? Der Proletarier wirft, falls ihm die
Fremdherrschaft der Gelben noch unangenehmer als die der Blauen ist, sein
Handwerkszeug in die Ecke und wandert mit Frau, Kindern und einem Bündel
Windeln aus. Das kann auch der Grundbesitzer – wenn er den Grundbesitz im
Stiche läßt. Aber das wollen sie nicht, darum brauchen sie das Heer. Der
Grundbesitz, d. h. die Renten machen sie zu Patrioten. (Ist der Grundbesitz hypo-
thekarisch belastet, so geht ein Teil des agrarischen Patriotismus auf die
Pfandbriefbesitzer über.)


Also, der Privatgrundbesitz bedarf zu seiner Existenz der Politik, schon weil er an
sich bereits ein Produkt der Politik ist. Man kann sagen, daß der Privatgrundbesitz
die Politik verkörpert; daß Politik und Privatgrundbesitz eins sind. Ohne Politik kein
Privatgrundbesitz und ohne Privatgrundbesitz keine Politik. Mit der Bodenreform ist
die Politik im wesentlichen erschöpft und erledigt.


Mit der Bodenreform verliert die Landwirtschaft jede Beziehung zur Politik. Wie
heute schon die Pächter als solche kein unmittelbares Interesse haben an der
Währung, an den Zöllen, an den Löhnen, dem Zins,
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an den Tarifen, an den Landplagen, an den Kanalbauten, kurz an der hohen, gar so
niedrigen Politik, weil in den Pachtbedingungen der Einfluß all dieser Umstände
schon diskontiert wird; so wird auch mit der Bodenreform der Bauer kühl bis ans
Herz hinan den Unterhandlungen im Reichstage folgen. Er weiß, daß jede politische
Maßnahme, die die Grundrente beeinflußt, in den Pachtbedingungen sich wider-
spiegeln wird. Erhebt man Zölle, um die „Landwirtschaft“ zu schützen, so weiß auch
der Bauer, daß man ihm diesen Schutz in einem erhöhten Pachtzins ankreiden 
wird – folglich ist ihm der Zoll gleichgültig.


Unter der Bodenreform kann man, ohne Privatinteressen zu berühren, die Preise der Feldfrüchte so
hoch treiben, daß es sich noch lohnen wird, jede Sanddüne, Geröllhalde usw. zu bebauen, ja selbst den
Kornbau in Blumentöpfen könnte man rechnerisch möglich machen, ohne daß die Bebauer fruchtbaren
Landes einen Privatvorteil ans den hohen Preisen ziehen würden. Denn der Pachtzins würde der stei-
genden Grundrente auf dem Fuße folgen. Den Patrioten, die in Sorge sind um die Verproviantierung
des Landes im Kriegsfalle, empfehle ich das Studium dieser hochinteressanten Begleiterscheinung der
Bodenreform.


Die Höhe der Eisenbahntarife, überhaupt die Frachtkosten, die Kanal- und
Eisenbahnpolitik berühren den Pächter nicht unmittelbarer als jeden anderen Bürger;
würde ihm die Politik besondere Vorteile auf der einen Seite einbringen, so würde
die Erhöhung der Grundpacht ihm von der anderen Seite diese Vorteile wieder in
eitel Dunst verwandeln.


Kurz, die Politik ist mit der Bodenreform dem Landwirt persönlich gleichgültig
geworden; das Gemeinwohl allein interessiert ihn noch an der Gesetzgebung; er
betreibt objektive statt subjektiver Politik. Objektive Politik ist aber Wissenschaft,
keine Politik mehr.


Man könnte hier einwenden, daß, wenn die Pächter sich langjährige oder lebens-
längliche Pachtkontrakte (Erbpacht) sichern können, wie das ja für die gute
Bebauung des Bodens nötig ist, das Privatinteresse an der Politik doch noch lebhaft
genug bliebe, um wie bisher das Gemeinwohl in der Gesetzgebung erst in zweiter
Linie zur Sprache kommen zu lassen.


Der Einwand ist richtig, aber wenn dies als Übelstand empfunden wird, um wieviel
mehr trifft dieser Vorwurf den heutigen Privatgrundbesitz, der es gestattet, den Profit
aus den Gesetzen im Verkaufspreis des Bodens gleich in bar einzukassieren, wie
man das jetzt an den durch die Zölle hochgetriebenen Bodenpreisen wird sehen
können. Jedoch läßt sich mit der Bodenreform auch diesem letzten Rückhalt der
Politik der Boden entziehen, und zwar in der Weise, daß der Staat für den
Fortbestand der Elemente, die den Pachtzins bestimmen, während der ganzen
Dauer des Pachtkontraktes Gewähr leistet, so daß der Pächter die Sicherheit hat,
immer den Pachtzins aus dem Erlös seiner Produkte herausschlagen zu können,
nicht mehr, aber auch nicht weniger. Das läßt sich sehr leicht erreichen, und zwar
einerseits dadurch, daß die Getreidezölle (nach dem Vorschlag, den schon Graf
Kanitz im Interesse der Grundrentner machte) einem bestimmten Minimalpreise
angepaßt werden, andererseits, daß man die Grundpacht den Bewegungen des
Arbeitslohnes anpaßt. Nehmen wir an, der Pachtzins wäre berechnet auf Grund
eines Weizenpreises von 200 Mk. die Tonne und eines Arbeitslohnes von 500 Mk.
jährlich. Kann sich dann noch etwas an der Grundpacht ändern, solange beide
Preise unverändert bleiben? Und wenn nun der Lohn von 500 Mk. auf 600 Mk.
steigt, und wenn dem Pächter der Unterschied an der Pacht  ver-    vergütet
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gütet wird, so ist der Pächter einerseits absolut sicher gestellt, andererseits aber wird
er alles Privatinteresse an den Zöllen usw. verlieren.


Ob es nötig oder nützlich sein würde, behufs Ausscheidung der Privatinteressen aus der Politik oben
angedeutete Maßregeln zu ergreifen, würde die Erfahrung zeigen. Würde man sich dafür entscheiden,
so müßte in den Pachtkontrakten angegeben werden, daß der Hof für ein, zwei oder mehrere Mann
berechnet ist, damit dementsprechend die Pacht erhoben werden könnte. Wäre z.B. die Pacht für einen
Hof, den der Pächter allein bewirtschaftet (1 Mann) gleich 500 Mk., und es würde eine allgemeine
Lohnsteigerung von 100 Mk. festgestellt, so würden dem Pächter 100 Mk. vom Pachtzins erlassen 
werden. Im entgegengesetzten Falle würde der Pachtzins erhöht werden.


Wenn wir alle die hier besprochenen Umstände berücksichtigen, so würde für einen
Pachtkontrakt unter der Bodenreform ungefähr folgendes Schema zustande kommen.


Anzeige!


Die hier unter dem Namen „Lindenhof“ bekannte Bauernwirtschaft wird zur öffent-
lichen Pachtauktion ausgeschrieben. Die Verpachtung erfolgt am Martinstag öffentlich
und meistbietend.


Der Hof ist auf die Arbeitskraft eines Mannes berechnet; Land, Haus und
Stallungen sind in gutem Zustand. [In Dänemark berechnet man das Land nach Tonnen Weizen;


d. h., so viel Land, wie nach der Bodenqualität nötig ist, um eine Tonne Weizen zu erzeugen, nennt


man eine Tonne. Ähnlich könnte man hier den Boden nach Arbeitskraft bemessen, und ein, zwei, fünf


Mann Land sagen.] Bisherige Pacht 500 Mk.


Bedingungen:


Der Pächter hat sich kontraktlich für die Erfüllung folgender Bedingungen zu ver-
pflichten:


1. Der Pächter darf keine Futterstoffe verkaufen; er muß so viel Vieh halten wie 
nötig, um die gesamte Ernte an Heu und Stroh selber zu verfüttern. Der Verkauf des
Stallmistes ist untersagt.


2. Der Pächter ist verpflichtet, die durch den Getreideverkauf dem Boden entzoge-
nen Nährsalze diesem in Form künstlicher Düngemittel wieder zuzuführen, und zwar
für jede Tonne Getreide 100 kg Thomasschlacke oder deren Äquivalent in
Phosphatgehalt anderer Düngemittel.


3. Die Baulichkeiten in gutem Zustand zu erhalten.


4. Die Pachtsumme im Voraus zu entrichten oder einen Bürgen zu stellen.


Die Staatsverwaltung verpflichtet sich ihrerseits dem Pächter gegenüber:


1. Dein Pächter, solange er seine Verpflichtungen erfüllt, den Hof nicht zu kündigen.


2. Der Witwe und direkten Erben des Pächters ein Pachtvorrecht in Form eines
Nachlasses von 10% auf das in der Pachtauktion erzielte Höchstgebot einzu-
räumen.


3. Den Kontrakt auf Verlangen des Pächters jederzeit gegen eine von diesem zu
zahlende Entschädigung von einem Drittel der jährlichen Pachtsumme zu lösen.


4. Die Getreidezölle so zu bemessen, daß der Preis des Korns während der 
ganzen Dauer des Pachtkontraktes nicht unter 200 Mk., franko verzollt, an den 
deutschen Grenzen fallen kann, oder nach Beseitigung des Zolles den Pachtzins 
entsprechend zu ermäßigen.
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5. Die Eisenbahntarife für Getreide während der Dauer des Pachtkontraktes nicht
zu verändern.


6. Eine genaue Lohnstatistik zu führen und bei steigenden Löhnen die
Pachtsumme entsprechend zu ermäßigen, dafür aber bei fallenden Löhnen den
Pachtzins zu erhöhen.


7. Etwa notwendig werdende Neubauten gegen eine den Zins des Kapitales aus-
gleichende Pachterhöhung herrichten zu lassen.


8. Den Pächter ohne weitere Zahlung von Prämien gegen Unfall und Krankheit,
gegen Hagel, Überschwemmung, Viehseuchen, Feuer, Rebläuse und sonstige
Landplagen zu versichern.


Die für den Nachweis der Ausführbarkeit der Bodenreform entscheidende Frage ist
nun die: Wird man zu obigen Bedingungen überhaupt Pächter finden? Nehmen wir
an, es meldeten sich nur wenige, und der Wettbewerb der Interessenten wäre dem-
entsprechend bei der Pachtauktion nur schwach – was wäre die Folge? Der
Pachtzins wäre niedrig, er entspräche nicht der zu erwartenden Grundrente, und die
Pächter würden entsprechend größere Gewinne erzielen! Ganz recht, aber muß die-
ser größere Gewinn nicht anspornend auf alle diejenigen zurückwirken, die sich
gerne dem Ackerbau widmen möchten, aber zaghaft zurückhielten, weil sie die
neuen Verhältnisse nicht zu übersehen vermochten und darum erst die Erfahrung
sprechen lassen wollten?


Es unterliegt darum keinem Zweifel, daß der Zudrang zu den Pachtauktionen
schon nach kurzer Erfahrungszeit den Pachtzins auf die Höhe der wirklich erziel-
baren Grundrente hinauftreiben würde, und dies um so sicherer, als das Risiko der
Pacht unter den neuen Verhältnissen gleich Null wäre, der Reinertrag der Pachtung
nie unter den Durchschnittsarbeitslohn fallen könnte. Dem Bauer wäre der
Durchschnittslohn für seine persönliche Arbeit unter allen Umständen gesichert, und
er hätte obendrein den Vorteil der Freiheit, Unabhängigkeit und Freizügigkeit.


Es sei nur noch bemerkt, daß nach Einführung der Bodenreform in jeder Ortschaft
ein Bauer wird angestellt werden müssen, der für die Erfüllung der Pachtkontrakte zu
sorgen hat. Dann wird man jährlich in jeder Provinz (Kreis, Regierungsbezirk) einen
illustrierten Katalog über die zur Pachtauktion gelangenden Höfe ausarbeiten, der
alles enthalten wird, was gewöhnlich die Pächter wissen müssen über Umfang und
Lage des Hofes, Kulturen, Produktpreise, Gebäude, bisherigen Pachtzins,
Schulverhältnisse, Klima, Jagd, Gesellschaft usw. usw. Kurz, da es nicht Zweck der
Bodenreform ist, die Bauern zu übervorteilen und zu plagen, so wird man nichts
unterlassen, um die Pächter sowohl über alle Vorteile, wie auch über alle Nachteile
des Hofes zu unterrichten – was seitens der Privatgrundeigentümer heute niemals
geschieht. Diese zählen immer nur alle Vorteile auf; über die oft versteckten Mängel,
wie z. B. Feuchtigkeit der Wohnung, Nachtfröste usw., muß sich der Pächter, so gut
es geht, unter der Hand zu erkundigen suchen.


Man wendet gegen die Bodenreform ein, daß durch das System der Pachtung die Grundrente
zwar dem Volksganzen zugute kommt, der Landwirtschaft aber unmittelbar entzogen wird. Die
„Landwirtschaft“ verarmt also und wird nicht mehr in der Lage sein, die gleichen Löhne zu bezahlen!
Was soll auch aus der Industrie werden, wenn die Herren Landwirte keine Grundrenten einheimsen
und ihre Einkäufe auf den Ertrag ihrer persönlichen Arbeit beschränken müssen? Der Absatz wird
fehlen und die große Krankheit der Neuzeit „Überproduktion“ wird noch größer werden!
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Das alles ist Schwindel, ganz gewöhnliche Bauernfängerei, von Grundbesitzern erdacht, um das
Stimmvieh für die Zollpolitik zu gewinnen. Wenn heute ein Grundbesitzer einen Teil der Grundrenten
der Landwirtschaft zuführt, so geschieht das unter dem Namen „Betriebskapital“, und kein
Grundbesitzer wird sein Betriebskapital vergrößern, wenn sich dasselbe nicht „rentiert“, also minde-
stens den Zins der Staatspapiere einbringt. Rentiert sich aber das Betriebskapital, und läßt sich das-
selbe mit Vorteil vergrößern, so braucht das Bargeld dazu nicht von Grundrenten herzurühren, son-
dern jedes Geld, das man spart oder borgt, leistet denselben Dienst. Wenn die Grundbesitzer von der
Leidenschaft besessen wären, ohne Rücksicht auf die Rentabilität dem Boden immer einen Teil der
Grundrenten zuzuführen, so müßten die Güter frei von Hypotheken sein, und alle
Betriebseinrichtungen müßten von einem Überfluß an Betriebskapital zeugen. Und je größer das Gut,
je größer die Grundrenten, um so reichlicher müßte das Gut mit allem versehen sein. Aber es ist
nicht so; die Grundrenten fließen vom Land ab nach der Stadt, wo sie verzehrt, oft verpraßt werden.
Sie reichen für die Lebensansprüche gewöhnlich nicht aus, und das Fehlende muß dann durch
Hypotheken und, sobald diese Quelle versiegt, durch Zölle und Politik eingebracht werden. Wenn es
eine Eigentümlichkeit der Grundrentner wäre, dem Lande einen Teil der Renten wieder zuzuführen,
so müßte im Lauf der Jahrhunderte auch den Wohnungen der Gutsarbeiter davon etwas zugute
gekommen sein. Aber wie sieht es in dieser Beziehung aus? Arbeiterställe und Schweinepaläste! So
ungefähr äußerte sich der Kaiser nach einem Besuche auf einem ostelbischen Gut.


In bezug auf den für die Industrie so wohltätigen Konsum der Grundrentner sei nur kurz erwähnt,
daß der Industrie der Taler der Grundrentner gleich 3 Mk. gilt, und daß der Taler auch noch 3 Mk. gel-
ten wird, wenn der Staat die Grundrenten in Form einer allgemeinen Witwen-, Kranken-, Krüppel- und
Alterspension wieder in Umlauf bringt. Der Konsum bleibt derselbe. Nur die Konsumenten werden
andere sein. Wenn es sich nur darum handelt, die Produkte zu verschenken ohne Gegenleistung, so
glaube ich, wird man sympathischere Konsumenten finden als die dreisten, nimmersatten, agrari-
schen Bettler.


Und nun der Lohn der Arbeiter! Hat man jemals gehört, daß die Grundbesitzer darum höhere
Löhne zahlen, weil es ihre Mittel erlaubten, weil sie durch die Zölle dazu instand gesetzt wurden?
Keinen Pfennig mehr als sie nach Lage des Arbeitsmarktes gerade zahlen müssen. Nicht nach den
Wünschen, nach Wohl- oder Übelwollen richtet sich der Lohn, sondern nach der Wucht der
Verhältnisse; mit der Knute würden die Grundbesitzer die Arbeiter zahlen, wenn sie es könnten. Nicht
nach den Renten richtet sich der Lohn, sondern umgekehrt, vom Lohne gehen die Renten ab.


Mit dem Gesagten glaube ich, das Verhältnis der Bodenreform zur


Landwirtschaft genügend klar gelegt zu haben, um jeden instand zu setzen, sich


in die neuen Verhältnisse, die die Bodenreform auf dem Lande schafft, zurecht


zu finden. Summarisch aufgezählt, würde die Bodenreform auf dem Lande fol-


gende Wirkungen haben: Keine Privatgrundrenten, folglich auch keine „Not der


Landwirtschaft“, keine Zölle und keine Politik mehr. Kein Privatgrundbesitz, daher


auch keine Hypotheken, keine Teilung, Erbschaft, Abfindungen. Keine


Grundherren, keine Knechte. Allgemeine Ebenbürtigkeit. Kein Grundbesitz –


folglich absolute Freizügigkeit mit ihren wohltätigen Folgen für Gesundheit,


Charakter, Religion, Bildung, Glück und Lebensfreude.


Beim Bergbau läßt sich die Bodenreform womöglich noch leichter durchführen


als im Ackerbau, da man hier von der Pachtung absehen und die Förderung der


Bergprodukte einfach in Verding (Akkord, Submission) geben kann. Der Staat


gibt den Abbau an einen Unternehmer oder an Arbeitergenossenschaften in


Akkord; er bezahlt für jede Tonne einen nach dem System der Mindestforderung


vereinbarten Lohn oder Preis – und verkauft seinerseits die Produkte meist-


bietend in Auktion. Der Unterschied zwischen beiden Preisen fließt als


Grundrente in die Staatskasse.
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Dieses höchst einfache System kann ohne Weiteres angewendet werden, überall
wo keine maschinellen Einrichtungen dauernder Art nötig sind – also z. B. in den
Torflagern, Braunkohlengruben, Kies-, Lehm- und Sandgruben, Steinbrüchen,
Petrolfeldern usw. Es ist dasselbe System, das heute schon ganz allgemein in den
Staatsforsten eingeführt ist und sich dort in Jahrhunderte langer Praxis bewährt hat.
Die Forstverwaltung akkordiert mit den Arbeitern in öffentlichem Verding den zu zah-
lenden Lohn für den Festmeter, und zwar erhält der Mindestfordernde den Zuschlag,
dann wird das von den Arbeitern gefällte und in Haufen bestimmter Größe geschich-
tete Holz öffentlich, meistbietend verkauft. Betrug ist so gut wie ausgeschlossen, da,
sobald das Maß nicht richtig ist, die Käufer Klage erheben. So wäre es auch im
Bergbau. Die Käufer würden selbst die Arbeit in der Grube kontrollieren. Für die
Arbeiter wäre es ein Leichtes, sich zu gemeinsamer Arbeit ohne Unternehmer zu 
vereinigen (was sie allerdings heute noch lernen müßten) da kein nennenswertes
Kapital hier nötig ist. Die Grube gehört dem Staat, die Arbeiter brauchen also nur ihr
Handwerkszeug.


In den Kohlengruben, wie überall im Tiefbau, wird die Sache durch die
Maschinenanlage einigermaßen kompliziert, doch es lassen sich verschiedene Wege
einschlagen, die alle gangbar sind:


1. Der Staat liefert die Maschinenanlage; er versichert die Arbeiter gegen Tod und
Invalidität und verfährt im übrigen wie oben, d. h., er gibt die Förderung an einzelne
Arbeiter in Verding (Akkord). Dieses System ist bei den Privat- und Staatsbergwerken
heute allgemein im Gebrauch.


2. Der Staat liefert wie oben die Maschinenanlage und gibt den ganzen Betrieb in
Akkord an Arbeitergenossenschaften. Dieses System ist, soviel ich weiß, nicht in
Anwendung. Seine Anwendung hätte für kommunistisch gesinnte Arbeiter Vorteile, weil
die Arbeiter so lernen würden, sich selbst zu regieren.


3. Der Staat überläßt den Arbeitergenossenschaften den ganzen Bergbau mitsamt
der Maschinenanlage. Er bezahlt der Arbeitergenossenschaft einen in öffentlichem
Verding akkordierten Preis für die geförderten Produkte und verkauft wie bei 1. und 2.
die Produkte wieder meistbietend in öffentlicher Auktion.


Ein 4. System, wonach den Arbeitern auch noch der Verkauf überlassen wird, würde
sich nicht empfehlen, weil der Verkaufspreis von zu vielen Umständen beeinflußt wird.


Für ganz große Bergwerke mit Tausenden von Arbeitern würde sich System 1 wohl
am besten eignen, für mittlere Betriebe System 2 und für ganz kleine Betriebe System
3. Der Unterschied zwischen Erlös und Förderkosten würde wieder als Grundrente in
die Staatskasse wandern.


Für den Verkauf der Produkte sind zwei Systeme zu verfolgen:


1. Fester Preis jahraus, jahrein für alle Produkte, bei denen die Natur der
Verhältnisse eine unbeschränkte Förderung zuläßt, so daß man die Gewißheit hat,
daß auch die Nachfrage, die sich zu dem festen Preis einstellt, stets befriedigt werden
kann. Gleichmäßige Qualität der Produkte ist für dieses System Voraussetzung.


2. Öffentliche Auktion überall dort, wo die Produkte von ungleichmäßiger
Beschaffenheit sind und wo die Produktion sich nicht jeder beliebigen oder möglichen
Nachfrage anpassen läßt.
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Würde man die Produkte zu festen Preisen verkaufen, und wäre man dabei nicht
in der Lage, jedes gewünschte Quantum zu liefern, so würden sich Spekulanten
die Sache zu Nutzen machen. Ist die Qualität verschieden, so kann nur die öffent-
liche Auktion Beschwerden vermeiden.


Ein Bodenprodukt eigentümlicher Art bilden die Wasserkräfte, die in vielen
Gegenden schon jetzt eine große Rolle spielen und deren Bedeutung mit den
Fortschritten der Technik nur wachsen kann. Für größere Kraftwerke, die der Stadt
Licht und Kraft für die Straßenbahn liefern, wäre die Verstaatlichung wohl das
Einfachste, besonders weil der ganze Betrieb solcher Werke seiner Einfachheit
wegen sich dazu eignet. Bei kleinen Wasserkräften, die unmittelbar an Industrien
angeschlossen sind, wie Mühlen und Sägereien, wäre der Verkauf der Kraft zu
einem einheitlichen, mit den Kohlenpreisen parallel laufenden, auf Pferdekräfte
umgerechneten Preise angezeigt.


Etwas mehr Schwierigkeit bietet die Bodenreform in der Stadt, vorausgesetzt,
daß man einerseits keine Willkürwirtschaft betreiben, andererseits dem Staat die
volle Rente sichern will. Kommt es nicht genau darauf an, so ist das System der
Erbpacht, wie es für den größeren Teil der Stadt London in Anwendung ist, aus-
reichend. Nach diesem System ist dem Pächter der Boden zu beliebiger
Ausnutzung für eine lange Frist (50, 70, in London 99 Jahre) gegen einen jähr-
lichen, im voraus für die ganze Pachtzeit bestimmten Zins gesichert, so daß der
Boden zu Bauzwecken verwendet werden kann. Die Rechte des Pächters sind
veräußerlich und erblich, so daß auch die auf dem Boden errichteten Häuser ver-
käuflich sind. Geht nun im Laufe der Zeit (und in 100 Jahren kann sich manches
ändern) die Grundrente herauf, so hat der Pächter den Gewinn (der, wie das in
London der Fall ist, sehr groß sein kann); geht die Grundrente herunter, so hat der
Pächter den Verlust zu tragen (der ebenfalls sehr groß sein kann). Da die auf dem
Boden errichteten Häuser gleichzeitig als Pfandobjekt für die richtige Bezahlung
des Pachtzinses dienen, so kann der Pächter dem Verlust nicht entrinnen; der
volle Mietertrag der Häuser dient dem Grundbesitzer als Sicherheit.


Wie wir aber an den Beispielen Babylon, Carthago, Rom, Venedig, Lissabon,
Wisby usw. ersehen, ist die Geschichte der Städte sehr wechselvoll, und es gehört
oft nicht viel dazu, um einer Stadt den Lebensnerv abzuschneiden. Die
Entdeckung des Seeweges nach Indien brachte Venedig, Genua, Nürnberg zu Fall
und lenkte den Verkehr nach Lissabon. Jetzt, mit der Eröffnung des Suezkanals ist
Genua wieder neu erstanden. Ähnlich wird es wohl auch Konstantinopel mit der
Eröffnung der Bagdadbahn ergehen, während St. Petersburg vielleicht durch die
kommenden politischen Umwälzungen veröden wird. Die kurzsichtige, sogenannte
schutzzöllnerische Handelspolitik, die jetzt in Deutschland eingeschlagen wurde,
mit den entsprechend schlechten Handelsverträgen, genügt vielleicht, um die 
industrielle Entwicklung zu hemmen und um sämtliche á la hausse gerichteten
Rentabilitätsberechnungen der Bauunternehmer zu durchkreuzen.


Auch das muß hier wieder berücksichtigt werden, daß unsere heutigen
Währungsgesetze niemandem eine Gewähr dafür geben, daß nicht morgen auf
Betreiben der Interessenten eine à la baisse gerichtete Währungspolitik getrieben
wird, wie das ja schon einmal 1871 geschehen ist, wo man dem Silber das
Prägerecht entzog. Die Möglichkeit ist also heute
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gesetzlich nicht ausgeschlossen, so daß morgen auf „Wunsch“ derselben Leute wie
damals, auch dem Gold das freie Prägerecht entzogen wird und dann das Angebot
von Gold so beschränkt wird, so daß alle Preise um 50% fallen und das Vermögen
der Privat- und Staatsgläubiger um 100% auf Kosten der Schuldner vermehrt wird. In
Österreich hat man das mit dem Papiergeld, in Indien mit dem Silbergeld getan,
warum sollte man dasselbe Kunststück nicht auch wieder einmal mit dem Gold ver-
suchen? An Raublust fehlt es ja nicht in den Kreisen, die sich von Renten und
Zinsen erhalten.


Also, irgendeine Gewähr dafür, daß die Grundrenten die der Pachtung zugrunde
gelegte Höhe während der ganzen Pachtzeit beibehalten werden, ist nicht vorhan-
den. Durch den Einfluß der Politik und tausendfältiger wirtschaftlicher Umstände,
wozu noch die Möglichkeit tritt, daß die jetzige Landflucht mit der Bodenreform sich
in eine Stadtflucht verwandelt, wird in jede langfristige Pachtung ein erhebliches
Risiko getragen, und dieses Risiko muß der Verpachter, hier also der Staat, in Form
eines erheblich reduzierten Pachtzinses bezahlen.


Dann ist auch die Frage zu beantworten, was nach Ablauf der Pacht aus den
Gebäuden wird. Fallen dem Staat vertragsmäßig die Gebäude unentgeltlich zu, dann
wird vom Pächter der Bau von vornherein auf eine die Pachtzeit nicht übersteigende
Dauerhaftigkeit berechnet, so daß der Staat in den meisten Fällen die Gebäude auf
Abbruch wird verkaufen müssen. Es hat ja auch Vorteile, wenn die Häuser nicht für
die Ewigkeit gebaut werden, denn bei jedem Umbau können die Fortschritte der
Bautechnik berücksichtigt werden, aber die Nachteile überwiegen doch stark, wie
das bei den französischen Eisenbahnen der Fall ist. Dort ist auch das
Eisenbahngelände vom Staate an Privatgesellschaften auf 99 Jahre verpachtet 
worden mit der Bedingung, daß nach Ablauf des Vertrages das Ganze kostenlos an
den Staat zurückfallen soll. Aber auf diesen Umstand sind nun alle Bahnbauten, wie
auch die Reparaturen, zugespitzt. Man will dem Staate nicht mehr als gerade nötig
überlassen, sozusagen einen Greis in den letzten Zügen, altes, verbrauchtes, aus-
geleiertes Gerümpel, eine Ruine. Und so kommt es, daß infolge dieses leicht-
sinnigen Vertrages die französischen Eisenbahnen allgemein einen verwahrlosten
Eindruck machen und das jetzt schon, lange vor Ablauf des Vertragstermins. Ähnlich
würde es sicherlich auch ergehen, wenn die Baustellen unter der Bedingung ver-
pachtet würden, daß nach Ablauf des Vertrages die Gebäude dem Staate zufallen.


Besser schon wäre die Bedingung, daß die Gebäude abgeschätzt und vom Staate
bezahlt würden. Aber wie soll die Abschätzung erfolgen? Diese kann von zwei
Gesichtspunkten aus geschehen:


1. nach der wirtschaftlichen Brauchbarkeit (Bauplan, Anlage)


2. nach den Baukosten


Will man ohne Rücksicht auf Brauchbarkeit die Entschädigung einfach nach den
Baukosten und dem baulichen Zustand berechnen, so würde der Staat manches
nutzlose, verpfuschte Gebäude teuer bezahlen müssen, um dasselbe abreißen zu
lassen. Die Baumeister würden unüberlegte, leichtsinnige Pläne entwerfen, wohl wis-
send, daß, wie auch der Bau sich bewährt, der Staat die Kosten zahlen wird.
Jedoch, wenn man von den Baukosten absieht und andere Elemente bei der
Abschätzung zuläßt, so
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müßten auch die Baupläne dem Staate zur Genehmigung vorgelegt werden. Das
führt jedoch wieder zum Bürokratismus, zur Bevormundung, zur Schablone. Darum
scheint mir das System am vorteilhaftesten, wonach die Baustellen auf unbe-
schränkte Zeit in Erbpacht gegeben werden, und zwar nicht zu einer für alle
Ewigkeit im Voraus berechneten Pacht, sondern zu einer in regelmäßigen
Abständen von 3 5 10 Jahren von Staatswegen vorgenommenen
Grundrentenschätzung. So wäre das Risiko der Bauunternehmer in bezug auf den
Pachtertrag gleich Null, und der Staat würde die volle Rente einheimsen, ohne sich
um die Gebäude weiter kümmern zu müssen. Die ganze Sorge um die beste
Ausnutzung des Baugeländes würde auf denen ruhen, die es angeht, auf den
Bauunternehmern. Auf mathematische Genauigkeit bei der Schätzung der
Grundrente und des Pachtzinses kann man natürlich nicht rechnen. Man würde
jedoch den Pachtzins immer so berechnen können, daß der Unternehmer das
Interesse an der Sache nicht verliert und der Staat auch nicht zu kurz kommt.
Wenn man 90 oder 95% der geschätzten Grundrente als Pachtzins erhöbe, so
könnte man sich allseitig zufrieden geben.


Für die Ermittlung der Grundrente in den verschiedenen Stadtteilen wäre es
angezeigt, wenn der Staat in jeder Straße ein Mietshaus für eigene Rechnung
errichtete, nach einem auf den höchsten Mietertrag berechneten Bauplan. Von den
eingehenden Mietbeträgen würde man den Zins der Baukosten, (solange Zins
bezahlt wird), die Reparaturen, die nötigen Abschreibungen, die Feuerversicherung
usw. abrechnen und den Rest als Normalgrundrente von allen anderen
Grundstücken derselben Straße (oder gleicher Lage) als Pachtzins erheben.


Mathematisch genau wäre natürlich auch so die Grundrente nicht zu ermitteln,
da manches hier auf den Bauplan des Normalmietshauses ankäme. Dieser
Bauplan müßte darum als Normalplan immer besonders sorgfältig angelegt wer-
den; aber wie er auch ausfallen würde, Grund zur Klage von selten der
Bauunternehmer könnte er nicht geben, da etwaige Mängel dieses Planes nur
einen Minderertrag der Miete zur Folge haben könnten. Dieser Minderertrag würde
aber direkt auf die Grundrente des Normalhauses drücken und so in einem ent-
sprechend niedrigeren Pachtzins für sämtliche Grundstücke wieder zum Vorschein
kommen.


Durch dieses System würde das persönliche Interesse der Bauunternehmer
immer aufs Engste mit dem guten baulichen Zustand ihrer Häuser, mit wohlüber-
legten Bauplänen verknüpft sein denn jeder Vorzug ihrer Häuser gegenüber dem
Normalmietshaus würde ihnen persönlich zugute kommen.


Zu erwähnen ist noch, daß der Zinsfuß des Baukapitals, der der Berechnung des
Anteils der Grundrente an dem Mietzins zugrunde gelegt wird, das Wichtigste an
der ganzen Sache ist, und daß man sich im Voraus, d. h. vor Unterzeichnung der
Pachtverträge, wird darüber einigen müssen, nach welcher Methode dieser Zinsfuß
jedesmal ermittelt werden soll. Ob man das Baukapital mit 4, 3,5 oder 3% verzinst,
ist doch für die Berechnung der Grundrente von wesentlicher Bedeutung.


Ist z. B. das Baukapital 200 000 Mk., der Mietertrag 20.000 Mk.


und der Zinsfuß 4%, so ist der Kapitalzins 08.000 Mk.


und die Grundrente, d. h. die zu zahlende Pacht 12 000 Mk.
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Bei 3% würden nur 6000 Mk. vom Mietertrag abgehen, was den Pachtzins bis auf
14 000 Mk. erhöhen würde, eine Differenz, die, wenn sie nicht auf eine unanfecht-
bare, vertragsmäßige Grundlage sich stützte, ein Mordgeschrei verursachen würde.
Für die Stadt Berlin z. B. würde die Anwendung eines Zinsfußes von 3% statt eines
solchen von 4% schon einen Unterschied in der Pachtberechnung von 20 Mio.
wenigstens ausmachen. Es ist also klar, daß man in dieser Beziehung nichts der
Willkür oder dem Gutdünken überlassen kann.


Im zweiten Teil dieser Schrift, der von der Geldreform handelt, werde ich die
Methode für die Ermittlung des reinen Kapitalzinses eingehend besprechen, und ich
verweise hier darauf. Unabhängig davon möchte ich aber hier den Vorschlag zur
Diskussion stellen, als Zinsfuß für das Gebäudekapital, die Durchschnittsdividende
aller an der Börse verhandelten einheimischen Industriepapiere zu nehmen. Dadurch
würde dem Baukapital der Durchschnittsertrag des Industriekapitals gesichert, was
die Bauindustrie von jedem Risiko befreien und diesem Zweige der Industrie zum
Wohl der Mieter große Kapitalien zuführen würde. Denn jeder, der eine sichere
Anlage dem Hazard vorzieht, würde sein Kapital in Häusern anlegen.


Dieser Zinsfuß käme natürlich nur bei der Berechnung der Grundrente des
Normalmietshauses zur Anwendung.


Das Normalmietshaus von 500 qm Grundfläche hat an Miete 
eingebracht 020 000 Mk.


Das Baukapital beträgt nach den üblichen Abschreibungen 200 000 Mk.


Der Durchschnittszinsfuß der Börsenpapiere war 3,25%


Von der Miete gehen also als Kapitalzins ab 006  500 Mk.


Somit bleibt als Grundrente (20 000 ./. 6500) = 013 500 Mk.


oder (13 500 : 500) = 27 Mk. für den Quadratmeter. Nach einem Toleranzabzug
von 10% würden also ca. 25 Mk. Pacht für den Quadratmeter der in der gleichen
Straße liegenden Häuser erhoben.


In groben Umrissen und ohne auf die Klauseln einzugehen, die nur die Erfahrung
vorschreiben kann, erhalten wir als Muster eines Pachtkontraktes zwischen Staat
und Bauunternehmer Folgendes:


1. Der Staat übergibt dem Bauunternehmer das Grundstück Nr. 12 der
Claudiusstraße in Erbpacht.


2. Die Pacht wird berechnet nach der für das in der gleichen Straße befindliche
Normalmietshaus ermittelten Grundrente nach einem Toleranzabzug von 10%.


3. Als Grundrente für dieses Normalmietshaus wird angesehen: Der in öffentlicher
Pachtauktion erzielte Mietzins abzüglich ? Prozent Abschreibungen, Reparaturen
und Vorsicherungen und abzüglich Kapitalzins.


4. Als Zinsfuß für die Berechnung des Baukapitalzinses wird der jährliche
Durchschnittszins der an der Berliner Börse verhandelten Industriepapiere angenom-
men.
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9. Die Finanzen der Bodenreform


Also, der Staat kauft den gesamten Privatgrundbesitz auf und zwar
Ackerboden, Wald, Bauplätze, Bergwerke, Wasserkräfte, Kiesgruben, kurz alles.
Der Staat bezahlt auch das Gekaufte, er entschädigt die Grundbesitzer, er
beraubt niemanden. Wie könnte auch der Bodenreformer, der dem Volk den poli-
tischen Frieden bringen will, mit einem Raubzug seine Arbeit beginnen? Wie
könnte er eine Klasse der Bevölkerung berauben, um die andere zu bereichern?


Der zu bezahlende Preis richtet sich nach dem Pachtzins, den das Grundstück
bisher einbrachte oder einbringen würde. Der ermittelte Pachtzins wird dann zum
Zinsfuß der Pfandbriefe kapitalisiert und der Betrag den Grundbesitzern in ver-
zinslichen Titeln der Reichsanleihe ausbezahlt. Kein Pfennig mehr noch weniger.


Wiederholt ist der Vorschlag gemacht worden, Papiergeld zu fabrizieren und damit zu bezahlen.
Ein solches Verfahren würde von einem direkten Raube nicht zu unterscheiden sein, da die Ausgabe
von Papiergeld in solcher Masse den Preis dieses Geldes auf einen geringen Bruchteil des ursprüng-
lichen Preises herabdrücken würde. Das Papiergeld, das dem Inhaber keinen Zins einträgt, würde
von diesem sofort zu Markte getragen werden, um damit irgend etwas zu erstehen. Es würde sich
eine gewaltige Nachfrage zeigen, die durch die sofort einsetzende allgemeine Preissteigerung noch
angefacht würde, während das Angebot unverändert geblieben wäre und sich womöglich angesichts
der zu erwartenden Preissteigerung spröde verhalten würde. Solche unüberlegten, kindlichen
Vorschläge können nur die Papierwährung wie auch die Bodenreform in Mißkredit bringen. Das
Angebot des Papiergeldes, wie das des Geldes überhaupt, bedarf einer sorgfältigen täglichen
Anpaßung an das Angebot von Waren, jedes mehr oder weniger führt zu Verschiebungen im
Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld, die wiederum von unzähligen Schädigungen der Einen
zugunsten der Anderen begleitet sind. Durch die Bezahlung mit verzinslichen Titeln werden solche
Nachteile vermieden, da man sie nicht verkauft, sondern sie der Zinsen wegen aufbewahrt. Auch
würde der Verkauf solcher Titel nur deren Kurs drücken, niemals aber den Preis des Geldes berüh-
ren.


Wie kann aber der Staat solche gewaltigen Summen verzinsen? Antwort: Mit
dem Pachtzins des Bodens, der ja nunmehr in die Staatskasse fließt. Dieser
Ertrag entspricht der Summe der zu zahlenden Zinsen, kein Pfennig mehr, kein
Pfennig weniger, da ja die Schulden die kapitalisierte Grundrente des Bodens
darstellen.


Angenommen, der Boden bringt jährlich 5 Mrd. an Pacht ein, dann hat der
Staat als Entschädigung bezahlt bei einem Zinsfuß von 4 Proz.: 
5 000 000 000 X 100 : 4 = 125 Mrd. Diese Summe zum gleichen Fuß verzinst
gibt aber auch 5 Mrd. Also Soll = Haben.


Vor der Größe dieser Zahlen braucht niemand zu erschrecken. Das Meer ist
noch größer, und es läuft doch niemals über. Die Größe des „Soll“ misst man mit
dem „Haben.“ An sich ist nichts groß noch klein. Vom Monde, der aus eitel Gold
besteht, sagt man, daß er klein sei. Die Franzosen, die schon mit 35 Mrd.
Staatsschulden und ebenso viel Hypothekenzinsen belastet sind, häufen noch
immer Milliarden auf Milliarden an Titeln fremder Staatsschulden auf. Das
Becken ist eben groß und faßt viel. Ebenso wäre es mit der Schuld der
Bodenreform. Dem großen „Soll“ wird ein gleich großes „Haben“ entsprechen. Es
wäre darum auch völlig überflüssig, eine Berechnung dieser Summe im Voraus
vorzunehmen; diese Frage interessiert höchstens den Papierfabrikanten, der die
Titel der
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Schulden zu liefern hat. Sind es 100 Mrd., gut; sind es 500 Mrd., auch gut. Es ist für
die Finanzen des Reichs nichts als ein Durchgangsposten. Diese Milliarden werden
durch die Staatskassen pilgern, ohne Spuren zu hinterlassen. Erschrickt denn ein
Bankier, dem man ein Vermögen in Verwahrung gibt? Erschrickt der Präsident der
Reichsbank vor den Riesensummen, die durch sein – Tintenfaß – gehen? Ich wette,
Herr Dr. Koch schläft ebenso gut wie der Direktor der Bank von Helgoland. Sind
denn etwa die Schulden des preußischen Staates drückender geworden, seitdem
dort mit Schuldscheinen die Eisenbahnen gekauft wurden?


Gewiß, die Einwendung ist berechtigt, daß mit der Übernahme der


Bodenreformschuld ein Risiko verbunden ist, insofern als die Höhe der


Grundpachten von schwankenden Elementen der Volkswirtschaft (Zölle,


Eisenbahntarif, Löhne, Währung) bestimmt wird, während die Zinsen der Schulden,


wie auch die Schuld an sich, auf dem Papier festgesetzt sind.


Das ist wahr, aber betrachten wir uns doch einmal diese schwankenden Elemente


der Grundpacht! Wenn der Staat heute im Interesse von Privatleuten (Agrarier) und


auf Kosten der anderen Volksklassen die Zölle erhöht, um die Renten der Agrarier


zu erhöhen, wird er das nicht auch im eigenen Interesse, im Interesse seiner


Zahlungsfähigkeit, im Interesse des Volksganzen tun können? Und wenn der Staat


im Interesse derselben edlen Bettler und auf Kosten der arbeitenden Klassen


Felsblöcke in die Kanäle wälzt, die Eisenbahnfrachten auf ausländisches Getreide


erhöht, nur um die Grundrenten zu erhöhen, wird er das nicht auch wieder im eige-


nen Interesse tun können? Und wieder, wenn der Staat auf Drängen derselben privi-


legierten Klasse eine internationale Münzkonferenz einberuft, um durch eine


Währungspfuscherei schlimmster Art die Schulden des Grundbesitzes auf Kosten


der Witwen und Waisen (die ihr Erbteil in „sicheren“ Pfandbriefen anlegten und der


„Sicherheit“ wegen den Grundbesitzern schon den niedrigsten Zinsfuß bewilligten)


herabzusetzen, wird da nicht auch der Staat im eigenen Interesse und in dem der


Gesamtheit zu demselben Kunststück greifen können?


Allerdings, die Geld- und Bodenreformer verzichten von vornherein und für alle Zeiten auf solche
Währungspfuscherei (wie Sie auch die entgegengesetzte Spitzbüberei, die Goldwährung, verurteilen),
aber als Illustration für die Politik des Privatgrundbesitzes und als Abwehr für etwaige auf das „Risiko“
der Bodenreform sich stützende Angriffe der Agrarier wollte ich die Sache doch hier erwähnen.


Jene schwankenden Elemente der Grundpacht, mit alleiniger Ausnahme des


Arbeitslohnes, gehören also zur Domäne der staatlichen Monopole, ihre Höhe wird


durch denselben Staat bestimmt, der ein unmittelbares Interesse daran hat, daß die


Grundpacht unverändert bleibe. Außerdem ist hier zu beachten, daß, wenn auch der


Staat nichts täte, um ein Sinken der Grundpachten zu verhüten, dies ganz allein


dem Arbeitsertrag zugute kommen und dadurch die Steuerkraft des ganzen Volkes


entsprechend gehoben würde. Sollte man also im Interesse des internationalen


Handels und des Völkerfriedens von Zöllen, Kanalsperren und hohen


Eisenbahnfrachten absehen wollen, so könnte ein etwaiger Ausfall in den


Grundpachten durch direkte Steuern sehr leicht gedeckt werden.


Die Frage, ob man die künstliche Erhöhung der Bodenpreise durch die Zölle nicht bei Berechnung
des Entschädigungspreises des Bodens wird berücksichtigen müssen, lasse ich hier, als reine
Machtfrage, unerörtert.
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Unser heutiger Staat, der immer nur zwischen Lips und Tulian, zwischen Zins


und Rente lavieren kann, wäre freilich für eine solche Steuerpolitik viel zu schwach


und schwächlich, aber mit der Bodenreform werden wir auch einen starken Staat


haben, einen Staat, der den Willen und die Macht haben wird, seinen


Verpflichtungen nachzukommen, wie ich das noch ausführlich beweisen werde.


In der ganzen Welt gibt es heute nicht einen einzigen Staat, der im Innern stark genug wäre, um die
Staatsausgaben allein auf dem Wege direkter Besteuerung zu decken. Überall, in den Republiken wie
in den Monarchien, sieht sich der Staat aus Rücksicht auf die Kapitalisten genötigt, die Staatsgelder
durch indirekte Steuern zu erschleichen. Vom Marktgeld der Hausfrau stiehlt er heimlich, wie eine
untreue Köchin, einen Teil; wie eine Kupplerin benutzt er die Lasterhaftigkeit der Trinker und Raucher,
um ihnen im Rausch die Taschen zu leeren, wie der erste beste Wucherer benutzt er die Zwangslage,
in der sich die Bürger befinden, um sie durch Bahn-, Post-, Salz- und andere Monopole zu plündern.
Ein stolzer und ehrenhafter Staatsmann verachtet solche Taschendiebereien, er geht geradeaus und
läßt sich die ausgeschriebenen Steuern von den Bürgern bar auf den Tisch ausbezahlen.


Wo ein Wille, ist auch ein Weg; darum braucht auch niemand um die Zahlung


der Zinsen der Bodenreformschuld in Sorge zu sein. Die Zinsen werden bezahlt


werden.


Aber: Mit der Verzinsung allein haben wir wenig gewonnen; wir wollen auch die


Schuld tilgen und zwar schnell tilgen, damit der Zweck der Bodenreform, die


Rückführung der Grundrente in das Staatssäckel, erreicht werde. Es läge ja auch


nur wenig oder gar keine Grazie in einer sozialpolitischen Finanzoperation, die sich


damit begnügt, die Grundrente in Kapitalzins zu verwandeln, denn ob die Arbeit


unter dem Titel Zins oder Rente geplündert wird, was kann ihr das verschlagen?


Also, die Bodenreformschuld muß getilgt werden, und zwar jetzt, von der gegen-


wärtigen Generation. Wir wollen, daß unsere Gebeine einst ungestörter Ruhe sich


erfreuen sollen, wir wollen nicht von den kommenden Generationen als verfluchtes


Geschlecht beurteilt werden, wollen nicht, daß unsere Gebeine ausgescharrt und


geschändet werden. Wir wollen unsere eigenen Schulden zahlen und nicht wie


Bruder Liederlich nach dem Grundsatz leben: „Nach uns die Sintflut.“


Um die Bodenreformschuld zu zahlen, müssen wir Steuern, ja Steuern, direkte


Steuern erheben. Eine schwere, empfindliche und einträgliche Kapital- und


Einkommensteuer, schwer genug, um die ganze Bodenreformschuld in einer


Generation zu bezahlen. An dieser Schuldentilgung haben sich alle zu beteiligen,


alle ohne Ausnahme, und jeder nach seiner Kraft. Wie sich auch jeder heute an


der Verteidigung des Landes, jeder nach seiner Kraft und Befähigung beteiligen


muß. Und man wird diese Steuern auch mit Freuden, ja wahrhaftig mit Freuden


zahlen können, denn Staatsschulden sind im Grunde doch Privatschulden, da sie


von Privatleuten verzinst und getilgt werden. Aus den Taschen der Bürger stammt


all das Geld, mit welchem heute der Staat seine Schulden verzinst. Die Tilgung


einer Staatsschuld ist also von der Tilgung privater Schulden nicht zu unterschei-


den. Wenn wir also Steuern bezahlen, um die Schulden des Staates zu bezahlen,


so ist das genau dasselbe, wie wenn wir Geld zur Sparkasse brächten. Manche


Eltern sparen, um ihren Kindern etwas hinterlassen zu können, aber was bedeutet


das, wenn gleichzeitig der Staat verarmt, wenn der Staat den Kindern das Erbe der


Eltern für die Staats-      Staatsbedürfnisse
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bedürfnisse wieder abnimmt. Bereichern dagegen die Eltern den Staat, indem sie für
Rechnung des Staates den gesamten Grundbesitz aufkaufen und die dadurch entste-
henden Schulden bezahlen, so brauchen sie entsprechend weniger für ihre Kinder zu
sparen, denn in einem reichen, gut dotierten Staate sind alle Bürger reich.


1000 Mk. auf den Kopf der Bevölkerung entfallendes Staatseigentum ist in vielen Fällen sogar bes-
ser als eine gleiche Summe Privateigentum, denn dieses kann man verlieren (z. B. durch eine
Gutschrift für einen Freund), jenes nicht. Allgemein bekannt ist, daß die Erhaltung des Eigentums fast
so schwer ist wie der Erwerb, wenigstens im Handel und in der Industrie.


Jedoch zur Beruhigung der Kleingläubigen, die die Steuer nicht als Sparpfennig
und noch weniger als ein Vergnügen betrachten, will ich erwähnen, daß wir für die
Tilgung der Bodenreformschuld nicht auf die Steuer allein angewiesen sein wer-
den, wenn wir zusammen mit der Bodenreform auch die nachher zu besprechende
Geldreform einführen. Mit dieser Reform werden dem Staate jährlich 5% der
gesamten in Umlauf befindlichen Geldsummen zufließen. [Ich will hier nun gleich bemer-


ken, daß diese Staatseinnahme aus der Geldreform nicht den Zweck der Reform ausmacht, sondern


als völlig unbeabsichtigte Nebenwirkung nebenher geht.] Diese Summe wird zwar ganz
erheblich kleiner sein als der jetzige Geldbestand, vielleicht nur ein Drittel desselben
betragen, aber das wären immerhin noch ca. 3 Mrd., und 5% von 3 Mrd. machen
150 Mio. jährlich. Diese Summe wird man also von der Schuldentilgungssteuer
abziehen können.


Dann werden die 3 Mrd. nach Aufhebung des Prägerechts für das Gold durch
Umtausch gegen gemünztes Gold in Umlauf gebracht. Da mit der Zwangszirkulation
(nicht mit Zwangskurs zu verwechseln), die das eigentliche Wesen der Geldreform aus-
macht, alle Goldreserven überflüssig werden, wird man die 3 Mrd. einschmelzen und
meistbietend zu Industriezwecken verkaufen. Der Ertrag (Papiergeld) wird, da er im
Verkehr fehlen wird, durch Rückkauf von Titeln der Bodenreformschuld wieder in
Umlauf gesetzt. Diese Titel wird man verbrennen, wodurch wieder eine erkleckliche
Summe an der jährlichen Verzinsung gespart wird, und diese Ersparnis (120 Mio.) wird
auch wieder von der Schuldentilgungssteuer abgehen. Durch die Geldreform werden
also 150 + 120 = 270 Mio. jährlich und ein einmaliger Betrag von 3 Mrd. für die
Bodenreform-Schuldentilgung frei.


Aber die Geldreform würde noch in anderer Beziehung die Tilgung der Schuld


erleichtern. Indem sie das gesamte Geldwesen unter die unmittelbare und unfehlba-


re Kontrolle des Staates bringt, wird sie jede Hausse- und Baissebewegung im


Keime ersticken und Wirtschaftskrisen unmöglich machen. Sie wird die Nachfrage


auf dem Waren- und Arbeitsmarkt immer haarscharf dem Angebot anpassen,


Arbeitslosigkeit dadurch für immer beseitigen. Sie wird auch den Austausch der


Waren (Handel) derart beschleunigen, sichern und verbilligen, daß die


Handelsspesen auf einen geringfügigen Bruchteil des heutigen, auf 25, 30, ja 40%


der Verkaufspreise geschätzten Betrags dieser Spesen herabgesetzt werden.


Durch das Ineinandergreifen all dieser Umstände werden aber die Einnahmen des


Staates aus seinen verschiedenen Monopolen beträchtlich steigen, während auch


die Steuerkraft des ganzen Volkes in ungeahnter Weise sich heben wird.


[Ich will hier nun gleich bemerken, daß diese Staatseinnahme aus der Geldreform nicht den Zweck
der Reform ausmacht, sondern als völlig unbeabsichtigte Nebenwirkung nebenher geht.]
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Ferner wird, und darin liegt die Glanzleistung der Geldreform, sobald die
Grundsätze der Geldreform zu internationaler Anerkennung gelangt sein werden, der
Zinsfuß nach und nach fallen und sogar die Möglichkeit gegeben sein, daß der Zins
auf Null, ja sogar unter Null (negativer Zins) fallen wird.


Die internationale Einführung der Geldreform würde sich genau wie die Goldwährung von selbst und
ohne irgendeinen Vertrag allen Völkern aufzwingen, denn wie die deutschen Silberverkäufe alle ande-
ren Nationen zwangen, dem Silber das Prägerecht zu entziehen, so würden auch wieder deutsche
Goldverkäufe die ganze Welt zur Aufhebung des Prägerechts (Entmünzung des Goldes) zwingen.
Damit ergibt sich aber wieder von selbst die Notwendigkeit, das Papiergeld nach wissenschaftlichen,
soliden Grundsätzen zu verwalten, und diese heischen eben die Geldreform, wie ich sie vorschlage.


Kann man aber den Zinsfuß der Schuldentitel durch Konversion nur um 1% herab-
setzen, so brauchen wir für die Tilgung der Bodenreformschuld überhaupt keine
Steuer mehr zu erheben; denn der Überschuß der Pachteinnahmen über die
Zinsausgaben würde jährlich 1% der Schuld ausmachen. Dieses 1% zusammen mit
den obigen Einnahmen und der nicht zu vergessenden Akkumulation würde in 40
oder 50 Jahren die ganze Schuld tilgen. Geht jedoch der Zins um 2% herunter, dann
wird die volle Hälfte des Pachtzinses für die Schuldentilgung frei!


Rechnen wir also mit der Geldreform und deren internationaler Einführung, so wird
diese allein die Mittel liefern, um die Bodenreformschuld mit der wünschenswerten
Schnelligkeit zu tilgen; rechnen wir ohne die Geldreform, so werden wir uns mit der
direkten Steuer behelfen.


Wahrscheinlich ist es auch noch, daß die Pachtzinsen mit der jährlich dichter wer-
denden Bevölkerung steigen werden, zumal in den Städten, Bergwerken, Wäldern,
aber mit diesem Umstand kann man nicht rechnen. Bis jetzt steigen ja die
Grundrenten fortgesetzt in den Städten und Bergwerken, aber wieviel hiervon auf
Rechnung der meistens von Grundbesitzern geleiteten Baupolitik der Städte
(Spekulation) gesetzt werden muß, läßt sich gar nicht übersehen. Mit der
Bodenreform hört nun jedes Privatinteresse an der Erhöhung der Grundrente auf,
und so werden die Stadträte bei Aufstellung der Stadtpläne nicht mehr ihren
Eigennutz zum Stadtarchitekten ernennen, sondern einfach das Interesse der
Bürger. Und dieses Interesse verlangt, daß man durch Schnellbahnen die Stadt
möglichst dezentralisiert. Die Dezentralisation, wenn sie Schnellbahnen zu verdan-
ken ist, drückt aber auf die Grundrente.


Auch das ist zu überlegen, ob durch die Bodenreform, durch die Entlastung des
Landes von den Hypotheken, durch die Leichtigkeit, womit man ein Stück Land wird
pachten können, die jetzige Landflucht sich nicht in eine Flucht aus der Stadt ver-
wandeln wird! Träfe das zu, so würde in Zukunft eher eine Verminderung der städti-
schen Grundrente zu erwarten sein.


Kurz, es gibt viele Umstände, die die städtische Grundrente herabdrücken können,
ja selbst mit dem Element der wachsenden Bevölkerungsdichte kann man nicht mit
Sicherheit rechnen. Das System des „fils unique“ kann sich mit der Kenntnis der ihm
zugrunde liegenden unappetitlichen Manipulationen auch auf Deutschland ausdeh-
nen, und dann ist es auf ewig aus mit der Grundrentensteigerung.


Darum wollen wir mit dieser unsicheren Einnahmequelle nicht rechnen, um so
mehr, als wir es gar nicht nötig haben, die Finanzen der Bodenreform auf
Luftgebilden zu begründen.
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Wir rechnen also mit der Steuer; die anderen oben besprochenen Einnahmen


benutzen wir, um die Steuer zu ermäßigen, brauchen aber nicht damit zu rech-


nen. Wenn wir zusammen mit der Bodenreform auch die Geldreform durchfüh-


ren, so können wir auch mit den genannten Einnahmen mit Bestimmtheit rech-


nen – aber die Bodenreform kann auch selbständig für sich allein durchgeführt


werden. Allerdings brauchen wir dann Steuern, direkte Kapital- und


Einkommensteuern.


Salus publica suprema lex. Dem Wohl des Vaterlandes opfert der brave Mann


mit Freuden sein Leben; wird er da demselben Zwecke nicht auch sein Geld


opfern? Lieb Vaterland, magst also ruhig sein; fest stehen die Finanzen der


Bodenreform.


Freilich müßte man sich erst darüber einigen, was man als das öffentliche Wohl ansieht. Menger
[Anton Menger: Neue Staatslehre. 4. Aufl. S. 22.] erblickt in der Erhaltung und Förderung des indivi-
duellen Daseins der Staatsbürger das wahre öffentliche Wohl. Aber das ist heute nicht die Ansicht der
herrschenden Klassen. Hier heißt es „für Kaiser und Reich“ oder „für Thron und Altar“, beides Dinge,
die dem einzelnen oft gleichgültig, wenn nicht feindlich gesinnt sind. So knallt man augenblicklich für
„Thron und Altar“ die russischen Bürger, Frauen und Kinder haufenweise nieder; für Kaiser und Reich
peitscht man sie durch, für das öffentliche Wohl schickt man sie nach Sibirien.


Gelingt es aber, die oben bezeichnete Ansicht Mengers über das wahre öffentliche Wohl zur herr-
schenden zu machen, so dürfte meine Frage, ob man neben dem Leben auch das Eigentum der
Bürger dem Staate opfern darf, unumwunden, freudig und ohne Mordgeschrei bejaht werden. Ich
wenigstens vermag nicht zu begreifen, wie man dem Wohle des Staates das Leben der Bürger, aber
nicht deren Eigentum opfern kann. Freilich, in Familien, die von Zins und Rente leben und die völlig
unfähig sind (körperlich und geistig), das Geld für ihre Bedürfnisse durch Arbeit zu erwerben, da
nimmt der Besitz, das Geld, eine ganz phantastische, gigantische Bedeutung an. Es wird zu einem
Körperorgan, dessen Amputation den Tod bedingt. Und so sehen wir ja auch nur zu oft, daß Leute,
die ihren Besitz durch irgendein Unglück verlieren, sogleich entschlossen in den Tod gehen. Solche
Leute (und leider besteht die herrschende Klasse zum großen Teil aus solchen wirtschaftlichen
Krüppeln), werden es darum auch für ganz selbstverständlich halten, daß man das Geld höher als
das Leben stellt.


Die Mobilmachung wird in allen Ländern fast regelmäßig von einer Anleihe begleitet, d. h. die für
die Kriegsführung nötigen Leiber requiriert man ohne Entschädigung einfach vom häuslichen Herde
weg, während die Requisition des demselben Zwecke dienenden Eigentums als Zeichen niedrigster
Barbarei verpönt ist. Als Zeichen höchsten Patriotismus wird nicht die Tatsache betont, daß die
Frauen ihre Söhne in den Freiheitskrieg sandten, sondern daß sie ihr Geld, ja sogar den goldenen
Flitter – auf dem Altar des Vaterlandes opferten. Daß die Preußen 100 000 Franzosen getötet und
angeschossen haben, das haben die Bourgeois verziehen und vergessen, aber die alte Pendule und
die Möbel, die die Soldaten als Heizmaterial verfeuerten, das haben diese Kretins heute noch nicht
vergessen. Jenes war Leben, dieses aber Eigentum! – Wenn der Straßenräuber den Wanderer mit
den Worten anhält „Geld oder das Leben“, so zeigt er, daß er die Eigentumsgesetze verachtet, aber
das Leben seiner Mitmenschen zu erhalten sucht. Wenn derselbe Straßenräuber seine Handlungen
nach den heutigen Staatsgrundsätzen leitete, so würde er den Wanderer, ohne ein Wort zu verlieren,
töten und dann berauben!


„Was ist das Eigentum? Was ich an mich reißen und verteidigen kann!“, sagt Stirner. Und gegen
diese Auslegung läßt sich um so weniger etwas einwenden, je brutaler sie abgefaßt ist. Wenn ich
also nicht zu den stärksten gehöre, so kann mein Eigentum nie viel mehr betragen als die Knochen,
die mir der Löwe großmütig zum Benagen zurückgelassen. Die Nachlese, das ist das Eigentum aller,
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die nicht zu den Stärksten gehören. Es nützt nichts, daß man sich gegen diese Auslegung des
Eigentumsbegriffes sträubt; es ist einfach so. Wer vielleicht noch im Zweifel ist, den erinnere ich an
den neuesten Raubzug der Agrarier, an die Erhöhung der Zölle. Der Rechen der Grundrentner hatte
infolge verbilligter Seefrachten einige Zähne verloren, und die Nachlese für die Schwachen war etwas
reichlicher als sonst ausgefallen. Das erweckte den Neid der Grundbesitzer, und so ließen sie den
Rechen mit den neuen Zöllen wieder ausbessern, damit die Nachlese nicht so üppig ausfalle! Übri-
gens ist ja auch die Weltgeschichte da zum Beweise, daß das Eigentum Raub ist. Dies gilt vom
Einfall der Juden in das gelobte (d. h. begehrte) Land bis zur Vertreibung der Hereros, Hottentotten,
Indianer, Buren. Australneger usw. Proudhon sagt „Eigentum ist Diebstahl“, doch das ist falsch, denn
Diebstahl ist eine heimliche, verächtliche Handlung, während das Eigentum auf gewalttätigen Raub
mit offenem Visier zurückzuführen ist. Das Eigentum braucht niemand als etwas Unehrenhaftes zu
verbergen; im Gegenteil, es ist ein Beweis der Kraft und Klugheit.


Also, was ich an mich reißen und verteidigen kann, das ist mein Eigentum. Auf die Verteidigung


also kommt es an. Denn was nützt mir eine Sache, die ich an mich gerissen habe, aber nicht verteidi-


gen kann? Was nützen die Zölle, wenn die Agrarier sie nicht gegen jede neue Reichstagswahl vertei-


digen können? Also, die Verteidigung, das ist das Eigentum. Aber wie nun, wenn der Eigentümer


seine Sache nicht allein verteidigen kann, wenn er dazu der Mithilfe seiner Mitbürger bedarf? Geht


mit dieser Hilfe nicht auch schon des Eigentum in den Mitbesitz der Anderen über? Gemeinsame


Verteidigung heißt somit gemeinsames Eigentum. In einem Lande mit allgemeiner Wehrpflicht haben


darum auch alle wehrfähigen Männer Rechtsansprüche auf das gesamte, gemeinsam verteidigte


Eigentum. Die Krone der Könige ist kommunistisches Eigentum des Heeres. Wenn wir heute trotz all-


gemeiner Wehrpflicht kein gleiches Eigentum haben (wenigstens in bezug auf den Grundbesitz), so


liegt das daran, daß die Eigentümer die Waffen monopolisiert haben. Man darf dabei nicht einseitig


an die Kartätschen denken, sondern, und zwar in erster Linie, an die geistigen Waffen – an Kanzel,


Beichtstuhl, Schule, Lehrmittel (Hölle, Himmel, Morallehre, Geschichte usw.) Alles, die ganze


Staatsorganisation ist darauf zugeschnitten, den herrschenden Klassen die Beute gegen Lüsternheit


der Spießgesellen zu sichern. Würde man die Kinder in der Schule, die Eltern in der Kirche lehren,


daß die Erde ein Arbeitsprodukt Gottes ist, mit dem nicht geschachert und gewuchert werden darf,


daß Kauf und Verkauf von Land Simonie ist, würde man den Reichtum inmitten des Elends von den


Kanzeln herab nach Christus Lehre als Todsünde brandmarken, dann wäre es bald aus mit dem


Grundbesitz. (Demnach hätte Proudhon doch nicht Unrecht, wenn er das Eigentum für Diebstahl


erklärt und nicht für Raub. Denn wenn man zu Fälschungen religiöser Lehren greifen muß und die


Macht der Bildung und der Wissenschaft mißbraucht, um den Raub zu verteidigen, so nimmt solcher


Raub schon mehr den Charakter des Diebstahls an.)


Mancher biedere Handwerksmeister würde sich höchlichst wundern, wenn man ihm nachzuweisen


suchen wollte, daß der Grundsatz, wonach er seine Preise bestimmt, dem des Raubritters bedenklich


ähnlich ist. Dieser Grundsatz ist, daß Nachfrage und Angebot die Preise bestimmen. Ist das Angebot


klein und die Nachfrage (Bedarf, Verlegenheit, Not usw.) groß, flugs fällt der biedere


Handwerksmeister über die Käufer her und plündert sie; dafür muß er es aber auch ertragen, daß im


entgegengesetzten Falle die Käufer ihm das Fell über die Ohren ziehen. Anders handelte aber auch


der Raubritter nicht, denn auch er beschränkte die Plünderung, auf daß der Kaufmann die Straße


nicht völlig zu meiden brauchte. War die Nachfrage groß, d. h. blieb dem Kaufmann kein anderer


Weg offen, so plünderte der Raubritter gründlich, sonst aber, bei Konkurrenzstraßen, mußte er sich


mit einer geringen Abgabe (Zoll) begnügen.


In Deutschland wird das Apothekergewerbe auf Grund eines Privilegs betrieben, wodurch dem ein-


zelnen Apotheker ein größerer Absatz gesichert wird, als wenn hier Gewerbefreiheit herrschte. Dieser


größere Absatz würde nun dem Apotheker die Möglichkeit bieten, seine Arzneien um so billiger zu


verkaufen. Er tut aber das Gegenteil; er beutet das Privileg aus, um neben dem großen Absatz noch


„Apothekerpreise“ zu fordern. Dabei handelt es sich hier noch meistens um Käufer, die mit Ach und


Weh sich heranschleppen, um Leute die oft die letzten Pfennige zusammenscharren müssen, um die


seligmachenden Pillen zu erlangen! Verglichen
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hiermit scheint mir die Tat des Straßenräubers eine edle Handlung. [Es soll hier dem einzelnen
Apotheker, dem einzelnen Gewerbe natürlich kein Vorwurf gemacht werden. Das Grundgesetz des
Warenaustausches soll hier durch ein möglichst drastisches Beispiel beleuchtet werden. Dieses
Gesetz zwingt jeden, einerlei welchem Stande er angehört, zehnmal am Tage zu Handlungen, die
ihm die Schamröte ins Gesicht treiben..] Die Verhältnisse, die Konjunkturen ausbeuten, das ist der
Grundsatz des Warenaustausches, der Beziehungen der Menschen untereinander. Und diese
Verhältnisse sind nur zu oft: Not. Verlegenheit, Unglück, Leichtsinn Krankheit, Alter und Tod. Die
Pacht, die Wohnungsmiete, die Bahntarife, der Zins, der Zoll, die Handelsverträge, das alles kennt
nur zur Richtschnur die Ausbeutung der Verhältnisse.


Wie die Parteien, so die Steuergesetze. Hätten die Sozialisten die Macht in Händen, so wurden sie
die progressive Einkommensteuer bis zur völligen Konfiskation der großen Einkommen zuspitzen.
Was ist nun das alles?


Kann man da noch zwischen Raub, Diebstahl, Eigentum so scharf unterscheiden, wie zwischen
Innen- und Außenseite der Gefängnistür? Macht, Gewalt, das ist das Eigentum, und die Grenze, wo
der Gebrauch der Macht in Mißbrauch übergeht, läßt sich heute mit den Worten „Hie Eigentum, hie
Diebstahl“ gar nicht bezeichnen.


Das Eigentum wird erst dann von Raub und Diebstahl schärfer zu unterscheiden sein, wenn die
Waffen gleichmäßig verteilt, wenn alle Monopole und Privilegien abgeschafft sein werden, kurz, wenn
die Macht und Gewalt der Staatsorganisation nicht mehr zu Privatzwecken mißbraucht, sondern dazu
benutzt wird, „um das individuelle Dasein der Bürger zu erhalten und zu fördern.“ Eigentum wird dann
nur mehr aus Produkten eigener Tätigkeit bestehen und überhaupt auf Arbeitsprodukte beschränkt
bleiben. Nicht mehr durch Gewalt und Teilung wird Eigentum entstehen, sondern durch Arbeit. Und zu
dieser gesetzlichen Bestimmung des Begriffes Eigentum wird uns die Bodenreform und die mit ihr
verknüpfte Abschaffung aller Privilegien führen.


Mit der Bodenreform wird Eigentum nicht mehr Diebstahl, sondern Arbeit sein.


10. Die Wirkung der Bodenreform


Nicht erst dann, wenn der letzte Titel der Bodenreformschuld eingelöst und ver-


brannt sein wird, werden sich die Wirkungen der Bodenreform zeigen, sondern


gleich vom Tage an, wo die Enteignung gesetzlich beschlossen wird. Und zwar in


erster Linie in der Volksvertretung, in der Politik.


Ähnlich wie es beim Turmbau in Babel der Fall war, werden sich die


Volksvertreter nicht mehr verstehen, ja sie werden sich selbst nicht mehr wieder-


erkennen; sie werden als ganz andere Menschen, mit ganz neuen Idealen nach


Hause zurückkehren. Das, was sie bisher vertraten, was sie verteidigten oder


angriffen, wofür sie 1000 neue gewichtige oder auch frevelhaft leichtsinnige


Gründe zusammengetragen hatten, existiert nicht mehr. Wie durch Zauberschlag


hat sich die Gesetzjobberei, das wüste Schlachtfeld, in einen Friedhof verwan-


delt. Die Privatgrundrente existiert nicht mehr, und was war das Parlament ande-


res als eine Börse, wo á la hausse und á la baisse der Grundrente gejobbert,


spekuliert und agitiert wurde. Eine Animierkneipe für höhere Zölle nannte es


jemand, der dabei war! Es ist Tatsache, daß in den Parlamentsverhandlungen


der letzten Jahre sich alles fast ausschließlich direkt und indirekt um die


Grundrente drehte, und wenn behauptet wird, die Regierung dächte bei jeder


Gesetzesvorlage immer in erster Linie an den Eindruck, den die Vorlage auf die


Sozialdemokratie machen wird, so kann man diese Betrachtung ohne weiteres


als unwahr
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bezeichnen. Zuerst denkt die Regierung an die Interessen der Grundrentner,


ihrer Verwandten und Freunde. Die Grundrente bildet den Standpunkt, von dem


aus sich die Regierung auf dem Gebiete der Gesetzgebung zu orientieren sucht;


die Grundrente ist der Pol, um welchen alle Gedanken der Regierungsmänner


sich drehen, sowohl hier wie überall in der Welt. Ob bewußt oder unbewußt,


bleibt sich gleich. Ist die Grundrente in Sicherheit, dann ist alles in Ordnung.


Die langen und wüsten Verhandlungen bei Beratung der Kornzölle drehten sich
um die Grundrenten. Jetzt, bei den Handelsverträgen, waren es die Interessen
der Grundrentner, die allein Schwierigkeiten bereiteten. Bei den langwierigen
beschämenden Verhandlungen um den Mittellandkanal war wieder allein der
Widerstand der Grundrentner zu überwinden. Alle die kleinen so selbstverständli-
chen Freiheiten, deren man sich heute erfreut, wie z. B. die Freizügigkeit, die
Abschaffung der Leibeigenschaft und Sklaverei, mußten gegen die Grundrentner
erkämpft werden, und zwar mit den Waffen. Denn zu Kartätschen griffen die
Grundrentner, um ihre Interessen zu verteidigen. In Nordamerika war der lange
mörderische Bürgerkrieg nur ein Kampf gegen die Grundrentner. Die Reaktion
auf allen Gebieten geht zielbewußt von den Grundrentnern aus; ja, wenn es von
den Grundrentnern abhinge, so wären die Freizügigkeit, das allgemeine
Wahlrecht, der Volksschulunterricht und die Universitäten schon längst den
Interessen der Grundrente geopfert worden.


Das alles hört nun mit einem Schlage auf. Wie Schnee wird die Politik der
Agrarier an der Sonne der Bodenreform vergehen, verdampfen, versinken. Mit
der Privatgrundrente verschwindet jedes private, klingende Interesse an der
Politik; im Parlament wird sich niemand mehr die Taschen füllen können. Der
Quell, der den Fonds für das Scheckbuch speiste, ist versiegt. Mit der
Privatgrundrente verschwindet jedes Privatinteresse an der Politik; Politik aber,
die nicht mehr von Privatinteressen geleitet wird, sondern von der höheren Warte
des öffentlichen Wohls, ist keine Politik mehr, sondern Wissenschaft, reine
Wissenschaft. Die Volksvertreter werden sich also in alle Staatsangelegenheiten
wissenschaftlich vertiefen und eine Arbeitsweise sich aneignen müssen, bei der
alle Leidenschaften schweigen, und wo man mit nüchternem Sinne die nüchterne
Materie mit Hilfe der Statistik und Mathematik prüfen wird.


Doch nicht allein die Politik der Agrarier ist erschöpft, sondern auch die ihrer
Gegner. Wozu sandte man denn die Sozialisten, die Freisinnigen und die
Demokraten in den Reichstag? Damit sie die Interessen des Volkes gegen die
räuberischen Gelüste der Grundrentner schützen sollten. Die Verteidiger werden
aber überflüssig, sowie die Angreifer verschwinden. Das ganze liberale
Parteiprogramm ist mit der Bodenreform als etwas völlig Selbstverständliches
erledigt. Es denkt niemand mehr daran, dieses Programm anzutasten, überhaupt
noch zu prüfen und zu kritisieren. Jedermann ist und denkt selbstverständlich
liberal. Welchen Profit könnte der einzelne auch noch von der Politik erwarten?
Was war Reaktion, was war das konservative Parteiprogramm? Grundrente, wei-
ter nichts als Grundrente war es.


Selbst die reaktionären Agrarier von gestern denken heute liberal, fortschritt-
lich. Es waren doch Menschen wie alle anderen, weder besser noch schlechter;
Räuber, wenn es ging, biedere Bauern, wenn sich die
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Angegriffenen zur Wehr setzten. Es waren Lang- und Rundschädel, Slawen,
Germanen, Romanen, keine besondere Rasse. Einig waren sie nur durch das gleiche
materielle Interesse. Allerdings ein starker Kitt. Mit der Bodenreform geht die ganze
Klasse im großen Mischmasch unter. Ja, die Junker von gestern sind sogar demokra-
tisch gesinnt, denn was ist ein Graf ohne Land? Grundbesitz und Aristokratie (was man
heute so nennt) sind ein und dasselbe. Jedem Aristokraten kann man an den
Gesichtszügen ablesen, wieviel Hektar Land er besitzt, wieviel Rente sein Land abwirft.


Ich reiste einst mit drei Basken, die vor Jahren als Tagelöhner nach dem Feuerland
auswanderten und pfiffig genug gewesen waren, sich die ganze Insel anzueignen. Vom
Tagelöhner war keine Spur mehr zu sehen; im Gegenteil, im Benehmen, in der
Gesinnung, in der Sprache – jeder Zoll ein Edelmann, ein Grundrentner. Und zwar alle
drei ganz gleichmäßig, obschon sie nicht verwandt waren.


Hebt man den Grundbesitz auf, so fallen damit auch alle Waffen, Zinnen und Burgen.
Selbst der König geht mit der Bodenreform verloren. Ein König muß von
Grundbesitzern umringt sein, sonst geht er zu Grunde, er friert, er erstarrt. Was soll
auch ein König zwischen kotbedeckten Viehbauern, Schustern, Fabrikanten, karboli-
sierten Ärzten, bebrillten Gelehrten und spöttischen Künstlern? Ach, es wird im
Bodenreformstaat gar zu einsam für einen Monarchen. Auch braucht der Monarch
Schwiegersöhne für seine Prinzessinnen. Soll er sie dem Sohne eines amerikanischen
Petroleum-, Weizen- oder Schweinekönigs anvertrauen? Das wäre ja Sodomie! Zwar
bleiben ihm zur Gesellschaft noch die Soldaten. Aber auch diese sind so plebejisch
geworden. Söhne von Pächtern, mit grobem, von der Arbeit breitgedrücktem
Knochenbau, nichts für schlanke Prinzessinnen, für die Reproduktion des
Fürstengeschlechts. Nein, mit der Bodenreform stirbt die Monarchie aus, aus Mangel
an ebenbürtigem Geblüt. Und das scheint mir für das Königtum der einzig würdige
Untergang.


Also, was sollen die Politiker noch im Reichstag? Es ist ja alles so einfach, so selbst-
verständlich geworden, seitdem die Grundrente nicht mehr jeder Neuerung im Wege
steht. Der Entwicklung die Bahn frei! Das war der Ruf des Freisinus. Und jetzt ist sie
frei. Nirgendwo kollidiert die Gesetzgebung noch mit Privatinteressen. Zwar besteht das
mobile Kapital weiter, und dieses hat mit der Umwandlung des Grundkapitals in
Mobilkapital (Staatsschulden) sogar um mehr als hundert Milliarden zugenommen. Aber
das mobile Kapital unterliegt, weil exportfähig und international, ganz anderen
Gesetzen als das Grundkapital. Zölle sind dem Mobilkapital nutzlos. Und gelänge es
auch den Kapitalisten, durch irgendwelche reaktionäre Gesetze (ich könnte kein
Beispiel nennen) die Macht des Kapitals zu erhöhen, so könnte dies nur auf Kosten
des Lohnes erfolgen. Sinkt aber der Lohn unter das internationale Niveau, so strömt
mobiles Kapital vom Ausland herein (braucht nicht in Form von Geld zu sein), um die
niedrigen Löhne auszubeuten. Aber dadurch würde die Nachfrage nach Arbeitern und
damit auch wieder die Löhne steigen! Es geht also nicht. Außerdem muß das mobile
Kapital, schon um dem Wettbewerb des Auslandes Stand zu halten, den Fortschritt
nach jeder Richtung fördern, und dies zwingt es, mag es wollen oder nicht, in die Bahn
der Freiheit.


Mit der Beseitigung der Privatgrundrente werden Land und Stadt politisch nicht mehr
getrennte Wege gehen, sondern vereint den gleichen Zielen zustreben. Würde z. B.
die Landwirtschaft durch irgendeine Entwick-    Entwicklung
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lung einseitig begünstigt, so würden die Arbeiter von der Industrie zur
Landwirtschaft übergehen und bei den öffentlichen Verpachtungen den Pachtzins
jenen Vorteilen entsprechend in die Höhe treiben, wodurch das Gleichgewicht zwi-
schen dem Ertrag der Arbeit in der Industrie und Landwirtschaft wiederhergestellt
würde. Und umgekehrt natürlich. Der Boden stände eben jedermann zu völlig glei-
chen Bedingungen zur Verfügung. Es ist darum vollkommen ausgeschlossen, daß
mit der Bodenreform die Landwirtschaft noch in Interessengegensatz zur Industrie
treten kann. Die Landwirtschaft und die Industrie werden durch die Bodenreform erst
zu einer homogenen wirtschaftlichen und politischen Masse verschmolzen werden.
Eine überwältigende Majorität, mit der alles, gegen die nichts erreicht werden kann.


Es würde zu weit führen, hier die Wirkung der Bodenreform auf politischem
Gebiete bis in die äußersten Folgerungen zu verfolgen. Ich muß mich hier auf die
groben Umrisse beschränken. Sie genügen übrigens, um zu zeigen, daß mit der
Bodenreform die heutige Parteipolitik wesenlos, ja daß die Politik überhaupt nach
heutigen Begriffen erledigt wird. Politik und Grundrente sind eins. Zwar wird damit
das Parlament nicht überflüssig, aber es wird von jetzt ab ganz andere Aufgaben zu
lösen haben – Aufgaben, bei denen das Privatinteresse völlig ausgeschlossen sein
wird. Es werden wissenschaftliche Kongresse abgehalten werden, und statt daß
man Vertreter in das Parlament schickt, die über alles und jedes zu urteilen haben
und sich auch ein Urteil über alles erlauben, wird man Fachmänner für jede einzelne
Frage entsenden. Auf diese Weise erhalten dann alle Fragen eine fachgemäße, wis-
senschaftliche Behandlung. Was wird nicht heute alles vom Parlamentsvertreter ver-
langt? Er soll über Militär und Marine, über Schule, Religion, Kunst und
Wissenschaft, über Heilkunde (Impfzwang), Handel, Eisenbahnen, Post, Jagd,
Landwirtschaft usw. usw., kurz über alles und jedes Recht sprechen. Sogar über die
Währungsfrage, wahrhaftig über die Währungsfrage, haben diese Allerweltskerle ent-
scheiden müssen (Goldwährung), obschon mehr als 99% unter ihnen keine blasse
Ahnung davon haben, was das Geld ist, was es sein soll und sein könnte.


Kann man da diesen geplagten Wesen einen Vorwurf daraus machen, daß sie
schließlich in keiner Frage zu vertiefter Erkenntnis gelangen?


Diese seltsamen Figuren werden nun mit der Bodenreform verschwinden.
Mädchen für alles wird das Volk zu den Beratungen nicht mehr entsenden, sondern
Fachmänner, deren gesetzgeberische Vollmachten auf ihr Fach und die besondere,
zur Verhandlung stehende Frage beschränkt bleiben. Mit der Frage ist auch das
Mandat erledigt.


Ebenso tiefgreifend, wie in politischer Beziehung, wird die Bodenreform die allge-
meinen sozialen Verhältnisse beeinflussen, und zwar auch gleich vom Tage der
Enteignung an.


Das Bewußtsein, daß nun jeder dem vaterländischen Boden gegenüber völlig
gleichberechtigt ist, wird jeden mit Stolz erfüllen und schon in seinem Äußeren einen
Ausdruck finden. Das trotzige Selbstbewußtsein der Bauern wird zur allgemeinen
Bürgertugend werden. Jeder wird den Nacken steif halten, selbst den gehorsamen
und unterwürfigen Staatsbeamten wird der Mut zur Opposition nicht fehlen; wissen
sie doch alle, daß sie im Boden einen Rückhalt haben, eine treue Mutter, die allen,
die da draußen Schiff-      Schiffbruch
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bruch leiden, eine Zuflucht gewährt. Denn der Boden wird allen, allen ohne
Ausnahme, immer unter völlig gleichen Bedingungen zur Verfügung stehen, dem
Armen wie dem Reichen, Männern wie Brauen, jedem, der den Boden bearbei-
ten kann.


Man wird hier wohl einwenden, daß auch heute die Gelegenheit nicht fehlt, Boden zu pachten und
zu bebauen, jedoch darf man nicht vergessen, daß die Grundrenten heute in die Privattaschen flie-
ßen und daß dadurch jeder unmenschlich viel und schwer arbeiten muß, nur um sein Brot zu verdie-
nen. Mit der Bodenreform wandert die Grundrente in die Staatskasse und kommt so direkt jedem
zugute in Form einer entsprechenden Steuerentlastung. Dadurch wird aber die Arbeit weniger, die
jeder für seinen Lebensunterhalt leisten muß. Statt zehn Hektar zu bebauen, werden sechs oder sie-
ben genügen, und mancher in der Stadtluft geschwächte Beamte wird als Bauer sein Leben machen
können. Dies wird natürlich noch viel mehr der Fall sein, wenn wir mit der Geldreform auch noch den
Kapitalzins beseitigt haben werden. Dann werden vier Hektar genügen, wo jetzt zehn bebaut werden
müssen, nur um das Leben zu fristen.


Dieses Selbstbewußtsein wird natürlich den gesamten Verkehr der Menschen


umwandeln, die Sitten, Gebräuche, Redewendungen; selbst die Gesinnung, die


Religion, wird eine edlere, freiere werden. Die Frauen werden den Männern


gegenüber selbständiger werden; bei der Zuchtwahl werden körperliche und gei-


stige Vorzüge statt der Hektare den Ausschlag geben; die monströsen


Interessenehen, diese kapitalistische Sodomie, werden vom Land verschwinden.


Nach Beseitigung der Privatgrundrente und noch mehr nach Beseitigung des Zinses wird jede nor-
mal gebaute Frau imstande sein, ihr Brot und das ihrer Kinder in der Landwirtschaft zu verdienen.
Wenn zu dem Zwecke vier Hektar statt zehn genügen, dann genügt auch die Kraft einer Frau, wo
man heute nur einen vollen Kerl gebrauchen kann. Ob die Rückkehr der Frau zur Landwirtschaft
nicht der „Frauenfrage“ die glücklichste Lösung geben würde?


Jeder wird über das gesamte deutsche Reich, und mit der Verallgemeinerung der
Bodenreform über die ganze Welt verfügen. Verglichen damit, sind die jetzigen
Könige die reinen Bettler. Jedes neugeborene Kind, ob ehelich oder unehelich,
wird 540 932 Quadratkilometer, 54 Mio. Hektar Land zu seiner Verfügung haben.
Und jeder wird freizügig, keiner mehr wie die Pflanze an die Scholle gebunden
sein. Jeder, dem das Klima nicht zusagt, dem die Gesellschaft nicht gefällt, der
irgendeine lächerliche Handlung in seinem Leben beging und der Fopperei ausge-
setzt ist, kurz jeder, der aus irgendeinem Grunde einen Platzwechsel wünscht, löst
seinen Pachtkontrakt und zieht fort. Dadurch werden die verschiedenen deutschen
Stämme, die, wie zur Zeit der Leibeigenschaft, an der Scholle kleben und von der
schönen Welt nie etwas anderes als ihren Kirchturm gesehen, nie jemand anders
als ihren Pastor gehört haben, in Bewegung geraten, neue Sitten, neue
Arbeitsmethoden, neue Religionen, neue Gedanken kennenlernen. Die verschiede-
nen Stämme werden sich kennenlernen und auch einsehen, daß keiner besser als
der andere ist, daß wir allesamt nur eine schmutzige, lasterhafte, qualmende, nach
Alkohol riechende Gesellschaft gebildet haben. Und da, wie bekannt, man sich der
Laster in der Regel vor Fremden mehr schämt als in der Heimat vor Bekannten
und Verwandten, so ist anzunehmen, daß der Verkehr mit Fremden die Sitten
strenger und reiner machen wird.


Viele Leute, die sich zuhause nachlässig kleiden, greifen zur Bürste und Stiefelwichse, wenn sie
ausgehen. Was sie den Hausgenossen versagen, gewähren sie den Fremden. – Der Bauer schämt
sich nicht, mit kotbedeckten Ochsen durchs Dorf zu fahren; geht es aber zur Stadt, dann wird das
Gespann geputzt – Gegen
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Leute, die man mit „Sie“ anredet, ist man in der Regel höflicher als gegen die anderen, mit denen
man mehr vertraut ist. – Mancher Ehegatte beträgt sich höflich, galant gegen wildfremde Frauen,
zuhause aber ist er ein Flegel usw. usw.


Aber die Bodenreform dringt umgestaltend in das innerste Wesen des


Menschen: Den gemeinen Knechtsinn, der aus der Zeit der Leibeigenschaft noch


dem Menschen anhaftet (dem Herrn nicht weniger als dem Knechte), weil der


Privatgrundbesitz, diese Grundlage der Leibeigenschaft, fortbesteht, diesen knech-


tischen Sinn wird der Mensch mit dem Privatgrundbesitz endgültig abschütteln; er


wird sich wieder aufrichten wie eine junge Tanne, die, vom niederzwingenden


Gewichte des Schnees befreit, kerzengerade wieder empor schnellt. „Der Mensch


ist frei, und war er in Ketten geboren.“ Allen Einflüssen paßt sich der Mensch an,


und jeder Schritt auf der Bahn der Anpassung kommt durch Vererbung dem kom-


menden Geschlecht zugute. Nur in bezug auf die Knechtschaft findet keine


Vererbung statt. Nicht einmal Narben wird darum auch der Privatgrundbesitz im


Charakter der Knechte zurücklassen.


Wie erstaunlich schnell der Mensch, und vorzüglich die Frau, die Servilität, die Sklavenketten abzule-
gen weiß, sobald die ökonomischen Verhältnisse es gestatten, erkennt man am besten an den
Dienstmädchen. Mit jedem Punkt, den das Angebot der Nachfrage gegenüber auf dem „Gesindemarkt“
verliert, wächst auch die Selbstachtung, die Würde der Mädchen, steigt auch die Achtung der Hausfrau
vor dem Mädchen. Schritthaltend mit dem Lohn ist auch die Behandlung besser geworden. Der Mensch
wird eben in seinem Tun und Denken von äußeren Verhältnissen bestimmt; er achtet eine Sache
gering, die er haufenweise auf der Straße findet, selbst wenn es sich um einen Menschen handelt. Wird
jedoch der Mensch selten, muß man lange suchen, um eine oft wirklich unentbehrliche Hilfe fürs Haus
zu finden, so schätzt und ehrt man diese Hilfe. Die Größe der Achtung, die man einem Menschen zollt,
wird wie der Preis der Ware durch Nachfrage und Angebot bestimmt.


Von dieser wurzelechten, weil wirtschaftlich begründeten Freiheit, die uns die


Bodenreform bringt, dürfen wir daher mit Recht alle die Früchte erwarten, die wir


bisher umsonst von der Religion, von der Moral, vom Christentum einzuheimsen


hofften. Muß der politische Friede im Innern nicht auch nach außen sich bemerkbar


machen, wie die Zufriedenheit im innern Menschen sich in seinen Gesichtszügen


widerspiegelt? Der herrische, gemeine, rohe Ton, der sich als natürliche Frucht der


gemeinen Gesinnung, die die Grundrente groß zieht, in den politischen


Verhandlungen einbürgert, muß auch unsere auswärtige Politik beeinflussen. Wir


sind durch den ewigen Widerstreit der Interessen, den der Privatgrundbesitz mit


sich bringt, gewöhnt worden, in jedem Nachbarn, in jedem Menschen einen Feind


zu erblicken, und so sehen wir auch in jedem Nachbarvolk nur Feinde, die uns


Böses wollen und gegen die wir uns wappnen müssen, wenn es nicht angeht,


augenblicklich über sie herzufallen und sie zu erschlagen. Denn nicht als


Menschen und Brüder stehen sich die Völker gegenüber, sondern als


Grundbesitzer. Schafft man hüben und drüben den Privatgrundbesitz ab, so wird


damit der Zankapfel beseitigt. Es bleiben dann anstelle der Grundrentner nur


Menschen, die vom gegenseitigen Verkehr nur Befruchtung ihrer Industrie, ihrer


Religion, ihrer Kunst, Moral, Gesetzgebung, niemals aber Schaden erwarten kön-


nen. Mit der Bodenreform wird jedes Privatinteresse an der Höhe der Grundrenten


beseitigt, und wenn das in allen Nachbarländern der Fall ist, wer würde dann noch


ein Interesse haben an den Grenzzöllen, die den Verkehr der
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Völker verpesten, Zwietracht stiften, zu Repressalien führen und alle Interessen


so verwirren, bis sich die Völker nicht anders als durch Pulver und Blei wieder


Luft machen können. Mit der Bodenreform bürgert sich der Freihandel von selbst


ein. Nun lassen wir den vollen Freihandel nur einige Jahrzehnte sich frei entwik-


keln und entfalten, und wir werden bald sehen, wie innig das Interesse der


Völker mit der Förderung und Aufrechterhaltung dieses Handels verknüpft ist mit


welcher Liebe gute Beziehungen zu den Nachbarvölkern vom ganzen Volke


gepflegt werden, wie die Familien hüben und drüben durch Bande der


Blutsverwandtschaft fest aneinander gekettet werden, wie die Freundschaft zwi-


schen Künstlern, Gelehrten, Arbeitern, Kaufleuten, Geistlichen alle Völker der


Welt zu einer einzigen, großen Gesellschaft verketten wird, zu einem


Völkerbund, den die Zeit und die Privatinteressen immer nur inniger und fester


schnüren, bis zum Verschmelzen der Teile zusammenschweißen können.


Ohne Privatgrundrenten gibt es keinen Krieg mehr, weil es keine Zölle mehr


gibt. Die Bodenreform ist daher gleichzeitig Weltfreihandel und Weltfriede.


—


In bezug auf das allgemeine Lohngesetz ist nur zu sagen, daß mit der


Bodenreform und nach Tilgung der Schuld die


gesamten Grundrenten in den Lohnfonds
ausgeschüttet werden und daß dann der allgemeine Arbeitsertrag gleich sein


wird dem gesamten Arbeitsprodukt abzüglich Kapitalzins.


(Fortsetzung der Darstellung des Lohngesetzes im II. Teil)


11. Die Theorie der Bodenreform


Der Bodenreformer beansprucht die ganze Erdkugel, er betrachtet sie als ein


Glied des Menschen, als ein untrennbares, anatomisches Hauptorgan, und zwar


die ganze Erdkugel, nicht einen Teil derselben; und die Frage, die er zu beantwor-


ten hat, ist die, wie jeder in den Vollgebrauch dieses Hauptorgans gelangen kann.


Eine Teilung der Erde ist ausgeschlossen, denn durch die Teilung erhält jeder nur


einen Teil, während er doch das ganze braucht. Kann man die Ansprüche der ein-


zelnen Familienmitglieder auf die Suppenschüssel damit befriedigen, daß man


diese zerschlägt und jedem eine Scherbe hinwirft? Außerdem müßte bei jedem


Begräbnis, bei jeder Geburt die Teilung von neuem beginnen, ganz abgesehen,


daß die Teile durch Lage, Qualität, Klima usw. sämtlich verschieden sind und


darum niemand zufrieden gestellt werden kann. Denn während der eine seinen Teil


auf sonniger Höhe haben möchte, sucht der andere die Nähe einer Bierbrauerei


auf. Die Teilung (heute in der Regel durch Erbschaft) nimmt jedoch keine Rücksicht


auf solche Wünsche, und so muß der Bierphilister täglich von der sonnigen Höhe


herunter, um unten im Tal sein Bäuchlein zu füllen,
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während der andere nach der sonnigen Höhe lechzt und in der Talluft geistig und


körperlich verkümmert.


Durch die Teilung wird niemand befriedigt; die Teilung kettet den Menschen an


die Scholle, besonders wenn, wie das in der Regel der Fall ist, der Austausch


der Teile (Umsatz) durch Umsatzsteuern erschwert wird. So möchte mancher


wohl aus Gesundheitsrücksichten wegziehen, mancher, der mit der


Nachbarschaft verfeindet ist, täte aus Sicherheitsrücksichten wohl, eine andere


Gegend aufzusuchen, aber sein Grundbesitz läßt ihn nicht los.


Die Umsatzsteuer beträgt vielerorts in Deutschland 1-2-3%; hier in Neuenburg sind es 4% und im
Elsaß gar 5%. Bedenkt man, daß in der Regel die Grundstücke zu drei Vierteln hypothekiert sind, so
bilden die 5% Umsatzsteuer schon 20% der Anzahlung oder des Kapitals des Käufers. Wenn also
jemand nur fünfmal seinen Platz wechselt – was für die gute Entwicklung des Menschen durchaus
nicht zu viel ist – so löst sich sein ganzes Kapital in Steuern auf.


Für junge Landwirte ist der hohe Norden vortrefflich, mit dem Alter, wenn der
Stoffwechsel träger wird, ist ein gemäßigtes Klima manchmal vorzuziehen, wäh-
rend ganz alte Leute in warmen Ländern sich am wohlsten fühlen. – Wie soll
man nun mittels Teilung all diesen und tausend anderen Wünschen gerecht wer-
den? Soll jeder seinen Acker im Koffer herumschleppen? Sollen sie ihren Teil
hier verkaufen, um ihn dort wieder zu kaufen? Was das bedeuten würde, weiß
jeder, der dem Grundstückshandel nicht unausgesetzte Aufmerksamkeit schen-
ken kann, aber durch die Verhältnisse gezwungen wird, seinen Platz mehrmals
zu veräußern. Es geht ihm wie dem Bauer, der eine Kuh zu Markte führte und
nach einer Reihe von Tauschgeschäften schließlich einen Kanarienvogel heim-
brachte. Darum muß gewöhnlich der Grundbesitzer für den Verkauf „die
Gelegenheit abwarten.“ Aber während er hier die Gelegenheit für den Verkauf
und dann dort wieder die Gelegenheit für den Kauf abwartet, vergeht die Zeit, so
daß er gewöhnlich auf die Vorteile, die er vom Ortswechsel erwartet, verzichten
muß. Mancher Bauer möchte gern in die Nähe der Stadt ziehen, um seinen
begabten Kindern den Besuch der Schulen zu ermöglichen, mancher möchte die
Nähe der Stadt fliehen, um seine Kinder in jungfräulicher Natur groß zu ziehen!
Mancher gute Katholik, den sein Erbteil unter die Ketzer verpflanzt hat, sehnt
sich in die Nähe eines katholischen Kirchhofes, wo er hoffen darf, daß seine
Gebeine eines Tages die Gesellschaft rechtgläubiger Knochen genießen werden.
Der Grundbesitz beraubt sie all dieser Genüsse; der Grundbesitz macht aus
ihnen Kettenhunde, armselige Proletarier, Leibeigene, Sklaven des Bodens.


Und mancher, der gern bis an sein Lebensende die Scholle bebauen möchte,
auf der schon seit Urzeiten seine Väter den Pflug führten, wird von einem
Gläubiger, einem Wucherer, vom Steuerexekutor vertrieben. Die
Eigentumsgesetze verjagen ihn von seinem Eigentum.


Und mancher, der von seinem Vater sein „Teil“ geerbt und seine neun
Geschwister nur durch Übernahme einer Hypothek von 90% hat auszahlen kön-
nen, wird jetzt durch die Hypothek erdrosselt. Eine geringe Lohnsteigerung, ein
schwacher Rückgang der Grundrente (der allein schon durch eine Herabsetzung
der Schiffsfrachten herbeigeführt werden kann) genügt, um ihm die Möglichkeit
zu nehmen, den Hypothekenzins zu zahlen, genügt, um die ganze Wirtschaft
unter den Hammer zu bringen.
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Er rackert sich ab, er rechnet, schwitzt und politisiert – sein Eigentum zieht ihn
unnachsichtlich in die Tiefe.


Viel schlimmere Folgen noch für die „Teilhaber“ hat die Teilung der Erde in Form


von Kollektivbesitz, so wie ihn der Gemeindebesitz darstellt. Ein Verkauf seines


Anteils ist dem Einzelnen nicht möglich, und das Verlassen der Gemeinde ist mit


dem Verlust des Anteils verknüpft. Die Umsatzsteuer verwandelt sich hier in eine


Umzugssteuer von 100%. Es gibt Gemeinden, die nicht nur keine Steuern erheben,


sondern noch bares Geld verteilen. Um nun diese Einnahmen nicht zu verlieren,


bleibt mancher in der Gemeinde, trotzdem ihm die klimatischen, politischen, kirchli-


chen, geselligen Umstände, die Bier- und Lohnverhältnisse nicht zusagen. Und ich


bin überzeugt, daß es nirgends mehr Prozesse, Zank und Mordtaten gibt, daß nir-


gends unglücklichere Leute leben müssen, als gerade in solchen reichen


Gemeinden. Auch bin ich überzeugt, daß die Lohnverhältnisse in solchen


Gemeinden schlechter als anderswo sein müssen, weil die für den Erfolg der


Industrie so nötige und von den persönlichen Fähigkeiten bestimmte, freie


Berufswahl durch die hier aufgehobene Freizügigkeit ganz außerordentlich


beschränkt wird. Jeder ist hier auf die Industrie angewiesen, die sich am Orte hat


entwickeln können, und während der eine vielleicht als Astronom oder Tanzlehrer in


der Welt sein Glück gemacht hätte, muß er hier, weil er seine Gemeinderechte nicht


verlieren will, als Holzhacker sein Leben fristen.


Auf die gleichen Nachteile der „Teilung der Erde“, nur noch im Verhältnis wach-


send, stoßen wir, wenn wir die Erde unter die einzelnen Völker verteilen. Keinem


Volke genügt der ihm angewiesene Teil, keinem Volk kann dieser Teil genügen,


muß doch zu seiner gedeihlichen Entwicklung jedes Volk wie jeder einzelne Mensch


die ganze Erdkugel besitzen. Da nun der Teil nicht genügt, so sucht man, durch


Eroberung den Besitz zu vergrößern. Aber zur Eroberung gehört militärische Kraft,


und es ist ein durch die Geschichte der Jahrtausende bestätigtes Gesetz, daß diese


Kraft mit der Größe des Gebietes, auf das sie sich verteilt, abnimmt, wodurch die


Möglichkeit ausgeschlossen wird, daß sich alle Völker der Erde auf dem Wege der


Eroberung einigen können. Die Eroberung beschränkt sich darum gewöhnlich auf


kleine Happen, die dann bei einer passenden Gelegenheit wieder verloren gehen.


Und was der eine durch die Eroberung gewinnt, verliert der andere; und da dieser


andere das gleiche Bedürfnis nach Ausdehnung empfindet, so bereitet er sich auf


Rückeroberung vor und lauert auf Gelegenheit, über den Nachbar herzufallen.


So hat nun schon so ziemlich jedes Volk versucht, sich durch Eroberung in den


ersehnten Besitz der Erdkugel zu setzen, immer mit dem gleichen Mißerfolg. Das


Schwert wird, wie jedes Handwerkszeug, stumpf durch den Gebrauch. Und welche


Opfer werden diesen kindischen Versuchen immer und immer wieder gebracht.


Ströme von Blut, Berge von Leichen, Meere von Geld und Schweiß. Dabei keine


Spur eines Erfolges. Die politische Weltkarte sieht heute aus wie ein Bettlerrock,


geflickt und zerfetzt; neue Grenzzäune erheben sich alle Tage, und eifersüchtiger


denn je bewacht jeder seinen Knochen, seine von den Vätern geerbte Bettelsuppe.


Kann man heute noch mit vernünftigen Gründen hoffen, daß einmal ein Eroberer


erstehen wird, der uns alle vereint? Un-
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sinnig wäre solche Hoffnung. Die Teilung führt zu Krieg, und der Krieg kann nur


zusammenflicken. Die Nähte reißen immer wieder auf. Der Mensch braucht die


ganze Erde, die ganze Kugel, keinen zusammengeflickten Fetzen. Und zwar jeder


einzelne Mensch, jedes einzelne Volk; und solange diesem Elementarbedürfnis des


Menschen nicht genügt wird, gibt es Krieg. Mann gegen Mann, Volk gegen Volk,


Kontinent gegen Kontinent. Wobei noch zu beachten ist, daß der aus solchen


Ursachen entbrannte Krieg stets und regelmäßig das Gegenteil dessen erzeugen


muß, was die Kriegführenden bezwecken. Trennung statt der Einigung,


Verkleinerung statt Vergrößerung, Abgründe statt Brücken.


Es ist ja wahr, daß mancher Philister sich am „gemütlichsten“ in einer verräucher-
ten Bierkneipe fühlt, daß mancher Spießbürger sich unsicher, unbehaglich fühlt oben
auf dem Gipfel des Berges. Auch von den Stockpreußen erzählt man, daß sie der
Vereinigung mit dem deutschen Reiche mit Widerwillen zugestimmt haben; der neue
Glanz blendete sie: Die Bettlerinstitution der Erdteilung erzeugte eben ein
Bettlergeschlecht. Borussia, der immer nur Kupferstücke zugeworfen wurden,
erschrak, als ihr aus Versehen ein Nickel in den Schoß fiel.


Darum sagen die Bodenreformer: Weg mit diesen veralteten, stumpfen Werkzeu-
gen, weg mit den Kanonen, weg mit dem Puppenspiel. Heraus mit den Zaunpfählen,
nieder mit den Grenzen, ins Feuer mit den Grundbüchern. Keine Teilung und
Zertrümmerung der Erdkugel, keine Scherben. Suum cuique – jedem das Ganze.


Wie kann man nun dieser Forderung ohne Kommunismus, ohne internationale
Verbrüderung und ohne Aufhebung der staatlichen Selbständigkeit der einzelnen
Volkshaufen genügen?


Sehen wir zu, wie die Bodenreformer diese Fragen beanworten, wie sie das
scheinbar Unmögliche mit einfachen Mitteln erzielen.


Das Grundeigentum wird aufgehoben, der Boden als Gemeingut erklärt. Dann wird
der Boden für die Zwecke der Arbeit parzelliert, und die Parzellen öffentlich meistbie-
tend verpachtet. Das Pachtgeld wandert in eine gemeinsame Kasse, um von hier
wieder auf alle gleichmäßig verteilt zu werden.


Das ist in großen Zügen die Forderung der Bodenreformer.


Wird nun mit der Verwirklichung dieser Forderung nicht schon jedem das ganze
innerhalb der Staatsgrenze gelegene Land zugänglich gemacht und als sein
Eigentum erklärt? Erhält nach diesem System nicht jeder das Land zugewiesen,
wonach er sich sehnt, wird nicht hierdurch jeder Wunsch, ja jede Laune und Grille
berücksichtigt? Wird das Umzugsgut durch dieses System nicht um den ganzen
Ballast des Grundeigentums erleichtert und die Freizügigkeit nicht nur gesetzlich,
sondern auch materiell eingeführt?


Sehen wir näher zu. – Ein Bauer bewirtschaftet in der norddeutschen Tiefebene
einen großen Hof mit seinen Buben. Jedoch, da diese nichts von der Landwirtschaft
wissen wollen und in die Stadt ziehen, um ein Gewerbe zu betreiben, so wird der
Hof zu groß für den Bauer, dessen Leistungsfähigkeit überdies durch Alter und
Gebrechlichkeit abgenommen hat. Er möchte also einen kleineren Hof bewirtschaf-
ten und dies mit der Erfüllung eines Jugendtraumes verbinden, nämlich auf Bergen
zu wohnen,
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die ihm wohl oft geschildert wurden, die er aber nie gesehen hat. Auch möchte er
nicht weit von Frankfurt wohnen, weil sich seine Söhne dort niederließen.


Das wäre nun heute eine ziemlich schwierige, für einen Bauer fast unausführbare


Sache. Erstens muß er seinen Hof in Norddeutschland verkaufen und die


Gelegenheit dazu abwarten. Dann weiß er nicht, ob er auch gleich dort in der


Gegend von Frankfurt einen Hof käuflich finden wird. Und zwar einen Hof, der sei-


nen Bedürfnissen und Wünschen entspricht. Er wünscht, wie gesagt, entsprechend


seiner verminderten Leistungsfähigkeit einen kleinen Hof, entsprechend seinem Alter


einen warmen, sonnigen Platz, entsprechend seinen Jugendträumen eine waldige,


bergige Gegend.


Nach Einführung der Bodenreform ist die Sache anders: Grundeigentum hat er


nicht, er ist also frei, freizügig, wie ein Zugvogel. Selbst den Ablauf seines


Pachtkontraktes braucht er nicht abzuwarten, da er gegen Zahlung einer Buße den


Vertrag alle Tage lösen kann. Er bestellt sich also den illustrierten Katalog, den die


einzelnen Provinzen regelmäßig über die zur Pacht stehenden Höfe ausgeben und


notiert sich diejenigen Höfe, die seinen Verhältnissen am besten entsprechen. An


Auswahl wird es nicht fehlen, denn rechnen wir mit einer durchschnittlichen


Pachtdauer von 20 Jahren, so würde von je 20 Höfen jährlich einer frei, oder jährlich


etwa 150 000 Höfe in Durchschnittsgröße von zehn Hektaren, und zwar große und


kleine für alle Verhältnisse, im Gebirge, in der Ebene, am Rhein, an der Elbe, an der


Weichsel, in katholischen und protestantischen Gegenden, in konservativen, libera-


len, sozialistischen Kreisen, im Morast, im Sande, am Meer, für Viehzüchter oder


Zuckerrübenbauer, im Walde, im Nebel, an frischen Bächen, in verräucherten


Industriegegenden, in der Nähe der Stadt, der Brauerei, der Garnison, des Bischofs,


der Schule, im französischen und polnischen Sprachgebiet, für Lungenkranke, für


Herzleidende, für Starke und Schwache, Alte und Junge – kurz gesagt, eine Auswahl


von jährlich 150 000 Höfen, die zu seiner Verfügung stehen, die sein Eigentum dar-


stellen, die er nur zu bearbeiten braucht. Wird da nicht jeder sagen können, daß er


das ganze Reich besitzt? Was fehlt ihm denn noch zum Besitze des Reiches? Mehr


als einen Hof kann er doch nicht gleichzeitig bewohnen und besitzen. Denn besitzen


heißt darauf sitzen. Auch wenn er ganz allein die Erde bewohnte, müßte er sich


doch für einen Platz entschließen.


Aber die Pacht, der Pachtzins? Gewiß, man wird ihm eine Pacht abfordern, aber


diese Pacht ist die Gegenleistung der Grundrente, die kein Produkt des Bodens,


sondern ein Produkt der Gesellschaft bildet. Vom Baugrund der Stadt Berlin werden


jährlich 120 Mio. an Renten erhoben; ohne die Stadt würde man von demselben


Boden als Kartoffelland vielleicht nur eben so viele Hunderte erheben können. Es ist


also die Stadt, nicht der Boden, der die 120 Millionen erzeugt. Und der Mensch hat


ein Recht auf die Erde, nicht auf die Menschen. Wenn also der Bauer die Rente, die


er in den Preisen seiner Feldfrüchte von der Gesellschaft erhebt, wieder in Form von


Pacht an die gleiche Gesellschaft abträgt, so wirkt er einfach als Rendant, als


Rentenerheber, als Steuerempfänger; sein Recht auf den Boden wird dadurch nicht


verkümmert. Er gibt der Gesellschaft zurück, was ihm diese im Preise der Boden-
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produkte über seine Arbeit hinaus bezahlt hatte. Da nun aber der Pächter auch


wieder Mitglied der Gesellschaft ist, so kommt auf ihn auch wieder sein Anteil an


den Pachtsummen. Er bezahlt also tatsächlich auch nicht einmal Pacht; er liefert


nur die von ihm einkassierten Renten zur genauen Verrechnung mit der


Gesellschaft an diese ab.


Wir müssen also zugeben, daß mit der Bodenreform das Recht jedes Einzelnen
auf das ganze deutsche Gebiet in absoluter Form geschützt und verwirklicht wird.


Aber mit der deutschen Scherbe ist dem zivilisierten Menschen nicht genügt. Er
reklamiert das Ganze, die Erdkugel, als sein Eigentum, als ein anatomisches Glied
seiner Persönlichkeit.


Auch diese Schwierigkeit löst die Bodenreform. Denken wir uns die Bodenreform
auf alle Länder ausgedehnt; ein Gedanke, der alles Absonderliche verliert, wenn
wir überlegen, daß so manche nationale Einrichtung, sobald sie sich als gesund
erweist, die Grenzen des Landes überschreitet und sich die ganze Welt erobert.
Ich brauche hier nur an die allgemeine Wehrpflicht, den obligatorischen
Schulunterricht, den Parlamentarismus, den Weltpostverein usw. usw. zu erinnern!
Also angenommen, die Bodenreform sei international eingeführt und durch
Verträge dadurch ergänzt worden, daß einwandernde Bürger anderer Staaten als
gleichberechtigt angesehen werden, was ja schon heute in bezug auf die Gesetze
so ziemlich allgemein der Fall ist. Was fehlt dann noch für die Verwirklichung des
Rechts jedes einzelnen Menschen auf den Besitz der ganzen Erdkugel? Die ganze
Welt bildet von nun an sein uneingeschränktes Eigentum: Er kann überall, wo es
ihm gefällt, sich ansiedeln, und zwar völlig umsonst, denn die Pacht, die er bezahlt,
wird, wie gesagt, nicht vom Boden erhoben, sondern als Gegenleistung der Rente,
die er in den Preisen der Produkte von der Gesellschaft erhebt.


Also durch die Bodenreform, sobald sie international durchgeführt wird, kommt
jeder einzelne Mensch in den Besitz der ganzen Erdkugel. Sie gehört ihm, sie ist,
wie sein Kopf, sein absolutes Eigentum. Sie ist mit ihm verwachsen. Sie kann ihm
nicht auf Grund eines protestierten Wechsels, einer Hypothek, einer Gutschrift für
einen verkrachten Freund, abgenommen, amputiert werden. Er kann machen was
er will, trinken, spielen, spekulieren; sein Eigentum ist unantastbar. Ob er das Erbe
seiner Väter mit zwölf Geschwistern teilen muß, oder ob er fils unique ist; für das
Grundeigentum ist das gleichgültig geworden. Ganz unabhängig von seiner Person
und seinen Handlungen bleibt die Erde sein Eigentum. Liefert er die im Preise der
Ackererzeugnisse einkassierte Rente nicht an die Gesellschaft ab, so wird man ihn
unter Vormundschaft stellen, aber die Erde bleibt darum nicht weniger sein
Eigentum.


Durch die Bodenreform kommt jedes Kind als Grundeigentümer zur Welt, und
zwar hält jedes Kind, ob ehelich oder unehelich geboren, wie das Christuskind zu
Prag die Erdkugel in der Hand. Die schwarzen Hottentottenkinder, die rötlichen
Indianer, die goldenen Japaner, die rosigen Europäer, allen ohne Ausnahme gehört
die Erde ungeteilt.


Die Frage, ob die Grundrente nicht statt in die Staatskassen in eine internationale Weltkasse abzulie-
fern sei, wollen wir hier nur berühren, die Beantwortung jedoch den nächsten Generationen überlassen.
Einzelne Länder sind ja von Natur sehr begünstigt worden mit Kohlenlagern, Petrolquellen usw. und
sind imstande,
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von den umliegenden Völkern unverhältnismäßig hohe Renten zu erheben. Dies würde vielleicht zu
allerlei Reibungen Anlaß geben, sicherlich zu einer Anhäufung von Krüppeln und Bettlern, die von allen
Seiten durch die hohen Renten angezogen würden. Dies könnte dadurch verhindert werden, daß die
Grundrenten, soweit sie eine auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Durchschnittssumme überstei-
gen, den stiefmütterlich bedachten Gegenden zugeführt würden, in Form von Bodenmeliorationen gro-
ßen Stils – Berieselung von Wüsteneien, Kanalisierung von Landengen, Aufforstung der Gebirge usw.


12. Die Moral der Bodenreform


Staub bist du, und in Staub wirst du zerfallen. Das scheint wenig, aber man
unterschätze die wirtschaftliche Bedeutung dieses Staubes ja nicht. Denn dieser
Staub ist ein Bestandteil der Erde, die den Grundbesitzern gehört. Um zu werden
und zu wachsen, brauchst du Bestandteile der Erde; schon ein geringer Fehlbetrag
an Eisen in deinem Blut bringt dich um deine Gesundheit. Ohne die Erde und (falls
diese den Grundbesitzern gehört) ohne Erlaubnis der Grundbesitzer darf niemand
geboren werden. Das ist durchaus keine Übertreibung. Die Analyse deiner Asche
ergibt einen gewissen Prozentsatz erdiger Bestandteile, die niemand aus der Luft
gewinnen kann. Diese erdigen Bestandteile gehörten einmal der Erde oder ihren
Eigentümern, sie sind von diesen gekauft oder gestohlen worden. Eins von beiden.


In Bayern wird die Erlaubnis zum Heiraten von einem gewissen Einkommen abhängig gemacht. Die


Erlaubnis zur Geburt wird gesetzlich allen denen versagt, die den Staub nicht bezahlen können, der für


den Aufbau ihres Knochengerüstes nötig ist.


Ohne Erlaubnis der Grundbesitzer darf aber auch niemand sterben, denn in
Staub wirst du zerfallen, und dieser Staub beansprucht Platz auf der Erde, und
was nun, wenn der Grundbesitzer dir diesen Platz versagt? Wer daher ohne
Erlaubnis auf dem Boden eines Grundbesitzers stirbt, der bestiehlt den
Grundbesitzer. Und der Diebstahl wird doch unter die himmelschreienden Sünden
klassifiziert. Den Mammon darf jeder heute anbeten, aber Diebstahl? Wer darum
seine Begräbnisstelle nicht bezahlen kann, fährt geradewegs in die Hölle, wo
Heulen und Zähneknirschen das Knistern des ewigen Feuers begleiten. Darum
sagt auch das spanische Sprichwort: Er bat nicht, wo er zum Sterben hinfallen
darf. Und die Bibel: Des Menschen Sohn hat nicht, wo er sein Haupt hinlegen
kann. Aber zwischen Wiege und Sarg liegt das ganze lange Leben, und das Leben
ist ja bekanntlich nichts als ein Verbrennungsprozeß. Der Körper ist ein Ofen, worin
eine konstante Hitze erhalten werden muß, wenn der Lebensfunken nicht sofort
erlöschen soll. Diese Wärme sucht man innerlich durch Nahrungszufuhr, äußerlich
durch Kleidung und Wohnung als Schutz gegen die Wärmeausstrahlung zu erhal-
ten.


Nun gehören aber wieder die Nahrungsmittel, wie auch die Kleiderstoffe und das
Wohnungsmaterial zu den Produkten der Erde, und was nun, wenn die Eigentümer
dieser Erde dir diese Stoffe verweigern?
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Ohne die Erlaubnis der Erdbesitzer wird also niemand essen, sich kleiden, über-
haupt leben dürfen.


Das ist auch durchaus keine Übertreibung. Die Amerikaner versagen den
Chinesen die Einwanderung, die Australier weisen von ihren Küsten alle ab, deren
Haut nicht hellweiß ist; selbst schiffbrüchige Malayen, die an der australischen
Küste Schutz suchten, wurden mitleidlos wieder ausgewiesen. [Land Values, 1905 S.


138.] Und wie verfährt bei uns die Polizei mit allen, die nicht über die Mittel verfü-
gen, sich die Produkte der Erde zu kaufen? Du hast nichts, du lebst aber, folglich
stiehlst du. Deine Körperwärme, die nur die Frucht eines mit Bodenprodukten
unterhaltenen Feuers sein kann, verrät deine Missetat, verrät, daß du stiehlst!
Marsch ins Gefängnis! Darum pflegen ja auch die Handwerksburschen, sich einen
unantastbaren eisernen Geldfonds zuzulegen, darum stellen sie sich, im
Vollbewußtsein ihrer Schuld, mit den Worten vor: Entschuldigen Sie, ein armer
Reisender.


Häufig hört man die Redensart, der Mensch habe ein natürliches Recht auf die
Erde. Das ist aber Unsinn, denn dann könnte man auch sagen, der Mensch habe
ein Recht auf seine Glieder. Von „Rechten“ wollen wir hier nicht reden, sonst könn-
te man ja auch sagen, die Tanne habe ein Recht, ihre Wurzeln in die Erde zu sen-
ken. Kann der Mensch im Luftballon sein Leben verbringen? Die Erde gehört zum
Menschen, bildet einen organischen Teil des Menschen; wir können uns den
Menschen ohne die Erde ebenso wenig denken wie ohne Kopf und Magen. Wie
der Kopf, so ist auch die Erde ein Teil, ein Glied des Menschen. Wo beginnt der
Verdauungsapparat des Menschen, und wo hört er auf? Etwa am Mund und After?
Falsch, ganz falsch! Dieser Apparat fängt nirgendwo an und hat auch kein Ende, er
bildet einen geschlossenen Kreis ohne Anfang und Ende. Die Stoffe, die der
Mensch braucht, sind im Rohzustand unverdaulich – sie müssen vorher bearbeitet
werden, eine Vorverdauung durchmachen. Und diese Vorarbeit verrichtet nicht der
Mund, sondern die Pflanze. Diese sammelt und verwandelt die Stoffe, so daß sie
auf ihrem weiteren Weg durch den Verdauungskanal assimiliert werden können.
Die Pflanzen mit ihrem Standort in der Erde gehören also ebenso zum Menschen
wie der Mund, die Zähne, der Magen.


Jedoch ist dem Menschen nicht wie der Pflanze mit einem Teile der Erde
gedient, der Mensch braucht die ganze Erde, und zwar braucht jeder einzelne
Mensch die ganze Erde ungeteilt. In Tälern und Inseln wohnende oder durch
Mauern und Zölle abgeschlossene Völker verkümmern, sterben aus.
Handelsvölker dagegen, die mit allen Produkten der Erde ihr Blut würzen, bleiben
frisch, vermehren sich und erobern die Welt. Die leiblichen und geistigen
Bedürfnisse der Menschen senken ihre Wurzeln in jedes Krümelchen der ganzen
Erdrinde; sie umfassen die Erde wie mit Polypenarmen. Alles braucht der Mensch,
nicht einen Teil. Er braucht die Produkte der Tropen, der gemäßigten Zone und des
hohen Nordens, er braucht für seine Gesundheit die Gebirgs-, See- und
Wüstenluft. Zur Blutauffrischung braucht er schwarze, weiße, rote und gelbe
Weiber; zur Geistesauffrischung braucht er den Verkehr und die Erfahrung aller
Völker der Erde. Er braucht alles, selbst die Götter der verschiedenen Völker
braucht er als Vergleichsobjekte für seine Religion. Die ganze
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Erdkugel, so wie sie da im prächtigen Flug um die Sonne kreist, ist ein Teil, ein
Organ des Menschen, jedes einzelnen Menschen.


Dürfen wir nun gestatten, daß einzelne Menschen Teile dieser Erde, Teile von
uns selbst, als ausschließliches und ausschließendes Eigentum in Beschlag neh-
men, Zäune errichten und mit Hunden und dressierten Sklaven uns von Teilen der
Erde abhalten, uns ganze Glieder vom Leibe reißen? Bedeutet ein solches
Vorgehen nicht dasselbe, wie eine Amputation an uns selbst?


Man wird vielleicht diesen Vergleich nicht gelten lassen wollen, weil das
Abschneiden eines Grundstückes nicht mit Blutverlust verbunden ist! Blutverlust!
Wäre es doch nur gemeiner Blutverlust! Eine gewöhnliche Wunde heut; man
schneidet ein Ohr, eine Hand ab, der Blutstrom versiegt, die Wunde vernarbt. Aber
die Wunde, die uns die Amputation eines Grundstückes am Leibe hinterläßt, eitert
ewig, vernarbt nie. An jedem Zinstermin, am Martinstag springt die Wunde immer
wieder auf, und das rote goldene Blut fließt in Strömen ab. Bis aufs Weiße wird da
der Mensch geschröpft, blutleer wankt er einher. Die Amputation eines
Grundstücks von unserem Leibe ist die blutigste aller Operationen, sie hinterläßt
eine jauchige, klaffende Wunde, die nur unter der Bedingung heilen kann, daß das
geraubte Glied wieder angesetzt wird.


Aber wie? Ist nicht die Erde schon zerstückelt, in Scherben zerschlagen, zerteilt
und verteilt? Und hat man darüber keine Urkunden ausgestellt, die geachtet wer-
den müssen? Unsinn, nichts als Unsinn!


Wer hat die Urkunden ausgestellt, wer hat sie unterschrieben? Ich selbst habe in
meinem Namen niemals in die Teilung der Erde, meiner Glieder, eingewilligt; und
was andere für mich ohne meine Zustimmung getan haben, was geht das mich
an? Für mich sind alle diese Urkunden Makulatur. Ich habe die Einwilligung zu der
Amputation nicht gegeben, die aus mir einen Krüppel macht. Darum fordere ich
meine geraubten Glieder zurück und erkläre jedem den Krieg, der mir einen Teil
der Erde vorenthält.


Aber hier auf diesen vergilbten Pergamenten steht die Unterschrift deiner
Vorfahren! Ganz recht, ich lese dort meinen Namen – aber ob der Name gefälscht
wurde, wer weiß es? Und wenn auch die Unterschrift echt wäre, wofür sogar die
Möglichkeit eines Beweises fehlt, so sehe ich neben der Unterschrift ein Loch, das
vom Dolch herrührt, mit dem die Unterschrift erpreßt wurde. Denn es ist doch son-
nenklar, daß die Unterschrift erpreßt wurde, da doch niemand ohne unmittelbare
Lebensgefahr einzelne seiner Glieder opfert. Der Fuchs beißt sich auch wohl ein
Bein ab, aber nur, wenn er in der Falle sitzt. Und schließlich: ist denn heute jemand
verpflichtet, die Schulden seiner Vorfahren anzuerkennen, sind die Kinder für die
Sünden ihrer Vorfahren haftbar? Dürfen die Eltern ihre Kinder verstümmeln, darf
der Vater seine Tochter verkaufen? Unsinn, alles Unsinn.


Den Kindern der Säufer wird ein Vormund bestellt, und wer sagt, daß nicht alle
diese Grundbuchurkunden im Rausche unterschrieben wurden? Nach dem stati-
stisch ermittelten durchschnittlichen Alkoholkonsum mußten ja unsere Vorfahren in
einem ewigen Rausche gelebt haben. Es waren Säufer, die die Erde verjubelt
haben, Säufer, wie die alten Germanen, die im Rausche Weib und Kind aufs Spiel
setzten. Nur versoffenes Gesindel
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verkauft sich oder seine Glieder, nur versoffenes Gesindel kann die
Grundbuchurkunden freiwillig unterschrieben haben. Denke man sich doch nur, es
käme vom Monde herunter ein Mann mit einer Schnapsflasche, um hier Land für
den Mond zu kaufen! Würde man ihm erlauben, Teile dieser Erde, große und klei-
ne, fortzuschleppen? Und doch ist es völlig gleich, ob die Erde auf den Mond fort-
getragen wird, oder ob ein Grundeigentümer sie in Beschlag nimmt. Der
Grundeigentümer läßt nach Einziehung der Grundrente ja doch nur Öd- und
Wüstland zurück. Wenn unsere Grundeigentümer die gesamte Ackerkrume
Deutschlands aufrollten und nach dem Monde schleppten – für den Rest des
Volkes wäre das gleichgültig. Trotz der Hungersnot führten die in Paris prassenden
russischen Grundbesitzer riesige Mengen Getreide aus Rußland aus, so daß
selbst die Kosaken in Not gerieten und man im Interesse der Ordnung ein
Ausfuhrverbot erließ.


Kann man also anderes annehmen, als daß die Unterschriften im Grundbuch mit
dem Dolche erpreßt, mit der Schnapsflasche erschwindelt wurden? Das
Grundbuch, das ist das Verbrecheralbum Sodoms und Gomorrhas, und wenn
irgendein Grundbesitzer die Verantwortung für die Handlungen seiner Vorfahren
übernehmen möchte, so müßte man ihn gleich wegen Betrugs und Erpressung
einsperren.


Jakob erpreßte von seinem Bruder für einen Teller Linsen dessen ganze
Viehweide, als dieser, dem Verhungern nahe, von der Wolfsjagd heimkehrte.
Sollen wir nun diesem Wucher die sittliche Weihe geben, dadurch, daß wir die
Nachkommen Esaus mit der Polizei von der Benutzung jener Weide abhalten?


Jedoch, wir brauchen nicht bis auf Esau zurückzugreifen, um die Urgeschichte
unserer Urkunden aufzudecken. „Die Besiedelung der meisten Länder hat
ursprünglich auf dem Wege der Okkupation, der Eroberung, stattgefunden, und
auch später hat oft genug das Schwert die bestehende Teilung wieder verändert.“
[Anton Menger: Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag. 4. Aufl. S. 2.]


Und wie wird heute unter unseren Augen die Okkupation betrieben? Für eine
Flasche Schnaps für sich und eine alte Krinoline für seine Gemahlin veräußerte
der schwarze Hererokönig das von ihm den Hottentotten entrissene Land.
Millionen von Hektaren, die ganze Weide ihrer Herden. Wußte er, was er tat, als er
mit dem Schnaps im Kopfe das verräterische + unter das Schriftstück setzte?
Wußte er, daß dieses Schriftstück nunmehr als wertvolles Dokument wie ein
Heiligtum in eisernem Schranke aufbewahrt, von einer Schildwache Tag und Nacht
behütet würde? Wußte er, daß nunmehr er und sein ganzes Volk auf jenes unbe-
holfene Kreuz genagelt würden, daß er von da ab für jede seiner Kühe eine Rente
würde zahlen müssen – er, seine Kinder, seine Enkel, heute, morgen, ewig? Das
wußte er nicht, als er das von den Missionaren erlernte Zeichen des Kreuzes auf
das Schriftstück malte. Wie kann man auch mit dem Christuszeichen betrogen und
bestohlen werden? Und wenn er die Bedeutung des Schriftstückes kannte, warum
hat man den Lumpen als Volksverräter nicht an den ersten besten Baum geknüpft?
Aber er wußte es nicht, das geht ganz klar daraus hervor, daß, als er an der Praxis
den Inhalt des Dokuments verstehen lernte, er sich erhob, um das „betrügerische
Gesindel“ (in den deutschen Zeitungen nennt man die unglücklichen Ein-
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geborenen, die ihren „Freiheitskrieg“ mit den ihnen zur Verfügung stehenden
Waffen führen, in der Regel – Mordbrenner, Diebe, Gesindel usw.) zu vertreiben.
Freilich nutzlos, denn nun wurde eine Hetz- und Treibjagd veranstaltet, und die
wenigen, die nicht zur Strecke gebracht wurden, hat man in die Wüste gedrängt,
wo sie verhungern werden (s. die Proklamation des Generals Trotha.)


Das auf diese Weise okkupierte Land hat man nun, laut offizieller Auskunft, wie folgt verteilt: [5


Deutsche Volksstimme. 20. Dezember 1904.]


1. Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika 135 000 Quadratkilometer


2. Siedlungsgesellschaft 20 000 Quadratkilometer


3. Hanseatische Land-, Minen- u. Handelsgesellschaft 10 000 Quadratkilometer


4. Kaoko Land- und Minengesellschaft 105 000 Quadratkilometer


5. Southwestafrika Co. Ltd. 13 000 Quadratkilometer


6. South Afrika Territories Ltd. 12 000 Quadratkilometer


295000 Quadratkilometer


gleich 900 Mio. Morgen Land


Was haben diese sechs Personen wohl für die 900 Mio. Morgen Land ge-
geben? Einen Schnaps, ein Linsengericht. So ging es und geht es in Afrika, in
Asien, in Australien.


In Amerika hat man es noch bedeutend einfacher gemacht, da hat man das
Schriftstück mit dem + als Unterschrift gespart: Man schickte den General Roca,
den nachherigen Präsidenten, mit einer Bande Soldaten gegen die Indianer aus,
um diese von den fruchtbaren Weideplätzen der Pampa zu vertreiben. Man knall-
te die Mehrzahl nieder, schleppte die Weiber und Kinder nach der Hauptstadt als
billige Arbeitskräfte und trieb den Rest über den Rio Negro. Das Land wurde
dann unter die Soldaten verteilt und verschrieben, die dann in der Regel nichts
Eiligeres zu tun hatten, als ihre Rechte zu verkaufen – für Schnaps und bunte
Tücher. [Im Hamburger Fremdenblatt vom 22. Dezember 1904 finde ich folgende Notiz:


„Latifundien in Argentinien Hamburg, 22. Dez. Wie der hiesige Generalkonsul mitteilt, haben kürzlich
Verkäufe von großen Ländereien in Argentinien stattgefunden, die deutlich zeigen, wie sehr der Wert
von Grund und Boden auch in diesem Lande steigt. Antonio Devote kaufte in dem Territorium der
Pampa von der englischen Gesellschaft South American Land Company ein Areal von 116 Leguas mit
12 000 Stück Hornvieh, 300 000 Schafen usw. für 6,5 Mio. Dollar = etwa 50 000 Dollar per Legua von
2500 ha. José Guazzone, der Weizenkönig genannt, kaufte im Bezirk Navarria in der Provinz Buenos
Aires 5 Leguas á 200 000 Dollar. – Die Jewish Colonisation Society kaufte 40 Leguas, teils in Piqué,
teils in der Pampa Central zum Preise von 80 000 Dollar per Legua, die der Verkäufer Herr Federico
Leloir im Jahre 1879 für 400 Dollar per Legua erstand – Alle diese Ländereien der Pampa, die im Jahre
1878 von den Indianerhorden befreit wurden, sind 1879/80 von der Regierung zu 400 Dollar die Legua
von 2500 ha öffentlich verkauft worden; sie eignen sich besonders für Viehzucht, und ihr Wert hat sich
seitdem um das 150-200-fache gesteigert, ein gutes Zeichen für das Gedeihen und die Zukunft des
Landes.“
Hierzu ist noch zu bemerken, daß die berechnete 200-fache Preissteigerung nur nominell zu verstehen,
materiell aber bedeutend größer ist. Die 400 Dollar die Legua von 2500 Hektaren waren in moneda cor-
riente zahlbar, wovon 30 auf einen heutigen peso gingen. Die Preissteigerung ist also 30 ✕ 200 = 6000-
fach. Es wird erzählt, daß die Soldaten ihre Landanteile für Streichhölzchen (Cajas de fósforos) verkauf-
ten.]


So, nicht anders entstanden die heiligen, unantastbaren Rechte der heutigen
Besitzer des besten, fruchtbarsten Bodens, den es vielleicht in 
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der Welt gibt. Der Tummelplatz von Millionen von Schafen, Pferden und Kühen,
der Boden für eine schon im Entstehen begriffene große Nation befindet sich heute
im Privatbesitz einer Handvoll Leute, die nichts weiter dafür gegeben haben als
eine Flasche – Schnaps.


In Nord-Amerika waren die in jüngster Zeit besiedelten Ländereien meistens
unbewohnt. Da konnte sich jeder einfach nehmen, so viel er brauchte. Jeder
Erwachsene, Mann oder Frau, hatte da das Recht auf 160 Acker Land, so daß
Familien mit sechs erwachsenen Kindern 1000 Acker = 400 Hektar beanspruchen
konnten. Mit der Verpflichtung, einige Bäume zu pflanzen und zu pflegen, durfte
jeder die doppelte Anzahl Acker (also 320) in Besitz nehmen. Nach einer Reihe
von Jahren (sechs) wurden Besitztitel ausgeschrieben, und das Land war dann
verkäuflich. Durch Ankauf solcher „Heimstätten“ für billiges Geld (für eine Sache,
die man so ohne Weiteres überall in Besitz nehmen kann, konnte nicht viel gefor-
dert werden) sind dann die Riesenfarmen von Tausenden von Hektaren entstan-
den. Preis: eine Flasche Schnaps, ein protestierter Wechsel, ein Linsengericht. So
besitzen zwei Luxemburger Bauern, die Herren Müller & Lux, in Kalifornien heute
einen Landsitz, so groß, daß das Königreich Preußen und das Fürstentum Lippe
bequem darin Platz finden würden. Preis: eine Flasche Schnaps, ein Linsengericht.


Die Northern-Pacific-Eisenbahn erhielt von der Regierung die Konzession für den
Bau der Eisenbahn umsonst, dazu noch die Hälfte des Landes, das sich rechts
und links der Bahn hinzieht, und zwar 40 Meilen landeinwärts. Man denke: 40
Meilen rechts und links der ganzen 2000 Meilen langen Bahn! Preis? Ein
Schnaps? Nein, weniger als ein Schnaps – umsonst!


Bei der Kanada-Pacific-Bahn verhält es sich ähnlich. In der von dieser
Bahngesellschaft ausgegebenen Broschüre „Die neue Weltstraße nach dem
Orient“ heißt es: „Die Gesellschaft übernahm den Bau der 1920 Meilen, wofür sie
von der Regierung eine Anzahl wertvoller Vorrechte und Freiheiten, ferner 25
Millionen Dollars in Geld, 25 Mio. (sage und schreibe fünfundzwanzig Millionen)
Morgen Ackerland und 638 Meilen schon fertiger Eisenbahn erhalten hat.“


Wer nun etwa glaubt, daß als Preis dieser Leistungen die zu bauende Eisenbahn
anzusehen wäre, der irrt sich gewaltig. Die erwähnte Broschüre sagt, die ganze
Bahn sollte Eigentum der Gesellschaft sein. Aber wo, so wird man fragen, ist denn
die Gegenleistung der geschenkten 25 Mio. Acker Land, der 25 Mio. Dollar in Geld,
der 638 Meilen fertiger Eisenbahn und der wertvollen Freiheiten? Antwort: ein
Schnaps, ein Linsengericht, das Risiko für die Verzinsung des Kapitals.


So gingen hier durch einen Federstrich 25 Mio. Morgen Ackerland in den
Privatbesitz über, in einem der fruchtbarsten, schönsten und gesündesten Länder.
Man hatte sich nicht einmal die Mühe gegeben, sich das Land anzusehen, das da
verschenkt werden sollte. Erst während des Bahnbaues „entdeckte“ man die
außerordentliche Fruchtbarkeit des Bodens, den Reichtum der Kohlenlager, die
Schönheit der Landschaft, die Erze der Berge. Und das war nicht in Afrika, sondern
in dem sonst durch seine treffliche Verwaltung rühmlichst bekannten Kanada.


So entsteht heute der Privatgrundbesitz in Ländern, von denen Europa so
abhängig ist wie von den eigenen Äckern.
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Sollen wir nun, nachdem wir wissen, wie der Privatgrundbesitz heute entsteht,
noch weiter danach forschen, wie er gestern entstand? Peor es menearlo, schlim-
mer wird es, je mehr man darin herumrührt. Sollen wir die Kirche fragen, auf wie-
viel Grad die Hölle geheizt worden war, als die Sterbende ihren Landbesitz der
Kirche vermachte? Sollen wir die Grafen, Fürsten, Freiherren fragen, durch welche
hochverräterischen Mittel sie vom schwächlichen, kranken Kaiser die Umwandlung
des mit der Heeresfolge belasteten Lehens in lastenfreies Besitztum erwirkten; wie
sie den Einfall räuberischer Nachbarn als hochwillkommene Gelegenheit benutz-
ten, um vom Kaiser Vorrechte und Grundbesitz zu erpressen? Peor es menearlo.
Es stinkt, wenn man darin herumrührt. Sollen wir die englischen Landlords fragen,
wie sie eigentlich zum Grundbesitz in Irland gelangten? Raub, Mord, Hochverrat
und Erbschleicherei, das wären die Antworten auf diese Fragen. Und wer mit die-
sen Antworten etwa nicht zufrieden gestellt ist, dem werden die alten Mären und
Trinklieder, der jämmerliche, körperliche und geistige Zerfall der Rasse die
gewünschte volle Auskunft über die Herkunft des Privatgrundbesitzes geben. Er
wird sich überzeugen, daß unsere Ahnen eine Bande von Säufern waren, die das
Erbe ihrer Nachkommen verjubelt haben und die sich den Teufel um das Schicksal
der folgenden Geschlechter kümmerten. Nach uns die Sintflut, das war ihre
Devise.


Sollen wir nun die „altehrwürdigen“ Zustände, die diese lustigen Brüder geschaf-
fen haben, aufrecht erhalten, aus Pietät für die Flaschen, die dabei geleert wurden,
aus Dankbarkeit für das verseuchte Blut, für die verkrüppelten Glieder, die sie uns
hinterlassen?


Die Werke der Toten sind für uns nicht maßgebend; jedes Zeitalter hat seine
eigenen Aufgaben zu erfüllen, übrigens auch gerade genug damit zu tun. Das tote
Laub der Bäume fegt der Herbststurm fort, den toten Maulwurf auf dem Wege ver-
nichten die Insekten, und den Mist der weidenden Herden verscharren die Käfer;
kurz die Natur sorgt dafür, daß das Abgestorbene vernichtet werde, damit die Erde
immer jung und frisch bleibe. Die Natur hasst alles, was an den Tod erinnert. Ich
habe noch niemals beobachtet, daß das bleiche Gerippe einer dürren Fichte dem
aufstrebenden jungen Geschlecht als Stütze und Leiter gedient hätte. Ehe noch
das Samenkorn keimt, hat den dürren Baum der Sturm schon gestürzt. Im
Schatten der alten Bäume kann das junge Geschlecht nicht gedeihen; kaum aber
sind die alten gefällt, so wächst und gedeiht die junge Generation.


So lasst uns also mit dem Toten auch seine Werke und Gesetze begraben.
Errichtet aus den alten Urkunden und Grundbüchern einen Scheiterhaufen und legt
den Toten darauf. Der Sarg ist ein schlechtes, allzu enges Bett, und was sind die
Gesetze und Grundbücher für uns anderes als Särge, worin die geistige Hülle
unserer Vorfahren gebettet liegt?


Fort also ins Feuer mit dem vermoderten Plunder. Der Asche, nicht der Leiche
entsteigt der Phönix.
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13. Was die Bodenreform nicht kann !


So schwere Folgen auch die Bodenreform nach sich ziehen wird, so kann man
ihre Wirkung doch übertreiben. Und das tun die Bodenreformer allgemein, die eng-
lischen sowohl wie die amerikanischen und deutschen. Die Bodenreform gilt ihnen
als „Universalmittel“, mit welchem „die“ soziale Frage gelöst werden soll.


Ein Universalmittel ist die Bodenreform nun freilich nicht. Henry George, der der
Bodenreformbewegung den Anstoß gab, war der Meinung, daß mit der
Bodenreform auch


der Zins, die Wirtschaftskrisen, die chronische Arbeitslosigkeit
verschwinden würden. Zwar vertrat er diese Meinung nicht mit der


Entschlossenheit und dem Gedankenreichtum, mit denen er seine Hauptforderung
stützte, und in dieser Lauheit müssen wir den Beweis erblicken, daß er selbst noch
schwere Zweifel hegte und einen völlig klaren Einblick in diese Verhältnisse ver-
mißte. Aber seine Jünger haben diese Zweifel nicht.


Bei Henry George waren es nicht viel mehr als Meinungen oder Glaubenssätze,
bei seinen Jüngern aber sind es Axiome geworden. Nur Michel Flürscheim macht
hier eine Ausnahme, wodurch er aber wieder allen anderen Bodenreformern ent-
fremdet wurde, trotzdem war er es gewesen, der den Gedanken der Bodenreform
von Amerika nach Deutschland verpflanzte. Sicher der beste Beweis, daß die
Ansichten Georges über Zins und Krisen bei seinen Jüngern als unantastbare
Wahrheit gelten, mit denen man wohl denkt, über die zu denken aber als eine Art
Apostasie angesehen wird.


Die Bodenreform beeinflußt die Verteilung der Produkte, aber die Arbeitslosigkeit,
die Wirtschaftskrisen sind keine Probleme der Verteilung, sondern solche des
Tausches (oder Handels), und auch der Zins ist, obschon er vielleicht starker noch
als die Grundrente die Verteilung der Produkte beeinflußt, doch nur ein
Tauschproblem, denn die Handlung, die die Höhe des Zinses bestimmt, nämlich
das Angebot von greifbaren vorrätigen Produkten gegen solche künftiger
Produktion ist ein Tausch, nichts als ein Tausch. Bei der Grundrente dagegen findet
kein Tausch statt; der Grundrentner steckt einfach den dem Qualitätsunterschied
des Bodens entsprechenden Teil der Ernte ein, ohne irgend etwas in Tausch zu
geben. Die Rente ist ein Teil der Ernte, kein Tausch, darum kann auch das Studium
der Grundrente keinen Anhaltspunkt für die Lösung des Zinsproblems geben.


Die Fragen der Arbeitslosigkeit, der Wirtschaftskrisen und des Zinses lassen sich
nur beantworten, wenn man die Bedingungen untersucht, unter denen der Tausch
überhaupt stattfinden kann, wenn man den Gründen nachspürt, warum der
Kaufmann heute die ihm angebotenen Waren verschmäht, warum er morgen die-
selben Waren sucht, warum der Kapitalist heute alle Industriepapiere veräußert,
um sie morgen wieder zu kaufen. Diese Untersuchung hat George nicht angestellt;
an eine solche Untersuchung denken seine Jünger auch nicht. Darum ist es ihnen
ganz unmöglich, für


den Zins, die Krisen und die Arbeitslosigkeit
stichhaltige Erklärungen zu geben. Die Zinstheorie Georges, eine un-
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glaublich grobe, sogenannte Fruktifikationstheorie, sowie die Krisentheorie
Georges, eine ebenso oberflächliche Konsumtheorie (Mißverhältnis zwischen
Konsum und Einnahmen der Reichen) vermögen nicht eine einzige Erscheinung
zu erklären, die den Zins, die Arbeitslosigkeit und die Krisen begleiten.


Und das ist bisher der schwache Punkt der Bodenreform gewesen. Auf der einen
Seite die Behauptung, die Bodenreform löse für sich allein die ganze „soziale
Frage“, auf der anderen Seite die Unfähigkeit, für die schwersten Schäden unserer
Volkswirtschaft eine befriedigende, der Kritik standhaltende Erklärung zu bringen.
Und nicht allein eine Erklärung hätten die Bodenreformer bringen müssen, sondern
auch das Mittel, um die genannten Schäden unserer Volkswirtschaft zu beseitigen.
Den Arbeitern aber, denen die Bodenreform die Erlösung aus ihrer schrecklichen
Lage bringen soll, ist mit der Beseitigung der Grundrente allein nicht geholfen. Sie
wollen den vollen Arbeitsertrag, d. h. die Beseitigung der Grundrente und des
Kapitalzinses, dazu eine Volkswirtschaft, die Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit
unmöglich macht.


Diese Übertreibung der Wirksamkeit der Bodenreform hat der ganzen Bewegung
unberechenbaren Schaden verursacht. Hätte man sich damit begnügt, die wirklich
nachweisbaren ökonomischen und politischen Folgen der Bodenreform dem Volk
aufzutischen, so hätten die Sozialisten die Bodenreform den übrigen
Abschlagszahlungen ihres Programms angegliedert, und statt einer Handvoll
unentschlossener Anhänger dieser Reform hätten wir ihrer jetzt 3 780 742. Mehr
noch: Denn die Aufnahme der Bodenreform in das Parteiprogramm der Sozialisten
würde dieser Partei unzählige Freunde zugeführt haben, die jetzt abseits stehen,
weil das sozialistische Programm keine einzige Forderung von Bedeutung enthält,
die, wie die Bodenreform, ohne Störung der Volkswirtschaft jeden Tag, heute, mor-
gen früh oder morgen abend durchgeführt werden könnte.


Die jetzige deutsche Bodenreformbewegung ist überhaupt ganz entartet und zu
einem verwässerten Hof- und Salonsozialismus geworden. Sie schadet der Sache
mehr, als daß sie ihr nützt. Lebte Henry George noch, so würde er sich jede
Berufung auf seinen Namen sicherlich verbitten.


Wir werden jetzt die Verhältnisse untersuchen, unter denen der Zins, die Krisen
und die Arbeitslosigkeit zustande kommen und die Mittel prüfen, die für die
Beseitigung dieser Übelstände zu ergreifen sind. Es handelt sich hier um Fragen,
die in dem üblen Rufe stehen, zu den verwickeltsten aller volkswirtschaftlichen
Fragen zu gehören. Die Sache ist jedoch nicht so schlimm. Die Fragen sind nur
wissenschaftlich verwickelt worden; in Wirklichkeit liegen die Tatsachen schön glatt
nebeneinander, und wir brauchen nur beim richtigen Ende anzufangen, um sie
aneinander zu reihen.
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II. Die Geldreform







A. Die Geldreform in der Praxis


1. Allgemeine Orientierung


Jedermann hat schon vom Schlaraffenland gehört. Das, was uns dieses
Märchen erzählt, ist gewiß wunderbar, aber wunderbarer noch scheint mir die
Wirklichkeit. Im Schlaraffenland muß man den Mund aufsperren, um die gebrate-
nen Tauben zu fangen, man muß den Pumpenschwengel bewegen, um Wein zu
erlangen, ja man muß sich sogar bücken und „pst! pst!“ rufen, um die gebratenen
Fische ans Ufer zu locken.


Das ist doch, verglichen mit dem Leben unserer Schlaraffen, ein verhältnismäßig
ärmliches, mühseliges Dasein. Der Rentner braucht sich nicht zu bücken, er
braucht nicht zu pumpen, ja er braucht auch nicht einmal Wünsche zu „hegen“,
denn alles, was sich in ihm regt und noch bevor es sich zu einem bewußten
Wunsche verdichten kann, erraten seine dienstbaren Geister. Und um sich das
nötige Geld zu verschaffen, braucht unser Schlaraffe nicht im Schweiße seines
Angesichtes Bäume zu schütteln; er hat es leichter. Er reißt von einem Blatt Papier
kleine Stücke (Coupons) ab und wirft sie der Dienerschaft als Bezahlung hin.
Dabei ist noch das Erstaunliche zu bemerken, daß an dem Papierblatt alle Jahre,
wie bei einem Baum die Blätter, das Abgerissene wieder zuwächst, so daß unser
Schlaraffe in Gestalt eines Papierblattes ein „Tischlein deck‘ dich“ bei sich führt,
das nicht allein für Speise sorgt, sondern alles das, was zu einem üppigen Leben
gehört, mit nie versagender Pünktlichkeit liefert.


Das Schlaraffenland brauchen wir also nicht zu suchen, wir wohnen schon mitten
drin. Nur in einer Beziehung hat das Märchenland einen Vorzug. In Schlaraffia
spart man die schwere Mühe, sich beneiden zu lassen, weil dort für alle ohne
Ausnahme das Recht auf den vollen Müßiggang verwirklicht ist, während in unse-
rem „Suum cuique“ jedem Schlaraffen ein Heer von Bedienten zugewiesen ist, das
schwer um ein elendes Dasein kämpfen muß. Allerdings ein wesentlicher
Unterschied, aber fühlbar nur für die Dienerschaft. Und auch das ist als ein
wesentlicher Vorzug des Märchenlandes zu verzeichnen, daß alle
Errungenschaften des Müßigganges allen Bewohnern des Landes gleichmäßig
zugute kommen, während in unserem Lande das Los der Schlaraffen nur dadurch
würdiger, schöner und leichter gestaltet werden kann, daß man die der
Dienerschaft aufgeladene Bürde vergrößert.


Wenn nun in unserem Lande die Rede von Umgestaltungen und
Verbesserungen ist, so wird die erste Frage wohl lauten: Sollen die Verhältnisse zu
Gunsten des Schlaraffen oder zum Besten seiner Dienerschaft geändert werden?
In Schlaraffia wird man jede neue Errungenschaft des Müßigganges allgemein mit
lautem Schnarchen fröhlich begrüßen; in
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unserem Lande werden solche Erfolge immer mit gemischten Gefühlen betrachtet.
Erleichtert man unseren Schlaraffen das Gehen in der Weise, daß sie immer nur
bergab zu gehen brauchen, sowohl beim Ausgang wie auf dem Heimweg, so weiß
die Dienerschaft, daß sie dafür immer wird bergauf laufen müssen. Jeden Vorteil
des Schlaraffen müssen seine Diener bezahlen; eine notwendige Folge der
Wechselbeziehung, auf die das System begründet ist.


Ähnlich verhält es sich auch mit unserem herkömmlichen, aus dem Altertum
stammenden Gelde. Auch hier erinnert manches an unsere Schlaraffen und ihre
Diener, auch hier sehen wir, daß jeder Vorteil, den wir dem Käufer (Geld) einräu-
men, vom Verkäufer (Ware) bezahlt werden muß.


Wir haben für die Anfertigung des Geldes das schönste, kostbarste Material
gewählt, das die Erde überhaupt bietet. Aber was ist die Folge gewesen? Sowie
heute jemand mit Geld in der Tasche als Käufer auftritt, kann er, ein wirklicher
Schlaraffe, das ganze Volk sozusagen zu seiner Dienerschaft zählen. Ganz gleich,
was er kauft, an wen er sich wendet, immer sehen wir das gleiche Schauspiel: Der
Käufer betrachtet sich als Gönner und Wohltäter, der Verkäufer als
Wohltatenempfänger. Der Käufer geht; der Verkäufer rennt. Der Käufer ruft; der
Verkäufer springt herbei. Der Käufer steckt die Waren ein, der Verkäufer dankt. Der
Käufer tritt ohne Gruß in den Laden, der Verkäufer grüßt höflich. Zur verabredeten
Stunde ist der Verkäufer pünktlich am Platze; der Käufer hat die Zeit verschlafen.
Bei schlechtem Wetter bleibt der Käufer zu Hause; für den Verkäufer gibt es über-
haupt kein Wetter. Der Käufer handelt etwas vom Preise ab, der Verkäufer bedankt
sich dafür mit einer Zugabe. Der Käufer wirft den Verkäufer zur Tür hinaus; der
Verkäufer kommt durch Hintertüren zurück. Kurz, es ist eine ganz andere Sache,
ob man kauft oder verkauft, ob das, was man anbietet, Geld oder Ware ist. Und
wer es nicht glaubt, der mag es versuchen! Als Käufer ist jeder Schlaraffe, als
Verkäufer Diener.


Daß dies aber durchaus nicht am Charakter der Personen liegt, ist klar, denn,
sowie das Geld im Kasten des Verkäufers klingt, tritt dieser, der noch eben dem
Stande der Dienenden angehörte, seinerseits als Herr auf und läßt sich als
Schlaraffe bedienen.


Zur Erklärung dieses eigentümlichen Gebarens bleibt nur die Annahme übrig,
daß irgend etwas allgemein und regelmäßig die Stellung des Verkäufers in den
Verhandlungen mit dem Käufer schwächt, daß irgend etwas die Stellung des
Käufers gegenüber dem Verkäufer stärkt, und zwar muß dieses Etwas an den
Dingen haften, die zwischen Käufern und Verkäufern ausgetauscht werden, und
zwar das die Stellung stärkende am Gelde (Käufer) und das die Stellung schwä-
chende an den Waren (Verkäufer).


Wenn es sich nun um eine Reform oder Änderung des Geldes handelt, so wird
man auch hier als erste wohl die Frage stellen: Welche Position soll durch die
Reform gestärkt werden, die des Geldes oder die der Ware, die des Käufers oder
die des Verkäufers, die der Schlaraffen oder die der Diener?


Sollen wir durch Reformen des Geldes die Position der Verkäufer noch weiter
schwächen, damit sie noch früher die Laden öffnen, noch später schließen; damit
sie noch lauter ihre Waren anbieten, mehr Geld
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für Reklame ausgeben, elastischere, gewandtere, geschmeidigere Reisende
anstellen? Denn das ist ja klar: Je schwächer die Position der Ware dem Gelde
gegenüber sein wird, um so mehr Mühe wird sich der Verkäufer geben müssen,
um so größere Ansprüche wird der Handel an die Person des Verkäufers und an
seine geistigen Fähigkeiten stellen. Um so bequemer aber werden es auch wieder
die Käufer haben. Der Verkäufer wird höflich bis zur Unterwürfigkeit werden, er
wird alle Sprachen Babylons, alle Dialekte des Reiches erlernen, um jeden Käufer
in seiner Dorfsprache anreden zu können, er wird aus Rücksicht auf seine
Kundschaft mit allen religiösen und politischen Ansichten zurückhalten, ja mit der
Zeit in dieser Beziehung ganz farblos werden. Er wird Kredit geben, wenn der
Käufer zu faul war, Geld einzustecken; er wird Buch führen und dienstfertig alle die
tausend kleinen täglichen Einkäufe buchen.


Es kommt also bei einer Reform des Geldes ganz darauf an, auf wen wir dabei
Rücksicht nehmen wollen, auf den Käufer oder den Verkäufer, auf das Geld oder
auf die Ware, auf den Unternehmer, der die Arbeiter bezahlt, oder auf die Arbeiter,
die die Ware liefern.


Die Stellung des Käufers (Gold) ist ja schon heute gegenüber dem Verkäufer
(Käse, Kartoffeln, Fische, Pulver, Schwefelsäure usw.) eine außerordentlich feste
und bevorrechtete, aber wir können auf dieser Bahn fortschreiten. Wenn es so
gewünscht wird, können wir es erreichen, daß die Verkäufer platt auf den Bauch
vor uns niederfallen und uns die Füße küssen. Wir können es ganz gut einrichten,
daß die Warenerzeuger ihre Abnehmer in ihren täglichen Gebeten namentlich auf-
führen; wir können erreichen, daß die Namen der Käufer noch vor dem Namen des
Fürsten in den Kirchengebeten jeden Sonntag von den Geistlichen mit lauter
Stimme gegen Himmel gesandt werden, daß in jedem Laden ein Geistlicher ange-
stellt wird, der den Käufern vollkommenen Ablaß erteilt. [Den Scherz beiseite lassend,
wollen wir in diesem Zusammenhang erinnern an die vielfache Umwerbung des chinesischen
Staatsmanns Li Hung Tschang, als dieser vor Jahren Europa bereiste und man in ihm den Überbringer
großer Aufträge vermutete, ferner an die Ehrungen, die den reich gewordenen Amerikanern mit
Rücksicht auf ihre große Kaufkraft zuteil werden.


Der Kaufmann erschien früher in der Gesellschaft fast nur als Verkäufer, da er seine Waren in der
Regel außerhalb der Stadt und des Landes kaufte. Dieser Stellung als Verkäufer entsprach auch seine
Stellung in der Gesellschaft. Er wurde zu der Gesellschaft der Henker und Abdecker gezählt. Merkur,
der Gott der Kaufleute und Spitzbuben! Mein Großvater pflegte noch zu sagen, wenn einer seiner
Buben irgendeinen bösen Streich vollführt hatte: „Du wirst sicher noch einmal Kaufmann werden“, oder:
„Behüte dich Gott, daß du kein Kaufmann werdest!“ – Heute hat sich das geändert, weil die Rolle, die
der Kaufmann als Käufer und Wohltatenspender spielt, ihn in unmittelbarere Beziehung zu der
Gesellschaft bringt. Man sieht den Kaufmann heute nicht nur Ware verkaufen, sondern auch Ware kau-
fen.]


Das alles und noch viel mehr können wir erreichen, wenn es so gewünscht wird.
Wenn Käufer und Verkäufer damit einverstanden sind, so können wir das Geld so
einrichten, daß die Verkäufer allgemein nicht zu Vierfüßlern, nein, zu kriechendem
Gewürm herabgewürdigt werden.


Wir können aber auch umgekehrt verfahren und durch Reformen des Geldes die
Stellung der Käufer schwächen, die der Verkäufer starken. Wir können das Geld so
einrichten, daß der Käufer auf dem Bauch sich nähern muß, daß der Verkäufer auf
ihm herumtrampelt. Wir können das
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jetzige Verhältnis umwerfen. Wir können die Verkäufer (Ware) ins Schlaraffenland
versetzen und die Käufer (Geld) zu Dienern herabwürdigen.


Aber wozu schließlich solche Herabwürdigungen, wozu Herren und Knechte,
wozu solche Unterordnung? Können wir nicht Käufer und Verkäufer gleichstellen?
Wäre die Gleichstellung der Unterordnung nicht vorzuziehen, so daß Käufer und
Verkäufer als gleichstarke Vertragsschließende sich gegenüberstehen? Sollen wir,
wenn es sich um eine Reform des Geldes handelt, nicht die Stellung der Käufer
und die der Verkäufer gleichstellen, so daß sich beide auf halbem Wege entgegen-
treten, daß keiner mehr zu laufen braucht, während der andere geht, daß bei
Verabredungen nicht der eine im Bett bleibt, während der andere, dem schlechten
Wetter trotzend, auf dem Platz erscheint? Das wäre doch offenbar das Richtige.


Stärken wir unsere Stellung als Käufer, so schwächen wir unsere Stellung als
Verkäufer, und da, mit alleiniger Ausnahme der Rentner, alle Käufer auch wieder
Verkäufer sind, so hat die Begünstigung des einen auf Kosten des anderen keinen
vernünftigen Sinn für alle, die nicht Rentner sind. Wir erschweren durch solche
künstlichen Vorrechte nur die Verhandlungen beim Austausch der Erzeugnisse; wir
vermehren die ohnehin schon fabelhaften Unkosten des Handels, und da alle
Unkosten Arbeit darstellen, so vermindern wir durch Vergeudung dieser Arbeit den
allgemeinen Lohnfonds, wir setzen dadurch den Arbeitsertrag herab.


Das Richtige scheint doch zu sein, daß man weder dem Käufer noch dem
Verkäufer ein Vorrecht erteile, damit auf diese Weise der Handel flott und ohne viel
Geschichten abgewickelt werde, denn je schneller die Waren abgehen, je geringer
die Handelsspesen, um so höher der Lohn. Denn schließlich, der Kaufmann, der,
um den Absatz seiner Ware zu erleichtern, vor seinen Kunden sich tausendmal
demütigt, der alle Sprachen der Welt erlernt, tausend Kunststücke zur Reklame
ersinnt, der tut das nicht zum Vergnügen. Der arme Teufel, von dem der Kaufmann
mit Gold in der Tasche die Waren ersteht, in letzter Linie immer der Arbeiter, der
muß alles mit Zinseszins erstatten. War der Kaufmann oder Unternehmer als
Verkäufer Sklave, als Käufer ist er Sklavenhalter, und seinen Sklaven wird er mit
Wollust jeden Streich zehnmal wiedergeben, den er selbst als Verkäufer erdulden
mußte.


Seit Einführung des Geldes hat man schon mehrere Reformen durchgeführt, alle
ohne Ausnahme aber waren diese Reformen auf eine Stärkung der Stellung des
Käufers zugespitzt; immer ist man bei solchen Reformen darauf bedacht gewesen,
das Geld sicherer, leichter, schöner, bequemer zu machen; niemals, ich wiederhole
es, niemals hat man dabei eine Sekunde an die Rückwirkung gedacht, die solche
Positionsstärkung auf die Verkäufer, die Ware, und in letzter Linie auf die Quelle
aller Waren, auf die Arbeit, haben muß. Niemals hat man bei Reformen des
Geldwesens auf die Wechselbeziehungen des Geldes zur Arbeit, des Käufers zum
Verkäufer Rücksicht genommen. Niemals, auch 1872 nicht, als man den ganzen
kleinstaatlichen Münzenplunder in eine Reichsmünze umgoß. (Man nannte dieses
Reförmchen eine Großtat. Es handelte sich dabei aber gar nicht einmal um eine
„Reform“, sondern nur um eine „Refonte“ [Umguß]). Nicht mit einer Silbe sind
damals diese Wechselbeziehungen erwähnt worden.


Man nahm als vollkommen selbstverständlich an, daß jede Verbesse-
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rung des Geldes als Ware auch eine Verbesserung des Geldes als Tauschmittel bedeu-
te, daß eine Verschönerung, Sicherung, Erleichterung des Geldes auch den Handel, den
Tausch der Waren gegen Geld erleichtern müsse. Es entsprach das so ganz den kindi-
schen und kindlichen Ansichten, die man damals, wie auch wohl noch heute allgemein
im Volke über das Geldwesen hatte. Ursprünglich gebrauchte man als Geld oder
Tauschmittel das Vieh. Vom einseitigen Standpunkte des Käufers war dieses Geld natür-
lich höchst unbequem. Ganz abgesehen davon, daß dieses Geld nicht teilbar war,
mußte man es füttern, pflegen, hüten. Auch hatte der Verkäufer von Waren gar keine
besondere Eile, in den Besitz dieses Geldes (also Vieh) zu gelangen, denn wenn er
auch seine Waren (Häute, Weizen, Öl, Wolle usw.) vor Dieben hüten und vor den
Zerstörungselementen der Natur schützen mußte, so hatte er nach Verkauf der Waren
das Geld (Vieh) zu hüten. Er wünschte freilich seine Waren zu verkaufen, um mit dem
Gelde (Vieh) wieder das einzukaufen, was er persönlich brauchte, aber einen anderen
Vorteil als diesen erwartete er vom Tausch nicht. Eine besondere, aus der
Beschaffenheit seiner Waren entspringende Eile hatte er nicht beim Verkauf. Hütete er
vor dem Verkauf seine Waren, so wußte er, daß er nach dem Verkauf das Geld (Vieh)
würde hüten müssen. Als Waren betrachtet, war es ihm ziemlich gleichgültig, ob er Geld
(Vieh) oder Ware besaß.


Diese Gleichgültigkeit hatte zur Folge, daß der Verkäufer in dem Käufer keinen
Gönner oder Wohltäter erblickte, sondern einfach einen Mann, der am
Zustandekommen des Tausches das gleiche, aus dem Charakter der Waren und
des Geldes entspringende Interesse hatte. Zerschlugen sich die Verhandlungen,
so ging es nicht zu wie heute, wo nur der Warenbesitzer seine oft schweren, zer-
brechlichen Sachen mit Unkosten wieder auf Lager nehmen muß, während der
Käufer sein Geld zur Bank zurückträgt, wo es ihm gleich wieder Zins heckt, son-
dern beide – der Käufer und der Verkäufer, hatten gleichmäßigen Schaden, denn
beide mußten ihre Sachen wieder auf Lager nehmen, dieser sein Öl (Ware), jener
sein Vieh (Geld). Die Stellung der Käufer und Verkäufer war eine gleichmäßig
schwache, so daß beide sich entgegenzukommen und durch gegenseitige
Nachlässe den Handel zu erleichtern suchten. Der Handel ging damals, das geht
aus diesen Verhältnissen klar hervor, leichter und schneller vonstatten, weil die
Käufer im Bewußtsein ihrer Schwäche allgemein nachgiebiger waren, und an der
glatten Abwickelung des Geschäftes ebenso unmittelbar interessiert waren wie die
Verkäufer.


Wir ersehen aus diesem Beispiel, was die Wechselwirkung zwischen Kauf und
Verkauf für merkwürdige Erfolge zeitigt. Vom einseitigen Standpunkt des Käufers
betrachtet, war das Vieh ein unbequemes, plumpes, barbarisches Geld; vom
Standpunkt des Verkäufers aber betrachtet, war es dem Gold vorzuziehen, da es
die Käufer gefügiger machte und so das Zustandekommen des Handels unter
gerechten, billigen Bedingungen gewährleistete.


Das Vieh war, als Ware betrachtet, ein schlechtes Tauschmittel (Geld), als
Tauschmittel betrachtet, war es besser als das Gold.


Diese eigentümlichen, höchst bemerkenswerten Verhältnisse blieben die glei-
chen, als man später an Stelle des Viehs andere Waren zu Geld
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erhob. Tee, Salz, Eisen, Tabak, Felle, Pulver usw. usw. haben als Tauschmittel gedient,
aber durch keine einzige dieser Waren konnte die Stellung des Käufers auf Kosten der
Verkäufer gestärkt werden – denn, hütete der Verkäufer den Speck, das Tuch, die
Waffen usw., so hütete der Käufer den Tee, das Pulver, das Salz. Regnete es auf die
Waren, so regnete es auch auf das Geld (Pulver, Salz); zerschlugen sich auf dem
Markte die Verhandlungen über den Preis (Tauschverhältnis), so luden Käufer und
Verkäufer fluchend, schimpfend, schwitzend ihren Kram nachdenklich wieder auf und
fuhren nach Hause – wenn sie, wie es wohl gewöhnlich der Fall war – nicht vorzogen, in
letzter Stunde noch sich gegenseitig durch Nachlässe entgegenzukommen und so den
Tausch zu ermöglichen.


Wir werden in der Folge auf diese Verhältnisse (die ich jedem als Fundgrube volkswirt-


schaftlicher Leitsätze zum Studium empfehle) zurückkommen; vorläufig möchte ich hier


die Aufmerksamkeit des Lesers auf einige Sätze lenken, die wir hier schon von diesen


Verhältnissen ableiten können, Sätze, die merkwürdig mit allem kontrastieren, was er bis-


her wohl über das Wesen eines brauchbaren Tauschmittels, eines guten Geldes gehört,


gelesen und gedacht hat.


1. Das nach unseren Begriffen schlechte Geld, weit entfernt, den Handel zu erschwe-


ren, erleichtert ihn.


2. Das nach unseren Begriffen schlechte Geld sucht die Ware auf, anstatt sie abzusto-


ßen.


3. Das nach unseren Begriffen schlechte Geld führt zu billigeren und gerechteren


Handelsbedingungen.


Und so wird der Leser vielleicht hier schon zu Anfang unserer Betrachtungen es verste-


hen, wie man durch aufeinanderfolgende Verbesserungen des Geldes (nach heutigen


Begriffen) den Handel erschweren, die Stellung der Waren schwächen, die Arbeiter zu


Sklaven machen kann. Und er wird einen Sinn finden in der sonst ganz unverständlichen


Aussage Proudhons: Merkwürdigerweise hält man das Gold für den Schlüssel, während


es nur Riegel des Handels ist. Und auch das wird er vielleicht verstehen, wenn ich sage:


Man kann in der Verbesserung des Geldes (nach unseren Begriffen) zu weit gehen! Und


wir sind mit dem Übergang von der Waren- zur Edelmetallwährung tatsächlich schon viel


zu weit gegangen in der Verbesserung (!) des Geldwesens. Wir müssen zurück, und


wenn wir wirklich unser Geld als Tauschmittel den Bedürfnissen des Handels anpassen


wollen, so müssen wir unser Geld als Ware ganz bedeutend verschlechtern, d. h. es den


Waren wieder näher bringen, von denen es sich zu weit entfernt hat. Das Geld, wenn es


als Tauschmittel brauchbar sein soll, wenn es die Waren und ihre Verfertiger und


Verkäufer nicht herabwürdigen soll, darf nicht besser sein als diese Waren.


Wenn wir die Spaten, Mistgabeln, Äxte und Schaufeln, um sie zu verbessern, aus Gold


machten, so würden wir alle sagen: Das ist zu weit gegangen, das ist schon keine


Verbesserung, denn vom Wunsche beseelt, die Werkzeuge zu schonen, würde man sie


weniger gebrauchen.


Was ist aber das Geld anderes als ein Werkzeug, um die Waren vom Produzenten


zum Konsumenten zu leiten? Mit der Gabel heben wir den Mist vom Boden auf den


Wagen; mit dem Gelde holen wir den Guano von Peru und bringen ihn aufs Feld zur


Verbesserung des Mistes! Und man glaube nicht, daß die Waren, zu deren Austausch wir


das Gold
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gewählt haben, durchschnittlich schöner, besser, goldähnlicher sind als Guano!
Betrachte man den ersten besten vorüberfahrenden Frachtzug, dann wird man
ungefähr ein Bild haben von den Waren, die das Gold vom Produzenten zum
Konsumenten schafft: Stroh, Häute, Kohlen, Bretter, Lumpen, Schwefelsäure,
Chlorkalk, Petroleum, Kies, Zement, Wagenschmiere, Weizen, Ammoniak usw. Aus
derartigen Stoffen bestehen allgemein die Stapelartikel des Marktes. Stinkende,
faulende, zerbrechliche, feuergefährliche, gesundheitsschädliche, explodierende
Dinge. Und in solche Misthaufen soll der Kaufmann sein schönes Gold stecken? Er
tut es, aber die Bedingungen sind auch danach berechnet.


Man wird hier einwenden, daß in dem Preise des Goldes alle seine Vorzüge als
Ware diskontiert sind, und das ist wohl auch die allgemeine Ansicht gewesen, als
man von der Warenwährung zur Edelmetallwährung überging; aber wenn das der
Fall wäre, so bliebe der seltsame Unterschied im Gebaren der Käufer und
Verkäufer ja unerklärt.


Ich werde später ausführlich zeigen, daß die Vorzüge, die das Metallgeld – als
Ware – allen übrigen Waren gegenüber besitzt, nicht im Preise diskontiert werden
können, sondern daß diese Vorzüge in einer Begleiterscheinung des Metallgeldes
– dem Zins – zum Vorschein kommen.


Vorläufig will ich nur einige Fragen stellen, durch die der Leser vielleicht stutzig
gemacht wird in seinen bisherigen Ansichten über unser wunderschönes, prächti-
ges Tauschmittel, über unser goldenes Vehikel unserer stinkenden Produkte:


1. Als man noch nach Vieh, nach Salz oder Pulver die Preise der Waren berech-
nete und mit diesen voluminösen, gefährlichen und vergänglichen Produkten
bezahlte, wie machte es da der Sparer? War das Geld damals auch Sparmittel?
Legte man sich einen Berg von Salz oder Pulver zurück, um davon im Alter zu zeh-
ren und zu leben?


2. Warum ist, mit der Einführung des Metallgeldes, das Tauschmittel der Waren
gleichzeitig Sparmittel geworden? Hat man damals vor 3000 Jahren wohl überlegt,
welchen Einfluß diese Doppelverwendung des Tauschmittels auf den Austausch
der Erzeugnisse ausüben mußte? Hast du selbst jemals versucht, dir Klarheit in
dieser überaus wichtigen Frage zu verschaffen?


3. Als man noch mit Waren als Tauschmittel den Handel betrieb, wie machten es
da die Kaufleute in unsicheren Zeiten, bei Kriegsgerüchten? Zogen sie damals, wie
das heute allgemein der Fall ist, das Geld (Waren) vom Markt zurück, um es in
einem Geldschrank einzuschließen? Und warum nicht?


4. Und wenn sie letzteres nicht tun konnten, sondern aus Furcht, daß ihr Geld
(Tabak, Pulver, Salz usw.) verdürbe, unbekümmert um die Kriegsgerüchte Waren
kauften und verkauften, wie konnte damals eine Krise ausbrechen?


5. Wenn man damals für verkaufte Erzeugnisse mit anderen Erzeugnissen als
Geld (Tabak, Pulver, Salz usw.) bezahlt wurde, mußte da nicht jeder sofort und
genau so viel Ware kaufen, wie er verkauft hatte, und wenn das geschah, wie
konnte es da überhaupt zur Zuvielerzeugung und zur Arbeitslosigkeit kommen?


6. Und wenn jemand weniger Ware kaufte, als er gegen Geld
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(Tabak, Pulver usw.) verkauft hatte, wenn er also sparte, machte er die Verleihung solcher


Ersparnisse unbedingt abhängig von einem Zins? War der Zins eine selbstverständliche


Voraussetzung eines Darlehens, wie das doch heute der Fall ist? Bewahrte der Sparer wirk-


lich und selbstverständlich seine Überschüsse an Geld (Tabak, Pulver, Salz usw.) lieber zu


Hause auf, 1 5 10 Jahre lang, als daß er gegen Sicherheit jemandem das Geld zinsfrei


geliehen hätte? Würde er selbstverständlich lieber 1 5 10 Jahre lang die Lagerkosten für


seine Ersparnisse (Pulver, Salz, Tabak usw.) bezahlt haben, um nach Jahr und Tag doch nur


verdorbenen Tabak, feuchtes Pulver, nasses Salz zu besitzen, statt diese Stoffe zu


Bedingungen auszuleihen, die ihm zwar keinen Zins sicherten, dafür aber ihn von


Lagerspesen befreiten und ihm die Rückzahlung in vollwichtigem Salz, trockenem Pulver, fri-


schem Tabak gewährleisteten?


Aus diesen wenigen Fragen ersehen wir schon, wie der Übergang zur Edelmetallwährung


und wie der damit sich eingebürgerte Mißbrauch des Tauschmittels als Sparmittel alle


Verhältnisse verwickelt, wie die Krisen, die Arbeitslosigkeit, der Zins usw. vom Chaos unse-


rer Volkswirtschaft sich als Begleiterscheinungen der Edelmetallwährung in erkennbaren,


wenn auch noch undeutlichen Umrissen sich abheben. Mit der Edelmetallwährung hat man


ein „Übergeld“, ein Sonntagsgeld geschaffen, das für den täglichen Gebrauch viel zu schön,


zu fein und zart ist. Um Mist zu laden, ist eine eiserne Gabel besser als eine goldene; um


Steine, Kalk, Guano, Schwefelsäure gegen Holz, Jauche, Stroh, Schweine, Lumpen,


Dynamit zu tauschen, ist das Gold zu fein, zu zart, zu schön. Wir brauchen dafür ein derbe-


res Geld.


Aus den vorangehenden Betrachtungen wird der Leser ungefähr erkannt haben, wohinaus


die Geldreform will, und er wird hoffentlich nicht mehr erschrecken, wenn ich ihn jetzt mit


dem Reformgeld bekannt mache, das in sich alle die üblen, unangenehmen Eigenschaften


vereinigt, die in 50 reichlichem Maße dem Guano, Dynamit, Kalk, Kohlen, Lumpen, Stroh,


kurz all den Stapelartikeln des Marktes, von der Mutter Natur zugeteilt worden sind.


Als Material für das Reformgeld nehmen wir statt des glänzenden Goldes:


1. den Raumbedarf des Strohes, des Holzes, der Kohlen,


2. die Explosionsgefahr des Pulvers, des Dynamits, des Gases,


3. die Feuergefahr des Spiritus, des Äthers, des Holzes,


4. den Gestank des Guanos, des Chlorkalkes, der Häute,


5. die Seuchengefahr der Lumpen, des Viehes, der Wanderarbeiter,


6. die Zerbrechlichkeit des Glases, des Porzellans, der Möbel,


7. die Zerstörungsarbeit der Ratten, der Fäulnis und der Motten,


8. die Vergänglichkeit der Mode, der Farben, des Geschmacks,


9. die umstürzlerische Bedeutung der Erfindungen,


10. den alles zerstörenden, alles zernagenden Zahn der Zeit.


Wir mischen das alles schön zusammen und prägen daraus das neue Geld, das


Reformgeld.


Und ich stehe dafür, daß sich dieses Geld nicht seiner Herkunft schämen wird, daß es


den Handel mit so schmutzigen Dingen nicht als „Mésalliance“ betrachten wird, daß es trotz


Kriegs- und Krisengerüchten ruhig auf dem Markte bleiben, sich niemals verkriechen wird,


daß es den
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Waren niemals vorgezogen, den Waren unbegrenzten Absatz, der Arbeit unbe-
grenzte Betätigungsgelegenheit verschaffen wird.


Äußerlich wird dieses Geld dürftig, ja ärmlich erscheinen, innerlich aber wird es
voll Kraft und Leben sein.


2. Wie das Reformgeld beschaffen ist


(Vgl. hierzu die Muster 8.82 und 83.)


Das Reformgeld wird in Zetteln von ursprünglich 1000,100, 10 und 1 Mk. ausge-
geben, dazu noch Zettel von 1 Mk., die zum Zerstückeln eingerichtet und bestimmt
sind, das Kleingeld in jedem beliebigen Betrag von 1-100 Pfg. zu liefern. Letztere
Zettel ersetzen also allein für sich die jetzigen Münzen von 1, 2, 5, 10, 20 und 50
Pfg.


Ich bitte den Leser, die beigedruckten Muster von Reformgeld zu studieren und
auch die Rückseite (Gebrauchsanweisung) zu beachten. Eine Menge Fragen wer-
den sich ihm aufdrängen, und er wird sich das Verständnis der nachfolgenden
Ausführungen sicherlich bedeutend erleichtern, wenn er versucht, diese Fragen
durch eigene Überlegung zu beantworten, wenn er sich in die Verhältnisse hinein-
zudenken sucht, die dieses merkwürdige Geld schaffen müssen. Um ihn vor einem
voreiligen Urteil zu bewahren, rate ich ihm, nicht allzu ausschließlich den
Standpunkt des Käufers einzunehmen, sondern dabei auch an den Verkäufer zu
denken, überhaupt die Wechselbeziehungen zwischen Kauf und Verkauf keinen
Augenblick aus dem Auge zu lassen.


Wie der Leser sieht, erleidet der Inhaber des Reformgeldes durch das
Aufbewahren des Geldes einen Verlust, der im genauen Verhältnis zur
Aufbewahrungsdauer wächst und für das ganze Jahr 5% ausmacht. Wenn es also
jemandem z. B. einfallen würde, einen 100-Mk.-Zettel am 1. Januar einzuschlie-
ßen, so würde er am Ende des Jahres nur mehr 95 Mk. vorfinden. Auf die 100
Mk. hat er 5 Mk. verloren. Ein anderer, der z. B. am 1. Juni einen Zettel für 97,90
Mk. annimmt und ihn Ende des Monats für 97,50 Mk. wieder ausgibt, verliert 40
Pfg. Gibt der Betreffende das Geld aber innerhalb derselben Woche wieder aus, so
verliert er gar nichts. Wer also Waren verkauft hat und den Erlös gleich dazu
benutzt, um einen anderen Verkäufer von seinen Waren zu befreien, verliert nichts.
Nur wer die Verkäufer auf dem Markte warten läßt und das Geld aufbewahrt, ver-
liert. Der Verlust ist übrigens nur nominell, denn das, was der Inhaber des Geldes
verliert, gewinnt der Staat, der den jährlichen Abgang von 5% der gesamten
umlaufenden Geldmasse durch eine jährliche Neuausgabe ersetzt und diese zu
den regelmäßigen Einnahmen schlägt.


Über den Zweck dieser Einrichtung werde ich gleich ausführlich berichten; vor-
greifend möchte ich hier nur erwähnen, daß der Zweck kein fiskalischer ist und daß
die Einnahme, die die Geldreform dem Staate liefert, als unbeabsichtigte
Nebenwirkung von verhältnismäßig ganz untergeordneter Bedeutung zu betrachten
ist.
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Gebrauchsanweisung:


(Bildet die Rückseite des Reformgeldes)


1. Man schneide nach Bedarf ab, und zwar von der letzten Reihe anfangend von unten nach oben.


2. Niemand ist verpflichtet, für mehr als eine Mark von diesem Kleingeld in Zahlung zu nehmen.


3. Kaufleute, bei denen sich größere Mengen Abschnitte sammeln, erhalten an den Staatskassen


unentgeltlich gummierte mit Datum versehene Unterlagen, auf die sie die Abschnitte aufkleben und zu


1Mk.-Zetteln wieder vereinigen können.


4. Solche aufgeklebten Zettel dürfen jedoch nicht mehr in Umlauf gesetzt werden; alle Staatskassen


tauschen sie jederzeit nach Abzug des dem Datum entsprechenden Kursverlustes gegen neue um.


5. Mit Schluß des Jahres ist dieser Zettel nicht mehr kursfähig; unter Nachzahlung von 5 Pfg. wird er


gegen einen neuen an allen Staatskassen umgetauscht.


Das Reichsgeldamt
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Gebrauchsanweisung:


(Bildet die Rückseite des Reformgeldes)


1. Den Kursverlust von Woche zu Woche trägt der jeweilige Inhaber. Wochenschluß Sonnabends


4 Uhr.


2. Mit Schluß des Jahres wird dieser Geldbrief außer Gebrauch erklärt; unter Nachzahlung des


Fehlbetrages von 5,20 Mk. kann er gegen einen neuen Geldbrief von 100 Mk. an den Staatskassen


umgetauscht werden.


3. Eine Einlösung oder ein Tausch dieses Geldes gegen Gold oder sonstige Waren findet an den


Staatskassen nicht statt.


4. Der Staat übernimmt die Verantwortung, daß die Geldausgabe immer so den Bedürfnissen des


Marktes angepaßt wird, daß jeder für eine Mark stets so viel Ware kaufen kann als er selbst dafür gab.


5. Anderes Geld als dieses nimmt keine Staatskasse an; den bisherigen Goldmünzen usw. wird die


staatliche Gewähr für Gewicht und Feingehalt entzogen.


6. Zahlungen im Auslande werden in bisheriger Weise durch die Wechselmakler, die Börse und die


Privatbanken durch Ausstellen von Wechseln vermittelt. Für kleinere Beträge sind Postanweisungen zu


benutzen.







Wie aus der Inschrift hervorgeht, handelt es sich beim Reformgeld nicht um eine
Schatzanweisung, wie sie unsere als Geld umlaufenden Kassenscheine, auch
nicht um ein Zahlungsversprechen, wie es unsere Reichsbanknoten darstellen. Es
handelt sich überhaupt nicht um ein Zahlungs- oder Lieferungsversprechen irgend-
einer bestimmten Ware (Gold, Silber usw.). Dem Inhaber „zahlt“ das Geldamt direkt
nichts, gar nichts, es verspricht ihm auch nichts, weder für heute oder morgen,
noch überhaupt.


Mit dem Reformgeld kann man „zahlen“, das Geld selbst ist aber unbezahlbar.
Denn an und für sich soll das Reformgeld „Geld“ sein.


Dieser Umstand soll nicht vertuscht, sondern im Gegenteil hervorgehoben wer-
den. Das Reformgeld ist kein Versprechen auf Lieferung irgendwelcher anderer
Schätze, sondern es ist an sich das Geld, der Schatz.


Der Inhaber des Reformgeldes hat also nichts, gar nichts vom „Reichsgeldamt“
zu erwarten. Er hat in dem Stück Papier alles in Händen, worauf er rechtlichen
Anspruch erheben kann. Für die „Einlösung“ des Reformgeldes ist der Inhaber
gänzlich auf die Verfertiger oder Besitzer von Waren angewiesen, die diese gegen
Geld zum Zwecke des Austausches verkaufen müssen. Wären keine Verkäufer
von Waren da, so hätte der Inhaber einen Fidibus in der Hand. Mehr nicht. Auch
dieses soll nicht vertuscht, sondern im Gegenteil betont werden. [Wo in diesem


Abschnitt das Angebot usw. von Waren erwähnt ist, sind darunter selbstredend auch alle käuflichen


Leistungen (Dienste, Unterricht usw.) zu verstehen.]


An Abnehmern wird es jedoch dem Inhaber des Reformgeldes solange nicht feh-
len, wie überhaupt Waren erzeugt und zum Verkauf angeboten werden. Als solche
Abnehmer kann der Inhaber auch die verschiedenen staatlichen Betriebe betrach-
ten. Er kann mit dem Reformgeld seine Steuern bezahlen, Zölle entrichten, mit der
Bahn fahren, Briefmarken kaufen, Telegramme versenden, Eisenbahnfrachten,
Gerichtsbußen, Schulgelder bezahlen und in den Staatsforsten und Bergwerken
Holz und Kohlen kaufen. Auch ist er sicher, daß er als Inhaber und Besitzer dieses
vom Staate ausgegebenen Geldes nicht als Käufer dem Wettbewerb anderen
fremden oder privaten Geldes ausgesetzt sein wird, denn der Staat weist von sei-
nen Kassen alles andere Geld ab und entzieht den etwa im Privatverkehr noch
umlaufenden Goldmünzen den staatlichen Schutz.


Der Inhaber des Reformgeldes weiß also, daß es nicht an Abnehmern fehlen
wird, daß jeder, der Waren erzeugt hat, für den Verkauf derselben auf die Besitzer
des Reformgeldes angewiesen ist, daß man nur mit Reformgeld Ware kaufen
kann, weil es anderes Geld nicht mehr gibt.


Ich wiederhole es also hier und betone es mit Nachdruck, daß das Reformgeld
kein Zahlungsversprechen, keinen Schuldschein des Staates vorstellt, sondern an
und für sich Geld ist, Geld sein soll. Geld! So steht oben auf dem Zettel nicht etwa:
Die Bank zahlt dem Inhaber ..., nein, der Zettel selbst, das viereckige Stück
bedruckten Papiers, das ist das Geld, die Ware [Die hier noch fehlende Erklärung, wie ein


Stück Papier die Eigenschaften einer so wichtigen Ware, wie es das Geld ist, annehmen kann, findet


der Leser im letzten Teil dieses Buches.], die als Tauschmittel der übrigen Waren dienen,
um deren Besitz man sich reißen, für deren Erlangung man im Schweiße des
Angesichts arbeiten soll. Die Sache ist von grundsätzlicher, umstürz-
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lerischer, wissenschaftlicher Bedeutung, und man wird es mir verzeihen, wenn ich es,
selbst auf die Gefahr hin, langweilig zu erscheinen, nochmals wiederhole, daß sich der
Staat dem ausgegebenen Gelde gegenüber durchaus nicht als Schuldner betrachtet,
sondern als Gläubiger. Er denkt nicht daran, auf das ausgegebene Geld Zinsen zu zah-
len, sondern er wird im Gegenteil eine jährliche Einnahme daraus ziehen. Übrigens
genau so, wie heute schon die Notenausgabe der Reichsbank nicht als zinsenfressende
Schuld, sondern als ein köstliches Kapital und Vorrecht gilt.


3. Wie der Staat das Reformgeld in Umlauf setzt


Der Staat setzt das Reformgeld durch das „Reichsgeldamt“ in der Weise in
Umlauf, daß er das bisherige Metallgeld zum freiwilligen Umtausch an den
Staatskassen annimmt, und zwar al pari, für eine Mark in Gold eine Mark in
Reformgeld.


Wer damit nicht einverstanden ist, mag sein Gold behalten. Niemand zwingt oder
drängt ihn zum Tausch. Es wird ihm nur gesagt, daß nach Ablauf einer bestimmten
Zeit (123 Monate) sein Gold kein Geld, sondern nur noch Metall, Gold, sein wird.


Der Staat anerkennt dann nur noch das Reformgeld als Zahlmittel an seinen
Kassen an. Gold und Silber sind dann dem Staat gegenüber nichts anderes als
Waren – wie Holz, Tran, Guano, Eisen. Und wie man heute die Zölle, die Steuern,
nicht mit einer Fuhre Stroh, mit einer alten Hose bezahlen kann, sondern nur mit
dem vom Staate gemünzten Geld, so auch mit dem Reformgeld.


Im Übrigen braucht der Staat das Gesetz, den gesetzlichen Zwang nicht, um
sein Geld auch dem Privatverkehr aufzuzwingen. Das überläßt er einfach der
Macht der Verhältnisse. Der Staat stellt es jedem frei, Gold oder Silber in Tausch
für Waren anzunehmen; er stellt es aber auch jedem frei, aus Gold und Silber
Münzen von x beliebiger Größe, Feingehalt oder Gewicht herzustellen und zu ver-
kaufen. Den Handel mit Gold gibt er, wie den Handel mit jeder beliebigen Ware
frei, vogelfrei. Er entzieht den etwa im Privatverkehr umlaufenden Münzen die
staatliche Gewähr für Gewicht und Feingehalt. Mehr tut der Staat nicht, um das
Gold aus dem Privatgeldverkehr zu werfen, mehr braucht er auch nicht zu tun. Es
genügt.


Wenn also jemand Gold in Zahlung nimmt, so wird er dieses immer zuerst in
einer Scheideanstalt auf den genauen Feingehalt untersuchen lassen und die
Kosten der Untersuchung bezahlen müssen. Dann muß er sich auch danach
erkundigen, welchen Preis er selbst wieder beim Verkauf des Goldes erlösen wird,
falls er Geld für irgendwelche Zahlung braucht. Und er muß sich auf große
Preisschwankungen gefaßt machen. Denn der Preis keiner Ware macht solche
Sprünge wie das Gold nach seiner Entmünzung machen wird. Findet er dann, daß
das eine kostspielige, langwierige Sache ist, so bleibt es ihm unbenommen, als
reuiger Sünder in den Schoß des Staatsgeldes zurückzukehren.
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4. Was mit der Geldreform bezweckt wird


Die Geldreform ist begründet auf der Erkenntnis, daß


einerseits der Austausch der Produkte nur solange ungestört vonstatten gehen
kann, als das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld (Preis des Geldes)
unverändert bleibt und daß


andererseits irgendeine Ware und demnach auch das Geld nur solange einen
über Ort und Zeit hinweg festen Preis haben kann, als auf irgendeine Weise ein
dauernder Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot in der betreffenden Ware
künstlich erzwungen wird; sei es, indem man das Angebot der Nachfrage, sei es,
indem man umgekehrt die Nachfrage dem Angebot dauernd und scharf anpaßt,
auf den Leib zuschneidet.


Der feste Preis, den wir für das Geld brauchen und wünschen, kann demnach
nicht von einer natürlichen Eigenschaft einer Ware (des Goldes z. B.) erwartet
werden, sondern er kann nur das Ergebnis einer fortlaufenden Handlung sein.
Diese Handlung gehört zur öffentlichen Verwaltung des Geldes; sie kann nicht
Privatpersonen, der Privatindustrie überantwortet werden, da diese oft ein
Interesse gerade an den Schwankungen des Geldpreises haben.


Da die Nachfrage nach Geld in dem Angebot von Waren besteht und von deren
Erzeugung abhängig ist, so kann keine Rede davon sein, den festen Preis des
Geldes durch Einwirkung auf das Warenangebot, auf die Nachfrage nach Geld zu
erzwingen. Wir können den Produzenten nicht vorschreiben, wieviel ein jeder
arbeiten soll, arbeiten darf. Wir müssen umgekehrt verfahren; wir müssen die
Warenerzeugung und die Nachfrage nach Geld sich frei entfalten lassen und ihrem
Ergebnis das Geldangebot anpassen.


Darum fordert die Geldreform: Anschmiegung des Geldangebots (nicht mit
Geldproduktion zu verwechseln) an die durch das fortlaufende Angebot von Waren
vertretene Nachfrage nach Geld, um auf diese Weise den festen Preis zu erzwin-
gen. Also nicht die Arbeit und Warenerzeugung sollen dem Gelde angepaßt und
untergeordnet werden, sondern das Angebot von Waren wird uns sagen, wieviel
Geld wir zum Angebot bringen müssen. Wir wollen also das Angebot von Geld
nicht dem Zufall, den Spekulanten, Wucherern, Kapitalisten und Privatinteressen
überlassen, sondern wir wollen die sachlichen Bedürfnisse des Handels, der Arbeit,
des Warenaustausches darüber bestimmen lassen, wieviel Geld angeboten wer-
den soll. Nur so können wir einen festen Geldpreis erzwingen und erwarten.


Jede andere Annahme, daß es auch Geld geben kann, das die Bedingungen für
seinen festen Preis sozusagen von Natur aus als „Eigenschaft“ mit sich und in sich
selbst herumtragt, etwa wie die Nuß ihren Kern, müssen wir in das große Gebiet
volkswirtschaftlicher Träumereien, der Bierhalluzinationen verweisen. Alle
Eigenschaften der Waren können wir ausnahmslos mit unseren Sinnen wahrneh-
men; andere als diese gibt es nicht, und wenn wir mit unseren Sinnen allein den
Preis eines Kanarienvogels nicht bestimmen können, so ist das ein voller Beweis,
daß der Preis nicht zu den Eigenschaften der Waren zu zahlen ist. Demnach ist es
un-
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möglich, einen Körper zu finden, einen Gegenstand herzustellen, dem von
Hause und von Natur aus der erwünschte feste Preis anhaftet.


Der Preis ist immer das Ergebnis einer Handlung, nämlich des vorangehenden
Handels, und dieser Handel ist gewöhnlich der Brennpunkt von Tausenden von
Umständen, die wir in die Worte „Nachfrage und Angebot“ zusammenfassen.


Soll nun der Ware, die wir zu Geld machen, der feste Preis als Eigenschaft
anhaften, so müßten sich in ihr selbst alle Einflüsse ausgleichen, die äußerlich auf
ihre Nachfrage und innerlich auf ihr Angebot einwirken. D. h., das Angebot dieses
Geldes müßte selbsttätig mit der Nachfrage (das ist das Angebot der Waren) stei-
gen und fallen, sich automatisch, aus eigenem Antriebe, und oft gegen den Willen
und das Interesse seines Besitzers, sich der Nachfrage anschmiegen. Ein ver-
schwommener, nebelhafter Gedanke.


Der in der Währungsliteratur aller Länder und Sprachen immer noch hier und da spukende Ausdruck
„fester, innerer Wert des Goldes“ ist nichts als eine hohle, sinnlose Phrase, ein Zufluchtsort für alle
Währungspolitiker, die sich entweder durch eigene Zweifel oder durch die Kritik anderer in die Enge
getrieben fühlen und keine andere Rettung kennen, als sich mit einer dunklen Wolke undurchdringlicher
Phrasen zu umgeben (ähnlich dem Tintenfisch, der sich bei Gefahr seinen Verfolgern unsichtbar macht,
indem er durch Ausstoßen einer dunklen Flüssigkeit das Wasser im Umkreis trübt). In der Wissenschaft
will niemand etwas von „festem“ Wert, geschweige von festem „inneren“ Wert. Phrase, Schall,
Schwindel!


Um nun, so räsoniert die Geldreform weiter, das Angebot des Geldes den natürli-
chen Schwankungen im Warenangebot anpassen zu können, um das Geldangebot
dem Warenangebot auf den Leib zuschneiden zu können, um eine vollkommene
Anschmiegung des Geldangebots an die Warenerzeugung unter allen denkbaren
Umständen zu erzwingen, ist Zweierlei vonnöten:


1. absolutes Staatsmonopol für die Geldfabrikation,


2. absolute Beherrschung des Angebotes der gesamten ausgegebenen
Geldmasse durch den Staat.


Die erste Forderung ist jedermann ohne weiteres verständlich. Soll der Geldpreis
auf ein bestimmtes Ziel gerichtet werden, so darf niemand dem Staate dabei ins
Handwerk pfuschen.


Die zweite Forderung, die eigentlich schon in der ersten enthalten ist und das
eigentliche Wesen der Geldreform ausmacht, bedarf für die meisten Leser einiger
Worte der Erklärung.


Einfluß auf seinen Preis kann das vom Staate ausgegebene Geld nur dann
haben, wenn es auch angeboten und zwar gegen Waren angeboten wird, denn wie
schon der Philosoph Hume vor 150 Jahren richtig bemerkte: „Geld, das nicht ange-
boten wird, hat auf den Markt denselben Einfluß, wie wenn es nicht da wäre.“ Was
würde es also nützen, wenn wir dem Staate die Vollmacht gäben, Geld nach
Bedarf herzustellen, wenn dem Staate dabei die Mittel fehlen, das Angebot des
Geldes gegen Waren zu erzwingen? Dabei muß der Staat auch wieder die
Sicherheit haben, daß, wenn genug Geld in Umlauf ist, nicht noch aus
Privatreserven Geld dem Markte zuströmen kann. Denn was würde es auch wieder
nützen, wenn der Staat versuchen wollte, einen etwaigen Geldüberschuß dem
Markte zu entziehen und er dabei auf den Widerstand dieser Privat-


103


Privatreserven







reserven stößt? Millionen von großen und kleinen Reserven – die, wie die
Erfahrung lehrt, sich immer dann auf den Markt ergießen, wenn schon zu viel Geld
in Umlauf ist, wenn eine Hausse in Aussicht steht, und die sich anderseits vom
Markte zurückziehen, wenn es so wie so schon an Geldangebot fehlt, wenn eine
Baisse erwartet wird.


Die Privatreserven wirken genau wie ebenso viele kleine und große
Emissionsbanken, und es ist klar, daß von einem Monopol im Geldangebot nicht
die Rede sein kann, solange es Privatgeldreserven gibt. So lange es von den
Inhabern des Geldes allein abhängt, ob sie das Geld anbieten wollen oder nicht, ist
der Staat nicht Herr im Hause, er kann weder Hausse noch Baisse vermeiden. Das
Monopol der Geldfabrikation allein genügt nicht, um das gesteckte Ziel zu errei-
chen. Eine Anpassung des Geldangebots an das Warenangebot läßt sich so nicht
erzwingen.


Aus diesem Grunde (wie aus vielen anderen, die wir im Laufe dieser Darstellung
kennenlernen werden) fordert die Geldreform die Auflösung sämtlicher
Privatgeldreserven, fordert sie das Zwangsangebot der gesamten im Verkehr sich
befindenden Geldmasse, den regelmäßigen, nur vom Staate beherrschten Umlauf
des Geldes. Ob das Geld angeboten werden soll oder nicht, soll nicht mehr dem
Zufall, der Laune der Bankiers, der Profitsucht der Spekulanten, der zitternden
Kleingläubigkeit der kleinen und großen Kapitalisten überlassen werden.


Das in Umlauf befindliche Geld soll unter allen Umständen, unter allen
Verhältnissen, ohne irgendeine Rücksicht auf persönliche, wirtschaftliche politische
Verhältnisse angeboten werden, in Umlauf bleiben – solange der Staat es im
Umlauf läßt. Von der höheren Warte des Handels, der Arbeit, des
Warenaustausches aus, soll die Frage beantwortet werden, ob zu viel, zu wenig,
ob genug Geld angeboten wird.


Der Angebotszwang erweist sich demnach als Korrelat des Geldmonopols, einer
zielbewußten, vom öffentlichen Interesse geleiteten Geldverwaltung, und die
Geldreform nimmt darum keinen Anstand, es stolz und frei zu verkünden, daß nur
unter Zuhilfenahme des Angebotszwanges und nach Auflösung der
Privatgeldreserven ein fester Preis für das Geld erzielt werden kann.


Auf Grund dieser Erkenntnis verweist die Geldreform jeden Versuch, den
Geldpreis unter Umgehung des Angebotszwanges befestigen zu wollen, in das
Gebiet der tastenden, unglücksschwangeren Experimentemacherei.


5. Die Wirkung der Geldreform


Eine so radikale Reform wie der Geldangebotszwang, in einer Sache von so gro-
ßer Bedeutung wie das Geld, so ein so energischer Eingriff in das
Zentralnervensystem der Volkswirtschaft, kann natürlich nicht ohne mannigfache
Erscheinungen verlaufen. Und in der Tat – die Wirkungen der Geldreform sind
ebenso vielseitig wie überraschend, sowohl auf dem Gebiete der Praxis wie in der
Wissenschaft.


Zunächst wird die Geldreform ihren eigentlichen Zweck, den festen Preis des
Geldes, mit unfehlbarer Sicherheit erreichen. Wir werden aber 
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später sehen, daß es genügt, dem Gelde einen dauernd festen Preis zu verleihen, um:


1. Wirtschaftskrisen, Absatzstockungen, allgemeine Arbeitslosigkeit unmöglich zu machen,


2. Zahlungseinstellungen, soweit sie nicht auf persönliche Umstände zurückzuführen sind,
zu verhindern,


3. die Schutzzölle, soweit sie durch Preisrückgang der Waren nötig erscheinen, überflüs-
sig zu machen und dadurch den Freihandel herbeizuführen bzw. zu ermöglichen,


4. die Klagen der Gläubiger und Schuldner (Agrarier), daß sie durch die Währung geschä-
digt würden, für immer verstimmen zu lassen.


Als weitere unmittelbare Folgen der Geldreform, die vom Angebotszwang herrühren, aber
vom Geldpreis unabhängig sind, sind zu nennen


a) ein beständig wachsender Druck auf den Zinsfuß mit der Aussicht und Möglichkeit, daß
der Zins in absehbarer Zeit ganz verschwindet – was jedoch die internationale Einführung
der Geldreform voraussetzt,


b) eine vollständige Umgestaltung des Handels, Sicherung und Beschleunigung des
Warenumtausches, Überflüssigwerden und Schließung der Mehrzahl der Läden, gewaltige
Verminderung der Handelsunkosten,


c) Einführung der Barzahlung,


d) Unterdrückung des Wuchers und der Spekulation,


e) gewaltige Erleichterung des Sparens, allerdings nicht des Geldsparens,


f) automatischer Arbeitsnachweis


g) Erhebung der Arbeit und Ware auf die Rangstufe des baren Geldes.


Das wären die hauptsächlichsten Wirkungen der Geldreform in bezug auf die
Volkswirtschaft.


Für die Wissenschaft wird die Geldreform an und für sich mehr Aufklärung bringen als die
gesamte volkswirtschaftliche Literatur. Die Geldreform wird die Volkswirtschaft mit Taten leh-
ren, ein unendliches Material an neuen Tatsachen zutage fördern, neue Vergleichspunkte,
Anhaltspunkte, Ruhepunkte, einen wirklichen theoretischen Aussichtsturm für das gesamte
Gebiet der Volkswirtschaft schaffen. Verborgene Tatsachen von höchster Wichtigkeit wird sie
ans Licht bringen. Eine wahre Fundgrube von Wegweisern.


Die Geldreform wird zeigen
a) warum bisher die Quantitätstheorie versagte,


b) warum bei Darlehen das Angebot regelmäßig und ausnahmslos hinter der Nachfrage
bleibt,


c) warum überhaupt Zins bezahlt wird,


d) wo die Bestimmungsgründe für die Zinshöhe zu suchen sind,


e) daß das Zinsmaximum auch gleichzeitig das Zinsminimum ist,


f) daß der Zinsfuß nicht zwei, sondern drei Elemente enthält,


g) wie die Wirtschaftskrisen entstehen,


h) wie man den Preis des Geldes messen soll,


i) wie man die Qualität des Geldes messen soll,


j) warum man aus Papier Geld machen kann,


k) was eine Mark deutscher Reichswährung ist.
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Das ist in der Hauptsache das, was ich in der Geldreform gefunden habe. Ich
habe aus dieser Fundgrube nur das geholt, was ich für meine Zwecke brauchte.
Andere, die die Volkswirtschaft mit anderen Zwecken, von anderen
Ausgangspunkten aus durchforschen, werden in der Geldreform sicherlich auch
noch manchen Schatz, manches vielgesuchte „missing link“ (fehlendes Glied in der
Kette) entdecken.


Dadurch, daß das bisherige Metallgeld nach Belieben der Inhaber angeboten
oder zurückgehalten werden konnte, verwirrte es alle Verhältnisse derart, daß es
unmöglich wurde, auf irgend einem Gebiete der Volkswirtschaft zu klaren
Ergebnissen zu gelangen. Die Geldreform beseitigt diesen Übelstand und wirft
dadurch ein helles Licht in die dunkelsten Ecken der Volkswirtschaft.


6. Wie das Reformgeld verwaltet wird


Nachdem das Reformgeld in Umlauf gesetzt und das Metallgeld außer Gebrauch
(Kurs) erklärt worden, wird es sich für das zu gründende Reichsgeldamt nur mehr
darum handeln, den Preis des Geldes zu beobachten und durch Vermehrung oder
Verminderung des Geldumlaufs den Preis des Geldes fest auf einem Punkt zu
erhalten.


Für die Ermittlung des Geldpreises wird das Geldamt die später zu besprechen-
de „Statistik für die Ermittlung des Durchschnittspreises aller Waren“ führen und je
nach den Ergebnissen dieser Statistik, je nachdem, ob der Durchschnittspreis
Neigung nach oben oder nach unten zeigt, den Geldumlauf vergrößern oder ver-
kleinern.


Da das Geldamt weiß, daß jede in Umlauf befindliche Mark auch fortlaufend
angeboten wird, so braucht es sich um das Geldangebot nicht zu kümmern. Das
Geldangebot wird immer und unter allen Umständen der Geldmasse entsprechen.


Privatgeldreserven sind mit der Geldreform unmöglich; die gesamte Geldmasse
ist in ununterbrochener, durch kein Ereignis zu störender Bewegung. Im Verkehr
befindet sich also immer nur genau so viel Geld, wie der Verkehr unmittelbar bean-
sprucht. Wäre weniger als dieses Minimum vorhanden, so würde die Nachfrage
nach Waren nicht genügen, und die Warenpreise würden sofort fallen; wäre mehr
als dieses Maximum vorhanden, so würde die Nachfrage nach Waren die normale
Höhe überschreiten, und die Preise würden sofort steigen. Mit dem Reformgeld
läuft die Nachfrage nicht neben dem Gelde als selbständiger Wille einher, sondern
das Reformgeld ist an sich die Nachfrage. Eine andere Nachfrage als das
Reformgeld gibt es dann nicht mehr. Die Masse des ausgegebenen Reformgeldes
ist gleichzeitig auch die Grenze, das kongruierende Maximum und Minimum der
Nachfrage.


Genügt also die Nachfrage nicht, um den Preisstand der Waren aufrecht zu
erhalten, so vermehrt das Geldamt die ausgegebene Geldmasse; im entgegenge-
setzten Falle zieht das Geldamt Geld aus dem Verkehr.


Da das Geld an sich die Nachfrage darstellt, so genügt es, die Geld
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ausgabe zu vermehren oder zu vermindern, um die Nachfrage dauernd und scharf
dem Angebot von Waren auf den Leib zuzuschneiden.


Um die Geldausgabe zu vergrößern, kauft das Reichsgeldamt Titel der
Reichsschuld, oder es übergibt das Geld der Staatskasse, die es an Stelle der ent-
sprechend zu vermindernden Steuern verwendet.


Das ist also eine einfache Sache, aber noch einfacher wird die Verminderung
des Geldumlaufs sein. Denn da die Gesamtmasse des Geldes stetig abnimmt, und
zwar um 5% jährlich, so braucht man nur eine Weile zu warten. Der etwaige Über-
schuß verbraucht sich selbsttätig im Verkehr. Genügt das aber nicht, so kann durch
Verkauf von Titeln der Reichsschuld, durch einen Steuerzuschlag usw. nachgehol-
fen werden.


Da, wie gesagt, alle Privatreserven verschwinden, die gesamte Geldmasse in
ununterbrochenem, schnellen Umlauf sich befindet, so wird es sich niemals um
große Summen handeln können, die ausgegeben oder zurückgezogen werden
müssen. Wie ein Fluß mit gleichmäßigem Gefäll auch ein gleichmäßiges Bett hat
so wird das Reformgeld, weil es gleichmäßig umläuft (fließt), den Markt gleichmä-
ßig mit Geld versorgen.


Das Geldamt beherrscht also mit dem Reformgeld das Geldangebot in absoluter
Weise. Es ist Alleinherrscher, sowohl über die Geldfabrikation wie auch über das
Geldangebot.


Unter dem Reichsgeldamt brauchen wir uns nicht ein großartiges Gebäude für
Hunderte von Beamten, wie etwa die Reichsbank, zu denken. Das Reichsgeldamt
betreibt keine Bankgeschäfte. Abgesehen von dem Drucken des Geldes, das am
besten wohl von der Reichsdruckerei besorgt werden kann, abgesehen von dem
jährlichen Umtausch der Zettel, der von allen staatlichen Kassen (Steuer-, Post-,
Eisenbahn-, Zollämtern) vermittelt wird, wird das später noch zu besprechende sta-
tistische Büro für die Ermittlung des Durchschnittswarenpreises die Hauptsache an
der ganzen Sache sein. Daneben noch ein invalider Feldwebel, der den
Geldumlauf den Ergebnissen der erwähnten Statistik anzupassen hat. Mehr ist
nicht nötig. Einfach, billig, wirksam.


Und mit diesem billigen Apparat läßt sich der deutsche Markt so wirksam und
scharf mit Geld versehen, daß niemals ein Pfennig zu viel, niemals ein Pfennig zu
wenig in Umlauf bleiben wird. Und das heute, morgen, zu allen Zeiten, beim Schall
der Fanfaren wie beim Schlagen der Schamade.


Mit diesem einfachen und billigen Apparat wollen wir die schwere Arbeit der
Goldgräber, das Kapital der Banken, die Tätigkeit der Reichsbank ersetzen. Und
mehr als ersetzen. Wir wollen mustergültige, für alle Welt vorbildliche Arbeit liefern.


7. Was mit dem Gold gemacht wird


Da das Reformgeld als Geld an sich, nicht als Lieferungsversprechen von Geld
zu betrachten ist, da das Geldamt das Reformgeld nicht „einlöst“, auch nicht einzu-
lösen verspricht, noch einzulösen gedenkt, weder
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heute oder morgen noch überhaupt, braucht das Geldamt nichts zu besitzen, um
das Reformgeld „einzulösen.“ Solange Waren erzeugt werden, wird man Geld
brauchen, und solange wir nicht den reinen Kommunismus einführen, wird die
Arbeit – Waren – liefern, die man verkaufen, tauschen muß. Zu diesem Verkauf
und Tausch ist Geld unentbehrlich. Also, wozu das Geld einlösen, wenn der
Verkehr es doch gebraucht? Ebenso gut könnte man alle Jahre die
Eisenbahnschienen einlösen, d. h. einschmelzen, um sie gleich darauf wieder mit
Kosten neu anfertigen zu müssen. Die Hauptsache beim Gelde ist, daß weder
Überschuß noch Mangel an Geld entstehen kann, und um das zu verhüten, ist
keine der heutigen Emissionsbanken mit Mitteln versehen, die sich in bezug auf
Wirksamkeit mit den Waffen der Geldreform messen können.


Darum wird auch das Reichsgeldamt die ihm zum Umtausch gegen Reformgeld
freiwillig eingelieferten Gold- und Silbermünzen nicht ewig als toten Schatz aufbe-
wahren müssen. Diese Münzen werden eingeschmolzen und in Barrenform öffent-
lich, meistbietend per Kilo für Industriezwecke gegen Reformgeld verkauft. Und
zwar nicht überstürzt, etwa um den Preis dieser Metalle zu drücken, um dem
Auslande Verlegenheiten zu bereiten. Nein, der Verkauf soll nach und nach, im
Laufe vieler Jahre geschehen, so daß man möglichst hohe Preise dafür erzielt und
der Handel mit den Goldwährungsländern möglichst wenig darunter leidet.


Jedoch ist anzunehmen, daß man dabei nicht lange auf den Auslandshandel
wird Rücksicht zu nehmen brauchen, weil die deutsche Geldreform sich auch im
Auslande einbürgern wird.


Dann wird die Zeit gekommen sein, wo man an die Errichtung des „internationa-
len Geldamtes“ schreiten wird, welches wir später beschreiben werden.


8. Wie die Beteiligten die Geldreform von ihrem verschiedenen
Standpunkt aus beurteilen


Geduld! Ich werde die tausend Bedenken, die die Theorie gegen die Geldreform
vorbringt, sämtlich über die Klinge springen lassen; vorläufig wollen wir sehen, was
die Praxis dazu sagt.


I. Der Arbeiter
Das wäre also das Reformgeld, das von jetzt ab den Warenaustausch zu vermit-


teln hat, mit dessen Hilfe ich meine Produkte gegen die Produkte anderer werde
tauschen müssen. Ziemlich dürftig, sparsam, sogar ärmlich sieht es aus im
Vergleich zu seinem Vorgänger, dem schönen, glitzernden Gold. Doch, was scha-
det das; das Geld ist doch kein Spielzeug, keine Schmucksache. Es soll dem
Handel, ganz prosaischen, nüchternen Zwecken dienen, und ausgeben muß ich es
ja doch wieder. Wenn es also seinen Zweck erfüllt, was geht mich dann noch sein
Äußeres an. Im Gegenteil, je unscheinbarer es ist, um so leichteren Herzens
werde ich mich, werden
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sich alle davon trennen, und wenn sich jeder leicht vom Gelde trennt, also Waren
damit kauft, so werde ich ja meine Produkte um so leichter los. Übrigens, sind
denn etwa meine eigenen Produkte, die ich für das Geld lieferte, schöner, besser
als dieses Geld? Es war doch auch kein Gold, was ich für das Geld hergab, von
Glanz und Schimmer keine Spur.


Ich empfinde es auch als eine Wohltat, daß das Geld jetzt so wenig wiegt. Ich
trage doch jetzt meinen Monatslohn in der Tasche und merke nichts davon; in
Silber, Nickel und Kupfer wäre mir das Gewicht lästig, und Gold sahen wir Arbeiter
ja doch nur selten. Die kleinste goldene Münze betrug 10 Mk., und Ausgaben von
10 Mk. hat der Arbeiter nur ausnahmsweise. Es hat etwas für sich, dies moderne
Papiergeld.


Und wie sauber dies Geld bleiben wird; alle Jahre wird das Geld gegen neues
umgewechselt; ja das Kleingeld wird immer nur ganz kurze Zeit umlaufen; es wird
vielleicht acht bis 14 Tage im Verkehr bleiben und dann durch neues ersetzt wer-
den. Man rühmte der Goldwährung die Sauberkeit nach, aber wir Arbeiter hatten
doch nur wenig Vorteile davon. Für uns war die Goldwährung eine Kupfer- oder
Nickelwährung, und diese Münzen waren unappetitlich genug.


Zwar werde ich jährlich an meinem Geldbestand 5% verlieren, aber was sind 5%
vom Geldbestand des Arbeiters? Mehr als den Wochenlohn besitzt der Arbeiter
doch selten in barem Gelde. Beträgt dieser Lohn nun 20 Mk., so verliert er darauf
im Laufe eines ganzen Jahres 5%, also 1 Mk.! Also so gut wie nichts im Vergleich
mit den anderen indirekten Steuern. Übrigens kommt dieser Verlust ja direkt dem
Staate zugute, so daß ich um so weniger Steuern anderer Art werde zu bezahlen
brauchen.


Soweit wäre mir die Reform eher von Vor- als von Nachteil. Man sagt aber, daß
die Reform bestimmt ist, in Verbindung mit der Bodenreform das Recht auf den
vollen Arbeitsertrag zu verwirklichen. Aber das werde ich an dem Erfolg erst nach-
prüfen können. Ich habe keine Zeit, mich in diese Fragen zu vertiefen. Treffen
diese Erwartungen zu, na, dann um so besser!


II. Der Käufer
Komisch! So plump dieses Reformgeld auf den ersten Blick aussieht, so bequem


ist es beim Einkauf. Ich kaufte heute einen Hut. Der Kramer verlangte dafür 2,91
Mk. Ein sonderbarer Preis, sagte ich:


Warum verlangen Sie nicht, wie früher, eine runde Summe, also 3 Mk.? Da ant-
wortete der Kaufmann, die Summe ist ja rund, kugelrund. Ich habe den Preis gleich
auf das Zahlmittel abgerundet, wie ich das früher auch tat. Ihr Geld lautet heute auf
0,97 Mk., und 3 X 0,97 Mk. = 2,91 Mk. Unsere Berechnungen ergeben durchaus
nicht mit Vorliebe runde Zahlen. Unsere Preise lauteten nur darum immer auf
runde Beträge, weil wir Rücksicht nahmen auf die Bequemlichkeit des zahlenden
Käufers. Ihr Hut z. B. hat mich genau 2,17 Mk. gekostet. An sich gibt es keine
runden Zahlen – sie sind immer nur rund oder eckig in bezug auf die Zahlmittel.
Und auf das heutige Zahlmittel ist mein Preis von 2,91 Mk. abgerundet worden.
Glauben Sie denn, fuhr der Kaufmann fort, daß das
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Theaterbillet gerade darum 3 Mk. kostet, weil man es nicht auch für 3,07 oder 2,94
Mk. verkaufen könnte? Man richtete sich früher einfach nach den Zahlmitteln, über-
all, wo es nicht auf ein Promille ankam, und dasselbe tun wir auch heute. Und darum
kostet der Hut heute 2,91 Mk. und nicht 2,95 oder 3 Mk.


Natürlich, bei großen Beträgen und wo es auf ein Promille ankommt, da rechnen
wir auch scharf, da können wir die Bequemlichkeit beim Zahlen nicht so hoch
anrechnen, da fallen die Preise aus, wie die Berechnung ausfällt, da nehmen wir das
Geld zum genauen Tageskurs. Aber wo der Verkäufer scharf rechnet, da muß es
auch der Käufer tun. Und wenn dieser imstande ist, nachzurechnen, ob zehn
Zentner Stroh zu 2,93 Mk. abzüglich 2% Skonto und 3 Promille Kommission,
zuzüglich 13,14 Mk. Eisenbahnfracht und 3% Wägegeld 26,47 Mk. ist, da wird er
wohl auch imstande sein, sein Geld zusammenzurechnen. Wir haben übrigens zur
Erleichterung dieser Arbeit staatlich gewährleistete Vervielfältigungstabellen, die Sie
auf jedem Ladentisch finden werden; sie machen das Nachzählen des Geldes zur
Spielerei. Nehmen wir an, Sie hätten mir 2375 Mk. zu zahlen – eine Summe, die ich
aus der Luft greife.


Nun nehmen Sie die Tabelle, suchen das Datum, also den 1. Juni, und finden da:


24 ✕ 97,90 = 2349,60


2 ✕ 9,79 = 19,58 2369,18


5 ✕ 0,97 = 4,85 2374,03


Kleingeld 0,97


2375,00
======


Sie sehen, eine höchst einfache Sache, eine wahre geistige Erholung für jeden
Kaufmann. Ach, könnte ich nur oft mir diese Erholung leisten!


So sprach der Kaufmann. Zum Dank für die Aufklärung kaufte ich ihm noch für 36
Pfg. Stiefelwichse ab und bezahlte, indem ich mit einer der an jedem Ladentisch
hängenden Scheren von einem Zettel 36 Pfg. abschnitt. Ein höchst einfaches
Verfahren in der Tat. Früher hätte ich dazu mindestens vier verschiedene Münzen
gebraucht; eine von 20 Pfg., eine von 10 Pfg., eine von 5 Pfg. und eine von 1 Pfg.
In der Regel fehlte mir aber die eine oder die andere Münze, und wenn ich ein
Fünfzigpfennigstück hingab, so mußte ich auf Rückzahlung warten. Jetzt habe ich in
einem Zettel alle Münzen von 1 bis 100 vereinigt; jetzt habe ich wirklich teilbares
Geld, wie es der Verkehr braucht. Wirklich, je plumper es aussieht, um so bequemer
ist es in Wirklichkeit. Ganz abgesehen davon, daß es nichts wiegt, daß man die
größte und kleinste Summe mit gleicher Bequemlichkeit mit sich herumtragen kann,
daß man auch jeden beliebigen Betrag einfach in Briefen versenden kann. Früher
brauchte man dazu Briefmarken; auch ein Beweis, daß das Metallgeld nicht den
Bedürfnissen des Verkehrs in bezug auf Teilbarkeit entsprach.


Fällt mir jetzt Geld aus der Hand, so rollt es nicht fort, es verliert sich nicht zwi-
schen den Ritzen der Dielen. Es fällt, und wo es fällt, bleibt es liegen. Auch ist es
wegen seiner schärferen Flächenbegrenzung und grelleren Farbenabtönung viel
besser sichtbar. Es fällt nicht durch ein Loch in der Hosentasche, und geht wirklich
etwas verloren – nun
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so hat der Staat den Gewinn, und der Verlust an Geld verwandelt sich in einen entspre-
chenden Steuererlaß.


Kurz, von meinem Standpunkt als Käufer und Inhaber von Reformgeld kann ich keine
Nachteile entdecken. Dagegen aber eine Reihe kleiner Vorteile.


III. Der Verkäufer
Merkwürdigerweise wurde der Umstand, daß das Reformgeld keine auf 0 und 00


endigende Summe darstellt, allgemein als das Hindernis bezeichnet, woran die ganze
Sache scheitern wurde. Wenn aber das ein ernstliches Hindernis für den Kauf von
Waren wäre (also für den Verkauf des Geldes), so bleibt die Frage offen, wie es möglich
ist, daß man heute Ware verkaufen kann, die doch auch keine auf 0 und 00 endigenden
Summen darstellt? Ich verkaufe das Salz zu 17, den Zucker zu 13, den Kaffee zu 29
usw., d. h., meine Preise richten sich nicht, wie im Theater, nach den Zahlungsmitteln,
sondern nach dem, was mir der Wettbewerb zu nehmen erlaubt. Und wenn die Preise
nicht auf 0 und 00 lauten, welchen Nutzen bieten dann solche auf runde Summen lau-
tenden Zahlmittel? Was nützt eine runde Schachtel für einen eckigen Gegenstand, was
nützt ein grader schlanker Meterstab, wenn das, was ich messen muß, krumm ist? Was
nützt es dem Verkäufer, von schönen runden Summen zu träumen, wenn das, was er
verkauft, zerbrechlich, schmutzig, feuergefährlich ist und stinkt? Wahrlich, es gehört viel
Oberflächlichkeit dazu, für den Verkäufer einen Vorteil von der Beschaffenheit der
Zahlmittel zu erwarten! Ja, wenn mit dem Gelde auch die Waren zu Gold würden!


Um den Irrtum zu erkennen, in den wir bei Beurteilung dieser Sache so leicht verfal-
len, ist es gut, sich klar darüber zu werden, was denn eigentlich eine runde Summe ist.


Zur Zeit, als man noch nach dem System der Zwölfteilung rechnete, waren Dutzend
und Gros in der Ein- und Mehrzahl die runde Zahl. Durch das System der Zehnteilung
sind 12 36 144 288 zu eckigen Zahlen geworden. Wenn wir im Duodezimalsystem für 1
das Zeichen a, für 10 b, für 11 c und für die übrigen Ziffern die heutigen Zeichen gebrau-
chen, dann würde man für 12 a0, für 24 20 schreiben. Gros oder 144 würde aa00 und
12 Gros oder 1728 a000 geschrieben. Unsere heutige Zahl 100 würde aber 84 (nämlich
8 Dtzd. + 4 Einer), und 1000 würde 6c4 (nämlich 6 Gros 11 Dtzd. 4 Einer) geschrieben.


Absolut runde Zahlen gibt es also nicht, sondern nur mit Bezug auf das
Rechensystem sind die Zahlen rund oder eckig.


Mit sich selbst verglichen ist jede Zahl rund, und der Preis einer Ware von 11,33 ist
rund, wenn die Summe von 11,33 auf den Ladentisch gelegt wird. Haben wir aber
erkannt, daß es absolut runde Zahlen nicht gibt, so müssen wir auch zugeben, daß das
häufige Vorkommen auf mit 0 endigender Preise (10Pfg.-Briefmarken z. B.) nur die 


Folge einer gewaltsamen Anpaßung
der Preise an die Zahlmittel ist. So
z. B. kostet eine Weltpostkarte in
Deutschland 10 Pfg., in Frankreich
10 Centimen oder nach unserem
Gelde 8 Pfg. Die französische
Postverwaltung büßt so
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20% ihrer Einnahmen ein (im Vergleich zum deutschen Tarife), nur infolge dieser
gewaltsamen Anpassung des Tarifs an die Zahlmittel des Publikums. Ob dies ver-
nünftig, billig ist, will ich nicht untersuchen. Aber wir Krämer können nicht aus
Bequemlichkeit die Preise wie die Post auf beliebige Beträge abrunden; uns schau-
en die Hausfrauen auf die Finger, und wenn der Konkurrent die Wichse für 9 ver-
kauft, so kann ich nicht 10 fordern.


Übrigens ist es eine alte Erkenntnis, daß alle Waren schließlich mit Waren
bezahlt werden. Das eigentliche Zahlmittel ist also die Ware selbst. Welchen Vorteil
kann es also bieten, zwischen zwei Waren, zwischen zwei holprige Dinge, einen
runden Kiesel einzuschieben? Kann man auf Rädern die Treppen leichter erstei-
gen, als auf spitzen Schuhsohlen?


Und wenn auch das Geld dem Verkäufer wirkliche Schwierigkeiten machte, so
müßten diese schon recht groß sein, um die Beachtung des Warenverkäufers zu
verdienen. Schwierigkeiten, ernste Schwierigkeiten, bereitet das Geld dem
Verkäufer dann, wenn es – als Ware betrachtet – besser als die zu verkaufenden
Waren ist, wenn sich der Käufer schwer vom Gelde trennt. Dann muß der
Verkäufer seinen Witz gebrauchen, um das Publikum zum Kauf zu veranlassen!
Schwierigkeiten, ernste Schwierigkeiten, Sorgen und Gefahren bereitet das Geld
dem Krämer, wenn, wie das unter der Goldwährung die Regel war, durch die
Schwankungen im Geldangebot die Warenpreise herauf und herunter gedrückt
werden, einmal eine allgemeine Preissteigerung, dann gleich darauf der Preisfall
eintritt, mit seinem Begleiter, der Krise, dem Krach. Befreie man mich von diesen
Plagen, dann will ich gern meine Kasse nachrechnen und auf der
Multiplikationstabelle nachsehen, wieviel 17 X 0,97 ist. Ach, könnte ich nur täglich
einen Haufen Reformgeld zusammenzählen!


Aber in einer Beziehung nimmt mit der Geldreform mein Geschäft eine
Entwicklung, die wirklich ernste Beachtung verdient. Einmal zahlen meine Kunden
jetzt meistens bar, weil sie ein direktes unmittelbares Interesse daran haben, mög-
lichst schnell zu bezahlen, und weil sie selbst wieder bar bezahlt werden. Dann
aber nimmt das Detaillieren, das Zerstückeln der Waren in kleine und kleinste Teile,
der Pfennigverkauf auffällig ab. Die Käufer trennten sich früher ungern vom Geld,
einmal weil ihnen das Geld ja Zeit ließ, dann weil sie wohl auch Geld auf Zins in
der Sparkasse hatten, dann auch wieder, weil es angenehmer war, Geld im Hause
zu haben als Waren, und schließlich, weil niemand sicher war, daß das Geld, das
er ausgab, von der anderen Seite wieder eingehen würde. Der Geldumlauf war ja
so unregelmäßig, die Geldeingänge waren so unsicher, daß jeder, der nicht mit
festem Einkommen rechnete, gern eine Geldreserve anlegte. Und diese Reserve
suchte er dadurch zu bilden, daß er dort, wo er Kredit genoß, diesen auch benutz-
te, daß er nur das Nötigste, für den unmittelbaren Konsum bestimmte kaufte und
das gekaufte anschreiben ließ. Statt eines Kilos kaufte er ein Gramm, statt eines
Sacks ein Kilo. Niemandem wäre es eingefallen, sich einige Vorräte zuzulegen,
niemand dachte daran, eine Vorratskammer in seinen Bauplan aufzunehmen. Als
Vorrat galt allgemein und ausschließlich das Geld.


Jetzt scheint sich das zu ändern. Weil das Geld selbst einen jeden ununterbro-
chen an seine Pflichten als Zahler erinnert, sucht jeder zu zahlen, sowie er selbst
bezahlt wird. Der Geldumlauf, der jetzt zwangs-
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weise vor sich geht, ist gesichert. Er kann nicht mehr durch Gerüchte ins Stocken
geraten. Der regelmäßige Geldumlauf hat regelmäßigen Absatz zur Folge, und da
jeder auch gern so schnell wie möglich das Gekaufte bezahlt, so sind die
Geldeinnahmen auch regelmäßig geworden. Man kann jetzt auf die Einnahmen
rechnen, und es ist nicht mehr nötig, Geldreserven anzulegen – ganz abgesehen
davon, daß diese Reserven heute in sich selbst zerfallen, also unmöglich sind. Statt
der Geldreserven legt man Vorräte an, man zieht den Besitz von Waren dem Besitz
des Geldes vor, wie man aus demselben Grund auch die Barzahlung den
Kreditkäufen vorzieht. Statt in mikroskopischen Portionen werden die Waren jetzt in
Originalpackung und in Posten gekauft. Statt eines Liters ein Faß, statt eines Meters
ein Stück, statt eines Kilos ein Sack.


Man sollte nun meinen, wir Krämer lebten jetzt in Saus und Braus, sozusagen im
siebenten Himmel. Aber weit gefehlt. Ich persönlich habe diese Entwicklung glückli-
cherweise scharf beobachtet und mein Geschäft den veränderten Verhältnissen
angepaßt. Anstelle meiner Krämerpreise habe ich Grossopreise gesetzt und so
meine Kundschaft nicht nur erhalten, sondern gewaltig erweitert. Aber meine
Konkurrenten, die im alten Schlendrian weiterwursteln wollten, denen die Einsicht
fehlte, haben ihre Läden schließen müssen. Die Kundschaft war plötzlich verschwun-
den. Wo früher 20 Krämer waren, da ist jetzt nur mehr einer, und dieser eine hat
trotz 20 fachem Absatz weniger Arbeit als früher. Mir ist die Ladenmiete schon um
90% herabgesetzt worden, weil so viele Läden leer stehen und zu Wohnzwecken
umgebaut werden müssen. Wenn ich nun auch so wenig Miete zahle und zwanzig-
mal mehr verkaufe, so ist mein Verdienst bei Weitem nicht im gleichen Verhältnis
gewachsen, der Konkurrenz wegen, die infolge des so sehr vereinfachten
Geschäftsganges sich mit geringem Verdienst begnügt. So rechne ich jetzt statt mit
25% durchschnittlichem Profit mit nur 1% Kommission. Da ich alles in
Originalpackung abgebe und bar bezahlt wird, bei Ablieferung der Ware, so kann ich
scharf rechnen. Keine Buchhaltung, keine Rechnungen, keine Verluste. Außerdem
ist mein Lager trotz zwanzigfachem Absatz nicht größer geworden. Mit meinen
Kunden habe ich regelmäßige Lieferungen abgemacht, und die Waren liefere ich
gleich von der Bahn weg ab. So ist der ganze Kramhandel zum einfachen
Kommissionsgeschäft geworden.


Meine Konkurrenten, die ihr Geschäft haben schließen müssen, sind ja zu bedau-
ern, besonders die älteren unter ihnen, die kein Gewerbe mehr erlernen können. Da
ihr Ruin unmittelbar durch die Geldreform, also durch einen Eingriff des Staates ver-
ursacht wurde, so wäre es meiner Ansicht nach gerecht und billig, wenn man diese
Leute durch eine Staatspension entschädigte. Und das kann der Staat auch gut tun,
denn durch die Beseitigung dieser Zwischenhändler, durch die Verbilligung der
Waren ist ja die Steuerkraft des Volkes ganz außerordentlich gewachsen. Hat es der
Staat seinerzeit für billig gehalten, den Grundrentnern durch die Getreidezölle ihre
Renten zu erhöhen und zu sichern, trotzdem die sogen. Not dieser Grundrentner
nicht auf staatliche Eingriffe zurückzuführen war, so wäre in diesem Falle eine
Pension nicht mehr als gerecht.


Summa summarum muß ich gestehen, daß die Geldreform eine gewaltige
Vereinfachung des Krämergeschäfts bedeutet, da sie von 20 Krämern 19 überflüssig
gemacht hat. Den 19 Krämern hat ja die Sache bös mit-
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gespielt, aber etwas ähnliches mußte ja doch einmal kommen. Auf die Dauer
konnten der splitterweise erfolgende Verkauf und die damit verbundenen schweren
Unkosten sowie auch der Kreditunfug nicht bestehen bleiben. Ein Preisaufschlag
von 25% an Handelsspesen für das Detaillieren der täglichen Bedürfnisse! Das war
ja geradezu lächerlich, unhaltbar in einer Zeit, wo die Arbeiter schwere Kämpfe füh-
ren, oft, um eine Lohnerhöhung von 5% zu erreichen.


Die Schweiz mit 3 Mio. Einwohnern beschäftigte im Jahre 1900 26 837 Geschäftsreisende, die


zusammen an Patenttaxen Frs. 322 200 zahlten. Rechnet man nur 5 Frs. per Kopf und Tag, so kosten


die Handlungsreisenden der Schweiz jährlich Frs. 48 977 525.


In Deutschland sind ungefähr 45 000 Geschäftsreisende beständig unterwegs. (In der Schweiz


wird dieses Gewerbe vielfach als Nebengewerbe betrieben, daher die verhältnismäßig große Zahl,


daher habe ich auch nur 5 Frs. per Tag gerechnet.) Von sachverständiger Seite hat man berechnet, daß


jeder dieser 45 000 14 Mk. täglich verbraucht (Gehalt, Reise, Gasthof), was sicherlich nicht zu hoch


gegriffen ist. Das macht 600 000 Mk. täglich und 219 Mio. jährlich. Dazu noch die sonstigen


Geschäftsreisen. Man kann sagen, daß zwei Drittel aller Reisen „Geschäftsreisen“ sind, und daß zwei


Drittel aller Hotels Geschäftsreisenden dienen.


Wer hätte aber gedacht, daß das Detaillieren und Kreditieren der Waren mit
unserem schönen Metallgeld zusammenhing, daß man das Geld erst verschlech-
tern müßte, um der Ware allgemeine Achtung zu verschaffen? Man hatte ja schon
versucht, mit den Konsumvereinen das Publikum gegen die Plünderung durch die
Krämer zu schützen. Der Erfolg war aber ein sehr bescheidener geblieben, beson-
ders wenn man bedenkt, wieviel guter Wille diesen Vereinen allgemein vom
Publikum entgegengebracht wurde, wieviel Arbeit ehrenhalber (!) und unentgeltlich
dabei verrichtet wurde. Die Zahl der Läden hatte nicht abgenommen, und wenn
auch ihr Absatz vielleicht geringer war, so mußte die geringere Masse die
Geschäftsunkosten tragen. Die kleinen Leute, die sich hier verproviantierten, müß-
ten also um so höhere Preise zahlen. Das war für sie der Vorteil, den ihnen die
Konsumvereine brachten.


Jetzt bietet jeder Privatladen, die Privatindustrie allen die gleichen Vorteile, die
der Konsumverein früher der Elite des Käuferpublikums bot.


Fürwahr eine ganz eigentümliche Entwicklung!


IV. Der Kaufmann
Ich kaufe Ware, um sie mit Gewinn abzusetzen. Den Verkaufspreis kann ich


nicht nach dem berechnen, was mich die Ware gekostet hat, sondern zu dem
Preis, den sie am Tag des Verkaufs selbst mich kosten würde, zu dem ich also das
Verkaufte ersetzen kann. Denn auf dieser Grundlage arbeitet die Konkurrenz.
Kaufte ich eine Ware gestern zu 10, die ich heute für 9 kaufen kann, so verliere ich
eine Mark, denn ich muß den Verkaufspreis nach letzterem Preise berechnen.
Auch für die Inventur kommen die Tagespreise, nicht die Kostenpreise, in
Anrechnung, und oft genug kam es vor, daß ich durch einen allgemeinen
Preisrückgang einen bedeutenden Teil meines Warenkapitals verlor. Ich habe hier
für 100 000 Mk. Waren; davon ist ein Drittel bezahlt, für den Rest habe ich
Wechsel unterschrieben. Muß ich nun infolge eines Preisrückgangs
von 10% von meinem Warenlager 10 000 Mk. abschreiben (und das kam oft
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genug vor), so verliere ich dadurch ein Drittel meines Kapitals, denn ich muß auch
den Verlust auf die mir kreditierten Waren tragen. Wiederholt sich das, dann bin ich
mein Kapital los, und das um so sicherer, als mit einem Preisrückgang auch die
Zahlungseinstellungen sich vervielfachen und ich auch von meinen Außenständen
bedeutende Abschreibungen machen muß. Wieviele Kaufleute sind nicht so ruiniert
worden!


Jetzt, mit diesem Reformgeld soll das nicht mehr vorkommen, wenigstens nicht
solche allgemeinen Preisstürze für alle Waren. Es mag sein, daß die Stecknadeln,
die Seide, die Straußenfedern im Preise fallen, dann steigen aber andere Waren
im Preise, und so gleichen sich die Verluste und Gewinne aus. Auf mein
Warenkapital haben diese Preisschwankungen geringen oder gar keinen Einfluß.
Zwar steht die Probe auf das Exempel noch aus, aber es leuchtet mir ein, daß
wenn das Reichsgeldamt die Ausgabe des Geldes so dem Angebot von Waren
anpaßt, daß jede allgemeine Vermehrung des Warenangebots von einer
Vermehrung des Geldangebots begleitet wird, daß dann auch die schrecklichen
Preisstürze vermieden werden müssen.


Wir hatten zwar unsere alte Reichsbank, die ebenfalls satzungsgemäß „ihre
Hauptaufgabe darin zu erblicken hatte, den Geldumlauf den Verkehrsbedürfnissen
anzupassen.“ Aber niemand war da, der die Arbeit der Reichsbank kontrolliert
hätte, niemand war übrigens da, der hätte sagen können, was unter
„Verkehrsbedürfnissen“ zu verstehen war. Auch die Reichsbank selbst wußte es
sicherlich nicht. Verkehrsbedürfnisse! Ja, was sind Verkehrsbedürfnisse, was ist
überhaupt der „Verkehr“? Womit mißt man die Bedürfnisse des Verkehrs? Woran
sollen wir erkennen, wann die Reichsbank ihre Aufgabe erfüllt hat oder nicht erfüllt
hat.


Blanko-Vollmacht hatte also die Reichsbank; alles was sie tat, und wäre es auch
der größte Unsinn gewesen, war immer gut getan. Niemand konnte ihr am Zeuge
flicken. Beweisen Sie uns, daß wir den Geldumlauf (?) nicht den
Verkehrsbedürfnissen (?) angepaßt haben! Ja, aber die allgemeine Hausse, die all-
gemeine Baisse? Was geht uns das an, wir haben, wie die Statuten uns vorschrei-
ben, den Geldumlauf den Verkehrsbedürfnissen angepaßt und unsere
Hauptaufgabe damit erfüllt! Sehen Sie doch, wie die Preise steigen, passen Sie
auf, wie sie morgen fallen werden! Das kommt daher, weil wir den Geldumlauf den
Verkehrsbedürfnissen anpassen. Die Verkehrsbedürfnisse, das sind für uns einfach
die Gesuche um Bewilligung von Lombarddarlehen und Wechseldiskontos.
Nehmen diese Gesuche zu, so bedeutet das für uns, daß die Verkehrsbedürfnisse
(!) wachsen; nehmen diese Gesuche ab, so gehen die Verkehrsbedürfnisse zurück.
Einen anderen Maßstab für die Verkehrsbedürfnisse kennen wir nicht, hat man uns
auch nicht gegeben. Steigen die Preise, so liegt das nicht an uns, sondern daran,
daß der Bedarf (?) an Waren gestiegen ist; gehen die Preise herab, so ist eben der
Bedarf (?) geringer geworden. Das ist alles.


So die Reichsbank. Übrigens hätte die Reichsbank mit ihren Befugnissen nicht
viel mehr erreichen können. Hätte man ihr auch die Stabilität der Warenpreise als
den eigentlichen Maßstab für die Verkehrsbedürfnisse gegeben, hätte man ihr vor-
geschrieben, alle Gesuche um Dar-


lehen einfach abzuweisen, wenn die Preise stiegen, so hätte sie damit doch nur
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wenig erreichen können. Sie war ja nicht Herr im Hause, sie mußte ja mit der
Konkurrenz der Millionen von kleinen und großen Emissionsbanken, das sind die
Privatgeldreserven, rechnen.


Stiegen die Preise, eröffnete sich eine Aussicht auf allgemeine Hausse, gerade
dann stürzten sich die Privatreserven auf den Markt, denn heute kaufen, mit der
Aussicht, das Gekaufte teuer verkaufen zu können, das ist ja vom Standpunkt der
Privatgeldreserve klug, vernünftig gehandelt. Und was hätte es da genützt, wenn
die Reichsbank zum Rückzug geblasen hätte?


Fielen aber die Preise, waren die Aussichten trübe und á la baisse, gerade dann
zogen sich die Privatreserven zurück, und was hätte es da auch genützt, wenn die
Reichsbank Papiergeld fabriziert hätte? Sie hätte ganze Berge davon in ihren
Gewölben aufstapeln können, niemand hätte sie angetastet. Denn heute für 10
kaufen, was man voraussichtlich morgen für 9 erstehen kann, das tut kein
Geschäftsmann. Zwar versuchte in solchen Fällen die Reichsbank durch
Herabsetzung des Diskontos das Geld in Fluß zu bringen, aber damit jagte sie das
Geld einfach über die Grenze. Die Kapitalisten entzogen dem deutschen Markt das
Geld, um es im Ausland zu höherem Zinssatz anzulegen. Und umgekehrt natürlich
im entgegengesetzten Falle. Trotz 35-jähriger Erfahrung hatte man nicht eingese-
hen, daß die Warenpreise mit dem Zinsfuß sich nicht regulieren lassen, daß obi-
gem Spiel der Kräfte gegenüber die Diskontopolitik der Reichsbank Fiasko machen
mußte.


Wir Kaufleute mußten aber die Folgen tragen; wäre es den
Reichsbankaktionären dabei an den Kragen gegangen, vielleicht hätten ihnen ihre
eigenen Interessen die Augen geöffnet, vielleicht hätten sie eingesehen, wie
unsäglich stümperhaft die Statuten der Reichsbank abgefaßt waren, wie unwirk-
sam das Notenmonopol, wie schwach die Reichsbank, trotz der Millionen, für den
Kampf um die Herrschaft bewaffnet war!


Jetzt soll das anders werden. Dem Reichsgeldamt hat man einen festen
Maßstab für die Bemessung der „Verkehrsbedürfnisse“ gegeben, und durch die
Auflösung der Privatreserven, sowie durch das Zwangsangebot des umlaufenden
Geldes, hat man den Staat zum absoluten Beherrscher des Geldangebots erho-
ben. Niemand kann mehr dem Geldamt ins Handwerk pfuschen.


Man prophezeite, daß mit der Geldreform die Käufer weniger herrisch,
anspruchsvoll, mäkelig würden, und ich muß gestehen, daß ich in der kurzen Zeit
des Bestehens der Geldreform bedeutsame Änderungen im Benehmen der Käufer
beobachtet habe. Am neulichen Sonnabend unterhandelte ich seit einer Stunde mit
dem Käufer einer Nähmaschine, und der Mann konnte sich nicht entschließen.
Immer entdeckte er neue Mängel an meiner guten Maschine. Schließlich machte
ich ihn auf den baldigen Wochenschluß für den Geldkurs aufmerksam. Das half,
das brachte das Gebäude seiner Bedenken ins Wanken. Er sah nach der Uhr,
betrachtete seine Geldbriefe und rechnete aus, daß, wenn er noch länger zögerte,
er 10 Pfg. einbüßen würde. Da ließ er alle Bedenken fallen, zahlte und ging. Nun
verlor ich zwar die 10 Pfg., aber das gewann ich an der Zeit tausendmal wieder!


Ein anderer, ein wohlhabender Mann, kaufte und sagte, er habe ver-


gessen, Geld einzustecken; ich möchte es doch anschreiben. Auf meine Bemerkung,
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daß es sich doch aus Rücksicht auf den Wochenschluß lohnen würde, nach Hause zu
gehen und das Geld zu holen, weil er doch sonst einen Kursverlust erleiden würde,
dankte er mir für meine Aufmerksamkeit, ging nach Hause, und zwei Minuten später
hatte ich das Geld. Und ich konnte nun meinerseits den Handwerker bezahlen, der zu
gleicher Zeit Ware ablieferte. In diesem Falle wäre es also reine Bequemlichkeit meines
Kunden (Käufers) gewesen, wenn er mich nicht bezahlt hätte, und die Folge dieser
Bequemlichkeit wäre gewesen, daß ich aus Unvermögen den Handwerker nicht hätte
bar bezahlen können. Wieviel Arbeit, Gefahr und Sorge ist doch durch diese Wirkung
der Geldreform aus der Welt geschafft worden! Von meinen drei Buchhaltern habe ich
infolge der Barzahlung schon zwei entlassen können. Glücklicherweise hatten beide die
Schwindsucht, und sie werden wohl bald sterben. Um sie wegen der Entlassung zu trö-
sten, versprach ich ihnen ein anständiges Begräbnis auf meine Kosten. Aber es ist doch
sonderbar, daß das vielbesprochene Problem der Barzahlung durch die Geldreform,
vielleicht als gänzlich unbeabsichtigte Nebenwirkung, gelöst wurde. Es ist ja auch klar,
zahlen kann jeder bar, wenn er selbst bar bezahlt wird. Und das ist heute der Fall, weil
jeder ein persönliches, unmittelbares Interesse daran hat, bar zu bezahlen, um so den
Verlust am Geldkurs möglichst von sich abzuwälzen. Es war also kein Armutsproblem,
das Problem der Barzahlung, sondern ein Problem des Egoismus. Man brauchte nur ein
persönliches unmittelbares Interesse mit der Barzahlung zu verbinden. Es war ja auch
bekannt, daß die reichen Leute mit geordneten Finanzen nicht mehr als die armen
Teufel die Barzahlung übten.


Übrigens, was diesen Kursverlust anbetrifft, so trage ich ihn gern; mir persönlich
als Kaufmann wäre es sogar lieber, wenn der Kursverlust von 5% auf 10% im
Jahre gebracht würde, denn dadurch würden die Käufer sicherlich noch bescheide-
ner werden, als sie schon geworden sind, und die Buchungen würden wohl ganz
wegfallen, so daß ich auch den letzten Buchhalter entlassen könnte. Ich erkenne
jetzt an der Praxis die Wahrheit des Satzes: Je verachteter das Geld, um so
geschätzter die Ware und ihr Verfertiger, um so leichter der Handel. Der Arbeiter
kann nur dort geachtet werden, wo das Geld nicht besser ist als er selbst und
seine Produkte. Mit 5% ist das noch nicht ganz der Fall, aber wohl mit 10%, und
vielleicht wird man im Interesse der Arbeiter den Kursverlust von 5% auf 10% erhö-
hen.


Übrigens, was sind für mich 10% bei einem durchschnittlichen Kassenbestand
von 1000 Mark?


Hundert Mark im Jahr! Eine Bagatelle, verglichen mit meinen sonstigen
Geschäftsunkosten. Ich kann ja auch noch einen erheblichen Teil dieser Summe
dadurch sparen, daß ich mich selbst immer möglichst schnell des Geldes zu entle-
digen suche und bar, nötigenfalls auch im voraus bezahle.


Im Voraus bezahlen! Das erscheint ja auf den ersten Blick lächerlich, aber im
Grund genommen ist es nur die Umkehrung des früheren Systems. Da ging die
Ware voraus, und das Geld folgte nach. Jetzt geht das Geld voraus, und die Ware
folgt. Die Vorausbezahlung verpflichtet den Schuldner zur Lieferung von Ware und
Arbeit – also einer


Sache, über die er unmittelbar verfügt; die Nachbezahlung verpflichtet den
Schuldner zur Lieferung von Geld – also einer Sache, die er nur auf indirektem
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Wege erlangen kann. Es ist also für beide Teile vorteilhafter und sicherer, wenn
das Geld vorangeht und die Ware folgt, statt daß wie bisher die Ware die
Pionierdienste verrichten mußte.


Die Vorausbezahlung! Braucht man mehr, um die Handwerker glücklich zu
machen, um sie mit allem nötigen Kapital zu versorgen? Wenn die Handwerker
nicht auf Kredit zu liefern gehabt hätten, dann wäre ihnen der Kampf mit dem
Großkapital auch leichter geworden!


V. Der Kassenbeamte
Bei Einführung der Geldreform wurden wir Kassenbeamten allgemein bemitlei-


det. Man prophezeite uns allgemein eine schreckliche Arbeitslast, regelmäßige,
große Fehlbeträge und was sonst noch alles? Und was muß ich sehen? Wegen
Arbeitsmangels wurden zuerst die Arbeitsstunden eingeschränkt. Statt zehn
Stunden arbeite ich jetzt sechs. Dann wurde nach und nach die Beamtenzahl ein-
geschränkt, die älteren wurden pensioniert, die jüngeren entlassen. Aber auch das
genügte nicht. Und so ist die Mehrzahl der Bankgeschäfte und Agenturen einfach
aufgelöst worden.


Eigentlich hätte man diese Entwicklung auch vorhersehen können. Die Bankiers
waren aber so sehr von ihrer Unentbehrlichkeit überzeugt! Das Wechselgeschäft
und der Scheck, diese Brotherren der Kassenbeamten, sind so gut wie verschwun-
den. Nach Ausweis des Reichsgeldamts beträgt die gesamte im Umlauf befindliche
Geldmasse noch nicht ein Drittel unseres früheren Geldbestandes. Und zwar, weil
das jetzige Geld dreimal schneller die Zirkulationsbahn durchläuft. Trotz dieses
geringen Geldbestands kann jeder bar zahlen und bezahlt jeder bar. Trotz der
Verminderung des Geldbestands um zwei Drittel ist es, als ob man ihn verhundert-
facht hätte. Kaum 1% der früheren Beträge gehen jetzt noch durch die Hände der
Banken. Das Geld bleibt eben im Verkehr, auf dem Markte, in den Händen des
Publikums, der Kaufleute, des Unternehmers. Es geht von Hand zu Hand, ununter-
brochen, es hat gar keine Zeit, sich in den Banken zu sammeln. Das Geld ist keine
Ruhebank mehr, wo der Produzent von den Strapazen des Verkaufs seiner
Produkte aufatmen und in Gemütsruhe abwarten kann, bis seine persönlichen
Bedürfnisse ihn an den Umsatz des Geldes erinnern. Der Ruhepunkt im
Warenaustausch ist jetzt die Ware selbst. Das Geld hetzt und jagt den Inhaber,
genau wie früher der Produzent von seinen Produkten gehetzt und gejagt wurde,
bis er sie glücklich an den Mann gebracht hatte. Woher der Name Bank, Bankiers?
Von den Bänken, auf denen die Inhaber des Geldes sich es bequem machten,
während die Inhaber der Waren umherstanden oder unmutig hin und her liefen.
Jetzt, mit dem Reformgeld hat man dem Gelde Beine gegeben und ihm Pfeffer in
die Hosen gestreut. Jetzt laufen die Inhaber des Geldes, und die Warenverkäufer
sitzen auf Bänken.


Und weil das Geld jetzt so elastisch und beweglich geworden ist, weil jeder sich
zu bezahlen beeilt, braucht niemand sich noch mit Wechseln


zu behelfen. Das bare Geld hat die Wechsel ersetzt. Und weil das bare Geld so
elastisch und mobil geworden, braucht auch niemand mehr Geldreserven; die
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Regelmäßigkeit des Geldumlaufs ersetzt die Reserve. Die Quelle ist an die Stelle
der Zisterne getreten.


Diese Reserven aber wieder führten zum größten Humbug des Jahrhunderts,
zum Scheck. Ja wirklich, ich sag’s als Kassenbeamter, der Scheck war Humbug,
höherer Unsinn! Das Geld ist doch dazu da, um zu bezahlen; das Gold sollte ja
das denkbar bequemste Zahlmittel sein; warum benutzte man es nicht dazu?
Warum den Scheck an die Stelle des baren Geldes treten lassen, wenn das bare
Geld so allen Anforderungen genügt, wie man das dem Golde nachrühmte?
Verglichen mit dem baren Geld ist der Scheck doch ein außerordentlich plumpes
Zahlmittel, wenigstens wenn man ihn mit Papiergeld vergleicht. Er ist an die
Innehaltung verschiedener Förmlichkeiten gebunden; die Einlösung erfolgt an
einem bestimmten Ort, und die Sicherheit der Einlösung hängt von der Sicherheit
des Ausstellers und der Bank ab. An manchen Orten muß der Scheck auch noch
mit einer Stempelmarke geschmückt werden. Und das nannte man Fortschritt?
Man hoffte sogar, es bald den Engländern nachmachen zu können, die die
Droschke mit einem Scheck bezahlen! Als ob das eine Ehre oder ein Vorteil für
den Droschkenkutscher wäre! Der Scheck par excellence, der Idealscheck ist
doch, für den Empfänger wenigstens, das bare Geld, denn dieser Scheck kann in
jedem Laden, in jedem Wirtshaus eingelöst werden, er ist an keine Förmlichkeiten,
an keinen Ort gebunden und seine Sicherheit steht außer Zweifel. Wir waren so
stolz auf unser so schönes goldenes Geld, wir dachten, damit die Vollkommenheit
erreicht zu haben, wir waren so verblendet, daß wir überhaupt den Widerspruch
nicht bemerkten, der in dem Gebrauch des Schecks liegt. Das Gold war für den
gewöhnlichen Gebrauch zu gut, darum suchten wir ein Ersatzmittel, den Scheck.
Das ist wie der Mann, der mit einem alten Rock und einem neuen Regenschirm
spazieren geht und dem es leid tut, den Schirm aufzuspannen, weil dieser nass
werden würde. Er versteckt ihn darum unterm Rock.


Und merkwürdig, dieselben enthusiastischen Freunde des Scheckwesens, sie
waren die ersten, die den Umstand, daß das Reformgeld nicht auf runde Summen
lautet, als größten Übelstand dieser Reform zu verschreien suchten.


Sie scheuten sich nicht, uns Kassenbeamten ganze Bündel von Schecks aufzu-
halsen, deren Gesamtbetrag für den Kassenbeamten nur dadurch zu ermitteln ist,
daß er sie in langen Reihen einzeln aufzeichnet und addiert. Eine schauerliche
Arbeit fürwahr. Dagegen ist das Aufzählen des Reformgeldes reine Spielerei. Die
Stücke braucht man nur zu zählen, da sie alle von gleichem Betrage sind.


Dabei mußten die Schecks wieder mit den verschiedenen Banken verrechnet,
jeder Scheck auf das Konto des Ausstellers eingetragen werden. Und dazu die
Zinsrechnung. Am Ende des Vierteljahrs mußte ein Rechnungsauszug eingesandt
werden, worin jeder einzelne Scheck aufgeführt wurde. So wurde jeder Scheck
zehnmal gebucht. Und das nannte man Fortschritt. Welche Verblendung! Die
Schwerfälligkeit der Goldwährung und die Unregelmäßigkeit des Geldumlaufs
machten die Bankdepots nötig und diese den Gebrauch der Schecks, aber statt
diesen Umstand als


schweren Übelstand der Goldwährung zu bezeichnen, bildete man sich noch
etwas darauf ein.
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Und neben den Schecks diese schweren Säcke mit Gold, Silber, Kupfer, Nickel,
und obendrein das Papiergeld. Elf verschiedene Münzsorten, 1, 2, 5, 10, 20 Mark,
1, 2, 5, 10, 20, 50 Pfennig! Allein für das Kleingeld unter 1 Mark sechs verschiede-
ne Münzen von drei verschiedenen Metallen. Also Schecks zu Hunderten, elf
Münzsorten und zehn verschiedene Banknoten.


Jetzt, mit dem Reformgeld habe ich vier Sorten und keine Schecks. Und alles
federleicht, sauber, immer neu. Früher brauchte ich für meine Kasse eine Stunde,
jetzt nur wenige Minuten.


Man fragt mich, wie ich den Kursverlust an meinem Kassenbestand verrechne.
Nun, die Sache ist ja höchst einfach. Am Wochenschluß, sonnabends 4 Uhr rech-
ne ich meine Kasse zusammen, berechne den Kursunterschied nach dem, was
das Geld die nächste Woche gilt und verrechne diesen Unterschied unter die
Ausgaben. Bei den Privatbanken geht diese Ausgabe auf Rechnung der
Geschäftsunkosten, für die eine entsprechend niedrigere Verzinsung der
Bankdepots Deckung schafft.


Bei den Staatskassen ist der Verlust rein nominell, da der Kursverlust am gesam-
ten Geldumlauf ja dem Staate unmittelbar zugute kommt.


Offen gestanden, vom Standpunkt der Kassentechnik betrachtet, finde ich in der
Geldreform nichts Nachteiliges, und den besten Beweis haben wir ja darin, daß
neun Zehntel aller Kassenbeamten überflüssig wurden. Eine Maschine, die neun
Zehntel der Arbeiter überflüssig macht, muß doch gut arbeiten?


VI. Der Ausfuhrhändler
Man hatte die Goldwährung eingeführt, angeblich, um den internationalen Handel


zu fördern. Kaum jedoch machte sich die Wirkung der Goldwährung in Überein-
stimmung mit der Quantitätstheorie in einem scharfen Rückgang aller Warenpreise
fühlbar, da erscholl auch schon der Ruf nach Schutz! Schutz wovor? Vor der
Goldwährung? Nein, so weit drang die Einsicht nicht; Schutz vor dem ausländi-
schen Wettbewerb forderte man.


Und man errichtete Grenzmauern in Gestalt von Schutzzöllen, um den Handel
mit dem Auslande zu erschweren. D. h., um den internationalen Handel zu för-
dern, führte man die Goldwährung ein, und da diese ihren Einzug in Begleitung
einer Baisse und schweren Krise machte, so ließ man den internationalen Handel
fahren und suchte hinter Zollmauern Schutz – vor den Folgen der Goldwährung.
Heißt das nicht, den Zweck den Mitteln opfern? Es ist das eine höchst merkwürdi-
ge Geschichte, würdig des auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden
Bierverbrauchs von zehn Litern täglich.


Aber selbst dann, wenn sich die Goldwährung ohne Preisrückgang, ohne Krise
hätte einführen lassen, wäre sie doch für den Außenhandel von geringem Vorteil
geblieben. Man macht auf die Zunahme des Außenhandels seit Einführung der
Goldwährung aufmerksam und will die Ur-       Ursache


sache in der Goldwährung sehen. Aber der Außenhandel ist gestiegen, weil die
Bevölkerung gestiegen ist, und er ist nicht einmal im Verhältnis zur Zunahme der
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Industriebevölkerung gestiegen. Auch trifft diese Zunahme in erhöhtem Maße die
Papierwährungsländer (Rußland, Österreich, Asien, Südamerika), während der
Handel gerade mit den Goldwährungsländern (Frankreich, Nordamerika) sich sehr
schwer entwickelt (England, als Durchfuhrland, kann man hier nicht klassifizieren).


Die Goldwährung hätte einen Sinn, wenn man sie ohne Zölle, ohne Krise, ohne
Baisse international einführen könnte, und die Initiative in dieser Sache hat einen
Sinn, wenn sie ein Staat ergreift, der die Macht hat, allen Ländern die
Goldwährung aufzubürden. Gibt es eine solche Macht nicht, und ist man auf
Hoffnungen angewiesen, dann konnte man doch ebenso gut die Initiative für die
Einführung einer internationalen Papierwährung ergreifen. Der Deutsche, der jetzt
seine Waren mit Gold kauft und der sie gegen Papier-Rubel, Papier-Gulden,
Papier-Pesetas, Papier-Liras, Papier-Pesos, Papier-Reis usw. verkaufen muß,
steht er sich besser, als wenn er seine Waren ebenfalls in Papier-Mark kaufen
würde? Wenn der Verkaufspreis in einer vom Einkaufspreis abweichenden Geldart
berechnet werden muß, dann ist es völlig gleichgültig, ob die Geldart beim Einkauf
aus Papier, Gold oder Silber bestand.


Übrigens, selbst bei internationaler allgemeiner Einführung der Goldwährung sind
ihre Vorteile eigentlich von untergeordneter Bedeutung. Man dachte mit der
Goldwährung die kaufmännischen Berechnungen zu erleichtern, man dachte, daß
man nur eine Geldsumme zu nennen brauchte, um auch gleich ihre volle
Bedeutung für alle Länder ermessen zu können. Kindliche Ansichten! Erstens
beseitigt die Goldwährung ja die Schwankungen im Wechselkurs nicht. Der
Goldimport wechselt mit dem Goldexport ab in jedem Lande. Es handelt sich viel-
leicht nur um geringe Beträge, aber sie genügen, um bedeutende
Wechselkursdifferenzen nötig zu machen. Denn der Wechselkurs schwankt zwi-
schen den Kosten der Goldeinfuhr und Goldausfuhr; Kosten, die bis zu 3% ausma-
chen können. Seefracht, Seeversicherung, Zinsverlust und Profit bei der Ausfuhr
des Goldes, die selben Kosten bei der Wiedereinfuhr. Dazu noch die Kosten der
Umprägung. Denn der Weg ins Ausland, sagt Bamberger ganz richtig, ist für das
Gold der Weg in den Schmelztiegel. Das sind aber Kosten, die selbst bei kleineren
Geschäften berücksichtigt werden müssen. Wenn aber der Kaufmann überhaupt
schon mit dem Wechselkurs rechnen muß, wo bleibt dann der Vorteil für die kauf-
männischen Berechnungen?


Der andere vermeintliche Vorteil der internationalen Goldwährung ist noch viel
trüglicherer Natur; denn die Bedeutung einer beliebigen Geldsumme für irgendein
Land kann man doch erst dann ermessen, wenn man die Warenpreise, die Löhne
usw. des betreffenden Landes kennt. Erbe ich z. B. von meiner Großmutter
Schulden, die ich bezahlen will oder muß, so werde ich nicht in Deutschland blei-
ben, sondern dorthin ziehen, wo Geld am leichtesten zu verdienen ist. Der Betrag
der Schuld nimmt mit meiner Auswanderung nicht nominell, aber wohl tatsächlich
ab. Ein Mann mit 1000 Talern Schulden ist ein armer Tropf in Deutschland; in
Amerika bedeutet diese Schuld gar wenig. Umgekehrt natürlich liegt die Sache,
wenn ich statt Schulden ein Vermögen erbe. Also, was bedeutet die Goldwährung
hier? So fragt z. B. der Auswanderer,
dem man Haufen von Gold verspricht, sofort nach den Preisen der von ihm verfer-
tigten und verbrauchten Sachen. Erst dann, wenn er diese kennt, kann er sieh
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einen Begriff von der genannten Geldsumme machen. Vom Gold springen seine
Gedanken gleich auf die Warenpreise; diese, nicht das Gold, liefern die Bank, auf
der er ausruhen kann. Muß man aber erst Tausende von Warenpreisen kennen,
um die Bedeutung einer Geldsumme zu ermessen, dann ist es gleichgültig, ob die
Geldsumme auf Gold oder Papier lautet. Und tatsächlich weiß man heute nicht ein-
mal ungefähr, um was es sich bei Nennung einer Geldsumme handelt; einerlei, ob
vom goldenen Dollar oder vom papiernen Rubel gesprochen wird.


Aber all diese Geschichten haben für den Kaufmann herzlich wenig Bedeutung.
Was gelten diese kleinen arithmetischen Schulexempel gegenüber den tausend
unwägbaren Umständen, auf denen die Wahrscheinlichkeitsrechnung des
Kaufmanns sich aufbaut? Die Abschätzung des Bedarfs an einer Ware, die
Bestimmung ihrer Qualität, ihre Konkurrenzfähigkeit mit hundert anderen Artikeln,
die Schwankungen der Mode, die Aussichten in der Zollpolitik, die Tragfähigkeit
des einzelnen Artikels in bezug auf den Profitsatz usw., das sind die Elemente, mit
denen der Kaufmann rechnet; das Ausrechnen der Preise, die Umrechnung in
fremde Münze usw., das überläßt der Kaufmann den Lehrlingen.


Viel wichtiger als die Münzsorten der verschiedenen Länder, mit denen der
Kaufmann im Verkehr steht, sind die Zolltarife und deren Abänderungen, und wenn
die einzelnen Länder, um die Goldwährung zu schützen, vom Freihandel abgegan-
gen sind, so muß ich sagen, daß mir jede Art der Währung, selbst die
Muschelwährung der Kaffern, sobald daneben Freihandel besteht, lieber wäre als
Goldwährung in Verbindung mit Schutzzöllen. Und es ist doch Tatsache, daß über-
all, wo die Goldwährung hinkam, die Schutzzölle nachfolgten.


Es ist eine altbekannte Tatsache, daß im internationalen Handel Ware mit Ware
bezahlt wird, und daß etwaige Saldos nur in verschwindend kleinem Maßstab mit
Barmitteln bezahlt werden können.


Stundungen, Wechsel, Anleihen, Aktien, vermitteln hier den Zahlungsausgleich.
Viel wichtiger für die Zahlungsbilanz als das Vorhandensein exportfähiger Barmittel
ist die Politik der Emissionsbanken. Auch hier, wie überall, sollte es heißen: Der
Krankheit vorbeugen ist besser, als Arzneien anzuwenden. Die Emissionsbank
muß an den Bewegungen des Wechselkurses ersehen, ob sie zuviel Geld ausge-
geben, dadurch die Preise gehoben, den Export erschwert, den Import erleichtert
hat. Sie muß in diesem Falle rechtzeitig auf eine Herabsetzung der Preise durch
Beschränkung des Geldangebots hinarbeiten. Und im entgegengesetzten Falle
muß sie die umgekehrte Politik betreiben. Tut sie das und sind ihre Manöver wirk-
sam, so muß sich die Zahlungsbilanz immer ausgleichen, und die Bildung eines
Saldos wird vermieden. Somit ist die „Exportfähigkeit“ der nationalen Tauschmittel
zum Mindesten überflüssig. Zum Mindesten sage ich, denn die Export- und
Importfähigkeit des Geldes kann zu schweren Schäden Anlaß geben. Diese
Exportfähigkeit entzieht ja den Emissionsbanken das Monopol der Geldversorgung.
Es unterwirft den nationalen Markt der Herrschaft fremder, manchmal feindlicher
Gewalten. Jede Währungspfuscherei des Auslands wirkt zurück auf das
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Inland, und unmöglich ist es, sich dagegen zu wehren – anders als mit Zöllen. Führen
fremde Staaten die Papierwährung ein und vertreiben dadurch das Gold, so kommt
dieses Gold, Beschäftigung suchend, hierher geströmt und treibt die Preise hoch zu
einer Zeit, wo sie sowieso schon zu hoch stehen. Schaffen fremde Länder die Papier-
oder Silberwährung ab, um die Goldwährung einzuführen, so strömt das Gold ab, zu
einer Zeit, wo es sowieso schon daran fehlt. Welche Schwierigkeiten sind durch solche
Pfuschereien nicht den verschuldeten deutschen Landwirten entstanden?


Das war übrigens in der Theorie alles längst klargestellt, die Geldreform hat aber
erst die praktische Bestätigung geliefert. Wir haben doch jetzt die reine
Papierwährung, Papiergeld, das vom Gold völlig losgelöst ist. Nicht einmal das
Versprechen der Goldeinlösung enthält das Reformgeld. Trotzdem ist der Wechselkurs
aufs Ausland fest wie nie zuvor. Zuerst richtete das Geldamt seine ganze Politik auf
die Befestigung der durchschnittlichen Warenpreise. Es zeigte sich dabei, daß, wäh-
rend die Warenpreise fest blieben, der Wechselkurs aufs Ausland stieg und fiel. Das
kam daher, daß die Preise im Ausland, wo noch die Goldwährung herrscht, nach alter
Weise auf  und abgingen. Im Ausland wollte man diese Erklärung nicht gelten lassen,
und man behauptete, unsere Papierwährung wäre daran schuld. Nun hat das Geldamt
dem Auslande den Beweis geben wollen, daß die Schwankungen vom Gold herrüh-
ren, und das Geldamt hat die festen Preise im Inlande fahren lassen, um dafür seine
Politik auf die Befestigung des Wechselkurses zu richten. Zog der Wechselkurs an, so
ließ das Geldamt den Geldstand vermindern, ging der Wechselkurs zurück, dann
wurde der Geldstand vergrößert. Und da mit dem Reformgeld das Geld selbst die
Nachfrage nach Waren darstellt, so folgten die Preise der Waren und ebenso der
Wechselkurs am Schnürchen. So hat man nun dem Auslande gezeigt, daß ein fester
Wechselkurs und stabile Warenpreise von der Goldwährung unmöglich erwartet wer-
den können und daß Beides sich nur vereinigen läßt, wenn in allen Ländern die
Warenpreise fest bleiben. Also, auf die Befestigung der Inlandwarenpreise muß man
überall hinarbeiten, um einen festen Wechselkurs aufs Ausland zu erzielen. Eine nach
gleichen, international gültigen Grundsätzen geleitete Inlandswährung kann allein den
festen internationalen Wechselkurs bringen.


Das scheint man jetzt endlich auch im Ausland begriffen zu haben, und es heißt,
daß eine internationale Papierwährungskonferenz einberufen und ein internationales
Geldamt gegründet werden soll.


Irgend etwas muß geschehen. Wir wollen Freihandel, festen Wechselkurs aufs
Ausland und feste Warenpreise fürs Inland. Durch einseitig nationale Einrichtungen
lassen sich diese Wünsche vereint nicht erfüllen; wir müssen uns international verstän-
digen. Und die Geldreform scheint mir berufen zu sein, den Boden für eine solche
Verständigung zu liefern. Denn das Reformgeld ist gehorsam, plastisch, willig. Man
kann damit machen, was man will, irgendeinem Ziele zustreben.
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VII. Der Unternehmer
Absatz, Absatz, das ist es, was wir Unternehmer brauchen, regelmäßigen, gesicher-


ten Absatz, Auftrage auf lange Zeit im Voraus, denn auf Regelmäßigkeit des Absatzes
der Produkte ist die Industrie angewiesen. Wir können doch nicht jeden Augenblick
unsere eingearbeiteten Leute entlassen, jedesmal, wenn der Absatz stockt, um kurze
Zeit darauf neue, ungeschulte Leute einzustellen. Auch können wir nicht aufs
Geratewohl fürs Lager arbeiten, wenn die festen Bestellungen fehlen. Absatz, gesi-
cherten Absatz!


Wenn wir dazu noch durch die Barzahlung und durch feste Preise für Rohstoffe und
Fabrikate vor Verlusten geschützt sind, dann haben wir alles, was wir brauchen und
nicht durch unsere eigene Tätigkeit erreichen können. Verschaffe man uns nur regel-
mäßigen Absatz, passende öffentliche Einrichtungen für den Tausch unserer Produkte
– mit den Schwierigkeiten der Technik werden wir dann schon fertig werden. Absatz,
Barzahlung, feste Preise – das übrige können wir selbst schaffen.


Das waren unsere Wünsche, als von der Einführung der Geldreform die Rede war.
Und diese Wünsche sind erfüllt worden.


Was ist Absatz? Verkauf. Was ist Verkauf? Tausch der Waren gegen Geld. Woher
das Geld? Vom Verkauf von Waren.


Wenn nun, wie das mit dem Reformgeld der Fall ist, das Geld den Inhaber sozusa-
gen zum Kauf zwingt und ihn durch den Verlust, den er durch jede Verzögerung des
Kaufes erleidet, unausgesetzt an seine Pflichten als Käufer erinnert – so folgt der Kauf
dem Verkauf auf dem Fuße, und zwar zu allen Zeiten, unter allen denkbaren
Verhältnissen. Wenn jeder so viel kaufen muß, wie er selbst verkauft hat – wie könnte
da der Absatz noch stocken?


Wie die Ware das Angebot darstellt, so stellt jetzt das Geld die Nachfrage dar. Die
Nachfrage schwebt nicht mehr in der Luft, sie wird nicht mehr wie ein Rohr in der
Wüste von jedem politischen Lufthauch bin und her bewegt. Die Nachfrage ist keine
Willensäußerung der Käufer, der Bankiers, der Spekulanten; sie läuft nicht wie ein
Hund an der Leine neben den Geldbesitzern her – sondern das Geld ist jetzt die per-
sonifizierte Nachfrage, die materialisierte Nachfrage, die Inkarnation der Nachfrage.
Jetzt laufen die Geldbesitzer neben der Nachfrage einher; das Geld führt den
Geldbesitzer wie einen Hund an der Leine.


Und es ist nur gerecht und billig, daß es so ist. Denn geht es uns Warenproduzenten
oder Warenbesitzern etwa besser? Beherrschen wir das Angebot unserer Produkte,
oder werden wir umgekehrt durch die Natur unserer Produkte zum Angebot gezwun-
gen? Befiehlt uns nicht die Natur unserer Produkte, der Gestank, der ihnen entströmt,
der Raum, den sie beanspruchen, die Feuersgefahr, die ihnen anhaftet, die Fäulnis,
der sie unterworfen sind, der Modewechsel, die Zerbrechlichkeit und tausend andere
Umstände, daß wir diese Produkte verkaufen, und zwar immer sofort nach ihrem
Entstehen? Wenn also das Angebot von Waren so unter einem natürlichen, materiel-
len Zwang steht, fordert es da nicht die Billigkeit, daß auch die Nachträge nach Waren,
das Angebot von Geld unter Zwang gestellt werde?


Eine heroische Tat war es, als man mit der Geldreform diese Frage bejahte. Bis
dahin hatte man immer nur an den Käufer gedacht, jetzt
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hat man sich besonnen, daß die Verkäufer auch Wünsche haben, und daß alle
Wünsche des Käufers nur auf Kosten der Verkäufer erfüllt werden können. Lang
genug hat es gedauert, bis man zu dieser so einfachen Erkenntnis gelangte.


Fehlt es jetzt an Absatz und neigen die Preise nach unten, so sagt man nicht
mehr, es ist zu viel gearbeitet worden, wir haben Überproduktion, sondern man
sagt, es fehlt an Geld, an Nachfrage. Dann setzt das Reichsgeldamt mehr Geld in
Umlauf, und da das Geld jetzt nicht mehr und nicht weniger als die personifizierte
Nachfrage ist, so gehen die Preise herauf auf ihren normalen Stand. Man fabriziert
also heute die Nachfrage, genau wie wir das Angebot fabrizieren. Wir arbeiten und
werfen unsere Produkte auf den Markt – das Angebot. Das Reichsgeldamt
betrachtet das Angebot und wirft ein entsprechendes Quantum Geld auf den Markt
– die Nachfrage. Nachfrage und Angebot sind jetzt Arbeitsprodukte. Von privater
Handlung, von Wünschen, Hoffnungen, Konjunkturen und Spekulationen ist bei der
Nachfrage keine Spur mehr. So groß wie wir die Nachfrage haben wollen, genau
so groß wird sie bestellt und gemacht. Unser Produkt, das Warenangebot ist die
Bestellung für die Nachfrage, und das Reichsgeldamt führt die Bestellung aus.


Wir sind nicht mehr ein Spielball in den Händen der Kapitalisten, der Bankiers,
der Spekulanten; wir brauchen nicht mehr in fatalistischer Gottergebenheit zu war-
ten, bis daß – wie man zu sagen pflegte – die Konjunkturen sich besserten. Wir
beherrschen jetzt die Nachfrage, denn das Geld, dessen Produktion und Angebot
wir in absoluter Weise kontrollieren, ist an sich die Nachfrage. Das kann nicht oft
genug wiederholt, nicht schwer genug betont werden. Wir sehen jetzt die
Nachfrage, wir können sie greifen und messen – wie wir auch das Angebot sehen,
greifen und messen können. Gute Ernte, viele Kartoffeln, großes Angebot von
Kartoffeln. Wir sehen das Angebot dort vor uns auf dem Markte.


Jetzt sagt uns das Geldamt, soviel Geld ist in Umlauf, verglichen mit gestern ein
Mehr von so und soviel, und nun wissen wir, daß auch die Nachfrage heute größer
als gestern sein wird. Wir sehen, greifen und messen heute die Nachfrage, genau
wie wir das Angebot messen. Viel Ware – viel Geld. Das ist die Politik des
Reichsgeldamts.


Eine ganz erstaunlich einfache Sache.


Das war doch früher mit unserem zwar schönen, aber trägen Gold nicht der Fall.
Geld war keine Nachfrage, sondern nur ein Werkzeug zur Nachfrage. Im
Juliusturm in Spandau lagen 120 Millionen, die in 35 Jahren nicht einmal angebo-
ten wurden. Nicht ein einziges Mal. Die Nachfrage war vom Gelde getrennt, ein
Willensakt, eine launische Handlung des Zufalls, der Raubsucht, optimistischer
Hoffnungen, pessimistischer Befürchtungen. Sie war bald groß, bald klein, je nach
den Wünschen der Geldinhaber, die obendrein oft ein persönliches Interesse daran
hatten, daß entweder die Nachfrage klein blieb, um ihnen billigen Einkauf zu
ermöglichen, oder daß die Nachfrage sich vergrößerte, damit sie teuer verkaufen
konnten. Die Spekulation, der Wucher, der Schwindel waren nur allzu oft die
Nachfrage, und das Geld war nur das willenlose Werkzeug solcher Nachfrage.
Zuweilen waren die Banken mit Geld überfällt, während
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draußen die Waren verschleudert werden mußten, wegen Mangel an Geldangebot.


Fragte man nach der Ursache der Erscheinung, so hieß es „Überproduktion.“
Daß diese Überproduktion nur auf einer Unterproduktion oder einem Unterangebot
von Geld beruhte – für diese Erkenntnis war in unserem biergefüllten Schädel kein
Raum mehr. Wie hätten wir mit unserem chronischen Dusel auch auf diesen
Gedanken kommen können? Hatte unser Geld damals nicht einen „festen inneren
Wert“ (!) und mußte man „darum“ nicht notgedrungen die Ursache aller
Preisschwankungen bei den Waren suchen? Zwar wußte niemand, worin dieser
geheimnisvolle innere Wert des Goldes bestand, aber man dachte, die anderen
wüssten es, und man gab sich damit zufrieden.


Stiegen also die Preise, so wurde die Schuld daran, die Ursache in einer unge-
nügenden Warenproduktion gesucht; fielen umgekehrt die Preise, so trugen die
Produzenten die Schuld, die blindlings, in unersättlicher Geldgier drauflos gearbei-
tet hatten. Natürlich, denn am Gelde mit „festem inneren Wert“, am Gold konnte
das unmöglich liegen.


Eigentlich stiert ja der höhere Blödsinn dieser Theorie aus den Augen, aber trotz-
dem sind wir Unternehmer mit dieser Theorie an der Nase herumgeführt worden
wie Bullen. Aber verdienten wir Bierphilister eine bessere Behandlung? Jedes Volk
hat die Einrichtungen, die es sich gibt. Ein Biervolk, eine Bierwährung. Doch das
gehört nun glücklicherweise der Geschichte an.


Woher es kommt, daß mit der Geldreform auch die festen Bestellungen so reich-
lich einlaufen, daß der Betrieb auf Monate im Voraus gesichert ist? Der Kaufmann
sagte, das Publikum zöge jetzt den Besitz von Waren dem des Geldes vor. Man
warte jetzt mit dem Kauf nicht mehr bis zum unmittelbaren Bedarf, sondern man
schaffe sich jetzt die Sachen an, wenn man gerade das Geld dazu hat. In jedem
Hause befinde sich eine besondere Vorratskammer, und wer zu Weihnachten z. B.
Geschenke zu machen hat, der wartet nicht mehr mit dem Kauf bis zum
Weihnachtsabend, sondern er kauft dann, wann er gerade die Gelegenheit hat.
Darum werden die Weihnachtssachen jetzt während des ganzen Jahres gekauft,
und für meine Puppenfabrik treffen jetzt Bestellungen während des ganzen Jahres
ein. Das frühere Hasten und Jagen während der Weihnachtszeit verteilt sich jetzt
auf das ganze Jahr. Und so geht es in allen Industrien. Wer einen Winterrock
braucht, wartet nicht bis zum ersten Schneefall; er bestellt ihn, wenn er gerade das
Geld dazu im Sacke hat, auch wenn das Thermometer an dem Tage 30 Grad im
Schatten zeigt. Denn das Geld brennt dem Käufer im Sacke, wie dem Schneider
das Tuch auf Lager brennt. Das Geld läßt dem Inhaber keine Ruhe, es schmerzt
und juckt und erinnert ihn unausgesetzt daran, daß der Schneider nichts zu tun hat
und daß er froh wäre, wenn man ihm jetzt schon für den kommenden Winter einen
Anzug bestellte – selbst wenn man diesen Anzug mit noch schlechterem Gelde als
Reformgeld bezahlte. Denn kein Geld ist so schlecht, daß es nicht noch besser
wäre als unverkauftes Tuch.


Infolge dieses eigentümlichen Verhaltens des Publikums ist der größere Teil der
kaufmännischen Niederlagen überflüssig geworden, denn wenn die Käufer lange
Zeit im Voraus sich mit allem versehen und nicht
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mehr auf unmittelbarer sofortiger Lieferung bestehen, so hat es der Kaufmann
nicht mehr nötig, die Waren auf Lager zu nehmen. Er hält ein Musterlager, und das
Publikum bestellt ihm das Gewünschte. Der Kaufmann sammelt so die
Bestellungen, und treffen dann die Waren ein, so liefert er sie gleich von der Bahn
aus ab. Natürlich verkauft er sie um so billiger.


Dieser Wegfall der Läden, wo man bisher immer alles vor dem unmittelbaren
Bedarf kaufen konnte, hat zur Folge, daß auch die saumseligsten Käufer gezwun-
gen werden, rechtzeitig zu überlegen, was sie an Waren wohl brauchen werden,
um sich diese Waren durch Vorausbestellung rechtzeitig zu sichern. Und so haben
wir nun durch die Geldreform endlich erreicht, daß die Abschätzung des
Warenbedarfs nicht mehr von den Kaufleuten, sondern von den Konsumenten
selbst vorgenommen wird. Ein ganz gewaltiger Vorteil für alle Beteiligten. Der
Kaufmann mußte bisher merkwürdigerweise im Voraus den Bedarf des Publikums
abschätzen, um seine Bestellungen zu machen. Daß er sich dabei irren konnte, ist
klar. Jetzt schätzt das Publikum selbst seinen Bedarf ab, und da jeder schließlich
den persönlichen Bedarf, sowie die Mittel dazu besser kennt, als der Kaufmann, so
kommen Irrtümer sicherlich seltener vor.


So ist nun der Kaufmann ein bloßer Musterreiter geworden, und der Fabrikant ist
sicher, daß die Aufträge, die ihm vom Kaufmann zugehen, nicht die persönliche
Ansicht des Kaufmanns über den Warenbedarf widerspiegeln, sondern den unmit-
telbaren Bedarf der Konsumenten, den wirklichen Warenbedarf, darstellen. Er hat
jetzt in den Bestellungen ein untrügliches Bild von den Wandlungen, die im
Geschmack, in den Bedürfnissen des Volkes vorgehen, und er kann sich immer
rechtzeitig diesen Wandlungen anpassen. Früher, als die Bestellungen immer nur
die persönliche Ansicht der Kaufleute wiedergaben, da waren plötzliche
Umschläge, war der sogenannte Modenwechsel an der Tagesordnung.


Auch dadurch hilft mir die Geldreform über manche Schwierigkeiten hinweg.


Aber schließlich, wenn die Arbeit des Unternehmers so sehr erleichtert wird,
wenn der Unternehmer mit festen Preisen, mit festen Bestellungen rechnet, wenn
der Unternehmer nur mehr Techniker, nicht mehr Kaufmann zu sein braucht, so
wird doch der Unternehmergewinn darunter leiden müssen! An tüchtigen
Technikern fehlt es ja nicht, und wenn die kaufmännische Leitung eines industriel-
len Unternehmens so wenig Schwierigkeiten mehr bietet, so wird jeder brauchbare
Techniker auch ein brauchbarer Unternehmer. Nach den Gesetzen der Konkurrenz
muß dann aber auch wieder der Unternehmergewinn auf den gleichen Stand des
Technikerlohnes herabgehen. Eine unangenehme Nebenerscheinung für so viele,
deren Erfolge von ihrem kaufmännischen Genie herrührten. Mit der Geldreform
sind die kaufmännischen Genies überflüssig geworden, denn die Schwierigkeiten
sind verschwunden, für deren Überwindung die vergleichsweise seltene, aber gera-
de darum so schwer bezahlte kaufmännische Begabung nötig war.


Wem wird nun der Wegfall des hohen Unternehmergewinnes zugute kommen?
Irgendwo muß er zum Vorschein kommen. Entweder in herabgesetzten
Warenpreisen oder in heraufgesetzten Löhnen. Ein Drittes gibt es nicht.
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VII. Der Wucherer
Es war und ist auch heute nicht unehrenhaft, sich einen Regenschirm, ein Buch


zu borgen; ja selbst wenn man diese Gegenstände zurückzugeben vergaß, so
wurde es so gar übel nicht genommen, und der Geschädigte suchte selbst nach
einer Entschuldigung für den Übeltäter. Eine Buchführung über verborgte
Gegenstände bestand in keiner Familie.


Aber wie ganz anders war es früher, wenn jemand Geld auf „Pump“ haben woll-
te, und wenn es auch nur 5 Mk. waren! Welch verlegene Gesichter auf beiden
Seiten! Wie wenn man dem „Angepumpten“ einen Zahn hätte ausziehen wollen,
wie wenn man sich schwerer sittlicher Gebrechen bezichtigen mußte!


Auf der Geldverlegenheit lastete ein Makel, ein sittlicher Makel, und man mußte
schon dicker Freundschaft sicher sein, um in einer Geldverlegenheit sich freimütig
an einen Bekannten wenden zu dürfen. Geld! Wie kommt der Mann in
Geldverlegenheit? Regenschirme, eine Jagdflinte, selbst ein Reitpferd will ich dir
leihen, aber Geld! Wie kommst du in Geldverlegenheit? Du lebst wohl liederlich?


Mein Gott, und es war doch so leicht, in Geldverlegenheit zu geraten! Krise,
Arbeitslosigkeit, Zahlungseinstellungen und tausend andere Ursachen brachten
jeden, dessen Finanzen nicht eben glänzend bestellt waren, einmal in
Verlegenheit. Und wer dann bei solchen Gelegenheiten nicht die nötige
Dickfelligkeit besaß und sich keiner Absage aussetzen wollte, der kam zu mir, dem
Wucherer, und ich machte mein Geschäft.


Und diese schöne Zeit ist jetzt vorbei. Mit dieser verdammten Geldreform ist das
Geld auf die Rangstufe der Regenschirme herabgesetzt worden, und die
Bekannten und Freunde helfen sich jetzt gegenseitig aus, als ob es sich mit dem
Gelde um eine ganz gewöhnliche Sache handelte. Zurückgelegte Geldvorräte hat
niemand und kann auch niemand haben, da ja das Geld unter Zwangsumlauf
steht. Aber gerade weil man keine Reserven haben kann, braucht man auch keine.
Das Geld läuft ja jetzt mit größter Regelmäßigkeit um.


Tritt jedoch einmal ein unvorhergesehener Geldbedarf ein, so wendet man sich
an einen Bekannten, wie man sich an ihn um einen Regenschirm wendet, wenn
man von einem Gewitter überrascht wird. Gewitter und Geldverlegenheit stehen
moralisch auf gleicher Stufe. Und der Angepumpte entspricht dem Begehren ohne
viel Umstände, ohne dabei schmerzlich sein Gesicht zu verziehen. Er tut es sogar
gern, weil es erstens auf Gegenseitigkeit beruht, zweitens, weil er unmittelbaren
Vorteil davon hat. Denn das Geld schrumpft ja in seinem Besitze zusammen, wäh-
rend ihm sein Freund die Summe ohne Verlust zurückzuzahlen verspricht. Daher
das veränderte Benehmen.


Man kann nicht gerade sagen, daß man jetzt leichtsinnig mit dem Gelde
umspringt, aber es ist doch lange nicht mehr so spröde wie früher. Man achtet es,
ja, hat es doch Arbeit gekostet, es zu verdienen, aber man achtet es doch nicht
höher als diese Arbeit, als sich selbst. Ist es doch als Ware nicht besser als jede
andere Ware, ist doch der Besitz des Geldes mit den gleichen Verlusten verknüpft,
wie wenn man einen Vorrat an Waren besäße! Die Ware, die Arbeit ist bares Geld
– und darum ist es aus, für immer aus mit meinem Geschäft.
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Ebenso schlecht wie bei mir geht es auch im Pfandhaus. Jeder, der etwas Geld
besitzt, für das er keinen unmittelbaren Gebrauch hat, ist jetzt bereit, Geld auf
Pfand herzugeben, und noch obendrein ohne Zins. Ist doch das Geld an sich
schlechter geworden als die gewöhnlichen Pfandobjekte. Braucht jemand schnell
10 Mk., so hat er nicht nötig, seine Verlegenheit zu verbergen und durch
Seitengassen zum Pfandleiher zu schleichen. Beim Nachbarn kehrt er ein und läßt
sich auf sein Pfand das Geld vorstrecken. Und jede Ware, die man bei Geldfülle
auf Vorrat kaufte, ist so gut, wenn nicht besser als bares Geld. So ist jetzt Ware
Geld und Geld Ware, aus dem ganz einfachen Grunde, weil beide gleich schlecht
sind. Ganz gemeine, vergängliche Produkte in diesem vergänglichen irdischen
Jammertal. Alle schlechten, üblen Eigenschaften der Waren haben in dem Verlust,
dem das Geld unterliegt, ihren natürlichen Ausgleich, und niemand zieht noch das
Geld den Waren vor.


Aber gerade darum ist auch die Arbeit immer begehrt, und weil sie begehrt ist,
hat jeder arbeitsfähige, arbeitswillige Mann in seiner Arbeitskraft bares Geld in der
Tasche.


Oh, es ist aus mit dem Wucher!


Aber ich werde mich nicht so ohne Weiteres in mein Schicksal ergeben; ich
werde den Staat auf Schadenersatz verklagen. Das Geld war früher wie auch
heute noch eine staatliche Einrichtung, und ich lebte davon. Ich war also sozusa-
gen ein Staatsbeamter. Nun hat mir der Staat durch Reformierung des Geldes,
also durch einen gewaltsamen Eingriff, mein Gewerbe verdorben und mich um
mein Brot gebracht. Ich habe also Anspruch auf Schadenersatz.


Man hat den Grundrentnern, als diese – ohne staatlichen Eingriff – in Not gerie-
ten, geholfen, indem man durch die Kornzölle die sogenannte Not der
Landwirtschaft beseitigte, die Grundrenten auf Kosten des Volkes erhöhte; warum
soll ich mich nicht auch an den Staat wenden in meiner Not? Ist etwa der
Brotwucher besser, ehrenhafter als der Geldwucher? Beide, ich der Jud‘ und du
der Graf, sind Wucherer – einer so schmutzig wie der andere. Im Gegenteil, mir
scheint es, als ob du noch etwas schmutziger, gieriger wärst als ich. Denn der
Brotwucher erzeugt oft erst die Not, die zum Geldwucher führt. Hat man also die
„Not der Brotwucherer“ durch Staatshilfe beseitigt und damit den Wucher unter
Staatsschutz gestellt, so wird man nicht umhin können, auch den Geldwucherer in
seiner Not zu schützen. Denn Wucher bleibt Wucher, ob es sich um Land oder
Geld handelt. Was verschlägt es dem Landwirt, ob er bei der Pacht des Bodens
oder aber beim Borgen des Geldes umwuchert wird? Beide, Geld- und
Bodenwucherer, nehmen genau so viel, wie sie erlangen können – keiner der
Beiden schenkt etwas. Haben die Grundrentner ein gesetzliches Recht auf Rente,
so haben die Geldrentner ein gesetzliches Recht auf Zins.


Aus diesem Dilemma wird man sich nicht mit der Phrase retten können, daß zwi-
schen Geld und Boden, Zins und Rente, ein Unterschied liegt, denn wer hätte mich
daran gehindert, durch Tausch des Geldes gegen Land, die Not des Wucherers in
eine Not der Landwirtschaft umzukehren?


Ich werde also mich einfach auf die Kornzölle berufen, und der Notschrei der
Wucherer wird im Rechtsstaat nicht ungehört verhallen!
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IX. Der Spekulant
Mit der Bodenreform ist uns schon die Spekulation mit Baustellen, Bergwerken


und Ackerland unmöglich gemacht worden, und jetzt mit der Geldreform wird mir
das Geschäft mit Börsenpapieren und Waren auch noch entrissen. Wo immer ich
auch hier den Fuß hinsetze, sinke ich ein. Und das nennt man Fortschritt, soziale
Gerechtigkeit? Biederen, harmlosen Bürgern die Existenz zu untergraben und noch
dazu unter Mitwirkung des Staates, desselben Staates, dem ich so treu gedient
habe, wie meine ordengeschmückte Brust, meine Ehrenämter und Ehrentitel es
beweisen? Ein Raubstaat, kein Rechtsstaat ist das!


Neulich ließ ich den Zeitungen auf meine Kosten die telegraphische Meldung
zugehen, daß zwischen zwei südamerikanischen Republiken (ich entsinne mich
der Namen nicht mehr) ernste Reibereien ausgebrochen seien, und daß man
Verwicklungen mit fremden Mächten für möglich hielt. Glauben Sie vielleicht, daß
die Nachricht Eindruck auf die Börse gemacht hat? Keine Spur. Ich sage Ihnen, die
Börse ist unglaublich dickfellig geworden. Hat doch selbst die Nachricht von der
Eroberung Carthagos durch die Japaner die Börse nicht aufzuregen vermocht! Oh,
ich sage Ihnen, dieses Phlegma ist schrecklich anzusehen! Eigentlich ist ja nichts
Wunderbares daran, aber sie sticht so sehr gegen das frühere Benehmen der
Börse ab, daß es schwer ist, sich damit abzufinden.


Mit der Geldreform hat das Geld aufgehört, die Hoch- und Zwingburg der
Kapitalisten zu sein, wohin sie sich beim geringsten Alarm zu flüchten pflegten. Bei
der geringsten Gefahr realisierte man die Papiere, d. h., man verkaufte sie gegen
Geld und glaubte, sich so vor jedem Verluste gesichert zu haben.


Diese Verkäufe waren natürlich mit einem Kursverlust verbunden, der um so grö-
ßer war, je größeren Umfang die Verkäufe nahmen.


Nach einiger Zeit, wenn ich glaubte, daß nichts mehr zu holen war, verbreitete
ich beruhigende Nachrichten. Die eingeschüchterten Spießbürger wagten sich wie-
der aus der Burg hervor, und bald trieben sie mit ihrem eigenen Geld die Kurse der
Papiere hoch, die sie in überstürzter Eile zu billigen Preisen an meine Helfershelfer
verkauft hatten. Das war dann ein Geschäft!


Und jetzt mit dieser unglückseligen Geldreform? Bevor der Spießbürger seine
Papierchen verkauft, muß er sich fragen, was er dann mit dem Erlös, mit dem
Gelde anfängt. Denn dieses Geld bietet doch keinen Ruhepunkt mehr, man kann
es doch nicht nach Hause nehmen und einfach warten. Zum reinen Transitlager ist
das Geld geworden. Also, was machen wir mit dem Erlös der Papiere, die wir
gefährdet glauben, die wir verkaufen wollen? Gewiß, wir glauben Ihnen, die
Aussichten sind schlecht für unsere Papiere, aber sind denn die Aussichten für das
Geld, das Sie uns in Tausch geben, etwa besser? Sagen Sie uns, was sollen wir
mit dem Gelde kaufen? Zuerst müssen wir das wissen, dann wollen wir verkaufen.
Staatspapiere wollen wir nicht kaufen, denn andere haben sich schon darauf
geworfen und den Kurs hochgetrieben. Sollen wir mit Verlust unsere Papiere ver-
kaufen, um andere Papiere zu übertriebenen Kursen, also auch mit Verlust, zu
kaufen? Verlieren wir schon beim
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Einkauf der Reichsanleihen, so können wir ebenso gut an unseren Papieren verlie-
ren. Besser also, wir warten mit dem Verkauf ein Weilchen.


So spricht jetzt der Spießbürger, und das ist es, was uns das Geschäft verdirbt.
Dieses verdammte Warten! Denn erstens geht durch das Warten der Eindruck
unserer Nachrichten verloren, die Betäubung läßt nach, und zweitens treffen in der
Regel von anderer Seite beruhigende Nachrichten ein, durch die unsere
Alarmmeldungen als arge Übertreibung entlarvt werden, und dann ist es überhaupt
vorbei. Denn den ersten Eindruck muß man ausbeuten.


Und dann steckt ja unser Spekulationskapital auch in diesem Ludergeld. Das
Geld verfault uns ja in der Kasse. Ich muß natürlich mein Geld immer verfügbar
halten, um im passenden Augenblick meinen Schlag zu machen. Wenn ich es
dann nach einiger Zeit nachzähle, ist schon ein erheblicher Teil abgefault. Ein
regelmäßiger, sicherer Verlust gegenüber einem unsicheren Gewinn.


Ich hatte zu Anfang des Jahres in barem Gelde 10 Millionen. In der Meinung, es
wie früher jeden Tag gebrauchen zu können, ließ ich das Kapital (?) in barem
Gelde da liegen. Jetzt sind wir schon Ende Juni angelangt, und es war mir nicht
möglich, die Börse zu Verkäufen in größerem Maßstabe zu bewegen. Und so liegt
das Geld noch da, unberührt. Was sage ich, unberührt? 250 000 Mk. fehlen schon
daran. Ich habe da unwiederbringlich eine große Summe verloren, und die
Aussichten für die Zukunft sind nicht besser geworden. Im Gegenteil, je langer der
Zustand anhält, um so phlegmatischer wird die Börse. Schließlich lehrt ja auch die
Erfahrung die Spießbürger, daß, wenn niemand verkauft, die Kurse nicht weichen,
trotz der trüben Aussichten, und daß Nachrichten und Aussichten allein nicht genü-
gen, um einen Kursrückgang zu begründen. Tatsachen sind dazu nötig. Auf tau-
send Kriegsgerüchte kommt aber z. B. kaum ein Krieg.


Wie prächtig war es dagegen früher! Da liegt, als klassisches Muster für meine
Stimmungsberichte, ein Artikel vom Lokal-Anzeiger vom 9. Februar vor mir:


„Ein schwarzer Dienstag! Panischer Schrecken durchzuckte heute unsere Börse
auf die Nachricht, daß der Suiten sich eine Magenstörung zugezogen hatte. Große
Verkaufsaufträge aus den Reihen der Provinzkundschaft trafen mit einem bedeu-
tenden Verkaufsandrang unserer Platzspekulation zusammen, und unter der Wucht
dieses Druckes eröffnete der Markt in teilweise demoralisierter und deroutierter
Haltung. „Sauve qui peut“ war heute in der Eröffnungsstunde die weit verbreitete
Losung.“


Und jetzt? Immer diese ewige langweilige Frage: „Was mache ich mit dem
Gelde; was soll ich kaufen, wenn ich jetzt meine Papiere verkaufe?“ Dieses
Ludergeld! Wie schön war es mit der Goldwährung! Da fragte niemand: Was fange
ich aber mit dem Erlös an? Man verkaufte, auf Geheiß der Börsianer, die schönen
Papiere ja gegen Geld, das doch noch viel schöner war; man freute sich, das aus-
gelegte Geld einmal wieder zu sehen, um es nachzuzählen, um mit den Händen
darin zu wählen. Hatte man Gold, dann war man sicher; am Gold konnte man
unmöglich verlieren, weder beim Kauf noch beim Verkauf, das hatte ja,
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wie die Gelehrten sich ausdrückten, seinen „festen inneren Wert“! Dieses famose
Gold mit festem, inneren Wert, dem gegenüber alle übrigen Waren und Papiere auf
und niedergingen wie das Quecksilber an der Skala des Barometers. Famoser
„innerer Wert“ des Goldes! Wie gut ließ sich damit spekulieren!


Jetzt sitzen die Kapitalisten auf ihren Papieren, als ob sie mit ihrem „Prussien“
darauf angenagelt wären, und ehe sie verkaufen, immer die gleiche Frage: „Bitte,
sagen Sie mir zuerst, was ich mit dem Ludergeld, dem Erlös meiner Papiere,
anfangen soll!“ Die alte Börsenherrlichkeit hat jetzt ein Ende, mit dem Gold ist die
Sonne am Himmel der Spekulation untergegangen.


Ein Trost bleibt mir jedoch; ich bin im Unglück nicht allein. Auch meinen in Waren
arbeitenden Kollegen ist es ähnlich ergangen; auch ihnen hat die Geldreform das
Geschäft verdorben. Früher waren die gesamten Warenbestände des Landes bis
zum Augenblick des unmittelbaren Konsums immer verkäuflich; sie waren in den
Händen der Kaufleute. Kein Mensch dachte daran, über den unmittelbar fühlbaren
Hunger hinaus sich Vorräte zuzulegen. Man hatte ja Gold mit „festem inneren
Wert“, das alle Vorräte ersetzte, an dem man niemals etwas verlieren konnte. Wer
Gold in Vorrat hatte, der hatte alles, was er brauchte zu seiner Verfügung. Also,
wozu Vorräte anlegen, die die Motten zerfressen?


Aber gerade weil alles, alles immer feilgehalten wurde, konnte man so vortrefflich
spekulieren; denn auf der einen Seite, beim Konsumenten, waren nicht für 24
Stunden Vorräte, auf der anderen Seite lagen alle Vorräte bei den Kaufleuten zum
Verkauf ausgelegt. Die Sache war also einfach, man kaufte, was da war und ließ
dann die Nachfrage an sich herantreten. Der Profit war meistens sicher.


Und jetzt? Die Waren, die früher in den Läden feilgehalten wurden, sie sind unter
Millionen von Vorratskammern verteilt, und wie könnte man diese wieder in den
Handel zurückbringen? Und womit diese Vorräte bezahlen? Mit Reformgeld? Aber,
um sich des Geldes zu entledigen, haben ja die Privatleute die Vorräte gekauft.
Diese Vorräte sind keine Waren mehr, es sind unverkäufliche Güter. Und gelänge
es auch dem Spekulanten etwa, die neu erzeugten Waren an sich zu reißen, so
würden darum doch die Preise nicht gleich anziehen, denn die Vorräte sind ja da;
man lebt nicht mehr wie früher von der Hand in den Mund. Bevor diese Vorräte
aufgezehrt sind, hat sich die Nachricht verbreitet, daß die Spekulation sich gewis-
ser Bestände bemächtigt hat. So ist dann jeder auf der Hut, und ehe noch die
Spekulanten ihre Waren absetzen konnten, haben die Produzenten den Ausfall
gedeckt. Dabei ist noch zu bedenken, daß auch das Kapital der Warenspekulanten
immer in der Geldform flüssig gehalten werden muß und durch den Kursverlust
des Reformgeldes zusammenschrumpft. Zinsverlust, Kursverlust, Lagergelder und
kein Profit – wer soll das aushalten?


Wie konnte man doch eine Reform einführen, die den Staat direkt schädigt?
Denn wir hatten große Einkommen und bezahlten entsprechend hohe Steuern.
Woher nun der Staat das Geld für die sozialen Wohlfahrtseinrichtungen holen wird,
ist mir ganz rätselhaft. Der Staat hat da den Ast abgesägt, der die besten Früchte
trug. Das Gold hatte nach Aussage all unserer Fachmänner und Gelehrten einen
festen inneren Wert. Nie-
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mand, der gegen Gold Waren verkaufte und mit Gold Waren kaufte, konnte jemals
etwas verlieren. Genauso, wie niemand falsch messen kann, der einen guten
Meterstab gebraucht. Denn, nach Aussage der Gelehrten, heißt tauschen soviel
wie messen, und wie ein Stück Leinwand immer das gleiche Maß ergibt, ob man
an dem einen Ende anfängt oder an dem anderen, vorausgesetzt daß man den
gleichen Meterstab gebraucht, so muß beim Kauf und Verkauf der Waren immer
das gleiche Quantum herauskommen – vorausgesetzt, daß man sich des Goldes
dabei bedient. Denn das Gold hat ja, das kann nie scharf genug betont werden,
einen festen inneren Wert. So lange wir also Gold hatten, war das Publikum durch
den inneren festen Wert des Goldes vor jedem Verlust geschützt. Wir Spekulanten,
die wir uns bereicherten, konnten das also niemals auf Kosten des Publikums tun,
denn das hätte ja der Behauptung widersprochen, daß das Gold einen festen inne-
ren Wert hat. Unsere Vermögen stammten also nicht aus den Taschen des
Publikums (das hätte der Theorie widersprochen). Woher sie kamen, weiß ich
nicht, aber kommt nicht alles vom Himmel?


Und solche himmlischen Gaben, solche famosen Steuerobjekte hat man mit der
Geldreform zunichte gemacht!


X. Der Einbrecher
Ich habe am Leben keine Freude mehr. Die Geldreform hat mir mein Gewerbe


verdorben. Vorräte finde ich wohl in jedem Haus, aber was macht ein Einbrecher
mit so gemeinen Dingen. Soll ich mich mit einem Mehlsack herumschleppen?
Dann kann ich auch mein Brot als Dienstmann verdienen.


Auch ist es verdächtig, nachts mit schweren Bündeln durch die Straßen zu zie-
hen. Geld braucht der Einbrecher, und Geld finde ich jetzt so wenig. Jeder hat Eile,
sich des Geldes zu entledigen. Reserven hat niemand. Geht heute Geld ein, so
fragt sich schon der Bezahlte, was er mit dem Gelde anfangen wird. Früher zog
jeder das Bezahlen möglichst in die Länge, um sich an dem Anblick des Geldes zu
erfreuen. Und wenn ich dann meinen Besuch machte, so fand ich etwas vor. Wem
macht aber heute noch der Anblick des Geldes Freude? Fort, aus dem Hause
damit! „Frau, sieh mal nach, ob wir nicht noch jemand etwas schulden, es hat einer
eben seine Rechnung bezahlt!“ So heißt es jetzt überall, in jedem Hause, und die
Folge ist, daß man jetzt überall höchstens die Tageseinnahme findet. So ist jetzt
nirgendwo eine größere Ansammlung von Geld zu finden. In den Matratzen, den
Strümpfen, den Koffern – kein Pfennig mehr! Was soll ich also noch auf dieser
Welt! Schon mit dem früheren Scheckwesen hatte man mir große Schwierigkeiten
gemacht, weil man die Barbestände bei den Banken aufbewahrte und mit Schecks
bezahlte. Man machte das aus Rücksicht auf mich, denn bequem war es für kei-
nen der Beteiligten. Der bequemste Scheck ist doch immer das bare Geld.


Heute ist das Scheckwesen ja wieder eingegangen, weil niemand Geldvorräte,
nicht einmal in der Bank, haben will und übrigens auch keine Geldvorräte braucht.
Weil jeder bestrebt ist, so schnell, wie er
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selber bezahlt wird, seine Schulden zu bezahlen, wird jeder bar bezahlt, und so hat
jeder in der Regelmäßigkeit der Geldeinnahmen die unerschöpflichste Reserve.
Aber was nützt das mir, dem Einbrecher? Diese Reserve ist wie eine Quelle, sie
liefert wohl Wasser, aber sie kann keines Faßen. Ich kann in diese Quelle nicht ein-
brechen.


Und wenn ich durch Glückszufall auch einmal einen guten Griff machen sollte –
so muß ich noch sehr vorsichtig mit dem Raube umgehen. Da niemand vernünfti-
gerweise eine größere Summe lange Zeit aufbewahrt, so ist der einfache Besitz
einer solchen Summe schon ein Verdachtsgrund. Da niemand mehr als die tägli-
chen Einnahmen an Geld besitzt, so kann jeder heute über die Herkunft jeder Mark
getreue Auskunft geben, genau wie man über die Herkunft der Kühe im Stall
genaue Auskunft geben kann. Und das muß der Einbrecher zu seiner Verteidigung
auch tun können. „Wo haben Sie das Geld her“, so fragt man mich auf der Polizei.
Früher antwortete ich einfach: „Ich habe es von meiner Urgroßmutter vor 50
Jahren geerbt, und da man nirgendwo vor Einbrechern sicher ist, habe ich es
immer bei mir getragen.“ Jetzt aber genügt diese Ausrede nicht.


Oh, mein Gewerbe ist mühselig und gefährlich, härter als manches Gewerbe.
Wenn es nicht so lächerlich und entwürdigend wäre, zu arbeiten, damit die
Kapitalisten den Vorteil haben, so würde ich wieder zu meinem früheren Handwerk
zurückkehren. Es heißt übrigens, daß mit der Geldreform die Löhne, die schon seit
der Bodenreform sich ständig gebessert hatten, bedeutend gestiegen und daß die
Zeiten für die Kapitalisten schlecht geworden sind. Wenn das wahr ist, so werde
ich muskelschwacher Mensch vielleicht auch noch mein Brot mit Arbeit verdienen
können. Eine Unehre wäre die Arbeit ja nicht mehr, wenn sie nicht mehr wie
Sklavendienste von Kapitalisten ausgebeutet wird.


XI. Der Sparer
Die Geldreform wirft alle Prophezeiungen über den Haufen; alles, was man von


ihr erwartet hatte, erweist sich als falsch. Man hatte gesagt, niemand könne mehr
sparen, und der Zins würde Gott weiß wie hoch steigen. Das Gegenteil ist einge-
treten.


Wenn ich jetzt eine Summe Geld erübrigt habe, so mache ich es genau wie frü-
her – ich bringe sie zur Sparkasse, und die Sparkasse schreibt mir die Summe in
mein Buch ein. In dieser Beziehung hat sich nichts geändert. Man sagte, das Geld
würde auch im Sparkassenbuch den Kursverlust mitmachen, aber das ist Unsinn.
Die Sparkasse schuldet mir so viel Mark deutscher Reichswährung, nicht aber die
Zettel, die ich ihr lieferte. Und die Mark der Reichswährung steht über den Zetteln.
Wenn ich jemandem einen Zentner Kartoffeln für ein Jahr borge, so wird er mir
doch nicht dieselben, inzwischen verfaulten Kartoffeln zurückgeben, sondern einen
Zentner neuer Kartoffeln. Ebenso ist es mit der Sparkasse. Ich borge ihr 100 Mk.,
und sie verpflichtet sich, mir 100 Mk. zurückzuerstatten. Und das kann auch die
Sparkasse tun, denn auch sie gibt das Geld zu den gleichen Bedingungen wieder
aus, und die Handwerker und Bauern, die sich in der Sparkasse mit Geld für ihr
Gewerbe versehen,
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die behalten das Geld doch nicht zu Hause. Sie kaufen damit das, was sie brau-
chen, und der Kursverlust verteilt sich auf diese Weise auf sämtliche Personen,
durch deren Hände das Geld im Laufe des Jahres gegangen ist


Also in bezug auf die zurückzuerstattende Summe ist alles beim Alten geblieben.
Aber ich sehe, daß ich jetzt bedeutend mehr sparen kann als früher. Das kommt
daher, daß ich erstens jetzt regelmäßige Arbeit habe, daß meine Produkte regel-
mäßig abgesetzt werden, und zweitens, daß ich für mein Geld mehr Ware erhalte.
Die Preise der Arbeitsprodukte sind nicht gefallen, und doch erhalte ich für mein
Geld ein Drittel mehr Produkte als früher! Wie ist das zu erklären? Der Kaufmann
sagte, daß dieses Drittel, das ich mehr erhalte, von den bedeutend verringerten
Handelsspesen herrührt. Der Handel wäre durch die Geldreform von Grund auf
umgeändert worden. Das läge daran, daß ich, wie übrigens alle, ihre
Gewohnheiten als Käufer geändert hätten.


Und wie ging es mir früher mit meinem Sparkassenbuch? Bei jedem politischen
Gerücht stockte der Absatz, fehlte die Arbeit, und dann mußte ich zur Sparkasse
gehen und Geld abheben. Das warf mich dann immer weit zurück, und manchmal
waren Jahre nötig, um die Lücken auszufüllen, die eine Krise in mein
Sparkassenbuch gerissen hatte. Jetzt habe ich regelmäßige Arbeit, es kommen
keine Rückschläge mehr vor, die mich zwingen, das sauer ersparte Geld wieder
von der Sparkasse zurückzuziehen.


Mit erstaunlicher Regelmäßigkeit bringe ich jetzt monatlich meinen Überschuß
zur Sparkasse. Aber wie es mir ergeht, so scheint es allen zu ergehen, denn es
herrscht immer ein ganz ungewöhnliches Gedränge an der Kasse. Die Sparkasse
hat schon wiederholt den Zinsfuß herabgesetzt, und sie kündigt eine neue
Ermäßigung für nächsten Monat an. Sie begründet das damit, daß die Eingänge
die Abgänge fortgesetzt übersteigen. Von 4% ist der Zinsfuß in diesem ersten
Jahre seit Einführung der Geldreform schon auf 3% gefallen, und es heißt, daß bei
internationaler Einführung unserer Reform der Zins auf Null fallen wird. – Und es
wird wohl so kommen, wenn die jetzigen Verhältnisse andauern.


Denn während die Eingänge an der Sparkasse fortgesetzt zunehmen, gehen die
Gesuche um Darlehen zurück, weil die Handwerker, Bauern, Unternehmer aus
denselben Gründen, die mir das Sparen erleichtern, jetzt mit den eigenen Über-
schüssen ihren Wirtschaftsbetrieb erweitern können.


Die Nachfrage geht zurück, das Angebot wächst – natürlich muß da der Zins fal-
len. Denn der Zins gibt uns das Verhältnis an, in welchem bei Darlehen das
Angebot zur Nachfrage steht.


Der Rückgang des Zinsfußes ist ja bedauerlich vom Standpunkt der schon
beschriebenen Seiten meines Sparkassenbuchs, aber um so erfreulicher ist er vom
Standpunkt der unbeschriebenen. Und diese sind bei weitem in der Mehrzahl.
Denn Zins! Was ist denn Zins? Wer bezahlt den Zins? Was ich heute spare, das ist
das, was mir von meinem Lohn übrig bleibt, nachdem ich in meinen persönlichen
Ausgaben meinen Teil entrichtet habe von den Zinsen, die der Staat und die
Gemeinde ihren Gläubigern zahlen müssen, die von den Kapitalisten gefordert
werden für die Benutzung der Häuser, Maschinenanlagen, Vorräte, Rohstoffe,
Eisenbahnen, Kanäle, Gas- und Wasseranlagen usw. Fällt der Zins, so wird
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alles entsprechend billiger, und ich werde entsprechend größere Summen sparen
können. Meinen Verlust an Zinsen auf die schon gesparten Summen werde ich also
zehnfach wiedergewinnen durch meine größeren Ersparnisse. Mein Hauszins
beträgt 25% meines Lohnes und besteht zu zwei Dritteln aus Zins für das
Baukapital. Geht nun der Zinsfuß von 4 auf 3 2 1 oder 0 Prozent zurück, so spare
ich dann ein Viertel, die Hälfte, drei Viertel usw. des Hauszinses oder 4 16% meines
Lohnes – allein am Hauszins! Das Häuserkapital macht aber kaum ein Viertel aller
Kapitalien aus, deren Zinsen ich mit meiner Arbeit aufbringen muß. Durch den
Rückgang des Zinses auf null würde ich also 4 X 16% = 64% meines Lohnes sparen
können. Was geht mich da noch der Zins an? Statt 100 Mk. werde ich ja 640 Mk. auf
meinen Lohn jährlich sparen können, allein schon dadurch, weil der Zins auf 0 gefal-
len ist.


Bei meinen früheren Ersparnissen von durchschnittlich 100 Mk im Jahre hatten
sich


bei 4% mit Zinseszins in zehn Jahren 1.236,72 Mk.


angesammelt.


Fällt der Zins auf null, so werde ich in zehn Jahren 6.400,00 Mk.


sparen können.


Also, weit entfernt, mir zu schaden, würde mir der völlige Wegfall des Zinses das
Sparen ganz außerordentlich erleichtern. Zwar werde ich so niemals von meinen
„Renten“ leben können, sondern im Ruhestand von meinen Ersparnissen zehren
müssen – trotzdem werde ich mich so noch bedeutend besser stehen als bei hohen
Zinsen. Rechne ich, daß ich 20 Jahre lang arbeite und spare, um dann in den
Ruhestand zu treten, so würde ich


mit 4% Zins und Zinseszins 03.024,48 Mk.,


ohne Zins und Zinseszins aber 13.800,00 Mk.


besitzen. Und wenn ich nun von der ersten Summe 4% beziehe, so macht das
120 Mk. im Jahre aus. Überschreite ich diese Summe und greife das Kapital an, so
ist bei einer jährlichen Ausgabe von 360 Mk. in zehn Jahren das Kapital erschöpft,
während ich mit den 13 800 Mk. 20 Jahre lang 690 Mk. jährlich ausgeben kann oder
40 Jahre lang 360 Mk. jährlich.


So erweist sich also die alte Theorie, daß der Zins das Sparen erleichtere, als
Schwindel. Der Zins macht das Sparen für die große Masse unmöglich. Fällt der
Zins auf null, so wird jeder sparen können, während jetzt nur besonders befähigte
oder entsagungsmutige Personen diese bürgerliche Tugend üben können.


Genau umgekehrt verhält es sich natürlich für die Kapitalisten oder Rentner, wenn
der Zins auf null fällt. Da ihr Eigentum keine Zinsen mehr einträgt, und da sie gleich-
zeitig von den durch die Beseitigung des Zinses erhöhten Löhnen keinen Vorteil
haben (weil sie ja nicht arbeiten), so müssen sie notgedrungen von ihrem Besitze
zehren, bis er eben aufgezehrt ist. Zwischen Sparer und Rentner liegt eben der
ganze Unterschied der Arbeit, und der Zins muß von der Arbeit aufgebracht werden.
Rentner und Sparer, das ist nicht das gleiche; es sind Gegensätze, keine
Berufsgenossen, sondern Gegner.


Um Zinsen von meinen Ersparnissen von 3024,48 Mk. beziehen zu
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können, müßte ich meinerseits erst 10 776 Mk. (also 13 800/3 024) Zinsen an die
Rentner bezahlen.


Die Rentner mögen den Rückgang des Zinses beklagen; wir Sparer oder sparen-
den Arbeiter müssen dagegen ein solches Ereignis freudig begrüßen. Wir werden nie-
mals von Renten leben können, wohl aber von unseren Ersparnissen, und zwar mit
Behaglichkeit bis an unser Lebensende. Wir werden unsern Erben auch kein Kapital
an barem Gelde hinterlassen, besonders, wenn wir uns in eine Rentenversicherung
einkaufen.


Leibrenten: Die Schweizerische Rentenanstalt in Zürich bietet den Versicherten auf Lebzeiten für je
1000 Mk. Einlage:


bei einem Alter von 50 Jahren 68,40 Mk. jährlich


bei einem Alter von 60 Jahren 90,19 Mk. jährlich


bei einem Alter von 70 Jahren 128,74 Mk. jährlich


Nach Wegfall des Zines würden die Versicherten die gleichen jährlichen Prämien abzüglich des heuti-
gen Zinses erhalten, also bei:


50 Jahren für je 1000 Mk. Einlage jährlich 33,40 Mk.


60 Jahren für je 1000 Mk. Einlage jährlich 55,19 Mk.


70 Jahren für je 1000 Mk. Einlage jährlich 83,74 Mk.


Da mit dem Wegfall von Zins und Rente die Leibrentenversicherung zweifellos ganz allgemein geübt
werden wird, so wird man wahrscheinlich die Forderung stellen, die Versicherungsgesellschaften unter
Staatsaufsicht zu stellen.


Aber haben wir für unsere Nachkommen nicht genug gesorgt, wenn wir ihnen wirt-
schaftliche Einrichtungen hinterlassen, die ihnen den vollen Arbeitsertrag sichern?
Allein die Bodenreform verdoppelt das Einkommen des Arbeiters, und die Geldreform
verdoppelt dies Einkommen noch einmal. Dadurch allein, daß ich für die Einführung
dieser beiden Reformen gestimmt habe, erschloss ich meinen Nachkommen eine
Quelle, die ihnen so viel einbringt wie ein Kapital, das dreimal meinen früheren Lohn
abwirft.


XII. Der Konsumverein
Seit Einführung der Geldreform hat das öffentliche Interesse für unsere


Bestrebungen merkwürdig abgenommen, und fast täglich höre ich von neuen
Auflösungen von Konsumvereinen. Es ist das wieder eine jener überraschenden
Folgen des Reformgeldes, an die man wohl ursprünglich gar nicht gedacht hat.
Eigentlich ist aber gar nichts Wunderbares an der Sache. Das Publikum kauft bar, legt
sich Vorratskammern an, kauft die Waren in Posten, in Originalpackung. Der
Kaufmann braucht nichts mehr zu stunden; er führt keine Bücher und hat auch kein
Lager, weil die Waren meistens direkt von der Bahn aus abgeliefert werden. Die
„Scheu vor dem Leeren“ hat sich von der Geldkassette zur Vorratskammer verzogen.


Natürlich hat durch das Zusammenwirken all dieser Umstände der Handel sich ganz
außerordentlich vereinfacht, und während früher nur die tüchtigsten unter den
Geschäftsleuten den Gefahren des Kreditierens entgingen und die Vorteile des Kredits
genossen, während man früher überhaupt nur die wirtschaftlich tüchtigsten Bürger, flei-
ßige, sparsame, ordnungsliebende, rührige Männer für den Handel gebrauchen konn-
te, kann jetzt eigentlich auch der einfachst begabte Mensch Handel treiben. Kein
Lager, keine Wage, keine Irrtümer, keine Buchführung, keine Abschätzung des
Bedarfs. Dabei Barzahlung, bares Geld bei Ablieferung der Ware,
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keine Wechsel, keine Schecks, kein Humbug, sondern bares Geld! Nicht einmal
eine Rechnung wird verlangt. Hier die Kiste, der Sack, hier das Geld; die Sache ist
erledigt, vergessen und nach neuen Geschäften kann der Kaufmann ausschauen.


Eine solche Arbeit kann schließlich jeder Handlanger verrichten, und nach den
Gesetzen des Wettbewerbs muß damit auch der Lohn dieser Arbeit auf den Lohn
der Handlangerarbeit fallen!


Was soll also noch der Konsumverein? Sein Zweck, die Verminderung der
Handelsspesen, ist mit der Geldreform erledigt. Wen soll noch der Verein verei-
nen? Unser Verein bestand aus einer Auslese derjenigen Konsumenten, die
imstande waren, bar zu bezahlen und deren Einkäufe gleichzeitig bedeutend
genug waren, um den langen Weg zu unserer Niederlage zu rechtfertigen. Durch
die Entwicklung, die der Handel genommen hat, ist aber keine solche Auslese
mehr möglich, weil jeder heute als Konsument diese Eigenschaften besitzt, weil
alle bar zahlen, weil alle ihre Einkäufe postenweise besorgen. Wäre etwa in Afrika
ein Verein von Negern, in München ein Verein von Biertrinkern möglich? Aus dem-
selben Grunde bat die Geldreform den Konsumvereinen die Existenzbedingungen
entzogen.


Übrigens geht auch nicht viel mit den Konsumvereinen verloren. Als Pflanzstätte
sozialer Gedanken haben sie sich nicht bewährt, weil sie schon als Verein sich in
Gegensatz mit dem übrigen Volke setzen. Früher oder später wären sie auch mit
dem natürlichen Gegengewicht, mit dem Verein der Produzenten in Kampf geraten,
und dabei wären praktische und theoretische Fragen aufgeworfen worden, die
allein mit dem allgemeinen internationalen Kommunismus, mit der Abschaffung des
Eigentums hätten gelöst werden können. Welchen Preis z. B. wird der Verband
deutscher Konsumvereine dem Verbande deutscher Pantoffelfabrikanten bewilligen
wollen? Allein die Polizei könnte diese Frage beantworten.


Auch kann man nicht leugnen, daß dem System höchst bedenkliche Elemente
der Sittenverderbnis anhaften, denn wo die Verwaltung von öffentlichen bzw.
Vereinsgeldern keiner wirksamen Beaufsichtigung unterworfen werden kann, da
stellt sich leicht mit der Zeit auch der Dieb ein. Und man kann doch nicht erwarten,
daß die Vereinsmitglieder jede Rechnung nachprüfen und die Übereinstimmung
der Lieferung mit dem Muster untersuchen. Auch Privatabmachungen können nicht
vermieden werden, durch die den Vereinsbeamten zum Schaden des Vereins
Vorteile zugewendet werden, und wenn es auch nur in Form eines besonders gro-
ßen Musters für die Prüfungsanstalt des Vereins, d. h. die Küche der Frau
Sekretär wäre. Wenn es sich immer nur um Waren ohne Qualitäten, wie z. B. das
Geld, handeln würde, dann wäre die wirksame Beaufsichtigung der Beamten
schon leichter, aber wo gibt es neben dem Gelde noch eine Ware, bei der es
neben der Menge nicht auch noch auf die Beschaffenheit ankäme?


Also einerseits Kommunismus, Abschaffung des Eigentums, andererseits
Korruption der Beamten, das ist es, was wir von einer Verallgemeinerung des
Systems zu erwarten haben, und darum begrüße ich es als einen Fortschritt, daß
wir den Zweck der Konsumvereine, die Verbilligung der Handelsspesen mit der
Geldreform erreichen können, einfach durch veränderte Handelsgebräuche. Jetzt
werden die Waren wieder den Händen
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ihrer unmittelbaren Eigentümer übergeben. Ware und Eigentum sind unzertrenn-
lich; die Einschiebung von neutralen Personen, die Bestimmung der Preise, der
Qualitäten usw. durch Mittelspersonen für Rechnung Dritter führt nicht allein zur
Bestechung, sondern ist an sich schon eine Korruption des Begriffs Ware, eine
Korruption der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot.


Und ist es nicht merkwürdig, daß das natürliche Ziel des Konsumvereins, der
Verein sämtlicher Vereine, einfach durch die Auflösung der Vereine erreicht wurde?
Denn der ideale Konsumentenverein ist immer der offene Markt, wo Eigentümer
mit Eigentümer unterhandeln, wo die Qualität der Waren von den Beteiligten selbst
abgeschätzt wird, wo man nicht an einzelne Niederlagen, Dörfer, Städte gebunden
ist, wo die Vereinszahlmarken (das Geld) für das ganze Reich Kurs haben und wo
jedes Mißtrauen schwindet, jede Bestechung ausgeschlossen, jede öffentliche
Aufsicht überflüssig ist, weil keine Privatpersonen mit Sonderinteressen den
Tausch für Rechnung Dritter und Abwesender vermitteln. Vorausgesetzt natürlich,
daß der offene Markt die Waren nicht stärker verteuert als die Verwaltung des
Konsumvereins! Und diese Voraussetzung ist mit der Geldreform erfüllt worden.
Der Handel ist durch die Geldreform derart beschleunigt, gesichert und dadurch
verbilligt worden, daß der Handelsgewinn vom gemeinen Arbeitslohn nicht mehr zu
unterscheiden ist. Also, was wollen jetzt noch die Konsumvereine?


XIII. Der Soldat
Da ist er, der Juliusturm, vor dem ich mit dem Gewehr so manche Nacht flu-


chend und frierend auf und ab spaziert bin, der Juliusturm, der den Kriegsschatz
enthielt. Hundert Millionen in Gold! Jetzt, mit der Geldreform hat man ihn geleert,
und mit dem Golde hat man Armbänder für das Hofpersonal, Pantoffelschnallen für
die Damen gemacht. Und diesen Haufen Nürnberger Tand nannte man einen
Kriegsschatz, vor dieser Jahrmarktsbude mußte ich lange Winternächte Wache
stehen! Mit diesem Flitterkram hoffte man den Feind zu schlagen? Unsinn, mehr
als Unsinn, Blödsinn war das.


Geld, was braucht der Soldat Geld? Geld braucht man zum Tausch der
Produkte. Der Soldat aber, der nur zerstört, nichts als Scherben schafft, der hat
nichts zu tauschen, der braucht kein Geld. Mit Pulver und Blei erwirbt der Soldat
seinen Lebensunterhalt, tauscht er alles ein, was er braucht. Geld in der Rechten,
das Gewehr in der Linken, welcher Widerspruch! Welch komische Figur!


„Er wirbt nicht lange, er zeigt nicht Gold


Im Sturm erringt er der Minne Sold.“


Und wenn der Soldat so das höchste Gut erwirbt, so wird er wohl auch alles übri-
ge auf gleiche Weise erwerben. Der Soldat ist von Natur aus auf die Produkte der
Spießbürger angewiesen, und solange diese ihn brauchen und bewaffnen, werden
sie sich auch seine Brandschatzung gefallen lassen müssen.


Darum pfeife ich auf das Geld, solange ich noch eine Waffe habe.
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Geld braucht man zum freihändigen Erwerb der Güter. Der Bestimmung des
Preises geht der Handel voran. Aber wie will man mit einem Manne verhandeln,
der bis an die Zähne bewaffnet ist? Kann der Rekrut, den man vom Felde weg für
den Kriegsdienst holt, unterhandeln? Und was weiß, was braucht der Soldat zu
wissen von Preisen? Soll er seinen Tornister mit Börsenzetteln und Preislisten fül-
len?


Der Soldat braucht kein Geld, aber auch das Verpflegungsamt braucht es nicht!
Wenn der Staat das Recht hat, die Männer zu greifen, wo er sie findet, wenn er so
ohne Weiteres den Müttern die Söhne entreißen kann, um sie als Füllungsmaterial
für Festungsgräben zu benutzen, so wird wohl derselbe Staat auch die sonst benö-
tigten Sachen nehmen können, wo er sie findet. Hört im Kriege das Eigentum an
Leib und Seele auf, so hört das Eigentum an Sachen auch auf. Das wenigstens ist
meine Meinung als Soldat und Mensch, der sein Leben wohl dem Vaterland opfern
will, es aber doch noch etwas höher schätzt als Geld. Von dem Augenblick an, wo
es ans Leben der Bürger geht, soll es kein Eigentum mehr geben, und wo das
Eigentum verschwindet, da hat das Geld keinen Zweck mehr. Bei einem
Schiffbruch, wo man ums Leben kämpft, wo im Rettungsboot nicht Platz für alle ist,
da würde es dem schlecht gehen, der das Boot mit seinen Geldsäcken füllen woll-
te. Man würde ihn mit den Geldsäcken über Bord werfen. Das Eigentum ist ein
Erzeugnis des Friedens; mit der Kriegserklärung verschwindet es, wenn es nicht
durch Lüge und Heuchelei geschützt wird. Darum ist ein Geldkriegsschatz auch
überflüssig, und der Gedanke, der ihm zugrunde liegt, Heuchelei. Es ist eine
Entweihung der Vorstellung vom Vaterland, eine Entwürdigung der allgemeinen
Wehrpflicht, eine Entehrung des Soldaten. Zum Teufel, für was ziehe ich denn in
den Krieg, wenn in dem Lande, für das ich kämpfe, das Geld höher gestellt wird
als das Leben? Wenn zur Verteidigung des Vaterlandes Geld nötig ist, so nehme
man es einfach dort, wo man es findet, wie man den Mann nimmt, wo man ihn fin-
det. Der Mutter, die einen Sohn hat, nimmt man den Sohn, und der Mutter, die
sechs Söhne bat, nimmt man die sechs. So mache man es mit den Sachen auch.
Wer eine Million besitzt, dem nehme man die Million, und wer 100 Millionen hat,
dem nehme man die 100 Millionen. Wenn man sich zu dieser Auffassung nicht auf-
schwingen kann, so ist es Lüge und Heuchelei, von einem Vaterland zu sprechen,
dem man als Soldat sein Leben opfern soll. Dann soll man es der Wahrhaftigkeit
zuliebe gleich offen sagen: „Ihr zieht aus, um für den König und das Geld zu kämp-
fen.“


Dem Soldaten gebe man Requisitionsscheine, die er ausfüllt und die nach
Friedensschluß, mit der Wiederherstellung des Eigentums, geprüft, mit Preisen ver-
sehen und bezahlt werden. Dann braucht sich der Soldat nicht mit Geld zu bela-
sten, und man wird ihm entsprechend mehr Proviant mitgeben können. Allein die
100 Millionen im Juliusturm wogen in Gold 40 000 Kilo und in Silber über eine
Million Kilo. Eine Million Kilo Patronen wäre doch entschieden besserer Ballast.


Von der Einwirkung eines solchen Kriegsschatzes auf die Währung wollen wir
gar nicht reden. Der Zweck ist ein fiskalischer, und vom Standpunkt der Währung
ist jede Vermehrung des Geldangebots, die nicht von der Aufrechterhaltung der
Währung verlangt wird, Pfuscherei und
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Schwindel. Der Markt, nicht die Geldbedürfnisse des Staates sollen angeben, wie-
viel Geld angeboten werden darf. Wenn 100 Millionen, also das Geld für einen
etwa zehntägigen Kriegszug als Kriegsschatz nützlich sind, dann müßten die vollen
fünf Milliarden aus Paris, also das Geld für einen langen Feldzug, noch besser
sein. Wohin würde das aber geführt haben, wenn man den deutschen Markt mit
einem solchen Goldberg überschwemmt hätte?


In der Schweiz hat man auch einen Kriegsschatz, aber dieser besteht nicht in
Gold und Pantoffelschnallen, sondern in Weizen. Das ist ein gesunder, wenn auch
ein kostspieliger Gedanke, denn der „Bundesweizen“ muß alle Jahre erneuert, d.
h. gegen frischen Weizen neuer Ernte umgetauscht werden, und dieser Umtausch,
wie auch die Aufbewahrung, kosten immer einen Haufen Geld. Aber wenn es zum
Klappen kommt, dann hat die Heeresverwaltung verdaulichen Weizen, kein unver-
dauliches Gold. Was würde in Deutschland der Goldschatz genützt haben, wenn
die Getreidezufuhren abgeschnitten worden wären? Wie nützlich wäre dagegen in
diesem Falle ein Reichskriegsschatz von 100 oder 1000 Millionen in Weizen gewe-
sen! Zur Aufbewahrung eines solchen Schatzes würde zwar eine Militärwache
nicht ausreichen, es würden ca. 10% an Lagerkosten jährlich draufgehen, aber es
wäre Brot, kein Gold.


Übrigens, die Geldreserve im Juliusturm war ja nur das vergrößerte Spiegelbild
der kleinen bürgerlichen Privatgeldreserve. Der Staat betrieb im Großen, was der
Spießbürger im Kleinen betrieb. Hier 100 Millionen im Juliusturm, dort 100 Mk. im
Koffer. Ans Geld als letzten Rettungsanker klammerten sich alle, der Staat und die
Bürger. Ein wunderlicher Gedanke! Gold, mein Gott, was ist denn Gold? Material
für Armbänder, für Nürnberger Tand, mehr nicht. Warum hängen an den Relingen
der Auswandererschiffe Rettungsboote, aber keine Pantoffelschnallen? Warum gibt
man auf den Schiffen jedem Passagier als Kopfkissen einen Rettungsgürtel, nicht
ein goldenes Armband? Warum bauen wir Kriegsschiffe, warum begnügen wir uns
nicht mit einem Kriegsschatz? Wir lachen über den Schwarzen, der sich mit einem
Amulett aus der Haut eines Missionars vor feindlichen Kugeln zu schützen sucht;
aber war der Schatz im Juliusturm wirklich mehr als ein solches Amulett?


Nun, mit der Geldreform ist der Glaube an die Zauberkraft des Goldes ver-
schwunden, und der Kriegsschatz ist aufgelöst worden. Aber nicht allein der
Reichskriegsschatz ist aufgelöst worden, sondern auch die Millionen kleiner
Privatkriegsschätze sind es. An ihre Stelle ist etwas Bestimmteres, Wirksameres
getreten, nämlich Vorräte. Man zieht seit Einführung der Geldreform Vorräte dem
baren Gelde vor, denn, verderben auch diese mit der Zeit, müssen sie vor Mäusen
geschützt werden, mit dem Reformgeld steht es nicht besser. Und weil man doch
einmal das Geld in Lebensmittel umsetzen muß, so ist es besser, gleich solche
anzuschaffen, statt Geld aufzubewahren. Und so haben sich denn nach Auflösung
der Millionen kleiner und großer Kriegsschätze ebenso viele kleine und große
Vorratskammern gebildet, die, zusammengerechnet, eine ungeheure Masse von
Lebensmitteln, wirkliche Kriegsschätze, ausmachen. Diese Kriegsschätze sind da,
wenn man sie braucht; der Staat braucht sich nicht darum zu kümmern, braucht
kein Geld dafür auszugeben, nicht für ihre regelmäßige Erneuerung zu sorgen.
Nicht 100 armselige Millionen sind hier,
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sondern 100 X 100 Millionen. Nicht in Gold, das, wenn es darauf ankäme, versa-
gen würde, sondern in wirksamen, verdaulichen Dingen. Kein Flitter, kein Tand,
keine Schimäre, keine Steine – sondern Brot.


Dabei wird ohne die Staats- und Privatgeldreserven mit dem Reformgeld im
Kriegsfall mehr und besseres Geld in Umlauf bleiben als mit den goldenen Staats-
und Privatgeldschätzen. Das Geld wird auch in Kriegszeiten umlaufen, und zwar
kein Pfennig zu viel noch zu wenig, sondern genau so viel, wie der Handel braucht,
um den allgemeinen Preisstand der Waren auch in Kriegszeiten nicht zu verän-
dern.


XIV. Der Gläubiger
Daß ich nicht gut auf die Geldreform zu sprechen bin, wer kann es mir verden-


ken; hat mir doch diese Reform den Zinsfuß herabgedrückt, droht sie sogar bei
internationaler Einführung, den Zins ganz zu beseitigen! Aber ich muß gestehen,
sie hat auch für mich Gutes geleistet, mir manche Sorge verscheucht. Ich kann
wenigstens wieder schlafen.


Was war früher die „Mark deutscher Reichswährung“, die mir der Staat, die
Gemeinden, der Privatmann schuldeten in Form von Staatsschuldscheinen,
Wechseln, Hypotheken, Obligationen? Niemand wußte darüber Auskunft zu geben,
und wenn man mich gefragt hätte, ich hätte es auch nicht sagen können. Was war
ein preußischer Taler vor der deutschen Münzreform? Auf dem Taler stand XXX ein
Pfund fein; d. h. aus einem Pfund Feinsilber prägte Preußen 30 Taler. War nun ein
Taler der 30. Teil von einem Pfund Feinsilber? Mitnichten, denn dann wäre der 30.
Teil von einem Pfund Feinsilber auch heute noch ein Taler. Sind 60 Stück ein
Schock, dann sind auch, nachdem man zum Dezimalsystem übergegangen ist, ein
Schock immer noch 60 Stück. Wenn ein Taler dasselbe war wie eine bestimmte
Menge Silber, warum belastete man den Staat mit dem Silber; warum ließ man
nicht den Privatmann im Besitz des Silbers? Dieser hatte dann ja alles in der Hand,
worauf er gesetzlich Anspruch erheben konnte.


Also, was war damals ein Taler, und was ist heute eine Mark d. R. W.? Auch letz-
tere ist durchaus nicht identisch mit einem Häufchen Gold; wenigstens wurden die
Besitzer des Goldes lange Gesichter machen, wenn man im Entscheidungsfalle so
den Begriff „Mark d. R. W.“ bestimmen wollte! Was würde ich mit dem Gold anfan-
gen, wenn Gold kein Geld wäre, wenn ich für meine Pfandbriefe, Obligationen usw.
einfach so und so viel Kilo Gold erhielte? Ich bin doch kein Goldschmied. Ich will
Geld, kein Gold.


Der Staat machte aus Gold Geld, solange die Mehrheit im Reichstag damit ein-
verstanden war. Aber er konnte auch eines Tages sagen: Wir heben das freie
Prägerecht für das Gold auf und erklären das Gold als Geld außer Gebrauch. Wie
es übrigens mit dem Silber geschah, und wie man es jetzt mit der Geldreform
getan hat. Man hat sich bei beiden Reformen zu der Ansicht bekannt, daß der Taler
kein Häufchen Silber und die Mark kein Körnchen Gold war, sondern Geld, und
daß bei Aufhebung des Prägerechts der Staat die Inhaber und Gläubiger des
Geldes vor Schaden zu bewahren hat. Das war recht artig gehandelt, aber man
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war durch kein Gesetz, durch keinen vorhergegangenen gleichen Fall gehalten, so
zu handeln; im Gegenteil, diese Schadloshaltung der Inhaber der Münzen wider-
sprach der Geldtheorie, die bis dahin allgemeine Anerkennung genoß, nämlich,
daß die Münzen weiter nichts sind als Goldbarren, deren Gewicht und Feingehalt
durch den Stempel der Münze gewährleistet wird.


Nach dieser Theorie, die öffentlich unwidersprochen blieb, hätte der Staat einfach
den Münzen die Geldfunktion entziehen und jeden im Besitz seiner „Goldbarren“
lassen können. Einen Anhaltspunkt, um eine Entschädigungsklage anstrengen zu
können, boten weder die Gesetze, noch die als Gemeingut geltende allgemeine
Begriffsbestimmung des Geldes.


Übrigens, um ein Entschädigungsrecht nachweisen zu können, hätten die
Besitzer des Goldes den Begriff „Mark deutscher Reichswährung“ neu bestimmen
und dieser neuen Begriffsbestimmung wissenschaftliche Anerkennung verschaffen
müssen. Denn, war die Mark deutscher Reichswährung nicht ein Körnchen Gold,
sondern etwas Anderes, so mußte man doch angeben, genau angeben können,
was es war, um danach die Höhe der Entschädigung abmessen zu können. Wie
hätte man den Schaden sonst nachweisen können? Gold blieb doch Gold, wie ein
Taler der XXX. Teil von einem Pfund fein blieb, auch wenn man dem Silber 100-
mal das Prägerecht entzog.


Die Geldreform hat nun die Frage entschieden, was eine Mark deutscher
Reichswährung sein soll, und was sie sein soll, das wird sie nun auch in aller
Zukunft sein. Und ich muß gestehen, daß man uns Kapitalisten dabei auf höchst
anständige, ich möchte fast sagen freigebige Weise behandelt hat, indem man uns
freistellte, an den Staatskassen die goldenen Münzen gegen Reformgeld umzutau-
schen. Durch kein Gesetz war man dazu verpflichtet, keine Geldtheorie legte dem
Staat die Pflicht auf, die vollwichtigen goldenen Münzen „einzulösen.“ Auf den
Banknoten ja, und ebenso auf den Scheidemünzen, da lastete die Pflicht der
Einlösung gegen Gold, aber das Gold selbst brauchte der Staat nicht „einzulösen.“
Wenn der Staat auch eine Einlösungspflicht dem Gold gegenüber gehabt hätte, so
hätte man doch vor allen Dingen bestimmen müssen, womit der Staat das Gold
einzulösen hat. Daß man das nicht tat, daß man diese Frage überhaupt nicht erör-
terte, beweist wohl am besten, daß die Gläubiger und Kapitalisten mit der
Begriffsbestimmung, wonach die Mark d. R. W. ein Körnchen Gold von so und so
viel Gramm fein war, sich einverstanden erklärten. Es war also mehr als anständig,
daß der Staat das Gold übernahm und die Verluste bei der Veräußerung dieses
Metalls auf seine Rechnung nahm. Man hätte auch anders handeln können, denn
der Staat braucht ja das Gold nicht; er übernimmt es nur, um die Münzen einzu-
schmelzen und dann in Barrenform meistbietend für gewerbliche Zwecke zu ver-
kaufen. Und dieser Verkauf, trotzdem er sehr vorsichtig betrieben wird, bringt dem
Staat bedeutend weniger Papiergeld ein als er selbst dafür gegeben hat. Nun kann
zwar der Staat diesen Verlust tragen, weil ihm ja das Papiergeld nichts kostet, aber
es ist doch eine Mindereinnahme. Jedoch nicht hier, in dieser effektiven
Metallmasse, liegt die Bedeutung der Sache, sondern in der Anerkennung, daß
auch unsere Goldforderungen, die die baren Metallbestände vielleicht 100-mal
übersteigen und von denen manche erst in 100 Jahren fällig sind, auch in
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Papiergeld bezahlt werden sollen, und zwar auf Heller und Pfennig, eine Mark in
Reformgeld für eine Mark in Gold.


Ich bin also in dieser Beziehung völlig sichergestellt, und ich kann wieder schla-
fen. Ich weiß jetzt, was eine Mark d. R. W. ist, daß ich das, was ich in Waren für
eine Mark gegeben, auch immer in Waren dafür erhalten soll, heute, morgen,
immer. Ich erhalte weniger Zins als früher, und vielleicht erhalte ich mit der Zeit gar
keinen Zins mehr, aber mein Eigentum ist mir wenigstens sichergestellt. Was nüt-
zen die Zinsen, wenn das Kapital immer auf dem Spiel steht? Wie gingen doch mit
den Preisen der Waren auch die Kurse der Industriepapiere auf und ab, und allge-
mein anerkannt war der Satz, daß es schwerer sei, ein Vermögen zu erhalten, als
ein Vermögen zu erwerben. Die großen Vermögen der Spekulanten setzten sich in
der Hauptsache aus den Trümmern der Vermögen anderer zusammen. Und von
den Goldfunden, von der Möglichkeit großer Goldfunde wollen wir gar nicht reden.
Die Wissenschaft konnte jeden Tag der Herkunft des Goldes auf der Erdoberfläche
auf die Spur kommen und dann diese Spur verfolgen. Auch wurde von der Einheit
der Substanz gesprochen, und man versicherte, daß das Gold nur eine besondere
Form dieser Substanz wäre. Man mußte also darauf gefaßt sein, daß man eines
schönen Tages jeden beliebigen Stoff in Gold „umformen“ wurde. Eine heikle
Geschichte! „Neunzig Tage von heute ab zahlen Sie an meine Order die Summe
von tausend Mark d. R. W“, so lauteten die Wechsel in meiner Mappe. „Warten
Sie“, sagt nun der Schuldner, „hier ist etwas Asche im Ofen, ich will Ihnen die 1000
Mark d. R. W. gleich fabrizieren. Ich brauche hier nur auf den Knopf zu drücken.
Hier, sehen Sie, hier sind die 1000 Mark d. R. W., es ist sogar etwas mehr gewor-
den!“


Und dabei unsere Gesetze, die für ähnliche Fälle nichts vorgesehen hatten und
eine in Zukunft vielleicht notwendig werdende neue Begriffsbestimmung für die
„Mark d. E. W.“ dem Ermessen der Volksvertretung überließen, einer Vertretung,
die vielleicht in der Mehrheit aus unseren Schuldnern bestehen könnte. Tableau!
[Die Verhältnisse finden sich eingehend behandelt in meiner Schrift: Das Monopol
der Schweizer Zentralnotenbank.]


Noch gefährlicher erschien mir meine Lage als Gläubiger, wenn ich an die
Möglichkeit dachte, daß andere Staaten die Goldwährung abschaffen könnten,
während unser Staat die freie Goldprägung aufrecht erhielt. Denken wir uns nur
den Fall, daß die Vereinigten Staaten die widerspruchsvolle Frage, „ob Silber“ oder
„ob Gold“ zur Münze nach den Gesetzen zugelassen werden soll, in dem Sinne
entschieden hätten, daß, um unparteiisch den Gläubigern und Schuldnern gegen-
über zu bleiben, beide Metalle entmünzt werden müßten, falls sie beide miteinan-
der sich nicht vertragen konnten. Dies wäre sicherlich das vernünftigste gewesen,
um die Widersprüche in den Währungsgesetzen der Vereinigten Staaten zu besei-
tigen und um das Gesetz vor dem Vorwurf der Parteilichkeit zu schützen. Aber
wohin hätte das geführt? Die in Amerika nutzlos gewordenen Goldmassen hätten
sich über Deutschland ergossen und hier alle Preise in die Höhe getrieben, viel-
leicht um 50%, möglicherweise auch um 100 und 200 Prozent. So daß ich an mei-
nem Kapital durch die allgemeine Preissteigerung einen größeren Verlust erlitten
hätte als ich jetzt durch den Rückgang des Zinsfußes erleide.
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O, es war eine gefährliche Kapitalanlage, die Anlage in Papieren, die in Mark d.
R. W. zurückzahlbar waren. Doch jetzt ist alle Gefahr vorüber. Ob die Vereinigten
Staaten zur Papierwährung oder Doppelwährung übergehen, ob die Bank von
England ihre Geldbestände in Umlauf setzt, ob Japan und Rußland die
Goldwährung aufrechterhalten, was ficht uns das an? Ob viel, ob wenig Gold
„gefunden“ wird, es wird dafür kein Pfennig mehr, kein Pfennig weniger Geld in
Umlauf gesetzt; ob das vorhandene Gold angeboten wird oder nicht, was kann das
der deutschen Währung noch verschlagen? Unter allen Umständen erhalte ich für
eine Mark d. R. W. an Waren so viel, wie ich selbst dafür gab, denn so ist der
Begriff „Mark d. R. W.“ jetzt gesetzlich und wissenschaftlich bestimmt worden. Und
wenn die Volksvertretung schließlich auch in ihrer Mehrheit aus Schuldnern
bestünde, die einen persönlichen Vorteil davon hätten, die Mark zu verkleinern, sie
könnten ihren Gelüsten nicht ohne offenen Treubruch und ohne Diebstahl frönen.
„Hier ist der Durchschnittspreis aller Waren, ein fester unveränderlicher Maßstab
für das Geld. Nun habt ihr die Mark verkleinert, jedermann sieht’s und kann es
nachmessen. Ihr tatet das in eurem persönlichen Interesse, um weniger zurückzu-
geben, all ihr schuldet! Diebe seid ihr, Diebe, Diebe!.“


Aber bei hellerlichten Tage vor jedermanns Auge zu stehlen, das tat man nicht.
Im trüben, heißt es, ist gut fischen! Trüb war die Währung früher, ein Eldorado für
Diebe; jetzt ist das Wasser geklärt und für jedermann durchsichtig.


XV. Der Schuldner
Man mußte schon der Familie der Dickhäuter entstammen, wenn man sich nicht


beleidigt fühlen sollte durch die Schimpfnamen, womit wir Agrarier im Parlament, in
der Presse und im Privatleben betitelt wurden. Brotwucherer, Spitzbuben, Bettler!


Daß die Sozialisten über uns herfielen, weil wir ihnen das Brot verteuerten, läßt
sich begreifen. Ihnen gegenüber spielten wir die Rolle der Angreifer; sie hatten; sie
hatten uns nichts getan, was unseren Angriff auf ihre an sich schon magere Kasse
rechtfertigte. Daß aber auch die anderen Parteien, die uns durch so manches
Gesetz schwer geschädigt hatten, um sich selbst zu bereichern, in das Lied der
Sozialisten einstimmten, das finde ich einfach lächerlich. Das beweist, daß diese
Parteien überhaupt noch nicht wissen, was Politik ist. Politik ist Macht, und wer die
Macht hat, macht die Politik und beutet sie aus zu seinem Profit. Früher hatten die
liberalen Parteien die Macht und beuteten sie aus; jetzt ist die Reihe an uns. Also
wozu die Schimpfnamen; sie fallen ja auf alle zurück, die jemals die Macht gehabt
haben und die sie in Zukunft haben werden.


Dabei waren die Liberalen entschieden die Angreifer in diesem Streite. Sie griffen
uns mit der Goldwährung an; wir suchten die Doppelwährung wieder herzustellen,
um uns zu verteidigen. Als uns das nicht gelang, nahmen wir Zuflucht zu den
Zöllen. Warum hatte man uns die Doppelwährung genommen, auf die unsere
Hypotheken lauteten; warum zwang man uns, mehr zurückzuzahlen, als wir erhal-
ten hatten? Warum fälschte man den Sinn und Inhalt unserer Schuldurkunden,
indem man uns die
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Wahl zwischen Gold und Silber nahm? Warum beraubte man uns zugunsten unse-
rer Gläubiger all der Chancen, die in der Möglichkeit lagen, unsere Schulden mit
dem billigeren von zwei Metallen zu bezahlen? Ob ich nach freier Wahl meine
Schuld mit 1000 Kilo Kartoffeln oder mit 100 Kilo Baumwolle zahlen kann, oder ob
ich dagegen nur mit Kartoffeln zahlen muß, ist doch durchaus nicht gleichgültig.
Ohne irgendeine Entschädigung hatte man uns die Gewinnmöglichkeiten dieser
Kontraktklausel genommen. Nach freier Wahl hätte ich sonst mit 160 Pfd. Silber
oder mit 10 Pfd. Gold bezahlen können, und mit dem billigsten der beiden Stoffe
hätte ich natürlich bezahlt, wie ich ja auch mit dem billigsten der beiden Stoffe
bezahlt wurde. Wieviel diese Gewinnmöglichkeiten oder Chancen bedeuteten, das
sahen wir nachher am Preisstand des Silbers im Vergleich zum Gold. Um 50% war
das Gold im Vergleich zum Silber teurer geworden: Statt 100 000 Mk. betrugen
meine Schulden 200 000 Mk. – nicht nominell, sondern, was viel schlimmer ist,
effektiv. Doppelt so viel meiner Produkte mußte ich jährlich aufbringen für die
Verzinsung meiner Schuld. Statt 50 Tonnen Weizen mußte ich diesem Zwecke
jährlich 100 Tonnen widmen. Wären wir bei der Silberwährung geblieben, so hätte
ich die 50 Tonnen, die ich an Zins mehr zahlen mußte, für die Schuldentilgung ver-
wenden können, und ich wäre meine Schulden längst los gewesen.


Ist nun eine solche Behandlung der Schuldner, die die Liberalen guthießen, kein
unerhörter Betrug?


Wenn nicht alle Schuldner wie ein Mann dagegen protestierten, wenn der
Widerspruch auf die Agrarier und sonstigen Pfandschuldner beschränkt blieb, so ist
das damit zu erklären, daß die meisten anderen Schuldner, die mit Personalkredit
arbeiteten, in dem bald nach Einführung der Goldwährung eingetretenen großen
Krach durch Bankrott sich ihrer Schulden entledigten und darum an der Sache kein
Interesse mehr hatten.


Als wir dann, unter Berufung auf den Umstand, daß der Weizen unter der
Goldwährung von 265 Mk. auf 140 Mk. heruntergegangen war, die
Wiedereinführung der Silberwährung forderten, weil wir für unsere Pfandbriefe ja
Silber und kein Gold erhalten hatten, da lachte man uns aus und sagte, wir ver-
stünden nichts von der Währung, von den Bedürfnissen des Handels. Die
Goldwährung hätte sich vortrefflich bewährt (Beweis: der große Krach und der
Rückgang der Preise!) und man dürfte nachträglich nichts mehr daran ändern,
sonst wäre Gefahr, daß das ganze Wirtschaftsgebäude einstürzen könnte und daß
die Eigentumsbegriffe total verwilderten. Wenn es uns wirtschaftlich schlecht ginge,
trotz den Segnungen der Goldwährung, so läge das an unseren rückständigen
Betriebsmethoden; wir sollten die neuen Maschinen probieren, mit Kunstdünger
arbeiten, Handelsgewächse bauen, um so mit geringeren Kosten mehr Erträge zu
gewinnen und trotz niedrigeren Preisen bestehen zu können. Wir wären im Irrtum;
der „Wert“ des Goldes wäre fest, nur der „Wert“ der Waren wäre gefallen infolge
verminderter Produktionskosten! Denn das Gold habe einen „festen, inneren Wert“,
und alle Preisschwankungen kämen von den Waren her!


Na, wir suchten die guten Ratschläge auszuführen und mit geringeren
Produktionskosten zu arbeiten. Auch der Staat half uns mit billigen Bahntarifen und
niedrigen Fahrpreisen für die polnischen Arbeiter. Und wir
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erzielten auch tatsächlich mit gleicher Arbeit größere Ernten. Aber was half das,
wenn mit den größeren Ernten die Preise fielen, von 265 Mk. auf 140 Mk., wenn
wir für die größeren Ernten weniger Geld lösten? Geld brauchten wir, Geld forder-
ten unsere Gläubiger, keine Kartoffeln und Zuckerrüben! Sie bestanden auf ihrem,
gesetzlich zu ihren Gunsten gefälschten Schein und forderten Gold!


Geld, mehr Geld, billiges Geld, dazu hätte uns die Silberwährung verholfen, aber
da man uns diese versagte, so suchten wir nach anderen Mitteln, um aus unseren
Produkten mehr Geld herauszuschlagen. Und so kamen wir auf die Idee der Zölle.


Hätte man uns die Silberwährung gelassen, so wären die Zölle nicht nötig gewe-
sen, und die ganze Verantwortung für die Zölle wälzen wir darum von uns ab auf
die, die uns Brotwucherer, Bettler, Diebe nannten, auf die, die uns mit der
Goldwährung bestohlen haben.


Diese ganze häßliche und schmutzige Geschichte, die so viel böses Blut
geschaffen hatte und volksverhetzend wirkte, wäre vermieden worden, wenn man
sich die Mühe gegeben hätte, bei der Münzreform den Begriff Taler oder Mark
gesetzlich zu bestimmen, wenn man die Fälle aufgezeichnet hätte, die den Staat
zur Entmünzung des Silbers oder Goldes berechtigen sollten.


Bei der kolossalen Bedeutung der Sache war es leichtsinnig, liederlich von bei-
den Seiten, so blindlings den Taler, die Mark als Grundlage ihrer Geschäfte zu
benutzen und die Beantwortung der Frage: „Was ist eine Mark d. R. W.?“ zu einer
politischen Frage, zu einer Machtfrage zu machen.


XVI. Im Arbeitsamt
Seit Einführung der Geldreform hat die Anmeldung von Arbeitslosen auf einmal


aufgehört, und ich und meine Beamten sind überflüssig geworden. Das Geld selbst
sucht jetzt die Ware auf, und Ware ist Arbeit. Wer Geld hat, sucht es jetzt unter
allen Umständen unterzubringen, sei es durch Kauf von Waren, durch neue
Unternehmungen oder durch das Verleihen an andere, die es persönlich gebrau-
chen können. Und zwar (und hierin liegt der Unterschied gegen früher) geschieht
dies unter allen Umständen, ohne irgendwelche Rücksicht auf persönliche oder
politische Verhältnisse; ja selbst der Rückgang im Zinsfuß, der völlige Wegfall des
Zinses und des Profites kann das Angebot des Geldes nicht verhindern. Selbst den
Fall angenommen, daß die kaufmännische Anschaffung von Waren einen Verlust
statt Profit brächte, könnte dies das Angebot des Geldes nicht verhindern. Es ver-
hält sich mit dem Geld jetzt genau wie mit den Waren im allgemeinen; auch diese
werden angeboten, selbst wenn der Verkauf Verlust bringt.


Wer in den Besitz von Geld gelangt ist, muß es wieder in Umlauf setzen, einerlei,
was dabei herauskommt, ob Gewinn, ob Verlust. Einerlei, das Geld befiehlt, es dul-
det kein Gefängnis, es zerbricht die Ketten. Den Spekulanten, den Bankier, der das
Geld zum Zwecke des Angriffs oder auch nur zur eigenen Verteidigung am Umlauf
verhindern will, schlägt es nieder. Mit der Kraft des Dynamits zersprengt es die
Geldkasten, die Gewölbe der Banken wie auch den Koffer des Stallknechts, um die
Frei-     Freiheit
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heit zu erlangen und sich auf den Markt zu stürzen. Wer Ware verkauft und Geld
dafür eingelöst hat, muß dieses Geld wieder in Waren umsetzen. Und
Warenumsatz heißt Warenabsatz, und wo Waren abgesetzt werden, da ist Arbeit.


Das Geld ist also zu einem Automaten für Arbeitsnachweis geworden. Das Geld
ist jetzt materielle Nachfrage, und Nachfrage ist Absatz, Absatz aber ist Arbeit. Die
Geldreform hat uns also eine automatische und organische Arbeitsversicherung
gebracht. Keine bürokratische, kapitalistische Arbeitsversicherung, sondern die
Versicherung, die der Arbeitsteilung von Natur aus anhaftet, weil ja die Arbeit
Waren erzeugt und die Waren nur das eine Interesse haben – sich gegenseitig
auszutauschen. Durch das Dazwischentreten des Goldes war der Tausch zwei
fremden Gewalten, dem Zins und dem Profit, tributpflichtig geworden, anorgani-
schen Elementen, die den Tausch der Produkte störten. Zins und Profit waren die
selbstverständliche Voraussetzung des Tausches der Produkte und der Arbeit;
konnte beim Tausch kein Zins oder Profit herausgeschlagen werden – so stockte
der Warenaustausch, weil das Gold die Vermittlung versagte.


Jetzt, mit der Geldreform, kann von solchen Bedingungen überhaupt keine Rede
sein. Wie ein hungriger Löwe einhergeht, suchend, wen er verschlinge, so stürzt
sich das Reformgeld ohne jede Rücksicht auf die Ware, und Ware ist Arbeit. Denn
ob ich Ware kaufe oder einen Arbeiter unmittelbar beschäftige, bleibt sich gleich.
Der Kaufmann, dem ich die Ware abkaufte (mit Reformgeld natürlich), wird sein
Lager zu ergänzen und sich seines Geldes zu entledigen suchen – indem er dem
Unternehmer neue Waren bestellt.


Eine lächerlich einfache Arbeitsversicherung, ein lächerlich einfacher
Arbeitsnachweis. Jede Mark, die der Staat in Umlauf setzt, ersetzt ein
Arbeitsgesuch; je 1000 solcher Zettel ersetzen ein Arbeitsamt. Wer Ware verkauft
und Geld dafür einlöst, kauft (direkt, oder indirekt durch den, dem er das Geld leiht)
sofort wieder Ware, so daß also jeder so viel Ware kauft wie er verkauft und jeder
so viel Ware verkauft wie er kauft. Bleibt dabei ein Überschuß, so sinken die
Preise, und ein allgemeiner Preisfall ist für den Staat das Zeichen, die
Geldschleusen zu öffnen. Es kann also überhaupt kein Rest verbleiben. Soviel
Waren erzeugt werden, soviel werden auch verkauft. Wie soll da noch
Absatzstockung, Überproduktion, Krise und Arbeitslosigkeit möglich sein? Alle
diese Erscheinungen können doch nur da beobachtet werden, wo man zeitweise
oder allgemein und regelmäßig weniger Ware kauft als man selbst erzeugt.


Es versteht sich wohl von selbst, daß die Geldreform dem einzelnen Unternehmer den Absatz der


Produkte nicht gewährleisten kann, sondern nur der Allgemeinheit. Erzeugt jemand schlechte


Waren, fordert jemand zu hohe Preise, arbeitet jemand darauf los, ohne die Marktbedürfnisse zu befra-


gen, so wird ihm auch die Geldreform die Waren nicht absetzen können. Das Wort „unbegrenzter


Absatz“, das hier wiederholt gebraucht wird, gilt für die Gesamtheit; weder Zinsforderungen noch


Konjunkturen werden nach Einführung der Geldreform dem Absatz noch im Wege stehen können.


Jeder wird sofort und genau so viel kaufen müssen wie er selbst verkauft hat, und wenn jeder das


tut, so kann kein Überschuß bleiben. Hat jemand persönlich keinen Warenbedarf, so hört er auf zu


arbeiten oder er verleiht den Geldüberschuß an andere, die mehr Waren
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kaufen müssen als sie selbst augenblicklich zu verkaufen haben. Ist die Konkurrenz in einer Ware


(Zuckerrüben, Eisen, Tanzunterricht usw.) zu groß, so gehen die Preise derselben herunter, während


alle anderen Waren im Preise unverändert bleiben. Lohnt sich die Produktion zu den herabgesetzten


Preisen nicht, so wird jeder wissen, was er tun soll.


Wie war es früher? Der Kaufmann mußte für sein Geld Zins zahlen und machte
also den Kauf von Waren abhängig von einem Zinsertrag. War es nach Lage der
Verhältnisse nicht möglich, den Zins auf den Verkaufspreis der Waren zu schlagen,
so ließ er die Produkte der Arbeiter unberührt, und diese feierten wegen Mangels
an Absatz. Kein Zins – kein Geld – kein Austausch der Produkte, kein Tausch –
keine Arbeit.


Zins war die selbstverständliche Voraussetzung des Geldumlaufs, der Arbeit.
Sogar die Reichsbank hätte ohne Zins kein Geld ausgegeben, selbst dann nicht,
wenn allgemein anerkannt worden wäre, daß Geld auf dem Markt fehlt – obschon
sie statutengemäß ihre Hauptaufgabe darin zu erblicken hatte, den Geldumlauf
den Verkehrsbedürfnissen anzupassen. Auch bei der Reichsbank kamen selbstver-
ständlich die Verkehrsbedürfnisse erst dann zur Berücksichtigung, nachdem die
Zinsbedürfnisse des Geldes befriedigt waren. (Ich mache der
Reichsbankverwaltung daraus keinen Vorwurf; kein Gott hätte mit den stümperhaft
zugestutzten Vollmachten der Bank Vernünftiges schöpfen können.)


Heute hat der Geldumlauf überhaupt nichts mehr zur Voraussetzung; der
Geldumlauf stellt keine Bedingungen mehr. Geld ist = Absatz, einerlei, was dabei
herauskommt.


Der Kaufmann hatte natürlich den Profit im Sinne, d. h., der Verkaufspreis mußte
den Einstandspreis übersteigen. Das war die natürliche, selbstverständliche, übri-
gens vollberechtigte Voraussetzung jeder kaufmännischen Operation. Dabei war
der bezahlte oder gestundete Einstandspreis in jedem Falle eine bekannte, unab-
änderliche Größe (ausgenommen bei Konsignationsgeschäften), während für den
Verkaufspreis nur Aussichten, Möglichkeiten, Hoffnungen, kurz
Wahrscheinlichkeitsrechnungen vorlagen. Der Verkaufspreis war immer aleato-
risch, d. h., jede kaufmännische Handlung war im Grunde genommen ein
Hasardspiel, der ganze Handel eine Spielbank á la Montecarlo. Denn zwischen
Kauf und Verkauf liegt Zeit, während deren sich manches auf dem Markte ändern
konnte.


Der Kaufmann studierte vor jedem Kauf die Marktverhältnisse, die Konjunkturen,
die Politik im Innern, die Politik im Ausland. Glaubte er, daß andere dasselbe
glaubten, was er glaubte, nämlich daß eine allgemeine Hausse in Aussicht stehe,
so beeilte er sich, zu kaufen, um mit möglichst großen Lagerbeständen an der
erwarteten Preissteigerung beteiligt zu sein. Hatte er sich nicht geirrt, hatte er, so
wie er glaubte, viele Glaubensgenossen, und kauften darum viele, so mußte schon
ganz allein darum und ohne jeden anderen Grund das eintreten, was sie von Gott
weiß welchen Umständen erwarteten, nämlich eine allgemeine Preissteigerung.
Denn das ist doch klar, wenn jeder an eine kommende Hausse glaubt, so kauft
jeder, der eine Geldreserve besitzt, und wenn alle Geldreserven zu Käufen verwen-
det werden, so müssen die Preise steigen.


In diesem Falle hat man den unmittelbaren Beweis, daß der Glaube an und für
sich schon selig macht.
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Umgekehrt natürlich verhielt es sich beim „Glauben“ an eine Baisse. Wenn Müller
glaubte, daß die Kaufmannschaft allgemein an eine kommende Baisse glaubte, so
suchte er sich seiner Warenbestände zu entledigen, indem er einerseits den Verkauf
zu forcieren suchte, nötigenfalls durch Preisermäßigung (!), andererseits, indem er
nichts bestellte und seine Aufträge auf günstigere Zeiten verlegte. Aber, so wie er,
handelten auch wieder seine „Glaubensgenossen“, und darum, darum ganz allein
traf das ein, was sie befürchteten. Ihr Glaube hatte sie ruiniert. Denn unter der
Goldwährung geschah immer alles, was man glaubte. Der Glaube regierte absolut.
Der Glaube an eine Hausse und Baisse genügte vollständig zu seiner materiellen
Begründung!


Vom Glauben, von der Stimmung, vom Wetter hing es ab, ob Geld angeboten
wurde oder nicht, ob die Arbeiter feiern mußten oder ob sie mit Nachtarbeit und
Überstunden arbeiten durften. Vom Glauben! Das Angebot der gesamten
Geldreserven hing vom Glauben ab.


Jetzt, nach der Geldreform, ist das ganz anders geworden. Das Geld fragt den
Besitzer nicht nach seinem Glaubensbekenntnis, nicht nach seiner Stimmung. Das
Geld befiehlt einfach, es erteilt die Bestellung selbstherrlich; der Kaufmann ist zum
Schreiber degradiert.


Aber gerade darum, weil der Glaube aus dem Handel ausgemerzt wurde, weil
Glaube, Hoffnung und Liebe zum Profit ganz ohne Einfluß auf den Geldumlauf blei-
ben, bleibt auch die Nachfrage auf dem Markte stets sich selber gleich und erweisen
sich alle kaufmännischen Hoffnungen und Befürchtungen als Privatvergnügungen
ohne irgendeinen Einfluß.


Die Nachfrage nach Ware und die Arbeit gehen nicht mehr neben dem Gelde, als
Willensakte einher, sie sind der Botmäßigkeit der Geldbesitzer nicht mehr unterstellt,
sondern das Geld ist die Nachfrage selbst.


Es war früher selbstverständlich und natürlich, daß jeder Arbeiter auf „die Suche
nach Geld, d. h. nach Arbeit“ ging. Nur ausnahmsweise ging das Geld auf die
Suche nach Arbeit. Das Geld ließ die Ware, die Arbeit an sich herankommen.
Niemand fand daran Anstoß, niemand verwahrte sich gegen diesen Verstoß gegen
die Gesetze der Gleichberechtigung. Jeder gab sich mit diesem Vorrecht des Geldes
zufrieden. Wahrscheinlich, weil man glaubte, daß dieses Vorrecht mit dem
Geldwesen untrennbar verbunden sei. Während der Arbeiter und der Besitzer von
Waren durch jeden Aufschub des Verkaufes schweren Schaden erlitten, der mit
jedem Tage wuchs, heckte das Geld dem Käufer Zinsen. Also war es natürlich, ganz
normal und selbstverständlich, daß, wenn die Käufer säumten, die Verkäufer sich
aufmachten, um die Käufer persönlich zum Kauf zu veranlassen!


Heute ist auch diese Anschauung ihrer Selbstverständlichkeit entkleidet worden.
Auch in dieser Beziehung ist es anders geworden. Denn dem Geldbesitzer brennt
das Geld in der Tasche ebenso sehr, wie den Arbeiter die Vergänglichkeit seiner
Arbeitskraft (die sich nicht aufstapeln läßt) an die Notwendigkeit erinnert, diese mög-
lichst bald an den Mann zu bringen. Der Geldbesitzer wartet also nicht mehr ruhig
ab, daß ihn der Warenbesitzer (Arbeiter) aufsucht. Er sieht sich um, steht früher auf,
geht der Ware auf halbem Wege entgegen.


Im Eisenbahnwaren hörte ich kürzlich einen Mann mit Stelzfuß, der auf der Suche nach Arbeit war,
sagen: „Es müßte eine Einrichtung erfunden werden, die uns die Arbeit zuträgt, statt daß wir uns auf die
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Suche begeben müssen, so oft wir Arbeit brauchen. Namentlich für einen Krüppel, wie ich bin.“ Da


dachte ich an das Reformgeld.


Und wenn sich zwei gegenseitig suchen, so treffen sie sich eher und sicherer, als
wenn das Suchen nur einseitig betrieben wird. Es stände schlecht um die ganze
Tierwelt, wenn sich die Weibchen vor den Männchen zu verbergen suchten; wie
würde der Unke im Teiche die Unke finden, wenn diese nicht auf seinen Ruf aus
dem Schlamme hervorkröche?


Dabei hatte aber früher der Besitzer des Geldes ein Interesse, sich vor dem
Besitzer der Ware zu verbergen, denn durch langes Suchen wurde dieser noch
mürber. Mit dem Schlafrock und in Pantoffeln, um sich den Anschein zu geben,
daß ihn der Arbeiter oder Warenverkäufer im Schlafe gestört, daß er gar keine Eile
habe, so trat der Käufer dem Verkäufer entgegen.


Also, das Geld sucht jetzt die Ware unter allen Umständen. Das Geld ist plötzlich
hungrig geworden. Die Entfettungskur hat das Geld flink gemacht, seinen Spürsinn
geschärft. Es läuft zwar den Waren nicht nach, denn die Ware verkriecht sich nicht,
sie kann sich nicht verbergen, beide treffen sich aber auf halbem Wege.


Sucht die Ware das Geld, so sucht jetzt auch das Geld die Ware. Und findet das
Geld keine Ware, so wartet es nicht gemächlich ab, bis der Zufall ihm das
gewünschte in den Weg wirft, sondern es geht den Spuren der Ware nach bis zur
Quelle, und das ist die Arbeit.


Und so kommt es, daß das Geld zum Automaten für Arbeitsversicherung und
Arbeitsnachweis geworden ist und daß ich überflüssig geworden bin.


XVII. Der Mutualist
Mit der Geldreform ist unser ganzes Programm erschöpft und erledigt. Das Ziel,


wonach wir tastend strebten, ist erreicht. Was wir mittels komplizierter, unklarer
Einrichtungen, durch Warenbanken und Genossenschaften zu erwirken hofften,
nämlich einen vollkommenen Austausch der Produkte, das bringt uns in der denk-
bar einfachsten Weise die Geldreform. Wie sagte doch Proudhon [Diehl: Proudhon,


S.43 u. 90.]:


„In der sozialen Ordnung ist die Gegenseitigkeit die Formel der Gerechtigkeit. Die
Gegenseitigkeit ist in der Formel ausgedrückt: Tue anderen, was Du willst, daß
man Dir tue; in der Sprache der politischen Ökonomie ausgedrückt: Tauscht die
Produkte gegen andere Produkte, kauft euch eure Produkte gegenseitig ab. Die
Organisation der gegenseitigen Beziehungen, das ist die ganze soziale
Wissenschaft. Gebt dem sozialen Körper eine vollkommene Zirkulation, d. h. einen
exakten und regelmäßigen Tausch der Produkte gegen Produkte, und die mensch-
liche Solidarität ist eingeführt, die Arbeit organisiert.“


Gewiß, so ist es; Meister Proudhon hat recht, wenigstens so weit es sich um
Arbeitsprodukte, nicht um den Boden handelt; aber wie hätte man das erreichen
können? Das, was Proudhon selbst zur Erreichung
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dieser vollkommenen Zirkulation vorschlug, war ja ganz unausführbar; sogar im
Kleinen hätte eine Warenbank, wie sie Proudhon vorschwebte, kaum bestehen
können; wie aber die ganze Volkswirtschaft auf diese Weise organisieren?


Übrigens hätten wir uns fragen müssen, warum eigentlich von Natur aus die
Volkswirtschaft nicht schon organisiert ist, was eigentlich in unserer Volkswirtschaft
der vollkommenen Zirkulation der Produkte im Wege steht, warum wir uns nicht die
Produkte gegenseitig so abkaufen, wie es der exakte, regelmäßige Tausch der
Produkte verlangt? Diese Fragen hätten wir doch vor allen Dingen beantworten
müssen, ehe wir daran gingen, Vorschläge zu machen!


Zwar wußten oder ahnten wir, daß am Metallgeld etwas nicht in Ordnung war;
nicht umsonst nannte Proudhon das Gold „einen Riegel des Marktes, eine
Schildwache, die die Tore des Marktes besetzt und deren Losung ist, niemanden
durchzulassen“! [Mülberger: Proudhon, seine Werke und sein Leben.] Aber, warum das so
war, was eigentlich am Metallgeld falsch war, das wußten wir nicht, das haben wir
nie untersucht. Und doch hätten hier unsere Untersuchungen beginnen müssen,
wenn wir festen Boden unter den Füßen behalten wollten. Diese Unterlassung
führte uns von vornherein auf Abwege. In der Erhebung der Arbeit bzw. der Ware
auf die Rangstufe baren Geldes (d. h. des Goldes) erblickte Proudhon die Lösung
der sozialen Frage. Warum aber mußten die Produkte im Range „erhöht“ werden,
was war denn am Gold (damals Geld), was es über die Rangstufe der Arbeit
erhob?


Hier in diesem Gedanken, die Waren auf die Rangstufe des Goldes zu erhöhen,
war der Irrtum Proudhons. Er hätte den Satz umkehren und sagen sollen: Wir wol-
len, daß Geld und Waren auf gleicher Rangstufe zirkulieren sollen, daß das Geld
den Waren in keiner Lage und unter keinen Umständen vorgezogen werde, damit
so Waren zu Geld und Geld zu Waren werden. Nun gut, so laßt uns


das Geld doch auf die Rangstufe der Arbeit herabsetzen.
Wir können doch am Charakter der Waren im allgemeinen nichts ändern, wir


können den Waren im allgemeinen nicht die Vorzüge geben, die das Gold als
Ware besitzt. Wir können nicht verhindern, daß der Limburger stinkt, daß der
Tabak, der Guano stinkt, daß alles stinkt. Wir können dem Dynamit nicht die
Gefährlichkeit nehmen, nicht verhindern, daß das Glas bricht, daß das Eisen
rostet, das Pelzwerk von Motten zerfressen wird. Den Waren haften ausnahmslos
Mängel an, sie verderben, unterliegen Angriffen der Zerstörungselemente der
Natur, nur das Gold ist frei davon. Dabei hat das Gold noch das Vorrecht, Geld zu
sein, daß es als Geld überall verkäuflich ist, daß es sich ohne nennenswerte
Kosten von einem Orte zum anderen bringen läßt usw. Wie wollen wir nun errei-
chen, daß die Waren dem Gold gleich gestellt werden?


Aber umgekehrt können wir verfahren und sagen: Das Geld ist plastisch, man
kann damit machen, was man will, da es ja unentbehrlich ist. Setzen wir es auf die
Rangstufe der Waren herunter, geben wir ihm Eigenschaften, die alle üblen
Eigenschaften der Waren im allgemeinen ausgleichen!


—
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Diesen vernünftigen Gedanken hat nun die Geldreform ausgeführt, und die
Folgen zeigen zu unserer Freude und Genugtuung, wieviel Wahrheit und richtige
Beobachtung doch in den kernigen Aussprüchen Proudhons steckte, wie nahe er
an der Lösung unseres Problems vorbeirannte.


Mit der Geldreform ist das Geld auf die Rangstufe der Ware herabgesetzt wor-
den, und die Folge ist nun auch, daß die Ware dem Gelde in jeder Lage, zu allen
Zeiten gleichgestellt wird. Kauft euch euren Kram gegenseitig ab, sagte Proudhon,
wenn ihr Absatz und Arbeitsgelegenheit haben wollt. Das geschieht nun. In der
Ware ist nun zugleich Nachfrage und Angebot verkörpert, genau wie zur Zeit des
Tauschhandels, denn wer damals eine Ware auf den Markt brachte, brachte eine
andere Ware heim. Es ging also immer ebenso viel Ware hinaus wie herein.
Dadurch nun, daß mit der Geldreform der Gelderlös sich beim Verkauf von Waren
sofort wieder in einen Kauf von Waren verwandelt, löst das Angebot einer Ware
eine gleichgroße Nachfrage aus. Der Verkäufer, der froh ist, seinen Plunder los zu
sein, sieht sich durch die Beschaffenheit des Geldes gezwungen, den Erlös seiner
Ware unter allen Umständen dem Verkehr wiederzugeben, entweder durch persön-
lichen Kauf von Waren, durch den Bau eines Hauses, durch eine gediegene
Erziehung seiner Kinder, durch Veredelung seines Viehstandes usw. usw. oder
aber, wenn nichts hiervon ihn reizt, durch Verleihung seines Geldes an andere, die
augenblicklichen Bedarf an Waren, aber kein Geld haben. Entweder – oder, ein
Drittes, die Aufbewahrung des Geldes, Abhängigkeit des Darlehens vom Zins, die
Bedingung eines Profits für den Kauf von Waren, die vorsichtige Verzögerung des
Kaufes, das spekulative Abwarten besserer Konjunkturen usw. usw., das alles gibt
es jetzt nicht mehr. „Der Bien muß“, so heißt es jetzt. Du warst durch die Natur dei-
ner Produkte gezwungen, sie zu verkaufen, nun bist du durch die Natur des
Geldes gezwungen worden, zu kaufen. Schlag auf Schlag, mit mechanischer
Präzision folgt Kauf auf Verkauf, geht das Geld von Hand zu Hand. Regelmäßig,
wie die Erde im Weltraum um die Sonne kreist, so zieht das Geld seine Kreise auf
dem Markte, in guten wie in schlechten Zeiten, beim Schall der Fanfare, wie beim
Schlagen der Schamade. Regelmäßig, wie der Arbeiter seine Kraft, sein Produkt
anbietet, wie die Ware nach Absatz ausschaut, ebenso regelmäßig erscheint auch
die Nachfrage auf dem Markte.


Der Käufer mag sich wohl anfänglich darüber beklagt haben, daß man ihn jetzt
sozusagen zwingt, sich seines Geldes zu entledigen; er nannte diesen Zwang eine
Beschränkung seiner Freiheit, ein Attentat auf das Eigentum. Es kommt eben dar-
auf an, für was man das Geld hält. Der Staat erklärt das Geld für eine öffentliche
Verkehrseinrichtung, für deren Verwaltung die objektiven Interessen des Verkehrs
maßgebend sein sollen. Diese Interessen fordern, daß dem Verkauf von Waren ein
entsprechender Kauf von Waren auf dem Fuße folge. Da nun der Wunsch, es
möge ein jeder aus eigenem Antriebe und im allgemeinen Interesse das Geld
immer gleich wieder in Umlauf setzen, erfahrungsgemäß nicht genügt, um
Regelmäßigkeit im Geldumlauf zu erzielen, so hat man den unmittelbar mit dem
Gelde verbundenen materiellen Umlaufszwang eingeführt. Das hat geholfen.


Wer übrigens damit nicht einverstanden ist, wer sich die Freiheit nicht nehmen
lassen will, mit seinem Eigentum nach Gutdünken und
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eigenem Ermessen umzuspringen, der kann ja einfach seine eigenen Produkte,
sein absolutes Eigentum, bei sich zu Hause aufbewahren, um sie erst im
Augenblick zu verkaufen, wo er andere Produkte braucht. Wenn er lieber Heu,
Kalk, Hosen, Tabakspfeifen, kurz was auch sein Arbeitsprodukt sein mag, aufbe-
wahrt, als sie im Voraus gegen Reformgeld zu verkaufen, so kann er es ja tun, nie-
mand hindert ihn daran, niemand wird sich darüber beklagen. Nur, wenn er durch
das Geld von der Last seiner Produkte befreit wurde, muß er sich der Pflichten
erinnern, die er als Verkäufer und Besitzer von Geld übernommen hat, d. h., er soll
auch anderen die Wohltaten des Geldverkehrs zukommen lassen. Der Tausch der
Produkte beruht doch auf der Wechselseitigkeit.


Das Geld soll kein Ruhepunkt im Warenaustausch sein, sondern einfach ein
Durchgangsprodukt. Der Staat fabriziert das Geld auf seine Kosten, und er übt die
Oberaufsicht über dieses Verkehrsmittel nicht, damit es zu anderen, dem
Warenaustausch völlig fremden Zwecken missbraucht werde. Die Unentgeltlichkeit
der Benutzung des Geldes wäre auch eine Unbilligkeit, weil die Kosten der
Instandhaltung von den allgemeinen Staatseinnahmen getragen werden müssen,
während viele Bürger nur wenig Gebrauch vom Geld machen (Urwirtschaftler z.
B.). Darum erhebt der Staat für die Benützung des Geldes eine Gebühr von 5% im
Jahre. So ist nun der Staat sicher, daß das Geld nicht zum Spiel, zur Spekulation,
als Sparmittel mißbraucht wird. Nur der, der jetzt wirklichen Bedarf an Geld, an
Tauschmitteln hat, wer Waren erzeugt und diese gegen andere Waren tauschen
will, benutzt noch das Geld. Für alle anderen Zwecke ist es zu kostspielig gewor-
den. Namentlich vom Sparmittel ist das Tauschmittel jetzt scharf getrennt worden.


Es ist eine billige Forderung, die die Geldreform an den stellt, der seine Produkte
verkaufte: Kaufe jetzt, damit auch andere ihre Produkte loswerden! Aber nicht
allein billig ist diese Forderung, sondern auch klug. Damit man andere Produkte
kaufen kann, muß man seine eigenen Produkte verkaufen. Kauft also, so könnt ihr
alle eure Produkte verkaufen. Will ich als Käufer Herr sein, so bin ich natürlich als
Verkäufer Sklave. Ohne Kauf kein Verkauf und ohne Verkauf kein Kauf.


Kauf und Verkauf zusammen bilden den Tausch der Produkte; sie gehören infol-
ge dessen auch unmittelbar zusammen. Durch das Metallgeld waren Kauf und
Verkauf oft zeitlich von einander getrennt, durch das Reformgeld fallen sie zeitlich
und regelmäßig wieder zusammen. Das Metallgeld trennte die Produkte, indem es
zwischen Kauf und Verkauf die Zeit, die Spekulation, den Profit und tausend dem
Tausche fremde Elemente schob, das Reformgeld vereinigt dagegen die Produkte,
indem es den Kauf dicht auf den Verkauf folgen und fremden Elementen keine Zeit
und keinen Raum läßt. Das Metallgeld war, wie Proudhon sagte, ein Riegel für den
Markt, das Reformgeld dagegen ist der Schlüssel.


XVIII. Der Zinstheoretiker
Die Geldreform bringt mich um mein ganzes geistiges Kapital. Meine schönsten


Theorien werden durch diese wahrhaft diabolische Reform zum alten Eisen gewor-
fen. Hat doch der Zins, der sich seit historischen 
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Zeiten immer auf gleicher Höhe hielt, ohne alle Rücksicht auf meine Theorien den
Weg auf null eingeschlagen. Und die zinsfreien Darlehen, die uns immer als utopi-
sche Träumereien erschienen, werden jetzt als durchaus möglich, ja als wahr-
scheinlich betrachtet. Zinsfreie Darlehen! Das Ende des Kapitals! Geld, Maschinen,
Häuser, Fabriken, Waren, Rohstoffe kein Kapital mehr! Ich muß gestehen, es flim-
mert mir vor den Augen.


Die so einleuchtende „Nutzungstheorien“ [Diese Benennungen entlehne ich dem Buch von


Boehm-Bawerk: Der Kapitalzins in geschichtlicher Darstellung.], die bestechende
„Fruktifikationstheorie“, die aufwieglerische „Ausbeutungstheorie“, die etwas phili-
sterhafte, aber sehr beliebte „Enthaltsamkeitstheorie“ und wie ich sie alle benannt
hatte, alle, alle gehen mit der Geldreform in die Brüche.


Es war doch so einleuchtend, so natürlich, so selbstverständlich sogar, daß der
Verleiher eines Produktionsmittels sich für diese „Leistung“ einen Zins ausbedingen
konnte. Und doch sinkt der Zinsfuß, er sinkt, sinkt bis auf null. Und die Kapitalisten
(wenn man sie so überhaupt noch nennen kann) geben sogar Zeichen der Freude,
wenn sie jemanden finden, der ihnen das Geld abnimmt unter der einzigen
Bedingung einfacher Wiedererstattung der vollen Summe. Sie sagen, die
Konkurrenz wäre gewachsen, und es wäre für sie doch vorteilhafter, ihr Geld zu
verleihen, statt es zu Hause auf Vorrat für künftigen Bedarf aufzubewahren. Denn
zu Hause ginge ja jährlich ein Teil des Geldes durch Kursverlust verloren. Viel bes-
ser wäre es, das Geld zu verleihen, wenn auch ohne Zins, gegen Pfand und
Wechsel, die man ja gegen Bargeld wieder verkaufen oder diskontieren kann,
wenn man Bargeld gebraucht. Man hat auf diese Weise zwar keinen Zins, aber
man hat auch keinen Verlust am Kurs des Geldes.


Zinsfreie Darlehen wären also jetzt nicht allein vorteilhaft für den Nehmer, son-
dern auch für den Geber! Wer hätte das jemals gedacht? Und doch ist es so. Was
soll auch der Sparer machen? Man spart für künftige Zeiten, fürs Alter, für eine
Reise nach Jerusalem, für Zeiten der Not, für die Hochzeit, für den Krankheitsfall,
für die Kinder, usw. usw. Aber was macht man mit dem Gesparten in der
Zwischenzeit, bis man es braucht?


Kauft man Tuch, Lebensmittel, Holz usw. auf Vorrat, so steht man nicht besser,
als wenn man Reformgeld aufbewahrt, denn alles das verfault, verdirbt, verrostet.
Man denkt vielleicht hier an Gold und Edelsteine, die sich unbegrenzt und unver-
sehrt aufbewahren lassen, aber wohin würde es führen, wenn solche Verwendung
der Ersparnisse allgemein geübt würde? Wo hinauf soll der Preis dieser Dinge in
guten Jahren steigen, wenn jedermann Ersparnisse macht, wo hinab würde dieser
Preis sinken, wenn etwa bei Fehlernten und Krieg die Ersparnisse (also Gold und
Edelstein) massenhaft zu Markte getragen würden? Die Edelsteine, sagt man, sind
das, was man zuletzt kauft und zuerst verkauft. Das Experiment würde man nicht
oft wiederholen; diese Ersparnisform würde kläglich versagen. (Dasselbe ist der
Fall mit dem Wein, von dem gesagt wird, er werde immer besser).


Dann ist es doch wahrhaftig viel besser, man legt seine Ersparnisse in Privat-
und Staatsschuldscheinen, Wechseln usw. an, die, wenn sie
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auch keine Zinsen abwerfen, doch alle Tage und ohne Verlust wieder in Bargeld
umgesetzt werden können.


Aber, wird man fragen, warum da nicht lieber Häuser, Industriepapiere kaufen?
Aber das ist ja eben das Seltsame, daß man auch Häuser kauft, obschon sie auch
keinen Kapitalzins mehr abwerfen, daß man auch Häuser baut, obschon man kei-
nen Zins erwartet. Man kauft und baut Häuser und begnügt sich mit den jährlichen
Abschreibungen am Baukonto, die die Mieter als einzigen Mietzins zahlen! Man
steht sich so oft noch besser, als wenn man Staatspapiere kauft, denn man hat
eine regelmäßige, mit dem Zerfall des Hauses (der Fabrik, Maschinenanlage,
Schiffe usw.) Schritt haltende Einnahme und behält dabei noch ein Pfand des
Eigentums in Händen. Darum wird, trotzdem der Mietzins kaum mehr als die
Deckung für Reparaturen und Abschreibungen liefert, viel gebaut, und die Häuser
werden als gute Sparanlage betrachtet!


Ich gestehe, der Boden wackelt mir unter den Füßen, mir flimmert‘s vor den
Augen, ich kann es kaum fassen, daß jemand ein Haus zum Vermieten baut, trotz-
dem er selbst nur Abschreibungen, aber keinen Kapitalzins als Miete erwartet. Es
galt doch allgemein als wissenschaftlich erwiesen, daß das Geld nur darum Zins
abwarf, weil die Produktionsmittel Zins abwarfen, daß die zinswerbende Kraft des
Geldes im Grunde eine übertragene oder erborgte war! Und jetzt scheint es, daß
es sich umgekehrt verhielt, denn wie hätte sonst eine Reform des Geldes über-
haupt Einfluß auf den Zins haben können?


Eigentlich war es ja mehr als leichtfertig, zu sagen: Das Geld wirft Zins ab, leicht-
fertig, weil man mit dem Gelde Produktionsmittel kaufen kann, die Zins abwerfen;
denn hier fehlt ja die Erklärung, warum man Produktionsmittel, die Zins abwerfen,
gegen Geld verkauft, das man für steril erklärt? Gibt denn ein Ochse Milch, wenn
man ihn gegen eine Kuh tauscht? Oder wird der Handwerksbursche zum Kaiser,
bloß weil er beim Trödler eine alte Hose des Kaisers gekauft hat?


Hohle Worte haben hier offenbar die Stelle der Begriffe eingenommen. Es ist
offenbarer Unsinn, von übertragenen und erborgten Eigenschaften zu sprechen;
solche Übertragung von Eigenschaften und Kräften ist ebenso unmöglich in der
Volkswirtschaft wie in der Chemie.


Wenn das Geld an sich nicht die Kraft hatte, Zinsen zu erheben, woher kamen
dann die Einnahmen aus dem Banknotenmonopol? Die Hauptverwendung des
Geldes liegt in dem Tausch der Waren. Sicherlich wohl 99% des Geldes dienen
diesem Zwecke, und nur 1% dem Kauf und Verkauf von Häusern, Fabriken usw.
Von „übertragener“ zinswerbender Kraft könnte aber bei diesen 99 Prozent nicht
die Rede sein, weil die Waren keinen Zins abwerfen, sondern im Gegenteil dem
Gelde tributpflichtig sind. Somit müßten 99% der Geldmasse darum Zins einbrin-
gen und diese Eigenschaft auf alles, womit das Geld in Berührung kommt, „über-
tragen“ können, bloß weil 1% der Geldmasse im Handel mit zinstragenden
Produktionsmitteln Verwendung findet!


Wenn das Geld aus eigener Kraft keinen Zins erheben konnte, dann waren zins-
zeugende Produktionsmittel und unfruchtbares Geld einfach inkommensurable
Größen, Dinge, die keinen Vergleich zuließen und also nicht tauschfähig gewesen
wären. Es gibt ja manches, was mit Geld nicht zu kaufen ist.
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Und welchen Preis zahlte man für einen Acker, der 1000 Mk. Rente abwarf? Man
rechnete, daß 100 Mk. 5 Mk. Zins einbringen, und der Preis des Ackers war dann so
oft mal 100, wie 5 in 1000 geht. Woher kam nur der Satz von 5 von 100? Hier ist der
Haken.


Von übertragener Kraft kann also keine Rede sein; die zinszeugende Kraft mußte
dem Gelde als Eigenschaft anhaften. Aber wo war diese Eigenschaft des Metallgeldes
verborgen?


Früher wäre es schwer gewesen, diese Eigenschaft zu entdecken; jetzt mit dem
Reformgeld als Vergleichsobjekt muß es eine Leichtigkeit sein, denn da mit dem
Reformgeld das Geld die zinszeugende Eigenschaft offenbar verloren bat, so brau-
chen wir nur einfach dort zu suchen, wo beide Geldarten voneinander abweichen, um
auch die Quelle des Zinses zu lokalisieren. Das Reformgeld weicht aber vom früheren
Metallgeld darin ab, daß das Reformgeld einem ihm anhaftenden Angebotszwang
unterliegt, während das frühere Geld in dieser Beziehung völlig frei war.


Hier also, in der absoluten Freiheit des Geldbesitzers, sein Geld nach Belieben und
Gutdünken anbieten zu können, in der Willkür der Kapitalisten und Sparer, die das
Geldangebot beherrschten, hier müssen wir den Platz finden, wo hinein der Zins seine
Wurzeln senkte.


Und fürwahr, lange brauchen wir nicht zu suchen!


Ist das Geld nötig, unentbehrlich für den Austausch der Produkte der Arbeitsteilung,
für den Handel? Ja oder nein?


Wenn ja, was machen die Verfertiger der Waren, wenn sie ihre Produkte nicht gegen
Geld verkaufen können? Legt sich der Zimmermann selbst in seine Särge, isst der
Bauer die Kartoffeln etwa alle selbst? Nichts davon; sie suchen durch
Preisermäßigung den Verkauf möglich zu machen, das Geld durch Nachgiebigkeit in
ihren Forderungen heranzulocken. Jeder Verfertiger oder Besitzer von Waren muß
seine Waren verkaufen, und um den Verkauf zu ermöglichen, sind alle ohne
Ausnahme bereit, etwas vom Preis ihrer Produkte abzulassen; um so mehr sind sie
dazu bereit, je mehr die Natur ihrer Produkte, der Rost, die Feuersgefahr, die Fäulnis,
der Gestank usw. sie zum Verkauf, zum möglichst baldigen Verkauf zwingt.


Ist das so? Ja oder nein?


Also ja! Gut denn, wenn nun die Kapitalisten und Sparer das Geld dem Verkehr ent-
zogen haben und es nur dem Handel, dem Warenaustausch gegen Zinszahlung
zurückgeben, so finden sie ja in der Bereitwilligkeit der Warenbesitzer, etwas von
ihrem Produkte für die Benutzung des Geldes abzutreten, das Terrain für die
Erhebung des Zinses vorbereitet. „Ihr braucht Geld, um euren Kram gegenseitig aus-
zutauschen; hier in unseren eisernen Schränken ist es eingeschlossen. Wollt ihr uns
etwas für seine Benutzung zahlen, wollt ihr uns Zins zahlen, so könnt ihr es bekom-
men, zu 4% im Jahre, sonst schließen wir es ab, und ihr könnt sehen, wie ihr dann
auskommt. Zins ist unsere Bedingung. Überlegt euch die Sache – wir können warten,
wir sind nicht durch die Natur unseres Geldes gezwungen, das Geld herzugeben.“


Die Sache ist klar. Es hängt von den Geldbesitzern ab, ob sich der Handel mit oder
ohne Geld behelfen muß; gleichzeitig erklärt man den Gebrauch des Geldes für obli-
gatorisch, weil der Staat die Steuern in Geld erhebt; also können die Geldbesitzer
einen Zins jederzeit erpressen. Es
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verhält sich hier genau wie mit einer Brücke über einen Fluß, der den Markt in der
Mitte durchschneidet und die von einem Zöllner bewacht ist. Gestützt darauf, daß
die Brücke für die Verbindung der beiden Markthälften unentbehrlich ist, gestützt
darauf, daß der Zöllner die Brücke öffnen oder schließen kann, ist er in der Lage,
von jeder Ware einen Zoll zu erheben.


Der Zins war also ein Zoll, ein Barrieregeld, das die Warenverfertiger für die
Benutzung des Tauschmittels an die Besitzer des Geldes zu zahlen hatten. Kein
Zins = kein Geld, so hieß es. Kein Geld = kein Tausch der Produkte; kein Tausch =
Arbeitslosigkeit; Arbeitslosigkeit = Hunger. Ehe wir aber verhungern, zahlen wir lie-
ber den Zins.


Die zinszeugende Kraft des Metallgeldes war also keine „erborgte“ oder „übertra-
gene“ Kraft; es war eine Eigenschaft des Metallgeldes, und sie beruhte in letzter
Linie darauf, daß man für Herstellung des Geldes einen Stoff ausgesucht hatte, der
unter allen Produkten der Erde eine Ausnahmestellung einnimmt, insofern als er
sich unversehrt und unbegrenzt ohne Unkosten aufbewahren läßt, während alle
anderen Produkte menschlichen Fleißes, alle Waren ohne Ausnahme faulen, veral-
ten, verrosten, zerbrechen, explodieren, stinken, Raum beanspruchen usw.


Und so wird es auch verständlich, nun habe ich auch die Erklärung, warum man
einen Acker gegen eine Summe Geldes vertauschte, denn beide, Acker und Geld,
warfen jeder aus eigener Kraft eine Rente ab; man brauchte nur an Geld so viel zu
nehmen, wie nötig ist, um die Rente des Ackers zu decken, dann war das
Tauschverhältnis beider Dinge gegeben. Acker und Geld waren also völlig eben-
bürtige, kommensurable Größen. Wie beim Acker keine Rede von erborgter oder
übertragener Zinskraft sein konnte, so auch nicht beim Geld.


Die fadenscheinige, hohle Phrase von „übertragener Kraft“ hatte mir also einen
bösen Streich gespielt; das leere Wort, das so oft an die Stelle der Begriffe tritt,
hatte mich wie einen Bullen an der Nase herumgeführt.


Also, das Geld, das Tauschmittel, wäre ein Kapital an sich!


Laßt uns nun einen Augenblick überlegen, wohin wir kommen müssen, wenn wir
ein Kapital zum Tauschmittel aller Produkte erheben!


1. Kapital kann das Geld nur auf Kosten der Waren sein, denn von den Waren
erhebt ja das Geld den Tribut, der es zu einem Kapital stempelt.


2. Wenn die Waren Zins zahlen müssen, so können sie selbst unmöglich Kapital
sein, denn wäre die Ware Kapital, so gut wie das Geld, so könnte keines der
Beiden sich dem Anderen gegenüber als Kapital aufspielen, und in ihrem gegen-
seitigen Verhältnis wenigstens würden sie aufhören, Kapital zu sein.


3. Wenn uns daher die Waren im Handel als Kapital erscheinen, weil sie im
Verkaufspreis neben dem Kostenpreis und Handelsgewinn noch den Kapitalzins
erheben, so muß das so erklärt werden, daß dieser Zins dem Produzenten oder
Arbeiter vom Kaufmann im Einstandspreis bereits abgezogen wurde. Die Ware
spielt hier nur den Kassenboten des Geldkapitals. Ist der Verkaufspreis 10 Mk., der
Handelsgewinn 3, der Zins 1 – so erhält der Arbeiter 6 Mk. ausgezahlt.


Hieraus geht hervor, daß, wenn das Tauschmittel, das Geld an sich kein Kapital
wäre, daß dann auch der gesamte Warenaustausch ohne Zins
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verrechnung vonstatten gehen würde! Somit hätte Proudhon doch Recht gehabt,
denn er hatte das immer behauptet.


Betrachten wir nun die Wirkung, die ein Kapital als Tauschmittel auf die
Produktion von Produktionsmitteln haben muß!


Wie sind die Produktionsmittel (Maschinen, Schiffe, Rohstoffe usw.) entstanden?
Kommt es noch vor, daß ein Mann seine eigenen Produktionsmittel mit eigenen,
auf seinem Boden gefundenen Rohstoffen verfertigt? Ausnahmsweise vielleicht
noch hier und da, sonst aber ist die Regel, daß für die Beschaffung der eigenen
Produktionsmittel eine Summe Geldes ausgelegt werden muß. Das
Gründungskapital aller größeren Unternehmungen besteht in einer Summe
Geldes, die vorn im Hauptbuch auf dem ersten Blatt eingetragen wird. Wenn nun
das Geld, das für diese Produktionsmittel ausgelegt wird, an sich ein Kapital ist,
wenn die Besitzer des Geldes durch einfaches Einschließen des Geldes das
Zustandekommen irgendeines Unternehmens verhindern können, so werden sie
selbstverständlich kein Geld hergeben für Unternehmungen, die keinen Zins
abwerfen. Das ist klar und selbstverständlich. Wenn ich aus dem Handel mit
Waren 5% meines Geldes ziehen kann, so werde ich mich doch nicht mit weniger
in der Fabrikation begnügen. Kann man das Erz an der Oberfläche sammeln, so
wird man doch keinen Stollen bauen.


Es folgt daraus, daß nur gerade so viel Häuser gebaut werden, wie diese Häuser
in der Miete Deckung für den allgemeinen Geldzins liefern. Hat man zufällig mehr
gebaut, ist das Angebot von Wohnungen größer als die Nachfrage, so gehen
natürlich die Mieten herunter, und die Häuser bringen den erforderlichen Zins nicht
ein. Dann werden sofort alle Bauhandwerker entlassen, und die Bautätigkeit wird
solange unterbrochen, bis sich durch Bevölkerungszuwachs die Nachfrage nach
Wohnungen so weit wieder gehoben hat, daß die Mieten den vollen Geldzins
abwerfen! Dann erst kann die Bautätigkeit wieder einsetzen.


Genau so verhält es sich mit den industriellen Unternehmungen. Sind diese so
zahlreich geworden, daß die Nachfrage nach Arbeitern (die sie verkörpern) die
Löhne hochgetrieben haben, so daß der Unternehmer den Kapitalzins beim
Verkauf der Produkte nicht herausschlagen kann, so wird die Gründung neuer
Unternehmungen solange unterbrochen, bis durch den Nachwuchs an Arbeitern
und das dadurch bedingte größere Angebot an Arbeitskräften die Löhne herab
gehen und dem Geldzins Platz machen.


Wenn also uns die Arbeitsmittel als Kapital erscheinen, so kommt das daher, daß
deren Herstellung, welche das Geldkapital vermittelt, durch denselben Vermittler so
weit künstlich beschränkt wird, daß sie immer den Arbeitsuchern gegenüber eine
Monopolstellung einnehmen. Es sind regelmäßig weniger Arbeitsmittel als Arbeiter
da, so daß schon aus Mangel an Werkstätten eine Arbeiterreserve verbleiben muß,
die den Lohn unter den Erlös des Arbeitsprodukts drückt.


Das Bild erscheint noch einfacher und klarer, wenn man den Unternehmer einfach als einen


Pfandleiher betrachtet, der dem Arbeiter das nötige Geld vorstreckt für Maschinen und Rohstoffe, und


den der Arbeiter mit seinen Produkten bezahlt.


Das Geld beherrschte also absolut den Warenaustausch und die Pro-


Produktionsmittel
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duktionsmittel. Alles war dem Gelde zinspflichtig. Es schob sich zwischen
Konsument und Produzenten, zwischen Arbeiter und Unternehmer, es trennte alle,
deren natürliches Interesse es ist sich zu vereinigen, und die entstandenen
Verlegenheiten beutete es aus. Die Beute nannte man Zins.


Nun wird es mir auch klar, warum mit der Geldreform der Zinsfuß fortgesetzt fallt
und sich null nähert.


Das Geld kann dem Markte nicht mehr entzogen werden; ohne Rücksicht auf den
Zins muß es angeboten werden, sei es direkt gegen Waren, sei es als Darlehen. Es
kann sich nicht mehr trennend zwischen die Produzenten schieben; gegen den
eigenen Wunsch, ohne Rücksicht auf seine lüsterne Raubsucht, muß es seines
Amtes walten und den Austausch der Produkte vermitteln. Es beherrscht den
Austausch der Waren nicht mehr als Räuber und Despot, sondern es dient ihm,
dient ihm sogar umsonst.


Nun werden die Waren nicht mehr vom Markte ausgeschlossen, die Arbeiter fei-
ern nicht mehr, sowie der Zinsfuß fällt; ohne Rücksicht auf den Zins geht der Tausch
der Produkte vonstatten.


Und wo so regelmäßig gearbeitet wird, da wird gespart. Fabelhafte Summen wer-
den da zurückgelegt, zur Sparkasse gebracht und als Darlehen angeboten. Und
wenn das so Jahr für Jahr vorwärts geht, wenn die Arbeiter durch keine Krise mehr
gezwungen werden, von ihren Ersparnissen zu zehren – da kommt mit
Notwendigkeit der Zeitpunkt, wo für das von den Sparkassen angebotene Geld die
Abnehmer fehlen und wo es heißt: Wir haben genug Häuser gebaut, es fehlen die
Mieter; wir haben genug Fabriken, es fehlen die Arbeiter. Wozu noch mehr bauen,
wenn wir jetzt schon Mühe haben, den Zins zu zahlen.


Aber dann wird es von der Sparkasse her heißen: Wir können das Geld nicht
brach liegen lassen, wir können es mehr aufbewahren. Das Geld zwingt uns, es
auszuleihen. Wir verlangen nicht gerade 5-4-3%; wir sind willig, auf Verhandlungen
einzugehen. Wenn wir euch das Geld zu 2% (1 oder 0%) lassen, so könnt ihr die
Mieten entsprechend herabsetzen, und dann werden die, die sich mit einer Stube
begnügten, zwei Stuben mieten, und die fünf Stuben hatten, werden deren zehn
mieten. Und dann werdet ihr wieder Häuser bauen können. Bedarf ist da, es kommt
nur auf den Preis an. Also nehmt das Geld zu 2%, wenn ihr es zu 3% nicht mehr
gebrauchen könnt, baut lustig drauf los, geht mit den Mieten herunter, ihr könnt
nichts verlieren, wir werden euch mit um so billigerem Gelde versehen. Und habt
keine Angst, daß euch und uns das Geld ausgehen wird, denn je mehr wir mit dem
Zins, ihr mit der Miete heruntergeht, um so größere Summen werden auch die
Sparer beiseite legen und uns zuführen. Habt auch keine Angst, daß durch diese
großen Geldmassen etwa die Preise hochgetrieben werden. Jeder Pfennig davon
ist vorher dem Umlauf entzogen worden – die Masse des Geldes ist unverändert
geblieben. Die, die das Geld sparten, haben mehr Ware erzeugt und verkauft als
verbraucht – es ist also ein Rest von Waren da, der der Geldmasse entspricht, die
wir euch anbieten.


Nehmt also das Geld und fürchtet euch nicht; geht der Zins herunter, den eure
Mietskasernen einbringen, wir werden mit unserem Geldzins folgen und sollte der
Zins sogar auf null fallen. Denn auch bei 0% müssen wir das Geld ausleihen. Habt
ihr verstanden: wir müssen.
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Aber nicht wir allein müssen, auch ihr müßt. Wenn ihr etwa im Interesse der
bereits bestehenden Bauten eine Vermehrung nicht wünscht und darum unser
Angebot ablehnt, so machen wir euch darauf aufmerksam, daß andere
Unternehmer da sind, die keine Häuser besitzen und keine Rücksichten zu neh-
men brauchen. Ihnen werden wir das Geld zum Bauen geben, und die Neubauten
werden entstehen, ob ihr es wünscht oder nicht, ob der Hauszins euch gefällt oder
nicht.


Auch mit den gewerblichen Unternehmungen verhält es sich so. Ist das Geld 
zu 0% zu haben, so ist auch kein Unternehmer mehr imstande, Zins aus seinem
Unternehmen zu schlagen, sei es in Form eines Lohnabzuges, sei es in Form
eines Preiszuschlages. Denn so will es das Gesetz der Konkurrenz.


Und so hätten sich die Tatsachen wieder als der beste Lehrmeister bewährt. Alle
unsere Spekulationen über die Ursache des Zinses schlugen fehl, weil uns das
Vergleichsobjekt fehlte. Jetzt mit der Geldreform konnten wir Vergleiche anstellen,
und da fand sich auch gleich, was wir bisher umsonst suchten. Zwar ist die
Erklärung der Zinserscheinung noch sehr unvollständig, aber wir haben jetzt den
Faden erfaßt, der uns aus dem Labyrinth dieser Erscheinungen führen wird. Wir
brauchen dem Faden nur zu folgen, es ist eine materielle Arbeit, mehr nicht, die
noch da zu bewältigen ist.


(Die vollständige Zinstheorie folgt im letzten Teile dieses Buches.)


XIX. Der Krisentheoretiker
Ebenso schlecht wie meinem Kollegen, dem Zinstheoretiker, ergeht es mir mit


der Geldreform; meine ganze Theoriensammlung wurde durch diese Reform
zuschanden gemacht.


Es war doch so natürlich, daß auf die Zeit der Blüte eine Periode des Zerfalles
eintreten mußte. So ist es in der Natur, so konnte es nicht anders in der
Volkswirtschaft sein, denn der Mensch gehört doch auch zur Natur, sowie alles
was er macht. Ist der Ameisenbau, die Bienenwirtschaft ein Naturprodukt, so
gehört auch die Menschen  oder Volkswirtschaft zur Natur. Der Mensch wächst
und vergeht, warum sollte die Volkswirtschaft nicht auch wachsen und in einer
Krise in Trümmer zerfallen? Das Römische Reich ging zugrunde, darum muß auch
die Volkswirtschaft regelmäßig alle paar Jahre in einer Krise zu Grunde gehen. Auf
den Sommer folgt der Winter, ebenso folgt in der Volkswirtschaft auf den Boom die
Krise!


Das war doch eine schöne, poetische Theorie. Wie einfach konnte man damit
den biergefüllten Bäuchen am Stammtisch das verwickelte Problem der
Arbeitslosigkeit erklären! Und einfach muß eine Theorie sein, das ganze Licht
unserer Wissenschaft müssen wir in einem Brennpunkt vereinigen, damit es sich
Bahn brechen kann durch den Tabaksqualm und den Bierdunst. Wiegenlieder,
keine Theorien braucht man für kleine Kinder.


Dann hier diese famose Theorie: Infolge „spekulativer Käufe“ waren die Preise
gestiegen, eine „fieberhafte“ Tätigkeit entspann sich auf allen Gebieten; mit Über-
stunden und Nachtschichten suchte man der steigenden
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Nachfrage zu begegnen, die Löhne stiegen. „Natürlich“ war das nur ungesunde
„Treibhausvegetation“ und mußte früh oder spät mit einem Krach endigen. Und der
Krach, die Krise kam. Es fehlte natürlich die Nachfrage für eine so ungeheure
Menge von Produkten aller Art, und wenn die Nachfrage fehlt, so gehen die Preise
herunter. Alles, ohne nennenswerte Ausnahmen, die Produkte der Industrie, der
Landwirtschaft, des Bergbaues, der Forstwirtschaft, alle gingen im Preise herunter.
Damit stürzte natürlich das ganze Spekulationsgebäude ein. Die geldgierigen
Arbeiter hatten eben mit ihren Überstunden den ganzen „Arbeitsvorrat“ aufgezehrt.
Der Lohnfonds (?) war erschöpft. Darum fehlte es jetzt an Arbeit, darum mußten
die Arbeiter neben einem Gebirge von Brot und Kleidern hungern und frieren!


Wie überzeugend klang auch die Malthusianische Krisentheorie; sie hatte nicht
umsonst so viele Liebhaber gefunden. Ihr habt die guten Zeiten zu nichts besse-
rem benutzen können, als Hochzeiten zu feiern, und euer elendes Geschlecht habt
ihr ins Maßlose vermehrt. Wohin man blickt Kinderwäsche, Windeln, Wiegen. Es
wimmelt in den Straßen, in den Schulen wie in einem Kaninchenstall. Jetzt sind
euch in euren eigenen Kindern die Konkurrenten bei der Arbeit entstanden, die
euren Lohn herabdrücken. Die niedrigen Löhne drucken aber wieder auf die
Preise, wodurch jedes Geschäft mit Verlust abschließen muß, wodurch jede
Unternehmungslust im Keime erstickt wird.


Die Fortpflanzung ist an sich eine Sünde, eine verbotene Frucht, sie ist mit dem
Makel der Erbsünde behaftet. Aber doppelt sündhaft ist sie bei so armen Teufeln.
Übt Enthaltsamkeit, überlaßt die Sache den Heiden, schickt eure Töchter ins
Kloster, dann werden nicht mehr Arbeiter vorhanden sein als zur Bewältigung der
Arbeit nötig sind. Dann werden auch mit den höheren Löhnen die Preise steigen,
was die Unternehmungslust fördert. Maß in allem, in der Produktion und in der
Reproduktion, sonst haben wir eben Überproduktion an Produkten und
Konsumenten!


Und diese modernere Theorie, mein eigentliches Paradepferd: Durch die
Anhäufung des Reichtums in verhältnismäßig wenig Händen, durch das
Mißverhältnis zwischen Kauf- und Produktionskraft der breiten Massen steht der
Konsum im Mißverhältnis zur Produktion. Daher die Überlastung des Marktes mit
unverkäuflichen Produkten, daher die sinkenden Preise, die Arbeitslosigkeit, die
Unternehmungsscheu, die Krise. Die reichen Leute können ihr Einkommen nicht
verzehren und die Arbeiter haben nichts zu verzehren. Wären die Einkommen nur
richtig verteilt, so würde der Konsum mit der Produktion Schritt halten und es könn-
te darum keine Krise ausbrechen!


Wie einleuchtend doch das klang. Und auf den Klang, den Schall, den Rauch
kommt es an. An den Verstand dieser mit der Saugflasche, mit Drogen und Bier
aufgepäppelten und von Sorgen erdrückten Menge kann man sich doch nicht mehr
wenden. Er hält einen herzhaften Stoß ja gar nicht mehr aus.


So hatte ich für jede Gesellschaft, für jeden Geschmack eine Krisentheorie auf
Lager. Stieß ich dabei ausnahmsweise auf kritischen Widerstand, so flocht ich
meine Reservetheorie ein, durch die ich die Krise mit der Währung in Verbindung
brachte. Gewöhnlich genügte dann schon das Wort „Währung“, um jeden
Widerspruch niederzuschlagen. Genug,
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genug hieß es, wir wissen, was Bamberger sagte, daß neben der Liebe die
Währungsfrage die meisten Verrückten gemacht hat, und wir wollen einer
Krisentheorie zuliebe unseren Verstand nicht auf eine vielleicht gefährliche
Widerstandsprobe stellen!


Dabei war gerade diese Theorie verhältnismäßig die einfachste und auch die
beste: Die Waren, so führte ich aus, werden fast ausschließlich kaufmännisch ver-
handelt, d. h., sie müssen zum Zwecke des Austausches an Kaufleute verkauft
werden. Der Kaufmann kauft aber die Waren nur unter der Bedingung, daß er sie
voraussichtlich teurer wird verkaufen können. Der erwartete Verkaufspreis muß
höher stehen als der vom Arbeiter oder Unternehmer geforderte Einstandspreis.
Wenn nun die Warenpreise Neigung zum Sinken zeigten, so wußte der Kaufmann
überhaupt nicht mehr, wieviel er bezahlen oder anlegen durfte, während der
Unternehmer ohne baren Verlust mit seinen Forderungen nicht unter den
Kostenpreis gehen durfte. Der Konsument kauft und bezahlt den geforderten Preis.
Er freut sich, wenn der Preis fällt; er ärgert sich, wenn er steigt. Eine Grenze für
den Preis liefert nur sein eigenes Einkommen. Anders beim Kaufmann. Dieser soll
einen Preis erzielen, der eine bestimmte Höhe, den Einstandspreis überragt; und
ob er diesen Preis erzielen wird, das weiß er nicht. Der Verkaufspreis ist aleato-
risch, ungewiß, der Einstandspreis ist aber mit der Übernahme der Ware eine
feste, bestimmte Größe.


Wenn die Warenpreise im allgemeinen fest sind oder gar steigen, dann ist alles
gut, dann wird der Erlös wahrscheinlich mit Überschuß den Einstandspreis decken,
und der Kaufmann kann getrost seine Bestellungen machen. Wenn aber die Preise
sinken, sinken, immer weiter sinken, um 1 2 5 10 20 30 Prozent, wie wir das schon
öfters beobachtet haben, dann verliert der Kaufmann jeden festen Boden unter den
Füßen, und das Vernünftigste, was ein vorsichtiger Kaufmann dann machen kann
– ist warten. Denn nicht auf Grundlage des Einstandspreises kann der Kaufmann
seine Verkaufspreise berechnen, sondern er muß sich dabei nach den
Tagespreisen richten. Und wenn in der Zeit zwischen Kauf und Verkauf der Waren
die Einstandspreise fallen, so muß auch er mit den Verkaufspreisen herunterge-
hen, und er hat einen Verlust. Also ist das Beste in solchen Zeiten niedergehender
Preise, mit dem Kauf zu warten. Die Waren werden also nicht durch den Bedarf als
Triebkraft ausgetauscht, sondern durch den Profit.


Aber dieses „Warten“, die Verzögerung in den gewohnten Bestellungen des
Kaufmannes, bedeutete für den Unternehmer eine Absatzstockung, und da er in
der Regel auf regelmäßigen Absatz angewiesen ist, weil er die Produkte, des
Raumes und der Fäulnis wegen, nicht auf Lager nehmen kann, so entließ der
Unternehmer seine Arbeiter.


Aus Mangel an Arbeit und Geld konnten nun wiederum diese Arbeiter nicht kau-
fen, wodurch dann die Preise noch weiter sanken. Und so war durch den
Niedergang der Preise ein circulus vitiosus, ein fehlerhafter Kreis entstanden.


Darum, so war die Moral, müssen wir verhüten, daß die Preise sinken; wir müs-
sen mehr Geld fabrizieren, damit es nicht an Geld fehlt, um die Waren zu kaufen,
damit angesichts der großen Barbestände der
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Banken, der großen Barreserven der Privatleute, kein Kaufmann sich mehr vor
Geldmangel, vor einer Baisse zu fürchten braucht.


Also die Doppelwährung oder Papiergeld!


Im Grunde genommen befriedigte mich selbst ja keine einzige dieser Theorien.
Die erste Theorie, die die Krise als eine Art Naturereignis betrachtet, ist eigentlich
zu naiv, um eine Widerlegung zu verdienen. Die zweite Theorie, die die
Spekulation, das Gründertum, für die Krise verantwortlich machen will, untersucht
nicht, ob die Geldreserven der Privatleute und Spekulanten, ohne die ja die
Spekulation nicht möglich wäre, nicht eigentlich die Ursache der Spekulation und
infolgedessen auch Ursache der Krise sind. Was hat es für einen Sinn, eine
Reichsbank zu gründen, ihr das Notenmonopol zu verleihen, damit sie „den
Geldumlauf den Bedürfnissen des Verkehrs“ anpassen kann, wenn es einfach von
der „Spekulation“ abhängt, trotz Notenmonopol und Reichsbank die Preise hochzu-
treiben, jedesmal, wenn es ihr beliebt? Und weil diese Theorie an dieser Frage vor-
beigeht, schlägt sie den falschen Weg ein, Wünsche statt Forderungen zu formulie-
ren. Man möge doch in Zukunft alle Spekulation sein lassen, das ist alles, was sie
als Schutz vor Krisen zu empfehlen weiß.


Diese Theorie untersucht auch nicht, wo der eigentliche Beweggrund der „fieber-
haften Tätigkeit, der Überstunden und Nachtschichten“ ist. Denn ohne diese gestei-
gerte Arbeit würde alle Spekulation im Sande verlaufen. Was würde es nützen,
wenn der Unternehmer dem Arbeiter Überstunden vorschlüge und dieser ihm ant-
wortete: Meine jetzige Arbeitszeit genügt, um meine Bedürfnisse zu decken. Wenn
also der Arbeiter sich heute zu der „fieberhaften Tätigkeit“ bereit erklärt, so kommt
das nur davon, daß er fieberhafte Bedürfnisse hat, die er mit dem Produkte der
Überstunden befriedigen will. Die Spekulation, die die Geldreserven auf den Markt
bringt, erklärt nur die allgemeine Preissteigerung, läßt aber die Frage unbeantwor-
tet, warum der Konsum nicht Schritt hält mit der Produktion und warum der Absatz
gewöhnlich urplötzlich abfällt.


Diese Nichtbeantwortung der Frage, warum der Konsum nicht regelmäßig der
Produktion entspricht, ist ja der gemeinsame wunde Punkt aller meiner Theorien,
aber am lautesten schreit diese Frage um Antwort bei der dritten Theorie, der
Übervölkerungstheorie. Hier wird als Ursache der Krise die Überproduktion infolge
Überbevölkerung angegeben, was doch so viel heißt wie: Die zu großen Brote
kämen von dem zu großen Hunger! Offenbarer Unsinn, besonders wenn man
bedenkt, daß die Waren zum Zwecke des Austausches erzeugt werden und daß
die hungernden Arbeiter fähig und willig sind, andere Produkte für die von ihnen
benötigten in Tausch zu geben. Handelte es sich nur um eine einseitige Überpro-
duktion (z. B. Särge), so hätte die Sache überhaupt keine Erklärung nötig, aber
von allem ist zuviel vorhanden, von landwirtschaftlichen Produkten wie von
gewerblichen.


Ebenso unbefriedigend ist die Theorie, die den Unterkonsum verantwortlich
machte für die Krisen, den Unterkonsum infolge ungleicher Verteilung des
Einkommens. Sie erklärte nicht, warum der Absatz heute ins Blaue hinein wächst,
um nach einer Weile urplötzlich abzufallen, warum einer ständigen, gleichmäßigen
Ursache (hier also die ungleiche Verteilung des Einkommens) eine stoßende
Wirkung (Boom und Krise)
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gegenüberstand. Wäre jene Verteilung des Einkommens die Ursache der Krise
gewesen, so müßte sieh diese als eine ununterbrochene Erscheinung dargeboten
haben, eine chronische Krise, eine Arbeiterreserve von unantastbarem ehernem
Bestände, also das Gegenteil von dem, was man beobachtete.


Aber auch die Annahme, daß das Einkommen der wohlhabenden Klassen allge-
mein ihre persönlichen Bedürfnisse überstieg, war unzutreffend, wie ja die hypothe-
karische Verschuldung der Groß- und Kleingrundbesitzer, die Not der
Grundrentner, die agrarische Bettelei um Staatsschutz beweist. Die Bedürfnisse
kennen überhaupt keine Grenzen; das geht ins Unendliche. Die Bedürfnisse der
Weber im Eulengebirge waren doch mit Kartoffelschalen nicht eigentlich befriedigt,
und mit der Herzogswürde, die die amerikanischen Krämerkönige für ihre Töchter
erwarben und mit Milliarden bezahlten, war deren Würdebedürfnis ungesättigt. Sie
strebten nach der deutschen Kaiserkrone und häuften Milliarde auf Milliarde, arbei-
teten Tag und Nacht, sparten vielleicht am eigenen und sicher am Leibe ihrer
Arbeiter, um diese Krone zu erreichen. Und wenn sie diese erreicht hätten, dann
wäre ein kleiner, schwarzer Pfaff‘ gekommen und hätte gesagt, das alles wäre ver-
gänglich, sie sollten arbeiten, sparen, Milliarden sammeln und sie der Kirche ver-
machen, auf daß sie würdig befunden würden, einzutreten in das Reich Gottes.
Zwischen Kartoffelschalen und dem Opferstock der Kirche ist ein Meer von
Bedürfnissen, das alles verschlingt, was die Menschen erzeugen können.


Auch ist kein Mann so reich, daß er nicht darauf bedacht wäre, noch reicher zu
werden; im Gegenteil, die Geldgier wächst mit dem Erfolg im Erwerb.


Wie wären sonst die gewaltigen modernen Vermögen zustande gekommen,
wenn ihre Besitzer bei der ersten Million gesagt hätten: Wir haben jetzt genug
erworben, wir wollen andere arbeiten lassen! Kein reicher Mann ließe seine Über-
schüsse brach liegen, solange sich eine Gelegenheit für eine rentable Anlage bot.
Der Zins war allerdings die Voraussetzung der Geldausgabe des Kapitalisten, aber
in dieser Beziehung handelte der reichste Mann nicht anders als der kleinste
Sparer. Kein Zins, kein Geld, so hieß es auf der ganzen Linie. Alle machten die
Wiederausgabe der Geldüberschüsse abhängig vom Zins, und wenn wir alle
Bürger in bezug auf ihr Einkommen nivelliert hätten, so würden wir nichts an der
Tatsache geändert haben, daß der Sparer, der mehr Waren erzeugte und verkaufte
als er verbrauchte, den Geldüberschuß nicht eher wieder in Umlauf brachte, bis
ihm Zins bezahlt wurde. Es mußte sich also durch die Tätigkeit der Sparer jedes-
mal ein Produktüberschuß mit Absatzstockung und Arbeitslosigkeit zeigen, sobald
Handel und Industrie keinen Zins abwarfen. Die Ursache der Krise lag also darin,
daß einerseits die Kapitalisten die Geldanlage vom Zins abhängig machten, ande-
rerseits darin, daß wenn der Vorrat an Häusern, Maschinenanlagen und sonstigen
Produktionsmitteln eine bestimmte Grenze überschritt, dann auch der Zins fiel, den
diese einbringen müssen, um das in ihnen verausgabte Geld zu verzinsen. (Der
Wettbewerb der Hausbesitzer den Mietern gegenüber wirkt wie der Wettbewerb
der Besitzer gewerblicher Unternehmungen den Arbeitern gegenüber – er drückt
auf den Zins. Hier setzt er den Mietzins herunter, dort setzt er den Arbeitslohn her-
auf.) Traf nun letzteres
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ein, so konnten die Unternehmer kein Geld verzinsen, und die Kapitalisten hatten
kein Interesse daran, es ohne Zins herzugeben. Sie warteten dann lieber die Krise
ab, die die Lage klären und den alten Zinssatz wieder herstellen wurde und erfah-
rungsgemäß auch wieder herstellte. Sie standen sich alle besser, für kurze Zeit
ganz auf den Zins zu verzichten, um dadurch in den Genuß eines höheren
Zinsfußes zu gelangen, als ihr Kapital zu niedrigem Zinsfuß auf lange Jahre festzu-
legen. Ein gewisses Zinsminimum ließ sich durch ein einfaches Warten immer
erpressen.


Also, mit dem Mißverhältnis zwischen Konsum und Einkommen der wohlhaben-
den Klassen, zwischen Kaufkraft und Produktionskraft der Arbeiter als Ursache der
Krise, ist es nichts.


Der wirklichen Ursache der Krise am nächsten kam die zuletzt erwähnte Theorie,
die die Krise mit der Währung in ursächlichen Zusammenhang brachte.


Daß, solange die Preise abwärts neigten und der Verkauf der Waren und
Produkte nur Verluste brachte, niemand daran dachte, neue Unternehmungen zu
gründen oder bestehende zu erweitern, daß auch kein Kaufmann Waren kaufte,
um sie unter dem Einstandspreis losschlagen zu müssen, und daß unter solchen
Verhältnissen eine Krise unvermeidlich blieb, ist ja klar und einleuchtend. Aber
diese Theorie beantwortet die Frage eigentlich nur mit neuen Fragen. Sie erklärt
richtig die Krise als gleichbedeutend mit einem allgemeinen Preisrückgang, aber
sie gibt keine befriedigende Auskunft auf die Frage, woher der Preisrückgang kam.
Zwar behauptete sie, die Baisse käme von einem Mangel an Geldvorrat, und
darum schlug sie auch eine Vermehrung der Geldproduktion (Bimetallismus,
Papiergeld) vor, aber der Nachweis fehlt, daß mit oder nach Vermehrung des
Geldvorrats auch das Angebot dieses Geldes sich dem Angebot von Waren anpas-
sen würde, namentlich ob auch dann Geld angeboten werden würde, wenn der
Zins herunterginge. Und darauf käme es doch an.


Dies sah man übrigens auch ein, und darum schlug man vor, das Geld völlig von
jedem Metall zu trennen (Aufhebung des Prägerechts für Silber und Gold), um
dann die Geldproduktion (nicht das Geldangebot) so zu regeln, daß, wenn die
Preise fielen, die Geldproduktion vergrößert und umgekehrt bei steigenden Preisen
der Geldvorrat (nicht das Geldangebot) verkleinert werden sollte. Man dachte, auf
so einfache Weise das Geldangebot der Nachfrage jederzeit anpassen zu können.


Man hat diesen Vorschlag nie ausgeführt, und es ist gut, daß man es nicht tat,
denn man hätte damit nur Fiasko gemacht. Denn die, die diesen Vorschlag mach-
ten, verwechseln Geldvorrat mit Geldangebot, sie glauben, daß, weil einem großen
Kartoffelvorrat auch ein gleich großes Kartoffelangebot entspricht, dies auch so mit
dem Gelde sein muß. Dies ist aber durchaus nicht der Fall. Das Kartoffelangebot,
wie überhaupt das Warenangebot, entspricht genau dem Vorrat, weil die
Aufbewahrung mit schweren Unkosten verbunden ist. Wäre das frühere Geld von
der Beschaffenheit der Waren im allgemeinen gewesen, d. h., hätte man das
Metallgeld nicht ohne direkte Unkosten aufbewahren können, dann wäre ein
Rückschluß vom Vorrat auf das Angebot ganz am Platze gewesen. Aber das war
bekanntlich nicht der Fall. Über das Angebot
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ihres Geldes verfügten die Inhaber in souveräner Weise. Und es wurde kaufmän-
nisch und kapitalistisch kein Pfennig in Umlauf gesetzt, wenn kein Zins dabei her-
auskam. Kein Zins, kein Geld, mag der Geldvorrat noch so groß sein, mag man
den Geldvorrat verhundertfachen.


Nehmen wir nun an, daß mit einer solchen Reform der Emissionsbanken das
Ziel (die Beseitigung der chronischen und akuten Krisen) erreicht worden wäre, so
würde sehr bald der Augenblick gekommen sein, wo das Land mit Häusern,
Maschinenanlagen usw. derart gesättigt gewesen wäre, daß sie den gewohnten
Zins nicht mehr einbringen würden. Dann würde das alte Spiel wieder von vorn
beginnen: Die Sparer und Kapitalisten würden nicht mit dem Zins heruntergehen
wollen, und die Unternehmer würden den alten Zinsfuß nicht zahlen können. Durch
die Erfahrung von 2000 Jahren wissen die Kapitalisten, daß sie je nach der Anlage
345 Prozent für ihr Geld erzielen können und daß sie nur eine Weile zu warten


brauchen, um diesen Zinsfuß zu erzielen. Also warten sie.


Während die Kapitalisten nun warten, fehlt natürlich die Nachfrage nach Ware,
und die Preise sinken. Dieses Sinken der Preise macht nun wieder den
Handelsstand stutzig, der nun auch in Erwartung der Dinge, die kommen könnten,
mit den Bestellungen zurückhält.


So ist also gleich wieder die Absatzstockung, die Arbeitslosigkeit, die Krise fertig
– trotz des großen Geldvorrats.


Allerdings wurde vorgeschlagen, daß der Staat in solchen Fällen den
Unternehmern das Weiterarbeiten ermöglichen sollte, indem er ihnen direkt Geld
zu billigerem Zinsfuß, nötigenfalls zinsfrei liefern sollte. So hätte der Staat immer
wieder durch Neuemission das Geld ersetzt, welches die Sparer und Kapitalisten
dem Verkehr entzogen: Aber wo hätte ein solches System hingeführt? Auf der
einen Seite bei den Kapitalisten Berge von Papiergeld, für das die Verwendung
fehlt, auf der anderen Seite in den Staatskassen entsprechende Berge von
Pfandbriefen und Wechseln, und zwar langfristiger Wechsel, und unkündbarer
Pfandbriefe, wie es die Unternehmer brauchen!


Es gehört viel Verblendung dazu, um nicht einzusehen, wohin ein solches
System geführt haben müßte. Die bei den Privaten aufgestapelten Berge von
Papiergeld (schließlich hätte das gesamte Privatvermögen diese Form angenom-
men) konnten jeden Tag durch irgendein Ereignis in Bewegung geraten, und da
dieses Geld nur auf dem Markte im freien Verkehr mit Waren einlösbar sein sollte,
so hätte sich diese Papiergeldmasse in eine plötzliche ungeheure Nachfrage
umgewandelt, gegen die der Staat mit den Pfandbriefen und langfristigen
Wechseln nicht ankämpfen konnte. So waren denn die Preise gestiegen ins Blaue
hinein.


Es ist nun ein Glück, daß wir mit der Geldreform dieser Gefahr entronnen sind,
denn das klägliche Fiasko dieser Reform wäre natürlich wieder ausgebeutet wor-
den gegen die Theorie des Papiergeldes, und so wären wir wieder für
Jahrhunderte zurückgeworfen worden in die Barbarei des Metallgeldes.


Die Geldreform macht das Angebot des Geldes von jeder Bedingung unabhän-
gig; so viel Geld vom Staate in Umlauf gesetzt wurde, soviel Geld wird angeboten.
Das, was man bisher beim Gelde als selbstverständlich voraussetzte, nämlich daß,
wie bei den Kartoffeln, das Angebot dem Vorrat stets entsprechen müßte, das wird
mit der Geldreform erst zur Tatsache.
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Geldangebot = Geldvorrat. Das Geldangebot geht nicht mehr neben dem
Geldvorrat einher, es bedeutet keinen Willensakt mehr; Wille und Wünsche sind
einflußlos auf das Geldangebot geworden. Die Quantitätstheorie ist jetzt absolut
richtig.


Wie könnte es unter solchen Umständen noch zu einer Krise kommen? Geht
auch der Zins herunter, fällt der Zins gar auf und unter null – das Geld wird den-
noch angeboten, und gehen die Preise herunter, so hebt sie der Staat einfach wie-
der durch Vermehrung des Geldvorrats. Die Nachfrage hält also stets und unter
allen Umständen dem Angebot die Stange.


Wenn somit die Geldreform die Krisen unmöglich macht, so müssen wir notwen-
digerweise die Ursachen der Krisen in dem Punkt suchen, wo das frühere
Geldwesen sich vom Reformgeld unterscheidet. Und dieser Punkt liegt in der
Verschiedenheit der Beweggründe, die das Geldangebot jetzt beherrschen und die
es früher beherrschten.


Der Zins war früher selbstverständliche Voraussetzung des gesamten
Geldumlaufs – jetzt wird das Geld auch ohne Zins angeboten.


Bei einem eingetretenen allgemeinen Preisrückgang, der schon ein ungenügen-
des Geldangebot anzeigte, wurden die Privatgeldreserven zurückgezogen (weil
niemand bei fallenden Preisen kaufmännisch Waren erwirbt noch auch ohne Risiko
erwerben kann), wodurch der allgemeine Preisrückgang oft in eine panikartige, all-
gemeine Liquidation mit entsprechendem Preissturz übergehen mußte – jetzt wird
das Geld unter allen denkbaren Verhältnissen angeboten.


Bei einer einsetzenden allgemeinen Preissteigerung, die schon ein zu großes
Geldangebot anzeigte, wurden alle Privatgeldreserven auf den Markt gebracht, weil
jeder an der allgemein erwarteten weiteren Preissteigerung mit möglichst großen
Beständen an Waren und Papieren beteiligt sein wollte, wodurch dann das
Erwartete auch eintreten mußte und die Preise bis zu der von dem Angebot sämtli-
cher Privatgeldreserven gezogenen Maximalgrenze stiegen – jetzt können die
Preise überhaupt nicht mehr steigen, weil es keine Privatgeldreserven mehr gibt.


Für die Höhe des Geldangebots, für die Beantwortung der Frage, ob der
Kapitalist kaufen sollte oder nicht, waren Ansichten, Meinungen, Gerüchte, falsche
und echte Nachrichten, oft nur die Grimasse eines Herrschers, maßgebend. Trafen
gutes Wetter und gute Verdauung „tonangebender“ Börsenmänner mit irgendeiner
günstigen Nachricht zusammen, so schlug auch schon die „Stimmung“ um, und
die, die noch gestern verkauften, sind heute Käufer geworden. So war das Angebot
des Geldvorrats wie ein Rohr in der Wüste, das der Wind hin und her weht.
Daneben noch das Zufällige der Geldproduktion selbst: Fand man Gold, gut; fand
man keins, so mußte man sich eben bescheiden. Während der ganzen Dauer des
Mittelalters, bis zur Entdeckung Amerikas, war der Handel auf die von den Römern
geerbten Gold- und Silberbestände angewiesen, weil alle damals bekannten
„Fundstätten“ erschöpft waren. Handel und Verkehr gingen auf ein Minimum
zurück, weil die Arbeitsteilung sich wegen Mangels an Tauschmitteln nicht entfalten
konnte. Seit der Zeit hat man ja viel Geld und Silber „gefunden“, aber wie unregel-
mäßig sind diese „Funde“! Es sind eben Funde.


Zu diesen Schwankungen in den „Goldfunden“ traten dann noch die
Schwankungen in der Währungspolitik der verschiedenen Länder, die bald
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die Goldwährung mittels auswärtiger Goldanleihen (Italien, Rußland, Japan) ein-
führten und so den auswärtigen Märkten Riesensummen entzogen, bald aber die
Papierwährung einführten, und dann das Gold wieder auf die fremden Märkte
abstießen.


So war das Geldangebot Spielball der verschiedensten sich kreuzenden
Umstände.


Und hierin besteht der Unterschied zwischen dem früheren Geldwesen und dem
jetzigen Reformgeld; in diesem Unterschied müssen wir die Ursache der
Wirtschaftskrisen erkennen.


XX. Der Werttheoretiker
[Manchem Leser werden die tausend Widersprüche, in die sich der Werttheoretiker hier verwickelt,


besser auffallen, wenn er vorher die in dem nachfolgenden Abschnitt: „Warum man aus Papier Geld


machen kann“ gegebenen Erklärungen liest. Er gewinnt dadurch einen Vergleichspunkt, zugleich auch


eine feste theoretische Unterlage und vertiefte Erkenntnis für die selbständige Beantwortung der hier


aufgeworfenen Fragen. Auch wird er zur Einsicht gelangen, daß das Papiergeld der beste Widersacher


des Wertspukes ist.]


Ich sag’s euch, es geht nicht, das Reformgeld ist unmöglich und mag es auch
Jahre, Jahrhunderte lang eine Scheinexistenz führen, es geht geradeaus dem
Bankrott entgegen, denn es widerspricht dem Fundamente der Volkswirtschaft, der
Wertlehre; ja, noch schlimmer, es geht sogar stillschweigend darüber hinweg, es
ignoriert die Wertlehre vollständig. Das muß zur verrufenen Papiergeldwirtschaft
zur Assignatendèbacle führen. Es kommt mit mathematischer Notwendigkeit die
Zeit, wo man wieder 1000 Livres für ein Pfund Talglichter bezahlen wird.


Geld ohne inneren Wert! Das ist ja Wahnsinn! Wenn dies Reformgeld wenigstens
noch ein Zahlungsversprechen enthielte wie der Rubel, der Dollar, die Peseta! Aber
selbst das nicht. Mit keiner Silbe wird da dem Inhaber etwas versprochen. Welche
Verrücktheit!


Geld! Das steht da oben auf dem Papierwisch. Wie soll das verstanden sein?
Wie kann der Fidibus sich selbst für Geld erklären? Ein Fidibus ist doch niemals
Geld; ein Fidibus bleibt ein Fidibus, mag man 1000 mal das Wort „Geld“ darauf
drucken.


Wie sagte doch die Inschrift unserer ehrwürdigen, gediegenen Reichsbanknoten:
„Die Reichsbank zahlt dem Inhaber ohne Legitimation 100 Mk. d. R. W.“ Das war
eine vernünftige Inschrift, darum konnte sich die Reichsbanknote auch so lange
Jahre in Umlauf erhalten, ohne etwas von ihrem Werte einzubüßen. Die
Reichsbanknote erklärte sich nicht in verblendeter Eitelkeit für Geld, sondern für
einen Lieferschein auf Geld, für einen Sichtwechsel. Und da der Aussteller für
durchaus sicher galt, so nahm jeder diese Noten wie bares Geld an. So zirkulierten
sie 10 20 30 Jahre lang, ohne daß es jemand eingefallen wäre, sie gegen Gold
einzulösen. Aber für Geld an sich konnten sie darum niemals gehalten werden.


Und jetzt auf diesem Reformgeld hat man jedes Zahlungsversprechen einfach
gestrichen und das Papier für Geld erklärt. Wenn das Experiment gelingt, so wird
man aus Häckerling auch ohne Wenn und Aber Gold machen können.
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Das Geld muß an sich ein volles „Äquivalent“ der im Tausche erhaltenen Waren
sein, so daß der Inhaber des Geldes mit dem Material, woraus das Geld gemacht
ist, sich als bezahlt erachten kann. Das ist unerläßliche Vorbedingung für die
Existenz des Geldes – auf die Substanz des Geldes kommt es an. Das Geld und
seine Substanz sind ein- und dasselbe. Des Materials wegen, woraus das Geld
gemacht ist, verkauft man die Waren gegen Geld, nicht des Stempels der Münze
wegen. Dieser Stempel hat dieselbe Bedeutung wie die Gewichtsangabe auf die-
sem Paket Schnupftabak. Wie sagte doch unsere erste Autorität auf dem Gebiete
des Geldwesens, der große Chevalier: Les monnaies sont des lingots, dont le
poids et le titre sont certifiès par l’état. (Die Münzen sind Metallbarren, deren
Gewicht und Feingehalt vom Staate gewährleistet wird.) Und Otto Arendt: „Unsere
Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/1895 Pfund Gold.“ Kurz, das Geld
muß „vollwertig“ sein oder wenigstens das Versprechen enthalten, gegen vollwerti-
ges Geld eingelöst zu werden. Wie wahr das ist, geht aus dem Umstand hervor,
daß dort, wo die Hoffnung auf baldige Einlösung des Papiergeldes mit „vollwerti-
gem“ Gelde verblaßt, sich auch gleich ein Agio einstellt, wo aber diese Hoffnung
erstarkt, das Agio abnimmt. Das Geld muß also „vollwertig“ sein.


Zwar weiß niemand unter uns zu sagen, was eigentlich das Wort „vollwertig“,
„innerer Wert“, überhaupt der „Wert“ bedeutet. Versuche, den Sinn dieses Wortes
zu Fassen, sind ja zu Dutzenden gemacht worden, doch bleibt die „Wertfrage“
ungelöst. Der „Wert“ entzieht sich, wie ja so manche Naturerscheinung, der genau-
en wissenschaftlichen Beobachtung, aber ist nicht gerade das Geheimnis, welches
den „Wert“ umgibt, das Köstlichste an diesem Kleinod, wird nicht gerade dadurch
unser ganzes Geldwesen in ein geheimnisvolles Dunkel gehüllt, entzieht es sich
nicht so am besten der Nachahmung und Fälschung durch die
Papiergeldtheoretiker? Geldpapier können diese machen, aber diesem Papier den
„Wert“ verleihen, das verstehen sie nicht und werden es hoffentlich auch niemals
verstehen, wenigstens solange nicht, als man nicht weiß, was „Wert“ ist. Wenn
man das Geheimnis, welches den Wert umgibt, erst gelüftet hat, dann wird man
vielleicht Geld aus Papier machen können, aber das wird dann auch das Ende des
Geldes überhaupt sein, denn wenn jeder Geld machen kann, so hört doch das
Geld auf. Darum wird es wohl das Beste sein, in Zukunft die Wertforschung ganz
zu untersagen, jede öffentliche Besprechung dieser Frage zu bestrafen, denn so
wird das Geheimnis, welches unserem Metallgeld schon seit 2000-3000 Jahren so
kostbare Dienste leistete, erhalten, und wir werden um so schneller aus dieser
heutigen ungesunden, unwissenschaftlichen und darum falschen
Papiergeldwirtschaft herauskommen. Für alle wissenschaftlichen Untersuchungen
genügt es vollauf, wenn wir wissen, daß der Wert „ist.“ Wissen wir etwa, was die
Elektrizität, die Wärme usw. sind? In das innerste Wesen der Dinge zu dringen ist
dem Menschen nicht gegeben; er muß sich mit den Erscheinungen begnügen.
Ohne zu wissen, was die Wärme ist, heizen wir das Zimmer, schützen wir uns mit
Kleidern gegen die Wärmeausstrahlungen usw., d. h., wir folgen den Ergebnissen
der Erfahrung. Nebenher geht die wissenschaftliche Wärmelehre. So auch mit dem
Wert. Auf ihn bauen wir unsere ganze Volkswirtschaft auf, wir passen alles im
Leben dem Werte an. Und das muß uns genügen.
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Daß wir nun nicht wissen, was der Wert ist, gestattet uns aber ebenso wenig, den
Wert zu ignorieren, wie wir die Wärme ignorieren können, und darum erscheint mir
ein Staat, der unter Verleugnung der Existenz des „Wertes“ Papiergeld fabriziert,
ebenso gescheit zu sein wie ein Mann, der die Wärme leugnet, weil er nicht weiß,
was sie ist und darum im Winter nackt herumläuft. Oh, wir werden schon mit die-
sem Reformgeld an unserem Leibe erfahren müssen, was der Wert ist. Man kann
nicht ungestraft sich über Naturgesetze hinwegsetzen. Die Strafe ist der Handlung
nicht auf dem Fuße gefolgt, aber Gottes Mühlen mahlen, wenn auch langsam, um
so sicherer.


Der Wert „ist“, zweifellos „ist“ er, wenn wir auch nicht wissen, was er ist, wenn wir
ihn auch nicht mit unseren Sinnen wahrnehmen können. Beweist das Wort „Wert“
nicht schon zur Genüge, daß „der Wert“ existiert? Wie wären wir sonst auf das
Wort gekommen? Wo ein Wort ist, muß auch ein Gedanke sein, und ein Gedanke
kann nicht aus dem Nichts entstehen. Heißt es nicht in der Bibel: Im Anfange war
das Wort? Und aus diesem Wort ist Gott, die Welt, ist alles entstanden. So verhält
es sich vielleicht auch hier. Im Anfang war das Wort, dieses wurde zu Geld, und
auf ihm beruht die ganze Volkswirtschaft: Wort, Woert, Wert – ist es nicht ein und
derselbe Ausdruck in etwas verschiedener Aussprache? Also, im Anfang war der
Wert, und der Wert war bei Gott, und Gott war der Wert.


So, jetzt habe ich eine Werttheorie, nun soll mir mal jemand noch Geld ohne
Wert, ohne Gott, machen, nun soll noch jemand versuchen, Geld ohne „inneren
Wert“ zu fabrizieren!


Dieser Ausdruck „innerer Wert“ verursacht mir zwar einige Verlegenheiten, er
steht eigentlich in Widerspruch mit meiner neuen Theorie, ebenso wie mit allen
übrigen Werttheorien. Denn darüber sind wir alle einig, daß der „Wert“ nicht mate-
rieller Natur ist, daß wir von allen Körpereigenschaften abstrahieren müssen, aber
diesen Widerspruch zu lösen, ist ja Zweck der Wertforschung. Vielleicht ist dieser
ewige Widerspruch gerade der beste Beweis für die göttliche Herkunft des Wertes.
Auf alle Fälle aber wäre dieser ewige Widerspruch der beste Beweis, daß der Wert
ist, denn wie kann jemand widersprechen, der gar nicht existiert?


Sei dem nun, wie ihm sei, Tatsache ist, daß, wenn man es auch nicht direkt
nachweisen kann, es jeder Kuhjunge aber sofort merkt, daß dieser Fidibus, dieses
Reformgeld nicht vollwertig ist. Wie sagt doch der Dichter:


Und was kein Verstand der Verständigen sieht,


das übt in Einfalt ein kindlich Gemüt.


Und inneren Wert muß das Geld haben, vollwertig muß es sein, sonst ist seine
Existenz eine Scheinexistenz, die früh oder spät zur Katastrophe führt. Darum
erkläre ich das Reformgeld für unmöglich, und wenn nur auch die Tatsachen tau-
sendmal unrecht zu geben scheinen. Die Stunde kommt, wo es offenbar wird, daß
dem Reformgeld der „innere Wert“ fehlt, daß der Aussteller ein Fälscher, ein
Schwindler war.


Man kauft eine Sache des Nutzens wegen, den man von ihr erwartet, man gibt
eine Ware her für Geld, des Nutzens wegen, den man vom Gelde erwartet. Und
welchen anderen Nutzen könnte man aus dem
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Gelde ziehen, als den, der uns aus der Verarbeitung seines Materials zu
Schmucksachen erwächst? Geld ist Gold, Material für Goldschmiede. Das ist doch
so klar, so einleuchtend, so selbstverständlich, daß jedes Kind es sehen muß. Wer
würde denn für Geld seine Arbeitsprodukte hergeben, welcher Bergmann würde
jahraus, jahrein die schauerliche Arbeit unter der Erde verrichten, wenn er nicht
Aussicht hätte, seinen Lohn einmal zu goldenem Tafelgeschirr verarbeiten zu kön-
nen? Der dem Pöbel angeborene und unausrottbare Hang zu Putz und Tand, das
ist die wahre Grundlage unseres Geldwesens. Man spricht von Geldgier! Das ist
falsch, Goldgier soll es heißen. Geldgierige, geizige Leute, die in Lumpen einher
wandeln und sich niemals waschen, um die Seife zu sparen, sind im Grunde
genommen nur eitle, putzsüchtige Leute. Rief nicht Diogenes seinem Schüler zu,
dessen Hemd aus den Löchern seiner Hose hervorlugte: „Freund, aus deinen
Lumpen schaut die Eitelkeit hervor.“ So kann man auch jedem Geizhals zurufen:
Aus deinen Lumpen, unter der Schmutzkruste starrt deine grenzenlose Putzsucht,
deine Vorliebe für goldenen Tand hervor.


Wo ist nun der Nutzen, den man aus dem Papiergeld ziehen kann? Ein Fidibus
für die Tabakspfeife, mehr ist beim besten Willen nicht zu entdecken. Und für einen
Fidibus wird man doch keinen Arbeitstag, keine Kuh, kein Glas Bier verkaufen!
Damit das Geld als Tauschmittel von Waren dienen kann, muß es selbst eine Ware
sein, eine nützliche, durch sich selbst nützliche Ware. Kein erborgter, übertragener
Nutzen, sondern eigener, innerer Nutzen, ein Nutzen, der dem Gelde als
Eigenschaft anhaftet. Und solchen Nutzen hat das Papiergeld nicht, ich wenigstens
vermag ihn nicht zu entdecken, trotzdem ich meine gute Brille aufgesetzt habe.
Darum wird auch kein vernünftiger Mensch den Papierwisch für Geld ansehen und
noch weniger annehmen, und wer es tut, fällt herein. Zu bedauern sind nur die
Einfältigen, die auf den Leim gehen.


Der Fidibus nennt sich selbst „Geld“ und zwar obendrein Mark deutscher
Reichswährung.


Der Redakteur der Inschrift wollte sich wohl über die deutsche Wissenschaft
lustig machen, es soll wohl ein Jux sein? Eine Mark d. R. W., das ist ein bestimm-
tes Quantum Gold, Feingold! Ja so, nein, ich irre, eine Mark d. R. W. ist, ist ein
bestimmtes Quantum abgestempeltes, gemünztes Gold! Aber nein, das kann es ja
auch nicht sein, denn ob gemünzt oder nicht, der Stempel ist doch völlig
Nebensache. Ein Pfund Schnupftabak ist ein Pfund Schnupftabak, einerlei, ob es
die Gewichtsangabe trägt oder nicht. Das Abwägen des Goldes kann doch nichts
Wesentliches sein; in den Banken wird ja das Geld nicht gezählt, sondern gewo-
gen. Also, eine Mark d. R. W. ist, ist? Hm! Ich muß doch noch einmal nachlesen,
was die Gesetze darüber sagen! Oder einfacher, ich frage meinen Hausknecht, er
muß es wissen, denn er arbeitet ja um Lohn, um 10 Mk. d. R. W. arbeitet er den
ganzen Monat.


Aber einerlei, eine Mark d. R.-W. wird dieser Fidibus nie und nimmer sein. Die
echte Mark d. R. W. hat ihren durch die „Produktionskosten“ bestimmten festen
inneren Wert, und da der „Wert“ aller Waren auf gleiche Weise bestimmt wird, so
ergibt sich auf diese einfache Weise ein sehr einfaches Verhältnis für den Tausch
der Produkte. Mit dem
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festen inneren Wert des Goldes messen wir einfach, wie mit einem Meterstab, den
Wert aller Waren. Zwar wissen wir ja nicht genau, um was es sich da handelt, aber
diese Frage geht die Wissenschaft an; was braucht der Pöbel, die Praxis, was
braucht mein Hausknecht sich darüber den Kopf zu zerbrechen. Man rechnet und
denkt mit dem Wert, nicht über den Wert. Es genügt, daß wir dem Volke im Werte
des Goldes einen festen, unveränderlichen Maßstab für den Tausch aller Waren
gegeben haben. Braucht etwa der Schneider etwas von der Theorie des
Metermaßes zu wissen? Er gebraucht dieses Maß und das genügt. Mit dem festen
inneren Wert des Goldes messen wir und sagen: Dieser Tabak, dieses Bier, dieser
Hut kostet oder mißt fünf Mark! Kurz, wie wir die Entfernungen mit dem Metermaß
messen, genau so messen wir mit dem genau bestimmten Maß der Mark d. R. W.
alle Dinge. Doch wahrhaftig eine einfache Sache.


Nun kommt da dieses Reformgeld, das nichts wiegt, keine Länge, Breite und
Höhe hat, überhaupt keine Eigenschaften besitzt, an dem man mit dem besten
Willen keine Spur inneren Wertes entdecken kann, dessen Produktionskosten
gleich null sind, dem man obendrein noch ausdrücklich nachrühmt, daß es keine
Produktionskosten verursacht hat, und maßt sich die Fähigkeit an, als Maß für alle
Waren zu dienen! Ist das nicht dasselbe, wie wenn wir mit Luft die Biergläser
eichen wollten, wie wenn wir das Metermaß aus Gummi herstellten?


Wieviel Zentner dieser Wische wird doch der Wirt für meinen Frühschoppen for-
dern? Die Makulatur ist ja so billig, und mit der Konkurrenz dieses neuen Geldes
wird die Überproduktion an Makulatur noch größeren Umfang nehmen.


Mein Gott, es ist ja zum Lachen, ich habe überhaupt noch nie so viel gelacht wie
heute beim Anblick dieses Reformgeldes. Daher wohl der fabelhafte Durst.


Wilhelm! Hole mir bitte einen Krug Bier, hier hast du Geld; kein Reformgeld,
keine Makulatur, keinen Schwindel, sondern echtes, gemünztes, deutsches Geld!
Aber bitte, eile, ich habe mächtigen Durst.


Ja, wie soll sich da überhaupt ein Verhältnis zwischen Geld und Waren heraus-
stellen, wenn das Geld überhaupt keine körperlichen Eigenschaften hat? Zwar
behaupten wir ja dasselbe vom Wert, der Grundlage des Metallgeldes, aber das ist
ja eben einer dieser interessanten Widersprüche, die dem Metallgeld soviel Reiz,
soviel Anziehungskraft verleihen. Aber was könnte uns an diesem Fidibus reizen?
Größe, Gewicht, Geschmack, Geruch, Farbe – nichts ist da. Wo sind denn hier
Beziehungen zu den Waren? Wenn wir auch beim Werte absehen müssen von
allen chemischen oder physikalischen Eigenschaften, und wenn wir also eigentlich
beim Gelde auch ganz vom Werte absehen müssen, so muß doch etwas
Greifbares am Gelde verbleiben, um die Waren damit zu vergleichen.


Zwar lese ich hier auf der Rückseite: Der „Preis“ dieses Geldes wird durch
Nachfrage und Angebot bestimmt. Der Preis des Geldes! Hat man jemals solch
sinnloses Geschwätz gehört! Und dann diese Phrase: Nachfrage und Angebot wer-
den den Preis dieses Geldes bestimmen! Man glaubt wahrhaftig, Schulbuben hät-
ten hier ihre volkswirtschaftlichen Kenntnisse zum Besten gegeben. Nachfrage und
Angebot bestimmen bei Markt-


Marktweibern
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weibern den Preis des Gemüses, aber beim Gelde handelt es sich um den Wert,
nicht um den Preis. Was ist denn überhaupt Nachfrage nach Geld? Natürlich die
Bettelei der Krüppel, die Schulden der Offiziere und Studenten! Denn andere
Nachfrage nach Geld kenne ich nicht. Und diese Nachfrage zusammen mit dem
Angebot, das ist nun hier natürlich die Produktionsfähigkeit der Druckerpresse, die
soll uns den Preis des Geldes angeben! Was ist denn Preis des Geldes? Unsinn!
Nichts als Unsinn! In keinem meiner Bücher habe ich gelehrt, daß Nachfrage und
Angebot den Preis des Geldes bestimmen, und so stillschweigend, als ob sie gar
nicht existierten, geht diese Geldreform über meine Bücher hinweg. Warum hat
man meine Bücher über den „Wert“ nicht zu Rate gezogen, ehe man diese Inschrift
redigierte. Deutschland, du blamierst dich ja vor der ganzen Welt!


Wo doch der Wilhelm mit dem Bier bleibt; er wird doch am Ende nicht mit dem
20-Mark-Stück durchgebrannt sein? In dieser papiernen Zeit muß doch eine solche
blanke Münze mit festem inneren Werte eine starke Versuchung ausüben. Ich
hätte ihm vielleicht nicht so viel Geld anvertrauen dürfen.


Aber was ist das? Da hört doch die Weltgeschichte auf! Nicht zufrieden damit,
daß dies Reformgeld unsere ganze Wissenschaft verhöhnt, indem es den Wert
und die Wertlehre ignoriert, nicht zufrieden damit, daß es sich selbst als Geld pro-
klamiert, in flagrantem Widerspruch mit Theorie und Praxis des bisherigen
Papiergeldes, nicht zufrieden damit, daß es dem Staate keine Einlösungspflicht
auferlegt und die alte Marktweiberphrase, wonach Nachfrage und Angebot den
Preis bestimmen, auf die deutsche Währung übertragen will, greift es jetzt auch
noch direkt unseren obersten Grund- und Leitsatz an, nämlich, daß das Geld auch
Wertbewahrer sein soll. Man soll diese Papierwische nicht länger als nötig behal-
ten, darum sollen sie täglich im Kurs einbüßen. So lese ich hier. Da hört doch wirk-
lich alles auf! Oh! Die Herrlichkeit wird nicht lange dauern, solche Behandlung läßt
sich das Volk doch nicht gefallen. Wie soll man jetzt noch sparen können, wenn
das Geld kein „Wertbewahrer“ mehr ist? Und wo hinauf wird der Zins steigen,
wenn niemand mehr spart? Das schlägt doch dem Faß den Boden aus. Das
Reformgeld wird man bald satt haben; man wird, wenn nicht das solide Geld mit
innerem Werte, dann doch sicher den Wertbewahrer zurückfordern. Man wird,
sowie der Reiz der Neuheit verschwunden sein wird, sich der kolossalen Vorteile
des Metallgeldes als „Wertbewahrer“ erinnern und dieses Geld zurückfordern. Wie
schön war doch dieser Wertbewahrer! Einen ungeheuren „Wert“ konnte man so
jahraus, jahrein in einem vergrabenen Topf aufbewahren, und kein Atom ging dabei
verloren. Welche Beruhigung bot doch der 100-Millionen-Kriegsschatz in Spandau!
Da lag er, immer bereit, uns seinen „Wert“ für die Kriegsführung zu übergeben,
denn man darf nie vergessen: Geld gehört zum Kriegführen! Leider wußte man
diesen kolossalen Vorteil der Wertbewahrung durch das Metallgeld nicht allgemein
genug zu schätzen; ich wette, mit dieser Eigenschaft des Metallgeldes hätte man,
wenn sie nach allen Regeln unserer Wissenschaft ausgebeutet worden wäre, die
ganze soziale Frage lösen können. Bot doch diese Eigenschaft die Möglichkeit,
alle, ohne Ausnahme alle Bürger in Rentner zu verwandeln und die Arbeit ganz
überflüssig zu
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machen. Und da – na endlich, da kommt der Wilhelm! Aber das Bier?


„Ich bin in zehn Wirtschaften gewesen. Niemand wollte das Goldstück anneh-
men; ich müßte zum Goldschmied gehen, sagten sie, und es dort gegen echtes
Geld, echtes Papiergeld verkaufen. Sie könnten nur das neue Geld noch gebrau-
chen, und der Termin für den Umtausch an den Staatskassen wäre verstrichen.
Der Juwelier aber wollte mir für das Goldstück nur 15 Mark geben, nämlich 16
Mark für das Gold und eine Mark Tiegelgeld, denn, so sagte er, er wüßte nicht, ob
das Goldstück den vollen Goldgehalt habe, der Staat habe das Ausprägen von
Gold freigegeben, und es würden jetzt Goldstücke mit sehr verschiedenem
Goldgehalt angeboten. Also wisse er nicht, wieviel Gold darin enthalten sei, und er
würde es zuerst untersuchen. Morgen könne ich Bescheid holen kommen. So bin
ich jetzt gekommen, um zu fragen, ob ich dem Goldschmied das 20-Mark-Stück für
15 Mark verkaufen soll.“


Was, du fragst mich, ob du für mein gutes 20-Mark-Stück 15 Mark in Makulatur
annehmen sollst? Du bist wohl auch toll geworden? Nein, da warten wir, bis wir für
das Goldstück 15 Tonnen Makulatur erhalten. Vorläufig aber, bitte, hole mir schnell
das Bier, ich habe gewaltigen Durst.


„Gut, ich gehe gleich, aber bitte Geld!“ Ja so, Geld! Aber ich bin doch kein
Dummkopf, der Reformgeld annimmt, ich habe nur gutes, echtes Geld, keinen
Schwindel. Mein Gott, was mache ich da, wo bekomme ich denn jetzt schnell
etwas Makulatur, um diese Bierwirte zu bezahlen, um meinen Durst zu löschen! Ich
werde doch meinem Durst zuliebe meinen Theorien, Lehr- und Grundsätzen nicht
untreu werden! Wilhelm, suche mal im Papierkorb, dort findest du vielleicht
Makulatur und Fidibusse für ein Glas Bier!


„Sie spaßen, der Wirt will keine Makulatur, und Fidibusse dreht er selbst, er will
Geld, echtes deutsches Papiergeld, kein Gold, keinen Nürnberger Tand. Sie müs-
sen mir Geld geben, sonst bekomme ich kein Bier! Und Geld, echtes Papiergeld
findet man nicht auf der Straße und noch weniger im Papierkorb.“


Oh, der Durst, der Durst! Hier, Wilhelm, bringe diese Uhr zum Juden und laß‘ dir
Geld darauf geben!


Die Sache wird wirklich mehr trocken als spaßig, und ich muß mich ernstlich
nach Geld umsehen, wenn ich nicht hier neben meinem Goldschatz, neben mei-
nem treuen Wertbewahrer verhungern soll. Aber wie verschaffe ich mir nun dieses
Papiergeld? Der Staat allein fabriziert es, und er erklärt, nicht mehr zu fabrizieren
als nötig ist, um die Nachfrage zu decken. So lese ich hier.


Die Nachfrage nach Geld? Ich gestehe, ich Faße den Inhalt dieses Wortes nicht.
Früher ja, da war Nachfrage nach Geld einfach Nachfrage nach Gold für
Industriezwecke. Aber Nachfrage nach Papiergeld? Ich muß doch mal einen Blick
in dieses Heftchen „Die Theorie des Reformgeldes“ werfen. Ich weiß ja im Voraus,
daß es nur Unsinn enthalten kann, aber was tut man nicht alles, wenn man durstig
ist?
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XXI. Der Lohntheoretiker
Seitdem die Eisenbahn, die Dampfschiffahrt und die Freizügigkeit den Arbeitern


weite Strecken des fruchtbarsten Bodens in Amerika, Asien, Afrika, Australien zur frei-
en Verfügung gestellt haben, seitdem auch unter dem Schutze der Handelsgesetze
und im Verein mit der größeren Gesittung und Bildung der Personalkredit sich entwik-
kelte und das Kapital dem Arbeiter zugänglich geworden ist – fehlen die wichtigsten
Voraussetzungen für das Walten des Gesetzes des ehernen Lohnes.


Der Arbeiter braucht sich dem Grundbesitzer nicht mehr auf Gnade oder Ungnade
zu ergeben; er kann die Sklavenketten zerreißen, den vaterländischen Schmutz von
seinen Schuhen abschütteln. Das Landmonopol ist gebrochen. Millionen von
Arbeitern haben sich durch die Auswanderung frei gemacht, und mit den
Zurückbleibenden muß der Grundbesitzer verhandeln wie mit freien Männern. Denn
die Möglichkeit der Auswanderung macht sie tatsächlich frei.


Die Not der Grundrentner, die sogenannte Not der Landwirtschaft ist hauptsächlich
durch die Freizügigkeit bedingt; sie läßt sich nur durch die Wiederherstellung der
Leibeigenschaft heben.


Ich mußte das Gesetz des ehernen Lohnes aufgeben; die Tatsachen sprachen zu
sehr gegen mich. Moleschott und Liebig berechneten, daß die zur Aufzucht und
Fortpflanzung eines zwölf Stunden arbeitenden Menschen nötigen Stickstoffmengen
und Kohlehydrate in einem halben Liter Fischtran und 4 kg Saubohnen enthalten
sind. Diese Stoffe kosten aber zusammen nur 17 Pfg. Dazu noch 3 Pfg. für
Kartoffelschalen, Kleidung, Wohnung und religiöse Bedürfnisse, das macht im
Ganzen 20 Pfg. Über diese eherne Grenze dürfte also der Lohn nicht gehen.
Trotzdem ist der Lohn darüber hinaus gestiegen, folglich ist es nichts mit dem
Gesetze des ehernen Lohnes.


Nun suchte ich mir dadurch aus der Verlegenheit zu helfen, daß ich sagte: Das
nach dem Stand der Kultur des Arbeiters zu seinem Leben und zur Fortpflanzung
nötige Minimum (Kultur-Existenzminimum) sei der eherne Lohn. Aber diese Phrase
klang doch allzu hohl, und ich kam damit nicht weit. Denn wie kam denn der mit
Saubohnen gefütterte Arbeiter überhaupt zu einer Kultur? Wie konnte der Schlingel
aus dem Stall ausbrechen? An Wächtern fehlte es doch nicht, an schwarzen sowohl
wie blauen Wächtern. Übrigens was ist Kultur, was ist das Existenzminimum?
Fischtran und Saubohnen bilden das Festgericht der Weber im Eulengebirge am
Weihnachtsabend. Mit solchen elastischen Begriffen kann die Wissenschaft nichts
anfangen. Nach den Ansichten vieler (Anachoreten, Kyniker usw.) ist die
Bedürfnislosigkeit ein Zeichen höchster Kultur, und somit mußte der dem Wechsel der
Kultur sich anpassende „eherne Lohn“ mit steigender Kultur, mit steigender
Bedürfnislosigkeit herabgehen. Sind denn die Weber im Eulengebirge weniger kulti-
viert als die Mastbürger, die den Tag mit „Frühschoppen“ beginnen und fetten
Schweinen ähnlicher sind als menschlichen Wesen? Außerdem stimmt es nicht, daß
der Lohn einfach mit der Anzahl Schoppen, mit der Qualität des Tabaks steigt.
Danach müßte ja der Unternehmer den Lohn nicht nach den Leistungen, sondern
nach dem Bauchumfang bemessen!


Der Handelsminister Möller gab im Landtage folgende Durchschnittslohnsätze an,
die die Bergarbeiter im Ruhrgebiet bezogen:
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1900: 4,80 Mk.


1901: 4,07 Mk.


1902: 3,82 Mk.


1903: 3,88 Mk.


1904: 3,91 Mk.


Die Löhne waren also im Zeitraum von drei Jahren um 25% gefallen! War nun
der Kulturzustand der Arbeiter in so kurzer Zeit auch um 25% gefallen? [Wir nehmen


hier an, daß der Reallohn die Schwankungen des Geldlohnes mitgemacht hat. Anderenfalls müßte man


ja die sogenannte „deutsche Reichswährung“ bankrott erklären.] Oder sind vielleicht die Arbeiter
der Barbarei der „Abstinenz“ verfallen? Die Abstinenten kommen ja mit weniger
Geld ans, und das wäre ja ein vortrefflicher Grund, um das Lohnminimum auf den
niedrigeren Kulturzustand der Abstinenz zu minimieren. Aber dann fragt es sich,
warum die Machthaber so wenig Interesse für die Bestrebungen der Abstinenten
zeigen? Könnte man mit Hilfe der Abstinenz und zu Gunsten des arbeitslosen
Einkommens den Lohn herabsetzen, wie schnell würde da die Herstellung und der
Handel mit alkoholischen Getränken verboten werden! Aber die Machthaber wis-
sen es besser. Hütet euch vor den Abstinenten! Ohne Alkohol läßt sich kein Volk
„regieren.“


Kurz, es ist nichts mit dem Kultur-Existenzminimum, nichts mit dem Gesetze des
ehernen Lohnes. Die Lohnbewegungen vollziehen sich ohne Rücksicht auf den
Kulturzustand, und die dümmsten Bauern haben die dicksten Kartoffeln. Dieselbe
Lohnerhöhung, die die Arbeiter heute „erkämpft“ zu haben glauben, verlieren sie
morgen wieder, wenn die Konjunkturen ungünstig sind. Bessern sich die
Marktverhältnisse, dann fällt ihnen dagegen die Lohnerhöhung ohne Kampf, ja
sogar ohne Forderung von selber zu, wie dem Bauer der erhöhte Weizenpreis
ohne Kampf zufällt, sowie aus Amerika böse Ernteaussichten eintreffen.


Lohn! Was ist der Lohn? Lohn, das ist der Preis, den der Käufer (Unternehmer,
Kaufmann, Fabrikant) für die ihm vom Produzenten (Arbeiter) gelieferten Produkte
zahlt. Dieser Preis richtet sich, wie der Preis aller Waren, nach dem erwarteten
Verkaufspreis der Produkte. Verkaufspreis minus Grundrente- und Kapitalzins, das
ist der sogenannte Lohn. Das Lohngesetz ist darum in dem Grundrenten- und
Kapitalzinsgesetz bereits enthalten. Produkt minus Rente und Zins gleich Lohn. Ein
besonderes „Lohngesetz“ gibt es also nicht. Das Wort „Lohn“ ist in der
Volkswirtschaft überflüssig, denn Lohn und Preis ist eins. Wenn ich weiß, wie der
Preis der Ware zustande kommt, so weiß ich auch, was der Arbeiter für seine
Produkte erhält.


In dem gleich folgenden Kapitel „Die Zinstheorie“ werde ich zeigen, wie es übrigens auch schon all-


gemeiner anerkannt wird, daß die Besitzer der Produktionsmittel (Fabrikanten) einfach Pfandleiher sind.


Und zu dieser Erkenntnis hat mir die Geldreform verholfen. Die Geldreform befreite
mich zunächst von allen Werthalluzinationen, indem ja die Existenz dieses
Reformgeldes eine lebendige und praktische Widerlegung sämtlicher Werttheorien
und des Wertglaubens überhaupt darstellt. Nach dem Wertglauben kam die Reihe an
den für volkswirtschaftliche Untersuchungen gänzlich unbrauchbaren Begriff „Arbeit.“
Denn was ist Arbeit? Die Arbeit kann man nicht an den Armbewegungen, an der
Müdigkeit ermessen, sondern nur an dem Produkt. James Watt arbeitet
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jetzt im Grabe noch mehr als sämtliche Pferde der Welt. Nicht auf die Arbeit, son-
dern auf das Produkt kommt es an; dieses wird gekauft und bezahlt. Wie das ja bei
der sogenannten Akkordarbeit klar zutage tritt. Und im Grunde ist alles
Akkordarbeit.


Produkte kaufen heißt aber Produkte tauschen, die ganze Volkswirtschaft löst
sich so in einzelne Tauschgeschäfte auf, und alle meine Begriffe „der Lohn“, „der
Wert“, „die Arbeit“ enthüllen sich als vollkommen zwecklose Umschreibungen der
beiden Begriffe „Produkt“ und „Tausch.“


B. Theorie der Geldreform


1. Warum man aus Papier Geld machen kann


Wenn jemand irgendeinen Gegenstand braucht, sei es zu irgendeinem persönli-
chen Zweck, sei es zur Erfüllung irgendeiner Verpflichtung, und es trifft sich, daß
dieser Gegenstand schon im Besitze anderer und sonst nicht mehr zu finden ist, so
wird er sich der Regel nach genötigt sehen, etwas von seiner Habe anzubieten, um
den Besitzer der gesuchten Sache zu veranlassen, ihm das, was er braucht, abzu-
treten. Und selbst dann wird er das tun müssen, wenn dem anderen der gesuchte
Gegenstand ganz nutzlos ist. Es genügt, wenn der Eigentümer weiß, daß der
andere den Gegenstand braucht oder gar haben muß, dann gibt er ihn sicher nicht
umsonst. Und je größer die Verlegenheit ist, je dringender der andere der Sache
bedarf, um so höher wird der Besitzer die Forderungen stellen.


Dies ist das Grund- und Hauptgesetz der Volkswirtschaft, des Tausches, des
Handels, des Marktes, der Börse, der wirtschaftlichen Beziehungen der Bürger
untereinander und der Bürger zum Staate.


Man kann dieses Gesetz beurteilen wie man will, man kann es vom menschli-
chen, christlichen, ethischen Standpunkt als ganz gemeinen Wucher verurteilen,
als Brudermord beklagen; Tatsache ist, daß die wechselseitige Ausbeutung der
Notlage des Nächsten, die nach allen Regeln der Kunst betriebene wechselseitige
Plünderung die Grundlage bildet, auf der die Preise der Waren gebildet werden.


Soll ich durch Beispiele die Wahrheit dieses Satzes beleuchten? Warum erhebt
die Post für einen Brief 10 Pfg. und für eine Drucksache 3 Pfg., trotzdem die
Leistung der Post bei beiden die gleiche ist? Antwort: Weil die Post sich sagt, daß
der Briefschreiber meistens zwingende Gründe für den Brief hat, während der
Versand der Drucksache auch unterbleiben könnte, falls das Porto zu teuer wäre.
Der Absender des Briefes ist in einer Zwangslage, der der Drucksache nicht –
darum muß der Briefschreiber für genau die gleiche Leistung das dreifache Porto
zahlen.


Warum erhöht der Bauer den Preis seiner Produkte, sowie er von der Dürre in
Indien, von den Heuschrecken in Argentinien, von den Frösten in Dakota Kenntnis
erhält? Der Schlingel weiß, daß die üppigen
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heimischen Ernten für den Bedarf nicht ausreichen werden und daß er die entste-
henden Verlegenheiten der Konsumenten durch bessere Preise wird ausbeuten
können. Ihr seid hungrig, ihr braucht meine Sachen, also bezahlt!


Warum gehen im umgekehrten Falle, wenn die Ernte im Auslande reichlich aus-
gefallen ist, die Preise in Deutschland herunter, trotzdem Deutschland vielleicht
gerade eine Fehlernte hatte?


Warum benützt der Unternehmer die Krise, die Arbeitslosigkeit, um die Löhne
herunterzudrücken; warum gelingt den Arbeitern der Streik nur in Zeiten geschäftli-
cher Blüte?


Weil sich der Auszubeutende in einer Not- und Zwangslage befindet.


Warum werden in Deutschland Apotheken mit einem Inventar von 10 000 Mark
für eine halbe Million verkauft? Weil die Staatskonzession dem Apotheker gestattet,
die Notlage der Kranken und Krüppel schonungslos auszubeuten. „Hier ist die
Pille, von der du Linderung für deine unerträglichen Schmerzen erwartest, sie
kostet mich 10 Pfg. und dich 3 Mk. Wenn dir der Preis nicht gefällt, so laufe zu
meinem nächsten Wettbewerber, er wohnt zehn Meilen von hier. Du mußt dich
aber beeilen, denn ohne diese Pille bist du in einer Stunde tot.“


Warum fordert ein berühmter Arzt für sein Rezept einen höheren Preis als sein
unbekannter Kollege? Du hast, sagt er, Vertrauen in meine Kunst, also bezahle.


Ich erinnere hier an das Beispiel aus meiner persönlichen Erfahrung, das ich bereits im ersten Teil


dieser Schrift brachte. Ein Haufen Feldsteine mitten in meinem Acker, für dessen Fortschaffung ich gern


100 Mk. bezahlt hätte und für den ich dann 300 Mk. erhielt – bloß weil ein Nachbar Steine für einen


Feldweg haben mußte.


Die Arbeitsteilung erzeugt Güter, die dem Arbeiter selbst in der Regel völlig nutz-
los sind; z. B. ist das Rezept dem Arzt, die Pille dem Apotheker, der Sarg dem
Zimmermann, die Rede dem Pastor und die Grube dem Totengräber zum eigenen
Gebrauch meistens nutzlos. Wenn aber jemand kommt, der diese Dinge haben
will, so muß er zahlen. Wieviel? Nun, genau so viel, wie der Wettbewerb zu neh-
men gestattet. Ist der Wettbewerb durch künstliche oder natürliche Vorrechte
beschränkt, so geht der Preis bis an den Grenznutzen, den man von der Sache
erwartet.


Wenn ein reicher Mann ins Wasser fällt, und ich bin so glücklich, in dem
Augenblick mit einem Stricke da vorbeizugehen, so werde ich für den Strick die
Hälfte des Vermögens verlangen. Wenn ich es für weniger tue, so verpflichte ich
den Mann zu Dank – aber im regelrechten Handel dankt weder Käufer noch
Verkäufer.


Bei einer Terminspekulation stieg in Hamburg der Preis des Kaffees zwischen 3:30 bis 4 Uhr von 50


auf 200 Mk., trotzdem jeder wußte, daß nach 4 Uhr der Preis wieder auf 50 Mk. fallen würde, und es


wurden Millionen umgesetzt zum Preise von 200 Mk. Es hieß eben: Du hast dich verpflichtet, um 4 Uhr


nachmittags mitteleuropäischer Zeit so und so viel Sack Kaffee in Hamburg abzuliefern. Wo ist der


Kaffee? Ha! Du hast keinen Kaffee? Nun so verschaffe dir den Kaffee, dort in der öffentlichen Auktion


kannst du dich damit versehen. Ich bestehe darauf, daß du mir den Kaffee um 4 Uhr hier in Hamburg


ablieferst. Um 4 Uhr, hörst du, nicht um 4 Uhr 5 Minuten. Hast du den Kaffee nicht um 4 Uhr abgelie-


fert, so kaufe ich ihn mir für deine Rechnung in der Auktion. Ich brauche den Kaffee nicht,
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weder um 4 Uhr noch um 5 Uhr; ich könnte ganz gut die telegraphisch von Havre und London bestell-


ten Ladungen abwarten (verzollter und ins Inland versandter Kaffee wurde damals telegraphisch zurück-


beordert), aber ich sehe, daß Du in Verlegenheit bist, daß die greifbare Ware fehlt, darum, darum ganz


allein bestehe ich auf pünktlicher Ablieferung. Denn Du hast dir eine Blöße gegeben, und diese will ich


jetzt ausnützen, um dich auszuplündern. Hörst du die Stimme des Auktionators? Hörst du, wie der Preis


steigt? 100 120-150 Mk. Siehst du, wie der Uhrzeiger sich dem Termin nähert? Noch 10, 9, 8 Minuten


und der Preis steigt! Hörst du die Revolverschüsse der Selbstmörder, die hier ihr Vermögen verloren


haben, die Freudenrufe der Glücklichen, die die Leiche plündern dürfen? Laufe, eile, kaufe den Kaffee,


den Du mir um 4 Uhr nachmittags am 17. November 1893 mitteleuropäischer Zeit abzuliefern ver-


sprachst, sonst kaufe ich ihn für deine Rechnung an der Börse. 160-170-180 Mk. – nur noch zehn


Minuten: Kaufe doch, beeile dich, ich will dir den Kaffee nach 4 Uhr ja wieder für 50 Mk. verkaufen. 190


Mk., 195 – jetzt fällt der Hammer – 200 Mk.! Jetzt zahle die Differenz, 150 Mk. Differenz für den Sack,


das macht für 10 000 Sack genau 1,5 Millionen. Jetzt zahle oder erschieße dich.


Sind mehr Beispiele nötig? Vergleiche man doch die Art, wie die Dienstmädchen
heute behandelt werden, und wie sie vor 20-30-40 Jahren behandelt wurden.
Hochmütige, barsche Behandlung bei schlechtem Lohn früher, und jetzt? Das
Mädchen fordert, und ihre Forderungen werden angenommen; das Mädchen
herrscht, und ihre Herrschaft muß die Herrschaft erdulden. Die Redensart „Gute
Behandlung wird zugesagt“ hat die Adresse gewechselt.


Und es ist durchaus nicht mehr selbstverständlich, daß die widerwärtigsten
Arbeiten dem Mädchen überlassen werden. In Nordamerika ist schon vielerorts die
allgemeine Regel, daß diese Arbeiten von den Familienangehörigen verrichtet wer-
den.


Woher nun diese Veränderungen? Hat die katholische, evangelische, jüdische,
mohammedanische Religion die Menschen gelehrt, die Armen und Gedrückten
menschlich zu behandeln; verdanken die Dienstmädchen diese Fortschritte in ihrer
Behandlung einer edleren Morallehre? Ach nein, nicht die Religion hat den
Menschen veredelt, sondern die Verhältnisse auf dem „Gesindemarkt.“ Christus
hätte noch einmal 19 Jahrhundert lang predigen können, alle Menschen seien
Brüder, Kinder Gottes, und Todsünde wäre es, ein Kind Gottes hochmütig zu
behandeln, überhaupt seinen Nächsten und Bruder zum Diener zu machen. Es
hätte nur dazu beigetragen, den Menschen noch mehr abzustumpfen und zu verro-
hen. Nicht Theorien, sondern Tatsachen lehren den Menschen, daß das Feuer weh
tut und daß, wer sein Dienstmädchen schlecht behandelt, am nächsten Morgen
seinen Kaffee selber kochen kann.


Man ersieht hieraus, daß der Egoismus in seiner Wirkung altruistischer ist als die ultraaltruistische,


christliche Morallehre, und daß wir daher mit der wechselseitigen Plünderung, worauf der Handel


basiert, das wahre Christentum eher erreichen werden als mit altruistischen Redensarten.


Wer hat in Nordamerika die Sklaverei abgeschafft? Christus oder der Egoismus
der Arbeiter, die ihren Lohn durch die Sklaverei gedrückt sahen? Wer hat für die
Abschaffung der Leibeigenschaft agitiert? Die Kirche oder die Machtbedürfnisse
der Herrscher, die mit Leibeigenen kein brauchbares Heer schaffen konnten? Wer
hat das Gesetz des ehernen Lohnes durchbrochen? Die Marktverhältnisse oder die
Bibel?


Ich wiederhole also: Die Ausbeutung der Notlage des Näch-      Nächsten
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sten, die durch wirtschaftliche Verhältnisse oder durch die Gesetze geschaffene
Zwangslage des Nächsten zu benutzen, um ihn zu drücken und zu schinden und um für
eine möglichst geringe Leistung eine möglichst große Gegenleistung „herauszuquet-
schen“ – das ist das Grundgesetz, auf dem der Warenaustausch fußt. Dies Gesetz
beherrscht alle wirtschaftlichen Beziehungen der Menschen untereinander. Die Höhe
jeder Leistung wird absolut durch dieses Gesetz begrenzt.


„Brotwucher“ nannte man im Reichstag die Politik der Agrarier. Das ist Unsinn. Wucher ist eben der


gesamte Produktaustausch. Die Köchin wuchert um bessere Behandlung, der Arbeiter wuchert um bes-


seren Lohn, der Geistliche um bessere „Besoldung“, der Fürst um Erhöhung der „Zivilliste“ oder der


Apanagen.


Es war nötig, dies festzustellen, denn nur von dieser Erkenntnis aus kann die
Möglichkeit der Papierwährung begriffen werden.


Angenommen nun, Müller wäre auf irgendeine Weise in den Besitz eines vierek-
kigen bunten Papierstückes gelangt, und Schulz bittet ihn, ihm das Papier zu über-
lassen, denn er brauche es zu irgendeinem Zwecke. Wird Müller ihm das Papier
unentgeltlich überlassen? Nein, und erst recht nicht, wenn Schulz merken läßt, daß
er das Papier haben muß.


Ist das aber der Fall, so brauchen wir zur Erklärung der Möglichkeit der
Papierwährung nur noch nachzuweisen, daß Schulz wirklich in die Lage kommen
kann, den Papierfetzen besitzen zu müssen und daß er ihn nur aus den Händen
anderer, nicht durch eigene Produktion erlangen kann. Denn, sowie der zur
Geldfunktion bestimmte Papierfetzen nicht umsonst zu haben, aber doch notwen-
dig ist für den Verkehr, ist auch die Grundlage für das Geld geschaffen. Denn mit
Hilfe dessen, womit man sich das Geld verschafft, mit den Waren, die man in
Tausch gibt, vermittelt es den Warenaustausch. Mehr als daß es etwas kostet, ist
als Vorbedingung nicht erforderlich. Das Geld soll nicht umsonst zu haben sein.


Die Unterfrage, ob das aus Papier gemachte Geld von Natur aus besser oder
schlechter als das aus Gold gefertigte Geld ist, werden wir später beantworten. Mit
unserer Frage, ob und warum man aus Papier Geld machen kann, hat die Qualität
des Geldes nichts zu tun. Es handelt sich darum, die Frage zu beantworten, ob ein
an sich ganz nutzloser Papierfetzen, ein Fidibus, den der Staat zu Geld erklärt,
einen höheren Preis erzielt als ein entsprechend großes Stück Makulatur.


Wohlverstanden, ich spreche hier nicht von den Banknoten, deren Inhaber Gold
zu fordern berechtigt sind und die nach allgemeiner Ansicht nur dieser Forderung
wegen überhaupt etwas gelten (übrigens eine falsche Ansicht), sondern um
schlichtes und echtes Papiergeld, dessen Inschrift dem Inhaber keine Einlösung
mit irgendeiner bestimmten Ware verspricht, also Papiergeld mit der Inschrift:


„Dieser Papierfetzen ist Geld. Der Inhaber kann damit Ware kaufen, soviel er
selbst dafür gegeben hat; vom Staate hat er nichts zu fordern.“


Ich will nicht wie die Katze um den heißen Brei gehen, ich will unsere Fragen
nicht mit neuen Fragen beantworten. Ich verachte die feige Ausflucht anderer
Währungstheoretiker, die die Existenz des Papier
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geldes von der Hoffnung auf eine künftige, wenn auch noch so fernliegende
Einlösung in Gold ableiten. Ich wiederhole also unsere Frage: Ob ein an sich nutz-
loser, womöglich schmutziger, stinkender Papierfetzen, den der Staat als Geld in
Umlauf setzt, einen höheren Preis erzielen kann als ein entsprechend großes
Stück Makulatur, das der Lumpensammler in der Straße aufhebt?


Und diese Haupt- und Kardinalfrage der Geldtheorie müssen wir, in Übereinstim-
mung mit dem zu Anfang erwähnten Grundgesetz des Warenaustausches, unum-
wunden bejahen, vorausgesetzt, daß jemand da ist, der solche Papierfetzen haben
will oder haben muß und daß er sie nur aus den Händen anderer erlangen kann.


Unsere Frage kippt somit zu der Frage um: Ob für solches Papiergeld ein
Bedarf, eine Nachfrage entstehen kann?


Nehmen wir nun an, der Staat fordere, unter Zurückweisung jeder anderen
Geldart, von jedem, der die Eisenbahn benutzt, die Zahlung mit solchen zu Geld
erhobenen Papierfetzen! Wie wird man sich diese verschaffen können? Wird
Müller den Fidibus so ohne weiteres verschenken, wenn ihm Schulz sagt, er brau-
che ihn, um die Fracht für eine Wagenladung zu bezahlen?


Müller hält in seinen Händen den schmutzigen, stinkenden Fidibus, den der Staat
von Schulz für Eisenbahnfracht verlangt. Es ist sein Eigentum, er kann sich eine
Pfeife damit anzünden. Mehr gestatten ihm die körperlichen Eigenschaften des
Fidibus nicht, aber niemand kann ihn zwingen, dem Schulz diesen Fidibus unent-
geltlich zu überlassen. Und Schulz braucht den Fidibus, er muß ihn sich verschaf-
fen, diesen oder einen anderen. Also fragt er Müller, wieviel dieser dafür verlangt.
Er bietet ihm Heu, Mehl, Honig an, er will ihm bei der Ernte arbeiten helfen, wenn
Müller ihm den Fidibus überläßt.


Also ist „Nachfrage“ für den Fidibus da, keine Bettelei, sondern wirkliche, mate-
rielle, kaufmännische Nachfrage, bestehend in dem Angebot von Waren zur
Erlangung des Fidibus‘.


Hiermit wäre die Möglichkeit des Papiergeldes schon voll bewiesen.


Der unmittelbare Einfluß des Staatsbetriebes zur Erzwingung der Nachfrage für das von ihm in


Umlauf gesetzte Geld reicht natürlich viel weiter als bis zur Grenze des weiten Gebietes des


Eisenbahnmonopols. Wer mit der Post einen Brief befördern, wer den Telegraphen benutzen, wer aus-


ländisches Getreide verzollen will, muß dies mit Geld tun, das an den Staatskassen akkreditiert ist.


Verweigert der Staat jedes andere Geld, ausländisches oder privates, so muß der Interessent sich mit


dem staatlichen Papiergeld versehen oder auf den Postdienst usw. verzichten. Aber mit dem Verzicht ist


es nicht immer getan, denn mancher würde recht gern auf das Vergnügen verzichten, die Staatssteuern


zu bezahlen, wenn es ginge. Die direkten Steuern, das Schulgeld, die Gerichtsbußen müssen bezahlt


werden, und zwar mit dem Gelde, das der Staat zur Zahlung vorschreibt. Auch das Holz aus den


Staatsforsten, die Kohlen, das Salz aus den Staatsbergwerken, die Pacht der Staatsdomänen usw.


müssen mit dem Stoff bezahlt werden, den die Staatskassen annehmen.


Jedoch setzt diese Erklärung für die Möglichkeit der Papierwährung den moder-
nen Staatsbetrieb voraus. Genaugenommen greift diese Erklärung auch nicht tiefer
als wie die Theorie der Banknote. Sie setzt anstelle des Goldschatzes einen ande-
ren Schatz, die Staatsleistungen. Der einzige Unterschied ist der, daß der Schatz,
den diese Staatsleistungen
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darstellen, vielgestaltig ist. Statt eines gewissen Quantums Gold hat der Inhaber
das Recht, so und so viele Tonnenkilometer, so viele Briefmarken, Telegramme, so
viel Religionsunterricht usw. zu fordern. Dieses Papiergeld wäre also einfach eine
Staatsanweisung statt einer Goldanweisung, und die Nachfrage, die sich für sol-
ches Papiergeld einstellt, wäre eine erborgte oder übertragene.


Diese Erklärung genügt aber nicht für den Begriff der reinen Papierwährung. Es
soll nachgewiesen werden, daß, wie die Banknote schließlich das
Einlösungsversprechen entbehren könnte, das Papiergeld auch ohne
Staatseisenbahnen, ohne Steuern, ohne Staatsbetrieb möglich ist. Es soll nachge-
wiesen werden, daß das Papiergeld einen höheren Preis als die Makulatur erzielen
kann, ohne daß dem Inhaber irgendeine bestimmte Leistung (Fracht, Zölle,
Briefmarken usw.) zugesichert wird. Kraft seines Privilegs als Geld, als
Tauschmittel soll das Geld gesucht und gekauft werden.


Die Produkte der Arbeitsteilung oder die Waren sind von vornherein für den
Tausch bestimmt. Nur die Aussicht, die Waren gegen andere Produkte tauschen zu
können, veranlaßt die Produzenten, die Urwirtschaft zu verlassen und Waren zu
erzeugen.


Nun aber gehört zum Austausch der Produkte ein Tauschmittel, d. h. Geld, denn
ohne dieses Tauschmittel wäre man auf den Tauschhandel angewiesen, und allge-
mein bekannt ist es, wie plump, unsicher und kostspielig der Tauschhandel ist. Das
Geld ist die Grundlage und Voraussetzung der Arbeitsteilung, der
Warenproduktion. Für den Austausch der Waren ist das Geld unentbehrlich.


Nun bedarf aber wiederum das Geld einer zentralisierten staatlichen Verwaltung.
Es gehört zum Wesen des Geldes, daß die Gewerbefreiheit von der Geldindustrie
ausgeschlossen bleibe. Stände es jedem frei, Geld nach seinem Belieben zu ver-
fertigen, so würde jeder einfach seine eigenen Produkte als Geld erklären, und
damit wären wir wieder beim Tauschhandel angekommen. Das Volk muß sich über
irgendeinen Gegenstand einigen, den es zu Geld erheben will; und was ist diese
Einigkeit anders als der Staat?


Die Ansicht, daß die allgemeine Vorliebe des Volkes für Gold, für goldenen Kram und Flitter dieses


Metall zu Geld gemacht hat, ist falsch, grundfalsch. Wie groß diese Vorliebe ist, erkennt man wohl am


besten daran. daß in 99% aller Familien der goldene Ehering der einzige goldene Gegenstand im


Hause ist. Das ist kein Zeichen der Armut, denn auch in wohlhabenden Häusern findet man außerhalb


der Geldkassette selten einen goldenen oder vergoldeten Gegenstand. Der Deutsche hat Vorliebe für


Musik, und er frönt dieser Vorliebe, indem er oft peinliche Opfer bringt für Anschaffung von


Musikinstrumenten. Das nennt man Vorliebe. Was das Volk zwingt, die Produkte gegen Gold zu verkau-


fen, das ist nicht Vorliebe für dieses Metall, sondern der Mangel an anderen Tauschmitteln. Hat der


Kaufmann „Vorliebe“ für irgendeine Ware? Den Profit sucht der Kaufmann in den Waren, sonst sind sie


ihm alle gleichgültig. Und dem Gold gegenüber ist jeder Kaufmann, man kauft das Gold nicht, um sich


an seinem Anblick zu erfreuen, sondern um es zu verkaufen. Wo ist die „Vorliebe“ für das Silber geblie-


ben, seitdem man das Silber entmünzte? Wer spricht noch vom Silber, wer denkt daran? Trotzdem dre-


hen sich heute die Gedanken des Pöbels mehr denn je um das Geld. In Nordamerika wurden nachein-


ander Pulver, Tee, Schnapsflaschen, Wampums, Sklavenketten als Geld benutzt. Aber nicht aus allge-


meiner Vorliebe für diese Dinge. In Argentinien zirkulieren als Geld zerlumpte, mit Zwirn zusammenge-


nähte, stinkende Papierfetzen. Ist es nun ein Zeichen allgemeiner Vorliebe für
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diese ekelhaften Papierwische, wenn sie jedermann annimmt? Mitnichten. Der Staat fabriziert kein


besseres Geld, darum muß sich jeder fügen.


Die Summe der Dinge, worüber wir einig geworden sind, liefert das Material zu
dem, was wir Staat nennen. Das Geld läßt sich aber nicht vom Staate trennen; wir
müssen uns über irgend etwas einigen, denn wenn jeder nach seinem Belieben
Geld fabriziert, verschwindet das Geld. Wie nötig diese Einigkeit ist, erkennt man
daran, daß man nicht einmal mit der Doppelwährung auskommen konnte.


Also entweder staatliches Geld oder gar kein Geld. Ein Drittes gibt es nicht.
Der Umstand, daß man früher in manchen unentwickelten Ländern, z. B. in


Nordamerika während der Kolonialzeit, verschiedene Waren als Tauschmittel
benutzte (Pulver, Salz, Felle, Wampums usw.), sagt nichts gegen obigen Satz. Es
handelt sich hier nicht um Geld, sondern einfach um Tauschhandel, denn das im
Tausch gegen die eigenen Produkte erhaltene Salz (Pulver, Tee usw.) wurde ein-
fach im Hause verbraucht und nicht weitergegeben. Diese Waren zirkulierten nicht,
sie kamen niemals nach dem Hafen zurück, sondern wurden ihrer körperlichen
Eigenschaften wegen gekauft und verbraucht. Sie mußten also immer durch neue
ersetzt werden. Zum Wesen des Geldes gehört es aber, daß das Geld nicht seines
Materials wegen, sondern wegen seines Charakters als Tauschmittel gekauft
werde, daß es nicht verbraucht, sondern nur als Tauschmittel gebraucht werde.
Das Geld zirkuliert, es beschreibt einen Kreis, den es ewig durchläuft. Dem Inhaber
ist das Material des Geldes völlig gleichgültig, da er es ja nicht braucht. Giftige, mit
Grünspan überzogene Kupfermünzen, verschlissene Silbermünzen, zerrissene,
beschmutzte Banknoten, glänzende Goldmünzen – alles läuft pari einher. Jeder
sieht über das Geldmaterial hinweg, die Quantität allein interessiert ihn. Und wenn
wir päpstliche Ablaßzettel zu Geld machten, sie würden in protestantischen
Ländern nicht weniger gelten als in katholischen. Dasselbe kann man aber von den
oben genannten Waren, die in Amerika als Tauschmittel dienten, nicht sagen. Da
wurde das Pulver genau auf Qualität geprüft, nasses Salz wurde zurückgewiesen,
und vom Tabak kaute die ganze Familie erst einen halben Zentner zur Probe, ehe
man die Felle dafür hergab.


Man sagt, die allgemeine Vorliebe für die Edelmetalle habe das Gold und Silber zu Geld gemacht. Ich


glaube aber, daß im Gegenteil die allgemeine Gleichgültigkeit der Warenproduzenten diesen Metallen


gegenüber der Grund gewesen ist, warum die Menschen sich einigen konnten, Gold und Silber als Geld


anzuerkennen. Über eine gleichgültige neutrale Sache einigt man sich immer schneller als gegen-


über Eigenschaften, die je nach unserer individuellen Anlage verschieden auf uns einwirken. Das Gold


hat von allen natürlichen Substanzen die wenigsten Eigenschaften; keinem Stoffe gegenüber sind wir


so gleichgültig, wie gegenüber dem Gold – darum konnten wir uns einigen, das Gold zu Geld zu erhe-


ben. Das Gold findet industrielle Verwendung in der Schmucksachenfabrikation; aber gerade die, die


das Gold als Tauschmittel benutzen, die Warenproduzenten, die Arbeiter, Bauern, Handwerker,


Kaufleute putzen sich am wenigsten. Junge Mädchen und Tänzerinnen mögen für das Gold eine


Vorliebe haben, aber gerade diese bedürfen des Tauschmittels am wenigsten, weil sie ja keine Waren


produzieren. Man wird doch die Tänzerinnen nicht darüber haben bestimmen lassen, was als Geld


gebraucht werden sollte. Das weitaus wichtigste Verkehrsmittel, die Voraussetzung der Arbeitsteilung,


werden wir doch nicht auf die Putzsucht begründen. Übrigens ist diese allgemeine Gleich-


Gleichgültigkeit
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gültigkeit dem Geldmaterial gegenüber Vorbedingung des Geldes. Wäre diese Gleichgültigkeit nicht vor-


handen, so würden die, die eine starke Vorliebe für das Geldmaterial (Gold z. B.) haben, geneigt sein,


einen höheren Preis für das Geld zu bezahlen, als die, denen das Gold gleichgültig ist. Das Geld hätte


dann, wie gewisse Waren (Bilder, Briefmarken, Altertümer usw.) Liebhaberpreise.


Also, es gibt und es kann nur staatliches Geld geben, wie es ja auch keinen
Staat ohne Geld gibt. Die Münze ist die Wiege des Staates.


Mit der Begründung des Staates geht das Ausschreiben von Steuern einher. Diese Steuern werden in
einem bestimmten Stoff erhoben, und dieser Stoff ist Geld. Der Staat erzeugt durch die Steuer eine
Zwangsnachfrage für jenen bestimmten Stoff. Dieser Zwang macht das eigentliche Wesen des Geldes
aus.


Wenn nun der Staat kein anderes Geld macht als solches aus Papier, so bleibt dem
Produzenten nur übrig, seine Waren entweder gegen dieses Papiergeld anzubieten
(wodurch dann Nachfrage für dieses Papiergeld entsteht), oder aber auf den
Gebrauch des Geldes auf den Austausch seiner Produkte und auf die Vorteile der
Arbeitsteilung zu verzichten.


Wer das vom Staate angefertigte Tauschmittel nicht anerkennen will – muß zur
Urwirtschaft oder zum Tauschhandel zurückkehren und sich dabei alle drei Monate
vom Steuerexekutor pfänden lassen.


Wir können also sagen: Die Nachfrage für das vom Staate verfertigte Geld ist durch
die Arbeitsteilung gesichert – ganz einerlei, aus welchem Stoffe dies Geld verfertigt
wurde.


Wer also in den Besitz eines vom Staate ausgegebenen Papierfetzens gekommen
ist, der hat in jedem Bürger, der die Arbeitsteilung eingeführt hat (also Waren
erzeugt), einen Abnehmer für diesen Papierfetzen, einen Käufer, der bereit und
imstande ist, etwas für den Papierfetzen in Tausch zu geben. Ganz einerlei, ob der
Papierfetzen neu oder alt ist, ob er nach Petroleum oder Knoblauch stinkt. Mehr
noch: Die Besitzer der Papierfetzen wissen, daß die Besitzer der Waren ihnen das
Geld abkaufen müssen, denn nur durch den Tausch können die Warenbesitzer
Nutzen aus ihrem Eigentum ziehen, und ohne die Vermittlung des Geldes ist der
Tausch so gut wie unmöglich.


Alle sozialistischen, kommunistischen und anarchischen Wirtschaftssysteme sind, was die Produktion
anbetrifft, mehr oder weniger gut ausführbar. Erst dort, wo es sich darum handelt, für die Verteilung der
Produkte etwas anderes an die Stelle des Geldes zu setzen, verlieren diese Systeme den Boden unter
den Füßen.


Das Papiergeld ist also möglich


1. weil niemand einen Gegenstand umsonst weggibt, den ein anderer zu irgend-
einem Zwecke (hier also zum Tausch der Produkte) braucht oder haben muß,


2. weil jeder, der Waren verfertigt, diese zum Zwecke des Tausches gegen
Gebrauchsgüter, gegen Geld verkaufen muß,


3. weil nur das vom Staat anerkannte Geld sich im Verkehr behaupten kann.


—


Es ist schwer, etwas wegzuleugnen, was vor aller Augen liegt und greif- und
sichtbar ist.


Die Papierwährung besteht; sie „ist“ in vielen Ländern, und zwar seit vielen
Jahren; folglich muß sie wohl möglich sein.
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Die Papierwährung ist in Österreich, Italien, Spanien, Portugal, Argentinien,
Brasilien, Chile, Paraguay u. a. m. In all diesen Ländern kennt man neben metal-
lenen Scheidemünzen nur Papiergeld, und selbst in vielen sogenannten
Goldwährungsländern sieht man nichts anderes als Papiergeld neben silbernen
Scheidemünzen. So in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, in Australien,
Britisch-Indien, in Belgien, in der Schweiz, in Rußland. Wenn man in all diesen
Ländern heimlich das Gold ausführte, so würde man es vielleicht niemals merken;
dagegen würde die gesamte Volkswirtschaft augenblicklich zusammenbrechen,
wenn man nur versuchen wollte, einen Teil des Papiergeldes dem Verkehr zu ent-
ziehen.


P. Leroy Beaulieu, La Science des Finances, Bd. II, S. 622, sagt: „Disons enfin qu’une circulation de
papier à cours forcé devrait toujours etre moindre que la circulation métallique, dont elle prend la place.
Il est certain que le public a besoin pour ses échanges d’une moindre quantité de billets non rembours-
ables qu’il n’avait besoin de monnaie d’or ou d’argent.“


Also zu Deutsch:


„Kurz, ein Geldumlauf mit Zwangskurs sollte immer geringer sein als der Umlauf von Metallgeld, an
dessen Stelle er tritt. Es steht fest, daß das Volk für Tauschzwecke eine geringere Menge nichteinlösli-
cher Papierscheine nötig hat, als vorher sein Bedarf an Gold- und Silbergeld war.“ (Geld ohne
Zwangskurs, materiellen wie gesetzlichen, ist überhaupt nicht denkbar und hat auch nirgends bestan-
den. Auch die vollwichtige deutsche Doppelkrone hat Zwangskurs.)


Trotz dieser allgemein bekannten Tatsachen erklärt man theoretisch die
Papierwährung für unmöglich und sucht die Tatsachen zu leugnen.


Man glaubt nämlich, in der Papierwährung einen Widerspruch mit dem allgemein
als wahr anerkannten Satz entdeckt zu haben, daß Ware nur mit Ware getauscht
werden kann, und da man diesen (vermeintlichen) Widerspruch nicht zu lösen ver-
mag, so macht man sich die Sache leicht, indem man einfach das Bestehen der
Papierwährung leugnet. Also eine Art Vogelstraußpolitik.


Ware kann nur mit Ware getauscht werden, wie man die Länge nur mit einem
Längenmaß messen kann. Niemand wird ein gutes Pferd gegen 1000 Mk.
Schulden tauschen. Daran ist nicht zu zweifeln. Darum ist alles, was mit Ware ein-
getauscht wird, auch Ware, und wenn wir in regelrechten Geschäften Ware gegen
Papiergeld hergeben, so ist das ein voller Beweis, daß das Papiergeld, der zu Geld
erhobene Papierfidibus, auch Ware ist.


Kann aber ein solcher Fidibus an sich wirklich als Ware, sogar als eine so wichti-
ge und teure Ware angesehen werden?


Was ist denn „Ware“ überhaupt? Welche Eigenschaften muß ein Ding vereinigen,
um als Ware angesehen zu werden?


1. Es muß dafür eine Nachfrage bestehen; d. h., es muß jemand da sein, der
den Gegenstand braucht, der ihn haben will oder haben muß und der bereit und
imstande ist, eine andere Ware dafür in Tausch zu geben.


2. Um diese Nachfrage zu erzeugen, muß der betreffende Gegenstand dem
Käufer nützlich sein, denn sonst braucht, sucht und bezahlt man den Gegenstand
nicht. Flöhe, Unkraut, Gestank sind aus diesem Grunde keine Waren, auch alles
nicht, was keinen Eigentümer hat. Ist der Gegenstand aber nützlich und kann man
ihn
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nicht umsonst erhalten, so sind alle Bedingungen erfüllt, die einen Gegenstand zur
Ware machen.


Nun frage ich: Ist der zu Geld erhobene Papierfidibus, das staatlich allein aner-
kannte und materiell allein mögliche Tauschmittel der Waren, ein nützliches Ding?


Ist das Ding da, der Fidibus, der dem Handwerker, dem Apotheker, dem Arbeiter,
dem Arzt, dem Tanzlehrer, dem König, dem Pastor usw. usw. gestattet, ihre ihnen
selbst völlig nutzlosen Produkte oder Leistungen umzutauschen, kein nützlicher
Gegenstand?


Man hält den Kaufmann für ein nützliches Mitglied der Gesellschaft. Warum?
Weil er den Warenaustausch vermittelt. Ist nun das Handwerkszeug des
Kaufmanns, das Geld, nicht auch nützlich? Wie der Metzger mit dem Messer, der
Brauer mit den Fässern arbeitet, so arbeitet der Kaufmann mit dem Geld. Er hat
kein anderes Handwerkszeug als das Geld.


Wir müssen hier natürlich nicht (wie es in der Regel der Fall ist) an das Material
des Geldes, an den Fidibus denken, sondern an das Ganze, an den zum
Tauschmittel erhobenen Fidibus. Wir müssen uns das Geld als ein Fabrikat, sogar
als ein gesetzlich geschütztes und monopolisiertes Fabrikat denken.


Gewiß, wenn wir die Hauptsache am Papiergeld, seine Eigenschaft als gesetz-
lich allein anerkanntes und praktisch alleinherrschendes Tauschmittel abziehen, so
bleibt beim Papiergeld wahrhaftig nur etwas Makulatur zurück, aber ich glaube,
daß, wenn man von den meisten Waren das Fabrikat abstrahiert und nur das
Material beachtet, dann auch nicht viel mehr als Makulatur übrig bleibt. Kratzen wir
von einem Ölbild die Farbe zusammen, schlagen wir mit dem Hammer auf eine
Scheidemünze, was bleibt? Makulatur. Betrachten wir ein Piano als Brennholz, ein
Haus als einen Haufen Steine, ein Buch als Papier, kurz in allen Dingen nur das
Material, so sehen wir in den weitaus meisten Fällen auch nicht viel mehr als einen
Fidibus, brauchbar nur, um eine Pfeife anzuzünden.


Wir brauchen den Tisch nicht als Brennholz, die Lokomotive nicht als Material für
Hochöfen und das Papiergeld nicht als Fidibus. Also, warum zum Teufel spricht
man immer vom Fidibus, wenn vom Papiergeld gesprochen wird, warum sprechen
wir nicht vom Tauschmittel? Wir betrachten alle übrigen Waren als das, wofür sie
bestimmt sind, und wenn wir das auch dem Papiergeld gegenüber tun, so werden
wir einsehen, daß es sich hier nicht um ein Stückchen Papier, sondern um ein
hochwichtiges, unentbehrliches Fabrikat, um die wichtigste und nützlichste aller
Waren handelt.


Daß dieses Fabrikat so gut wie keine Produktionskosten verursacht, was schadet
das? Hat etwa der gesamte nach Milliarden berechnete Grundbesitz den
Menschen Produktionskosten verursacht? Gott schuf die Welt in sechs Tagen, und
zum Lohn dafür geht der Mensch jetzt jeden siebten Tag spazieren.


Man sehe also bei der Betrachtung des Papiergeldes ganz vom Fidibus ab;
betrachte man dieses Geld als ein Fabrikat, als ein unentbehrliches, nützliches,
dabei vom Staate geschütztes und monopolisiertes Pro-


Produkt
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dukt, und ohne Schwierigkeiten wird man im Papiergeld einen Gegenstand erken-
nen, der alle Eigenschaften einer Ware hat; und statt dann in der Existenz des
Papiergeldes einen Widerspruch gegen die Theorie zu erblicken, daß Ware nur mit
Ware bezahlt werden kann, wird man im Papiergeld eine neue Bestätigung dieses
Lehrsatzes erblicken.


Wer sich die Mühe geben will, die Währungsliteratur durchzustöbern, wird die Beobachtung machen,


daß das Geld regelmäßig nicht als ein ganz bestimmten Zwecken dienendes Fabrikat, sondern als ein


Rohprodukt für Industriezwecke behandelt wird, das die Geldfunktionen nur interimistisch versieht.


Dabei zirkulieren in manchen Ländern Münzen, die vor 100 und 200 Jahren geprägt wurden, während


man Waren, die über ein Jahr alt sind, vielfach nur im Trödelladen findet.


Wenn das Geld nur Rohmaterial zu Industriezwecken wäre, so würde jeder es
nur kaufen, wie man jede andere Ware kauft, d. h., man würde es nur unter der
Bedingung kaufen, daß man es, mit Zins und Profit belastet, wieder weiter verkau-
fen könnte. Nun rechne einer nach, wieviel ein Maria-Theresia-Taler heute gelten
müßte, wenn jeder ihn nur mit Zins und Zinseszins (also ohne Profit) weitergege-
ben hätte!


Für die Anhänger der Goldwährung namentlich gelten die Münzen nach
Chevaliers Auslegung als „Metallbarren, deren Gewicht und Feingehalt vom Staate
gewährleistet wird.“ [M. Chevalier, La Monnaie, Paris 1866, p. 39: „Je crois devoir insister sur cette


notion élémentaire qui peut etre signalée à bon droit comme une autre définition de la monnaie, à


savour que les pièces de monnaie sonst des lingots dont le poids et le titre sonst certifiés.“]


Die Anhänger der Papierwährung, die doch dieses Märchen vor allen Dingen hät-
ten widerlegen müssen, gehen, so weit mir bekannt ist, wie die Katze um den hei-
ßen Brei um diese Frage herum. Daß das Geld an sich (also in der Form einer
Münze) ein nützliches, unentbehrliches Ding ist, sehen sie nicht ein; darum sehen
sie sich auch alle genötigt, bei der Redaktion der Inschrift des Papiergeldes dem
Inhaber irgendeine von der Geldfunktion gesonderte Leistung – Gold, Zins,
Weizen, Arbeit usw. zu versprechen. Der Tausch der Produkte, den das Geld allein
ermöglicht, genügt ihnen als Leistung nicht.


Eine Ausnahme finde ich allein in der Inschrift des von der Provinz Buenos Aires 1869 ausgegebenen


Papiergeldes, durch die, so weit mir bekannt, zum ersten Male der Geldbrief an sich (also der Zettel,


das viereckige Stück bedruckten Papieres) für Geld erklärt und in der dem Inhaber keine Einlösung ver-


sprochen wird. Die Inschrift lautet:


La Provincia de Buenos Ayres


reconoce este Billete por


un peso


moneda corriente. 10 Enero de 1869.


Übersetzt: Die Provinz anerkennt diesen Zettel für einen Peso (Taler) Landesgeld.


Ich habe nicht erfahren können, ob diese Inschrift ein Produkt der Erkenntnis ist oder einfach eine


Verlegenheitsinschrift, wie die des jetzigen argentinischen Papiergeldes, die dem Inhaber bei Sicht X


Taler Papiergeld in Zahlung zu geben verspricht. „La Nacion pagará al portador y á la vista y por


medio del Banco de la Nacion 100 Pesos moneda nacional.“ Offenbarer Unsinn, denn ein Peso mon.


nac. ist weiter nichts als der gleiche Papiertaler. Die Bank verspricht also dem Inhaber, den Zettel in


Zahlung desselben zurückzugeben!
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Das Geld ist uns als Ganzes, als Fabrikat, durch seine Funktion als Tauschmittel,
als Werkzeug des Handels nützlich und unentbehrlich.


Dies ist vielleicht für viele ein neuer Begriff. Wem aber dieser Begriff noch neu
sein sollte, der beeile sich, ihn seinem Begriffsarsenal einzuverleiben. Er ist für die
Erkenntnis des Geldwesens unentbehrlich. Der Tausch der Produkte, den das Geld
vermittelt, ist nicht als eine interimistische, nebensächliche Funktion des Geldes zu
betrachten.


Die Verwendung des Goldes zu Schmucksachen trägt heute eher den Charakter einer nebensächli-


chen, interimistischen Funktion des Goldes, wie ein Vergleich des Alters der Münzen und der


Schmucksachen zweifellos ergeben würde. Wie schon erwähnt, zirkulieren Münzen, die schon 100 und


200 Jahre alt sind, wobei noch zu beachten ist, daß diese Münzen zumeist aus dem Material alter, also


aus noch älteren Münzen verfertigt wurden.


Man kann sogar das Geld, und besonders das Papiergeld, als die Ware bezeich-
nen, bei der der Warencharakter am reinsten hervortritt, denn das Geld, und haupt-
sächlich das Papiergeld, ist nur Ware, kein Gut; es wird nur als Ware benutzt, es
wird nicht gekauft, um es zu verbrauchen. Im Gegensatz zu den meisten anderen
Waren gebraucht man das Geld, aber man verbraucht es nicht. Das Geld ist und
bleibt „Ware“; sein Nutzen liegt ausschließlich in seinem Gebrauch als
Tauschmittel.


Alle übrigen Waren werden (wenn wir von den Kaufleuten absehen) nur zum
Verbrauch gekauft. Man verfertigt sie zum Verkauf (Ware), aber man kauft sie zum
Verbrauch. Der Verfertiger verkauft Ware, der Käufer kauft Gebrauchsgüter. Nur
das Geld allein kauft jeder als Ware. Nur das Geld ist uns als Ware nützlich; das
Geld, und vornehmlich das Papiergeld, ist also eigentlich


die einzige nützliche Ware.


Das Geld ist schon als Ware Gebrauchsgut, also nützlich; alle übrigen Waren
erweisen sich als nützliche Gegenstände, wenn sie den Konsumenten erreichen,
also vom Markt verschwinden, als Ware tot sind.


Die Schwierigkeit für die volle Aufnahme des Geldbegriffs liegt darin, daß sich
das Geld mit nichts anderem vergleichen läßt, also ein in sich abgeschlossenes,
nach allen Seiten unabhängiges Ganzes bildet. Wiewohl ein konkreter
Gegenstand, handelt es sich doch eigentlich um eine Abstraktion, da keiner der
Millionen von Begriffen, die unseren Denkschatz bilden, auf das Geld Anwendung
findet. Wir müssen das Ding an sich betrachten und von den außerhalb der
Geldsphäre liegenden Tatsachen nur wenig oder keine Unterstützung unseres
Studiums erwarten (am wenigstens aus Tabakswolken und Bierdunst).


Alles, was uns umgibt, selbst das Ding in der Schädelkapsel, womit wir über
andere Dinge denken, ist materieller Natur, nur das Geld nicht. Freilich muß es
greif- und sichtbar sein, aber nur, damit wir sein Dasein feststellen, es zählen und
übertragen können; nicht etwa, weil wir irgend etwas von seinen körperlichen
Eigenschaften erwarten. Auf die Zahl allein kommt es beim Geld an (es muß selten
sein, sagen die Theoretiker der Goldwährung). Qualitäten hat das Geld als Körper
nicht, wenigstens würde man sie nicht vermissen, wenn sie gänzlich fehlten. (Weil
das Gold 30-mal weniger Körper, Substanz hat als das Silber – darum allein
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zieht man das Gold vor. Bei allen anderen Waren dagegen heißt es – je mehr,
desto besser.) Es genügt, daß man das Geld sehen, greifen, zählen kann; alle
anderen Eigenschaften der Substanz sind beim Gelde nur lästiger Ballast.


Man kauft den Honig, weil er süß ist, das Bier, weil es berauscht, den Mist, weil
er düngt, den Ballast, weil er wiegt, den Meterstock, weil er lang ist. Aber beim
Geld verlangt man gar keine Eigenschaft. Eine leere Flasche würde als Geld bes-
sere Dienste leisten als eine volle. Waren, die nicht innerhalb eines Jahres verkauft
werden, d. h. den Konsumenten erreichen, gelten als Lagerhüter. Das Geld läuft
100, auch 1000 Jahre um und um, und niemals wird es verbraucht (ausnahmswei-
se schmelzen die Juweliere Goldstücke ein); die 30 Silberlinge, die Judas für sei-
nen Verrat empfing, dies selbe Sündengeld, nur mit neuer Prägung, empfängt der
Papst vielleicht heute schmunzelnd aus den Händen der Pilger.


Wie gleichgültig das Publikum den körperlichen Eigenschaften des Geldes
gegenüber ist, kann man am besten daran ermessen, daß unter Tausend nicht
einer ist, der zu sagen weiß, wieviel Grammteile Gold er für eine Mark d. R. W. zu
fordern hat. Wer es nicht glaubt, kann ja den Versuch machen.


Darum fordert man auch, daß die Geldsubstanz möglichst wenig Eigenschaften
habe; darum ist man auch instinktiv in der Wahl des Geldmaterials nach und nach
auf das Naturprodukt gekommen, das von allen natürlichen Körpern am ärmsten
mit Eigenschaften versehen ist, nämlich das Gold.


Nicht seiner Farben wegen hat man das Gold zu Geld erhoben, sondern weil es
das Minimum an Farbe hat. Nicht seines Gewichtes wegen, sondern im Gegenteil,
weil es das Minimum an Gewichtsballast gestattet, nicht des Umfanges, der Größe,
der Länge und Breite wegen, sondern weil es ein Minimum an Umfang zuläßt.
Auch nicht seines Geruches, seiner chemischen Affinitäten wegen, denn von allen
Substanzen hat das Gold die wenigsten. Das Gold rostet nicht, fault nicht, wächst
nicht, zergeht nicht, bricht nicht, schneidet, kratzt nicht, verfärbt nicht, verbrennt
nicht – es ist leblos, das Urbild des Todes.


Nicht positive, sondern nach allen Seiten hin negative Eigenschaften suchen wir
in der Geldsubstanz. Von allen Eigenschaften ohne Ausnahme möglichst wenig,
das ist die Forderung.


Ist das Geld greif- und sichtbar, so daß man es übertragen und zählen kann, so
sind alle Bedingungen erfüllt, die an die Geldsubstanz gestellt werden, denn nur
durch die Zahl unterscheidet sich ein Geldstück vom anderen.


Kühl bis ans Herz hinan, gleichgültig wie der Kaufmann seinen Waren gegen-
über, so betrachtet jeder die Geldsubstanz. Kommt man mit dem Schatten des
Geldes aus, so zieht jeder den Schatten vor – wie die Existenz und Beliebtheit der
Banknoten beweisen.


Je negativer die Eigenschaften der Geldsubstanz, umso positiver ihre Vorzüge.
Das ist das ganze Geheimnis der Papierwährung.


Wenn ich zu Anfang sagte, daß das Geld als Ganzes sich mit nichts anderem
vergleichen läßt, so schließt das nicht aus, daß einzelne Seiten oder
Erscheinungen des Geldwesens doch einen Vergleich zulassen. In bezug auf die
Geldsubstanz z. B. läßt sich das Geld ziemlich gut mit dem Fußballspiel verglei-
chen. Es kommt den Spielern nicht auf das Leder
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oder den Gummi des Balles an, sondern nur auf seinen Besitz: Zerrissen, zer-
lumpt, beschmutzt, neu, alt – alles ist gleichgültig. Ist der Ball greif- und sichtbar, so
kann die Katzbalgerei losgehen. Und um mehr handelt es sich beim Gelde auch
nicht. Haben oder nicht haben: ein steter Kampf um seinen Besitz, nicht weil man
den Ball an sich braucht, weil man das Geld konsumiert, sondern weil man weiß,
daß andere es wiedergewinnen und zu seiner Wiedergewinnung Opfer bringen
müssen. Beim Fußball bestehen diese Opfer in Fußtritten, beim Geld in Waren.
Das ist der ganze Unterschied.


Liebhabern von kurzen Begriffserklärungen wird vielleicht diese Definition des Geldes Spaß machen:


Das Geld ist der football der Volkswirtschaft.


2. Die Sicherheit des Geldes


Allgemein halt man eine besondere Sicherung des Metallgeldes (Gold) für über-
flüssig; wenn man aber vom Papiergeld spricht, so fragt auch schon jeder nach der
Sicherheit.


Man glaubt, daß die goldene Münze durch ihr Gewicht an Gold schon vollauf
gesichert sei, und bisher hat man noch niemals von einem Vorschlag gehört, die
Goldmünzen noch besonders zu sichern.


Sind doch, nach der landläufigen Auslegung des Geldbegriffs, die Münzen ein-
fach Goldbarren, deren Gewicht und Feingehalt durch den Staat gesichert ist (Otto
Arendt: Unsere Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/1395 Pfund Gold.).


Falsche, volkstümliche Ansichten lassen sich leider nur durch Tatsachen, durch
das Experiment, widerlegen, aber mit dem Geld läßt sich nur mit Einwilligung des
Volkes experimentieren. Woher nun die Tatsachen nehmen, um jene Ansichten zu
widerlegen? Wir sind also auf Theorien angewiesen. Um die Notwendigkeit einer
Deckung der Goldmünzen den landläufigen Ansichten gegenüber darzutun, müßte
man alle Goldmünzen mit einem Hammer breitschlagen und dann den
Eigentümern die Metallbarren (die dadurch ja nichts an Feingehalt einbüßen) mit
den Worten zurückgeben: Hier habt ihr die Deckung eures Geldes; das, worauf ihr
nach eurer eigenen Aussage Anspruch habt, also ein bestimmtes Quantum
Feingold, geben wir euch zurück. Geld jedoch ist dieses Gold von nun an nicht
mehr. Seht zu, wie ihr die Metallbarren nützlich gebrauchen könnt! Wir machen
jetzt wieder Geld aus Silber (oder Papier) und nehmen kein Gold mehr an, lehnen
auch den Umtausch gegen Silbergeld ab. Die Goldmünze war nach eurer eigenen
Ansicht durch ihren Metallgehalt gesichert. Ihr habt diesen Metallgehalt in der
Hand. Wir sind durch kein Gesetz gezwungen, euch schadlos zu halten, ihr habt
dem Staate Goldbarren geliefert; er hat sie kostenlos in Goldmünzen umgeprägt;
jetzt gibt er jedem zurück, was er geliefert hat. Zu fordern habt ihr nichts, denn ihr
habt ja nichts geleistet!


Hätte man nach diesem Rezept 1872 bei Einführung der Goldwährung verfahren;
hätte man die landläufige Auslegung des Geldbegriffs damals zur Richtschnur in
der gesetzlichen Geldbehandlung genommen und jeden
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Besitzer von Talern ohne Entschädigung einfach im Besitze des Silbers gelassen,
so wären den Bierphilistern am Stammtisch, im Reichstag, auf dem Katheder und
in der Reichsbank die Augen geöffnet worden über das, was als wahre Sicherung
des Geldes zu betrachten ist.


Tatsache ist, daß, wie die Silbermünzen beweisen, das „gemünzte Geld“ nur
äußerst mangelhaft durch seinen Metallgehalt gesichert werden kann. Vor 30
Jahren waren „XXX ein Pfund fein“ (Inschrift des pr. Talers); heute muß man gut
zwei Pfund fein geben, um 30 Taler zu erhalten. Kaum 40% der Münze sind durch
den Silbergehalt gedeckt. Und mit dem Gold verhält es sich genauso. Im Jahre
1856 hing es an einem Haare, da wäre das Gold statt des Silbers der
Geldprivilegien beraubt worden. In Holland wurde tatsächlich das freie Prägerecht
dem Gold entzogen. Hätten die kalifornischen Goldfunde nicht nachgelassen, oder
hätte, statt des kleinen Hollands, das mächtige England die Initiative ergriffen, so
wäre das Schicksal des Goldes damals besiegt worden. Was wäre aber heute das
Gold ohne die Geldprivilegien? Es hätte wirtschaftlich die selbe Bedeutung, die das
Silber heute hat. Ein Rohstoff für den bedeutungslosesten Zweig des tausendästi-
gen Industriebaums! Wer spricht heute noch vom Silber; wen interessiert sein
Preis?


Dabei braucht man nicht zu glauben, daß, um dem Silber die uralten
Geldvorrechte zu entziehen, eine große Volksbewegung nötig gewesen ist. Die
ganze „Münzreform“ wurde von einem halben Dutzend Phrasendreschern eingelei-
tet, begründet und gegen ein anderes halbes Dutzend Phrasendrescher verteidigt.
Leere Redensarten, unverdaute Theorien, billige Beteuerungen, Behauptungen,
Ansichten – das war damals die ganze Währungsdebatte, und alle nachfolgenden
waren von derselben Qualität.


Das gilt übrigens für alle Länder. In der Schweiz hat man jetzt beschlossen, eine Zentralnotenbank zu


gründen. Die Verhandlungen darüber haben Jahre in Anspruch genommen, aber nicht etwa, weil man


Material brauchte, um die Voraussetzungen der Goldwährung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Mit keinem


Wort sind diese erwähnt worden. Nein, man stritt sich – um die Verteilung der Profite und um den Ort,


wo die Bank aufgestellt werden sollte! Und trotz dieser entscheidenden Bedeutung, die man dem Profite


beimaß, hat man sich nicht einmal die Mühe gegeben, die Berechnung des erwarteten Profits einer


Revision zu unterwerfen. Durch die Zentralisation der Notenausgabe und durch die damit verbundene


Einführung des Schecks und Postschecks wird der Bedarf an Noten aber ganz außerordentlich abneh-


men und natürlich auch der Gewinn aus der Notenemission.


Bismarck behauptete mit einer Art Stolz, daß er von Währungsfragen nichts ver-
stünde, und jeder Deutsche, der etwas auf sich hielt, gab zu verstehen, daß er mit
diesem Judenkram nichts zu tun haben wollte. Vielleicht um sich die Sache noch
leichter zu machen, als wie sie durch die allgemeine Gleichgültigkeit schon war,
wurde das Gerücht verbreitet, daß es sich um sehr komplizierte Fragen handelte,
daß neben der Liebe die Währungsfrage die meisten Verrückten gemacht habe
(Bamberger). Dadurch wurde die wissenschaftliche Kritik von der Währung abge-
halten, und unter Blinden ist ja der Einäugige König. Tatsache ist, daß bisher keine
einzige Voraussetzung der Goldwährung kritisch untersucht wurde. Wenn es von
der deutschen Wissenschaft heißt, daß sie nichts ungeprüft voraussetzt, so weist
die deutsche Währung keine Spur wissenschaftlicher Bearbeitung auf – denn hier
ist eben alles vorausgesetzt und nichts ge-     geprüft
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prüft  worden. Ob das die Wirkung erwähnter Abschreckungspolitik ist oder des Bieres,
will ich nicht untersuchen; Tatsache ist, daß noch 30 Jahre nach der Münzreform Knut
Wicksell sagen konnte:


„Man kann ohne Übertreibung behaupten, daß noch in der Gegenwart, viele selbst der hervorragend-


sten Nationalökonomen ohne eine wirkliche, logisch durchdachte Theorie des Geldes dastehen.“ [Knut


Wicksell: Geldzins und Güterpreis.]


Hier, in dieser allgemeinen Gleichgültigkeit des Volkes, der Wissenschaft, der
Presse dem Gelde gegenüber liegt die einzige Gefahr, die dem Gelde droht, gegen
diese Gefahr müssen wir für Sicherung sorgen. Es geht doch nicht, daß das
gesamte Geldwesen, die Grundlage der Volkswirtschaft, von einigen interessierten
Personen abhängig gemacht werde.


In jedem Buche über Geldwesen ist das sogenannte Gresham-Gesetz erwähnt.
Danach wird das teurere Geld durch das billigere (sogenannte schlechtere) Geld
aus dem Verkehr gestoßen.


Haben wir nun in der Goldwährung, in dem Metallgehalt der deutschen Münze
einen Schutz gegen die Wirkung dieses Spiels der Kräfte? Haben wir in dem
Goldgehalt der Münzen eine Sicherheit, daß diese nicht durch billigere Münzen
(Silber, Papier) aus dem Lande gestoßen werden? In dem Goldgehalt der Münzen
kann diese Sicherung nicht liegen – denn gerade dieser Goldgehalt würde die
Münzen verdrängen.


In den Gesetzen und Pergamenten liegt dieser Schutz auch nicht, denn wie die
Erfahrung beweist, genügen bei der allgemeinen Unwissenheit der gesetzgeberi-
schen Körperschaften einige dem Bierdunst angepaßte hohle Phrasen, um diese
Körperschaften wie ein Rohr in der Wüste hin- und herzutreiben.


Es ist Tatsache, daß in all den Ländern, wo heute die sogenannte
Papierwirtschaft betrieben wird, vorher Gold oder Silber im Verkehr war. So in
Frankreich, als John Law seine interessanten Versuche machte, so wiederum in
Frankreich, als man zur Assignatenwirtschaft überging, so in Frankreich während
des Krieges. In Schottland, in England, in Österreich, in Rußland, in Italien, in
Spanien, in Portugal, in den Vereinigten Staaten, in Argentinien, in Indien usw. In
all diesen Ländern ging der Papiergeldwirtschaft die Metallwährung voran, in all
diesen Ländern hatte man durch den Metallgehalt die Münzen vor Pfuscherei zu
sichern gesucht. Und was hat in all diesen Fällen diese „Sicherheit“ genützt?
Welche Sicherung boten die Gesetze?


Schwindel; zutage liegender Schwindel, liegt in der Behauptung, das Geld sei
durch seinen Metallgehalt gedeckt. Ein naiver Glaube gehört dazu, in dem
Goldgehalt der Münzen eine Sicherung der Währung zu erblicken.


Den einzigen, den man durch den Metallgehalt der Münze vor dem Spiel der
Kräfte, welches man Gresham-Gesetz nennt, einigermaßen schützen kann (die
Liquidation der Silbermünzen würde heute ca. 40% Dividende geben) ist der zufäl-
lige Besitzer der Münze. Er kann das Metall verkaufen. Aber was bedeuten die
lumpigen 4 Mrd. Mark an gemünztem Gold, die nach Aussage des
Reichsbankpräsidenten in Deutschland umlaufen? Was sind diese 4 Mrd. Mark
Münze gegenüber den 1000 Mrd.
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an Pfandbriefen, Wechseln, Staatsschulden, Pacht- und Mietverträgen usw. usw.?
Sind diese 1000 Milliarden etwa auch noch durch die vier Milliarden in Münzen
gegen die Wirkung des Gresham-Gesetzes gedeckt? Kann man denn mit einem
Markstück ein Kartoffelfeld bedecken? Genügt ein Regenschirm für ein Regiment?


Schwindel ist die Phrase von der metallenen Sicherung der deutschen Währung.
Wirtschaftlich und rechtlich hat eine Mark in Reichsanleihe, Pfandbriefen,
Wechseln usw. dieselbe Bedeutung wie eine Mark gemünztes Geld, und wenn
man der Ansicht ist, daß die gemünzte Mark d. R. W. einer materiellen Sicherung
bedarf, so müßte man der ungemünzten Mark auch eine solche geben.


Nehmen wir an, daß die vier Milliarden an gemünztem Gold durch gesetzliche
Maßnahmen außer Land gedrängt würden, wie es zu wiederholten Malen in all den
oben erwähnten Ländern der Fall gewesen ist – was würde aus den zurückgeblie-
benen nicht gemünzten 1000 Milliarden d. R. W. werden? Makulatur, ein Spielball
in den Händen eines in Währungsfragen völlig unwissenden Parlamentes!


Das gemünzte Geld ist ja nur eine Bagatelle im Vergleich zu den ungemünzten
Geldsummen. Darum kann die metallene Sicherung der Münze auch nur die
Bedeutung einer Bagatelle haben.


Um der Mark d. R. W. Sicherung zu verleihen, müssen wir einen tieferen, Keller,
festere stahlgepanzerte Schränke haben, damit auch deren Geschwister eines
Schutzes teilhaftig werden. Der Keller der Reichsbank soll nicht vier, sondern 4000
Meter tief sein, damit er nicht mehr von einer Handvoll interessierter Personen
erbrochen werden kann, die Währungsgesetze sollen nicht mehr auf Pergament
geschrieben, sondern direkt in die Gehirnkapsel des Volkes eingraviert werden. Mit
einem Wort: Die Mark d. R. W. soll durch die theoretische, währungspolitische
Schulung von 10 Mio. Wählern gedeckt und gesichert werden. Nur so kann dem
hohlen Geschwätz ein Ende bereitet, nur so können die vier Milliarden an gemünz-
tem Gelde neben den 4000 Milliarden an ungemünztem Gelde vor Raubzügen
gesichert werden.


Im Reichstags sagte der Abgeordnete Kanitz, der Reichsbankpräsident verstün-
de so wenig von der Theorie des Geldes wie die Schneider von der Theorie des
Metermaßes.


Können wir das Eigentum mit dem Eigentum selber decken und sichern? Ist eine
volle Börse vor Dieben sicherer als eine leere? Die Sicherheit des Eigentums liegt
nicht in der Festigkeit der Riegel und bei den Säbeln der Polizisten, sondern in
dem Willen des Volkes, das Eigentum aufrecht zu erhalten. Gibt es etwa neben
den diebessicheren Schranken auch steuersichere Schränke?


Nun, genau so verhält es sich mit der Sicherheit des Geldes. Vor der Allmacht
des Staates im Geldwesen, vor dem Walten des Gresham-Gesetzes sind alle
materiellen Sicherheiten des Geldes eitel Spreu. Das Geld hat nur eine Sicherheit,
das sind gesunde, zum Gemeingut des Volkes gewordene, währungspolitische
Anschauungen. Alles andere ist Dunst, Bier, Schimäre. Man kann die Währung mit
Gold ebenso wenig sichern, wie man die Verfassung des Landes mittels des
Pergamentes, worauf sie niedergeschrieben ist, schützen kann.
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3. Die Deckung des Papiergeldes


Eine Ware ist gedeckt, solange die übliche Nachfrage nicht fehlt, d. h., solange
jemand da ist, der das übliche Quantum Ware oder Geld in Tausch zu geben bereit
ist. Sich selbst aber kann keine Ware decken. Ohne Nachfrage wird jede Ware zu
nutzlosem Plunder. Was kann der Apotheker mit seinen Pillen machen, wenn die
Nachfrage fehlt? Soll er sie selber verschlucken?


So ist es auch mit dem Gelde.


Solange wir uns in die Arbeit teilen, d. h., solange wir Waren (Tauschobjekte)
erzeugen, die wir tauschen müssen, solange werden wir Geld brauchen, und so
lange wir Geld brauchen, wird auch Nachfrage für Geld bestehen.


Die Ware und in letzter Linie die Vorteile der Arbeitsteilung, die bilden also den
unerschöpflichen Schatz, die diebessichere Deckung des Geldes.


So lange niemand die Arbeitsteilung stehlen kann, ist auch die Nachfrage für
Geld und dadurch auch wieder das Geld selber gedeckt.


Neben der Arbeitsteilung, der Nachfrage für Geld, gibt es keine andere Deckung.
Es verhält sich hier mit dem Gelde wie mit dem Weizen (oder jeder anderen Ware).
So lange der Hunger nicht abgeschafft wird, ist auch der Weizen als Ware gedeckt;
und so lange die Arbeitsteilung Vorteile bietet, wird man Nachfrage nach Geld hal-
ten.


Und was hier ganz besonders betont werden soll – die Nachfrage für Geld (die
die eigentliche und letzte Deckung des Geldes bedeutet), wird immer und zu allen
Zeiten sich genau und haarscharf mit dem Quantum Waren decken müssen, womit
die Arbeitsteilung den Markt beschickt.


Und auch das soll hier besonders hervorgehoben werden, daß die Nachfrage für
Geld, also die Deckung, völlig unabhängig ist und immer völlig unabhängig sein
wird von der Beschaffenheit des Geldes, von der Geldsubstanz, von der Größe der
Metallmassen, womit man das Geld „gedeckt“ zu haben glaubt, sei es, daß man
das Geld gleich mit einem Metallballast beschwert (Münzen), sei es, daß man die-
sen Ballast getrennt vom Geld (Banknoten) in einem Keller aufbewahrt. Ob in der
Reichsbank zehn oder aber 1000 Tonnen Gold lagern, hat auf das Angebot von
Waren keinerlei Einfluß. Ob wir Geld aus Gold, Silber, Papier oder Guano machen
– die Nachfrage für Geld wird immer die gleiche sein, nämlich genauso groß wie
das Angebot von Waren. Ist die Warenproduktion groß, so ist die Nachfrage für
Geld auch groß. Ist die Warenproduktion klein, so ist der Bedarf an Geld auch klein
– denn die Ware – das ist die wahre Nachfrage für Geld, neben der es keine ande-
re Nachfrage für Geld geben kann.


Ware und Geldbedarf sind zwei verschiedene Ausdrücke für die gleiche Sache.
Für die Abschätzung der Deckung des Geldes bieten uns die Geldsubstanz, sowie
etwaige Metallreserven nicht den geringsten Anhaltspunkt; haben wir aber einen
Überblick über die Warenzufuhren, so wissen wir auch, wie weit das Geld gedeckt
ist – ganz einerlei, aus welchem Stoffe das Geld gemacht ist.


Wo ist die Deckung der Eisenbahnaktien? Etwa in dem Papier,
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woraus sie bestehen, in der Kassette der Schalterbeamten? Nein, sondern in dem
Verkehr, in den Gütermassen, die der Bahn zugeführt werden.


Und genauso verhält es sich mit der Deckung des Geldes. Wie die Gütermasse,
die der Bahn zur Verladung übergeben wird, unabhängig ist von der Farbe der
Güterwagen, so ist auch die Gütermasse, die dem Gelde behufs Austausches
zugeführt wird, von allen Eigenschaften der Geldsubstanz unabhängig.


Die Geldsubstanz wie auch jede andere Reserve ist darum als Deckung des
Geldes überflüssig.


Nun wird man sagen, daß die Anpassung des Geldangebots an die Bedürfnisse
des Marktes sehr oft die Einziehung eines Teiles (Überschusses) des Geldumlaufs
nötig macht und daß die „Deckung“ oder Metallreserve diesem Zwecke dient.


Daß solche Überschüsse entstehen können, wird nicht bestritten, aber falsch ist
es, daß man diese Überschüsse mit Metallreserven beseitigen kann, die das freie
Prägerecht genießen. Zieht die Bank 100 Millionen Überschüsse an Papiergeld
durch Tausch gegen ebensoviel Millionen in Metallgeld aus dem Verkehr, so blei-
ben die Überschüsse im Verkehr. Geldüberschüsse können also nur dem Verkehr
entzogen werden durch Tausch gegen Dinge, die an sich nicht auch Geld sind, z.
B. zinstragende Bonds.


Bei einseitig nationalen Geldüberschüssen in Ländern mit Goldwährung geht der Überschuß von
selbst außer Landes in Form von Gold. Nur dann wäre hier eine Reserve am Platz, wenn dieser Über-
schuß größer wäre als der gesamte Bestand an gemünztem Geld. Ein Fall, der auf Wunsch, aber auch
nur auf Wunsch der Gesetzgeber eintreten kann, indem sie die Ausgabe von entsprechenden
Quantitäten von Papiergeld gestatten. Gegen diese Möglichkeit hilft aber auch wieder keine Deckung,
wie ich das im vorigen Kapitel zeigte. Übrigens, wird ordnungsmäßig das Papiergeld durch das
Diskontieren kurzsichtiger Wechsel in Umlauf gebracht, zeigt sich also ein Überschuß, so braucht man
nur den Betrag der fälligen Wechsel einzuziehen, um dem Übelstand abzuhelfen. Metallreserven sind
also auch hier überflüssig.


Zur Sicherheit des Geldes gehört, daß sein Preis nicht schwankt, d. h., daß man
für dasselbe Geld immer ein gleich großes Warenquantum erhält. Die Deckung des
Geldes soll diese Sicherheit erhöhen.


Nun frage ich: Welche Gewähr kann das durch seine Substanz oder durch
Metallreserven „gedeckte“ Geld dafür bieten, daß zu allen Zeiten, und unter allen
Verhältnissen, im Krieg wie im Frieden und völlig unabhängig von den Interessen
der Geldbesitzer immer genau so viel Geld angeboten wird, wie Ware erzeugt und
angeboten wird? Und doch wäre dies die Voraussetzung für die Erzielung eines
festen Tauschverhältnisses zwischen Ware und Geld, die Voraussetzung also für
die Sicherheit des Geldes. Denn Nachfrage und Angebot bestimmen doch das
Tauschverhältnis.


Durch welche geheimnisvolle Eigenschaft könnte ein tief in Gewölben vergrabe-
ner Goldschatz, könnte die metallene „Deckung“ des Geldes bewirken, daß nicht
mehr und nicht weniger Geld als gerade nötig gegen Waren oder Waren gegen
Geld angeboten werde, um das gewünschte feste Verhältnis im Tausch der Waren
und des Geldes zu erhalten? Zersprengt das Gold etwa selbsttätig den
Geldschrank, wenn ihn sein Besitzer aus Spekulation, Wucher oder wegen politi-
scher Gerüchte verschließt? Sind die 120 Millionen im Juliusturm schon einmal
ausgebrochen, um
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einem Geldmangel abzuhelfen? Nein, nicht einmal in 30 Jahren. Kann die
„Deckung“ des Geldes verhüten, daß bei ungünstigen Konjunkturen, d. h., wenn
die Preise sinken und wegen Geldmangels eine Krise ausbricht, die Kaufleute,
Bankiers, Spekulanten usw. mit dem Angebot des Geldes zurückhalten, trotzdem
die Nachfrage für Geld (das Angebot von Waren) täglich dringender wird?


Und doch müßte man von der Geldsubstanz, von der Deckung des Geldes sol-
ches erwarten, wenn für die Sicherung des Geldes eine Deckung nötig erachtet
wird.


Wenn die „Deckung“ des Geldes aber keinen Ausgleich zwischen Nachfrage und
Angebot und damit kein festes Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld auto-
matisch erreichen kann, so ist solche Deckung überflüssig. Gehört für die
Herbeiführung eines solchen Ausgleiches eine vom Gemeinwohl bestimmte
Handlung, so werden Preis und Sicherheit des Geldes von dieser Handlung und
nicht von der Geldsubstanz abhängig.


Fassen wir hier kurz das in den beiden letzten Abschnitten gesagte zusammen:


1. Die Geldsubstanz kann an sich keine Währungsänderungen verhindern,
weder nach der guten noch nach der schlechten Seite. (Gresham-Gesetz,
Abschaffung der Silberwährung, Verdrängung des Metallgeldes durch Papiergeld
usw.)


2. Die Geldsubstanz kann nur das gemünzte Geld decken und zwar nur bis zur
Höhe des Preises, den das Metall nach Verlust seiner Geldvorrechte etwa noch
erzielt. (Der Silbergehalt des Talers ist, seitdem das Silber das Prägerecht verlor,
dem Gold gegenüber von 3 Mk. auf 1,20 Mk. gesunken.)


3. Die Geldsubstanz läßt die 1000-mal größere Summe ungemünzten Geldes
ungedeckt.


4. Die Geldsubstanz ist für die Nachfrage nach Geld gleichgültig; sie vermag
diese Nachfrage weder zu erwecken noch zu beherrschen noch zu beeinflussen.
Ob das Geld aus Gold oder Guano gemacht wird – das Angebot von Waren ist
immer gleich.


5. Die Geldsubstanz (so weit es sich um Edelmetalle handelt) vermag auch das
Angebot von Geld nicht zu beeinflussen, zu beherrschen, zu erwecken. Das
Geldangebot wird willkürlich von den Kapitalisten erweitert oder eingeschränkt
(Spekulation, Krisen, Kriegsschatz im Juliusturm, Privatreserven).


6. Die Geldsubstanz vermag einen automatischen Ausgleich zwischen Angebot
von Geld und Waren und damit ein festes Tauschverhältnis nicht herbeizuführen.


7. Die Geldsubstanz ist also als Deckung und Sicherung überflüssig.


8. Das Geld wird durch die Arbeitsteilung gedeckt.


9. Die Sicherung des Geldes kann nur dadurch erzielt werden, daß gesunde
währungspolitische Anschauungen Gemeingut des Volkes werden.


Alles andere, Metallgehalt, Deckung, Reserven, Gesetze, Pergamente usw., ist
Schwindel, nichts als Schwindel.
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4. Welchen Preis soll das Geld erzielen?


Wenn das Interesse an der Geldsubstanz nach allen Seiten hin nur ein negatives
ist, so ist dafür das Interesse am Preis, den das Geld erzielt, um so größer. Wieviel
Ware werde ich für das Geld erhalten im Vergleich mit den Waren, die ich für das
Geld gegeben habe? Das ist in der Tat eine sehr interessante Sache, für Gläubiger
und Schuldner sogar eine Lebensfrage.


Das „Haben“ der Schuldner besteht in der Regel aus Waren, während ihr „Soll“
ausnahmslos in einer Geldsumme besteht.


Verschiebt sich nun das Tauschverhältnis der Waren zum Gelde, so verschiebt
sich dadurch auch das Verhältnis vom Soll zum Haben. Bei entwickeltem
Kreditwesen (Pfand- oder Hypothekarschulden, Staats-, Reichs- und
Gemeindeschulden, Privatschulden, Wechselschulden, Miet-, Pacht-,
Arbeitsverträgen usw.) genügt dann oft eine nur geringe Verschiebung im
Tauschverhältnis der Waren zum Geld, um eine Volksklasse zugunsten der ande-
ren um Milliarden und Abermilliarden zu belasten.


Die Zinsen und Tilgungsbeträge der Pfandbriefe z. B. und der Staatsschulden
müssen von den Schuldnern (Grundbesitzern und Steuerzahlern) durch den
Verkauf ihrer Produkte aufgebracht werden. Braucht ein Bauer zu diesem Zwecke
bei einem Preis von 260 Mk. (Preis vor der Goldwährung) 100 Sack Weizen, so
muß er bei einem Preis von 130 Mk. (nach der Währungsreform) demselben
Zwecke 200 Sack Weizen opfern. Er verliert also jährlich 100 Sack Weizen, d. h.,
die Last seiner Schulden ist verdoppelt worden zugunsten seiner Gläubiger.
Umgekehrt natürlich würde es sich verhalten, wenn der Weizenpreis von 260 auf
520 gestiegen wäre, dann würde er die Zinsen seiner Schuld und die
Tilgungsbeträge statt mit 200 Sack mit nur 50 Sack jährlich bezahlen können.


Muß der Arbeiter für die Verzinsung und Tilgung der Reichs-, Staats- und
Gemeindeschulden 100 Mk. jährlich an direkten und indirekten Steuern aufbringen,
so hängt es ganz davon ab, wie sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und
Geld gestaltet, ob er jährlich diesen Schulden 10, 20 oder 50 Tage fronen muß.


Kurz, je gleichgültiger allen die Geldsubstanz ist, um so größere Aufmerksamkeit
schenkt man dem Preise, den das Geld erzielt. Fällt dieser Preis, d. h. erhält man
für dasselbe Geld weniger Ware als früher (Hausse), so lachen die Schuldner und
fluchen die Gläubiger, steigt dagegen dieser Preis (Baisse), so fluchen die
Schuldner, und die Gläubiger lachen sich den Bauch voll über die Verlegenheit
ihrer Schuldner. Was der eine da gewinnt, verliert der andere.


Welchen Preis soll nun aber das Geld erzielen? Sollen wir den Gläubigern oder
Schuldnern diese Frage zur Entscheidung vorlegen, soll das Geld von Spitzbuben
verwaltet werden?


Antwort: Die Spitzbuben sollen an den Galgen, und niemand darf betrogen wer-
den. Das Geld soll über Ort und Zeit hinweg stets und ewig denselben Preis erzie-
len, den man in Waren dafür bezahlt hat, damit der Schuldner das zurückzahlt,
was er selbst in Waren für das geborgte Geld erstanden hat. Keinen Pfennig mehr,
keinen Pfennig weniger.


Es versteht sich das von selbst; es braucht keine weitere Begründung.
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5. Wie der Preis des Geldes mit mathematischer Genauigkeit 
ermittelt werden kann


Wie der Preis der Waren in Geld ausgedrückt wird, so wird der Preis des Geldes in
Waren ausgedrückt. Die Warenpreise haben nur einen Ausdruck, der Geldpreis hat
dagegen so viele Ausdrücke, wie es Warenarten, Warenqualitäten und
Warenstandorte gibt. Wer sämtliche Preisverzeichnisse und Marktzettel des Landes
rückwärts liest, der weiß genau, wieviel das Geld heute gilt.


Will man aber erfahren, ob das Geld im Preis gestiegen oder gesunken ist, so
genügt ein Vergleich der Preisverzeichnisse nicht, denn während vielleicht 10 Mio. ver-
schiedener Artikel im Preis stiegen, sind andere Millionen Artikel im Preis gefallen.
Dabei ist es auch nicht gleichgültig, welche Artikel im Preis schwanken, ob die Kohle,
der Weizen, das Eisen, oder ob dagegen die Straußenfedern, die Stecknadeln, der
Pfeffer im Preis fielen.


Ein Beispiel wird das zeigen.


A. kauft: 1 Tabakspfeife 1,00 Mk.


1 Schachtel Wichse 0,50 Mk.


1 Dutzend Stahlfedern 0,50 Mk.


1 Hut 3,00 Mk.


1 Paar Stiefel 4,00 Mk.


1 Hose 11,00 Mk.


20,00 Mk.


Ein Jahr darauf steckt er wieder 20 Mk. ein, um die gleichen Gegenstände am glei-
chen Orte zu kaufen. Die Preise haben sich aber verändert; man fordert für:


1 Tabakspfeife 1,10 Mk.


1 Schachtel Wichse 0,60 Mk.


1 Dutzend Stahlfedern 0,80 Mk.


1 Hut 2,50 Mk.


1 Paar Stiefel 3,00 Mk.


1 Hose 10,00 Mk.


18,00 Mk.


Trotzdem also die eine Hälfte dieser sechs Artikel im Preise stieg und die andere im
Preise fiel, ist der „Durchschnittspreis“ um 2 Mk. oder 10% zurückgegangen. Mit obi-
gen Waren gemessen, wird der Käufer einen Preisaufschlag des Geldes von 11% 
feststellen; er erhält für sein Geld 11% mehr Ware als früher.


Um das Gleichgewicht mit früher herzustellen, braucht man nicht das frühere gegen-
seitige Tauschverhältnis der Waren wiederherzustellen, sondern es genügt, das Geld
um 11% zu verbilligen; alle Waren müßten einfach 11% höher im Preise stehen. Auf
das gegenseitige Verhältnis der Warenpreise hat das Geld ja keinen Einfluß. Wenn
gleichzeitig die Wichse im Preise steigt und die Hosen im Preise fallen, so liegt das in
der Regel an veränderten Produktions- oder Absatzverhältnissen – nur wenn man im
„Durchschnitt“ mehr oder weniger Ware von der gleichen Beschaffenheit für


199







das gleiche Geld erhält, kann man sagen, daß sich das Tauschverhältnis zwischen
Waren und Geld verändert hat. Unbekümmert um die früheren Preise, müßte also für
obige sechs Artikel ein gleichmäßiger Zuschlag von 11% eintreten. Dann hätten wir:


1 Tabakspfeife 1,10 Mk. 01,221 Mk.


1 Schachtel Wichse 0,60 Mk.  jeweils 00,666 Mk.


1 Dutzend Stahlfedern 0,80 Mk.    + 11 Proz. 00,888 Mk.


1 Hut 2,50 Mk. = 02,775 Mk.


1 Paar Stiefel 3,00 Mk. 03,330 Mk.


1 Hose 10,00 Mk. 11,100 Mk.


20,000 Mk.


Dieser gleichmäßige Preisaufschlag für alle Artikel kann nur von einer auf alle Waren
gleichmäßig wirkenden Ursache kommen, nicht von Veränderungen in den
Produktionskosten, und gleichmäßig auf alle Warenpreise kann nur allein der
Geldpreis wirken. Machen wir aus einer Mark zwei, so steigen die Preise um 50%,
doch das gegenseitige Tauschverhältnis der Waren bleibt unverändert.


Um die etwa im Geldpreis vorkommenden Schwankungen zu ermitteln, müssen wir
also den Durchschnittspreis der Waren ermitteln und diesen mit dem
Durchschnittspreis einer früheren Periode vergleichen.


Da hier Milliarden auf dem Spiele stehen, da von dem Geldpreis das Wohl und Weh
der Gläubiger und Schuldner abhängt, so bedarf es hier einer exakten Arbeit. Die
Methode, die hier angewandt wird, muß dem Einfluß der Privatinteressen entrückt sein
und ein mathematisch genaues, wissenschaftlich unanfechtbares Resultat liefern.
Sonst würden die Klagen der Gläubiger und Schuldner kein Ende nehmen.


Dieses exakte, unanfechtbare Resultat liefern leider die bisher vorgeschlagenen
Methoden nicht. Vor der Schwierigkeit zurückschreckend, die Millionen und
Abermillionen von verschiedenen Waren, verschiedener Qualität und verschiedenen
Standortes offiziell nach ihrer gegenseitigen Bedeutung zu klassifizieren und deren
Preise zu ermitteln, hat man vorgeschlagen, sich mit den Preisen einer beschränkten
Anzahl von Waren, und zwar der an den Börsen verhandelten Stapelartikel, zu begnü-
gen und die relative Bedeutung dieser Waren nach dem in ihrer Produktion und im
Handel beanspruchten Kapital einzuschätzen.


So sind die „index numbers“ Jevons’, Sauerbecks, Soetbeers u. a. zustande
gekommen.


Um das Verständnis dieser für die Volkswirtschaft so außerordentlich wichtigen
Materie zu erleichtern, lasse ich hier eine solche Tabelle folgen, indem ich dazu
bemerke, daß ich die Zahlen aus der Luft greife und diesen also nur eine illustrative
Bedeutung zukommt!


(Vergleiche hierzu die Tabelle nebst Erläuterungen auf nebenstehender Seite!)


Es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn wir


1. die Vollständigkeit einer solchen Aufstellung,


2. die Richtigkeit der Preisermittlung,


3. die Richtigkeit der Berechnung der relativen Bedeutung der einzelnen Waren


voraussetzen, das Ergebnis einwandfrei, sogar mathematisch richtig sein würde.
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Erläuterungen: Nach obiger Tabelle wäre der Durchschnittspreis obiger zehn Artikel von 1000 im


Jahre 1860 auf 955 im Jahre 1880 und auf 995 im Jahre 1900 gefallen.


Das in den drei Rubriken b angeführte Quantum muß natürlich immer auf eine gleiche Summe (hier


1000) zurückgeführt werden, um das Resultat nicht zu fälschen. Auf die absolute Höhe dieser Summe


kommt es natürlich nicht an, sondern nur auf die Richtigkeit der relativen Größe der Einzelzahlen.


Würden wir z. B. die Summe der angeführten Zahlen auf 500 oder 100 zurückführen, so würde das


Endresultat doch das gleiche bleiben. Das Verhältnis der Zahlen 1000 – 955 – 995 bliebe unangetastet.


Der Preis der ersten Kolonne a versteht sich für ein Quantum Ware, das man für eine Mark erhält, z.


B. 220 g Wolle, 1530 g Zucker, 197 g Lein usw. Darum erscheinen hier alle Preise gleichmäßig auf 1


Mk. zurückgeführt. Die folgenden Preise der zweiten und dritten Kolonne a von 1880 und 1900 verste-


hen sich für das gleiche Quantum Ware, das man 1860 für je 1 Mk. erhielt – also wieder für 220 g


Wolle, 1530 g Zucker usw.


Um alle Schwierigkeiten, die bei dieser Methode der Preisermittlung zu überwinden sind, möglichst in


obiger Tabelle zu vereinigen, habe ich die Artikel so gewählt, daß einem Artikel, der an Bedeutung für


die heimische Volkswirtschaft abnimmt, gleich ein anderer folgt, der an Bedeutung zunimmt. So z. B.


Wolle und Zucker. Die deutsche Schafzucht ist in den letzten Jahrzehnten stetig zurückgegangen, und


die Wolle hat darum für die deutsche Volkswirtschaft bei Weitem nicht mehr dieselbe Bedeutung wie vor


40 Jahren. Damals wirkten die Preisänderungen der Schafwolle zurück auf den Preis einer ungeheuren


Schafherde und auf die Rente gewaltiger Landstrecken, die als Schafweiden benutzt wurden. Heute


dagegen ist die deutsche Landwirtschaft kaum noch am Wollpreis interessiert, und wenn dieser heute


von 100 auf 50 fiele, so würden 99% der deutschen Bauern dies kaum erfahren. Nur die relativ geringe


Zahl von Wollhändlern, Webern und Tuchhändlern würde davon betroffen.


Dadurch nun, daß in obiger Statistik der Preis mit dem Quantum multipliziert wird, führen wir den


Wollpreis auf seine wahre Bedeutung zurück.


Ebenso verhält es sich mit dem Zucker, nur im umgekehrten Verhältnis. Die deutsche Zuckerindustrie


ist seit 1860 stetig und stark gestiegen, nicht nur absolut, sondern auch relativ zu den anderen


Industriezweigen. Viele Schafweiden sind in Rübenfelder umgewandelt worden, zahllose Bauern, unge-


heure Kapitalien an Land, Fabriken, Vorräten sind am Zuckerpreis interessiert, und darum ist auch in


obiger Statistik dem Zucker ein stetig wachsender Einfluß eingeräumt worden.


Und ähnlich verhält es sich mit den anderen angeführten Artikeln, Lein und Baumwolle, Holz und


Eisen, Getreide und Fleisch, Indigo und Anilin.







Aber diese Vollständigkeit und Richtigkeit vorauszusetzen, heißt wohl
Unmögliches voraussetzen. Es gibt Millionen von verschiedenen Artikeln, und jeder
einzelne bat wieder zahllose Qualitätsunterschiede. Man durchstöbere z. B. die
Kataloge einzelner Fabriken, z. B. photographischer Artikel, Drogen, Eisenwaren
usw. Da findet man 1000 Artikel in einer Hand. Und wie will man offiziell die Preise
ermitteln? Die Fabriken haben für die verschiedenen Abnehmer blaue, rote, grüne,
weiße Zettel mit verschiedenen Rabattsätzen. Wird man nun den offiziellen
Preisermittlern die weißen oder grünen Rabattzettel geben?


Jedoch, wenn es kein anderes, einfacheres Mittel gäbe, um zu diesem einwand-
freien, mathematisch genauen Ergebnis zu gelangen, so könnte man sich als
Notbehelf mit dem Ungefähr begnügen, und anstatt sämtlicher Waren könnte man
etwa 300, 400 oder 500 der wichtigsten Stapelartikel zur Statistik heranziehen.


Wenn man dann noch diese Arbeit von den verschiedenen Handelskammern
vornehmen ließe und den Durchschnitt dieser Aufzeichnungen nähme, so ließe
sich wenigstens vom Standpunkt der Unparteilichkeit gegen Schuldner und
Gläubiger nicht viel einwenden.


Auf mathematische Genauigkeit müßte man natürlich verzichten, denn


1. lassen sich Warenpreise durch Mittelspersonen und besonders offiziell genau
überhaupt nicht ermitteln,


2. ist die Ermittlung der relativen Bedeutung der verschiedenen Waren eine
höchst komplizierte Sache, und dem Staate darf man nur Tagelöhneraufgaben
anvertrauen.


Aber wäre das ein Grund, warum man jetzt auf alle Meßungen des Geldpreises
verzichten sollte? Das Brod misst man nicht mit dem Pariser Normalmaß, und
auch der Schneider bedient sich dieses Maßes nicht. Trotzdem erklären sich die
Käufer mit dem Gebrauch des hölzernen Meterstockes einverstanden. Wäre das
Ungefähr einer solchen Preisermittlung des Geldes nicht den windigen
Beteuerungen des Reichsbankpräsidenten vorzuziehen? Was wissen wir heute
vom Preise des deutschen Geldes? Nichts als was uns unsere persönlichen
Beobachtungen oder interessierte Personen ohne Beleg, ohne Beweise zu sagen
für gut halten!


Auf die so überaus wichtige Frage „Was gilt eine Mark d. R.-W. heute, und was
galt sie gestern?“ erhält man immer die selbe geistreiche Antwort: „Eine Mark wiegt
nach wie vor so und so viel Grammteile Gold und gilt 100 Pfg.“ Und mehr ist nicht
herauszubringen, einerlei an wen man sich wendet.


Dieser blinden Unwissenheit gegenüber wäre also ein ungefähres Maß für die
Bewegungen des Geldpreises von großem Vorteil, sowohl praktisch wie theore-
tisch. Ein solches Maß würde uns vielleicht manche Überraschungen bringen und
den Goldanbetern rote Verlegenheiten bereiten, aber ist das ein Grund, warum
man darauf verzichten sollte? Nimmt der Richter bei seinen Fragen Rücksicht auf
die Verlegenheit des Diebes? Ist ein Talglicht nicht besser als stockfinstere Nacht?
Ist der Zweifel, den die Wissenschaft schürt, nicht dem blinden Glauben vorzuzie-
hen?


Seit 30 Jahren werden wir vom Reichsbankpräsidenten mit der Behauptung abgespeist, die deutsche
Währung bewähre sich vortrefflich, und seit 30 Jahren warten wer auf den Beweis für diese
Behauptung.
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Die nach obiger Methode angelegte Preisstatistik würde uns einen Anhaltspunkt geben, um diese


Behauptung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Warum hat man bisher diese Statistik nicht gemacht?


Antwort: Weil man das Licht fürchtet, das eine solche Statistik in unsere Währungsverhältnisse und in


die Machinationen der Reichsbank werfen würde. Alchimisten hassen die exakte Forschung, die


Routine hasst die Wissenschaft.


Jedoch, wir brauchen uns gar nicht in bezug auf die Preisermittlung des Geldes
mit dem Ungefähr zu begnügen; wir können den Preis des Geldes mit mathemati-
scher Genauigkeit ermitteln, so oft es als nötig erachtet wird.


In der Zeitschrift „Die Geld- und Bodenreform“ habe ich vor einigen Jahren unter
dem Titel „Eine neue Methode für die Ermittlung des Geldpreises“ ein Verfahren
veröffentlicht, wie man den Durchschnittspreis wirklich aller Waren ohne eine einzi-
ge Ausnahme, vom Weizen bis zu den Küchenabfällen, unter genauester
Berechnung der relativen Bedeutung der einzelnen Waren mit mathematischer
Sicherheit ermitteln kann, ohne dabei den Staat, sei es mit der Ermittlung der
Preise oder mit der Berechnung der Bedeutung jeder Ware, zu belasten. Diese
Arbeit wird nach dieser neuen Methode von den Besitzern und Verfertigern der
Ware selbst vorgenommen, und zwar auch für diese ohne nennenswerte
Belastung. Mit drei dem Inventurbuche entnommenen Zahlen ist für alle der per-
sönliche Beitrag zur Preisermittlungsstatistik gemacht. Der Staat wird nur nackte
Zahlen, keine Preise und Qualitäten zu bearbeiten haben. Für die ganze, dem
Staat zufallende Arbeit wird ein Dutzend invalider Unteroffiziere genügen.


Diesem neuen Verfahren für die Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren
liegt die Inventur-Gewinn- und Verlustrechnung zu Grunde, welche einzelne
Kaufleute und Unternehmer aufstellen, wenn sie erfahren wollen, inwieweit ihre
Bilanz durch Preisverschiebungen innerhalb ihres Warenlagers beeinflußt wurde.


Es handelt sich hier nicht um den Betriebsgewinn oder Unternehmergewinn, son-
dern nur um die Gewinne resp. Verluste auf das Inventar. Der Inventurgewinn ist
vom Unternehmergewinn (bzw. Verlust) immer nur ein Bestandteil; nur bei reinen
Spekulationsgeschäften fallen beide in eins zusammen.


Während der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf der Waren liegt, verändern
sich die Warenpreise fortwährend, und wenn der Kaufmann für seine Inventur die
Preise der Waren auswirft, so darf er nicht etwa einfach die Einstandspreise
(Kostenpreise) anrechnen, sondern er muß die Preise ansetzen, zu denen er die
betreffenden Waren am Tage der Inventur würde erstehen können. Handelt er
anders, so ist seine Bilanz falsch. Steht der Kostenpreis höher als der Tagespreis
(Inventurpreis), so hat der Kaufmann verloren, steht er niedriger, so hat er gewon-
nen.


Der Regel nach gewinnt der Warenbesitzer auf einzelne Waren, während er auf
andere verliert. Zieht er den Gewinn vom Verlust ab, so sagt ihm der Rest, wieviel
er im Durchschnitt gewonnen oder verloren hat infolge von Preisänderungen.
Bringt er diesen Rest in Vergleich mit seinem Warenkapital, so weiß er in
Prozenten, um wieviel im Durchschnitt die Preise seiner Waren seit der Zeit ihres
Ankaufes gestiegen oder gefallen sind.


Nehmen wir nun an, daß jeder Unternehmer, Fabrikant, Kaufmann, Landwirt,
Handwerker usw. eine solche Rechnung macht (bzw. durch
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Gesetz dazu gezwungen wird) und daß jeder das Resultat dieser Rechnung unter
Angabe:


1. des Gewinns (bzw. Verlustes),


2. des Kapitals, worauf sich der Gewinn (bzw. Verlust) verteilt,


einer Zentralstelle meldet, so wird man hier nur diese Ziffern zu summieren brau-
chen, um festzustellen, um wieviel in Prozenten der Durchschnittspreis aller Waren
des Landes gestiegen oder gefallen ist, und zwar wirklich aller Waren ohne
Ausnahme, mit genauer Berücksichtigung des Quantums jeder Ware.


Heben sich sämtliche Gewinne und Verluste aus Preisdifferenzen ohne Rest auf,
so ist der einwandfreie Beweis erbracht, daß im Durchschnitt die Warenpreise weder
gefallen noch gestiegen sind. Überwiegen die Gewinne die Verluste, so wird man
sagen, daß die Warenpreise im Durchschnitt gestiegen sind; überwiegen die
Verluste, so wird man umgekehrt daraus schließen, daß die Preise gefallen sind.
Bringt man den Gewinn (bzw. Verlust) in Vergleich mit der Gesamtsumme, auf die
sich der Gewinn verteilt, so kann man in Prozenten feststellen, um wieviel die Preise
gestiegen bzw. gefallen sind, oder mit anderen Worten, um wieviel das
Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld sich in Prozenten nach der einen oder
der anderen Seite verschoben hat.


Trotzdem die ganze Sache einfach und durchsichtig ist, so will ich doch, den selt-
samen Vorurteilen und Ansichten, welche selbst viele Fachleute in dieser
Angelegenheit beherrschen, Rechnung tragend und um jedem Mißverständnis vor-
zubeugen, durch Beispiele diese neue Methode zur Ermittlung des
Durchschnittspreises der Waren erklären, denn ich halte die Sache für sehr wichtig
und freue mich über meinen glücklichen Fund wie ein blindes Huhn, das auch mal
ein Korn erwischt.


Beispiele von Inventur-Gewinn- und Verlustrechnungen [Inventurpreis = 
Preis den Müller zahlen müßte, wollte er die Waren jetzt kaufen, oder zu dem er 
das Verkaufte ersetzen kann, Einstandspreis = Preis, den Müller gezahlt hat.]:


1 .  des Kaufmanns Mül ler


auf Lager Inventurpreis Betrag   Einstandpreis Betrag


1000 Strümpfe 2,20 2200 2,10 2100


300 Hemden 12,50 3750 13,00 3900


500 Hosen 9,30 4650 9,60 4800


700 Kragen 4,10 2870 3,40 2380


2000 Hüte 7,60 15 200 7,20 14 400


Mk. 28 670 Mk. 27 580


Inventur- oder Tagespreis 28 670 Mk.


Einstands- oder Kostenpreis 27 580 Mk.


Gewinn 1090 Mk.
bzw. 3,9% des Kapitals von 28  670 Mk.


Die Waren, die Kaufmann Müller auf Lager hat, sind zum Teil im Preise gestiegen,
zum Teil gefallen, im Durchschnitt aber stehen sie um
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3,9% höher. Müßte er diese Waren heute kaufen, so würde er 28 670 Mk. dafür
auslegen müssen, während sie ihm nur 27 580 Mk. gekostet haben.


2.  des Landwir ts  Schulze


Produkte erzielter Preis Erlös Vorgängiger Betrag
Preis


100 Zentner Roggen 16 1.600 18 1.800


1000 Zentner Kartoffeln 3 3.000 2,50 2.500


50 Zentner Wolle 100 5.000 110 5.500


5000 l Milch 10 500 9 450


50 Zentner Mastochsen 80 4.000 90 4.500
Mk. 14.100 Mk. 14.750


Wirklicher Erlös aus den verkauften Produkten Mk. 14.100


Zu den vorgängigen Preisen hätten die gleichen Produkte erbracht Mk. 14.750


Verlust: Mk. 00.650


Infolge der Preisverschiebungen hat Landwirt Schulze eine Mindereinnahme von
650 Mk. gehabt, das sind 4,7% seiner Gesamtproduktion. Wären infolge einer
gleichmäßig alle Waren treffenden Ursache die Preise um 4,7% höher gewesen,
so hätte er statt 14 100 Mk. 14 750 Mk. eingenommen.


3.  des Grubenbesi tzers  Schmidt


Vorrat auf Lager     jetzt erzielter   früherer 
Preis Erlös Preis        Wert


10 000 t Kohle 20         200 000 18 180 000


jetzt erzielter Erlös: Mk.  200 000


Wert zu vorgängigem Preis: Mk.  180 000


Gewinn: Mk.    20 000


4.  des Gießere ibes i tzers  Schuster


auf Lager Tagespreis Betrag Einstandspreis Betrag


200 t Kohle 20 4000 15 3000


300 t Eisen 90 27 000 120 36 000


10 t Meßing 200 2000 180 1800


50 t Blei 100 5000 120 6000


38 000 Mk.  46 800


Tagespreis: Mk.  38 000


Verlust: Mk.     8 800


Nehmen wir nun an, daß alle Kaufleute, Unternehmer, Landwirte usw. im ganzen
Deutschen Reiche verpflichtet werden, zugleich mit den jährlichen Erklärungen für
die Vermögens- und Einkommensteuer anzugeben, welche Gewinne oder Verluste
sie durch Preisverschiebungen er-      erlitten







litten haben, unter Angabe der Summe, auf die sich der Betrag verteilt, so erhalten wir
das Material zu folgender Rechnung:


Zusammenstellung der Einzelangaben


Stadt Aachen: Gewinn Verlust


1. Kaufmann Müller auf 28 670 1090 -


2. Landwirt Schulze auf 14 100 - 650


3. Grubenbesitzer Schmidt auf 200 000 20 000 -


4. Gießereibesitzer Schuster auf 38 000 - 8800


5. Tischlermeister A. auf 25 000 550 -


6. Nadelfabrikant B. auf 140 000 12 000 -


7. Tuchfabrikant C. auf 240 000 - 16 000


8. Drogenhändler D. auf 150 000 7 000 -


9. Kaffeehändler E. auf 300 000 - 25 000


10. Gerbereibesitzer F. auf 170 000 - 15 000


usw. Mk.  1 305 770 40 640 65 450


Gewinne: 40 640  Mk.


Verluste: 65 450  Mk.


Gesamtverlust: 24 810  Mk.


auf                       1 305 770  Mk.   =  2%


D. h., damit sich im Durchschnitt Gewinn und Verlust ausgleichen konnten, hätten sämtli-
che Warenpreise 2% höher stehen müssen.


Es leuchtet ein, daß, wenn wir diese Zusammenstellung auf sämtliche Besitzer und
Verfertiger von Waren im ganzen Deutschen Reich ausdehnen, wir dann einen wirklich treu-
en Maßstab für den Preis des Geldes gewinnen. Denn durch diese Methode werden sämtli-
che Produkte des Landes berücksichtigt, und was die Hauptsache ist, jedes Produkt beein-
flußt das Endergebnis genau in dem Maße seiner Bedeutung.


Die Veränderungen im gegenseitigen Tauschverhältnis der Waren untereinander beein-
flussen das Ergebnis dieser Preisvermittlung des Geldes in keiner Weise – nur das
Verhältnis der Waren zum Gelde kommt hier zum Ausdruck.


Die Frage, ob auch die Produktionsmittel (Land, Häuser, Maschinen usw.) in diese
Statistik aufgenommen werden sollen, bedarf einer gründlichen Untersuchung. Diese führt
aber zur Verneinung dieser Frage. Die Produktionsmittel sind, sobald sie in Gebrauch
genommen werden, keine Waren mehr, es sind Güter, die dem Besitzer durch den
Gebrauch, nicht als Tauschmittel nützlich sind. Nur in Ausnahmefällen, bei Bankrott, Tod und
dergleichen werden sie zuweilen wieder auf den Markt geworfen. Für Dinge aber, die nicht
verkauft werden, ist der Preis gleichgültig.


Nur derjenige Teil der Produktionsmittel, der auf die Abnutzung fällt (Abschreibungen), ver-
wandelt sich regelmäßig wieder in Waren und kommt in der Metamorphose der Produkte
wieder auf den Markt. In den Warenpreisen findet aber dieser Teil seine gebührende
Berücksichtigung.


Der Staat wird also keine Preise, auch nicht die Bedeutung der einzelnen Produkte zu
ermitteln haben. Diese ganze Arbeit wird von den Bürgern verrichtet. Die Preisermittlung des
Geldes wird dadurch völlig der Politik entzogen und in neutrale Hände gelegt. Das Volk
selbst fällt unmittelbar das Urteil in der Währungsfrage.
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Dabei wird die Lieferung des ungeheuren Materials, das hier dem Staat zur
Verfügung gestellt wird, kaum eine nennenswerte Bürde für den
Gewerbetreibenden sein. Die Statistik, die dieser führen muß, erweist sich als sehr
nützlich; sie gibt ihm Aufschluß über die Herkunft der Gewinne und Verluste. Für
die, die diese Statistik schon führten, handelt es sieh um das Abschreiben von zwei
Zahlen aus dem Inventurbuch, und den anderen, die solche Berechnungen bisher
nicht vornahmen, wird sie die Augen öffnen über die wirkliche Ursache des
geschäftlichen Rückganges.


Mit der Empfangnahme der Berichte werden wohl am besten die Steuerämter
beauftragt werden. Diese rechnen die einlaufenden Erklärungen auf und melden
das Resultat einer Zentrale, wo das Gesamtergebnis dann ohne Mühe ermittelt
werden kann.


Der wichtigste Vorwurf, den man dieser Methode machen kann, ist der, daß ein-
zelne, an der allgemeinen Hausse oder Baisse interessierte Personen (Schuldner
und Gläubiger) ihre Berichte fälschen werden, daß die Agrarier z. B. die Neigung
verspüren werden, eine allgemeine Baisse zum Vorschein zu bringen, um den
Staat zu veranlassen, das allgemeine Preisniveau durch vermehrtes Geldangebot
zu heben, was ja für die Schuldner einer entsprechenden Entlastung gleich kommt.


Jedoch ist diese Gefahr nicht groß, da der Einzelne weiß, wie winzig gering der
Einfluß seiner persönlichen Erklärung auf das Gesamtergebnis ist. Wenn z. B. ein
Agrarier fälschlich einen Verlust von 1000 Mk. auf einen Umsatz von 10 000 Mk.
angeben würde, so hätte das für den deutschen Gesamtumsatz von 50 Milliarden
so wenig Bedeutung wie ein Tropfen für das Meer. Stellt man zudem noch solche
Fälschung als Urkundenfälschung unter Strafe, so wird sich jeder sagen, daß das
Risiko in gar keinem Verhältnis zum erwarteten Vorteil ist.


Übrigens kontrolliert eine Erklärung die andere. Meldet die Mehrzahl der Bauern
Gewinne, so fällt die Ausnahme auf, und der Fälscher muß erwarten, daß man
Aufklärung verlangen wird.


Da in der Regel die Gewerbetreibenden nur jährlich einmal Inventur machen, so
könnte mit dieser Methode der Preis des Geldes auch nur einmal im Jahre gemes-
sen werden. Für heutige Verhältnisse wäre das wahrscheinlich ungenügend, da bei
der Unregelmäßigkeit im Geldangebot der Preis des Geldes innerhalb eines Jahres
großen Schwankungen unterworfen ist. Unter der Geldreform jedoch wird mit dem
Umlaufszwang, dem das Geld unterworfen werden soll, das Geldangebot ein
durchaus regelmäßiges sein, und darum werden auch plötzliche
Preisveränderungen (Krisen) vermieden bzw. unmöglich werden. Eine einmalige
jährliche Messung wird darum voraussichtlich genügen.


Sollte jedoch die Erfahrung die Richtigkeit dieser Voraussetzung nicht bestätigen,
so könnte immerhin die zuerst besprochene Methode (Preisermittlung einer
beschränkten Anzahl von Waren) zur Aushilfe herangezogen werden. Wenn man
den Preis dieser Stapelartikel monatlich ermittelte, so könnte man sich von dem
Gang der Preise ein ungefähres Bild machen und vorbeugende Maßregeln gegen
Hausse und Baisse ergreifen. Als wirkliches Maß, sozusagen als das Pariser
Präzisions- und Normalmaß wurde dann die große jährliche Preisermittlung dienen.
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Wie man sieht, geht diese Methode einfach über die Wertfrage hinweg; sie ignoriert den sogenannten


Wert.


Ware wird mit Ware bezahlt, und nur mit Waren kann das Geld gemessen werden. Den Wert soll


jeder als Zugabe erhalten. Ein anderes Maß als Ware gibt es für das Geld nicht. Für das Geld habe ich


Waren gegeben, und Waren will ich dafür erhalten. Keine Arbeit (?), keinen Schweiß, kein Blut. Das will


ich den Hunden geben. Ich will Kirschen essen, in den Apfel beißen, mich im Lehnstuhl strecken und


mich am Feuer wärmen. Wie der Verkäufer, der mir diese Sachen für mein Geld gibt, in deren Besitz


gelangt ist, was geht es mich an? Hat er sie gestohlen, bat er sie gefunden, hat er sie selbst produziert


– mir ist das einerlei.


Man hat gefragt, ob der Arbeitslohn als Maß des Geldpreises zu gebrauchen sei? Ein windiger, wirrer


Gedanke. Die Arbeit läßt sich nur durch den Vergleich ihrer Produkte messen; sieht man von diesen


Produkten ab, so bleibt nichts zurück. Der Arbeitslohn aber entspricht nicht dem Arbeitsprodukt. In Form


von Zins und Rente werden vom Arbeitsprodukt Abzüge gemacht, und was übrig bleibt, das ist der


Lohn. Will man nun den Arbeitslohn zum Maßstab des Geldpreises erheben, so wird man von


Staatswegen immer alle Maßregeln ergreifen müssen, damit der Arbeitslohn ewig der gleiche bleibe,


denn das Geld muß doch einen über Ort und Zeit hinweg festen Preis behalten. Man wird also von


Staatswegen unter Umständen die Abzüge, die das Arbeitsprodukt erleidet (Zins und Rente), erhöhen


oder ermäßigen müssen, damit der Lohn der gleiche bleibe!


6. Wie wird der ermittelte Preis des Geldes dauernd fest erhalten?


Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis, d. h. vom Quantum Waren, das
gegen Bargeld, und vom Quantum Bargeld, das gegen Waren angeboten wird,
hängt es ab, in welchem Verhältnis Waren gegen Geld ausgetauscht werden.


Warum das so ist, habe ich bereits im ersten Abschnitt gezeigt. Sowie eine Ände-
rung eintritt in dem bisherigen Verhältnis, in welchem Waren und Geld sich zum
Zwecke des Tausches einander gegenübertreten – so ändert sich auch sofort das
Tauschverhältnis.


Ein festes Tauschverhältnis (Preis) ließe sich also nur erzielen:


1. wenn entweder das Quantum der angebotenen Waren und das
Quantum des angebotenen Geldes immer sich gleich bliebe oder


2. wenn jeder Änderung auf der einen Seite eine entsprechende Änderung
auf der anderen Seite auf dem Fuße folgte.


Der erste Fall ist aus den Möglichkeiten völlig ausgeschlossen. Zwar besteht hier
eine gewisse Regelmäßigkeit, insofern als die Bedürfnisse des Menschen diesen
zu regelmäßiger Arbeit zwingen. Indessen entspricht der Regelmäßigkeit im
Arbeitsbedürfnis durchaus keine gleich große Arbeitsleistung, weil die
Arbeitsgelegenheit ungleichmäßig ist (Krise, Arbeitslosigkeit, Hochkonjunktur usw.).
Dann entspricht aber auch der Arbeit keineswegs ein gleich großes Arbeitsprodukt,
weil dieses vielfach von Naturgewalten (Mißernten, mittlere Ernten, gute Ernten bei
gleicher Arbeit) mitbestimmt wird. Dann verändert sich auch das Arbeitsprodukt
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mit den veränderten Produktionsmitteln (Maschinen, Arbeitsmethoden, Drainage,
Kunstdünger, Kulturpflanzen usw.), und auch die Zahl der Produzenten ist keine
bestimmte, unveränderliche Größe.


Dabei ist zu bedenken, daß nur die gegen Bargeld angebotenen und verkauften
Waren als Nachfrage nach Geld angesehen werden können, daß daher auch die
auf dem Kreditwege (Stundung, Wechsel, Tausch) verhandelten Waren von der
Nachfrage nach Geld in Abzug kommen. Aber gerade die Masse der so verhandel-
ten Waren ist bald groß, bald klein, je nachdem der Kredit ausgedehnt oder einge-
schränkt wird. Die auf dem Kreditwege verhandelten Waren entlasten den
Bargeldmarkt unregelmäßig, je nach der allgemeinen politischen und wirtschaftli-
chen Lage, wobei noch erschwerend wirkt, daß hohe Warenpreise den Kredit
erleichtern, niedrige Warenpreise dem Kredit ungünstig sind. Wir haben also hier
die eigentümliche Erscheinung, daß immer dann der Kredit einsetzt und dem
Bargeld einen Teil des Warenangebots entzieht, wenn schon zuviel Geld angebo-
ten wird (steigende Preise), und daß umgekehrt regelmäßig der Kredit versagt,
sowie die Preise fallen (also zu wenig Geld angeboten wird.). Dies bewirkt dann,
daß die bis dahin auf dem Kreditweg verhandelten Waren auf das bereits überla-
stete Bargeld zurückfallen. Der Kredit wirkt also wie ein Vorspannpferd, das bergab
mit aller Kraft zieht, bergauf aber störrisch wird, oder wie ein Flußarm, der sich in
der Stromschnelle, wenn das Fahrwasser schon seicht ist, vom Hauptfluß
abzweigt, um sich im Flachland, wenn der Strom die Ufer überschwemmt, mit 
diesem wieder zu vereinigen.


Unter der Geldreform wurde es allerdings anders werden. Die Barzahlung, die sich mit der


Geldreform einstellt, würde den Kredit bei den Warengeschäften zur Ausnahme machen und auf die rei-


nen Darlehen beschränken; dann würde auch der Umlaufzwang das Geldangebot von allen persönli-


chen, politischen und wirtschaftlichen Rücksichten unabhängig machen, so daß das Geldangebot


immer dem Geldvorrat entsprechen und nur allein mehr von diesem und der materiellen


Umlaufgeschwindigkeit bestimmt würde. [Näheres über die Wechselwirkung zwischen Kredit und


Warenpreisen findet man in meiner Schrift: Die Anpaßung des Geldes an die Bedürfnisse des


Verkehrs..]


Andere Umstände, die das Warenangebot beeinflussen, wie z.B. die
Ausscheidung des Zwischenhandels, die Erschließung neuer Produktionsgebiete
durch neue Eisenbahnen, Schiffsverbindungen usw., brauche ich nur kurz zu
erwähnen, um zu zeigen, wie vielen Einflüssen das gegen Bargeld angebotene
Warenquantum ausgesetzt ist.


Und mit dem Angebot des Geldes (bzw. Nachfrage nach Waren), wenigstens des
heutigen Geldes, steht es auch nicht besser. Sogar noch schlimmer. Zwar hat hier
die Regelmäßigkeit der täglich sich einstellenden Lebensbedürfnisse die Neigung,
aus den Taschen der Konsumenten dem Markte regelmäßig Geld zuzuführen, aber
da die große Mehrzahl der Konsumenten keine andere Einnahmequelle kennt als
die Arbeit und diese sehr unregelmäßig fließt, so kann auch die große Masse des
Volkes die Lebensbedürfnisse nicht regelmäßig befriedigen, und diese führen
darum dem Markte auch nur unregelmäßig Geld zu. Wenn wir aber von den
Lebensbedürfnissen absehen, so bleibt dem Markt für die Geldzufuhr nur
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noch ein Tor frei, die Profitsucht. Diese aber, die sich ja nur durch Differenzen
befriedigen läßt, verlangt, daß das Geld dem Markt nicht in regelmäßigem Fluß,
sondern stoßweise zugeführt werde. Regelmäßige Geldzirkulation ist der Tod der
Differenzen, und da die Differenz die selbstverständliche Voraussetzung des kapi-
talistischen Geldangebots ist, so ist auch nur das stoßweise Geldangebot möglich
und selbstverständliche Regel.


Das Geld der Konsumenten (Arbeiter) kommt direkt aus den Kassen der Kapitalisten, da die Waren


fast ausnahmslos kaufmännisch verhandelt werden.


Das heutige Geld kann nicht anders als stoßweise zirkulieren. Darum sehen wir
auch, wie die Banken sich bald füllen, bald leeren, wie die Reichsbank den
Diskonto bald auf 7% erhöht (1900), bald auf 2% (1901) ermäßigt. Die Hoffnung
auf Profit, die jede allgemeine Preissteigerung erweckt und nährt, führt dem Markt
das verscharrte Geld massenhaft zu und bewirkt, daß das Erwartete wirklich ein-
trifft, so daß die Hoffnung auf Profit, die Erwartung einer allgemeinen Hausse an
sich genügt, um solche Hoffnung in Erfüllung gehen zu sehen. Die Hoffnung auf
eine allgemeine Hausse genügt, um sie materiell zu begründen!!


Henry George: Der Hauptfehler der Geldsysteme, daß ihre Mittel sich zurückziehen, wenn sie am


nötigsten sind, hat zweifellos einen wichtigen Anteil an der Schaffung der sogenannten schweren Zeiten


(Fortschritt und Armut, S. 276, Reclam).


Umgekehrt bewirkt die Furcht vor einem „Rückschlag“, den schon der geringste
allgemeine Preisfall erwecken kann, daß dem Markte das Geld wieder massenhaft
entzogen wird, wodurch das Gefürchtete wirklich auch eintreffen muß. Die Furcht
also vor einer Krise, sofern sie nur allgemein geteilt wird, genügt an sich, um eine
Krise zu erzeugen. [Prager: Die Währungsfrage in den Vereinigten Staaten, S. 90: „Ich bekenne,


sagte Präsident Grant, ich wünsche Geld in beschränktem Maße thesauriert zu sehen. Das sichert eine


gute Grundlage für die Zeit des Bedarfs.“ Was nennt aber Grant „Bedarf“?]


Hohe Preise – leere Banken, niedrige Preise – volle Banken. Jede
Alarmnachricht aus irgendeinem Teil der Welt hat eine sofortige Einschränkung des
Geldangebots zur Folge; jede erfreuliche Nachricht macht das Geld flüssiger. Wie
geringe Temperaturschwankungen die Butter fest, weich oder flüssig machen, so
ist das Geldangebot heute flüssig, morgen steif und übermorgen starr, je nachdem,
ob der politische Wind aus Nord, West, Süd oder Ost weht.


Zu dieser Unregelmäßigkeit im Angebot des vorhandenen Geldes (Geldvorrat)
kommen noch die Schwankungen in der Produktion neuen Geldes, indem einer-
seits die Produktion des Goldes schwankt, dann die Verwendung des Goldes zu
Geldzwecken in den verschiedenen Ländern schwankt, indem einzelne Länder
bald die Goldwährung aufgeben, bald diese wieder einführen.


Was müßte nun gegenüber diesen fortwährenden Schwankungen im Angebot
von Waren und Geld geschehen, damit die Preise unverändert bleiben? Antwort:
Wir müssen entweder das Angebot von Waren entsprechend den Änderungen im
Geldangebot erweitern oder einschränken,
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je nachdem, ob mehr oder weniger Geld angeboten wird, oder aber wir müssen
umgekehrt das Geldangebot erweitern oder einschränken, je nachdem, ob das
Warenangebot zu- oder abnimmt.


Nach dem ersten dieser beiden Rezepte bat man bisher gehandelt: Fielen die
Preise, d. h. wurde mehr Ware als Geld angeboten, so schränkte man die
Warenproduktion ein, man beschränkte die Arbeitszeit, entließ einen Teil der
Arbeiter, und wenn das nicht half, so stellte man den Betrieb ganz ein. Man sprach
von Überproduktion.


Die Begleiterscheinungen dieser gewaltsamen Anpaßung des Warenangebots an
das Geldangebot sind: die Wirtschaftskrise, der Bankrott der Schuldner, die
Bereicherung der Gläubiger, Defizit im Staatshaushalt, Arbeitslosigkeit, Streik,
Hunger, Elend, Revolten und Ratlosigkeit.


In dem Steigen und Fallen der Preise sehen die Anhänger der Goldwährung durchaus keinen Fehler


der Währung. Sie sagen, es wäre über den „Bedarf“ hinaus produziert worden, daher gingen die Preise


herunter. Sie verschweigen dabei (ob ans Egoismus oder aus Dummheit, will ich nicht untersuchen),


daß, wenn das Gold zusammen mit den Waren auch über den „Bedarf“ hinaus produziert worden wäre,


dann die Preise nicht gefallen wären, keine Krise ausgebrochen, keine Arbeitslosigkeit eingetreten sein


würde. Sie verschweigen auch (aus Dummheit oder Böswilligkeit), daß der Warenbedarf des


Kaufmanns nicht mit dem Warenbedarf des Konsumenten identisch ist und daß der Kaufmann keinen


„Bedarf“ an Waren hat, sowie kein Profit herausgeschlagen werden kann, das heißt, sobald die Preise


zu sinken beginnen. Sie verschweigen (aus Böswilligkeit oder Unwissenheit), daß der Mangel an Bedarf


die notwendige Folge, nicht aber die Ursache des Preisrückgangs ist. Sie vermeiden, aus Angst, der


Goldwährung eine Blöße zu geben, die lichtvolle Tatsache zu erwähnen, daß bei einer Baisse der


Handel überhaupt rechnerisch unmöglich wird und daß, wenn der Absatz stockt, das Warenangebot


wächst und dringender wird, wodurch die Preise erst recht fallen müssen.


Diese Begleiterscheinungen solcher Stabilisierung des Tauschverhältnisses zwi-
schen Waren und Geld würden völlig vermieden werden, wenn man, nach dem
zweiten Rezepte handelnd, das Geldangebot dem Warenangebot anpaßte, wenn
man Geld, frisches, neues Geld fabrizieren ließe und für dessen Angebot sorgte,
so oft und so lange die Preise nach unten gerichtet sind, wenn man von dem in
Umlauf befindlichen Gelde Summen zurückzöge, so oft und solange die Preise
nach oben gerichtet sind. Mit anderen Worten: Man gibt die Produktion frei, man
läßt alle nach ihren Bedürfnissen arbeiten und paßt dem dann sich einstellenden
Warenangebot die Nachfrage an, indem man für ein entsprechendes Angebot von
Geld sorgt.


Verfährt man nach diesem einfachen und vernünftigen Vorschlag, so ist die
Währung gesichert, der Durchschnittspreis der Waren bleibt fest, der Kaufmann
weiß, daß der Verkaufspreis nicht unter den Einstandspreis fallen kann. Sein
„Bedarf“ ist daher unbeschränkt, und solange der Kaufmann „Bedarf“ an Waren
hat, gibt es keine Absatzstockung, keine Krise, keine Arbeitslosigkeit, keinen
Bankrott, kein Defizit.


Solange die Goldwährung besteht, ist freilich dieser Vorschlag unausführbar,


1. weil die Goldwährung eine internationale Einrichtung ist und nach gleichmäßigen, interna-
tional geltenden Grundsätzen behandelt werden muß,


2. weil zur beliebigen Geldfabrikation der Stoff (Gold) fehlt,


3. weil es unmöglich ist, das Angebot des vorhandenen Geldes zu erzwingen.
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Mit dem gemeinen Papiergeld ist dieser Vorschlag ebenfalls unausführbar, weil der Staat das


Angebot des ausgegebenen Geldes nicht beherrscht. Das Geld muß doch gegen Waren angeboten


werden, wenn es auf die Preise wirken soll. Die, die diese Emissionsreform befürworten, namentlich


Michael Flürscheim, erwarten von ihr die Beseitigung des Kapitalzinses. Träfe das aber ein, so würde


für alle Sparer und Geldbesitzer jeder Grund fehlen, um das Geld überhaupt wieder in Verkehr zu brin-


gen. Denn, wie der Profit die Voraussetzung des kaufmännischen Geldangebots ist, so ist der Zins die


Voraussetzung für das kapitalistische Geldangebot. Kein Zins – kein Geld, so würde es auf der ganzen


Linie heißen. Man würde das Papiergeld in diebessicheren Schränken aufheben und zur Schatzbildung


zurückkehren, dem Staat die Sorge überlassend, wie er die so dem Verkehr entzogenen


Papiergeldmassen durch neue Emissionen ersetzen kann. Michael Flürscheim spricht in seinen beiden


letzten Schriften [Michael Flürscheim: Clue to the economic Labyrinth, 547 S. London, Swan


Sonnenschein & Co.; derselbe: Die Krankheit des Wirtschaftskörpers. Wien, Carl Konegen..] von


Staatsbanken und Staatsdarlehen an Unternehmer usw. als Mittel, um das Geld in Umlauf zu setzen.


Wo hinaus das führen würde, ist leicht einzusehen. Auf der einen Seite ein täglich um Millionen wach-


sender Berg von Papiergeld in Händen der Sparer, auf der anderen Seite ein entsprechender Berg von


Eisenbahnobligationen und langfristigen Wechseln (die Unternehmer können nur langfristiges oder


unkündbares Geld brauchen)! Auf der einen Seite Geld, Milliarden und Abermilliarden, das sich alle


Tage auf den Markt stürzen kann; auf der anderen Seite die materielle Unmöglichkeit, die in Bewegung


geratende Papiergeldlawine mit den langfristigen Wechseln, unkündbaren Forderungen zum Stehen zu


bringen. Der gezeigte Weg führt also geradeaus zur Assignatenwirtschaft. Wer auf dem Geldmarkt Herr


sein will, der muß nicht allein das Monopol der Notenfabrikation besitzen, sondern er muß auch das von


ihm ausgegebene Papiergeld dauernd unter seiner unmittelbaren Kontrolle behalten. Das Geld muß,


völlig unabhängig von den Wünschen und Begierden der Inhaber, fortgesetzt angeboten werden, es


muß unter „Angebotszwang“ stehen – nur so wird verhindert, daß es sich der Kontrolle des


Emissionsamtes entzieht.


In Übereinstimmung mit diesem Vorschlag fordert die Geldreform:


1. Zwangsweisen Umlauf für die gesamte ausgegebene Papiergeldmasse,
was durch das Reformgeld in wirksamster Weise erreicht wird


2. Einziehung des Überschusses beim Steigen der Preise


3. Ausgaben des Fehlenden beim Fallen der Preise


Mit diesen Vollmachten kann das Emissionsamt dafür bürgen, daß das
Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld unter allen Umständen, im Kriege wie
im Frieden, bei politischen Wirren, Fehlernten, Hunger, Pest und Revolten fest blei-
ben wird, heute, morgen, immer. Aber an diesen Vollmachten darf nichts abge-
schnitten werden, namentlich ist der Umlaufszwang eine unumgängliche Forderung
der Währung, denn nur durch den „Umlaufszwang“ lassen sich die Millionen kleiner
und großer privater Geldreserven auflösen, die sich, in völliger Übereinstimmung
mit den Gesetzen des Profits, immer nur dann auf den Markt ergießen, wenn
schon zu viel Geld angeboten wird (Hausse) und sich immer dann vom Markt
zurückziehen, wenn das Geldangebot knapp ist (Baisse).


Als die Reichsbank gegründet wurde, bestand noch eine Anzahl anderer deutscher


Emissionsbanken, die im ganzen ein paar hundert Millionen in Umlauf hatten. Diese geringfügigen


Summen störten aber schon dermaßen die Manöver der Reichsbank, daß diese auf eine Beseitigung


dieser Neben
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emissionsbanken zu dringen sich veranlaßt sah. Diese kleineren Emissionsbanken betrieben jedoch


genau dieselbe Politik, die die Gesamtheit der Privatgeldreserven befolgt. Vom Standpunkt der


Währung aus betrachtet, haben Privatreserven oder Emissionen genau die gleiche Bedeutung. Zieht ein


Kapitalist seine Reserven ein, so übt das auf den Markt denselben Einfluß ans, wie wenn eine


Emissionsbank Noten einzieht. Wirft ein Kapitalist seine Reserven auf den Markt, so ist die Wirkung auf


die Preise die gleiche, wie wenn eine Emissionsbank Noten ausgibt. Also, wenn die Reichsbank es für


nötig hielt, die Beseitigung der kleinen Emissionsbanken zu fordern, warum forderte sie nicht auch die


Auflösung der in ihrer Gesamtheit hundertmal größeren Privatgeldreserven?


Diese Behandlung der Währung durch die Geldreform geht stillschweigend über
die tiefsinnige Frage hinweg, ob die Preise fielen, weil der „Wert“ der Waren gesun-
ken, oder ob vielleicht der „Wert“ des Geldes gestiegen war. Sie überläßt die
Beantwortung dieser Frage denen, die einen neuen Beweis für die Wahrheit des
Wortes Bambergers erbringen wollen, daß die Liebe und die Währungsfrage die
meisten Verrückten gemacht haben.


7. Der Maßstab für die Qualität des Geldes


Bekanntlich bringen die Anhänger der Goldwährung den Aufschwung, den die
wirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahrzehnten, absolut sowohl wie relativ,
genommen haben soll, in unmittelbare Beziehung zur Goldwährung. Seht diese
Millionen von rauchspeienden Schloten! Das sind die modernen Opferaltäre, wo
dem Herrn der Dank des Volkes für die Goldwährung gebracht wird!


An sich hat die Behauptung, daß die Währung einen wirtschaftlichen Aufschwung
erzeugen oder wenigstens ermöglichen kann, nichts Auffälliges. Denn das Geld
vermittelt den Warenaustausch, und ohne Warenaustausch gibt es keine Arbeit,
keinen Profit, keinen Verkehr, keine Hochzeit. Sowie der Warenaustausch stockt,
werden alle Fabriken geschlossen.


Obige Behauptung enthält also durchaus nichts, was von vornherein verblüffen
könnte. Im Gegenteil, frage man die Fabrikanten, die Reeder usw., ob sie mit dem
vorhandenen Maschinen- und Menschenmaterial nicht noch mehr Waren erzeugen
könnten? Sie werden übereinstimmend sagen, daß eine Grenze nur durch den
Absatz ihrer Produkte gezogen wird. Und den Absatz vermittelt das Geld.


Daß in den Verdienstansprüchen der Goldwährung stillschweigend die
Behauptung miteingeschlossen liegt, daß ihre Vorgängerin (die Doppelwährung)
den wirtschaftlichen Aufschwung gehemmt habe, ist an sich auch durchaus nicht
verblüffend. Wenn das Geld den Fortschritt fördern kann, so muß es ihn auch hem-
men können. Dem Geld werden ganz andere Wirkungen zugeschrieben als die
Herbeiführung einiger Jahrzehnte der Blüte oder des Zerfalls. So wird z. B. der
Untergang des römischen Weltreiches nicht, wie bisher, den Barbaren, den
Latifundien, der Sittenverderbnis zugeschrieben, sondern ganz einfach dem dau-
ernden Rück-         Rückgang
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gang der Preise, der mit der Erschöpfung der spanischen Silbergruben einsetzte.
[Francis A. Walker: Money p. 81.]


Auch an dieser Ansicht ist durchaus nichts Auffälliges; ja sie steht sogar in
Wechselbeziehung zu der Ansicht, daß wir den jetzigen wirtschaftlichen
Aufschwung der Goldwährung zu verdanken haben.


Über eine andauernde allgemeine Baisse, einen Haufen protestierter Wechsel,
ungelöschter Hypotheken, kann das bestgefügte Reich stolpern und stürzen. Jedes
Reich ist schließlich nur ein Bündel von Einzelwirtschaften, und wenn diese gedei-
hen, dann gedeiht auch das Ganze. Wie kann es aber in der Wirtschaft gut gehen,
wenn die Preise sinken – 10-20-100, ja 1000 Jahre lang sinken, wie es der Fall
war während des Mittelalters? Woher soll die Unternehmungslust kommen, wenn
die Unternehmer vom Warenumsatz erfahrungsgemäß nur Verluste erwarten kön-
nen? Eine solche langandauernde Baisse muß mit Notwendigkeit schließlich das
Aufgeben der Arbeitsteilung zur Folge haben. Und die Arbeitsteilung ist doch die
wirkliche Quelle des Wohlstandes.


Mit der Entdeckung Amerikas kam wieder Geldmaterial nach Europa, und mit
dem reichlicher umlaufenden Gelde zogen die Preise an, der Handel war rechne-
risch wieder möglich, und mit der Möglichkeit des Warenumsatzes konnte die
Arbeitsteilung wieder aufgenommen werden. Die Finsternis, die Baisse, schwand,
das Mittelalter war zu Ende.


In Deutschland klagen die Grundbesitzer seit Einführung der Goldwährung über
den Rückgang der Preise, über die Schwierigkeiten, auf die sie stoßen, den Zins
der Hypotheken aufzubringen. Man ist ihnen ja mit den Zöllen zu Hilfe gekommen,
aber wie viele Güter wären ohne diese Hilfe unter den Hammer gekommen? Und
wer hätte diese Güter gekauft? Es hätten sich Latifundien gebildet, genau wie im
alten Rom. Und die Latifundienwirtschaft soll doch den Untergang Roms verur-
sacht haben!


Also, die Behauptung der Goldwährungsleute enthält nichts Auffälliges; nur han-
delt es sich um den Beweis. Denn der behauptete wirtschaftliche Aufschwung
könnte vielleicht auch andere Ursachen haben. Die Schule z. B., oder das starke
Heer, das den Frieden aufrechterhielt; die vielfachen technischen Erfindungen, die
die Arbeit befruchteten, das deutsche Weib, das für einen zahlreichen, gesunden
Arbeiterstamm sorgte usw. Kurz, es fehlt nicht an Nebenbuhlern, die der
Goldwährung die Lorbeeren streitig machen.


Also Beweise! Wir brauchen einen Maßstab für die Qualität des Geldes! Es han-
delt sich hier darum, festzustellen, ob die Goldwährung den Austausch der Waren
(einen anderen Zweck hat das Geld nicht) derart erleichtert hat, daß der behaupte-
te wirtschaftliche Aufschwung als eine Folge dieser Erleichterung eine genügende
Erklärung findet.


Also, der Austausch der Waren soll uns den Maßstab für die Qualität des Geldes
liefern, und es wäre müßig, ihn anderswo zu suchen.


Hat nun die Goldwährung den Warenaustausch erleichtert, so muß sich das in
einer


Sicherung oder Beschleunigung oder Verbilligung
des Warenaustausches zeigen, und diese Sicherung, Beschleunigung und


Verbilligung des Warenaustausches müßte sich in allererster Linie in
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einer relativen Abnahme in der Zahl der Kaufleute zeigen. Das ist klar und braucht
weiter nicht bewiesen zu werden. Verbessern wir die Straßen, die zum Transport der
Waren dienen, so nimmt die Leistungsfähigkeit der Fuhrleute zu, und bei gleicher
Gesamtleistung muß die Zahl der Fuhrleute abnehmen. Seit Einführung der
Dampfschiffe hat sieh der Seeverkehr verhundertfacht, doch hat die Zahl der
Seeleute abgenommen. Kellner, Köche, Lakaien nehmen heute die Stelle der
Matrosen ein.


So müßte es also auch im Handel sein, wenn die Goldwährung der
Muschelwährung gegenüber ähnliche Vorteile bietet wie die Dampfkraft gegenüber
dem Wind oder wie das Dynamit gegenüber dem Keil.


Tatsächlich erleben wir aber mit der Goldwährung eine genau entgegengesetzte
Entwicklung:


„In einer Zeit, in der die Vermittlungstätigkeit (also der Handel) in der Gesellschaft
von 3 und 5 auf 11-13%, ja teilweise auf 31% der Selbsttätigen gestiegen ist, in der
diese Vermittlung (also die Handelsspesen) einen steigenden Teil der Preise aus-
macht usw. usw.“, sagt Prof. Schmoller (s. Die Woche, S. 167, Artikel „Der Handel im
19. Jahrhundert“).


Und so ist es tatsächlich. Der Handel wird nicht leichter, sondern mit jedem Tage
schwerer. Um die Waren abzusetzen, braucht man mit dem goldenen
Tauschvermittler nicht weniger, sondern mehr Leute als früher. Es geht dies auch aus
der deutschen Berufsstatistik hervor. Diese Statistik ist zwar recht stümperhaft geführt
worden, indem sie die Kaufleute mit dem Verkehrspersonal und den Schenkwirten
zusammenwirft, sie bestätigt aber trotzdem die Behauptung Schmollers, wenn anders
man nicht annehmen will, daß die Zahl der Bierwirte ins Ungeheuerliche gestiegen ist


Nach oben genannter Statistik waren im Handel, Verkehr und in der
Schenkwirtschaft beschäftigt:


1882: 1 570 318 Personen = 08,3% der Erwerbstätigen


1895: 2 338 511 Personen = 10,5% der Erwerbstätigen


Oder, wenn wir die Zugehörigen, also Frauen, Kinder, Dienstboten usw., kurz
alles, was unmittelbar vom Nettoprofit zehrt, hinzurechnen:


1882: 4 531 008 Personen = 10,0% der Bevölkerung


1895: 5 966 846 Personen = 11,5% der Bevölkerung


Diese Zahlen liefern also den Beweis, daß unter der Herrschaft der Goldwährung
als Tauschvermittler die Tauschvermittlung derart erschwert wurde, daß die
Bedienungsmannschaft des Tauschvermittlers von 8,3 auf 10,5% erhöht werden
mußte; sie liefern den zahlenmäßigen Beweis, daß die Goldwährung den Handel
erschwert hat.


Man wird vielleicht hier einwenden, daß in den letzten Jahrzehnten viele Produzenten von der
Urwirtschaft zur Arbeitsteilung übergegangen sind, zumal auf dem Lande, wo immer weniger für den
eigenen Verbrauch, immer mehr für den Markt gezogen wird, was natürlich wieder mehr Kaufleute nötig
macht. So werden z. B. heute nur mehr ganz selten Spinnräder gebraucht; und die kleinen
Dorfhandwerker, die man direkt mit Feldfrüchten bezahlte (Tauschhandel), müssen Fabrikniederlagen
weichen.


Auch erzeugt der Arbeiter heute mit Hilfe der verbesserten Produktionsmittel mehr Ware als früher
(qualitativ oder quantitativ), so daß auch da-
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durch eine bedeutend größere Menge Waren auf den Markt geworfen wird, die wiederum mehr


Handelspersonal benötigt. Ist ein Kaufmann nötig, um den Kattun von zehn Webern zu verschleißen, so


werden zwei Händler nötig – wenn sonst alle Verhältnisse gleich bleiben – sobald die zehn Weber mit


verbesserten Webstühlen das doppelte Quantum Kattun auf den Markt werfen.


Der Einwand ist richtig. Aber dann bitte ich, dagegen auch wieder zu berücksichtigen, daß die mit


dem Handel verbundene materielle Arbeit durch mancherlei neue Einrichtungen außerordentlich erleich-


tert wurde. So durch das Dezimalsystem der Markwährung (das von der Goldwährung ja unabhängig


ist, wie das englische Münzsystem zeigt), durch das einheitliche metrische System für Maße und


Gewichte, durch das in den verbesserten Schulen herangezogene Handelspersonal, durch das einheitli-


che, verbesserte Handelsrecht, durch das Konsulatswesen, durch die außerordentlichen Vorteile, die


die Post dem Handel bietet (10 Pfg. Porto für Briefe durch das ganze deutsche Reich, Postaufträge,


Postnachnahmen, Postkarten, Postpakete, Postanweisungen), ferner durch Telegraf und Telefon. Dann


die Schreib- und Rechenmaschinen, die Stenographie, die Vervielfältigungsapparate, die Kopierpresse,


die Fahrräder für das Laufpersonal, das verfeinerte Reklamewesen, das Bankwesen mit dem Scheck-


und Girokonto, Konsumvereinswesen, kurz die unzähligen Verbesserungen, die seit 30 Jahren in die


Technik des Handels eingeführt wurden. Und schließlich die größere allgemeine Bildung des


Kaufmanns, die ihm doch auch bei der Arbeit zugute kommen und seine warenabsetzende


Leistungsfähigkeit vermehrt haben muß. Andernfalls müßte man ja diese Bildung für überflüssig und


den Kaufmann für unklug erklären, der einen gebildeten Kommis besser bezahlt als den ungebildeten.


Denn warum zahlt er ihn besser? Weil er mehr leistet, d. h. mehr Ware absetzt als der ungebildete.


Erachten wir nun die oben erwähnte Mehrproduktion an Waren durch die größere Leistungsfähigkeit


des kaufmännischen Apparates als ausgeglichen, so behält die Steigerung der vom Handel lebenden


Personenzahl von 10 auf 11,5% der Bevölkerung ihre ganze Kraft als Indizienbeweis gegen die 


behauptete Vorzüglichkeit der Goldwährung.


Dabei geben obige Zahlen nur die Personen an, die unmittelbar vom Handel
leben, während uns eigentlich der Bruttoprofit interessiert. Und dieser ist, dem
Augenschein nach zu urteilen, wohl auch allgemein gestiegen. Auch muß berück-
sichtigt werden, daß von der Zahl nicht auf die Gesamteinnahmen der Kaufleute
geschlossen werden kann, indem die Kaufleute in der Regel und durchschnittlich
ein höheres Einkommen haben.


Um zu wissen, welche Wirkung eine Währungsreform auf den Handel ausübt,
müßte der Bruttohandelsprofit, d.h. der Abstand zwischen Fabrik- und Detailpreis
der einzelnen Waren statistisch ermittelt werden. Verkaufspreis minus
Einstandspreis gleich Bruttoprofit. Dann wäre es möglich, zu berechnen, wieviel
der Handel dem Lande kostet und wie sich das Geldsystem bewährt. Es würde
sich da vielleicht zeigen, daß der Handel heute wirklich, wie vielfach behauptet
wird, ein volles Drittel der Gesamtproduktion aufzehrt.


Die Ladenmiete beträgt vielfach die Hälfte der Hausmiete und nicht selten sogar die Hälfte des gan-


zen Umsatzes. Die meisten Gasthöfe auf dem Lande und in kleinen Städten werden fast ausschließlich


von Geschäftsreisenden unterhalten. Diese stellen auch die Mehrzahl der Eisenbahnreisenden.


Bekanntlich sind die meisten Tageszeitungen auf die Geschäftsreklame angewiesen.


Im Ausland sind die Verhältnisse nicht anders. Nach „The World’s Almanac“ 1898 waren als Agenten,


Bankiers, Makler, Buchhalter, Kommis, Reisende, Hausierer, Groß- und Kleinhändler, Händler 1 910


775 männliche Personen beschäftigt, von insgesamt 18 820 950 erwerbstätigen männlichen Personen,


also auch über 10%. Und der Handel ernährt diese Personen
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gut, wie man das an den amerikanischen Krämerstöchtern sehen kann, die nicht selten Milliarden für


einen lumpigen europäischen Grafentitel zahlen. Woher kommen diese Milliarden? Vom Schacher. Wer


hat sie bezahlt? Der Konsument. In welcher Form? In den Preisen der Ware.


Unter der Einladung zum Beitritt in den „Verein zum Schutze der deutschen
Goldwährung“ vom Mai 1895, welche an alle gerichtet ist, „die die Überzeugung
teilen, daß die Goldwährung sich als eine der heilsamsten Grundlagen der nationa-
len Wohlfahrt erwiesen hat“, stehen die Namen von 37 Kommerzienräten neben
denen von 17 Hochschulprofessoren. Daß die Kommerzienräte ihre persönliche
Wohlfahrt, die sie unter der Goldwährung genossen haben, mit der nationalen
Wohlfahrt identifizieren, läßt sich begreifen, denn der Reichtum blendet gar oft die,
die ihm nachjagen, aber von den Hochschullehrern könnte man eine objektivere
Betrachtungsweise verlangen. Wie sind denn diese Professoren zu der „Überzeu-
gung“ gelangt, daß sich die Goldwährung „als eine der heilsamsten Grundlagen
der nationalen Wohlfahrt erwiesen hat“? Zu einer „Überzeugung“ gehören Beweise,
und wo sind diese? Sind es die Krisen, die mit so erstaunlicher Regelmäßigkeit
das Land verheeren, oder die allgemeine Unzufriedenheit, die sich in den Wahlen
kundgibt, oder die Not der Grundbesitzer, die in den Zöllen Schutz vor der
Goldwährung sucht, oder der steigende Handelsprofit, die steigende Zahl des vom
Handel benötigten Personals? Oder kommt diese Überzeugung einfach von dem
Licht, das die Millionen jener 37 Kommerzienräte ausstrahlen?


Auf irgendeine Weise müssen doch jene 17 deutschen Universitätsprofessoren
zu der genannten Überzeugung gelangt sein, sonst enthält ihre Erklärung eine
leichtsinnige Behauptung in einer der heikelsten politischen Angelegenheiten.


Aber es ist mit jener „Überzeugung“ wie mit allem, was auf die Währung Bezug
hat – es ist Schwindel, Dunst, Leichtsinn, mit einem Wort – Bier. Behauptungen,
nichts als leichtfertige Behauptungen, für die nicht einmal ein Bedürfnis nach
Beweisen empfunden wird. Als ob es sich um den Bart des Kaisers, um eine
Bagatelle handelte.


Nehmen wir an, daß von dem Urteil dieser 17 Professoren über die Wirkung der
Goldwährung Leben und Tod eines angeklagten Verbrechers abhängig gewesen
wäre – ob sie dann nicht vorsichtiger zu Werke gegangen wären, ob sie sich nicht
in letzter Stunde, bevor sie die Einladung des „Vereins zum Schutz der deutschen
Goldwährung“ unterschrieben, gefragt hätten, auf welche Weise sich eigentlich die
Goldwährung als eine der „heilsamsten Grundlagen“ der nationalen Wohlfahrt
erwiesen hat? Ich glaube das ganz bestimmt.


Und doch, was gilt hier das Leben eines Menschen gegenüber den Tausenden,
denen die Währung Wohlstand oder Elend, Erfolg oder Bankrott, Überschuß oder
Defizit, Ehre oder Zuchthaus, Hochzeit oder Selbstmord bringen kann?


Also, bitte lasst diese dreisten Behauptungen, schafft die Beweise herbei, sucht
den Durchschnittssatz des Bruttohandelsprofits zu ermitteln, und dann wollen wir
die Frage beantworten, wie sich die Goldwährung als Vermittlerin des
Warenaustausches bewährt hat.
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8. Kurze Kritik der Goldwährung


Bessermachen, das ist immer die wirksamste Kritik, und ich habe gezeigt und
bewiesen, daß das Reformgeld den Zweck des Geldes unendlich viel besser als
das Gold erfüllen würde. Der Zweck des Geldes ist der Warenaustausch, und die-
sen Zweck erfüllt das Reformgeld rein, ohne irgendwelche Nebenwirkungen. Das
Reformgeld würde eben nur als Tauschmittel gebraucht werden können, nicht wie
das Gold noch nebenbei zu anderen, dem Warenaustausch oft entgegengesetzten
Zwecken.


Man kann mit dem Reformgeld ebenso wenig Wucher treiben, wie der Arbeiter
mit seiner Arbeitskraft wuchern kann. Man kann mit dem Reformgeld ebenso wenig
spekulieren, wie man mit Salat spekulieren kann. Man kann mit dem Reformgeld
ebenso wenig Zins erpressen, wie man das mit Realkapitalien (Stroh, Wolle, Holz
usw.) tun kann. Man kann das Angebot des Reformgeldes zur Erlangung von
Gewinndifferenzen ebenso wenig verschleppen, wie man das Angebot von
Kartoffeln verschleppen kann. Man kann den Preis des Reformgeldes ebenso
wenig beeinflussen, wie man den Preis der Briefmarken beeinflussen kann. Das
Reformgeld ist der Habgier und Profitsucht Privater entrückt – es ist Tauschmittel,
nur allein Tauschmittel, weiter nichts als Tauschmittel.


Da nun in diesen Tatsachen die denkbar wirksamste Kritik der Goldwährung liegt,
so wäre ich der Aufgabe wohl enthoben, mich mit den zahllosen großen und klei-
nen Fehlern der Goldwährung zu befassen, um so mehr, als ich im Laufe dieser
Untersuchung keine Gelegenheit vorüber geben ließ, um die Geschwüre der
Goldwährung bloßzulegen.


Da jedoch eine direkte Kritik neue Vergleichspunkte für das Reformgeld liefert, so
will ich hier kurz die Hauptfehler der Goldwährung zusammenstellen, indem ich
Punkt für Punkt untersuchen werde, ob das Gold die Eigenschaften hat, die die
Befürworter der Goldwährung von einem guten Tauschmittel selbst verlangen. Ich
folge hier der Reihe nach den Forderungen, die Michel Chevalier [Michel Chevalier: „La


Monnaie“ S. 15.] an eine Ware stellt, die als Geld gebraucht werden soll:


1. Sie muß eine Ware an sich sein, d. h. sie muß irgendein Bedürfnis befriedigen
und dieses Bedürfnisses wegen gesucht werden.


Das will soviel heißen, daß neben dem Bedürfnis nach Geld (Tauschmittel) noch
ein Bedürfnis für das Geldmaterial vorhanden sein muß. Daß dies aber gar nicht
der Fall ist, habe ich bereits mit großer, der Bedeutung der Angelegenheit entspre-
chender Ausführlichkeit in meiner Antwort auf die Frage: „Warum man aus Papier
Geld machen kann“ gezeigt.


Gesetzt aber den Fall, das Geld müsse auch aus sonst noch allgemein begehr-
tem Rohmaterial verfertigt werden, so wird man ohne weiteres zugeben müssen,
daß von allen Materialien das Gold das weitaus entbehrlichste, überflüssigste und
am wenigsten begehrte ist. Außerhalb der Geldbörsen findet man nur noch in ein-
zelnen reichen Familien goldene Gegenstände, während man bei der großen
Masse der Arbeiter, Bauern und Handwerker umsonst nach weiterem goldenen
Gerät sucht. Beruhte die Wahrung wirklich auf dem Bedarf an goldenem Geräte, so
müßte man das eine tönerne Unterlage nennen.
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Weil das Gold Geld ist, darum wird es heute allgemein geschätzt, begehrt – wäre
das Gold kein Geld, so würde es die allgemeine Aufmerksamkeit noch weit weni-
ger erregen als das Silber, von dem niemand mehr spricht, seitdem es nicht mehr
Geld ist. Die Geldprivilegien, deren sich das Gold in der ganzen Welt erfreut,
haben im Laufe der Jahrtausende einen Glorienschein um dieses Metall gewoben,
und man hat sich daran gewöhnt, die Macht des Geldes zu den Eigenschaften des
Goldes zu rechnen – was ganz und gar falsch ist. Ein Fußtritt – und das Silber war
gestürzt [In Frankreich, Spanien und anderen Ländern ist nicht das Gold im Sprachgebrauch gleich-


bedeutend mit Geld, sondern das Silber (L’argent, plata) bedeutet gleichzeitig Silber und Geld.] Ein
Ballen Papier nebst einer lithographischen Presse – und aus ist es nach dem
Gresham-Gesetz auch mit dem Gold. Ist aber das Gold entmünzt, dann wird man
erst sehen, welch armselige Rolle das Geld noch als Metall in der Volkswirtschaft
spielt. Wenn es zur Geldfabrikation nötig wäre, daß das Geldmaterial aus einem
allgemein begehrten Stoff bestände, so könnte man mit Gold ganz sicher kein Geld
machen.


2. Bei gleichem Werte (?) muß die Ware leichter zu befördern sein als die
Mehrzahl der anderen Waren; d. h., in einem geringen Rauminhalt muß ein großer
Wert (?) enthalten sein, damit jeder den Gegenwert der benötigten Waren bequem
tragen kann.


Auf Deutsch: Das Geld soll möglichst wenig wiegen. Mit dieser Forderung wird
nun jeder einverstanden sein, unter der Bedingung natürlich, daß der Vorteil der
Prachtersparnis ein für alle mal im Preis des Geldes verrechnet und nicht durch
den Geldbesitzer auf Kosten der Waren in Form eines Abzuges einkassiert werde.
Andernfalls mußten ja die Frachtersparnisse beim Transport des Geldes von den
Waren bezahlt werden, und was man bezahlen muß, ist doch kein Vorteil mehr.
Müssen diese Ersparnisse den Geldkapitalisten bezahlt werden, dann ist es für
den Verkehr gleichgültig, ob das Geld schwer oder leicht ist, ob man für den
Transport von 100 Mk. einen Lastträger, eine Schubkarre oder einen Wagen
braucht.


Der Beweis nun, daß beim Metallgeld (und dem gemeinen Papiergeld) diese
Bedingung erfüllt ist, wurde bis jetzt noch nicht erbracht. Chevalier, wie alle
Anhänger der Metallwährung, setzt dies voraus, ohne die Frage überhaupt zu stel-
len. Es gilt für alle als selbstverständlich, daß es so ist. Und doch ist nichts daran
selbstverständlich, vielmehr scheint mir das Gegenteil selbstverständlich, nämlich,
daß sich der Geldkapitalist (Sparer, Bankier) alle Vorteile des Geldes gegenüber
den Waren von denen bezahlen läßt, die das Geld für den Austausch ihrer
Produkte brauchen, und zwar in Form einer der Dauer der Benutzung entspre-
chenden Vergütung, also als Zins.


In dem dem Zinsproblem gewidmeten Schlußartikel dieses Buches wird der
direkte Beweis erbracht, daß der Zins weiter nichts als eine vom Geldkapitalisten
erhobene Vergütung ist, in der alle Vorzüge, die die Benutzung des Geldes als
Tauschmittel den Produzenten bietet, in Geld umgerechnet werden.
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Demnach müssen die Produzenten für die Benutzung des Geldes bezahlen, und
von Vorteilen wäre somit keine Rede.


Natürlich, wer mit der Fiktion eines festen inneren Wertes des Geldes rechnet, der wird sich obige


Frage niemals stellen.


Aber abgesehen von diesen Schwierigkeiten: Warum verlangt man, daß das
Geld wenig wiege? Man betrachtet das Geld als eine gemeine Ware, die man des
Nutzens wegen kauft, die der Gebrauch oder Verbrauch dieser Ware bietet, und da
müßte es doch wie überall heißen: „Je mehr, desto besser.“


Kauft man das Geld des Goldes wegen, so wird doch niemand einen Vorteil
darin erblicken, daß er „möglichst wenig“ Gold für seine Waren erhält, und was
dem Individualinteresse so allgemein frommt, das kann dem Kollektivinteresse
auch nicht schaden. Sonst könnte man auch sagen: Es ist im öffentlichen Interesse
gut, wenn das Getreide möglichst teuer ist, damit die Bauern für das benötigte
Quantum Gold ein möglichst geringes Gewicht an Getreide zu Markte zu tragen
brauchen.


Aber gerade die Forderung, daß das Geldmaterial wenig wiegen soll, beweist,
daß es sich im Geldverkehr gar nicht um das Gold dreht, sondern um das Geld.
Nur nach Anerkennung dieses Satzes hat obige Forderung einen vernünftigen
Sinn. (Keine Metallwährungstheorie aber kann diesen Satz anerkennen, ohne in
sich selbst zusammenzubrechen.)


Wie steht es nun mit dem Gewicht des Goldes? Genügt das Gold der obigen
Forderung? Durch welche Kräfte werden denn die Banknoten in den Verkehr
gebracht und darin erhalten, wenn nicht durch das zu große Gewicht des Goldes?
Eine goldene Banknote würde doch immer einer schmutzigen, stinkenden Papier-
Banknote vorgezogen werden, und dieser Vorzug würde das Pari aufheben. Aber
das Gold ist für den Verkehr zu plump, zu schwer, daher die Möglichkeit,
Banknoten im Verkehr zu erhalten. Ein Pfund Gold gilt verhältnismäßig nur wenig
im Handel, ein Pfund in Geld ist dagegen schon eine große Belästigung. Wie soll
man das tragen? Man kann es nicht, wie anderes Gepäck, wie den Regenschirm
ablegen, der Diebe wegen oder weil man es vergessen könnte; man kann aber
auch nicht ein Pfund in der Tasche tragen, denn es würde das Gehen erschweren.
Dieser Umstand aber ganz allein erklärt die Existenz der Banknote, die die
Behauptung, das Gold wöge für die Praxis des Verkehrs nicht zu viel, direkt Lügen
straft. Das Nebeneinander von Gold und Papier kann nur durch das für den
Verkehr zu große Gewicht des Goldes erklärt werden. Und was hier vom Gold
gesagt wird, gilt noch mehr für das Silber – das doch auch nach dem Ausspruch
Chevaliers den Ansprüchen des Verkehrs 2000 Jahre genügt hat und zwar „de la
facon la plus complète“, also tadellos.


Nun wird man einwenden, daß dieser Nachteil der Goldwährung durch die
Ausgabe von Papiergeld ja wieder gut gemacht werden kann. So sei es, aber dann
ist es doch offenbar Schwindel, wenn behauptet wird, das Gold entspräche an sich
den Anforderungen des Verkehrs in bezug auf das Gewicht des Geldes, und daß
man das Geld des Goldes wegen kauft. Daß das Papiergeld Vorspanndienste lei-
stet, ist doch schließlich kein Vorzug des Goldes. Dann wäre es ja schließlich auch
ein Verdienst des Postgauls, daß der Telegraf noch schneller ist als er. Wenn das
Papiergeld überall einspringen muß, wo das Gold seines Ge-   Gewichts
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wichts wegen versagt, dann kann man ja auch Ziegelsteine zu Geld machen.
Denn auch über einen Haufen Ziegelsteine kann man Noten ausstellen, zumal
wenn sich der Verkehr jahraus, jahrein mit den Noten begnügt, wie das doch mit
den Goldnoten der Fall ist. Sind denn die Silberbarren, die in Washington zur
Deckung der Silberzertifikate seit 10-20-30 Jahren aufbewahrt werden und niemals
ihren Platz verlassen, für den Verkehr „leichter“ als Ziegelsteine? Leicht und
schwer ist alles, was bewegt werden muß, und sollen die Banknoten das Metall
ersetzen, so kommt das Gewicht dieses Metalls überhaupt nicht mehr in Betracht.
Wer interessiert sich etwa für das Gewicht der Steine, die dem Kölner Dom als
Fundament dienen?


3. Das Geldmaterial darf nicht dem Verderben ausgesetzt sein, damit man das
Geld intakt aufbewahren kann, ohne besondere und unaufhörliche Sorge. D. h.,
durch die Aufbewahrung des Geldes soll niemand zu Schaden kommen.


Auch dieser Forderung genügt das Gold angeblich auf vollkommene Weise – de
la facon la plus complète. Und zwar nicht allein nach der Ansicht Chevaliers.


Doch niemals wohl hat man mit weniger Umsicht und größerer Kurzsichtigkeit die
Ansprüche aufgezeichnet, die man an ein gutes Geld an ein brauchbares
Tauschmittel stellen darf, als hier.


Das Geld ist eine ausschließlich volkswirtschaftliche Einrichtung, denn innerhalb
der Familie und des eigenen Privatbetriebes braucht niemand Geld. Darum muß
auch das Geld vom Standpunkt der Volkswirtschaft und nicht von dem des
Privatmannes betrachtet werden. Der Zweck des Geldes allein soll uns sagen, wie
das Geld beschaffen sein soll, und darum dürfte das Geld auch nur unter der
Bedingung schadlos für den Inhaber aufzubewahren sein, daß der Volkswirtschaft
kein Schaden erwachse.


Was geschieht nun, wenn, wie z. B. beim Ausbruch eines Krieges, die
Geldbesitzer sich plötzlich der unbegrenzten Haltbarkeit des Goldes erinnern und
jeder in der Verfolgung seiner eigenen persönlichen Interessen das Geld dem
Verkehr zu entziehen sucht, um es in sicheren Verwahr zu nehmen? Braucht der
Verkehr denn im Kriege kein Geld mehr; braucht man im Kriege nicht mehr zu
arbeiten und die Produkte auszutauschen? Was würde geschehen, wenn die
Eisenbahnwagen je einzelnen Privatpersonen gehörten, die sie in Friedenszeiten
dem Publikum vermieten, sie aber beim ersten Kriegsgerücht gleich zurückfordern
wollten?


Nun, ebenso verhält es sich mit dem Geld. Ohne Geld kann man die Produkte
der Arbeit nicht austauschen, denn könnte man das in Kriegszeiten, so wäre das
Geld im Frieden erst recht überflüssig. Auf die Zurückziehung (Aufbewahrung) des
Geldes folgt also Absatzstockung, und Absatzstockung ist gleichbedeutend mit
Krise, Arbeitslosigkeit, Defizit, Bankrott und Fäulnis. Nämlich Moder und Fäulnis für
die nicht verkauften oder ausgetauschten Arbeitsprodukte. So daß, wenn auch
dem einzelnen Geldbesitzer durch das Aufbewahren des Goldes kein unmittelbarer
Schaden erwächst (vom Zinsverlust abgesehen), die Volkswirtschaft durch den
Rückzug und die Aufbewahrung des Geldes Verluste erleidet, die den gesamten
Geldbestand oft um ein Vielfaches übersteigen mögen.


221







Und das nennt man dann die Fähigkeit haben, ohne Schaden aufbewahrt wer-
den zu können.


Diese Eigenschaft des Goldes, durch Aufbewahrung keinen direkten Schaden zu
nehmen, unterstützt bei Alarmnachrichten die Panik; statt das Volk zu beschwichti-
gen, hat diese unheilvolle Eigenschaft des Goldes zur Folge, daß jeder der erste
an den Schaltern der Bank sein will.


Leroy-Beaulieu: Man drängte sich an den Schaltern zum Umtauschen der Banknoten gegen


gemünztes Geld, das dann aufbewahrt oder vergraben wurde. Das Metallgeld kann zweierlei Zwecken


dienen, es kann umlaufen oder angesammelt werden; in Frankreich erreichen diese Ansammlungen


ungeheure Beträge. Derjenige Teil des Publikums, der der Anlage in beweglichen Werten misstraut,


errichtet kleine Schatzkammern im Vertrauen auf den dauernden Wert von Gold (?) und Silber (?). Im


Gegensatz hierzu fällt es niemandem ein, unter der Herrschaft des Zwangskurses Banknoten oder


Staatsschuldscheine anzusammeln; man entledigt sich ihrer durch Umtausch gegen
bewegliche Werte und Waren, und jeder nimmt davon nur soviel an, als er für
seine nächsten Einkäufe benötigt; sie gehen von Hand zu Hand, da jeder ihre
Entwertung befürchtet (übersetzt aus seinem Werke: La science des Finances II, S. 629 und 642).


Das hier zuletzt Gesagte ist nur teilweise wahr; denn die Furcht vor weiteren
Einbußen wechselt ab mit der Hoffnung auf Gewinn, und diese Hoffnung erzeugt
die entgegengesetzten Erscheinungen. Unter der Geldreform werden Furcht und
Hoffnung ganz aus den Elementen der Geldzirkulation verschwinden.


—


Indem nun jeder wie beim Ausbrechen eines Löwen aus der Menagerie nur an
sich selber denkt und rücksichtslos mit Fäusten und Füßen wirtschaftet, gehen alle
zu Grunde. Es kracht überall, zu Tausenden zählt man die Fallimente, so daß
selbst viele von denen, die ihr Geld in Sicherheit brachten, an den sonstigen
Folgen ihrer Handlung zugrunde gehen. Auf diese traurige Art hält das Gold „sei-
nen Wert auf das Vollkommenste aufrecht.“


Könnte man das Geld nicht ohne persönlichen Schaden aufbewahren, etwa wie
die Kartoffeln, so könnten überhaupt keine Panik und keine Krise ausbrechen, weil
das Geld im Verkehr bleiben müßte, und der persönliche Schaden, den die Inhaber
an ihrem Gelde erleiden, würde durch die Sicherung des Tausches der Produkte
sich in einen unberechenbaren Vorteil für die Volkswirtschaft verwandeln.


4. „Das Geldmaterial soll homogen, für alle Münzen völlig gleichmäßig sein,
damit man mit einfachen Mitteln seine Natur mit Bestimmtheit feststellen kann.“


Daß das nun mit der Goldwährung nicht ist noch sein kann, ersehen wir an der
Zusammensetzung unseres Geldbestandes. Kupfer, Nickel, Silber, Gold und Papier
bilden doch keine homogene Masse. Übrigens ist diese Homogenität gar nicht
erforderlich, Beweis: die Existenz unseres Münzen-Mischmasches. (In der Schweiz
zirkulieren Münzen mit tausend verschiedenen Prägungen; jeder Nachkomme Tells
führt in seinem Portemonnaie eine vollständige Ahnengalerie sämtlicher
Fürstenhäuser Zentraleuropas mit sich). Homogen, gleichartig muß das Geld sein,
aber nicht
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in bezug auf sein Material, sondern auf seinen Preis. Die einzelnen Stücke müssen
unter sich völlig gleich im Preis sein. Dieses ist nun heute der Fall, denn für 100
schmierige Kupferstücke erhält man ein Silberstück von 100 Pfg., und für 20
schwere Silberstücke erhält man ein blankes, federleichtes Goldstück von 20 Mk.
Aber ist es ein Verdienst des Goldes, daß es so ist? Die Münzen sind so hetero-
gen, ungleichartig wie nur möglich in bezug auf ihr Material, und wenn sie trotzdem
in ihrer wesentlichen Eigenschaft homogen sind, so beweist das, daß die
Forderung Chevaliers zum Mindesten überflüssig ist.


5. „Das Geldmaterial soll bis ins Unendliche teilbar sein, damit daraus die klein-
sten Münzen hergestellt werden können; auch soll das Material durch die Teilung
nichts von seinen Vorzügen verlieren, und die Teile sollen wieder leicht zu einem
Ganzen vereinigt werden können.“


Genügt nun das Gold wirklich, wie Chevalier behauptet, dieser Forderung „de la
façon la plus complète“?


Die Rechnungseinheit der verschiedenen Länder mit Goldwährung sind: die
Mark, der Schilling, der Dollar, die Lira, die Peseta usw., jedoch nicht eine einzige
dieser Einheiten hat man aus Gold machen können! Warum nicht? Weil das Gold
nicht genügend teilbar ist; weil ein Franc, eine Mark aus Gold überhaupt nicht mehr
greifbar sein würde. Und das Geld muß doch vor allen Dingen greifbar und ohne
Mikroskop sichtbar sein, um übertragbar zu sein. Sogar das Fünffache der
Rechnungseinheit, das goldene Fünfmarkstück, hat man zurückziehen müssen,
weil es sich zwischen den Falten schwieliger Fäuste verlor. Nun kommt aber nicht
die Einheit allein in Betracht, sondern auch ihre Unterabteilungen. Ein Pfennig, ein
Centime, ein Penny aus Gold wäre ein Goldstäubchen in der halben Größe eines
Cholerabazillus! Die Teilstücke der Einheit hat man, wie diese selbst, aus anderem
Material als Gold machen müssen; Kupfer, Nickel, Silber haben über die Mängel
des Goldes hinweggeholfen.


Es ist also nichts mit der gerühmten Teilbarkeit des Goldes. Da man aus prakti-
schen Gründen keine Münzen unter tausend Pfennigen (eigentlich ist der Pfennig
die Rechnungseinheit) aus Gold machen kann, so ist das Gold für Münzzwecke
nicht teilbarer als irgendeine Ware im Preise von 10 Mk. (Hut, Suppenschüssel,
Kanarienvogel usw.). Der Verkehr verlangt Münzen von 1, 2, 5, 10, 20, 50 Pfg., von
1, 2, 3, 5,10, 20, 50, 100, 500, 1000 Mk., und von diesen 16 Teilungen hat man
zwei, sage und schreibe nur zwei, aus Gold machen können! Trotzdem genügt das
Gold den Anforderungen des Geldverkehrs in bezug auf Teilbarkeit „de la façon la
plus complète.“


Wer durch die Brille der Liebe schaut,


Der hat den Blick der Musen,


Der sieht im Buckel seiner Braut


Nur einen zweiten Busen.


5. „Das Geldmaterial soll soviel wie möglich (!) vor Preisschwankungen geschützt
sein, namentlich vor jenen plötzlichen Preisänderungen, welche bei
Bodenprodukten durch die Ungleichheit der Ernten und
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bei den Industrieerzeugnissen durch die Umwälzungen in den technischen
Einrichtungen vorkommen.“


Wie das Gold dieser Forderung entspricht, können wir leider mit Genauigkeit
nicht sagen, denn wir haben bis heute noch kein geeichtes Maß, um die
Bewegungen des Geldpreises zu messen!


Wir haben Maße für Bier, für Leinwand, für Speck. Wir messen die Tiefe des
Meeres, die Höhe der Berge, die Entfernung der Gestirne, die Stärke des Lichtes,
die Gewalt des Dampfes, die Flucht der Zeit. Aber für die Herstellung eines Maßes
für das Geld – haben wir noch keine Zeit gefunden. Als Beweis für die
Behauptung, das Gold wäre genügend fest im Preise, um als Geld zu dienen, muß
uns also der in allen Sprachen, von jedem Narren ausgedrückte Glaube
(Beteuerung, Versicherung) gelten, daß das Gold in dieser Beziehung allen
Anforderungen genügt, und zwar wieder „de la façon la plus complète.“


Um die genauen Preisschwankungen des Geldes zu ermitteln, bedarf es statisti-
scher Ermittlungen, aber um die groben Schwankungen zu verraten, genügen
auch einzelne Tatsachen, und eine solche Tatsache liefert uns das gegenseitige
Verhalten der beiden Edelmetalle (Gold und Silber), die Jahrtausende als Geld
benutzt wurden und in bezug auf Festigkeit des Preises allen Ansprüchen genügen
sollen und zwar „de la façon la plus complète.“ Solange beide Metalle das
Prägerecht genossen, mußte das Tauschverhältnis dieser Metalle unverändert blei-
ben (wie bei Nickel- und Kupfermünzen), und für naive Geister genügte diese
Tatsache, um daraus zu schließen, daß, wie das Tauschverhältnis der beiden
Metalle sich nicht veränderte, so auch nicht das Verhältnis beider Metalle zu den
Waren.


Es genügte nun, das Prägerecht für eines der Metalle aufzuheben, um den gan-
zen Schwindel aufzudecken. Nicht nur, daß infolge der unmittelbaren Wirkung die-
ser Maßregel das Gold auf das Doppelte seines in Silber ausgedrückten Preises
stieg, sondern auch jetzt noch schwankt dieser Preis unausgesetzt. Wo der Sünder
ist, ob es das Gold oder das Silber ist, ob beide die „Schuld“ daran tragen, wollen
wir hier nicht untersuchen; diese Frage hat für uns kein Interesse, sie läßt sich übri-
gens auch nicht beantworten, ohne andere Elemente in die Gleichung zu bringen.


Eines steht aber fest, nämlich, daß die beiden Geldmetalle innerhalb von 30
Jahren um 100%, sage und schreibe hundert Prozent, voneinander gewichen sind.
Wenn nun die beiden Edelmetalle einander gegenüber so bedenkliche
Schwankungen durchmachen, so darf man wohl annehmen, daß Ähnliches auch
den Waren gegenüber festgestellt werden könnte.


Der Hinweis Chevaliers auf die in der Industrie und in der Landwirtschaft vorkom-
menden heftigen Preisschwankungen, infolge Erfindung neuer Maschinen oder
infolge meteorologischer Einflüsse, war für seinen Zweck zum mindesten überflüs-
sig. Denn bei keiner Ware spielen solche und ähnliche Einflüsse eine größere
Rolle als gerade beim Gold. Wer sich dafür interessiert, der lese die Statistik der
Welt-Goldernte nach und vergleiche sie z. B. mit der der Welt-Weizenernte. Der
Weizen wird mehr oder weniger nach Bedarf produziert, die Ernten sind nicht
immer in jedem Land gleich, sie gleichen sich aber im großen und ganzen ziemlich
gut aus. Beim Gold dagegen hängt alles vom Zufall ab. Man
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„findet“ einfach das Gold, heute viel, morgen wenig, übermorgen nichts, je nach dem
„Glück“, genau wie in einer Lotterie.


Trotz der Schwankungen der Ernten ist der Preis des Ackerbodens im allgemeinen
fest. Die Aktien der Goldminen dagegen schwanken oft von 0 auf 1000 in kurzer
Zeit. Wer Ackerland als Handelsartikel kauft, der spekuliert; wer aber
Goldminenaktien kauft, der spielt.


So wurden nach Soetbeers Berechnungen jährlich gefunden:


1851/60: 2018 t Gold


1861/70: 1885 t Gold


1871/80: 1715 t Gold


1881/90: 1067 t Gold


Also, trotz stark vermehrter Bevölkerung fiel die Goldernte von 2018 im Jahre 1851
auf 1067 im Jahre 1881.


Was wäre nun aus dem Preise des Goldes geworden, wenn dieser von den
Funden allein abhängig wäre?


Nun ist Letzteres allerdings nicht der Fall. Die Produktion einer Ware hat Einfluß
auf den Preis nur mittelbar durch ihren Einfluß auf das Angebot, denn Angebot und
Nachfrage bestimmen den Preis, nicht die Produktion, und wenn auch das Angebot
der Waren im allgemeinen sich genau mit dem Vorrat oder der Produktion deckt, so
kommt es doch auf das Angebot an. Besonders beim Gold und Geld darf das nicht
vergessen werden, da das Angebot des vorhandenen Goldes und Geldes durchaus
nicht vom Vorrat abhängig ist, wie ich das des öfteren schon erklärt habe, und wie
man das ja am besten beim Kriegsschatz in Spandau beobachten kann.


Wie soll aber ein Gegenstand einen festen Preis erzielen, dessen Produktion vom
Zufall abhängig und dessen Angebot vom Vorrat unabhängig ist?


Diese Frage soll man mir beantworten, ehe ich der Beteuerung Glauben schenken
kann, das Gold genüge „de la façon la plus complète“ allen Ansprüchen des
Handels.


7. „Der Gegenstand, der als Geld dienen soll, muß imstande sein, eine zarte (déli-
cat) Prägung anzunehmen, damit man beim ersten Blick das Geld erkennt.“


Hier sieht man so recht deutlich, wie Chevalier zu seinen Forderungen gelangt ist.
Er hat einfach kritiklos das Gold als das Ideal eines Geldmaterials angesehen, dann
dem Gold alle äußeren Eigenschaften abgeguckt und gesagt: So und nicht anders
muß das Geldmaterial sein.


Wenn jemand ein passendes Material für irgendeine Industrie sucht, so muß er
doch vor allen Dingen den Zweck im Auge behalten. Das fällt aber Meister
Chevalier, wie all seinen Knappen, nicht im Traum ein; an den Zweck denkt er nicht.
Nicht die Bedürfnisse des Handels sagten ihm, wie das Geld sein soll, sondern
umgekehrt scheint er der Meinung gewesen zu sein, der Handel müsse sich nach
dem Gold richten.


Wäre das Gold giftig, so hätte er sicher nicht unterlassen, zu sagen: Das
Geldmaterial muß giftig sein, zur ewigen Erinnerung daran, daß Christus für Gold
verraten wurde.


Wenn das Gold Gestank verbreiten würde so wäre Chevalier mit der
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Forderung vorgetreten: Das Geldmaterial muß einen durchdringenden Gestank
verbreiten, damit jeder, der eine Münze verliert, diese mit dem Geruchssinn leicht
wiederfindet oder auch, damit der Kaufmann die Zahlungsfähigkeit der Kunden
nach dem Geruch beurteilen kann.


Zufälligerweise läßt sich das Gold leicht prägen, darum fordert Chevalier generell
vom Geldmaterial, daß es sich genau wie das Gold prägen lasse, als ob von der
Prägbarkeit allein die Möglichkeit abhängig wäre, einen Gegenstand zu kennzeich-
nen. Natur und Kunst liefern Millionen von Erkennungszeichen, warum soll nun
gerade durch Prägung das Geld gezeichnet werden?


—


Was bleibt nun übrig von all den genannten Eigenschaften, von allen den
Axiomen der Goldwährung?


So gut wie nichts.


Das Geldmaterial braucht an sich keine Ware zu sein, denn das Geld ist Ware
(wie ich das in dem Artikel „Warum man aus Papier Geld machen kann“ gezeigt
habe). Das Gold ist für Geldzwecke gleichzeitig zu leicht und zu schwer. Die
Forderung der Homogenität ist überflüssig. In bezug auf Teilbarkeit genügt das
Gold den Anforderungen nicht, denn von den 17 verschiedenen Geldstücken, die
der Verkehr gebraucht, hat man nur zwei aus Gold machen können. Die
Eigenschaft des Goldes, vor Rost und Fäulnis geschützt zu sein, erweist sich als
verderblich für den Handel. Die Forderung der Prägbarkeit ist überflüssig, da als
Erkennungszeichen irgendeine Eigenschaft des Geldmaterials, die auf irgendeinen
unserer fünf Sinne wirkt, benutzt werden kann.


Würde ich aufgefordert, die Eigenschaften zu nennen, die man von einem guten,
brauchbaren Geldmaterial fordern kann, so würde ich sagen:


1. Das Geldmaterial soll greif- und sichtbar sein, von allen sonstigen
Eigenschaften das Minimum. Vornehmlich soll das Gewicht des Geldmaterials den
Preis des Geldes nicht beeinflussen, damit man sowohl einen Pfennig, wie auch
das unbegrenzt Vielfache davon bequem in der Tasche tragen kann.


2. Das Geldmaterial soll möglichst wenig oder nichts kosten, damit der Staat völ-
lig unabhängig von den Materialkosten die Geldfabrikation den Bedürfnissen des
Marktes anpassen kann.


3. Das Geldmaterial darf überhaupt einer geordneten Verwaltung des staatlichen
Geldmonopols nicht im Wege stehen.


Und würde ich aufgefordert, einen Stoff (Natur- oder Kunstprodukt) zu nennen,
den ich für die Geldfabrikation als geeignet halte, so würde ich sagen „Papier“. –
Warum?


Weil gerade das Papier ein Minimum der in Betracht kommenden Eigenschaften
besitzt. Weil Papier so gut wie nichts wiegt, weil der Preis des Papiergeldes nicht
von seinem Gewicht abhängig ist, weil man sowohl einen Pfennig wie 1000 Mk.
aus dem selben Papiergewicht herstellen kann. Weil das Papier in unbegrenzter
Menge vorhanden ist, weil das Papiergeld eine geordnete Verwaltung des Geldes
gestattet, weil Papiergeld in der Herstellung nichts kostet, weil der Staat mit
Papiergeld seine Rechte vor Fälschern besser schützen kann, weil man mit
Papiergeld alles machen kann, was man will – Pfuschereien, Schwindel, aber
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„Die Lehre vom Wert ist für die natio-
nal-ökonomische Wissenschaft von fun-
damentaler Bedeutung.“


Knies


„Das deutsche Goldgeld ist vollwertig,
d. h., sein Geldwert ist durch seinen
Stoffwert voll und ganz gedeckt.
Feinsilber ist nur


auch gesundes, ehrbares Geld. An sich ist es völlig passiv; es erwartet
Befruchtung und Tod von dem, der es zu verwalten hat. Liegt diese Verwaltung in
den Händen des Volkes (wie das in der Republik und in den konstitutionellen
Monarchien der Fall ist), so fällt das Geld genau so aus, wie es das Volk haben
will. Papierwirtschaft, Schwindel, Betrug, wenn die ausschlaggebende Majorität aus
Dieben sich rekrutiert; honest money, sound currency, wenn sich diese Majorität
aus ehrbaren Leuten zusammensetzt – vorausgesetzt natürlich, daß sie überhaupt
wissen, was Geld ist und wie es verwaltet werden soll.


Dem Gold gegenüber kann sich der Volkswille nur in der Annahme oder
Ablehnung der Goldwährung betätigen. Von dem Augenblick an, wo die
Goldwährung zur Annahme gelangt, verliert das Volk jede Kontrolle über die
Währung, denn jeder staatliche Eingriff führt sofort zum Bruch der Goldwährung.
Die Interessen des Volkes treiben auf der Goldwährung hilflos wie ein Wrack auf
den Wogen des Meeres. Denn die Goldwährung ist eine internationale Währung.
Wer in einem Atem von Goldwährung und deutscher Reichswährung spricht, der
spricht baren Unsinn. Wo die Goldwährung besteht, gibt es keine nationale
Währung. Wenn die deutsche Mark in einem bestimmten Verhältnis zum Gold
steht, so enthält der Ausdruck Mark d. R. W. (deutscher Reichswährung) eine con-
tradictio in adjecto, wie Sancho Panza sagt. Nicht der Volkswille, das Parlament,
der Zar herrscht hier, sondern das Interesse einer internationalen Clique, zumeist
aber der tolle, blinde Zufall.


Diese Kritik der Goldwährung und ihrer Theorie könnte man ins Unendliche aus-
dehnen, denn es wäre nicht schwer, in der „Lehre der Goldwährung“ jedes einzel-
ne Wort in Widerspruch mit seinem Vorgänger zu bringen. Ich will den Leser aber
nicht unnütz ermüden und diese Kritik mit der Wiedergabe zweier Artikel beschlie-
ßen, die bereits in der Zeitschrift: „Die Geld- und Bodenreform“ erschienen sind.
Der ganze bodenlose, ja geradezu liederliche Leichtsinn, auf dem die Goldwährung
aufgebaut ist, tritt hier klar zutage.


9. Der sogenannte Wert und die Goldwährung


„Der jeweilige Zustand der Münze ist im höchsten Grade charakteristisch für die
Entwicklungsstufe, die die Wissenschaft erreicht hat. Wie das Geld, so die Welt.“


Wilhelm Roscher
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„In der Lehre vom Wert ist beinahe
alles streitig, von den Benennungen
angefangen.“


Zuckerkandl
„Trotz unzähliger Bestrebungen war


und bleibt die Lehre vom Wert eine der
unklarsten, verworrensten und strittig-
sten Partien unserer Wirtschaft.“


v. Boehm Bawerk
„Die Wertlehre ist bei dem leitenden


Einfluß der Wertvorstellungen auf das
wirtschaftliche Tun und Lassen ganz
besonders wichtig, sie ist aber noch sehr
im Schwanken.“


Schäffle
Diese Aussprüche entlehne ich der


Schrift Friedrich Gottls, die den viel ver-
sprechenden Titel führt: Der
Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der
Nationalökonomie. Kritische Studien zur
Selbstbesinnung des Forschens im
Bereich der sogenannten Wertlehre.


Auf S. 53/5 dieser Schrift finden wir
eine Zusammenstellung von Antworten,
die die namhaftesten Wertforscher auf
die Frage „Was ist der Wert?“ geben. Es
sind, genau gezählt, 36 = 3 Dutzend.
Einige hiervon, die kürzest gefaßten, will
ich hier mitteilen:


1. Die Macht der Natur über den 
Menschen


Carey
2. Verhältnis der 


Produktionskosten zur 
Brauchbarkeit


Engels
3. Maß der Nutzleistung


Knies
4. Kaufkraft


J. B. Say
5. Abstrakt menschlicher Arbeit


Marx


halb soviel wert wie der geprägte
Taler, und ähnlich steht es mit unserm
deutschen Silbergeld: es ist unterwertig,
sein Stoffwert ist geringer als sein
Geldwert.“


Karl Helfferich: Die Währungsfrage, 
S. 1


„Von jeher haben gesunde Staaten
den größten Wert auf ein Geld gelegt,
dessen innerer Wert und dessen
Wertbeständigkeit von niemand ange-
zweifelt wird.“


Ebenda, S. 46
„Gold und Silber erfreuten sich allseiti-


ger Wertschätzung, man sammelte sie
demnach, um sich Kaufkraft zu sichern,
sie dienten also als Wertbewahrer. Bald
waren die Münzen nicht mehr bloß
Tauschwerkzeug, man gewöhnte sich
vielmehr, die Werte aller Erzeugnisse
gegen den Geldwert abzuschätzen. Das
Geld wurde Wertmesser. Wir schätzen
alle Werte in Geld ab. Alle
Wertveränderungen nehmen wir als
Änderungen gegen den Geldwert wahr.
Der Geldwert scheint die feste Elle zu
sein, die alles gleichmäßig mißt. Beruht
der Geldwert auf den Metallen, so steigt
er mit diesem; wird er vom
Edelmetallwert losgelöst, so usw. usw.“


Otto Arendt: Leitfaden der
Währungsfrage


„In den Ländern, wo das Geld dazu
dient, den Wert aufzuspeichern.“


Yves Guyot: La Science économique,
S. 131


„Wie man das Bier in Fässern trans-
portiert und aufbewahrt, so verschickt
und bewahrt man den Wert im Geld.
Das Geld ist Werttransportmittel; eine
ideale Wertkonserve.“


X. Y. Z.


Wie reimt sich nun das alles zusammen? Links sehen wir, daß auf die Frage
„Was ist der Wert?“ heute niemand eine Antwort wagen darf,







ohne sich einem Hagel widersprechender Theorien auszusetzen. Rechts sehen
wir, wie die Lösung der Währungsfrage auf Grund irgendeiner „Wertvorstellung“
versucht wird. Links die Behauptung, in der Lehre vom Wert sei beinahe alles strei-
tig, von den Benennungen angefangen, rechts vollständige Verleugnung der
Wertfrage. Oben aber wieder thront die Behauptung, Währung und Wissenschaft
gingen Hand in Hand.


Wenn das deutsche Geld so innig mit dem „Wert“ verknüpft wird, wie es Arendt
und Helfferich tun, wenn das Geld mit dem sogenannten Wert steht und fällt,
bezieht sich da nicht notwendigerweise alles, was über den „Wert“ gesagt wird,
unmittelbar auf das Geld? Wenn in bezug auf den „Wert“ alles streitig ist, von den
Benennungen angefangen, ist dann „bei dem leitenden Einfluß der Wertvorstellung
auf das wirtschaftliche Tun und Lassen“ nicht auch in bezug auf das Geld alles
streitig, von den Benennungen angefangen? Wenn wir fragen „Was ist der Wert?“,
so muß diese Frage für jeden, der auf Grund des „Wertes“ die Währungsfrage
behandelt, genau die selbe Bedeutung haben, wie wenn wir fragen „Was ist eine
Mark d. R. W.?“.


Wie kann man nun angesichts solcher Verhältnisse die Hoffnung hegen, die
Währungsfrage unter Zurücksetzung bzw. Verleugnung der „Wertfrage“ im wissen-
schaftlichen und praktischen Sinne zu erledigen? Kann man ein Haus bauen, ohne
für ein Fundament zu sorgen? Kann man auf die „unklarste“, „verworrenste“ und
„strittigste“ Partie der Volkswirtschaft, des Landes weitaus wichtigste Einrichtung,
die Währung, auf einem Morast von Widersprüchen begründen? Das ist ja eine
wahnsinnige Hoffnung. Wer auf Grund irgendeiner „Werttheorie“, irgendeiner
„Wertvorstellung“ die Währungsfrage zu lösen unternimmt, wird immer nur eine
persönliche Lösung finden. Allgemeine Gültigkeit, d. h., die Lösung der
Währungsfrage, wird seine Lösung erst dann erreichen können, wenn er vorher
seiner Werttheorie, die er als Ausgangspunkt seiner Untersuchung gebrauchte, all-
gemeine Anerkennung verschafft hat. Denn der Wert ist ja für die national-ökono-
mische Wissenschaft „von fundamentaler Bedeutung.“ Das hätten sich Arendt und
Helfferich sagen sollen, bevor sie sich an die Lösung „der“ Währungsfrage heran-
wagten. [In einem Brief teilt mir Dr. Hefferich mit, daß er in seinem neuen Buch „Das Geld“ seine


Theorie des „Wertes“ bekannt gibt.]


Nehmen wir an, Arendt und Helfferich wären beide von zwei verschiedenen
Werttheorien ausgegangen, und beiden wäre es gelungen, „ihre“ Währungsfrage
zu lösen, d. h., sie hätten die Währung mit ihrer Werttheorie in Übereinstimmung
gebracht. Was wäre da gewonnen? Müßten sie mit dem Kampfe um die
Anerkennung ihrer Lösung nicht bei ihrer Werttheorie anfangen? Nehmen wir an,
alle „Wertforscher“ verlegten sich auf die Lösung „der“ Währungsfrage, so würde
der Erfolg solcher Bestrebungen uns bestenfalls zehn Dutzend verschiedene
Lösungen der Währungsfrage verschaffen. Ja genaugenommen, wir würden, da
Währung und Wissenschaft ja Hand in Hand gehen, uns statt der Doppelwährung
einer Polywährung, einer 100-fachen Währung, erfreuen. Jede dieser Theorien
würde um die öffentliche Gunst buhlen, um die Währung
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in ihren Bereich zu bringen, denn, wie Schäffle sagt: „Bei dem leitenden Einfluß der
Wertvorstellungen auf das wirtschaftliche Tun und Lassen“ usw. usw.


Eine schöne Aussicht, zu der uns die „Wertvorstellung“, die Arendt, Helfferich &
Co. geführt haben! Der Streit um die Währung wird, solange irgendeine
Wertvorstellung die Grundlage der Währung bildet, mit Notwendigkeit in einen
Streit um den „Wert“ auslaufen.


Was bedeutet nun in den Schriften Arendts und Helfferichs das Wort „Wert“? Das
müssen wir wissen, ehe wir das erste Blatt beider Schriften umwenden können.
Wir müssen genau wissen, was dieses Wort alles zu tragen hat, sonst können wir
ja betrogen und bestohlen werden, ohne es zu merken. Also, heraus mit der
Sprache. Bedeutet das Wort im Sinne Careys „die Macht der Natur über den
Menschen“? Bezeichnen die Ausdrücke „vollwertig“, „Wertbewahrer“, „Stoffwert“,
„innerer Wert“ usw. das Maß der Nutzleistung, wie Knies den „Wert“ erklärt? Ist es,
wie Say meint, „Kaufkraft“? Ist es die „abstrakt menschliche Arbeit“ Marxs? Oder ist
es einfach, wie Ricardo sagt: „Die Menge irgendeines anderen Dinges, das für ein
Ding eingetauscht wird?“ Jede einzelne dieser Wertvorstellungen ist von der ande-
ren grundverschieden, und bei der „fundamentalen Wichtigkeit“ der Sache müssen
sie auch die Währungsfrage anders stellen, andere Lösungen fordern.


Die Notwendigkeit einer Erklärung über ihre persönliche „WertaufFaßung“ wer-
den also Arendt und Helfferich nicht wohl leugnen können, und sie täten gut, sich
damit zu beeilen und nicht zu warten, bis es zu spät ist. Denn die „Wertforschung“
scheint eine für die Währungsforscher sehr heikle Wendung zu nehmen. Wie wäre
es, wenn es sich bei näherer Betrachtung herausstellte, daß der Ausdruck „Wert“
leer, gedankenlos ist? Wie wäre es, wenn die kritische Wertfrage „Ist der Wert?“
einfach verneint werden müßte? So sagt Gottl auf S. 71 in seiner bahnbrechenden
Schrift: [Gottl: Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie. Fischer, Jena.] „Es
würde wirklich nicht mehr überraschend erscheinen, wenn uns die kritische
Wertfrage bei ihrer Erledigung zu einem Abspruch des Wertgedankens führen soll-
te.“


Einen Wertbegriff kann man billigerweise von den Währungsforschern ebenso
wenig verlangen wie von den Wertforschern, auch nicht einmal eine mehr oder
weniger klare Vorstellung, aber den Wertgedanken, den Wertglauben müßte man
eigentlich voraussetzen können. Wenn es auch nur ein traumhafter Gedanke, ein
angetaufter Glaube wäre. Als sie die Worte schrieben – Wertbewahrer, innerer
Wert, vollwertig usw. usw. – da müssen sie doch zum mindesten „wach“ gewesen
sein! Sie müßten wach gewesen sein; ob sie es wirklich waren, wird die Erledigung
der kritischen Wertfrage zeigen.


Wir besitzen, wie Gottl das sehr schön zeigt, für die Frage „Was ist der Wert?“
eine reiche Auswahl von Antworten, so daß jeder diese Frage heute nach seinem
Geschmack, nach seinen Bedürfnissen beantworten kann; aber für die kritische
Wertfrage „Ist der Wert?“ sind wir ganz auf uns selbst angewiesen. Die Bejahung
dieser Frage gilt eben als selbstverständlich; in allen volkswirtschaftlichen Schriften
wird einfach
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vorausgesetzt, daß die Waren eine eigentümliche, nur in ihnen zu findende
Eigenschaft haben, die man Wert nennt. Einen Nachweis, daß diese Eigenschaft
„ist“, wird man überall umsonst suchen, und wo ein solcher Nachweis versucht
wird, da geschieht es auf so oberflächliche Weise, daß man sich sagen muß, der
Verfasser habe sich im Ernst nie gefragt, ob in den Waren wirklich etwas da ist,
eine notwendige Eigenschaft, die man „Wert“ nennt, ob das, was er zu besprechen
gedenkt, wirklich „ist.“


So sagt z. B. Karl Marx, einer der wenigen, die überhaupt einen Augenblick bei
der Frage „Ist der Wert?“ verweilt haben: Eine gewisse Ware, ein Zentner Weizen
z. B., tauscht sich (!) mit X Stiefelwichse oder mit Y Seide, oder mit Z Gold usw.
Was besagt das? Daß ein Gemeinsames von derselben Größe in zwei verschiede-
nen Dingen ist? (Kap. B 1.5.3)


Dieses, auf solche Weise „entdeckte“ Gemeinsame nennt Marx Wert. Mehr sagt
er nicht auf die Frage „Ist der Wert?“, und auf das Gesagte baut er seine drei dik-
ken Bände!


Wäre nun dies das ganze Beweismaterial für das Dasein einer besonderen, auf
die Waren sich beschränkenden Eigenschaft, also für den „Wert“, so könnte man
die Frage „Ist der Wert?“ schon gleich hier verneinen, denn der Tausch der Waren
ist doch wesentlich anders, als wie ihn Marx beobachtet hat. Wenn sich die Waren
wirklich tauschten, also aus eigenem Drang, aus eigener Kraft und in einem dieser
Kraft entsprechenden Verhältnis, ohne unser Zutun, so müßte man notwendiger-
weise eine Kraft oder Eigenschaft voraussetzen, die diesen Tausch bewirkt. Dann
aber würde man diese Kraft sicherlich auch im physikalischen Kabinett erzeugen
können. Wir müßten da in der Stiefelwichse und in der Seide eine Kraft vermuten,
die, ähnlich der Schwerkraft, an die Ware gebunden ist, die mit der Ware entsteht
und vergeht. Aber das ist doch nicht der Fall, die Waren tauschen sich nicht, son-
dern werden getauscht, die Rolle, die dabei die Waren spielen, ist eine leidende
(passive); der Tausch selbst ist eine willkürliche Handlung, wie jede andere
menschliche Handlung. A. wirft eine Wurst, um eine Speckseite herunterzuholen,
B. opfert einen Schuß Pulver für einen Hasen, C. arbeitet im Schweiße seines
Angesichts um den Preis der Ernte, D. opfert zehn Stunden Arbeit für einen Hut,
und für denselben Hut opfert E. zehn Mark. Ob A., B., C., D. und E. auch morgen
dasselbe tun werden, tun würden, ist fraglich, weil in der Zwischenzeit ein Wechsel
der Verhältnisse eingetreten sein kann. Die Waren stehen eben nicht unter sich in
Beziehung, sondern zu den Käufern. Fehlt der Käufer, so fehlt auch äußerlich jede
Verbindung zwischen den Waren. Warum gibt aber Müller X Stiefelwichse für Y
Seide? Aus denselben Gründen, wegen deren Schmidt auf den Fischfang geht,
wegen deren Schultze Kartoffeln pflanzt. Warum gibt aber Müller gerade X und
nicht 2X oder X/2 Stiefelwichse für Y Seide? Für die Beantwortung dieser Frage
brauchen wir auch keine besondere Eigenschaft der Waren vorauszusetzen. Hier
reicht die Theorie der Preise vollständig aus. Aus tausend Gründen gibt Müller
heute X Stiefelwichse für Y Seide. Nicht eine den Waren eigentümliche, den Waren
entströmende Kraft bestimmt das Tauschverhältnis, sondern äußere Verhältnisse,
die sogenannten Konjunkturen, tausend verschiedene, sich kreuzende Umstände.
Alle Erscheinungen des Marktes, ohne eine einzige Ausnahme, lassen sich mit der
Regel: „Nachfrage und
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Angebot bestimmen den Preis“ erklären, und wenn behauptet wird, der „Wert“ wäre
für die nationalökonomische Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung, und die
„Wertvorstellung“ übe auf das wirtschaftliche Tun und Lassen einen leitenden
Einfluß, so sind das Behauptungen, für die es schwer fallen würde, einen Beweis
zu erbringen. In der Praxis gibt es nur Preise; ein Kaufmann legt dem Wort „Wert“
keinen anderen Sinn unter als den Preis, den er nach Lage der Dinge wahrschein-
lich wird erzielen können oder wird bezahlen müssen. In den Hauptdokumenten
der Volkswirtschaft, in den Inventar- und Hauptbüchern der Kaufleute erscheinen
ausschließlich Preise, und zwar solche, die man voraussichtlich wurde zahlen müs-
sen. Wenn man aber in der Praxis und Theorie ohne diesen sogenannten „Wert“
auskommt, wenn man in der Praxis überhaupt keinen Platz für etwas anderes als
den Preis hat, so scheint mir das ein schlagender Beweis dafür zu sein, daß die
Frage „Ist der Wert?“, die kritische Wertfrage, wie sie Gottl nennt, verneint werden
muß.


—


Die Sache ist also höchst verdächtig, und die Möglichkeit ist nicht ausgeschlos-
sen, daß sich die „Wertfrage“ zu guter Letzt in einen Wertskandal verwandelt,
einen Skandal, ähnlich dem, der am Hofe jenes Königs so viel Aufregung verur-
sachte, dessen Minister über die Pracht des königlichen Hemdes in Entzücken
gerieten, obschon der König kein Hemd hatte und nackt in den Straßen lief. Jeder
behauptet, den „Wert“, das Hemd, zu sehen, keiner hat den Mut, es einzugeste-
hen, daß er in der Tatsache des Tausches nichts Zwingendes für die Anerkennung
einer besonderen, „Wert“ zu nennenden „Eigenschaft“ der Waren erkennt.


Freilich, die „Wertforscher“ können nicht in diesen Skandal verwickelt werden,
wohl aber alle diejenigen, die, ohne je einen Wertgedanken, eine Wertvorstellung,
einen Wertbegriff gehabt zu haben, vorgehen, auf den „Wert“ die Landeswährung,
ja ganze ökonomische Systeme gegründet zu haben.


Dieser Gefahr könnten sich Arendt und Helfferich jetzt noch entziehen, und zwar
dadurch, daß sie die ganze „Wertlehre“, die „Wertfrage“, einfach verleugnen und
sagen, für sie wäre „Wert“ und Preis eins.


The value of a thing


Is just as much as it will bring.


Damit schaffen sie sich die ganze Wertlehre einfach vom Hals und können mit
Gemütsruhe der Erledigung der kritischen Wertfrage entgegensehen. Freilich
würde eine solche nachträgliche Erklärung einige Korrekturen nötig machen, und
etwa neun Zehntel ihrer Schriften müßte als barer Unsinn einfach gestrichen wer-
den. Was aber macht das aus, wenn dadurch die Ehre aus dieser schrecklichen
„Wertdébacle“ gerettet werden kann. So z. B. dürfte der Ausdruck „innerer Wert“
nicht mehr gebraucht werden, denn setzen wir hier Preis an Stelle von Wert und
sagen „innerer Preis“, so tritt der ganze Unsinn, den dieses Wort deckt, ins helle
Sonnenlicht. Ebenso verhält es sich mit dem Ausdruck „Wertbewahrer“, denn der
Preis einer Sache liegt doch außerhalb der Sache, und wie kann man da von
Preisbewahrer sprechen? Der Preis des Geldes, das man in der Bank so schön
verwahrt weiß, besteht vielleicht aus der Arbeits-     Arbeitskraft
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kraft eines Tagelöhners, aus einem Korb Äpfel, und während wir den „Wert“ des
Geldes verwahrt dünken, geht sein „Preis“ zugrunde.


Die „Geld- und Bodenreform“ fühlt sieh frei von jeder „Werthalluzination“, für sie
genügt der Preis, um die Währungsfragen erschöpfend behandeln zu können. Die
Geldreform leugnet, daß die Waren eine spezifische, „Wert“ zu nennende
Eigenschaft haben. Alle Eigenschaften der Waren sind stofflicher Natur.


Auf die Frage „Was ist der Wert?“ antwortet Ricardo: „Die Menge (und Qualität)
irgendeines anderen Dinges, das für ein Ding eingetauscht wird.“ Mit dieser
Antwort leugnet Ricardo jeden Unterschied zwischen Wert und Preis, denn das
Ding, das ich für ein anderes Ding gebe, ist nichts weiter als der Preis dieses
Dinges. Sind aber Preis und Wert gleichdeutig, so leugnet damit Ricardo das
Dasein einer besonderen, den Waren eigentümlichen, „Wert“ zu nennenden Kraft.


Und das ist auch der Standpunkt der Geldreform.


10. Warum die Quantitätstheorie dem Geld gegenüber versagt


[Knut Wicksell: Ich hegte schon den Verdacht und wurde durch ein eingehenderes Stadium beson-


ders von Tookes und seiner Anhänger Schriften mehr und mehr in demselben bestärkt, daß es neben


der Quantitätstheorie in Wirklichkeit keine zweite gibt, welcher der Name einer durchgeführten, in sich


zusammenhängenden Theorie des Geldes beigelegt werden könnte. Ist somit jene Theorie falsch –


oder insoweit sie falsch ist – so gibt es bis heutigen Tages eben nur eine falsche Theorie des Geldes. –


Geldzins und Güterpreise S. III.]


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis der Waren, und das Angebot rich-
tet sich nach dem Vorrat. Wächst der Vorrat, so wächst auch das Angebot; nimmt
der Vorrat ab, so geht auch das Angebot zurück. Vorrat und Angebot fallen somit in
eins zusammen, und statt „Angebot und Nachfrage“ könnte es ebenso richtig hei-
ßen: „Vorrat und Nachfrage“ bestimmen den Preis. Die Voraussetzungen der
Quantitätstheorie werden durch diese Faßung sogar besser hervorgehoben.


Die Quantitätstheorie, die für alle Waren ohne wesentliche Einschränkung als
richtig anerkannt wird, hat man auch auf das Geld übertragen und gesagt, daß der
Preis des Geldes vom Geldvorrat bestimmt wird; doch hat die Erfahrung gezeigt,
daß das Geldangebot vom Geldvorrat nicht so beherrscht wird wie nach der
Quantitätstheorie vorauszusetzen ist. Während der Geldvorrat oft unverändert
bleibt, ist das Geldangebot den größten Schwankungen unterworfen. Die
Reservoirs des Geldes (Banken, Geldschränke, Strümpfe und Koffer) sind zuwei-
len überfüllt, manchmal leer, und dementsprechend ist auch das Geldangebot
heute groß, morgen klein. Oft genügt ein Gerücht, um alles Geld vom Markt und
Angebot zurück in die Reservoirs zu bringen; oft bewirkt ein Telegramm, das noch
obendrein gefälscht sein mag, daß dieselbe Hand, die noch eben den Beutel fest
zuschnürte, die Märkte des Landes mit Geld überschüttet.
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Für das Geldangebot ist Vertrauen und Misstrauen jedenfalls viel entscheidender
als der Geldvorrat, und wenn wir eben von den Waren sagten, daß Vorrat und
Nachfrage den Preis bestimmen, so könnte man vom Gelde ebenso richtig sagen,
daß Stimmung und Nachfrage seinen Preis bestimmen. Gewiß, der Geldvorrat ist
für das Geldangebot nicht gleichgültig, denn dieser Vorrat zieht dem Angebot nach
oben eine Grenze. Es kann schließlich nicht mehr Geld angeboten werden als der
Vorrat gestattet. Aber während für die Waren im allgemeinen die obere Grenze des
Angebots (d. h. den Vorrat) auch gleichzeitig die untere bildet, so daß Angebot und
Vorrat regelmäßig in eins zusammenfallen, ist beim Geld eine untere Grenze über-
haupt nicht zu erkennen, es sei denn, daß man Null als diese untere Grenze anse-
hen will. [Einen klaren Beweis, daß der Geldvorrat nicht gleichbedeutend mit dem Geldangebot ist,


hat man in dem Kriegsschatz, der seit Jahren in Spandau bei Berlin vergraben liegt. Das dort aufge-


häufte Geld ist in 30 Jahren nicht einmal angeboten worden.]


Ist Vertrauen da, so ist auch Geld da, hat hingegen Mißtrauen die Oberhand, so
bleibt das Geld verborgen. Das ist eine uralte Erfahrung.


Wenn aber – wie diese uralte Erfahrung beweist – das Geldangebot nicht regel-
mäßig und ausnahmslos dem Geldvorrat entspricht, so ist auch der Preis des
Geldes vom Geldvorrat unabhängig, und die Übertragung der Quantitätstheorie auf
das Geld ist nicht statthaft.


Versagt aber die Quantitätstheorie dem Geld gegenüber, so ist auch die
Produktionskostentheorie nicht auf das Geld anwendbar, denn die
Produktionskosten können preisbestimmend nur mittelbar durch ihren Einfluß auf
die Quantität, d. h. den Vorrat wirken, und dieser Vorrat ist, wie wir sahen, nicht
regelmäßig und allein entscheidend für das Geldangebot. [Dr. Georg Wiebe: Zur
Geschichte der Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts. S. 318: Die bloße Vermehrung des
Geldvorrats kann an sich nicht preissteigernd wirken; das neu hinzugetretene Geld muß auch auf dem
Markt kaufend Nachfrage erzeugen. Dies ist die erste Einschränkung, die gegenüber jener Theorie
gemacht werden muß.


Hume: Geld, das nicht angeboten wird, hat auf die Preise den gleichen Einfluß, wie wenn es vernich-
tet worden wäre.]


Bei den Waren im allgemeinen verhält es sich so, daß, wenn die
Produktionskosten abnehmen, die Produktion zunimmt. Mit der wachsenden
Produktion wachsen der Vorrat und das Angebot, und mit dem wachsenden
Angebot fällt der Preis. Aber bei den Edelmetallen ist es durchaus nicht gesagt,
daß mit dem wachsenden Vorrat auch gleich das Angebot wächst, und noch weni-
ger, daß das Angebot stets dem Vorrat entspricht. Beweis: Die Silberbestände in
Washington.


Beide Theorien, Quantitäts- und Produktionskostentheorie, versagen also dem
Geld gegenüber, und den Grund, warum sie versagen müssen, hat man in den
Edelmetalleigenschaften des Geldmaterials zu suchen. Der Kriegsschatz in
Spandau wäre längst zu Schutt und Staub vermodert ohne diese Eigenschaften
des Goldes, und auch die Silberpolitik der Vereinigten Staaten wäre ohne diese
Eigenschaften des Silbers nicht denkbar gewesen. Wenn das Gold gleich den
Waren dem Zerfall ausgesetzt wäre, so würde das Geldangebot stets haarscharf
dem Geldvorrat entsprechen. Vertrauen und Misstrauen vermöchten das
Geldangebot
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nicht zu beeinflussen. In Kriegs- und Friedenszeiten, bei guten und schlechten
Konjunkturen, stets würde das Geld angeboten werden, niemals würde sich das
Geld vom Markt zurückziehen können. Das Geld würde sogar angeboten werden,
wenn mit dem Umsatz ein sicherer Verlust verbunden wäre, genau wie bei den
Kartoffeln das Angebot nicht davon abhängig ist, ob der Eigentümer einen Gewinn
einheimst oder nicht. Kurz, Vorrat und Nachfrage würden wie den Preis der Waren,
so auch den des Geldes bestimmen.


Der Preis einer Ware, die, wie der Kriegsschatz in Spandau und die
Silberbestände in Washington, jahrzehntelang in feuchten unterirdischen Verließen
aufbewahrt werden kann, ohne den geringsten Schaden zu nehmen, deren
Angebot nicht einem inneren Triebe folgt, sondern allein vom menschlichen
Ermessen abhängig ist, ist aller Fesseln ledig. Der Preis einer solchen Ware aner-
kennt kein ökonomisches Gesetz; für sie besteht keine Quantitäts- und
Produktionskostentheorie, für ihr Angebot ist der Profit allein maßgebend.


Ein solches Geld ist, wie schon Karl Marx richtig bemerkt, von Haus aus Kapital,
d. h., es wird nur solange und so oft angeboten, wie ein Profit (Mehrwert) heraus-
geschlagen werden kann. Kein Profit, kein Geld! (Natürlich spreche ich hier nicht
vom Geld des gemeinen Konsumenten, sondern vom regelrechten kaufmänni-
schen Geldangebot.)


Nun könnte wohl mancher geneigt sein, anzunehmen, daß, da der Wunsch,
Profite zu realisieren, eine lebendige und regelmäßig drängende Kraft ist, auch der
aus ihr entspringende Impuls dem Geldangebot eine ebenso große
Gleichmäßigkeit verleihen muß, wie diejenige ist, die das Warenangebot charakte-
risiert. Das gesetzmäßige, das natürliche Element, von dem die Regelmäßigkeit
des Geldangebots erwartet werden kann, wäre dann zwar nicht die Quantität, resp.
die Höhe der Produktionskosten, sondern der Profit, was bei der großen
Verwandtschaft der hier treibenden Kräfte auf eins hinausläuft. Kurz, man wird
sagen, daß das Interesse an einem regelmäßig wiederholten Profit auch ein regel-
mäßiges Geldangebot zur Folge haben muß.


Diese Annahme hat ebensoviel Beruhigendes wie Bestechendes an sich, und
tatsächlich scheint man auch bei ihr Halt gemacht zu haben, wenigstens gehen die
Untersuchungen über die Elemente des Geldpreises nie über diese Annahme hin-
aus. Hierzu mag wohl auch so eine Art „horror vacui“, eine Scheu vor dem Leeren,
beigetragen haben. Man sieht, daß, wenn auch diese Annahme sich als falsch
erwiese, die Goldwährung in sich selbst zusammenbrechen würde. Und auf diese
Eventualität scheint man durchaus unvorbereitet zu sein. Man schrickt vor der
Leere, die das Bersten dieser letzten Säule der Goldwährung schaffen würde,
zurück und schließt vor dieser Perspektive lieber die Augen.


Aber alle diese Bedenken vermögen doch nicht auf die Dauer die Tatsache zu
verhüllen, daß obige Annahme falsch ist.


Das Geld wird angeboten, so oft und solange ein Profit realisiert werden kann.
Kein Profit, kein Geld. Wenn nun alle Bedingungen für einen Profit regelmäßig
erfüllt wären, so wäre das Angebot auch regelmäßig. – Aber hier gerade hapert es.


Der Profit kann nur solange realisiert werden, als das Tauschverhältnis zwischen
Geld und Ware stabil bleibt, oder sich „en hausse“ be-
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wegt. In diesen Fällen kann die Ware, die kaufmännisch erworben wird, mit Profit
weitergegeben werden, d. h., der Verkaufspreis wird regelmäßig über dem
Einstandspreis stehen. Aber, wenn eine allgemeine Baisse prophezeit wird, wenn
der Kaufmann annimmt, daß in der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, die
Preise unter den heutigen Stand sinken werden, dann ist es dem Kaufmann
unmöglich gemacht, einen Profit herauszuschlagen, und er verschiebt das Angebot
von Geld auf spätere Zeiten.


Bei jeder erwarteten Baisse (gleichgültig, ob die Erwartung begründet ist oder
nicht) wird also das Geldangebot ins Stocken geraten.


Dieser Satz, von fundamentaler Bedeutung für jedes Währungssystem mit alleiniger Ausnahme des


Reformgeldsystems, ist, so viel ich weiß, zuerst von den Bimetallisten aufgestellt worden. Namentlich


hat Emile de Laveleye die Wichtigkeit dieses Satzes nachdrücklich betont. Leider hat er die letzten


Folgerungen nicht gezogen. Die Anhänger der Goldwährung haben diese Wahrheit aus Verlegenheit


oder verbrecherischen Absichten immer totgeschwiegen.


Darum ist auch die Annahme, wonach im Profit ein automatischer Regulator des
Geldangebots zu erblicken ist, falsch. Die Hinfälligkeit dieser Annahme wird aber
noch viel deutlicher erkannt werden, wenn man die nächsten Folgen der durch die
voraussichtliche (aber noch nicht eingetroffene) Baisse verursachten Stockung im
Geldangebot einige Schritte weit verfolgt.


Weil man eine Baisse erwartet, d. h., weil man befürchtet, daß das allgemeine
Geldangebot nicht Schritt halten wird mit dem Warenangebot, wird das Angebot
von Geld verschoben – und weil man das Angebot des Geldes verschoben hat, tritt
das, was man befürchtete, ein. Das heißt mit anderen Worten, daß die Furcht vor
einer Baisse all und für sich genügt, um eine Baisse zu erzeugen, denn, sowie das
Geldangebot verschoben wird, muß bei dem immer dringenden Warenangebot die
Baisse eintreten.


Bei einer voraussichtlichen Hausse tritt natürlich das Umgekehrte ein. Die
Hausse sichert nicht allein den Profit, sondern sie vergrößert ihn um den Betrag
der Hausse. Der Verkaufspreis setzt sich dann zusammen aus Einstandspreis plus
Profit plus Hausse. Deshalb wird, sobald eine allgemeine Hausse gewittert wird,
der Geldvorrat bis auf den letzten Heller in Ware umgesetzt. Das Geld fließt den
Märkten in Strömen zu, und weil das Geld so reichlich angeboten wird (aber auch
nur deshalb), tritt das, was man erwartete, wirklich ein.


Die Hausse zieht also das Geld an; sie macht das Geld mobil, sie leert die
Reservoirs. Die Baisse dagegen stößt das Geld ab, sie führt zur Schatzbildung, sie
fegt das Geld vom Markt weg. Mit anderen Worten: wenn das Geldangebot schon
übergroß ist, dann strömt es von allen Seiten herbei; wenn es aber an Geld fehlt,
so zieht sich das Angebot zurück.


Das ist das Gesetzmäßige bei einem Geld, dessen Angebot vom Profit reguliert
wird.


Nun ist oft gesagt worden, wenn auch nicht im Zusammenhang mit obiger
Erkenntnis, daß die Emissionsbanken beauftragt und befähigt sind,
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den Geldumlauf dadurch zu regeln, daß sie mittels ungedeckter Banknoten die
„natürlichen“ Schwankungen im Geldangebot ausgleichen.


Es ist deshalb vorauszusehen, daß man sich jetzt dieser Umstände erinnern
wird, sobald es sich herausstellt, daß der Profit den Geldumlauf nicht automatisch
zu regulieren vermag. Man wird sich an die Emissionspolitik der Banken klammern,
an die rettende Planke im Schiffbruch der Goldwährung.


Welche Ironie! Die stolze Goldwährung, die vor dem Zusammenbruch nur durch
die Stütze „ungedeckte“ Banknoten bewahrt werden kann! Die Banknoten lauten
auf Gold, kursieren angeblich nur, weil sie auf Gold lauten, und dabei sind sie es,
die die Goldwährung aufrecht erhalten! Sieht das nicht aus wie ein Wrack, das auf
der Ladung schwimmt?


Aber ganz abgesehen von diesem inneren Widerspruch – die Behauptung selbst,
daß die Emissionsbanken das Geldangebot regulieren oder regulieren können, ist
falsch.


Eine Regulierung des Geldangebots, d. h. eine Anpassung an die Nachfrage,
wird heute nirgendwo betrieben, und sie kann auch aus dem einfachen Grund nicht
heute betrieben werden, weil bis dato kein Staat über ein offizielles Maß für den
Geldpreis (Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld) verfügt.


Solange der Handel den verlangten Diskont bezahlt, wird überall lustig weiter dis-
kontiert bzw. emittiert, ganz einerlei, wie die Preise stehen, ganz einerlei, ob die
Warenpreise en hausse oder en baisse notieren.


Nach den Warenpreisen fragt überhaupt kein Bankdirektor; Zins und Sicherheit –
das sind seine einzigen Sorgen. Zudem würden auch die Emissionsbanken mit
ihren heutigen Befugnissen niemals imstande sein, die Emissionen dem jeweiligen
Bedarf anzupassen. Die einzige Waffe der Emissionsbanken – die Diskontopolitik –
reicht für diesen Zweck nicht aus, ja, sie wirkt in der Regel sogar dem Zweck ent-
gegen.


Eine Herabsetzung des Diskontos ist für die Unternehmer gleich einer Verminderung der


Produktionskosten, und da diese den Preis der Waren mitbestimmen, so wirkt die Herabsetzung des


Diskontos verschärfend auf die Baisse. Durch die Herabsetzung des Zinsfußes wird das Anlage suchen-


de Geld außerdem noch über die Grenze gejagt – ein neuer Anlass für die Verschärfung der Baisse.


Mit der Herabsetzung des Diskontos kann ebenso wenig eine Baisse wie mit der
Diskontoerhöhung eine Hausse verhütet werden. Bei einer erwarteten Baisse
würde selbst eine Herabsetzung des Diskontos auf null die Bankvorräte nicht mobi-
lisieren, ebenso wenig wie bei einer Hausse ein Diskontosatz von zehn und mehr
Prozent ein Hindernis wäre für den Umsatz des Geldes. Eine regelrechte Hausse
wirft so reichlich viel ab, daß der Diskonto oft als „quantité négligeable“ betrachtet
wird, besonders auch deshalb, weil ja mit dem Ertrag der diskontierten Papiere
dem Markt eine immer größere Geldmasse, der Hausse immer neue Nahrung
zugeführt wird. Je mehr diskontiert wird, desto größeren Umfang nimmt die Hausse
an, desto größer wird die Differenz zwischen Einstand und Verkauf, desto neben-
sächlicher wird die Höhe des Diskontosatzes. In der
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Theorie wäre sogar ein Diskontosatz von 100% kein Hindernis für den Handel.


Mit der Diskontopolitik läßt sich also keine vernünftige Emissionspolitik betreiben,
und tatsächlich haben ja auch bisher selbst die tollsten Sprünge des
Diskontosatzes weder vermocht, Hausse- und Baisseperioden zu vermeiden, noch
ihre Folgen abzuschwächen.


Auf die Warenpreise kann man nicht mittels des Zinsfußes einwirken. Auf eine
Hausse kann man nur durch direkte Verweigerung des Diskontos einwirken, und
auf die Baisse durch vermehrtes Angebot von Geld. Dabei müßte dieses Geld
unmittelbar gegen Waren angeboten werden. Wollte man sich damit begnügen,
Geld herzustellen und gegen Zins (oder selbst zinsfrei) anzubieten, so würde man
nichts erreichen. Geld ist ja genug da, aber niemand getraut sich es anzubieten,
aus Furcht vor der Baisse.


Kurz, das Geldangebot wird nicht vorn Geldvorrat beherrscht; ob wir dabei die
lithographische Presse der Emissionsbanken zum Geldvorrat rechnen oder nicht,
ändert daran nichts. Geld, dessen Angebot den Profit zur Voraussetzung hat, des-
sen Angebot von den Ansichten, Hoffnungen, Befürchtungen der Kapitalisten
abhängig ist, ist psychologischen, nicht wirtschaftlichen Gesetzen unterworfen, und
wenn wir den Präsidenten der Reichsbank durch einen Irrenarzt ersetzten – die
sogenannte deutsche Reichswährung könnte durch diesen Wechsel nur gewinnen.
[E. Nasse: Für sich allein dürfte es den Kreditanstalten nicht möglich sein, auch durch das bereitwilligste


Kapital zu dem niedrigsten Diskonto eine steigende Bewegung der Preise hervorzurufen. Es muß erst


eine andere Anregung hinzukommen, damit von der angebotenen Kaufbefähigung auch wirklich


Gebrauch gemacht wird. (Zeitschrift für die gesamten Staatswissenschaften XXI, Bd. 1865, S. 146. –


Vgl. Wicksell: Geldzins und Güterpreise S. 80).]


11. Die Zinstheorie der Geldreform


[Abdruck aus der Zeitschrift: Die Geld- und Bodenreform.]


Ihr wußtet nicht, wo Ihr das Kapital Faßen solltet und standet 


vor ihm wie eine nach Blut dürstende Meute vor einem 


Stachelschwein.


Proudhon (Mülberger S. 97)


Einleitung


Als Prüfstein für die Richtigkeit der hier entwickelten Zinstheorie, wie auch, um
dem gerade in dieser Frage so sehr in uralten Vorurteilen befangenen Leser das
Verständnis zu erleichtern, schicke ich folgende kurze Robinsonade voran.


Robinson hatte bekanntlich seine Wohnung aus Gesundheitsrücksichten auf der
Südseite des Berges errichtet, während sein Feld sich auf der nebligen, aber
fruchtbaren Nordseite befand. Er war nun gezwungen, seine Produkte über den
Bergrücken nach Hause zu schleppen. Um sich diese Arbeit zu erleichtern,
beschloß er, einen Kanal um den Berg herum zu ziehen. Drei Jahre sollte diese
Arbeit in Anspruch nehmen, und zwar
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mußte die Arbeit, um eine Versandung zu verhüten, unausgesetzt betrieben wer-
den. Er mußte sich also drei Jahre im Voraus mit Proviant versehen. Er schlachtete
mehrere Schweine und bedeckte das Fleisch dick mit Salz. Er füllte ein tiefes Loch
in der Erde mit Getreide und deckte es sorgfältig zu. Er gerbte ein Dutzend
Hirschfelle und verarbeitete sie zu Kleidern, die er in einer Kiste verschloß, nach-
dem er vorsichtshalber als Mottenscheuche noch die Parfümdrüse eines
Stinktieres hineingelegt hatte.


Kurz, er sorgte reichlich und nach seiner Ansicht auch gut für die nächsten drei
Jahre.


Wie er nun dabei war, noch eine letzte Berechnung darüber anzustellen, ob „sein
Kapital“ [Ich mache hier darauf aufmerksam, daß diese Vorräte sowohl dem Wesen wie der


Bestimmung nach die reinste Form dessen darstellen, was man gemeinhin „Kapital“ nennt.] für das
geplante Unternehmen auch ausreichen würde, sah er mit Erstaunen einen
Menschen auf sich zuschreiten, der offenbar ein Schiffbrüchiger war.


„Hallo! Mr. Robinson“, rief der Fremdling schon von Weitem, „mein Kahn ist hier
zerschellt, aber es gefällt mir gut hier, und ich will mich ansiedeln. Kannst du mir
mit einigen Vorräten aushelfen, bis ich einen Acker urbar gemacht und die erste
Ernte eingeheimst habe?“


Hui! Wie schnell flogen bei diesen Worten die Gedanken Robinsons von seinen
Vorräten auf den Zins und auf die Herrlichkeit des Rentnerlebens! Er beeilte sich
also, die Frage zu bejahen.


„Vortrefflich!“, antwortete der Fremdling, „aber ich will dir sagen, Zins zahle ich
nicht; sonst ernähre ich mich lieber von Jagd und Fischfang. Meine Religion verbie-
tet mir, sowohl Zins zu nehmen wie auch Zins zu zahlen.“


R.: „Das ist aber eine eigentümliche Religion. Aus welchem Grunde glaubst du
denn, daß ich dir ein Darlehen aus meinen Vorräten machen werde, wenn du mir
keinen Zins gibst?“


Fr.: „Aus Eigennutz, lieber Robinson, aus purem Eigennutz. Auf Grund deines
wohlverstandenen Interesses, weil du dabei gewinnst und sogar ziemlich viel.“


R.: „Das, Fremdling, mußt du mir erst vorrechnen. Ich gestehe, daß ich nicht ein-
sehe, welchen Vorteil ich haben kann, dir meine Vorräte zinsfrei zu leihen.“


Fr.: „Nun, ich will dir alles vorrechnen, und wenn du es mir nachrechnen kannst,
so wirst du mir das Darlehen zinsfrei geben und dich noch bei mir bedanken. Ich
brauche zunächst Kleider, denn du siehst, ich bin nackt. Hast du einen Vorrat an
Kleidern?“


R: „Die Kiste da ist bis oben voll.“


Fr.: „Aber erlaube mal, Robinson, wirklich, ich hätte dich für gescheiter gehalten!
Wer wird denn Kleider für drei Jahre in Kisten vernageln, Buckskin, den
Lieblingsfraß der Motten! Außerdem müssen diese Kleider immer gelüftet und mit
Fett eingerieben werden, sonst werden sie hart und brüchig.“


R: „Du hast recht, aber wie sollte ich es anders machen? Im Kleider
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schrank sind sie nicht besser geborgen, im Gegenteil, hier sind die Ratten und
Mäuse noch zu den Motten zu rechnen.“


Fr.: „Oh! Die Ratten wären auch so in die Kiste gedrungen, sieh, da haben sie
schon genagt.“


R.: „Hol’ doch der Teufel diese Tiere. Ich weiß mich nicht davor zu retten!“


Fr.: „Was? Du weißt dich nicht vor den Mäusen zu schützen, und du sagst, du
hättest rechnen gelernt? Ich will dir sagen, wie man sich bei uns der Mäuse
erwehrt und der Ratten und der Motten und wie man sich gegen das
Brüchigwerden und gegen Diebe und gegen den Schimmel und den Staub schützt.
Leihe mir diese Kleider auf ein, zwei, drei Jahre, und ich verpflichte mich, dir neue
Kleider zu machen, sobald du welche brauchst. Du bekommst so ebenso viele
Kleider zurück wie du mir geliefert hast, und zwar werden diese Kleider, weil neu,
bedeutend besser sein, als wenn du sie aus dieser Kiste ziehst. Abgesehen davon,
daß sie nicht mit Stinktieröl parfümiert sind. Willst du das tun?“


R.: „Ja, Fremdling, ich will dir die Kiste mit den Kleidern überlassen, denn ich
sehe ein, daß es für mich vorteilhaft ist, dir auch ohne Zins die Kleider zu überlas-
sen.“


Fr.: „Nun zeige mir mal deinen Weizen. Ich brauche sowohl für Saat wie für Brot.“


R.: „Dort, an dem Hügel habe ich ihn vergraben.“


Fr.: „Du liebe Unschuld! Du hast den Weizen für drei Jahre in einem Erdloch ver-
graben? Und der Schimmel, die Käfer?“


R.: „Das weiß ich, aber was sollte ich machen? Ich habe die Sache nach allen
Seiten überlegt und nichts Besseres für die Aufbewahrung gefunden.“


Fr.: „Da, nun bücke dich mal. Siehst du die Käferchen an der Oberfläche herum-
springen? Siehst du das Gemüll? Und hier diese Schimmelbildung? Es ist höchste
Zeit, daß der Weizen herausgehoben und gelüftet werde.“


R.: „Es ist zum Verzweifeln mit diesen Vorräten. Wenn ich doch nur wüsste, wie
ich mich verteidigen soll gegen diese tausendfältigen Zerstörungselemente der
Natur!“


Fr.: „Ich will dir sagen, Robinson, wie wir das bei uns zu Hause machen. Wir
bauen einen luftigen, trockenen Schuppen und schütten auf den gut gedielten
Boden den Weizen aus. Und regelmäßig alle drei Wochen wird der Weizen sorgfäl-
tig gelüftet, indem wir mit Schaufeln die ganze Masse umwerfen. Dann halten wir
eine Anzahl Katzen, stellen Fallen auf, um die Mäuse zu fangen, versichern das
Ganze gegen Feuer und erreichen so, daß der jährliche Verlust nicht mehr als 10%
beträgt.“


R: „Aber bedenke doch, diese Arbeit, diese Kosten!“


Fr.: „Ha, du Superkluger! Du scheust die Arbeit und willst keine Kosten? Ich will
dir sagen, wie du es dann anfangen mußt. Leihe mir deinen Vorrat, und ich werde
dir das Gelieferte aus meinen Ernten in
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frischer Qualität zurückzahlen, und zwar Pfund für Pfund, Sack für Sack. So sparst du
die Arbeit, einen Schuppen zu bauen, brauchst das Getreide nicht umzuschaufeln und
keine Katzen zu füttern, verlierst nichts am Gewicht und hast statt alten Korns immer
saftiges, frisches Brot. Willst du?“


R.: „Mit tausend Freuden nehme ich den Vorschlag an.“


Fr.: „Also, du lieferst mir das Korn zinsfrei?“


R.: „Versteht sich, zinsfrei und mit Dank meinerseits.“


Fr.: „Ich kann aber nur einen Teil gebrauchen, ich will nicht alles haben.“


R.: Wenn ich dir nun den ganzen Vorrat anbiete mit der Verpflichtung, mir für je zehn
Sack nur neun zurückzugeben?“


Fr.: „Ich danke, denn das hieße ja Zins erheben – zwar keinen positiven, sondern
negativen Zins – und statt des Gebers wäre der Nehmer Kapitalist. Aber meine
Religion verbietet den Wucher, sie verbietet auch den negativen Zins. Ich kann aber
meiner Religion ein Schnippchen schlagen. Ich werde deinen Weizenvorrat unter
meine Aufsicht nehmen, den Schuppen bauen und alles Nötige besorgen. Dafür wirst
du mir für je zehn Sack jährlich zwei als Lohn bezahlen. Bist du damit einverstanden?“


R.: „Mir ist es gleich, ob deine Leistung unter dem Titel Wucher oder Arbeit gebucht
wird. Ich gebe dir also zehn Sack, und du lieferst mir acht Sack zurück.
Einverstanden.“


Fr.: „Ich brauche aber noch andere Sachen. Einen Pflug, einen Wagen und
Handwerkszeug. Willst du mir das alles auch zinsfrei überlassen? Ich verspreche, dir
alles in gleicher Qualität zurückzuerstatten – für einen neuen Spaten einen neuen
Spaten, für eine neue Kette eine neue, rostfreie Kette!“


R.: „Gewiß bin ich dazu bereit. Denn jetzt habe ich von all diesen Vorräten nur
Arbeit. Neulich war der Bach übergetreten und hatte den Schuppen überschwemmt,
alles mit Kot bedeckend. Dann riß der Sturm das Dach fort, so daß alles verregnete.
Nun haben wir trockenes Wetter, und der Wind treibt Sand und Staub in den
Schuppen. Rost, Fäulnis, Bruch, Trockenheit, Licht und Dunkelheit, Holzwürmer,
Termiten, alles ist unausgesetzt an der Arbeit. Noch ein Glück, daß wir keine Diebe
und Brandstifter haben. Oh, wie freue ich mich, jetzt mit dem Kredit die Sachen so
schön und ohne Arbeit, Kosten und Verlust aufbewahren zu können.“


Fr.: „Also du siehst jetzt den Vorteil, den du hast, mir die Vorräte zinsfrei zu über-
lassen?“ [Knut Wicksell: Wert, Kapital und Rente S. 83: „Indessen behauptet Boehm Bawerk, daß die
gegenwärtigen Güter den künftigen mindestens gleichstehen, da sie ja nötigenfalls für die Verwendung
in der Zukunft einfach „aufbewahrt werden können.“ Das ist gewiß eine große Übertreibung. Boehm
Bawerk erwähnt freilich eine Ausnahme von dieser Regel, nämlich in Betreff von Gütern, die dem
Verderb unterworfen sind, wie Eis, Obst und dergleichen. Allein dasselbe trifft ja in höherem oder niedri-
gerem Maße bei allen Nahrungsmitteln ohne Ausnahme zu. Ja, es gibt vielleicht keine anderen Güter
als etwa die edlen Metalle oder Steine, deren Aufbewahrung für die Zukunft nicht spezielle Arbeit und
Fürsorge erheischt, wozu noch das Risiko kommt, daß sie dennoch durch Unfälle, wie Feuer und der-
gleichen verloren gehen können.“


(Für Gold, Edelsteine, Wertpapiere gibt es jetzt in den Banken besondere Kammern für
Privatgebrauch. Aber man muß hier eine Miete bezahlen, um deren Betrag „das gegenwärtige dem
künftigen“ Gut mindestens nachsteht.)]


R.: „Unumwunden erkenne ich es an. Aber warum, so frage ich mich jetzt, brin-
gen drüben „in the old country“ solche Vorräte dem Besitzer Zins ein?
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Fr.: „Die Erklärung mußt du im Geld suchen, das drüben solche Geschäfte ver-
mittelt, und wenn du willst, so will ich dir suchen helfen.“


—


Man kann der Frage nach der Ursache des Zinses sehr verschiedene Ausdrücke
geben, die dem Sinne nach ungefähr dasselbe sagen, trotzdem aber für den
Adressaten durchaus nicht gleichgültig sind.


Die gewöhnliche Frage ist: Warum muß Zins auf Darlehen bezahlt werden?


Mit dieser ersten Frage, die wir die „gemeine Zinsfrage“ nennen können, wird
erfahrungsgemäß jeder, selbst der vor- und umsichtigste Kopf, stracks in den
Sumpf geleitet. Diese Frage enthält für die Antwort keinerlei Anhaltspunkte.
Dieselbe natürliche Geistesrichtung, die den Glauben an einen einzigen Gott her-
vorgerufen hat, die den Apfel zur Erde fallen läßt, natürlich nur weil der Apfel
schwer ist, verleitet den Gefragten regelmäßig dazu, die Ursache des Zinses in
einer einzigen Quelle zu suchen. Mit dieser gefährlichen Frage bürdet man jedem
eine ungeheure Arbeit auf, unter deren Last er regelmäßig zusammenbricht. Den
ganzen langen Weg von Turgot, Smith bis zu Bawerk, Wicksell, der, ähnlich den
Wüstenstraßen durch Gerippe, d. h. Gerippe bankrotter Theorien markiert ist, muß
der Forscher zurücklegen, um erschöpft und mutlos an dem Punkte anzulangen,
auf den man ihn durch eine andere Fassung der Frage in den meisten Fällen von
vornherein hätte stellen können.


Diese zweite Frage, die wir die „kaufmännische“ nennen wollen, weil sie auf der
Voraussetzung gewisser, als Gemeingut zu betrachtender, kaufmännischer
Vorkenntnisse beruht, lautet: Warum gleichen sich bei Darlehen oder Anleihen
Nachfrage und Angebot niemals aus, warum bleibt das Angebot regelmäßig der
Nachfrage gegenüber im Rückstand?


Die Antwort auf diese Frage ist ja auch nicht unmittelbar aus der Frage selbst zu
schöpfen, aber sie gibt dem Gefragten wenigstens die Richtung an, in der er vor-
dringen muß; sie markiert die Untiefen der Straße. Er wird durch die Frage an das
erinnert, was er schon weiß, nämlich daß Nachfrage und Angebot bei Anleihen dar-
über bestimmen, ob der Geber Zins fordern kann, der Nehmer Zins zahlen muß
und wie hoch dieser Zins sein wird. Er wird darauf aufmerksam gemacht, daß es
sich um ein Verhältnis handelt und wird sich also hüten, den Fußstapfen derjenigen
zu folgen, die die Ursache des Zinses in einem einzigen Punkt der Volkswirtschaft,
auf einer Seite der Gleichung suchen. Selbst noch ein Laie und Barbar, wird er
doch die Gefahren, die die erste Frage umgeben, zu vermeiden wissen und statt
mit listigen Blicken nach einem einzelnen winzigen Punkt der Volkswirtschaft aus-
zuschauen, wird er die Elemente des Zinses zu scheiden versuchen in solche, die
dem Ausgleich
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zwischen Nachfrage und Angebot bei Anleihen förderlich, und solche, die ihm hin-
derlich sind. Er wird sich vielleicht bei der Abschätzung des Gewichtes der einzel-
nen Elemente von seinen persönlichen Wünschen leiten und verleiten lassen, aber
eines doch wird ihm klar werden, daß es viele Umstände sind, die auf den Zins
einwirken müssen, Umstände, die sich sämtlich in fortwährend wechselnder Stärke
gegenseitig beeinflussen müssen.


Aber je klarer ihm wird, daß sowohl das Angebot wie die Nachfrage bei Anleihen
in bezug auf Größe wie auf Dringlichkeit den stärksten Schwankungen unterworfen
sein müssen, um so rätselhafter wird für ihn die Tatsache, daß das durch die
Zinshöhe offenbarte Verhältnis zwischen diesen zwei Größen von einer staunens-
werten, fast ehernen Beharrlichkeit ist. Er wird sich fragen, was das für Kräfte sein
können, die bewirken, daß der reine Zins, d. h. der von Risikoprämie und Ristorno
entblößte Zins (s. Anhang) seit Jahrtausenden mit fast planetarischer
Regelmäßigkeit um 3 oder 4% als festen Punkt kreist.


Und jetzt erst wird ihm bewußt, daß in der ihm gestellten Frage ein Sinn liegt,
daß der Zins und vornehmlich die Stetigkeit des Zinses wirklich eine rätselhafte
Erscheinung ist.


Die Frage, warum Silber und Gold heute in ihrem gegenseitigen Tauschverhältnis schwanken, enthält
für niemand etwas Rätselhaftes; dagegen ist die Frage, warum früher Gold und Silber Jahrhunderte
lang in einem fast unveränderlichen Tauschverhältnis standen, sicherlich einer Untersuchung würdig.
Ebenso verhält es sich mit dem Zins. Daß sich Nachfrage und Angebot bei Anleihen nicht immer aus-
gleichen können und daher zeitweise der Zins erscheinen muß – das muß für jeden selbstverständlich
sein, der den Zins als ein Produkt eines Tausches oder Verhältnisses ansieht. Nein, nicht der Zins an
sich enthält ein Problem, sondern die ausnahmslose Regel des Zinses und seine außergewöhnliche
Beständigkeit – das ist das Rätselhafte am Zins. Die Tatsache, daß sich Angebot und Nachfrage bei
Anleihen seit Jahrtausenden im Verhältnis von 100 zu 105 einander gegenüberstehen, die Tatsache,
daß sich dieses Verhältnis wohl zeitweise um einen Punkt nach oben oder unten, aber niemals auf und
unter pari verschoben hat, das ist das eigentliche Zinsproblem, das Rätsel, das der Lösung harrt.


Wir sehen nichts Merkwürdiges in dem Umstand, daß Perlen und Kartoffeln in ihrem gegenseitigen
Tauschverhältnis schwanken. Wenn wir aber die Beobachtung machten, daß diese beiden Dinge seit
historischen Zeiten ausnahmslos im Verhältnis von 1 zu 105 ausgetauscht worden sind, daß sich dieses
Verhältnis zuweilen um einen Punkt nach oben oder unten verschob, aber niemals auf und unter 100
fiel, so würde eine solche Tatsache eine Erklärung fordern.


So fragt Boehm Bawerk: Warum soll der Druck der Konkurrenz auf den Anteil des Kapitalisten nie so
stark werden können, daß er den Wert dieses Anteils auf den Wert des Kapitalstückes selbst herab-
drückt? Warum erzeugt und verwendet man nicht so viel Exemplare einer Kapitalsart, bis diese
Verwendung gerade nur mehr den nackten Ersatz des Kapitalstückes einträgt? Sowie dies geschähe,
wäre aber wieder der Mehrwert und mit ihm der Zins eliminiert. (Geschichte und Kritik des
Kapitalzinses. S. 195)


—


Der große Vorsprung, den die Frage Nr. 2 der ersten gegenüber bietet, liegt also
darin, daß sie das Problem von vornherein zu einer Handels-, Markt- oder
Tauschfrage stempelt. Die Forscher sind durch die Frage Nr. 1 stets verleitet wor-
den, in der Produktion den Grund des Zinses zu suchen. Sie sahen den Vorteil,
den der Hobel dem Jakob bietet, und hielten es für selbstverständlich, daß dieser
Vorteil auf dem Markt bezahlt werden muß. Hätten sie die Anleihe mehr vom
Gesichtspunkt des
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Tausches aus betrachtet, so wäre ihnen aufgefallen, daß auch Wilhelm Vorteil hat,
den Hobel zu verleihen, um ihn später, wann er ihn wieder selber braucht, neu, frei
von Rost und Staub, in moderner, vielfach verbesserter Konstruktion zurückzuemp-
fangen.


Da der Verkauf der infolge verbesserter Produktionsmethoden verbesserten Produkte zu den Preisen
der früheren (schlechteren) Produkte nach Ansicht vieler Währungstheoretiker an sich kein Symptom
einer allgemeinen Baisse ist, so hätte, wenn wir diese Ansicht gelten ließen, Wilhelm nicht allein einen
neuen, sondern auch noch einen verbesserten Hobel zurückzufordern.


Sie hätten dabei wohl auch an den Warenaustausch gedacht, der beiden
Tauschenden den Vorteil bietet, für etwas, das sie in Überfluß haben und oft gar
nicht verwerten können, ein Gut einzutauschen, das sie vielleicht aus peinlicher
Verlegenheit rettet, ohne daß dieser gegenseitige Vorteil Gegenstand einer beson-
deren Verrechnung werde. Es wäre ihnen dabei vielleicht die Übereinstimmung
aufgefallen, die zwischen Anleihen und Warenaustausch in dem Sinne besteht,
daß der Schuldner eine Sache erhält (Saatgut z. B.), die er jetzt brauchen kann
und die er später aus dem Überfluß (Ernte) zurückerstatten wird, während der
Gläubiger aus dem Überfluß eine Sache hergibt, die er erst später wieder brau-
chen wird, deren Aufbewahrung ihm in der Zwischenzeit Kosten aller Art verursa-
chen würde und die ihm jetzt der Schuldner, wenn er sie braucht, verlustfrei, in fri-
scher Qualität zurückerstatten wird. Kurz, sie hätten Gegenwart und Zukunft, die
bei Anleihen ja


den eigentlichen Gegenstand des Tausches
ausmachen, einfach als gewöhnliche Waren angesehen, deren Tauschverhältnis,


wie etwa das zwischen Perlen und Kartoffeln, von tausend äußeren Umständen
beeinflußt wird.


Und in diesem Stadium ihrer Betrachtungen hätten die Forscher nicht umhin
gekonnt, die Veränderungen zu untersuchen, die das Dazwischentreten des
Geldes auf die Bedingungen solcher natürlichen, in Realkapital abgeschlossenen
Anleihen hervorrufen muß.


Man sagt gewöhnlich, die Realkapitalien würden in Form von Geld ausgeliehen, ohne weiter zu unter-


suchen, welche Folgen eine solche Formveränderung (man denke sich Lebensmittel in „Form“ von


Geld!) für die Bedingungen der Anleihen nach sich ziehen muß.


Eine erfreuliche Ausnahme bietet uns Knut Wicksell in seiner gehaltvollen Studie
„Geldzins und Güterpreise“. Er sagt auf S. 125:


„Der Umstand, daß die Anleihen in Geld abgeschlossen werden, bedingt einen Unterschied nicht nur


in der Form, sondern auch in der Realität der Sache, denn da die Realkapitalien in Wirklichkeit nicht


mehr geliehen und verliehen, sondern gekauft und verkauft werden, ist eine erhöhte Nachfrage nach


ihnen nicht mehr eine Nachfrage von Borgern, welche den Realzins, sondern eine Nachfrage von


Käufern, welche die Güterpreise zu erhöhen die Tendenz hat.“


Leider hat sich Wicksell mit dieser Feststellung begnügt und den Einfluß dieser Tatsache auf die


Bedingungen der Leibkontrakte nicht in den Kreis seiner Betrachtungen gezogen. Wicksells


Untersuchungen gründen voll und ganz auf der, wie es scheint, für ihn völlig selbstverständlichen


Voraussetzung, daß sich der Geldzins dem Zins des Realkapitals anschmiegen muß, trotzdem diese


Voraussetzung mit obiger Feststellung in klar zutage liegendem Widerspruch steht. Das ist auch der


Grund, warum Wicksell sich nicht einmal fragt, was eigentlich ans dem Geldzins werden würde, falls der


Realkapitalzins auf null fiele. Würde sich in diesem Falle auch der Geldzins dem Realkapitalzins


anschmiegen, d. h. auf Null fallen? Und warum nicht? – Wicksell geht in seinen Untersuchungen im


244







Allgemeinen mit großer Umsicht zu Werke, er sondiert das Terrain mit zahlreichen Annahmen, aber


diese Annahme, die doch ziemlich nahe liegt, und deren Beantwortung seine Voraussetzung sofort der


Selbstverständlichkeit beraubt haben würde, hat er merkwürdigerweise nicht untersucht.


Und dieses Stadium der Untersuchung soll jetzt der Standpunkt sein, von dem aus
wir hier unsere Untersuchung einleiten wollen. Alles, was davor liegt, ist für uns
gleichgültig, denn es gehört der Geschichte, der Geschichte menschlicher Irrungen
an. Für Greise, die nur mehr in ihren Erinnerungen zu leben vermögen, für
Geschichtsschreiber der Zinslehre mag es anziehend sein, zu wissen, wie man sich
zur Zeit Abrahams die Zinserscheinung erklärte, allein für Vorwärtsstrebende ist es
vor allen Dingen nötig, sich in das Tatsachenmaterial zu vertiefen.


Also, nicht mit der Prüfung der tausend verschiedenen Zinstheorien wollen wir uns
hier aufhalten, sondern wir wollen unsere Zeit zu einer eingehenden Untersuchung
verwenden über:


1. Die Natur des Realkapitals selbst


2. Ursprung und Grenze der Nachfrage für Realkapital


3. Ursprung und Grenze des Angebots von Realkapital


Was sind es also für Sachen, die der Unternehmer braucht, in deren Anschaffung
auch heute noch der Betrag des geliehenen Goldes sich unmittelbar auflöst? Es sind
die Materialien, die er verbraucht und die die Arbeiter mit dem Lohngeld kaufen. Alles
sehr nützliche, aber im allgemeinen ebenso häßlich anzuschauende wie schwer auf-
zubewahrende, faulende, stinkende, gefährliche, umfangreiche, zerbrechliche, rosten-
de Gegenstände, in der Regel Rohstoffe, Zwischenprodukte und Halbfabrikate.
Vielleicht empfiehlt es sich einmal, die Stapelartikel unter den Realkapitalien nament-
lich aufzuführen. Es braucht der


Landwirt Fabrikant


Kartoffeln Kohlen, Schwefelsäure
Stroh, Heu Grüne Häute
Sämereien Wolle, Teer
Thomasschlacken Benzin, Chlorkalk
Guano, Poudrette Leim, Gerberlohe
Dreck, Mist, Jauche Lumpen, Chemikalien
Maschinen, Werkzeuge Drogen, Dampfkessel
Säue, Kühe Fabrikgebäude
Wagenschmiere Maschinen


Baumeister Bahnunternehmer


Holz, Eisen Schubkarren
Ziegelsteine Pferde
Kalk, Zement Dymamit
Bausteine und
Gips, Farben Arbeiter,
Glas, Tapeten und
Dachziegel Arbeiter
Handwerkszeuge und


Dynamit


Und was kauft der Arbeiter mit seinem Lohngeld, mit dem glänzenden, prächtigen
Gold, das der Unternehmer geliehen hat?


Brot und Kartoffeln, Kartoffeln und Brot, dazu Heringe, Bier, Würste,
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grobes Tuch und das Recht, in einer überfüllten, übelriechenden Wohnung zu hausen.


Und womit der Kaufmann handelt, das ersehen wir am besten aus den Hamburger
Einfuhrlisten. Es wurden seewärts eingeführt vom 6. bis 12. Dezember 1904:


(K. = Kisten; Kll. = Kolli; Sck. = Sack; Fß. = Faß; Tns. = Tons = 1000 kg)


Aus solchen und ähnlichen Dingen besteht also das flüssige und anscheinend so
begehrenswerte Realkapital, d. h. das Kapital, um dessentwillen die Geldanleihen
auch heute noch gemacht werden. Und aus


Albumin K. 67
Aloe K. 134
Ammoniak, 


schwefelsaures Sck. 2560
Ananas K. 3315
Anchovis Kll. 56
Antimonblei Blöcke 7880
Apfelsinen 1/1 K. 39687
Aprikosen K. 410
Asbest Ball. 227
Asphalt Tns. 500


Kll. 7616
Austern Fß. 107
Balata Kll. 125
Bambus Bd. 36
Bananen Kll. 2600
Barumbinoxyd Fß. 13
Baryt Fß. 34
Baryt, 


kohlensaures Sck. 1545
Baumwolle Ball. 7435
Baumwollabfall Ball. 2057
Baumw.-Saatm. Sck. 86570
Bauxite Sck. 320
Beeren 


(Wachholder-) Sck. 271
Benzoesäure Fß. 5
Besenwurzeln Ball. 393
Biertreber Sck. 9801
Bimsstein Kll. 48
Birnen, 


getrocknet K. 3405
Blasen Fß. 7
Blätter, ge-


trocknet (o.n.B.) Kll. 78
- Coca- Ball. 96
- Galax- Kll. 10
- Hirschzungen- Ball. 30
- Palm- Kll. 64
- Patchuli- Bll. 1
Bleche Kll. 329
Blei Kll. 26828
Bleiglätte Kll. 32
Bleiweiß Fß. 170
Blumen, 


getrocknet Kll. 41
Blumenzwiebeln K. 189
Blüten, Macis- K. 13
Bohnen Sck. 1027
Borax Fß. 20
Boraxkalk Sck. 4360
Borsten K. 140


Bretter St. 17249
Bd. 2111


Bretter (Kisten-) Bd. 3790
Buchweizen Bushels 54585
Butter Fß. 1122
Calciumcarbid


Trommeln 827
Cappern Fß. 42
Carbol Fl. 10
Carbonschwärze Fß. 200
Carborundum Kll. 34
Cardamom K. 89
Cassia (o. n. B.) K. 100
Cellulose Ball. 104
Cement Kll. 775
Ceresin Kll. 150
Champignons K. 6
Chlorkalk Fß. 27
Chokolade K. 4
Chromalaun Fß. 21
Cichorien K. 75
Cigaretten K. 37
Cigarren K. 82
Citronen K. 8207
Citronensäure Fß. 6
Cognac Fß. 57
Creosot Kll. 15
Cyancalium K. 234
Cycaswedel K. 103
Därme Fß. 2073
Dattelkerne Sck. 55
Datteln K. 7231
Dextrin Sck. 40
Dividivi Sck. 7520
Drogen (o. n. B.) Kll. 2289
Dung Sck. 5
Eichenextrakt Fß. 100
Eier K. 208
Eigelb Kll. 90
Eis Schiffslad.1
Eisen Tns. 309


- Stangen Kll. 1668
Eisenoxyd Kll. 4
Eisenplatten Kll. 64
Elefantenzähne St. 26
Elfenbein Kll. 26
Erbsen Sck. 7208
Erde (Walker-) Sck. 200
Erdnüsse Sck. 100
Endnußmehl Sck. 4849


usw. 10 Spalten







solchen Dingen bestand unmittelbar der Besitz der Kapitalisten zur Zeit, als das
Geld die Leihgeschäfte noch nicht vermittelte.


Nun vergleiche man die Lage eines solchen Kapitalisten mit derjenigen eines
Bankiers? Wirklich, man müßte schon in einer rein idealen Welt leben, um nicht
sofort einzusehen, daß es nicht immer gleichgültig sein kann, ob man mit dem
Besitzer von Geldkapital oder mit dem Besitzer von Realkapital über eine Anleihe
unterhandelt, daß die Bedingungen für geliehenes Gold andere sein müssen als
für geliehenen Dreck, trotzdem der Bauer Dreck braucht und nicht Gold.


Ich habe es nicht nachgerechnet, aber ich glaube nicht, daß man mit dem gesamten Bestand an


Bargeld das Realkapital erstehen kann, welches die Bauern allein in ihren Misthaufen angelegt haben.


Dafür zeugen folgende Sprüche, die ich einem Bauernkalender entnehme: Zeige mir deinen Mist, und


ich sage dir wer du bist. – Mist ist kein Heiliger, aber er bewirkt Wunder. – Mist und der Ackerbau gehö-


ren zusammen wie Mann und Frau. – Die Zukunft Deutschlands liegt auf dem Mist.


Was kann der Realkapitalist mit allen diesen schönen Dingen anfangen?
Verleihen kann er sie. Gewiß, er kann sie verleihen, aber er kann sie nicht allein
verleihen, er muß sie verleihen. Und zwischen können und müssen weiß man auf
dem Markt zu unterscheiden.


Es war vielleicht unartig von mir, den Schleier zu lüften, der das nach allgemeiner
Ansicht so sehr begehrenswerte Kapital (das wirkliche, reale Kapital) den Blicken
entrückt; aber angesichts der Tatsache, daß man in allen volkswirtschaftlichen
Schriften als Muster von Realkapitalien regelmäßig nur Fischangeln, Hobel und
ähnliche niedliche Dingelchen anführt, hielt ich es für geboten, es einmal grob,
aber klar auszusprechen, daß der Besitz von Realkapital so viel heißt wie ein ste-
ter Kampf gegen Fäulnis, Gestank, Moder, Feuersgefahr, Schimmel, Überschwem-
mung, Mäuse, Motten, Ratten, Bruch, Explosionen usw. usw. Ich hielt es für ange-
zeigt, denn niemand hat es bisher getan – daran zu erinnern, daß der anscheinend
so sehr begehrenswerte Besitz von Realkapital nur Kosten und Verluste bedeutet,
und daß es gegen diese Verluste nur ein einziges bewährtes Mittel gibt, nämlich
die sofortige, nötigenfalls bedingungslose Verleihung.


Der Einwand, daß die Besitzer von Realkapital sich dem in der Sache selbst begründeten Zwang


sofortiger Verleihung dadurch entziehen können, daß sie andere, bequemere Waren, z. B. Edelsteine,


Edelmetalle oder auch Wein (der sogar immer besser werden soll) dafür eintauschen, ist leer und zeugt


von sehr beschrankter kaufmännischer Begabung. Nehmen wir an, das Volk betrachte Edelsteine,


Edelmetalle, Wein usw. für die beste Spareinlage! Wo bliebe da der Preis dieser Dinge in guten Jahren,


wenn jeder sparen kann, und infolge dessen jeder Perlen kaufen will? Und wo bliebe der Preis der


Perlen, wenn in schlechten Zeiten, da alle Welt Brot und keine Perlen sucht, letztere (also das


Ersparnis) massenhaft zu Markte getragen werden? Ich glaube, ein einziges Experiment dieser Art


würde genügen, um jedermann klar zu machen, daß das gemeine Realkapital und seine (eventuell


auch bedingungslose) Verleihung als Sparanlage immer noch besser wäre als Perlen und Edelmetalle,


für die, wenn man sie kauft, kolossale Preise verlangt werden und für die, wenn man sie verkaufen


muß, jedes Angebot fehlt.


Es ist ja eine in volkswirtschaftlichen Schriften wenig gebräuchliche Sitte, sich an
die Sinne statt an den Verstand zu wenden, aber mir ist es gleichgültig, ob ich den
fünf Sinnen oder dem Verstand das Geständnis erpresse, daß der Realkapitalist
ein dringendes und unaufschiebbares


247







Bedürfnis empfindet, seine Sache zu verleihen. Übrigens, ohne die Sinne anzuru-
fen ist es gar nicht möglich, sich und anderen ein klares Bild von dem Kontrast zu
machen zwischen Geld- und Realkapital. Man muß das Realkapital sehen, fühlen,
riechen – dann erst hat man einen ungefähren Begriff von der Sache.


Ein Realkapitalist, Besitzer eines Lagerhauses voll der nützlichsten Realkapitalien, und ein


Geldkapitalist, Besitzer einer den obigen Realkapitalien gleichen Geldsumme, unternehmen eine Reise


und schließen ihr Kapital ab. Nach einem Jahr kehren beide zurück und unterwerfen ihr Eigentum einer


Revision. Der Geldkapitalist wird selbst mit Hilfe eines Chemikers keinen Unterschied feststellen kön-


nen, während derselbe Chemiker Mühe haben wird, die einzelnen Realkapitalien noch von einander zu


unterscheiden. Ersterer wird nichts abzuschreiben brauchen, letzterer wird sich fragen: Besser ist es


doch, das Kapital zinslos zu verleihen. Der Geldkapitalist wird (eine genügend große Summe vorausge-


setzt) beobachten, daß das Geld auf dem Markt im Preise gestiegen ist, weil das Geldangebot um den


Betrag seines Kapitals abgenommen hatte, der Realkapitalist dagegen wird eine solche Preissteigerung


nicht wahrnehmen, weil durch Neuproduktion sein dem Verkehr entzogenes Kapital schon längst ersetzt


wurde.


Von allen in unseren Museen aufbewahrten Reliquien des Altertums sind nur die aus Edelmetall her-


gestellten Gegenstände von etwelchem praktischen Nutzen.


Ich muß nun den Leser bitten, zur Vervollständigung dieses Begriffes im Geiste
den Unterhandlungen beizuwohnen, die den Naturaldarlehen vorangehen mochten
zur Zeit, als noch keine Edelmetalle den Tausch und die Anleihen vermittelten.


Dem Realkapitalisten ist also Besitz und Wartung der eben aufgeführten
Stapelartikel unter den Realkapitalien lästig geworden, und er beschließt, die
Sachen möglichst bald und natürlich zu den für ihn günstigsten Bedingungen zu
verleihen. Er fragt also zunächst in seinem Bekanntenkreis herum; aber die Borger
wissen, daß, wenn sie es auch eilig haben mögen, der Kapitalist es noch eiliger
hat. Sie beschließen also, zurückzuhalten, um den Kapitalisten mürbe zu machen
und für günstige Bedingungen vorzubereiten.


Bei Geldanleihen der Borger fällt diese Waffe in den Unterhandlungen fort. Der Geldkapitalist ist


durch Zurückhalten nicht mürbe zu machen. Er kann in Ruhe warten, er läßt auf alle Fälle die Borger an


sich heran kommen. Die Unterhandlungen finden regelmäßig in seinem Hause statt.


In der Meinung, es wäre in seiner Nachbarschaft wirklich kein Bedarf an Kapital,
greift der Kapitalist zur Reklame, er schickt sogar einen Reisenden herum, nicht,
um sein Kapital zu vertauschen, denn der Tausch würde ihn ja nicht aus der
Verlegenheit ziehen, sondern um die Sachen zu verleihen. Aber der Reisende
stößt überall auf die gleiche Sprödigkeit der Abnehmer, und in seinen Berichten ist
das Wort „Überproduktion“ auf jeder Seite zu lesen.


Man beachte hier, daß es sich nicht um eine Überproduktion an Waren, sondern um Überprodukti-


on an Kapital handelt; daß diese Überproduktion nicht auf dem Tauschverhältnis und auf den Lohn


drückt, sondern auf den Zins bzw. die Anleihebedingung. Zur Zeit des Tauschhandels konnte es über-


haupt keine allgemeine Warenüberproduktion geben, sondern nur Überproduktion an Kapital.


Genaugenommen also eine Überproduktion an gegenwärtigen, im Vergleich zum Bedarf an künftigen


Produkten.


Aber der Realkapitalist kann nicht warten, er empfindet den steten, fruchtlosen
Kampf gegen die Elemente der Natur, die seinen Besitz zu vernichten drohen, als
eine stets wachsende Last. Er muß sich seiner
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Sachen entledigen, so oder so, und zwar sofort. Da nun, anscheinend wenigstens,
niemand Verwendung für sein Kapital hat, so sucht er es selbst als Unternehmer in
der Reproduktion zu verwerten. Er denkt also an die Erweiterung seines
Unternehmens und sucht dazu Arbeiter. Aber hier stößt er auf eine neue, unerwar-
tete (für den heutigen Sozialpolitiker höchst lehrreiche) Schwierigkeit. Die Arbeiter
erhöhen ihre Forderungen. Warum? Nun, ist nicht das Angebot von Realkapital an
sich eine Nachfrage nach Arbeit und Arbeitern? Wozu braucht man denn das
Realkapital? Zur Produktion. Und zur Produktion braucht man Arbeiter. Darum
deckt sich die Nachfrage nach Arbeitern stets scharf mit dem Angebot von
Realkapital; Realkapital und Arbeiterbedarf ist ein und dasselbe.


Ein vermehrtes Angebot von Geldkapital treibt zwar den Lohn auch in die Höhe, aber gleichzeitig


damit auch die Preise der Waren, so daß die Lohnerhöhung rein nominell bleibt. Auf die materielle


Erhöhung der Löhne, die nur auf Kosten des Zinses, der Renten, des Profites erfolgen kann, übt ein


verstärktes Angebot von Geldkapital direkt keinen Einfluß.


Kann man sich denn eine Nachfrage nach Arbeitern denken ohne ein entspre-
chendes Angebot von Realkapital? Kann man sich eine Nachfrage nach Brot den-
ken ohne ein gleich großes Angebot von Geld? Wie das Angebot etwas durchaus
Materielles ist, so muß auch die Nachfrage vergegenständlicht sein, falls sie nicht
einfache Bettelei bedeuten soll. Wie wir in dem Vorrat an Weizen auch gleich das
genaue Maß für das Angebot von Weizen haben, so haben wir in dem Vorrat an
Realkapital auch unmittelbar das Maß und die Grenze des Angebots von Kapital,
die Grenze für den Bedarf an Arbeitern. Es ist also klar, daß mit jeder Vermehrung
des Vorrats an Realkapital die Lage der Arbeiter dem Kapital gegenüber gestärkt
wird, wie auch mit jeder Vermehrung des Weizenvorrats sich die Lage der
Brotesser bessern muß. Jede Vermehrung des Vorrats an Realkapital bedeutet
also unmittelbar eine Erhöhung der Löhne, einen größeren Anteil der Arbeiter an
den Produkten der Arbeit. Man beachte aber wohl, daß es sich hier nur um das
Verhältnis zwischen Arbeit und Kapital handelt, nicht um das Tauschverhältnis der
Produkte, und daß erhöhte Lohnforderungen, die auf ein größeres Angebot von
Kapital zurückführen,


unabwälzbar
sind. Die Lohnerhöhung erfolgt auf Kosten des Zinses, und von einer


Entschädigung des Kapitalisten durch ein verändertes Tauschverhältnis zwischen
seinen Produkten und denen der übrigen Kapitalisten kann keine Rede sein, da es
sich um eine allgemeine Erscheinung handelt. Ein verändertes Tauschverhältnis zu
Gunsten des einen müßte sich doch notwendigerweise auf Kosten der anderen
vollziehen. Folglich muß die Mehrforderung der Arbeiter vom Kapital selbst getra-
gen werden.


Für den Unternehmer als solchen ist die durch das vermehrte Angebot von
Realkapital hervorgerufene Lohnerhöhung eine höchst gleichgültige Sache – ob
der Zins hoch oder niedrig ist, ob schließlich auch gar kein Zins mehr aus dem
Realkapital herausgeschlagen werden kann, bleibt auf den nackten
Unternehmergewinn ohne Einfluß. Der Zins gehört ja dem Kapital, dem
Kapitalisten.


Unser Realkapitalist will aber als Kapitalist, nicht als Unternehmer
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entlohnt werden. Nicht der Unternehmergewinn reizt ihn zur Erweiterung seines
Betriebes, sondern die Sorge um sein angehäuftes Realkapital, für welches er
weder zinszahlende Borger noch Arbeiter findet, deren Lohnforderungen noch Zins
oder Mehrwert übrig lassen. Ob er sich also an die Unternehmer (oder Borger)
wendet oder unmittelbar an die Arbeiter, bleibt sich vollkommen gleich. Überpro-
duktion an Realkapital bedeutet eben den Tod des Zinses, ja, wenn wir den Namen
Kapital für Produktionsmittel vorbehalten, die Zins abwerfen, so bedeutet Überpro-
duktion an Realkapital den Tod des Kapitals überhaupt.


Aber die Natur der Realkapitalien läßt unseren Mann nicht schlafen. Diese
Kapitalien müssen untergebracht werden, koste es, was es wolle, koste es selbst
den letzten Rest eines Zinses. Jetzt packt unser Kapitalist kurz entschlossen seine
Kapitalien auf einen Wagen und fährt damit zu Markte, zum Kapitalmarkt, zum
Markt, wo die Kapitalisten und Borger sich zu treffen pflegen. Er will seine Sache
verleihen, nicht tauschen, denn, ich wiederhole es, was könnte er denn für sein
Kapital eintauschen? Er will keine gegenwärtigen Produkte, denn er braucht sie
nicht; er will zukünftige Produkte, eine Forderung auf spätere Zeiten, und das
Angebot zukünftiger Produkte steht dem Angebot gegenwärtiger Produkte gegen-
über heute im Rückstand. Das ist seine Sorge. Bisher bezahlte man für die gegen-
wärtigen Produkte ein Agio, Aufgeld, Zins – jetzt scheint es, als ob das zukünftige
Produkt den Zins beanspruchen wollte.


Man beachte hier, wie der materielle Zwang, sich des Realkapitals zu entledigen, sich immer härter


fühlbar macht. Man vergleiche damit den Geldkapitalisten, der gegen alle Geschäftsgewohnheiten seine


Bank schon bei hellichtem Tage um 4 Uhr schließt und den man noch niemals, Absatz suchend, hat


hausieren gehen sehen.


Nun steht der Realkapitalist auf dem Markt unter einem aufgeschlagenen Zelte,
vor ihm sein Kapital – Kartoffeln, Schwefelsäure, Dynamit, Tuch, usw. usw. Das
alles will er verleihen; es ist eine Auswahl der nützlichsten, unentbehrlichsten
Realkapitalien, Dinge, in deren Anschaffung sich heute gewöhnlich das geborgte
Gold unmittelbar auflöst. Die Preise dieser Dinge kommen hier gar nicht in
Betracht, nur über die Bedingungen der Darlehen soll verhandelt werden. Jetzt
nähert sich ein Bauer, er braucht Saatkartoffeln. „Wieviel Prozent“, fragt er? „Fünf
Prozent“, ist die Antwort des Kapitalisten. „Positiv oder negativ“, erkundigt sich der
Bauer weiter, mit der Hand auf die langen Reihen von Kapitalisten, auf das große
Angebot, weisend. „Natürlich meine ich positiv“, antwortet der Kapitalist. „Dann will
ich noch etwas warten“, sagt der Bauer und geht. Aber der Kapitalist Faßt den
Bauern beim Kittel. „Wir wollen handeln“, sagt er, „wieviel Prozent bietest du?“ „Ich
biete überhaupt keinen positiven Zins und will nur über die Höhe des negativen
Zinses unterhandeln“, erwidert der Bauer. „Ich biete dir 95 für 100 (also 5% nega-
tiv); denn siehe, Freund, dieses große Angebot von Kapital, siehe die geringe
Nachfrage! Beachte, wie die Löhne gestiegen sind, wohl der beste Beweis bzw.
der einzig gültige Beweis, daß das Kapital im Übermaß angeboten wird. Beachte
ferner, daß es schon anfängt zu dunkeln, daß das Barometer gefallen ist. Siehe,
wie es dort wetterleuchtet! Beachte, daß es dir nicht angenehm ist, mit diesen
Realkapitalien durch Nacht und Wind nach Hause zu fahren, um nächste Woche
wieder hier zu sein.
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Beachte auch, daß deine Sachen nicht besser werden, und du wirst dich überzeu-
gen, daß mein Angebot nicht unvorteilhaft ist.“


Wir wollen den Kuhhandel nicht weiter verfolgen. Das bis jetzt Gehörte genügt,
um uns zu zeigen, daß bei der Verleihung von Realkapital tausend Umstände sich
fühlbar machen, die bei der Verleihung von Geld heute vollkommen ausgeschlos-
sen sind. Wer dürfte es heute wagen, dem Geldkapitalisten gegenüber Zweifel
auszusprechen, ob der verlangte Zins positiv oder negativ gemeint ist? Wem
würde es einfallen, den Bankier daran zu erinnern, daß sein Kapital durch längeres
Lagern nicht besser wird, daß es schon spät, daß die Wege aufgeweicht sind, daß
das Barometer ein Gewitter anzeigt? Und doch sind das alles Umstände, die auf
die Bedingungen der Anleihe bei Realkapitalien einen sehr bestimmenden Einfluß
ausüben müssen. Wie ja auch ähnliche Umstände heute auf den Arbeitskontrakt
ihren Einfluß ausüben. Ausgehungerten, arbeitslosen, total verarmten Männern
gegenüber kann man eine Lohnherabsetzung immer leichter durchsetzen, als bei
Arbeitern, die entweder selbst einen Zehrpfennig (Streikkasse) besitzen, oder die
auf die Unterstützung anderer Arbeiter rechnen können. [Marx war anderer Ansicht, er


sagt: Waren- und Geldbesitzer begegnen sich auf dem Markt als „ebenbürtige“ Warenbesitzer! Bd. I, 


S. 130.]


—


Unsere erste Frage nach der Ursache des Zinses lautete: Warum wird Zins
bezahlt? Dann fragten wir: Warum sich Nachfrage und Angebot niemals bei
Darlehen ausgleichen? Im jetzigen Stadium unserer Untersuchung können wir eine
dritte Frage einschieben, die schon kritischer lautet: Ist der Zins, wenn es sich um
die Verleihung von Realkapitalien (Naturaldarlehen) handelt, eine


selbstverständliche Voraussetzung jeder Anleihe?
Von der Beantwortung dieser Frage wird es abhängen, ob die Unentgeltlichkeit


des Kredites oder die Beseitigung des Zinses überhaupt möglich ist. Denn die
Anleihen werden der Realkapitalien wegen gemacht, und wenn die Natur der
Verhältnisse derart ist, daß der Zins als selbstverständlich zu betrachten ist, so
müssen wir die Unentgeltlichkeit des Kredites als eine utopische Träumerei
betrachten, die durch keine Reform irgendwelcher Art jemals verwirklicht werden
kann.


Wie wenig die natürlichen Schwächen des Realkapitals selbst von den grimmigsten Gegnern des
Zinses beachtet und ausgebeutet werden, geht am besten aus der Polemik über Kapital und Zins
zwischen Bastiat und Proudhon (herausgegeben von Arthur Mülberger) hervor. So antwortet Proudhon
auf den dritten Brief Bastiats (S. 119): „Wie Sie sehr richtig sagen, mein Herr, wenn mein Kapital mir
nichts mehr einbringen soll, werde ich es, statt es auszuleihen, behalten, und der Arbeiter, weil er mir
den Zehnten nicht geben will, wird feiern müssen.“


Man beachte hier, daß in dieser Polemik Real- und Geldkapital, wie allgemein üblich, durcheinander
geworfen werden, und daß Bastiat in seinem Briefe den Begriff „Kapital“ wie folgt vergegenständlicht:
Ein Haus, ein Sack Getreide, ein Hobel, ein Stück Geld, ein Schiff (S. 61). Ich frage also hier, ob Bastiat
und Proudhon als Kapitalisten und Besitzer eines Hauses, eines Sackes Getreide, eines Hobels, eines
Schiffes, wenn es darauf angekommen wäre, wirklich bei ihrer Drohung geblieben wären? Hatten sie
das Angebot des Landwirts, der ihnen zwar keinen Zins, aber frisches Getreide zurückzuerstatten ver-
sprach, zu guter Letzt nicht doch für vorteilhafter gefunden, als das Getreide dem Verderben auszu-
setzen?


Bastiat leugnet die Möglichkeit der Unentgeltlichkeit des Kredits und bleibt


251







hartnäckig dabei, daß die Gerechtigkeit für die Leistung des Kapitalisten eine Gegenleistung des
Borgers fordert. Diese Forderung wiederholt er auf jeder Seite seiner sechs Briefe. „Ist das Recht auf
Entgelt ein Attribut des Kapitals wie der Arbeit selbst? Das ist die Frage, die gelöst werden muß, um
einen Schluß für oder gegen die Unentgeltlichkeit des Kredits zu ermöglichen.“ (fünfter Brief S. 157)


Und Proudhon gibt die Notwendigkeit einer Gegenleistung unter den bestehenden Verhältnissen


unumwunden zu, und keinem von beiden fällt es auf, daß die integrale Rückerstattung des Darlehens in


Form eines Sackes Weizen neuer Ernte, eines neuen, modernen Hobels, eines neugebauten, moder-


nen, vielfach verbesserten Schiffes usw. usw. an sich schon eine ganz bedeutende Gegenleistung ist.


Wilhelm lieh dem Jakob vor 30 Jahren eine Nähmaschine im Preis von 150 Mk., eine Jagdflinte 100


Mk., eine Tonne Weizen 265 Mk., alles zusammen 515 Mk., zinslos. Heute zahlt Jakob zurück. Er kauft


eine ganz bedeutend bessere Maschine für 100 Mk., ein Repetiergewehr für 50 Mk. und eine Tonne La-


Plata-Weizen für 165 Mk., zusammen 315 Mk., dazu legt er noch zum Ausgleich 200 Mk. in bar. Ist das


nun keine Leistung?


Freilich, wenn wir hier Real- und Geldkapital durcheinander werfen und Gold an die Stelle des


Realkapitals setzen, so zerfällt besagte Gegenleistung in nichts.


Bastiat nennt selbst die Verwechslung von Real- und Geldkapital die Quelle aller ökonomischen


Irrtümer, mit deren Hilfe es leicht wird, die Fragen zu verwirren (S. 132). Aber es fällt ihm nie ein, diese


Erkenntnis zum Führer in seinen Untersuchungen zu nehmen.


Der eben betrachtete Kuhhandel gründete auf der Voraussetzung eines den
gegenwärtigen Bedarf übersteigenden Angebots von Realkapital; mit andern
Worten, der Vorrat an Produktionsmitteln war größer als das Angebot von
Arbeitskräften.


Die Konkurrenz der Unternehmer hatte alle Arbeiterreserven zur Produktion herangezogen, und es


verblieb ein Rest an Realkapital, der wegen Mangels an Arbeitern unbeschäftigt war. Dieser Rest oder


Überschuß, der natürlich auch Beschäftigung suchte, hatte durch die Wirkung der Konkurrenz die


Löhne bis auf die Maximalgrenze heraufgetrieben, d. h. bis zur Beseitigung des Zinses.


Die Unentgeltlichkeit des Kredits steht und fällt mit der Möglichkeit des hier
Vorausgesetzten. Ist es materiell möglich, daß es überhaupt und zeitweise wenig-
stens zu einer Überproduktion an Realkapital kommt, so muß es auch möglich
sein, daß der Kredit zeitweise unentgeltlich sei. Wir haben also zunächst die Frage
zu beantworten, ob die materiellen Kräfte für die Produktion einer Überproduktion
an Realkapital (Überproduktion gemessen mit dem Wegfall des Zinses) vorhanden
sind und auch nicht erlahmen würden, wenn der Reiz des Zinsgenusses in Wegfall
käme.


Unvorsichtige Leser werden hier vielleicht schon triumphierend auf die ziemlich
allgemein angenommene chronische Überproduktion an Waren hinweisen und
sagen: Diese Waren, die dort in Übermaß erzeugt wurden, sind es nicht
Realkapitalien? Der Unternehmer kann diese Kapitalien nicht erlangen, weil der
Vermittler, das Geld, fehlt, aber das Dasein dieser Waren zeigt, daß wir jetzt schon
eine chronische Überproduktion in Realkapital haben, und daß ohne das
Dazwischentreten des Geldes die Unentgeltlichkeit des Kredites jetzt schon
Tatsache, und zwar eine alte Tatsache, wäre.


Die Folgerung ist jedoch eine leichtsinnige. Würde nämlich das Hindernis wegge-
räumt werden, das dem Austausch der die Überproduktion vorstellenden Waren im
Wege steht, so würde höchst wahrscheinlich nur ein geringer Teil derselben dem
Anleihenmarkt zuströmen. Denn das, was
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uns heute als Überproduktion erscheint, ist nicht so sehr ein Vorrat an fertigen
Erzeugnissen als ein Vorrat an unausgefüllter Arbeitszeit, ein Vorrat an unbeschäf-
tigten Arbeitern. Wird aber die Arbeiterreserve zur Produktion herangezogen und
damit die scheinbare Überproduktion beseitigt, so werden diese Arbeiter sich doch
vor allen Dingen erst satt essen, ehe sie an Ersparnisse denken, ehe sie das
Angebot bei Darlehen beeinflussen. Und wenn wir auch in der Überproduktion
einen Vorrat zu viel erzeugter Waren annehmen wollen, so ist zu bedenken, daß
diese Waren durchaus nicht in Händen von Kapitalisten sind, die imstande wären,
diese Waren auf Jahre hinaus zu verleihen. Gewiß ist Kapital Produkt, aber
Produkt im Besitz von Leuten, die es nicht verkaufen, sondern verleihen wollen.
Nein, die Überproduktion an fertigen Erzeugnissen wird (falls sie wirklich vorhan-
den ist) im Besitz ihrer Erzeuger, also der Unternehmer selbst sein, die selbst wie-
der dem Kapitalisten gegenüber verschuldet sind. Gelingt es dem Unternehmer,
nach Überwindung der Krise seine Überproduktion an Waren abzusetzen, so hat er
gewöhnlich Eiligeres zu tun, als den Erlös dieser Produkte dem Anleihenmarkt
zuzuführen. Darlehen können nur von Kapitalisten gemacht werden, also von
Leuten, die vor allen Dingen in der Gegenwart gut versorgt sind und auch noch
etwas für die Zukunft voraus haben. Und diese Kapitalisten besitzen Geld,
Geldforderungen oder Waren, deren Absatz gesichert ist, weil sie sie nur in dieser
Voraussetzung übernehmen. Also, von einem einfachen Übergang der Überpro-
duktion an Waren auf den Kapitalmarkt kann keine Rede sein. Wird das Hindernis
beseitigt, das dem Austausch jener Waren im Wege steht, so werden diese Waren
als Genußgüter einfach von ihren Besitzern verbraucht.


Die Überproduktion an Waren beweist m. E. überhaupt nichts von dem, was für
die Theorie der Unentgeltlichkeit des Kredits verwertet werden könnte; sie ist nur
ein Beweis, daß der Tausch unterbrochen wurde, in der Regel eine Frage einer
eingetretenen Baisse, Folge unzureichenden Geldangebots. Werfe man einige
Handvoll Banknoten, Goldkörner auf den Markt, so daß mit der vergrößerten
Nachfrage die Baisse in Hausse umschlägt – und von der Überproduktion wird
keine Spur mehr zu sehen sein.


Gewiß, die Waren-Überproduktion und ihre Ursache, die Baisse und Krise, ist der
Bildung von Kapital hinderlich, da doch der Absatz der Produkte Vorbedingung für
die Produktion und Kapitalbildung ist, aber an sich bedeutet sie keine
Kapitalstauung. Am besten ließe sich das praktisch beweisen, wenn man es errei-
chen könnte, daß bei eingetretener Überproduktion an Waren alle Anleihen in
Realkapitalien abgeschlossen würden. Es würde sich da zeigen, daß die Besitzer
jener übererzeugten Waren von solcher Einrichtung keinen Gebrauch machen
könnten, weil sie einfach nicht in der Lage sind, als Kapitalisten ihre Habe zu ver-
leihen. Sie wollen ihre Waren vertauschen gegen andere ihnen fehlende Sachen.


Die einzigen Beweismittel für die Möglichkeit der Unentgeltlichkeit des Kredits lie-
gen m. E.


1. in der gewaltigen modernen Produktionskraft,


2. in dem Sparsinn des Spießbürgers, des normalen Menschen,


3. in der Erleichterung des Sparens durch die Beseitigung des Zinses,
wobei natürlich das Geldsparen ausgeschlossen sein muß.
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Hierzu kämen als Hilfstruppen in Betracht:


1. die Möglichkeit, durch die Geldreform der Wirtschaftskrisen Herr zu wer-
den, die ja mehr Kapital verschlingen als die Unternehmer selbst,


2. die Möglichkeit, mittels der Geldreform die Handelsspesen auf einen
geringen Bruchteil des jetzigen Betrages herabzusetzen, was eine entsprechende
Lohnerhöhung herbeiführen und die Arbeiter in die Lage versetzen würde, größere
Ersparnisse zu machen (natürlich in Form von Realkapital),


3. die Verstaatlichung der Grundrente zugunsten der Steuerzahler durch
die Bodenreform.


Da letztere drei Faktoren nur für die Geld- und Bodenreformer Beweiskraft
haben, so will ich mich an die ersten drei Faktoren halten. Sie reichen für meine
Zwecke übrigens für sich aus.


1. Die Produktionskraft. Ich glaube, niemand ist darüber im Zweifel, daß, wenn
die Produzenten sich völlig ungehindert ins Zeug legen könnten, daß, wenn alle
Reserven an Arbeitern und Arbeitszeit herangezogen würden, das heutige
Verhältnis von Angebot zu Nachfrage bei Anleihen sich bald von 105 auf pari ver-
schieben würde. Denn es ist ja ein relativ wirklich lächerlich kleiner Mangel an
Realkapital, der dem Zins die Daseinsbedingungen bereitet. Eine Vermehrung des
Bestandes an Realkapital um vielleicht nur 10% würde die heutige Nachfrage ohne
Rest decken. Freilich darf kein Export von Kapital diesen Ausgleich verhindern,
denn die Unentgeltlichkeit des Kredites ist kein Problem, das von einem Volk allein
gelöst werden kann. Es ist ein internationales Problem.


Wenn Europa in dem kapitalarmen Ausland keinen Abnehmer hätte für seine


Produktionsüberschüsse, so wäre entweder die Unentgeltlichkeit des Kredits schon längst zur Tatsache


geworden, oder Wirtschaftskrisen hätten die Bildung dieser Überschüsse verhindert. Unter dem jetzigen


Goldsystem wäre natürlich letzteres eingetreten.


Wäre der Tausch, der mit der Produktion Hand in Hand gehen muß, heute völlig
ungehindert, träte nicht mit jedem Anlauf zu vermehrter Produktion und vermehr-
tem Angebot auch gleich und automatisch ein Preisrückgang ein (infolge ungenü-
genden Geldangebots), der Tausch und Handel unmöglich macht und die
Produktion unterbricht, an der Produktionskraft würde es sicherlich nicht fehlen, um
alle Arbeiter quantitativ mit Produktionsmitteln zu sättigen.


Wie groß die Produktionskraft ist in Ländern, die planmäßig mit geschulten
Kräften an die Arbeit gehen, sieht man an Amerika. Gestern noch das beste
Absatzfeld für alle europäischen Kapitalüberschüsse, ist dieses Land schon heute
zum Kapitalexport, von der Nachfrage zum Angebot übergegangen. Dabei ist zu
beachten, daß dieses Land noch gleichzeitig für jährlich fast eine Million
Einwanderer Unterkunfts- und Arbeitsmittel liefern mußte, und daß die teuersten
Exportartikel, die fetten Erbinnen von Milliarden gratis bei den europäischen
Fürsten abgesetzt werden.


Bau des Panamakanals mit amerikanischem Kapital, Kolonisation der Philippinen, der


Sandwichinseln und Westindiens. Besiedlung Kanadas mit
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Hunderttausenden von kapitalkräftigen amerikanischen Farmern. Platzierung deutscher und japani-


scher Renten in New York usw.


2. Der Sparsinn. Spart man des Zinsgenusses wegen oder für den Winter des
Lebens und der Jahreszeit? Zu beachten ist hier, daß man nicht von einer
Sparsitte, sondern allgemein von einem Sparsinn spricht. Die Sinne (oder Instinkte)
waren aber alle ausgebildet, lange bevor an Zinsen gedacht wurde. Die Not lehrte
den Menschen sparen zu einer Zeit, da sein Gehirn noch plastisch war, und so hat
sich das Sparen zu einem erblichen Sparsinn ausgebildet. Man spart, um über
schlechte Zeiten hinwegzukommen. Die Bienen sparen, die Hamster sparen, der
Bär spart (durch Fettansatz), aber von Zinsen ist in der Natur nirgendwo eine Spur
zu sehen. Ja, wie lange ist es denn her, daß die Sparer direkt auf Zinsen spekulier-
ten? Wie lange ist es her, daß der Strumpf und die Strohmatratze noch allgemein
als Sparkasse angesehen wurden? Und die Menschen sollen früher ebenso spar-
sam gewesen sein wie heute. Gewiß, der Zinsgenuß spornt auch zum Sparen an,
aber es ist eine Tatsache, daß in Europa, wo der Zinsfuß am niedrigsten ist, am
intensivsten gespart wird. Diese Tatsache beweist ja, ich gestehe es, direkt nicht
viel, weil man einwenden kann: Es kann in Europa viel gespart werden, weil der
Zinsfuß so niedrig ist, aber mit dieser Einwendung fällt man ja dem dritten
Beweismittel in die Hände. Denn wenn eine Ermäßigung des Zinses schon an sich
die Löhne so beeinflußt, daß dem Sparer das Sparen erleichtert wird, um wieviel
mehr muß dann die völlige Beseitigung des Zinses das Sparen erleichtern, das
Sparen fördern? Rechnen wir, daß dem Arbeiter für die Verzinsung des Kapitals,
das er in der Fabrik besetzt, 5% des Arbeitsproduktes abgezogen werden (bei 5%
Zinsfuß und einem Verhältnis von 10 000 Mk. Kapital auf 1000 Mk. jährlicher
Löhne), so macht das auf 1000 Mk. Lohn 500 Mk. Zins. Diese 500 Mk. an Zins
muß also der Arbeiter zuerst für den Kapitalisten sparen, ehe er an sich denken
kann. Man spart aber immer nur das letzte Ende des Einkommens, und darum
muß ein Arbeiter, der 1500 Mk. Einkommen hat, leichter 500 Mk. sparen können
als 1 Mk. bei 1000 Mk. Einkommen.


Die Beweise, die ich hier zusammentrage, sind natürlich keine zwingenden
Beweise, denn das Problem greift hier gleich in die Psychologie über. Der Mann,
der 1000 Mk. verdient, kann leichter 50 Mk. sparen als ein Mann bei 950 Mk.
Einkommen. Aber wird er es tun? Wird ein Mann mit 1000 Mk. Einkommen ebenso
die Notwendigkeit zu sparen einsehen wie ein Mann, der nur 950 Mk. Einkommen
hat? Ich glaube das, kann es aber natürlich nicht beweisen. Ob er es tut, kann nur
die Erfahrung lehren. Man sagt allerdings, daß der Mittelstand im allgemeinen vor-
sichtiger ist und mehr Sparsinn zeigt als der Tagelöhner, und eine Lohnerhöhung
bedeutet ja eine Annäherung an den Mittelstand, eine Verschmelzung der Stände.
Aber ist der größere Sparsinn des Mittelstandes nicht vielleicht eine Folge geringe-
rer Kraft, geringeren Sicherheitsgefühles dieses Standes? Ein Tagelöhner hat in
seinen Fäusten vielleicht eine festere Unterlage als mancher Mittelstandsbürger,
der sich nur auf Urkunden, verbriefte Rechte usw. berufen kann. Fäuste bieten
jedenfalls mehr Sicherheit als Pergamente, und der Sparsinn entspringt einem
Ohnmachts- und Schwächegefühl. Jedoch auch die Kraft der Fäuste läßt nach,
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und mit zunehmendem Alter wird auch den Tagelöhner ein Ohnmachtsgefühl
beschleichen, das ihn ans Sparen mahnen wird. [Knut Wicksell geht in seiner Studie


„Geldzins und Güterpreise“ von der genau entgegengesetzten Voraussetzung aus; er meint nämlich,


das Angebot von Realkapital sei schon durch rein physische Verhältnisse begrenzt. S. VI. Welcher Art


diese Verhältnisse sind, sagt er nicht. Wenn er dabei nicht an den Boden gedacht hat, dann stimmt die


Behauptung nicht, denn die Realkapitalien sind Arbeitsprodukte, also wie diese selbst physisch so gut


wie unbegrenzt.]


—


Wir haben bisher nur das Angebot von Realkapital berücksichtigt, wie es sich der
Unentgeltlichkeit des Kredits gegenüber verhalten würde; es ist jedoch klar, daß
die Nachfrage auch ein Wort mitzusprechen haben würde, denn die
Unentgeltlichkeit des Kredites kann doch kaum ohne Einfluß auf die Nachfrage für
Darlehen bleiben, ja mancher wird sogar geneigt sein, von vornherein anzuneh-
men, daß durch die Beseitigung des Zinses die Nachfrage nach Kapital ins Blaue
hinein wachsen müßte und daß schon aus diesem Grunde ein Ausgleich zwischen
Nachfrage und Angebot bei Anleihen und damit natürlich auch die Unentgeltlichkeit
eine unmögliche Sache sei.


So sagt z. B. Bastiat in dem bereits erwähnten Briefwechsel mit Proudhon (S.164): „Ich werde für den


Rest meiner Tage umsonst ein schönes Haus auf dem Boulevard mieten, mit einem auserwählten


Meublement, und dazu noch eine Million. Mein Beispiel wird ohne Zweifel ansteckend sein, und es wird


eine Unmasse Erborger in der Welt geben. Wenn dann nur die Darleiher nicht fehlen, so werden wir alle


ein fröhliches Leben führen.“ Und auf diesen Unsinn bleibt Proudhon die Antwort schuldig.


Diese Annahme jedoch ist unbegründet, wie ich das gleich ausführlich zeigen
werde. Immerhin ist es sicher genug, daß die Unentgeltlichkeit des Kredits
Umwandlungen hervorbringen muß, in der Nachfrage nach Kapital sowohl wie
auch namentlich in unserer Gedankenwelt. Wer in den Produktionsmitteln immer
ein Kapital gesehen hat, das Zins abwirft, wer von Kindesbeinen an immer mit Zins
gerechnet hat, wer in dem Zins die Kraft erblickt, die heute den gesamten
Wirtschaftsbetrieb in Gang erhält, dem wird es sicherlich schwerfallen, sich gleich
in die wirtschaftlichen Verhältnisse hineinzudenken, die die Unentgeltlichkeit des
Kredits begleiten.


Da ist zunächst die Frage: Wer denn noch Häuser, Maschinen, Fabriken errich-
ten würde, wenn man das alles sowieso mietfrei haben kann? Antwort: Niemand.
Aber, heißt es dann, es wird doch immer ein Bedarf, eine Nachfrage nach solchen
Dingen bestehen; nicht jeder wird ein Haus, nicht jeder Arbeiter eigene
Produktionsmittel besitzen. Ist aber die Hervorbringung dieser Sache, die Deckung
der Nachfrage abhängig gemacht von einer Miete, so wird auch immer Miete
gezahlt werden müssen. Wirft aber das immobilisierte Kapital Zins ab (man beach-
te den Sprung von Miete auf Zins), so ist nicht einzusehen, warum nicht auch das
mobile (flüssige) Kapital Zins abwerfen soll, da doch ersteres ein Produkt des letz-
teren ist?


Hierzu ist zu bemerken: Miete und Zins sind nicht dasselbe. Die Miete von
Häusern, Maschinen, Fabriken setzt sich (abgesehen von der Grundrente) zu-
sammen aus:
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1. dem Zins für das in den Baukosten verwendete mobile Kapital,


2. der Abnutzungsprämie (Feuerversicherung und Abschreibungen).


Fällt also auch infolge der Unentgeltlichkeit des Kredits der erste der beiden
Bestandteile der Miete fort, so bleibt doch der zweite Teil. Diese
Abnutzungsprämie, durch welche der Besitzer wieder nach und nach in den Besitz
des ursprünglichen, in der Herstellung des Immobils verausgabten flüssigen
Kapitals gelangt, ist je nach der Natur der Sache bald größer, bald kleiner. Für
Häuser mag sie (mit Reparaturkosten und Versicherungen) 2 oder 3% ausmachen,
für Fabriken das Doppelte und für Maschinen das Fünffache.


Nun fragt es sich: Würde noch jemand ein Interesse daran haben, flüssiges
Kapital, für welches sonst kein Zins bezahlt wird, in Häusern usw. zu immobilisie-
ren, wenn zwar die Abnutzungsprämie, aber kein Kapitalzins gefordert werden
kann?


Der Ausdruck „immobilisieren“ gilt hier nicht in dem absoluten Sinne, den man ihm gewöhnlich bei-


misst. Ein Immobil, das in Abnutzungsprämien zerfällt, von dem jährlich ein Teil abgeschrieben werden


muß, ist doch nichts Immobiles mehr. Ein Haus verbraucht sich ebenso wie ein Hemd, nur langsamer.


In Berlin sollen viele kaum 30 Jahre alte Häuser umgebaut worden sein, weil sie den Anforderungen der


Neuzeit nicht mehr entsprachen. Hier käme also ohne Reparaturen und Versicherung eine


Abnutzungsprämie von mehr als 3,5% der Baukosten zur Verrechnung.


Ich glaube diese Frage ohne weiteres bejahen zu können, denn das Immobil
würde in diesem Falle einem den Mietern gemachten Darlehen gleichen, das in der
Abnutzungsprämie ratenweise und zinsfrei zurückgestellt wird.


Und diese Form der Sparanlage, d. h. die ratenweise Zurückerstattung, wäre für
die meisten Sparer gerade die bequemste und sicherste. Der Sparer hat im Hause
das Pfand seines Darlehens; dann ist es für ihn angenehmer, jährlich einen Teil
seines Guthabens zu erhalten, als wenn ihm das Darlehen am Verfalltage des
Wechsels, des Schuldscheines usw. zurückbezahlt wird – was ihn dann zwingt,
wieder eine neue Anlage zu suchen. Dabei hat es jeder Sparer in der Hand, durch
die Wahl des Immobils die Rückzahlung in kürzerer oder längerer Zeit zu bewirken.
Da von Zinsen keine Rede mehr ist und man sich mit dem Gedanken vertraut
machen muß, daß das Gesparte ein Ende nehmen wird, so wird (wenn wir von
bezl. Versicherungsgesellschaften absehen) jeder Sparer dasjenige Immobil als
Sparanlage benutzen, dessen Abnutzungsrate mit derjenigen seines eigenen
Lebens übereinstimmt – so daß die gänzliche Abnutzung des Immobils mit seinem
Todestage zusammenfällt. Für etwaige Rechenfehler kann man ja etwas reichlich
rechnen, und wer sehr vorsichtig ist, kann sich in eine Versicherung einkaufen.
Junge, gesunde Leute werden darum wohl tun, steinerne Häuser als Sparanlage
zu wählen, kränkliche Leute werden Häuser aus Fachwerk vorziehen, die soge-
nannten Todeskandidaten werden sich für die Maschinenanlagen mit hohen
Abnutzungsprämien entschließen, und die Greise werden einfach Vorräte anlegen.


Wirkliche Immobilien, d. h. solche Werke, die Jahrhunderte lang gebrauchsfähig
bleiben, bei denen eine Abnutzung kaum in Anschlag kommt (Tunnel, Kanäle,
Nivellierungen, Ausroden von Waldboden, Eisenbahndämme
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usw. usw.) können der Regel nach nur auf Grund von Konzessionen, die mit
Enteignungsrechten verbunden sind, ausgeführt werden. Es sind öffentliche
Arbeiten, und wenn Private sie für eigene Rechnung ausführen, so behält doch der
Staat die Aufsicht über Tarife usw. Mit der Unentgeltlichkeit des Kredits wird daher
der Staat die Tarife so berechnen, daß der Unternehmer aus den Überschüssen
sein Kapital ratenweise tilgen kann. Ist das geschehen, so fällt das Unternehmen
an den Staat zurück. Es würde sich in solchen Fällen auch nur um ein
Privatdarlehen an den Staat mit ratenweiser Abzahlung handeln, mit dem einzigen
Unterschied, daß der Gläubiger ein Pfand in Händen hat und daß die
Ratenzahlungen in den Frachtsätzen erhoben werden.


Wir ersehen aus alledem, daß die Unentgeltlichkeit des Kredites kein Hindernis
dafür wäre, daß auch fernerhin die sogenannten „Immobilien“ als Sparanlagen
befrachtet würden und daß zinsfreie Wohnungen nicht dasselbe wie mietfreie
Wohnungen bedeuten. Erstere sind möglich, falls die Unentgeltlichkeit des Kredites
möglich ist, letztere sind unter keinen Umständen möglich.


Nun haben wir uns noch mit der weitverbreiteten Ansicht zu beschäftigen, daß
die Nachfrage bei Anleihen für Unternehmerzwecke ins Fabelhafte, ins Blaue hin-
ein wachsen würde, falls der Zins in Wegfall käme.


Diese Annahme setzt voraus, daß der Unternehmer dem Arbeiter Zins (oder
sogenannten Mehrwert) selbst dann noch ankreiden könne, wenn derselbe Arbeiter
(Personalkredit vorausgesetzt) Kapital zinsfrei für die Anschaffung eigener
Produktionsmittel erhalten kann und den Unternehmer, als Besitzer der
Produktionsmittel, gar nicht mehr braucht.


In dieser Annahme steckt also die Behauptung, daß der Unternehmer dauernd in
der Lage bleiben würde, seine Produkte mit Zins belastet abzusetzen, während er
– soweit es sich um den Besitz des Kapitals handelt – in jedem kreditwürdigen
Arbeiter einen ebenbürtigen Konkurrenten hat. Dies aber widerspricht dem
Gesetze der Konkurrenz, wenn anders wir nicht diese Behauptung so deuten müs-
sen, daß es nicht genügend kreditfähige Arbeiter (oder Arbeiterassociationen) gibt,
um sich als Konkurrenz unter den Unternehmern fühlbar zu machen.


Rechnet man im Durchschnitt 15 Mann auf ein Unternehmen und, nach Abzug des Grundkapitals,


1000 oder 2000 Mark Kapital auf den Arbeiter, so müßte man unter 15 Mann immer wenigstens einen


finden, dem man 15 000 – 30 000 Mark Kredit eröffnen kann. Für heutige Verhältnisse, d. h. unter


Berücksichtigung des durchschnittlichen Alkoholkonsums der Arbeiter, scheint das etwas viel, aber


diese Verhältnisse sollen sich ja bedeutend bessern und, so weit ich unterrichtet bin, soll es ja heute


schon zahlreiche abstinente Arbeiter geben, so daß es bald nicht mehr schwerfallen würde, unter 15


Arbeitern wenigstens einen völlig nüchternen Mann zu finden. Und viel mehr als Nüchternheit ist für den


persönlichen Kredit zu Produktionszwecken nicht notwendig. Ich will nicht sagen, daß mit der


Unentgeltlichkeit des Kredits jeder Abstinent ein konkurrenzfähiger Unternehmer wird; nein, ich behaup-


te hier nur, daß mit der Abstinenz die Masse, aus der sich die Unternehmer rekrutieren, wachsen würde


und damit auch die Konkurrenz der Unternehmer unter sich.


Wenn aber der Unternehmer aus der Unentgeltlichkeit des Kredits keinen unmit-
telbaren Vorteil ziehen kann, wenn der ganze Vorteil eines solchen wirtschaftlichen
Zustandes dem Lohne zugute kommt, welchen Anlaß hätte dann der Unternehmer,
sein Unternehmen zu erweitern? Und welchen Anlaß hätte endlich auch der
Arbeiter, sich eigene Produktions-      Produktionsmittel
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mittel anzuschaffen, wenn ihm diese von seinem bisherigen Unternehmer zu glei-
chen Bedingungen zur Verfügung gestellt werden wie vom Sparer oder
Kapitalisten, d. h. zinsfrei? Die Abnutzungsprämie, die der Unternehmer von den
Produkten des Arbeiters abziehen würde, müßte ja immer so ziemlich übereinstim-
men mit den Abschlagszahlungen, die der Gläubiger vom Arbeiter fordern wurde.


Man darf hier nie die Tatsache aus dem Auge lassen, daß jede Erweiterung des
Unternehmens auch wieder eine entsprechend größere Anzahl Arbeiter bean-
sprucht. Die Möglichkeit einer allgemeinen Betriebsvergrößerung ist also nicht
allein durch den Vorrat an Kapital, sondern durch die Zahl der Arbeitslosen scharf
begrenzt. Von dem Augenblick an, wo alle Reserven an Arbeitszeit und Arbeitern
zur Arbeit einberufen sind, kann keine allgemeine Betriebserweiterung mehr statt-
finden. Höchstens um Versuche in dieser Richtung kann es sich handeln, die vom
Wettbewerb der Unternehmer unter sich ausgehen, aber jeder einzelne Versuch in
dieser Richtung kann immer nur die eine Wirkung haben: eine allgemeine
Lohnerhöhung.


Für die Vergrößerung der Betriebe (mehr Pflüge, mehr Webstühle, vierfaches
Eisenbahngeleise, mehr Häuser, Schiffe) ist daher die Unentgeltlichkeit des
Kredites durchaus kein Reizmittel; eine solche Vermehrung kann nur vom
Wachstum der Bevölkerung gefordert werden.


Anders verhält es sich mit der Verbesserung der Produktionsmittel, mit der
Einführung arbeitsfördernder Maschinen. Aber solche Verbesserungen hängen
nicht vom Zins ab, sondern von Erfindungen, meistens vom Zufall.


Wollte man auch heute Unternehmern die Mittel zinsfrei zur Verfügung stellen,
um arbeitsparende Einrichtungen zu treffen – man würde sie damit in Verlegenheit
setzen. Immerhin sind Erfindungen von allgemeiner Bedeutung schon oft gemacht
worden (Dampfkraft), und wenn sich eine ähnliche Erfindung heute wiederholte, so
daß man mit geliehenem Kapital durch Verbesserung der Produktionsmittel bei
gleicher Arbeit ein nennenswertes Mehr erzeugen könnte, so würde der
Anleihemarkt vielleicht einem „Run“ ausgesetzt sein. Es würde zu weit führen, woll-
te ich den Einfluß eines solchen Ereignisses auf das Verhältnis vom Angebot zur
Nachfrage bei Anleihen ins einzelne verfolgen; es genüge hier, daran zu erinnern,
daß solche arbeitsparenden Erfindungen infolge der gewachsenen Ergiebigkeit der
Arbeit unmittelbar wieder das Angebot bei Anleihen vermehren, wodurch sich der
Ausgleich bald wieder herstellen muß. Ich brauche hier nur an die Eisenbahnen zu
erinnern, die ungeheure Kapitalien verschlungen, diese aber gleich wieder, tau-
sendfach vergrößert, wiedergegeben haben.


Für die Verbesserung der Gewehre z. B. liegen Millionen und aber Millionen bereit, doch fehlt die


Nachfrage für diese Millionen, weil niemand heute anzugeben weiß, wie man das Gewehr verbessern


könnte. Für eine wirklich brauchbare Flugmaschine liegen ungezählte Milliarden zur Verfügung des


Erfinders – er meldet sich leider nicht. Darum kann es als ausgemacht betrachtet werden, daß sich


jedes Land zu jeder gegebenen Zelt quantitativ und qualitativ mit Produktionsmitteln sättigen läßt.


Man behauptet ferner, daß die Beseitigung des Zinses manches Unternehmen
noch möglich machen würde, das heute der Zinsen wegen,
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die man von jedem Unternehmen erwartet, nicht ausgeführt werden kann, so z. B.
der Bau menschenwürdiger Wohnungen für alle.


In diesem Satz geht offenbar der Mahlzeit die Verdauung voran. Der Zins wird
erst dann auf Null fallen können, wenn alle die gedachten Werke, im Umfange der
sich bei Zinsfreiheit einstellenden Nachfrage, ausgeführt sein werden – denn die
Unentgeltlichkeit des Kredits kann nur die Folge allgemeiner Sättigung sein, d. h.
der Vorrat an Realkapital muß den gegenwärtigen Bedarf voll decken können.
Solange eine ungedeckte Nachfrage nach Realkapital (Häusern z. B.) besteht,
kann die Unentgeltlichkeit des Kredites sich nicht einstellen; für Häuser z. B. wird
der Mietpreis über der Abnutzungsprämie stehen, also Zins enthalten. Da nun
zusammen mit dem Zinsfuß auch die Hausmiete fallen wird und mit der
Ermäßigung der Hausmiete das bestehende große Ausdehnungsbedürfnis der
Stadtbewohner sich in Nachfrage nach größeren Wohnungen verwandelt, so ist es
klar, daß noch große Kapitalien verbaut werden müßten. Diese Kapitalien (natürlich
Realkapital) müssen also zuerst produziert, gespart und verbaut werden, ehe die
Unentgeltlichkeit des Kredites zur Tatsache werden kann. Aber auch hier wäre es
ein Fehler, wenn wir das Ausdehnungsbedürfnis für eine blaue, unbegrenzbare
Größe halten wollten. Jede größere Wohnung beansprucht mehr Mobiliar, verur-
sacht mehr tägliche Arbeit für die Hausfrau sowie Kosten für Licht und Feuerung.
Die Abnutzungsprämie verschlingt immer eine verhältnismäßig hohe Summe. Dann
beansprucht die größere Wohnung mehr Baugrund und Grundrente, und wenn
auch letztere durch die Grundrentensteuer dem Staate zugeführt wird, so muß sie
doch direkt vom Mieter getragen werden, ja, es ist sogar anzunehmen, daß in vie-
len Fällen der Unterschied in der um den Kapitalzins herabgesetzten Baumiete ein-
fach der Grundrente, der Staatskasse zugute kommen würde. Somit würden die
größeren täglichen Unkosten der größeren Wohnung, zusammen mit der vergrö-
ßerten Abnutzungsprämie und der gestiegenen Grundrente dem
Ausdehnungsdrang ziemlich enge Grenzen ziehen.


Die Wohnung ist jedoch neben den gewerblichen Anlagen das einzige Bedürfnis,
dessen Deckung die Immobilisierung größerer Kapitalien beansprucht. Wenn wir
auch dem Jäger ein zweites Gewehr, dem Bauer einen zweiten Pflug, dem Weber
einen zweiten Webstuhl zinsfrei anbieten – sie werden das Angebot zurückweisen
– denn abgesehen davon, daß diese Gegenstände Platz beanspruchen und gehü-
tet werden müssen, so bedeutet zinsfrei nicht mietfrei, es bleibt für alles
Realkapital immer eine Abnutzungsprämie zu zahlen, die auch dann noch zu zah-
len ist, wenn der Pflug gar nicht benutzt wird, sondern in der Ecke verrostet.


Alle übrigen großen Werke, wie Eisenbahnen, Kanäle, Entwässerungen usw.
können nur auf Grund einer Konzession, also durch Vermittlung des Staates, unter-
nommen werden. Da handelt es sich nicht mehr um Waren, die dem Gesetze des
Wettbewerbes unterworfen sind, sondern um Monopole und gesetzlich festgesetzte
Tarife, von deren Annahme die Erteilung der Konzession und der
Enteignungsrechte abhängig gemacht wird. Werden nun vom Staat die Tarife auf
Grund der Unentgeltlichkeit des Kredites berechnet, so ist es klar, daß solche
Konzessionen nur solange nachgesucht werden, als wie auch Kapital zinsfrei
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angeboten wird. Diese Unternehmungen werden also unmittelbar von der
Unentgeltlichkeit des Kredites abhängig sein und diese Unentgeltlichkeit zur
Voraussetzung haben. Sie können unmöglich in größerem Umfang in Angriff
genommen werden als die Produktion von Realkapital gestattet, sie können die
Nachfrage nach Kapital nicht auf eine die Zinsfreiheit gefährdende Höhe treiben.
Genaugenommen werden solche Werke nur solange unternommen werden kön-
nen, als die Kapitalüberschüsse Neigung zeigen, den Zins unter null zu drücken
(also bei negativem Zins).


Solange wir bei Anleihen das wirklich benötigte Realkapital im Auge behalten,
stoßen wir also, wo wir auch die Sonde der Unentgeltlichkeit des Kredites anlegen,
nirgendwo auf Widerstand. So wenig auf Seiten der Nachfrage wie auf Seiten des
Angebots stießen wir auf materielle Hindernisse, die den zinsfreien Darlehen im
Wege stehen.


Soweit es sich um das bei Anleihen wirklich gesuchte, um das Realkapital han-
delt, ist die Bahn zur Unentgeltlichkeit des Kredits frei.


Wohlverstanden, es ist nicht gesagt, daß zu allen Zeiten, an allen Orten, unter
allen Verhältnissen sich Nachfrage und Angebot bei Darlehen stets ausgleichen
müssen. Nein, das habe ich nicht gesagt. Was ich sage und behaupte, ist, daß
sich Nachfrage und Angebot von Realkapital ausgleichen können, daß einem sol-
chen Ausgleich kein materielles Hindernis im Wege steht, weder auf Seiten des
Angebots noch auf Seiten der Nachfrage. Es gibt Zeiten, in denen mehr konsu-
miert als produziert wird, in Kriegen und bei Fehlernten z. B., und namentlich auch
in Wirtschaftskrisen. Daß dann, wenn die Arbeit wieder aufgenommen wird, das
Realkapital selten ist und die Besitzer von solchem gegenüber der Nachfrage im
Vorteil sind und sich diesen Vorteil mit Zins bezahlen lassen, ist selbstverständlich.
Aber gerade weil das so überaus selbstverständlich ist, muß die Möglichkeit des
entgegengesetzten Falles auch selbstverständlich sein.


Dies vorausgesetzt, können wir unseren Fragen nach der Ursache des Zinses
nun endlich eine Fassung geben die der Lösung des Zinsproblems alle Türen öff-
net, ja dieser Lösung ganz nahe auf den Leib rückt.


Sie lautet:


Warum ist der Zins bei Gelddarlehen eine selbstverständliche Bedingung, wäh-
rend doch den Realkapitalien gegenüber diese Bedingung durchaus nicht als
selbstverständlich angesehen werden kann?


Die Antwort auf diese Frage liegt auf der Hand: Weil das Geldkapital nicht wie
das Realkapital einem unmittelbaren, unabwälzbaren Zwangsangebot unterworfen
ist. Niemand wird durch die Natur seines Kapitals gezwungen, das Geld zu verlei-
hen. Kann man doch das Geld ohne Unkosten aufbewahren. Kann man heute kei-
nen Zins ausbedingen, so schließt man das Geld einfach wieder ein. Denn das
Geldkapital ist unverwüstlich. Seit mehr als 30 Jahren lagern in Spandau in einem
Erdloch 100 Millionen, und nicht ein Pfennig ist davon verloren gegangen. Von den
Sorgen des Realkapitalisten ist mit der Einführung des herkömmlichen Geldes
nichts auf den Geldkapitalisten übergegangen. Ich habe diese Realkapitalien vor
den fünf Sinnen des Lesers vorbeidefilieren lassen; er weiß, was es für Dinge sind.
Nun vergleiche er diese Real-    Realkapitalien
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kapitalien mit dem Geld, dann wird er wissen, warum der Zins beim Geld selbst-
verständlich ist und beim Realkapital nicht.


Noch deutlicher wird der Kontrast zwischen Real- und Geldkapital jedoch hervor-
treten, wenn wir uns beide Kapitalien dem Einfluß einer Vermehrung ausgesetzt
denken. Nehmen wir an, durch irgendein Ereignis erführe das Realkapital eine
Verdoppelung. Was wäre die Folge? Natürlich doppelt starkes Angebot bei
Anleihen und eine entsprechende Verschiebung in den Bedingungen der Anleihe
(und des Lohnes).


Die gleiche Annahme beim Geldkapital hätte einfach einen Preisfall des Geldes
den Waren gegenüber zur Folge, jedoch auf den nackten Zins, auf die
Bedingungen der Anleihe wäre ein solches Ereignis ohne Einfluß. Man könnte den
Vorrat an Gold, Silber oder Papiergeld um das Zehn-, 100- und 1000-fache vergrö-
ßern, von diesem Vorrat würde niemals ein Heller zinsfrei ausgeliehen werden.


Als mit der Entdeckung Amerikas Europa mit Geldmetall überschwemmt wurde,
blieb der Zins; als John Law Papiergeld nach Wunsch des Volkes ausgab, blieb
der Zins; als Marat die Zügel der Assignatenfabrikation in die Hand nahm, blieb der
Zins; als die kalifornischen Abenteurer die Geldfabrikation der Welt beherrschten,
blieb der Zins. Als man in Deutschland in dem eroberten französischen Gold
schwelgte, blieb der Zins; als man in Argentinien in Papiergeld schwelgte, blieb der
Zins; jetzt, da man in Mexiko in Silbergeld schwelgt, bleibt der Zins. Kurz, man
kann das heutige Geldkapital behandeln und mißhandeln wie man will, Zins wird
es unter allen Umständen abwerfen.


Unter allen überhaupt denkbaren Verhältnissen bleibt der Zins ein selbstver-
ständlicher Begleiter des herkömmlichen Geldes.


Das ist eine Tatsache, die sich nicht bestreiten läßt, und diese Tatsache wollen
wir jetzt als Grundlage benutzen, um das Verhältnis zwischen Geld- und
Realkapital zu beleuchten.


Ich will, der allgemeinen Ansicht entgegen, den Nachweis erbringen, daß nicht
der Geldzins sich dem Zins der Realkapitalien anpaßt, sondern daß umgekehrt der
Zins der Realkapitalien voll und ganz vom Geldzins beherrscht und begrenzt wird.
Ich will zeigen, wieso, wenn der Geldzins selbstverständlich ist, auch das
Realkapital stets und unter allen Umständen Zins abwerfen muß. Ich will beweisen,
daß die nackte sogenannte Mehrwertrate, auch wenn sie vom Realkapitalisten,
vom Unternehmer erhoben wird, weiter nichts als gemeiner Geldzins ist, nichts als
ein Tribut, den das Geld für die Vermittlung des Warenaustausches erheben und
auf alle Fälle erpressen kann.


Zunächst erinnere ich daran, daß mit der Ausbreitung und Vertiefung der
Arbeitsteilung der Tausch und damit auch das Geld immer unentbehrlicher wird.
Der unmittelbare Tausch, der sogenannte Tauschhandel, ist heute für alle Waren
so gut wie ausgeschlossen, und damit ist die Übergabe der Ware an den Handel,
an den Kaufmann, zu einem materiellen Zwang geworden. So gut wie alle Waren
werden heute kaufmännisch verhandelt. Der Kaufmann übernimmt die Produkte
der Arbeitsteilung, die Waren, er bezahlt den Produzenten mit Geld und verkauft
die Waren an den Konsumenten gegen Geld.


Die Kreditverkäufe werden wir später bei Ermittlung der Zinsgrenzen besprechen.
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Der Kaufmann muß also den Geldbetrag der Waren vorschießen, denn zwischen Kauf und Verkauf


liegt Zeit. Der Kaufmann diskontiert die Waren, ähnlich wie die Bank die Wechsel diskontiert. Da aber


selbstverständlich niemand Geld ohne Zins vorschießt oder verleiht, so ist es klar, daß der


Kaufmann den Austausch der Waren von einer entsprechenden Zinsvergütung abhängig machen wird.


In den Handel wird also keine Ware aufgenommen, die nicht eine Zinsbelastung
verträgt.


Ob dieser Zins dem Konsumenten im Preise zugerechnet oder dem Produzenten (Arbeiter) im Lohn


abgerechnet wird, ist gleichgültig – da die Produzenten gleichzeitig Konsumenten sind.


Das heißt: Der Preis, den der Kaufmann nach Lage der Verhältnisse für die
Waren zu erlangen hofft, muß unter allen Umständen ausreichen, um den Lohn
des Arbeiters zu bezahlen und um den Geldvorschuß zu verzinsen. Daneben muß
der Preis natürlich noch eine Entschädigung für die Arbeit des Kaufmanns abwer-
fen. Betrachten wir den Detailpreis der Ware als den Reallohn des Arbeiters, so
geht von diesem Lohne als erster und eherner Bestandteil der sogenannten
Mehrwertrate (Unterschied zwischen Detailpreis und Lohnausgaben) der Zins des
kaufmännischen Geldvorschusses ab. Von dem Reallohn des Arbeiters zieht der
Kleinhändler dem Großhändler, der Großhändler dem Unternehmer, der
Unternehmer dem Arbeiter den Zins ab.


Kann der Zins nicht aus dem bestehenden Verhältnis zwischen Detailpreis und
Lohnausgaben herausgeschlagen werden, so wird der Handel, die Vermittlung des
Geldes abgelehnt und der Arbeiter feiert, wenn er es nicht für vorteilhafter hält, in
seinen Lohnansprüchen dem Zins Platz zu verschaffen.


Es ergibt sich aus diesem Verhältnis, daß alle in den Handel aufgenommenen,
vom Geld konfirmierten, vom Geld zu Rittern des Kapitals geschlagenen Waren an
sich Kapital sind, d. h., es sind Waren, deren Marktverhältnisse vom Geld als
Tauschvermittler im Voraus so vorbereitet wurden, daß der zu erwartende Erlös
neben allen anderen Spesen auch noch den üblichen Zins decken kann. Das Geld
ist also der eigentliche Quartiermacher des Warenkapitals.


Kapital kann nur gegen Kapital ausgetauscht werden; wenn also die Waren
gegen Geld, das an sich Kapital ist (d. h., das Geld hat die Macht, Zins zu erhe-
ben) ausgetauscht werden sollen, so müssen die Waren erst zu Kapital gemacht
werden.


Nehmen wir an, der Staat beabsichtigt, eine monopolisierte Ware – Salz z. B. – zu einem festen


Preise zu verkaufen. Wie kann er das erzwingen? Unzweifelhaft nur in der Weise, daß er die Produktion


der Nachfrage anpaßt, die sich zudem festgesetzten Preise einstellt. D. h., der Monopolist erreicht den


gewünschten Preis durch Beherrschung der Produktion. Ganz gleich verlaufen die Sachen beim allge-


meinen Austausch der Waren, den das Geld vermittelt und beherrscht. Wie das Salz notwendigerweise


die für die Erzielung des festgesetzten Preises nötigen Marktverhältnisse vorfindet, so finden auch


regelmäßig die im Handel aufgenommenen Waren das Terrain für die Zinsforderung vorbereitet.


Die vom Handel aufgenommenen Waren sind also auf alle Fälle Kapital, weil das
Geld Kapital ist, und das Geld ist Kapital, weil es den Warenaustausch monopoli-
siert, beherrscht und nach Bedarf beschränken und unterbrechen kann.
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Wenn aber die Waren nur als Kapital zirkulieren können, so müssen notwendi-
gerweise auch die Produktionsmittel Kapital sein, denn die Produktionsmittel sind
ja alle aus Waren entstanden (Land- und Naturprodukte natürlich ausgenommen).
Das sogenannte flüssige Kapital, nämlich das, was mit dem geliehenen Geld heute
gekauft wird, ist heute notwendigerweise Kapital, und das immobilisierte Kapital –
also Fabriken, Werkzeuge, Maschinen – ist durch Verarbeitung von flüssigem
Kapital entstanden. Wer würde aber ein Warenkapital zu Maschinen usw. verarbei-
ten, wenn die Maschinen nicht auch Kapital wären und den gleichen Zins erheben
könnten, den die Ware und das Geld erheben kann. Also, weil das Geld an sich
Kapital ist, muß auch die Ware Kapital sein, und weil die Ware Kapital ist, müssen
auch sämtliche Produktionsmittel Kapital sein.


Wir sehen manchmal, daß während einer Krise Unternehmer auch ohne Kapitalzins weiterarbeiten. In
diesen Fällen sind die Produktionsmittel solcher Unternehmer kein Kapital mehr. Diese Ausnahmen
brauchen keine Erklärung, denn sie sind durch die Krise erklärt.


Die Errichtung neuer, die Unterhaltung und Erweiterung der bestehenden
gewerblichen Unternehmungen wird begrenzt von der Rentabilität, und unter
Rentabilität ist der Zins zu verstehen, den das gleiche Quantum baren Geldes ein-
tragen würde.


Keinem Arbeiter werden daher Produktionsmittel zur Verfügung gestellt werden,
wenn er sich keinen Lohnabzug gefallen lassen will, der das von ihm besetzte
Kapital verzinst, denn nur unter dieser Voraussetzung hat der Unternehmer sein
Geld in die Produktionsmittel „gesteckt.“


Wie das Geld die Warenerzeugung den für die Erhebung des Zinses nötigen
Absatzverhältnissen anpaßt bzw. beschränkt, so beschränkt auch wieder das Geld
die Konkurrenz der Unternehmer den Arbeitern gegenüber so weit wie nötig, um
den Zins des Unternehmens von den Produkten der Arbeiter abziehen zu können.


Genau wie die kaufmännische Profitrate, so enthält auch der
Unternehmergewinn den Zins des in das Unternehmen „gesteckten“ Geldes als
ehernen Bestandteil, als Grundlage aller Berechnung, als selbstverständliche
Voraussetzung jeder industriellen Gründung.


Das industrielle Kapital, welches der Arbeiter in der Fabrik besetzt, kann man als
einen Geldvorschuß des Unternehmers betrachten, der in der Maschinenanlage
usw. ein Pfand dieses Vorschusses behält und der die Abnutzungsprämie und den
Zins dem Arbeiter an seinen Produkten abzieht. Wenn wir vom Bodenkapital abse-
hen, so ist das ganze industrielle Kapital ein Geldkapital, denn es ist mit
Geldkapital gekauft, getauscht, zusammengestellt, zusammengetragen worden.
Am besten geht das aus dem ersten Blatt des Hauptbuches jedes Unternehmens
hervor; dort ist das Gründungskapital mit einer Summe Geldes angegeben. Im
Anfang war das Geld, und das Geld wurde zu einer Fabrik, und die Fabrik war das
Geld.


Daß die Tätigkeit der Kapitalisten im allgemeinen, der einfachen Geldverleiher sowohl, wie der
Kaufleute und Unternehmer sich auf einen Geldvorschuß beschränkt, hat auch u. a. Karl Marx erkannt
und es wiederholt mit anerkennenswerter Deutlichkeit ausgesprochen. (s. Bd. I S. III-138, 154-173-186
usw.)


Marx war aber so vollkommen vom Glauben beherrscht, Ware und Geld seien völlig ebenbürtige
Größen, daß er dieser Beobachtung nicht nur keine weitere Bedeutung beimaß, sondern daß er die
Unebenbürtigkeit dieser beiden Dinge selbst
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dort nicht wahrnimmt, wo er sie selbst entschleiert. So sagt er in Bd. I, S. 110: „Geld, das dazu
bestimmt wird, Ware zu kaufen, um sie zu verkaufen, verwandelt (!) sich in Kapital, wird Kapital und
ist schon seiner Bestimmung (!) nach Kapital.“ So sei es. Aber, so hätte sich hier Karl Marx fragen müs-
sen: Auf wessen Kosten verwandelt sich das Äquivalent in Kapital? Doch ganz allein auf Kosten der
Ware, die er noch eben dem Geld als völlig ebenbürtige Größe zur Seite gestellt hat. Sieht das nicht
aus wie ein Ochse, der aus dem Geschirr auf den Wagen springt, die Peitsche ergreift und auf seinen
Gefährten einhaut! Außerdem gehört wohl noch etwas mehr dazu als das Wort des Besitzers, um
einem Ding, mir nichts, dir nichts, die Eigenschaft zu verleihen, sich anderen Größen gegenüber als
Kapital zu erweisen. Wenn der Wunsch, einen Profit einzuheimsen, genügt, um irgendein aus dem
Verkehr gerissenes Ding, sagen wir einen Besen, zu Kapital zu machen, so wundert man sich, daß
nicht alles und jedes „zu Kapital bestimmt“ wird. Aber, heißt es: Das geht nicht an, ein Ding kann nur auf
Kosten der anderen Kapital sein. Ganz recht, aber diese Einwendung beantwortet die Frage nicht,
warum sich gerade das Geld und nicht der Besen nach dem Willen des Besitzers in Kapital verwandeln
kann. Das Geld muß also Eigenschaften haben, die die Wünsche seines Besitzers
unterstützen, Eigenschaften, die den Waren im allgemeinen abgehen, sonst ist die
Sache unerklärliche Hexerei. Unter Äquivalenten gibt es kein Kapital.


Marx bestimmt ein Geldstück A dazu, sich der Arbeitskraft B gegenüber als „Kapital“ zu erweisen.


Aber B sieht in A sein „Äquivalent“ und liegt den dreisten Wunsch, dasselbe Kunststück A gegenüber zu


versuchen.


Daß ihm das nicht gelingen wird, wissen wir. Aber warum nicht, wenn beides, A und B, ebenbürtige


Größen sind? Ja, aber der Besitzer von A kann warten, das Geld läuft nicht fort, während B, die


Arbeitskraft, eine gar vergängliche Sache ist. Der Besitzer der Arbeitskraft muß seine Ware verkaufen


unter Strafe, sie zu verlieren, während der Besitzer des Geldes verlustfrei ausgeht. Ganz recht, aber


dann sind A und B doch keine Äquivalente, wenn B unter Verkaufszwang steht, A aber nicht. Geben wir


dem Kapitalisten statt des Goldes solche Dinge in die Hand, die der Besitzer von B mit dem Lohngeld


kauft, z. B. Salat, Kartoffeln, Brot usw., Dinge, die ebenso vergänglich sind wie die Arbeitskraft selbst –


ob da noch der Wunsch (!) und die Bestimmung (!) des Besitzers dieser Sachen genügen würden, um


diese in „Kapital“ zu verwandeln?


Ein Geldstück kann sich einem andern Geldstück gegenüber nicht als Kapital aufspielen, auch wenn


sein Besitzer es zu dieser Rolle bestimmt. Warum nicht? Weil beide Geldstücke vollkommene Äquiva-


lente sind. Aus demselben Grunde aber ist Geld, das sich der Ware gegenüber in Kapital verwandelt,


nicht gleichzeitig Äquivalent dieser Ware. Das hätte sich Marx auf S. 110 des ersten Bandes sagen


müssen, dann hätte seine Untersuchung vielleicht einen anderen Weg eingeschlagen.


Wenn man das Größenverhältnis zwischen Geldkapital und Realkapital (Häuser,
Fabriken, Eisenbahnen, Waren, Vorräte, Vieh usw. usw.) betrachtet und sich sagen
muß, daß der Riese nur deshalb Zins abwirft, weil der Zwerg es befiehlt, so
erkennt man erst, welche Macht in den Geldprivilegien steckt, diesen Privilegien,
von denen wohl jeder fabelt, deren Ursprung und materielle Unterlage aber nur
wenige zu untersuchen sich veranlaßt gesehen haben.


Das kolossale Mißverhältnis zwischen diesen Größen und der Umstand, daß in
den meisten Ländern das Geldkapital noch obendrein nur aus einem stinkenden
Haufen klebrig-schmutziger Zettel besteht, ist die Ursache, warum man im allge-
meinen dem Geldwesen so wenig Beachtung schenkt


So sagt z. B. Dr. Knut Wicksell in seiner Schrift „Geldzins und Güterpreise“: Man kann ohne Übertrei-


bung behaupten, daß noch in der Gegenwart viele, selbst der hervorragendsten Nationalökonomen


ohne eine wirkliche, logisch durchdachte Theorie des Geldes dastehen, ein Umstand, welcher der


modernen Diskussion auf diesem Gebiete selbstverständlich nicht besonders förderlich gewesen ist.
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Aus der Größe dieses Mißverhältnisses erwachsen auch die meisten Zweifel an der Wirksamkeit der


Geldreform, die sich rühmt, allein für sich das gesamte mobile und immobile Kapital mit alleinigem


Ausschluß des Grundkapitals derart zu beeinflussen, daß es nach und nach die Macht einbüßt, Zins zu


erheben.


Und doch, wie mancher von denen, die sich durch das genannte
Größenverhältnis verblüffen lassen, hat nicht schon einer Parade auf dem
Tempelhofer Feld beigewohnt, wo ein winziges Männlein mit einem Zeichen seines
fast unsichtbaren Spießes eine ungeheure, dunkle Masse in Bewegung setzt, die
mit dröhnendem Schritte den Erdboden erschüttert.


Und wie mancher hat schon viel größere Massen von Arbeitern feiern und arbei-
ten sehen, je nachdem, ob das Produkt der Arbeit mit 100 oder 101 abgesetzt wer-
den könnte? Ich persönlich habe in Buenos Aires 45 000 feiernde Arbeiter in den
Straßen demonstrieren sehen, die nur deshalb ohne Brot und Arbeit waren, weil
der Präsident die Aufrechterhaltung der auf eine allgemeine Herabsetzung der
Preise zugespitzten Währungsgesetze proklamiert hatte. Es genügte dann, daß
eine Revision genannter Gesetze in Aussicht gestellt wurde, um alle Fabriken wie-
der zu öffnen. Wer die Macht besitzt, durch Einziehung von Geld eine Baisse und
durch Ausgabe von Geld eine Hausse zu erzwingen, der hat auch die Macht, ähn-
lich dem General auf dem Paradefeld der gesamten industriellen Tätigkeit Halt
oder Vorwärts zu kommandieren. Ich selbst mache mich anheischig, bloß mit den
verkrüppelten Befugnissen der Reichsbank in kürzester Zeit die Kaufleute und
Unternehmer zur Verzweiflung zu bringen, die Arbeiter aufs Pflaster zu werfen, die
Eisenbahnzüge anzuhalten, die Gruben zu ersäufen, um dann acht Tage, nein 48
Stunden darauf den tollsten Boom, den die Welt gesehen, in Szene zu setzen.
Kurz, ich mache mich anheischig, auf Kommando Boom und Krise in gewünschter
Reihenfolge vom Stapel zu lassen. Und dabei ist die Macht der Reichsbank gegen-
über der Geldreform als ein verkrüppeltes Zwerglein anzusehen, denn während die
Reichsbank in jeder Privatgeldreserve des In- und Auslandes, ja sogar in jedem
Goldgräber einen Konkurrenten besitzt, der die Wirksamkeit ihrer Manöver, wenn
nicht zu durchkreuzen, so doch zu erschweren vermag, wird mit der Geldreform
die staatliche Emissionsbank absolute Beherrscherin des Geldmarktes. Niemand,
weder die Goldgräber, noch Privatreserven im In- und Ausland werden unter der
Geldreform die absolute Macht der Emissionsbank einschränken – denn die
Geldreform löst alle Privatreserven auf, sie entzieht den Goldgräbern die
Emissions-, den Ausländern die Interventionsrechte.


In der Behauptung, daß das gesamte, nach Hunderten von Milliarden zählende
Kapital vom Geld beherrscht wird, daß das gesamte Kapital Zins abwerfen muß,
bloß weil das herkömmliche Geld selbstverständlich Zins erheben und nötigenfalls
erpressen kann, liegt also durchaus nichts Absonderliches. Absonderlich ist diese
Behauptung nur für diejenigen, die, je mehr sie von Geldprivilegien sprechen,
fabeln, schwatzen, desto weniger mit diesen Privilegien rechnen.


Trotz der Tiefe der Auffassung, die Proudhon an zahlreichen Stellen seines bereits erwähnten


Briefwechsels mit Bastiat über die Rolle des Geldes durchblicken läßt, wußte er doch nur wie alle ande-


ren über das Wesen der Geldprivilegien zu fabeln. Er sagt z. B. auf S. 121: „Ganz anders würde es


sein, wenn Gold und Silber
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nur gewöhnliche Waren wären; wenn man den Besitz von Talern nicht höher anschlüge als den Besitz


von Getreide, Wein, Öl oder Leder; wenn die einfache Fähigkeit, zu arbeiten, dem Menschen die glei-


che Sicherheit böte wie der Besitz von Geld. Unter jenem Monopol der Zirkulation und des Tausches


wird der Zins für den Kapitalisten eine Notwendigkeit.“


Welcher Kontrast! Auf der einen Seite der leidenschaftlichste Kampf gegen die Wirkungen der


Geldprivilegien, und hier die liederlichste, nachlässigste Gleichgültigkeit gegenüber dem Wesen dieser


Privilegien. Warum sind denn Gold und Silber keine gewöhnlichen Waren? Warum werden sie höher


angeschlagen? Warum geht denn dieser höhere Anschlag nicht einfach in den Preis des Goldes über –


wie das doch bei jeder anderen Ware geschieht, die höher angeschlagen wird?


In den vorangehenden Ausführungen habe ich mich bemüht, diese
Geldprivilegien ans Tageslicht zu ziehen. Aber das gewonnene Bild erscheint in
den Umrissen noch sehr verschwommen, und ich will jetzt versuchen, das Bild in
schärfere Linien einzufassen.


Es fragt sich nämlich, wodurch der Zins begrenzt wird, warum der Kapitalist sich
in der Regel mit 3 bis 4% begnügen muß, warum das Geld, welches den
Austausch der Waren nach Wunsch vermitteln und unterbrechen kann, für die
Vermittlung nicht ein Viertel oder gar die Hälfte als Tribut verlangt. Je mehr, desto
besser muß es doch hier wie überall heißen.


Die Konkurrenz der Geldverleiher zur Erklärung dieser Tatsache heranzuziehen,
ihr (wie es in der Regel geschieht) einen regulierenden Einfluß auf den Zins beizu-
messen, geht nicht an, weil ein solcher Einfluß durch die Reaktion in den
Warenpreisen sofort neutralisiert wird. Denn wächst auch das Angebot bei
Darlehen über das gewöhnliche Maß, etwa durch die Emissionen der Notenbank
oder durch die Emissionen der Goldgräber oder einfach durch den Import fremden
Geldes, durch die Heranziehung vergrabener Reserven, so steigen sofort die
Warenpreise, und das erhöhte Preisniveau verschlingt das ganze Mehr der
Darlehen, so daß für Darlehen nicht mehr übrig bleibt als ehedem. Braucht ein
Unternehmer Rohstoffe, Maschinen usw., so hängt es von den Preisen ab, wieviel
Geld er borgen muß. Wird der Geldbedarf der Unternehmer mit neuem Geld
gedeckt (Emissionen, Goldfunde), so steigen die Preise, und es steigt auch gleich-
zeitig die Summe, die der Unternehmer braucht. Statt 1000 Mk. muß er 1500, 2000
Mk. borgen – so daß trotz vermehrten Geldbestandes kein Pfennig mehr für
Darlehen verfügbar bleibt. Das Verhältnis vom Angebot zur Nachfrage bei Darlehen
läßt sich also durch Geldproduktion nicht ändern. Ich habe vorhin genug Beispiele
aus der Währungsgeschichte aller Länder angeführt, aus denen wir ersehen kön-
nen, daß eine vermehrte Konkurrenz unter den Geldkapitalisten noch niemals den
Zins hat herabsetzen können. Im Gegenteil, die Erfahrung zeigt, daß vermehrtes
Geldangebot, wenn auch nicht den reinen Zins, so doch den Zinsfuß regelmäßig
heraufdrückt. Es gibt kein besseres Mittel, um den Zinsfuß heraufzutreiben, als
eine stetige Vermehrung des Geldumlaufs, als eine stetige Vergrößerung in der
sogenannten Konkurrenz der Geldverleiher.


Soll jedoch die Konkurrenz der Geldverleiher ohne Einfluß auf die Warenpreise
bleiben, so muß sie sich darauf beschränken, die aus der Zirkulation einlaufenden
Gelder, die verfallenen und einkassierten Wechsel, Schuldscheine, Dividenden,
Renten usw. usw. wieder in Umlauf zu setzen. Im normalen Verlauf der Dinge blei-
ben ja auch die dar-
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geliehenen Gelder auf diese Summen beschränkt. Man verleiht tatsächlich immer
nur die fällig gewordenen, vom Schuldner dem Umlauf entnommenen Gelder. Im
normalen Verlauf der Dinge wird kein Dollar angeboten und der Zirkulation überge-
ben, der nicht vorher der Zirkulation entzogen wurde. Man berieselt den Markt mit
dem Geld, das man durch Entwässerung dem Markte entnommen hat.


Kann man unter solchen Verhältnissen nun von einer Konkurrenz der
Geldkapitalisten reden? Die Konkurrenz von außen treibt die Warenpreise hoch
und läßt den Zins unberührt, die von innen jedoch vermag nur Löcher auszufüllen,
indem sie neue Löcher gräbt. Soll mehr Geld leihweise angeboten werden, so muß
vorher entsprechend mehr Geld dem Verkehr entzogen werden – anders geht die
Sache nicht. Es verhält sich hier genau wie mit einem Teich, dessen
Wasserspiegel dadurch gehoben werden soll, daß man das Saugrohr einer Pumpe
in den Teich leitet und das geförderte Wasser dem Teich wieder zuführt. Stellen wir,
um den Zins herabzudrücken, eine doppelte Anzahl Sparer und Geldkapitalisten
an, so ist der Erfolg genau derselbe, wie wenn wir statt mit einer Pumpe den
Wasserspiegel des erwähnten Teiches durch die Konkurrenz von zwei, fünf oder
100 Pumpen zu heben versuchten.


Ich beobachtete einst einen biederen Basken, der sich mit beiden Füßen auf sein gestürztes Maultier


stemmte und es dadurch aufzurichten suchte, daß er es mit aller Kraft am Schwanz zerrte. Der gleichen


Hilfe, die dem Maultier hier zuteil wurde, erfreuen sich die Borger durch die Konkurrenz der Kapitalisten.


Es gibt daher keine Konkurrenz bei Gelddarlehen, denn sie ist sachlich unmög-
lich.


Dies ist auch die tiefere und letzte Ursache, warum die Diskontopolitik der Emissionsbanken weder


den Zins noch die Preise zu regulieren vermag, warum alle auf eine bloße Reform der Diskontopolitik


gestützten Feldzüge gegen den Zins (die Nationalbank Proudhons, die freien Banken Bastiats, die


Vorschläge Flürscheims) zur Assignatenwirtschaft oder zum Bankrott führen müssen.


Wo aber die Konkurrenz fehlt, da richtet sich die Forderung schließlich nur mehr
danach, was der Abnehmer allenfalls noch zahlen kann oder zahlen will, und in
dem Zins, d. h. dem reinen Zins, haben wir somit nicht die Minimalgrenze des
Zinses zu erblicken, die durch die Konkurrenz der Geldkapitalisten gezogen wurde,
sondern die


Maximalgrenze des Zinses,


den die Geldkapitalisten durch Unterbrechung des Warenaustausches überhaupt
noch erpressen können. Genau wie der Preis einer patentierten, konkurrenzlosen
Ware oder eines Grundstückes nach dem in Geld umgerechneten Nutzen, den der
Käufer erwartet, berechnet wird, und nicht durch die von den Produktionskosten
gezogene Grenze der Konkurrenz.


Es fragt sich nun, welche Kräfte oder Dinge dem Zins die Grenze nach oben zie-
hen? Mancher wird hier gleich an den famosen ehernen Lohn des Tagelöhners
denken oder an den Grenznutzen, der aus dem in Realkapital umgesetzten
Geldkapital erwartet werden kann. Aber dieser sogenannte eherne Lohn hat sich
doch im Schmelztiegel der Erfahrung als allzu reich an organischen Stoffen erwie-
sen, um noch zu den Mineralien gerechnet werden zu können. Und den
Grenznutzen des Realkapitals mit 4% zu berechnen, heißt doch, den Nutzen der
Realkapitalien lächerlich gering einschätzen.
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Dennoch muß die Grenze des Zinses durch irgendeinen Grenznutzen gezogen
werden, denn anders läßt sich die Maximalgrenze des Zinses nicht finden. Nur
liegt dieser Nutzen viel näher, als wo wir ihn eben suchten. Wir schweiften in der
Ferne und suchten den Nutzen des Geldes in dem Nutzen der Realkapitalien, die
man mit dem Geld kaufen kann, während dieser Nutzen im Geld selber steckt. Wir
müssen den Grenznutzen des Geldes im Tauschmittel, nicht im Realkapital
suchen. Wenn das Geld uns nicht als Tauschmittel nützlich wäre, wie ließe sich
dann das Dasein des Geldes erklären? Die Produzenten verzinsen doch das
Geldkapital nicht zum Vergnügen. Es ist der Nutzen, den man aus dem Geld als
Tauschmittel zieht, der dem Verkehr das Geld aufzwingt. Diesen Nutzen des
Geldes haben die Zinstheoretiker, haben überhaupt die Nationalökonomen in ihren
Studien ganz vergessen. Keiner verweilt einen Augenblick bei der Frage: Wie groß
mag dieser Nutzen sein, wer kassiert die diesem Nutzen entsprechende
Gegenleistung ein?


Die Sparer oder Geldkapitalisten haben es in der Hand, die täglich fällig werden-
den Gelder dem Verkehr zurückzugeben oder es nicht zu tun; von ihnen hängt es
also ab, ob die Produzenten und Besitzer von Waren sich beim Austausch ihrer
Waren des Geldes bedienen können oder ob sie sich auf andere Weise behelfen
müssen.


Folglich können die Sparer und Geldkapitalisten eine Leistung von den
Produzenten fordern und zwar wird diese Leistung dem Höchstmaß des Nutzens
entsprechen müssen, der aus der Benutzung des Bargeldes beim Austausch der
Produkte erwächst, da, wie wir gesehen haben, eine Konkurrenz unter den
Geldkapitalisten unmöglich ist.


Mit anderen Worten:


Der Grenznutzen, der aus der Benutzung des Geldes als Tauschmittel gezogen
werden kann, liefert die Maximalgrenze des nackten Zinses.


Man sagt oft, das Geld habe den Tauschhandel beseitigt. Das ist wahr nur so
weit, als man unter Tauschhandel die roheste Form des Tauschhandels, die
Bezahlung der Ware mit Ware, bezeichnet. Wenn wir aber den Warenaustausch
unterscheiden in Handel, der mit Bargeld, und Handel, der ohne Bargeld vermittelt
wird und den ersten mit Geldwirtschaft und den zweiten mit Tauschhandel bezeich-
nen, so kann natürlich von einer völligen Beseitigung des Tauschhandels nicht
mehr geredet werden. Es werden noch immer sehr viele Waren ohne Vermittlung
des Bargeldes ausgetauscht, so namentlich im Außenhandel, der so gut wie gar
kein Bargeld beansprucht.


Man hält den Tauschhandel überhaupt für viel schwerfälliger als er tatsächlich wohl sein mag und


übersieht, daß die meisten unserer Handelseinrichtungen (Märkte, Warenhäuser, Stundung, Wechsel,


Clearinghouses usw.) eher eine Ausbildung des Tauschhandels als eine solche der Geldwirtschaft


bedeuten. Denkt man sich zum Tauschhandel einen Kaufmann, der mit allen Produkten handelt


(Warenhaus), so fällt dadurch allein schon die Hauptschwierigkeit weg, die ja darin bestehen soll, gera-


de den Mann zu finden, der mir meine Sachen abkaufen und mich mit der Sache bezahlen kann, die ich


selber brauche, denn hier im Warenhaus findet er alles, was er braucht, den Käufer und Verkäufer in


einer Person.


Wenn diese Art des Warenaustausches nicht weiter bestünde und
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sich auch im Notfall nicht weiter ausbilden ließe, wenn die Waren ausnahmslos
gegen Bargeld verkauft werden müßten, wenn es keinen anderen Ausweg gäbe,
um die Waren an den Mann zu bringen, als deren Verkauf gegen Bargeld, so
würde (bei dem Mangel an Wettbewerb unter den Geldverleihern) die Macht des
Geldes und damit auch der Zins genau


bis zum Grenznutzen der Arbeitsteilung
hinauf reichen. Das heißt, der Zins, den die Geldkapitalisten und Sparer bean-


spruchen würden, wäre so hoch, daß die Produzenten sich fragen müßten, ob es
nicht besser wäre, zur Urwirtschaft zurückzukehren, statt Waren zu erzeugen.


Wenn der Suezkanal der einzige Weg nach Indien wäre, so könnte die Verwaltung das Kanalgeld bis


zum Grenznutzen des Handels mit Indien heraufschrauben. Jetzt bleibt der Tarif begrenzt durch den


Wettbewerb der Kamele und des Kapweges.


Solange aber dem Austausch noch andere, wenn auch unbeholfenere Auswege
(Umwege) zu Gebote stehen, kann natürlich der Geldzins nicht höher als bis zu
dem Punkte steigen, wo jene Auswege den Wettbewerb eröffnen können. Darum
ist aber auch der Geldzins weiter nichts als der in Geld umgerechnete Unterschied
zwischen der Leistungsfähigkeit des Tauschhandels und der des Geldes.


Mit anderen Worten:


Durch den Zins wird das Bargeld auf das gleiche ökonomische Niveau aller übri-
gen Tauschmittel herabgesetzt.


Von öffentlichem Vorteil ist also das Geld heute nicht. Den Nutzen, den sein Gebrauch bietet, bean-


spruchen die Geldkapitalisten für sich. Es verhält sich mit dem Gelde genau so wie mit einer Eisenbahn,


die für ihre Tarife nur den Wettbewerb der Lastwagen zur Richtung nimmt. Eine solche Bahn könnte


man ohne öffentlichen Schaden entbehren.


Der Wege, um den Gebrauch des Geldes zu umgehen, gab es und gibt es meh-
rere. Man kann sich mit Wechseln behelfen, besonders bei größeren Summen, im
Großhandel, als Reserven, überhaupt im Verkehr der Kaufleute unter sich. Der
Wechsel ist ja immerhin ein plumpes Tauschmittel; er ist an Ort, Verfallzeit, Datum,
Firma gebunden, seine Sicherheit steht der des Bargeldes nach, und wo man über
Papiergeld verfügt, da ist die leichte Transportfähigkeit des Wechsels auch kein
Vorzug mehr. Aber die Nachteile des Wechsels sind nicht unberechenbar große,
und fordert der Geldkapitalist zu hohe Zinsen, so tritt der Wechsel in Wettbewerb.
Ist Seide zu teuer, so nimmt man Wolle.


Die Agrarier sind immer bereit, der Börse, wie überhaupt dem Handel Steuern und Lasten aufzuerle-


gen. Sie sind wohl der Meinung, der Kaufmann trage diese Lasten persönlich. Sie würden daher auch


staunen, wenn man ihnen vorrechnete, daß jede Belästigung des Handels, jede Steuer vom Kaufmann


mit Kommission und Zins auf den Konsumenten genau ebenso abgewälzt wird wie Zölle, Frachten,


Verpackung, Risiko usw. Wer den Handelsprofit erhöhen will, braucht nur den Handel zu erschweren.


Noch mehr aber würden die Agrarier Augen und Mund aufreißen, wenn man ihnen vorrechnete, daß


die Wechselsteuer unmittelbar den Kapitalzinsfuß erhöht und daß wegen der paar lumpigen


Millionen, die diese kindische Steuer einbringt, der Staat für seine Schulden und der Agrarier für seine


Hypotheken jährlich Hunderte von Millionen mehr an Zins aufbringen müssen.


Und doch ist es zweifellos so. Belastet man den Weizen mit einer
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Steuer, so steigen die Surrogate (Roggen, Hafer, Mais) im Preise, belasten wir dagegen die


Surrogate, so steigt der Weizen im Preis.


Ebenso ist es hier. Wir besteuern mit der Wechselabgabe das erste und wichtigste Surrogat des all-


gemeinen Tauschmittels, des baren Geldes – folglich muß die Pacht des Bargeldes (der Zins) steigen.


Wenn wir den Gebrauch der Wechsel, wie überhaupt aller Geldsurrogate durch Prohibitivsteuern


unmöglich machten, so würde der Zinsfuß gleich alle Wuchergrenzen überschreiten. Der Grenznutzen


der Arbeitsteilung wäre Eichstrich des Zinsfußes.


Man kann auch die verkauften Waren stunden, bis der Käufer mit eigenen
Produkten zahlen kann. Das ist im Vergleich zur Barzahlung auch sicher ein plum-
pes Mittel, aber man kann sich doch im Notfall, wenn der Gebrauch des Geldes zu
kostspielig wird, damit behelfen; man hat in diesem Notbehelf eine Waffe, um über-
triebene Ansprüche der Geldkapitalisten zurückzuweisen. Im Großhandel, nament-
lich im Überseeverkehr, kommt dieses Hilfsmittel im größten Maßstab zur
Anwendung, und hier muß der Geldkapitalist schon sehr bescheidene Ansprüche
stellen, wenn sein Geld mit diesem Behelf des Handels konkurrieren soll.


Dann gibt es viele Fälle, wo es fraglich ist, ob die Arbeitsteilung, die Produktion
von Waren, überhaupt noch von Nutzen ist. So namentlich in der Landwirtschaft
und in den Hausindustrien der Frauen. Ein Bauer z. B. kann die Kartoffeln verkau-
fen und mit dem Geld Fleisch kaufen; er kann aber auch die Kartoffeln selbst ver-
füttern. Ob er sich für ersteres entscheidet, hängt von einem Rechenexempel ab,
in dem 1 oder 2% sehr oft den Ausschlag geben werden. Wird nun der Tausch
durch die Zinsansprüche des Geldes um 1 oder 2% verteuert, so verzichtet der
Bauer auf den Tausch und behilft sich mit der direkten Verfütterung der Kartoffeln.
An diese Grenze in der Rentabilität der Arbeitsteilung reicht ein bedeutender Teil
der Produktion heran, besonders in Kleinbetrieben. Manche Arbeiter, besonders in
Dörfern und kleinen Städten, vermögen viele ihrer Bedürfnisse durch eigene
Produktion zu decken, sie können aber auch in Fabriken für den Markt arbeiten,
und die Entscheidung, ob sie dieses oder jenes tun sollen, wird gar oft von einer
geringen Differenz gegeben werden. Kurz, ein verhältnismäßig großer Teil der
Produktion steht auf der Nutzengrenze der Arbeitsteilung, wobei noch zu beachten
ist, daß gerade diese, aus den kleinsten Betrieben kommenden Waren nur mit
Bargeld verhandelt werden.


Allen diesen auf dem Wege der Stundung und mittels Wechsel austauschbaren
Waren, wie auch den Waren gegenüber, die auf der Nutzengrenze der
Arbeitsteilung stehen, ist die Macht des Geldkapitals eine begrenzte. Bei einem
sehr bedeutenden Teile der Produktion ist die Benutzung des Geldes zu umgehen,
ja, wenn man den Freunden des Scheckwesens, des Systems der
Abrechnungsstellen usw. Glauben schenken muß, so ließe sich sogar der weitaus
größere Teil des Warenumsatzes mit Geldsurrogaten obiger Art vermitteln, was ich
freilich persönlich für eine Übertreibung halte.


—


Ist nun der Vorteil, den das Bargeld als Tauschmittel gegenüber den oben
erwähnten Hilfsmitteln des Handels bietet, eine ebenso konstante Größe wie die
des nackten Zinses? Wenn ja, dann ist die Erklärung für die überraschende
Beharrlichkeit der Zinshöhe gefunden und die
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Richtigkeit unserer Theorie, sowohl hinsichtlich der Ursache des Zinses wie auch
in bezug auf die Grenzen des Zinses, nach allen Seiten hin erwiesen. Und mir
scheint, daß wir es hier auch tatsächlich mit einer konstanten Größe zu tun haben.
Dem Wechsel, der Stundung und auch dem direkten Tausch gegenüber hat das
Bargeld seit jeher wohl immer die gleichen Vorzüge aufzuweisen gehabt wie jetzt;
das heutige Geldwesen ist noch genau dasselbe wie vor 2000 Jahren, und es ist
nicht einzusehen, durch welche Vorgänge im Handel die Vorzüge dieses Geldes
gegenüber den anderen Hilfsmitteln des Warenaustausches größer oder kleiner
werden konnten.


Die Sicherheit vielleicht ausgenommen; aber die veränderte Sicherheit des Wechsels kommt in der


Risikoprämie und in einer entsprechenden Veränderung des Zinsfußes zum Ausdruck, so daß der


Parallelismus nicht gestört wird.


Desgleichen können wir auch annehmen, daß der Umfang derjenigen
Produktion, die auf der Nutzengrenze der Arbeitsteilung balanciert, verglichen mit
der gesamten Produktion eine konstante Größe ist, da diese Grenze mit der
Arbeitsteilung zusammen sich erweitern oder verengern muß.


Beispiel: Zwei Städte sind durch mehrere Straßen verbunden, die eine davon, die gerade, ist um 5%


kürzer als alle übrigen, so daß ihre Benutzung eine Ersparnis von 5% an Fracht bedeutet. Die gerade


Straße ist Privateigentum, die anderen sind frei. Da nun die Fuhrleute zu den 5% Frachtersparnis noch


die Annehmlichkeit der Zeitersparnis haben, so kann der Eigentümer ein Barrieregeld von 5% der


Frachtkosten erheben und doch den gesamten Verkehr an sich reißen.


Über diese 5% hinaus kann jedoch das Barrieregeld nicht gehen, denn sonst werden die anderen


Straßen benutzt, und unter 5% zu gehen ist nicht nötig, da die Konkurrenz fehlt. Und dieser Satz von


5% wird ewig der gleiche bleiben, ob auch sonst alle Verhältnisse ringsum sich ändern mögen


So ähnlich verhält es sich mit dem Geld, den Geldsurrogaten und dem Zins. Das Geld ist die gerade


Straße für den Austausch der Produkte, alle übrigen Straßen (Geldsurrogate) sind länger, und der Zins


sagt in Prozenten, wieviel länger sie sind. Da nun die gerade Straße, das Geld, seit seiner Einführung


nicht an Geradheit eingebüßt hat und die Umwege, also die Geldsurrogate, nicht länger und krümmer


geworden sind, so mußte auch das Barrieregeld, der Zins, immer gleich hoch bleiben.


In dieser rohen Form vermag dieses Beispiel natürlich nur die Maximalgrenze des Zinses zu illustrie-


ren, für alle übrigen Erscheinungen im Zinswesen ist dieses Beispiel nutzlos. Um es für diese Zwecke


verwenden zu können, müßte man das Eigentumsrecht auf die gerade Straße in Aktien zerlegen und


diesen Straßenaktien den Charakter eines staatlich privilegierten Geldes (Tauschmittel) erteilen. Dann


würden wir Folgendes beobachten:


1. Der Staat erteilt den Straßenaktien gesetzlichen und materiellen Umlaufszwang, indem er alle


Abgaben in solchen erhebt, auch alle Tarife (Post, Telegraph, Eisenbahn, Zölle) in Geld (also


Straßenaktien) berechnet.


2. Da die Straßenaktien auf alle Fälle 5% an Dividenden abwerfen, so wird niemand Waren mit die-


sen Aktien kaufen, um damit zu handeln, wenn er nicht bestimmt weiß, daß er sie zu Preisen wieder


absetzen kann, die ihn mindestens für den Dividendenverlust entschädigen werden. Gestatten die


Warenpreise dieses nicht, so bleiben die Waren liegen (Überproduktion).


3. Die Besitzer der Straßenaktien werden keine Fabriken errichten, Arbeiter beschäftigen, d. h.


Löhne zahlen, wenn sie nicht sicher sind, daß zwischen Lohnausgaben und Verkaufspreisen der Waren


Raum für eine ausreichende Entschädigung ist für die durch die Veräußerung der Straßenaktien ihnen


entgehenden Dividenden. D. h., die Arbeitskraft muß zu Preisen angeboten werden, die einen den


Dividenden der Straßenaktien mindestens gleichen „Mehrwert“ abwerfen.


4. Wächst die Zahl der Fabriken (Produktionsmittel) und infolge davon auch die Nachfrage nach


Arbeitern dergestalt, daß die Löhne jene durch die Dividenden-    Dividendenentschädigung
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entschädigung gezogene Grenze überschreiten, so ziehen die Inhaber der Straßenaktien es vor, die


Aktien zu behalten, statt sie in Löhnen zu veräußern. Die Arbeiter feiern alsdann oder setzen ihre


Ansprüche herunter (Arbeitslosigkeit).


5. Wird der Arbeitslohn so tief herabgedrückt, daß mehr als 5%. an Mehrwert herausgeschlagen wer-


den kann, so treten die Geldsurrogate in Wettbewerb, und die Straßenaktienbesitzer müssen ihre


Ansprüche herabsetzen, wenn sie nicht auch die Dividenden verlieren wollen (Geldüberfluß in den


Depositenbanken).


Also, Waren, Produktionsmittel, Arbeitskraft werden in Kapital verwandelt, weil das Tauschmittel, das


Geld, die Straßenaktie an sich ein Kapital ist.


Zusammenfassung


Ursachen des Zinses


Der Zins ist bei Geldanleihen unter allen Umständen eine selbstverständliche
Voraussetzung der Darlehen. Bei Naturaldarlehen ist der Zins weder selbstver-
ständlich noch Voraussetzung.


Der Zins ist selbstverständlich, weil das Geld keinem natürlichen Angebotszwang
unterworfen ist (im Gegensatz zum Realkapital, das bedingungslos angeboten wer-
den muß). Dieser Mangel eines Angebotszwangs gestattet dem Geldkapitalisten,
dem Verkehr das Geld nach Belieben zu übergeben oder zu entziehen, während
andererseits eine Konkurrenz unter den Geldkapitalisten sachlich nicht möglich ist
und der Warenaustausch die Vermittlung des Geldes nicht ohne Nachteil entbeh-
ren kann.


In vielen Fällen, z. B. im Verkehr des Privatmannes mit dem Staat (Post, Telegraf, Eisenbahn,


Schulgeld, Zölle, Steuern, Monopole. Domänen und Jagdpacht usw.), ferner auch im Verkehr mit völlig


fremden Personen, zumal auf Reisen, ist der Gebrauch des baren Geldes gar nicht zu umgehen.


Das Realkapital wirft heute den gleichen Zins wie das Bargeld ab, weil seine
Erzeugung vom Geldkapital abhängig ist, von ihm begrenzt und beherrscht wird.
Es wird keine Fabrik gegründet, von der man nicht erwartet, daß sie mindestens
den gleichen Zins abwirft, den das Geld vom Warenaustausch zu jeder Zeit erpres-
sen kann.


Grenzen des Zinses


Eine Konkurrenz besteht unter den Geldkapitalisten niemals und unter keinen
Umständen. Sie ist materiell unmöglich. Infolge dieses eigentümlichen Umstands
muß der Zins regelmäßig an den Grenznutzen heranreichen, der aus der
Verwendung des Geldes gegenüber den anderen Hilfsmitteln des Tausches
erwächst. Der Zins misst den Qualitätsunterschied, der zwischen dem Bargeld und
den übrigen Tauschmitteln besteht. Wenn der Verkehr mit Wechseln auskommen
könnte, würde niemand einen Wechsel gegen Bargeld diskontieren, denn in die-
sem Falle wären Wechsel und Bargeld als Tauschmittel ebenbürtige Größen.


Die überraschende Beharrlichkeit in der Zinshöhe findet ihre natürliche Erklärung
in der gleichgroßen Beharrlichkeit des Qualitätsunterschiedes zwischen Bargeld
und den übrigen Hilfsmitteln des Warenaustausches.
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Unter Grenzen des Zinses ist natürlich hier nur derjenige Zins gemeint, den das Geld aus eigener


Macht infolge seiner Überlegenheit den Geldsurrogaten gegenüber erheben kann. Das hindert aber


nicht, daß der Zins aus anderen Gründen zeitweise diese Grenzen durchbrechen kann, denn der


Elemente, die das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage beeinflussen, gibt es ja viele. Bis jetzt


hat aber das Geld regelmäßig alle anderen Elemente übertrumpft.


Daß der Realkapitalzins den Geldzins nicht dauernd überschreiten kann, läßt sich auf folgende Weise
(wie mir scheint) genügsam erklären:


Ein höherer Zinsertrag des Realkapitals als der Geldzins reizt natürlich zur Gründung neuer
Unternehmungen, also zu einer Nachfrage nach Geld, und es entsteht dadurch die Neigung zu einer
Erhöhung des Geldzinses. Der Geldzins kann aber nicht, nach unserer Theorie, einen bestimmten
Stand übersteigen, ohne eine ausgedehnte Verwendung von Geldsurrogaten hervorzurufen, was wie-
derum eine Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus zur Folge haben muß. Eine allgemeine
Preissteigerung erzeugt aber erfahrungsgemäß fieberhafte industrielle Tätigkeit (Einstellung der
Arbeiterreserve, Tag- und Nachtschicht, Überstunden) und hat notwendigerweise steigende
Produktionsüberschüsse zur Folge. Diese Überschüsse, die sich wieder in Produktionsmittel verwan-
deln, bedeuten an sich eine vermehrte Nachfrage nach Arbeitern (zehn Fabriken brauchen mehr
Arbeiter als neun), also Lohnerhöhung. Diese Lohnerhöhung drückt dann den Zins des Realkapitals
wieder auf die Grenze des Geldzinses hinab.


Die Probe auf das Exempel.


Ort: Ein geschlossener Handelsstaat, der Bequemlichkeit halber als Insel
gedacht. Die Insel besitzt ein einziges Exemplar einer Baumgattung (z. B.
Nußbaum). Um diesen Baum läßt der Staat eine Mauer errichten, die Früchte
(Nüsse) werden monopolisiert und als Geld in Umlauf gesetzt. Der Staat verschafft
diesem Gelde dadurch Umlaufszwang, daß er die Steuern nach „Nüssen“ berech-
net und in Nüssen erhebt und exekutorisch eintreibt. Also gesetzlicher Kurszwang.
Dann werden die Produkte der Staatsdomänen (Holz, Salz, Wild,
Eisenbahnfrachten, Telegraph, Post, indirekte Steuern, Schulgeld, Gerichtsbußen
usw. usw.) und vornehmlich auch die Grundsteuer (bei durchgeführter
Bodenreform) gegen „Nüsse“ als Geld verkauft, und gleichzeitig der Umlauf und
die Fabrikation von anderen Geldarten verboten, so daß alle Warenbesitzer auf
den Gebrauch der Nüsse als Geld und Tauschmittel angewiesen sind. Also mate-
rieller Kurszwang. Das Tauschverhältnis zwischen Waren und Nüssen wird durch
Nachfrage und Angebot bestimmt. Viele Nüsse = großes Angebot von Nüssen =
hohe Warenpreise, wenige Nüsse = kleines Angebot von Nüssen = niedrige
Warenpreise.


I. Als Rechnungseinheit gilt zunächst das Gramm, d. h., die Nüsse werden
gewogen und nach Gewicht verkauft. Die Rechnungen, Wechsel, Tarife,
Steuerzettel lauten auf X Gramm Nüsse.


Den durch das Eintrocknen der Nüsse (Gewichtsabnahme) erwachsenden
Verlust trägt der Inhaber; genau so, wie heute der Inhaber der Waren den aus ihrer
Aufbewahrung erwachsenden Verlust persönlich zu tragen hat.


Wer nun ein Kilo in Nüssen durch den Verkauf seiner Produkte einkassiert, der
hat, wenn er die Nüsse nach einiger Zeit nachwiegt, nur mehr 950-900-850 usw.
Gramm. Es kann also nicht daran gedacht werden, die Nüsse (das Geld) zu spa-
ren. Wer Geld (Nüsse) eingenommen hat, sieht sich durch die Natur dieses Geldes
gezwungen, sich desselben auf irgendeine Weise zu entledigen, und zwar sofort.
Wer sparen will, muß dies auf irgendeine andere Weise tun; im Geld selbst
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findet er keinen Rückhalt mehr. Im übrigen steht es ihm frei, seine Ersparnisse
nach Gutdünken anzulegen. Er kann ein Haus kaufen, Maschinen, Aktien, Vorräte
erwerben, er kann auch das Geld anderen verleihen, indem er Wechsel, staatliche
und private Schuldverschreibungen erwirbt. Er kann alles das verrichten, was man
heute in der Regel mit dem Geld tut.


Wir können wohl hier annehmen, daß der Grundbesitz gegen solches Geld nicht oder nur zu


Phantasiepreisen verkäuflich wäre. Im allgemeinen wird Ware gegen Ware, Kapital gegen Kapital ver-


tauscht, Renten abwertendes Land also nur gegen Zins fragendes Geld.


Nur eines kann er nicht. Die Ausnahmen in dieser Regel kann er nicht mitma-
chen. Er wird das Geld nicht infolge politischer oder wirtschaftlicher Konjunkturen
auf unbestimmte Zeit dem Markt entziehen können, er wird das Angebot nicht des-
halb, weil ihm der Zinsfuß nicht zusagt, verschleppen können. Sein Geld muß er
unter allen Umständen immer wieder sofort in den Verkehr bringen, ganz einerlei,
ob Krieg in Aussicht ist, ob die Arbeiter um einer Lohnerhöhung willen streiken –
der Umsatz des Geldes kann nicht vom Profit, Mehrwert, Zins abhängig gemacht
werden. Der Zins ist keine selbstverständliche Voraussetzung jeder Anleihe.


II. Drehen wir den Spieß um! Als Rechnungseinheit gilt nicht das Gramm
(Gewicht), sondern das Stück (die Zahl). Die Steuerzettel, Wechsel, Rechnungen,
Preise lauten auf eine Anzahl Nüsse. Das Gewicht der Nüsse hat daher für den
Inhaber keine Bedeutung mehr; die Nüsse gelten alle gleich – ob alt, ob frisch, ob
leicht, ob schwer, es sind einfach Nüsse, genau so wie heute frische und alte
Münzen gleich hoch geschätzt werden, genau so wie heute sich niemand daran
stößt, daß die Silbermünzen nicht die Hälfte des ihrem Preise entsprechenden
Silbers enthalten. Der Staat ersetzt die unbrauchbar gewordenen durch neue, und
zwar kostenfrei für den Inhaber.


Der Verlust, der dem Inhaber sonst aus der Aufbewahrung des Geldes (Nüsse)
erwuchs, fällt weg. Durch das Aufbewahren nimmt die Zahl der Nüsse nicht ab;
eine heute durch den Verkauf von Waren eingenommene Summe ist noch nach
Jahr und Tag genau die gleiche.


Resultat: Die Nüsse werden als die beste und sicherste Ware, die auf dem Markt
zu finden ist, betrachtet, als Sparmittel angesehen und entsprechend behandelt.
Wer Überschüsse macht, d. h., wem es gelingt, mehr Produkte zu verkaufen als er
kauft, der behält den Unterschied in Form von Geld, und diesen Überschuß setzt
er in Waren um, nur unter der Bedingung eines besonderen Vorteils (Profit).
Niemand hat noch einen Vorteil, solches Geld zinsfrei zu verleihen; kann man kei-
nen Zins erheben, so behält man das Geld einfach zu Hause; der Zins wird zur
selbstverständlichen Voraussetzung jeder Anleihe.


Die Nuß wird zum Kapital, sie zirkuliert nur noch als Kapital, der Kaufmann
ersteht Waren, der Unternehmer bezahlt die Arbeiter nur unter der Bedingung, daß
Ware und Arbeit zu Preisen abgesetzt werden können, die für den Geldvorschuß
eine besondere Vergütung (Mehrwert) gewähren.


Im Falle I war die Nuß zwar Geld, aber als solches doch nicht besser als die
Waren im allgemeinen. Es war als Sparmittel nicht besser als irgendeine Ware; es
diente ausschließlich seinem unmittelbaren Zwecke,
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dem Warenaustausch. Es konnte niemals und unter keinem Vorwand dem Verkehr
entzogen werden. Wie die Kartoffeln nicht deshalb dem Markte entzogen werden
können, weil der Preis zu niedrig erscheint, so war auch das Sinken und der gänz-
liche Wegfall des Zinses kein Hindernis für das Angebot des Geldes bei Anleihen.


Im Falle II war die Nuß ebenfalls Geld, aber gleichzeitig eine Ware wie sie sonst
auf dem Erdenrund nicht wieder zu finden ist, denn ihr Angebot konnte ohne
Schaden für den Inhaber auf unbestimmte Zeit verschoben werden, während
gleichzeitig die Nachfrage durch Gesetz verbürgt war. Wer mit dem Staatsbetrieb
in Berührung kam, mußte sich vorher mit Nüssen versehen, aber bei dem Mangel
an Angebotszwang (wie er im Falle I durch die Natur des Geldes herbeigeführt
wurde) stand es dem Inhaber des Geldes frei, das Geld (Nüsse) anzubieten oder
es nicht zu tun. Für eine Zwangsnachfrage war gesorgt, aber ein ausgleichendes
Zwangsangebot fehlte. Der Bürger mußte seine Steuern mit Nüssen bezahlen; wo
er diese herholen sollte, das war seine persönliche Sache. Mittelbar oder unmittel-
bar mußte er sich das Geld vom Kapitalisten oder Sparer holen. Dieser Mangel
eines Angebotszwanges angesichts einer gesetzlich erzwungenen Nachfrage
erhob das Nußgeld zu Kapital, d. h., es wurde nur unter der Bedingung der
Zinszahlung (Profit, Mehrwert) angeboten.


Und so muß es sein, wenn eine Sache als Kapital sich anderen Waren gegen-
über aufspielen will; sie muß den Zins zur Bedingung stellen und die Annahme die-
ser Bedingung erpressen können. Der Wunsch des Kapitalisten genügt nicht, wie
es Marx glaubte; dieser Wunsch bleibt ein frommer Wunsch, wenn er nicht durch
besondere Eigenschaften des Dinges unterstützt wird.


Keine Ware, kein irdischer Gegenstand, auch das Gold und Silber [Wenn Geld kein


Geld wäre, so würde niemand Gold borgen. Seitdem das Silber entmünzt wurde, hat niemand mehr


eine Silberanleihe gemacht.] nicht, ist von Natur aus Kapital, aber auch das Geld ist von
Haus aus kein Kapital, wenn es demselben natürlichen Angebotszwang unterliegt,
dem die Waren im allgemeinen unterworfen sind. Das haben wir im Falle I gese-
hen. Um ein Kapital zustande zu bringen, müssen die Vorrechte des Geldes mit
den eigentümlichen Vorzügen der Edelmetalle vereinigt werden. Ein „Kapital“ ist
also ein Kunstprodukt. Besteht Freiheit im Angebot, gesetzlicher Zwang in der
Nachfrage – so wird das Geld zum Kapital.


Es ist leicht, eine Maschine wieder in Gang zu bringen, wenn man weiß, wo der
Schaden ist. Ebenso leicht ist es, das soziale Zinsproblem zu lösen, wenn das wis-
senschaftliche Problem erledigt ist. Und ich glaube, letzteres Problem mit der vor-
angehenden Untersuchung in seinen Hauptzügen gelöst zu haben.


Falls ein Verdienst darin liegt, so will ich doch die Ehre dieses Verdienstes nicht auf meinem heiteren


Gemüte und Gewissen lasten lassen. Diese Ehre mag dem Mann zukommen, der einst den Ausspruch


tat:


„Das Gold ist eine am Eingang zum Markt aufgestellte Schildwache, deren Losung lautet: Niemand


wird durchgelassen.“


Denn mit diesen Worten hat Meister Proudhon das Zinsproblem im Wesentlichen gelöst. Ihm mag


also billigerweise die „Ehre“ erwiesen werden; sie schadet
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ihm übrigens auch nichts mehr, denn er ist tot. Leider starb Proudhon, ehe er mit seinen


Untersuchungen zu Ende war, aber jener Ausspruch zeigt deutlich, daß er der Lösung auf den Fersen


war. Er brauchte sich nur noch die Frage vorzulegen „Warum unterbricht das Gold den


Warenaustausch?“, um in der Antwort, die diese Frage geradezu herausfordert, den Ariadnefaden des


Problems zu finden.


Zur Lösung des sozialen Zinsproblems, zur Beseitigung des Zinses als chroni-
sche, wirtschaftliche Erscheinung, brauchen wir an Stelle des herkömmlichen
Geldes nur ein Tauschmittel einzuführen, das dem gleichen Angebotszwang unter-
worfen ist wie das Realkapital, so daß der Zins bei Darlehen nicht mehr eine
selbstverständliche Voraussetzung ist. Das erreichen wir mit der Geldreform.


Der Angebotszwang, der in der Natur des Realkapitals fest begründet ist, wird
mit der Geldreform auf das Geldkapital übertragen, so daß die natürlichen
Verhältnisse, die zur Zeit des Tauschhandels obwalteten, wieder hergestellt wer-
den, unter Umgehung der Schwierigkeiten, die diesem Handel anhaften. Der
Tausch der Produkte wird alsdann nicht mehr davon abhängig gemacht werden
können, daß diese Produkte Kapital bleiben und Zins abwerfen; eine künstliche
Beschränkung des Warenaustausches im Interesse des Zinses wird nicht mehr
möglich sein. Und aus demselben Grund wird auch die Produktion von
Produktionsmitteln nicht mehr davon abhängig sein, daß diese Produktionsmittel
„rentieren“, also außer der Abnutzungsprämie noch Zins abwerfen.


Genau wie beim Tauschhandel wird auch unter der Geldreform eine allgemeine
Überproduktion an Waren (Reserven an Arbeitern und an Arbeitszeit) sachlich
unmöglich sein, und der Überschuß der Produktion über den Konsum wird nicht
mehr die Türen der Fabriken versperren, sondern die der Sparer und Kapitalisten.
Man wird, statt von einer Überproduktion an Waren, von einer Überproduktion an
Kapital sprechen, und darüber werden nicht die Produzenten (Arbeiter) klagen,
sondern die Kapitalisten.


Die Beseitigung des Goldes, sagt Proudhon, eröffnet den Waren unbegrenzten
Absatz, der Arbeit unbegrenzte Gelegenheit.


12. Die Bestandteile des Bruttozinses (Zinsfuß)


Den Zinsfuß zerlegt man ganz allgemein in:


1. den reinen Kapitalzins (Nettozins)


2. die Risikoprämie


Aber zeitweise enthält der Zinsfuß noch ein drittes Element, nämlich


3. eine Vergütung für einen erwarteten Preisfall des Geldes (Verlust an
Kaufkraft), die man nicht unpassend mit Ristorno bezeichnen könnte.


Um die Natur dieses dritten Bestandteils des Bruttozinses richtig zu erfassen, ist
die Erkenntnis unerläßlich, daß zwischen einer allgemeinen Preissteigerung und
einer Erhöhung des Zinsfußes ein innerer Zusammenhang besteht.


Wird eine allgemeine Preissteigerung erwartet, so wird die Aussicht
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auf den zu erwartenden Gewinn natürlich die allgemeine Kauf- und Anlagelust
wecken, da ja jeder sich mit möglichst großen Beträgen an den zu erwartenden
Differenzen beteiligen möchte. Wer über bares Geld verfügt und solches bisher in
Darlehen verwertet, sucht selber das Geschäft zu machen, und die anderen, die
mit geliehenen Geldern zu arbeiten pflegen, vergrößern ihre Ansprüche an die
Geldinstitute bis zur Grenze ihres Kredites.


Mit dem gemessen, was mit dem erborgten Gelde erstanden wird, nimmt der
materielle Inhalt der Geldschulden im gleichen Verhältnis zur Preissteigerung ab;
man bezahlt am Verfalltage nominell das Gleiche, materiell aber eine geringere
Summe als die erhaltene zurück. Hat z. B. jemand für den Betrag eines diskontier-
ten Wechsels Waren, Aktien, Grundstücke gekauft, die am Verfalltag 10% höher im
Preise stehen, so kann er mit neun Zehnteln dieser Waren den Wechsel einlösen.


Es ist also klar, daß eine erwartete allgemeine Preissteigerung die Ansprüche an
die Geldverleiher vergrößern muß und daß diese dadurch in die Lage versetzt wer-
den, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.


Die Erhöhung des Zinsfußes ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allgemei-
ner oder vorherrschender Ansicht eine Preissteigerung im Anzug ist. Sie beruht in
letzter Linie darauf, daß die Borger hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten mit einem
Teil der für das geborgte Geld erstandenen Waren entledigen zu können.


Die Erhöhung des Bruttozinses kann man also ganz gut als eine Rückvergütung
für den in der allgemeinen Preissteigerung bedingten Verlust an Kaufkraft des
Geldes auffassen. Bedenkt man, daß die Geldverleiher sich vor diesem Verlust
durch den Verkauf des Geldes (Ankauf von Waren, Aktien usw.) schützen können
und daß sie auf dieses Auskunftsmittel nur deshalb verzichten, weil die Erhöhung
des Zinsfußes sie teilweise wenigstens entschädigt, so wird es ganz klar, daß es
sich bei der Erhöhung des Zinsfußes nur um eine Rückvergütung handelt, die mit
dem Kapitalzins ebenso wenig zu tun hat wie die Risikoprämie.


Natürlich wird dieses dritte Element des Zinsfußes sofort verschwinden, sowie
die erwartete allgemeine Preissteigerung sich verwirklicht hat; nicht die eingetrete-
ne Preissteigerung, sondern die Erwartung einer solchen, die Hoffnung auf einen
künftigen, noch nicht zur Tat gewordenen Preisunterschied reizt zum Kauf, zur
Anlage des Geldes, und bewirkt, daß die Ansprüche an die Geldinstitute steigen.
Sowie die Hoffnung auf eine weitere Preissteigerung schwindet, fehlt auch der Reiz
zum Kauf, und die Gelder kehren zur Bank zurück. Dann fällt der Zinfuß; der
Ristorno scheidet aus den Elementen des Zinsfußes aus. Selbstverständlich ver-
schwindet bei einem erwarteten allgemeinen Preisrückgang sofort jede Spur des
Ristornos aus dem Zinsfuß.


Die Höhe des Ristornos richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der erwar-
teten allgemeinen Preissteigerung. Erwartet man eine sprungweise, schnelle und
starke Preissteigerung, so werden die Ansprüche an die Geldinstitute auch gleich
in dasselbe Tempo verfallen, und der Zinsfuß wird sprungweise, schnell und stark
steigen.


Als man vor vier Jahren in Deutschland (weil stark à la hausse spekuliert wurde)
eine allgemeine Preissteigerung erwartete, stieg der Zinfuß
auf 6%; kurz darauf erwartete man einen Rückschlag, und der Zinsfuß fiel auf 3%.
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Den Unterschied können wir hier getrost auf Rechnung des Ristornos setzen.
Heute, am 11. Dezember 1905, erhöhte die Reichsbank den Diskonto auf 6% und
den Lombardzinsfuß auf 7%. Und heute wie immer fällt diese Erhöhung des
Zinsfußes zusammen mit einer allgemeinen und starken Preissteigerung. In
Argentinien stand der Zinsfuß zeitweise auf 15%, und zwar damals, als die unaus-
gesetzte Vermehrung des Papiergeldbestandes alle Preise sprungweise in die
Höhe trieb; nachher, als man anfing, das Papiergeld einzuziehen, fiel der Zinsfuß
unter 5%. Hier haben wir einen Ristorno von 10% zu verzeichnen. In Kalifornien
gab es eine Zeit, wo 2% für einen Monat nicht als übermäßiger Zinsfuß betrachtet
wurde. So sagt Henry George, und das war damals, als man in Kalifornien mas-
senhaft Gold fand. [Prof. Helfferich schrieb mir: Es wird Sie vielleicht interessieren, daß der


Parallelismus zwischen Warenpreisen und Diskontosätzen, auf den Sie in dem Artikel „Der reine Zins,


eine eherne Größe“ aufmerksam machen, von mir bereits im Jahre 1899 in einer akademischen


Antrittsrede festgestellt worden ist, die unter dem Titel „Die Wirkungen der gesteigerten Geldproduktion“


als X. Stück in meiner im Jahre 1900 herausgegebenen „Studie über Geld und Bankwesen“ abgedruckt


ist. (s. auch „Das Geld“ S. 525, s. auch die Bemerkung am Schluß dieses Abschnitts)]


Da es für eine allgemeine Preissteigerung keine Grenze gibt (für 1 Pfd. Kerzen
zahlte man in Paris 100 Livres in Assignaten), so kann auch dem Ristorno keine
Grenze gesteckt werden. Es lassen sich ganz gut Verhältnisse denken, unter
denen Zinsfuß resp. Ristorno auf 20, 50, ja 100% steigen würden. Es kommt ganz
darauf an, wie hoch die allgemeine Preissteigerung geschätzt wird, die man bis
zum Fälligkeitstag erwartet. Wenn sich z. B. die Nachricht verbreitete, es sei unter
der Eisdecke Sibiriens ein neues Dorado entdeckt worden, das alles bisher
Dagewesene an Ergiebigkeit überragte, und würden als Bestätigung dieser
Nachricht auch schon große Goldverschiffungen gemeldet, so ist es sicher, daß
eine allgemeine Kauflust eintreten und daß die Ansprüche an die Geldverleiher ins
Grenzenlose steigen würden. Der Zinsfuß würde infolge dieser Goldfunde eine nie
gesehene Höhe erreichen. Bis zur vollen Höhe der von der allgemeinen
Preissteigerung erwarteten Differenz wird der Ristorno natürlich nicht steigen kön-
nen, da ja sonst der erwartete Verdienst durch den Diskont vorweg genommen
würde. Der Ristorno wird der erwarteten Differenz aber umso näher kommen, je
begründeter oder gesicherter die erwartete allgemeine Preissteigerung erscheint.


Es sind in verschiedenen Ländern auf Drängen der Gläubiger Gesetze erlassen
worden, die darauf zugespitzt waren, die Preise der Waren auf ein niedrigeres, frü-
heres Niveau herabzusetzen (durch Einziehung des im Übermaß verausgabten
Papiergeldes, durch die Entmünzung des Silbers usw.). Noch vor wenigen Jahren
bestand in Argentinien ein solches Gesetz, welches das allgemeine Niveau der
Preise von 3 auf 1 herabsetzen sollte.


Wenn man heute in irgendeinem Lande, den Wünschen der Schuldner nachge-
bend, umgekehrt die Warenpreise durch progressive Vermehrung des Geldumlaufs
in die Höhe triebe, so zwar, daß man mit Bestimmtheit darauf rechnen könnte, in
einem Jahre die Preise im allgemeinen 20% höher zu sehen, so würde die
Sicherheit der erwarteten Differenz den Ristorno jenen 20% sehr nahe bringen.
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Die Anerkennung des Ristornos als eines besonderen Bestandteils des
Zinsfußes ist für die Erklärung der meisten Erscheinungen auf dem Gebiete des
Zinswesens unentratbar.


Wie will man, um nur ein Beispiel anzuführen, die Tatsache erklären, daß
gewöhnlich Zinsfuß und Sparkasseneinlagen zusammen steigen, wenn man ande-
rerseits nicht den Grundsatz fahren lassen will, daß der Zins vom Lohn abgezogen
wird?


Die Zergliederung des Zinsfußes in Zins, Risiko und Ristorno löst diesen schein-
bar unlösbaren Widerspruch auf völlig befriedigende Weise. Von dem Zinsfuß geht
nur der reine Kapitalzins vom Lohne ab, der Ristorno löst sich in die erhöhten
Warenpreise auf. Folglich ist der Arbeiter (dessen Lohn ja auch die Bewegung
nach oben mitmacht) an dem erhöhten Zinsfuß völlig unbeteiligt. Er bezahlt erhöh-
te Warenpreise und erhält entsprechend höheren Lohn. Das gleicht sich aus. Der
Borger zahlt höheren Zinsfuß und erzielt einen erhöhten Preis. Das gleicht sich
auch wieder aus. Der Kapitalist erhält sein Geld gestäupt und geschunden zurück,
aber dafür einen erhöhten Zins. Das gleicht sich nicht minder aus. Nun fehlt noch
die Erklärung für die erhöhte Spareinlage. Diese muß man nun in der Tatsache
suchen, daß bei einer allgemeinen Preiserhöhung der Waren (Hochkonjunktur) es
niemals an Arbeitsgelegenheit fehlt.


Also nicht der Zins, sondern nur der Zinsfuß steigt zusammen mit den
Sparkasseneinlagen. [E. Laveleye, La Monnaie, Paris 1891, S. 323: Zu einer Zeit, wo der


Geldvorrat (d. h. das Geldangebot) zunimmt, steigt der Zinsfuß entsprechend der erhöhten Nachfrage,


wie es seit 1853 oft beobachtet wurde. Dies erklärt sich aus dem Umstand, daß der Geldüberfluß eine


Preissteigerung bewirkt (vorausgesetzt, daß das Angebot dem Überfluß entspricht); die Erhöhung der


Preise wirft für alle Unternehmungen reichliche Gewinne ab; diese Unternehmungen vermehren sich


und erfordern reichliches Kapital, was wiederum für dieses einen höheren Zinsfuß hervorruft.


Wird dagegen das Geldangebot knapp, so sind auch die Begleiterscheinungen völlig entgegenge-


setzter Art, und der mittlere Zinsfuß verringert sich genau mit dem Zeitpunkt, wo mit der eintretenden


Geldknappheit die Krise ausbricht.


E. Nasse: Oft sehen wir auf den großen Handelsplätzen Diskonte und Preise gleichzeitig sinken und


lange in tiefer Depression verharren, bis irgendeine anderweitige Ursache die Unternehmungslust plötz-


lich weckt. (Zeitschrift für die gesamte Staatswirtschaft, 1865, XXI. Bd., S. 146. Aus Wicksell: Geldzins


und Güterpreise S. 80)


Ebenda: Für sich allein dürfte es den Kreditanstalten nicht möglich sein, auch durch das bereitwillig-


ste Kapital zu dem niedrigsten Zins eine steigende Bewegung der Preise hervorzurufen, es muß erst


eine andere Anregung hinzukommen, damit von der angebotenen Kaufbefähigung auch wirklich


Gebrauch gemacht wird.]


13. Der reine Kapitalzins – eine eherne Größe?


Wir haben eben gezeigt, daß, solange eine allgemeine Preissteigerung in
Aussicht steht (bei sogenannten Hochkonjunkturen), der Zinsfuß zum Kapitalzins
und der Risikoprämien noch ein drittes Element, den Ristorno, aufnimmt. Es ergibt
sich daraus, daß, wenn wir die Schwankungen des
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Kapitalzinses feststellen wollen, die Zinsfuß-Sätze der verschiedenen Zeiträume nicht so
ohne weiteres miteinander verglichen werden können. Das würde zu ebenso falschen
Schlüssen führen wie wenn man die Sätze des Geldlohns verschiedener Perioden oder
Länder ohne Rücksicht auf die Warenpreise miteinander vergleichen wollte.


Da aber, wie bemerkt, der Ristorno nur zusammen mit einer allgemeinen
Aufwärtsbewegung der Warenpreise auftritt und zugleich mit dieser wieder verschwindet,
so können wir als sicher voraussetzen, daß der Zinsfuß während der sogenannten
Baisseperioden, deren die Geschichte mehrere aufweist, nur aus Kapitalzins und etwaiger
Risikoprämie besteht. Der Zinsfuß aus solchen Perioden eignet sich also vortrefflich zur
Ermittlung der Bewegungen des Kapitalzinses.


Eine solche Periode allgemeinen und unaufhaltsamen Preisrückganges war bekanntlich
die Zeit vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis Columbus. Während dieser langen Periode war der
Geldumlauf ausschließlich auf Gold und Silber beschränkt (also ohne Papiergeld), dabei
waren die Fundgruben dieser Metalle, namentlich die spanischen Silberminen erschöpft,
und das aus dem Altertum stammende Gold war durch Zinsverbote (wenn auch unwirksa-
me) an der Zirkulation behindert und ging nach und nach verloren. Der allgemeine
Preisrückgang ist also durch allgemein anerkannte Tatsachen reichlich begründet und wird
auch von keiner Seite bestritten.


In dem Werke Gustav Billeters: „Die Geschichte des Zinsfußes im Großen Römischen
Altertum bis auf Justinian“ finde ich nun folgende Angaben, die, wie mir scheint, auf gewis-
senhafter Prüfung des Tatsachenmaterials beruhen:


S. 163: In Rom finden wir für den Zinsfuß seit Sulla (82-79 v. Chr.) schon die wesentli-
chen Typen fixiert: 4-6%.


S. 164: Cicero schreibt gegen Ende des Jahres 62: „Solide, zahlungsfähige Leute
bekommen zu 6% Geld in Hülle und Fülle.“ Billeter fügt hier bei: Man sieht, daß darin
schon eine Tendenz zum Sinken angedeutet liegt; in der Tat werden wir bald darauf schon
einen niedrigeren Satz finden.


S.167: Der Zinsfuß war in den Kriegszeiten (um das Jahr 29) 12%, d. h., selbst solide
Leute mußten soviel bezahlen. Von 4-6% war man also zu 12% gelangt. Nun wurde rasch
wieder der ehemalige Stand von 4% erreicht.


Bemerkung. Der vorübergehende Zinsfuß von 12% in Kriegszeiten ist vielleicht durch
eine besondere große Risikoprämie genügend erklärt.


S.180: Römische Kaiserzeit vor Justinian: Für sichere Anlagen finden wir 3 15%, und
zwar ist 3% recht vereinzelt, der Satz erscheint deutlich als der niedrigste, auch bei ren-
tenartigen Anlagen. 15% ist ganz vereinzelt, 12% nicht eben selten, aber doch nicht
typisch, 10% vereinzelt. Der eigentliche Typus liegt zwischen 4 6%, wobei innerhalb dieser
Sätze sich weder eine zeitliche noch eine örtliche Differenzierung nachweisen läßt, son-
dern durchweg nur eine solche nach der Art der Anlage, indem 4% einen niedrigeren
Typus, 6% den ganz normalen, 5% den dazwischen liegenden Satz für sehr gute Anlagen
bzw. auch einen normalen Satz für Anlagen gewöhnlicher, durchschnittlicher Sicherheit
darstellt. Als ausgesprochen mittlere Zinsrate finden wir ebenfalls 4-6% (nie 12); als
Kapitalisierungsrate 4 und 3,5%.


S. 314: Die Zeit des Justinian (527-565 n. Chr.). Ziehen wir die Schlußresultate. Wir
sehen, daß unter besonderen Umständen die Kapitalisierungsrate bis gegen 8% anstei-
gen oder bis auf 2% oder gegen 3% sinken kann. Was die mittleren, durchschnittlichen
Sätze anbetrifft, so fanden wir 5% als wahrscheinlich normal durchschnittlich, vielleicht ein
wenig zu hoch; 6, 7% ebenfalls als mittlere Rate, aber jedenfalls etwas hoch gegriffen, so
daß dieser Satz nicht mehr als ganz gewöhnliches Mittel gelten kann. Wir werden also
wohl am richtigsten von etwas unter 5 bis gegen 6% die eigentliche Mittellage ansetzen.
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Die Untersuchungen Billeters schließen hier mit der Zeit Justinians ab. Faßen wir
kurz die gemachten Angaben zusammen:


Zur Zeit Sullas (82-79 v. Chr.) bezahlte man 4–6%. Zur Zeit Ciceros (62 v. Chr.)
war zu 6% Geld in Hülle und Fülle zu haben. Nach einer durch Krieg verursachten
kurzen Unterbrechung (29 v. Chr.) behauptete sich wieder der ehemalige Zinsfuß
von 4%. Während der Römischen Kaiserzeit vor Justinian war der eigentliche
Typus 4 6%. Während der Regierung Justinians (527-565) betrug der mittlere
Zinsfuß 5 6%.


Was bedeuten nun diese Zahlen? Nun, daß während eines Zeitraums von 600
Jahren der Zinsfuß fast genau den gleichen Stand einnahm wie heute, 15
Jahrhunderte später. Der Zinsfuß stand vielleicht mit 4 6% eine Kleinigkeit höher
als heute, aber diesen Unterschied kann man vielleicht auf Rechnung der
Risikoprämie setzen, die im Altertum und Mittelalter höher angesetzt werden mußte
als heute, wo Religion, Moral und Gesetz den Zins in Schutz genommen haben.


Diese Zahlen beweisen, daß der Zins unabhängig ist von wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Verhältnissen; diese Zahlen schlagen den verschiedenen
Zinstheorien und namentlich den Nutzungstheorien (die einzigen, die wenigstens
noch den Schein für sich haben) direkt ins Gesicht. Wenn man für ein modernes
Produktionsmittel, z. B. Dampfdreschmaschine, Selbstbinder, Repetiergewehr,
Dynamit usw., den selben Zins zahlt wie vor 2000 Jahren für Sichel, Dreschflegel,
Armbrust oder Keil, so beweist dies doch klar genug, daß der Zins nicht von der
Nützlichkeit oder Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel bestimmt wird.


Diese Zahlen bedeuten, daß der Zins Umständen sein Dasein verdankt, die
schon vor 2000 Jahren und während eines 600-jährigen Zeitraumes in fast genau
der gleichen Stärke wie heute ihren Einfluß ausübten. Welche Umstände, Kräfte,
Dinge sind das? Keine einzige der bisherigen Zinstheorien gibt uns auch nur eine
Andeutung für die Beantwortung dieser Frage.


Billeters Untersuchungen schließen leider mit Justinian ab und, soweit ich unter-
richtet bin, fehlen zuverlässige Untersuchungen über den folgenden Zeitraum bis
Columbus. Es wäre übrigens wohl auch schwer, für diesen Zeitabschnitt zuverläs-
siges Material zusammenzutragen, wenigstens aus den christlichen Ländern, weil
das Zinsverbot immer strenger gehandhabt wurde, weil mit dem fortschreitenden
Mangel an Geldmetallen der Geldverkehr und der Handel immer mehr zusammen-
schrumpften, und dann auch, weil die lokalen Herabsetzungen des Münzfußes, die
jetzt größeren Umfang annehmen, den reinen Kapitalzins im Zinsfuß nicht mehr
erkennen lassen.


Wenn Papst Clemens V. auf dem Konzil zu Vienne (1311) weltliche Obrigkeiten,
welche zinsfreundliche Gesetze erließen, mit der Exkommunikation bedrohen
konnte [Böhm-Bawerk: Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorien, S. 27.], so
zeigt das, wie schwach der Handel damals war, wie vereinzelt Darlehensgeschäfte
vorkamen. Einzelnen Sündern gegenüber konnte der Papst mit Strenge auftreten;
wäre der Handel damals lebhafter und die Übertretung des Zinsverbotes eine all-
tägliche Erscheinung gewesen, so hätte sich der Papst keine solche Drohung
erlauben dürfen. Beweis dafür ist die Tatsache, daß mit der Belebung des Verkehrs
durch das amerikanische Gold auch die kanonische Gegnerschaft des Zinses
sofort abflaute.
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Mit der Entdeckung Amerikas beginnt die Preisrevolution des 16. und 17.
Jahrhunderts. Die Preise stiegen unaufhaltsam, und der Zinsfuß wurde mit einem
schweren Ristorno belastet. So darf man sich nicht wundern, wenn der Zinsfuß
während dieser ganzen Zeit sehr hoch stand.


Adam Smiths „Inquiry into the nature of wealth“ entlehne ich folgende Zahlen:
1546 wurden 10% als die gesetzlich zulässige Grenze des Zinsfußes erklärt, 1566
wurde dies Gesetz durch Elisabeth erneuert, und 10% blieb gesetzlich zulässig bis
1624.


Um diese Zeit war die Preisrevolution im wesentlichen beendet und die allgemei-
ne Preissteigerung in ein ruhiges Tempo verfallen. [Dr. George Wiebe: Geschichte der


Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts, s. Tabelle 376.] Gleichzeitig mit dieser
Entwicklung geht denn auch der Zinsfuß zurück, 1624 wurde der Zins auf 8%
dann, kurz nach der Restauration der Dynastie der Stuarts (1660), auf 6% herab-
gesetzt, und 1715 auf 5%.


Diese verschiedenen gesetzlichen Regelungen scheinen sämtlich dem Zinsfuß
im freien Marktverkehr erst gefolgt, nicht aber ihm vorausgegangen zu sein.“ So
sagt Adam Smith.


Seit Königin Anna (1703/14) scheint 5 % eher über als unter der „market rate“
gewesen zu sein. Natürlich, denn zu dieser Zeit war die Preisrevolution beendet,
und der Zinsfuß bestand jetzt nur noch, wie während des Mittelalters, aus
Kapitalzins und Risikoprämie.


„Vor dem letzten Krieg (sagt Smith) borgte die Regierung zu 3%, und vertrauens-
werte Privatleute in der Hauptstadt sowie in vielen anderen Landesteilen zu 3,5, 4
und 4,4%.“


Also genau die selben Verhältnisse, die wir jetzt haben.


Soll ich noch mehr statistisches Material zusammentragen zum Beweis, daß der
reine Zins eine eherne Größe ist, daß der reine Kapitalzins nicht unter 3% fällt,
nicht über 4% steigt, daß alle Schwankungen des Zinsfußes nicht auf
Schwankungen des Kapitalzinses zurückzuführen sind? Wann ist in der Neuzeit
der Zinsfuß gestiegen? Immer nur zusammen mit den Güterpreisen. Nach den kali-
fornischen Goldfunden stieg der Zinsfuß so hoch, daß die verschuldeten Agrarier
trotz den erhöhten Getreidepreisen über Notstand klagten; mit der Erschöpfung der
Goldminen fielen die Preise – zusammen mit dem Zinsfuß. Dann kamen die
Milliarde, hohe Preise, hoher Zinsfuß. Mit dem großen Krach fielen die Preise, fiel
auch der Zinsfuß. Während der letzten Hochkonjunktur 1897 bis 1900 war auch
der Zinsfuß gestiegen; dann sind die Preise wieder gefallen, und der Zinsfuß war
auch wieder niedrig. Kurz, rechnet man überall vom Zinsfuß den auf Rechnung der
allgemeinen Preissteigerung zu setzenden Ristorno ab, so bleibt als Zins eine
eherne Größe zurück.


Warum fällt der Zins niemals unter 3, warum geht der Zins nicht auf null zurück,
und wenn es auch nur vorübergehend wäre, einen Tag im Jahre, ein Jahr im
Jahrhundert, ein Jahrhundert in zwei Jahrtausenden?


Warum steigt der Zins nicht zuweilen auf 10-20-50%, wenn auch nur vorüberge-
hend, ausnahmsweise, zur Bestätigung der Regel, zum Beweise für die Richtigkeit
der Annahme, daß Nachfrage und Angebot nicht allein den Zinsfuß, sondern auch
den reinen Kapitalzins bestimmen?
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Als Beleg für obige Behauptung, daß der reine Zins eine unveränderliche, fast
eherne Größe ist, habe ich die beiden Diagramme S. 268 und 270 ausgearbeitet,
aus denen hervorgeht, daß die Schwankungen des Zinsfußes auf die
Schwankungen der Warenpreise (Ristorno) zurückzuführen sind. Hätten wir eine
unveränderliche Währung gehabt, so wäre der Zinsfuß seit 2000 Jahren unverän-
dert auf 34% stehen geblieben.


Erklärungen zu nebenstehender Tabelle I 
(Parallelismus zwischen Zinsfuß und Preisen):


Die Zinslinie in vorstehendem Diagramm habe ich nach den eben angeführten
Angaben Adam Smiths konstruiert. Es handelt sich hier um den gesetzlichen
Zinsfuß, nicht um den Marktzinsfuß, auf den es eigentlich ankommt. Smith behaup-
tet zwar, „daß, wie es scheint, der gesetzliche Zinsfuß den Verhältnissen mit großer
Sorgfalt angepaßt worden sei“ (made with great propriety), aber aus den plötzli-
chen Sprüngen von 10 auf 8 und 6% geht hervor, daß diese gesetzlichen
Regulierungen wie alle Gesetze zögernd und dann stoßweise den Tatsachen folg-
ten. Der gesetzlich zulässige Zinsfuß war ein Schutz gegen den Wucher, er zeigte
die Grenze des Wuchers an, stand also, wie auch heute noch, durchweg höher als
der gemeine Marktzinsfuß.


Die Preislinie habe ich nach der Tabelle S. 376 aus George Wiebes Geschichte
der Preisrevolution des XVI. und XVII. Jahrhunderts ausgearbeitet. Diese Tabelle
zeigt die schweren Fehler, die in dem fünften Abschnitt dieses Buches „Wie der
Preis des Geldes ermittelt werden kann“ angegeben sind. Safran, Muskatblumen,
Ingwer beeinflussen hier das Resultat genau so stark wie Weizen, Vieh, Gewebe.
Außerdem sind die Erhebungen auf 97 Artikel, und von 1580 ab sogar auf 47
Artikel beschränkt. (Wiebe erwähnt diese Mängel übrigens auch selbst.) Da
Wiebes Tabelle nur bis 1713 reicht, habe ich die Verlängerung bis 1764 nach
Angaben aus verschiedenen Büchern gezogen, die sämtlich darin übereinstimm-
ten, daß seit 1713 die Preise stetig abwärts gingen. Dies ist auch wahrscheinlich,
denn von 1700 bis 1740 ging nach Soetbeers Berechnungen die Geldproduktion
(Gold und Silber) nicht voran, während doch mit der wachsenden Bevölkerung der
Geldbedarf stieg. In England allein stieg im Zeitraum von 1680/1780 die
Bevölkerung von 5,5 auf 9,5 Millionen. Außerdem fand von 1640 ab keine
Herabsetzung des Zinsfußes mehr statt. Also Gründe genug, um eine Baisse wahr-
scheinlich zu machen.


Auch muß in Betracht gezogen werden, daß Wiebe alle Preise auf Silbergewicht
zurückgeführt hat. Auf die Höhe des Zinsfußes wirken aber nur die nominellen
Preise, nicht die Silberpreise, da die Rückzahlung der Darlehen sich nach dem
nominellen Betrag der Schuld richtet.


Wenn nun obige beiden Linien nur im Grundzug übereinstimmen, so muß man
die Erklärung in den angedeuteten Mängeln des Materials suchen, nach dem sie
gezogen wurden.
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Erklärungen zur Tabelle II
(Tabelle zum Artikel: Der reine Zins – eine eherne Größe?):


Der Parallelismus der beiden Linien springt hier schon viel deutlicher in die
Augen, weil die Linien nach besserem Material gebaut sind. Einmal nähert sich der
Diskontosatz viel mehr dem Martkzinsfuß als die gesetzlich auf Jahre hinaus fest-
gesetzte Wucherzinsrate, dann nähern sich auch die „index numbers“ des
Economist viel mehr dem wirklichen Durchschnittspreis der Waren, weil hier die
relative Bedeutung der Waren berücksichtigt wird.


Wenn man erst über völlig sauberes Material verfügen wird, dann wird auch
wahrscheinlich der schon jetzt deutlich wahrnehmbare Parallelismus in Kongruenz
übergehen.


Bisher entzogen sich die Faktoren, die die Zinsfußrate bestimmen, jeder wissen-
schaftlichen Kontrolle. So stimmt Prof. Dr. Karl von Diehl in einer Schrift „Über das







Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System von Karl Marx“ (S. 25) diesem
zu, wo er sagt, „daß es keine natürliche Rate des Zinses gebe, da die Bildung der
Zinsfußrate etwas durchaus Gesetzloses und Willkürliches ist.“ (III, 1, S. 341)


Dem ist aber, wie wir uns überzeugten, durchaus nicht so. Bei näherer
Betrachtung zeigt sich im Gegenteil, daß hier alles „gesetzmäßig“ zugeht. Und
„willkürlich“ ist die Bildung der Zinsfußrate nur insofern, als man willkürlich die
Zinsfußrate von 3% ab aufwärts, auf jede beliebige Höhe treiben kann. Man
braucht nur gesetzlich zu bestimmen, daß mittels Neuemissionen die Warenpreise
jährlich um 5–10–15% heraufgesetzt werden, so wird auch der Zinsfuß auf 8–13–
18% (3% + 5–10–15% Ristorno) steigen. Eine Sache aber, die sich willkürlich
behandeln läßt, ist nicht „gesetzlos“, da sie doch den Gesetzen folgt, wonach sich
die Handlungen richten. (Übrigens sind die Begriffe „gesetzlos“ und „Willkür“
Gegensätze, wenigstens in dieser Angelegenheit.)


14. Die Einlösung des im Titel Versprochenen


Es kann keinen Augenblick bezweifelt werden, daß mit der Bodenreform die
gesamten Grundrenten in den allgemeinen Lohnfonds ausgeschüttet werden. Ein
Abzug vom Arbeitsertrag kann mit der Bodenreform unter dem Titel „Grundrente“
nicht mehr stattfinden. Es ist ja niemand mehr da, um einen solchen Abzug einzu-
kassieren.


Ebenso wenig darf man aber auch daran zweifeln, daß nach Beseitigung der
Metallwährung und nach internationaler Einführung der Geldreform der Zins schnell
und unaufhaltsam fallen, und zwar bis auf und sogar unter Null fallen wird.


Es wird dann auch eine Schmälerung des Arbeitsertrags unter dem Titel „Zins“
nicht mehr stattfinden. Mit der Geldreform wird die bisherige Überproduktion an
Waren sich in eine Überproduktion an Kapital verwandeln und den Zins in einem
Meer von Kapital ersäufen.


Damit ist aber das, was der Haupttitel dieses Buches verspricht, eingelöst – das
Recht auf den vollen Arbeitsertrag ist verwirklicht


Die übrigen Nebenleistungen der Geldreform, wie die Beseitigung der Wirtschaftskrisen, der
Arbeiterreserve, der Arbeitslosigkeit, des Zwischenhandels, der Preisschwankungen, der Spekulation,
der Kreditverkäufe, kurz all der kleinen Nebenerscheinungen des Metallgeldes, gibt die Geldreform in
den Kauf. Wie groß auch immer diese Errungenschaften der Geldreform einzeln und absolut betrachtet
uns erscheinen mögen – gegenüber der Beseitigung des Zinses und der Privatgrundrenten treten sie
völlig in den Schatten.


Aber im Untertitel wird auch die Erledigung der Politik und der volkswirtschaftli-
chen Wissenschaft versprochen, und diesem Teil meiner Versprechungen gelten
folgende Ausführungen.


Politik nennt man den Kampf, den die wirtschaftlichen Interessengruppen unter-
einander führen, soweit dieser Kampf die Gesetzgebung berührt. Vom Augenblick
an, wo die Privatinteressen nicht mehr von den Gesetzen berührt werden können,
gibt es keine Politik mehr. Und dieser Fall tritt mit der Bodenreform ein, denn mit
der Bodenreform erhält die Gewerbefreiheit eine wurzelechte Grundlage, indem
allen Bürgern ohne irgendwelche Ausnahme die zum Betriebe der Gewerbe nöti-
gen Stoffe (Land und Rohprodukte) unter völlig gleichen Bedingungen zur
Verfügung gestellt werden. Wie könnte da das Gesetz, die Politik, einzelnen
Bürgern oder Gewerben (Klassen und Stände gibt es unter der Boden-
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reform selbstverständlich nicht mehr) Sondervorteile auf Kosten der anderen
zuwenden? Ich habe mir diese Frage öfters beim Kühehüten, also unter den denk-
bar besten äußeren Verhältnissen vorgelegt – ich habe nichts gefunden. Ohne
Verfassungsbruch, ohne die Freizügigkeit und Gewerbefreiheit anzutasten, läßt
sich tatsächlich nach der Bodenreform aus der Politik kein Kapital mehr schlagen.
Und wenn die Politik keinen Profit mehr abwirft, so fehlt ihr der Impuls, die
Lebenskraft.


Ich habe dann den Weg der Politik rückwärts verfolgt, die Politik der letzten Jahre
in ihre Bestandteile zerlegt und diese Bestandteile unter die Lupe genommen.
Grundrente, nichts als gemeine Grundrente habe ich entdecken können.
Höchstens stößt man dann und wann in der Politik noch auf einen Kampf um
Staatssinekuren, aber selbst dieser entpuppt sich bei näherer Betrachtung als
Nebenprodukt der Grundrenten. Die Grundrentner, die die Gesetzgebung beherr-
schen, bedürfen, um sich diese Herrschaft zu erhalten, der Unterstützung eines
zahlreichen Beamtenstandes (Geistliche, Offiziere, Professoren, Beamten aller Art
mit einem König voran), und diese Unterstützung müssen sie natürlich mit hohen
Gehältern kaufen. Könnten die Grundrentner ohne diesen Apparat die Herrschaft
behalten, so würden sie die Fürsten und Geistlichen gern entbehren und den
Offizieren, Professoren, Beamten nicht mehr als den gemeinen Arbeitslohn bewilli-
gen.


Ob sie das bewußt oder unbewußt tun würden, bleibt sich dabei völlig gleich.
Unbewußte Handlungen entsprechen unseren Interessen in der Regel am besten
(die Verdauung z. B.).


In Japan z. B., wo es keine Grundrentner geben soll, fehlt auch die Staatskirche, und den Offizieren


gibt man da die Kost der Soldaten. Natürlich, denn da die japanische Regierung auf keine besondere


Bevölkerungsklasse Rücksicht zu nehmen braucht und selbst nicht aus einer Klasse hervorgeht, so


braucht sie keine Kirche zur Stütze; das Volk ist ihre Stütze. Aus dem selben Grunde wird nach


Einführung der Bodenreform die deutsche „Regierung“ ihre jetzige Leibgarde entbehren können und


diese auflösen. Die Entstaatlichung der Kirche sowie die Abschaffung der sonstigen Sinekuren folgt der


Bodenreform von selbst.


In Nordamerika, wo mit dem Verschwinden des Freilandes die Grundrente stetig wächst, lassen sich


auch schon Wandlungen im Charakter der herrschenden Klassen nachweisen, Wandlungen, die


bedenklich nach Autokratie, Monarchie, Militarismus, Staatskirche, Sinekuren, Knute, kurz nach


Grundrente schmecken.


Die katholische Kirche in Frankreich erklärte bisher (d. h., solange sie Staatskirche war) die


Privatgrundrente für eine ehrliche, unantastbare, heilige Einnahmequelle, im Gegensatz zu Moses, der


Kauf und Verkauf von Land direkt verboten hatte.


Jetzt, da die Kirche vom Staat getrennt werden soll, wird die katholische Kirche den Grundrentnern


die Heeresfolge nicht mehr zu leisten brauchen, und es ist daher möglich, daß die katholische Kirche


ihre Ansichten über Grundrenten im mosaischen Sinne nachprüfen wird. Sie wird jedoch wahrscheinlich


hierin vom Staat überholt werden, denn ist eine Regierung innerlich einmal so weit erstarkt, daß sie die


Kirche entbehren kann, so fehlt auch nicht mehr viel, daß sie sich auch von den Grundrentnern lossa-


gen kann. In diesem Sinne erblicke ich in der Entstaatlichung der Kirche in Frankreich den ersten Schritt


zur Bodenreform. Ob dieser Schritt mit Bewußtsein des Zieles geschah, ist dabei gleichgültig.


Im I. Teil dieses Buches habe ich bereits auf diese antipolitischen Wirkungen der
Bodenreform aufmerksam gemacht, aber es schadet nichts,
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wenn ich hier zum Schluß nochmals diese hochinteressante Nebenwirkung der
Bodenreform hervorhob – dies um so mehr, als die Bodenreformer allgemein
wenig Gewicht darauf legen. Mit der Bodenreform wird tatsächlich die Politik
erschöpft und erledigt; die Bodenreform ist der Beelzebub, der alle anderen politi-
schen Teufel verschlingt. Darum wird auch die Bodenreform den letzten und heiße-
sten politischen Kampf geben, und wenn dieser Kampf ohne Kartätschen ablaufen
soll, so muß er mit überwältigender Macht schnell zu Ende geführt werden.


In der Natur sehen wir immer, daß der Angreifer ganz unverhältnismäßig stark bewaffnet ist, so daß


der Angegriffene meistens gar nicht an Widerstand denkt. Die Katze ist tausendmal schwerer als die


Maus; die Giftschlange lähmt durch Biß und Blick die Beute; durch den Stoß des Habichts aus den


Wolken wird das Hahn meistens gleich getötet. Untersucht man das Fell eines alten Löwen, Bären,


Tigers, die vielleicht tausend Morde auf der Seele haben – selten findet man eine Narbe, eine Spur des


Kampfes. Einen eigentlichen Kampf findet man nur bei Rivalen, die dasselbe Weibchen begehren. Die


Natur ist eben barmherzig und sucht unnützen Schmerz zu verhindern. So wünsche ich mir auch die


Einführung der Bodenreform. Nicht mittels knapper Mehrheit, die zum Widerstand reizt und in diesem


Falle, bei dem bekannten Hochmut und aggressiven Charakter der Agrarier, sicher zu einem ungeheu-


ren Aderlaß führen würde – sondern durch eine gewaltige, niederschmetternde Mehrheit, die mit dem


ersten Tatzenschlag die Widerstandskraft des Gegners bricht.


Neben der Erledigung der Politik verspricht der Untertitel dieses Buches noch die
Erledigung der volkswirtschaftlichen Wissenschaft. Und auch dies Versprechen will
ich noch einlösen.


Was bleibt nun heute, nach der Wiedereinsetzung des Preises als Fundament
der Volkswirtschaft noch übrig, was einem Problem ähnlich wäre, zu dessen
Erklärung man mehr als Fleiß und handwerksmäßige Arbeit nötig hätte? Die ganze
Volkswirtschaft löst sich nach Überwindung des Wertspuks einfach in eine Kette
von Preisen auf, und diese Preise richten sich jetzt mit der Geldreform ausschließ-
lich nach dem Quantum der vorhandenen Waren und des vorhandenen Geldes.
Die nackte Quantitätstheorie herrscht jetzt brutal und absolut auf der ganzen Linie
– bei den Waren (wo sie schon immer geherrscht hat) und beim Geld. Die uralte
Fassung: „Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis“ ist zu einer sinnlosen
Umschreibung der Quantitätstheorie geworden, indem es eine selbständige, vom
Quantum des Geldvorrats unabhängige Nachfrage nicht mehr gibt. Der Vorrat an
Waren und der Vorrat an Geld bestimmen das Tauschverhältnis, d. h. die Preise –
und mehr als Preise gibt es in der Volkswirtschaft nicht.


Mit den ersten Strahlen der Sonne verschwinden die Gespenster, mit dem
Auftreten des Reformgeldes verschwand der Wertspuk. Das Papiergeld ist über-
haupt von jeher schon ein ungläubiger Thomas im Kreise der Wertapostel gewe-
sen; die Erklärungen, die man für die Existenz des Papiergeldes gab, waren so
fadenscheinig und gezwungen, daß, wenn die Inschriften des Papiergeldes (worin
meistens eine Einlösung versprochen wurde) nicht da gewesen wären, diese
Erklärungen auch äußerlich in sich zusammengebrochen wären. Mit der herausfor-
dernden Inschrift, die das Reformgeld trägt, räumt die Geldreform mit dem letzten
Rest dieses Spinnstubenspuks auf. „Dies ist Geld“, so heißt es auf dem Fidibus,
der dem Reformgeld als Material dient, und wo könnte in diesem schä-
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bigen, durchsichtigen Papierfetzen der „Wert“ seine Spukkammern aufschlagen?


Nach Überwindung des „Werthindernisses“ und nach Wiederanerkennung der
Preise als der wahren Grundlage der Volkswirtschaft fällt das Gebäude volkswirt-
schaftlicher Probleme in nichts zusammen.


Zum Beweise hierfür lasse ich hier einen Artikel aus der Feder des Herrn Ernst
Frankfurth folgen über eine viel umstrittene Frage.


Wir werden hier sehen, wie leicht die verwickeltsten Fragen sich in ihre
Bestandteile auflösen lassen, sowie man sich von allen Werthalluzinationen freige-
macht hat und folgerichtig den Preis der Waren (des Lohnes) zur Richtung für die
Untersuchung nimmt. Der Artikel, der auch noch für die Single Tax Bodenreformer
von grundsätzlicher Bedeutung ist, lautet:


Wer bezahlt die Grundsteuer?
[Dieser Artikel war für die Zeitschrift „Die Geld- und Bodenreform“ bestimmt. Der Herr VerFaßer


erlaubte mir, ihn hier zu verwenden.]


„Eine Steuer auf die Grundrente fällt ausschließlich auf die Eigentümer des
Grund und Bodens. Es gibt keinerlei Mittel und Wege, die sie in den Stand setzen
könnten, diese Steuer auf andere abzuwälzen.“


John Stuart Mill
„Jede dauernde Verbesserung am Grund und Boden, jede 
Eisenbahn und jeder Weg, jede Verbesserung der allgemeinen 
Verhältnisse der Gesellschaft, jede Erleichterung der Produktion, 
jede Anregung zur Konsumtion erhöht die Grundrente. Der 
Grundeigentümer hat Glück im Schlaf.“


Prof. Thoralt Rogers
Diese beiden Zitate finde ich so beieinanderstehend unter der Rubrik „Erlesenes“


in einer Bodenreformzeitschrift [Deutsche Volksstimme 1899, Seite 396.]. Sie gehören
auch zusammen, denn während der eine Satz auf die Privatgrundrente als den
Feind zeigt, soll der andere das Mittel zu seiner Bekämpfung angeben. Aus noch
einem Grund gehören diese beiden dicht zusammen, denn sie – widersprechen
sich, und ein Widerspruch wirkt immer am besten, wenn er dicht bei der
Behauptung steht. Der zweite Satz, auf die Grundsteuer angewandt, sagt: Jede
Verbesserung der Verhältnisse, die die Allgemeinheit dadurch erzielt, daß sie eine
Grundsteuer erhebt, daß sie sich also durch Schmälerung des Einkommens der
Grundeigentümer bereichert, kommt den Grundeigentümern wieder zustatten.
Durch die Steuerverwendung wird dem Grundeigentümer wiedergegeben, was ihm
durch die Steuererhebung genommen wurde. Dagegen die andere Behauptung:
Eine Grundsteuer kann nicht abgewälzt werden! Also, wie wirkt nun die Steuer?
Lassen sich durch eine Steuer überhaupt Vermögensverschiebungen zwischen
Grundrentner und Arbeiter erzielen? Läßt sich das oben [d. h. in diesem Buch entwickel-


te] aufgestellte Lohngesetz durch eine Steuer korrigieren? Sehen wir zu!


Der Wettbewerb sorgt dafür, daß der Preis aller Waren, die nicht monopolisiert
werden können, aus Arbeitslohn, Handelsspesen und Kapitalzins sich zusammen-
setzt. Werden solche Waren besteuert
(durch Zölle, Brausteuer usw.), so steigt ihr Verkaufspreis. Die Steuer wird abge-
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wälzt. Wäre das nicht möglich, so müßte der Lohn die Steuer tragen, und das 
wäre hier nur möglich, wenn die besteuerte Ware zu den Konsumartikeln des
Freiländers gehörte. (Jede Besteuerung des Arbeitsertrages auf Wüst-, Öd- und
Freiland setzt den allgemeinen Arbeitslohn herab). Die beiden anderen
Bestandteile des Preises (Handelsspesen und Kapitalzins) sind für die
Steuerbeamten unerreichbar. Besteuert man den Zins, so entzieht sich das Kapital
der betreffenden Industrie, um sich anderen nicht besteuerten Gewerben, nötigen-
falls im Ausland, zuzuwenden. Der Wettbewerb in dem besteuerten Gewerbe
nimmt ab, und die Preise der besteuerten Produkte steigen. Besteuert man den
Kaufmann, so schlägt dieser die Steuer plus Kommission auf den Preis, genau wie
er das mit den Zöllen, Frachten, Stempelabgaben tut, denn der Lohn des
Kaufmanns (der reine Handelsgewinn) richtet sich, wie der der qualifizierten Arbeit,
nach dem allgemeinen Arbeitslohn. Den Kaufmann kann man nur mit einer Steuer
fassen, die gleichzeitig auch den Lohnarbeiter, in letzter Linie also den Freiländer
trifft. Sonst ist der Kaufmann, genau wie der Lohnarbeiter steuerfrei; er wälzt alles
von sich ab.


Anders verhält es sich beim Grund und Boden. Auf wen kann der Grundbesitzer
die Steuer abwälzen? Auf den Lohn? Nein, denn wie gesagt, der Lohnarbeiter
steht so wie so schon auf dem „Goldpunkt“, d. h., er steht vor der Frage: Wandere
ich aus oder bleibe ich? An ihn darf sich der Grundbesitzer nicht mit dem
Steuerzettel wenden, denn sonst wirft ihm der Arbeiter die Schaufel vor die Füße
und wandert aus.


Und an den Kapitalisten kann er sich auch nicht wenden, denn sonst kündigt ihm
dieser die Hypothek. Weigert der deutsche Junker sich, den üblichen Zins zu zah-
len, so zahlt ihn der italienische, der russische oder der amerikanische. Das
Geldkapital kennt ja (wie die Flugmaschine) keine Grenze.


Folglich bleibt wohl dem Grundbesitzer weiter nichts übrig, als die Steuer zu
bezahlen? – Es kommt darauf an, was mit dem Steuerertrag geschieht.


Käme ein fremder Eroberer und erhöbe diese Grundsteuer, um seine Soldaten
damit zu unterhalten, so müßten, das ist sonnenklar, die Grundbesitzer die Steuer
ganz unbedingt tragen. Der Arbeitsertrag auf deutschem Boden würde um den
Betrag des Tributs abnehmen, während doch der Arbeitsertrag des Freiländers in
Amerika von diesem Tribut unberührt bliebe. Und es ist doch der Unterschied in
den beiden Erträgen, der die Grundrente ausmacht. Also, in diesem Fall ist die
Grundsteuer unabwälzbar. Der Grundrentner muß sie allein tragen.


Nun ist es aber doch nicht die Regel, daß man seine Steuern an fremde
Eroberer zahlt, und der „Singletax Bodenreformer“ wünscht die Grundsteuer doch
nur, weil der Staat die Steuergroschen im Interesse seiner lieben Kinder verwen-
den soll. Das Steuergeld kommt also ordnungsmäßig allen wieder zugute – auch
dem Arbeiter. Welchem Arbeiter? Nun, dem deutschen Arbeiter – dessen Lohn
abhängig ist
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von dem Ertrag der Arbeit auf Wüst- und Ödland oder Freiland in Sibirien. Der
Ertrag der Grundsteuer soll dem deutschen Arbeiter zugewendet werden in Form
einer Alterspension, Witwenpension, eines Schulgelderlasses oder auch einfach in
Form eines baren Zuschusses zu seinem kargen Lohn. Das ist der Wunsch der
Singletaxer.


Nehmen wir der Einfachheit wegen an, der Staat erhöbe eine allgemeine
Grundsteuer, um mit ihrem Ertrag den Lohnarbeitern einen baren Zuschuß
(Wohnungsgeldzuschuß, Getreide- und Fleischzollzuschuß) zu gewähren. Was
dann? Wird durch diesen Zuschuß der „Goldpunkt“ für den Auswanderer nicht her-
aufgerückt; wird der Arbeiter dem Grundbesitzer noch die Schaufel vor die Füße
werfen und mit der Auswanderung drohen, wenn dieser es versucht, die
Grundsteuer durch Lohnkürzung auf den Arbeiter abzuwälzen? Sicher nicht, denn
der Zuschuß des Staates hat das Einkommen des Arbeiters über den Arbeitsertrag
des Freiländers erhoben, und einen höheren Lohn als den Ertrag der Arbeit auf
Wüst-, Frei- und Ödland braucht kein Grundbesitzer zu zahlen. Folglich wird der
Grundbesitzer die ihm auferlegte Steuer durch Lohnkürzung einfach von sich
abwälzen. Nicht ganz – die Kosten der Steuererhebung, die dem Arbeiter ja nicht
zugute kommen, muß der Grundbesitzer tragen.


Es kommt also darauf an, wie der Ertrag der Grundsteuer verwendet wird, und
solange das nicht gesagt wird, ist die allgemein gehaltene Frage, ob die
Grundsteuer abwälzbar ist oder nicht, gar nicht zu beantworten.


Es könnte ja auch vorkommen, daß mit dem Ertrag der Grundsteuer solche
Werke verrichtet würden, die den Anbau von Wüst- und Ödland erleichtern, oder
die uns das Freiland wirtschaftlich näher rücken. In diesem Fall würde der
Arbeitsertrag auf Frei-, Wüst- und Ödland, und damit zusammen auch der allge-
meine Arbeitslohn, auf Kosten der Grundrente steigen. Dann wäre die Grundsteuer
nicht nur nicht abwälzbar, sondern der Grundbesitzer müßte sie sogar doppelt zah-
len, einmal an den Staat, dessen Gegenleistung in diesem Fall dem Grundbesitzer
nichts nützt, ein andermal an den Arbeiter, dessen Lohn mit Hilfe der Grundsteuer
gehoben wurde.


Ein Beispiel möge dieses ebenso interessante wie lehrreiche Spiel der Kräfte
beleuchten.


Nach dem Vorschlag der „Singletax Bodenreformer“ erhebt der Staat eine kräfti-
ge Grundsteuer von – sagen wir 1000 Millionen jährlich, um damit


1. einen Ersatz für die abzuschaffenden Lebensmittelzölle zu schaffen,


2. die Dampfer zu unterstützen, die uns das Getreide der Freiländer brin-
gen, und zwar der Einfachheit wegen in Form eines Frachtzuschußes für jede ein-
geführte Tonne Weizen.


Durch diesen staatlichen Zuschuß fallen natürlich die Frachtkosten, die der
Freiländer zu zahlen hat, sein Arbeitsertrag steigt, und da dieser Arbeitsertrag die
Höhe des allgemeinen Lohnsatzes bestimmt, so ist es unvermeidlich, daß auch der
Grundbesitzer höhere Löhne zahlen muß und zwar auf Kosten seiner Grundrenten,
da die Lohnausgaben von der Grundrente nicht abgewälzt werden können.
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Also wird, wie gesagt, der Grundrentner die Steuer in diesem Falle doppelt zah-
len müssen.


Es kommt also darauf an, in welche Kanäle die Grundsteuererträgnisse geleitet
werden; kommt der Grundsteuerertrag dem Bebauer von Wüst-, Öd- und Freiland
zugute, so trifft diese Steuer den Grundrentner doppelt; kommt sie jenem
Freiländer nicht zugute, sondern wird sie zu nationalen Wohlfahrtseinrichtungen
verwendet, so kann der Grundrentner sie von sich auf den Arbeiter abwälzen; wird
die Grundsteuer erhoben, um den Prinzessinnen eine Aussteuer zu geben oder um
einem fremden Eroberer einen Kriegstribut zu zahlen, so ist sie unabwälzbar.


—


So erledigt Frankfurth diese scheinbar so verwickelte Frage. Wie einen verwik-
kelten Knäuel, den man beim richtigen Ende erfaßt hat. Aus dem Problem wird
eine einfache Rechnung, ein Preisverzeichnis.


Fast könnte man die Rechenmaschine dazu verwenden. Eine mechanische
Operation.


Greifen wir aus dem Problemhaufen der Volkswirtschaft eine andere Frage her-
aus, blindlings, irgendeine Frage:


Wer bezahlt die Kornzölle, das In- oder Ausland?


Wir zergliedern diese Frage in die verschiedenen Tauschgeschäfte oder Preise,
von denen sie einen Komplex darstellt.


1. Preis. Die Pacht, die der Pächter dem Besitzer zu bezahlen hat und die nach
der Ricardoschen Rententheorie bestimmt wird. (Dies Ricardosche
Grundrentengesetz ist auch nichts als ein Komplex von Preisen).


2. Preis. Der Lohn, dessen Gesetz von der Rententheorie sich ableiten läßt und
auch wieder nur einen Komplex von Preisen darstellt. Der Lohn ist gleich dem
Arbeitsertrag auf Freiland.


3. Preis. Erhöhung der Grundrente durch den Zoll. Entsprechende Herabsetzung
des Arbeitsertrages auf Freiland. Entsprechende Herabsetzung des allgemeinen
Lohnsatzes.


4. Preis. Auswanderung der deutschen Industriearbeiter nach dem Freiland, um
den hohen deutschen Brotpreisen, den niedrigen Löhnen zu entgehen und um die
niedrigen Getreidepreise des Freiländers zu genießen.


5. Preis. Erhöhung des Arbeitsertrages des Freiländers, weil er das Getreide jetzt
an Ort und Stelle an die sich um ihn her ansiedelnden Industriearbeiter verkauft
und so Fracht und Zoll spart.


6. Preis. Nochmalige Erhöhung des Arbeitsertrages des Freiländers, weil die von
ihm benötigten Waren jetzt an Ort und Stelle von den Industriearbeitern hergestellt
werden, und er so auch wieder Fracht, Zoll, Verpackung, Handelsspesen darauf
spart.


7. Preis. Rückwirkung des so erhöhten Arbeitsertrages des Freiländers auf die
deutschen Lohnsätze.


8. Preis. Rückgang der deutschen Grundrente infolge dieser Lohnerhöhung.


Somit lautet die Antwort auf die gestellte Frage: Die Zölle erhöhen anfänglich die
deutsche Grundrente, setzen den Arbeitsertrag des Frei-      Freiländer
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länders herab und drücken die Löhne. Dann steigt der Arbeitsertrag des
Freiländers, die Löhne steigen und die Grundrente fällt.


Ich behaupte nicht, daß obige Darstellung die Frage erschöpft noch auch, daß sie richtig sei. Darauf


kommt es mir hier nicht an. Ich will hier nur zeigen, wie sich dem von allen Wertvisionen freien Geiste


die wirtschaftlichen Probleme vorstellen, wie sich alles in einzelne Tauschhandlungen zergliedern läßt.


—


Der unglückselige Wertspuk hat die einfachsten, natürlichsten Vorgänge in
Probleme verwandelt, mit deren Lösung sich nun die Wissenschaft beschäftigt.
Natürlich kann die Wissenschaft diese ihr gestellte Aufgabe niemals lösen, da
diese Probleme auf einer Vision beruhen, von einer Halluzination geschaffen wur-
den. Mit dem Wertspuk verschwinden natürlich sowohl die durch ihn geschaffenen
Probleme als auch die sich mit diesen „Problemen“ beschäftigende Wissenschaft.
Erklären wir den ersten „Wertvisionär“ zu einem Narren, so paßt hier aufs Haar das
Sprichwort: Ein Narr stellt mehr Fragen, als tausend Weise beantworten können.


Die Komik der durch die „Werthalluzinationen“ geschaffenen Lage läßt sich am
besten mit folgender chinesischen Anekdote illustrieren:


Eine deutsche Frau will ihrem chinesischen Koch die Herstellung einer Suppe
zeigen, worin ein Ei eine „fundamentale Rolle“ zu spielen hat. Sie bricht das herbei-
geholte Ei auf, findet, daß es faul ist und wirft es zum Fenster hinaus. Die Suppe
wird dann ohne das Ei fertig gemacht. Der Chinese hat sehr gut aufgepaßt und soll
nun am nächsten Tag die Suppe selbständig machen. Sie schmeckt aber nicht wie
sie soll. Darum will die gnädige Frau am nächsten Tag die Herstellung der Suppe
überwachen. Der Chinese hat alles bereit gestellt. Er macht genau alles wie es ihm
gezeigt wurde. Er nimmt das Ei und wirft es unbesehen zum Fenster hinaus.
Erstaunte Frage! „Ja“, antwortet der Brave, „Sie haben doch auch das Ei zum
Fenster hinausgeworfen!“


Genau so verhält es sich mit dem Preis der Waren als Fundament der
Volkswirtschaft. Adam Smith (oder sein Vorgänger) warf den Preis der Waren nach
flüchtiger Betrachtung zum Fenster hinaus, weil er nichts damit anzufangen wußte.
Natürlich entstand dadurch eine Lücke, die ausgefüllt werden mußte, und dazu
brauchte Smith (oder sein Vorgänger, auf den Namen kommt es nicht an) – eine
Vision, einen Spuk, dem er den Namen „Wert“ gab.


Seine Nachfolger, die scharf aufgepaßt haben, wie man es machen muß, werfen
nun seither ebenfalls den Preis der Waren unbesehen zum Fenster hinaus und
bauen auf der Vision Smiths lustig weiter – obschon den meisten der Spuk gar
nicht oder in einer ganz anderen Gestalt erscheint (siehe die 100 verschiedenen
Wertdefinitionen). Natürlich stürzen dann beim ersten kritischen Lufthauch solche
Spukgebilde in sich zusammen.


Der „Wert“, sagt Knies, ist für die national-ökonomische Wissenschaft von „fun-
damentaler Bedeutung.“ Recht hat der Mann, denn indem dieser sogenannte Wert
ein Trugbild an Stelle des Preises setzte – entzog er der Volkswirtschaft das
Fundament.


Die Geldreform setzt den Preis wieder als Fundament der Volkswirtschaft ein und
erledigt damit die Wissenschaft, die aus dem Wertspuk hervorging.
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Aufforderung an die Sozialdemokraten!


Mit der Theorie ist dem Arbeiter nicht geholfen; er will in den


Genuß des vollen Arbeitsertrags
gelangen, und zwar er selbst, nicht sein Enkel. Die Theorie kann ihm nur sagen,


wie er es anzufangen hat, um in diesen Genuß zu gelangen. Das übrige ist seine
Sache. Er muß sich das Recht auf den vollen Arbeitsertrag erkämpfen.


Zu diesem Kampfe gehört Einigkeit. Seid einig, einig, einig! Aber wie diese
Einigkeit herbeiführen? Der fromme Wunsch allein genügt dazu nicht. Die Arbeiter
müssen einig sein über die Mittel, die zu ergreifen sind, um sich in den Genuß des
vollen Arbeitsertrages zu setzen. Und das wiederum können sie nur unter der
Bedingung, daß sie alle fest von der Wirksamkeit und Ausführbarkeit dieser Mittel
überzeugt sind. Sobald Zweifel herrschen, hört die Einigkeit auch schon auf.


Zweifel aber wieder entstehen dort, wo die Dinge verwickelt, nebelhaft, unsichtig
erscheinen.


Es muß also ein einfacher, kristallklarer Gedanke sein, der als Bindemittel zu die-
nen hat, der die Arbeiter vereinigen soll.


Durch äußerliche Mittel, durch Organisation, kann die Einigkeit nicht erreicht und
viel weniger in kritischen Zeiten erhalten werden. Die Einigkeit muß von einer inne-
ren, natürlichen Anziehungskraft herrühren, die alle Teile ohne äußeren Zwang,
ohne fremdes Zutun unwiderstehlich zusammenzieht. Eine Einigkeit ohne „Führer“,
ohne „Organisation“, ohne „Parteileitung“; eine zwanglose, aus gemeinsamer inne-
rer Überzeugung quellende Einigkeit soll es sein. Keine Einigkeit wie bei einem
Faß, dessen Dauben auseinanderfallen, wenn der äußere Reifen berstet; nein,
eine Einigkeit wie bei einem Magneten, um dessen Pol die Eisenteilchen sich
immer und immer, ohne je zu versagen, neu gruppieren.


Diese innere Einigkeit kann nur von einer Idee ausgehen, die an sich wahr, ein-
fach, selbstverständlich, der Kritik enthoben ist. Eine Idee, die sich nicht durch
Sophisten verdunkeln läßt und die hell genug strahlt, um den Fabrikstaub, den
Tabaksqualm und den Bierdunst zu durchdringen.


Eine solche gemeinsame, einfache und zugleich strahlende Idee fehlt den
Arbeitern heute, denn das, was sie jetzt vereinigt, ist nichts als ein gemeinsamer
Wunsch, ein gemeinsamer Name. Wünsche sind aber schlechte Bindemittel.


Woran denkt man heute, wenn der Name „Sozialdemokratie“ erwähnt wird? An
einen zusammengetrommelten Haufen von vier Millionen müden, bestaubten
Menschen, die von dem gemeinsamen Wunsch beseelt sind, möglichst bald und
bevor sie die Schwindsucht packt, in den Genuß des vollen Arbeitsertrags zu
gelangen. Dieser Haufen wird von einer „Parteiorganisation“ zusammengehalten,
von einer „Parteileitung“ und von einer Anzahl „Führer“ zu bestimmten, vorläufig
wenigstens noch sehr billigen Handlungen angeregt, deren Beziehung zu dem
ersehnten Ziel den meisten nicht klar ist. Das ist alles. Berstet der
Organisationsreifen, so fällt der Haufen in Krümelchen auseinander, eine Beute der
Wölfe.


Fragt man nach der Idee, die diesen Haufen zusammengebracht hat, so erhält
man karge, unklare, in der Regel überhaupt keine Antwort, oder man wird auf ein
Werk von drei fettleibigen Bänden verwiesen, in denen
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eine – Werttheorie verarbeitet wird. Eine einzige von den 700 verschiedenen
Werttheorien!


Nur wenige aus dem bestaubten Haufen haben von der von ihnen den
Kapitalisten kontraktmäßig verkauften Arbeitskraft so viel unterschlagen können,
um des Abends bei einer schlechten Lampe, umgeben von schreienden Kindern
und eingehüllt im Dampf des Wäschekessels das Werk lesen zu können (von
einem Studium kann unter solchen Verhältnissen überhaupt nicht die Rede sein),
und von diesen wenigen war vielleicht nicht einer im Besitz der


kaufmännischen Bildung,


die unentratbar ist, um die leitenden Grundsätze auf ihre Richtigkeit selbständig
nachprüfen zu können.


Ich persönlich muß gestehen, daß ich bei den wiederholten Versuchen „Das Kapital“ zu studieren,


regelmäßig bei der auf den ersten Seiten des ersten Bandes stehenden Behauptung hängen blieb,


wonach „sich die Waren gegenseitig tauschen“ (X Stiefelwichse tauscht sich gegen Y Seide) und daß


wir aus solcher Tatsache (?) auf die Existenz einer den Waren gemeinsamen Eigenschaft (?), „den


Wert“, zu schließen haben. Bei der grundsätzlichen Bedeutung, die Marx diesem sogenannten Wert bei-


mißt, schien es mir nötig, in der Praxis des Handels die Bestätigung für die Existenz der genannten


„Eigenschaft“ zu suchen, – doch habe ich sie nicht finden können. Die ganze Volkswirtschaft ist nichts


als Tausch, doch nirgendwo tritt „der Wert“ zum Vorschein. Was der Kaufmann „Wert“ nennt, ist der


ungefähre Preis, den man voraussichtlich für eine Ware erzielen kann. Mehr nicht.


Über die auf S. 90 entwickelten Papierwährungstheorien, wie über den S. 129 beschriebenen Verkauf


der Arbeitskraft (weiter bin ich nie gekommen) kann man nur lachen. Diese Erklärungen für die


Möglichkeit des Papiergeldes kann nur jemand gelten lassen, der mit einem schreienden Säugling auf


dem Arme sich in diese heikelste Frage der Volkswirtschaft vertiefen muß. Die Unterhandlungen des


Unternehmers mit dem Arbeiter über den Verkauf der „Arbeitskraft“ setzen, so wie sie Marx skizziert,


das absolute Walten des Gesetzes des ehernen Lohnes, die Abwesenheit freien Bodens und des


Kredits voraus. Wer dieses Gesetz nicht anerkennen kann, muß die Lust verlieren, den Marxschen


Ausführungen weiter zu folgen.


An die Stelle des Gesetzes des ehernen Lohnes (das in der Lohnpolitik zum Fatalismus führt) ist nun


in Theorie und Praxis die Theorie des „Lohnkampfes“ getreten. Der Arbeiter muß mit dem Kapitalisten


um seinen Lohn „kämpfen“, und als „Waffe“ betrachtet der Arbeiter die Gewerkschaft, die Organisation,


die Disziplin, den Befehl, den Gehorsam, die Streikkasse. Eine total verkehrte Ansicht, die die


Lohnpolitik der Arbeiter in falsche Bahnen geleitet und zur Folge hat, daß die „Lohnkämpfe“ nur zu oft in


Niederlagen enden. Denn in Wahrheit handelt es sich nicht um Kämpfe, sondern um Lohnhandel (die


Marktweiber kämpfen nicht, sondern handeln um den Preis), und bei diesem Handel stützt sich der


Arbeiter bewußt oder unbewußt, direkt oder indirekt auf die Freizügigkeit, auf die Auswanderung, auf


das Freiland. Wenn die Entlassung die einzige Waffe des Kapitalisten ist, so ist die
des Arbeiters die Freizügigkeit. Solange der Arbeiter mit einem Fuß auf Freiland, mit dem ande-


ren in der Fabrik steht, wird er siegen; zieht er den Fuß vom Freiland zurück, so ist er auch schon verlo-


ren. Die „Lohnkämpfe“ müssen also sich darauf beschränken, das Freiland durch Abschaffung der Zölle


und Verbilligung der Frachten (Frachtsubventionen auf ausländisches Getreide) wirtschaftlich naher zu


rücken.


Die Arbeiter verlassen sich auf ihre „Führer“, auf die „Parteileitung.“ Wehe also,
wenn die Führer uneinig werden, denn dann ist es wieder aus mit der Einigkeit des
großen Haufens, und die Erfüllung des Herzenswunsches muß bis zur
Wiederherstellung der Einigkeit verschoben werden.
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Solange die „Führer“ nun an den Wertspuk glauben, halten sie zusammen; ver-
schwindet die Wertvision, so bleibt von ihrem Programm nichts übrig als die
Mahnung: Seid einig, einig, einig!


Und welche Macht kann schließlich die „Parteileitung“, trotz aller „Disziplin“, über
den Haufen haben, wenn dieser die „Führer“ nicht nach Weg und Ziel fragen darf,
ohne sie zum Bekenntnis ihrer völligen Ratlosigkeit zu zwingen! Ein „Führer“ muß
doch Weg und Ziel kennen! Solange die Führer vom Haufen weiter nichts fordern
als billige Stimmzettel, mag alles gehen; wird es aber einmal Ernst, fordern sie das
Aufgeben langgehegter Illusionen oder gar blutige Opfer, dann wird die Frage nach
dem Programm des Zukunftsstaates an die „Parteiorganisation“ gestellt, und wenn
sie dann diese Frage nur mit einer Werttheorie beantworten kann, ergeht es ihr
schlecht.


Will man die Einigkeit von innen heraus herbeiführen, die ideale, keines Führers
bedürftige Einigkeit, so muß auf die Frage nach dem


Programm des Zukunftsstaates
jeder Arbeiter, ohne zu räuspern und ohne Umschweif die Antwort geben können,


und zwar eine klare, übereinstimmende Antwort. Die Antwort auf die Frage nach
dem Programm des Zukunftsstaates muß daher einem allen Arbeitern geläufigen,
darum auch einfachen, selbstverständlichen und kristallklaren Gedanken entsprin-
gen und so bündig und scharfkantig sein, daß der Fragesteller für immer verlernt,
die Frage mit der heute üblichen höhnischen Grimasse zu begleiten und überhaupt
die Lust verliert, sie zu wiederholen.


Eine solche, den Fürwitz sättigende und betäubende Antwort ist die


Geld- und Bodenreform.


Der Gedanke, dem beide Reformen entspringen, ist selbstverständlich von kindli-
cher Einfachheit, wie geschaffen, um als Einigungs- und Sammelruf zu dienen.
Man braucht den Gedanken nur ins Volk zu schleudern – jeder, dem der Hunger
die Sinne schärft, wird ihn erfassen und festhalten. Und dann ist das allgemeine
Bindemittel gefunden, die Gefahr der Uneinigkeit für immer beseitigt.


In dem Sammelruf „Hie Geld- und Bodenreform“ ist Weg und Ziel, das ganze
Programm des Zukunftsstaates ausgedrückt.


Darum rufe ich den Sozialdemokraten zu: Setzt anstelle eures Wertspukes die
Geld- und Bodenreform in euer Programm ein! Erhebt einen einfachen, starken,
wuchernden Gedanken zu eurem Führer, einen Gedanken, der alle beherrscht,
allen Geist und Feuer einflößt, der, wohin er fällt, auch Wurzel schlägt, und dessen


unmittelbare Ausführbarkeit
allen den Mut zu frischen Taten beseelt.
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Ankündigung
3. Jahrgang


Die Geld- und Bodenreform


Zeitschrift für die Verwirklichung des Rechts auf den 


vollen Arbeitsertrag


Erscheint nach Bedarf. Der Preis richtet sich nach den Druck- und
Versandkosten bzw. nach der Höhe der Auflage und wird regelmäßig mit dem
zehnten Druckbogen durch Nachnahme erhoben. Höchstbetrag 2,50 Mk. für je
zehn Druckbogen bei freier Zustellung.


Zu beziehen durch: Georg Blumenthal, 31 Elbingerstrasse, Berlin


Jeder, der das in diesem Buch gesteckte Ziel für erstrebenswert hält und sich
von der Wirksamkeit der vorgeschlagenen Mittel überzeugt hat, kann vorläufig
nichts Besseres tun, als den Gedanken der Geld- und Bodenreform bei jeder
Gelegenheit zur Sprache zu bringen. Hierzu eignet sich nichts besser als die
Verteilung von Mustern des Reformgelds und einzelnen Nummern dieser
Zeitschrift.


Überall, wo man rücksichtslos die Wahrheit sucht, geht die Geld- und
Bodenreform siegreich aus den Debatten hervor. Massenhaft liefern die
Tagesereignisse dem Geld- und Bodenreformer Gelegenheit zum Angriff, Waffen
zur Verteidigung. Die Geld- und Bodenreform greift ja unsere Politik und
Volkswirtschaft an der Wurzel an, und darum finden sich auch Anknüpfungspunkte
in jeder wirtschaftlichen und politischen Tat.


Wer von der hohen Warte der Geld- und Bodenreform den wirtschaftlichen und
politischen Kampf betrachtet, findet sich, so verwickelt die Sachen manchem
erscheinen mögen, immer sofort zurecht. Und wo bei öffentlichen Verhandlungen
das Verwickelte der Verhältnisse benutzt wird, um eigennützige Zwecke zu verber-
gen (wie beim Schutzzoll z. B.), da weiß der Geld- und Bodenreformer Wahrheit
und Dichtung sofort zu sichten und durch Anknüpfung an einfache, für jeden durch-
sichtige Grundsätze die Diskussion auf die in allen Fällen entscheidende Frage
zurückzuführen: Bist du Freund oder Gegner der Verwirklichung des Rechts auf
den vollen Arbeitsertrag? Wenn Gegner, so ist jede fernere Aus
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sprache überflüssig, jede Verständigung unmöglich. Es handelt sich dann zwischen
uns einfach um eine Machtfrage. – Rüste dich, wir werden dich angreifen.


Der Gedanke der Geld- und Bodenreform ist kerngesund in Wurzel, Stamm und
Zweigen. Wer von ihm ausgeht, fußt auf festem Boden, und wer nur einigermaßen
die wirtschaftlichen Tatsachen kennt, bleibt Sieger, einerlei, von welcher Seite er
angegriffen wird.


Die Verteidiger der heutigen Wirtschaftsordnung vom Standpunkt des
Privatgrundbesitzes, der Metallwährung, irgendeiner Wert- oder Zinstheorie sind
den Angriffen der Geld- und Bodenreform ebenso schutzlos ausgesetzt wie der mit
der Lanze bewaffnete Wilde dem Blei des Hinterladers.


Darum braucht kein Geld- und Bodenreformer vor einem Angriff zurückzuschrek-
ken und Gegenangriffen aus dem Wege zu gehen. Es läßt sich einfach kein ver-
nünftiges Wort gegen die Geld- und Bodenreform sagen.


Darum aber sollte auch jeder Freund dieser Reform immer einzelne Nummern
der Zeitschrift „Geld- und Bodenreform“ sowie Muster des Reformgelds in der
Tasche haben, um die Besprechung politischer und wirtschaftlicher Fragen heraus-
zufordern. Denn, die Sieger in solchen Debatten sind schließlich Sieger bei den
Wahlen, und mehr als ein Wahlsieg ist nicht nötig, um das Recht auf den vollen
Arbeitsertrag zu verwirklichen.


Mancher, der persönlich für die sofortige Durchführung der Geld- und
Bodenreform stimmen würde, hält den durchgreifenden Charakter dieser Reform
für ein Hindernis. Doch das ist eine irrige Ansicht.


Die Zeiten sind vorbei, wo man das Volk noch mit kleinen Abschlagszahlungen
vertrösten konnte. Der Arbeiter will nicht mehr teilen, er will alles haben, den gan-
zen, vollen Arbeitsertrag, und zur Erfüllung dieser durchgreifenden Forderung sind
ebenso durchgreifende Mittel nötig.


Die Zeit ist reif für die Geld- und Bodenreform, überreif sogar, denn die Geduld
der Massen ist nahezu erschöpft. Nur die Hoffnung auf den Zukunftsstaat hat bis-
her den Arbeiter vor verzweifelten Taten zurückgehalten, aber dieser Zukunftsstaat,
die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag, die restlose
Beseitigung des ganzen arbeitslosen Einkommens muß bald Tatsache werden,
sonst wird keine Parteiorganisation, kein Führer, kein Bebel, keine Disziplin die
Massen im Zaume halten und Deutschland vor Schreckenszeiten bewahren kön-
nen, wie sie jetzt über Rußland hereingebrochen sind. Seit der Erstürmung der
Bastille, seit drei vollen Generationen, vertröstet der Vater den Sohn auf den
„Zukunftsstaat“, und wahnsinnig wäre die Hoffnung, daß dieser Trost noch eine
Generation seine bändigende Kraft behalten wird. Die Arbeiter haben es satt, auf
die Zukunft vertröstet zu werden und statt für Weib und Kind für Zins und Rente zu
arbeiten.


Das sieht auch heute jeder ein, der die Entwicklung der Dinge mit offenem Auge
betrachtet – und kein weitsichtiger Mann wird darum der Geld- und Bodenreform
den Radikalismus zum Vorwurf machen. Eine durchgreifende Reform, die eine
friedliche Entwicklung ermöglicht, das ist es, was man heute geradezu verlangt.
Und diesem Bedürfnis entspricht die Geld- und Bodenreform.
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Wer also etwas für diese friedliche Entwicklung tun will, der suche den Gedanken
der Geld- und Bodenreform ins Volk zu bringen, der bestelle diese Zeitschrift. Ein
Exemplar bei beschränkten Mitteln, fünf, zehn, 50, 100 Exemplare, wer sich den
Luxus leisten kann. Es werden nur Druck- und Versandkosten berechnet. Direkte
Geldunterstützungen sind weder nötig noch erwünscht. Die beste Unterstützung ist
immer die persönliche Propaganda.


Wer aber etwas Vernünftiges zur Sache zu sagen hat, und sei es nur ein
Gedanke, ein Satz, der unterstütze die Redaktion mit seiner Feder. Es wird mit
Dank angenommen. Solche Mitteilungen sind an die Schriftleitung Silvio Gesell in
Hauts-Geneveys (Schweiz) zu richten.


—


Jahrgang I und II
können direkt vom Herausgeber Silvio Gesell in Hauts-Geneveys (Schweiz) 
bezogen werden. Preis 2,50 MK. für jeden Jahrgang bei freier Zusendung.
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Zum Geleit


Während der Überfahrt von Genua nach Buenos Aires vertiefte sich Silvio


Gesell einmal mehr in das Alte Testament, um Spuren des von ihm so sehr beklag-


ten Mißbrauchs der Religion für Zwecke der Ausübung von Macht und Herrschaft


zu suchen. Dabei erhärtete sich für ihn die Vermutung, daß der große Gesetzgeber


Mose über Kenntnisse zur Herstellung von Sprengstoff verfügt und die Bundeslade 


als ein Sprengstofflaboratorium benutzt haben könnte. Der brennende Dornbusch, 


die ägyptischen Kriegswagen, deren Räder abgerissen wurden; der Fels, der


durch einen Schlag gesprengt; die Mauern Jerichos, die durch Töne zum Einsturz


gebracht wurden – alles das waren in den Augen Gesells keine Handlungen


Gottes, sondern “Greueltaten, die Mose in seinem Namen beging”[Silvio Gesell,


Kannte Moses das Pulver? – War die Bundeslade ein Laboratorium?, in: SGW Band 5, S. 44.], um


seine Machtposition zu festigen. 


Seine Gedanken über die historische Rolle des Mose legte Gesell in seinem
Manuskript “Kannte Moses das Pulver?” nieder und sandte es an Georg
Blumenthal, der für Werbezwecke noch einige Stimmen zu Gesells Buch über die
Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag und einen Aufruf “Arbeiter
aller Parteien vereinigt Euch!” hinzufügte. Mit diesen Zusätzen erschien die Arbeit
1907 in zwei Auflagen zu je 5000 Exemplaren.[Der Wiedergabe des Textes im Band 5 der


"Gesammelten Werke" liegt die erste Auflage der Broschüre zugrunde. Leider ließ sich weder über pri-


vate noch über öffentliche Bibliotheken ein Exemplar der zweiten Auflage beschaffen, so daß sich nicht


mehr klären läßt, ob es sich bei der zweiten Auflage um einen unveränderten Nachdruck der


Erstauflage handelt oder ob sie inhalt-lich (wie die 1913 erschienene dritte Auflage) von der ersten


Auflage abweicht.] In der Fachliteratur stieß sie auf herbe Kritik. In den “Mitteilungen
zur Geschichte der Medizin und Naturwissenschaften” wurden Gesells Thesen
über Mose als “haarsträubender Unsinn” [Rezension von F. Feldhaus in: Mitteilungen zur


Geschichte der Medizin und Naturwissenschaften Band 7 (1907), S. 70.] verworfen, und ein
Theologe erblickte in ihnen ein “elendes Machwerk”.[Rezension von Hermann Gunkel in:


Deutsch-Evangelische-Monatsblätter für den gesamten deutschen Protestantismus, März 1914, S. 174


und 175. (Diese Rezension bezieht sich auf die dritte Auflage von "Kannte Moses das Pulver?")]


Innerhalb der Anhängerschaft Silvio Gesells spielte diese Broschüre keine 


größere Rolle. Gleichwohl gingen die Meinungen über sie sehr weit auseinander. 


Von Freunden und Gegnern der Kirchen wurde sie gleichermaßen als Ausdruck


einer atheistischen Grundhaltung Gesells entweder gutgeheißen oder abgelehnt.


Doch ist fraglich, ob diese Einschätzungen dem Anliegen Gesells gerecht werden,


denn er wollte nicht die Existenz Gottes in Frage stellen, sondern “das Renommé


Gottes als eines vor allem gerechten Wesens” von greulichen Taten entlasten.


[Silvio Gesell, Kannte Moses das Pulver?, in: SGW Band 5, S. 44.] Zudem erkannte Gesell die


guten Absichten von Mose an, der “ein ganzes Gebäude von moralischen, hygie-


nischen und sozialen Grundsätzen zum besten des Volkes diesem aufzwingen


(wollte)” [Silvio Gesell, Kannte Moses das Pulver?, in: SGW Band 5, S. 75.], und er betonte noch


besonders die Parallelität seiner Geld- und Bodenreform mit den Verboten des


Landverkaufs und des Zinsnehmens in der mosaischen Gesetzgebung. 
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In der theologischen Literatur tauchte die Frage, ob Mose Sprengstoffe herzu-


stellen und zu verwenden wußte, nochmals gegen Ende der 20er Jahre auf. [J.


Jürgens, Der biblische Moses als Pulver- und Dynamitfabrikant, München 1928.] Und nach dem


zweiten Weltkrieg war es C. W. Ceram, der in seinem berühmt gewordenen


Roman der Archäologie “Götter, Gräber und Gelehrte” schrieb, Silvio Gesell habe


mit “außergewöhnlichem Scharfsinn” anhand von Bibeltexten zeigen können, nach


welchen Rezepten Mose seinen Sprengstoff herstellte und wie er ihn einzusetzen


wußte. [C.W. Ceram (d.i. Kurt Marek), Götter, Gräber und Gelehrte – Roman der Archäologie,


Reinbek bei Hamburg 1972/1985, S. 147 f.] Seitdem ist Gesells These nicht mehr


Gegenstand von Auseinandersetzungen gewesen, und so muß es zukünftigen


Forschungen überlassen bleiben, ihre Haltbarkeit zu überprüfen. 


Als Silvio Gesell die Leitung der “Casa Gesell” in Buenos Aires wieder über-


nommen hatte, legte er seine Beobachtungen der aktuellen wirtschaftlichen


Entwicklung Südamerikas sogleich in einigen Aufsätzen nieder, die Ende 1906 und


während des Jahres 1907 im “Argentinischen Tageblatt” erschienen. [Von diesen


Aufsätzen fehlt hier der bei Landmann unter der Nr. 68 und bei Hess unter der Nummer V/1 angege-


bene Aufsatz "Zielbewußte Lohnpolitik". Beide Werkeverzeichnisse geben kein genaues


Erscheinungsdatum an, so daß dieser Aufsatz nicht ermittelt werden konnte.] Sie galten zum


einen den Erfahrungen mit der seinerzeit von Gesell selbst vorgeschlagenen 


und im Jahr 1900 per Gesetz eingerichteten Konversionskasse. Und zum anderen


klang hier Gesells Einstellung zur Streiktaktik der Arbeiterschaft an. Der Erwartung


der Arbeiterschaft, ihre Lage durch Streiks verbessern zu können, hielt Gesell die


prinzipiell richtige Überlegung entgegen, daß die von der Kapitalseite ausnutzbare


Knappheit von Produktions- und Konsumgütern durch Streiks indirekt verstärkt


werde. Er forderte deshalb eine ununterbrochene Fortsetzung der Produktion, bis 


der die Löhne der Arbeiter schmälernde Kapitalzins “... in einem Meer von Kapital


ersäuft” sei und die Arbeiter ihren vollen Arbeitsertrag erhielten. 


Diese Argumentation könnte als eine Aufforderung zu einem ungehemmten


quantitativen Wirtschaftswachstum mißverstanden werden. Es geht jedoch nicht


um eine Überwindung der absoluten, sondern der relativen Kapitalknappheit.


Anstelle einer von bürgerlichen und marxistischen Ökonomen gleichermaßen


geforderten schrankenlosen Steigerung von Produktion, Einkommen, Konsum,


Sparen und Investieren muß lediglich sichergestellt werden, daß die vorhandenen


Ersparnisse nicht aus spekulativen Gründen von den Märkten zurückgehalten wer-


den. Vielmehr sollen sie auch bei einem gegen Null tendierenden Zins für


Investitionszwecke zur Verfügung gestellt  werden, damit ein Gleichgewicht von


Sparen und Investieren entstehen kann. Dieser Teil von Gesells Theorien, der


noch sehr dem allgemeinen Geist seiner Zeit entspricht, bedarf vor allem im


Hinblick auf die ökologische Frage einer noch gründlicheren Klärung. 
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Schon wenige Monate nach seiner Rückkehr nach Argentinien florierte sein


Geschäft wieder so gut, daß Silvio Gesell seinen Traum von einem Refugium in


der freien Natur verwirklichen konnte. In Punta Chica vor den Toren von Buenos


Aires kaufte er sich ein großes Grundstück mit einem weiten Blick auf den La


Plata. Dort-hin zog sich Gesell in seinen Mußestunden zurück, um inmitten dieser


Wildnis ein Holzhaus zu errichten und einen blühenden Garten anzulegen. So, als


ob er aus diesem Paradies gar nicht mehr wieder nach Europa zurückkehren woll-


te, schrieb er in einem Brief an Georg Blumenthal: “Ich habe 15 Jahre, meine


besten Jahre, der Geld- und Bodenreform gewidmet und möchte mich nun mit phi-


losophischen Fragen und Naturstudien beschäftigen, für die ich von Jugend an ein


besonderes Interesse hatte.” [Brief Silvio Gesells an Georg Blumenthal vom 22.4.1907.]


Auch die griechischen Göttersagen faszinierten Gesell. Doch schon bald holte


die Geld- und Bodenreform ihn wieder ein. Ernst Frankfurth meldete sich mit der


Nachricht, daß sich sein Lungenleiden verschlimmert habe und er die Kosten sei-


nes Kuraufenthalts in Arosa nicht mehr länger tragen könnte. Kurzerhand über-


sandte Gesell ihm eine Einladung und fügte ihr das Geld für die Überfahrt nach


Argentinien gleich bei. In der neuen Umgebung erwachten Frankfurths Lebensmut


und Unternehmungslust wieder. Als Mitarbeiter in Gesells Geschäft eignete er sich


bald so gute sprachliche und kaufmännische Kenntnisse an, daß er schon ein Jahr


später in Montevideo ein eigenes Geschäft eröffnen konnte. 


Während dieser Zeit des regen Gedankenaustausches entstand das von Silvio


Gesell und Ernst Frankfurth gemeinsam verfaßte Buch “Aktive Währungspolitik –


eine neue Orientierung auf dem Gebiet der Notenemission”, das 1909 in dem


inzwischen von Georg Blumenthal in Berlin gegründeten “Physiokratischen Verlag”


erschien. Darin traten Gesell und Frankfurth dem währungspolitischen Laissez-


faire mit der Forderung nach einem “ununterbrochenen, aktiven Regulieren” der


Geldmenge entgegen. Mit Rücksicht auf den damaligen Entwicklungsstand der


Währungstheorie und -politik ließen sie den Gedanken an ein Rosten der


Banknoten in diesem Buch beiseite und beschränkten sich auf Vorschläge zur blo-


ßen Mengenregulierung. Die Versorgung der Wirtschaft mit Geld sollte nicht mehr


länger von zufälligen Goldfunden abhängen; vielmehr sollte ein von üblichen


Bankgeschäften getrenntes “Reichsgeldamt” den Geldbedarf des Marktes anhand


der statistisch erfaßten Preisbewegungen ermitteln und den Markt immer so mit


Tauschmitteln ausstatten, daß das allgemeine Preisniveau stabil bliebe und


Konjunkturschwankungen vermieden würden. 


Dabei betrachteten Gesell und Frankfurth die Regulierung der Geldmenge


durchaus nicht nur als einen ökonomischen Selbstzweck. Das Geld ist ihnen zufol-


ge kein “lebloser Gegenstand”, sondern es hat “... ungeheure Kräfte, die, je nach-


dem sie gefesselt oder nutzbar gemacht werden, ein Land, eine Welt, ein Zeitalter


zu ungeahnter Blüte oder in den Abgrund treiben können.” Die Versorgung mit


Geld entscheidet über Gesundheit oder Krankheit des sozialen Organismus.
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Zugleich ist ein richtig geordnetes Geldwesen das Fundament, auf dem sich eine


hohe Kultur erheben kann. [Vgl. die Hinweise auf das Geld als "Wiege der Kultur" bzw. als


"Mutter der Kultur" (S. 89 und 129 SGW Band 5) sowie die Bemerkung, "... daß die Emissionsbank mit


ihrer Politik die Kirchhöfe, die Kranken-, Waisen- und Zuchthäuser bevölkert." (S. 138 SGW Band 5).]


Schließlich wiesen Gesell und Frankfurth in diesem Buch erstmals auch auf die


Notwendigkeit hin, den Welthandel durch internationale Währungsvereinbarungen 


zu fördern und Schwankungen der Wechselkurse zu verhindern. Die einzelnen


Nationen sollten sich auf einer internationalen Konferenz vertraglich verpflichten,


ihre Währungen nach einheitlichen Prinzipien zu stabilisieren und zur Lösung


gemeinsamer Probleme ein “internationales Währungsbüro” einzurichten. 


Über die Entstehung der “Aktiven Währungspolitik” berichtete Silvio Gesell spä-


ter, daß er das Buch nach langen Debatten mit Ernst Frankfurth auf “Massenerfolg


abgetönt” habe. “Frankfurth nahm 1908 das Manuskript hoffnungsfreudig auf einer


Geschäftsreise mit nach Deutschland und überwachte den Druck, in dessen


Kosten wir uns beide teilten.” In der allzu optimistischen Erwartung eines


“Massenerfolgs” wurden gleich mehrere Tausend Exemplare gedruckt, die Georg


Blumenthal und Ernst Frankfurth an Parlamentarier, Zeitschriftenredaktionen,


Kaufleute, Unternehmer, Bankiers, Gewerkschaften und Wissenschaftler versand-


ten. “Bei seiner Rückkehr nach Südamerika, feierten wir den ‘Massenerfolg’. Nie


haben zwei Menschen fröhlicher über einen vollkommenen Mißerfolg gelacht.


Keine Zeitschrift, keine Bestellung, keine Kritik. Nichts, absolut nichts! Es wurde


uns klar, daß die Goldwährung wirksam nicht mit Literatur allein angegriffen wer-


den konnte, daß die ‘Macht der Wahrheit’ ewig der Übermacht der Lüge, des


Schwindels erliegen würde. Wir rechneten damit, daß wir nur mit Hilfe der Arbeiter-


organisationen der Wahrheit zum Siege verhelfen können. Angesichts der


Tatsache, daß die Dämonen es verstanden hatten, in die Literatur der


Sozialdemokratie die Goldwährungstheorie als unantastbare Wahrheit einzu-


schmuggeln, war das vielleicht etwas utopisch gedacht.” [Silvio Gesell, Vorwort zur 2.


Auflage der "Aktiven Währungspolitik", Erfurt 1921, S. 3-5. – Ein einzelnes, Gesell und Frankfurth offen-


bar unbekannt gebliebenes Echo löste die "Aktive Währungspolitik" aber doch aus. In den


"Volkswirtschaftlichen Blättern", den Mitteilungen des Deutschen Volkswirtschaftlichen Verbandes,


schloß Otto Metzing eine Rezension mit den Worten: "Das Buch bietet auch dort, wo man mit den


Autoren nicht übereinstimmt, viel Anregung für den Währungstheoretiker, der darin eine Reihe neuer


Gedanken findet." (9. Jg. 1910, S. 56)]


Ebenfalls 1909 erschien Silvio Gesells in spanischer Sprache verfaßtes Buch


“La pletora monetaria de 1909 y la anemia monetaria de 1898” (“Die


Geldschwemme von 1909 und die Geldflaute von 1898”). Es war der Entwicklung


des argentinischen Geldwesens seit der Jahrhundertwende gewidmet und behan-


delte insbesondere die Erfahrungen mit der sogenannten Konversionskasse,


deren Einrichtung Gesell seinerzeit selbst vorgeschlagen hatte. Die “Biblioteca


Nacional” in Buenos Aires stellte uns freundlicherweise eine Kopie dieses Buches


zur Verfügung [Gemäß den Werkeverzeichnissen von Friedrich Landmann und Willy Hess hat


Gesell noch die folgenden in spanischer Sprache verfaßten Aufsätze in "El Financiero argentino" ver-
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öffentlicht: 1. "Cuestión palpitante I-IV – Nuestro circulatorio del papel" (1909, Nr. 11-13); 2. "Los cimien


tos economicos de la moneda argentina" (10.6.1909); 3. "El papel de la moneda en la caida del impe-


rio romano" (Nr. 2/1911). Die Bemühungen, Kopien oder Abschriften dieser Aufsätze zu bekommen,


hatten leider keinen Erfolg.], nach der Hans Joachim Führer die Übersetzung für die


Gesammelten Werke besorgte.


Zwischen “La pletora ...” und der “Aktiven Währungspolitik” gibt es mancherlei


Parallelen, angefangen von der vehementen Kritik an der werttheoretischen


Begründung der Goldwährung über die Forderung nach einer das Preisniveau sta-


bilisierenden Geldmengenregulierung bis hin zur internationalen Abstimmung der


Währungspolitik. Jedoch ist “La pletora ...” auf die spezifisch argentinischen


Verhältnisse zugeschnitten und knüpft an die Vorschläge an, die Gesell 1898 in


seiner Schrift “La cuestion monetaria argentina” gemacht hatte. “La cuestion ...”


wurde daher auch unverändert als Teil I in “La pletora ...” übernommen. Da das


Preisniveau innerhalb eines Landes jedoch nur dann dauerhaft stabilisiert werden


könne, wenn auch die Wechselkurse stabil seien, führte Silvio Gesell im Teil II von 


“La pletora ...” seine bereits in der “Aktiven Währungspolitik” umrissenen


Vorstellungen zu einer internationalen Währungspolitik weiter aus. Alle sich einem


internationalen Währungsabkommen anschließenden Nationen sollten ihre jewei-


ligen Landeswährungen nach einheitlichen Richtlinien stabilisieren und in einem


“Akt internationaler Brüderlichkeit” [Silvio Gesell, La pletora, in: SGW Band 5, S. 245.] ein


gemeinsames internationales Währungsamt schaffen, das die dann noch verblei-


benden Devisenkursschwankungen ausgleicht. Zwar baute Gesell seinen


Vorschlag wegen der Aussichtslosigkeit größe-rer währungspolitischer Änderun-


gen auf die damals noch vorherrschende Goldkernwährung auf. Insofern handelte


es sich nur um eine jener “zweitbesten” Lösungen, die – wie die steuerlichen


Maßnahmen zur Förderung oder Verhinderung der industriellen Nutzung des


Goldes zeigen – nicht ohne komplizierte Zusatzregelungen auskommen. Aber der


Gedanke, daß alle Länder der Erde zu einem “internationalen Organismus” [Silvio


Gesell, La pletora, in: SGW Band 5, S. 235.] zusammenwachsen und eine internationale


Währungsinstanz einrichten müssen, die anstelle des Goldautomatismus für ein


Gleichgewicht der Weltwirtschaft sorgt, war zu jener Zeit selbst in dieser noch


unausgereiften Form zweifellos bahnbrechend. Später legte Silvio Gesell mit dem


Konzept einer “Internationalen Valuta-Assoziation” auch noch den Grundstein für


eine völlig vom Gold gelöste internationale Währungsordnung. [Silvio Gesell,


Internationale Valuta-Assoziation (IVA) – Voraussetzung des Weltfreihandels, der einzigen für das zer-


rissene Deutschland in Frage kommenden Wirtschaftspolitik; Sontra 1920. – Diese Arbeit befindet sich


im Band 12 der "Gesammelten Werke".]


In den Anhang zum Band 5 sind einige unveröffentlichte Manuskripte von Silvio


Gesell aufgenommen, die Ende der 1980er Jahre bei seinen Nachkommen in


Argentinien gefunden wurden und die uns Hans-Joachim Führer zugänglich mach-


te. Bei der ältesten der erhalten gebliebenen Handschriften Gesells handelt es sich 


um das Fragment eines Entwurfs zu einem Werbeprospekt für die Zeitschrift “Die


Geld- und Bodenreform”. In den Werkeverzeichnissen von Friedrich Landmann
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und Willy Hess findet sich kein Hinweis auf die Veröffentlichung eines solchen


Prospekts. Dieses Fragment enthält den wichtigen Hinweis, daß Gesell damals


noch keinerlei Organisation als Träger seiner Reformvorschläge für nötig hielt. Der


Gedanke sollte sich aus eigener Kraft seinen Weg in das Bewußtsein der


Menschen bahnen. Hierin zeigte sich Gesells unbedingter Glaube an die Überle-


genheit der Wahrheit über Irrtümer und Lügen. 


Ebenso fest war sein Glaube an die vom klassischen Liberalismus erkämpfte


Selbstbestimmung des Menschen. Doch war der Liberalismus auf halbem Weg


stehen geblieben. Er hatte nicht die der Marktfreiheit noch angelegten kapitalisti-


schen Ketten erkannt. Deshalb trug die Marktfreiheit “Dornen statt Rosen” [Vgl. die


Seite 253 in SGW Band 5.], was vielfältige antiliberale Gegenkräfte hervorrief, die der


Marktfreiheit durch den Staat noch weitere Ketten anlegen lassen wollten anstatt


sie – wie es Gesell in einem  weiteren Entwurf forderte – von jeglichen Ketten zu


befreien und sie in eine rechtliche Rahmenordnung hineinzustellen. So sollte die


Marktfreiheit vor einer vorschnellen Aburteilung die Möglichkeit erhalten, die in ihr


angelegten guten Früchte zu tragen und ihre Vorzüge gegenüber allen Arten der


staatlichen Reglementierung des Lebens unter Beweis zu stellen. Auch dieser


Entwurf blieb unveröffentlicht, und Gesell warb mit einem anderen Prospekt für


sein Buch “Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeits-ertrag”. [Vgl. den


veröffentlichten Alternativentwurf in SGW Band 4 auf den Seiten 7-10.] Die ersten Absätze die-


ses Entwurfs  sind im übrigen fast identisch mit dem Aufsatz “Handelsfreiheit”, mit


dem Gesell seine Zeitschrift “Die Geldreform” eingeleitet hatte. [Silvio Gesell,


Gesammelte Werke Band 3, S. 56.]


Der Hoffnung Silvio Gesells auf eine Ausbreitung seiner Lehre folgte die


ernüchternde Einsicht, daß dem Umdenken der Menschen große Widerstände


ent-gegenstehen. Wie viele andere Entdecker vor und nach ihm mußte auch er die


Erfahrung machen, daß sich eine neue Wahrheit nicht verbreitet, indem sich die


Zeitgenossen zu ihr bekehren und die bis dahin gültigen Ansichten aufgeben. Im


günstigsten Fall wächst die von den alten Lehren nicht mehr so nachhaltig gepräg-


te nächste Generation in sie hinein. Ganz in diesem Sinne schrieb Gesell am 6.


Juni 1908 an Georg Blumenthal: “Ich halte es für eine undankbare Arbeit, einzel-


nen Personen, die so tief in Vorurteilen stecken und die so schwer davon zu befrei-


en sind, dabei zu helfen ... Für die Alten ist leider der Tod der einzig erfolgreiche


Widersacher. Und das ist ja schließlich auch der Zweck des Todes.” Die


Schwierigkeiten, anderen Menschen seine Gedanken nahezubringen, stellten


Gesell immer wieder vor die Frage, was wohl im Menschen beim Denken und


Umdenken vor sich gehen mag. In dem Manuskript “Der Stoff der Gedanken” fand


die Beschäftigung mit dieser Frage ihren Ausdruck. 


In der “Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag” hatte Silvio


Gesell die Bodenreform als ein Mittel zur Überwindung der “Teilung der Erde” dar-


gestellt und beklagt, daß nach unzähligen Kriegen “... die politische Weltkarte
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heute wie ein Bettlerrock (aussieht), geflickt und zerfetzt; neue Grenzzäune erhe-


ben sich alle Tage, und eifersüchtiger denn je bewacht jeder seinen Knochen,


seine von den Vätern geerbte Bettelsuppe.” [Silvio Gesell, Gesammelte Werke Band 4, S.


75.] An diese Äußerung erinnert das Fragment “Der Gegenstand der


Vaterlandsliebe im Wandel der Jahrhunderte”. 


(Vgl. die Abbildung auf S. 258 im Band 5)


Von den Vorarbeiten zur 1911 erschienenen “Neuen Lehre vom Geld und Zins”


ist ein Fragment erhalten geblieben, das einen aufschlußreichen Einblick in das


Lebensgefühl Silvio Gesells und in die Art vermittelt, wie er sich selbst in der Rolle


des – wie er es später einmal sagte – “Lastträgers einer der Menschheit gehören-


den Wahrheit” wahrnahm. Außerdem taucht hier erstmals der Gedanke des


“Geldstreiks” auf, den Blumenthal aufgriff und weiter ausführte. [Blumenthal propagier-


te die Idee des "Geldstreiks" erstmals im "Physiokrat" in der Nr. 5 des 1. Jahrgangs (1912). Hier liegt


der gedankliche Ausgangspunkt für die späteren Experimente mit Gesells Reformgeld.]
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Wortlaut des auf den Seiten 16/17 abgebildeten Briefes


von Silvio Gesell an Georg Blumenthal 


vom 22. April 1907


Mein lieber Freund!


Ich erhielt gestern die Broschüre über Moses und habe mich über die


Ausführung recht gefreut. Ich glaube auch, daß der Verleger auf seine Kosten


bzw. Arbeit kommen wird, denn der billige Preis von 30 Pfennig wird den Absatz


erleichtern. Es gibt verschiedene Lehrerzeitungen, in denen man eine


Besprechung der Schrift veranlassen müßte, denn gerade die Lehrer empfinden


es als eine Herabwürdigung, daß man von ihnen die Verbreitung von Märchen


verlangt, an die sie selbst nicht glauben. 30 Pfennige wird sicher jeder Lehrer


gerne bezahlen.


Auch der Aufruf an die Arbeiter ist gut, nur möchte ich für etwaige


Wiederholungen bemerken, daß es im Interesse der Sache von jetzt an besser


wäre, mich überhaupt nicht mehr zu nennen, sondern von der „Geld- und


Bodenreform“ als von etwas bereits Bekanntem zu sprechen. Die Menschen


schließen sich lieber unter einem Gedanken als unter einem Namen zusammen.


Denn der Gedanke ist rein, während der Name viele Überraschungen in sich


trägt (Damaschke). Mir kommt es aber ganz auf die Sache an, meine Person ist


mir in dieser Sache ganz gleichgültig, denn ich bin frei vom Laster des Ehrgeizes


bzw. der Eitelkeit. Ich habe überhaupt in dieser Sache nur mehr den Wunsch,


daß meine Arbeit nicht verlorengeht und daß jetzt andere, junge und hungrige
Männer sich der Sache annehmen. Ich habe 15 Jahre, meine besten Jahre, der


Angelegenheit gewidmet und möchte nun mich mit philosophischen Fragen und


Naturstudien beschäftigen, für die ich von Jugend an ein besonderes Interesse


hatte. Freilich werde ich wohl dabei die Erfahrung machen, daß man den höch-


sten Problemen der Menschheit, daß man Gott sein ganzes Leben, nicht den


schäbigen Rest schuldig ist, aber einen Blick in die Tiefen möchte ich doch noch


wagen und habe so eine kleine Hoffnung, daß es mir gelingen wird.


Das Zinsproblem müßte auch in Detailfragen bearbeitet und namentlich durch


statistische Arbeiten erläutert werden. Vielleicht findet sich mit der Zeit jemand,


der sich dieser Aufgabe widmet.


Jetzt sind es nur mehr wenige Tage, daß Sie für den König arbeiten, und ich


freue mich mit Ihnen über den nahen Tag, wo Sie den bunten Karnevalsrock der


Abfuhr anvertrauen werden.
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Mein Geschäft hier geht immer gut, und Sie brauchen sich weiter keine Sorgen


zu machen. Ich werde meinen Verpflichtungen Ihnen gegenüber nachkommen.


Leben Sie wohl, grüßen Sie auch Ihre liebe Frau Gemahlin bestens.


Ihr Freund


Silvio G.


[Hinweis des Herausgebers: In seinem 1975 in Bern erschienenen Verzeichnis der Werke von


Silvio Gesell hat Willy Hess die Zahl der Korrespondenzpartner Gesells auf rund 600 geschätzt 


(S. 15). Leider gingen diese Korrespondenzen zum allergrößten Teil verloren. Erhalten geblieben sind


lediglich etwa 350 Briefe und Postkarten. Die Suche nach weiteren Briefen und Postkarten ist über-


aus schwierig; sie wird jedoch bis zum Ende dieser Edition fortgesetzt, und die dann vorliegenden


Korrespondenzen werden in einem gesonderten Band herausgegeben.]
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Der neue Bankrott der Goldwährung und die 


allgemeine Geschäftslage


Etwa seit Ende des Burenkrieges gehen die Warenpreise allenthalben in der


Welt wieder einmal stark aufwärts, nachdem sie mehrere Jahre vorher in einer


ausgesprochenen Baisse sich bewegten. Es vergeht kaum ein Tag, daß aus


Europa nicht neue Preisaufschläge gemeldet werden. Viele Waren sind in den


letzten Jahren um 10, 20 und 30% gestiegen. Nicht selten erhält man aus


Deutschland Kataloge, die eben von der Druckerei kommen und die vorne auf


einem bunten Zettel die Bemerkung tragen, daß infolge der Erhöhung der


Rohmaterialien der Fabrikant sich gezwungen sieht, auf alle Preise des eben


erschienenen Katalogs einen Zuschlag von 5, 10 und 15% zu erheben. Jeder,


der mit europäischen Geschäftshäusern in Verbindung steht, wird dies bestäti-


gen.


Solche Aufschläge werden am Fuße der Rechnung angebracht, genau so, wie


wir in Argentinien das Goldagio berechnen. Hier sagen wir: „Cambio so und so


viel Perzent“.


Als Beispiel gelte eine mir vorliegende Rechnung einer deutschen Fabrik:


Summa der Rechnung 4280,00 Mk.


25% Rabatt 1070,00 Mk.


3210,00 Mk.


Preisaufschlag vom 1/1 1905 10% 311,00 Mk.


Preisaufschlag vom 1/8 1905 15% 466,50 Mk.


Preisaufschlag vom 1/8 1906 10% 311,00 Mk. 1088,50 Mk.


Summe 4298,50 Mk.


Und das ist durchaus kein vereinzelter Fall. Fast alle Rechnungen, die auf


Grund älterer Kataloge gemacht werden, sehen so aus.


Was bedeutet nun das alles? Als hier in Argentinien die Inkonversion des


Papiergeldes erklärt wurde, sprach man allgemein vorn Bankrott des


Papiergeldes. Als das Agio auf 10, 20 und 30% stieg, fluchte das ganze Volk


über das Papiergeld – obschon das Agio des Papiergeldes von genau den 


gleichen Erscheinungen begleitet war, die wir jetzt beim Gold als Zeichen


geschäftlicher Blüte fröhlich begrüßen. Ob wir aber die Erscheinung mit Preis-


aufschlag oder mit Aufgeld, Agio, carnbio bezeichnen, ändert doch nichts am


Wesen derselben. Auch die Ursache der Erscheinung ist wesentlich die gleiche


beim argentinischen Gold-Agio wie beim deutschen Preisaufschlag. Hier druckte


man massenhaft Papiergeld, in Europa prägt man massen-    massenhaft
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haft Metallgeld. Ob wir das Geld prägen oder drucken, für den Handel ist das


höchst gleichgültig. Wird Geld über den Bedarf hinaus fabriziert, so gehen die


Preise der Waren hinauf, einerlei ob es sich um lumpiges Gold oder aus Lumpen


hergestelltes Papier handelt.


Also, das, was man in Europa jetzt Preisaufschlag nennt, ist im Wesen und in


der Ursache genau das, was uns hier als Agio so bekannt ist; es ist ganz einfach


der private kaufmännische Ausdruck für die Bankrotterklärung der Währung, der


Goldwährung.


Durch das Konversionsgesetz vom Jahre 1900, welches die argentinische


Regierung bevollmächtigt und verpflichtet, soviel neues Papiergeld auszugeben,


wie nötig ist, um alles Gold zu kaufen, das ihr zum Preise von 44 Cent für den


Peso moneda legal angeboten wird, greift natürlich der Bankrott der Gold-


währung (das Agio der Waren) auf unseren Markt über.


Wird viel Gold gefunden, so müssen wir hier in Argentinien viel Papiergeld


drucken, um das hereinströmende Gold aufzukaufen. Und so ist seit Ende des


Burenkrieges die Summe des ausgegebenen Papiergeldes fast verdoppelt 


worden. Damals waren es 300, und jetzt sind es 500 Millionen!


Solange nun der Zufall will, daß die Goldgräber viel Gold finden, können die


Prägeanstalten in Europa mit Volldampf arbeiten, und die Preise der Waren


gehen dort und durch das Konversionsgesetz auch hier herauf – und eine Krise,


ein Krach, eine Geschäftsstockung ist dann nicht zu befürchten. Wir können so


jahrzehntelang weiterwirtschaften, wenn nur der Zufall genügend Gold zutage


fördert, um den Ofen der Hausse zu heizen. Stockt aber einmal die Zufuhr, wer-


den für die sich erschöpfenden Goldlager keine neuen „gefunden“, so schlägt die


Hausse augenblicklich in eine Baisse um, und es kracht an allen Enden – auch


hier, weil wir durch das Konversionsgesetz unsere Währung mit dem Golde ver-


kuppelt haben.


Wir müssen also auch in Argentinien mit der Möglichkeit eines Kraches rech-


nen –wenigstens, solange wir das Konversionsgesetz aufrechterhalten, solange


wir uns nicht entschließen können, unsere eigenen währungspolitischen Wege


zu gehen.


Wollen wir uns vor einem Krach wirksam schützen, so müssen wir das argen-


tinische Geldwesen völlig vom Golde scheiden und durch Gesetz die Regierung


ermächtigen, völlig unabhängig von den Goldbeständen der Konversionskasse


Geld, Papiergeld, so oft und so lange zu drucken und auszugeben, wie die


Preise der Waren abwärts neigen, und umgekehrt so oft und so lange Papiergeld


einzuziehen, wie die Preise aufwärts streben.   


Handeln wir nach diesem einfachen Rezept, so bleiben die Preise fest; und


solange dies der Fall ist, entwickelt sich der Handel auf fester Grundlage, und


jede
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Möglichkeit einer Geschäftsstockung ist für immer beseitigt.


Anmerkung: Näheres über diesen Vorschlag in meiner Schrift „Die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und
Bodenreform“, Leipzig 1906, 284 Seiten, Preis $ 3,–. 


In den hiesigen Zeitungen erschienen in der letzten Zeit vielfach Artikel, die von


der Furcht und Erwartung eines mehr oder weniger nahen Kraches diktiert zu


sein schienen. Man erachtet die allgemeine Preistreiberei für unnormal und


ungesund. Solches Urteil wäre aber nur dann berechtigt, wenn man auch gleich-


zeitig die Goldwährung für ungesund erklärte, wenn man die großen Goldfunde,


die durch Rußland und Japan abgestoßenen Goldbestände als die eigentliche


Ursache der allgemeinen Preistreiberei, als den wahren Störenfried bezeichnete.


Aber an das Gold wagt sich niemand heran. Und darum klingen auch alle diese


Kassandra-Lieder in den frommen Wunsch aus: „Man möge doch die


Spekulation sein lassen“.


Diese bösen Spekulanten! Wer aber sind diese Spekulanten? Jeder, der kauft,


um mit Profit das Gekaufte loszuschlagen, ist Spekulant. Soll man nun nicht


mehr kaufen und das Geld verscharren? Wer eine Bahn baut und für die


Hunderttausend Einwanderer Fabriken und Häuser errichtet, der spekuliert. Soll


man nun den Einwanderern die Arbeitsgelegenheit nehmen? Soll man sie ohne


Obdach lassen? Allerdings denkt man heute beim Ausdruck „Spekulation“ in


erster Linie an die Landpreise. Aber, wenn eine Spekulation eine gesunde


Unterlage hat, so ist es wohl die Landspekulation. Eine Fabrik, irgend ein indu-


strielles Unternehmen kann durch Streik ruiniert werden. Die Maschinen verro-


sten und veralten, die Rohstoffe verfaulen, aber den Grundbesitzer hat noch kein


Streik ruiniert. Während des Streiks fressen die Schafe, wächst die Wolle, wer-


den Junge gesäugt. Dabei eine Regierung, die fast ausschließlich aus


Grundbesitzern besteht oder von Grundbesitzern gewählt wurde, von der man


also erwarten kann, daß sie alles tun wird, was nötig ist, um die Grundrente vor


den frivolen Gelüsten der Arbeiter zu schützen, um die Einwanderer zu Gunsten


der Grundrente zu plündern. Wer hier Land kauft, zumal in der Nähe der großen


Besitzungen unserer maßgebenden Politiker, dem steht die ganze


Regierungsmaschinerie und Gesetzjobberei zur Seite, um die Grundrente und


damit auch den Landpreis zu sichern.


Der Spekulant geht bei seinen Berechnungen mehr oder weniger von ihm


bekannten Verhältnissen aus. Er kennt die Preise, die die Landprodukte in


Europa erzielen, er kennt die Frachtsätze, den Zins, die Löhne und berechnet


danach den Reinertrag des Landes. Und solange diese Preise nicht herunterge-


hen, ist seine Spekulation rechnerisch richtig und gesund. Wer anderer Meinung


ist und an dem Fortbestand der jetzigen hohen Preise zweifelt, der zweifelt an


der Vortrefflichkeit der Goldwährung, und statt der Spekulation müßte er die


Goldwährung angreifen.


Soll es hier donnern und krachen, so muß es vorher in Europa blitzen. Infolge


des
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Konversionsgesetzes kann das argentinische Wirtschaftsgebäude uns unter den


Trümmern des europäischen einstürzen. Doch vorläufig liegt kein besonderer


Grund zur Besorgnis vor. Im Gegenteil – laut Telegramm der „Prensa“ vom 14.


des Monats sind in New York in den letzten zwei Jahren alle Preise um durch-


schnittlich 30% gestiegen und laut Telegramm derselben Zeitung vom 18. ds.


zieht der Schatzsekretär Staw aus dieser Preissteigerung den Schluß, daß es an


Geld in den Vereinigten Staaten fehlt. Und diese Ansicht teilt auch die New


Yorker Handelskammer. Das heißt so viel, daß man den jetzigen


Massenprägungen von Gold noch ebensolche Massen Papiergeld zugesellen


wird!


Lieber Gott, magst also ruhig sein! Solange solche Pfuscher die


Geldverhältnisse des größten Marktes der Welt nach solchen Grundsätzen ord-


nen, werden die Preise weiter in die Höhe gehen, und krachen wird es solange


weder dort noch hier.
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Goldwährung und Geschäftslage – Replik


Gestatten Sie mir einige Worte der Erwiderung auf die redaktionellen


Bemerkungen am Schluß meines Artikels vom 24. des Monats über den „Neuen


Bankrott der Goldwährung“.


Was ich zeigen wollte, ist, daß die jetzige allgemeine Preistreiberei nicht ihre


Ursache in einer übertriebenen hiesigen Spekulation hat, sondern in der


Hauptsache die Folge ist der durch das Konversionsgesetz auf unseren Markt


übertragenen Entwertung des Goldes, und daß, wenn ein Rückschlag eintreten


soll, der Anstoß dazu aus Europa kommen muß. Das will nicht heißen, daß noch


andere lokale Ursachen (Revolutionen, Mißernten, Cholera, Krieg etc.) nebenher


mitlaufen können, aber diese Landplagen treten doch heute nicht stärker hervor


als in irgend einem letzten Jahre. Revolutionen haben wir hier immer, partielle


Mißernten auch, und an Epidemien fehlt es auch nicht; aber keine dieser ständi-


gen Erscheinungen hat heute solchen Umfang angenommen, daß wir uns gera-


de jetzt Sorgen zu machen hätten. Die Erwartung eines baldigen Kraches könnte


sich darum nur dadurch begründen lassen, daß der Nachweis erbracht würde,


unsere Land- und Produktionspreise wären zu hoch geschraubt – und diesen


Nachweis hat niemand erbracht. Im Gegenteil: Deuten die ständigen Klagen über


Pacht- und Mietzinserhöhungen nicht darauf hin, daß die Land- und Bodenpreise


nur darum gestiegen sind, weil es möglich war, erhöhte Mieten und Pachten her-


auszuschlagen? Würden die Mieten heruntergehen, dann wäre Grund vorhanden


zu der Annahme, daß auch die Bodenpreise heruntergehen werden.


Und wie sollten die Pachtpreise und Wohnungsmieten heruntergehen, solange


der Einwanderungsstrom nicht versiegt, solange der Gattungstrieb, der diesen


Strom speist, nicht bei den italienischen und spanischen Weibern versagt?


Es mag ja sein, daß hier und dort Bodenpreise bezahlt worden sind, denen die


Fruchtbarkeit der Italienerinnen nicht gewachsen ist. Es kann auch sein, daß sich


manche der Erwerbungen in schwachen Händen befinden. Aber im allgemeinen


ist die Spekulation eine richtige, und der Bodenpreis hier im Lande muß stetig


und stark aufwärts gehen.


Als Grund zur Sorge bleibt also augenblicklich nur die Möglichkeit, daß in


Europa ein Rückschlag eintreten kann. Und wie sehr ich im Rechte war, als ich


die Aufmerksamkeit auf die Kaprizen der Goldwährung lenkte, zeigten Sie am 


26. selbst durch Ihre Notiz:


Über die wirtschaftliche Lage in Deutschland lesen wir in der „Prensa“ folgende


vom 24. datierte Depesche aus Berlin: „Einige Blätter zeigen wenig Vertrauen in
die
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Fortdauer der außergewöhnlichen wirtschaftlichen Prosperität, die z. Z. in
Deutschland herrscht. Das Publikum erweist sieh ebenfalls nicht vertrauensselig
und will auf keine der gewaltig in die Höhe gegangenen Spekulationspapiere
anbeißen, trotzdem viele dieser Aktien enorm hohe Dividende brachten. Man
glaubt nämlich, daß dieser Hochstand von kurzer Dauer sei und bald eine schwere
Krise hereinbreche. Viele Banquiers teilen diese Ansicht.“


Im übrigen will ich, um Mißdeutungen vorzubeugen, nur noch bemerken, daß


ich das jetzige Konversionsgesetz nicht beseitigen, sondern verbessern will.


Gegenüber dem früheren anarchischen Zustande ist das Konversionsgesetz ein


ganz gewaltiger Fortschritt. Auch bin ich, so viel ich weiß, der erste gewesen, der


seinerzeit dieses Gesetz in Vorschlag brachte, und bis heute ist meine 1898


erschienene Schrift „La cuestion monetaria argentina“ überhaupt die einzige


geblieben, die das Konversionsgesetz in methodischer, geordneter und allseitiger


Weise begründete. Es sei bei dieser Gelegenheit daran erinnert, daß das Gesetz


von den Hauptblättern des Landes auf das heftigste bekämpft wurde und daß


alle diesem Gesetzesvorschlag günstigen Untersuchungen von der Presse totge-


schwiegen wurden. Für die meisten sind die Millionen der Konversionskasse


überhaupt heute noch ein Rätsel, und ich erinnere mich, daß meine


Berechnungen über die zu erwartenden Einnahmen der Konversionskasse nur


ein mitleidiges Kopfschütteln erweckten. Und doch sind die Millionen jetzt da.


Aber das Konversionsgesetz bildet nur die erste Etappe zur Gesundung unse-


rer Währung. Von der zweiten Forderung – die Ausgabe von Papiergeld unab-


hängig vom Golde zu machen und allein vom Preisstand der Waren leiten zu las-


sen – habe ich im vorigen Artikel gesprochen. Die von der Redaktion gegen die-


sen Vorschlag erhobene Einwendung, daß die Machtbefugnisse der Regierung


durch eine solche Einrichtung zu sehr erweitert würden, ist nicht stichhaltig –


denn wie die Geschichte der letzten Jahre beweist, sind die Machtbefugnisse


unserer Regierung in Währungsangelegenheiten jetzt schon ganz unbegrenzte.


Mit welchen Befugnissen arbeiten denn Celman, Pellegrini und Boca? Man kann


die Währung einrichten wie man will, die Macht der Regierung ist in diesen


Dingen immer eine unumschränkte. Das einzige, was sich hier tun läßt, ist, diese


Macht in die richtigen Kanäle zu leiten, indem man der Regierung zeigt, wie das


Geld verwaltet werden muß, damit der Handel sich frei und sicher entwickeln


kann. In der Theorie der Goldwährung herrscht heute tolle Anarchie, und wo die


Regierung befugt ist, die Geldverhältnisse des Landes nach dieser Theorie zu


ordnen, da besitzt auch die Regierung einen Freibrief zu den tollsten Streichen.


Darum würde auch die gesetzliche Anerkennung der Forderung, daß die


Regierung den Geldumlauf direkt den Warenpreisen anzupassen hat, die


Machtbefugnisse des Staates nicht erweitern, sondern im Gegenteil beschrän-


ken.
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Finanzpolitische Betrachtungen


I  Das Konversionsgesetz


Der Goldklumpen in der argentinischen Konversionskasse wächst zusehends,


wie denn überhaupt der Erfolg des Konversionsgesetzes ein ganz unerhörter und,


sagen wir es offen, für die große Mehrzahl der Praktiker und Theoretiker völlig


unerwarteter war. Alle sind baff, und nur wenige haben für die Zeichen überhaupt


irgend eine Deutung. Innerhalb von vier Jahren 100 Millionen Pesos, 150 000


Kilos, sieben Kubikmeter 14-karätiges Gold! Wer hätte das für möglich gehalten!


Als das Konversionsgesetz besprochen wurde, fielen die Zeitungen, voran „La


Naciön“ und „La Prensa“ darüber her und bezeichneten das Unternehmen rund-


weg als ein verrücktes, als Raub. Warum? Weil Leroy Beaulieu, der gelehrte


ungelehrte Schwätzer, der Ölgötze der argentinischen Volkswirte, es ihnen bewie-


sen hatte.


Und so sehr leuchteten die Beweise des Pariser Gelehrten unseren Volkswirten


ein, daß diese noch heute dem Gelehrten mehr glauben als den offenkundigen


Tatsachen. Führt doch in diesen Tagen (4. Januar) die „Naciön“ das


Konversionsgesetz mit unter den Ursachen auf, warum der Kampf ums Dasein so


schwer ist.


Noch heute also besteht diese Zeitung darauf, daß man der Valorizacacion de
la moneda keine Schranken hätte setzen dürfen, daß man nach dem Grundsatz


laissez faire ruhig hätte abwarten sollen, daß das Gold à la par gekommen wäre,


als ob es in der Verwaltung des Papiergeldmonopols, wie der Monopole über-


haupt, ein laissez faire gäbe! Monopol und laissez faire sind doch Gegensätze!


Vor dem Erlaß des Konversionsgesetzes lagen in den Banken 200 Millionen


Papierpesos, also 2/3 der damaligen Emission, und niemand wußte, wie man das


Geld damals im Handel und in der Industrie hätte gebrauchen können. Auch zins-


frei hätte niemand etwas damit anfangen können. Stand doch mit der erhofften


Valorizacionacion hasta la par ein allgemeiner Preisrückgang von 50% bevor! Und


wer wird eine Sache heute für 100 kaufen, wenn er annimmt, daß er sie künftig


für 50 wird kaufen können oder für 50 wird verkaufen müssen? Also ließ man das


Geld auf der Bank, wo sich, wie gesagt, nach und nach 2/3 des gesamten


Geldumlaufs anhäuften. Niemand kaufte, niemand baute, niemand arbeitete


schließlich. Alle warteten, daß aus dem Papier Geld würde. Aber wenn jeder den


Kauf, den Bau, das Unternehmen auf später verschiebt, so wird auch nichts ver-


kauft, und da man nur solange den Fabrikbetrieb aufrecht erhält, wie der Absatz


gesichert ist, so wurden die Arbeiter entlassen.


Und solches war um so mehr geboten, als man ja, falls das Geld wirklich a la


par gekommen wäre, alle Rohstoffe um die Hälfte billiger würde kaufen können,


alle
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Löhne um die Hälfte würde herabsetzen müssen! Wer also damals den Betrieb


aufrecht erhielt, tat es mit der Aussicht, die Produkte mit 50% Verlust verkaufen


zu müssen.


Es gab also damals nur eine einzige sichere Kapitalanlage, das war die


Schließung der Fabrik und die Verwandlung des sonst für Löhne bestimmten


Kapitals in ein totes Bankdepot. Und so kam es, daß, als infolge ausgezeichneter


Ernten der Goldkurs Fiel und die Valorizacion hasta la parals möglich angesehen


wurde, zwei Drittel der Arbeiter von Buenos Aires entlassen waren. 40 000 Mann


durchzogen damals die Straßen, verlangten Arbeit, verlangten – trararabumdele


– die Rückführung des Goldkurses auf pari! Eine interessante, lehrreiche


Geschichte. Hätte man diesen Wunsch der Arbeiter erfüllt, sie wären alle verhun-


gert. Der Versuch, das Goldagio zu beseitigen, hätte alle Industrie sowie auch


die Landwirtschaft zu Grunde gerichtet und wäre trotzdem nicht gelungen. Ohne


Konversationsgesetz stände das Gold jetzt auf 300, und die 100 Millionen der


Konversionskasse wären in den Taschen einiger Spekulanten.


Kaum war das Konversionsgesetz erlassen, welches den auf die Valorizacion
gestützten Hoffnungen und Befürchtungen den Boden entzog, da leerten sich


auch sogleich die Banken, und die 200 Millionen ergossen sich auf den Markt


und setzten die verrostete Maschinerie wieder in Gang. Die Arbeitslosigkeit ver-


schwand, die Einwanderung, die von der Auswanderung überholt worden war,


nahm wieder mächtig zu, und unter dem Einfluß der rosigen Stimmung, die nun


die Überhand gewann, verschwand auch der kleinliche Geist aus den


Verhandlungen mit Chile, und der Friede wurde geschlossen. Hätte das


Konversionsgesetz dem Lande nicht Luft gemacht, so hätte man es - das ist fast


sicher - mit Pulver versucht.


Dieser ganze Zusammenhang ist so einfach und klar, aber wie wenig er heute


noch begriffen wird, ersieht man aus den Angriffen, die, wie in der Nación, noch


immer auf das Konversionsgesetz gemacht werden.


II  Die Konversionskasse


Mit der schnell wachsenden Bevölkerung und mit dem ebenso schnell sich voll-


ziehenden Übergang der Urproduktion zur Warenproduktion wächst der Bedarf


des Landes an Geld schnell und stetig und durch das Konversionsgesetz soll


dieser Bedarf automatische Deckung finden.


Das Konversionsgesetz sagt, daß für jeden Peso Papiergeld, den die


Konversionskasse ausgibt, 44 Centavos, ca. drei Zehntel Gramm Gold hinterlegt


werden müssen. Damit also der Bedarf des Marktes an Geld gedeckt werden


kann, muß vorher
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Gold beschafft, in der Regel von Europa eingeführt werden. Kein Gold, kein


Geld, mag auch der Handel darunter leiden. Damit es sich nun für den


Privatmann lohnt, Gold einzuführen, muß vorher der Wechselkurs hoch genug


steigen, daß er für die Unkosten der Goldeinfuhr (Seefracht, Seeversicherung,


Verpackung, Zinsverlust und Profit) Deckung liefert. Und umgekehrt natürlich,


wenn es sich darum handelt, Gold zu exportieren.


Diese sogenannte automatische Deckung des Geldbedarfes des Marktes durch 
die Konversationskasse bedingt somit Differenzen im Wechselkurs, die zwischen
den Kosten der Goldein und -ausfuhr pendeln und die gerade für dieses Land


besonders groß sind, weil wir von den Goldmärkten sehr.


Diese großen Schwankungen im Wechselkurs, die bei den hier in Betracht kom-
menden Entfernungen und dem hohen Zinsfuß mehrere Prozent betragen kön-
nen, sind für den Handel ein nicht zu unterschätzendes Hindernis, besonders
auch darum, weil der Wechselkurs erst dann steigen und fallen kann, nachdem
sich die Zahlungsbilanz zu Gunsten des Goldimports (oder Exports) verschoben
hat und weil sich die Zahlungsbilanz in dieser Weise und der Regel nach nur
dann verschiebt, nachdem die Preise im ganzen Land so weit gesunken (bzw.
gestiegen) sind, daß die Wareneinfuhr erschwert, die Warenausfuhr erleichtert
wird. Die Wechselkursschwankungen sind also als Exponent mindestens gleich
großer Preisschwankungen zu betrachten.


Diese Nebenwirkung des Konversionsgesetzes ist also bedeutend genug, um


bei vielen Geschäften, besonders im Großhandel mit Landesprodukten, den


erwarteten Gewinn in Verlust umschlagen zu lassen, und um den Wunsch zu


erwecken, diese Nebenwirkung des an und für sich ja segensreichen


Konversionsgesetzes zu beseitigen.


Ich gestatte mir daher, dem argentinischen Handelsstand den folgenden, auf


die Beseitigung der Wechselschwankungen zielenden Vorschlag zur Prüfung zu


unterbreiten:


Die Konversionskasse soll ermächtigt werden, an Stelle des Goldes zinstra-
gende Staatsschuldscheine Englands, Deutschlands, Frankreichs und der
Vereinigten Staaten im Umtausch gegen Papiergeld zum Börsenkurs anzuneh-
men.


Es gehört nicht viel Überlegung dazu, um die Folgen einer solchen Einrichtung


zu überblicken.


Zunächst steht fest, daß der Import von Titeln ungleich weniger Unkosten ver-


ursacht als der Import von Gold, denn die Seefracht ist bedeutend geringer, die


Seeversicherung läßt sich durch einfache Registrierung der Titelnummern erset-


zen, und der Zinsverlust fällt ganz fort, da die Titel ja auch während der Seereise


für ihre Verzinsung sorgen.


Die Kosten des Imports solcher Wertpapiere würden also nur einen winzigen
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Bruchteil der Kosten der Goldeinfuhr und Ausfuhr bedingen, und da es gerade
diese Kosten sind die, die Schwankungen des Wechselkurses verursachen, so
müssen naturgemäß diese Schwankungen um so mehr zusammenschrumpfen, je
mehr wir genannte Unkosten verringern.


Die Wechselkursschwankungen würden also durch eine solche Einrichtung von


vornherein auf ein Minimum zurückgeführt werden und könnten auch ganz besei-


tigt werden, wenn die Konversionskasse die geringen Kosten der Titelein- und -


ausfuhr übernähme.


Heute kann man der Konversionskasse die Kosten der Goldein- und -ausfuhr


nicht aufbürden, weil diese Kosten groß sind und weil die Konversionskasse trotz


der 100 Millionen doch keine Einnahmen hat. Denn der 100-Millionen-Goldschatz


ist ein sogenanntes totes Kapital. Ersetzt man den Goldschatz durch zinstragen-


de Titel genannter Art, die doch immer mindestens 3% abwerfen, so würde die


Konversionskasse die Kosten der Titelein- und -ausfuhr tragen und noch einen


Überschuß von mehreren Millionen jährlich machen können. Denn in zinstragen-


de Titel verwandelt, würde der 100 Millionenschatz drei Millionen Goldpesos jähr-


lich abwerfen.


Der Vorschlag hätte aber noch andere, viel tiefgreifendere Folgen nicht allein


für die Republik, sondern für die ganze Welt. Wenn wir durch den Ersatz der


Goldreserve durch zinstragende Titel den Zweck der Goldreserve rein, das heißt


ohne die schädlichen Nebenwirkungen der Wechselkursschwankungen erzielen


und dabei noch Zinsen einheimsen, so ist es sehr wahrscheinlich, daß auch


andere Nationen unserem Beispiel folgen werden und ihre Goldreserven auf den


Markt werfen. Dann würde das Gold billig werden (billig wie das Silber, als es


von allen Nationen als Münze entthront wurde), zum großen Vorteil aller Völker,


die schwer an den Ketten des Schuldgefängnisses tragen müssen.


Der hier gemachte Vorschlag könnte also leicht zum Zusammenbruch der


Gold- bzw. Metallwährung führen und diese älteste und verderblichste aller aus


dem barbarischen Altertum auf uns überkommenen Einrichtungen aus dem


Wege der Gerechtigkeit, des Fortschrittes und des sozialen Friedens räumen.
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Was kann der Arbeiter vom Streik noch erwarten?


Der Arbeiter hat es oft und lang genug versucht, sich den Stoff zur Besserung


seiner Lage durch vermehrte Produktion zu schaffen, doch hat er dabei fast


immer die Wahrnehmung gemacht, daß das Mehr der erzeugten Waren nicht


ihm, sondern den Rentnern zugute kam. Die Vorteile der Maschinen, der


Eisenbahnen, der besseren Sämereien, der verfeinerten Haustiere, der vertieften


Arbeitsverfahren, ja selbst der gründlicheren Schulbildung haben immer den


Erfolg gehabt, das arbeitslose Einkommen, die Zahl der Rentner zu vermehren.


Während noch vor 30 Jahren der Millionär zu den Naturwundern gezählt wurde,


gibt es jetzt deren zu Haufen in jeder Stadt. Ja, es gibt viele und volkreiche


Städte, die nur von Millionären und ihrer direkten und indirekten Bedienung


bewohnt werden. So zählt man zum Beispiel in Charlottenburg über 1300


Millionäre. Und was für Millionäre! Einkommensmillionäre, Leute, die ihr jähr-


liches Einkommen nach Millionen berechnen. Was Wunder, daß der Arbeiter


anfängt, sich für die Rentner, für das arbeitslose Einkommen zu interessieren,


daß er versucht, dieses Nebenprodukt seiner Tätigkeit in seine eigenen Taschen


zu bringen.


Das arbeitslose Einkommen der Rentner besteht ausschließlich aus Kapitalzins
und Grundrente, beides Produkte, die auf keinem Baume wachsen und die man


wie die Hobelspäne nur dort findet, wo gearbeitet wird oder wo Menschen auf


beschränktem Boden leben.


Sind aber die Grundrente und der Kapitalzins Nebenprodukte der Arbeit und


Volksdichtigkeit, so gehören auch diese beiden Bestandteile des Rentner-


einkommens der Arbeit und dem Volke. So sagen wenigstens die Sozialisten,


und um die Anerkennung oder Abwehr dieses Satzes dreht sich der ganze 


soziale Streit. Abschaffung des arbeitslosen Einkommens, das ist der Inhalt der


aller Phrasen entblößten sozialen Frage.


Nun glaubt der Arbeiter, daß er durch Streik den Rentnern einen Teil dieses


arbeitslosen Einkommens wieder entreißen kann, d. h., daß er Zins und Rente


einfach durch Streik zugunsten seines Lohnes zu beeinflussen vermag. Der


Arbeiter unterstützt in diesem Glauben die Theorie, wonach sich der Lohn zwar


im großen und ganzen mit dem deckt, was der Arbeiter zum Leben und zur


Fortpflanzung bedarf, daß aber diese Lebensbedürfnisse als ziemlich elastische


Begriffe aufzufassen sind, insofern als jedes Bedürfnis, welches sich der Arbeiter


durch Gewöhnung angeeignet hat, zum Range eines Lebensbedürfnisses steigt.


So z. B. der Tabak, alkoholische Genußmittel, deren man eher zum Sterben als


zum Leben bedarf. Gelänge es z. B. den Arbeitern, den regelmäßigen


Theaterbesuch zu einem
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Bedürfnis zu erheben, so könnte nach der Theorie der Lohn nur schwer noch so


tief sinken, daß dem Arbeiter nicht noch genug für das Theater-Billet übrig bliebe.


Ob diese etwas absonderlich klingende Theorie heute noch von den


Arbeiterführern geteilt wird, ist unsicher. Aber sie muß immer herhalten, um den


Streik „wissenschaftlich“ zu begründen und um die schweren Opfer, die der


Streik den Arbeitern auferlegt, zu rechtfertigen.


Es lohnt sich daher, diese Lohntheorie einer kritischen Nachprüfung zu unter-


werfen, denn es handelt sich hier um Hunderte von Millionen, die die Arbeiter der


Streikbewegung jährlich opfern, um vielleicht das Gegenteil von dem zu errei-


chen, was sie bezwecken. Es kommt ja in der Volkswirtschaft oft vor, daß


Ereignisse, Gesetze, Handlungen das Gegenteil des erwarteten Erfolges bewir-


ken, wie z. B. hier im Lande die „valorizacion de la moneda hasta la par“, von


der die große Mehrzahl den Himmel erwartete und die uns Krieg, Bankrott und


Hunger gebracht hätte, wenn ihr nicht in letzter Stunde durch das


Konversionsgesetz der Boden entzogen worden wäre.


Da der Stoff zur Lohnaufbesserung, die der Streik herbeiführen soll, notwendi-


gerweise aus den Taschen der Rentner, also von Kapitalzins und Grundrente


herrühren muß, so bleibt zu untersuchen, ob jene beiden Bestandteile des


arbeitslosen Einkommens wirklich so schutzlos den Angriffen der Lohnarbeiter


gegenüber sind, daß es genügt, wenn der Arbeiter sich neue Lebensbedürfnisse


anschafft, um dem Zins und der Rente gegenüber neue Forderungen durchdrük-


ken zu können.


In bezug auf die Grundrente muß nun diese Frage grundweg verneint werden.


Der Unterschied des auf den verschiedenen Böden (Bau- und Ackergrund) mit


gleicher Arbeit erzeugten Produktes bestimmt die Grundrente, und da dieser


Unterschied zu den Eigenschaften des Bodens zu rechnen ist, so kann ein Streik


hier unmöglich die Grundrente verkleinern. Auf die Grundrente läßt sich nur


durch die Grundsteuer Einfluß gewinnen und zwar in der Weise, daß man die


Steuer nach dem Miet- und Pachtvertrag ermißt. Zahlt der fruchtbare Boden, die


zentral gelegene Baustelle eine Grundsteuer, während das Weid- und Wüstland,


die Bauplätze außerhalb der Stadt frei bleiben, so wird mit solchen Steuern die


Grundrente getroffen. Aber ein Streik kann der Grundrente nichts anhaben.


Ebensogut könnte man zur Hebung des Lohnes Messen lesen lassen.


Wie hilflos der Arbeiter der Grundrente gegenüber ist, ersehen wir am besten,


wenn wir einen Augenblick überlegen, was geschehen müßte, wenn es dem


Arbeiter wirklich gelänge, etwa auf Kosten des Kapitalzinses seinen Lohn zu 


verdoppeln und wenn er nun mit dem doppelten Lohn doppelt so viel Raum flür


seine Familie beanspruchen wollte. Würde da nicht sofort der Preis der „vara
cuadrata“ (Bodenmaß in Argentinien, etwas kleiner als ein Quadratmeter) sich


verdoppeln, verzehnfachen? Würden nicht sofort die Wohnungsmieten im


Verhältnis und vielleicht
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sogar im Mißverhältnis zur Lohnsteigerung in die Höhe gehen? Hier ist der Ort,


daran zu erinnern, daß alle Fortschritte der Zivilisation, der Technik, der


Gesetzgebung usw. dem Grundrentner zugute kommen müssen.


Man lese doch die Reklamen der rematadores (Versteigerer), wie sie alle die,


meistens noch auf Kosten des Staates ausgeführten oder projektierten,


Verbesserungen bei der Anpreisung des Bodens aufführen.


Der Staat oder die Stadt hat mit schweren Unkosten eine Straße gebaut –


darum erhöht der Grundbesitzer die Pacht, die Miete. Die Stadt baut eine Schule


– darum mußt du dem Grundbesitzer einen erhöhten Tribut bezahlen. Ein


Unternehmen baut eine Fabrik. Darum streichen sämtliche Grundbesitzer der


Umgegend erhöhte Mieten ein. Die Arbeiter haben den Streik gewonnen; seht


nun, wie der Schlingel lacht. Der ganze Vorteil muß sein. Wem denn? Dem


armen Grundbesitzerlein! Nicht viel besser steht es mit den Angriffen des


Arbeiters auf den Kapitalzins. Hier kann ich mich zwar nicht auf eine Theorie


beziehen, denn, so unglaublich es klingt, bis zur Stunde hat die den hehren


Professoren überlassene Zinsforschung noch keine stichhaltige Erklärung für den


Zins zutage gefördert. Aber dafür fehlt es nicht an allbekannten Tatsachen, die


der Ansicht, als ließe sich durch Streik dem Kapital beikommen, direkt wider-


sprechen. Als solche Tatsachen nenne ich: Die Löhne sind in den letzten Jahren


gestiegen (vielleicht nur nominell), gleichzeitig ist auch der Zinsfuß gestiegen.


Die Löhne fielen andauernd während der großen Krise der 70er Jahre, gleichzei-


tig fiel auch der Zinsfuß. Wenn nun der Lohn auf Kosten des Kapitalzinses steigt,


müßte da nicht umgekehrt jede Lohnerhöhung von einer Zinsherabsetzung


begleitet sein?


Die Höhe des Kapitalzinses wird, ähnlich den Warenpreisen, durch Nachfrage


und Angebot bestimmt. Viele Arbeiter gegenüber wenigen Produktionsmitteln


geben hohen Zins, wie viele Käufer gegenüber wenigen Waren hohe Preise


geben. Wenige Arbeiter gegenüber wenigen Produktionsmitteln geben niedrigen


Zins. Jede Veränderung in dem Verhältnis zwischen Arbeitern und


Produktionsmitteln verändert den Zinsfuß. Fände jeder Arbeiter seine


Produktionsmittel auf der Straße, so würde der Zins auf Null fallen. In La Plata


gab es eine Zeitlang mehr Wohnungen als Mieter, und viele fanden darum in La


Plata mietfreie Wohnungen. Wären in La Plata auch die Werkstätten zahlreicher


als die Arbeiter gewesen, dann hätten die Arbeiter dort auch zinsfreie


Produktionsmittel gefunden. Wenn es sich nun so mit dem Zins verhält, wie kann


man hoffen, mit dem Streik, also durch Minderproduktion, den Zins zu drücken?


Kann man etwa die Marktpreise dadurch herabsetzen, daß man nichts mehr


produziert? Nehmen wir an, der Streik würde solange anhalten, bis der größte


Teil der Rohstoffe und Maschinen verrostet und verfault wäre, würden da bei


Wiederaufnahme der Arbeit die Besitzer der wenigen übriggebliebenen


Produktions-     Produktionsmittel
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mittel nicht der großen Zahl von Arbeitern gegenüber in gewaltigem Vorteile sein,


und würden sie da nicht in der Lage sein, den Lohn zu drücken und dadurch für


ihr Kapital einen um so höheren Zins herauszuschlagen?


Diese Beispiele zeigen, daß der Streik das Gegenteil von dem erzeugen muß,


was der Arbeiter erwartet, und daß der Kapitalzins nur dadurch gedrückt oder


beseitigt werden kann, daß man ihn in einem Meer von Kapital ersäuft.


Freilich ist dann noch nicht gesagt, daß, wenn wir den Zins in einer Überpro-


duktion von Kapital ersäufen, der Arbeiter den Vorteil haben wird, denn eine


Beseitigung des Kapitalzinses wäre ein Fortschritt, und die Erfahrung lehrt, daß


die Fortschritte den Grundbesitzern, dem arbeitslosen Einkommen zugute 


kommen.


Darum lautet der Rat: Arbeitet, bis daß die Welt mit Maschinen und


Wohnungen bis zur völligen Beseitigung des Zinses satt und übersatt ist. Und 


will dann der Grundrentner den Vorteil für sich reklamieren, so erhöht die


Grundsteuer bis zur völligen Konfiskation der Grundrente. Ihr seid dann Rente


und Zins los, und euer Lohn wird eurem vollen Arbeitsprodukt entsprechen.


(NB: Wer Näheres über die hier gemachten Vorschläge erfahren will, der lese: „Die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“ von Silvio Gesell, Moreno


1023. Preis $ 2.)
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Quacksalberei


Diesen Ausdruck wendet man überall dort an, wo man ohne Kompaß und Lot,


auf gut Glück irgendeinem bestimmten Ziele zustrebt. Der Arzt, der die durch


Mißbräuche aller Art verhunzte menschliche Maschinerie mit Chemikalien trak-


tiert, der Bauer, der nur bei Neumond sät, der Christ, der alten Pergamenten


mehr traut als seinem Verstand usw., sie alle treiben Quacksalberei. Doch am


schönsten blüht von jeher die Quacksalberei auf dem Gebiete der


Volkswirtschaft. Das ganze Volk, die ganze Welt, Klein und Groß, Fürst und


Bettler, Professoren und Stiefelwichser quacksalbern hier um die Wette. Wie die


Alchimisten blindlings Stoffe mischten in der Hoffnung, daraus Gold entstehen zu


sehen, so werden aufs Geratewohl die Stimmzettel in die Urne der


Volkswirtschaft geworfen, in der Erwartung, daß aus ihr das goldene Zeitalter


wieder erblühen werde. Die goldene Heerstraße der voraussetzungslosen


Forschung, auf der sonst so rüstig und erfolgversprechend vorgeschritten wird,


ist in der volkswirtschaftlichen Wissenschaft mit Aberglauben, Bier und


Stumpfsinn verbarrikadiert. Hier wird der sinnfälligste Unsinn als Wahrheit


betrachtet, als Heiligtum unangetastet gelassen, und sicher ist keine Jungfrau je


so unberührt geblieben wie die volkswirtschaftlichen Leitsätze, die wir von den


Vätern geerbt haben.


Ohne irgendwelche theoretische Unterlage wird an der Volkswirtschaft herum-


gedoktert, für jedes volkswirtschaftliche Ereignis laufen tausend sich widerspre-


chende Erklärungen einträchtig einher, für jede unerfreuliche Erscheinung wer-


den am Stamm- wie am grünen Tisch gleich dutzendweise Rezepte verschrie-


ben.


Steigen z. B. die Wohnungsmieten oder der Brot- und Fleischpreis, gleich sind


auch die Kataplasmas fertig. Ein Exportzoll auf Getreide und städtische


Arbeiterhäuser sollen den Übelstand beseitigen. Denn hohe Preise sind doch


„natürlich“ ein Übelstand, und alles, was dazu beitragen mag, die Preise zu drük-


ken, muß „natürlich“ für die Arbeiter wohltätig sein. So denkt, d. h. so quacksal-


bert die Welt.


Würde man nur etwas schärfer zusehen, so würde man die Entdeckung


machen, daß es sich beim Arbeiter immer um das Verhältnis des Lohnes zu den
Warenpreisen handelt, und daß herabgesetzte Preise dem Arbeiter nur dann


nützlich sein können, wenn sein Lohn nicht darunter leidet. Und das ist es, was


man zu untersuchen zu faul und zu liederlich ist.


Der Arbeitslohn wird hier wie überall in der Welt durch den Ertrag bestimmt,


den ein normaler Mann auf dem schlechtesten oder entferntesten und darum


noch freien Boden (mit zu verzinsenden Arbeitsmitteln) erwarten kann, und die-


ser Arbeitsertrag gibt immer und überall den Grundton für die ganze Lohnskala


an.
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Auch der Lohn der sogenannten qualifizierten Arbeiter, der Lehrer, Kaufleute,


Ärzte, Mechaniker usw. geht regelmäßig mit seinem Minimum zurück bis auf den


Arbeitsertrag des Freiländers. Wer mit diesem Lohn unzufrieden ist, kann nur in


der Weise protestieren, daß er die Fabrik oder das Gut verläßt und am Rio


Negro oder am Chaco versucht, mehr zu verdienen. In der Regel aber wird ihm


das nicht gelingen (die Annehmlichkeiten der Einöde müssen natürlich mit ver-


rechnet werden), und ewig wird er im Zweifel bleiben, ob er wirklich klug handel-


te, als er, um keine Pacht zu bezahlen, den fruchtbaren Boden in der Nähe des


Hafens verließ, um zwar rentenfreies, aber entlegenes oder unfruchtbares Land


zu bearbeiten. Es wird ihm das immer ebenso zweifelhaft sein, wie es für den


Tagelöhner gleichgültig ist, ob der Boden, den er bearbeitet, lehmig oder steinig


ist. Sein Tagelohn ist ja doch unabhängig von der Qualität des Bodens. Ist der


Boden gut, so ist die Rente hoch, für den Arbeiter aber fällt immer nur gerade so


viel ab, daß sein Vorhaben, fort in die Wüste zu ziehen, nicht zum Entschluß


reift. Und daß auch die große Masse der Industriearbeiter mit diesem Minimum


zufrieden sein muß, liegt auf der Hand. Denn angenommen, die Industriearbeiter


führten ein angenehmeres Leben als der auf dem schlechtesten und daher noch


freien Boden wirtschaftende Arbeiter, so würde ja die Landflucht noch größeren


Umfang annehmen, als es schon heute geschieht, und wegen Mangel an


Lebensmitteln einerseits und Überproduktion an Industrieerzeugnissen anderer-


seits würde das bestehende Verhältnis der Preise der Industrie- und


Ackerprodukte zu Gunsten der letzteren verschoben und so das Gleichgewicht


zwischen dem Lohn aller Arbeiter wieder hergestellt werden. Es folgt also, daß


1. der Arbeitslohn immer gleich dem Arbeitsertrag auf dem schlechtesten oder


entferntesten, darum noch freien Boden ist,


2. der ganze Unterschied zwischen Wüst- und Kulturland nicht den Arbeitern,


sondern den Rentnern zufällt,


3. für alle Arbeiter der Welt diese schöne und fruchtbare Erde durch die Rente


zu einer Wüste wird,


4. jede Vergünstigung, die gesetzlich den Arbeitern gewährt wird (Unfall-,


Kranken-, Altersversicherung, Arbeiterhäuser usw.) und die den auf Öd-, Wüst-,


Freiland wirtschaftenden Arbeiter nicht erreicht und von den Grundrentnern durch


Lohnabzüge eingeholt wird, also nutzlos ist (circulus vitiosus),


5. man den Arbeitslohn allgemein nur dann über seinen jetzigen Stand heben


kann, wenn man auch den Arbeitsertrag der auf Wüst- und Ödland wirtschaften


Bauern hebt.


Diese beiden letzten Folgerungen aus dem Henry George’schen Lohngesetz


sind für alle Länder von fundamentaler Bedeutung, denn sie zeigen den Weg,


der beschritten werden muß, wenn man die soziale Gesetzgebung aus dem


Sumpfe der
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Quacksalberei auf den goldenen Weg der Erkenntnis bringen will, sie zeigen uns


auch heute, was der Arbeiter von den auf der Tagesordnung stehenden


Reformen zu erwarten hat.


Der Exportzoll würde den Getreidepreis für die argentinischen Konsumenten


zwar herabsetzen, da er aber auch den Arbeitsertrag des Freiländers um den


Betrag des Zolles vermindert, so würde (da dieser Ertrag ja unmaßgebend für


den Lohn ist) der Arbeitslohn zusammen mit dem Brotpreis fallen und so der


Vorteil billigen Brotes nullifiziert werden.


Die städtischen Wohnungen (von denen es obendrein unwahrscheinlich ist,


daß sie billiger oder ohne Defizit vermietet werden können) aber erreichen den


Freiländer überhaupt nicht und werden darum notwendigerweise durch


Lohnkürzung, Preisaufschläge oder sonstwie von den Grundbesitzern wieder


aufgeholt werden. Wahrscheinlich würde das Defizit der städtischen


Arbeiterhäuser durch Konsumsteuern gedeckt werden.


Beide Reformen sind also nur Glieder desselben verderbten Kreislaufes, in


dem sich die soziale Gesetzgebung aller Länder bewegt. Wie wäre es auch mög-


lich, etwas Vernünftiges zutage zu fördern, solange man ohne genaue Kenntnis


der Wirkung der einzelnen Reformvorschläge, blindlings, auf das Geratewohl


beschließt! Der Wunsch, zu helfen, genügt doch allein nicht, zumal nicht auf


einem Gebiete wie der Volkswirtschaft, in dem man ja keinen Stoß machen kann,


ohne tausendfältige Wirkungen auszulösen. Die Verhältnisse sind hier so unsich-


tig, daß man nur durch die schärfste Anlehnung an die Theorie ein bestimmtes


Ziel erreichen kann.


Die Lohntheorie Henry Georges (die einzige, die durch die moderne


Entwicklung bestätigt wird und jeder Kritik standhält), zeigt uns den Weg, den


man beschreiten muß, falls man mit dem in den neuesten Projekten zur Schau


getragenen Interesse für das Wohl der Arbeiter nicht eitel Heuchelei treibt.


Die Grundrente, sagt George, reduziert den Lohn aller Arbeiter allgemein auf


die Ernte, die die Wüste, der Sumpf, die Steinhalde, die Wildnis gibt, und diese


Ernte läßt sich nur dadurch bessern, daß wir die Wüste mit der Rente des


Kulturbodens berieseln. Laßt uns die reichen Erträge des fruchtbaren Landes


(der zentral gelegenen Baustellen) dazu benutzen, um das Leben der in den


Wüsten sich abrackernden Arbeiter zu erleichtern, laßt uns eine Grundsteuer


erheben, die progressiv mit der Rente wächst und die den schweren Boden, die


zentrale Baustelle schwer, den leichten Boden leicht trifft und den schlechten


Boden frei läßt. Laßt uns mit den Erträgnissen dieser Steuer den Arbeitsertrag


der von der Grundrente in die Wüste und Sümpfe getriebenen Ansiedler heben,


indem wir alle anderen Steuern und Zölle (die den armen Freiländer ebenso


schwer treffen wie den Besitzer des fruchtbaren Kulturbodens in der Nähe der


Stadt) beseitigen, denn dadurch, und nur dadurch allein vermögen wir den Lohn


aller anderen Arbeiter zu heben. Und diese
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Lohnerhöhungen würden nicht (wie die durch den Streik mit Unterstützung der


Papiergeldmassen der Konversionskasse erzielten) auf die Warenpreise abge-


wälzt und nullifiziert werden, sondern das Mehr käme aus den Taschen der


Rentner, der einzigen Quelle, wo es für den Arbeiter noch etwas zu schöpfen


gibt.


Die der Grundrente angepaßte Grundsteuer macht alle Böden und Bauplätze


wirtschaftlich völlig gleich, alle Qualitätsunterschiede werden durch die Steuer


nivelliert. Wie der Meeresboden durch die ihn bedeckenden Wasser zu einer


glatten Fläche wird, so würde durch die Grundsteuer der Baugrund an der


Avenida für alle Bürger der Republik nicht mehr Bedeutung haben als etwa die


Sümpfe im Chaco. Die Grundrentensteuer frißt den Unterschied. Es gibt dann


weder guten noch schlechten Boden, die Mißgunst verschwindet, selbst die hohe


Politik, die ja erwiesenermaßen nur ein Zank um die Grundrente ist, wird wesen-


los. Die Renten verschwinden, Unternehmer und Arbeiter unterscheiden sich nur


mehr durch ihre persönlichen Anlagen, und der Arbeitslohn entspricht dann


genau der natürlichen Fruchtbarkeit der Erde, statt wie bisher dem elenden


Ertrag der Wüste.


(Nota: Wer tiefer in die hier angedeuteten ökonomischen Verhältnisse eindringen will, der lese


meine Schrift „Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“. $ 2.–,


Calle Moreno 1023)
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Die Geldnot in Deutschland


Die deutschen Zeitungen bringen Nachrichten über eine schreckliche Not, die


über Deutschlands Handel hereingebrochen ist. Geldnot nennt man die Plage,


und 6% fordert die Reichsbank als Diskont. Die festverzinslichen Papiere, die


soliden preußischen und deutschen Staatspapiere stehen genau wie die Türken


und Südamerikaner tief unter Pari. Die französischen Zeitungen behaupten auch


schon, daß die friedenstrotzende deutsche Auslandspolitik daher rühre, daß


Deutschland überhaupt nicht das Geld habe, um Krieg zu führen.


Natürlich fehlt es nicht an wohlgemeinten Vorschlägen, um dieser Kalamität zu


begegnen. Diese Vorschläge sind sehr verschiedener Art, doch laufen sie alle


darauf hinaus, mehr Geld zu beschaffen. Geldnot heißt im Lande der Denker


eben Geldmangel, und 6% Diskont könnte die Reichsbank nicht erpressen, wenn


es nicht so sehr an Geld fehlte. Also mehr Geld, das ist die Forderung, in der alle


einig sind. Laßt uns also das Geld des Auslandes durch hohen Zins heranlocken,


laßt uns die Notensteuer, die die Reichsbank zu zahlen hat, aufheben, damit die


Bank ungehindert diskontieren kann. Dann muß der Zins fallen, wie der Preis der


Waren fällt, deren Steuern und Zölle herabgesetzt werden.


So denkt man noch im 20. Jahrhundert im fortgeschrittenen deutschen Reich!


Deutschland ist in der ganzen Welt berühmt wegen seiner fortschrittlichen


Naturforscher und wegen seiner rückständigen Nationalökonomen.


Das liegt daran, daß man nirgendwo so wenig darüber schreiben darf. Den


deutschen Nationalökonomen hat man das Maul verbunden. Die ökonomische


Wissenschaft ist eine mathematisch betriebene Politik, und Politik dürfen die


deutschen Gelehrten nicht treiben. Wer es tut – der fliegt. Was bleibt ihnen also


übrig, als sich in nichtssagenden Redensarten zu erschöpfen? Es ist fast skan-


dalös, was da von Obskuranten dem deutschen Michel geboten wird. Man lese


z. B. die „gemeinverständlichen“ Schriften des „Bundes zum Schutze der deut-
schen Goldwährung“. Widerspruch reiht sich hier an Widerspruch, und um die


Widersprüche vor Unkundigen zu verdecken, da greifen die Verfasser zu dem


nichtsnutzigen Mittel, durch Verwendung vielsinniger Ausdrücke das


Unzusammenhängende ihrer Ausführungen zu verdecken. Dabei sind diese


Schriften die ersten gewesen und die letzten geblieben, durch welche der deut-


sche Wähler mit den Währungsfragen bekannt gemacht wurde. Alle übrigen


Schriften sind entweder von der Preße aller Parteien totgeschwiegen worden


oder aus Furcht vor den ökonomischen Folgen unveröffentlicht geblieben. Wer


sein Reichstagsmandat, seinen Lehrstuhl, seine Redaktionsfeder liebt, darf der


Währungsfrage nicht auf den Grund gehen. Und obendrein straft ja
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das Volk die Zeitung, die sich untersteht, sich mit „der langweiligsten aller öffentli-


chen Angelegenheiten“ zu befassen, einfach durch Abbestellung. Tatsächlich darf


sich auch keine deutsche Zeitung den Luxus erlauben, ihren Lesern die


Währungsfrage aufzutischen.


Die Früchte solcher Vernachlässigung der weitaus wichtigsten aller öffentlichen


Angelegenheiten sind jetzt an der Kopf- und Ratlosigkeit gegenüber der soge-


nannten Geldnot zu erkennen.


Hätte man die Unwissenheit in dieser Materie nicht künstlich zu erhalten


gesucht (Gott weiß warum), hätte man den Forschern das Maul nicht verkerbt,


hätten die Zeitungen die Forschungsergebnisse nicht totgeschwiegen, so wüßte


man heute in Deutschland, daß die sogenannte „Geldnot“ überhaupt mit mehr


Geld nicht zu beseitigen ist. Man wüßte ferner, daß die sogenannte Geldnot


daher rührt, daß zu viel Geld im Lande umläuft. Und statt zu fordern, daß der


Geldbestand vermehrt werde, würde man im Gegenteil den Zinsfuß dadurch auf


sein historisches Normalmaß (das soziale Normalmaß des Zinses ist Null)


zurückzuführen suchen, auf daß man das Geldangebot verringert.


Der Sachverhalt ist leicht und mit wenig Worten zu erklären. Infolge der seit


einer Reihe von Jahren stark gestiegenen Goldproduktion sind die Preise allge-


mein im stetigen Steigen begriffen. Was vor fünf Jahren 100 kostete, wird heute


mit 120, 130 bezahlt, so daß jeder, der kauft, um zu verkaufen, zu dem regulären


Handelsprofit noch einen dieser allgemeinen Preissteigerung entsprechenden


Extragewinn erzielt. Was Wunder, daß nun alle zu kaufen suchen und daß man


allgemein seinen Kredit benutzt und anspannt, um mit geliehenem Gelde mehr


kaufen zu können, um dadurch mit möglichst großen Beträgen an den erwarteten


Differenzen beteiligt zu sein. Was Wunder, daß die Reichsbank mit Gesuchen


um Geld bestürmt wird!


Man geht zur Reichsbank, läßt sich da Banknoten geben, kauft damit Waren,


Aktien, Grundstücke und verkauft bei Verfall der Wechsel wieder alles zu einem


durch mehrjährige Erfahrung sehr wahrscheinlich gewordenen höheren Preis,


und mit einem Teil des Erlöses zahlt man der Reichsbank den Vorschuß zurück.


Der Rest ist Profit. Was macht es dann aus, wenn die Bank 6%, das ist für drei


Monate 1,5% Zins, fordert, wenn der Profit das Doppelte und Mehrfache beträgt?


Gebe man der Reichsbank die Befugnis, jeden Diskont glatt zu verweigern,


solange die Preise (wie jetzt) steigen, würde man sehen, wie die sogenannte


Geldnot sofort verschwände. Denn gibt die Reichsbank der allgemeinen


Preissteigerung durch ihre Noten keine Nahrung, so bleiben die Preise fest (der


ideale Zustand des Marktes), und bei festen Preisen fehlt die spekulative


Kauflust – die eben das Wesen der jetzigen Geldnot ausmacht.


Es handelt sich hier um eine für den Handel wie für die Entwicklung des


Geldwesens äußerst wichtige Frage, und darum will ich den an sich ja sehr ein-


fachen Sach-   


Sachverhalt
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verhalt durch einige Fragen und Annahmen beleuchten.


Nehmen wir an, es träfe in Berlin, so man mit der sogenannten Geldnot so


schwer zu kämpfen hat, die Nachricht ein, es wäre irgendwo in Chaco, in Tibet,


in Turkestan oder sonstwo ein neues Dorado entdeckt worden bereits große


Goldsendungen wären nach Berlin unterwegs. Würden nun diese


Goldsendungen die Geldnot beseitigen, würden die Ansprüche an die


Reichsbank, die Gesuche um Wechseldiskont abnehmen, würde der Zinsfuß fal-


len? Wer behauptet, daß die Geldnot von einem Mangel an Geld herrührt, wird


folgerichtig obige Frage bejahen müssen. Und doch ist es sonnenklar, daß die


Nachricht von solchen Goldfunden die Aussicht auf eine weitere allgemeine


Preissteigerung vermehren würde, daß man weiter a la hausse spekulieren


würde, daß man seinen Kredit bei der Reichsbank benutzen würde, um von ihr


größere Geldmittel zu erzielen, und daß die Reichsbank den Diskont um so


höher würde schrauben können, je mehr Gold aus dem neuen Dorado herein-


strömen würde.


Ich erinnere hier zum Schluß noch an eine Episode aus der Zeit, wo Juarez
Celman hier noch über die Höhe der Geldemissionen zu bestimmen hatte. Man


klagte damals in den Provinzen mächtig über „Geldnot“, und in Mendoza,


Córdoba stieg der Diskont auf 10%. Warum, so fragten die Diputados nun, müs-


sen wir 10% bezahlen, während in London der Diskont auf 3% steht? Beweist


der Zinsfuß von 10% nicht, daß es an Geld fehlt? In England gibt es viel Geld,


darum ist der Zinsfuß dort so niedrig. Es herrsche bei uns eine schreckliche


Geldnot, und der hohe Zins ist der Beweis dieser Not!


Und da niemand da war, um diesen Trugschluß der Diputados aufzudecken, da


niemand imstande war, den Diputados nachzuweisen, daß man den Zinsfuß


nicht mehr mit Geld drücken kann, so mußte Juárez dem Drängen nachgeben


und seine Einwilligung zu einer neuen Emission geben, die den erklärten Zweck


hatte, den Zinsfuß herabzudrücken. Das Resultat war für die Diputados sehr


überraschend, denn der Zinsfuß stieg infolge der neuen Emission von 10 auf


15%.


In Deutschland schüttelte man damals den Kopf über diese argentinischen


Kunststücke, doch ist es klar, daß das jetzige Benehmen der Reichsbank keinen


tieferen Einblick in das Wesen des Geldes verrät. Sonst würde die Reichsbank


doch endlich erkannt haben, daß die Warenpreise und nicht der Zinsfuß den


Maßstab abgeben sollten für die Bemessung des Geldbedarfes des Landes, daß


die jetzige Geldnot vom Geldüberschuß herrührt und daß diese Geldnot über-


haupt mit Geld nicht zu beseitigen ist.


(Nota: Wer tiefer in all diese Verhältnisse eindringen will, der lese meine Schrift „Die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“. $ 2.- Moreno 1023, Buenos


Aires.)
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Kannte Moses das Pulver? – War die Bundeslade ein


Laboratorium?







Von demselben Verfasser sind erschienen:


Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des 
modernen Verkehrs. 1897. (208 S.) Mk. 2.–


La cuestion monetaria argentina. (73 S.) Mk. 1.–


Das Monopol der Schweizer Nationalbank und die Grenzen der Notenausgabe
im Falle einer Goldsperre. (42 S.) 50 Pfg.


Zinsfreie Darlehen (Sonderabdruck des Abschnittes „Zinstheorie“ aus dem 
Hauptwerke des Verfassers). Mk. 1.–


Die Geld- und Bodenreform, Jahrgang 1 und 11, noch zu je Mk. 2.50 erhältlich


Über das Hauptwerk des Verfassers „Die Verwirklichung des Rechtes auf 
den vollen Arbeitsertrag“ siehe nähere Angaben am Schluß dieser 
Broschüre


______________________________________________________________


Sämtliche Bücher von Silvio Gesell sind durch alle Buchhändler zu beziehen 
oder direkt von Georg Blumenthal, Berlin No. 18, Elbingerstrasse 31.


42







43


Dieses Heft hat den Zweck, den Nachweis zu erbringen, daß Moses einen den


heutigen Sprengmitteln ähnlichen Stoff kannte und zu bereiten wußte und daß


er sich desselben in ausgiebiger Weise bedient hatte, um


1. den Glauben an seine göttliche Mission im Volke zu erwecken und 


zu erhalten,


2. seine Widersacher im eigenen Lager zu vernichten,


3. die äußeren Feinde zu bekämpfen.


Das Material zur Beweisführung wird die Bibel geben, und zwar die von der


Bibelgesellschaft verbreitete Ausgabe. Bei dem großen und vielseitigen Einfluß,


den Moses noch heute auf unser Tun und Denken ausübt, sowohl als


Religionsstifter wie auch als Geschichtsschreiber, Naturphilosoph, Arzt,


Staatsmann und Sozialpolitiker, glaube ich, daß dieser







kleine Beitrag zur Mosesforschung die Druckkosten wohl rechtfertigt, abgesehen


davon, daß es nicht schaden kann, wenn wir das Renommee Gottes als eines


vor Allem gerechten Wesens von den Greueltaten entlasten, die Moses in sei-


nem Namen beging. Nicht Gott, sondern Moses suchte Pharao durch


Gaukelspiel zu verblüffen, um von ihm die Erlaubnis zum Wegzug der Juden zu


erpressen. Nicht Gott, sondern Jethro, der Schwiegervater Moses, verbarg sich


hinter dem brennenden Busch und gab den Kindern Israels den niederträchtigen


Rat, vor ihrem Wegzug sich von den Ägyptern möglichst viel goldenes und silber-


nes Geschirr zu borgen und mit diesem durchzubrennen (eine Tat, die nach


Paragraph so und so des Deutschen Strafgesetzbuches mit Zuchthaus nicht


unter fünf Jahren bestraft wird), nicht Gott, sondern Moses bereitete in der Nähe


der Bundeslade die Pulvermine und lockte unter dem Vorwande einer gottes-


dienstlichen Handlung den Verschwörer Korah mit seiner Rotte auf diese Mine


und ließ sie von der unter ihnen berstenden Erde verschlingen usw. usw.


Wenn man schon zu den Kindern von einem Gott spricht, so male man ihnen


doch ein fleckenloses, wirklich edles Bild vor, nicht das eines Gauklers, eines


jähzornigen, eifer- und rachsüchtigen, mörderischen Scheusals. Denn nach dem


Bilde, das sich ein Kind von Gott macht, wird es sich selbst zu formen suchen.


(Man sagt sogar, daß Hunde, die mit Einsiedlern aufwachsen, etwas von den


Gesichtszügen ihres Herrn annehmen.) Ist dieses Bild eine greuliche Fratze, so


werden auch ihre Beschauer innerlich und äußerlich nur fratzenhafte Karikaturen


göttlicher Schönheit werden.


Die ägyptischen Priester hatten, ähnlich den christlichen Mönchen des


Mittelalters, die Wissenschaft monopolisiert, um mit ihrer Hilfe die Massen
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zu beherrschen. Und Moses wurde von den Priestern am Hofe Pharaos erzogen.


Und Moses war ein intelligenter Schüler.


Diese ägyptische Wissenschaft wie auch die Kunst und Industrie der damali-


gen Zeit stand auf einer verhältnismäßig hohen Stufe, wie das an den noch


erhaltenen Bauwerken der Ägypter wie auch aus der detaillierten Beschreibung,


die uns Moses von der Anfertigung der Bundeslade gibt, hervorgeht. Da werden


Diamanten geschliffen und eingefasst, da wird Gold geschmiedet, Seide gespon-


nen und gewoben, da werden eiserne Kessel gegossen, und in den Kesseln wird


Räucherwerk „nach Apothekerkunst“ bereitet.


Wer das alles machen kann, der kann auch die Geräte zur Pulverfabrikation


herstellen. Waren nun diese eisernen Kessel, die am Brandopferaltar gebraucht


wurden, nicht vielleicht solche Geräte, und war das Räucherwerk, das darin her-


gestellt wurde, kein Pulver, kein Sprengstoff?


Zur Herstellung des Sprengpulvers braucht man Schwefel und Salpeter. Beides


aber findet man bekanntlich heute noch in Mengen in Ägypten und Arabien. Zur


künstlichen Herstellung des Salpeters brauchte man bis in die neueste Zeit in


den sogenannten Salpeterplantagen Blut und Fett, und Moses sorgte dafür, daß


ihm das Blut und Fett all der von einem Hirtenvolke geschlachteten Tiere abge-


liefert wurde. Wer von den Juden Fett und Blut der Tiere selbst verbrauchte,


wurde ausgerottet. Wozu brauchte Moses solche ungeheuren Mengen von Blut?


Er goss das Blut vor dem Altar aus, und die Asche des Tag und Nacht arbeiten-


den Brandopferaltars schüttete er auch vor dem Altare aus. Und die Asche ent-


hält Kali (Pottasche), einen ebenfalls zu Sprengmitteln verwendbaren Stoff! Es


war also wohl eine Salpeterplantage, die Moses
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eingerichtet hatte. Vielleicht bereitete Moses auf dem Brandopferaltar, dem unun-


terbrochen ein dicker Qualm entstieg. Blutlaugensalz, ein Produkt, das auch zu


Sprengstoffen dient.


Die Annahme also, daß Moses einen Sprengstoff herzustellen wußte, brauchen


wir nicht von vornherein als etwas Unmögliches von der Hand zu weisen, und so


bitte ich nun den Leser, die folgenden Bibelstellen mit Aufmerksamkeit zu lesen,


und er wird sich überzeugen, daß unsere Annahme vollauf begründet ist.


Ist es nicht sonderbar und verdächtig, daß alle Wunder, die unter Moses und


seinen Nachfolgern geschahen, von Erscheinungen begleitet sind, die aus-


nahmslos an Pulver, Feuer, Dynamit, Explosionen, Bomben, Granaten, unterirdi-


sche Minen erinnern? Der brennende Busch, die Kriegswagen der Ägypter, die


umgestürzt und deren Räder abgerissen wurden, der Fels, der durch einen


Schlag gesprengt, die Rotte Korah, die von der berstenden Erde verschlungen


wurde, die Mauern Jerichos, die auf ein gegebenes Zeichen einstürzten usw.


usw.


Ob Moses der Erfinder des Pulvers ist oder ob er diese Kunst am Hofe


Pharaos kennengelernt hat, ist für uns nicht von Interesse. Möglich ist, daß die


ägyptischen Priester das Pulver nur zu Feuerwerkszwecken zu benutzen wußten


(wie die Chinesen, die das Pulver seit Jahrtausenden kannten, es aber nur zum


Feuerwerk benutzten) und daß Moses als erster auch die Sprengkraft des


Pulvers entdeckte und auszunutzen wußte. Möglich ist es auch, daß Jethro, der


Schwiegervater Moses’, ein in der Wüste lebender ägyptischer Priester, das


Pulver entdeckte. Jethro nahm den lebhaftesten Anteil an den Bestrebungen sei-


nes Schwiegersohnes, wie der nachherige Besuch in der Wüste wie auch die


Ratschläge, die er Moses dort gab, deut-
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lich bewiesen. Jethro kannte auch das Wüstengebiet (sein Sohn diente Moses


als Führer), und möglich ist es, daß er Moses die Stellen zeigte, wo Schwefel


und Salpeter, das in den Wüsten als Bodenausschwitzung gefunden wird, zu fin-


den waren. Die Annahme hat vieles für sich, daß Moses nur die Pläne Jethros


ausgeführt hat und daß die Szene mit dem brennenden Busch als die (das skep-


tische Auge Moses’ nicht ganz befriedigende) Generalprobe des von Jethro aus-


geheckten Planes anzusehen ist. Der Plan war der: Moses sollte sich in den


Garten Pharaos schleichen und durch ein Feuerwerk (der brennende Busch) die


Aufmerksamkeit Pharaos auf sich lenken. Dann sollte Moses, hinter der


Rauchsäule versteckt, dem vorsichtig herankommenden Pharao alle die Worte


sagen, die in der Bibel zu lesen sind. Wenn aber, so fragt Moses seinen hinter


dem Busch Gott vorstellenden Schwiegervater, Pharao ungläubig bleiben sollte,


so soll er (Moses) Pharao durch Gaukelspiel (die aussätzige Hand, der in eine


Schlange verwandelte Stab usw.) verblüffen und gefügig machen


Durch Gaukelspiel sollte zuerst Pharao und dann das jüdische Volk zum


Gehorsam gezwungen werden, um Moses die Ausführung seines gewaltigen,


fast tollkühnen Planes zu ermöglichen, und bei diesem Gaukelspiel sollte die


neuentdeckte Sprengkraft des Pulvers (das Feuer Gottes) treffliche Dienste


leisten.
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Das bengalische Feuer, 


ein dem Sprengpulver nahe verwandter Stoff


Die als Generalprobe des Operationsplanes Jethros zu betrachtende Szene


mit dem brennenden Busch:


2. Buch Mose, Kapitel 3


2. Und der Engel des Herrn erschien ihm in einer feurigen Flamme aus 


dem Busch. Und er sah, daß der Busch mit Feuer brannte und ward 


doch nicht verzehret


3. und sprach: Ich will dahin, und beschauen dies große Gesicht, warum 


der Busch nicht verbrennet.


4. Da aber der Herr sah, daß er hinging, zu sehen, rief ihm Gott aus dem 


Busch und sprach: Mose, Mose. Er antwortete: Hier bin ich.


5. Er sprach: Tritt nicht herzu, zieh deine Schuhe aus von deinen Füssen, 


denn der Ort darauf du stehest, ist ein heilig‘ Land.


Kapitel 4


1. Mose antwortete und sprach: Siehe, sie werden mir nicht glauben noch 


meine Stimme hören, sondern werden sagen: Der Herr ist dir nicht 


erschienen.


2. Der Herr sprach zu ihm: Was ist’s, das du in deiner Hand hast? Er 


sprach: Ein Stab.


4 Er sprach: Wirf ihn von dir auf die Erde. Und er warf ihn von sich; da 


ward er zur Schlange, und Mose floh vor ihr.


4. Aber der Herr sprach zu ihm: Strecke deine Hand aus und erhasche sie 


bei dem Schwanz. Da streckte er seine Hand aus und hielt sie, und sie 


ward zum Stab in seiner Hand.


5. Darum werden sie glauben, daß dir erschienen sei der Herr, der Gott 


ihrer Väter, der Gott Abrahams, der Gott Isaaks, der Gott Jakobs.


6. Und der Herr sprach weiter zu ihm: Stecke deine Hand in deinen Busen. 


Und er steckte sie in seinen Busen und zog sie heraus; siehe, da war sie


aussätzig wie Schnee.


7. Und er sprach: Tue sie wieder in deinen Busen. Und er tat sie wieder in 


den Busen und zog sie heraus; siehe, da ward sie wieder wie sein ander


Fleisch.


Wenn sie dir nun nicht werden glauben, noch deine Stimme hören bei einem


Zeichen, so werden sie doch glauben deiner Stimme bei dem andern Zeichen.


9. Wenn sie aber diesen zweien Zeichen nicht glauben werden noch deine 


Stimme hören, so nimm des Wassers aus
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dem Strom, und gieß es auf das trockne Land, so wird dasselbe Wasser, das du


aus dem Strom genommen hast, Blut werden auf dem trocknen Land.


10. Mose aber sprach zu dem Herrn: Ach, mein Herr, ich bin je und je nicht 


wohl beredt gewesen, auch nicht seit der Zeit, da du mit deinem Knecht 


geredet hast; denn ich habe eine schwere Sprache und eine schwere 


Zunge.


11. Der Herr sprach zu ihm: Wer hat dem Menschen den Mund geschaffen? 


Oder wer hat den Stummen oder Tauben oder Sehenden oder Blinden 


gemacht? Hab ich’s nicht getan, der Herr?


12. So gehe nun hin: Ich will mit deinem Mund sein und dich lehren, was du 


sagen sollst.


21. Und der Herr sprach zu Mose: Siehe zu, wenn du wieder nach Ägypten 


kommst, daß du alle die Wunder tust vor Pharao, die ich dir in deine 


Hand gegeben habe; Ich aber will sein Herz verstocken, daß er das Volk 


nicht lassen wird.


Die Juden sind ausgezogen und werden von Pharao verfolgt. Den verzagen-


den Juden spricht Moses Mut zu, indem er ihnen ein Wunder verspricht:


2. Buch Mose, Kapitel 14


13. Mose sprach zum Volk: Fürchtet euch nicht, stehet fest und sehet zu, 


was für ein Heil der Herr heute an euch tun wird. Denn diese Ägypter, 


die ihr heute sehet, werdet ihr nimmermehr sehen ewiglich.


14. Der Herr wird für euch streiten, und ihr werdet still sein.


18. Und die Ägypter sollen’s innewerden, daß Ich der Herr bin, wenn Ich 


Ehre eingelegt habe an Pharao und all seinen Wagen und Reitern.


Moses hatte eine Verteidigungsstelle in einer von der Flut bestrichenen Furt


eingenommen und sich für den Empfang der Ägypter trefflich vorbereitet. Er ließ


den „Engel Gottes“ (das sind seine Vertrauensmänner), der mit dem


Pulvermagazin vorausschritt, rückwärts beordern und stellte ihn zwischen dem


flüchtendem Volke und den nachdrängenden Ägyptern, wahrscheinlich an einem


Paß auf und verblüffte die Ägypter, die durch das unbekannte Schauspiel aufge-


halten wurden.
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19. Da erhob sich der Engel Gottes, der vor dem Heer Israels herzog, und 


machte sich hinter sie; und die Wolkensäule machte sich auch von ihrem


Angesicht und trat hinter sie


20. und kam zwischen das Heer der Ägypter und das Heer Israels. Es war 


aber eine finstre Wolke und erleuchtete die Nacht, daß sie die ganze 


Nacht, diese und jene, nicht zusammenkommen konnten.


Die durch den Ostwind verstärkte Ebbe gestattete den Juden den Übergang,


während Moses die Ägypter aufhielt.


21. Da nun Mose seine Hand reckte über das Meer, ließ es der Herr hinweg


fahren durch einen starken Ostwind die ganze Nacht und machte das 


Meer trocken; und die Wasser teilten sich von einander.


22. Und die Kinder Israel gingen hinein, mitten ins Meer auf dem Trocknen; 


und das Wasser war ihnen für Mauern zur Rechten und zur Linken.


23. Und die Ägypter folgten und gingen hinein, Ihnen nach, alle Rosse 


Pharaos und Wagen und Reiter, mitten ins Meer.


In der Zwischenzeit hat Moses den Paß oder die Furt mit Minen versehen, die


unter den Rädern der vordrängenden ägyptischen Kriegswagen explodieren und


große Verwirrungen im ägyptischen Heere anrichteten. Sie ergriffen vor der ihnen


unbekannten Erscheinung die Flucht und wurden von der inzwischen eingetrete-


nen Flut überrascht.


24. Als nun die Morgenwache kam, schaute der Herr auf der Ägypter Heer 


aus der Feuersäule und Wolke und machte einen Schrecken in ihrem 


Heer.


25. Und stieß die Räder von ihren Wagen und stürzte sie mit Ungestüm. Da 


sprachen die Ägypter: Lasset uns fliehen von Israel; der Herr streitet für 


sie wider die Ägypter.


26. Aber der Herr sprach zu Mose: Recke deine Hand über das Meer, daß 


das Wasser wieder herfalle über die Ägypter, über ihre Wagen und 


Reiter.


27. Da reckte Mose seine Hand aus über das Meer, und das Meer kam wie


der vor morgens in seinen Strom, und die Ägypter flohen ihm entgegen. 


Also stürzte sie der Herr mitten ins Meer,


28. daß das Wasser wiederkam, und bedeckte Wagen und Reiter und alle 


Macht des Pharao, die ihnen nachgefolget waren, ins Meer, daß nicht 


einer aus ihnen überblieb.
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Nun geht‘s weiter in die Wüste als Avantgarde die Wolkensäule. Hier leidet das


Volk großen Durst und murrt wider Moses. Dieser ist mit etlichen Ältesten vor-


ausgegangen, um passende Stellen auszusuchen. wo man nach Wasser graben


könnte. Eine solche wurde zwar gefunden, aber sie war mit Felsblöcken bedeckt.


Wie nun die Felsen schnell entfernen? Konnte da derselbe wunderbare


Sprengstoff, der „die Räder von den Wagen riss und die Wagen selbst mit


Ungestüm umwarf“, nicht auch die Felsen sprengen, den Zugang zum Wasser


öffnen?


2. Buch Mose, Kapitel 17


3. Da aber das Volk daselbst dürstete nach Wasser, murrten sie wider 


Mose und sprachen: Warum hast du uns lassen aus Ägypten ziehen, 


daß du uns, unsere Kinder und Vieh Durstes sterben ließest?


4. Mose schrie zum Herrn und sprach: Wie soll ich mit dem Volke tun? Es 


fehlet nicht weit, sie werden mich noch steinigen.


5. Der Herr sprach zu ihm: Gehe hin vor dem Volk und nimm etliche Älteste


von Israel mit dir und nimm deinen Stab in deine Hand, damit du den 


Strom schlugest, und gehe hin.


6. Siehe, ich will daselbst stehen vor dir auf einem Fels in Horeb; da sollst 


du den Fels schlagen, so wird Wasser herauslaufen, daß das Volk trinke.


Mose tat also vor den Ältesten von Israel.


Hier in der Wüste erhielt auch Moses den Besuch seines Schwähers Jethro,


des ägyptischen Priesters. Dieser ließ sich von Moses Bericht erstatten über den


Erfolg seiner Tätigkeit. Und Jethro freute sich. Er gab Moses


Verhaltungsmaßregeln, versammelte die Vertrauensmänner und unterrichtete sie


in der Herstellung des Brandopfers, d. h. des Pulvers.


2. Buch Mose, Kapitel 18


12. Und Jethro, Moses Schwäher, brachte Gott ein Brandopfer mit 


Dankopfern. Da kamen Aron und alle Ältesten in Israel, mit Moses 


Schwäher das Brot zu essen vor Gott.


51







Es ist wahrscheinlich auch Jethro gewesen, der Moses von der Notwendigkeit


überzeugte, dem Volke strenge Sittengesetze zu geben. Aber wie hätte Moses


dem in der ägyptischen Sklaverei total versumpften Volke mit Strenge gegen-


übertreten können? Die Notwendigkeit einer strengen Zucht sah diese blöde


Masse nicht ein, und ohne genügende Machtmittel predigte er tauben Ohren.


Also mußte Gott helfen; seinen Sittengesetzen mußte eine göttliche Herkunft


gegeben werden. Für die Anwendung der rohen Gewalt fehlte es Moses an


Autorität, und außerdem wußte ja der ägyptische Priester, wußte Jethro, daß die


priesterliche Kunst, daß Hokus-Pokus über ein stupides Volk mehr vermag als


Polizei, als Gewalt.


2. Buch Mose, Kapitel 19


6. „Und ihr sollt mir ein priesterlich Königreich sein!“


Großartig, wie der Gedanke ist. Ebenso großartig, theatralisch prächtig sollte


seine Ausführung sein.


Die Grundgesetze der Moral, die zehn Gebote (wahrscheinlich von Jethro redi-


giert), sollten als ewige Gesetze auf ewiges Material, d. h. auf Stein geschnitten


werden, und Gott selbst mußte vom Himmel steigen und vor allem Volke Moses


die Gesetztafeln aushändigen. Für ein so außergewöhnliches Unternehmen


waren außergewöhnliche Vorbereitungen nötig. Von diesen Vorbereitungen durfte


das Volk nichts erfahren, und das Betreten des Berges, wo Gott erscheinen soll-


te, mußte streng verboten werden. Der Berg wurde eingehegt und den


Unbefugten, die das Gehege durchbrechen würden, der Tod angedroht. Erst auf


ein bestimmtes Zeichen, „wenn es lange tönen wird“, sollte das Volk zugelassen


werden.


2. Buch Mose, Kapitel 19


9. Und der Herr sprach zu Mose: Siehe, ich will zu dir kommen in einer dic


ken Wolke, auf daß dies Volk es höre,
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wenn ich mit dir rede, und glaube dir ewiglich. Und Mose verkündigte dem


Herrn die Rede des Volkes.


10. Und der Herr sprach zu Mose: Gehe hin zum Volk, und heilige sie heute 


und morgen, daß sie ihre Kleider waschen,


11. und bereit seien auf den dritten Tag; denn am dritten Tage wird der Herr 


vor allem Volk herabfahren auf den Berg Sinai.


12. Und mache dem Volk ein Gehege umher, und sprich zu ihnen: Hütet 


euch, daß ihr nicht auf den Berg steiget, noch sein Ende anrühret; denn 


wer den Berg anrühret, soll des Todes sterben.


13. Keine Hand soll ihn anrühren, sondern er soll gesteinigt oder mit 


Geschoss erschossen werden; es sei ein Tier oder Mensch, so soll er 


nicht leben. Wenn es aber lange tönen wird, dann sollen sie an den Berg


gehen.


Das Schauspiel war eine Wiederholung der Szene mit dem brennenden Busch,


in der Hauptsache Feuerwerk und Rauch, dazu Böllerschüsse. Drei Tage brauch-


ten Moses und Jethro zu den Vorbereitungen. Wie nun alles für die Zulassung


des Volkes fertig war, stieg Moses hinab zum Volke, Jethro, der den zur Erde


niedersteigenden Gott darstellen sollte, allein auf dem Berge zurücklassend.


Durch einen Böller oder Minenschuß gab Jethro das Zeichen zum Beginn der


Feierlichkeiten.


2. Buch Mose, Kapitel 19


14. Mose stieg vom Berge zum Volk und heiligte sie, und sie wuschen ihre 


Kleider.


15. Und er sprach zu ihnen: Seid bereit auf den dritten Tag, und keiner nahe 


sich dem Weibe.


16 Als nun der dritte Tag kam und Morgen war, da hub sich ein Donnern 


und Blitzen und eine dicke Wolke auf dem Berge und ein Ton einer sehr 


starken Posaune; das ganze Volk aber, das im Lager war, erschrak.


17. Und Mose führte das Volk aus dem Lager Gott entgegen, und sie traten 


unten an den Berg.


18. Der ganze Berg Sinai aber rauchte, darum daß der Herr herab auf den 


Berg fuhr mit Feuer; und sein Rauch ging auf wie ein Rauch vom Ofen, 


daß der ganze Berg sehr bebte.


19. Und der Posaune Ton ward immer stärker. Mose redete, und Gott ant-


wortete ihm laut.
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20. Als nun der Herr herniedergekommen war auf den Berg Sinai, oben auf 


seine Spitze, forderte er Mose oben auf die Spitze des Bergs, und Mose 


stieg hinauf.


21. Da sprach der Herr zu ihm: Steig hinab und bezeuge dem Volk, daß sie 


nicht durchbrechen zum Herrn, ihn zu sehen, und viele aus ihnen fallen.


22. Dazu die Priester, die zum Herrn nahen, sollen sich heiligen, daß sie der 


Herr nicht zerschmettere.


23. Mose aber sprach zum Herrn: Das Volk kann nicht auf den Berg Sinai 


steigen, denn Du hast uns bezeuget und gesagt: Mache ein Gehege um 


den Berg und heilige ihn.


24. Und der Herr sprach zu ihm: Gehe hin, steige hinab! Du und Aaron mit 


dir sollt heraufsteigen; aber die Priester und das Volk sollen nicht durch


brechen, daß sie hinaufsteigen zu dem Herrn, daß er sie nicht zer


schmettere.


25. Und Mose stieg herunter zum Volk und sagte es ihnen.


2. Buch Mose, Kapitel 20


18. Und alles Volk sah den Donner und Blitz, und den Ton der Posaune, und


den Berg rauchen. Da sie aber solches sahen, flohen sie und traten von 


ferne.


21. Also trat das Volk von ferne; aber Mose machte sich hinzu ins Dunkel, 


da Gott innen war.


22. Und der Herr sprach zu ihm: Also sollst du den Kindern Israel sagen: Ihr 


habt gesehen, daß ich mit euch vom Himmel geredet habe.


2. Buch Mose, Kapitel 24


1. Und zu Mose sprach er: Steig herauf zum Herrn, du und Aaron, Nadab 


und Abihu und siebenzig von den Ältesten Israels, und betet an von 


ferne.


2. Aber Mose allein nahe sich zum Herrn, und lasse jene sich nicht herzu 


nahen, und das Volk komme auch nicht mit ihm herauf.


10. Und sahen den Gott Israels. Unter seinen Füßen war es wie ein schöner 


Saphir und wie die Gestalt des Himmels, wenn’s klar ist.


17 Und das Ansehen der Herrlichkeit des Herrn war wie ein verzehrend 


Feuer auf der Spitze des Berges vor den Kindern Israel.


18 Und Mose ging mitten in die Wolke, und stieg auf den Berg, und blieb 


auf dem Berge vierzig Tage und vierzig Nächte.


Die 40 Tage brauchte Moses entweder, um die zwei Gesetztafeln zu behauen


und zu beschreiben oder um die Brandwunden zu heilen. die er bei dem


54







Feuerwerk davongetragen hatte. Wenn noch nach 40 Tagen seine Gesichtshaut


glänzte, so daß sich alle vor ihm fürchteten, so muß es sich wohl um eine


schwere Verletzung gehandelt haben.


2. Buch Mose, Kapitel 34


29. Da nun Mose vom Berge Sinai ging, hatte er die zwei Tafeln des 


Zeugnisses in seiner Hand, und wußte nicht, daß die Haut seines 


Angesichts glänzte, davon daß er mit ihm geredet hatte.


30. Und da Aaron und alle Kinder Israel sahen, daß die Haut seines 


Angesichts glänzte, fürchteten sie sich, zu ihm zu nahen.


31. Da rief ihnen Mose; und sie wandten sich zu ihm beide, Aaron und alle 


Obersten der Gemeine; und er redete mit ihnen.


32. Darnach nahten alle Kinder Israel zu ihm. Und er gebot ihnen alles, was 


der Herr mit ihm geredet hatte auf dem Berge Sinai.


33. Und da er solches alles mit ihnen geredet hatte, legte er eine Decke auf 


sein Angesicht.


34. Und wenn er hineinging vor den Herrn, mit ihm zu reden, tat er die 


Decke ab, bis er wieder herausging. Und wenn er herauskam, und rede


te mit den Kindern Israel, was ihm geboten war,


35. so sahen dann die Kinder Israel sein Angesicht an, daß die Haut seines 


Angesichts glänzte; so tat er die Decke wieder auf sein Angesicht, bis er 


wieder hineinging, mit ihm zu reden.


Vielleicht ist bei der Gelegenheit auch Jethro verunglückt, denn in der Folge


hört man nichts mehr von ihm. Für den moralischen Erfolg dieser göttlichen


Komödie war es nötig, daß Moses kurz vor den Feierlichkeiten Jethro nach


Hause zurückkehren läßt.


Im übrigen konnte Moses mit dem Erfolge zufrieden sein. Der Eindruck, den


das Blitzen und Donnern der Böller (Posaunen), das Beben der Erde, das ben-


galische Feuer auf das Volk gemacht hatte, muß ein recht großer gewesen sein,


und Moses nimmt sich vor, auf der betretenen Bahn fortzu-
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schreiten und das Pulver weiter für seine Zwecke zu verwerten.


Er beschließt nun, die Pulverfabrikation im Großen zu betreiben, diese aber


zugleich geheim zu halten. Eine recht schwierige Aufgabe in einem Zeltlager.


Jedoch mit Hokus-Pokus läßt sich auch diese Aufgabe lösen. Indem er das


Laboratorium, dem ständig eine dicke Rauchsäule entstieg, als den Ort bezeich-


nete, wo Gott zu ihm sprach und diesen Ort für heilig erklärte, war es ihm leicht,


die Neugierigen davon fern zu halten. Außerdem sorgte ein Wachtposten (Josua,


der Sohn Nuns) und ein eisernes Gitter dafür, daß sich niemand nahte.


2. Buch Mose, Kapitel 33


9 Und wenn Mose in die Hütte kam, so kam die Wolkensäule hernieder, 


und stund in der Hütte Tür und redete mit Mose.


10. Und alles Volk sah die Wolkensäule in der Hütte Tür stehen, und stun-


den auf, und neigten sich, ein jeglicher in seiner Hütte Tür.


11. Der Herr aber redete mit Mose von Angesicht zu Angesicht, wie ein 


Mann mit seinem Freunde redet. Und wenn er wiederkehrte zum Lager, 


so wich sein Diener Josua, der Sohn Nuns, der Jüngling, nicht aus der 


Hütte.


2. Buch Mose, Kapitel 27


4. Du sollst auch ein ehern Gitter machen wie ein Netz und vier eherne 


Ringe an seine vier Enden.


5. Du sollst’s aber von unten auf um den Altar machen, daß das Gitter rei-


che bis mitten an den Altar.


Für die Herstellung des Laboratoriums wurde Bezoleil berufen. Diese


Werkstätte war 5 Ellen breit und lang und 3 Ellen hoch. Also von der Größe


eines kleineren Zimmers.


2. Buch Mose, Kapitel 27


1. Und sollst einen Altar machen von Akazienholz, fünf Ellen lang und breit,


daß er gleich viereckig sei, und drei Ellen hoch.


Vier an den Ecken aufgestellte eiserne Mörser (mit Erz überzogene Hörner)


sorgten für die äußere
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Sicherheit, und als Geräte für die Fabrik dienten Aschentöpfe, Schaufeln,


Becken, Kohlepfannen. Alles aus Eisen.


2. Buch Mose, Kapitel 27


2. Hörner sollst du auf seinen vier Ecken machen, und sollst ihn mit Erz 


überziehen.


3. Mache auch Aschentöpfe, Schaufeln, Becken, Gabeln, Kohlpfannen; all 


sein Geräte sollst du von Erz machen.


Hier in diesem Laboratorium wurde nun fleißig gearbeitet. Tag und Nacht ent-


stieg demselben dicker Qualm; manchmal so arg, daß Moses nicht hineinkonnte.


Beklagten sich die Nachbarn über den abscheulichen Gestank, so sagte er, Gott


wäre dieser Geruch ein lieblicher.


2. Buch Mose, Kapitel 40


34. Da bedeckte die Wolke die Hütte des Stifts, und die Herrlichkeit des 


Herrn füllte die Wohnung.


35. Und Mose konnte nicht in die Hütte des Stifts gehen, weit die Wolke 


drauf blieb, und die Herrlichkeit des Herrn die Wohnung füllte.


36. Und wenn die Wolke sich aufhub von der Wohnung, so zogen die Kinder


Israel, solange sie reisten.


37. Wenn sich aber die Wolke nicht aufhub, so zogen sie nicht bis an den 


Tag, da sie sich aufhub.


38. Denn die Wolke des Herrn war des Tages auf der Wohnung, und des 


Nachts war sie feurig vor den Augen des ganzen Hauses Israel, solange 


sie reisten.


Wie und womit der Sprengstoff gewonnen wurde, habe ich zu Anfang erwähnt.


Alle Tiere mußten vor dem Altar geschlachtet werden, und alles Blut wurde auf


der Salpeterplantage vor dem Altar ausgestreut. Moses sorgte durch strenge


Gesetze dafür, daß ihm auch wirklich alles Blut der Schlachttiere ausgeliefert


wurde.


2. Buch Mose, Kapitel 29


12. Und sollst seines Bluts nehmen, und auf des Altars Hörner tun mit dei


nem Finger, und alles andre Blut an des Altars Boden schütten.


13. Und sollst alles Fett nehmen, am Eingeweide und das Netz über der 


Leber und die zwei Nieren mit dem Fett, das drüber liegt, und sollst es 


auf dem Altar anzünden.
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16. Dann sollst du ihn schlachten, und seines Bluts nehmen, und auf den 


Altar sprengen rings herum,


20. und sollst ihn schlachten, und seines Bluts nehmen, und Aaron und sei-


nen Söhnen auf den rechten Ohrknorpel tun und auf den Daumen ihrer 


rechten Hand und auf den großen Zehen ihres rechten Fußes; und sollst


das Blut auf den Altar sprengen rings herum.


22. Danach sollst du nehmen das Fett von dem Widder, den Schwanz und 


das Fett am Eingeweide, das Netz über der Leber und die zwei Nieren 


mit dem Fett drüber und die rechte Schulter (denn es ist ein Widder der 


Füllung).


Da bei der Herstellung des Pulvers die Empirie allein Lehrer war, so ist anzu-


nehmen, daß auch Stoffe im Laboratorium verarbeitet wurden, die nicht absolut


zum Sprengstoff nötig sind. Hier ist das Rezept, welches Moses angibt.


2. Buch Mose, Kapitel 30


22. Und der Herr redete mit Mose und sprach.


23. Nimm zu dir die beste Spezerei: die edelste Myrrhe, fünf hundert Lot und


Zimmet, die Hälfte so viel, zwei hundert und fünfzig, und Kalmus, auch 


zwei hundert und fünfzig,


24. und Kasia, fünf hundert, nach dem Lot des Heiligtums, und Öl vom 


Ölbaum ein Hin.


25. Und mache ein heiliges Salböl nach der Kunst des Salbenbereiters.


26. Und sollst damit salben die Hütte des Stifts und die Lade des 


Zeugnisses,


27. den Tisch mit alle seinem Geräte, den Leuchter mit seinem Geräte, den 


Räucheraltar,


28. den Brandopferaltar mit all seinem Geräte und das Handfaß mit seinem 


Fuß.


29. Und sollst sie also weihen, daß sie allerheiligst seien; denn wer sie 


anrühren will, der soll geweihet sein.


30. Aaron und seine Söhne sollst du auch salben, und sie mir zu Priestern 


weihen.


31. Und sollst mit den Kindern Israel reden und sprechen: Dies Öl soll mir 


eine heilige Salbe sein bei euren Nachkommen.


32. Auf Menschenleib soll’s nicht gegossen werden, sollst auch seinesglei


chen nicht machen; denn es ist heilig, darum soll’s euch heilig sein.


33. Wer ein solches macht, oder einem anderen davon gibt, der soll von sei


nem Volk ausgerottet werden.
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34. Und der Herr sprach zu Mose: Nimm zu dir Spezerei: Balsam,.Stakte, 


Galban und reinen Weihrauch, eines so viel als des andern,


35. und mache Räuchwerk draus, nach der Kunst des Salbenbereiters 


gemengt, daß es rein und heilig sei.


36. Und sollst es zu Pulver stoßen, und sollst desselben tun vor das Zeugnis


in der Hütte des Stifts, von dannen ich mich dir bezeugen werde. Das 


soll euch ein Allerheiligstes sein.


37. Und desgleichen Räuchwerk sollt ihr euch nicht machen, sondern es soll


dir heilig sein dem Herrn.


38. Wer ein solches machen wird, daß er damit räuchere, der wird ausgerot-


tet werden von seinem Volk.


Jedoch wer weiß, die Herstellung eines Pulvers nach obigem Rezept und


Apothekerkunst würde vielleicht ein sogar nach heutigen Begriffen nicht übles


Sprengmittel geben, und es würde vielleicht einige Versuche lohnen. Harze, Öl,


Blut, Salpeter, Kohle, Pottasche zu Pulver gestoßen. Vielleicht arbeitete Berthold


Schwarz nach diesem Rezept, als er in die Luft flog.


Ich denke, daß das Fett, das ja auch so gut brennt, sowie das Blut im


Laboratorium eine besondere Bearbeitung (neben der Salpeterplantage) erfuhr


und daß er sich nie genug von diesen Stoffen verschaffen konnte; denn eifer-


süchtig sorgte Moses dafür, daß ihm auch wirklich alles Fett und Blut abgeliefert


werde. Ebenso die Asche, aus der das zur Pulverfabrikation nötige Kali


(Pottasche) gewonnen wird.


3. Buch Mose, Kapitel 3


16. Und der Priester soll’s anzünden auf dem Altar zur Speise des Feuers 


zum süßen Geruch. Alles Fett ist des Herrn.


17. Das sei eine ewige Sitte bei euren Nachkommen in allen euren 


Wohnungen, daß ihr kein Fett noch Blut esset.


Kapitel 6


11. Und soll die Asche aufheben, die das Feuer des Brandopfers auf dem 


Altar gemacht hat und soll sie neben den Altar schütten.


Unzählige Male wiederholt Moses, daß alles Fett und Blut dem „Herrn“ zu brin-


gen sei. Beim
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Verdampfen des Fettes und des Blutes in den Kesseln des Laboratoriums ent-


wikkelte sich die Rauchwolke, „aus der der Herr mit Moses spricht“ so oft und so


lange dieser im Laboratorium weilte. Vielleicht hatten die wohlriechenden Harze,


die Moses verwendete, nur den Zweck, den greulichen Gestank, der dem


Laboratorium entstieg, zu mildern oder zu verdecken. Auf alle Fälle aber war es


eine schmutzige und rußige Arbeit, denn Moses sorgte für eine


Waschgelegenheit innerhalb des Laboratoriums. Es wäre verdächtig gewesen,


wenn er und seine Gesellen die Fabrik immer mit rußigen Händen verlassen 


hätten.


2. Buch Mose, Kapitel 30


18. Du sollst auch ein ehern Handfass machen mit einem ehernen Fuß, zu 


waschen, und sollst es setzen zwischen der Hütte des Stifts und dem 


Altar, und Wasser drein tun,


19. daß Aaron und seine Söhne ihre Hände und Füße draus waschen.


Und Werkstattkleidung sollten die Gesellen tragen.


3. Buch Mose, Kapitel 6


3. Und der Priester soll seinen leinenen Rock anziehen, und die leinenen 


Niederkleider an seinen Leib.


Die Pulverfabrikation scheint auf einen siebentägigen ununterbrochenen


Betrieb eingerichtet gewesen zu sein (vielleicht die Ursache für die siebentägige


Woche).


3. Buch Mose, Kapitel 8


33. Und sollt in sieben Tagen nicht ausgehen von der Tür der Hütte des 


Stifts bis an den Tag, da die Tage eures Füllopfers aus sind; denn sieben


Tage sind eure Hände gefüllet,


34. wie es an diesem Tage geschehen ist, der Herr hat’s geboten, zu tun, auf


daß ihr versöhnet seiet.


35. Und sollt vor der Tür der Hütte des Stifts Tag und Nacht bleiben sieben 


Tage lang, und sollt der Hut des Herrn warten, daß ihr nicht sterbet; denn


also ist mir geboten.


36. Und Aaron mit seinen Söhnen taten alles, was der Herr geboten hatte, 


durch Mose.
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Der Brandopferaltar war von der Bundeslade getrennt (um Explosionen zu ver-


hüten), und das Fleisch der Opfertiere wurde darauf verbrannt, wahrscheinlich


auch zur Gewinnung einer notwendigen Substanz. Bei besonderen


Feierlichkeiten und um die Opferfreudigkeit des Volkes zu unterhalten, wurde


Feuerwerk auf dem Altar abgebrannt und dieses von dem Laboratorium aus


durch eine Zündschnur unbemerkt in Brand gesetzt, so daß das Volk glauben


sollte, Gott habe das Feuer persönlich angezündet.


Die Pulverfabrikation war wie auch heute noch eine äußerst gefährliche, und


nur völlig nüchterne Arbeiter konnten dabei verwendet werden. Aarons Söhne


liebten aber die „starken Getränke“, und in angeheiterter Stimmung gingen sie


unvorsichtig mit den Sprengstoffen um. Eine Explosion tötete beide.


3. Buch Mose, Kapitel 10


1. Und die Söhne Aarons, Nadab und Abihu nahmen ein jeglicher seinen 


Napf, und taten Feuer drein und legten Räuchwerk drauf, und brachten 


das fremde Feuer vor den Herrn, das er ihnen nicht geboten hatte.


2. Da fuhr ein Feuer aus von dem Herrn, und verzehrte sie, daß sie starben


vor dem Herrn.


3. Da sprach Mose zu Aaron: Das ist’s, das der Herr gesagt hat: Ich er-


zeige mich heilig an denen, die mir nahe sind, und vor allem Volk 


erweise ich mich herrlich. Und Aaron schwieg still.


Da Aaron und seine übrig gebliebenen Söhne die Toten nach jüdischer Sitte


beklagen wollten, verbot es ihnen Moses, weil der Fabrikbetrieb keine


Unterbrechung der Arbeit erlaubte.


3. Buch Mose, Kapitel 10


6. Da sprach Mose zu Aaron und seinen Söhnen, Eleasar und Ithamar: Ihr 


sollt eure Häupter nicht blößen, noch eure Kleider zerreißen, daß ihr 


nicht sterbet, und der Zorn über die ganze Gemeine komme. Laßt eure 


Brüder des ganzen Hauses Israel weinen über diesen Brand, den der 


Herr getan hat.
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7. Ihr aber sollt nicht ausgehen von der Tür der Hütte des Stifts, ihr möchtet


sterben; denn das Salböl des Herrn ist auf euch. Und sie taten, wie 


Mose sagte.


8. Der Herr aber redete mit Aaron und sprach:


9. Du und deine Söhne mit dir sollt keinen Wein noch starke Getränke trin


ken, wenn ihr in die Hütte des Stifts gehet auf daß ihr nicht sterbet. Das 


sei ein ewiges Recht allen euren Nachkommen.


Das Laboratorium war zwar transportfähig (dem Nomadenleben angepaßt),


doch konnte während der Reise nicht gearbeitet werden. Sowie aber ein neues


Lager bezogen wurde, da entstieg auch schon der Fabrikqualm „der Hütte des


Zeugnisses“.


4. Buch Mose, Kapitel 9


15. Und des Tages, da die Wohnung aufgerichtet ward, bedeckte sie eine 


Wolke auf der Hütte des Zeugnisses; und des Abends bis an den 


Morgen war über der Wohnung eine Gestalt des Feuers.


16. Also geschah’s immerdar, daß die Wolke sie bedeckte, und des Nachts 


die Gestalt des Feuers.


17. Und nach dem sich die Wolke aufhub von der Hütte, so zogen die Kinder


Israel; und an weichem Ort die Wolke blieb, da lagerten sich die Kinder 


Israel.


18. Nach dem Wort des Herrn zogen die Kinder Israel, und nach seinem 


Wort lagerten sie sich. So lange die Wolke auf der Wohnung blieb, 


solange lagen sie stille.


19. Und wenn die Wolke viele Tage verzog auf der Wohnung, so warteten 


die Kinder Israel der Hut des Herrn, und zogen nicht.


20. Und wenn’s war, daß die Wolke auf der Wohnung war etliche Anzahl der 


Tage, so lagerten sie sich nach dem Wort des Herrn, und zogen nach 


dem Wort des Herrn.


21. Wenn die Wolke da war von Abend bis an den Morgen, und sich dann 


erhub, so zogen sie; oder wenn sie sich des Tags oder des Nachts 


erhub, so zogen sie auch.


22. Wenn sie aber zween Tage oder einen Monat oder länger auf der 


Wohnung blieb, so lagen die Kinder Israel, und zogen nicht; und wenn 


sie sich dann erhub, so zogen sie.


Moses gebraucht das Pulver als Zuchtmittel gegen aufrührerische Elemente:
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4. Buch Mose, Kapitel 11


1. Und da sich das Volk ungeduldig machte, gefiel es übel vor den Ohren 


des Herrn. Und als der Herr hörete, ergrimmte sein Zorn, und zündete 


das Feuer des Herrn unter ihnen in, das verzehrte die äußersten Lager.


2. Da schrie das Volk zu Mose, und Mose hat den Herrn; da verschwand 


das Feuer.


3. Und man hieß die Stätte Thabeera, darum daß sich unter ihnen des 


Herrn Feuer angezündet hatte.


Moses wird mit dem Tode bedroht. Er verblüfft seine Verfolger durch sein


Feuerwerk.


4. Buch Mose, Kapitel 14


4. Und Einer sprach zu dem Andern: Lasset uns einen Hauptmann aufwer-


fen, und wieder in Egypten ziehen.


5. Mose aber und Aaron fielen auf ihr Angesicht vor der ganzen 


Versammlung der Gemeine der Kinder Israel.


6. Und Josua, der Sohn Nuns, und Caleb, der Sohn Jephunne’s, die auch 


das Land erkundet hatten, zerrissen ihre Kleider;


7. und sprachen zu der ganzen Gemeine der Kinder Israel: Das Land, das 


wir durchgewandelt haben zu erkunden, ist sehr gut.


8. Wenn der Herr uns gnädig ist, so wird er uns in dasselbe Land bringen, 


und uns geben, das ein Land ist, da Milch und Honig innen fließet.


9. Fallet nicht ab vom Herrn, und fürchtet euch vor dem Volk dieses Landes


nicht; denn wir wollen sie wie Brot fressen. Es ist ihr Schutz von ihnen 


gewichen; der Herr aber ist mit uns, fürchtet euch nicht vor ihnen.


10. Da sprach das ganze Volk, man sollte sie steinigen. Da erschien die 


Herrlichkeit des Herrn in der Hütte des Stifts allen Kindern Israel.


11. Und der Herr sprach zu Mose: Wie lange lästert mich das Volk? Und wie


l ange wollen sie nicht an mich glauben durch allerlei Zeichen, die ich 


unter ihnen getan habe?


12. So will ich sie mit Pestilenz schlagen und vertilgen, und dich zum grö-


ßern und mächtgern Volk machen, denn dies ist.


13. Mose aber sprach zu dem Herrn: So werden es die Egypter hören; denn 


du hast dies Volk mit deiner Kraft mitten aus ihnen geführet.


14. Und man wird sagen zu den Einwohnern dieses Landes, die da gehöret 


haben, daß Du, Herr, unter diesem Volk
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seiest, daß Du von Angesicht gesehen werdest, und deine Wolke stehe über


ihnen, und Du, Herr, gehest vor ihnen her in der Wolkensäule des Tages und


Feuersäule des Nachts.


Moses lockte den Aufrührer Korah auf eine vorher bereitete Mine und sprengte


ihn und seinen ganzen Anhang mir nichts dir nichts in die Luft. Er versprach dem


schaulustigen Publikum eine interessante, moderne Exekution der


Staatsverbrecher: „Der Herr wird etwas ‚Neues‘ schaffen!“


4. Buch Mose, Kapitel 16


27. Und sie gingen hinweg von der Wohnung Korahs, Dathans und Abirams.


Dathan aber und Abiram gingen heraus und traten an die Tür ihrer 


Hütten mit ihren Weibern und Söhnen und Kindern.


28. Und Mose sprach: Dabei sollt ihr merken, daß mich der Herr gesandt 


hat, daß ich alle diese Werke täte, und nicht aus meinem Herzen:


29. Werden sie sterben, wie alle Menschen sterben, oder heimgesucht, wie 


alle Menschen heimgesucht werden, so hat mich der Herr nicht gesandt.


30. Wird aber der Herr etwas Neues schaffen, daß die Erde ihren Mund auf


tut, und verschlinget sie mit allem, das sie haben, daß sie lebendig hin


unter in die Hölle fahren, so werdet ihr erkennen, daß diese Leute den 


Herrn gelästert haben.


31. Und als er diese Worte hatte alle ausgeredet, zerriß die Erde unter 


ihnen,


32. und tat ihren Mund auf, und verschlang sie mit ihren Häusern, mit allen 


Menschen, die bei Korah waren, und mit aller Ihrer Habe;


33. und fuhren hinunter lebendig in die Hölle mit allem, das sie hatten, und 


die Erde deckte sie zu, und kamen um aus der Gemeine.


34. Und ganz Israel, das um sie her war, floh vor ihrem Geschrei; denn sie 


sprachen: Daß uns die Erde nicht auch verschlinge!


35 Dazu fuhr das Feuer aus von dem Herrn, und fraß die zwei hundert und 


fünfzig Männer, die das Räuchwerk opferten.


36. Und der Herr redete mit Mose, und sprach:


37. Sage Eleasar, dem Sohne Aarons, des Priesters, daß er die Pfannen 


aufhebe aus dem Brande, und streue das Feuer hin und her.
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38. Denn die Pfannen solcher Sünder sind geheiliget durch ihre Seele, daß 


man sie zu breiten Blechen schlage, und den Altar damit behänge; denn 


sie sind geopfert vor dem Herrn, und geheiliget, und sollen den Kindern 


Israel zum Zeichen sein.


39. Und Eleasar, der Priester, nahm die ehernen Pfannen, die die 


Verbrannten geopfert hatten, und schlug sie zu Blechen, den Altar zu 


behängen;


40. zum Gedächtnis der Kinder Israel, daß nicht jemand Fremdes sich herzu


mache, der nicht ist des Samens Aarons, zu opfern Räuchwerk vor dem 


Herrn, auf daß es ihm nicht gehe, wie Korah und seiner Rotte, wie der 


Herr ihm geredet hatte durch Mose.


Moses wurde in seiner Werkstatt von den Aufrührern belagert. Er bombardierte


das Lager, wahrscheinlich mit den vier eisernen Hörnern (Mörsern). Das Feuer


ging aus vom Herrn! Jeder, der sich der Hütte näherte, wurde rücksichtslos


erschossen. Im Ganzen tötete das Bombarderment (die Plage) 14 700 Per-


sonen, ohne diejenigen, welche mit Korah in die Luft gesprengt wurden.


2. Buch Mose, Kapitel 16


41. Des andern Morgens aber murrete die ganze Gemeine der Kinder Israel 


wider Mose und Aaron, und sprachen: Ihr habt des Herrn Volk getötet.


42. Und da sich die Gemeine versammelte wider Mose und Aaron, wandten 


sie sich zu der Hütte des Stifts. Und siehe, da bedeckte es die Wolke, 


und die Herrlichkeit des Herrn erschien.


43. Und Mose und Aaron gingen hinein zu der Hütte des Stifts.


44. Und der Herr redete mit Mose, und sprach:


45. Hebet euch aus dieser Gemeine; ich will sie plötzlich vertilgen. Und sie 


fielen auf ihr Angesicht.


46. Und Mose sprach zu Aaron: Nimm die Pfanne, und tue Feuer darein vom


Altar und lege Räuchwerk darauf, und gehe eilend zu der Gemeine, und 


versöhne sie; denn das Wüten ist von dem Herrn ausgegangen, und die 


Plage ist angegangen.


47. Und Aaron nahm, wie ihm Mose gesagt hatte, und lief mitten unter die 


Gemeine (und siehe, die Plage war angegangen unter dem Volk) und 


räucherte und versöhnete das Volk.
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48. Und stand zwischen den Toten und Lebendigen. Da ward der Plage 


gewehret.


49. Derer aber, die an der Plage gestorben waren, waren vierzehn tausend 


und sieben hundert, ohne die, so mit Korah starben.


50. Und Aaron kam wieder zu Mose vor die Tür der Hütte des Stifts, und der 


Plage ward gewehret.


2. Buch Mose, Kapitel 17


12. Und die Kinder Israel sprachen zu Mose: Siehe, wir verderben und kom-


men um; wir werden alle vertilget und kommen um.


13. Wer sich nahet zu der Wohnung des Herrn, der stirbt. Sollen wir denn 


gar untergehen?


Moses sorgte dafür, daß niemand mehr die Pulverfabrik betreten durfte.


Unbefugten wurde die Todesstrafe angedroht.


2. Buch Mose, Kapitel 18


6. Denn siehe, Ich habe die Leviten, eure Brüder, genommen aus den 


Kindern Israel, dem Herrn zum Geschenk, und euch gegeben, daß sie 


des Amts pflegen an der Hütte des Stifts.


7. Du aber und deine Söhne mit dir sollt eures Priestertums warten, daß ihr


dienet in allerlei Geschäft des Altars und inwendig hinter dem Vorhang: 


Denn euer Priestertum gebe Ich euch zum Amt, zum Geschenke. Wenn 


ein Fremder sich herzutut, der soll sterben.


Moses sprengt den Felsen, um Wasser zu gewinnen.


2. Buch Mose, Kapitel 20


2. Und die Gemeine hatte kein Wasser, und versammelten sich wider Mose


und Aaron.


7. Und der Herr redete mit Mose und sprach:


8. Nimm den Stab, und versammle die Gemeine, du und dein Bruder 


Aaron, und redet mit dem Fels vor ihren Augen; der wird sein Wasser 


geben. Also sollst du ihnen Wasser aus dem Fels bringen, und die 


Gemeine tränken und ihr Vieh.


9. Da nahm Mose den Stab vor dem Herrn, wie er ihm geboten hatte.


10. Und Mose und Aaron versammelten die Gemeine vor den Fels, und er 


sprach zu ihnen: Höret, ihr Ungehorsamen, werden wir euch auch 


Wasser bringen aus diesem Fels?


11. Und Mose hub seine Hand auf, und schlug den Fels mit dem Stab zwei


mal. Da ging viel Wassers heraus, daß die Gemeine trank und ihr Vieh.
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Das Schreckensregiment wird von Moses weitergeführt. Er baut eine eherne


Schlange, wohl eine Kanone. (Diese eherne Schlange war im Gebrauch bis zur


Zeit des Königs Hiskias, der sie „zerstieß“. d. h. wohl bersten ließ.)


4. Buch Mose, Kapitel 21


5. und redete wider Gott und wider Mose: Warum hast du uns aus Ägypten 


geführt, daß wir sterben in der Wüste? Denn es ist kein Brot noch 


Wasser hier, und unsre Seele ekelt über dieser mageren Speise.


6. Da sandte der Herr feurige Schlangen unter das Volk; die bissen das 


Volk, daß viel Volks in Israel starb.


7. Da kamen sie zu Mose und sprachen: Wir haben gesündigt, daß wir 


wider den Herrn und wider dich geredet haben; bitte den Herrn, daß er 


die Schlangen von uns nehme. Mose bat für das Volk.


8. Da sprach der Herr zu Mose: Mache dir eine eherne Schlange, und rich-


te sie zum Zeichen auf; wer gebissen ist, und siehet sie an, der soll 


leben.


9. Da machte Mose eine eherne Schlange, und richtete sie auf zum 


Zeichen; und wenn jemanden eine Schlange biß, so sah er die eherne 


Schlange an, und blieb leben.


Moses war gestorben, und Josua, der Sohn Nuns, der Vertrauensmann Moses,


den wir schon als Wächter des Laboratoriums kennengelernt haben, übernahm


das Generalkommando. Moses hatte das Pulver besonders gegen die inneren


Feinde, gegen die Aufrührer benutzt. Josua verwendete es gegen die äußeren


Feinde. Er baute innerhalb dreier Tage wohl durch Sprengschüsse unterstützt,


ein Wehr im Jordan, und damit niemand ihn bei der Arbeit sah, hieß er die Kinder


Israels, etwa 1,5 km flußabwärts den Jordan zu überschreiten. Nach dem Über-


gang sprengte er das Wehr wieder, und das Wasser des Jordans kam wieder an


seine Stelle.


Buch Josua, Kapitel 3


1. Und Josua machte sich frühe auf; und sie zogen aus Sittim, und kamen 


an den Jordan, er und alle Kinder Israel, und blieben daselbst über 


Nacht, ehe sie hinüberzogen.
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2. Nach dreien Tagen aber gingen die Hauptleute durch das Lager,


3. und geboten dem Volk, und sprachen: Wenn ihr sehen werdet die Lade 


des Bundes des Herrn, eures Gottes, und die Priester aus den Leviten 


sie tragen, so ziehet aus von eurem Ort, und folget ihr nach.


4. Doch daß zwischen euch und ihr Raum sei bei zweitausend Ellen. Ihr 


sollt nicht zu ihr nahen, auf daß ihr wisset, auf welchem Wege ihr gehen 


sollet; denn ihr seid den Weg vorhin nicht gegangen.


5. Und Josua sprach zum Volk: Heiliget euch; denn morgen wird der Herr 


ein Wunder unter euch tun.


6. Und zu den Priestern sprach er: Traget die Lade des Bundes, und gehet 


vor dem Volk her. Da trugen sie die Lade des Bundes, und gingen vor 


dem Volk her.


7. Und der Herr sprach zu Josua: Heute will ich anfangen, dich groß zu 


machen vor dem ganzen Israel, daß sie wissen, wie ich mit Mose gewe-


sen bin, also auch mit dir sei.


8. Und du gebiete den Priestern, die die Lade des Bundes tragen, und 


sprich: Wenn ihr kommt vorne ins Wasser des Jordans, so stehet stille.


9. Und Josua sprach zu den Kindern Israel: Herzu, und höret die Worte des


Herrn, eures Gottes!


10. Und sprach: Dabei sollt ihr merken, daß ein lebendiger Gott unter euch 


ist; und daß er vor euch austreiben wird die Cananiter, Hethiter, Heviter, 


Pheresiter, Girgasiter, Amoriter und Jebusiter.


11. Siehe, die Lade des Bundes des Herrschers über alle Welt wird vor euch


hergehen in den Jordan.


12. So nehmet nun zwölf Männer aus den Stämmen Israels, aus jeglichem 


Stamm einen.


13. Wenn dann die Fußsohlen der Priester, die des Herrn Lade, des 


Herrschers über alle Welt, tragen, in des Jordans Wasser sich lassen; so


wird sich das Wasser, das von oben herab fließet im Jordan, abreißen, 


daß es über Einem Haufen stehenbleibe.


14. Da nun das Volk auszog aus seinen Hütten, daß sie über den Jordan 


gingen, und die Priester die Lade des Bundes vor dem Volk her trugen.


15. Und an den Jordan kamen, und ihre Füße vorne in das Wasser tunkten 


(der Jordan aber war voll an allen seinen Ufern, die ganze Zeit der 


Ernte).


16. Da stand das Wasser, das von oben hernieder kam, aufgerichtet über 


Einem Haufen, sehr ferne von den Leuten
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der Stadt, die zur Seite Zarthans liegt; aber das Wasser, das zum Meer hinunter-


lief, zum Salzmeer, das nahm ab und verfloß. Also ging das Volk hinüber gegen


Jericho.


17. Und die Priester, die die Lade des Bundes des Herrn trugen, standen 


also im Trockenen, mitten im Jordan. Und ganz Israel ging trocken 


durch, bis das ganze Volk alles über den Jordan kam.


Die Einnahme Jerichos


Josua schlich sich des nachts an die Mauern heran und ließ sich das


Pulvermagazin (die Lade des Herrn) von seinen Vertrauensmännern nachtragen.


Vielleicht um das Geräusch seiner Werkzeuge zu verdecken, ließ er das Volk im


Lager die Posaunen blasen. Als alles zur Sprengung der Mauern vorbereitet war,


ließ er Ruhe gebieten, und um den Einsturz der Mauern als ein Wunder, als ein


Werk Gottes hinzustellen, befahl er, daß beim Krachen der Minen die Posaunen


geblasen werden sollten. Die sieben Posaunen des Halljahres waren wahr-


scheinlich sieben eiserne Gefäße zur Aufnahme des Sprengstoffs.


Buch Josua, Kapitel 6


4. Am siebenten Tage aber laß die Priester sieben Posaunen des Halljahrs 


nehmen vor der Lade her; und gehet desselben siebenten Tages sieben 


Mal um die Stadt, und laß die Priester die Posaunen blasen.


5. Und wenn man des Halljahrs Horn bläset, und tönet, daß ihr die 


Posaunen höret, so soll das ganze Volk ein groß Feldgeschrei machen; 


so werden der Stadt Mauern umfallen, und das Volk soll hineinfallen, ein


j eglicher stracks vor sich.


Josuas Steinmörser töteten mehr Amoniter als das Schwert der Kinder Israel:


Buch Josua, Kapitel 10


11. Und da sie vor Israel flohen den Weg herab zu Beth Horon, ließ der Herr


einen großen Hagel vom Himmel auf sie fallen, bis gen Aseka, daß sie 


starben. Und viel mehr starben ihrer von dem Hagel, denn die Kinder 


Israel mit dem Schwert erwürgeten.
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Nachdem beleuchtet Josua das Schlachtfeld mit bengalischen Feuern:


Buch Josua, Kapitel 10


12. Da redete Josua mit dem Herrn des Tages, da der Herr die Amoriter 


übergab vor den Kindern Israel, und sprach vor gegenwärtigem Israel. 


Sonne, stehe stille zu Gibeon, und Mond, im Tal Ajjalon!


13. Da stand die Sonne und der Mond stille, bis daß sich das Volk an seinen


Feinden rächete. Ist dies nicht geschrieben im Buch des Frommen? Also


stand die Sonne mitten am Himmel, und verzog unterzugehen, beinahe 


einen ganzen Tag.


Wiederholung eines schon von Moses gemachten Experiments:


Buch der Richter, Kap. 6


19. Und Gideon kam, und schlachtete ein Ziegenböcklein, und nahm ein 


Epha ungesäuerten Mehls, und legte Fleisch in einem Korb, und tat die 


Brühe in einen Topf; und brachte es zu ihm heraus unter die Eiche, und 


trat herzu.


20. Aber der Engel Gottes sprach zu ihm: Nimm das Fleisch und das 


Ungesäuerte, und laß es auf dem Fels, der hier ist, und gieße die Brühe 


aus. Und er tat also.


21. Da reckte der Engel des Herrn dem Stecken aus, den er In der Hand 


hatte, und rührete mit der Spitze das Fleisch und das ungesäuerte Mehl 


an. Und das Feuer fuhr aus dem Fels, und verzehrete das Fleisch und 


das ungesäuerte Mehl. Und der Engel des Herrn verschwand aus seinen


Augen.


Mörsergeschosse in der Größe eines gerösteten Gerstenbrotes.


Buch der Richter, Kapitel 7


13. Da nun Gideon kam, siehe, da erzählete einer einem andern einen 


Traum, und sprach: Siehe, mir hat geträumet, mich däuchte, ein geröstet


Gerstenbrod wälzte sich zum Heer der Midianiter, und da es kam an die 


Gezelte, schlug es dieselbigen, und wart sie nieder, und kehrte sie um, 


das Oberste zu unterst, daß das Gezelt lag.


Gideon rüstete 300 Mann mit transportablen Mörsern (Posaunen),


Pulvergefäßen (Krügen) und Zündern (Fackeln) aus und jagte damit den Feind in


die Flucht.
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Buch der Richter, Kap. 7


16. Und er teilte die dreihundert Mann in drei Haufen und gab einem jegli-


chen eine Posaune in seine Hand, und ledige Krüge, und Fackeln darin


nen.


17. Und sprach zu ihnen: Sehet auf mich, und tut auch also; und siehe, 


wenn ich an den Ort des Heers komme, wie Ich tue, so tut ihr auch.


18. Wenn Ich die Posaune blase, und alle, die mit mir sind, so sollt Ihr auch 


die Posaunen blasen, ums ganze Heer, und sprechen: Hier Herr und 


Gideon!


19. Also kam Gideon und hundert Mann mit ihm an den Ort des Heers, an 


die ersten Wächter, die da verordnet waren, und weckten sie auf, und 


bliesen mit Posaunen, und zerschlugen die Krüge in Ihren Händen.


20. Also bliesen alle drei Haufen mit Posaunen, und zerbrachen die Krüge. 


Sie hielten aber die Fackeln In ihrer linken Hand, und die Posaunen in 


ihrer rechten Hand, daß sie bliesen und riefen: Hier Schwert des Herrn 


und Gideon!


21. Und ein jeglicher stand an seinem Ort um das Heer her. Da ward das 


ganze Heer laufend, und schrieen und flohen.


Ich glaube, daß das hier zusammengetragene Material genügt, um die Frage,


die in dem Titel dieses Heftes enthalten ist, zu bejahen. Moses und seine


Nachfolger Josua und Gideon kannten einen Sprengstoff von großer Wirksamkeit


und wußten sich desselben für vielerlei Zwecke zu bedienen. Der Gott der


Israeliten war weiter nichts als ein Pulvermagazin, und Moses forderte von den


Juden, daß sie das Pulver in seinen Wirkungen anbeten sollten. Die


Empörungen, die jeden Augenblick im Lager ausbrachen, wurden wahrscheinlich


durch die gesunde Skepsis des Jüdischen Volkes verursacht. Korah und die vie-


len anderen wußten, daß es sich um Hokus-Pokus handelte und wollten sich


nicht zum Narren halten lassen. Da es sich um Geheimniskrämerei handelte, so


ist nicht zu verwundern, daß die Kunst, Sprengstoffe zu erzeugen, in der Folge


verlorengehen konnte. In der Tat wissen die Nachfolger Gideons sich nur ganz


stümperhaft
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noch dieses Mittels zur Beherrschung des Volkes zu bedienen, und ihre Macht


geht darum auf die Könige über.


Möglich, daß das Rezept verlorenging, möglich, daß es an Materialien fehlte.


Möglich auch, daß es an den Geschirren fehlte (Kesseln, Posaunen usw.). Im


ersten Buche Samuelis heißt es im 13. Kapitel:


Es ward aber kein Schmied im ganzen Lande Israel erfunden; denn die


Philister gedachten, die Ebräer möchten Schwert und Spieß machen.


Die Könige sind von den Priestern niemals in die Kunst der


Sprengstoffabrikation eingeweiht worden, das geht unter anderem auch daraus


hervor, daß David in seinem Lobgesang Gott mit dem Sprengstoff der Priester


verwechselt:


2. Buch Samuel, Kapitel 22


8. Die Erde bebte und ward bewegt, die Grundfeste des Himmels regten 


sich und bebten, da er zornig war.


9. Dampf ging auf von seiner Nase, und verzehrend Feuer von seinem 


Munde, daß es davon blitzte.


10. Er neigte den Himmel und fuhr herab, und Dunkel war unter seinen 


Füßen.


11. Und er fuhr auf dem Cherub, und flog daher, und er schwebte auf den 


Fittigen des Windes.


12. Sein Gezelt um ihn her war finster, und schwarze dicke Wolken.


13. Von dem Glanz vor ihm brannte es mit Blitzen.


14. Der Herr donnerte vom Himmel, und der Höchste ließ seinen Donner 


aus.


15. Er schoß seine Strahlen, und zerstreuete sie; er ließ blitzen, und 


schreckte sie.


16. Da sah man Wassergüsse, und des Erdbodens Grund ward aufgedeckt, 


von dem Schelten des Herrn, von dem Odem und Schnauben seiner 


Nase.


David betet hier einfach das Pulver an, wie die Perser das Feuer, die Assyrier


die Sonne anbeteten. Wer noch im Zweifel sein sollte und noch mehr Material für


die Beantwortung unserer Frage
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braucht, der findet solches noch massenhaft in dem weiteren Inhalt der Bibel,


doch nur bis auf Elia. So z. B. in der Beschreibung der Eroberung der Lade


durch die Philister, in den Heldentaten Jonathans, in den Wundern Elia’s.


Ausnahmslos, mit fast geistesarmer Einförmigkeit geschehen alle Wunder unter


Feuererscheinungen, Sprengschüssen und dergleichen.


Ich will diese Untersuchung mit der Wiedergabe eines Auszuges aus dem


Buche der Makkabäer beschließen. Da dieses Buch von der Bibelgesellschaft für


apokryph erklärt wird, so ist es aus den neueren, Bibelausgaben ausgeschaltet


worden. Ich fand die Geschichte der Makkabäer in einer älteren spanischen


Ausgabe, und was nun hier folgt, ist eine sinngetreue Übersetzung. Etwaige


Abweichungen von dem Wortlaute deutscher Ausgaben berühren darum nur die


Ausdruckswahl, nicht den Sinn.


2. Buch der Makkabäer, Kapitel 1


19. Als unsere Väter in die persische Gefangenschaft abgeführt wurden, 


nahmen die Priester heimlich das Feuer vom Altar und verbargen es in 


einem tiefen und trockenen Brunnen und bewachten es dort, ohne daß 


jemand davon wußte.


20. Und nach vielen Jahren, als der König von Persien Nehemias (nach 


Jerusalem) zurücksandte, schickte dieser die Enkel der Priester, die das 


Feuer verborgen hatten, um es zu suchen, und wie sie uns erzählten, 


fanden sie kein Feuer, sondern eine dicke Flüssigkeit.


21. Und Nehemias befahl, daß man ihm diese Flüssigkeit bringen solle, und 


daß man mit der Flüssigkeit Altar und Opfer besprengen solle.


22. Und als das geschehen war und die Wolken am Himmel sich verzogen 


hatten, entzündete sich ein großes Feuer, und alle staunten. (Vielleicht 


durch ein Brennglas.)


31. Und als das Opfer vom Feuer verzehrt war, befahl Nehemias, daß die 


noch übrig gebliebene Flüssigkeit auf die Altarsteine gegossen werde. 


Und als dies geschah, entstieg diesen Steinen eine große Flamme.
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33. Als man diese Geschichte dem Perserkönig erzählte, wie an dem Orte, 


wo die Priester das Feuer verborgen hatten, eine dicke Flüssigkeit 


gefunden wurde,


34. ließ der König den Ort genau untersuchen


35. und gab den Priestern viele Güter und reichliche Geschenke.


(Ich glaube mich zu entsinnen, in einer deutschen Ausgabe vor Jahren gelesen


zu haben: „Und der König schickte zur Untersuchung des „Ortes seine Gesellen


und gab viel Geld aus, ohne etwas zu finden“.)


Es geht aus Vorstehendem, meiner Ansicht nach, folgendes klar hervor: Die


Priester hatten den Sprengstoff in dem nach ihrer Meinung trockenen Brunnen


versteckt, aber die hydrophilen Substanzen des Pulvers, vor allein das Salpeter,


hatten die Feuchtigkeit der Luft oder der Erde angezogen und waren flüssig


geworden. Der flüssig gewordene Sprengstoff hatte zwar noch die Kraft, in einer


Flamme aufzugehen und zu verbrennen, aber zur Explosion war die


Verbrennung infolge des Wassergehaltes eine zu langsame. Der König der


Perser bestach die jüdischen Priester durch Geschenke, um ihnen das


Geheimnis der Pulverfabrikation zu entlocken, aber die Priester wußten selbst


nicht mehr, wie der Sprengstoff zu bereiten war. Vielleicht ist auch das


Flüssigwerden des Sprengstoffes ein Beweis, daß die Priester das richtige


Rezept nicht mehr kannten und zu viel oder gar ausschließlich Salpeter benutz-


ten. Die Macht der Priester stand und fiel mit der Sprengkraft ihres Pulvers.
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Moses und die Geld- und Bodenreform


Moses bediente sich des Pulvers, um über das jüdische Volk zu herrschen,


aber die Herrschaft war ihm nicht Selbstzweck. Kleinliche Geister, die nach der


Herrschaft streben, nur um zu herrschen, versuchen in der Regel, das Volk durch


Sittenverderbnis zu schwächen, um es um so leichter in der Gewalt zu behalten.


Moses aber wollte ein starkes, gesundes und züchtiges Volk. Moses wollte ein


ganzes Gebäude von moralischen, hygienischen und sozialen Grundsätzen zum


Besten des Volkes diesem aufzwingen, und zu diesem edlen Zwecke bedurfte er


der Herrschaft.


Die moralischen Grundsätze Moses sind noch heute kaum in Einzelheiten


anfechtbar, seine hygienischen Vorschriften für ein Nomadenvolk bestimmt,


könnten ebensogut von einem modernen Bakteriologen verfasst sein, und wenn


wir die sozialen Grundsätze Moses befolgt hätten, so stünde es entschieden 


besser um den sozialen Frieden.


Die Juden befolgen vielfach noch heute die mosaischen Gesetze über Moral


und Hygiene, doch die sozialen Gesetze (das Verbot des Landverkaufs und des


Zinsnehmens) sind in Vergessenheit geraten. Und doch sind gerade diese die


weitaus wichtigsten der ganzen mosaischen Gesetzgebung.


Zins und Grundrente, das arbeitslose Einkommen, teilen das Volk in Klassen,


und sowie ein Volk in Klassen zerfällt, folgt der innere Verfall auf dem Fuße. (Als


die französische Revolution tabula rasa mit den Klassen machte, gewann


Frankreich eine erstaunliche Stoßkraft, und als die französische Herrschaft das


ganze deutsche Volk in eine homogene Bettlerbande verwandelt hatte, da


gewann es die Kraft zum Befreiungskriege.)


Diesen Zusammenhang zwischen Rente, Zins und Klassen einerseits und der


inneren Schwäche des Volkes andrerseits hatte Moses in Ägypten kennenge-


lernt, wo Joseph, der größte Wucherer aller Zeiten, die Hungersnot benutzte, um


dem Volke den gesamten Grundbesitz für die Krone abzuwuchern. (Siehe 1.


Buch Mose, Kapitel 47. 20; ferner Tolstoi: Was ist Geld?)
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Aber die soziale Gesetzgebung Moses litt an Fehlern, die die freie


Entwickelung des Handels, die Vorbedingung der Arbeitsteilung und des


Fortschrittes, unmöglich machten.


Das einfache gesetzliche Zinsverbot ohne entsprechenden Darlehenszwang


unterbricht notwendigerweise den Geldumlauf und führt zur Schatzbildung, da


jeder doch lieber überschüssiges Geld vergräbt, als es zinsfrei zu verleihen.


Sowie aber das Geld dem Verkehr entzogen und vergraben wird, fallen die


Warenpreise und bei fallenden Warenpreisen ist der Handel materiell unmöglich.


Zinsverbot (falls es wirksam ist) und chronische Wirtschaftskrise sind untrennbar.


Will man den Zins bekämpfen, ohne dabei in eine Wirtschaftskrise hineinzu-


steuern, so muß gleichzeitig für ununterbrochenen Geldumlauf gesorgt werden


(Geldreform).


Ähnlich verhält es sich mit dem Grundbesitz, mit der Privatgrundrente. Durch


einfaches Verbot von Landkauf und -verkauf (Ihr sollt das Land nicht verkaufen


ewiglich!) konnte Moses der Latifundienbildung begegnen, aber er nagelte damit


den Grundbesitzer an die Scholle, er nahm dem Bauer die für seine


Entwickelung so nötige Freizügigkeit. Da der Bauer das Land nicht verkaufen


konnte, so konnte er anderswo auch kein Land kaufen, und er mußte auf der


Scholle bleiben. Die Landgesetze Moses machten das ganze jüdische Volk zu


Leibeigenen, wenn auch nicht zu Leibeigenen ostelbischer Junker, so doch zu


Leibeigenen ihres Bodens. Nicht die Juden besaßen den Boden, sondern der


Boden besaß die Juden. Wer wegziehen wollte, um z. B. ein natürliches Talent


als Handwerker auszubilden, mußte sein Erbteil ohne Entschädigung aufgeben.


Wenn man den Zweck der mosaischen Bodengesetze rein und ohne


Nebenwirkungen erreichen will, so muß der Privatgrundbesitz überhaupt aufge-


hoben werden. Das Volk als Ganzes muß den Boden besitzen, und der Einzelne


muß den Boden für eine beliebige Zeit in öffentlicher Auktion meistbietend pach-
ten. So geht die Gesamtgrundrente in den Staatsschatz zur Bestreitung der


Staatsausgaben, das arbeits-     arbeitslose
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lose Einkommen verschwindet, und alle Volksklassen verschmelzen zu einem


einheitlichen Ganzen, während gleichzeitig der Einzelne volle Freizügigkeit


erwirbt.


Zu diesem Moses als Ideal vorschwebenden, aber mit seinen Mitteln unerreich-


baren Wirtschaftszustand führt uns die Geld- und Bodenreform. Wer in das


Wesen dieser zweischneidigen sozialen Reformen eindringen will, der studiere:


Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld-


und Bodenreform


von Silvio Gesell


(zugleich eine Erledigung der Interessenpolitik).


Dieses Werk ist unzweifelhaft das wichtigste Buch für jeden Volksvertreter,


Arbeiterführer und alle denkenden Menschen überhaupt; denn es zeigt den gera-


den und sichern Weg, der zur Erlösung aus sozialer Not und Knechtschaft führt.


Jeder Arbeiter (gleichviel ob er mit der Hand oder mit dem Gehirn arbeitet) soll-


te es lesen und darauf dringen, daß dies bahnbrechende und erlösende Werk in


jeder Gewerkschafts- oder Vereinsbibliothek angeschafft wird.


Wer aber zu arm ist, das Buch zu kaufen, der schließe sich mit Freunden und


Kollegen zusammen zu gemeinsamer Anschaffung desselben.


Wer sich daraus belehrt und für unsere Bestrebungen eintritt, der sorgt für sich,


für seine Kinder und Enkel.


Einige Urteile:


„Ein Werk, so ehrlich wie ein Teutone: Durch die Gewalt und Logik seiner


Ausführungen reißt es hin: die Wucht seiner Menschlichkeit und Gerechtigkeit


erschüttert. Der Mann, der dieses Buch geschrieben, steht auf einer hohen


Warte und beherrscht seinen Stoff in eminent hohem Grade. Der Verfasser hat


lange und tief gedacht, gesonnen, gegrübelt
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trotz der harmlosen Miene, die er manchmal zu zeigen beliebt und ist sich klar in


einer Weise, die nicht nur den Mann im Arbeiterkittel frappiert und überzeugt,


sondern jeden, wessen Standes er auch sei; alle, alle, auch die, so auf den


Höhen geistigen Lebens stehen. Jetzt bin ich zufrieden. Der hehre flammende


Gedanke ist in die Welt geworfen: Man braucht ihn nur aufzunehmen und ihm


Gestalt geben.“


Adam Albert, Schriftsteller in München


„Ein anspruchsvoller Titel ist es, den dies Buch führt; das weiß auch der


Verfasser, wie er im Vorwort ausdrücklich anerkennt. Nicht vom grünen Tisch hat


es irgendein Professor geschrieben; sondern ein Lebenspraktiker hat darin seine


Erfahrung niedergelegt und seine anscheinend todsichern Ratschläge erteilt, um


die Kulturvölker den Klauen des Geldteufels und der heutigen


Kapitalsknechtschaft zu entreißen. Wer die Kapitel über die Moral der


Bodenreform und die Orientierung der Notwendigkeit der Geldreform gelesen


hat, wird den Lehren des Verfassers beipflichten, er mag wollen oder nicht. So


klar, so bestimmt, so überzeugend und bilderreich ist die Sprache in Form und


Inhalt, so wuchtig und schwer die Anklagen gegen unsere heutige


Volkswirtschaft. Seiten haben wir kein Buch gelesen, das uns mehr gefesselt


hätte als dieses!“


Waldecksche Rundschau, Arolsen


„Silvio Gesell fand durch eigenes Nachdenken die längst vergeblich gesuchte,


der Geld- und Währungsfrage zu Grunde liegende Ordnung. Er nennt sich darob


nicht Entdecker, wozu er allen Grund hätte, sondern bescheiden wie immer, nur


einen ‚ehrlichen Finder‘. So handelt nur ein genialer Mensch, dem es unfaßbar


ist, daß nicht längst andere vor ihm so ‚Einfaches‘ gefunden haben sollten. Das


Finden und Aufdecken der Theorie ist diesem warmherzigen Manne jedoch nicht


Selbstzweck; er ist nicht Forscher allein, noch weniger kalter Wissenschaftler, er


ist ein lieber Kerl, der das Gefundene für der Menschheit leidenden Teil aus-


münzen will.“


Gustav Simons: „Die soziale Frage und eine deutsche Antwort“


„Der ganze riesige Prozeß der Volkswirtschaft wird von den beiden Faktoren


ERDBODEN und GELD umgrenzt, und alles, was dazwischen liegt (Arbeit,


Handel, Produktionsmittel usw.), ist abhängig von ihnen. An Hand praktischer


Beispiele zeigt uns der Verfasser den Weg, der beschritten werden muß, um 


zum Ziele zu gelangen.“


Deutsche Gärtner-Zeitung (Berlin), Organ des Deutschen Gärtnerverbandes


„Eine frohe Botschaft für das arbeitende Volk nennt der Verfasser sein Werk.


Warum das? Weil in der ‚Verwirklichung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag‘ der Wesenskern aller praktisch realisierbaren Arbeiterforderungen


und sozialen Bestrebungen überhaupt liegt.


„Der Alkoholgegner“, Reichenberg in Böhmen
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„Das Buch Gesell’s zeugt von einem wahrhaft erstaunlichen Fleiße und einer


so genauen Kenntnis der Lebensverhältnisse, wie man sie am grünen Tisch nicht


findet. Das von ihm vorgeschlagene Geld hat den Vorteil, daß es sich tatsächlich


nicht dem Umlauf entziehen kann. Merkwürdig, daß unsere Untersuchungen fast


zu gleichen Ergebnissen führten, obwohl unter ganz verschiedenen Umständen


gewonnen.


Werner Stauffacher (Bayern)


„Die Durchführung der Bodenrechts- und Geldreform würde jedem, der sich in


seinem Beruf krank und nervös gearbeitet hat, einen Berufswechsel erleichtern


und ermöglichen; sie ist daher wichtiger als alle Medikamente.“


Dr. Mader, Wiener Krankenzeitung


„Silvio Gesell ist es gelungen, das Zinsproblem zu lösen. In zwingender


Beweisführung zeigt er, daß ein Ausgleich von Angebot und Nachfrage beim


Realkapital wohl möglich, beim heutigen Geldkapital aber infolge des Mangels


eines unmittelbaren Angebotszwanges ausgeschlossen ist.


Wir bekämpfen aber die Rente, alles arbeitslose Einkommen, also auch den


Zins. Geld- und Bodenreform, das sind nicht zwei willkürlich zusammenge-


koppelte Gedanken; es ist nur ein Gedanke, nur ein Ziel, die Abschaffung aller


Monopole und damit die Beseitigung alles arbeitslosen Einkommens. Dies ist die


Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag! Sie wird die Fesseln


sprengen, die Persönlichkeit aus der Knechtschaft befreien.


Ernst Frankfurth: Das arbeitslose Einkommen


Der Gedanke, der Regierung die gesetzliche Befugnis zu geben, den


Geldumlauf den Warenpreisen anzupassen, ist indessen so neuartig, daß es


eine gewissermaßen verblüffende Wirkung ausübt, anzunehmen, daß es gerade


Argentinien vorbehalten sein sollte, in dieser Richtung bahnbrechend vorzuge-


hen.


Das Experiment mit dem Konversionsgesetz darf ja im wesentlichen als


geglückt angesehen werden. Warum sollte schließlich die zweite (noch heiklere?)


Forderung nicht auch zum Ziele führen?


Argentinisches Tageblatt, Buenos Aires
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„Arbeiter aller Parteien, vereinigt euch!“


Dies sei jetzt die Parole für die gesamte moderne Arbeiterbewegung! Erst wenn die
Arbeiter im eigenen Lande sich einig sind, wenn hier eine einheitliche Arbeiterbewegung
geschaffen ist, deren Macht ausreicht, die soziale Frage zu lösen, erst dann wird die Zeit
kommen, daß sich die Völker über die Landgrenzen hinweg die Hand reichen können.


Die moderne Arbeiterbewegung ist jedoch noch weit entfernt von diesem Ziele.
Gespalten in verschiedene Richtungen, die sich zum Teil schroff gegenüberstehen, sehen
wir eine große Uneinigkeit unter dem Proletariate, weiche auf theoretischer Unklarheit
beruht. Zum Teil sehen wir die wirtschaftlichen und politischen Interessen der Arbeiter ver-
quickt mit religiösen Dingen (bei den christlichen Gewerkschaften), während die Hirsch-
Dunkerschen Gewerkschaftsvereine sich wieder in sozial-politischen und religiöser Hinsicht
neutral verhalten wollen und die freien Gewerkschaften ihren Halt suchen in der
Sozialdemokratie. Aber wir alle leiden doch unter derselben Not, unter derselben
Knechtschaft, unter derselben Unsicherheit unserer Existenz, also kann es für uns alle
auch mir einen einzigen Weg eben, um uns wirtschaftlich aufzuhelfen und aus der
Knechtschaft zu befreien.


Silvio Gesell, dem Verfasser der vorstehenden Abhandlung, ist es gelungen, diesen Weg
für die moderne Arbeiterbewegung zu finden, und wie einst Moses mit Hilfe des
Schießpulvers das jüdische Volk aus der ägyptischen Knechtschaft befreite, so will er das
arbeitende Volk aus der Knechtschaft des Mammons, des Grundbesitzes und Kapitalismus
befreien mit Hilfe seiner Lehre, welche das Dynamit des Geistes ist, und welche er in sei-
nem Hauptwerke „Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“ niederge-
legt hat.


An Stelle der heutigen Zwangs- und Kapitalsherrschaft muß die natürliche politische und
wirtschaftliche Freiheit treten, die wir als „Physiokratie“, d. h. Naturherrschaft, bezeichnen,
durch eine gründliche Änderung des Bodenbesitzes und des Geldsystems. Wir wollen, daß
das ganze Volk einen allgemeinen Wohlstand erlangt, nur beeinflußt von der persönlichen
Leistung und Tüchtigkeit des Einzelnen, alle Monopole und Privilegien aber, und dadurch
auch die heutigen Klassen, müssen verschwinden. So werden unter gerechten
Verhältnissen weder Millionäre noch Bettler gezüchtet. Nicht länger wollen wir um Brocken
und Krümelchen kämpfen und wollen weder Wohltaten noch Almosen haben, sondern wir
verlangen soziale Gerechtigkeit, d. h. den vollen, ungeschmälerten Ertrag unserer Arbeit.
Infolge des Boden- und Kapitalmonopols erhält und behält der Arbeiter jetzt nur einen mög-
lichst niedrig bemessenen Bruchteil des Ertrages seiner Arbeit, und alles, was er sich durch
Lohnkämpfe mit schweren Opfern erkauft hat, wird zum größten Teil wieder ihm abgenom-
men durch die unausgesetzte Verteuerung der Lebensbedürfnisse. So wird der Arbeiter
stets auf der untersten Stufe der Proletarier gehalten. Wir wollen nicht länger Menschen
dritter oder vierter Klasse sein, sondern die Klassenunterschiede wollen wir dadurch aufhe-
ben, daß wir das ohne Arbeit erworbene Einkommen, Renten und Zinsen, beseitigen und
das Bildungsmonopol der Besitzenden durchbrechen. Jedem Kinde des Volkes soll je nach
Fähigkeit und natürlicher Anlage die höchste Ausbildung ermöglicht werden. Wir wollen
nicht länger den Mischmasch von Gebildeten und Ungebildeten, von Rentnern und
Proletariern, von Herren und Knechten, von Hoch- und Niedriggeborenen, sondern wir wol-
len ein Großes und Ganzes sein. Ein einig Volk von Brüdern! Wir wollen endlich freie Arbeit
auf freiem Grund und Boden.


Die Lehre von Silvio Gesell wird uns den Weg dazu zeigen.


Wer behufs Organisation ein ernstes Interesse für diese Bestrebungen hat, der sende
seine Adresse an den Unterzeichneten.


Georg Blumenthal, Berlin, Elbingerstraße 31
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Der sogenannte Wert und die Währungspolitik


In der bislang allgemein üblichen Behandlung der Währung wird das Verhältnis


des Geldes zu den Waren ungenügend berücksichtigt. Die Währungspolitik


beschränkt sich auf Maßnahmen für die Sicherung der Goldwährung. Erscheint


diese außer Gefahr, so glaubt man alles in bester Ordnung. Dem Geldwesen


wendet sieh das öffentliche Interesse immer nur dann zu, wenn das


Zusammenschrumpfen des Goldbestandes in den Notenbanken Bedenken


erregt. Wächst dieser Goldbestand wieder, so ist auch die Währung wieder für


eine Weile vergessen.


Auch die Wissenschaft, für die das Geldwesen doch immer noch ein schwarzer


Kontinent ist und wo darum für den Forscherehrgeiz so schöne Lorbeeren win-


ken, behandelt das Verhältnis des Geldes zu den Waren ganz besonders stief-


mütterlich. Diese Behandlung beschränkt sich regelmäßig auf eine rein formale


Beschreibung und dann auch oft nur auf eine nebensächliche Verwendungsart


des Geldes. Die Frage, wie das Geld beschaffen sein muß, damit es seinen


Zweck auf vollkommene Weise, ohne Nebenwirkung erfüllt, wird regelmäßig


umgangen oder nur flüchtig gestreift. Typisch in dieser Beziehung ist das Werk


Knapps „Staatliche Theorie des Geldes“ [Leipzig, Verlag von Duncker und Humbolt 1905.].


In diesem sonst so gediegenen Buch wird das Verhältnis des Geldes zu den


Waren überhaupt nicht erwähnt, das Geld nur einseitig als Zahlungsmittel, also


rein juristisch behandelt; existierten keine Geldschulden, würde allgemein alles


bar bezahlt, so würde Knapp jeden Stützpunkt für die Betrachtung des Geldes


verlieren.


Der Grund dieser für das Geldwesen höchst nachteiligen öffentlichen


Vernachlässigung liegt unseres Erachtens in dem immer noch herrschenden


Wertglauben, in der von der Wissenschaft genährten Vorstellung, es hafte den


Waren im allgemeinen und insbesondere
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auch dem Geld eine eigentümliche, Wert zu nennende Eigenschaft an. Allerdings


eine „übernatürliche Eigenschaft“, wie sie Marx nennt, aber immer doch eine


Eigenschaft. Die gesamte Weltwährungsliteratur, die über die ganze Welt verbrei-


tete Marxsche Theorie stehen und fallen mit dieser Vorstellung. Von dieser


Vorstellung bis zu der Annahme, das Geld und vornehmlich das Gold besäße


jene „Wert“ genannte Eigenschaft in ganz besonders unerschütterlicher Form, ist


nur ein Schritt, da jener sogenannte Wert zu den Eigenschaften der Materie Gold


gerechnet wird, und das Gold vor allen anderen Körpern sich besonderer


Unveränderlichkeit rühmen kann.


Verständlich ist es, wenn man bei solchem Glauben eine besondere


Währungspolitik kaum für nötig hält. Erscheint denn nicht auch jedes aktive


Eingreifen des Staates von vornherein als überflüssig und hoffnungslos? Ist der


Wert (einerlei was darunter gedacht ist) einmal als das Wesentliche am Gelde


angesehen und rechnet man diesen sogenannten Wert zu den Eigenschaften
des Goldes, etwa wie das Gewicht zu den Eigenschaften des Eisens gezählt


wird, so ist mit dem Prägen der Münzen, mit der Bestimmung ihres Gewichtes


die Rolle des Staates im Geldwesen erschöpft und erledigt. Wie der Staat das


Gewicht des Goldes nicht beeinflussen kann (spezifisches Gewicht 19,25), so


kann er auch seinen Wert nicht verändern, wenn der Wert wie das Gewicht eine


Eigenschaft des Stoffes ist.


Und tatsächlich hat sich auch die Tätigkeit des Staates überall auf das


Abwägen und Prägen der Münzen beschränkt.


Die Waage, das ist der ganze Verwaltungsapparat des Staates für die weitaus
wichtigste aller staatlichen Verkehrseinrichtungen.


Man wird vielleicht hier einwenden, daß der Staat die Notenbanken, in


Deutschland die Reichsbank, mit der eigentlichen Verwaltung des Geldes beauf-


tragt. Aber worauf könnte sich noch solche Verwaltung beziehen, wenn das


Wesentliche am Gelde der sogenannte Wert, als Eigenschaft des Goldes, der


Beeinflussung durch den Menschen ja von vornherein entzogen ist? Die


Reichsbank teilt die allgemeine Ansicht, es stecke im Gold eine Eigenschaft, die


man Wert nennt, und die das Wesentliche des Geldes ausmacht; und was könn-


te sie da an dieser Eigenschaft verwalten? Zwar existiert ein Verwaltungsrat der


Reichsbank, mit Räten, Direktoren und einem Präsidenten, und man spricht auch


von einer Währungspolitik der Reichsbank. Aber diese Verwaltung hat nur ein


Ziel, die Sicherheit,
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d. h. Einlösbarkeit der Banknoten. Sind die Banknoten genügend mit Gold


gedeckt, so lebt die Bankverwaltung sorglos. Zu den Waren und ihren Preisen


unterhält die Reichsbank ebensowenig Beziehungen wie der Staat. Der ganze


staatliche Verwaltungsapparat des Geldes, die Münze und die Reichsbank, kennt


keine Warenpreise; ihm sind die Beziehungen des von ihm besiegelten Geldes


zu den Waren völlig gleichgültig, und wir wüßten keine aktive Handlung dieses


Verwaltungsapparates zu nennen, die sich mit Bewußtsein auf die Warenpreise


richtete. Nicht eine! Staat und Reichsbank sind in dieser Beziehung vollkommen


von der Wertfiktion beherrscht. [Der Reichsbankpräsident Koch gab eine Sammlung der sich


auf das Geldwesen beziehenden deutschen Gesetze heraus, begleitete sie mit Kommentaren und


einer Einleitung, und in dem ganzen ansehnlichen Buche kommen die Worte Preis und Ware über-


haupt nicht vor.]


Dieser von Staat und Volk geteilte und fast noch unerschütterte Wertglaube hat


für die öffentliche Verwaltung des Geldes den Vorteil, daß alle wirtschaftlichen


Katastrophen, die aus den Veränderungen in dem Tauschverhältnis zwischen


Geld und Waren hervorgehen, allen möglichen Umständen, nur nicht dem Geld


und seiner Verwaltung zugeschrieben werden können. Mit Hilfe der Goldwaage


beweist die Reichsbank, daß an dem Gelde sich nichts verändert, daß Gewicht


und Wert der Münzen von den Hoch- und Niedrigkonjunkturen, von dem Krach,


der Krise, der Arbeitslosigkeit unangetastet geblieben sei.


Wer sich vom Wertglauben hat freimachen können, wer in den Ausdrücken


Wertmaß, eigener Weit, innerer Wert, Wertbewahrer usw. nichts als Phrasen


sieht, wer im Tausch der Waren gegen Geld nicht das Resultat einer beiden


Dingen immanenten Eigenschaft, sondern eine Handlung (oder besser zwei ein-


seitige Handlungen der beiden handelnden Personen) wie jede andere Handlung


sieht, der denkt anders über die Aufgaben des Staates in bezug auf das


Geldwesen.


Für die Wertapostaten ist das Verhältnis des Geldes zu den Waren, das


Tauschverhältnis, die Hauptsache am Gelde. Der Wertapostat verlangt ein festes


Verhältnis zwischen Waren und Geld; und da er die Erfüllung dieses Wunsches


nicht von Eigenschaften des Geldes erwartet, so verlangt er, daß der Staat mit


derber Hand eingreifen soll, wo er bislang mit verschränkten Armen zuschaute.


Der Wertapostat, der nichts von Werteigenschaften des Geldes weiß, sondern im


Tausch zwischen Waren und Geld nur eine Handlung erblickt, verlangt, daß auch


der Staat handeln soll, so oft sich das
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bestehende Verhältnis zwischen Waren und Geld zu verschieben droht. Der


Wertapostat verlangt, daß, wenn die Preise steigen (Hochkonjunktur) der Staat


die Nachfrage nach Ware durch Einzug von Geld dämpfen soll und daß, wenn


die Preise fallen, der Staat die Nachfrage durch Vermehrung des Geldangebots


beleben soll. Der Wertapostat verlangt statt des heute geübten fatalistischen


Zusehens zielbewußtes Eingreifen; er erwartet wirkliche Währung nur von einem


ununterbrochenen, aktiven Regulieren.


Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Geldes


Die Vorteile, die uns die Arbeitsteilung gegenüber der Urwirtschaft bietet, sind


unberechenbar groß. Der Arbeitsteilung verdanken wir es, daß wir uns in man-


chen Dingen über den tierischen Standpunkt erheben konnten, daß wir


Menschen geworden sind. Das Leben der überwiegenden Mehrzahl der


Menschen hängt heute unmittelbar von der Arbeitsteilung ab. Wie der


Bienenstock ohne die Arbeitsteilung undenkbar ist, so würden auch ohne die


Arbeitsteilung vielleicht 99/100 der heutigen Bevölkerung Deutschlands verhun-


gern, der Rest ein kümmerliches tierisches Dasein fristen.


Die Arbeitsteilung bedingt den Austausch der Produkte und hängt von diesem


ab. Sie kann sich nur so weit entwickeln, wie es der Tausch der Produkte ge-


stattet. Die Grenzen der Arbeitsteilung werden durch die Schwierigkeit des


Austausches, des Handels, gezogen. Sonst kann sich die Arbeitsteilung unbe-


grenzt erweitern und vertiefen. Wachsen die Schwierigkeiten des Handels, so lei-


det die Arbeitsteilung, und da die überwiegende Mehrzahl der Menschen heute


nur geteilte Arbeit verrichten kann, so bedeutet Beschränkung der Arbeitsteilung


in der Regel soviel wie Beschränkung der Arbeitsmöglichkeit (Arbeitslosigkeit).


Die Hauptschwierigkeiten des Handels wurden durch das Geld beseitigt. Ohne


das Geld wäre die Ausdehnung der Arbeitsteilung an den Schwierigkeiten des


direkten Tauschhandels gescheitert. Der Mensch fing erst dann an, Geschichte


zu machen, als die Einführung des Geldes ihm gestattete, sich auf die


Arbeitsteilung einzurichten.


Das Geld ist die Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung, und die


Arbeitsteilung steht auf den Schultern des Geldes. Als Vor-    Vorbedingung
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bedingung entwickelter Arbeitsteilung kann man das Geld die Wiege der Kultur


nennen.


Dies muß betont werden, denn nur dann werden wir dem Geldwesen das zu


seinem Verständnis nötige Studium widmen wollen, wenn wir uns überzeugt


haben, daß von ihm und seiner Beschaffenheit unser Wohlergehen, unser


Dasein abhängig ist.


Und es muß dies um so mehr hervorgehoben werden, als die Entwicklung des


Scheck- und Wechselwesens vielfach die Meinung hat aufkommen lassen, das


Geld spiele heute nur mehr eine untergeordnete Rolle. Man vergleicht die 8 Mrd.


Mark, die in Deutschland umlaufen, mit den 80 Milliarden an sonstigem Reichtum


(Häusern, Schiffen, Eisenbahnen) und glaubt an diesem Verhältnis die


Bedeutung des Geldwesens überhaupt ermessen zu können. Das ist aber ganz


und gar verkehrt. Diese 8 Milliarden darf man nicht nach ihrem Betrage bemes-


sen, um ihre Bedeutung zu verstehen, sondern nach der von ihnen verrichteten


Arbeit. Diese acht Milliarden vermitteln einen jährlichen Produktenaustausch von


vielleicht 100 Milliarden, und da der Austausch Vorbedingung der Produktion ist,


so kann man sagen, daß die acht Milliarden an Geld jährlich 100 Milliarden das


Leben geben. Der gesamte Reichtum an Häusern, Maschinen, Eisenbahnen,


Schiffen ist von diesem Standpunkt aus betrachtet eine Gabe des Geldes und


zwar eine periodisch sich wiederholende Gabe. Die Wechsel und Schecks haben


zwar einen Teil des Bargeldes ersetzt, aber ist damit die volkswirtschaftliche


Bedeutung des Geldes nicht noch gewachsen? Gründet der Wechsel, der


Scheck, das gesamte Kreditwesen, sich nicht auf Bargeld, lauten nicht die


Schuldverschreibungen aller Art auf Geld, und stürzt nicht das ganze Gebäude


an Wechseln, Pfandbriefen, Staatsschulden, Obligationen usw. in sich zusam-


men, wenn man ihm das Bargeld, seine Unterlage, entzieht?


Das Kreditwesen hat also die Bedeutung des Geldes nicht vermindert, sondern
im Gegenteil außerordentlich erweitert und vertieft.


Wer sich davon überzeugen will, daß die Vernachlässigung des Geldstudiums,


wie sie heute in allen volkswirtschaftlichen Schriften so auffällig zutage tritt,


durchaus ungerechtfertigt ist, der betrachte Anfang und Verlauf der letzten ameri-


kanischen Krise. In Amerika wurde ein Teil des umlaufenden Geldes vom aufge-


schreckten Publikum dem Verkehr entzogen, und diese Störung des Geldumlaufs


genügte, um die gesamte Volkswirtschaft zum Stillstand zu bringen. Die Arbeits-
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losigkeit, die nach Europa übergegriffen hat, ist eine unmittelbare Folge jener


Störung des Geldumlaufs. Vielleicht wird nun die Krise (die schon fast allgemein


als Geldkrise angesehen wird) die Bedeutung des Geldwesens in ihr rechtes


Licht rücken. Wie hoch man aber auch die Bedeutung des Geldes dabei wird ein-


schätzen lernen, die Gefahr einer Überschätzung liegt nicht vor.


Der Bedarf an Geld


Die Arbeitsteilung bedingt den Austausch der Arbeitsprodukte. Die Produkte


der Arbeitsteilung, die noch auf den Austausch harren, d. h. die den


Konsumenten noch nicht erreicht haben, nennt man Waren, und diese Waren,


die zu ihrer Bewegung das Geld nötig haben, sind es, die das Geld haben auf-


kommen lassen. Je entwickelter die Arbeitsteilung, desto mehr Waren wirft sie


auf den Markt, und um so mehr Geld wird nötig. Den Geldbedarf mißt man also
mit den Waren. Ohne Waren hat das Geld keinen Zweck mehr: Verschwindet die


Arbeitsteilung, so verschwindet auch das Geld. Mit jeder Vermehrung der


Warenzufuhr, mit jeder Erweiterung der Arbeitsteilung wächst der Bedarf an


Geld. Und umgekehrt natürlich.


Wer mit dieser ersten Folgerung aus dem Grundsatz, daß das Geld aus der


Arbeitsteilung hervorgegangen ist, nicht einverstanden ist, der kann sich die Zeit


sparen, dies Buch weiter zu lesen. Denn alles, was jetzt folgt, fußt darauf, daß


Ware und Geldbedarf sich decken, daß man den Geldbedarf nur mit den


Warenzufuhren schützen kann. Wenn wir das Geld, wie es oft geschieht, als


Tauschmittel bezeichnen, so wird die Richtigkeit dieser Folgerungen noch viel


durchsichtiger. Die Arbeitsteilung erzeugt Waren, die Waren bedürfen des


Austausches, und den Tausch vermittelt das Geld, daher der Name


Tauschvermittler. Der Bedarf an Tauschmitteln muß also zusammen mit der


Vermehrung der Tauschobjekte, d. h. der Waren, wachsen. Der Klarheit wegen,


um Mißverständnissen vorzubeugen, werden wir in der Folge, so oft wir daran


denken, das Wort Tauschmittel an Stelle des Wortes Geld gebrauchen. Wer beim


Worte Geld an etwas anderes als an Tausch der Produkte der Arbeitsteilung


denkt, wer das Geld von anderen Gesichtspunkten als von denen des Waren-


Warenaustausch
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austauschs verwaltet wissen will, der wandelt auf Irrwegen; und jeder kann ihm


Mißerfolg prophezeien, ganz einerlei ob es sich um einen Kaufmann, Politiker,


Staatsmann oder Währungsforscher handelt. Sie alle sind auf Holzwegen, wenn


sie den Geldbedarf anders als mit den Warenzufuhren messen. Folgerichtig,


theoretisch wie praktisch kann das Geld nur vom Standpunkt der Ware und ihrer


Erzeugerin, der Arbeitsteilung, aus beurteilt werden, denn aus der Arbeitsteilung


und ihren Produkten, den auf den Austausch harrenden Waren, ist der


Tauschvermittler, das Geld, hervorgegangen.


Man spricht vom Geldbedarf des Staates, der Unternehmer, der Notleidenden,


aber daß es sich da um etwas anderes als um Geldbedarf im währungstechni-


schen Sinne handelt, sieht man sofort, wenn an Stelle des Wortes Geld das


andere Wort Tauschmittel gesetzt wird. Denn weder Staat noch Unternehmer


noch Notleidende wollen etwas für das Geld in Tausch geben. Bei den


Unterhandlungen erkundigt sich der Staat, der Unternehmer auch nicht nach


dem Tauschverhältnis, sondern nach dem Zins. Sie wollen borgen, nicht tau-


schen. Aus ihren Bedürfnissen heraus wäre niemals das Geldwesen entstanden.


Der wirkliche Geldbedarf kommt von dem Besitz in Ware her, der Geldbedarf des


Staates und der Unternehmer aber kommt vom Mangel an Waren. [Sie borgen das


Geld, um sich damit Waren, die sie brauchen, zu verschaffen (Kreditbedarf).]


Für die Währungstechnik scheidet somit der Geldbedarf der Borger aus den zu


berücksichtigenden Dingen aus. Für die Währungstechnik ist der Geldbedarf der


Borger ebenso unmaßgeblich wie der der Bettler und Studenten. Die


Währungstechnik soll zu den Borgern und dem Zinsfuß keinerlei Beziehung


unterhalten.


Die Ware allein, die den Bedarf an Tauschmitteln erzeugt hat und so dem


Gelde Leben einflößt, soll in der Währungstechnik berücksichtigt werden. Das


Geld soll als das, was es ist, als Tauschmittel verwaltet werden, und den


Geldbedarf messen wir dann allein mit den Warenzufuhren. Die Geldborger


mögen sich an die Geldverleiher wenden oder mögen sich die Waren, die sie


kaufen wollen, direkt leihen. Mit der Währung, mit der Verwaltung des


Tauschmittels haben ihre Bedürfnisse nichts zu tun.
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Das Maß des Geldbedarfes


Entspringt der Bedarf an Tauschmitteln aus der Arbeitsteilung und ihrem


Produkte, der Ware, so kann auch allein die Ware das Maß dieses Bedarfes an


Tauschmitteln geben. Viel Ware, viel Bedarf an Tauschmitteln; wenig Ware,


wenig Bedarf an Tauschmitteln.


Das Verhältnis des Bedarfes an Tauschmitteln zu dem Mittel der Befriedigung


dieses Bedarfes, dem Gelde also, das Maß des Geldbedarfes, wird durch die


Preise offenbart. Steigen die Preise, d. h. erhält man für dieselben Waren mehr


Geld als sonst, so zeigt das, daß mehr Geld oder weniger Ware angeboten wird


als vorher. Fallen die Preise, so beweist das, daß mehr Ware oder weniger Geld


angeboten wird.


Mit der Feststellung, daß es sich hier um ein Verhältnis handelt, hat man sich


aber nie begnügen wollen. Man hat nach dem Schuldigen gefahndet, wenn das


bestehende Verhältnis eine Störung erfuhr, und vor dem „inneren Wert des


Tauschmittels“ ersterbend, hat man nicht gewagt, von einem Zuviel oder Zuwenig


an Geld zu sprechen, sondern die Schuld (!) bei den Waren gesucht und diesen


eine Anpassung an das Tauschmittel zugemutet.


Aber bei dieser Auffassung wird vergessen, daß die Ware das Primäre, das


Tauschmittel das Sekundäre ist. Im Anfang war die Arbeitsteilung, diese zeugte


die Ware, die Ware aber zeugte den Bedarf an Geld, an Tauschmitteln.


Darum muß sich auch das Tauschmittel der Ware anpassen, und die gegen-


teilige Ansicht muß mit ebensolcher Entschiedenheit zurückgewiesen werden wie


etwa die Behauptung, der Schuh drücke, weil der Fuß zu groß und nicht weil der


Schuh zu klein sei. Wie der Schuh dem Fuß, das Werkzeug der Arbeit, die


Eisenbahn dem Verkehr angepaßt werden muß, so soll sich auch das


Tauschmittel dem Bedarf an Tauschmitteln anschmiegen.


Auch aus rein praktischen Gründen kommt man zu der gleichen Forderung;


denn das Angebot von Waren dem Angebot von Geld anpassen heißt, die


Fabriken schließen, die Äcker brach liegen lassen, die Arbeiter dem Hunger aus-


setzen, während umgekehrt die Anpassung des Tauschmittels an den Bedarf 


(d. h. die Ware) nur Einzug und Ausgabe von Geld verlangt.


Dies muß hier mit um so mehr Nachdruck betont werden, als die


Währungspolitik aller Länder keinen Zweifel aufkommen läßt, daß die Ansicht,


die Warenproduktion habe sich dem Geldangebot anzupassen, ganz allgemein


verbreitet ist.
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Die Frage, ob der Mann hinkt, weil das eine Bein zu groß oder das andere zu klein ist, kann, ohne


weitere Elemente in die Gleichung zu bringen, nicht entschieden werden. Betrachten wir aber den


Mann und finden, daß das lange Bein zu seiner sonstigen Figur die normale Größe hat, so ist es klar,


daß das kurze Bein unnormal, fehlerhaft, zu klein ist. Ebenso verhält es sich mit den Waren und


Preisen. Arbeitsteilung und Warenangebot stehen immer in einem normalen, natürlichen Verhältnis


zueinander, denn beide wachsen und schwinden immer gleichzeitig. Das Geld dagegen kann sich


nicht direkt auf die Arbeitsteilung berufen, denn es wird nicht unmittelbar von dieser, sondern mittel-


bar durch den Staat erzeugt. Paßt also das Geld nicht auf die Waren, so ist es das Geld, das zu klein


oder zu groß ist, und zwar nicht mehr im Verhältnis zur Ware allein, sondern zum


Gesamtorganismus, der Arbeitsteilung.


Da das Geld das Tauschmittel aller Waren ist und das Tauschverhältnis der


Waren untereinander fortwährenden Veränderungen unterworfen ist, so läßt sich


die Frage, wie denn überhaupt Veränderungen im Tauschverhältnis zwischen


Waren und Geld gemessen werden können, nicht mit einzelnen Preisen beant-


worten, denn während z. B. Eisen im Preise steigt, können die Kartoffeln im


Preise fallen. Zugleich ist zu beachten, daß es nicht einerlei ist, ob z. B. der


Weizen, der in ungeheuren Massen auf den Markt kommt, Preisänderungen


erfährt, oder etwa der Pfeffer, an dessen Preis nur die Krämer mit kaum 1/1000


ihres Kapitals interessiert sind.


Will man also feststellen, ob und inwieweit das Tauschverhältnis zwischen Geld


und Waren sich verschoben hat, so muß man möglichst viele Preise notieren und


die einzelnen Waren nach ihrer Bedeutung klassifizieren, so daß die einzelne


Ware das Resultat nach Maßgabe ihrer Bedeutung beeinflußt.


So gelangt man zu den sogenannten Indexzahlen, wie sie z. B. der


„Economist“ in London periodisch veröffentlicht. Je größer die Zahl der zur


Statistik herangezogenen Waren ist, je sorgfältiger die relative Bedeutung der


einzelnen Waren abgeschätzt wird, um so mehr wird das Resultat der


Wirklichkeit nahekommen, und man kann annehmen, daß diese Methode für die


Praxis ausreichende Resultate geben würde.


Wenn man aber gewissenhaft vorgehen will und nach einem mathematisch


genauen Maß strebt, so kann man von Zeit zu Zeit, etwa alle Jahre einmal, die


große, allgemeine Preisermittelung vornehmen nach der Methode, die im letzten


Teil dieser Schrift beschrieben wird (s. S. 71).
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Wie man den Geldbedarf nicht messen soll


Volkswirtschaftlich betrachtet hat das Geld nur eine Verwendung, nämlich die


seinem Zwecke entsprechende als Tauschmittel. Das schließt nicht aus, daß das


Geld privatwirtschaftlich andere Verwendungen findet, die seiner volkswirtschaft-


lichen Bestimmung vollkommen fremd sind. So z. B. werfen die Goldschmiede


die Münzen, die der Staat mit Unkosten für den Verkehr hat prägen lassen, in


den Schmelztiegel, um daraus Uhrketten zu machen. Das ist offenbar ein


Mißbrauch, der nur darum nicht bestraft wird, weil er sich nicht vermeiden läßt.


Es ist ein Mißbrauch, weil die Goldschmiede das Geld nicht seiner Bestimmung


entsprechend als Tauschmittel, sondern als Rohstoff für ihr Handwerk gebrau-


chen.


Und so kann man es immer Mißbrauch nennen, wenn das Geld anders denn


als Tauschmittel gebraucht wird. So ist die Verwendung des Tauschmittels als


Sparmittel, als Spekulationsinstrument, als Spielmarke (Lotterie) usw., volkswirt-


schaftlich betrachtet, Mißbrauch des Geldes.


Solange die Volkswirtschaft nicht unter diesem Mißbrauch zu leiden hat, kann


man ja mit Geduld der Sache zusehen, aber auf keinen Fall darf man dulden,


daß die Bedürfnisse der Sparer, der Spieler und Spekulanten als Maßstab für


den Bedarf an Geld, an Tauschmitteln angesehen werden.


Trotzdem geschieht dies allgemein. Wenn es z. B. heißt, daß die Borger,


Unternehmer, Spekulanten, Haussiers, Kaufleute mit der Unterbringung ihrer


Anleihen auf wachsende Schwierigkeiten stoßen und daß darum der Zinsfuß


gestiegen sei, so folgert man, daß es an Geld (Tauschmitteln) fehlt, und fordert,


daß die Emissionsbanken mehr Tauschmittel drucken oder prägen sollen, damit


der Zinsfuß gedrückt werde.


Und es ist nicht nur der Laie, der so denkt und urteilt, nein, sogar die


Emissionsbanken, die berufenen Hüterinnen der Währung, teilen nur zu oft 


solche Ansichten. Und wenn sie bei steigendem Zinsfuß dem öffentlichen


Drängen nachgeben und die Emissionen vermehren, so geschieht dies nicht


etwa, weil sie nicht den Mut haben, diesem Drängen zu widerstehen, sondern


weil sie selbst der Ansicht sind, steigender Zinsfuß beweise einen Mangel an


Geld, an Tauschmitteln. Hat nicht Karl Helfferich, s. Z. Mitglied des Reichbank-


direktoriums, in der „Nation“ vom 24. März 1900 direkt den Zweifel ausge-


sprochen, „ob wohl jemand im Stande wäre, den
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Nachweis zu liefern, ob die steigenden Diskontsätze eine Erhöhung des


Geldwertes oder ob die steigenden Preise einen Rückgang des Geldwertes


bedeuten!“ (Was mag wohl hier „Geldwert“ bedeuten?)


Dieser Satz ist ein klassisches Beispiel für die Verheerungen, die der


Wertglaube selbst in widerstandsfähigen Köpfen anzurichten vermag. Helfferich
glaubt an den Wert, er spricht von „innerem Werte“, vom Wertbewahrer, von der


Wertbeständigkeit. Er behauptet, daß „unsere Goldwährung in bezug auf


Wertbeständigkeit“ allen Anforderungen, welche an ein gesundes Geld zu stellen


sind, in hervorragendem Maße entspricht (s. Helfferich: Die Währungsfrage, 


8. 46). Und dann drückt er den Zweifel aus, ob überhaupt jemand imstande sei,


die Frage zu beantworten, ob die Schwankungen der Warenpreise auf


Geldwertschwankungen hinweisen!


Wie kann man sich für die Goldwährung entscheiden, solange man noch von


solchen Skrupeln geplagt wird? Nehmen wir an, Helfferichs Frage würde in dem


Sinne entschieden, daß die Schwankungen des Diskontosatzes Schwankungen


des Geldwertes (einerlei was darunter verstanden wird) bedeuten, so wäre ja die


behauptete Wertbeständigkeit des Goldes vor aller Augen entlarvt – denn der


Diskontosatz ist in den letzten Jahren von 3 auf 71/2%, also auf das Doppelte


gestiegen und gefallen. Nehmen wir an, Helfferichs Frage wäre in dem anderen


Sinne beantwortet worden, nämlich, daß die Schwankungen der Warenpreise


Schwankungen des Geldwertes beweisen, wo bliebe auch dann wieder die


behauptete Wertbeständigkeit des Goldes? (Einerlei was darunter gemeint wird.)


Denn diese Warenpreise haben in den letzten Jahren auch um wenigstens 25%


geschwankt. In solche unentwirrbaren Widersprüche verstricken sich die


Wertgläubigen auf Schritt und Tritt. Ja man kann sagen, daß die volkswirtschaftli-


chen Leitsätze nur darum in Sackgassen verlaufen, weil sie von einem Trugbilde,


dem Wertglauben, ausgehen. Ehe dieser Wertglaube nicht mit Stumpf und Stiel


ausgerottet worden ist, ist an eine vernunftgemäße öffentliche Verwaltung des


Geldes nicht zu denken.


Die Begriffsverwirrung, die sich in Helfferichs Zweifel [Es ist aber schon ein erfreu-


licher Fortschritt, daß Helfferich in seinen Betrachtungen bis zu diesem Zweifel vorgestoßen ist;


andere Währungstheoretiker, die auch vom sogen. Wert ausgehen, werden in diesem Zweifel schon


eine schwere Ketzerei erblicken.] offenbart, wird sinnfällig, wenn wir an Stelle des


Wortes Geld das beschreibende Wort Tauschmittel setzen. Wie kann man bei


steigen-


steigendem
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dem Diskontosatz von steigendem Bedarf an Tauschmitteln sprechen? Bei


Darlehen spricht man von Diskonte, aber bei Darlehen werden keine Waren


getauscht.


Man gibt Geld her und erhält bei Verfall des Darlehens Geld zurück. Ein


Tausch ist das nicht, und darum ist auch ein Tauschmittel überflüssig. Nehmen


wir an, die Darlehen würden statt in dem aus Bequemlichkeit vorgezogenen


Gelde in Realkapital, etwa Weizen, Bier oder Kattun gemacht, und der Zins wäre


dementsprechend in Realien zahlbar abgemacht. Nehmen wir an, der Zinsfuß


stiege nun von drei auf sechs Pfund Weizen, Bier oder Kattun für 100 Pfund per


Jahr, also auf 6% würde solch hoher Zinsfuß auch auf eine „Erhöhung des


Geldwertes“ hindeuten? (Einerlei, was unter Geldwert zu verstehen ist.)


Die Verkehrtheit solcher Ansichten (natürlichen Ausflüssen des Wertglaubens)


läßt sich noch auf vielen anderen Wegen nachweisen, doch am besten wird sie


uns die Praxis zeigen.


Wäre nämlich hoher Zins Beweis eines Geldmangels und wäre es möglich, mit


Hilfe einer Vermehrung des Geldumlaufs einem weiteren Steigen des Zinsfußes


vorzubeugen, so müßte doch vermehrter Geldumlauf mit fallendem Zinsfuß und


verminderter Geldumlauf mit steigendem Zinsfuß der Regel nach zusammenfal-


len. Das Gegenteil ist aber der Fall. Die Geschichte des Zinsfußes [Geschichtliche


Tatsachen findet man in Gustav Billeter: Die Geschichte des Zinsfußes im Griechisch-Römischen


Altertum bis auf Justinian, Georg Wiebe: Geschichte der Preisrevolution des 16. und 17.


Jahrhunderts, Adam Smith: Inquiry into the causes etc. In einer übersichtlichen Tabelle verarbeitet fin-


det man dieses Material in Silvio Gesell: Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag.] beweist uns, daß der Zinsfuß gestiegen ist, so oft und so lange der


Geldumlauf vermehrt wurde und zwar ganz einerlei, ob der Geldumlauf durch


vermehrte Prägung, durch vermehrten Druck, verdünnte Legierungen oder ver-


größerte Umlaufgeschwindigkeit vergrößert wurde. Der Zinsfuß stieg und erreich-


te eine ganz ungewohnte Höhe, als die Räuberbande Pizarros Europa mit Gold


überschwemmte; er stieg, als die kalifornischen Goldschätze ausgemünzt wur-


den; er stieg, als man in Deutschland in den erbeuteten Milliarden schwelgte.


Und nicht allein bei Metallmünzen stieg der Zinsfuß mit jeder Vermehrung des


Umlaufs, auch das Papiergeld zeigte dieselbe Erscheinung. Als Law
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in Frankreich die Kaufleute mit Papiergeld zu sättigen versuchte, stieg der


Zinsfuß, als die große Revolution den heute noch immer wieder auftauchenden


und unausrottbaren Wahngedanken zur Tat werden ließ und den „Grund und


Boden“ in Assignatenform (Bodennoten) „ausmünzte“, stieg der Zinsfuß, und er


stieg auch, als Dr. Koch den Zinsfuß durch vermehrte Notenausgabe niederzu-


halten versuchte.


Und umgekehrt.


Der Zinsfuß fiel noch zur Zeit der Römerherrschaft, als die Goldzufuhren aus


Afrika nachließen und die spanischen Silberminen sich erschöpften. Er fiel in bei-


den Fällen, als die Schätze Montezumas und die kalifornischen Minen erschöpft


waren; er fiel, als nach dem deutschen Milliardenrausch sich der Katzenjammer


in Form von Goldexport einstellte.


Und der Zinsfuß ist jetzt von seiner Ende 1907 erreichten stolzen Höhe auf


einen sehr bescheidenen Stand gefallen, während gleichzeitig durch Einzug von


Noten und durch das Brachliegen bedeutender Barsummen der Geldumlauf


erheblich eingeschränkt wurde.


Warum übrigens der Zinsfuß steigen muß, wenn man ihn durch vermehrten


Geldumlauf herabzudrücken sucht, ist leicht zu erklären: Der Kaufmann


(Unternehmer, Spekulant) kann Geld, auch geborgtes, nutzbringend verwenden


(anlegen), solange er hofft, daß er das, was er mit dem geborgten Geld kauft, vor


dem Verfall des Wechsels über den Einstandspreis verkaufen kann, und diese
einzige Bedingung des kaufmännischen Geldbedarfes ist erfüllt, solange die


Preise steigen, was wiederum eintreten muß, so oft und so lange das


Geldangebot mit den Noten der Bank (oder sonstwie) vermehrt wird. Mit dem


Gelde, das die Notenbanken fabrizieren und durch Wechseldiskont in Umlauf


setzen, vergrößern sie die Nachfrage auf den Warenmärkten, und die vermehrte


Nachfrage treibt naturgemäß die Preise hoch. Die Emissionsbanken bereiten


also mit ihren Noten den Boden für Differenzen a la hausse, denn sie treiben


selbst die Preise hoch und erfüllen damit die einzige Bedingung des kaufmänni-


schen privatwirtschaftlichen Geldbedarfes.


Je mehr Geld die Emissionsbanken und die Goldminen ausgeben, desto grö-


ßer wird die Nachfrage nach käuflichen Dingen, desto größer wird auch die


Differenz zwischen Einstandspreis und Erlös, desto mehr wecken sie die speku-
lative Kauflust, und desto mehr werden die Banken um Geld bestürmt werden.


Man
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kauft für 100 mit der Aussicht (die die allgemeine Preistreiberei fast zur


Sicherheit macht), das Gekaufte vor Verfall des Wechsels über 100 zu verkau-


fen. Und da das Gewinnbedürfnis keine Grenzen kennt und die Vergrößerung


der Umsätze nur den Gewinn vergrößern kann, so sucht jeder seine Umsätze zu


vermehren, bis er irgendwo an eine Grenze stößt, und das ist einfach die Grenze


seines Kredites.


Die Emissionsbank kann also den Geldhunger [Dieser Geldhunger ist etwas rein per-


sönliches, aus privatwirtschaftlichen Erwägungen und Interessen entspringend, und ist darum scharf


zu unterscheiden von dem volkswirtschaftlichen Geldbedarf, den die Ware darstellt.] mit ihren
Noten nur reizen und wecken, niemals kann sie ihn stillen.


Und daß diese Erscheinung nicht eine Eigentümlichkeit der Banknoten, son-


dern vielmehr eine Begleiterscheinung des Geldes überhaupt, des Metall- wie


des Papiergeldes ist, können wir an folgender Annahme ermessen.


Setzen wir den Fall, die Nachricht verbreite sich plötzlich, es wäre irgendwo in


Asien, unter der Eisdecke Sibiriens, unter den Sandhügeln Thibets ein neues


Dorado entdeckt worden, das an Ausbeute alles Dagewesene in den Schatten


stellt. Nehmen wir an, diese Nachricht werde durch die Ankunft einer


Schiffsladung Gold auch bestätigt.


Würde eine solche Nachricht, die eine baldige und gewaltige Vermehrung des


Geldumlaufes in Aussicht stellt, die Gesuche um Wechseldiskont bei den


Emissionsbanken vermindern oder vermehren? Wären die Emissionsbanken im


Rechte mit ihrer Annähme, daß sie den Geldhunger mit mehr Geld stillen kön-


nen, so müßte man auch schließen, daß mit der Ankunft des sibirischen Goldes


der Geldhunger befriedigt werde, daß die Gesuche um Wechseldiskont sofort


nachlassen müßten. Und doch kann nur das Gegenteil eintreten.


Es ist klar, daß an dem Tage, wo die Nachricht von neuen, großen Goldfunden


sich bestätigt, jeder sofort mit einer neuen gewaltigen sogenannten


Hochkonjunktur rechnen wird, daß sich bei allen, groß und klein, bei Kaufleuten,


Privaten, Unternehmern, Spekulanten, Spielern und Rentnern eine lebhafte


Kauflust zeigen wird, daß jeder, um mit möglichst großen Beständen an der


erwarteten Hausse beteiligt zu sein, so viel an Waren, Vorräten, Aktien,


Rohmaterial, Grundstücken (mit alleiniger Ausnahme der festverzins-


festverzinsliche
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lichen Papiere), kaufen wird, wie es seine Barmittel und sein Kredit gestatten.


Es ist sonnenklar für alle, daß die erste Ladung Gold, die das neue Dorado in


der Münze abliefert, von einem kolossalen Andrang von Wechseln begleitet sein
wird, die den Emissionsbanken zum Diskont vorgelegt werden.


Und je mehr Gold hereinströmt, desto größer wird auch der Zudrang zu den


Schaltern der Emissionsbanken sein, und wenn die Münzstätten mit Überstunden


arbeiten, so müssen auch die lithographischen Pressen der Emissionsbanken


schneller rotieren, um die Banknoten zu liefern für den neuen, großen, spekulati-
ven Geldhunger, der mit der Vermehrung des Geldbestandes sich einstellt.


Wenn wir auch die Welt mit einer Goldschicht überziehen könnten, so würde


darum doch der Geldhunger nicht gestillt werden, und die Emissionsbanken


müßten die Goldschicht noch mit einer Schicht Banknoten überziehen, ohne


doch die Genugtuung zu haben, den Geldhunger gestillt zu sehen. Nirgends gilt


das Sprichwort so absolut wie hier: „L’appetit vient en mangeant“. Und umge-


kehrt natürlich


Nehmen wir an, daß an Stelle der Nachricht von dem Auffinden eines neuen


Dorado das Gerücht sich verbreiten würde, die chinesische Regierung habe


beschlossen, die Silbermünzen einzuziehen (wie es seinerzeit das Deutsche


Reich tat) und dafür goldene Münzen in Verkehr zu setzen, und daß zu dem


Zwecke eine Goldanleihe in Europa von X Milliarden beschlossen wurde (wie es


Rußland, Italien usw. getan haben), die mit dem „inneren Wert“ der eingezoge-


nen Silbermünzen garantiert sei.


Nehmen wir an, die Anleihe wäre auch gezeichnet worden und die erste


Milliarde Gold sei schon nach Peking abgegangen. Nach der der Emissionspolitik


zu Grunde liegenden Ansicht müßte nun eine große Nachfrage nach Banknoten


sich einstellen, um das abwandernde Gold zu ersetzen.


Und doch ist es auch hier wieder klar, daß dieser neue gewaltige Sieg der


Goldwährung, die Niederreißung der chinesischen Silbermauer, bei Kaufleuten,


Unternehmern, Spekulanten usw. den Glauben an einen durch die Golddrainage


hervorgerufenen Preisrückgang aller Waren, Aktien, Grundstücke erwecken, daß


jedermann sich beeilen würde, alles Verkäufliche abzustoßen, um mit möglichst


geringen Beständen an den von der Baisse erwarteten Verlusten
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beteiligt zu sein. Es ist klar, daß wenn alle nur an das Verkaufen, niemand an


Kauf und Unternehmungen denkt, daß wenn jeder erwartet, alle Waren würden


morgen billiger als heute und übermorgen noch billiger sein, das Geld kaufmän-
nisch überhaupt nicht mehr angelegt werden kann und daß infolgedessen nie-


mand Geld von der Notenbank verlangen wird. Wenn Geld außer Land geht und


die Preise sinken, dann ist auch der Rest des Geldbestandes privatwirtschaftlich,
kaufmännisch unbrauchbar. Das Geld kann überhaupt nur solange kaufmännisch


umlaufen (benutzt werden), als es in mindestens genügender Menge vorhanden


ist und angeboten wird, um die Warenpreise auf gleicher Höhe zu erhalten.


Genug, oder nichts.


Eben in der Baissezeit lesen wir in der Frankfurter Zeitung vom 6. Februar 1909: „ ... es ist buch-


stäblich nicht möglich, für die flüssigen Gelder Unterkommen zu finden.“


Dies ist wohl die Beobachtung, die zu den merkantilistischen Übertreibungen


führte. Sie bildet auch den Grundstock des bimetallistischen Arsenals. Die


Bimetallisten behaupten immer, daß die Anhäufung des Goldes in den Banken


ein Beweis des Geldmangels sei, während die Anhänger der Goldwährung diese


Goldbestände als Geldüberschuß ansahen. Die Erfahrung gab aber den


Bimetallisten recht, denn als die afrikanischen Goldfelder anfingen, große


Goldmassen auf den Markt zu werfen, da vermehrten sich die Bankbestände


nicht (was der Theorie der Goldleute doch entsprochen hätte), sondern wurden


sofort vom Handel reklamiert.


Die Emissionsbanken betreten somit einen Circulus vitiosus, wenn sie den bei


jeder Hausse sich einstellenden privatwirtschaftlichen Geldhunger als Geldbedarf


im volkswirtschaftlichen, währungstechnischen Sinne ansehen und diesen


Privatbedarf mit volkswirtschaftlichen Mitteln zu decken suchen. Dieser Bedarf


ist, wie das Faß der Danaiden, bodenlos, seiner ganzen anatomischen Struktur


nach unersättlich.


Man sieht hier deutlich, zu welchen Widersprüchen es führt, wenn die


Emissionsbanken nicht zwischen privatwirtschaftlichem Geldhunger und volks-


wirtschaftlichem Bedarf an Tauschmitteln zu unterscheiden wissen, und es lohnt


sich bei der außerordentlichen Bedeutung dieser Widersprüche, das Spiel der


Kräfte, die hier in Aktion treten, näher zu betrachten, denn es ist klar, daß eine


Wendung in dieser verkehrten Währungspolitik erst dann eintreten wird, wenn


ihre Verkehrtheit nicht allein erfahrungsgemäß, sondern auch begrifflich erkannt


worden ist.
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Aus irgendeinem Grunde, deren es ja im heutigen Geldsystem unzählige gibt,


steigen die Preise, und die Preissteigerung erweckt die kaufmännische, speku-


lative Kauflust. Die Kaufleute suchen Geld, um kaufen zu können, und die


Geldverleiher erhöhen der steigenden Nachfrage entsprechend ihre


Forderungen. Der Zinsfuß steigt.


Nun erscheinen die Emissionsbanken auf dem Plane und sagen:


Der Zinsfuß steigt; das beweist, daß es an Geld (an Tauschmitteln!) fehlt, und


wir haben satzungsgemäß die Aufgabe zu erfüllen, die Schwankungen im


Geldbedarf durch Notenausgabe auszugleichen. Wir haben also jetzt einzugrei-


fen, wir müssen diesem wachsenden Bedarf an Geld ein vermehrtes Angebot


entgegenwerfen, wir müssen mit unseren Noten den Zinsfuß herunterdrücken.


Man würde uns Vorwürfe machen, wenn wir das nicht täten.


Und sie geben allen, die Zins und Sicherheit bieten, nach Bedarf mit vollen


Händen. Mit diesen neuen Noten erhöhen aber die Kaufleute die Nachfrage auf


den Märkten und Börsen, treiben die Preise hoch, vergrößern die Differenzen a


la hausse, nähren damit die Kauflust, erwecken neuen Hunger nach Geld, trei-


ben den Zinsfuß weiter in die Höhe, was die Emissionsbank zu neuen


Notenausgaben veranlaßt. (Schraube ohne Ende.)


Jedoch im System der Goldwährung ist die Notenausgabe scharf begrenzt


durch die Metalldeckung (zumeist Dritteldeckung). Ist diese Grenze erreicht, so


ist es aus mit den Emissionen. Ist es aber aus mit den Emissionen, so ist es


auch aus mit der Nachfrage auf den Märkten, aus mit den Differenzen a la


hausse, aus mit der Kauflust, aus mit dem privatwirtschaftlichen Geldhunger. Ist


es bekannt geworden, daß die Emissionsbank die Dritteldeckung erreicht hat, so


weiß man auch, daß die Geldquelle versiegt ist, und alle, die noch gestern nicht


wußten, wie sie ihren Hunger nach käuflichen Dingen stillen sollten, sind plötzlich


satt, zum Erbrechen satt. Ist der erste und wichtigste Haussier, die Notenbank,


einmal ausgeschaltet, so kippt auch sofort die Hausse in Baisse um, und alle, die


noch gestern Käufer waren, verwandeln sich in Verkäufer, und wer Geld hat, der


sucht es nicht mehr in Waren, sondern in dem Gegenteil – in Geldforderungen –


anzulegen. Die kapitalkräftigen Käufer verwandeln sich in Geldverleiher. Aber


Geld sucht jetzt niemand mehr, höchstens noch solche, die in der Klemme sind.


Der Zins fällt dann nicht etwa, weil zu viel Geld angeboten wird (die Baisse
beweist, daß das nicht sein kann), sondern weil es an Geld fehlt, um den
Geldhunger länger zu unterhalten.
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Weil die Emissionsbank unfähig ist, ihre tollen Versuche, den Zinsfuß durch


Notenausgabe zu drücken, noch länger fortzusetzen – darum fällt der Zins.


Warum aber die Preise nicht die mit Hilfe der Noten erstürmte Höhe behaupten


können, warum auf die Hausse die Baisse, der Krach, folgen muß, das soll nun


gezeigt werden.


Der Rückfluß der Banknoten – Eine Notwendigkeit der


Stückelung und der industriellen Brauchbarkeit des Goldes


Es sind in der Regel verschiedene Ursachen, die in- und durcheinander grei-


fend, die Banknoten zur Quelle zurücktreiben. Der größeren Klarheit wegen 


wollen wir aber diese Ursachen getrennt voneinander behandeln.


Es sei hier zunächst daran erinnert, daß jeder Wechsel, den die


Emissionsbank diskontiert, eine Verschlechterung des Deckungsverhältnisses


bedeutet, einerlei ob der Wechsel mit Noten oder mit Gold bezahlt wird. Das


Deckungsverhältnis ist ein Bruch, dessen Zähler der Goldbestand, dessen


Nenner die ausgegebenen Noten sind (Gold: Noten). Der Ankauf eines Wechsels


bedeutet bei Bezahlung in Gold eine Verkleinerung des Zählers, bei Bezahlung in


Noten eine Vergrößerung des Nenners. In beiden Fällen eine Verkleinerung des


Bruches, jedoch mit dem Unterschied, daß eine Bezahlung in Gold stärker ins


Gewicht fällt als eine Bezahlung in Noten gleichen Betrages. Der Nenner darf ein


Vielfaches, gewöhnlich das Dreifache des Zählers betragen, so daß im äußer-


sten Fall die Bezahlung in Gold dreimal so schwer ins Gewicht fällt wie die


Bezahlung in Noten und erst die dreifache mit Noten gekaufte Wechselmenge


die gleiche Schwächung der Bank bewirkt wie der mit Gold gekaufte Wechsel.


Doch um eine Verschlechterung handelt es sich immer.


Wird nun bei Erreichung der Dritteldeckung (und zu dieser hin wird die


Notenbank durch die Hausse immer getrieben) der Notenbank Gold entzogen, so


muß sie, um die gesetzliche Dritteldeckung aufrecht zu erhalten, für jede Mark,


die man ihr in Noten zur Einlösung vorzeigt, eine Mark in Gold ausgeben und


noch zwei Mark
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in Banknoten einziehen, was sie durch Verkäufe aus dem Wechselbestand


bewirkt.


Der Fall aber, daß der Emissionsbank ein Teil der von ihr im Übermaß


(Hausse) ausgegebenen Noten zur Einlösung vorgezeigt wird, muß mit


Notwendigkeit über kurz oder lang eintreten, und zwar


1. Der Stückelung wegen, weil der Verkehr nicht unbegrenzt viele Banknoten


ohne entsprechende Mengen Kleingeld (Zehn- und Zwanzigmarkstücke) aufneh-


men kann. Nehmen wir an, daß bei einem Münzumlauf von vier Milliarden zwei


Milliarden in Noten von 100 Mark und darüber ausgegeben wären und daß dies


das richtige Mischungs- und Stückelungsverhältnis für den Verkehr sei, so wür-


den bei einer Vermehrung des Notenumlaufes auf acht Milliarden und unverän-


derter Münzmenge zwei Milliarden an Münzen fehlen. (Der Umstand, daß die


Hausse die Münzen und auch die Noten verkleinert, bleibe hier unberücksichtigt.)


Nun kann man allerdings annehmen, daß das Stückelungsverhältnis durchaus


kein starres ist, und daß die Emissionsbank, wenn sie es wünscht und sie die


Unterstützung der sonstigen Banken und der Staatskassen hat, sehr wohl größe-


re Mengen Noten in den Verkehr preßen kann.


Aber schließlich kommt doch der Moment, wo der Verkehr mit Banknoten von


100 Mark, 5 Pfund Sterling, 100 Franken und darüber gesättigt ist, wo darum


jede neue Note zur Quelle zurückkehren muß, um gegen Kleingeld umgetauscht


zu werden. Diese zur Bank zurückströmenden Noten treffen die Bank dann um


so schwerer, je näher sie sich mit diesen Noten der Dritteldeckung gegenüber


befindet.


Würden diese nicht zur Stückelung passenden Noten immer gleich und in dem-


selben Verhältnis wie sie ausgegeben werden, zurückfließen, so wüßte die Bank,


wie es mit der Aufnahmefähigkeit des Marktes steht und könnte dann danach


handeln.


Aber es ist nicht so. Die Haussespekulation arbeitet in der Regel in großen


Beträgen, und der Bequemlichkeit wegen verlangt sie das Geld in großen


Abschnitten. Diese treiben sich dann im Großverkehr, bei Großkapitalisten,


Banken, Grundstücksspekulanten usw., Gelegenheitsgeschäfte abwartend, 


längere Zeit herum und kommen nur allmählich in den Kleinverkehr, wo erst ihr


Umlauf auf Schwierigkeiten stößt und diese den Umtausch gegen Kleingeld 


veranlassen.


Es vergeht also Zeit zwischen der Ausgabe und dem Rückfluß der Banknote,


und dadurch wird die Bank über die Aufnahmefähigkeit des Marktes getäuscht. 


In dieser Zwischenzeit gibt sie weiter
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Noten aus, nähert sich immer mehr der Dritteldeckung, und wenn dann die


Noten zur Einlösung vorgezeigt werden, dann verursachen sie der Bank um so


mehr Verlegenheit, je mehr Zeit zwischen Ausgabe und Rückfluß verstrichen ist.


Dieser Rückfluß der Noten geschieht aus rein zahlungstechnischen Gründen,


nicht etwa weil ein Überfluß an Tauschmitteln vorhanden ist. Es herrscht nur ein


Mißverhältnis in der Stückelung, im Verhältnis zu großen Stücken Mangel an


Kleingeld; in Ländern, wie in Nordamerika, wo Noten in jedem Betrag bis herab


auf einen Dollar ausgegeben werden, findet ein solcher Rückfluß natürlich nicht


statt. Von Geldüberfluß kann jetzt, nachdem die Hausse alle Preise ergriffen hat,


keine Rede mehr sein, da ja mehr Geld nötig ist, um die gleichen Waren umzu-


setzen, als vor der Hausse. Und was das Geld an Verschleißkraft eingebüßt, das


muß die größere Menge ersetzen. Statt 100 gehören jetzt 120–130–150 Mk. auf


den Kopf der Bevölkerung, um dieselben Warenumsätze zu bewirken.


Entsprangen bei Beginn der Hausse die Ansprüche an die Notenbank dem spe-


kulativen Geldhunger, so handelt es sich jetzt bei der vollzogenen Hausse um


echten Geldbedarf, denn das Geld wird von der Ware beansprucht. Statt 1000


Mk. braucht der Kaufmann 1500 Mk. für den gleichen Umsatz, der Unternehmer


muß 150 000 Mk. statt 100 000 für das gleiche Haus aufwenden, und der


Staatsbetrieb verlangt drei statt zwei Milliarden. Fehlt es an Geld, um den


Warenaustausch auf der erreichten Preishöhe zu bewirken, so setzt auch gleich


die Baisse ein. Und das Geld wird fehlen, wenn die Noten zum Umtausch gegen


Kleingeld zur Bank zurückfließen und diese dann für jede Mark in Gold drei Mark


in Noten einziehen muß – zumal das Zurückströmen der Noten bei der Bank die


irrige Meinung erwecken mag, daß diese Noten einen Überfluß an Geld bedeu-


ten und die Bank dadurch veranlaßt wird, noch weitere Einschränkungen des


Notenumlaufes vorzunehmen.


Der Rückfluß der Banknoten zur Ausgabestelle geschieht auch


2. durch den durch die Hausse verursachten größeren Goldbedarf der
Industrie. Gold ist industriell verwendbar; die Goldwährungstheorie behauptet


sogar, daß der Geldstoff überhaupt industriell verwendbar sein müsse. Diese


industrielle Verwendbarkeit wächst aber mit der größeren Wohlfeilheit des


Goldes, die in der Hausse liegt. Erhält der Bauer für einen Sack Kartoffeln 


10 Gramm Feingold, so erhält er durch die Hausse für denselben Sack jetzt 


12–15–20 Gramm und für das Tagesprodukt erhält der Arbeiter
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sechs statt drei Gramm Gold, da ja jede Mark – einerlei ob Silber oder Nickel –


ein Recht auf Feingold gibt.


Diese relative Billigkeit des Rohstoffes kann natürlich nicht ohne Einfluß auf die


Nachfrage nach Goldwaren sein. Das Gold sinkt von der ersten


Gesellschaftsklasse in den Bereich der zweiten und dritten und würde, falls es


sehr billig würde, in der breiten Masse des Proletariats Absatz finden. Der Weber


im Eulengebirge kauft einen goldenen statt einen silbernen Ehering, der Bauer


ersetzt die silberne Uhrkette durch eine goldene usw. Wo schon Gold in


Gebrauch war, da wird Quantität und Qualität erhöht. Das 18-karätige verdrängt


das 14- und achtkarätige Gold, und den von der Großmutter geerbten dünnen


Armreifen verdrängt das breite, massive Armband. Und auch sonst in der


Industrie macht sich das Gold breit. Was man sonst versilberte, das wird jetzt


vergoldet, und Tafelaufsätze, Wagengeschirr, Kirchengerät, Heiligenbilder,


Bilderrahmen usw. werden mit einer Goldschicht überzogen; in der


Schwefelsäureindustrie ersetzt der goldene Kessel den schlechteren aus Blei


oder den teureren aus Platin.


Und all dieses Gold ist Geldstoff, war oder wäre Geld: So geschieht es denn,


daß so viel Noten die Emissionsbanken in den Verkehr bringen, so vielen


Goldmünzen weisen sie damit den Weg in den Schmelztiegel, und würden die


Banken mit der Notenausgabe fortfahren, so würde auch mit der Zeit die letzte


Münze eingeschmolzen werden.


Die Goldmünze entgeht ja nur deshalb dem Schmelztiegel, man trägt sie nur


darum im Beutel statt als Armband, weil sie zu teuer ist und ihr Preis die indu-


strielle Massenverwendung ausschließt. Die Existenz der Münze verlangt, daß


ihr Preis sie industriell unbrauchbar mache.


Das alles wäre nun ohne große Bedeutung, wenn das Abströmen des Goldes


zur Industrie immer sofort Schlag auf Schlag der Notenausgabe folgte, denn


dann würde bald ein Mangel an Münze (10- und 20-Markstücke) sich fühlbar


machen, der einerseits der Hausse Nahrung entziehen würde, andererseits einen


Rückfluß der Noten zur Bank (Umtausch gegen die fehlende Münze) verursa-


chen, der die Bank zur Vorsicht mahnen würde. Aber zwischen der Ausgabe der


Noten und der Abwanderung der Münze in die Industrie vergeht Zeit und wäh-


rend dieser Zeit bleibt die Bank wieder ungewarnt, sie diskontiert sorglos weiter,


und wenn dann der unausbleibliche Rückfluß der Banknoten eintritt, so trifft er


die Bank wieder gerade dann, wenn sie der Dritteldeckung am nächsten ist und


das Gold am
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schwersten entbehren kann. Je länger es dauert, ehe die Banknote das


Einschmelzen der Münze zu einer Urkette veranlaßt, um so schlimmer die


Wirkung. Und es ist unschwer anzunehmen, daß die Banknote zu dieser


Metamorphose mehrere Jahre gebrauchen kann.


Wandert nun das Gold in den Schmelztiegel, so fehlt es wieder an der richtigen


Stückelung, und nur um das fehlende Kleingeld zu beschaffen, nicht weil die


Note überschüssig wäre, wird sie der Bank zur Einlösung vorgezeigt.


Welche Verheerungen unter Umständen der industrielle Verbrauch der Münzen


anrichten kann, läßt sich an folgenden Annahmen ermessen: Einer


Emissionsbank werde von den afrikanischen Goldfeldern eine Milliarde Mark


zugeführt. Die Bank wird hierauf drei Milliarden in Noten ausgeben können und


wird auch dazu durch die Hausse, die bei solchem Goldzufluß sofort einsetzt,


getrieben werden. Wir lassen hier alle Hemmungsmomente, die durch die


Stückelung gegeben sind, beiseite und nehmen an, daß die drei Milliarden nach


und nach im Laufe von zwei oder drei Jahren (der Lebensdauer der Hausse)


ausgegeben wurden. Während dieser Zeit hat man viel, emsig gearbeitet, und


der allgemeine Wohlstand ist mächtig gefördert worden. Die Sparkassen strotzen


von Einlagen, die Schuldner (das sind die produzierenden breiten Volksmassen)


sind außerdem noch durch die Hausse entlastet worden. Im ersten Jahre der


Hausse, den „good times“, wie die Amerikaner sagen, hat man das Haus neu


angestrichen, im zweiten Jahre hat man das sehnlichst gewünschte Piano ange-


schafft, und im dritten Jahre der Hausse, nachdem alles Unentbehrliche ange-


schafft, denkt man an das Entbehrliche und kauft eine goldene Uhr, ein goldenes


Armband, eine goldene Kette. Den Stoff hierzu entnehmen die Juweliere dem


Umlauf. Wieviel Gold die Industrie nun brauchen wird, in welchem Verhältnis die-


ser Verbrauch zu den drei Milliarden Noten stehen mag, ist natürlich nicht zu


berechnen, aber eins steht fest – je mehr Noten, je höher die Hausse, um so


größer der industrielle Verbrauch der Münze. Stände nun dieser Verbrauch im


Verhältnis zur Hausse (wie es sowohl die reine Goldwährungstheorie wie auch


die Quantitätstheorie behauptet), so würden drei Milliarden Noten drei Milliarden


Münzen in den Schmelztiegel werfen, und dieser Ausfall von fünf Milliarden an


Münzen würde drei Milliarden an Noten der Emissionsbank zuführen und zwar


gerade gegen Ende der Hausse, im Moment, wo die Dritteldeckung erreicht und


wo die Bank darum für jede Mark, die ihr in Gold entzogen wird, drei Mark in


Noten einziehen muß. Die drei Milliarden Gold, die man
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der Bank entzieht, würden also die Bank zwingen, durch Verkäufe aus dem


Wechselbestand bis zu sechs Milliarden (sechs Milliarden, wenn, die Bank für


ihre Wechsel nur Noten, kein Gold erhält; 3x3 Milliarden weniger 3 zur Einlösung


vorgezeigter Milliarden = 6 Milliarden) in Noten dem Verkehr zu entziehen. Die


industrielle Anwendbarkeit des Geldstoffes im Verein mit der Banknotenpolitik


könnte also dahin führen, daß eine Zufuhr an Geldstoff von einer Milliarde in


Gold dem Verkehr schließlich bis zu sechs Milliarden Umlaufsmittel kosten 


könnte.


Daß es nicht so weit kommen wird, ist ja klar, da in diesem Zyklus viele


Hemmungen auftreten. Es soll ja hier auch nur die Richtung gezeigt werden, in


der die Banknotenpolitik sich bewegt. Für das, was wir beweisen wollen, genügt


es, daß von den ausgegebenen Noten ein Teil mit Notwendigkeit gerade dann


zurückkehrt, wenn die Bank der Dritteldeckung am nächsten ist.


In Ländern, wo die Stückelung der Banknoten bis, herab auf einen Dollar, Rubel usw. gestattet ist,


würde die Abwanderung der Münze zur Industrie überhaupt als Verkehrshindernis nicht beobachtet


werden, da die kleinen Noten ja die Münze für Handelszwecke vollkommen ersetzen. Auch würde,


während sich das Einschmelzen der Münzen vollzieht, kein Geldmangel sich fühlbar machen müs-


sen, da ja die während der Hausse sieh regelmäßig vermehrenden Wechsel, Schecks und die ver-


größerte Umlaufgeschwindigkeit die Lücken ausfüllen können, die das Einschmelzen der Münzen in


das Geldangebot reißen mag. Braucht aber dann die Notenbank Gold für die Aufbesserung ihrer


Reserven und verkauft sie zu dem Zwecke Wechsel aus ihrem Bestande, so bringt dieser Verkauf


nur Noten, kein Gold ein, weil ja der Verkehr von der Goldindustrie drainiert worden ist. Sie muß sich


dann an das Ausland wenden (Amerika).


Aber noch aus einem anderen, viel peinlicheren Grunde kann die Notenbank


an die Inschrift ihrer Noten erinnert werden, und zwar


3. weil in Zeiten allgemeinen Mißtrauens (welches ja schon die Annäherung an


die Mindestdeckung erwecken muß) das Geld dem Verkehr entzogen wird, um


vergraben zu werden (they are hoarding the money, wie Roosevelt sagt) und weil


man für solche Zwecke lieber Gold als Banknoten verwendet.


Wenn während der Hausse die in Sparbüchsen, Strümpfen, Matratzen,


Geldschränken aufbewahrten Geldmassen zum großen Teil in den Verkehr


gelockt werden, so kehren diese Massen bei Erreichung der Dritteldeckung (das


Signal des kommenden Konjunkturumschwunges) in ihre Schlupfwinkel zurück,


und trifft es sich, daß sich dieser Umschwung mit einer Panik ankündigt, so kann


man annehmen, daß viele solcher Schatzbildner auch die Banknote mißtrauisch


betrachten und sie für alle Fälle gegen Gold umtauschen.
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Wir brauchen hier nicht weiter auf diesen Mißbrauch des Tauschmittels einzu-


gehen, die letzten Ereignisse in Nordamerika haben es ja aller Welt gezeigt, wie


die Panik wirkt.


Die Banknote treibt also die Preise hoch, kann sie aber nicht auf der erreichten


Höhe halten, weil mit der Hausse das Gold absolut und relativ zusammen-


schmilzt, das Fundament der Banknote (nicht des Papiergeldes) also untergra-


ben wird. Die Banknote, so wie sie heute verwendet wird, erzeugt also nur


Differenzen, während ihr eigentlicher Zweck doch die Glättung der Differenzen


sein soll.


Die Erhebung des Zinsfußes zum Maßstab des Geldbedarfes führt also nicht


nur mit Notwendigkeit zu einer fortschreitenden Erhöhung des Zinsfußes, son-


dern treibt auch mit gleicher Notwendigkeit die Emissionsbanken zur


Erschöpfung ihrer Mittel (Dritteldeckung). Und diese Erschöpfung ist dann für


den Markt der Schreckschuß, das Zeichen der Debacle, der Krach, der die


Baisseperiode einleitet.


Wie der Alchimist dasselbe Experiment tausend und abermals wiederholt,


immer in der heimlichen Hoffnung, daß durch eine glückliche Konstellation es


doch einmal gelingen möge, so suchen nun schon seit ihrem Bestehen die


Emissionsbanken den Zinsfuß mit vermehrten Geldmassen zu drücken. Sie


haben immer nur das Gegenteil eines Erfolges wahrgenommen, aber das wird


sie nicht hindern, morgen dasselbe unsinnige Experiment noch einmal zu ver-


suchen. Und sie versuchen das gerne, denn die technischen Mißerfolge und die


theoretische Blamage bringen ihnen Profite ein, die um so größer sind, je voll-


kommener der Unsinn zutage tritt, je höher der Zins unter dem Drucke der


Banknote in die Höhe schnellt. Wän ech nömme de Dubelen (doblones = Geld)


han; an hot (der Theorie) os mirr nüst geläge.


Es ist natürlich gar nicht nötig, daß die Notenbank die gesetzliche


Mindestdeckung der Noten erreicht, um die Baisse einzuleiten. Abgesehen


davon, daß irgend ein Weltereignis, etwa ein Kriegsgerücht, mit einem Ruck den


Glauben an die Hausse in einen Glauben an die Baisse verwandeln kann, ist


auch die Tatsache, daß die Bank sich der Dritteldeckung nähert, ein genügender


Anlaß, um vorsichtige Leute zur Zurückhaltung zu veranlassen. Solange das


Erreichen der Dritteldeckung noch im weiten Felde liegt, treibt alles nach oben.


Jeder kauft, der hohe Zinsfuß für das Leihgeld ist für die meisten Geschäfte bei


einer ordentlichen Hausse ein geringes Hindernis, denn 6% machen nur 1/2% im


Monat aus.
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Ist man aber dicht bei der Dritteldeckung, oder wird nur allgemein geglaubt,


daß man bald diese Grenze erreichen wird, dann zieht sich jeder Vorsichtige


zurück, und dieses Zurückziehen heißt nichts anderes, als die während der


Hausse gesuchten und gekauften Waren abzustoßen, d. h. in Geld oder


Geldforderungen zu verwandeln. Und davon wird ihn auch der jetzt zurückgehen-


de Zinsfuß nicht abhalten, denn bei einer Baisse spielt der fallende Zinsfuß wie-


der nur eine geringe Rolle. – Was man am Zinsfuß etwa spart, verliert man ja


doppelt und zehnfach am Rückgang der Warenpreise.


Diejenigen, die dem Gebaren der Notenbanken nur wenig Aufmerksamkeit


schenken, und das sind in der Regel alle, die weiter ab von der Börse und tiefer


in der Industrie stecken, kommen gewöhnlich etwas später zum Glauben an den


Umschwung. In der Fabrik arbeitet noch alles mit Hochdruck an der Erfüllung der


Lieferungskontrakte. Das sieht nicht nach Krise aus. Aber an der Börse sucht


man alles in Geld oder Geldforderungen zu verwandeln. Wer Geld oder erstklas-


sige Wechsel besitzt, kann getrost und mit Vergnügen der Baisse entgegense-


hen. Vor dem Rückgang der Preise und Kurse ist er geschützt; seine


Forderungen lauten auf Geld, und für dieses Geld erhält er morgen mehr als


heute und übermorgen noch mehr. Aber die Forderung muß sicher sein, und


kann die Baisse nicht viele Schuldner unsicher machen? Muß sie es nicht mit


Notwendigkeit? Da erscheint vielen bares Geld ohne Zins besser als mancher


Wechsel, den man noch gestern unbedenklich diskontierte. So wird die Baisse


regelmäßig von einer Krediteinschränkung begleitet. Das Akzept wird abgelehnt,


die Prolongation verweigert; Geld, bares Geld will die Bank sehen.


Nun wird der Produzent, der gestern noch nicht an einen Umschwung glauben


wollte, stutzig, aber sollte er nicht wenigstens noch Zeit haben, langsam zu liqui-


dieren? Er bezahlt darum den bei Ausbruch der Krise von der Emissionsbank


noch weiter erhöhten Zins (Abwehrzins), um nur nicht seine Waren verschleu-


dern zu müssen. Es handelt sich vielleicht nur um eine vorübergehende, kurze


Erscheinung? So hält der hohe Zinsfuß der Hausseperiode noch über den


Beginn der Baisse an, aber wenn ihn vorher der Schuldner mit Leichtigkeit aus


den Überschüssen, die die Haussedifferenzen lieferten, aufbrachte, wird er jetzt


von dem nach Luft schnappenden Unternehmer aus seinem Kapital, von seinem


Herzblut gezahlt. Bei der Hausse waren es freiwillige neue Unternehmungen, für


die er Zins zahlte; er bezahlte also den Zins auch freiwillig, aber die
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Liquidation oder Weiterführung des neuen Unternehmens ist keine freiwillige


Handlung mehr. Der Unternehmer steckt jetzt in einer Zwangslage – er muß den


verlangten Zins zahlen. Und je länger er für den Verkauf seiner Waren Zeit zu


gewinnen sucht und den Wucherzins zahlt – um so schlimmer für ihn. Den letz-


ten beißen die Hunde – die letzten, die vielen letzten.


Im Sommer 1907 bot die Lage der Reichsbank keinen Anlaß mehr zu rasender


Haussefreude; es war nicht mehr viel Haussefutter aus ihr herauszuholen. Und in


den anderen Goldwährungsländern waren die Inflationen auch nicht mehr weit


von ihrem währungstechnischen Maximum, aber mancher, der a la Hausse lag,


glaubte doch noch Zeit zu haben, und mancher hielt es sogar noch für nützlich,


sich auf Vorrat mit Waren zu versehen. Da kamen die interessanten


Geldmanipulationen der Könige von und in Amerika, und die Goldentnahmen aus


der Deutschen Reichsbank für Amerika brachten das deutsche Institut gleich


einen ordentlichen Ruck näher an die Minimaldeckung; so traten auch die


Erscheinungen, die den Übergang von Hausse zu Baisse begleiten, mit einem


Ruck und in besonderer Deutlichkeit auf, so daß der Zinsfuß den


Reichsbankdiskont einen Rekord erleben lassen konnte. Um so schneller haben


sich auch die Erscheinungen der vollendeten Baisse eingestellt, deren charakte-


ristischste, die Apathie des Geldes, der sinkende Zinsfuß ist. Ein großer Teil der


Geldsurrogate ist verschwunden (Wechsel), die Banknotenmenge ist erheblich


eingeschränkt, und trotzdem häuft sich das Bargeld in den Banken. Niemand


kann etwas damit anfangen; selbst zinsfrei kann, solange die Baisse andauert,


niemand das Geld zu neuen Unternehmungen verwenden.


Doch die Reichsbank ist stolz darauf, daß es ihr mit dem hohen Diskont gelun-


gen ist, die Goldwährung verteidigt zu haben. Ein eitler Stolz, wie das folgende


Kapitel zeigen wird.


Der Goldbestand der Emissionsbanken – 


kein Maß der Notenausgabe


Für die Betrachtung der Währungserscheinungen ist es nötig, zu unterscheiden


zwischen den Notenemissionen, die gleichzeitig in allen Goldwährungsländern


und solchen, die nur in einzelnen von diesen Ländern betrieben werden.
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Erstere sind eine stetige Begleiterscheinung jeder allgemeinen internationalen


Vermehrung der Gold- und Geldproduktion, da ja, wie wir gesehen haben, der


Geldhunger mit der Geldvermehrung zusammen wachsen muß und die


Notenbanken es bisher als ihre Aufgabe betrachtet zu haben scheinen, diesen


Geldhunger durch Vermehrung der Emissionen zu stillen.


Solche Notenemissionen haben auf die Zahlungsbilanz der einzelnen Länder


keinen unmittelbaren Einfluß, denn da die der Goldvermehrung entsprechende


Preissteigerung international ist, so bleibt das Verhältnis der Einfuhr zur Ausfuhr


jedes einzelnen Landes unverändert. Nur bei den stark im Auslande verschulde-


ten Staaten ändert sich dieses Verhältnis insofern, als sie bei erhöhten Preisen


weniger Ware für den Schuldenzins an das Ausland abzuliefern haben und den


Überschuß dann für vergrößerte Importe oder auch wohl in bar für währungs-


technische Zwecke verwenden (Argentinien z. B.).


Jede örtliche, d. h. einseitig nationale [Im Sinne der Goldwährung bedeutet hier Nation


das Gebiet der Banknote. Nicht immer decken sich die Grenzen dieses Gebietes mit den politischen


Grenzen des Landes.] Notenvermehrung führt dagegen zu einseitig national erhöhten


Preisen; daher zu erleichtertem Import und erschwertem Export von Waren und


schließlich zu einer Verschiebung in der Zahlungsbilanz zugunsten eines


Exportes von Gold. Das Material für diesen Export holt man sich mit den


Banknoten von den Emissionsbanken.


So strömen dann die Banknoten zur Quelle zurück, und die Emissionsbank


sieht nun ihren Goldschatz mit Sorgen zusammenschrumpfen. Diesen


Goldschatz sucht sie zu verteidigen.


Nun gibt die Emissionsbank die noch gestern verteidigte Ansicht auf, daß sie


im Sinne der einer Emissionsbank gestellten Hauptaufgabe wirke, wenn sie all


denen, die Zins und Sicherheit bieten, Geld nach Bedarf gibt. Den Geldhunger


der Kaufleute als Maß für die Notenausgabe erachtet sie jetzt für gefährlich und


ohne Rücksicht darauf, daß ihre Kundschaft auf den Bankkredit rechnete, um auf


alle Fälle die einmal mit dem Bankkredit in Angriff genommenen Geschäfte


wenigstens mit demselben Kredit liquidieren zu können, stellt die Emissionsbank


den Diskont auf eine Höhe, die bei der Baisse weder dem Gewinn aus


Differenzgeschäften noch dem Realkapitalzins entspricht. Und andere Quellen


gibt es doch nicht. Nur Leute, die sich in Not befinden, bezahlen z. B. den bei


dem Ausbruch der amerikanischen Krise von der Reichsbank auf 7,5 und 8,5%
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erhöhten Zins. Nach dem Ausbruch jeder Krise handelt es sich ja nur mehr um


Liquidation eingegangener Verpflichtungen, nicht um neue Geschäfte. Diese


Liquidation erschwert die Notenbank im vermeintlichen Interesse ihres


Barschatzes durch den Abwehrzins von 7,5%, der aber, wenn ihn jemand


bezahlt, nur ein Notstandszins, also eigentlich Wucherzins sein kann.


Der Zinsfuß von 7,5% kann bei einer Hausse in der Regel leicht aufgebracht werden, da die


Differenzen reichlich Deckung schaffen. Bei Liquidationen (Baisse) ist solcher Zins sicher


Wucherzins, denn Liquidationen bringen Verluste, keinen Zins ein.


Wucherer ist nicht der Mann, der so viel nimmt wie er kann, sondern jener, der andere durch


Darlehen zu Geschäften animiert, mit dem Hintergedanken, später den für die Fortführung der


Geschäfte nötigen Kredit zu entzielen, um die Verlegenheiten dann auszubeuten.


Just diese Rolle, wenn auch unbewußt, haben bisher die Emissionsbanken gespielt. Sie haben mit


ihren Emissionen animiert, dann haben sie gebremst und denen, die in Verlegenheit gerieten, den


Zinsfuß erhöht (wenngleich nicht aus Profitsucht).


Dabei liegen gewichtige Gründe vor für die Annahme, daß die zum Schutze


des Goldschatzes eingeführte gewalttätige Erhöhung des Zinsfußes (7,5 und


8,5%) unnötig ist, daß auch unter Beibehaltung, ja sogar unter Herabsetzung des


Zinsfußes, die Gesuche um Wechseldiskont bald nach Eintritt der Goldausfuhr


und noch bevor der Schatz der Emissionsbank erschöpft worden, zusammen-


schmelzen würde, weil eben mit der Geldausfuhrerscheinung die Unmöglichkeit


einer weiteren Hausse der gesamten Geschäftswelt offenbar wird, was ja an sich


mehr als ausreicht, um die Kauflust zu dämpfen, den Geldhunger zu stillen und


in das Gegenteil umschlagen zu lassen.


Die Zinsfußhöhe und -erhöhung selber ist es gewöhnlich gar nicht, die Eindruck auf die


Geschäftswelt macht, sondern vielmehr der dazugegebene Kommentar. Wenn die Bank von England,


die Deutsche Reichsbank, die den Zinsfuß oft wechseln, den Diskont von 5 auf 6 erhöhen, so kann


das eindruckslos bleiben, erhöht dagegen die Bank von Frankreich, die nur sehr selten den


Diskontosatz ändert, den Zinsfuß von 3 auf 3,5, so kann das als ein gewichtiges Symptom dafür


angesehen werden, daß die Bank ihren Geldbestand für bedroht hält, und das macht dann Eindruck,


nicht das halbe Prozentchen.


Es braucht auch gar nicht zur Goldausfuhr zu kommen, die Erreichung der


Drittelrechungen hat genau dieselbe Wirkung. Weiß die Geschäftswelt, daß die


Emissionsbank die Dritteldeckung erreicht hat, so weiß sie auch, daß die


Hochkonjunktur ein Ende nimmt. Denn das Ende der Hochkonjunktur ist zugleich


der Anfang der Baisse und bedeutet für den gesamten Handel einfach Stillstand.


Welcher
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Händler wird kaufmännisch Teer, Kalk, Petroleum usw. kaufen, wenn die erwarte-


te Baisse den Verkaufspreis unter den Einstand zu drücken droht; welcher


Unternehmer wird heute Eisen, Holz, Maschinen kaufen, wenn er hofft, daß er


diese Dinge morgen billiger als heute, übermorgen aber noch billiger erhält,


wenn er fürchten muß, daß die Konkurrenten, die morgen kaufen, einen


Vorsprung haben werden gegenüber ihm, der heute kauft? Eine Sache kaufmän-


nisch erwerben mit der Aussicht, sie ohne Gewinn, wahrscheinlich mit Verlust


veräußern zu müssen (und das ist der Sinn der Baisse), das tut doch niemand;


für solche Geschäfte gibt man kein Geld her und noch weniger borgt man sich


welches. In solchen Zeiten läßt der Kaufmann das Geld unberührt, auch das der


Emissionsbank.


Und tatsächlich sieht denn auch die Emissionsbank, bald nachdem der


Goldexport eingesetzt hat oder der Schatz auf die Dritteldeckung gefallen ist,


daß das Geld vom Markte zur Bank zurückströmt, als Depotgelder, als Gelder,


die der Kaufmann, der Unternehmer nicht verwenden kann. Natürlich bringt die


Emissionsbank die Erscheinung in Beziehung zu ihrem hohen Diskontosatz, was


ihren Glauben an die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit ihrer Diskontopolitik


mächtig stärkt.


Es wäre aber auch ohne die Diskontoerhöhung so gekommen, und dabei hätte


sie dem Handel einen besseren Dienst erwiesen. Nach Eintritt der Goldausfuhr


oder nach Erreichung der Dritteldeckung und der damit einsetzenden Baisse


handelt es sich bei den Gesuchen um Wechseldiskont gewiß nicht mehr um


neue Geschäfte, sondern nur um die Mittel zur Abwicklung noch nicht zu Ende


geführter Geschäfte, um notleidende Geschäfte. Und diese Abwicklung dürfte die


Emissionsbank nicht durch Erhöhung des Zinsfußes erschweren, sondern im


Gegenteil durch mäßigen Zins erleichtern. Sie, die Emissionsbank, hat mit ihren


Noten die Hausse ermöglicht, sie hat den Kaufmann zu neuen Unternehmen ani-


miert, sie, die Emissionsbank hätte darum auch für eine möglichst verlustfreie


Abwicklungsmöglichkeit dieser Geschäfte zu sorgen. Die Emissionsbank weiß


auch, daß bei jeder Alarmierung des Handels, wie es jedesmal der Fall ist, wenn


die Hochkonjunktur umschlägt, der Kredit eingeschränkt wird, und daß das


Bargeld an die Stelle der Wechsel, der Stundung tritt, und daß infolgedessen


größere Bargeldmassen nötig werden. Und es wäre doch eine schöne Aufgabe


der Emissionsbank, durch Banknoten die Geldsurrogate (Wechsel, Scheck,


Stundung usw.) zu ersetzen, denen der Alarm die Kursfähigkeit genommen.
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Entschuldigt werden die Emissionsbanken für ihre brutale Zinserhöhung im


Moment der Krise durch den Umstand, daß sie als ihre erste und wichtigste


Pflicht die Aufrechterhaltung der Goldwährung, d. h. des Pariumlaufs von Kupfer,


Nickel, Silber, Papier und Gold betrachten, und daß sie für die Zwecke der


Auslandszahlungsbilanz in den umlaufenden Metallgeldmassen so gut wie keine


Unterstützung finden. Das gesamte für den Export nötige Gold wird regelmäßig


von den Privatbankiers nicht dem Umlauf, sondern dem Goldschatz der


Emissionsbanken entnommen.


Und dieser Goldschatz, so groß er auch sein mag, wird für das


Verantwortlichkeitsgefühl der Emissionsbankdirektoren immer winzig klein


erscheinen. Ist es doch immer nur das unbedingte Vertrauen in die Einlösbarkeit


der Banknote, das ihre Inhaber davon abhält, die Noten zur Einlösung vorzuzei-


gen. An dem Tage, wo die Einlösbarkeit zweifelhaft erscheint, werden sämtliche


Noten der Emissionsbank zur Einlösung vorgezeigt. Und das wäre der Bankrott


der Notenbank und zugleich auch die Unterbrechung aller Geschäfte, die bis


dahin von den Banknoten vermittelt wurden.


Das Vorgehen der Notenbanken ist also verständlich. Aber was hat das alles,


was hat der Goldschatz, die Einlösbarkeit, der Diskontosatz eigentlich mit dem


Zwecke des Geldes, dem Warenaustausch zu tun?


Die Schwierigkeiten, auf die die Emissionsbanken stoßen, rühren daher, daß


sie den Charakter des Geldes als Tauschmittel der Waren verkennen, daß sie


sich nicht um die Warenpreise kümmern, daß es ihnen einerlei ist, ob die Preise


steigen oder fallen. Würden sie bei den Emissionen sich nach den Warenpreisen


statt nach dem privatwirtschaftlichen Geldhunger und ihrem Goldschatz richten,


würden sie bei steigenden Preisen (Hochkonjunktur) den Diskont glatt verwei-


gern, so würden auch keine Verschiebungen in dem bestehenden Verhältnis zum


Warenimport vorkommen, und die Schwankungen in der Zahlungsbilanz würden


vermieden werden.


Die Warenpreise, nicht der Goldschatz, sollen das Maß des Geldbedarfes sein.


Es genügt, daß dieser Grundsatz in allen Ländern anerkannt wird, um die


Schwankungen im Goldbestand der Emissionsbanken auf ein Minimum zu


beschränken.


Das Geld ist Tauschmittel der Waren, und wo in der Verwaltung des Geldes die


Direktiven anderswo als bei den Waren gesucht werden, da kann man auch


sicher sein, daß irgend etwas in Unordnung geraten wird. Der Goldschatz ist im


System der Gold-    Goldwährung
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währung ein Mittel zur Regulierung der Emissionen, aber als Maß des


Geldbedarfes kann er niemals gelten. Wenn der Goldexport (resp. Import) jeder


nationalen Vermehrung oder Verminderung der Notenemission sofort auf dem


Fuße folgte, so könnte der Goldschatz wenigstens als Maß des internationalen


Geldbedarfes im System der Goldwährung gelten. Aber das ist nicht der Fall.


Genau wie die durch die Banknote erzeugte Hausse Zeit braucht, um das Gold


der Industrie zuzuführen, so braucht auch bei einer einseitig nationalen Hausse


die Banknote Zeit, um die Zahlungsbilanz zu beeinflussen und um das Gold über


die Grenze zu werfen. Während dieser Zeit richtet sich die Volkswirtschaft auf die


erhöhten Preise ein, und wenn dann in der Notenbank die Gefahr erkannt wird,


so kann sie nicht bremsen, ohne eine Krise auszulösen. Denn Bremsen heißt in


diesem Falle auf die Baisse hinarbeiten, und Baisse heißt Krise. Und ist die Krise


nicht der Beweis des Bankrottes der Währung? Was könnte durch den Bankrott


der Währung (einerlei wie man sich diesen denkt) der Volkswirtschaft denn noch


Schlimmeres erwachsen als Krise mit ihrem Gefolge, der Arbeitslosigkeit, dem


Hunger, der Revolte. Die Notenbank schützt den Goldbestand, sie sichert die


Einlösbarkeit der Noten, aber mit welchen Opfern muß die Volkswirtschaft diese


Leistung bezahlen? Wie viele Milliarden gehen dem Volke durch die


Geschäftsstockung verloren, wie viele Kaufleute werden entehrt, wie viele


Arbeiter werden zu Bettlern, wie viele Millionen Ausfälle erleiden die


Staatseinnahmen durch die Baisse, die die Notenbank erzwingen muß – um


ihren Goldschatz zu schützen? Diesen winzigen, elenden Goldschatz! Allein die


Börsenverluste, die die Baisse erzeugt, betragen ein Hundertfaches des


Goldschatzes der Notenbank.


Die Krise, die die Arbeitsteilung tötet, ist überhaupt das Schlimmste, was der


Volkswirtschaft geschehen kann, und welche Folgen auch der Bankrott der


Notenbank nach sich ziehen mag – schlimmer als der Bankrott der Arbeitsteilung


können sie nicht sein, da ja die Notenbank nur der Arbeitsteilung dienen soll.


Der Bankrott der Notenbank, die Uneinlösbarkeitserklärung, hat als Folge die


Einführung eines Goldagios. Dieses Agio wirkt hemmend auf die Wareneinfuhr


und fördernd auf die Warenausfuhr (man denke an die Konkurrenz des indischen


Weizens, als das Gold und Silber auseinandergerissen wurden) – beides Dinge,


die im allgemeinen in Deutschland nicht ungern gesehen werden, hat man doch


die Zölle eingeführt, um dasselbe Ziel zu erreichen. Ein Agio hätte
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z. B. die Agrarier wirksamer geschützt als die aufreizenden Kornzölle. Die


Einführung eines Agios hätte die Krise unnötig gemacht, man hätte unentwegt


weiter gearbeitet, und wo man arbeitet, entwickelt sich Wohlstand.


Die Volkswirtschaft würde mit dem Agio nicht zu leiden brauchen, besonders


wenn die Notenbank es versteht, die Agiotage durch zielbewußte Maßnahmen zu


verhindern. Denn es ist erwiesen, daß Agio und Agiotap nicht notwendigerweise


verbunden zu sein brauchen (s. Argentinien).


Aber wenn auch die Volkswirtschaft das Agio nicht zu fürchten braucht, ja


sogar Vorteile daraus ziehen kann, so ist das Agio privatwirtschaftlich doch von


schweren Folgen begleitet, denn alle, die beim Aufkommen des Agios


Verpflichtungen in Gold haben (Einfuhrhändler) und nur Forderungen in dem


dem Agio unterworfenen Geld haben, müssen den Unterschied aus ihrer Tasche


bezahlen, und mancher mag dabei ins Gras beißen. Immerhin aber sind diese


einmaligen privatwirtschaftlichen Verluste nicht zu vergleichen mit denen, die die


Baisse der Volkswirtschaft und der Privatwirtschaft, dem Staate und den Bürgern


bereitet. Ist das Agio eine Krankheit, so ist die Baisse der Tod der


Volkswirtschaft, und wenn die Emissionsbank zur Baisse greift, um ein Agio


abzuwehren, so kann man sagen, daß sie den Kranken erwürgt, um ihn von 


seiner Krankheit zu befreien.


Die Waffe mag als Garantie für den Frieden gut sein und der Goldschatz als


Garantie der Währung. Aber besser als die Waffe gewährleistet uns den Frieden


die einfache Beseitigung des Zankapfels; besser als der Goldschatz schützt die


Währung die Berücksichtigung der Warenpreise als Maßstab für die


Notenausgabe.


In Deutschland denkt man gewöhnlich mit Schaudern an die Möglichkeit eines Bankrottes der


Notenbank, an die Einführung eines Agios. Weil man diese Krankheit nicht kennt, überschätzt man


wohl ihre Bedeutung. Doch bietet die Geschichte der verschiedenen Völker keinerlei Grund, derart


vor solcher Möglichkeit zu erschrecken. Nordamerika, England, Frankreich hatten wiederholt ein


Goldagio, dazu noch die (leicht zu vermeidende) Agiotage, trotzdem erholte sich in jedem Falle die


Volkswirtschaft schnell von den Schäden, die sie unter der reinen Goldwährung aus vielerlei Gründen


erlitten hatte.


In Argentinien nannte der Präsident Juarez Celman das Agio – eine Fortschrittskrise – una crisis


progresista. Und nicht mit Unrecht. Ihr beklagt Euch, sagte Juarez, über das hohe Goldagio! Aber


seht doch, wie gearbeitet wird, wie man baut, wie die Industrie sich entwickelt, wie die Einwanderer


hereinströmen. Das sind doch keine Symptome der Krise. In Europa heißt Krise soviel wie


Arbeitslosigkeit, Hunger, Defizit. Hier sind trotz dem Agio die Arbeiter satt, gesund und glücklich!
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Ich (S. Gesell) entsinne mich gut, daß an dem Tage, wo die Revolution 1889 ausbrach und wäh-


rend noch aus dem Innern der Stadt verirrte Kugeln in meine Wohnung einschlugen, mein Nachbar


ein gegenüberliegendes Grundstück abschritt und mit dem Maurermeister den Bau eines neuen


Hauses verabredete.


Was soll ich denn tun, sagte er. Ich habe Geld, Banknoten, und das will ich vor der Möglichkeit


schützen, daß die Revolution es durch neue Massenauflagen noch mehr verwässert, als es schon ist.


Gold kann ich nicht kaufen, denn ich habe keine Verwendung dafür, außerdem ist es jetzt natürlich


ganz besonders hoch im Preise. So suche ich mich also zu schützen, indem ich das Papiergeld


gegen Ziegelsteine verkaufe. - Los ladrillos valen mas que el papel. Und so wurde der Grundstein


dieses Hauses unter dem Donner scharf geladener Geschütze gelegt.


Dieses Haus und andere waren direkt ein Produkt, ein Geschenk der Agiofurcht. Hätte man hier


Gold als Geld gehabt, so wäre mein Nachbar sicher nicht durch den Kanonendonner auf den


Gedanken gebracht worden, ein neues Haus zu bauen. Er hätte das Gold vergraben, und die Maurer,


die Zimmerleute usw. hätten gefeiert.


Die Revolution endete infolge allgemeiner Teilnahmslosigkeit, nicht zum mindesten deswegen, weil


alle – um ihr Vermögen vor der Revolution zu schützen – anfingen zu bauen, zu säen, zu arbeiten.


Privat- und volkswirtschaftliche Bedeutung der


Preisschwankungen


Die Emissionsbanken kennen keine Warenpreise: Es ist ihnen völlig gleich, ob


die Preise steigen oder fallen. Keine Emissionsbank führt eine


Warenpreisstatistik, keine von ihnen tritt zu den Waren in nähere Beziehung.


Meterstock, Litermaß und Waage sind in den Emissionsbanken unbekannte


Dinge. Keiner der fünf Sinne wird hier gebraucht. Warenkenntnisse verlangt man


von den Beamten dieser Banken nicht. Mit solch plebejischen Dingen befassen


sich die Institute nicht, die berufen sind, den Bedarf des Landes an Tauschmitteln


mit ihren privilegierten Noten zu decken. Zu dem Streit, ob die Preise gefallen


oder gestiegen sind, haben die Emissionsbanken nie Stellung genommen.


Und doch ist die Ware Grundlage und Voraussetzung des Geldes, ähnlich wie


der Verkehr Grundlage der Eisenbahn ist. Ohne Ware gäbe es kein Geld. Der


Austausch der Waren, das ist der einzige Zweck, der einzige Daseinsgrund des


Geldes. Das Geld soll den Warenaustausch vermitteln, verbilligen, beschleuni-


gen, erleichtern, es
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soll die dem Tauschhandel anhaftenden Übelstände umgehen. Dazu ist es da.


Und wenn das Geld für die Ware da ist, muß es sich nicht der Ware anpassen?


Und wie kann man das Geld den Bedürfnissen der Ware anschmiegen, wie kann


man das Geld zielbewußt verwalten, wenn man sich sogar hochmütig den Waren


gegenüber verhält, wie es die Emissionsbanken tun?


Das Geld soll die Schwierigkeiten umgehen, auf die Hinz und Kunz stoßen,


wenn sie ihre Produkte gegenseitig austauschen wollen. Mehr nicht. Alle anderen


Verwendungen des Geldes sind Anhängsel, Mißbräuche, Schmarotzer, dem


Zwecke des Geldes entgegengesetzt und müßten eigentlich unterdrückt, zum


mindesten keine Berücksichtigung oder gar Unterstützung finden. Eine


Emissionsbank hat sich mit nichts anderem als mit den Waren zu befassen.


Die Verwendung des Geldes, also des Tauschmittels der Waren als Sparmittel dürfte nur geduldet


werden, falls der Nachweis erbracht würde, daß der Warenaustausch nicht darunter zu leiden


braucht. Würde es sich zeigen, daß der Warenaustausch eine solche Doppelverwendung seines


Tauschmittels nicht ohne Nachteil verträgt, so müßte man ganz rücksichtslos eine materielle


Trennung von Tausch- und Sparmitteln herbeiführen.


Die glatte, ungestörte Abwicklung des Tausches verlangt von der


Geldverwaltung, daß das Geldangebot regelmäßig, zu allen Zeiten und unter


allen Umständen so bemessen sei, daß Hausse- und Baisseperioden vermieden


werden. Das Geld soll währen, d. h. für eine Mark soll jeder über Ort und Zeit


hinweg an Waren so viel erhalten, wie er selbst an Waren dafür gegeben hat.


Weder mehr noch weniger. Denn das ist der Sinn des Wortes „Währung“. [Mira in


quibusdam rebus verborum proprietas est, et consuetudo sermonis antiqui quaedam effiicacissimis


notis signat. Seneca epist. 81.] Die Preise der Waren sollen, wenn nicht untereinander,


so doch im Durchschnitt dem Gelde gegenüber fest bleiben. Nur so kann sich


der Handel gesund entwickeln, nur so können Absatzstörungen und


Arbeitslosigkeit vermieden werden. Nur bei festen Preisen kann der Handel alle


diejenigen Einrichtungen treffen, ausbilden und zur Reife bringen, die auf eine


Einschränkung der heutigen fabelhaften Handelsspesen gerichtet sind.


Der einzelne Händler braucht das nicht freiwillig oder gar gern zu tun, aber wie bei der Herstellung


der Waren, so ist auch beim Handel das Gesetz der Konkurrenz darauf gerichtet, die Kosten des


Handels gegen die unmittelbaren lnteressen der Klasse (Kaufleute) herabzusetzen. Ein Gesetz, dem


sich niemand entziehen kann.
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Nur bei festen Preisen kann sich der Handel normal im sozialpolitischen Sinne


entwickeln, nur bei festen Preisen kann das Geldwesen das Höchstmaß volks-


wirtschaftlichen Nutzens abgeben, das man begründeterweise von dieser weit-


aus wichtigsten aller öffentlichen Verkehrseinrichtungen erwarten kann.


Aber es genügt nicht, daß dies so einfach behauptet werde, wir müssen uns


durch Beweise davon überzeugen, denn sonst werden wir nie die Energie ent-


wikkeln, die nötig ist, um all die durchgreifenden Maßregeln zu nehmen, die


absolut notwendig sind, um die Wiederholung der Hochkonjunkturen und Krisen


zu vermeiden.


Wir müssen uns all den Schaden betrachten, den die Emissionsbanken mit der


bisherigen theorielosen und unbedachten Ausgabe ihrer Noten verursachen; wir


müssen die Wirkungen auf Volks- und Privatwirtschaft kennen, die die


Emissionsbanken auslösen, wenn sie Banknoten einziehen und ausgeben, ohne


sich dabei nach den Warenpreisen zu richten, wenn sie Banknoten in den


Verkehr bringen, obwohl die Hausse schon ein Übermaß an Tauschmitteln


anzeigt, und wenn sie Tauschmittel verbrennt, obwohl die Baisse einen Mangel


an Tauschmitteln beweist, wodurch das Aktivum der Kaufleute und Unternehmer


in Differenzen aufgelöst, das Haben in Soll verwandelt und Millionen von ehr-


baren Männern in Elend und Unehre gestürzt werden. Wir müssen den


Zusammenhang zwischen dem Bankemissionswesen und der Arbeitslosigkeit


der Volksmassen erkennen, wenn wir nach jahrzehntelangem Hosannarufen die


Politik der Emissionsbanken nun ans Kreuz schlagen wollen. [Die Politik der


Emissionsbanken in allen Ländern ist zwar oft vom privatwirtschaftlichen Standpunkt (Agrarier in


Deutschland) angegriffen worden. Niemals aber vom Standpunkt des Tauschmittels der Ware, der


Arbeitsteilung, der Volkswirtschaft.]


Wenn die Preise steigen


Wenn die Preise steigen, so freut sich zunächst der Schuldner, und es trauert


der Gläubiger. Jener bezahlt bei hohen Preisen Zinsen und Amortisationen mit


einem Teil der sonst diesem Zwecke zu opfernden Produkte, dieser muß sich mit


einem Teil der sonst für Zins erhaltenen Produkte begnügen. Wie ist man aber


dazu gekommen, die Emissionsbanken, die vielfach, wie in Deutschland, mit


Privatkapital gegründet wurden, zu ermächtigen, Freud und Leid willkürlich zu


verteilen? Mit ihren Noten greift die Emissionsbank in die Taschen der Gläubiger


und gibt, was sie findet, den Schuldnern.
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Hat z. B. der Bauer für den Hypothekenzins oder die Pacht 1000 Mk. oder Dollar


zu zahlen, die er mit 100 Sack Kartoffeln zu erlangen pflegt, so spart er von die-


sen 100 Sack ein viertel, ein Drittel oder gar die Hälfte, wenn die


Emissionsbanken mit ihren Noten die Preise hochtreiben. Zu 10 Mk. sind 100


Sack = 1000 Mk., zu 1215 Mk. sind 80 Sack schon 1000 Mk. Ist nun der Preis


gestiegen, weil die Emissionsbanken das Tauschverhältnis zwischen Geld und


Waren verschoben haben, so ist es klar, daß die Emissionsbank dem Schuldner


20 Sack Kartoffeln geschenkt, dem Gläubiger aber 20 Sack genommen hat.


Solche Rolle mag sich ja beim Schutzpatron der Schuster sehr schön ausma-


chen, aber von den Emissionsbanken verlangen wir keine christliche


Gleichmacherei, sondern eine rein kaufmännische Erledigung ihrer


Hauptaufgabe, die darin besteht, den Bedarf an Tauschmitteln so zu decken


resp. zu regeln, daß die Warenpreise allgemein weder nach oben noch nach


unten sich verschieben, so daß der Gläubiger mit dem Gelde, das ihm der


Schuldner zahlt, dasselbe Quantum Waren erhält, welches der Schuldner s. Z.


mit dem geborgten Gelde erstand. Nicht mehr, nicht weniger.


Eine Preiserhöhung der Waren von 10% ist für alle Gläubiger genau gleichbe-


deutend mit einem Abstrich von ihrem Kapital um 10%. Eine Preiserhöhung der


Waren von 20% entspricht für die Gläubiger einem Kapitalverlust von 20%: nicht


nominell, aber materiell. Und man behauptet, daß in den Jahren 1905–1907 die


Preise der Waren im Durchschnitt reichlich um 20% gestiegen sind! Ein Abstrich


von 20% (materiell, nicht nominell) der Buchschulden, der Staats- und


Gemeindesteuern, der kontraktlich auf Jahre festgelegten Pacht- und


Mietegelder, der Hypothekenschulden, der Post-, Telegrafen- und


Eisenbahntarife usw. genügt aber, um die hohen Dividenden zu erklären, die in


jenen Jahren verteilt wurden. Das Geld zu diesen Dividenden stammt aus den


Taschen der Gläubiger.


Übrigens sind diese Dividenden vielfach nur nominell so außergewöhnlich hoch. Hat der Aktionär


an Dividenden 20–25% mehr Einnahmen, so muß er der allgemeinen Preissteigerung wegen 20–


25% mehr für seinen Lebensunterhalt bezahlen wie vor der Hochkonjunktur bei niedrigen Dividenden.


Bleibt aber ein Unterschied zu seinen Gunsten, so erklärt er sich damit, daß während jeder


Hochkonjunktur des flotten Geschäftsganges wegen die Produktionsmittel voll, d. h. rationell ausge-


beutet werden können. Diesen Vorteil muß er aber bei der der Hochkonjunktur notwendigerweise


folgenden Baisse wieder bezahlen, denn bei der Baisse wird unrationell gearbeitet.
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Die Arbeiter, deren Löhne schwerfälliger als die Warenpreise sich den


Schwankungen des Geldangebots anpassen, erleiden durch die von der


Emissionsbank gestattete oder veranlaßte Teuerung einen dieser Teuerung ziem-


lich entsprechenden Verlust, und bis das Gleichgewicht durch Lohnkämpfe wie-


der hergestellt werden kann, vergehen Monate. Bei den Beamten ist die Sache


noch schlimmer, indem hier noch das schwerfälligere geschriebene Gesetz durch


Teuerungszulage die Streiche der Emissionsbanken ausgleichen muß. Und bis


das Gesetz eingreift, vergehen oft Jahre. Aber was ficht das die


Emissionsbanken an? Sie kennen ja keine Warenpreise. Auch verlangen die


Aktionäre dort, wo die Emissionsbanken Privatkapitalisten gehören, alle Jahre


ihren Zins. Und es wäre doch zu viel von einem Privatkapital verlangt, wenn man


von ihm forderte, daß es, um der Hausse entgegenzuarbeiten, auf Zins verzich-


tend das Bankkapital vom Markte zurückziehen und auch auf das Emissionsrecht


verzichten solle! Hat man denn den Emissionsbanken vorgeschrieben, wann sie


das Emissionsrecht ausbeuten, wann sie ihr Kapital in Umlauf setzen oder vom


Markte zurückziehen sollen?


Die Milliarden, die die Gläubiger (Rentner, Pensionäre, Invaliden) verlieren,


gewinnen die Schuldner (Unternehmer, Kaufleute, Staat und Gemeinde). Das


Haben der Schuldner steigt dem Soll gegenüber um 10–20–30 Prozent. Wer


eine Million Mark an Hypotheken aufgenommen hat, um ein Haus, eine Fabrik zu


bauen, gewinnt darauf entsprechend der allgemeinen Hausse100–200–300 000


Mark. Wer von der Sparkasse 10 000 Mark geborgt hat, um Waren zu kaufen,


gewinnt 1000–2000–3000 Mark. Das alles ohne die geringste Mühe. Denn diese


Summen fließen den Schuldnern ganz unabhängig vom Unternehmer- und


Handelsgewinn zu. Es ist ein Geschenk, das ihnen die berufene Hüterin der


Währung, die Emissionsbank, aus den Taschen der Gläubiger mit Hilfe des


Notenprivilegs, des Gesetzes macht.


—


Bis hierher betrachtet ist dieser erste Erfolg der Banknotenüberschwemmung


rein privatwirtschaftlicher, juristischer Natur. Es ist eine einfache Machtfrage, eine


Frage der Abstimmung, ob die Emissionsbank die soziale Gleichmacherei als


ihre Aufgabe zu betrachten hat. Wird das gewünscht, so braucht man die


Emissionsbank nur von den Fesseln der Goldwährung zu lösen, und in kürzester


Zeit wird sie das gesamte Haben der Gläubiger in einem Meere von Banknoten


ersäufen, ohne daß man sie eines Verstoßes
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gegen ihre Satzungen wird bezichtigen können. Nach der Assignatenflut gab es


in Frankreich keine Gläubiger und Schuldner mehr.


Die Nachfrage nach ihren Noten und der Zinsfuß werden steigen, je mehr die


Emissionsbank emittiert, und je mehr die Preise steigen, desto verwässerter wird


das Guthaben der Gläubiger, und desto sicherer wird der Schuldner der Bank.


Es ist eine noch ziemlich allgemein verbreitete Ansicht, daß die Goldwährung gegen solche


Pfuschereien und Prellereien einen Schutz bildet. Tatsächlich liegt dieser Schutz bei den


Gesetzgebern, nicht im Gold. Wünschen es die Gesetzgeber, so werden sämtliche Münzen durch


Banknoten verdrängt. In allen Ländern, wo man solche Pfuschereien betrieben hat, war zuvor


Metallgeld im Umlauf, in keinem Falle hat die Metallwährung der Notenüberschwemmung Widerstand


leisten können.


Wenn man aber die Gläubiger nicht plündern will, so bestimme man doch die


Taktik der Notenausgabe, schreibe man der Notenbank vor, wann sie Noten aus-


geben, wann sie solche einziehen soll, wann sie ihr eigenes, bares


Betriebskapital dem Verkehr zu übergeben hat und wann sie es vergraben soll.


Die Sicherheit der Goldwährung, die Erhaltung des Goldschatzes auf der gesetz-


lich bemessenen Höhe ist keine genügende Limitation der Notenausgabe. Das


hat die ununterbrochene Kette von Hochkonjunkturen und Krisen doch genügend


bewiesen.


Aber nicht nur rechtliche, auch schwerwiegende volkswirtschaftliche Folgen hat


diese Plünderung einer Bürgerklasse zu Gunsten der anderen durch die


Banknoten. Die gesamte Industrie erleidet durch diese Klassenplünderung und


Klassenbegünstigung eine gewaltige Absatzverschiebung. Der Verkauf der sehr


feinen Waren, wie sie die Rentner zumeist suchen, läßt nach, zugleich auch der


Verkauf der sehr groben Waren, die die Schuldner in der Regel kaufen. Die


durch die Noten der Emissionsbank versuchte und begonnene Gleichmacherei


hat die Extreme in der Grobheit und Feinheit des Warenbedarfes abgestoßen,


und dieser Nachfrage muß sich die Industrie und der Handel anpassen. Eine


Menge Industriezweige werden notleidend, und in vielen Läden häufen sich die


Lagerhüter. Eine Menge Arbeiter sieht sich genötigt, um der Arbeitslosigkeit zu


entgehen, den Beruf und in der Regel damit auch den Wohnort zu wechseln.


[Vom privatwirtschaftlichen kleinbürgerlichen Standpunkt aus betrachtet sind das sehr wichtige


Dinge.]


Daß die Hausse, die die gesetzlich privilegierten Noten erzeugt, alle Kataloge,


Preislisten, Kurszettel, Tarife usw. in Makulatur ver-
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wandelt, ist auch klar. Alle Preise müssen neu berechnet werden, und zwar täg-


lich, mit jedem Punkt, den die Preise ersteigen. Die Emissionsbank zwingt die


zehn Millionen Kaufleute, Handwerker, Unternehmer, alle Preise zu revidieren,


und wieviel Fehler mögen bei diesen Neuberechnungen unterlaufen! Und wenn


die Preise wenigstens auf der ganzen Linie gleichmäßig anziehen wollten, so


könnte man durch einen gleichmäßigen Teuerungszuschlag (Agio) die Sache


erledigen. Aber aus den oben angeführten und vielen anderen Gründen ist das


nicht der Fall. Bei einzelnen Waren (den sehr feinen und sehr groben) gehen die


Nachfrage und der Preis zurück, und um so stärker wächst die Nachfrage der


anderen. Schließlich werden alle Preise durcheinandergeworfen, und der Begriff


der Mark d. R.W., der bei allen immer nur aus einer Reihe bekannter


Warenpreise besteht (anders kann auch die sogenannte


Werteinheit nicht aufgefaßt werden), verwildert und geht völlig ver-


loren. Niemand weiß mehr, was eine Mark noch gilt. Alle


Beziehungen des Geldes zu den Waren werden getrübt, und im


trüben läßt sich gut fischen. Die öffentliche Kontrolle der Preise


durch das Publikum geht völlig verloren, die Kaufleute nehmen


diese Unwissenheit wahr und plündern, übervorteilen das


Publikum. Das zeitraubende Handeln in den Läden wird allgemei-


ne Sitte, und die Kosten dieser Sitte werden auf die Warenpreise


geschlagen. Die Bruttoprofitrate der Kaufleute geht in die Höhe.


Dabei gewinnt die Nettoprofitrate wenig, denn wenn auch durch


den Verlust der öffentlichen Kontrolle die Preise infolge der durch


die Banknoten bewirkten Markt– und Preisanarchie die Profitrate


erheblich steigen, so löst diese Steigerung eine größere, schärfe-


re Konkurrenz aus, die zur einzigen Folge hat, daß der Absatz der


einzelnen Kaufleute vermindert wird. Der Profit an den verkauften


Waren steigt mit der Unstetigkeit der Preise zum Nachteil des


Publikums und zu niemandes Vorteil, da sich dieser Profit auf eine


größere Anzahl Kaufleute verteilt, die eine größere Masse Arbeit


zu verrichten haben (Feilschen des Publikums, Preisausrechnen


usw., Lagerhüter.)


Dem aufmerksamen Beobachter entgeht es nicht, daß der Sinn für den Wucher, den Schacher, das


Glücksspiel, das arbeitslose Einkommen im deutschen Volke mächtig im Zunehmen begriffen ist.


Wäre dieser Schachergeist ein spezifischer Charakterzug der Juden (was er nach unserer


Beobachtung durchaus nicht ist), so könnte man die Behauptung der Antisemiten, daß das deutsche


Volk verjüdelt sei, gelten lassen. Aber die „Verjüdelung“ haben weniger die Juden als die Reichsbank


(im Grunde genommen die Metallwährung) verursacht. Jedes Volk paßt sich den Verhältnissen an,


und
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Warenpreise besteht (anders kann auch die sogenannte Werteinheit nicht aufge-
faßt werden), verwildert und geht völlig verloren. Niemand weiß mehr, was eine
Mark noch gilt. Alle Beziehungen des Geldes zu den Waren werden getrübt, und
im trüben läßt sich gut fischen. Die öffentliche Kontrolle der Preise durch das
Publikum geht völlig verloren, die Kaufleute nehmen diese Unwissenheit wahr und
plündern, übervorteilen das Publikum. Das zeitraubende Handeln in den Läden
wird allgemeine Sitte, und die Kosten dieser Sitte werden auf die Warenpreise
geschlagen. Die Bruttoprofitrate der Kaufleute geht in die Höhe. Dabei gewinnt die
Nettoprofitrate wenig, denn wenn auch durch den Verlust der öffentlichen Kontrolle
die Preise infolge der durch die Banknoten bewirkten Markt– und Preisanarchie die
Profitrate erheblich steigen, so löst diese Steigerung eine größere, schärfere
Konkurrenz aus, die zur einzigen Folge hat, daß der Absatz der einzelnen
Kaufleute vermindert wird. Der Profit an den verkauften Waren steigt mit der
Unstetigkeit der Preise zum Nachteil des Publikums und zu niemandes Vorteil, da
sich dieser Profit auf eine größere Anzahl Kaufleute verteilt, die eine größere
Masse Arbeit zu verrichten haben (Feilschen des Publikums, Preisausrechnen
usw., Lagerhüter.)


Dem aufmerksamen Beobachter entgeht es nicht, daß der Sinn für den Wucher, den Schacher, das


Glücksspiel, das arbeitslose Einkommen im deutschen Volke mächtig im Zunehmen begriffen ist.


Wäre dieser Schachergeist ein spezifischer Charakterzug der Juden (was er nach unserer


Beobachtung durchaus nicht ist), so könnte man die Behauptung der Antisemiten, daß das deutsche


Volk verjüdelt sei, gelten lassen. Aber die „Verjüdelung“ haben weniger die Juden als die Reichsbank


(im Grunde genommen die Metallwährung) verursacht. Jedes Volk paßt sich den Verhältnissen an,
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wenn die Reichsbank mit ihrer auf Hausse und Baisse, auf immerwährende Differenzen gerichteten


Politik den Schacher großzieht, so darf man sich nicht wundern, daß zuletzt selbst der schönste Arier


schäbig wird.


Schmoller sagt: „In einer Zeit, in der die Vermittelungstätigkeit (Handel) in der Gesellschaft von 3


und 5 auf 11 und 13% ja teilweise auf 31%, der Selbsttätigen gestiegen ist, in der diese Vermittelung


einen steigenden Teil der Preise ausmacht...“ Artikel: Der Handel im 19. Jahrhundert (D. Woche, 


S. 167.)


Das mag ganz richtig sein und stimmt mit den Beobachtungen überein, die jeder für seine


Rechnung heute machen kann. Aber Schmoller hat für diese Erscheinung keine Erklärung; sie ist


ihm rätselhaft, wie allen, die wie er das Studium des Geldwesens vernachlässigen. Das Geld ist die


Grundlage des Tausches und darum der Schlüssel aller Rätsel.


Fände eine scharfe, tägliche Anpassung des Geldangebots an das


Warenangebot statt, so daß die Preisschwankungen der Waren untereinander


auf das von den natürlichen Umständen bedingte Maß (Voll-, Mittel- und


Fehlernten, Erfindungen, Modewechsel usw.) beschränkt bliebe, träten zu diesen


natürlichen Preisschwankungen nicht noch die künstlichen, viel häufigeren und


schwereren Preisschwankungen, die von einem veränderten Verhältnis zwischen


Geld- und Warenangebot herrühren, so würden sich mit der Zeit die Warenpreise


genügend fest dem Volke einprägen, daß der Handel einer Kontrolle unterworfen


wäre und jedermann wüßte, was er eigentlich für einen Dollar, eine Mark, einen


Rubel zu fordern hat. Unter der Goldwährung und der Mitwirkung der


Emissionsbanken sind die Begriffe Dollar, Schilling, Mark vollkommen verwildert;


die sogenannte Werteinheit [Das wäre die Menge konkreter Dinge, die man für eine Mark zu


erstehen hofft.] ist durch die tolle Anarchie, die die Emissionsbanken mit ihrer sinn-


und ziellosen Politik hervorgerufen haben, zu einer Gallerte geworden. Es ist nie-


mand da, der imstande wäre, die Preise von nur zehn verschiedenen Waren


genau zu nennen.


Ohne Kenntnis einer Reihe von Preisen konkreter Dinge, namentlich von sol-


chen, die man zur eigenen Lebensführung braucht, ist aber die Bedeutung irgend


einer Geldsumme schlechterdings unbegreiflich. Nur wer die Geldsumme kennt,


die er verausgabt und seinen Brei mit Bewußtsein ißt, hat ein Urteil über den


„lytrischen Wert der Güter“. [Georg Friedrich Knapp sagt: „Lange hat es mir im Innersten


widerstanden, anzuerkennen, daß die nominale Werteinheit vollständig ausreicht für Urteile über den


lytrischen Wert der Güter. Es war mein Irrtum, was 
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Wohl hat der Bürger für jede Mark, jeden Dollar und Schilling ein haarscharf auf


der Präzisionswaage abgewogenes Gewicht Gold zu fordern, aber das Quantum


Tabak, Bier und Wurst, das er für die Mark auf dem Markte erwerben kann, das


mißt ihm die Emissionsbank nicht einmal auf der Viehwaage zu. Und es ist doch


der Tabak-, das Bier, die Wurst, es ist das Tauschverhältnis des Geldes zu den


Waren, das den Bürger interessiert. Das Gold! Was geht den Bürger das Metall


an? Es sind doch nicht alle Goldschmiede, nicht alle haben vor, den Erlös ihrer


Produkte in Form einer Goldkette nach Hause zu bringen. Warum hat sich der


Bürger für die Goldwährung entschieden? Doch nur, weil er mit der Goldwährung


15 mal weniger Metall zu schleppen brauchte als mit der Silberwährung.


Möglichst wenig Metallballast und sonst genau so viel Ware, wie man selbst für


das Geld gegeben hat – das fordert der Bürger.


     _______________


der Irrtum fast aller ist; ich glaubte, Werturteile kämen nur zustande, wenn Güter mit Gütern vergli-


chen werden. Wie einfach und anschaulich würde dadurch der ganze Vorgang! Wenn aber einmal


diese Art der Beurteilung eingebürgert ist, dann ist es unnötig, Gut mit Gut zu vergleichen; dann kön-


nen Werturteile über ein Gut abgegeben werden unter Benutzung der nominalen nur historisch defi-


nierten Werteinheit. Wer da bezweifelt, ob das wahr ist, den verweise ich auf die geschichtliche


Entwicklung des lytrischen Verkehrs; solche Erscheinungen wie das echte Papiergeld sind wirklich;


sie sind aber nur unter der Annahme nomineller Werteinheit möglich; also ist die Nominalität der


Werteinheit ebenso erfahrungsmäßig gefestigt wie die Tatsachen der lytrischen Rechtsgeschichte“.


Staatliche Theorie des Geldes, S. 14 (Verlag Duncker & Humblot, Leipzig 1905). Ich glaube, Knapp


ist über den Widerstand in seinem Innersten voreilig hinweggeschritten, denn er, der keine Preise,


keine Waren kennt, der es fertigbringt, eine staatliche Theorie des Geldes zu bringen, ohne, wie es


scheint, überhaupt an Waren, Preise, Tauschmittel, Arbeitsteilung zu denken, der in dem Geld, ein-


schließlich dem echten Papiergeld, kein Gut, keine Ware erblickt, kann unmöglich ein Urteil haben


über den lytrischen Wert der Güter (falls darunter Tauschverhältnis der Waren gemeint ist, etwas


anderes kann es aber nicht sein; denn es gibt kein anderes Verhältnis der Waren untereinander).


Nur wer das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren, also Preise, kennt, hat ein Urteil über den


lytrischen Wert der Güter. Die Erscheinung des echten Papiergeldes widerspricht nicht der


Behauptung, daß Waren nur mit Waren verglichen werden können, sondern bekräftigt diesen Satz,


denn das echte, an kein Metall noch besondere Ware gebundene Papiergeld vereinigt in sich alle


Merkmale der Ware trotz seinem Papierstoff. (S. Gesell: Die Verwirklichung des Rechtes auf den vol-


len Arbeitsvertrag, Artikel: Warum man aus Papier Geld machen kann...]
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Solange die Banken Noten nach dem privatwirtschaftlichen Bedarf der Hausse-


Interessenten ausgeben, steigen die Preise aller freien Waren. Doch nicht alle


Waren sind frei, nicht alle Preise paßen sich den Marktverhältnissen an.


Die Briefmarken z. B. machen die Hausse nicht mit, weil ihr Preis (d.h. das


Porto) durch Gesetze geregelt ist. Seit 80 Jahren bezahlt man 10 Pfg. für einen


Brief, und wie viele Hochkonjunkturen haben wir seit 30 Jahren gehabt? Über-


haupt fast alles, was der Staat verschleißt – Telegramme, Frachten, Justiz,


Religion, Sicherheit, Unterricht usw. – muß den Emissionsbanken den Tanz 


versagen. Tarife, Steuern, Zölle sind durch Gesetz und Verträge festgenagelt.


Wie behilft sich nun der Staat, wenn die Emissionsbanken die Warenpreise


hochtreiben?


Der Staat erhält das gleiche Quantum Geld für seine Leistungen, während


alles, was er kauft, mit Ausnahme der Beamtenarbeit, im Preise steigt. Der


Proviant für das Heer, die Kohlen für Marine, Eisenbahnen, die Steine für öffent-


liche Bauten usw. muß der Staat 10–20–30% teurer bezahlen. Die Einnahmen


bleiben unverändert (mit Ausnahme der Einkommen- und Konsumsteuern und


der Bruttoeinnahmen aus dem bei jeder Hochkonjunktur wachsenden


Eisenbahnverkehr), die Ausgaben wachsen. Resultat: ein Defizit, eine Anleihe,


während doch gerade der Staat als Produzent und Schuldner großen Gewinn


aus der Hochkonjunktur ziehen sollte.


—


Mit dem Bankrott der Währung (nichts anderes bedeuten die Preisaufschläge


und Teuerungszulagen) geht ausnahmslos eine bedeutendende Anspannung


sämtlicher Produktionskräfte Hand in Hand. Sowie es heißt, daß die Preise


anziehen, daß eine neue Hochkonjunktur im Anzuge sei, suchen alle Kaufleute


und Unternehmer sich durch Lieferungsverträge auf Monate und Jahre hinaus


mit Waren zu decken. Denn sie fürchten, dem Wettbewerb beim Verkauf der


Waren zu unterliegen, wenn sie zu den erwarteten künftigen hohen Preisen kau-


fen müßten. Außerdem wären sie nicht sicher, überhaupt Ware zu erhalten, denn


alle Kaufleute samt und sonders treibt die Selbsterhaltungspflicht, sich zu dek-


ken, d. h. mehr als gewöhnlich zu kaufen. Und wo soll dieses Mehr herkom-


men?


Während der letzten Hochkonjunktur waren die meisten Fabriken auf Monate, in manchen


Zweigen, z. B. der Textilindustrie, auf Jahre hinaus verschlossen, d. h. sie nahmen keine Aufträge


mehr an.
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Beim Fabrikanten häufen sich infolge dieser Deckungskäufe die Bestellungen,


und in der Meinung, er habe es mit einer dauernden Erscheinung zu tun, sucht


er seine Fabrikanlagen zu erweitern, d. h. der wachsenden Nachfrage anzupas-


sen. Es wird mit Überstunden gearbeitet, die gesamte Arbeiterreserve wird her-


angezogen, um den Stoff zu der immer wachsenden Nachfrage zu liefern.


Es kommt hinzu, daß man sich vor der der Hausse entsprechenden


Verbilligung (Entwertung) des Geldes (weniger Ware für dasselbe Geld) nur


dadurch schützen kann, daß man sich des Geldes entledigt, und zwar nicht


durch Verleihen, durch Ankauf von festverzinslichen Papieren, von Pfandbriefen,


sondern durch Ankauf von Dingen, die an sich kein Geld sind und auch nicht auf


Geld lauten, also Waren, Grundstücke, Industrieaktien (keine Bankaktien),


Häuser, Land usw. Wer das nicht tut, sondern sein Geld zur Sparkasse, zur Bank


bringt, wer Pfandbriefe, Obligationen, Staatsanleihen, Wechsel usw. kauft, verliert


einen der Hausse entsprechenden Teil seines Vermögens. Gewiß, er erhält sein


Geld auf Heller und Pfennig zurück, für die nicht fest verzinslichen Papiere sogar


erhöhten Zinsfuß, und die Sicherheit der Anlage wächst auch. Nominell verliert er


keinen Heller, aber materiell, an der sogenannten Kaufkraft des Geldes. In diese


Kaufkraft haben sich die Banknoten (und die mit diesen stets zusammen sich


vermehrenden Privattauschmittel) geteilt und ihr 10–20–30% geraubt.


Das führt dann notwendigerweise dahin, daß alle, die sonst ihr Geld verliehen,


sei es durch Ankauf von Pfandbriefen, von Wechseln oder Staatspapieren, sei es


in Form eines Sparkassen- oder Scheckbuches, jetzt lieber selber Dinge kaufen,


die die Hausse direkt mitmachen. Eine Menge dem Handel völlig fremder


Personen werde so der Börse oder dem Markte zugeführt, die alles kaufe, was


man ihr anbietet. Dies bedeutet eine Ausschaltung von Zwischenhändlern, eine


beschleunigte Geldzirkulation, eine vermehrte Nachfrage und steigende Preise.


Dauert die Hausse an, so beweist dann schon die Erfahrung, daß jeder, der


heute kauft, einen Vorsprung über den hat, der sich die Sache noch mal überlegt


und erst morgen kauft. An Stelle der schwerfälligen Bedächtigkeit, die sonst eine


Eigentümlichkeit des Geldbesitzers ist, tritt die Hast. Eilfertig wird dem Makler


Auftrag gegeben, das Sparkassenbuch, die Wechsel, die festverzinslichen


Papiere zu veräußern und dafür Dinge zu kaufen, die auf der anderen Schale der


Waage liegen und die hoch gehen, wenn die Geldschale fällt (Ware, Häuser,


Industrieaktien). Die Umlaufs-   Umlaufsgeschwindigkeit
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geschwindigkeit des Geldes wächst im Verhältnis zu dieser Eilfertigkeit (oder 


verminderten Bedächtigkeit), und da das Angebot des Geldes und somit das


Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld sehr wesentlich durch die


Schnelligkeit des Geldumlaufs beeinflußt wird, so steigen jetzt die Preise weit


über die durch die Noten der Emissionsbanken erweiterten Grenzen.


Den Anstoß zur Hausse mag die vermehrte Goldproduktion geben. Die anziehenden Preise erwek-


ken spekulative Kauflust, eine privatwirtschaftliche Nachfrage nach Geld. Dieser Nachfrage kommen


die Emissionsbanken durch vermehrte Notenausgabe entgegen. Die Privattauschmittel (Wechsel)


gewinnen an Kredit, weil die Hausse die Schuldner allgemein begünstigt. Sie vermehren sich parallel


zur Hausse und zur Ausgabe von Banknoten. Die nun ganz ausgesprochene Hausse verkürzt die


Umlaufszeit des Geldes.


Und ist diese Preissteigerung für alle, die an die deutsche Reichswährung


glauben, für alle, die mit dem festen inneren Werte der Mark d. R.W. aufgezogen


wurden, nicht ein einwandsfreier, schlagender Beweis, daß das Angebot von


Waren zu gering ist, daß die Produktion vermehrt werden, daß man mit Über-


stunden arbeiten, daß man den Betrieb erweitern soll? Man spricht von Überspe-


kulation, aber woran soll sich denn der Unternehmer für die Abschätzung des


Bedarfes an seinen Waren halten, wenn nicht an die Preise? Wem kommt es


denn in den Sinn, anzunehmen, daß die Preissteigerung nur das äußere Zeichen


des inneren Bankrotts der Emissionsbankpolitik und der Währung ist? Hans


Biedermeier würde solchen Verdacht einfach für eine Sünde, ein Verbrechen hal-


ten. Wer darf es annehmen, daß die Preistreiberei keinem wachsenden Konsum,


sondern einer Währungspfuscherei zuzuschreiben ist, und daß infolgedessen gar


kein Anlaß vorliegt, sich für eine Fortdauer der großen Nachfrage, durch


Erweiterung der Fabrikanlagen einzurichten? [Man bezeichnet es als einen Geniestreich


des Direktors der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft Berlin, daß er zur Zeit der großen Hausse


1899/1900 die Anlagen nicht, wie es seine Konkurrenten taten, durch Neubauten erweiterte, sondern


durch Einführung der dreifachen Schicht (3x8 Stunden) die stürmisch wachsende Nachfrage zu


befriedigen wußte. Der Direktor wußte, daß es sich nur um eine Eintagsfliege, um eine gewöhnliche


Währungspfuscherei handelte.]


Nur wenige sind es, die solchen Verdacht hegen, nur wenige sind es, die die


große Nachfrage auf die verschwenderische Notenausgabe zurückführen, nur


wenige sind es, die sich vor der Katastrophe zu retten wissen, die bald genug


hereinbricht.
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Wenn die Preise sinken


Das Geld ist kein lebloser Gegenstand wie etwa die goldene Kette, die den


Leib des Metzgermeisters schmückt. Das Geld ist auch nicht das passive Ding,


das die Währungsliteratur aus ihm machen möchte (s. Knapp). Das Geld hat


Kräfte, ungeheure, merkamotorische Kräfte (Verschleißkräfte), die, je nachdem


sie gefesselt oder nutzbar gemacht werden, ein Land, eine Welt, ein Zeitalter zu


ungeahnter Blüte oder in den Abgrund treiben können. Von der Verfassung des


Geldes hängt es ab, ob die Mutter aller Kultur, die Arbeitsteilung, lebt oder stirbt.


Der Arbeiter singt zwar sein billiges Liedchen:


Alle Räder stehen still,


wenn mein starker Arm es will.


Aber vorläufig ist das noch Zukunftsmusik. Diese Macht, die Räder zum


Stillstand zu zwingen, hat heute nur einer im Lande, und das ist die


Emissionsbank.


Nachdem die Emissionsbank die allgemeine Preistreiberei mit ihren Noten


genährt und damit die Produktionskräfte aufs äußerste angespannt hat, nachdem


sie beobachten konnte, daß alle Unternehmer, auf die Dauer der Verhältnisse


rechnend und die Hausse als einen Beweis des Warenmangels ansehend, ihre


Betriebe erweiterten und Unsummen für neue, größere Maschinen verausgabten,


erinnert sie sich plötzlich wieder ihrer Pflichten als Hüterin der Goldwährung.


Sie sieht, wie die Münzen zur Goldschmiede wandern, oder falls es sich um


eine nationale Hausse handelt, wie die Banknoten zur Quelle zurückwandern


und das Gold die Grenzen überschreitet. Sie sieht jetzt an den Folgen der


Hausse, daß sie zu weit gegangen war mit der Notenausgabe. Nicht an der
Wirkung (der Hausse), sondern erst spät, zu spät, an der Rückwirkung (dem
Goldexport) erkennt sie ihren Fehltritt. Die Emissionsbank kümmert sich nicht um


die Warenpreise, darum nimmt sie auch die direkte Wirkung ihrer Streiche gar


nicht gewahr. Sie erkennt die Gefahr der Notenüberschwemmung immer erst


dann, wenn die Dämme durchbrochen sind. Dann erst wird sie sich bewußt, daß


sie zu weit mit der Notenausgabe gegangen ist. Dann aber greift sie um so grö-


ber zu und mit dem größten Gleichmut, als ob weiter gar nichts daran läge, wie


jemand, der die Folgen seiner Missetaten nicht am eigenen Leibe zu spüren


braucht, wie ein unverantwort-
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liches Kind, entzieht sie nun wieder ihre Noten dem Verkehr, gerade in dem


Moment, wo die Banknoten einen vernünftigen Zweck hätten (Erleichterung der


Hochkonjunktur-Liquidation).


Aber das Geld hat den Charakter des Wolfes, es hat nur Mut, wenn es mas-


senhaft, im Rudel auftreten kann. Sieht es die eigenen Reihen aus irgend einem


Grunde sich lichten, so weicht es auch bald auf der ganzen Linie, die Furcht vor


der Baisse lähmt seine merkamotorische Kraft, und feig‘ zieht es sich vom


Markte zurück.


Unseres Wissens ist es der Bimetallist Emil de Laveleye gewesen, der zuerst auf die höchst eigen-


tümliche, für alle in dem Wertglauben Befangenen völlig unerklärliche Erscheinung aufmerksam


machte, daß, wenn man das Geldangebot auf irgend eine Weise, etwa durch den Übergang von der


Bimetallie zur Monometallie, verkleinert, der Rest des Geldes dann kaufmännisch unbrauchbar wird


und sich in den Banken konzentriert.


Dieses Gesetz, welches wir das Laveleye’sche oder Bimetallistische Gesetz nennen möchten, ist


für die Währungstechnik von größter Bedeutung. Es läßt keine Ausnahme zu und wirkt überall gleich-


mäßig, ob es sich um Goldwährung, Doppelwährung oder Papierwährung handelt. Am sinnfälligsten


war das Wirken dieses Laveleye’schen Gesetzes vor einigen Jahren in Argentinien zu beobachten.


Hier hatte man beschlossen, einen Teil der Staatseinnahmen dazu zu benutzen, jährlich einen größe-


ren Betrag des umlaufenden Papiergeldes einzuziehen und zu verbrennen mit der ausgesprochenen


Absicht, auf diese Weise die Preise zu drücken, damit alles recht billig werden sollte! Das Resultat


war, daß im Jahre 1899 zwei volle Drittel der gesamten Emission von 300 Millionen (also 200


Millionen) in den Banken brachlagen und zu einem nie gesehenen niedrigen Zinsfuß zu haben


waren. Niemand konnte das Geld kaufmännisch anwenden, wer es wagte, hatte regelmäßig Verluste.


Mit Ausnahme der wenigen, die das Laveleye’sche Gesetz kannten, wußte niemand die Erscheinung


zu deuten. Als man im Jahre 1900 mit dem Verbrennen des Papiergeldes aufhörte, verschwanden


auch sofort die Millionen aus den Banken und ergossen sich auf den Markt. Und den Beweis, daß


jene 200 Millionen nicht etwa überschüssig waren, liefert der Umstand, daß man seitdem, also in acht


Jahren, den alten Bestand an Papiergeld fast verdoppelt hat, ohne daß von einem Überschuß die


Rede sein kann.


Die Erklärung, warum das Geld bei eintretender Baisse sich zurückzieht, haben


wir mit der nötigen Ausführlichkeit im ersten Teil dieser Schrift gegeben. Jetzt


wollen wir die Folgen dieser neuen Wendung der Emissionspolitik der


Reichsbank uns näher ansehen.


Wenn die Preise fallen, so weint der Schuldner, und es lacht der Gläubiger. 


Der Schuldner muß bei fallenden Preisen eine größere Masse Güter von seinem


Aktivum opfern, um den Zins seiner Schulden (Passivum) aufzubringen. Und


diese größere Masse fließt in die Taschen der Gläubiger. Die Waren werden 


billig,
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jauchzt der Gläubiger. Die Schuld wird drückend, flucht sein Schuldner. So glei-


chen sich die Interessen wieder aus, die durch die vorhergehende Hausse ver-


schoben wurden, beschwichtigt die Emissionsbank.


Dieser Ausgleich findet allerdings oft statt, aber er bildet doch nicht derart die Regel, daß man vom


Standpunkt der Gerechtigkeit gleichgültig dem Auf- und Abwogen der Preise zusehen könnte. Viele,


sehr viele Gläubiger werden durch die Hausse ruiniert und zu Schuldnern degradiert. Für diese


bedeutet die nachfolgende Baisse keine Rehabilitierung, sondern im Gegenteil einen neuen


Keulenschlag auf den Kopf.


Und umgekehrt: Mancher Schuldner wird durch die Hausse in den Rentnerstand gehoben, der


dann als solcher von der Baisse neue Vorteile gewinnt.


Die Kaufleute merken, daß sie bei einem weiteren Preisrückgang dem Bankrott


entgegentreiben und zweifeln an ihrer Zahlungsfähigkeit. Um diese festzustellen,


machen sie eine Inventur:


Bestand Einstands- jetziger Inventurwert


preis   Kosten      Preis


01000  Kilo Garn 010 010000 008 008000
00100  Tonnen Tau 500 050000 400 040000
00050  Faß Heringe 060 003000 045 002250
00500  Sack Mehl 020 010000 025 1) 012500
20000  Kilo Speck 001 020000 001,10 1) 021000
00100  Fuhren Holz 020 002000 022 1) 002200
02000  Tonnen Eisen 030 060000 023 046000
00200  Ballen Tuch 200 040000 150 030000
00050  Kisten Schuhe 150 007500 120 006000
00060  Tonnen Nägel 050 003000 040 002600


Einstandspreis: 0205500 170550


Inventarpreis 0170550


Verlust Mk.      0034950 = 20% des Kapitals


[Es ist durchaus nicht nötig, daß alle Preise fallen, um von einer allgemeinen Baisse sprechen zu


können. Im obigen Beispiel sind die drei mit 
1


) versehenen Artikel gestiegen, doch im Durchschnitt 


fielen die Preise um 34 000 Mk.]


Verteilt sich die Baisse, die in unserem Beispiel 20% des Warenlagers beträgt,


auf eine längere Zeitspanne, so fällt der Verlust auf alle während der Baisse ein-


und ausgehenden Waren, nicht auf die Waren allein, die bei der Inventur gerade


auf Lager waren. Statt 20% auf einmal zu verlieren, verliert er vielleicht zehnmal


nacheinander 2%. Das Resultat ist dasselbe.
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Ein Verlust von 20% des Aktivums bedeutet aber bei der heutigen ausgedehn-


ten Kreditwirtschaft in sehr vielen Fällen einfach den Verlust des Eigenkapitals,


d. h den Bankrott.


Vor  der  Baisse


Akt ivum, Waren 100 000


Kreditverkauf 50 000


150 000


Passivum 120 000 


Kapi ta l 30 000


Nach der  Baisse


Abschre ibung 20% der Waren 20 000


20% Delcredere auf 50 000 Außen-


stände 10 000 30 000


Kapi ta l 000000


Es ist nämlich zu beachten, daß die Sicherheit der Außenstände


(Kreditverkäufe) bei einer Baisse gleich zweifelhaft wird und daß jeder gewissen-


hafte Kaufmann beim Umkippen der Hausse in Baisse einen der Baisse propor-


tionalen Abstrich von seinen Forderungen machen wird, so oben 10 000 von 50


000.


Gehen nun die Preise noch weiter herunter, so muß in unserem Beispiel der


Kaufmann seine Zahlungsunfähigkeit anmelden.


Und es ist durchaus nicht unmöglich, daß, wenn die Preise um 20% gefallen


sind, sie nicht noch weiter zurückgehen können. Denn die Emissionsbanken ver-


stehen es heute, ordentliche Differenzen zu erzeugen. (Der Abstand zwischen


Hoch- und Tiefstand der Preise scheint immer größer zu werden, je mehr das


Bankwesen ausgebildet wird.) Wenn die Preise steigen, so werfen die


Emissionsbanken (wie alle anderen Geldinstitute) ihr ganzes Kapital auf den


Markt und beuten das Emissionsrecht voll aus. Und wenn die Preise dann fallen,


dann haben sie nichts in Händen, um der Baisse entgegenzuarbeiten, vielfach


geschieht es auch, daß sie bei der Krise, auf ihre eigene Sicherheit bedacht, ihre


Mittel dem Verkehr entziehen.


—


Nicht alle Preise machen die Baisse mit, sonst würden nur die Gläubiger und


Schuldner lachen und weinen, und auch nur in dem Maße, wie sie Gläubiger und


Schuldner sind. Die Preise, die die Hausse nicht mitmachten, rühren sich auch


nicht bei der Baisse. Die Tarife der Staatsleistungen kümmern sich so wenig wie


die Emissionsbank um die Marktpreise. Ob der Weizen, der Spiritus, die Kohle
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100 oder 200 kostet, ist dem Staate einerlei, er berechnet immer denselben


Frachtsatz. Und so kommt es, daß die Fracht, die bei der Hausse etwa nur 5001,


des Preises ausmachte, jetzt bei der Baisse 60–70% beträgt. Auch die Löhne


gehen nicht sofort herunter. Die Arbeiter streiken eher lieber, als daß sie sich


einen Lohnabzug gefallen lassen. Zwar geht ja der Lohn mit der Zeit auch herun-


ter, aber in der Zwischenzeit muß der Unternehmer einen Lohn bewilligen, der


nicht dem erzielbaren Verkaufspreis des Produktes entspricht – oder aber den


Betrieb einstellen.


Dieses Benehmen der Arbeiter ist ein Produkt der heute vorherrschenden Lohntheorie, laut wel-


cher die Lohnhöhe weniger ein Produkt der Marktverhältnisse als ein solches der sog. Lohnkämpfe


sein soll. Darum sucht der Arbeiter zu kämpfen, d. h. zu streiken und zu hungern. Doch endet in der


Regel dieser sonderbare Kampf (Hungerkunst) mit ganz prosaischem Handeln und Feilschen. Im


Grunde ist dieser sogenannten Lohnkampf nichts mehr als ganz gewöhnlicher Kuhhandel, und das


Resultat des selbstmörderischen Kampfes hängt viel mehr von den Marktverhältnissen resp. den


Emissionsbanken ab, als von der Fähigkeit der Arbeiter, dem Hunger zu widerstehen.


Auch die Steuern, sowohl die Staats- wie die Gemeindesteuern, bleiben unver-


ändert, der Steuerbeamte kümmert sich nicht um die Preise der Produkte.


Die Pacht oder Miete für das Grundstück und Gebäude wird von jedem vor-


sichtigen Unternehmer regelmäßig auf längere Zeit kontraktlich abgeschlossen.


Gehen nun die Preise herunter, so müßten auch Pacht und Miete heruntergehen,


damit das Gleichgewicht zwischen Erlös und Kosten erhalten wird. Aber was


kümmert den Besitzer die Sorge seines Pächters. Er besteht auf seinem Schein


und tröstet höchstens den Pächter mit der Aussicht, die ja die Erfahrung wahr-


scheinlich macht, daß, wenn sich die Baisse ausgetobt, die Zeit für eine neue


Hausse kommen wird.


—


Es ist die Regel, daß fast alle Unternehmer, ähnlich wie die Kaufleute, mit


fremdem Geld arbeiten. Sie stecken fast alle bis tief an den Hals in


Wechselschulden, Obligationenschulden, Kommanditschulden,


Hypothekenschulden usw. – und alle diese Schulden sind Geldschulden. Hat der


Unternehmer für Zins und Tilgung jährlich 10 000 Mk. zu zahlen, so bleibt die


Summe gleich, wenn durch Rückgang der Preise der Erlös der Produkte von 100


000 etwa auf 80 000 zurückgeht. Die Gläubiger kümmern sich da nicht um die


Warenpreise, sie verlangen ihr Geld zurück auf Heller und Pfennig, den vollen


nominellen Betrag. Und wer wird ihnen solches übel-
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nehmen, nachdem sie unter der vorangegangenen Hausse schwer gelitten 


hatten?


Das Produkt des Unternehmens sei


1000 Ballen Zeug zu 100 gleich 100 000


Produktionskosten:


Pacht oder Miete 5 000


Frachten 5 000


Steuern 1 000


Zinsen 9 000


von den Konjunkturen unberührte Produktionskosten 20 000 020 000


bleiben dem Unternehmer 080 000


um die Arbeiter und das Rohmaterial zu bezahlen und für den eigenen Lohn


(Unternehmergewinn)


Geht nun der Erlös der 1 000 Ballen durch einen Preisfall von etwa 25% von


100 000 auf 75 000 zurück, so bleiben für Rohstoffe, Löhne und Gewinn nur 


55 000 zurück (nämlich 75 000 - 20 000), da ja die oben genannten Unkosten


von den Konjunkturen unberührt bleiben. Rechnen wir, daß Löhne und Rohstoff


gleichfalls 25% im Preise zurückgehen (was aber nicht für die Löhne sofort


zutrifft), so hätte der Unternehmer hierfür 80 000 x 0,75 = 60 000 zu zahlen.


So stellt sich dann die Bilanz wie folgt:


Von den Konjunkturen unberührte Produktionskosten 20 000


Rohstoff und Löhne nach 25% Konjunkturrabatt 60 000


Kosten 80 000


1000 Ballen zu 100 mit gleichem Konjunkturrabatt (25%) 75 000


Verlust 5  000


Dieser Verlust rührt direkt von den Produktionskosten her; er hat nichts zu tun


mit dem Inventurverlust, den derselbe Unternehmer dadurch erleidet, daß er wie


der Kaufmann von seinem Lager an Rohstoffen, Halb- und Fertigprodukten einen


der Baisse entsprechenden Abstrich machen muß.


Bei der Inventur hat der Unternehmer nach gesetzlicher Vorschrift nicht den Kostenpreis (den


Preis, den er bezahlt hat) anzurechnen, sondern den Marktpreis, d. h. den Preis, den er am Tage der


Inventur anlegen müßte, um sich in den Besitz der Inventurstücke zu setzen.


Eigentlich müßte dieser Abstrich sogar auf das sonstige Kapital (Häuser,


Maschinen, Schiffe) ausgedehnt werden, was man nur darum nicht tut, weil man


weiß, daß die Baisse ja doch wieder von einer Hausse abgelöst wird.
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Aber alle diese Verluste der Schuldner zugunsten der Gläubiger, die viele


Milliarden für ein Gebiet, wie etwa das der Reichsbanknote, betragen, erschei-


nen unbedeutend gegenüber den Verlusten, die das Volk als Ganzes, Gläubiger


und Schuldner einbegriffen, dadurch erleidet, daß die Baisse den Handel, die


kaufmännische Umlage des Geldes unmöglich macht und damit die Entwicklung


der Industrie lähmt. Die Verluste, die die Schuldner durch die Baisse erleiden,


existieren für das Ganze nicht, denn das Geld der Schuldner fließt in die Taschen


ihrer Gläubiger. Wird der Schuldner mager, so wird dafür der Gläubiger um so


fetter; das Gesamtgewicht der Bürger bleibt unverändert. Wenn sich aber der


Kapitalist auf dem Markte umsieht nach einer Neuanlage der bei ihm eingegan-


genen Gelder (Dividenden, bezahlte Wechsel, verkaufte Waren, zurückgezahlte


Hypotheken usw., usw.) und ihm dann in Gestalt der Baisse überall nur Verluste


entgegenstarren, wenn der Kapitalist sich sagt, daß er bei der andauernden


Baisse gescheiter handelt, wenn er den beabsichtigten Neubau, die Gründung


der Fabrik, die Erweiterung der Maschinenanlage usw., usw. auf morgen ver-


schiebt, weil er doch morgen billiger als heute kaufen, bauen, gründen kann, so


entstehen nicht einfache Verschiebungen im Soll und Haben der Bürger, sondern


reale Verluste für das Volksganze. Denn die Arbeiter, die das Geld des


Kapitalisten sonst beschäftigt hätte, sie feiern, und das Nationalvermögen verliert


die Produkte dieser Arbeiter.


Es ist keine Nachfrage da für die Arbeiter, heißt es dann im Rate der Stadtverordneten.


Augenblicklich (November 1908) liegen in den Berliner Banken große Geldmassen unbeschäftigt,


während sich die Stadtverordneten mit der Frage der Arbeitslosigkeit befassen. Es wurde in der


Hochkonjunktur zu viel gearbeitet. Es war eine Überspekulation, die von der Profitsucht der


Unternehmer, von der Geldgier der Arbeiter herrührte!


Warum arbeiteten die Proletarier mit Überstunden. Sie mußten doch wissen,


daß die Arbeit nachher fehlen würde. Wie vom Weizen, so gibt es auch von der


Arbeit einen Vorrat. Ist der Vorrat aufgezehrt, so ist keine Arbeit mehr da. Mit 


solchem Unsinn erklärt man die Arbeitslosigkeit.


Die Nachfrage nach Arbeit und Ware ist nichts anderes als ein kaufmännisches Rechenexempel.


Steht der erwartete Gelderlös des Produktes über dem Einstandspreis, so fehlt es nie an Nachfrage –


mögen die Preise noch so hoch stehen, möge die Produktion noch so großen Umfang haben.


Solange die Preise fest sind oder steigen, ist die Nachfrage nach Ware und Arbeit nicht zu sättigen,


denn immer wird in solchen Fällen der Handel einen Überschuß abwerfen, und dieser Überschuß ist


immer die einzige Voraussetzung der Nachfrage, des kaufmännischen Geldangebots.
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Gehen dagegen die Preise abwärts und fällt dadurch der Erlös regelmäßig unter den Kostenpreis


(Einstandspreis der Kaufleute, Produktionskosten der Unternehmer), so wird die Nachfrage nach


Arbeitern weggefegt, und mögen die Arbeiter hungern, es wird sie niemand beschäftigen können.


Wer es versucht, der macht Bankrott.


Die Bedürfnisse der Arbeiter nach Arbeit und Brot sind eine natürliche Lebensäußerung, die


Nachfrage dagegen ein kaltblütiges kaufmännisches Rechenexempel.


Bei einer allgemeinen Baisse ist es materiell unmöglich, Geld gewinnbringend


anzulegen. Wo der Kaufmann oder der Unternehmer den Fuß hinstellt, sinkt er


ein. Spottbillig werden die Waren angeboten; die Arbeiter gehen mit ihren


Forderungen herunter, doch niemand kann sie beschäftigen. Für den Kaufmann


existiert billig und teuer ja gar nicht; er hat es auf die Differenz, den Unterschied


zwischen Einstand und Erlös abgesehen. Dieser Unterschied allein interessiert


ihn. Darum übt ein Herabgehen der Preise, ein Nachlassen in den


Lohnforderungen der Arbeiter gar keinen verlockenden Einfluß auf ihn. Im


Gegenteil, die bescheidene Haltung der Arbeiter macht ihn stutzig, das


Zurückgehen der Preise schreckt ihn ab. Weiß er doch, daß, wenn er billig kauft,


seine Konkurrenten auch billig kaufen und daß darum das Billigerwerden kein


Vorteil (vom Standpunkt seines Warenlagers im Gegenteil ein Nachteil) für ihn


ist. Was ihn interessiert, ist das Verhältnis des Verkaufspreises zum


Einstandspreis, und er berechnet, daß bei der bestehenden Arbeitslosigkeit die


Masse des Volkes nicht das Geld haben wird, um den Bedarf an Waren in Kauf


resp. Nachfrage zu verwandeln und daß dann die Verkaufspreise wegen ungenü-


genden Absatzes noch weiter heruntergehen werden.


Was nützt also das Billigerwerden der Waren! So ist also die Kette geschlos-


sen; ein vollkommener circulus vitiosus. Die Notenbanken kommen bei der


Baisse dem Markte nicht zu Hilfe, ziehen sogar oft noch Kapital und Noten ein


und setzen so die Preise weiter herunter.


In Nordamerika geschieht die Notenausgabe so: Die Banken deponieren Titel der Staatsschulden


im Schatzamt und können nun bis zu 90% des Betrages dieser Titel Noten ausgeben. Die Zinsen der


Titel gehören dem Schatzamt. Bei einer Krise und nachdem sich die Panik gelegt, finden die


Kaufleute und Unternehmer keine Gelegenheit, das Geld nutzbringend anzulegen und bringen es zur


Bank zurück. Diese löst damit die deponierten Titel ein, um wenigstens den Zins dieser Titel zu


genießen. So geschieht es, daß gerade bei einer Krise, wenn der Geldumlauf so nötig wäre, der


Markt von allem Geld entblößt wird. Bei einer Hausse, wenn die Differenzen wachsen und der


Zinsfuß steigt, die Sicherheit wächst, dann haben die
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Banken ein Interesse, den Geldumlauf zu vermehren, um den Unterschied zwischen dem Zinsfuß


und dem Zins der zu deponierenden Titel als Gewinn einzustreichen.


Dieses System, wie gemacht, um Krise und Boom sich regelmäßig abwechseln zu lassen, ist wohl


das Wahnsinnigste, was man erfinden konnte.


Der Kapitalist findet keine Gelegenheit zu differenzbringenden Geschäften. Der


Arbeiter feiert. Der Kaufmann folgert von der verminderten Arbeitsgelegenheit


einen verminderten Warenkonsum und sinkende Verkaufspreise. Er bestellt


nichts beim Unternehmer, wodurch neue Arbeiterentlassungen notwendig werden


usw.


Der verminderte Absatz bedeutet aber wieder Betriebsverluste für den


Kaufmann und Unternehmer, und diese Betriebsverluste zusammen mit den


schon beschriebenen Inventarverlusten führen schließlich dahin, daß viele


Kaufleute Ausverkäufe veranstalten, nur um sich das Geld für fällige Zahlungen


zu verschaffen. Das verschärft dann auch wieder die Baisse. Schließlich stellt


sich die Zahlungsunfähigkeit ein mit gerichtlichen Zwangsverkäufen.


Aber auch hier, unter dem Stuhle des Auktionators, gelangt der Stein noch


nicht zur Ruhe, den die Emissionsbank mit ihrer sinnlosen Emissionspolitik ins


Rollen gebracht hat.


Die häufiger werdenden Zahlungseinstellungen haben zur unausbleiblichen


Folge, daß der Kredit eingeschränkt wird und daß ein großer Teil der Waren, die


bis dahin mit Privattauschmitteln (Wechsel, Stundung usw.) ausgetauscht wur-


den, jetzt nur noch gegen Bargeld angeboten werden – gerade zu einer Zeit, wo


die Emissionsbanken das Geld in den Ofen werfen und die Kapitalisten aus


Furcht vor Verlusten das Geld in Kellern verbergen.


Diese neue und große Verschiebung in dem Verhältnis zwischen Geld und


Ware hat wieder eine neue Baisse zur Folge.


Und wir sind nicht am Ende der Leidensgeschichte. Auch die Staatskassen 


sollen an den Wunden mitleiden, die die Politik der Emissionsbank dem Handel


schlägt, demselben Handel, den sie zu fördern berufen ist.


Geht mit dem Eintritt der Baisse die Möglichkeit verloren, das Geld sicher im


Handel und in der Industrie anzulegen, werden von den Kaufleuten die Waren


abbestellt, werden die Arbeiter entlassen usw. Wie können da noch den


Staatskassen die Millionen zufließen, die ihm sonst die Verkehrs- und


Konsumsteuern einbringen?


Wie können die Post, der Telegraph, die Eisenbahnen dieselben Überschüsse


abwerfen, wenn die Emissionsbank den Verkehr lahmgelegt hat?
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Mit dem Eintritt der Baisse fallen alle Konsumsteuern entsprechend der vermin-


derten Arbeitsgelegenheit und der dadurch herabgesetzten Konsumkraft, fallen


alle Einnahmen aus den Getreidezöllen, denn der arbeitslose Proletarier ernährt


seine Familie mit Kartoffeln, für Brot hat er kein Geld; fallen die Einnahmen aus


den Wechselsteuern, weil die Baisse den Kredit einschränkt und der Wechsel


unbrauchbar wird, fallen die Einnahmen aus der Fahrkartensteuer, weil das


ganze Volk eine Stufe nach der vierten Klasse herabsinkt; fallen die Einnahmen


aus den Eisenbahn-, Postbetriebsüberschüssen, weil bei der Baisse der


Warentransport stockt, fallen die Einnahmen aus der Einkommensteuer, weil die


Baisse allgemeine Bettelei, keinen Reichtum erzeugt, fallen die Einnahmen aus


der Erbschaftssteuer, weil das Nationalvermögen, in Mark ausgedrückt, entspre-


chend zur Baisse gefallen ist und weil dieses Nationalvermögen durch die


Arbeitslosigkeit reale Verluste erfährt.


Und Hand in Hand mit den verminderten Einnahmen wachsen bei der Baisse


eine Reihe von Staatsausgaben. Wenn die Preise fallen, so steigt die Zahl der


Verbrechen, und aus leicht erklärlichen Gründen, denn auch der rechtlich den-


kende Mann, der keine Arbeit findet und dessen Kinder nach Brot schreien, geht


auf die Landstraße und überfällt den ersten besten, der ihm begegnet. Für ihn


muß dann der Staat die Strafanstalt erweitern. Dann geht auch das Weib des


Zuchthäuslers an Entbehrungen zugrunde, wird in Spitälern auf Staatskosten


verpflegt und wird auf Staatskosten begraben. (Die Spitäler bevölkern sich im


gleichen Maße, wie die Preise fallen.) Und für die Kinder werden die


Waisenhäuser erweitert.


So kann man in der letzten schroffsten Folgerung sagen, daß die


Emissionsbank mit ihrer Politik die Kirchhöfe, die Kranken-, Waisen- und


Zuchthäuser bevölkert.


Wir wollen hier das Sündenregister der Emissionsbanken schließen. Es sind


genug der Sünden aufgezählt, um sich ein Urteil erlauben zu können.


Die Emissionsbanken haben sich bei der Notenausgabe niemals um die


Warenpreise gekümmert, obschon sie die Aufgabe übernommen haben, mit


ihrem Kapital und mit Hilfe des Notenprivilegs die Schwankungen des Marktes im


Bedarf an Tauschmitteln auszugleichen. Sie haben Geld (Tauschmittel) ausgege-


ben, wenn die steigenden Preise einen Überschuß an Geld anzeigten, und


haben Geld eingezogen, wenn die Preise fielen. Sie haben regelmäßig wie jedes


andere Privatkapital Dividenden verteilt (die Reichsbankaktien stehen
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beträchtlich über Pari), was für eine Emissionsbank, die ihre Aufgabe erfüllt, ein-


fach unmöglich wäre. So hätte z. B. die Reichsbank etwa vom Jahre 1904/5 bis


1907 auf das Notenprivileg vollkommen verzichten, alle Noten verbrennen und


noch ihr eigenes Kapital zurückziehen müssen, wenn sie der damals einsetzen-


den Hausse einen Damm hätte entgegenstellen wollen. Aber sie dachte nicht


daran, nur eine einzige Note den Waren und ihren Preisen zu opfern.


Und weil sie bei der Hausse nicht auf das Privileg der Notenausgabe und auf


Dividenden verzichtete, darum konnte sie auch bei einsetzender Baisse dem


Handel nicht zu Hilfe eilen.


Ihre regulierende Wirkung ist schlechter als Null, denn regulieren, ausgleichen,


heißt für eine Notenbank, dem Markte den Überschuß an Geld entziehen und auf


Zins verzichtend vergraben, um es dann dem Markte zuzuführen, wenn es dort


fehlt. Die Notenbanken haben ungefähr die Rolle zu spielen, die den Zweck der


Getreidespeicher ausmachten, welche Joseph in Ägypten bauen ließ. Diese


Speicher nahmen die Überschüsse auf, um in Notjahren das Fehlende hergeben


zu können. Wann aber ist es den Emissionsbanken eingefallen, den


Geldüberschuß, der sich in der Hausse offenbart, dem Verkehr zu entziehen?


Die Folge war, daß die Warenpreise auf und ab gegangen sind – genau so,


vielfach noch schlimmer als in den Ländern mit der verpönten


Papiergeldwirtschaft.


1. Weil die Preise stiegen, wurden die Gläubiger um Milliarden geschädigt, 


betrogen.


2. Wurden die Unternehmer, die feste Lieferungskontrakte hatten, in den 


Bankrott getrieben.


3. Wurde den Arbeitern und Beamten der Lebensunterhalt verteuert, wäh


rend die Lohnbesserungen nur zögernd folgten, bei den Beamten Jahre 


auf sich warten ließen.


4. Wurde die Spielwut, die Spekulation großgezogen.


5. Wurden alle Preise durcheinandergeworfen, alle Kataloge und Preislisten


zu Makulatur, mußten sämtliche Preise täglich neu berechnet werden.


6. Wurde die Bruttoprofitrate auf Kosten der Konsumenten und zu nieman


des Vorteil erheblich erhöht.


7. Mußten viele Rentner ihre Ausgaben einschränken, wodurch eine Menge


Industriezweige notleidend wurden und Tausende von Bürgern Beruf, 


Wohnort, Lebensgewohnheiten wechseln mußten.


8. Wurden Millionen von Waren zu Lagerhütern.
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9. Mußte der Staat Hunderte von Millionen mehr für Heeresproviant ausge-


ben.


10. Wurde das Steuerbewilligungsrecht der Volksvertretung zur Illusion (s. 


unten S. 71).


11. Wurden die Unternehmer veranlaßt, ihre Betriebe zu erweitern; nur um 


zu spät zu erfahren, daß die gestiegene Nachfrage nur eine 


Eintagserscheinung, nur ein Schwindelprodukt der Banknoten war.


Die Geschäftswelt hat aber noch nicht Zeit gehabt, sich in all diese neuen


Verhältnisse einzuleben, so muß auch schon die Notenbank die Noten einziehen,


um die Goldwährung zu schützen. Die allgemeine Baisse, die diesen Einzug


begleitet, hat dann zur Folge, daß


1. das Aktivum der Schuldner (Unternehmer, Landwirte, Kaufleute usw.) 


sich zum Passivum im Verhältnis zum Fortschreiten der Baisse ver


schiebt, was allein schon eine Menge Zahlungseinstellungen verursacht 


und Vermögensverschiebungen von vielen Milliarden verursacht,


2. der Geldumlauf unterbrochen, der Handel rechnerisch unmöglich wird, 


jedes Geschäft Verlust, jedes neue Unternehmen Bankrott verspricht,


3. der Warenabsatz gehemmt, die Arbeiter entlassen, der Konsum vermin


dert wird, die Löhne sinken,


4. der Kredit eingeschränkt, die Wechsel und sonstigen Geldsurrogate aus 


dem Handel ausgeschaltet werden, weshalb der ganze Warenaustausch 


auf das Bargeld fällt, wodurch die Preise noch weiter sinken und neue 


Zahlungseinstellungen hervorrufen,


5. die Einnahmequellen des Staates spärlicher fließen und das 


Staatsbudget mit Defizit abschließt,


6. Zuchthäuser, Spitäler, Waisenhäuser und Friedhöfe erweitert werden 


müssen,


7. Revolten ausbrechen, Attentate verübt werden [Die meisten anarchistischen


Attentate, auch Hödels und Nobelings Anschläge, fanden in Baisse-Zeiten statt. Für diese Taten sind


die Notenbanken vielleicht eher verantwortlich zumachen als die anarchistische Literatur.], das


ganze Volk zur Bettelei verdammt, in der Kultur die mühsam erklommenen


Stufen wieder hinabgestoßen wird.
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Währungstechnische Vorschläge für die Sicherung der


nationalen und internationalen Währung


Nationale Währungspolitik


Das Geld ist ein Werkzeug des Warenaustausches, in letzter Linie der


Arbeitsteilung. Die sachlichen Bedürfnisse dieses Warenaustausches (Handel),


nicht die persönlichen Interessen, Wünsche und Begierden der Kaufleute, sollen


bestimmen, wie das Geld verwaltet werden muß. Von der höheren Warte der


unpersönlichen Volkswirtschaft, nicht aus dem engen Gesichtskreis der


Dividende, des Profites, der Differenz heraus soll die öffentliche Verwaltung des


Geldes ihre Direktiven nehmen. Der Kaufmann sucht Differenzen, die


Volksinteressen verlangen die Beseitigung der Differenzen.


Das Geld wirkt ausschließlich durch den Preis, den es auf dem Markte erzielt.


Sieht man von diesem Preis ab, so bleibt nichts übrig. Auf den Preis, den das


Geld erzielt, also auf das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld muß sich


daher die Aufmerksamkeit der Geldverwaltung konzentrieren.


Das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld (der Preis) wird ausnahmslos


durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Wird viel Geld angeboten (Nachfrage),


so steigt der Preis, d. h., das Tauschverhältnis ändert sich in dem Sinne, daß


man mehr Geld für das gleiche Quantum Ware geben muß. Wird wenig Geld


angeboten, so fällt der Preis. Wird viel Ware angeboten, so fällt der Preis, wird


wenig Ware angeboten, so steigt der Preis. Wenig und viel sind also hier wie


überall nur die groben Ausdrücke eines Verhältnisses. Mehr sagt der Preis nicht.


Damit der Handel seine sozialen Aufgaben erfüllen kann, muß der Preis fest


bleiben, d. h. das Verhältnis im Angebot zwischen Waren und Geld muß über


Ort und Zeit hinweg unverändert bleiben, so daß jeder ideell für eine Mark nach


Jahr und Tag so viel an Waren erhält, wie er selber für die Mark an Waren gege-


ben hat. Weder mehr noch weniger.


Da das Angebot der im Umlauf sich befindenden Geldmassen großen


Schwankungen unterworfen ist (s. die Panik in New York), so müssen


Vorkehrungen getroffen werden, um diese Schwankungen durch Einzug oder


Ausgabe von entsprechenden Geldmengen von Staats wegen auszugleichen, 


d. h., das bisherige Zuviel und Zuwenig in dem Verhältnis zwischen Geld- und


Warenangebot wird beseitigt, indem der Staat das Zuviel im Geldangebot ein-


zieht und das fehlende Zuwenig ersetzt.
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Entleert das Publikum die Geldreserven auf den Markt, leeren sich die


Bankdepots, die Strohmatratzen, die Strümpfe, die Sparbüchsen, wird durch eine


optimistische Stimmung der Geldumlauf beschleunigt, erzeugt dieselbe


Stimmung eine Masse Geldsurrogate, so muß der Staat eine entsprechende


Masse an Bargeld dem Verkehr entziehen.
Umgekehrt, wenn Pessimismus die rosige Geschäftsstimmung ablöst und das


ganze Volk sich auf das Bargeld stürzt wie auf den einzigen Anker, der Grund


faßt, um dieses Geld dem Markt und seiner Bestimmung (dem Warenaustausch)


zu entziehen und bis auf bessere Zeiten zu verbergen, wenn infolge derselben


Stimmung der Kredit und der Gebrauch der Geldsurrogate eingeschränkt wird –


dann muß der Staat mit entsprechenden Geldmassen zu Hilfe eilen.


Der Staat muß also die Schwankungen ausgleichen, denen das durch die


Stimmung (Nervosität, Spekulation, Hoffnung, Angst und Panik) unterworfen ist.


Das ist die erste und wichtigste Aufgabe des Staates in seinem Verhältnis zum


Gelde, und diese Aufgabe überragt so weit alle anderen Maßnahmen, daß sich


diese samt und sonders der ersten unterzuordnen haben.


Man könnte einwenden, daß, wenn das Angebot von Geld Schwankungen


unterliegt, die Warenproduktion sich diesen Schwankungen anzuschmiegen hat.


Wird wenig Geld angeboten, so brauchen die Arbeiter „nur“ wenig Waren zu


erzeugen, dann stellt sich das Gleichgewicht von selber her, ohne daß es nötig


wird, mehr Geld in den Verkehr zu bringen. Man schließt einfach die Fabriken,


entläßt einfach die Arbeiter, unterläßt einfach den beabsichtigten Neubau, läßt


einfach die Felder brach liegen usw., und weil dann die Produktion von Waren


und dementsprechend auch das Angebot nachläßt, so paßt sich das Angebot


von Waren dem verminderten Angebot von Geld an, und die Preise ändern sich


dann nicht mehr.


Für die Emissionsbanken hat diese zweite Methode vor allem den Vorzug der


Bequemlichkeit. Sie brauchen sich dann um gar nichts zu kümmern. Einerlei,


wieviel Geld sie in den Verkehr werfen – das Warenangebot paßt sich dem


Geldangebot an. Für die Notenbank ist es viel bequemer, zu sagen: Paßt euch


den Geldmassen an, die ich dem Verkehr übergebe, und laßt mich in Ruh‘, als


wenn sie umgekehrt den Bedarf an Geld ermittelt und die Emission diesem


Bedarf anpaßt.


Und tatsächlich haben sich ja auch die Emissionsbanken, dem Trägheitsgesetz


folgend, regelmäßig für diese bequeme Methode ent-
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schlossen. Sie haben immer mit Seelenruhe und verschränkten Armen zuge-


schaut, wenn das Volk verzweifelte Anstrengungen machte, um nicht „zu viel“ zu


produzieren, wenn die Warenpreise durch Arbeiterentlassungen vor weiteren


Einbußen geschätzt wurden. Die gute, die brave Reichsbank nannte diese


Arbeiterentlassungen eine Folge der Überproduktion, und die hungernden, frie-


renden Arbeiter, die biederen Jünger Marx’, die sich um so viel Nebensächliches


kümmern, zu dieser währungstechnischen Blasphemie haben sie nichts zu


bemerken.


Es ist auch in der Hauptsache dieser Methode zuzuschreiben, warum in Ländern mit Papiergeld


die Schwankungen der Preise in der Regel sehr groß sind.


Der Staat wirft hier ein Quantum Papiergeld auf den Markt, und mit diesem ehernen Bestand, des-


sen Angebot von tausend Umständen beeinflußt wird, muß sich der Handel behelfen. So war z. B. in


Argentinien die Emission im Jahre 1894 auf 300 Millionen bemessen, und mit diesen 300 Millionen


mußte sich der Handel sechs volle Jahre bis 1900 behelfen. Auf das Wachstum der Bevölkerung, auf


die damit steigende Produktion, auf die sich ausdehnende Arbeitsteilung usw. nahm die Regierung


keinerlei Rücksicht. Sie machte es genau wie die Reichsbank: Behelft euch mit meinen Emissionen,


schränkt die Produktion ein, entlaßt die Arbeiter, wenn die Preise sinken. Und sie erzielte damit auch


das gleiche Resultat. Die Preise stiegen und fielen, und diesen Schwankungen suchte sich die


Produktion anzupassen, indem sie heute die Arbeiter zur Produktion heranzog, um sie morgen wieder


zu entlassen. Die Produktion machte genau die gleichen Kapriolen wie in Deutschland. Es war zwar


Papiergeld (soft money), kein hartes, sondern potentiell weiches, plastisches Geld, aber die


Emissionspolitik war hart und hatte demgemäß auch dieselben Resultate.


In einer 1898 erschienenen Broschüre [Silvio Gesell: La Cuestion monetaria argentina] zeigte ich,


daß die Agiotage durchaus keine notwendige Begleiterscheinung der Papierwährung, sondern nur


eine Folge der starren, geistlosen Emissionspolitik sei. Als man zwei Jahre später (1900) meinen


Vorschlägen entsprechend die Emission dem mit dem Goldkurs gemessenen Geldbedarf anpaßte,


verschwand alsbald die Agiotage.


Überproduktion! Es war zu viel produziert worden. Aber das „Zuviel“ deutet auf


ein Verhältnis hin und wurde durch den Preisrückgang der Waren offenbart. Es


waren also zu viel Waren erzeugt worden im Verhältnis zum Angebot des


Geldes. Wäre mehr Geld angeboten worden, hätte die Überproduktion auch die


Geldfabrikation erfaßt, hätte sich das Geldangebot dem Warenangebot ange-


schmiegt, so wäre trotz der vermehrten Produktion kein Preisrückgang einge-


treten, und wie hätte man in diesem Falle von Über-   Überproduktion
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produktion reden können? Gibt es denn für die Überproduktion ein anderes Maß
als den Preisrückgang? Man hat in den letzten Jahren alle Arbeiterreserven her-


angezogen, mit Überstunden, mit Tag- und Nachtschicht, mit vermehrten und


verbesserten Maschinen gearbeitet, doch niemand sprach von Überproduktion.


Trotz der lebhaftesten Arbeit stiegen die Preise. Das Wort Überproduktion hörte


man dann erst wieder, als das Verhältnis zwischen Waren und Geld sich ver-


schob, als, nachdem Massen von Münzen in die Schmelztiegel und über die


Grenze gewandert, die Reichsbank auch noch ihre Noten in den Ofen warf.


Überproduktion besteht also immer nur im Verhältnis zum Geldangebot und kann


infolgedessen mit gleichem Recht als ein Unterangebot von Geld bezeichnet


werden.


Die Frage, die zu beantworten ist, ist also die: Soll die Produktion sich dem


Gelde oder das Geld sich der Produktion anpassen?


Wer sich fürs erste entscheidet, entscheidet sich für Krise, Bankrott, Defizit,


Arbeitslosigkeit, Hunger, Revolte und Attentate. Wer aber den Mut hat, dem 


millionenstimmigen Beifall, der speziell der Reichsbank von jeher von Groß und


Klein gezollt worden ist, zum Trotze für die andere Lösung zu stimmen, der betritt


den Weg des Handels, der Arbeit, des Fortschritts und Wohlstands.


Das Geld ist, das kann gar nicht oft genug wiederholt werden, ein Werkzeug


des Handels, nichts als ein Werkzeug, und den sachlichen Bedürfnissen des


Handels soll es angepaßt werden. Es ist nichts als ein Tauschmittel, und als


Tauschmittel soll es verwaltet werden. Es soll zu jeder Zeit genau so viel Geld


zum Angebot gegen Waren gebracht werden, daß der Durchschnitt der Preise


nicht fallen, nicht steigen kann. Das Angebot von Geld soll den Bedürfnissen des


Handels täglich angepaßt, auf den Leib zugeschnitten werden.


Zu diesem Zwecke ist es vor allen Dingen nötig, daß der Einzug etwaiger


Geldüberschüsse und die Ausgabe etwa fehlender Geldmassen vollkommen


getrennt werde von dem Gebote des Gewinnes, des Zinses, der Dividende.


Das Geld soll eingezogen und (auf allen Zins verzichtend) verbrannt werden,


solange die Warenpreise steigen, und es soll wieder gedruckt und in den Verkehr


gebracht werden, solange die Preise fallen. Dieses alles ganz unabhängig von


der Bedingung eines Zinses oder Gewinnes oder fiskalischer Bedürfnisse.


Eine solche Aufgabe kann man keinem Privatkapital, nicht den Aktionären der


Reichsbank zumuten. Eine solche Aufgabe kann
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man schlechterdings nur allein dem Staate zumuten. Wie überhaupt die Hut all-


gemeiner Volksinteressen nicht Aufgabe Privater sein kann. Übrigens wollen wir


von den Reichsbankaktionären nichts geschenkt haben, wie auch diese kaum ihr


Kapital für solch unprofitable Geschäfte noch hergeben würden. Wird der Sinn


des Wortes „Geldbedarf“ in den Reichsbanksatzungen gesetzlich so ausgelegt,


daß die Reichsbank Noten und Kapital einzuziehen und zu vergraben hat, so oft


die Warenpreise (und in der Regel auch der Zinsfuß) steigen, so werden die


Aktionäre die sofortige Rückzahlung ihrer Einlagen fordern, denn für eine so


kostspielige Hut allgemeiner Volksinteressen findet man kein Privatkapital.


Darum lautet auch die Forderung:


1. Der Reichsbank wird das Notenprivileg entzogen.


2. Das Notenprivileg wird einem neu zu gründenden Reichsgeldamt übertragen.


Das Reichsgeldamt


Das Reichsgeldamt soll Geld einziehen, wenn die Preise steigen, es soll Geld


ausgeben, wenn die Preise sinken.


Um Geld auszugeben und Geld einzuziehen, kann das Reichsgeldamt auf sehr


verschiedene Weisen verfahren.


1. Das Geldamt kauft bei beobachteter Baisse Wechsel und bezahlt die
Wechsel mit neuen Banknoten. So kommt mehr Geld in den Verkehr, und die
Preise werden damit hochgehalten resp. vor Rückgang geschützt. Steigen die
Preise über den normalen Stand, so verfährt das Geldamt umgekehrt; indem es
keine Wechsel mehr verkauft; die vorher gekauften bei Verfall einkassiert und
das so eingehende Geld verbrennt. So wird der Haussebewegung die Nahrung
entzogen, und die Preise bleiben fest.


Um Geld auszugeben, bedarf das Geldamt des Emissionsrechtes, und zwar


des allein durch die Bedürfnisse der Währung, d. h. der Aufrechterhaltung fester


Preise beschränkten Emissionsrechtes. Keine feste Summe, sondern feste


Preise bilden die Grenze der Notenausgabe für dieses Reichsgeldamt.


Um Geld einzuziehen, bedarf das Reichsgeldamt eines Kapitals. Dies Kapital


bildet sich wie folgt: Die liquidierende Reichsbank zieht ihre Noten ein. Es ent-


steht ein Geldmangel, den das Reichsgeldamt durch Ankauf von Wechseln mit


Hilfe neuer Banknoten deckt. Diese gekauften Wechsel bilden das


Betriebskapital des Reichs-     Reichsgeldamt
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geldamtes, womit etwaiger Geldüberschuß durch Verkauf der Wechsel dem


Markte entzogen werden kann.


Die Mittel zur Übernahme seiner Pflichten findet das Reichsgeldamt also schon


fix und fertig in seiner Wiege, das ist das staatliche Emissionsrecht. Die


Heranziehung des Privatkapitals, wie es bei Gründung der Reichsbank geschah,


ist für das Reichsgeldamt und für die Rolle, die es zu spielen hat, überflüssig.


Kauft das Geldamt auch fremde Wechsel oder Titel fremder Staatsschulden


(englischer, französischer Konsols), so kann es gleichzeitig auf den Wechselkurs


regulierend wirken. (Hierauf kommen wir noch zurück.)


Dieses System wird sich in ruhigen Zeiten bewähren. Es kann aber vorkom-


men, daß nicht genügend Wechsel zum Diskont angeboten werden, z. B. bei


Kriegsgerüchten. In unruhigen Zeiten riskieren zahlungsfähige Bürger nicht gerne


Kapital; sie ziehen sich möglichst vom Markte zurück und brauchen dann keine


Wechsel zu diskontieren.


In solchen Fällen, die regelmäßig von einem scharfen Rückgang der Preise


begleitet sind, würde es dem Geldamt unmöglich werden, die Wechsel in der


nötigen Menge aufzutreiben, um den Preisrückgang aufzuhalten. Das Geldamt


könnte in solchen Fällen den Diskont für drei Monatswechsel auf 0,5 oder 0%


setzen, sie würde das Geld bei zahlungsfähigen Leuten nicht unterbringen 


können. (So steht z. B. heute der Privatdiskont in Paris auf 1%.)


Der Wechseldiskont als Mittel für die Regulierung der Währung im aktiven


Sinne würde also für alle Fälle nicht genügen. Das Geldamt muß aber so bewaff-


net sein, daß es unter allen Umständen, in allen nur erdenklichen Fällen Siegerin


bleibt. Darüber darf im Handel kein Zweifel herrschen, denn der Zweifel, ob das


Geldamt in allen Fällen befähigt sei, den Markt vor einer Baisse zu schützen,


genügt an sich schon, um den gesamten Geldumlauf zu unterbrechen und so die


Baisse zu erzeugen. Wir erinnern hier an den bekannten Fall in der englischen


Bankgeschichte. Der Bank ist die Emission auf einen bestimmten Betrag limitiert,


und es war bekannt geworden, daß die Bank diese Grenze erreicht hatte. Eine


allgemeine Unsicherheit und Nervosität bemächtigte sich darauf des Handels.


Die Depotbanken und Sparkassen wurden gestürmt, ein kolossaler Krach stand


bevor. Da erhielt die Bank in letzter Stunde die Erlaubnis zu einer neuen


Emission, und das genügte, um das Vertrauen wieder herzustellen. Fünf Minuten
nach Erteilung der Emissionserlaubnis waren Spannung und Panik verschwun-


den. Das Geld, das vom Publikum aus Furcht vor Geldknappheit zurückgehalten
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wurde (die Furcht vor Geldknappheit erzeugt Geldknappheit), floß zur Bank


zurück, und die Bank hatte es überhaupt nicht nötig, von der ihr erteilten


Erlaubnis Gebrauch zu machen.


Solchen Geschichten muß vorgebeugt werden. Der Handel muß vor einer


Baisse sicherer geschützt werden als vor dem Einsturz des Himmels. Der Handel


muß unbedingtes Vertrauen in die Währung haben. Darum lautet die zweite 


währungstechnische Forderung:


2. Das Reichsgeldamt wird befugt, für währungstechnische Zwecke Titel der
Reichsanleihen in der Summe nach unbeschränkter und nur durch den Zweck
beschränkter Menge auszugeben, und umgekehrt Titel der Reichsanleihen zu
kaufen.


Durch den Verkauf von Titeln und Einzug des Erlöses (Geld) nimmt der


Geldumlauf ab, und der Hausse wird vorgebeugt. Durch den Ankauf derselben


Titel wird Geld in den Verkehr gebracht, und die Baisse wird verhindert.


Der Vorzug dieser Methode liegt in ihrer Einfachheit. Die materielle Arbeit, die


damit verbunden ist, kann durch einen billigen Schreiber besorgt werden. Die


Kontrolle ist überaus einfach – soviel Noten sind ausgegeben, soviel Titel der


Staatsschulden liegen in der Kasse. Keine Wechsel, keine Geschäfte mit


Privatleuten, kein Risiko, ein ideales Amt für einen hagestolzen Bürokraten.


Diese Methode hat auch noch den vom Standpunkt der Währungstechnik wohl


bedeutungslosen, für den Laien aber immer beachtenswerten Vorzug, daß die


Geschäfte des An- und Verkaufes der Titel regelmäßig einen Profit für das


Geldamt einbringen würden, denn der Verkauf der Titel (Geldeinzug) würde bei


jeder Hausse vorgenommen werden müssen, und bei jeder Hausse gehen die


Kurse der festverzinslichen Papiere naturgemäß herunter (warum, ist schon


gesagt), und der Ankauf der Titel (Geldausgabe) würde bei jeder Baisse vorge-


nommen werden, und bei der Baisse gehen die Kurse der festverzinslichen


Papiere aufwärts.


Das Geldamt würde also gewöhnlich gerade dann Titel kaufen müssen, wenn


die Kurse sinken und dadurch billig kaufen, und die Titel verkaufen, wenn die


Kurse steigen; also teuer verkaufen. In der Regel müßte also ein Gewinn zum


Vorschein kommen. Diese Regulierung würde somit nicht nur dem Staate nichts


kosten, sondern der Regel nach sogar etwas einbringen. [Vielleicht würden die An- und


Verkäufe die Kursschwankungen dieser Papiere ganz oder zum großen Teil beseitigen, was für die


Volkswirtschaft noch günstiger wäre.]
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Das sind die Vorzüge dieser einfachen Methode der Geldmarktregulierung.


Doch im Geldwesen ist die Einfachheit, die Bequemlichkeit der Beamten nicht


immer das Beste für den Warenaustausch. Und auf die Sicherheit des


Warenaustausches kommt es an. Die Bequemlichkeit kann erst dann berücksich-


tigt werden, wenn alle Waren unter Dach gebracht sind. Im Reichsgeldamt soll


man nicht schlafen, sondern wachen und arbeiten.


Das Geld, das das Reichsgeldamt durch Ankauf von Titeln der Staatsschulden


auf den Markt zu bringen sucht, soll dort gegen Waren angeboten werden, denn


um die Nachfrage und die Preise zu heben – darum allein, ganz allein kauft ja


das Reichsgeldamt die Titel.


Welche Gewähr hat nun der Warenaustausch, daß der Mann, der die Titel dem


Geldamt gegen Geld verkauft, auch dieses Geld gegen Waren anbietet? Kommt


es nicht oft vor, ist es nicht noch vor sechs Monaten in Nordamerika vorgekom-


men, daß bei einer Krise die furchtsam gewordenen Bürger alles, auch die


Staatspapiere zu verkaufen suchen, um das Geld zu verscharren?


Was würde es in solchen Fällen nützen, wenn das Reichsgeldamt durch


Titelankauf Noten ausgibt, wenn die Titelverkäufer nichts Eiligeres zu tun haben,


als den Erlös (Noten) gegen Goldmünzen einzulösen und dieses Gold zu verber-


gen? Würde die Erleichterung solcher Liquidation (!) die Schwierigkeiten, die die


Krise dem Geldamt sowieso schon bereitet, nicht noch ganz außerordentlich ver-


mehren?


Dieses Verscharrtwerden des Geldes (hoarding the money) beim Ausbruch der


Krise, gerade also zu einer Zeit, wo das Geld am nötigsten wäre, ist ja die


Hauptschwierigkeit einer vernünftigen Geldverwaltung, und diesen offenbaren


Mißbrauch des Tauschmittels darf das Geldamt nicht erleichtern, sondern muß es


mit allen Mitteln erschweren. Der gedachte Ankauf von Titeln der Staatsschulden


bei einer Krise würde aber diesen Mißbrauch des Geldes ganz offenbar und


erheblich erleichtern. Ohne Bedenken ist also diese Methode nicht.


Sie hat außerdem noch den Nachteil, daß wenn der Verkäufer der Titel auch


nicht die Absicht hat, den Erlös (Geld) zu verscharren, er der Regel nach doch


nicht Waren kaufen wird, sondern andere Rententitel [Die Besitzer solcher


Rentenpapiere gehören ja der Regel nach dem Rentnerstande an.], so daß das Geld erst auf


Umwegen, vielleicht
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spät, den Waren unmittelbar entgegentreten wird. Ehe das Geld des


Reichsgeldamtes seine Wirkung auf diesem Wege ausüben kann, wird Zeit ver-


gehen, und Zeit heißt in solchen Fällen Differenzen, die ja gerade verhütet wer-


den sollen. Das Geld des Reichsgeldamtes soll unmittelbar wirken – also unmit-


telbar vom Publikum gegen Waren umgesetzt werden, damit die Preise fest blei-


ben. Das ist es, wonach wir streben, und solange keine absolute Gewähr gegen


Preisschwankungen geboten wird, müssen wir nach Verbesserung der Waffen


trachten, womit das Reichsgeldamt ausgerüstet werden soll. Darum lautet auch


die dritte Forderung:


3. Das Reichsgeldamt ist berechtigt, durch Steuerzuschläge und Steuererlaß
die für die Aufrechterhaltung der Währung nötigen Geldmassen einzuziehen oder
auszugeben.


Das Geldamt schreibt bei eintretender Baisse, um den Geldumlauf zu vermeh-


ren, einen Steuererlaß aus von 10–30–50 oder mehr Prozent auf alle


Reichssteuern (incl. Matrikularbeiträgen), und diesen Ausfall bei den


Steuerkassen deckt das Reichsgeldamt durch Ausgabe neuer Noten. Beträgt


dann der Mindereingang bei den Reichskassen bei x Prozent Steuererlaß 100


Millionen, so liefert das Geldamt diese 100 Millionen in neugedruckten


Banknoten, die der Staat zu den Einnahmen schlägt. Das Volk aber kann mit den


an den Steuern gesparten 100 Millionen entsprechend mehr kaufen. Es hebt die


Nachfrage und die Preise. Es sind 100 Millionen (oder 200, 500, 1000 Millionen)


mehr in Umlauf. (Die indirekten Steuern und Zölle dürfen von diesem


Währungssteuererlaß nicht berührt werden, da die Preise der versteuerten


Waren sonst sinken würden.)


Dieses System hat manches für sich. Sein Hauptvorzug ist, daß es unmittelbar


wirksam ist, indem es keiner Verteilung des dem Verkehr zu übergebenden


Geldes unter die Käufer bedarf. Das in den Verkehr zu pressende Geld ist schon


verteilt in den Taschen der Steuerzahler. Statt zur Steuerkasse zu wandern, wan-


dert es zurück zum Markte. Mit dem Betrag des Steuererlasses von 5, 100, 1000


Mark kauft der eine einen Kanarienvogel, auf den er der Steuern wegen verzich-


ten mußte, der andere eine Nähmaschine, der dritte ein Reitpferd. Entsprechend


der so gehobenen Nachfrage bleiben die Preise auf der gewünschten Höhe.


Aber das Geldamt muß nicht nur gegen die Baisse gewappnet sein, sondern


auch gegen die Hausse. Es muß gegen alle Schwankungen der Währung bis an


die Zähe bewaffnet sein.


Und wenn das Geldamt befugt ist, von den Steuern einen Ab-   Abstrich
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strich zugunsten der Steuerzahler zu machen, so ist als Korrelat zu fordern, daß


es auch befugt sein soll, durch Steuerzuschläge etwaigen Geldüberschuß dem


Verkehr zu entziehen. Der währungstechnische Mechanismus des


Steuerzuschlages ist derselbe wie beim Steuerablaß, nur umgekehrt. Die


Steuerämter werden angewiesen auf alle Reichssteuern einen


Währungszuschlag von 10–20 oder mehr Prozent zu erheben und das Produkt


dieses Zuschlages dem Geldamt auszuliefern. Das Geldamt verbrennt dieses


Geld. Die Steuerzahler müssen entsprechend dem Steuerzuschlag ihre Einkäufe


einschränken. Der Kanarienvogel, die Nähmaschine, das Reitpferd werden nicht


gekauft, die Nachfrage geht zurück und die Preissteigerung wird vermieden.


Es sei hier bemerkt, daß bei einer Baisse die Geschäfte stocken und ein Steuererlaß den meisten


besonders willkommen sein wird, während bei einer Hausse die Geschäfte regelmäßig gut gehen und


der Steuerzuschlag leicht erhoben werden kann.


Diese Methode hat neben dem schon genannten Vorzug der unmittelbaren


Wirksamkeit auch noch den, daß sie das Interesse für die Währung im Volke


lebendig erhalten wird. Denn die große Masse denkt nur, solange sie gereizt


wird, und ein Steuerzuschlag ist ein Reiz, der von jeher mächtig die Geister in


Aufregung versetzt hat. Dä erfierliche Bieschlag, dat os es, wat den Bur bascht.


Diese Aufregung wird dem Studium der Währung und das öffentliche Studium


der Währung der Konsolidierung der Währung zugute kommen, insofern als die


währungspolitische Schulung der Volksmasse die beste, wenn nicht die einzige


Gewähr bietet gegen die bislang geübte Pfuscherei und Quacksalberei.


Man verbreitet bis in die neueste Zeit volkstümlich geschriebene Währungsschriften (Verein zum


Schutze der deutschen Goldwährung), in denen die Behauptung verfochten wird, daß das


Geldmaterial (das Gold) die beste Gewähr gegen Mißbrauch der Staatsgewalt im Geldwesen sei!


Obwohl doch die Währungsgeschichte aller Länder sattsam beweist, daß die Allmacht des Staates in


Geldsachen absolut ist.


Der wahre Schutz der Währung gegen den staatlichen Mißbrauch liegt nicht im Metall, im


Geldstoff, sondern in der währungspolitischen Schulung der ausschlaggebenden Majorität des


Volkes. Was diese Majorität will, das geschieht. Ist diese Majorität in Währungsangelegenheiten auf


Leithammel angewiesen (sie ist es leider überall), so geschieht, was die Leithammel wollen.


Nach den beiden zuerst erwähnten Methoden der Geldverwaltung geschieht


alles ohne Sang und Klang im Büro des Geldamtes. Das Volk würde nur den


Erfolg, nicht das „Wie“ bemerken. Und das Interesse für die ganze Sache würde


bald einschlafen. Und es wäre
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doch so nötig, daß das Volk en masse wenigstens eine Generation lang sich


gründlich mit den Währungsangelegenheiten befaßte, damit alle die aus dem


Altertum auf uns überkommenen Vorurteile endlich mal abgeworfen werden und


die nationalökonomische Sprache (ein wahrer Augiasstall) die für eine schnelle


und sichere Verständigung nötige Reinigung erführe. [Keiner der volkstümlichen


Ausdrücke, die in der Währungssprache gebraucht werden, kann als eindeutig angesehen werden.]


Gegen die hier vorgeschlagene Währungssteuer wird man vielleicht den


Vorwurf erheben, daß sie das Budgetrecht der Volksvertretung einschränkt.


Dieser Vorwurf ist jedoch ungerechtfertigt. Mit viel mehr Recht könnte man ihn


heute gegen die Emissionsbankpolitik erheben, indem es von dieser Politik


abhängt, welchen materiellen Inhalt (Waren) die von der Volksvertretung ausge-


schriebenen Steuern erhalten sollen. Die Volksvertretung schreibt 100 oder 1000


Millionen an Steuern aus, aber was das Volk an Waren hergeben muß (die


Preise), um sich das Geld zu diesen Steuern zu verschaffen – das bestimmt die


Emissionsbank. Die vom Geldamt ausgeschriebene Währungssteuer (oder


Steuererlaß) wird dagegen den ausgesprochenen Zweck verfolgen, das


Budgetrecht gegen solche Eingriffe zu schützen, indem sie dem nominellen


Betrag der Steuern den materiellen Inhalt (Waren) gibt, den sie nach Absicht der


Volksvertretung auch haben sollen.


Wird das Geldamt befugt, durch Steuerablässe und Steuerzuschläge für wäh-


rungstechnische Zwecke Geld auszugeben und Geld einzuziehen, so wird das


allein genügen, das Vertrauen des Handels in die Währung zu befestigen – und


dieses Vertrauen ist wiederum die Hauptstütze der Währung. Hat der Handel


keine absolute Sicherheit gegen eine Baisse, liegt eine Baisse überhaupt noch


innerhalb der Grenzen der Möglichkeiten, so genügt diese Möglichkeit an und für


sich (dies kann nicht oft genug wiederholt werden), um den Umlauf des Geldes


zum Stocken zu bringen. Und ein verlangsamter Geldumlauf bedeutet an sich


schon eine Baisse. Die Möglichkeit einer Baisse erzeugt die Baisse. Ist dagegen


das Geldamt so schwer bewaffnet, daß es unter allen Umständen das Heft in der


Hand behält, so wird die Sicherheit vor der Baisse regelmäßigen Geldumlauf zur


Folge haben, und solange der Geldumlauf regelmäßig ist, kann kein plötzlicher


Preissturz eintreten. Krisen und Panik werden vermieden, und darum wird auch


das Geldamt kaum jemals in die Lage
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kommen, von seiner Waffe (der Währungssteuer) Gebrauch zu machen. Dem


bewaffneten Volk bietet sich am seltensten Gelegenheit, Gebrauch von der Waffe


zu machen; die bloße Existenz der Waffe bürgt für den Frieden.


Am besten wird es sein, daß dem Reichsgeldamt die Wahl unter diesen drei


verschiedenen Methoden freigestellt werde. Hauptsache ist: Der Handel darf 


keinen Zweifel haben, daß das Reichsgeldamt den Markt unter allen Umständen
vor Hausse und Baisse schützen kann, daß jedermann die Bewaffnung des


Geldamtes für ausreichend hält, um den Kampf mit den sogenannten


Konjunkturen mit Siegessicherheit aufnehmen zu können. Je größer das


Vertrauen des Handels in die Währung ist, um so regelmäßiger ist der


Geldumlauf, und je regelmäßiger der Geldumlauf, um so weniger braucht das


Geldamt einzugreifen und von seinen Waffen Gebrauch machen.


Das Reichsgeldamt wird somit mit der Aufgabe betraut, den Geldumlauf den


Warenpreisen in der Weise anzupassen, daß es Geld ausgibt, solange die Preise


fallen, und umgekehrt Geld einzieht, solange die Preise steigen, um auf diese


Weise feste Preise, d. h. Währung zu erzielen. Zu dem Zwecke wird das


Reichsgeldamt befugt:


1. Geld in jeder nur durch den Zweck begrenzten, sonst unbeschränkten


Menge durch Wechseldiskont in den Verkehr zu bringen und umgekehrt den


Diskont nach Bedarf zu verweigern und durch Inkasso der fällig werdenden


Wechsel Geld in unbeschränkter Menge einzuziehen und zu vernichten.


2. Geld durch Steuererlaß in unbeschränkter Menge in den Verkehr zu bringen


und umgekehrt durch Steuerzuschläge Geld in unbeschränkter Menge dem


Verkehr zu entziehen.


3. Geld durch Ankauf von Reichsschuldentiteln in unbeschränkter Menge aus-


zugeben und umgekehrt durch Verkauf von Reichsschuldentiteln (wozu ihm das


Emissionsrecht für solche Titel erteilt wird) Geld in unbeschränkter Menge einzu-


ziehen und zu vernichten.


—


Von dem Augenblick an, wo wir das Reichsgeldamt mit der Aufgabe betrauen,


den Geldumlauf mit Hilfe solcher diskretionären Vollmachten dem Stand der


Warenpreise anzupassen, gewinnt die Frage, wie das Geldamt die


Warenpreisschwankungen ermitteln soll, ganz außerordentliche Bedeutung, und


es wird nötig, um das Geldamt vor dem Vorwurf der Parteilichkeit zu schützen,


die Methode, wonach die Preisschwankungen ermittelt werden sollen, haarscharf


vorzuzeichnen. Je größer die Gewalt des Geldamtes in bezug auf
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die Mittel sein soll, womit sie den Geldeinzug und die Geldausgabe bewirkt, um


so weniger Wahl darf man ihm lassen in bezug auf die Methode, nach welcher


die Warenpreisschwankungen zu ermitteln sind. Hier muß jede Willkür ausge-


schaltet, alles muß klar, durchsichtig und genau sein. Man bedenke, daß jeder


Unterschied im Preise des Geldes einen gleich großen Unterschied im Soll und


Haben der Gläubiger und Schuldner erzeugt, daß eine Preisdifferenz von weni-


gen Prozenten Vermögensverschiebungen von vielen Milliarden bedeutet, zu


Gunsten der Gläubiger, wenn die Preise fallen, zu Gunsten der Schuldner, wenn


die Preise steigen. Man bedenke, daß die Gläubiger immer im Glauben sein wer-


den, daß die Preise zu hoch sind, daß die Schuldner umgekehrt behaupten wer-


den, daß die Preise zu niedrig sind – falls man beiden nicht beweisen kann, daß


sie sich irren.


Die Methode der sogenannten index numbers, die der „Economist“ in London


veröffentlicht und die darauf beruht, daß die Preise einer größeren Anzahl


Stapelartikel (Ernte und Bergbauprodukte und sonstige Rohstoffe) nach den


Börsennotierungen aufgezeichnet und nach ihrer Bedeutung klassifiziert werden,


ist bekannt und hat vieles für sich, besonders die Einfachheit.


Aber wo es sich um Geld handelt, um die Beziehungen der Gläubiger zu ihren


Schuldnern, da kommt es nicht auf die Einfachheit, sondern auf die Genauigkeit


an. Haarscharf, auf den Pfennig genau muß den Gläubigern und Schuldnern der


Nachweis erbracht werden, daß man im Deutschen Reich für 1000 Mark am 


1. Juli genau ebenso viel Ware kaufen kann wie am 1. Januar, daß man im Jahre


1959 für die im Jahre 1909 kontrahierte Hypothekenschuld genau so viel Ware


(nicht zu verwechseln mit Arbeit) zu ihrer Tilgung wird hergeben müssen, wie


man selbst mit dem Geld im Jahre 1909 erstanden hat. Wir müssen den Beweis


der Währung unseres Geldes so klar zu führen wissen, daß wir alle die, die noch


behaupten werden, sie wären durch die Nichtwährung des Geldes benachteiligt,


bestohlen worden, wegen Versuch der Verächtlichmachung staatlicher


Einrichtungen anklagen und verurteilen oder besser auslachen können. Die


Währung soll über allen Zweifel erhaben, der Kritik enthoben sein.


Um dieses zu erreichen, bedarf es einer genaueren Methode, als der index


numbers des „Economist“.


Die Methode, die ich hier empfehle (zuerst im Jahre 1902 veröffentlicht in der


Zeitschrift „Die Geldreform“), gründet auf folgenden Tatsachen:
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Der Regel nach gewinnt der Kaufmann durch Preisverschiebungen bei einzel-


nen Waren, während er bei anderen verliert. Zieht er solchen Gewinn vom


Verlust ab, so sagt ihm der Rest, wie viel er im Durchschnitt infolge solcher


Preisänderungen gewonnen oder verloren hat. Bringt er diesen Rest in Vergleich


mit seinem Warenkapital, so weiß er in Prozenten, um wie viel im Durchschnitt
die Preise seiner Waren gestiegen oder gefallen sind.


Er wird von einer privatwirtschaftlichen Hausse oder Baisse sprechen.


Aber diese privatwirtschaftliche Hausse oder Baisse nimmt volkswirtschaft-


lichen Charakter an, wenn wir diese privatwirtschaftlichen Ergebnisse sammeln,


wenn durch Gesetz alle Gewerbetreibenden gehalten werden, solche


Berechnungen vorzunehmen und das Resultat einer Zentralstelle zu melden,


wenn wir die aus Preisdifferenzen entstandenen Gewinne und Verluste sämt-


licher Gewerbetreibender zusammenzählen, diese Gesamtgewinne von den


Gesamtverlusten abziehen und den Rest mit dem Gesamtkapital vergleichen.


Wenn das Ergebnis dann etwa einen Gesamtgewinn von 5 oder 10% des in


Waren angelegten Kapitals meldet, so werden wir mit vollem Recht von einer


volkswirtschaftlichen, nicht mehr von einer privatwirtschaftlichen Hausse von 5


oder 10% sprechen.


Heben sich dagegen sämtliche privatwirtschaftlichen Inventurgewinne und –


verluste (nicht mit Betriebsgewinnen zu verwechseln) ohne Rest auf, so wäre der


wissenschaftliche, einwandfreie Beweis der Währung erbracht, nämlich der


Beweis, daß im Durchschnitt sämtlicher Privatwirtschaften die Warenpreise


weder gestiegen noch gefallen, daß also, volkswirtschaftlich betrachtet, die


Warenpreise fest geblieben sind.


Hier folgen nun einige Muster solcher privatwirtschaftlicher


Währungsberechnungen:


1.  Kaufmann Mül ler


Lagerbestand     Markt- oder       Betrag   Einstands- oder Betrag


Inventurpreis                 bezahlter Preis


1000 Strümpfe          02.20 002200 02.10 02100


0300 Hemden           12.50 003750 13.00 03900


0500 Hosen            09.30 004650 09.60 04800


0700 Kragen           04.10 002870 03.40 02380


2000 Hüte           07.60 015200 07.20    14400


028670 27580


Marktpreis 028670


Einstandspreis 027580


Gewinn 001090   = 3,91% des Kapitals
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Nach dieser Aufstellung sind die Waren, die Kaufmann Müller auf Lager hat,


zum Teil im Preise gestiegen und zum Teil gefallen, im Durchschnitt aber stehen


sie um 3,9% höher. Müßte er diese Waren am Tage der Inventur kaufen, so


müßte er 28 670 auslegen, während er sie für 27 580 erstanden hat.


Von seinem privatwirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet wird Müller von


einer Hausse sprechen.


2.  Landwir t  Schulze


Ernte               erzielter Erlös vorjähriger      vorjähriger
Preis Preis   Erlös


0100  Ztr. Roggen 016 01600 018 01800
1000  Kartoffeln 003 03000 002,50 02500
0050  Wolle 100 05000 110 05500
5000  Liter Milch 000,10 00500 000,09 00450
0050  Ztr. Mastochsen 080 04000 090 04500


14100 14750


Ernteerlös 14100
zu vorjährigen Preisen berechnet 14750


Verlust 00650   =  4,7% seiner Produktion


Vom Standpunkt seiner Privatwirtschaft wird Schulze von einer Baisse sprechen.


3.  Grubenbesi tzer  Schmidt


Förderung erzielter     Erlös vorjähriger       Betrag
Preis Preis


10000 t Kohlen 20 200 000 000 018 180 000


Erlös              200 000
zu vorjährigen Preisen     180 000
Gewinn 020 000  =  10%


Nota. Hier wie in der vorhergehenden Rechnung wird angenommen, daß nur jährlich einmal die


Preise ermittelt werden sollen. Sollte das als ungenügend befunden werden und eine halb- oder 


vierteljährliche Ermittelung nötig sein, so müßten obige Rechnungen entsprechend geändert werden


und statt der Jahresförderung nur der Lagerbestand aufgenommen werden, wodurch dann auch


Wiederholungen wie in folgender Rechnung (Kohle) vermieden werden.
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4.  Gießere ibes i tzer  Schuster


Auf Lager Tagespreis Betrag Einstandspreis Betrag


200 t Kohlen 0020 04000 0018 08600
450 t Eisen 0060 27000 0070 81500
001 t Messing 2000 02000 3000 03000
020 t Blei 0250 05000 0400 08000


38000 46100


Bezahlt 46100
Am Tage der Inventur käuflich für 38800
Verlust 08100  =  17%


Von seiner Privatwirtschaft betrachtet, wird Schuster von einer schweren, ruinö-


sen Baisse sprechen.


Suchen wir nun aus der Summe dieser privatwirtschaftlichen, sich vielfach


widersprechenden Ermittelungen das Währungselement, das volkswirtschaftliche


Fazit herauszuschälen:


Zusammenste l lung


Stadt Aachen auf Mk. Gewinn Verlust


01. Kaufmann Müller 028 670 01 090 00–
02. Landwirt Schulze 014 100 00– 650
03. Grubenbesitzer Schmidt 200 000 20 000 00–
04. Gießereibesitzer Schuster 088 000 00– 8100
05. Tischlermeister A 025 000 000550 00–
06. Nadelfabrikant B 140 000 12 000 00–
07. Tuchfabrikant C 240 000 00– 16 700
08. Drogenhändler D 150 000 07 000 00–
09. Kaffeehändler E 300 000 00– 25 000
10. Gerbereibesitzer F 170 000 00– 15 000
usw.                                         1 305 770 40 640 65 450


Gesamtgewinne Mk. 40 640


Gesamtverluste Mk. 65 450


Durchschnitts-Verlust Mk 24 810   oder  2%


Nach dieser Rechnung standen die Preise im Durchschnitt uni 2% zu niedrig.


Das Angebot des Geldes war im Verhältnis zum Angebot der Waren zu gering,


darum fielen die Preise im Durchschnitt um 2%. Will man nun die Preise um 


2% heben, so muß mehr Geld in Umlauf gebracht werden. Wie viel dazu nötig


ist, kann nur die Erfahrung zeigen. Man vermehrt den Geldumlauf und
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hört auf, wenn eine neue Messung zeigt, daß die Preise die gewünschte Höhe


erreicht haben. Und umgekehrt natürlich, falls die Preise gestiegen wären.


Nota. Wir machen nochmals darauf aufmerksam, daß es sich hier nur um Inventurgewinn und –


verluste, nicht um Betriebsverluste, nicht um die Dividenden der Aktiengesellschaften handelt. Diese


Dividenden geben keinerlei Anhaltspunkt für die Währung. Ebensowenig wie die Erträgnisse der


Produktionsmittel, Häuser, Land, Eisenbahnen usw., denn hier handelt es sich überall um Zins oder


Rente, nicht um Preise.


Da in der Regel die Gewerbetreibenden nur jährlich einmal Inventur machen,


so könnte mit dieser Methode der Preis des Geldes auch nur einmal im Jahre


ermittelt werden. Für heutige Verhältnisse wäre das ungenügend, da bei der


Unregelmäßigkeit im Geldangebot die Preise innerhalb eines Jahres sehr großen


Schwankungen unterworfen sind. Ein Jahr ist für heutige Verhältnisse eine lange


Frist. Man denke an den Preissturz nach Ausbruch der Krise in Nordamerika.


Mit den Reformen, die hier befürwortet werden, soll aber der Geldumlauf regu-


liert werden, wodurch Krisen, Panik, Krach, Boom und Konjunkturwechsel ver-


mieden werden. Dadurch fallen die großen plötzlichen Preisschwankungen fort.


Sollte trotzdem eine häufigere Preisermittelung wünschenswert erscheinen, 


so könnte immerhin die schon erwähnte Methode der index numbers des


„Economist“ zur Aushilfe herangezogen werden. Man könnte die


Handelskammern beauftragen, den Preis der Stapelartikel etwa monatlich zu


ermitteln, und so könnte man sich vom Gang der Preise ein ungefähres Bild


machen und vorbeugende Maßregeln gegen Hausse und Baisse ergreifen. Als


wirkliches Maß, sozusagen als das Pariser Präzisions- und Normalmaß, würde


dann die große jährliche Preisermittelung dienen.


Internationale Währung


Der nationale Austausch der Güter stellt an das Geld nur eine einzige wesent-


liche Forderung, das ist: Schutz vor der Echternacher Prozeßion, Schutz vor dem


Vor- und Rückwärts der Preise, vor dem Aprilwetter, vor dem ewigen Wechsel


der Konjunkturen. Ein über Ort und Zeit hinweg festes Verhältnis zwischen


Waren und Geld, das ist das Bedürfnis des Handels, der der Volkswirtschaft


dient. Das Bedürfnis des Händlers, der auf Differenzen spekuliert, ist privatwirt-


schaftlicher Art und interessiert uns hier nicht.
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Auch der Auslandhandel lechzt nach solcher Warenpreisstetigkeit, daneben


aber bedarf er zu seiner gedeihlichen Entwicklung eines festen Verhältnisses


zwischen dem in- und ausländischen Geld, damit man ohne Gefahr


Zahlungsverpflichtungen in fremdem Geld auch dann noch eingehen kann, 


wenn man zu ihrer Erfüllung nur über inländische Geldquellen verfügt.


Also nach zwei Seiten wird Stabilität verlangt, und wenn es möglich ist, die


Währung so zu gestalten, daß das nationale Geld auf dem nationalen Markt zu


den Waren in einem festen Tauschverhältnis steht (wie im vorigen Kapitel gezeigt


ist), wenn es andererseits praktisch erwiesen ist, daß das nationale Geld zu


einer ausländischen Währung (der Goldwährung) in ein festes Verhältnis


gebracht werden kann, wie es der glänzende Erfolg des mit den einfachsten


Mitteln operierenden argentinischen Landgeldamtes (Caja de conversion) und


das mit gleicher mathematischer Präzision funktionierende indische Geldamt 


zeigen – wenn dieses beides jedes für sich möglich ist, so fragt es sich nun, wie


die beiden Forderungen sich vereinigen lassen?


Nehmen wir an, um diesen wichtigen Sachverhalt klarzulegen, daß man in


Deutschland die Währung auf die Erhaltung fester Preise richtete und dabei ganz


einseitig national, ohne Verständigung mit den anderen Goldwährungsländern


vorginge und Geld ausgäbe, wenn die Preise sinken und einzöge, so oft und so


lange die Preise steigen. Nehmen wir ferner an, die Goldwährungsländer stän-


den wie so oft wieder einmal im Zeichen einer Hausse, und daß, während nun in


allen anderen Ländern nach alter Weise die Hausse mit vermehrter


Notenausgabe geheizt würde, man in Deutschland umgekehrt durch Einziehung


von Noten der Hausse Nahrung entziehen würde, um das Zuviel bei den


Goldprägungen durch verminderten Notenumlauf auszugleichen und so die


Warenpreise festzunageln. Wie lange würde es dauern, bis das Gold vom


Auslande einströmen würde, um das Gleichgewicht der Warenpreise in


Deutschland mit denen des Auslandes herzustellen? Hohe, steigende


Warenpreise im Auslande, feste, d. h. im Verhältnis zu den im Auslande gestie-


genen, niedrige Preise im Inland fördern die Warenausfuhr, erschweren die


Wareneinfuhr und verschieben die Zahlungsbilanz zu Gunsten der Goldeinfuhr.


Was soll nun mit diesem einströmenden und vom Standpunkt der Warenpreise


überschüssigen Gold geschehen?


Das einströmende Gold rückt, gestützt auf das freie Prägerecht,
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an die Stelle der eingezogenen Banknoten. Das Reichsgeldamt muß also immer


weiter Noten einziehen, um dem einwandernden Gold Platz zu machen, indem


es schließlich gar keine Wechsel kauft, während die täglich verfallenden Wechsel


ihm Banknoten zuführen, die es verbrennt. Würden die Wechsel statt mit Noten


mit Gold eingelöst, so wäre das natürlich gleichgültig; es kommt ja nur darauf an,


daß Geld, Heizmaterial, Haussestoff, einerlei ob Gold oder Noten, eingezogen


wird.


Hält die internationale, ausländische Hausse genügend lange an, dann muß


der Augenblick kommen, wo nur noch Gold und zu 100% mit Gold gedeckte


Noten umlaufen, wo das Reichsgeldamt durch das Notenprivileg keinen Einfluß


auf die Währung mehr ausüben kann, wo es durch bares, gemünztes Geld ein-


fach ausgeschaltet, an die Luft gesetzt worden ist.


Von diesem Augenblick an müßten nun andere Maßnahmen ergriffen werden,


um die deutsche Währung gegen die Goldüberschwemmung zu schützen, um 


zu verhindern, daß der deutsche Markt mit in den Haussetrubel gerissen wird.


Es steht einem ja frei, sich vorzustellen, daß die Warenhausse in den


Goldwährungsländern besonders hartnäckig ist, etwa durch große Goldfunde


oder, was noch leichter vorstellbar ist, daß die Hausse durch ausländische


Währungspfuschereien bewirkt worden ist, die zur Hausse und schließlich zur


Auswanderung des Goldes führen. In Deutschland z. B. ersetzte man die


Silbermünzen seinerzeit durch Gold und verursachte dadurch eine


Silberüberschwemmung in allen Ländern, die dem Silber die Münze nicht


gesperrt hatten; in Nordamerika verdrängte man das Gold durch Banknoten und


trieb dieses Gold nach Europa, wo es mit Freude aufgenommen wurde und


wohin es die nordamerikanische Hausse übertrug. Die deutschen


Währungsgesetze boten keinen Schutz gegen diesen Schwindel.


Also nehmen wir an, der Einzug aller umlaufenden Noten hätte nicht genügt,


und Deutschland hätte weiter zur Festhaltung seiner Preise gegen das einströ-


mende Gold anzukämpfen, so bliebe dem Reiche nichts übrig, als das Gold


direkt aufzuspeichern, indem es entweder durch Steuerzuschläge (s. S. 69) es


von den Bürgern aufbringen ließe oder direkt aufkaufte, und zwar dürfte es die-


ses Gold nicht mit Banknoten aufkaufen, sondern durch Ausgabe von Zins tra-


genden Bonds, die kein Geld sind. Es würde der Währung Opfer bringen, Zins


bezahlen müssen, denn das Produkt der gemachten Schulden wäre vergrabenes


Gold trotz seinem sogenannten
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„inneren Wert“ und obwohl es „Kapital an sich“ genannt wird, ein kostspieliger


Besitz. Aber schließlich ist dieser Zinsverlust, auch wenn es sich um Hunderte


von Millionen handelte, für die Volkswirtschaft ein Pfifferling, wenn es damit gelin-


gen sollte, die deutsche Volkswirtschaft vor dem Einfall solch goldener Horden zu


schützen.


Aber es ist wohl zu merken, indem Deutschland unter Beibehaltung der


Goldwährung, des freien Prägerechtes, die Preise der Waren im Inland festhält,


dafür Opfer bringt, dadurch daß es das auf dem Weltmarkt überschüssige Gold


bei sich aufhäuft, so bringt es diese Opfer eben für alle Goldwährungsländer,


denn solange Deutschland Gold aufstapelt und dem Markte entzieht, saugt es


der Hausse im Ausland die Nahrung ab. So würde Deutschland zum Regulator


der Goldwährung – ein glanzvolles Amt, würdig der Kraft und Herrlichkeit der


deutschen Volkswirtschaft, würdig auch vor allem der durch keine Zweifel ange-


kränkelten Hochschätzung, die die Goldwährung in den deutschen Landen


genießt. Nirgends wird die Goldwährung so hoch eingeschätzt wie in


Deutschland, nirgends hat sie so begeisterte Verehrer. Die Goldwährung ist für


Deutschland mehr als ein Handelsprinzip, sie hat historische Bedeutung. Wie


das Deutsche Reich mit dem Blute erschlagener Feinde getauft wurde, so haftet


der Goldwährung der Nimbus der Kriegsbeute, der Milliarden an. Die


Goldwährung ist für Deutschland eine Art Ruhmeshalle – sie ist eine


Kriegstrophäe. Und was tut man nicht alles, um Kriegstrophäen vor dem Moder


der Vergessenheit zu schützen, was wird Deutschland nicht alles tun, um die


Goldwährung vor dem Zusammenbruch zu bewahren?


Aber die Erfahrung zeigt, daß die Hausse in der Regel nicht lange dauert und


daß ihr die Baisse auf dem Fuße folgt. Wenn dieser Umschwung dann im


Ausland eintritt und als Folge davon der deutsche Warenexport zurückgeht, die


Wareneinfuhr aber wächst (weil ja Deutschland feste, d. h. zur jetzigen Baisse


im Ausland hohe Preise hat), so kippt auch die vorherige Goldeinfuhr bald in


Goldausfuhr um, und dann wirft Deutschland (durch Rückkauf der verzinslichen


Goldbonds) den während der Hausse aufgespeicherten Goldschatz wieder auf


den Weltmarkt – wodurch wieder der Baisse entgegengearbeitet wird.


Dauert dann die Baisse im Auslande bis zur Erschöpfung der deutschen


Goldbestände, dann bliebe nichts anderes übrig, als entweder mit einem


Goldagio den Bankrott der Goldwährung oder durch Mitmachen mit der auslän-


dischen Baisse das Prinzip fester
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Preise fahren zu lassen, den Bankrott der Landeswährung zu erklären.


Die Konsolidierung der deutschen Währung, d. h. die auf die Festigkeit der


Preise, auf die Beseitigung von Hausse und Baisse, von Betrug und Schwindel


gerichtete aktive Währungspolitik kann also unter Umständen zum Bruch der


Goldwährung führen. Das soll hier nicht verheimlicht werden.


Aber dieser Fall könnte nur eintreten, wenn es sich um langandauernde


Baisseperioden handelt, die nicht durch Störungen des Geldumlaufs, sondern


durch direkten Mangel an Geldmasse verursacht werden. Solche langandauern-


de durch Geldmangel erzeugte Baisseperioden (man erinnere sich hier des


Laveleyeschen Gesetzes: genug oder nichts) kennt man ja mehrere. Das ganze


Mittelalter, das tausendjährige, stumpfsinnige Mittelalter, war eine solche durch


stetig sich verschärfenden Geldmangel nur hier und dort, dann und wann, durch


Verschlechterung des Münzfußes unterbrochene Baisseperiode, während wel-


cher die Arbeitsteilung unmöglich war und die erst mit der Entdeckung Amerikas,


mit den Raubzügen Pizarros ein Ende nahm. Nicht Amerika, das Land, sondern


das im Amerika gefundene Gold hat den Aufschwung auf allen Gebieten bedingt,


der seit Columbus so deutlich wahrnehmbar ist [Wenn Italien schon im Quattrocento allen


übrigen Ländern Europas voraus war, so dürften diese Leistungen auf Rechnung seiner Stellung als


Weltbankier und der von überall her nach Italien abfließenden und dort reichlich umlaufenden


Ablaßgelder zu setzen sein. (Reformation Abwehrmaßregel gegen Goldabfluß?)], und es war


auch wieder nicht das Gold, sondern das mit dem Gold hergestellte Geld, das


der Baisse ein Ende bereitete und das die Arbeitsteilung freigab.


Auch die Zeit des Übergangs zur Goldwährung (1873–1890) war eine solche


durch Geldmangel erzeugte Baisseperiode.


In solchen Fällen würde die hier vorgeschlagene nationale, aktive


Währungspolitik unfehlbar zum Bruch der Goldwährung führen.


Das Ideal der Volkswirtschaft – feste Preise im Inland unter Aufrechterhaltung


eines festen Verhältnisses des nationalen Geldes zum Gelde des Auslandes -


läßt sich also ohne international wirksame Maßnahmen, ohne Verständigung mit


den übrigen Goldwährungsländern nicht mit Sicherheit erreichen. Könnte man es


aber erzielen, daß in allen Ländern die Währung einer gleichmäßigen


Behandlung unterworfen würde, daß unsere hier entwickelten Grundsätze inter-


national
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anerkannt würden, so wären alle Schwierigkeiten beseitigt. Denn wird bei einer


Hausse in allen Ländern gleichzeitig der Geldumlauf durch Einzug von


Banknoten verringert (resp. bei einer Baisse vermehrt), so bleibt das ohne jeden


Einfluß auf Ein- und Ausfuhr, und auf die Zahlungsbilanz der einzelnen Länder


und die Goldverschiebungen, die wir bei einer einseitig deutschen


Währungspolitik vorhersahen, fallen fort. (Das Gesetz der kommunizierenden


Röhren.)


Und wird bei einer Baisse in allen Ländern gleichzeitig und nach denselben


Grundsätzen der Notenumlauf vermehrt, so hebt sich überall das allgemeine


Preisniveau, ohne daß auch da wieder Verschiebungen in der Zahlungsbilanz


entstehen. Ein- und Ausfuhr von Waren wird dadurch nicht berührt, denn nicht


die absolute Höhe der Preise führt zu Verschiebungen in der Zahlungsbilanz,


sondern die relativ zum Ausland hohen oder niedrigen Preise. (Die Ausnahme


bei im Ausland verschuldeten Staaten haben wir bei einer anderen Gelegenheit


schon erwähnt.)


So bleibt denn nur mehr zu erörtern, ob es wohl möglich sein wird, andere


Goldwährungsländer, wie Nordamerika, England, Frankreich, Österreich,


Rußland, Italien, Skandinavien, Argentinien, Holland und die Schweiz zu veran-


lassen, im Verein mit Deutschland eine auf die Beseitigung der sogenannten


Konjunkturschwankungen, auf die Konsolidierung der Währung gerichtete aktive


Währungspolitik zu betreiben, und dieser Frage wollen wir ein besonderes


Kapitel widmen.


Internationale Währungsverständigung


Die Vorteile des internationalen und interkontinentalen Produktenaustausches


überwinden die künstlichen Hindernisse, die kurzsichtige Geister seiner


Entwicklung in Form von Zollschranken entgegenstellen, und lassen allem zum


Trotz den Welthandel sich zu einer Lebensfrage aller Völker auswachsen. Der


Weltgeist, den der Welthandel zeugt, ist über das Ideal mancher Patrioten brutal


und siegreich hinweggeschritten, niemand spricht mehr vom geschlossenen


Handelsstaat. Wie Alexander der Große die Welt für seinen Ehrgeiz brauchte, so


sehnt sich jeder Unternehmer nach dem schrankenlosen Besitz der Welt für den


Absatz seiner Produkte, und wenn es auch nur Stiefelwichse wäre.
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Die Bedeutung des Welthandels wird überall immer mehr gewürdigt, und alle


Völker zeigen, daß sie zur Pflege dieses Handels schwere Opfer zu bringen


bereit sind. Manchen von diesen Opfern fehlt es an Zielbewußtsein, manche 


entspringen auch noch dem heidnischen Gedanken, den Welthandel durch


Eroberung sich anzueignen – doch sind es immer Opfer, die auf dem Altar des


Welthandels gebracht werden – einerlei ob sie aus Blut und Pulver, Geld und


Vorurteilen oder einfach aus der dem Studium der Sache geopferten lieben Ruhe


bestehen.


Um den Welthandel zu fördern, gibt die Kaiserin von China den Zopf auf, legt


Bresche in die Grenzmauern ihres Reiches. Um den Welthandel zu erweitern


und zu schützen, baut man kostspielige Kriegsflotten, überbrückt oder durchsticht


die natürlichen Grenzen, die Gebirge und Ströme den einzelnen Nationen zie-


hen; aus Staatsmitteln unterstützt man unrentable Weltschiffahrt, ein kostspieli-


ges, diplomatisches Corps wird überall unterhalten, man gibt sogar beträchtliche


Teile der nationalen Selbständigkeit auf, indem man durch Verträge


(Handelsvertrag, Postvertrag usw.) die staatliche Bewegungsfreiheit unterbindet.


Auch die Goldwährung hat man nur darum eingeführt, weil man Vorteile von ihr


für den Welthandel erwartete, und was hat man der Goldwährung nicht alles


geopfert? Um die Goldwährung einzuführen, ist es nötig gewesen, dem Staat die


kostspielige Liquidation der Silbermünzen aufzuhalsen; in Italien, Rußland,


Österreich u. a. wurden besondere auswärtige Anleihen zu dem Zwecke


gemacht, in Nordamerika wurden ganze Berge von Silber mit verzinslichen Titeln


der Staatsschulden aufgekauft – um das Silber zu vergraben. Überall wurden die


Schuldner zu Gunsten ihrer Gläubiger geprellt, bestohlen (Not der Agrarier), man


beugte das Recht und verwandelte die in Silber abgemachte Schuld in eine ganz


andere Sache, man verdoppelte die Lasten aller Privat-, Staats- und


Gemeindeschulden. Und nicht genug damit – man ließ die Vernunft auch noch


Kapriolen schlagen, indem man „zum Schutze der Goldwährung“ Zölle einführte.


Zölle, die den Welthandel drosseln! Den Welthandel öffnete man der


Goldwährung, den Zweck dem Mittel! Das alles, um den Welthandel zu pflegen,


zu fördern.


Es ist Tatsache, daß dem Siegeszug der Goldwährung durch die Welt der Siegeszug der


Schutzzolltheorie auf dem Fuße folgte. Um die Goldwährung einzuführen oder um sie zu sichern, hat


man danach getrachtet, durch Zölle eine aktive Zahlungsbilanz herbeizuführen und vergaß dabei


ganz, daß die Goldwährungsidee ein Kind der Freihandelsidee ist.
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Sind das nicht Zeichen genug, daß die Völker allesamt bereit sind, etwas für


die internationale Währung zu tun, daß sie gewillt sind, sich mit den Nachbarn in


dieser Lebensfrage zu verständigen? Gewiß, es werden hier noch viele


Vorurteile zu überwinden sein, aber wer, wie in Deutschland und Nordamerika,


sogar die Vernunft der internationalen Währung opferte, der wird wohl auch ihr


zu Liebe einige Vorurteile fahren lassen.


Man berufe darum eine internationale Währungskonferenz ein und unterbreite


ihr folgende Vorschläge:


1. Die Ausgabe von Banknoten ist in allen Staaten ausschließliches 


Vorrecht der Regierung; etwaige Verträge mit Privatbanken (in 


Deutschland der Reichsbank) werden gelöst.


2. Die Ausgabe von Banknoten erfolgt in allen Vertragsstaaten nach glei-


chen Grundsätzen, und zwar werden Banknoten ausgegeben, wenn die 


Warenpreise sinken, und es werden Banknoten eingezogen, wenn die 


Warenpreise steigen.


3. Ausgabe und Einzug von Banknoten erfolgen überall unabhängig von 


der Bedingung des Gewinnes, von der Scheu vor einem Verlust und von 


den Bewegungen des Zinsfußes.


4. Zur Feststellung der Warenpreisschwankungen wird in allen 


Vertragsstaaten eine nach gleichen Grundsätzen geführte Warenpreis-


Ermittlungsstatistik geführt.


5. Es wird ein internationales Währungsbüro mit Sitz in Bern oder sonstwo 


gegründet, in dem alle Fragen, die die Praxis aufwirft, erörtert werden.


—


Mancherlei Fragen wird das internationale Währungsbüro zu beantworten


haben, mancherlei Schwierigkeiten zu beseitigen, aber wie groß auch diese


Schwierigkeiten sein mögen, eines steht doch über allen Zweifeln fest – eine


internationale Währung kann man nicht durch die Wahl des Geldstoffes (Gold),


sondern nur durch internationale Verständigung in der Behandlung des Geldes


erreichen. Jede einseitig nationale Behandlung des Geldwesens führt mit der


Zeit notwendigerweise zum Bruch der internationalen Währung, d. h. zu


Schwankungen im Wechselkurs. Dabei hilft einem der billige Trost, daß die


Schuld beim Nachbarn liegt, nicht im geringsten über die Schwierigkeiten der


Lage hinweg. Was hilft es z. B. in Deutschland, daß man z. Zt. behauptet, nicht


das Gold wäre dem Silber gegenüber im Preise gestiegen, sondern umgekehrt


das Gold wäre
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fest geblieben und das Silber gefallen? Diesen Trost hätten die mit Indien arbei-


tenden Kaufleute gerne für 10 Pfg. verkauft.


Eine nationale Goldwährung gibt es aber nicht, sie ist unmöglich. Wer ihr nach-


strebt, läuft einem Hirngespinst nach. Die Goldwährung läßt eine nationale


Behandlung nur in dem engbegrenzten Rahmen zu, den wir mit unseren


Vorschlägen gezeichnet haben, und auch da noch müßte mit großer Vorsicht 


vorgegangen werden.


Die Hauptschwierigkeiten werden dem internationalen Währungsbüro aus der


Verwendung des Goldes zu Industriezwecken und durch den Zins als


Voraussetzung des Geldumlaufs entstehen. Und diese Schwierigkeiten werden


mit der Zeit um so größer werden, je wirksamer der Warenaustausch gegen


Krisen geschützt wird.


Es lohnt sich, der Sache näherzutreten.


Die Verwendung des Goldes zu Industriezwecken wächst nicht nur, wenn der


Preis des Goldes sinkt (Hausse), sondern ganz besonders auch dann, wenn der


allgemeine Wohlstand wächst. Die Goldware ist ein Luxusartikel, und Luxus treibt


man, wenn man satt ist. Werden nun durch die vorgeschlagenen Reformen die


Preise festgehalten und Wirtschaftskrisen unmöglich gemacht, wird die Arbeit


nicht jeden Augenblick unterbrochen, so hebt sich der allgemeine Wohlstand


schnell und ununterbrochen. Damit aber wächst die Nachfrage nach goldenem


Flitter. Und es würde genügen, wenn jeder Fabrikarbeiter, jeder Bauer seiner


Liebsten eine goldene Kette, ein goldenes Armband kaufte, um sämtliche


Münzen aufzubrauchen. In Deutschland z. B. wären das 20 Millionen Uhrketten


und Uhrgehäuse zu 100 Gramm gleich zwei Millionen Kilo Feingold oder 5580


Millionen Mark – mehr also als der gesamte Goldmünzenbestand.


Der Wohlstand frißt die Münze, das Verschwinden der Münze erzeugt die Baisse, und die Baisse


frißt den Wohlstand. Die goldene Münze braucht also Bettelei, um zu existieren; durch die Baisse und


die sie begleitende Wirtschaftskrise hebt sich die goldene Münze immer selbst aus dem Bereich der


Massen. Volkswohlstand und Goldwährung schließen sich also schließlich gegenseitig und notwendi-


gerweise aus.


Nun kann man den Augenblick noch so weit hinausschieben, wo die Masse


des Volkes in der Lage sein wird, goldenes Gerät zu kaufen, aber wenn es


gelingt, die Krisen zu beseitigen, so müssen wir mit diesem industriellen Konsum


der Münzen rechnen. Denn es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die Krisen


eine der Hauptursachen der heutigen bettelhaften Armut der Volksmassen sind.


165







Die Verwendung des Goldes zu Industriezwecken kann man aber im Interesse


der Aufrechterhaltung der Goldwährung nach Beheben erschweren und verhin-


dern und zwar durch eine Goldwarensteuer. Wenn man für das Tragen einer gol-


denen Uhrkette, eines goldenen Armbandes eine jährliche Lizenz von 50–100–


1000 Mark zu zahlen hätte (jede Kette müßte, ähnlich den Hundemarken, mit


einer Steuermarke versehen sein), so käme nicht mehr der Anschaffungspreis


allein in Betracht, und mancher würde doch lieber eine seidene oder silberne


Kette tragen. So würde die Münze vom Schmelztiegel ferngehalten. Solche


Goldwarensteuer müßte natürlich, um keine Verschiebungen in der Handels- und


Zahlungsbilanz zu erzeugen, international erhoben werden. Zwar bliebe von der


reinen Goldwährung nicht mehr viel übrig, indem eine solche Steuer wie ein


gewissermaßen umgekehrter Schlagschatz zu betrachten wäre, und zur Theorie


der reinen Goldwährung paßt ein solcher Schlagschatz nicht. Aber man hat


schon auf Kosten der Theorie der Praxis der Goldwährung so manche


Konzessionen machen müssen (man denke an die zum Schutze der


Goldwährung eingeführten Zölle), daß man diesen goldwährungstheoretischen


Unsinn auch noch in Kauf nehmen kann.


Bei der Goldwährung muß man auch mit dem Zufall rechnen, und wenn wir


eben annahmen, daß der Industrieverbrauch des Goldes der Währung


Schwierigkeiten bereiten kann, so müssen wir auch den gegenseitigen Fall in


Betracht ziehen, daß man Gold über den Bedarf der Industrie hinaus findet, und


daß auch die Ausmünzungen über den Bedarf der Währung hinaus wachsen


können.


In solchen Fällen bliebe nichts anderes übrig, als die entgegengesetzte Politik


der Goldwarensteuer zu befolgen, indem man durch einen Schlagschatz das


Gold von der Münze fernhält und dadurch der Industrie zuwendet. Erhebt man 


z. B. in der Münze 10–20–50% als Schlagschatz, so wird das ungemünzte Gold


um 10–20–50% dem gemünzten Gold gegenüber billiger, und eine goldene Kette


von 100 g wird nur mehr 90–80–50 g gemünztes Gold kosten (plus Arbeitslohn


des Juweliers). Dies wird den Goldwarenkonsum natürlich heben.


Solcher Schlagschatz bedeutet ja auch wieder einen Verstoß gegen die


Theorie der Goldwährung, aber wenn es sich darum handelt, den Handel vor


einer Hausse oder Baisse zu schützen, so darf man vor derartigen


Schönheitsfehlern einer Theorie nicht zurückschrecken. Eine pockennarbige


Währungstheorie ohne Krise ist immer besser als eine jungfräulich glatte Theorie


inmitten einer verwüsteten Volks-    Volkswirtschaft
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wirtschaft. Zu guter Letzt sind es doch die Bedürfnisse des Handels, die uns


sagen sollen, wie das Geldwesen behandelt werden muß.


Man könnte sich unter Umständen, und falls man den theoretischen


Widerwillen gegen einen Schlagschatz oder eine Goldwarensteuer nicht überwin-


den kann, auch für eine Zeit lang mit einer Wechselstempelsteuer behelfen. Die


Wechsel ersetzen das Geld, wirken also wie eine Vermehrung des Geldes, denn


ersetzen heißt hier nicht verdrängen. Der Wechsel gesellt sich zu dem Geld, er


ist ein Tauschmittel, wenn auch nur ein schmarotzendes. Soll nun der Umlauf


von Tauschmitteln beschränkt werden, so kann man statt des Schlagschatzes


eine Wechselstempelsteuer [Die Steuer müßte bei jedem Besitzerwechsel, also nicht wie jetzt


einmal für die ganze Umlaufszeit, erhoben werden.] erheben oder die etwa schon beste-


hende Steuer nach Bedarf bis zur völligen Unterdrückung der Wechsel erhöhen.


Der Erfolg wäre derselbe wie beim Schlagschatz. Je weniger Wechsel umlaufen,


um so mehr Bargeld wird nötig. In Deutschland waren 1907 30,5 Mrd. Wechsel


in Umlauf, deren Verschleißkraft vielleicht 1-2-5 Milliarden an Geld entsprachen.


[Der Wechsel zirkuliert viel langsamer als das Bargeld, darum ist seine Verschleißkraft auch bedeu-


tend geringer.] Hätte man 1905, als die Hausse einsetzte, die


Wechselstempelsteuer verdoppelt oder verzehnfacht, so hätte man die Wechsel


zum größten Teil unterdrückt, und da dann mehr Bargeld nötig geworden wäre,


so wäre es nicht zur Hausse gekommen. Und wären die Preise nicht so hoch


gestiegen, so wären sie jetzt nicht so tief gefallen, die Volkswirtschaft hätte sich


den Hals nicht gebrochen. Wird dann bei einer Baisse die Stempelsteuer ermä-


ßigt oder aufgehoben, so kommt der Wechsel dem Bargeld zu Hilfe.


Man könnte sich auch noch so behelfen: Man stellt das heutige System kleiner


Münzen und großer Banknotenabschnitte auf den Kopf.


Nehmen wir an, die Goldmünzen würden nur in Stücken von 100–500 und


1000 Mk. geprägt und daß man dafür Banknoten von 1–5–10 Mk. druckte (wie in


Argentinien), so würde auch das jetzige Verhältnis im Gebrauch dieser Geldarten


umgeworfen werden. Das Gold würde unbrauchbar für den täglichen Verkehr,


und würde den Geldämtern zum Umtausch gegen Banknoten übergeben wer-


den. So kämen die Geldämter in den Gesamtbesitz des Goldes und hätten infol-


gedessen eine viel breitere Unterlage für die
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Banknotenpolitik, die so Spielraum für die Kapriolen der Goldproduktion bieten


würde.


Natürlich und selbstverständlich – um wirksam zu sein, müßten die empfohle-


nen Maßnahmen immer gleichzeitig von allen Goldwährungsländern ergriffen


werden. Alle Geldämter der Welt müßten auf einen Wink von Bern aus gemein-


sam gegen Hausse und Baisse operieren. Je vollständiger der internationale


Charakter der Goldwährung anerkannt wird – um so leichter läßt sich diese der


Volks- und Weltwirtschaft dienstbar machen.


Zu solchem Goldwährungsbund gehört auch eine Liquidationsklausel. Die


Schwierigkeiten, in die der lateinische Münzbund geraten ist, zeigen die


Notwendigkeit einer solchen Klausel.


Aber die für eine solche Liquidationsklausel unentbehrliche wissenschaftliche


Untersuchung der Voraussetzungen der Goldwährung (es ist hier seinerzeit alles


vorausgesetzt, nichts geprüft worden) würde für die Goldwährung und ihre


Theorie derart ungünstig ausfallen, solche vernichtende Aufklärung bringen, daß


die Diskussion der Liquidationsklausel den geplanten Goldwährungsbund wahr-


scheinlich in die Brüche führen würde.


Eine solche Untersuchung darf daher auch in einem Buch wie diesem, das der


Goldwährung zu Hilfe eilen soll, unter keinen Umständen angestellt werden.


[Einen Einblick in die Verhältnisse, die in einer Liquidationsklausel der Goldwährung berücksichtigt


werden müßten, bietet S. Gesells Schrift: Das Monpol der Schweizerischen Nationalbank. Verlag K.


J. Wyß in Bern.]


Ausblick


Mit Hilfe der vorgeschlagenen Reformen würde sich der Handel für eine Weile


ganz normal weiter entwickeln können. Unter Beibehaltung der Goldwährung und


voller Ausbildung des der Goldwährung zugrunde liegenden Gedankens ver-


tragsmäßiger Internationalität der Währung kann man tatsächlich die Schäden


der Goldwährung, die durch die ziellose Banknotenpolitik und durch die unge-


nügende Berücksichtigung des internationalen Charakters der Goldwährung


überall zutage treten, beseitigen und zwar für eine
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Reihe von Jahren. Man kann den Handel vor Baisse und Hausse schützen, frei-


lich nicht durch passives Gehenlassen, sondern durch eine ununterbrochene


Kette aktiver Handlungen.


Aber nun passiert etwas ganz Absonderliches, etwas Verdächtiges, etwas, was


mit innerer Notwendigkeit das gesamte herkömmliche Geldwesen, die


Goldwährung, die Doppelwährung wie auch die Papierwährung dem Bankrott,


dem theoretischen wie praktischen Bankrott entgegentreibt, und zwar merkwür-


digerweise um so schneller, um so sicherer, je wohltätiger, je wirksamer die


Reformen waren, womit wir die Schäden der Goldwährung zu umgehen suchten.


Wir wollten mit unseren Vorschlägen die Wirtschaftskrisen unter Beibehaltung


der Goldwährung beseitigen – jetzt wird es sich zeigen, daß die Krise


Voraussetzung und Lebenselement der Goldwährung ist; daß die Goldwährung


zu ihrem Bestande den Bankrott, die Arbeitslosigkeit, den Zins ebenso nötig hat


wie der Mensch die Luft. Die organischen Schäden der Goldwährung wie der ihr


nachgeäfften Papierwährung müssen jetzt doch offenbar werden.


Die Volkswirtschaft ist vor dem stetigen Wechsel der Konjunkturen gesichert.


Das Geldangebot wird dem Warenangebot im In- und Auslande ständig und mit


Sorgfalt derart angepaßt, daß die Warenpreise im Durchschnitt weder steigen


noch fallen können. Keine Krise unterbricht mehr die ruhige Entwicklung der


Volks- und Privatwirtschaft. Arbeitslosigkeit existiert nicht mehr. Seit 5–10–20


Jahren hat man ununterbrochen gearbeitet. Es ist jetzt von allem, was das Volk


braucht, reichlich, überreichlich da, und trotzdem spricht niemand von Überpro-


duktion, vom Niedergang der Preise. Es wird eben immer genau so viel Geld in


den Verkehr gebracht, daß die Preise nicht fallen können. Und so lange die


Warenpreise nicht sinken, ist der Tausch, der Handel möglich, kann der


Kaufmann Ware gebrauchen, wird auch weiter gearbeitet. Das Geldangebot geht


parallel mit der Warenproduktion.


Was bedeutet nun das alles; wie verhält sich der Kapitalzins zu dieser
Erscheinung? Der Zins zeigt das Verhältnis an zwischen Borgern und Verleihern,


wie der Preis das Verhältnis zwischen Käufern und Verkäufern anzeigt. Viele


Borger, hoher Zins; viele Verleiher, niedriger Zins; wenig Borger, niedriger Zins,


wenig Verleiher, hoher Zins.


Wenn nun seit 5–10–20 Jahren ohne Krise, d. h. ohne Unterbrechung gear-


beitet worden ist, wenn die Arbeiter nicht mehr gezwungen werden, wochen- und


monatelang zu feiern und in dieser
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Zeit ihre Ersparnisse aufzuzehren, wenn infolgedessen die Spareinlagen ohne


Unterbrechung wachsen – wächst da nicht die Zahl der Verleiher, geht da nicht


die Zahl der Borger zurück, muß da der Zinsfuß nicht fallen, wie der Preis sinkt,


wenn das Angebot steigt, die Nachfrage zurückgeht?


Und wenn der Zinsfuß sinkt und während 5-10-20 Jahre ununterbrochen


gebaut worden ist, muß da nicht die Wohnungsmiete entsprechend sinken, muß


da nicht der Kapitalertrag (mit Ausnahme der Grundrente), ganz allgemein mit


dem Zinsfuß zusammenfallen? Nehmen wir an, die Sparkassen böten Geld zu


einem niedrigeren Zins an als die Häuser und Fabrikanlagen abwerfen – so wer-


den weiter Häuser und Fabriken gebaut werden.


Und dann kommt der Moment, er muß kommen, wo die Mieten heruntergehen


ebenso wie der Kapitalzins der Industrie, wo die Häuser, die Schiffe, die


Eisenbahnen, die Fabriken, die Gasanstalten, die Warenlager nicht mehr 5%,


sondern nur 4-3-2% einbringen. Und wem kommt dieser Rückgang des


Kapitalzinses wieder zugute, wem anders als dem Arbeiter, der durch seine


Ersparnisse den Zinsfuß heruntergedrückt hatte und der nun mit höherem Lohne


und niedrigerer Wohnungsmiete mehr sparen, den Zins also noch weiter drücken


kann? Der Zins geht herunter, sinkt tiefer und tiefer, er wird ersäuft in einem


Meer von Kapital, in einer parallel mit dem Rückgang des Zinsfußes wachsenden


Überproduktion von Kapital.
Die sogenannte Überproduktion an Waren, d. h. die Baisse, der Preisrückgang


ist durch die Reformen in der Währungspolitik zu einer Überproduktion an Kapital


umgekippt, und während die Baisse in den Preisen den Warenaustausch unmög-


lich machte, die Produzenten zur Niederlegung der Arbeit zwang, zieht die Arbeit


aus dem Niedergang des Zinsfußes immer neue Anregung zu vermehrter


Produktion, zu neuen Anläufen, die den Zins schließlich ganz beseitigen.


Es besteht kein Zweifel, der Zins muß fallen, sobald die Krisen, diese


Mörderinnen der Volkswirtschaft, diese Zerstörerinnen der Güter, die mehr ver-


wüsteten als die Hunnen, als die Pest, als die Kirchen, als der Krieg, unterdrückt,


sobald die Arbeitslosigkeit beseitigt und die Masse des Volkes auf dem


Anleihemarkt, vom Standplatz der Borger zu dem der Verleiher übergeht.


Wer aber verleiht Geld, das keinen Zins abwirft, wie kommt das von den
Sparern dem Verkehr entzogene Geld wieder in den Verkehr, wenn dem Sparer
kein Zins geboten wird?
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Kein Zins, kein Geld. [Wie heute mancher seine Mittel wenig sicheren Unternehmen zur


Verfügung stellt, in der Hoffnung, einen höheren als den Durchschnittszins von 31/2 – 4% zu erzielen,


so würde auch bei einem Durchschnittszins von 0% mancher gewiß sein Geld hergeben, in der


Hoffnung, doch einen positiven Zins zu erzielen, aber gerade so wie heute die große Masse sich mit


dem Durchschnittszins zufrieden gibt (Vermögensanlage bei Sparkassen, in Pfandbriefen, Konsols


usw.), so würde auch bei 0% die große Masse ihr Glück nicht wagen und eben einfach das Geld, das


bare Geld im Kasten lassen.] Pas d’argent, pas de Suisses. Ohne Zins kein


Geldumlauf, und ohne Geldumlauf kein Warenaustausch. Keine Arbeitsteilung.


Hunger.


Die ganze Zeit der Kapitalüberproduktion wäre eine Zeit außerordentlichen


wirtschaftlichen Fortschrittes, eine Zeit, wie wir sie in den glänzendsten


Geschichtsperioden nur angedeutet finden, aber der Fortschritt müßte schließlich


auf ehernen Widerstand stoßen, auch die verbesserte Währung kann auf die


Dauer den Wohlstand nicht vertragen.


Damit das gesparte Geld in Umlauf kommt, ist heute der Zins nötig, damit Zins


erhoben werden kann, müssen die Borger zahlreicher als die Verleiher sein, muß


ein Mangel an Kapital, an Fabriken, Schiffen, Häusern, ein Überfluß an Bettlern


sein. Und diesen Mangel kann nur ein Vandal, die Krise, die Unterbrechung der


Produktion, die Arbeitslosigkeit erzeugen. Um uns Bahn zu brechen aus der


Sackgasse, müssen wir zerstören, mit Bewußtsein sengen und brennen, bis der


Überfluß, in dem das Kapital erstickte, verschwindet und der Zins, dieser


Erzfeind aller Kultur, seine Wiedergeburt feiern kann.


Flürscheim, der mit seinen sonst in vielen Beziehungen so vorgeschrittenen Währungsstudien lei-


der nicht über diesen Punkt hinausgekommen ist, schlägt vor, daß der Staat für das sich in den


Sparkassen aufhäufende Geld neues Geld drucken und durch Staatsausgaben in den Verkehr brin-


gen soll.


Das Publikum würde also das Geld zuhause behalten, wo es mit der Zeit zu Bergen sich anhäufen


würde, während der Staat für den Einzug solcher Geldmassen nichts in Händen hätte als Kanäle,


Tunnels, Kasernen. Kommt es dann vor, daß das Volk (etwa infolge einer Fehlernte) von den erspar-


ten Geldern in größerem Maßstab Gebrauch machen will, so kann der Staat die einsetzende Hausse


nicht verhindern. Es kommt zu Differenzen a la Hausse, die das Geld auf den Markt locken und dazu


führen, daß die während 5–10–20 oder noch viel mehr Jahren gesparten Geldmassen (Tausende von


Millionen) sich lawinenartig auf den Markt ergießen und dort zu einer Rieseninflation führen.
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Wir können alle Schäden der Goldwährung umgehen, wir können die


Goldwährung für eine geraume Weile dem Handel dienstbar machen, wir können


sie bemeistern. Aber das werden wir niemals erreichen, daß das Goldgeld (oder


auf Gold lautende Banknoten, wie auch das gemeine Papiergeld) ohne Zins


angeboten werde. Das Geld sammelt sich in den Sparkassen. In der Industrie,


im Baugewerbe bringt es keinen Zins mehr ein. Niemand hat ein Interesse


daran, es in Umlauf zu setzen. Sogar im Handel, im Warenaustausch, in seiner


Domäne, versagt es seinen Dienst, denn bares Geld „in Ware stecken“ ohne


Zins erwarten zu können, das tut niemand. Das Sparmittel hat das Tauschmittel


erdrosselt, die siamesische Mißgeburt, die materielle Vereinigung von Tausch-


und Sparmittel, begeht den zu ihrer Befreiung nötigen Brudermord. Das


Sparmittel erweist sich in diesem Kampfe als das stärkere. Der Zins siegt, und


erst mit der Wiedergeburt des Zinses wird der Geldumlauf wieder frei.


Muß es denn nun tatsächlich immer zu Zins- und Arbeitslosigkeit führen? Gibt


es keinen Ausweg aus der Sackgasse, in die uns selbst eine vernunftgemäße


Währungspolitik führen wird?


Der Wertapostat, der frei von allen Visionen vorurteilslos an die Probleme der


Volkswirtschaft herangeht, schaut mit Siegesbewußtsein in die Zukunft; er weiß,


daß das Geldwesen ihm keine Schwierigkeiten mehr bereiten kann, die er nicht


zu überwinden vermag. Der Wertapostat beherrscht das Geld. Wie der Schmied


das starre Eisen nach seinem Willen formt, so formt der Wertapostat das Geld


nach den Bedürfnissen der Volkswirtschaft, nach den Bedürfnissen des Volkes,


das in der Kultur vorwärts kommen soll.


Die Wertvision unterwarf den Handel, die Arbeitsteilung, die Kultur der


Herrschaft eines Hirngespinstes, eines Despoten, der um so tyrannischer regier-


te, je unzugänglicher und darum auch unverantwortlicher er war. Das vom


Wertglauben malträtierte Geld wurde störrig und bockte; in der Hand des


Wertapostaten wird es sich als williges Werkzeug, als ein wachsartig-plastischer


Stoff erweisen.
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Die Geldtheorie zur aktiven Währungspolitik


Nachfrage und Angebot, d. i. das Quantum des angebotenen Geldes und das


Quantum der angebotenen Waren, bestimmen das Verhältnis, in dem beide


Dinge ausgetauscht werden.


Dies ist das Hauptgesetz des Tausches. Was das Newtonsche
Gravitationsgesetz für die Astronomie, das bedeutet dieser Satz für die
Volkswirtschaftslehre, die nicht mehr noch weniger sein kann als ein bloßer
Kommentar dazu.


Auch die Theorie des Geldes kann nur ein solcher Kommentar sein; was dar-


über hinausstrebt oder darunter bleibt, ist für die Erklärung des Geldwesens


unwesentlich. Weil das Grundgesetz der Volkswirtschaft nicht wie das der


Astronomie mit einem berühmten Namen verknüpft ist, sondern der


Marktweiberweisheit entstammt, dabei banal und abgedroschen klingt, hat sich


die Wissenschaft nicht damit begnügen wollen und hat nach einer anderen


Theorie gefahndet. Und da diese Wissenschaft nun einmal im Wertwahn befan-


gen war und dieser sogenannte Wert als das Fundament der


Volkswirtschaftslehre angesehen wurde, so war es natürlich, daß auch die


gesuchte Theorie des Geldes mit diesem traurigen Hirngespinst verknüpft wurde.


Doch das Geld ist der Brennpunkt der Volkswirtschaft, und es konnte darum


nicht ausbleiben, daß die Fadenscheinigkeit solcher Hirngespinste in diesem


grellen Licht sogar den Wertgläubigen offenbar wurde. Und in der Tat, lange


bevor Gottl in seiner epochemachenden Schrift [Gottl: Der Wertgedanke. Jena, Gustav


Fischer.] den Wertglauben als Wahnvorstellung abgetan und so allen darauf errich-


teten Theorien (den bürgerlichen wie den sozialistischen) das Fundament entzo-


gen, waren schon die mit Werthalluzination verknüpften Geldtheorien auf dem


Wege der gewöhnlichen Kritik, die nicht die Voraussetzungen untersucht (hier


also die Frage: Ist der Wert?), sondern sich mit der Hervorkehrung der inneren


Widersprüche begnügt, als unhaltbar nachgewiesen worden.


So sagt Knut Wicksell: [Knut Wicksell, Geldzins und Güterpreise, S.III. Jena, Gustav


Fischer.] „Ich hegte schon den Verdacht und wurde durch ein eingehendes Studium, besonders von


Tookes und seiner Anhänger Schriften mehr und
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mehr in demselben bestärkt, daß es neben der Quantitätstheorie in Wirklichkeit keine zweite gibt,


welcher der Name einer durchgeführten, in sich zusammenhängenden Theorie des Geldes beigelegt


werden könnte. Ist nun jene Theorie falsch oder inwieweit sie falsch ist, so gibt es bis heutigen Tages


eben nur eine falsche Theorie des Geldes.“


Und die Quantitätstheorie, dieser letzte, zähe Sprößling des Werthumbugs,


verdankt diese Lebenskraft nur dem Umstand, daß er ganz aus der Art geschla-


gen ist. Im Irrenhaus geboren, ist er von vierschrötigen Marktweibern großge-


zogen worden, die niemals Wertvisionen haben. Was die Quantitätstheorie


Positives leistet, verdankt sie der Lehre, daß Nachfrage und Angebot die Preise


souverän bestimmen, und wo sie auf Schwierigkeiten und Widersprüche stößt,


so ist es sicher gleich dort, wo sie die Rockschöße der Marktweiber losläßt, um


im Wertschwindel die Elemente zu einem selbständigen Leben zu suchen.


Die Quantitätstheorie, die letzte die Wertepoche noch überlebende positive


Geldtheorie, ist falsch, weil sie sich von der Wertsklaverei noch nicht völlig hat


freimachen können, weil diese den Tausch der Produkte nicht als eine Handlung


betrachtet, sondern als die Wirkung einer erdichteten Eigenschaft, eben des


sogenannten Wertes.


Nach der Quantitätstheorie ist es das Quantum des im Geld eingeschachtelten


Wertes, was den Tausch veranlaßt, bestimmt, begrenzt. Also keine Spur einer


Handlung. Wie das Gewicht des Eisens auf die Waagschale, so wirkt auch in


dieser Theorie das Quantum des im Gelde aufgehäuften Wertes auf den Tausch,


wobei allerdings der verdächtige Widerspruch ungelöst bleibt, daß dieser soge-


nannte Wert nicht mit dem Quantum des Geldes wächst. Eine doppelte Menge


Eisen gibt doppeltes Gewicht, aber eine Verdoppelung des Geldes verdoppelt


nicht den Wert – was doch unbedingt der Fall sein müßte, wenn dieser mysteriö-


se Wert eine Eigenschaft wäre. Also eine ganz und gar unbegreifliche, übernatür-


liche Sache, ein wüster Gedankenbrei, oder wie Marx, der Hauptwertapostel es


selber sagt – eine gespenstische Eigenschaft.


Freilich ist das nur die „naive“ Quantitätstheorie, aber die sogenannte kritische


Quantitätstheorie, die neben dem Quantum des im Gelde konservierten Wertes


noch der Umlaufgeschwindigkeit einen Einfluß auf das Tauschverhältnis ein-


räumt, führt in diese Theorie ein Element ein, das in Wirklichkeit Alleinherrscher


ist und das sich noch niemals zu solcher Nebenrolle hergegeben hat.
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Die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes ist nämlich eine willkürliche Handlung


der Geldbesitzer (s. Kriegsschatz in Spandau, der in 40 Jahren nicht einmal


angeboten wurde) und ist im Grunde nichts anderes als das, was man sonst die


Nachfrage nennt.


Das gegen Waren vom Geldbesitzer willkürlich angebotene Geld – das ist die


berühmte Nachfrage, die, je nachdem es die Geldbesitzer mit dem Kauf eilig


(Hausse) oder nicht eilig (Baisse) haben, die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes


gibt und die im Verein mit dem Warenangebot das Tauschverhältnis souverän


bestimmen.


Wo also die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes als Element der


Preisbestimmung anerkannt wird, da hat der Wertglaube keinen Platz mehr.


Daher die Widersprüche, auf die die Wertsklaven mit der kritischen


Quantitätstheorie stoßen, und die sie nur unter der Bedingung werden lösen 


können, daß sie das Wertgift aus ihrem Körper schaffen.


Nachfrage und Angebot bestimmen das Tauschverhältnis zwischen Waren und


Geld, selbstherrlich, ohne irgend eine Einschränkung.


Auf diesem Grundpfeiler steht auch die Theorie des Geldes, und wer zu einer


vollständigen, logisch durchgeführten Theorie des Geldes gelangen will, dem


bleibt nichts anderes mit dem Geld zu tun übrig, als mit Vor-, Nach-, Rück-, Weit-


und Umsicht alle Umstände zu untersuchen, die auf die Nachfrage und das


Angebot des Geldes einwirken. Erst dann wird er sagen können, daß er eine


Theorie des Geldes besitzt, daß er dieser wichtigsten aller staatlichen


Einrichtungen nicht mehr verständnislos gegenübersteht, daß er das Geld


beherrscht, und daß er nunmehr imstande ist, vorurteilslos, weil frei von der


Wertbesessenheit, alle Vorschläge selbständig zu prüfen, die in letzter Zeit auf-


tauchten, um die im Gelde schlummernden merkamotorischen Kräfte der


Volkswirtschaft statt dem Schwindel dienstbar zu machen.


Es gibt in der Volkswirtschaft nur Preise, durch Nachfrage und Angebot selbst-


herrlich bestimmte Preise. Der konkrete Preis, das was ich an Waren für Geld


erstanden, d. h. in der Hand halte, und der abstrakte Preis, das was man wahr-


scheinlich möglicherweise, voraussichtlich für eine Ware, oder ein Stück Geld


wird erzielen können. (Diesen letzten abstrakten Preis hat das Volk immer im


Sinne, wenn vom Wert einer Sache die Rede ist; nicht aber so die


Wissenschaft.)


Und mehr gibt es nicht. In Preisen löst sich die Privat-,
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Volks- und Weltwirtschaft auf. Auch die Wissenschaft wird, wenn sie einmal die


Wertbrille ablegt, nur mehr Preise sehen.


Mit der Verscheuchung des Wertgespenstes verliert die heute betriebene


Notenbankpolitik auch den letzten Schein eines theoretischen Rückhaltes. Diese


Politik ist als nackte geistlose Routine entlarvt. Vom Standpunkt einer geläuterten


Geldtheorie, vom Standpunkt des Geldzweckes der Arbeitsteilung aus muß man


sie direkt als Unsinn bezeichnen.
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La pletora monetaria de 1909 


y 


la anemia monetaria de 1898
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Die Geldschwemme von 1909 


und 


die Geldflaute von 1898
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Noch sind keine zehn Jahre vergangen, seit die Konversionskasse ihren Betrieb
aufgenommen hat.


Ihr Anfangskapital bestand aus einer leeren Kasse und einer Druckpresse; als
Grundlage für ihre Kreditfähigkeit dienten ihr der öffentliche Unglaube, die
Verwünschungen eines großen Teils der Presse und die pessimistischen Prognosen
der wissenschaftlichen Kapazitäten der ganzen Welt.


Heute ist die Kasse voll zum Überlaufen; in ihr werden 140 Millionen Goldpesos,
200 (zweihundert) Tonnen mit je 1000 Kilo 24-karätigem Gold verwahrt, und
bewacht wird sie von bewaffneten Militärpersonen.


Die Agiofluktuationen gehören der Vergangenheit an; das übelbeleumdete Geld
der Republik hat sich in Gold verwandelt, und unter dem Schutz stabiler
Wechselkurse haben sich Handel und Industrie zufriedenstellend entwickelt. Ohne
jeden künstlichen Anreiz wachsen die Einwandererzahlen, die Verzinsung der
Staatsschuld erfolgt pünktlich, und die Schuldtitel stehen in hohem Ansehen. Von
Krise wird nicht mehr geredet, Konkursfälle sind spärlich. Alles, sogar das Auftreten,
das Aussehen, ja sogar das Gewicht der Einwohner und der Tiere beweisen den
Wohlstand des Landes.


Viele der Gegner des Konversionsgesetzes sind zu Verteidigern geworden; sei
es, daß die Tatsachen sie zu einer Revision der theoretischen Grundlage ihrer
Gegnerschaft zwangen, sei es, weil sie feststellen mußten, daß ihre Interessen
keinen Schaden genommen haben; sei es, daß sie vom Glanz der 200 Tonnen
Feingold geblendet wurden.


Was sagen zu all dem die wissenschaftlichen Autoritäten in Sachen Währung,
was sagen die deutschen, französischen, britischen Professoren? Was sagt die alte
sozialökonomische Schule? Noch herrscht Schweigen, tiefes Schweigen, aber man
weiß, daß das Ergebnis des argentinischen Konversionsgesetzes sie alle zwingt,
die Grundlage ihrer Wirtschaftsmodelle, das heißt die Werttheorie zu überprüfen.


Obwohl tausend verschiedene Werttheorien existieren und heute niemand eine
Antwort auf die Frage geben kann, was Wert ist, ohne daß sich von allen Seiten
Gegner über ihn hermachen, geht die gesamte Wirtschaftsliteratur der Welt, ein-
schließlich der soziologischen und sozialistischen, von der mystischen Idee aus,
daß die Waren eine besondere „Eigenschaft“ besitzen, die chemisch nicht faßbar ist
und die sie „Wert“ nennen.


Wie dem auch sei, diese famose, körperlose Grundlage der wirtschaftswissen-
schaftlichen Untersuchungen gibt es nicht. Die 200 bei der Konversionskasse auf-
bewahrten Tonnen Feingold, an deren Stelle bunte, von der Druckpresse hergestell-
te Papierzettel ausgegeben wurden, sind der sicht- und fühlbare Beweis dafür, daß
der Wert eine Fiktion ist, eines von den vielen Produkten der ach so üppigen
menschlichen Phantasie.


Man sagt, daß es sich dabei um eine den Waren innewohnende Eigenschaft han-
dele, wie z. B. das Gewicht des Bleis oder die Hitze der Sonne. Und entsprechend
redet man vom „inhärenten“ Wert, dem „realen“ oder „fiktiven“, dem „übertriebenen“
Wert etc., etc. Vom Gold insbesondere wird behauptet, daß es zur
„Wertkonservierung“ diene wie Essig und Salz zur Konservierung von
Lebensmitteln. Das Gold sei eine „Wertkonserve“.
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Nun gut. Worin aber besteht dieser „inhärente Wert“ des Papiers, das die


Druckpressen der Calle Defensa ausstoßen und dem das Gold aus allen Teilen


der Erde nachläuft, um sich ohne jeden Abzug gegen dieses umzutauschen?


Das Gold läßt sich gegen keinen einzigen Gegenstand umtauschen, ohne einen


Nachlaß zu verlangen (so die moderne Theorie der Kapitalverzinsung), eine


Ausnahme bildet lediglich das unbedeutende Produkt der Konversionskasse.


Das Papier der Konversionskasse ist das einzige Industrieerzeugnis, das dem


Gold, dieser famosen Wertkonserve, vollständig gleichwertig ist.


Die Anwesenheit der 200 Tonnen 24-karätigen Goldes in der argentinischen


Konversionskasse, die hier ohne den geringsten Zinsaufwand zusammenge-


strömt sind, fordert eine wissenschaftliche Erklärung, und angesichts dieser


Notwendigkeit müssen alle Werttheorien Konkurs anmelden. Der Konkurs der


alten sozialökonomischen Schule, der sich bereits im allgemeinen Scheitern der


wiederholten Versuche ankündigte, eine Definition des Wertes zu finden, wurde


durch die argentinische Konversionskasse offenbar. Das „Debakel“ des


Wertglaubens ist bereits im Gang, siehe Friedrich Gottl: „Der Wertgedanke“, und


es besteht kein Zweifel, daß die gesamte Bibliothek der alten sozialökonomi-


schen Schule unter dem Gewicht der 200 Tonnen Feingold zusammenbrechen


wird. Die argentinische Konversionskasse verwandelt sich in das Mausoleum


aller Wirtschaftsvisionäre der mystischen Lehre vom Wert. Aber nach der


Vernichtung der Wirtschaftswissenschaft stehen wir ohne Geldtheorie da, denn


nach der Überführung des Geldwertes als Fiktion verlieren alle Geldtheorien ihre


Grundlage - und darin besteht die Gefahr.


Fiktiv oder real, die Geldtheorien hatten ihre Moral, denn aus jeder beliebigen


Fiktion läßt sich eine durchaus reale Moral ableiten. So war und ist der Teufel im


geistigen Leben der Menschen noch immer eine sehr bedeutende Persönlichkeit.


Und so hat die Fiktion vom Wert viele Regierungen dazu gezwungen, bestimmte


wirtschaftliche Regeln zu respektieren, die aus der Moral einer Fiktion - dem


Wert - abgeleitet wurden. Fällt der Teufel, so ist der Mensch frei, er kann gut


oder böse handeln: Fällt der Wert, so ist der Weg in der Währungspolitik offen für


alles, für Scharlatanerie, Fetischismus und wissenschaftliche Arbeit.


Die Fiktion des Wertes, des famosen inhärenten Goldwertes, über die tausend


Theorien und noch einmal tausend Definitionen bestanden, befreite die


Regierung von jeglicher Verpflichtung und Verantwortung in Sachen Währung.


Nachdem die Konversion, die das Geld mit dem Goldwert ebenso in Beziehung


setzt wie das Haus mit der Gasleitung, gewährleistet war, konnte sich die


Regierung im übrigen passiv verhalten. Und das geht so weit, daß die argentini-


sche Regierung seit der Verabschiedung des Konversionsgesetzes in bezug auf


die Währung keinen Finger gerührt hat. Die Fiktion des Wertes und die daraus


abgeleitete Moral regiert den Geldmarkt automatisch. Laissez faire, laissez aller


– das war der Wahlspruch des Volkes, der Regierung, der Wissenschaft im


Zusammenhang mit der Währung.
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Nachdem diese bequeme Theorie nunmehr zerschlagen ist, taucht für die
öffentliche Geldverwaltung die Verpflichtung auf, einzugreifen, zu entscheiden, zu
arbeiten, zu verwalten, um all das zu bewirken, von dem wir glaubten, daß es
von der Fiktion selbsttätig bewirkt würde. Der Wertglaube entsprach in
Währungsfragen dem Fatalismus, dem Beharrungsvermögen, der unbewußten
Anarchie; der Abfall von diesem Glauben zwingt uns zum Handeln, zur monetä-
ren Aktion.


Es ist daher dringend, die Grundlagen für diese monetäre Aktion, für diese
Währungspolitik zu legen und diese vor aller Scharlatanerie und Pfuscherei zu
schützen, denn wenn die Währung zum Experimentieren freigegeben wird, so
kann das für die Wirtschaft nur fatale Folgen haben.


Glücklicherweise benötigen wir keine langen Diskussionen, um uns in der
Sache einig zu werden; die Erfordernisse der Wirtschaft, denen sich die
Währungspolitik selbstverständlich unterzuordnen hat, sind so einfach und klar,
daß sie sich für unterschiedliche Auslegungen nicht hergeben, und deshalb kann
es in allen Ländern der Welt nur eine Formel, ein System, ein Währungsgesetz
geben.


Für eine normale Entwicklung benötigt der Handel lediglich die Stabilität der
Relationen zwischen den Waren und dem Geld, das heißt Festpreise, besser
gesagt, ein festes Preisniveau. Daß einige Waren im Preis steigen und andere
fallen, läßt sich nicht vermeiden. Anders steht es mit dem Durchschnittspreis: Die
Stabilisierung desselben läßt sich sehr wohl fordern und erreichen. Die Stabilität,
die Überwindung der Konjunkturschwankungen, von „boom and hard times“, wie
die Amerikaner sie nennen, von „baisse et hausse“ wie es auf Französisch heißt,
das ist alles, was die Kaufleute von der Währungspolitik verlangen. Das allge-
meine Preisniveau muß stabil sein.


Und es ist einfach genug, diese Wünsche zu befriedigen, sowie wir uns völlig
von der Verblendung befreit haben, die wir der Wertfiktion verdanken, und uns
von der Notwendigkeit gezielter währungspolitischer Maßnahmen überzeugt
haben. Die Preise richten sich nach dem Gesetz von „Angebot und Nachfrage“,
wobei die Nachfrage auch als Angebot von Geld definiert werden kann, während
das Angebot den vorhandenen Warenlagerbeständen entspricht. Wenn viel Geld
angeboten wird, steigen die Preise; sie sinken, wenn das angebotene Geld
knapp wird. Es folgt: Wenn das Geldangebot dem Warenangebot angepaßt wird,
bleiben die Preise stabil, und zwar heute, morgen und bis in alle Ewigkeit. Die
Geldpolitik muß somit lediglich alle Energie auf diese Angleichung richten, indem
sie für eine Vergrößerung des Geldangebotes sorgt, wenn das Preisniveau sinkt,
und indem sie für seine Reduzierung sorgt, wenn das Preisniveau steigt, um alle
Erwartungen des „reinen“ Handels zu befriedigen (und nur um diesen darf es
gehen).


Die geldpolitischen Maßnahmen, die ich in dieser Schrift empfehle, verfolgen
den einzigen Zweck, die Schwankungen des allgemeinen Preisniveaus mit Hilfe
einer systematischen, konstanten und täglichen Anpassung des allgemeinen
Geldangebotes an die allgemeine Warenproduktion auszuschalten.


Diese Maßnahmen sind die erste Frucht des Erdrutsches im Bereich der
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Wirtschaftswissenschaften, der sich im Anschluß an die Forschungen abzeich-
net, die durch die Anwesenheit der 200 Tonnen Feingold in der argentinischen
Konversionskasse ausgelöst werden.


Jeder, der den Wert angreift, greift das theoretische Fundament des ökonomi-
schen Glaubensbekenntnisses an. Es darf also nicht verwundern, sondern ist nur
logisch und natürlich, daß die mit dieser Schrift vorgeschlagenen geldpolitischen
Maßnahmen viel Wind machen werden.


Jedoch ist es noch immer einfacher, die Wissenschaft von ausgetretenen
Pfaden abzubringen, als sich mit der Praxis und der Öffentlichkeit anzulegen,
wenn es um die Lösung öffentlicher Angelegenheiten geht. Diese Erschwerung
einer vernünftigen Geldpolitik ist um so ernster, wenn man bedenkt, daß die
Allgemeinheit vor komplexen Problemen stets Angst und Schrecken empfindet
und daß an die Stelle einer gründlichen persönlichen Prüfung der Gründe und
Theorien die Frage nach der Person tritt, von der diese Vorschläge ausgehen. Je
nach der Antwort auf diese Frage werden die Vorschläge sodann angenommen
oder abgelehnt.


Zum Glück bin ich kein ganz Unbekannter in den Kreisen derjenigen, die sich
weltweit mit Währungsfragen herumschlagen, und habe auch in dieser Republik
einige Titel veröffentlicht, die mich mindestens als Sachkenner auf diesem Gebiet
ausweisen. Und im Verfolgen meiner Ziele und nicht aus kindischer Eitelkeit
werde ich diese Titel jetzt nochmals erwähnen.


Das argentinische Konversionsgesetz, dessen Ergebnisse die
Wirtschaftswissenschaftler der alten Schule in Erstaunen versetzt und die alle
bekannten Geldtheorien vernichten und nicht nur dem Laien schlicht unerklärlich
sind, wurde erstmalig in meiner 1898 erschienenen Schrift „Die argentinische
Währungsfrage“ vorgeschlagen.


In dieser Schrift, die bis zur Verabschiedung des Konversionsgesetzes im
Jahre 1900 die einzige Veröffentlichung blieb, die in allgemeiner und systema-
tischer Art auf die zu erwartenden juristischen, sozialen und wirtschaftlichen
Konsequenzen einging, zeigte ich, daß das Geld im allgemeinen, d. h. sowohl
das Metall- wie das Papiergeld, stets als treuhänderisches Produkt der
Gesetzgebung begriffen werden muß. Das Geld ist kein öffentlicher Schuldtitel.
Und der Geldschein darf nicht wie die Schuldtitel mit der Absicht verwaltet wer-
den, ihn aus der Zirkulation zu nehmen (die Schuld zu tilgen). Er muß im
Gegenteil stets im Umlauf gehalten werden. Und die Währungsgesetze dürfen
sich ausschließlich an den Interessen des Handels, d. h. des Warenaustausches
(für den das Geld erfunden worden ist) orientieren, so daß alles, was mit Geld zu
tun hat, den berechtigten Interessen der Wirtschaft unterzuordnen ist.


Mit diesem Nachweis befreite ich die ehrenwerten Patrioten von dem Alpdruck,
den ihnen der Anblick der Banknoten verursachte, deren (überflüssiger) Aufdruck
ein Hohn auf die Realität war, indem er die Banknote als öffentliche Schuld prä-
sentierte, die, koste es, was es wolle, getilgt werden müsse. Ich zeigte, daß die
Schwankungen des Kurswertes mit dem Geldmaterial (Papier) nichts zu tun
haben, sondern ausschließlich auf das Fehlen einer vernünftigen
Währungspolitik zurückgehen.
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Weiterhin zeigte ich, daß, wenn wir jahrelang eine begrenzte und unveränder-
liche Menge Geldes in Umlauf halten, während sich das Warenangebot Jahr für
Jahr verändert, und zwar meistens vergrößert, ein derartiges Verhalten notwen-
dig zu den Schwankungen führen müsse, die alle Welt dem Geldmaterial Papier
(ohne einen inneren Wert) anzulasten beliebt. Nachdem nunmehr die
Beschuldigungen, die von der Wissenschaft aus reiner Gewohnheit gegen das
bescheidene Material des argentinischen Geldes vorgebracht wurden, abge-
schlagen sind, schlug ich eine radikale Änderung der Emissionspolitik und die
Ermächtigung der Konversionskasse zur mengenmäßig unbeschränkten, nur den
Erfordernissen der Kursstabilität unterworfenen Geldemission vor. Ich schlug vor,
die Emissionskasse zu autorisieren, mit neuem Geld alles sich anbietende Gold
zu einem Festkurs (z. Zt. 2,2727) zu kaufen und konnte nachweisen, daß diese
Abnahmegarantie ein Absinken des Goldkurses unter diesen Festpreis unmög-
lich machen würde und daß infolge dieser Unmöglichkeit auch jede Spekulation
ausgeschlossen würde, da der Spekulant nur an den Kursdifferenzen verdienen
könne. Ich konnte nachweisen, daß die Krise, die damals den Handel heim-
suchte und deren Grund bei der internationalen Politik (Chilekonflikt), der
Heuschreckenplage, den Steuern und dem Papiergeld gesucht wurde, in
Wirklichkeit auf nichts anderes als die Geldaufwertung zurückging, die gleiche
Aufwertung, die die gesamte Bevölkerung, die Regierung, die Farmer, der
Großgrundbesitz, die Industriellen und Arbeiter bis zur Goldparität fortgesetzt
sehen wollten, überzeugt und hierin von den Werttheorien unterstützt, daß eine
solche das Ende ihres Elends und den Beginn eines goldenen Zeitalters bedeu-
ten würde. In diesem Zusammenhang muß daran erinnert werden daß seinerzeit
zwei Drittel der ausgegebenen Geldmenge (d. h. 200 der 300 Millionen) bei den
Banken konzentriert waren, dort zurückgehalten und ihrer Zweckbestimmung
entzogen wurden, und zwar in der Hoffnung einer Aufwertung bis zur Goldparität.
Man erinnere sich daran, daß der Handel stillag, daß die Fabriken ihre Pforten
schlossen, daß 40 000 Arbeiter durch die Straßen liefen und nach Arbeit suchten
und daß auf den Mammutdemonstrationen die Wirtschaft, der Staat und die
hohen Steuern für die Misere verantwortlich gemacht wurden.


Nur wenige waren es, die das Übel in den Währungsgesetzen festmachten, die
die Regierungen dazu zwangen, in dem gleichen Maße, in dem der Geldbedarf
der Wirtschaft stieg, Geldscheine zu verbrennen.


Ich konnte zeigen, daß der Versuch, das Geld noch weiter aufzuwerten, zu all-
gemeiner Arbeitslosigkeit führen würde, und daß das für die Konversion benötig-
te Geld angesichts der wirtschaftlichen Lähmungserscheinungen, die Hand in
Hand mit einer allgemeinen Aufwertungserwartung zu gehen pflegen, nicht ins
Land geholt werden könne. Die Aufwertung war unmöglich, eine Hoffnung, die
allein durch die voraussichtlichen Konsequenzen ad absurdum geführt wurde. Ich
sagte, daß es genügen würde, diese Hoffnung zu zerstören, um die 200 in den
Banken festliegenden Millionen auf den Markt zurückzubringen, um den Handel
zu beleben, die Fabriktore zu öffnen, in einem Wort, um die Bevölkerung wieder
an die Arbeit zu bringen, die einzige Art, um die Wirtschaftslage
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zu verbessern. Und da ich von der Wahrheit dieser These überzeugt war, wagte


ich die Prognose, daß mit der Autorisation mengenmäßig unbegrenzter, nur


durch die Erfordernisse der Wirtschaft gebremster Geldmissionen das Gold, weit


entfernt, die Flucht aus dem Lande anzutreten, aus allen Teilen der Erde hier


zusammenströmen würde, angelockt von den durch Industrie und Landwirtschaft


in stets wachsenden Mengen auf den Markt geworfenen Erzeugnissen. Ich stellte


auch eine Berechnung der Goldmengen an, die die Konversionskasse jährlich


einnehmen würde.


Diese in einer Auflage von 500 Exemplaren gedruckte Schrift schickte ich den


Abgeordneten und Senatoren, dem Finanzministerium sowie allen mir im


Ausland bekannten Interessenten für Währungsfragen.


Das, was ich 1898 vorschlug, wurde zwei Jahre später zum Gesetz gemacht,


und die Tatsachen bestätigten alle meine Berechnungen und Prognosen genau.


Wenn also die Vorschläge, die ich 1898 in klarem Gegensatz zur herkömmli-


chen Wirtschaftstheorie und der öffentlichen Meinung machte, sich als vernünftig


herausstellten, dann glaube ich, daß meine neuen Projekte für die Verbesserung


unseres Tauschmittels den Vertrauensvorschuß genießen werden, den der Erfolg


gewährt. Und wenn gefragt wird, wer es ist, von dem ein so außerordentlicher


Vorschlag ausgeht, so wird man sich daran erinnern, daß es der gleiche ist, der


in einer Zeit, als das ganze Volk von der Hoffnung auf eine Geldaufwertung bis


zur Parität wie berauscht war, das Irrationale solcher Erwartungen nachwies und


das heute gültige Konversionsgesetz forderte, das dem Land so großen Nutzen


gebracht hat.


Um meine neuen Vorschläge zu verstehen, ist es unerläßlich, die Schrift „Die


argentinische Währungsfrage“ heranzuziehen, deren erste Auflage völlig vergrif-


fen ist. Ich stelle sie dieser Schrift daher als Teil 1 voran.
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Teil 1


Eine Untersuchung der Natur der 


gegenwärtigen Wirtschaftskrise
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Das Gesetz begünstigt den Abbau der Preise. Die Gesetze über Notenausgabe


gestatten der Regierung nicht, das Geldangebot der wachsenden Nachfrage


anzupassen; im Gegenteil, jene Gesetze bestimmen, daß ein Teil der staatlichen


Geldeinnahme zurückgezogen und verbrannt werde, in der offenkundigen


Absicht, dadurch die Warenpreise abzubauen, den Wert des Geldes zu heben


und in der Erwartung, daß mit der Zeit der Peso-Nationalgeld seinen ursprüng-


lichen Preis, etwa das Dreifache des gegenwärtigen Standes, zurückerlangt.


Da jene Gesetze schon einige Jahre in Kraft sind, dürfen wir uns nicht wun-


dern, daß ihre Wirkung fühlbar zu werden beginnt. Der Peso-Nationalgeld,


Wertmesser und Tauschmittel des argentinischen Handels, die Grundlage aller


Kapitalunternehmungen, beginnt, ernstlich knapp zu werden und im Wert zu 


steigen. Der Maßstab für alle Werte wächst, schwillt, erweitert sich. Und es kann


folgerichtig auch nicht anders kommen, wenn einerseits mit dem Anwachsen der


Bevölkerung der Bedarf an Geld zunimmt, während andererseits das


Geldangebot künstlich beschränkt wird. Es ist die notwendige und angestrebte


Wirkung der jetzigen Geldpolitik.


Das Geld steigt im Wert und wird zweifellos mit der Zeit noch weiter steigen.


Solange die gegenwärtigen Gesetze über Notenausgabe bestehenbleiben, wird


der Wert des Peso-Nationalgeld schrittweise weiter steigen, ganz übereinstim-


mend mit dem, was bei Erlaß dieser Gesetze bezweckt wurde.


Was aber haben wir von dieser Wertsteigerung des Geldes zu erwarten?


Antwort: Den allgemeinen Preissturz.


Mit der Hebung des Pesos müssen, im genauen Verhältnis dazu, die Preise


aller übrigen Werte sinken.


Verdoppeln wir die Länge des Meterstabes, so wird die Länge aller mit ihm


gemessenen Dinge um die Hälfte verkleinert, und da das Geld Maßstab für alle


übrigen Werte ist, so gibt es keine Handelsware, die sich dem vom Anwachsen


ihres Maßstabes, des Geldes, erzeugten Preissturz entziehen kann.


Die Waren im allgemeinen, die Mieten, Ländereien, Arbeitslöhne, Aktien von


gewerblichen Unternehmungen, alles, alles ohne Ausnahme wird erdrückt durch


das steigende Gewicht des Peso-Nationalgeldes.


Mit dem allgemeinen Sinken der Warenpreise muß auch der Goldpreis herun-


tergehen, denn auch Gold ist Ware, und kein Wertgegenstand kann sich dem


durch die Geldknappheit bewirkten Preisrückgang entziehen. Der Rückgang des


Goldpreises wird unmittelbar
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die staatlichen Zolleinnahmen verringern, und falls die Regierung die


Verwaltungskosten nicht vermindert, indem sie die Gehälter ihrer Beamten dem


neuen Wertmaßstab anpaßt, so wird der jährliche Fehlbetrag im Staatshaushalt


sich im genauen Verhältnis zur Wertsteigerung des Geldes erhöhen.


Auch die innerstaatlichen Abgaben, Patentgebühren usw. werden dem neuen


Stand anzupassen sein. Die Tarife der verschiedenen staatlich beherrschten


Unternehmungen - Eisenbahnen, Straßenbahnen, Standdroschken, Post und


Telegraph, Gas- und Wasserwerke - alles muß berichtigt werden.


Die Kaufleute müssen alle ihre Berechnungen berichtigen, ebenso die


Gewerbetreibenden und die Landwirte. 


Und diese ganze gewaltige Arbeit wird fast täglich neu gemacht werden müs-


sen, nämlich so oft die Nachfrage nach Geld sich wiederum einen Punkt höher


stellt als das Angebot.


Alle Preise werden nur Tagesgültigkeit haben.


Und welchen vernünftigen Zweck kann diese Geldpolitik haben, die in das


Handelsgetriebe Wirrnis trägt und nicht nur der Volkswirtschaft unberechenbaren


Schaden zufügt, sondern auch den Gebräuchen und sogar den sittlichen


Anschauungen des Volkes? Denn da, wo die Grundlage für eine gesunde


Entfaltung des Handels fehlt, wo das Geld der notwendigen Wertbeständigkeit


ermangelt, wo alle Preise stetem Wandel unterliegen, dort wird der Handelsstand


allzusehr geneigt sein, sich auf zweifelhafte Unternehmungen aller Art einzulas-


sen, und die bis dahin maßgebend gewesenen Ehrbegriffe werden Schaden lei-


den.


Wären diese mit Zahlen zu messenden Schwierigkeiten die einzigen oder die


größten, die wir von der Geldknappheit zu befürchten haben, so würden sie


kaum genügt haben, um einen Geschäftsmann zu bestimmen, zum Wohle der


Allgemeinheit die Feder zu ergreifen.


Geben wir deshalb zu, was uns die Geschichte hinsichtlich der Geldknappheit,


d. h. des allgemeinen Preisrückgangs, lehrt.


Geschichtliche Tatsachen
Die Geschichte lehrt uns folgendes: Während der ganzen Dauer des


Mittelalters zeigte sich eine erstaunliche und außergewöhnliche Stockung in der


Entwicklung von Handel und Gewerbe sowie im allgemeinen Fortschritt, eine


geistige Schlaffheit bei den verschiedenen Völkern. Diese Erscheinungen fielen


zusammen mit einer ständig wachsenden Geldknappheit (einer Verteuerung des


Geldes, einem Abbau der Preise), und umgekehrt ist der mit der Entdeckung


Amerikas eingetretene Wandel in jenen Erscheinungen zurückzuführen auf die


dann einsetzende Geldvermehrung und die damit auftretende all-
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gemeine Preissteigerung. Dieser Wandel läßt sich mit der bloßen Entdeckung


eines neuen Weltteils nicht erklären, denn Amerika erzeugte damals - mit alleini-


ger Ausnahme des Goldes - nichts von dem, was nicht auch die schon vorher


bekannten Weltteile aufwiesen: Es lieferte weder besondere Menschen noch


Gedanken noch nutzbare Stoffe.


Die hin- und herfahrenden Schiffe brachten aus Europa Soldaten und als


Rückfracht Gold, Geld.


Und die zauberhaften Wirkungen dieses Goldes können wir auch nicht seinen


stofflichen, metallischen Eigenschaften zuschreiben, denn als Geld gebraucht hat


das Gold keine Gelegenheit, diese Wirkungen zu entwickeln.


In seiner Geldeigenschaft hat das Gold nur eine wirksame Eigenschaft: seinen


Preis. Und dieser Preis ist nicht abhängig von Gewicht, Geruch oder chemischen


Verwandtschaften des Goldes, sondern von Angebot und Nachfrage nach Geld;


das Angebot von Geld dargestellt durch die am Markt erscheinende Geldmenge,


die Nachfrage nach Geld durch die Menge und Beschaffenheit der zum Verkauf


angebotenen Waren.


Insofern also ein ursächlicher Zusammenhang besteht zwischen dem in


Amerika gefundenen Gold und dem bei seiner Einführung nach Europa entstan-


denen Aufschwung, müssen wir diese Wirkung dem Einfluß zuschreiben, den


jenes Gold auf die Preise ausübte.


Vom Ausgang des 18. Jahrhunderts an wurde das Geld wieder knapper (wie im


Mittelalter), und während der ganzen Dauer dieses allgemeinen Abbaues der


Preise sehen wir nichts als eine Aufeinanderfolge wirtschaftlicher Stockungen,


von arbeitslosen Zeiten von staatlichen Umwälzungen.


Und als wiederum Handel und Gewerbe einen Aufschwung nahmen, die öffent-


lichen Einrichtungen, die allgemeine Lebensführung aufblühten, der Reichtum


sich entfaltete, war dies unmittelbar zurückzuführen auf die Goldschätze, die die


kalifornischen Bergwerke den dorthin strömenden Abenteurern lieferten, auf den


dadurch entstehenden reichlichen Geldumlauf, auf die überall steigenden Preise.


Als im Jahre 1872 Deutschland zur Entmünzung des Silbers schritt und eine


Anzahl anderer Staaten seinem Beispiel folgen mußten, um die Stetigkeit des


Auslandkurses sicherzustellen, sanken die Preise schrittweise als Folge jener


künstlichen Beschränkung von Vorrat und Angebot des Geldes, und von jenem


Zeitpunkt sprach man in Europa nur noch von Wirtschaftsstockungen,


Zahlungseinstellungen, Geschäftsauflösungen. Tausende von Arbeitern wurden


brotlos, und alle Welt wunderte sich über die Anzahl von Landstreichern.


Die höchste Blütezeit der Vereinigten Staaten Nordamerikas fiel zusammen mit


den hohen Preisen, die von der Ausgabe der sogenannten
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Greenbacks in Verbindung mit der freien Silberprägung herrührten. Als dann die


Sicherung eines steten Auslandkurses es nötig machte, die Greenbacks zu ver-


brennen und die Entmünzung des Silbers anzuordnen, brach eine fürchterliche


und jetzt (1898) noch andauernde Krise an.


Die in Europa nach der Entmünzung des Silbers beobachteten Erscheinungen


wiederholten sich in den Vereinigten Staaten: Geldknappheit, Preissturz, Krise,


Zahlungseinstellungen, Arbeitsmangel, Landstreicher.


Diese Tatsachen sind wissenschaftlich festgestellt und jedem wohlbekannt, der


sich mit den Geldfragen befaßt; auf sie stützen sich die Doppelwährungsfreunde


bei Verteidigung des Bimetallismus, und die Verteidiger des Goldes waren nicht


imstande, sie zu entkräften, trotz aller Mühe, die sie sich mit der Beweisführung


für ihre Behauptungen geben.


Im übrigen ist es wohlbekannt, daß in Europa wie in den Vereinigten Staaten


der geringste Preisrückgang, die geringste Geldverteuerung, die sich bemerkbar


machte, sogleich den Markt beunruhigten, weil man darin den Vorläufer und


Herold eines schrecklichen Feindes erblickt: „die Krise“.


Im Gegensatz dazu herrscht allgemeine Freude, sprechen alle von guten


Zeiten, wenn die Preise steigen, oder wenn sie wenigstens nicht zurückgehen.


Geldknappheit und Wirtschaftsstockung bedeuten auf jenen Märkten dasselbe.


Es ist also eine nicht mehr bestrittene Tatsache, mit der man zu rechnen hat,


daß Geldknappheit stets eine Krise im Gefolge hatte; es ist von allen


Volkswirtschaftlern anerkannt, daß die Verteuerung, die Wertsteigerung des


Geldes, d. h. also der allgemeine Preisrückgang der Waren und die


Wirtschaftsstockungen, so eng miteinander verknüpft sind, daß da ein not-


wendiger, unerbittlicher, ursächlicher Zusammenhang bestehen muß.


Und finden wir jene innige Verbindung zwischen Geldknappheit und


Wirtschaftsstockung nicht verstärkt durch das, was wir auch jetzt hier bei uns


beobachten, und durch das, was in unserer Nachbarrepublik Chile vor sich geht?


Hier wie in Chile eine Geldpolitik, die die Geldknappheit begünstigt; hier wie in


Chile die gleiche lahmgelegte Entwicklung von Handel und Gewerbe. Hier wie in


Chile allgemeiner Preisrückgang, hier wie in Chile wirtschaftliche Stockung,


Krise. Und sogar der Gradunterschied, den wir in der Stärke der


Wirtschaftsstockungen zwischen hier und dort beobachten, erklärt sich durch den


Unterschied in der Tatkraft, die bei uns und die in Chile mit dem Ziele der


Geldbestands-       Geldbestandsverringerung
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verringerung entfaltet wird.


In Chile durchgreifende Gesetze, starke Kraftanspannung zum Erzielen einer


Wertsteigerung des Geldes, einer Senkung der Warenpreise; in Chile eine ent-


sprechend heftige und tiefgehende Krise.


Hier in Argentinien schwächlichere Gesetze, geringere Kräfteentfaltung und im


Verhältnis dazu auch eine weniger augenscheinliche, weniger verwüstende


Krise.


Wie soll man, angesichts so klarer Beweise, eine Geldpolitik kennzeichnen, die


künstlich das begünstigt, was die Geschichte verurteilt, die anbetet, wo man ver-


brennen, die verbrennt, wo man anbeten muß? Wir erstreben das, was überall


als Verkünder und Begleiter der Wirtschaftskrisen angesehen wird. Wir begünsti-


gen den allgemeinen Preisrückgang, der an allen Börsen den Warnungsruf, das


Anzeichen der Krise bedeutet.


Oft genug hört man es hier aussprechen, daß hierzulande die wirtschaftlichen


Maßnahmen genau das Gegenteil von dem bewirken, was man von ihnen erwar-


tete, daß die wirtschaftlichen Gesetze, streng und unerbittlich in anderen


Ländern, bei uns andere Wirkungen auslösen angesichts des noch unausge-


beuteten Reichtums der Republik.


Die Aufklärung des sich ergebenden Widerspruchs müssen wir aber nicht darin


suchen, daß sich die wirtschaftlichen Gesetze zugunsten unserer Republik geän-


dert haben, sondern darin, daß unser prüfender Verstand auf Irrwege geriet - es


liegt eine Augentäuschung vor. Wäre unser gesunder Menschenverstand von sei-


ner geraden Richtung nicht abgelenkt worden durch die wirtschaftlichen


Trugschlüsse, mit denen die Volkssprache noch durchsetzt ist, so würden wir


zwischen den wirtschaftlichen Gesetzen und ihren Wirkungen keinen


Widerspruch gefunden haben; wir würden im Gegenteil vorausgesehen haben,


daß alles, was schon eingetreten ist und noch eintritt, notwendigerweise kommen


mußte.


„Das Geld verteuert sich, die Preise (sagt man) werden abgebaut - und trotz-


dem sehen wir nichts von dem Glückszustand, den doch ein so hoffnungserre-


gender Vorgang nach sich ziehen müßte!“


Ist nun aber die Erwartung berechtigt, daß der Abbau der Preise einen


Glückszustand hervorzurufen geeignet ist?


Wo hat man denn jemals den Volkswohlstand aus einem allgemeinen


Rückgang der Warenpreise entstehen sehen? Wann ist jemals die Geldknappheit


von einem Aufschwung des Handels und der Industrie begleitet gewesen?


Wenn also die Dinge sich im Gegensatz zu unseren Erwartungen entwickeln,


so liegt es nicht daran, daß die wirtschaftlichen Gesetze vor der Unermeßlichkeit


der Pampa sich beugen, sondern daran, daß wir
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„Birnen von der Ulme pflücken“ wollen. Unsere Augen sind schlecht, wir sind


blind - das ist das einzige Widersprechende, was sich hierzulande in bezug auf


wirtschaftliche Gesetze ergibt.


In keinem Land der Welt genießt das, was den Welthandel fördert, einen so


weitgehenden Schutz wie in England, und den Beweis dafür sehen wir darin, daß


Großbritannien das einzige Land ist, das am Freihandel festgehalten hat. Als


wirksamstes Mittel zur Förderung des Welthandels erkennt man in England die


Stetigkeit der Wechselkurse, und dort ist die Rücksicht auf dieses Wichtigste


aller wirtschaftlichen Erfordernisse der Leitstern für die ganze Geldpolitik.


Befindet sich indessen die englische Regierung einmal in der Zwangslage, ent-


weder einen Abbau der Preise vornehmen oder die Stetigkeit der Kurse opfern


zu müssen, so wählt sie das Letztere. Beweis dafür ist die nachstehende


Auslassung, gerichtet von der Indischen Regierung an das Englische Schatzamt,


als Berichterstattung darüber, ob es angezeigt wäre, dem nordamerikanischen


und französischen Verlangen nach Wiederzulassung der freien Silberausprägung


durch die Indische Münze zuzustimmen.


Dieses Schriftstück besagt unter anderem folgendes:


„Alles was hier gesagt wurde über den Erfolg oder Mißerfolg eines Abkommens, war


völlig unabhängig von dem durch Frankreich und die Vereinigten Staaten vorgeschlage-


nen Tauschverhältnis. Die von uns gegen jenes Abkommen vorgebrachten Gründe behal-


ten ihre Bedeutung, wie immer das Tauschverhältnis sei, auf das man sich einigt, doch


müssen wir hinzufügen, daß unsere Befürchtungen sehr verstärkt wurden durch die Höhe


des vorgeschlagenen Tauschverhältnisses, nämlich 151/2 zu 1.


Nach unserer Auffassung sind die Schwierigkeiten, zu einem Übereinkommen zu gelan-


gen, ganz bedeutend dadurch vermehrt worden, daß ein so stark vom gegenwärtigen


Preis abweichendes Tauschverhältnis vorgeschlagen wurde. Selbst wenn sich dieses


Tauschverhältnis aufrecht erhalten ließe, müßten wir, um Indien vor Schaden zu schützen,


dagegen Einspruch erheben und Ew. Erz. empfehlen, in keiner Weise dahin zu wirken,


daß ein Abkommen auf Grund jenes Tauschverhältnisses abgeschlossen werde.


Wir machten bereits darauf aufmerksam, daß als erste Wirkung des vorgeschlagenen


Abkommens die Verteuerung der Rupie sofortige Verwirrung in den Gang von Handel und


Industrie bringen und sich eine sehr schwere Stockung ergeben würde, wenn die


Steigerung von 15 oder 16 auf 23 Pence sich erhöhen sollte.


Zweifellos würden infolgedessen verschiedene Zweige des indischen Ausfuhrhandels


und damit zusammenhängender Industrien, in denen große europäische Kapitalien stek-


ken, stark leiden, wenigstens zeitweilig.


Diese wirtschaftliche Störung kann längere oder kürzere Zeit anhalten, doch wird von


sachverständiger Seite versichert, daß eine so starke und plötzliche Verteuerung dauern-


den Einfluß ausüben und den Handel Indiens in seinen Grundlagen erschüttern würde.


Wie es sich aber auch hiermit verhalten mag, wir bestehen auf unserer Meinung, daß alle


auf Sicherung eines steten Tauschverhältnisses zwischen Gold und Silber
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gerichteten Maßnahmen sich stützen müssen auf ein nur wenig von 16 Pence für die


Rupie abweichendes Verhältnis; jede auf eine darüber hinausgehende Verteuerung der


Rupie gerichtete Maßnahme würde große Gefahren ohne entsprechende Vorteile mit sich


bringen.


Ew. Erz. werden bemerken, daß wir den Vorteilen keine große Bedeutung beilegen, die


in Linie 5 des Telegramms von einer so erheblichen Verteuerung unseres Geldes abgelei-


tet werden; wir halten im Gegenteil den Schaden für weit erheblicher.


Es mag sein, daß die Schwierigkeiten, mit denen wir seit vielen Jahren kämpfen, um die


stetig wachsende Summe von Rupien zusammenzubringen, die zur Deckung unserer in


Gold zahlbaren Verpflichtungen nötig sind, uns alles das übertrieben vorteilhaft erscheinen


lassen, was jene Schwierigkeiten zu mindern beitragen kann. Wir leugnen nicht, daß die


Staatseinnahmen mit einer so weitgehenden Verteuerung der Rupie bedeutend wachsen


werden.


Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß andererseits die Staatseinnahmen in 


mancher Weise infolge jener Verteuerung leiden würden. Dies würde die Gewinne der


Staatskasse mindern - und diese Gewinne stellen ungefähr den einzigen Vorteil dar, den


wir als Regierung von den vorgeschlagenen Reformen erwarten können. Der zu erwarten-


de allgemeine Preisrückgang würde schädigend auf unsere Einnahmen einwirken, und


ebenso auf die Lage der Bodenbebauer des Landes.


In erster Linie ist die Grundsteuer zu nennen, die im Laufe der jüngsten 10-15 Jahre


einem großen Teile des Landes auferlegt wurde. Der Preis der Bodenerzeugnisse bildet


den Maßstab für jene Steuer. Sinkt dieser Preis, so wird die Last schwerer; ist der


Preisrückgang erheblich, so entsteht ein Mißverhältnis zwischen dem Ernteerlös und der


auf ihm ruhenden Last - und dies würde das Wohlbefinden der ländlichen Bevölkerung


ungünstig beeinflussen.


Die mit einer neuen Einschätzung verknüpfte Arbeit ist groß, und mehrere Jahre würden


wahrscheinlich nötig sein, um sie zu beenden. Und wenn sie dann beendigt wäre, würde


ein großer Teil des Gewinnes verschwinden den die Regierung von der vorgeschlagenen


Verteuerung erwartet.


Ebenso würde es mit den Einnahmen aus unseren Eisenbahnen gehen, die gegen-


wärtig einen erheblichen Teil unserer Einkünfte ausmachen. Diese hängen z. T. von der


Ausfuhr ab, und der die Ausfuhr treffende Schlag würde unmittelbar den Voranschlag


unserer Eisenbahnen beeinflussen.


Wir empfehlen aus diesen Gründen, auf die Anfrage der Regierungen Frankreichs und


der Vereinigten Staaten ablehnend zu antworten.“


Simla, 16. September 1897


Dies ist die Meinung, die man in Indien über die Wirkungen einer Verteuerung
des Geldes hat. Und man beachte wohl, daß es sich dort lediglich um eine
Erhöhung des Geldpreises von 16 auf 23 handelt, während hier davon gespro-
chen wird, den Papierpeso auf den Stand des Goldpeso zu bringen, also im
Verhältnis von 1 zu 3 oder von 16 zu 48!


Auch ist zu beachten, daß das mit der Verteuerung der Rupie verknüpfte Opfer
sich zum Teil ausgeglichen haben würde durch die
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Stetigkeit des Auslandskurses, ein Ergebnis, dem wir mit der Verteuerung des
Papiergeldes auch nicht entfernt nahekommen. Der ungeheure Vorteil eines 
stetigen Kurses wiegt in der Meinung der Regierung von Britisch-Indien die
Nachteile nicht auf, die sie von einer vergleichsweise unbedeutenden
Verteuerung ihres Geldes befürchtet.


Die Geldverteuerung als gewöhnliche Ursache der 
wirtschaftlichen Störungen


Der Umstand, daß alle wirtschaftlichen Störungen immer begleitet waren von


einer Verteuerung des Geldes, also von einem allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, beweist, daß es sich hier nicht um etwas Zufälliges handelt und


fordert geradezu auf, zwischen beiden Erscheinungen den ursächlichen


Zusammenhang festzustellen.


Wir haben also noch zu untersuchen, wo die treibende Kraft steckt, die beide


Erscheinungen miteinander verbindet; wir müssen feststellen, ob der


Preisrückgang Ursache oder Wirkung der Wirtschaftsordnung, der Krise ist.


Untersuchen wir die Einzelheiten einer beliebigen Wirtschaftskrise, indem wir


ihrem Ursprung nachgehen, so finden wir ohne weiteres, daß sie alle auf eine


einzige, gemeinsame Ursache hinweisen - auf den allgemeinen Rückgang der


Warenpreise, also auf die Verteuerung des Geldes; und verfolgen wir umgekehrt


in allen Einzelheiten die Wirkungen einer Verteuerung des Geldes, so ergibt sich,


daß sie sich vollkommen decken mit dem, was wir unter dem Wort „Krise“ ver-


stehen.


Alle bei einer wirtschaftlichen Krise auftretenden Erscheinungen erweisen sich


als notwendige, verhängnisvoll notwendige Folgen des allgemeinen Rückgangs


der Warenpreise, also der Verteuerung des Geldes. Läßt sich denn in der Tat


eine Wirtschaftskrise ohne Preisrückgang denken und ein allgemeiner


Preisrückgang ohne Krise?


Wie wären die Zahlungseinstellungen und Stundungserklärungen zu begreifen,


wenn nicht die Geldverteuerung, also der allgemeine Rückgang der Warenpreise


das Gleichgewicht aufhöbe zwischen Soll und Haben der Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte usw.? Woher käme die Lahmlegung des Handels,


die Arbeitslosigkeit, wenn nicht die Geldverteuerung, d. h. der allgemeine


Preisrückgang der Waren das Umlaufen der Kapitalien unmöglich machte?


Oder ist es uns vielleicht unbekannt, daß die Geldverteuerung, also der allge-


meine Rückgang der Warenpreise das „Soll“ vergrößert, das „Haben“ mindert, im


genauen Verhältnis zu jenem Preisrückgang, daß die Geldverteuerung notwendi-


gerweise den Geldumlauf hemmt?


Zweierlei Zwecken dient das Geld im Wirtschaftsgetriebe der Völker: Es ist


Tauschmittel für die Waren, und es bildet die Grundlage
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für Kapitalübertragungen. Für beide Zwecke hat das Geld nur eine wirksame


Eigenschaft: seinen Preis; und der Preis des Geldes wird gemessen an Menge


und Güte der Waren, die man dafür erhält oder dafür hergeben muß.


Das Geld steigt im Werte (verteuert sich), wenn Menge und Güte der Waren,


die man zum Erlangen des Geldes benötigt, sich mehren; und umgekehrt verbil-


ligt sich das Geld, sein Wert wird geringer, wenn ich mit wenig Ware viel Geld


kaufen kann.


Wird das Geld teurer, so sehen alle Geldschuldner ihre Schulden anwachsen,


im genauen Verhältnis zum gestiegenen Geldwert. Zahlenmäßig ändert sich


nichts, aber stofflich steigert sich das Gewicht der Schuld; die Opfer wachsen,


die man bringen muß, um die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen.


Verteuert sich das Geld um 5%, so steigt auch die Last der Schulden um 5%;


beträgt die Steigerung 10%, so beträgt auch die Schuldenvermehrung 10%, nicht


zahlenmäßig, aber der Last nach.


Die Gesetze der Emission und Konversion des Papierpeso-Nationalgelds stre-


ben gegenwärtig dahin, das Nationalgeld auf die Höhe seines Vorgängers, des


gemünzten Goldpesos zu heben, der heute fast das Dreifache kostet. Werden


jene Gesetze durchgeführt, so verdreifachen sich alle Schulden dem Werte nach.


Wer Geld schuldig ist, wird dreimal so viel, wie er heute tatsächlich schuldet


und wie er vielleicht empfangen hat, zurückgeben müssen.


Wieviel betragen gegenwärtig die in der Republik bestehenden schwebenden


Schulden, die in Geld eingegangenen Verpflichtungen? Wer kann das wissen?


Sind es 10, 20, 50 Tausend Millionen Pesos? Niemand weiß es.


Gesetze wurden gutgeheißen, die auf Verteuerung des Geldes hinzielen, ohne


daß auch nur der Betrag der durch diese Gesetze berührten Interessen festge-


stellt wurde. Übrigens liegt hierin nichts Befremdendes: In anderen Ländern ver-


fährt man ebenso, und dies pflegt hierzulande ein Grund zu sein, der alle


Irrtümer sowohl der Behörden wie der Einzelbürger rechtfertigt.


Wäre es jedoch nicht recht und billig gewesen, vor dem Erlassen irgend eines


den Preis des Nationalpesos beeinflussenden Gesetzes zunächst zu untersu-


chen, auf wieviel ungefähr sich die öffentlichen und privaten Schulden belaufen,


deren tatsächlicher Wert allmählich mit dem Wert des Pesos gesetzlichen Geldes


erhöht werden soll?


Wäre es nicht verständig und billig gewesen, die Höhe jener Belänge durch


eine Ermittlung festzustellen?


So unwahrscheinlich es sein müßte, scheinen doch die Anzeichen zu bestäti-


gen, daß beim Erlassen der Gesetze über Notenausgabe nicht
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einmal gedacht worden ist an die mit dem Preis des Peso-Nationalgelds ver-


knüpften öffentlichen und privaten Interessen. Offenbar waren die Augen der


Gesetzgeber gebannt auf die jämmerlich unbedeutenden 300 Millionen der


Emission, und sie sahen nicht die hundertfach größeren Beträge, die hinter jenen


versteckt waren.


Es handelt sich jedoch hier nicht um versteckte Beziehungen. Der Schuldner


sieht und fühlt sie, und der Gläubiger, sofern er nicht an Wunder glaubt, muß sie


gleichfalls sehen und fühlen. Der Gläubiger, der von Tag zu Tag den Wert seines


Besitzes sich steigern sieht, muß wissen, daß dieser Zuwachs nicht vom Himmel


fällt, er muß wissen, daß die Wertsteigerung seines Kapitals sich auf Kosten 


seiner Schuldner vollzieht, und wenn er zartfühlig ist, so wird er sogar sein


Gewissen beschweren, daß er mehr erhält als er gegeben hat.


Und der Schuldner erkennt den Unterschied im Preis des Pesos, den er


geborgt erhielt, und des Pesos, des man von ihm zurückverlangt; er erkennt ihn,


weil er verarmt, während sein Gläubiger reich wird. Der Schuldner erkennt, daß


die Geldverteuerungsgesetze ihn betrügen. Nicht mehr und nicht weniger.


Versuchen wir jetzt, uns eine Vorstellung zu machen von der Höhe der


Summen, die durch die Verteuerung des Geldes als der Grundlage der kapita-


listischen Geschäfte betroffen werden.


Rechnen wir also zusammen: die in Peso-Nationalgeld eingegangenen


Nationalschulden, die Schulden der Provinzen und Städte, die


Hypothekenschulden der ganzen Republik, die kapitalisierten Beträge der Miet-


und Pachtverträge, die Beamtenpensionen, den Wert aller Handelspapiere:


Wechsel, Akzepte, Hinterlegungsurkunden, Sparkassenbücher; die einfachen


Anleihen, die laufenden Rechnungen der Kaufleute, die Anteile der stillen


Teilhaber usw. usw.


Alles diese zusammengerechnet mag 10, 20 oder 30 Tausend Millionen Pesos


Nationalgeld ergeben. Niemand vermag uns über einen so wichtigen Teil der


Geldfrage aufzuklären, doch sind 30 Tausend Millionen Pesos nach meiner


Meinung eine geringe Schätzung – 30 000 Millionen. Nehmen wir jedoch an,


jene Schätzung von 30 000 Millionen sei zu hoch, nehmen wir an, der


Gesamtbetrag aller in Nationalgeld bestehenden Verpflichtungen erreiche nur 


10 000 Millionen, so werden wir trotzdem staunen über die ungeheuren Interes-


sen, die verknüpft sind mit jenen ärmlichen 300 Millionen, die sich die Regierung


versteift, allmählich auf das Dreifache ihres gegenwärtigen Wertes zu steigern.


Zugleich mit dem Preis dieser 300 Millionen als Betrag der Notenausgabe


steigt der Preis der 10 000 Millionen an Verpflichtungen, die von Behörden wie


von Privatleuten in tausend Formen übernommen worden sind.
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Indem wir allmählich den Preis der ausgegebenen 300 Millionen auf das


Dreifache heben, verdreifachen wir allmählich den Preis der 10 000 Millionen,


verdreifachen wir die Last aller Schuldner zugunsten Ihrer Gläubiger. Dem


Nennwert nach ändert sich nichts, aber der Vertrag von 10 Milliarden Nennwert


wird sich dem wirklichen Wert nach auf 30 000 Millionen erhöhen.


Die Schuldner werden Werte im Betrage von 30 Milliarden hergeben müssen,


um den erhaltenen Wert von 10 Milliarden zu bezahlen.


Mit der Verteuerung der emittierten 300 Millionen wird das Haben der Kaufleute


ganz vom Soll aufgesogen werden, die Hypothek wird das Eigentum aufzehren,


das gesamte Industrie- und Handelskapital geht vom Haben auf das Soll über,


geht über in die Hände der Gläubiger.


Zweifellos wird dies das Endergebnis sein, wenn man die Konversionsgesetze


durchführt, wenn die Konversionskasse sich bemüht, das Geldangebot künstlich


zu beschränken, indem sie das auf dem Markt so sehr nötige Geld zu Asche ver-


brennt, während gleichzeitig die Bevölkerung wächst und der Handel sich bis an


die äußersten Grenzen des Freistaates ausdehnt, während also die Nachfrage
nach Geld zunimmt.


Wo bleibt da der gesunde Menschenverstand? Schliefen denn die Kaufleute,


Gewerbetreibenden, Landwirte, als man jene Gesetze erließ?


In der ganzen Welt gibt es eine Geldfrage, in der ganzen Welt sucht man die


Lösung der Geldfrage in der Stetigkeit des Geldpreises; in allen Ländern, in


denen man die Geldfrage erörtert, waren es die das Teurerwerden des


Metallgeldes begleitenden wirtschaftlichen Erscheinungen, die die Allgemeinheit


dazu brachten, Stellung zur Geldfrage zu nehmen, was dann zu leidenschaftli-


chen Redekämpfen führte.


Allgemein gilt es jetzt schon als ausgemacht, daß die Geldverteuerung unheil-


voll gewirkt hat, daß der allgemeine Rückgang der Warenpreise das Schlimmste


ist, was der Wirtschaft eines Landes zustoßen kann. Hierzulande erblickt man im


Gegensatz dazu in jenem allgemeinen Preisrückgang das zu erstrebende Ziel! In


den europäischen Ländern und in den Vereinigten Staaten wurde in mühevoller,


verwickelter Arbeit festgestellt, daß die Geldverteuerung, der entsprechend ver-


stärkte Druck der Schulden, das größte jemals begangene Unrecht gewesen ist.


Und dies, wo es sich nicht um 300% wie hierzulande, sondern nur um 10 bis


15% handelt.


Wer wird denn den Mut finden, Geld zum Begründen einer
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Industrie im Lande aufzunehmen, wenn er gewärtigen muß, das Dreifache von


dem zurückzahlen zu müssen, was er erhalten hat? Und wer wird sich erkühnen,


einen Miets- oder Pachtvertrag zu unterzeichnen, wenn es bekannt ist, daß die


Landesgesetze dahin zielen, allmählich den tatsächlichen Wert des Vertrages zu


verdreifachen?


Liegt nicht in dieser Aussicht auf allgemeinen Rückgang der Preise, auf


Steigerung des Geldwertes mehr als genügend Erklärung für den völligen


Mangel an Belebtheit und Beginnkraft, an Unternehmungslust in allen


Gewerbskreisen, eine Erklärung dafür, daß nach einem so verheißungsvollen


Anlauf die Gewerbe- und Handelsentwicklung wie mit einem Schlag erlahmte?


Bis hierher sprach ich nur von dem mit dem Geldpreis verknüpften Verlängen


des Kapitals. Sehen wir jetzt zu, was im Handel, im Warentausch geschieht,


wenn das Geld dazu neigt, teurer zu werden, wenn der Handelsstand sich von


einem allgemeinen Rückgang der Warenpreise bedroht sieht.


Die treibende Kraft beim Warenaustausch ist der Gewinn


Ich kaufe, um mit Gewinn zu verkaufen, und diese Käufe und Verkäufe sind es,


die die Waren vom Erzeuger dem Verbraucher zuführen, die die gewerbliche


Entwicklung begünstigen, Arbeit schaffen, den Reichtum des Landes mehren.


Die Arbeitsteilung, die Hauptschöpferin allen Reichtums, ist abhängig von der


Möglichkeit des Austausches der Erzeugnisse.


Unterbricht man den Warenaustausch, so ist auch die Arbeitsteilung unterbro-


chen, die Gewerbetreibenden schließen ihre Werkstätten, die Arbeiter sind brot-


los.


Und jene Unterbrechung des Warenaustausches ist notwendige, schicksals-


schwer notwendige Folge der Gesetze, die die Geldverteuerung, den allgemei-


nen Rückgang der Warenpreise begünstigen, denn solange jene Gesetze gelten,


ist ein Gewinn unmöglich, und die treibende Kraft der Volkswirtschaft erlahmt.
Der Kaufmann hört auf, zu kaufen, wenn der Rückgang der Warenpreise ihn


zwingt, mit Verlust zu verkaufen, und diese Verluste werden unvermeidlich,


solange die Neigung zur Preissenkung anhält, solange das Geld teurer wird!


Inder Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf liegt, verschlingt der durch die


Geldverteuerung bewirkte Rückgang der Warenpreise allen Gewinn, der sich


beim Verkauf erwarten ließ. Ebenso unmöglich, wie daß das Wasser sich fluß-


aufwärts bewegt, ist die kaufmännische Betätigung, solange die Steigerung des


Geldpreises andauert. Wer anders aber als der Kaufmann soll die Waren ihrer


Bestimmung zuführen?
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Der Kaufmann unterbricht den Gütertausch, weil die Warenpreise sinken, weil


das Geld teurer wird. Der Kaufmann kann nicht Waren kaufen, die im Preise sin-


ken, deren Verkauf nicht mit Überschuß den Einstandspreis deckt. Das Geld wird


teurer, die Warenpreise sinken, die Waren werden zu geringem Preis verkauft


und neigen dazu, sich noch weiter zu verbilligen – aber niemand will sie.


Die Geldverteuerung führt dazu, daß alle Waren mißachtet werden. Der scharf-


blickende Kaufmann löst seine Geschäfte, und der Gewerbetreibende folgt sei-


nem Beispiel. Wozu denn auch arbeiten, Geld anlegen in Arbeitslöhnen und


Rohstoffen, wenn das im Werte sinkende Erzeugnis die Erzeugungskosten nicht


deckt?


Solange wir eine weitere Geldverteuerung zu erwarten haben, besteht die


beste Art, Vorteil von unserem Vermögen zu ziehen, darin, die Fabriken zu


schließen, die Maschinen ins Ausland zu schaffen, die Arbeiter zu entlassen, alle


Werte in gesetzlichem Gelde anzulegen und dieses Geld aufzuheben. Denn dort


im Kasten nimmt das Geld allmählich an Wert zu, es verdreifacht sich, ohne per-


sönliches Zutun, ohne Arbeit und Verlustgefahr, ohne Kopfzerbrechen.


Wo gibt es ein Industriekapital, das, selbst in guten Zeiten, gleiche Gewinne


abwirft? Wo gibt es ein Geschäft, das hinsichtlich des Reinertrages mit einer so


überaus einfachen Anlage wetteifern kann?


Solange das Geld danach neigt, sich zu verteuern, ist das Brachlegen des


Kapitals das einzige Geschäft, das nicht zum Bankrott führt.


Bemerkung. Was den Kapitalisten berührt, ist nicht der Nennwert einer Summe. Der


Pfundsterling-Millionär hat keinen Grund, den tausendfachen Reis-Millionär zu beneiden. Der tatsäch-


liche Wert ist es, der den Maßstab abgibt, und wenn die Kapitalisten einen greifbaren Gewinn erzie-


len, was kümmert es sie dann, daß sie am Nennwert verlieren?


Es wäre deshalb durchaus nichts Seltsames, wenn die Inhaber von Gedulas, Akzepten, Wechseln,


Pfandbriefen usw. sich entschlössen, die Konversionskasse in ihrem auf Geldverteuerung gerichteten


Bestreben in der Weise zu unterstützen, daß sie für ihre Rechnung einen Teil der ausgegebenen


Noten zurückzögen und verbrennten.


Was z. B. würde es für sie ausmachen, 100 Millionen zurückzuziehen, zu verbrennen und zu ver-


lieren, wenn sie damit erreichten,100-fach größere Summen im Werte zu steigern? „Mit Würsten


nach der Speckseite werfen“, könnte man ein solches Vorgehen nennen.


Das Streben nach Gewinn, das das Kapital in Bewegung setzt, das im


Wirtschaftsgetriebe die treibende Kraft darstellt, wird unwirksam, sobald sich das


Geld verteuert. Das Geld verteuern, bedeutet so viel, wie Wasser auf die Feuer
des wirtschaftlichen Motors schütten.


Dies ist die einfache Erklärung dafür, daß jederzeit und überall auf der Welt, in


Ländern mit Goldwährung wie auch in Ländern mit
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Silber- oder Papierwährung die Geldverteuerung stets den Zusammenbruch der


Industrien, die Lahmlegung des Handels, die Krise herbeigeführt hat.


Die die Geldverteuerung, den allgemeinen Rückgang der Warenpreise begün-


stigenden Gesetze unterbrechen schicksalsschwer den Umlauf der Kapitalien,


legen die Entwicklung des Handels lahm; sie sind es in Wahrheit, die den


Aufstieg der jugendlichen Industrie Argentiniens zu den Gestirnen aufgehalten


haben.


Suchen wir nicht die Erklärung für das gegenwärtige wirtschaftliche Unbehagen


in der schlechten öffentlichen Verwaltung! Wir haben sie schlimmer gehabt.


Suchen wir nicht den Grund für die Lahmlegung der industriellen Entwicklung


in schlechten Ernten, in den niedrigen Preisen der Ausfuhrerzeugnisse – auch


diese haben wir schlechter gehabt.


Versuchen wir hingegen, eine richtige Vorstellung zu gewinnen über die


Tragweite der Gesetzte über die Verteuerung des Peso-Nationalgelds sowie des


allgemeinen Rückgangs der Warenpreise, den jene Geldverteuerung notwendi-


gerweise erzeugen muß, und wir haben es dann nicht mehr nötig, weiter zu


suchen, wir kennen dann die Ursache des Übels, an dem der Wirtschaftskörper


der Nation krankt.


Fährt die Konversionskasse fort, die Banknoten zu verbrennen, so wird ihre


Esse bald die einzige aller argentinischen Fabriken sein, die noch Rauch zum


Himmel entsendet.


Es besteht kein vernünftiger Grund für die Geldverteuerung


Angesichts der von uns geschilderten Folgen, die wir anhand der Geschichte,


der vorliegenden Tatsachen, der Äußerungen von Sachverständigen und der


Vernunft von der Geldverteuerung abzuleiten berechtigt sind, müßten wir selbst-


redend vermuten, daß es sehr schwerwiegende Gründe gewesen sind, die zum


Erlassen der Geldverteuerungsgesetze führten, sofern sie nicht allein die uns


daraus erwachsenden ungeheuren Schäden wettmachen, sondern uns außer-


dem noch einen greifbaren Vorteil einbringen sollen.


Und doch: Wie nichtig erscheinen jene Beweggründe bei näherer Prüfung -


nicht ein einziger, der eine solche Prüfung im geringsten aushält. Da ist zunächst


Die Verbilligung des Lebensunterhaltes.


Eine Zeitung der Hauptstadt anerkennt in einer Besprechung über die


Mietpreise, daß diese heruntergehen müssen, wenn das Geld weiter im Preise


steigt und - wunderlicherweise - spricht sie im gleichen
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Aufsatz über die Verbilligung des Lebensunterhalts, die in Begleitung der


Geldverteuerung eintreten soll.


Wo bleibt denn aber die Verbilligung, wenn zugleich mit dem Preis dessen,


was ich kaufe, auch der Preis dessen, was ich verkaufe, sinkt?


Der durch die Geldverteuerung bewirkte Preisrückgang ist immer allgemein –


kein Wertgegenstand kann sich seiner Wirkung entziehen, und somit ist die


Verbilligung des Lebensunterhaltes nicht vorhanden. 


Wenn die Möglichkeit bestände, vermittels der Geldverteuerung die Kosten des


Lebensunterhalts zu verbilligen, würde es da nicht genügen, das Verbrennen der


Banknoten etwas tatkräftiger zu betreiben, um alsbald alles um sonst und im


Handbereich eines jeden Almosenempfängers zu haben?


Wenn die Preissenkung der Waren, die Verteuerung des Geldes wirklich eine


Verbilligung des Lebensunterhaltes bedeuten, so müßten die Länder, in denen


die Preise der durch Geld ausgedrückten Werte billig sind, auch die reichsten


sein. Und sehen wir nicht, daß genau das Gegenteil davon besteht?


Die Verbilligung des Lebensunterhaltes durch die Verteuerung des Geldes ist


daher eine Wahnvorstellung, und wenn es Fälle gibt, in denen jemand einen


wirklichen Vorteil von der Geldverteuerung haben kann, so muß notwendiger-


weise auch jemand da sein, aus dessen Tasche jener Vorteil bezahlt wird. Für


die Allgemeinheit wird die Verringerung des „Solls“ durch eine Minderung des


„Habens“ ausgeglichen.


Die zweite Behauptung lautet:


Wir nähern uns der Konversion.


Mit der Verteuerung des Geldes nähern wir uns allmählich der „gediegenen


Metallgeldwährung“, und wenn wir erst den Preis des Papierpesos auf den Stand


des Goldpesos heraufgebracht haben, dann hören die den Handel so sehr 


schädigenden Preisschwankungen auf.


Danach wird, um die den Handel so sehr schädigenden Schwankungen im


Preise des Geldes zu bekämpfen, eine Geldpolitik betrieben, die notwendiger-


weise Handlungen und Gegenhandlungen heftigster Art erzeugen muß, denn die


Heraufsetzung des Nationalpesos auf den Stand seines Vorgängers, des


Goldpesos, stellt an sich die außergewöhnliche Schwankung dar, die jemals in


irgend einem Lande erlebt wurde und die kein Kaufmann ausgehalten hat.


Nehmen wir einmal an, die Verteuerung des Geldes, die allgemeine Senkung


der Preise, sei in dem beabsichtigten Maße ausführbar. Nehmen wir an, es gäbe


keine wissenschaftlichen oder praktischen Gründe, an der Möglichkeit zu zwei-


feln, den Preis des argentinischen Pesos auf das Dreifache seines jetzigen


Preises zu erhöhen; nehmen wir an,
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es wäre uns gelungen, das Geldangebot dergestalt einzuschränken, daß der


Preis des Peso-Nationalgelds pari mit dem Goldpeso notiert würde.


Was würden wir damit gewinnen? Werden damit die den Handel so sehr 


schädigenden Preisschwankungen beseitigt? Werden mit der Erhöhung des


Geldpreises die Ursachen aufgehoben, die die Schwankungen in der Nachfrage


nach Geld und in dessen Angebot erzeugen? Ich sehe keinen ursächlichen


Zusammenhang zwischen einer derartigen Triebkraft und einer derartigen


Wirkung.


In Wirklichkeit sind die Preisschwankungen stets die Folgen von


Schwankungen in Angebot und Nachfrage, und um jene Schwankungen zu


meistern, muß die Notenbank Rücklagen besitzen, damit Angebot und Nachfrage


sich einander anpassen.


Diese Reserven sind unentbehrlich. Es ist ja gerade der völlige Mangel an


Rücklagen für die stete Anpassung des Geldangebotes an die Nachfrage nach


Geld, die das Schwanken des Preises des Peso-Nationalgelds hervorruft, und


solange diese Reserven fehlen, wird auch die Ursache bestehenbleiben, die die


Ebbe und Flut des Nationalpesos erzeugt.


Und dies ist völlig unabhängig von der Höhe, auf die wir den Preis des Geldes


gebracht haben mögen.


Ob der argentinische Peso, gegen Gold verkauft, im Verhältnis von 3 zu 1,


oder aber pari notiert wird, übt keinerlei Wirkung aus auf das in den unentbehr-


liche Reserven anzulegende Kapital. Für sich allein wird die Geldverteuerung


uns die Reserven nicht verschaffen. Haben wir es wirklich erreicht, den Preis des


Peso-Nationalgelds zu verdreifachen, so werden wir uns immer noch vor leeren


Kassen befinden und nicht imstande sein, die Schwankungen zu beherrschen,


für deren Beseitigung wir doch das Opfer der Geldverteuerung bringen.


Die Verteuerung des Nationalgeldes verringert nicht um einen einzigen Peso


den Betrag der Rücklagen, die zur Beherrschung seiner Preisbewegung nötig


sind, die Verteuerung nähert uns um keinen Schritt der Stetigkeit des


Geldpreises, und es ist deshalb ein Irrtum, zu behaupten, die Geldverteuerung


nähere uns allmählich der Konversion, der Unterdrückung des Börsenspiels, 


bringe uns der „gediegenen Metallgeldwährung“ näher.


Die Senkung der Warenpreise als Entschädigungsmittel
Als Rechtfertigungsgrund für die Geldverteuerung pflegt man noch folgendes


anzuführen:


Die in den Jahren 1886-1892 bewirkte Geldentwertung hat vielen Bewohnern


der Republik ungeheure Verluste gebracht, und es ist gerecht und billig, daß


diese Leute entschädigt werden. Diese Ent-   Entschädigung
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schädigung wird in der Rückkehr des Peso-Nationalgelds zu seinem alten Preise


liegen.


Damit ist zu sagen: Ist es gerecht und billig, durch die Geldpolitik der Republik


geschädigte und zugrundegerichtete Einwohner zu entschädigen, so ist es auch


billig und gerecht, daß jene Personen und überhaupt alle entschädigt werden im


genauen Verhältnis zu den erlittenen Verlusten; ferner auch, daß dies nicht auf
Kosten neuer Ungerechtigkeiten geschehe.


Dann aber ergibt sich die Frage: Wird die Wertvermehrung des Geldes jene


Entschädigungen herbeiführen, unter Berücksichtigung der angegebenen


Umstände?


Das aber ist unmöglich.


Die Titel der Papiere, die man durch die Geldverteuerung im Preise heben will,


haben tausendfach den Besitzer gewechselt, viele dieser Titel sind nicht mehr


vorhanden, viele Titel sind jetzt in den Händen von Personen, die durch den 


früheren Rückgang des Geldwertes bereichert worden sind. Denn wir dürfen


nicht vergessen, daß alles, was die einen durch die Preissenkung des Geldes


verloren, von anderen gewonnen wurde, und daß, wenn es große, ungeheuer


große Verluste gegeben hat, auch die Gewinne entsprechend groß gewesen


sind. Das Kapital übertrug sich vom Haben auf das Soll der einen und vom Soll


auf das Haben der anderen.


Das Entgegengesetzte geschieht jetzt mit der Geldverteuerung. Die


Wertsteigerung aller durch die Preiserhöhung des Peso-Nationalgelds begünstig-


ten Werte fällt doch nicht vom Himmel. Die Werte fallen nicht vom Himmel nie-


der, sie wachsen nicht auf Bäumen; irgend jemand muß sie bezahlen, und es


werden nicht die Europäer sein, die jene Differenzen bezahlen.


Die Entwertung des Geldes ging zu Lasten des Gläubigers; die Verteuerung


zahlt jetzt der Schuldner.


Und wie viele durch die Entwertung ihrer Titel zugrundegerichtete Gläubiger


befinden sich jetzt in den Reihen der Schuldner? Weit entfernt also davon, die


Opfer der früheren Geldpolitik zu begünstigen, erschwert die Geldverteuerung


deren Lage noch mehr, indem sie einer Ungerechtigkeit eine neue hinzufügt.


Die ursprünglichen Inhaber jener Titel ziehen aus deren Werthebung keinen


Vorteil, soweit sie sie nicht mehr besitzen; dagegen wird diese Wertsteigerung


sie in unendlich vielen Fällen schädigen, weil sie die Last ihrer Schulden ver-


mehrt. Als Entschädigungsmaßregel gedacht, wirkt also die Geldverteuerung in


unendlich vielen Fällen ihrem Zwecke entgegen.


Handelte es sich um Gilden von Schuldnern und Gläubigern, so ließe sich die


Geldverteuerung als Entschädigungsmaßregel in Er-     Erwägung
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wägung ziehen, aber die Gerechtigkeit kennt keine Gilden, sondern nur


Personen.


Aus diesem Grunde ist für die den Gläubigern durch die frühere Geldpolitik


zugefügte Ungerechtigkeit keine Wiedergutmachung möglich. Da man nicht alle


benachteiligten Personen entschädigen kann, da man nicht einen jeden nach


dem Maße des erlittenen Verlustes schadlos halten kann, muß man den


Entschädigungsgedanken aufgeben und sich damit bescheiden, keine neuen


Ungerechtigkeiten zu begehen.


Als Begründung für das Streben nach Hebung des Geldwertes wird noch an-


geführt:


Das Ansehen der Nation wird durch die Geldentwertung leiden.


Wir entkräfteten bereits die ersten drei Rechtfertigungsgründe, indem wir nach-


wiesen, daß die Geldverteuerung den Lebensunterhalt nicht verbillige, daß sie


uns der Konversion keinen Schritt näher bringe, und ferner, daß sie auch ernst-


haft nicht als Gerechtigkeitsmaßregel zur Entschädigung der Opfer der früheren


Geldpolitik angesehen werden könne. Als letzter Beweggrund für die


Wertsteigerung des Geldes verbleibt die Rücksicht auf das Ansehen des Landes,


das angeblich durch den niedrigen Preis des Peso-Nationalgelds geschädigt sein


soll.


Man sagt, das vom Lande ausgegebene Geld sei eine Nationalschuld, und


diese zu bezahlen, sei heilige Pflicht der Nation. Man sagt ferner, die jetzige


Bewertung der Titel jener Schuld beweise klar, daß der öffentliche Kredit noch


sehr pflegsamer Behandlung bedürfe und es eines gesitteten Volkes unwürdig


sei, daß die Titel seiner öffentlichen Schuld zu so niedrigem Preis notiert würden.


Man sagt, daß die vergangene Krise nicht als überwunden gelten könne,


solange der Peso-Nationalgeld nicht seinem Ursprungswerte entsprechend


gewürdigt werde, daß die Ehre des Landes und seiner Bewohner eng verknüpft


sei mit dem Preise seiner Geldscheine. Kein Opfer könne als übertrieben hoch


angesehen werden, wo es sich um Ehre, Ansehen, um den guten Ruf des


Landes handle!


Und tausend andere hochklingende Redensarten, alle von der unverbrüch-


lichen Annahme ausgehend, das Geld sei eine öffentliche Schuld, die zu zahlen


und aus dem Verkehr zu ziehen sei.


Stellt denn aber das von einem Lande ausgegebene Geld wirklich eine Schuld


dar?


Allerdings stellt die Inschrift auf den argentinischen Geldscheinen es außer


Zweifel, daß die in Geldform ausgegebene Summe als Landesschuld angesehen


wird, doch ist jene Inschrift bei aller Kürze so widerspruchsvoll, daß man sie


unmöglich ernst nehmen kann. Sie besagt:
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Die Nation
zahlt dem Inhaber bei Vorzeigung


10 Pesos
in Nationalgeld.


Was aber bedeutet das? Was ist ein Peso-Nationalgeld? Was bedeutet in die-


ser Inschrift das Wort „zahlt“?
Das Wort „zahlen“ bezeichnet in der spanischen Sprache lediglich das


Aushändigen von Geld, und die Anwendung dieses Ausdrucks in der Inschrift des


Geldscheines muß uns notwendigerweise vermuten lassen, es gebe etwas, was


ausgehändigt werden könne und wovon der Geldschein nur der Platzhalter, die


Etikette sei.


Damit aber jenes „Etwas“ überreicht oder gezahlt werden kann, muß es not-


wendigerweise sichtbar oder wenigstens greifbar sein, denn die Inschrift spricht


von 5, 10 oder 100 bestimmten Einheiten. Um jene Einheiten festzustellen, muß


man sie zählen, und wie soll das geschehen ohne ihre Sichtbar- oder


Greifbarkeit?


Somit ergibt sich die Frage: Wo ist jener sichtbare Körper des Peso-


Nationalgelds? Wer hat ihn gesehen? Wer kann uns jenen Körper beschreiben,


den die Nation dem Inhaber des Scheins als dessen Bezahlung einzuhändigen


verspricht?


Der in Gold gemünzte Peso kann es nicht sein, denn die Inschrift der alten


Scheine sprach von gemünztem Gold, und jene Wörter wurden in den nach der


Umwandlung ausgegebenen Scheinen gestrichen. Weshalb wurden sie ge-


strichen? Zweifellos doch deshalb, weil ein Peso gesetzlichen Geldes nicht ein


geprägter Goldpeso ist.


Die Anwendung des Wortes „zahlt“ in der Inschrift unserer Scheine muß beim


Lesenden notwendigerweise die Vorstellung wecken, es müsse etwas vom


Schein Getrenntes und von ihm Unabhängiges geben, irgend etwas Sichtbares,


das man übergeben kann, und die Streichung der Wörter „gemünztes Gold“ der


alten Inschrift beweist, das jenes Etwas nicht der geprägte Goldpeso ist.


Da nun aber außer dem Schein selbst nichts da ist, was ausgehändigt werden


kann, nichts Wirkliches, nichts Unwirkliches, nicht einmal etwas wenigstens


Vorstellbares, und da doch gleichzeitig mit jenem Geld verknüpfte


Verpflichtungen bestehen, die täglich mittels des Geldscheins erfüllt werden, so


ist erwiesen, daß der Geldschein nicht Platzhalter für eingebildetes, in eingebil-


deten Schatzkammern verstecktes Peso-Nationalgeld ist, sondern daß der


Schein selbst persönlich das Peso-Nationalgeld darstellt. Der Schein selbst ist


der sicht- und greifbare Gegenstand, den wir Peso-Nationalgeld nennen.


Demgemäß bezeichnet die Inschrift auf dem Schein, indem sie das Peso-


Nationalgeld von sich selbst trennt, nicht mehr und nicht
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weniger als eine Verneinung des Seins, etwas Unsinniges.


Cogito ergo sum. Ich denke, und mithin so bin ich.


Ich zahle, und mithin bin ich der Geldschein, bin ich persönlich das Peso-


Nationalgeld. Niemand kann mich zahlen, denn ich selbst bin der Zahlende. Ich


bin das Peso-Nationalgeld, trotz der mein Dasein leugnenden Inschrift.


Wie ist nun angesichts dieser Tatsachen die Inschrift des Scheines zu erklä-


ren? Die mit dem Abfassen der Inschrift Beauftragten gingen davon aus, der


Nationalgeldschein sei eine Urkunde über eine Nationalschuld, und da Schulden


bezahlt werden müssen, hielten sie die Einschaltung des Wortes „zahlt“ für


unentbehrlich, da sonst die amtliche Anerkennung der Eigenschaft als Schuld


gefehlt haben würde.


Beim Abfassen des Wortlauts der Inschrift hatte man zwischen zwei Dingen zu


wählen: entweder das Dasein, die Tatsachen zu leugnen oder aber eine ererbte


Theorie aufzugeben, die wie alles Ererbte ohne eigene Arbeit, ohne Prüfung


erworben war.


Man entschied sich für das Erste und verließ damit den festen Boden der


Wirklichkeit, um sich in einem Irrgang von Widersprüchen zu verlieren.


Die ganze Verwirrung, die in der Geldpolitik Argentiniens (und vieler anderer


Länder) erkennbar ist, entspringt aus dem Wortlaut, den man der Inschrift auf


den Geldscheinen gab, oder vielmehr aus den Lehrmeinungen, die den


Abfassenden die Feder führten.


Und doch, wenn man schon einmal die Theorie annahm, der Geldschein sei


eine Urkunde über eine Schuld, die gezahlt und getilgt werden muß, so war die


Frage zu beantworten: Wer wird eine Schuldurkunde annehmen, die keinen Zins


trägt?


Denn es steht doch fest, daß der Ausgeber von Geldscheinen niemals Zinsen


zahlt, daß im Gegenteil es der Ausgeber ist, der Zinsen auf die ganze ausgege-


bene Summe erhebt. Hierzulande ist der Erlös der ausgegebenen Geldscheine


zum Schuldenzahlen benutzt worden; hätte aber nach dem Vorgang


Deutschlands, Frankreichs, Englands und der Vereinigten Staaten die Regierung


den Gegenwert der ausgegebenen Geldscheine in ihren Kassen und in Gestalt


von Wechseln zurückbehalten, so würde die Notenausgabe der Regierung eine


Jahresrente von vielen Millionen einbringen.


Ist also der Geldschein eine Schuldurkunde, so ergibt sich die erstaunliche
Tatsache, daß der Schuldner (Notenausgeber) Zinsen erhebt und der Gläubiger
(das Volk) zahlt.


Genügt nicht dieser Umstand für sich allein, um die Annahme, der Geldschein


sei eine Schuldurkunde, als Trugschluß erkennen zu lassen, m zu beweisen, der


Geldschein sei im Gegenteil ein Gegenstand mit
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eigenem Wert?


Bemerkung. Man wird hier einwenden, ein Geldschein könne nicht ein Gegenstand mit eige-
nem Wert sein, denn wäre es so, so hinge es nur vom Belieben der Regierung ab, den Reichtum


des Landes durch Verordnungen über Notenausgabe zu vermehren.


Dies aber ergibt neue Verwirrung, ist ein neuer Trugschluß! Reichtum und Wertscheine sind zwei-


erlei. Wir können den Reichtum des Landes mehren, ohne die Wertscheine zu vermehren, und


umgekehrt.


Der Reichtum eines Landes besteht in einer Anhäufung nützlicher Dinge; um aber diese nütz-
lichen Dinge in Wertgegenstände zu wandeln, ist die Gütertrennung nötig.


Würden wir nun aber den Reichtum des Landes mehren, wenn wir durch einfache


Regierungsverordnung der Gütertrennung, den Wertscheinen größere Ausdehnung gäben?


Steigern etwa die Verkäufe von Staatsländereien den allgemeinen Reichtum? Nein, gewiß nicht.


Die Titel der öffentlichen Schuld vermehren gleichfalls die Wertgegenstände, ohne daß man sagen


könnte, die öffentliche Schuld bilde einen Teil des öffentlichen Reichtums.


Wenngleich also die Regierung den Landesreichtum nicht durch Verordnungen mehren kann,


so hat doch die Vermehrung von Wertscheinen durch Verordnungen nichts Auffälliges, und wenn


die Regierung Geld (Wertscheine) ausgibt, so mehrt sie damit nicht den Reichtum.


Kann nun aber das Geld ernsthaft nicht als Schuldurkunde gelten, so ist es


auch unnötig, jene Titel zurückzuziehen und zu bezahlen; wir können also in der


Inschrift der Geldscheine das Wort „zahlen“ streichen, ohne zu befürchten, daß


die Scheine deshalb zurückgewiesen werden.


Ist es nicht das Wort „zahlt“, was uns den Geldschein schätzenswert macht, so


wird auch die Streichung jenes Wortes nicht dazu führen, daß wir ihn zurück-


weisen.


Im Einklang mit den Tatsachen können wir also schreiben:


Dies sind 10 Pesos gesetzlichen Geldes,
ausgegeben von der Landesregierung.


Der Marktpreis der Geldscheine ist ganz unabhängig von den Kräften, die den


Preis der öffentlichen Schuldurkunden beeinflussen.


Der Geldpreis ist abhängig von den selben Umständen, die den Preis der


Waren bestimmen; der Preis der öffentlichen Schuldurkunden wird beherrscht


von den Umständen, die den Preis der Rententitel bestimmen.


Demgemäß beobachten wir oft, daß der Geldpreis steigt, während gleichzeitig


die Rententitel zurückgehen.


Die Ehre des Landes, sein Kredit, kann also nicht von den Schwankungen des


Geldpreises berührt werden. Nur allein der Handel ist der Leidtragende, daneben


vielleicht noch der Ruf der mit der Notenausgabe betrauten Männer, die es nicht


verstanden haben, diese
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Emissionen so geschmeidig zu gestalten, daß sie sich den Bedürfnissen des


Handels anpassen könnten.


Die Frage, wer denn zu guter Letzt die Geldscheine bezahlen wird, berührt uns


also nicht und braucht uns nicht zu beschäftigen, solange der Verkehr dauernd


die ganze Notenausgabe aufnimmt. (Er würde, wenn sie da wären, noch mehr


Noten aufnehmen, wie das stete Steigen des Geldpreise beweist.)


Dieselben Kräfte, die seit so vielen Jahren das Geld im Umlauf erhalten, die


ständig die Nachfrage danach erzeugen und ihm seinen Wert verleihen:


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung, sie sind da und schwellen täglich


mehr an. Die Bevölkerung wächst; der Handel, den Spuren folgend, die ihm die


neuen Eisenbahnlinien weisen, trägt den Segen der Arbeitsteilung zu den einfa-


chen Bewohnern fernabliegender Gebiete und verwandelt den unerschlossenen


Reichtum weiter Strecken in Werte, in Waren, in Nachfrage nach Geld.


An das Zurückziehen des Geldes, an das Auszahlen des Geldscheininhabers


kann nur derjenige denken, der dem Lande alle Zukunft abspricht und der


befürchtet, daß Arbeitsteilung und Eigentumsübertragung als Einrichtungen der


menschlichen Gesellschaft keinen gesunden Boden haben.


Es widerspricht dem gesunden Verstand, Eisenbahnen zu bauen, von


Wohlstand und wachsender Bevölkerung zu reden, gleichzeitig aber von der


Notwendigkeit, die Noten aus dem Verkehr zu ziehen.


Der Verkehr würde die Geldscheine zurückstoßen und ihre Zurückziehung


nötig machen, wenn die Umstände, die das Geld ständig im Umlauf erhalten,


ihre treibende Kraft verlören, d. h., wenn durch Beschluß des Proletariats


Eigentumsübertragung und Arbeitsteilung abgeschafft würden, wenn die


Erzeugnisse menschlicher Arbeit und des Erdbodens nicht mehr verkauft, 


sondern gegenseitig verschenkt würden.


Tritt dieser Zustand ein, dann allerdings brauchen wir das Geld nicht mehr, das


Geld verliert seine Daseinsberechtigung, denn alle Werte verschwinden alsdann,


um als Reichtum der Allgemeinheit, als öffentlicher Besitz wieder zu erscheinen.


Solange dies nicht geschieht (und die jetzt von der Zahlung der Geldscheine


sprechen, behaupten am lautesten, daß der Fall nie eintreten wird), wird der


Markt ein Tauschmittel benötigen und die Gesamtheit ausgegebener Noten auf-


nehmen, wie er es bis jetzt tut.


Statt also vom Zurückziehen der Geldscheine, von der Auszahlung oder der
Entschädigung ihrer Inhaber zu sprechen, sollten wir im Gegenteil darauf
bedacht sein, dem Markte alles Geld zu liefern, das die wachsende Nachfrage
verlangt.
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Was der Handel benötigt und die Gerechtigkeit verlangt


David Hume, der Philosoph, sagte: Mit der Fülle an vorhandenem Geld bele-


ben sich Arbeitsbetätigung und Gewerbe, der Kaufmann wird unternehmend, der


Gewerbetreibende geschickter und rühriger, und sogar der Siedler führt seinen


Pflug mit mehr Eifer und Feuer.


Das ist es, was auch wir benötigen: eine ausreichende Fülle von Geld, um


jeden Preisrückgang zu verhindern und den schaffenden Kräften des Landes,


der Industrie und dem Handel freie Entfaltung zu gestatten.


Nicht aber wünschen wir eine Geldfülle im Sinne John Laws, im Sinne der


Inflationisten (Geldüberschwemmungsfreunde) Nordamerikas und der finanziel-


len Ratgeber Juarez Gelmans. Unter einer Geldfülle, die das von Hume beob-


achtete Ergebnis zeitigt, ist ein derartiger Geldbestand zu verstehen, der die


Bedürfnisse des Marktes ohne kleinliches Zumessen zu decken gestattet.


Jedes Übermaß führt zu Preissteigerungen; was aber der Handel benötigt, ist


Stetigkeit der Preise. Die Preise sollen nicht sinken; sie sollen aber auch nicht
steigen.


Allgemeiner Preisrückgang führt zur Wirtschaftstockung, zur Krise; allgemeine


Preissteigerung bringt andere Mißstände mit sich. Wir wünschen also, daß nie-


mals Geld fehle und daß niemals Geld in Überfülle vorhanden sei. Ausreichende


Geldversorgung, um jeden allgemeinen Preisrückgang zu verhindern, und gleich-


zeitig weises Maßhalten bei dieser Versorgung, um das Steigen der Preise zu


vermeiden.


Wir wünschen, den gesunden Menschenverstand zu wecken, das Verständnis


der Öffentlichkeit und aller mit der Verwaltung des Geldes Vertrauten; wir 


wünschen, die selbstsüchtigen Bestrebungen einiger an der Verwaltung des


Geldmonopols beteiligter Privatpersonen auszuschalten. Dies ist es, was der


Handel verlangt, und was auch mit den Forderungen der Gerechtigkeit überein-


stimmt. Es ist ungerecht, das Geld zu entwerten, weil dies den Schuldner auf


Kosten des Gläubigers begünstigt; es ist ebenso ungerecht, den Geldwert zu


heben, weil dies den Gläubiger zum Schaden des Schuldners bevorzugt. Die


Gerechtigkeit verlangt, daß der Wert des Geldes auf einem festen Stand erhalten


werde.


Wie das zu erreichen ist? Einfach, indem man das Gleichgewicht zwischen


Angebot und Nachfrage nach Geld aufrechterhält.


Wir müssen das Geld herstellen, ausgeben, dem Markte zuführen, so oft das


Angebot von Waren (das gleichbedeutend ist mit Nachfrage nach Geld) zunimmt;


wir müssen Geld zurückziehen, aufbewahren oder verbrennen, so oft das


Warenangebot sich verringert.
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Kurz ausgedrückt: Wir müssen dem Verkehr Geld entziehen, wenn die Preise
zum Steigen neigen, wir müssen Geld zuführen, wenn die Preise Neigung zum
Zurückgehen zeigen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns not tut und die mit den Anforderungen unseres


gesunden Menschenverstandes übereinstimmt. Wir verlangen, daß das tägliche


Geldangebot sich der Nachfrage anpaßt, und auf die Frage, ob wir Geld verbren-


nen oder aber mehr Geld ausgeben sollen, muß nicht ein veraltetes Gesetz die


Antwort geben, sondern das Verkehrsbedürfnis.


Wir können nicht im voraus wissen, wie groß der Bedarf an Geld morgen, über-


morgen, in einem Monat, einem Jahr sein wird. Wir können unmöglich heute


feststellen, wie groß morgen die in den Verkehr zu bringende Geldmenge sein


muß; es ist unmöglich, jenen Bedarf derart zu bestimmen, daß weder zu viel


noch zu wenig da sei und daß die Nachfrage durch das Angebot gedeckt werde,


ohne daß sich ein Überschuß ergibt. Deshalb verlangen wir Aufhebung des
Gesetzes, das eine bestimmte und unabänderliche Geldmenge auszugeben 
vorschreibt, das die Schwankungen in der Marktlage nicht berücksichtigt.


Die gleichen Gründe, die die Anarchisten gegen die Zweckmäßigkeit ge-


schriebener Gesetze anführen, können wir auch gegen die jetzt bestehenden


Emissionsgesetze anführen. Einen Tag nach seinem Inkrafttreten ist das


geschriebene Gesetz bereits veraltet, paßt es nicht mehr zu den jeden


Augenblick sich anders gestaltenden Bedürfnissen des Lebens.


Nicht ohne ernste Gründe verlangen deshalb die Anarchisten die Abschaffung


aller geschriebenen Gesetze, der toten Buchstaben, und ihre Ersetzung durch


lebendige, von den Bedürfnissen des Lebens und des Augenblicks eingegebene


Gesetze.


Und in der Tat, wäre es ausführbar, was die Theorie der Anarchisten verlangt,


so würde die Verteidigung ihrer Lehre nicht, wie heute, nur von wenigen Eiferern


geführt werden.


Erweist sich jedoch das geschriebene Gesetz, das die Rechte jedes einzelnen


von uns umgrenzen soll, in der Durchführung als allzu schwerfällig, um seinen


Zweck so vollkommen, wie es zu wünschen wäre, zu erfüllen, um wieviel man-


gelhafter muß uns da ein Gesetz erscheinen, ein totes, vor Jahren erlassenes


Gesetz, das eine bestimmte, unabänderliche Geldmenge auszugeben vor-


schreibt, mit der der Handel sich dann einrichten soll, während doch in keiner


Lebensbekundung des Gesellschaftskörpers eine solche Regsamkeit, ein gleich


häufiger Formenwechsel, eine gleiche Fülle von Entwicklungen und


Umgestaltungen wahrnehmbar ist wie im Handel!
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Was ist von einer durch tote Buchstaben beherrschten Geldpolitik zu erhoffen?


Weiter nichts als stete Schwankungen im Preise des Geldes.


Die Schwankungen in den Jahreszeiten und der Luftwärme gleichen wir durch


einen Wechsel in unserer Kleidung aus; eine Geldpolitik aber, die nicht die


Notwendigkeit vorsieht, sich dem Wechsel der Handelsbedürfnisse anzupassen,


kommt uns vor wie ein Reisender, der nur einen Rock hat und der abwechselnd


über Kälte, dann über Hitze klagt. Wir klagen über das Schwanken im Preise


unseres Geldes, und wir suchen die Ursache dieser Schwankungen im Stoff


unseres Geldes, während doch dieses Geld so gefügig, anpassungsfähig, gehor-


sam ist, wie man es sich nur vorstellen kann. Nein, es liegt nicht an unserem


Gelde, wenn wir mit ihm nicht die vom Handel benötigte und von der


Gerechtigkeit geforderte Stetigkeit der Preise erreicht haben.


Sicher ist es nicht Schuld des Papiers gewesen, wenn der argentinische Peso


infolge der übermäßigen Notenausgaben der früheren Verwaltung im Werte


sank; auch jetzt ist nicht das Papier daran schuld, wenn wegen ungenügender


Notenausgabe der argentinische Peso im Werte steigt.


Nein, das Papier ist nicht schuld gewesen, sondern ganz allein die


Gesetzgebung über Notenemission; die Verantwortung tragen die Gesetzgeber.


Das Peso-Nationalgeld sank im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Senkung


wünschten; er stieg im Werte, so oft die Gesetzgeber diese Hebung beschlos-


sen.


Wenn also, wie wir gesehen haben, das aus Papier gefertigte Peso-


Nationalgeld sich dem Willen der Gesetzgeber fügt, so ist klarerweise nicht das


Papier schuld an den Schwankungen, vielmehr liegt die Schuld an den


Menschen. Gehorcht der Preis des Peso-Nationalgelds dem Willen der


Gesetzgeber, so wird sein Preis festbleiben, an dem Tage, an dem sie seine


Stetigkeit beschließen.


Das ist ein bündiger Schluß.


Der Preis einer jeden monopolisierten Ware ist beherrscht vom Willen des


Monopolbesitzers. Und das ist verständlich, weil der Inhaber des Monopols das


Angebot der Ware der Nachfrage danach anpaßt. In denjenigen Ländern


Europas, in denen die Regierung Salz, Zündhölzer, Tabak, Weizen usw. monopo-


lisiert, verkauft man diese Dinge zu einem festen, unveränderlichen Preis; jede


Preisschwankung ist ausgeschlossen, weil die Regierung die tägliche Lieferung
der täglichen Nachfrage anpaßt.


Nähme der Monopolinhaber keine Rücksicht darauf, daß die Nachfrage nach


seiner Ware sich ganz seiner Herrschaft entzieht, daß die Nachfrage schwankt,


so würde es ihm wenig nützen, auf jedem Paket den Verkaufspreis anzugeben.


Dieser Preis würde sich so oft ändern, wie das Angebot jener Ware nicht in


Einklang stände mit der Nachfrage
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danach.


Wenn die französische Regierung, als Inhaberin des Zündhölzchenmonopols,


eine fünf oder zehn Jahre im voraus gesetzlich festgelegte Menge von


Zündhölzern auf den Markt würfe, ohne die schwankenden Bedürfnisse des


Marktes zu berücksichtigen, so ist es gewiß, daß die Zündhölzchen sich ab-


wechselnd mit Aufgeld, dann wieder mit Verlust verkaufen würden.


Wenn die deutsche Regierung, als Besitzerin aller Eisenbahnen im Reiche,


durch ein auf Jahre im voraus festgelegtes Gesetz verpflichtet wäre, eine ganz


bestimmte und unabänderliche Zahl von Zügen fahren zu lassen, ohne die


Entwicklung des Verkehrs und der Bevölkerungszahl zu Rate zu ziehen, ohne


auf die Jahreszeiten Rücksicht zu nehmen, so würde sofort eine Agiotage, ein


Handel mit Frachtwagen und Fahrscheinen einsetzen.


Der Monopolbesitzer beherrscht nur das Angebot; die Nachfrage ist selbstän-


dig und entzieht sich fast ganz seinem Einfluß. Will also der Monopolbesitzer den


Preis beherrschen, so muß er sich dabei der Waffen bedienen, die ihm das


Angebot bietet.


Das Angebot ist der Lotse, der den Preis der monopolisierten Waren in gerader
Linie durch die Schwankungen der Nachfrage hindurchsteuert.


Dies ist das Grundgesetz für verständige Verwaltung eines jeden Monopols,


und das Geld - als Monopolgegenstand allererster Ordnung – kann sich jenem


Gesetz nicht entziehen.


Ist es nicht gelungen, für das Peso-Nationalgeld, dessen Herstellung die


Regierung monopolisiert, einen festen Preis aufrecht zu erhalten, so liegt es


gerade daran, daß man das durch jenes Gesetz vorgezeichnete Verhalten nicht


beachtet hat.


Als der Preis des argentinischen Pesos sich verbilligte, bestand die einzige


wirksame und unfehlbare Abhilfe dagegen darin, das Angebot des Nationalgeldes


durch Zurückziehen des Überschusses aus dem Verkehr einzuschränken.


Statt jedoch hiernach zu verfahren, suchte man den Preis zu heben, indem


man die Nachfrage nach Geld vermehrte und zu dem Zwecke Gold und


Einwanderer aus Europa heranzog.


Die Maßnahme blieb erfolglos und mußte es bleiben, denn Gold und


Einwanderer entziehen sich dem Machtbereich der Regierung.


Man beauftragte den Minister, den Geldwert zu heben, und dieser begab sich


auf die Suche nach außerhalb seines Machtbereichs liegenden Wirkungskräften,


statt daß er von der ihm durch das Monopol zustehenden Macht Gebrauch


machte.


Wir sagten, daß die französische Regierung die Stetigkeit des Preises der


Zündhölzchen durch Anpassung des Angebots an
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die Nachfrage erreicht. Träte jedoch der Fall ein, daß jene Regierung bei


Geldklemme eine übergroße Menge Zündhölzchen auf den Markt würfe und den


zu erwartenden Preissturz durch Belebung der Nachfrage mittels Prämien und


sonstiger Opfer zu vermeiden suchte, so würden alle ein solches Vorgehen für


unvernünftig erklären.


Wem würde man die Schuld an diesen Preisschwankungen aufladen, dem


Streichhölzchen oder der Regierung?


Und doch hat man hinsichtlich des Peso-Nationalgelds nach jenem unverstän-


digen Verfahren gehandelt; man hat damit die Ergebnisse gezeitigt, die alle ken-


nen und für die man jetzt den Stoff verantwortlich machen will, aus dem jenes


Geld gefertigt wurde.


Deshalb wiederhole ich, daß die Ursachen der Schwankungen im Preise des


Nationalgeldes falsch bewertet worden sind.


Das Papiergeld kann sich dem Willen seiner Verwalter nicht entziehen. Aber


nötig ist, daß jene Verwalter mit Waren umzugehen lernen, daß sie den Handel


verstehen, daß sie einsehen, die Stetigkeit des Preises vom Peso-Nationalgeld


sei nur durch Anpassung seines Angebots an die Nachfrage zu erreichen.


Außerdem aber ist nötig, den Monopolverwaltern die zum Befolgen jener Politik


unentbehrlichen Befugnisse einzuräumen; es ist nötig, alle jene Schranken nie-


derzulegen, mit denen übervorsichtige Gesetzgeber die Macht des


Geldmonopols umgeben haben. Vor allem müssen wir das Gesetz beseitigen,


wonach eine auf Jahre im voraus festgesetzte Summe Geldes ausgegeben wer-


den sollte; wir müssen dafür ein neues Gesetz schaffen, wonach alles fehlende


Geld neu auszugeben und alles überschüssige Geld zurückzuziehen ist; wir


müssen die Regierung ermächtigen, das Geld auszugeben in einer Menge, die


nicht durch das Gesetz, sondern nur durch die Verkehrsbedürfnisse beschränkt


wird, und wir müssen der Regierung die Mittel geben, um jeden sich einstellen-


den Überschuß an Noten zurückzuziehen.


Dies ist die Geldpolitik, die uns unfehlbar die Stetigkeit des Preises einbringen


wird, die Stetigkeit des Geldpreises, die die Forderungen der Gerechtigkeit und


die Bedürfnisse des Handels befriedigen wird.


Der Maßstab für den Bedarf an Geld


Sagten wir im vorigen Abschnitt, daß es die Verkehrsbedürfnisse sein müßten,


die in der Frage der Geldemission entscheiden, so ergibt sich die Frage: Wo ist


der Maßstab für jene Bedürfnisse?


Die einen werden sagen: Den Maßstab liefert die Preisermittlung der Waren im


allgemeinen, der Warendurchschnittspreis; die anderen werden sagen: Der


Maßstab liegt im Wechselkurs auf das Ausland, wie ihn das Agio, das


Goldaufgeld widerspiegelt.
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Die ersteren erstreben die unbedingte Geldpreisfestigkeit, die anderen be-


gnügen sich mit der Beseitigung der Schwankungen beim Golde. Welche


Anschauung verdient da den Vorzug?


In den Ländern mit Goldwährung bestreitet man nicht, daß dieses Geld großen


Schwankungen unterworfen ist; zuweilen sind diese plötzlich und schroff, zuwei-


len langsamer, und gerade diese Schwankungen sind es, die den Freunden der


Doppelwährung die Waffen zu ihren Angriffen liefern.


Dafür können wir andererseits hierzulande nicht leugnen, daß der Goldpreis,


die Festigkeit des Auslandskurses, für Argentinien außergewöhnliche Bedeutung


hat, insofern fast die ganze Erzeugung gegen Gold verkauft wird und auch die


Preise der Mehrzahl der Verbrauchsgüter nach Gold berechnet werden (sich


nach dem Stand der Valuta richten). Ich glaube, es gibt kein zweites Land, wo im


Vergleich zur Volkszahl der Auslandshandel so groß ist wie hier.


Wenn wir nun bei der Verwaltung unseres Geldwesens die Warenpreisstatistik


zur Richtschnur nehmen und die Währung auf feste Warenpreise hinsteuern, so


wird nicht zu vermeiden sein, daß dieses Vorgehen auf Widerspruch bei denen


stößt, die eine feste Valuta wünschen, und zwar so oft, wie das Gold im Preise


steigt oder fällt (d. h., so oft die Valuta sich „bessert“ oder „verschlechtert“).


Beide Ziele werden erst dann vereinbar sein, wenn in allen Ländern in der


Währungspolitik der feste Durchschnittswarenpreis (index number) zum Ziele


genommen wird, denn es ist klar, daß im Verkehr zwischen Ländern mit beider-


seitigen festen Warenpreisen (unveränderlichem Index) auch der Wechselkurs,


die Valuta fest sein wird.


Wir müssen uns also entscheiden, ob wir die Festigkeit der Valuta dem festen


Preisstand der Waren unterordnen wollen oder ob wir umgekehrt eine feste


Valuta anstreben und dafür auf den festen Preisstand der Waren verzichten wol-


len.


Entscheiden wir uns für den festen Preisstand der Waren, so werden alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren auf den


europäischen Märkten erleidet, sich in unserer Valuta widerspiegeln; stellen wir


aber unsere Währungspolitik auf feste Valuta ein, so übertragen wir alle


Schwankungen, die das Gold in seinem Tauschverhältnis zu den Waren (in


Europa) erleidet, unmittelbar auch auf unsere Märkte. (D. h. also, daß, wenn im


Ausland die Preise schwanken, sie auch in Argentinien schwanken werden.)


Ich kann hier nicht dieser wissenschaftlich wie praktisch äußerst wichtigen


Sache auf den Grund gehen. Ich werde mich begnügen, den kürzesten und


sichersten Weg anzugeben, der zur Versöhnung dieser auseinanderstrebenden


Wünsche führen kann.


Zur Zeit muß es unser Bestreben sein, unsere Geldpolitik einem
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festen Auslandskurs anzupassen, und wir müssen für den Augenblick zugunsten


der überragenden Interessen des Auslandshandels auf die festen Warenpreise


verzichten. Zugleich aber müssen wir alle mit uns Handel treibenden Länder


Europas und Amerikas zu einer zwischenstaatlichen Beratung einladen, um dort


die zur Vermeidung der Schwankungen im Index eines jeden Landes erforderli-


chen Maßnahmen zu besprechen; denn wenn alle Staaten mittels einer einheitli-


chen Geldpolitik die Warenpreise innerhalb enger und fester Grenzen zu erhalten


bestrebt sind, so wird auch die Valuta unter allen diesen Ländern festbleiben,


ohne daß es nötig wäre, ihnen allen das mit der Einführung der Goldwährung


verknüpfte Opfer aufzuerlegen.


Jedes Land kann dann den ihm für sein Geld am passendsten erscheinenden


Stoff auswählen. Das eine Land wird hierfür das Papier bevorzugen, ein anderes


Silber, Nickel, Kupfer, Gold; wenig kommt hierauf an, vorausgesetzt, das in allen


Ländern das Angebot von Geld genau der Nachfrage angepaßt werde, daß


innerhalb der Grenzen eines jeden Landes das Tauschverhältnis des Geldes zu


den Waren nicht schwankt; alsdann wird der Wechselkurs zwischen all diesen


Ländern folgerichtiger - und notwendigerweise fest bleiben.


Der Valutakurs zwischen Paraguay und Argentinien ist gegenwärtig 1 zu 2,48.


Wenn wir bei uns die Warenpreise senken, wird unsere Valuta steigen; erhalten


wir aber die Warenpreise auf ihrem jetzigen Stand, und geschieht das Gleiche in


Paraguay, so wird sich der Kurs nicht wesentlich von seinem jetzigen Stand ent-


fernen können.


Der gegenwärtige Valutakurs zwischen England und Argentinien ist 1 zu 2,70.


Entdeckt man aber in Klondyke Berge von Gold oder führt man die


Doppelwährung ein, so werden die in Gold ausgedrückten Warenpreise steigen,


und hier in Argentinien wird die Valuta sich „bessern“. Unterdrückt man aber in


England die freie Goldausprägung (wie man bereits die freie Silberprägung auf-


gehoben hat) und paßt man dafür diese Ausprägung (die Geldausgabe) den


Bedürfnissen des Marktes an, um auf diese Weise die Warenpreise im eigenen


Lande zu befestigen, dann wird der Wechselkurs zwischen Argentinien und


England gleichfalls unveränderlich bleiben.


Der Valutakurs zwischen Argentinien und Chile dreht sich gegenwärtig um X.


Fahren diese beiden Freistaaten fort, die Warenpreise im gleichen Verhältnis zu


senken, so wird der Kurs unverändert bleiben, trotzdem die Warenpreise sinken.


Weicht aber einer der Freistaaten vom vorgezeichneten Wege ab, so werden wir


sofort eine Abweichung im Kurse haben.


Diese Feststellungen genügen, um zu zeigen, daß die Stetigkeit des


Auslandskurses unabhängig ist von dem für die Geldherstellung gewählten Stoff;


ferner, daß ein Land für sich allein das Ziel nicht
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erreichen kann, daß dies vielmehr nur das Ergebnis einer einheitlichen


Geldpolitik aller Staaten sein kann; nur eine zwischenstaatliche Verständigung


kann die Erfordernisse eines festen Wechselkurses mit denen eines festen


Geldpreises in Einklang bringen.


Es ist deshalb anzustreben, daß diese zwischenstaatliche Einigung möglichst


bald zustande komme, und inzwischen tun wir gut daran, die Festigkeit im


Preisstand der Waren der überragenden Bedeutung unseres Auslandshandels


unterzuordnen.


Der Auslandswechselkurs, wie ihn der Preis des Goldes widerspiegelt, wird


also den Maßstab abgeben, an dem wir die Bedürfnisse des Marktes in Fragen


der Notenausgaben abschätzen, und bis dahin, wo wir uns mit den anderen


Völkern über einen gerechteren und wissenschaftlich genaueren Maßstab ge-


einigt haben, werden wir Noten in den Verkehr bringen, so oft der Wechselkurs


zurückgeht (die Valuta sich verschlechtert) und umgekehrt Noten verbrennen, so


oft der Kurs (das Gold) steigt.


Befolgen wir dieses Verfahren mit Festigkeit, so wird der Wechselkurs auf das


Ausland so unbeweglich bleiben wie wenn gemünztes Gold bei uns umliefe. Wir


werden die Vorteile der Goldwährung genießen, ohne genötigt zu sein, in ihr ein


totes Kapital im Werte von 300 Millionen Pesos festzulegen.


Wir müssen so viel Noten ausgeben, wie sich als fehlend erweisen, und soviel


Noten zurückziehen, wie sich als überschüssig erweisen. Wir müssen, um den
festen Wechselkurs aufrecht zu erhalten, das tägliche Geldangebot der täglichen
Nachfrage nach Geld anpassen.


Untersuchen wir jetzt, auf welche Machtmittel sich die Geldverwaltung stützen


könnte, um diese Aufgabe zu erfüllen!


Ersetzen wir das Gesetz, wonach jahrelang eine feststehende Summe Geldes


für den Umlauf bestimmt wird, durch ein anderes, das die Regierung zu einer


vom Gesetz der Summe nach nicht festgelegten, sondern nur durch die


Verkehrsbedürfnisse begrenzten Notenausgabe ermächtigt, das sich im Handel


als fehlend erweist!


Ein solches Gesetz eröffnet den Auslandswechseln (Devisen), dem Gold, einen


unbegrenzten Absatz. Alles Gold, das unter einem festgesetzten Preis angeboten


wird, kauft die Geldmonopolverwaltung mittels neu ausgegebenen Papiergeldes


auf. Alles Gold, das also zu jenem festgesetzten Preis keine Käufer findet, findet


Aufnahme in der Schatzkammer der Monopolverwaltung. Infolgedessen wird der


Auslandswechselkurs niemals zurückgehen können, denn niemals wird die


Nachfrage nach Gold fehlen. Jenes Gesetz wird den Goldpreis vor jedem Sinken
schützen.
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Damit haben wir schon unendlich viel gewonnen. Wird der Goldpreis nicht


mehr mangels an Käufern sinken können, so werden die Warenpreise auch nicht


unter ihre Goldpreise (Weltmarktspreise) sinken können, Kaufmann, Landwirt,


Gewerbetreibender werden gegen jeden von der „Besserung“ der Valuta herrüh-


renden allgemeinen Preisrückgang vollkommen gesichert sein.


Wer ein Unternehmen mit Hilfe fremden Geldes zu begründen beabsichtigt,


wird nicht mehr zu befürchten brauchen, er könnte durch die „Besserung“ der


Valuta zugrundegerichtet werden.


Selbstverständlich wird jede Valutaspekulation unmöglich, sobald die Valuta


sich nicht „bessern“ kann. Wenn heute der Wucherspieler in der Hoffnung auf


eine Valutaverschlechterung einen Einsatz wagt, so geschieht es in der


Zuversicht, daß er die Valuta wieder wird bessern (heben) können; steigt aber


das Geld, dessen Preis er mit Opfern gesenkt hat, nicht wieder, hat das Geld


nicht mehr die Spannkraft, um immer wieder auf seinen Ausgangspunkt zurück-


zukehren, so verliert jenes Wucherspiel seinen Reiz. Der Wucherspieler würde


seinen Besitz entwerten, ohne Aussicht, den Wert wieder anschwellen zu sehen,


ohne Aussicht auf das Erlangen von Überschüssen, die doch das Ziel seiner


Machenschaften sind.


Indem wir also die „Valutabesserung“ unmöglich machen, beseitigen wir das


Wucherspiel, und damit verschwindet wieder eine der Ursachen, die bisher den


Geldmarkt in Verwirrung brachten.


Niemand wünscht sein Kapital zu mindern, und wenn Wucherspieler zeitweise


sich darauf einlassen, ihr Geld im Werte herabzusetzen, so geschieht es allein in


der Hoffnung, das verlorene in der unvermeidlichen Rückflut mit Wuchergewinn


wiederzuerlangen. Diese Hoffnung schwindet aber für sie, sobald die öffentliche


Geldverwaltung dem Angebot durch eine unbegrenzte Nachfrage entsprechen


kann.


Das ist es, was wir über die Besserung der Valuta zu sagen hatten.


Untersuchen wir jetzt, wie die Geldverwaltung auch eine „Verschlechterung“


der Valuta zu verhüten in der Lage sein wird!


Um die Verschlechterung der Valuta zu verhüten, wird man den sie verur-


sachenden Überschuß an Geld zurückziehen, also aufkaufen müssen. Mit 


welchen Mitteln? Antwort: Mit dem, was das Geldmonopol einbringen wird.


Jeder Tag zeigt uns, daß das Monopol irgendeiner noch so unbedeutenden


Ware etwas einträgt, und zuweilen ganz bedeutende Summen.


Die Einkünfte, die viele Erfinder aus dem Vertrieb ziehen, bilden den Ertrag des


Monopols, das ihnen das Erfindungspatent verleiht. Sollte da das Monopol unse-


res Geldes, eines unentbehrlichen Artikels, der wichtigsten Marktware, nichts 


einbringen?
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Es wäre ein seltsamer, für jeden Kaufmann unfaßbarer Fall, wenn das Monopol


unseres Geldes, unseres Tauschmittels unfruchtbar bliebe, nichts einbrächte.


Wirklich unfaßbar.


In Frankreich, Deutschland, England, den Vereinigten Staaten bringt das


Monopol der Notenausgaben dem Staate jährlich beträchtliche Summen ein. In


Deutschland 5% der nicht durch Gold gedeckten Noten. Wo bleiben jetzt die


Summen, die die Notenausgabe von 300 Millionen Pesos erbringen müßte? Man


antwortet darauf: Kapital und Zinsen sind zum Bezahlen von Schulden verwen-


det worden.


In diesem Falle schuldet das Land der Geldverwaltung jene Summe, und sie


muß ihr billigerweise erstattet werden. Möge das Land seine Schulden mit


Rententiteln bezahlen. Die Emissionen sind dazu da, den Verkehr mit dem für


den Warenaustausch nötigen Geld zu versehen, und man soll nicht die


Bedürfnisse der Staatskasse mit jenen des Marktes vermengen.


Man erstatte somit der Geldverwaltung den Gegenwert jener 300 Millionen in


Rententiteln. Das ist eine gerechte Forderung.


Man eifert gegen das Papiergeld, gefällt sich darin, jenes Geld haftbar zu


machen für alle Leiden, die den Markt treffen, und gleichzeitig beraubt man es


seiner eigenen Waffen.


Man erstatte demnach die 300 Millionen in Rententiteln, und wir werden dann


sehen, ob mit dieser Rücklage und dem, was jährlich an Zins hinzukommt, die


Geldmonopolverwaltung nicht fähig ist, jedweden Geldüberschuß zurückzuziehen


und die Schwankungen zu beherrschen; wir werden sehen, ob sie nicht unbe-


dingte Herrin in ihrem eigenen Hause ist, ob nicht in der Tat das Papier zur


Geldherstellung taugt.


Die durch die Notenausgabe eingebrachten 300 Millionen gehören jener


Emission, und solange man dem gesetzlichen Gelde nicht erstattet hat, was ihm


gehört, ist jede Urteilsabgabe über Vor- und Nachteile des Papiergeldes minde-


stens voreilig.


Die Länder Europas, die das Gold als Stoff für die Herstellung ihres Geldes


erwählt haben, ziehen aus diesem Golde keinerlei Gewinn, denn Metallgeld ist


totes Kapital.


Im Gegenteil kostet ihnen jenes Gold Zinsen. So erwarb Rußland in den letzten


Jahren Gold für gewaltige Summen, für deren Zahlung dort Rententitel ausgege-


ben wurden.


Österreich und Italien verfuhren ebenso, und die Ausgabe fünfprozentiger


Schuldscheine, die in den Vereinigten Staaten erfolgt, so oft dort die Reserven


abnehmen, kostet dem nordamerikanischen Volke bedeutende Summen.


Keinerlei Opfer verlange ich zugunsten des Peso-Nationalgeld. Das aus Papier


gefertigte Geld ist nicht so anspruchsvoll wie sein aus
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Gold hergestellter Genosse; ich möchte nur zugunsten unseres bescheidenen


Geldes einen kleinen Teil der Liebe erbitten, die andere Länder für ihr Goldgeld


verschwenden; ich möchte nicht, daß man das aus Papier gefertigte Geld miß-


handelt und ausbeutet, während man zugunsten des Goldes Opfer jedweder Art


bringt - um sodann zu behaupten, das Papier sei untauglich. Denn das ist nicht


ernst.


Man verfolge eine gesunde, verständige Geldpolitik, man erstatte dem


Papierpeso, was ihm gehört, und wir werden dann sehen, welches das bessere


Geld ist: das Geld, das gegenwärtig die Abenteurer von Klondyke ausgeben,


ohne Rücksicht auf die Verkehrsbedürfnisse zu nehmen, oder das Geld, das wir


hier ausgeben werden, nachdem wir eindringlich unsere Marktlage erforscht


haben werden; dann soll sich erweisen, ob eine vom Zufall und von Abenteurern


geführte Geldpolitik sich messen kann mit derjenigen, die den Markt und seine


Bedürfnisse zur Richtschnur nimmt.


Das Geldmonopol indessen, auch nachdem es der Raubsucht der Staatskasse


ausgeliefert, nach allen Regeln der Kunst geplündert und erschöpft zurückgelas-


sen wurde, erweist sich als so fruchtbar und kraftvoll, daß es ohne fremde Hilfe,


aus eigener Kraft etwas erbringen und sich aus seiner traurigen Lage heraus-


arbeiten muß.


Ähnlich wie ein fruchtbares Feld, ausgebeutet durch einen geizigen Bebauer,


der ihm nicht an Dünger zurückgab, was er an Ernten herausgezogen hatte, mit


der Zeit doch seine ursprünglichen Kräfte wiedererlangt, so wird sich auch das


Geldmonopol verhalten.


Aus diesem Grunde brauche ich nicht einmal auf jener ersten Forderung zu


bestehen, wonach der Monopolverwaltung der Erlös aus den ausgegebenen 


300 Millionen Noten erstattet werden soll; ich will vielmehr nachweisen, daß das


Monopol auch ohne jene Hilfe aus seiner jetzigen Lage sich befreien kann, d. h.,


daß die ihm noch verbleibenden Kräfte es dem Geldmonopol noch gestatten, die


nötigen Rücklagen für seine geordnete Verwaltung zu bilden.


Sehen wir zu. Seit Jahren, d. h. seit den letzten Notenausgaben hebt sich die


Valuta (sinken die Warenpreise), einesteils als Folge der Verbrennung von


Geldscheinen durch die Konversionskasse, hauptsächlich aber infolge


Vermehrung der Bevölkerung. Und das ist verständlich, denn entsprechend


ihrem größeren Handelsverkehr benötigt eine große Bevölkerung mehr Geld als


eine kleine, und wenn keine der wachsenden Nachfrage nach Geld entsprechen-


de Befriedigung durch Ausgabe neuer Noten erfolgt, so muß naturnotwendig ein


Rückgang der Warenpreise eine Folge jener Versäumnis sein. Wollen wir also


bei weiterem Anwachsen der Bevölkerung einen festen Preisstand haben, so


muß neues Geld im Maßstab jenes Anwachsens ausgegeben werden.


Das Gold steht jetzt 260 im Kurs, aber wir hatten auch einen Stand
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von 350 und darüber. Nehmen wir an, das Gesetz habe der Konversionskasse


die Befugnis erteilt, einen festen Goldpreis aufrecht zu erhalten, wie viele Noten


hätte die Kasse dann ausgeben müssen, um ein Sinken des Goldes von 350 auf


260 zu verhindern?


Die Ausrechnung stellt sich wie folgt: Bei einem Notenbestand von annähernd


290 Millionen ist der Goldpreis 270, und die zum Aufrechterhalten des Standes


von 350 nötige neue Notenausgabe würde also betragen haben:


290 : 270 = 1074 x 350 = 375 900 000


wovon der jetzige Bestand abgeht mit 290 000 000


Pesos   085 900 000


Die Geldmonopolverwaltung (die jetzige Konversionskasse) hätte also zu dem


gegenwärtigen Notenumlauf weitere 85 Millionen Pesos ausgeben müssen, um


ein Sinken des Goldes unter den Stand von 350 zu verhindern; und die Ausgabe


jener 85 Millionen würde den gleichen Erlös in Werten aller Art erbracht haben;


sei es, daß man für jene Neuausgabe an der Börse Wechsel, Rententitel, Gold


oder was immer sonst geeignet gewesen wäre, gekauft hätte.


Mit jenen Werten in seiner Kasse könnte heute die Geldmonopolverwaltung 85
Millionen Pesos gesetzlichen Geldes, also 20% der ganzen Notenausgabe aus
dem Verkehr ziehen. Würde dieser Betrag nicht ausreichen, um den Geldpreis


auch bei einer Neigung zum Sinken zu beherrschen? Auch die europäischen


Banken haben Reserven, aber, wie erheblich diese auch sein mögen, reichen sie


niemals an die 20% des gesamten Geldumlaufs.


Die gleichen Ursachen aber, die das Sinken des Goldes von 350 auf 270


erzeugten, bestehen immer noch. Die Bevölkerung wächst, der Handel dehnt


sich entsprechend aus, die Nachfrage nach Geld nimmt mit der Volkszahl und


der Handelsausdehnung zu, und wenn wir nicht wollen, daß die Preise wegen


Mangels an Nachfrage oder Geld weiter sinken, so bleibt nur der Ausweg, schritt-


weise den Notenbestand zu vermehren. Diese allmähliche und unvermeidbare


Ausgabe neuer Noten wird also eine stetige und zuverlässige Einnahmequelle


für die Geldmonopolverwaltung bilden, und die Einnahme wird dem


Bevölkerungszuwachs entsprechen. Steigt die Volkszahl um 1% jährlich, so wird


die Jahreseinnahme drei Millionen Pesos sein, beträgt der Zuwachs 2%, so wer-


den es jährlich sechs Millionen Pesos sein.


Gegenwärtig beschränkt sich der Bevölkerungszuwachs fast auf die


Vermehrung, die das Volk aus sich heraus erzeugt; dies schulden wir der Krise,


die als Folge der Hebung der Valuta auftritt und die Einwanderer anhält. Gelingt


es uns jedoch, der Geldpolitik eine andere
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Richtung zu geben, so werden sich Gewerbe und Handel wieder beleben und 


die Einwanderung aufs neue heranziehen.


Reißen wir also die Deiche ein, die durch den Preisrückgang, durch die


Geldknappheit der gesunden Entfaltung der Schaffenskraft des Landes im Wege


stehen, so muß der Bedarf an Geld steigen, er muß notwendigerweise in stets


wachsendem Maße sich steigern.


Die Wirtschaftsgeschichte des Landes, der noch unausgebeutete Reichtum


ausgedehnter Gebiete berechtigt uns, auf die Zukunft Argentiniens zu vertrauen;


diese selbe Zuversicht aber muß zur Annahme berechtigen, daß der argenti-


nische Verkehr einen wachsenden Bedarf an Geld haben wird.


Wenn bei einer Einwohnerzahl von vier Millionen 300 Millionen an Geld für den


Verkehr nicht ausreichen (der Beweis für ihre Unzulänglichkeit liegt im steten und


allgemeinen Preisrückgang vor) so leuchtet ein, daß wir bei fünf Millionen 375


und bei sechs Millionen 450 Millionen an Geld benötigen werden.


Bemerkung. All diese Berechnungen beruhen auf der Annahme, daß das Tauschverhältnis zwi-


schen Geld und Waren auf unseren Auslandsmärkten sich nicht verändern wird. Fallen oder steigen


jedoch die in Gold ausgedrückten Preise, so würde die Voraussetzung für diese Berechnungen nicht


mehr zutreffen. Sinken die Warenpreise in Europa, so werden sie auch hierzulande sinken, und wir


werden, um das Gleichgewicht zu erhalten, Papier zurückziehen müssen; steigen aber die


Warenpreise (in Gold ausgedrückt), so werden wir entsprechend mehr Papiergeld ausgeben müssen.


Jedoch liegt im Bevölkerungszuwachs nicht die einzige Handhabe, die der


Geldmonopolverwaltung zur Bildung ihrer Reserven zur Verfügung steht, auch


nicht die wichtigste.


Die Grundlage für jede Nachfrage nach Geld besteht im Privateigentum und 
in der Arbeitsteilung. Je stärker entwickelt diese beiden wirtschaftlichen


Einrichtungen sind, um so größere Nachfrage nach Geld werden sie erzeugen.


Beide aber, Arbeitsteilung wie auch Privateigentum, sind hier in Argentinien


noch sehr ausdehnungsfähig. Es gibt ganze Provinzen, die wegen fehlender


Arbeitsteilung noch fast nichts für den Markt erzeugen. Die Bewohner begnügen


sich, das für den Eigenbedarf nötige hervorzubringen, und sie haben keine ande-


ren Bedürfnisse als diejenigen, die sie mit eigenen Armen und den Hilfsquellen


der umgebenden Natur befriedigen können. Mangel an Beförderungsmitteln


macht Warenaustausch und Arbeitsteilung unmöglich. In jenen Provinzen besteht


keine Nachfrage nach Geld. Die ihre Geleise täglich verschiebenden


Eisenbahnen ermöglichen jedoch die Ausfuhr einer großen Menge von


Erzeugnissen und verleihen ihnen Wert; dieser Wert aber reizt zu vermehrter


Arbeitsteilung. Deswegen wächst die Nachfrage
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nach Geld mit jedem Kilometer, um den wir die Ausdehnung unserer Bahnlinien


vermehren, und wir müssen deshalb die Notenausgabe so vermehren, daß sie


mit dem Eisenbahnbau Schritt hält.


Wieviel beträgt die Vermehrung der Geldnachfrage, soweit sie von wachsender


Arbeitsteilung herrührt? Auch dies können wir annähernd genau ausrechnen.


Vom Jahre 1892 bis 1897 sank der Goldpreis von 370 auf 270, was annähernd


30% ausmacht.


Im gleichen Zeitraum verbrannte die Konversionskasse


10 Millionen, also 03%


und die Bevölkerung wuchs um 10%


insgesamt 13%


Rechnen wir diese von den 30% ab, so bleiben auf Rechnung vermehrter


Arbeitsleistung 17%, also ungefähr 3% für ein Jahr.


Wenn wir nun annehmen, daß die Zunahme der Arbeitsteilung einige weitere


Jahre hindurch im gleichen Verhältnis andauert, so würden wir die sich daraus


ergebende verstärkte Nachfrage nach Geld mittels neuer Notenausgaben auszu-


gleichen haben, weil sonst - wie seit Jahren - das Geld weiter im Preise steigen


oder, was dasselbe ist, der Preis der Waren weiter sinken würde.


Es bestehen jedoch, und ich erkenne dies ohne weiteres an, gewisse Kräfte,


die imstande sind, der Wirkung entgegenzuarbeiten, die der


Bevölkerungszuwachs und anderes auf die Nachfrage nach Geld ausüben, denn


es könnte der Fall eintreten, daß die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes zu-
nähme, was im Verkehr dieselbe Wirkung üben würde wie eine vermehrte


Notenausgabe.


Und es liegen statistisch festgestellte Tatsachen vor, die die Möglichkeit erwei-


sen, daß dieser Fall eintritt. So steht es z. B. fest, daß der englische Markt nicht


halb so viel Geld aufnehmen kann wie der französische Verkehr in ständigem


Umlauf erhält, und dies trotzdem die Arbeitsteilung in England entwickelter ist als


in Frankreich.


Dies liegt an den Bankeinrichtungen, die den Gebrauch des Geldes und die


Nachfrage danach schmälern und seinen Umlauf beschleunigen.


Die von mir vorgeschlagene Geldpolitik würde nun sofort einen beschleunigten


Geldumlauf herbeiführen, indem sie dem Markte alle die Gelder wieder zuführen


würde, die durch die Hoffnung auf weitere Steigerung des Geldwertes zurückge-


zogen sind, und wir müssen deshalb sofort Anstalten treffen, um die durch den


beschleunigten Umlauf herbeigeführte Beeinflußung der Preise zu bekämpfen.


Nach „Mulhalls statistischem Wörterbuch“ betrug der Geldumlauf auf den Kopf


der Bevölkerung in:
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Großbritannien 04,4 Pfund Sterling


Deutschland 05,0 Pfund Sterling


Vereinigte Staaten 07,0 Pfund Sterling


Frankreich 11,8 Pfund Sterling


Unser Notenumlauf von 290 Millionen ergibt zum jetzigen Kurs von 270 den


Betrag von 4,7 Pfund Sterling auf den Kopf der Bevölkerung und weist uns unse-


re Stellung an zwischen den beiden Ländern, die nach der erwähnten Ermittlung


im Vergleich zu ihrem Handel das wenigste Geld benötigen. Dies könnte uns zur


Annahme verleiten, daß das Geld hierzulande schon sehr schnell umläuft, und


daß daher keine große Gefahr für eine merkliche Beschleunigung besteht.


Bedeutet aber die beschränkte Geldmenge, mit der der argentinische


Handelsverkehr auskommt, nicht vielleicht Mangel an Nachfrage nach Geld,


Mangel an Arbeitsteilung, Mangel an Besitzwechsel? Ohne eine ins einzelne


gehende Untersuchung ist diese Frage schwer zu beantworten.


Doch können wir das beiseite lassen. Sicher ist, daß die Hebung der Valuta,


die alle von den jetzt geltenden Emissionsgesetzen erwarten, dem Verkehr einen


merklichen Teil der ausgegebenen 300 Millionen vorenthält, sicher ist, daß die


„Besserung der Valuta“ gegenwärtig den Geldumlauf behindert, während die vor-


geschlagenen Reformen im Gegensatz dazu seinen Umlauf begünstigen würden.


Sicher ist, daß die vorgeschlagenen Reformen den Geldumlauf sofort


beschleunigen und damit preistreibend wirken würden.


Andererseits ist es gleichfalls sicher, daß die Reformvorschläge Handel und


Gewerbe neu beleben, und daß die mehr erzeugten Güter wahrscheinlich das


vermehrte Geldangebot (vielleicht mit Überschuß) ausgleichen würden.


Nehmen wir diese Wirkung als sicher eintretend an, daß also der erwartete


schnellere Geldumlauf sich durch die erhoffte verstärkte Warenerzeugung


(Nachfrage nach Geld) ausgleicht, so würde sich die Lage der


Geldmonopolverwaltung wie folgt gestalten.


Jährliche Notenausgabe zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld,


die als Folge des Bevölkerungszuwachses eintritt:


2% auf 290 Millionen Pesos 05 800 000


Desgleichen zum Ausgleich der verstärkten Nachfrage nach Geld, die durch die


zunehmende Arbeitsteilung erzeugt wird


3% auf 290 Millionen Pesos 08 700 000


insgesamt Pesos 14 500 000


Ebensoviel im zweiten Jahre, zuzüglich Zinsen auf das Erträgnis des ersten


Jahres, und nach drei Jahren würde die Geldmonopolver-


Geldmonopolverwaltung
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waltung bereits über 50 Millionen Pesos an Börsenwerten ersten Ranges ver-


fügen.


Würde diese Summe nicht ausreichen, um die Valuta auch vor einer


„Verschlechterung“ zu schützen?


In drei Jahren würde die Notenausgabe auf 352 gestiegen sein, und die in den


Kassen der Geldmonopolverwaltung befindlichen 50 Millionen würden somit den


siebenten Teil der ganzen Emission ausmachen.


Gibt es auf der Erde ein zweites Land, das über vergleichsweise so gewaltige


Mittel zur Regelung des Geldumlaufs verfügt?


Durch den Verkauf dieser 50 Millionen an Rücklagen könnte die


Geldmonopolverwaltung an der empfindlichsten Verkehrsstelle, an der Börse,


10% des gesamten Geldumlaufs zurückziehen!


Uns diese Reserven würden alljährlich schrittweise zunehmen, genau entspre-


chend dem Bevölkerungszuwachs, im genauen Verhältnis zur Weiterentwicklung


der Arbeitsteilung und des Besitzwechsels. Schritthaltend mit dem argentinischen


Handelsverkehr würde die Macht der Geldmonopolverwaltung sich mehren, sie


würde in wenigen Jahren ihren Machtbereich durchaus beherrschen.


Schlußfolgerung


Das aus Papier gefertigte Geld begegnet auf der ganzen Erde großem


Mißtrauen, und es liegt darin nichts Verwunderliches. Denn nicht alle haben


Muße, der Sache auf den Grund zu gehen, bevor sie ihr Urteil abgeben.


Wann hat man zum Papiergeld gegriffen? Das geschah, so oft unter der


Herrschaft des Metallgeldes eine Krise ausbrach (in den Vereinigten Staaten, in


Italien z. B.) und die Regierungen, die Bedürfnisse der Staatskasse mit denen


des Verkehrs verwechselnd, die Notenausgabe als bequemes Mittel, sich Geld


zu verschaffen, benutzten (in England, Frankreich, Rußland, Italien, Argentinien,


Chile usw.); es geschah, wenn in Kriegszeiten, bei Hungersnot, als Folge von


Seuchen das Metallgeld verschwand (Gresham-Gesetz), kurz, stets in Zeiten der


Not, und nicht in dem Bestreben, den Geldumlauf zu bessern, sondern unter


dem Drucke, den die dem Geldwesen vollständig fremden Triebkräfte ausübten.


Niemals, in der Gesamtgeschichte des Papiergeldes nicht ein einziges Mal,


griff man zum Papiergeld, weil man sich daraus ein Vorteil für den Verkehr ver-


sprach. Niemals hat man zugunsten des Papiergeldes das kleinste Opfer


gebracht (wie es doch alltäglich zugunsten des Metallgeldes geschieht); man 


hat es im Gegenteil seiner eigenen Hilfsquellen beraubt.
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Ist es da verwunderlich, daß das Papiergeld, mißhandelt und ausgebeutet, die


berechtigten Ansprüche des Verkehrs nicht befriedigen konnte, daß es, ver-


glichen mit seinem metallischen Genossen, dem verhätschelten Lieblingskind


sämtlicher Regierungen, sich als mangelhaft erwies? Ist es nicht ganz natürlich,


daß in Folge naheliegender Gedankenverbindungen das Wort Papiergeld die


Erinnerung wachruft an Krise, Hunger, Krieg, Elend?


Es besteht hierzulande als Abteilung der Regierung eine Konversionskasse.


Entspricht der Zweck dieser Einrichtung dem Sinne ihrer Bezeichnung, so muß


die Absicht vorliegen, zum Metallgeld zurückzukehren, und das Bestehen der


Konversionskasse muß als der erste Schritt nach jener Richtung angesehen 


werden.


Ist aber die Umwandlung unseres Geldwesens, ist die Konversion beschlosse-


ne Sache, so müssen wir auch annehmen, daß die Fragen und Aufgaben, die


heutzutage das Metallgeldwesen stellt, bei uns bereits gelöst worden sind. In


welchem Sinne ist das geschehen? Geschah es zugunsten des Silbers, des


Goldes, der Doppelwährung, der freien oder der bedingten Ausprägung?


Ich glaube, daß, wenn man diese Fragen entschieden hat, dies leichthin, ohne


daß man der Sache auf den Grund ging, geschehen ist.


Heutzutage zum System des Metallgeldes übergehen, heißt einen Sprung ins


dunkle tun, der teuer zu stehen kommen kann. Schon der bloße Umstand, daß


gegenwärtig der Zufall und die Abenteurer von Klondyke und Transvaal über das


Schicksal der Emission bestimmen, ist Beweis dafür, daß dieses Geldsystem


große Mängel haben muß. Das Mangelhafte aber ist nicht von Dauer.


Dem Silber ist kürzlich das Prägerecht entzogen worden, und die dadurch


bewirkte Entwertung dieses Metalls hat zu ungeheuren Verlusten in all den


Ländern geführt, wo man Silber zur Geldherstellung gewählt hatte. Was heute


dem Silber widerfuhr, kann morgen dem Golde zustoßen. Also Vorsicht mit dem


Golde!


Die Aufhebung des Prägerechtes für das Gold aber wird an dem Tage einset-


zen, an dem irgendwo auf dem Erdball beschlossen wird, mit dem Papiergeld


einen ernsthaften Versuch zu machen. An diesem Tage wird das Geldproblem 


für immer gelöst werden.


Wird dem Lande Argentinien die Ehre zufallen, diese Frage gelöst zu haben?


1898
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Die Geldschwemme von 1909
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Nach dem Inkrafttreten des Konversionsgesetzes und nachdem sich eine ausrei-


chende Metallreserve gebildet hatte, um den Umtausch der Geldscheine gegen


jede wirtschaftliche Eventualität zu sichern, sind wir praktisch zu einem


Währungssystem gelangt, das als „Goldkernwährung“ bezeichnet wird. Gold ist,


was es wert ist. Das Gold übt eine absolute Herrschaft über alle Preise aus, und


der Devisenkurs der übrigen Goldwährungsländer kann sich nie von der Spanne


entfernen, die sich aus den Export- und Importkosten des Goldes errechnet.


Unsere Währung ist genauso eng und fest an das Gold gebunden wie das Pfund


Sterling und sogar enger als der Franken und die Mark. Wirtschaftlich betrachtet,


gibt es keinen Unterschied zwischen der argentinischen Banknote und dem


Pfund Sterling. Den Beweis liefert die Tatsache, daß das Pfund und der argentini-


sche Peso hier täglich in riesigen Beträgen ohne jeden Abzug umgewechselt


werden. Jede Preisänderung des Geldes, d. h. jede Veränderung der Beziehung


zwischen dem Gold und den Waren, schlägt ungebremst auf unsere Märkte


durch. Wenn die Goldpreise steigen, so steigen hier auch die Preise, und wenn


die Goldpreise sinken, so folgen die in argentinischem Papiergeld ausgedrückten


Preise dem Beispiel. Es ist dies die notwendige, vorhersehbare und beabsichtig-


te Wirkung des Konversionsgesetzes.


Unser Geld teilt das Schicksal des Goldes. Und wenn viel Gold gefunden und


ausgemünzt wird, so werden hier viele Geldscheine gedruckt; erschöpfen sich


dagegen die Goldminen, so bedeckt sich die Druckpresse der Konversionskasse


mit Staub.


Wenn in einem fernen Lande mit Goldkernwährung eine Krise ausbricht, so


schlägt diese Krise unverzüglich auf den argentinischen Peso durch. Als im


Jahre 1907 das Gebäude der US-Wirtschaft einstürzte, weil ihr


Währungsfundament nicht mehr tragfähig war, bekamen das alle übrigen Länder


mit Goldkernwährung zu spüren, und auch die argentinische Währung mußte


den USA zu Hilfe eilen, indem von hier 30 Millionen Gold (direkt und indirekt) auf


den Weg gebracht wurden, so daß hier ein Geldloch entstand, das Unbehagen


und eine Anzahl von Konkursen auslöste.


Und so muß es sein, so will es das Konversionsgesetz. Wer in den Genuß


einer internationalen Währung kommen will, muß auch die Nachteile in Kauf neh-


men. Das gehört zum Für und Wider der Währungssolidarität. Das Geld hat nur


ein Heimatland: die Erde, diese tagsüber leuchtende und nachts in Dunkel


gehüllte Kugel, die mit unwahrscheinlicher Geschwindigkeit die Sonne umkreist –


sie ist das Vaterland des Goldes. Das Gold kennt keine Grenzen, keine Rassen,


keine Sprachen, keine Farben; mit leichtem Fuß überquert es die Grenzen und


findet sich stets da ein, wo die größten Vorteile winken.


Jetzt kehrt das Gold von seinem Spaziergang in die Vereinigten Staaten
zurück. Aus den 100 Millionen, auf die der argentinische Konversionsfonds in-
folge der US-Krise zusammengeschrumpft war, sind wieder 160 Millionen 
geworden, und weitere
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Steigerungen kündigen sich an. Die nordamerikanische Krise neigt sich dem
Ende entgegen; das Ergebnis ist, daß wir im Laufe eines Jahres die
Geldemissionen von 500 auf 630 Millionen erhöht haben. (Juarez Selman hat
noch nie in so schneller Folge so viele Millionen in Umlauf gesetzt.)


Jedoch kann die Krise, die gestern in Nordamerika ausbrach, morgen in
Deutschland ausbrechen (die Lage ist dort reichlich angespannt) oder in
Frankreich, England, Rußland etc. oder in all diesen Ländern gleichzeitig, und für
das zerbrochene Geschirr werden wir alle solidarisch zur Kasse gebeten werden.
Und wir haben die Gewißheit, erhärtet durch die Erfahrungen der letzten
Jahrhunderte, daß innerhalb weniger Jahre (man spricht von Zyklen von drei bis
vier Jahren, die jedoch von mal zu mal kürzer werden) eine neue Krise aus-
brechen wird, und es ist möglich, daß sie uns zu Zeiten überfällt, die von guten
Ernten nicht so begünstigt sind, und daß der Abfluß des Goldes mit der ent-
sprechenden Verringerung der Geldmenge schlimme Folgen hat.


Aus diesem Grunde ist es zweckmäßig, die Natur dieser periodischen Krisen
zu erforschen, deren Wiederkehr wir bereits wie Astronomen dem Kometen
Halley resigniert und fatalistisch entgegenstehen.


Wie läßt sich die Krise bekämpfen?


In „Die argentinische Währungsfrage“ habe ich ohne jede Einschränkung der


Theorie zugestimmt, mit der die Wirtschaftskrise mit sinkenden Preisen identifi-


ziert wird, und habe ihr neue eigene Erkenntnisse hinzugefügt.


Die Wirtschaftswissenschaftler der alten Schule, die Visionäre vom Wert, 


müssen logischerweise die Preissenkung nicht als Ursache, sondern als Folge


begreifen. Sie erklären den Preisrückgang als Folge der Überproduktion im Zuge


verbesserter Technik.


Die Produktion übersteigt die Nachfrage, und so kommt es zu Preissenkungen.


Der Wert der Waren hat sich verringert, während der Wert des Goldes stabil


blieb, da es sich um eine inhärente Eigenschaft des Goldes handelt.


Das Gold, so sagen sie mit bewährter Widersprüchlichkeit, kauft stets den glei-
chen „Wert“, den es innerlich besitzt, in Form von Waren. Daher kann das Fallen
der Preise nur Ausdruck fallender Warenwerte sein. Dieser Wertverlust erklärt
sich durch die fallenden Produktionskosten. Die Fertigungsverfahren der Waren
wurden verbessert - und selbstverständlich müssen die Preise fallen. Der
Maschinenpark, die Samen, die Rinderrasse wurden verbessert, und selbstver-
ständlich sinken die Preise. Die Schulen wurden perfektioniert, die Arbeiter sind
intelligenter und produzieren bessere Waren - und logischerweise müssen die
Preise stark und anhaltend sinken. Aber die gleichen Leute, die so argumentie-
ren, denken nie weiter, ziehen nie die Schlußfolgerungen aus ihrer Theorie.
Wenn die Fertigungsverfahren verbessert wurden, wenn wir über bessere
Maschinen und billigeres Stahl, billigeres Dynamit, intelligentere Arbeiter,
Chemiker, Geologen,
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wissenschaftlich gebildete Ingenieure verfügen, wenn wir daher mit weniger Arbeit
mehr produzieren können - warum sinkt dann nicht auch der „Wert“ des Goldes,
wenn doch (wie man sagt) aus den gleichen Gründen der „Wert“ der Waren sinkt?


Und wenn der „Wert“ des Goldes gleichzeitig mit dem „Wert“ der Waren fällt –
neutralisiert sich dann nicht der Einfluß der Produktion auf die Preise?


Wenn die technischen Verbesserungen gleichzeitig eine Verdopplung der
Produktion von Gold und Waren ermöglichen, müssen die Preise ungeachtet der
Verdopplung, Verdreifachung, Verzehnfachung der Warenproduktion stets gleich
bleiben. Das verlangt schon die Logik.


Aber was ist dann dieser famose „Wert“, wo bleibt er? Wenn der „Wert“ des
Goldes sich verdoppeln und verdreifachen kann und diese Tatsache unbemerkt
bleibt, dann ist dieser Wert kein wirtschaftlicher Faktor, und er kann in der
Währungsverwaltung außer Ansatz bleiben. Der Wert spielt weder in der Wirt-
schaft noch in der Wissenschaft die geringste Rolle.


Der Wert ist ein Fantasiegebilde, das der Notwendigkeit gehorcht, auf irgendeine
Weise die Preisschwankungen zu erklären. Und da es an einer klaren Vorstellung
von der Natur dieser Schwankungen fehlte, trat, wie in solchen Fällen immer, ein
leeres Wort, eine Phrase an ihre Stelle. Ein Wort ohne Sinn und Verstand, das ist
der „Wert“, das Fundament aller wissenschaftlichen Untersuchungen, das
Fundament auch der Theorie, die den Preisverfall als Konsequenz der Krise
erklärt.


In der Handelssprache hat das Wort „Wert“ einen klar definierten Sinn. Es
bedeutet, daß Nachfrage nach einer Ware besteht, daß sie einen Käufer finden
könnte, daß man für sie einen Preis verlangen und erhalten kann, dessen genaue
Höhe noch nicht bekannt ist, der aber geschätzt werden kann und der sich im ein-
zelnen am Tag des Verkaufs herausstellen wird, und zwar in Abhängigkeit von der
Marktsituation, das heißt von Angebot und Nachfrage. In der Handelssprache
bedeutet „Wert“ somit einfach den wahrscheinlichen Preis, den zukünftigen erhoff-
ten Preis, während der Preis der „konkrete Wert“ der Ware ist. Dieser Wert unter-
liegt den gleichen Gesetzen wie die Preise, da es sich um die gleiche Sache han-
delt, unterschieden lediglich durch die Zeit, die bis zum Verkauf vergeht. Qualitative
Unterschiede zwischen den Worten Wert und Preis gibt es nicht. Was in der
Theorie mit dem Preis erklärt werden kann, läßt sich auch mit dem Wert erklären
und umgekehrt. Theoretisch sind beide Wörter synonym. Und aus diesem Grunde
werde ich von jetzt an zur Vermeidung von Mißverständnissen nur das Wort „Preis“
benutzen. Das Wort „Wert“ streiche ich aus meinem Wirtschaftsvokabular. Für den
Handel wie auch für die Wirtschaftswissenschaft und für die Geldtheorie gibt es nur
Preise. Die Preistheorie durchdringt die gesamte Wirtschaftswissenschaft. Sie ist
deren Synthese.


Die Preise bezeichnen die quantitative Relation für den Austausch von Waren
gegen Geld oder Geld gegen Ware. Sie bilden sich unvermittelt durch das Angebot
von Geld und das Angebot von Waren. Wird im Verhältnis zu den angebotenen
Waren
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viel Geld angeboten, so steigen die Preise. Wird wenig angeboten, fallen sie.
Diese Tatsache ist so bekannt, daß sie geradezu ein Gemeinplatz ist.


Obwohl sie also so universell bekannt ist, hat man bis heute nicht an sie


gedacht, als es darum ging, Wirtschaftskrisen zu bekämpfen. Denn die unmittel-


barste Konsequenz, die sich aus dem besagten Gemeinplatz ergibt, ist diese:


Indem man das allgemeine Geldangebot an das allgemeine Warenangebot


angleicht, bleiben die allgemeinen Preise (das Preisniveau) stabil, und wenn sie


stabil sind und stabil bleiben, sind Krisen weder möglich noch vorstellbar.


Es ist dies eine der Wahrheiten, die jedermann begreifen kann, und jedes


zusätzliche Wort könnte nur ihrer Selbstverständlichkeit Abbruch tun.


Die einzigen, die einer solchen Währungspolitik und einem solchen


Verständnis der Wirtschaftskrisen nicht ohne Bauchgrimmen zustimmen können,


sind die Adepten der Wertlehre, die Apostel und Jünger der großen Fiktion der


Wirtschaft. Für sie ist der so klare und einfache Vorschlag zur Vermeidung des


Preisverfalls und der Wirtschaftskrisen durch die Anpassung des Geldangebots


an das allgemeine Warenangebot eine jener Ketzereien, die wie jene von Darwin
und Haeckel erst nach einer grundlegenden Geistesrevolution akzeptiert werden


können. Ein derartiger Vorschlag gleicht einer in das Fundament der


Wirtschaftswissenschaft gelegten Bombe, und seine Annahme bedeutet die


Anerkennung der Tatsache, daß es sich bei dem sogenannten „Wert“ um eine


„Fiktion“ gehandelt hat, und daß die gesamte Wirtschaftswissenschaft von Smith
über Ricardo bis zu Marr auf dem Stand eines jeglichen Sinnes entbehrenden


Wortes errichtet worden war.


Ein Handelsmaß für die Emissionen


Die Erfahrung beweist vor aller Augen, daß unter der Herrschaft der uns durch


das Konversionsgesetz bescherten Metallwährung so starke und heftige


Preisschwankungen auftreten, daß wir uns nicht selten an die frühere


Währungsordnung erinnert fühlen. Ich glaube nicht, daß während der dem


Konversionsgesetz vorausgehenden Jahre, als der Kongreß noch über die


Emissionen verfügte, der argentinische Markt Salto mortales von einer


Größenordnung aufgeführt hat, wie sie im vergangenen Jahr in allen Ländern mit


Goldkernwährung und besonders in Nordamerika beobachtet werden konnten.


Dort fielen die Preise der meisten Waren um 20, 30, 50, 70%.


Ebensowenig glaube ich, daß seinerzeit in Argentinien durch den Höhenflug
des Goldes verursachte Krise derartige Verheerungen angerichtet hat wie die,
von denen heute die europäischen Länder und Nordamerika heimgesucht wer-
den. Es gab Konkurse, es gab enorme Verluste; aber was es während der
Goldkurssteigerungen bestimmt nicht gab, war die Industriekrise, die
Paralysierung der Arbeit, Arbeitslosigkeit. Emigranten traten die Flucht aus
Nordamerika an, die Emigrantenschiffe kehrten voll von Arbei-  Arbeitern
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tern,  die der Krise, die der Goldkern nicht zu vermeiden vermocht hatte, zu ent-
kommen trachteten. Hier nahm die Einwanderung in dem Maße zu, in dem der
Goldkurs stieg und die Krise anheizte. Die Anormalität des Zustandes konnte man
den Büchern vieler Kaufleute in Argentinien entnehmen, aber außerhalb dieser
Bücher gab es Leben, Bewegung, Fortschritt. Aus diesem Grunde konnte Juarez
Selman ausrufen: „Meine Herren, wo ist sie denn, die Krise? Krise bedeutet
Arbeitslosigkeit, Hunger und Frieren inmitten gefüllter Lager; hier aber sehe ich
nichts als Arbeit und Konsum, Fortschritt in allen Gewerbezweigen. Wenn wir eine
Krise haben, so muß sie völlig anders sein als die europäische crisis vulgaris.“ So
sagte er.


Die echte, finstere Krise kam anschließend, als man die Millionen der ausgege-
benen Pesos aus dem Verkehr ziehen wollte, als man beabsichtigte, das Geld bis
zur Parität aufzuwerten. Erst dann trat der allgemeine Preisverfall ein, erst dann
wurden die Fabriken geschlossen und stiegen die Auswanderungszahlen.


In Europa spricht man von Wirtschaftszyklen wie von Jahreszeiten. Die Krise ist
der Winter im Kreislauf der wirtschaftlichen Jahreszeiten. Die Europäer sind an die
Wiederholung dieser Katastrophen gewöhnt, da sie schon seit längerer Zeit die
Segnungen des Goldkerns genießen. Es wird unter der dortigen absoluten
Herrschaft des Goldes auch davon gesprochen, daß sich die Wirtschaftszyklen lau-
fend verkürzen, und die Wirtschaftswissenschaftler überbieten sich in der Suche
nach einer wissenschaftlichen Erklärung der Krise in Ecken und Winkeln des
Wertdogmas.


Wie dem auch sei, die Erklärung, die der Wert nicht hergibt, geben problemlos
die Verneinung des Wertes und die bescheidene Preistheorie her. Die Krise ist
gleichbedeutend mit der allgemeinen Lähmung der Geldzirkulation, die sich immer
dann einstellt, wenn das Warenangebot das Geldangebot übersteigt und die Preise
fallen. Das Fallen der Preise bedeutet im Geldkreislauf Verluste, und aus diesem
Grund zieht sich das Geld vom Markt zurück. Der Austausch der Erzeugnisse
bricht zusammen, und selbstverständlich führt das zur Schließung der Betriebe.


Wir müssen dem Handel die Garantie geben, daß wir die Geldzirkulation um
jeden Preis aufrechterhalten, indem wir die Konversionskasse ermächtigen, die für
die Aufrechterhaltung stabiler Preise benötigte Geldmenge auf den Markt zu wer-
fen, und schon ist die Lähmung der Geldzirkulation und mit ihr die Krise aufgeho-
ben. Eine Krise ohne Preisverfall ist so unmöglich wie ein Brand ohne
Brennmaterial.


Wenn man die Wirtschaftskrise so betrachtet, so läuft sie auf staatliche Trägheit,
auf Untätigkeit in dem wichtigsten Zweig der öffentlichen Verwaltung, auf
Nichtanpassung des Geldes an das allgemeine Warenangebot hinaus.


Um nun aber das Geldangebot an das Warenangebot anzugleichen, benötigt
man ein Maß für die Emissionen, benötigt man eine statistische Aufbereitung, um
das Preisniveau sowie das Steigen und Fallen der Handelsflut zu ermitteln.


Und diese Maß liefern uns die index numbers, die der „Economist“ in London
periodisch veröffentlicht. Diese „Indexzahl“ ergibt sich durch Auflistung der wichtig-
sten Warenpreise unter Berücksichtigung ihrer relativen Bedeutung. Der sich erge-
bende
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Durchschnittspreis ist das Maß eines „allgemeinen“ Fallens oder Steigens der
Preise.


Dieses System läßt sich noch erheblich verbessern, und ich behalte mir vor, zu


gegebener Zeit meine diesbezüglichen Gedanken und Vorschläge zu veröffentli-


chen. Doch als Diskussionsgrundlage des Problems genügen die obigen statisti-


schen Erhebungen durchaus.


Es folgt, daß mit diesem einfachen Instrumentarium die Aufgabe, der Krise


zuvorzukommen, leicht zu bewältigen ist: Wir vergrößern das Geldangebot,


sowie der Index ein allgemeines Fallen der Preise erkennen läßt, und wir verrin-


gern es beim Steigen der Indexzahl. Wir sorgen für den rechtzeitigen Ausgleich


von Mangel und Überschuß in der Geldversorgung. Wir werden essen, wenn wir


Hunger haben, nur Verdauungsstörungen heilen wir durch Fasten. Wir öffnen die


Schleusen, wenn es an Wasser mangelt, und schließen sie beim Steigen der


Flut. Die „Indexzahl“ muß zur Verkehrsampel der Konversionskasse werden.


Nutzen wir die Handlungsfreiheit, die uns die Götzendämmerung des Dogmas


vom inneren Wert des Goldes zurückgibt, um die Krise zu bekämpfen, und die-


sen Kampf werden wir „Währungsaktion“ nennen. Mit ihr werden wir uns gegen


die Trägheit auflehnen, die wir unserer fatalistischen „Religion“, unserem


Glauben an den „Wert“, diesen Götzen der Nationalökonomen der alten Schule


verdanken, der sich gleich einem zweiten gigantischen Baal von Hekatomben


wirtschaftlicher Existenzen ernährt.


Wenn die Preise fallen, werden wir nicht sagen, daß der Wert der Waren


gesunken ist; wir werden den brutalen Spruch von der Überproduktion nicht


nachplappern, während die Arbeitermassen hungern und frieren, sondern werden


uns darauf beschränken, festzustellen, daß das Geld- und Warenangebot aus


dem Gleichgewicht gekommen ist, und daß sich das Gleichgewicht durch ein-


fache Vergrößerung des Geldangebots wiederherstellen läßt.


Die große wirtschaftliche Fiktion lehrte uns, daß es zur Wiederherstellung des


Gleichgewichts zwischen Nachfrage und Angebot bei fallenden Preisen nur ein


Mittel gäbe, die allgemeine Arbeitslosigkeit, die Krise. Durch das Schließen der


Fabriken sollte das Warenangebot dem Geldangebot angeglichen werden. Die


Warenproduktion muß dem Wert des Geldes angepaßt werden - so sagte Baal.
Der „Währungsaktion“ gelingt diese Gleichgewicht auf einfachste Weise. Laßt


alle nur nach Belieben, Gefallen und individuellem Bedarf arbeiten, und wir wer-


den dem sich ergebenden Warenangebot das Geldangebot angleichen, so daß


selbst bei einer Verzehnfachung der Produktion auf allen Gebieten der mensch-


lichen Tätigkeit die Preise niemals fallen können.
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Wie man das Geldangebot täglich an den 


Bedarf des reinen Marktes angleicht


Das Goldgeld ist internationales Geld, und das Pfund Sterling ist nicht engli-
scher als das argentinische Geld. Der Ausdruck „Peso der nationalen Währung“
ist absurd geworden, seit der Goldumtausch eingeführt wurde. Der Peso der
argentinischen Währung ist kein argentinisches Geld mehr, nationale
Goldwährungen gibt es nicht mehr, sie sind mit der unbeschränkten und gren-
zenlosen Prägungsfreiheit inkompatibel. Die Nation lebt stets innerhalb ihrer
engen Grenzen, und das Gold kennt keine Grenzen. In der argentinischen
Konversionskasse schlafen unter der gleichen Decke der preußische Adler und
das französische Huhn, und alle diese Münzen sind nicht mehr als Goldstücke
mit einem bestimmten Gewicht. Die indische Rupie, die Silbermünzen der lateini-
schen Union - sie sind nationale Münzen, denn ihre unbeschränkte Ausprägung
ist unzulässig.


Die Verschiedenheit der Prägestempel darf uns nicht über den wahren
Charakter der Goldmünzen täuschen! Alle diese Münzen ohne Ausnahme lassen
sich auf eine universelle Formel zurückführen und werden im täglichen Handel
auf diese zurückgeführt: ihr Feingoldgewicht. Den wahren Prägestempel aller
Goldmünzen bildet das Normalkilo, das in Paris aufbewahrt wird. Die nationalen
Wappen, die Reliefs der Herrscher, die Inschriften


„Elisabeth von Gottes Gnaden“
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“
„Mit Vernunft oder Gewalt“


mit denen die Aspirationen der Nation in bare Münze verwandelt werden sollen,
sind ohne Belang.


Es empfiehlt sich, sich über diesen internationalen Charakter der Goldmünzen
genau Rechenschaft abzulegen und ihm bei allen Staatsakten im
Zusammenhang mit der Währung, Rechnung zu tragen. Um so kleiner werden
die Enttäuschungen sein.


Jegliche währungsrelevante Handlung jedes beliebigen Landes mit
Goldkernwährung ist ein internationaler Akt, und jede Verletzung einer gesunden
Währungsverwaltung stellt ein Vergehen gegen eine internationale Institution dar.
Wenn wir unser Haus anzünden, so gefährden wir die Häuser unserer Nachbarn.
Gleiches trifft auf die Goldwährung zu.


Als die Nordamerikaner das Gold durch eine fehlerhafte Gesetzgebung aus
dem Lande vertrieben, wurden die übrigen Länder mit Gold überschwemmt,
wodurch die Preise überall in die Höhe schnellten. Und als die Nordamerikaner,
nachdem sie die Gefahr erkannt hatten, versuchten, das Gold ins Land zurückzu-
holen, wurden hier 30 Millionen Gold abgezogen, wodurch 60 Millionen aus dem
Verkehr genommen werden mußten. Mit anderen Worten: Die Verirrungen der
nordamerikanischen Währungspolitik tragen die Schuld, daß die argentinische
Wirtschaft eine Geldüberschwemmung
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und eine nachfolgende Gelddürre zu ertragen hatte.


Als die Engländer mit den Buren im Krieg lagen und die in Transvaal gelegenen
Minen aufgegeben wurden, schädigte der Goldmangel die ganze Welt, die sich von
einem Anschwellen der Konkurszahlen betroffen sah. Und als die Russen und
Japaner ihre Goldreserven angriffen, um sich im Ausland Waffen zu beschaffen,
verursachte dieses Gold einen allgemeinen Preisanstieg in Europa und auch hier.


Obwohl es sich bei dem Burenkrieg um einen ganz gewöhnlichen Familienstreit
handelte, wirkte er für die Welt verheerend, während der schreckliche Krieg zwi-
schen Rußland und Japan für den Rest der Welt eher wohltuend war. Ein Teil des
argentinischen Konversionsfonds stammt ohne Zweifel direkt oder indirekt aus die-
sem russisch-japanischen Gold. Weitere Beispiele erübrigen sich. Sehen wir nicht
gerade jetzt das Geld in das Land zurückfluten, das die Nordamerikaner an sich
gezogen hatten, um die Wirtschaftskrise aufzufangen?... Warum kehrt das Gold
zurück, das hier jetzt wahrscheinlich gar nicht mehr gebraucht wird?


Es ist daher unbestreitbar, daß die Währungspolitik eines jeden Landes auf den
Weltmarkt durchschlägt, und es hängt stets von der ausländischen
Währungsgesetzgebung ab, ob die nationale Wirtschaft an zuviel oder zuwenig
Geld zu leiden hat. Das Geschirr, das irgend ein Land zerschlägt, wird von den
übrigen Ländern solidarisch bezahlt.


Trotz der in dieser Feststellung enthaltenen Wiederholung war sie erforderlich,
um zu zeigen, daß nur wenn allerorts gleichzeitig dem internationalen Charakter
der Goldwährung durch eine einheitliche internationale Gesetzgebung im gemein-
samen Einverständnis von allen Ländern Rechnung getragen wird, die nationalen
und internationalen Interessen der Wirtschaft versöhnt werden können.


Das Ideal des reinen Handels, des Warenaustausches, sind stabile Preise und
Wechselkurse. Und dieses Ideal kann nur durch ein internationales Abkommen
erreicht werden.


Die Währungspolitik aller Länder muß einheitlich sein und den gleichen
Grundsätzen, den gleichen Theorien gehorchen und weltweit die gleichen Zwecke
verfolgen. Infolge ihres internationalen Charakters muß die Goldwährung internatio-
naler Rechtsprechung unterstellt sein. Es hat keinen Sinn, den Goldkern zu über-
nehmen, ohne den internationalen Charakter desselben anzuerkennen. Die uner-
läßliche Ergänzung des Konversionsgesetzes hat die amtliche Anerkennung der
Internationalität unserer Währung zu sein.


Es ist daher eine internationale Währungskonferenz aller Nationen, die die
Goldkernwährung angenommen oder sich darum beworben haben, einzuberufen,
um die Grundlagen der „Währungsaktion“ festzulegen und durch eine konzertierte
Aktion eine Wiederholung der Wirtschaftskrisen auszuschließen, die durch ihre
vandalischen Verwüstungen bereits den Charakter eines Wissenschaftsskandals
angenommen haben. Es ist eine Schande, und der Gedanke stößt mir bitter auf,
daß der Handel, dem ich angehöre, stets unter dem düsteren Schatten neuer
Krisen zu leben hat, denen er mit der gleichen
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unseligen Resignation entgegensieht wie die nackten Inder dem Königstiger, der


sich beim Einbruch der Nacht auf die Suche nach seinem panem quotidianum


begibt.


Diese fatalistische Resignation widert mich an. Ich möchte nicht umkommen,


ohne mich verteidigt zu haben; ich verlange Garantien, daß die nächste Krise


nicht auch mich den Krallen des Tigers überläßt. Ich möchte wenigstens im


Kampf untergehen, ich möchte dem Tiger in der Hoffnung entgegenlaufen, ihn


doch noch bezwingen zu können.


Programm für eine Weltwährungskonferenz


Es kann der Beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn nicht


gefällt - und die nationale Währungspolitik, die mit dem Willen betrieben wird,


den Interessen des reinen Handels zu dienen, ist zu nichts nutze, wenn es einem


Nachbarn (einem unter ach so vielen) ankommt, mit der Währung Kurpfuscherei


zu betreiben. Wenn man dem Hund auf den Schwanz tritt, so heult oder beißt er,


und gleiches geschieht auch mit der Währung. Die nationale Goldwährung ist


lediglich ein Glied in einem internationalen Organismus, der Schwanz eines


Tieres, dessen vier Beine auf den vier Teilen der Erde stehen. Diese Wahrheit


muß man sehen; so ist es, und unnütz wäre es und gefährlich, sich weiterhin vor


ihr verschließen zu wollen. Das Vaterland, die Nation, der Patriotismus, der natio-


nale Kongreß, das Gesetz etc., alle diese schönen Dinge haben mit dem


Goldkern nicht das geringste zu schaffen, und ich muß es an dieser Stelle wie-


derholen, mögen diese Wiederholungen auch lästig sein, daß sich der Goldkern


der staatlichen Gesetzgebung so entzieht wie der Wind. Die „Währungsaktion“


hat ein doppeltes Ziel:


1. Verhinderung der internationalen Devisenkursschwankungen


2. Verhinderung der Preisniveauschwankungen


Beide Ziele lassen sich nur mit Hilfe internationaler gesetzlicher Regelungen 


verwirklichen.


Das erste Ziel, die Stabilisierung der Devisenkurse, läßt sich relativ leicht 


verwirklichen.


Die Wanderung des Goldes von dem einen Land in das andere ist das


Ergebnis der internationalen Zahlungsbilanz, wobei man sich im klaren ist, daß


diese Zahlungsbilanz in erster Linie von den Preisen abhängt, das heißt von der


Währungspolitik der einzelnen Länder.


Durch Vereinheitlichung der Währungspolitik wird die Hauptursache der


Goldwanderung und somit der Devisenkursschwankungen abgestellt.


Es wird daher angeregt, der Konferenz die Erörterung der folgenden


Maßnahmen vorzuschlagen:


1. Alle Nationen werden in Zukunft den Geldbedarf ihrer Wirtschaft mit 
gleichem
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Maß messen, dessen Kennzeichen das „Indexzahlensystem“ ist, von dem weiter
oben die Rede war.


2. Alle Länder verpflichten sich, sich aller Notenemissionen zu enthalten, 
solange die Indexzahl ein Steigen der Preise erkennen läßt und bei wei-
terem Preisniveauanstieg solange Banknoten aus dem Verkehr zu zie-
hen, bis das ursprüngliche Preisniveau wiederhergestellt ist.


3. Alle Länder verpflichten sich zur Vergrößerung ihrer 
Banknotenemissionen, sowie die Indexzahl ein Fallen des Preisniveaus 
erkennen läßt, und zur Einstellung der Emissionen, sowie sich eine 
Umkehr der Preisbewegung anbahnt.


4. Wenn trotz dieser Maßnahmen in einem Land ein größerer Zu- oder 
Abfluß von Gold beobachtet wird, so erfolgt Meldung an das 
„Internationale Währungsamt“, das sofort die Erforschung der lokalen 
Ursachen dieser Goldbewegung einleitet. Inzwischen vergrößert ein 
Land, das von einer Goldschwemme heimgesucht wird, seine 
Banknotenemissionen, um das Geld durch Preissteigerungen zu vertrei-
ben, während ein Land, aus dem Gold abfließt, umgekehrt die 
Geldemissionen einschränkt, um eine Preissenkung auszulösen.


5. Falls es zu keiner Einigung über die Ursache solcher Goldbewegungen 
kommt, weil das von Goldabfluß betroffene Land z. B. vorbringt, daß 
diese Bewegungen weniger durch die übermäßige Vergrößerung der 
Geldmenge im eigenen Land als vielmehr durch unzureichende 
Geldemissionen in dem das Gold an sich ziehenden Land ausgelöst 
wird, so obliegt es dem „Internationalen Währungsamt“, die Frage ver-
bindlich zu klären, wobei die angeschlossenen Länder verpflichtet sind, 
die Anweisungen des „Internationalen Währungsamtes“ genau zu befolgen.


Zusammenfassend: Die verschiedenen Länder werden von jetzt an den
Geldbedarf der Wirtschaft messen, und zwar nicht, wie bis heute, mit individuell
verschiedenen (und oft phantastischen) Maßstäben, sondern mit einem für alle
verbindlichen Maß nach Art der „Indexzahlen“ der verschiedenen Waren der ein-
zelnen Länder. Sie verpflichten sich, ihre Banknotenemissionen einheitlich nach
diesem Einheitsmaß auszurichten. Und die Schwierigkeiten, die sich dennoch
einstellen können (und sicher nicht ausbleiben werden), werden nicht wie heute
üblich mit nationalen (und sicher wirkungslosen), sondern mit gleichzeitigen, 
konzentrierten und gezielten Maßnahmen aller Länder bekämpft.


Es kann nicht bezweifelt werden, daß bei einem solchen auf grundsätzlichen
Konzepten beruhenden Verfahren, wie sie sich zwangsläufig aus dem internatio-
nalen Charakter der Goldkernwährungen ergeben, die lachhaften wirtschaftlichen
Phänomene, wie wir sie vor noch nicht langer Zeit in der großen nordamerikani-
schen Republik beobachten konnten, praktisch ausgeschlossen sind.


Hier hatte sich ein Ungleichgewicht im Preisniveau mit den übrigen Ländern
herausgebildet, und zwar in erster Linie infolge des dortigen
Emissionsbankensystems. Die einzige Begrenzung für deren Geldemissionen
besteht in der Verpflichtung, Bundesschatzanleihen in Höhe der ausgegebenen
Geldmenge zu hinterlegen. Die Emissions-   Emissionsbanken
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banken verlieren die Zinsen auf die hinterlegten Papiere, erhalten dafür jedoch die
Zinsen auf das Geld (d. h. ihre Emissionen), die sie auf dem Markt dafür erzielen.


Immer wenn der Marktzins höher ist als der Zins auf die staatlichen Anleihen,
besteht für die Banken ein Anreiz, die Geldmenge durch Neuemissionen zu ver-
größern, um die Zinsdifferenz zu verdienen.


Es ist aber bekannt und wird von der Geschichte der letzten Jahrhunderte bestä-
tigt, daß der Geldzins stets mit den Preisen steigt - und die Preise steigen, wenn
die Geldmenge vergrößert wird. Der Geldzins steigt parallel zu den Preisen, und
indem der Geldzins steigt, steigt auch die Differenz zwischen diesem Zins und dem
Zins der Bundesschatzanleihen, was wiederum neue Geldemissionen und neue
Preissteigerungen auslöst. Ein verkürzter Teufelskreis, fast ein Teufelskurzschluß.


Der fundamentale Irrtum, der die Nordamerikaner dazu verleitete, sich auf dieses
gefährliche Emissionssystem einzulassen, war die Annahme, daß der Zinsanstieg
durch Geldmangel verursacht wurde, und daß es somit genüge, die Geldemission
zu verstärken, um Druck auf den Zins auszuüben. Obwohl diese These noch heute
grassiert, muß es dennoch verwundern, daß in einem Land, in dem die Wirtschaft
von so scharfsinnigen und gebildeten Fachleuten vertreten wird und in dem die
Währungsfrage so gründlich studiert worden ist, der Irrtum dieser Annahme noch
nicht durchschaut worden ist.


Die gleichen Ideen beherrschen in anderem Gewand die Geldemission auch in
anderen Ländern. Überall ist es der Zins, der Diskontsatz, der als Maßstab für den
Geldbedarf des Marktes herangezogen wird, und dieses Maß wird nur dann aufge-
geben, wenn der Schwund der Goldreserve die Konversion in Gefahr zu bringen
droht. Wenn der Diskontsatz steigt, besteht nach Ansicht der Notenbanken
Geldbedarf, und wenn er sinkt, sagen sie, daß zuviel Geld im Umlauf ist. Und trotz
aller tausendmal wiederholten Versuche, die sämtlichst fehlschlugen, konnten
selbst die schrecklichsten Erfahrungen die Leiter der Notenbanken nicht zu einer
Revision der nationalen Grundlage dieser Idee, dieses Saatbeetes von Krisen und
Konkursen bewegen. Sie sehen nicht, daß die Geldemissionen Ursache steigender
Preise sind und daß steigende Preise Mehrerlöse bedeuten, die die Käufer veran-
lassen, ihre Kaufaufträge aufzustocken, um in den Genuß dieser Preisdifferenzen
zu kommen, und daß dieser Anreiz sich in neuen Geldbedarf umsetzt. Den
Kaufmann interessiert die absolute Höhe der Preise kaum; er sucht die Differenz,
und wenn die Preise steigen, steigen auch die Differenzen, und in diesem Fall
zahlt er gern fünf oder sechs anstelle von vier Mark, wenn die Differenz (die die
Notenbank mit ihren Geldemissionen erzeugt) ihm den doppelten, manchmal auch
dreifachen Gewinn einträgt.


Der Kaufmann diskontiert bei der Notenbank einen Wechsel von einer Million zu
5%, um Aktien, Grundstücke etc. zu kaufen, die mit größter Wahrscheinlichkeit
(aufgrund der Währungspolitik der Notenbanken) in einem Jahr 10% mehr kosten
als heute. Er zahlt vielleicht 50 000 für Zinsen und nimmt 50 000 als Reingewinn
mit nach Hause. Aber so denkt nicht nur er, sondern alle denken so. Alle kreditwür-
digen Kaufleute finden sich bei den Banken ein, und wenn die Notenbank, indem
sie diese Nachfrage mit dem Geldbedarf des echten Handels verwechselt, den
Bedarf befriedigt, müssen
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dann die Preise nicht noch mehr steigen, die Differenzen sich vergrößern und
damit das Diskontgeschäft anheizen? Man kann also sagen, daß die
Notenbanken das Feuer mit Öl statt mit Wasser zu löschen versuchen.


Wie immer dem sei, alle diese Rückschläge hätten vermieden werden können,


wenn die Notenbanken den internationalen Charakter der Goldkernwährungen


respektiert und als Maß des Geldbedarfes nicht den Diskontsatz, sondern das


Preisniveau herangezogen und kaltblütig alle Diskontersuchen zu Zeiten steigen-


der Preise zurückgewiesen hätten, um die Geldmengenausweitung für die Zeiten


sinkender Preise aufzuheben. Ohne Zweifel hätte die Zurückweisung von


Diskontanträgen nicht, wie die Notenbanken meinen, zu einer Erhöhung der


Diskontsätze, sondern im Gegenteil zu einer Senkung derselben geführt, denn


diese Politik hätte alle Hoffnungen auf Preiserhöhungen zunichte gemacht und


mit den Differenzen wären auch die Spekulanten verschwunden. Die


Spekulanten ziehen sich vom Markt zurück und benötigen demzufolge auch kein


Geld von den Notenbanken, sowie die Preise sich beruhigt haben.


Internationale Konvertibilitätsgarantien


Die Werttheorie, die uns bis heute mit Währungstheorien eingedeckt hat,


behauptet, daß währungspolitische Aktionen sinnlos, unwirksam, ohne


Durchschlagkraft sind, da der „Wert“ als dem Gold inhärent außerhalb des


Einflußbereichs der Währungsverwaltung liegt und den Markt aus eigener


Machtvollkommenheit beherrscht, wie das Gewicht das Blei und die Energie die


Materie. Was können wir tun, um Einfluß auf das Atomgewicht des Bleis zu


gewinnen?


Vom Standpunkt der Werttheorien aus kann es nichts absurderes geben als die


Vorschläge, die ich als „Währungsaktionen“ bezeichne. Im Reich des Wertes gibt


es keinen Freiraum für Aktionen. Und aus dem gleichen Grund kann es auch für


jene Theorien keine vernichtendere Kritik geben als eine erfolgreiche


Währungsaktion, die sich über den Wert und seine Theorien hinwegsetzt. Eine


Währungsverwaltung, die versucht, den Goldpreis zum Vorteil des reinen


Handels zu steuern, ohne sich um den Wert des Goldes zu kümmern, wäre die


überzeugendste Demonstration der Tatsache, daß der Wert keine wirtschaftliche


Größe ist.


Im Reich der Phantasie mag er sein, was er will, aber in der Welt der


Realitäten, in der Wirtschaft hat er nichts zu suchen, da er weder Substanz noch


Energie besitzt.


Wenn man die Werttheorien eine nach der anderen in Augenschein nimmt, so


fällt stets auf, daß in dem Augenblick, wo er die abstrakte Theorie verläßt, um


ihre Gültigkeit deduktiv in die Praxis zu tragen, der Ökonom einen mehr oder


weniger versteckten Sprung vom Wert zum Preis vollzieht. Stets ist es der Preis,


der die Existenz des Wertes beweisen muß.
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Aus der Verneinung des Wertes als Faktor der Wirtschaft folgt natürlich, daß
der Umtausch des Geldes in Gold völlig überflüssig ist. Die Preistheorie macht
dem Geld nicht die Auflage, daß es aus einer industriell verwertbaren Substanz
hergestellt werden müsse (wie z. B. Gold). Die Preistheorie anerkennt die
Möglichkeit eines z. B. aus Papier hergestellten Geldes; aber die Werttheorie
bzw. -theorien haben stets eine solche Anforderung an das Geld gestellt. Es ist
wahrhaftig nie gelungen, die Gründe für diese Forderungen zu begreifen, die tau-
send und eine Werttheorien reichen nicht aus, nachzuweisen, warum nicht auch
ein Stück Papier den gleichen Wert verkörpern kann, den sie (ihren Worten
nach) dem Gold und den übrigen Waren zusprechen. Die physischen Qualitäten
des Goldes reichen nicht aus, um es zur Heimstatt des Wertes zu machen. Die
Ökonomen anerkennen das, und selbst Marx gibt zu, nachdem er auf dem Wert
ein neues Wirtschaftssystem aufgebaut hat, daß der Wert - ein Gespenst ist.


Den Wert, so sagen die Ökonomen, muß man den übrigen Eigenschaften einer
Substanz als unphysikalische Eigenschaft hinzurechnen. Wenn also diese
gespenstische Eigenschaft unabhängig von der physikalischen Beschaffenheit
der Wertsubstanz ist, so fragt man sich, warum man diesen nicht auch der
Substanz des Papiergeldes hinzufügen kann, genauso, wie man es mit dem
Goldgeld macht?


Doch überlassen wir die Beantwortung dieser Frage den Visionären. Für die
Renegaten der Schulökonomie genügt die Preistheorie vollständig, um nachzu-
weisen, daß Papiergeld möglich ist, weil man sich leicht vorstellen kann, daß in
Abwesenheit anderer Tauschmittel eine Nachfrage nach dieser Art von Geld ent-
stehen wird, eine Nachfrage, die von den angebotenen Waren ausgeht, die auf
Geld als Tauschmittel nicht verzichten können.


Wenn aber Nachfrage vorhanden ist, erzielt das Papiergeld einen Preis, und
das ist alles, was von der Preistheorie als Beweis für die Möglichkeit von
Papiergeld benötigt wird.


Die Werttheorie, die verzweifelt ums Überleben kämpft, spricht dem Papiergeld
mit dem Prädikat „fiktiv“ die Existenz ab - was nicht weiter überrascht, denn im
Bereich der Fiktionen steht alles auf dem Kopf. Dem Visionär, dem
Werttheoretiker, sind nur Fiktionen real.


Aber trotz dieser soliden Gründe möchte ich dem Ersten Internationalen
Währungskongreß ein nicht konvertibles Geld noch nicht vorschlagen. Eine 
solche Forderung hätte in den Ohren des souveränen Volkes noch keinen guten
Klang.


Ich ziehe geebnete Wege vor, um auch wirklich ans Ziel zu gelangen. Haben
wir erst einmal ein internationales Abkommen über eine einheitliche
Währungspolitik, und hat sich diese Politik in der Wirtschaft durch die erzielten
Resultate einen guten Ruf gemacht, können wir vielleicht im Lauf der Jahre das
älteste aller Vorurteile unter Beschuß nehmen und die Frage der Notwendigkeit
der Konvertibilität zu Diskussion stellen. Die „Währungsaktion“ muß zunächst
einmal Beweise ihrer Überlegenheit über das Trägheitsverhalten im
Währungsbereich erbringen, bevor die Nutzlosigkeit der Konversion erkannt 
werden kann. Und dieses weise Vorgehen ist um so einfacher, als die
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Konversion kein Hindernis für die „Währungsaktion“ ist, nachdem diese durch die
Verblendung durch die Wertsophisterei erlöst ist.


Aus diesem Grund akzeptiere ich nicht nur die Konversion, sondern möchte sie
gegen alle Eventualitäten absichern. Das gibt mir die Hoffnung, daß es leichter
sein wird, zu einer Einigung über die internationale Politik zu gelangen, die ich im
vorstehenden Programm skizziert habe.


Und mit diesem Ziel schlage ich dem Internationalen Währungskongreß die 
folgenden zusätzlichen Maßnahmen zur Erörterung vor:


Die Signatarländer des Internationalen Währungsabkommens verpflichten sich
angesichts des internationalen Charakters der Goldwährung zu gegenseitiger
Hilfeleistung bei der Konversion des Geldes. Sollte sich die Konversion in einem
oder mehreren oder allen Ländern schwierig gestalten, ohne daß eine überhöhte
Geldmenge dafür verantwortlich gemacht werden kann, so wird in allen Ländern
eine einheitliche Steuer in Form einer jährlichen Abgabe auf alle gewerblich oder
als Schmuck genutzten Gegenstände erhoben (Ketten, Uhren, Armbänder,
Schmelztiegel etc. aus Gold). Diese Steuer wird einheitlich und gleichzeitig je
Gramm Feingold erhoben und je nach dem Konversionsbedarf erhöht oder
gesenkt.


Es ist überflüssig, festzustellen, daß diese Steuer keinen fiskalischen Charakter
hat. Für den gewünschten Erfolg könnte man das Aufkommen aus dieser
Sondersteuer auch ins Meer werfen. Worauf es bei dieser Steuer ankommt, ist die
Verhinderung bzw. Erschwerung der gewerblichen Verwertung von Gold, um die
Konvertibilität sicherzustellen.


Der währungspolitische Effekt dieser Sonderabgabe läßt sich leicht vorstellen.


Nach Vereinheitlichung der Währungspolitik in allen Ländern werden die grenz-
überschreitenden Goldbewegungen praktisch zum Stillstand kommen. Wenn den-
noch Gold aus den Konversionskassen abgezogen wird, so nur für die Zwecke der
Juweliere, für die die Goldmünze noch immer die bequemste Art des Golderwerbs
ist. Wenn die Juweliere das Metall Gold für ihr Gewerbe benötigen und dieses
nicht durch Einschmelzen des ihnen zahlungshalber zufließenden Geldes gewin-
nen können (Gold, Nickel, Silber, Papier), so tragen sie das Papiergeld zwecks
Umtausch in Gold (Barren oder gemünztes Gold) zu den Notenbanken. Dieses
Gold wandert in die Schmelztiegel. Auf diese Weise verschwinden Jahr für Jahr
Tausende von Tonnen aus der Zirkulation.


Wenn wir nun für alle Uhren, Ketten, Armbänder etc. (mit Steuererlaß für sehr
leichte Artikel) eine Jahresabgabe erheben, z. B. 100, 200 oder 500 Pesos je Kilo
Feingold, so steht fest, daß eine solche Steuer den Verkauf von Goldwaren
erschweren würde, so daß den Konversionskassen weniger Gold entzogen würde.
Sicher ist auch, daß eine jährliche auf den einfachen Besitz einer Golduhr etc.
erhobenen Steuer den Verkauf von Goldschmuck erschweren und den Ersatz 
desselben durch Silber, Edelsteine etc. fördern würde. Auf diese Weise würde das
Gold seine Bedeutung als Rohstoff für Industrie und Gewerbe mehr und mehr 
verlieren und der Währung vorbehalten bleiben.


Und falls eine Goldsteuer von jährlich 500 Pesos pro Kilo Feingold nicht ausrei-
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chen sollte, um die Konvertibilität zu gewährleisten, könnte man die Steuer solange
erhöhen, bis sie praktisch prohibitiv wäre. Mit Hilfe der Steuerschraube läßt sich
praktisch der Konsum jedes beliebigen Artikels unterbinden, und dieses Instrument
wurde oftmals für politische oder moralische Zwecke eingesetzt. Was hindert uns
daran, das gleiche Instrument für den Schutz der öffentlichen Interessen, die
Konvertibilität einzusetzen? Im Interesse der Währung haben wir die Vermünzung
von Silber weltweit eingestellt, warum sollten wir im gleichen öffentlichen Interesse
nicht auch die Verwendung des Goldes für industrielle und gewerbliche Zwecke
abschaffen? Und müßten nach Ausschaltung der gewerblichen Nutzung von Gold
dessen Eigentümer nicht das einzige tun, was zu tun ihnen noch übrigbliebe, 
nämlich das Gold zwecks Ausmünzung zur Konversionskasse tragen? Sowie die
gewerbliche Nutzung von Gold unterbunden ist, ist das Goldmonopol der Währung
verwirklicht, und der Umtausch von Banknoten in Gold wäre sinnlos. Was könnte
man mit dem eingehandelten Gold anfangen, wenn das Gold nur noch als
Währungsmetall verwendet werden darf und dem Goldbesitzer andere
Verwendungsmöglichkeiten nicht offenstehen? Und da das Gold bei der neuen
Regelung auch nicht zum Ausgleich von Handelsbilanzdefiziten benötigt wird, ent-
fällt auch dieser letzte Grund für den Abzug von Gold aus den Konversionskassen.


Es ist daher völlig klar, daß die „Währungsaktion“ durchgeführt werden kann, daß
wir das Geld den Interessen des reinen Handels unterwerfen können, ohne das
Prinzip der Konvertibilität anzutasten, sofern es zu einer konzertierten Aktion mit
den übrigen Ländern kommt und wir bei allen währungsrelevanten Aktionen den
internationalen Charakter der Goldkernwährung respektieren.


Vom Standpunkt der alten sozialökonomischen Schule ist der Vorschlag einer
Steuer auf Goldwaren die Krönung der Ketzerei.


Die Emanzipation vom Wertwahn stellt der „Währungsaktion“ die Instrumente für
die Sicherung der Konvertibilität selbst im extremen Fall zur Verfügung, daß sich
alle Goldminen erschöpfen oder daß neue Verwendungsmöglichkeiten für dieses
Metall in Industrie, Gewerbe und Mode aufgetan werden. Die Steuer auf alle 
währungsfremden Verwendungen des Goldes wird jedermann die Freude an der
Konversion verderben.


Und an dieser Stelle muß noch darauf hingewiesen werden, daß die erste Serie
der vorgeschlagenen Reformen gerade eine außerordentliche Steigerung der in-
dustriell-gewerblichen Nutzung des Goldes bewirken dürfte. Und wirklich: Ist der
Schmuck etwa kein reiner Luxusartikel? Und wird sich der Luxus etwa nicht ver-
breiten, wenn die vom Alpdruck ständiger Krisenwarnungen befreite Wirtschaft zu
einer bisher unbekannten Blüte von Industrie, Handel und Gewerbe führt? Und
muß mit der wachsenden Produktion nicht auch der Wohlstand, der Reichtum und
der Luxus wachsen? Sind es nicht die Krisen, die die Volksmassen immer wieder
in extreme Armut stürzen, die die Umwandlung von Goldmünzen in Goldketten und
-uhren verhindern?


Es entspricht der kindlichen Geistesverfassung der Volksmassen, daß der
Metallschmuck allen anderen Formen von Reichtum und Luxus vorangestellt wird.


Wenn die Wirtschaftskrisen daher ausgeschaltet sind, wird die industrielle Nut-
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zung des Goldes, der Münzen angeregt, wird die Geldzirkulation verkleinert, ver-
ursachen wir das Fallen der Preise und stürzen schließlich in eine neue Krise.


Die Ausschaltung der Krise wäre insofern der direkte Auslöser für die Krise.


Um derartiges zu verhindern, dürfte die Erhebung einer Steuer auf jede wäh-
rungsfremde Nutzung des Goldes von allem Anfang an synchron mit der
„Währungsaktion“ erforderlich sein. Nur so lassen sich unangenehme Überra-
schungen vermeiden. Es wäre in der Tat unklug, die Wirtschaftskrisen auszu-
schalten, ohne zu verhindern, daß der sich im Gefolge einstellende Reichtum die
Goldmünzen verschlingt, um sie in Schmuck zu verwandeln und somit zur
Ursache einer neuen Krise zu werden.


Die vom Glanz des Goldes geblendeten Anhänger der Metallwährung haben
nie auch nur einen Augenblick an das Nachdenken über die wirtschaftlichen
Folgen der währungsfremden Nutzung des Goldes verschwendet.


Man halte sich stets vor Augen, daß die Armut der Volksmassen und der (im
Verhältnis zu dieser Armut) hohe Preis es ist, der es verhindert, daß nicht alle
Münzen in Windeseile dem Marsch in die Schmelztiegel antreten. Die
Goldmünze lebt daher vom Hunger, vom Elend, von der Wirtschaftskrise, und nur
die Steuer auf die währungsfremde Nutzung des Goldes kann die Metallwährung
mit dem öffentlichen Wohlstand versöhnen. Um die Einführung der Steuer zu
erleichtern und die Zunft der Juweliere nicht auf dem Altar des Gemeinwohls zu
opfern, könnten wir alle Steuern und Zölle auf Edelsteine und nichtgoldene
Schmuckwaren abschaffen. Auch eine Entschädigung der Juweliere käme in
Frage, aber auf keinen Fall dürften Gedanken dieser Art die Durchführung der
„Währungsaktion“ behindern.


Die Möglichkeit, daß das Gold von Industrie und Gewerbe verbraucht und der
Währung entzogen wird, so daß die Konvertibilität materiell gefährdet wird, ist
nicht die einzige Gefahr, gegen die wir uns wappnen müssen. Wenn wir in der
Geldgeschichte bis zu den Ursprüngen der Metallmünzen (aus Gold und Silber)
zurückgeben, stoßen wir auf Epochen des Elends, aber auch der Fülle, ja des
Geldüberflusses. Das gesamte Mittelalter war eine Epoche extremer Geldarmut.
Wegen Geldmangel wurden der Handel und der Warenaustausch unmöglich, 
und die Arbeitsteilung mußte aufgegeben werden. Der Erfolg war, daß die
Nachkommen der Griechen und Römer auf den Ruinen der Werke ihrer Väter
Ziegen hüten mußten.


Dieses Elend wurde plötzlich von einer Zeit des Überflusses abgelöst, als
Spanien Europa mir peruanischem Gold überflutete. Dieses Gold verursachte
eine wahre Wirtschaftsrevolution.


Und seitdem mußte der Handel alle Launen der Goldproduktion erdulden.
Werden wir nicht gerade jetzt wieder von Gold aus den afrikanischen Minen
überschwemmt? Wir müssen uns daher auf alle Eventualitäten einstellen, die im
Bannkreis der launischen Währungsmetallproduktion auftreten. Und nachdem wir
uns mit der Besteuerung der währungsfremden Verwendung des Goldes gegen
den Geldmangel ab-    abgesichert
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gesichert haben, müssen wir uns nun auch den Gefahren der Goldschwemme
zuwenden und nach Abwehrmöglichkeiten suchen.


Es ist denkbar, daß die Funde und Ausmünzungen von Gold derartige
Größenordnungen erreichen, daß selbst der Einzug sämtlicher Banknoten,
Silber- und Nickelmünzen und die Rückkehr zu einer reinen Metallwährung nicht
ausreichend wären, einen Geldüberschuß und entsprechende Preissteigerungen
zu verhüten. Was können wir in diesem Fall unternehmen?


Erstens könnte die Steuer auf zweckentfremdetes Gold, von der weiter oben
die Rede war, gesenkt oder ganz abgeschafft werden, um den währungsfremden
Konsum des Goldes, d. h. die gewerbliche Nutzung des überflüssigen
Währungsgoldes zu verstärken. Über die Wirksamkeit einer solchen Maßnahme
gibt es keinen Zweifel. Wenn wir die Verwendung von Goldschmuck mit Hilfe
einer Steuer ausgeschaltet haben, so dürfte die Ermäßigung bzw. Aufhebung des
Gesetzes den währungsfremden Gebrauch des Goldes mächtig anheizen und
die Gefahr für die wirtschaftliche Stabilität infolge übermäßiger Goldausmünzung
beheben.


Mit dem gleichen Ziel könnte man auch die Stempelgebühren für alle
Handelswechsel erhöhen, um die Verwendung von Wechseln einzuschränken
oder völlig zu unterbinden und die Wirtschaft zu zwingen, die Geschäfte verstärkt
mit Bargeld abzuwickeln. Wenn wir die Stempelgebühr von gegenwärtig zehn
Cent auf einen, zwei oder fünf Pesos für je 100 Pesos heraufsetzen, so kann
man sicher sein, daß die Wechsel aus dem Verkehr verschwinden werden, und
daß die entstehende Lücke mit Bargeld aufgefüllt wird. In Deutschland erreichte
der Umlauf von Handelswechseln im Jahr 1907 den enormen Betrag von 
30 Milliarden Mark. Durch Unterbindung des Wechselverkehrs könnte der deut-
sche Markt sicherlich die heute umlaufende Geldmenge verdoppeln oder ver-
dreifachen, ohne daß es zu einer Geldschwemme käme.


Außerdem könnten wir auch das Geld von den Märkten ablenken und dessen
Einfluß auf die Preise verringern, indem wir es dem Glücksspiel zuführen. Das im
Lotteriegeschäft zirkulierende Geld ist für den Markt praktisch inexistent. Sollte
sich also je eine Geldschwemme bemerkbar machen, so könnte man die
Lotteriesteuer herabsetzen oder aufheben, um dem Glücksspiel Auftrieb zu
geben und Geld von seinem normalen Gebrauch als Tauschmittel abzuzweigen.


Wenn man davon ausgeht, daß eine Lotteriesteuer von 25% etwa 5% der
Geldmenge vom Markt nimmt, so wären das 30 Millionen Pesos. Wenn man die
Lotterie durch eine Prohibitivsteuer zum Verschwinden brächte, so würden diese
30 Millionen erneut dem Markt zufließen, und um den entsprechenden
Preisniveauerhöhungen entgegenzuwirken, müßte man die entsprechende
Geldmenge aus dem Verkehr ziehen. Insofern kann die Lotterie als
Steuerungselement der Währungspolitik eingesetzt werden. Der Effekt ist viel
größer als man auf den ersten Blick annehmen könnte. Ich schätze, daß die 
völlige Aufhebung der Lotteriesteuer das Glücksspiel derartig anheizen würde,
daß die Geldmenge ohne Schaden für die Wirtschaft verdoppelt, ja verdreifacht
werden könnte.
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Es ist aber auch denkbar, daß alles, was wir hier vorschlagen konnten, nicht aus-
reicht, um uns vor einer möglichen Geldschwemme zu schützen, denn im Reich
des blinden Zufalls ist natürlich alles möglich. Wer könnte sagen, daß die
Goldsucher morgen nicht in Asien, Afrika, Australien, Amerika reiche Vorkommen
entdecken? Wer weiß, ob die ewige Stadt nicht auf einem enormen Goldlager
steht? Was kennen wir von dieser Erde? Nur die Oberfläche, aber das Gold als
schwerstes Mineral bleibt nicht an der Oberfläche. Wenn wir die Erdkruste mit
modernen Werkzeugen und Bohrern ankratzen, werden wir vielleicht sogar unter
den eigenen Füßen fündig.


Angesichts solcher Möglichkeiten beschließt der Internationale
Währungskongreß, der zur Erörterung der Grundlagen der internationalen
Währungsaktion zusammengetreten ist, im Bewußtsein des internationalen
Charakters der Goldkernwährungen wie folgt:


In allen Fällen, in denen infolge der Größenordnung des Goldzuflusses zu den
Münzanstalten die o. a. Maßnahmen nicht ausreichen, um den Preisanstieg aufzu-
halten, erheben alle Länder gleichzeitig eine Münzprägesteuer, welche je nach den
Erfordernissen angehoben, gesenkt und abgeschafft werden kann.


Das Aufkommen aus dieser Steuer wird nach Abzug der Prägekosten bei einer
internationalen Kasse in Den Haag hinterlegt und verbleibt im Eigentum aller
Goldwährungsländer. Das sich auf diese Weise ansammelnde Geld bleibt dem
Verkehr bis auf weiteres entzogen. Erst wenn sich die Überversorgung in
Unterversorgung verkehrt, wird das Gold anteilmäßig an die Einwohner aller
Länder der Währungsunion verteilt.


Die währungspolitische Wirkung auch dieser Maßnahme läßt sich leicht er-
kennen.


Eine Münzprägesteuer von 10, 50 oder 100% bedeutet, daß das Gold in Form
von Barren, Korn etc. 10, 50 oder 100% weniger Wert hat als das gemünzte Gold,
das heißt als die eigentlichen Münzen. Das sich vor den Türen der Münzanstalten
anhäufende Gold wird zwischen 10 und 100% billiger sein als das Gold hinter die-
sen Türen, und dieser vergleichsweise so niedrige Preis wird die gewerbliche, wäh-
rungsfremde Nutzung des Goldes anheizen. Mit anderen Worten: Die
Münzprägesteuer wird den gegenteiligen Effekt haben wie die Besteuerung des
Goldschmuckes. Mit der Besteuerung des Goldschmuckes entzogen wir das Gold
der Industrie und führten es den Münzanstalten zu, mit der Münzprägesteuer ent-
ziehen wir das Gold den Münzanstalten und zweigen es in die Industrie ab. Statt
das Gold versteckt in den Taschen herumzutragen, werden wir das gleiche Gold in
Form von schönen und dicken Ketten, mit denen wir uns den Bauch verzieren,
offen zur Schau tragen. Diese Ketten werden aus Gold, aus reinem Gold sein.
Einfluß auf die Preise geht von ihnen nicht aus. Sie werden, wie man gemeinhin
sagt, totes Kapital sein. Die „Währungsaktion“ braucht sich um dieses Gold keine
Gedanken zu machen, so wenig wie um das noch in den Eingeweiden der Erde
verborgene.


In Währungsfragen müssen wir unnachsichtig sein. Weder das Steigen noch das
Fallen des allgemeinen Preisniveaus dürfen wir dulden. Wir dürfen es nicht ertra-
gen, daß sich der Schuldner zu Lasten des Gläubigers bereichert und umgekehrt.
Jeder er- 
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halte das, worauf er Anspruch hat. Jeder zahle das, was er erhalten hat. Nicht
einen Deut mehr und nicht einen Deut weniger. Das Richtige, Gerechte. Der
Peso der nationalen Währung muß stets den gleichen Preis erzielen. Heute,
morgen, immer. Sorgen wir dafür, daß das Geld unveränderlich sei wie das
Normalkilo in Paris.


Wir müssen mit Energie vorgehen, und wenn die Umstände es erfordern, rück-


sichtslos. Jeder Vorschlag zur Konsolidierung der Währung verdient Beachtung,


auch dann, wenn er uns auf den ersten Blick absurd zu sein scheint. Denn es


geht darum, die größte und ungeheuerlichste Absurdität, die man sich vorstellen


kann, aus der Welt zu schaffen, es geht darum, die Wirtschaftskrisen aus der


Welt zu schaffen. Die Zeit für die Einberufung eines internationalen


Währungskongresses ist außerordentlich günstig. Die nordamerikanische Krise,


die weltweit als Währungskrise begriffen wird, hat die Aufmerksamkeit auf die


organischen Mängel einer der nationalen Gesetzgebung unterworfenen


Goldkernwährung gelenkt. Und die Republik Argentinien mit ihrer so lehrreichen


Währungsgeschichte, die für die Wirtschaftswissenschaftler eine wahre


Fundgrube darstellt, wäre m. E. der ideale Ort für die Abhaltung eines solchen


Kongresses. Und stehen außerdem nicht die Jahrhundertfeiern vor der Tür? Ein


Grund mehr, daß dieser Kongreß hier abgehalten werde. Jetzt ist der richtige


Augenblick für die Einberufung dieses Kongresses, jetzt, anläßlich der


Jahrhundertfeier. Daß der Tag, an dem wir die nationale politische


Unabhängigkeit feiern, für die ganze Welt der Tag der wirtschaftlichen


Unabhängigkeit werde, der Tag, an dem wir uns durch einen koordinierten Akt


internationaler Brüderlichkeit endlich von der Krisenplage befreien.
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Eine deutsche Ehrengabe zum Centenario


Patriotische Reclame von Silvio Gesell


Die Sammellisten, welche für die von „uns Deutschen“ zu stiftende Ehrengabe


herumgeschickt werden, geben zu mancherlei Betrachtungen Anlaß. Die Art, wie


bei dieser Sammlung vorgegangen wird, hat in vielen Kreisen verstimmt und


empfindsame Naturen auch wohl verletzt, da sie ein Ausfluß des Kastengeistes


ist. Wenn die vom Glück begünstigten Herren diese ihre Position in eindrucks-


vollen Zahlen herausstreichen wollen, so mögen sie das privatim tun, nicht im


Namen aller, nicht im Namen von „uns Deutschen“. Sie mögen meinetwegen


unter sich die Gesamtkosten aufbringen; sie könnten sich das ja auch ganz gut


leisten. Ich bin fest überzeugt, daß keiner der Herren, die sich da mit 1000 Pesos


unterzeichneten, auch nur mit den Wimpern zuckte, wenn man seine Zeichnung


durch Anhängung einer Null aufbessern würde. Die Vollmacht zu dieser Korrektur


gibt die notorisch glänzende Situation der Listenzeichner, und das Komitee


braucht nur davon Gebrauch zu machen.


Wenn es aber eine Ehrengabe von „uns Deutschen“ sein soll, so ist darauf zu


sehen, daß sich auch die Mehrzahl mit Freude daran beteiligen kann, und um


das zu erleichtern, wäre für alle Beiträge ein leicht erschwingliches Maximum


festzusetzen, während für alle diese Grenze überschreitenden Summen die


Anonymität eintreten müßte. So beteiligt sich dann die ganze Kolonie an dem


Werke, und die Masse der Einzelzeichnungen wird ersetzen, was dem Gewichte


dieser Zeichnungen abgehen mag, und man wird dann wirklich von einer deut-


schen Ehrengabe reden können.


Aber müssen wir denn immer noch das Ausland nachäffen, müssen wir wirklich


auch ein Monument errichten, weil die Spanier auf den Gedanken gekommen


sind, eins zu bauen? Können wir nicht etwas Originelleres, dem deutschen Sinne


Näherstehendes als Ehrengabe unserem Adoptivvaterland überreichen?


Wie wäre es, wenn wir uns selbst, unsere Person mit Haut und Haar, dem


argentinischen Volke als Ehrengabe schenkten, wenn wir durch eine


Massen-Naturalisation
unsere Anhänglichkeit zum Lande und zu seiner republikanischen, entwicklungs-
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fähigen Verfassung kundgäben? Gerade jetzt, wo die innerpolitischen deutschen


Verhältnisse, die Oberherrschaft der Junker und Pfaffen, vielen von uns die


Freude am Vaterland verbittern, könnte eine solche Massen-Naturalisation als


freiheitliche Kundgebung nach zwei Seiten hin tiefen Eindruck machen.


Aber mir fällt auf diesem Gedankengang hier etwas ein. Wir lieben dieses Land


sicherlich nicht allein der lieben Profitsätze wegen, sondern auch der republikani-


schen Verfassung wegen, und wollen unsere Liebe bekunden, indem wir an dem


Ausbau der staatlichen Einrichtungen tatkräftig mithelfen. Und da käme uns, da


käme dem Lande unsere gerühmte deutsche Gründlichkeit, unser unerschrocke-


ner, voraussetzungsloser Forschersinn wohl zustatten. Nicht als billiges


Stimmvieh wollen wir uns dem Lande schenken, sondern als wohl in der


Staatswissenschaft vorbereitete Bürger, die mit Zielbewußtsein in die Speichen


greifen, um das neue Adoptivvaterland durch unsere deutsche Kraft als eine der


glänzendsten Perlen in den Kranz der gesitteten Länder einzureihen.


Nun ist es aber eine bekannte Tatsache, daß die staatswissenschaftliche


Ausbildung der Bürger mit der allgemein wissenschaftlichen Bildung durchaus


nicht Schritt gehalten hat, und daß auch wir Deutsche hier durchaus keine


Ausnahme machen, ja im Gegenteil unser staatswissenschaftliches Barbarentum


fällt um so mehr auf, als wir es ja sonst in der Wissenschaft doch schon so herr-


lich weit gebracht haben. Die Schulbildung auf staatswissenschaftlichem Gebiete


ist gleich Null. Mit Recht oder Unrecht hält man die Staatswissenschaft für


Politik, also für eine Hadersache, und Hadersachen gehören eben nicht in die


Schule.


So reift dann die Jugend heran und erreicht das Alter zum Wahlrecht, wird in


die politischen Kämpfe hereingezogen, muß über die kompliziertesten


Streitfragen durch Ja oder Nein entscheiden, ohne mehr davon zu wissen, als


was ihm der von der Gesellschaftskaste, der er angehört, empfohlene


Leithammel zu sagen für gut befunden hat.


Darf man sich dann noch wundern, daß der Staatskarren auf so gut wie allen


Gebieten in Sümpfen stecken bleibt, und daß, wie augenblicklich in Deutschland,


schließlich keiner noch den anderen versteht?


An solchem Stimmvieh hat nun dieses Land genug und übergenug, und wenn


wir Deutsche dem Lande in unserer Person durch Naturalisation eine Ehrengabe


überreichen wollen, so sollen wir darauf sehen, daß wir dadurch kein Marmor


nach der Siegesallee tragen.


Um sich in der kurzen Spanne Zeit bis zum Centenario auf den wichtigsten


Gebieten der Staatswissenschaft, speziell auf dem vielumstrittenen Gebiete der


brennenden


sozialen Frage
schnell zu einem nützlichen, aktiven Bürger ausbilden zu können, gibt es sicher-


lich
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heute keine besseren Schriften als die hier unten verzeichneten.


Wer diese drei Schriften studiert und verdaut, gewinnt dermaßen an staatsbür-


gerlichem Wert, daß er stolz, weil ehrlich, von sich sagen kann, er überreiche


durch die Naturalisation tatsächlich dem Lande in seiner Person eine Ehrengabe.


Die deutsche Ehrengabe zum Centenario, den Brunnen, wollen wir also nicht


in totem Gestein, sondern in uns selbst, in Fleisch und Blut errichten und diesen


nicht mit trübem La-Plata-Wasser, sondern mit dem Feuer speisen, das aus der


wissenschaftlichen Erkenntnis nie versagend und zukunftsfroh emporlodert. Wir


wollen dem Lande zum Centenario eine Bürger-Ehrengarde stellen, die in den


kommenden sozialen Kämpfen dem Lande die Bahn zum Frieden brechen und


für höhere Menschheitsziele frei machen wird.


Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag,
von Silvio Gesell m/n $ 2,50


Aktive Währungspolitik, von Ernst Frankfurth u. Silvio Gesell m/n $ 1,50


La Pletora monetaria de 1909, von Silvio Gesell m/n $ 2,00


Zu haben in der Deutschen Buchhandlung von G. von Woerden


u. Cia., Cangallo 547, Buenos Aires
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(...) Darum ist es auch nicht nötig, zur Durchführung dieser beiden Reformen


einen Verein, eine Partei, eine Organisation zu bilden und Führer anzustellen, die


das Stimmvieh zur Urne treiben. Der Gedanke muß das alles ersetzen, sich


durch eigene Kraft Bahn brechen, die Werbearbeit selber verrichten.


Epidemieartig muß sich der Gedanke ausbreiten - von Mund zu Mund gehen.


Es bedarf also nur eines Anstoßes - der Gedanke der Geld -und Bodenreform


muß ins Volk geschleudert und zur Besprechung gebracht werden.


Diesem Zweck nun soll die Zeitschrift


„Die Geld und Bodenreform“


dienen.


Die Geld- und Bodenreform


(Unveröffentlicher Entwurf zu einem Werbeprospekt)


(Fragment aus dem Jahr 1904)







Die Verwirklichung des Rechts auf den 


vollen Arbeitsertrag


(Unveröffentlichter Entwurf zu einem Werbeprospekt)


Die Zahl der Männer, die noch am Glauben der Väter, an der wundertätigen


Macht der Selbstbestimmung, an der Formel Laissez faire – laissez aller festhal-


ten und von der wirtschaftlichen Selbständigkeit des Mannes die Überwindung


aller sozialen Schwierigkeiten erwarten, schrumpft in Schrecken erregender Weise


zusammen, und am Herzen der Getreuen, die noch zur Fahne halten, nagt der


Zweifel und lähmt die Berge versetzende Kraft, die im festen Glauben wurzelt.


Jedermann weiß, was diese allgemeine Fahnenflucht verursacht hat. Es ist nicht


die Kritik der Sozialisten, nicht das gegen die Handelsfreiheit zusammengetrage-


ne theoretische Belastungsmaterial, sondern ganz einfach der wirtschaftliche


Tatbestand.


Man hatte von der Handelsfreiheit erwartet, daß sie ein allmähliches Sinken des


Zinsfußes bis auf Null herbeiführen würde, man glaubte, daß durch wiederholte


Erbschaftsteilungen, durch die natürliche wirtschaftliche Minderwertigkeit der im


Reichtum aufwachsenden Geschlechter der Grundbesitz pulverisiert und so die


Rente zu einem allgemeinen Volkseinkommen werden würde. Auch dachte man,


daß durch die Verbesserung der Verkehrsmittel, der Handelseinrichtungen die


Wirtschaftskrisen ebenso leicht vermieden werden könnten, wie man durch eben


dieselben Einrichtungen schon Herr der elementaren Hungersnöte geworden ist.


Die Optimisten gingen wohl noch einen Schritt weiter und sagten, daß mit der


zunehmenden Produktionskraft auch die Steuerkraft des Volkes zunehmen


müßte, und daß mit Hilfe der reichlich fließenden Steuerquellen der Staat gar bald


zum Universalrentner erhoben werden könnte.


Von allen diesen schönen Hoffnungen ist bis heute keine Spur der


Verwirklichung zu sehen. Der Zins ist nicht gefallen, die Grundrente ist nicht zu


einem Volkseinkommen geworden. Die großen Vermögen haben allen


Erbschaftsteilungen siegreich widerstanden, die Wirtschaftskrisen ziehen immer


noch verheerend durchs Land, und nirgendwo ist der Staat auf dem Anleihemarkt


von der Nachfrage zum Angebot übergegangen.


Diese Tatsachen sind es, die die Zweifel an der Vortrefflichkeit der


Handelsfreiheit haben aufkommen lassen und die die Widerstandkraft gegen die


Kritik der Handelsfreiheit gelähmt haben.


Man ging von der Ansicht aus, daß in den heutigen Gesetzen und wirtschaftli-


chen Einrichtungen alle Bedingungen für die fessellose Handelsfreiheit erfüllt


waren, und da die Erfahrung zeigt, daß die gegebenen Einrichtungen die erwarte-


ten Früchte nicht zeitigten, so läßt man die Freiheit fahren und flüchtet sich in die
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Arme des Staates, der allein glücklichmachenden Wirtschaftsverfassung.


So verurteilt man die Freiheit, ehe man sie überhaupt gesehen und verhört hat,


in contumatiam. Wir legen die Volkswirtschaft in Ketten, lassen sie überhaupt


schon von Sklavinnen geboren werden, und wenn sie nach Freiheit ringend dro-


hende Gestalt annimmt, so machen wir nicht die Ketten, sondern die Freiheit ver-


antwortlich. „Mehr Ketten!“ heißt es dann.


Räumen wir also zunächst mit den Monopolen auf, geben wir der Freiheit die


Freiheit und dann mögen wir für das, was sich entwickeln mag, die Freiheit, den


Individualismus, die Privatverantwortung verantwortlich machen. Aber aufgrund


der heutigen Zustände ein Urteil über die Wirkung der wirtschaftlichen Freiheit


abgeben, heißt, bewußt ein falsches Urteil abgeben.


In obiger Schrift werden nun die Ketten unserer Volkswirtschaft aufgedeckt und


gezeigt, daß von Handelsfreiheit dort keine Rede sein kann, wo man die gemei-


nen Arbeitsprodukte gegen Edelmetalle tauschen muß und wo die Grundrenten


statt in die Staatskassen zu fließen, von Privatleuten erhoben werden. Unsere


sogenannte Gewerbe- und Handelsfreiheit ist nicht wurzelecht, darum trägt sie


Dornen statt Rosen.


Es handelt sich in der sozialen Frage also in der Hauptsache um den


Privatbezug der Grundrente und um unser völlig veraltetes, aus dem grauen


Altertum unverändert auf uns überkommenes Geldwesen.


Durch den Privatbezug der Grundrente wird im Wettlauf der Bürger der Start


gefälscht, die Gewerbefreiheit aufgehoben, und durch das heutige Geldwesen


wird der Anspruch der Produkte unter die Kontrolle der Kapitalisten gestellt, die


ihn von einem Zins abhängig machen. Monopole nehmen heute den Platz der


Gewerbefreiheit ein.


Diese Monopole sollen durch die Geld- und Bodenreform beseitigt werden, und


dadurch soll der Handelsfreiheit eine wurzelechte Grundlage gegeben werden.


Und wohin diese Freiheit uns führen würde, uns führen muß, ist im Titel des


Buches gesagt.


Der erste Teil, der über die Grundrente handelt, ist für solche Leser bestimmt,


denen die Theorien Henry Georges noch unbekannt sind. Doch auch für Kenner


bietet dieser Teil Neues genug. Besonders der Teil über die Finanzen der


Bodenreform wird sie interessieren. Ebenso die Abschnitte, die über die


Beziehungen vom Lohn zur Grundrente, vom Zins zur Grundrente und über die


Einflüsse, denen der gemeine Arbeitslohn unterworfen ist. Den Singletaxern wird


der gehaltvolle Artikel Ernst Frankfurths am Schluße des 14. Abschnitts vielleicht


Anlaß zu einer beschleunigten Revision ihres Programms geben.


In dem zweiten Teil, der über die Geldreform handelt, ist dagegen so gut wie


alles neu: der Zweck sowohl wie das zu seiner Begründung herangezogene


Material. Neu ist die Tatsache, daß hier zum ersten Male volkswirtschaftliche


Fragen in weit umgrei-
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fender Weise behandelt werden, ohne daß sich ein einziges Mal Gelegenheit böte,


das Wort „Wert“ zu gebrauchen. Und nicht etwa infolge einer Umschreibung. Wohl


der beste Beweis, daß dieses Wort nichts Objektives deckt, und daß es sich mit


dem Wertproblem nur um ein Scheinproblem handelt.


Neu ist die Forderung und deren Begründung des Zwangsumlaufs des Geldes,


eigenartig das empfohlene Mittel, um diesen Zwangsumlauf zu erzielen.


Neu ist die Erklärung, warum man eigentlich aus Papier Geld machen kann; neu


ist die Krisentheorie; neu die Mittel zur Bekämpfung der Krisen.


Neu ist die Erklärung für die fabelhaft hohen Handelsspesen; neu die zur


Verbilligung des Handels vorgeschlagenen Mittel; neu die für die Herbeiführung 


allgemeiner Barzahlung vorgeschlagenen Reformen.


Neu die Beschreibung vom Wesen der Spekulation; neu die Waffen für deren


Vernichtung.


Neu ist die Erklärung, warum dem Gelde gegenüber die Quantitätstheorie ver-


sagt; neu, nagelneu die empfohlene Methode für die Ermittlung des


Durchschnittspreises aller Waren.


Neu und außerordentlich fruchtbar ist die Entdeckung eines dritten Zinselements;


neu und überraschend die Aufdeckung der Tatsache, daß der reine Zins eine eher-


ne Größe ist, daß der reine Zins seit 2000 Jahren unverändert geblieben ist.


Neu und von bahnbrechender Bedeutung ist die Entdeckung der wirklichen


Ursache des Kapitalzinses.


Neu ist in diesem Teil des Buches eben alles; neu wie ein Berg, den man zum


ersten Male von der anderen Seite betrachtet.


Und es handelt sich hier nicht um billige Behauptungen, um abstruse Theorien.


Gesell hat so gut wie alle Theorien der heutigen Volkswirtschaftslehren, der sozia-


listischen sowohl wie der bürgerlichen, in Trümmer geschlagen, und obschon aus


diesem Debakel kaum ein Theoretiker mit heiler Haut hervorgeht – es hat sich bis-


her keiner gefunden, der Gesell gegenüber sein Eigentum zu verteidigen gewagt


hätte. Nicht einer. Wohl ein sicherer Beweis, daß die Theorien der neuen freihänd-


lerischen Volkswirtschaftslehre als Ausfluß reinster Vernunft zu betrachten sind. Die


Werttheoretiker, die Zinstheoretiker, die Grundrententheoretiker, die


Krisentheoretiker, die Lohntheoretiker – alle ohne Ausnahme sehen still und mit


verschränkten Armen dem Untergang ihres Eigentums zu.


Die neue Freihandelslehre ist für sie alle zu einer Sintflut geworden, aus der nur


die sich gerettet haben, die durch keine Theorien in ihrem Glauben an die


Selbstbestimmung stutzig gemacht werden konnten. Für diese Braven ist nun die


Zeit gekommen, wo sie wieder stolz ihr Haupt erheben dürfen, weil sie jetzt der


wissenschaftliche Nachweis deckt, daß die häßlichen Begleiterscheinungen der


heutigen Wirtschaftsordnung nur eine Folge künstlich beschränkter Freiheit sind,


und daß
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wir die Überwindung aller sozialen Schwierigkeiten nur erwarten dürfen von


Reformen, die die Selbstbestimmung und wirtschaftliche Unabhängigkeit des


Mannes stärken, und nicht von solchen, die ihm Schranken auferlegen. Die neue


Freihandelslehre hat die soziale Frage theoretisch gelöst und erledigt.
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Der Stoff der Gedanken


(Unveröffentlichtes Manuskript)


Alles was „ist“, ist Stoff, alle Erscheinungen sind Eigenschaften des Stoffes.


Der Gedanke „ist“, folglich kann er nur Stoff oder eine Wirkung des Stoffes sein.


Der Stoff ist eine Gruppierung von Atomen. Diese Gruppierung ist entweder ein


„natürlicher“, ungestörter oder ein „unnatürlicher“, durch äußere Gewalt zerstörter


kristallinischer oder amorpher Stoff.


Der Gedanke ist also entweder „kristallinisch“ oder „amorph“, und bei allen


Gedanken kommt es darauf an, ob sie kristallinisch oder amorph sind.


Wie der Kristall durch Angliederung neuer Atome bis ins Unendliche sich ver-


größern kann, so auch der kristallinische Gedanke. Wahrheit setzt sich an


Wahrheit an, Kristall an Kristall, bis ins Unendliche (Gott).


Aber an den zertrümmerten Kristall (amorph) kann sich nichts mehr ansetzen


es bleibt ein Konglomerat, Unzusammenhängendes. Irrtum, Irrweg, Tod, Teufel.


kristallisch amorph


schön häßlich


richtig falsch


gut schlecht


gesund krank


gerade krumm


wahr irrig


eins, zwei, drei Fehler


2 + 2 = 4 (Irrtum)


Die Aufnahme amorphen Gedankenstoffes im Gehirn verursacht dort ein


Fieber. Dieser Stoff findet nirgendwo einen Ruhepunkt, wo er sich ansetzen oder


angliedern kann. Der reine Kristall stößt ihn ab; er kämpft und wirft ihn schließlich


heraus (Erkenntnis des Irrtums). Die Aufnahme kristallinischen Gedankenstoffes


dagegen verursacht eine Bereicherung, ein Gefühl des Behagens.


Der kristallinische Gedankenstoff dagegen findet im Gehirn überall den Platz


zu seiner Aufnahme bereitgestellt – unendlich viel kristallinischen Gedankenstoff


vermag das Gehirn aufzunehmen ohne Überlastung. Sache des Gehirns ist es,


den Stoff zu klassifizieren, zu koordinieren und zu subordinieren. Je besser diese


wichtigste geistige Arbeit verrichtet wird, um so schöneren Klang wird die Masse


geben. Es gibt nur einen Stoff, folglich gibt es auch nur einen Grundgedanken


(wahr, gut, schön) und dieser Grundgedanke ist „Gott“.


Durch Gruppierung dieses Gedankenatomes (Moleküles) entstehen


Gedankenreihen, Bilder, Vorstellungen. Durch Koordinierung von


Gedankenmolekülen ent-
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steht logisches Denken, durch Subordinierung der Moleküle Romane, Märchen,


Gedichte, Erzählungen.


Denken heißt, das bereits angehäufte und geordnete Gedankenmaterial neuen


Erscheinungen gegenüber anzuwenden. Je besser dieses Material vorher geord-


net und von amorphem Gedankenstoff gesäubert wurde, um so fruchtbarer und


klarer das Resultat. Je mehr der Mensch denkt, d. h., seinen Gedankenstoff


sichtet, klassifiziert, ordnet – um so größer seine geistigen Fähigkeiten.


Die von unseren Vorfahren geerbten Gedanken müssen erworben, d. h. durch


geordnetes Denken unserem Gehirne einverleibt werden, um sie zu besitzen.


Sofern diese geerbten Gedanken an sich kristallisch sind, können wir damit uns


bis ins Unendliche bereichern. Darum muß auch mit der weiteren Vererbung


unseres verarbeiteten Gedankenstoffes die Gedankenfähigkeit des Menschen


zusammen mit seinem Gedankenmaterial bis ins Unendliche wachsen können.


D. h., der Mensch kann an die Gottheit heranreichen, oder anders ausgedrückt –


Gott hat im Menschen „unbegrenzte“ Möglichkeiten.


Jedes Menschenhirn ist ein Tempel Gottes; manche dieser Tempel sind noch


bescheidene Kapellen (Kind), manche haben sich zu stattlichen Dombauten aus-


gedehnt (Stirner, Darwin, Goethe, Apostel Paulus, Henry George, Mikado).


Der Gedanke ist Stoff bzw. eine Eigenschaft des Stoffes, wie z. B. das


Gewicht, die Anziehungskraft. Jeder Stoff ist darum auch ein Gedanke, ein iso-


lierter Gedanke. In jedem Eisenmolekül liegt ein Gedanke, in der Eisenmasse


liegt derselbe Gedanke millionenfach angehäuft; er ist unfruchtbar, weil er isoliert


ist, auf sich selbst angewiesen. Es fehlen die Verbindungen, das Bewußtsein.


Denn nur durch die Verbindungen verschiedener Gedankenmoleküle entstehen


neue Bilder, die das Bewußtsein hervorrufen oder darstellen.


Da der Gedanke eine Eigenschaft oder Attribut des Stoffes ist und der Stoff


Raum beansprucht, so braucht auch der Gedanke Raum. Die Summe der


Gedanken füllt unsere Schädelkapsel aus. Erweitert sich unser Gedankenschatz,


so muß der Schädel Platz schaffen. Das geschieht auf zweierlei Wegen.


1. Durch Hinauswerfen (Vergessen) unwesentlichen, untergeordneten


Gedankenstoffes (vertiefte Erkenntnis), durch Unterdrückung überflüssig gewor-


dener Gedankenreihen.


2. Durch Erweiterung der Gehirnkapsel infolge des von innen auf die Kapsel


ausgeübten Druckes.


Jedes Bild, das wir betrachten, erzeugt in unserem Gehirn ein ähnliches Bild


„en miniatur“. Betrachten wir das Bild lange und scharf, so wird auch das


Miniaturbild scharf; es prägt sich uns ein. Tannensamen enthält das Bild der


Tanne.


Der Platz, den dieses Bild im Gehirn einnimmt, ist für das logische Denken von


größter Bedeutung. Die Anweisung dieses Platzes bewirkt den „Vergleich“.
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Der Gegenstand der Vaterlandsliebe 


im Wandel der Jahrhunderte


Unveröffentlichtes Manuskript (Fragment)


50 Jahre sind kaum verstrichen, da schlugen sich die deutschen Stämme,


Preußen, Sachsen, Hannoveraner, Österreicher, Bayern unter der Führung ihrer


Fürsten wie besoffenes Gesindel gegenseitig die Köpfe ein. Alle mit Begeisterung


verteidigten sie die Grenzen des Fürstentums, mit mehr Opfermut sogar, als es


die Thronanwärter zu tun pflegen.


Ihr Männer und Frauen, betrachtet Euch doch einmal den Gegenstand, dem Ihr


Euer Heiligstes geopfert habt!


Zeichnet die Grenzen des Deutschen Reiches auf, etwa wie sie zur Zeit Karls
des Sachsenmörders standen, und traget alle Grenzveränderungen nach, die


seitdem vorgenommen wurden. Dann entsteht dieses Diagramm. Der


Gegenstand Eurer Vaterlandsliebe, historisch beleuchtet, ist also nichts als ein


Klecks, und ein provisorischer Klecks, der (..., unleserlich). Es gibt nur eine des


Menschen würdige Grenze, das ist die Erdkugel, die einzige Kugel, die nicht mit


Kugeln verteidigt (..., unleserlich).
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Die neue Lehre vom Geld und Zins


Unveröffentlichtes Manuskript (Fragment)


Alles, was ich bisher vom Reformgeld ohne Mühe und Gewalt gesetzmäßig


ableitete, ist jedoch nur Kleinkram, gemeine Mittelstandspolitik, verglichen mit der


eigentlichen Hauptleistung der Geldreform, die im nächsten Kapitel „Die
Zinstheorie der Geldreform“ behandelt wird. Für diese Leistung verdiente ich


eigentlich die Königskrone. Zu Königen ernannte man in früheren Zeiten solche


Recken, die das Volk am wirksamsten vor den Feinden zu schützen wußten. Und


der ärgste Feind, der Erbfeind des Volkes, ist heute (neben der Grundrente)


unstreitbar der Kapitalzins. Aber alle, die bisher gegen diesen „Erbfeind“ mit


Zepter, Bibel oder Feder auszogen, mußten ihre völlige Ohnmacht bekennen.


Was haben die Könige, die Habsburger, die Orleans und die Welfen, die


Hohenzollern und Romanows, was hat die Wissenschaft in all den Jahrhunderten


getan, um das Volk von der Plage des Kapitalzinses zu befreien? Nichts, rein gar


nichts haben sie getan. Ich bin sogar überzeugt, daß unter der Masse der heuti-


gen Könige nicht einer zu finden ist, der im Besitze einer Zinstheorie ist.


Wenn ich nun den Weg zeige, wie der Zinszwinger erstürmt, wenn ich die


Stelle ermittelt habe, wo der Riesenpolyp durch einen Schwerthieb umgebracht


werden kann, habe ich dann nicht mehr Anrecht auf die Königskrone als irgend-


einer der bequemen Herren, die Ihr auf den Thron gesetzt und vorn Thron gesto-


ßen habt? Ich habe das Schwert in der Hand, womit der Drachen getötet werden


kann; der Schlüssel für die Lösung des theoretischen wie sozialen Zinsproblems


ist in meinem Besitze. Wenn ich nun für die Herausgabe dieses Schlüssels (nach


dem seit 3000 Jahren die besten Köpfe vergeblich gesucht haben) die


Königskrone forderte, würdet Ihr sie mir nicht geben und mir noch dabei ver-


sichern, daß ich die Krone fürstlich bezahlt habe? Ihr seht, Eure Königskrone


gehört mir, der Thron der Welfen, Orleans, Hohenzollern und Rockefellers geht


auf das Geschlecht der Silvioniden über, und in meinem Reich geht die Sonne


nicht unter.


Doch ich pfeife auf diese billige, proletarische Ehrerweisung. Ihr besitzt über-


haupt nichts, womit Ihr meine 20-jährige fleißige, unter schweren Opfern an Geld


und Lebensfett geleistete Arbeit bezahlen könnt, nichts, um das Schwert zu


bezahlen, das ich für Euch geschmiedet habe. Und das einzige, um was ich


Euch bitte, mir zu versprechen: legt mir die Gebeine des letzten, Eures von mir


vernichteten Geschlechts der Proletarier zu mir ins Grab, und so verpflichte ich


mich, Euch und Euren dünnen Weibern den Kopf des Reptils vor die Füße zu


werfen, das mehr Blut gesoffen als alle Kriege, mehr Kinder gefressen hat als


Baal und aus den stolzen
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Söhnen Germanias das traurige Geschlecht hat werden lassen, das ich voll


Wehmut in Euch und Euren Kindern betrachte.


Aber ich sehe, Ihr habt nicht einmal den Mut, nach dem Schwert zu greifen,


das ich Euch reiche. Wie sollen wir armseligen Proletarier uns gegen die


Allmacht des Goldes erheben? Ach, Ihr Armen! So habt Ihr ja nicht verstanden,


was ich Euch in breiter, bequemer Sprache in diesem Buche auseinanderge-


setzt, so wißt Ihr also jetzt noch nicht, daß das Gold ohne die Nachfrage – die Ihr


selbst mit Euren Produkten erzeugt, der bedeutungsloseste Stoff auf dem Markte


ist. Ihr fürchtet das Silber nicht mehr, seitdem ihm der Charakter des Geldes


genommen, warum fürchtet Ihr Euch vor dem Gold? Könnt Ihr das Gold nicht


genauso behandeln wie das Silber? Die Macht des Goldes liegt in Euren


Händen. Verweigert die Annahme des Goldes, verkauft Eure Produkte, verlangt


Euren Lohn in Geld, wie ich es Euch vorschlage – und aus ist es mit der Macht


des Goldes und des Kapitals.


Wie sagte Lassalle:


„Es gibt nur ein einziges Produkt, das immer Kapital ist, und dieses
Kapitalprodukt ist das Geld (d. h. also hier das herkömmliche Geld). Das Geld
ist darum nicht bloß ‚auch‘ Kapital, sondern es ist das Kapital par excellence,
Gott Vater in Person. Seine Kapitaleigenschaft ist ihm beständig flüssig, kann
beständig befruchtend (für den Kapitalisten) ausgeschickt werden auf jeden
beliebigen Stoff an jedem beliebigen Ort (d. h., das Geld kann von jedem Stoff,
an jedem Ort beständig Tribut erheben). Das Geld als das Kapital ‚par excellen-
ce‘ ist darum in noch höherem Sinne Kapital als selbst das stehende Kapital.“


Aber Ihr habt recht. Das Geld muß vom Staate ausgegeben, vom Staate in


Umlauf gesetzt, vom Staate verwaltet werden. Und der heutige Staat ist in der


Hand der Kapitalistenklasse, die nur zusammen mit dem Proletariat leben kann.


Der letzte Kapitalist kann notwendigerweise nur zusammen mit dem letzten


Proletarier begraben werden. Der Kapitalistenstaat wird also niemals seine Hand


zu Eurer entgültigen Vernichtung und für die Abschaffung des heutigen nunmehr


schon 3000 Jahre alten Geldwesens reichen. Der Selbsterhaltungstrieb wird den


Staat davon abhalten, irgend etwas zu Eurer Vernichtung zu tun.


So hört, was ich Euch sage: Ernennt mich zum Diktator des vereinigten


Proletariats aller Länder und handelt nach diesem meinem Befehl.


Stellt neben jeder Lohnkasse einen Schmelztiegel mit einem kräftig ziehenden


Ofen und stellt daneben Streikposten auf, die darauf achten, daß jeder seinen


vollen Lohnbeutel hineinwirft, die Münzen in den Tiegel, die Banknoten ins Feuer.


Gleichzeitig fordert alle „zielbewußten“ Genossen auf, ihre Sparkassengelder


abzuheben und ebenfalls in den Tiegel zu werfen. Und wenn Ihr sonst Geld auf-


treiben könnt aus den Partei-, Gewerkschafts-, Krankenkassen etc. – fort damit,


in den Tiegel das Gold, in das Feuer die Banknoten.
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So könnt Ihr nach meiner Berechnung in einer Woche ca. 1000 Millionen Mark


d. R.W. auftreiben und vernichten. Fahrt damit noch etwa eine Woche fort, und


dann paßt auf, was geschieht. Etwas Erstaunliches, Wunderbares, ja


Närrisches wird geschehen. – Alle Kaufleute, Bankiers, Sparer, Kapitalisten,


mit der Reichsbank an der Spitze, werden gegen ihren Willen und obschon


sie wissen, daß sie den Ast absägen, auf dem sie sitzen, Euch in Eurem


revolutionären Werk unterstützen, indem sie das Geld, was Ihr nicht ver-


nichtet habt, vom Markte zurückziehen und verscharren. Und verscharrtes


Geld gibt keine Nachfrage, „es hat für den Markt den gleichen Erfolg, wie
wenn es vernichtet worden wäre“, sagte schon der große Philosoph Hume.


Im Kapitel „Das Gesetzmäßige im Umlauf des heutigen Geldes“ habe ich Euch


gezeigt, daß, wenn der Geldbestand abnimmt und infolge mangelnder Nachfrage


die Preise fallen, auch der Rest des Geldes nicht mehr zirkulieren kann, weil der


Austausch der Produkte bei weichenden Preisen rechnerisch unmöglich wird.


Sowie Ihr nun mit der Vernichtung des Geldes den Anfang macht, zwingt Ihr


auch das übrig bleibende Geld, sich vom Markte zurückzuziehen. Und was ist


solcher Rückzug anderes als Krise, Krach, Generalstreik. Ihr könnt also die


Stunde im voraus bestimmen, wann alle Räder still stehen werden und könnt


Euch für diese Stunde vorbereiten. Wie die Juden sich für den Auszug aus Ägyp-


ten vorbereiteten, so legt Euch einen Vorrat an ungesäuertem Brot an. Denn


Euer Streich wird Todesstille über das Reich verbreiten. Ihr habt den Nervus


Rerum vernichtet, die Arbeitsteilung unterbrochen. Und so wird es bleiben, bis


daß der Staat nachgibt und neues Geld verfertigt, wie Ihr es ihm vorschreibt.


Dieses Geld wie Ihr selber, ausgemergeltes Geld wie Eure Weiber und Kinder,


vergängliches Geld wie alle Eure Produkte.


Ist das Opfer zu groß, um es von der Masse der hungrigen Familienväter for-


dern zu können? Ihr streikt doch oft monatelang um Bagatellsachen, und ob Ihr


den Monatslohn in das Feuer werft, oder ob Ihr einen Monat streikt – der


Unterschied ist nicht wesentlich. Ihr habt des öfteren den Generalstreik vorge-


schlagen und auf dessen Durchführung nur wegen Eurer Ohnmacht verzichtet –


hier werdet Ihr ohne Gewalt alle Räder zum Stehen bringen. Wie eine Maschine


ohne Öl bald in allen Teilen stöhnt und gleich darauf stehenbleibt.


Um den Zaghaften unter Euch Mut zu diesem Unternehmen einzuflößen, könnt


Ihr auch so verfahren: Laßt Euch einen genügenden Vorrat von dem neuen


Tauschmittel drucken (niemand kann es Euch untersagen, denn es liegt keine


Fälschung darin) und gebt jedem, der seinen Lohn und Ersparnisse ins Feuer


wirft, den entsprechenden Betrag in neuem Geld mit der Anweisung, dieses Geld


aufzubewahren, bis der Staat, durch den völligen Zusammenbruch der


Volkswirtschaft gezwungen, das neue Geld abstempelt und kursfähig macht. So


kann das neue Geld gleich
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an die rechtmäßigen Eigentümer und im richtigen Verhältnis in den Verkehr, und


der Wirtschaftsbetrieb kann gleich mit Volldampf wieder an dem Tage aufgenom-


men werden, wo der Staat Eurem Willen sich fügt.


Jedoch der frische Mut zu solchem Streich kann Euch nur kommen, wenn Ihr


von der Wirksamkeit dessen für die Vernichtung Eures Erbfeindes überzeugt


seid. Den Zusammenhang zwischen dem Kapitalismus und dem heutigen


Geldwesen müßt Ihr, das ist klar, völlig durchschauen, ehe man von Euch ver-


langen kann, daß Ihr Euer sauer verdientes Geld ins Feuer werft.


Diesen Zusammenhang zwischen Gold und dem allgemeinen Kapitalzins 


wollen wir also jetzt bloßlegen.
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Zum Geleit  


Nachdem Silvio Gesell seine beiden Söhne Ernesto und Carlos zu Kaufleuten 


ausgebildet und ihnen die Geschäftsführung der “Casa Gesell” anvertraut hatte
[Zum 100jährigen Firmenjubiläum der "Casa Gesell" erschien ohne Verfasserangabe ein Bericht im


"Argentinischen Tageblatt" vom 26.9.1987, den die "Zeitschrift für Sozialökonomie" unter dem Titel 


100 Jahre Casa Gesell" nachdruckte. (24. Jg. 1987, 75. Folge, S. 31 f)], zog es ihn 1911 wie-


der nach Europa. Er kehrte jedoch nicht in die Schweiz zurück, sondern ließ sich


nördlich von Berlin in der genossenschaftlichen Obstbau-Kolonie Eden bei Ora-


nienburg nieder, wo bodenreformerische Vorstellungen auf lokaler Ebene in die


Praxis umgesetzt wurden.[Über die Eden-Genossenschaft vgl. Otto Jackisch, Die Obstbau-


kolonie Eden – ihre Gründung,  Wachsen und jetziger Zustand, in: Deutsche Volksstimme Nr. 14/1903,


S. 432-437; Friedrich Landmann u.a., Die Obstbausiedlung Eden in den ersten 25 Jahren ihres


Bestehens 1893 -1918, Eden 1920; Kurt Großmann, 75 Jahre Eden 1893 -1968, Bad Soden 


1968; Ulrich Linse, Zurück o Mensch zur Mutter Erde – Landkommunen in Deutschland 1890- 


1933, München 1983, S. 37-61. – Werner Onken, Modellversuche mit sozialpflichtigem Boden 


und Geld. Lütjenburg 1997, S. 6-34. – Von 1913 bis 1922 gehörte auch Silvio Gesell der Eden-


Genossenschaft als Mitglied an. (Vgl. den Nachruf auf Gesell in den "Eden-Mitteilungen" 25. Jg. 1930,


Nr. 1/2)] Die Entscheidung für diesen neuen Wohnsitz beruhte vermutlich auch 


auf dem Wunsch Gesells, zwar in der Nähe Georg Blumenthals, aber dennoch


nicht in der Großstadt zu wohnen. Und schließlich lebte auch Gustav Simons 


seit 1908 in Eden; er leitete dort den “Deutschen Kulturbund für Politik” und redi-


gierte als dessen Organ die Zeitschrift “Deutsche Kultur”, worin er auch für die


Geld- und Bodenreform eintrat. 


In seinem Buch “Die soziale Frage und eine deutsche Antwort” und in der


“Deutschen Kultur” [Das Buch erschien 1906 in Cüstrin-Neustadt. Unmittelbar danach begann


Gustav Simons in Berlin mit der Herausgabe der Zeitschrift.] versuchte Gustav Simons nicht


nur, eine Verbindung zwischen der Geld- und Bodenreform und dem Genossen-


schaftswesen herzustellen, sondern er stülpte Gesells wirtschaftlichen Reformen


auch eine völkische Weltanschauung über. So kam Gesell, der in Argentinien kurz


vorher noch ein internationales Währungsabkommen zur Förderung des Welt-


handels und der Völkerverständigung entworfen hatte, nun in Deutschland mit


Menschen in Berührung, deren Denken von nationalistischen und antisemitisch-


en Vorurteilen bestimmt war. Zwar schien es auf den ersten Blick Berührungs-


punkte zwischen der Geld- und Bodenreform und dem völkischen Denken zu


geben wie die Nähe der Bodenreform zu kelto-germanischen Rechtsvorstel-


lungen und die gemeinsame Zinsgegnerschaft. Aber schon bald wurden unüber-


brückbare Gegensätze zwischen den beiden Denkrichtungen sichtbar: In völki-


schen Kreisen nahm man Anstoß daran, daß Gesell den Boden nicht nur an


“Volksgenossen” verpachten, sondern allen Menschen ohne Unterschied ihrer


Herkunft einen gleichberechtigten Zugang zur Erde verschaffen wollte; und das


Zinsnehmen war für ihn durchaus kein spezifisch jüdisches Phänomen. [Vgl. Silvio


Gesell, Nervus rerum, in: Gesammelte Werke Band 1, Hann.-Münden 1988, S. 140 sowie ders., 


Aktive Währungspolitik, in: Gesammelte Werke Band 5, S. 123/124.] 
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So war Silvio Gesell, der seiner ganzen Natur nach ein Weltbürger war,


bestrebt, enger mit Georg Blumenthal als mit Gustav Simons zusammenzu-


arbeiten. Blumenthal hatte durch Vorträge in Arbeiterkreisen und durch einen


Aufsatz in der überwiegend von Lehrern gelesenen Zeitschrift “Die Volkserzieher”


eine Reihe von Anhängern für die Boden- und Geldreform als “moderne Physio-


kratie” gewonnen [Georg Blumenthal, Boden- und Geldreform als moderne Physiokratie, in: Der


Volkserzieher – Blatt für Familie, Schule und öffentliches Leben, 11. Jg. 1907, Nr. 9, S. 70-72.] und


mit ihnen 1909 die “Physiokratische Vereinigung” gegründet. Auch Gesell hatte


sich ihr von Argentinien aus angeschlossen: “Ich wünsche Ihnen guten Erfolg und


dem Verein für physiokratische Politik Macht und Ansehen. Auch bitte ich um


Aufnahme in den Verein, falls Sie für so reudige Schafe Platz haben. Sende Ihnen


anbei 200 Mark als Beitrag zu den Vereinskosten. Ich glaube, bei einem Verein


geht es nicht anders zu als bei allen Vereinigungen der Menschen – die Macht


steht nicht im direkten Verhältnis zur Zahl der Mitglieder, sondern umgekehrt, und


die Macht des Vereins wird bei einer kleinen ausgewählten Schar von Mitgliedern


vielleicht größer sein, als wenn er großen Ballast geistiger Nullen mit sich


schleppt.” [Brief Silvio Gesells aus Buenos Aires an Georg Blumenthal vom 29.9.1909.]


Die nächste Frucht der Arbeitsgemeinschaft von Silvio Gesell und Georg


Blumenthal war die Herausgabe der “Neuen Lehre vom Geld und Zins” im “Physio-


kratischen Verlag”. Die Reform des Bodenrechts blieb in diesem Buch außer Be-


tracht, da Gesell sich über die Möglichkeiten der Verwendung der Bodenrente


noch kein abschließendes Urteil gebildet hatte. So konzentrierte er sich zunächst


darauf, seine Erkenntnisse über die Reform des Geldwesens noch einmal zu läu-


tern und zusammenzufassen. Gewissermaßen um sich für den unbequemen In-


halt seines Buches zu entschuldigen, wies Silvio Gesell im Vorwort noch einmal


darauf hin, daß es ursprünglich gar nicht seine Absicht gewesen war, die Ursachen


der Macht des Geldes, dieses Fluches der Menschheit, offenzulegen: “Es war


Haderstoff, was ich untersuchte. Konnte ich wissen, daß das, was ich finden soll-


te, ein revolutionärer Brander sein würde?” [Silvio Gesell, Die neue Lehre vom Geld und


Zins, in: SGW Band 6, S. 18.] Doch nachdem er seine Erkenntnisse nun schon in meh-


reren Veröffentlichungen dargelegt hatte, klagte er teils verständnis- und teils vor-


wurfsvoll die ökonomische Fachwissenschaft an, daß sie daran noch immer vor-


beiging und nicht tiefer in den “schwarzen Kontinent” das Geldwesens eindrang. 


Auch die “Neue Lehre vom Geld und Zins” fand kaum Resonanz in der ökono-


mischen Fachwelt. Lediglich Franz Oppenheimer nahm zu ihr Stellung. Obwohl


Oppenheimer ebenfalls bodenreformerische Vorstellungen vertrat und obwohl 


sein System des liberalen Sozialismus der nichtkapitalistischen Marktwirtschaft


Gesells in ordnungspolitischer Hinsicht sehr verwandt war, brachte er kein Ver-


ständnis für die Forderung nach einer Reform des Geldwesens auf. In den Au-


gen Oppenheimers schwebte Gesells Geldtheorie völlig in der Luft, weil ihr der


materielle Halt eines “inneren Stoffwerts” des Geldes fehlte; und auch die “Ur-


zins”-Theorie hielt er für falsch. Das “vermeintlich sozial-schädliche Geld” hat
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Oppenheimer zufolge weder eine Machtstellung auf den Märkten noch sei es 


die Ursache von Konjunkturschwankungen und Krisen. Das Geldwesen bedürfe


deshalb keiner Reform. [Franz Oppenheimer in einer Sammelrezension von Veröffentlichung-


en zur Geldtheorie von Paul Gerngroß, Silvio Gesell und Otto Lang, in: Weltwirtschaftliches Archiv


1914, Band 3, S. 181-190.] 


Außerhalb der Ökonomie fand die “Neue Lehre vom Geld und Zins” ein posi-


tives Echo bei dem Naturwissenschaftler Wilhelm Ostwald, der 1909 den Nobel-


preis für Chemie erhalten hatte und in philosophischer Hinsicht für den Monis-


mus Haeckelscher Prägung eintrat. Ostwald war bestrebt, die Weltanschauung


des Monismus um ein wirtschaftliches Reformkonzept zu ergänzen. Die Geld- 


und Bodenreform erschien ihm als eine Möglichkeit, einen “enormen Schritt zur


Ausbreitung von Gerechtigkeit und Ordnung in der Welt” zu vollziehen. [Wilhelm


Ostwald, Geld, in: Monistische Sonntagspredigten Nr. 98 und 100/1914, S. 337-352 und S. 369-384,


hier: 382.] 


Während sich Silvio Gesells Arbeitsgemeinschaft mit Georg Blumenthal im-


mer mehr festigte und mit der gemeinsamen Herausgabe der Zeitschrift “Der


Physiokrat” ihrem Höhepunkt entgegenging, blieb seine Zusammenarbeit mit


Gustav Simons auf wenige Ausnahmen beschränkt. Für dessen Zeitschrift ver-


faßte er lediglich vier Beiträge; drei von ihnen sind leider nicht erhalten geblie-


ben. [Die Deutsche Kultur" ist in öffentlichen Bibliotheken nicht mehr vorhanden. Sie fehlt auch 


im Archiv der Eden-Genossenschaft. In ihrem 4. Jg. 1912 hatte Gesell gemäß den Werkeverzeich-


nissen von Landmann und Hess die folgenden Aufsätze veröffentlicht: "Tätlicher Antisemitismus" 


(Nr. 3 und 4); Moral, Ethik, Gerechtigkeit, Recht" (Nr. 9); "Entspringt das Streben nach der reinen


Papierwährung wirklich einer ökonomischen Irrenidee?" (Nr. 11). Diese Aufsätze müssen im Band 


6 leider fehlen.] Gustav Simons trug Gesells Gedankengut auch an die Leser der 


völkischen Zeitschrift “Hammer – Parteilose Zeitschrift für nationales Leben” her-


an. Daraufhin erfolgte eine polemische Rezension der “Verwirklichung des Rechts


auf den vollen Arbeitsertrag” durch W. Claaßen im “Hammer”, worin die Leser 


aufgefordert wurden, zu Gesells “proletarisch-kommunistischer” Ideenwelt auf


Distanz zu gehen. Gesell betrachte den Menschen als ein Produkt der Verhält-


nisse und propagiere die Gleichheit aller Menschen. Seine “... Blindheit für 


Rasse, für Ewigkeitswerte gegenüber den Erwerbsverhältnissen, den Zeitlich-


keitswerten” veranlaßte Claaßen zu der warnenden Frage an die Leser des


“Hammer”: “Ist das Geist von unserem Geist?” [W. Claaßen, Ein neuer Lebensreformer, 


in: Hammer – Parteilose Zeitschrift für nationales Leben, 10. Jg. 1911, Nr. 222, S. 480-483.] Diese


Rezension löste eine heftige, zum Teil sehr unsachlich geführte Diskussion im


“Hammer” aus. [An ihr beteiligten sich Gustav Simons (Nr. 225), W. von Saucken (Nr. 226), W.


Claaßen (Nr. 228), Arndt-Boethius (Nr. 231) und W.K. (Nr. 235).] Das bewog die Schriftlei-


tung dazu, Gesell zu einer Darstellung seiner Gedanken in einem eigenen Bei-


trag einzuladen. Er entsprach dieser Bitte mit einem Aufsatz über die “Metall-


währung in der Geschichte”, der in zwei Teilen zum Abdruck kam. [Hammer 11. Jg.


1912, Nr. 243, S. 401-406 und Nr. 244, S. 431-434.] Hierauf erwiderte Richard Lieske, 


daß es nicht durch einen Mangel an umlaufendem Geld, sondern durch Über-
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produktion und Unterkonsumtion zu Absatzstockungen und Krisen käme. Die


Goldwährung müsse bestehen bleiben, damit die Wirtschaft ihren “festen me-


tallenen Boden unter den Füßen” behalte. Ihre Beseitigung würde auf eine


“schamlose Volksausbeutung” hinauslaufen, da das Volk allen Goldes und damit


“aller wirklichen reellen Werte” entblößt und mit “papierenen Scheinwerten über-


schwemmt” würde. Abgesehen davon sei eine fortlaufende mengenmäßige An-


passung von Papiergeld an die angebotenen Güter und Dienste auch ganz un-


möglich. [Richard Lieske, Zu Gesells Papierwährung, in: Hammer 11. Jg. 1912, MNr. 246, S. 499-


502.] Die Abgrenzung der Völkischen gegenüber Gesell war damit vollständig. 


Mochten die Gegensätze zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen


Gruppen in weltanschaulicher Hinsicht auch noch so groß sein, so begegnete


Gesell auf ökonomischem Gebiet doch einer breiten Phalanx relativ gleichför-


miger, auf dem Dogma vom “inneren Wert” des Goldes beruhender Einwände.


Wenn es um den Tanz um das Goldene Kalb ging, traten die sonstigen Feind-


schaften zwischen der politischen Rechten und der Linken in den Hintergrund.


Sozialisten und Kommunisten beteten die Goldwährung nicht weniger an als


Liberale oder völkische Nationalisten. Seine Antwort an Lieske beschloß Gesell 


mit einer Bemerkung über die Religion, die einen Leser des “Hammer” zum


Widerspruch reizte. Darauf ging Gesell in einem kleinen Nachtrag mit dem Titel


“Geldreform und Christentum” ein [In der chronologischen Folge von Gesells Veröffent-


lichungen gehörte dieser Nachtrag eigentlich in den Band 7 SGW. Um den inhaltlichen Zusammen-


hang zu erhalten, haben wir ihn in Band 6 vorgezogen.], mit dem seine direkte Aus-


einandersetzung mit völkischen Strömungen ihren vorläufigen Abschluß fand.


Dieser Nachtrag läßt freilich erkennen, in welchem Ausmaß sich Darwins


Evolutionslehre seines Denkens inzwischen bemächtigt hatte.
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Vorwort.


Das heutige Metallgeld ist seinem Wesen nach vollkommen dem Geld gleich,


das schon im Altertum den Austausch der Waren vermittelte. Gräbt man aus dem


Schutte Athens, Roms oder Carthagos Münzen aus, so hat man international


gültiges, pari mit dem Gelde Europas oder Amerikas umlaufendes Geld in


Händen. Sieht man ab von der etwaigen Verschiedenheit im Feingehalt der


Münzen, so ist ein Kilo Münzen mit dem Stempel römischer Kaiser = einem Kilo


Münzen mit dem Stempel deutscher Prägeanstalten. Alle Eigenschaften des


Geldes, das Lykurg aus Sparta ächtete, haften in unveränderter Form unserem


Gelde an, und vielleicht ist dieses Geld die einzige staatliche Einrichtung, die


sich aus dem grauen Altertum unangetastet bis auf uns hinübergerettet hat.


Diesem ehrwürdigen Alter unseres Geldes entspricht jedoch in keiner Weise


unsere Kenntnis vom Wesen des Geldes. Wir wollen an dieser Stelle nicht


darüber rechten, ob Lykurg wohl daran tat, als er, in der Erkenntnis, daß das aus


Edelmetall hergestellte Geld das Volk in arm und reich trennt und durch solche


Zersetzung die Volkskraft bricht, nun das Kind mit dem Bade ausgoß. Aber tiefer


als Lykurg ist man auch heute nicht in das Wesen der dem Golde nachgesagten


Übel eingedrungen. Immer noch begnügt man sich damit, mit Pythagoras auszu-


rufen: Ehret Lykurg, er ächtete das Gold und Silber, die Ursache aller


Verbrechen, immer nur fluchen wir: Auri sacra fames, immer nur seufzen wir


verzweifelt mit Goethe: Am Golde hängt, nach Golde drängt doch alles – ach wir


Armen!


Aber mit diesen Verwünschungen, mit diesem Betteln hat es sein Bewenden.


Auf die Frage, was denn eigentlich am Gold verkehrt ist, warum das Gold der


Menschheit zum Fluch wird – 
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sind alle still. Sogar die Gelehrten vom Fach werden durch diese Frage so sehr


in Verlegenheit gebracht, daß sie es vorziehen, Lykurg und Pythagoras einfach


zu verleugnen und die dem Gold nachgesagten Übel auf ungenaue Beobachtung


zurückzuführen. So wird der spartanische Moses zum Währungspfuscher und


der große Mathematiker zum moralischen Schwärmer gestempelt.


Dieses Versagen der Wissenschaft ist jedoch weniger eine Folge mangelnder


Erkenntniskraft des menschlichen Geistes, als ein Produkt der äußeren


Verhältnisse, die hier mitspielen und die der wissenschaftlichen Durcharbeitung


der Geldtheorie nicht günstig sind.


Zunächst ist es der Gegenstand selber, der die meisten von vornherein


abstößt. Es gibt interessantere Studienobjekte als das Geld, besonders für


hochfliegende Geister und vornehme Naturen. Religion, Biologie, Astronomie


usw., alles das ist unendlich viel an- und emporziehender, als das Studium des


Geldes. Nur ein nüchterner Rechenkünstler wird sich zu diesem Pariakind der


Wissenschaft hingezogen fühlen, und so ist es verständlich und es gereicht der


Menschennatur eigentlich zur Ehre, daß man die Forscher immer noch an den


Fingern zählen kann, die tiefer in diesen schwarzen Kontinent gedrungen sind.


Hierzu kommt, daß die unglückliche Art der bisherigen wissenschaftlichen


Behandlung des Geldwesens und die Verquickung dieser Behandlung mit dem


nun endlich aussterbenden Wertglauben, die natürliche Abneigung gegen diesen


Zweig der Wissenschaft nur noch verstärkt haben. Die Währungsfrage ist ger-


adezu verrufen als Typus obstruser Gelehrsamkeit, wobei noch zu bemerken ist,


daß die Bedeutung, die der Gegenstand für die Entwicklung der Menschheit hat,


durch die Währungsliteratur in der öffentlichen Meinung stark herabgesetzt


wurde. (Die heute begrabene bimetallistische Literatur macht hier eine


lobenswerte Ausnahme.) Für die große Mehrheit des Volkes ist die Mark d. R.W.


heute tatsächlich nicht mehr als der 1/1375. Teil von einem Pfund Feingold, und für


das Volk ist das Gold als Metall doch ein ziemlich bedeutungsloser Stoff. Diese


Herabsetzung, die der Gegenstand der Währungsliteratur in der öffentlichen


Meinung erfahren hat, hat aber wieder zur Folge, daß niemand die betreffenden


Bücher kauft, und daß kein Verleger die Druckkosten dafür wagen will. So mag


es sein, daß Vieles und Gutes über das Geldwesen geschrieben, aber nicht


veröffentlicht wurde – weil sich kein Verleger dafür fand. Wieder ein Umstand,


der die Forscher vom 
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Geldwesen fernhält. Wer die Mittel nicht besitzt, um das Geschriebene auf


eigene Kosten drucken zu lassen, der darf sich nicht mit dem Geldwesen


befassen.


Freilich gibt es in letzterer Beziehung Ausnahmen. Unsere Hochschullehrer,


deren Veröffentlichungen immer wenigstens von Studenten und staatlichen


Bibliotheken gekauft werden, mögen für ihre Literatur auch willige Verleger find-


en, aber diesen für die Schule bestimmten Schriften steht der Satz im Wege, daß
Hadersachen von der Schule ferngehalten werden müssen . So dürften diese


Schriften aus Rücksicht auf ihre Bestimmung niemals tiefer in das Wesen des


Geldes eindringen. Vom hadrigen Kern der Frage prallt die Sonde der


Schulwissenschaft immer zur Oberfläche zurück. Es steht hier mit dem Geld


nicht anders, wie mit der Theorie der Grundrente, des Zinses, des Lohnes, und


ein Hochschullehrer, der den politischen Kern all dieser Probleme nicht berück-


sichtigen wollte, würde seinen Hörsaal bald in einen „Campo de Agramonte“ 


verwandeln, wo alle blindlings auf Freund und Feind einschlagen. Nein,


Hadersachen, Politik, die Lehre vom Lohn, von der Grundrente, vom Zins und


vom Geld gehören wirklich nicht in die Hochschulen. Notwendigerweise muß


aber darum auch diese Wissenschaft in den Händen unserer Professoren


verkümmern; das „non plus ultra“ starrt dem Professor ja immer gleich nach den


ersten Spatenstichen entgegen.


Zu diesen äußeren Schwierigkeiten tritt noch der Umstand, daß die Theorie


dieses heiklen Stoffes Kenntnisse voraussetzt, die man eigentlich nur im prak-


tischen Handel erwerben kann und daß der Handel zumeist solche Naturen


anzieht und fesselt, die theoretischen Untersuchungen abhold sind. Männer der


Tat fordert der Handel, keine Theoretiker und Ideologen. Wie lange ist es 


übrigens her, daß der Handel zudem als anrüchig angesehen wurde (Merkur,


Gott der Kaufleute und Diebe) und sich ihm vorzugsweise solche Elemente


zuwandten, die auf den Schulen nicht mitkamen? Die intelligenten Söhne


mußten „studieren“, der Rest war für den Handel bestimmt.


So ist also die Tatsache nicht so befremdlich, daß wir zu unserem 4000 Jahre


alten Metallgeld, das sich durch 100 Generationen und durch die Hände von


Milliarden und aber Milliarden Menschen gewälzt hat, heute in der Zeit des 


wissenschaftlichen Vorgehens auf allen Gebieten noch keine stichhaltige Theorie


haben und daß noch überall in der Welt die Routine die Richtlinien für die


öffentliche Behandlung des Geldes ziehen muß. 
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Dieser Mangel an einer stichhaltigen Geldtheorie ist aber der Grund, warum wir


bis heute auch für die Zinserscheinung keine genügende Erklärung zu geben


vermochten. Sonderbar, wir bezahlen und erheben seit 4000 Jahren Kapitalzins


in ungezählten Milliarden, ohne daß die Wissenschaft die Frage zu beantworten


vermöchte „woher und warum der Kapitalist den Zins erhält”. [v. Boehm- Bawerk,


Geschichte und Kritik der Kapitalzins-Theorien.].


Zwar an Versuchen hat es nicht gefehlt. Dafür sorgte schon der Gegenstand


selbst, der den Charakter eines allgemeinen Störenfrieds ganz öffentlich zur


Schau trägt und der darum auch ganz anders als das Geld das öffentliche und


wissenschaftliche Interesse auf sich zog. Jeder namhafte Volkswirt hat sich mit


dem Zinsproblem befaßt, namentlich die Sozialisten, deren ganzes Streben im


Grunde nur gegen den Zins gerichtet ist.


Aber wie viele sich auch redlich abgemüht haben, die Frage nach der Natur


des Zinses blieb unbeantwortet.


Der Grund dieses Fehlschlagens liegt nicht in der Schwierigkeit des Stoffes,


sondern einfach darin, daß der Kapitalzins (der Zins der Darlehen sowohl wie der


Zinsertrag der Realkapitalien) eine Kreatur oder Nebenprodukt des herkömm-


lichen Geldes ist und darum auch nur mit Hilfe der Geldtheorie wissenschaftlich


erklärt werden kann. Wie uns Zins und Geld äußerlich schon als unzertrennliche


Freunde begegnen, so innig vereint sind sie auch seelisch, d. h. in der Theorie.


Ohne Geldtheorie ist es unmöglich, den Zins zu erklären. Die Lehre vom Zins


kann nur von der Lehre vom Geld abgeleitet werden.


Die Zinsforscher haben aber (aus den schon erwähnten Gründen) regelmäßig


das Studium des Geldes vernachlässigt. Marx z. B. hat der Theorie des Geldes


keine 5 Minuten Überlegung gewidmet, dafür zeugen seine 3 dicken Bände, die


sich mit dem Zins (Kapital) befassen. Proudhon dagegen, der das Geld weniger


mißachtete, ist auch der Lösung des Zinsproblems am nächsten gekommen.


In nachfolgender Untersuchung, die durch Zufall angeregt und durch glück-


liche, äußere Verhältnisse geleitet und gefördert wurde, biete ich nun der


Wissenschaft, dem Handel und der Politik die so lange gesuchte Theorie des


Geldes und des Zinses.


Es war Haderstoff, was ich untersuchte. Konnte ich wissen und vermeiden, daß


das, was ich finden sollte, ein revolutionärer Brander sein würde? 


Silvio Gesell.
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Die Lehre vom Geld.


A. Das Geld wie es ist.
_____________


Die Unterscheidung zwischen Geld und Geldstoff.


Wenn die Inschriften der Münzen den Zweck haben, uns über das Wesen des


Geldes zu unterrichten, so hat man sich diese Arbeit leicht gemacht. Diese


Inschriften lauten „10 Mark“ oder 10 Francs, 10 Rubel, und wer aus diesen


Worten das Wesen des Geldes nicht zu erkennen vermag, dem werden die


Randbemerkungen der Münzen: Mit Gott oder, Egalité, Liberté et Fraternité usw.


wenig Aufklärung bringen. Vergleicht man die Inschrift der heutigen deutschen


Münzen mit derjenigen der alten preußischen Taler, so fällt auf, daß die Angabe


des Gewichtes an Feinmetall, die die Taler tragen, weggelassen worden ist.


Warum? Mit der Streichung dieser Gewichtsangabe hat man doch einen Zweck


verfolgen müssen, und dies muß man um so sicherer annehmen, als die


Gewichtsangabe in vielen Fällen von wirklichem Nutzen sein kann. [Die Gewichts-


angabe macht aus jeder Münze ein geeichtes Wägestück, womit jeder die Gewichte der Krämer


nachprüfen kann. Außerdem läßt sich durch die Gewichtsangabe der genaue Inhalt eines


Geldbeutels durch einfaches wägen feststellen, sowie auch umgekehrt das Gewicht jeder


Geldsumme von jedermann sofort berechnet werden kann.]


Es ist allerdings wahr, daß die Angabe des Gewichts in der Fassung, wie sie


der preußische Taler trug, zu vielen Fragen Anlaß geben konnte, die auf Grund


der heute noch vorherrschenden Geldtheorien nicht beantwortet werden können,


und daß durch Streichung der Gewichtsangaben in den neuen Münzen man die


Gefahr umgangen hat, sich in Widersprüche zu verwickeln. Wenn „XXX ein


Pfund Fein“[Inschrift der preußischen Taler.] dann ist auch ein Pfund Fein gleich XXX,


und der Begriff „Taler“ wird durch solche In-
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schrift zu einer einfachen, für das Silber vorbehaltenen Gewichtseinheit, wie man


ja noch heute in England für gewisse Waren besondere Gewichtseinheiten hat.


(Diamanten z. B. wägt man nach Karat. In Neuchatel enthält eine „Mesure“ Äpfel


oder Kartoffeln 20 Liter, eine „Mesure“ Korn aber nur 16 Liter.)


Wenn aber ein Pfund Fein gleich 30 Taler ist, wenn eine Münze mit einem be-


stimmten Gewicht Silber identisch ist (laut Inschrift und Theorie der Taler), wie


kann man dann das Silber entmünzen, wie kann man den 30. Teil von einem


Pfund Feinsilber überhaupt vom Taler trennen? Wie kann man aus einem
Begriffe zwei machen, Taler und Silber? Vor dem Jahre 1872 waren XXX ein


Pfund Fein und nach dieser Zeit nicht mehr. Wenn das letztere möglich ist (und


es ist Tatsache), dann ist das Erstere nie wahr gewesen und die Inschrift des


Talers spiegelte uns etwas als einen Begriff vor, was von jeher zwei Begriffe


waren – der Taler und sein Material. Der Taler wog den 30.Teil von einem Pfund


Feinsilber, das war alles. Man verbrauchte bei der Herstellung der Taler ein


Pfund Silber für je 30 Taler, wie man bei der Herstellung eines Hufeisens ein Kilo


Kohle verbraucht. Der Taler war nicht ein Quantum Silber, ebenso wenig wie ein


Haus mit einem Haufen Ziegelsteine identisch ist, oder wie man ein paar Schuhe


als einen Meter Leder betrachten kann. Der Taler war ein vom Silber völlig ver-


schiedenes Produkt, ein Fabrikat der königlichen Münze. Und er war das – trotz


seiner Inschrift – sowohl vor wie nach der deutschen Münzreform.


Die Inschrift des Talers machte aus ihm und seinem Material einen Begriff, die


Entmünzung des Silbers zeigte uns, daß im Taler zwei Begriffe enthalten waren.


Die Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber machte den Taler durch-


sichtig, so daß wir durch das Silber seinen Kern erblickten. Bis dahin glaubten


wir, der Taler wäre nur Silber, jetzt sahen wir zum ersten Male in ihm das Geld.


Wir leugneten dem Taler den Besitz einer Seele ab, bis er sie im Tode vor aller


Augen aushauchte. Bis zur Aufhebung des freien Prägerechtes hatten die


preußischen Untertanen nur Silber gesehen, jetzt sahen sie zum ersten mal


Geld,   d. h. die Vereinigung des Silbers mit dem Gesetz, zum Fabrikat, zum


Tauschmittel.


Vor der Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber stieß die Erklärung,


die die Metallisten, sowohl die Mono- wie die Bimetallisten vom Geld gaben, auf


keinen Widerspruch; die
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Entmünzung des Silbers zeigte, daß wenn auch Münzen aus Metallbarren


geprägt werden, Metallbarren darum doch noch keine Münzen sind.


Chevalier, „La Monnaie“ p. 39. Die Münzen sind Metallbarren, deren Gewicht


und Feingehalt durch den Stempel gewährleistet wird.


Otto Arendt, Unsere Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/1395. Pfund


Gold.


Man übersah, daß die freie Silberprägung, die ja in der Praxis die Münzen zu


Metallbarren und diese zu Münzen macht, ein Gesetz, ein staatliches, von der


Willkür der Parlamente abhängiges Gesetz zur Unterlage hat. Man übersah, daß


der Taler ein Fabrikat, ein Produkt der Gesetzgebung ist und daß das Silber nur


das Material, nichts als das willkürlich gewählte Rohmaterial des Talers war. Das


Gesetz schuf den Taler, das Gesetz zerstörte ihn. Der Herr hat’s gegeben, der


Herr hat’s genommen. Und was hier vom Taler gesagt wird, findet natürlich auch


Anwendung auf seinen Nachfolger. die Mark d. R. W. Das freie Goldprägerecht,


das auch heute in der Praxis die Münze mit dem Gold identisch macht, ist das


Erzeugnis unserer Parlamente. Wie es entstanden ist, so kann es wieder verge-


hen, kann alle Tage umgestoßen werden und wird auch umgestoßen werden,


falls es sich nachträglich herausstellen sollte, daß so vieles, was man seiner Zeit


ungeprüft bei der Goldwährung voraussetzte, keine Prüfung verträgt.


Wenn aber dieser Fall eintreten sollte – die Aufhebung des freien Prägerechtes


– (die Erklärung der Reichsbanknote als gesetzliches Zahlungsmittel ist der erste


Schritt auf diesem Wege), welche Beziehungen hat dann noch das Gold zu


unserem Geld? Doch nur mehr die eine, daß es, so wie das Kupfer, das Silber,


das Nickel und das Papier, als Material bei der Herstellung des Geldes


Verwendung findet – d.h. dieselbe Beziehung, die zwischen Stein und Haus,


Leder und Schuhen, Pflug und Eisen besteht. Jeder Schimmer einer Identität des


Geldes und seines Materials würde vergehen und der Unterschied zwischen


Gold und Mark d. R.W. ebenso handgreiflich werden, wie der Unterschied 


zwischen Taler und Silber, Hut und Stroh. [Die Goldwährungstheorie ist heute ganz ver-


wildert und es wäre wohl schwer, sie noch in Worte zu kleiden. Bei Einführung der Goldwährung galt


noch die Barrentheorie in ihrem krassesten Ausdruck. Währung ist, was selber währt, sagte


Bamberger, und kraft seiner Metalleigenschaften drängt sich das Gold uns als Geld auf.


Wie paßt zu dieser Behauptung die Tatsache, daß wenige Jahre später in Deutschland sich „ein
Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung“ bildete?  Währte denn das Gold nicht mehr kraft
seiner Metalleigenschaften, und wie kam man dazu, von einer „deutschen“ Goldwährung zu sprechen?
Ist die Mark d. R. W., wie die Theorie behauptet, weiter nichts als ein Quantum Gold, so ist die Mark
nicht mehr deutsch als französisch, russisch, japanisch. Oder liefert der Bergbau, der Schmelztiegel
etwa deutsches Gold, und wodurch unterscheidet sich dieses chemisch von anderem Gold? Der Name
obigen Vereins enthält ebenso viele Widersprüche wie Worte, und ebenso verhält es sich mit den
Traktätchen, die er verbreitet. Es sei hier zur Kennzeichnung der Art, wie man in Deutschland noch vor
10 Jahren selber das Geld schrieb, bemerkt, daß die Aufforderung zum Beitritt in genannten Verein von
Leuten unterzeichnet war, die beruflich gar keine Erfahrung in diesen Dingen sammeln konnten. Alte
Knaben, wie Mommsen und Virchow gaben ihren Namen her, sicherlich mit derselben Gleichmütigkeit,
wie man etwa seinen Namen für die Gründung eines Ziegenbockhaltevereins hergibt. Es handelte sich
für die beiden sicherlich nur um eine Bagatelle, eine Streitsache, die jeder a priori entscheiden kann.].
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Wir haben demnach scharf zu unterscheiden zwischen Geld und seinem


Material, zwischen der Mark d. R. W. und dem Gold. Beides – Geld und sein


Material – können niemals identifiziert werden, denn zwischen beiden liegt das


Gesetz, das beide heute vereint, beide aber morgen trennen kann.


Dieser Unterschied zwischen Geld und seinem Material hat von jeher


bestanden. Latent bestand er zur Zeit des freien Prägerechtes für das Silber,


latent besteht er auch in der Goldwährung. Aber für jeden sichtbar machte den


Unterschied die Aufhebung, die gesetzliche, willkürliche Aufhebung des freien


Prägerechts für das Silber. Ebenso erkennbar muß er auch heute für Jeden sein,


der aus der Geschichte des Silbers zur Erkenntnis kommt, daß die Privilegien


des Geldes an keinem Metall haften, sondern durch Gesetz von einem


Gegenstand auf den anderen übertragen werden können.


Und was denken unsere Gesetzgeber jetzt, wenn von der Reichswährung die


Rede ist, wenn sie eine Mark d. R.W. in die Hand nehmen und sie betrachten?


Sind sie sich bewußt, daß die Mark d. R. W. noch immer einer gesetzlichen


Begriffserklärung harrt; daß keine unserer Schultheorien des Geldes zur


deutschen Währung paßt, daß die Erklärung der deutschen Banknote zum


gesetzlichen Zahlungsmittel der Goldwährungstheorie den letzten Stützpunkt


entzieht, und daß die Inschrift unserer Banknoten zum kompletten Unsinn gewor-


den ist?


Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht ohne Legitimation 100 Mark d. R.


W., so sagt die Inschrift, und die Theorie der 
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Banknote sagt, daß die Banknoten nur dieses Zahlungsversprechens wegen 


kursieren und möglich sind. Nun hat man durch obige Inschrift der Banknoten


einen dicken Strich gezogen, indem man die Note als gesetzliches


Zahlungsmittel erklärte, und trotzdem kursieren die Banknoten. Wie ist das


möglich? Wie ist es möglich, daß der deutsche Bauer, der schon seine Kuh


gegen 100 Mark in Silber verkaufte, die in den Schmelztiegel geworfen nur 40


Mark Silber liefern würden, jetzt noch sein bestes Pferd gegen eine Banknote


hergibt, die er stofflich und theoretisch als Fidibus betrachtet?


So bringe man doch die Inschrift der Banknoten in Übereinstimmung mit den


Tatsachen. Schreibe man auf das Papier, wie man es bei den silbernen und 


goldenen Münzen getan, einfach 10–20–100 Mark und streiche alles andere und


namentlich das Wort „zahlen“. Dieses Wort gebraucht man bei Schuld-scheinen,


Wechseln, Mahnbriefen, und die Banknote ist ja doch kein Schuld-schein.


Schuldscheine, namentlich staatliche, tragen dem Inhaber Zins ein; bei der


Banknote aber erhält der Aussteller, also der Staat den Zins. Der Banknote


gegenüber ist der Aussteller, also der Staat, eigentlich der Gläubiger und der


Inhaber ist der Schuldner. Statt zu schreiben: die Reichsbank zahlt dem Inhaber


usw. schreibe man einfach: „Dies sind 100 Mark.“ Es ist Unsinn, durch die


Inschrift die Banknote zu einem Kreditpapier stempeln zu wollen. Kreditpapiere


ohne Zins sind heute undenkbar, sie können gar nicht bis zur Existenz gelangen.


Von Kreditpapieren aber, die dem Inhaber (Gläubiger) Zins kosten und dem


Aussteller (Schuldner) Zins eintragen und dabei den Parikurs mit wirklichen


Zinspapieren innehalten, spricht auf dem Erdenrund nur die Inschrift der


Banknote. Die deutschen Konsols, die dem Inhaber regelmäßig alle Jahre 3%


abwerfen, stehen heute 84,45; die deutsche Banknote, die dem Inhaber


4–5–6–ja 81/2% jährlich kostet., steht pari! [Die Reichsbank diskontiert mit ihren Noten die


Wechsel des Handels und macht dabei keinen Unterschied zwischen Gold und Banknoten. Für bei-


des erhält sie den gleichen Zins. Dabei bezeichnet sie das Gold als ihr Kapital und die Noten als ihre


Schulden.], und beide Papiere wirft das Gesetz, wirft die Theorie in denselben


Topf, theoretisch wie gesetzlich gelten beide Papiere für Schuldscheine,
Schuldscheine desselben Ausstellers!


Weg also mit Gesetzen und Theorien, die zu solchen Widersprüchen führen.
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Der Zellstoff der Banknoten ist wie das Kupfer, das Nickel, das Silber und das


Gold Rohstoff für die Fabrikation des Geldes; alle diese verschiedenen


Geldexemplare sind den Geldprivilegien gegenüber gleichberechtigt – sie sind


gegenseitig auswechselbar. Sie stehen alle unter der gleichen wirksamen


Oberaufsicht des Staates. Man kann nicht Papiergeld mit Metallgeld desselben


Staates kaufen oder zahlen, man kann nur beides gegeneinander wechseln.


Folgerichtig ist darum auch jedes Zahlungsversprechen in der Inschrift der


Banknoten zu streichen. Dies sind: Zehn, Hundert, Tausend Mark d. R. W. So


soll die Inschrift lauten. Nicht wegen, sondern trotz des Zahlungsversprechens in


der Inschrift der Banknote läuft dieselbe pari mit den übrigen Münzen [Sowie das


pari gebrochen wird, wandert nach dem Gresham-Gesetz das Gold über die Grenze. Das Papier


bleibt dann allein zurück.].


Woher kommen die Kräfte, die das Verhältnis des Gläubigers zum Schuldner


bei der Banknote auf den Kopf stellen, die den Aussteller zum Zins beziehenden


Gläubiger, den Inhaber zum zinszahlenden Schuldner machen? Das Privileg,


Geld zu sein, gibt der Banknote diese Kräfte, hat das Wunder bewirkt. Wir


müssen uns also das Wesen dieses Privilegs näher betrachten.


Die Unentbehrlichkeit des Geldes und die öffentliche


Gleichgültigkeit gegenüber dem Geldstoff.


Wir verdanken es der Arbeitsteilung, daß wir mehr erzeugen als verbrauchen


und so, unabhängig von den unmittelbaren Lebensbedürfnissen, der Vervoll-


kommnung oder Vermehrung unserer Arbeitsmittel Zeit, Vorräte und Arbeit wid-


men können. Ohne die Arbeitsteilung wären wir nie zu dem heutigen Reichtum


an Arbeitsmitteln gelangt, und ohne diese Arbeitsmittel würde die Arbeit nicht den


zehnten, hundertsten ja tausendsten Teil ihrer heutigen Produktion liefern. Der


größte Teil der Bevölkerung verdankt also der Arbeitsteilung direkt sein Dasein.


Nicht Gott, sondern die Arbeitsteilung schenkte 60 Millionen von den 65 Millionen


Deutschen das Dasein.


Die Produkte der Arbeitsteilung sind im individualistischen Wirtschaftsbetrieb


keine Gebrauchsgüter, Dinge die der Erzeuger unmittelbar gebrauchen kann,


sondern Ware, Dinge, die ihrem Erzeuger nur als Tauschmittel von Nutzen sind.


Der Schuster, 
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der Tischler, der General, der Lehrer, der Tagelöhner – keiner kann sein unmittel-


bares Arbeitsprodukt gebrauchen; selbst der Bauer kann es nur in beschränktem


Maße. Alle müssen das, was sie erzeugen, verkaufen. Der Schuster, der


Schreiner verkaufen ihre Produkte an die Kundschaft, der General, der Lehrer


verkauft sie (seine Leistungen) an den Staat, der Tagelöhner an den


Unternehmer.


Für den weitaus größten Teil der Arbeitsprodukte ist der Verkaufszwang be-


dingungslos; für die Industrieprodukte ist dieser Zwang sogar ausnahmslose


Regel. Darum stockt ja auch sofort die Arbeit, sowie im Absatz der Produkte eine


Störung eintritt  Welcher Schneider wird denn Kleider nähen, die er nicht ab-


setzen kann?


Und den Absatz, den gegenseitigen Austausch der Arbeitsprodukte vermittelt
das Geld. Ohne das Dazwischentreten des Geldes gelangt keine Ware mehr bis
zum Konsumenten.


Es ist zwar nicht ganz unmöglich, die Produkte der Arbeitsteilung auf dem


Wege des Tauschhandels an den Mann zu bringen, aber der Tauschhandel ist


derart umständlich und setzt so viele Einrichtungen voraus, die nicht im


Handumdrehen geschaffen werden können, daß man allgemein auf diesen


Ausweg verzichtet und lieber die Arbeit einstellt.


Proudhons Warenbank ist ein Versuch, den Tauschhandel wieder einzuführen.


Ebensogut  wie solche Banken würden die heutigen Kaufhäuser diesen Zweck


erreichen, denn für den Tauschhandel ist es nur nötig jemand zu finden, der das,


was ich produziere, kaufen und zugleich mich mit dem bezahlen kann, was ich


wieder brauche. Im Kaufhaus, wo alles zu haben ist, wird natürlich alles gekauft.


Die einzige Vorbedingung für den Tauschhandel wäre also hier gegeben, und


darum würden im Geschäftsbetrieb eines Kaufhauses eigene Marken das Geld


ganz gut ersetzen, vorausgesetzt, daß alle Käufer auch Lieferanten des


Kaufhauses wären und umgekehrt.


Die Ware muß also gegen Geld verkauft werden, d. h. es besteht für das Geld


eine Zwangsnachfrage, die genau ebenso groß ist, wie der Vorrat an Waren, und


das Geld ist darum für alle genau ebenso unentbehrlich, wie die Arbeitsteilung


für alle vorteilhaft ist. Je vorteilhafter die Arbeitsteilung, um so unentbehrlicher


das Geld. Abgesehen von dem Bäuerlein, der fast alles, was er produziert, selber


verzehrt, unterliegen alle Bürger bedingungslos dem wirtschaftlichen Zwang, ihre


Produkte gegen Geld zu verkaufen. Das Geld ist Voraussetzung der Arbeits-


Arbeitsteilung
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teilung, sobald der Umfang, den sie angenommen, den Tauschhandel aus-


schließt.


Worauf bezieht sich nun dieser Zwang? Muß jeder, der sich an der


Arbeitsteilung beteiligen will, seine Produkte gegen Gold (Silber usw.) oder


gegen Geld verkaufen? Früher war das Geld aus Silber gemacht, und alle Waren


mußten gegen Taler verkauft werden. Man schied das Geldwesen vom Silber


und die Arbeitsteilung bestand weiter, der Tausch der Produkte vollzog sich 


weiter. Es war also kein Silber, was die Arbeitsteilung brauchte. Die Nachfrage,


die die Waren nach Tauschmitteln erzeugten, bezog sich nicht auf das Material


des Tauschmittels, auf das Silber. Das Geld brauchte nicht notwendigerweise 


aus Silber gemacht zu sein. Das steht nun einmal erfahrungsgemäß fest.


Muß nun aber das Tauschmittel aus Gold hergestellt sein? Braucht der Bauer,


der Kohl gebaut hat und diesen verkaufen will, um mit dem Erlös den Zahnarzt


zu bezahlen, Gold? Ist es ihm im Gegenteil für die kurze Weile, während der er


in der Regel das Geld behält, nicht vollkommen einerlei, woraus das Geld be-


steht? Hat er nicht in der Regel nicht einmal Zeit, sich das Geld anzusehen? 


Und kann man diesen Umstand nicht dazu benutzen, Geld aus Zellstoff, aus


Papier zu machen? Würde der Zwang, die Produkte der Arbeitsteilung, also die


Waren gegen Geld zum Verkauf anzubieten, nicht fortbestehen, wenn wir das


Gold durch Zellstoff bei der Geldfabrikation ersetzen? Würde durch einen


solchen Übergang die Arbeitsteilung in die Brüche gehen, d. h. würden die


Bürger lieber verhungern als Zellstoffgeld als Tauschmittel anzuerkennen?


Die Theorie behauptet, daß das Geld, um als Tauschmittel dienen zu können,


inneren „Wert“ haben muß, indem das Geld immer nur soviel „Wert“ eintauschen


kann, als es selbst in sich birgt, etwa wie man Gewichte nur mit Gewichten


heben kann. Da nun Zellstoffgeld keinen „inneren Wert“ hat, also leer ist, so sei


es ausgeschlossen, daß es Waren eintauschen könne, die Wert besitzen. Null


kann nicht mit 1 verglichen werden. Es fehle dem Zellstoffgeld jede Beziehung


zur Ware, es fehle ihm der „Wert“ – darum sei es unmöglich.


Und bei diesen Worten (ich hatte hier statt „Worten“ zuerst Anschauung


geschrieben. Ich habe „Anschauung“ gestrichen, weil, wie wir sehen werden, in


dem Gesagten nur Worte, keine Anschauung liegt) ist die Theorie geblieben,


während sich gleichzeitig das Zellstoffgeld in aller Stille die Welt erobert. Freilich
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leugnet man noch diese Tatsache, indem man noch von „übertragenen Kräften’’


spricht. Das heutige Papiergeld, das in keinem Lande mehr fehlt, lebe nur


darum, weil es seine Wurzeln im Golde stecken habe. Wäre nirgendwo in der


Welt Metallgeld vorhanden, so würde das Zellstoffgeld überall in sich zusammen-


stürzen, wie ein Spatzennest einstürzt, wenn die Burg abgebrochen wird. Dem


Inhaber des Papiergeldes wird Gold versprochen, und dieses Versprechen flößt


ihm die Seele ein. Der „Wert“ des Goldes wird durch die Tatsache oder Hoffnung


einer Einlösung in Gold auf das Papier übertragen. Das Papiergeld sei eigentlich


wie ein Frachtbrief zu betrachten, den man ja auch verkaufen kann. Nimmt man


aber die Ladung weg, so ist der Frachtbrief leer; nimmt man das Gold oder das


Einlösungsversprechen fort, so wird alles Papiergeld zu Makulatur. Es sei also


nur übertragener „Wert“, der das Papiergeld stützt.


Dies ist ungefähr alles, was man gegen die Möglichkeit des Zellstoffgeldes zu


sagen hat. Und man hält wohl allgemein das Gesagte für so entscheidend, daß


jeder, der an seine Urteilskraft glaubt, die Frage, ob Zellstoffgeld möglich sei, 


a priori verneint.


Die Frage, die die Praxis stellt, ob das Zellstoffgeld dem Metallgeld gegenüber


Vor- oder Nachteile hat, gehört vorläufig nicht hierher. Zuerst soll die Frage


beantwortet werden, ob man mit Zellstoff Geld machen kann, das ohne sich an


irgend eine bestimmte Ware, namentlich an Gold und Silber anzulehnen, leben


kann, d. h. die Funktionen eines Tauschmittels übernehmen kann.


Das Geld soll also immer nur den Wert einlösen oder eintauschen können, den


es selbst besitzt.


Aber was ist dieser sogenannte Wert, der dem Zellstoffgeld den Weg zu


unserem Begriff verlegt? der das Papiergeld als Hirngespinst erklärt! Das


Papiergeld existiert doch; es existiert in vielen Ländern, es existiert in manchen


Ländern auch ohne Anlehnung an das Metallgeld, und überall, wo es existiert,


bringt es den Beweis seiner Existenz in Form von Millionen, die es dem


Monopolbesitzer einbringt. Ist das Papiergeld nun ein Hirngespinst, vom


Standpunkt der Wertlehre aus betrachtet, so sind von demselben Standpunkt aus


betrachtet auch die Produkte jenes Hirngespinstes als solche zu betrachten. Sind


also die Millionen, die das Reich aus der Notenausgabe zieht, sowie die 7%


Dividende der Reichsbankaktionäre nur Hirngespinste? Oder sind vielleicht die


Rollen vertauscht worden? Ist die Wertlehre vielleicht das Hirngespinst?
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Der sogenannte Wert


„Das deutsche Goldgeld, sagt Karl Helfferich, ist vollwertig, d. h. sein Geldwert


ist durch seinen Stoffwert voll und ganz gedeckt. Feinsilber ist nur halb so viel


wert wie der geprägte Taler, und ähnlich steht es mit unserem deutschen


Silbergeld; es ist unterwertig, sein Stoffwert ist geringer als sein Geldwert 


(S. 1)“.


“Von jeher haben gesunde Staaten den größten Wert auf ein Geld gelegt,


dessen innerer Wert und dessen Wertbeständigkeit von Niemand angezweifelt


wird (S.46)“.


Karl Helfferich: Die Währungsfrage.


Gold und Silber erfreuten sich allgemeiner Wertschätzung, man sammelte sie


demnach, um sich Kaufkraft zu sichern, sie dienten also als Wertbewahrer.


Bald waren die Münzen nicht mehr bloß Tauschwerkzeug man gewöhnte sich


vielmehr, die Werte aller Erzeugnisse gegen den Geldwert abzuschätzen. Das


Geld wurde Wertmesser. Wir schätzen alle Werte in Geld ab. Alle Wertver-


änderungen nehmen wir als Änderungen gegen den Geldwert wahr. Der


Geldwert scheint die feste Elle zu sein, die alles gleichmäßig mißt.


Otto Arendt: Leitfaden der Währungsfrage.


In oben genannten beiden Streitschriften zweier Vertreter der Gold- und


Doppelwährungstheorien wird also dem sogenannten Wert gleichmäßig grund-


sätzliche Bedeutung zuerkannt. Man streitet nicht um die Frage ”Was ist der


Wert“, auch nicht um die kritische Wertfrage (wie sie Gottl nennt)  „Existiert über-


haupt der Wert?“. Für beide Gegner steht das Dasein einer Realität, die man


Wert nennt, ganz außer Frage. In dieser Sache von grundsätzlicher Bedeutung


haben beide Gegner nicht die geringste Meinungsverschiedenheit. Beide


gebrauchen das Wort „Wert“ und seine verschiedenen Verbindungen vollständig


unbefangen, als ob beide überhaupt niemals von einer „Wertfrage“, von einer


„Wertforschung“, von einer „Wertlehre“ gehört hätten. Für beide sind die


Ausdrücke „Wertstoff, Stoffwert, innerer Wert, Wertbeständigkeit, Wertmaß,


Wertbewahrer, Wertkonserve, Wertpetrefakt, Wertmus und Wertbrei“ eindeutig.


Beide setzen stillschweigend voraus, daß auch die große Masse (die immer viel


größer ist als man annimmt und die in vielen Dingen, namentlich 
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aber in den Währungsfragen, auch die gebildeten Kreise umfaßt) den Sinn dieser


Worte so scharf verstehen wird, wie es bei der grundsätzlichen Rolle, die sie


(dem Anscheine nach) zu spielen haben, für das Verständnis der Schriften


erforderlich erscheint.


Wie sieht es nun aber in der Wissenschaft aus in Bezug auf diesen Ausdruck?


Wer darüber sich Klarheit verschaffen will, der lese Gottls Schrift: „Der


Wertgedanke ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie“ [Fischer, Jena.]. Hier


sagt es zwar der Professor aus Höflichkeit gegen seine Kollegen nicht direkt,


aber seine Ausführungen zeigen es klar: Ein Hirngespinst ist der sogenannte


Wert; ein jeder Realität bares Phantasieprodukt.


Übrigens sagt es ja auch Marx, dessen Betrachtung der Volkswirtschaft von


einer Werttheorie ausgeht – „der Wert ist ein Gespenst“ – Was ihn aber nicht von


dem Versuch abhält, das Gespenst in drei dicken Büchern zu bannen. „Man


abstrahiere, so sagt Marx , von den bearbeiteten Substanzen [Arbeitsprodukten sagt


Marx, doch führt dieser Ausdruck irre. was nach solcher Abstraktion noch übrig bleibt, das ist keine


Eigenschaft, sondern einfach die Geschichte des Gegenstandes; die Kenntnis, daß an jenem Körper


ein Mensch gearbeitet hatte.] alle körperlichen Eigenschaften, dann bleibt nur noch


eine Eigenschaft, nämlich der Wert.“


Wer diese Worte, die gleich zu Anfang des „Kapitals“ zu lesen sind, hat


durchgehen lassen und nichts Verdächtiges in ihnen entdeckt hat, darf ruhig


weiterlesen. Er kann nicht mehr verdorben werden. Wer sich aber die Frage 


vorlegt, was ist eine Eigenschaft getrennt von der Materie? Wer also diesen


grundlegenden Satz im „Kapital“ zu begreifen, also materialistisch aufzufassen


versucht, der wird entweder irre, oder er wird den Satz für Wahnsinn, seinen


Ausgangspunkt für ein Gespenst erklären.


Wie will ein aus Substanz bestehendes Gehirn eine solche absolute


Abstraktion in sich aufnehmen, registrieren, klassifizieren und verarbeiten? Wo


wären denn noch die zum Begriffe nötigen Anhaltspunkte, Verwandtschaften,


Übergänge? Etwas begreifen, heißt sich irgendwo an der Substanz festhalten


(Begreifen = greifen), heißt in unserem Gehirn vorrätige Vergleichsobjekte ge-


funden haben, an die sich der neue Begriff anlehnen kann – aber eine von jeder


Substanz und Energie befreite Abstraktion ist ebenso unbegreiflich, wie der Apfel


für den Tantalus ungreifbar ist.
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Die Abstraktion Marxs ist in keinem Schmelztiegel darstellbar. Wie sie sich 


völlig von unserem Verstande loslöst, so auch von allen Substanzen.


Seltsamerweise hat aber diese vollkommene Abstraktion doch noch eine


„Eigenschaft“, und zwar ihre Herkunft, ihre Herkunft von der menschlichen Arbeit


[Marx, Kapital, Bd.1 S.4. Sieht man vom Gebrauchswert der Warenkörper ab, so bleibt ihnen nur


noch eine Eigenschaft, die von Arbeitsprodukten.]. Allerdings eine seltsame „Eigenschaft“,


die geeignet ist, die deutsche Sprache in Kauderwelsch zu verwandeln.


Demnach hätte auch das deutsche Geld andere Eigenschaften, je nachdem sein


Stoff vom Hunnenschatz, von den bluttriefenden Milliarden oder von den


ehrlichen Fäusten der Goldgräber herrührt. Die Herkunft der Waren gehört zur


Geschichte, nicht zu den Eigenschaften der Waren; sonst wäre ja auch die


Behauptung (die man oft zu hören bekommt), die Seltenheit des Goldes gehöre


zu den Eigenschaften des Goldes, richtig. Und das ist doch ein kompletter


Unsinn. 


Ist es aber so, verwechselte Marx die Herkunft und Geschichte der Waren mit


deren Eigenschaften, so dürfen wir uns nicht wundern, wenn er in der weiteren


Behandlung seines Stoffes so Wundersames erblickte und vor dem „Gespenst“


erschrak.


Ich nenne Marx, aber bei den anderen Wertforschern steht es um kein Haar


besser. Keinem von ihnen ist es gelungen, den „Wertstoff“ zu isolieren, die


„Werteigenschaft“ an irgend eine Substanz zu binden und zu demonstrieren,


immer schwebt der Wert über der Substanz, unfaßbar, unnahbar, wie Erlkönig


zwischen den Weiden.


Alle Forscher sind darin einig, daß, wie Knies sich ausdrückt, die Lehre vom


Wert für die nationalökonomische Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung


sei. Wenn aber diese Lehre schon für die Wissenschaft der Nationalökonomie so


wichtig ist, so muß sie es für die Praxis erst recht sein. Wie kommt es aber nun,


daß man sowohl in der Staatswirtschaft, wie in der Privatwirtschaft diese


„Wertlehre“ vollkommen ignoriert? Müßte. wenn diese Lehre wirklich von so fun-


damentaler Bedeutung ist, nicht in jedem Hauptbuch gleich auf der ersten Seite


hinter den Worten „Mit Gott“ auch die „Werttheorie“ angegeben sein, zu der der


Unternehmer schwört und die die Richtung für die Geschäftsführung angeben


soll?
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Und müßte man da nicht annehmen, daß jedes gescheiterte Unternehmen


seinen Sturz einem schlechten Fundament, d. h. einer unvollständigen oder gar


falschen Werttheorie verdankt?


Aber das ist ja gerade das Interessante an der Behauptung. die Wertlehre


wäre das Fundament der nationalökonomischen Wissenschaft, daß der


Nationalökonomie das Dasein dieses sogenannten Wertes vollkommen unbe-


kannt ist. Wie in der Medizin, so geht heute auf allen Gebieten der menschlichen


Tätigkeit Theorie und Praxis Hand in Hand; nur im Handel weiß man nichts von


der Haupttheorie seiner Wissenschaft. Für die Praxis gibt es nur Preise, durch


Nachfrage und Angebot bestimmte Preise, und der Kaufmann, der vom Wert


einer Sache spricht, der denkt dabei an den Preis, den der Besitzer unter den


obwaltenden zeitlichen und örtlichen Verhältnissen wahrscheinlich würde er-


handeln können. Der Wert ist also hier weiter nichts als der ungefähre Preis, der


durch den Abschluß des Handels in einer genau abgemessenen Menge


Tauschgüter konkretiert wird. Der genaue Wert eines Gutes wird immer in dem


dafür erhandelten Preis ausgedrückt. Der Wert wird geschätzt, der Preis wird


gemessen. Das ist der ganze Unterschied und die Theorie des Preises muß
demnach sowohl auf den Preis wie auf den Wert anwendbar sein . Eine be-


sondere Theorie des „Wertes“ ist überflüssig.


Die von unseren beiden Währungspublizisten ohne weiteren Kommentar


gebrauchten, zu Anfang erwähnten Ausdrücke enthalten dem Sprachgebrauch


entsprechend ungefähr folgenden Sinn: Das Gold hat eine „Eigenschaft“, den


sogenannten Wert, die, wie das Gewicht des Goldes, mit der Substanz des


Goldes verwachsen ist., und die wir Wert nennen (Stoffwert). Diese „Eigenschaft“


ist, wie das Gewicht und die chemischen Affinitäten des Goldes, untrennbar vom


Gold (innerer Wert), unveränderlich und unzerstörbar (Wertbeständigkeit). Wie


man sich das Gold nicht ohne Gewicht, so kann man es sich nicht auch ohne


Wert denken; Gewicht und Wert sind einfach Attribute der Substanz.


Ein Kilo Gold ist gleich ein Kilo Wert: Stoffwert = Wertstoff. Das Vorhandensein


des Wertes wird auf der Wage festgestellt: Vollwertig. Ob es noch andere


Methoden gibt, den Wert festzustellen, ist noch nicht sicher. Lackmuspapier


bleibt dem Wert gegenüber indifferent. Die Magnetnadel wird durch den Wert


nicht abgelenkt, er widersteht auch den höchsten, bekannten Temperaturen, und


überhaupt sind unsere Kenntnisse vom Wert-    Wertstoff
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stoff noch etwas kümmerlich. Wir wissen nur, daß er vorhanden ist, was bei der


„fundamentalen Bedeutung“, die der Wert für Theorie und Praxis hat, eigentlich


recht zu bedauern ist. Neue Ausblicke in die Natur des Wertes eröffnet die von


Prof. Dr. Helfferich entdeckte Eigentümlichkeit, daß bei einigen Wertstoffen der


Wert nicht immer im Verhältnis zur Substanz steht. Wertstoff + oder ÷ Stoffwert.


Er hat entdeckt, daß der Wert des Silbergeldes doppelt so groß ist wie der der


Geldsubstanz; d. h. daß das Silbergeld den Wert in doppelter Konzentration
besitzt – also schon ein Wertextrakt. Diese wichtige Entdeckung eröffnet uns


ganz neue Ausblicke in die Natur des Wertes, denn ist es gelungen, den Wert zu


extrahieren, zu konzentrieren und ihn sozusagen von der Substanz zu trennen,


so steht zu hoffen, daß es der Wertwissenschaft noch einmal gelingen wird, den


Wert chemisch rein darzustellen, was allerdings wieder ein Widerspruch mit der


Theorie ist – denn so kämen wir ja auf großen Umwegen zur Theorie der


Papierwährung – die den Wert als Realität einfach leugnet.


Der Wert ist also ein reines Hirngespinst. Das gibt auch die Erklärung dafür,


was Zuckerkandl sagt: „In der Lehre vom Wert ist noch „beinahe“ alles streitig,


von den Benennungen angefangen“ [Es wäre bei der „fundamentalen Bedeutung der


Sache“ wohl der Mühe wert gewesen, daß uns Zuckerkandl gesagt hätte, was er eigentlich durch das


Wort „beinahe“ ausschließen will. Oder bezieht sich das „beinahe“ auf das A. B. C., womit die


Wertlehre niedergeschrieben ist?]. Und auch dafür, was von Boehm-Bawerk wie folgt


ausdrückt: „Trotz unzähliger Bestrebungen war und bleibt die Lehre vom Werte


eine der unklarsten, verworrensten und streitigsten Partien unserer


Wissenschaft.“


Hirngespinste sind billig. Auf sich selbst gestellt können sie ein geschlossenes,


widerspruchsloses Ganzes bilden und sich uns so als etwas durchaus mit unser-


er Vernunft Verträgliches vorstellen. Sie stehen, wie das Wunder, über der Natur,


sie leben, wachsen und gedeihen fröhlich im Hirn des Menschen – doch hart im


Raume stoßen sich die Sachen. In der realen Welt haben Hirngespinste keinen


Raum; sie müssen sich in nichts wieder auflösen. Und es gibt nichts Realeres als


die Ökonomie, die private sowohl wie die staatliche. Substanz und Energie. Was


sich hiervon entfernt, kann nicht mehr sein als ein billiges Phantasieprodukt. Und


das ist der Wert. Die auf dem Wertgespenst aufgebaute Wissenschaft kann nur


Gespenster zeitigen und ist zur Unfruchtbarkeit ver-
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urteilt. Während sonst überall die Wissenschaft die Praxis befruchtet und ihr als


Leitstern dient, muß sich bis heute die praktische Nationalökonomie mit der


reinen Empirie behelfen. Ihre Wissenschaft hat es noch nicht einmal bis zu einer


Sprache gebracht, da „von den Benennungen angefangen, ja noch alles streitig


ist“. Die auf der Wertlehre aufgebaute Wissenschaft besitzt bis heute noch keine


Zinstheorie, keine Lohntheorie, keine Rententheorie, keine Krisentheorie und


keine Geldtheorie, wenngleich es nicht an Versuchen fehlt. Die auf dem


Wertgespenst gegründete Wissenschaft vermag bis heute nicht zu den ein-


fachsten tagtäglichen Ereignissen die wissenschaftliche Erklärung zu geben, sie


kann kein wirtschaftliches Ereignis voraussehen, die Wirkung irgend einer ge-


setzlichen Maßnahme im Voraus bestimmen (Abwälzbarkeit der Kornzölle, der


Grundsteuer z. B.).


Kein Kaufmann, Spekulant, Unternehmer, Bankier, Zeitungsmann,


Abgeordneter oder Politiker vermag diese Wissenschaft als Waffe oder Schild zu


benutzen; kein einziges deutsches kaufmännisches Unternehmen, selbst die


Reichsbank nicht, wird von theoretischen Erwägungen geleitet. In den


Parlamenten wird die Wissenschaft, die den Wert zum Fundament genommen,


einfach ignoriert; keine einzige Theorie dieser Wissenschaft darf sich rühmen, 


bis zur Gesetzgebung sich Bahn gebrochen zu haben. Keine einzige! Absolute


Sterilität ist das Zeichen dieser Wissenschaft.


Nur bei solchen Männern, die das Schicksal aus der Volkswirtschaft hinausge-


worfen, die Handel, Spekulation, Profit usw. nur vom Hörensagen kennen, bei


den Lohnarbeitern, hat sich die Wertlehre Jünger geschaffen, die sich von einer


Werttheorie in praktischen Dingen, namentlich in ihren politischen Bestrebungen


und in der Lohnpolitik leiten lassen. In den Köpfen unserer Sozialdemokraten


spukt das Wertgespenst; in den finsteren Kohlengruben, im Lärm und Staub der


Fabriksäle, im Rauch und Qualm der Essen, hat der Köhlerglaube an die


Existenz einer Realität, die man Wert nennt, und mit der sich etwas machen läßt,


Platz gegriffen.


Wenn nun diese Unfruchtbarkeit der einzige Übelstand an der Sache wäre, so


könnte man sich leicht darüber beruhigen. Haben nicht Tausend und aber


Tausend unserer besten Köpfe ihre kostbare Zeit mit theologischen Grübeleien


verloren? Wenn dazu nun noch einige Dutzend Mann kommen, die über


Wertgrübeleien nicht hinauskommen, so ist das vielleicht zu beklagen, 
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aber für ein Volk von Millionen nicht allzu tragisch. Aber der Wertglaube kostet


uns mehr als die fruchtbare Mitarbeit dieser Männer. Aktiv mit absoluter Sterilität


behaftet, ist die Wertwissenschaft passiv durch ihre einfache Existenz von


vielfältiger Wirkung.


Wir haben im Deutschen Reiche Dutzende von klugen, verständigen


Kaufleuten, geistig regsame Männer, die Bedürfnis nach theoretischer Aufklärung


in allen Wissenszweigen besitzen, die aber gerade jeder theoretischen


Erörterung von Berufsfragen (als welche doch für den Kaufmann die volks-


wirtschaftlichen Fragen zu bezeichnen sind) ängstlich aus dem Wege gehen.


Diese Männer, die alle gesetzlichen Mißgriffe immer in erster Linie verspüren und


deren Folgen bezahlen (oder deren Kosten wenigstens vorschießen), die als die


eigentlichen Puffer zwischen Volkswirtschaft und Gesetzgebung zu betrachten


sind, die immer der Gefahr ausgesetzt sind, von irgend einer Krise zermalmt zu


werden -lehnen es ängstlich ab, sich an der Diskussion theoretischer Probleme


ihres Faches zu beteiligen. Warum? Einfach weil sie einerseits in guter deutscher


Zucht aufgewachsen, den Autoritätsglauben nicht haben abschütteln können und


der Ansicht sind, daß die Wissenschaft in den Händen unserer Professoren gut


aufgehoben sei; andererseits, weil sie mit ihrem klaren, nüchternen Verstande


die von den Professoren verzapfte Wertlehre nicht verstehen, ja den Gegenstand


dieser Lehre überhaupt nicht erfassen und sich nun schämen, diesen geistigen


Defekt öffentlich einzugestehen. Diese Männer mit den skeptischen Blicken,


darunter so mancher jüdische Börsenjobber mit dem scharfen Verstande seiner


Rasse, lassen sich mit Phrasen, denen der Wahnsinn fast aus den Augen stiert,


abspeisen. Die Furcht sich zu blamieren hindert sie daran, es öffentlich


einzugestehen, daß sie das Hemd des Königs nicht sehen, daß der Gegenstand


der Wertlehre für sie unsichtbar sei.


Und dies ist die einzige positive Leistung der Wertlehre. Unberechenbar ist der


Schaden, den diese Fiktion der Volkswirtschaft und ihrer Wissenschaft bereitet


hat. Die auf einem Hirngespinst aufgebaute Wissenschaft hat schließlich das


ganze Volk an seinem Verstande zweifeln lassen; das ganze Volk davon abge-


halten, die Ergründung der Gesetze der Volkswirtschaft zur Volkswissenschaft zu


machen.


Eine Geldverwaltung, die von einer (irgend einer) Werttheorie ausgeht, ist zur


Unfruchtbarkeit und Untätigkeit verurteilt. Was 
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könnte man denn am „inneren Wert“ des Goldes verwalten? Die Fiktion des


Wertes macht von vornherein jeden Fortschritt im Geldwesen unmöglich. Und so


braucht es auch weiter keiner Erklärung, warum wir noch heute genau das 


gleiche Geldwesen haben, wie vor 4000 Jahren. Theoretisch wenigstens; 


praktisch ist man zur Papierwährung (Zellstoffwährung) übergegangen. 


Allerdings still und heimlich. Es darf es niemand wissen; denn erführen das


unsere Professoren, so könnte ihr Alarmruf ganz gewaltigen Schaden anrichten.


Papiergeld, Geld ohne „inneren Wert“, ist ja nach ihrer Auffassung an sich


unmöglich und Unmögliches muß stürzen.


Das Papiergeld als Tatsache und die Erklärung dazu.


a) Die Tatsache.


Das Papiergeld, so sagt man also, sei unmöglich, weil das Geld doch immer


nur seinen eigenen, inneren „Wert“, seinen Stoffwert oder Wertstoff eintauschen


kann und weil doch das Papiergeld keinen solchen „Wertstoff besitzt.


In eigentümlichem Kontrast mit dieser Behauptung steht aber die in


Deutschland nur wenig gewürdigte Tatsache, daß der gewaltige, moderne


Warenaustausch in der Welt fast ausschließlich mit Papiergeld oder nur zum Teil


mit Gold gedeckten Banknoten abgewickelt wird. Man kann heute auf irgend


einem beliebigen Breitengrad die Reise um die Welt machen, ohne anderes Geld


als Papiergeld oder Banknoten auszugeben oder zu erhalten. Deutschland,


England und die Türkei sind meines Wissens heute die einzigen Kulturländer mit


vorwiegend metallenem Geldumlauf, sonst sieht man die Goldmünzen nur noch


ausnahmsweise im Verkehr.


In Norwegen, Schweden, Dänemark, Österreich, Holland, Belgien, Schweiz,


Rußland, Italien, Frankreich, Spanien, Griechenland, Vereinigte Staaten von


Nordamerika, Canada, Mexiko, Brasilien, Argentinien, Paraguay, Chile,


Australien, Neuseeland, Brit. Indien, Japan, Holl. Indien, also fast in der ganzen


Welt, wickelt sich der Handel ganz allgemein mit Papiergeld oder Banknoten,


sowie sogenannten Scheidemünzen ab. Wer Gold haben will, muß die Reise zur


Hauptstadt antreten und das Gold von der Emissionsbank fordern – dann erhält


er oft auch nur Gold in Barren, nach Abzug einer Prämie. Im Verkehr verlangt 
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in all diesen Ländern niemand die Zahlung in Gold, ja in manchen dieser Länder


gibt es, wie in Argentinien, Uruguay, Mexiko, Indien, überhaupt keine goldenen


Münzen, die nominell mit dem Landesgeld übereinstimmen. Kaufen wir in


Deutschland mit gemünztem Gold Wechsel auf irgend eines der oben genannten


Länder, so werden uns diese Wechsel ganz regelmäßig mit Papier ausgezahlt,


oder wenn wir nicht dagegen protestieren, mit einem Sack voll Silbermünzen, die


durch einen einfachen Hammerschlag die Hälfte ihres „Wertstoffes“ verlieren


würden (frei nach Helfferich).


Diese Banknoten versprechen zwar laut Inschrift dem Inhaber ein bestimmtes


Quantum Gold, und darauf gründet auch die allgemeine Ansicht, daß es sich hier


nicht um Papiergeld handelt, jedoch genügt dieser Umstand nicht für die


Erklärung der Tatsache, daß auf je einen Rubel, Rupie, Dollar in Gold, zwei, drei


und mehr Rubel, Rupie oder Dollar entfallen. Zwei Drittel der umlaufenden


Banknoten sind nicht durch Gold gedeckt, zwei Drittel der umlaufenden


Banknoten müssen darum auch anderen Umständen als dem Einlösungs-


versprechen ihr Dasein und ihre Eigenschaften verdanken. Es müssen in der


Welt im Handel, auf der Börse, kurz irgendwo Kräfte vorhanden sein, die den


Inhaber der Banknoten davon abhalten, die Einlösung in Gold zu verlangen,


Kräfte, die die sonst unverständliche Tatsache erklären können, daß die


Gläubiger der Emissionsbank (die Inhaber der Banknoten) 10–20–100 Jahre 


lang auf die Geltendmachung ihrer Forderungen verzichten, wie es ja auch


Kräfte geben muß, die es bewirken, daß die Münzen Jahrhunderte lang von der


Goldschmiede fernbleiben.


Ich werde gleich die Quelle dieser Kräfte aufdecken. Jetzt will ich nur ihr


Dasein feststellen, um den Leser für meine Behauptungen empfänglich zu


machen, daß in all den oben genannten Ländern es sich trotz der Inschrift der


Banknoten nicht mehr um Metallgeld, sondern um Papiergeld handelt.


Wenn der Staat auf ein Stück Papier schreibt:


“Dies sind 10 Gramm Gold“,


so glaubt es alle Welt, und es kommt vor, daß ein solcher Papierfetzen unge-


hindert Jahrzehnte lang pari mit massivem Gold, zuweilen sogar mit Aufgeld von


Hand zu Hand geht.


Wenn aber derselbe Staat auf einem gleichen Stück Papier die Lieferung einer


Milchkuh versprechen würde, so kämen die Inhaber solcher Zettel schon gleich


am nächsten Tage alle mit einem Strick, um die Kuh abzuholen.
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Wenn aber ein Papierzettel ein Quantum Gold so vollständig Jahrzehnte lang


bei einer unendlichen Reihe von Menschen in den verschiedensten wirtschaft-


lichen Lagen so vollständig ersetzen kann, während ein gleicher Zettel eine Kuh


oder irgend einen anderen Gebrauchsgegenstand keine 24 Stunden vertreten


kann – so beweist das, daß der Papierzettel und die Goldmünze für alle Bürger


in allen wesentlichen für sie in Betracht kommenden Eigenschaften vertretbar, 


d. h. gleichgültig sind, daß Goldblech und Papierzettel allen die gleichen Dienste


erweisen. Ferner:


Wenn es das Einlösungsversprechen, die Deckung der Banknote wäre, die sie


in Umlauf erhält, wenn demnach die Banknote als einfacher Schuldschein zu


betrachten wäre, wenn der Aussteller Schuldner, der Inhaber Gläubiger wäre


(wie bei einem Wechsel), so müßten doch auch der Regel nach die


Emissionsbanken ihren Gläubigern, d. h. den Inhabern der Banknoten Zins


zahlen – wie das doch bei allen Schuldscheinen ausnahmslos der Fall ist. Und


doch ist bei der Banknote das Verhältnis auf den Kopf gestellt; hier ist es der


Schuldner, die Bank (Aussteller), der den Zins erhebt und der Gläubiger


(Inhaber), der den Zins bezahlt. Um dieses Wunder zu bewirken, um das


Verhältnis vom Gläubiger zum Schuldner derart umzustürzen, daß die


Emissionsbank ihre Schulden (Banknoten, Emissionsrecht) als das köstlichste


Kapital betrachten kann, müssen doch der Banknote Kräfte besonderer Art eigen


sein, die sie aus der Kategorie der Schuldscheine herausheben.


Ferner: Wenn die Banknoten als Schuldscheine des Staates zu betrachten


sind, so bleibt auch die Tatsache unerklärlich, daß solche Schuldscheine, trotz-


dem sie dem Inhaber keinen Zins eintragen, dabei nur zu 1/3 gedeckt sind und


nicht amortisiert werden, der Regel nach höher im Kurs stehen als die Titel der


gewöhnlichen Staatsschulden, die dem Inhaber Zins eintragen und die durch die


Staatsgewalt und durch die Staatseinnahmen gedeckt sind. Wie z. B. 100 Mark


in Reichsbanknoten, die auch vom Inhaber (Gläubiger) verzinst werden, heute


117 Mark Reichsanleihe gelten, die dem Inhaber 3% Zins einbringen.


Auf Grund dieser Tatsachen leugnen wir also, daß es das Einlösungs-


versprechen ist, das den Banknoten und dem gemeinen Papiergeld den


Lebensodem einflößt. Wir behaupten, daß es irgendwo anders im Handel Kräfte


geben muß, die die Rolle spielen, die man heute allgemein dem Metallfonds (der


sogen. Deckung) oder dem Einlösungsversprechen zuschreibt; wir behaupten,


daß diese augenblicklich hier noch verborgenen Kräfte, die, wie wir gesehen


haben, einen Schuldschein (Banknoten) in ein Kapital verwandeln, die den


Gläubiger zwingen, dem Schuldner Zins zu zahlen, auch durchschlagend genug


sind, um für sich allein die Rolle des Geldes auf dem Markte durchzuspielen.


Wir behaupten auf Grund der oben genannten Tatsachen klipp und klar, daß 
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man Geld aus Zellstoff machen kann, das ohne Einlösungsversprechen irgend
einer Art, ohne Anlehnung an irgend eine bestimmte Ware (Gold z. B.) die Inschrift
trägt:


„Ein Dollar“ (Mark, Schilling, Frank usw.)
oder mit mehr Worten


„Dieser Zettel ist an und für sich ein Dollar“
oder:


„Dieser Zettel gilt im Handel, an den Staatskassen und vor Gericht 100
Dollar.“
oder um den Sachverhalt zwar ohne Gewinn für die Klarheit aber drastischer 
darzustellen:


„Wer diesen Zettel zur Einlösung bei der Ausgabestelle vorzeigt, erhält 


dort


100 Knutenhiebe (negatives Zahlungsversprechen).


Auf den Märkten, in den Läden aber erhält der Inhaber an Waren soviel 


wie ihm Nachfrage und Angebot zusprechen werden, mit einem Wort: 


Was er mit diesem Zettel im Lande erhandeln kann, das ist es, was er 


beanspruchen kann, was 100 Dollars darstellen.“


Ich glaube, ich habe mich hier deutlich genug ausgedrückt und daß kein


Zweifel mehr darüber bestehen kann, was ich unter dem Ausdruck Papiergeld


verstehe.


Jetzt wollen wir den Kräften nachspüren, die es möglich machen, daß das Volk


sich um Zettel mit irgend einer der obigen Inschriften reißt, daß man zur


Erlangung solcher Zettel im Schweiße des Angesichts arbeitet, daß man seine


Produkte, die Waren mit Wertstoff und Stoffwert gegen solche Fidibusse hergibt,


daß man Schuldscheine, Wechsel, Pfandbriefe, in solchen Zetteln ausgestellt,


annimmt und als sogenannte Wertbewahrer oder Wertkonserven aufbewahrt,


daß man nachts weinend auf dem Bette sitzt, nachgrübelnd, wie man sich solche


„Papierwische“ für den fälligen Wechsel verschaffen kann; wie man auch


Bankerott macht, gepfändet wird und der Unehre verfällt, weil man seiner


Verpflichtung, Zettel mit obiger Inschrift zu einer bestimmten Stunde, an einem


bestimmten Ort abzuliefern, nicht nachkommen kann und schließlich, wie man


jahraus, jahrein, ohne Vermögensverlust in Saus und Braus leben kann, weil


man solche Zettel als „Kapital“ irgendwo angelegt hat. Die geheime Quelle, aus


welcher der Papierfidibus, das Papiergeld und das Geldpapier, das Geld der


John Law und anderer Papiergeld-   Papiergeldschwindler
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schwindler, der Greuel aller Nationalökonomen und Krämerseelen, die


Lebenskräfte zu solchen Taten schöpft, soll jetzt aufgedeckt werden.


b) Die Erklärung der Tatsache.


Wenn ein Mensch irgend einen Gegenstand sucht, braucht und haben will und


es trifft sich, daß der gesuchte Gegenstand im Besitze anderer, und sonst nicht


zu haben ist, so wird er sich in der Regel genötigt sehen, etwas von seiner Habe


anzubieten, um den Besitzer der gesuchten Sache zu veranlassen, ihm das, was


er braucht, abzutreten. Er wird also den Gegenstand durch Tausch an sich brin-


gen. Und selbst dann wird er das tun müssen, wenn dem anderen der gesuchte


Gegenstand stofflich nutzlos ist. Es genügt, wenn der Eigentümer weiß, daß der


Andere den Gegenstand braucht oder gar haben muß, dann gibt er ihn sicher


nicht umsonst, ja in vielen Fällen wird es vorkommen, daß Jemand eine Sache


nur darum aufhebt und in Besitz nimmt, weil er weiß, daß hinter ihm Jemand


folgt, der die Sache nützlich verwenden kann. Und je dringender dieser Andere
den Gegenstand braucht, je größer seine Verlegenheit ist, um so höher wird der
Besitzer seine Forderungen schrauben.


Das hier Gesagte erscheint heute so selbstverständlich und natürlich, daß viele


es für überflüssig ansehen werden, es auszusprechen, ja, so viel ich weiß, ist es


hier das erste Mal, daß in einer volkswirtschaftlichen Schrift dieser Satz


niedergeschrieben wird. Und doch handelt es sich hier um das eigentliche


Grundgesetz der heutigen Volkswirtschaft; das Grundgesetz des Handels, der


wirtschaftlichen Beziehungen der Bürger untereinander und der Bürger zum


Staate.


Übrigens ist nichts selbstverständliches darin; im Gegenteil könnte man es für


selbstverständlich halten, daß man einen Gegenstand, den man persönlich nicht


braucht, der Anderen aber nützlich sein kann, für diese Anderen einfach liegen


läßt, wie es auch als selbstverständlich gelten könnte, daß man einen Acker, den


man nicht selbst beackern kann, anderen überläßt, die ihn beackern können.


Durch die Inbesitznahme oder Aneignung eines Gegenstandes, den man nicht


selbst gebrauchen kann, der aber, wie wir annehmen oder wissen, von anderen


gesucht wird, können wir nur einen Zweck verfolgen: wir wollen diesen anderen


Verlegenheiten bereiten und diese Verlegenheiten ausbeuten. Wir wollen Wucher


mit dem Gegenstand treiben, denn Jemand in
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Verlegenheit bringen und diese Verlegenheit ausbeuten heißt Wucher treiben.


Der Umstand, daß diese Ausbeutung eine gegenseitige ist, beschönigt viel-


leicht den Sachverhalt, ändert aber nichts daran, daß diese wechselseitige


Ausbeutung der Notlage der Nächsten [Man braucht hier durchaus nicht immer an frierende


Bettler zu denken. Der 5000 fache Millionär Rockefeller ist jedesmal in solcher „Notlage“, wenn


Brennstoffsurrogate den Absatz des Petroleums hemmen. Auch Krupp ist jedesmal in „Notlage“,


wenn er für die Erweiterung seines Werkes den Acker eines Bäuerleins braucht.], die nach allen


Regeln kaufmännischer Kunst betriebene gegenseitige Plünderung die


Grundlage unserer Volkswirtschaft bildet, die Grundlage, auf der der Tausch 


aller Waren sich abspielt, das ökonomische Grundgesetz, welches das


Tauschverhältnis der Produkte, die Preise der Waren, selbstherrlich bestimmt.


Nähme man diese Grundlage fort, so würde unsere Volkswirtschaft in sich


zusammenstürzen, und es bliebe für den Austausch der Produkte kein anderes


Kriterium übrig, als sie nach christlicher, sozialistischer, kommunistischer, brüder-


licher (oder wie diese Drogen alle heißen mögen) Vorschrift gegenseitig zu ver-


schenken.


Sind Beispiele nötig zur Erläuterung dieses Satzes?


Warum erhebt die Post für einen Brief 10 Pfg. und für eine Drucksache 3 Pfg.,


trotzdem die Leistung der Post bei beiden Gegenständen die gleiche ist? Doch


nur, weil der Briefschreiber in der Regel zwingende Gründe für den Brief hat,


während der Versand der Drucksache oft unterbleiben würde, wenn das Porto


höher wäre? Der Briefschreiber ist in einer Zwangslage, der Absender der


Drucksache nicht, darum allein muß der Briefschreiber für die gleiche Leistung


das doppelte Porto bezahlen!!


Warum werden in Deutschland Apotheken mit einem Inventar von 10,000 Mark


für eine halbe Million verkauft? Weil das Staatsmonopol dem Apotheker gestattet,


die Notlage der Kranken schonungsloser auszubeuten, als es bei Freihandel


möglich wäre, weil die auf Krücken ankommenden Kunden nicht wie ein gesun-


der Springinsfeld den Wettbewerb der Nachbarapotheke ausspielen können.


Warum gehen oft die Preise des Getreides in Deutschland, trotz reicher Ernten,


in die Höhe? Weil der Grenzzoll den Wettbewerb ausschließt, weil der Bauer


weiß, daß seine Landsleute sein Getreide kaufen müssen. usw.
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Es heißt zwar, die „Marktverhältnisse“ trieben die Preise auf und ab, man sucht


das persönliche Moment, die Handlung auszuschließen und einen Sündenbock


für solchen Wucher verantwortlich zu machen, indem man sagt, die Preise 


wurden durch Nachfrage und Angebot bestimmt; aber was wären solche


Marktverhältnisse, solche Konjunkturen, was wären Nachfrage und Angebot


ohne handelnde Personen? Diese handelnden Personen bewirken die


Preisverschiebungen, und als Werkzeug dienen ihnen die Marktverhältnisse. 


Die handelnden Personen aber sind wir, wir alle, das Volk. Jeder der etwas zu


Markte trägt, ist von demselben Geist beseelt, so hohe Preise zu fordern, wie 


es die Notlage der Käufer zu fordern gestattet. Und jeder sucht sich zu


entschuldigen (wie auch jeder durch die Wechselseitigkeit des ganzen Systems


entschuldigt wird), indem er sich auf die unpersönlichen Marktverhältnisse beruft.


Freilich, wer wie Karl Marx behauptet, daß sich die Waren selbst austauschen


und zwar im Verhältnis zu „ihrem Werte“, der braucht nicht zu wuchern, der


braucht keine Notlage auszubeuten, der kann seine Arbeiter aushungern, seine


Schuldner auswuchern, ohne Gewissenspein zu empfinden. Denn den Wucher


begeht in diesem Falle nicht er, sondern die Sache, sein Eigentum. Nicht er


tauscht, sondern die Wichse tauscht sich gegen Seide, Weizen, Leder [Das Kapital


Bd. 1, S. 3.]. Die Ware begeht also den Handel und zwar auf Grund „ihres Wertes“.


Wer aber diese mysteriöse, gespensterhafte Eigenschaft der Waren, den soge-


nannten „Wert“ nicht zu erfassen vermag und darum den Tausch der Produkte


als eine Handlung, die Waren und Marktverhältnisse als ein Werkzeug dieser


Handlung betrachtet, der wird für solche Handlung, wie bereits erwähnt, keine


anderen Richtpunkte finden, als den Wunsch, der alle Warenbesitzer beseelt,


möglichst wenig zu geben und möglichst viel zu nehmen. Er wird bei jedem


Tausch, in den Lohnverhandlungen wie bei den Börsenjobbereien, beobachten,


wie alle Parteien sich danach erkundigen, wie die Marktverhältnisse sind, ob der


Käufer dringend der Ware bedarf, und namentlich wird er sich hüten zu zeigen,


daß er selbst es nötig hat, seine Waren eilig zu verkaufen. Kurz er wird sich


überzeugen, daß die Grundsätze des Wuchers auch die des Handels im allge-


meinen sind, er wird zwischen Handel und Wucher nur quantitative, keine quali-


tativen Unterschiede 
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feststellen. Der Warenbesitzer, der Arbeiter, der Börsianer hat es auf die


Ausbeutung der Marktlage, des Volkes en gros abgesehen. Der Professions-


wucherer konzentriert seine Angriffe mehr auf eine Person; das ist vielleicht alles,


was den Handel vom Wucher unterscheidet.


Darum wiederhole ich: Die Ausbeutung der Notlage des Nächsten, um für eine
möglichst geringe Leistung eine möglichst große Gegenleistung herauszuholen,
das ist die Energie, welche den Austausch der Produkte leitet und beherrscht.


Es ist nötig, dieses mit rücksichtsloser Klarheit festzustellen, denn nur von


dieser Erkenntnis aus kann die Möglichkeit des Papiergeldes voll begriffen 


werden.


Angenommen nun, Müller wäre auf irgend eine Weise in den Besitz eines für


irgend eines seiner geistigen oder körperlichen Bedürfnisse (h. s. q. m. y. p.) 


nutzlosen Stückchens Geldpapier gelangt, und Schulz ersucht ihn, ihm den


Fetzen zu überlassen, weil er ihn zu irgend einem Zwecke gebrauchen kann, so


wird nach obiger Erkenntnis Müller das Geldpapier nicht unentgeltlich hergeben.


Die Entgeltlichkeit aber würde schon das Geldpapier in Papiergeld verwandeln,
denn alles, was wir vom Papiergeld erwarten ist, daß es den Tausch vermittle,
und die Entgeltlichkeit wäre ja ein Tausch. Mehr als daß das Geldpapier etwas


kostet, ist als Bedingung des Papiergeldes nicht nötig. Es soll nicht umsonst zu


haben sein. Seinen Zweck erfüllt ja das Geld dadurch, daß immer wieder


Jemand das Geld sucht und zu seiner Erlangung etwas in Tausch gibt.


Die bürgerlichen und sozialistischen Lehrsätze verneinen solche Entgeltlichkeit,


müssen sie verneinen, denn die Entgeltlichkeit würde die Hergabe des


Geldpapieres zu einem Tausche stempeln, und der Tausch setzt nach ihren


Worten den Tauschwert, den Stoffwert oder Wertstoff voraus, und wir nehmen


an, daß jenes Stückchen Geldpapier frei sei von Tauschwert, Wertstoff oder


Stoffwert. (Ganz einerlei, ob sich einer unter diesen Ausdrücken etwas vorstellen


kann oder nicht.) Beim Tausche könne ja eine Ware immer nur den Wert ein-


tauschen, den sie selber besitzt (innerer Wert), so sagt die bürgerliche und


sozialistische „Wertlehre“, und wenn der gedachte Fetzen Geldpapiers keinen


Tauschwert „besitzt“, so ist jeder Tausch, jede Entgeltlichkeit ausgeschlossen. 


Es fehle für solchen Tausch sowohl jedes „Wertmaß“ zur „Ausmessung“ der


Gegenleistung, wie auch die „Werteinheit“ zur „Berechnung“ der Gegenleistung.


Geldpapier und Waren seien einfach inkommensurable Größen.
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Wir brauchen also zur Erklärung der Möglichkeit, daß Geldpapier sich in


Papiergeld verwandeln kann, nur noch nachzuweisen, daß Schulz wirklich in die


Lage kommen kann, das im Besitze Müllers befindliche Stückchen Geldpapier an


sich zu bringen.


Ein solcher Nachweis ist aber leicht genug zu erbringen.


Die Produkte der Arbeitsteilung [Unter Arbeitsteilung ist hier solche Arbeit zu verstehen, die


Tauschgegenstände, also Waren erzeugt, im Gegensatz zur Urwirtschaft, die auf die unmittelbare


Bedürfnisbefriedigung gerichtet ist. Die industrielle Arbeitsteilung, darin bestehend, daß die


Herstellung der einzelnen Waren in Teile zerlegt wird, ist nur technisch von obiger Arbeitsteilung ver-


schieden.], die sogenannten Waren, sind von vornherein für den Tausch bestimmt,


d.h. sie haben für ihre Verfertiger die gleiche Bedeutung, die das Geld für uns


alle hat – sie sind als Tauschobjekte nützlich. Nur die Aussicht, die Produkte


(Waren) gegen andere Waren tauschen zu können, veranlaßt die Produzenten,


die Urwirtschaft zu verlassen und die Arbeitsteilung einzuführen.


Zum Tausch der Produkte gehört aber wieder ein Tauschmittel, sogenanntes


Geld, denn ohne solches Tauschmittel wäre man auf den Tauschhandel


angewiesen, von dem wir wissen, daß er bei einer gewissen Entwicklung der


Arbeitsteilung einfach versagt. Jeder kann sich leicht vorstellen, daß der


Tauschhandel ganz primitive Zustände voraussetzt.


Das Geld, ein Tauschmittel, ist die Grundlage und Voraussetzung entwickelter


Arbeitsteilung, der sogenannten Warenproduktion. Für die Arbeitsteilung ist ein
Tauschmittel unentbehrlich. Ich brauche dies hier nicht weiter darzutun – diese


Seite des Geldwesens ist von der volkswirtschaftlichen Literatur genügend be-


trachtet worden.


Aber es gehört zum Wesen eines Tauschmittels, daß bei der Herstellung des-


selben die Gewerbefreiheit auf irgend eine Weise ausgeschaltet werde. Stände


es jedermann frei, Geld zu verfertigen und zwar nach seiner „Façon“, so würde


die Vielgestaltigkeit solchen Geldes dieses für den Zweck, den es erfüllen soll,


einfach unbrauchbar machen. Jeder würde sein eigenes Produkt als Geld er-


klären, und damit wären wir ja wieder beim Tauschhandel angekommen.


Wie nötig die Einheitlichkeit im Geldwesen ist, erkennt man auch daran, daß


man nicht einmal mit der Doppelwährung auskommen zu können glaubte. Und


wie wäre es, wenn man sich zwar über die Goldwährung geeinigt hätte (eine


solche „Einigung“ fällt aber an sich schon mit 
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dem Begriff „Staat“ zusammen, denn alles das, worüber wir Einigung erreicht


haben, bildet das eigentliche Baumaterial des Staates), man aber die


Gewerbefreiheit in der Herstellung der Münzen beibehalten hätte und nun


Münzen von jedem möglichen Karat umliefen?


Wie aber auch immer diese notwendige Ausschließung der Gewerbefreiheit bei


der Herstellung des Geldes erzielt wird, ob durch gesetzliches Verbot, oder durch


natürliche Schwierigkeiten für die Beschaffung des Materials (Gold), ob man


dabei bewußt vorgegangen ist, wie beim Papiergeld, oder unbewußt, wie beim


Gold, ob das Volk in einer Versammlung feierlich darüber beschloß, oder dem


Schube der vorwärtsdrängenden Volkswirtschaft nachgab, einerlei, es handelt


sich da um eine Handlung des Volkes, und was ist eine solche einmütige


Handlung anders als ein Gesetz, als eine staatliche Handlung? Das Tauschmittel


trägt also immer den Charakter einer staatlichen Einrichtung, und diese


Bezeichnung verdient sowohl das gemünzte Metall, wie auch die Kauri-Muschel


und die Banknote. Von dem Augenblick an, wo das Volk dazu gekommen ist 


(einerlei wie), einen bestimmten Gegenstand als Tauschmittel anzuerkennen, hat


dieser Gegenstand den Charakter einer staatlichen Einrichtung.


Also entweder staatliches Geld oder überhaupt kein Geld. Gewerbefreiheit in


der Herstellung des Geldes ist einfach unmöglich. Ich brauche mich auch hier


nicht weiter aufzuhalten, denn die Sache ist selbstverständlich.


Der Umstand, daß wir heute die Produktion des Geldstoffes freigeben und


dabei durch das freie Prägerecht den Geldstoff praktisch zu Geld machen, sagt


gar nichts gegen diesen Satz, denn trotz Prägerecht ist der Geldstoff an und für


sich doch kein Geld, wie die Geschichte der preußischen Taler das schlagend


beweist.  Dieses freie Prägerecht wird durch Gesetz erteilt, haftet also nicht am


Gold und kann durch Gesetz jeden Tag zurückgezogen werden. (Silbersperre.)


Übrigens ist diese Gewerbefreiheit in der Produktion des Geldstoffes (Gold)


auch nur eine nominelle, da die Natur der Goldproduktion diese Freiheit wieder


zunichte macht. Wenn man das Gold, etwa wie die Kartoffeln, überall im


Deutschen Reich produzieren könnte, so würde man sich gleich gezwungen


sehen, die Gewerbefreiheit für die Goldproduktion aus geldtechnischen


Rücksichten aufzuheben, denn dann würde man ja allgemein Gold statt Waren


produzieren, um mit dem Gold Steuern und Schulden zu bezahlen, und zwar


selbst dann würde dieses geschehen, wenn solche Goldproduktion weniger


lohnte als die Produktion von Waren, da das Gold für alle Geldverpflichtungen


direkt verwendet werden könnte, die Goldproduktion der gerade Weg, die


Warenproduktion der Umweg wäre.
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Auch der Umstand, daß man früher in manchen unentwickelten Ländern, z. B.


in Nordamerika während der Kolonialzeit, Pulver, Salz, Tee, Felle usw. als


Tauschmittel benutzte, sagt nichts gegen obigen Satz, denn hier handelt es sich


direkt um Tauschhandel, nicht um Geld. Das im Tausch gegen die eigenen


Produkte erhaltene Salz (Tee, Pulver usw.), wurde einfach im Hause verbraucht


und nicht weitergegeben. Diese Waren zirkulierten nicht, sie kamen niemals zum


Ausgangspunkt (Hafen) zurück, sondern ihrer körperlichen Eigenschaften wegen


gekauft und verbraucht. Sie mußten immer wieder durch neue ersetzt werden.


Zum Wesen des Geldes gehört es aber, daß das Geld nicht seines Materials


(Geldstoffes) wegen gekauft werde, sondern seines Charakters als Tauschmittel


wegen; daß es nicht verbraucht, sondern nur als Tauschmittel gebraucht werde.


Das Geld beschreibt einen Kreis, den es ewig durchläuft; es kehrt zum


Ausgangspunkt zurück. Um als Geld betrachtet werden zu können, hätte das


Teepaket, nachdem es von China kommend jahrelang durch die Kolonien


Nordamerikas gepilgert war, wieder mal nach China zurückwandern müssen, wie


das doch mit den jetzigen Silberdollars in Amerika der Fall ist, die etwa von


Colorado kommend auf dem Handelswege nach China gelangen, dort sich


jahrzehntelang herumtreiben, um gelegentlich wieder auf dem Handelswege zur


Lohnzahlung in die Silbergruben Colorados hinabzusteigen. Das Teepaket wurde


auch immer teurer, je weiter es sich vom Hafen entfernte, alle Fracht, Handels-


und Zinsspesen wurden auf seinen Preis geschlagen, während obiger


Silberdollar, nachdem er vielleicht zehnmal die Reise um die Welt gemacht, dem


Arbeiter in der Silbergrube zum gleichen Preise, wofür er ihn ursprünglich


geliefert, zurückgegeben werden mag. In fast allen Ländern findet man Münzen,


die 100 und mehr Jahre alt sind, die vielleicht 1000 mal den Besitzer gewechselt


haben, ohne daß es in der langen Reihe einem einzigen je eingefallen wäre, sie


zu konsumieren, d. h. sie des Silber- oder Goldgehaltes wegen einzuschmelzen.


Sie sind 100 Jahre lang als Tauschmittel gebraucht worden. 100 000 Besitzern


waren sie nicht Gold sondern Geld, keiner von ihnen bedurfte des Geldmaterials.


Das Kennzeichen des Geldes ist eben, daß dem Inhaber das Geldmaterial 


gleichgültig ist. Darum, d. h. dieser absoluten Gleichgültigkeit wegen, ist es auch


allein erklärlich, daß giftige, mit Grünspan überzogene Kupfermünzen, ver-


schlissene Silbermünzen, schöne Goldmünzen, bunte Papierfetzen pari einher-


laufen. Jeder sieht über den Geldstoff hinweg, und wenn z. Zt. Tetzels Ablaß-


zettel zu Geld erklärt worden wären (wozu sie aus vielen Gründen sich


vorzüglich eigneten), sie hätten bei Protestanten nicht einen Heller weniger


gegolten als bei Katholiken. Die Ablaßzettel wären eben Geld, Tauschmittel


gewesen, keine Zettel mehr, um Befreiung von Höllenpein zu erkaufen.


Etwas anders als mit dem Tee verhält es sich schon mit den Kaurimuscheln,


die in Innerafrika als Tauschmittel benutzt werden und die 
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schon mehr Ähnlichkeit mit dem Geld haben. Die Kaurimuschel wird nicht kon-


sumiert; ihr gegenüber sind die Käufer viel gleichgültiger als die Käufer von Tee


und Pulver. Sie zirkuliert, braucht nicht immer ersetzt zu werden, mag sogar


zuweilen zum Ausgangspunkt, der Küste zurückgelangen. Hier und da mag sie


wohl auch von den Fräulein zu extramonetären Zwecken als Zierat verwendet


werden, aber ihre wirtschaftliche Bedeutung stützt sich nicht mehr auf diese


Verwendung. Die Kaurimuschel würde sicherlich wohl weiter als Tauschmittel


verwendet werden, falls sie als Zierat ganz außer Mode käme, vorausgesetzt,


daß kein anderer Gegenstand die Kaurimuschel als Tauschmittel vom Markte


verdrängte. Sie wäre dann reines Tauschmittel, wirkliches Geld, wie unsere


Kupfer-, Nickel-, Silber- und Papiermünzen, die ja auch keine andere


Verwendung wirtschaftlich zulassen, als die eines Tauschmittels. Und wir könnten


sie auch, wie unser heutiges Geld, als staatliches Geld oder wenigstens


gesellschaftliches Geld bezeichnen, mit der Einschränkung, die der Begriff Staat


in so primitiven Verhältnissen erfährt. Das Staatsmonopol der Geldfabrikation


wäre hier, ähnlich wie bei der Goldwährung, durch die Unmöglichkeit gewahrt,


Muscheln nach Belieben zu produzieren, da sie 1000 Meilen weit am


Meeresstrand gefunden werden. (Die Muschel ist, wie das Gold für den


Europäer, nur auf dem Handelsweg, durch Tausch erreichbar.)


Ist es aber so, daß für die Arbeitsteilung ein Tauschmittel, also Geld, unentrat-


bare Voraussetzung ist, und daß ein solches Tauschmittel nur als staatliches, 


d. h. vom Staate verfertigtes oder kontrolliertes Geld, von staatlichen Gesetzen,


speziellen Währungsgesetzen beherrschtes Geld denkbar ist, so fragt es sich,


was der Warenproduzent mit seinen Produkten anfangen kann, falls er sie auf


den Markt bringt und er dort auf kein anderes Geld stößt, als Geldpapier, weil der
Staat kein anderes Geld als Papiergeld herstellt? Weist der Produzent das Geld


zurück (etwa weil es den bürgerlichen und sozialistischen Werttheorien wider-
spricht) so   muß er auch auf den Austausch seiner Produkte verzichten und die


Kartoffeln, Zeitungen, Besen oder was es sei, wieder nach Hause bringen, um


sie dort selber zu verbrauchen. Auf sein Gewerbe, auf die Arbeitsteilung muß er


aber überhaupt verzichten, denn wie will er etwas kaufen, wenn er selber nichts


mehr verkauft, wenn er das Geld, das der Staat in Umlauf gesetzt hat, nicht


annehmen will? Er wird also der Regel nach nur 24 Stunden streiken können,


nur 24 Stunden wird er seiner Werttheorie treu bleiben und gegen den


„Papiergeldschwindel“ protestieren können. Dann werden ihn Hunger, Durst 


und Kälte mürbe machen und ihn zwingen, 
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seine Waren gegen Papiergeld anzubieten, dem der Staat die Inschrift gegeben:


“Der Vorzeiger dieses erhält an der Ausgabestelle


– 100 Hiebe mit der Knute –


auf den Märkten aber an Waren soviel wie ihm Nachfrage und Angebot 


zumessen werden.“


Hunger, Durst und Kälte (zu denen sich noch der Steuerexekutor gesellen


mag) werden alle, die nicht zur Urwirtschaft zurückkehren können (heute die 


ausnahmslose Regel für die Bürger eines modernen Staates) alle, die die


Arbeitsteilung, ihr Gewerbe weiter betreiben wollen, zwingen ihre Produkte


gegen das vom Staate ausgegebene Geldpapier anzubieten, d. h. mit ihren


Produkten Nachfrage nach Geldpapier zu halten, und diese Nachfrage wird


wiederum alle, die in den Besitz solchen Geldpapieres gelangt sind, veranlassen,


dieses nicht umsonst herzugeben, sondern soviel dafür zu fordern, wie es die


Marktverhältnisse gestatten werden.


Das Geldpapier verwandelte sich also in Papiergeld:


1. Weil die Arbeitsteilung große Vorteile bietet.


2. Weil die Arbeitsteilung Waren erzeugt, die nur als Tauschobjekte dem 


Verfertiger nützlich sind.


3. Weil der Austausch der Waren, bei einer gewissen Entwicklung der 


Arbeitsteilung, ohne Tauschmittel  unmöglich wird.


4. Weil das Tauschmittel, seiner Natur nach, nur als gesellschaftliches, 


staatliches Geld denkbar ist.


5. Weil nach unserer Annahme der Staat kein anderes Geld als nur 


Geldpapier verfertigte.


6. Weil alle Besitzer der Waren vor der Alternative standen, entweder das 


Geldpapier des Staates im Tausch gegen ihre Produkte anzunehmen, 


oder aber auf die Arbeitsteilung zu verzichten und


7. schließlich, weil die Inhaber des Geldpapieres dieses nicht umsonst her-


gaben, sowie sie sahen, daß die in Verlegenheit gebrachten 


Warenbesitzer ihre Waren gegen Geldpapier anboten.


Der Beweis, daß man Geld aus Zellstoff machen kann, ist also in allen Teilen


lückenlos erbracht, und ich könnte nun gleich zu der nächsten Frage „Wieviel ein


Stück Geldpapier an Waren dem Besitzer einbringen wird und soll“ übergehen.


Aber die 
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Wichtigkeit des Gegenstandes veranlaßt mich, Rücksicht auf die dem Papier-


geldbegriff entgegenstehenden Vorurteile zu nehmen und die Hirngespinnstigkeit


der wichtigsten derselben darzutun. Ich hoffe dadurch das Vertrauen derjenigen


umsichtigen Leser zu gewinnen, die zwar anerkennen, der oben erbrachte


Beweis wäre wohl richtig aus den genannten Prämissen gezogen, die dann aber


fürchten, diese Prämissen könnten vielleicht nicht vollständig sein und die Sache


an irgend einem nicht erwähnten Umstand scheitern. Ich bedarf aber, um weiter


[Übrigens erwähne ich hier vorsichtshalber noch einmal, daß ich bisher nur die Möglichkeit, aus


Geldpapier Papiergeld zu machen, behandelt; die Frage aber, welche Vorteile ein solches Geld


gegenüber dem Metallgeld haben könnte, ganz unberührt gelassen habe. Das kommt später.] auf


dem erbrachten Beweis bauen zu können, der vollen Überzeugung des Lesers,


daß man Zellstoffgeld, Geld ohne Wertstoff und ohne Stoffwert, Papiergeld mit


irgend einer der S.26 erwähnten Inschriften wirklich machen kann. Es ist dies die


unentratbare Voraussetzung, um auch weiter im Einverständnis mit meinem


Leser zu bleiben. Wenn es nicht ebenso wahr ist, daß man mit Papier Geld


machen kann, wie daß „Marley tot war“, wie es in Dickens bekannter Erzählung


heißt, so fällt alles, was ich noch sagen werde, als wesenlos in sich zusammen.


Ich hätte mir die Sache auch leicht machen können, wie andere, die sich mit


dem Papiergeldproblem abgeplagt haben; ich hätte sagen können, der Staat


fordere die Bezahlung der von ihm ausgeschriebenen Steuern und Bußen in


Geldpapier. Wenn der Staat z. B. Briefmarken nur gegen Geldpapier seiner


Fabrikation verkauft, wenn er die Bahngelder nur in seinem Geldpapier ein-


fordert, wenn man die Zölle, das Kirchengeld, das Schulgeld, das Holz der


Staatsforsten, das Salz der Staatsdomänen usw. usw. nur mit staatlichem


Papiergeld zahlen kann, so wird jeder ein solches Papier als etwas sehr kost-


bares aufbewahren und es nicht unentgeltlich abgeben. Der Staat liefert dem


Inhaber dann statt Gold Staatsleistungen. Eine vielgestaltige statt einer


eingestaltigen Leistung. Dann wären es diese Leistungen, die dem Papiergeld


Leben geben.


Aber mit dieser Erklärung würden wir, wie wir das noch kennen lernen werden,


nicht weit kommen und bald, wie alle Papiergeldreformer und Geldpapier-


fabrikanten wiederkäuend vor dem Berge stehen. Wer die wahre Grundlage des


Papiergeldes, das sind die oben erwähnten 7 Punkte, nicht erkannt hat – kann


keine einzige wirtschaftliche Erscheinung auf ihren letzten Grund zurückführen.
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Im Vordergrund der „Beweise“ gegen die Möglichkeit des Papiergeldes steht


die Behauptung, sozusagen das Paradepferd der Metallisten, „Ware könne nur


mit Ware getauscht werden, da niemand einen nützlichen Gegenstand gegen


einen unnützen (Papiergeldfidibus) hergeben wird“.


Mit diesem blendenden Satz, der so einleuchtend klingt, daß ihm, so viel ich


weiß, sämtliche Papiergeldtheoretiker vorsichtig aus dem Wege gegangen sind,


wahrscheinlich weil sie dem Trugschluß nicht beikamen, hat man immer das


Papiergeld von vornherein als unmögliche Bestrebung kennzeichnen können 


und alle wissenschaftlich vorgehenden Forscher von vornherein von dem


Papiergeldprobleme ferngehalten.


Also Ware kann nur gegen Ware ausgetauscht werden. Das ist zweifellos


richtig, aber was ist Ware? Ware ist das Produkt der Arbeitsteilung, und die


Produkte der Arbeitsteilung sind ihren Verfertigern nutzlos, wie wir das bereits


gezeigt haben. Was könnte ein Gutsbesitzer mit den 1000 Tonnen Kartoffeln


anfangen, wenn er sie nicht verkaufen könnte, was würde der mit einer Million


Spindeln arbeitende Spinnereibesitzer mit dem Garn anfangen, wenn er es nicht


verkaufen könnte, wenn ihm das Garn nicht als Tauschobjekt diente?


So betrachtet klingt der Satz schon anders, wenn wir sagen, Ware könne nur


gegen Ware verkauft werden, denn er verlangt vorerst (im Ausdruck „Ware“ ist es


implicite gesagt) nur, daß das, was ausgetauscht wird, für seine Besitzer oder


Verfertiger nutzlos sei. Er fordert darum auch nur, daß das, was gegen die Ware


ausgetauscht wird – auch seinem Besitzer nutzlos sei. – Und ist das nicht der


Fall mit dem Papiergeldfidibus? Ist der Fidibus, wenn wir von seiner Eigenschaft


als Geld absehen, nicht ein gänzlich nutzloser Gegenstand?


Also der Satz „Ware kann nur gegen Ware ausgetauscht werden“ verwandelt


sich so schon eher in einen Beweis für, nicht gegen die Papiergeldtheorie.


Und wie steht es mit der Begründung: „Da niemand einen nützlichen


Gegenstand gegen einen unnützen hergibt“? Wird hier nicht der Vordersatz


„Ware kann nur gegen Ware umgetauscht werden“ direkt umgestoßen? In der


Behauptung wird von Ware gesprochen, und Ware ist dem Besitzer immer ein


unnützes Ding. In der Begründung aber wird nicht mehr von der Ware


gesprochen, sondern von nützlichen Dingen, von Ge-


Gebrauchsgütern
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brauchsgütern. Auf unsere Beispiele angewandt lautet also obiger Satz wie folgt:


Kartoffeln können gegen Garn ausgetauscht werden, weil Kartoffeln dem


Gutsbesitzer und Garn dem Spinnereiaktienbesitzer durch ihre Substanz nütz-


liche Dinge sind. Und dies ist doch offenbar falsch. Was könnte der Spinnerei-


besitzer mit all dem Garn anfangen?


Wenn nun auch die Begründung falsch ist, so ändert das nichts an der


Richtigkeit der Behauptung, daß Ware nur gegen Ware ausgetauscht werden


kann, und um das Papiergeld mit dieser Behauptung in Einklang zu bringen,


müssen wir nachweisen können, daß das Geldpapier ebensogut eine Ware ist,


wie alle Waren, deren Tausch es vermitteln soll. Wohlverstanden, das Stück


Geldpapier der bunte Zettel mit der tollen Aufschrift:


„100 Knutenhiebe
werden im Reichsgeldamt dem Vorzeiger dieses erteilt; auf dem Markte aber


erhält der Inhaber an Waren so viel wie er damit erhandeln kann.“


soll an und für sich alle Eigenschaften einer so wichtigen Ware, wie es doch das


Geld ist, besitzen. Wir wollen für das Papiergeld keine erborgten, erschlichenen,


übertragenen Eigenschaften. Den Papiergeldfidibus sollen wir namentlich nicht


darum als Ware anerkennen, weil der Staat irgend eine von der Funktion als


Geld unabhängige Leistung dem Inhaber verspricht. Im Gegenteil, ich will den


Leser dahin bringen, daß er den paradox klingenden Satz unterstreicht:


Das Papiergeld ist chemisch reine Ware und zwar der einzige Gegenstand, der


uns schon als Ware nützlich ist.


Welche Eigenschaften muß ein Ding in sich vereinigen, um als Ware ange-


sehen zu werden?


1. Es muß dafür Nachfrage bestehen, d. h. es muß irgend jemand da sein, der


den Gegenstand haben will oder haben muß, und der darum bereit ist, eine


andere Ware dafür in Tausch zu geben.


2. Um diese Nachfrage zu erzeugen, muß der betreffende Gegenstand dem


Käufer natürlich nützlich sein, denn sonst sucht und bezahlt man den


Gegenstand nicht. Flöhe, Unkraut und Gestank sind aus diesem Grunde keine


Waren, auch alles nicht, was keinen Eigentümer hat. Ist der Gegenstand aber


nützlich
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(wohlverstanden dem Käufer, nicht dem Besitzer nützlich) und kann man ihn


nicht umsonst erhalten, so sind alle Bedingungen erfüllt, die eine Sache zur


Ware machen.


Daß das Geldpapier die Bedingung 1 erfüllt, haben wir bereits bewiesen, als


wir zeigten, daß das Geld, und zwar staatliches Geld, unentratbare Voraus-


setzung entwickelter Arbeitsteilung ist und daß alle Warenbesitzer durch die


Natur ihres Besitzes gezwungen würden, ihre Waren gegen Geldpapier anzu-


bieten, also Nachfrage nach Geldpapier zu halten, falls der Staat kein anderes


Geld machte. Würde man in Deutschland mit dem Gold heute ebenso verfahren,


wie man mit dem Silber verfuhr, und würde der Staat das Gold durch Geldpapier


ersetzen, so müßten auch alle Warenbesitzer und Warenverfertiger unter das


Joch dieses Papiergeldes sich beugen. Alle ohne Ausnahme wären gezwungen,


mit ihren Produkten Nachfrage nach dem Geldpapier zu halten. Ja man könnte


sagen, die Nachfrage nach Geldpapier wird unbedingt genau so groß sein, wie


das Angebot von Waren, das seinerseits wieder der Warenproduktion entspricht.


Bedingung Nr. 1 einer Ware erfüllt also das Geldpapier in kräftigster Weise.


Petroleum, Weizen, Baumwolle, Eisen sind sicherlich auch Dinge mit ausge-


sprochenem Warencharakter; sie gehören zu den wichtigsten Stapelartikeln des


Marktes. Trotzdem ist für diese Waren die Nachfrage nicht so solide fundiert wie


beim Papiergeld. Jeder, der heute Ware erzeugt, also ein Gewerbe betreibt, d.h.


die Urwirtschaft aufgegeben und die Arbeitsteilung eingeführt hat, hält mit seinen


Produkten Nachfrage nach einem Tauschmittel – alle Waren, ohne Ausnahme,


verkörpern Nachfrage nach Geld, d. h. nach Geldpapier, wenn der Staat kein


anderes Geld herstellt -, aber nicht alle Warenbesitzer kaufen mit dem Gelde,


das sie für ihre Produkte gelöst, Eisen, Petroleum, Weizen. Auch gibt es für


Eisen, Petroleum, Weizen viele Surrogate, während es für das Geld nur ein


einziges Surrogat gibt, das ist die Urwirtschaft oder der Tauschhandel, und diese


Surrogate kämen erst dann in Betracht, wenn die 90% unserer heutigen


Bevölkerung, die der Arbeitsteilung ihr Dasein verdanken, verhungert, tot und


begraben wären.


Die Nachfrage für das Geldpapier wird also durch alle Produkte der


Arbeitsteilung hervorgerufen, d. h. durch die Wareneigenschaft dieser Produkte.


Die Arbeitsteilung, die Urmutter der Ware, ist die unerschöpfliche Quelle der


Nachfrage für Geld, 
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während die Nachfrage für die sonstigen Waren viel weniger solid gefügt ist.


Die Entstehung der Nachfrage nach einer Sache kann man sich natürlich nur


dadurch erklären, daß der nachgefragte Gegenstand (hier das Papiergeld) dem


Käufer (nicht dem Besitzer) irgend einen Dienst erweist, also nützlich ist. 


(Punkt 2.)


Nun frage ich: Ist der zu Geld erhobene Papierfidibus, das staatlich allein


anerkannte und dadurch allein mögliche Tauschmittel, der viereckige bedruckte


bunte Zettel, kein nützliches Ding?


Ist das Ding da, der Fidibus, der dem Arbeiter, dem Arzt, dem Tanzlehrer, dem


König, dem Pastor gestattet, ihre ihnen persönlich absolut nutzlosen Produkte


oder Leistungen gegen Gebrauchsgüter umzutauschen, kein nützlicher


Gegenstand?


Wir müssen hier selbstverständlich nicht, wie es in der Regel der Fall ist, an


das Material des Geldes, an den Fidibus denken, sondern an das Ganze, an den


Fidibus mit seinen staatlichen Vorrechten, als Tauschmittel, als Geld. Wir müssen


uns das Geld als ein Fabrikat denken, sogar als ein gesetzlich geschütztes und


vom Staate monopolisiertes Fabrikat.


Gewiß, wenn wir die Hauptsache am Papiergeld, seine Eigenschaft als gesetz-


lich allein anerkanntes und praktisch allein herrschendes Tauschmittel abziehen,


so bleibt wahrhaftig nur nutzlose Makulatur übrig; aber geschieht mit den meisten
Dingen nicht genau dasselbe, wenn man von ihrem Gebrauch absieht und nur
an das Material denkt? Kratzen wir von einem Ölbild die Farben zusammen,


schlagen wir mit dem Hammer auf eine Scheidemünze, auf ein Tintenfaß, eine


Suppenschüssel – was bleibt? Makulatur, Unrat. Betrachten wir ein Haus als


einen Steinhaufen, die Königskrone als Metall, ein Buch als Papier, kurz in allen


Dingen nur den Stoff, so sehen wir in den weitaus meisten Fällen auch nicht viel


mehr als einen Fidibus.


Wir brauchen das Piano nicht als Brennholz, die Lokomotive nicht als


Gußeisen und das Papiergeld nicht als Tapete. Also warum spricht man nur


immer vom Zellstoff, wenn vom Papiergeld die Rede ist? Warum sprechen wir


nicht vom Tauschmittel? Wir betrachten alle übrigen Dinge als das, wofür sie


bestimmt sind, und wenn wir das auch beim Papiergeld täten, so würden wir


sehen, daß es sich nicht um ein Stückchen Papier handelt, sondern um ein


hochwichtiges, unentbehrliches Fabrikat, um das wichtigste und nützlichste aller


Gebrauchsgüter.
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Daß dieses Fabrikat so gut wie keine Produktionskosten verursacht, kann ihm


nichts verschlagen. Wir suchen in den sonstigen Dingen, die wir kaufen, doch


auch nicht das Blut und den Schweiß der Proletarier.


Hat etwa der gesamte, nach Milliarden berechnete Bauplatz der Stadt Berlin


einen Pfennig Produktionskosten verursacht?


Man sehe also bei der Betrachtung des Papiergeldes ganz vom Fidibus ab,


man gewöhne sich daran, dieses Geld als ein unentbehrliches, nützliches, dabei


noch vom Staate geschütztes Fabrikat zu betrachten, und ohne Schwierigkeiten


wird man dann in dem Geldpapier einen Gegenstand erkennen, der alle


Eigenschaften einer Ware hat, und statt dann noch in der Existenz des


Papiergeldes einen Widerspruch gegen die Theorie zu erblicken, daß Ware nur


mit Ware bezahlt werden kann, wird man im Papiergeld eine neue Bestätigung


dieses Lehrsatzes erblicken.


Wer sich die Mühe geben will, die Währungsliteratur durchzustöbern, wird die


Beobachtung machen, daß das Geld regelmäßig nicht als ein ganz bestimmten


Zwecken dienendes Fabrikat (Tauschmittel), sondern als ein Rohstoff für


Industriezwecke (Juwelier) behandelt wird, welches die Geldfunktionen nur


nebenbei, vorübergehend oder interimistisch versieht. Dabei laufen in manchen


Ländern und bis vor kurzem auch in Deutschland Münzen um, die vor 100 oder


200 Jahren geprägt wurden, während ein Jahr alte Waren in der Regel schon zu


den Lagerhütern gerechnet und mit erheblichen Abstrichen in den Inventuren der


Kaufleute aufgeführt werden.


Wenn das Geld nur Rohmaterial zu Industriezwecken wäre, so würde jeder es


nur kaufen, wie man jede andere Ware kauft, d. h. nur unter der Bedingung, daß


man es, mit Zins und Profit belastet, wieder weitergeben kann. Nun rechne einer


nach, für wieviel der schon erwähnte Dollar, der von den Colorado-Minen 


kommend, 10, 20 Jahre lang in China sich herumtrieb und dann wieder zur


Lohnzahlung in den Colorado-Minen verwendet wurde, dort dem Arbeiter


angerechnet werden müßte, der ihn selbst produziert hat, falls er auf dem langen


Wege, immer wieder mit Zins, Fracht und Profit belastet, weitergegeben worden


wäre. Und doch wäre die Belastung nötig gewesen, wenn jeder den Dollar des


Silbers wegen gekauft hätte, wenn niemand noch nebenbei einen anderen


Nutzen aus dem Dollar gezogen hätte – nämlich den Tausch seiner Produkte


gegen Gebrauchsgüter.


Man kann sogar das Geld und besonders das Papiergeld als die Ware be-


zeichnen, bei der der Warencharakter am reinsten 
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hervortritt, denn das Geld und hauptsächlich das Papiergeld wird nur als Ware


(Tauschware) benutzt, nicht aber wird das Geld gekauft, um es, wie es bei den


übrigen Waren der Fall ist, in der Fabrik, in der Küche, also fern vom Markte zu


verbrauchen.


Das Geld ist und bleibt Ware sein Nutzen liegt ausschließlich in seinem


Gebrauch als Tauschware. Alle übrigen Waren werden nur zum Verbrauch


gekauft (von den Kaufleuten abgesehen, für welche Ware und Geld – Ware


bleiben). Man verfertigt die Ware zum Verkauf, aber man kauft sie zum


Verbrauch. Man verkauft Ware, man kauft Gebrauchsgüter. Nur das Geld allein


kauft jeder als Ware. Nur allein das Geld ist uns bereits als Ware ein nützliches


Gebrauchsgut (nämlich als Tauschmittel); das Geld und vornehmlich das


Papiergeld ist also überhaupt


die einzige nützliche Ware.
Die Metallisten begreifen das Metallgeld ganz regelmäßig nur als einen


Rohstoff für die Goldschmiede. Eine Mark, sagt der Bimetallist Arendt, ist der


1392. Teil von einem Pfund Gold, und die Vertreter der Goldwährungstheorie


haben natürlich keine Ursache gehabt, eine Ansicht anzugreifen, die ihrem


Verfechter alle Waffen raubte für die Verteidigung seiner Sache [M. Chevalier, La


Monnaje, Paris 1866, p. 36: „Ich glaube an dieser Grundanschauung festhalten zu müssen, die ich


mit gutem Recht als eine andere Begriffserklärung des Geldes erklären kann, d. h. das die Münzen


einfach Metallbarren sind, deren Gewicht und Feingehalt gewährleistet sind.“].


Die Vertreter des Papiergeldgedankens, die doch dieses Märchen vor allen


Dingen hätten widerlegen müssen, gehen regelmäßig, wie die Katze um den


heißen Brei, um diese Frage herum. Daß das Geld an sich, ohne Rücksicht auf


den Stoff, ein Fabrikat, ein nützlicher, ja unentbehrlicher Gegenstand ist, haben


sie offenbar noch nicht klar genug eingesehen, und so fanden sich alle genötigt,


bei dem Abfassen der Inschrift des Papiergeldes dem Inhaber irgend eine – von
der Geldfunktion gesonderte – Leistung (Gold, Zins, Weizen, Arbeit, Land usw.)


zu versprechen. Der Austausch der Produkte, den das Geld allein ermöglicht,
genügt ihnen als Leistung offenbar nicht, um dem Papiergeld Käufer oder
Abnehmer zu sichern.


Eine Ausnahme finde ich allein in der Inschrift des von der Provinz Buenos


Aires 1869 ausgegebenen Papiergeldes, durch die, soweit mir bekannt, zum


ersten Male der Geldbrief an sich (also der Zettel, das vier-
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eckige Stück bedruckten Papiers) für Geld erklärt und in der dem Inhaber keine


Einlösung versprochen wird. Die Inschrift lautet:


La Provincia de Buenos-Ayres


reconoce este Billete por


un peso


moneda corriente. 10 Enero de 1869.


Übersetzt: Die Provinz Buenos Aires anerkennt diesen Zettel für einen Peso


(Taler) Landesgeld.


Ich habe nicht erfahren können, ob diese Inschrift ein Produkt der Erkenntnis


ist oder einfach eine Verlegenheitsinschrift, wie die des jetzigen argentinischen


Papiergeldes, die dein Inhaber bei Sicht  x Taler Papiergeld in Zahlung zu geben


verspricht. „La Nacion pagará portador y á la vista y por medio del Banco de la


Nacion 100 Pesos moneda nacional.“ Offenbarer Unsinn, denn ein Peso mon.


nac. ist weiter nichts als der gleiche Papiertaler. Die Bank verspricht also dem


Inhaber, den Zettel in Zahlung desselben zurückzugeben.


Ein hirnverbrannter Vorschlag, der aber immer wieder bis in die neueste Zeit


auftaucht, ist der: Der Staat verfertigt Papiergeld in genügender Menge, um den


gesamten Grundbesitz aufzukaufen und um so mit einem Schlage die soziale


Hauptfrage zu lösen, nämlich die Grundrente dem Volke, das sie ja erzeugt,


wieder zuzuführen. Der Grundbesitz dient dann dem Papiergeld als Deckung,


wird aber, dem Zwecke der Sache entsprechend, dem Vorzeiger nicht wieder


ausgeliefert. Der Inhaber muß sich mit der Sicherheit begnügen, wie er sich – so


glaubt man – damit begnügt, daß die Banknoten durch Gold gedeckt sind. (Was


aber durchaus nicht der Fall ist, denn der Inhaber der Banknoten begnügt sich


mit dem Dienst, den die Banknoten als Tauschmittel verrichten. Wäre es nicht so,


so würde er das Gold sofort abholen, wie es die Goldschmiede übrigens tun.) In


diesem, unter jedem währungstechnischen Gesichtspunkt ganz tollen Vorschlag


wird auch wieder ganz übersehen, daß die Vermittlung des Warentausches eine


genügende Leistung des Papiergeldes ist, und daß, so lange wir diese Leistung


dem Papiergeld sichern (man braucht dazu nur kein anderes Geld zu machen),


jede andere Leistung ebenso überflüssig ist, wie etwa dem Käufer eines


Hammers es überflüssig erscheinen mag, daß der Hammer noch nebenbei als


Rohstoff für den Hochofen dienen kann.


Die Schwierigkeit für das volle Erfassen des Begriffes „Geld“ liegt darin, daß


sich das Geld nur in Einzelheiten mit anderen Dingen vergleichen läßt. Und ohne


Vergleich läßt sich doch überhaupt nichts begreifen. Die Hauptschwierigkeit aber


liegt darin, daß der Nutzen, den wir vom Geld erwarten, so ganz und gar von der


Materie des Geldes unabhängig ist. Das Geld bedarf offenbar des Stoffes nur,


um greif- und sichtbar zu sein, und damit wir überhaupt sein Dasein feststellen


und es 
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übertragen können, nicht etwa weil wir etwas von der Substanz des Geldes


erwarten. Wie könnte sich sonst eine Münze 1–10–100 Jahre im Umlauf erhal-


ten, wie könnte sich eine Banknote 24 Stunden im Verkehr behaupten? Auf die


Menge allein kommt es beim Geld an, denn von dieser Menge hängt es z. T. ab,


wie groß das Angebot des Geldes und wie groß die Warenmenge sein wird, die


wir für das Geld erhandeln werden. Qualitäten hat das Geld als Körper nicht,


wenigstens keine aktiv wirkenden Qualitäten, und niemand würde sie vermissen,


wenn sie gänzlich fehlten. Hat man nicht seiner Zeit das Gold dem Silber in


Deutschland vorgezogen, bloß weil man für 1 kg Gold 16mal mehr Ware geben


mußte als für 1 kg Silber. Weil man also 16mal weniger Geldstoff erhielt, darum
zog man das Gold dem Silber vor.


Bei gleichem Profit wird jeder Kaufmann lieber Gold als Silberwaren, lieber


Briefmarken als Stroh verkaufen, und dem Geld gegenüber sind wir alle


Kaufleute.


Bei allen Gebrauchsgütern heißt es ausnahmslos beim Käufer: je mehr, je


lieber; beim Geldstoff heißt es dagegen: je weniger, je lieber. Beim Geld genügt


es eben, daß man es zählen kann – der Rest ist immer lästiger Ballast.


Man kauft den Honig, weil er schmeckt, das Bier, weil es berauscht, den


Ballast, weil er wiegt, den Meterstock, weil er lang ist, das Litermaß seines


Raumgehaltes wegen. Aber beim Geld verlangt man keinen Geschmack, kein


Gewicht, keinen Raum; nichts Körperliches, nichts für die direkte Befriedigung


eines persönlichen Bedürfnisses. Wir kaufen das Geld als Ware, um es als 


Ware wieder loszuschlagen.


Wie gleichgültig das Volk den körperlichen Eigenschaften des Geldes gegen-


über ist, ermißt man am besten daran, daß unter tausend keiner zu sagen weiß,


wieviel Gramm Feingold er für eine Mark gesetzmäßig zu fordern hat. Wer es


nicht glaubt, kann ja leicht den Versuch machen.


Darum fordert man ja auch allein, daß die Geldsubstanz möglichst wenig


Eigenschaften habe; darum ist man instinktiv in der Wahl des Geldmaterials nach


und nach auf den Naturstoff gelangt, der von allen Körpern des Weltalls am


stiefmütterlichsten mit Eigenschaften versehen wurde, nämlich das Gold. Wie


bettelhaft arm an Eigenschaften ist das Gold, verglichen mit irgend einer Ware,


etwa einem Hammer, einem Buch oder Kanarienvogel!
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Nicht seiner Farbe wegen hat man das Gold zu Geld gemacht, nicht seines


Gewichtes, seines Raumgehaltes, seines Klanges, seines Geruches, seines


Geschmackes, auch nicht seiner chemischen Affinitäten wegen. Das Gold rostet


nicht, fault nicht, wächst nicht, zergeht nicht, kratzt, brennt und schneidet nicht,


es ist leblos, das Urbild des Todes.


Nicht positive, sondern nach allen Seiten hin negative Eigenschaften suchen
wir in der Geldsubstanz. Von allen Körpereigenschaften das Minimum, das ist die


allgemeine Forderung, die das Volk an die Geldsubstanz stellt.


Kühl bis ans Herz hinan, wie der Kaufmann seinen Waren gegenüber, so be-


trachtet jeder die Geldsubstanz. Kommt man mit dem Schatten des Goldes aus,


so zieht man den Schatten vor, wie die Beliebtheit und die Existenz der Banknote


es schlagend beweisen.


Je negativer die Eigenschaften einer Substanz sind, um so positivere Vorzüge


hat sie als Geldmaterial. Das ist das ganze Geheimnis der Papierwährung.


Man sagt, die allgemeine Vorliebe für Edelmetalle habe das Gold und Silber zu


Geld gemacht. Ich glaube aber, daß im Gegenteil die allgemeine Gleichgültigkeit
der Warenproduzenten diesen Metallen gegenüber der Grund gewesen ist,


warum die Menschen sich einigen konnten, diese Metalle als Geld anzuerken-


nen. Über eine gleichgültige, neutrale Sache einigt man sich immer schneller als


über Eigenschaften, die, je nach unseren individuellen Veranlagungen, auch ver-


schieden auf uns einwirken. Das Gold hat von allen natürlichen Substanzen die


wenigsten Eigenschaften, die geringste Verwendbarkeit in der Industrie und


Landwirtschaft. Keinem Stoffe gegenüber sind wir so gleichgültig wie gerade


beim Golde – darum war es so leicht, das Gold zu Geld zu erklären.


Das Gold findet industrielle Verwendung in der Schmuckwarenindustrie; aber


gerade die, die das Gold als Tauschmittel benutzen, die Warenproduzenten, die


Arbeiter, Bauern, Handwerker, Kaufleute, der Staat und das Gericht brauchen in


der Regel keine Schmucksachen. Junge Mädchen mögen für das Gold eine


Vorliebe haben (oft auch nur weil Gold Geld ist), aber junge Mädchen, die keine


Waren produzieren, brauchen keine Tauschmittel, erzeugen keine kaufmännische


Nachfrage nach Geld. Und man wird doch nicht die jungen Mädchen darüber


haben bestimmen lassen, was als Geld gebraucht werden soll. Das weitaus


wichtigste Verkehrsmittel, die Voraussetzung der Arbeitsteilung, die Finanzen des


Staates, wird man doch nicht auf die wirtschaftlich schwächsten Bürger, auf


putzsüchtige junge Mädchen begründen!
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Die Rolle, die die Geldsubstanz spielt, läßt sich ziemlich gut mit dem ver-


gleichen, was das Leder des Fußballes für die Spieler bedeutet. Es kommt den


Spielern durchaus nicht auf die Substanz des Balles an, auch nicht mal auf


seinen Besitz. Zerrissen, beschmutzt, neu oder alt, alles ist gleichgültig. Ist der


Ball greifbar und sichtbar, so kann die Balgerei losgehen. Und um mehr handelt


es sich beim Geld auch nicht. Haben oder nicht haben; ein steter rastloser


Kampf um seine Erwerbung, nicht weil man den Ball, das Geld an sich, den


Geldstoff braucht, sondern weil man weiß, daß andere das Geld wiedergewinnen


und zu seiner Wiedergewinnung Opfer bringen müssen. Beim Fußball bestehen


diese Opfer in Fußtritten, beim Geld in Waren. Das ist der ganze Unterschied.


Und wer Liebhaber ist von kurzen Begriffserklärungen, der wird vielleicht Freude


empfinden, wenn ich sage: Das Geld ist der Fußball der Volkswirtschaft.


Die Sicherheit und Deckung des Papiergeldes.


Der junge, neue Begriff, der im vorigen Kapitel freudig keimend zwischen den


Schollen des Vorurteils hervorschoß, soll nun vorerst vor den kalten Lüften


ängstlicher Skepsis geschützt werden, damit er sich zu einem kräftigen Busch


mit dorniger Selbstverteidigung entwickeln kann. Dem Spießbürger soll der


Gedanke an das Papiergeld keine Gänsehaut, sondern im Gegenteil das


behagliche Gefühl der Sicherheit erwecken. Der Bauer, der noch heute vielfach


das harte Silbergeld dem Gold als Sparmittel vorzieht, – weil er dem Gold nicht


traut – soll das Papiergeld diesem Silbergeld vorziehen, weil sein harter Schädel


sich der Wahrheit nicht länger verschließen kann, daß, alles richtig bedacht, der


Papierfidibus größere Sicherheit bietet als Gold und Silber.


Es handelt sich darum zu zeigen, daß das Papiergeld nicht allein möglich ist,


sondern, daß es auch sicher und gedeckt ist. Ich will nachweisen, daß während


das Metallgeld vom Staate, der es prägte, ohne Gesetzesverletzung vernichtet


werden kann, das Papiergeld nur zusammen mit dem Staate, mit dem Volke


zugrunde geht.


Es ist Tatsache, daß man der Behauptung Otto Arendts: Unsere Reichsmark 


ist nichts als die Bezeichnung für 1/1392 Pfund Gold – mit den Währungsgesetzen


nicht entgegentreten kann.
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Kein Gesetz schützt den Besitzer gemünzten und ungemünzten Goldes vor einer


solchen gesetzlichen Auslegung des Begriffes Geld, ja, die frühere Inschrift der


Münzen, XXX ein Pfund fein, sowie die jetzige Inschrift der Banknoten und


Kassenscheine „Die Bank (resp. das Reich) zahlt dem Inhaber usw.“ läßt ver-


muten, daß der Verfasser dieser Inschrift die Ansicht Arendts über das Wesen


der Münzen teilte. Wir können also ohne große Mühe uns folgenden Fall als


möglich denken: Der Staat entzieht aus irgend einem Grunde dem Gold das


Geldmonopol, wie er z. Zt. dem Silber dieses Monopol entzog. Statt aber die


Münzen gegen neues Geld umzutauschen, läßt er alle Goldmünzen mit einem


Hammer breitschlagen und das Blech den Eigentümern mit den Worten zurück-


geben: Hier habt ihr das, worauf ihr nach eurer eigenen Aussage rechtlichen


Anspruch erhebt – einen Metallbarren mit einem bestimmten Goldgehalt. Geld ist


aber dieses Gold von nun an nicht mehr. Wir machen jetzt anderes Geld und


nehmen kein Gold mehr an, lehnen auch den Umtausch gegen das neue Geld


ab. Die Goldmünze war nach euren eigenen Worten, nach eurer eigenen Theorie


des Geldes durch ihren Metallgehalt gesichert. Ihr habt diesen Metallgehalt jetzt


unversehrt in der Hand. Seht nun zu, was ihr mit dem Metallbarren anfangen


könnt. Es ist eure Sache, ihr hattet dem Staate Goldbarren geliefert, er hatte sie


kostenlos für euch, aber mit erheblichen Kosten für den Staat prägen lassen.


Jetzt gibt der Staat jedem zurück, was jeder geliefert hat – einen Goldbarren. 


Zu fordern habt ihr weiter nichts – denn ihr habt ja auch weiter nichts geleistet.


Kein Gesetz schützt heute den Bürger vor solcher Politik. Im Gegenteil, sie


steht mit der Theorie, der öffentlichen Meinung und der Inschrift der Münzen in


vollem Einklang.


Und doch wäre eine solche Politik eine Pfuscherei schlimmster Art, ein


Raubzug gegen alle Besitzer von Bargeld, Pfandbriefen, Wechseln, Konsols,


Schuldscheinen, Pensionen, Obligationen usw., die dadurch einen bedeutenden


Teil ihrer Habe einfach verlieren würden. Denn Pfandbriefe, Staats- und


Gemeindeanleihen, Schuldscheine, Pensionen, Wechsel usw. sind einfach


Lieferungsverpflichtungen von so und so viel Gramm Gold [Es kann logisch niemand


angehalten werden, Schulden in gemünztem Gold zu bezahlen, wenn der Staat das Ausmünzen


unterläßt und privates Ausmünzen nicht gestattet ist. Man kann überhaupt niemand zur Lieferung


einer Sache anhalten, die Gegenstand eines Monopols ist.], und wenn dem 
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Gold seine Hauptverwendung plötzlich genommen wird, seine Verwendung als


Geldstoff – so ist es klar, daß das Gold billig werden würde. Die mit dem


Hammer breitgeschlagenen Münzen, jetzt einfache Metallbarren, würden,


Verwendung suchend, den Goldschmieden zuströmen, und ein solch starkes


Angebot würde naturgemäß den Preis drücken. Welchen Preis? Nun das


Tauschverhältnis des Goldes zu den übrigen Waren und zu dem neuen Geld.


Als man das Silber entmünzte, fiel sein Tauschverhältnis zum Gold von 16 auf


30 und 35, d. h. für eine Tonne Gold lieferte man Jahrhunderte lang bis zur


Entmünzung des Silbers 16 Tonnen Silber, nach der Entmünzung des Silbers


aber 30 und mehr Tonnen. Der Preissturz wäre noch viel größer gewesen, wenn


man in allen Staaten gleichzeitig zur Entmünzung des Silbers geschritten wäre


[Es ist anzunehmen, daß, wenn heute einer der großen Handelsstaaten das Gold entmünzte, die


anderen Staaten sofort dem Beispiel folgen würden, um sich des von jenem Staate einströmenden


Goldes zu erwehren, und um sich vor ähnlichen Verlusten zu schützen, die die lat. Münzunion


dadurch erlitt, daß Sie zu lange mit dem Verkauf des Silbers zögerte.]. Vor der Verwendung


des Nickels als Münzmetall war der Preis dieses Metalls ganz gering, nachher


stieg er um viele hundert Prozent.


Übrigens das, was wir hier als Hypothese setzen, die Aufhebung des freien


Prägerechtes für das Gold, die Entziehung der Geldprivilegien für das Gold, wäre


um das Jahr 1856 fast zur Tatsache geworden. Die Gläubiger fanden damals,


daß die allgemeine Preissteigerung der Waren, die die kalifornischen Goldfunde


bedingten, sie zu Gunsten ihrer Schuldner schädigte, und sie drängten auf


Aufhebung des freien Prägerechtes. Und tatsächlich schritt auch Holland zu


dieser Maßregel. Hätten die kalifornischen Goldfunde nicht ebenso schnell


nachgelassen, wie sie sich zeigten, so wäre ganz zweifellos das Schicksal des


Goldes damals besiegelt worden.


Was aber wäre das Gold heute, ohne die Privilegien des Geldes, was wäre das


Gold, wenn nicht jeder Bürger, jeder, der ein Gewerbe betreibt, jeder, der die


Arbeitsteilung aufgenommen und die Urwirtschaft aufgegeben, kurz jeder, der


Ware besitzt oder verfertigt – mit diesen Waren eine Nachfrage nach Geld, d.h.


heute nach Gold erzeugte? Was wäre das Gold, wenn es nicht mehr Geld wäre?


Es hätte wirtschaftlich die Bedeutung, die das Silber hat, seitdem es nicht mehr


Geld ist.
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Es wäre ein Rohstoff für den bedeutungslosesten Zweig des 1000ästigen


Industriebaumes. Wer spricht heute noch vom Silber? Wem würde es in den


Sinn kommen, Silberbarren zu kaufen und diese als Sparmittel zu verscharren?


Wen interessiert es noch, ob der Silberpreis auf 200 steigt oder auf 50 fällt? 


Wer gewinnt, wer verliert, wer macht noch bankerott, weil der Silberpreis, das


Tauschverhältnis des Silbers zu den übrigen Waren sich verändert hat?


Höchstens einige Metallhändler würden dadurch betroffen, sonst aber ist allen


der Silberpreis so gleichgültig, wie der Zahnschmerz einer Marmorfigur. Früher


ja, da genügte es, wenn das Tauschverhältnis zwischen Silber [Auf französisch 


(l’argent) und spanisch (plata) heißt Silber soviel wie Geld.] und Waren sich um einige


Prozent zugunsten des Silbers hob, um alle Räder still stehen zu lassen (Krise),


um Tod und Verderben zu verbreiten, um Bankerott, Defizit Arbeitslosigkeit,


Hunger und Revolten zu erzeugen.


Vom Silberpreis, d. h. von dem Tauschverhältnis zwischen Silber und Waren


hing es ja ab, wie viel Geld man für die Produkte erhielt, und ob man seine


Produkte überhaupt an den Mann bringen konnte. Früher enthielt die Frage nach


dem Preis einer Ware immer auch die Frage nach dem Preise des Silbers. Wer


die Frage stellte: Wie viel kostet dies und das? der erkundigte sich damit nur


nach dem Preis des Silbers.


Jetzt ist das anders, weil der Staat durch Federstrich das Silber vom Geld 


trennte. Dabei braucht man aber nicht zu glauben, daß eine große Volksbe-


wegung nötig gewesen wäre, um dem Silber die Jahrtausende alten


Geldprivilegien zu entziehen. „Die große Münzreform“ wurde von einigen


Phrasendreschern eingeleitet, begründet und gegen ein anderes Dutzend


Phrasendrescher ohne Schweiß und Blut verteidigt. Man lese jene Debatten


durch. Vom Hunnenstandpunkte aus wurde die ganze Münzreform behandelt.


Leere Redensarten, unverdaute Theorien, billige Beteuerungen, Behauptungen,


Ansichten. Das war damals die ganze Währungsdebatte, und alle nachfolgen-


den, bis auf den heutigen Tag, waren von derselben Qualität. Vom Tauschmittel,


von den Bedürfnissen der Waren, von der Arbeitsteilung ist niemals gesprochen


worden. Wirklich als ob die Mark D. R.W. nur der 1392. Teil von einem Pfund


Gold wäre.


Alles was man der Goldwährung nachsagte, wurde einfach vorausgesetzt.


Nichts wurde geprüft. Von wissenschaftlicher 
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Bearbeitung des Gegenstandes nirgendwo eine Spur. Tatsache ist, daß es heute


noch, nach so vielen schmerzlichen Erfahrungen, an einer gesetzlichen


Auslegung des Begriffes „Geld“ fehlt, an die man sich in Zweifelsfällen bei der


Auslegung der Währungsgesetze halten könnte.


Tatsache ist auch, daß heute noch nicht nur der Bauer, sondern auch die


gebildeten Bürger die naivsten Vorstellungen über das Geldwesen hegen, ja daß


„viele, selbst der hervorragendsten Nationalökonomen, ohne eine wirklich logisch


durchdachte Theorie des Geldes dastehen.“ (Knut Wicksell: Geldzins und


Güterpreis.)


Unter solchen Verhältnissen fragt man sich: „Wo ist die Sicherheit und


Deckung des deutschen Geldes, der Mark D.R.W.?“ In dem Metall des Geldes


liegt diese Sicherheit und Deckung nicht. Das zeigt die Tatsache, daß das Silber,


das doch mit dem deutschen Geld enger verwachsen war als das Gold, von


einem Tag zum anderen ohne Sang und Klang gesetzlich vom Geld getrennt


wurde.


In den Gesetzen liegt dieser Schutz auch nicht, denn eine gesetzliche


Auslegung des Begriffes Mark „D. R. W.“ fehlt; und zwar fehlt sie so gänzlich,


daß man auf die Frage „was ist nach dem Gesetz eine Mark D. R.W.“, immer die


gleiche geistreiche Antwort erhält: Eine Mark sind 100 Pfennige – einerlei an wen


man sich wenden mag.


In der währungstheoretischen Schulung einer genügenden Anzahl Männer, die


der Mark D. R.W. so zu sagen bei der Gesetzgebung als Leibgarde dienen 


könnte, um sie vor den Angriffen von Pfuschern und Schwindlern zu schützen,


liegt diese Sicherheit auch nicht – denn die Gleichgültigkeit des Volkes, der


Wissenschaft, der Presse, des Handelsstandes gegenüber der Theorie des


Geldes ist so groß, daß man schon Mühe hätte, im Millionenreich der Deutschen


nur ein Dutzend Männer zusammenzubringen, mit denen sich überhaupt die


Theorie des Geldes ernsthaft besprechen ließe.


Also wo liegt die Sicherheit der Mark D. R.W.? Wer oder was schützt die Mark


D. R.W. vor Pfuschern und Schwindlern? Sind es die Traktätchen des Vereins


zum Schutze der deutschen Goldwährung? Gehören die Verteidiger der


deutschen Goldwährung nicht ebenso zu den Pfuschern wie die Angreifer? Man


lese doch diese Traktätchen mit Aufmerksamkeit und man wird erkennen, daß


ihre Verfasser sich überhaupt noch nicht klar waren, welchen 
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Zweck das Geld zu erfüllen hat. Daß das Geld Tauschmittel ist, daß das Geld


den Tausch der Waren beschleunigen, sichern und verbilligen soll, daß der Markt
der Prüfstein für die Güte des Geldes ist, nicht aber der Metallgehalt, das


Gewicht des Geldes, wird hier überhaupt nicht erwähnt. Vom denkbar niedrigsten


Standpunkt, vom Standpunkt des Goldschmiedes und des Bankiers wird hier das


Geld betrachtet. Und dieser Verein zur Verteidigung der deutschen Währung


trägt jetzt den Siegeskranz! Was für Helden müssen da die Angreifer gewesen


sein!


Daß der Metallgehalt der deutschen Reichsmark keinen Schutz, keine


Sicherheit, keine Deckung gewährt, haben wir mit der Geschichte des Silbers


bewiesen. Man sollte glauben, daß eine Tatsache, die eine solche klare Sprache


spricht wie diese, genügen müßte, um die Behauptung, die Mark D. R.W. wäre


der i392. Teil von einem Pfund Gold, und daß die Mark durch den Metallgehalt


allein genügend gesichert sei, als Schwindel zu entlarven.


Dabei ist es allgemein bekannt, daß durch das Spiel der Kräfte, welches man


das „Gresham-Gesetz“ [Gresham-Gesetz: Wenn in irgend einem Lande der Geldbestand den


wirklichen Bedarf an Tauschmitteln übersteigt und sich dies in einer Preissteigerung zeigt, so wird


diese Preissteigerung die Warenausfuhr erschweren, die Einfuhr erleichtern, und als Folge hiervon


wird sich in der Bilanz des Außenhandels ein Fehlbetrag zeigen, der ganz einfachsten durch


Goldexport gedeckt wird. So wurden zum Beispiel aus Deutschland, wo die Milliarden ausgeschüttet


worden waren, in den Jahren 1872/4 für 3646 Millionen Mark (also fast der volle Betrag der


Kriegsentschädigung) mehr Ware eingeführt als ausgeführt, während noch vor dem Krieg der


Außenhandel Deutschlands aktiv gewesen war.


Dieser Goldexport, der ja eine Verminderung des Geldbestandes bedeutet, drückt die Preise auf ihr


normales Niveau herab und stellt so automatisch das Gleichgewicht zwischen Ein- und Ausfuhr


wieder her. Wenn nun aber der Staat ohne Rücksicht auf die Warnung, die der Goldexport ihm


macht, den Geldbestand dauernd durch Ausgabe von Papiergeld vermehrt, so geht auch dauernd


Gold außer Land, bis daß die Einfuhrhändler auf Schwierigkeit stoßen, Gold (oder ausl. Wechsel) für


ihre Warenbezüge aufzutreiben. Diese Schwierigkeiten setzen sich dann sofort in ein Agio um, und


dann wirkt dieses Agio als Regulator des Außenhandels, insofern als das Agio die Wareneinfuhr


erschwert und die Warenausfuhr erleichtert. Das Agio setzt aber gleichzeitig das Gold im Inlande


außer Kurs, da im Inlande an den Staatskassen und vor Gericht nur Papiergeld angenommen und


das täglich wechselnde Agio im Verkehr bald als eine lästige Begleitung des Goldes empfunden wird,


so daß das Publikum das Gold nur noch ungern annimmt. Das Agio stößt überall an, das Gold wird


für den Verkehr unbrauchbar. Es konzentriert sich bald in den Banken – als überschüssig – und bleibt


dort brach liegen, bis daß es auf der Suche nach Zins von den Eigentümern über die Grenze expe-


diert wird. So kommt es, daß im Kampfe mit seinem papierenen Konkurrenten das Gold im Inlande


immer den kürzeren zieht. Ganz gesetzmäßig wirft das Papiergeld seinen Konkurrenten, das Gold,


über die Grenze, und dieses „Gesetz“ nennt man das Gresham-Gesetz, zur Ehre eines Mannes


dieses Namens, der es zuerst gefunden hat.] nennt, das Gold 
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durch Ausgabe von Papier- und Silbergeld außer Land getrieben werden kann,


so oft es die Machthaber wünschen. Der Staat braucht nur mehr Silber zu prä-


gen, die Reichsbank mehr Banknoten zu drucken, und es währt nicht lange,


dann wandern die Goldmünzen über die Grenze. Wo ist also diese Sicherheit


und Deckung, wenn es von den Gesetzen abhängt, das Gold durch anderes


beliebiges Geld zu verdrängen? In Frankreich hatte man, als John Law mit dem


Papiergeld experimentierte, Silber und Gold im Verkehr. Diese Sicherheit des


französischen Geldes bewährte sich so vorzüglich, daß nach kürzester Zeit nur


mehr Geldpapier vorhanden war. Später wiederholte man mit Assignaten den


Versuch mit dem gleichen Erfolg. Und als es hieß, den Deutschen den


Hunnenschatz als Kriegsbeute auszuliefern, da wurde wiederum mit Papiergeld


der Markt vollständig von allem Gold drainiert. Dreimal hat man also in


Frankreich das Experiment gemacht, jedesmal mit vollem Erfolg. Dreimal


Versagte das Metall als Sicherheit. Und wie war es in Schottland, England,


Österreich, Rußland, Spanien, Italien, in den Ver. Staaten, in Südamerika, in


Indien? In all diesen Ländern ist das Metall (Gold und Silber) unzählige mal, so


oft es die Machthaber (Autokraten und Parlamente) so haben wollten, vom


Papiergeld verdrängt worden. Das Metall hat niemals dem Papier widerstehen


können. Vor Pfuschern und Schwindlern hat das Geld in dem Goldgehalt nie


mehr Schutz gefunden, als das deutsche Geld Schutz in dem Silbergehalt der


Taler gefunden hat.


Es gehört also zum Glauben, daß die D. R.W. vor Schwindlern, Pfuschern und


Dieben durch den Goldgehalt gesichert sei, eine vollständige Unkenntnis der


Geschichte des Geldes überhaupt.


Diese Deckung und Sicherheit kann das Geld nur in dem Vorhandensein einer


mit den Währungsfragen vertrauten Schar von Männern finden, die die


Sophismen der Pfuscher durchschauen und als solche vor dem Volke entlarven.


Alles andere ist Schwindel, Chimäre, Bier.


Übrigens, wenn wir auch ganz von dem Gresham-Gesetz absehen – wer


würde denn eigentlich durch den Metallgehalt der Münze gedeckt werden?


Zweifellos doch nur die zufälligen Inhaber der Münzen, die Inhaber der 4 oder 5


Milliarden, die in Deutschland an gemünztem Gold umlaufen. Aber was sind


diese Miseräbelchen, diese verhältnismäßig ganz bedeutungslosen Mengen


Goldes, gegenüber den 1000 Milliarden an Staatsschulden, Pfandbriefen,


Wechseln, Pacht- und Mietverträgen? Sind diese 
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1000 Milliarden auch noch durch den Metallgehalt der 5 Milliarden an Münzen


gedeckt? Diese 1000 Milliarden haben nur das Gesetz zur Sicherheit, und das


Gesetz, nicht der Metallgehalt der Münze bestimmt, was eine Mark D. R. W. in


Pfandbriefen, Konsols usw. bedeutet. Vor 40 Jahren lauteten alle deutschen


Pfandbriefe, Konsols, Wechsel auf Silber, und das Gesetz zwang die Schuldner,


mit Gold zu bezahlen!!


Auch so betrachtet, erweist sich die Sicherung der Mark D. R. W. durch den


Metallgehalt der Münze als Bier und Tabaksqualm.


Das gemünzte Geld ist nur eine Bagatelle [In Deutschland kursieren 5 Milliarden Mark in


Goldmünzen und 143 Milliarden in Pfandbriefen, 40 Milliarden an wechseln usw.] im Vergleich


mit dem ungemünzten Geld (das sind also alle Geldlieferungsverträge) und


darum kann die metallene Sicherheit des Geldes auch immer nur die Bedeutung


einer Bagatelle haben. Ganz abgesehen davon, daß selbst diese Bagatelle durch


das Spiel der Kräfte, welches im Worte Gresham-Gesetz zusammengefaßt wird,


unter der Hand verschwindet.


Als in allen den vorhin genannten Ländern das Metallgeld durch Papiergeld


und Kupfermünzen verdrängt wurde und in vielen Fällen auch das Papiergeld


noch zu Geldpapier wurde, da fielen auch gleichzeitig alle Schuldverschrei-


bungen, die Konsols, Pfandbriefe, Wechsel auf den Kurs des Geldpapieres.


Ich frage also nochmals, wo blieb die Sicherheit des Metallgeldes?


Das Geld braucht den Staat; ohne Staat läßt sich kein Geld denken; ja man


kann sagen, mit der Einführung des Geldes beginnt die Gründung des Staates.


Das Geld ist das natürlichste und mächtigste Bindemittel der Völker. Das


Weltreich der Römer wurde durch die römische Münze fester als durch die


Kohorten zusammengehalten.


Als die Gold- und Silbergruben versiegten und keine Münzen mehr geprägt


wurden, da fiel das Weltreich auseinander.


Diese Unentbehrlichkeit des Geldes, bei gleichzeitiger Unentbehrlichkeit der
staatlichen Oberaufsicht über das Geld, gibt dem Staate eine absolute Macht


über das Geld, und dieser absoluten Macht gegenüber erweist sich die metallene


Sicherheit der Münze als Spreu im Winde.


Das Geld kann man darum ebensowenig durch das Geldmaterial gegen


Machtmißbrauch des Staates schützen, wie man 
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die Verfassung des Staates mit dem Pergament, worauf sie geschrieben steht,


vor Willkürherrschaft schützen kann.


Nur der Staat selbst, der Wille der Machthaber (Autokrat oder Parlament) kann


das Geld vor Pfuschern, Schwindlern, Dieben sichern und schützen – vorausge-


setzt, daß der Machthaber überhaupt seine Macht zielbewußt zu gebrauchen


weiß, was leider bisher noch nie und nirgends der Fall gewesen ist.


__________________


Was hier vom Metallgeld gesagt ist, hat natürlich auch Anwendung auf das


Papiergeld. Irgend eine Sicherheit bietet der Papierstoff dem Inhaber nicht,


weder dem Inhaber des baren Papiergeldes, noch den Inhabern der


Geldlieferungsversprechen (Wechsel, Staatsschuldscheine, Pensionären, Miet-


und Pachtkontrakte, Lebensversicherungen, Pfandbriefen, Obligationen).


Das Geldpapier ist sogar in dieser Beziehung noch etwas weniger, freilich nur


um eine Bagatelle weniger sicher gestellt, als das Metallgeld, dafür aber wird es


wieder kräftiger durch das Gesetz geschützt.


Wir haben gesehen, daß der Staat ohne Gesetzesverletzung und in voller


Übereinstimmung mit den landläufigen Geldtheorien, die Münzen durch


Hammerschlag wieder in das, was sie ursprünglich waren, verwandeln kann, daß


er den goldenen Münzen die Privilegien des Geldes entziehen kann, daß der


Verlust der Geldprivilegien den Preis des gemünzten Goldes drücken würde, daß


der Staat durch kein Gesetz gebunden ist, die Inhaber der Münzen für diesen


Verlust zu entschädigen und daß, falls er sich zu einer Entschädigung


entschließt, er nicht nach Recht und Gesetz, sondern nur nach Billigkeit handelt.


Und die Billigkeit ist eine schwache Position, da kommt es sehr auf die


Gesellschaftsklasse an, die an Billigkeit appelliert [Die Agrarier appellierten an den Staat


um eine Verteuerung der Volksnahrung durch Grenzsperre und sie wurde ihnen gewährt. Der Pöbel


appellierte an den Staat um Verbilligung der Nahrungsmittel durch Aufhebung der Grenzsperre – und


sie wurde glatt verweigert.].


Ganz anders steht dagegen das Papiergeld dem Gesetz und Recht gegenüber.


Der Staat darf dem Papiergeld die Privilegien des Geldes nicht entziehen, ohne


die Inhaber zu entschädigen. Der Staat hat bei der Ausgabe des Papiergeldes


etwas in Tausch erhalten, und dieses etwas ist er dem Inhaber schuldig. Er muß


es zurückerstatten; zweifellos muß er das, es kann dies gar nicht geleugnet 


werden, auf welchen Standpunkt man sich auch stellt. 
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Der beste Beweis für diese Entschädigungspflicht ist wohl der, daß sich über-


haupt keine anderen Grunde dafür finden lassen als die Selbstverständlichkeit


dieser Pflicht.


Der Staat hat den Talern die Geldprivilegien entzogen und die Inhaber durch


Tausch der Taler gegen neues Geld entschädigt. [Daß durch den Verlust der


Geldprivilegien den Talerbesitzern überhaupt ein Schaden entstehen konnte, widersprach und wider-


spricht noch heute den Metallgeldtheorien.] Eine gesetzliche Entschädigungspflicht


bestand nicht, aber man fand außerhalb des Gesetzes genügend Gründe, um so


zu handeln. Da war vor allem die Tatsache, daß der Staat die Bürger durch die


Steuergesetze vorher gezwungen hatte, silberne Taler zu kaufen, denn der


Bauer, der seine Steuern bezahlen wollte, mußte vorher durch Verkauf seiner


Kuh Taler kaufen. Durch staatlichen Zwang hatte der Bauer Silber gekauft, nicht


weil er irgend einen besonderen persönlichen Bedarf an Silber hatte. Der Staat


hatte die Bürger zu einem Ankauf von Talern gezwungen, dadurch übernahm er


die Pflicht, den Bürgern auch den Absatz für diese Taler zu sichern, woraus sich


dann die Entschädigungspflicht ableiten läßt.


Solche Begründung der Entschädigungspflicht läßt sich ja hören, aber man


weiß, wie schwerhörig jeder wird, der nicht hören will. Was nützen da die 


schönsten Gründe? Sein Recht begründen, heißt seine Schwäche erkennen.


Wenn die Agrarier, die heute in Deutschland regieren und die es völlig mit Recht


und Billigkeit vereinbar halten, ihr arbeitsloses Einkommen, die Grundrente, 


vermittelst der Kornzölle und auf Kosten der Arbeiter und Arbeiterinnen zu


erhöhen, damals, als es hieß die Goldwährung einzuführen, gewußt hätten, daß


die Entmünzung des Silbers einen Preissturz des Silbers herbeiführen würde,


der sie um 50% ihrer, in Silbertalern eingegangenen Hypothekenschulden hätte


befreien können – wer weiß, wie sie sich da gegenüber der Entschädigungs-


pflicht verhalten hätten. Ihr späteres Verhalten, als sie (zu spät) den Sachverhalt


erkannten, läßt schließen, daß sie die Metallgeldtheorie, wonach ein Taler der


XXX. Teil von einem Pfund Feinsilber war, sich zu eigen gemacht und darauf


bestanden hätten, ihre in Silbertalern eingegangenen Schulden mit


ungemünztem Silber im Verhältnis von 0,3 Pfund per Taler zu bezahlen. Das


wäre ein ebenso einträgliches, dabei anständigeres, ehrlicheres Geschäft 


gewesen, als die Erhöhung ihrer Grundrenten durch Zölle.
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Alle solche Geschichten fallen beim Papiergeld fort. Da gibt es keine Parteien,


keine Theorien, keine Gesetze, keine Gesetzesauslegung und keine Gründe, um


die Entschädigungspflicht des Staates darzutun. Sie ist selbstverständlich. Und


darum ist die Sicherheit des Papiergeldes auch größer als die des Metallgeldes –


das Papiergeld ist genau so sicher wie die Gedanken und Interessen, die das


Volk zu einem Staate zusammenschließen. Das Papiergeld geht nur mit dem


Staate zugrunde.


_______________


Neben der eingebildeten Sicherheit des Geldes gegenüber der Allmacht des


Staates verlangt man für das Geld noch eine Deckung oder ökonomische


Sicherheit. Der Staat, wird man sagen, mag seine Macht so gut er es versteht


gebrauchen; er mag auf den Mißbrauch dieser Macht verzichten, aber das allein


bietet keine Gewähr dafür, daß man die Auslagen, die man für die Anschaffung


des Geldes gemacht hat, auch immer wird einholen können. Das Metallgeld trägt


den Stoff für die volle Deckung dieser Auslagen in sich, es hat inneren Wert (ein-


erlei was man sich darunter vorstellt), Wertstoff, während das Papiergeld in


dieser Beziehung leer ist und seine Deckung anderswo, auf alle Fälle außerhalb


seines Stoffes suchen muß.


Dieser Einwand ist leer, verworren. Zum Teil ist seine Leerheit schon im Kapitel


„Was ist der Wert“ und in den vorangehenden Ausführungen über die Sicherheit


des Geldes dargetan. Schon der Umstand, daß die Inhaber der Silbermünzen


nach dem Verluste der Goldprivilegien sämtlich von dem Umtauschrecht


Gebrauch gemacht haben, zeigt uns klar, daß das Metallgeld dem Inhaber keine


volle, materielle Deckung seiner Auslagen im Geldstoff bietet. Sonst hätte doch


jeder das Silber einfach behalten.


Was sich zu dem schon Gesagten gegen den oben erhobenen Einwand noch


Vernünftiges, wenn auch bereits Überflüssiges, sagen läßt, ist etwa folgendes:


Eine Ware ist gedeckt, so lange jemand da ist, der dafür das übliche Quantum


Ware oder Geld in Tausch zu geben bereit ist, mit anderen Worten, solange die


Nachfrage nicht nachläßt. Sich selbst kann aber keine Ware decken. Es gehört ja


zum Begriff der Arbeitsteilung und Ware, daß das Arbeitsprodukt seinem


Erzeuger direkt nutzlos, ja schädlich ist. Was können, ich wiederhole die Frage,


die Schneider, Schuster, Apo-
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theker mit ihren Produkten anfangen, ja was sollen die Bauern mit dem Gold der


Münzen anfangen, wenn niemand es ihnen abkaufen würde?


Man denkt, wenn von der Deckung des Geldes die Rede ist, wohl an den


Nutzen, den die Besitzer von Gebrauchsgütern aus dem Gebrauch dieser Güter


(Vorräte, Werkzeuge usw.) ziehen. Diesen Nutzen möchte man auf alle Fälle


dem Geldbesitzer durch den Geldstoff sichern. Das Geld soll Ware und gle-


ichzeitig ein Stoff für persönliche Bedürfnisse sein. Man will ein Zwitterding,


etwas Unmögliches [Gewöhnlich, wenn der Deutsche etwas will, so will er gleichzeitig auch das


Gegenteil. Bismarck.]. An dem Tage. wo allen Geldbesitzern der Geldstoff nützlich


wäre., gäbe es ja kein Geld mehr. Und das Geld ist doch unentbehrlich; es soll


nicht verbraucht werden.


So lange wir uns in die Arbeit teilen, d. h. so lange wir Waren (d. s. uns selbst


nutzlose Dinge) erzeugen, so lange werden wir Tauschmittel, d. h. Geld


brauchen. Der Bedarf an Geld ist also dauernd, nie fehlend, auf der


Arbeitsteilung, der Grundlage unserer Existenz aufgebaut. Weshalb sollen wir da


das Geld verbrauchen, konsumieren, vernichten können? Wäre es nicht im


Gegenteil eine Gefahr für den Austausch der Waren, für den Fortbestand der


Arbeitsteilung, wenn man das Tauschmittel verzehren, verbrauchen könnte?


Eine solche Deckung des Geldes, wie sie in dem oben gemachten Einwand


gesucht wird gibt es nicht und kann es nicht geben.


Nicht durch den Geldstoff ist das Geld gedeckt, ist sein Bedarf, die kaufmän-


nische Nachfrage gesichert, sondern durch seine Funktionen als Tauschmittel.


In letzter Linie sind es die unerschöpflichen, diebessicheren Schätze, die die


Arbeitsteilung dem Menschen bietet, die das Geld decken.


Neben der Arbeitsteilung gibt es keine andere Deckung für das Geld. Die


Arbeitsteilung erzeugt einen ununterbrochen fließenden Strom von Waren, die


eine ununterbrochene Nachfrage nach Tauschmitteln, nach, Geld, erzeugen, 


einerlei aus welchem Stoff das Geld hergestellt wird. Ob aus Gold – Silber –


Papier gemacht, beeinflußt das Angebot von Waren, also die Deckung des


Geldes nicht - da ja, ganz unabhängig von der Beschaffenheit des Geldes, die


Produkte der Arbeitsteilung gegen Geld 
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angeboten werden müssen. Ob der Bauer für seine Kartoffeln Gold oder Papier
erhält, hat keinen Einfluß auf das Quantum Kartoffeln, das der Bauer zu Markte
bringt. Er bringt auf alle Fälle alles hin, was er entbehren kann. Ob auf der


Reichsbank 10 oder 100 Tonnen Gold lagern, hat auf das Angebot von Waren,


auf die Nachfrage nach Tauschmitteln keinen Einfluß. Und da die Nachfrage die


eigentliche Deckung des Geldes (wie der Waren überhaupt) ist, so ist auch die


Deckung des Geldes von dem Geldstoff unabhängig.


Ware, Geldbedarf und Gelddeckung sind drei verschiedene Ausdrücke für die


gleiche Sache. Wo ist die Deckung der Eisenbahnaktie? Etwa in den Schienen


und den Bahndämmen? Diese Deckung findet jeder in den Gütermassen, die zur


Weiterbeförderung der Bahn täglich zugeführt werden. Die Arbeitsteilung ist die


Deckung der Bahnaktie.


Und genau so verhält es sich mit den Anteilscheinen der Geldvorrechte, mit


dem Geld. Sieht man ab von den Frachtgütern, so ist die Eisenbahnaktie


Makulatur; sieht man ab von der Arbeitsteilung, vom Angebot der Waren, so ist


das Geld der nutzloseste Gegenstand, das Papiergeld ist dann Makulatur und


das Metallgeld ein Rohstoff der nebensächlichsten aller Industrien.


Fassen wir hier kurz das in diesem Abschnitt Gesagte zusammen:


1. Die Geldsubstanz bietet keinerlei Sicherheit vor Mißbräuchen der


Staatsgewalt in Geldangelegenheiten.


2. Die Geldsubstanz kann bestenfalls, wenn wir von der Wirkung des


Gresham-Gesetzes absehen, zu einem geringen Teil nur das gemünzte Geld


sichern (das Silber deckt heute ca. 40% des Talers) die 1000mal größeren


Summen an Geldlieferungsverträgen (Pfandbriefe, Konsols) bleiben ganz


ungedeckt.


3. Eine Entschädigungspflicht des Staates, im Falle dem Geld die


Geldvorrechte entzogen werden., ist selbstverständlich nur beim Papiergeld;


beim Metallgeld muß diese Pflicht gegen den Einspruch starker, interessierter


Volkskreise nachgewiesen und verteidigt werden. Dadurch ist die Sicherheit des


Papiergeldes größer als die des Metallgeldes.


4. Die Geldsubstanz kann die Nachfrage nach Geld nicht beeinflussen, sie kann


infolgedessen auch niemals als Deckung angesehen werden. Die Geldsubstanz


vermag die Nachfrage nach
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Tauschmitteln, also Geld, weder zu erwecken, noch zu beeinflussen, noch zu


beherrschen.


5. Das Geld wird unabhängig von seiner Substanz immer und ausschließlich


durch die Arbeitsteilung gedeckt.


6. Die Sicherung des Geldes kann nur allein dadurch erzielt werden, daß


gesunde währungspolitische Anschauungen Gemeingut des Volkes und der


Machthaber werden.


Alles andere: Metallgehalt, Deckung, Gesetze, Pergamente ist Chimäre, Dunst,


Bier.


Welchen Preis soll das Geld erzielen?


Daß man aus Geldpapier Papiergeld machen kann, d.h. daß man für


Geldpapier einen höheren Preis erzielen kann, als für ein gleich großes Stück


Makulatur, haben wir gezeigt und zwar mit all den Ausführlichkeiten, die die


Wichtigkeit der Sache verlangt.


Nun fragt es sich, wie hoch der Preis des Papiergeldes über den Preis des


Geldpapieres getrieben werden soll, d. h. wie das Tauschverhältnis zwischen


Geld und Waren gestaltet werden soll.


Dies ist in der Tat eine sehr wichtige Frage, überhaupt die einzige Frage, die


die Warenerzeuger erregt. Mag den Warenerzeugern der Geldstoff gleichgültig,


auf alle Fälle nur Ballast sein; bei der Frage: Wie viel Geld verlangst du für deine


Kuh, oder was bietest du mir für meine Werkzeuge – ist die Aufmerksamkeit aller


auf das Höchste gespannt. Hängt doch von der Antwort auf diese Frage der


Erfolg des ganzen langen Produktionsprozesses ab.


Ändert sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld, kurz gesagt der


Preis des Geldes, so erhält jeder beim Verkauf seiner Produkte mehr Geld oder


weniger Geld und beim Verkauf des Geldes entsprechend mehr Ware oder


weniger Ware. Von diesem Standpunkt aus betrachtet wäre eine Preisänderung


des Geldes eine ziemlich gleichgültige Sache.


Aber nicht alle geben das Geld, das sie einkassiert haben, gleich wieder für


Waren aus. Und für diese ist es durchaus nicht gleichgültig, ob sich die Preise


der Waren in der Zeit zwischen Verkauf und Kauf verändert haben. Und noch


weniger gleichgültig ist der Preis des Geldes für alle Schuldner und Gläubiger;


ja für diese ist die Frage: Wie viele meiner Produkte werde ich für die Auftreibung


von Zins und Amortisation meiner Schulden 
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verkaufen müssen (resp. wie viele Waren erhalte ich für die eingehenden Zinsen


und Amortisationen meiner Guthaben), eine Lebensfrage. Auch werden wir


später sehen, daß die Frage nach dem Preis des Geldes vom rein handels-


technischen Standpunkt betrachtet die Entscheidung über Leben und Tod des


Warenaustausches und demzufolge auch der Arbeitsteilung, der Grundlage


unserer Existenz, enthält.


Hier wollen wir aber zur Beleuchtung der Wichtigkeit, die die Frage, welchen


Preis das Geld haben soll, enthält. nur die Verhältnisse zwischen Gläubiger und


Schuldner betrachten.


Das „Haben“ der Schuldner (Pfandbriefschuldner, Obligationenschuldner,


Wechselschuldner, Pächter, Mieter, Inhaber von Lebensversicherungspolicen,


Steuerzahler usw. usw.) besteht in der Regel aus Waren, Maschinen,


Grundstücken, Vieh, während das „Soll“ ausnahmslos in einer bestimmten


Summe Geld besteht. Und das Geld für dieses „Soll“ kann der Schuldner nur


dadurch auftreiben, daß er Teile seines Habens, in der Regel seine


Arbeitsprodukte, gegen Geld verkauft.


Verschiebt sich nun das Tauschverhältnis der Waren zum Geld, so verschiebt


sich auch das Verhältnis vom Soll zum Haben. Braucht ein Gutsbesitzer z. B. 


bei einem Preis von 250 Mk. für 1000 kg Weizen (Preis nach Einführung der


Getreidezölle) den vierten Teil seiner Ernte für Zins und Amortisation der


Hypotheken (resp. für Pacht), für seine Steuern, Versicherungspolicen usw., so


wird er diesem Zwecke ein Drittel seiner Ernte opfern müssen, falls die Zölle


abgeschafft würden, und dieses Mehr kann unter Umständen den gesamten


Betriebsüberschuß verschlingen, den Bankerott des Schuldners herbeiführen.


Und umgekehrt natürlich, falls die Preise steigen. Umgekehrt auch verhalten


sich die Sachen für den Gläubiger. Dieser gewinnt unvermittelt alles, was der


Schuldner verliert; er verliert, was sein Schuldner durch Preisänderungen ge-


winnt.


Bei der kolossalen Entwicklung des heutigen Kreditwesens (es handelt sich in


Deutschland vielleicht um tausend Milliarden Mark, deren Zinsen und


Tilgungsbeträge regelmäßig nur durch den Verkauf von Arbeitsprodukten aufge-


bracht werden), genügt eine nur geringe Änderung des Geldpreises, um eine


Volkskasse zu Gunsten der anderen um Milliarden und aber Milliarden zu be-


lasten.


Ein Rückgang der Warenpreise von durchschnittlich 1%, also eine Bagatelle 


für unsere gepriesene Goldwährung, bedeutet für die deutschen
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Schuldner mehr als was die fünf Milliarden für die französischen Bürger


bedeuteten.


Muß, um ein weiteres Beispiel anzuführen, der Lohnarbeiter für die Verzinsung


und Tilgung der Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden 100 Mk. jährlich an


direkten und indirekten Steuern aufbringen, so hängt es ganz davon ab, wie sich


das Tauschverhältnis zwischen Geld und Arbeitsprodukt gestaltet, ob er diesen


Schulden jährlich 10–20 oder 50 Tage frohnen muß.


Welchen Preis sollen wir nun dem Geld geben? Sollen wir darauf hinwirken,


daß der Preis steigt, um die Gläubiger zu plündern zugunsten der Schuldner,


oder sollen wir die Schuldner plündern, um die Rentner zu bereichern? Kurz


sollen wir den Gläubigern oder Schuldnern diese Frage zur Entscheidung vor-


legen, soll das Geld von Spitzbuben verwaltet werden? Antwort:


Wir wollen niemand betrügen, und Privatinteressen dürfen in der Verwaltung


des Geldes nicht berücksichtigt werden. An den Galgen mit den Spitzbuben


Das Geld soll über Ort und Zeit hinweg ewig denselben Preis erzielen, den es


heute hat. Was man in Waren dafür bezahlt hat, das hat jeder für das Geld mor-


gen, in einem oder zehn Jahren, zu fordern. So zahlt der Schuldner zurück, was


er erhalten, und der Gläubiger erhält, was er gegeben: keinen Pfennig mehr


noch weniger.


Auch dieses versteht sich von selbst, braucht nicht begründet zu werden.


Wie der Preis des Geldes mit Genauigkeit ermittelt werden kann.


Wenn der Preis des Geldes fest bleiben soll, so muß auch der Beweis erbracht


werden können, daß der Geldpreis fest geblieben ist. Wenn man diesen Beweis


nicht erbringen könnte, so würden die Gläubiger resp. die Schuldner ewig


unzufrieden sein und eine Herabsetzung resp. Erhöhung des Geldpreises


fordern. Nur dadurch kann man die Klagen der Gläubiger und Schuldner zum


Verstummen bringen, daß man ihnen schwarz auf weiß beweist, daß der Preis


des Geldes unverändert geblieben ist.


Der Streit zwischen den Vertretern der Goldwährung und der sogenannten


Doppelwährung drehte sich in der Hauptsache um die Frage, 
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ob der Geldpreis sich verändert hatte. Diese Frage wurde von beiden Seiten von


einer Fiktion (dem sogenannten Wert, inneren Wert, Wertstoff, Wertkonserve)


aus betrachtet und konnte darum nicht beantwortet werden. Die prächtigsten,


geistreichsten Beweismittel der Bimetallisten wurden regelmäßig durch diese


Fiktion in Unsinn verwandelt. Zeigten die Bimetallisten mit Hilfe fleißiger, statis-


tischer Arbeiten, daß die Warenpreise seit Einführung der Goldwährung um


10–20–50% gesunken waren, so sagten die Vertreter der Goldwährung, das


wäre ohne Bedeutung, da es ja gar nicht auf den Preis des Geldes, sondern auf


seinen „Wert“ ankäme, wie die Bimetallisten es ja selber zugäben. Der Preis der


Waren wäre allgemein gesunken, weil durch Verbesserung der Technik die


Produktions- und Transportkosten gesunken wären. Was nebenbei gesagt


unrichtig ist. Denn wären die Produktionskosten allgemein gesunken, so wären


auch die des Goldes gesunken, wodurch der Einfluß dieses Faktors auf die


Preise aufgehoben worden wäre. Die Preise sinken doch, wenn das Angebot von


Waren wächst, bei unverändertem Angebot von Geld. Wächst aber das Angebot


von Geld zusammen mit dem Angebot von Waren, so bleiben die Preise


unverändert. Aber zu einer so überaus einfachen, vernünftigen, klaren


Anschauung kann sich niemand emporschwingen, der im Wertsumpf herum-


watet. Nur entschiedene, überzeugte Wertrenegaten können den Beweis er-


bringen, daß die Goldwährung ein Mißgriff war, durch den die Schuldner, zu


denen auch der Staat gehört, zugunsten ihrer Gläubiger geplündert wurden. 


Die Bimetallisten hätten den Sieg davongetragen, er wäre ihnen sogar sehr leicht


gewesen, wenn sie den Kampf auf dem Boden des Geldpreises ausgefochten


hätten, aber sie entwaffneten sich selbst, als sie sich auf den Wertschwindel 


einließen.


Der Preis des Geldes kann nur in Waren ausgedrückt werden. Der Preis der


Waren hat, wenn wir vom Tauschhandel absehen, nur einen Ausdruck, nämlich


eine Geldsumme; der Geldpreis hat so viele Ausdrücke, wie es Warenarten,


Warenqualitäten, Warenlieferungsfristen und Warenstandorte gibt. Wer sämtliche


Marktzettel, Preislisten, Kataloge eines Landes rückwärts liest, der weiß genau


wie viel zur Stunde das Geld gilt.


Will man aber erfahren, ob der Geldpreis sich verändert hat, so genügt ein ein-


facher Vergleich mit den gestrigen Warenpreisen nicht, denn während vielleicht


10 Millionen verschiedene Waren im Preise stiegen, sind andere Millionen Artikel


im Preise gefallen.


Dabei kann es auch selbstverständlich nicht gleichgültig sein, ob die


Steinkohle, der Weizen, das Eisen, oder ob die Nadel, die Kanarienvögel, die


Knöpfe ihren Preis veränderten.
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Ein Beispiel zeigt das:


A. kauft: 1 Tabakspfeife Mk. 01,00


1 Schachtel Wichse „ 00.50


1 Dtzd. Stahlfedern „ 00.50


1 Hut „ 03,00


1 Paar Stiefel „ 04,00


1 Hose „ 11,00


Mk. 20,00


Ein Jahr darauf steckt er wieder 20 Mk. ein, um die gleichen Gegenstände am


gleichen Orte zu kaufen. Die Preise haben sich aber verändert; man fordert für:


1 Tabakspfeife Mk. 01,10 m.


1 Schachtel Wichse „ 00.60 m.


1 Dtzd. Stahlfedern „ 00.80 m.


1 Hut „ 02,50 w.


1 Paar Stiefel „ 03,00 w.


1 Hose „ 10,00 w.


Mk. 18,00


Trotzdem also die eine Hälfte dieser 6 Artikel im Preise stieg und die andere im


Preise fiel, ist der „Durchschnittspreis“ um 2 Mk. oder 10 Proz. zurückgegangen.


Mit obigen Waren gemessen, wird der Käufer einen Preisaufschlag des Geldes


von 11 Proz. feststellen; er erhält für sein Geld 11 Proz. mehr Ware als früher.


Um nun das Gleichgewicht mit früher herzustellen, braucht man nicht das


frühere gegenseitige Tauschverhältnis der Waren wiederherzustellen, sondern es


genügt, das Geld um 11 Proz. zu verbilligen; alle Waren müßten einfach 11 Proz.


höher im Preise stehen. Auf das gegenseitige Verhältnis der Warenpreise hat


das Geld nur mittelbaren Einfluß. Wenn gleichzeitig die Wichse im Preise steigt


und die Hosen im Preise fallen, so liegt das in der Regel an veränderten


Produktions- oder Absatzverhältnissen – nur wenn man im „Durchschnitt“ mehr


oder weniger Ware von der gleichen Beschaffenheit für das gleiche Geld erhält,


kann man sagen, daß sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld


verändert hat. Unbekümmert um die früheren Preise müßte also für obige 6


Artikel ein gleichmäßiger Zuschlag von 11 Proz. eintreten. Dann hätten wir:
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1 Tabakspfeife Mk. 01,10 Mk. 01.221


1 Schachtel Wichse „ 00,60 „ 00.666


1 Dtzd. Stahlfedern „ 00,80 + 11 Proz. „ 00.888


1 Hut „ 02,50 „ 02.775


1 Paar Stiefel „ 03,00 „ 03.330


1 Hose „ 10,00 „ 11.100


Mk. 20,000


Dieser gleichmäßige Preisaufschlag für alle Artikel kann nur von einer auf alle


Waren gleichmäßig wirkenden Ursache kommen, nicht von Änderungen in den


Produktionskosten, und gleichmäßig auf alle Warenpreise kann nur allein das


Geld wirken. Machen wir aus einer Mark zwei, so steigen die Preise um 


50 Proz., doch das gegenseitige Tauschverhältnis der Waren bleibt unverändert


[Die Rückwirkung der Preisänderungen auf die Finanzen der Gläubiger und Schuldner, der Rentner


und Arbeiter, und der Einfluß dieser Wirkung auf die Nachfrage und den Preis der von den Rentnern


und Arbeitern gekauften (sehr verschiedenen) Waren, bleibe hier, da für das Verständnis der Sache


wesenlos, ganz unberücksichtigt.].


Um die etwa im Geldpreis vorkommenden Schwankungen zu ermitteln,


müssen wir also den Durchschnittspreis der Waren ermitteln und diesen mit dem


Durchschnittspreis einer früheren Periode vergleichen.


Da hier Milliarden auf dem Spiele stehen, da von dem Geldpreis das Wohl und


Weh der Gläubiger und Schuldner abhängt, so bedarf es hier einer exakten


Arbeit. Die Methode, die hier angewandt wird, muß dem Einfluß der


Privatinteressen entrückt sein und ein mathematisch genaues, wissenschaftlich


unanfechtbares Resultat liefern. Sonst würden die Klagen der Gläubiger und


Schuldner kein Ende nehmen.


Dieses genaue, unanfechtbare Ergebnis liefern leider die bisher vorgeschlage-


nen Verfahren nicht. Vor der Schwierigkeit zurückschreckend, die Millionen und


aber Millionen von verschiedenen Waren, verschiedener Qualität und verschiede-


nen Standortes offiziell nach ihrer gegenseitigen Bedeutung zu klassifizieren und


deren Preise zu ermitteln, hat man vorgeschlagen, sich mit den Preisen einer


beschränkten Anzahl von Waren, und zwar der an den Börsen verhandelten


Stapelartikel zu begnügen und die relative Bedeutung dieser Waren nach dem in


ihrer Produktion und im Handel beanspruchten Kapital einzuschätzen.


Anm. der Red.: Der Zuschlag von 18,00 Mk auf 20,00 Mk muß 11,11112% betragen um zu 
20,00 Mk zu führen. Sonst ergibt dies nur 19,98 Mk. 
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So sind die „Index Numbers“ Jevon s’, Sauerbecks, Soetbeers u.a. zustande


gekommen.


Um das Verständnis dieser für die Volkswirtschaft so außerordentlich wichtigen


Materie zu erleichtern, lasse ich hier eine solche Tabelle folgen, indem ich dazu


bemerke, daß ich die Zahlen aus der Luft greife und diesen also nur eine illustra-


tive Bedeutung zukommt!


Anm. der Red.: In Spalte ”1900”, Posten ”Indigo” ist 0,75 x 1 = 7 falsch. So stimmt die
Addition mit 995 nicht. Wenn 7, entweder 0,75 x 9,33334 = 7, oder  0,70 x 10 = 7. 


Erläuterungen: Nach obiger Tabelle wäre der Durchschnittspreis obiger 10


Artikel von 1000 im Jahre 1860 auf 955 im Jahre 1880 und auf 995 im Jahre


1900 gefallen.


Das in den 3 Rubriken b angeführte Quantum muß natürlich immer auf eine


gleiche Summe (hier 1000) zurückgeführt werden, um das Resultat nicht zu


fälschen. Auf die absolute Höhe dieser Summe kommt es natürlich nicht an, son-


dern nur auf die Richtigkeit der relativen Größe der Einzelzahlen. Würden wir z.


B. die Summe der angeführten Zahlen auf 500 oder 100 zurückführen, so würde


das Endresultat doch das gleiche bleiben. Das Verhältnis der Zahlen


1000–955–995 bliebe unangetastet.


Der Preis der ersten Kolonne a versteht sich für ein Quantum Ware, das man


für 1 Mark erhält, z. B. 220 g Wolle, 1530 g Zucker, 197 g Lein usw. Darum


erscheinen hier alle Preise gleichmäßig auf 1 Mk. zurückgeführt. Die folgenden


Preise der zweiten und dritten Kolonne a von 1880 und 1900 verstehen sich für


das gleiche Quantum Ware, das man 1860 für je 1 Mark erhielt – also wieder für


220 g Wolle, 1530 g Zucker usw.







Um alle Schwierigkeiten, die bei dieser Methode der Preisermittelung zu über-


winden sind, möglichst in obiger Tabelle zu vereinigen, habe ich die Artikel so


gewählt, daß einem Artikel, der an Bedeutung für die heimische Volkswirtschaft


abnimmt, gleich ein anderer folgt, der an Bedeutung zunimmt. So z. B. Wolle und


Zucker. Die deutsche Schafzucht ist in den letzten Jahrzehnten stetig zurückge-


gangen, und die Wolle hat darum für die deutsche Volkswirtschaft bei weitem


nicht mehr dieselbe Bedeutung wie vor 40 Jahren. Damals wirkten die Preis-


änderungen der Schafwolle zurück auf den Preis einer ungeheuren Schafherde


und auf die Rente gewaltiger Landstrecken, die als Schafweiden benutzt wurden.


Heute dagegen ist die deutsche Landwirtschaft kaum noch am Wollpreis 


interessiert, und wenn dieser heute von 100 auf 50 fiele, so würden 99 Proz. der


deutschen Bauern dies kaum erfahren. Nur die relativ geringe Zahl von


Wollhändlern, Webern und Tuchhändlern würde davon betroffen.


Dadurch nun, daß in obiger Statistik der Preis mit dem Quantum multipliziert


wird, führen wir den Wollpreis auf seine wahre Bedeutung zurück.


Ebenso verhält es sich mit dem Zucker, nur im umgekehrten Verhältnis. Die


deutsche Zuckerindustrie ist seit 1860 stetig und stark gestiegen, nicht nur ab-


solut, sondern auch relativ zu den anderen Industriezweigen. Viele Schafweiden


sind in Rübenfelder umgewandelt worden, zahllose Bauern, ungeheure


Kapitalien an Land, Fabriken, Vorräten sind am Zuckerpreis interessiert, und


darum ist auch in obiger Statistik dem Zucker ein stetig wachsender Einfluß


eingeräumt worden.


Und ähnlich verhält es sich mit den anderen angeführten Artikeln, Lein und


Baumwolle, Holz und Eisen, Getreide und Fleisch, Indigo und Anilin.


Es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn wir


1. die Vollständigkeit einer solchen Aufstellung,


2. die Richtigkeit der Preisermittlung,


3. die Richtigkeit der Berechnung der relativen Bedeutung der einzelnen


Waren


voraussetzen, das Ergebnis einwandfrei, sogar mathematisch richtig sein würde.


Aber diese Vollständigkeit und Richtigkeit voraussetzen, heißt wohl


Unmögliches voraussetzen. Es gibt Millionen von verschiedenen Artikeln, und


jeder einzelne hat zahllose Qualitätsunterschiede. Man durchstöbere z. B. die


Kataloge einzelner Fabriken, z. B. fotografischer Artikel, Drogen, Eisenwaren


usw. Da findet man 1000 Artikel in einer Hand. Und wie will man offiziell die


Preise ermitteln? Die Fabriken haben für die verschiedenen Abnehmer blaue,


rote, grüne, weiße Zettel mit 
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verschiedenen Rabattsätzen. Wird man nun den offiziellen Preisermittlern die


weißen oder grünen Rabattzettel geben?


Jedoch, wenn es kein anderes, einfacheres Mittel gäbe, um zu diesem ein-


wandfreien, mathematisch genauen Ergebnis zu gelangen, so könnte man sich


als Notbehelf mit dem Ungefähr begnügen, und anstatt sämtlicher Waren könnte


man etwa 300 bis 400 oder 500 der wichtigsten Stapelartikel zur Statistik her-


anziehen.


Wenn man dann noch diese Arbeit von den verschiedenen Handelskammern


vornehmen ließe und den Durchschnitt dieser Aufzeichnungen nähme, so ließe


sich wenigstens vom Standpunkt der Unparteilichkeit gegen Schuldner und


Gläubiger nicht viel einwenden.


Auf mathematische Genauigkeit müßte man natürlich verzichten, denn


1. lassen sich Warenpreise durch Mittelspersonen und besonders offiziell


genau überhaupt nicht ermitteln,


2. ist die Ermittlung der relativen Bedeutung der verschiedenen Waren eine


höchst komplizierte Sache.


Aber, wäre das ein Grund, warum man jetzt auf alle Messungen des


Geldpreises verzichten sollte? Das Brot mißt man nicht mit dem Pariser


Normalmaß, und auch der Schneider bedient sich dieses Maßes nicht. Trotzdem


erklären sich die Käufer mit dem Gebrauch des hölzernen Meterstockes einver-


standen. Wäre das Ungefähr einer solchen Preisermittlung des Geldes nicht den


windigen Beteuerungen des Reichsbankpräsidenten vorzuziehen? Was wissen


wir heute vom Preise des deutschen Geldes? Nichts als was uns unsere persön-


lichen Beobachtungen oder interessierte Personen ohne Beleg ohne Beweise zu


sagen für gut halten!


Dieser blinden Unwissenheit gegenüber wäre also ein ungefähres Maß für die


Bewegungen des Geldpreises von großem Vorteil, sowohl praktisch wie theo-


retisch. Ein solches Maß würde uns vielleicht manche Überraschungen bringen


und den Goldanbetern rote Verlegenheiten bereiten, aber ist das ein Grund,


warum man darauf verzichten sollte? Nimmt der Richter bei seinen Fragen


Rücksicht auf die Verlegenheit des Diebes? Ist ein Talglicht nicht besser als


stockfinstere Nacht? Ist der Zweifel, den die Wissenschaft schürt, nicht dem


blinden Glauben vorzuziehen?
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Seit 30 Jahren werden wir vom Reichsbankpräsidenten mit der Behauptung


abgespeist, die deutsche Währung bewähre sich vortrefflich, und seit 80 Jahren


warten wir auf den Beweis für diese Behauptung.


Die nach obiger Methode angelegte Preisstatistik würde uns einen


Anhaltspunkt geben, um diese Behauptung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Warum


hat man bisher diese Statistik nicht gemacht? Antwort: Weil man das Licht


fürchtet, das eine solche Statistik in unsere Währungsverhältnisse und in die


Machinationen der Reichsbank werfen würde. Alchimisten hassen die exakte


Forschung; die Routine haßt die Wissenschaft.


Jedoch, wir brauchen uns gar nicht in bezug auf die Preisermittlung des


Geldes mit dem Ungefähr zu begnügen; wir können den Preis des Geldes mit


mathematischer Genauigkeit ermitteln, so oft es als nötig erachtet wird.


In der Zeitschrift „Die Geld- und Bodenreform“ habe ich vor einigen Jahren


unter dem Titel „Eine neue Methode für die Ermittlung des Geldpreises“ ein


Verfahren veröffentlicht, wie man den Durchschnittspreis wirklich aller Waren


ohne eine einzige Ausnahme, vom Weizen bis zu den Küchenabfällen, unter


genauester Berechnung der relativen Bedeutung der einzelnen Waren mit 


mathematischer Sicherheit ermitteln kann, ohne dabei den Staat weder mit der
Ermittlung der Preise noch mit der Berechnung der Bedeutung jeder Ware zu
belasten. Diese Arbeit wird nach dieser neuen Methode von den Besitzern und


Verfertigern der Ware selbst vorgenommen, und zwar auch für diese ohne 


nennenswerte Belastung. Mit drei dem Inventurbuche entnommenen Zahlen ist


für alle der persönliche Beitrag zur Preisermittlungsstatistik gemacht. Der Staat


wird nur nackte Zahlen, keine Preise und Qualitäten zu bearbeiten haben. Für


die ganze, dem Staate zufallende Arbeit wird ein Dutzend invalider Unteroffiziere


genügen.


Diesem neuen Verfahren für die Ermittlung des Durchschnittspreises der


Waren liegt die Inventur-Gewinn- und Verlustrechnung zugrunde, welche


einzelne Kaufleute und Unternehmer aufstellen, wenn sie erfahren wollen,


inwieweit ihre Bilanz durch Preisverschiebungen innerhalb ihres Warenlagers
beeinflußt wurde.


Es handelt sich hier nicht um den Betriebsgewinn oder Unternehmergewinn,


sondern nur um die Gewinne resp. Verluste auf das Inventar, die von


Preisveränderungen herrühren. Der Inventurgewinn ist vom Unternehmergewinn


(bzw. Verlust) immer nur 
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ein Bestandteil; nur bei reinen Spekulationsgeschäften fallen beide in eins


zusammen.


Während der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf der Waren liegt, verändern


sich die Warenpreise fortwährend, und wenn der Kaufmann für seine Inventur die


Preise der Waren auswirft, so darf er nicht etwa einfach die Einstandspreise


(Kostenpreise) anrechnen, sondern er muß die Preise ansetzen, zu denen er die


betreffenden Waren am Tage der Inventur würde erstehen können. Handelt er


anders, so ist seine Bilanz falsch. Steht der Kostenpreis höher als der Tagespreis


(Inventurpreis), so hat der Kaufmann verloren, steht er niedriger, so hat er


gewonnen.


Der Regel nach gewinnt der Warenbesitzer auf einzelne Waren, während er


auf andere verliert. Zieht er den Gewinn vom Verlust ab, so sagt ihm der Rest,


wie viel er im Durchschnitt gewonnen oder verloren hat infolge von


Preisänderungen. Bringt er diesen Rest in Vergleich mit seinem Warenkapital, so


weiß er in Prozenten, um wie viel im Durchschnitt die Preise seiner Waren seit


der Zeit ihres Ankaufes gestiegen oder gefallen sind.


Nehmen wir nun an, daß jeder Unternehmer, Fabrikant, Kaufmann, Landwirt,


Handwerker usw. eine solche Rechnung macht (bzw. durch Gesetz dazu


gezwungen wird) und daß jeder das Resultat dieser Rechnung unter Angabe:


1. des Gewinnes (bzw. Verlustes),


2. des Kapitals, worauf sich der Gewinn (bzw. Verlust) verteilt, einer


Zentralstelle meldet, so wird man hier nur diese Ziffern zu summieren brauchen,


um festzustellen, um wieviel in Prozenten der Durchschnittspreis aller Waren des
Landes gestiegen oder gefallen ist, und zwar wirklich aller Waren ohne
Ausnahme, mit genauer Berücksichtigung des Quantums jeder Ware.


Heben sich sämtliche Gewinne und Verluste aus Preisdifferenzen ohne Rest


auf, so ist der einwandfreie Beweis erbracht, daß im Durchschnitt die


Warenpreise weder gefallen noch gestiegen sind. Überwiegen die Gewinne die


Verluste, so wird man sagen, daß die Warenpreise im Durchschnitt gestiegen


sind; überwiegen die Verluste, so wird man umgekehrt daraus schließen, daß die


Preise gefallen sind. Bringt man den Gewinn (bzw. Verlust) in Vergleich mit der


Gesamtsumme, auf die sich der Gewinn verteilt, so kann man in Prozenten fest-


stellen, um wie viel die Preise gestiegen bzw. gefallen sind, oder mit anderen


Worten: um wie viel das Tauschverhältnis zwischen Waren und 
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Geld sich in Prozenten nach der einen oder der anderen Seite verschoben hat.


Trotzdem die ganze Sache einfach und durchsichtig ist, so will ich doch, den


seltsamen Vorurteilen und Ansichten, welche selbst viele Fachleute in dieser


Angelegenheit beherrschen, Rechnung tragen und, um jedem Mißverständnis


vorzubeugen, durch Beispiele diese neue Methode zur Ermittlung des


Durchschnittspreises der Waren erklären.


Beispiele von Inventur-Gewinn- und Verlustrechnungen:


1. des Kaufmanns Müller:
auf Lager: Inventur-Preis: Betrag: Einstandpreis: Betrag:


1000 Strümpfe 02,20 02.200,00 02,10 02.100,00


0300 Hemden 12,50 03.750,00 13,00 03.900,00


0500 Hosen 09,30 04.650,00 09,60 04.800,00


0700 Kragen 04,10 02.870,00 03,40 02.380,00


2000 Hüte 07,60 15.200,00 07,20 14.400,00


usw.          Mk. 28.670,00                    Mk. 27.580,00


Inventur- oder Tagespreis Mk. 28.670,00


÷ Einstands- oder Kostenpreis Mk. 27.580,00


Gewinn Mk. 01.090,00


oder 3.9 Proz. des Kapitals von Mk. 28.670,00


Die Waren, die Kaufmann Müller auf Lager hat, sind zum Teil im Preise


gestiegen, zum Teil gefallen, im Durchschnitt aber stehen sie um 3,9 Proz. höher.


Müßte er diese Waren heute kaufen, so würde er 28.670,00 Mk. dafür auslegen


müssen, während sie ihn nur 27.580,00 Mk. gekostet haben.


Anm. der Red.: 1090,00 von 28.670,00 = 3,8%, nicht 3,9%.
*) Preis, den Müller zahlen müßte. wollte er die Waren jetzt kaufen, oder zu dem er das verkaufte


ersetzen kann.


**) Preis, den Müller gezahlt hat.


2. des Landwirts Schulze:


Produkte: Erzielter Erlös: Vorgängiger 
Preis: Preis: Betrag:


0100 Ztr. Roggen 016,00 01.600,00 018,00 01.800,00


1000 Ztr. Kartoffeln 003,00 03.000,00 002,50 02.500,00


0050 Ztr. Wolle 100,00 05.000,00 110,00 05.500,00


5000  l Milch 000,10 0.0500,00 000,09 0.0450,00


0050 Ztr. Mastochsen080,00 04.000,00 090,00 04.500,00


Mk.  014.100,00 Mk.  14.750,00
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Wirklicher Erlös aus den verkauften Produkten       


Mk.   14.100,00


Zu den vorgängigen Preisen hätten die gleichen 


Produkte erbracht Mk.   14.750,00


Verlust Mk. .650,00


d.h. infolge der Preisverschiebungen hat Landwirt Schulze eine Minderein-


nahme von 650,00 Mk. gehabt oder 4.7 Prozent seiner Gesamtproduktion.


Wären infolge einer gleichmäßig alle Waren treffenden Ursache die Preise um


4.7 Proz. höher gewesen, so hätte er statt 14100 Mk. 14750 Mk. eingenommen.


3. des Grubenbesitzers Schmidt:
Gefördert: Jetzt erzielter Früherer 


Preis: Erlös:  Preis: Erlös:


10000 t Kohlen        20,00 200.000,00 18,00           180.000,00


Jetzt erzielter Erlös Mk. 200.000,00


Wert zu vorgängigem Preis Mk. 180.000,00


Gewinn Mk. 20.000,00


4. des Gießereibesitzers Schuster:
auf Lager:Tagespreis: Betrag: Einstandpreis:Betrag:


200 t Kohlen 020,00 04.000,00 015,00 03.000,00


300 t Eisen 090,00 27.000,00 120,00 36.000,00


010 t Messing 200,00 02.000,00 180,00 01.800,00


050 t Blei 100,00 05.000,00 120,00 06.000,00


usw. Mk. 38.000,00 Mk. 46.800,00


Tagespreis: Mk. 38.000,00


Verlust: Mk. 08.800,00


—


Nehmen wir nun an, daß alle Kaufleute, Unternehmer, Landwirte usw. im


ganzen Deutschen Reiche verpflichtet werden, zugleich mit den jährlichen


Erklärungen für die Vermögens- und Einkommensteuer anzugeben, welche


Gewinne oder Verluste sie durch Preisverschiebungen erlitten haben, unter


Angabe der Summe, auf die sich der Betrag verteilt, so erhalten wir das Material


zu folgender Rechnung:
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Zusammenstellung der Einzelangaben.


Stadt Aachen:


auf Mk. Gewinn: Verlust:


01. Kaufmann Müller 0028.670,00 01.090,00 –


02. Landwirt Schulze 0014.100,00 – 0.0650,00


03. Grubenbesitzer Schmidt 0200.000,00 20.000,00 –


04. Gießereibesitzer Schuster 0038.000,00 – 08.800,00


05. Tischlermeister A. 0025.000,00 0.0550,00 –


06. Nadelfabrikant B. 0140.000,00 12.000,00 –


07. Tuchfabrikant C. 0240.000,00 – 16.000,00


08. Drogenhändler D. 0150.000,00 07.000,00 –


09. Kaffeehändler E. 0300.000,00 – 25.000,00


10. Gerbereibesitzer F. 0170.000,00 – 15.000,00


usw.                              Mk. 1.305.770,00 40.640,00 65.450,00


Gewinne                            Mk. 00040.640,00


Verlust                               Mk. 00065.450,00


Verlust                               Mk. 00024.810,00


auf Mk. 1.305.770,00 = 2 Proz.


d.h., damit sich im Durchschnitt Gewinn und Verlust ausgleichen konnten,


hätten sämtliche Warenpreise 2 Proz. höher stehen müssen.


Anm. der Red.: 24.810.00 von 1.305.770,00 = 1,9% nicht 2%


Es leuchtet ein, daß, wenn wir diese Zusammenstellung auf sämtliche Besitzer


und Verfertiger von Waren im ganzen Deutschen Reich ausdehnen, wir dann


einen wirklich treuen Maßstab für den Preis des Geldes gewinnen. Denn durch


diese Methode werden sämtliche Produkte des Landes berücksichtigt, und was


die Hauptsache ist, jedes Produkt beeinflußt das Endergebnis genau in dem


Maße seiner Bedeutung.


Die Veränderungen im gegenseitigen Tauschverhältnis der Waren untereinan-


der beeinflussen das Ergebnis dieser Preisermittlung des Geldes in keiner Weise


– nur das Verhältnis der Waren zum Gelde kommt hier zum Ausdruck.


Die Frage, ob auch die Produktionsmittel (Land, Häuser, Maschinen usw.) in


diese Statistik aufgenommen werden sollen, bedarf einer gründlichen Unter-


suchung. Diese führt aber zur Verneinung dieser Frage. Die Produktionsmittel


sind, sobald sie in Gebrauch genommen werden, keine Waren mehr, es sind


Güter, die dem Besitzer durch den Gebrauch, nicht als Tauschmittel nützlich sind.


Nur in Ausnahmefällen, bei Bankrott, Tod und dergleichen werden sie zuweilen


wieder auf den Markt geworfen. Für Dinge aber, die nicht verkauft werden, ist der


Preis gleichgültig.


Nur derjenige Teil der Produktionsmittel, der auf die Abnutzung fällt


(Abschreibungen), verwandelt sich regelmäßig wieder in Waren und 


84







kommt in der Metamorphose der Produkte wieder auf den Markt. In den


Warenpreisen findet aber dieser Teil seine gebührende Berücksichtigung.


Der Staat wird also keine Preise, auch nicht die Bedeutung der einzelnen


Produkte zu ermitteln haben. Diese ganze Arbeit wird von den Bürgern verrichtet.


Die Preisermittlung des Geldes wird dadurch völlig der Politik entzogen und in


neutrale Hände gelegt. Das Volk selbst fällt unmittelbar das Urteil in der


Währungsfrage.


Dabei wird die Lieferung des ungeheuren Materials, das hier dem Staate zur


Verfügung gestellt wird, kaum eine nennenswerte Bürde für den


Gewerbetreibenden sein. Die Statistik, die dieser führen muß, erweist sich als


sehr nützlich; sie gibt ihm Aufschluß über die Herkunft der Gewinne und Verluste.


Für die; die diese Statistik schon führten, handelt es sich um das Abschreiben


von 2 Zahlen aus dem Inventurbuche, und den anderen, die solche


Berechnungen bisher nicht vornahmen, wird sie die Augen öffnen über die wirk-


liche Ursache des geschäftlichen Rückganges.


Mit der Empfangnahme der Berichte werden wohl am besten die Steuerämter


beauftragt werden. Diese rechnen die einlaufenden Erklärungen auf und melden


das Resultat einer Zentrale, wo das Gesamtergebnis dann ohne Mühe ermittelt


werden kann.


Der wichtigste Vorwurf, den man dieser Methode machen kann, ist der, daß


einzelne, an der allgemeinen Hausse oder Baisse interessierte Personen


(Schuldner und Gläubiger) ihre Berichte fälschen werden, daß die Agrarier z.B.


die Neigung verspüren werden, eine allgemeine Baisse zum Vorschein zu brin-


gen, um den Staat zu veranlassen, das allgemeine Preisniveau durch ver-


mehrtes Geldangebot zu heben, was ja für die Schuldner einer entsprechenden


Entlastung gleichkommt.


Jedoch ist diese Gefahr nicht groß, da der einzelne weiß, wie winzig gering der


Einfluß seiner persönlichen Erklärung auf das Gesamtergebnis ist. Wenn z.B. ein


Agrarier fälschlich einen Verlust von 1000 Mk. auf einen Umsatz von 10 000 Mk.


angeben würde, so hätte das für den deutschen Gesamtumsatz von 50


Milliarden so wenig Bedeutung wie ein Tropfen für das Meer. Stellt man zudem


noch solche Fälschung als Urkundenfälschung unter Strafe, so wird sich jeder


sagen, daß das Risiko in gar keinem Verhältnis zum erwarteten Vorteil ist.
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Übrigens kontrolliert eine Erklärung die andere. Meldet die Mehrzahl der


Bauern Preissteigerung so fällt die Ausnahme auf, und der Fälscher muß


erwarten, daß man Aufklärung verlangen wird.


Da in der Regel die Gewerbetreibenden nur jährlich einmal Inventur machen,


so könnte mit dieser Methode der Preis des Geldes auch nur einmal im Jahre


gemessen werden. Für heutige Verhältnisse wäre das wahrscheinlich ungenü-


gend, da bei der Unregelmäßigkeit im Geldangebot der Preis des Geldes inner-
halb eines Jahres großen Schwankungen unterworfen ist. Unter der Geldreform


jedoch wird mit dem Umlaufszwang, dem das Geld unterworfen werden soll, das


Geldangebot ein durchaus regelmäßiges sein, und darum werden auch plötzliche


Preisveränderungen (Krisen) vermieden, bzw. unmöglich werden. Eine einmalige


jährliche Messung wird darum voraussichtlich genügen.


Sollte jedoch die Erfahrung die Richtigkeit dieser Voraussetzung nicht bestäti-


gen, so könnte immerhin die zuerst besprochene Methode (Preisermittlung einer


beschränkten Anzahl von Waren) zur Aushilfe herangezogen werden. Wenn man


den Preis dieser Stapelartikel monatlich ermittelte, so könnte man sich von dem


Gang der Preise ein ungefähres Bild machen und vorbeugende Maßregeln


gegen Hausse und Baisse ergreifen. Als wirkliches Maß, sozusagen als das


Pariser Präzisions- und Normalmaß würde dann die große jährliche


Preisermittelung dienen.


Wie man sieht, geht diese Methode einfach über die Wertfrage hinweg; sie


ignoriert den sogen. „Wert“.


Ware wird mit Ware bezahlt, und nur mit Waren kann das Geld gemessen wer-


den. Den Wert soll jeder als Zugabe erhalten. Ein anderes Maß als Ware gibt es


für das Geld nicht. Für das Geld habe ich Waren gegeben, und Waren will ich


dafür erhalten. Keine Arbeit [Die Arbeit muß scharf vom Arbeitsprodukt unterschieden werden.


Das Verhältnis der Arbeit zum Produkt ist eine rein persönliche, private Sache des Arbeiters. Der


Unternehmer, der Käufer, hat es immer nur auf das Produkt abgesehen.], keinen Schweiß, kein


Blut. Das will ich den Hunden geben. Ich will Kirschen essen, in den Apfel


beißen, mich im Lehnstuhl strecken und mich am Feuer wärmen. Wie der


Verkäufer, der mir diese Sachen für mein Geld gibt, in deren Besitz gelangt ist,


was geht es mich an? Hat er sie gestohlen, hat er sie gefunden, hat er sie selbst


produziert – mir ist das einerlei.


Man hat gefragt, ob der Arbeitslohn als Maß des Geldpreises zu gebrauchen


sei? Ein windiger, wirrer Gedanke. Die Arbeit läßt sich nur 
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durch den Vergleich ihrer Produkte messen; sieht man von diesen Produkten ab,


so bleibt nichts zurück. Der Arbeitslohn aber deckt sich nicht mit dem


Arbeitsprodukt. In Form von Zins und Rente werden vom Arbeitsprodukt Abzüge


gemacht, und was übrig bleibt, das ist der Lohn. Will man nun den Arbeitslohn


zum Maßstab des Geldpreises erheben, so wird man von Staatswegen immer


alle Maßregeln ergreifen müssen, damit der Arbeitslohn ewig der gleiche bleibe,


denn das Geld muß doch einen über Ort und Zeit hinweg festen Preis behalten.


Man wird also von Staatswegen unter Umständen die Abzüge, die das


Arbeitsprodukt erleidet (Zins und Rente), erhöhen oder ermäßigen müssen,


damit der Lohn der gleiche bleibe!


Wie kommt der Preis des Papiergeldes zustande?


Wer von der Voraussetzung ausgeht, daß die Produktionskosten das


Tauschverhältnis der Waren bestimmen, oder wer die Arbeit, die Arbeitszeit oder


die Arbeitskraft zum Maßstab dieses Verhältnisses nimmt, der hat natürlich abso-


lut keinen Anhaltspunkt für die Beantwortung obiger Frage. Wenn er auch durch


die Tatsachen zum Geständnis gebracht wird, daß man dem Papiergeld einen


Preis geben kann, der die Produktionskosten des Geldpapieres übersteigt, so


wird er doch die Einwendung machen, daß solchem Preis jeder Stützpunkt fehlt.


Der Preis einer Sache müßte einen Schwerpunkt (den sogen. Wert oder die


Produktionskosten) haben, um den er pendeln, von dem er sich aber dauernd


nicht entfernen kann, sonst schwebe der Preis einfach in der Luft, ein Spielball


der Stimmungen, der Konjunkturen, der Spekulation, ein Rohr in der Wüste, das


von Nachfrage und Angebot hin- und hergeweht wird. Eine nebelhafte Sache, die


sich durch ihre Substanz- und Gestaltlosigkeit jeder näheren Prüfung entzieht.


Wissen doch die Nationalökonomen mit dem allgemeinen Marktgesetz, wonach


die Preise durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden, absolut nichts anzu-


fangen. Ihnen sind das Worte ohne Inhalt. Bestenfalls sind ihnen Nachfrage und


Angebot menschliche, willkürliche, von Launen, Spekulationen geleitete


Handlungen ohne Werkzeug. Und verächtlich drehen sie jedem den Rücken, der


mit Hilfe dieser „Marktweiberweisheit“ volkswirtschaftlichen Erscheinungen eine


wissenschaftliche Erklärung zu geben versucht. Auf den „Wert“ (den sogen.


Wert) müßten alle Erscheinungen der Volkswirtschaft zurückzuführen 
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sein, der Preis hätte für die Wissenschaft keine grundlegende Bedeutung.


Es gibt meines Erachtens keinen schlagenderen Beweis für die Richtigkeit der


Behauptung, der Gegenstand der Wertlehre sei ein Hirngespinst, als die


Tatsache, daß zur erschöpfenden Erklärung aller wirtschaftlichen Ereignisse der


Gegenstand der Wertlehre vollkommen überflüssig ist. Wenn dieser Gegenstand


wirklich, wie behauptet wird, von fundamentaler Bedeutung für die nation-


alökonomische Wissenschaft wäre, so müßte man auch bei jedem Schritt und


Tritt darauf stoßen. Aber das ist so wenig der Fall, daß selbst diejenigen


Forscher, die den Gegenstand der Wertlehre zum Ausgangspunkt ihrer


Untersuchungen nehmen, oder wenigstens zu nehmen vorgeben, das


Hirngespinst im Stiche lassen und auf den Preis zurückgreifen, so oft sie etwas


„Fundamentales“ zu erklären haben. Ganz reizend tritt dieser Sachverhalt bei


Marx zu Tage, dort wo er die Grundmauern seiner ganzen Lehre legt. Er drückt


sich dort ungefähr so aus: Weizen tauscht sich gegen Seide, Wichse, Speck in


ständig wechselndem Verhältnis aus. Was beweist das? Es beweist, daß in all


diesen Dingen etwas Gemeinsames steckt, das aber von den Dingen selbst 
völlig verschieden ist.


Ein wunderbarer Gedanke vom Standpunkt der Substanz und Energie aus


betrachtet, ein Gedanke, der durch den Vergleich mit dem Dreieck (Marx fand


sicherlich keinen besseren Vergleichsgegenstand) nur noch wundersamer wird.


Den Rauminhalt eines Körpers kann man mit irgend einem Teil desselben


Körpers bestimmen, aber beim Wert muß man nach Marx’ Angaben vollständig


vom Körper der Waren absehen.


Wie heißt diese den Waren gemeinsame Eigenschaft? Es ist der Wert. Welche


Eigenschaften hat der Wert? Keine, mit Ausnahme der, menschliche Arbeit zu


sein. Mehr sagt Marx nicht für den Beweis des Daseins des „Wertes“.


Aber wenn es so ist, so müßten die Waren, die die gleiche Arbeit gekostet


haben, immer denselben „Wert“ haben, und wir sehen doch täglich, daß ein und


derselbe Gegenstand oft im Preise schwankt. Für ein 20 Markstück erhält man


die gleichen Waren in ständig wechselnder Menge, trotzdem die in den 20 Mark


und in den Waren „kristallisierte Arbeit“ dieselbe sein mag.


Antwort: Es handelt sich hier nur um den Preis der Waren, nicht um den


„Wert“, der unverändert geblieben ist. Der Preis der Waren wird durch Nachfrage


und Angebot bestimmt, er kann 
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sich, und dies geschieht oft genug, von dem Wert entfernen, muß aber immer


wieder auf den Wert als Schwerpunkt zurückfallen.


Hier beruft sich Marx einfach auf A. Smith. Die Sache schien ihm sicherlich


nicht wichtig genug, um sie selbst nachzuprüfen.


Ganz recht, so frage ich nun: Warum muß aber der Preis auf den Wert immer


wieder zurückfallen, warum könnten die Kräfte, die stark genug wirken, um den
Preis vom Werte zu trennen, nicht auch stark genug sein, um eine dauernde
Trennung von Preis und Wert zu bewirken?


Diese Frage scheint Marx nie zu beantworten gehabt zu haben, denn er gibt


keinerlei Erklärung, warum die Preise um den Wert als Schwerpunkt pendeln


müssen.


Es kann aber m. E. hierfür keine andere Erklärung geben als diese:


Wenn der Preis einer Ware sich vom „Werte“ (im Sinne Marx’) entfernt, so wird


dadurch die Produktion der betreffenden Ware unmittelbar beeinflußt. Und zwar


stockt die Produktion (Arbeit), wenn der Preis fällt, und sie wird gefördert, wenn


der Preis steigt. Als Folge der dadurch sich einstellenden Veränderungen im


Angebot steigt oder fällt dann der Preis auf seinen „Wert“, d.h. also auf die neu-
trale Höhe des Preises, wo die Produktion weder gehemmt noch gefördert wird.


Aber mit dieser Erklärung bringt man den „Wert“ in Wechselbeziehung zum


Preis. Vom Preis hängt es dann ab, ob die Ware überhaupt erzeugt wird. Der


Preis ist das Primäre, die Arbeit das Sekundäre. Der Preis gibt den Anstoß zur


Arbeit, er liefert die Energie, er befiehlt Halt und Vorwärts. Dann aber auch pen-


delt die Arbeit (Wert) um den Preis, nicht umgekehrt, und diesen Preis bestim-


men 1000 Faktoren, die wir mit den Worten Angebot und Nachfrage zusammen-


fassen. Der „Wert“ wird so zu einem einfachen Faktor der Preisbestimmung, und


wir brauchen für diesen so zu begreifenden „Wert“ ebenso wenig eine besondere


Theorie, wie für jeden anderen Faktor der Preise. Die Theorie der Preise genügt.
Da ich nun für die Beantwortung der an der Spitze dieses Kapitels stehenden


Frage vom Wertgespenst ganz hilflos gelassen werde, so werde ich mich voll


und ganz auf das verachtete Gesetz der Marktweiber stellen müssen. Was bleibt


mir anderes zu tun übrig? Das Papiergeld ist wertlos, wertleer und 
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wertfrei. Es besitzt kein Atom Wertstoff, keinen Schatten eines Stoffwertes. Man


kann damit unmöglich Wertkonserven machen. Es ist nicht „unterwertig“, sondern


einfach nullwertig. Sein innerer „Wert“ entspricht genau seinem äußeren „Wert“;


er ist höchstens eine „Wertfiktion“. Es ist klar, meine Frage kann nicht vom


sogen. Wert aus beantwortet werden. Da aber dieser sogen. „Wert“ ganz allge-


mein für das Fundament der volkswirtschaftlichen Wissenschaft angesehen wird,


so sehen wir hier, wie eine wichtige Frage der Volkswirtschaft sozusagen „hors


concours“ der Wissenschaft gestellt wird. Und doch verlangt jeder Zweig der


Wissenschaft eine ursächliche Erklärung für alle in ihr Gebiet übergreifenden


Fragen!


Wie stimmt das? Ist die Sache nicht verdächtig? Ist das nicht wieder ein neuer


Beweis für meine Behauptung, der Gegenstand der Wertlehre sei ein


Hirngespinst? Ist aber der Wertgedanke leer, so gewinnt das verachtete Gesetz


der Marktweiber plötzlich ganz außerordentliche, „fundamentale“ Bedeutung,


denn das mit seinem Fundament eingestürzte Gebäude der Volkswirtschaftslehre


muß jetzt notgedrungen auf dieses neue Fundament neu errichtet werden. Und


das neue Fundament muß das schwere Gebäude tragen können.


Ich werde mich also damit befassen müssen, das Gesetz der Marktweiber dem


umhüllenden Nebel zu entziehen; dem Inhalt dieses allgemeinen Marktgesetzes


Gestalt zu geben, damit der Leser bei den Worten „Nachfrage und Angebot be-


stimmen den Preis“ mit genau bestimmten, abgewogenen und begrenzten


Begriffen die Erklärung zu jeder ihm gemeldeten Tatsache suchen und finden


kann.


—


Fragt man heute: Was ist Nachfrage nach Geld, wer hält Nachfrage nach Geld,


wo herrscht Nachfrage nach Geld, so erhält man die widerspruchsvollsten


Antworten. In der Regel wohl wird es heißen: Nachfrage nach Geld herrscht an


den Banken, wo Unternehmer und Kaufleute Wechsel diskontieren. Wächst die


Nachfrage nach Geld, so steigt der Zinsfuß und mit dem Zinsfuß kann man also


die Größe der Nachfrage nach Geld messen. Auch der Staat, der mit Defizit


arbeitet und Anleihen macht, hält Nachfrage nach Geld; wie auch unsere bier-


philiströsen Studenten und die Bettler Nachfrage nach Geld halten.


Dies alles ist aber keine Nachfrage, die mit dem Begriff eines Tauschmittels


übereinstimmt. Und das Geld ist doch vor
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allem Tauschmittel. Als Tauschmittel sollen und wollen wir das Geld betrachten


und behandeln. Stellen wir nun in unserer Frage an die Stelle des Wortes „Geld“


den Ausdruck „Tauschmittel“, so tritt der Unsinn sofort zu Tage, den obige


Antworten bergen.


Der Kaufmann, der von der Bank Geld verlangt, tauscht nichts ein; er gibt


nichts als sein Versprechen, das Geld zurückzuerstatten. Er borgt, aber er


tauscht nicht. Er gibt Geld Für Geld. Es findet kein Handel, kein Tausch statt; von


Preisen ist hier keine Rede. Man spricht vom Zins. Auch der Staat hält mit seiner


Anleihe keine Nachfrage nach Tauschmitteln, denn auch er bietet nichts in


Tausch an. Er wechselt gegenwärtiges gegen künftiges Geld.


Es handelt sich also hier nicht um eine „Nachfrage“ nach Tauschmitteln im


Sinne der Marktweiberweisheit, nicht um eine mit dem Zwecke des Geldes


übereinstimmende Nachfrage nach Geld. Um Nachfrage nach Geld, nach


Tauschmitteln zu halten muß etwas vom Geld verschiedenes in Tausch ange-


boten werden. Das ist im Worte schon ausgedrückt.


Wo herrscht nun Nachfrage nach Geld?


Antwort: dort wo man Tauschmittel braucht, dort wo die Arbeitsteilung Ware auf


den Markt wirft, die zu ihrem gegenseitigen Austausch auf das Tauschmittel, auf


Geld angewiesen sind.


Und wer hält Nachfrage nach Geld? Wer anders als der Bauer, der Ware auf


den Markt bringt, als der Kaufmann, der am Ladentisch seine Waren feilhält, als


der Arbeiter, der sich zu irgend einer Arbeit anbietet und für sein Arbeitsprodukt


Geld verlangt. Wo das Warenangebot groß ist – dort herrscht große Nachfrage


nach Tauschmitteln; wo das Warenangebot wächst dort wächst die Nachfrage


nach Geld, nach Tauschmitteln. Nimmt man die Waren fort, so verschwindet


auch die Nachfrage nach Geld. Dort wo Urwirtschaft und Tauschhandel betrieben


werden, gibt es auch keine Nachfrage nach Geld.


Es ist also klar; wir unterscheiden scharf zwischen dem Kaufmann, der am


Ladentisch den Kattun dem Bauer anbietet und demselben Kaufmann, der eine


Stunde später beim Bankier vorspricht, um dort einen Wechsel zu diskontieren.


Mit dem Kattun in der Hand hielt der Kaufmann „Nachfrage“ nach dem


Tauschmittel, nach Geld. Und mit dem Bauer handelte er um den Preis.
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Mit dem Wechsel in der Hand hielt der Kaufmann beim Bankier keine


Nachfrage. Hier war vom Zinsfuß die Rede. Es war hier gemeiner Geldbedarf,


keine Nachfrage.


Die Nachfrage nach Geld hat mit diesem Bedarf an Geld nichts gemein. Bedarf


an Geld hat der Bettler, der Staat, der umwucherte Bauer, der versoffene


Student; Nachfrage nach Geld hält nur der, der Ware feilhält. In diesem Sinne ist


es darum auch falsch, wenn man sagt: Bedarf und Angebot bestimmen die


Preise. Es herrscht zwischen dem mit dem Zinsfuß gemessenen Geldbedarf und


der mit den Preisen gemessenen Geldnachfrage der denkbar größte


Wesensunterschied. Beide Dinge haben absolut nichts Gemeinsames.


Wer beim Worte „Nachfrage nach Geld“ nicht sofort an Ware denkt, wer beim


Worte „Große Nachfrage nach Geld“ nicht sofort einen Berg von Waren, einen


Markt, einen Güterzug, ein überladenes Schiff vor Augen hat, vielleicht auch an


Überproduktion, an Arbeiterbataillone usw. denkt, der versteht den Sinn des


Wortes „Nachfrage nach Tauschmitteln, nach Geld“ nicht, der hat noch nicht


erfaßt, daß die Arbeitsteilung Ware erzeugt, die zu ihrem Austausch auf das Geld


ebenso angewiesen ist, wie die Steinkohlen auf die Güterwagen.


Und wer jemand von steigender Nachfrage nach Geld sprechen hört, weil der


Zinsfuß gestiegen, der weiß, daß dieser keine bestimmten Ausdrücke für seine


Begriffe hat. Wenn aber jemand einem Nationalökonomen in die Hände fällt, der


Geldbedarf und Geldnachfrage verwechselt, so hat er die Pflicht, ihn darauf


aufmerksam zu machen, daß man wissenschaftliche Fragen nicht in


Kauderwelsch behandeln soll.


Also die Nachfrage nach Geld scheiden wir vollständig von allen menschlichen


Bedürfnissen, Spekulationen, Handlungen, Konjunkturen usw., wir entziehen sie


dem Biernebel, der sie bisher umhüllte, und setzen sie thronend auf den Berg


von Waren, womit die Arbeitsteilung den Markt ununterbrochen beschickt – 


weithin für alle sichtbar, greifbar und – meßbar.


Wir scheiden diese Nachfrage nach Geld von dem Bedarf an Geld. Wir bilden


einen anderen Berg, aber nicht aus Waren, sondern aus Wechseln,


Pfandbriefen, Schuldscheinen, Obligationen, Konsols, Versicherungspolicen usw.


und setzen darauf ebenso weithin sichtbar: Bedarf an Geld. Auf den ersten Berg


schreiben wir „Preise“ und auf den letzteren „Zinsfuß“, und wer dann noch im


Flusse dieser Untersuchung 


92







an Geldbedarf denkt, wenn ich von Nachfrage spreche, der soll dieses urge-


sunde Buch zuklappen. Es ist nicht für ihn geschrieben.


—


Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis, das heißt das Verhältnis, in dem


Geld und Waren ausgetauscht werden, und was Nachfrage nach Geld ist, wissen


wir jetzt. Sie ist Substanz; der fortwährend fließende, aus der Arbeitsteilung 


quellende Warenstrom.


Und das Angebot von Geld? Auch diesem Begriff müssen wir Substanz und


Gestalt geben und ihn aus dem Dunstkreis ziehen in den auch er gehüllt ist.


Der Bauer, der Kartoffeln geerntet, der Schneider, der einen Rock genäht, muß


das Produkt seiner Arbeit gegen Geld anbieten, aber was macht er mit dem


Geld? Was haben die 100 000 Bauern und Handwerker mit dem Taler gemacht,


der seit 100 Jahren von Hand zu Hand gegangen ist? Jeder von ihnen bot den


Taler an gegen Ware, die, einmal in ihrem Besitz, zum Gebrauchsgut wurde und


vom Markte verschwand. Der Taler aber blieb auf dem Markte, er kehrte immer


wieder zurück – 1 Jahr, 10 Jahre, 100 Jahre und, mit anderer Prägung, vielleicht


auch 1000–2000–3000 Jahre. Er war eben allen, durch deren Hände er ging, nur


als Ware dienlich, von den 100 000 Mann war keiner da, der den Taler anders


gebrauchen konnte. Die Nutzlosigkeit des Talers zwang alle, ihn wieder


loszuschlagen, zu verkaufen. d. h. ihn in Tausch gegen Waren anzubieten.


Wer viel Geld hatte, mußte auch viel Geld anbieten, wer wenig Geld hatte,


mußte auch das Wenige anbieten. Und dieses Angebot von Geld nannte man


und nennt man noch heute ganz richtig die Nachfrage nach Waren. Wo viel


Ware liegt, ist die Nachfrage nach Geld groß, ebenso muß man sagen können:


Wo viel Geld ist, muß notwendigerweise die Nachfrage nach Waren größer sein


als dort, wo nur wenig Geld ist. (Die Einschränkungen hierzu werde ich früh


genug machen.)


Gibt es etwa noch eine andere Nachfrage nach Waren als die, die das Angebot


von Geld vertritt?


Hier auch müssen wir, wie bei der Nachfrage nach Geld, unterscheiden 


zwischen Nachfrage und Bedarf an Waren. Bedarf an Waren haben viele


„Bedürftige“, Nachfrage nach Waren hält nur der, der Geld für die Ware anbietet.


Den Bedarf an Waren drückt man mit Bitten, Betteln und Petitionen aus, die


Nachfrage 
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nach Waren durch Aufschlagen der harten Taler auf den Ladentisch. Vor dem


Bedarf an ihren Waren verkriechen sich die frommen Christen, sie lassen sich


täglich vor dem Hahnschrei dreimal durch die Dienstboten verleugnen; die


Nachfrage nach ihren Waren aber lockt sie herbei. Kurz Nachfrage nach Waren


besteht im Angebot von Geld; wer kein Geld hat, hält keine Nachfrage, und wer


es hat, muß damit Nachfrage nach Waren halten. (Wann er das tun muß, werden


wir später sehen.)


Die Nachfrage nach Waren, schlechtweg Nachfrage genannt, ist also immer


und ausschließlich durch das Geld vertreten. Ein Berg von Geld bedeutet eine


große Nachfrage nach Waren. Freilich nicht immer, wie der Kriegsschatz von 


120 Millionen in Spandau schlagend beweist; denn in 40 Jahren hat dieser


Geldberg nicht für eine Mark Ware gekauft. Auf diese Ausnahmen werden wir


noch zurückkommen. Die Entdeckung einer neuen Goldmine bedeutet eine


wachsende Nachfrage nach Waren, und wenn der Staat in den Papier-


währungsländern neue lithographische Pressen in Betrieb setzt, so weiß es


schon jeder, daß die Nachfrage und die Preise steigen werden. Gäbe man jedem


das Recht, die Banknote, Schatzscheine und goldene Münzen in der Mitte zu


durchschneiden und jede Hälfte für ein Ganzes auszugeben, so würde die


Nachfrage auf das Doppelte und die Preise auch auf das Doppelte steigen. Die


Preissteigerung würde die beiden Hälften wieder zu einem Ganzen vereinigen.


Das ist soweit richtig. Aber sind wir dann schon berechtigt, das Angebot von


Geld, wie wir das mit dem Angebot von Waren tun, so auf sich selbst zu stellen,


und zu sagen: Wer den Geldbestand mißt, der mißt auch die Nachfrage nach


Ware? Mit anderen Worten: Können wir das Angebot von Geld derart mit dem


Geldbestand identifizieren, daß wir dieses Angebot, also die Nachfrage nach


Waren, von der Psyche der Geldbesitzer völlig scheiden können? Unterliegt das


Angebot des Geldes nicht, oder doch zum Teil, den Launen des Marktes, der


Gewinnsucht der Spekulanten, mit einem Wort, ist das Angebot von Geld nur


reine Geldsubstanz – liegt keinerlei Handlung darin?


Die Wichtigkeit, die diese Frage für die Lösung unserer Aufgabe hat, liegt auf


der Hand.


Wir sagen: Die Arbeitsteilung liefert einen fortwährend fließenden Strom von


Waren: „das Angebot“. Der Geldbestand liefert das Geldangebot, also „die


Nachfrage“. Wäre dieses Geld-   Geldangebot
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angebot nun auch so ununterbrochen, wie der Geldbestand eine feste Größe ist,


so wäre der Preis, das Tauschverhältnis zwischen Geld und Waren unabhängig


von jeder menschlichen Handlung Geld wäre die verkörperte, scharf geschnit-


tene Gestalt der Nachfrage, wie die Ware das verkörperte, wägbare, berechen-


bare Angebot ist. Man brauchte dann nur zu wissen, in welchem Verhältnis Geld-


und Warenvorrat stehen, um auch zu wissen, ob die Preise steigen oder fallen


werden.


Dies ist aber nicht der Fall, wie wir sehen werden, und darum können wir auch


die Frage, die wir gestellt haben, vorerst nicht beantworten. Wir müssen weitere


Untersuchungen vornehmen, um sagen zu können, wie der Preis des Papier-


geldes zustande kommt.


Einflüsse, denen Angebot und Nachfrage unterliegen.


Die Ware wird für den Markt erzeugt und kann nur als Tauschgegenstand


ihrem Erzeuger nützlich werden. Darum ist das Angebot gleich dem


Warenbestand; das Angebot ist eine Sache, Stoff, auf alle Fälle eine mit Waren


vollführte, willenlose Handlung. Ohne Ware kann man die Handlung, die im
Angebot liegt, nicht vollführen, und mit Waren muß man sie vollführen.


Gleichzeitig ist aber das Angebot das Einzige, was man mit der Ware nützlich


beginnen kann. Im großen und ganzen muß also wohl die Handlung, die im


Angebot liegt, mit der Substanz, auf die sich diese Handlung bezieht, sich derart


decken, daß Substanz und Handlung in eins zusammen fallen.


Das Angebot (d. i. die Nachfrage nach Geld) deckt sich also mit dem Vorrat an


Waren.


Der Vorrat an Waren aber hängt wiederum ab:


1. von der Zufuhr durch die Arbeitsteilung;


2. von der Abfuhr durch den Tausch.


Wären Zu- und Abfuhr immer gleich, so wäre auch das Angebot, d. i. die


Nachfrage nach Geld, immer gleichmäßig.


Das ist aber bekanntlich durchaus nicht der Fall.


Die Zufuhr steigt schon allein infolge der ständigen Bevölkerungsvermehrung.


Hundert Arbeiter werfen mehr Produkt auf den Markt als neunzig.


Die Zufuhr wächst aber auch infolge ständiger Ausbreitung der Arbeitsteilung.
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Wenn der Bauer sich ganz auf die Viehzucht verlegt, statt wie früher seine


Kraft in der Hervorbringung von Gegenständen für den eigenen Haushalt zu


verzetteln, so muß er jetzt viel öfter zu Markte gehen als früher. Es war nur


wenig, was er früher kaufte und verkaufte. Jetzt verkauft er seine ganze


Produktion; er vermehrt das Angebot, d. i. die Nachfrage nach Geld um alles,


was er erzeugt.


Auf dem Lande, in den kleineren Städten, waren die Handwerker häufig nur


zeitweise in ihrem Berufe tätig; nebenbei betrieben sie Ackerbau,


Gartenwirtschaft, machten wohl auch ihr Handwerkszeug selbst, nähten ihre


Kleider, Schuhe, machten sich die Möbel selbst und unterrichteten wohl auch


ihre Kinder. Jetzt hat kein Handwerker mehr Zeit für dergleichen. Sein Gewerbe


beschäftigt ihn vollauf und lohnt ihn besser. Sein ganzes Arbeitsprodukt kommt


auf den Markt, wo es Nachfrage hält nach Geld, nach Tauschmitteln. Dadurch ist


die Nachfrage nach Tauschmitteln in den letzten Jahrzehnten außerordentlich


gewachsen.


Mehr aber als durch die genannten Umstände wächst das Angebot von Waren,


die Nachfrage nach Tauschmitteln, infolge der verbesserten Produktionsmittel.


Wenn ein Weber mit der Hand früher 10 Ellen Zeug verfertigte, so warf er auch


nur 10 Ellen Zeug auf den Markt, die Nachfrage nach Geld betrug also auch nur


10 Ellen Zeug. Mit seinen modernen Werkzeugen liefert aber derselbe Weber


heute 500 Ellen Zeug. Er wirft 50mal mehr Ware auf den Markt; er hält eine 


50 mal größere Nachfrage nach Geld als früher. Und wie es sich mit dem Weber


verhält, so mit allen Gewerben und Künsten. Um die Bücher zu schreiben, die


eine einzige moderne Druckerei liefert, müßten schon sämtliche Söhne des


Reichs der Mitte von früh bis spät jahraus, jahrein schreiben, schreiben. Mit der


Chromolithographie verhält es sich ebenso.


30 Mann in Argentinien erzeugen mit ihren Dampfpflügen und


Dreschmaschinen so viel Getreide, wie 3000 deutsche Kleinbauern mit gleicher


Arbeit hervorbringen. Diese argentinischen Bauern erzeugen infolgedessen auch


ein 100mal größeres Angebot von Waren, sie halten eine 100mal größere


Nachfrage nach Tauschmitteln.


Aber die Größe des Angebots soll man nicht allein mit der Quantität der Waren,


sondern auch mit der Qualität messen. Das ist klar. Wie ein Pfund Gold aus-


gemünzt früher 16mal mehr 


96







Nachfrage nach Waren hielt, als ein Pfund Taler, so bedeutet auch eine Tonne


Weizen erster Qualität eine größere Nachfrage nach Geld als eine Tonne zweiter


Qualität.


Die Qualität der Waren erfährt aber heute eine ständige Verbesserung. Die


Zuchttiere, die Sämereien werden veredelt, das Arbeitsprodukt der Maschinen


wird verfeinert, die Chemie wirft täglich, ja stündlich köstliche Universalmittel


gegen Krankheiten auf den Markt. Mit den elektrischen Meißeln und den präch-


tigen Modellen, die das ausgemergelte Proletariat liefert, erzeugen die Künstler


mit wenig Mühe Wunderwerke, und die Nachfrage nach Geld, nach


Tauschmitteln wächst um den vollen Qualitätsunterschied zwischen der moder-


nen und antiken Kunst.


Auch wird die Warenzufuhr vermehrt durch die Verwendung, die die Industrie


für manche früher nutzlose Substanzen entdeckt. So liefern die Eisenhütten in


Deutschland allein über eine Million Wagenladungen Thomasschlacken für


Felddünger. Früher waren das lästige Fabrikrückstände. Jetzt erzeugen diese


Schlacken eine Nachfrage nach Tauschmitteln von vielen 100 Millionen Mark


(was aber nicht sagen will, daß man ebensoviel Millionen mehr braucht).


Dasselbe ist der Fall mit den Kalisalzen und vielen anderen Stoffen. Man


brauchte in Deutschland weniger Geld, weniger Tauschmittel, wenn man die


Nützlichkeit der Thomasschlacken und Kalisalze nicht entdeckt hätte. Das ist


sicher.


Aber die Nachfrage nach Geld (Tauschmitteln) hängt noch von anderen Dingen


ab, die eigentlich mit der Produktion nichts gemeinsam haben. Ich meine die


Besitzteilung, die vieles zur Ware macht, was früher Gebrauchsgut war.


So ist das Land jetzt käuflich, früher gehörte es der Gemeinde und war


unveräußerlich. Große Summen Geldes werden jahraus, jahrein durch den


Grundstückhandel in Beschlag genommen. Die Nachfrage nach Tauschmitteln 


ist gewachsen, seit das Vaterland zum Tauschgut degradiert wurde. Die


hypothekarische Verschuldung und der Pachtzins des Landes beanspruchen


auch Geld, viel Geld. Man käme mit weniger Geld aus, wenn die Bauern von


dem Erlös ihrer Waren nicht immer einen Teil auf die hohe Kante zu legen


brauchten, um den Pachtzins und die Hypotheken am Martinstag zu bezahlen, 


d. h. wenn das Land Gemeingut geblieben wäre.


Dasselbe ist der Fall mit den Wohnungsmieten. Früher wohnte die über-


wiegende Mehrzahl der Bürger in eigenen Höhlen, Hütten oder Häusern, und


Miete zahlte man in Ausnahmefällen.
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Jetzt verhält es sich umgekehrt, und von jedem Monats- oder Wochenlohn wird


ein Teil zurückgelegt für die Quartalsmiete. Wie viele Millionen werden dadurch


nicht für Tage, Wochen und Monate festgelegt!


Die Versorgung des Hauses mit Wasser, Licht, Kraft, usw. durch die Gemeinde


verwandelt auch eine Anzahl der wichtigsten Dinge in Ware, d. h. in Geldnach-


frage, die früher Gebrauchsgüter waren, die nicht gekauft, d. h. gegen Geld


eingetauscht wurden. Auch dadurch ist die Geldnachfrage bedeutend größer


geworden.


Damit ein Gegenstand zur Ware werden kann, muß es möglich sein, den


Gegenstand den Konsumenten zuzuführen. Wie viele Dinge aber liegen nicht


heute herum, die aus Mangel an Straßen, Kanälen, Bahnen nicht fortgeschafft


werden können! Eine neue Eisenbahn, ein Tunnel, eine Brücke, eine


Forscherexpedition usw., führen den Märkten ganze Berge von Erzen, Holz, Vieh


usw. zu und vermehren die Nachfrage nach Tauschmitteln um das volle Quantum


dieser Güter.


Im allgemeinen ist das Warenangebot, d. i. die Nachfrage nach Geld also in


stetem Wachstum begriffen. Dieses Wachstum kann aber zeitweise auch in das


Gegenteil umschlagen, z. B. infolge einer allgemeinen Herabsetzung der


Arbeitszeit. Auch Kriege, Mißernten, Seuchen können die Nachfrage nach


Tauschmitteln ganz bedeutend vermindern; ebenso wie ein Streik und überhaupt


die heutige Lohnpolitik der Arbeiter.


Die Arbeiter drücken mit der immer wieder verlangten Verminderung der


Arbeitszeit und mit der Streikpolitik ihre Überzeugung aus, daß sie ihre Lage


bessern, die Ausbeutungskraft des Kapitals schwächen können durch vermin-


derte Produktion. Sie hegen den Glauben, daß der Kapitalzins fällt, wenn


weniger Kapital erzeugt wird.


1. Folgerung: Je weniger Häuser gebaut werden, desto niedriger der Mietzins
2. „ Je weniger Häuser vorhanden sind,     „           „                 „
3. „ Je mehr Häuser zerstört werden,         „           „                 „


Moral: Brennen wir die Städte nieder, um billig in schönen Häusern wohnen zu


können.


Ein solcher Glaube muß, wenn er die Masse des Volkes beherrscht, ganz


außergewöhnlichen Einfluß auf die Warenproduktion, auf die Nachfrage nach


Tauschmitteln haben. Würden die Arbeiter, durch die genannten nächsten


Folgerungen ihrer Politik zu einem Glaubenswechsel veranlaßt, versuchen, durch 
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emsige, ununterbrochene Arbeit das Kapital zu schwächen, indem sie neben


jedem Mietshaus ein zweites, neben jeder Maschine, Fabrik, Schiff, usw. andere


Maschinen, Fabriken, Schiffe erstellten, um so das Kapital in einem Meer von


Kapital zu ersäufen, so würde ein solcher Glaubenswechsel sicherlich genügen,


um das Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld, derart zu vermehren, daß


daraus heute eine schwere, chronische Krise erwachsen würde, die die


Proletarier hart für ihren Glaubenswechsel strafen würde.


Wer fromm in Marxistischer Zucht aufgewachsen ist, der mag „hier einen


Seufzer fahren lassen, und wenn er kann, noch einen!. Im übrigen kann ich


schon hier verraten, daß dieser tolle Widerspruch des heutigen Geldwesens


durch die Geldreform, wovon später die Rede sein wird, gelöst wird.


Die angeführten Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, von wie vielen


Umständen die Warenzufuhr abhängt. Aber das Angebot von Waren hängt, wie


schon erwähnt, auch von der Warenabfuhr ab. So lange die Ware den


Konsumenten nicht erreicht hat, wird sie angeboten, bedeutet sie Nachfrage


nach Geld. Jede Ware, die vom Markte weggetragen wird, bedeutet eine


Verminderung der Nachfrage nach Geld.


Das Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln, hängt


also auch davon ab, wie schnell die Waren den Konsumenten erreichen und


ihren Warencharakter abstreifen. Auch hier wieder wird ein Vergleich mit den


Transportmitteln den Begriff der Sache erleichtern. Nehmen wir ein bestimmtes


Quantum Frachtgüter an – z. B. tausend Tonnen Ziegelsteine, die täglich von den


Öfen nach der Stadt befördert werden sollen. Der Feldweg ist schlecht, Brücken


fehlen, an manchen Stellen muß ein Teil der Fracht abgeladen werden, um durch


den Morast zu gelangen. Ergebnis: Die Wagen gehen langsam und laden wenig.


Es müssen viele Fuhrleute eingestellt werden, um die Arbeit zu bewältigen. Jetzt


wird der Weg ausgebessert, die Lachen ausgefüllt, Brücken gebaut. Als Folge


davon laden die Fuhrleute mehr, und statt einer Reise können sie täglich zwei


machen. Die Arbeit wird nun mit der Hälfte der Fuhrleute bewältigt; die tausend


Tonnen Ziegelsteine bedeuten nunmehr die Hälfte der früheren Nachfrage nach


Fuhrleuten. Wird nun gar eine Feldbahn gelegt, so kann die von den 1000


Tonnen Ziegelsteinen vertretene Nachfrage nach Fuhrleuten auf den hundertsten


Teil und weniger fallen.
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So müssen wir uns die Nachfrage nach Tauschmitteln vorstellen, die die


Warenbestände darstellen.


Um die Waren auf dem Wege des Tausches vom Erzeuger bis zum


Verbraucher zu bringen, gehört ein ganzer Apparat von Handelseinrichtungen,


von deren Dasein und Qualität die Schnelligkeit bedingt wird, womit die Waren


vom Markte verschwinden. Denken wir uns einen Sack brasilianischen Kaffee,


der auf dem Wege des Tauschhandels gegen Aachener Printen umgetauscht


werden muß. Wie oft müßte er getauscht, angeboten werden. Wie lange würde


er Ware bleiben, sich auf den Märkten herumtreiben! Heute, mit Hilfe des


Geldes, wird es vorkommen, daß ein solcher Sack schon nach 3 oder 4 maligem


Besitzwechsel den Konsumenten erreicht.


Die Handelseinrichtungen haben heute einen verhältnismäßig hohen Grad der


Vollkommenheit erreicht. Ihre Verschleißkraft ist groß und wächst ständig, wenn


auch die merkamotorische Kraft der Haupthandelseinrichtung, des Geldes,


ständig abnimmt, wie wir das noch nachweisen werden. Und mit jeder


Verbesserung wird die Verwandlung der Ware in Gebrauchsgut beschleunigt.


Man denke nur an die Erleichterungen, die das moderne Bankwesen, das


Wechselrecht, das Post- und Telegraphenwesen, das Konsulatswesen, die 


modernen Reklamemittel, die Druckerei, die Fachschulen für die Heranbildung


junger Kaufleute, das einheitliche Maß- und Münzsystem, Telephon, Schreib-


maschine, Kopierpressen usw. dem Kaufmann bereiten; und die Konsumvereine


und Kaufhäuser!


Ein modernes Handelsgeschäft kann 10–20–100 mal soviel Geschäfte abwick-


eln wie früher in der gleichen Zeit. Die Verschleißkraft eines modernen


Kaufmanns ist 100mal größer als diejenige seines Großvaters war.


Die Arbeitsteilung beschickt den Markt unausgesetzt mit einem Riesenstrom


von Waren, und die Kaufleute werfen mit Hilfe ihrer Handelseinrichtungen die


Warenmassen unausgesetzt aus dem Markte heraus in die Hände der


Verbraucher.


Wenn die Kaufleute nicht über solche Einrichtungen verfügten, wie groß


müßten dann die Märkte, Lagerhäuser, Läden sein, um alle diese dann nur


langsam abfließenden Warenmassen aufzunehmen? Wie breit wird ein


Gebirgsstrom, sowie er die Ebene betritt, sowie das Gefälle abnimmt. So wäre


es auch mit den Waren. Ohne unsere modernen Handelseinrichtungen wäre der


Warenbestand größer, wäre die Nachfrage nach Tauschmitteln un- ungleich
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gleich bedeutender. Wir erleben ja heute manchmal Unterbrechungen in der


Funktion einer dieser Handelseinrichtungen, im Kreditwesen z.B. und haben


dann Gelegenheit zu beobachten, wie infolge davon der Abfluß der Waren sich


verlangsamt, wie die Warenvorräte bis zur Überschwemmung der Märkte (soge-


nannte Überproduktion) anschwellen, und wie unter dem Drucke dieser wach-


senden Nachfragen nach Tauschmitteln die Preise nachgeben und die Krise 


ausbricht.


Wenn wir eine Straße, die infolge vieler Krümmungen oder wegen schlechten


Pflasters den Verkehr nicht mehr bewältigen kann, gerade durchbrechen und das


Pflaster für schnelles Fahren der Fuhrwerke einrichten, so wird trotz sehr ver-


stärktem Verkehr die Straße halb verlassen erscheinen. Stellen wir nun den


früheren Zustand plötzlich wieder her, so wird wegen Überfüllung der Verkehr


vielleicht ganz ins Stocken geraten. So ist es auch mit den


Handelseinrichtungen. Diese brechen dem Warenaustausch gerade Straßen und


ebnen diese für einen flotten Absatz der Waren. Versagt eine dieser


Einrichtungen, so schwellen die Warenbestände sofort an, d.h. die Nachfrage


nach Tauschmitteln wächst.


Der gewaltige Einfluß, den die Kreditgeschäfte auf die Nachfrage nach Geld


ausüben, zwingt uns, diese hier schon etwas näher zu betrachten.


Wir sagten, daß die Ware eine mit ihrer Masse und Qualität genau kon-


gruierende Nachfrage nach Tauschmitteln darstellt. Gäbe es nun Mittel, die


Waren auszutauschen, ohne daß Geld dabei verwendet wird. so nähme auch die


Nachfrage nach Geld um das Quantum dieser so ausgetauschten Waren ab.


Das ist klar und selbstverständlich vom Standpunkt unseres Begriffes der


Sache, der Nachfrage nach Geld, aus betrachtet. Es verhält sich hier wieder wie


bei der Eisenbahn. Die Nachfrage nach Güterwagen ist genau so groß, wie das


Quantum der vorhandenen Frachtgüter. Bauen wir aber entlang der Eisenbahn


einen Schiffskanal, so nimmt die Nachfrage nach Güterwagen um die Masse der


auf dem Kanal verladenen Güter ab.


Und die Rolle eines solchen Kanals, der neben dem Geld für den Austausch


der Waren gezogen wird, spielen die Kreditgeschäfte. Wenn A in Königsberg an


B in Aachen eine Ladung Butter schickt und dieser die Rechnung mit einer


Ladung Wein bezahlt, so gehört dazu kein Pfennig Geld d. h. Bargeld. Hätte B


keinen Kredit bei A oder A keinen Kredit bei B, so würde die Butter nur gegen


Aushändigung von Bargeld ausgeliefert 
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werden, und ebenso wäre es mit dem Wein. Die Nachfrage, die der Wein und die


Butter nach Geld gehalten hätten, ist durch den Kredit hier beseitigt worden.


Die Nachfrage nach Geld nimmt also um das genaue Quantum der auf dem


Kreditwege ausgetauschten Waren ab. Wächst die Summe der Kreditgeschäfte,


so nimmt die Nachfrage nach Geld ab, und geht der Kredit zurück, so wächst die


Nachfrage nach Geld im gleichen Verhältnis. Dieser Einfluß der Kreditgeschäfte


auf die Nachfrage nach Geld bleibt auch derselbe, wenn die Ladung Butter und


Wein in Geld umgerechnet und dieses Geld durch Wechsel, Schecks u. a.


Kreditinstrumente vertreten wird. Es handelt sich immer um eine Umgehung der


Nachfrage nach Geld. Diese Kreditinstrumente, obschon sie auf Geld lauten,


machen das Geld überflüssig in all den Geschäften, die sie vermitteln. Freilich


sind es nur Kreditinstrumente, die mit dem Kredit aufkommen und mit dem Kredit


zusammenbrechen. Sie entlasten das Geld nur so lange der Kredit blüht.


Es verhält sich hier wieder wie bei einer Eisenbahn, die durch einen


Schiffahrtskanal entlastet wird. Friert der Kanal zu oder verdampft sein Wasser in


der Dürre des Sommers, so fallen die Güter, deren Beförderung der Kanal sonst


vermittelt, wieder auf die Bahn zurück. Taut das Eis aber wieder auf, so nimmt


auch die Nachfrage nach Eisenbahnwagen wieder ab. Ein solcher Kanal, der


bald einfriert, bald versandet, auf den also kein Verlaß ist, wird die Bahn eher


stören als entlasten. Und so ist es auch mit den Kreditgeschäften und ihrem


Einfluß auf die Nachfrage nach Geld.


—


Wir wollen das in diesem Kapitel über die Nachfrage nach Geld Gesagte hier


noch einmal kurz zusammenfassen:


Die Nachfrage nach Geld ist durch die Waren vertreten, die die Arbeitsteilung


ständig auf den Markt wirft. Die Nachfrage nach Geld wächst also zusammen mit


dem Quantum Waren, die die Arbeitsteilung erzeugt, und geht auch mit diesem


Quantum zurück. Die Nachfrage nach Geld deckt sich also nicht allein mit dem


Vorrat an Waren, sondern ist an und für sich dieser Vorrat. Neben dem Vorrat an


Waren gibt es keine andere Nachfrage nach Geld. Und wenn wir hier von Waren


sprechen, so dürfen wir von keiner einzigen ihrer körperlichen Eigenschaften


abstrahieren. Wir haben, wenn wir von Waren sprechen, Schinken, Kartoffeln,


Nägel, Apfel, Kirschen vor Augen. Einen kon-
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kreten Schinken, keinen abstrakten Schinken. Einen Schinken, den wir so genau


betrachtet haben, daß wir es beschwören können, er sei ein Produkt der roten


Erde. Wir sprechen, wenn wir von der Nachfrage nach Geld, von den Waren


sprechen, nicht von kristallisierter, mumifizierter Arbeit, nicht von Arbeitsgallerte,


sozialer Substanz, von Blut, Schweiß und Arbeitszeit, nicht von einem Schinken,


von dem wir alle körperlichen Eigenschaften, den Speck, die Knochen und die


Schwarte abstrahiert haben. Wir sprechen Deutsch, Eifeler Deutsch kein Blech.


Die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln sind die greif- und sichtbaren


Substanzen, die wir auf dem Markte nach Metern, Litern, Kilo kaufen, um uns zu


nähren und zu kleiden. Und nicht allein Gewicht und Maß, sondern auch die


Güte der Waren ist in der Nachfrage nach Geld eingeschlossen. Ein guter Apfel


hält eine größere Nachfrage nach Geld als ein schlechter Apfel.


Die Nachfrage nach Geld hängt von dem Warenstrom ab, den die Arbeits- und


Besitzteilung erzeugt, und die Größe dieses Stromes wiederum hängt ab von der


Zahl der Arbeiter, von der Qualität, Geschick und Intelligenz der Arbeiter, von der


Qualität ihrer Produktionsmittel. Ein englischer Weber wirft 5 mal mehr Kattun


auf den Markt als ein indischer Weber. Er erzeugt auch 5 mal mehr Nachfrage


nach Tauschmitteln, nach Geld.


Die Nachfrage nach Geld hängt von der Schnelligkeit ab, womit der Handel die


Waren den Verbrauchern zuführt, und diese Schnelligkeit wächst mit jeder


Vervollkommnung der Handelseinrichtungen. Ist die Verschleißkraft eines auf


einer Handelshochschule wohlerzogenen Jünglings größer als die eines gewöhn-


lichen Krämers, so muß auch die Nachfrage nach Geld mit Gründung jeder


neuen Handelshochschule abnehmen. Wenn diese Verschleißkraft nicht größer


wäre. dann hätten ja solche Schulen keinen Sinn [Man könnte auch hier zu entgegenge-


setzter Ansicht gelangen, da heute der Absatz der Waren nur durch größere Anstrengungen erweitert


werden kann auf Kosten der konkurrierenden Kaufleute, die dann sich zu gleichen Anstrengungen


aufraffen.].


Die Nachfrage nach Geld steht im umgekehrten Verhältnis zur Schnelligkeit,


womit die Produkte der Arbeits- und Besitzteilung ihren Warencharakter


abstreifen.


Die Nachfrage nach Geld hängt auch ab von der Entwicklung und


Einschränkung des Kredites, d. h. von dem ständig wechselnden Quantum


Waren, die der ständig sich erweiternde 
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und einschränkende Kredit den Märkten und der Nachfrage nach Geld


entziehen.


Die tägliche Nachfrage nach Geld ist also gleich den täglich den Märkten 


zugeführten Waren, abzüglich der auf dem Kreditwege (oder etwa noch im 


direkten Tauschhandel) abgehenden Waren.


Für die Nachfrage nach Geld liefert allein der Warenbestand (nicht


Güterbestand) ein greif-, sicht- und schätzbares Maß. Wenn einem Bauer für den


Betrag seiner Barschaft eine Kuh, eine Egge, ein Acker angeboten wird, so weiß


der Bauer genau, wie groß die Nachfrage für seine Barschaft ist. Bietet aber


jemand dem Bauer 10% Zins für ein Darlehen aus seiner Barschaft an, so kann


der Bauer diese Tatsache ebensowenig zum Maßstab für die Größe der


Nachfrage nach Geld nehmen, wie etwa den Schwanz seiner Kuh. Nachfrage


nach Geld, Zins und der Schwanz einer Kuh sind inkommensurable Größen.


Mit einem Wort: das Angebot von Waren, das Angebot schlechtweg, das


Angebot im Sinne des Satzes „Angebot und Nachfrage bestimmen die Preise“,


das ist die Nachfrage nach Geld. In dem Angebot der Ware ist schon die


Nachfrage nach Geld enthalten und umgekehrt. Und das Angebot deckt sich 


mit dem Warenbestand.


Das Angebot des Geldes.


(Die Nachfrage nach Waren, schlechtweg die Nachfrage.)


Das Charakteristische an den Produkten der Besitz- und Arbeitsteilung liegt in


dem Verkaufszwang, der über ihnen lagert, besser gesagt – in ihnen steckt. Zum


Verkauf werden die Waren erzeugt, und bei keinem Produkte ist der


Warencharakter so rein, wie beim Geld. Das haben wir in einem früheren Kapitel


gezeigt.


Die gewöhnliche Ware verläßt über kurz oder lang den Markt als


Gebrauchsgut; das Geld aber tauscht jeder nur ein, um es wieder zu verkaufen.


Wie man nun die Waren nicht anders als gegen Geld verkaufen kann, so kann


das Geld nicht anders als gegen Ware verkauft werden. Wie die Ware die ver-


körperte Nachfrage nach Geld darstellt, so vergegenständlicht das Geld die


Nachfrage nach Waren. Wo der Geldbestand vergrößert wird, wird auch die 
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Nachfrage nach Waren vergrößert. Wer kein Geld hat, kann auch keine


Nachfrage nach Waren halten. Das Geld, das der Bankier in seinem Keller auf-


bewahrt, kann er jeden Augenblick über den Markt gießen, und damit eine


gewaltige Nachfrage nach Ware erzeugen, während die 1000 hungrigen


Arbeitslosen, die die Schätze der Märkte beliebäugeln, keine Nachfrage nach


Waren erzeugen.


Die Nachfrage nach Waren wird somit in erster Linie von dem Vorrat an Geld


abhängig sein; sie wird nicht ständig mit dem Vorrat an Geld übereinstimmen 


(wir werden noch früh genug diesen heiklen Punkt besprechen), aber der


Warencharakter des Geldes zwingt die Besitzer doch, das Geld früh oder spät


anzubieten.


Weniger Geld als man besitzt, wird man schon anbieten können, mehr aber auf


keinen Fall. Nach oben bildet der eigene Geldbestand immer eine unübersteig-


bare Grenze für das Geldangebot. Die ausgesprochene Wareneigenschaft des


Geldes wird aber immer zur Folge haben, daß im Durchschnitt der Jahre dort


mehr Geld gegen Waren angeboten wird, wo der Geldbestand größer ist als dort,


wo er kleiner ist.


Die 120 Millionen, die im Juliusturm seit 40 Jahren aufgestapelt sind, beweisen


klar, daß Geld und Geldangebot nicht so identisch sind, wie Kartoffeln und


Kartoffelangebot, aber ihr Zweck ist doch der, unter bestimmten Umständen


angeboten zu werden.


Wie ein Wagen nur durch den Ortswechsel seinem Besitzer nützlich wird, so


wird das Geld nur durch den Besitzerwechsel, durch den Gebrauch als Tausch-


mittel, durch den Geldumlauf, nützlich. Das Geld trägt also die Eigenschaft, die


es immer wieder in Umlauf setzt, in sich selbst. Man kann also bis zu einem


gewissen Grad von Umlaufszwang, materiellem, seinem Wesen anhaftenden


Umlaufszwang sprechen, der dem Geld anhaftet.


Von den Waren sagten wir, daß deren Vorrat im umgekehrten Verhältnis stehe


zur Schnelligkeit, womit die Handelseinrichtungen stets vom Markte zum


Verbraucher befördern; da aber das Geld nur Gebraucher und keine Verbraucher


hat, da das Geld also den Warencharakter behält, da man es nur kauft, um es


wieder zu verkaufen (die Goldschmiede können wir hier unberücksichtigt lassen),


so hat die Schnelligkeit, womit die Handelseinrichtungen den Besitzerwechsel


des Geldes ermöglichen, die entgegengesetzte Wirkung wie bei den Waren. Je


schneller das Geld von Hand zu Hand geht, um so schneller erscheint es wieder


am Ausgangs-
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punkt, um die Bahn von neuem zu betreten. Und mit jedem Wechsel des


Geldbesitzers wird eine Ware eine Stufe weiter in den Keller der Konsumenten


hinabgestoßen. Wie ein Eisenbahnwagen in einer bestimmten Zeit um so mehr


Kilometertonnen befördert, je schneller sich die Räder drehen, so wird auch das


Geld um so mehr Waren aus seiner Bahn werfen, je schneller, d. h. je öfter es


die Bahn bestreicht. Ein blanker Taler, ein entschieden echter Taler wird in der


Woche vielleicht nur 10 mal den Besitzer wechseln, weil mancher sich an seinem


Anblick längere Zeit weidet und noch einmal überlegt, ehe er ihn ausgibt. Bei


einem verschlissenen Taler sind diese Hemmungen geringer und bei einem Taler,


dessen Echtheit angezweifelt wird, gar nicht vorhanden. Um dieselbe Bahn zu


durchlaufen braucht also ein blanker Taler 3 Wochen, ein verschlissener 


2 Wochen und ein zweifelhafter nur eine Woche. Um die gleiche Anzahl von


Geschäften abzuwickeln braucht man 3 neue, 2 alte und nur 1 zweifelhaften


Taler. Die Verschleißkraft, die kaufmännische oder handelstechnische Qualität


des Geldes steht also im umgekehrten Verhältnis zur banktechnischen Qualität


des Geldes. Kaufmännisch betrachtet ist ein zweifelhafter Taler 3mal besser als


ein blanker Taler. Dieses kleine Detail bitte ich zu beachten.


Wenn der König die Banknoten mit dem Bilde der Madonna schmücken läßt


und jedem 8 Tage Ablaß verspricht, der beim Anblick des Bildes ein Vaterunser


für die Seelen der Verstorbenen betet, so werden solche Banknoten, infolge


dieses „inneren Wertes“, handelstechnisch weniger leisten, als wenn an Stelle


der Madonna der Teufel gesetzt wird mit einem durchdringenden Bocksgestank


und mit einem Fluch für alle, die im Besitze des Geldes sind. Die Madonna (der


innere Wert) wird den Umlauf hemmen, der Teufel (unterwertig) wird den Umlauf


fördern. Handelstechnisch werden drei Madonnen zwei Teufeln gleichkommen,


obschon sonst die Madonnen sich nicht mit Teufeln vergleichen lassen.


Das Angebot ist ein Strom, der, von der Arbeitsteilung kommend, in den


Häusern der Konsumenten versiegt. Die Nachfrage ist kein Strom, sondern ein


kreisender Gegenstand, der, wenn er schnell sich bewegt, uns als ein


geschlossener massiver Ring erscheint.


Das Angebot besteht aus immer neuen Waren, die den Weg nur einmal


zurücklegen und dann für immer verschwinden.


Die Nachfrage dagegen besteht aus einer Masse von Geldstücken, die den


gleichen Weg schon 1000 mal zurückgelegt haben und ihn noch ebenso oft


zurücklegen werden.
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Wir erkennen aus diesem Vergleich, daß die Nachfrage anderen Gesetzen


unterliegt, als das Angebot. Schon der Umstand, daß die Ware in ihrem Laufe


zum Konsumenten immer größer, schwerer, will sagen teurer wird, während das


Geld nach 1000 Touren den gleichen Preis haben soll, wie beim Antritt der ersten


Tour, zeigt deutlich, daß in dieser Beziehung das Geld nicht mit den Waren ver-


glichen werden kann.


Dies sagt aber beileibe nicht, daß das Geld den Warenaustausch etwa „gratis“


vermittelt.


In der Tat, alle Faktoren, die die Höhe des Angebots von Waren bestimmen


und die wir im vorigen Kapitel aufzeichneten, fallen bei der Nachfrage (Angebot


von Geld) fort, und der eine, die Verbesserung der Handelstechnik, hat beim


Gelde sogar den umgekehrten Einfluß wie bei den Waren. Das Angebot von


Waren geht durch die Verbesserungen der Handelstechnik, die den Zwischen-


handel einschränken, zurück, die Nachfrage d. i. das Angebot von Geld dagegen


wächst in Folge der gleichen Verbesserungen.


Für die Waren, für das Angebot sind in erster Linie die Produktionsverhältnisse


maßgebend, die Fruchtbarkeit der Natur, die Intelligenz der Arbeiter, die


Vollkommenheit der Werkzeuge. Für die Nachfrage ist das alles gleichgültig. Das


Gold wird nicht produziert, sondern gefunden, und der für heute, d. h. für die


heute lebende Generation allein in Betracht kommende Vorrat wird von den


Vorfahren geerbt, oder wenn es sich um Papiergeld handelt, willkürlich „aus-


gegeben“. Für das Angebot ist die vorjährige Produktion ohne Einfluß, in der


Nachfrage dagegen spielt das Gold, das Salomo aus Ophir bezog, noch heute


als Partikel der Münzen sicherlich eine Rolle. Das Angebot wird von uns alle


Jahre neu erzeugt, die Nachfrage haben wir von Salomo, Montezuma, von den


Hunnen geerbt. Wie groß das Angebot sein wird, bestimmt die lebende


Generation von Produzenten; wie groß die Nachfrage ist, bestimmen zum Teil


Menschen, deren Gebeine schon längst zu Staub geworden sind. Tausend


Millionen Menschen sind beschäftigt, das Angebot zu speisen, die Nachfrage


wird von einer Handvoll Abenteurer in Alaska und Afrika unterhalten.


Aber für die Nachfrage kommt auch die Schnelligkeit des Geldumlaufes in


Betracht, und da mag es manchem schwer werden, irgend eine Grenze für diese


Schnelligkeit zu finden. Er wird 
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darum geneigt sein, anzunehmen, daß die Nachfrage (die doch zusammen mit


dem Angebot die wichtige Rolle des allgemeinen Preisrichters spielt) etwas ganz


Unbestimmbares sei.


Und in der Tat läßt sich auch kaum eine Schnelligkeit des Umlaufes denken,


die sich nicht durch irgend eine Einrichtung vergrößern ließe.


Hat man sich mit Mühe und Not eine Grenze für die Schnelligkeit gesteckt, und


es macht dann jemand etwa den Vorschlag, das Geld mit Schwefelwasserstoff


zu durchtränken, damit sich jeder beeile, es wieder weiter zu geben, so sieht


man, daß die Grenze der möglichen Schnelligkeit nicht weit genug gesteckt war.


Aber für die Praxis, für die heutige Nachfrage kommt es gar nicht darauf an, ob


man morgen die Schnelligkeit des Geldumlaufes wird vergrößern können. Das


„heute“ gilt auf dem Markte, das „morgen“ wird nur soweit diskontiert, wie man es


klar übersehen kann. Wir können uns ja auch für die Schnelligkeit der Eisenbahn


keine Grenzen denken, die wir nicht noch durch irgend eine Verbesserung über-


schreiten könnten; aber für heute liegt diese Schnelligkeit innerhalb der Grenzen,


die die fertigen Maschinen, der Bahndamm, die Brücken und Kurven scharf


vorzeichnen. Es ist uns allen ganz selbstverständlich, daß wir heute nicht


beliebig schnell fahren können. Mit einiger Überlegung wird uns aber der Begriff,


daß das Geld heute auch nicht beliebig schnell umlaufen kann, ebenso geläufig


sein, und daß die gegebenen Handelseinrichtungen der Schnelligkeit des


Geldumlaufes eine Maximalgeschwindigkeit vorzeichnen, die heute einfach nicht


überschritten werden kann.


Aber dies sagt nicht, daß die Handelseinrichtungen nicht noch verbessert wer-


den können. Sie werden tatsächlich fast täglich verbessert. Durch die deutsche


Münzreform, die an Stelle des früheren Mischmasches eine gleichartige Münze


setzte, die ohne Prüfung frei von Hand zu Hand gehen kann, ist sicherlich die


Möglichkeit eines schnelleren Umlaufes geschaffen worden.


Man könnte auch zu einer umgekehrten Ansicht gelangen. Tatsächlich muß die


größere Sicherheit. die die neue Münze vor Kursverlusten und Fälschungen


bietet, einen größeren Reiz auf die Sparer geübt haben, als die schäbigen


Groschen, Taler und Gulden. Geld sparen heißt aber den Umlauf unterbrechen.


Sicherlich liegt hier ein Hemmungsmoment.


Durch die Börsen, Clearings, Wechsel, Schecks wird bestimmt dem Geld eine


größere Umlaufsschnelligkeit gestattet. Wie noch heute die Viehhändler, so 


trugen früher die Kaufleute allgemein 
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das Geld für ihre Einkäufe in bar bei sich, auch sagt man, der Seeweg nach


Indien sei mit einer Geldschicht bedeckt, die in Schiffbrüchen verloren ging.


Namentlich hat aber das Geldsparen andere Formen angenommen. Früher


verbargen die Sparer das Geld allgemein in einem vergrabenen Topf, in der


Matratze usw. Heute bringen sie es durch die Sparbanken (Postsparkassen)


wieder in Umlauf. Gewaltige Summen verstärken so die Nachfrage.


Selbst die modernen Warenhäuser können als eine Beschleunigung des


Geldumlaufes angesehen werden, denn hier kann der Käufer in einem Tag eine


Summe los werden, für deren Unterbringung in den zerstreuten Läden der Stadt


er sonst zwei Tage gebraucht hätte.


Kurz, die Möglichkeit einer ständigen Erweiterung der Grenzen der Umlauf-


schnelligkeit kann nicht geleugnet werden, aber diese Möglichkeit kann das Bild


in keiner Weise trüben oder verwischen, das wir jetzt von der Nachfrage ge-


wonnen haben.


Die Nachfrage wird also bestimmt von der Größe des Geldbestandes und von


der Schnelligkeit des Geldumlaufes. Die Nachfrage wächst im genauen


Verhältnis mit dem Wachstum des Geldbestandes und mit der Schnelligkeit des


Geldumlaufes.


Das ist, was wir von der Nachfrage vorerst wissen müssen, um ein ganz allge-


meines Bild von der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot zu gewin-


nen. Freilich ist es noch nicht viel, was wir wissen. Aber es ist wenigstens


Substanz in diesen Worten, wir können Nachfrage und Angebot jetzt greifen,


betasten, wägen. Es sind keine Phantastereien mehr. Wenn wir von Angebot


sprechen, so denken wir nicht mehr an Handlungen, Spekulation und sonstigen


Unsinn, sondern wir sehen dort vor uns einen Güterzug vorüberfahren, mit


Bergen von Holz, Stroh, Kalk, Gemüse, Wolle, Erde usw. Das alles sehen wir


genau, mit unseren Augen, und die übrigen Sinne sind da zur Nachprüfung, daß


wir nicht schlafen, träumen.


Und wenn wir von Nachfrage sprechen, so sehen wir auch keine Bettler, kein


Defizit, keinen Zins usw., sondern sehen Geld, Papier- oder Metallgeld, Geld das


wir greifen und zählen können. Wir sehen, daß das Geld durch eine ihm eigene


Kraft in Bewegung, in kreisende Bewegung gesetzt wird, die von den uns be-


kannten Handelseinrichtungen gefördert, beschleunigt wird. Wir sehen das Geld


genau und beobachten, wie es in jedem Kreislauf, den es beschreibt, eine


Anzahl Waren greift und aus 
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dem Markt in die Häuser der Konsumenten wirft. Wir begreifen es es jetzt, weil


wir mit unseren Augen den Vorgang verfolgen, daß die Nachfrage z.T. davon


abhängig ist, wie schnell das Geld nach jedem Wurf nach einer anderen Ware


ausgreift, und sprechen jetzt nicht mehr papageienhaft, sondern mit dem


Bewußtsein, auf den Grundmauern der Volkswirtschaft zu stehen, die Worte aus:


Die Preise werden durch Nachfrage und Angebot selbstherrlich bestimmt.
In ziffernmäßiger Darstellung der bis jetzt besprochenen Elemente des Preises


erhalten wir ungefähr folgendes Bild:
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Erklärung: Als Tonne kann natürlich irgend eine Ware genommen werden, Torf


z. B. Man fragt dann, wie viel Kartoffeln, Milch, Heidelbeeren, Buchweizen usw.


bei den heutigen Preisen für eine Tonne Torf eingetauscht werden können. Dann


sind je 50 kg Kartoffeln 1A Qualität, je 100 Liter Vollmilch, je 60 Liter Buch-


weizen usw. = 1 Tonne Angebot.


Mit der Nachfrage verhält es sich so: Man fragt: Wie viel Geld kann bei be-


kannter Geldmasse und heutiger Umlaufsgeschwindigkeit heute angeboten wer-


den, und wie viel Tonnen Waren können bei den jetzigen Preisen dafür gekauft


werden? Antwort: 1000 Tons. Da die Preise, die diesen 1000 Tons zugrunde ge-


legt wurden, sich durch Nachfrage und Angebot bilden, so muß notwendiger-


weise die durch das angebotene Geld in Tonnen ausgedrückte Nachfrage sich


immer dem in Tonnen ausgedrückten Angebot anpassen. Ist das nicht der Fall,


wie z. B. in obiger Aufstellung, wo einem Angebot von 1250 Tonnen eine Nach-


frage von 1400 gegenüber steht, so kommt früh oder spät die Übereinstimmung


durch Preisänderungen zustande. In unserem Beispiel würde die Nachfrage


durch Rückgang der Preise um ca. 10 Proz. von 1200 auf 1400 Tonnen geho-


ben, ohne daß die, diese Nachfrage vertretende Geldsumme vermehrt würde.


Das Gesetzmäßige im Umlauf des heutigen Geldes.


Wenn man Nachfrage und Angebot als obersten, als einzigen Preisrichter ein-


setzt, wenn man den Gegenstand der Werttheorien als ein Hirngespinst erkannt


hat, wenn man eingesehen hat, daß die Produktion um den Preis als


Schwerpunkt pendelt und nicht umgekehrt, so wird der Preis und alles was auf


ihn einwirkt, zum 







Brennpunkt unseres Interesses, und Dinge, die wir bis dahin als Nebensache


betrachteten, gewinnen mit einem Schlage ganz außerordentliche Bedeutung.


Und als einen solchen, bisher gänzlich unbeachteten Umstand erwähne ich die


Tatsache, daß man, dank der Beschaffenheit des Geldes, die Nachfrage (also


das Angebot des Geldes) von einem Tage, von einer Woche, von einem Jahre


zum anderen verschieben kann, ohne unmittelbare Verluste zu erleiden –


während das Angebot (das Angebot der Waren) durchweg nicht um einen Tag


zurückgehalten werden kann, ohne dem Besitzer Unkosten aller Art zu verur-


sachen.


Die im Juliusturm verscharrte Nachfrage von 120 Millionen z. B. ist in 40


Jahren nicht einmal betätigt worden, und die Unkosten, die dem Staat dieser


sogenannte Kriegsschatz verursacht, kommen allein von außen, nicht vom


Innern des Turmes. Quantum und Qualität des Goldes ist absolut unverändert


geblieben. Nicht ein Pfennig ist durch Substanzverlust verloren gegangen.


Dagegen kostet der in Bern aufgehäufte reale Kriegsschatz, der sogenannte


Bundes-Weizen, jährlich neben den Kosten der Bewachung, Wartung,


Aufspeicherung noch 10 Proz. Substanzverlust. (Ohne den Zins, auf den auch


der Spandauer Schatz verzichtet.)


Die Gegenstände, die das Angebot vertreten, verderben, sie werden leichter,


schlechter, fallen gegenüber den frischen Produkten ständig im Preise.


Bruch, Rost, Fäulnis, Nässe, Hitze, Kälte, Wind, Blitz, Staub, Mäuse, Motten,


Fliegen, Spinnen, Feuer, Hagel, Erdbeben, Krankheiten, Unglücksfälle, Über-


schwemmungen und Diebe arbeiten nachdrücklich und ohne auszusetzen an der


Qualität und Quantität der Waren, und nicht viele unter ihnen gibt es, die nicht


bereits nach wenigen Tagen oder Monaten deutliche Spuren dieser Angriffe


zeigen. Und gerade die wichtigsten und unentbehrlichsten unter den Waren, die


Lebensmittel und Kleider, widerstehen ihren Feinden am schlechtesten.


Wie alles Irdische, so ist die Ware in steter Umwandlung begriffen. Wie das Erz


sich im Feuer in reines Eisen verwandelt, so verwandelt sich das reine Eisen im


langsamen Feuer der Atmosphäre wieder in Rost. Der schöne Pelz fliegt in


Gestalt von tausend Motten zum Fenster hinaus, das Holzwerk des Hauses ver-


wandeln die Würmer in Staub, und selbst das Glas, das dem Zahn der Zeit 


besser als andere Waren widersteht, sucht die Metamorphose wenigstens als


Scherbe mitzumachen.


112







So hat jede Ware ihren besonderen Feind, den Bruch für Glaswaren, die


Motten für Pelzwaren, Rost für Eisenwaren, die Krankheiten für Tiere, und zu


diesen Spezialfeinden gesellen sich noch die Generalfeinde, die für alle Waren


gemeinschaftlich gelten – Wasser, Feuer, Diebe usw. und der Sauerstoff der Luft,


der langsam aber sicher alles verbrennt.


Wenn man die Waren gegen alle diese Verluste versichern wollte, wie viel


Versicherungsprämie müßte man wohl bezahlen? Wie viel bezahlt der


Ladenbesitzer allein an Miete für den Platz, wo seine Waren lagern?


Aber die Ware verdirbt nicht allein, sondern sie veraltet. Wer würde heute noch


einen Vorderlader, ein Spinnrad, einen Zeppelin kaufen? Wer würde für solche


Gegenstände die Materialkosten bezahlen? Die Warenproduktion wirft ständig


neue, bessere Modelle auf den Markt, und kaum hatte der Zeppelin seine


Lenkbarkeit gezeigt, so wurde er schon überflügelt, figürlich sowohl wie tatsäch-


lich.


Wie kann sich nun der Warenbesitzer gegen solche Verluste schützen? Nur


dadurch, daß er seinen Kram so schnell wie möglich verkauft. Und um ihn zu


verkaufen, muß er ihn anbieten. Die Waren, sein Eigentum, zwingen ihn ger-


adezu zum Angebot. Widersteht er diesem Zwang, so wird er bestraft, und die


Strafe vollstreckt sein Eigentum, die Waren.


Dabei ist zu bedenken, daß unausgesetzt neue Produkte auf den Markt kom-


men, daß die Kuh regelmäßig alle Tage gemolken werden muß, daß der


Proletarier durch den unmittelbaren Hunger gezwungen ist, täglich zu arbeiten.


Das Angebot muß also größer, dringender werden, in demselben Maße wie etwa


der Verkauf, der Absatz stockt. Der Regel nach ist darum auch der Zeitpunkt, wo


die Ware die Fabrik verläßt, der günstigste für den Verkauf, und je länger der


Verkauf hinausgeschoben wird, um so ungünstiger die Marktverhältnisse. Der


Kaffeestaat von Sao Paulo wird diesen Satz sicherlich bestätigen, denn er macht


augenblicklich diese Erfahrung im großen.


Warum läuft und schreit der Zeitungsverkäufer? Weil seine Ware wenige


Stunden nach der Geburt schon Makulatur wäre. Der Milchhändler hat eine


helltönende Glocke an seinem Wagen angebracht, er darf den Tag, will sagen,


die Stunde und Minute nicht für den Verkauf verpassen. Die Gemüsefrau steht


von allen Bürgern zuerst auf, sie weckt den Haushahn regelmäßig aus seinem


Schlaf. Der Metzger darf die Zeit auch nicht verschlafen, 
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er kann der Pfingstfeier wegen nicht den Laden schließen – denn 24 Stunden


würden genügen, um sein ganzes Kapital in beginnende Fäulnis zu bringen. Der


Bäcker gar kann seine Ware zum regulären Preis nur absetzen – so lange die


Brötchen noch warm sind. Er hat es jahraus jahrein ebenso eilig wie die braven


Basler, die den heißen Hirsebrei nach Straßburg bringen. Und der Bauer, der mit


der Pflugschar die Kartoffeln aus der Erde geworfen und sie nun den


Nachtfrösten ausgesetzt hat? Er sammelt sie eilig und bringt sie mit gleicher Eile


auf den Markt – um das schöne Wetter auszunutzen und um das mühsame Auf-


und Abladen seiner billigen und schweren Ware möglichst zu verhüten.


Und das Heer von Arbeitern, die 10 000 Arbeiterbataillone? Haben es diese


nicht ebenso eilig wie der Zeitungsmann, die Gemüsefrau, der Bauer? Wenn sie


nicht arbeiten, geht mit jedem Pendelschlag der Uhr ein Teil ihrer Habe verloren.


So sehen wir, wie die Natur der Ware, ihre Vergänglichkeit, die große Mehrheit


des Volkes aus dem Schlafe rüttelt, sie zur Eile anspornt und sie zwingt,


regelmäßig zu einer bestimmten Stunde auf dem Markte zu erscheinen. Die


Eigentümer erhalten von der Ware den Befehl, sie zu Markte zu führen, unter


Androhung von Strafe, die die Ware auch selbst vollstreckt. Das Angebot der
Ware geht also von der Ware aus, nicht vom Eigentümer; einen Willen läßt die


Ware ihrem Eigentümer nur in seltenen Ausnahmen und dann noch in


beschränktem Maße. So könnte der Bauer z. B. das Korn nach dem Drusch in


seiner Scheune aufspeichern, um eine bessere Verkaufsgelegenheit abzuwarten.


Die Natur des Kornes läßt dem Eigentümer mehr Muße zum Überlegen, als die


Natur des Salats, der Eier, der Milch, des Fleisches, der Arbeitskraft. Aber lange


darf der Bauer auch nicht überlegen, denn das Korn verliert an Gewicht und


Qualität, wird von Mäusen und Gewürm angegriffen und muß vor Feuer und


anderen Gefahren geschützt werden. Übergibt der Bauer den Weizen einem


Lagerhaus, so kostet ihn die Sache, abgesehen vom Zins, in 6 Monaten einen


bedeutenden Teil des Weizens.


Auf alle Fälle muß aber der Weizen verkauft werden vor der nächsten Ernte,


die durch die Zufuhren von der südlichen Halbkugel jetzt alle 6 Monate eintritt.


Es ist also klar das Angebot der von der Arbeitsteilung fortlaufend erzeugten


Waren untersteht einem ständigen Druck, 
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dem es in der Regel sofort nachgibt, und darum können wir das Angebot von


Waren, d. i. die Nachfrage nach Geld, mit der Ware selbst identifizieren, sie von


menschlichen Handlungen unabhängig erklären. Das Angebot ist also eine
Sache, ein Gegenstand, ist Substanz.


Man kann also sagen, ohne Widerspruch befürchten zu müssen, daß das


Angebot durchweg einem mächtigen, täglich wachsenden, alle Hindernisse über-


windenden, materiellen inneren Zwang unterliegt, einem Zwang, der der Natur


der das Angebot darstellenden Dinge anhaftet. Das Angebot kann nicht hinaus-


geschoben werden. Unabhängig vom Willen der Warenbesitzer muß das


Angebot täglich auf dem Markte erscheinen. Ob es regnet, schneit, oder ob die


Sonne brennt, ob politische Gerüchte die Börse beunruhigen, das Angebot ist


immer gleich dem Vorrat an Waren. Und selbst dann noch ist das Angebot gleich


dem Warenbestand, wenn der Preis der Waren unbefriedigend ist. Ob der Preis


dem Produzenten Gewinn oder Verlust bringt – einerlei, die Waren werden ange-


boten, müssen angeboten werden, und zwar in der Regel sofort.
—


Das Angebot ist immer gleich dem Warenbestand. Die Nachfrage ist dagegen,


wie schon gesagt, von solchem Zwang befreit. Aus Gold hergestellt, einem Edel-


metall, das wie der Name schon sagt, eine Ausnahmestelle unter den irdischen


Stoffen einnimmt, und sozusagen als Fremdkörper dieser Erde betrachtet wer-


den kann, widersteht es siegreich allen Zerstörungselementen der Natur.


Das Gold rostet nicht und fault nicht, es bricht nicht und stirbt nicht. Frost,


Hitze, Sonne, Regen, Feuer, nichts kann ihm schaden. Das Geld, das wir aus


Gold machen, schützt seinen Besitzer vor jedem Substanzverlust. Auch die


Qualität ändert sich nicht. Vergraben wir einen goldenen Schatz, meinetwegen in


einem Morast, ohne irgendwelche Hülle, so wird dieser Schatz noch nach 1000


Jahren ganz unversehrt sein.


Dabei ist auch die Neuproduktion des Goldes im Verhältnis zu der seit Urzeiten


aufgespeicherten Goldmasse unerheblich, sie wird in 3 oder 6 Monaten, ja in


einem Jahr kaum 1% des Goldbestandes betragen.


Auch vom Modenwechsel wird die Goldwährung nicht berührt, denn der einzige


Modenwechsel, der hier in 4000 Jahren stattfand, 
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war der Übergang von der Doppelwährung zur einfachen Goldwährung.


Das einzige, was das Gold vielleicht zu befürchten hat, wäre die Erfindung


eines brauchbaren Papiergeldes, aber selbst gegen solche Möglichkeit ist der


Goldbesitzer dadurch geschützt. daß solches Papiergeld nur durch den Willen


des Volkes zustande kommen kann – ein schwerfälliger Feind, der ihm Zeit zur


Flucht läßt.


So ist der Besitzer des Goldes vor jedem Verlust durch die eigentümlichen


Eigenschaften dieses Fremdkörpers geschützt. Die Zeit geht am Gold spurlos


vorüber, der Zahn der Zeit kann ihm nichts anhaben.


Der Inhaber des Goldes ist also vor jedem Substanzverlust geschützt; das


Gold drängt ihn nicht zum Verkauf. Er kann warten; freilich verliert er den Zins,


so lange er wartet. Aber gewinnt er den Zins vielleicht nicht gerade darum, weil


er warten kann? Auf alle Fälle verliert der Besitzer der Ware, der auf den Verkauf


warten muß auch den Zins. Er verliert den Zins und hat den Substanzverlust,


dazu noch die Unkosten der Lagerung und Wartung. Während der Besitzer des


Goldes nur den Verlust eines Profites hat.


Der Besitzer des Goldes kann also warten, er kann die Nachfrage hinaus-


schieben; er kann seinen Willen geltend machen. Freilich wird er früh oder spät


das Gold anbieten, denn an sich ist es ihm nutzlos, aber den Zeitpunkt, wo das
geschieht, kann er auswählen.


Das Angebot ist mit den Warenmassen immer genau zu messen, es deckt sich


mit diesen Waren. Der Wille des Warenbesitzers ist so machtlos, daß wir ihn


füglich unberücksichtigt lassen können.


Bei der Nachfrage dagegen kommt der Wille des Geldbesitzers zur Geltung.


Die Ware befiehlt, duldet keinen Widerspruch; das Gold ist geduldiger Diener


seines Herrn. Dort Zwang, hier Freiheit, und beides, Zwang auf der einen Seite,


Freiheit auf der anderen – bestimmen den Preis.


Der Besitzer des Geldes führt die Nachfrage an der Leine wie einen Hund; und


der Hund beißt, wenn er gehetzt wird. Und auf wen könnte die Nachfrage wohl


gehetzt werden?


Oder um die Marxsche Bildersprache zu gebrauchen: Die Nachfrage betritt den


Markt, frei und stolz einherschreitend, wie jemand, der, an den Sieg gewöhnt, ihn


für selbstverständlich 
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hält; das Angebot, in gedrückter, bescheidener Haltung, wie jemand, der nichts


zu erwarten hat – als die Gerberei.


Und woher dieses verschiedene Verhalten? Weil der eine Gold zu verkaufen


hat, der andere Schmutz. Weil der eine warten kann und der andere nicht. Weil


der eine den Tauschvermittler besitzt und er den Tausch, dank der körperlichen


Eigenschaften des Tauschvermittlers, ohne persönlichen Schaden zu erleiden,


unterbinden kann, während dem anderen aus solcher Unterbrechung ein persön-


licher Schaden erwachsen würde, der um so schwerer wird, je länger die


Unterbrechung anhält. Weil dieses Verhältnis den Warenbesitzer in Abhängigkeit


vom Geldbesitzer bringt oder, um es in der kurzen und klaren Weise von


Proudhon auszudrücken: Weil das Gold nicht Schlüssel, sondern Riegel des
Marktes (des Warenaustausches) ist.


Wenn nun die Nachfrage die Freiheit, die sie genießt, sich zu Nutze macht und


vom Markt fernbleibt?


Dann wirkt der Zwang, dem das Angebot unterworfen ist, dahin, daß das


Angebot die Nachfrage aufsucht, ihr entgegeneilt, sie heranzulocken sucht durch


Anbietung irgend eines Vorteiles.


Das Angebot braucht die Nachfrage und zwar sofortige Nachfrage, und der


Nachfrage ist diese Notlage oder Zwangslage des Angebots bekannt.


Folglich wird die Nachfrage der Regel nach eine Extraleistung fordern können
für das Vorrecht, vom Markte fern bleiben zu können.


Und warum würde der Besitzer des Geldes nicht diese Extraleistung ein-


fordern? Ist nicht unser ganzes Wirtschaftssystem, die Preisbestimmung durch


Nachfrage und Angebot, auf die Ausbeutung der Verlegenheiten des Nächsten


begründet? Wie wir das mit der Ausführlichkeit, die die Sache verdient, auf 


S.39–41 gezeigt haben?


Nehmen wir an, Müller und Schmied, durch Raum und Zeit getrennt, wollen


ihre Produkte, Mehl und Nägel, austauschen und brauchen zu dem Zwecke das


Geld im Besitze Meyers. Meyer kann den Tausch mit seinem Gelde sofort ver-


mitteln, er kann ihn aber auch verzögern, verschleppen, unterbinden, verbieten,


denn sein Geld läßt ihm ja Freiheit, den Zeitpunkt für die Vermittlung des


Tausches auszuwählen. Ist es da nicht selbstverständlich, daß Meyer sich diese


Macht bezahlen läßt und daß Müller und Schmied in einen Abzug vom Mehl und


Nägel 
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einwilligen müssen? Was bleibt ihnen anderes zu tun übrig? Verweigern sie dem


Geld den Tribut, so zieht sich das Geld einfach vom Markte zurück, und Müller


und Schmied müssen unverrichteter Sache ihre Habe mit schweren Unkosten


wieder nach Hause bringen. Müller und Schmied werden dann gleichzeitig als


Konsument wie als Produzent notleiden. Als Produzent, weil ihre Sache verdirbt,


als Konsument weil sie die Dinge entbehren, für deren Eintausch sie ihre


Produkte zu Markte brachten.


Hier ist als Vorbereitung für den Gedanken der Geldreform die Bemerkung 


nützlich, daß wenn Meyer statt Gold irgend eine andere Ware als Tauschmittel


besäße, meinetwegen Tee, Pulver, Salz, Vieh usw., der Charakter dieses


Tauschmittels ihm die Freiheit einer Verschleppung der Nachfrage und damit


auch die Macht nehmen wurde, einen Tribut von den anderen Waren zu


erheben.


Wir können also sagen: Unser heutiges Geld vermittelt der Regel nach (also


kaufmännisch) den Austausch der Waren nur unter der Bedingung eines


Tributes. Ist der Markt die Straße, auf der die Waren ausgetauscht werden, so ist


das Geld der Schlagbaum, der nur nach Zahlung des Wegegeldes gehoben wird.


Das Wegegeld, der Profit, der Tribut, der Zins, oder wie man es nennen mag, ist


die allgemeine Voraussetzung des Warenaustausches. Kein Tribut, kein Tausch.


Und man verstehe mich recht hier. Ich spreche nicht vom Handelsgewinn, von


der Bezahlung, die der Kaufmann für seine Arbeit verlangt und verlangen kann.


Das, wovon ich hier spreche, ist der Gewinn, den der Geldbesitzer von den


Warenproduzenten darum verlangen kann, weil er den Austausch ihrer Produkte


durch Zurückhalten des Geldes zu verhindern vermag. Das hat mit dem


Handelsgewinn nichts gemein; das ist eine gesonderte Leistung, die das Geld für


sich einkassiert, ein Tribut, den das Geld erheben kann, weil es frei ist vom


materiellen Angebotszwang, dem die Waren allgemein unterworfen sind. Zwang,


materieller, der Ware anhaftender Zwang beim Angebot; Freiheit, Wille,


Unabhängigkeit von der Stunde, von der Zeit bei der Nachfrage – das Resultat
muß ein Tribut sein. Die Ware muß dem Gelde diese Freiheit bezahlen; es geht


nicht anders. Ohne Tribut wird kein Geld angeboten; ohne dem Geld die


Tauschvermittlung zu bezahlen, erreicht keine Ware den Bestimmungsort. Kann


aus irgend einem Grunde das Geld seinen gewohnten Tribut nicht erheben – so


bleiben die Waren liegen, sie verderben, verfaulen, vergehen (Krise).
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Die Grenzen dieses Tributes werde ich in einem späteren Kapitel dieses


Buches, der die Zinstheorie behandelt, genau abstecken; für das, was ich jetzt


zu zeigen habe, genügt die Feststellung, daß das Geld nur unter der Voraus-


setzung eines vom Handelsprofit gesonderten Tributes zirkuliert, d. h. den


Warenaustausch vermittelt.


Der Einwand, daß die Geldbesitzer unaufschiebbare persönliche Bedürfnisse


an Waren haben, die in ihrer Wirkung einer Zwangsnachfrage gleichkommen,


und daß diese Zwangsnachfrage den Einfluß des Zwangsangebotes auf den


Preis nullifiziert, ist nicht stichhaltig. Wenn auch anerkannt wird, daß das


Interesse der Konsumenten am Kauf ebenso groß ist, wie das Interesse des


Produzenten am Verkauf, so darf man hier nicht vergessen, daß zwischen


Konsumenten und Produzenten aller Regel nach der Händler steht, der die durch


Ort und Zeit getrennten Warenbesitzer verbinden soll. Dieser Händler hat aber


ganz andere Interessen als die der Produzenten und Konsumenten. In seinem


Interesse liegt es, Konsumenten und Produzenten zu trennen, den Austausch zu


unterbinden, um die dadurch entstehenden Verlegenheiten auszubeuten. Das


Werkzeug für die Unterbindung des Austausches ist das Geld. Hätte der


Geldinhaber statt Gold eine andere Ware als Geld, z. B. Nüsse, Butter, Bier usw.,


so würde die Natur solchen Geldes die Zwangslage der Produzenten und


Konsumenten auch auf den Händler übertragen, und dann wäre das Gleich-


gewicht zwischen Nachfrage und Angebot hergestellt. Dem Zwangsangebot


stände in der Natur der zu Geld erhobenen Ware eine Zwangsnachfrage


gegenüber.


Und ist schon der Profit selbstverständliche Voraussetzung der Nachfrage, so


ist der Fall erst recht ausgeschlossen, daß sich die Nachfrage auf dem Markte


einstellt, wenn ihr dort direkte Verluste winken. Das Angebot stellt sich ein ohne


jede Rücksicht auf Gewinn und Verlust; die Nachfrage zieht sich bei schlechten


Aussichten in ihre Festung, das ist die Unverwüstlichkeit, zurück und wartet dort


mit Seelenruhe die Zeit ab, wo die Verhältnisse für einen Ausfall günstiger 


werden.


Nachfrage, regelrechtes kaufmännisches Angebot des Geldes gegen Waren,


gibt es also nur, solange die Marktverhältnisse:


1. genügende Sicherheit gegen Verluste


2. dem Geld einen Tribut bieten.


Da kann es kaum noch interessant sein zu forschen, auf welche Weise die


Nachfrage das Angebot dahin bringt, daß die beiden Voraussetzungen des


Geldumlaufes erfüllt werden, und zwar uninteressant darum, weil wir jetzt die


Ausrüstung der beiden 
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Gegner kennen und mehr das Schlachten eines Hähnchens, als einen regel-


rechten Hahnenkampf erwarten können.


Trotzdem dürfen wir uns das Schauspiel nicht ersparen. Wir können noch


manches daraus lernen, und an Überraschungen fehlt es auch nicht.


Also der Profit ist die Voraussetzung des Angebots des Geldes gegen Ware.


Das heißt soviel, daß niemand Ware kauft, wenn er keinen Preis erwarten kann,


der höher steht als der Einkaufspreis.


Es sei 100 der Einstandspreis der Ware


5 der Preis, den der Kaufmann für seine Arbeit nach den 


Gesetzen des Wettbewerbes anrechnen kann


5 der Tribut des Geldes. So ist


110 der Preis, den der Kaufmann haben muß.


Glaubt der Kaufmann diesen Preis nicht erzielen zu können, so hält er auch


mit dem Geld zurück. Er wird vielleicht (wie jeder Arbeiter) von seinem


Arbeitslohn etwas ablassen, aber den Einstandspreis muß er auf alle Fälle 


herausschlagen, ebenso den Tribut des Geldes.


Der Fall aber, daß der Preis der Waren in dem Zeitraum, der zwischen Ein-


und Verkauf der Regel nach verstreicht, heruntergeht, daß also der Verkaufspreis


unter den Einstandspreis fällt, kann eintreten. Erfahrungsgemäß muß sogar jeder


Kaufmann mit dieser Möglichkeit rechnen.


Betrachten wir die Tabelle auf S.110 d. B. Von wie vielen Umständen hängt da


nicht der Preis ab! Ein Mann, wie James Watt, der jedem Arbeiter 1000 Hände


schenkte, kann alle Tage eine starke Vermehrung des Angebots bewirken; er


kann alle Tage den Erlös der Waren unter den Einstandspreis drücken. Und


wenn dieser Fall eintritt, wer wird dann noch Nachfrage halten, wer wird Geld in


Waren anlegen, wenn das Angebot größer als die Nachfrage ist? Der Umlauf des


Geldes ist rechnerisch unmöglich, wenn die Warenpreise fallen, und sie können


fallen, es genügt ja dazu, daß das Angebot, die Warenproduktion wächst.


Halt! Einen Augenblick! Was ist da gesagt worden? Die Nachfrage zöge sich


zurück, der Umlauf des Geldes wäre rechnerisch unmöglich, sobald die Preise


zurückgehen! Aber die Preise gehen doch zurück, gerade weil die Nachfrage


ungenügend ist! 
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Und weil sie nicht genügend ist, um einen Preisrückgang zu verhüten, zieht sie


sich zurück, wird also noch kleiner?


Gewiß, so ist es; es ist kein Schreib- oder Druckfehler in diesem Satz. Das
Geld zieht sich tatsächlich vom Markte zurück, der Umlauf des Geldes ist
unmöglich, rechnerisch unmöglich, sobald das Angebot des Geldes ungenügend
ist und ein Rückgang der Warenpreise eintritt oder erwartet wird.


Als nach Einführung der Goldwährung die Geldfabrikation um den ganzen


Betrag der Silberproduktion abnahm und die Preise fielen, da war auch der


Umlauf des Geldes unmöglich geworden, und das Gold häufte sich in den


Banken an. Der Zinsfuß ging ständig zurück. Als dann die Bimetallisten ihren


Kriegszug gegen die Goldwährung eröffneten und die damals herrschende chro-


nische Wirtschaftskrise mit einer ungenügenden Geldproduktion begründeten, da


wiesen die Bamberger und Genossen auf die großen Bankreserven, auf den


niedrigen Zinsfuß und erklärten diese Erscheinungen als einen unumstößlichen


Beweis dafür, daß es eigentlich noch zu viel Geld gab. Den Preisfall begründeten


sie mit einem allgemeinen Rückgang der Produktionskosten (auch des Goldes?),


mit einer Überproduktion an Waren.


Die Bimetallisten, vor allem Laveleye, entkräfteten diese Beweisführung auf


glänzende Weise durch den Nachweis, daß das Geld kaufmännisch nicht


umlaufen kann, sobald es nicht in genügender Menge angeboten wird, um einen


Rückgang der Preise zu verhindern. Die großen Bankdepots, der niedrige Zins


wären der schlagendste Beweis dafür, daß nicht genügend Geld angeboten


wurde.


Jedoch unsere im Wertnebel herumirrenden Währungsphilosophen haben


diesen Sachverhalt niemals begriffen. Und auch heute noch ist er ihnen nicht


klar; obschon die Entwicklung der Geldverhältnisse ihnen inzwischen genügende


Beweise für die Richtigkeit dieser bimetallistischen Theorie geliefert hat. Denn


seitdem der Zufall große Mengen Goldes hat finden lassen, und die Warenpreise


auf der ganzen Linie mächtig aufwärtsstreben, – sind die großen Bankbestände


verschwunden und der Zinsfuß ist höher als je. Also ist es doch so, daß die
Banken sich füllen, daß der Zinsfuß fällt, weil es an Geld fehlt; und daß


umgekehrt die Banken sich leeren und der Zinsfuß steigt, weil zuviel Geld an-


geboten wird.
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Und die Preise fallen ja gerade darum, weil das Geldangebot ungenügend ist.
Dabei ist es gar nicht einmal nötig, daß die Warenpreise tatsächlich fallen, um


das Geld zu veranlassen, sich vom Markte in seine Festung zurückzuziehen. Es


genügt dazu, daß nach allgemeiner Ansicht die Preise fallen werden (wobei es


wieder ganz einerlei ist. womit solche Ansicht begründet wird), um die Nachfrage


stutzig zu machen, um das Angebot des Geldes zu verhindern – und um dadurch


das, was man erwartet oder befürchtet, wirklich eintreten zu lassen. Denn die
Preise werden durch Nachfrage und Angebot bestimmt und gehen zurück, sowie
die Nachfrage ausbleibt.


Liegt in diesem Satz nicht eine Offenbarung? Zeigt sie uns die Natur der


Wirtschaftskrisen nicht mit einer Deutlichkeit, die keine der dickleibigen


Untersuchungen über den Gegenstand erreicht? Der Satz zeigt uns, wie es


kommt, daß manchmal über Nacht eine Krise, ein schwarzer Freitag ausbrechen


kann, der Tod und Verderben um sich streut.


Die Nachfrage verschwindet, verbirgt sich, weil sie ungenügend war, um den


Austausch der Waren auf dem bisherigen Preisstand auszuführen! Das Angebot


war größer als die Nachfrage, darum muß sich die Nachfrage ganz


zurückziehen. Der Kaufmann schreibt eine Bestellung aus auf Kattun. Hört er


aber, daß die Kattunproduktion gestiegen ist, so wirft er den Bestellungsbogen 


in den Papierkorb! Ist das nicht köstlich?


Aber wirft die Produktion nicht ständig neue Warenmassen auf den Markt und


wachsen darum nicht die Bestände, sobald der Absatz stockt? Steigt nicht das


Wasser im Flußbett, wenn man die Schleusen schließt?


Das Angebot wird also größer, dringender, weil die Nachfrage zögert, und die
Nachfrage zögert ja nur darum, weil das Angebot zu groß ist im Verhältnis zur
Nachfrage.


Auch hier ist weder Schreib- noch Druckfehler. Die vom Standpunkt des


Unbeteiligten so lächerliche Erscheinung der Wirtschaftskrisen muß auch eine


lächerliche Ursache haben Die Nachfrage wird kleiner, weil sie zu klein ist, das
Angebot wird größer, weil es zu groß ist!


Hier mögen die Mitglieder des Vereins zum Schutze der deutschen


Goldwährung wieder „einen Seufzer fahren lassen und wenn es geht noch


einen“.
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Aber die Komödie wächst sich noch zur Tragödie aus. Nachfrage und Angebot


bestimmen den Preis, d. h. das Verhältnis, in dem Geld und Waren ausgetauscht


werden. Je mehr Waren angeboten werden, desto größer ist die Nachfrage nach


Geld. Die Waren, die im Tauschhandel oder auf Kreditwegen den Konsumenten


erreichen, sind für die Nachfrage nach Geld verloren. Die Preise steigen also,


wenn die Kreditverkäufe zunehmen, denn die gegen Geld angebotenen


Warenmassen nehmen um den Betrag dieser Kreditverkäufe ab – und Nachfrage


und Angebot bestimmen die Preise, d. h. das Verhältnis, in dem Geld und Waren


ausgetauscht werden.


Umgekehrt müssen darum auch die Preise fallen, wenn die Kreditverkäufe


abnehmen, weil dann die Waren, die auf diesen Seitenkanälen den


Konsumenten erreichten, auf die Nachfrage nach Bargeld zurückfallen.


Das Angebot von Waren gegen Bargeld wächst also im Verhältnis, wie die
Kreditverkäufe abnehmen.


Die Kreditverkäufe nehmen aber ab, wenn die Preise fallen, wenn der


Verkaufspreis unter dem Einstand steht, wenn der Kaufmann der Regel nach an


seinen Warenbeständen verliert, wenn er die Inventarstücke. die er für 1000


gekauft, jetzt am Tage der Inventur für 900 kaufen kann und darum auch für 900


in die Inventur einstellen muß. Die Sicherheit des Kaufmanns steigt und fällt mit


den Preisen seiner Waren, und darum fallen und steigen auch die Kreditverkäufe
mit dem Fallen und Steigen der Warenpreise. Ich brauche das nicht weiter zu


erörtern denn es ist das eine bekannte Tatsache. Aber so bekannt die Sache ist,


so wenig Absonderliches hat man darin gefunden. Und die Sache ist doch


komisch genug.


Steigen die Preise, d. h. ist die Nachfrage größer als das Angebot, so kommt


der Kredit herbeigeeilt, entzieht dem Markte einen Teil der Waren, und treibt so


die Preise noch höher. Fallen aber die Preise, so zieht sich der Kredit zurück, die


Waren fallen auf das Bargeld zurück und drücken die Preise noch weiter hin-


unter!


Braucht man noch weiter nach einer Erklärung der Wirtschaftskrisen zu


suchen? [Im Reichstag wurde 1907 der Betrag der in Deutschland umlaufenden Wechsel mit 35


Milliarden Mark angegeben. wenn es sich hier vielleicht auch nur um die Gesamtsumme der während


eines Jahres abgestempelten Wechsel handeln sollte, die dann auf 3 Monatswechsel umgerechnet,


auf 9 Milliarden Mark zusammenschrumpft, so zeigt diese Summe doch, welche Gefahr für die


Stetigkeit der Nachfrage (und der Preise) dieser von Stimmungen und Konjunkturen abhängige Kredit


und Wettbewerber des Geldes in sich birgt.] 
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Weil wir unsere Produktionsmittel verbesserten, weil wir fleißig und erfinderisch


waren, weil wir gutes Wetter, gute Ernten hatten, weil wir fruchtbar waren weil wir


die Arbeitsteilung, die Mutter aller Kultur, gepflegt haben usw., ist das Angebot


von Waren, die Nachfrage nach Geld gewachsen, und weil wir dieser größeren


Nachfrage nach Geld kein verstärktes Angebot von Geld entgegenwarfen, fielen


die Preise der Waren.


Und weil die Preise fielen, wurde die Nachfrage zurückgezogen, das Geld ver-


scharrt. Und weil die Nachfrage zurückgezogen wurde und der Absatz stockte,


türmten sich die Waren zu Bergen an, wie die Eisschollen auf dem Rhein, wenn


der Eisgang irgendwo stockt. Das Angebot durchbricht die Dämme, über-


schwemmt die Märkte, und zu jedem Preise werden die Waren losgeschlagen.


Aber gerade weil die Preise auf der ganzen Linie zurückgehen, kann kein


Kaufmann Ware kaufen, denn er muß ja befürchten, daß das, was er heute so


verlockend billig kauft, von seinem Konkurrenten morgen noch billiger gekauft


wird, und daß er dann nicht konkurrieren kann. Die Waren sind unverkäuflich,


weil sie zu billig sind und noch billiger zu werden drohen. Die Krise!


Aber gerade weil die Krise ausgebrochen ist, weil die Aktiva der Kaufleute


zusammenschrumpfen, die Passiva (den Aktiven gegenüber) gestiegen sind, weil


jeder, der Geldlieferungsverträge [Geldlieferungsverträge sind Wechsel, Schuldscheine,


Obligationen, Pacht- und Mietverträge, Versicherungen aller Art usw.] abgeschlossen, diesen


des erhöhten Geldpreises (Waren) wegen nicht nachkommen kann, weil auch


schon Zahlungseinstellungen vorkommen und der ganze Warenaustausch in ein


Hazardspiel ausgeartet ist, darum werden die Kreditverkäufe eingeschränkt und


wächst die Nachfrage nach Bargeld um die ganze Masse der auf dem
Kreditwege bis dahin ausgetauschten Waren – gerade zu einer Zeit, wo das


Bargeld schon überlastet ist und darum vergraben wird!


Wie das Feuer den Luftzug erzeugt, der den Brand belebt, so stärkt heute die


Unterbrechung des Geldumlaufes die Nachfrage nach Geld. Nirgendwo sieht


man die ausgleichenden Kräfte wirken, von denen noch so viele träumen.


Verschärfung, nicht 
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Milderung; von Ausgleich, von regulierenden Kräften nirgendwo eine Spur.


Diesen Ausgleich bei wachsender Nachfrage nach Geld (Angebot von Waren)


sucht man in einem beschleunigten Geldumlauf, indem man annimmt, daß der


Wunsch, billig [Billig ist im kaufmännischen Sinne keine Ware an sich, sondern nur im Verhältnis


zum Erlös. So lange die Preise fallen, sind alle waren teuer; billig werden sie, wenn die allgemeine


Preissteigerung den Verkaufspreis über den Einstandspreis hebt.] zu kaufen das Geld in ver-


stärkter Masse zu Markte führen muß, und zwar aus den Reserven! Aber das


umgekehrte ist der Fall. Die Preissteigerung reizt den Kaufmann, nicht der


Preisrückgang. Der Preisrückgang kann ihm ja nur Schaden bringen. Die Furcht,


daß das, was heute so billig [Billig ist im kaufmännischen Sinne keine Ware an sich, sondern


nur im Verhältnis zum Erlös. So lange die Preise fallen, sind alle Waren teuer; billig werden sie, wenn


die allgemeine Preissteigerung den Verkaufspreis über den Einstandspreis hebt.] angeboten wird,


morgen noch billiger sein wird, schnürt alle Börsen zu, und tatsächlich sehen wir


ja auch nur so oft und so lange offene Börsen, wie man eine Preissteigerung


erwartet. Übrigens, wo sind diese berühmten Reserven? Etwa bei den Banken?


Die Banken ziehen ihre Gelder aus dem Verkehr, wenn der Verkehr keine


Sicherheit mehr bietet infolge allgemeinen Preisrückganges der Waren, aber die


Millionen, die so dem Markte zu einer Zeit entzogen werden, wo sie dort am


nötigsten sind, können doch nicht als Reserven betrachtet werden. Die Banken


sind immer überfüllt, wenn die Preise fallen, sie sind leer, wenn die Preise


steigen. Wäre es umgekehrt, so könnte man von Reserven reden. Wenn es also


Reserven gibt, so müßte man sie im Interesse des Warenaustausches so schnell


wie möglich auflösen, denn ihre Existenz wäre eine weitere Ursache für


Preisschwankungen. Reserven, also Geldansammlungen, können nur dadurch


gebildet werden, daß man das Geld dem Umlauf, dem Markte, dem


Warenaustausch, seiner Bestimmung entzieht; wenn man aber solche Reserven


immer nur dann bildet, wenn es sowieso schon auf dem Markte an Geld fehlt, so


müssen wir sie direkt als Gift bezeichnen.


Das ist also das Gesetzmäßige in der Nachfrage, daß sie verschwindet, so


bald sie ungenügend ist.


Aber wie ist es, wenn sie etwa im Verhältnis zum Angebot zu groß ist, wenn


die Warenpreise steigen? Denn auch mit einer solchen Möglichkeit muß man


rechnen. Es geht auch das aus unserer Darstellung (S. 110) klar hervor, und die


Marktgeschichte der letzten Jahrzehnte ist da, um solches zu beweisen. Es


leugnet niemand, daß alle Preise trotz ständig verbesserter Produktionsmittel


ganz arg gestiegen sind.
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Was macht nun der Besitzer des Geldes, wenn die Preise steigen, wenn er


das, was er heute kauft, voraussichtlich oder gar erfahrungsgemäß morgen 


teurer verkaufen kann wenn also die Preissteigerung alles billig macht
(s. Anm. S.125), wenn der Umsatz des Geldes steigenden Profit abwirft?


Er kauft so viel er kann, d. h. so viel er Geld hat und darüber hinaus, so viel er


Kredit hat. Und Kredit genießt der Kaufmannsstand – so lange die Preise


steigen, solange der Verkaufspreis über dem Einstandspreis steht. Dabei bringt


es die rosige Stimmung, die die steigenden Profitsätze bei der Kaufmannschaft


unterhalten, wieder mit sich, daß man sich rascher als sonst zum Kauf


entschließt, daß man das Geld nicht zehnmal umdreht, ehe man es ausgibt. Das


Geld läuft schneller um, wenn die Preise steigen, der Geldumlauf erreicht die


Maximalgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen überhaupt gestatten.


Und die Nachfrage ist gleich der Masse und der Umlaufsgeschwindigkeit des
Geldes. Und Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise.


Also weil die Preise stiegen, wächst die Nachfrage durch beschleunigte


Geldzirkulation, und gleichzeitig geht das Angebot (gegen Bargeld) zurück wegen


vermehrter Kreditverkäufe. Die Preise steigen also weiter, weil die Preise
steigen. Die Nachfrage wird belebt, sie wächst, weil sie zu groß ist. Der


Kaufmann kauft Ware weit über den unmittelbaren Bedarf hinaus, er sucht sich


zu decken – weil das Angebot zu gering ist im Verhältnis zur Nachfrage. Als das


Angebot wuchs und im Verhältnis zur Nachfrage zu groß war – da beschränkte


der Kaufmann seine Bestellungen auf das Minimalmaß, auf das, was er unmittel-


bar absetzen konnte. Er wollte und konnte zwischen Kauf und Verkauf keine Zeit


verstreichen lassen – denn in dieser Zeit wäre der Verkaufspreis unter den


Einstandspreis gefallen. Jetzt da es an Waren fehlt – da kann er nicht genug


kaufen – , da scheint ihm alles, was er kauft, zu wenig, da möchte er ein großes


Lager haben. Die Wechselschulden, die er etwa hierbei macht, schrumpfen


gegenüber den Aktiven, die durch die Preissteigerung immer größer werden,


täglich zusammen, sie machen ihm keine Sorgen – so lange die Preise steigen.


Ist auch das nicht wieder eine ganz tolle Erscheinung, würdig der tollen


Erscheinungen in der Hochkonjunktur (boom auf amerikanisch).
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Die Nachfrage wächst, muß gesetzmäßig wachsen, so oft und so lange das
Angebot ungenügend ist.


Jawohl, oh yes, die Metallwährung, unsere mit dem Wertbrei gespeiste


Goldwährung, bewährt sich. Das hat unsere Untersuchung klar bewiesen. Sie


erzeugt eine wachsende Nachfrage, wenn diese an sich schon zu groß ist und


schränkt die Nachfrage auf die persönlichen, leiblichen Bedürfnisse der wenigen


Geldbesitzer ein – so bald sie an sich schon zu klein ist. Man gibt dem


Hungrigen nichts zu essen, weil er hungrig ist, und den Satten füttert man zum


Platzen, weil er satt ist.


—


Worin die Nützlichkeit des Geldes besteht, haben wir (S.39 – 57) gezeigt.


Diesen Nutzen des Geldes hat man bisher leider immer übersehen, was zur


Folge hatte, daß sich niemand eine Nachfrage nach Geld (Papiergeld) denken


konnte, das aus nutzlosem Stoff hergestellt ist. Irgend etwas mußte doch die


Bürger zum Ankauf des Geldes reizen, und war es nicht der Nutzen des


Tauschmittels, so mußte es der Nutzen seines Stoffes sein.


Nun ist das Gold tatsächlich ein industriell verwendbarer Stoff. Diese


Verwendbarkeit wäre noch viel größer, wenn das Gold nicht so teuer wäre. Nur


der hohe Preis des Goldes verhindert, daß man das Gold nicht in vielen Fällen


an Stelle von Eisen, Blei, Kupfer verwendet.


Immerhin aber ist das Gold nicht so teuer, daß es nicht wenigstens für


Luxuswaren, wo es nicht auf die Billigkeit ankommt, gebraucht wird. Und tatsäch-


lich ist das Gold das spezielle Material der Juwelierindustrie. Armbänder, Ketten,


Uhrgehäuse und sonstigen Zierrat macht man aus Gold, ebenso Monstranzen,


Kelche für den katholischen Kirchendienst; Beschläge für Automobile,


Turmuhren, Blitzableiter, Bilderrahmen usw. usw. werden mit Gold überzogen,


auch Photographen und Zahntechniker verbrauchen viel Gold.


Die Verwendung des Goldes in diesen Luxusindustrien wächst natürlich


zusammen mit dem Luxus, mit dem Wohlstand und Reichtum. und dieser


Reichtum wächst mit derWarenproduktion, mit der Arbeit. Der Durchschnittspreis


des Jahres für die Unze Standard-Silber in London stellte sich 1903 auf 24 3/4 d.,


1904 auf 26 3/8 d., 1905 auf 27 13/16 d. und 1906 auf 30 7/8 d. Die Steigerung in


drei Jahren betrug also 25 Proz. Diese drei Jahre waren sogenannte gute Zeiten,


in denen mehr Luxus getrieben und mehr Silber zu allerlei Luxuswaren ver-


braucht wurde.
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Also, je mehr Waren erzeugt werden, desto größere Mengen goldener Münzen


wandern in den Schmelztiegel der Juweliere.


Halt! Halt! Was ist da wieder für widersinniges Zeug gesagt worden? Je mehr


gearbeitet wird, je mehr Waren erzeugt werden, desto größer der Reichtum, und


je größer der Reichtum, desto mehr Geld (Tauschmittel der Waren) wird zu


Luxuswaren eingeschmolzen? Habe ich da richtig gehört?


Jawohl, genau das ist gesagt worden. Es ist hier kein Sprachfehler, und ich


sage es mit der Ruhe, womit ein Richter ein Todesurteil ausspricht. Ich weiß, in


den wenigen Worten liegt Material genug, um die Goldwährung zu verurteilen.


Und man bringe mir den Mann vor meine Augen, der es wagt, das Gesagte zu


bestreiten!


Ich wiederhole: Je mehr Waren produziert werden, desto größer der Wohlstand


und Reichtum, und umso mehr wird dem Luxus gefröhnt. Das durch die


Warenproduktion (Warenangebot) wohlhabend gewordene Volk leert die


Juwelierläden, und die Juweliere werfen das für ihre Ware erhaltene Geld in den


Schmelztiegel, um mit dem Geldstoff (Gold) Ersatz für die verkauften Ketten,


Uhren usw. zu schaffen.


Also weil wir viele Waren erzeugt haben, weil die Ernten gesegnet waren, weil


Thomas ein Verfahren erfand, mit welchem schlechte Erze vorzüglichen Stahl


liefern, weil mit diesem Stahl wir zu vorzüglichen Werkzeugen gelangen, die das


Produkt unserer Arbeit verzehnfachen, weil zudem noch die Rückstände des


Thomasverfahrens sich als außergewöhnlicher Düngestoff erwiesen, der den


Ertrag unserer Felder verdreifacht hat, weil die Fronleichnamsprozessionen


unsere Ernten gesegnet und die Arbeiter in Schulen gelernt haben, ihre Hände


mit Verstand zu gebrauchen, kurz, weil die Produktion und das Angebot von


Waren gewachsen war – darum vernichten wir die Nachfrage, indem wir das
Tauschmittel, den Träger der Nachfrage, einschmelzen!


Wenn die Kartoffeln dieses Jahr gut geraten – so kaufe ich meiner Frau eine


goldene Halskette, sagt der Gutsbesitzer.


Wenn meine Kuh dieses Jahr zwei Kälber gibt, so kaufe ich meiner Braut


heuer den Trauring, sagt der Bauer.


Wenn ich mit der neuen Maschine doppelt so viel Hosen nähen kann, so kaufe


ich eine goldene Uhr – sagt der Handwerker.
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Wenn ich mit meinem neuen patentierten Verfahren zehnmal so viel Stickstoff


gewinne, so lasse ich auf meine Kosten die Kapelle zu Maria Hilf neu vergolden,


sagt der Chemiker.


Wenn das Stahlwerk in der Produktion dieses Jahr wieder den Rekord bricht,


so kaufe ich ein goldenes Tafelgeschirr, sagt der Rentier.


Kurz, das Mittel für den Ankauf des Trauringes, für die Halskette usw. ist immer


und regelmäßig die vermehrte Warenproduktion (Angebot), und das Gold für


diese Ketten, Ringe usw. wird immer der Nachfrage, der Münze entzogen (auch


das ungemünzte Gold ist durch das Gesetz Geld).


Weil nun das vom Juwelier eingeschmolzene Geld für die Nachfrage nach
Waren verloren geht, weil dies auch fatalerweise gesetzmäßig gerade zu einer


Zeit geschieht, wo das Warenangebot groß ist (s. o.), und weil doch Nachfrage


und Angebot die Preise bestimmen, so gehen die Preise zurück. Und der


Preisrückgang unterbricht den Warenaustausch, die Warenproduktion; er erzeugt


Arbeitslosigkeit und Bettelei.


Die Goldwährung, die Nützlichkeit des Geldstoffes als Material für die


Luxuswarenindustrie, ist also eigentlich die Säge, womit sie den Ast absägt, auf


dem der Wohlstand wächst. Das Geld ist die Voraussetzung der Arbeitsteilung,


die Arbeitsteilung führt zum Wohlstand, und dieser vernichtet das Geld.


Gesetzmäßig endet also der Wohlstand immer als Vatermörder.


Goldwährung und Bettler gehören zusammen, und wenn Friedrich der Große


sich schämte, über ein Bettlervolk zu regieren, so zeigt das nur, daß er ein


empfindliches Ehrgefühl hatte. Sonst hatte er keinen besonderen Anlaß zu


erröten. So weit auch die Edelmetallwährung drang, die Könige haben immer nur


über Bettlervölker regiert. So lange der Mensch den Luxus liebt und den gesun-


den Stand seiner Finanzen dazu benutzt, Goldwaren zu kaufen, und solange 


gleichzeitig dieses Gold das Material seiner Tauschmittel liefern muß – kann der
Wohlstand des Volkes unmöglich einen Grad erreichen, der ihm erlaubt, seinem
Hang zu fröhnen.


Der Titel des berühmten Buches: „Inquiry into the nature of the wealth of


nations“ ist Unsinn. Es hat noch nie ein reiches Volk gegeben.


Übrigens das in diesem Kapitel beschriebene Spiel der Kräfte spricht nur


gegen die Goldwährung, nicht aber auch allgemein gegen die Nützlichkeit des


Geldstoffes. Nur weil der Geldstoff (hier also Gold) zu Luxuswaren, die erst bei


sich entwickelndem Reichtum gekauft werden,
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verarbeitet wird – hat die Brauchbarkeit des Geldstoffes die oben erwähnten


mörderischen Folgen. Wenn man das Geld aus einem Stoffe machte, der zwar


auch industriell brauchbar wäre, aber nicht gerade für Luxuswaren, so hätte der


Reichtum keinen Einfluß auf das Einschmelzen der Münzen.


Die Nützlichkeit des Geldstoffes ist überflüssig, wie wir das gezeigt haben; sie


braucht aber nicht notwendigerweise zum Bankerott der Währung zu führen. Es


käme eben darauf an, worin diese Nützlichkeit besteht.


—


Nicht immer wird es geschehen, daß der Bauer die gute Ernte dazu benutzen


wird, um seiner Gemahlin eine goldene Kette zu kaufen, und nicht alle Chemiker


erflehen den Segen für ihre Erfindungen mit dem Gelübde, das Bildnis der


Muttergottes vergolden zu lassen.


Wenn die Ernte gut ausfällt, werde ich eine Säemaschine kaufen, sagt der


Bauer.


Wenn ich Glück im Stall habe, werde ich den Sumpf entwässern, sagt der


Gutsbesitzer.


Wenn meine Erfindung den Erwartungen entspricht, werde ich eine Fabrik


gründen, sagt der Chemiker.


Wenn das Werk dieses Jahr gut arbeitet und der Streik beigelegt wird, werde


ich eine Mietskaserne bauen, sagt der Rentner.


Also, je mehr Ware erzeugt wird, desto mehr wachsen die Anlagen zur


Erzeugung von mehr Ware (das sogenannte Realkapital).


Aber von diesen Anlagen, vom Realkapital, erwartet man Zins, und der Zins
fällt in dem Maße, wie das Realkapital im Verhältnis zur Bevölkerung wächst.
Viele Wohnungen, wenig Mieter, niedriger Hauszins. Viele Fabriken und wenig


Arbeiter, niedriger Fabrikzins.


Fällt also der Zins der Realkapitalien infolge der neuen Anlagen unter das


herkömmliche Maß, so wird kein Geld mehr für solche Anlagen hergegeben. Kein


Zins, kein Geld! [Ich verweise hier auf die Theorie des Zinses am Schlusse dieses Buches.]


Stopp! halt! einen Augenblick. Habe ich da wieder recht verstanden? Wenn der


Zins der Fabriken, Häuser, Schiffe fällt, dann werden keine Häuser mehr gebaut,


weil niemand mehr Geld hergibt für neue Realkapitalien! ist das wahr? Und wie


sollen dann die billigen Wohnungen entstehen?


Jawohl, das ist wahr, das habe ich gesagt, und wer wird es wagen, mir das zu


bestreiten? Wenn der Zins der Häuser, über-
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haupt der Realkapitalien fällt, so zieht sich das Geld, das in diesen Anlagen bis


dahin Verwendung fand, zurück, und was geschieht dann mit den Waren, die in


der Erneuerung und Vergrößerung der Realkapitalien verwendet werden? [Nach


Angaben, die Landesbankrat Reuech-Wiesbaden auf dem deutschen Wohnungskongreß machte,


beansprucht allein die Finanzierung des Wohnungsbaues in Deutschland jährlich 5500 bis 2000


Millionen Mark.]


Also, wenn das Volk fleißig und erfinderisch war, wenn die Ernte von Sonne


und Regen begünstigt wurde, wenn viele Produkte zur Verfügung des Volkes 


stehen, um Wohnungen und Arbeitsstätten zu erweitern – dann, gerade dann


zieht sich das Geld, das den Tausch hier vermitteln soll, zurück und wartet.


Und weil das Geld sich zurückzieht, weil die Nachfrage fehlt, gehen die Preise


herunter; und die Krise ist wieder da.


Gesetzmäßig muß also die Krise ausbrechen, wenn als Folge vermehrter


Realkapitalien der Fabrik- und Hauszins heruntergeht.


Ich erwähne hier, daß in der am Schlusse behandelten Zinstheorie der Beweis


erbracht wird, daß der Geldzins unabhängig vom Zins der Realkapitalien ist (aber


nicht umgekehrt) und daß der hier zu erwartende Einwand, der Geldzins ginge


mit dem Zins der Realkapitalien zurück, und daß darum auch bei niedergehen-


dem Realkapitalzins das Geld für neue Realkapitalien nicht fehlt, auf Irrtum


beruht.


Also auch aus diesem Grunde kann die Volkswirtschaft nur von Krise zu Krise


sich entwickeln. Unter der Herrschaft des Metallgeldes muß das Volk geset-


zmäßig obdachlos als Bettler sein Leben fristen. Das Gold – das ist unser ange-


stammter König, der wahre roi des gueux.


Die Wirtschaftskrise und die Bedingungen, die zu ihrer 
Verhütung zu erfüllen sind.


Wirtschaftskrisen, also Absatzstockung und Arbeitslosigkeit mit ihren


Begleiterscheinungen, sind nur bei weichenden Preisen denkbar.


Die Preise können aus drei Gründen zurückgehen:


1. Weil die eigentümlichen Produktionsverhältnisse des Goldes eine willkürliche


Anpassung des Geldangebots (Nachfrage) an die Warenproduktion (Angebot)


nicht erlauben.


2. Weil bei steigender Warenproduktion (blühende Volkswirtschaft) und damit


Hand in Hand gehender Vermehrung der
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sog. Realkapitalien der Zins der Realkapitalien zurückgeht und weil dann kein


Geld mehr für den Bau neuer Realkapitalien sich anbietet, und der Absatz der


hierfür bestimmten Waren (ein ganz bedeutender Teil der Warenproduktion,


zumal bei zunehmender Volkszahl) stockt.


3. Weil bei vermehrter Warenproduktion und wachsendem Wohlstand das Geld


(Nachfrage) eingeschmolzen wird und zwar im Verhältnis zum wachsenden


Warenangebot.


Diese drei Ursachen des Rückganges der Warenpreise genügen jede allein für


sich, um eine Krise hervorzurufen, und ihre Natur ist so, daß wenn auch die eine


etwa infolge genügender Goldfunde versagt, die anderen dafür in die Lücke


springen. Einer der drei Ursachen der Krise verfällt die Volkswirtschaft immer und


gesetzmäßig.


Nur in dem Fall, daß man anhaltend solche außergewöhnlichen Goldmassen


findet und zwar so viel, daß die Preise trotz vermehrtem Goldkonsum der


Industrie anhaltend und stark (mindestens um 5% jährlich) steigen, kann sich die


Volkswirtschaft ohne Krise abwickeln. Aber eine solche allgemeine


Preissteigerung wäre an sich ein Bankerott der Währung. Auch der Widerstand,


den der Rückgang des Realkapitalzinses dem Geldumlauf bietet, würde durch


solche allgemeine Preissteigerung gebrochen indem die Preissteigerung das


Geld geradezu zum Umlauf zwingt.


Wie könnten nun die Krisen verhütet werden? In der Erklärung der


Krisenursache ist auch schon die Bedingung angegeben, die für die Verhütung


der Krisen erfüllt werden muß, und diese lautet: Die Preise dürfen niemals und
unter keinerlei Umständen fallen!


Das ist die Bedingung, die erfüllt werden muß. Und wie kann man das er-


reichen?


Wir erreichen das:


1. Indem wir das Geld vom Gold trennen und die Geldfabrikation nach den


Bedürfnissen des Marktes richten.


2. Indem wir das aus Papier verfertigte Geld so gestalten, daß dieses unter


allen Umständen gegen Waren angeboten wird und zwar selbst dann noch an-


geboten wird, wenn der Kapitalzins, der Zins des Geldes sowohl, wie der Zins


der Realkapitalien, fällt und verschwindet.


Wie das erreicht werden kann, wollen wir nunmehr untersuchen. Vorher aber


wollen wir noch einen Vorschlag prüfen, der in letzter Zeit wiederholt von hervor-


ragenden Männern gemacht wurde, um denselben Zweck, d.h. die Anpassung


des Geld
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angebots an das Warenangebot (Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot


mittels Papiergeldemissionen) zu erreichen, der aber trotz seiner scheinbaren


Einfachheit das Ziel notwendigerweise verfehlen muß und darum die Gefahr in


sich birgt, daß er den langsam keimenden Glauben an die Papierwährung wieder


zerstören wird.


Die Emissionsreform.


Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise, und die Volkswirtschaft braucht


feste Preise. um sich harmonisch auszubilden und um die dem Geld eigenen,


glücklichen Entwicklungskeime zur vollen Entfaltung zu bringen.


Wir wären weit, weit über den Kapitalismus hinaus,[Kapitalismus = wirtschaftlicher


Zustand, in dem die Nachfrage nach Geld und Realkapitalien das Angebot übertrifft und darum den


Zins bedingt.] wenn seit 3000 Jahren durch die Wirtschaftskrisen die Kultur nicht


immer wieder die mühsam erklommenen Stufen heruntergestoßen worden wäre;


wenn die bettelhafte Armut, in der jede Krise die Volksmassen hinterläßt, nicht


die Bettlergesinnung großgezogen hätte, die nun einmal den Menschen, groß


und klein, in den Knochen liegt. Unsere Arbeiter würden sich die Behandlung, die


ihnen durch die Unternehmer und den Staat zu Teil wird, nicht gefallen lassen,


wenn die Nachfrage nach ihren Produkten ebenso regelmäßig auf dem Markte


erschiene, wie das Angebot, und unsere Agrarier würden nicht bei den


Brotkonsumenten, bei den ausgemergelten, dürren Arbeiterfrauen um Brotzölle


gebettelt und dabei nach Bettlerart, um das öffentliche Mitleid zu erregen, ihre


Geschwüre (die Not der Grundrentner) bloßgelegt haben, wenn die Goldwährung


sie durch den Druck, den sie auf die Preise geübt, nicht geplündert und


bestohlen hätte.


Die Plage des Hungers und der Druck der Schulden sind böse Erzieher.


Und wo wären wir heute in wissenschaftlicher, technischer, religiöser


Beziehung angelangt, wenn die vielversprechende Kultur, die das Gold, obschon


blutbefleckt, geraubt und erpreßt, in Rom erstehen ließ, nicht unter einer


anderthalbtausendjährigen, durch Geldmangel erzeugten ökonomischen Eiszeit


erstarrt, vergletschert, vernichtet worden wäre? Sicherlich säßen wir jetzt auf


dem Throne Gottes und ließen das All im Kreis an unserem Finger laufen.
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Salomo machte Wunderdinge – weil er Stoff für die Geldfabrikation aus Ophir


erhielt, wodurch ein geregelter Austausch und die Arbeitsteilung möglich wurde.


Aber was er machte, ging wieder zusammen mit dem Aufhören der Goldzufuhr


verloren.


Jeder Anlauf zur Kultur ist immer automatisch, gesetzmäßig durch den


Rückgang der Preise erstickt worden. Denn Kultur heißt Arbeitsteilung,


Arbeitsteilung heißt Angebot, und das Angebot kann nicht zum Tausch führen.


wenn die Preise wegen Mangels an Nachfrage (Geld) abwärts gehen.


Geld und Kultur gehen zusammen auf und unter. Darum war auch die merkan-


tilistische Theorie, die das Gold als den Inbegriff des Reichtums und der Kultur


betrachtete und folgerichtig darum auch eine auf ständige Vermehrung des


Geldbestandes gerichtete Wirtschaftspolitik durch Schutzzölle befürwortete, gar


nicht so falsch. Der gesunde Gedanke hatte nur einen törichten Ausdruck gefun-


den. Die Tatsache war da, daß bei Zufluß von Gold die Gewerbe, Künste und


Wissenschaften gediehen. Nur verwechselten die Merkantilisten Geld und Gold.


Sie glaubten, das Gold bewirke das Wunder mit Hilfe seines „inneren Wertes“; es


gab für sie kein Geld, sondern nur Gold, Geld und Gold war ein Begriff. Sie


wußten nicht, daß das Geld, nicht das Gold, den Austausch der Waren vermittelt


und daß der Reichtum durch die Arbeitsteilung entsteht, die das Geld, nicht das


Gold ermöglicht. Sie suchten die Wirkungen der Arbeitsteilung in Eigenschaften
des Goldes, statt in denen des Geldes.


Wer nun einmal gelernt hat, das Geld vom Gold zu trennen und zu unterschei-


den, sich auch von der Wichtigkeit fester Preise überzeugt und dabei den


Wertaberglauben abgeschworen hat, der kommt leicht auf den Gedanken: So


verfertigt doch einfach Papiergeld und bringt es unter die Leute, sowie ihr merkt,


daß das Angebot die Nachfrage überholt und die Preise zu weichen beginnen,


und umgekehrt zieht Papiergeld ein und verbrennt es, sowie ihr merkt, daß die


Nachfrage das Angebot übersteigt und daß die Preise anziehen. Es handelt sich


ja nur um eine Quantitätsfrage, und die lithographische Presse und das Feuer


stellen es in eure Macht, die Nachfrage (Geld) dem Angebot (Ware) stets derart


scharf anzupassen, daß die Preise fest bleiben müssen.


So spricht Michael Flürscheim [Michael Flürscheim, The Economic and Social Problem,


Jefferson Publishing Company, Xenia, Clay County, Illinois, U.S.A.], der diesen Gedanken 
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mit Eifer vertritt und der mich unter die Ersten zählt, die ihn formuliert und ver-


breitet haben. Gegen diese Ehre muß ich aber insofern Verwahrung einlegen, als


ich es stets und von vornherein bestritten habe [Silvio Gesell, Nervus Rerum 5. 36-37.


Buenos Aires 1891.], daß das Papiergeld in der Form, wie es heute bekannt ist, (also


ohne materiellen, unmittelbaren Umlaufszwang) einfach durch Quantitätsver-


änderungen sich dem Angebot so anschmiegen lasse, wie es die Bedürfnisse


eines geregelten Austausches der Produkte (der nationalen wie internationalen)


erheischen.


Ich bestreite es und will hier gleich klipp und klar den Nachweis bringen, daß


solange der Staat neben der Masse des Geldes nicht auch noch den Umlauf des


ausgegebenen Geldes kontrolliert, alle die im ersten Teil dieses Buches aufge-


deckten Widersprüche des Geldumlaufes ungelöst bleiben.


So lange das Geld, als Ware betrachtet, besser als die Ware im allgemeinen


ist, so lange man von Geldprivilegien spricht, so lange namentlich die Sparer das


Geld den Waren (ihren eigenen Produkten) vorziehen, so lange die Spekulanten


das Geld ungestraft zu ihren Angriffen mißbrauchen können. wird das Geld den


Austausch der Produkte nicht ohne einen vom Handelsgewinn gesonderten


Tribut vermitteln. Und das Geld soll doch „ein Schlüssel und kein Riegel des


Marktes“ sein, es soll eine Straße und keine Barriere sein; es soll den Austausch


fördern, verbilligen, nicht hemmen und belasten. Und es ist doch klar, daß ein


Geld nicht zugleich Tausch- und Sparmittel, Peitsche und Bremse sein kann.


Deshalb fordere ich neben einer nur durch die reine Papierwährung ermöglich-


ten Kontrolle der Geldmassen durch den Staat eine vollkommene, materielle
Trennung des Tauschmittels vom Sparmittel. Den Sparern stehen alle Produkte


der Welt zur Verfügung, warum sollen sie also ihre Ersparnisse gerade in Geld


anlegen? Das Geld wurde doch nicht gemacht, damit es gespart werden könnte!


Das Angebot steht unter einem unmittelbaren, den Waren anhaftenden,


materiellen Zwang; darum forderte ich einen gleichen Zwang für die Nachfrage,


damit bei den Verhandlungen um den Preis das Angebot nicht der Nachfrage


gegenüber im Nachteil bliebe [Wer noch nicht ganz weit vom Wertaberglauben ist, wird die


Bedeutung dieser Gerechtigkeitsforderung nicht begreifen.]. 
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Das Angebot wird durch den erwähnten Zwang über den Willen der


Warenbesitzer gestellt, wird einfache, meßbare Substanz, die Nachfrage muß


darum auch vom Willen der Geldbesitzer getrennt werden, auch sie soll zur


Substanz werden, damit sie jederzeit abgewogen und gemessen werden kann.


Wer es weiß, wie groß die Warenproduktion war, der weiß auch, wie groß das


Angebot sein wird – ebenso muß jeder, der den Geldbestand kennt, wissen, wie


groß die Nachfrage sein wird.


Das alles erreicht man auf einfachste Weise durch den materiellen, dem Gelde


anhaftenden Umlaufszwang des Tauschmittels, und es läßt sich nur durch ihn


erreichen. (Siehe den folgenden Abschnitt, der die Geldreform behandelt.)


Der materielle Umlaufszwang befreit den Geldumlauf von allen Hemmungen,


die Profit, Spekulation, Furcht und Panik ihm entgegenstellen, versetzt die


gesamte vom Staate ausgegebene Geldmasse in eine ununterbrochene, gleich-


mäßige, durch nichts zu störende Zirkulation und erzeugt dadurch eine ebenso


regelmäßige, ununterbrochene Nachfrage.


Infolge der Regelmäßigkeit, womit nun die Nachfrage sich einstellt, hören die


Absatzstockungen, die Warenanschwellungen auf, und so wird als unmittelbare


Begleiterscheinung der regelmäßigen Nachfrage auch das Angebot regelmäßig


sein und nur mehr von der Produktion beeinflußt werden, genau wie ein Flußbett


regelmäßig wird, sowie das Gefälle gleichmäßig verteilt wird.


Dann sind nur ganz geringe Änderungen in der Geldquantität nötig, um die


Nachfrage den natürlichen Schwankungen der Warenproduktion stets auf den


Leib zuschneiden zu können.


Sieht man jedoch von diesem Umlaufszwang für das Geld ab, so komplizieren


und verwirren sich sofort alle Verhältnisse. Die Nachfrage entzieht sich dem


Machtbereich des Staates. Wobei noch, wie gezeigt wurde, das einzige gesetz-


mäßige Element in diesem Wirrwarr, die Profitbedingung für den Geldumlauf


dahin wirkt, daß das Geld privatwirtschaftlich vom Markt zurückgezogen werden


muß, sobald es an Geld fehlt, und umgekehrt wieder dem Umlauf zugeführt wird,


wenn es schon im Übermaß angeboten wird.


Zur Prüfung der Richtigkeit des hier Gesagten will ich jetzt den Vorschlag, den


Flürscheim vertritt [Siehe auch: Arthur J. Fonda (Denver Colorado), Honest Money. Professor


Frank Parsons, Rational Money. Professor Marshall Cambridge, Contemporary Revue 1887.], einer


genaueren 
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Prüfung unterwerfen. Es wird dies auch darum nötig, weil die schönen Erfolge,


die man mit der auf das Gold pari zugespitzten Emissionsreform in Argentinien


[Silvio Gesell, La cuestion monetaria argentina. Buenos Aires 1898. – Silvio Gesell, La plétora mone-


taria, Buenos Aires 1907.], Brasilien, Indien u. a. O. erzielt hat, die Aufmerksamkeit


auf das Papiergeld gelenkt und den Glauben an eine weitere Vervollkommnungs-


möglichkeit dieses Tauschmittels erweckt haben. Die Anhänger der Papier-


währung könnten aber ihrer Sache keinen größeren Schaden zufügen, als durch


Einführung oder Gutheißung von Reformen, bei denen nicht jede Möglichkeit


eines Mißerfolges ausgeschlossen ist. Jeder Fehlschlag stärkt nur die Position


der Metallisten und macht die Papierwährung wieder für Jahrzehnte undiskutier-


bar.


—


Die hier als unzulänglich erwähnte einfache Emissionsreform läuft also darauf


hinaus, den Staat zu ermächtigen, Geld in einer nur durch die Preise der Waren


beschränkten Menge auszugeben, bzw. einzuziehen. Die Nachfrage nach Geld


soll der Staat nur noch mit dem Durchschnittspreise der Waren messen. Der


Staat vermehrt den Geldumlauf, wenn die Preise fallen, er schränkt den Geld-


umlauf ein, sobald die Preise steigen. Das Geld soll nicht in einer bestimmten


Ware, auch nicht in Gold einlösbar sein; für die Einlösung soll der Inhaber auf


den Markt angewiesen sein. Im übrigen aber soll sich das Papiergeld nicht von


dem gemeinen Papiergeld unterscheiden. Namentlich soll auch das Geld nach


wie vor als Sparmittel gebraucht oder mißbraucht werden können, ebenso als


Reserven von Spekulanten. Die Nachfrage soll also alle Vorrechte behalten, die


es heute gegenüber dem Angebot besitzt. Die Nachfrage soll bleiben, was sie
heute ist, ein Willensakt der Geldbesitzer.


Der ausgesprochene Zweck der Sache soll aber sein – die chronische Über-


produktion und Arbeitslosigkeit zu beseitigen, die Wirtschaftskrisen unmöglich zu


machen und den Kapitalzins zu unterdrücken.


—


Entscheidend für die Beurteilung dieser Reform wird das Verhalten der Sparer


sein, und da wollen wir hier in erster Linie daran erinnern, was wir (S. 112-113)


über das Sparen gesagt haben. Der Sparer erzeugt mehr Ware, als er selbst


kauft, und der Überschuß wird von den Unternehmern mit dem Geld der Sparer 
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gekauft und zu neuen Realkapitalien verarbeitet. Aber die Sparer geben das


Geld nicht her ohne Zins, und die Unternehmer können keinen Zins bezahlen,


wenn das, was sie bauen, nicht wenigstens den gleichen Zins einbringt, den die


Sparer fordern. Wird aber eine Zeitlang an der Vermehrung der Häuser,


Werkstätten, Schiffe usw. gearbeitet, so fällt naturgemäß der Zins dieser Dinge.


Dann können die Unternehmer den von den Sparern geforderten Zins nicht


zahlen. Das Geld bleibt in den Sparkassen liegen, und da gerade mit diesem


Geld die Warenüberschüsse der Sparer gekauft werden, so fehlt für diese jetzt


der Absatz, und die Preise gehen zurück. Die Krise ist da.


Hier nun wollen die Emissionsreformer eingreifen. Sie sagen: Warum ist die


Krise ausgebrochen? Weil die Preise fielen, und die Preise fielen, weil es an


Geld fehlte, d. h. weil das vorhandene Geld wegen des herabgesetzten


Zinsertrages der Realkapitalien nicht angeboten wurde. Gut denn, so lassen wir


die Sparer und Sparkassen im Besitz des Geldes. Sie mögen das Geld verschar-


ren. Und wir drucken neues dafür. Der Staat verfertigt Geld und liefert es den


Unternehmern, wenn die Sparer und Kapitalisten es ihnen vorenthalten. Geht der


Zins der Realkapitalien herunter, so geht der Staat mit dem Zins auch herunter.


Können die Unternehmer nur noch 3–2–1 Proz. aus den Häusern, Fabriken,


Schiffen schlagen, so geben wir den Unternehmern das Geld zu 3–2–1 Proz.,


und wenn es sein muß, zu 0 Proz.


Das klingt ja gut; der Vorschlag ist einfach, und man hält ihn für verständig.


Aber er klingt nur gut für den Laien. Ein geübtes Ohr vernimmt da schrille


Mißtöne.


Wie, ist nicht das Geld gemacht worden, um den Warenaustausch zu ver-


mitteln? Und da gestattet man den Sparern, den Kapitalisten und Spekulanten,


das Geld für andere, dem Warenaustausch fremde Zwecke zu verwenden? Das


Geld wurde gemacht, um dem Warenerzeuger den Tausch seiner Produkte


gegen die Produkte anderer Warenerzeuger zu erleichtern. Das Geld ist also ein


Tauschmittel, mehr nicht. Das Geld vermittelt den Tausch, und der Tausch ist 


vollendet, wenn zwei Warenerzeuger ihre Produkte gegenseitig ausgetauscht


haben. So lange der Warenerzeuger seine Sache nur gegen Geld verkauft hat,


ist der Tausch nicht beendet, es bleibt ein Mann auf dem Markte, der auf ihn
wartet. Der dem Geld zugrunde liegende Gedanke verlangt also, daß dem


Verkauf der Ware gegen Geld sofort der Kauf von Ware mit Geld folgt, damit 


der Tausch vollendet 
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werde. Wer mit dem Kauf zögert, läßt den Tausch unvollendet, er nimmt not-


wendigerweise einem anderen Warenerzeuger den Absatz, er mißbraucht das


Geld. Ohne Kauf kein Verkauf; darum, wenn das Geld seinen Zweck erfüllen soll,


soll der Kauf dem Verkauf auf dem Fuße folgen – Schlag auf Schlag.


Wer Ware erzeugt, erzeugt ein Tauschobjekt, und wer nichts eintauschen will,


der soll keine Ware erzeugen. Tut er es doch, mit der Absicht, später mit dem


Gelderlös seiner Waren andere Waren zu kaufen, so muß er doch gehalten wer-


den, vorläufig wenigstens das Geld anderen zu verleihen, die jetzt Waren


brauchen und kein Geld haben, damit diese den Tausch vollenden, den ersterer


unterbrochen hatte. Denn durch den Verkauf seines Produktes gegen Geld ist ja


der Tausch nur zur Hälfte vollendet. Tut er es nicht, oder verzögert er die


Verleihung des Geldes (um etwa einen Zins zu erpressen), so fügt er


berechtigten Interessen seiner Mitbürger einen unmittelbaren Schaden zu und


bedient sich für diesen Schaden eines staatlichen Instrumentes, das dem


Gemeinwohl dienen soll.


Nun heißt es, daß der Mann, der seine Produkte gegen Geld verkauft hat und


dieses nicht wieder durch den Kauf von Waren weitergibt, bereit ist, das Geld zu


verleihen, wenn ihm ein Zins geboten wird. Kein Zins kein Geld. Aber diese


Bedingung kann man nicht als rechtmäßig gelten lassen. Bedingungslos soll der


Mann sein Geld verleihen, sonst muß er gehalten werden, selber Ware zu kaufen


oder seine eigenen Produkte zurückzunehmen. Dem Privatmanne steht es nicht


zu, den Umlauf des Geldes an Bedingungen zu knüpfen, einerlei welcher Art sie


seien. Wer Geld hat, hat ein Recht auf unmittelbaren Kauf von Waren, mehr


nicht. Ein Recht auf Zins ist dem Gedanken des Geldes zuwider, denn dieses


Recht käme einer Besteuerung gleich, einer privaten Besteuerung des Waren-


austausches mit Hilfe einer staatlichen Einrichtung. Das Recht auf Zins käme


dem Rechte gleich. den Warenaustausch durch Festhalten des Geldes zu unter-


brechen, um die Warenbesitzer, die auf dieses Geld warten, in Verlegenheit zu


versetzen und um diese Verlegenheiten für die Zinserpressung auszubeuten. Die


Bedingungen, unter denen das Geld verliehen werden kann, sind Privatange-


legenheiten der Sparer, mit denen der Staat nichts zu tun hat. Für den Staat ist


das Geld reines Tauschmittel. Er sagt dem Sparer: Du hast mehr Ware verkauft,


als du gekauft hast und besitzt einen Geldüberschuß. Dieser Überschuß muß


unter 
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allen Umständen auf den Markt zurückgebracht und gegen Waren umgesetzt


werden. Eine Ruhebank ist das Geld nicht, sondern ein Transitlager. Hast du 


persönlich keinen unmittelbaren Bedarf an Waren, so kaufe Wechsel,


Schuldscheine, Pfandbriefe usw. von solchen Personen, die jetzt Waren


brauchen, aber dazu kein Geld haben. Die Bedingungen, zu denen du die


Wechsel kaufen kannst, sind deine Privatangelegenheiten; du hast nur der be-


dingungslosen Pflicht zu gehorchen. das Geld wieder sofort auf den Markt zu


bringen. Tust du es nicht, so mußt du durch Strafen dazu gehalten werden, denn


durch dein Versäumnis erleiden die Bürger Schaden.


Der Staat baut Straßen für den Transport der Waren, und er verfertigt Geld für


den Tausch der Waren. Und wie der Staat verlangt, daß niemand eine belebte


Straße durch zu langsames Fahren mit Ochsenkarren versperre, so muß er auch


verlangen, daß niemand den Tausch durch Festhalten des Geldes unterbreche


oder verzögere. Wer dennoch solche Rücksichtslosigkeiten begeht, soll ebenso


bestraft werden, wie jemand, der vor Gericht geladen wird und den Termin nicht


einhält.


Aber über diese doch ziemlich selbstverständlichen Forderungen eines ge-


sunden, zweckentsprechenden Geldwesens gehen die Emissionsreformer mit


jugendlichem Leichtsinn hinweg. Sie fürchten wohl den Unwillen des souveränen


Volkes, das über das Geldwesen zu bestimmen hat. Sie fürchten, das Volk vor


den hohlen Schädel zu stoßen mit einer Forderung, die so allen herkömmlichen


Ansichten zuwiderläuft und hoffen wohl, auch so ihr Ziel zu erreichen. Ein eitler


Wahn!


Die Sparer also erzeugen mehr Ware, als wie sie selber gebrauchen, und das


für den Überschuß gelöste Geld geben sie ohne Zins nicht wieder frei. Die Krise,


die die Sparer durch solches Benehmen unmittelbar verursachen, soll nun


dadurch beschworen werden, daß der Staat den Unternehmern Geld zu einem


billigeren Satz liefert und zwar Geld, das direkt von der Presse kommt.


Der Produktenüberschuß der Sparer wird also nicht mit dem Geld der Sparer


gekauft, sondern mit neuem Geld. Vorläufig hat das auch nicht viel zu besagen.


Und mit Hilfe des neuen Geldes geht der Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen


usw. ungestört weiter. Die Unternehmer erhalten zwar von diesen Dingen immer


weniger Zins, aber dafür brauchen sie auch nur immer weniger Zins zu bezahlen.


Für sie als Unternehmer ist also der 
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Zinsertrag der Häuser ganz einerlei. Sie müssen diesen Zins ja doch an ihre


Gläubiger abliefern. Es wird ohne Störung unausgesetzt gearbeitet und unausge-


setzt gespart. Manche dieser Sparer finden es vorteilhaft, ihr Geld auch noch zu


herabgesetztem Zins zu verleihen; aber bei manchen, und besonders bei den


kleinen Sparern, wo der Zins sowieso nicht viel ausmacht, genügt schon das


Herabgehen des Zinses von 5 auf 4 oder 3 Proz., um ganz auf den Zins zu


verzichten und um das Geld in altmodischer Weise bei sich zu Hause zu


bewahren. Diese Summen, die einzeln vielleicht nur 50 Mark im Durchschnitt


ausmachen, betragen zusammen viele hundert Millionen Mark, und der Staat


ersetzt sie durch Ausgabe neuen Geldes. Und so wird die Krise vermieden, und


es wird weiter gearbeitet an Häusern, Schiffen, Fabriken, deren Zins ständig, und


wie man annimmt, schnell heruntergeht. Aber mit jedem Zurückgehen des Zinses


wachsen die Hemmungen, die den Sparer veranlassen, sein Geld nicht zur


Sparkasse zu bringen. Bald sind es auch schon die größeren Sparer, die es nicht


mehr für der Mühe wert halten, das Geld zur Sparkasse zu bringen, besonders


dort, wo der Weg zur Sparkasse in Betracht kommt und wo man nicht weiß, ob


man das Geld in Kürze nicht wird gebrauchen können. Auch mögen viele das


Geld bei sich sicherer halten als in fremden Händen, unter fremder Verwaltung.


Alle diese Hemmungen wurden durch den hohen Zins bisher überwunden. Jetzt


gewinnen sie die Oberhand. Und ein Strom von Geld, von Papiergeld, fließt vom


Markte durch die Hände der Sparer in Millionen von Sparbüchsen, und uner-


müdlich ersetzt die lithographische Presse des Geldamtes, was hier dem Markt


entzogen wird! Ein gewaltiger Strom von Papiergeld, von Nachfrage, täglich 


fälliger Nachfrage, wird hier auf ein totes Geleise abgelenkt.


Und je mehr der Zins fällt, um so stärker fließt dieser Strom; schließlich, und


noch bevor der Markt an Realkapital völlig gesättigt ist, schon wenn der Zins auf


1% gefallen ist, bringt niemand mehr seine Ersparnisse zur Sparkasse, alle


behalten das Geld lieber unter eigener Aufsicht. Und dann wandern die


gesamten Ersparnisse des Volkes in die Sparbüchse. Viele Milliarden. Gewaltige


Summen, die noch jährlich darum stark anwachsen werden, weil das


Herabgehen des Zinses die Sparer stark entlasten wird, und weil durch das


Ausfallen der Wirtschaftskrisen das Volk die gestern gemachten Ersparnisse


wegen Arbeitsmangels heute nicht wieder aufzuzehren braucht. Fällt 
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der Zins auf 1%, so verdoppeln sich die Einnahmen des werktätigen Volkes, und


bei verdoppelten Einnahmen verzehnfachen sich die Ersparnisse. da ja das 


letzte Ende der Einnahmen gespart wird und dieses Ende jetzt um die Hälfte der


Einnahmen wächst.


Und all dieses Geld soll der Staat ersetzen, jährlich ersetzen! Ein ganzes Volk,


das seine Ersparnisse in Geld, in täglich fälliger Nachfrage anlegt, in


Papierfetzen, die nur darum etwas gelten, weil der Austausch der Produkte einen


geringen Teil davon benötigt! Das ist an und für sich ein verdächtiger Zustand.


Die Hypotheken betragen allein 43 Milliarden Mark in Deutschland. Wird kein


Zins dafür gezahlt, so werden sie gekündigt, eingezogen und verscharrt und der


Staat muß 43 Milliarden neu drucken. An Wechseln laufen in Deutschland


jahraus jahrein an 30 Milliarden um, die gleichzeitig als Tauschmittel dienen. Fällt


der Diskont weg, so diskontiert auch niemand mehr einen Wechsel. Diese wer-


den für Handelszwecke unbrauchbar, und der Staat muß entsprechend mehr


Geld ausgeben. Dasselbe ist der Fall mit den Privatschuldscheinen und den


Schulden des Staates und der Gemeinden. Fällt der Zins auf 1 oder 0%, so wer-


den alle Guthaben gekündigt, jeder will bares Geld haben. Viele Hunderte von


Milliarden wären dazu nötig. Mit 100 Pressen, die jahraus, jahrein 1000 Mark


Zettel drucken, könnte der Staat solchen Bedarf kaum decken. Hunderte von


Milliarden an verscharrter Nachfrage, täglich fälliger Nachfrage!


Wie nun, wenn aus irgend einem Anlaß diese Nachfrage lebendig würde und


sich betätigen wollte? Wo wäre das Angebot dafür? Und wenn das Angebot fehlt,


dann steigen die Preise, und eine Preissteigerung erzeugt Differenzen, und die
Differenzen locken das Geld auf den Markt! Wie wir das im 1. Teil dieses Buches


gezeigt haben. Steigen die Preise, winken die Differenzen, so platzen alle


Sparbüchsen, und lawinenartig ergießen sich die Milliarden auf den Markt. Rette


sich, wer kann! ertönt es, und das einzige Rettungsboot in diesem Schiffbruch


sind die Waren. Wer Ware gekauft hat, ist gerettet. Also kaufen sie alle; die


Nachfrage steigt in die Milliarden, und da das Angebot natürlich fehlt, so


schießen die Preise in die Höhe. Die Preissteigerung nullifiziert die Ersparnisse –


und mit dem Papiergeld tapeziert man wieder den Kuhstall – nach alter Weise,


wie es mit den Assignaten geschah.
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Freilich verneint Flürscheim eine solche Möglichkeit. Er sagt: Die Sparer, bzw.


Inhaber der Milliardennachfrage können niemals auf den Gedanken kommen,


daß die Preise der Waren steigen werden, weil der Staat jeden sich an den


Warenpreisen zeigenden Überschuß an Geld sofort einzieht.


Aber hier stoßen wir auf den zweiten Widerspruch der Emissionsreform. Der


erste Widerspruch liegt darin, daß der Staat den Gebrauch resp. Mißbrauch des


Geldes als Sparmittel überhaupt duldet, wodurch es möglich und nötig wurde,


daß der Staat mehr Geld herstellen mußte, als für den Zweck des Geldes, den


Warenaustausch, nötig war.


Der zweite Widerspruch liegt darin, daß der Staat das Geld bei der Ausgabe


selber nicht als Tauschmittel benutzte, es so nicht gegen Waren, sondern gegen


Wechsel, Pfandbriefe oder sonstige Sicherheiten hergab. Und das Geld ist doch


Tauschmittel, und als solches durfte es nur gegen Waren ausgegeben werden.


Hätte der Staat das Geld gegen Waren ausgegeben, also so ausgegeben wie es


dem Zwecke des Geldes entspricht und wären diese Waren inzwischen nicht in


Schutt und Moder zerfallen), so brauchte er den Gletscherbruch der Spargelder


gar nicht zu fürchten. Aber jetzt hat er nur Pfandbriefe, Schuldscheine, Wechsel


der Unternehmer, die keinen Zins abwerfen, und mit solchen Dingen kann man


kein bares Geld einlösen.


Der Staat hatte also selber den Charakter des Geldes verkannt, als er den


Unternehmern Geld vorschoß, das ihnen die Sparer verweigerten. Er hatte seine


Gewalt mißbraucht, und das Geld rächt schwer und brutal jeden Mißbrauch, den


der Staat damit treibt.


Da der Staat mit seinen Pfandbriefen den Geldüberschuß nicht zurückziehen


kann, so muß er sich dazu bequemen, den Geldbesitzern einen Vorteil anzu-


bieten, der die Differenz ausgleicht, den die Geldbesitzer von der Hausse


erwartet. Der Staat muß ein Agio auf sein eigenes Geld bezahlen; für 100 Mk. in


Geld muß er 105–110–150–200 Mark in Wechseln, Pfandbriefen geben, je nach


der Differenz, die man von den Geldmassen erwartet, die sich jeden Augenblick


auf den Markt ergießen können.


Und hier würde der dritte Widerspruch zu Tage treten, den solche


Emissionsreform in sich birgt, und der darin besteht, daß man an das Geld, das


man für Sparzwecke bestimmt, ganz andere Forderungen stellt als an Geld, das


man für Handelszwecke bestimmt. Als Konsument bezahlt der Sparer für ein


Quantum 
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Waren 100 Mark, aber als Sparer bezahlt er diesen Preis nicht. Da sind ihm die
100 Mark lieber. Also sind 100 Mark als Sparmittel mehr als die Ware, die man
für 100 Mark kaufen kann. Man kann mit Waren niemals Spargelder einlösen.


Der Staat hat aber in diesem Falle Tausch- und Spargeld für gleich angesehen;


er hat das Geld, das die Sparer vom Markte holten, durch Kauf von Wechseln,


Pfandbriefen usw. ersetzt. Jetzt, da er den Tausch der Pfandbriefe gegen die


Spargelder bewirken muß, sieht er, daß das nicht geht.


Dieser Sachverhalt wird noch klarer, wenn wir uns zwei verschiedene


Geldarten, z. B. Gold und Tee, nebeneinander kursierend denken. Für alle, die


das Geld als Tauschmittel gebrauchen, wird es einerlei sein, ob sie mit dem


einen oder dem anderen bezahlt werden, da sie das Geld ja wieder ausgeben.


Für die Sparer wird es aber durchaus nicht einerlei sein, ob sie Geld oder Tee


haben, da das Gold sich hält, der Tee aber verdirbt. Die Sparer würden niemals


für 10 Mark Tee 10 Mark Gold geben; ja dem Sparer, der mit längeren Zeitläufen


rechnet, wird sogar Gold und Ware in keinem Tauschverhältnis gleichgültig sein.


Für ihn sind Gold und Ware einfach inkommensurable Größen.


Dabei muß sich der Staat beeilen; es darf überhaupt nicht zur Hausse kom-


men, denn kommt es überhaupt zu Differenzgeschäften, so gibt es keinen Halt


mehr, da kommt jeder staatliche Eingriff zu spät. Man vergegenwärtige sich doch


die Lage, in der sich hier der Staat befindet: 10 Milliarden sind für den regel-


rechten Austausch der Produkte nötig; 100 Milliarden sind ausgegeben und sind


von den Sparern festgehalten. Kehrt von diesem Überschuß von 90 Milliarden


ein geringer Teil auf den Markt zurück, so steigen die Preise, und sowie die


Preise steigen, folgt der Rest der 90 Milliarden sofort nach! – Und zwar geschieht


das so: Die Kaufleute, die die Hausse wittern, suchen sich zu decken, d. h.


kaufen über den unmittelbaren Bedarf hinaus. Dazu brauchen sie Geld, das sie


sich von den Sparern durch Anbieten von Zins verschaffen. Für diesen Zins wird


die erwartete Differenz, die die Hausse erzeugt, Deckung schaffen. Die Hausse


kommt nun wirklich zustande, und zwar als unmittelbares Produkt jener


Spargelder, und gibt zu neuen Anleihen und Spekulationskäufen Anlaß. Und so


weiter, in geometrischer Progression, bis daß alles Geld aus den Sparbüchsen


von der Hausse verschlungen ist.


Der leiseste Zweifel an der Macht des Staates, daß er die Preise vor einer


Hausse wirksam schützen wird, genügt, um
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augenblicklich die gesparten Milliarden genau ebenso auf den Markt, vor die


Läden der Kaufleute zu führen, wie der gleiche Zweifel an der Zahlungsfähigkeit


der Depositenbanken plötzlich alle Depositeninhaber an die Schalter der Bank


führt. Im Laufschritt, in Autos und Aeroplanen kämen sie herbeigestürmt. Das ist


eben die notwendige Folge einer Reform im Geldwesen, die den Mißbrauch des


Tauschmittels als Sparmittel unangetastet läßt.


So lange das Papiergeld nur seinem Zweck entsprechend als Tauschmittel ver-


wendet wird, ist alles in bester Ordnung. Reißt man aber das Papiergeld aus


dieser Ordnung heraus, dann bleibt nur Geldpapier übrig. Ein Fidibus, gut genug


um den Kuhstall zu tapezieren.


Der Widerspruch, der in der körperlichen Vereinigung von Tausch- und


Sparmittel liegt, zeigt sich uns noch deutlicher, wenn wir annehmen, daß, ähnlich


wie zu Josephs Zeiten, nach einer Reihe von guten Jahren einige schlechte fol-


gen würden. Während der guten Jahre hätte das Volk natürlich viel sparen kön-


nen, d. h. es hätte Berge von Papiergeld aufgestapelt, und wenn es nun in den


darauffolgenden schlechten Jahren auf diese Papiermassen zurückgreifen will,


so zeigt es sich, daß dieser aufgestapelten Nachfrage kein Angebot gegenüber-


steht.


Die Reform, die uns hier beschäftigt, kann also nur so lange wirksam sein, 


als der Zins, den die Unternehmer selber erheben und darum auch an die


Sparkassen und Kapitalisten zahlen können, ausreichend ist, um die Masse der


Sparer zu veranlassen, ihr Geld immer wieder in Umlauf zu setzen. Aber


behauptet nicht gerade Flürscheim, daß der Zins in kürzester Zeit auf 0 fallen


muß, wenn er erst einmal ins „Rutschen“ kommt und die Wirtschaftskrisen ver-


mieden werden?


Die Emissionsreform würde also nur eine ganz kurze Lebensdauer haben 


können und dabei den Keim für den größten Schwindel in sich tragen, den die


Menschheit bisher erlebt hat, und der zur Folge haben würde, daß das Volk in


den Schoß des allein seeligmachenden Goldes zurückzukehren verlangen


würde, wie es bisher immer der Fall gewesen ist.


Da scheint es mir doch vernünftiger zu sein, gleich gründliche Arbeit zu ver-


richten und mit der hier besprochenen Emissionsreform gleich eine Reform des


Geldes zu verbinden, die das Tauschmittel vom Sparmittel materiell trennt, die


alle Privatgeldreserven auflöst, alle Sparbüchsen zerschlägt, alle Kassetten


sprengt und die bewirkt, daß zu jeder Zeit, im Krieg wie im Frieden, in 
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guten wie in schlechten Jahren, sich immer und genau so viel Geld im Verkehr


befindet, als wie der Markt ohne Preisschwankungen aufnehmen kann.
Durch die Geldreform, die nun hier besprochen werden soll, wird die herkömm-


liche Vereinigung von Tausch- und Sparmittel in Übereinstimmung mit den


Ergebnissen unserer Untersuchung grob und rücksichtslos zerhauen. Das Geld
wird reines Tauschmittel, vom Willen der Inhaber befreite, materielle, chemisch
reine Nachfrage.
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B. Das Geld wie es sein soll und sein kann
“Gebt dem sozialen Körper eine vollkommene Zirkulation, d. h. einen exakten und regelmäßigen


Tausch der Produkte, erhebt die Ware und Arbeit auf die Rangstufe des baren Geldes, und die men-


schliche Solidarität ist eingeführt, die Arbeit organisiert.“


Proudhon.


Geldreform und Reformgeld.


Daß das Geld verbesserungsbedürftig ist, habe ich im ersten Teil dieses


Buches gezeigt. Daß das Geld auch verbesserungsfähig ist, soll jetzt


nachgewiesen werden.


Aber vorher noch eine Frage. Was verlangen wir eigentlich vom Geld. was ist


überhaupt gutes, was ist schlechtes Geld?


Das Geld ist Tauschmittel, nichts anderes. Es soll den Austausch der Produkte


erleichtern, die Schwierigkeiten des Tauschhandels umgehen. Der Tauschhandel


war unsicher, schwerfällig. kostspielig und versagte wohl auch oft, und das Geld,


das den Tauschhandel ablösen soll, muß darum den Austausch der Produkte


sichern, beschleunigen, verbilligen.


Das ist es, was wir vom Geld fordern. Der Grad der Sicherheit, Schnelligkeit


und Billigkeit, womit die Waren ausgetauscht werden, bildet den Prüfstein für die
Qualität des Geldes.


Wenn wir noch nebenbei fordern, daß uns das Geld durch körperliche Eigen-


schaften möglichst wenig belästige, so ist das eine Forderung, die entschieden


erst dann in Betracht kommt. wenn sie die Erreichung des Geldzweckes nicht


hindert.


Läßt sich die Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des Warenaus-


tausches mit einem Geld erzielen, das die Motten nicht zerfressen und das sich


obendrein trefflich sparen läßt – gut, so mag man solches Geld einführen. Leidet


aber die Sicherheit, Schnelligkeit und Billigkeit des Warenaustausches darunter,


so sagen wir – weg damit.


Und in der Erkenntnis, daß hier die Arbeitsteilung, die wahre Grundlage 


unserer Existenz, in Frage kommt, werden wir das 
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Geld genau so herstellen, wie es die Arbeitsteilung verlangt, und zwar ohne


irgendwelche Rücksicht auf private Wünsche und Vorurteile.


Um die Güte des Geldes zu prüfen, werden wir keine Wage, keinen


Schmelztiegel, keine Chemikalien gebrauchen; wir werden uns auch nicht in die


Betrachtung eines Geldstückes versenken, auch niemand fragen. Wir werden die


Arbeit betrachten, die das Geld verrichtet. Sehen wir, daß das Geld die Waren


aufspürt und auf dem kürzesten Weg von der Arbeitsstätte zum Konsumenten


führt, beobachten wir, daß die Märkte und Warenlager sich lichten, daß die Zahl


der Kaufleute abnimmt, daß die Profitsätze zusammenschmelzen, daß keine


Absatzstockungen eintreten, daß den Produzenten der Absatz für die Produkte


ihrer vollen Arbeitskraft gesichert ist, so werden wir ausrufen: Ein vortreffliches


Geld! Und werden auch bei dieser Meinung verharren, wenn wir bei näherer


Betrachtung sehen, daß das Geld wenig körperliche Reize hat. Wir werden das


Geld betrachten, wie man etwa eine Maschine betrachtet, und unser Urteil ganz


nach den Leistungen, nicht nach der Gestalt und Farbe richten.


Von einem guten Geld, einem zweckentsprechenden Tauschmittel, werden wir


also verlangen:


1. Daß es den Austausch der Produkte sichere, was wir daran erkennen 


werden, daß der Tausch ohne Absatzstockungen, Krisen und Arbeitslosigkeit vor


sich geht.


2. Daß es den Austausch beschleunige, was wir an den geringen


Warenbeständen, der geringen Zahl von Kaufleuten und Läden und an den


entsprechend gefüllten Vorratsräumen der Verbraucher ermessen werden.


3. Daß es den Austausch verbillige, was wir an dem geringen Unterschied


zwischen dem Preis, den der Produzent erhält und dem Preis, den der


Konsument bezahlt, ermessen werden. (Zu den Produzenten gehören in diesem


Falle auch alle, die am Transport der Produkte beteiligt sind.)


Wie schlecht das herkömmliche Geld sich als Tauschmittel bewährt, das hat


uns unsere Untersuchung gezeigt. Ein Geld, das gesetzmäßig in der Weise


arbeitet, daß es sich zurückzieht, wenn es zu fehlen beginnt, und das mit all


seinen Reserven und Trabanten den Markt betritt, wenn es dort schon über-


mäßig vertreten ist, kann nur dem Schwindel und Wucher dienen, und muß als


unbrauchbar bezeichnet werden, ob es auch, rein körperlich betrachtet, manche


angenehme Eigenschaften hat. Wie schön 
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machte sich doch der König von Bayern auf den deutschen Doppelkronen, ruft


manche alte Jungfer aus und knüpft daran das Urteil: Welch vortreffliches Geld


hat uns doch die Monarchie und die Goldwährung beschert. Aber das ist ein


ganz naiver Standpunkt, obschon er der Standpunkt der großen Mehrheit des


Volkes ist.


Was waren das für grauenvolle Zustände, ruft der Kenner aus die uns die


Goldwährung brachte. Zuerst die durch den Milliardenplunder gespeiste


Gründerzeit, dann der unausbleibliche, gesetzmäßig eintretende Krach!


Wir führten die Goldwährung ein, weil wir davon einen Vorteil erwarteten, und


welchen anderen Vorteil können wir von einer Änderung im Geldwesen erwarten,


als eine größere Sicherung, Verbilligung und Beschleunigung des Austausches


der Produkte?


Und wenn das der Zweck der Sache war, wie erklärte man den Zusammen-


hang zwischen den Milliarden, der Goldwährung und jenem Zweck? Es wäre das


sehr interessant zu erfahren. So weit und tief ich auch meine Fühlhörner aus-


gestreckt habe, niemals bin ich auf diesen Zusammenhang gestoßen. Das naive


Urteil der eben genannten alten Jungfer scheint mir bei der Besprechung der


Goldwährung den Ausschlag gegeben zu haben. Man wollte Gold, schönes,


glänzendes Gold, niedliche runde Dingelchen haben, um den Austausch von


Stroh, Eisen, Kalk, Häuten, Petroleum, Weizen, Kohle usw. zu erleichtern, zu


sichern, zu beschleunigen und zu verbilligen. Wie das geschehen sollte, wußte


sicherlich niemand zu sagen, man glaubte es einfach. Und im Übrigen verließ


man sich ganz (selbst Bismarck tat es) auf das Urteil der „Sachverständigen“.


Der Warenaustausch frißt nach wie vor der Münzreform 30, 40, vielleicht auch


50%, der gesamten Produktion. Die Krisen brechen noch ebenso oft aus und


sind ebenso verheerend wie zur Zeit der Taler und Gulden, und an der Zahl der


Kaufleute kann man unmittelbar ermessen, wie gering die Verschleißkraft des


Goldes ist. Es ist ein stumpfes, an die Steinzeit erinnerndes Handwerkszeug,


womit die Goldwährung den Handel versehen hat. [Dabei ist die Goldwährung noch


außerordentlich durch den Zufall begünstigt worden. Ohne die gewaltigen Goldfunde der letzten


Jahrzehnte sähe es wüst aus in der Welt.]


Woran liegt es, daß die Verschleißkraft [Verschleißkraft: so viel wie die Kraft, die Waren


vom Produzenten dem Konsumenten zuzuführen.] des Goldes so 
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gering ist? Es liegt daran, daß man das Geld zu sehr verbessert hat, nämlich


verbessert vom einseitigen Standpunkt des Inhabers. Man hat bei der Wahl des


Geldstoffes ganz allein an den Käufer gedacht, an die Nachfrage. Die Ware, das


Angebot. den Verkäufer, den Verfertiger der Ware hat man ganz und gar


vergessen. Man hat für die Herstellung des Geldes den schönsten Stoff ausge-


sucht, den die Erde birgt, ein Edelmetall – weil es für die Inhaber


Annehmlichkeiten bot. Und man hat dabei vergessen. daß die Warenbesitzer


beim Verkauf ihrer Produkte diese Annehmlichkeiten bezahlen müssen. Man hat


durch die Wahl des Geldstoffes dem Käufer Zeit gegeben, den für ihn günstig-


sten Augenblick für den Kauf von Waren auszuwählen und hat dabei vergessen,


daß diese Freiheit den Verkäufer zwingt, auf dem Markt geduldig zu warten, bis


es dem Käufer beliebt zu erscheinen. Man hat durch die Wahl des Geldstoffes


aus der Nachfrage einen Willensakt der Geldbesitzer gemacht, man hat die


Nachfrage der Laune überantwortet, der Profitsucht, der Spekulation und dem


Zufall, und dabei hat man völlig außer Acht gelassen, daß das Angebot wegen


der Natur seiner Substanz diesem Willen gegenüber ganz schutzlos ist. So 


entstand die Macht des Geldes, die, in Geldmacht umgewandelt einen


unerträglichen Druck auf alle Produzenten ausübt.


Kurz, unsere biederen Sachverständigen haben die Währungsfragen beant-


wortet, wie ein eigenpänziger deutscher Bauer sie in dem Augenblick beant-


worten würde, wo er das Geld für ein verkauftes Stück Vieh in der Hand hält,


also ganz einseitig, vom Standpunkt des Geldbesitzers. Sie haben diese


Geldmacht so gestärkt, das Geld vom einseitigen Standpunkt des Inhabers so


verbessert, daß es als Tauschmittel unbrauchbar wurde. Nach dem Zwecke des


Geldes haben sie augenscheinlich nie gefragt, und so haben sie, wie Proudhon
sich ausdrückt, einen „Riegel, an Stelle eines Schlüssels für den Markt“


geschmiedet. Das Geld stößt die Ware ab, statt sie anzuziehen. Man kauft Ware,


ja, aber nur wenn man hungrig ist, oder wenn man einen Profit dabei macht. Als


Konsument kauft jeder das Minimum. Irgend welchen Vorrat will niemand haben;


in den Bauplänen sind Vorratskammern niemals vorgesehen. Würde man allen


Bürgern heute eine gefüllte Vorratskammer schenken – morgen schon fände


man alle diese Vorräte auf den Märkten wieder. Nur Geld wollen die Bürger


haben, obschon alle wissen, daß dieser Wunsch nicht erfüllt werden kann,


insofern als das
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Geld aller sich gegenseitig nullifiziert. Der Besitz einer goldenen Münze ist ja


unbestreitbar viel angenehmer. Die Waren mögen die „Anderen“ haben. Die


Anderen. Aber wer sind denn diese „Anderen“ ? Wir selbst sind diese Anderen;


wir alle, die Waren erzeugen. Indem wir also als Käufer die Produkte der


Anderen zurückweisen, stoßen wir uns alle gegenseitig unsere Produkte zurück.


Wenn wir das Geld nicht den Produkten unserer Mitbürger vorzögen, wenn wir


an Stelle einer angestrebten und doch unerreichbaren Geldreserve eine


Vorratskammer anlegten und diese mit den Produkten unserer Mitbürger füllten,


so brauchten wir unsere eigenen Produkte nicht in kostspieligen Läden feilhalten


zu lassen, wo sie durch die Handelsspesen zum großen Teil aufgezehrt werden.


Wir hätten dann einen schnellen und billigen Absatz der Produkte.


Das Gold paßt nicht zum Charakter unserer Produkte. Gold und Stroh, Gold


und Petroleum, Gold und Guano, Gold und Ziegelsteine, Gold und Eisen, Gold


und Häute!! Nur eine Fiktion, ein ungeheurer Wahngedanke, nur der Gegenstand


der Wertlehre kann diesen Widerspruch überbrücken. Die Waren im allgemeinen,


Stroh, Petroleum, Guano können nur dann sicher gegenseitig ausgetauscht 


werden, wenn es allen Bürgern völlig gleichgültig ist, ob sie Geld oder Ware


besitzen, und das kann nur dann der Fall sein, wenn das Geld mit dem Extrakt


all der üblen Eigenschaften behaftet wird, die unseren Produkten „eigen“ sind. 


Es ist das ganz klar. Unsere Produkte faulen, vergehen, brechen. explodieren,


und nur wenn das Geld körperliche Eigenschaften besitzt, die jene unange-


nehmen, verlustbringenden Eigenschaften der Waren aufwiegen, kann es den


Austauch schnell, sicher und billig vermitteln, weil eben solches Geld von 


niemand, in keiner Lage und zu keiner Zeit den Waren vorgezogen wird.


Geld, das wie eine Zeitung veraltet wie Kartoffeln fault. wie Eisen rostet, wie


Äther sich verflüchtigt, das allein kann sich als Tauschmittel von Kartoffeln,


Zeitungen, Eisen und Äther bewähren. Denn solches Geld wird weder vom


Käufer noch vom Verkäufer den Waren vorgezogen. Man gibt dann noch das


eigene Produkt gegen Geld her, weil man das Geld als Tauschmittel braucht,


nicht, weil man vom Besitz des Geldes einen Vorteil erwartet.


Wir müssen also das Geld als Ware verschlechtern, wenn wir es als


Tauschmittel verbessern wollen.


Die Besitzer der Waren haben es mit dem Tausch stets eilig; so will es die


Gerechtigkeit, daß auch die Besitzer des Tausch-
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mittels es eilig haben sollen. Das Angebot steht unter unmittelbarem, materiellem


Zwang, so soll auch die Nachfrage unter gleichen Zwang gestellt werden.


Das Angebot ist eine vom Willen der Warenbesitzer losgelöste Substanz;


so soll auch die Nachfrage keinem Willen gehorchen.


Wenn wir uns dazu verstehen können, die Vorrechte der Geldbesitzer zu


beseitigen und die Nachfrage zur einfachen Substanz zu machen, so lösen wir


alle Widersprüche des herkömmlichen Geldwesens restlos auf und erreichen


damit, daß die Nachfrage völlig unabhängig von allen politischen, wirtschaftlichen


oder natürlichen Ereignissen unentwegt auf dem Markte erscheint. Namentlich


werden auch die Machinationen der Spekulanten, die Ansichten oder Launen,


der Rentner und Bankiers ohne irgend welchen Einfluß auf die Nachfrage sein.
Ja, das was wir „Börsenstimmung“ nennen, wird überhaupt nicht mehr existieren.
Wie etwa das Fallgesetz keine Stimmungen kennt. so wird es sich auch mit der


Nachfrage verhalten. Keine Furcht vor Verlusten, keine Erwartung eines Profites


wird die Nachfrage vom Markte abhalten können.


So wird die Nachfrage unter allen denkbaren Verhältnissen imm er der von den
gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufsgeschwindigkeit der vom
Staate kontrollierten Geldmassen entsprechen.


Alle Privatgeldreserven lösen sich durch den Umlaufszwang selbsttätig auf. 


Die gesamte, ausgegebene Geldmasse ist in ununterbrochener, gleichmäßiger,


schneller Rotation. Niemand kann noch dem Staate in der Verwaltung des


Geldes durch ausgraben von Privatreserven, oder durch Einzug solcher


Reserven ins „Handwerk“ pfuschen, und dann kann der Staat durch Einzug oder


Ausgabe geringfügiger Geldmassen die Nachfrage jederzeit dem Angebot


haarscharf anpassen.


Mehr als das ist aber nicht nötig, um den Austausch unserer Produkte vor jeder


denkbaren Störung zu sichern, um Wirtschaftskrisen. Arbeitslosigkeit unmöglich


zu machen, um den Handelsprofit auf die Rangstufe der Tagelöhnerarbeit und


Lohnes herabzusetzen und um in kurzer Zeit den Zins in einem Meer von Kapital


zu ersäufen.


Und was kosten uns Produzenten, die wir durch die Arbeitsteilung das Geld


schaffen, diese reichen Gaben eines Geldumlaufszwanges? Nichts, als den


Verzicht auf das Vorrecht, in die 
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Nachfrage den Willen und damit die Laune, die Profitsucht. Hoffnung, Furcht


und Panik tragen zu dürfen. Wir brauchen nur die Wahnvorstellung fallen zu


lassen, daß man seine eigenen Produkte verkaufen kann, ohne daß sie ein


anderer kauft. Wir brauchen uns nur gegenseitig zu verpflichten, sofort und unter


allen Umständen genau so viel zu kaufen, wie wir selbst verkauft haben und, um


die Gegenseitigkeit dieser Verpflichtung zu wahren, das Geld so zu gestalten,


daß der Verkäufer der Waren durch Eigenschaften des Geldes gehalten wird,


den mit dem Geldbesitz verknüpften Pflichten nachzukommen und das Geld


wieder in Ware umzusetzen – persönlich, wenn er selbst Ware brauchen kann,


durch andere, denen er das Geld leiht, falls er keine Ware braucht. Aber letzteres


natürlich auch unter allen Umständen und bedingungslos, d.h. ohne Rücksicht


auf die Bedingungen der Anleihe.


Sind wir nun gewillt, die Sklavenketten, die wir als Verkäufer unserer Produkte


tragen, dadurch zu brechen, daß wir auf das Vorrecht verzichten, als Käufer den


Produkten unserer Mitbürger gegenüber den Herrn zu spielen? Wenn ja, so laßt


uns den unerhörten, revolutionären Vorschlag einer Zwangsnachfrage der


näheren Prüfung unterziehen. Laßt uns das Geld betrachten, das wir mit einem


sachlichen Zwangsangebot behaftet haben:


Muster des Reformgeldes [Diese Vereinfachung des Reformgeldes gegenüber meinen


früheren Vorschlägen wurde von Gustav Simons in Eden angeregt. ]:
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Gebrauchsanweisung:


(Bildet die Rückseite des Reformgeldes.)


1. Den Kursverlust von Woche zu Woche trägt der jeweilige Inhaber. Wochenschluß Sonnabends 4 Uhr.


2. Mit Schluß des Jahres wird dieser Geldbrief außer Gebrauch erklärt; unter Nachzahlung des 


Fehlbetrages von 51 Pfg. kann er gegen einen neuen Geldbrief von 10 Mark an den Staatskassen


umgetauscht werden.


3. Eine Einlösung oder ein Tausch dieses Geldes gegen Gold oder sonstige Waren findet an den


Staatskassen nicht statt.


4. Der Staat übernimmt die Verantwortung, daß die Geldausgabe immer so den Bedürfnissen des


Marktes angepaßt wird, daß die Warenpreise im Durchschnitt fest bleiben werden.


5. Anderes Geld als dieses nimmt keine Staatskasse an; den bisherigen Goldmünzen usw. wird die


staatliche Gewähr für Gewicht und Feingehalt entzogen.


6. Zahlungen im Auslande werden in bisheriger Weise durch die Wechselmakler, die Börse und die


Privatbanken durch Ausstellen von Wechseln vermittelt. Für kleinere Beträge sind Postanweisungen 


zu benutzen.
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Wird in Heftchen von 10 oder 50 Zetteln ausgegeben. Die Rückseite trägt den Aufdruck der Zettel B.


von 1 Mark. Diese Zettel können also, so lange sie nicht angebrochen sind, als 1 Markzettel dienen.


Dieser Zettel vereinigt in sich 1 Münze von 1 Mark, 2 Münzen von 50 Pfg., 5 Münzen von 20 Pfg., 4 von


25 Pfg., 10 à 10 Pfg., 20 Münzen von 5 Pfg., 50 von 2 Pfg. und 100 von 1 Pfg., im Ganzen 192


Münzen.


Gebrauchsanweisung. (Bildet die Rückseite des Reformgeldes.)


1. Man reiße nach Bedarf ab, und zwar von der letzten Reihe anfangend von unten nach oben. jedes


Feld gilt 1 Pfg.; die großen Felder 10 Pfg.


2. Niemand ist verpflichtet, für mehr als 1 Mark von diesem Kleingeld in Zahlung zu nehmen.


3. Kaufleute, bei denen sieh größere Mengen Abschnitte sammeln, erhalten an den Staatskassen,


unentgeltlich, gummierte mit Datum versehene Unterlagen, auf die sie die Abschnitte aufkleben und 


zu 1 Markzetteln wieder vereinigen können.


4. Solche aufgeklebten Zettel dürfen jedoch nicht mehr in Umlauf gesetzt werden; alle Staatskassen


tauschen sie jederzeit nach Abzug des dem Datum entsprechenden Kursverlustes gegen neue um.


5. Mit Schluß des Jahres ist dieser Zettel nicht mehr kursfähig. Unter Nachzahlung von 5 Pfg. wird er


gegen einen neuen an allen Staatskassen umgetauscht.


Das Reichsgeldamt.







Erklärungen.


Wie ersichtlich, gilt dieser Zettel am 1. Januar Mk. 100,00 (resp. Mk. 10,00


oder 1,00) und fällt dann von Woche zu Woche um 1 ‰ (eins vom Tausend) so,


daß er am Ende des Jahres nur noch Mk. 94,80 gilt. Wer dann etwa am 1. Juni


100 Mark zu zahlen hat, der muß zu dem Hunderter noch Mk. 2,10 zulegen, um


die Summe voll zu machen. Und wer am gleichen Tag 100 zu fordern hat, der


hat ein Recht zu dem Hunderter noch die Zulage von Mk. 2,10 zu fordern. Nur


für die jeweiligen Inhaber verliert also das Reformgeld ständig an Zahlkraft. Das


Verhältnis der Gläubiger zu ihren Schuldnern bleibt unberührt.


Wer daher obigen Zettel am 1. Juni mit Mk. 97,90 in Zahlung nimmt und


bezahlt damit noch in der gleichen Woche eine Schuld, der verliert nichts; wartet


er damit bis Ende des Monats, so verliert er 40 Pfg. Würde er den Zettel vom 


1. Juni bis Ende des Jahres behalten, so betrüge der Verlust Mk. 3,10, nämlich


Mk. 97,90, wofür er ihn erhalten, abzüglich Mk. 94,80, wofür er ihn hergibt.


Ende des Jahres wird alles Geld durch neues ersetzt. Unter Nachzahlung von


Mk. 5,20 erhält man an jedem beliebigen Tag des folgenden Jahres an allen


Staatskassen einen neuen Zettel, der am 1. Januar 100 Mk. galt, für jeden alten


Zettel von 100 Mk. Diese Nachzahlung schlägt der Staat zu den allgemeinen


Staatseinnahmen.


Der Verlust am Kurs des Geldes ist mit dem Besitze des Geldes (des


Bargeldes) untrennbar verbunden. Man kann ihm nur dadurch entgehen, daß


man das Geld so verwendet, wie es seinem Zwecke entspricht, indem man es


weitergibt. Wer Ware kauft, seine Schulden bezahlt, das Geld verleiht, wälzt


damit auch den Verlust auf andere ab. (Für alle, die mit ihren Produkten im


Schnee draußen auf den Käufer lauern, für alle, die sorgenvoll auf den Eingang


kreditierter Gelder harren, eine gar süße Last.)


Wenn dieser Zettel, wie es in der Regel der Fall sein wird, während des


ganzen Jahres von Hand zu Hand geht, so verteilt sich der Gesamtverlust von


520 Promille auf alle die, durch deren Hände das Geld im Laufe des ganzen


Jahres gegangen ist.


Wer persönlich keine Verwendung für das Geld hat, es aber sofort an andere


verleiht, der hat keinen Verlust. Wer obigen Zettel etwa am 1. Juli für Mk. 97,50


in Zahlung genommen hat und bringt ihn in der gleichen Woche zur Sparkasse


oder Depositen
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bank, oder verleiht ihn direkt, dem wird der Zettel mit Mk. 97,50 gutgeschrieben.
Ob überhaupt, und wie viel Zins ihm der Schuldner zahlen wird, wird genau so, wie
heute, von den Verhältnissen auf dem Anleihemarkt abhängen.


Für die Erleichterung der Zahlungstechnik wird der Staat Multiplikationstabellen,
ähnlich wie diese hier, für jede der 52 Wochen ausarbeiten und in Form der
Abreißkalender unentgeltlich abgeben. Solche Tabellen hängen an allen Kassen
und an jedem Ladentisch.


Die Zahlung einer beliebigen Summe an einem beliebigen Tag wickelt sich


dann wie folgt ab:
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Für die Kassenbeamten gelten folgende Regeln. Sie rechnen Sonnabends zu


einer ihnen bestimmten Stunde den Bestand zusammen, rechnen davon eins


vom Tausend ab und übertragen den Saldo auf die nächste Woche. Der Abzug


von 1 ‰ wird als Ausgabe gebucht.


Daß die Geldzettel jetzt nicht mehr auf runde Zahlen lauten, ist kein Fehler des


Reformgeldes. Lauten denn etwa die Warenpreise auf runde Zahlen? Sogar 
1/2 Pfennigmünzen verlangten die süddeutschen Pfennigkrämer. Ein auf runde


Zahlen abgerundetes Geld wäre von Vorteil, wenn auch alle Warenpreise so


abgerundet werden könnten. Und wo man heute die Preise derart abrundet,


merkt man sofort auch die gewaltsame Anpassung der Preise an die


Zahlungsmittel. Oder muß etwa das Theaterbillet genau ausgerechnet 10 Mark


kosten? Kann sich der Unternehmer am 1. Dezember nicht auch mit 9,53 Mark


begnügen? Wo man also heute Rücksicht auf die Bequemlichkeit des Zahlers


nimmt und den Kanarienvogel für 15 Mark verkauft, obschon er nach den letzten


Börsenberichten 15,10 Mark oder 14,60 Mark kosten müßte, da wird man auch


noch nach der Geldreform jene Rücksicht walten lassen und für den Hut am 


1. Juni nicht 
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10 Mark, sondern einen Zehner fordern. Überall aber, wo scharf gerechnet


werden muß, lohnt es sich auch scharf zu rechnen, und da scheut man eine


kleine Unbequemlichkeit nicht. Wenn jemand 1000 Mark einzukassieren hat, wird


es ihm einerlei sein, ob es sich um eine runde Summe handelt oder nicht.


Es erübrigt sich, die sonstigen Fragen, die die Zahlungs- und Kassentechnik


aufwirft, hier zu beantworten. Wer mit Interesse dem Werden des Gedankens


gefolgt ist, dem das Reformgeld entsprungen ist, der findet für diese einfachen


Buchhaltereifragen auch sofort die Antwort.


Jeder, der sich mit der Geldreform vertraut gemacht hat, findet immer nach


kurzer Überlegung, daß das neue Geld einer bürokratischen Kassenführung


keine Schwierigkeiten bereitet. Es hat sogar in dieser Beziehung kleine Vorteile


voraus, wie man das an folgendem Beispiel ermessen kann.


Liegt heute in einer Kasse die Summe von etwa Mk. 14.551,13, so werden


aller Wahrscheinlichkeit nach darin alle die heute verkommenden Stücke


vertreten sein. Die Zusammensetzung mag also folgende sein:


Anm. der Red.: Die Addition ergibt 14.554,13 Mk. 







Die gleiche Summe bei entsprechender Stückelung in Reformgeld würde da-


gegen sich wie folgt zusammenstellen:


002 Zettel à 1.000 2.000,–


065 „ à 0.100 6.500,–


600 „ à 00.10 6.000,–


051 „ à 000.1 00.51,–


001 Abriß 00.00,13


719 Zettel       Mk.            .14.551,13


Statt eines mineralogischen Kabinetts (Gold, Silber, Nickel, Kupfer, Papier) nur


Papier. Und nur 5 Stückelungen statt 19.


Aber diese kleinen Vorteile sind nicht das, was wir suchen. Wir wollen den


Austausch der Produkte sichern, beschleunigen und verbilligen. Wir wollen der


Beerensammlerin in Schweden helfen, ihr einfaches Produkt gegen ein Paar


Schweizer Schuhe einzutauschen und sind uns bewußt, wie viele kaufmännische


Schwierigkeiten bei dieser scheinbar einfachen Handlung zu überwinden sind,


daß schier unzählige kaufmännische Handlungen nötig waren, um den Schuh


zustande zu bringen. An diesem so einfachen Produkt ist die ganze Welt beteiligt


– russisches Oberleder, chilenisches Sohlleder, argentinischer Gerbstoff, indisch-


er Flachs, ägyptische Baumwolle, spanisches Eisen, amerikanische Maschinen,


isländischer Walfischtran usw., und dem Handel, der diese Stoffe zum Schuh


vereinigte, wollen wir eine sichere Grundlage geben. Was gehen uns da die


kleinen Freuden und Sorgen der Kassierer an? Kümmerte sich Napoleon in der


Schlacht bei Leipzig um die Hasen, die der Geschützdonner aus dem Schlafe


rüttelte? Mag der Kassierer sich dem Reformgeld unterordnen, so gut er es ver-


steht. Vom Standpunkt der Arbeitsteilung, der Grundlage der Kultur und der


Vorbedingung unseres Lebens sind die kleinen Sorgen der Kassenbeamten nur


Bagatellfragen. Das Geld soll unsere Produkte verschleißen; alles übrige sind


bedeutungslose Nebensachen. Zufälligerweise wird die Geldreform die


Kassenführung erleichtern, wie sie ebenso zufälligerweise die Staatskassen


füllen wird. Würde sie das aber nicht tun, würde sie die Kassenführung zum


gefährlichsten Berufe machen, und dem Staate nebenbei ebenso viele Millionen


kosten, wie sie ihm einbringen wird (nämlich jährlich 5%, des Geldumlaufs [Das


Reformgeld nimmt an Masse durch den Kursverlust jährlich um 5% ab. Der Staat ersetzt diesen


Ausfall jährlich durch Neuausgabe von 5% der gesamten umlaufenden Geldmasse und schlägt diese


Millionen zu seinen Einnahmen ( jährlich 2 – 300 Millionen Mark)], so würde ich
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dennoch auf der Reform bestehen, voraus gesetzt, daß dabei ein Vorteil für die


Arbeitsteilung und den Austausch der Produkte erwüchse. Denn der winzigste


Vorteil auf diesem Gebiete, eine geringe


Beschleunigung, Sicherung und Verbilligung
im Austausch der Produkte erspart uns jährlich Riesensummen. Ob es nötig sein


wird. an Stelle des Nickelgeldes das S.143 beschriebene Kleingeld einzuführen?


Die Erfahrung wird diese Frage beantworten. Möglich wäre es, daß nach


Einführung der Geldreform die Sparer sich des Nickelgeldes bemächtigen wür-


den, daß der Weg aus den Münzstätten für die Nickelmünzen auch der Weg zu


den Sparbüchsen sein würde und daß dann niemals genug Nickelgeld geprägt


werden könnte.


Auf alle Fälle handelt es sich hier uni eine untergeordnete Frage, im


wesentlichen um eine Frage der Portemonnaietechnik; deren Beantwortung wir


der Portemonnaietechnik überlassen können. Im allgemeinen läßt sich


Papiergeld mit Metallgeld schlecht in einer Geldtasche vereinigen, und gehen 


wir zur Papierwährung über, so ist es besser, das Metallgeld ganz auszuschei-


den. Zumal wir damit die so nötige Teilbarkeit des Geldes in fast idealer Weise


erreichen und das Wechseln und wieder Zurückgeben bei diesem Geld ganz


wegfällt.


Wie der Staat das Reformgeld in Umlauf setzt.


Mit der Geldreform wird der Reichsbank natürlich das Notenprivileg entzogen


werden, und an die Stelle der Reichsbank tritt das


Reichswährungsamt
dem die Aufgabe zufällt, die tägliche Nachfrage nach Geld zu decken. Das


Reichswährungsamt betreibt keine Bankgeschäfte. Es diskontiert keine Wechsel,


es klassifiziert die Bürger nicht in Firmen 1., 2. u. 3. Kategorie. Es tritt in keinerlei


Beziehungen zu Privatpersonen.


Das Reichswährungsamt gibt Geld aus, wenn solches im Lande fehlt und es


zieht Geld ein, wenn im Lande sich ein Überschuß zeigt. Das ist alles.
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Um das Reformgeld in Umlauf zu setzen, werden alle Staatskassen ange-


wiesen, das bisherige Metallgeld und die Reichskassenscheine zum freiwilligen


Umtausch anzunehmen, und zwar pari, für eine Mark in Gold eine Mark in


Reformgeld.


Wer in diesen Tausch nicht einwilligt, mag das Gold behalten. Niemand drängt


ihn zum Tausch. Irgend ein gesetzlicher Druck wird nicht auf ihn geübt. Keinerlei


Gewalt wird da gebraucht. Es wird nur jedem gesagt, daß nach Ablauf einer bes-


timmten Frist (1–2 oder 3 Monate) das Metallgeld nur mehr Metall, aber kein


Geld mehr sein wird. Wer dann noch Metallgeld hat, kann es dann nur noch beim


Goldschmied gegen Reformgeld verkaufen. Der Staat anerkennt dann nur noch


Reformgeld als Geld an allen seinen Kassen an. Das Gold ist dann dem Staate


gegenüber nur noch Ware, wie Holz, Kupfer, Silber, Papier, Tran usw. Und wie


man heute die Steuern nicht mit Holz, Silber oder Stroh bezahlen kann, so wird


man auch nach Verlauf der Umtauschfrist kein Gold mehr zu diesem Zwecke


verwenden können.


Im übrigen aber braucht der Staat seine wirtschaftliche Macht als größter


Produzent nicht um das Reformgeld auch dem Privatverkehr aufzuzwingen. Der


Staat duldet ohne Neid die Verwendung des Goldes im Privatverkehr; er duldet


es aber auch ohne Neid, daß jetzt Privatmünzstätten errichtet werden, in denen


Münzen von jedem beliebigen Feingehalt und Gewicht geprägt werden. Für den


Staat gibt es jetzt keine Münzen, folglich auch keine Falschmünzer mehr. Das


Prägen von Münzen gibt der Staat frei; jeder, der sich damit amüsieren will, darf


es tun. Der Staat entzieht allen Münzen, auch den von ihm früher geprägten, die


Gewähr für Gewicht und Feingehalt. Mehr tut der Staat nicht, um das Gold kurs-


unfähig zu machen; es genügt. Der Staat weiß, daß es ja nur staatliches Geld


geben kann und daß es darum gar keiner besonderen Anstrengungen bedarf, um


sein Geld in den Privatverkehr einzuführen. Das besorgt allein die Unentbehr-


lichkeit des Geldes einerseits und die Unentbehrlichkeit einer staatlichen


Kontrolle des Geldes andererseits.


Wenn also jemand dem Reformgeld feindlich gesinnt sein sollte und das


Reformgeld als Zahlung für seine Produkte zurückweist, so läßt man ihn


gewähren. Er kann ja fernerhin Gold für seine Produkte verlangen. Aber dieses


Gold muß er dann auf die Wage legen und den Feingehalt mit Säuren und Prüf-


Prüfstein
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stein feststellen, und zwar Münze für Münze. Dann muß er sich erkundigen, ob


ihm jemand das Gold auch wieder abnehmen wird und zu welchem Preis, und er


muß hierbei auf große Überraschungen gefaßt sein. Findet er dann, daß das


alles kostspielig und langweilig ist, so kann er ja als reuiger Sünder in den Schoß


des allein seligmachenden Staatsgeldes zurückkehren – wie das ja die grimmi-


gen Feinde der Goldwährung, die Agrarier, auch getan haben. Auch sie waren


dem Staatsgeld (Gold) feindlich gesinnt und nahmen es doch an.


—


Was der Staat mit dem in Umtausch für das Reformgeld erhaltenen Gold


machen wird? Der Staat schmelzt es ein, läßt es zu Ketten, Armbändern,


Uhrgehäusen verarbeiten und schenkt diese allen Bräuten im Deutschen Reich


bei ihrer Verheiratung. Was könnte der Staat Vernünftigeres mit dem Gold, mit


dem Hunnenschatz, machen?


Der Staat braucht das Gold nicht, und verkauft er es in Auktionen, so drückt er


den Preis und bereitet anderen Völkern Verlegenheiten, wie Deutschland das


schon einmal mit den unüberlegten Silberverkäufen getan. Wenn der Staat


damals die eingezogenen Taler dazu benutzt hätte, um vor jedem Pfandhaus und


jeder Hypothekenbank den Vormännern der Goldwährung ein massiv silbernes


Standbild in Cyklopengröße zu errichten – es wäre für die allgemeine Volks- und


Weltwirtschaft und auch für den Fiskus besser gewesen. Diese elenden


Millionen, wahre Miseräbelchen vom Standpunkt der deutschen Volkswirtschaft


aus betrachtet, die der Staat aus jenen Talerverkäufen löste, haben nicht wenig


dazu beigetragen, den Silberpreis zu drücken, und die Schwierigkeiten, die den


deutschen Grundrentnern durch die billigen Getreidepreise erwuchsen, waren


zum Teil auf diese Silberverkäufe zurückzuführen. Wahrlich, wenn man damals


nach obigem Vorschlag gehandelt, die Silbertaler zu Tafelgeschirr einge-


schmolzen und zu Hochzeitsgeschenken von Staats wegen verwendet hätte –


das was der Staat hier verloren – er hätte es an der größeren Steuerkraft der


Bürger und an den damaligen Staatsdefizits zehnfach gespart.


Die Sache verhält sich so: Durch die deutsche Münzreform wurde dem Silber


der deutsche Münzmarkt entzogen und auf das Gold übertragen. Die Nachfrage


nach Silber fiel, die nach Gold stieg, und so verschob sich das bestehende


Tauschverhältnis vom Silber zum Gold. 
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Dieses Verhältnis wurde noch mehr und gewaltsam dadurch beeinflußt, daß nun


das Deutsche Reich auch noch das Angebot von Silber (neben der gedrückten


Nachfrage) durch die Silberverkäufe vermehrte.


Diese Verschiebung in dem damaligen Tauschverhältnis zwischen Gold und


Silber (1 zu 16) drückte sich in einer starken allgemeinen Hausse in den


Silberwährungsländern und in einer entsprechenden Baisse in den


Goldwährungsländern aus. Diese Hausse in den Silberwährungsländern


(Rußland, Österreich, Indien, Vereinigte Staaten) begünstigte dort die ver-


schuldeten Landwirte ganz außerordentlich, indem sie für die Zahlung der Zinsen


und Amortisationen (die Landwirte als Grundbesitzer sind immer und müssen


gesetzmäßig immer verschuldet sein) ihrer Hypotheken einen bedeutend gerin-


geren Teil ihrer Produkte verkaufen mußten als früher. Der für sie verbleibende


Rest war größer, und sie konnten ihre Betriebe ausdehnen. Sie konnten besser


als früher in Deutschland konkurrieren, denn wenn auch hier der Getreidepreis in


Gold fiel, so erhielten sie für das Gold doch mehr Silber (zuletzt das doppelte


Quantum), und dieses Silber war in ihren Ländern Geld, Geld, womit sie ihre


Schulden zahlen konnten.


In Deutschland war dagegen den Grundbesitzern die in Silber eingegangene


Hypothekenschuld mir nichts, dir nichts, in Gold umgewandelt worden; d. h. sie


konnten Zinsen und Amortisationen nicht mehr mit Silber bezahlen, sondern nur


mit Gold. Und für ihre Produkte erhielten sie nun weniger Gold. Sie mußten somit


für Zins und Amortisationen ihrer Schulden einen ganz erheblich größeren Teil


ihrer Ernten opfern. Neben der Landwirtschaft litt aber auch die Industrie in noch


stärkerem Maße durch den Preisrückgang der Waren, der die Goldwährung


begleitete. Die Verluste, die das Volk in den Jahren 1878-1885 durch die chro-


nische Krise erlitt, sind ganz unberechenbar. Es handelt sich um viele Milliarden.


Wie das Reformgeld verwaltet wird.


Nachdem das Reformgeld in Umlauf gesetzt und das Metallgeld außer


Gebrauch erklärt worden, wird es sich für das Reichswährungsamt nur mehr


darum handeln, das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren (allgemeiner


Preisstand der Waren) zu beobachten und durch Vermehrung und Verminderung


des Geldumlaufes den Kurs des Geldes fest auf ein genau bestimmtes Ziel –


Festigkeit des allgemeinen Preisstandes der Waren – zu lenken. Als Kompaß


dient dem Reichsgeldamt die Seite 82-83 bereits besprochene Statistik für die


Ermittlung des Durchschnittspreises aller Waren. Je nach den Ergebnissen


dieser Statistik, 
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je nachdem der Durchschnittspreis Neigung nach oben oder nach unten zeigt,


wird der Geldumlauf eingeschränkt oder erweitert.


Da mit der Geldreform jede im Umlauf befindliche Mark auch fortlaufend, nie


rastend, angeboten wird, so braucht sich das Reichswährungsamt weiter nicht


um das ausgegebene Geld zu kümmern. Das Angebot des ausgegebenen
Geldes wird unter allen Umständen stets seiner Masse und der durch die
gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Maximalumlaufsgeschwindigkeit
entsprechen. Der Umlauf des Reformgeldes sucht unter allen denkbaren


Verhältnissen, in Kriegs- wie in Friedenszeiten, die Grenzen dieser


Maximalgeschwindigkeit zu durchbrechen, ähnlich wie ein im Zimmer umirrender


Käfer immer mit dem Kopfe gegen die Decke stößt. Alle Privatgeldreserven sind


aufgelöst, und im Verkehr befindet sich nie mehr und nie weniger als das genaue


Quantum an Tauschmitteln, das der Verkehr unmittelbar beansprucht. Nicht zu


wenig und nicht zu viel. Das Minimum an Geldumlauf ist gleichzeitig auch das


Maximum. Wäre weniger als dieses Minimum vorhanden, so würden die Preise


wegen mangelnder Nachfrage abwärts neigen. Wäre mehr als dieses Maximum


vorhanden, so würde die Nachfrage nach Waren die normale Höhe sofort über-


schreiten, und die Preise würden anziehen. In beiden Fällen aber würde das


Reichswährungsamt einschreiten und durch Einziehung oder Ausgabe von Geld


(Nachfrage) die Ordnung wieder herstellen. Mit dem Reformgeld läuft die
Nachfrage nicht mehr getrennt vom Geld als selbständiger Wille einher. Das
Reformgeld ist nicht mehr ein einfaches Mittel zur Nachfrage, sondern das
Reformgeld ist an und für sich die Nachfrage. Die verkörperte Nachfrage, und
eine andere Nachfrage (Wille, Spekulation, Laune, Furcht, Panik usw.) gibt es
nicht mehr auf dem Markte. Die Masse des ausgegebenen Geldes, zusammen
mit der Maximalumlaufsgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen dieser
Geldmasse gestatten, ist dann auch die Grenze, das sich deckende Maximum
und Minimum der Nachfrage.


Da das Geld an und für sich die Nachfrage darstellt, so genügt es, die


Geldausgabe zu vermehren oder zu vermindern. um die Nachfrage scharf und


dauernd dem Warenangebot auf den Leib zuzuschneiden.


Um die Geldausgabe zu vergrößern, übergibt das Reichswährungsamt dem


Finanzminister neues Geld, der es durch einen 
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entsprechenden Abschlag von allen Steuern verausgabt. Betragen die


einzuziehenden Steuern 1000 Millionen, und sind 100 Millionen neues Geld in


Umlauf zu setzen, so wird von allen Steuerzetteln ein Abzug von 10% gemacht.


Das ist eine einfache Sache, aber noch einfacher wird die Verminderung des


Geldumlaufes sein. Denn da die Gesamtmasse des Geldes durch den


Kursverlust um 5% jährlich abnimmt, so braucht man, um den Geldbestand zu


vermindern, überhaupt nichts zu tun. Der etwaige Überschuß verbraucht sich


selbsttätig. Genügt das aber nicht, so kann durch Steuerzuschlag nachgeholfen


werden.


Da, wie gesagt, alle Privatreserven verschwinden und die gesamte aus-


gegebene Geldmasse sich in ununterbrochener und gleichmäßig schneller


Rotation befindet, so wird es sich niemals um große Summen handeln können,


die eingezogen oder ausgegeben werden müssen. Wie ein Fluß mit gleich-


mäßigem Gefäll auch ein gleichmäßiges Bett hat, so wird das Reformgeld, weil


es gleichmäßig umläuft, den Markt auch gleichmäßig mit Geld versehen.


Das Reichswährungsamt beherrscht also mit dem Reformgeld das Angebot
von Tauschmitteln in absoluter Weise. Es ist Alleinherrscher, sowohl über die
Geldfabrikation, wie über das Geldangebot.


Unter dem Reichswährungsamt brauchen wir uns nicht ein großartiges


Gebäude mit Hunderten von Beamten vorzustellen, wie etwa die Reichsbank.


Das Reichswährungsamt betreibt keinerlei Bankgeschäfte. Es hat keine Schalter,


nicht einmal einen Geldschrank. Der Druck des Geldes findet in der


Reichsdruckerei statt; die Ausgabe und der Umtausch durch die Staatskassen,


die Preisermittelungen finden im Statistischen Amt statt. Es ist also nur ein Mann


nötig, der das Geld von des Reichsdruckerei den Staatskassen übergibt, und der


das für währungstechnische Zwecke von den Steuerämtern eingezogene Geld


verbrennt. Das ist der ganze Apparat. Eine Presse und ein Ofen. Einfach, billig,


wirksam.


Und mit diesem einfachen Apparat wollen wir die schwere Arbeit der


Goldgräber, die kunstvollen Maschinen der Münzstätten, das Kapital der Banken,


die nervöse Tätigkeit der Reichsbank ersetzen und zwar so ersetzen, daß


niemals ein Pfennig zu viel, niemals zu wenig in Umlauf sein wird. Und das


heute, 
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morgen, ewig, beim Schall der Fanfaren wie beim Schlagen der Schamade. Und


mehr als ersetzen. Wir wollen mustergültige, bedächtige, für alle Welt vorbildliche


Arbeit liefern.


Das Reformgeld und der Außenhandel.


Der Außenhandel braucht zu seiner gedeihlichen Entwicklung feste


Wechselkurse als Unterlage für alle Berechnungen, zu denen die Waren- und


Finanzgeschäfte Anlaß geben. Der Deutsche, der Waren aus Japan, Feuerland,


Alaska einführt oder dorthin schickt, muß wissen, daß die Mark deutscher


Reichswährung in einem dauernd festen Verhältnis steht zu dem Geld jener


Länder, so daß er mit dem Landesgeld über Rubel, Yens, Dollars, Rupien usw.


sicher verfügen kann. Wie nötig das ist, geht aus folgendem Beispiel hervor: Ein


Kaufmann in Feuerland bietet seinem Geschäftsfreund in Danzig Schafsfelle an,


das Tausend für 655 Pesos. Ein Peso mag heute 1,82 Mk. sein, und dem Mann


in Danzig paßt dieser Preis. Er bestellt also telegraphisch eine Ladung dieses


Stoffes, die nach 2 Monaten eintrifft. Er verkauft die Felle und hat nun deutsches


Geld, während er chilenisches Geld schuldet, und wenn sich inzwischen das


damalige Verhältnis von 1,82 zu 1 nicht verschoben hat, so ist das Geschäft


gelungen. Aber wie, wenn der Peso jetzt 1,90 Mk. oder 2 Mk. kostet? Dann ver-


wandelt sich der ausgerechnete Gewinn in Verlust, wie natürlich auch das


Umgekehrte eintreten kann. Man könnte nun sagen, der Feuerländer solle sein


Angebot in Mark machen, dann hätte sein Geschäftsfreund in Danzig keine


Sorgen. Ganz recht, aber dann ist es der Feuerländer, der das Risiko solcher


Kursdifferenzen trägt.


Ebenso verhält es sich mit den Finanzgeschäften. Macht die türkische, 


indische, russische, brasilianische Regierung in Europa eine Anleihe in Mark,


und ändert sich in der Folge das Tauschverhältnis der Mark zu dem Geld des


Schuldners, so trägt der Schuldner das Risiko. Und wird die Anleihe im Gelde


der Schuldner abgeschlossen, so trägt der Gläubiger das Risiko.


Eine allgemeine, gleiche Währung würde nun solches Risiko beseitigen, und


weil man mit Recht von der allgemeinen Einführung der Goldwährung diesen


Vorteil erwarten kann, entschloß man sich seiner Zeit in Deutschland für die


Goldwährung, in der Meinung, daß alle Handelsvölker dem Beispiel folgen wur-


den. Aber nicht alle Völker hatten die kindlich naiven Ansichten, die damals noch


in Deutschland über das Geldwesen 
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verbreitet waren. Man wußte im Ausland, was man in Deutschland vollkommen


übersehen hatte, nämlich, daß der Übergang von der Doppelwährung zur ein-


fachen Währung notwendigerweise auf die Warenpreise drücken würde und daß


durch einen solchen Übergang die Schuldner auf ganz unerhörte Weise geprellt


werden würden. Man denke doch, wohin es geführt hätte, wenn alle Völker das


Beispiel Deutschlands befolgt hätten; wenn man überall das Silber


eingeschmolzen und durch Gold zu ersetzen versucht hätte! Wo hätte man diese


Goldmassen herholen können? Das Gold wird doch gefunden! Und wenn sich


die Völker das Gold gegenseitig durch Schutzzölle und sonstigen Schwindel


abzuluxen gesucht hätten, bis wohin wären da die Preise gefallen?


Es war also eine unvernünftige Hoffnung, der man sich in Deutschland


hingegeben hatte, nämlich die, daß sich die Goldwährung universell einführen


ließe [Das hat mit der Frage nichts zu tun daß – wenn die Goldwährung allgemein eingeführt wor-


den wäre, der Wechselkurs zwischen allen Ländern festgeblieben wäre. Diese Bedingung des festen


Wechselkurses ist eben eine Unmöglichkeit.]. Aber ohne die Allgemeinheit der


Goldwährung hat die Goldwährung keinen vernünftigen Sinn. Sie bewirkt dann
das Gegenteil von dem, was sie erstrebt. Sie trennt, statt zu vereinigen. Sie führt


dahin, daß die Länder, die durch die Doppelwährung bis dahin verbunden waren,


dadurch getrennt werden, daß das eine die Goldwährung, das andere die


Silberwährung hat. Welchen Sinn hatte die deutsche Goldwährung für den


Handel mit Indien, Rußland, China, ganz Südamerika usw.?


Aber wenn auch die allgemeine Goldwährung ein Traum blieb, so gelang es


doch durch künstliche Eingriffe, durch nationale Verwaltung des Geldwesens,


den Zweck der Goldwährung zu erreichen. Statt die Gulden, Rubel, Rupien, die


Yens, Pesos, Dollars, Liras, Pesetas, Franken nach dem Vorschlag und Vorbild


Deutschlands einzuschmelzen und durch Gold zu ersetzen, ließ man diese


Münzen einfach im Verkehr und begnügte sich damit, die Münzstätten dem Silber


zu sperren und aus der Geldfabrikation ein Staatsmonopol zu machen. Und


indem man nun die Fabrikation von Silbermünzen und Papiergeld dem


Wechselkurs anpaßte, indem man Geld einzog und verbrannte, wenn der


Wechselkurs fiel und Geld prägte oder druckte, wenn der Wechselkurs stieg,


erreichte man den Zweck der Goldwährung, die Festigkeit des Wechselkurses,


wie wenn man Gold in Umlauf gesetzt hätte.
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Man hatte den Vorteil der allgemeinen Welt-Goldwährung erreicht, ohne eine


goldene Münze zu prägen, ja ohne ein Goldkörnchen zu besitzen. Das


Interessanteste aber ist, daß selbst die Länder, die weder Gold noch Silber in


Umlauf hatten, sondern gemeines, ungedecktes Papiergeld, mit den gleichen


einfachen Mitteln sich die Vorteile fester Wechselkurse sicherten. Man gab


Papiergeld aus und zog Papiergeld ein, und mit diesem einfachen Mittel blieben


die Wechselkurse fest. Das heißt, man ahmte das, was bei der Goldwährung


automatisch eintritt, auf künstliche Weise nach. Wenn diese Möglichkeit gefehlt


hätte, wenn Indien, Rußland, Südamerika, Nordamerika und so viele andere


Staaten ihre nationale Papier-, Silber- und Mischwährung nicht dem Wechselkurs


auf die Goldwährungsländer künstlich, durch gewaltsamen, staatlichen Eingriff


angepaßt hätten, welchen Sinn hätte dann noch die Goldwährung in Deutschland


gehabt? Indien, Rußland, die Vereinigten Staaten u. a. haben den Wechselkurs


auf die Goldwährungsländer zum Maßstab für das Quantum des auszugebenden


Geldes genommen und haben den Zweck (die Festigkeit des Wechselkurses)


damit erreicht. Wenn sie das nun nicht getan hätten? Dann wäre trotz der


deutschen Goldwährung der Wechselkurs auf alle obigen Länder schwankend


geblieben, und den Vorteil fester Wechselkurse hätte die Goldwährung


Deutschlands nicht gebracht. Dann wäre man vielleicht auch in Deutschland


dahinter gekommen, daß man die festen Wechselkurse ja gar nicht durch einseit-


iges Vorgehen erreichen kann, daß die Goldwährung, da sie ja doch nicht uni-


versell durchführbar ist, zwecklos und friedenstörend ist, und daß man sich mit


der Welt auf anderer Grundlage zu verständigen hat, wenn der Handel den


Vorteil fester internationaler Wechselkurse genießen will.


Aber nun wird hier ein Einwand gemacht und gegen die Möglichkeit einer allge-


meinen Einführung der Papierwährung ohne Metallunterlage erhoben. Man sagt:


Indien, Rußland, Argentinien usw. passen ihre Währungspolitik dem Gold an.


Nimmt man das Gold fort, so bleibt für die Währungspolitik dieser Länder kein


Anhaltspunkt übrig. Indien z. B. zieht Silbergeld ein und prägt Silbergeld aus,


wenn sich das Tauschverhältnis der Rupie zum Gold verändert. Nimmt man nun


das Gold weg, geht England zur Papierwährung über – wo bleibt dann noch der


Maßstab für die Währungspolitik Indiens, und wie kann dann überhaupt noch ein


fester Wechselkurs zwischen Indien und 
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England aufrecht erhalten werden? Und nach welchen Grundsätzen wird nun


England selbst sein Papiergeld verwalten? Es scheint dann alles in der Luft zu


schweben.


Die Antwort auf diese Fragen ist nun leicht zu finden, wenn man sich auf den


wertleugnenden Standpunkt stellt und das Geld als Tauschmittel betrachtet.


Mit der Rupie in Indien kann man Ware kaufen, die man in England verkaufen


kann. Und mit dem Schilling in England kann man Ware kaufen, die in Indien


Absatz findet. Wenn also auch die Rupie und der Schilling keine Freizügigkeit


haben, so ist doch manches von dem, was man mit der Rupie und dem Schilling


kaufen kann, internationales Gut. Diese Waren stellen die Brücke her für die


Verbindung zwischen dem Papierschilling und der Papier- oder Silberrupie.


Wenn wir nun weiter sagen:


In Indien wird das Geld derart verwaltet werden, daß die Warenpreise im


Durchschnitt fest bleiben und daß das Gleiche auch in England geschieht, so


erreichen wir ja damit, was wir noch eben für unmöglich erklärten, nämlich, daß


das Tauschverhältnis zwischen der indischen Rupie und dem englischen


Schilling unverändert bleibt – nach dem Grundsatz:


Wenn A = B und B = C, so ist auch A = C.


Allerdings, um diesen Satz auf unser Verhältnis anwenden zu können, muß


das Tauschverhältnis der indischen und englischen exportfähigen Waren, die hier


durch die beiden B dargestellt sind, im Durchschnitt auch unverändert bleiben.


Bedingung ist, daß das Quantum Waren, das man in Indien regelmäßig für


eine bestimmte Summe Geld kaufen kann, auf dem englischen Markt verkauft,


regelmäßig eine Summe Schillinge liefert, die in englischen Waren umgesetzt


und auf den indischen Markt gebracht, nach Abzug aller Kosten wieder die


ursprüngliche Summe von Rupien gibt. Und das läßt sich erreichen, wenn, wie


gesagt, in beiden Ländern die Geldausgabe so verwaltet wird, daß der


Durchschnittswarenpreis unverändert bleibt.


Aber was wir hier sagen, läßt sich noch auf eine viel einfachere Formel


reduzieren.


Nehmen wir an, in Indien und England und in beliebig viel anderen Ländern


würde zur Kontrolle der mehrfach erwähnten, allgemeinen Warenpreisstatistik


noch der Wechselkurs hinzugenommen und zwar in der Weise, daß in jedem


Lande der Geldumlauf erweitert würde, wenn der Wechselkurs steigt, und er


umgekehrt eingeschränkt würde, wenn der Wechselkurs fällt. 
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Die eigentliche Grundlage für die Geldausgabe liefert dann immer noch die


Warenpreisstatistik, aber als Oberkontrolleur ernennt man den Wechselkurs.


Wird in allen Ländern richtig mit der Geldausgabe nach der richtig geführten


Warenpreisstatistik verfahren, so dürfen keine erheblichen Differenzen im


Wechselkurs eintreten.


Statt daß also, wie bisher, die Länder mit Papier- und Silberwährung ihre


Geldausgabe einseitig dem Gold (oder dem Wechselkurs auf England) unter-


werfen, würde durch allseitiges Entgegenkommen der erstrebte, feste, gegen-


seitige Wechselkurs erreicht werden. Indien würde also, wenn der Wechselkurs


auf England fällt (was in England einen steigenden Wechselkurs auf Indien


bedeutet), nicht mehr einseitig Rupien einschmelzen und verbrennen, sondern


England würde durch gleichzeitige Ausgabe von Shillingen an der Wiederher-


stellung des Gleichgewichtes mitwirken, und durch solche ineinandergreifende


Maßregeln wird das Ziel um so leichter und schneller erreicht. Wenn A dem B


nachläuft, so mag es lange dauern, ehe er ihn erreicht. Läuft aber B dem A 


entgegen, so treffen sie sich gleich.


Diesen einfachen und naheliegenden Gedanken weiterspinnend, kommt man


ohne Schwierigkeit zur Gründung eines


Internationalen Währungsbüros.


In diesem Büro werden die Bewegungen des Wechselkurses zwischen den


einzelnen Ländern studiert, die Methoden, die in den einzelnen Ländern


angewendet werden, um die Geldausgabe dem Stand der Warenpreise anzu-


passen, gründlich verglichen, um festzustellen, ob die etwaigen Abweichungen


des Wechselkurses darauf zurückzuführen sind, daß im Lande A die Preise zu


hoch, oder im Lande B die Preise zu niedrig sind, worauf dann die Einladung


ergeht an das Land A, die Preise durch Einziehung von Geld um x% zu er-


mäßigen, und an das Land B, die Preise durch Geldausgabe um x% zu heben.


Irgend ein Zwang wird natürlich hier nicht geübt, wird auch nicht nötig sein, da 


ja alle Länder ein Interesse an festen Wechselkursen haben und die Erfahrung


zeigt, daß alle Länder zu den größten Opfern an Geld und Würde bereit sind,


wenn es sich darum handelt, das nationale Geld mit dem des Auslandes in ein


festes Verhältnis zu bringen.


Übrigens würde es für den Anfang völlig ausreichen, wenn in dem I. W. B. die


Haupthandelsstaaten vertreten wären. Ist 


171







zwischen diesen Staaten der Wechselkurs fest, so gliedern sich die kleineren


Staaten einfach und zwanglos dadurch an, daß sie, wie sie es heute sowieso


schon tun, den Wechselkurs auf jene Hauptstaaten als Richtmaß für die eigene


Geldverwaltung erheben und auf eine selbständige Statistik verzichten.


Die Ansicht, daß Deutschland seiner Zeit des Goldes wegen zur Goldwährung


überging, ist falsch, Eingestandenermaßen suchte Deutschland eine Anlehnung


an die englische Währung (übrigens ein sehr vernünftiger Gedanke, wenn diese


Anlehnung gegenseitig gesucht wird.) England hatte zufälligerweise die


Goldwährung, und darum suchte D. auch die Goldwährung einzuführen. Was


also D. einführte, war nicht die Goldwährung, sondern die englische Währung.


Hätte England seiner Zeit die Silber-, Doppel- oder Papierwährung gehabt, so


hätte Deutschland mit den gleichen Gründen eine dieser Währungen angenom-


men. Seitdem das Silber in den Hauptstaaten abgetan ist, fällt es keinem Staate


mehr ein – die Währung auf das Silber zuzuschneiden, und dasselbe wäre der


Fall mit dem Gold – wenn England und Deutschland keine Goldwährung hätten.


Somit liefert also heute schon nicht das Gold, sondern der Wechselkurs auf


England und Deutschland das Richtmaß für die Geldverwaltung der meisten


Länder.


Zur glatten Abwicklung der Geschäfte, zum Ausgleich etwaiger aus der


Zahlungsbilanz entstehender Defizite gehört natürlich ein angemessener Fonds


oder ein entsprechender Kredit im Ausland, um damit in die Lücken einspringen


zu können. die durch natürliche Vorgänge (z. B. Ernteergebnisse) in der


Zahlungsbilanz eintreten. Aber dieser Fonds würde nicht mehr in Goldbarren


bestehen, sondern in ausländischen Wechseln, Aktien, Staatspapieren, ähnlich


wie z.B. heute schon die Zahlungsbilanz zwischen Europa und den Vereinigten


Staaten mit dem Hin- und Hersenden von Pfandbriefen, Aktien, Konsols,


Wechseln usw. ausgeglichen wird. Hierbei ist auch zu bedenken, daß die großen


Schwankungen in dieser Zahlungsbilanz in der Hauptsache Wirkung der


Währungspolitik sind, die überall ohne anderes Richtmaß als die Routine


getrieben wird. Würde man hier wie drüben das Geldwesen nach gleichen


Grundsätzen verwalten, so würden auch die Schwankungen in der


Zahlungsbilanz stark zusammenschrumpfen.


Man wird dann auch – mit der Zeit – wenn sich das Vertrauen in die


Papiergeldwährung befestigt hat, dazu übergehen, mit besonders durch den


Handel verbundenen Staaten internationale Währungsvereine zu gründen, 


ähnlich wie der lateinische Münzbund, aber auf gesünderer Grundlage. Solche


Vereine beginnen damit, 
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daß sie der Festigkeit des Wechselkurses zwischen den Vereinsländern durch


gegenseitiges schnelles Entgegenkommen, eine ganz besondere, sorgsame


Behandlung angedeihen lassen. Dann wird für größere Zahlungen an den


Banken dem Geld der Vereinsländer gesetzliche Zahlkraft eingeräumt, späterhin


wird für die Vereinsländer eine Einheit vereinbart und zuletzt wird das Geld der


Vereinsländer von einer einzigen Stelle aus verwaltet. Materielle Hindernisse


irgend welcher Art stehen solchem Geschehen nicht im Wege. Würden sich die


Hauptstaaten Europas in dieser Weise einigen, dann würde solches „Vereins-


geld“ ein derartiges Übergewicht in der Welt gewinnen, daß sich alle anderen


Länder angliedern würden, sei es, daß sie den Wechselkurs auf die Vereins-


länder zum Richtmaß der eigenen Geldverwaltung erheben würden, sei es, daß


sie um Beitritt zum Verein nachsuchen würden.


—


Es läßt sich also tatsächlich und ohne große Anstrengungen und ohne Kosten


irgend welcher Art der internationale feste Wechselkurs mittels der nackten


Papierwährung erreichen und zwar in Verbindung (was die Goldwährung nicht


kann) mit einem festen Durchschnittspreis der Waren und ohne von den einzel-


nen Staaten die Aufgabe ihrer nationalen Währung zu verlangen. Es gehört dazu
nur eine, von international anerkannten, allgemeinen Grundsätzen geleitete
Handlung.


Nicht durch Anpassung der Geldverwaltung an ein fremdes Geld, nicht


dadurch, daß wir das nationale Geld der Geldverwaltung einer fremden Macht


unterordnen (nichts anderes bedeutete die Einführung der Goldwährung in


Deutschland), sondern durch ein allgemeines, gegenseitiges Entgegenkommen


würde man dieses schöne Ziel internationaler Kultur erreichen. Wir brauchen


dafür nicht mehr um die „zu kurze Decke“ zu kämpfen; wir brauchen keine


Anleihen zu machen (wie Italien, Rußland, Österreich); wir brauchen nicht mehr


durch Schutzzölle die Goldwährung vor dem Zusammenbruch zu retten. Wir


brauchen nur zu wollen; ein materielles Hindernis besteht nirgendwo. Wir können


sofort einen festen internationalen Wechselkurs zwischen allen Handelsvölkern


der Welt haben, sofern wir es nur wollen.


Und dieser Wille ist da; er kann als Tatsache von jedem diskontiert werden, 


der sich mit dem Problem des festen Welt-
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wechselkurses befaßt. In der Einführung der Goldwährung, mit allen ihren


schmerzlichen Begleiterscheinungen, in der Anpassung der nationalen Papier-


und Silberwährung an die Goldwährung, mit der damit verbundenen


Ansteckungsgefahr für alle Krankheiten der Goldwährung, haben die Nationen es


unzweideutig bekundet, daß sie vom Wunsche beseelt sind, das nationale Geld


mit dem Gelde des Auslandes in ein festes Verhältnis zu bringen.


Jedoch, wir wollen auch noch den Fall untersuchen, daß Deutschland mit der


Geldreform zur reinen Papierwährung überginge und daß die anderen Nationen


beim Alten blieben.


In solchem Falle wären natürlich feste Warenpreise und fester Wechselkurs


nicht vereinbar und Deutschland müßte für eines dieser beiden wirtschaftlichen


Ideale optieren.


Nehmen wir nun an, daß Deutschland aus Rücksicht auf die Interessen des


Welthandels feste Wechselkurse als Ziel seiner Geldverwaltung aufstellen würde


und daß damit auf feste Warenpreise verzichtet würde. Dann wäre die Lage


außerordentlich einfach. Man würde dann Geld ausgeben, wenn der Durchschnitt


der Wechselkurse steigt und Geld einziehen, wenn die Wechselkurse fallen, und


für den Ausgleich der Schwankungen in der Zahlungsbilanz würde man fremde


Wechsel in Reserve halten, die der Staat verkauft, wenn der Wechselkurs unter


den Goldpunkt fällt und die er wieder einkauft, wenn der Kurs diesen Punkt über-


schreitet.


Wir hätten dann in Bezug auf den Wechselkurs das gleiche System, welches in


Argentinien seit 10 Jahren die bekannten, für alle Metallisten so verblüffenden.


für die Wertapostaten aber ganz selbstverständlichen Erfolge gegeben hat. Das


System wäre nur etwas weiter ausgebildet auf dem Wege der vollkommenen


Ausschaltung des Goldes, insofern als an Stelle der argentinischen Goldbarren


Auslandswechsel treten würden, bei denen die beiden Goldpunkte naturgemäß


näher aneinander liegen. Der Wechselkurs in Argentinien schwankt im Maximum


zwischen den Kosten der Ein- und Ausfuhr des Goldes, die bei einem Zinsfuß


von 6 Proz. und einer Seereise von 1 Monat nicht unerheblich sind. Hätte man


statt Gold Wechsel auf London, Paris, Berlin und New York auf Lager, so würden


diese Kursschwankungen fast auf 0 fallen, da der Wechsel keine Zinsen und nur


eine Bagatelle an Frachtspesen kostet.
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In Wirklichkeit erreichen die Wechselkursschwankungen niemals obiges


Maximum, da die Kosten für die Ein- und Ausfuhr des Zahlungssaldos sich auf


die Gesamtmasse der verhandelten Wechsel verteilt.


Freilich, mit diesem System würden wir viele Begleiterscheinungen der


Goldwährung auf Deutschland übertragen und sogar übertragen müssen. Wir


müßten Hausse und Baisse, die Echternacher Springprozession getreulich mit-


machen. Nur die Krisen, die Arbeitslosigkeit würden wir nicht mitzumachen


brauchen und zwar darum nicht, weil das Reformgeld, wie wir das noch zeigen


werden, kräftig genug ist, um die Hindernisse, die die Baisse seinem Umlauf


errichtet, unter allen denkbaren Umständen zu überwinden. Während also im


Auslande die Baisse immer Krise und Arbeitslosigkeit zur unausbleiblichen Folge


hat, würde man in Deutschland ruhig weiter arbeiten – als ob nichts geschehen


sei. Das Reformgeld läuft nämlich auch dann noch um – wenn der Umsatz des


Geldes unmittelbaren, vorausgesehenen, ja erwarteten und berechneten Verlust


abwirft.


Ein ganz unerhörtes Ereignis in der Geschichte des Geldes. Bei den Waren


kommt es alle Tage vor, daß der Besitzer sie anbietet, trotzdem er nur Verluste


erwartet.


Wäre nun bei einer solchen Verwaltung des deutschen Geldes die Führung


einer Warenpreisstatistik ohne direktes Interesse, da ja der Wechselkurs den


Maßstab für die Geldausgabe allein liefern soll, so wäre sie dennoch nicht über-


flüssig. Man könnte sie als Agitationsmittel für die internationale Einführung der


Geldreform (die uns allein feste Wechselkurse zusammen mit festen Preisen


bringen kann) ganz ausgezeichnet gebrauchen. Diese Statistik wäre der Spiegel,


mit dem man den Völkern die wahre Natur der Goldwährung vor Augen führen


könnte. Seht, würde man sagen, wie unter der Herrschaft der Goldwährung


Baisse auf Hausse folgt. Hier könnt ihr die Sprünge unmittelbar messen. Hier ist


der Maßstab dafür. Dieses Jahr sind die Preise durchschnittlich um 10 Proz.


gestiegen, voriges Jahr waren sie um 20 Proz. gefallen. Es handelt sich nun


darum, ob ihr noch weiter mit Hausse und Baisse rechnen wollt. Habt ihr es satt,


wollt ihr Krisen, Arbeitslosigkeit, Revolten verhüten, so handelt wie wir. Vermehrt


die Nachfrage durch Ausgabe von Geld – wenn die Preise fallen, drückt, mäßigt


die Nachfrage durch Einzug von Geld – wenn die Preise steigen. So bleiben die


Preise fest, die Krise wird verhütet und die Spekulanten wandern aus. Habt ihr


aber nicht den genügenden Geldstoff um solche Währungspolitik zu be-
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treiben, so macht es wie wir. Trennt das Geld vom Gold, und verfertigt Geld,


wenn die Preise fallen und zieht Geld ein, wenn die Preise steigen. Und wenn


euch auch das nicht gelingen mag, weil Niemand das von euch verfertigte Geld


in Umlauf setzen will, das ihr zur Bekämpfung der Baisse in Umlauf setzen wollt,


so ahmt unser Reformgeld nach. Denn seht, wir brauchen uns um sein Angebot


nicht zu kümmern – es zirkuliert auch dann noch, wenn die Preise fallen – und


weil es unter allen Umständen zirkuliert, so sind wir frei von Krisen und


Arbeitslosigkeit.


—


So manche nationale Einrichtung, sofern sie sich bewährt, geht über die


Grenze und erobert die Welt. Wir halten schon so viele internationale Verträge.


Warum könnte man diesen nicht noch einen Vertrag angliedern, in dem es heißt:


1. Die zu einem internationalen Währungsbund sich zusammenschließenden


Staaten verpflichten sich, ihre nationale Währung, ob Gold-, Silber- oder


Papierwährung, derart zu verwalten, daß der Durchschnitt der Warenpreise


innerhalb ihrer Landesgrenzen fest bleibt, d. h. sie verpflichten sich, so lange und


so oft neues Geld in Umlauf zu setzen, als wie die Warenpreise abwärts neigen,


und Geld einzuziehen, so lange und so oft die Preise nach oben streben.


2. Sie verpflichten sich ferner, die Wechselkursschwankungen, die trotz solcher


Währungspolitik noch eintreten mögen, durch gegenseitiges Entgegenkommen


dadurch zu unterdrücken, daß sie nach den Anordnungen des zu errichtenden


internationalen Währungsbüros dort, wo der Wechselkurs steigt, Geld ausgeben,


während sie gleichzeitig dort, wo der Wechselkurs fällt, Geld einziehen.


Das Gesetzmäßige im Umlauf des neuen Geldes.


Betrachten wir das Reformgeld genauer. Was kann sein Besitzer oder Inhaber


damit anfangen? Am 1. Januar gilt es auf den Märkten, in den Läden, an der


Lohnkasse, an allen Staatskassen und vor Gericht 100 Mark und am 31. Dezem-


ber nur noch 95 Mark; d. h. will der Inhaber den Zettel am Ende des Jahres dazu


benützen, um 100 Mark in Wechseln, Rechnungen, Steuerzetteln usw. zu


bezahlen, so muß er auf den Zettel noch 5 Mark zulegen.
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Was ist geschehen? Nichts, als was mit den Waren geschieht. Ähnlich wie ein


bestimmtes Ei sich von dem ökonomischen Begriff „Ei“ ständig und schnell ent-


fernt und mit dem Faulwerden überhaupt nicht mehr damit verglichen werden


kann, so entfernt sich das individuelle Markstück ständig von dem, was die Mark


in der Währung bedeutet. Die Mark als Währung ist das Unveränderliche, das


Währende, die Grundlage aller Berechnungen; die Mark als Geld hat nur den


Ausgangspunkt mit jener gemein. Es ist also weiter nichts geschehen, als was


mit allen Dingen rings um uns her geschieht. Die Gattung, der Begriff bleibt sich


gleich, das Exemplar, der Vertreter ist sterblich und treibt ständig seinem Ende


entgegen. Nichts mehr ist geschehen, als daß wir das Tauschobjekt von der


Währung, das Exemplar von der Gattung getrennt und das Geld dem allge-


meinen Gesetz des Werdens und Vergehens unterworfen haben.


Der Inhaber dieses vergänglichen Geldes wird sich also ebenso hüten das


Geld zu behalten, wie der Eierhändler sich hütet, die Eier länger als absolut nötig


zu behalten. Der Inhaber des neuen Geldes wird gesetzmäßig danach trachten,
das Geld und den mit seinem Besitze untrennbaren Verlust auf andere –
abzuwälzen.


Aber wie kann er das? Durch den Verkauf seiner Produkte ist er in den Besitz


des Geldes gekommen. Er mußte das Geld annehmen, obschon er den Schaden


kannte, den der Besitz des Geldes ihm verursachen würde. Er wußte es ganz


genau, daß der Besitz des Geldes mit Verlusten verknüpft war. Trotzdem


verkaufte er seine Produkte gegen dieses wirklich schnöde Geld. Seine Produkte


waren von vornherein für den Markt bestimmt. Er mußte seine Produkte


tauschen und den Tausch konnte nach der ganzen Lage der Dinge nur das Geld


vermitteln, und anderes Geld als dieses verfertigt nun einmal der Staat nicht


mehr. Also mußte er das gehaßte Reformgeld im Tausch für seine Produkte


annehmen, falls er seine Produkte absetzen, den Zweck seiner Arbeit erreichen


wollte. Er hätte vielleicht mit dem Verkauf seiner Produkte warten können, etwa


bis zum unmittelbaren Bedarf an anderen Waren, aber dann wären ja seine 


eigenen Produkte in der Zwischenzeit schlechter, billiger geworden; er hätte an


den eigenen Produkten durch Quantitäts- und Qualitätsverluste, durch Wartung


und Lagerung so viel und vielleicht mehr verloren, als wie er jetzt am Besitze 


des Geldes verliert. Er war also in einer Zwangslage, als er das neue Geld in 
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Empfang nahm, und dieser Zwang rührte von der Beschaffenheit seiner eigenen
Produkte her. Jetzt ist er im Besitze des Geldes, das dauernd im Kurs fällt. Wird


er nun einen Käufer dafür finden, wird er jemand finden, der es duldet, daß der


Verlust, der aus dem Besitze des Geldes entspringt, auf ihn abgewälzt wird? Nur


Jemand, der, wie er, in einer Zwangslage ist, wird ihm dieses wirklich „schlechte“


Geld abnehmen; nur jemand, der, wie er, Ware erzeugt hat und diese nun aus


Rücksicht auf die täglichen Qualitäts- und Quantitätsverluste möglichst schnell


absetzen möchte, wird bereit sein, das „schlechte“ moderne Geld in Empfang zu


nehmen.


So haben wir also hier gleich zu Anfang eine sehr bemerkenswerte Tatsache


zu verzeichnen: Der Käufer hat ein ebenso dringendes, persönliches, unmittel-


bares mit dem Besitze des Geldes verknüpftes Interesse, das Geld auf den


Warenbesitzer abzuwälzen, wie der Verkäufer ein unmittelbares Interesse hat.


die Waren auf den Käufer abzuwälzen. Das Interesse an dem unmittelbaren


Zustandekommen des Tausches ist beiderseitig gleich groß, was natürlich zur


Folge hat, daß bei den Preisverhandlungen der Käufer nicht mehr auf seine


Unverletzlichkeit (Gold) hinweisen und damit drohen kann, daß er die


Verhandlungen abbrechen wird, falls sich der Verkäufer nicht seinen


Bedingungen unterwerfen will. Käufer und Verkäufer sind nun gleich schlecht


gerüstet; beide haben ein gleiches, unmittelbares, dringendes Interesse am


Zustandekommen des Handels. Brauchen wir da noch zu erwähnen, daß darum


auch die Tauschbedingungen gerecht sein werden, und daß der Handel schneller


von Statten gehen wird?


Aber nehmen wir nun an, der Geldzettel, den wir eben betrachteten, wäre in


die Hände eines Sparers, Kaufmannes oder Kapitalisten geraten. Was werden


diese damit anfangen? Auch in ihren Händen schrumpft das Geld ständig zusam-


men. Sie sind in den Besitz des Reformgeldes durch Tausch gegen die früheren


Goldmünzen gelangt. Sie waren durch kein Gesetz zu dem Tausch gezwungen


worden; sie hätten das Gold behalten können. Aber der Staat hatte bekannt


gemacht, daß er den Umtausch nach einer bestimmten Frist verweigern würde,


und was hätten sie dann noch mit dem Gold anfangen können? Sie hätten wohl


goldene Ketten damit machen können, aber wer hätte ihnen diese in solchen


Massen abgekauft und zu welchem Preis, und womit hätte man diese goldenen


Kettenbezahlt? Mit Reformgeld.
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Wie wir in einem früheren Kapitel zeigten, erzeugt die Goldwährung gesetz-


mäßig und selbsttätig die Armut, die ihrerseits das Gold als Luxusgegenstand


aus dem Bereich der Volksmassen entfernt Die Verbindung des Geldes mit dem


Gold vernichtet also selbst die Nachfrage nach Goldwaren, und drückt somit auf


deren Preis. Wird das Gold vom Geld getrennt und die Bahn für den Wohlstand


der breiten Volksmassen freigelegt, so kann es vorkommen, daß mit der Zeit die


Nachfrage nach Goldwaren einen solchen Umfang nimmt, daß der Preis des


Goldes hoch über seinen heutigen Stand getrieben wird. Irgend eine Störung für


die Volkswirtschaft würde aber daraus natürlich nicht mehr erwachsen.


Also fanden sie es ratsam, den Umtauschtermin nicht verstreichen zu lassen,


und jetzt betrachten sie das neue Geld, ihr Eigentum. Die Nutzlosigkeit des ent-


münzten Goldes zwang sie, in den Tausch gegen Reformgeld einzuwilligen, und


der Verlust, der mit dem Besitze des neuen Geldes verknüpft ist, zwingt sie, sich


dieses Geldes zu entledigen, um den Verlust so schnell wie möglich auf andere


abzuwälzen.


Und da sie nun in ihrer Eigenschaft als Sparer und Kapitalisten keinen persön-


lichen Bedarf an Waren haben, so suchen sie Abnehmer für das Geld bei


Leuten, die Ware kaufen möchten, aber das Geld dazu erst in einer späteren Zeit


liefern können. Sie bieten also das Geld als Darlehen an – wie sie das früher


übrigens auch mit dem Gold taten. Aber es ist doch ein Unterschied gegen


früher. Früher konnten sie das Geld ausleihen und sie taten es, so lange ihnen


die Bedingungen gefielen; jetzt müssen sie es tun, ob ihnen die Bedingungen der


Verleihung zusagen oder nicht. Sie stehen jetzt unter Zwang. Wie sie durch die


Natur ihres Eigentums (Gold) gezwungen waren, Reformgeld anzunehmen, so


sind sie jetzt durch die Natur des Geldes wieder gezwungen, das Geld


abzugeben. Wenn der Zins, den man bietet, ihnen nicht gefällt, so mögen sie das


Gold zurückkaufen, sie mögen Waren kaufen, sie mögen Wein kaufen, von dem


es heißt, daß er mit der Zeit immer besser und teurer wird, sie mögen Aktien,


Konsols kaufen, sie mögen selbst als Unternehmer Häuser bauen, Handel


treiben. sie können alles machen, was man mit Geld machen kann, nur eins 


können sie nicht mehr, sie können die Weitergabe des Geldes von keiner
Bedingung mehr abhängig machen.


Ob ihnen der Zins, den der Schuldner bietet, gefällt, ob der Zins, den das zu


bauende Haus abzuwerfen verspricht, ihnen 
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genügt, ob der Kurs der Aktien günstig ist, ob der Preis des Weines und der


Diamanten, die sie auf Lager nehmen wollen, durch die große Zahl der Käufer,


die auf denselben geistreichen Gedanken verfielen, nicht zu hoch getrieben


wurde, ob der Verkaufspreis des auf Lager immer besser gewordenen Weines


die Auslagen für Wartung, Lagerung usw. decken wird – einerlei, das Geld muß


weitergegeben werden. Und zwar gleich, sofort, heute, nicht morgen. Je mehr sie


überlegen, umso größer der Verlust. Angenommen aber, sie finden jemand, dem


sie das Geld verleihen können – so kann dieser nur eine Absicht haben – er will


seinerseits das Geld sofort anlegen, in Waren, in Unternehmungen oder sonst-


wie. Um das Geld in den Kasten zu legen, wo es verdirbt, wird doch niemand


Geld borgen. Durch Weitergabe wird er den Verlust, der mit dem Besitze des


Geldes verknüpft ist, auf andere „abzuwälzen“ suchen. Wie also auch das Geld


„angelegt“ werden mag, es wird immer sofort Nachfrage erzeugen. Unmittelbar


als Käufer oder mittelbar als Verleiher, wird der Geldbesitzer immer sofort


Nachfrage nach Waren halten müssen, und zwar im genauen Verhältnis zur


Menge seines Geldbesitzes.


Daraus ergibt sich, daß die Nachfrage überhaupt kein Willensakt der


Geldinhaber mehr sein wird, daß bei der Preisbestimmung durch Nachfrage


und Angebot der Wunsch nach Profit und Differenz ohne Einfluß bleiben muß,


daß die Nachfrage unabhängig von den Konjunkturen, vom Glauben an Hausse


und Baisse sein wird, unabhängig auch von allen politischen Gerüchten, von den


Ernteaussichten, unabhängig von der Qualität der Monarchen, von Furcht und


Panik.


Die Nachfrage wird dann unter allen denkbaren Verhältnissen, bei Fanfaren


wie bei Schamaden immer haarscharf gleich sein:


1. der vom Staate kontrollierten Geldmasse;


2. der von den gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten


Maximalumlaufsgeschwindigkeit dieser Geldmassen.


Die Nachfrage wird genau, wie das Angebot der Kartoffeln, des Heues, des


Kalkes, der Kohlen usw. zu einer wäg- und meßbaren, unorganischen, willen-


losen Substanz. Das Geld wird durch eine ihm anhaftende Naturgewalt immer


nach den Grenzen der zur Zeit möglichen Umlaufsgeschwindigkeit gravitieren


und diese unter allen denkbaren Verhältnissen stets zu durchbrechen suchen.


Wie der Mond still und unberührt durch das, was hier auf Erden vorgeht, seine


Kreise beschreibt, genau 
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so wird das Reformgeld, losgelöst vom Willen seiner Inhaber, seine Bahnen


durch die Märkte vollziehen.


Was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Es bedeutet, daß wir nun Herr der


sogenannten Konjunkturen sind, daß der Staat durch Ausgabe und Einziehung


von Geld die Nachfrage ganz nach den Bedürfnissen des Marktes abstimmen


kann, daß nicht mehr die Geldinhaber, die ängstlichen Spießbürger, die


Spekulanten, die Börsenstimmung, die Laune usw. die Nachfrage hervorbringen,


sondern daß der Staat absolut darüber zu bestimmen hat, wie groß die


Nachfrage sein soll. Der Staat fabriziert jetzt die Nachfrage, genau wie er


Briefmarken fabriziert, genau auch wie die Arbeiter das Angebot fabrizieren. 


Die Nachfrage wird zum Staatsmonopol erhoben.


Fallen die Preise, so fabriziert der Staat Geld und bringt dieses Geld in den


Verkehr. Und dieses Geld ist Nachfrage, Nachfrage in Substanz. Und wenn die


Preise anziehen, so verbrennt der Staat Geld, und was er verbrennt, ist


Nachfrage.


So ist der Staat Beherrscher der Konjunkturen, und das bedeutet wieder nichts


weniger, als daß der Staat nun auch Herr der Wirtschaftskrisen, Herr der


Arbeitslosigkeit ist. Ohne den Willen des Staates können die Preise weder


steigen noch fallen. Jede Hausse- und Baissebewegung wird so zu einer


Willensäußerung des Staates, für die er verantwortlich ist.


Die Nachfrage als Willensakt der Geldinhaber mußte gesetzmäßig Differenzen,


Krisen, Arbeitslosigkeit und Schwindel zeugen. Mit der Geldreform wird dieser


Wille in die Hände des Staates gelegt, der nun, dem Geldzweck entsprechend,


seine Macht dazu benutzt, um die Differenzen zu unterdrücken.


—


Wer das neue Geld betrachtet, wird sich sagen, daß er die Praxis der ver-


flossenen Jahrtausende aufgeben und keine Geldreserven mehr halten kann, da


ihm ja das Geld in der Kasse ständig Verluste bringt. Das neue Geld löst also


alle Geldreserven selbsttätig auf, sowohl die des fürsorglichen Spießbürgers, wie


die des Kaufmanns und des zum Sprung bereiten Spekulanten.


Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Es bedeutet, daß jetzt immer


nur genauso viel Tauschmittel im Besitze der Bürger sein werden, als wie der


Handel unmittelbar beansprucht, und zwar so bemessen, daß die Preise wegen


zu großer oder zu geringer Geldfülle keine Schwankungen mehr durchmachen


können. Es bedeutet, daß niemand mehr dem Staate bei der Verwaltung 
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des Geldes ins „Handwerk pfuschen“ kann. Es bedeutet, daß aus Privatreserven


dem Markt kein Geld mehr zufließen kann, wenn der Staat eine Drainage des


Geldmarktes für nötig hält, und daß kein Geld mehr in die Privatreserven


abfließen kann, wenn der Staat eine Berieselung des Geldmarktes vornehmen


will. Es bedeutet, daß darum auch der Staat nur ganz geringe Geldbeträge


einzuziehen oder auszugeben braucht, um das Ziel seiner Währungspolitik zu


erreichen.


Es bedeutet aber auch, daß niemand mehr Privatreserven anzulegen braucht,


weil die Regelmäßigkeit, mit der das Geld jetzt umläuft, die Reserven überflüssig


macht. War die Reserve eine Zisterne, so wird die Regelmäßigkeit des


Geldumlaufes zur ewig sprudelnden Geldquelle.


—


Wer das Reformgeld näher betrachtet, wird sich sagen, daß es nicht besser ist


als Ware und Vorräte, und daß Geld und Ware nunmehr gleich schlecht sind.


Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft? „Nichts weniger, als daß 2/3 der


Kaufleute überflüssig werden, und daß die Handelsspesen (die Spesen, die den


Austausch der Produkte belasten), die manche auf 30–40 Prozent der Produkte


und mehr einschätzen, um 2/3 ermäßigt werden, es bedeutet, daß alle


Produzenten zu einer Mehreinnahme von 2 x 40 / 3 x 100 gelangen werden.


Und das erklärt sich so: wenn mir die auf Vorrat gekaufte Ware im allgemeinen


ebenso lieb ist, wie vorrätiges Geld, so kaufe ich Vorräte, wenn sich die


Gelegenheit dazu bietet und warte nicht mehr, wie heute, bis zum unmittelbaren


Bedarf. Mit dem Inhalte meiner Geldkassette lege ich mir eine Vorratskammer an


und fülle sie.


Man wende hier nicht ein, daß das Volk gar nicht die Mittel hat, um eine


Vorratskammer anzulegen – denn die bettelhafte heutige Armut des Volkes ist ja


gerade die gesetzmäßig eintretende Folge der bisherigen Gewohnheit, das Gold


den Waren und Vorräten vorzuziehen. Niemand wollte Vorräte haben, darum


existieren sie nicht, daher auch die Armut.


Ich warte also nicht mehr bis zum Weihnachtsabend, um die Puppe für den


Weihnachtsbaum zu kaufen. Ich bestelle auch den Winterrock nicht erst beim


ersten Schneefall. Ich kaufe die Puppe, wenn ich zufällig beim Puppenhändler


vorbeigehe, im Herbst, im Sommer, vielleicht schon zu Ostern. Und der


Puppenhändler wird nicht mehr mit einer Weihnachtswoche, 


182







mit einer „Saison“ rechnen, sondern das ganze Jahr wird er auf Absatz rechnen


können. Darum wird er auch keinen großen Laden und viel Personal halten (das


den größten Teil des Jahres nur wenig zu tun hat) für den Empfang des


Weihnachtsgedränges. Ein Zimmerchen und ein lahmes Weib werden als


Handelseinrichtung genügen.


Jedoch dem Puppenmacher ist der Besitz des jetzt während des ganzen


Jahres einlaufenden Geldes nicht lieber, als allen anderen. Auch er wird mit dem


Kauf nicht bis zum unmittelbaren Bedürfnis warten; auch er leert seine Taschen


und füllt die Vorratskammern. Jeder wälzt den Verlust, der mit dem Besitze des


Geldes verknüpft ist, auf andere, immer wieder auf andere ab, und dieses


immerwährende Abwälzen des Geldes auf die Schultern anderer ist immer


begleitet von einem ständigen Abwälzen der Produkte von den Schultern der


Arbeiter auf die der Konsumenten. Wie an uns im Eisenbahnzug die


Telegraphenstangen in entgegengesetzter Richtung vorbeizueilen scheinen, so


fließt ein Strom von Waren dem von Hand zu Hand eilenden Geld entgegen.


Die Waren werden schneller und sicherer als bisher die Reise von der


Produktionsstätte zur Konsumstätte zurücklegen, und diese Schnelligkeit wird


natürlich die Reisekosten entsprechend verbilligen. Die Läden leeren sich; die


Mehrzahl wird einfach überflüssig. Die Verschleißkraft des einzelnen Kauf-


mannes wird sich verzehnfachen. Das Publikum wird die Waren postenweise


kaufen, in der Originalpackung, ein Faß, eine Kiste, einen Ballen. Und was sollen


die Kaufleute machen, wenn ihnen das Publikum die Waren wegnimmt, auf


denen sie bis jetzt saßen? Von 10 Läden werden 9 eingehen, und die Städte


werden den Jahrmarktscharakter verlieren. Aus den schönen, sonnigen Läden


werden Kinderstuben gemacht, und an Stelle der im Winde flatternden


Konfektionsstücke werden in den Fenstern Blumenstöcke ausgestellt. Für die


geringe Anzahl von Läden, die jetzt noch übrig bleibt, gibt es dann Platz die


Menge, und der Preis dieses Platzes, die Ladenmiete, wird auf den Preis fallen,


den der Laden als Wohnraum erzielen kann.


Und noch eins ist in dieser Verbindung zu erwähnen. Die Kreditverkäufe fallen


aus, es wird nur mehr gegen bar verkauft und zwar auf Verlangen der Käufer, die


es alle immer eilig mit dem Bezahlen haben, die das Geld immer gleich auf


andere abwälzen wollen. Wer zufälligerweise vergaß, Geld für seine 
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Einkäufe einzustecken, der läßt beim Kaufmann die Sachen nicht einfach


anschreiben, sondern kehrt nach Hause zurück, holt das Geld und bezahlt bar.


Und der Kaufmann, der auf diese Weise bar bezahlt wird, bezahlt seinerseits


auch wieder bar, erstens, weil er jetzt zahlen kann, zweitens, weil auch ihn das


Geld zur Barzahlung drängt. Auf diese Weise werden eine schier unendliche


Reihe von Buchungen und Stundungen darum überflüssig, weil der eine, durch


Eigenschaften seines Geldes gedrängt, die Mühe überwand, das vergessene


Geld von Hause abzuholen. Auch das ist eine Sache von Bedeutung.


Das schnelle Abwandern der Produkte von der Arbeitsstätte zur Konsumstätte,


die damit Hand in Hand gehende Einschränkung der Läden, wo man bisher


jeden Bedarf zu jeder Zeit decken konnte, wird zur Folge haben, daß man nicht


mehr selbstverständlich mit dieser Möglichkeit rechnen wird. Man wird daher


überlegen, was man in Zukunft an Produkten brauchen wird, um diese dann dem


Kaufmann im voraus zu bestellen. Der Handel wird dadurch zum großen Teil zum


reinen Kommissionsgeschäft, wo man per mille rechnet. Der Kaufmann wird


nicht mehr zu überlegen brauchen, was und wie viel seine Kundschaft in 6 oder


12 Monaten wird kaufen wollen. Es wird dadurch aus der Volkswirtschaft eine


Fehlerquelle entfernt, die große Verwirrung anrichtet und schon manchem


Kaufmann das Genick brach.


Fassen wir das hier Gesagte zusammen: Die Waren werden nur wenig mehr


im Preise schwanken. Die Preisschwankungen werden auf die Differenzen


beschränkt bleiben, die die Warenpreise untereinander aus natürlichen Gründen


erleiden [Ein allgemeines Steigen und Fallen des Preisstandes der Waren bringt auch


Verschiebungen der Warenpreise untereinander mit sich, und zwar verhält sich das so: Steigen die


Preise allgemein, so werden die Schuldner auf Kosten der Gläubiger begünstigt und umgekehrt. Die


Schuldner haben aber vielfach andere Bedürfnisse als die Rentner, und so muß auch eine


Begünstigung der Schuldner auf Kosten der Rentner die Nachfrage nach den einzelnen Waren 


verändern.].


Die großen Schwankungen aber des Geldes zur Gesamtmasse der Waren 


fallen fortan aus. Der Kaufmann wird also diesem Teil seines Geschäftes viel


weniger Aufmerksamkeit zu widmen brauchen. Auch die Krisen braucht der


Kaufmann nicht mehr als Elemente seiner Wahrscheinlichkeitsrechnung


einzubeziehen. Dabei wird der Absatz schnell, erstaunlich schnell von statten


gehen; mit Ballen, Kisten, Fässern ziehen 
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die Käufer ab, Meter, Liter und Gewichte werden überflüssig. Die Käufer zahlen


bar, manche im voraus. Verluste durch schlechte Zahler kommen nur wenig oder


gar nicht mehr vor. Viele Käufer nehmen die Waren überhaupt nicht mehr aus


den Läden, sondern bestellen sie im voraus und lassen sie unmittelbar von der


Bahn ins Haus bringen.


Das alles bedeutet aber, daß man künftig für die Ausübung des


Handelsberufes nicht mehr wie heute die Elite des Volkes an Regsamkeit und


Tüchtigkeit brauchen wird, daß für den kaufmännischen Beruf die große Masse


von Spießbürgern ebenso befähigt sein wird, wie sie jetzt schon befähigt ist,


Kartoffeln zu bauen, Staatsämter zu bekleiden, Hüte zu fabrizieren usw. Das
alles bedeutet, daß nach den Gesetzen des Wettbewerbes der Handelsgewinn
auf die Rangstufe des allgemeinen Lohnes fallen wird.


      


Im vorigen Kapitel, wo wir vom Außenhandel sprachen, wurde der Vorschlag


gemacht, im Interesse fester Wechselkurse auf feste Warenpreise so lange zu


verzichten, bis daß die anderen Handelsnationen zur Anerkennung unserer


Grundsätze in ihrer nationalen Verwaltung des Geldmonopols gelangt sind, denn


nur so lassen sich feste Warenpreise im Inlande mit festen Wechselkursen vere-


inigen. Wenn wir nun nach diesem Vorschlag die festen Wechselkurse damit


bezahlen, daß wir alle Hausse- und Baissebewegungen, die sich im Ausland


zeigen, zielbewußt und mit Absicht auf unser eigenes Land übertragen, indem


wir Geld verbrennen, wenn die Baisse schon einen Geldmangel anzeigt, und


Geld ausgeben, wenn die Hausse schon einen Überfluß verkündet, so sind doch


die Folgen, die von solchem Vorgehen zu gewärtigen sind, bei weitem nicht so


schlimm beim Reformgeld, wie beim herkömmlichen Geldwesen.


Bei jeder Baisse wird in den Goldwährungsländern der Umschlag des Geldes,


weil er keinen Gewinn verspricht, automatisch gesperrt, und nur aus diesem


Grunde ist auch jede Baisse von einer Krise (Absatzstockung, Arbeitslosigkeit)


begleitet.


Anders mit dem Reformgeld. Das Reformgeld wandert unausgesetzt, ohne


Rücksicht auf Profit, Differenz, Handelsgewinn, Zins usw. von Hand zu Hand. Es


wird ständig, ohne Möglichkeit einer Unterbrechung, gegen Waren angeboten.


Es unterhält den Verkehr, fördert die Arbeit und träufelt Öl auf die Maschinen,


wirft sich ins Geschirr ohne jemals auszusetzen, und 
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zwar selbst dann geschieht das – und das ist die Paradeleistung des


Reformgeldes – wenn an Stelle eines Gewinnes der Geldumlauf einen vorausge-


sehenen, abgeschätzten, ja sogar genau berechneten Verlust einbringt und


dieser Verlust vom Staate im Interesse fester Wechselkurse im voraus


angekündigt und erzwungen wird. Der Staat macht bekannt, daß wieder einmal


in den Goldwährungsländern eine allgemeine Baisse im Anzug oder schon


eingetreten ist, und daß er sich veranlaßt sieht, im Interesse der Festigkeit der


Wechselkurse diese ausländische Baisse durch Einziehung und Vernichtung


entsprechender Geldmassen auf den heimischen Markt zu übertragen, daß also


alle Preise durch gewaltsam eingeschränkte Nachfrage auf ein niedrigeres


Niveau herabgesetzt werden. Jeder weiß nun, daß morgen alles billiger als heute


sein wird, und trotzdem fällt es niemand ein, das Geld zu verscharren, die Fabrik


zu schließen und den schon ausgefüllten Bestellungsbrief wieder zu vernichten.


Geschähe dies trotzdem, so brauchte man nur den Kursverlust des Geldes,


den wir mit 1‰ wöchentlich für den Zweck des Zwangsumlaufes für genügend


erachteten, entsprechend zu erhöhen.


Das Reformgeld erzwingt den Umlauf; den Warenaustausch, die Fortführung


der Arbeit in allen Industrien. Die Ware (mit den sie erzeugenden Arbeitern) ist


unter allen Umständen immer zum Tausch bereit; sie stellt keine Bedingung, und


diese nie versagende Bereitwilligkeit überträgt die Geldreform auf das Geld.


Wenn heute ein Kapitalist ausrechnet, daß der Umschlag einer Million Mark


ihm einen Pfennig Verlust einbringt, so unterläßt er selbstverständlich den


Umschlag seines Geldes. Er vergräbt das Geld in den Kellern der Bankhäuser.


Als Folge davon wird 1 Million an Waren weniger abgesetzt, und da niemand


Ware erzeugt, die nicht abgesetzt wird, so wird der Betrieb eingestellt, die


Arbeiter werden entlassen. Es werden für 1 Million Mark weniger Löhne gezahlt.


Sodaß der Verlust von einem Pfennig, den der Kapitalist erwartete, die Ursache


eines unmittelbaren Verlustes von 1 Million Mark für die Volkswirtschaft wird.


Mit der Reform des Geldes wird das nicht mehr möglich sein; das Geld wird


unabhängig von jeder Bedingung umlaufen, es wird den Waren Absatz, den


Arbeitern Beschäftigung verschaffen – einerlei ob der Staat eine Hausse oder


Baisse ankündigt.
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Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft, in diesem Falle für die deutsche


Volkswirtschaft?


Wir drücken nach unserer Annahme die Warenpreise mit Absicht und in


Erkenntnis der Folgen auf ein tieferes Niveau, um den Wechselkurs, das


Verhältnis des deutschen Geldes zu dem des Auslandes, unverändert zu lassen.


Aber während im Ausland dabei Handel und Wandel darnieder liegen, wird dies-


seits der Grenzen unentwegt weiter gearbeitet – als ob nichts geschehen wäre.


Das Geld geht weiter von Hand zu Hand, kein Arbeiter irrt beschäftigungslos


umher. Und wenn dann wie gewöhnlich im Auslande nach einiger Zeit der


Umschwung erfolgt und die Baisse wieder in Hausse umschlägt, dann sind die


heimischen Unternehmer in der Lage, mit guten Vorräten und einer in Vollbetrieb


befindlichen Fabrik die günstigen „Konjunkturen“ auszunützen, während die aus-


ländischen Unternehmer mit ihrer verrosteten und veralteten Maschinerie und


ihren in alle Winde zerstreuten Arbeitern die günstigste Zeit verstreichen lassen


müssen. So könnte das Reformgeld, so lange es auf Deutschland beschränkt


bleibt, zu einer „deutschen Gefahr“ für die ganze Welt werden.


—


Wer das Reformgeld näher betrachtet, gelangt schnell zur Erkenntnis, daß mit


dem Reformgeld die Ware ebensogut wie Geld ist. Und was bedeutet das?


Nichts weiter, als daß wir das Ideal Proudhons erreicht haben. „Erhebt die Ware


und Arbeit auf die Rangstufe baren Geldes, sagte er, und alle Widersprüche


unserer Volkswirtschaft verschwinden; Arbeitslosigkeit wird unmöglich, der Zins


der Produktionsmittel wird durch ein wachsendes Angebot von Produktions-


mitteln beseitigt, und mit der Beseitigung des Zinses schenke ich euch das


Eigentumsrecht an den Produktionsmitteln. Dies Recht ist dann ebenso leer wie


ein Grundstück, das keine Rente abwirft“[Ich zitiere aus dem Gedächtnis. Diese Sätze


findet man zerstreut in Proudhons Schriften in vielen Varianten.].


Zwar haben wir zur Erreichung dieses Ideals des hellsten Kopfes unter den


Sozialisten den umgekehrten Weg eingeschlagen, den uns Proudhon zeigte,


indem wir die Ware nicht auf die Rangstufe des Goldes erhoben (was übrigens


nicht möglich ist), sondern indem wir das Geld vom Gold trennten und dieses


Geld auf die Rangstufe der gemeinen Waren herab-
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drücken. Dadurch wurde der ganze ungeheure Apparat überflüssig, den


Proudhon für die Erreichung seines Zieles bauen wollte. Wir brauchen uns mit


dem Reformgeld gar nicht mehr um die Waren zu kümmern, wir brauchen keine


Warenbanken. Wir stoßen das Gold von seinem Postament und setzen darauf


ein Geld, das ebenso schlecht wie die Ware ist, und das Ziel ist erreicht. Weil


das Geld jetzt zusammen mit den Waren verdirbt, verrostet, vergeht – darum


steht jetzt die Ware auf der Rangstufe baren Geldes, und darum gibt es keine


Arbeitslosigkeit mehr. Wer Geld hat, verfügt über Ware, und wer Ware besitzt,


verfügt mit gleicher Sicherheit über Geld – eben weil Geld und Ware gleich


schlecht sind.


Wer Ware besitzt, sucht Geld, und wer Geld besitzt, sucht Ware. Und wer mit


Geld in der Tasche keine Ware findet, der gibt sich nicht damit zufrieden, son-


dern folgt der Spur der Ware bis zu ihrer Quelle die Arbeit. Darum wird nicht


allein die fertige Ware, sondern auch gleich die Arbeit auf die Rangstufe baren


Geldes erhoben. Kein Arbeiter wird noch nach Arbeit suchen müssen, da sich


das Geld ja nicht mehr verbirgt: Die Nachfrage nach Arbeit wird ebenso weithin


sichtbar sein, wie das Angebot.


Jeder Taler, den das Reichswährungsamt vom Stapel läßt, verwandelt sich in


eine unmittelbare Nachfrage nach Arbeit und Arbeitern; je 1000 solcher Taler


ersetzen ein Arbeitsamt, und das gesamte ausgegebene Geld stellt fortan einen


automatischen Arbeitsnachweis, eine automatische, ideale Versicherung


gegen Arbeitslosigkeit dar.


Überschlag


Was wir bisher von der Geldreform abgeleitet haben, war Folgendes:


1. Daß die Nachfrage sich in eine wägbare Substanz verwandelt, erhaben 


über Willen, Laune, Profitsucht, Spekulationen der Geldbesitzer. Sie wird


keine Willensäußerung der Geldbesitzer mehr sein;


2. Daß der Geldumlauf unter allen Umständen immer den Rekord der 


Umlaufsgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen dem Geld ge-


statten, zu durchbrechen suchen wird, so daß die Nachfrage zu jeder 


Stunde immer
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a) der vom Staate in Umlauf gesetzten und kontrollierten Geldmasse,


b) der von den Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufsgeschwindigkeit


entsprechen wird;


3. daß sämtliche Privatgeldreserven, die als ebenso viele 


Privatemissionskassen und Störenfriede anzusehen sind, automatisch 


aufgelöst werden, wodurch der Staat erst in die Lage versetzt wird, 


währungstechnische Präzisionsarbeit zu liefern.


Als Folge dieser ersten Wirkungen wird


1. der Absatz der Waren regelmäßig, ohne die Möglichkeit von Stockungen 


verlaufen;


2. dadurch das Warenangebot immer nur der Warenproduktion 


entsprechen;


3. werden alle Preisschwankungen, die auf Absatzstockungen zurück


zuführen sind, unterdrückt;


4. werden infolge der Regelmäßigkeit, womit fortan Nachfrage und Angebot


auf dem Markte erscheinen, die großen allgemeinen 


Preisschwankungen, die von einer Störung des Verhältnisses der Waren 


zum Geld herrührten, wegfallen;


5. der Staat nur mehr geringe Geldmassen auszugeben oder einzuziehen 


brauchen, um die Nachfrage dem Angebot direkt auf den Leib zuschnei-


den zu können und dadurch eine absolute Beständigkeit im allgemeinen 


Preisstand der Waren zu erzielen;


6. letzteres auch namentlich darum eintreten, weil durch den schnellen 


Umlauf die Verschleißkraft des Geldes verdoppelt, vervielfacht wird, und 


weil darum auch der Einzug oder die Ausgabe einer Geldsumme 


vervielfachte Wirkung auslösen muß. Statt 10 Milliarden Mark im Verkehr


zu erhalten, wird Deutschlands Handel mit 5, vielleicht auch mit  


3 Milliarden auskömmlich versorgt sein.


Durch den Geldumlaufszwang, wie er durch die Geldreform erreicht wird, wird


ferner:


1. eine reinliche Trennung von Tausch- und Sparmitteln durchgeführt;


2. der Geldbesitzer das Geld bedingungslos unabhängig von Zins und 


Profit in Umlauf setzen müssen;


3. das Geld selbst dann noch umlaufen, wenn der Zins fällt und ver


schwindet;
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4. das Geld selbst ohne Profit für den Besitzer umlaufen. 


Als Folge, dieser und zusammenwirkend mit den vorher erwähnten Umständen


wird der Geldumlaufszwang:


die allgemeinen Wirtschaftskrisen mit all ihren Begleiterscheinungen 
unmöglich machen.


Durch den mit dem Besitze des Geldes verbundenen direkten, persönlichen


Verlust wird Folgendes erreicht:


1. Ware, Arbeit, Geld werden für alle, sowohl für die Konsumenten, wie für 


die Sparer, gleichgültige Dinge sein, Dinge, die ohne Profit, Zins und 


Tribut gegenseitig auswechselbar sind;


2. Das Geld wird zum Arbeitsnachweis und zur automatischen Versicherung


gegen Arbeitslosigkeit;


3. Sämtliche Vorrechte des Geldes werden ausgeglichen.


Die absolute privatwirtschaftliche Gleichstellung des Geldes mit den Waren


bedingt:


1. daß man die unentbehrlichen Reserven mit Vorliebe in Vorräten statt in 


Geld anlegen wird;


2. daß man die Waren nicht mehr wie bisher in den kleinsten Mengen 


kaufen wird, sondern faß- und kistenweise, in der Originalpackung;


3. daß dadurch die Läden sich leeren und die Kaufleute in großer Zahl 


überflüssig werden.


Zugleich wird auch


4. der Kreditverkauf beseitigt, die allgemeine Barzahlung durchgeführt;


5. die Warenspekulation unmöglich gemacht, weil die Warenbestände, in 


Millionen von Vorratskammern verteilt, der Konzentration entzogen sind.


Durch das Zusammenwirken dieser 5 Umstände wird der Warenaustausch


ganz außerordentlich gesichert, beschleunigt und verbilligt werden, zumal auch


der Handel durch die Beseitigung der Krisen, durch die Festigkeit der Preise zu


einer sehr einfachen Sache wird, für die fortan jeder Biedermann genügend Witz


besitzt.


Die schönste, wirklich revolutionäre Leistung der Geldreform wird aber die sein,


daß durch die Unterdrückung der Arbeitslosigkeit, durch die vom Zinsertrag


unabhängig gewordene Produktion von Produktionsmitteln (Realkapital) der Zins


bald in einer Überproduktion an Kapital ersäuft und dadurch das jetzige unwür-


dige Volksgemisch von Fürsten, Rentnern und Proletariern 
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in den Boden gestampft und der Platz bereitet wird für ein stolzes Geschlecht


freier und selbständiger Bürger, für Männer, die man jedem in der Welt, ohne zu


erröten, als Landsleute vorstellen kann.


Die Geldreform beseitigt das tausendmal verfluchte Geld nicht, sondern sie


gestaltet es um nach den richtig erkannten Bedürfnissen der Volkswirtschaft. Die


Geldreform läßt sogar das Grundgesetz unserer Volkswirtschaft, das, wie wir zu


Anfang dargetan haben, der Wucher ist, unangetastet, aber sie wird zeigen, daß


der Wucher, wie „jene Kraft, die stets das Böse will und das Gute schafft“ wirken


muß, sobald wir der Nachfrage den Willen nehmen und sie in gleicher Rüstung


wie das Angebot diesem entgegentreten lassen.


Die nun hier folgende Zinstheorie habe ich im Bewußtsein ihrer wissen-


schaftlichen und praktischen Tragweite so ausgearbeitet, daß sie allen ver-


ständlich sein wird und auch jeder Kritik standhalten kann.
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Die Lehre vom Zins 


nach der Zerstörung des Wertglaubens


Ihr wußtet nicht, wo ihr das Kapital


fassen solltet und standet vor ihm, 


wie eine nach Blut dürstende Meute 


vor einem Stachelschwein.


Proudhon.
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Einleitung.


,,Es gibt nur ein einziges Produkt, das immer Kapital ist, und dieses


Kapitalprodukt ist das Geld (d. h. hier das herkömmliche Geld). Das Geld ist


darum nicht bloß „auch“ Kapital, sondern es ist das Kapital par excellence, Gott


Vater in Person. Seine Kapitaleigenschaft ist ihm beständig flüssig, kann


beständig befruchtend (für den Kapitalisten) ausgeschüttet werden auf jeden


beliebigen Stoff, an jedem beliebigen Ort. Das Geld, als Kapital par excellence ist


darum in noch höherem Sinne Kapital, als selbst das stehende Kapital.“


Lassalle.


,,Im eigentlichen Handelskapital erscheint die Form G. W. G., kaufen um teurer


zu verkaufen, am reinsten. Andererseits geht seine ganze Bewegung innerhalb


der Zirkulationssphäre vor. Da es aber unmöglich ist, aus der Zirkulation selbst


die Verwandlung von Geld in Kapital zu erklären, erscheint das Handelskapital


unmöglich, sobald Aequivalente ausgetauscht werden, daher nur ableitbar aus


der doppelten Übervorteilung der kaufenden und verkaufenden Warenpro-


duzenten, durch den sich parasitisch zwischen sie schiebenden Kaufmann (soll


wohl in Übereinstimmung mit der obigen Formel G. W. G. statt Kaufmann Geld


heißen). Soll die Verwertung des Handelskapitals nicht aus bloßer Prellerei der


Warenproduzenten erklärt werden, so gehört dazu eine lange Reihe von


Mittelgliedern.“


Marx, Kapital, Bd. 1, 6. Aufl., S. 127.


Mit anderen Worten: Die Erklärung des einfachen, stündlich vor unseren Augen


sich abspielenden Vorganges G. W. G.’ ist nach der Ansicht Marx’ eine höchst


komplizierte Sache (es gehört dazu eine lange Reihe von Mittelgliedern). Und


ohne diese Mittelglieder (die Marx im Produktionsprozeß sucht) erscheint nicht 
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nur das Handelskapital unmöglich, sondern wäre es tatsächlich – obschon Marx
merkwürdigerweise das Handelskapital als den Vorläufer des Produktionskapitals


erklärt.


Wenn man dagegen von der Voraussetzung ausgeht, daß, wie Lassalle es


oben sagt, das Geld Kapital ist, so ist die Form G. W. G.’ ohne weiteres erklärt.


Statt „unmöglich“ zu erscheinen, ist das Handelskapital ohne weiteres eine 


selbstverständliche Sache, und die doppelseitige Übervorteilung der Produzenten


als Käufer und Verkäufer erscheint dann nicht mehr als „bloße Prellerei“, sondern


als ein auf die Macht des Geldes sich stützender Rechtsakt, der seine 


wissenschaftliche Erklärung in dem Nachweis findet, warum das Geld eigentlich


den Waren gegenüber Kapital ist, was eigentlich das Geld von den Waren unter-


scheidet, damit es „von jedem beliebigen Stoff, an jedem beliebigen Ort“ den


Kapitaltribut erheben kann.


,,Es ist augenscheinlich, sagt Marx, daß der Zirkulationsprozeß G. W. G. abge-


schmackt und inhaltlos wäre, wollte man vermittelst eines Umweges denselben


Geldwert gegen denselben Geldwert austauschen.“ (Bd. 1, S. 110, 6. Aufl.)


Diesen Inhalt und Geschmack erhält der Zirkulationsprozeß laut Marx erst in


der Formel G. W. G.


Proudhon, der das Geld genauer unter die Lupe nahm, war anderer Ansicht. Er


nahm Anstoß an der Formel G. W. G.’ und suchte sie auf die natürliche Formel


G. W. G.’ dadurch zurückzuführen, daß er Geld und Ware zu Aequivalenten


(Gegenstände, die ohne Gewinn ausgetauscht werden) zu machen trachtete.


Für Marx bestand diese Aequivalenz von vornherein, darum mußte er das G’


außerhalb der Zirkulation, in „einer langen Reihe von Mittelgliedern“ suchen,


während Proudhon mit seinen hellen Augen das G’ unmittelbar in der Zirkulation


fand. Ohne Proletariat (die Trennung der Arbeiter von den Arbeitsmitteln) konnte


Marx das G’ nicht erklären; das Geldkapital gesondert vom Proletarier wäre


etwas ganz Unmögliches, trotzdem Marx die Primogenitur des Geldkapitals


zugesteht.


Demnach wurde nach Marx der Zirkulationsprozeß nach der Formel G. W. G.


(also ohne G’) sich abspielen müssen, falls das Proletariat vernichtet und jeder


Arbeiter in den Besitz seiner Produktionsmittel gesetzt wird.


Aber wie kann das sein, wenn, wie Marx wieder selbst gesteht, in diesem Falle
der Schatzbildner das Geld festhalten würde? (Bd. 1, S. 110) 
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Der Schatzbildner hält also das Geld (hier Gold) fest, wenn das G’ nicht her-


auszuholen ist. Ganz recht, doch frage ich, verwandelt der Schatzbildner nicht


gerade dadurch das Geld in ein Kapital, daß er es festhält, resp. ist das Geld


nicht ein Kapital dadurch, daß es dem Schatzbildner gestattet, es ohne unmittel-


baren Verlust festzuhalten? Durch das Festhalten des Geldes bereitet der
Schatzbildner den Warenbesitzern ja erst die Verlegenheiten, die diese veran-
lassen, das G’ zu bewilligen.


Folglich könnte „die lange Reihe von Mittelgliedern“, die Marx braucht, um das


G’ zu erklären, bestenfalls nur ein Umweg sein. Der Schatzbildner, die


Möglichkeit, das Geld festzuhalten und den Warenproduzenten dadurch


Verlegenheiten zu bereiten, erklärt das G’ zur Genüge.


Übrigens ist die Formel G. W. G. vom privatwirtschaftlichen Standpunkt der


meisten Kaufleute heute schon die Regel, insofern als sie mit geborgtem Geld


arbeiten und das G’ an ihre Gläubiger abzuliefern haben. Aber inhaltslos und


abgeschmackt ist für sie diese Formel doch nicht, denn sie liefert ihnen Arbeit


und Lohn (der vom Kapitalzins entblößte Handelsgewinn), ähnlich wie auch dem


Pächter die Landwirtschaft nicht inhaltslos ist, obwohl er die Rente voll


abzuliefern hat.


Marx [Der Umstand, daß wir hier in dieser entscheidenden Frage keine jüngeren Autoren als


Marx und Proudhon zitieren können, beweist, wie weit diese Männer ihrer Zeit vorausgeeilt sind.]


war leider im Irrtum, als er glaubte, Ware und das herkömmliche Geld ohne 


weiteres als Aequivalente betrachten zu dürfen. Proudhon irrte ebenfalls, als er


glaubte, die Aequivalenz von Ware und Gold auf künstliche Weise (durch


Erhebung der Ware auf die Rangstufe baren Geldes) herstellen zu können.


Das Reformgeld gibt der Formel


G. W. G.


Geschmack und Inhalt, indem die Geldreform das Geld auf die Rangstufe der


Ware herabdrückt und so erreicht, daß Geld und Ware ohne G’ gegenseitig aus-


getauscht werden.


Zu dem gleichen Resultat wäre übrigens Marx bei seinem umsichtigen


Vorgehen auch gelangt und hätte dabei die Wertbesessenheit überwunden,


wenn er die Forruel G. W. G. vom Standpunkt eines Geldes untersucht hätte,


das, wie das Reformgeld, alle üblen Eigenschaften der Waren im Extrakt besitzt.


Dann hätte er den Schatzbildner nicht gegen die Formel G. W. G. ausspielen
können, und dann hätte 
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auch er in dieser Formel Inhalt und Geschmack entdeckt.
Das Weitere hätte sich dann von selbst ergeben, er hätte das sekundäre


Kapital (Produktionsmittel), wie es sich ja übrigens nach der historischen


Entwicklung selber vorstellt, vom primären Kapital (Geld) abgeleitet und hätte


keine Saltomortales zu schlagen brauchen, um den Sohn zu seinem eigenen


Vater zu machen.


Der Urzins.


Dieselben unüberwindlichen Schwierigkeiten, die der Gegenstand der


Wertlehre bisher der Erkenntnis der wahren Natur des Geldes bereitete, sind


auch wieder die Ursache gewesen, warum man bis heute keine widerspruch-


slose Antwort auf die gewiß deutliche Frage geben konnte, woher der Zins


komme.


Da der sogen. Wert als das wahre Fundament der ganzen Wissenschaft be-


trachtet wurde, so mußte jeder Zinsforscher, der wissenschaftlich vorgehen


wollte, die Elemente des Zinses in der Wertlehre suchen, und was konnte er


wohl aus diesem Sumpfe hervorholen?


,,Das Zinsproblem ist im letzten Grunde ein „Wertproblem“, sagt v. Boehm-
Bawerk (Kapital und Kapitalzins S.492), ganz in Übereinstimmung mit Knies,


wonach „die Lehre vom Wert für die nationalökonomische Wissenschaft von fun-


damentaler Bedeutung ist“. Seltsam aber ist, daß v. Boehm-Bawerk, der für die


Kritik der Zinstheorien den Gegenstand der Wertlehre zum Stützpunkt nimmt, es


völlig unterläßt, seinen Lesern zu sagen, was sie sich eigentlich unter dem


Sprachzeichen „Wert“ vorzustellen haben, trotzdem ihm bekannt war, daß, wie


Zuckerkandl sich ausdrückt, „In der Lehre vom Wert noch alles streitig ist, von


den Benennungen angefangen“. Zwei Jahre nach Veröffentlichung obigen


Werkes (1886) sagt auch v. Boehm-Bawerk es selbst: ,,Trotz unzähliger


Bestrebungen war und bleibt die Lehre vom Wert eine der unklarsten, ver-


worrensten und strittigsten Partien unserer Wissenschaft“.


Brächten wir nun den zu Anfang angeführten Satz in Übereinstimmung mit


diesem Ausfluß der Selbsterkenntnis, so müßte es heißen: Das Zinsproblem ist
ein Problem des Wertproblems.


In dem Satz: „Das Zinsproblem ist nur ein Wertproblem“ wird das Dasein des


Wertproblems verschwiegen, und es wird 
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gesagt, daß mit Hilfe des, als wohlbekannt, vorausgesetzten „Wertes“ die Lösung


des Zinsproblems in Angriff genommen werden kann.


Welch verwirrende Rolle der Gegenstand der Wertlehre bei der Zinsforschung


spielt, erkennt man am besten daran, daß v. Boehm-Bawerk sogar einzelne


Zinstheorien vom Standpunkt der Wertproduktivität des Kapitals, (also Wert-


maschinen) kritisieren mußte. Wunderbar, ganz wunderbar! Und doch mußte es


so kommen. Hat man einmal vom Stoffwert (Helfferich) gesprochen, so ist man


auf dem Wege zum „Wertstoff“ und zur „Wertmaschine“ womit man dann auch


„Wertkonserven“ macht, die im „Wertpetrefakt“ die höchste technische


Vollendung erreichen.


Da für alle Wertgläubigen „Nachfrage und Angebot“ nur eine Verlegenheitsrolle


in der Wissenschaft spielen können, so kam es niemand in den Sinn, von diesem


Punkte aus dem Zinsproblem auf den Leib zu rücken. Der Wertglaube ließ sie


alle falsche Wege einschlagen. Kein einziger Zinsforscher beruft sich ausdrück-


lich und bewußt auf „Nachfrage und Angebot“. Ja, unter Wertgläubigen darf sich


überhaupt niemand in grundlegenden Fragen auf Angebot und Nachfrage


berufen, denn den Grund der Wissenschaft liefert der „Wert“, und Nachfrage und


Angebot bestimmen nur die „Preise“, die allein für Marktweiber Interesse haben.


Wie viel Arbeit und Geisteskraft ist in diesem Tarnkappenkampf vergeudet 


worden, wie viele Edle sind hier an sich selbst verzweifelt. (Die Edelsten sind 


die, die das Resultat ihrer Untersuchungen nicht veröffentlichten, weil es sie


unbefriedigt ließ.) Ein Windmühlenkampf. Resultat: Rein negativ.


Wir glücklichen Wertleugner haben es leichter. Wir sagen: Die ganze Volks-


wirtschaft löst sich in eine unendliche Kette von einzelnen Preisen auf, die aus-


nahmslos durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden. Auch der Zins ist eine


volkswirtschaftliche Erscheinung, auf die unser Grundgesetz anzuwenden ist.


Die Frage „Woher der Zins kommt“ beantworten wir also vorerst mit den für alle


Wertgläubigen sicherlich höchst naiv klingenden Worten: Weil das Angebot klein-


er als die Nachfrage ist. Selbstverständlich, denn wäre umgekehrt das Angebot


größer als die Nachfrage, gäbe es mehr Häuser als Mieter, mehr Fabriken als


Arbeiter, so müßte der Geber dem Nehmer Zins zahlen. Wir hätten dann nega-


tiven Zins.
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Das Wort „negativ“ spielt hier die gleiche Rolle wie in der Elektrizität, wo man


die Elektrizität des negativen Pols auch nicht negieren will. Negativer Zins wäre


also der positive Zins, den der Nehmer vom Geber dafür erhebt, daß er die


Verlegenheiten, auf die die Geber bei der Verleihung ihrer Habe stoßen, für sich


ausbeutet; wie umgekehrt die Geber die Lage ausbeuten, wenn sie den


Nehmern gegenüber im Vorteil sind. Wenn z. B. konkurrierende Kartoffelverleiher


mit zusammen 100 Tonnen konkurrierenden Kartoffelborgern mit einem Bedarf


von zusammen nur 50 Tonnen gegenüberstehen, so ist unter Berücksichtigung


der Natur des hier zu verleihenden „Kapitals“ anzunehmen, daß die Borger die


Saatkartoffeln von einem Frühling zum anderen weit unter „pari“ argeboten er-


halten, daß also die Borger von den Leihern Zins erheben können. Ein Fall, der


nebenbei gesagt, unter der Herrschaft des Geldes undenkbar ist, wohl aber als


Begleiterscheinung des Tauschhandels sich vorstellen läßt.


Aber diese Frage ist für alle Wertleugner derart selbstverständlich, daß sie


überhaupt nicht mehr gestellt wird. Das Grundgesetz der Wertleugner beant-


wortet schon diese Frage zur Genüge.


Darum lautet auch die Ausgangsfrage überhaupt nicht mehr „Woher der Zins


kommt“, sondern: Warum hinkt das Angebot von Kapital seit historischen Zeiten


immer und ausnahmslos derart hinter der Nachfrage einher, daß die Geber von


den Nehmern einen Zins verlangen können? Mit anderen Worten: Warum gibt es


regelmäßig mehr Mieter als Wohnungen, mehr Arbeiter als Fabriken, mehr


Geldborger als Geldverleiher?


Auf diese einfache, naheliegende Frage konnten keine Wertgläubigen ver-


fallen, obschon niemand leugnen wird, daß eine erschöpfende Antwort auf diese


Frage das Zinsproblem im wissenschaftlichen Sinne lösen würde. Wenn wir


nachweisen könnten, daß das Angebot von Kapital niemals die Nachfrage ein-


holen kann, etwa auf Grund des malthusianischen Lehrsatzes, wonach die


Borger sich im geometrischen, die Verleiher aber nur im arithmetischen


Verhältnis vermehren, so wäre doch das Zinsproblem im wissenschaftlichen


Sinne gelöst, trotzdem dabei der Gegenstand der Wertlehre vollkommen aus


dem Spiele bliebe. Und die Richtigkeit dieser wissenschaftlichen Lösung würde


dadurch anerkannt werden, daß man die sozialpolitische Lösung des


Zinsproblems durch künstliche Beschränkung der Geburten bei den


Kapitalnehmern in Angriff nehmen würde.


Für uns Wertleugner lautet die wissenschaftliche Zinsfrage also nicht „Woher


der Zins kommt“, sondern „Warum das An-
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gebot von Kapital regelmäßig von der Nachfrage überholt wird“. Und dieser


Frage wollen wir die erschöpfende Antwort geben.


Vorgreifend, so zu sagen als Wegweiser, wollen wir schon die noch unbe-


gründete Antwort vorausschicken, die schon Proudhon vor 50 Jahren gab: „Weil


das Gold kein Schlüssel, sondern ein Riegel des Marktes ist,“ oder, wie Lassalle
sagt: „Weil das Geld das Kapital par excellence ist“.


Wir wollen also den Nachweis bringen, daß, weil das Geld den Austausch aller


Waren untersagen kann (wie das geschieht, ist im ersten Teil dieser Schrift


geschildert worden) und weil das Geld von den Waren einen Tribut erheben


kann, auch alles, was zu seinem Zustandekommen (Häuser, Schiffe, Fabriken)


des Geldes bedarf; Kapital sein muß. Wir wollen zeigen, daß das Geld für alles,


was heute noch neben dem Geld Kapital ist, immer die Marktverhältnisse der-


artig vorbereitet, daß diese Dinge ihren Besitzern Zins abwerfen. Wir wollen


zeigen, daß das herkömmliche Geld immer automatisch das Zustandekommen


von Häusern, Fabriken, Schiffen usw. derart künstlich beschneidet, daß deren


Angebot niemals die Nachfrage decken kann. Wir wollen nachweisen, daß das


Geld nicht nur „Kapital par excellence“ ist, sondern der regelrechte Quartier-
macher des gesamten sogen. Realkapitals (mit Ausnahme natürlich des


Bodens).


Sind die Häuser, Fabriken usw. von Natur aus und selbstverständlich durchaus


keine Kapitalien, so werden sie vom Geld dazu erhoben, und das Mittel, dessen


sich das Geld dazu bedient, ist die Krise und Arbeitslosigkeit. Das Geld versagt


einfach seine Vermittlung beim Bau der Häuser und Fabriken, sowie das wach-


sende Angebot dieser Dinge den Zins derselben drückt, und wie kann ein Haus


ohne die Vermittlung des Geldes zustandekommen?


Ich kehre also nicht etwa den Unsinn um, den man oft zu hören bekommt,


nämlich, daß das Geld Zins einbringt, weil man damit Häuser kaufen kann, die


Zins abwerfen, wobei man zu erklären vergißt, wie es kommt, daß man mit Geld,


das man für steril erklärt, Häuser kaufen kann, die Zins abwerfen. Ich sage nicht,


daß, weil das Geld Kapital ist und man mit Geld Häuser kaufen kann, die an sich


steril sind, diese Häuser auch Zins abwerfen müssen.


Ich sage, daß das Geld dem Zustandekommen und Angebot von


Realkapitalien Grenzen absteckt, so daß die Nachfrage nie-
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mals gedeckt oder gar vom Angebot überholt werden kann, wenn auch sonst


solchem „Überholen“ nichts im Wege stände. Das Geld, Kapital an sich, kann für


die Vermittlung des Austausches der Waren, von diesen, aufs Jahr berechnet,


5% erheben, darum wird niemand sein Geld in Häusern, Schiffen usw. festlegen,


wenn die Häuser usw. nicht auch 5% abwerfen. Und wenn niemand unter 5%


sein Geld in Häusern anlegen will, so können keine Häuser entstehen, so lange


sie nicht den genannten Zins abwerfen. Und der Mangel an Häusern drückt den


Hauszins herauf.


Das Haus, die Fabrikanlage, das Schiff usw. müssen also gesetzmäßig stets
derartige vom Geld vorbereitete Marktverhältnisse vorfinden, daß sie den gle-
ichen Zins erheben können, den das Geld jederzeit von den Waren erpressen
kann, und zwar darum erpressen kann, weil es den Austausch gestatten und 


versagen kann. Das ist es, was ich sage.


Ich sage, daß das herkömmliche Geld ohne Profit nicht zirkulieren kann, und


daß eine Unterbrechung der Geldzirkulation das Zustandekommen von


Realkapitalien verhindert, da Unterbrechung der Geldzirkulation in ihrer unmittel-


baren Wirkung gleich einer Krise oder einem Generalstreik ist.


Darum behaupte ich auch, daß, wenn wir das Geld in dem Sinne umgestalten,


daß es auch ohne Rücksicht auf den Zins (G’) zirkulieren muß, die Krisen als


Erpressungsmittel des Zinses für die Zirkulation des Geldes überflüssig werden


und daß ohne Krisen in absehbarer Zeit so viele Häuser, Fabriken, Schiffe ent-


standen sein werden, daß das Angebot die Nachfrage einholt und diese Dinge


den Charakter eines Kapitals einbüßen werden.


Ich sage also kurz, bündig und unzweideutig, ohne den Sinn meiner Worte


durch Wertgeflunker zu verdunkeln, daß die zinstragende Kraft der heutigen


Realkapitalien nicht aus einer Eigenschaft, sondern aus der künstlich durch das


herkömmliche Geld vorbereiteten Marktlage entspringt, nämlich der erzwun-


genen, ständigen Unterproduktion an Realkapitalien, die einherläuft mit einer


ebenso ständigen Überproduktion an Waren (Absatzstockung, Krisis,


Arbeitslosigkeit). Die Steine, Bretter, Türen, Fenster, Träger, Farben, Tapeten


usw., die als sogenannte Warenüberproduktion auf die Preise drücken und vor


den Toren der Märkte auf ihre Zulassung warten, können die Arbeiter nicht zu


einem Hause vereinigen, weil das Haus nicht den Zins verspricht, den das zu


ihrer Anschaffung nötige Geld von allen Waren zwangsweise „jederzeit und an


jedem Ort“ erheben kann.
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Das ist es, was ich sage, und das Gesagte soll nun bewiesen werden. Und


weil wir dabei uns in allen Hauptpunkten auf den Inhalt des 1. Abschnittes dieses


Buches beziehen können, so werden wir in schnellem Schritte, auf sicherer Bahn


unserem Ziele zustreben.


Die Grenzen des Geldzinses (Urzins).


Die Kapitaleigenschaft des Geldes gründet auf folgendenTatsachen:


1. daß das Geld unentratbare Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung ist;


2. daß das herkömmliche Geld (Metall- und Papiergeld) sich unbegrenzt 


ohne Qualitäts- und Quantitätsverluste und ohne nennenswerte 


Lagerkosten vom Markte zurückhalten läßt, während gleichzeitig die auf 


das Geld angewiesenen Warenproduzenten durch Verluste an der 


Qualität und Quantität ihrer Waren, sowie durch Lagerkosten geschoben,


eine zwangsweise, unaufschiebbare Nachfrage nach Geld 


(Tauschmittel), halten;


3. daß der Geldbesitzer infolge dieser eigentümlichen Verhältnisse eine 


besondere Vergütung dafür erzwingen kann, daß er darauf verzichtet, 


den Austausch der Waren durch Festhalten des Geldes und zum 


Schaden der Produzenten zu verhindern.


Dieses einmal festgesetzt, will ich nun zunächst die Frage beantworten, durch


welche Umstände die Höhe des Zinses, den das Geld für die Tauschvermittlung


erheben kann, begrenzt wird und zwar darum zunächst, weil diese Antwort am


besten die wahre Natur des Geldzinses offenbart.


Wenn das Geld darum Kapital ist (G. W. G.’), daß es den Austausch der


Produkte willkürlich untersagen kann, so wird man einwenden, warum der Zins


nicht bis an den Nutzen heranreicht, den die Arbeitsteilung der Urwirtschaft und


dem Tauschhandel gegenüber bietet, ähnlich wie die Frage berechtigt ist, warum


die Grundbesitzer für die Grundrenten nicht in jedem Falle das Gesetz des


ehernen Lohnes anwenden, oder warum die Aktionäre des Suezkanals für die


Höhe der Schiffsabgaben noch andere Faktoren zu Rate ziehen, als den


Wettbewerb des Seeweges um das Kap der guten Hoffnung. 
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Aber der Tribut des Geldes folgt anderen Gesetzen, als der Tribut des Bodens.


Er hat mehr Ähnlichkeit mit dem Tribut, den die Raubritter im Mittelalter erhoben.


War damals der Kaufmann gezwungen die Straße zu benutzen, die an der Burg


des Ritters vorüberführte, so wurde gründlich geplündert, 30, 40, 50% Zoll


erhoben. Hatte aber der Kaufmann die Auswahl, so war der Ritter bescheiden, er


setzte den Zoll herab, auf daß der Kaufmann in Zukunft diese Straße nicht gän-


zlich miede.


So ähnlich verhält es sich beim Geld. Auch das Geld muß damit rechnen, daß,


wenn seine Tributforderungen zu hoch geschraubt sind, ihm Wettbewerber


erwachsen.


Ich werde später noch nachzuweisen haben, daß es bei der Verleihung von


Geld niemals Konkurrenz geben kann. Die Konkurrenten, von denen oben die


Rede ist, treten nicht bei der Verleihung, sondern beim Tausch des Geldes


gegen Waren auf (also Konkurrenten des Tauschvermittlers).


Zunächst ist es klar, daß die Arbeitsteilung bedeutend weiter ausgebildet wer-


den kann, als wie es heute in der Welt der Fall ist. Die Goldwährung ist eine


Weltwährung, und der Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung ist eine


zum Schutze eines Unsinns aufgestellte Wache. Die Goldwährung muß


weltwirtschaftlich betrachtet werden. Und 3/4 der Weltbewohner behelfen sich


heute schlecht und recht mit der Urwirtschaft. Warum? Zum Teil darum, weil der


Austausch der Produkte mit Hilfe des Geldes diesen Tausch zu stark mit


Zinsspesen belastet. Diese Spesen müssen die Produzenten veranlassen, in


einzelnen Zweigen ihrer Tätigkeit, oder auch ganz, auf die Warenproduktion zu


verzichten und bei der Urwirtschaft zu bleiben. Ob Ur- oder Warenwirtschaft,


hängt von einem Rechenexempel ab, in dem der Geldzins, womit die


Warenwirtschaft belastet ist, oft genug der Urwirtschaft den Vorzug geben mag.


So wird z. B. mancher deutsche Kleinbauer lieber seine Kartoffelernte im eige-


nen Stall verfüttern und das Schwein selber für den Hausbedarf schlachten,


wenn das Fleisch durch den Zins des Tauschvermittlers um ein geringes ver-


teuert wird. Dann wird der Bauer weniger Waren (Kartoffeln für den Markt), mehr


Gebrüste auch erzeugen und darum weniger Geld brauchen.


Diesem Teil der Produktion gegenüber, der selbst in Deutschland nicht zu


unterschätzen ist, muß das Geld bescheiden bei seinen Tributforderungen sein,


um die Warenwirtschaft nicht auf die Urwirtschaft hinüberzustoßen. Und ähnlich


wie der deutsche Bauer, handeln die Völkermassen Asiens und Afrikas.
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Wenn also nun die Geldbesitzer zu hohen Tribut von den Waren fordern, so


wird jener Teil der heutigen Warenproduktion, der um den Grenznutzen der


Arbeitsteilung pendelt, aufgegeben, und die Urwirtschaft tritt oder bleibt an


dessen Stelle.


Der zu hohe Geldtribut vermindert die Warenproduktion zu Gunsten der


Urproduktion und hat zur Folge, daß die Nachfrage nach Geld abnimmt – und
daß die Preise steigen.


Das wollen wir vorläufig festhalten.


—


Einen gleichen Einfluß auf die Nachfrage nach Geld, d. h. nach Tauschmitteln,


übt der alte Tauschhandel aus, wenn das Geld zu hohen Tribut fordert. Das Geld


verdankt sein Dasein überhaupt nur den Schwierigkeiten des Tauschhandels, die


das Geld überwinden soll. Verlangt aber das Geld für die Tauschvermittlung zu


hohen Tribut, so wird der Tauschhandel den Wettbewerb in vielen Fällen wieder


mit Erfolg aufnehmen, besonders dort, wo, wie in vielen Teilen Asiens und


Afrikas, die Produzenten nicht durch Ort oder Zeit getrennt sind. Je stärker der


Geldzins den Austausch der Produkte belastet, um so eher kann der


Tauschhandel dem Geldhandel als Konkurrent „die Spitze bieten“. Denn die auf


dem Wege des Tauschhandels verhandelten Waren erreichen den Konsumenten


ohne Zins zu bezahlen. Wem würden sie denn zinspflichtig sein? [Wenn im


Tauschhandel Kartoffeln gegen Fische ausgetauscht werden, und jeder belastet sein Produkt mit 10%


Zins, so heben sich diese Zinsen gegenseitig auf. Hiermit ist aber beileibe nicht gesagt, daß bei


Anleihen, also nicht beim Tausch, Zins unmöglich wäre.] So ist es also klar, daß, wenn das


Geld den Tauschhandel ablösen soll, es nicht beliebig hohe Tributforderungen


stellen kann, zumal die Produzenten die Hindernisse, die die Trennung durch Ort


und Zeit dem Tauschhandel bietet, dadurch zu überwinden wissen, daß sie sich


an bestimmten Tagen und Orten (Markttage) zusammenfinden.


So entziehen sie dem Geld die Existenzunterlage, nämlich die Nachfrage 


nach Tauschmitteln, die die Ware verkörpert. Die Waren, die der Tauschhandel


unterbringt, sind für das Geld verloren, ähnlich wie der Zigeunerkarren für die


Eisenbahn ein verlorener Kunde ist.


Wie viel Prozent der Weltwarenproduktion auf diese Weise um den Tausch-


handel herum pendeln, wie viel Waren also durch zu hohe Zinsspesen von der


Benutzung des Tauschmittels aus-
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geschlossen werden, brauchen wir für unsere Zwecke nicht zu berechnen. Es


genügt, daß wir im Tauschhandel das Dasein eines Wettbewerbers des Geldes


festgestellt haben, dessen Konkurrenzfähigkeit zusammen mit den
Tributforderungen des Geldes wachsen muß. Steigt der Zins, so werden viele


Waren vom Geldhandel auf den Tauschhandel abgestoßen, die Nachfrage nach


Geld nimmt ab, und die Preise steigen – also genau wie bei der Urwirtschaft.


Auch hier wollen wir uns vorläufig mit dieser Feststellung begnügen.


—


In gleicher Richtung wie die Urwirtschaft und der Tauschhandel wirkt auch der


Wechsel, sowie die Tributansprüche des Geldes zu hoch geschraubt werden.


Denn auch die Waren, die mit Wechseln ausgetauscht werden, sparen den


Geldzins, und hoher Geldzins ist ein Ansporn zu ausgedehnterer Verwendung
des Wechsels.


In Deutschland sollen im Jahre 1907 für 35 Milliarden Mark Wechsel aus-


gestellt worden sein, was bei einer durchschnittlichen Umlaufszeit von 3 Monaten


rund 9 Milliarden Mark ausmacht. Da diese Wechsel von der Handelswelt mit


Vorliebe als Reserven benutzt würden, die sonst aus barem Geld bestehen 


würden, so ersetzt der Wechsel ein gleichgroßes Quantum Geld.


Freilich, der Wechsel ist nicht so bequem und sicher wie das Geld, er kann in


vielen Fällen das Geld überhaupt nicht ersetzen. was man daran ersieht, daß die


Wechsel diskontiert werden, trotzdem sie sich dabei einen Abzug gefallen lassen


müssen. Oft aber, besonders im Großhandel, hat der Wechsel vor dem Bargeld


nur wenig Nachteile, und da genügt eine nur geringe Erhöhung des Geldzinses,


damit man dem Wechsel den Vorzug gebe.


Der Geldzins wirkt auf den Wechsel wie die Erhöhung der Eisenbahnfrachten


auf die Benutzung der Schiffahrtskanäle. Je höher der Zins, um so größer ist der


Ansporn, durch den Gebrauch von Wechseln im Handel den Geldtribut zu umge-


hen. Aus demselben Grund muß aber auch alles, was die natürlichen Nachteile


des Wechsels (dem Bargeld gegenüber) künstlich vermehrt, auch die Position


des Geldes stärken und die Zinsansprüche des Bargeldes erhöhen. Drückt der


Wettbewerb der Wechsel den Zins des Bargeldes auf 5% herab, so wird dieser


Zins auf 6–7–8%, und höher steigen, wenn wir den Gebrauch des Wechsels


durch Alarmnachrichten erschweren, oder wenn wir 
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den Wechsel durch Stempelabgaben belasten. Je unsicherer der Wechsel


erscheint, um so höher der Zins; je schwerfälliger das Wechselrecht, um so


höher der Zins; je mehr der Wechsel durch Stempelabgaben belastet wird, um so


höhere Forderungen kann sein Konkurrent, das Bargeld, stellen, um so höher


steigt der Zins. Belasten wir den Wechsel mit einer Steuer von 1% so wird auch


der Diskonto um 1% steigen. Belasten wir den Wechsel mit 5% Steuer, so steigt


der Diskonto von 5 auf 10% (Falls die schon genannten Konkurrenten des


Geldes nicht eingreifen.)


Bei diesem Sachverhalt ist das Benehmen des Staates interessant, der eine


Erhöhung der Wechselstempelsteuer vorschlägt, um seine Einnahmen zu ver-


mehren, zugleich aber darüber klagt, daß er seine Anleihen nur zu erhöhtem


Zinsfuß unterbringen kann. Im Interesse des Staates als Schuldner läge es, die


Stempelabgaben auf Wechsel abzuschaffen, um den Zins für seine Anleihen


heruntersetzen zu können. Was er an Wechselsteuern weniger einnehmen


würde, würde er an den Zinsen seiner Anleihen wiedergewinnen und zugleich 


die Zinslasten des Volkes vermindern.


Wenn wir nun umgekehrt statt einer Steuer eine Wechselprämie (einerlei wie


man sich diese denkt) ausschreiben würden, so versteht sich, daß mit einer


solchen Prämie der Wechselumlauf auch gefördert und gehemmt werden könnte,


gefördert, wenn die Prämie steigt, gehemmt, wenn die Prämie ermäßigt wird.


Ist nun die Ersparnis, die der Wechselverkehr dem Handel bietet, keine solche


Prämie, die wächst, wenn der Geldzins wächst, die fällt, wenn der Geldzins fällt?


Der Wechselverkehr steigt also im gleichen Verhältnis, wie der Geldzins steigt.
Aber wo Wechsel verkehren, da verkehren auch entsprechende Massen an


Waren, nur in umgekehrter Richtung. Und diese Waren sind wieder für die


Nachfrage nach Geld verloren. Der Wechsel hat sie dem Gelde abgejagt. Die


Nachfrage nach Bargeld geht also im gleichen Maße zurück, und entsprechend
steigen wieder die Preise, wie der Wechselverkehr zunimmt, und der


Wechselverkehr wächst zusammen mit dem Geldzins. Auch das wollen wir uns


vorläufig merken.


—


Das Geld ist also nicht absoluter Herrscher auf dem Markte. Es muß mit


Wettbewerbern rechnen und kann infolgedessen die Tributforderungen nicht


beliebig hochschrauben.
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Jedoch man könnte nun einwenden, daß das Geld in sehr vielen Fällen,


namentlich in unseren modernen Städten, unentbehrlich ist, daß das Geld sogar


in den meisten Fällen den größeren Teil des Produktes als Tribut für die


Tauschvermittlung verlangen könnte, ohne darum den Tauschhandel und die


Urproduktion auszulösen, ja, daß selbst bei einem Diskont von 50% in sehr 


vielen Fällen das Geld nicht durch Wechsel ersetzbar ist.


Der Wechsel zirkuliert nur unter Bekannten. Er ist nicht teilbar genug für die


Bedürfnisse des Kleinhandels. Er ist an bestimmte Gesetze, an bestimmte Zeit


und Orte gebunden. Das alles beschränkt seine Zirkulationsbahn auf einen sehr


kleinen Durchmesser.


Und darauf gestützt könnte man sagen, daß in allen diesen Fällen der


Geldtribut für die Tauschvermittlung sehr viel höher sein müßte, als wie er wirk-


lich ist, falls die Theorie richtig wäre, wonach das Geld den Zins erhebt, weil es


willkürlich den Austausch der Produkte sperren kann.


Aber bei diesem Einwand wird eine Tatsache vergessen, die wir im ersten Teil


dieser Schrift kennen gelernt haben, nämlich, daß eine allgemeine


Preissteigerung das Geld auf den Markt bringt. Eine allgemeine Preissteigerung


der Waren bedeutet ja für alle Geldbesitzer immer einen der Preissteigerung


genau entsprechenden Verlust, und diesem Verlust können sie nur entgehen,


wenn sie das Geld gegen Waren anbieten. Eine allgemeine Preissteigerung ist


für das herkömmliche Geld ein Umlaufszwang, ähnlich in manchen Wirkungen


dem Umlaufszwang des Reformgeldes. Durch Kauf von Waren sucht man bei


einer allgemeinen Preissteigerung den dem Geld drohenden Verlust – auf andere


abzuwälzen.


Nun halten wir vor Augen, was wir von der Urwirtschaft, vom Tauschhandel und


vom Wechsel gesagt haben. Alle diese Konkurrenten des Geldes greifen 


gleichzeitig in den Warenaustausch ein, sobald das Geld den Tribut erhöht und


bewirken eine allgemeine Preiserhöhung und dann ist es die Preiserhöhung, die


das Geld zwingt, in den Tausch der Waren einzuwilligen und von seinen zu hoch
geschraubten Zinsforderungen abzusehen: So daß die Preissteigerung, die die


Urwirtschaft, der Tauschhandel und der Wechsel auslösen, auch diejenigen


Waren vor übertriebenen Tributforderungen des Geldes schützt, die nicht un-


mittelbar den Schutz der Konkurrenten des Geldes genießen.
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So können wir also sagen, daß die Erhöhung des Geldtributes über eine be-
stimmte Grenze automatisch die Kräfte auslöst, die ihn wieder herunterdrücken.


Umgekehrt, wenn der Geldzins unter diese Grenze fällt, so wird wegen der


dadurch verringerten Handelsspesen in vielen Fällen die Arbeitsteilung einge-


führt, wo heute die Urwirtschaft noch lohnt, und der Geldhandel breitet sich aus,


wo man sich noch mit dem Tauschhandel behilft. Gleichzeitig verliert der


Wechsel an Reiz (bei 0% Zins würde der Wechsel überhaupt verschwinden).


Diese Umstände, also vermehrte Warenproduktion (auf Kosten der Urwirtschaft)


bei gleichzeitigem vermehrten Angebot von Waren (auf Kosten des Tausch-


handels) und vermehrtem Angebot von Waren gegen Bargeld (auf Kosten des


Wechselverkehrs) würden die Preise drücken, den Warenaustausch erschweren,


und die entstehenden Verlegenheiten der Produzenten würde sich das Geld


wieder mit erhöhten Tributforderungen nutzbar machen.


Das Spiel der Kräfte, das der Geldzins durch seine Einwirkung auf die Preise
auslöst, wirkt also wie ein automatischer Regulator auf den Zins zurück, so daß
die Maximalgrenze des Geldzinses auch die Minimalgrenze ist. (Der Umstand,


daß der Diskont starke Schwankungen leidet, beweist nichts gegen diesen Satz,


wie wir das noch zeigen werden.)


Der Geldzins fällt also immer notwendigerweise auf den Punkt zurück, wo


durch ihn der Wechselverkehr, der Tauschhandel und die Urwirtschaft gefördert


oder eingeschränkt wird.


—


Die Ansicht ist heute noch allgemein verbreitet, selbst bei den scharfsinnigen


Hebräern, die sich jahrtausendelang vorwiegend praktisch und auch theoretisch


mit diesen Dingen befaßt haben und diesen „Judenkram“ eigentlich verstehen


müßten, nämlich, daß der Geldzins durch die Konkurrenz der Geldverleiher steigt


und fällt.


(Ich mache hier auf die Anmerkung S.203 aufmerksam.)


Diese Ansicht ist irrig. Es gibt unter Geldverleihern keine Konkurrenz; sie ist


sachlich unmöglich. Stammt das Geld, das die Kapitalisten zu verleihen haben,


aus dem Verkehr, so stopfen sie mit der weiteren Verleihung dieses Geldes nur


die Löcher zu, die sie beim Inkasso des Geldes gegraben haben. Sind 


10–100–1000 Geldverleiher da, so sind auch 10–100–1000 
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Löcher da, die diese Geldverleiher in die Zirkulationsbahn gegraben haben. Je


mehr Geld angeboten wird, um so größer sind diese Löcher. Bei sonst unverän-


derten Verhältnissen muß sich also immer eine Nachfrage nach Leihgeld ein-


stellen, die dem Geld entspricht, das die Kapitalisten zu verleihen haben. Für das


Geld, das der Kapitalist anbietet, muß sich automatisch die dazugehörige


Nachfrage einstellen. Unter solchen Verhältnissen kann man aber nicht mehr von


Konkurrenz sprechen, die auf den Zins Einfluß ausüben könnte. Sonst müßte ja


auch der Umstand, daß am Martinstag der Umzug stattfindet, auf die Mieten


Einfluß haben. Aber das ist nicht der Fall, denn die größere Anzahl von


Wohnungsuchenden entspricht einer gleichen Zahl von aufgegebenen


Wohnungen. Der Umzug an sich ist ohne jeden Einfluß auf die Mieten. Und


ebenso verhält es sich bei der Konkurrenz der Geldverleiher. Auch hier handelt


es sich nur um einen Umzug des Geldes.


Ist es aber neues Geld, unmittelbar von Alaska kommendes Geld, das die


Geldverleiher anbieten, so wird dieses neue Geld die Preise hochtreiben, und die


Preissteigerung wird alle, die Geld für ein Unternehmen borgen müssen, zwin-


gen, die Summe um den Betrag der Preissteigerung zu erhöhen. Statt 10 000


Mk. wird der Unternehmer für das gleiche Haus 11–12–15 000 Mk. brauchen,


und so wird das durch das neue Geld vermehrte Angebot auch automatisch eine


entsprechend vergrößerte Nachfrage erzeugen, wodurch wieder der Einfluß des


neuen Geldes auf den Zins bald genug nullifiziert wird.


Die Erscheinung, daß bei Vermehrung des Geldumlaufes (durch Goldfunde


oder Papiergeldemissionen) der Zinsfuß nicht nur nicht fällt, sondern im


Gegenteil in die Höhe geht, werden wir noch erklären.


Eine Konkurrenz unter Geldverleihern, die auf den Zins Einfluß haben könnte,
gibt es also nicht. Sie ist unmöglich.


Die einzigen Wettbewerber des Geldes, die die Macht des Geldes


beschränken, sind die oben genannten drei Faktoren: die Urproduktion, der


Tauschhandel und der Wechsel, in Verbindung mit der allgemeinen


Preissteigerung, die eine vermehrte Urproduktion, vermehrten Tauschhandel und


vermehrten Wechselverkehr, als Folge erhöhter Zinsforderungen, automatisch


auslösen.


—
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Zwischen zwei Punkten ist nur eine Gerade möglich, die Gerade ist die


kürzeste, und die kürzeste ist – auf das Wirtschaftliche übertragen – auch die 


billigste.


Die kürzeste Straße aber zwischen Konsumenten und Produzenten, und


darum auch die ökonomischste, ist das Geld. (Bei der Urwirtschaft geht das


Produkt direkt von der Hand in den Mund. Dafür aber sind hier die


Produktionsverhältnisse ungleich schlechter als bei der Warenproduktion.)


Alle anderen Straßen (Tauschhandel, Wechsel), die die Waren einschlagen,


um den Konsumenten zu erreichen, sind länger und kostspieliger.


Aber diese billigste und kürzeste Straße kann der Geldbesitzer sperren, und


gesetzmäßig gibt er sie nur frei, falls man ihm den Unterschied der Handels-


spesen bezahlt, den der längere Weg via Tauschhandel oder Wechsel verur-


sacht. Fordert er mehr als diesen Unterschied, so schlägt die Ware den längeren


Weg ein, fordert er weniger, so wird das Geld überlastet.


Das Geld erhebt den Zins für seine Benutzung per Tag, wie eine Mietskutsche


und vieles andere. Der Zins wird den allgemeinen Handelsspesen zugerechnet


und mit diesen erhoben -ob durch Abzug beim Produzenten oder durch einen


Zuschlag beim Konsumenten ist einerlei. In der Regel geschieht es so, daß der


Kaufmann den Preis erfahrungsgemäß kennt, den er beim Konsumenten für die


Ware erzielen kann. Von diesem Preise zieht er die Handelsspesen, seinen 


eigenen Arbeitslohn (netto Handelsgewinn) und den Zins ab. Diesen Zins


berechnet er nach der Zeit, die erfahrungsgemäß im Durchschnitt bis zum


Verkauf der Ware verstreicht. Der Rest ist für den Produzenten der Ware.







Welcher von den drei Wettbewerbern des Geldes, die dem Geldzins die


Grenzen ziehen, ist der wichtigere? In entwickelten Handelsgebieten und nor-


malen Zeiten ist der Wechsel der wichtigere, während die beiden anderen für die


unentwickelten Länder ausschlaggebend sind. Denkt man sich z.B. Deutschland


als geschlossenen Handelsstaat mit eigener Papierwährung, so würde ohne den


Wechsel das Geld schon sehr hohe Ansprüche stellen können, ehe die


Urwirtschaft und der Tauschhandel genügend stark eingreifen könnten, um die


für die Freigabe des Geldes nötige Hausse zu erzeugen. Ja, man könnte


annehmen, daß ohne den Wechsel (wozu natürlich Kreditverkäufe, Stundungen


usw. mitzurechnen sind) das Geld in dem angenommenen Fall die


Zinsforderungen bis hart an die Grenze des Nutzens steigern könnte, den uns


die Arbeitsteilung bietet. Was ja schon vollkommen durch das Aufgeben der


Arbeit in Krisenzeiten bewiesen wird. Den Arbeitslosen hilft die Urwirtschaft und


der Tauschhandel nur ganz ausnahmsweise, und dann auch nur in sehr


geringem Maße. So kann ein Arbeitsloser z. B. seine Hosen selber flicken, er


kann sich selbst rasieren und seine Mahlzeiten selber bereiten. Er kann sein Brot


backen, seine Kinder vielleicht unterrichten, und statt ins Theater zu gehen,


schreibt er selbst für seine Familie ein Lustspiel, wenn der Hunger ihn in die


dazu nötige Stimmung versetzt hat.


Ist also bei uns der Wechsel der wichtigste Zinsregulator, so sind in unent-


wickelten Ländern, in Asien und Afrika, in denen der Wechsel keine große Rolle


spielen kann, die Urwirtschaft und der Tauschhandel von höchster Bedeutung für


die Regulierung des Geldzinses. Und daß in solchen Ländern dieser Regulator


wirksam sein muß, erkennt man daran, daß der Geldzins in früheren Zeiten, als


die Arbeitsteilung nur in kleine Kreise des Volkes eingedrungen war, z. B. zur Zeit


der Römer und im Bauernstaat der Königin Elisabeth von England, ungefähr der


gleiche war wie heute, wie man das aus den Angaben am Schlusse dieses


Buches ersehen kann.


Diese Gleichmäßigkeit des reinen Geldzinses ist so auffallend, daß man


annehmen kann, die drei unter sich so verschiedenen und so verschiedene


Kulturzustände voraussetzenden Regulatoren des Geldzinses (Urwirtschaft und


Wechselrecht!) müßten sich gegenseitig bedingen und ergänzen. So erzeugt z.B.


eine schon hoch entwickelte nur wenig mehr ausdehnungsfähige Arbeitsteilung


und der damit bedingte Ausschluß der Urwirtschaft und des 
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Tauschhandels wiederum die Kultur, die sozialen, gesetzlichen und handels-


technischen Einrichtungen, auf denen der Wechselverkehr sich ausbilden und


gedeihen kann. Die 36 Milliarden Mark, die 1907 in Deutschland in Wechseln in


Umlauf gesetzt wurden, geben einen besseren Maßstab für die Entwicklung des


Handels, als das Eisenbahnnetz und manches andere.


Und umgekehrt sind dort, wo der Kulturzustand den Ersatz des Geldes durch


Wechsel ausschließt, wieder Urwirtschaft und Tauschhandel die treuen Wächter,


die es verhindern, daß das Geld seinen Tribut nicht über bestimmte Grenzen 


hinaus erheben kann.


—


Fassen wir das in diesem Kapitel Gesagte kurz zusammen:


Der Geldzins ist ein Produkt eines selbständigen Kapitals, d. i. des Geldes, und


läßt sich am besten mit dem Barriere- oder Schlagbaumgeld vergleichen, das der


Raubritter und bis in jüngster Zeit der Staat für die Benutzung der Straßen erhob.


Der Geldzins wird nicht vom Zins der Realkapitalien beeinflußt (wohl aber


umgekehrt), und die Konkurrenz der Geldverleiher hat keinen Einfluß auf ihn.


Begrenzt wird der Geldzins durch die Konkurrenz, die ihm die anderen


Tauschmittel der Wechsel, der Tauschhandel und die Urwirtschaft bereiten.


Bei der Geldverleihung wird nur der Besitzer des Geldes gewechselt, ohne daß


dadurch irgend etwas am Geld geändert wird. Statt des Mannes ist es die Frau,


die den Schlagbaum fallen läßt und die das Barrieregeld erhebt. Beim Wechsel


und Tauschhandel dagegen findet kein solcher wesenloser Personenwechsel


statt, sondern es wird dem Geld eine wirksame Konkurrenz dadurch eröffnet,


daß den Waren andere Wege für den Austausch gebahnt werden.


Durch die Hausse, die der Wechsel, die Urwirtschaft und der Tauschhandel


auslösen, wird der Geldumlauf unter wirtschaftlichen Zwang gestellt, der es


bewirkt, daß das Geld auch solchen Waren gegenüber seine Macht über be-


stimmte Grenzen hinaus nicht mißbrauchen kann, die zu ihrem Austausch sich


nicht des Wechsels oder des Tauschhandels bedienen können.


Der Geldzins wird von den Waren, also direkt aus der Zirkulation, beim gegen-


seitigen Austausch erhoben. Der Geldzins ist von der Existenz eines von


Arbeitsmitteln entblößten Proletariats vollkommen unabhängig. Er würde keinen


Pfifferling geringer sein, wenn alle Arbeiter mit eigenen Arbeitsmitteln versehen


wären. Der Geldzins würde in solchem Falle den Arbeitern 
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bei der Übergabe ihrer Produkte an den Händler (Geldbesitzer) erhoben, und


zwar darum erhoben, weil der Händler durch Festhalten des Geldes (ohne un-


mittelbaren Schaden für ihn) den Austausch der Produkte der Arbeiter unter-


sagen und dadurch den Arbeitern einen direkten, unabwälzbaren Schaden zu-


fügen kann, weil diese Produkte durchweg und ohne nennenswerte Ausnahmen


täglich an Quantität und Qualität verlieren und dabei noch erhebliche Kosten für


Lagerung und Wartung verursachen.


Diesen Geldzins werden wir von jetzt ab „Urzins“ nennen [Die Bezeichnung


„Urzins“ für den Geldzins, im Gegensatz zum Zins der Realkapitalien, wird den Vorteil haben, daß


beide Zinsarten leichter von einander gehalten werden können.].


Die Übertragung des Urzinses (Geldzins) auf die Ware.


Eine Ware, die mit Urzins belastet werden soll, muß diese Last natürlich tragen


können, d. h. sie muß solche Marktverhältnisse vorfinden, die ihr gestatten, den


Einstandspreis plus Urzins im Verkaufspreis einzulösen, d. h. die


Marktverhältnisse müssen derartige sein, daß das Geld nach der Formel 


G. W. G.’ umlaufen kann.


Das ist klar. Denn wäre das nicht der Fall, so würde das Geld den Tausch ja


nicht vermitteln, und die Verlegenheiten, in die die Warenproduzenten dann 


geraten, würden diese veranlassen, die Differenz zwischen Einstandspreis der


Waren und ihrem Verkaufspreis so zu erweitern, daß in ihr neben allen anderen


Handelsspesen auch noch der Urzins Platz fände.


Das alles geht ganz automatisch vonstatten. Weil also das herkömmliche Geld,


unser Tauschmittel, an und für sich ein Kapital ist, das keine Ware ohne seine


Brandmarke in den Handel aufnimmt, findet die Ware gesetz- und regelmäßig
solche Marktverhältnisse vor, die die Ware als zinserhebendes Kapital


erscheinen lassen, wenigstens für den Konsumenten, denn er bezahlt den Preis,


den der Produzent erhalten hat, plus Zins. Vom Standpunkt des Produzenten


dagegen erscheint die Ware (sein Produkt) als negatives Kapital, denn er erhält


das, was er eigentlich erhalten sollte, nämlich den Preis, den der Konsument


bezahlt, minus Zins. Diesen Teil seines Produkt-   Produkterlöses
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erlöses (des Konsumentenpreises) hat ihm das Geld abgepreßt. Ein Gegenstand


aber, der Zins zahlen muß, darf füglich nicht als Kapital bezeichnet werden.


Wenn die Ware Kapital wäre, so müßte sie es auch im Tauschhandel sein, und


wie würde man sich da die Erhebung des Zinses vorstellen? Zwei Kapital-


gegenstände, einander gegenübergestellt, nullifizieren sich, wie z.B. Rentenland


und Geld ohne Zins gegeneinander ausgetauscht werden. Obschon jedes für


sich Kapital ist, können sie sich einander gegenüber nicht als Kapital benehmen.


Der Ware gegenüber ist aber das Geld immer Kapital.


Übrigens erscheint die Ware dem Konsumenten nur als Kapital. Sieht er näher


zu, so findet er bald, daß sie die Beute des Geldkapitals ist.


Jeder Produzent ist auch Konsument, und wie im Tauschhandel jeder das


unverkürzte Produkt des anderen erhält, so muß auch heute jeder Konsument


nicht den Preis, den der Händler dem Produzenten bezahlt, als die volle


Gegenleistung für sein Produkt ansehen, sondern jenen Preis plus Zins, den er


(der Konsument) dem Händler bezahlen muß. Tut er das, so erscheint auch dem


Konsumenten die Ware als negatives Kapital. Sie nimmt dann ihren wahren


Charakter an, nämlich den eines einfachen Kassenboten des Geldkapitals. Sie


erhebt den Urzins vom Konsumenten der Ware nicht für den Produzenten, 


sondern für den Besitzer des Geldes (Tauschmittel). So etwa wie eine


Nachnahmesendung. Und die Waffe, womit das Geld seinen Kassenboten aus-


rüstet, das ist die Unterbrechung der Verbindung zwischen den Produzenten


durch Verweigerung des Tauschmittels.


Nimmt man dem Geld, dem Tauschvermittler, das Vorrecht, den Austausch der


Produkte zwecks Erpressung des Urzinses untersagen zu können, wie es durch


das Reformgeld erreicht wird, so muß das Geld seine Dienste umsonst leisten,


und die Waren werden, genau wie im Tauschhandel, ohne Zinsbelastung
gegeneinander ausgetauscht.


Um diese kostenlose Tauschvermittlung herbeizuführen, prägt der Staat die


Münzen kostenlos für die Barrenbesitzer, freilich ohne damit seinen Zweck zu


erreichen. Würde der Staat diese kostenfreie Prägung durch einen jährlichen


Schlagschatz von 5% ersetzen, dann würde das Geld die Tauschvermittlung


umsonst bewirken. 
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Die Übertragung des Urzinses auf das sogenannte Realkapital.


Die Ware wird mit Geld gekauft und, mit Urzins belastet, an den Konsumenten


gegen Geld wieder verkauft. Und mit dem Verkauf der Ware ist das Geld wieder


frei für einen neuen Beutezug.


Hiernach müßte der Konsument regelmäßig mehr Geld ausgeben, als er als


Produzent einnimmt. Dieses Mehr, aus dem Urzins bestehend, verschafft sich


der Produzent dadurch, daß er mehr Ware produziert und verkauft, als er kauft.


Das Mehr, das so die Produzenten erzeugen, wird von den Geldbesitzern für


persönlichen Bedarf gekauft, und zwar gerade mit dem Geld, das sie als Zins


erheben. Mit den Handelsspesen, die der Konsument bezahlt, verhält es sich


ebenso.


Der Urzins, den das Geld auf solche Weise von den Waren erhebt., ist also


keine einmalige Beute. Der Urzins ist eine dauernd sprudelnde Quelle, und die


Erfahrung der Jahrtausende zeigt, daß man mit einer jährlichen und durch-


schnittlichen Beute von 4 oder 5% rechnen kann.


Der Zins, den der Kaufmann in direktem Verkehr mit der Ware von dieser


erhebt – das ist der wahre und volle Urzins. Das was der Kaufmann seinem


Gläubiger von diesem Zins abliefert, das ist der Urzins minus Erhebungskosten.


Wie auch das Barrieregeld, das der Schlagbaumpächter an den Staat abliefert,


nicht das volle Barrieregeld ist.


Wenn man nun mit dem Geld Ziegelsteine, Kalk, Träger usw. kauft, nicht um


diese als Ware wieder zu verkaufen, sondern um ein Mietshaus zu bauen, so


verzichtet man freiwillig auf die Wiederkehr des Geldes und auf den Genuß des


ihm anhaftenden Zinses. Man hat dann wohl ein Haus, aber kein Geld, kein


Tauschmittel. Aber auf den Zins des Geldes, auf ein solches Kleinod, verzichtet


niemand ohne Gegenleistung. Auf die Wiederkehr des Geldes und seines


Tributes verzichtet man selbstverständlich nur unter der Bedingung, daß das


Mietshaus nun seinerseits den Zins einbringen wird, den das in seinem Bau ver-


ausgabte Geld erfahrungsgemäß jederzeit im Warenhandel einbringt. Kann das


Geld von den Waren, aufs Jahr verteilt, 5% erheben, so muß auch das Haus von


den Mietern, das Schiff von den Frachtgütern, die Fabrik von den Löhnen [Ich


gebrauche diesen Ausdruck ungern, weil er vielseitig ist. Besser ist es, vom Preis zu sprechen, den


der Unternehmer den Arbeitern für ihre Produkte bezahlt. Der Unternehmer bezahlt das


Arbeitsprodukt, die Leistung, nicht die Arbeit, d. b. die Funktion der tätigen Organe der Arbeiter.] den


gleichen 
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Tribut erheben können, sonst bleibt das Geld einfach auf dem Markte bei den


Waren, und das Haus wird nicht gebaut.


Das Geld stellt also für das Zustandekommen eines Hauses, einer Fabrik usw.


die selbstverständliche Bedingung, daß das Haus von den Mietern, die Fabrik


von den Arbeitern, das Schiff von den Frachten denselben Zins erheben kann,


den es selber von den Waren jederzeit erheben kann. Kein Zins, kein Geld für


Häuser, Fabriken, Schiffe. Und ohne Geld, wie soll da jemand die tausend ver-


schiedenen Gegenstände zusammentragen und zusammenfügen, die für ein


Schiff, eine Fabrik. ein Haus nötig sind? Es ist ganz undenkbar, daß ohne Geld


ein Haus usw. zu Stande komme. Und so besteht auch das Urkapital jedes 


kapitalistischen Unternehmens aus einer Summe Geld. Für alle die Millionen


Mietshäuser, Fabriken, Schiffe usw. gilt das Wort: Im Anfang war das Geld.


Wenn aber das Geld sich nicht hergibt für den Bau von Häusern, falls diese


nicht den gleichen Zins, den das Geld von den Waren erhebt, erzielen können,


so werden keine Häuser gebaut, und dann werden sie bald fehlen, und dann


treibt der Mangel an Häusern den Mietzins herauf, genau wie der Mangel an


Fabriken den Lohn der Arbeiter drückt.


Also muß es geschehen, gesetzmäßig muß es so kommen, daß die Häuser,
Schiffe, Fabriken, kurz das gesamte sogenannte Realkapital, den gleichen Zins
einträgt, den das Geld dem Warenaustausch als Urzins aufbürden kann.


Die Häuser, die Fabriken, Maschinen usw. sind Kapital. Sie erheben den Zins


nicht wie die Ware als Kassenbote, um ihn an den Geldbesitzer abzuliefern, 


sondern für den Besitzer des Hauses. Aber diese Macht stützt sich nicht auf


Eigenschaften dieser Dinge, sondern darauf, daß das Geld, genau wie bei den
Waren, die Marktlage für die Erhebung des Zinses vorbereitet. Das Verhältnis
der Wohnungen zu den Mietern, der Schiffe zu den Frachtgütern, der Arbeiter zu
den Fabriken, wird vom Geld immer künstlich, gesetz- und zwangsweise so
gestaltet, daß die Mieter und Arbeiter (die Nachfrage) einem ungenügenden
Angebot (Wohnungen, Fabriken) gegenüberstehen.


Das herkömmliche, vom Staate verfertigte Geld (Tauschmittel) schützt alle


existierenden Häuser vor einer den Zinsertrag schmälernden Konkurrenz neuer


Häuser. Das Geld wacht mit Eifer-
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sucht darüber, daß seine Kreaturen nicht entarten. Wenn sich das Geld zu einem


Hausbau hergibt, so stellt es gleichzeitig einen Schein aus, worin es sich


verpflichtet, daß es dem Volke niemals gestatten wird. so viele Häuser zu bauen,


daß deren Zinsertrag unter den Urzins fällt. Und die Wirksamkeit dieser Gewähr


ist durch die Erfahrung der Jahrtausende bestätigt worden.


Wenn man bedenkt, daß der Staat sich oftmals interessiert zeigt bei den


Versuchen, der Arbeitslosigkeit zu steuern, daß er bei Gelegenheit


Notstandsarbeiten (Arbeiterhäuser) unternimmt, und daß er das herkömmliche


Geld verfertigt und verwaltet, so wird man ein bescheidenes Lächeln nur schwer


unterdrücken können.


Das sogenannte Realkapital ist also eigentlich nichts weniger als real. Das


Realkapital, oder das Kapitalreal, das Königskapital, das wirkliche Urkapital, das


ist das Geld. Alle anderen Kapitalgegenstände sind Kreaturen des Geldes. Ihre


Existenz als Kapital hängt durchaus von der Existenz des heutigen Geldes ab.


Nimmt man dem Geld das Vorrecht, dem Volk den Bau neuer Häuser zu verbi-


eten, reißt man das Wehr ein, welches das Geld zwischen den Arbeitern und den


sogenannten Realkapitalien errichtet, so wächst das Angebot dieser Dinge, und


sie verlieren ihren Charakter als Kapital.


Es klingt ja fast ungeheuerlich, und man muß seiner Sache sicher sein, wenn


man die Behauptung aufstellt, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe, Eisenbahnen,


Theater, Elektrizitätswerke, kurz das gewaltige, düstere Meer, das man vom


Berliner Kreuzberg aus überschaut, nur darum Kapital ist und Kapital sein muß,


weil das Geld Kapital ist. Dieses ungeheure Meer, das sicherlich das Geldkapital


100 mal überragt, brächte darum Zins ein, weil das Geld es so will! Das klingt


doch gewiß unwahrscheinlich.


Aber das Unwahrscheinliche erscheint uns sofort ganz annehmbar, wenn wir


bedenken, daß unser herkömmliches Geld uralt ist, daß es seit 3 oder 4000


Jahren ganz automatisch und gesetzmäßig den Bau von Häusern usw. immer


künstlich so weit beschränkte, daß die Nachfrage stets größer als das Angebot


war und so die Häuser Kapital blieben.


Um das Unwahrscheinliche zu begreifen, muß man zu den 10 Milliarden Mk.,


die in Deutschland umlaufen mögen, die ökonomische Eiszeit, das Mittelalter. die


1000 Wirtschaftskrisen rechnen, die das Geld seitdem erzwungen hat. Die


Milliarden mal Milliarden an Realkapital, die im Laufe der Zeit durch erzwungene 
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Arbeitslosigkeit nicht erstanden sind, erklären das Unwahrscheinliche.


Der Mangel an Häusern, Schiffen, Fabriken usw., der im Zinsertrag dieser
Gegenstände in die Erscheinung tritt, ist das Ergebnis einer seit Jahrtausenden
ununterbrochen wirkenden Ursache.


Wenn die Volksmassen während der Krisenjahre 1873–1878, statt zu feiern


und zu hungern, Häuser und Maschinen hätten bauen dürfen, ob da nicht unter


dem Drucke des Angebots der Hauszins gefallen wäre? Und das waren nur 


5 Jahre. Dabei darf man nicht vergessen, daß die anderen Ursachen der


Wirtschaftskrisen, die wir im ersten Teil d. B. besprachen, unabhängig vom Zins


in der gleichen Richtung (Beschränkung und Verhinderung des Tausches)


wirken.


Es ist also klar. Das sogen. Realkapital muß Zins abwerfen, weil es nur durch


Ausgeben von Geld zustande kommen kann und weil dieses Geld ein Kapital ist.


Das sogen. Realkapital besitzt nicht, wie das Geld, eigene zinszeugende


Organe. Es handelt sich bei diesen sogen. Realkapitalien, genau wie bei den


Waren, um vom Geld ad hoc geschaffene und erzwungene Marktverhältnisse,


um eine automatisch wirkende, künstliche Beschränkung in der Produktion so-


genannter Realkapitalien, so daß deren Angebot niemals die Nachfrage decken


kann.


Gesetzmäßig erzeugt das herkömmliche, vom Staate abgestempelte und ver-


waltete Geld durch erzwungene Arbeitslosigkeit das obdachlose Proletariat,


dessen Existenz Voraussetzung für den Kapitalcharakter der Häuser, Fabriken,


Schiffe ist.


Das Geld ist für das Zustandekommen der sogen. Realkapitalien unent-


behrlich, und ohne Zins gibt es kein Geld. Ohne Proletariat gibt es aber kein


Realkapital. Folglich muß auch die Unentbehrlichkeit des Geldes das für den


Zins der Realkapitalien und den Umlauf des Geldes unentbehrliche Proletariat


erzeugen.


Das Geld schafft das Proletariat, nicht weil die Zinslasten das Volk um Hab und


Gut bringen, sondern weil es das Volk gewaltsam daran hindert, sich Hab und


Gut zu erschaffen (verfertigen).


Man braucht also für die Herkunftserklärung des Proletariats nicht zu dem


verzweifelten Ausweg der sogen. historischen Erklärung zu greifen, denn das


Proletariat ist eine gesetzmäßig sich einstellende Begleiterscheinung des


herkömmlichen Geldes. 
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Ohne Proletariat kein Zins der Realkapitalien, ohne Zins kein Geldumlauf, ohne


Geldumlauf keine Arbeit und als Folge des Arbeitsmangels Proletariat.


In anderen Zeiten hat das Schwert zweifellos an der Schaffung des Proletariats


kräftig mitgewirkt. Auch Thron (Gesetze) und Altar sind fleißig daran beteiligt


gewesen. Auch heute noch sucht man die Grundrente unter den Schutz der


Gesetze zu stellen und durch Kornzölle dem Volke die Waffen zu entreißen, die


es sich für den Kampf gegen die Grundrente in Form von Schiffen, Eisenbahnen


und landwirtschaftlichen Maschinen geschmiedet hat. Dem Recht auf Arbeit und


Brot stellt man das Recht auf Grundrente entgegen! Aber auch ohne diese Hilfe


wäre das Kapital nicht um einen einzigen Proletarier ärmer. Wäre die Hilfe von


Schwert und Gesetz ausgeblieben, so hätten wir an deren Stelle ein paar


Wirtschaftskrisen, einige Bataillone Arbeiterreserven mehr gehabt. Das


Geldkapital braucht Schwert und Gesetz nicht, um das nötige Proletariat für die


Realkapitalien zu schaffen; es trägt die dazu nötigen Kräfte in sich selbst. Mit der


Gewalt der Naturkräfte schafft es sie. Metallgeld und Proletarier sind un-
zertrennlich.


Das sogen. Realkapital besteht sicher aus sehr realen und unentbehrlichen


Gegenständen, aber als Kapital sind diese Gegenstände nichts weniger als real.


Der Zins, den sie heute abwerfen, ist eine Kreatur des Urkapitals, des Geldes.


Vervollständigung der Theorie.


Wenn wir das Geld als das Urkapital und als allgemeinen Quartiermacher des


sogen. Realkapitals bezeichnen und damit die Behauptung verknüpfen, daß das


sogen. Realkapital seine zinszeugende Kraft nur dem Umstande verdankt, daß


das Geld durch erzwungene Krisen, erzwungene Arbeitslosigkeit, also eigentlich


durch Sengen und Brennen dem Realkapital die für die Erhebung eines dem


Urzins entsprechenden Zinses nötige Marktlage vorbereitet – so müssen wir


auch nachweisen können, daß der Zins der Realkapitalien vom Zins des


Urkapitals (Geld) derart beherrscht wird, daß er auf diesen immer und gesetz-


mäßig zurückfallen muß, falls er sich aus irgend einem Grunde von diesem


vorübergehend entfernt hat.
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Denn wir sagen, daß Nachfrage und Angebot den Zins bestimmen und erken-


nen damit an, daß der Zins vielen Einflüssen unterworfen ist.


Was wir also sagen, ist, daß wenn aus anderen Gründen der Zins der


Realkapitalien vorübergehend über den Urzins steigt, er aus zwingenden, in der


Natur selbst liegenden Gründen wieder fallen muß, und zwar bis auf den Zins


des Urkapitals, und umgekehrt, daß, wenn der Zins der Realkapitalien


vorübergehend unter den Urzins fällt, das Geld ihn automatisch wieder auf diese


Höhe zurückführt, wodurch der Urzins das gesetzmäßige Maximum und


Minimum wird von dem, was man in der Regel vom Realkapital erwarten kann.


Der Urzins ist der Schwerpunkt, um den der Zins aller Realkapitalien 


pendelt.


Wenn das aber so ist, so müssen wir auch wieder den Nachweis erbringen


können, daß, wenn wir die künstlichen Hindernisse beseitigen, die das heutige


Geld dem Werden von sogen. Realkapitalien errichtet, das Angebot solcher


Kapitalien durch die nun ungefesselte Arbeit des Volkes und ohne irgend ein
anderes Zutun früher oder später die Nachfrage decken wird und zwar in dem


Sinne, daß der Zins in der ganzen Welt auf Null fallen muß, wenigstens in allen


Ländern, die durch Freihandel und Freizügigkeit miteinander verbunden sind.


Der Kapitalzins ist eine internationale Sache; er kann nicht einseitig national


beseitigt werden. Würden z. B. die Häuser in Deutschland keinen Zins abwerfen,


während man in Frankreich noch Zinsen erheben kann, so würde man kein Haus


mehr in Deutschland bauen. Die deutschen Kapitalisten würden ihre Uber-


schüsse über die Grenze bringen durch Ankauf französischer Wechsel, mit deren


Erlös die Häuser in Frankreich gebaut würden.


Dazu wird der Nachweis nötig sein, daß


1. es nicht an materieller Kraft fehlt, um das zur Ersäufung des Zinses nötige
Meer von Realkapitalien in absehbarer Zeit zu erzeugen:


2. der Reiz oder Wille, Realkapitalien (Mietshäuser, Fabriken, Schiffe) her-
vorzubringen, nicht erlahmen wird, falls diese keinen Zins mehr abwerfen.


Daß der Zins der Realkapitalien sich jederzeit nach oben sowohl, wie nach


unten vom Urzins entfernen kann, können wir leicht erkennen, wenn wir uns 


folgenden Fall vorstellen:
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Nehmen wir an, daß die Pest 3/4 der Menschheit von ihrem Dasein erlösen


würde, so würde das jetzige Verhältnis zwischen Proletariat und Realkapitalien


auf den Kopf gestellt, und auf jeden Mieter kämen 4 Wohnungen, auf jeden


Knecht 4 Pflüge, auf jeden Arbeiterstamm 4 Fabriken. Unter solchen


Verhältnissen würden die Realkapitalien keinen Zins mehr abwerfen. Der


Wettbewerb der Hausbesitzer würde die Mieten, und der Wettbewerb der


Unternehmer würde den Unternehmergewinn so weit herunterdrücken, daß


wahrscheinlich nicht einmal die vollen Kosten für Instandhaltung und


Abschreibung herausgeschlagen werden könnten.


So konnte man in der Provinzialhauptstadt La Plata in Argentinien in den


Krisenjahren 1890 –1895 umsonst die schönsten Häuser bewohnen, nicht einmal


die Kosten der Instandhaltung konnten die Hausbesitzer erheben.


Unter solchen Verhältnissen würde nur mehr ein einziges Kapital fortbestehen,


und zwar das Geld. Während alle übrigen Kapitalgegenstände die zinszeugende


Kraft eingebüßt haben würden, brauchte das Geld auch dann noch nichts von


seinen Zinsforderungen abzulassen, wenn 99% der Bevölkerung verschwunden


wären. Die Produkte der zinsfreien Arbeitsmittel müßten für ihren Austausch dem


Geld fernerhin den gleichen Zins zahlen – als ob nichts geschehen wäre.


Mit dieser Annahme wird die wahre Natur des Geldes und ihr Verhältnis zu den


Realkapitalien sehr gut beleuchtet.


Wenn wir annehmen, daß der Geldbestand durch die Pest nicht verändert wor-


den wäre, so würde das Mißverhältnis zwischen Geld und Produkten die Preise


stark in die Höhe treiben, aber der relativ große Geldbestand hätte auf den Zins


keinen Einfluß, da, wie wir gezeigt haben, es niemals eine Konkurrenz unter


Geldverleihern geben kann. Nur der Bruttozins würde durch die Preissteigerung


eine Erhöhung erfahren (s. am Schluß den Artikel über die Bestandteile des


Bruttozinses).


Unter diesen angenommenen Umständen bleibt es selbstverständlich aus-


geschlossen, daß jemand Geld für den Bau einer Fabrik hergeben würde. Dies


würde erst dann wieder geschehen, nachdem durch Feuersbrünste oder andere


elementare Ereignisse, worunter in erster Linie der Zahn der Zeit zu rechnen ist,


das Angebot solcher Realkapitalien sich so weit vermindert hätte, daß das


ursprüngliche Verhältnis und damit der Urzins wieder erreicht wäre. Warum das


so wäre, ist gesagt.
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Der Zins der sogenannten Realkapitalien kann demnach jederzeit infolge


außergewöhnlicher Ereignisse unter den Urzins fallen, aber die natürlichen


Zerstörungen, denen das Realkapital ausgesetzt ist (s. die Liste der jährlichen


Schiffbrüche und Abtakelungen, der Feuersbrünste, der Abschreibungen aller


Fabriken, der Eisenbahnzusammenstöße usw.), zusammen mit dem Umstand,


daß das Geld keine Neuproduktion von Realkapital zuläßt, so lange das be-


stehende Realkapital nicht den Urzins abwirft, bringen Nachfrage und Angebot


von Realkapitalien gesetzmäßig wieder in das ursprüngliche Verhältnis zurück.


Anstatt obiges Spiel der Kräfte an einem künstlich konstruierten Fall zu er-


klären, hätte ich auch einfach auf die Wirtschaftskrisen hinweisen können, in


denen der Zins der Realkapitalien unter den Urzins fällt. Aber ein solches


Beispiel ist für unseren Zweck darum ungeeignet, weil der Tatbestand sich durch


die Arbeitslosigkeit und andere Umstände ganz ungewöhnlich verwirrt.


—


Wir sind aber noch den Beweis schuldig, daß das Realkapital auch nicht


dauernd über dem Urzins stehen kann.


Daß durch besondere Verhältnisse dieser Fall eintreten kann und in manchen


Ländern mit relativ starker Einwanderung sogar jahrzehntelang anhalten kann,


wollen wir gleich und freudig anerkennen, denn er ist ein schöner Beweis für die


Richtigkeit der wertleugnenden Lehre vom Zins, wonach Angebot und Nachfrage


absolut darüber bestimmen, ob und welchen Zins die Realkapitalien abwerfen.


Wie viel Kapital an Wohnung, Arbeitsmitteln, Läden, Eisenbahnen, Kanälen,


Hafenanlagen usw. auf eine Arbeiterfamilie in Amerika entfällt, weiß ich nicht. Es


mögen 5000, es mögen auch 10000 Dollars sein. Nehmen wir nur 5000 Doll. an,


so müßten die Amerikaner, um für die proletarischen Untertanen europäischer


Fürsten, die dort jährlich landen, etwa 100000 Familien, alle Jahre 5000 x


100 000 = 500 Millionen Dollars in neuen Häusern, Fabriken, Eisenbahnen,


Schiffen anlegen, nur um für diese Einwanderer Obdach und Arbeitsinstrumente


zu beschaffen. Eine Leistung, der gegenüber die armseligen Geldbeträge, womit


das „Vaterland“ seine Kinder ausstattet, überhaupt nicht in Betracht kommen.


Nehmen wir den Fall an, daß auf den Ruf „Wer in Deutschland unzufrieden ist,


soll auswandern“, sämtliche deutsche Arbeiter nach den Vereinigten Staaten aus-


gewandert wären, so hätte es dort an allem gemangelt, um diese Massen zu


beschäftigen und zu beherbergen. Dieser Mangel an Fabriken, Maschinen,


Häusern hätte auf die Löhne gedrückt und gleichzeitig die Woh-
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nungsmieten gewaltig in die Höhe geschraubt. Der Zins der Realkapitalien wäre


gewaltig gestiegen.


Die Sache entzieht sich gewöhnlich dadurch direkter Beobachtung, daß die


Realkapitalien im Preise steigen, wenn der Zinsertrag steigt. Ein Haus, das man


für 10000 Mk. verkaufen kann, weil es 500 Mk. Zins einbringt, steigt auf 20000


Mk., wenn der Hauszins auf 1000 Mk. steigt.


Nun müssen wir erklären können, daß aus natürlichen, zwingenden Gründen


die Erhöhung des Zinses der sogenannten Realkapitalien über den Urzins eine


ständig wachsende Neuproduktion von Häusern usw. automatisch auslöst, unter


deren Druck (Angebot) der Zins dieser Dinge in absehbarer Zeit wieder auf den


Urzins als Grenze und Schwerpunkt fällt und zwar ebenso automatisch, wie er im


entgegengesetzten Falle wieder bis an diese Grenze gestiegen war. Es dürfen


solchem Geschehen keine Hindernisse natürlicher und psychologischer Ordnung


gegenüberstehen. Der Arbeitswille, die Arbeitskraft, sowie die Unterstützung der


Natur müssen ausreichend sein, um die sogenannten Realkapitalien immer und


an allen Orten in einer Menge zu beschaffen, daß deren Angebot als Kapital den


Zins auf die Grenzen des Urzinses drücken muß.


Es ist kein Unsinn, sondern ein Ausfluß reinster Vernunft, wenn Flürscheim
[The Economic Problem by Michael Flürscheim. Xenia U. S. A. 1910.] sagt: „Der Zins ist der


Vater des Zinses“. Womit gesagt wird, daß die Zinslasten das Volk daran hin-


dern, das zur Beseitigung des Zinses nötige Angebot von Realkapital zu erzeu-


gen, ähnlich wie der Pachtzins den Bauer daran hindert, das gepachtete Land zu


kaufen und zu bezahlen.


Aber im Satze: „Der Zins ist der Vater des Zinses“ ist auch die Behauptung


eingeschlossen, daß ein steigender Zins auch die Ursache eines unaufhaltsam


weiteren Steigens des Zinses sein müßte. Ist das Fallgesetz auf den Zins


anwendbar, wenn der Zins fällt, so müßte es auch in umgekehrter Richtung


anwendbar sein, wenn der Zins steigt. Mit den Methoden, die Flürscheim in


seinen Untersuchungen anwendet, konnte er diesen Widerspruch nicht lösen.


Daß dem nun auch tatsächlich so ist, erkennen wir an der Tatsache, daß die


Vereinigten Staaten von Nordamerika in verhältnismäßig kurzer Zeit auf dem


internationalen Kapitalmarkt von der Nachfrage zum Angebot übergegangen


sind, daß sie das Riesenwerk von Panama mit eigenen Mitteln ausführen, daß


sie mit der Mitgift ihrer Töchter die europäischen Fürstenhäuser vor dem Ruin


retten und auch sonst in der Welt Absatz für 
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ihre Kapitalüberschüsse suchen. Dieser Fall ist um so überzeugender, als dort


der Bürgerkrieg und die gewaltige Einwanderung pudelarmer Einwanderer einer-


seits das Angebot unnatürlich beschränkt, andererseits die Nachfrage unnatürlich


vermehrt hatten. Auch dadurch wirkt dieser Fall so überzeugend, daß während


der wenigen Jahrzehnte, in denen sich dieser Umschwung abgespielt hat, der


Prozeß durch besonders zahlreiche und verheerende Wirtschaftskrisen natürlich


stark verlangsamt wurde.


Dies ist aber nur die Tatsache. Fehlt noch die Erklärung.


Der Zins, den das sogenannte Realkapital abwirft, reizt zur Bildung neuer


Kapitalien, und je höher der Zins, um so größer der Reiz. Freilich, je höher der


Zins, um so größer die Zinslasten und um so schwerer wird es denen, die den


Zins aufbringen, selber durch Sparen ein Kapital zu bilden. Jedoch in der heuti-


gen Ordnung der Dinge sind es nur in geringem Maße die Überschüsse der


arbeitenden, zinszahlenden Klassen, mit denen die Neuanlagen von Kapital aus-


geführt werden. In der Hauptsache stammen diese aus den Überschüssen der


Kapitalisten, und diese Überschüsse wachsen natürlich mit der Vermehrung ihrer


Einnahmen, d. h. also mit der Erhöhung des Kapitalzinses.


Hierbei ist nun folgendes zu beachten:


Ein Herabgehen des Zinses von 5 auf 4% ermäßigt die Zinslasten der Arbeiter


um 20%, aber die Einnahmen der Arbeiter wachsen dadurch nicht im gleichen


Verhältnis.


Wäre z. B. der Brutto-Arbeitsertrag 100


und gingen hiervon bei 5% an Zinslasten ab etwa 060


so blieben netto übrig 040


Geht nun der Zins auf 4% herab, so sind die Zinslasten


60 ✕ 4  


5 


was einer Lohnerhöhung von 30% entspricht. Betragen aber die 


Zinslasten (also alles, was der Arbeiter verzinst = die Wohnung, 


die Fabrik, die Läden, Eisenbahnen, Bäckerei usw.) bei 5% nicht 60, 


sondern nur etwa 30% des Arbeitsproduktes, so bleiben als Lohn 


übrig 100 ÷ 30 = 070


und ein Herabgehen des Zinses von 5 auf 4% setzt die Zinslasten 


von 30 auf 24 herab, so daß der Lohn jetzt netto beträgt 100 ÷ 24 = 076
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was eine Erhöhung von 8 1/2% beträgt, während doch der Zins um 20%


gefallen ist.


Beim Kapitalisten hingegen steigen und fallen die Einnahmen genau mit dem


Zins. Steigt der Zins von 4 auf 5%, so hat der Kapitalist eine Mehreinnahme von


genau 20% und umgekehrt, wenn der Zinsfuß fällt.


Dies ist für das, was wir zu zeigen haben, eine wichtige Tatsache.


Nehmen wir an, daß aus irgend einem Grunde das Realkapital den Zinsertrag


verdoppelte; so würden auch die Einnahmen der Kapitalisten sich verdoppeln,


und bei unveränderten Ausgaben würden ihre Überschüsse um die volle Hälfte


ihrer Einnahmen steigen. Unter der Annahme (die wir gleich begründen werden),


daß die Kapitalisten diese Überschüsse nicht für Privatausgaben, sondern in der


Hauptsache für Kapitalanlagen verwenden würden, müßte bald unter dem


Drucke des wachsenden Angebots solcher Realkapitalien der Zins derselben


zurückgehen.


Freilich würde eine Verdoppelung der Zinserträge bei den Kapitalisten einer


Verdoppelung der Zinslasten bei den Arbeitern gleichkommen, die nun ihrerseits


nur wenige oder überhaupt keine Ersparnisse machen können. Aber dadurch


wird der Einfluß der Zinserhöhung auf Vermehrung der Kapitalanlagen nicht


aufgehoben und zwar aus folgendem Grunde: Wenn ein ausgemergelter Arbeiter


eine Lohnerhöhung erzielt, so hat er aller Regel nach immer Dringenderes zu tun


als eine Sparbüchse zu kaufen. So viele dringende Bedürfnisse des schmächti-


gen Leibes erwarten da die Lohnerhöhung.


Beim Kapitalisten dagegen trifft die Vermehrung der Einnahmen durch eine


Erhöhung des Zinses ganz andere Verhältnisse vor. Er hat kein persönliches


Bedürfnis, das er nicht befriedigen könnte und hat nur eine Sorge: Er muß sein


Kapital vermehren, damit seine Kinder später in der Lage sind, das Leben weiter


zu führen, das er sie mit seinem Beispiel lehrt. Sowie die Zahl der Kinder das


erste Paar überschreitet, tritt für den Kapitalisten die Notwendigkeit heran, sein


Kapital zu vermehren, und dazu stehen ihm keine anderen Einnahmequellen zur


Verfügung, als zu sparen. Der Arbeiter dagegen braucht nicht für seine Kinder zu


sparen, denn diese werden wie die Eltern standesgemäß vom Lohne leben.
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Der Kapitalist muß sparen; er muß die zinstragenden Kapitalien vermehren


(obschon die Vermehrung dieser Kapitalien den Zins derselben drückt), um sein


sich vermehrendes Geschlecht in die Lage zu versetzen, sich standesgemäß


ohne Arbeit durchs Leben zu schlagen. Und wenn er schon der Regel nach


sparen muß, so kann man annehmen, daß er auch aller Regel nach die durch


Zinserhöhung wachsenden Überschüsse zu neuen Kapitalanlagen verwenden


wird.


Darum kann man folgern daß eine Erhöhung des Kapitalzinses, obschon sie


immer auf Kosten des arbeitenden Volkes und der kleinen Sparer erfolgt, den-


noch die Summe der in einem Lande für neue Realkapitalien verfügbaren Über-


schüsse eher vermehren als vermindern muß, und daß eine Zinserhöhung


darum auch die Kräfte vermehrt, die auf den Zins drücken. Je höher der Zins,
desto schneller wächst dieser Druck.


Beispiele freilich kann man hierfür nicht beibringen; zahlenmäßig läßt sich das


Gesagte nicht beweisen. Dazu eignen sich die Zahlen nicht, die uns die


Goldwährung liefert. Wenn Carnegie seinen Arbeitern 20 oder 50% mehr Lohn


bezahlt hätte, so wäre er wahrscheinlich nie zu der ersten Milliarde gelangt. Ob


aber dann alle die Stahlwerke, die Carnegie mit dem Gelde schuf und die nun


das Angebot des Realkapitals vermehren, die Löhne in die Höhe treiben und den


Zins entsprechend herunterdrücken, entstanden wären durch die Ersparnisse der


Arbeiter? Ob die Arbeiter jene 20 oder 50% Lohnerhöhung nicht für eine


auskömmliche Ernährung ihrer Kinder, für gesündere Wohnungen, für Seife und


Bäder verschwendet hätten?


Mit anderen Worten: ob die Arbeiter zusammen für neue Stahlwerke so viele


Überschüsse gemacht hätten, als wie Carnegie allein mit seinen billigen persön-


lichen Bedürfnissen sparen konnte? (Eigentlich hätten die Arbeiter, um das 


gleiche, heute bestehende Verhältnis zwischen Nachfrage nach Arbeitsmitteln


und ihrem Angebot aufrecht zu erhalten, eine bedeutend größere Masse an


Realkapitalien schaffen müssen, denn der karge Lohn verursacht heute eine


skandalöse Säuglingssterblichkeit, und eine Lohnerhöhung würde diese ver-


mindern und infolgedessen eine starke Vermehrung der Arbeiter, (also die


Nachfrage nach Arbeitsmitteln) verursacht haben.


Wir verneinen nun obige Frage rundweg – und irren dabei ganz gewaltig. Denn


was hat Carnegie durch die Häufung von Realkapitalien, durch seine persönliche


Sparsamkeit erreicht? Er hat den Zins dieser Dinge immer und immer wieder


unter den Urzins gedrückt und dadurch Krise auf Krise ausgelöst, die ebenso


viele Realkapitalien vernichteten oder am Entstehen verhinderten, wie der brave


Mann durch sein ver-
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nünftiges Wirtschaften zusammenbrachte. Hätte Carnegie die Überschüsse


seines Betriebes durch Lohnerhöhung unter die Arbeiter verteilt, so wäre von


diesen Lohnerhöhungen nur ein kleinerer Teil für neue Realkapitalien gespart


worden, der größere Teil wäre in Seifen-, Speck- und Bohnen. Orgien verpraßt


worden. Darum aber wäre der Zins langsamer gefallen, und die Zwischenräume


von einer Krise zur anderen wären größer gewesen. Die Arbeiter hätten


infolgedessen durch erzwungene Arbeitslosigkeit weniger verloren und dadurch


wieder ausgeglichen, was sie sonst an Luxus mehr verschwendeten. Das


Resultat wäre, was den Zins anbetrifft, das Gleiche geblieben; d.h. ohne die


Sparsamkeit Carnegies stände heute das Angebot von Realkapitalien auf 


gleicher Höhe, wie mit dieser Sparsamkeit. Der Unterschied zwischen dem, was


Carnegie allein sparen konnte und dem, was die Arbeiter bei einer diesen


Ersparnissen entsprechenden Lohnerhöhung weniger gespart hätten, ist durch


Wirtschaftskrisen gesetz- und regelmäßig vernichtet worden.


—


Der Selbsterhaltungstrieb des Kapitalisten, sowie der Umstand, daß sich der


Kapitalist vermehrt, zwingen ihn dazu, Überschüsse zu machen, und zwar zin-


stragende Überschüsse. Er muß sie sogar dann noch machen, wenn seine


Einnahmen zurückgehen, und zwar muß der Selbsterhaltungstrieb den


Kapitalisten um so stärker zur Sparsamkeit mahnen, je mehr der Zins fällt. Will 


z. B. ein Kapitalist den Einnahmeausfall, den er dadurch erleidet, daß der Zins


von 5 auf 4% fällt, durch Kapitalvermehrung ausgleichen, so muß er sein Kapital


durch Ersparnisse an seinen persönlichen Ausgaben um ein fünftel, vermehren.


Steigt der Zins, so können die Kapitalisten sparen, fällt er, so müssen sie


sparen. Im ersten Fall wird das Resultat zwar größer sein als im zweiten Fall,


aber das schränkt die Bedeutung dieses Sachverhalts für den Zins nicht ein. Es


ändert dies nichts an der Tatsache, daß, je mehr der Zinsfuß fällt, der Kapitalist


auf Kosten seiner Privatausgaben seine Einnahmen für die Vermehrung der


Realkapitalien um so stärker heranziehen muß, obschon gerade seine Notlage
eine Folge vermehrter Realkapitalien ist.


Für uns, die wir behaupten, daß es in der Natur der Dinge liegt, daß die


Realkapitalien sich bis zur eigenen Vernichtung, also bis zur völligen Beseitigung


des Zinses vermehren [Man nennt solches Kapital heute totes Kapital. Eine contradictio in


adjecto, da Gegenstände. die keinen Zins mehr abwerfen, überhaupt kein Kapital, weder totes noch


lebendes Kapital sind.], ist die soeben erwähnte Tatsache ein schöner Beweis für


das, was wir 
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noch nachzuweisen haben, nämlich, daß, wenn der Kapitalzins fällt, der Wille


und die Notwendigkeit zu neuen, den Zins erdrückenden Kapitalanlagen nicht


fehlen werden – vorausgesetzt, daß wir solchen Kapitalvermehrungen das


Hindernis wegräumen, welches das herkömmliche Geld ihrem Werden errichtet.


Geht der Zinsfuß von 5 auf 4% herab, so muß der Kapitalist durch


Einschränkung seiner Privatausgaben sein Kapital von 8 auf 10 erhöhen, und


zwar durch Anlegen seiner vermehrten Ersparnisse in Realkapitalien. Weil der


Zins von 5 auf 4%fiel, wird also der Kapitalist an Stelle eines Sommerhauses 


für sich eine Mietskaserne in der Stadt bauen lassen.


Fällt der Zins weiter (unter dem Drucke der neuen Mietskaserne) von 4 auf 


3%, so muß der Kapitalist sich weitere Einschränkungen auferlegen, und statt die


Schulden eines fürstlichen Schwiegersohnes zu bezahlen, wird er seine Tochter


einem Bauunternehmer geben, der mit der Mitgift Mietskasernen errichtet, die


zwar Zins abwerfen, aber auch gleichzeitig auf den Zins drücken. Und so weiter.


Es liegt also in der Natur, im Selbsterhaltungstrieb des Kapitalisten, also ge-


rade in dem Triebe, bei dem der Wille absoluter Meister im Menschen ist, daß er


von seinen Einnahmen einen um so stärkeren Prozentsatz zu neuen, den Zins


herabdrückenden Realkapitalien verwenden muß, je mehr der Zins fällt.
In Zahlen ausgedrückt erhalten wir von dem hier Gesagten folgendes Bild:


Der Zins, den die Arbeiter in Deutschland bei 5% aufbringen, 


betrage 20 Mrd.


Davon bestimmen die Kapitalisten für Neuanlagen 50% 10 Mrd.


und den Rest für persönliche Bedürfnisse.


Nun fällt der Zins von 5% auf 4% und die Zinseinkünfte ent-


sprechend von 20 auf 16 Mrd.


So verlieren die Kapitalisten 04 Mrd.


Durch diesen Einnahmeausfall, der einem Kapitalverlust von 


100 Milliarden entspricht, werden die Kapitalisten gezwungen, 


einen größeren Teil ihrer Einkünfte für Neuanlagen zu bestimmen. 


Statt der früheren 50% mögen sie jetzt 60% ihrer von 20 auf 


16 Milliarden reduzierten Einkünfte für Neuanlagen bestimmen, 


was dann an Stelle der früheren 10 Milliarden 09,6 Mrd.


ausmacht.
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Aber dem Einnahmeausfall der Kapitalisten steht eine gleich 


große Mehreinnahme bei den Arbeitern gegenüber. Würden die


Arbeiter diese Mehreinnahmen unverkürzt durch die Sparkassen 


neuen zinstragenden Anlagen zuführen, so würde durch den 


Zinsrückgang von 04 Mrd


die ursprüngliche von uns oben mit 10 Milliarden angegebenen 


Neuanlagen bestimmte Summe betragen nun 13 6/10 Mrd.


nämlich 4 Milliarden von Seiten der Arbeiter und 9 6/10 Milliarden 


von Seiten der Kapitalisten.


Nehmen wir aber an, daß die Arbeiter nur einen Teil der 


4 Milliarden an herabgesetzten Zinslasten sparen würden, etwa 


nur 50%; so würde immerhin durch den Zinsrückgang von 


5 auf 4% die Summe der jährlichen kapitalistischen Neuanlagen 


von 10 auf 11 6/10 Mrd


steigen.


—


Und je mehr der Zinsfuß fällt, um so mehr wächst die Summe, die für zins-


drückende und -erdrückende Neuanlagen bestimmt wird – von Seiten der


Kapitalisten aus Not, von Seiten der Arbeiter, weil sie ihren Sparinstinkten Folge


geben können. Die Natur des Realkapitalisten treibt ihn also sozusagen zum


Selbstmord.


Je mehr der Zins fällt, um so stärker wird die Neuproduktion von


Realkapitalien, die auf den Zins drücken – so daß vielleicht das physikalische


Fallgesetz auf den Zins anwendbar sein mag -selbstverständlich erst dann, 


wenn wir das Hindernis beseitigen, welches das herkömmliche Geld dem


Zustandekommen solcher Massen von Realkapitalien errichtet.


—


Man sagt, daß wenn das Realkapital keinen Zins mehr einbringt, niemand


mehr ein Mietshaus, eine Fabrik, einen Ziegelofen usw. bauen wird. Man wird die


Ersparnisse lieber in Wallfahrtsreisen verausgaben, als Mietshäuser bauen,


damit andere darin mietefrei in Saus und Braus leben können.


Aber hier wird mehr behauptet, als das Wort zinsfrei sagt. Die Miete eines


Hauses besteht nur zum Teil, manchmal sogar in zentralen Lagen der Stadt, nur


zum geringeren Teil aus Zins. Die Miete begreift die Grundrente, die


Ausbesserungen, Abschrei-    Abschreibungen
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bungen, Steuern, Versicherung, die privaten Ausgaben für Reinigung, Beauf-


sichtigung, Ausstattung usw., und den Zins. Oft mag der Zins 70 oder 80% der


Miete ausmachen, oft auch nur 20 oder 30% . Wenn also der Zins auf 0 fällt, so


bleibt immer noch ein genügender Rest an obigen Ausgaben, um zu verhüten,


daß jeder Vagabund einen Palast für sich beansprucht.


Ebenso verhält es sich mit den übrigen Realkapitalien. Wer diese Real-


kapitalien in Benutzung hat, muß neben dem Zins noch erhebliche Ausgaben für


Instandhaltung, Abschreibungen, Versicherungen, Grundrenten, Steuern usw.


gewärtigen, Ausgaben, die aller Regel nach ein Vielfaches des Zinses betragen


Das Häuserkapital steht in dieser Beziehung noch am günstigsten.


Aber auch sonst ist der Einwand nicht richtig, namentlich auch nicht den bisher


von ihren Renten lebenden Personen gegenüber.


Denn, werden diese Personen schon durch den Rückgang des Kapitalzinses


zu größerer Sparsamkeit gezwungen, so werden sie durch das völlige


Verschwinden des Zinses um so mehr darauf bedacht sein, das, was sie haben


(und was jetzt kein Kapital mehr ist), möglichst langsam zu verzehren. Und das


erreichen sie eben damit, daß sie von den jährlichen Abschreibungen ihres


Kapitals nur einen Teil für persönliche Zwecke verausgaben, den Rest aber


wieder für den Bau neuer Häuser, Schiffe usw. bestimmen, die ihnen keinen


Zins, wohl aber Sicherheit gegen unmittelbaren Verlust bieten. Würden sie das


Geld (Reformgeld) behalten, so würden sie nicht nur keinen Zins, sondern noch


einen Verlust haben. Durch den Bau neuer Häuser vermeiden sie diesen Verlust.


So wird z. B. ein Aktionär des Norddeutschen Lloyd, der nach unserer


Annahme keine Dividenden mehr zu erwarten hat, nicht verlangen, daß ihm der


Betrag der Abschreibungen, womit der Lloyd heute die neuen Schiffe baut, voll


ausbezahlt werde. Er wird sich mit einem Teil begnügen, um den Tag möglichst


lange hinauszuschieben, an dem ihm der Rest seines Vermögens ausbezahlt


wird. So werden also immer wieder neue Schiffe gebaut, trotzdem sie keinen


Zins und nur Abschreibungen abwerfen. Freilich würde aber dennoch mit der Zeit


das letzte Schiff des Norddeutschen Lloyd in Trümmer zerfallen, wenn nicht


andere an die Stelle des von den Abschreibungen zehrenden, gewesenen


Rentners einspringen würden, wenn nicht die von den Zinslasten befreiten


Arbeiter das tun würden, was die 
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gewesenen Rentner nicht mehr tun können. Den Teil der Abschreibungen, den


der  gewesene Rentner verzehrt, werden also die Sparer ersetzen, allerdings


auch nur mit der Absicht, um im Alter von den erwarteten Abschreibungen leben


und zehren zu können.


Es ist also nicht nötig, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe usw. Zins abwerfen,


um die Mittel zu ihrer Herstellung von allen Seiten heranzulocken. Diese Dinge


erweisen sich für alle Sparer als das beste Konservierungsmittel für die


Ersparnisse. Indem das Volk die Überschüsse in Häusern, Schiffen, Fabriken


anlegt, die keinen Zins eintragen, wohl aber sich in Abschreibungen wieder


auflösen, spart es die Kosten der Wartung und Lagerung dieser Überschüsse,


und zwar vom Tage, wo der Überschuß gemacht wurde, bis zum Tage, wo er


verzehrt werden soll, und da zwischen diesen beiden Tagen oft Jahrzehnte


liegen (ein Jüngling, der für sein Alter spart!) so sind es große Vorteile, die dem


Sparer die genannten Anlagen bieten.


Der Zins ist ja sicher ein besonderer Reiz für den Sparer. Aber nötig ist dieser


besondere Reiz nicht. Der Sparinstinkt ist auch ohne diesen Reiz machtvoll


genug. Übrigens, so kräftig dieser Zinsreiz auch sein mag, so ist er doch keinen-


falls stärker, als das Hindernis, das der Zins dem Sparer errichtet. Infolge der


Zinslasten heißt sparen heute für die Volksmassen – entsagen, entbehren,


hungern, frieren und nach Luft schnappen. Denn gerade durch den Zins, den der


Arbeiter erst für andere aufbringen muß, wird der Arbeitsertrag derart stark


beschnitten, daß in der Regel der Arbeiter an sparen überhaupt nicht denken


kann. Ist also der Zins ein Sparreiz, so ist er in noch stärkerem Grade ein


Sparhindernis. Der Zins beschränkt die Sparmöglichkeit auf ganz kleine Kreise,


und die Sparfähigkeit auf den geringen Extrakt dieser Kreise, die den nötigen


heroischen Entsagungsmut dazu haben. Geht der Zins auf 0 herunter, so steigt


der Arbeitsertrag um den vollen Betrag der Zinslasten, und entsprechend erweit-


ert sich die Sparmöglich- und Sparfähigkeit. Und es ist doch sicher leichter, von


200 Mk. 100 Mk. zu sparen, als von 100 Mk. 5 Mk. Und wahrscheinlich ist es


auch, daß wenn jemand durch die Zinsaussichten mitbestimmt wurde, bei 100


Mk. sich und seinen Kindern 10 Mk. am Munde abzusparen, derselbe bei 200


Mk. ohne jenen Reiz aus natürlichen Spartrieben, wenn auch nicht 110 Mk., so


doch erheblich mehr als 10 Mk. sparen wird.
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In der Natur wird übrigens das Sparen ganz allgemein ohne Aussicht auf Zins


geübt. Die Bienen und Hamster sparen, obschon ihnen der Schatz keinen Zins,


wohl aber viele Feinde verschafft. Bei den Naturvölkern wird auch gespart,


obschon dort von Zins keine Rede ist. Warum soll der Kulturmensch anders


geartet sein? Man spart, um sich ein Haus zu bauen, man spart für die Hochzeit,


fürs Alter, für Krankheitsfälle, und in Deutschland sparen manche sogar für ihre


Totenmesse und für die Begräbniskasse. Und das Begräbnis wirft dem Toten


doch keinen Zins ab. Und übrigens, seit wann spart der Proletarier für die


Sparkasse? Brachte das in den Matratzen verborgene Geld früher Zins ein? 


Und solche Sparanlagen waren doch bis vor 30 Jahren allgemein Sitte. Auch die


Wintervorräte bringen keinen Zins ein, dagegen viel Verdruß.


Sparen heißt, mehr Ware erzeugen, als verbrauchen. Ein Volk, das spart,


erzeugt mehr Ware, als wie es für den unmittelbaren Verbrauch bestimmt. Aber


was macht der Sparer, das Volk, mit diesen Überschüssen an Waren? Wer


bewahrt diese Waren auf, und wer bezahlt die Kosten der Aufbewahrung? Wenn


wir hier antworten: der Sparer verkauft seine Produktionsüberschüsse, so ver-


legen wir die Frage vom Verkäufer auf den Käufer, und auf ein Volk als Ganzes


ist diese Antwort überhaupt nicht anwendbar.


Wenn nun jemand Ersparnisse macht, d. h. mehr Waren erzeugt als Ware ver-


braucht, und er findet jemand, dem er den Überschuß unter der Bedingung ver-


leihen kann, daß ihm seine Ersparnisse ohne Zins, aber auch ohne Verluste,


nach Jahr und Tag, wieder zurückerstattet werden, so ist das für den Sparer ein


außerordentlich vorteilhafter Handel. Spart er doch die Unterhaltungskosten 


seiner Ersparnisse. Er gibt 100 Tonnen frischen Weizen in seiner Jugend, und in


seinem Alter erhält er 100 Tonnen frischen Weizen gleicher Qualität zurück.


Die einfache, volle Rückerstattung des geliehenen Gutes enthält also, sobald


wir nur das Gold aus dem Spiele lassen, eine recht bedeutende Leistung von


seiten des Schuldners oder Borgers, nämlich die Kosten der Aufbewahrung des


geliehenen Gutes. Diese Kosten müßte der Sparer tragen, wenn er niemand


fände, der ihm die Ersparnisse abnimmt. Freilich, dem Borger verursachen die


geliehenen Güter keine Aufbewahrungskosten, weil er diese (z. B. geliehenen


Saatweizen) in der Reproduktion verbraucht, aber dieser Vorteil, der eigentlich


dem Borger ge-
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hört, überträgt der Borger im zinsfreien Darlehen ohne Gegenleistung auf den


Verleiher.


Wären die Leiher zahlreicher als die Borger, so würden sich die Borger ge-


nannten Vorteil in der Forrn eines negativen Zinses bezahlen lassen.


Also von welcher Seite man auch das zinsfreie Darlehen betrachtet,


Hindernisse natürlicher Ordnung stehen ihm nicht im Wege. Im Gegenteil. Je


mehr der Zins fällt, um so eifriger wird an der Vermehrung der Häuser, Fabriken,


Schiffe gearbeitet werden, und am stärksten wird gebaut werden, wenn die


Mietskasernen, Fabriken, Kanäle, Eisenbahnen, Theater, Krematorien,


Straßenbahnen, Kalköfen, Eisenhütten usw. gar keinen Zins mehr abwerfen 


werden.


Für von Boehm-Bawerk ist es ganz selbstverständlich, daß ein gegenwärtiges


Gut höher eingeschätzt werden muß, als ein künftiges, und auf dieser


Voraussetzung gründet er auch seine neue Zinstheorie. Und warum wäre das


selbstverständlich? Darauf gibt er selbst die etwas wunderliche Antwort: Weil


man Wein kaufen kann, der im Keller jährlich besser und teurer wird!! Weil also


der Wein (v. Boehm-Bawerk hat unter allen Waren keine zweite gefunden, die


diese wunderbare Eigenschaft besitzt) angeblich von selbst, ohne Arbeit, ohne


Kosten irgend welcher Art, also auch ohne die Lagerkosten, im Keller jährlich


besser wird, darum werden wohl auch die übrigen Waren, Kartoffeln, Mehl,


Pulver, Kalk, Häute, Holz, Eisen, Seide, Wolle, Schwefelsäure, Modeartikel usw.


jährlich auf Lager besser und teurer! Wenn aber diese Begründung richtig ist, so


ist ja die soziale Frage in idealer Weise gelöst. Man braucht nur genügend


Waren aufzuhäufen (wozu sich ja die Überproduktion und die Arbeiterreserven


prächtig eignen), und dann kann das ganze Volk von den Renten leben, die die


auf Lager immer besser und teurer (ein Qualitätsunterschied ist ökonomisch


immer auf einen Quantitätsunterschied reduzierbar) werdenden Waren ohne


Arbeit irgendwelcher Art abwerfen. Übrigens ist nicht einzusehen, warum man


dann auch nicht umgekehrt folgern könnte: weil alle Waren, mit Ausnähme des


Geldes und des Weines, in kurzer Zeit sich in Schutt und Moder verwandeln,


darum verwandelt sich auch der Wein und das Geld in Moder!


—


Die Sorgen der Sparer gehen uns zwar nichts an, weil wir ja nur eine Theorie


des Zinses geben wollen, aber es trägt vielleicht zur Klärung dieser Theorie bei,


wenn wir uns diese Sorgen näher betrachten.


Nehmen wir also an, daß nach der Entfernung des Goldes aus der


Zirkulationsbahn der Waren jemand sparen will, um im 
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Alter sorglos ohne Arbeit leben zu können. So stellt sich gleich die Frage ein,


welche Gestalt er seinen Ersparnissen geben wird. Anhäufung seiner eigenen


oder der Produkte anderer ist von vornherein ausgeschlossen, auch an einen


Schatz in Reformgeld ist nicht zu denken. Da kämen zinsfreie Darlehen an


Unternehmer, die neue Maschinen kaufen wollen, an Kaufleute, die ihre


Geschäfte erweitern wollen, usw. in erster Linie in Betracht – und zwar je länger


das Ziel der Rückzahlung, um so besser. Freilich läuft dabei unser Sparer die


Gefahr, daß seine Schuldner ihm das Darlehen nicht zurückgeben werden. Aber


diese Gefahr läßt er sich bezahlen in der Risikoprämie, um die sich übrigens


auch heute der reine Zins jedes ähnlichen Darlehens erhöht. Will aber unser


Sparer sich gegen solche Verluste sichern, so baut er mit seinen Ersparnissen


ein Haus, und der Mieter bezahlt ihm in den jährlichen Abschreibungen die


Kosten des Baues nach und nach zurück. Das Haus, bleibt für ihn ein Pfand.


Und die Bauart des Hauses richtet der Sparer nach den Abschreibungen ein, die


er zu haben wünscht. Er baut ein steinernes Haus, wenn er sich mit 2%


Abschreibungen jährlich begnügt; er legt seine Ersparnisse in Schiffen an, die mit


10% Abschreibungen gebucht werden, er kauft eine Pulverfabrik, die mit 30%


Abschreibungen rechnen muß. Kurz, er hat die Wahl. Ähnlich wie die Energie,


die die Kinder Abrahams im Bau der Pyramiden anhäuften, heute nach 4000


Jahren durch Herabschleudern der Bausteine ohne Verlust wieder lebendig


gemacht werden kann, so würden die in einem zinsfreien Hause verbauten


Ersparnisse in der Miete in Form von Abschreibungen wieder unverkürzt zum


Vorschein kommen, ohne Zinsen zwar, aber immer noch mit dem ganz


unberechenbaren Vorteil, daß der Sparer seine Überschüsse über die Zeit hin-


weg, wo er sie nicht brauchte, ohne Verlust hinüberleitet in die Zeit, da er


Gebrauch davon machen will.


Wer also eine Mietskaserne mit der Absicht baut, sie zinsfrei zu vermieten, der


ist ungefähr in der gleichen Lage, wie jemand, der sein Geld zinsfrei auf


Ratenabzahlung gegen Pfand verleiht.


Und wer ein Haus zinsfrei mietet, oder einen Arbeiter beschäftigt, dessen Lohn


die Ausschüttung einer Dividende für den Aktionär nicht mehr zuläßt, ist auch


wieder in der gleichen Lage, wie ein Mann, der sich ein pfandgesichertes


Darlehen auf Abzahlung und zinsfrei geben läßt.
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In der Praxis wird es aber wohl so kommen, daß Lebensversicherungs-


gesellschaften den Sparern alle Sorgen abnehmen werden, indem diese mit den


Geldern der Sparer die Häuser, Schiffe, Fabriken bauen werden und dann aus


den Abschreibungen dieser Dinge den Sparern eine lebenslängliche Pension


zahlen. Kräftigen Männern 5%, der Einlagen, kränklichen oder älteren Leuten 


10 oder 20% Unter solchen Verhältnissen gäbe es allerdings keine Erbonkel


mehr. Mit dem letzten Nagel des Vermögens wird der Sarg zugeschlagen. Der


Sparer zehrt von seinem Gute, sowie er zu arbeiten aufhört, und mit dem Tode


ist es aufgezehrt. Übrigens braucht auch unter solchen Verhältnissen niemand


seine Nachkommen mit einem Erbe auszustatten. Ausstattung genug ist es für


alle, wenn man die Arbeit von den Zinslasten befreit. Der von den Zinslasten


befreite Mann braucht nichts zu erben, wie auch der Jüngling zu Nain keine


Krücken mehr brauchte. Er schafft selber Hab und Gut, und mit seinen Über-


schüssen speist er die Kassen der gedachten Versicherungsgesellschaften, so


daß die Abschreibungen an den Häusern, Schiffen usw., die den Alten aus-


gezahlt werden, mit den Ersparnissen der Jungen immer wieder durch


Neubauten ausgefüllt werden. Die Ausgaben für die Alten werden durch die


Ersparnisse der Jungen gedeckt.


Ein Arbeiter mag heute an Wohnung, Arbeitsmitteln, Eisenbahnen, Schiffen,


Läden, Spitälern, Krematorien usw. ein Kapital von 20 000 oder 50 000 Mk.


verzinsen. D. h. an Kapitalzins muß er jährlich direkt in Lohnabzügen, indirekt in


den Warenpreisen usw., 1000 oder vielleicht auch 2000 Mk. jährlich aufbringen


(neben der Grundrente selbstverständlich). Ohne den Kapitalzins würde sein


Arbeitsertrag sich verdoppeln, vielleicht auch verdreifachen. Wenn nun ein 


solcher Arbeiter bei 1000 Mk. Lohn heute jährlich 100 Mk. spart, so wird er lange


brauchen müssen, ehe er von seinen Renten wird leben können. Dies um so


mehr, als er durch sein Sparen ja heute die periodischen Krisen auslöst, die ihn


immer wieder zwingen, seine Ersparnisse anzugreifen, wenn er sie nicht gar in


der durch seine Sparsamkeit hervorgerufenen Krise und im Bankrott seiner Bank


verliert, wie das ja manchmal vorkommen soll. 


Hat dagegen der Arbeiter durch die Beseitigung des Zinses doppelte


Einnahmen, so kann er in dem angenommenen Fall nicht 100 Mk, sondern 1100


Mk. jährlich sparen, und wenn auch das Gesparte sich nicht mehr durch Zins


„von selber“ vermehrt, 
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so wird doch am Ende der Sparjahre eine solche Differenz zwischen dem, was


er früher mit Zins und dem, was er jetzt ohne Zins gespart hat, bestehen, daß er


die Zinsen gerne vermissen wird. Und diese Differenz wird nicht einfach im


Verhältnis stehen wie 100 + Zins zu 1100, sondern bedeutend größer sein, weil


der Arbeiter nicht mehr durch Perioden von Arbeitslosigkeit gezwungen sein wird,


von den Ersparnissen zu zehren.


—


Noch eine Einwendung haben wir zu widerlegen, die man gegen die


Möglichkeit eines Ausgleichs zwischen Nachfrage und Angebot auf dem


Kapitalmarkt erhebt.


Man sagt, daß man mit mehr oder besseren Maschinen billiger produzieren


kann, daß darum jeder Unternehmer ein Herabgehen des Zinses dazu benutzen


wird, um seine Fabrik zu erweitern oder zu verbessern. Woraus dann gefolgert


wird, daß der Rückgang des Zinses und besonders die Zinsfreiheit eine solche


Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt von Seiten der Unternehmer auslösen muß,


daß das Angebot sie nicht decken kann, weshalb dann der Zins überhaupt nicht


auf Null fallen kann.


Wer diesen Einwand erhebt, vergißt, daß wenn es sich um eine einfache


Erweiterung des Unternehmens handelt (10 Drehbänke an Stelle von 5; 10


Ziegelmaschinen, wo bisher 5 arbeiteten usw.), diese nicht ohne entsprechend


mehr Arbeiter ausgenutzt werden kann. Die Nachfrage nach Geld zwecks


Vergrößerung einer Fabrik bedeutet also auch gleichzeitig eine entsprechend


vergrößerte Nachfrage nach Arbeitern, die durch erhöhte Lohnforderungen den


vom Unternehmer von der Erweiterung seines Unternehmens erwarteten Vorteil


wieder nullifizieren. Durch die einfache Vergrößerung seiner Fabrik kann also ein


Unternehmer keinen besonderen Vorteil von den zinsfreien Darlehen erwarten,


und darum wird die Zinsfreiheit kein Reizmittel sein, dessentwegen die


Unternehmer eine grenzenlose Nachfrage nach zinsfreien Darlehen halten.


Diese Grenze ist durch die Lohnforderungen der Arbeiter gezogen, denen ganz


allein die Zinsfreiheit zu gute kommt. Und das ist ja auch natürlich – denn das


Verhältnis des Unternehmers und Arbeiters ist im Grunde durch nichts ver-


schieden von dem Verhältnis, das zwischen Pfandleihern und Pfandborgern


besteht, und ein Herabgehen des Zinses kommt den Borgern zugute. 
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Der Unternehmer kauft nicht die Arbeit oder die Arbeitszeit, auch nicht die


Arbeitskraft, denn er verkauft auch keine Arbeitskraft. Was er kauft und verkauft,


das ist das Arbeitsprodukt, und der Preis, den er dafür bezahlt, richtet sich nicht


nach den Kosten der Pro- und Reproduktion des Arbeiters (der Unternehmer


schert sich den Teufel um die Reproduktion des Arbeiters, das erkennt man doch


klar genug am Arbeiter selber), sondern einfach nach dem, was der Konsument


dafür bezahlt. Von diesem Preis zieht der Unternehmer den Zins der


maschinellen Anlagen, die Kosten der Rohstoffe plus Zins und den Lohn seiner


eigenen Arbeit ab. Der Zins entspricht der Regel nach dem Urzins, der Lohn des


Unternehmers unterliegt, wie jeder Arbeitslohn, dem Gesetze des Wettbewerbs,


und mit dem Rohstoff, den der Unternehmer verarbeiten läßt, handelt der


Unternehmer so, wie jeder Krämer mit seinen Waren handelt. Der Unternehmer


schießt dem Arbeiter Maschinen und Rohstoffe vor und zieht den Zins davon


vom Produkte des Arbeiters ab – der Rest ist der sogen. Lohn, der im Grunde


nichts anderes ist, als der Preis der vom Arbeiter gelieferten Ware.


Die industriellen Anlagen sind somit wirklich nichts anderes als Pfandhäuser.


Zwischen einem Pfandhausbesitzer und Krupp ist kein Qualitäts- sondern nur ein


Quantitätsunterschied. Dieser Charakter der Fabrik kommt beim Stücklohn ganz


nackt zum Vorschein. Stücklohn ist aber im Grunde aller Lohn, denn der Lohn


richtet sich nach den Stücken, die der Unternehmer sich vom einzelnen Arbeiter


verspricht.


Aber neben der einfachen Vergrößerung der Unternehmungen, die die


Nachfrage nach Arbeitern vergrößert, gibt es noch eine eigentliche Verbesserung


der Arbeitsmittel, die es gestattet, mit der gleichen Anzahl Arbeiter mehr Ware zu


erzeugen. Ein Bauer z. B. kann die Zahl seiner Pflüge verdoppeln, aber dann


muß er auch die Zahl der Knechte verdoppeln. Kauft er aber einen Dampfpflug,


so bebaut er eine doppelte Fläche, ohne die Zahl der Knechte zu verdoppeln.


Für solche Verbesserung der Arbeitsmittel (die immer scharf von der


Vermehrung der Arbeitsmittel zu scheiden ist) besteht freilich immer unbegrenzte


Nachfrage. Schon allein um konkurrenzfähig zu bleiben, ist jeder Unternehmer


gezwungen, die alte Fabrik in Brand zu setzen und eine neue zu bauen, sowie


die Erfinder etwas besseres zu Stande gebracht haben. Und die Unternehmer,


die dann auf solche Ausgaben nicht vorbereitet sind, halten Nachfrage nach


Darlehen.


Dennoch kann man hieraus nicht folgern, daß die Nachfrage nach zinsfreien


Darlehen für die Verbesserung der Arbeitsmittel zu jeder Zeit unbegrenzt sein


muß, daß also das An-   Angebot
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gebot niemals die Nachfrage erreichen kann, die sich automatisch bei


Zinsfreiheit einstellt, und zwar kann man dies deshalb nicht folgern, weil für


solche Verbesserungen der Produktionsmittel das Geld für ihre Beschaffung


überhaupt erst in zweiter Linie in Betracht kommt.


Jeder, der gelernt hat, einen Besen zu binden, kann auch deren hundert


binden. Verlangt man aber von ihm, mit zinsfreiem Geld in der Hand, eine


Verbesserung seiner Arbeitsmittel, um mehr oder bessere Ware mit gleicher


Arbeit zu erzielen, so wird er die Antwort schuldig bleiben. Eine Verbesserung


der Arbeitsmittel ist ein geistiges Produkt, das man nicht wie Kartoffeln und


Werttheorien das Dutzend zu so und so viel kaufen kann. Man kann sie nicht 


einfach bestellen, auch mit noch so „billigem“ Geld nicht. Ungezählte Millionen


könnten die Bürger immer durch Verwertung von Patentrechten einstecken, und


zwar als Eigentum, nicht als zinsfreies Darlehen, jedoch melden sich diese


Bierphilister nicht.


Es mag sein, daß in 10 oder 100 Jahren die Arbeitsmittel derart verbessert


sein werden, daß die Arbeiter durchweg das doppelte, das fünf- oder zehnfache


leisten werden. Und jeder Unternehmer hat dann für solche Verbesserung auch


schon die Bestellung versandbereit. Aber heute müssen die Unternehmer die


altertümlichen Maschinen gebrauchen, die ihnen der barbarische Stand unserer


heutigen Technik liefert.


Aber davon abgesehen. Nehmen wir an, es würde eine kostspielige Maschine


erfunden, mit welcher jeder durchweg sein Produkt verdoppelt, so würde eine


solche Erfindung eine riesenhafte Nachfrage nach Darlehen für die Beschaffung


der neuen Maschine auslösen. Und wenn wir vorher zinsfreie Darlehen hatten,


so würde diese Nachfrage den Zins wieder zum Vorschein bringen. Der Zins


könnte sogar unter diesen angenommenen Verhältnissen (die das gesamte


Realkapital zum alten Eisen werfen) eine nie dagewesene Höhe erreichen. Aber


das würde nicht lange dauern, denn die durch das neue Arbeitsmittel jetzt um die


Hälfte billiger gewordenen Produkte (billig nicht im Sinne eines Preisrückganges,


sondern billig, weil man mit der gleichen Arbeit jetzt doppelte Produkte und mit


dem doppelten Produkte doppelte Quantitäten Ware eintauschen kann) würden


den Bürgern gestatten, außerordentliche Ersparnisse zu machen, deren Angebot


die außerordentliche Nachfrage nach Leihgeld bald ein- und überholen würde.
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Das hier Gesagte bezieht sich auch und in noch höherem Grade auf die


Verbesserungen des Ackerbodens. Freilich, bei oberflächlicher Betrachtung wird


man die bei zinsfreien Darlehen rechnerisch möglich werdenden Meliorationen


für ein Ungeheuer halten, das alle Sparmittel des Volkes ohne Verdauungs-


beschwerden verschlingen kann. Es lohnt sich bei 0% Zins jede Melioration, von


der sich überhaupt Vermehrung des Bodenproduktes erwarten läßt; sie lohnt sich


selbst dann noch, wenn die Rückzahlung des Darlehens aus den Netto –


Mehrerträgen Jahrhunderte in Anspruch nimmt.


Bei 5% Zins mag es sich lohnen, einen Wald in Kanada abzuhauen und als


Weide einzurichten, wobei es dem Zahn der Zeit überlassen bleibt, die Stümpfe


zu beseitigen. Bei 4% lohnt es sich, die Stümpfe mit Dynamit zu beseitigen. Bei


3% lohnt es sich den Boden zu rigolen, bei 2% ihn zu planieren, bei 1% ihn zu


bewässern, und bei 0% endlich wird man die ganze Ackerkrume durchsieben


können, um die Steine zu entfernen!


Aber hier ist wieder zu bedenken, daß jede ständige Verbesserung des


Bodens auch die für die Ernährung des Volkes nötige Bodenfläche einschränkt,


daß jede Einschränkung der nötigen Bodenfläche auf die Grundrente drückt, und


daß jede Ersparnis des Volkes an den Grundrenten wieder die Mittel liefert, um


die Nachfrage nach Darlehen für Bodenmeliorationen zu decken. Bearbeitet man


z. B. die Oberfläche des Deutschen Reichs in der bezeichneten Weise, so


genügt vielleicht schon 1/2 dieser Fläche, um die heute nötigen Lebensmittel her-


vorzubringen. Dann aber bleibt die Resthälfte der heutigen Ackerfläche brach


liegen zu jedermanns Verfügung, weil einfach überflüssig. Dieses überflüssige


Land bringt dann überhaupt keine Rente mehr ein und drückt außerdem noch


auf die Rente der bebauten Fläche [Der Einfluß des Zinses auf die Grundrente ist eingehen-


der in meiner Schrift: Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitstag behandelt.]. 


Es ergibt sich hieraus, daß die Ackergrundrente zum großen Teil, wie der Zins


der Realkapitalien, auf dem Urzins fußt, daß nicht die gesamte heutige


Ackerfläche bei zinsfreien Darlehen in der erwähnten Weise in Bearbeitung


genommen würde, sondern nur ein Teil, daß die Ersparnisse an Grundrenten und


die Mehrerträge des verbesserten Bodens (bei gleicher Arbeit) selber wieder das


Angebot zu der für Meliorationen bestimmten Nach-   Nachfrage
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frage nach Darlehen auslösen, und daß es sich also auch hier nicht um ein


Danaidenfaß für zinsfreie Darlehen handelt.


Man kann also sagen, daß jede Nachfrage nach Darlehen, die für die
Verbesserung der Arbeitsmittel gemacht wird, selber wieder das Angebot zur
Deckung dieser Nachfrage mit großem Überschuß auslösen muß.


—


Von welcher Seite wir auch die Deckung der Nachfrage nach Darlehen im


Sinne einer durch diese Deckung bewirkten Beseitigung des Zinses betrachten


mögen, Hindernisse natürlicher Ordnung stehen einer solchen Deckung nicht im


Wege, weder auf Seiten der Nachfrage, noch auf Seiten des Angebots. Sowie wir


das herkömmliche Geld aus dem Spiele lassen, ist die Bahn frei, sowohl für zins-


freie Darlehen, wie für zinsfreie Wohnungen und Arbeitsmittel. Die Beseitigung


des Zinses ist ein natürliches Produkt einer natürlichen Ordnung, die durch keine


künstlichen Eingriffe gestört wird. Alles in der Natur des Menschen, ebenso wie


in der Natur der Produktionsverhältnisse, drängt auf eine unaufhaltsame


Vermehrung der sogenannten Realkapitalien hin, eine Vermehrung, die nicht ein-


mal beim völligen Wegfall des Zinses innehält. Und als einzigen Störenfried in


dieser Ordnung haben wir den Umstand erkannt, daß das herkömmliche


Tauschmittel dank eigentümlichen, fremdartigen Vorzügen, die Möglichkeit bietet,


die Nachfrage, ohne unmittelbaren Schaden für den Inhaber des Tauschmittels,


willkürlich hinauszuschieben, während das Angebot durch körperliche


Eigenschaften der Waren jedes Zögern mit Bußen aller Art ahndet.


—


Wir haben die wertleugnende Lehre vom Zins jetzt schon von so vielen Seiten


kennen gelernt, daß wir nun am Schlusse eine Frage aufwerfen und beantworten


können, die eigentlich in natürlicher Rangordnung an die Spitze des Kapitels zu


stellen gewesen wäre, die ich aber geflissentlich bisher zurücksetzte, weil zu


ihrer richtigen Erfassung Kenntnisse und Umsicht nötig sind, die wir hier am


Schlusse natürlich eher voraussetzen können, als zu Anfang.


Wir sagen, daß das Geld als Tauschmittel darum Kapital ist, weil es den


Warenaustausch unterbinden kann, und folgerichtig müssen wir nun auch sagen


können, daß, wenn wir dem Geld durch die vorgeschlagene Reform die Fähigkeit


nehmen, den Warenaustausch zu unterbrechen, das Geld als Tauschmittel 
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kein Kapital mehr sein kann, d. h. daß das Geld den Urzins nicht mehr erheben


kann.


Gegen diese Folgerung ist nichts einzuwenden. Sie stimmt.


Aber wenn man nun weiter folgern und sagen würde: Da das Geld von den


Waren keinen Zins mehr erheben kann, so wird man auch am Tage der


Einführung der Geldreform schon mit zinsfreien Darlehen rechnen können –, so


stimmt das nicht.


Als Tauschmittel den Waren gegenüber wird das Geld kein Kapital mehr sein.


Es wird die Zirkulation der Waren nicht mehr besteuern können. Aber daß das


Geld, zusammen mit den Waren noch eine Weile Kapital sein kann und sein


wird, das ist damit nicht bestritten. Es ist das eine ganz andere Frage, eine


Frage, die alles, was wir bisher vom Urzins gesagt haben, noch einmal wie in


einem Brennpunkt konzentriert.


Als Tauschmittel unmittelbar den Waren gegenüber, also direkt im Handel, in


der Zirkulationsbahn der Waren, wird das Reformgeld kein Kapital mehr sein


können, ebensowenig wie die Waren einander gegenüber sich als Kapital


erweisen können. Die Waren werden mit dem Reformgeld ebenso zinsfrei aus-


getauscht werden, wie es im Tauschhandel geschieht, wo man sich die Erhebung


eines Zinses überhaupt nicht vorstellen kann. Aber wie zur Zeit des


Tauschhandels die Ware [Gegenstände, die man verleiht, sind eigentlich keine Waren mehr.]


in Darlehnsgeschäften sehr wohl (zeitweise wenigstens) positiven wie auch 


negativen Zins erheben resp. bezahlen konnte, so wird mit dem Reformgeld bei


Darlehen (also nicht beim Tausch der Waren) um positiven wie negativen Zins


gehandelt werden. Es wird. wie heute, ganz davon abhängen, in welchem


Verhältnis Angebot und Nachfrage bei Darlehen stehen wird (während dieses


Verhältnis bisher auf den Urzins ganz ohne Einfluß war).


Und es ist ganz unzweifelhaft, daß das den Zins bedingende Mißverhältnis


zwischen Nachfrage und Angebot noch nach der Geldreform eine ganze Weile


fortbestehen und nur nach und nach verschwinden wird. Das tausendjährige


Produkt des herkömmlichen Geldes, d.h. der Mangel an Realkapital, kann nicht


durch die 24stündige Arbeit einer lithographischen Presse gutgemacht werden.


Den Mangel an Häusern, Schiffen, Fabriken kann buntes Geldpapier selbstver-


ständlich nicht beseitigen. (Dies war ja von jeher der Wahn der Papiergeld- und


Geldpapier-    Geldpapierapostel
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Apostel.) Das Reformgeld wird den Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen in


unbegrenzter Menge gestatten; es wird den Volksmassen erlauben, nach


Herzenlust zu arbeiten, zu schwitzen und zu fluchen. Es wird aber selbst keinen


Stein zu den fehlenden Städten liefern. Die lithographischen Pressen, auf denen


das Reformgeld gedruckt wird, werden an und für sich nicht einen einzigen


Tropfen zu dem Meere von Realkapitalien liefern, das zur Ersäufung des


Kapitalzinses unentbehrlich ist und durch jahrelanges, fleißiges und mühsames


Arbeiten geschaffen werden muß, ehe von Zinsfreiheit die Rede sein kann. Die


Freiheit muß immer erkämpft werden, wenn sie von Bestand sein soll, und so


muß auch die Zinsfreiheit erkämpft, erarbeitet werden. Schweißtriefend soll das


Volk das zinsfreie Haus, die zinsfreie Fabrik betreten, den zinsfreien


Zukunftsstaat erobern.


Am Tage, an dem das Gold von seinem Throne gestoßen wird und das


Reformgeld die Aufgabe übernimmt, den Austausch der Waren zu vermitteln,


wird sich überhaupt nichts Nenneswertes in bezug auf den Zins ereignen. Der


Zins der bestehenden Realkapitalien bleibt vorläufig. Und auch die neu hinzu-


kommenden Realkapitalien, die das Volk in nun ungehinderter Arbeit schaffen


wird, werden Zins abwerfen. Sie werden nur auf den Zins drücken und zwar in


dem Maße, wie ihr Quantum wachsen wird. Wenn neben der Stadt Berlin,


Hamburg, München noch eine zweite und größere Stadt erbaut sein wird – dann


wird das Angebot von Wohnungen vielleicht die Nachfrage decken und der Zins


derselben auf 0 fallen.


Die heutige (Marxsche) Lohntheorie der Arbeiter wirkt lähmend auf die Arbeit.


Je kürzer die Arbeitszeit, und je schlechter sie ausgenutzt wird, um so geringer


der Zins (Mehrwert) – so sagt diese Theorie. Die wertleugnende Theorie des


Zinses sagt im Gegenteil = je mehr produziert wird – um so kleiner der sog.


Mehrwert, um so kleiner die Macht des Kapitals. Freilich gehört als Voraus-


setzung solcher ungehinderten Arbeit die Reform des Geldes. Wenn heute schon


die Arbeiter nach dieser wertleugnenden Lohntheorie handeln wollten, so würden


sie nur den Zeitraum von Krise zu Krise verkürzen. Wie sehr der Geist, der die


Arbeiter beherrscht, die Arbeit fördern kann, wie schnell darum auch der


Kapitalismus überwunden sein wird, wenn einmal die Arbeiter ihre heutige


Lohntheorie für falsch erkannt haben und von ihrem Fleiß allein die Beseitigung


des Zinses erwarten werden, zeigen uns die Worte des Maurers Merten, den 


Lilly Braun in ihren Memoiren S.462 also reden läßt: Sie hätten die Bauern sehen


sollen, wie unser Haus – eins – zwei – drei haste nich gesehn! aus der Sandkule


herauswuchs! Wir hatten 


241







ja nur Sonntags Zeit zur Arbeit. Aber die Steene flogen man so. An einem


Sonntag in aller Frühe, als sie nach Jusow zur Kirche fuhren, fingen wir zu 


buddeln an, und als sie nach dem letzten Amen wieder vorbeikamen, sahen die


Mauern schon aus der Erde.


Wenn aber die Realkapitalien noch Zins abwerfen und man mit Geld Waren


kaufen kann, die sich zu neuen Realkapitalien vereinigen lassen, die Zins ab-


werfen, so ist es klar, daß wenn jemand ein Darlehen in Geld braucht, er dafür


den gleichen Zins zahlen muß, den das Realkapital einbringt, und zwar selbst-


verständlich nach dem Gesetze des Wettbewerbs.


Darlehen in Reformgeld werden also so lange verzinst werden müssen, wie die


Realkapitalien Zins abwerfen. Wie die Realkapitalien dank dem Mangel an


solchen, den das Metallgeld geschaffen hatte, noch eine Zeit lang als Kapital


bestehen werden, so werden ihre Bestandteile, also Ware und Geld, auch noch


eine Zeit lang Kapital sein.


Bis dahin war der Realkapitalzins abhängig vom Urzins; jetzt ist der Urzins


beseitigt, und die Höhe des Darlehenszinses richtet sich genau nach dem Zins


des Realkapitals. Man wird also bei Gelddarlehen nicht darum Zins zahlen, weil


das Geld den Waren einen Tribut aufbürden kann, sondern weil die Nachfrage


nach Darlehen vorläufig noch das Angebot überwiegt.


Der Urzins war kein Darlehenszins; der Tausch des Geldes gegen Ware und
der hierbei erhobene Tribut hatte absolut nichts gemein mit einem Darlehen. 


Der Urzins wurde darum auch nicht durch Nachfrage und Angebot bestimmt. 


Der Produzent gab im Tausch für das Geld seine Ware her. Es war ein


Tauschgeschäft, und der Urzins wurde dabei erhoben, weil der Geldinhaber den


Tausch gestatten und untersagen konnte. Der Urzins entsprach dem


Qualitätsunterschied, der zwischen dem Wechsel als Tauschmittel (neben


Urwirtschaft und Tauschhandel) und dem baren Geld bestand. Kein Angebot von


Geld, und mochte es noch so groß sein, vermochte, diesen Qualitätsunterschied


und darum auch den Zins zu beseitigen.


Beim Zins der Realkapitalien dagegen handelte es sich nicht um einen Tausch,


sondern um ein Darlehen. Der Grundbesitzer verleiht den Boden an den Pächter,


der Hausbesitzer verleiht das Haus an den Mieter; der Fabrikant verleiht die


Fabrik an die Arbeiter; der Bankier verleiht das Geld an den Schuldner – aber


der Kaufmann, der den Zins von den Waren erhebt, 
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verleiht nichts – er tauscht. Der Pächter, der Mieter, der Arbeiter, der Schuldner


geben zurück, was sie erhalten haben; der Kaufmann erhält für sein Geld etwas


vom Geld ganz Verschiedenes. Darum hat auch der Tausch mit dem Darlehen


nichts gemein, darum aber auch wird der Urzins von ganz anderen Umständen


beeinflußt, als der Zins der Realkapitalien. Und eigentlich müßte man ganz


davon abgehen, diese beiden so verschiedenen Dinge mit dem gleichen Worte


Zins zu bezeichnen.


Der Zins der Realkapitalien wird durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Er


unterliegt dem Gesetze des Wettbewerbes. Er kann durch eine einfache


Verschiebung im Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot beseitigt werden.


Niemals wäre das möglich beim Urzins. Der Zins der Realkapitalien wurde bisher


vor einer solchen Verschiebung geschützt, weil das Angebot von Realkapital im


Urzins einen unüberwindlichen Widerstand fand.


Mit der Geldreform wird dieser Widerstand gebrochen, aber es bleibt noch die


Leere auszufüllen.


Noch besteht das für den Zins unerläßliche Mißverhältnis zwischen Nachfrage


und Angebot von Darlehen jeder Art – Darlehen in Gestalt von Mietshäusern, von


Fabriken, Maschinen, wie auch in Gestalt von Geld.


Aber der Stoff für den Zins dieser Gelddarlehen kommt jetzt nicht mehr aus der


Warenzirkulation als G. W. G.’, sondern aus der Produktion.


Es ist ein Teil des Produktes, den der Borger mit Hilfe des Darlehns mit 


gleichen Kosten mehr erzeugen kann und den der Geldverleiher für sich


beanspruchen kann, weil Nachfrage und Angebot es ihm gestatten.


Der Urzins hatte mit der Produktion, mit dem Arbeitslohn absolut nichts zu tun.


Er wurde außerhalb der Produktion beim Austausch erhoben. Nicht als Anteil an


den mit dem Darlehen mehr erzeugten Produkten, sondern als ein Teil aller
Produkte überhaupt, die auf das Geld als Tauschmittel angewiesen waren. Er


wäre auch erhoben worden, wenn alle Arbeiter mit eigenen, genau gleichen


Arbeitsmitteln versehen gewesen, wenn alle Schulden bezahlt wären, wenn jeder


seine Einkäufe bar bezahlte, wenn jeder im eigenen Hause wohnte, wenn der


Markt für Darlehen geschlossen, wenn alle Anleihen verboten, wenn der Zins


kirchlich und gesetzlich verboten worden wäre.


Die Nachfrage nach Darlehen, namentlich in Form von Arbeitsmitteln, kommt


daher, daß man mit diesen Arbeitsmitteln 
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mehr oder bessere Produkte erzielt, als ohne solche. Stößt nun der Arbeiter bei


dieser Nachfrage auf ein ungenügendes Angebot, so muß er von dem, was er


mit dem gewünschten Arbeitsmittel mehr zu erzeugen hofft, einen Teil an den


Verleiher abgeben, und zwar aus keinem anderen Grunde, als weil es das be-


stehende Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot so will. Und dieses


Verhältnis wird nach Einführung der Geldreform noch eine zeitlang fortbestehen.


So lange das Produktionsmittel Kapital ist, ist auch das Produkt Kapital, aber
nicht als Ware, nicht dort, wo um den Preis gehandelt wird. Denn einander


gegenübergestellt würden sich die Zinsrechnungen der Waren aufheben. Aber


außerhalb der Warenzirkulation, dort wo es sich um die Bedingungen eines


Darlehens (nicht also um Preise) handelt, nicht den Käufern, sondern den


Borgern gegenüber, da kann das Produkt Kapital sein, und es muß es sogar


sein, so lange das Produktionsmittel Kapital ist. Gerade umgekehrt verhält es


sich mit dem herkömmlichen Geld. Dieses zieht seinen Tribut nicht von den


Borgern, sondern aus der Warenzirkulation. Es hat seinen Saugapparat direkt in


die Blutbahn des Volkes gesenkt. Mit dem Reformgeld wird dem Tauschmittel


dieses Organ amputiert. Und darum ist das Reformgeld an und für sich kein


Kapital mehr. Es kann den Zins nicht mehr unter allen Umständen erpressen. 


Es leidet das Schicksal der Waren und ihrer Produktionsmittel, die auch nur so


lange Zins erheben können, als wie das Angebot hinter der Nachfrage zurück-


bleibt. Fällt der Zins der Realkapitalien auf 0, so sind auch die Produkte, die


Waren, kein Kapital mehr, und dann ist auch das zinsfreie Gelddarlehen


Tatsache. Mit der Geldreform verschwindet der Urzins gleich von dem Augenblick


an, wo das Reformgeld den Waren entgegentritt. Den Waren gegenüber ist das


Reformgeld unbewaffnet, wie ein Wolf mit einem Maulkorb mitten in einer


Schafsherde. Keine noch so starke Vermehrung des Geldbestandes konnte den


Urzins beeinflussen. Aber das Verschwinden des Urzinses ist kein Grund für das


sofortige Verschwinden des Darlehenszinses. Das Reformgeld wird nur den 


zinsfreien Darlehen die Bahn frei machen – mehr nicht.


Hier wird ein Vergleich mit dem Tauschhandel wieder nützlich sein. Im


Tauschhandel werden die Waren ohne Zins gegeneinander ausgetauscht Wenn


aber zur Zeit des Tauschhandels jemand eine Ware nicht in Tausch, sondern als


Darlehen begehrte, so kam es ganz allein darauf 
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an, in welchem Verhältnis Nachfrage und Angebot bei Darlehen stand, um


festzustellen, ob überhaupt und wie viel Zins gefordert werden konnte. Konnte


man ein Haus vermieten, und als Miete mehr als die Abschreibungen erheben,


so war es selbstverständlich, daß jeder, der ein Haus in seinen Bestandteilen


mietete (also in Form von Darlehen in Holz, Kalk, Eisen usw.), auch Zins dafür


zahlen mußte.


Die teilweisen Wiederholungen in diesem Kapitel waren notwendig, um der


Gefahr vorzubeugen., daß der Urzins des Geldes mit dem Darlehenszins ver-


wechselt werde.


Wie man den Kapitalzins bisher zu erklären versuchte.


Wer nun weiß, welchen Umständen die Wohnungen, Arbeitsmittel, Schiffe usw.


und das Geld ihren Kapitalcharakter verdanken, wird nun auch wissen wollen,


wie man bisher den Zins zu erklären versuchte. Wer sich hierüber gründlich


unterrichten will, findet die Zinstheorien sehr vollständig dargestellt in Dr. Eugen
v. Boehm-Bawerks Buch „Kapital und Kapitalzins“ [Innsbruck, Verlag der Wagnerschen


Universitäts-Buchhandlung]. Die hier folgende Aufzählung dieser Theorien entnehme


ich diesem Buche. Der Verfasser stellt die Frage: Woher und warum empfängt


der Kapitalist den Zins, und die Antworten, die er darauf erhält, klassifiziert er in


der Hauptsache:


1. in Fruktifikationstheorien;


2. in Produktivitätstheorien;


3. in Nutzungstheorien;


4. in Abstinenztheorien;


5. in Arbeitstheorien;


6. in Ausbeutungstheorien.


Da v. Boehm- Bawerk sich nicht darauf beschränkte, diese verschiedenen


Theorien zu kritisieren, sondern auch selbst eine eigene Zinstheorie aufstellte, so


war es fast unausbleiblich, daß er bei der Kritik der fremden Zinstheorien unter


dem Einfluß der eigenen Zinstheorie stehen mußte und daß infolgedessen ger-


ade solche Aussagen, die gegen oder für seine eigene Theorie sprachen, sein


Interesse ganz besonders in Anspruch nahmen, vielleicht auf Kosten anderer


Aussagen, die, von einem anderen Standpunkt aus betrachtet, stark an


Bedeutung gewinnen und vielleicht eine gründlichere Behandlung verdienten, als


sie ihnen v. Boehm-Bawerk zukommen läßt. So finde ich z. B. S.47 folgenden


Passus:
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,,Sonnenfels [Sonnenfels, Handlungswissenschaft, 2. Aufl., Wien 1758.], von Forbonnais
beeinflußt [Wie und wo, wird nicht erwähnt.], sieht den Ursprung des Zinses in einer


Hemmung des Geldumlaufes durch die geldanhäufenden Kapitalisten, aus deren


Händen sich das Geld nur durch einen im Zinse dargebotenen Tribut wieder her-


vorlocken läßt. Er sagt dem Zinse allerlei schädliche Folgen nach; daß er die


Ware verteuere, den Gewinnst der Emsigkeit (also wohl den Arbeitsertrag) 


vermindere und den Besitzer von Geld an demselben Teil nehmen lasse. Ja er


bezeichnet die Kapitalisten als die Klasse derjenigen, die nicht arbeiten und sich


von dem Schweiße der arbeitenden Klassen nähren.“


Für uns wäre nun ein Mann, der solche Ansichten verficht, eine interessante


Persönlichkeit, aber v. Boehm-Bawerk würdigt diese Theorie keiner Kritik und 


fertigt den Urheber kurz ab, indem er von widerspruchsvoller Beredsamkeit“


spricht. Und so mag es sein, daß, wer die Zinsliteratur vom Standpunkt des


Urzinses aus betrachtet, manche interessante Aussage für den Beweis finden


würde, daß die selbständige, zinszeugende Kraft des herkömmlichen Geldes


nicht erst jetzt entdeckt und nachgewiesen worden ist.


Wir wollen nun hier kurz, ganz kurz, den Inhalt der oben bezeichneten 


6 Theorien wiedergeben und verweisen im übrigen alle, die sich für die


Geschichte der Kapitalzinstheorien interessieren, auf das oben genannte


vorzügliche Werk von v. Boehm-Bawerk.


Eine gründliche Kritik dieser Theorien erübrigt sich, da mit Hilfe der


Urzinstheorie jeder jetzt in der Lage ist, den Punkt anzugeben, wo die Forscher


durch Erlkönigs Töchter vom geraden Weg abgelenkt wurden und sich in


Wertsümpfe verirrten.


Die Fruktifikationstheorie erklärt den Zins mit einem kolossalen Salto mortale aus


der Grundrente. Weil man mit Geld einen Acker kaufen kann, der Zins abwirft, 


darum muß auch das Geld und alles, was mit Geld gekauft werden kann, Zins 


abwerfen. Ganz recht, aber diese Theorie sagt überhaupt nichts, da die 


Erklärung fehlt – warum man mit Geld, das man für steril erklärt, einen Acker 


kaufen kann, der Zins abwirft. Unter den Männern, die diese „Theorie“ verbreit


eten, finden wir Turgot und Henry George. Wie diese Braven in diese leichtsin


nige Gesellschaft geraten sind, ist unerklärlich. Wahrscheinlich handelt
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es sich bei ihnen um nichts mehr als einfache Meinungen oder Ansichten, die sie


zum besten gaben, um den Widerspruch zu reizen und andere auf das 


Zinsproblem aufmerksam zu machen.


2. Die Produktivitätstheorie erklärt den Zins damit, daß das Arbeitsmittel


(Kapital) die Produktion (Arbeit) unterstützt. Und das ist wahr. denn was ver-


möchte ein Proletarier ohne Arbeitsmittel? Aber nun heißt es. daß das Mehr an


Produkten auch dem Besitzer der Arbeitsmittel selbstverständlich und


naturgemäß zufließen muß. Und das ist nicht wahr und durchaus nicht selbstver-


ständlich, wie schon daraus ersehen werden kann, daß Arbeit und Arbeitsmittel


nicht getrennt werden können, daß man überhaupt nicht angeben kann, welcher


Teil des Produktes auf die Arbeit, welcher auf das Arbeitsmittel fällt. Wäre der


Zins darauf zurückzuführen, daß der Proletarier mit Arbeitsmitteln mehr schaffen


kann, als mit bloßen Händen, so würde in den meisten Fällen für den Arbeiter


überhaupt nichts übrig bleiben. Denn was kann ein Landarbeiter ohne Pflug und


Acker, was kann ein Lokomotivführer ohne Eisenbahnen anfangen? Arbeit und


Arbeitsmittel sind überhaupt nicht zu trennen und die Teilung des Produktes


zwischen dem Besitzer der Arbeitsmittel und dem Arbeiter muß von anderen


Umständen bestimmt werden, als von dem Grad der Unterstützung, die die


Produktion durch die Arbeitsmittel erfährt. Wo sind diese Umstände?


Wir sagen: Nachfrage und Angebot von Arbeitsmitteln bestimmen das


Verhältnis, in dem sich die Arbeiter mit den Besitzern der Arbeitsmittel in die


Produkte teilen, und zwar ganz unabhängig von der Leistungsfähigkeit der


Arbeitsmittel. Das Arbeitsmittel unterstützt die Arbeit – daher die Nachfrage von


Seiten des Proletariers, aber diese Nachfrage kann nicht einseitig den Zins be-


stimmen, sondern das Angebot hat auch ein Wort mitzureden. Es kommt bei der


Verteilung des Produktes zwischen Proletariern und Kapitalisten auf das


Verhältnis an, in dem die Nachfrage zum Angebot steht. Einen Zins wird der


Kapitalist von seinem Produktionsmittel nur erwarten können, so lange die


Nachfrage das Angebot übersteigt. Und je besser, leistungsfähiger das


Produktionsmittel ist, das der Kapitalist dem Arbeiter zur Verfügung stellt – desto
mehr schwillt mit dem Produkt das Angebot von Produktionsmitteln an, desto
niedriger der Zins. Nach dieser Produktivitätstheorie müßte es sich aber


umgekehrt verhalten – je leistungsfähiger das Produktionsmittel, desto höher der


Zins. Würde man die Leistungsfähigkeit 
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der Produktionsmittel allgemein verzehnfachen, so würde daraus (nach der


Produktivitätstheorie) dem Kapitalisten ein gewaltiger Gewinn erwachsen –


während doch offenbar durch ein solches Ereignis das Angebot die Nachfrage


nach Produktionsmitteln bald überholen und der Zins unter dem Drucke des


Angebots ganz verschwinden würde. (Vorausgesetzt, daß das Geld solche


Entwicklung nicht verhindern könnte.)


Die Produktivitätstheorie kann den Zins nicht erklären, weil sie das Kapital als
Objekt, nicht als einen wirtschaftlichen Zustand, als Marktverhältnisse betrachtet.
Sie sieht nur die Nachfrage, die die Nützlichkeit des Produktionsmittels erzeugt


und läßt die durch das Angebot sich verändernden Verhältnisse unbeachtet.


3. „Die Nutzungstheorien sind ein Abstämmling der Produktivitätstheorien“, sagt


v. Boehm-Bawerk. Der einfache Gedanke, der den Produktivitätstheorien zu


Grunde liegt, verwirrt aber v. Boehm-Bawerk ganz außerordentlich indem er das


Problem in ein Wertproblem verwandelt, ohne dabei die Werttheorie zu nennen,


auf die man seine Erklärungen zurückführen muß. Wenn er vom Wert des


Produktes spricht, so könnte man an das Tauschverhältnis denken, in dem die


Waren gegeneinander ausgetauscht werden. Aber was kann man sich unter dem


Ausdruck „Wert der Produktionsmittel“ vorstellen? Die Produktionsmittel werden


ja nur ausnahmsweise getauscht; bei ihnen spricht man vom Zinsertrag, nicht


mehr vom Preis, und wenn der Ausnahmefall eintritt, daß ein Unternehmer seine


Fabrik verkauft, dann richtet sich der Preis nach dem Zinsertrag, wie man das


täglich am Kurs der Industrieaktien ersehen kann, und wie der Verkaufspreis


eines Ackers gleich der zum landläufigen Zinsfuß kapitalisierten Grundrente ist.


Und welche Werttheorie wird man auf einen Acker anwenden? Zerlegt man aber


die zum Verkauf gestellte Fabrik in ihre Bestandteile, d. h. in Waren, um ihren


„Wert“ festzustellen, dann handelt es sich um Waren und Preise und nicht mehr


um Produktionsmittel und Zins. Die Ware wird zum Verkauf hergestellt, das


Produktionsmittel zum eigenen Gebrauch oder als Kapital, um es zu verleihen.


Gibt es denn nun eine Werttheorie, die gleichzeitig auf Ware und Produktions-


mittel, auf den Preis und den Zins anwendbar ist? Undurchdringlicher Nebel


lagert über dieser Landschaft.


So sagt der Verfasser S. 131:
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„Es sollte sich z. B. von selbst verstehen, daß, wenn man eine Fähigkeit des


Kapitales, zur Gütererzeugung überhaupt, oder zur Erzeugung von mehr Gütern


zu dienen, bewiesen hat, man deshalb noch nicht berechtigt ist, eine Kraft des


Kapitales zur Erzeugung von mehr Wert, als man sonst hätte erzeugen können


(wieder die Wertmaschine) oder wohl gar von mehr Wert als es selbst hat


(Wertstoff) für bewiesen zu halten. Die letzteren Begriffe (!) im Beweisgang den


ersteren unterzuschieben, hätte offenbar den Charakter der Erschleichung eines


nicht erbrachten Beweises.“


Mag sein, daß sich das hier Gesagte bei allen denen von selbst versteht, die


vom sogenannten Wert, vom Wertstoff, von der Wertproduktion, von den


Wertmaschinen, den Wertkonserven und Wertpetrefakten denselben Begriff


haben, wie der Verfasser. Aber wie kann der Verfasser voraussetzen, daß alle


Leser in dieser fundamentalen Frage die gleichen Ansichten haben? Besteht


denn das Wertproblem nicht mehr? Für sehr viele ist es „selbstverständlich“, daß


wo der „Wertbegriff“ sich konkretieren muß, ganz einfach die Ware bestimmter


Qualität und Quantität gemeint ist. die man an einem bestimmten Ort und zu


einer bestimmten Zeit eintauschen kann. Wer aber den „Wert“ so begreift, der


findet es durchaus selbstverständlich, daß die Fähigkeit des Kapitals zur


Erzeugung von mehr Gütern auch zugleich die Fähigkeit des Kapitals zur


Erzeugung von mehr Wert einschließt. Verdoppelt z. B. der allgemeine Gebrauch


der Dampfmaschine das Produkt der Arbeit, so wird auch jeder doppelt so viel


Ware für sein Produkt eintauschen. Nennt er nun „Wert“ seiner Produkte das,


was er gegen die eigenen Produkte eintauscht, so tauscht er gegen sein durch


die Dampfmaschine verdoppeltes Produkt auch genau den doppelten Wert ein.


4. Die Abstinenz- oder Enthaltsamkeitstheorie schlägt zwar den richtigen Weg


ein zur Erklärung des Zinses aus dem bestehenden Mißverhältnis zwischen


Nachfrage und Angebot von Produktionsmitteln, bleibt aber auf halbem Wege


stehen. Senior hält die Menschen durchweg für Verschwender, für leichtsin-


nige Vögel, die lieber einige Tage in Saus und Braus und dann den Rest des


Jahres auf Pump leben und Zins zahlen, als auf unmittelbaren Genuß zu


verzichten. Daher der Mangel an Produktionsmitteln, daher das Mißverhältnis


zwischen Angebot und Nachfrage, daher der Zins. Die wenigen Personen, die
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die Enthaltsamkeit üben, werden für diese seltene Tugend durch den Zins


gelohnt. Und auch diese wenigen sind enthaltsam, nicht weil sie den künftigen


Genuß der gegenwärtigen Verschwendung vorziehen, nicht weil sie als Jüngling


für die Hochzeit, als Mann für das Greisenalter, als Vater für die Kinder sparen


wollen, sondern nur, weil sie wissen, daß das Gesparte ihnen Zins abwirft. Ohne


diesen Preis würden auch sie von der Hand in den Mund leben, würden auch sie


keine Saatkartoffeln aufbewahren, sondern die ganze Kartoffelernte in einem


gewaltigen Schmaus vertilgen. Ohne Zins hätte doch niemand einen


Beweggrund zur Bildung und Aufbewahrung des Kapitals, und dem künftigen


Genuß ist doch der gegenwärtige immer und selbstverständlich vorzuziehen!


Weiß doch niemand, ob er überhaupt künftig noch leben und das aufgestapelte


Gut verzehren wird.


Bei solchem allgemeinen Charakterzug des Menschen (wie enthaltsam


erscheint da der Hamster und die Biene!) fragt man sich, wie das Menschen-


geschlecht überhaupt noch besteht und wie man überhaupt noch jemand Geld


leihen kann. Wer so schlecht mit eigenem Gut wirtschaftet, wird doch auch 


fremdem Gut gegenüber der Versuchung nicht widerstehen, dem süßen gegen-


wärtigen Genuß den künftigen zu opfern. Und wenn unsere Ureltern die


Wintervorräte schon immer im Sommer vertilgt hätten, ob wir uns da wohl


unseres Daseins jetzt erfreuen würden? Oder verzichteten unsere Urväter auf


den unmittelbaren Genuß, weil die Vorräte im Keller Zins abwerfen, d. h. immer


schöner, besser und größer wurden?


Aber es ist doch etwas Wahres an dieser Seniorschen Theorie. Zweifellos ver-


dankt der Zins dem Mangel an Kapital sein Dasein, und dieser Mangel kann nur


von der Verschwendung herrühren. Aber merkwürdigerweise sind nicht die, die


den Zins bezahlen, die Verschwender, sondern die. die den Zins erheben.


Allerdings ist wieder das, was die Kapitalisten verschwenden, nicht ihr eigenes,


sondern fremdes Eigentum, denn die Arbeitslosigkeit, die sie behufs Erpressung


des Urzinses durch Unterbrechung des Geldumlaufes hervorrufen, geht auf


Kosten anderer. Die Kapitalisten verschwenden fremdes Eigentum, sie ver-


schwenden die Arbeitskraft des fleißigen, sparsamen Volkes, sie lassen auf


fremde Kosten die Waren in den Krisen zu Milliarden als Überproduktion zu


Grunde gehen, damit es nicht zu einer Überproduktion an Kapital komme und


der Zinsfuß falle. Daher der Mangel an Kapital, daher der Zins. Nicht 
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den Arbeitern, sondern den Kapitalisten müßte man also die Enthaltsamkeit in


der Verschwendung der Arbeit predigen. Die Arbeiter haben gezeigt, daß sie


Enthaltsamkeit bis zum Hungertode üben können, wenn es heißt, dem Kapital


einen geringfügigen Teil der Beute zu entreißen. Sie haben solche heroische


Enthaltsamkeit in 1000 Streiken gezeigt, und man kann annehmen, daß, wenn


es gelänge, den Arbeitern glaubhaft zu machen, daß es genügt, zu sparen,


keinen Tabak zu kauen, keinen Schnaps zu kaufen, um den Zins zu beseitigen,


sie solches tun würden. Aber was wäre heute die Folge? Kaum würde der Zins


der Realkapitalien unter den Urzins fallen, so bräche auch schon die Krisis aus,


die den Arbeiter um diese Früchte seiner Enthaltsamkeit berauben würde.


Auf alle Fälle führt die Enthaltsamkeitstheorie stracks auf folgenden Wider-


spruch: Produziert, rackert euch ab, schwitzet um viele Produkte erzeugen und


verkaufen zu können, kauft aber selber nur möglichst wenig, hungert, friert,


enthaltet euch, kauft nichts von alle dem, was ihr produziert habt (für den Verkauf


selbstverständlich), um so einen möglichst großen Geldüberschuß für neue


Realkapitalien zu gewinnen!


Auf diesen schönen Widerspruch wären die Urheber der Enthaltsamkeits-


theorie gestoßen, wenn sie den von ihnen betretenen Weg weitergegangen


wären. und dann wären sie auf die Mängel des Geldwesens aufmerksam ge-


worden, wie Proudhon wahrscheinlich auch auf diesem Wege zur Erkenntnis


gelangte, daß das Gold den Waren den Weg zu den Realkapitalien verlegt, daß


das Gold die Überleitung der Warenüberproduktion (die auf die Preise drückt und


zur Krisis führt) in eine Kapitalüberproduktion verhindert (die auf den Zins drückt


und den Verkehr belebt).


,,Das Gold ist eine Schildwache, die an den Toren der Märkte aufgestellt ist


und den Befehl hat, keine Ware herauszulassen.“ Proudhon.


5. Die Arbeitstheorien erklären den Zins schlankweg als Arbeitsprodukt des 


Kapitalisten! Den Zinsbezug nennt Rodbertus ein Amt, das Kouponabschneiden 


erscheint Schäffle als ein volkswirtschaftlicher Beruf, dem er nur nachsagt, daß 


seine „Dienstleistungen“ kostspielig seien, und Wagner nennt die Rentner 


„Funktionäre der Gesamtheit für die Bildung und Beschäftigung des nationalen 


Produktionsmittelfonds“. Und v.
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Boehm-Bawerk erweist diesen Gelehrten die Ehre, sie zu den


Zinstheoretikern zu zählen!


6. Die Ausbeutungstheorien erklären den Zins einfach als einen gewaltsamen


Abzug vom Arbeitsprodukt, den sich die Besitzer der Produktionsmittel erlauben


und darum erlauben können, weil die Arbeiter ohne Produktionsmittel nicht


arbeiten können, dennoch aber von ihrer Arbeit leben müssen.


Ob nun gerade diese Theorie den Namen „Ausbeutungstheorie“ verdient?


Beutet etwa der Abstinent (Enthaltsamkeitstheorie) nicht auch die Marktlage aus,


wenn er die karge Vertretung des Kapitals auf dem Markte für die Erwirkung


eines Zinses benutzt?


Den Abzug vom Arbeitsprodukt bemißt nach dieser Theorie (deren


Hauptvertreter Marx und die Sozialdemokraten sind), der Besitzer der


Produktionsmittel, nicht nach kaufmännischen Handels-und Börsengrundsätzen,


sondern merkwürdigerweise nach historischen und moralischen Momenten.


Marx sagt: Im Gegensatz zu den anderen Waren enthält also die


Wertbestimmung der Arbeitskraft ein historisches und moralisches Element.


(Kapital, Bd. 1, S.124, 6. Aufl.)


Was hat aber die Erhaltung der Arbeitskraft mit der Historie und der Moral zu


tun, was mit bestimmten Ländern und bestimmten Perioden? Der Durchschnitts-


umkreis der notwendigen Lebensmittel ist doch von der Erhaltung der


Arbeitskraft selber gegeben. Dieser mag sich mit der Intensität der Arbeit, mit der


Rasse, mit der Stärkung oder Schwächung der Verdaungsorgane ändern, aber


niemals aus historischen und moralischen Gründen. Läßt man in diesem für die


ganze Marxsche Lehre entscheidenden Punkte die Moral mitbestimmen, dann


handelt es sich bei der „Arbeitskraft“ überhaupt nicht mehr um Ware.


Der Kapitalist erkundigt sich genau danach, wie sich die Mutter, Großmutter


und Urgroßmutter des Arbeiters ernährt hat, was diese Nahrungsstoffe kosten


und wieviel ein Arbeiter für die Aufzucht seiner Brut an diesen Stoffen verbraucht


(denn der Kapitalist zeigt sich sehr interessiert daran, daß nicht nur „seine“


Arbeiter, sondern daß die Arbeiter überhaupt recht kräftig und gesund bleiben),


und dieses Quantum an Produkten läßt der Unternehmer dem Arbeiter. Den 


Rest nimmt er ungezählt für sich in Anspruch.


Diese Verteilung der Arbeitsprodukte zwischen Unternehmern und Arbeitern,


durch die Marx sich das Zinsproblem über-
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haupt und auf bequeme Weise vom Hals schaffte, insofern als die Lohntheorie


auf diese Weise auch die Zinstheorie (Mehrwert) einschließt, ist der wunde Punkt


der Ausbeutungstheorie. Faul ist nicht nur die Voraussetzung dieser Theorie,


wonach der Lohn sich nach den Pro- und Reproduktionskosten der Arbeiter


richtet, sondern auch die Ausrede, daß, so oft der Lohn über oder unter dieser


Grenze bleibt, die landläufigen Begriffe über das, was zum Leben des Arbeiters


gehört, über die Höhe des Lohnes bestimmen!


Ich lese eben, „daß auf den ostdeutschen Gütern in den letzten 5 Jahren (fünf


nicht fünfhundert) die Löhne so stark gestiegen sind, daß sie sich kaum noch von


den westdeutschen Lohnsätzen unterscheiden, und daß die Sachsengängerei


stark in der Abnahme begriffen ist“. Wie schnell sich doch die landläufigen


Ansichten über das, was der Arbeiter zum Leben braucht, ändern! An der Börse


ändern sich die Preise zwar noch etwas schneller, immerhin kann man den


Zeitraum von 5 Jahren doch nicht eine „geschichtliche Entwicklung“ nennen.


In Japan sind die Löhne in ganz kurzer Zeit um 300% gestiegen, sicherlich


doch nicht, weil die landläufigen Ansichten über hungrig und satt sich so 


schnell geändert haben. Diese Erklärung der Widersprüche, auf die die


Ausbeutungstheorie auf Schritt und Tritt stößt, trägt ganz den Charakter einer


Verlegenheitserklärung. Jemand, der in die Enge getrieben ist, findet solche


Ausflüchte.


So könnte man mit gleichem Recht der Ausbeutungstheorie auch folgende


Fassung geben: Alles, was der Kapitalist braucht, um nach historischen und


landläufigen Begriffen standesgemäß zu leben und um seiner Brut das nötige


Erbe zu hinterlassen, das nimmt er einfach vom Produkt der Arbeiter. Den Rest


wirft er ungemessen und ungezählt den Arbeitern hin. Diese Fassung hätte vor


der Marxschen manches voraus. Sie klingt auf alle Fälle besser – denn daß der


Kapitalist zuerst an sich selber denken wird, ehe er sich erkundigt, ob der


Arbeiter auch mit dem Rest auskommt, das hält man doch für selbstverständlich.


Auch die Herkunft des für den Zins notwendigen Proletariats wird nach dieser


Theorie etwas sehr gewaltsam erklärt. Daß der Großbetrieb öfters dem


Kleinbetrieb gegenüber im Vorteil ist, erklärt nicht, daß dieser Vorteil auch selbst-


verständlich den Besitzern des Großbetriebes zukommen muß. Dies müßte erst


auf Grund einer stichhaltigen Lohntheorie nachgewiesen werden. Und wenn


auch der Großbetrieb durchweg dem Klein-


253







betrieb gegenüber Vorteile hätte, so würde damit noch gar nicht bewiesen, daß


die Besitzer der Kleinbetriebe nun zum Proletariat geworfen werden. So schwer-


fällig brauchen die Handwerker, Bauern doch nicht immer zu bleiben, und sie


sind auch tatsächlich nicht so schwerfällig geblieben, daß sie sich den


Großbetrieb mit verschränkten Armen über den Kopf wachsen lassen. Sie


wehren sich, legen ihre Kleinbetriebe zu einem Großbetrieb zusammen und


verbinden so oft die Vorteile des Großbetriebes (Genossenschaftsmolkerei,


genossenschaftliche Dampfdrescherei, Dorfbullen usw.) mit den tausend kleinen


Vorzügen des Kleinbetriebes. Es liegt auch durchaus nicht in den Vorteilen des


Großbetriebes begründet, daß die Aktien in den Händen der Rentner und nicht


im Besitze der Arbeiter sein müssen.


Kurz, so einfach ist die Herkunft des Proletariats nicht zu erklären. Leichter


schon geht es, wenn man die Gesetze der Grundrente mit zu Rate zieht und die


gewaltsame Enteignung mit dem Schwerte. Aber wie entsteht dann das


Proletariat in den Kolonien? Kein Schwert wird dort geführt, und das Freiland


liegt dort oft vor den Toren der Städte.


In den deutschen Kolonien in Brasilien (Blumenau, Brusque) sind vielfach


Industrien entstanden, namentlich Webereien, und in diesen Fabriken arbeiten


die Töchter der deutschen Kolonisten unter bösen Bedingungen bei schlechtem


Lohne. Dabei steht den Vätern, Brüdern und Männern dieser Proletarierinnen


wunderbarer Boden in unbegrenzter Menge zur Verfügung.


Es ist nicht so leicht, heute, bei bestehender Freizügigkeit, bei der Leichtigkeit,


womit der Proletarier unbewohnte Länder aufsuchen und Land erwerben kann,


bei der Einfachheit, womit auf genossenschaftlichem Wege jeder die Vorteile des


Großbetriebes genießen kann, nicht nur den Fortbestand, sondern auch noch die


Vermehrung des Proletariats zu erklären, zumal die heutige bürgerliche


Gesetzgebung den Proletarier vor Raubrittern schützt.


Aber es gibt neben dem Schwert, neben den Vorteilen des Großbetriebes und


neben den Gesetzen der Grundrente noch eine Einrichtung, die das Dasein der


Proletariermassen erklären kann, die aber von den Zinstheoretikern bisher


übersehen wurde. Unser herkömmliches Geld vermag für sich allein die Rolle der


Proletarisierung der Volksmassen durchzuführen, sie braucht dazu keinerlei


Bundesgenossen. Das Proletariat ist eine notwendige, 
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gesetzmäßig sich einstellende Begleiterscheinung des herkömmlichen Geldes.


Ohne Ausflüchte, ohne Gewalt, ohne wenn und aber ist das Proletariat von


unserem herkömmlichen Gelde unmittelbar abzuleiten. Allgemeine Bettelei muß
unser Geld gesetzmäßig begleiten. Das Schwert hat sich in früheren Zeiten vor-


trefflich bewährt bei der Trennung des Volkes von seinen Produktionsmitteln,


aber das Schwert vermag die Beute nicht festzuhalten. Wie ist der Wahlspruch


der Habsburger? Was andere mit dem Schwerte vergeblich zu erwerben suchen,


das erlangen wir, Glückliche, durch die Hochzeit. Vom Geld aber ist die Beute


unzertrennlich. Fester als Blut und Grundrente am Schwert, haftet der Zins am


Gold.


Kurz, es mögen viele an der Beraubung des Volkes sich beteiligen und sich


dabei der verschiedensten Waffen bedienen, aber alle diese Waffen verrosten –


nur das Gold darf sich rühmen, daß ihm der Zins durch keine Erbteilungen, durch


kein Gesetz, durch keine genossenschaftliche oder kommunistische Kombination


entrissen werden kann. Selbst gegen die Gesetze, ja sogar gegen die


Bannflüche des heiligen Vaters war und ist der Zins des Geldes gefeit. Unter


Beibehaltung des Privatgrundbesitzes kann man durch Gesetze (Grundsteuer)


die Grundrenten den Staatskassen zuführen, und man hat damit hier und dort


schon begonnen – aber durch kein Gesetz ist unserem herkömmlichen Geld


auch nur ein Partikel des Zinses zu entwenden.


Unser herkömmliches Geld hat also die für die Ausbeutungstheorie unent-


behrlichen Proletariermassen geschaffen und diese gegen alle natürlichen


Auflösungselemente wirksam verteidigt. Um vollständig zu sein, muß darum die


Ausbeutungstheorie noch einen Schritt weiter zurückgreifen und den Zins nicht in


der Fabrik, im Privatbesitz der Produktionsmittel, sondern weiter zurück, beim


Tausch der Arbeitsprodukte gegen Geld, suchen. Dieser Privatbesitz der
Produktionsmittel, die Trennung des Volkes von seinen Arbeitsmitteln, ist nur
eine Folge – nicht die Ursache des Zinses.


Die Bestandteile des Brutto-Zinses.
(Zins, Risikoprämie und Ristorno.)


Wer die hier behandelte Zinstheorie auf ihre Richtigkeit mit Hilfe der Zahlen


prüfen will, die ihm die Statistik liefert, wird 
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oft genug auf Widersprüche stoßen. Das liegt daran, daß der Zinsfuß neben dem


Urzins in der Regel noch andere Bestandteile mit sich führt, die nichts mit dem


Zins zu tun haben.


Neben der größeren oder geringeren Risikoprämie enthält der Zins oft noch


einen eigentümlichen, von den Schwankungen im allgemeinen Preisstand der


Waren bestimmten Bestandteil, den ich in Anlehnung an seinen fremdnamigen


Gefährten und um ihm auch einen im Auslande kursfähigen Namen zu geben,


mit Ristorno getauft habe. (Ristorno in der Buchhaltung so viel wie Ausgleichung


eines Irrtums im Haben durch eine gleiche Buchung im Soll.)


Um die Natur dieses Zinsbestandteiles richtig zu erfassen, braucht man sich


nur das Benehmen der Geldborger und Geldleiher anzusehen, wenn eine allge-


meine Preissteigerung erwartet wird.


Eine allgemeine Preissteigerung hat das Eigentümliche an sich, daß man das


geborgte Geld mit einem Teil der Waren, die man mit dem Geld erstanden und


dann wieder verkauft hat, zurückerstatten kann; daß also neben dem regulären


Handelsgewinn noch ein Extragewinn, eine Differenz, verbleibt. Diese Differenz


muß natürlich die allgemeine Kauflust wecken, und zwar um so stärker, je größer


die erwartete Differenz ist und namentlich je begründeter die Erwartung einer


Fortdauer der Preissteigerung erscheint.


Wer mit fremden Geldern arbeitet, vergrößert dann seine Ansprüche an die


Kreditinstitute bis zur äußersten Grenze seines Kredites (der in der Regel mit der


Preissteigerung, die die Schuldner begünstigt, wächst) und wer sein Geld bisher


an andere verlieh, sucht selber Geschäfte zu machen und verzichtet nur dann


darauf, wenn der Borger ihn mit einer Zinsfußerhöhung an den erwarteten
Differenzen beteiligt.


Durch die allgemeine Erhöhung der Preise, mit denen eine Kurserhöhung der


Industriepapiere Hand in Hand geht, droht dem Besitzer von Bargeld und von


Geldforderungen ein Verlust, der genau der Preissteigerung entspricht, und er


kann sich vor diesem Verluste nur dadurch schützen, daß er das Geld und die


Geldforderungen gegen Dinge tauscht, die die allgemeine Preissteigerung mit-


machen. So wird er, wenn er schlau ist, die Konsols, Bankaktien, Pfandbriefe,


Wechsel verkaufen und Aktien kaufen, und zwar vorzugsweise Aktien von


Industrien, die be-
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sonders gut in guten Zeiten prosperieren. Will ihm aber jemand Konsols oder


Pfandbriefe verkaufen, so verlangt er, daß ihm im Kurs der Konsols und im


Diskont der Wechsel eine besondere Vergütung dafür geleistet wird, daß er mit


dem Geld, das er hier festlegt, später, wenn er die Konsols wieder verkauft,


weniger Waren wird erstehen können als jetzt. Würde er statt Konsols Aktien,


Häuser, Schiffe, Waren kaufen, so würde er durch Kurs- oder Preissteigerung für


den Verlust entschädigt, den das Geld eben durch diese Preissteigerung erleidet.


Und die Verkäufer der Konsols, der Wechsel und Pfandbriefe gehen gern auf


diese Bedingung ein, denn mit dem gemessen, was sie mit dem Erlös der


Konsols an Waren erstehen, nimmt der materielle Inhalt der Wechselschuld und


zwar im Verhältnis zur Preissteigerung ab. Man bezahlt am Verfalltage des


Wechsels nominell wohl die gleiche Summe zurück, aber materiell eine geringere


Summe.


Hat z. B. jemand für den Betrag eines diskontierten Wechsels Waren oder


Aktien gekauft, die am Verfalltag 10% höher im Kurs oder Preis stehen, so kann


er mit 90% dieser Waren (die man in der Regel auf Termin kauft) seinen Wechsel


einlösen. Bezahlt er auch 6–8–10% Diskont, so bleibt immer noch ein schöner


Gewinn übrig, da das, was er kauft, zu obiger Differenz ja noch den regelrechten


Zins abwirft.


So ist es natürlich, daß bei jeder erwarteten allgemeinen Preissteigerung der


Waren (Tauschverhältnis zwischen Geld und Waren) der Kurs der festver-


zinslichen Papiere zurückgehen muß, denn das, was sie am Zinsfuß nicht 


zusetzen, müssen sie, kapitalisiert, am Kapital absetzen.


Der Kurs der deutschen Konsols ist in demselben Verhältnis heruntergegan-


gen, wie die Goldproduktion gestiegen und die deutsche Volkswirtschaft mächtig


aufgeblüht ist. Der Kredit des Deutschen Reichs hat mit diesem Kursfall nichts 


zu tun.


Das, was also durch eine allgemeine Preissteigerung der Waren am


Geldkapital verloren geht, muß der Zinsfuß ersetzen. Beträgt z. B. die erwartete


Preissteigerung 5% im Jahr, so muß bei einem Urzins von 3 oder 4% der Zinsfuß


bei Darlehen 8 oder 9% ausmachen, um das Kapital unberührt zu lassen. Zweigt


der Kapitalist vom Ertrag dieser 9% die 5% ab, die der Preissteigerung


entsprechen und legt diese zum Kapital, so steht er materiell gleich wie vor der


Preiserhöhung, 105 = 100, d.h. für 105 erhält er jetzt so viel Ware wie vorher 


mit 100.
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So würde es gar nicht überraschen, wenn bei näherer Untersuchung es sich


herausstellte, daß die Kapitalisten in Deutschland (Grundrentner ausgenommen)


in den letzten 10–15 Jahren trotz durchschnittlich höherer Dividenden und Zinsen


eigentlich einen anormal niedrigen Reinzins bezogen haben. Sind nicht in


diesem Zeitraume die Preise durchschnittlich ganz gewaltig gestiegen? Waren


vor 15 Jahren 1000 Mark nicht ebensoviel wie heute 1500 oder gar 2000. Und


wenn der Kapitalist so rechnet. wo bleibt der Gewinn aus den hohen Dividenden


und Kursdifferenzen? Wo bleibt der sogenannte Wertzuwachs? Und er muß doch


so rechnen, denn käme es ihm nur auf das nominelle Geldkapital an, so


brauchte er nur nach Portugal zu reisen, da wird er vom Millionär gleich zum


Milliardär. Schlimm aber steht es mit den Inhabern der festverzinslichen Papiere.


Zum Kursverlust tritt auch noch der um 50% gesunkene materielle Inhalt dieser


Papiere. Hätte man vor 15 Jahren gewußt, daß eine so starke Waren-Hausse in


Aussicht stand, so wäre der Kurs der Konsols noch ganz anders, vielleicht auf 


50 gesunken.


Es ist also klar, daß eine erwartete allgemeine Preissteigerung die Ansprüche


an die Geldverleiher vergrößern muß, und daß diese dadurch in die Lage ver-


setzt werden, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.


Die Erhöhung des Zinsfußes ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allge-
meiner oder vorherrschender Ansicht eine Preissteigerung im Anzuge ist. Sie
beruht in letzter Linie darauf daß die Borger hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten
mit einem Teil der für das geborgte Geld erstandenen Waren entledigen zu 
können. Mit der Preissteigerung nimmt der Zinsfuß einen fremden Bestandteil


auf, der absolut nichts mit dem Kapitalzins zu tun hat. Dieser Bestandteil ist es,


den wir Ristorno nennen.


Natürlich wird dieses Element des Zinsfußes sofort verschwinden, sowie die


erwartete allgemeine Preissteigerung sich verwirklicht hat; nicht die eingetretene


Preissteigerung, sondern die Erwartung einer solchen, die Hoffnung auf einen


künftigen, noch nicht zur Tat gewordenen Preisunterschied reizt zum Kauf, zur


Anlage des Geldes und bewirkt, daß die Ansprüche an die Geldinstitute steigen.


Sowie die Hoffnung auf eine weitere Preissteigerung schwindet, fehlt auch der


Reiz zum Kauf, und die Gelder kehren zur Bank zurück. Dann fällt der Zinsfuß; 
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der Ristorno scheidet aus den Elementen des Zinsfußes aus. Selbstverständlich


verschwindet bei einem erwarteten allgemeinen Preisrückgang sofort jede Spur


eines Ristornos aus dem Zinsfuß.


Die Höhe des Ristornos richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der


erwarteten allgemeinen Preissteigerung. Erwartet man eine sprunghafte, schnelle


und starke Preissteigerung, so werden die Ansprüche an die Geldinstitute auch


gleich in dasselbe Tempo verfallen, und der Zinsfuß wird sprungweise, schnell


und stark steigen.


Als man vor einigen Jahren in Deutschland eine allgemeine Preissteigerung


erwartete, stieg der Zinsfuß auf 7%; kurz darauf erwartete man einen


Rückschlag, und der Zinsfuß fiel auf 3%. Den Unterschied können wir hier ge-


trost auf Rechnung des Ristornos setzen. In Argentinien stand der Zinsfuß


zeitweise auf 15% und zwar damals, als die unausgesetzte Vermehrung des


Papiergeldbestandes alle Preise sprungweise in die Höhe trieb; nachher, als man


anfing, das Papiergeld einzuziehen, fiel der Zinsfuß unter 5%. Hier haben wir


einen Ristorno von 10% zu verzeichnen. In Kalifornien gab es eine Zeit, wo 2%


für einen Monat nicht als übermäßiger Zinsfuß betrachtet wurde. So sagt Henry
George, und das war damals, als man in Kalifornien massenhaft Gold fand.


Da es für eine allgemeine Preissteigerung keine Grenze gibt (für 1 Pfd. Kerzen


erhielt man in Paris 100 livres in Assignaten), so kann auch dem Ristorno keine


Grenze gesteckt werden. Es lassen sich ganz gut Verhältnisse denken, unter


denen der Zinsfuß resp. Ristorno auf 20, 50, ja 100% steigen würde. Es kommt


ganz darauf an, wie hoch die allgemeine Preissteigerung geschätzt wird, die man


bis zum Fälligkeitstag erwartet. Wenn sich z. B. die Nachricht verbreitete, es sei


unter der Eisdecke Sibiriens ein neues Dorado entdeckt worden, das alles bisher


Dagewesene an Ergiebigkeit überragte, und würden als Bestätigung dieser


Nachricht auch schon große Goldverschiffungen gemeldet, so ist es sicher, daß


eine allgemeine Kauflust eintreten und daß die Ansprüche an die Geldverleiher


ins Grenzenlose steigen würden. Der Zinsfuß würde infolge dieser Goldfunde


eine nie gesehene Höhe erreichen. Bis zur vollen Höhe der von der allgemeinen


Preissteigerung erwarteten Differenz wird der Ristorno natürlich nicht steigen


können, da ja sonst 
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der erwartete Gewinn durch den Diskont vorweg verschluckt würde. Der Ristorno


wird der erwarteten Differenz aber um so näher kommen, je begründeter oder


gesicherter die erwartete allgemeine Preissteigerung erscheint.


Es sind in verschiedenen Ländern auf Drängen der Gläubiger Gesetze


erlassen worden, die darauf zugespitzt waren, die Preise der Waren auf ein


niedrigeres, früheres Niveau herabzusetzen (durch Einziehung des in Übermaß


verausgabten Papiergeldes, durch die Entmünzung des Silbers usw.). Noch vor


wenigen Jahren bestand in Argentinien ein solches Gesetz, mit dem das allge-


meine Niveau der Preise von 3 auf 1 herabgesetzt werden sollte.


Wenn man heute in irgend einem Lande, den Wünschen der Schuldner
nachgebend, umgekehrt die Warenpreise durch progressive Vermehrung des


Geldumlaufs in die Höhe triebe, so zwar, daß man mit Bestimmtheit darauf rech-


nen könnte, in einem Jahre die Preise im allgemeinen 10% höher zu sehen, so


würde die Sicherheit der erwarteten Differenz den Ristorno jenen 10% sehr nahe


bringen.


Die Anerkennung des Ristornos als eines besonderen Bestandteils des


Zinsfußes ist für die Erklärung der meisten Erscheinungen auf dem Gebiete des


Zinswesens unentratbar.


Wie will man, um nur ein Beispiel anzuführen, die Tatsache erklären, daß


gewöhnlich Zinsfuß und Sparkasseneinlagen zusammen steigen, wenn man


andererseits nicht den Grundsatz fahren lassen will, daß der Zins vom


Arbeitsertrag abgezogen wird?


Die Zergliederung des Zinsfußes in Zins, Risiko und Ristorno löst diesen


scheinbar unlösbaren Widerspruch auf völlig befriedigende Weise. Von dem


Zinsfuß geht nur der reine Kapitalzins vom Arbeitsertrag ab, der Ristorno löst


sich in den erhöhten Warenpreisen auf. Folglich ist der Arbeiter (dessen Lohn ja


auch die Bewegung nach oben mitmacht) an dem erhöhten Zinsfuß völlig


unbeteiligt. Er bezahlt erhöhte Warenpreise und erhält entsprechend höheren


Lohn. Das gleicht sich aus. Der Borger zahlt höheren Zinsfuß und erzielt einen


erhöhten Preis. Das gleicht sich auch wieder aus. Der Kapitalist erhält sein Geld


gestäupt und geschunden zurück, aber dafür einen erhöhten Zins. Das gleicht


sich nicht minder aus. Nun fehlt noch die Erklärung für die erhöhte Spareinlage.


Diese muß man nun in
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der Tatsache suchen, daß bei einer allgemeinen Preiserhöhung der Waren


(Hochkonjunktur) es niemals an Arbeitsgelegenheit fehlt.


Also nicht der Zins, sondern nur der Zinsfuß steigt zusammen mit den


Sparkasseneinlagen.


Man vergleiche hiermit die Vorschläge, die Hausmann [W. L. Hausmann, Der


Goldwahn, Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin 1911, S. 535] neuerdings gemacht


hat, um den Zinsfuß in Deutschland auf den französischen Stand herabzudrück-


en. Nach diesen Vorschlägen soll durch ein Goldagio (Hausmann übersetzt


dieses für ein gutes, deutsches Philisterohr ganz schauerlich klingende Wort


euphemistisch mit „veredelter Goldprämie“) alles Gold aus den Portemonnaies in


die Reichsbank gelockt und durch Papiergeld ersetzt werden. Da die Reichsbank


aber auf 1 Mk. in Gold 3 Mk. in Papiergeld ausgeben kann und von dieser


Erlaubnis auch erfahrungsgemäß Gebrauch macht, und die Reichsbank außer-


dem von der Einlösungspflicht entbunden werden soll, so würden nach kurzer


Zeit die Bürger ihren Geldbestand verdreifacht sehen. Entsprechend diesem ver-


dreifachten Geldbestand würden die Preise in die Höhe schießen, der Import


würde, wie zur Milliardenzeit, gewaltig in die Höhe gehen, der Export nachlassen,


und schon nach kurzer Zeit würde die veredelte Goldprämie nicht 1 oder 2%


betragen (wie Hausmann meint), sondern 50–80–100%. Und der Zinsfuß würde


nicht auf das französische Niveau sinken, sondern auf 10–15–20% steigen.


(Allerdings nur so lange wie die Preissteigerung anhält.) Die Agrarier würden bei


solchem Agio auf alle Schutzzölle verzichten können; sie würden die Grenzen


dem fremden Getreide öffnen, begeisterte Anhänger des Freihandels werden,


und der Bürgerfrieden wäre wieder hergestellt. Aber warum bei 100%


Goldprämie stehen bleiben, warum das Agio nicht noch mehr „veredeln“? Warum


den Getreidepreis durch ein Agio nicht auf 300–400–500 Mk. bringen, warum


den Arbeitern nicht statt 3 Mk. 6–9–15 Mk. Tagelohn bezahlen? Wie schön wäre


es doch, wenn die Bürger ihre Wohnungen mit den preußischen Konsols und


Obligationen, die Agrarier ihre Kuhställe mit Pfandbriefen (diesen ekelhaften


Geschwüren der Landwirtschaft) tapezieren könnten! Ist es eine edle Tat, wenn


das Volk die Staatsschulden bezahlt, warum wäre es nicht auch eine edle Tat,


wenn man durch ein „veredeltes Agio“ so viel Wasser in die Schulden gösse, daß


diese ganz zu Wasser würden?!


Warum aber hat die Goldzentralisation in Frankreich nicht diese Folgen ge-


zeitigt? Weil dort die Emissionsbank nach anderen Grundsätzen diskontiert, als


die Reichsbank, die kein anderes Maß für die Geldausgabe kennt, als die


Bereitwilligkeit der Spekulanten, den verlangten Diskonto zu bezahlen.
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Die Zentralisation des Goldes in der Reichsbank wäre beim Ausbruch einer


Krise nützlich, aber dann müßte man auch verhüten, daß die Reichsbank den


großen Goldbestand nicht dazu benutzt, um das Land über den Bedarf hinaus


mit Papiergeld zu überschwemmen. Man müßte der Reichsbank ein Maß für die


Abschätzung des täglichen Geldbedarfes des deutschen Marktes geben und


diesen Bedarf nicht mit dem Zinsfuß, sondern mit den Warenpreisen messen


[Frankfurth-Gesell, Aktive Währungspolitik, Berlin 1909, Physiokratischer Verlag.].


Der reine Kapitalzins eine eherne Größe?


Wir haben eben gezeigt, daß, solange eine allgemeine Preissteigerung in


Aussicht steht (bei sogenannten Hochkonjunkturen), der Zinsfuß zum Kapitalzins


und der Risikoprämie noch ein drittes Element, den Ristorno, aufnimmt. Es ergibt


sich daraus, daß, wenn wir die Schwankungen des Kapitalzinses feststellen


wollen, die Zinsfußsätze der verschiedenen Zeiträume nicht so ohne weiteres


miteinander verglichen werden können. Das würde zu ebenso falschen


Schlüssen führen, wie wenn man die Sätze des Geldlohns verschiedener


Perioden oder Länder ohne Rücksicht auf die Warenpreise miteinander ver-


gleichen wollte.


Da aber, wie bemerkt, der Ristorno nur zusammen mit einer allgemeinen


Aufwärtsbewegung der Warenpreise auftritt und zugleich mit dieser wieder ver-


schwindet, so können wir als sicher voraussetzen, daß der Zinsfuß während der


sogenannten Baisseperioden, deren die Geschichte mehrere aufweist, nur aus


Kapitalzins und etwaiger Risikoprämie besteht. Der Zinsfuß aus solchen


Perioden eignet sich also vortrefflich zur Ermittlung der Bewegungen des


Kapitalzinses.


Eine solche Periode allgemeinen und unaufhaltsamen Preisrückganges war


bekanntlich die Zeit vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis Kolumbus. Während dieser


langen Periode war der Geldumlauf ausschließlich auf Gold und Silber


beschränkt (also ohne Papiergeld), dabei waren die Fundgruben dieser Metalle,


namentlich die spanischen Silberminen erschöpft, das aus dem Altertum stam-


mende Gold war durch Zinsverbote (wenn auch oft unwirksame) an der


Zirkulation behindert und ging nach und nach verloren. Der allgemeine


Preisrückgang ist also durch all-
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gemein anerkannte Tatsachen reichlich begründet und wird auch von keiner


Seite bestritten.


In dem Werke Gustav Billeters: „Die Geschichte des Zinsfußes im Gr.


Römischen Altertum bis auf Justinian“ finde ich nun folgende Angaben, die, wie


mir scheint, auf gewissenhafter Prüfung des Tatsachenmaterials beruhen:


S.163: In Rom finden wir für den Zinsfuß seit Sulla (82–79 v. Chr.) schon die


wesentlichen Typen fixiert: 4–6 Proz.


S.164: Cicero schreibt gegen Ende des Jahres 62: Solide, zahlungsfähige


Leute bekommen zu 6 Proz. Geld in Hülle und Fülle. Billeter fügt hier bei: Man


sieht, daß darin schon eine Tendenz zum Sinken angedeutet liegt; in der Tat wer-


den wir bald darauf schon einen niedrigeren Satz finden.


S.167: Der Zinsfuß war in den Kriegszeiten (um das Jahr 29) 12 Proz., d.h.,


selbst solide Leute mußten soviel bezahlen. Von 4–6 Proz. war man also zu 


12 Proz. gelangt. Nun wurde rasch wieder der ehemalige Stand von 4 Proz. 


erreicht.


Bemerkung. Der vorübergehende Zinsfuß von 12 Proz. in Kriegszeiten ist


vielleicht durch eine besonders große Risikoprämie genügend erklärt.


S. 180: Römische Kaiserzeit vor Justinian: Für sichere Anlagen finden wir 


3–15 Proz., und zwar ist 3 Proz. recht vereinzelt, der Satz erscheint deutlich als


der niedrigste, auch bei rentenartigen Anlagen. 15 Proz. ist ganz vereinzelt, 


12 Proz. nicht eben selten, aber doch nicht typisch, 10 Proz. vereinzelt. Der


eigentliche Typus liegt zwischen 4–6 Proz., wobei innerhalb dieser Sätze sich


weder eine zeitliche noch eine örtliche Differenzierung nachweisen läßt, sondern


durchweg nur eine solche nach der Art der Anlage, indem 4 Proz. einen


niedrigeren Typus, 6 Proz. den ganz normalen, 5 Proz. den dazwischen liegen-


den Satz für sehr gute Anlagen, bezw. auch einen normalen Satz für Anlagen


gewöhnlicher Sicherheit darstellt. Als ausgesprochen mittlere Zinsrate finden wir


ebenfalls 4–6 Proz. (nie 12); als Kapitalisierungsrate 4 Proz. und 3 1/2 Proz.


S. 314: Die Zeit des Justinian (527–565 n. Chr.). Ziehen wir die Schluß-


resultate. Wir sehen, daß unter besonderen Umständen die Kapitalisierungsrate


bis gegen 8 Proz. ansteigen oder bis auf 2 Proz. oder gegen 3 Proz. sinken


kann. Was die mittleren, durchschnittlichen Sätze anbetrifft, so fanden wir 5 Proz.


als wahrscheinlich normal durchschnittlich vielleicht ein wenig zu hoch; 6, 7 Proz.


ebenfalls als mittlere Rate, aber jedenfalls etwas hoch gegriffen, so daß dieser


Satz nicht mehr als ganz gewöhnliches Mittel gelten kann. Wir werden also wohl


am richtigsten von etwas unter 5 bis gegen 6 Proz. die eigentliche Mittellage


ansetzen


Die Untersuchungen Billeters schließen hier mit der Zeit Justinians ab. Fassen


wir kurz die gemachten Angaben zusammen:
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Zur Zeit Sullas (82–79 v. Chr.) bezahlte man 4–6 Proz. Zur Zeit Ciceros (62 v.


Chr.) war zu 6 Proz. Geld in Hülle und Fülle zu haben. Nach einer durch Krieg


verursachten kurzen Unterbrechung (29 v. Chr.) behauptete sich wieder der ehe-


malige Zinsfuß von 4 Proz. Während der Römischen Kaiserzeit vor Justinian war


der eigentliche Typus 4–6 Proz. Während der Regierung Justinians (527–565)


betrug der mittlere Zinsfuß 5–6 Proz.


Was bedeuten nun diese Zahlen? Nun, daß während eines Zeitraumes von


600 Jahren der Zinsfuß fast genau den gleichen Stand einnahm wie heute, 1 1/2


Jahrtausend später. Der Zinsfuß stand vielleicht mit 4–6 Proz. eine Kleinigkeit


höher als heute, aber diesen Unterschied kann man vielleicht auf Rechnung der


Risikoprämie setzen, die im Altertum und Mittelalter höher angesetzt werden


mußte, als heute, wo Religion, Moral und Gesetz den Zins in Schutz genommen


haben.


Diese Zahlen beweisen, daß der Zins unabhängig ist von wirtschaftlichen, 


politischen und sozialen Verhältnissen, diese Zahlen schlagen den verschiede-


nen Zinstheorien und namentlich den Produktivitätstheorien (die einzigen, die


wenigstens noch den Schein für sich haben) direkt ins Gesicht. Wenn man für


ein modernes Produktionsmittel, z. B. Dampfdreschmaschine, Selbstbinder,


Repetiergewehr, Dynamit usw. denselben Zins zahlt, wie vor 2000 Jahren für


Sichel, Dreschflegel, Armbrust oder Keil, so beweist dies doch klar genug, daß


der Zins nicht von der Nützlichkeit oder Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel


bestimmt wird.


Diese Zahlen bedeuten, daß der Zins Umständen sein Dasein verdankt, die


schon vor 2000 Jahren und während eines 600jährigen Zeitraumes in fast genau


der gleichen Stärke wie heute ihren Einfluß ausübten. Welche Umstände, Kräfte,


Dinge sind das? Keine einzige der bisherigen Zinstheorien gibt uns auch nur


eine Andeutung für die Beantwortung dieser Frage.


Billeters Untersuchungen schließen leider mit Justinian ab und, soweit ich


unterrichtet bin, fehlen zuverlässige Untersuchungen über den folgenden


Zeitraum bis Kolumbus. Es wäre übrigens wohl auch schwer, für diesen


Zeitabschnitt zuverlässiges Material zusammenzutragen, wenigstens aus den


christlichen Ländern, weil das Zinsverbot immer strenger gehandhabt wurde, 


weil mit dem fortschreitenden Mangel an Geldmetallen der Geld-


264







265







verkehr und der Handel immer mehr zusammenschrumpften, und dann auch,


weil die lokalen Herabsetzungen des Münzfußes, die jetzt größeren Umfang


annehmen, den reinen Kapitalzins im Zinsfuß nicht mehr erkennen lassen.


Wenn Papst Clemens V. auf dem Konzil zu Vienne (1311) weltliche


Obrigkeiten, welche zinsfreundliche Gesetze erlassen, mit der Exkommunikation


bedrohen konnte [Boehm-Bawerk, Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorien S. 27.], so


zeigt das, wie schwach der Handel damals war, wie vereinzelt Darlehens-


geschäfte vorkamen. Einzelnen Sündern gegenüber konnte der Papst mit


Strenge auftreten; wäre der Handel damals lebhafter und die Übertretung des


Zinsverbotes eine alltägliche Erscheinung gewesen, so hätte sich der Papst


keine solche Drohung erlauben dürfen. Beweis dafür ist die Tatsache, daß mit


der Belebung des Verkehrs durch das amerikanische Gold auch die kanonische


Gegnerschaft des Zinses sofort abflaute.


Als Beleg für obige Behauptung, daß der reine Zins eine, so gut wie unver-


änderliche, fast eherne Größe ist, habe ich die beiden Diagramme S.265 und


268 ausgearbeitet, aus denen hervorgeht, daß die Schwankungen des Zinsfußes


auf die Schwankungen der Warenpreise (Ristorno) zurückzuführen sind. Hätten


wir eine unveränderliche Währung gehabt, so wäre der Zinsfuß seit 2000 Jahren


unverändert auf 3–4% stehen geblieben.


_


Erklärungen zu Tabelle 1 auf Seite 265


Die Zinslinie in vorstehendem Diagramm habe ich nach den eben angeführten


Angaben Adam Smiths konstruiert. Es handelt sich hier um den gesetzlichen


Zinsfuß, nicht um den Marktzinsfuß, auf den es eigentlich ankommt. Smith
behauptet zwar, „daß, wie es scheint, der gesetzliche Zinsfuß den Verhältnissen


mit großer Sorgfalt angepaßt worden sei“ (made with great propriety), aber aus


den plötzlichen Sprüngen von 10 auf 8 und 6 Proz. geht hervor, daß diese ge-


setzlichen Regulierungen wie alle Gesetze zögernd und dann stoßweise den


Tatsachen folgten. Der gesetzlich zulässige Zinsfuß war ein Schutz gegen den


Wucher, er zeigte die Grenze des Wuchers an, stand also, wie auch heute noch,


durchweg höher als der gemeine Marktzinsfuß.


Die Preislinie habe ich nach der Tabelle S. 376 aus Georges Wiebes
Geschichte der Preisrevolution des XVI. und XVII. Jahrhunderts ausgearbeitet.


Dieser Tabelle haften die schweren Fehler an, die S.61 dieses Buches im


Abschnitt: „wie der Preis des Geldes ermittelt werden kann“ angegeben sind.


Safran, Muskatblumen, Ingwer beeinflussen hier das Resultat genau so stark wie


Weizen, Vieh, Gewebe. Außerdem sind die Erhebungen auf 97 Artikel, und von


1550 ab sogar auf 47 Artikel beschränkt. (Wiebe erwähnt diese Mängel übrigens


auch selbst.) Da W´s. Tabelle nur bis 1713 reicht, habe ich die Verlängerung bis


1764 nach Angaben aus verschiedenen Büchern gezogen, die sämtlich darin


übereinstimmten, daß seit 1713 die Preise stetig abwärts gingen. Dies ist auch


wahrscheinlich, denn von 1700 bis 1740 ging nach Soetbeers Berech-
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nungen die Geldproduktion (Gold und Silber) nicht voran, während doch mit der wach-


senden Bevölkerung der Geldbedarf stieg. In England allein stieg im Zeitraum von


1650/1780 die Bevölkerung von 4 1/2 auf 9 1/2 Millionen. Außerdem fand von 1640 ab


keine Herabsetzung des Münzfußes mehr statt. Also Gründe genug, um eine Baisse


wahrscheinlich zu machen.


Auch muß in Betracht gezogen werden, daß Wiebe alle Preise auf Silbergewicht


zurückgeführt hat. Auf die Höhe des Zinsfußes wirken aber nur die nominellen Preise,


nicht die Silberpreise, da die Rückzahlung der Darlehen sich nach dem nominellen Betrag


der Schuld richtet.


Wenn nun obige beiden Linien nur im Grundzug übereinstimmen so muß man die


Erklärung in den angedeuteten Mängeln des Materials suchen, nach dem sie gezogen


wurden.


Erklärungen zur Tabelle II auf Seite 268


Der Parallelismus der beiden Linien springt hier schon viel deutlicher in die Augen, weil


die Linien nach besserem Material gebaut sind. Einmal nähert sich der Diskontsatz viel


mehr dem Marktzinsfuß als die gesetzlich auf Jahre hinaus festgesetzte Wucherzinsrate,


dann nähern sich auch die „Index numbers“ des Economist viel mehr dem wirklichen


Durchschnittspreis der Waren, weil hier die relative Bedeutung der Waren berücksichtigt


wird.


Wenn man erst über völlig sauberes Material verfügen wird, dann wird auch


wahrscheinlich der schon jetzt deutlich wahrnehmbare Parallelismus in Kongruenz


übergehen.


Bisher entzogen sich die Faktoren, die die Zinsfußrate bestimmen, jeder wissen-


schaftlichen Kontrolle. So stimmt Prof. Dr. Karl v. Diehl in einer Schrift „Über das


Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System von Karl Marx“ (S. 25) diesem


zu, wo er sagt, „daß es keine natürliche Rate des Zinses gebe, da die Bildung der


Zinsfußrate etwas durchaus Gesetzloses und Willkürliches ist.“ III, I, S. 341.


Dem ist aber, wie wir uns überzeugten, durchaus nicht so. Bei näherer Betrachtung


zeigt sich im Gegenteil, daß hier alles „gesetzmäßig“ zugeht. Und „willkürlich“ ist die


Bildung der Zinsfußrate nur insofern, als man willkürlich die Zinsfußrate von 3 Proz ab


aufwärts, auf jede beliebige Höhe treiben kann. Man braucht nur gesetzlich zu bestimmen,


daß mittels Neuemissionen die Warenpreise jährlich um 5–10–15 Proz. heraufgesetzt


werden, so wird auch der Zinsfuß auf 8–13–18 Proz. (3 Proz. + 5, 10, 15 Proz. Ristorno)


steigen. Eine Sache aber, die sich willkürlich behandeln läßt, ist nicht „gesetzlos“, da sie


doch den Gesetzen folgt, wonach sich die Handlungen richten. (Übrigens sind die Begriffe


„Gesetzlos“ und „Willkür“ Gegensätze, wenigstens in dieser Angelegenheit) 


—


Mit der Entdeckung Amerikas beginnt die Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts.


Die Preise stiegen unaufhaltsam. und der Zinsfuß wurde mit einem schweren Ristorno


belastet. So darf man sich nicht wundern, wenn der Zinsfuß während dieser ganzen Zeit


sehr hoch stand.


Adam Smiths „Inquiry into the nature of wealth“ entlehne ich folgende Zahlen: 1546 


wurden 10% als die gesetzlich zulässige Grenze des Zinsfußes erklärt, 1566 wurde dies


Gesetz 


267







268







durch Elisabeth erneuert, und 10% blieb gesetzlich zulässig bis 1624.


Um diese Zeit war die Preisrevolution im wesentlichen beendet und die allge-


meine Preissteigerung in ein ruhiges Tempo verfallen [Dr. George Wiebe, Geschichte


der Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts s. Tabelle 376.]. Gleichzeitig mit dieser


Entwicklung geht denn auch der Zinsfuß zurück, 1624 wurde der Zins auf 8%


dann, kurz nach der Restauration der Dynastie der Stuarts (1660), auf 6% her-


abgesetzt, und 1715 auf 5%.


,,Diese verschiedenen gesetzlichen Regelungen scheinen sämtlich dem


Zinsfuß im freien Marktverkehr erst gefolgt, nicht aber ihm vorausgegangen zu


sein.“ So sagt Adam Smith.


Seit Königin Anna (l703/14) scheint 5% eher über als unter der „market rate“


gewesen zu sein. Natürlich, denn zu dieser Zeit war die Preisrevolution beendet.


und der Zinsfuß bestand jetzt nur noch, wie während des Mittelalters. aus


Kapitalzins und Risikoprämie.


,,Vor dem letzten Krieg (sagt Smith) borgte die Regierung zu 3%, und ver-


trauenswerte Privatleute in der Hauptstadt, sowie in vielen anderen Landesteilen


zu 3 1/2%, 4% und 4 1/2%“


Also genau dieselben Verhältnisse, die wir jetzt haben.


Soll ich noch mehr statistisches Material zusammentragen zum Beweis, daß


der reine Kapitalzins eine eherne Größe ist, daß der reine Kapitalzins nicht unter


3% fällt, nicht über 4% steigt, daß alle Schwankungen des Zinsfußes nicht auf


Schwankungen des Kapitalzinses zurückzuführen sind? Wann ist in der Neuzeit


der Zinsfuß gestiegen? Immer nur zusammen mit den Warenpreisen. Nach den


kalifornischen Goldfunden stieg der Zinsfuß so hoch. daß die verschuldeten


Agrarier trotz den erhöhten Getreidepreisen über Notstand klagten; mit der


Erschöpfung der Goldminen fielen die Preise zusammen mit dem Zinsfuß. Dann


kamen die Milliarden, hohe Preise, hoher Zinsfuß. Mit dem großen Krach fielen


die Preise, fiel auch der Zinsfuß. Während der letzten Hochkonjunkturen


1897–1900 und 1904 bis 1907 war auch der Zinsfuß gestiegen: dann sind die


Preise wieder gefallen, und der Zinsfuß war auch wieder niedrig. Jetzt steigen


die Preise wieder langsam und auch der Zinsfuß. Kurz, rechnet man überall vom


Zinsfuß den auf Rechnung der 
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allgemeinen Preissteigerung zu setzenden Ristorno ab, so bleibt als Zins eine


eherne Größe zurück.


Warum fällt der Zins niemals unter 3, warum geht der Zins nicht auf Null


zurück, und wenn es auch nur vorübergehend wäre, einen Tag im Jahre, ein 


Jahr im Jahrhundert, ein Jahrhundert in zwei Jahrtausenden?


Warum steigt der Zins nicht zuweilen auf 10–20–50%, wenn auch nur


vorübergehend, ausnahmsweise, zur Bestätigung der Regel, zum Beweise für


die Richtigkeit der Annahme, daß Nachfrage und Angebot nicht allein den


Zinsfuß, sondern auch den reinen Kapitalzins bestimmen?
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Die Metallwährung in der Geschichte 


I.


Unsere Vorschläge dienen dem Schutze des Volkes gegen die Ausbeutung und


Unterdrückung durch das herkömmliche, aus dem grauen Altertum in unverän-


derlicher Form auf uns überkommene Geldwesen und sind umstürzlerischer Art.


Noch niemals hat man einen so herzhaften Vorstoß mit so glücklichen


Aussichten gegen den Mammon gewagt. Zum ersten Mal sieht man diesen


Menschenfresser erbleichen.


Um die unselige Wirkung, die das herkömmliche Geld ausübt, zu erfassen,


vergegenwärtige man sich die Erscheinungen, die seither regelmäßig im Gefolge


der an sich so segensreichen großen Erfindungen und Entdeckungen der


Neuzeit auftraten. Die Entdeckungen Bessemers, Liebigs, Siemens, Pasteurs
verhundertfältigten die Arbeitsprodukte; und Dampfschiffe und Eisenbahnen


schufen die Mittel, diese Produkte sicher und billig über die ganze Welt zu ver-


frachten. Diese Erfindungen hätten nur Segen bringen sollen, da sie jedoch nur


der Warenproduktion, dem Angebot, dienten und nicht auch der Nachfrage, d.i.


der Geldproduktion, insofern als man das Gold findet und nicht produziert, so


drückte das gewaltig anwachsende Warenangebot die Preise, und bei weichen-


den Preisen ist bekanntlich der kaufmännische Austausch der Produkte rechner-


isch unmöglich. Es ist dem Kaufmann ebenso unmöglich, bei fallenden Preisen


die Waren vom Produzenten dem Konsumenten zuzuführen, wie es dem Wasser


unmöglich ist, bergan zu fließen. Und wenn der Kaufmann seines Amtes nicht


walten kann, wie soll da der Arbeiter seine Produkte absetzen? Die einseitige


Vermehrung des Warenangebots führt schnurstracks zur Krise mit all ihrem


wüsten Gefolge, und was für alle ein Segen sein sollte, wird für die Volksmassen


zum Fluch.


Nach entgegengesetzter Richtung wirkten im 18. Jahrhundert in Frankreich


John Laws Experimente mit dem Papiergeld, indem hier die Geldproduktion ohne


Rücksicht auf das Warenangebot ins Ungemessene vermehrt wurde. Wäre Law
100 Jahre später, als die erwähnten Erfindungen die Welt mit Waren über-


schwemmten, aufgetreten, so hätten seine Geldmassen einen Vernünftigen Sinn


gehabt. Dem großen Angebot von Waren hätten Laws Geldmassen die für die


Produktion unentbehrliche Nachfrage verschafft. Aus der Regelmäßigkeit, womit


bislang mit jeder Verbesserung und Vermehrung der Produktionsmittel die


Warenpreise sanken und die Krise folgte, zog man den Schluß, daß solche


Störungen unvermeidbare Nebenerscheinungen aller großen Erfindungen seien.


Und die wissenschaftlichen Sozialdemokraten klammern sich noch heute an


dieses Axiom, obschon doch jetzt die Hin-
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fälligkeit dieses Glaubenssatzes auch schon durch die Tatsachen erwiesen ist.


Man hat seit etwa 15 Jahren unausgesetzt alle Arbeitsmittel verbessert und stark


vermehrt, trotzdem gehen die Preise nicht herunter, sondern steigen stark und


unausgesetzt. Warum? Weil der Zufall es will, daß mit der stark vermehrten


Warenproduktion auch die Goldproduktion gestiegen ist. Von 200 000 Kilos im


Jahre 1895 ist die Goldproduktion nach und nach auf 600 000 Kilos jährlich


gestiegen. Diese wachsende Goldproduktion wirft dem wachsenden


Warenangebot eine wachsende Nachfrage entgegen – darum gehen die Preise


nicht herab, sondern im Gegenteil herauf- und bei steigenden Preisen ist der


Handel immer lohnend. Es kann keine Krise ausbrechen – so lange die Preise


steigen. Und das, was hier der tolle Zufall blindlings auf plumpe Weise zu Wege


gebracht, das wollen wir Geldreformer in verfeinerter Form, auf bedächtige


Weise, nach reifer Erwägung künstlich hervorbringen: wir wollen eine ständige,


sorgfältige Anpassung der Nachfrage nach Waren, an das Angebot und zwar in


der Weise, daß wir den Staat ermächtigen, Papiergeld auszugeben, so oft die


Warenpreise abwärts neigen, und Geld einzuziehen, so oft die Warenpreise


aufwärts streben.


Wer Bedenken gegen eine so weitgehende Erweiterung der staatlichen Macht


hat, möge sich die Zustände vergegenwärtigen, die unserem Volke dann


bevorstehen, wenn einmal die vom Zufall abhängigen Goldfunde nachlassen und


diesem Mangel nicht durch Mehrausgabe staatlichen Papiergeldes abgeholfen


wird. Daher möge ein Rückblick in fern vergangene Zeiten gestattet sein.


Es ist bekannt und durch unzählige Urkunden erwiesen, daß der allmähliche


Niedergang des römischen Weltreiches von einem allgemeinen jahrhunderte-


langen Rückgang der Warenpreise begleitet war. Die Quellen, an denen Rom


den Rohstoff für die Geldprägung schöpfte, in der Hauptsache die Silberminen


Spaniens, waren versiegt; aus Mangel an Rohstoff mußten die römischen


Münzstätten stillgelegt werden. Und von dem Geldvorrat ging vielmehr fortge-


setzt verloren, in Bränden, Schiffbrüchen, durch Verschleiß der Münzen, und die


Gewohnheit, in Kriegszeiten das Geld zu vergraben.


Wie es mit dem Geldstoff stand, geht klar aus der Tatsache hervor, daß die


Funde in Schatzkammern aus der Glanzzeit Roms meist Gold und Silber enthal-


ten, während in denen aus späteren Jahrhunderten Kupfermünzen vorherrschen.


Dieser Mangel an Geld, an Tauschmitteln, hatte damals die gleiche Wirkung


wie heute. Denn auch bei den Römern wurden die Preise durch Angebot und


Nachfrage bestimmt. Da die verfügbaren Tauschmittel, Gold und Silber ständig


zusammenschrumpften, so gingen auch die Preise ständig zurück, für dasselbe


Geld mußte ständig mehr Ware oder geldwerte Leistung geliefert werden.


Jahrhundertelang gingen die Preise abwärts, drückten die Marktverhältnisse den


Erlös der Waren unter den Einstand, jahrhundertelang machte erfahrungsgemäß


jeder Bankrott, der 
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es wagte, Waren auf Spekulation zu kaufen. Ausnahmen wird es gegeben


haben, sie erklären sich durch außergewöhnlich günstige Umstände oder be-


sondere Tüchtigkeit einzelner Unternehmer.


Jahrhundertelang machten alle Unternehmer (Kaufleute, Landwirte,


Handwerker) die Erfahrung, daß es vorteilhafter sei, den Bau eines Schiffes,


eines Hauses, einer Brücke, eines Entwässerungskanals, immer wieder zu ver-


schieben. Für die gleiche Leistung wurde nach einem Jahre, nach 5 Jahren


immer weniger an Lohn bezahlt. Wer wartete, gewann, (wie das ja auch in den


Jahren 1873–1878 in Deutschland der Fall war) und am meisten gewann der, der


überhaupt nichts unternahm. Der Ausspruch, daß die Latifundien-Wirtschaft


Roms Niedergang verursacht habe, beruht auf Irrtum, es wird da Wirkung mit


Ursache verwechselt. Das Latifundium war eine Folge des allgemeinen


Preisrückgangs, der für jeden Unternehmer Verlust brachte, also auch für den


Bauer, der sein Gut immer mehr belasten und schließlich dem


Hypothekengläubiger überlassen mußte. Genau ebenso würde die Goldwährung


unsere Landwirte zugrunde gerichtet haben, wenn man ihnen nicht vor


Toresschluß durch die Kornzölle zu Hilfe gekommen wäre und wenn nicht der


blinde Zufall durch große Goldfunde in Afrika und Alaska neuen Geldstoff


gebracht hätte. Dem römischen Bauer aber kamen weder Zölle noch günstige


Zufälle zu Hilfe. Bringe man jetzt die Fleisch- und Kornzölle in Deutschland


herunter und man wird sehen, wie alsbald der Hammer des Auktionators die


Bauerngüter zu Latifundien breitschlägt. Die Folge würde sein, daß es alsbald 


in deutschen Gauen ebenso still und tot zugehen würde, wie schon jetzt auf 


den künstlich durch das Fideikommiß-Wesen geschaffenen Latifundien im


preußischen Osten.


Brentano schlägt vor, die Zölle, die so wie so den Bauern nicht dauernd helfen


könnten, nach und nach herabzusetzen, bis zur völligen Beseitigung! Das wäre


eine Freude für die Wucherer, und es ist unverständlich, wie ein angesehener


Mann in einer so wichtigen Sache einen so unüberlegten Vorschlag machen 


konnte. Für die Beseitigung der Zölle gibt es in einem Rechtsstaat nur einen


Weg! Rückkauf der Zölle durch den Staat! Brentano sagt ja selbst, daß die Zölle


zur Grundrente und damit zur Hypothek geschlagen werden. Aber eine


Herabsetzung der Zölle trägt in erster Linie der noch nicht hypothezierte Teil der


Grundrente, also gerade der dürftige kleine Teil der Rente, der noch dem Bauern


verbleibt. Wird dieser kleine Teil durch die Herabsetzung der Zölle aufgefressen,


so ist der Bankrott da. Die jetzigen Inhaber der Ackerfläche haben in der


Mehrzahl im Kaufpreis auch die kapitalisierten Zölle bezahlt, natürlich ohne zu


ahnen, daß das, was sie da mitkauften, nur politischer Haderstoff war; sie 


dachten den „inneren Wert“ des Bodens zu kaufen, und nun sollen sie ein gut


Teil dieses „inneren Wertes“ verlieren.


Ebensowenig wie die Latifundien haben die Barbaren Roms Niedergang ver-


schuldet. Gewiß haben die Barbaren die Stadt Rom zerstört, wie das Feuer


Chicago, 
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das Erdbeben San Francisco zerstörten. Aber Chicago und San Francisco sind


wie ein Phönix aus Asche und Trümmern wunderbar schnell neu entstanden,


Wohingegen Rom jahrhundertelang eine Ruinenstadt blieb. Es haben also


andere Umstände Roms Niedergang bewirkt.


Mag sein, daß die überfeinerten Schichten des römischen Volkes, die jahrhun-


dertelang das Heft in Händen gehabt hatten, reif zum Untergehen und unfähig,


dem Anprall der Barbaren zu widerstehen waren. Aber jene Barbaren von damals


waren das, was heute die deutschen Einwanderer in Amerika sind, und da, wo


diese hinkommen, entwickeln sich Wohlstand und Bildung. So hätte auch, nach


dem Zusammenbruch der Gewalthaber, durch Vermischung des gesunden Teils


des römischen Volkes mit den eingedrungenen Germanen alsbald ein neuer,


blühender Staat erstehen müssen. Daß dies nicht geschehen ist, liegt an der


Einstellung der Arbeitsteilung, die ihrerseits wieder verschuldet wurde durch das


Fehlen ausreichender Tauschmittel und den daraus sich ergebenden stetigen


Rückgang der Preise.


Die Arbeitsteilung aber ist die Mutter der Kultur, ohne sie ist kein blühender


Staat denkbar. Indem nun Italien notgedrungen von der Arbeitsteilung allmählich


zur Urwirtschaft zurückkehrte, verlor es die Stoßkraft nach außen, dann die


Widerstandskraft im Innern und ging so jahrhundertelang ständig zurück.


Durch den ganzen langen Zeitraum hindurch, der die Jahrhunderte römischen


Niedergangs und das anschließende Mittelalter umfaßt, zieht sich wie ein roter


Faden die stetige Geldarmut, sie machte eine gleichmäßig fortschreitende


Weiterbildung der Kultur, eine stetige Zunahme des Verkehrs der Völker unter-


einander unmöglich. Es ist eine fast ununterbrochene Kette von Kriegen und


Brandschatzungen, die den Bevölkerungszuwachs immer wieder aufzehrte und


als bezeichnendes Merkmal immer die gleiche Gier nach Geld aufweist – Beweis


genug, wie der Mangel an ausreichenden Tauschmitteln den Grundton in der


wirtschaftlichen Gesamtlage angab.


Gelegentliche Blütezeiten in beschränkten Bezirken ändern an diesem


Grundzuge nichts, sie erklären sich durch zeitweiliges Zuströmen fremden


Geldes aus Gegenden mit etwas ergiebigerem Bergbau, durch Funde aus


Schatzkammern früherer Zeit, vor allem aber durch sog.


Geldverschlechterungen, bestehend im Zusetzen von Kupfer zum Silbergeld.


Diese durch Kupferzusatz ermöglichte Vermehrung des Geldes, die mit einer 


allgemeinen Steigerung der Preise in den betreffenden Gegenden verknüpft war,


brachte den Erlös der Waren wieder über den Einstand, machte den


Güteraustausch gewinnbringend und gab den verschuldeten Grundbesitzern


wieder Luft.


Das in die Silbermünzen eingeschmuggelte Kupfer hatte damals dieselbe


Wirkung wie jetzt die Zölle im Deutschen Reich. Münzverschlechterung und die


Ein-
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führung von Zöllen, es sind beides Verzweiflungstaten, entstanden aus der, wenn


auch unklaren Erkenntnis, daß für die vorhandene Gütermenge die Tauschmittel


fehlen und daß in irgend einer Weise Abhilfe des Notstandes gefunden werden


muß.


Dauernde Besserung konnte indessen auch diese Geldvermehrung durch


Münzverschlechterung nicht bringen, sie wirkte wie ein Tropfen auf einen heißen


Stein, indem stets dem zehnfach vermehrten Geld ein hundert- oder tausendfach


größeres Warenangebot gegenüberstand.


Eine große Wendung und damit zugleich der Übergang zu einem neuen


Zeitalter der Menschheit ergab sich endlich – nach anderthalbtausend Jahren –


als nach der Entdeckung Amerikas die gold- und silberreichen Länder: Mexiko,


Brasilien, Peru nach einander erobert und mit der durch den langen Goldhunger


erklärlichen Gier geplündert wurden. In ungezählten Schiffsladungen kamen


diese Gold- und Silberschätze nach Europa und schufen hier ganz neue


Zustände. Seit Augustus Zeiten konnte zum ersten Male wieder der Vollbetrieb


der Münzstätten aufgenommen werden, es war wieder reichlicher Rohstoff für die


Herstellung der Tauschmittel, der Nachfrage da, es gab wieder reichliches Geld,


die Arbeitsteilung fand nach anderthalbtausendjährigem, kümmerlichen


Sichhinschleppen eine neue reiche Entfaltung. Die Preise stiegen, der Handel,


die Unternehmungen wurden Wieder rechnerisch möglich, und brachten die


Produkte der Arbeitsteilung in regen Umlauf. Das Mittelalter hatte sein Ende er-


reicht, die Neuzeit brach an.


Ohne die Gold- und Silberschätze hätte Amerika für die damalige Zeit kaum


einen Wert gehabt, denn Europa war nur dünn bevölkert, und an Land zum


Urbarmachen fehlte es nicht; außerdem standen Asien und Afrika zur


Einwanderung offen. Amerika lieferte im Wesentlichen nur, was man auch in


Europa hatte – mit Ausnahme des Geldstoffs. Die wirtschaftliche Eiszeit, die wir


Mittelalter nennen, schließt ab mit dem Zuströmen des Edelmetalls aus Amerika.


Die Hauptunterschiede der damals beginnenden Neuzeit gegenüber dem


abgelaufenen Mittelalter sind:


Vermehrte Arbeitsteilung und damit Vermehrung und Verfeinerung der


Produkte, Umwandlung der Realsteuern in Geldsteuern.


Vermehrter Güteraustausch der Völker untereinander, und im Zusammenhang


damit Aufblühen der Schiffahrt, der Studienreisen, vermehrter Gedankenaus-


tausch, Befreiung von geistigem Druck.


Aufwärtsbewegung der Preise, [Verg. Wiebe, Geschichte der Preisrevolution im 16 u. 17


Jahrh.] der Löhne und damit Belebung des Unternehmersinnes.


Aber auch Rückschläge blieben nicht aus. Die Arbeitsteilung brachte


Wohlstand 
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und Reichtum. Der Reichtum aber hat die eigenartige Wirkung, daß er die


Quellen verschüttet, die ihn gespeist haben. Dies geschah in zweierlei Weise,


und in beiden Fällen mit der gleichen Wirkung.


Der eine Teil der Reichgewordenen war prunkliebend, er strebte nach dem


Besitz kostbaren Geräts, zu dessen Herstellung in Form von Tafelaufsätzen,


Leuchtern, Tellern, Löffeln, Kultusgeräten, Bildwerken, große Geldmassen in den


Schmelztiegel geworfen wurden, um den nötigen Stoff(Gold und Silber) zu


gewinnen.


Der andere Teil, die Sparer, legte das Geld auf die hohe Kante, und zwar


immer verstärkt in dem Maße, wie die zunehmende Arbeitsteilung den Wohlstand


mehrte und es erlaubte, Ersparnisse zu machen.


In beiden Fällen ergab sich die gleiche Wirkung: Gold und Silber, damals wie


auch heute noch die Grundlage des Geldwesens, wurden zu einem großen Teile


ihrem Zwecke als Tauschmittel zu dienen entzogen, denn das zu Prunk- und


Sparzwecken dem Verkehr entzogene Geld bedeutet erstarrte Nachfrage, ver-


eitelten Güteraustausch. In dem gleichen Maße, wie diese Entziehung stattfindet,


wird die Arbeitsteilung immer zurückgeschnitten und ein Übergreifen des


Wohlstands auf die Volksmassen, eine Verallgemeinerung freundlichen


Lebensgenusses unmöglich gemacht.


Es ist gesetzmäßiger Vorgang, daß sich ein allgemeiner Wohlstand solange


nicht bilden kann, wie das Geld zu Prunk- und Sparzwecken mißbraucht wird.


Es geht dies aus folgender Gleichung hervor: A, B, C usw. arbeiten aus allen


Kräften, denn sie wollen sparen, und sparen heißt, daß sie mehr Waren erzeu-


gen und zum Verkauf anbieten, als sie ihrerseits einkaufen wollen. Jeder dieser


Arbeiter bringt für 1000 Mk. auf den Markt, mit der Absicht, ihm seinerseits nur


für 500 Mk. zu entnehmen. Es werden also – dem Markte 1000 Mk. – an Waren


zugeführt und nur für 500 Mk. abgeführt. Wo bleibt der Rest? Es ist klar, dieser


Rest kann an Gleichdenkende, an Sparer nicht abgesetzt werden. Wenn alle wie


diese Sparer handeln wollten, so ergibt sich als notwendige Folge, daß im


Durchschnitt jeder nur für soviel verkaufen kann, als wofür im Durchschnitt von


jedem eingekauft wird. Wo alle sparen wollen, kann keiner sparen.


Die Sparer nehmen sich also gegenseitig die Möglichkeit, ihre Waren zu


verkaufen und Ersparnisse in Geldform zu machen. Der Warenabsatz unter


lauter Sparern kann niemals größer sein, als das Höchstmaß dessen, was die


Geldsparer zur unmittelbaren Lebensführung bestimmen. Je niedriger dieses


Höchstmaß, um so geringer wird der Wohlstand sein.


Verkauf ohne entsprechenden Kauf, Angebot ohne gleichwertige Nachfrage,


Werte schaffen, um den Gelderlös zu sparen! Welch ein widersinniges


Unternehmen!
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II.


In unserer Zeit haben sich die Dinge in der Weise geändert, daß die Sparer


das Geld nicht mehr zu Hause aufspeichern, sondern es den Sparkassen


übergeben, die es wieder durch die Unternehmer in Umlauf setzen. Aber


behoben wird dadurch der Widersinn nicht, denn die Sparer verlangen von den


Sparkassen Zins, und wenn die Unternehmer keinen oder nicht den üblichen


Zins aus ihren Unternehmungen schlagen können, so zeigt sich alsbald der


Widersinn. Erhalten die Sparer keinen Zins, so geben sie das Geld nicht her, und


es fehlen dann die Käufer für den Überschuß der von den Sparern geschaffenen


Werte.


Tatsächlich werden alljährlich große Spareinlagen gemacht, ihr Betrag ent-


spricht den Schulden, die Staat und Gemeinden, dazu noch einige Verschwender


und die Unternehmer machen. Anders ist es nicht möglich. Hätten wir keine


kleinen und großen Schuldenmacher, die das Geld der Sparer in Umlauf bringen,


so würden die Sparer bald keinen Abnehmer mehr für ihre Überschüsse finden


und überhaupt nicht mehr sparen können. Es würde dann natürlich auch keine


Anleihen mehr geben können. Im Grunde handelt es sich nur um Schein-


ersparnisse, denn die Schulden des Staates sind die Schulden des Volkes, der


Sparer.


Es ist weiter oben ausgeführt, daß die durch reichliche Gold- und Silber-


zufuhren begünstigte Arbeitsteilung Rückschläge und Hemmungen dadurch


erfuhr, daß von diesem Edelmetall ein großer Teil zu Prunk- und Sparzwecken


mißbraucht und seinem Zweck, als Tauschmittel zu dienen, entzogen wurde.


Ferner, daß diese Entziehungen selbsttätig und gesetzmäßig die Wirkung haben,


daß im Verhältnis zu ihrer Höhe ein Umsichgreifen des Wohlstandes für die


Allgemeinheit verhindert wird.


Nun darf man aber nicht annehmen, daß dieser Druck sich immer gleichmäßig,


wie ein Gewicht auf der Waage, fühlbar macht, sondern dies geschieht in Form


von Wirtschaftskrisen sprunghaft und oft unter heftigen Zuckungen des


Volkskörpers. Ist nämlich zu Prunk- und Sparzwecken dem Verkehr soviel


Geldstoff entzogen, daß durch die entstandene Knappheit die Preise fallen, so


bricht die Krise aus, die die Arbeitsteilung lahmlegt, tausende wohlgestellter


Familien zu Bettlern macht, die Volksmassen zwingt, die Sparbüchsen zu leeren


und von ihrem Inhalt zu zehren. Die Verkaufsläden der Goldschmiede veröden,


manche goldene Kette, manch kostbares Gerät wandert in den Schmelztiegel,


um zu Geld gemacht zu werden. Diese Verhältnisse bewirken dann nicht eine


kleine Besserung der Preise, denn es wird


1) wieder mehr Geld hergestellt und weniger Geldstoff zu Prunkzwecken dem


Verkehr entzogen.


2) Das gesparte Geld dem Verkehr wieder zugeführt.
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3) Durch die zeitweilige Arbeitslosigkeit die Warenerzeugung und damit das


Angebot verringert.


Das Geld läuft also stoßweise um, von Krise zu Krise. Der stetige Kreislauf


dieser Dinge ist also: Krise, langsame Hebung der Preise, Wiederaufnahme der


Arbeitsteilung, vermehrte Warenerzeugung, Wohlstand, Reichtum, Entziehung von


Geldstoff (Gold und Silber) zu Prunkgeräten, Füllung von Sparkassen, dann –


zurücklaufend – folgerichtig wieder Überflügelung der Nachfrage durch das


Angebot (zuviel Ware, zu wenig Geld), Rückgang der Preise, neue Krise.


Diesen Kreis durchläuft die europäische Volkswirtschaft, seit vor 400 Jahren die


Gold- und Silberschätze Amerikas zuzuströmen begannen, stetig bis auf den heu-


tigen Tag. Zuweilen war der Kreislauf schneller, zuweilen langsamer. Wollte ge-


legentlich der Zufall, daß sehr große Mengen Geldstoff gefunden wurden, wie in


den letzten Jahren der kalifornischen Goldfunde, so dauerte die Blütezeit länger,


ehe der neue Krach kam. Zuweilen auch wurde das Gold eines Landes, unter


Ausgabe von ungedecktem Papiergeld, auf die Nachbarländer abgeschoben, dann


wieder wurden in allen Ländern gleichzeitig die Metallgeldzufuhren durch


Papiergeldausgabe unterstützt oder ergänzt. Da aber immer das Gold in fast allen


Ländern als Grundlage der Währung beibehalten oder eingeführt wurde, so blieb


auch die dem Golde in dieser Eigenschaft anhaftende unselige Wirkung bestehen;


immer wieder mußten nach den geschilderten natürlichen Gesetzen die Krisen sich


erneuern.


Das Fehlen einer Einrichtung, die es ermöglichte, der wechselnden Menge


erzeugter Waren die entsprechende Menge von Tauschmitteln entgegenzubringen,


also die Geldmenge der Warenmenge anzupassen, hat gemäß vorhergegangener


Darlegung die Verhältnisse der Völker zu einander beeinflußt, die Geldgier stetig


noch erhalten und zu Hader und Krieg geführt. Daß dieser Zusammenhang nicht


schon im Mittelalter erkannt wurde, liegt daran, daß die Kriege immer wieder den


natürlichen Bevölkerungszuwachs großenteils aufzehrten, so daß auch der


Geldvorrat nicht in dem Maße zuzunehmen brauchte, wie es sonst nötig gewesen


wäre.


Seit den napoleonischen Kriegen vor 100 Jahren haben sich die Verhältnisse von


Grund auf geändert. Bald kamen Dampfschiffe, Maschinen, Eisenbahnen auf,


durch sie wurde die Arbeitsteilung immer allgemeiner, der Verkehr der Völker


untereinander stetig reger, die Kriege wurden seltener; die Bevölkerung auf der


ganzen Erde wuchs in einem Maße wie nie zuvor in der Geschichte der


Menschheit. In demselben Maße wie dergestalt die Menschenmenge wächst, muß


auch jede Störung in der wirtschaftlichen Entwicklung verheerender wirken als


früher.


Daß seit etwa einem Jahrzehnt die Krisen weniger oft und stark auftreten, erklärt


sich aus der Eigenart der Goldgewinnung in dem gegenwärtig wichtigsten Gebiete,


den Bergwerken in Südafrika. Während in den früher wichtigsten Goldfundwerken


das Gold durch Auswaschen gewonnen wurde, wobei der Zufall eine große Rolle
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spielt, werden in Südafrika die goldhaltigen Felsmassen durch Maschinen zer-


malmt und das Gold dann ausgeschieden. Daraus ergibt sich für die Zeit, inner-


halb deren die goldhaltigen Felsgebiete von genügender Ergiebigkeit vorhalten,


die Möglichkeit, eine einigermaßen gleichbleibende Goldförderung zu erzielen.


Aber auch hierbei ergeben sich beträchtliche Abweichungen durch die schwieri-


gen Arbeiterverhältnisse, durch unrichtige Schätzungen der Goldhaltigkeit. Also


auch hierbei spielen mancherlei Umstände eine Rolle, und von einer mit dem


wachsenden Bedarf gleichen Schritt haltenden Förderung kann keine Rede sein.


Bis jetzt hat der Wahn, daß dem Golde ein geheimnisvoller, immer sich gleich-


bleibender Wert anhafte, die wirtschaftliche Entwicklung fortgesetzt in sinnloser


Weise beeinflußt, indem alle Warenpreise um diesen Wertstoff-Schwerpunkt 


pendelten.


Ist es nicht für jeden Einsichtigen ein Unding, daß diesem seelenlosen Stoff,


dem Gold, dauernd die Macht verliehen wird, die Geschicke der Menschheit in


so weitgehender Weise zu beeinflussen, wie es in vorstehender Darstellung


geschildert ist.


Eine andere Abhilfe dagegen aber gibt es nicht als Papiergeld und die dazu


gehörige Verwaltung. Solange die Zwingherrschaft des Goldes, infolge des


Wahnes, daß ihm ein geheimnisvoller innerer Wert anhafte, alle Geister


beherrschte, konnte von einer staatlichen Geldverwaltung keine Rede sein, denn


wer etwas verwaltet, muß dem verwalteten Gut gegenüber eine beherrschende


Stelle einnehmen, während das Gold – bis jetzt noch die Grundlage des


Geldwesens – ganz unabhängig vom Staate gewonnen wird. Unter der Wucht


der gegen die Brauchbarkeit dieser Grundlage vorgebrachten Beweise ist das


Vertrauen zur Goldwährung in vielen einsichtigen Köpfen längst schwankend


geworden, nur wußte man nicht, was an deren Stelle zu setzen sei.


Wir fordern, daß der Staat die Geldversorgung des Landes unabhängig mache


von den Zufälligkeiten der Goldfunde, daß er also


a) die Goldwährung aufgebe,


b) eine Verwaltung einsetze, die nach Bedarf durch Mehrausgabe oder


Einziehung des staatlichen Papiergeldes das Geldangebot der wechselnden


Warenmenge anpasse,


c) das Papiergeld so gestalte, daß der Geldumlauf (also die Nachfrage), unab-


hängig von privaten Geldeinflüssen bleibe.


Und zwar soll man jetzt, da wir uns eines verhältnismäßigen wirtschaftlichen


Friedens erfreuen, die Sache in Angriff nehmen und nicht damit warten, bis der


afrikanische Geldstrom versiegt und die Krise ausbricht. In Friedenszeiten sollen


die Gesetze ausgearbeitet werden und Wirtschaftskrisen sind Revolution,


Anarchie und Despotismus, bei Währungsfragen kann nur der kühle Verstand


eine bedächtige Antwort geben. Wir haben es ja in Deutschland gesehen, welche


Antwort man  
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auf die Währungsfragen gab, als nach Einführung der Goldwährung die Krise


ausbrach. Der Weizenpreis fiel von 250 auf 110 und warf alle Landwirte über den


Rand des Ruins. Aber dafür machte man nicht die Währung verantwortlich, 


sondern den Freihandel!! Der von seinen Schulden gedrückte Bauer hatte keine


Zeit, die Währungsfrage zu studieren, und so führte man Schutzzölle ein, die die


Beziehungen zu den Nachbarstaaten verpesteten und die neuen Anlaß für neue


Rüstungen gaben. Um das Zentrum für diese neue Wirtschaftspolitik zu gewin-


nen, mußte der Weg nach Canossa eingeschlagen werden. Eine schreckliche


Arbeitslosigkeit herrschte allenthalben. Man sprach gleichzeitig von Überproduk-


tion an Produkten und an Bevölkerung, an Brot und Brotessern! Die Arbeiter


fanden für diese Not keinen anderen Sündenbock als die Anarchie. Hödel,


Ausnahmegesetze, Inquisition, Ausweisungen etc. Dabei Mangel an jedem


Unternehmensgeist, gänzlicher Verlust des Vertrauens an die eigene Kraft. Man


kehrte zur Theorie des irdischen Jammertals zurück und die Klöster bevölkerten


sich.


Und das war die Entwicklung in der kurzen Spanne einer Dekade 1874–1884!


Was wäre geschehen, wenn man um diese Zeit nicht die australischen


Goldfelder gefunden hätte? Was geschehen wäre, ist leicht zu erraten. Auf Hödel


und Nobling wäre ein dritter, vierter gefolgt und auf die Kartätschen wäre die


Revolution ausgebrochen. Und den geschwächten Staat hätten die Raben in


Beschlag genommen. Grabesstille würde heute im Deutschen Reiche herrschen,


dieselbe Todesstille, wie im Mittelalter, das wir die ökonomische Eiszeit genannt


haben. Statt 60 hätten wir jetzt 30 Mill. Einwohner, und diese noch würde der


Hunger in den Bruderkrieg treiben. Und einem solchen vom Hunger gepeinigten


Volke will man dann die Währungsfragen zur Beantwortung vorlegen – Fragen,


die nur der kühle Verstand beantworten kann?


Nein, wenn die Krise einmal ausgebrochen ist, dann ist es zu spät, um dem


Volke die Währungsfragen zur Beantwortung vorzulegen. Die Krise bricht aus.


Man läßt sie ausbrechen. Sie verallgemeinert nicht, man läßt sie sich verallge-


meinern. Ein jeder hat ja in solchen Zeiten genug persönliche Sorgen. Die Krise


greift auf andere Länder über und man guckt zu – mit Schadenfreude. Die


Nationen suchen durch Schutzzölle die „zu kurze Decke“ d.i. das Gold, an sich


zu reißen und man antwortet mit Prohibitiv-Zöllen. Man sucht einzelne wertvolle


Gebiete sich zu sichern, man beobachtet mit Eifersucht die nach gleicher


Richtung zielenden Bestrebungen der Nachbarn. Die internationalen


Beziehungen sind ständig aufs Äußerste gespannt und wie hungrige Wölfe über


einen abgenagten Knochen in Streit geraten – so kommt es schließlich zu


Kriegen wegen einer Lappalie. Und dann gibt der Krieg Erklärungen genug für


die Barbarei, in die das Volk verfällt und die Währung ist vergessen.


Die Verhandlungen von Marokko werden heute von zwei satten Löwen geführt 
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und triefen von Ruhe und Friedensliebe. Es wäre nicht so, wenn der afrikanische


Goldstrom versiegt wäre, wenn die Preise abwärts gingen, wenn die Arbeiter-


massen nach Arbeit und Brot schrien, wenn der tolle Ruf „Überproduktion an Brot


und Arbeitern“ wieder ertönen würde.


Darum wiederholen wir -jetzt ist die Zeit, wo wir die Fragen in Ruhe beant-


worten können, die die Geschichte des Metallgeldes an die Währung stellt.


Warten wir nicht die Wirtschaftskrise, den Bruder- und Völkerkrieg ab, um eine


geistige Arbeit zu verrichten, wozu Ruhe und Frieden unentratbare Voraus-


setzungen sind. Noch hält der Goldstrom an, noch ist der Handel rechnerisch


möglich, noch sausen die Webstühle, donnern die Güterzüge. Jetzt ist die Zeit,


die Währungsfragen zu erörtern.
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Zur Frage der Geldreform 


In der herrschenden Volkswirtschaftslehre behauptet sich eine Anschauung mit


der Starrheit eines Dogmas: es ist die Lehre vom Wert. Sie läßt sich etwa in den


Satz zusammenfassen: „Sieht man bei den Waren von allen körperlichen, also


sinnfälligen Eigenschaften ab, so bleibt noch eine Eigenschaft übrig, nämlich der


Wert.“ – An diesen Aberglauben klammern sich 4 Millionen Sozialdemokraten wie


an ein Heiligtum. Aber man wähne nicht, daß nur die Proletarier diesem


Wunderglauben anhängen; die ganze nationalökonomische Literatur ist vom


Geiste dieses Wunderglaubens durchtränkt, ist auf der phantastischen Wertlehre


aufgebaut. So sagt Knies: „Die Lehre vom Wert ist für die nationalökonomische


Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung.“ – Und auf diesem Standpunkt


scheint auch Herr Rich. Lieske zu stehen, der in Nr. 246 des „Hammer“ sich „Zu


Gesell’s Papierwährung“ äußert und sich dabei auf E. Dühring als Autorität


beruft. Also auch Dühring, der berühmte Mathematiker, glaubt, daß nach Abzug


aller körperlichen Eigenschaften an den Waren doch noch etwas übrig bleibe,


das „Wert“ zu nennen sei! –


Um nicht allzuweit ausholen zu müssen, möchte ich Herrn Lieske bitten, 


Dr. Fr.Gottls aufklärende Schrift: „Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der


National-Ökonomie“ [Verlag; G. Fischer. Jena] zu lesen; sie wird ihm die nötigen


Aufschlüsse geben. Ich darf die Hammerleser doch nicht mit Dingen unterhalten,


die schon in Büchern ausführlich behandelt sind. [Gesell – Neue Lehre vom Geld und


Zins. Leipzig, Bernhard Hermann] Um das Papiergeld wirklich begreifen zu können,


muß zunächst mit dem Wertschwindel aufgeräumt werden.


Ich beschränke darum meine Ausführungen auf die Punkte in Lieskes Artikel,


die nicht unmittelbar in die Wertlehre münden. Als „fundamentalen Irrtum“, in


dem ich befangen sei, nennt Herr Lieske die Nicht-Unterscheidung zwischen


Geld und Nachfrage. Wie kann man aber gerade mir, der diese Unterscheidung


zum Stützpunkt für schwere Angriffe auf die Goldwährung benutzt, dergleichen


vorwerfen? Meine Geldreform, von der doch in dieser Zeitschrift des öfteren die


Rede gewesen ist, hat ja gerade zum ausgesprochenen Zweck, diesen


Unterschied vollkommen aufzuheben. Durch das Reformgeld soll ja erst das


Geld zur verkörperten, lebendigen, selbständigen Nachfrage werden, neben


welcher es dann überhaupt keine andere, vom Willen Privater abhängiger


Nachfrage noch geben soll. Durch die Geldreform wird die allgemeine Nachfrage


nach Waren unter die Aufsicht des Staates gestellt. Völlig unabhängig vom


Willen der Banken, der Börse, der Spekulanten, der Morgan und Rockefeller wird


mit der Geldreform immer genau so viel Geld im Umlauf erhalten und zum


Angebot gegen Waren gebracht, wie es im Inter-
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esse fester Preise, nicht aber im Interesse möglichst großer Differenzen-


Gewinne nötig ist. Ohne den Willen des Staates soll mit der Geldreform die allge-


meine Preislage der Waren sich nicht mehr heben und senken können. Der


große Schröpfapparat des Volkes, die Börse, wird durch die Geldreform überflüs-


sig, denn Hausse und Baisse, die dadurch gemacht werden, daß man das Geld


heute anbietet, morgen aber einsperrt, fallen beim Reformgeld weg. Differenzen,


aus denen die Vermögen der Milliardäre und unserer Börsen-Großkapitalisten


fast ausnahmslos entstanden sind, gibt es mit der Geldreform nicht mehr; die


Macht des Geldes wird für immer gebrochen.


Es ist eine unangenehme, weil unfruchtbare Arbeit, sich verteidigen zu müssen


gegen Unterstellung von Anschauungen, die man selber angreift, und ich muß


hier Herrn Lieske bitten, meine Geldreform vorher zu prüfen, ehe er sie


bekämpft.


Einerseits sagt er, daß die 5 Milliarden Franken Kriegsbeute in Deutschland die


Preise angehoben haben, daß dies ohne weiteres einleuchte, daß der Staat mit-


tels der Notenpresse die Preise beeinflussen kann, daß dieser Einfluß soweit


gegangen sei, daß die Schuster in Frankreich zu Laws Zeiten 6000 Franken für


ein Paar Stiefel erzielten, und dann wieder sagt er, daß dieser Schuster (resp.


sein Nachbar Wekkrath in Ostpreußen) kein Geld habe, um etwas zu kaufen,


obschon er die eigenen Produkte zu hochklingenden Preisen absetzen konnte!!


Wenn es Herrn Lieske einleuchtet, daß der Staat mit der Notenpresse die


Preise allgemein bis zur Höhe von 6000 Franken das Paar Stiefel (und darüber


hinaus natürlich) heben kann, so wird er auch umgekehrt folgern müssen, daß


mit einem gut ziehenden Banknoten-Ofen die Preise allgemein bis zur


Verzweiflung der Bauern und zur Verzückung ihrer Gläubiger gedrückt werden


können. Errichtet nun der Staat dieses Banknoten-Krematorium dicht neben der


Banknotenpresse, so daß jeder durch allgemeine Preissteigerung sich zeigende


Überschuß an Geld sofort verbrannt wird, so sieht Herr Lieske, daß zwischen


Geld und Nachfrage schon beim heutigen Geldwesen Beziehungen bestehen,


und daß sich diese bei gutem Willen bis zu einer gewissen Intimität steigern


ließen. [Frankfurth-Gesell: Aktive WährungspolitIk. Physiokratischer Verlag B. Lichterfelde]


Herrn Lieske, dem es einleuchtete, daß der Milliardenregen aus Frankreich die


Preise heben mußte, wird es also jetzt auch einleuchten müssen, daß die


Notenpresse in Verbindung mit dem Notenofen eine bessere Währung abgeben


kann, als die ist, die er sich unter Papiergeld vorstellt. Freilich würde man die


Verwaltung solcher Papierwährung nicht gerade Zuchthäuslern überlassen 


dürfen und ich denke, daß schon allein die Erwägung der Möglichkeit, daß die


Regierung die Notenpresse mißbrauchen könnte zum Zwecke, die 80 Milliarden


Hypotheken und Pfandbriefe in Makulatur zu verwandeln, eine Beleidigung


unserer Staatsbeamten bedeutet.


283







Herr Lieske sagt, daß mit dem Papiergeld dem Bürger der „feste, metallene


Boden“ unter den Füßen genommen würde. Das metallene Geld würde aller-


dings verschwinden, aber bildet dieses Metallgeld wirklich einen festen Boden?


Können unsere Banken und Spekulanten durch Inkasso der in Umlauf befind-


lichen Wechsel (das vielfache des metallenen Geldbestandes) den Bürgern


diesen „festen Boden“ nicht jeden Tag unter den Füßen wegziehen? Sie


brauchen ja dazu nur die Wechsel nicht mehr zu erneuern; das Geld der fällig


werdenden Wechsel festzuhalten, dann ist in weniger als 3 Monaten der „feste


metallene Boden“ in den Händen unserer Geldmänner aufgespeichert. Hat Herr


Lieske in Ostpreußen nicht den „metallenen Boden“ unter seinen Füßen wanken


sehen, als zur Zeit der Marokko-Krise die Franzosen das in Deutschland


angelegte Geld durch Inkasso der hier diskontierten Wechsel an sich gezogen?


Das amerikanische Volk hatte auch einen „metallenen Boden“; im Jahre 1907


aber bebte und krachte dieser Boden derart, (als Morgan plötzlich auf dem Plane


erschien) daß alles, was daraufgebaut war, ins Wanken geriet und zum großen


Teil einstürzte. Wie läßt sich da noch von einem festen metallenen Boden reden?


Wollen wir wirklich erst abwarten, bis Morgan, Rockefeller und Konsorten für ihre


Finanz-Jagden die Gründe in Deutschland aufsuchen, um dem deutschen Michel


durch eine amerikanische großzügige Treibjagd zu zeigen, was die Goldwährung


ist, um ihn für die „ökonomische Irrenidee“, wie Dühring aufgrund des Wertspuks


(s. Zitate) das Papiergeld nennt, empfänglich zu machen?


Gewiß, die Papierwährung würde den, von den Banken und Spekulanten auf


Zeit und gegen Zins dem Volke geliehenen „Metall-Boden“, durch einen vom


Staate kontrollierten Papiergeld-Boden ersetzen, aber dieser Boden wäre gut


fundamentiert und könnte nicht mehr durch Spekulanten ins Wanken gebracht


oder gar den Bürgern unter den Füßen weggezogen werden. Statt des von der


Pariser Internationale gepachteten Metallbodens hätten wir einen eigenen,


nationalen Boden, den niemand ins Wanken bringen, niemand uns unter den


Füßen fortziehen kann.


In Anknüpfung an meine Behauptung, daß das römische Reich zugrunde ging,


weil es wegen Mangel an Geldstoff (Gold und Silber) die Geldwirtschaft


aufgeben und wieder zum Tauschhandel hatte zurückgreifen müssen, stellt mir


Herr Lieske die Frage, woran denn Spanien zugrunde ging, das doch so reichlich


mit Gold und Silber versorgt worden war? Metallarmut könne das doch nicht


gewesen sein? Diese Frage könnte Herr Lieske sich selber beantworten, wenn


er den Krach von 1873 nicht schon vergessen hätte. Die französischen Milliarden


kamen nach Deutschland, wie die Silberflotten nach Spanien kamen; sie


belebten den Handel und hoben die Preise. Aber die hohen Preise lockten die


fremden Waren herbei und zogen das Geld wieder über die Grenze. Genau 


dasselbe ereignete sich in Spanien. Spanien war nur das Durchgangsland für


das amerikanische Gold. Dieses Gold war dem Gesetz der kommunizierenden


Röhren unterworfen. Wäre das Gold von
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Anfang an gleichmäßig über die europäischen Staaten verteilt worden, wie es im


freien Handel der Fall gewesen wäre, so wäre von den Goldfunden nicht mehr


nach Spanien gewandert, als wie der internationale Charakter dieses Geldes


zuläßt. Die Preise wären nicht so hoch gestiegen, hätten in Folge dessen auch


nicht so tief fallen können, genau wie auch in Deutschland nach 1873 die Preise


darum so tief fielen, weil sie durch die Milliarden so hoch über das internationale


Niveau getrieben wurden. Wäre es Papiergeld gewesen, was da in Übermaß


ausgegeben wurde, so wären die Preise auf der Höhe geblieben, wohin sie die


Geldflut getrieben hätte, denn das Papiergeld kann nicht ausgeführt werden. Und


der Krach wäre ausgeblieben. Es hätte sich ein Agio herausgebildet, das unter


anderem auch die Agrarzölle überflüssig gemacht hätte. War der Preis des


Weizens von ursprünglich etwa 200 Mark durch die amerikanische Konkurrenz


auf 150 Mark Gold gedrückt worden und mußte man zu diesen 150 Mark noch


50 Mark Gold Agio bezahlen, so wäre der Preis des Weizens auf 200 Mark 


stehen geblieben und unsere Landwirte wären – trotz der amerikanischen


Konkurrenz – nicht in Sorge wegen der Hypotheken-Zinsen geraten. Wir hätten


dann Papierwährung und Freihandel, statt des logischen Monstrums:


Goldwährung und Schutzzoll.


Noch eins: Herr Lieske sagt: „Der Staat kann mittels der Notenpresse nur das


Verhältnis von Geld und Ware beeinflussen, aber nicht die Verteilung der Güter


bestimmen.“ Wenn also der Schuster für ein Paar Stiefel 6000 Franken erhält


(Lieskes Beispiel), so wird der Landwirt wohl für eine Tonne Weizen 60 000


Franken erzielen. Nun geht der Landwirt mit diesem Erlös zur Hypothekenbank –


und befreit seine Acker von der darauf lastenden Hypothek – mit je einer Tonne


Weizen löscht er 60 000 Franken Hypotheken, deren Zinsen allein ihm bis dahin


schwere Sorgen machten. Der Hypotheken-Gläubiger kann dann mit seinem


Kapital nur 1 Tonne Weizen kaufen; alles andere wäre im Verhältnis ebenso im


Preise gestiegen, während er bis dahin auskömmlich von den bloßen Zinsen


lebte. Das nennt Lieske keine Verschiebung in der „Verteilung der Güter“! Warum


kämpften denn die deutschen Grundbesitzer (sonst Agrarier genannt) für die


Wiedereinführung der Silberwährung, wenn diese nicht die Verteilung der Güter


zu ihren Gunsten beeinflussen konnte? Warum verlangten die Farmer in Nord-


Amerika die Herausgabe der Banknoten-Presse? Sie wollten ihre Hypotheken-


Schulden los sein, sie wollten die 100 Milliarden mit bedruckten Papierwischen


statt mit landwirtschaftlichen Produkten tilgen. Darum. Aber weil das Volk solches


als ungerecht empfand, behielt es die Kontrolle über die Notenfabrikation.


Hiermit hoffe ich Herrn Lieskes Kritik so weit kritisiert zu haben, daß sich jeder


ein Urteil bilden kann. Es ist ein erfreuliches Zeichen, daß die flüchtig und nach-


lässig ohne genügende Vorstudien geschriebenen Währungsartikel, die früher


die Spalten deutscher Zeitungen füllten, immer seltener werden. Man ist offenbar


stut-
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zig geworden und schweigt lieber, als daß man sich der Gefahr aussetzt, in


jedem Punkt glatt widerlegt zu werden. Wer nun sein Leben nach Egidys
Wahlspruch auf seine Religion aufbaut, der wird dem heiligen Geist diesen


Fortschritt zuschreiben. Ich mache aber dem heiligen Geist dieses Verdienst


streitig und behaupte, das zitierte Buch „Aktive Währungspolitik“ habe den


Währungsschreibern die Schwungkraft gebrochen.
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Geldreform und Christentum 


In Nr. 249 des „Hammer“ verwahrte sich ein Herr Harms im Namen der


christlichen Leser gegen eine Äußerung, die in meinem Aufsatz Nr. 248 enthalten


war. Wenn ich mit jener Äußerung christlichen Lesern zu nahe getreten bin, so


bitte ich um Vergebung: eine verletzende Absicht hatte ich nicht. Mir scheint es


aber nötig, daß man sich klar darüber wird, in wieweit die überlieferte Religion


sich mit unseren nüchternen ernsten Lebensaufgaben von heute verträgt. Jene


Religion bildet ausdrücklich eine Vorbereitung für den Tod; wir müssen aber 


wünschen, für das Leben vorbereitet zu sein, denn wir wollen leben! Ja, wer jene


religiösen Lehren wörtlich nimmt, der ist im Wettkampf mit unseren Feinden 


vollständig entwaffnet, namentlich dann, wenn man jene Lehrsätze auf das


wirtschaftliche Leben übertragen wollte. Genau besehen, ist das Geldwesen mit


dem Christentum ganz unvereinbar; Christus lehnt ja deshalb auch die


Anerkennung der Münze für seine Welt ab:


,,Gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott was Gottes ist.“ So lange


aber nicht die göttliche Welt im Erdenleben Platz gegriffen hat, können wir das


Geld nicht entbehren; und wir können auch anderer Waffen und Hilfsmittel im


Lebenskampfe nicht entraten, während das Christentum die Selbstverteidigung


ablehnt.


Gottvater hat seinen Geschöpfen Waffen gegeben, damit sie sich verteidigen


und wehren können: dem Wolf seinen reißenden Zähne und dem Stier seine


spitzen Hörner. Der Sohn aber möchte den Tieren die Zähne ausbrechen und die


Hörner abnehmen, denn sie sollen sich ja nicht wehren, sondern geduldig er-


tragen, was ihnen der Feind zufügt. So steht die Welt des Sohnes mit der des


Vaters in einem unlösbaren Widerspruch. Der Vater will in strenger Auslese nur


das Gesunde und Starke erhalten sehen, der Sohn aber schützt das Morsche,


Kranke, Schwache. Was Wunder, wenn die Herde des Sohnes gegen die uner-


bittlichen Mächte der Naturkraft unterliegt! Der Vater will Kampf und Auslese und


Zuchtwahl, und der Sohn weiß von alledem nichts.


Es wird also nötig sein, daß wir die Lehre des Sohnes einer gründlichen


Nachprüfung unterziehen, um den Lebensgesetzen des Vaters wieder näher zu


kommen. Ich wüßte nicht, was in solcher Auffassung zynisches enthalten wäre!
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Der Physiokrat Nr. 4/1913


321_ Zur Reichs-Wohnungsreform
Der Physiokrat Nr. 4/1913 


322_ Der englische Gesetzesvorschlag für die Verstaatlichung der Bergwerke
Der Physiokrat Nr. 5/1913
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327_ Die künstliche Aufrechterhaltung des heutigen Kräfteverhältnisses der 
politischen Parteien
Der Physiokrat Nr. 5/1913  


329_ Der „Vorwärts“ und die Geldteuerung
Der Physiokrat Nr. 6/1913       


337_ Ein bekämpftes Gartenstadtprojekt
Der Physiokrat Nr. 6/1913


342_ Die verschiedenen Richtungen der Bodenreformer
Der Volkserzieher Nr. 16/1913
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Zum Geleit     


Ab Mai 1912 gab Silvio Gesell gemeinsam mit Georg Blumenthal die Zeitschrift


“Der Physiokrat” heraus. Damit begann bald nach der Vollendung seines 50.


Lebensjahres eine der wichtigsten Schaffensperioden in seinem Leben. 


Das Gedicht, mit dem Georg Blumenthal die erste Ausgabe dieses Organs


der “Physiokratischen Vereinigung” einleitete, trug bezeichnenderweise den Titel


“Mammons Sturz!” Nachdem die Kirchen im Laufe einer mehrere Jahrhunderte


umfassenden Entwicklung ihre ursprünglich ablehnende Haltung zum Zins-


nehmen ganz aufgegeben und damit den Weg zum Aufstieg des modernen


Kapitalismus frei gemacht hatten, sollten nun die Physiokraten der Herrschaft


Mammons entgegentreten. Die Erkenntnisse über die Notwendigkeit einer Geld-


und Bodenreform – “dieses Licht, das uns anvertraut ist” – waren für Georg


Blumenthal “befreiende Gedanken”, die er “wie einen Blitz in Mammons Tempel


hineinschleudern” wollte.[Georg Blumenthal, Mammons Sturz!, und ders., Unsere


Daseinsberechtigung, S. 26 und 30, in: SGW Band 7. – Zum Verhältnis der Kirchen zum Mammon


und zum Zins vgl. Roland Geitmann, Bibel, Kirchen Zinswirtschaft, in: Zeitschrift für Sozialökonomie


80. Folge (1989), S. 17-24. ] Auch Silvio Gesell erblickte in der Geld- und Bodenreform


den “schwersten Angriff, der je gegen Mammon, den Klassenstaat, das arbeits-


lose Einkommen, geführt worden ist.” [Silvio Gesell, Klassenhaß, in: SGW Band 7, S. 83.]


Die vermutlich von Georg Blumenthal verfaßte “Prinzipien-Erklärung der


Physiokratie”, mit der das Erscheinen der Zeitschrift “Der Physiokrat” im Frühjahr


1912 angekündigt wurde, läßt erkennen, daß der jahrtausendelange Kampf


gegen Mammon nunmehr seine Fortsetzung in zeitgemäßen säkularisierten


Formen fand. Die Hoffnung auf Frieden und Gerechtigkeit beruhte nun nicht


mehr auf der Erwartung einer jenseitigen Erlösung, sondern auf der Erwartung


einer diesseitigen Befreiung von materieller Ausbeutung, Entrechtung und


Unterdrückung mit Hilfe der Geld- und Bodenreform. Von ihr erwarteten


Blumenthal und Gesell den Übergang zu einer “natürlichen wirtschaftlichen


Ordnung”, die sowohl die kapitalistische Deformation der Marktwirtschaft über-


windet als auch den marxistischen Irrweg einer Verstaatlichung des wirtschaft-


lichen und sozialen Lebens vermeidet. 


Die Unmenschlichkeit dieses Irrwegs sah Georg Blumenthal fünf Jahre vor der


russischen Oktoberrevolution mit aller Deutlichkeit voraus. In der Form von


Flugblättern erschienen neben der “Prinzipienerklärung” auch noch Muster ei-


nes “Grundbesitz-Ablösungsscheins” und eines “Physiokratischen Geldes”, mit


denen Silvio Gesell und Georg Blumenthal den Lesern ihres “Physiokrat” eine


ganz konkrete Vorstellung von ihren Zielen vermitteln wollten. Wer von beiden


diese Flugblätter verfaßt hat, läßt sich nicht mehr sagen. Dies gilt auch für eine


Reihe von Aufsätzen im “Physiokrat”, die nicht namentlich gezeichnet sind. Die
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Aufnahme der anonymen oder mit Pseudonymen unterzeichneten Aufsätze in


Band 7 erfolgte gemäß den Angaben, die Friedrich Landmann und Willy Hess in


ihren Werkeverzeichnissen gemacht haben.


Im Anschluß an das Gedicht “Mammons Sturz!” wurde auch Georg Blumen-


thals – mit Silvio Gesell gewiß inhaltlich abgestimmter – Aufsatz “Unsere


Daseinsberechtigung” in den Band 7 aufgenommen, da Blumenthal die Boden-


und Geldreform darin in einen ideengeschichtlichen Kontext hineingestellt 


und zugleich die programmatische Zielrichtung des “Physiokrat” umrissen hat.  


Die von den alten Physiokraten um den französischen Arzt Francois Quesnay


gehegte Vorstellung von der “natürlichen Ordnung” des gesellschaftlichen und


wirtschaftlichen Lebens war für Blumenthal der historische Wurzelgrund der


Boden- und Geldreform. Diese ihn faszinierende “Idee jener freimütigen und


hochsinnigen Franzosen” [Georg Blumenthal, Unsere Daseinsberechtigung, S. 27.] war 


im 19. Jahrhundert infolge der sozialen Unordnung des Frühkapitalismus in


Mißkredit geraten. Aber sie überlebte diese für sie schwierige Zeit der antilibe-


ralen Gegenströmungen in den Werken von Pierre Joseph Proudhon und 


Henry George. Dabei galt Proudhons Aufmerksamkeit insbesondere den un-


gelösten Problemen des Geldes und des Zinses, während George, der den alten


Physiokraten auch ausdrücklich eines seiner Werke widmete, die ungelöste


Bodenfrage in den Vordergrund rückte. 


Georg Blumenthal und Silvio Gesell betrachteten sich als die geistigen Erben


der alten Physiokraten und als die Vollender der Werke von Proudhon und


George, deren gedankliche Vorarbeiten sie kritisch sichteten, um diese beiden


Gedankenfäden dann endgültig zu einer unteilbaren Ganzheit von Boden- 


und Geldreformen zu vereinigen. In zahlreichen Aufsätzen im “Physiokrat” [Die


Zeichnung in der Physiokratischen Prinzipienerklärung" hatte möglicherweise ein Vorbild. Aus der


Zeit ihrer Zugehörigkeit zum "Bund Deutscher Bodenreformer" dürften Blumenthal und Gesell die


Zeichnung gekannt haben, die der bekannte Künstler Fidus für das Titelblatt des Bundesorgans


"Deutsche Volksstimme" angefertigt hatte. Auf ihr weist ein Wegweiser drei Wege zum Kapitalismus,


zum Kommunismus und zu der von der Sonne überstrahlten Bodenreform.] stellten sie die


“neue Physiokratie” mit Bezügen zum Zeitgeschehen als eine ordnungspoliti-


sche Alternative zur privatkapitalistisch vermachteten Marktwirtschaft und zur


staatlich bürokratisierten Wirtschaft dar. Und in der Auseinandersetzung mit bür-


gerlichen Ökonomen wie dem renommierten Zinstheoretiker Eugen von Böhm-


Bawerk einerseits und mit Marx, dem “Abgott der Proletarier” [Silvio Gesell, Physio-


kratische Lohnpolitik, in: SGW Band 7, S 65. – Gemäß einem Brief von Gesell an Blumenthal vom


28.7.1912 hat eine von Böhm-Bawerk herausgegebene Zeitschrift ein Rezensionsexemplar der


"Neuen Lehre vom Geld und Zins" bestellt. Ob eine Rezension erfolgte, ließ sich nicht ermitteln. 


In der 1921 posthum erschienenen 4. Auflage seines Hauptwerks "Geschichte und Kritik der


Kapitalzins-Theorien" erwähnte Böhm-Bawerk Gesell nur beiläufig als Autor einer "naiven Aus-


beutungstheorie". (S. 463)], andererseits gaben sie ihrer Vorstellung einer physiokra-
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tischen Ordnung nach und nach deutlichere Konturen. Unbehindert von allen 


privaten und staatlichen Machtgebilden sollte darin der selbstverantwortlich 


handelnde und für die Folgen seines Handelns auch selbst haftende Mensch


[Silvio Gesell, Die Ablösung der Kornzölle, in: SGW Band 7, S. 54. – Die Problematik der Haftungs-


beschränkung hat Gesell nicht eingehender untersucht. Dies hat später unabhängig von ihm 


Walter Eucken in seinem Hauptwerk "Grundsätze der Wirtschaftspolitik" nachgeholt (3. Auflage


Tübingen 1960, S. 279 ff.) Eucken hat klar herausgearbeitet, daß Haftungsbeschränkungen gegen


die Grundlagen von Wettbewerbsordnungen verstoßen, indem sie die Prinzipien der Freiheit und 


der Selbstverantwortung aushöhlen und der Machtkonzentration Vorschub leisten.] auf einem


ordnungspolitisch befestigten “... geraden, göttlichen Weg der Freiheit” [Silvio


Gesell, Freihandel oder Schutzzoll?, in: SGW Band 7, S. 120.] durch sein Leben gehen 


können. 


Sehr aufmerksam beobachtete Gesell auch verwandte boden- und geldre-


formerische Bestrebungen in Deutschland, Frankreich, England und Nord-


amerika. Eine Reihe von Aufsätzen spiegelt seine Eindrücke von diesen Be-


strebungen wider. Gerade weil Gesell in ethischer und kultureller Hinsicht sehr


hohe Erwartungen in die Bodenreform setzte [Silvio Gesell, Die Verwirklichung des


Rechts auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform, in: Gesammelte Werke 


Band 4, S. 67-85.], konnte er es nicht ertragen, daß der “Bund Deutscher Boden-


reformer” die “... klare Lehre Henry Georges fälschte”. Mit leidenschaftlich er-


regten, impulsiven Worten empörte er sich immer wieder über ihre salonfähige


Verwässerung durch Adolf Damaschke und sagte dem “Bund Deutscher


Bodenreformer” voraus, daß seine “... inneren Widersprüche ihn früher oder 


später auflösen werden.” [Silvio Gesell, Was trennt uns von den heutigen "Bodenreformern"?,


in: SGW Band 7, S. 50 und 106. – In gewisser Weise hat sich Gesells Voraussage erfüllt. Die pro-


grammatische Inkonsequenz des "Bundes Deutscher Bodenreformer" führte bereits 1931 zu einer


Annäherung an die Nationalsozialisten, von denen der Bund nach dem Tod von Damaschke (1935)


völlig gleichgeschaltet wurde. Die Idee der Bodenreform war dadurch so entkräftet, daß sie sich 


nach 1945 nicht mehr wieder in einer dem früheren Bund vergleichbaren Organisation regenerieren


konnte. (Vgl. dazu Josef Seemann, Art. Bodenreform, in: Dieter Fricke, Die bürgerlichen Parteien in


Deutschland Band 1, Berlin 1968, S. 150-155.)] 


Für diese Kritik fand Silvio Gesell die Unterstützung des libertärsozialis-


tischen Kulturphilosophen Gustav Landauer, der die Leser seiner Zeitschrift 


“Der Sozialist” auf den “Physiokraten” hinwies und die darin geübte “... Kritik 


des Philisterkränzchens jener Steuerpolitiker, die sich Bodenreformer nennen”,


als sehr verdienstvoll bezeichnete. Auch gebe es zwischen den Physiokraten


und “... den Bestrebungen des Sozialistischen Bundes in wirtschaftlicher Hin-


sicht zweifellos Berührungen”. Im übrigen empfand Landauer die Physiokratie


aber als eine bloß “ökonomistisch-materialistische Lebensanschauung” und er


wies auf die Notwendigkeit hin, die jeweilige Verfassung der Wirtschaft auch 


als ein Symptom der geistigen Verfassung anzusehen, in der sich die in ihr


lebenden Menschen befinden. Mithin sei zur Überwindung bestehender Miß-
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stände nicht nur eine “symptomatische Schmierkur” für die Wirtschaft erfor-


derlich, sondern auch ein entsprechender geistiger Fortschritt. [Gustav Landauer, in:


Der Sozialist 4. Jg. (1912), Nr. 11/12, S. 99. – Im Laufe der folgenden Jahre kam es gleichwohl zu


einer Annäherung von libertären Sozialisten und Physiokraten. Und in der Münchener Räte-


republik ergab sich 1919 schließlich eine persönliche Zusammenarbeit von Landauer und Gesell.]


Über das Ökonomische hinausgehende Gedanken legte Silvio Gesell in 


dem Aufsatz “Die Auslese durch das Christentum, den Krieg und den physio-


kratischen Frieden” nieder. Dieser Aufsatz vermittelt wichtige Aufschlüsse über


seine tatsächliche Einstellung zum Leben, und er läßt trotz der Kürze der Dar-


stellung Grundzüge eines sehr differenzierten Weltbildes erkennen. Vor allem


zeigt dieser Aufsatz, daß Gesell im Vergleich zu den Theologen und den Natur-


wissenschaftlern seiner Zeit, die sich seit Darwin in einem Grabenkrieg erbittert


bekämpften, eine eigenständige Position einnahm. Darin ist möglicherweise der


Keim zu einer Synthese von Religion und Evolutionslehre enthalten. Zwar ten-


dierte Gesell, darin bestärkt von Ernst Frankfurth [Obgleich sich Ernst Frankfurth 1913


noch zu einem längeren geschäftlichen Besuch in Berlin aufhielt (vgl. dazu einen Brief Gesells an


Blumenthal vom 26.4.1913), verfaßte er keine eigenen Beiträge mehr für den "Physiokrat". Er ver-


starb 1916 in Montevideo.], zu dieser Zeit stärker zur Evolutionslehre und die religiö-


se Seite seines Denkens war, wie der Aufsatz “Die Auslese ...” deutlich zeigt,


sehr viel stärker vom Alten als vom Neuen Testament geprägt. Gleichwohl gibt


es Anzeichen für sein Bestreben, ein von Herrschaftsinteressen freies Religions-


verständnis mit einem ebenfalls von Herrschaftsinteressen freien Verständnis


des Evolutionsgedankens ansatzweise zu verbinden – was zum Beispiel in der


Kennzeichnung seines Gedankengebäudes als “physiokratische Religion” [Silvio


Gesell, Der Physiokrat als linker Flügelmann der Parteien, in: SGW Band 7, S. 261. – Die gedank-


liche Verbindung von Religion und Evolutionslehre wird Ende 1917 wieder aufgenommen in dem


Aufsatz "Die Hochzucht des Menschen als Religion der Zukunft". ] zum Ausdruck kommt. 


Um einen Ausgleich der Gegensätze zwischen den Theologen und den 


Naturwissenschaftlern hatte sich zu Lebzeiten von Charles Darwin und Ernst


Haeckel schon der wie Haeckel in Jena lehrende Naturwissenschaftler und


Philosoph Karl Snell bemüht. Für ihn war die Schöpfung kein vor Äonen abge-


schlossener einmaliger Akt, sondern eine kontinuierliche Entwicklung, die von 


der Vergangenheit über die Gegenwart bis in die Zukunft hineinreicht. Diese 


führte zur Entstehung aller miteinander verwandten Lebensformen bis hin zum


geistbegabten Menschen und sie erfährt ihre Fortsetzung auf der Ebene der 


geistig-kulturellen Entfaltung der Menschen und ihrer Entwicklung zu einem 


höheren, arbeitsteilig differenzierten Sozialorganismus. [Karl Snell, Schöpfung des


Menschen, Stuttgart 1981, S. 46-68 und 83-98 (Erstdruck 1863). – Zu Snells berühmtesten Schülern


gehörte übrigens der spätere Mitbegründer der Zeiss-Werke Ernst Abbé, der um die Jahrhundert-


wende als engagierter Kritiker der kapitalistischen Zinswirtschaft hervortrat; vgl. hierzu die biogra-


phische Darstellung von Werner Schmid, Ernst Abbé – der Begründer der Zeiss-Werke in Jena, Bern


1939, S. 27-33. (Wiederabdruck in der Schriftenreihe Fragen der Freiheit" Nr. 201/1989, S. 8-42.)]
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Unabhängig von Snell erblickte auch Silvio Gesell in dem historischen Auf-


stieg und Niedergang von Kulturen eine Kette von Versuchen der Menschheit, 


mit Hilfe der Arbeitsteilung und eines die Teile der Gesellschaft zusammenhal-


tenden Geldwesens zu einem höher entwickelten Sozialorganismus zu werden,


worin die Menschen ihre kulturellen Anlagen zur freien Entfaltung bringen kön-


nen. So wie für Karl Snell Schöpfung und Entwicklung zwei Seiten einer Medaille


waren, so bildeten sie auch für Gesell keine unüberbrückbaren Gegensätze. Viel-


mehr war für ihn die Sozialordnung der Bereich, in dem die Religion und die


Entwicklungslehre einander begegnen können. Und es ist von großer Bedeu-


tung, daß Silvio Gesell bereits selbst versuchte, auf beiden Seiten Ansatzpunkte


für den Bau einer Brücke zu finden. Auf der Seite der Religion war es die mosai-


sche Gesetzgebung mit ihren Verboten des Landverkaufs und des Zinsneh-


mens, deren strukturelle Parallelität zur Boden- und Geldreform offensichtlich


war. [Vgl. den Anhang zu Silvio Gesell, Kannte Moses das Pulver?, in: Gesammelte Werke Band 5,


S. 75 ff.] Und auf der Seite der Evolutionslehre war es Darwins enger Mitarbeiter


Alfred Russel Wallace, der sich im Zusammenhang mit der Abstammungs-


lehre ebenfalls mit den beiden großen Menschheitsfragen nach dem Umgang 


mit dem Boden und dem Geld beschäftigte. Mit Wallace, der als Präsident der


englischen Landverstaatlichungsgesellschaft ähnliche Gedanken verfocht wie 


die Physiokraten, stand Gesell auch in einer persönlichen Verbindung. [Vgl. den


Glückwunsch Gesells zum 90. Geburtstag von Wallace im "Physiokrat", in: SGW Band 7, S. 227. Über


Wallace vgl. Heinrich Niehuus, Geschichte der englischen Bodenreformtheorien, Leipzig 1910, S. 141-


154. – Über Wallace' sozialreformerische Gedanken vgl. Arnold Brackman, A delicate arrangement –


The strange case of Charles Darwin and Alfred Russel Wallace, New York and Toronto 1980, S, 271-


278. Brackman fehlt allerdings das Verständnis für das soziale Anliegen von Wallace. Er stellt 


ihn als einen naiven Utopisten hin. Ein Verzeichnis der Werke von Alfred Wallace findet sich bei 


James Marchant, A.R. Wallace – Letters and Reminiscences, London 1916. Es wäre zu wünschen,


daß seine sozialreformerischen Schriften ins Deutsche übersetzt werden.] Auf dieser durch 


die Sozialreform gestützten Brücke können sich die Religion und die Evolu-


tionslehre schließlich in der gemeinsamen Hoffnung auf eine Höherentwicklung


des Lebens “... zu allgemeiner Kultur und höherem Menschentum” [Georg Blumen-


thal, Unsere Daseinsberechtigung, in: SGW Band 7, S. 30.] begegnen. Die Ausübung wirt-


schaftlicher Macht von Menschen über Menschen, welche das Bodenrecht und


die Geldverfassung ermöglichen, war bisher das größte Hindernis auf dem Weg


der Menschheit zu ihren höchsten kulturellen Zielen. Sie setzte die Gesetze der


Höherentwicklung außer Kraft, so daß die Menschheit auf Abwege geistiger, see-


lischer und körperlicher Erkrankungen geriet. Die Geld- und Bodenreform soll 


dieses Hindernis aus dem Weg räumen, damit in einer gesünderen natürlichen


Lebensordnung auch die in ihr lebenden Menschen gesund werden können. 


Aus Darwins Werk über die “Abstammung des Menschen und die geschlecht-


liche Auslese” hat Silvio Gesell Begriffe wie “Zuchtwahl” und “Hochzucht” unbe-


sehen übernommen – nicht ahnend, daß spätere Generationen dadurch einmal


den Verdacht des Rassismus gegen sein Werk hegen könnten. Doch war Gesell
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als ein Weltbürger nicht nur frei von rassistischen Ressentiments, sondern er 


hat jedweden “... Vorschriften irrender, kurzsichtiger Rassezüchter” eine klare


Absage erteilt. [Silvio Gesell, Freihandel oder Schutzzoll? in: SGW Band 7, S. 126.]  Nicht die


Züchtung von Menschenrassen durch politische Machthaber, die die Auswahl-


kriterien willkürlich bestimmen, war Gesells Vorstellung von “Hochzucht”, son-


dern das, was der große Pädagoge und Sozialreformer Johann Heinrich Pesta-


lozzi einhundert Jahre vor ihm als “Emporbildung der Menschennatur” [Zitiert 


nach Bruno P. Schliephacke, Pestalozzi – Der Rebell, Lauf b/Nürnberg 1960, S. 65.] bezeichnet


hat. Gesell wollte gerade nicht die Herrschaft einer Rasse über die anderen, für


deren Bestialität die Geschichte nach ihm ein so grauenhaftes Beispiel brachte.


Jenseits aller rassistischen Irrwege liegt seine Forderung, daß alle Menschen


ohne jeden Unterschied ihrer Herkunft einen gleichberechtigten Zutritt zum


Boden erhalten müssen: “Allgemeine Ebenbürtigkeit ... folglich absolute Frei-


zügigkeit mit ihren wohltätigen Folgen für Gesundheit, Charakter, Religion,


Bildung, Glück und Lebensfreude.” [Silvio Gesell, Die Verwirklichung des Rechts auf den


vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform, in: SGW Band 4, S. 54.] Mit der Boden-


und Geldreform wollte Silvio Gesell einen sich dezentral selbst steuernden


Prozeß der Gesundung des ganzen Menschengeschlechts einleiten. Die


Menschheit sollte von all jenen körperlichen, seelischen und geistigen Leiden


befreit werden, die der Kapitalismus als eine soziale Krankheit ihr im Laufe ei-


ner mehrtausendjährigen Geschichte zugefügt hat. Zu diesem Leiden zählte er


insbesondere auch den Alkoholismus und seine Folgen für die Menschen. [Dies


kommt besonders deutlich in Gesells 1923 in Basel gehaltenem Vortrag "Der Aufstieg des Abend-


landes" zum Ausdruck. (Band 14 dieser Edition)] 


Im Hinblick auf eine so verstandene “Hochzucht” des Menschengeschlechts


setzte Gesell ein ganz besonderes Vertrauen in die Fähigkeit der Frauen, ge-


eignete Partner als Väter für die gemeinsamen Kinder auszuwählen. Damit 


Ehen als “Bande gegenseitiger freier Liebe geschlossen werden” und nicht 


als Geldheiraten, erhob er schließlich die Forderung, die Mütter aus ihrer öko-


nomischen Abhängigkeit von den erwerbstätigen Vätern zu befreien [Silvio Ge-


sell, Die Auslese durch das Christentum ..., in: SGW Band 7, S. 225.]. Dies sollte dadurch


geschehen, daß die bei der Verpachtung des in Gemeineigentum zurückge-


führten Bodens nunmehr der Öffentlichkeit zufließende Bodenrente je nach der


Zahl der Kinder als Entgelt für Geburts- und Erziehungsleistungen an alle 


Mütter ausgezahlt wird. Da die Höhe der Bodenrente von der Bevölkerungs-


dichte, letztlich also von der Bereitschaft der Frauen abhinge, Kinder zur Welt 


zu bringen und aufzuziehen, stehe ihnen die Bodenrente nach dem Verur-


sacherprinzip auch rechtmäßig zu. Dieser erstmals 1913 in dem Aufsatz “Physio-


kratische Lohnpolitik” geäußerte Gedanke der Verwendung der Bodenrente als


“Mutterrente” war für Gesell gleichsam die Krönung seines gesamten Ge-


dankengebäudes, womit er die ökonomischen Grundlagen des Patriarchats er-


schütterte. [Bereits in seinen Frühschriften hatte Gesell auf positive Auswirkungen der Geldre-


form auf das eheliche Leben hingewiesen (vgl. SGW Band 1, S. 139). Trotz seiner zeitbedingt 
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konventionellen Rollenvorstellungen hat er seitdem immer wieder die Frage nach den Auswirkungen


der Geld- und Bodenreform auf das Verhältnis der Geschlechter zueinander beschäftigt. 1906


schrieb er dazu: "Die Frauen werden den Männern gegenüber selbständiger werden." (SGW Band


4, S. 71) Gemäß dem gleichberechtigten Zugang zum Boden für alle Menschen hat Gesell später


auch hinsichtlich der Verwendung der Bodenrente als Mütterrente rassistischen Verfälschungen sei-


ner Gedanken vorgebeugt: "Keine Mutter, einerlei woher sie kommt, kann von diesen Bezügen aus-


geschlossen werden." (Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: SGW Band 11, S. 72)  Gesell lag der


Gedanke fern, dieses Erziehungsentgelt zum Beispiel nur deut-schen Müttern vorzubehalten und in


Deutschland lebende Ausländerinnen davon auszu-schließen. Sein Vorschlag zur Lösung der


Frauenfrage weist Parallelen zur Einstellung moderner Evolutionstheoretiker auf. Ein Beispiel dafür


ist das Kapitel "Von der Hypothese zur Doktrin – Beispiel Feminismus", in: Irenäus Eibl-Eibesfeldt,


Der Mensch, das riskierte Wesen – Zur Naturgeschichte menschlicher Unvernunft, München 1988,


S. 132-146. Unterschiede und Gemeinsamkeiten bedürfen aber noch der näheren Untersuchung.]
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1. Jahrgang Nr. 1.


Im Mai 1912.


Der Physiokrat
Erstrebt den vollen Arbeitsertrag für die Arbeiter aller Stände durch Grundbesitz-


und Geldreform.
Erscheint zunächst in zwangloser Folge je nach Bedarf und Interesse.


Mammons Sturz!


Der Götze Mammon sitzt seit alten Tagen


In seines Tempels labyrinthischem Raum;


Für ihn allein muss sich die Menschheit plagen,


Um ihn bewegt sich ihres Glückes Traum.


Wer seine Gunst im Leben hat errungen,


Dem ist der Weg zu Macht und Ehren frei,


Dem wird des Lebens hohes Lied gesungen


Den drückt nicht mehr des Alltags Tyrannei.


Es dienen ihm die Mächtigen der Erde,


Es frohnet ihm der Arbeit bleiche Schar,


Es opfert ihm die Menschheit – die betörte


Ihr Heiligstes auf seinem Hochaltar.


Es blähet sich der Götze mit Behagen,


Er wächst – er schwillt – er dehnt sich schlangengleich


Stets größer wird sein nimmersatter Magen,


Er frißt das Volk– den Staat – das ganze Reich.


Und was dem Vaterland der Krieger glaubt zu schulden


Und was der Denker für den Fortschritt schafft


Und was die Liebe muss um Liebe dulden –


Ach alles, alles stärkt nur seine Kraft!
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Es saugt das Kind an welken Mutterbrüsten,


Es darbt die Arbeit stets, – bei allem Fleiß;


Der Mammonsgünstling lebt nur seinen Lüsten,


Für ihn fließt Blut, – für ihn des Volkes Schweiß.


Wohl fühlt das Volk mit dumpfem Zornesbeben


Des Götzen Macht, – die magische Gewalt;


In seine Klauen fühlt es sich gegeben, –


Fühlt, wie sein Griff sich fest und fester krallt.


Doch seht! Der Mammonspriester falsche Lehren


Beschwichtigen des Volkes Argwohn fein:


„Wir woll’n für Euch des Mammons Macht ja wehren; –


Doch – das versteh’n nur wir allein.“ –


„Dringt ja nicht in des Labyrinthes Gänge –


Nicht in das „Heiligtum“ mit dem Verstande ein,


Denn wißt: Gott Mammon straft mit ganzer Strenge


Die „Unberufenen“, die ihn entweih’n.“


So scheuchen mit verlog’ner Wissens-Tücke


Das Volk sie von des Götzen Tempel fort,


Wo still das Scheusal lenkt der Welt Geschicke


Und mästet sich von Unheil, Raub und Mord.


Jedoch, es naht auch ihm die letzte Stunde,


Der Menschheit Genius ist in uns erwacht,


Er schlägt dem Mammon einst die Todeswunde


Trotz Lug und Trug, – trotz seiner Priester Macht:


Schon dringt das Licht durch seines Tempels Schranken,


Schon brennt die Glut auf seines Goldes Schein;


Es flammt der Blitz befreiender Gedanken


Zerschmetternd in des Mammons Reich hinein. –


Ist klein auch heute noch die Schar der Krieger:


Es wächst des Volkes Zorn – es steigt die Glut


Und eines Tag’s sind wir die Sieger –


Dann – Mammonspfaffen – seid auf eurer Hut!


Georg Blumenthal.
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Unsere Daseins-Berechtigung.


So, da wären wir also wieder – nachdem man unserer Idee, unserem Namen


vor über 100 Jahren im Wahnsinnstaumel der grossen französischen Revolution


mit der Guillotine so schön glaubte den Garaus gemacht zu haben!


Aber Ideen sind schwer totzuschlagen und oft ereignet es sich, dass ihnen statt


eines Kopfes, den man mit dem Schwert oder dem Fallbeil abschlägt, viele an-


dere, neue – und oft bessere Köpfe wachsen.


So treten wir denn auch in die Öffentlichkeit mit einer Idee, die man für tot hielt


– obwohl ihre Wirkungen noch heute zu spüren sind – mit der Idee jener frei-


mütigen und hochsinnigen Franzosen die man Physiokraten nannte, deren


Bestrebungen man aber mit ihrem Sturz für „abgetan“ hielt, weil man nicht fähig


war, die Gedanken zu Ende zu denken, die sie – ihrer Zeit weit voraus – in die


Welt warfen.


Und doch riss der Gedankenfaden eigentlich nie ganz ab, – der Gedanke 


nämlich, dass es möglich sein müsse die „natürliche Ordnung“ in die


Beziehungen der Menschen und Völker hineinzubringen auf Grund einer ver-


änderten Volkswirtschaft. Man ging dabei von der richtigen Erkenntnis aus, dass


der Grundbesitz und das Geldwesen die Grundpfeiler der bestehenden


Wirtschaftsordnung sind, auf denen alles übrige beruht. Schon die ersten


Physiokraten hatten begriffen, dass an der Grundrente, (dem produit net) und


dem Zins alles soziale Unrecht, alle Unnatürlichkeit im Staats- und Völkerleben


hängt und er-
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strebten demgemäss die „Herrschaft der natürlichen Ordnung“, um eine gerechte


Harmonie der Interessen unter den Menschen anzubahnen.


Aber das Fallbeil der Guillotine traf die edlen Denker zu früh, so dass die


ganze Lehre teils unverstanden – teils überhaupt nicht genügend geklärt – auf


die Nachwelt überkam. Es waren eben bahnbrechende Geister, Pioniere und


Bannerträger eines höheren Menschentums – höherer Kultur und Gerechtigkeit,


die da der Unvernunft und dem Fanatismus zum Opfer fielen.


Aber der einmal entfachte Funke der Vernunft glimmte still durch das nächste


Jahrhundert weiter!


In Pierre Joseph Proudhon erstand ihr in finsterer Zeit ein starker Träger, ein


unentwegter Kämpfer. Proudhon rollte die seit den Tagen der Physiokraten ver-


gessene Frage des Geld- und Zinswesens wieder auf. Mit einer Kraft und Wärme


ohnegleichen hat dieser Mann immer wieder und wieder auf die Wichtigkeit die-


ser Frage hingewiesen, – sein ganzes Leben in den Dienst dieser Forschung


und Propaganda gestellt. Und wenn wir heute auch wissen, dass es ihm nicht


vergönnt war, den letzten Schleier zu heben, wenn wir auch heute nachweisen


können, dass seine Tauschbank und sonstige Experimente, die er vorschlug, –


nicht durchführbar sind, – so gedenken wir doch dieses edlen Vorkämpfers,


sowohl als Forscher wie als Mensch, mit hoher Bewunderung.


Während Proudhon nun aber ausschliesslich mit dem Geld-, Zins- und


Kreditwesen beschäftigt war und dadurch die Frage des Grundbesitzes und der


Grundrente aus den 
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Augen verlor, legte sich später Henry George, der diese Frage in seinem


berühmten Buche „Fortschritt und Armut“ wieder aufrollte, leider ganz aus-


schliesslich auf sie fest. Für das Geldwesen und den Zins hat er leider nicht das


geringste Verständnis, obwohl er sein Werk „Schutzzoll und Freihandel“ mit 


folgenden Worten den Physiokraten widmete.


„Dem Andenken jener berühmten Franzosen des achtzehnten Jahrhunderts:


Quesnay, Turgot, Mirabeau, Malesherbes, Condorceth, Du Pont und ihrer


Genossen, welche in der Nacht des Despotismus die Herrlichkeit des kommen-


den Tages voraussahen.“


Erst unserer Zeit blieb es vorbehalten, das Vermächtnis der ersten Physio-


kraten zu übernehmen und die von ihnen umstrittenen Fragen wirklich zu lösen;


erst mit Silvio Gesell trat der umfassende Geist – der tiefgründige Denker auf


den Plan, der durch eine einwandfreie Grundrenten-, Geld- und Zinstheorie 


einen gangbaren Weg zeigte, der zur Verwirklichung des alten physiokratischen


Ideals – zur „Herrschaft der natürlichen Ordnung“ führt.


Das hört sich nun zwar nicht sehr grossartig – nicht sehr „revolutionär“ an und


wir sehen bereits links und rechts die enttäuschten Gesichter der gewohnheits-


mässigen Phrasendrescher und Maulhelden, sowie derer, die ihr wirtschaftliches


und soziales Elend dadurch zu vergessen suchen, dass sie sich am Gleichheits-


und Brüderlichkeitsschwindel berauschen.


Nur gemach Ihr Herren! Nicht lange soll es mehr dauern und wir werden Euch


beweisen, dass die Durchsetzung unserer Bestrebungen wohl die grösste


Umwälzung mit sich bringen würde, welche die Welt-    Weltgeschichte
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geschichte bisher kennt – eine Umwälzung so gewaltig und nachhaltig, dass die


grosse französische Revolution und alle nachgefolgten „Revolutiönchen“ zwar als


blutige, im Übrigen aber elende Komödien, mit „viel Lärm um Nichts“ dagegen


erscheinen werden.


Die moderne Physiokratie bedeutet den höchsten vernunftgemässen Ausdruck


der sozialen Bewegungen und Bestrebungen aller Zeiten und Völker, sie ist das


brennende und scheinende Licht, welches dem arbeitenden Volke endlich zeigt,


was Wahrheit und Irrtum, was möglich und was unmöglich ist.


Nimmer dürfen wir dieses Licht, das uns anvertraut ist, durch unsere sonnen-


klare Erkenntnis unter den Scheffel stellen.


Unser Entschluss zur Gerechtigkeit und Wahrhaftigkeit ist unerschütterlich,


unser soziales Gewissen zwingt uns, hinzutreten vor alle Welt und Zeugnis abzu-


legen von der Wahrheit, die wir erkannt haben, denn sie bedeutet eine frohe


Botschaft, sie zeigt den Weg zu allgemeiner Kultur und höherem Menschentum.


Wohl sind wir uns bewusst dass unser Erscheinen zunächst nicht eitel Freude


erwecken wird, denn wir stören den süssen Frieden des Stumpfsinns, die holde


Eintracht der Dummheit und tragen den Feuerbrand der Erkenntnis hinein in das


öffentliche Leben und bringen das Schwert.


Abgesehen vielleicht von einzelnen wirklich vornehmen, idealgerichteten


Charakteren, wird die ganze Masse all oder schon naturgemäss zu unseren


erbitterten Feinden gehören, die dem Grundbesitz und dem Geldkapitalismus


ihre bevorzugte Lebens-   Lebensstellung


30







stellung verdanken. Ebenso feindlich gesinnt werden uns alle diejenigen sein, die


auf Grund ihres einmal erworbenen Vermögens durch andauernde Verzinsung


sowohl sich selbst wie auch ihren Nachwuchs vor dem rauhen Kampf um’s


Dasein bewahren wollen, der ihnen gerade sehr dienlich wäre.


Aber die faulen, süssen Früchte des Nichtstuns (das arbeits- und mühelose


Zins und Renteneinkommen) haben ihnen das Herz verfettet und den Charakter


verdorben, so dass sie nicht mehr gerecht, d. h. logisch und objektiv denken 


können.


Aber auch diejenigen, die sich in der Öffentlichkeit breit machen und auf den


Lorbeeren des Ruhmes sitzen als die geistigen Führer der Nation, als Vertreter


des Volkes, ja – als die Anwälte der Armen und Ausgebeuteten – sie alle zeigen


sich (mit verschwindenden Ausnahmen) einfach als Dickhäuter, sobald es gilt, zu


der von uns aufgerollten Frage der Grundbesitz- und Geldreform, – die doch für


das ganze Volk unendlich wichtiger ist, als all die nichtssagenden schwülstigen


Redensarten, womit man in gewohnter Weise die Zeit totschlägt, – Stellung zu


nehmen.


Wie die Igel haben sie sich eingerollt und halten sich alles vom Leibe, was


ihren hergebrachten Schlendrian stören konnte.


Diese Herrschaften haben freilich Zeit; es treibt sie ja einstweilen nichts zu


einer Änderung ihres Verhaltens und ihrer Taktik!


Aber wir werden diese Igel schon zum Aufrollen zwingen! Wir werden keine


Rücksicht nehmen auf die glattzüngigen Schwätzer, 
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die seit jeher es verstanden haben, mit affenartiger Geschwindig- und


Geschicklichkeit die Gemüter zu verwirren und zu verhetzen.


Was fragen wir danach, dass die Futterkrippen des öffentlichen und politischen


Lebens allenthalben „besetzt“ sind! Wir sind glücklicherweise völlig unabhängig


und gebrauchen weder die Futterkrippen des Staates noch diejenigen irgend


einer Partei oder Clique.


Deshalb brauchen und wollen wir auch Niemand verdrängen, der es ehrlich


meint, wollen nicht die Kreise derjenigen stören, die irgendwo und irgendwie


nach ihrem besten Können und Wissen am Wohl der Menschheit arbeiten.


Aber wir wollen und verlangen, dass man uns beachtet, dass man hört und


prüft – ernstlich prüft, was wir zu sagen haben und dann ehrlich und rücksichts-


los dazu Stellung nimmt.


Und wir haben viel zu sagen!


In erster Linie haben wir z. B. den bisherigen Bodenreformern zu sagen, dass


ihre „Bodenreform“ nicht nur nutzlos, sondern auch ungerecht ist. Um dies zu


beweisen werden wir im „Physiokrat“ die Grundrente und ihre Beziehungen zur


Volkswirtschaft dauernd zu behandeln und unsererseits selbst positive


Vorschläge zu machen haben. Die Abwälzbarkeit der bodenreformerischen


Steuern auf die Mieter wird mit ganz besonderem Nachdruck zu beweisen sein;


wie wir überhaupt den Nachweis zu führen haben, dass die sogenannte


Bodenreform (wir sagen Grundbesitzreform) ohne die gleichzeitige Reform des


Geldwesens nicht nur eine 
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Halbheit, sondern sogar eine völlig hohle Nuss ist.


Ein weiteres Arbeitsfeld erwächst uns aus der Kritik des Geld- und Zinswesens


sowie der verkehrten Währungspolitik der Emissionsbanken – insbesondere der


sogenannten „Reichsbank“.


Auch nach dieser Seite haben wir positive Vorschläge und Forderungen auf-


zustellen sowie deren Richtigkeit und Durchführbarkeit darzutun und nachzu-


weisen.


Ausgehend von diesen beiden Angelpunkten der Volkswirtschaft und


Sozialpolitik (der Grundbesitz- und Geldfrage) die wir zum physiokratischen


Wirtschaftssystem vereinigt haben, bieten sich uns nun überhaupt zahlreiche


Angriffspunkte gegenüber der ganzen geldkapitalistischen Kulturformation und


politischen Gestaltung.


Auch hier haben wir zu sagen, was bisher niemand gesagt hat, – was niemand


sagen konnte, weil die Erkenntnis der ökonomischen Zusammenhänge bisher


unvollkommen und mangelhaft – ja zum Teil sogar direkt falsch war.


So haben wir dem sogenannten „Liberalismus“, der einstweilen noch das


Wirtschaftsleben und die politische Situation beherrscht, zu sagen, dass seine


Theorie vom „freien Wettbewerb“, – vom „freien Spiel der Kräfte“ eine Lüge ist,


im Hinblick auf den Monopolcharakter des Grundeigentums und des


Geldwesens.


Dem Sozialismus, der noch immer (und zwar in zunehmendem Masse) als Hort


der Freiheit und Gerechtigkeit gilt, – weil man nichts Besseres kennt – werden


wir seine Kultur- und Freiheitswidrigkeit nachweisen.
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Soweit er nicht überhaupt auf willkürlichen Vorstellungen beruht – sondern sich


wissenschaftlich gebärdet – haben wir ihm gegenüber in erster Linie die


Unhaltbarkeit der Theorie von Karl Marx endgültig und einwandfrei darzutun. Mit


den vernünftigeren, mehr kollektivistischen und genossenschaftlichen Richtungen


werden wir andererseits Verständigung zu suchen haben, die auf beiden Seiten


kaum schwer fallen dürfte.


Ganz besonders wichtig ist es aber, dass wir den Arbeiterverbänden und


Gewerkschaften die Aussichtslosigkeit und Überschätzung ihrer Streiktaktik mit


grösster Deutlichkeit klar machen. Demgemäss liegt uns natürlich auch die 


ernste Pflicht ob, der gesamten Arbeiterschaft aller Berufsstände einen anderen


Ausweg aus dem ökonomischen Labyrinth zu zeigen.


Scharf auf die Finger zu sehen haben wir ferner allen politischen Parteien


überhaupt, denn sie weichen alle mehr oder weniger vom Wege der objektiven


Tatsächlichkeit und Wahrhaftigkeit ab. Das Partei-Interesse ist ihr oberstes


Gesetz und Leitmotiv! –


Aber auch an all die vielen sonstigen politischen und reformerischen Gruppen


haben wir ernste Worte zu richten.


Wir haben uns auseinanderzusetzen mit den Anarchisten und Anarcho-


Sozialisten, mit den Antisemiten, den National- und Alldeutschen, den Schul-,


Kultur- und Ehe- Reformern usw.


Unsere Daseinsberechtigung beruht, abgesehen von der Überlegenheit unser


ökonomischen Erkenntnis, auf der allgemeinen Verwirrung, Plan- und


Ziellosigkeit, die wir um uns sehen.
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Entschlossenes und klar bewusstes Eingreifen tut allenthalben not.


Ein neuer zielsicherer Armeebefehl fehlt der sozialen Bewegung, damit die


Zerfahrenheit ein Ende hat, damit sich Freund und Feind erkennen und reinlich


trennen!


Einer versteht den Anderen nicht mehr, Einer weiss vom Andern nicht, was er


will, – die meisten wissen selbst nicht, was sie wollen. Der Fanatismus ver-


blendet die Menschen und macht sie zu Narren, und alles, was natürlich und rein


menschlich ist, wird mehr und mehr verdrängt vom Partei- und Cliquenwesen,


von unwirklichen Hirngespinsten. Die ödeste und schamloseste Interessenpolitik


beherrscht das gesamte öffentliche Leben, sowohl nach oben wie nach unten –


sowohl von links wie von rechts.


Wo soll da eine gerechte Harmonie der sozialen Interessen, wo soll da die


natürliche Ordnung der Dinge herkommen?


Alle haben das dumpfe Gefühl, dass etwas nicht in Ordnung ist; keiner aber


kann sagen, was nicht in Ordnung ist und wie die natürliche Ordnung hergestellt


werden kann. Deshalb schlagen alle aufeinander ein; jeder sucht am lautesten


zu schreien, um so auf Kosten der anderen seine beschränkten Standes-


interessen wahrzunehmen. Ob mit oder ohne Berechtigung ist ihm gleich, – 


wie weit seine Berechtigung geht, weiss er selber nicht zu sagen.


So erheben wir denn das Banner der Physiokratie!


Wer soziale Gerechtigkeit will, auf der Grundlage von Freiheit, Unabhängigkeit


und allgemeinem Wohlstand, der schliesse sich uns an!


Ein Sammelruf sei unser Name für alle 
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edlen und freien Geister; ein geistiges Band wollen wir schaffen zwischen allen,


die selbständig denken und ehrlich suchen; aber nicht allein durchdringen 


können und ihrer Überzeugung Gewalt antun müssen, wenn sie länger auf den


ausgetretenen Irrwegen der „Partei“, der „Interessenpolitik“, des Cliquengeistes


wandeln sollen.


Ein Hort der Hochherzigkeit, des Freimutes, der inneren und äusseren


Wahrhaftigkeit sei unser Blatt – ein Mittel zur Verständigung und Klärung für 


alle, die noch unklar und schwankend sind – ein sicherer Wegweiser für den


Fortschritt der Menschheit zu höherer Kultur, Freiheit und Gerechtigkeit.


Und wenn wir stark genug sind, dann werden wir die alten Formen sprengen,


die Fesseln von uns werfen, die uns erdrücken und verstümmeln an Leib und


Seele, an Hab’ und Gut Wir wollen nicht nur hie und da „Gehör finden“, wollen


nicht nur als eine Macht neben vielen andern „geduldet“ werden, – sondern wir


müssen die ausschlaggebende, intellektuelle und soziale Macht überhaupt
werden!


Unsere Daseinsberechtigung kann sich nur dadurch erweisen, dass unsere


Idee – unsere Bewegung wie ein fressendes Feuer um sich greift, über den 


ganzen Erdball flammt und mit ihrer Glut den Götzen der Welt – das goldene


Kalb – zum schmelzen bringt, vor dem sich die Völker seit Jahrtausenden 


entwürdigen und im Staube wälzen.


Georg Blumenthal.
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Die Krise und ihre Propheten


Von allen Propheten ist nur der Krisenprophet unfehlbar. Seine Weissagungen


treffen immer zu. Er irrt nie, er kann nicht irren; es muss alles so kommen, wie er


sagt, vorausgesetzt, dass das Volk an ihn glaubt. Das gläubige Volk sorgt dafür,


dass die Prophezeihung buchstäblich in Erfüllung geht. Der Glaube versetzt


Berge, sagt man. So wird der Glaube an eine Krise, wohl auch die bestgefügte


Volkswirtschaft aus den Angeln heben und in den Staub werfen können.


Die Erfahrungen der Jahrtausende beweisen dem Krisenpropheten, dass es


mit der Volkswirtschaft zugeht, wie mit den Wellen auf dem Meere – auf und ab.


– Und wenn es so seit Menschengedenken immer gegangen ist, warum sollte es


jetzt nicht weiter so gehen?


Geht es also aufwärts in der Volkswirtschaft, sind alle Unternehmer vollauf


beschäftigt, schmilzt die Arbeiter-Reserve zusammen, wachsen die Sparkassen-


einlagen, trifft man hin und wieder auf Gruppen freundlicher, übermütiger


Menschen, hebt sich das Selbstbewusstsein der Arbeiter, dann ist der Augenblick


gekommen, wo unser Prophet seine Stimme erhebt. Passt auf! Der Eisgang


beginnt, ich höre es bersten, die Krise naht, rette sich wer kann!


Am nächsten Tage bringen alle Zeitungen die Prophezeihung, und man wird 


stutzig. Rette sich wer kann, hat der Prophet ausgerufen! Worin besteht diese


Rettung? Jedermann weiss es. Die „Rettung““ besteht einfach darin, dass man


alles was man besitzt, Häuser, Aktien, Grundstücke, Waren, zu verkaufen, zu


„realisieren“ sucht. Denn in einer 
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Krise verwandelt sich die ganze Welt in Schaum, nur das Geld ist dann „real“,


daher der Ausdruck realisieren. Wem die Realisation gelingt, ohne dabei allzuviel


Haare zu lassen, der ist „gerettet.“


Es liegt aber in der Struktur dieses eigentümlichen Rettungsbootes begründet,


dass es nur wenigen Rettung bieten kann, denn wenn alle die Rettung im


Verkauf gegen Bargeld suchen, so fragt man sich, wie dieser Verkauf gelingen


soll, wenn auf den Ruf „Rette sich wer kann“ nur jeder an den Verkauf, niemand


an den Kauf denkt? Wenn aber die Käufer fehlen und die Verkäufer so massen-


haft auftreten, so muss ja das Preisgebäude wanken und stürzen.


Damit ist aber schon die Prophezeihung in Erfüllung gegangen. Die Krise ist 


da – ein unmittelbares Produkt ihrer Prophezeihung.


Die Preise sinken, heisst es jetzt überall Es sind keine Käufer da, nur


Verkäufer, nur noch Leute, die sich „retten“ wollen. Und weil die Preise sinken,


kann auch beim besten Willen niemand mehr kaufen – auch die nicht, die nicht


an die Prophezeihung glauben wollten. Wer bei sinkenden Preisen kauft, muss


unter Einstand verkaufen, denn die Konkurrenz zwingt ihn auf Grund der


Marktpreise, also der Tagespreise zu verkaufen.


Der Bauunternehmer unterlässt den geplanten Neubau. Natürlich, denn wenn er


die Steine, das Holz, die Träger künftig billiger als heute kaufen kann, so tut er


besser und wartet. Schneller und leichter kann er kein Geld verdienen, als durch


warten. Und die Preise der Baumaterialien gehen ja auch schon darum allein


zurück – weil der Bauunternehmer zögert. Denn der Mann, der Kalk, 
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Zement, Holz usw. auf Lager hat und vielleicht Zahlungen zu machen hat, sucht


durch Preisermässigung den Absatz zu erzwingen – freilich ohne Erfolg, denn


sein billigeres Angebot bewirkt nur, dass der Unternehmer nun auch an den


Krisenprophet glaubt. Im Preisrückgang der Waren ist ja das Wesen der Krise


begründet. Und der Unternehmer, der an die Krise glaubt, handelt doch richtig,


wenn er wartet, wenn er die Inangriffnahme des geplanten Baues verschiebt.


Übrigens würde er ja auch bei seinen Geldleuten auf Widerstand stossen. Wie


will er, fragt ihn der Geldmann, auf seine Kosten kommen? Das Haus, das ihm


heute 100 000 kosten würde, wird er mit Hilfe der Krise, die alles billig macht,


mit 80 000 bauen können, allerdings auch nur auf dieser Grundlage verkaufen


können. Aber wie will er mir 100 000 zurückzahlen, wenn er nur 80 000 für das


geplante Haus erhält? So lange die Preise fallen, gibt der Geldmann nichts 


heraus – denn der Verkehr ist nur sicher bei steigenden Preisen. Wenn also


auch der Unternehmer nicht an die Krise glaubt, so unterbleibt dennoch der 


Bau – weil der Geldmann daran glaubt.


Beim Fabrikanten verhält es sich ähnlich. Die Bestellung auf Rohstoffe unter-


bleibt, einerlei ob der Fabrikant an die Krise glaubt oder nicht. Glaubt er an die


Krise, so schliesst er die Fabrik aus Sicherheitserwägungen, und glaubt er nicht


daran, so muss er sie doch zwangsweise schliessen, weil auch ihm der Kredit


geschnitten wurde. Sicher ist das Geld im Verkehr nur in der Hochkonjunktur,


wenn alle Preise in die Höhe schiessen, wenn der Fabrikant die Produkte zu 


steigenden 
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Preisen absetzen kann.


Und dass kein Kaufmann sein Lager vervollständigt, solange er an die Krise


glaubt, das ist ja auch selbstverständlich. Heute für 10 kaufen, was morgen für 9


angeboten wird und was er nach den Gesetzen des Wettbewerbs auch auf die-


ser neuen Grundlage anbieten muss – das tut doch kein Kaufmann. Man wartet


mit der Vervollständigung des Lagers bis man nicht mehr an die Krise glaubt.


Die Krise ist also zu einem Kreise geschlossen. Die Arbeiter feiern. Es wird


nicht mehr gebaut, gekauft, gearbeitet.


Kredit gibt es nicht mehr und in den Banken häuft sich das Geld an, wo es nur


noch gegen erste Sicherheiten zu sinkendem Zinsfuss angeboten wird. Übrigens


kann auch jetzt Niemand das Geld – sogar zinsfrei nicht – kaufmännisch verwen-


den. Der Geldumlauf ist rechnerisch unmöglich geworden. Wer es versucht,


muss es büssen.


Wie doch der Prophet das alles so fein prophezeit hatte! Welch ein Kopf!


Hätten wir ihm doch auch geglaubt, und gleich alles zu Geld gemacht, als es


noch Zeit war. Ein Vermögen hätten wir gerettet, und ein zweites dazu gewon-


nen. Es ist doch etwas dran an dieser sonst so verachteten nationalökonomi-


schen Wissenschaft.


Diese Wissenschaft sollte eigentlich zur Volkswissenschaft erhoben werden!


Hätten wir alle mit der Liquidation 6 Wochen früher begonnen – so wären wir alle


gerettet worden!?


Ja, es ist eine schöne und dankbare Arbeit, die des Krisenpropheten. Einzige 
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Bedingung für den Erfolg ist nur, dass man genügend Gläubige findet Glaubt das


Volk an seinen Propheten, dann muss die Krise gesetzmässig eintreten, ganz


einerlei, wann er sie prophezeit, ganz einerlei wie er sie begründet. Die Krise ist


ja da, sobald sich das Volk auf den Empfang der Krise vorbereitet.


Die Krise ist ein unmittelbares Produkt der Prophezeiung – ähnlich wie in der


Geschichte der Alten das von den Orakeln verkündigte Unheil durch die


Vorkehrungsmittel dagegen herbeigezogen wurde. Der Glaube an die Krise


genügt an und für sich um diesen Glauben zu begründen. Eine wunderbare


Erscheinung.


Wer an die Krise glaubt, arbeitet nicht, unternimmt nichts, kauft nichts und


bezahlt nicht. Darin aber besteht ganz allein das Wesen der Krise, dass die


Bestellungen von einem Tag zum andern verschleppt werden, dass man für neue


Unternehmungen kein Geld hergibt und die eingehenden Gelder nicht mehr in


Umlauf setzt. Die Unterbrechung des Geldumlaufes – das ist die Krise. Und um
den Geldumlauf zu unterbrechen, genügt der Warnungsruf des Krisenpropheten.


Wenn der Krisenprophet keinen Glauben findet, dann prophezeit er auch sicher


falsch. Denn es ist klar, dass wenn niemand sich auf seinen Warnungsruf zu 


retten sucht, auch keine Krise ausbrechen kann. Ohne Glauben versetzt man


keine Berge, ohne Gläubige kann kein Prophet die Volkswirtschaft in den Staub


werfen.


Der Prophet muss sich dieses Glaubens versichern. Er muss wissen, ob er die


nötige 
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Autorität im Volk hat und diese Autorität schenkt das Volk keinem armen


Gelehrten. Der Prophet muss zur „haute finance“ gehören. Rockefeller, Pierpont,


Morgan wären gute Propheten – wenn diese Männer eine Krise anzeigen und


aus dem eigenen Vermögen genügende Realisationen an der Börse vornehmen,


dann hat die Prophezeihung die richtige wissenschaftliche Unterlage. So ein


Finanzmann allein kann wissen, wann die Produktionsschwelgerei die Grenzen


einer Produktionsorgie überschreitet, wann wir wieder in die Weberproduktion


hineingesegelt sind! Und so ein Börsianer, der mitten im Verkehrszentrum steht,


wo alle Fäden des Handels zusammenlaufen, kann die nötige Autorität voraus-


setzen und als Prophet sein Glück versuchen.


Ruft dann eine solche Autorität „es kracht, rettet euch“, so darf man solchen


Rat nicht in den Wind schlagen. Er muss es doch wissen.


Aber der Krisenprophet lässt sich sein Orakel bezahlen. Er kann die Stunde im


Voraus bestimmen. Er kann sich auf die Krise, die am 30. Sept. 3 Uhr losbre-


chen soll, Monate lang im Voraus vorbereiten. Und er tut es. Die Krise verdoppelt


sein Vermögen und alle Welt bewundert den Rechenkünstler. Welch ein Kopf!


Aber der Krisenprophet, der die Stunde des Krisenausbruchs so genau anzu-


heben wusste, kann auch die Stunde prophezeien, wann die Krise ihr Ende


erreicht.


Die Krise ist beendet, ruft er. Glaubt mir, die Kurse werden gleich wieder steigen.


Kauft, beeilt euch, bringt das verscharrte 
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Geld wieder in Umlauf; ich stehe dafür, dass die Kurse bald wieder den


ursprünglichen Stand erreichen werden. Glaubt mir, mehr ist nicht nötig um der


Krise ein Ende zu bereiten. Glaubt eurem Propheten, er muss es wissen. Er hat


euch richtig den Anfang der Krise prophezeit, so muss er auch wissen, wann sie


ihr Ende erreicht.


Und das Volk glaubt dem Propheten. Es bringt das Geld wieder zur Börse, zum


Markt. Alle wollen jetzt wieder kaufen und wundersam – die Preise ziehen tat-


sächlich wieder an, die Krise hat ein Ende! Und während das betrogene Volk


dem Propheten seine Huldigung darbringt, zählt er die Millionen an Differenzen.


Es gibt in der Volkswirtschaft nichts, was eine allgemeine Krise zur


Notwendigkeit macht. Es gibt keine allgemeine Überproduktion. Es gibt keinen


triftigen Grund für Krisen, keinen Grund dafür, dass auf die Zeit der Blüte eine


Katastrophe folgen soll. Solange gearbeitet wird, muss der Wohlstand unaus-


gesetzt wachsen und der Gang der Preise benachrichtigt jeden Unternehmer, ob


in seinem Fach der Bedarf wächst oder nicht. Aus der Arbeit kann nur gutes


erwachsen. Vernichte man ein für alle mal den Glauben an die Krisen und – aus


ist es für immer mit den Krisen.


Der Glaube an die Krisen wurzelt in letzter Linie in unserem barbarischen, aus


barbarischen Zeiten auf uns überkommenen Geldwesen. Genügt doch heute das


heisere Gekreisch eines der eben gezeichneten Propheten, um den Geldumlauf


zu unterbrechen, um das Geld von der Bildfläche wegzublasen. Die Unter-


brechung des Geld-   Geldumlaufes
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umlaufes ist aber die Ursache der Preisstürze, der Krise.


Reformire man also das Geld in der Weise, dass man es nicht mehr verschar-


ren kann, dass es unter allen Umständen um- und umlaufen muss, so wird kein


Prophet mehr dem Geldumlauf halt und vorwärts gebieten können und dann ist


es aus mit den Krisen und ihren Propheten. Kein Prophet, keine Krise kann ver-


hindern, dass der Arbeiter seine Arbeitskraft zu Markte trägt, kein Prophet kann


verhindern, dass der Kaufmann seine Waren anbietet. Das Warenangebot stockt


nie, es kennt keine Propheten.


So halte man es auch mit der Nachfrage nach Waren, mit dem Angebot des


Geldes. Richte man das Geld so ein, dass es genau wie die Waren, unabhängig


von den Prophezeiungen gegen Waren angeboten werde und dann werden sich


Geld und Waren, Angebot und Nachfrage regelmässig auf dem Markte be-


gegnen. Der Absatz der Produkte wird dann regelmässig und unabhängig von 


spekulativen Rücksichten von statten gehen und dann soll noch ein Prophet eine


Krise ankündigen! Man wird über diese Kinderkrankheit lachen.


Wenn heute auf den Unkenruf einer Börsenkassandra der Eisenbahndienst


eingestellt werden könnte, so würde alle Welt sofort nach Reformen rufen, die


den Bahnbetrieb unabhängig vom Willen Privater machen.


Für die Volkswirtschaft hat aber die Zirkulation der Eisenbahnwagen, so wichtig


sie auch sein mag, doch bei weitem nicht die Bedeutung der Zirkulation des


Geldes. Die Unterbrechung des Geldumlaufes, die 
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heute infolge der materiellen Beschaffenheit des Geldes jeden Tag eintreten


kann, lähmt das Volk an Kopf und Gliedern.


In allen fortschreitenden Ländern legt der Staat die Hand auf die öffentlichen


Verkehrsmittel – Eisenbahnen, Strassen, Brücken, Post, Telegraph usw. – er ver-


waltet oder überwacht diese Dinge im öffentlichen Interesse. Er greift rücksichts-


los zu, wenn aus irgend einem Grunde eine Stockung im Betrieb eintritt.


Ebenso und noch viel energischer sollte man das Volk vor Störungen des


Geldumlaufs schützen. Das Geld sollte man unter Umlaufzwang stellen, und


zwar unter natürlichen Umlaufzwang, darin bestehend, dass jeder der das Geld


am Umlauf verhindert, für den Schaden den er dadurch anrichtet, an seinem


eigenen Gelde durch die Eigenschaften des Geldes gestraft wird.


Die Frage, wie man solchen Umlaufszwang erzielen und das Geld dem


Kommando der Krisenpropheten entziehen kann ist bereits gelöst. Die Antwort


besteht in der von uns erstrebten Geldreform.


Was trennt uns von den heutigen 


„Bodenreformern“?


Henry George, der geniale Amerikaner war es, der zuerst die Fragen der sozia-


len Sphinx wenigstens zum grossen Teil klar beantwortete und den Weg zeigte,


der zur sozialen Gerechtigkeit führen konnte. „Beseitigt das Privateigentum am


Grund und Boden“, so rief er den Arbeitern zu „sonst werdet ihr ewig die Sklaven


der Bodenbesitzer bleiben müssen.“ Aber wie wollte 
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man das heutige System des privaten Bodeneigentums abschaffen? Er sah kei-


nen andern Weg als die Besteuerung des Bodens bis zur völligen Beseitigung


der privaten Grundrente.


Wenn, wie wir heute wissen, George‘s Genie auch nicht ausreichte, das ganze


Dunkel zu erhellen, das über den sozialen Rätseln lagerte, so hatten seine


Vorschläge doch etwas für sich: sie waren ehrlich, grosszügig, und hätten das


soziale Elend zum grossen Teil beseitigen können.


Flürscheims Verdienst war es, diese Gedanken nach Deutschland gebracht zu


haben, und ist es dessen Gründung, der Bund Deutscher Bodenreformer, der die


Georgeschen Lehren zu den seinen machte. [Anm. der Red.: Flürscheim brachte wohl die


Vorschläge H. George’s nach Deutschland, blieb aber nicht lange dabei, sondern entwickelte sie in


der Richtung einer vollständigen Ablösung des ganzen Privatgrundbesitzes durch den Staat bei voller


Entschädigung der Besitzer. Es ging diesem ehrlichen Manne wider den Strich, dass man die


Grundbesitzer plündern sollte, um vielleicht nur die übrigen Kapitalisten mit dem Plunder zu berei-


chern.] Sehen wir zu, wer diese Leute sind und wie sie das Erbe ihres grossen


Meisters auffassen. 


Bewegungen, die das gesamte Fundament unseres Wirtschaftslebens von Grund


aus abändern, die das heutige System von Herren und Knechten beseitigen wol-


len, die die Abschaffung der Privilegien des Besitzes, der Geburt, der Bildung,


der Stellung anstreben, müssen sich naturgemäss auf die grossen Massen des


Volkes stützen und ihre Führer aus dessen Reihen wählen, wenn sie nicht dem


Fluche der Lächerlichkeit und Schwäch-    Schwächlichkeit


46







lichkeit anheim fallen wollen. Die Führer der heutigen Bodenreformer sind, wie


die Vorstandszusammensetzung zeigt, zum grössten Teil Offiziere, Beamte,


Kommerzienräte, Zins- und Grundrentner. Aber kennt die Geschichte ein einziges


Beispiel dafür, dass diese Klassen ernstlich grosse Reformen angestrebt hätten?


Nur ganz weltfremde Köpfe werden erwarten, dass diese an der heutigen


Unordnung interessierten Männer sich zu Märtyrern umstürzender Ideen


machen, dass diese Privilegierten die Anwälte der Enterbten sein und den Ast


absägen werden, auf dem sie selbst sitzen. Gewiss, es ist in der Geschichte der


Arbeiterbewegung vorgekommen, dass einzelne Idealisten die Sache des Volkes


zu der ihren gemacht haben, und es wird auch immer solche geben, die vorur-


teilslos genug sind einzusehen, welche grossen Vorteile der Gesamtheit mit


Ausnahme vielleicht einiger weniger Besitzenden aus einer grosszügig durchge-


führten Bodenreform erwachsen werden, und die sich deshalb unserer


Bewegung anschliessen werden. Aber der Besitzende im allgemeinen, der mit


aller Art Privilegien gewappnete, wird unser natürlicher Gegner sein – schon 


einfach deshalb weil ihm zu viel falsche Vorstellungen anerzogen sind, und diese


ihn gar nicht zur Erkenntnis der vielen auch für ihn gültigen Vorteile einer ernsten


Sozialreform kommen lassen werden. Diese Männer können mit der


Kurzsichtigkeit ihrer Kaste die Tragweite der Einführung wirtschaftlicher


Gerechtigkeit gar nicht überblicken und werden deshalb niemals ernsthaft an


Einführung grosszügiger Reformen denken.


Wir sind daher der Meinung, dass die führenden Männer, die dem Volke zu 


seinem 
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Rechte verhelfen sollen, aus anderem Stamme sein müssen. Sie sollen die


Folgen der heutigen wirtschaftlichen Ungerechtigkeit am eigenen Leibe verspürt


haben. Täglich und stündlich sollen ihnen die ungerechten Zustände Gemüt und


Verstand zur Beseitigung der Privilegien aufpeitschen, sollen sie bereit machen,


Opfer für die Sache der Freiheit zu bringen. Der satte Rentner und privilegierte


Bourgeois kann unmöglich der Führer sein, wo es gilt, Jahrtausende langes


Unrecht zu beseitigen.


Der Art ihrer Führer entspricht die Reform der Bodenreformer. Henry George


zeigte ihnen ihre Feinde und gab ihnen Rüstung und Waffen. Sie machten ihre


Feinde aber zu ihren Führern, die Rüstung zogen sie sich nicht an und die


Waffen liessen sie verkommen. Diesen Eindruck gewinnen wir, wenn wir das


Programm der Bodenreformer betrachten.


Davon, dass die Grundrente in den Staatssäckel und nicht mehr in die


Privattaschen fliesst, mit einem Wort, dass der Grund und Boden gemeinsames


Eigentum aller werden soll, ist im Programm nirgends die Rede. Es beschränkt


sich im wesentlichen darauf, eine Reform der Bodenbesteuerung – in der


Hauptsache des städtischen Bodens – durch Einführung der Steuer nach dem


gemeinen Wert anzustreben und preist als Allheilmittel die Besteuerung des


Wertzuwachses an, der möglichst dem Volksganzen nutzbar gemacht werden


soll.


Der Wertzuwachs lässt sich jedoch ohne Berücksichtigung der Bewegung des


Geldpreises gar nicht genau feststellen. 3 Mark 
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von heute sind durchaus nicht das, was ein Taler vor fünfzig Jahren war. Einer


Besprechung der Währungs- und Zinsfrage geht man jedoch ängstlich aus dem


Wege.


Dann aber wird der Wertzuwachs nur bei Entäusserung von Grundstücken


gefasst. Bleibt das Grundstück in derselben Hand, so wird der Wertzuwachs von


der Besteuerung fast ganz verschont. Dabei ist diese Wertzuwachssteuer inso-


fern ungerecht, als Grundstücke in der Regel nur bei Verlegenheiten ihrer


Besitzer verkauft werden.


Der ungeheure Wertzuwachs, den die Zollpolitik für den ländlichen Boden


brachte, ist als Milliardensegen in die Taschen der Grossgrundbesitzer geflossen


und der Zuwachs, den unsere industrielle Entwicklung und Volksvermehrung mit


sich bringt, wird auch bei Einführung der Zuwachssteuer fast ungeschmälert von


den städtischen Grundrentnern eingeheimst. Was aus der Besteuerung des


Wertzuwachses den Kommunen und dem Staate zufliesst, ist nicht des


Geschreies wert, welches die Bodenreformer davon machen. Man hat durch


Einführung der Steuer nach dem gemeinen Wert und der Wertzuwachssteuer


einen in die Augen springenden groben Unfug beseitigt. Das ist alles, aber


Bodenreform ist das nicht.


Bei der gesetzgeberischen Behandlung der ländlichen Bodenfrage wissen sich


die heutigen Männer überhaupt keinen Rat. Die Auswucherung des Volkes durch


die Zollpolitik (eins der legalen Verbrechen des Jahrhunderts) haben die „treuen


und ehrlichen“ Bodenreformer, wie sie sich so gerne nennen, in neutraler Haltung


mit angesehen. Das ist ja Politik und Politik treibt der 
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Bodenreformer angeblich nicht. Als ob nicht der Zoll eine der wichtigsten


Ursachen für die Höhe des Preises des ländlichen Bodens wäre. Oder glauben


die Bodenreformer, dass das Volk die Kopfsteuer des Zolls weniger fühlt als die


Besteuerung durch Grundrente? Warum nimmt man also nicht Stellung zur


Zollfrage? Fürchtet man den Zorn der Grossgrundbesitzer?


Das einzige, was man in der Agrarfrage unternimmt, ist eine Entschuldung der


Agrarier mit Hülfe des Staates vorzuschlagen. Erst haben sich diese auf Kosten


des Volkes durch den Zoll bereichert, und dem Volk dauernde Lasten aufgebür-


det, jetzt soll der Staat sie auch noch vom Tribute an die Zinsrentner befreien.


Was zum Teufel geht es das Volk an, ob, an wen und wieviel der Agrarier Zinsen


zahlen muss? Im Gegenteil, man wird infolge der Verschuldung die schnellere


Einführung der Bodenreform willkommen heissen! Ein hoch verschuldeter


Grundbesitzer wird vielleicht eher unser Bundesgenosse sein als ein unverschul-


deter, denn je höher er verschuldet ist, um so geringer wird für ihn das Interesse


am Boden-Privateigentum sein.


So stösst die heutige Bodenreform, weil sie die klare Lehre Henry George‘s


gefälscht hat, überall auf theoretische Unrichtigkeiten. Sie ist im besten Falle


eine Bestrebung, die auf Verbesserung der städtischen Wohnungen hinzielt, aber


das ist auch alles. An dem Grundübel, dem Privatbezug der Grundrente, wird sie


nichts ändern.


Während man die Forderungen des unsterblichen Meisters verschandelte, hat 
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man einen seiner volkswirtschaftlichen Irrtümer kritiklos übernommen. George


war es nicht gelungen, in das Zinsproblem wissenschaftliche Klarheit zu bringen.


Aber schon Flürscheim erkannte im Zins eine zweite Quelle derselben


Ausbeutung wie sie die Grundrente darstellt.


Die heutigen Bodenreformer sprechen jedoch dem Zins volkswirtschaftliche


Berechtigung zu. So sagt z. B. Pohlman, wohl der gewandteste heutige boden-


reformerische Theoretiker, der Zins sei der Lohn für früher geleistete Arbeit. Wir


wissen nicht, wie weit diese Stellungnahme zur Zinsfrage von Rücksichtnahme


auf die Zinsmillionäre in den Reihen des Vorstandes der Bodenreformer diktiert


worden ist, aber das wissen wir, dass Pohlman keinem kritisch Veranlagten klar


machen wird, dass der Grundrentner ein Übel, dagegen der Zinsrentner eine


volkswirtschaftliche Notwendigkeit sein soll. Wir sagen vielmehr: Der Lohn für die


Arbeit soll nicht der Zins sein, sondern das erworbene Vermögen ist schon der


Lohn. Zins wäre Lohn für den Lohn. Ob ich arbeitsloses Einkommen als


Grundrente oder Zins beziehe, ist volkswirtschaftlich ganz dasselbe. 


Wie sehr übrigens die Bodenreformer eine Klärung des Zinsproblems fürchten,


geht daraus hervor, dass sie alle dahin gehenden Bestrebungen, selbst die inner-


halb des eigenen Bundes (vergl. Flürscheim) totschweigen. Auf der einen Seite


entrüsten sich die „treuen und ehrlichen“ Mannen darüber, dass ihre Bewegung


unterdrückt wird, auf der andern Seite machen sie es genau so. Diese doppelte


Moral entspringt 
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aber ihrer Schwäche und Furcht.


Um nun diese leisetreterischen und zum grossen Teil falsche Lehren zu ver-


breiten, suchen die Bodenreformer Anhänger in allen Parteien. Sie wollen also


scheinbar nicht wissen, was von den Parteiprogrammen übrig bleibt, wenn man


sie der vielen Phrasen entkleidet. Wir haben heute im wesentlichen zwei bürger-


liche Parteien, die konservative und die liberale, welche beide das arbeitende


Volk als Ausbeutungsobjekt ansehen, nur mit dem Unterschiede, dass die kon-


servativen Parteien als Beschützer der ländlichen, die liberalen Parteien als die


der städtischen Grundrente und des Zinses gelten können. Das ist der nackte


Kern ihrer Programme, wenn auch die eine Partei Thron und Altar, die andere die


persönliche Freiheit zu verteidigen vorgibt. Diese Parteien sollen also helfen, die


Privatgrundrente zu beseitigen. Wer an diese Möglichkeit glaubt, verkennt voll-


ständig den Beweggrund, auf welchem diese Parteigebilde heute aufgebaut sind:


nämlich dem Schutz der arbeitslosen Rente in jeder Form, sei es Grundrente,


Zins oder Einkommen aus Rang oder Stellung.


Wer die Wahrheit auf seiner Seite hat, braucht nicht unehrlich zu sein. Darum


sagen wir es frei heraus: wir betrachten diese Parteien als unsere Gegner und


mit dem Revolutionspulver der Forderung des Rechts auf den vollen


Arbeitsertrag werden wir sie sprengen.


Da die konservativen und liberalen Politiker die Bodenreformer natürlich ausla-


chen würden, wenn sie mit ihren nichtssagenden Forderungen kämen, so


beschränken 
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sich die Wortführer der Bodenreform darauf, ihre Theorie in den Salons zu ent-


wikkeln. Die überreizten Nerven adliger Berliner Damen werden durch bodenre-


formerische Lehren befriedigt, wenn ihnen von dem ungeheuren leiblichen und


sittlichen Elend der grossen Masse erzählt wird. Hier in den Berliner Salons,


beim Fünfuhrtee, werden in der Regel die schwächlichen philantropischen


Vorschläge ausgeheckt, denen der Duft seidener Unterröcke auf Schritt und Tritt


anhaftet. Hier suchen die bodenreformerischen Salonpolitiker zahlungsfähige


Mitglieder. Es ist daher schon begründet, wenn der Arbeiter heute diese Abfälle


aus den Berliner Salons nicht schmackhaft findet und diese Reformer mit


Verachtung straft.


Das Wahre ist auch immer das Einfache. Wir wollen nicht Bodenreform treiben,


indem wir einen Teil des Wertzuwachses „möglichst dem Volksganzen nutzbar“


machen, sondern wir wollen alle Mitbürger in den Besitz ihres Eigentums bringen


und dazu ist in erster Linie erforderlich, dass wir allen Grund und Boden in


gemeinsamen Besitz bringen. Das wollen wir nicht durch Besteuerung, die (im


Fall ihrer Unabwälzbarkeit) ja weiter nichts als Confiskation ist, erreichen, son-


dern dadurch, dass wir die heutigen Besitzer entschädigen. Die Mittel dazu soll


uns zum Teil die Geldreform liefern. So werden wir beiden Seiten gerecht.


Eckehardt.
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Die Ablösung der Kornzölle.


Wirtschaftliche Unabhängigkeit, Selbstbestimmung, persönliche Haftbarkeit für


alles Tun und Lassen, Eigentum, Freiheit nach allen Richtungen, das ist es, was


die Physiokratie für jeden Bürger und jede Bürgerstochter verlangt.


Dieses Ziel physiokratischen Strebens verträgt sich nicht mit den Vollmachten


des heutigen Staates. Wir wollen den Staat vereinfachen, den Staatsbetrieb auch


für Analphabeten durchsichtig machen und zwar soweit es irgendwie geht, d. h.


soweit, wie die etwaigen Nachteile fortschreitender Dezentralisation und


Entstaatlichung ihren Vorteilen die Wage halten. Kurz, wir anerkennen den Staat


nur als notwendiges Übel.


Als einzig denkbare Gewähr für die gerechte und natürliche Verteilung der


Produkte, d. h als physiokratischen Regulator des Tauschverhältnisses der


Arbeitsprodukte sehen wir den freien Wettbewerb an. Nur dort, wo der


Wettbewerb der Natur der Sache nach ausgeschlossen bleibt, wie bei der Post,


der Eisenbahn, den Strassen, dem Geld verlangen wir staatliche Einmischung.


So verlangen wir, dass der Boden Volkseigentum, die Bodenbewirtschaftung


aber Privatsache sei.


Der freie Wettbewerb ist nicht nur nötig für die gerechte Verteilung der


Arbeitsprodukte und für eine rationelle Versorgung des Volkes mit Produkten,


sondern auch als Sporn für den steten, unbegrenzten Fortschritt. Und zum freien


Wettbewerb gehört der Freihandel, der den Antrieb zu immer besseren, höheren


Leistungen von der 
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Arbeitsstätte auf das ganze Volk überträgt und das Berechtigte und zugleich


auch das Schöne an der Vaterlandsliebe ist die reine stille Freude, die der


Vergleich der Gesamtleistungen des eigenen Volkes mit denen der Franzosen,


der Japaner und Hottentotten etwa aufspriessen lässt. Während die Grenzzölle


und die damit verbundene mehr oder weniger wirksame Abschliessung den


Wettbewerb der Völker auf das Kriegswesen beschränkt, wobei demjenigen


Volke die Siegespalmen zufallen, das die meisten „Feinde“ zur Strecke gebracht


hat, überträgt der Freihandel den Wettbewerb auf das gesamte Geistesleben der


Völker.


Aus diesem, wie noch aus vielen anderen triftigen Gründen verlangen wir


Physiokraten den natürlichen, unbehinderten Verkehr mit allen Völkern der Welt,


darum verlangen wir die gründliche Ausrodung des Geistes, der die Grenzzölle


gebar, die völlige Bloslegung der Irrtümer und Rechenfehler, womit Politik und


Wissenschaft die Zollmauern stützen.


Jedoch wir wissen auch, was es heisst, die Zölle beseitigen, wir sind uns klar,


dass man die Zölle, namentlich die Agrarzölle, weder auf einmal, noch allmählich


abschaffen kann, ohne eine wirtschaftliche Katastrophe heraufzubeschwören.


Die Agrarzölle bilden heute genau wie die Beschaffenheit oder die Lage des


Bodens einen Bestandteil der Bodenrente und damit auch seines dafür gezahlten


Preises oder seines oft auf Jahre hinaus kontraktlich festgesetzten Pachtzinses.


Wer die Zölle heute beseitigt, drückt den Reinertrag, die Rente, unter den Betrag 
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des Hypotheken- und Pachtzinses und bringt damit so gut wie den gesamten


deutschen Grundbesitz unter den Hammer des Auktionators. Die Abschaffung


der Agrarzölle hätte für alle Grundbesitzer die gleiche Wirkung wie eine partielle


Konfiskation; sie bedeutet, dass der Staat von je drei Hektaren einen für sich


beansprucht, mit der Erschwerung, dass dieser eine gerade das nicht hypotekirte


Ende des Grundbesitzes ist.


Man könnte nun sagen, der Staat hat durch die Einführung des Zolles obigen


Hektar Land geschenkt und jetzt nimmt er ihn wieder zurück durch die


Abschaffung der Zölle. Der Staat hat es gegeben, der Staat hat es genommen.


Aber wer so spricht, vergisst dass der Grundbesitz durch Tod oder andere


Ursachen ständig den Besitzer wechselt und dass die Besitzer und Pächter, die


der Zoll beschenkt hat, nicht mehr die gleichen sind, denen die Abschaffung der


Zölle von je drei Hektaren einen konfiszieren würde. So ungerecht die Einführung
der Zölle war, ebenso ungerecht wäre heute die Abschaffung. Die Physiokratie


erstrebt aber eine gerechte Beurteilung der Sachlage und eine gerechte


Behandlung aller Bürger. Und wir bleiben bei diesen Grundsätzen, trotzdem der


Teufel uns hier in schwere Versuchung führt. Wollt ihr nicht, so flüstert uns der


Teufel in’s Ohr, den gesamten Grundbesitz für das Volk zurückkaufen, den


Privatgrundbesitz mit verzinslichen Staatspapieren ablösen? Nun, so bietet sich


den Physiokraten jetzt dazu eine wunderbare Gelegenheit. Schafft die Zölle, 


wartet die Katastrophe ab und kauft 
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dann den Boden in den Zwangsversteigerungen zu Spottpreisen für den Staat!


Verpasst diese Gelegenheit nicht, denn niemals wird sie sich euch wieder bieten!


† † † Apage Satanas ! 


Man hat auch vorgeschlagen, die Zölle allmählich abzuschaffen, und namhafte


Volkswirte, wie Brentano, befürworten diesen Vorschlag. Wir lehnen ihn glatt ab,


denn bedeutet die plötzliche Abschaffung der Zölle einen Schrecken mit Ende, so


wäre die allmähliche Abschaffung ein Schrecken, der mit dem Tode endet.


Brentano selbst behauptet ja, dass jeder, der heute Land kauft oder pachtet, aus


den Zöllen keinen Vorteil mehr zieht, weil im Kaufpreis oder Pachtzins die den


Zöllen entsprechende Grundrente schon eingeschlossen ist. Für alle Anfänger


besteht somit heute der gleiche Zustand, den man „Not der Landwirtschaft“


nannte, als man die Zölle zur Hebung dieser „Not“ einführte. Nun denn, wenn es


so ist, wie wird der Landwirt auf seine Kosten kommen, wenn wir ihm nach und


nach, durch allmähliche Herabsetzung der Zölle, den Rentenertrag des Landes


herabdrücken und die Hypotheken und Pachtzinsen unverändert bleiben?


Wir sind von allen Feinden des Schmarotzertums die einzigen, die auf eine


schnelle und gründliche Beseitigung des arbeitslosen Einkommens hinarbeiten,


die einzigen, die zielbewusst vorgehen und die über das zur Durchführung ihres


Vorhabens nötige Rüstzeug verfügen. Und in diesem Kraftgefühl und


Selbstvertrauen wurzelt unser Sinn für Gerechtigkeit. Wir sind gerecht, nicht aus


entsagender Tugend, sondern aus übermütiger Kraft,  aus Wohlbehagen 


[Die Leser des „Physiokraten“ brauchen nicht zu fürchten, dass wir auch in späteren Nummern noch


Raum für solche Phrasen haben werden. Hier mögen sie für den Geist zeugen, der uns beseelt. Im


übrigen werden wir sparsam mit dem Papier umgehen, denn wir haben viel zu sagen.].
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Wir machen keinen Unterschied zwischen Zins- und Grundrentnern; wir be-


handeln sie alle nach dem gleichen Schema. Wir vergewaltigen Niemand. Wir


machen es nicht wie andere, sogen. Reformer, die den Grundbesitz nach und


nach durch Steuern konfiszieren wollen, um vielleicht nur die Steuern der übrigen


Kapitalisten zu ermässigen. Wir nehmen nichts, berauben niemand. Wir verlan-


gen nur, dass man Einrichtungen treffe, die uns gestatten, so viel Häuser,


Schiffe. Fabriken etc. zu bauen, dass deren Zinsertrag unter dem Drucke eines


ständig wachsenden Angebots von Realkapital auf Null fällt. Wir wollen den Zins


in einem Meer von neu geschaffenem Realkapital ersäufen.


Darum schrecken wir auch heute nicht vor dem geraden Weg zurück und


machen folgenden Vorschlag:


Die Zölle werden mit einem Schlage abgeschafft, und die diesen Zöllen 
entsprechenden Grundrenten werden mit verzinslichen Staatspapieren abgelöst.
Die Grundbesitzer erhalten also soviel Titel an Reichsschulden, dass deren
Zinsertrag den durch die Beseitigung der Zölle eintretenden Rentenausfall deckt.
Man rechne also den Grundbesitzern den durch die Agrarzölle geschenkten


Rentenzuwachs aus, kapitalisiere diesen Betrag zum 
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Zinsfuss der auf pari stehenden Staatspapiere und schenke die so ermittelte


Summe den Grundbesitzern. Denen, die viel Land haben, gebe man viel, denen,


die wenig haben, wenig, den Landproletariern natürlich nichts.


Aber man begnüge sich nicht damit die Hektare auszumessen. Wir wollen volle


Gerechtigkeit, bürokratische Peinlichkeit. Suum cuique, Jedem das Seine. Der


Zoll ist denen besonders zu gute gekommen, die viel ernteten, also denen, die


den guten Boden hatten. Darum nannte man den Zoll ja auch euphemistisch


landwirtschaftlichen Schutzzoll und der gute, fette Boden musste besonders gut


geschützt werden. Also die Besitzer des fetten Bodens müssen bei der Ablösung


der Zölle besonders gut bedacht werden. Alle denen aber, die Öd-, Sumpf- und


Heideland bearbeiteten, die armseligen Kleinbauern, die wenig oder nichts zu


verkaufen hatten, also von den Zöllen auch keinen Vorteil hatten, denen braucht


man auch nichts zu geben.


Also man begnüge sich nicht damit die Hektare auszumessen, sondern klassifi-


ziere den Boden, wie man das für Steuerzwecke heute schon tut und gebe den


Grundbesitzern per Hektar als „Entschädigung“ für die Abschaffung der Zölle:


für Boden 1 a Qualität etwa 400 Mark


2 „ „ 300 „


3 „ „ 200 „


4 „ „ 100 „


5 „ „ –


So wird jeder das Seine erhalten und niemand Grund zur Klage haben. Die


Pächter und Landwirte werden mit den sinkenden Preisen der Produkte und 


bei den 
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wahrscheinlich steigenden Löhnen geringere Nettoerträgnisse (Renten) aus dem


Boden schlagen, aber das Fehlende werden sie als Kupon von den erhaltenen


Staatspapieren abschneiden und mit dieser Hilfe ihre Hypotheken- und


Pachtzinsen bezahlen können. Sie werden aus dieser Operation keinen Nutzen,


aber auch keinen Schaden ziehen. Das Volk aber, das die Zinsen dieser neuen


kolossalen Staatsschulden aufzubringen hat, wird durch den billigeren Preis der


Lebensmittel entschädigt werden. Fiskalisch aber betreibe man die Sache so,


dass man unter dem Titel „Zollablösung“ auf alle schon bestehenden Steuern


einen Zuschlag von 10–16 oder 20 Prozent erhebe.


Grundbesitzer, Pöbel und Fiskus kommen bei solcher Liquidation des


Zollschwindels also gleichmässig auf ihre Rechnung. So öffnen wir die Bahn für


den Freihandel und entfernen aus unseren staatlichen Einrichtungen einen


Faktor, der an und für sich eine ärgere Verhetzung und Aufforderung zum
Klassenhass bedeutet als der blutrünstigste revolutionäre Redner sich je zu


Schulden hat kommen lassen.


Durch diese Umwandlung der Agrarzölle in ein mobiles Kapital wird es dem


Volke einmal auch wirklich klar gemacht, was der Zoll eigentlich bedeutet und es


steht dann zu hoffen, dass wenn in der Folge noch einmal Jemand es wagt Zölle


zum Schutze oder Hebung der Grundrenten vorzuschlagen, man diesen Betrüger


ins Zuchthaus schicken wird.


Für unser wirtschaftliches Programm würde die Ablösung der Zölle auch etwas


Gutes herbeiführen. Wir würden einen be-    bedeutenden
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deutenden Teil der Grundrenten in Kapitalzins verwandeln und vor dem


Kapitalzins brauchen wir nicht zurückzuschrecken. – Wir kennen dessen Natur


und wissen, wie wir ihn zu bekämpfen haben. 


S. G.


Wert- und Wortklaubereien.


Den Marxisten sowie allen, die die volkswirtschaftlichen Vorgänge vom


luftigen Standpunkt irgend einer sogenannten „Werttheorie“ aus betrach-


ten, möchten wir folgenden Passus aus einer längeren Abhandlung vor


Augen führen als warnendes Beispiel für die Verwüstungen, die der


Wertspuk in sonst ganz festen Köpfen anzurichten vermag:


„Werteinheit ist nach wie vor die landesübliche Reichsmark, die keine konkrete
Werte in Gold, sondern nur den durch Wertschein dokumentierten Begriff der
Werteinheit für die Wertmessung bezeichnet und sonach wertbeständig ist“. (Der


Hammer, Februar 1912).


Dieser wirklich tiefsinnige Satz steht in nichts jenem famosen Ausspruch


aus dem „Kapital“ nach (Bd. 1, Seite 14):


„Abstrahiert man von den Waren alle körperlichen Eigenschaften, so 


bleibt der  Wert. Was ist der Wert? Arbeit, abstrakt menschliche Arbeit“.


Man beachte: Die körperlichen Eigenschaften der Waren sind Produkt
und Zweck der Arbeit. Wer also die körperlichen Eigenschaften von den Waren


abstrahiert, abstrahiert damit auch gleichzeitig die Arbeit. Und so muss es sein,


denn wenn man alle körperlichen Eigenschaften von den Waren abstrahiert, so


bleibt tatsächlich nur mehr 
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der „Wert“, d. h. also nicht einmal ein Spuk, sondern absolut nichts.


Obiger Satz aus dem „Hammer“ wird der deutschen „Wertforschung“ als


Beweis ihrer Daseinsberechtigung sicherlich willkommen sein und ihr auch


gleichzeitig zeigen, welcher Art die Früchte sind, die ihre Wertlehre zeitigt. Die


Leistungen der „Deutschen Wertforschung“ kann man direkt an der Qualität 


dieser Früchte messen.


Wir wissen nicht, wo, wann und von wem zum ersten Male zwischen Wert und


Preis unterschieden wurde. Sicher war es ein leichtsinniger Vogel, der die nach-


lässige Frage aufwarf, ohne sich viel dabei zu denken. Und nun sitzen die deut-


schen Grübler und wollen durchaus zu dem Wort, das sie gehört, nun auch


etwas denken. Die Nuss ist aber taub, und wir raten allen Marxisten dringend, 


Dr. Fr. Gottl‘s kleine aber gehaltvolle Schrift: „Der Wertgedanke, ein verhülltes


Dogma der national-ökonomischen Wissenschaft“ (Jena, Gustav Fischer) zu 


studieren. Sie wird ihnen den Weg zeigen aus dem Labyrinth, in dem sie sich


verirrten.


Unmittelbar unter dem oben angeführten Satz schreibt der „Hammer“:


„Tauschwert oder Preis ist das in Werteinheiten gemessene Wertverhältnis der


Waren zu einander.“


Wert wäre demnach in letzter Instanz doch nur ein gleichbedeutender


Ausdruck für Preis. Dementsprechend wird uns der „Hammer“ nicht bös-


williger Verdrehung seiner Worte bezichtigen können, wenn wir seinen Satz


wie folgt schreiben:


„Preiseinheit ist nach wie vor die landesübliche Reichsmark, die keine 
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konkrete Preismenge in Gold, sondern nur den durch Preisschein doku-


menierten Begriff der Preiseinheit für die Preismessung bezeichnet und


sonach preisbeständig ist.“


Wir überlassen es unserer behäbigen „Wertforschung“, den Sinn dieser Worte


zu ergründen. Vielleicht wird sie dabei den 99 verschiedenen Werttheorien noch


eine 100ste und letzte anreihen, die besagt, dass die Wertforschung, die


Wertlehre, die Werttheorien, die Wertfrage ein Hirngespinst zum Gegenstand


haben.


Allen unseren Freunden möchten wir aber bei dieser Gelegenheit den Rat


geben, in öffentlichen Versammlungen solche Redner, die mit dem „Wert“ 


operieren, zu bitten, doch vorher genau zu bestimmen, was sie unter dem


Ausdruck „Wert“ verstehen, da dieser Ausdruck ja wissenschaftlich noch nicht


bestimmt ist und man darum nicht wissen kann, ob der Redner über Religion,


Botanik, Kartoffelbau oder sonstwas spricht. In der Regel wird diese Frage die


Schwätzer zum Schweigen bringen, zum Nutzen für alle Anwesenden.


Physiokratische Lohnpolitik.


(Dieser Artikel wird allen Arbeiterzeitungen zum Abdruck und zur öffentlichen
Diskussion freigegeben)
Wie hoch erhaben dünken sich unsere Arbeiter heute über jene hessischen


Schiffer, die aus Konkurrenzfurcht den Erfinder der Dampfschiffahrt mit dem Tode


bedrohten und sein Schiff verbrannten! Die Vernichtung der Produktionsmittel als


Weg zur besseren Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
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haben die civilisierten Arbeiter verlassen. Er erscheint Ihnen zweckwidrig, un-


sinnig, barbarisch. Manche erröten sogar, wenn man sie daran erinnert, dass


unsere Väter noch solche Wahngedanken hegten. Nein, der moderne Arbeiter


begiesst die Fabrik nicht mehr mit Petroleum und der Staat braucht keine


Kartätschen mehr, um die Arbeitsstätten vor den Arbeitern zu schützen. Die neu-


zeitlichen, von den Marxisten unterrichteten Arbeiter erreichen dasselbe, was ihre


Väter mit Petroleum bezweckten, auf eine einfachere, gefahrlosere Weise. Sie


streiken und sabotieren. Statt das Haus zu bauen und es dann anzuzünden, ver-


hindern sie mit der Arbeitseinstellung und der Sabotage den Bau des Hauses.


Die Väter ertränkten in roher, barbarischer Weise den Wurf der Hündin, die zivili-


sierten Söhne sperren in den kritischen Tagen die Hündin ein. So schützt man


sich vor einer unangenehmen Überschwemmung von Hunden und von Häusern.


Wir gestehen, in der Form des Vorgehens ist hier ein erfreulicher Fortschritt


unverkennbar. Doch nur in der Form. Der Zweck ist genau derselbe geblieben


und einen tieferen Einblick in das wahre Wesen des Kapitals und seiner ausbeu-


tenden Macht verrät diese zivilisierte Form der Arbeiterpolitik nicht. Immer noch


erinnert uns diese Politik an den bekannten Ausspruch Proudhon’s: „Ihr standet


vor dem Kapital wie eine Meute blutgieriger Hunde vor einem Stachelschwein


und wusstet nicht, wie ihr es fassen solltet.“ Der Blick, mit dem die Arbeiter das


Kapital betrachten, ist immer noch der Blick des Stieres auf das rote 
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Tuch, derselbe Blick, mit dem auch Marx, der Abgott der Proletarier, das Kapital


ansah. Es ist nicht der Blick des Raubtieres, das beide Augen parallel zur schar-


fen Beobachtung auf die Beute richtet; es ist der blöde Blick des Wiederkäuers,


dessen divergierende Augenstellung den Feind nur in verschwommenen


Umrissen erkennen lässt, wodurch dann das brave Tier zu der lächerlichen Rolle


verurteilt ist, in gewaltigen, dröhnenden, erderschütternden Sprüngen hinter ein


armseliges, rotes Tuchlein zu setzen.


Das Kapital war für Marx und ist noch heute für die Arbeiter ein Sachgut, ein


handgreiflicher Gegenstand, dessen Besitz dem Unternehmer bei den


Lohnverhandlungen ein Übergewicht über die Arbeiter gibt, ähnlich wie der mit


der Feuerwaffe ausgerüstete Europäer dem nackten Naturkinde gegenüber im


Vorteil ist. Dieses Übergewicht erlaubt dem Unternehmer den Lohn unter das


volle Arbeitsprodukt zu drücken.


Anerkennt man diese Beobachtungsweise als richtig, so hat man auch an der


Lohnpolitik der Arbeiter nichts auszusetzen. Sagt Marx: das Kapital ist ein realer


Gegenstand, eine Sache, deren Besitz Macht verleiht, so schliesst der Arbeiter:


Je grösser der Besitz an solchen Sachgütern, um so grösser die Macht der


Kapitalisten über die Arbeiter. Folglich – Streik, Sabotage, Petroleum.


In vollkommener Übereinstimmung hiermit sagt ja auch das marxistische


Glaubensbekenntnis:


„Hand in Hand mit der Monopolisation der Produktionsmittel geht die 
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Verdrängung der Kleinbetriebe durch kolossale Grossbetriebe, geht die


Entwicklung des Werkzeuges zur Maschine, geht ein riesenhaftes Wachstum


der Produktivität der menschlichen Arbeit. Aber alle Vorteile dieser


Umwandlung werden von den Kapitalisten und Grossgrundbesitzern mono-


polisiert. Für das Proletariat und die versinkenden Mittelklassen bedeutet sie


wachsende Zunahme der Unsicherheit, des Elends, des Drucks, der


Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung.“


Da haben wir es also schwarz auf weiss. Hier steht’s geschrieben: Je mehr


Häuser, Schiffe, Fabriken die Arbeiter bauen, je mehr das einfache


Handwerkszeug zur Maschine sich verwandelt, je mehr diese Maschinen ver-


bessert werden und die Produktivität der Arbeit ins Riesenhafte erhöht wird,


desto grösser der Druck des Kapitals, desto mächtiger der Kapitalist. Würde 


man neben jedem Haus, neben jeder Fabrik, Schiff, Maschine noch ein zweites


bauen, würde man die Spindeln mit doppelter Schnelligkeit sich drehen lassen,


so würde der Kapitalist dadurch allmächtig und der Arbeiter zum Reptil de-


gradiert.


Die Arbeiter handeln also in vollkommenster Übereinstimmung mit der marxis-


tischen Kapitaldefinition und mit einer Logik, die jeder Kritik standhält, wenn sie


streiken, die Arbeitszeit herabsetzen, sabotieren und mit Unwille, Missmut im


Herzen möglichst wenig während der Arbeitszeit leisten, Sie verringern ja nach


ihrer Ansicht damit den Druck des Kapitals, sie ver-   verschaffen
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schaffen sich damit einen grösseren Anteil an ihrem Arbeitsprodukt.


Die marxistische Betrachtung des Kapitals als Sachgut lehrt die Arbeiter:


1) je weniger Häuser sie bauen, um so billiger, besser, grösser werden die


Wohnungen für ihre Familien;


2) je weniger sie spinnen, um so billiger besser, wärmer werden die Kleider für


ihre Kinder;


3) je länger sie streiken, je kürzer die Arbeitszeit, je nachlässiger, lust und 


geistloser sie arbeiten, um so wohlhabender wird das arbeitende Volk;


4) am wohlhabendeten ist das Volk in der Krise, wo überhaupt nicht mehr 


gearbeitet wird.


Stimmen nun diese Folgerungen nicht mit den Tatsachen, und ist an der Logik,


die sie leitete, nicht zu rütteln, so bleibt nur ein Ausweg übrig – die Richtigkeit 


der Voraussetzungen zu untersuchen.


–


Die physiokratische Lehre vom Zins sagt, dass unter Kapitalismus einfach ein


wirtschaftlicher Zustand zu verstehen ist, der uns anzeigt, dass der Vorrat an


Realkapitalien (Häuser, Fabriken, Schiffe etc.) ungenügend ist, um die Nachfrage


nach diesen Dingen zu decken. Es sind weniger Wohnungen als Mieter, weniger


Fabriken als Arbeiter vorhanden. Nur darum kann bei den Verhandlungen um


Miete oder Lohn der Fabrik- und Hausbesitzer einen Zins herausschlagen. Ein


Kilo Speck und noch ein Kilo Speck 
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sind genau zwei Kilo Speck. Hundert mal zehn Schafe sind genau 1000 Schafe.


Ein Haus und fünf Häuser und vier Häuser sind genau zehn Häuser. Aber als


Kapital betrachtet, sind unter Umständen zehn Häuser nicht einmal so gross wie


ein Haus. Will man sich davon überzeugen? So mögen doch die Gewerkschaften


zehn oder hundert Millionen zusammenbringen, um damit in irgend einer kleinen


Stadt neue Häuser zu bauen zwecks Ermässigung des Wohnungszinses. Sie


werden damit den Zweck so gründlich erreichen, dass in dem Orte die


Hausbesitzer den Schutz des Staates anrufen werden, um ihr Hauskapital gegen


solche „Überproduktion“ zu verteidigen. Und sie werden sehen, dass der Staat


Truppen nach der gefährdeten Stadt schicken wird, die den Bau neuer Häuser


gewaltsam hindern werden. Unter Umständen wird der Staat sogar diese arbeits-


willigen, fleissigen, kapitalzerstörenden Arbeiter mit Zuchthausstrafe bedrohen,


trotzdem diese Arbeiter sich friedlich verhalten und nichts anderes tun, als


Ziegelsteine brennen und diese zu Häusern aufschichten zwecks Beseitigung der


staatlich anerkannten, seuchenschwangeren, unsittlichen Wohnungsnot


Was ist also das Kapital? Beweist dieses einfache, jeden Tag auszuführende


Experiment [Ich wäre gar nicht überrascht, wenn die Gewerkschaften, die das Recht auf den vol-


len Arbeitsertrag vertreten, gegen dieses Experiment den Einwand erheben würden, dass sie dabei


den Zins ihres Kapitals verlieren würden.] nicht bis zur Sinnfälligkeit, dass das Kapital


nicht einfach als Sachgut zu betrachten ist? Haben wir hier 
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nicht den rechnungsmässigen, in einem aritmetischen Exempel ausgedrückten


Beweis, dass eine Verdoppelung der Häuser keine Verdoppelung, sondern eine


Vernichtung des Kapitals bedeutet, und dass unter „Kapital“ nur ein wirtschaft-


licher Zustand zu verstehen ist, der uns ein Missverhältnis im Angebot und in 


der Nachfrage nach Leihgut zu Gunsten des Angebots anzeigt. Würde dieses


Missverhältnis zu Gunsten der Nachfrage ausfallen, so würde dadurch der Mieter


in der Lage sein, vom Vermieter, der Arbeiter vom Unternehmer einen Zins zu


erheben. [So z. B. sind die deutschen Apotheken durch das liebevoll gehandhabte


Konzessionsrecht zu bedeutenden Kapitalien erhoben worden. In anderen Ländern, wo die


Gewerbefreiheit auch auf dieses Gebiet übertragen worden, erwirbt man für das gleiche Geld ein


Dutzend ebenso guter Apotheken. Errichtet man nun in Deutschland neben jeder Apotheke eine 


zweite, so wird das „Kapital“ dadurch nicht etwa verdoppelt, sondern zum grössten Teil vernichtet.


Was ist also das „Kapital“?]


Als Sachgüter betrachtet muss man die Häuser und sonstigen Leihgüter 


addieren, als Kapital aber von einander substrahieren. Dieses kann man aber


nur unter der Voraussetzung tun, dass es sich um ein Verhältnis, nicht um eine


Sache handelt.


Auf dieser Erkenntnis beruht nun die physiokratische Arbeiterpolitik. Sie sagt:


Je mehr und besser die Arbeiter schaffen, je leistungsfähiger die


Produktionsmittel sind, um so grösser sind die Überschüsse der Produktion,


die für neue Realkapitalien verfügbar werden. Je mehr aber neue


Realkapitalien in Form von Häusern, Schiffen, Maschinen erstehen, desto 


grösser ist auch deren Angebot und 
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um so niedriger der Zins (oder Mehrwert) den sie bei den Miet- und


Lohnverhandlungen abwerfen, desto höher rückt also der Lohn an das volle


Produkt der Arbeit.


Auf Grund dieser Erkenntnis vom Wesen des „Kapitals“ verlangt darum der


Physiokrat von jedem zielbewussten Arbeiter, dass er bei der Arbeit seine ganze


Kraft und Intelligenz einsetze, dass er unverdrossen arbeite, bei den


Lohnstreitigkeiten der Arbeitseinstellung aus dem Wege gehe, wie man einer


Gefahr aus dem Wege geht, nicht nur aus Rücksicht auf den ihm entgehenden


Lohn, sondern ganz besonders aus Rücksicht auf den Zins, den er durch die


Arbeit allein aus der Welt schaffen kann. Der „zielbewusste“ Arbeiter soll sich des


Abends nicht sorglos ins Bett legen, sondern er soll genau so wie der


Unternehmer im Bette darüber nachsinnen, wie er es anstellen kann, dass seine


Arbeit und die ganze Fabrik mehr und bessere Produkte hervorbringe. Tut der


Unternehmer solches im Privatinteresse, so soll der zielbewusste Arbeiter ihn


dabei unterstützen im allgemeinen Interesse der Arbeiter, und all derer, die die


Bekämpfung des Zinses auf ihre Fahne geschrieben. Gelingt es den Arbeitern


durch Fleiss und Unverdrossenheit so viele Häuser zu bauen, dass der Zins der-


selben von 5 pCt auf 4 pCt. fällt, so sparen sie dadurch allein 20 pCt. vom


Zinsanteil ihrer Wohnungsmiete. Beträgt diese Miete im Jahr 400 M. und entfällt


hiervon durchschnittlich 60 pCt. auf den Kapitalzins, der Rest auf Grundrente


und Abschreibungen etc., so sparen die Arbeiter allein an der Miete durch den


Rückgang des Zinses von 5 auf 4 pCt = 48 M. 
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Geht der Zins auf 3 herunter, so verdoppelt sich diese Zahl und bei 0 pCt. sind


es M. 240 nämlich 60 pCt von 400 M.


Das ist aber nur die Miete. Bei allen anderen Ausgaben des Arbeiters verhält es


sich ähnlich. Der Zins bildet (neben der Grundrente) den Löwenanteil des


Preises der Waren. Bei den Eisenbahnfrachtsätzen und Fahrkarten beträgt der


Zins fast genau die Hälfte. Auch der allgemeine „Mehrwert“, die


„Ausbeutungsrate“ des Unternehmerkapitals, der um etwa 5 pCt des Kapitals


jährlich pendelt, ist nichts als Zins, und unterliegt den Gesetzen, die den Zins


bestimmen. Gelingt es den Arbeitern durch unverdrossene fleissige Arbeit neue


Fabriken zu schaffen, oder die bestehenden (etwa durch Tag- und Nachtbetrieb)


leistungsfähiger zu machen, so steigt damit die Nachfrage nach Arbeitskräften,


bezw. das Angebot von Realkapital und damit geht der Lohn in die Höhe. Und


diese Lohnerhöhung kann vom Unternehmer nicht auf die Warenpreise abge-


wälzt werden, wie es mit jeder Lohnerhöhung der Fall ist, die auf der Entwertung


des Geldes beruht. Diese Lohnerhöhung geht auch nicht auf Kosten des


Unternehmers als solchen, sondern auf Kosten des Kapitals (Aktien,


Hypotheken, Obligationen, Wechsel und das etwaige eigene Kapital des


Unternehmers). Nun ist folgendes zu beachten: Gelingt es einmal den Zinsfuss


nur um 1 pCt herabzudrücken, etwa von 5 auf 4 – so sparen die Arbeiter 


20 pCt. des gesamten Kapitalzinses. Werden nun diese Millionen für neue


Realkapitalien verwendet, so wächst damit der Druck der „Kapitalüberproduktion“


auf 
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den Zins und dieser geht dann rapid herunter von 4 auf 3. Damit aber wieder


werden die Arbeiter um weitere 20 pCt. des „Mehrwertes“ entlastet, die Zahl der


gesparten Milliarden verdoppelt sich und werden diese wieder zu Realkapitalien


verwandt – so geht damit der Zins in beschleunigten Tempo von 3 auf 2 pCt.


herab– und so weiter bis auf 0.


So lautet also der Rat, den „der Physiokrat“ dem Arbeiter gibt: Arbeitet unver-


drossen, ohne auszusetzen, spart so viel ihr nur irgend könnt und legt das, was


ihr spart, in neuen Realkapitalien (Maschinen, Häuser, Schiffe etc.) an. In der


Gesetzgebung arbeitet darauf hin, dass auch die Staatsverwaltung so viel wie


möglich spare, dass alle unnötigen Ausgaben, die nicht der Vermehrung der


Realkapitalien zugute kommen, vermieden werden. Besteuert den Luxus, nicht


nur die Luxusgegenstände der Reichen, sondern auch eure eigenen


Luxusgegenstände. Fordert von euren Kollegen, wenigstens von den jüngeren,


völlige Abstinenz vom Alkohol und Tabak. Wenn ihr die Hälfte der jährlichen


Milliarden, die für Tabak und Bier verausgabt werden, Bauunternehmungen zur


Verfügung stellt, so helft ihr damit ganz gewaltig den Kapitalzustand unserer


Volkswirtschaft zu beseitigen. Fordert die progressive Wohnungssteuer von etwa


3 Zimmern aufwärts, so erreicht ihr durch Einschränkung des Wohnungsluxus 


ein grösseres Angebot von Wohnungen und ein entsprechendes Herabgehen 


der Mieten. Fordert für alle industriellen Betriebe den Tag- und Nachtbetrieb von


3 x 8 Stunden. So verdreifacht ihr mit einem Schlag die vor-   vorhandenen
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handenen industriellen Betriebe und erhöht den Lohn. Kurz seht zu mit allen


Mitteln das Angebot der vorhandenen Arbeitsmittel zu verstärken und den


Bestand an solchen durch Fleiss zu vermehren. So werdet ihr das Kapital bald in


einem Meer von Kapital ersäufen.


–


Wenn die Physiokratie nichts weiter leistete, als den Arbeitern diesen Rat zu


erteilen, so hätte der Sozialdemokrat wahrlich leichtes Spiel mit ihr. Er würde ihr


mit erdrückendem Beweismaterial vorrechnen, dass unser Rat stracks zur Krise,


zur Überproduktion und Arbeitslosigkeit führt. Produzieren und sparen, d. h. die


für den Verkauf hergestellten Güter nicht kaufen –, das ist ja ein handgreiflicher


Widerspruch, der übrigens auch sichtbar in der Überproduktion, in der Arbeits-


losigkeit, in den Reserve-Arbeiterbataillonen zu Tage tritt. Es wird nur so viel 


produziert, wie konsumiert wird; schränken wir den Konsum ein, so schränken


wir auch damit die Produktion ein. Es ist also ein vollkommener Unsinn, den


Arbeitern zugleich Fleiss und Sparsamkeit zu predigen. Mit Sparsamkeit und


Fleiss hätten wir alle 2 oder 3 Jahre eine Krise, die uns monatelang zur Feier


zwingt und die gemachten Ersparnisse aufzehrt – falls diese nicht durch den


Bankerott der Sparkassen, wie der Schuldner überhaupt verloren gehen. Mit der


verkürzten Arbeitszeit, mit der bei der Arbeit gezeigten Verdrossenheit, mit dem


Streiken und der gelegentlichen Sabotage verringern wir die Produktion, setzen


sie auf das Niveau unseres 
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Konsums herab und so erreichen wir, dass die Zwischenräume von Krise zu


Krise immer länger werden. Statt 12 Stunden täglich zu arbeiten und alle 3 Jahre


ein Jahr zu feiern, arbeiten wir täglich nur 8 Stunden, dafür aber ohne


Unterbrechung. Unser Rat ist also der: „Arbeitet wenig, trinkt und raucht, spart


nichts, so bleibt das Gleichgewicht zwischen Produktion und Konsum erhalten


und die Arbeiterreserve, die auf die Lohnverhandlungen so ungünstig einwirkt,


wird von der mächtig sich entwickelnden Tabak und Bierindustrie aufgenommen.“


Der Physiokrat erkennt diese Einwände gegen die skizzierte neue Lohnpolitik


im wesentlichen als richtig an, er bleibt aber nicht dabei stehen, sondern setzt


seine Untersuchungen fort. Wo Marx nur Selbstverständliches sah und dieses


darum von seinen Untersuchungen ausschloss, da setzt der Physiokrat den


Spaten ein.


Wie ist das mit der Überproduktion an Waren, die zur Arbeitslosigkeit führt?


Warum stockt die Bautätigkeit lange bevor das Volk mit Wohnungen gesättigt ist,


lange bevor von einer Überproduktion die Rede sein kann? Wer gebietet hier der


Bauindustrie halt, wer redet von Überproduktion? Der Bauunternehmer sagt: Ich


darf nicht mehr bauen, denn die Häuser werfen den vollen Zins nicht mehr ab.


Welchen Zins? Nun den Zins des im Hause anzulegenden Kapitals. Was für ein


Kapital? Nun das Geld, das ich von den Geldleuten, von den Hypothekenbanken,


den Sparkassen für den Bau des Hauses mir leihen muss Die Bank verlangt 


5% und die Häuser 
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werfen diesen Zins nicht mehr ab – darum höre ich auf mit dem Bau und ent-


lasse die Arbeiter, bis dass die Mieten durch die Vermehrung der Bevölkerung


oder aus sonstigen Gründen wieder steigen. Warum aber geben die Banken, die


Sparkasse das Geld denn nicht zu einem niedrigeren Zins? Weil sie es nicht


nötig haben, weil sie es erfahrungsgemäss wissen, dass der Zins wieder steigen


wird, sobald durch die Arbeitslosigkeit und Krise Millionen und Milliarden an


Realkapital in der Entstehung verhindert werden. Sie wissen das, und darum


warten sie einfach. Sie verlieren zwar durch das Warten, durch das Brachliegen


des Geldes so lange den Zins, aber sie opfern lieber diesen zeitweiligen Verlust


dem dauernden Verlust, den ihnen ein Heruntergehen des Zinsfusses bringen


würde.


Der Sozialdemokrat hat gegen solches Benehmen der Sparkassen und 


sonstigen Geldinstitute absolut nichts einzuwenden. Marx findet es ganz in der


Ordnung, dass der Besitzer des Geldes zur Schatzbildung greift, sobald der Zins


von seiner gewohnten Höhe heruntergeht. Er findet an unserem, aus dem


Altertum in unveränderter Form auf uns überkommene Geld nicht das Geringste


auszusetzen. Es ist vollkommen; das Ideal eines Geldes.


Anders der Physiokrat. Der Physiokrat schöpft seine Weisheit nicht aus der


Geschichte, aus Büchern, aus Gesetzen, sondern unmittelbar aus der Natur.


Wie, fragt der Physiokrat, würde sich in der Naturalwirtschaft (d. h. bei


Ausschaltung des Geldes) der Mensch benehmen, der von einer besonders


guten Ernte, von einer 
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Überproduktion heimgesucht würde? Würde er die Produkte (keine Waren) ver-


derben lassen, würde er die Arbeit einstellen? Nichts davon. Er würde einfach


die gute Ernte, die ihn für eine Zeitlang der Notwendigkeit enthebt für die un-


mittelbaren Lebensbedürfnisse zu sorgen, dazu benützen, seine Arbeitsmittel,


sein Haus, seine Befestigungswerke etc. zu verbessern, erneuern, vermehren.


Kurz, er würde die glückliche Überproduktion zur Vermehrung seiner Arbeitsmittel


verwenden und damit fortfahren, bis dass er auch davon genug hat. Er würde


also die Produkte in Produktionsmittel verwandeln. Auf unsere heutige


Volkswirtschaft übertragen, würde man sagen: die Überproduktion an Waren 


hat er in eine Überproduktion an Kapital umgewandelt.


Warum geschieht das nun heute nicht auch so, wenn glückliche Ernten, ver-


besserte Produktionsverfahren uns mit Produkten überschütten? Warum be-


nutzen wir die Zeit, die wir durch die Produktivität unserer Arbeit gewinnen nicht


dazu, um dem Mangel an Wohnungen und sonstigem Realkapital abzuhelfen?


Warum müssen die Arbeiter feiern, während gleichzeitig von Wohnungsnot


gesprochen wird?


In der Frage ist auch schon das Material zur Antwort gegeben. Unser Geld duldet
keine Überproduktion an Kapital, an Arbeitsmitteln, die auf den Zins drücken
würde. Es gibt nicht die Erlaubnis dazu, dass die Überproduktion an Waren hin-


übergeleitet werde in eine Überproduktion an Realkapital. Es sagt einfach „halt


hier“. Statt die Arbeiter, die die Häuser bauen, mit den 
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Arbeitern zu verbinden, die die Überproduktion an Waren erzeugten, schiebt es


sich trennend dazwischen. Die Waren gehen wegen Mangel an Absatz zu


Grunde und die Bauarbeiter feiern.


Nun aber kommt der Physiokrat und fragt: Das Geld wurde zweifellos gemacht


um den Austausch der Produkte zu erleichtern, nicht aber um diesen Austausch


zu unterbrechen. Auch sehen wir nicht ein, warum der Besitzer des Geldes ein


Recht haben soll auf Zins. Das Geld ist zweifellos eine gemeinsame Einrichtung


der Warenproduzenten und hat den Zweck, die materiellen natürlichen


Hindernisse des Tauschhandels zu überwinden. Mehr hat das Geld nicht zu 


leisten. Es soll dem Austausch der Produkte dienen, nicht aber ihn beherrschen


und ihn von einem Tribut, dem Zins, abhängig machen. Wer dieses Geld benutzt,


um einen Zins oder höheren Zins zu erpressen, missbraucht das Geld. Und der


Missbrauch einer öffentlichen, dem gemeinsamen Wohle dienenden Einrichtung


verdient Strafe. Darum, so lautet dann das Endglied dieser Gedankenreihe, 


müssen wir jedes Geldstück, ob gross oder klein von einem Gendarmen be-


gleiten, der den Besitzer ständig an seine Pflicht erinnert.


–


So ist also das physiokratische Papiergeld entstanden. Mit dem physiokra-


tischen Geld hat jeder den Polizisten direkt im eigenen Portemonnaie, der daran


erinnert, dass das Geld nicht am Umlauf verhindert werden darf.


Dieses Geld stellt keinen Zins zur Bedingung seines Umlaufes. Es bietet den 
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Warenbesitzern die Tauschvermittelung an, ohne etwas für sich dafür zu bean-


spruchen. Es zieht sich nicht vom Markt zurück, weil der Zinsfuss eben zu nied-


rig erscheint. Es bleibt selbst dann noch tätig, wenn der Zins auf 0 fällt. Mit die-


sem Geld ist eine Überproduktion an Waren (die auf die Preise drückt, zur Krise


und Arbeitslosigkeit führt) undenkbar. Alle etwaigen Überschüsse werden direkt


oder indirekt in Realkapital verwandelt – genau, wie es beim Tauschhandel der


Fall wäre und wie es bei jedem unmittelbar zu beobachten ist, der nicht für den


Markt, sondern für den eigenen Konsum produziert.


Das physiokratische Geld löst also den blödsinnigen Widerspruch unserer heu-


tigen Volkswirtschaft, der die Arbeiter zum Streik, zur Sabotage verleitet, zu einer


Zeit, wo ihre Frauen und Kinder wie Zigeuner in Höhlen eingepfercht sind.


Das physiokratische Geld löst die Widersprüche, in die unter der Herrschaft des


Metallgeldes ihre natürliche und dem gesunden Instinkte entsprechende


Lohnpolitik unvermeidlich hineinsegeln würde. Das physiokratische Geld gibt all


denen Recht, denen der natürliche Instinkt schon sagte, dass das „Kapital“ wie


für den einzelnen, so für die Gesamtheit nur durch Arbeit und Sparsamkeit über-


wunden werden könnte, indem es die materielle Grundlage erst schafft. Es gibt


allen jenen gesunden Naturmenschen recht, die trotz Marx nie den Zweifel ver-


loren, dass an unserem herkömmlichen Geldwesen nicht alles in Ordnung war.


Das physiokratische Geld gibt die 
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Bahn frei für die volle Entfaltung der menschlichen Arbeitskraft.


–


Die Physiokratie verspricht das, wonach alle Arbeiter bewusst oder unbewusst,


als dem wahren Gravitationspunkt ihrer politischen Betätigung, hinstreben: Die


Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, d. i. die vollkommene


Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, des Schmarotzertums.


Das physiokratische Geld wird den Zins beseitigen, aber der Zins ist nur ein


Teil des arbeitslosen Einkommens. Es bleibt noch die Grundrente, die heute in


die Privattaschen fliesst. Diesen Abzug vom vollen Arbeitsertrag beseitigt der


Physiokrat durch die Rückführung des gesamten Bodens mit allen Natur-


schätzen, in den Gemeinbesitz des Volkes. Der Boden soll der privaten


Bewirtschaftung durch die Pacht übergeben werden; Eigentumsrechte werden


nicht gegeben. Die Pacht wird in öffentlicher Versteigerung meistbietend fest-


gestellt. Das Geld fliesst in die Reichskasse und wird gleichmässig unter die


Mütter und Kinder verteilt. Die Grundrente, sagt die Wissenschaft, steht im


Verhältnis zur Volksdichtigkeit und der Physiokrat fügt dazu – diese Volksdichtig-


keit ist ein unmittelbares Produkt des Weibes. Von Rechtswegen und nach dem


Grundsatz „Suum cuique“ gehört also den Müttern die Grundrente und zwar im


Verhältnis zum individuellen Beitrag jeder Mutter zu der Volksdichtigkeit, also zur


Zahl ihrer Kinder.


Für die einfache Konfiskation des Bodens sprechen viele Gründe, namentlich


solche, 
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die bis auf die Geschichte des Privatgrundbesitzes zurückgreifen. Das Schwert,


der Betrug, die Enterbung (beim Erstgeburtsrecht) spielen hier eine grosse Rolle.


Aber sollen wir das ganze deutsche Volk ins Zuchthaus schicken, weil es unter


ihnen Spitzbuben gibt? Hat nicht mancher durch harte Arbeit, durch Sparsamkeit


Land erworben, hat nicht der preussische Staat grosse Domänen parzelliert und


verkauft, und zwar meistbietend öffentlich verkauft? Sind diese Käufer, sind die


„heutigen“ Grundbesitzer alle Nachkömmlinge der ursprünglichen Räuber,


Erbschleicher, Urkundenfälscher? Und was geschieht mit den 60 Milliarden


Pfandbriefen und Hypotheken, wenn wir den Boden konfiszieren oder nach


Vorschlag der Bodenreformer zu Tode besteuern? Ist der Besitzer einer


Industrieaktie schonungsbedürftiger als der Vormund, der Pfandbriefe für sein


Mündel kaufte?


Die Gesetze haben das Land unserer Vorfahren, unser „heiliges“ Vaterland, zur


Ware, zum Trödelkram, zum Erpressungsmittel, zur Wucherschraube gemacht


und wir, die wir wirkliche Realpolitik treiben, d. h. alle realen Verhältnisse berück-


sichtigen, um auf geradem und gerechtem Wege und schnell zu unserem Ziele,


die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, zu gelangen, müs-


sen den Waren- und Trödelcharakter des Vaterlandes anerkennen. Wir lösen die


Rechte der heutigen Grundbesitzer ab, wir wollen sie „entschädigen.“ Wir geben


den Grundbesitzern verzinsliche Titel der allgemeinen Staatsschuld und zwar


den vollen Preis, den das Land heute in öffentlicher Auktion erzielen würde. Aber


nach-
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dem wir so das Bodenkapital in Mobilkapital, die Grundrente in Kapitalzins ver-


wandelt haben, greifen wir diesen in der Form an, wie wir das vorhin gezeigt


haben. Wir sparen und arbeiten, bis dass der Zins beseitigt wird. Dann brauchen


wir die Staatsschulden nicht mehr zu verzinsen und können die dem Staate


zufliessenden Grundrenten dazu verwenden, um die Schulden zu tilgen. Wann


diese Schuld völlig getilgt sein wird, können wir nicht genau bestimmen. Je 


fleissiger, unverdrossener wir arbeiten, um so schneller wird – „das goldene


Zeitalter“ anbrechen.


So lautet also unser Appell an die Arbeiter: Verbrennt, was ihr angebetet und


betet an, was ihr verbrannt habt. Tut in allen Dingen das Gegenteil von dem, was


euch die marxistische Betrachtungsweise des Kapitals lehrt. Last das Streiken,


die Sabotage, die Verkürzung der Arbeitszeit, so weit diese nicht aus


Rücksichten auf die Gesundheit gefordert wird. Alles das hilft euch nichts, ihr


seid dem Gold und der Grundrente gegenüber völlig ohnmächtig. Dem


Kapitalzins und der Grundrente könnt ihr mit diesen Mitteln doch keinen


Pfifferling abzwingen. Eure Lohnpolitik kann euch nur schaden und zu diesem


Schaden fügt ihr auch noch den Fluch der Lächerlichkeit. Je mehr ihr bellt, um


so fester rollt sich der Igel zusammen. Studiert die Naturgeschichte des Kapitals,


die physiokratische Lehre vom Geld und Zins wird euch die schwache Stelle des


Kapitals zeigen. Und wenn ihr sie endlich gefunden habt, so stosst ihm das


Schwert ins Herz. Dieses Schwert ist die grosse physiokratische Geld- und


Bodenreform.
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Klassenhass.


Es gibt vor Gott und den Menschen nichts straf- und verachtungswürdigeres


als Schwäche und nichts in der Welt ist mehr dazu angetan die Kraft eines


Volkes zu brechen und es der Verachtung der Welt preiszugeben, als der Zerfall


in Klassen.


Wir fordern daher hier öffentlich alle auf, die Klassen zu hassen, wie man den


Teufel, eine Seuche, die Lüge hassen kann, von ganzer Seele und aus vollem


Herzen. Verflucht seien die Klassen und alle Gesetze und Einrichtungen, die sie


gross gezogen!


Wie wir für unsere individuelle, glückliche Entwicklung Freiheit und


Selbständigkeit fordern, so fordern wir sie auch für unsere Entwicklung als Volk.


Und dazu wieder brauchen wir die durch keine Klassengegensätze geschwächte


Vollkraft des Volkes. Früh oder spät verwandelt sich irgend eine der Klassen ja


doch in einen inneren Feind, der immer zur Verräterei und Meuterei neigt, und


dem schliesslich ein Angriff von aussen eine willkommene Gelegenheit bietet um


über seinen „inneren Feind“ herzufallen. Darum fort mit den „inneren Feinden“


fort mit der Klassenseuche.


Die Grenzen der Klassen werden gezogen durch das arbeitslose Einkommen,


also durch die Grundrente und den Kapitalzins. Die Klassen-Grenzen, die die


Bildung errichtet, sind ein Nebenprodukt des arbeitslosen Einkommens. Mit dem


arbeitslosen Einkommen verschwindet die Bildung als Privileg einer besonderen


Klasse. Mit der Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag, die das


Fortbestehen 
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jedes arbeitslosen Einkommens Einkommens ausschliesst, wird die Bildung


Gemeingut aller der im Volke zerstreuten, bildungsfähigen Köpfe und hört damit


auf, erbliches Vorrecht einzelner durch Familienbanden geschlossener, vom


Volke sich absondernder Kreise zu sein. Jede Familie wird dann mit Stolz auf


irgend eine geistige Grösse hinweisen können, die aus ihrem Schosse empor-


gestiegen ist.


Die wahre Gefahr für unsere völkische Unabhängigkeit und darum auch für die


freie Entwicklung des Einzelnen muss daher in dem arbeitslosen Einkommen,


also in der Grundrente und im Kapitalzins gesucht werden. Das arbeitslose


Einkommen ist


„der innere Feind“.


Auf diesen Feind richten wir unsere Pfeile, auf ihn vereinigen wir den ganzen


Hass, den Klassenhass, dessen unsere Seele fähig ist. Den Klassengeist und


das Klassenbewusstsein wollen wir mit Stumpf und Stiel ausrotten; ihm erklären


wir den Krieg.


Die Physiokratie bietet jedem, der sich an diesem Vernichtungskrieg beteiligen


will, die Gewähr für die eigene Unverletzlichkeit. Die Rüstung, die die Physio-


kratie ihren Mitkämpfern gibt, feit sie gegen jedes Geschoss. Wie es im Kampfe


mit den nackten Kindern der Wildnis genügt den Hinterlader zu zeigen, um sie 


in alle Winde zu zerstreuen, so braucht sich auch der Physiokrat nur in seiner


theoretischen Rüstung zu zeigen um alle Gegner kleinlaut zu machen. 


Die physiokratische


Neue Lehre vom Geld und Zins
bedeutet den schwersten Angriff, der je gegen Mammon, den Klassenstaat, das


arbeitslose Einkommen geführt worden ist. 
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Bekannt ist diese Lehre genug, und besprochen, heimlich allerdings, wird sie


auch. Warum zeigt sich Niemand um diese Lehre zu bekämpfen und zu vernich-


ten? Offenbar sucht man wunde Punkte, findet aber keine. Dabei sind ausser


Mammon, an der Bekämpfung dieser physiokratischen Lehre vom Geld und Zins


noch alle die Männer persönlich interessiert, die über Geld und Zins geschrieben


haben. Ihr geistiges Eigentum ist spurlos vernichtet, falls die Neue Lehre zur


Herrschaft gelangt. Warum verteidigen sie ihr Eigentum nicht? Ist es Feigheit


oder lohnt dieses Eigentum überhaupt keine Verteidigung? War das, was man


über so wichtige Dinge geschrieben hat, so bedeutungslos, dass man es jetzt,


wo es heisst dies Eigentum zu verteidigen, einfach ins Korn wirft?


Also auf! zum Kampfe gegen Mammon. Bewaffne sich jeder, der vom


Klassenhass
erfüllt ist, mit dem theoretischen Rüstzeug, das ihm die physiokratische Literatur


bietet. Heil und Sieg!


Die physiokratische Lohntheorie.


(Abdruck mit Quellenangabe gestattet.)
Die Einschränkungen, die in diesem Artikel überall dort zu machen sind, wo diese Lohntheorie in die


Lohnpolitik übergeht, sind in unserem Artikel „Physiokratische Lohnpolitik“ in Nr. 3 d. Bl. bereits


gemacht. Es wird überhaupt gut sein, nach dem Studium dieses, die Lohntheorie behandelnden


Artikels, jenen über die Lohnpolitik noch einmal zu lesen. Wer mit uns dahin arbeiten will, daß unsere


Lohntheorie mit der aus ihr abzuleiten-
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den Lohnpolitik an die Spitze des sozialdemokratischen, wie überhaupt jedes Arbeiterprogrammes


gestellt werde, der muß die physiokratische Lohntheorie auf das gründlichste nach allen Seiten hin


nachprüfen, damit er auf alle Einwendungen auch gleich die richtige Antwort geben kann.


Wie die beiden Reformen, womit wir für die Arbeiter aller Berufe das Recht auf


den vollen Arbeitsertrag verwirklichen werden, so sind auch die Theorien, aus


denen jene Reformen als unmittelbare, praktische Forderungen hervorgegangen


sind, einfach, unzweideutig und scharfkantig. Hier ist es licht in allen Ecken.


Die physiokratische Lohntheorie lautet: Was nach Abzug der Grundrenten und


des Kapitalzinses an Produkten übrig bleibt, das ist das, worin sich das arbeiten-


de Volk zu teilen hat; und zum arbeitenden Volk gehört jeder, der vom Ertrag 


seiner Arbeit lebt – also sowohl die Land- und Fabrikarbeiter, wie auch die


Beamten, Kaufleute, Unternehmer, Ingenieure, Ärzte, Lehrer usw. Die


Unternehmer und Kaufleute rechnen hier zu den Arbeitern nur in ihrer persön-


lichen Eigenschaft als Unternehmer, nicht als Besitzer von Kapital. Als Arbeiter


haben die Unternehmer das gleiche Interesse an der Verwirklichung des Rechtes


auf den vollen Arbeitsertrag wie jeder Proletarier; als Kapitalist haben sie diesem


Rechte entgegengesetzte Interessen.


Die Verteilung des nach Abzug von Zins und Rente verbleibenden Restes unter


die einzelnen Arbeiter erfolgt nach den wirtschaftlichen Gesetzen des


Wettbewerbes, d. h. die Arbeiten, für die sich viele melden, erzielen einen ge-


ringeren Lohn als die Ar-    Arbeiten


85







beiten, für die technische oder wissenschaftliche Schwierigkeiten den Wett-


bewerb der Massen ausschließen. Der Vorarbeiter, der Werkmeister verdient das


Doppelte, Fünffache, Zehnfache des gewöhnlichen Arbeitslohnes, der Ingenieur


zuweilen das Hundertfache, und der Erfinder, von denen auf die Million oft nicht


einer kommt, verhungert zuweilen; zuweilen aber mißt ihm der Wettbewerb das


1000fache des Arbeitslohnes zu. Bei den Beamten des Staates verhält es sich


nicht ganz so, weil die Vetternwirtschaft niemals vom Staatswesen zu trennen ist.


Durch schärfere Kontrolle läßt sich jedoch das Sinekurenwesen auf unbedeuten-


de Reste zurück schneiden.


Der vom etwaigen Kapitalzins und der Grundrente gereinigte Unternehmer-


gewinn ist der ehrliche, wohlverdiente Lohn für die Unternehmerarbeit und unter-


liegt durchaus den Gesetzen des Wettbewerbes. Je einfacher das Unternehmen,


um so mehr nähert sich der Unternehmergewinn dem allgemeinen Arbeitslohn.


So z. B. wird ein Bauer nach Abzug des Zinses und der Grundrente nicht viel


mehr übrig haben, als der Knechtslohn betragen würde. Erschwert man dem


Unternehmer die Arbeit durch Gesetze, launenhafte Währungspolitik, durch


Streik und ähnlichen Unsinn, so treibt der Wettbewerb den Unternehmergewinn


im Verhältnis zu diesen Schwierigkeiten auf Kosten der übrigen Arbeiter in die


Höhe. Würden die Schwierigkeiten, die die Arbeiter dem Unternehmer bereiten,


so groß werden, daß man zur Leitung eines gewerblichen Unternehmens nur


außergewöhnliche Geister gebrauchen könnte, so würde der Wettbewerb 


diesem 
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außergewöhnlichen Geist auch einen außergewöhnlichen Lohn zumessen, und


zwar nicht aus den Taschen der Rentner - denn Zins und Rente sind der


Streikpolitik unerreichbar –, sondern aus den Taschen der übrigen Arbeiter.


Unterstützen dagegen die Arbeiter den Unternehmer nach allen Richtungen hin,


indem sie auch ohne Aufsicht den gleichen Fleiß üben, indem sie Maschinen und


Material wie ihr persönliches Eigentum behandeln und schonen, indem sie


Nachrichten, die für das Unternehmen wichtig sein könnten, mitteilen usw., so


kann dann schließlich jeder Schafskopf das Unternehmen sicher führen, und


dann werden die Gesetze des Wettbewerbs dafür sorgen, daß auch der


Unternehmergewinn auf die Rangstufe des allgemeinen Arbeitslohnes herunter-


geht – zu Gunsten aller übrigen Arbeiter.


Auch mit dem vom Kapitalzins entblößten Handelsprofit verhält es sich so. Je


schwieriger der Handel, um so geringer der Handelsprofit – der nichts anderes


ist, als der Lohn des Kaufmanns für seine Arbeit. Wäre es ebenso einfach, 


indischen Weizen in Berlin zu verkaufen, wie Weizen zu bauen, so wäre der


Profit des Weizenhändlers – nach Abzug des Kapitalzinses – gleich dem Lohn


des Bauernknechtes; denn wäre er höher, so würde der Wettbewerb ihn bald 


auf diese Höhe herunterdrücken. Wir wissen aber, daß der Weizenhandel,


namentlich infolge der organischen Fehler unseres herkömmlichen Geldes, zu


den schwierigsten Arbeiten zu rechnen ist, die es überhaupt gibt, und daß unter


1000 Mujiks vielleicht nicht einer das geistige Rüstzeug zum Ge-


Getreidehändler
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treidehändler hat. Es nützt nichts, gegen diese beschämende Tatsache die


Augen zu verschließen und zu versuchen, den Handelsprofit auf die „Macht des


Kapitals“ zurückzuführen. Diese Macht steht im Handel als Personalkredit mit 


5–6% jährlich jedem zur Verfügung, der Beweise gegeben hat, daß in seinen


Händen das Kapital sicher ist. Die 60 Milliarden, die in Deutschland zu 4% in


Hypotheken, und die 20 Milliarden, die zum gleichen Zinsfuß in Staatspapieren


angelegt sind, stehen zum großen Teil zur Verfügung des Mannes, der etwas


mehr als diesen Zinsfuß herauszuwirtschaften versteht. Das Handelskapital muß


genau wie das Industriekapital unter Anrechnung der verschiedenen


Risikoprämien den gleichen Zins abwerfen, wie etwa das in Häusern angelegter


Kapital, da es ja dem Handel zu den gleichen Zinssätzen zur Verfügung steht.


Daran liegt es nicht. Woran es liegt, das ist der Mangel an einer genügenden


Anzahl befähigter Köpfe, um die Schwierigkeiten des Handels zu überwinden,


und da der heutige Handel viele Arbeitskräfte ersten Ranges gebraucht und


schnell verbraucht, so ist in diesen Reihen der Konkurrenzkampf eben geringer


als in dem Reihen der Kartoffelbauern.


Übrigens sind es die reinen Kommunisten, christliche, mönchartige Charaktere,


die in der verschiedenen Größe des Arbeitsertrages ein Übel oder eine


Ungerechtigkeit erblicken. Nur wenige Arbeiter betrachten diese Unterschiede mit


Neid, denn der Neid ist wohl ein Nebenprodukt des arbeitslosen Einkommens,


aber nicht eine Eigenschaft, die man in der Arbeit erwirbt. 
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Die Arbeiter erkennen die persönlichen Leistungen gerne an und werden auch


immer dafür stimmen, daß der Lohn den Leistungen zu entsprechen hat, wie sie


auch die genaue Bemessung dieses Lohnes durch die Gesetze des


Wettbewerbes anerkennen. Dieses sagen die Arbeiter auch öffentlich, denn den


kommunistischen Vorschlag„ die verschiedenen Lohnbezüge in eine Kasse zu


legen und unter die Arbeiter dann gleichmäßig zu verteilen, haben sie immer


abgewiesen. Damit zeigen sie, daß sie die Gesetze des Wettbewerbs bei der


Verteilung des nach Abzug des Kapitalzinses und der Grundrente verbleibenden


Restes des Arbeitsproduktes für gerecht, natürlich und billig halten.


–


Nach Abzug vom Kapitalzins und der Grundrente! Um zu wissen, was vom


Arbeitsprodukt nach Abzug des Kapitalzinses und der Grundrente übrig bleibt,


müssen wir natürlich wissen, wieviel dieser Abzug beträgt. und das läßt sich


berechnen. Wenn in Deutschland 80 000 Millionen Mark in Hypotheken und


Staatspapieren zu 4% angelegt sind, so ist anzunehmen, daß das im


Durchschnitt nicht oder nicht wesentlich mehr – bei gleicher Sicherheit als diese


4% abwirft. Achtzigtausend Millionäre werden sich doch sicher nicht mit 4%


begnügen, wenn sie bei gleicher Sicherheit in der Industrie 4 1/2 oder 5% bezie-


hen können. Und wenn jemand glaubwürdig nachweisen kann, daß er aus einer


Zementfabrik 4 1/2% im Durchschnitt der Jahre herausholen wird, so kann er


damit rechnen, daß es immer Leute gibt, die ihre 4% Staats-   Staatspapiere
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papiere verkaufen werden, um diese 4 1/2% abwerfenden Aktien dieser


Zementfabrik zu kaufen. usw. Wir können also damit rechnen, daß in den


Industrien das Kapital durchschnittlich 4– 4 1/2% oder 5% abwirft, [Die heutigen


Aktienkurse deuten auf einen erheblich höheren Durchschnittssatz. Rechnet man aber, daß seit


Gründung der meisten dieser Gesellschaften alle Warenpreise sich im Durchschnitt verdoppelt


haben, und daß die Rentner für die verdoppelte Dividende doch nicht mehr Ware als früher erhalten,


so erweist sich die Erhöhung der Dividenden von rein nomineller Natur.] und wenn wir darum


alles in Deutschland werbende Kapital zu 4 1/2% verzinsen, so haben wir den


Abzug, den das allgemeine Arbeitsprodukt durch das Kapital erleidet.


Dieses Kapital besteht natürlich nicht nach der Marxschen Mehrwertlehre aus


den armseligen Maschinen und Rohstoffen, die der Arbeiter benutzt und be-


arbeitet, sondern aus alle dem, was Zins abwirft - Häuser, Schiffe, Fabriken,


Schulen, Theater, Straßen und Kirchen (in Form der entsprechenden


Gemeindeschulden) Eisenbahnen, Telegraphen, Kanalisation, Pferde, Wagen,


Vieherden, Gasanstalten, kaufmännische Warenlager, Geld, Bergwerksbetriebs-


einrichtungen, Brücken, Obstbäume, Mobiliar usw. Alles das wirft im Durch-


schnitt 4–5% seines heutigen Einstandspreises ab, und diese gewaltige Summe


geht vom Ertrag der Arbeit ab - für die Besitzer als arbeitsloses Einkommen. 


Wer sich damit die Zeit vertreiben will, zusammenzurechnen, wieviel das ist, 


mag es tun - hier wollen wir nur erwähnen, daß das ganze Deutsche Reich, 


mit allem was darauf gebaut ist, zu 4% gerechnet, alle 25 Jahre einmal 
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durch die Hände des Rentners geht und als arbeitsloses Einkommen verzehrt


wird. Zu 4% berechnet, müssen die Arbeiter neben ihrem Unterhalt das ganze


Deutsche Reich alle 25 Jahre von Grund auf neu aufbauen! Zu 5% tun sie das in


20 Jahren und wäre der Zinsfuß 6%, so schrumpfte diese Zahl auf 16 Jahre


zusammen! Mit Zinseszins gerechnet, kann man allein mit den Mietserträgen der


Berliner Häuser alle 15 Jahre sich das Vergnügen leisten, die stolze Hauptstadt


des Deutschen Reiches niederzubrennen, von Grund auf neu aufzubauen und


den Boden, auf dem die Stadt gebaut ist, mit 2000 Millionen Mark zu bezahlen.


Das ist die Bedeutung des Wortes 5% Zins.


Welchen Umständen und Einrichtungen der Zins sein Entstehen und sein


Dasein verdankt, wodurch die Zinshöhe begrenzt wird, das zeigt uns die neue


Lehre vom Geld und Zins. [Gesell: Die neue Lehre vom Geld und Zins, Physiokratischer


Verlag, 2,50 M.]


Hier ist nicht der Ort, diese Lehre zu entwickeln, und wir müssen alle, die in 


diesem Kern der sozialen Frage klar sehen wollen, auf das gründliche Studium


dieser Lehre verweisen. Nur soviel sei hier von dieser physiokratischen Zinslehre


gesagt, daß der Zins als dauernde Erscheinung genau so alt ist, wie das


Metallgeld, daß dieses Geld, kraft gewisser Vorzüge und Vorrechte, die es als


Ware allen anderen Waren gegenüber besitzt, diesen bei Aufnahme in den


Handel einen Tribut (eben den Zins) auferlegen kann, und daß ferner, weil beim 
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Bau der Häuser, Schiffe, Fabriken etc. das Urkapital aus Geld besteht, kein 


Haus etc. gebaut wird, wenn die Mieten (Dividenden etc.) nicht mindestens den


gleichen Zins abwerfen, den das Geld als Tauschmittel von den Waren zu jeder


Zeit, an jedem Ort erheben kann. Das Geld verbietet also den Bau von Häusern


so lange, bis daß wegen Mangel an Häusern diese den selben Zins abwerfen,


den das Geld als Kapital erhebt. Der Zins des Geldes - als Urzins - überträgt 


sich also automatisch auf alles, was des Geldes bedarf, um zu entstehen, und


das ist das ganze Gebiet der Arbeitsteilung.


Das ist in groben Zügen die physiokratische Lehre vom Zins, und wer die


Antwort auf die 100 Fragen, die ihm hier auffallen, sucht, der muß sich, wie


gesagt, dazu bequemen, die neue Lehre zu studieren.


–


Nun bleibt für die Vollständigkeit der Lohntheorie noch übrig, die Gesetze der


Grundrente zu erklären. In der Hauptsache wurden diese schon vor 100 Jahren


von Ricardo aufgedeckt. Um sie auch in ihren feineren Verästelungen verfolgen


und um eine stichhaltige Lohntheorie daraus ableiten zu können, hätte Ricardo


über die wahre Zinstheorie verfügen müssen, denn Grundrente, Zins und Lohn


stehen in Wechselbeziehung zu einander. Ricardo sagte: Der Unterschied zwi-


schen den Produktionskosten und dem Ertrag des Bodens liefert die Grundrente,


je besser der Boden, um so geringer die Produktionskosten und um so größer


die Rente. Die Produktionskosten 
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aber bestehen aus Zins und Lohn, und als Lohn erhält der Arbeiter das, was


nötig ist für die Erhaltung seiner Arbeitskraft und seiner Art. Der nach Abzug des


so bemessenen Lohnes verbleibende Rest - ist dann der Kapitalzins. In dieser


Ricardo’schen Grundrenten- und Lohntheorie ist also auch schon in der


Hauptsache die Marx’sche Mehrwerttheorie enthalten. Bei Marx wird nur das,


was der Arbeiter zum Leben braucht, nicht einfach nach Kalorien berechnet, 


sondern historische und moralische Elemente würzen noch etwas den Lohnbrei.


Wir wissen, daß diese Lohntheorien nicht den Tatsachen entsprechen. Kein


Unternehmer bemißt den Lohn nach dem, was der Arbeiter braucht. Außer dem


erklären weder Ricardo noch Marx, warum er nicht vom Arbeitsprodukt das vor-


weg nimmt, was er, der Unternehmer für sich und die seinen braucht, um dann


den Rest den Arbeitern zu überlassen. Das wäre doch viel natürlicher. Ich will


hier die Frage nicht erörtern, ob der Lohn in den letzen Jahren das zum Leben


Notwendige nach physiologischen Begriffen überstiegen hat; nur auf einen


Widerspruch möchte ich hinweisen: Im sozialdemokratischen Parteiprogramm


wird gesagt: „die Lage der Arbeiter habe sich trotz einer „ins Riesenhafte“ gestei-


gerten Produktivität der Arbeit nicht verbessert. „Mag sein - aber wo ist dann das


riesenhafte Produkt geblieben? Der Zins von heute ist noch derselbe wie der von


gestern. Von 4 und 5% sprach man schon allgemein vor 100, 500 und 2000


Jahren. [Vergleiche: Gustav Billeter: Die Geschichte des Zinsfusses im griech.-röm. Altertum bis 


auf Justinian.] Also wo sind diese „riesigen 
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Produktionen“ geblieben? Entweder ist die Produktivität der Arbeit nach Abzug


der Maschinen, die dabei verbraucht werden, in den Hauptzweigen der Industrie


und Landwirtschaft nicht ins „Riesenhafte“ gewachsen, oder die Lage der


Arbeiter hat sich gebessert - beim Kapital kommt, wie gesagt, das riesenhafte


Produkt im Zinsfuß nicht zum Vorschein.


Dies alles nur zur Beleuchtung der herrschenden Lohntheorien. Die physiokra-


tische Lohntheorie kümmert sich um das, was der Arbeiter zum Leben braucht,


ebensowenig wie der Unternehmer. Sie sagt, so groß ist der Abzug des


Kapitalzinses und der Grundrente, und in dem was übrig bleibt, teilen sich alle


Arbeiter nach den Gesetzen des Wettbewerbes. 


Wie groß ist aber nun der Abzug, der der Grundrente entspricht? Die Antwort 


lautet: Wir haben heute absolute Freizügigkeit sowohl gesetzlich gewährleistete,


wie materielle Freizügigkeit. Die materielle Freizügigkeit besteht darin, daß jeder


Arbeiter in der Lage ist, in verhältnismäßig kurzer Zeit sich das Reisegeld zu 


verschaffen, um sich nach irgendeinem Teil der Welt zu begeben. Der


Norddeutsche Lloyd transportiert heute für 100 Mark jeden Arbeiter von der


Deutsch-Russischen Grenze nach irgendeinem Hafen Südamerikas, und die


Einwanderungsbehörden verpflegen den Einwanderer bei seiner Ankunft 


10 Tage und schicken ihn frei nach irgend einem Punkte der Republik, den der


Einwanderer bestimmt. Für weniger als 
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100 Mark fährt man nach Kanada und für unerheblich mehr reist man nach


Afrika. Außerdem hat fast jeder ordentliche Kerl bei seinen Kameraden und


Verwandten soviel Personalkredit, daß er sich das Reisegeld als Darlehen ver-


schaffen kann.


Die Freizügigkeit ist also da, und die Millionen von Wanderarbeitern, die stets


unterwegs sind, beweisen, daß sie ausgenützt wird. Bedenkt man nun, daß es


überall in der Welt riesenhafte Strecken herrenlosen Landes gibt, die zur


Verfügung des ersten stehen, der sie bewirtschaften will – so haben wir eine


feste Grundlage für die Berechnung der Grundrente. Der Grundbesitzer nimmt


als Grundrente für sich vom Arbeitsertrag des Arbeiters (Pächter) so viel, daß


dieser vor der Frage steht, ob er bleiben oder auswandern soll. Zieht man vom


Arbeitsertrag des Ansiedlers auf Freiland den Zins des von ihm etwa benutzten


Kapitals ab, so hat man das, was ein Arbeiter in Deutschland als Lohn bean-


spruchen kann, und alles was der Arbeiter darüber hinaus produziert, ist nach


Abzug des Kapitalzinses reine Grundrente. Der Arbeitsertrag des Auswanderers,


des in den Einöden Sibiriens, Kanadas, Afrikas einsam wirtschaftenden


Ansiedlers ist das Normalmaß des allgemeinen Arbeitslohnes in Deutschland.


Wie groß ist nun der Arbeitsertrag des Ansiedlers? Wir müssen hier gleich 


zwischen Arbeitsprodukt und Arbeitsertrag unterscheiden - das Produkt ist das,


was der Ansiedler unmittelbar erntet - Weizen, Mais, Tabak etc. Aber mit diesem


Produkt kann er nichts anfangen. Den Weizen schickt er auf dem Handelswege


nach 
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Deutschland, wo er zu denselben Preisen verkauft wird, wie der Weizen unseres


Grundbesitzer. Von diesen Preisen geht die Fracht ab bis zur Kanadischen


Bahnstation, die Fracht von der Station bis zu dem 2000 Kilometer entfernten


Hafen, die Hafenspesen, die Verladekosten, Seefrachten bis Hamburg, die


Kosten der Ausschiffung, der Landtransport auf den deutschen Bahnen und der


deutsche Zoll von ca. 25% des deutschen Weizenpreises. Dazu die Abzüge der


Händler und Spekulanten. Aber was macht der Ansiedler in Kanada mit dem


Geld? Dort wo er wohnt gibt es keine Industrie. Was er braucht – Lebensmittel.


Ackergeräte, Möbel, Waffen, Sämereien, Bücher etc. muß er aus Europa kom-


men lassen und dafür wieder Bahn- Seefracht und den kanadischen Einfuhrzoll


von 20–30–50% bezahlen, ebenso wie die Abzüge all der Kaufleute, durch deren


Hände die Sachen gehen.


Was dem Ansiedler nun in Form seines Arbeitsproduktes zugeht, das ist – nach


Abzug des Zinses des von ihm etwa benutzten Kapitals – sein Arbeitsertrag, und


diese elende, kleine Häufchen ist nach den Gesetzen des Wettbewerbs das


Normalmaß des Lohnes in allen Ländern. Der Unterschied zwischen dem


Arbeitsertrag des Freiländers und dem Arbeitsprodukt (nicht Arbeitsertrag) des


deutschen Arbeiters - das ist die Grundrente. Zieht man vom Arbeitsprodukt des


Deutschen Arbeiters die Grundrente ab, so bleibt der Lohn, der nach den


Gesetzen des Wettbewerbs übereinstimmen muß mit dem Arbeitsertrag des


Freiländers.
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Mit diesem fernen Freiland, das qualitativ dem deutschen Ackerboden nicht nachsteht und nur den


Nachteil der Entfernung von den Marktplätzen hat, konkurriert das Öd-, Sumpf-, und Heideland in der


Heimat. Hier ist es die Qualität des Bodens, die ihn so gut wie herrenlos macht. Dem Freiland im


Auslande gegenüber hat das Ödland den Vorteil der besseren Marktlage und diesen Vorteil bezahlt


es mit der Unfruchtbarkeit des Bodens. Mit dem Freiland in Kanada konkurriert ferner die intensive


Kultur in der Heimat. Die Grundrente wird durch die extensive, gewöhnliche, landwirtschaftliche Kultur


bestimmt. Wer nun den Boden in intensive Kultur nimmt, dem gehört lastenfrei der Unterschied im


Ertrag des Bodens zwischen extensiver und intensiver Kultur. Im großen und ganzen wird auch die-


ser Unterschied gleich dem Ertrag der Arbeit auf Freiland sein. Gäbe es kein Freiland mehr, so würde


der Ertrag der intensiven Kultur, nach Abzug der von der extensiven Kultur bestimmten Grundrente,


den Maßstab für den Normallohn abgeben.


Dies ist in großen Zügen die physiokratische Theorie des Lohnes. Wer sich


nicht mit diesen kurzen Erklärungen begnügen will, sondern auch Erklärungen


für all die Einzelerscheinungen in den Lohnbewegungen gewinnen will, dem


empfehlen wir die Anschaffung des Werkes: „Die Verwirklichung des Rechts auf


den vollen Arbeitsertrag.“ Physiokratischer Verlag.


Jeder, der aktiv für das physiokatische Wirtschaftssystem wirken will, muß die


Lohntheorie beherrschen, die sich aus der Grundrenten- und der physiokra-


tischen Zinstheorie ergibt.
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Die Bodenreform im Lande der Dichter und Denker.


Eine Artikelserie


I.


Ich erhielt kürzlich das dicke Aprilheft der nordamerikanischen Bodenreform-


zeitschrift „The Single Tax Review“ [The Single Tax Review Publikation Office, 150 Nassau


Street New York City. Dollar 1,–] zugesandt. Es ist ganz den deutschen Gesinnungs-


genossen gewidmet und soll der Verherrlichung der deutschen Bodenreform-


bewegung dienen. Es trägt auf dem Deckblatt das Bild des Kaisers, beginnt mit


Damaschkes Buch „Die Bodenreform“, bringt eine Reihe von Aufsätzen deut-


scher Bodenreformer und klingt aus in dem für uns Deutsche recht schmeichel-


haften Satz: „Nein, Deutschland ist mehr als das Volk der Dichter und Denker,


das deutsche Volk ist das denkende Volk“.


Wie glücklich war ich über diese rückhaltlose Anerkennung der deutschen


Leistungen, zumal sie aus dem Heimatlande Henry George’s stammte.


Amerikaner, Nordamerikaner waren es, die uns Deutschen dieses Lob spende-


ten! Welche Himmelskost für meine ehrgeizige, etwas eitle, nach handgreif-


lichen Erfolgen lechzende Seele! Civis Germanus sum! rief ich stolz, spreizte


mich wie ein Pfau und ging stolz erhobenen Hauptes zum Bücherschrank. Ich


griff nach Damaschkes Bodenreform, [A. Damaschke, Die Bodenreform, 1903, 2. Aufl., 


S. 50-53.] um den Artikel nachzuprüfen, womit die Amerikaner ihr schmeichel-


haftes Urteil begründeten. Ich lese:


„Die Grundrente bestand (früher) in einer Abgabe an die Gemeinde und 


bildete einen Teil des Gesamtbetrages, der für Lohn und Zins in jedem Falle


den Hauptanteil übrig liess.


Und heute? Die Ergiebigkeit der 
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menschlichen Arbeit ist in einer Weise gestiegen, wie es die kühnsten Träume


der Vergangenheit nicht zu ahnen wagten. Trotzdem ringt heute die Arbeit um


das Allernotwendigste. Wir wissen es, dass die Arbeit nichts von diesem unge-


heuren Fortschritt menschlicher Zivilisation gewonnen hat. Das Kapital, das in


Gestalt von Maschinen und Werkzeugen und Vorräten der Arbeit dient, hat bei


allem Risiko, das es zu tragen hat, keinen wesentlich grösseren Anteil erlangt


an dem Ertrage der Volkswirtschaft. Man frage die Unternehmer in der Industrie


und im Handel, wie sie sich mühen müssen, um für ihre Werkzeuge,


Maschinen heute nur Verzinsung und Amortisation herauszuarbeiten.


Wo ist denn aller Fortschritt der Kultur geblieben? Er ist von der Grundrente


aufgesogen worden. [Daher also stammt die Not der Grundrentner, die in dem Ehrenmitglied


des Bundes D. Bodenreformer, Prof. Wagner, einen so starken Befürworter der Kornzölle gefunden


hat. Weil die Grundrente den Kapitalzins aufsaugt, darum musste man von Staatswegen den


Grundrentnern mit den Zöllen zu Hilfe eilen!] An jedem Arbeitstag wird von dem Ertrage


der Berliner Arbeit mehr als 500 000 Mk. für die reine Grundrente beansprucht:


Kein Wunder, wenn für Lohn und Zins nicht mehr als das Allernotwendigste und


in vielen Fällen auch das nicht einmal übrig bleibt. [Die armen Zinsrentner! Nur 4% 


des in den Gebäuden, Fabriken etc. angelegten Kapital fliesst ihnen jährlich zu. Eintausend zwei-


tausend, Millionen Mark in Berlin. Man frage sie, wie sie sich einschränken müssen, um ihre Suppe


und Schlafstelle damit zu bezahlen.]


Das ist nun Bodenreformlehre: Diese Grundrente soll das soziale Eigentum


werden, diese Grundrente soll durch irgendwelche Reformarbeit (irgendeine!)


für die Gesamtheit zurückerrungen werden. 
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Jedem das Seine! Dem Einzelnen, was er erarbeitet, möglichst frei von jeder


Belastung.


Das soziale Eigentum, das in der Grundrente natürlich gegeben ist, es wäre


gross genug, um Arbeit und Kapital von den oft drückenden und lästigen


Abgaben zu befreien, Kapital und Arbeit würden sich in einer Weise entfalten
[Der Sinn dieses Ausdrucks ist in dieser Verbindung rätselhaft. Wahrscheinlich denkt D. dabei an


eine rege Bauindustrie, Erweiterung der Fabrikanlagen etc. Wie aber als Folge einer regen


Bauindustrie etc. der Zins der Häuser steigen soll, ist unerfindlich. Gewöhnlich fällt doch der Zins


der Häuser, wenn die Bautätigkeit sich „entfaltet“ hat. Und augenblicklich stockt ja aus diesem


Grunde in Berlin die Bautätigkeit.] können, wie wir es heute kaum zu ahnen wagen.


Einen historischen Beweis für die Bodenreform-Lehre bietet die Zeit vom Jahre


1000–1400. Alles was Arbeit und Kapital durch die vermehrte Bevölkerung, die


Fortschritte der Technik und des Verkehrs hervorbringen konnten, kam dem Zins


und dem Lohn zu gute“


Meine Wissbegierde war befriedigt. Also mit diesen Proben deutschen Geistes


beweisen die Amerikaner, dass wir ein denkendes Volk sind! Oder war es nur


Spott und Hohn?


–


Die Bedeutung, die Damaschkes Buch [Die „Berliner Volkszeitung“ z.B. schreibt: Das


Studium dieses Verkehrs ist jedem anzuraten, der in einer der bedeutendsten Fragen der Zeit sich


nicht als Ignorant entlarvt sehen möchte. s.B. S. 408] für die Bodenreformer hat, zwingt


mich, die oben zitierten Sätze näher zu betrachten und aus ihnen einige der


nächsten, jedermann ohne weiteres einleuchtenden Folgerungen zu ziehen. 


Ich hoffe, damit die denkenden Mitglieder des Bundes D. Bodenreformer vor 


den Kopf zu stossen und sie zur Selbst-    Selbstbesinnung
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besinnung zu bringen. Wir haben aus diesem Bunde schon manchen tüchtigen


Mitkämpfer für die Physiokratie hervorgeholt, und wir vermuten, dass noch mehr


dort zu holen ist.


Also wenn es nun wirklich wahr wäre, was Damaschke sagt, wenn die


Bodenreform, d.h. die Grundrentensteuer, wirklich die Grundrenten dem Lohn


und dem Zins zuführen würde? Rechnen wir einmal mit dieser Damaschke’schen


Annahme, nehmen wir an, die Milliarden an Bodenrenten würden unter die


Arbeiter und Kapitalisten als Lohn und Zins verteilt. Was wäre die Folge? Nun,


der Kapitalzins würde in die Höhe schiessen; d.h. Zinsfuss, der heute 4%
beträgt, würde auf 6–7–8 % steigen!


Wenn die Grundrente dem Kapital zu gute kommen soll, so kann dies nur in


einer Erhöhung des Zinsfusses in die Erscheinung treten, denn der Zinsfuss hat


ja nur eine einzige Dimension - er kann sich nicht in die Breite oder Tiefe, son-


dern nur in die Länge entfalten. Er steigt also, wie das z.B. bei den Kanada


Pacific Eisenbahndividenden der Fall ist. Diese Bahn besitzt grosse Ländereien


und die Dividenden des Bahnbetriebes erhöhen sich um den Betrag der


Grundrenten. Darum beziehen die Herren Aktionäre dieser Bahn gepfefferte


Dividenden - Damaschkes volkswirtschaftliches Ideal ist also hier schon verwirk-


licht. [Ich möchte Herrn Damaschke hier darauf aufmerksam machen, dass dieses Beispiel nicht für


seine These benutzt werden kann, weil hier Grundrente und Kapitalzins, Bahn und Land von vorn-


herein schon in einer Hand sind.]


Nun sehen wir einmal näher zu, wohin es führen würde, wenn die Grundrenten


in die Taschen der Arbeiter und Kapitalisten abgeführt würden und der Zinsfuss


in die Höhe schösse.


Zunächst müsste das, was die Bodenreformer so sehr interessiert, die Wohnung,


statt 4% jetzt 6–7–8% abwerfen – für 
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den Kapitalisten. Werfen die Häuser die 6–7–8% Kapitalzins (nicht Grundrente)


nicht ab, so tritt die Baukrise ein; denn wenn der Zins mit Hilfe der


Damaschke’schen Bodenreform auf 8% gebracht worden ist, so wird niemand


sein Geld in Häuser stecken, die nur 4% eintragen. Heute wird in den Vororten


Berlins schon von einer Baukrise gesprochen, und die Bautätigkeit ist unter-


brochen, weil als Folge der vergangenen regen Bautätigkeit der Hauszins 


heruntergegangen ist und den heute üblichen, nach Damaschke schon zu 
niedrigen Kapitalzins nicht abwirft. Das, was also heute schon bei 5 oder 4% 


eintritt, das Aufhören der Bautätigkeit, müsste nach Damaschke mit der


Bodenreform schon bei 8–7–6% eintreten.


Schöne Aussichten winken da dem Bauhandwerker und dem Mieter!
Die Bodenreformer klagen in herzerweichenden Töne und so, dass an der


Echtheit dieses Herzeleids gar nicht zu zweifeln ist, über die hohen


Wohnungsmieten. Die Wohnungsmieten aber setzen sich zusammen:


aus Kapitalzins des Gebäudes


aus Grundrenten des Baulandes,


aus Abschreibung, Steuern, Verwaltungskosten etc.


In grossen Städten und im Zentrum mögen die Mieten sich wie folgt zu-


sammensetzen:


40% Kapitalzins (Zins des Gebäudes),


40% Grundrenten,


20% Abschreibungen etc.


In kleinen Städten und namentlich auf dem Lande ist der Anteil der


Grundrenten an den Mieten entsprechend geringer und diese bestehen dann,


von den Abschreibungen abgesehen, fast ausschliesslich aus Kapitalzins.


Wird nun nach Damaschke’s Vorschlag und Ansicht die Grundrente zum


Kapitalzins und Lohn geschlagen, so müssen die Mieten um den erhöhten 


Zins zu decken, ganz gewaltig in die Höhe schiessen, und so lange 
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sie diesen Zins nicht voll erreichen, bleibt es eine rechnerische Unmöglichkeit,


ein Haus zu bauen.


So löste D. das grosse Problem billiger Wohnungen. Wenn nur die Grund-


renten aus den Taschen der Grundrentner in die der Zinsrentner fliessen! Aber


für den Mieter ist es doch ziemlich einerlei, welcher dieser beiden Schmarotzer


ihm das Lebensblut abzapft, einerlei, ob die Ausbeutung unter dem Titel Zins


oder Rente erfolgt, ebenso einerlei, wie wenn der Hausbesitzer das Geld in die


linke oder in die rechte Hosentasche steckt. Für den, der zahlt, für das arbei-


tende Volk, ist das arbeitslose Einkommen, einerlei, ob es aus Grundrenten oder


Kapitalzins fliesst, ein Schmarotzergewächs, das mit Stumpf und Stiel auszu-


rotten ist.


Nehmen wir an, der Ertrag der Wertzuwachssteuer wäre nach Damaschke’s


oben angeführten Worten wirklich dem Arbeiter und dem Rentner (Lohn und


Zins) zugute gekommen, und der heute aussergewöhnlich hohe Stand des


Zinsfusses stände mit dieser Steuer in Beziehung: Wie teuer kämen da dem


Fiskus und den Gemeinden die paar Millionen, die ihnen diese Steuer abwirft?


Früher fanden Reich, Staat, Gemeinden und Grundbesitzer Geld zu 3 1/4 %.


Infolge der Wertzuwachssteuer müssen sie jetzt volle 4% bezahlen, und wenn


der Staat die alten Anleihen bankerotter Staaten durch die Wertzuwachssteuer


(?) auf Mk. 80,20 gedrückt worden wäre, auf pari bringen wollte, so müsste der


Staat die 3% Anleihen mit 4% verzinsen, wodurch ihm eine Mehrausgabe von


200 Millionen jährlich erwachsen würde. Und das nur darum, weil die


Zuwachssteuer nach Damaschke’s Ansicht dem Lohn und dem Zins zugute


gekommen wäre! 


Würde man nach Damaschke’s Vorschlag die Grundrenten den Arbeitern und


Kapitalisten schenken und damit den Zins nur um 
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1% erhöhen, so müssten die auf 60 Milliarden Mark berechneten [Laut Berechnung


von Dr. Karl Polenske von der Universität Halle in der „The Single Tax Review“, Seite 26]


Hypotheken allein 600 Millionen Mark jährlich an Zins mehr abwerfen. Für wen?


Nun, für die bedauernswerten Zinsrentner, denen das Kapital heute nur das


„Allernotwendigste und in vielen Fällen sogar dieses nicht einmal abwirft.“


Wenn es nun aber wirklich wahr wäre, was Damaschke sagt, so müssen auch


die Grundstücke entsprechend der Erhöhung des Zinsfusses im Preise sinken;


denn für diesen Preis ist ja neben der Rente der Zinsfuss massgebend. Ist der


Zinsfuss 4%, die Rente 1000, so kostet der Boden so oft mal 100 wie 4 in 1000


geht - also 25 000. Ist der Zinsfuss nun etwa auf 8% gebracht worden, so kostet


derselbe Boden nur 1000 : 8 x 100 = 12 500. Nun rechne einer einmal aus, zu


welcher Katastrophe das führen würde, wenn wir Damaschke die Zügel der


Regierung in die Hand geben würden. Der gesamte Boden des Deutschen


Reiches käme zur Zwangsversteigerung, denn es wird doch niemand


Hypotheken von 25 000 bezahlen, wenn er den Boden in öffentlicher Auktion 


für 12 500 erstehen kann. Das ganze Reich fiele in die Hände der


Hypothekengläubiger, die obendrein die noch die Hälfte ihres Kapitals einbüssen


würden.


Bodenreform wirkt also nach Damaschke’s Ansicht wie eine Saug- und


Druckpumpe. Die Grundsteuer drückt den Bodenpreis herunter (weil diese


Steuer von der Rente abgeht) und der um den Ertrag dieser Steuer erhöhte


Zinsfuss drückt nun auch noch auf diesen Preis.


Grausam ging es zu in der französischen Revolution, aber grausamer als Marat


und Robespierre erscheint mir der sanfte deutsche Bodenreformer. Marat nahm


das Geld und das Leben, der deutsche Bodenreformer nimmt das Geld und


überlässt den Geplün-    Geplünderten
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derten dem langsamen, qualvollen Hungertode.


Mit jeder Erhöhung des Zinsfusses gehen naturgemäss die festverzinslichen


Staatspapiere, Pfandbriefe und Hypotheken im Kurse herunter. Nun bedenke


man, dass diese Papiere in der Hauptsache als Mündelgelder und Kapitalanlage


von unerfahrenen Leuten benutzt werden, die die Sicherheit vor allem suchen –


also Witwen, Waisen, Pensionäre und ähnliche brave Leute. Diese Leute haben


durch den Kursrückgang dieser Papiere – der laut Damaschke auf die


Wertzuwachssteuer zurückzuführen wäre - jetzt schon einen Verlust von 


12 Milliarden Mark erlitten – nämlich 15% von 60 Milliarden Hypotheken und 


20 Milliarden Staatspapiere –. Aber Damaschke ist damit noch nicht zufrieden, 


er will den Kapitalisten die Grundrenten zuführen, den Zinsfuss noch höher


schrauben, den Kurs der preussischen Konsols will Damaschke in den Staub


werfen. Und das nennt sich Volksbeglücker, den Witwen und Waisen die


Sparpfennige, die Notgroschen auf gesetzlichen Wege entreissen, um damit die


an sich schon satten Kapitalisten zu mästen! Pfui! Pfui!


Aber nur ruhig Blut. Fürchtet euch nicht vor diesem unersättlichen Vampyr.


Damaschke kann euch nichts anhaben. Die Grundrentensteuer fliesst nicht in die


Taschen der Kapitalisten; der heutige hohe Zinsfuss hat mit der Zuwachssteuer


absolut nichts zu tun.


Aber interessant ist es doch, zu untersuchen, wohin man gelangt, wenn man


unsere Bodenreformer ernst nimmt. Es zeigt sich dann, wie nötig es ist, Wort für


Wort, Satz für Satz nachzuprüfen, was diese unverbesserlichen Idealisten dem


leichtgläubigen Volk predigen. Es zeigt auch, wie verhältnismässig leicht ein 


ganzes Volk bei den Nordamerikanern in den Ruf eines denkenden Volkes ge-


langen kann.


Ich mache hier persönlich Damaschke keinen Vorwurf. Ich nenne ihn nur, um 
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einen Angriffspunkt zu gewinnen, und weil er mir als Bodenreformer am nächsten


steht. Er hat auch zu viel Geist, um mir meine Kritik übelzunehmen. Damaschke


hat seine Ansichten über den Zins aus der Zinsliteratur gewonnen und - selber


Autorität in den Grundrentenfragen - hat er sich in den Zinsfragen von


„Autoritäten“ leiten lassen. Es ist im Lande der Denker, im „denkenden Volk“ nie-


mand da, der D. auf das Irrige seiner Zinsanschauungen aufmerksam machen


konnte. Vor Hunderten von Spitzen des „denkenden Volkes“ predigte Damaschke


in Jena und anderswo „unsere Wahrheit“; aber in der ganzen „Masse“ war nicht


einer, der ihn auf die hier gekennzeichneten Widersprüche aufmerksam gemacht


hätte. Damaschkes Ausführungen über den Zins und das Kapital stehen ganz auf


der Höhe unserer offiziellen, vom Staate subventionierten Wissenschaft.


Ausserdem beansprucht Daaschke auch nicht den Titel eines Theoretikers. Wie


er das in der Bodenreform, S. 382, sagt, „musste er das Buch in den wenigen


Stunden schreiben, die er den Tagespflichten abringen konnte“. Er ist wie er


sagt, „nicht Herr seiner Kraft und Zeit, um tiefer graben zu können“, und darf sich


nicht „der Gefahr aussetzen, die das einsame, verantwortungslose Spielen mit
grossen Theorien so leicht hervorruft.“


Zum Denken hat also das „denkende Volk“ keine Zeit, ausserdem scheint es


nicht Damaschkes Sache zu sein, „einsam und verantwortungslos mit grossen
Theorien zu spielen“, und in der Gesellschaft, die er um sich herum gesammelt,


kommt, wie es scheint, keiner zu Wort, der ihm die Augen für das Zinsproblem


öffnen könnte. So treibt also der Bund rettungslos in die Zwickmühle innerer


Widersprüche, die ihn früher oder später auflösen werden.


Glückliches Volk der Denker und Dichter, pardon, glückliches, denkendes Volk, 


106







wie billig bist du zu diesem Ehrentitel gekommen!


Der englische Bund für Bank- und Währungsreform.


(The Banking and Currency Reform League.)


Secretary Henry Meulen, London W.C., 10 Adelphi Terrace.


Dieser Bund erstrebt laut den uns zugesandten Schriften die Trennung des


Geldes vom Gold, die Abschaffung des Notenmonopols der Bank of England und


die Freigabe der Notenausgabe an Privat-Banken. Die Fehler des heutigen


Geldwesens, die in den Krisen, im Zins, in der Spekulation, im Proletariat zu


Tage treten, wären auf die ungenügende Menge an Geldstoff zurückzuführen. 


Als Mass für die Ausgabe der Noten sollen die Banken den Kredit-Bedarf an-


sehen, den die Industrie und der Handel zeigen werden.


Der Bund vertritt die Meinung, dass das Landmonopol entkräftet würde durch


den billigeren Kredit, dass dieser den billigeren Kauf von Acker- und Bauland


ermöglichen würde und obschon er anerkennt, dass noch andere Massregeln


nötig sein werden, um das Landmonopol zu brechen, so glaubt er doch, dass


diese Massregeln (Grundsteuern) den Boden den Arbeitern nicht erschliessen


werden ohne einen billigeren und elastischeren Kredit, der den Kauf und den


rationellen Gebrauch des Bodens ermöglicht.


Diesen uralten wie es scheint unausrottbaren Irrtum (John Law, die


Assignatenwirtschaft, soft money makers, Schüssler 
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und unzählige andere) teilt als Vize-Präsident des Bundes auch J. Fels, jener


freigebige Amerikaner, der den englischen Single Taxer (Bodenreformer) seine


reichen Mittel zur Verfügung gestellt hat und auch, wie uns gesagt wird, die 


deutschen Bodenreformer unterstützt.


Aber mit Geld kann man Gutes und Böses anrichten und wenn wir gern freudig


anerkennen, dass das Fels’sche Gold manches dazu beiträgt, um den Fels der


Grundeigentums-Vorurteile zu sprengen, so müssen wir die Fels’schen Pläne in


Bezug auf die Währung direkt als den grössten und gefährlichsten Unsinn aller


Zeiten bezeichnen. So sympathisch uns das Ziel, so zweckvernichtend erscheint


uns das Mittel.


Die Bodenreform ist heute Sache des Willens, nicht des Wissens oder Könnens.


Man kann den Privatgrundbesitz mit und ohne Entschädigung jeden Tag wegde-


kretieren. Cromwell, Napoleon, Friedrich II, Nikolas II hätten die Bürger über


Nacht in den dauernden Besitz des vaterländischen Bodens setzen können,


ohne dass darum die Häuser eingestürzt oder die Kühe am Wiederkäuen gehin-


dert worden wären. Aber kein Friedrich und kein Wilhelm vermag durch seine


Machtwort den Zins zu beseitigen. Mächtigere als diese irdischen Fürsten, die


Päpste der christlichen Kirche, sonst doch unfehlbare Gewalthaber, haben vor


dem Zins die Waffen strecken müssen. Um den Zins zu beseitigen, muss man


die Ursache des Zinses erkannt haben und die dem Zins entgegenwirkenden


Massregeln scharf dieser Ursache anpassen. Hier genügt der Wille eben nicht


mehr, das Wissen gehört dazu.


108







Der Bodenreformer wird geboren. Jeder, der den Sinn für Gerechtigkeit mit auf


die Welt bringt, hat alles, was zum Bodenreformer notwendig ist. Ein Analphabet


kann ein ebenso tüchtiger Bodenreformer sein, wie der gelehrteste


Bücherschreiber. Was der geborene Bodenreformer seinem Erbgut beifügen


kann, ist bestenfalls Literatur, nichts als Literatur. Jeder gerecht denkende


Mensch kann die Bodenfrage a priori entscheiden. Aber mit der Währungsfrage


verhält es sich nicht so und bis heute ist noch keiner geboren worden, der die


zur zweckentsprechenden Behandlung der Währungsfrage nötigen Kenntnisse


mit auf die Welt gebracht hätte. Das ist ja gerade die Ursache des


Währungsschwindels, dass jeder sich ohne weiteres befähigt fühlt, die


Währungsfragen aus dem Stegreif zu entscheiden. Haben nicht s. Z. Virchow


und Mommsen, die beruflich niemals mit der Währungsfrage in Berührung


kamen, noch als Greise sich für berechtigt gehalten, die Einladung zum Beitritt 


in den Verein zum Schutze der deutschen Währung zu unterzeichnen? Der eng-


lische Bund für Bank- und Währungsreform begeht hier entschieden denselben


Fehler. Er hält das Problem für zu einfach. Eine oberflächliche Untersuchung des


Geldwesens müsste ihnen schon gezeigt haben, dass man mit einer grösseren


Geldmenge den Vorrechten und Mängeln des Geldes nicht beikommen kann.


Das Silbergeld hat genau die gleichen Mängel wie das Goldgeld, trotzdem das


Quantum ein ganz anderes ist. In Ländern mit Papierwährung, einerlei wie 


dieses Geld verwaltet wurde, war bisher von einer Beseitigung der der


Goldwährung anhaftenden 
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Mängel nichts zu sehen. Mit dem Papiergeld (dem herkömmlichen) wird genau


wie mit dem Metallgeld gewuchert, spekuliert, gespart, gespielt. Wenn die


Beschränktheit des Geldstoffes die Ursache des Kapitalzinses wäre, wie würde


man da die Tatsache erklären, dass jetzt, wo der Zufall stets wachsende


Geldmengen zu Tage fördert und die steigenden Preise eine Überproduktion an


Geld anzeigen, der Zinsfuss höher steht als in den Jahren 1873–1887, wo die


Goldzufuhr gering und die Geldfabrikation durch Entmünzung des Silbers oben-


drein noch künstlich beschränkt würde? Der Zinsfuss von 3% der preuss.


Anleihen, die heute auf 80 stehen, stammt aus jener Zeit.


Diese und hundert andere Tatsachen widersprechen doch deutlich genug der


Ansicht, dass man mit der lithographischen Presse dem Zins beikommen kann.


Den Zins kann nur das physiokratische Reformgeld bemeistern. Das Reformgeld


greift den Zins unmittelbar an der Wurzel. Gebe man die Banknotenfabrikation


den Privatbanken frei und stelle man diesen nach den Vorschlägen des eng-


lischen Bundes für Währungsreform keine andere Grenze für die Notenausgabe


als den Kreditbedarf der Industrie und des Handels! Das Staunen, die Über-


raschung werden gross sein. Denn der Versuch, den Geldbedarf des Handels 


mit billigerem Geld, also zu einem niedrigeren Zinsfuss zu decken, wird dem


Markt grössere Geldmassen zuführen, die alle Preise in die Höhe treiben werden


und mit dieser Preissteigerung wächst dann der Geldhunger der Kaufleute, der


Spekulanten und Unternehmer ins „Unbegrenzte“. Je grösser die Geld-


Geldmassen
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massen, um so grösser die Differenzen und je grösser die Differenzen, um so


grösser der Geldhunger. Eine Schraube ohne Ende.


Uns wie denken sich die Befürworter dieser Währungsreform die leichtere


Erwerbung von Land durch den billigeren Kredit? Ist es wahr, muss man das


heute ernsthaften Leuten noch sagen, dass Rentenland und zinsloses Geld ein-


fach „inconmensurable“ Grössen sind, also Dinge, die in keinem Verhältnis ver-


glichen werden können. Würde das eintreten, was die genannten


Währungsreformer wünschen, nämlich dass der Zins herunterginge etwa von 


4 auf 2%, so würde der Preis des Rentenbodens einfach von 1000 auf 2000 


steigen und wo wäre in diesem Falle der Vorteil für die Benutzer des Bodens?


Vorteil? Es wären schon Vorteile da, aber dort, wo sie der Bund vermutet, sehen


wir nur einen gewaltigen Nachteil - nämlich den, dass der Käufer des Bodens für


die Tilgung des verdoppelten Bodenpreises jährlich das doppelte Quantum


Produkte aufwenden müsste.


Das ist ja gerade der Grund, warum die Physiokraten die Forderung stellen, dass


die Geldreform zeitlich zusammenfalle mit der Ablösung des Privatgrundrenten-


Bezuges. Würden wir uns mit der Geldreform begnügen so hätten wir leichtes


Spiel. Bei der heutigen allgemeinen Interessenpolitik und der Happigkeit, die


dabei ganz schamlos gezeigt wird, wäre es ein verhältnismässig leichtes Spiel,


eine Majorität für diese Reform zu gewinnen. Es würde genügen, dass wir den


Agrariern den Nachweis erbrächten, unsere Geldreform drücke den Zinsfuss


ihrer Schulden herunter und höbe dadurch den 
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Verkaufspreis ihrer Ländereien. Mit klingendem Spiele würden sie alle zu uns


übergehen.


Aber wir pfeifen auf solche „Erfolge“. Wir wissen, dass wir damit die Durch-


führung unseres vollen Programmes nur erschweren würden, dass wir der 


„grossen Bodenreform“ nur noch grössere Schwierigkeiten entgegensetzen 


würden. Wir haben den Arbeitern aller Stände den vollen Arbeitsertrag ver-


sprochen und daran halten wir fest. Weder Rente noch Zins, und wenn unser


Grundsatz lautet „Alles oder nichts“, so sagen wir das nicht aus dogmatischer


Hartköpfigkeit, sondern weil wir hoffen, dass in diesem Falle Alles schneller zu


erreichen sein wird, als die Teile.


S. G.


Die Morgan-atische Panik.


Unser Artikel in Nr. 1 des „Physiokrat“, betitelt „Der Krisenprophet“, wurde von


Freunden unserer Sache in einzelnen Punkten beanstandet. Es wurde gesagt,


dass ein Krisenprophet und wenn er noch so viel Autorität geniesst und auch


über reiche Mittel zum persönlichen Eingriff in die Börse verfügt, keinen


Börsenkrach willkürlich herbeiführen kann, falls die allgemeine Spannung des


Geldmarktes ihn nicht dabei unterstützt.


Als beste Erwiderung hierauf bringen wir folgenden Artikel (im Auszug und


Übersetzung), der mit obiger Aufschrift in der Zeitschrift nordamerikanischer


Bodenreformer: „The Public“ in der Julinummer d.J. erschien: [„The Public“


Chicago-Luis F. Post editor 1 Dollar yearly. Ellswoth Building, South Dearbornstreet: 537.]


„Senator La Follette erklärte kürzlich, 
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dass Morgan und die Standard Oil den Börsen-Krach von 1907 „gemacht“


haben und zwar zum Zwecke gewisse Börsenpapiere niederzuhämmern und


gefährliche Konkurrenten zur Strecke zu bringen.


Eine New Yorker Börsenzeitung, die sich mit obiger Behauptung beschäftigte,


bezeichnete sie als gutes Material für die Wahlen, dass aber diese Anklage


nicht durch Tatsachen gestützt werde. Welcher Art diese Tatsachen sind, sagt


die Zeitung jedoch nicht. Dabei aber gibt sie die Hauptsache, das was man


sagt und allgemein glaubt zu, nämlich dass Morgan und die Standard Oil die


New Yorker Zentralbanken beherrschen (control). Wenn es sich aber so verhält,


dann ist es auch richtig, was Senator La Follette sagt. Die Berichte, die aus der


Zeit vor, während und nach dem Krach stammen, lassen es ganz fraglos


erscheinen, dass der Plan zu dem grossartigen Börsenmanöver, das im Krach


sich der Aussenwelt kundgab, wirklich in jenen Banken geschmiedet und dann


rücksichtslos durchgeführt wurde.


Tatsache ist, dass der Anstoss zur Panik von den (unter dem Kommando


Morgans stehenden) New Yorker Zentral-Reserve-Banken ausging. Wenn die,


diese Banken betreffenden Tatsachen bekannt und voll verstanden werden, so


wird es sonnenklar werden, dass sie die Anklage des Senators La Follette


rechtfertigen und dass die Verantwortung für den Krach von 1907 auf Morgan


und die Standard Oil ruht. [Auf diese Verantwortung pfeift Morgan sicher ein lustiges


Liedchen. Die Hauptsache für ihn ist, dass die Milliarden Differenzen jenes Kraches in seine


Taschen flossen.] Es kann nicht bestritten werden, dass es innerhalb der letzten 


15 Jahre keinen Zeitpunkt gegeben hat, wo die 
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Börsenmänner, die die New Yorker Zentralbanken kontrollieren, nicht nach


Wunsch innerhalb 48 Stunden genau die gleiche Panik heraufbeschwören


konnten, wie die von 1907.


In der erwähnten Börsenzeitung wird die grosse „Inflation“, d.i. die über-


mässige Ausgabe von Banknoten erwähnt und gesagt, dass Morgan und seine


Freunde hierfür nicht verantwortlich wären. Wie immer wird diese „Inflation“


einer Überspekulation des Publikums zugeschrieben. Aber woher kam das


Brennmaterial, der Stoff für diese Überspekulation? Von den Banken. Die


Diskontierungen der National - Banken (Emissionsbanken) nahmen währen des


Jahres 1907 bis zum 22. August täglich um durchschnittlich Dollars 1 300 000


zu, und die New Yorker Central-Reserve-Banken (also die von Morgan) liefern


hierzu einen grösseren Beitrag, als irgend eine andere Bankgruppe.


Unmittelbar nach dem 22. August 1907 nahm plötzlich der Geldumlauf um die
enorme Summe von 260 Millionen Dollars ab. Genau vor diesem Tage hatten
die Zentral-Reserve-Banken (Morgans) 40 000 000 Dollars (160 Millionen
Mark) eingezogen, während die übrigen Emissionsbanken ihren Notenumlauf 


in genanntem Umfang weiter vermehrt hatten. An diesem Tage hatten die


Zentral-Banken (Morgans) 800 Millionen Dollars 3200 Millionen Mark) von den


Geldmitteln der übrigen Banken unter 
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Kontrolle und von dieser Summe gehörten 200 Millionen Dollars zu den


Reserven dieser Banken.


Kann man vergessen, welche wahnsinnigen Anstrengungen diese


Notenbanken machten, um ihre Reserven aus den New Yorker Central-Banken


(Morgans) zurückzubekommen und mit welcher unerhörten Frechheit sich diese


Institute mit der Ablehnung dieser Forderung über die Gesetze hinwegsetzten?


Eine Bank in Indiana hatte eine grosse Summe in Checks an eine New Yorker


Centralbank (Morgans) zum Inkasso geschickt. Diese Bank erhob auch das


Geld, weigerte sich aber einen Dollar davon auszubezahlen - solange die Panik


anhielt (wohlverstanden dieselbe Panik, die diese Bank durch das Zurückhalten


des Geldes inceniert hatte). Und viele solcher Geschichten werden erzählt.


Die plötzliche Verweigerung des Kredits und des Wechseldiskonts durch die


City-Banken (Morgans) vor dem 22. August 1922, die weitere Beschränkung der


Kredite nach jenem Tage, die Verweigerung der City-Banken (Morgans) die ihnen


anvertrauten Depots zurückzubezahlen (dabei hatten sie die Kassen voll Geld),


das hieraus sich ergebende zwangsweise Aufhören der Kreditoperationen der


übrigen Banken - das sind Tatsachen, die den morganatischen Krach erklären.“


Um also den Boden für den Krach vorzubereiten, hatte nach obiger Darstellung


Morgan die Mittel der übrigen Emissionsbanken durch Anbietung eines höheren


Zinses an sich gebracht und ihnen sogar die Reserven abgelockt. das geschah


wahr-
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scheinlich durch den Diskont von Wechseln, die alle nach dem 22. August fällig
waren, so dass Morgan bis nach diesem Datum freie Verfügung über das Geld


hatte. Dann wurde dieses Geld durch Morgans Banken wieder in Umlauf gesetzt,


jedoch so, dass die Hauptmasse dieses Geldes kurz vor dem zum Krache
bestimmten 22. August 1907 wieder (bei Morgan) fällig wurde. Dann wurde ein-


fach gewartet und jeder weitere Diskont verweigert. Wie oben erwähnt, wurden


so kurz vor dem 22. August 260 Millionen Dollars (1040 Millionen Mark - so viel,


ungefähr wie die Notenausgabe der Reichsbank) eingezogen und dem


Schatzamt gegen Rückgabe der hierfür hinterlegten Staatspapiere zurück-


gegeben. Diese Staatspapiere wurden dann auch noch (wahrscheinlich) gegen


Bargeld an der Börse verkauft, so dass durch diese einzige Operation nicht 260,


sondern 520 Millionen Dollars – Geld – dem Markte entzogen wurden. Dass


dazu auch die Presse ihre Pflicht tat, ist selbstverständlich. Einige Bankerotte


von Gesellschaften, die wohl eigens gegründet wurden, um an einem gegebenen


Tage Bankrott und Eindruck zu machen, machten dann das Publikum auch 


stutzig, und Morgan weiss, dass das Publikum vom Wunsche beseelt sich zu 


retten, seinen Börsenmanövern durch Rückzug der Bankdepots (Banksturm)


direkt in die Hände arbeitet.


So vorbereitet konnte Morgan mit der Präzisionsuhr in der Hand die Stunde des


Kraches erwarten. Natürlich hatte er alles, was er an Aktien besass, vor dem 


22. August zu hohen Preisen gegen Bargeld verkauft und dieselben Papiere 


und viel mehr dazu 
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im Terminhandel zur Lieferung nach dem 22. August wieder gekauft. So mögen


mit einem Schlage mehrere hundert Millionen Dollars an Differenzen in seine


Taschen gewandert sein.


Wie oft ist dieser Schwindel schon wiederholt worden! Wie herzlich müssen


Morgan und seine Spiessgesellen lachen über die Ohnmacht der sich entrüsten-


den, neidischen Spiessbürger. Freilich, in stillen Stunden mag Morgan auch


etwas wie Gruseln empfinden wenn er an die vielen Börsenjobber denkt, die sich


vergiftet, erhängt, erschossen haben. Aber er tröstet sich mit dem Gedanken,


dass diese Kerle ihn ebenso behandelt hätten, wenn sie es nur gekonnt hätten.


À la guerre comme à la guerre.


Was sagen aber unsere deutschen Bodenreformer, die zaghaften Jünger


Henry George‘s, die mit einer Grundsteuer die Krisen, die Arbeitslosigkeit


bekämpfen wollen?


Was sagen die Sozialdemokraten mit ihrer Marx’schen Mehrwerttheorie zu 


diesen Geschichten? Morgan hat zur Proletarisierung der amerikanischen


Volksmassen sicherlich für sich allein einen ganz erheblichen Teil beigetragen,


und doch hat er vielleicht niemals einen Proletarier beschäftigt. Er beherrscht das


Geld, und das Geld, da es nicht Produktionsmittel ist, kann nach Marx keinen


Mehrwert erzeugen. Woher aber kommen die Morgan’schen Milliarden? Dabei


sind die Milliarden im Besitze Morgans und seiner Spiessgesellen nur ein Teil


von dem, was diese Spekulanten dem amerikanischen Volke gekostet haben.


Wie der Einbrecher den Schaden, den sein Raub be-
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deutet, noch durch das Aufbrechen der Möbel vervielfältigt, so vernichtet der


Spekulant durch die Verwirrung, die er überall anrichtet, das vielfache von dem,


was er unmittelbar geraubt hat. Ich erinnere hier daran, dass infolge des Mor-


gan-atischen Kraches hunderte von Fabriken den Betrieb einstellten und die


grosse Einwanderung in eine noch grössere Auswanderung umschlug. An dieser


einfachen Erscheinung kann man die Grösse des Schadens ermessen, den ein


solcher zielbewusster Börsenmann anrichtet, um seinen Raub in Sicherheit zu


bringen.


Mit der grossen physiokratischen Geldreform wird ein solcher Beutezug der


Börse ganz unmöglich gemacht. Die physiokratische Geldreform bedeutet das


Ende diese modernen Raubrittertums. Mit dem physiokratischen Geld sind


Vorbereitungen, wie sie Morgan für den Krach getroffen hatte, gar nicht möglich.


Es wird mit der physiokratischen Geldreform das Geld überhaupt nicht mehr


nach den Banken drängen, sondern von Hand zu Hand gehen ohne irgend eine


mögliche Unterbrechung. Dabei tront ja auch noch das Reichsgeldamt über dem


Geldmarkt und ersetzt sofort alles Geld, das Spekulanten etwa dem Markte noch


entziehen könnten. Ebensowenig, wie man heute mit den Briefmarken der


Kaiserlichen Post spekulieren kann, so wenig wird man noch mit dem physio-


kratischen Geld spekulieren können. Die grosse physiokratische Geldreform 


versetzt also tatsächlich dem Börsenräubertum den Stoss ins Herz.


118







Freihandel oder Schutzzoll?


Einer der unbändigsten, tiefsten Triebe ist unzweifelhaft der allen höher ent-


wikkelten Naturen eigene Sinn für Freiheit, Selbständigkeit, Persönlichkeit und


Selbstverantwortung und als Korrelat dazu der glühende Hass gegen jede


Tyrannei, Obrigkeit, Befehl, Gehorsam, Uniform, Kirche, Partei, gegen staatliche


Bevormundung jeder Art, namentlich auch gegen alle im voraus gezogenen


Richtlinien für die völkische Gestaltung künftiger Geschlechter. Nach welcher


Richtung wir uns zu entwickeln haben, das soll uns kein Pergament, keine


Gesetzestafel, nicht der Wille und die Laune verstorbener und darum auch 


verantwortungsloser Menschen vorschreiben.


Wenn man nun von diesem Standpunkt aus die Frage beantworten soll, ob


Freihandel oder Schutzzoll, so kann sie natürlich und ohne weitere Untersuchung


nur zugunsten des Freihandels entschieden werden. Denn gehört zum


Zustandekommen des Gegenteils, also des Schutzzolles, nicht alles das, was 


wir aus tiefster Seele verabscheuen, gegen das sich unsere innersten Triebe 


aufbäumen? Braucht man für den Schutzzoll nicht die Tyrannei des Gesetzes,


Befehle, Obrigkeit, uniformierte Beamte, Lug und Trug, Cliquen- und


Parteiwesen? Wird mit dem Schutzzollsystem, mit dem „geschlossenen


Handelsstaat“ der Entwickelung des Volkes in einer wichtigen Angelegenheit


nicht eine künstliche, unnatürliche Richtlinie gezogen und von wem? Wer 


übernimmt denn die Verantwortung dafür, dass die Richtung, die wir mit dem


Schutzzoll einschlagen, uns auch 
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richtig führt? Wer? Die Asche unserer Vorfahren? Worauf stützten sich diese


Männer, als sie ihren innersten Trieben Gewalt antaten und den Weg der Freiheit


in einer so wichtigen Sache verliessen? Auf ihre irrende Vernunft, auf die ein-


seitige Betrachtung vielseitiger Ereignisse! Gewiss, ich gebe zu, damals, als


Bismarck die ersten Schutzzölle in Vorschlag brachte, sprach manche


Erscheinung scharf gegen die „zügellose Freiheit“ auf wirtschaftlichem Gebiete.


Jedoch ein auf die Freiheit bauender Mensch lässt sich durch Einzelerschei-


nungen nicht so leicht vom geraden göttlichen Weg der Freiheit abbringen. 


Das Vertrauen in die richtige Führung durch seine Triebe lässt ihn in den


Tageserscheinungen standhaft Trotz bieten. Die Sonne bringt alles an den Tag,


denkt er, und was heute alles gegen die Freiheit und den Freihandel spricht, das


wird sicher morgen als die Folge eines Verstosses gegen die Freiheit entlarvt


werden. Darum hält er fest zur Fahne der Freiheit auf allen Gebieten.


Und wahrlich, wenn man nur etwas tiefer in das Wesen der damaligen wirt-


schaftlichen Übelstände eingedrungen wäre, so hätte man ohne Mühe die


Wahrnehmung gemacht, dass es sich wirklich so verhielt, dass der wirtschaft-


liche Niedergang nicht dem Freihandel und der Handelsfreiheit zuzuschreiben


war, sondern im Gegenteil der Beschränkung der persönlichen Freiheit durch 


das System des Privatgrundbesitzes und der Goldwährung. Namentlich diese


spielte in der damaligen Zeit eine geradezu grundstürzlerische Rolle durch den


ständigen Rückgang der Preise, den der Übergang zur Goldwährung nach sich


zog. Einerseits zog der Staat das 
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Silbergeld ein, andererseits wollte es der Zufall(!), dass gerade damals auch die


Goldproduktion abnahm, während gleichzeitig eine Reihe von Staaten (Italien,


Russland, Oestereich) durch unverdaute Theorien, vielleicht auch nur aus


Nachahmungstrieb, wenn nicht auf Betreiben am Edelmetall interessierter, provi-


sionshungriger Personen verleitet, die Goldwährung einführten und das dazu


nötige Gold auf dem Wege der Anleihe unter anderem auch den Märkten


Deutschlands entzogen. So gingen denn die Preise aller Waren als Folge dieser


Währungspfuscherei stark abwärts und damit wurde es den meisten Landwirten


und Industriellen rechnerisch unmöglich gemacht, ihren Geldverpflichtungen,


besonders denen der Hypothekengläubiger, nachzukommen. Es war also durch-


aus nicht der Freihandel, der den Krach von 1875 und die lange düstere Periode


wirtschaftlichen Niedergangs verursachte, sondern die wahrhaft kindliche


Behandlung, die damals die Währung von seiten des Staates erfuhr, trug die


Schuld. Das Parlament war ein Tempel, wo das Gold ganz einfach angebetet


wurde. Keiner in der ganzen Gesellschaft machte einen Unterschied zwischen


Gold und Geld. Bismarck war in Währungsfragen ein Kind (wie er es ehrlich 


selber sagte) und als Vormund dieses Kindes fungierte ein Börsenmann, ein von


Differenzgeschäften lebender, auf Differenzen spekulierender Bankier. Und 


welchen Rat konnte der Spekulant wohl Bismarck in so tief einschneidenden, alle


Kurse beeinflussenden Fragen geben? Bismarck sah in Währungsfragen wirklich


nicht weiter als irgend ein Bauer. War er 
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es nicht, der den wahrhaft hunnischen, vom kaufmännischen Standpunkt direkt


wahnsinnigen Gedanken ausgeheckt hatte, Frankreich die Kriegskontribution von


fünf Milliarden aufzuerlegen, um Deutschland mit diesem Geld zu überschwem-


men? Wozu, um alles in der Welt, brauchten wir auf einmal so viel Geld? Was


war denn im Handel vor sich gegangen, dass man glaubte, zu einer solch ge-


waltigen Geldausgabe schreiten zu müssen?


Also zuerst überschüttete man Deutschland mit dem bluttriefendem französi-


schen Geld, und als diese Geld durch die allgemeine Hausse, die es erzeugte,


wieder über die Grenze getrieben war, da schritt man zur systematischen


Drainage des Geldmarktes durch den Einzug des Silbergeldes zu einer Zeit, 


wo die Goldfunde zurückgingen!


Und als dann die unausbleiblichen Folgen solchen Blödsinns in dem Bankerott


der Landwirte sich zeigte, da schimpfte man über den Freihandel.


Hätte man damals die Währung nicht dem Junker Bismarck und seinem


„Hofjuden“ überlassen, sondern sie nach dem Grundsatz geleitet, dass die


Warenpreise darüber aussagen müssen, ob genug oder zu wenig Geld ausge-


geben worden ist, und wäre man dem entsprechend mit dem Rückgange der


Preise zur Ausgabe von Geld, von Papiergeld geschritten, so wären die


Getreidepreise nicht gefallen, die verschuldeten Landwirte wären nicht in Not


geraten und niemand wäre auf den Gedanken des Schutzzolles gekommen.


Nun, da der Schutzzoll besteht und alles sich darauf mehr oder weniger gewalt-


sam eingerichtet hat, muss er natürlich erhalten 
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werden und man sucht ihn zu beschönigen. Man sagt, dass er die Kaufkraft der


landwirtschaftlichen Bevölkerung gehoben habe, was der Industrie wieder zu


gute komme. Eine nette Beschönigung! Dass die Kaufkraft der übrigen


Einwohner in genau dem selben Verhältnis, wie ihnen die Lebensmittel durch


Zölle verteuert worden, abgenommen hat, das wird verschwiegen. Und dabei ist


es nicht einmal für die Industrie das gleiche, ob das Geld von den doch in Regel


schon wohlhabenden agrarischen Klassen oder von den Arbeitern herrührt, denn


der reiche Grundbesitzer bestellt mit den Einkünften aus Zöllen ganz andere


Dinge, als die sind, die der Arbeiter infolge der Zölle nicht mehr kaufen kann. Es


hat eine kostspielige industrielle Neuanpassung an diese Verhältnisse stattge-


funden, bei der mancher Industrielle in die Höhe gehoben und mancher in den


Abgrund geworfen wurde.


Zur Beschönigung des Schutzzollsystems sagt man auch, dass es die


Urbarmachung des Heide- Sumpf- und Oedlandes ermöglicht, wodurch dann das


Land vom fremden Brotgetreide unabhängiger werde, was besonders für den


Kriegsfall von Bedeutung sei. Sehr schön gesagt, aber ist denn der Zoll das 


einfachste und billigste Mittel, um dieses Ziel zu erreichen? Müssen wir den


Besitzern des fetten Marschbodens ausgerechnet 60 Mark pro Tonne Weizen


Zuschuss aus den Taschen der Arbeiter geben, um die Bebauung der Heide


rechnerisch für den Privatmann zu ermöglichen? Haben wir nicht preussische


Könige gehabt, die uns gezeigt haben, wie man Oedland urbar macht 
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– ohne Zölle, ohne das Brot des Volkes zu verteuern? Lasse man das Heideland


auf Staatskosten in ertragfähigen Zustand bringen und verpachte man das Land.


Allein mit den Milliarden, die man den Grundbesitzern mit Hilfe der Zölle aus den


Taschen des Volkes in den letzten zehn Jahren geschenkt hat, liesse sich alles


deutsche Oed-, Sumpf- und Heideland in guten Ackerboden verwandeln. Also


auch hierfür ist der Schutzzoll nicht nötig, er ist im Gegenteil der denkbar


schlechteste Weg, den man einschlagen konnte, um jenes Ziel zu erreichen.


Dem Freihandel sagt man nach, dass er die Schwankungen der Weltmarktpreise


auf den deutschen Markt überträgt und das wäre das selbe, wie wenn man die


Wogen des Weltmeeres auf unsere stillen Inlandseen übertragen wollte. Aber


dieser Vergleich, so schön er klingt, ist falsch. Die Welthandelspreise hängen


nicht vom Winde und vom Monde ab, der Welthandel hat auch nicht die


Eigentümlichkeit, die Preiswellen in Preiswogen zu verwandeln, sondern im


Gegenteil sie zu verflachen, weil sie auf Gegenströmungen stossen. Die


Gesamternteergebnisse der einzelnen Länder gleichen sich auf dem Weltmarkte


mehr aus, als in einem einzelnem Lande. Als im vorigen Jahre in Deutschland


mit einer sehr schlechte Ernte gerechnet wurde, da war es der Weltmarkt, der es


verhinderte, dass die Getreidepreise in Deutschland zu Notjahrespreisen wurden.


Übrigens widerspricht ja auch die Geschichte des Welthandels der Behauptung,


der Welthandel vergrössere die Preisschwankungen, denn die am Welthandel


beteiligten 
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Länder sind nun schon seit Menschengedenken keinen Hungersnöten (und 


entsprechenden Preisen) ausgesetzt gewesen.


Dem Freihandel sagt man noch nach, dass er den Rassenmischmasch be-


günstige. Ich kenne die Tatsachen nicht, auf die sich diese Behauptung stützt.


Ich weiss nur, dass trotz des absoluten Freihandels innerhalb Deutschlands von


einer Mischung innerhalb der verschiedenen deutschen Stämme nur in den


Grosstädten etwas zu bemerken ist. Sonst wird man nach fast 100jährigem


Bestehen des Zollvereins kaum einen schwäbischen Bauern in Pommern oder


einen pommerschen Bauern in Schwaben finden.


Und wenn auch infolge des Freihandels eine Rassenmischung stattfände? 


Die biologische Erfahrungen predigen die Kreuzung innerhalb gewisser Grenzen,


die Mischung, die Wanderung, die Änderung in der Lebensweise. Des


Typhuskranken einzige Hoffnung auf Genesung stützt sich auf die biologische


Behauptung, dass die Bakterien nach einer Reihe von Spaltungen absterben 


sollen, falls nicht eine Blutauffrischung durch eine Verschmelzung mit neuen


Bakterien stattfindet. Das Weizenkorn degeneriert, wenn es nicht von Land zu


Land wandert. Uns auch der Mensch degeneriert in der Inzucht. Der Mensch soll


wandern, entweder auf der friedlichen Strasse des Freihandels oder auf


Kriegspfaden. Dazu ist auch der Wandertrieb da. Ob der Zweck dieses Triebes 


in einer von der Natur gewollten Blutsmischung, wie bei den hier erwähnten


Bakterien oder in einer Kostveränderung, wie beim Weizen erreicht werden kann,


das müsste die Erfahrung zeigen. Ist der Zweck 
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des Wandertriebes durch eine einfache Kostveränderung zu erreichen, so kann


diesem mittels des Freihandels auf friedlichem Wege durch Import fremder


Lebensmittel genügt werden. Schliessen wir uns aber als Volk durch Schutzzölle


ab – so müssen wir entweder als Volk von Zeit zu Zeit zum Wanderstab oder


Streitaxt greifen, oder aber die Blutauffrischung durch Sabinerinnen herbeiführen.


Dieser Trieb führt uns sicherer als die Vorschrift eines irrenden, kurzsichtigen


Rassezüchters. Die von mancher Seite angestrebte Rassereinheit mag für viele


Dinge, namentlich für die Uniform- und Schuhleistenfabriken einen Vorteil haben,


hat aber auch wieder manchen Nachteil. Die Menschheit braucht eine möglichst


grosse Mannigfaltigkeit in den körperlichen und geistigen Eigenschaften, das


besorgt schon allein die Arbeitsteilung.


Die Hohenzollern haben bei ihrem Unternehmen keine Rücksicht auf die


Rassereinheit genommen, ja nicht einmal in der eigenen Familie. Darum ist wohl


das Volk gross geworden und die Familie gesund geblieben.


Die Erfahrung spricht also eher für als gegen die Rassenmischung. Freilich, ein


solcher Mischmasch wirkt auf den Viehzüchter abstossend, aber vergleiche man


das Ideal eines echten Viehzüchters mit dem Urbild des von ihm behandelten


Tieres, etwa den Mops mit dem Wolf, den flämischen Karrengaul mit dem wilden


Pferd, so wird man sehen, dass der Züchter die Dinge sehr einseitig betrachtet.


Der Mensch will für sich allein, als Persönlichkeit, nicht als Teil einer Masse,
einer Herde betrachtet sein und inso-
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fern kann jeder für sich das Recht beanspruchen, für sich allein einen Typ, eine
Rasse darzustellen.


Übrigens sind in diesen Dingen die Schutzzölle sicherlich ein unwirksames


Mittel. Als Leander die blauen Wellen des Hellespont zu seiner Hero schwim-


mend durchquerte, da hätte er sich doch nicht von einem schäbigen Zoll auf


seine - Badehose - abhalten lasse. Und schliesslich - wer den


Völkermischmasch, den die Launen der Hohenzollern zusammengewürfelt


haben, als sein Volk, als Basis einer Rassenpolitik anerkennt, der hat das 


Recht verloren, vom Standpunkt der Rassenreinheit gegen den Freihandel zu


sprechen.


Es hätte gar keinen Zweck, innerhalb der weissen Rasse Grenzlinien zu zie-


hen, der Tag wird bald genug kommen, wo der Selbsterhaltungstrieb die Völker


der weissen Rasse zum besseren Widerstand gegen die Gelben zusammen-


schweissen wird. Und je eher wir diese Zusammengehörigkeit anerkennen, um


so besser.


Also weg mit all diesen kurzsichtigen Bevormundungen. Folge man dem heiligen,


unbändigen Drange nach Freiheit nach allen Richtungen, gehe man den Fragen,


die die Volkswirtschaft aufwirft, mit dem Vertrauen zu-leibe, dass alles, was


gegen die Freiheit zeugt, notwendigerweise Trugbilder sein müssen, die früher


oder später als solche entlarvt werden. Was uns in bezug auf Rasse not tut, das


ist nicht der Schutzzoll, sondern die Befreiung von all den Dingen, die die


Menschen daran hindern, bei der Paarung die persönlichen Eigenschaften allein


sprechen zu lassen. Und das erreichen wir durch die grosse Boden- und


Geldreform.
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Die Aussichten der Bodenreform.


In der Bodenreformbewegung ist die Praxis in Form von Vorschlägen mancher


Art vorangegangen, siegesfreudig und hoffnungsselig. Zögernd folgt die Theorie,


nüchtern und ernüchternd. Die Wertzuwachssteuer, wird gesagt, besteuert eine


Sache, die nicht existiert, die Grundsteuer ist abwälzbar, und mit dem heutigen


wissenschaftlichen Rüstzeug der Bodenreformer ist es unmöglich, diese


Behauptung zu widerlegen.


Die Bodenreformer stehen hier vor einem Berg und es bleibt ihnen nichts ande-


res übrig, als auf die leidige, graue Theorie zurückzugreifen, wenn sie den Berg


erklimmen wollen. Und niemand weiss, was die Aussicht dort oben entschleiern


wird. Die Frucht jahrelanger, emsiger, aufreibender Arbeit steht auf dem Spiel.


Wenn die Grundsteuer doch letzten Endes abwälzbar wäre? Bange Frage, zumal


man aus der Erfahrung weiss, dass in der Volkswirtschaft der Wurf der Empiriker


gar oft nicht nur das Ziel verfehlt, sondern manchmal wie ein Bumerang auf den


Schützen zurückschlägt. Und es sind Fälle denkbar, wo die Grundsteuer dem


Grundbesitzer direkten Vorteil einbringt. Es kommt ganz darauf an, welche


Verwendung die Grundsteuer-Erträgnisse finden, wie das Ernst Frankfurth [Das


arbeitslose Einkommen. Arosa, Jungingers Verlag. (Jetzt: Physiokr. Verlag, Berlin Lichterfelde.)]


gezeigt. Wird aber die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer bejaht, so stürzt


alles zusammen, was die Bodenreformer auf diese Steuer gebaut haben, und 
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das ist nicht wenig. Soll doch die Bodenreform die Grundmauern und das


Baumaterial zu einem neuen, schönen und gesunden Staatsgebilde geben.


Um die ihnen vorgelegte Frage der Abwälzbarkeit restlos erledigen zu können,


werden die Bodenreformer jetzt nachträglich das tun müssen, womit sie eigent-


lich hätten beginnen sollen, sie werden sich bequemen müssen, eine stichhaltige


Lohn- und Zinstheorie auszuarbeiten und diese Theorien gegenüber den tausend


anderen konkurrierenden Zins- und Lohntheorien verfechten müssen. Das ist


vielleicht für viele Bodenreformer eine ungewohnte, auf alle Fälle aber eine recht


mühselige Arbeit, schwieriger und spröder, als blindlings durch brutalen


Mehrheitsbeschluss Steuern und Gesetze zu diktieren. Aber sie muss gemacht


werden, wenn wir den Titel eines Kulturvolkes behalten wollen. Die Gesetze 


bilden den wahren Masstab für die Kultur eines Volkes, und wir werden doch


nicht dulden, dass heute, wo auf allen Gebieten wissenschaftlich vorgegangen


wird, mit den Gesetzen Kurpfuscherei getrieben wird. Wir wollen den Ruf eines


Kulturvolkes nicht gefährden, indem wir Steuern erheben ohne zu wissen, wer


sie zahlt und wem ihre Erträgnisse schliesslich zu gute kommen. Das deutsche


Volk wird niemals für eine bodenreformerische Grundsteuer zu haben sein, so


lange man ihm nicht klipp und klar zeigen kann, wie diese Steuer wirken wird.


Mit einfachen Behauptungen kommt man in einer solchen Hadersache nicht aus,


zumal man sich denken kann, welche Mittel der angegriffene Teil anwenden wird,


um sich zu verteidigen. 
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Ist es gut im Trüben zu fischen, so ist es auch gut für den Tintenfisch, zu seiner


Verteidigung die Umgebung zu trüben. Das werden die Grundbesitzer tun. Die


Lohn- und Zinstheorie der Bodenreformer wird gar helles Licht verbreiten müs-


sen, wenn sie die trüben Sophismen, in denen sich die Grundbesitzer, wie


Tintenfische, verbergen werden, durchleuchten wollen.


Aber auch selbst wenn die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer ohne Zins-


und Lohntheorie einwandfrei verneint werden könnte, würden die Bodenreformer


dieser beiden Theorien nicht entraten können, denn sie müssen noch, um die


Sache für die Volksmassen annehmbar zu machen – zeigen können, wem nun


die Grundsteuererträgnisse zugewälzt werden, ob dem Arbeiter oder dem


Kapitalisten, dem Lohne oder dem Zins, denn es ist doch klar, dass das Volk 


niemals eine Kapitalistenklasse, (hier also die Grundbesitzer) angreifen wird, nur


um etwa eine andere Kapitalistenklasse, die Zinsrentner, zu bereichern. Die


Bodenreformer werden also den wissenschaftlichen Nachweis erbringen müssen,


dass die Erträgnisse der unabwälzbaren Grundsteuer unverkürzt dem Lohne


zugewälzt werden. Zwar behaupten die Bodenreformer, dass die Grundsteuer-


erträgnisse dem Kapital und der Arbeit, dem Lohn und dem Zins, also dem


Proletarier und dem Rentner zu gute kommen würden, [A. Damaschke, Die Boden-


reform.] aber sie machen keinen Versuch, dies zu beweisen, noch fühlen sie das


Bedürfnis, das Verhältnis zu berechnen, in dem diese Verteilung stattfinden wird,


aber nach der sozialdemokrastischen Mehrwerttheorie würden die Erträgnisse


einer Grundrenten-      Grundrentenkonfiskation
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konfiskation nicht dem Arbeiter, sondern ausschliesslich dem Kapitalzins zu gute


kommen und so lange die Bodenreformer diese Lehre nicht entkräften, ist keine


Aussicht vorhanden, dass die Arbeiter und andere dem arbeitslosen Einkommen


feindliche Volksgenossen etwas von der Bodenreform werden wissen wollen.


Henry George war der Meinung, dass nach der völligen Verstaatlichung der


Grundrenten auch der Kapitalzins in Wegfall kommen würde und suchte das auf


Grund einer Varietät der sogen. Fruktifikations-Zinstheorien [v. Böhm-Bawerk,


Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorien. Innsbruck.] zu beweisen. Der Zins, sagt


George, beruht darauf, dass die Natur selber Zins schafft. Der Bienenstock


schwärmt, die Kuh kalbt, der Apfelbaum trägt Früchte. Das alles ist Zins. Und


weil man mit Geld Bienenstöcke, Kühe, Obstbäume kaufen kann, darum muss


auch das Geld Zins abwerfen. Die zinserzeugende Kraft der Natur überträgt sich


auf alle anderen Dinge. Wird nun durch die bodenreformerische Grundsteuer der


Bienenstock, das Kalb und der Apfel konfisziert, so verschwindet damit auch die


Ursache des allgemeinen Kapitalzinses.


Mir persönlich erzählte Flürscheim, der Gründer des Bundes der Bodenreformer,


dass er mit George lange Unterredungen gehabt habe, um ihm die völlige


Unhaltbarkeit seiner Zinstheorie darzutun und um ihm klar zu machen, dass die


wahre Ursache des Kapitalzinses in organischen Fehlern unseres Geldwesens


begründet wäre und dass es nur einer Reform des Geldwesens benötige, um 
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den Zins verschwinden zu lassen. „Um so besser“, war dann George‘s Antwort


gewesen, eine Antwort, die zeigt, dass G. sich nur ganz flüchtig mit dem


Zinsproblem befasst hatte. Dieselbe Gleichgiltigkeit dem gewaltigen Zinsproblem


gegenüber zeigen auch noch George’s Jünger; sie glauben sich an dieser heik-


len Sache vorbeidrücken zu können. Das wird aber jetzt nicht mehr lange so 


bleiben können. Mit den Werbeerfolgen wird die Notwendigkeit, auf die Frage der


Abwälzbarkeit und der Zuwälzung endlich eine kategorische Antwort zu geben,


immer dringender empfunden und diese kategorische Antwort erheischt, wie


gesagt, eine Erledigung des Zinsproblems. Von der Art aber, wie die Antwort auf


die Zinsfrage ausfallen wird, hängt es wieder ab, ob der Bund in seiner heutigen


Zusammensetzung wird fortbestehen können. Denn es könnte sein, dass die


wissenschaftliche Erkenntnis der wahren Natur des Kapitalzinses gesetzliche


Massnahmen dem Zins gegenüber herausfordert, ähnlich wie man ja auch erst


durch die Erkenntnis der Natur der Grundrente zu einer politischen


Stellungnahme ihr gegenüber veranlasst worden ist. Und ob in solchem Falle die


Bekenner der Bodenreform sich auch dem Zins gegenüber als echt erweisen


würden, müsste erst die Erfahrung zeigen. Eine Sache ist es, die Vorrechte, die


andere geniessen, objektiv als Unrecht zu empfinden, eine andere, die gleiche


Objektivität walten zu lassen bei der Betrachtung von Vorrechten, in deren


Genuss man selber steht. Hierzu gehört schon mehr als einfacher


Gerechtigkeitssinn, hierzu gehört Heldentum, und Helden sind immer selten.
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Hier soll nun die Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer und der Zuwälzung


ihrer Erträgnisse nicht weiter erörtert werden, denn, wie gesagt, dazu gehören


weit ausgreifende Vorarbeiten, die sich vielleicht noch auf das verrufene


Wertproblem [Fr. Gottl, Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie. Jena, G.


Fischer.] werden erstrecken müssen, wenn nicht gar auf das geradezu entsetzliche


Geldproblem, falls wirklich gründliche, des deutschen Volkes würdige Arbeit


geleistet werden soll.


Wir wollen hier von der einfachen Annahme ausgehen, dass, wie die


Bodenreformer voraussetzen, die Grundsteuer unabwälzbar sei und ihre


Erträgnisse dem Lohne und dem Zins zugute kommen, weiterhin auch, dass 


die Bodenrefomer zur Macht gelangt seien und nun dem Volke ihre Gesetze 


diktieren.


Also ihr Herren Bodenreformer, hier ist Papier und Tinte, diktieren Sie, wir wollen


Ihre Gesetze niederschreiben. Hier sind so und so viele Milliarden Grundrenten,


die jährlich an die Besitzer der Hypotheken und Pfandbriefe abgeführt werden.


Geben Sie uns Gesetze, wodurch diese Grundrenten Ihrem Programm gemäss


dem Volksganzen zugeführt werden. Hier ist auch noch ein kleiner Rest von


Grundrenten, den die Hypotheken den Grundbesitzern übrig lassen, auch diesen


Rest wollen wir dem Volke zuführen. Also bitte, hier ist Feder und Schwert; 


setzen Sie ihren Willen durch, wir warten auf die Befreiung vom Drucke des


Kapitals, auf die Lösung der sozialen Fragen, auf die Beseitigung der


Arbeitslosig-  Arbeitslosigkeit
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keit, auf die billigen Wohnungen, und auf alles das, was sie uns versprochen!


Man hat oft gesagt, dass man in 8 Tagen die Sozialdemokratie dadurch spurlos


vernichten könne, das man ihr die öffentliche Macht und die Gesetzgebung über-


lässt. Ob das zutreffend ist oder nicht, bleibe hier unerörtert. Ich behaupte aber,


den Bodenreformern gegenüber kann man das sagen, denn sie können nicht


einen einzigen Schritt auf dem Wege zu ihrem Ziel vorwärts tun, ohne unsere


Volkswirtschaft in ihren Grundfesten zu erschüttern und eine babylonische


Verwirrung anzurichten.


Von einer Grundsteuer kann überhaupt keine Rede sein, auch dann nicht, wenn


sie nach dem Vorschlage Henry George‘s, nur klein anfangend nach und nach


verstärkt werden soll. Nicht einmal den kleinen Anfang kann der Grundbesitz ver-


tragen. Nehme man doch nur einmal das Wirtschaftsbuch der Hausbesitzer und


Bauern zur Hand! Was bleibt heute dem Hausbesitzer noch übrig, wenn er die


Hypotheken bezahlt hat? In vielen Fällen nur eine kleine Wohnung im Keller und


die Sorge um die leerstehenden Räume. Dem Bauern bleibt aber in der Regel


selbst das nicht übrig, falls das, was im Reichstag von der Not der Landwirte


gesagt wurde, nicht eitel Lug und Trug war. Das deutsche Volk hat sich gezwun-


gen gesehen, durch Kornzölle, durch Besteuerung des kargen Lohnes der


Proletarier, durch Verkleinerung der Brote der Witwen, Waisen und Pensionäre


den Grundbesitz vor dem Untergang zu retten. Der deutsche Grundbesitz stand


unmittelbar vor dem Bankrott! Und jetzt soll er besteuert 


134







werden! Versuche man es doch einmal mit einer irgendwie nennenswerten


Steuer! Die grosse Mehrzahl der Grundbesitzer wird ihre Titel dem Staate als


wertlos überlassen und dem Staate nun die Sorge um die Aufbringung des


Hypothekenzinses übertragen. Der kleinste Versuch einer Grundsteuer wäre in


der Wirkung gleich einer Konfiskation des Grundbesitzes. Wenn der Staat sich


auf billige Weise in den Besitz des Boden setzen will, so braucht er nur den


ersten Schritt auf dem Wege der Bodenreform zu machen. Die Bodenreformer


wollen aber den Boden nicht in den Staatsbesitz überführen; sie wollen die


Rente, nicht den Boden. Sie wollen eine Steuer, keine Pacht. Ach! es ist ja ganz


unmöglich, eine solche Steuer zu erheben. (Immer vorausgesetzt, dass sie unab-


wälzbar sei). Man hat ja ausgerechnet, dass schon allein eine allmähliche


Herabsetzung der Kornzölle das gleiche Resultat zeitigen würde, d.i. also die


Vergantung der Bauernhöfe, ihre Zwangsverwaltung durch die


Hypothekenbanken und die schliessliche Latifundienbildung in den Händen der


Pfandbriefbesitzer und Wucherer. Der Kornzoll ist aber nur die umgekehrte


Grundsteuer.


Wollen die Bodenreformer bei ihrem Vorschlage, der Grundsteuer,  bleiben, aber


doch nicht den Grundbesitzer von Haus und Hof vertreiben, so müssen sie nicht


beim Ende der Grundrente, sondern beim Anfang, das ist die 1. Hypothek, be-


ginnen, und das ist wohl auch ihr Gedanke gewesen, als sie den Vorschlag


machten, das Hypothekenwesen zu verstaatlichen, wohl um eine Grundlage für


die Hypothekensteuer zu ge-
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winnen. Aber auch ein solcher Vorschlag, die Besteuerung der Hypothek, wäre


ganz und gar undurchführbar. Er führt dahin, dass sämtliche Hypotheken ge-


kündigt werden und dass der Zinsfuss um den Betrag der Steuer plus der Prämie


für das nunmehr riskante Hypothekengeschäft erhöht wird. Die Pfandbriefe 


würden einen gewaltigen Kurssturz erfahren und ihren Charakter als Anlage für


Mündelgelder verlieren.


Kurz, man mag mit der Grundsteuer wirtschaften wie man will, immer stösst


man auf Widerstände, die vielleicht in einem revolutionären Kladderadatsch


wenig Bedeutung hätten, die aber für eine friedliche Entwicklung, für eine


gerechte Behandlung der Bürger, als unüberwindbar erachtet werden müssen.


Flürscheim – wie schon erwähnt, der Gründer des Bundes der Bodenreformer –


war übrigens nicht lange bei dem amerikanischen Vorschlag der Grundsteuer


geblieben und hat bis zu seinem Tode (Mai 1912) mit grösster Energie die


Geister bekämpft, die er selber gerufen hatte. Rückkauf des Bodens mit verzins-


lichen Titeln der Reichsschulden und pachtweise Übergabe des Bodens an die


Landwirte und Bauunternehmer, das war Flürscheims Forderung. (Für die


Tilgung dieser Schuld macht F. Vorschläge, auf die wir hier nicht eingehen 


wollen).


Die Verstaatlichung des Bodens gestattet eine vollkommen gerechte Behandlung


der Grundbesitzer, sie stellt sich ganz auf den Boden des heutigen Rechtes, das


zwischen Boden und Geld keinen Unterschied macht. Der Grundbesitzer ist dem


Recht und dem Volksempfinden gegenüber ebenso 
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ehrenwert wie der Aktienbesitzer und soll darum auch keine parteiliche


Behandlung erfahren. Haben doch Staat und Gemeinden gewaltige Strecken


Land meistbietend gegen Geld verkauft! In Irland und in einzelnen Teilen


Preussens würde man zur Not und auf die Urgeschichte des Grundbesitzes


zurückgreifend der vollen Konfiskation durch Grundsteuer die Berechtigung nicht


absprechen können, aber dem heutigen Grundbesitz im allgemeinen haftet der


Charakter des Raubes nicht an, und dieser allein könnte eine Konfiskation durch


die Grundsteuer rechtfertigen.


Die Bodenreform auf dem Wege der Grundsteuer ist undurchführbar, wie wir


gesehen haben. Aber wenn sie auch durchführbar wäre, würde sie uns nur wirt-


schaftlich, keine sozialen, ethischen, politischen Vorteile bringen – immer noch


würde Interessenpolitik, agrarische, kapitalistische und proletarische Politik


getrieben, immer noch hätten wir elendes (so viel wie ohne Land) Gesindel und


gierige Agrarier, immer noch hätten wir Volksmassen, die unserem Staatsgebilde


feindlich gegenüber stehen, immer noch hätten wir Herren und Knechte. Die


Verstaatlichung des Bodens mit privater Bewirtschaftung schafft dagegen den


Volksmassen ein wirkliches Vaterland, sie schafft das Band, das alle


Volksgenossen verknüpft. Alle Bürger, gross und klein, haben mit der


Verstaatlichung des Bodens das gleiche persönliche Interesse am Gedeihen des


gemeinsamen Vaterlandes. Die Verstaatlichung des Bodens erledigt tatsächlich


die Interessenpolitik und verlegt den Schwerpunkt der politischen Kämpfe 
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auf ganz andere Ziele und statt den Charakter zu verderben, wird mit der


Verstaatlichung des Bodens die Politik wie eine Religion die Bürger erheben und


veredeln.


Dabei bietet die Bodenverstaatlichung auch praktisch viel weniger


Schwierigkeiten, als die Grundsteuer. Sie kann ganz nach Belieben schnell oder


langsam durchgeführt werden. Man beginnt mit Grundstücken, die infolge von


Erbschaftsteilungen oder sonstwie zu Verkauf gelangen. Man kauft einen Kreis,


einen Regierungsbezirk, eine Provinz. Und die Erfahrungen, die man heute


macht, werden morgen ausgenutzt. Die Frage, wie die Grundstücke abgeschätzt


werden sollen, wird genau so beantwortet, wie die Frage nach welchen


Grundsätzen die Grundsteuer erhoben werden soll. Die zum jeweiligen Zinsfuss


kapitalisierte Grundrente, das ist der Preis, den der Grundbesitzer empfängt und


für die Erhebung der Grundsteuer muss ja auch die Grundrente ermittelt werden.


Die Bodenverstaatlichung enthebt den Bodenreformer der Notwendigkeit die


komplizierte Frage der Abwälzbarkeit der Grundsteuer zu studieren und zu er-


ledigen. Der Bodenreformer braucht dann nicht mehr das Wertproblem, das


Geldproblem, das Zins- und Lohnproblem zu studieren. Im Kampfe mit den 


marxistischen Sozialdemokraten kann der einfachste Mann ohne andere Bildung,


als dem Mutterwitz die Bodenverstaatlichung siegreich verteidigen, der einfache


Sinn für Recht und Billigkeit genügt hier als Waffe, währen der Befürworter der


Grundsteuer schon jesuistische Kunstgriffe gebrauchen muss, wenn er sich nicht


vor den Marxisten 
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und anderen Schriftgelehrten lächerlich machen will.


Die Bodenverstaatlichung befreit alle Landwirte und Hausbesitzer für immer


von der drohenden Gefahr, dass ein neues Parlament die Kornzölle aufhebt oder


eine bodenreformerische Grundsteuer beschliesst, wodurch sie alle von Haus


und Hof vertrieben würden. Die Bodenverstaatlichung befestigt den Landwirt und


Hausbesitzer in seiner Stellung, gibt ihm die Ruhe wieder und befestigt den


Landfrieden.


Warum also sträuben sich die Bodenreformer noch immer gegen den


Gedanken der Bodenverstaatlichung? Machen ihnen etwa die Schulden Sorgen,


die aus dieser Operation entstehen würden Das kann es aber nicht sein, da der


Unterschied zwischen Bodenverstaatlichung und dem bodenreformerischen


Vorschlag der Hypothekenverstaatlichung der Summe nach ganz unerheblich ist.


Fordert die Verstaatlichung der Hypotheken etwa 80% des Bodenkapitals, so


braucht man für die Verstaatlichung des Bodens 100% dieses Kapitals. Das ist


der ganze Unterschied zwischen den beiden Vorschlägen.


Es wäre interessant zu erfahren, was die Bodenreformer von der Bodenver-


staatlichung abhält.
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Warum will der Bund deutscher Bodenreformer 


den Privatgrundbesitz erhalten?


“Das beste Zeichen einer guten Wirtschaft ist, 


dass die Stadt fortfährt, Grundstücke zu kaufen“.


Goethe.


In seiner „Geschichte der Nat. Ökonomie“ beantwortet Damaschke obige Frage


wie folgt:


S. 513. „Zwischen dem Bundestag vom September 1896, der als der Abschluß


der alten Bewegung angesehen werden muß und dem 2. April 1898 liegt ein


Ereignis, das für meine Wertung sozialpolitischer Einrichtungen entscheidend


wurde. Ich stand im Jahre 1897 zum erstenmal in einem Reichstagswahlkampf,


und zwar in einem rein ländlichen Kreise, in dem sowohl freies Eigentum als


auch Pachtbetrieb vertreten war. In diesem Kampfe nun wurde mir von den


Pächtern – die mir im Privatgespräch häufig genug ihre Sympathien aussprachen


– in der Öffentlichkeit ängstlich jede Unterstützung, ja selbst die Überlassung von


Veranstaltungsräumen, verweigert. Ich habe dann von höchster hier in Betracht


kommenden Stelle eine Willensäußerung dahin erwirkt, daß man mir keine unge-


rechten Schwierigkeiten bereiten solle; aber auch das half so gut wie nichts. Die


Pächter erklärten, daß es für sie vielmehr auf die untergeordneten Instanzen, die


im gegnerischen Lager standen, ankäme, die unmittelbar mit ihnen zu tun hätten,


und daß sie es nicht wagen konnten, sich hier harter Auslegung schwankender


Pachtbestimmungen auszusetzen. Wie anders war es überall, wo der Landmann


auf freien Eigentum saß!


Da habe ich es gelernt, daß die große Errungenschaft der liberalen


Wirtschaftsperiode, die Freiheit der Persönlichkeit, zum dauernden Kulturgut 


werden und unter allen Umständen gewahrt werden muß, und daß auch jeder


soziale Fortschritt zuletzt teuer erkauft würde, wenn sein Preis die Unfreiheit 


des Individuums wäre.


Als ich mich deshalb entschloß, noch einmal 
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eine deutsche Bodenreformbewegung zu versuchen und den Bundesvorsitz zu


übernehmen, tat ich es unter der Bedingung, daß aus dem Programm alles 


herausfalle, was wie die Forderung einer Verstaatlichung des Bodens mit dem


darausfolgenden alleinherrschenden Pachtbetriebe aussehen könnte. [Dabei be-


ziehen sich die Bodenrefomer bei jeder Gelegenheit auf den uns heute als Motto dienenden


Ausspruch Goethe’s.]


Also auf Grund eines solchen „Ereignisses“ verlässt Damaschke die „grosse


Bodenreform“, um sich in das bodenlose Gebiet der Steuerexperimente zu bege-


ben. Weil einige Pächter erklärten, ihre Pachtverträge wären so unklar abgefasst,


dass der Staat sie durch Androhung von Schikanen zwingen könne, ihren poli-


tischen Glauben zu verleugnen, darum tauscht Damaschke das Ziel Henry


George’s gegen ein Programm, dessen kleiner Inhalt ein wirklicher Rattenkönig


von Widersprüchen ist.


Und wie flüchtig muss Damaschke das „Ereignis“ betrachtet haben, um aus ihm


die Folgerungen zu ziehen, die ihn vom geraden Weg abgedrängt haben. Das


grosse Ereignis, das hier gegen die Bodenverstaatlichung ausgespielt wird,


beweist das gerade Gegenteil von dem, was Damaschke daraus gefolgert hat;


es beweist, dass die Korruption, die Wahlbeeinflussung, vom Privatgrundbesitz


ausging; es beweist, dass in der durch das Wahlrecht den Grundbesitzern zufal-


lenden Regierung in Preussen etwas faul ist. Es beweist aber ausserdem, dass


der Bodenreformer Damaschke überhaupt kein klares Bild von der politischen


Bedeutung der Bodenreform hat. Er hat nicht erkannt, dass die Verstaatlichung


des Bodens den Klassenstaat beseitigt und die Regierung bis in die äussersten


Spitzen derart gründlich demokratisiert, dass von einem Gegensatz zwischen


Staat und Volk, Regierung und Bürger, von einer 
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Abhängigkeit der Pächter überhaupt keine keine Rede sein kann.


Die untergeordneten Instanzen, auf deren Betreiben die Pächter die


Versammlungsräume verweigerten, waren Grundbesitzer oder standen in


Abhängigkeit von Grundbesitzern, und diese hatten die Pachtverträge absichtlich


so unbestimmt verfasst, um die Pächter in politische Abhängigkeit zu bringen und


um diese Abhängigkeit in der Gesetzgebung zu Gunsten ihres eigenen


„Privatgrundbesitzes“ auszunutzen.. Dann aber fällt die Schuld an dem Ereignis


nicht dem Pachtsystem, sondern dem System des Privatgrundeigentums zu.


Ganz sicher ist es hier nicht mit rechten Dingen zugegangen. Täglich werden


zwischen Privatleuten Pachtverträge geschlossen, deren Bestimmungen für


Auslegungen keinen Raum lassen. Warum soll das bei Staatsdomänen anders


sein?


Ein Pächter, dem in öffentlicher Steigerung meistbietend auf Grund gewissen-


haft ausgearbeiteter Pachtbedingungen der Zuschlag erteilt wird, der ist in einem


Rechtsstaat ein Freiherr, der braucht sich nicht politisch von der Regierung miss-


brauchen zu lassen. Ein solcher Pächter weiss ja, dass man ihm nichts


geschenkt hat. Er erhielt den Zuschlag, nicht weil man von ihm politische


Unterstützung erwartet, weil er den Papst zum Vetter hat, sondern einfach, weil


er dem Staate mehr Grundrente bezahlt, als irgend ein anderer von seinen aus


dem ganzen Reich zusammengetrommelten Mitbewerbern. 


Gerade dieses Bewusstsein macht ihn frei, macht ihn stolz. Er weiss, dass er zu


den selben Bedingungen im ganzen Deutschen Reich Land pachten kann.


Genau wie unsere Kaufleute auf ihre Wechsel, so schreibt ein solcher Pächter


direkt auf seine Stirne die stolzen Worte: „Wert in mir selbst!“ So lange er seinen


Pflichten nachkommt, ist er absoluter König innerhalb 
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der Grenzen seines Pachtvertrages. Er pfeift auf alle Behörden und braucht sich


vor Gesslers Hut ebensowenig zu verbeugen, wie vor seinen Kühen. Anders


natürlich, wenn der Pächter den Staat bestehlen will und wenn der Spitzbube


den Beamten des Klassenstaates „für zarte Auslegung unsicherer Pachtbe-


stimmungen“ politische Beihilfe verspricht. Dann nimmt ihm das Bewusstsein der


Schuld, das Empfinden, in den preussischen Beamten keine Diener des Volkes,


sondern Gönner zu erblicken, die Würde und macht aus ihm die kläglichen


Puppen, auf die Damaschke gestossen ist.


Das ist alles, was dem „Ereignis“ zu Grunde liegt. Mit der „grossen Bodenre-


form“, mit der Rückführung des Bodens in den Besitz des Volkes, verschwinden


die Agrarier, verschwinden damit zugleich die agrarisch empfindenden Beamten


des Fiskus, verschwindet die Gesellschaftsklasse, die in der preussischen


Regierung sitzt und deren Streben naturgemäss auf die Sicherung und mög-


lichste Erhöhung der Grundrenten gerichtet ist. Genau so, wie die früheren


Besitzer der letzthin enteigneten vier polnischen Rittergüter mit dem Empfang


des baren Geldes eine politische Mauserung werden durchgemacht haben, inso-


fern sie jetzt als Besitzer mobilen Kapitals den agrarischen entgegengesetzten


Interessen haben und für ihre „Lloyd“-, „Phönix“- und „Canada“-Aktien jetzt den-


selben Freihandel fordern. den sie als Gutsbesitzer bis dahin als Gift bezeich-


neten, so wird mit der „grossen Bodenreform“ das gesamte deutsche Beamten-


tum andere Privatinteressen und infolge dessen auch andere Staatsinteressen


verfolgen. Mit der grossen Bodenreform geht die Gesellschaftsklasse, auf deren


Güter die Grossmütter von 90% der heutigen deutschen Bevölkerung als


Leibeigene ein sklavisches Dasein fristeten, endlich ganz im Volke unter. Mit der


grossen Bodenreform denken alle Bürger naturgemäss frei-  freiheitlich
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heitlich. Die politischen Gegensätze zwischen Stadt und Land verschwinden; es


ist überhaupt niemand mehr da, der an der Erhöhung der Grundrenten interes-


siert ist, folglich strebt auch niemand mehr nach Abschaffung der Freizügigkeit,


nach Wiederherstellung der Leibeigenschaft. Und wie denkt man sich unter 


solchen Verhältnissen noch eine politische Abhängigkeit der Pächter von den


Staatsschreibern?


Die Korruption der Beamten und Pächter, die Damaschke mit seinem „Ereignis“


entschleiert (die aber keinen Staatsanwalt zu einer Untersuchung veranlasste),


spricht also nicht gegen das Pachtsystem, sonder gegen den Privatgrundbesitz,


der eben ohne Wahlbeeinflussung nicht aufrechtzuerhalten ist. In diesem


Privatgrundbesitz haben wir die wahre Ursache der erbärmlichen Charakter-


losigkeit zu suchen. Dort ist die Brutstätte der Erbschleicher, der Knechts- und


Bedienstetenseelen. Von jeher hat der Grundbesitz diese Charakter gehabt, aber


mit dem Parlamentarismus hat er sich noch verschärft.


Damaschke spricht vom „freien Eigentum“ und der damit zusammenhängenden


Freiheit der Persönlichkeit. Um diese zu erhalten, will er nichts wissen von der


Bodenverstaatlichung. Dabei gilt bei den besten Angriffswaffen, „dass Eigentum


und Privatgrundbesitz einen unüberbrückbaren Gegensatz bilden“. Man kann das


Eigentum überhaupt neben dem Privatgrundbesitz gar nicht begreifen. Und hier


macht Damaschke überhaupt keinen Unterschied mehr zwischen Eigentum und


Grundbesitz. Was sich doch heute noch alles Bodenreformer nennt! Aber auch


ohne obigen Gegensatz gelten zu lassen, muss das Wort vom „freien


Grundeigentum“ als Phrase und Deklamation bezeichnet werden, wenn es aus


dem Munde eines Mannes kommt, der mit den Verhältnisse der Grundbesitzer


vertraut sein muss. 
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Wie schön klingt das Wort vom „freien Eigentum“! Wie hässlich sticht dieses


Wort ab von der Tatsache der Hypothekenlast. Um das „freie Eigentum“ vor den


Hypothekengläubigern zu schützen, wurden die Kornzölle im Reichstag erbettelt,


und nun hängt die Möglichkeit der Abschaffung dieser Zölle wie das Schwert des


Damokles immer über den Häuptern dieser „freien Grundbesitzer“. So ist der


„freie Grundbesitzer“ und die „Freiheit der Persönlichkeit“ zum Spielball parla-


mentarischer Launen geworden. Der „Freie Grundbesitzer“ verlässt sich nicht


mehr auf seine Persönlichkeit, auf seinen Fleiss, auf seine Kraft. Wie der Bettler


vor den Kirchen klagt er öffentlich seine Not, die sogen. „Not der Landwirtschaft“.


Vor den Vertretern der proletarischen Masse im Reichstag entblösst der „freie


Grundbesitzer“ seine Geschwüre und bettelt um Almosen, um Kornzölle. Den


Kindern der Arbeiterfrauen das tägliche Brot zu verteuern, um ihr arbeitsloses


Einkommen, die Grundrente, zu schützen oder zu erhöhen, dafür verlangen die


freien Grundbesitzer Kornzölle. Das ist die Gesinnung, der Stolz, den das


System des Privatgrundbesitzes erzeugt, gesetzmässig erzeugen muss. Die 


freisten, stärksten, besten Männer gehen unentrinnbar an dem schrecklichsten


aller Laster, dem arbeitslosen Einkommen, zu Grunde. Einem Pächter, der ge-


wohnt ist, frisch und frei vom Ertrage eigener Arbeit zu leben, würde es niemals


in den Sinn kommen, seine Hände in die Taschen der Arbeiterfrauen zu stecken,


um sein Einkommen zu vergrössern. Und wenn es knapp zugeht, dann lebt er


von seinem Stolz und verzichtet darauf, öffentlich von der Not der Landwirtschaft


zu sprechen. Dieser Appell an die Mildtätigkeit der Arbeiterfrauen, dieses öffent-


liche Betteln um Kornzölle, zeigt besser als lange Auseinandersetzungen, wie


der Grundbesitz den Menschen moralisch verdirbt. Dabei begnügt sich „freie 
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Grundbesitzer“ nicht mit dem Bettel. Er betrügt, er kauft die Stimmen, wie


Damaschke behauptet, durch laxe Auslegung von Pachtbestimmungen, die man


unklar abfasste, um die Pächter in Abhängigkeit zu erhalten. 


Von welcher Seite man auch den Grundbesitz betrachten mag, immer trifft die


Auslegung zu, die Stirner von diesem Begriff gibt: „Was ich an mich reissen und


auf irgendeine Weise, durch Gewalt, Trug und List verteidigen kann, das ist mein


Eigentum“! Die Verteidigung des Grundbesitzes gegen die ungeheure, schwarze,


wimmelnde Masse „vaterlandslosen Gesindels“ lässt sich aber nur dadurch errei-


chen, dass man diese Masse durch Unterdrückung oder falsche Auslegung reli-


giöser Lehrsätze irreführt, dass man sie durch Arbeitsüberbürdung zu Lasttieren


degradiert und den schäbigen Rest im Alkohol zu ersäufen sucht. Und so sehen


wir ja auch, wie überall in der Welt, die Grundbesitzer sich dieser Waffen als


Volksbändigungsmittel bedienen. Die Grundbesitzer brauchen eben Lasttiere,


keine freien Persönlichkeiten, die ihnen gefährlich werden können.


Dabei gedeiht bei diesem System nicht einmal der Grundbesitz selber. Der


Grundbesitz kettet den Landwirt an die Scholle, er nimmt der „freien


Persönlichkeit“ die schönste und unentbehrlichste aller Freiheiten, die


Freizügigkeit; er macht ihn zum Leibeigenen. Lebendig begraben ist der


Grundbesitzer, namentlich heute, wo durch Zuwachssteuer dem Grundbesitzer


der Verkauf und dementsprechend auch der Umzug erschwert wird. Der


Grundbesitz führt mit tödlicher Sicherheit zur Inzucht; das, was der Landwirt als


Gift für sein Vieh ansieht, dasselbe Gift bereitet ihm sein Grundbesitz. Und der


Inzucht haben wir zweifellos den verkrüppelten Wuchs, den Stumpfsinn zu ver-


danken, dem man auf dem Lande vielerorts begegnet. [Zum Glück durften die


Grundbesitzer als Edelleute ihre Ehefrauen nicht dem „angestammten Volk“ entnehmen, sondern aus


der Fremde, von weit her. Hierdurch und auf dem Umwege des j. p. n.  wurde das Blut der Kolonie


immer wieder aufgefrischt. Dieses Recht erwies sich als das einzig Gute, das dem Grundeigentum


anhaftet.] Für die 
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schöne, freie, natürliche Entwicklung der Menschen gibt es sicherlich keinen 


besseren Beruf als die Landwirtschaft; und wenn trotzdem die geistige Trägheit


der Bauern sprichwörtlich werden konnte, so muss hierfür die durch den


Grundbesitz bedingte Inzucht (sprich: Unzucht) verantwortlich gemacht werden.


Die Handwerker des Mittelalters hatten eingesehen, wie wichtig das Wandern für


die gedeihliche Entwicklung des Menschen ist und forderten daher von jedem


Gesellen mehrjährige Wanderungen über die Grenzen des Landes hinaus. Der


Wanderbursch brachte das deutsche Handwerk hoch und die Kunst. Der Bauer


aber, der an seinem Besitz gekettet ist, konnte die Erfahrungen der Fremde nicht


ausnutzen; er entwickelte sich rückwärts zum stumpfsinnigen, misstrauischen,


missgünstigen, unangenehmen Wesen. Daneben macht der Grundbesitz es dem


Bauern unmöglich, das seiner Gesundheit, seinem Alter zusagende Klima, die


seinem Charakter entsprechende Gesellschaft im Deutschen Reich aufzusuchen.


Wie ein Hund liegt er an der Kette. Krankheit, Unzufriedenheit, Prozeßsucht sind


die Folgen. Und was ist das für ein Unsinn, dem Landwirt die Bodenfläche durch


den Zufall der Erbschaft zuzumessen? Familien mit 10 starken Söhnen bewirt-


schaften oft dasselbe Areal wie kinderlose Ehepaare! Unsinn ist der Privatgrund-


besitz; als Unsinn, Gift, als Brutstätte von Verbrechen zeigt er sich uns, von 


welcher Seite wir ihn auch betrachten mögen. Dabei ist hier von dem vom


Grundbesitz unzertrennlichen Hypothekenwesen noch gar nichts gesagt. 


Das Hypothekenwesen macht ganz gesetzmässig den 
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„freien Grundbesitzer“ zum Sklaven der Rentner. Versuch es einmal einer auf


dem Lande, gegen den Zins, die Hypotheken, die Renten zu agitieren – die-


selben Grundbesitzer, die von den Hypotheken erdrosselt werden, werden ihm


die Versammlungsräume verweigern – aus Angst davor, dass ihnen die


Hypotheken gekündigt werden. Der „freie Grundbesitzer“ existiert nicht, er lebt


nur in der Phantasie Damaschkes.


Damaschke will den Privatgrundbesitz erhalten; er will aber merkwürdigerweise


auch wieder das Gegenteil: er will den freien Grundbesitzer besteuern. „Denn,“


sagt D., „die Grundrente soll soziales Eigentum werden!“ Wie denkt sich aber


Damaschke die Erhebung dieser Grundsteuer? Braucht man dazu nicht auch


Beamte, und zwar fatalerweise dieselben Beamten, die D. so schwer beschuldigt


hat? Die Beamten, die in Preussen durch das Wahlrecht nowendigerweise unter


dem Einflusse der Agrarier stehen, werden in jedem Einzelfalle die Höhe der


Grundsteuer bemessen, und so geraten die kleinen Grundbesitzer in die poli-


tische Abhängigkeit der Grossen!


So wendet sich also bei genauerer Betrachtung das grosse „Ereignis“ in


Damaschkes Leben gegen den privaten Grundbesitz. Es spricht nicht gegen,


sondern für den Staatspächter; es spricht nicht für, sondern gegen den grossen


Raub, gegen die „Grosse Sünde“, wie Tolstoi den Privatgrundbesitz nannte.


Die grosse physiokratische Bodenreform, die Enteignung aller Grundeigen-


tumsrechte, die öffentliche Verpachtung auf Grundlage des Höchstangebotes ist


das, was jeder stolze Mann sofort als die beste Gewähr für seine persönliche


Freiheit und Unabhängigkeit anerkennt. Es wird ihm nichts dabei geschenkt, er


hat keine Gönner. Vergleicht man aber die grosse Bodenreform mit all den 


anderen Vorschlägen, die man schon für die Tilgung der „grossen Sünde“ 
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gemacht hat, namentlich mit den Forderungen des Bundes deutscher Boden-


reformer, so sieht man erst, dass die Rückführung des Bodens in den Besitz des


Volkes nicht nur vernünftig, sondern überhaupt die einzig durchgreifende, einzig


durchführbare, zielsichere Reform ist. Mit der grossen Bodenreform sind die


Schwindeleien, mit denen uns Damaschke bekannt macht, einfach unmöglich,


schon allein, weil man 5 Millionen Pächtern gegenüber nicht schwindeln kann.


Vor solcher breiten Öffentlichkeit, vor fünf Millionen Paar scharf spähender Augen


muss alles ehrlich zugehen. Der Pächter erhält auf seiner Haustür eine Tafel mit


Angaben über den Flächeninhalt, über die Qualität des Bodens und den


Pachtpreis. Jeder, der vorbeigeht, liest die Angaben und kann sie durch Vergleich


kontrollieren. Wie kann da noch geschwindelt werden? Und wenn es so ehrlich


zugeht bei den Pächtern, so werden diese schon dafür sorgen, dass auch die


Staatsschreiber den geraden Weg gehen.


Die Befreiung vom Grundbesitz überträgt auch auf den Landwirt die grossen,


gewaltigen Segnungen der Freizügigkeit. Der Landwirt, der aus irgendeinem


Grunde seine Arbeitsstätte verlassen will, löst den Pachtvertrag und zieht dorthin,


wohin ihn sein Herz zieht. Das ganze Deutsche Reich ist sein, steht da zu seiner


Verfügung. Rechnet man mit einem Durchschnittsflächeninhalt von 5 Hektaren


Land und 10 jährigem Pachtvertrag, so kämen alle Jahre in Deutschland 


500 000 Bauernhöfe zur öffentlichen Verpachtung, und zwar grössere und 


kleinere, für einzelstehende alte Männer, für Bauern mit 10 Söhnen, kurz für alle


Verhältnisse. Jeder findet unter 500 000 Bauernhöfen sicher den Platz, der für


ihn wie geschaffen ist, wo er seine volle Arbeitskraft voll ausnutzen kann.


Aber neben diesen 5 Millionen Bauern gibt es dann keine Gutsbesitzer und


natürlich auch keine Proletarier mehr. Der Na-   Naturzustand
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turzustand, die unmittelbare Verbindung des Volkes mit dem Land, auf dem es


lebt, wird wieder hergestellt. Das gesamte Volk, d.h. das heutige „vaterlandslose


Gesindel“ kommt wieder zu einem Vaterland, das es nun rückhaltlos von Herzen


lieben kann und lieben wird.


Damaschke erwartet von der Durchführung des Programmes des Bundes 


deutscher Bodenreformer Geld, nichts als Geld, ohne dabei den wissenschaft-


lichen Nachweis zu erbringen, ob diese Erwartung begründet ist. Die von uns


befürwortete physiokratische Bodenreform wird zweifellos das leisten, was wir


davon erwarten, nämlich die Überführung der gesamten Grundrenten in den


Volksschatz. Aber das ist nicht die einzige, vielleicht nicht einmal die wichtigste


Wirkung. Die grosse Bodenreform wird den Klassenstaat vernichten, den sozia-


len Frieden herstellen, in Verbindung mit der Geldreform das Recht auf den 


vollen Arbeitsertrag verwirklichen, die volksverrohende Interessenpolitik, das


Strebertum, den Lakaiengeist ausrotten und durch die für die schon erwähnten


90% der heutigen Bevölkerung so beschämende, empörende deutsche


Geschichte einen dicken Strich ziehen. Sie wird für diese Geschichte wenigstens


ein Blatt, ein einziges Ereignis liefern, dessen man sich mit ungemischter Freude


wird erinnern können. Bis heute hat man die Geschichte der Grundbesitzer


geschrieben, mit der grossen Bodenreform wird das ganze deutsche Volk sich an


der Geschichtsschreibung beteiligen, nicht mit billiger Tinte, sondern mit Taten


Darin liegt die wahre Bedeutung der grossen Bodenreform, dass mit ihr das


deutsche Volk seinen ersten Geburtstag feiern wird.


Nachschrift. Die „Bodenreform“ bringt im Berichte über den 22. Bundestag in


Posen (S. 667) die Rede des Leiters der Bodenreform-Kolonie „Eden“, 


O. Jakisch, in der er mit Tatsachen, mit schönen, 
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greifbaren Erfolgen alles glatt widerlegt (unbeabsichtigt), was Damaschke gegen


die Trennung des Grundbesitzes von der Bodenbenutzung sagt. Nun wäre doch


in Posen eine Gelegenheit gewesen, um Herrn Jakisch auf das grosse „Ereignis“


in Damaschkes Leben hinzuweisen. Man hätte ihn fragen können, ob die Edener


Kolonisten, die allesamt Pächter sind, Herrn Damaschke auch den


Versammlungssaal verweigern würden; ob die Beamten der Kolonie nicht durch


Androhung strenger Auslegung schwankender Pachtbestimmungen die


Kolonisten in politischer Abhängigkeit erhalten, und wie sich die Menschen dort


überhaupt entwickeln, da sie ja doch nach Damaschke’s Anschauung der


Vorbedingung einer glücklichen Entwicklung – des freien Grundeigentums – so


ganz hoffnungslos entbehren.


Statt dessen begnügte sich der Vorsitzende damit, die Erfolge der Edener


Kolonie als Erfolge der „Bodenreform“ hinzustellen, obschon doch diese Kolonie


auf Grundsätzen aufgebaut ist, die, wenn sie verallgemeinert werden, nichts


anderes als Bodenverstaatlichung bedeuten. Hätte man Herrn Jakisch über diese


Dinge befragt, so hätte seine Antwort die Bodenreformer vielleicht zu einer


gründlichen Revision ihrer Ansichten veranlasst.


Die Not der Rentner.


Vor einiger Zeit brachte die Zahl 606 einer grossen Anzahl Kranker neue, in-


zwischen wieder betrogenen Hoffnungen. Heute ist es die Zahl 77,85, die das


Interesse weiterer Kreise erregt. Dieses Mal sind es Rentner, vielfach Witwen


und Vormünder, die die Zahl anstarren, aber nicht in freudiger Erregung, sondern


starr vor Entsetzen, so ungefähr, wie Schiffsbrüchige das sie tragende, langsam


sinkende Wrack stieren Blicks 
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betrachten. Die Zahl gibt an, wieviel 100 Mark in preussischen, mit 3% ver-


zinsten Staatsschulden heute an der Börse gelten. Diese Konsols wurden 1892


zum Kurse von 93 ausgegeben und haben in Folge dessen M. 15,15 oder


16,30% des Anlagekapitals eingebüsst. Da alle festverzinslichen Staats- und


Gemeindepapiere, sowie die Hypotheken, Pfandbriefe im gleichen Verhältnis 


diesen Kursrückgang erfahren haben und diese Papiere in Deutschland jetzt 


80 Milliarden betragen sollen, damals vor 20 Jahren vielleicht 50, im Durchschnitt


der verflossenen 20 Jahre also 65 Milliarden betragen haben mögen, so haben


die Besitzer dieser soliden (?) und für mündelsicher (?) gehaltenen Papiere einen


Kursverlust von 16,30% von 65 Milliarden, gleich 10 Milliarden 595 Millionen


Mark d. R. W. erlitten.


Das ist aber nicht alles. Ich behaupte, dass der Verlust nicht 10, sondern 25 bis


30, vielleicht 35 Milliarden beträgt und will hier gleich die Beweise bringen.


Seit der Ausgabe jener 3% preuss. Konsols sind 20 Jahre verstrichen, und wir


alle wissen es, dass seit 1890 die Preise durchweg stark gestiegen sind und


immer noch steigen. Was vor 20 Jahren 100 kostete, das muss  heute mit 130,


135, vielleicht auch 140 bezahlt werden. Diese Behauptung wird ganz allgemein


gemacht und kaum noch bestritten. Einzelne Waren machen wohl eine


Ausnahme, jedoch um so zu leben, wie man vor 20 Jahren lebte, muss man 


statt 100 reichlich 130 M. ausgeben. Ist es aber so, so hat der Besitzer von


Staatspapieren neben dem Kursverlust durch, noch einen doppelt so grossen


Verlust durch die sogenannten Entwertung des Geldes erlitten. Dieser Verlust ist


gerade ebenso real, fühlbar, berechenbar wie der Kursverlust an der Börse. Er


ist sogar noch realer, weil er alle trifft, sowohl die, die die Konsols behalten, wie


auch die, die sie aus irgendeinem Grunde verkaufen. während bei dem Kurs-


Kursverlust
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verlust nur die Verkäufer den Verlust unmittelbar empfinden und ausrechnen.


Rechnen wir also mit nur 30% allgemeiner, durchschnittlicher Preissteigerung,


die die Waren in den letzten 20 Jahren erfahren haben, so haben die Besitzer


der oben erwähnten 65 Milliarden zum Kursverlust von 10595 Millionen Mark,


noch einen sogen. Wertverlust von 30%, also 18 Milliarden Mark, zusammen


also 29095 Millionen erfahren (in Buchstaben neunundzwanzig Milliarden). Und


alle Stichproben, die man machen mag, werden die Sache bestätigen.


Probe I. Ein Bauer verkauft vor 20 Jahren 20 Rinder für 9 300 Mark und kauft mit dem Erlös 3%


Konsols. Jetzt nach 20 Jahren verkauft er die Konsols für 7 785 Mark (Kurs 77,85) und für 20 gleiche


Rinder verlangt man von ihm 11–12– bis vielleicht 13 000 Mark. Verlust 2/5 des Kapitals. 


Probe II. Zwei Brüder erbten vor 20 Jahren je 93 000 Mark. der eine baut mit dem Gelde ein


Haus, der andere vorsichtiger von Natur, kauft solide deutsche Staatspapiere zum Börsenkurs von


93–100 000 Mark 3% Konsols. Jetzt nach 20 Jahren will dieser auch ein Haus haben, genau wie 


das seines Bruders. Die Baukosten sind aber inzwischen durch erhöhte Löhne und Materialpreise


von 93 000 auf 120 000 Mark gestiegen, während der Verkauf der Konsols zum heutigen Kurse von


77,85 nur 77 850 Mark einbringt. So muss er um den Ausfall zu decken, sein Haus mit 40 000 Mark


hypothekieren, während das Haus seines Bruders lastenfrei ist.


Wer mehr Stichproben machen will, übertrage diese Rechenexempel auf eine Bauernwirtschaft,


einen Laden und namentlich auf Aktienbesitzer. Der Käufer preuss. Konsols, von Hypotheken,


Obligationen etc. kann fast immer mit dem Verluste der Hälfte seines Kapitals rechen.


Wo sind diese Milliarden geblieben? Es können doch 29 095 Millionen Mark


(29 Milliarden) im D. Reich nicht einfach spurlos verschwinden?


Diese 29 Milliarden sind heute in den Hände der Schuldner schlechtweg. Alle,


deren „Soll“ in Geld, deren „Haben“ in Waren, Häusern, Fabriken, Schiffen,


Bergwerken, Grundbesitz usw. besteht, die haben diese niedliche „Differenz“ 


eingesteckt. Auch 
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die Staaten und Gemeinden sind als Schuldner an diesem Milliardensegen aus


den Taschen der Gläubiger beteiligt. Kurz, die 29 Milliarden haben die verschul-


deten Grundbesitzer, der Staat und die Gemeinden, die mit Obligationenkapital


arbeitenden Aktiengesellschaften eingesteckt und in den zufriedenen Gesichtern


der Finanzminister, der Grundbesitzer, der Dividendenbezieher treten sie in


Erscheinung. Beim Staate kämen diese Milliarden in viel grösseren Überschüs-


sen zum Vorschein, wenn hier, wie es doch hätte geschehen sollen, die Steuern,


die Eisenbahn-, Post- und Telegraphentarife der allgemeinen Preissteigerung 


folgend, erhöht worden wären. Ist es nicht direkt Unsinn, dass die Eisenbahn die


Güter zum gleichen Tarifsatz wie früher befördert, trotzdem die Steinkohlen, die


Eisenbahnmaterialien, die Löhne ständig aufwärts streben?


Vor 40 Jahren bezahlte man dem Briefträger 50 Mark und der Brief kostete 10


Pfennig. Jetzt erhält der Briefträger das doppelte und das Briefporto ist ermässigt


worden, indem man für 10 Pfennig jetzt Briefe von 20 Gramm befördert. Die


Eisenbahn und die Post arbeiten ja trotzdem noch mit Überschuss. Müsste


jedoch der Staat zu den heutigen Lohnsätzen und Materialpreisen die


Eisenbahnen, die Post, den Telegraph neu bauen und diese Anlagen verzinsen,


so würde an der Stelle des Überschusses ein ganz gewaltiges Defizit zum


Vorschein kommen. Die Gesetze des Wettbewerbes führen dahin, dass die


Kapitalerträgnisse die Unternehmen in allgemeinen so verzinsen, als ob die


Fabriken zu den heutigen Löhnen und Materialpreisen errichtet worden wären,


und wenn das in der Privatwirtschaft so ist, so ist wirklich nicht einzusehen,


warum nicht auch der mit Schulden überlastete Staat die Tarife seiner Leistungen


nach den gleichen Grundsätzen berechnen soll. Und so verhält es sich auch mit


den Steuern. Die allgemeine Preissteigerung muss der Staat in Form eines 
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entsprechenden Zuschlages auf die Steuern übertragen. Das Geld hat durch die


allgemeine Preissteigerung eine „Entwertung“ von 30% erfahren, so soll auch auf


die Steuern ein Agio oder Zuschlag von 30% erhoben werden. Wenn man nach


diesen kaufmännischen Grundsätzen in der Staatsverwaltung verfahren hätte, so


wären die Betriebsüberschüsse in den staatlichen Industrien in den letzten 20


Jahren ebenso gross gewesen wie in den Privatbetrieben und statt der


Staatsschulden hätten wir heute werbendes Staatskapital. Seitdem allerorts in


der Welt die Preise steigen, also etwa seit 20 Jahren, übersteigen die


Staatseinnahmen fast überall die Voranschläge und zwar als ganz regelmässige


Erscheinung; aber diese Überschüsse hätten ganz anderen Umfang angenom-


men, wenn die Herren Finanzminister die Staatsfinanzen nach den gleichen


Grundsätzen verwaltet hätten, die sie in ihren Privatangelegenheiten walten 


lassen und die im Handel üblich sind. Die Ausnützung der Konjunkturen, die der


Fiskus versäumte, haben nun Private für sich vollzogen, und die hohen


Dividenden sind zum Teil darauf zurückzuführen.


Diese hohen Dividenden haben jedoch noch andere Gründe, die ebenfalls mit


der allgemeinen Preissteigerung im Zusammenhange stehen. In der Dividende


kommt zunächst die in der allgemeinen Preissteigerung liegende „Entwertung“


des Geldes wieder zum Vorschein. Man hat zu Beginn des Jahres Rohstoffe für


eine Million auf Lager, und die Preise des Fabrikates richten sich nach den


Preisen des Rohstoffes, die beim Verkauf des Fabrikates gelten. Sind diese


Preise um 5% gestiegen, so kommen 50 000 Mark mehr zur Verteilung.


Daneben erfolgt die Verzinsung des ganzen Kapitals nicht nach den


Gründungskosten, sondern nach den heutigen Erstehungskosten, wie das schon


gezeigt. Aber namentlich sind es die Obligationen und Hypotheken, die das 
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Hauptmaterial zu den Dividenden geliefert haben. Ein Beispiel wird das am


besten zeigen.


Die Schiffahrts-Aktien-Gesellschaft A wirtschaftet mit einem Kapital von


250   Millionen M.


u. z. Aktien 100   ” ”


Obligationen und Hypotheken 150   ” ”


Angelegt sind diese 250 Millionen in Schiffen, Hafenanlagen, Materialien aller Art.


Würde sich die Gesellschaft heute konstituieren, so müsste sie zu den heutigen


Materialpreisen und Löhnen nicht 250, sondern vielleicht 350 Millionen anlegen


müssen und nach diesen 350 Millionen, nicht nach den ursprünglichen 250


Millionen wird den Gesetzen des Wettbewerbs entsprechend die Gesellschaft die


Frachtsätze für die Verzinsung des Kapitals berechnen können. Folglich wird sie


nach Abzug von 7 1/2 Millionen (5% von 150 Millionen) für die Obligationen-


Gläubiger, 10% Dividenden an die Aktienbesitzer auszahlen können. Die hohen


Dividenden stammen also unmittelbar aus den Taschen der Obligationen-


Gläubiger, aus der Entwertung ihres Kapitals, die in der allgemeinen


Preissteigerung ausgedrückt ist.


Wer andere Stichproben auch hierzu machen will, übertrage diese Rechnung


auf ein hypothekiertes Haus, auf ein verpfändetes Landgut, auf einen mit


Wechseln und Schuldscheinen arbeitenden Kaufmann.


Wo also die 29 Milliarden geblieben sind, ist jetzt klar. Die Schuldner haben


gewonnen, was die Gläubiger verloren haben. Es ist kein Nationalverlust, 


sondern einfach eine Verschiebung des Vermögens.


Über die Ursache der allgemeinen Preissteigerung der Waren ist man sich


(abgesehen von den Sozialdemokraten und den übrigen wissenschaftlichen


Vertretern der Wertlehre) vollkommen klar. [Die Verfasser dieses und des ersten Artikels


berühren sich zuweilen mit ihren Beweismitteln.. Es kann aber nur gut sein, wenn die erwähnten


Tatsachen durch Wiederholung sich um so besser einprägen.] Es wird viel, sehr viel Gold


gefunden. Seit 1893 ist die jährliche Goldproduktion von 245170 auf 
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703441 Kilos im Jahre gestiegen. [Stat. Jahrbuch für das Deutsche Reich.] Und dies


Gold ist in den Goldwährungsländern gleichzeitig Geld und wird durch die


Bankgesetze dieser Länder fast allgemein mit 3 multipliziert, in Papiergeld um-


gesetzt und in Verkehr gebracht. Diese Massengeldproduktion hebt die Preise


und die Preissteigerung hebt den Kredit und die Kreditinstrumente (Wechsel,


Stundungen etc.) ersetzen entsprechende Mengen von Bargeld, wirken also wie


eine Vermehrung des Geldbestandes auf die Preise der Waren. Gleichzeitig mit


dieser kolossalen Vermehrung der Umlaufmittel (Gold, Banknoten, Wechsel und


sonstige Kreditinstrumente) hat man die Geschwindigkeit des Geldumlaufs durch


Verbesserung des Scheckwesens vergrössert und die Geschwindigkeit wird bei


steigenden Preisen von allen Kaufleuten, Unternehmern und Spekulanten voll


ausgenutzt. Alle Kassen, grosse und kleine, die der Sparer sowohl, wie die der


Banken, Kaufleute und Spekulanten sind bei steigenden Preisen leer, alles Geld


ist im Verkehr und geht und unausgesetzt von Hand zu Hand. Und je mehr und


schneller die Preise steigen, um so grösser ist die Hast, womit das Geld umge-


setzt wird. Eine vermehrte Schnelligkeit des Geldumlaufs, hat aber wieder auf die


Preise die gleiche Wirkung, wie eine Vermehrung des Geldumlaufes, genau so,


wie eine Beschleunigung der Güterzüge für den Eisenbahnbetrieb einer


Vermehrung der Güterwagen gleichkommt.


Für die allgemeine Preissteigerung der Waren haben wir in unseren schwindel-


haften Währungsverhältnissen, in der gerühmten Goldwährung ausreichende


Erklärung. Die Besitzer der Deutschen Staatspapiere, der 
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Obligationen, Pfandbriefe und Hypotheken sind durch die Goldwährung um die


Hälfte ihres Vermögens betrogen worden. Es hat sich mit der Goldwährung jetzt


das Umgekehrte von dem ereignet, was vor 40 Jahren bei der Einführung der


Goldwährung vor sich ging. Damals fielen die Warenpreise ebenso stark, wie sie


jetzt steigen, natürlich auch mit der umgekehrten Wirkung. Damals waren es die


Gläubiger, die sich bereicherten auf Kosten der Schuldner, die dem Bankerott


und der Unehre verfielen und zum Wanderstab greifen mussten, wenn sie nicht


vorzogen, sich zu vergiften, zu ertränken, zu erschiessen oder zu erhängen.


Millionen von deutschen Bürgern hat damals die Goldwährung, der Rückgang


aller Warenpreise von Haus und Hof und über die Grenze gejagt. Menschen, die


für die Auswanderung ganz ungeeignet waren, Greise, schwangere Frauen,


Kranke usw. riss die Goldwährung auf brutalste Weise aus ihren Verhältnissen


heraus und warf sie auf die schaurigen Einöden Dakotah’s, wo sie in armseligen


Bretterhütten den Eisstürmen ausgesetzt waren und haufenweise erfroren, 


während gleichzeitig zu Hause unsere Stubengelehrten Hymnen auf die Vorzüge


der Goldwährung verfassten. Der Wucher nahm solchen Umfang an, dass man


besondere Wuchergesetze erlassen musste. Um den völligen Ruin der


Landbevölkerung zu verhüten, musste man der Goldwährung ihren Zweck


opfern, indem man den internationalen Handel (Zweck der Goldwährung) durch


Zölle unterband, durch Schutzzölle, Zölle zum Schutze gegen den Niedergang


der Preise, den die Goldwährung herbeiführte!


Hodie tibi, cras mihi! Damals wurden durch die Goldwährung die Schuldner um


Milliarden bestohlen, heute sind es die Gläubiger, die 29 Milliarden Mark ver-


lieren, was also fast das siebenfache von dem, was Bismarck s.Z. in den


Taschen des zu Boden geschlagenen Feindes vorfand.  (5 Milliarden 
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Franken) wandert ohne irgend eine Gegenleistung in die Taschen anderer. Und


wenn wir hier von Gläubigern sprechen, so darf man sich nicht nur Millionäre 


vorstellen, die solchen Verlust ertragen können. Unter diesen Gläubigern, die 


die Hälfte ihres Vermögens verloren haben, befinden sich Leute aus allen


Gesellschaftsklassen. Wird doch das Vermögen der Witwen und Waisen vor-


zugsweise in Staatspapieren und Pfandbriefen angelegt, sind es nicht gerade die


Sparer, die kleinen unerfahrenen Leute, die die Staatspapiere der Sicherheit (!)


wegen vorziehen. Jetzt haben diese unerfahrenen Leute 16% am Kurs und 30%


am sogen. Werte des Geldes, also zusammen ungefähr die Hälfte des


Vermögens eingebüsst.


Die allgemeine Preissteigerung der Waren haben wir mit der Goldwährung, mit


der kolossalen Vermehrung der Umlaufmittel erklärt. Aber auch die allgemeine


Erhöhung des Zinsfusses, die die Ursache des Kursrückganges aller festverzins-


lichen Papiere ist, ist auf die Vermehrung der Goldfunde zurückzuführen. So sehr


es auch allgemein verbreiteter Ansichten widerspricht: die Erhöhung des


Zinsfusses ist der Beweis für eine den Bedarf übersteigende Vermehrung des


Geldumlaufes und läuft historisch übrigens immer einher mit einer allgemeinen


Preissteigerung. Also auch der Kurs von 77,85 der preussischen Staatsanleihen


muss auf die Rechnung der Goldwährung gesetzt werden. Es würde zu weit 


führen, wenn wir auch diesen Nachweis hier bringen wollten. Wir verweisen auf


den entsprechenden Abschnitt aus der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“, den


wir allen Interessenten gerne gratis auf Verlangen zusenden werden.


Was hat aber der Physiokrat mit all diese Geschichten zu tun? Wir sind doch


nicht etwa die Vertreter des Zinses und der Renten? Wir wollen doch den Zins


angreifen und den Rentnerstand spurlos vertilgen! Gewiss, so ist es. Aber es ist


nicht 


159







einerlei wie das geschieht. Wir sind keine Diebe; wir treiben keine Falsch-


münzerei wie die Vertreter der Goldwährung, wir brechen nicht heute bei den


Gläubigern, morgen bei den Schuldnern ein, um den einen zu geben, was wir


dem anderen nehmen, wie wir auch nicht dem Bunde deutscher Bodenreformer


angehören, der die Grundbesitzer besteuern will, um mit dem Ertrag der Steuern


die Zinsbezüge der Hypothekengläubiger aufzubessern. Nein, wir haben mit sol-


cher Flibusterei absolut nichts zu tun. Wir wollen das arbeitslose Einkommen


spurlos beseitigen, aber niemand soll uns nachsagen können, dass wir ihn


besteuert, bestohlen, geplündert haben.


Wir wollen die Goldwährung, diese Hoch- und Zwingburg des Kapitals, angreifen


und hoffen, mit unserem heutigen Artikel für diesen Angriff Zuzug selbst aus den


Reihen der Verteidiger dieser Hochburg zu gewinnen. Das Bewusstsein, dass


Mammon, der gerne mit Milliardären paradiert, wenn es nicht anders geht, ein-


fach die eine Hälfte seiner Kinder (heute die Gläubiger) ergreift und sie gegen


die andere Hälfte (die Schuldner) zur Mast und Frass hinwirft, ist doch schliess-


lich selbst für diese Kinder unangenehm.


Die Macht des Geldes


die, so hoch man sie auch eingeschätzt haben mag, noch niemals überschätzt


worden ist, beruht nicht etwa auf der Geldwirtschaft überhaupt, also auf Kräften,


die jeder denkbaren Art von Geld anhaften, sondern auf eigentümlichen, stoff-


lichen Vorzügen und gesetzlichen Vorrechten, womit man das herkömmliche


Geld ausgestattet hat. Jeder empfindet sofort, dass eine Geldmacht unmöglich


weit reichen könnte, die sich statt auf Gold auf Tee, Tabak, Salz, Muscheln, Felle


und was sonst schon als Tauschmittel 
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gedient hat, stützen müsste. Freilich man empfindet das nur, ohne auch gleich


sagen zu können, durch was sich das Gold wesentlich von den genannten


Geldarten unterscheidet. Erst bei näherem Zusehen erkennt man, dass das


Wesentliche des Unterschiedes in den Edelmetalleigenschaften des Goldes liegt.


Während alle Waren, so gut wie ausnahmslos auf Kosten der Eigentümer ver-


derben und bedeutende Lagerkosten verursachen, ist der Besitzer unseres


Geldes vor solchen Kosten und Verlusten durch die Edelmetalleigenschaften des


Goldes absolut geschützt. Dieser Umstand gibt dem Geldbesitzer die


Möglichkeit, das Angebot des Geldes willkürlich ohne unmittelbare Nachteile zu


verschieben, während die auf das Geld angewiesenen Warenbesitzer, wegen der


erwähnten Natur ihrer Produkte den zu ihrer Verteidigung nötigen Gegenzug


(also die Verschiebung des Angebots der Waren) nicht machen können. Sehen


wir ab von dem persönlichen, leiblichen Warenbedarf, den die Kapitalisten,


Bankiers, Spekulanten, Kaufleute usw. etwa haben mögen, so kann man sagen:


die Geldbesitzer können mit dem Kauf von Waren warten, die Warenbesitzer


können mit dem Verkauf nicht warten! 


Intelligenti pauca! Wer nur etwas Verständnis für Handel, Wucher, Spekulation,


für Ultimogeschäfte hat, wird sofort begreifen, welch gewaltiges Übergewicht


dadurch dem Geld über die Ware gegeben ist, er wird das Verhältnis der Ware


zum heutigen Geld in Parallele stellen mit dem zwischen Schaf und Wolf.


Dieses Übergewicht des Geldes wird durch die eigentümlichen Produktions-


verhältnisse des Goldes wesentlich unterstützt und zur unbezwinglichen Macht


dadurch, dass die Arbeitsteilung den Verkauf der Arbeitsprodukte gegen Geld 


zur Lebensfrage für alle Bürger macht, und dass der Staat durch seine


Verkehrsmonopole und durch die Erhebung der 
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Steuern in Geld die Bürger geradezu zwingt ihre Waren den Geldbesitzern anzu-


bieten, während diese nicht gezwungen sind, die ihnen von den Steuerzahlern


angebotenen Waren zu kaufen!


Die Macht des Geldes steht natürlich nur im Dienste derer, denen das umlau-


fende Geld gehört und gehorcht, nämlich der Besitzer der vielgestaltigen


Geldforderungen und nicht der zufälligen Inhaber der Münzen, die sich derselben


für den Tausch der Produkte bedienen. Dass es so ist, geht daraus hervor, dass


die Besitzer der Geldforderungen durch Festhalten der allein für die Zahlung der


Wechsel einlaufenden Gelder den gesamten Geldbestand des Landes aus den


Hände des Volkes jederzeit in weniger als 3 Monaten einziehen können. (Bei


einem Geldumlauf von 8 Milliarden und Wechselumlauf von 35 Milliarden). Man


bedenke, was das bedeutet und beachte, dass es schon genügt einen Teil des


Geldumlaufes für kurze Zeit festzuhalten um an der Börse Differenzen zu erzwin-


gen und einzustreichen - dann wird man eine ungefähre Vorstellung von der


Macht des Geldes haben und keiner weiteren Erklärung über den Ursprung der


modernen Riesenvermögen bedürfen.


Die genannten stofflichen Vorzüge und gesetzlichen Vorrechte haben aus dem


Geld von vorneherein ein Kapital gemacht, d.h. das herkömmliche Geld stellt


sich als Tauschmittel den Waren nur bedingungsweise zur Verfügung, es erhebt


von den Ware einen Zoll oder Tribut, den wir gemeinhin Zins nennen. Sträuben


sich die Waren, diese Abgabe zu bezahlen, so verweigert das Geld die


Vermittlung des Tausches unter Berufung auf seine Vorzüge und Vorrechte, d.h.


es wartet bis die Rücksicht auf den Charakter ihres Produkte die Warenbesitzer


mürbe macht. Hätte das Geld diese Vorzüge nicht, wäre das Geld nicht besser


als die Waren, dann wäre das Gleichgewicht zwischen Waren und Geld herge-


stellt und 
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die Grundlage für einen wirklich gerechten Tausch geschaffen – denn dann


müsste nicht nur der Warenbesitzer sich mit dem Verkauf beeilen, sondern auch


der Geldbesitzer müsste sehen, sein Geld möglichst bald unterzubringen. Keiner


der beiden könnte ohne persönlichen Schaden den anderen warten lassen.


Der Tribut, den das Geld von den Waren erhebt, ist aber nur die kleinste der


Folgeerscheinungen des Irrtums, den man beging, als man das Geld mit so 


vielen Vorzügen ausstattete. Man staunt darüber, dass die Handelsspesen heute 


40% der Gesamtwarenproduktion verschlingen! Wenn man aber bedenkt, dass


das Geld gesetzmässig seine Besitzer dazu verleiten muss den Austausch der


Produkte zu unterbrechen, zu hemmen, zu stören, statt ihn zu fördern, so wird


man doch begreifen, dass das etwas kosten muss. Dazu kommt, dass auch alle,


die nicht Kaufleute sind, also das ganze Volk, durch die Vorzüge des Geldes ver-


anlasst werden, die für den persönlichen Konsum bestimmten Waren nicht vor


dem unmittelbaren Bedarf zu kaufen, inzwischen aber jedes Angebot höhnisch


und herrisch abzuweisen. Jeder will Geld, niemand Ware haben und es versteht


sich, dass eine gewaltige Kraft verbraucht werden muss, um diese Widerstände


zu überwinden, und die Ware an den Mann zu bringen. Hätte das Geld keinerlei


Vorzüge, so beständen auch diese Widerstände nicht und statt 40% würde der


Handel vielleicht nur 10% des Produktes kosten.


Eine noch tiefergreifende Folgeerscheinung der Kapitaleigenschaft des Geldes


ist die, dass der Zins, den das Geld seinem Besitzer einträgt, sich auch auf alle


sogen. Realkapitalien (Produktionsmittel, Mietshäuser, Schiffe usw. überträgt. 


Um ein Haus, eine Fabrik zu bauen braucht man Geld und wenn dieses Geld


von den Waren Zins erheben kann (G. W. G’.), so ist es klar, dass 
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sein Besitzer es nur unter der Voraussetzung in der Herstellung einer Fabrik ver-


ausgaben wird, dass ihm diese den gleichen Zins verspricht. So wird also das
Entstehen von Produktionsmitteln von vornherein davon abhängig gemacht, dass
sie Zins abwerfen und zwar den gleichen Zins, den das Geld als Tauschmittel


von den Waren erheben kann. Ist dieser Zins 5% aufs Jahr berechnet, so stockt


auch sofort jede Bautätigkeit, wenn der reine Zinsertrag der Häuser infolge eben


dieser Bautätigkeit unter 5% gefallen ist. Die Arbeiter würden gerne weiterarbei-


ten und der Rückgang der Mieten wäre ein Segen für das Volk – aber die


Geldbesitzer dulden es nicht, dass weiter gebaut wird. Ehe nicht der


Bevölkerungszuwachs die Mieten wieder hochgetrieben hat, wird nicht weiter-


gearbeitet. Durch erzwungene Arbeitslosigkeit bereitet also das Geld den
Produktionsmitteln das Feld für die Erhebung des Zinses vor. Ohne diese Hilfe


wären die Produktionsmittel, Häuser, Schiffe etc. in solcher Menge vorhanden,


dass unter dem Drucke des Angebots der Zinsertrag auf 0 erhalten würde. Das


ungeheure Meer von Häusern, Fabriken usw. ist künstlich durch erzwungene


Krisen, erzwungene Arbeitslosigkeit vom Geld auf die Rangstufe erhoben wor-


den, die es selber einnimmt, also zum Kapital. Hier liegt die wahre Bedeutung


der Macht des Geldes.


–


Die von den Sozialdemokraten wie übrigens von allen Sozial- und National-


ökonomen irrtümlich heute als Eigenschaft der Produktionsmittel angesehene


Mehrwert zeugende Kraft, erweist sich also keineswegs als Eigenschaft, sondern


als ein durch das Geld geschaffener künstlicher, also unnatürlicher wirtschaft-


licher Zustand, als ein willkürlich, durch erzwungene Arbeitsunterbrechung


erzeugter Mangel an Produktionsmitteln. Um diese Mehrwert zeugende Kraft des


Kapitals zu brechen, brauchen wie nicht zu dem verzweifelten Mittel einer


Verstaat-    Verstaatlichung
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lichung der Produktionsmittel zu greifen. Wir brauchen das Privateigentum an


den Produktionsmittel nicht anzutasten, brauchen auch keine behördliche


Regelung der Produktion und Konsumtion. Wir brauchen dazu nur das


Tauschmittel der Natur der Waren anzupassen (Proudhon verfolgte das gleiche


Ziel mit der von ihm erstrebten Anpassung der Waren an das bestehende Geld),


wir brauchen nur dem Geld die gesetzlichen Vorrechte und körperlichen Vorzüge


zu nehmen, dann verschwinden auch bald die Produkte dieser Vorrechte, dann


verschwindet der Zins, der Mehrwert. Wir brauchen uns nur von den unnatür-


lichen Fesseln zu befreien, in die uns das herkömmliche, aus dem grauen


Altertum in unveränderter Form auf uns überkommene Geld geschlagen hat –


alles Übrige besorgt dann die Freiheit, die natürliche Entwicklung der Volks-


wirtschaft, zu deren vollkommenen Heilung freilich noch die grosse physiokra-


tische Bodenreform gehört.


Die hier skizzierte Macht des Geldes hat Silvio Gesell in seinem Werke: „Die
neue Lehre vom Geld und Zins“ zu einer erschöpfenden, alle Erscheinungen 


des Kapitals restlos erklärenden Theorie des Zinses und des Papiergeldes, wie


auch der Wirtschaftskrisen ausgearbeitet, eine Theorie, zu der nur ein Autodidakt


gelangen konnte, da zu ihr vollkommen neue Wege gehauen werden mussten.


Kein Atom der Schulwissenschaft konnte bei dieser bahnbrechenden Arbeit 


verwendet werden. Zur Kennzeichnung dieser bahnbrechenden Arbeit sei hier


nur die Tatsache erwähnt, dass Gesell in seinem Werke nirgendwo mit dem


Gegenstand der berüchtigten Wertlehre in Berührung kommt, von der die


Schulwissenschaft behauptet, sie sei zwar das Fundament der n. ö.


Wissenschaft, doch sei in ihr noch alles streitig, von den Benennungen ange-


fangen.


Die Lehre Gesell’s hat aber nicht nur für die Erkenntnis der Ursachen unserer


wirt-    wirtschaftlichen
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schaftlichen Zustände Bedeutung, sondern greift unmittelbar in das Leben, in die


Politik ein, insofern als sie in der physiokratischen Geldreform uns den Weg


zeigt, der zur Überwindung des Kapitalismus einzuschlagen ist.


Geld oder Krieg.


Auf unserem physiokratischen Gelde sind die wohlgelungenen Bildnisse der


beiden ältesten der Physiokraten: Lykurg und Pythagoras, zu sehen, darunter der


Mahnspruch des letzteren: „Ehret Lykurg, er ächtete das Gold und Silber (d.h.


das aus diesen Metallen hergestellte Geld), die Ursache aller sozialen Übel“.


Manchem, ja wohl der großen Masse, erscheint dieser Ausspruch des griechi-


schen Philosophen als eine Übertreibung, wie auch unsere Behauptung, wonach


die antiken Staaten mit ihrer Kultur an den Mängeln ihres Geldwesens zu


Grunde gegangen sind, bei derselben Masse nur Kopfschütteln auslöst. Ist doch


nach allgemeiner Ansicht Gold und Geld ein und dasselbe, und faßt man dem-


nach unsere Behauptung so auf, daß das römische Weltreich untergegangen sei,


weil es an Gold für Juweliere fehlte. Nur wenige haben eben einen klaren Begriff


von der Bedeutung, die dem Gelde als Träger der Arbeitsteilung für die


Entwicklung der Menschheit zuzumessen ist. Wer das Geld mit Atlas, dem


Träger des Himmelsgewölbes, vergleicht, steht der Wahrheit entschieden näher,


als die Vertreter der noch herrschenden Theorie, die aus der Mark deutscher


Reichswährung nichts als den Rohstoff der Juwelierindustrie macht. Daß die


Arbeitsteilung die Mutter aller Kultur ist, das geben sie wohl zu; daß aber die-


selbe Arbeitsteilung mit dem Geldwesen zu einem unteilbaren Ganzen verknüpft


ist, erkennen nur die Physiokraten, denn sie sind die einzigen, die aus dieser


Erkenntnis auch die Folgerungen ziehen. Darum auch lächelt man zu unserer


Behauptung, wir übernähmen es, unsere sozialen und Wirtschaftlichen Zustände


von Grund aus durch eine Reform des Geldes umzugestalten; darum hält man


es noch für Wahnwitz, wenn 
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wir mit ernsthafter Miene die Behauptung aufstellen, das mächtige römische


Weltreich wäre nicht durch die Barbaren, durch die Sklaverei, das Heidentum,


den Großgrundbesitz, die Unzucht, die Malaria usw. zu Grunde gerichtet worden,


sondern durch organische Fehler seines Geldwesens. Dieselben, die behaupten,


daß mit der Erschöpfung unserer Kohlengruben auch unsere Kultur zusammen-


stürzt, können dem Gedanken nicht Raum geben, daß die Erschöpfung der 


spanischen Silberminen (die den Rohstoff zu dem römischen Gelde lieferten),


wirklich die Ursache des Zerfalls des Römerreiches hätte sein können. Und


doch, was ist die Steinkohle verglichen mit dem Geld? Wer braucht denn über-


haupt noch Steinkohle, wenn die Arbeitsteilung wegen Mängel in unserem


Geldwesen aufgegeben werden muß? Wenn man von den Erfindungen spricht,


die unsere heutige Kultur kennzeichnen, so wird zu oberst wohl die Erfindung 


der Lokomotive erwähnt, die zusammen mit der Erfindung des Schienengeleises


die Eisenbahn lieferte. Nun gut, das, was die Schiene für die Lokomotive, das


bedeutet das Geld für die Arbeitsteilung.


Die Lokomotive geht so weit, wie das Geleise reicht; eine Unterbrechung des


Geleises ist für die Lokomotive ein unüberwindliches Hindernis; die geringste


Erweiterung oder Einengung im Geleise wirft Lokomotive, Wagen und Reisende


die Böschung hinab. Genau so ist es aber auch mit der Arbeitsteilung und dem


Geld. Die Arbeitsteilung reicht nur so weit (vom Tauschhandel abgesehen) wie


das Geld reicht; jede Unterbrechung im Umlauf des Geldes überträgt sich 


unmittelbar auf die Arbeitsteilung, und jede Erweiterung oder Einengung des


Geldumlaufes (Hochkonjunktur und Krise) führt zur Entgleisung unzähliger


Industrie- und Handelsbetriebe. Wie man die Lokomotive nicht vom Geleise, 


so kann man auch die Arbeitsteilung nicht vom Gelde trennen. Die gleiche


Bedeutung. die das Ganze für uns hat, hat auch jeder Teil für sich. Darum 


wiederholen wir es mit Nachdruck: Es ist unnütz, für den Untergang des


Römerreiches andere Gründe zu suchen, da das Aufgeben der 
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Arbeitsteilung als unausbleibliche Folge der dem römischen Gelde anhaftenden


Mängel an und für sich ja vollkommen ausreicht, um den Untergang irgendeiner


Kultur zu erklären. Die anderen genannten Erklärungen für den Untergang


Römerreiches mögen vorübergehende Erscheinungen, wie: die Zerstörung ein-


zelner Städte, Bürgerkriege, den Untergang einer Staatsform, überhaupt der


Formen erklären, aber nicht den endgültigen Untergang einer ganzen Welt mit


seiner hochentwickelten Kultur, mit seinen Industrien, seinen Handelsflotten, 


seiner Arbeitsteilung usw. Sonst heißt es doch, daß der Phönix aus seiner eige-


nen Asche emporsteigt, daß aus den Ruinen das neue Leben am kräftigsten


emporschießt; aber die Ruinen und die Asche deckten den römischen Phönix


1 1/2 Jahrtausende, und zwar genau bis zu der Stunde wo die europäischen


Münzstätten mit dem aus dem entdeckten Amerika zuströmenden Geldstoff ihre


Tätigkeit wieder aufnehmen konnten. Das Mittelalter, die kulturelle Eiszeit


schließt nicht ab mit der Entdeckung Amerikas, denn als Land hatte Amerika


damals für Europa nicht mehr Bedeutung als Afrika, Indien usw., sondern mit der


Wiederaufnahme der Arbeitsteilung, die das Geld gestattete, das aus dem ameri-


kanische Silber geprägt wurde. Ohne diesen amerikanischen Geldstoff, ohne den


Raubmörder Pizarro, der Montezumas Schatzkammer plünderte und den Plunder


nach Europa sandte, hätten wir auch nach der Entdeckung Amerikas die


Geldwirtschaft und die davon abhängige Arbeitsteilung nicht wieder aufnehmen


können, und Dornröschen schliefe heute noch in der Hut der Barbaren.


Wir bleiben also bei unserer Behauptung, daß das Römerreich mit all  seinen


vielversprechende Kulturansätzen an organischen Fehlern seines  Geldwesen zu


Grunde ging und fügen hinzu, daß auch unsere Kultur diesen  Verlauf nehmen


wird, wenn es uns nicht gelingt, die Fehler, die diesem Geld  anhaften, zu be-


seitigen. Solange wir den oben angeführten Ausspruch des griechischen


Philosophen nicht als das anerkennen, was er tatsächlich ist, nämlich als das


Produkt einer tief-    tiefgreifendes
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greifenden Beobachtung, eines klaren Geistes; solange wir dazu nur lächeln, wie


etwa nur Diogenes mit vollem Recht dazu lächeln konnte, besteht die dringende


Gefahr, daß die „sozialen Übel“ sich in eine soziale Katastrophe verwandeln 


werden, die leicht noch einmal mit unserer Kultur tabula rasa machen könnte.


Der Kapitalismus, der mit unserem, aus dem Altertum in unveränderter Form auf


uns überkommenen Geldwesen untrennbar verbunden ist, muß unbedingt über-


wunden werden, und zwar ohne Kommunismus, auf freiheitliche Weise, wenn wir


die drohende Gefahr beschwören wollen. Dabei gibt uns die Geschichte keinen


Anlaß zur Hoffnung, daß wir in letzter Stunde, wenn der Bürgerkrieg tobt und


hungrige Banden raubend durchs Land ziehen, die Ursache des Verfalls er-


kennen und entsprechende Maßregeln ergreifen werden. Wenn der Generalstreik


erklärt wird mit seinen unausbleibliche Folgen, so gibt eben der Generalstreik die


Erklärung für den Niedergang, und man sucht nicht weiter mehr nach anderen


Ursachen. Zumal, wenn dann die Gewalt etwa in die  Hände der


Sozialdemokraten fallen sollte; denn diese haben ja für den Kapitalismus eine


eigene Theorie, und am Geldwesen, so wie es ist, haben ihre besten Forscher


noch nie das Geringste auszusetzen gefunden. Sie erklären es für etwas kost-


spielig, sonst aber für vollkommen. Es bietet nach ihrer Ansicht alles, was vom


Geld überhaupt erwartet werden kann. Es ist also gar nicht daran zu denken,


daß die Fehler unseres Geldes noch rechtzeitig in letzter Stunde entdeckt wer-


den. Auch wäre mit der Entdeckung durch einzelne Personen noch gar nichts


erreicht, falls das „souveräne Volk“ sich aus Kurzsichtigkeit oder Trägheit solcher


Erkenntnis etwa verschließen würde. Wenn Lykurg das Volk von der


Schädlichkeit der Metallwährung auf theoretischem Wege erst hätte überzeugen


müssen, um das Geld ächten zu können, ob ihm das auch gelungen wäre? So


besteht also tatsächlich die Gefahr, daß dasselbe Geld, das die Arbeitsteilung


entwickelte und uns dadurch aus der Barbarei heraushob, uns durch die ihm


anhaftenden Fehler 
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mit blutigen Köpfen wieder in die Barbarei zurückstoßen wird. Das herkömmliche


Geld kann mit einer schadhaften Leiter verglichen werden: je höher wir steigen,


um so tiefer stürzen wir, wenn sie bricht. Und sie wird brechen. Unser Geld


bedingt den Kapitalismus, den Zins, die Massenarmut, die Revolte und schließ-


lich den Bürgerkrieg, der erfahrungsgemäß mit unheimlicher Schnelligkeit zur


Barbarei zurückführt. Und für Barbaren gibt es kein anderes Mittel, die


Bevölkerung auf der Höhe der Subsistenzmittel zu erhalten, als den Krieg, den


Massenmord. Entweder Arbeitsteilung und ein diese sicherndes Geldwesen, als


Träger einer aufwärtsstrebenden Kultur, die die Subsistenzmittel der Bevölkerung


anzupassen weiß, oder aber umgekehrt die gewaltsame Anpassung der


Bevölkerung an die natürlich gegebenen Subsistenzmittel durch den Krieg, das


gegenseitige Totschlagen der Überzähligen. 


Und da nun einmal das herkömmliche Geld erkenntnis- und erfahrungsmäßig


die Arbeitsteilung nicht mit der für die ruhige Kulturentwicklung absolut nötigen


Regelmäßigkeit zu unterhalten weiß, so müssen wir, so lange wir uns nicht von


der Goldwährung befreit haben, auch mit dem „Krieg“ als gesetzmäßig ein-


tretende Folgeerscheinung abfinden und uns darauf vorbereiten. Ohne die


Arbeitsteilung können in Deutschland keine 5 Millionen Menschen leben. Wir


müssen uns also aus Hunger gegenseitig totschlagen, bis unsere Zahl auf jene


Ziffer zurückgebracht ist, - wenn wir unsere Produkte nicht tauschen können; und


ob wir das tun können, das hängt von ganz bestimmten Voraussetzungen ab, die


im Geldwesen erfüllt sein müssen. Wetzen wir also die Messer, für den Fall daß


diese Voraussetzungen in Zukunft nicht zutreffen sollten. 


Wer es aber vorzieht, seinen eigenen Kopf etwas anzustrengen, statt fremde


Köpfe einzuschlagen, der studiere das Geldwesen, der trachte danach, die


„unbegrenzten Möglichkeiten“, die in der Arbeitsteilung liegen, dadurch der


Menschheit und der Friedensidee dienstbar zu machen, daß er für diese


Arbeitsteilung ein zweckentsprechendes Geldwesen schafft. So lange wir 
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die Arbeitsteilung aufrechterhalten und entwickeln, brauchen wir nicht zu fürch-


ten, daß die Lebensmittel mangeln werden, und demgemäß sind dann auch die


Kriege überflüssig als Regulator zwischen der Bevölkerung und ihren


Lebensmitteln.


Bekannt ist, daß bei allen Naturvölkern die Zahl der Menschen der Zahl der


Hirsche, Kokosnüsse, Rinder usw. entspricht; je mehr Rinder, um so mehr Kinder


bei den Kaffern. Dasselbe Verhältnis finden wir bei den Kulturvölkern zwischen


der Volkszahl und der Entwicklung der Arbeitsteilung. Da nun die Arbeitsteilung


an der Entwicklung des Geldwesens unübersteigliche Grenzen findet, so besteht


tatsächlich heute zwischen unserem Volke und dem Geldwesen dasselbe


Verhältnis, wie zwischen den Kaffern und ihren Rindern. Bedeutet die Rinderpest


eine Dezimierung der Kaffern, so bedeutet eine Geldpest (Störung des


Geldumlaufes) eine ebensolche Dezimierung unseres Volkes.


Der neue Bankerott der Reichswährung.


Der Jahresbericht des Schatzsekretärs der Vereinigten Staaten von


Nordamerika fordert dringend eine radikale Reform des unverständigen und


unwissenschaftlichen Bank- und Währungssystems und weist den Kongreß 


darauf hin, daß die Bundesregierung, so lange das jetzige System besteht, für


alle Finanzpaniken und die diesen folgenden wirtschaftlichen und sozialen


Katastrophen allein verantwortlich sein werde.


Wir vermissen diese offene und ehrliche Sprache in den Berichten unserer


Reichsbank. Das Direktorium dieses Institutes weiß sicherlich so gut wie der


Schatzsekretär der V.St., daß unser Bank- und Währungswesen unwissenschaft-


lich und unverständig ist, daß für alle Finanzpaniken und die ihnen folgenden


wirtschaftlichen und sozialen Katastrophen niemand anders verantwortlich ist, 


als unser Geldwesen, und daß die Reichsbank mit ihren Vollmachten die Auf-


Aufgabe
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gabe, die sie übernommen, überhaupt nicht erfüllen kann. Sie weiß, wie die


Sparkassen gestürmt werden; sie weiß, wie bei jedem Alarm der Bürger sich auf


das bare Geld, als dem allein sicheren Anker, stürzt, wie alle nur verkaufen (reali-


sieren nennt man das!), niemand kaufen will, wie daraus die Panik entsteht. Sie


weiß, welche Beklemmung allein das Wort „finanzielle Kriegsbereitschaft“ verur-


sacht. Sie kennt ihre Ohnmacht genau so gut, wie der Schatzsekretär der V.St.


die seinige kennt, aber sie hat den Mut nicht, diese Ohnmacht zu bekennen – die


Herren fürchten wohl, ihr armseliges, verantwortungsloses kleines Amt zu verlie-


ren, wenn sie öffentlich erklären: „Wir sind am Ende unseres Lateins!“ Eine ganz


unnötige Furcht, da ja doch kein vernünftiger Mensch behaupten wird, er könne


unter Aufrechterhaltung der Goldwährung und der Bankgesetze die deutschen


Geldverhältnisse in irgendeiner Beziehung wesentlich bessern. Der Fehler liegt


hier nicht in der Bankverwaltung, sondern direkt in organischen Fehlern unseres


Geldwesens. Also, meine Herren, nur Mut! Heraus mit den freimütigen, offenen,


ehrlichen Bekenntnis, daß sie vor dem Berge stehen, daß sie für alle Dinge, die


da kommen mögen, die Verantwortung ablehnen. Die Erkenntnis bricht sich


Bahn, daß das heutige Geldwesen der große wirtschaftliche und soziale


Störenfried ist, und mit dieser Heimlichtuerei machen sie sich und die ganze


Nation einfach lächerlich. Von der Währung verlangt der Bürger vor allen Dingen


feste Preise. Die Teuerung ist der Beweis, daß unsere Währung diesem


Verlangen nicht genügt. Um 50% sind die Preise im Durchschnitt seit 20 Jahren


gestiegen! 


Von der Währung verlangt der Bürger regelmäßigen Absatz der Waren, eine


Sicherung gegen Krisen, gegen gewaltsame, plötzliche Erhöhung der Zinssätze;


und die Börsenpanik, der Sturm auf die Sparkassen, die brutale Erhöhung des


Bankdiskontes sind da zum Beweis, daß unsere Währung auch diesen beschei-


denen Ansprüchen nicht genügt.


Also meine Herren von der Direktion der 
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Reichsbank: Erklären Sie offiziell den Schluß der Komödie der Hundskomödie!


Machen sie sich keine Sorgen um die Fortführung Ihrer Geschäfte! Wir, die


Physiokraten, haben schon den Invalidenfeldwebel entdeckt, der für ein Gehalt


von 2000 Mark im Jahre sich bereit erklärt hat, das Deutsche Reich mit Hilfe des


Reformgeldes derart haarscharf mit dem täglich benötigtem Gelde zu versehen,


daß die Warenpreise fest bleiben, daß trotz Kriegslärm die Kurse der


Börsenpapiere sich nicht rühren werden.


Der invalide Feldwebel wartet darauf, in sein Amt zu treten; er wartet auf den


kollektiven Rücktritt des Reichsbankdirektoriums. Also meine Herren, machen


Sie Platz! Sie stehen ihm, stehen uns, stehen dem deutschen Handel, der sozia-


len Entwicklung, der Entfaltung des gesunden Menschenverstandes im Wege!


Also nochmals: Erklären Sie freimütig, wie der Schatzsekretär der V.St., Ihren


Bankerott und überlassen Sie Ihre Geschäfte den Physiokraten, die dem deut-


schen Volk zeigen werden, was das Geld ist, sein soll und sein kann!


Leitende Grundsätze 


für die Behandlung des Geldes 


als Öffentliche Verkehrseinrichtung.


1. Das Geld ist als staatliche Verkehrseinrichtung zu betrachten und hat den


einzigen Zweck, den Austausch der Arbeitsprodukte zu vermitteln.


2. Jede andere Verwendung des Geldes, z.B. als Sparmittel, als Reserven, als


Spekulationskapital, als Kriegsfond (Juliusturm), zu Wetten und zum Glücksspiel


darf nur geduldet werden, sofern solche Verwendung dem Austausch der


Produkte nicht hinderlich ist und der Geldverwaltung daraus keine


Schwierigkeiten bei 
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der Hut der ihr anvertrauten Interessen erwachsen.


3. Das Geld soll als die weitaus wichtigste aller staatlichen Einrichtungen ange-


sehen werden, als die Wiege der Kultur, als die Grundlage der staatlichen Kraft,


als die Voraussetzung der Arbeitsteilung, des Warenaustausch, einer gesunden


Entwicklung von Industrie und Handel.


4. Private Wünsche und Interessen dürfen in der Geldverwaltung nicht berück-


sichtigt werden.


5. Das Geld wurde ursprünglich eingeführt, um den Tauschhandel zu ersetzen;


es sollte den Austausch der Waren bequemer machen, ihn sichern, beschleuni-


gen und dadurch verbilligen.


6. Die Qualität des Geldes kann daher nur allein vom Standpunkte der


Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit des Warenaustausches beurteilt werden.


Es gibt für die Qualität des Geldes keinen anderen Maßstab.


7. Je schneller, sicherer und regelmäßiger der Warenaustausch ist, um so


geringer sind die Handelsspesen, die auf den Waren lasten. Demgemäß ist die


Höhe der durchschnittlichen Handelsspesen das Normalmaß für die qualitative


Beurteilung des Geldes als Tauschmittel.


8. Alles andere - Stoff, Farbe, Gewicht des Geldes - kann nur solange berück-


sichtigt werden, als der Austausch der Produkte nicht darunter leidet.


9. Um den Austausch der Produkte


schnell, sicher und billig
bewerkstelligen zu könne, muß das Geld unter allen denkbaren Verhältnissen


währen, d.h. der allgemeine Preisstand der Waren muß über Ort und Zeit hin-


weg, im Kriege wie im Frieden, in guten wie in schlechten Zeiten, fest bleiben. 


Es dürfen weder Zeiten allgemeiner Teuerung, noch allgemeiner Verbilligung 


eintreten.


10. Auch aus Rücksicht auf die gewaltigen gegensätzlichen Interessen, die die


Gläubiger und Schuldner trennen, muß das Geld unbedingt in obigen Sinne 


währen. [Durch die unter der Herrschaft der Goldwährung eingetretene Teuerung haben allein die


Besitzer von Pfandbriefen, Obligationen, Konsols in Deutschland nachweisbar 29 Milliarden Mark 


verloren in 20 Jahren.]


11. Jede Änderung im allgemeinen Preisstande der Waren muß, sofern der Staat


sie ver-   verhindern
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hindern kann, als Handlung, als staatliche Handlung betrachtet und aus


Rücksicht auf die unter 10 verzeichneten Interessen als parteiisch verurteilt 


werden.


12. Der Staat kann aber solche Preisveränderungen nur mit dem physiokra-


tischen Reformgelde verhüten, weil nur dieses Geld die Eigenschaft hat, völlig


unabhängig vom Willen seiner Besitzer, unabhängig von Börsenstimmungen,


Paniken, vom Zinsfuß, von politischen Verhältnissen, von Krieg und Frieden,


Nachfrage nach Waren zu erzeugen, und weil darum auch nur mit diesem Geld


durch Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufes ein dauernder


Ausgleich zwischen Nachfrage und Angebot sich erreichen bezw. erzwingen läßt.


13. Als Maß für die Feststellung von Währungsänderungen im Sinne von Satz


9 gilt der von einer möglichst großen Anzahl von Warenpreisen (deren gegen-


seitige Bedeutung zahlenmäßig ermittelt wird) gewonnene Durchschnitt.


(Näheres in: „Neue Lehre vom Geld und Zins“).


14. Um das Geld nach den unter 12 angegebenen Grundsätzen mit unmittel-


barem Erfolge verwalten zu können, darf es in Privathäusern überhaupt keine


Geldreserven geben, damit, wenn der Staat einen Geldüberschuß feststellt und


diesen einzieht, nun nicht aus Privatreserven Geld dem Markte zuströmt,


wodurch der Erfolg der Verwaltungsmaßnahmen des Staates verzögert würde.


Aus dem selben Grunde dürfen sich auch keine Privatreserven bilden können,


damit, wenn der Staat einem nach Satz 13 festgestellten Geldmangel durch


Ausgabe neuer Geldmassen abhelfen will, diese Geldmassen nicht von


Privatreservekassen aufgenommen werden und ihre Wirkung auf die Preise 


verfehlen.


15. Die gesamte ausgegebene Geldmasse muß überhaupt in ununterbrochener


Bewegung (Angebot) bleiben. Kein Privatmann soll auf diese Masse einen


Einfluß ausüben können. Von der 
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höheren Warte des allgemeinen Wohles soll der Staat ganz allein darüber


bestimmen könne, wie viel Geld angeboten werden soll. Der Privatmann soll sich


überhaupt bewußt werden, daß das Geld in seiner Hand einen öffentlichen,


volkswirtschaftlichen, staatlichen Zweck zu erfüllen hat, damit er seine Produkte


gegen die Produkte anderer Staatsbürger tauschen kann. Mehr soll er von Geld


nicht erwarten. 


16. Wer das Geld als Schatzbildungsmittel behandelt, es also festhält, oder in


Zeiten allgemeiner Beunruhigung oder zurückgehenden Zinsfußes von der


Sparkasse abhebt, um es zu Hause aufzubewahren, es also dem Verkehr, seiner


Bestimmung entzieht, muß wissen, daß solches Geldsparen in seiner unmittel-


baren Wirkung einer Zurückweisung der Arbeitsprodukte der Mitbürger gleich-


kommt. Weil er das Geld festhält, und so lange er es tut, muß ein anderer auf


den Absatz seiner Produkte warten. So lange aber dieser andere seine Produkte


nicht absetzt, kann er nun seinerseits auch die Produkte des Schatzbildners nicht


kaufen. Und wie sollen die beiden schließlich sparen, in diesem Falle also zu


einem Geldschatz kommen, wenn sie durch solche törichte Behandlung des


Geldes gegenseitig den Absatz ihrer Produkte unmöglich machen??


17. Allgemeine Behandlung des Geldes als Schatz (Kriegsschatz im Juliusturm),


wie auch schon jede Verzögerung im Geldumlauf bedingt somit auch allgemeine


Arbeitslosigkeit. Es geht dies aus folgendem Beispiel klar hervor: A., B., C., usw.


produzieren je 100 (Liter, Stück, Faß etc.) und suchen sich diese Waren gegen-


seitig gegen Geld zu verkaufen. Jeder hat die Absicht, 100 zu verkaufen, aber


nur etwa 50 zu kaufen, um den erwarteten Geldüberschuß einem Schatz einzu-


verleiben. Wie könnten unter solchen Verhältnissen alle ihre Produkte (also je


100 Stück Faß usw.) verkaufen? Wenn sie aber nicht verkaufen, wie können sie


da sparen? Und warum sollten sie schließlich 100 erzeugen, wenn sie ja doch


nur 50 verkaufen werden? So führt also die Unsitte, das Geld als


Schatzbildungsmittel zu betrachten, gesetzmäßig dahin, daß nur soviel Waren


erzeugt 
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und verkauft werden können, wie die Schatzbildner unmittelbar für ihre persön-


lichen Bedürfnisse brauchen, daß also die Volksmassen überhaupt niemals zu


einem Schatz gelangen können. Allgemeine Armut wird die gesetzmäßig ein-


tretende Begleiterscheinung solchen Geldsparens.


18. Um also den Volksmassen Gelegenheit zu verschaffen, zu sparen, d. h.


Eigentum zu erwerben, muß die heutige Verbindung zwischen Geld als


Tauschmittel und Geld als Schatzbildungsmittel zerhauen werden und jeder 


veranlaßt bezw. gezwungen werden, das Geld nur seinem Zwecke entsprechend


als Tauschmittel zu benutzen.


19. Wer Ware verkauft hat, muß gehalten werden, möglichst umgehend das für


seine Waren erhaltene Geld (Tauschmittel) für den Kauf anderer Produkte zu


verwenden Wer das versäumt, wer seine Mitbürger auf dem Markte warten läßt


muß für den Schaden, den damit anrichtet, bestraft werden, und zwar im ge-


nauen Verhältnis zur Masse des Geldes in seinem Besitze und zur Zeit, die er


die anderen warten läßt. (Den Vollzug dieser Strafe bewerkstelligt das physiokra-


tische Geld mit idealer Gewissenhaftigkeit und Einfachheit.)


20. Wer Ware verkauft hat oder sonstwie in den Besitz von Geld gelangt ist, 


persönlich aber keine Ware braucht, der soll das Geld an andere verleihen, die


jetzt Waren brauchen können, aber kein Geld haben, sie zu bezahlen. Solche
Darlehen dürfen jedoch nicht abhängig von einem Zins gemacht werden, denn


der Staat hat das Geld als Tauschmittel hergestellt und verlangt, daß dieses


Geld, um diesen Zweck erfüllen zu können, unter allen Umständen und be-


dingungslos den Märkten, den Waren entgegengebracht wird. Mit den Ge-


schäften des Sparers hat die Geldverwaltung absolut nichts zu tun. Die Geld-


verwaltung gestattet die Verwendung des Geldes als Unterlage für Darlehen ja


nur unter der Voraussetzung, daß der Warenaustausch nicht darunter zu leiden
braucht. Die Bedingungen der Darlehen, der Zinsfuß, den der Darlehensgeber


dabei herausschla-
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gen kann – das sind seine Privatangelegenheiten. Der Staat kümmert sich nicht


um diese. Und wenn er sich darum kümmert, so nimmt er damit Partei für oder


gegen Schuldner und Gläubiger.


21. Wer mit den Bedingungen, unter denen das Geld ausgeliehen werden


kann, nicht einverstanden ist, der kann ja irgend etwas kaufen – die Produkte der


ganzen Welt stehen zu seiner Verfügung. Warum will er sich denn durchaus an


das Geld, das Tauschmittel klammern? Das sind seine Sorgen, Sorgen des


Sparers, die er nicht der Geldverwaltung aufbürden kann, da das Geld ja, um


seinen Zweck zu erfüllen, zirkulieren muß – „sparen“ aber im Gegensatz zur


Geldzirkulation steht.


22. Die materielle Trennung des Tauschmittels vom Sparmittel muß natürlich


aufrechterhalten werden, einerlei, ob Freunde oder Feinde an unsere Tore klop-


fen. Auch in Kriegszeiten muß gearbeitet, muß die Arbeitsteilung beibehalten


werden, muß der Tausch der Arbeitsprodukte ungestört vor sich gehen, müssen


die Einnahmequellen des Staates fließen. Auch in Kriegszeiten braucht man also


Geld, muß das Geld zirkulieren. Ja, gerade in Kriegszeiten, wenn verwüstet und


zerstört wird – muß um so eifriger – auf allen Gebieten – weiter gearbeitet wer-


den, muß das Geld zirkulieren.


23. Die heutige Sitte, bei Kriegsgerüchten das Geld festzuhalten, ist eine der


Ursachen der Wirtschaftskrisen, warum die Bürger dem Staate nicht finanziell


beispringen können.


24. Damit die Bürger die für die Kriegführung nötigen Geldmittel aufbringen


können, dürfen ihre Einnahmequellen nicht versiegen, und diese Einnahme-


quellen speist allein die Arbeit, der Absatz der Produkte, der Verkauf der


Produkte gegen Geld. Das Geld muß also auch in Kriegszeiten zirkulieren, 


wenn der Staat nicht aufs Trockene gesetzt werden soll. Statt der Zwangs-


anleihen, die, wie die Erfahrung bewiesen hat, erfolglos bleiben, muß der


Zwangsumlauf des Geldes erstrebt werden (wie er dem physiokratischen 
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Gelde anhaftet), der dem Volke Absatz für die Produkte und so auch die Mittel


für Kriegssteuern verschafft. Eine ewig sprudelnde Quelle ist immer besser als


eine Zisterne; so sind auch die sprudelnden Einnahmequellen des Staates, aus


dem durch den Zwangsumlauf des Geldes unterhaltenen Verkehr in Kriegszeiten


einem Geldschatz (Juliusturm oder Anleihen) vorzuziehen.


–


25. Das Geld ist eine staatliche Einrichtung, also an die Landesgrenzen ge-


bunden.


26. Auch für die Goldmünzen gilt dieser Satz. Und so sagt auch die Theorie


der Goldwährung: Der Weg über die Landesgrenze ist für die Goldmünze der


Weg in den Schmelztiegel. Sie verwandelt sich also in Ware.


27. Im Auslandsverkehr müssen also immer Waren mit Waren bezahlt werden.


Die Heranziehung des aus den heimischen Münzen eingeschmolzenen Goldes


(s. 26) für die Bezahlung eines Zahlungssaldos kann nur in verschwindend klei-


nem Maßstab erfolgen, da das den Geldstoff ausführende Land ja des Geldes


nicht entbehren kann (Falls es das Gold nicht durch anderes Geld ersetzt). Auch


drückt der Export des Geldes die Preise im Inlande unter das internationale


Niveau, was den Import von Waren erschwert, den Export erleichtert und


dadurch die Handelsbilanz zu Gunsten eines Goldrückflusses umstürzt.


28. Die Bedeutung der Goldwährung liegt also nicht darin, daß man den


Geldstoff für die Zahlungsbilanz derart verwenden kann, sondern ist rein regula-
torischer Natur. Durch das Einschmelzen der Münzen für die Zwecke der


Zahlungsbilanz, also durch die Verminderung des heimischen Geldumlaufes,


werden die Inlandpreise automatisch auf ihre international normale Höhe herab-


gedrückt und damit die Ursache der Passivität der Zahlungsbilanz beseitigt.


29. Aber eine solche Anpassung des Geldumlaufes braucht, um wirksam zu sein,


nicht notwendigerweise automatisch vor sich zu gehen; man kann dasselbe


Resultat durch eine zielbewußte Emissionspolitik, d. h. Geldverwaltung, er-


reichen. Und zwar auf eine viel empfind-
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lichere, schnellere, wirksamere Weise. Hier ist es nicht nötig, daß Geldüber-


schüsse durch passive Handelsbilanzen abgestoßen, Geldmangel durch aktive


Handelsbilanzen resp. durch die diesen Bilanzumsturz herbeiführenden


Preisänderungen beseitigt werden. Bei den ersten Anzeichen (Anziehen oder


Abflauen der Wechselkurse) kann man durch Ausgabe resp. durch Einzug von


Papiergeldmassen jede aktive in eine passive und jede passive in eine aktive


Zahlungsbilanz willkürlich zu jeder Zeit nach Bedarf umwerfen.


30. Daraus ergibt sich, daß für die Regulierung der Zahlungsbilanz das Gold


überflüssig ist. Will man für den Ausgleich kleiner Differenzen einen Fonds bil-


den, dann kann man mit Vorteil ausländische Wechsel und Staatspapiere dazu


verwenden – ein System, das heute schon in manchen Ländern in Anwendung
ist.


31. Ist die Papierwährung für den Inlandhandel möglich, dann ist sie es erst


recht auch für den Außenhandel – da für diesen das Geld ja gar nicht in Betracht


kommt (s. 26) und im Außenhandel Ware mit Ware bezahlt wird und nicht mit


Geld.


32. Die Möglichkeit, Geld aus Papier herstellen zu können, beruht darauf:


a) daß die Arbeitsteilung Waren (keine Gebrauchsgegenstände) erzeugt;


b) daß die Waren ihren Verfertigern unmittelbar nutzlos sind und ihnen nur 


als Tauschobjekte dienen;


c) daß der Tausch bei entwickelter Arbeitsteilung seiner ganzen Natur nach 


des Geldes nicht entraten kann;


d) daß das Geld nur als staatliches Geld denkbar ist;


e) daß, wenn der Staat kein anderes Geld als Papiergeld in Umlauf setzt, 


an seinen Kassen kein anderes als sein Papiergeld annimmt, dabei auch


dem etwa aus früheren Zeiten vorhandenen Metallgeld die Kursfähigkeit 


dadurch entzieht, daß er die Münzen vogelfrei erklärt, d. h. Gewicht und 


Feingehalt nicht mehr kontrolliert, dann die Bürger 
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durch die Natur der so geschaffenen Verhältnisse vor der Wahl stehen, 


dieses Papiergeld für den Tausch ihrer Produkte zu benutzen, oder aber 


auf das Geldwesen zu verzichten und die Arbeitsteilung aufzugeben – 


was heute einem Volksselbstmord gleichkäme;


f) daß also die Arbeitsteilung, die Grundlage unserer Existenz, dem 


Papiergelde die öffentliche Anerkennung erzwingt und alle Hindernisse 


forträumt, die ihm Privatinteressen, Vorurteile usw. in den Weg legen 


könnten; 


g) daß denen, die das Geld als Tauschmittel ihrer Produkte benutzen, der 


Stoff des Geldes vollkommen gleichgültig ist, da sie ja das Geld doch 


immer weitergeben, verkaufen.


33. Um sich als Ware zu erweisen, muß ein Gegenstand durch den Nutzen,


den er zu stiften vermag, Nachfrage erzeugen, d. h. es muß jemand da sein, der


gewillt ist, zur Erlangung dieses Gegenstandes etwas in Tausch zu geben. Dies


trifft beim Papiergeld zu, denn der Nutzen, den das Geld den Warenverfertigern


als Tauschmittel leistet, ist unbestreitbar; und da die Warenproduktion immer


Waren auf den Markt wirft, so ist auch immer jemand vorhanden, der Nachfrage


nach Tauschmitteln hält, der also zur Erlangung des Tauschmittels seine Waren


anbietet. Das Papiergeld hat also alle Eigenschaften einer Ware, und zwar in
Extrakt, in reinster Form, ohne Ballast.


34. Um das Papiergeld zu verstehen, muß man es als Tauschmittel, als ein


staatlich geschütztes, monopolisiertes und unentbehrliches Fabrikat ansehen –


nicht aber als ein Stück bedrucktes Papier.


35. Die Sicherung vor sogen. Wertschwankungen des Geldes darf niemals in


seinem Stoff gesucht werden, da es keine Ware auf Erden gibt, die in sich selber


die Gewähr dafür tragen könnte, daß ihr gegenüber sich das Verhältnis zwischen


Nachfrage und Angebot nicht verändern kann. 


36. Eine solche Gewähr kann nur von einer 
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dauernden Anpassung, also von einer Handlung ausgehen. Der Wille der


Staatsgewalt, das Geld zweckentsprechend zu verwalten, die Qualität der


Männer, in deren Händen die Staatsgewalt liegt, dabei die materielle Möglichkeit,


durch die Wahl eines geeigneten Geldstoffes (Papier) das Angebot von Geld
stets der Nach frage anpassen zu können, wenn der Wille dazu vorhanden ist,


das bildet die einzige Sicherheit, die man dem Geldbesitzer, dem Geldgläubiger,


geben kann, nicht der elende kleine Metallbestand der Reichsbank. 


37. Die eigentliche Deckung oder Sicherung des Geldes muß einerseits bei der
Nachfrage nach Geld, bei der Arbeitsteilung gesucht werden, die mit einem


unversiegbaren Strom von Waren die Nachfrage nach Geld unterhält; anderer-


seits bei dem Angebot von Geld im Sinne von Satz 36.


38. Alle Ausdrücke, die den Glauben an die Möglichkeit einer stofflichen


Selbstdeckung oder materiellen Eigensicherung des Geldes zu erwecken


bestimmt sind, wie: eigenwertig, vollwertig, unterwertig, innerer Wert,


Wertsubstanz, Stoffwert, Wertstoff, Wertbewahrer, Wertpetrefakt usw., auch im


gewissen Sinne bares Geld, im Gegensatz zum Papiergeld, und die Inschrift des


heutigen Papiergeldes: Der Staat zahlt dem Inhaber bei Vorzeigung 100 Mk.


usw., entspringen einem unklaren Begriff des Wesens der Ware, des Preises, der


Arbeitsteilung, wie auch der Rolle, die der Staat im Geldwesen spielt. Diese


Worte können wohl herangezogen werden, um mehr oder weniger dunkel ge-


lassene Phantasieerzeugnisse mit einem passenden Ausdruck an die Öffentlich-


keit zu bringen, decken aber nie etwas Reales. Der klägliche Zustand in der


„Wertlehre“ muß jedermann zu der Überzeugung bringen, der nur etwas Achtung


für die Männer hat, die sich mit dem Wertproblem befaßt haben, daß, wenn über-


haupt nur etwas Reales dagewesen wäre – dem Spürsinn dieser Männer wäre


es nicht entgangen. 


39. Mehr Sicherheiten, als die unter 36/37 verzeichneten kann es nicht geben.


Der durch-        durchschlagenden
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schlagenden Macht des Staates in der Herstellung und Verwaltung des Geldes


gegenüber ist es ganz sinnlos, dem Staate etwa durch die Wahl des Geldstoffes


– Gold, Silber – oder dadurch, daß man die Notenausgabe nicht durch das


Reich, sondern durch eine Aktiengesellschaft, wie die Deutsche Reichsbank, 


vornehmen läßt und durch ähnliche kindische Vorsichtsmaßregeln einen Riegel


vorschieben zu wollen.


40. Die Preise aller Waren, also auch die Geldes (s. Satz 33) werden durch


Nachfrage und Angebot ohne Einschränkung bestimmt.


Für den Preis des Geldes ist zu beachten, daß


a) die Nachfrage nach Geld in dem Angebot von Waren besteht. Da nun die


Waren auf Kosten ihrer Inhaber verderben, veralten und Lagerkosten verur-


sachen, so ist ihr Angebot immer gleich ihrem Vorrat. Die Nachfrage nach


Geld deckt sich also stets mit dem Vorrat an Waren derart, daß beides für


die Nachfrage nach Geld als gleichbedeutend anzusehen ist.


b) Das Angebot von Geld dagegen deckt sich durchaus nicht derart mit dem


Geldvorrat, daß man vom Geldvorrat auf das Geldangebot schließen könnte


(Kriegsschatz im Juliusturm z. B.). Da das Geld (das herkömmliche) nicht ver-


dirbt, noch veraltet und auch keine nennenswerten Lagerkosten verursacht, so


hängt sein Angebot nicht ausschließlich vom Vorrat ab, sondern auch vom Willen


seiner Besitzer. Und da die Preise durch Angebot und Nachfrage bestimmt
werden, so können die Geldbesitzer die Preise der Waren beeinflussen, indem


sie von ihrem Geldvorrat nach Belieben viel oder wenig, manchmal auch gar


nichts, dann wieder alles auf einmal anbieten – je nachdem sie à la hausse oder


à la baisse spekulieren. Und die Warenverfertiger müssen das geduldig über sich


ergehen lassen, da sie nach Satz 40 den Gegenzug durch Verschiebung des


Angebots 
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ihrer Waren nicht machen können.


41. Der Staat also verfertigt das Geld als staatliches, dem Gemeinwohl 


dienendes Tauschmittel, und die Geldbesitzer mißbrauchen das Geld als


Ausbeutungsmittel, zur Erpressung von Zins, für Wucher- und


Spekulationszwecke. 


42. Der Staat schreibt die Steuern nominell aus, und die Geldbesitzer,


Kapitalisten, Spekulanten geben selbstherrlich diesen Steuern den materiellen


Inhalt. (Satz 40.) 


43. Der Staat, das Reich, die Gemeinden und Grundbesitzer gehen in Gestalt


von Anleihen und Hypotheken Geldverpflichtungen ein im Betrage von 80 Milliar-


den Mark, und sie alle überlassen es Privatleuten, darüber zu bestimmen, wie


viel für 1 Mark deutscher Reichswährung an Waren gegeben werden muß! Denn


die Kapitalisten können ja mit dem Geld die Nachfrage nach Belieben gestalten,


und Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise. (Satz 40.)


44. Diese Macht der Geldbesitzer, Geldmacht genannt, die nur zu Handlungen


ausgenutzt werden kann, die im Gegensatz zum Geldzweck stehen, muß ge-


brochen werden.


45. Mit dem physiokratischen Papiergelde scheidet der Wille der Geldbesitzer


als Faktor im Geldangebot und demgemäß auch als Faktor der Preise vollkom-


men aus. Mit diesem Papiergelde wird das Angebot von Geld, d. h. die


Nachfrage nach Waren, immer sich scharf mit dem vom Staate allein kontrollier-


ten Geldvorrat decken; und da der Staat diesen Geldvorrat, d. h. also die allge-


meine Nachfrage nach Waren, dem Angebot von Waren anpaßt – so bleiben die


Preise im allgemeinen fest. Konjunkturschwankungen, allgemeine Preisstürze 


allgemeine Panik, allgemeine Krise, Arbeitslosigkeit sind somit undenkbar mit


dem physiokratischen Gelde.


–


Das Metallgeld, sowie auch das gewöhnliche Papiergeld widersprechen all den


hier genannten 44 Grundsätzen einer zweckentsprechenden Geldverwaltung.


Das physiokratische Papiergeld dagegen wird ihnen allen gerecht.
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Wer bezahlt die Grundsteuer?


Es war Ernst Frankfurth, der im Jahre 1907 zuerst darauf hinwies, daß für die


Beantwortung obiger Frage zunächst eine Vorfrage erledigt werden müsse, 


nämlich die: was geschieht mit den Steuererträgnissen? Er zeigte, daß es davon


abhängig sei, was der Staat mit den Steuererträgnissen anfängt, ob der


Grundbesitzer die Grundsteuer abwälzen kann oder nicht. Ja, er zeigte sogar,


daß es Fälle geben kann, wo der Grundbesitzer die Grundsteuer mit Profit auf


den Arbeitslohn, auf den Mieter abwälzen kann, wie es auch Fälle geben kann,


wo der Grundbesitzer die Steuer doppelt und dreifach zahlen muß.


Wenn z. B. der Staat die Erträgnisse der Grundsteuer dazu benutzt, um eine


Straße, einen Kanal, eine Eisenbahn zu bauen, oder einfach, um andere auf den


Grundbesitzern lastende Steuern abzulösen, so kann man ohne weiteres an-


nehmen, daß die Grundrenten nicht nur im Verhältnis, sondern oft sogar im


Mißverhältnis zu den Grundsteuern steigen werden. Wir erleben es ja übrigens


alle Tage, daß sich Terraingesellschaften gewissermaßen selber besteuern,


indem sie aus eigenen Mitteln Straßen bauen. Und die Terraingesellschaften


bauen sicher keine Straße, wenn sie nicht den regulären Unternehmergewinn


davon erwarten dürfen.


Nehmen wir den Fall an, der Staat erhöbe eine Grundsteuer, um die Mieter


und Pächter zu unterstützen, sei es in Form eines baren Zuschusses zur Miete


oder Pacht, oder aber in Form einer Steuerermäßigung, z B. Abschaffung des


Schulgeldes. Erscheint es da nicht auch wieder ohne weiteres klar, daß der


Grundbesitzer diese Vorteile, die das Wohnen auf seinem Lande bietet, für sich


in Form einer Pacht- oder Mieterhöhung wird beanspruchen können, d. h. daß er


die Grundsteuer abwälzen kann. Freilich nachweisen laßt sich das nur auf Grund


einer Lohntheorie; aber auch ohne diesen Nachweis empfindet jeder, daß es sich


tatsächlich so verhalten würde.


Aber auch die Möglichkeit, daß der Grundbesitzer die Grundsteuer doppelt
bezahlen muß, 
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wollen wir an Bespielen zeigen: Der Staat er hebt eine Grundrentensteuer zu


dem Zweck, die Auswanderung nach Südwest-Afrika dadurch zu fördern, daß er


die Überfahrt bezahlt, den Ansiedler in Afrika mit Arbeitsmitteln versieht,


Hafenanlagen, Eisenbahnen baut usw.


Daß die deutschen Grundrentner keinen Vorteil von solcher Verwendung der


Grundsteuererträgnisse haben würden und infolgedessen die Steuer auch nicht


abwälzen könnten, ist klar. Aber klar ist es auch, daß, wenn es den deutschen


Arbeitern so erleichtert wird, sich in Afrika selbstständig zu machen und zu


Eigentum zu gelangen, die Grundbesitzer auf Kosten ihrer Grundrenten einen


höheren Arbeitslohn bewilligen müßten, um die Vorteile auszugleichen, die der


Staat mit den Erträgnissen der Grundsteuer den Auswanderern bietet. Und wenn


wir weiter annehmen, daß der Staat die Grundsteuer noch einmal erhöht, um die


deutschen Einfuhrzölle auf die Produkte der afrikanischen Kolonisten abzuschaf-


fen, so wird auch diese Steuererhöhung vom Grundbesitzer in Deutschland dop-


pelt getragen werden. Erhebt nun gar der Staat eine neue Grundsteuer, um den


afrikanischen Kolonisten eine Einfuhrprämie für ihre Produkte zu bezahlen


(Dampfersubvention z B.), so wird auch diese Steuer doppelt die Grundrente tref-


fen, einmal bei der Steuererhebung, ein andermal bei den Lohnverhandlungen


mit den Arbeitern, die jetzt dem Grundbesitzer mit der Kündigung drohen, wenn


er ihnen nicht als Lohn das gewährt, was der Auswanderer in Afrika als Ansiedler


mit Hilfe dieser vielfachen staatlichen Unterstützungen verdienen kann.


Oder nehmen wir als Beispiel eine deutsche Stadt. Die Stadt erhebt nach dem


Vorschlage der Bodenreformer eine Grundsteuer und verwendet die Erträgnisse,


um Schnellbahnen nach dem Vorland der Stadt zu bauen und um die Benutzung


dieser Bahnen für die neuen Ansiedler auf diesem Vorland freizugeben. Wird da


der Grundbesitzer in der Stadt die Steuer nicht auch doppelt bezahlen müssen,


einmal an die Stadt, das andere Mal in Form einer Ermäßigung der Miete, 
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in die er einwilligen muß, um die Mieter davon abzuhalten, auf das billige und


nun auch schnell und kostenlos zu erreichende Vorland überzusiedeln? 


Ernst Frankfurth zitiert aus der „Volksstimme“ 1899, S. 396, zwei Aussprüche:


„Eine Steuer auf die Grundrente fällt ausschließlich auf die Eigentümer des


Grund und Bodens. Es gibt keinerlei Mittel und Wege, die sie in den Stand 


setzen konnten, diese Steuer auf andere abzuwälzen.“


John Stuart Mill.
–


„Jede dauernde Verbesserung am Grund und Boden, jede Eisenbahn und


jeder Weg, jede Verbesserung der allgemeinen Verhältnisse der Gesellschaft,


jede Erleichterung der Produktion, jede Anregung zur Konsumtion erhöht die


Grundrente. Der Grundeigentümer hat Glück im Schlaf.“


Prof. Thoralt Rogers.


und fügt hinzu: „Diese beiden Zitate widersprechen sich; ihre Behauptungen


sind auch nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen richtig.“


Mill sagt, daß jede Steuer, ganz unabhängig von der Steuererträgnis-


Verwendung, den Ertrag der Grundrente vermindert. Und das stimmt nicht – wie


wir oben gesehen haben.


Rogers dagegen sagt, „daß durch die Verwendung der Steuererträgnisse dem


Grundeigentum unter allen Umständen wiedergegeben wird, was ihm durch die


Steuererhebung genommen wird“. Und auch das ist, wie gesagt, nicht richtig.


Seitdem Frankfurth auf diese Widersprüche die Aufmerksamkeit der Bodenre-


former gelenkt hat, sind 5 Jahre verstrichen, und immer noch gelten sie als nicht


geklärt. Noch hat sich kein Mitglied des Bundes deutscher Bodenreformer der


doch sicher dankbaren Mühe unterzogen, die Frage der Abwälzbarkeit der


Grundsteuer aus der Welt zu schaffen. [Es wäre dies eine Weihnachtsgabe, die sich die


„Bodenreform“ zwar nicht gewünscht hat, die aber den von ihr gewünschten Gaben mit Vorteil an die


Seite gestellt werden könnte.] Frei-
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lich, die Schuld daran liegt wohl bei der Bundesleitung, die geflissentlich der


Diskussion dieser Frage aus dem Wege geht. Hat doch seinerzeit die


„Volksstimme“ Silvio Gesell’s Werk: „Die Verwirklichung des Rechtes auf den vol-


len Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform“ mit den klassischen Worten


abgetan, „von den 250 Gramm, die das Buch wiegt, entfallen nur 90 Gramm auf


die Bodenreform“. Dabei enthalten diese 90 Gr. Bodenreform in kompaktester


Form alle Richtpunkte und Materialien, die zur Aufstellung einer erschöpfenden


Grundrententheorie nötig sind. Wer die 90 Gr. Bodenreform in Gesell’s Buch in


sich aufgenommen und verarbeitet hat, ist imstande, die Frage der Abwälzbarkeit


erschöpfend zu erledigen. Gesell hat es in seinem Buche nicht getan – weil


seine Darstellung der Bodenreform mit der Grundsteuer überhaupt nicht in


Berührung kommt. Wer also sich für die Abwälzbarkeit der Grundsteuer interes-


siert, der lese Gesell’s Buch. Man begnüge sich aber nicht damit, den Teil zu


lesen, der den Titel „Bodenreform“ führt, denn das ganze Buch handelt über


Bodenreform, insofern, als die Geldreform die Wege zeigt und die Mittel liefert,


um die Bodenreform durchzuführen. Die „bodenreformerische Wahrheit“ wiegt


also in Gesell’s Buch nicht, wie Damaschke behauptet, 90 Gramm, sondern volle


250 Gramm. In Wirklichkeit wiegt diese Wahrheit noch mehr, da es sich um


Nettogewicht handelt, sie also frei ist von all dem Packpapier, womit andere


Bodenreformer ihre „Wahrheit“ einzuwickeln pflegen.


Die Bodenreformer in Frankreich.


„La Revue de l’Impot Unique“, das Organ der französischen Liga für die


Einführung der Einheitssteuer (Single Tax oder Bodenreform-Grundsteuer)


erscheint in Paris – 3 Rue de Fürstenberg – Verlag: Georges Darien. Jährlich 


Fr. 3,50 fürs Ausland.
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In Nr. 6 beschäftigt sich die Zeitschrift mit der Entvölkerung Frankreichs, die 


sie auf das Bodenmonopol zurückführt. „Gegen das greuelhafte Gesellschafts-


system, das ihm durch eine Regierung von Idioten und ruchlosen Spitzbuben


(scélérats) aufgebürdet wird, protestiert das Volk mit dem Tode. So lange hier


nichts geändert wird, werden die jungen Franzosen damit fortfahren, den 


einzigen Acker zu bebauen, für den sie jetzt eine wirkliche Vorliebe zeigen –


nämlich den Gottesacker.“ So sagt die Revue wörtlich und fährt dann fort: „Die


Preise der landwirtschaftlichen Grundstücke sind in den letzten 25 Jahren um 


ein Viertel gesunken (wohlgemerkt: nicht gestiegen, sondern gesunken). Ist der


Boden unfruchtbar geworden, hat sich das Klima geändert? Nein – die


Bevölkerung hat abgenommen. Das Volk zieht in die Stadt und von dort in die


gemeinsame Grube.“


Die Revue sagt dann weiter „Die Entvölkerung hat nur eine Ursache. Diese


Ursache ist der Pauperismus in allen Formen, und dieser Pauperismus ist 


ausschließlich dadurch bewirkt, daß der Boden von Privaten monopolisiert ist 


auf Kosten der großen Masse.“


Kürzlich wurde in Paris eine Kommission deutscher Gelehrter empfangen und


mit einer Rede begrüßt, in der gesagt wurde: „Deutschland hat der Welt die


Poesie, Frankreich hat ihr die Logik geschenkt.“ Wir möchten darum hier Herrn


G. Darien, den Herausgeber der „Revue de l’lmpôt Unique“ darauf aufmerksam


machen, daß wir an ihn als Franzosen besonders hohe Ansprüche an die Logik


seiner Ausführungen stellen und tatsächlich stellen dürfen. Seine Ausführungen


befriedigen uns aber gerade in dieser Beziehung durchaus nicht. Wenn der


Pauperismus einzig vom Privatbodenbesitz bedingt ist und die Grundrente in den


letzten 25 Jahren um ein Viertel gesunken ist, so mußte der Pauperismus in


demselben Grade abgenommen haben. Es ist das klar; denn wenn die


Grundrente statt um 25% zu fallen, um 100% gesunken wäre, dann wäre auch


nach obiger Anschauung die Ursache des Pauperismus 
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ganz verschwunden. Oder ist das ein falscher Schluß, Herr Darien? Hat die


Ausbeutung des Volkes durch das Bodenmonopol etwa noch eine andere Form,


als die Grundrente, von der die Höhe des Bodenpreises (valeur du sol rural)


bestimmt wird?


Dabei ist der Rückgang der Grundrenten, den G. Darien mit 25% angibt, mate-


riell noch bedeutend größer, da hier die sogen. Entwertung des Geldes, die all-


gemeine Preissteigerung der Waren, gar nicht mitgerechnet ist. Brauchte z. B.


ein Pächter früher, um 1000 Franken Pacht zu bezahlen, jährlich 10 Schafe von


seiner Herde abzuliefern, so braucht er jetzt, da die Grundrente um ein Viertel


gefallen ist, nur mehr 750 Franken oder 7 1/2 Schafe abzuliefern – wenn der


Preis der Schafe derselbe geblieben ist. Tatsächlich aber braucht der Pächter bei


den heutigen teuren Fleischpreisen nicht 7 1/2, sondern nur fünf Schafe um 750


Franken Pacht aufzubringen, während er vor 25 Jahren als Pacht 10 Schafe


abliefern mußte. [Darien erwähnt ausdrücklich, daß die Fruchtbarkeit die gleiche geblieben, daß


der Boden also die gleiche Anzahl Schafe aufbringt. Die Rückwirkung der Bevölkerungsabnahme auf


die Grundrente braucht hier nicht berücksichtigt zu werden, weil diese Bevölkerungsabnahme vorläu-


fig kaum 1 pro mille im Jahre ausmacht.] Das Bodenmonopol hat somit in Frankreich in


den letzten 25 Jahren um 50% an Saugkraft eingebüßt, und um diese 50% hätte


der Pauperismus abnehmen müssen. Davon ist aber nach D.’s Darstellung nichts


zu merken. – Logisch ist es also, anzunehmen, daß der Pauperismus noch


wenigstens eine andere Ursache hat, und zwar eine solche, die in demselben


Verhältnis an Ausbeutungskraft zunimmt, wie das Bodenmonopol an Kraft ein-


büßt.


Mit noch einigen Zitaten aus seiner Zeitschrift möchte ich bei dieser Gelegen-


heit an die französische Logik bei Herrn G. Darien appellieren. Derselbe sagt in


Nr. 2 (Aug. 1912), Artikel „Grundsteuern“, in einer Besprechung des Buches von


John Orr:


„Man kann leicht beweisen, daß, wenn unsere Grundbesitzer die Hälfte ihrer


Grund-     Grundrenten
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renten an Steuern bezahlen müßten, um damit die anderen Steuern zu ersetzen,


die Grundbesitzer sich mindestens so gut wie heute stehen und das Schicksal


ihrer Familien viel fester begründen würden.“


Was doch so viel heißen will, daß die Steuer mit Gewinn für den Grundbe-


sitzer abgewälzt wird. Auf wen? Nun, auf das Volk, zu dessen Gunsten die
Grundsteuer doch erhoben werden soll.


„Eine Grundsteuer,“ heißt es dann weiter in demselben Artikel, als Zitat von


Locke, „erscheint dem Grundbesitzer hart, weil es Geld ist, das direkt aus seiner


Tasche kommt. Darum wird er sich lieber durch indirekte Steuern entlasten.


Wenn er aber alles richtig bedenkt, so wird er finden, daß er diese Entlastung


sehr teuer bezahlt, denn am Ende des Jahres wird er in der Kasse weniger Geld


haben, als wenn er einfach die Grundsteuer bezahlt hätte.“


„Der Unterschied ist sogar bedeutend,“ sagt dazu Mirabeau (Zitat), „die in-


direkten Steuern (des ganzen Landes) treffen die Grundbesitzer von der Seite,


die Grundsteuer trifft sie senkrecht – also mit weniger Erhebungskosten.“


Und die Folgerungen, die hieraus gezogen werden? Die Revue nennt sie.


Sie sagt: Die Steuerfreiheit des Bodens ist die größte aller Plagen; die


Grundsteuer (Taxe unique) ist die erste aller Wohltaten!


Erkläre mir, Graf Oerindur,


Diesen Zwiespalt der Natur!


Reichs-Petroleum-Monopol.


Ich frug Herrn Müller, ob er schon vom Reichs-Petroleum-Handels- Monopol


gehört habe. Der Mann, sonst ein heller Kopf, sperrt bei meiner Frage den Mund


auf, macht ein sogen. unglaublich dummes Gesicht und fragt, ob er richtig gehört


habe – Reichs-Petroleum-Handels-Monopol?
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Ich sagte ihm, was ich davon wußte. „Ganz recht“ erwiderte Herr Müller, „aber


ich sehe den Vorteil nicht, den die Agrarier von diesem Monopol haben würden!


Und Sie sagen doch, die Regierung selbst wäre auf die Idee gekommen! Sonst


geht die Regierung doch bei allen Dingen von der Grundrente aus, als allgemei-


nem Orientierungspunkt für alles, was sie tut und läßt. Und ich sehe die Fäden


nicht, die von der deutschen Grundrente zum Reichspetrolmonopol führen. 


Übrigens,“ so fuhr er fort, „ein Petrolmonopol haben wir doch schon insofern, als


Rockefeller die Petrolproduktion so gut wie monopolisiert hat, und das Wort


„Monopol“ sagt doch, daß es keine zwei Monopole geben kann. Freilich, Sie


sagen, das Reich erstrebe das Handelsmonopol, während Rockefeller doch nur


das Produktionsmonopol habe. Aber diese Unterscheidung hat keinen vernünfti-


gen Sinn. Der Handel setzt den Wettbewerb voraus, denn ohne diesen bleibt der


Handel einfach unbegreiflich. Es gibt keinen Handel, wo der Wettbewerb fehlt.


Was will also das Reich hier mit dem Petrolhandel? Es kann doch bestenfalls


hier nur die Rolle eines angestellten Rockefellers spielen. Rockefeller diktiert den


Preis, und jedes seiner Diktate ist zugleich ein Ultimatum. „Wenn dem Reich


mein Preis nicht gefällt, so kann sich das Reich das Petrol ja anderswo holen!“


so sagt Rockefeller.“


Herr Müller fuhr fort: „Man werde sich doch einmal klar, was das Wort „Monopol“


bedeutet. Sie wissen doch, daß Deutschland der einzige Produzent von


Kalisalzen ist, und daß beabsichtigt wurde, das Reichsmonopol dieser Salze 


einzuführen. Nun denken Sie sich den Fall, daß dieses Monopol zustande


gekommen wäre, und daß die Vereinigten Staaten, die dieser Salze für ihre


Landwirtschaft nicht mehr entraten können, ihrerseits das Kali-Handelsmonopol


eingeführt hatten. Wie wäre da das Verhältnis der Ver. Staaten-Regierung zum


Deutschen Reichsmonopol? Müßten die Vereinigten Staaten nicht einfach, ohne


zu mucksen, alle Launen und Schikanen der Deutschen Reichs-Monopol-


verwaltung über sich ergehen lassen? Wäre eine solche Stellung, die der 


eines 
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Angestellten gleichkommt, nicht eines souveränen Staates einfach unwürdig?“


„Sie geben das zu,“ sagte Herr Müller. „Sehen Sie aber nicht, daß die Stellung


des Deutschen Reichsmonopols dem privaten Monopolbesitzer, Rockefeller,


gegenüber noch viel unwürdiger ist? Rockefeller, dem es nicht so sehr auf das


Geld, als auf die Macht ankommt, wird sicherlich einen Heidenspaß haben, dem


Deutschen Reich seine Macht fühlen zu lassen, den 7 Millionen deutschen


Soldaten den Petroleumkrieg zu erklären. Das Reich setzt sich da allerlei


Demütigungen aus. Durch das in Rede stehende Monopol werden die gegen-


sätzlichen Interessen, die Produzenten und Konsumenten immer voneinander


trennen, unter Ausschaltung jeden ausgleichenden Wettbewerbs, auf zwei


Souveräne konzentriert – Rockefeller und Kaiser Wilhelm – und der mächtigere


von beiden ist hier entschieden Rockefeller. Auf ein Zeichen von ihm stehen die


Ölpumpen morgen still, und dann erlöschen im Deutschen Reich die


Petrollampen, stehen alle Petrolmotore, fährt schließlich kein Auto mehr. Soll sich


dann der Kaiser würdelos dem Petrolkönig ergeben? Sollen wir die Königin Luise


wieder einmal dem Vaterland opfern; soll sie sich vor dem Ölnapoleon demüti-


gen? Also, man lasse die Hände von dieser Sache; hier, am Petroleum, kann


sich das Reich nur verbrennen. Wenn es aber absolut nötig ist, daß etwas


geschehe, so überlege man, ob man Rockefeller das Petroleummonopol nicht


einfach abkaufen kann. Wenn er kein bares Geld braucht, so forsche man


danach, ob er nicht mit Ehrentiteln oder durch Machtbefugnisse abzufinden wäre.


Sind es Ehrentitel, wonach Rockefeller strebt, so kann man ihm diese gerne


geben, denn er ist ein bedeutender Mensch, ein Herrscher; strebt R. aber nach


Macht, so überlege man, ob man ihm nicht als Gegenleistung für die Über-


lassung von Petrolquellen das Kali-Handelsmonopol für die Vereinigten Staaten


übertragen könnte. Es ist das ein Trumpf, mit dem der Kaiser im Gefühl vollster


Ebenbürtigkeit mit Rockefeller unterhandeln könnte, bei dem die Möglichkeit 
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einer Demütigung von vornherein ausgeschlossen ist. Und wenn wir in unseren


Schätzen etwas herumkramen, finden wir vielleicht noch manches andere, was


Rockefeller als Entgelt für sein Petrolmonopol annehmen würde.“ [Ein Spottvogel


schlug hier vor, Rockefeller die Alleinvertretung der deutschen „Werttheorien“ für das Gebiet der


Vereinigten Staaten anzutragen.]


„Das alles ist ganz interessant, Herr Müller,“ sagte ich nun, „doch scheint mir, als


ob Sie den eigentlichen Zweck des Reichs-Petrol-Handels-Monopols nicht


erkannt haben. Man sagt, daß Rockefeller bei der Festsetzung der Preise nur


nach dem einen Gesichtspunkt handelt: einen möglichst hohen, absoluten


Gewinn zu erzielen. Setzt Rockefeller den Preis herauf, so geht der Absatz


zurück, und was er am erhöhten Preis gewinnt, das verliert er an der Abnahme


im Absatz. Er hat den Petrolhandel in Deutschland nur darum monopolisiert, um


die Handelsspesen zu ermäßigen und um dadurch den Preis des Petroleums um


den Betrag dieser Ersparnisse erhöhen zu können, nicht aber um durch dieses


Handelsmonopol seine Stellung noch besonders zu stärken. Die Macht seiner


Stellung ist schon absolut begrenzt durch das Produktionsmonopol, das alle


anderen Nebenmonopole ja von vornherein einschließt. Indem Rockefeller auch


das Handelsmonopol einführte, gab er zu, daß der Detailpreis ohne Schaden für


den Absatz und den Gesamtgewinn überhaupt nicht mehr zu erhöhen war –


denn sonst hätte er das auch ohne Handelsmonopol getan. Und hier, an diesem


Punkte in der Gedankenkette, ist es, wo das Reichspetrolhandelsmonopol ein-


greifen soll. Man sagt sich: Wenn der Preis des Petrols ohne direkte Beein-


trächtigung des Absatzes und des Gesamtgewinnes nicht erhöht werden kann so


braucht das Reich den Preis des Petrols nur künstlich durch das Monopol zu


erhöhen, um eine Absatzverminderung zu erzielen und um Rockefeller zu ver-


anlassen, mit dem Reichs-Petrol-Handels-Monopol in Unterhandlungen zu treten


behufs Aufrechterhaltung des heutigen Petrolkonsums. Und bei diesen


Verhandlungen könnte das Reich auf 
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den Preis drücken.“


„Also im Grunde eine neue Anwendung der Theorie, wonach das Ausland den


Zoll bezahlt,“ sagte Herr Müller. „Etwas Wahres ist ja dran, wenigstens in diesem


Falle. Aber warum sucht man denn diesen Zweck des Reichs-Petrolmonopols


nicht einfach durch einen Petrolzoll zu erreichen? Wir erhöhen den Preis durch


einen Zoll von 5 oder 10 Pfg., schränken dadurch den Konsum ein und bewirken,


daß Rockefeller, um den Absatz zu fordern, seinerseits den Preis um den Betrag


des Zolles ermäßigt, den Zoll also wirklich aus seiner Tasche bezahlt. Aber da


wird mir ja die Sache auf einmal klar, da finde ich die Fäden wieder, die mich in


meinen politischen Betrachtungen leiten“ – hier klärte sich Herrn Müllers Gesicht


völlig auf– „jetzt kommen wir ja auf Umwegen auf den Vater aller Staatsge-


danken, auf die agrarische Unterlage des Reichs-Petrolmonopols. Die Agrarier


möchten einen besseren Preis für den Brennspiritus, können ihn aber nicht 


erzielen, weil das Petrol konkurriert. Ein Petrolzoll wäre aus den hier angege-


benen Gründen unwirksam für die Erhöhung des Preises (weil Rockefeller den


Preis um den Betrag des Zolles ermäßigen würde); außerdem erscheint es rat-


sam aus politischen Gründen, den agrarischen Zweck der Sache zu vertuschen.


Die Sache muß also anders angefaßt werden. Man führt das Petrolmonopol ein


und rechnet dabei von vornherein auf den Petrolkrieg mit Rockefeller. Die Würde


des Reiches dient als Entschuldigung. Es heißt dann, Rockefeller habe solche


demütigenden Bedingungen gestellt, daß ihre Annahme das Ansehen des


Reiches schwer geschädigt hätte. Man habe es darauf ankommen lassen müs-


sen, und jetzt hätten wir den (ersehnten) Petrolkrieg, mit dem wir uns nun abzu-


finden hatten. Was wäre zu tun, als das Petrol durch Kartoffelsprit zu ersetzen.


Und dann erscheint als Retterin in der Not die berühmte Lüneburger Heide auf


dem Plan. Diese Heide wartet ja nur darauf – so wird man sagen – daß der


Spritpreis hoch genug gestiegen sei, um Deutschland mit Petrolersatz zu ver-


sorgen. Die Lüneburger Heide, die uns 
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bei Gelegenheit der Getreidezölle schon einmal mit ganzen Bergen von Brot und


auch jetzt wieder mit unübersehbaren Viehherden versehen sollte, sei eigentlich


von ganz paradiesischer Fruchtbarkeit. Sie wird uns auch mit Licht und Kraft ver-


sorgen, wenn das Petrol versagen sollte. Man hat dazu nur nötig, den Preis der


landwirtschaftlichen Produkte entsprechend zu erhöhen! Und die Herren Agrarier


wissen’s genau, sie wissen’s aus Erfahrung: alles, was der Lüneburger Heide zu


gute kommt, das geht im Reichstag durch. Die Lüneburger Heide hat es eben


dem deutschen Volke angetan. Und man vergißt dabei vollständig, daß, wenn


man die Handvoll Heidebauern mit 60 Mark Schutzzoll für ihr kleines, elendes


Häufchen Getreide unterstüzt, man mit dem gleichen Zoll auch die Herren 


unterstützt, die den fetten, den guten Boden beackern, und deren hohe


Grundrentenerträge beweisen, daß sie keines Schutzes bedürfen. Diese Zölle


haben den Grundbesitzern durch Erhöhung der Getreidepreise auf die 


26 Millionen Tonnen Getreide ca. 1300 Millionen Mark jährlich eingebracht, 


und wenn wir hoch greifen, so mögen von diesen 1300 Millionen vielleicht 


10 Millionen der Lüneburger Heide zu gute gekommen sein. Und mit dem


Petrolmonopol wird das Verhältnis das gleiche sein. Eine Million erhalten die


Heidebauern mehr für ihre Spritkartoffeln, und hundert Millionen stecken die


anderen Grundbesitzer ein. Das wird das Ende vom Liede des Reichs-


Petrolmonopols!“


So sprach Herr Müller.


–


Prof. Irving Fisher von der Yale Universität in Boston referierte auf dem


Internationalen Handelskammerkongreß in Boston über die Teuerung. Nach 


seiner Ansicht ist die „Hauptursache“ in dem Sinken der „Kaufkraft des Goldes“


(nach seinen Berechnungen beträgt diese seit 1886 ca. 50%) zu erblicken. Er


will die „Kaufkraft des Geldes“ festlegen, und zwar unter Benutzung des


Vorschlages des inzwischen zum Präsidenten ernannten Gouv. Woodrow Wilson,


wonach 


196







der Goldgehalt des Dollars in dem Maße erhöht werden soll, wie die Preise auf-


wärts streben.


Wir begrüßen diesen Vorschlag als einen weiteren Schritt auf dem Wege zur


reinen Papierwährung und als gutes Propagandamaterial für unsere Zwecke.


Daß hier auf dem Internat. Handelskammerkongreß in Boston von einem ange-


sehenen Vertreter der Wissenschaft die Behauptung aufgestellt wurde, daß der


sogen. Wert des Goldes in 20 Jahren um 50% gesunken ist, werden wir uns


merken. Dieser Behauptung gegenüber sollen uns die Vertreter der Goldwährung


noch einmal die Vorzüge der Goldwährung aufzählen.


Man ersetzte seinerzeit das amerikanische uneinlösbare Papiergeld


(Greenbacks) durch die Goldwährung,


1. weil behauptet wurde, das Gold habe einen festen, inneren Wert; und das


Volk verstand darunter, daß in der Goldwährung eine Gewähr vor Preisschwan-


kungen allgemeinen Charakters lag;


2. weil man von der Goldwährung bei internationaler Einführung feste


Wechselkurse erwarten konnte.


Nun hat sich die erste Behauptung als falsch erwiesen, da die Preise um 50%


gestiegen sind, und die Nachteile, die damit verknüpft sind, erscheinen dem


Professor Fisher und dem Präsidenten Wilson so groß, daß sie beide den zwei-


ten Vorteil der Goldwährung, die festen Wechselkurse, für unerheblich halten und


zur Befestigung der Preise den oben erwähnten Vorschlag machen, der alle


Preisschwankungen von den Waren unmittelbar und in vollem Umfang bewußt
auf die Wechselkurse überträgt.
Wer nach Annahme dieses Vorschlages in Europa einen Dollar-Wechsel wird


kaufen wollen, wird sich wundern, wenn er erfährt, daß der Dollar durch Dekret


von 10 auf 15 Gewichtsteile Gold erhöht worden ist, und daß man demgemäß


statt 10 000 Mark nun 15 000 Mark aufwenden muß, um denselben Wechsel zu


bezahlen. Und wenn er dann nach 6 Monaten wiederkommt, so wird man ihm


sagen, daß der Goldgehalt des 
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Dollars von 15 auf 16 erhöht oder auch von 15 auf 14 oder 13 oder 12 herab-


gesetzt worden ist. Er wird also wissen, daß die Ver. Staaten die Goldwährung


aufgegeben haben, daß die Vereinigten Staaten einen Hauptgedanken unserer


physiokratischen Geldreform, darin bestehend, daß die Geldausgabe den


Warenpreisen anzupassen sei (statt wie bisher die Warenpreise der Geldaus-


gabe anzupassen), in Taten umgesetzt haben. Zwar läuft der Gedanke in


Amerika noch auf Mokassins und ist mit Skalpen behangen – aber alle diese 


barbarischen Überreste der Goldwährung werden in der täglichen Praxis auch


bald als völlig überflüssig erkannt werden.


Da die Warenpreise, so lange sie überhaupt mit dem Gold verknüpft sind, sich


immerfort ändern, [Obige 50% sind das Endresultat einer 20 jährigen Entwicklung. Hier sind die


Rückschritte der Echternacher Prozession (drei Schritt vor und zwei zurück) nicht mit eingerechnet,


sonst wären es nicht 50, sondern 200%.] wird auch der Goldgehalt des Dollars nach


Wilson’s Vorschlag immerfort geändert werden müssen. Unter solchen


Umständen ist aber nicht daran zu denken, daß noch Münzen geprägt werden,
oder daß die bereits geprägten die Kursfähigkeit behalten. An dem Tage, wo


Woodrows Vorschlag Gesetz wird und der Goldgehalt des Dollars die geringste


Änderung erfährt, wird man auch alle Goldmünzen einziehen müssen, um sie


durch Papiergeld zu ersetzen. Durch des Präsidenten Vorschlag hindurch schaut


also die Papierwährung. Das Weitere ergibt sich dann schon halb von selbst.


Bald genug wird man sehen, daß mit dem Papierstoff des Geldes allein noch


nicht viel erreicht ist. Namentlich wird man einsehen daß das neue Papiergeld


absolut keinen Einfluß auf den Zins hat, und daß auch die Arbeitslosigkeit damit


nicht aus der Welt zu schaffen ist. Auch wird man die Schwankungen im


Wechselkurs als ein großes Hindernis für den internationalen Handel empfinden.


Die Zeit wird dann kommen, wo man einsehen wird, daß sich feste Warenpreise


und feste Wechselkurse nur auf Grund einer Papierwäh-     Papierwährung


198







rung vereinigen lassen, deren nationale Verwaltung von international gültigen
Grundsätzen geleitet wird. Wenn in allen Ländern die nationale Geldverwaltung


feste Warenpreise zum Ziele hat, so ergibt sich der internationale feste


Wechselkurs als Nebenerscheinung solcher Verwaltung von selbst - ohne


Verträge, ohne Kongresse, ohne Schiedsgericht. Aber die Zeit wird auch kom-


men, wo man zur Einsicht gelangen wird, daß es nicht genügt, der Regierung die


Kontrolle der Geldquantität durch Woodrows Vorschlag zu geben, um auch damit


allein den Gang der Warenpreise zu beherrschen. Man wird einsehen, daß diese


Kontrolle unwirksam bleiben muß, so lange es den Privatleuten überlassen


bleibt, ob sie das Geld in Umlauf setzen wollen oder nicht. Dann wird die Zeit


gekommen sein, wo auch die Blöden den Sinn unserer Geldreform erkennen


werden.


Die Auslese durch das 


Christentum, den Krieg und 


den physiokratischen Frieden. (I.)


Es ist einfach so, und wir müssen uns, so gut es geht, damit abfinden – die


göttliche Weltordnung ist unmenschlich. Stündlich werden in der Natur Millionen


„Gottesurteile“ gefällt und auf grauenhafteste Weise vollstreckt, die wir, die der


ruchloseste Verbrecher als „unmenschlich“ bezeichnen würde. Und kein Hahn


kräht danach.


Vom Gipfel eines Berges aus betrachtet, wenn die Welt zu unseren Füßen liegt


oder weit ab im Raum als helleuchtende Körper uns entgegenblinzelt – da rufen


wir wohl aus: „Wie großartig, wie herrlich, wie friedlich!“ Jawohl, sie trieft von


Frieden für uns, weil wir das Leben 
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da unten nicht sehen. Sie erscheint uns wie tot, daher der Frieden. Nur für den


Sarg hat man die Inschrift: „Ruhe in Frieden!“; Für die Wiege aber heißt es:


„Kämpfe um dein Dasein, friß, sonst wirst du gefressen!“ Warum aber könnte es


nicht auch für die Lebendigen heißen: „Lebe in Frieden!“?


Es scheint nun, daß das nicht möglich ist, selbst dem „allweisen und allgütigen


Herrn“ nicht möglich gewesen ist, denn sonst hätte er es wohl anders eingerich-


tet. Nicht ohne triftigen Grund hetzt er die Wölfe auf die Herde; nicht ohne Grund


werden regelmäßig die Letzten, die Zurückbleibenden, die schwachen, verkrüp-


pelten, unvollkommenen Exemplare der Herde von den Raubtieren gepackt, zer-


rissen, zerfleischt. Oder macht dieses Schauspiel dem Herrn etwa Vergnügen?


Freut sich Gott, wenn die Lerche, die von dem Ständchen, das sie ihm in der


Höhe gebracht, zur Erde niedersteigt, in den weit aufgerissenen Rachen des


Reptils landet und langsam von dem Scheusal heruntergewürgt wird? Wäre das


etwa der Dank? Und die Spinne, die den harmlosen, schillernden Gaukler in


ihren Netzen fängt, ihm mit kalter Berechnung die Flügel fesselt, um ihn dann in


voller Gemütsruhe bei lebendigem Leibe aufzufressen! Ergötzt sich der „liebe


Gott“, wenn der Leib der Spinne dabei immer dicker, runder wird, wie der


Geldbeutel eines Wucherers? Es ist doch sein Werk!


Vom rein menschlichen Standpunkte aus betrachtet, ist diese göttliche


Komödie ein scheußliches Schauspiel.


Und dieses System des Fressens und Gefressenwerdens ist in der organischen


Welt lückenlos durchgeführt – es ist das oberste Gesetz der organischen Natur.


Wenn die Vögel schweigen, die Grillen, Frösche, Zikaden zur Ruhe gegangen 
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sind, dann wird die Ruhe der Nacht nur noch durch das Todesgeschrei eines


überfallenen Tieres, durch das Krachen seiner Knochen im Gebiß des


Raubtieres unterbrochen. Wirklich, als ob die Welt einem Teufel überantwortet


wäre, der herumschleicht, suchend, wen er verschlingt.


Wenn das alles aber wenigstens Teufelswerk wäre! Aber nein, das scheußliche


Schauspiel ist wirklich göttliche Komödie; das höllische System trägt himmlische


Früchte. Gott ist es, nicht der Teufel, der regiert. Das erkennt man an den


Früchten dieser Regierung. Wie vollkommen ist doch jedes einzelne Geschöpf


durch dieses System geworden. Diese Anpassung an die umgebende Natur!


Göttliche Vollkommenheit, Weisheit spricht aus jedem Fetzen der lebendigen


Welt. Wie wunderbar für ihren Zweck ist die Spinne gebaut; wie vollkommen ver-


birgt sich das Feldhuhn vor den Blicken der Weihen, und selbst der Rachen des


Wolfes ist schön in seiner wunderbaren Zweckmäßigkeit. Der Zweck heiligt die


Mittel! Wenn irgendwo, so ist dieser Satz hier anwendbar, und zwar in seiner


schlimmsten Deutung – der heilige Zweck heiligt verbrecherische Mittel!


Und es nützt nichts, wenn die menschliche Tugend gegen solche göttliche Moral


sich aufbäumt. Sowie wir menschliche Begriffe in die Natur einführen und in das


Walten der Lebensgesetze eingreifen wollen, so wird auch schon die Harmonie


gestört. Die Erfahrung beweist es uns: die Natur straft hart und unerbittlich jeden


Eingriff menschlicher Vernunft in ihr Reich. Noch sind kaum 1912 Jahre ver-


strichen, seitdem der Mensch, durch christliche Moralbegriffe verleitet, an der


göttlichen Weltordnung zu doktoren versucht, und schon sieht man allenthalben


die schmutzigen Fingerabdrücke seiner Pfuscher-  Pfuscherhände
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hände. Man bricht den Wölfen eben nicht die Zähne aus, wenn die Hirsche ihre


Schnelligkeit beibehalten sollen. Wir sind auf dem Wege, uns in ein Volk von 


Ärzten, Apothekern, Krankenpflegern und Orthopäden zu verwandeln. Alles, was


Gottvater verabscheute, vor seinem Angesicht auszurotten pflegte, das wird von


seinem unerfahrenen Sohne geschont, gepflegt, für die Fortpflanzung der Art


erhalten. Kein Wunder, daß heute, nach 1912 Jahren, jeder erschrickt, der sich


im Spiegel beschaut. Verschwunden ist die Vollkommenheit; ererbte und verer-


bungsfähige Gebrechen aller Art verunstalten den Menschen, und dem aufmerk-


samen Beobachter entgeht es nicht, daß das ganze Geschlecht auf diesem


Wege dem Untergang entgegeneilt – nach kaum 1900 jähriger christlicher


Entwicklung, christlicher Zucht!


–


Es sind viele, die heute auf solchen Gedankengängen wandeln und zum


Schluß die Forderung stellen: „Fort mit dem Christentum!“ Christliche Zucht ist


Unzucht. Das Christentum hemmt die Auslese, es zerstört die Siebe der Natur.


Gemach! Wir wollen dem Christentum in diesen Dingen keine größere


Verantwortung aufbürden, als ihm zukommt. Das Christentum wird zwar seit 


19 Jahrhunderten gepredigt, doch nicht von Christen, sondern von Raubtieren;


nicht als Religion, sondern als Volksbändigungsmittel. Nicht um die Menschen


mit den Banden christlicher Liebe zu verknüpfen, sie in der Einigkeit widerstands-


fähig, stark und stolz zu machen, predigt man auf Staatskosten die Lehre von


der christlichen Brüderlichkeit, sondern um das Volk abzulenken von seinen 


irdischen Interessen, um es der Waffen der Selbsthilfe zu berauben, durch 
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Dummheit zu entkräften, damit es so, gefesselt an Leib und Seele, der


Ausbeutung durch die herrschenden Klassen keinen Widerstand entgegensetzt,


sich willenlos für die ehrgeizigen, genußsüchtigen, eigennützigen Zwecke der


herrschenden Klassen führen läßt. Nicht Hirt und Schafe, sondern Schlächter


und Schafe haben wir in den verschiedenen religiösen Verbänden zu suchen.


Geld und Christentum! Grundbesitz, Proletariat und christliche Brüderlichkeit!


Was spricht man da vom Christentum? Was hat die heutige Gesellschaft von


Räubern, Wucherern, Rentnern und Proletariern überhaupt mit dem Christentum


gemein? Was hat die Herzverfettung der Schmarotzer, die Blutarmut der


Proletarier mit dem Christentum zu tun? Im Namen der Sachlichkeit müssen wir


das Christentum vor solchem Urteil in Schutz nehmen.


Gewiß, die Lehre Gott des Sohnes spricht für die Schonung der Schwachen, der


Krüppel und Kranken und stellt sich damit in Widerspruch mit der Lehre Gott des


Vaters, der keine solche Schonung kennt. Es ist aber doch sehr die Frage, ob


durch solche Eingriffe in die natürliche Weltordnung diese Ordnung wesentlich


beeinflußt werden kann. Die Schonung und Erhaltung der Kranken und Krüppel


an sich kann kaum mehr bedeuten als eine materielle Last für das Volk, die hin-


dernd auf die Volksvermehrung wirkt, indem ein Kranker den Platz eines oder


mehrerer Gesunder einnimmt; aber zu einer Degeneration der Gesunden käme


es doch nur in dem Falle, daß der Krüppel zur Fortpflanzung seiner Art käme,


und diesem stehen Hindernisse natürlicher Ordnung entgegen, die nicht das


Christentum, sondern nur das kapitalistische System zu über-  überwinden
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winden vermag. Nicht das Christentum, sondern das kapitalistische System


beraubt das Weib der natürlichen Subsistenzmittel und erreicht damit, daß der


Hunger die natürlichen Hindernisse überwindet, die der Fortpflanzung der


Krüppel entgegenwirken. Ohne diese kapitalistische Notzucht käme es nur in 


seltenen Fallen zu unnatürlichen Paarungen. Im reinen christlichen Staate, wo


die Schwachen geschont werden, wird auch die Ehre des Weibes geschont; den


natürlichen Trieben des Weibes wird in einem wirklich „christlichen“ Staat durch


die Hungerpeitsche keine Gewalt angetan. Wo aber die Paarung durch natürliche


Triebe geleitet wird, da ist von Natur aus dafür gesorgt, daß selbst die weit-


gehendste christliche Schonung der Schwachen keinen Einfluß auf die Art aus-


üben kann.


Es ist darum nicht wahr, wir leugnen es rundweg, daß die Degenerations-


erscheinungen in irgendeinem Zusammenhang mit der christlichen Schonung 


der Schwachen stehen. Wir behaupten im Gegenteil, daß in einem wirklich


christlichen Staat, wo die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen aus-


geschlossen ist, wo es keine Schmarotzer und keine Proletarier gibt, wo das


Weib in der wirtschaftlichen Ordnung Schutz findet – die Bedingungen für eine


natürliche, gesunde Entwicklung des Menschengeschlechtes durch die


Zuchtwahl gegeben sind – trotz der weitgehendsten christlichen Schonung des


Schwachen.


–


Das kapitalistische Mördergift stinkt zum Himmel in den vielfachen Entartungs-


erscheinungen des Menschengeschlechtes, und die Quelle, der das Gift ent-


strömt, an dem jährlich in Deutschland 330 000 Säuglinge zu Grunde gehen,


muß vor den Augen des Volkes verdeckt werden. 
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Darum der Angriff auf das Christentum. Zwar hat das Christentum bis heute noch


nie und nirgendwo Gelegenheit gehabt, sich praktisch zu betätigen; aber da


seine Lehre den Naturgesetzen zu widersprechen scheint, so benutzt man die-


sen Umstand, um die Aufmerksamkeit des Volkes vom Kapital abzulenken. Das


Kapital mißbrauchte bisher das Christentum, um seinen Raub zu bergen. Jetzt,


wo dieser Schutz zu versagen droht, da benutzt es dasselbe Christentum als


Sündenbock; und zwar in zweifacher Hinsicht: Denen, die nicht recht an die


Entartung durch die christliche Schonung der Schwachen glauben wollen, wird


gesagt, daß die demselben christlichen Geiste entsprungene Friedensliebe der


Völker die wahre Ursache des Verfalls, der Entartung sei. „Der Krieg,“ heißt es,


„ist das einzige Mittel, um die Völker an Leib und Seele gesund zu erhalten. Der
Frieden läßt alles, was geboren wird, aufkommen; er zerstört die Siebe, durch


welche die Natur die Menschheit gehen läßt und in denen alles, was nicht kern-


gesund ist, hängen bleibt. Der Krieg dagegen zertrümmert das Treibhaus, in 


dessen Atmosphäre Gesunde, Kranke, Krüppel, alles durcheinander, friedlich


aufwächst. Das Volk muß oft und gründlich durchgesiebt werden; es muß durch


Not und Entbehrungen gehen, damit nur das Widerstandsfähige erhalten bleibt.


Und da wir nun seit dem 30 jährigen Krieg kaum noch einen nennenswerten


Krieg gehabt haben, so dürfen wir uns nicht wundern, wenn in Deutschland 


330 000 Säuglinge jährlich sterben. Nach dem 30 jährigen Krieg gab es keine


rachitischen Kinder, schon allein der Raubtiere wegen nicht; denn nur ganz 


flinke, gut gewachsene Kinder konnten den Wölfen entspringen, die damals


rudelweise durch die stillen Straßen der Dörfer und Städte zogen. Wie die 
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Hirsche, so bleiben die Menschen auch nur so lange gesund, wie sie von


Raubtieren umgeben sind, und für die Raubtiere kann nur der Krieg Platz


machen. Wir müssen einen großen Teil unseres Volkes durch Wölfe, Bären,


Luchse ersetzen, dann wird es wieder menschlich aussehen im Deutschen


Reich.“


„Der Krieg ist eine gottgewollte Einrichtung,“ sagen dann noch besonders 


religiös veranlagte Bewunderer des 30 jährigen Krieges; „das erkennt man


daran, daß Gott die kriegführenden Völker zur Unterstützung ihrer menschen-


freundlichen Tätigkeit mit der Pest und Cholera segnet. Schlachtfelder, Massen-


gräber, Seuchen, Raubtiere, das sind die Gottesmühlen, von denen man sagt,


daß sie langsam, aber gut mahlen!“


–


In der Natur gibt es keine Kriege zwischen Artgenossen. Die Natur kennt inner-


halb der Art nur den Zweikampf. Es ist noch niemals beobachtet worden, daß ein


Rudel Hirsche sich auf ein anderes Rudel stürzt mit kriegerischen Absichten.


Dagegen beobachtet man als ganz regelmäßige Erscheinung bei allen Tieren


unter Artgenossen den Zweikampf um das Weibchen, um den Futterplatz, um


das Jagdrevier. Es wäre aber ein verhängnisvoller Irrtum, wenn man den


Zweikampf der Tiere mit den menschlichen Kriegen vergleichen wollte, wenn


man vom wirklich gottgewollten Zweikampf die Berechtigung, die Natürlichkeit,


die Nützlichkeit der Kriege ableiten wollte. Man braucht ja nur das Resultat der


Zweikämpfe mit denen der Kriege zu vergleichen. Der Zweikampf gibt regel-


mäßig dem Stärksten, Klügsten, Geschicktesten den Sieg. Es ist immer ein rein


persönlicher Sieg, – ein Sieg, der gänzlich unabhängig ist von der Zahl der


Artgenossen und von Zufälligkeiten. Die äußeren 
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Chancen sind für beide genau die gleichen, und wenn Unterschiede in der natür-


lichen Bewaffnung vorhanden sind, so sind das eben schon persönliche


Unterschiede. Auch ist in der Regel dafür gesorgt, daß die Kraftunterschiede 


zwischen den Gegnern nur gering sind, daß also wirklich die Auslese, die der


Zweikampf bewirkt, eine sehr scharfe ist. Es ist kein Spiel wie in einem


Pistolenduell, sondern wirklich ein Kampf, ein harter Kampf, und den Ausschlag


gibt hier oft nur ein unmeßbarer Unterschied der Kräfte. Ein solcher Zweikampf,


wenn er regelmäßig jahraus, jahrein mit den Artgenossen geführt wird, hat 


wirklich einen vernünftigen Zweck, er ist wirklich „gottgewollt“, denn die Wirkung


muß eine gute sein. Was aber die Hauptsache ist: es sind immer persönliche


Eigenschaften, die im Zweikampf zum Siege führen, Eigenschaften also, die sich
auf die Nachkommen vererben.


Nun vergleiche man mit diesem Zweikampf unsere Massenkämpfe, die Kriege.


Schon allein der Umstand, daß der Erfolg oft von der Führung durch eine 


einzelne Person (Alexander, Napoleon, Moltke) abhängig ist, nimmt dem Krieg


den Charakter einer Auslese. Wenn ein Weißer z. B. eine Truppe schwarzer


Kerle bewaffnet, sie führt und damit sorglose Nachbarn überfällt, so beweist ein


solcher Sieg dieser geführten Bande doch nicht, daß die Einzelexemplare in


irgendeiner Beziehung stärker seien als die Besiegten?


Dabei spielen die Waffen, das Terrain und tausend verschiedene Zufälle im


Kriege die größte Rolle (l’argent fait la guerre), so daß die vererbungsfähigen


Eigenschaften der Sieger sehr oft nur eine Nebenrolle spielen. Wenn aber das,


was den Sieg bedingt, nicht vererbungsfähig ist, also keine persönliche


Eigenschaft der Sieger bildet –welchen Vorteil hat dann die Art, haben die 
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Nachkommen von den Siegen der Väter? Was nutzte es den Preußen bei Jena,


daß ihre Väter von Friedrich dem Großen ins Feld geführt worden waren, wenn


keiner von ihnen seine Größe geerbt hatte? Wenn die Menschen, die in den


Schlachten des großen Königs umgebracht wurden, auf Grund persönlicher


Zweikampfe zu Grunde gegangen wären – was wäre da für eine prächtige


Auslese übrig geblieben (vom militärischen Standpunkte aus betrachtet)? Welche


prächtige Nachkommenschaft wäre von solchen Siegern zu erwarten gewesen?


So aber blieb nach der siebenjährigen Schlachterei nur Gesindel übrig (le roi des


gueux), das nach zwei Generationen sich noch nicht genügend im Frieden rege-


neriert hatte, um Napoleon widerstehen zu können. Erst als Napoleons Kraft


durch den Krieg selber genügend degeneriert war – durfte man es wagen, sich


mit ihm zu messen. Das war der Erfolg des Krieges.


Wir müssen es daher direkt als Wahnsinn bezeichnen, wenn man das Gute,


das der Kampf in der Natur für die Gesundheit der Art hat, auch den Kriegen


nachsagt. Vom Kriege kann man nur die Degeneration der Art erwarten. Der


Krieg vernichtet ganz gesetzmäßig die Besten und schont das Minderwertige;


der natürliche Zweikampf dagegen vernichtet das Minderwertige und bringt die


Besten zur Geltung. Der Erfolg im Kriege hängt zum großen Teil von äußeren,


nicht vererbungsfähigen Umständen ab. Beim Naturkampf wird alles, was zum


Siege beigetragen hat, auf die Nachkommen unmittelbar vererbt – als


Bestandteil ihrer Persönlichkeit.


Es lassen sich ja auch Fälle denken, wo durch einen Krieg ein Volk ein anderes


Volk von seinem Platze verdrängt – wie das in Amerika, in Südafrika, in


Australien der Fall ist, und wo also der 
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Krieg, wenn auch nicht zur Verbesserung, so doch zur Vermehrung eines Volkes


(allerdings auf Kosten eines anderen) beiträgt. Aber auch diese Kriege haben nur


dann einen Sinn als Auslesekrieg, wenn sie als Ausrottungskrieg (wie in Süd-


West) geführt wurden. Die Geschichte kennt nur wenige solcher Kriege. Den


Leitern der Kriege kam es ja in der Regel nur auf Raub oder auf die


Vergrößerung persönlicher Macht an. An Auslese, an die Verbesserung der Art


dachte von allen Kriegsführern nur einer –  Moses. Er gebot seinen Soldaten, die


gefangenen Philistertöchter totzuschlagen. Sonst aber hat man die Gefangenen


immer nur darum umgebracht, weil man sie fürchtete, weil man glaubte, sie


könnten unter anderen, günstigeren Umständen sich doch noch als die Stärkeren


erweisen. Wenn man aber das besiegte Volk nicht ausrottet, sondern, wie es all-


gemein die Regel ist, zur Machtvergrößerung dem eigenen Volk angliedert oder


zur Ausbeutung unterwirft, so handelt es sich praktisch immer nur um eine


Verschmelzung und nicht um Auslese. Die Verschmelzung aber wieder, die zur


Blutauffrischung vielleicht von der Natur gewollt ist, ist nur sehr selten erklärter


Zweck der Kriege gewesen (wenigstens bei denen, die den Krieg erklären und


lenken. Bei den eigentlichen Kriegern wiederum mag der Reiz des Krieges ge-


rade darin liegen, daß sie hoffen, sich des Weibes des Feindes zu bemächtigen


(Sabinerinnen)), sondern immer nur eine Nebenerscheinung des Krieges, die in


der Folge wieder bekämpft wurde (Negergesetze in Nordamerika,


Antisemitismus, Semitismus), und die, wenn sie gewollt ist, sehr leicht auch auf


friedlichem Wege zu bewerkstelligen ist (Einwandererpolitik) und sich genau


begrenzen, dosieren läßt.


Sind somit die Kriege und Massengräber als 
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Mittel der Auslese und der Verbesserung der Art zu verwerfen, so versteht es


sich schon halb von selbst, daß auch die Vorbereitungen zum Kriege, während


der Friedenszeiten, von dem Sport abgesehen, der dabei betrieben wird, nichts


Gutes für die Auslese bedeuten können. Der Militarismus fordert schon als


Vorbereitung für den Krieg die kritiklose, unbedingte Unterwerfung unter fremdem


Willen, den blinden Gehorsam. Wenn ich mich aber zur Verteidigung meines


Eigentums bis aufs Leder entblößen muß, was kann mir da die Verteidigung


noch nutzen? Was kann ich überhaupt noch verlieren durch einen Krieg, wenn


ich den Vorbereitungen zum Kriege schon meinen freien Willen opfern muß?


Stolze und freie Männer unterwerfen sich fremdem Willen unter keinen


Umständen, sie können den Militarismus nicht vertragen und ziehen sich zurück,


kommen überall zu kurz, ihre Familien verhungern oder wandern aus. Es kann


aber nicht gut für ein Volk sein, wenn solche Männer, deren es ja nie viele gibt,


ausgelesen werden. In schwierigen Fällen sucht man sie, und wenn man sie


weggegrault hat, muß das ganze Volk es büßen.


Wenn man diesen Anschauungen entgegenhält, daß Deutschland trotz Milita-


rismus doch leidlich gut abschneidet beim Vergleich mit anderen, weniger 


militaristischen Völkern, so ist zu bedenken, daß der Militarismus dem


Kapitalismus entgegenwirkt, und daß das, was der Militarismus in Deutschland


schont, in jenen anderen, in Vergleich gebrachten Ländern vom Kapitalismus


getötet wird. Die deutschen Verhältnisse sprechen also nur ein um so lauteres


Urteil gegen den Kapitalismus aus. Stünde man vor der Wahl, ob Militarismus


oder Kapitalismus – so könnte man mit dem deutschen Beispiel sich für das


erstere entscheiden, denn die Abschaffung des 
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Militärbudgets würde sich nicht etwa, wie die Sozialdemokraten (im Widerspruch


mit ihrer eigenen Lohntheorie) behaupten, in einer Verbesserung der wirtschaft-


lichen Lage der Arbeiter zeigen, sondern in einem neuen Heer von Rentnern und


ihrer Dienerschaft.


Wir aber fragen nicht, ob wir Soldaten oder Rentner, Militarismus oder


Kapitalismus brauchen, sondern ob wir nicht beide Dinge als Ausleselemente


entbehren können, und wie sich das Volk ohne Kapitalismus und ohne


Militarismus im physiokratischen Frieden entwickeln würde. – Das werden wir in


der nächsten Nummer zeigen.


Dr. Otto Arendt,


der bekannte Währungs-Theoretiker, schrieb im “Tag“ vom 28. November über


die Teuerung und das Steigen des Zinsfußes. Dr. Arendt vertrat früher die bi-


metallistischen Theorien. Jetzt hat er die Genugtuung, daß die wirtschaftliche


Entwicklung diese Theorien wieder triumphieren läßt.


Laveleve, Cernuschi u. a. hatten seinerzeit die Anhäufung des Geldes in den


Banken und das gleichzeitige Sinken des Zinsfußes als Beweis für einen


Geldmangel hingestellt – im schroffen Gegensatz zu den Vertretern der


Goldwährung, die von der gleichen Erscheinung das gerade Gegenteil, also


Geldüberfluß ableiteten.


„Um das Geld der Banken in Umlauf zu bringen, um alle Geldreserven aufzu-


lösen, genügt es, wenn sich die beglaubigte Nachricht verbreitet, daß man


irgendwo ein neues, reiches Dorado entdeckt hat. Zugleich würde auch der


Zinsfuß in die Höhe schießen, denn der Geldhunger der Kaufleute und nament-


lich der Spekulanten wächst immer zusammen mit der allgemeinen „Hausse“, 


die von jeder starken Vermehrung des Geldbestandes erwartet wird.“
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So sagten die Bimetallisten.


Die Entwicklung hat gezeigt, daß die Bimetallisten in dieser entscheidenden


Frage recht hatten. Der Zinsfuß und die Warenpreise sind zusammen mit der


Produktion des Goldes gestiegen. Die Goldproduktion, die 1891 245170 Kilo


betrug, ist auf 703441 Kilo im Jahre 1911 gestiegen, und die Banken erhöhen


den Zinsfuß, weil ihre Kassen leer sind. Der Geldmangel jagt das Geld aus dem


Verkehr in die Banken, der Geldüberfluß lockt es heraus. Je mehr Geld in Umlauf


gesetzt wird, desto höher steigen die Preise; und je mehr die Preise steigen


(Hausse), desto mehr wächst natürlich der Geldhunger aller, die Differenzen à la


hausse einkassieren wollen, und das ist zuletzt das ganze Volk. Wenn die Preise


steigen, dann will jeder kaufen: dieser eine Aktie, ein Haus, ein Grundstück; jener


ein Pferd, einen Acker, einen Posten Waren. Und wenn man das bare Geld zu


solchem gewinnversprechenden Kauf nicht hat, so verlangt man welches von


den Geldinstituten, die sich solcher Nachfrage dann durch Erhöhung des


Diskonts zu erwehren suchen. Darum beruht auch die – leider von der


Reichsbank noch immer vertretene Ansicht, daß der Geldhunger auch


Geldbedarf im währungstechnischen Sinne bedeute, und daß die Reichsbank


diesen Geldhunger durch Notenausgabe zu befriedigen habe, auf Irrtum. Solcher


durch eine Hausse (d. h. Geldüberfluß) erzeugte Geldhunger der Kaufleute und


Spekulanten ist mit Geld überhaupt nicht zu befriedigen. Circulus vitiosus.


Leider haben die Bimetallisten ihrem vielversprechenden Theorienschatz in all


den Jahren nichts Neues mehr hinzugefügt. Im Gegenteil müssen wir sogar


einen Rückschritt in der Aussage Arendt’s erblicken, wonach er sich von der


Quantitätstheorie abwendet – freilich, um sich sofort selbst zu widerlegen, 


insofern, als er in voller Übereinstimmung mit der Quantitätstheorie, die sogen.


Teuerung auf die kolossale Zunahme der Goldproduktion zurückführt. 


Es ist möglich, daß Herr Dr. Arendt für die Verneinung der Quantitätstheorie


andere Gründe 
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wie die hat, die er erwähnt; daß er aber die Entwicklung des Kreditsystems


gegen die Quantitätstheorie ins Feld führt, ist unverständlich, da doch die


Entwicklung des Kredits in erster Linie abhängig ist von der Quantität des um-


laufenden Bargeldes. Schon allein durch das System der Dritteldeckung bei den


Emissionsbanken gibt jede Mark in Gold Anlaß zu einer Mehrausgabe von 


3 Mark in Banknoten. Auch ist bekannt – und Arendt sagt es in seinem Artikel


auch selbst –, daß mit der Vermehrung des Geldumlaufes die Gesuche um


Wechseldiskont sich vermehren, was ja auch nach Ansicht Arendts die eigent-


liche Ursache des hohen Zinsfußes ist. Je mehr Geld, um so mehr Geldsurro-


gate! Würde man heute die Eindritteldeckung auf eine Zweidritteldeckung 


erhöhen, um den Geldumlauf zu vermindern und der Teuerung entgegenzu-


arbeiten, so würde sich das Kreditsystem darum nicht etwa entsprechend er-


weitern, sondern im Gegenteil würde es wie ein Kartenhaus zusammenstürzen.


Und als Bimetallist wird Dr. Arendt auch wissen, warum das so ist.[Vergl. Silvio


Gesell: „Die neue Lehre vom Geld und Zins“. (Physiokratischer Verlag Berlin-Lichterfelde.)] Das


einzige, was gegen die Quantitätstheorie eingewendet werden kann, ist, daß 


das Geldangebot nicht immer dem Geldvorrat entspricht; daß das Geldangebot


von Stimmungen, von den Berechnungen der Kapitalisten, der Spekulanten


abhängig ist. Entsprechen also die Warenpreise nicht immer der Quantität des


vorhandenen Geldes, so doch jedenfalls der Quantität des angebotenen 
Geldes, so würde der Quantitätstheorie absolute Geltung einzuräumen sein.


Die hier erwähnten Widersprüche sind nicht die einzigen in Dr. Arendt‘s


Darstellung. Er sagt:


„An sich ist natürlich zu wünschen, daß der Geldwert unveränderlich ist. Mit


Metallgeld ist dieser Idealzustand aber nicht zu erreichen.“


Aus diesem Satz entnimmt nun jeder selbstverständlich, daß, wenn es nicht mit


Metallgeld 
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geht, es doch vielleicht mit Papiergeld gehen kann. Und mancher wird Arendt’s


Aussage als eine vorsichtige Erklärung zu Gunsten der Papierwährung deuten.


In direktem Widerspruch hiermit sagt Arendt wieder, „daß das Steigen der


Preise und des Zinsfußes ein unabwendbares Naturereignis sei“. Also ein


Ereignis, das auch nicht künstlich mit der Papierwahrung abzuwenden sei!


Man beachte aber hier noch besonders: Wer die Behauptung aufstellt, daß die


jetzige allgemeine Teuerung ein unabwendbares Naturereignis sei, ist niemand


anders, als der bimetallistische Apostat, der den Niedergang der Preise in den


Jahren 1873–1895 mit der Silbersperre, also mit einem gesetzlichen Eingriff des


Staates, erklärte. Ohne die Silbersperre wäre es damals zu einer Teuerung


gekommen, die durch Gesetz, eben die Silbersperre, nicht nur abgewendet, 


sondern sogar in das Gegenteil, den damaligen allgemeinen Niedergang der


Preise, umgestürzt wurde.


Und jetzt soll es sich mit der Teuerung um ein unabwendbares Naturereignis


handeln? Oder ist etwa das Reich dem Gold gegenüber nicht ebenso frei wie


gegenüber dem Silber? Hat damals Holland nicht schon die Aufhebung des 


freien Goldprägerechtes verfügt?


Aber selbst wenn wir die Goldsperre aus dem Spiele lassen, so ist es doch nicht


richtig, wenn Dr. Arendt behauptet, man müsse mit einem weiteren Steigen der


Preise rechnen, falls die Goldgewinnung im jetzigen Umfange anhält. Es kommt


hier–wie die Bimetallisten schon vor 30 Jahren sagten, darauf an, wie die einzel-


nen Länder sich zur Goldwährung verhalten werden. Sollen die 500 Millionen


Chinesen, die Inder, die Marokkaner, die Afrikaner, die Russen usw. mit


Goldmünzen versehen werden, so könnte trotz wachsender Goldproduktion ein


universeller Geldmangel entstehen und eine neue Periode wirtschaftlichen


Niederganges (wie 1873–1895) anbrechen. Wir machen das Publikum hierauf


aufmerksam, denn mancher könnte auf Grund von Dr. Arendt’s Aussage à la


hausse spekulieren und dabei hereinfallen, – und was das Schlimmere 
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ist, er könnte solchen Reinfall als Beweis gegen die Quantitätstheorie auffassen.


Mit der Goldwährung kann nur der „rechnen“, der die Differenzen an der Börse


unter Einsatz von ausreichenden Mitteln direkt nach Wunsch macht, etwa wie


Morgan, der allein 341 Bankdirektoren angestellt hat, die seinen Geldtrust
verwalten. Alle übrigen aber, die zu rechnen und zu spekulieren glauben, sind


einfach spielende Gimpel.


Dr. Arendt schließt seine Betrachtungen mit einigen Ratschlägen, womit er 


selber dem „unabwendbaren“ Naturereignis entgegentreten will. Er sagt: „Jede


Übertreibung des Unternehmungsgeistes sei zu vermeiden!“ Wenn Laveleye und


die anderen alten Bimetallisten das hören wurden! „Es gibt keine allgemeine


Überproduktion,“ sagten die Bimetallisten, „was uns als solche erscheint, ist


nichts als ungenügendes Geldangebot. Das Geld muß dem Warenangebot an-


gepaßt werden, nicht umgekehrt.“


„Und warum sollen wir den Unternehmungsgeist nicht übertreiben?“ Dr. Arendt


sagt’s. Damit die Teuerung nicht noch größeren Umfang annehme! Merkwürdig –


sonst erklärte man den Preisrückgang mit der Überproduktion, mit der Über-


treibung des Unternehmungsgeistes. – Jetzt ist es umgekehrt!


Einen guten Vorschlag macht Dr. Arendt in seinem Artikel, und das ist der, den


Kurs der Staatspapiere dadurch zu befestigen, daß der Staat die Titel in kurz


bemessenen Fristen (etwa alle 5 Jahre) durch Ausgabe von neuen Titeln tilgt,


deren Zinsfuß dann den etwa veränderten Verhältnissen angepaßt sein würde.


Von dem Gedanken, der diesem Vorschlag zu Grunde liegt, ist aber bereits vor


Jahren die letzte Konsequenz gezogen worden in dem Vorschlag, den Zinsfuß


der Anleihen immer nur auf ein Quartal im Voraus zu bemessen, und zwar so,


daß der Kurs von pari sich nicht entfernen kann. Wäre der Zinsfuß für den


Parikurs heute z. B. 4, so würde der Staat den Zinsfuß auf 4,1- oder 4,9 er-


höhen, wenn der Kurs unter Pari ging; und umgekehrt würde der Staat den Zins


von 4 auf 3,9 bis 3,8 bis 3,7 drücken, falls sich zum Parikurs keine Verkäu-


Verkäufer
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fer melden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß auf diese Weise der Kurs auf pari


festgenagelt wurde; und die absolute Sicherheit vor Kursverlusten würde diesem


Papier auch die Nachfrage schaffen, die der Staat heute umsonst durch allerlei


Mittel heranzulocken sucht.


In Dr. Arendt’s Artikel vermisse ich die Bemerkung, daß es sich beim jetzigen


hohen Zinsfuß nur um eine rein nominelle Erhöhung handelt. Der das Normale


übersteigende Teil des Zinsfußes ist die Entschädigung für die Entwertung des


Kapitals (die in der allgemeinen Preissteigerung liegt), und muß als eine Art


materieller Amortisation angesehen werden. Wenn die Schuldner sich heute


beklagen, daß sie kein Geld zum gewohnten Zinsfuß finden (Kreditnot), so muß


man sie darauf aufmerksam machen, daß die Preissteigerung in den Dingen, die


sie mit dem geborgten Geld gekauft haben, ihnen auch die Mittel für einen höhe-


ren Zins liefert. Sonst gibt es aber nur ein Mittel, dieser „Kreditnot“ abzuhelfen:


Man arbeite mit einer entsprechenden Währungspolitik der allgemeinen


Preistreiberei entgegen – dann wird auch gleich mit den Preisen der Zinsfuß 


sinken!


Die Auslese durch das 


Christentum, den Krieg und 


den physiokratischen Frieden. (II)


In Nr. 9 haben wir auf den Widerspruch hingewiesen, der zwischen dem mensch-


lichen Empfinden und den göttlichen Auslesegesetzen besteht. Es war nicht


Übermut, der uns veranlaßte, diese göttliche Weltordnung als unmenschlich zu


bezeichnen. Wir brauchen eine starke Autorität, die uns in Schutz nimmt gegen


den Vorwurf der Härte und Roheit, und so stellten 


216







wir uns eben in Gottes Schutz und Schirm für alles das, was wir zu sagen haben.


Wir fordern für unseren physiokratischen Staat die unbedingte Anerkennung der


Notwendigkeit einer unablässigen, scharfen Auslese von allem Minderwertigen


unter den Menschen. Wir fordern für unseren, der Natur der Dinge Rechnung 


tragenden Staat, daß das oberste biologische Gesetz auch für die menschliche


Gesellschaft anerkannt werde. Zwar lehnen wir die Auslese, wie sie der


Kapitalismus bewirkt, als unnatürlich, als Unzucht, ab; wir bezeichnen den Krieg


als die Umkehrung der Auslesegesetze, als das sicherste Mittel, die Menschen


nach jeder Richtung hin zu entkräften, um sie in die Barbarei zurückzustoßen,


und erklären die Paarung, die von anderen als rein persönlichen, vererbungs-


fähigen Gesichtspunkten geleitet wird, als Unzucht, Sodomie, Verbrechen. Aber


um so schärfer betonen wir die Notwendigkeit, die natürliche Auslese nicht durch


Gesetze oder Sitten zu beeinflussen oder gar zu hemmen. Diese Gesetze 


müssen für die Menschen heilig gesprochen werden, d. h. der Mensch soll sich


ihnen unterwerfen, wie er sich bisher seinen Göttern unterwarf: ohne zu fragen,


blindlings, in dem unbedingten Vertrauen, daß, wenn diese Gesetze auch hart


erscheinen, sie dennoch unentratbar sind für die gedeihliche Entwicklung des


Menschengeschlechts. Das Unpassende, Fehlerhafte muß aus der Gesellschaft


entfernt, von der Fortpflanzung ausgeschlossen werden. Beugen wir uns vor 


diesem brutalen Gesetz. Wir brauchen ja der Natur bei dieser Henkersarbeit


nicht Handlangerdienste anzubieten, denn das ist nicht nötig; auch sollen wir 


uns hüten, mit unseren Pfuscherhänden in das göttliche Walten der Natur 


einzugreifen, einerlei ob mit dem Zwecke, der Natur entgegenzuwirken, wie 


auch mit dem Zwecke, sie zu unter-
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stützen. Wir wissen ja nicht, wohin die Entwicklung geht; ob etwa Gottes Thron


das ferne Endziel dieser Entwicklung ist, und ob das, was uns heute gut und


schön erscheint, auch der sich verändernden Natur unserer Umgebung angepaßt


ist. Denn das ist durchaus nicht selbstverständlich. Das Unpassende aber ist von


Natur aus dem Untergange geweiht.


Die Natur bewirkt die Auslese auf drei verschiedenen Wegen:


1. die direkte Vernichtung des Unbrauchbaren;


2. die Bevorzugung und Förderung der stärkeren Exemplare durch den viel-


gestaltigen Kampf ums Dasein;


3. die Begünstigung und Vermehrung der Stärkeren unter Hintansetzung der


Schwächeren durch die Zuchtwahl oder Paarung.


Wie die Vernichtung des Unbrauchbaren vor sich geht, wissen wir, wissen


namentlich alle, die unsere Tageszeitungen fleißig lesen. Die tägliche Liste der


Unfälle in der Straße, in der Industrie, in den Bergen, auf den Sportplätzen ist


nichts anderes als die Liste der Bürger, die Gott Vater ein Greuel waren und die


er „vor dem Volke auszurotten beschlossen hatte“. Es ist die Liste der Personen,


deren Sinnesorgane für diese Welt nicht fein genug entwickelt waren. Der eine


hörte die Warnungssignale der Natur nicht, der andere sah sie nicht, der dritte


roch oder fühlte sie nicht. Ein anderer war nicht flink genug oder hatte nicht die


Intelligenz, um die Entfernung, das Gewicht, den Widerstand, die Gefahr schnell


und richtig abzuschätzen. Darum sind sie ausgelesen worden und von der


Fortpflanzung ihres für diese Welt ungeeigneten Geschlechts ausgeschlossen


worden. Diese Auslese setzt am 1. Januar jeden Jahres ein und wird ohne Unter-


Unterbrechung
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brechung fortgesetzt bis zum Schlusse des Jahres – jahraus, jahrein, seit


Jahrtausenden und Jahrmillionen; und wenn wir zusammenrechnen, was auf


diese Weise jedes Jahr ausgelesen wird, so haben wir ein Massengrab vor uns


vor dem der glühendste Verehrer des 30 jährigen deutschen Massakers vor Neid


erbleichen muß. Hier liegen nicht – wie bei Leipzig, Jena, Koniggrätz – die


Hoffnung des deutschen Volkes, der Stolz der Eltern, die Ernährer der Familie,


sondern ein Haufen, ein Berg von Perücken, Bandagen, Brillen, Bruchbändern,


Porzellanzähnen, Krücken, Hörrohre, Krankenwagen usw. Und dieses


Massengrab füllt sich alle Jahre neu; ohne Unterbrechung, Tag für Tag, geht


diese Auslese vor sich. Ist damit nicht schon gesagt, daß wir keine künstliche


Auslese durch Kriege und gesetzliche Eingriffe brauchen?


Vergleiche man doch mit dem Inhalt dieses Massengrabes die Menschen, die


der Mensch selbst, die künstliche Auslese, aus unserer Mitte herausgerissen hat.


Die Besten des Volkes sind es gewesen, die die obersten weltlichen und kirch-


lichen Behörden aus dem Volke herausholten, um sie zu vernichten. An Golgatha


reihen sich Torquemadas autos da fé, Huß, Giordano Bruno, die Hexenprozesse.


Durch die Hinrichtungen in der französischen Revolution ist der ganze Volks-


charakter geändert worden. Und die Ausweisung und Erschießung deutscher


Patrioten nach 1848, die Ausnahmegesetze gegen die Sozialdemokraten, der


Justizmord an den Anarchisten in Chicago, an Francisco Ferrer, dessen Grab mit


dem Kehricht von Monjuich bedeckt ist! Das alles bezeichnet deutlich genug den


Weg, den die menschliche Vernunft auf diesem Gebiete geht. Es irrt eben der


Mensch, so lange er strebt! Wo aber 
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liegt die Gewähr dafür, daß wir es künftig besser machen werden? Der kurz-


sichtige Mensch hält sich allzuleicht für unfehlbar; und wohin dieser Unfehlbar-


keitswahn fuhrt, zeigt uns z. B. der Impfzwang, zeigen uns die Inzuchtgesetze


des Adels, zeigen uns die Versuche des Preußenkönigs mit der Zucht von


Riesensoldaten usw.


Und was wurde schließlich, rein quantitativ betrachtet, die summarischste


künstliche Auslese bedeuten im Vergleich zur Massenauslese durch die Natur?


Um mit der Natur in bezug auf Quantität in der Auslese wetteifern zu können,


mußten schon in Deutschland täglich 3000 Ausleseurteile gefällt und vollstreckt


werden – denn das ist die Zahl der täglich in Deutschland von der Natur ausge-


lesenen Menschen. Von dieser ungeheuren Zahl stirbt nur ein geringfügiger


Bruchteil ein es natürlichen Todes, d.h. an Altersschwäche. Die übergroße


Mehrzahl wird direkt ausgelesen, d. h. vorzeitig aus unserer Mitte geholt, weil


Gott Vater irgendwo an ihnen Fehler entdeckte, vielfach verborgene Fehler, die


sich der menschlichen Beobachtung entziehen. Alle Tage 3000, das macht im


Jahr eine Million, und in dieser Million ist kein einziger Fehlgriff!


Wie überflüssig erscheint da noch menschliche Nachhilfe! Diese Henkersarbeit


können wir wirklich der Natur überlassen. Gott, der allgütige Vater, nimmt den


Menschen gern diese gräßliche Arbeit ab.


So arbeitet die natürliche Auslese, und zwar überall, ganz unabhängig von der


Form der menschlichen Gesellschaft – bei den Naturvölkern wie bei uns, in


Republiken wie in Monarchien geht diese Auslese nach denselben Gesetzen 


vor sich.
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Anders ist es bei den beiden anderen Ausleseelementen der Natur: dem


Kampf ums Dasein und der Zuchtwahl; denn diese werden in stärkster Weise


von den gesellschaftlichen Zuständen beeinflußt. So z. B. nehmen unsere


Gesetze einem Teil des Volkes die natürlichen Arbeits- und Subsistenzmittel, um


diese dem anderen Teil zu geben. Natürlich kann es sich dann nicht mehr um


einen Kampf ums Dasein handeln, wie ihn die Natur will, und die Wirkung dieses


Ausleseelementes wird in der eingreifendsten Weise gefälscht. Der eine Teil des


Volkes degeneriert aus Mangel, der andere aus Überfluß. Der eine Teil der Saat


verkümmert, weil er auf mageren Boden, der andere, weil er auf einen


Misthaufen fällt.


Dieser kapitalistische Kampf ums Dasein hat den Charakter einer natürlichen


Auslese vollkommen abgestreift. Er wirkt genau ebenso blind wie unsere Kriege.


Ohne Wahl reißt er ganze Teile des Volkes, Gutes und Schlechtes, alles bunt


durcheinander, ins Massengrab, in die kapitalistische Mördergrube. Dem durch


Religion und Gesetz an Händen und Fußen gefesselten Arbeiter setzt sich der


Kapitalist einfach auf die Brust, bis er erstickt. Dann schlagt der Kapitalist stolz


mit den Flügeln und kräht seinen „Sieg im Kampf ums Dasein“ in die Welt hin-


aus.


Der Kapitalismus ist darum eine widernatürliche, unzüchtige Einrichtung. Eines


der unentbehrlichsten Auslesesiebe der Natur hat der Kapitalismus direkt aus-


geschaltet. Und da wundert man sich über das Resultat.


Im physiokratischen Staate wird der Kampf ums Dasein wieder ein natürlicher,


rein persönlicher werden; und zwar werden die vererbungsfähigen Tugenden der


Kämpfer ganz allein den 


221







Sieg bedingen. Da gibt es keine Proletarier mehr, deren sonst gesunde Brut


wegen Mangel an Luft und Sonne verkümmert, während die des vielleicht


untüchtigen Kapitalisten unter dem Schutze äußerer Mittel am Leben erhalten


wird. Wir müssen hier gleich hervorheben, daß im physiokratischen Staate, nach


Beseitigung allen arbeitslosen Einkommens, der wirtschaftliche Kampf ums


Dasein die Rolle des natürlichen Zweikampfes in der Auslese spielen wird, und


daß bei diesem Kampf, der auf völlig neutralem Boden ausgefochten wird, die


Gesetze des Wettbewerbes absolut maßgebend für das Resultat des Kampfes


sein werden. Was die einzelne Persönlichkeit in diesem Kampfe an persönlicher


Kraft und Geist einzusetzen haben wird, das wird für den Sieg entscheidend


sein. Berücksichtigt man nun, daß zur Brutpflege neben der Liebe und Intelligenz


der Mutter, Güter aller Art verwendet werden (Wohnung, Kleidung, Nahrung,


Heizung, Lehrmittel usw.) und daß das Gedeihen der Brut in hohem Maße


abhängig ist von der Qualität und Quantität dieser Güter, so wird in unserem phy-


siokratischen Staate, genau wie bei den Füchsen, Adlern, Hirschen, die Brut der


Tüchtigeren bessere, von ihren Eltern vorbereitete Lebensverhältnisse vorfinden,


als die Brut der Dummen, Faulen, Lasterhaften, oder Schwachen und Kranken.


Und die Folge ist, daß sich erstere stärker als die anderen vermehren werden.


Wir wissen’s, selbst die Ärzte sind darin einig, daß von den 300 000 Säuglingen,


die im christlichen Deutschen Reich jährlich zu Grunde gehen, die Hälfte wenig-


stens einfach mit schnödem Geld zu retten wäre. Der Kapitalismus entreißt den


Säuglingen die Mutter. Die Mutter sperrt man in die lärmende Fabrik, den


Säugling gibt man einem Wiederkäuer, einem an der Kette, im Mist und Jauche


liegenden Stalltier zur Auf-    Aufzucht
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zucht.


Der physiokratische Staat wird dieser von unseren höchsten kirchlichen und


weltlichen Behörden geduldeten und geförderten [Kornzölle] Unzucht ein Ende


machen; er wird Mutter und Kind wieder vereinigen. Wie groß dann die


Säuglingssterblichkeit noch sein wird, können wir natürlich nicht sagen; sie wird


aber ganz gewaltig zurückgehen, und – was die Hauptsache ist – die Säuglinge,


die dann noch sterben, sind dann von der Natur ausgelesen. Entweder erbten


sie von den Eltern nicht die nötige Lebenskraft, oder ihre Eltern waren im wirt-


schaftlichen Kampf ums Dasein die schwächeren, konnten die zur Brutpflege


nötigen wirtschaftlichen Güter nicht in der nötigen Qualität und Quantität auf-


bringen, oder gar – was wohl immer die Hauptursache sein wird – hatte die


Mutter nicht die nötige Liebe und Intelligenz zur Brutpflege.


Diese Welt in ihrer natürlichen Verfassung ist eben für die Brut des Starken,


Klugen, Vorsichtigen, Umsichtigen, kurz der Tüchtigen geschaffen. Gott Vater,


der Alte, Erfahrene, will es so, und wir Physiokraten beugen uns unter diesen


Willen. Vae victis! Wehe der Brut der dummen Füchse!


–


Köstliche Wirkungen auf die Entwicklung des Menschengeschlechtes dürfen wir


davon erwarten, daß im physiokratischen Staate die Auslese durch die


Zuchtwahl allein noch von persönlichen, vererbungsfähigen Eigenschaften ge-


leitet werden wird, d. h. daß die Notzuchts- oder Versorgungsehen ganz ver-


schwinden werden. In der Natur ist das Weib vor der Versorgungsehe dadurch 
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bewahrt, daß die Natur selber das Weib versorgt. Je mehr Kinder, um so besser


ist der Tisch des Naturweibes gedeckt. Ein Weib, das mit sieben Kindern in den


Wald, auf die Jagd und den Fischfang geht, bringt doppelt so viel Beeren,


Vogeleier, Fische nach Hause, wie ein Weib, das nur mit drei Kindern auszieht.


Darum ist das Weib in der Natur wirtschaftlich so gut wie unabhängig vom


Manne – sie erwartet darum auch von ihm nichts anderes als den Genuß seiner


Gesellschaft. Darum aber ist auch bei der Paarung die Person des Mannes allein


maßgebend für das Weib. Im physiokratischen Staate werden wir zwar diesen


Naturzustand nicht ganz wieder herstellen können. Wild, Vögel, Fische, wilde


Bienen, Beeren, Holz, Weideland usw. usw., das alles ist nur mehr in sehr unge-


nügender Menge vorhanden, aber es ist dafür etwas anderes an die Stelle


gekommen – die Grundrente. Diese, die wir heute an die Rentner verschenken,


bekommen wir in unsere Hände, um sie unter die Mütter und Kinder zu verteilen,


so daß von da an keine Frau aus wirtschaftlichen Gründen den ihr etwa wider-


wärtigen Mann bei sich noch zu dulden braucht. Sie wird in ihrem Liebesleben


frei sein, und das ist nötig, wenn die Zuchtwahl die Menschheit von all dem


Minderwertigen befreien soll, das in all den Jahrhunderten durch die kapitalis-


tische Notzucht hervorgebracht wurde. Das freie Weib wird für die Moralisierung


der Gesellschaft, für die Veredelung der Sitten in einer Generation mehr tun, als


die Predigten der Moralisten, Ästhetiker, Dichter aller vergangenen Jahrhunderte.


Es wird sich bald herumsprechen im Ort, daß die Frau so und so ihrem Manne


den Laufpaß gab, weil er angeheitert nach Hause kam, weil er sich unehrenhaft,


grob benimmt; weil er zu dumm, zu unhöflich, zu faul 
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ist. Und wenn die Nachbarin ebenso verfährt und die entlassenen Männer sich


umsehen und keine andere finden, so werden sich die anderen Männer das bald


merken und die Folgerungen ziehen. [Wie sehr in all diesen Dingen wirtschaftlicher


Rückhalt den Stolz des Menschen hebt und seine Würde, sieht man am besten an den


Dienstmädchen, die sich heute keine grobe Behandlung mehr gefallen lassen – weil die Nachfrage


groß ist.] Wie bald werden die Männer den Trunk sich abgewöhnen und all die


anderen üblen Sitten!


Die sogen. standesamtliche Trauung ist ein Schutzgesetz für die Frau: sie gibt


ihr Rechte an den Mann, als Ersatz dafür, daß man ihr die natürlichen Rechte


auf die Natur geraubt hat. Mit der physiokratischen Verteilung der Grundrenten


unter die Mütter und Kinder fällt die Notwendigkeit fort, der Frau noch besondere


Rechte an den Mann zu geben, und ist auch anzunehmen, daß im physiokrati-


schen Staate die Standesämter immer weniger in Anspruch genommen werden.


Das soll aber keineswegs heißen, daß damit die Ehe nicht mehr existieren soll.


Im Gegenteil, sie soll fester denn je, aber nur durch die Bande gegenseitiger 


freier Liebe geschlossen werden. Der Zwang aber fällt weg.


Es wurde zu weit führen, diese Dinge hier weiter zu erörtern; nur eine Seite der


Frage, die wirtschaftliche, wollen wir hier noch beleuchten.


Die Grundrenten, die wir den Müttern und Kindern monatlich auszahlen, werden


ausreichen, um die Frau der Notwendigkeit zu entheben, gewerbliche Arbeiten


zu verrichten; aber für mehr nicht. Das Geld für Luxus muß sie sich entweder


selbst verdienen, oder der Mann muß diese Kosten bestreiten. Und da ist es klar,


daß die Männer, die reichlicher als andere verdienen, von 
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manchen Frauen vorgezogen werden, oder sich wenigstens von diesem Vorzug


mitbestimmen lassen. Und das kann nur gut sein. Denn das Einkommen und


Eigentum im physiokratischen Staate wird ganz und gar von der Persönlichkeit


abhängig und schon fast wie das Haus der Schnecke als ein mit der Person ver-


wachsenes Organ zu betrachten sein. Ein Weib, das unter solchen Verhältnissen


einen wohlhabenden Mann heiratet, ist sicher, einen tüchtigen Mann zu heiraten,


denn im physiokratischen Staate ist die Wohlhabenheit nur das äußere Zeichen


der inneren Tüchtigkeit.


Im übrigen aber wollen wir uns hüten, unseren Nachkommen irgend etwas 


vorzuschreiben; sie müssen sich ihre Gesetze selber geben. Aber was wir tun


können, ist: solche Zustande zu schaffen, daß wir selbst uns ungezwungen,


natürlich und frei entwickeln können. Und ich glaube gezeigt zu haben, daß 


das im physiokratischen Staate der Fall sein wird.


In der nächsten Nummer werden wir zeigen, wie dieser innere physiokratische


Frieden auf die internationalen Beziehungen zurückwirken wird.
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Alfred Russel Wallace


O.M., D.C.L. (Oxon), F.R. S., LL.D.


Präsident der englischen Land-Verstaatlichungs-Gesellschaft (Land


Nationalisation Society) 96 Victoria Street, London SW.


Dieser Mitarbeiter Darwins und Mitbegründer der Auslesetheorie feierte kürzlich


seinen 90. Geburtstag. Als Bodenreformer fordert Wallace die Rückführung des


Bodens in den Besitz des Volkes und die Entschädigung der Grundbesitzer nach


Maßgabe des der Steuererhebung zu Grunde gelegten Bodenwertes.


Als Geldreformer fordert Wallace die Papierwährung und eine auf die


Unterdrückung aller Konjunkturschwankungen gerichtete Anpassung der


Geldfabrikation an den wahren Geldbedarf, und zwar in dem Sinne, daß die


Geldausgabe vermehrt werden soll, wenn der Durchschnitt der Preise sinkt, und


daß umgekehrt Geld eingezogen und verbrannt werden soll, wenn jener Preis


wieder steigt.


Wir erkennen in dem berühmten Naturforscher und Bodenreformer einen


Vollblut-Physiokraten, der den Platz, wo der Kampf ums Dasein sich abspielen


soll, für alle gleich machen will, damit das Resultat des Kampfes nicht gefälscht


werde und der Sieg zum Schaden für die Menschheit nicht den Minderwertigen


zufalle.


Wir können diesem edlen Menschen zu Liebe nichts besseres tun, als unsere


ganze Kraft einzusetzen, damit Wallace noch die Verwirklichung seiner wirt-


schaftlichen Ideale erlebe.


S. G.
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Soldaten oder Lakaien?


Die Sozialdemokraten rüsten sich, um die neue Heeresvermehrung im


Reichstag zu bekämpfen. Sie sagen, „man“ könne das Geld sparen, „man“ habe


dafür nützlichere Verwendung, und halten eine Vermehrung des Heeres für eine


Gefährdung des Friedens.


Ich glaube nicht daran, daß eine Heeresverstärkung an sich eine Gefährdung


des Friedens bedeutet. Je größer der Widerstand, den ein Volk bei der


Verteidigung leistet, um so sicherer ist es vor Angriffen. Gleichzeitig ist ein zum


Volksheer angewachsenes Massenheer immer schwerer zum Angriff zu führen,


als ein kleines Heer von Söldnern. Man müßte schon schwerwiegendere Gründe


als die Aussicht auf Gold und Gebietserweiterung dem deutschen Landwehr-


mann geben, um ihn zum Überschreiten der Grenze, zum Angriff auf den


Nachbarn zu veranlassen. Für nichtige Dinge, wie: Gold, Plunder und Gebiets-


erweiterungen, ist kein Volksheer zu haben. Jede Vergrößerung des Heeres ist


aber ein Schritt auf dem Wege zum Massenheer, zum Volksheer und zum


Frieden. Unser heutiges Heer ist ja nur darum noch kein wirkliches Volksheer,


weil es noch nicht groß genug ist. Je größer unser Heer, desto mehr verliert es


den Charakter einer Leibgarde des Herrschers, eines Instrumentes für


Herrscherzwecke. Je mehr das Volk das Heer durchflutet, um so mehr wird das


Heer vom Volksgeist durchtränkt, um so mehr erkennt es die Volksinteressen als


Zweck seines Daseins an. Denke man sich das Heer verdreifacht, denke man


sich die Wehrpflicht auch auf die Frauen ausgedehnt, denke man sich das ganze


Volk – Männer, Frauen, Mädchen und Knaben – bewaffnet, so muß sich jeder


sagen, daß dieses Heer wohl zur Verteidigung brauchbar sei, aber nimmermehr


zum Angriff. Dieses bewaffnete Volk läßt niemand durch, und wenn es auf der


anderen Seite der Grenze auch so ist, dann ist der Frieden gesichert.


Wenn wir also für den Frieden wirken wollen, dann sorgen wir dafür, daß unser


Heer zum Massenheer vergrößert werde, daß alle Ein-     Einwohner
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wohner: Männer, Frauen, Mädchen, Knaben und Greise, mit Waffen wohl aus-


gerüstet seien. Für die kräftigen Männer behalte man die jetzige Dienstzeit bei,


und für die Schwachen verlängere man die Dienstzeit, bis daß sie alle kräftig


geworden sind. Wenn dann auch der eine oder der andere den Strapazen er-


liegen sollte, – Besser tot, als schwach und kränklich!


Und für die jungen Mädchen: Wären die Felddienstübungen, wie Turnen,


Springen usw., nicht unendlich viel besser, als ihre jetzige Beschäftigung in der


Fabrik, im Kontor, im Laden, als der demoralisierende Dienst in reichen


Häusern? Warum sollen die Frauen nicht auch Waffen tragen und ihr Land und


Volk beschützen können? Die unmoralischen, schmutzigen Zustände, die wir vor


100 Jahren hatten, wo die Frauen dem Eindringen und Durchzug fremder


Soldaten ruhig zusahen, wollen wir nicht mehr haben. Wie in Paris in der


Kommune Männer und Frauen auf den Barrikaden standen, wie die


Germaninnen in den Wagenburgen bis zuletzt kämpften, so sollen auch heute


wieder die Frauen ihren Herd und ihre Freiheit Schulter an Schulter mit den


Männern verteidigen lernen. Der Dienst im Heer, der bei den Mädchen ohne


Schaden auf eine Reihe von Jahren ausgedehnt werden könnte, der ununter-


brochene Aufenthalt in frischer Luft während der Entwicklungsjahre, die ge-


ordnete Lebensweise und die gesunde Kost wurde die Mädchen derart kräftigen,


daß wir für die spätere Nachkommenschaft dieser Amazonen den größten Teil


des heutigen Apparates von Ärzten, Apothekern, Krankenhäusern usw. würden


entbehren können. Und dann soll einmal jemand es wagen, ein solches


Geschlecht anzugreifen!


Wenn aber alle Völker sich so bepanzern – dann ist ja der ewige Frieden bei


den Menschen ebenso gesichert, wie er aus demselben Grunde zwischen den


Megotherions und den Schildkröten gesichert ist.


Kein Opfer ist zu groß, wenn es sich darum handelt, den Frieden zu erhalten.


Keine Kapitalanlage, keine Spekulation wirft an Kultur, Gesundheit, Geld und


Fortschritt höhere Profite ab, als der Frieden. Ein Jahr Krieg kostet immer 


229







mehr, als 100 Jahre Rüstungen.


Fürwahr, ich begreife einfach nicht, warum die Sozialdemokraten sich so gegen


die natürliche Demokratisierung des Heeres durch die Massenvermehrung sträu-


ben. Zu den 1 000 000 Mann, die die Regierung fordert, sollten sie noch das


Doppelte zulegen. Sie benehmen sich in dieser Angelegenheit, als ob sie alle


Rentner wären, als ob die Kosten der Heeresverwaltung aus ihrem Lohne be-


stritten würden, als ob es überhaupt möglich wäre, dem Proletarier nationale


Lasten aufzubürden! Kein Proletarier hat je Steuern bezahlt – weder direkte,


noch indirekte –, und so lange wir den Privatgrundbesitz haben, wird auch nie


ein Proletarier Steuern bezahlen, weder direkte, noch indirekte. Die Sozialdemo-


kraten stellen sich ja in Widerspruch mit ihrer eigenen Lohntheorie. Wo ist doch


der wissenschaftliche Sozialismus geblieben? Sie haben alle wissenschaftliche


Richtpunkte für eine zielbewußte, proletarische Politik verloren und stapfen mit


verbundenen Augen herum. Sie glauben ihre Interessen zu wahren und schützen


nur die der Kapitalisten; sie lehnen die


Soldaten ab, um Lakaien
dafür einzutauschen.


Dabei haben sie die Beweise dafür, daß ihre Rechnung nicht stimmt, dicht vor


Augen. Der Lohn in allen Ländern ist überall der gleiche. Ein deutscher Arbeiter,


der nach Belgien, Dänemark, Holland, nach der Schweiz Australien, Argentinien,


den Vereinigten Staaten auswandert findet, daß er in diesen nur schwach milita-


ristischen Ländern nicht besser daran ist, als hier oder in irgendeinem anderen


stark militarisierten Lande. Wenn wir in Deutschland das Militär ganz abschafften


– glauben die Sozialdemokraten etwa, daß ihnen von den Ersparnissen etwas


zukommen wurde? Kein Pfennig! Wie auch kein Pfennig den Arbeitern aufge-


bürdet werden konnte, wenn man das Militärbudget verdreifachte, – selbst dann


nicht, wenn die entsprechenden Lasten von den Arbeitern als Kopfsteuern 


erhoben würden.


Der Proletarier, der freie Lohnarbeiter, dem die ganze Welt offen ist, der für den


Betrag 
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eines Monatslohnes fast eine Reise um die Welt machen kann und im


Zwischendeck fett wird, der in einem Pappköfferchen alles mit sich schleppt, was


er vom Deutschen Reich als sein Eigentum bezeichnen kann, ist genau wie die


Fürsten und die Spatzen – steuerfrei. Wie das Gold den Sauren, so widersteht


der Proletarier den Steuern – er wälzt alles von sich ab. Er steht ja doch immer


vor der Frage, ob er fortziehen soll oder nicht, und eine unmeßbare Differenz


genügt zuweilen, um den Arbeiter zu veranlassen, dem Unternehmer die


Schaufel vor die Fülle zu werfen und wegzuziehen. Hunderttausende, Millionen


von Wanderarbeitern sind heute ständig unterwegs; ständig wirken sie auf


Nivellierung der Löhne. Schiffe und Eisenbahnen dulden keinen Unterschied in


den Lohnsätzen. Das Gesetz der kommunizierenden Röhren! Wie will man unter


solchen Verhältnissen den Beweis erbringen, der Arbeiter trage die Kosten der


Heeresverwaltung? Gewiß, der Arbeiter bezahlt ja alles; aber gerade darum, weil
er alles bezahlt, ist es für seinen Lohn einerlei, wie das Geld verausgabt wird,
das ihm durch die Grundrentner und Kapitalisten vom Lohne abgezogen wird.
Das, was übrig bleibt, hängt von ganz bestimmten, internationalen, volkswirt-


schaftlichen Gesetzen ab. Nationale Gesetze können diesen schäbigen Rest


nicht beeinflussen. Mache man doch den Versuch und belaste die polnischen


Landarbeiter mit einer täglichen Steuer von 1 oder 2 Mark. Sie werden diese


Steuer ohne Streik, direkt bei den Lohnverhandlungen, restlos abschütteln, wie


der Hund das Badewasser vom Pelz. Sonst fahren sie weiter nach Hamburg. Die


Drohung allein genügt, und wenn sie noch nicht genügen sollte, dann brauchen


nur einige wenige die Drohung auszuführen, um den Zurückbleibenden das


Gewünschte zu erzwingen. Ob man also – wie jetzt vorgeschlagen wird – die


Kosten der Heeresvorlage durch eine Vermögenssteuer deckt oder von den


Arbeitern für den gleichen Zweck eine Kopfsteuer erhebt, das ist alles gleichgül-


tig für den Proletarier. Würde man die vorgeschlagene Besitzsteuer erheben, um 


231







den einzelnen Arbeitern einen Lohnzuschuß bar auszubezahlen, auch das wäre


dem Arbeiter gleichgültig. Wir haben ja diesen Fall in manchen Wirtschaften, wo


der Grundbesitzer, vertreten durch den Pächter des Lokals, den Kellnern einen


Teil der erhaltenen Trinkgelder für sich abfordert.


Der Lohn des Arbeiters unterliegt also internationalen wirtschaftlichen


Gesetzen, und darum ist es unverständlich, daß die Vertreter des Proletariats


sich um die Kosten der Heeresvermehrung kümmern. Die Arbeiter werden ja


doch nie einen Pfennig von dem erhalten, was sie im Reichstag zu sparen, zu


retten trachten. Dafür aber verwandelt sich jeder frische und muntere Soldat, den


die Sozialdemokraten vom Heere streichen, so wie die Dinge heute nun einmal


sind, ganz gesetzmäßig in einen neuen Lakaien, Diener und Chauffeur.


Die Orientierung in der Frage der Heeresvermehrung kann für das Proletariat nur


von der Frage ausgehen, ob es heute und so lange der Kapitalismus nicht durch


die Physiokratie überwunden ist, besser ist, daß wir das Heer der


Lakaien oder das der Soldaten
vermehren. Haben die Sozialdemokraten mehr Vorliebe für die Lakaien, für


Autos, die sie und ihre Familien des Sonntags mit dem Straßenkot bewerfen, als


für Soldaten, – so mögen sie gegen die Vorlage stimmen; sonst aber hat die


Bekämpfung der Massenvermehrung des Heeres keinen Sinn. Lakaien und


Diener gedeihen in Deutschland, wie Heine sagt, so wie so schon gut genug. 


Wir haben genug von der Sorte; die ganze Gesellschaft von oben bis unten ist


davon verseucht. Was wir brauchen, das sind hochgemute, stolze, kühne


Männer und ebensolche Frauen, und für solche Charaktereigenschaften scheint


mir der Dienst im Heere besser geeignet, als der Sklavendienst in herrschaft-


lichen Häusern. Und je größer das Heer, je mehr es sich zum Massen- und


Volksheer entwickelt, desto mehr veredelt sich sein Charakter, desto größer wird


sein Einfluß in der Entwicklung jener Mannestugenden. Die ersten preußischen


Regimenter wurden aus Vagabunden und Verbrechern rekru-  rekrutiert
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tiert. Die Behandlung war entsprechend. Je größer das Heer wurde, je mehr die


Zuchthäusler in der Masse zurücktraten, um so besser wurde naturgemäße die


Behandlung. Und ich kann mir sehr gut vorstellen, daß in einem Massen- und


Volksheer das persönliche Ehrgefühl in erster Linie geschont, gepflegt und ent-


wickelt werden wird, um den Geist zu schaffen, der allein ein Heer, ein Volk


unüberwindlich machen kann.


Freilich, das Heer muß wissen, für was es kämpft. Das Heer in Jena kämpfte für


Thron und Altar und wurde geschlagen, wie jedes Heer geschlagen wird, das für


nichts anderes als für Thron und Altar kämpft. Das Massen- und Volksheer, das


unbesiegbar sein soll, muß ein höheres Ziel haben als Thron und Altar. Es muß


begeisterst sein von der Liebe zum Land und Volk. Diese Liebe kann in einem


von Fürsten, Herren und Knechten bewohnten Lande in einem Klassenstaat


nicht aufkommen. Das Volksheer muß wissen, daß es nicht sein Leben für die


Schmarotzer, zur Verteidigung des Privatgrundbesitzes opfert, sondern daß der


Boden, auf dem es geboren, auf dem es steht und nötigenfalls auch fällt – ihm


auch gehört! Im physiokratischen Staate wird die wunderbare Kraft, die stärkste


aller Kulturenergien, die uralte, heute aber ganz ausgestorbene Vaterlandsliebe,


wieder aufleben!


Der dreissigjährige Krieg und der Generalstreik.


Jetzt, wo wieder von Cumberland und Braunschweig in den Zeitungen die Rede


war, werden die famosen Geschäfte in die Erinnerung zurückgerufen, die unsere


angestammten Landesvater mit dem Verkauf ihrer Untertanen vor kaum hundert


Jahren gemacht und mit denen sie dem deutschen Volk, dem deutschen Namen,


der Rasse eine unauslöschliche Schmach angetan haben. Man ist sich im Volke


so sehr von der völligen Nutzlosigkeit eines Reinigungsversuches für diese


Besudelung unserer an sich schon wenig ruhmreichen Geschichte bewußt, daß


man von jeder Art Sühne 
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abgesehen hat. Dieser Schmutz ist waschecht und vererbt sich von Geschlecht


zu Geschlecht. Und es ist gut, daß es so ist. So sparen wir die Kosten, jenen


Banditen und Skalpjägern in jedem deutschen Hause Denkmäler aus Bronze und


Stein zu errichten. Wir tragen die Schandflecke einfach mit uns herum, und das


ist das wirksamste Denkmal.


Eigentlich sollten wir solche geschichtlichen Ereignisse weniger mit Gemüt und


Strenge, als mit Philosophie beurteilen. Dieser braunschweigische Herzog hat


seine Landeskinder direkt als Kanonenfutter gegen bares Geld verkauft. Ein


schönes, glattes Geschäft. Taten die Berner Grundbesitzer nicht dasselbe mit


den sogenannten Reisläufern? Tun dasselbe nicht noch zur Stunde einzelne


Negerkönige von „Gottes Gnaden“ in Zentralafrika?


Und ist schließlich der Fürst, der das Volk aus rein dynastischen Gründen in den


Krieg führt, nicht auch ein solcher hessisch-braunschweigischer Seelenver-


käufer? Und wenn wir heute der Grundrenten, des Profits, des Zinses und der


Dividenden wegen schwangere Frauen, stillende Mütter zu schwerer Fabrikarbeit


zwingen und es fertig bringen, daß von den 330 000 Säuglingen, die in


Deutschland jährlich sterben, wenigstens 200 000 nur darum zu Grunde gehen,


weil man ihnen Luft, Sonne und die natürliche Nahrung und Pflege entzieht, so


sehe ich wirklich nicht ein, warum man den hessisch-braunschweigischen


Fürsten ihre Herrschertaten so schwer anrechnen soll. Diese Fürsten verkauften


Männer statt Säuglinge, sie zogen den Sklavenmarkt in London der Schlachterei


im Felde und der Engelmacherei in der Fabrik vor. Das ist der ganze


Unterschied, und mir erscheint Gemüt, Herz und Seele des Skalpjägers von


Hessen ebenso rein, wie das eines Rentners, der sich auf Kosten der Säuglinge


vom arbeitslosen Einkommen ernährt. Die Statistik ist da zum Beweis, daß die


Säuglingssterblichkeit Hand in Hand mit dem Rentnertum geht, und die Zeit wird


kommen, wo das Volk auf unsere heutigen Rentner mit der gleichen Abscheu


blicken wird, wie viele unserer Rentner 
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heute auf den Landgrafen von Hessen. Schließlich haben diese urdeutschen


Landesväter nur 4% der Untertanen für ihre Küche und den Hof geopfert; andere


Fürsten gibt es, die ausgerechnet den letzten Mann ihren persönlichen, egois-


tischen Interessen geopfert haben. Wäre es denn besser gewesen, wenn der


Landgraf von Hessen, um seine Kasse zu füllen, seinen Nachbarn überfallen und


die 16 992 Mann in Deutschland auf dem Schlachtfelde geopfert hätte?


Hiermit wollen wir natürlich den braunschweigischen Sklavenhandel nicht


beschönigen; wir wollen nur damit zeigen, in welchem Zustande damals – 100


Jahre nach dem 30 jährigen Krieg – sich die Volksseele befand, und an dem


Beispiel mit den Säuglingen zeigen, wie leicht sich der Mensch an dem Anblick


der Greuel gewöhnt – wenn er mitten drin ist. Der 30 jährige Krieg hatte nur eine


Bande von Räubern, Mördern und Gesindel zurückgelassen. Feiges, von Pfaffen


geducktes, von Grundrentnern ausgebeutetes Gesindel. Und man wundert sich


nur, daß der zerlumpte Fürst für die ebenso zerlumpten, unwissenden, hungri-


gen, abergläubischen Strolche noch einen so guten Preis in England erzielen


konnte. Mir scheint, daß in unserer deutschen Rasse doch ein guter Kern stek-


ken muß, wenn wir nach einer 30 jährigen Schlachterei noch 150 Taler auf offe-


nem Sklavenmarkt gelten konnten. Oder bezahlte der König in England etwa die


deutschen Vettern so hoch, weil er sich blutsverwandt mit diesen Strolchen fühl-


te? Mag sein; eins aber erscheint mir sicher: nämlich, daß, wenn wir jetzt noch


einmal einen 30 jährigen Bürgerkrieg oder Generalstreik durchmachen müßten,


dann unsere Fürsten kaum noch diesen Preis in London erzielen werden.


Verschafft man sich Klarheit über die Zustände, die der 30 jährige Krieg geschaf-


fen hatte, so kann man die Tat der deutschen Fürsten schon verstehen. Volk und


Fürst waren dem Pesthauch des Krieges erlegen und hatten sich in wilde Tiere


verwandelt. Nein, wilde Tiere, das wäre noch ein Ehrentitel für das unterwürfige,


kriechende Gewürm. Waren es nicht Männer, erwachsene, 
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waffenfähige Männer, die der Herzog verkaufte? Warum fand sich in der ganzen


Bande nicht einer, ein einziger, der den Mut gehabt hatte, dem Sklavenhändler


entgegenzutreten? Warum befand sich unter den Pfaffen, Geistlichen, Gelehrten,


Grundbesitzern nicht einer, ein einziger, der seinen verratenen Landsleuten


gezeigt hätte, wie man wilde Tiere bändigt? Nein, nicht einer, sie alle, feiges


Gesindel, ein schmutzig-schmieriger Rückstand einer 30 jährigen Destillation des


Volkes durch den Krieg. Heute – nach einer längeren Friedenszeit – wäre es 


vielleicht schon anders. Das Ehrgefühl, der Sinn für die Würde des Nächsten,


der persönliche Mut, kurz die Zivilcourage, die nach Bismarcks Ausspruch noch


heute spärlich genug vertreten ist, ist eben ein Erzeugnis des Friedens.


Darum laßt uns dem Kriege aus dem Wege gehen, wie man der Pest aus dem


Wege geht. Hüten wir uns vor dem Generalstreik. Ein Jahr Friedensarbeit fordert


uns mehr, als der glücklichste Generalstreik. Der Frieden reißt alles unwidersteh-


lich mit sich auf die Bahn der Kultur; Fürst und Volk, Kapitalist und Proletarier,


alle fühlen im Frieden etwas in sich knospen, das sich Bahn brechen will durch


alle Vorurteile, und das selbst die stärksten egoistischen Hemmungen zu 


sprengen vermag: das Gefühl, daß wir Menschen zusammengehören, daß wir


aufeinander angewiesen sind, daß wir uns alle gegenseitig fördern müssen,


wenn wir die Herren der Finsternis von ihrem Throne stürzen und die Alleinherr-


schaft wenigstens über diese Erde erringen wollen. Der Krieg aber (und der


Generalstreik ist doch die moderne Kriegserklärung) läßt alle diese edlen Triebe


im Menschen wieder verkümmern und verdorren.


Die Arbeiter aller Berufe: Fabrikarbeiter, Tagelöhner, Bauern, Ärzte, Lehrer,


Künstler, Ingenieure, Kaufleute, Handwerker, Chemiker, kurz alle, die für ihren


Lebensunterhalt arbeiten, müssen einig sein. Ehe diese Einigkeit nicht erreicht


ist, hüte man sich vor dem Generalstreik! Die Zeit ist dann eben noch nicht da,


noch nicht reif, wie sie ja auch für die französische Revo-   Revolution
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lution und für den deutschen Bauernkrieg nicht reif war. Und so unterliegt es 


keinem Zweifel, daß wir ohne die französische Revolution und ohne den


Bauernkrieg heute weiter wären. Ist dann noch ein letzter Widerstand zu 


brechen, so mag man die „erdrückende Gewalt“, die in der Masse liegt, einfach


wirken lassen. Aber diese Masse muß da sein – gewaltig, schwarz, groß, 


drohend –, muß wirklich erdrückend sein, damit der Widerstand ohne Blutver-


gießen weggeräumt wird.


Saul ging aus, um einen Esel zu suchen, und brachte ein Königreich heim. Die


Arbeiter gehen aus, um mit dem Generalstreik Freiheit und Wohlstand zu


erkämpfen, und die Erfahrung der Jahrtausende spricht dafür, daß sie die Knute,


Sklavenketten, Hungertyphus, Diktatoren, Napoleon und braunschweigische


Herzöge heimbringen werden. Man schätze auch die Kräfte des Volkes richtig


ein. Mit Menschen, die komplizierte Organisationen und Führer brauchen, kann


man weder eine Gesellschaftsordnung umstoßen, noch eine neue errichten. Die


hundert oder tausend Führer fallen beim ersten Zusammenstoß, wenn sie nicht


gleich von Anbeginn an von der Polizei eingesteckt werden. Sind aber die Führer


fort, so ist der Rest eine Beute der Wölfe.


Man wäge alle Widerstände ohne Leidenschaft, man mache sich keine Illusionen


über die Qualität der Nachkommenschaft jenes Gesindels, das uns der 


30jährige Krieg zurückgelassen hatte. Man bedenke, daß noch die Mehrzahl


unserer Großmütter als – Leibeigene (die niedrigste Form der Sklaverei) geboren


sind und daß immer noch von unserer Geistlichkeit der Geist der Demut und


Unter-würfigkeit mit großem Geschick dem Volk eingeflößt wird. Nun, ich meine,


mit solchem Volke läßt sich – kaum 250 Jahre nach jenem 30 jährigen Krieg – 


mittels eines neuen Bürgerkrieges, genannt „Generalstreik“, kein neuer Staat 


aufbauen, wie der ist, dem die Propagandisten des Generalstreiks zustreben,


und der wie kein anderer so überaus hohe Ansprüche an die Herzensgüte,


Treue, Opferfreudigkeit und Be-   Bescheidenheit
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scheidenheit jedes einzelnen Bürgers stellt.


Anders wäre es, wenn die Arbeiter das physiokratische Wirtschaftsprogramm


sich aneignen würden. Dieses fordert zu seiner Einführung keine Organisation


und keine Führer. Der physiokratische Staat nimmt die Menschen, so wie sie


sind. Er wird diese Menschen zweifellos auf eine sehr viel höhere Stufe hinauf-


führen; aber er braucht zu seinem Bestände keine besseren Menschen als die,


die jetzt hier herumwimmeln; er braucht nicht zu warten, daß sich die Menschen


veredeln. Das physiokratische Wirtschaftssystem hätte auch gleich nach dem 


30 jährigen Krieg mit dem gleichen Erfolge eingeführt werden können. Die


Unterwürfigen, Demütigen sowohl, wie die Räuber verwandelt der physiokra-


tische Staat in aufrechte, freie Männer.


Ist einmal bei den Arbeitern die Einführung der großen physiokratischen Geld-


und Bodenreform beschlossene Sache, dann ist es für den Erfolg einerlei, ob


man die Führer einsperrt oder erschießt. Führer sind dann überflüssig. Hie Geld


und Bodenreform! ist der Schlachtruf, und der wird einfach alle Tage millionen-


stimmig wiederholt, bis die Forderung bewilligt wird. Und hier eben liegt das 


wunderbar Einfache der Sache: Wir brauchen überhaupt keine einzige der 


komplizierten Organisationen, die die Erfinder neuer Gütererzeugungs- und


Verteilungssysteme vorgeschlagen haben. An dem Tage, wo die Forderung der


Arbeiter bewilligt wird, kann das physiokratische Geld auch schon in Umlauf


gesetzt werden, und jeder im Volk wird an jedem Geldzettel Kontrolle darüber


üben können, daß die Geldreform auch den Wünschen der Arbeiter entspre-


chend durchgeführt worden ist. Auch für die Bodenreform ist die jetzige


Verwaltungsmaschine nur umzusteuern, um sofort wieder in Betrieb gesetzt 


werden zu können. Aber wenn die Reformen eingeführt werden, dann wird die


Erde nicht beben, der Himmel wird nicht einstürzen, man wird überhaupt kaum


etwas an der Oberfläche der Dinge merken. Im Handel, der Industrie, der


Landwirtschaft geht alles den Geschäften nach, als ob nichts passiert wäre.


Trotz-
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dem bereitet sich im Stillen etwas Gewaltiges, Grundstürzlerisches vor. Und


wenn wir nach 2 bis 3 bis 5 Jahren genauer nachsehen, so werden wir bemer-


ken, daß der Zinsfuß des Kapitals merklich heruntergegangen ist: von 5 auf 4 1/2


oder gar schon auf 4. Und wenn wir weiter nach fünf Jahren nachmessen, so


werden wir den Zinsfuß schon bei 3% antreffen. Dann aber (allerdings nur bei


internationaler Einführung der Geldreform} geht es im Galopp vorwärts, und in


weiteren 10 Jahren werden wir vom Zins überhaupt nichts mehr sehen. Das


arbeitslose Einkommen ist damit aus der Welt geschafft; und so lange man dem


Reformgeld und dem neuen Bodenrecht treu bleibt, wird es kein Mittel geben, es


wieder aufstehen zu lassen.


Generalstreik! Wir können uns schon vorstellen, daß man damit etwas erreichen


kann. Aber das, was man erreichen will, muß dann in greifbarer Nähe sein.


Würde z. B. der Generalstreik beschlossen, um die große physiokratische Geld-


und Bodenreform durchzudrücken, so ist nicht zu zweifeln, daß man damit die


Widerstände brechen könnte, – nicht zwar in der Art, daß man sagt, wir streiken,


bis daß uns die Reformen zugestanden werden, sondern so, daß der Streik auf


eine genau bestimmte Anzahl Tage begrenzt und dann aber in immer kürzeren


Zwischenräumen und immer vollständiger erneuert wird. Beschränkt man den


Streik auf drei Tage und wiederholt ihn alle Monate, so werden sicherlich keine


drei Jahre vergehen, bis sich „der Staat“ bereit erklärt, seine Hand zu den von


den Arbeitern geforderten Reformen zu reichen. – Der „verfluchte preußische


Staat“ hat schon manche Reform aus Selbsterhaltungstrieb gegen die Interessen


des „Kapitals“ durchgeführt, z. B. die Eisenbahnverstaatlichung. Und ein beson-


deres Interesse an der Erhaltung des Kapitalismus hat der Verwaltungsapparat


dieses „Staates“ als solcher nicht mehr als der Arbeiter selber. – Sind es doch


alles Menschen, die ebenso schwer für ihren Lebensunterhalt zu arbeiten haben,


wie die Arbeiter schlechthin. Der Verwaltungsapparat an sich, mit Ausnahme der


Spitzen, ist durchaus 
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proletarischer Natur.


Wir wollen uns zwar hier keinen zu rosigen Hoffnungen hingeben. Namentlich


in Bezug auf die Bodenreform müssen wir mit großen Widerständen rechnen


Jedoch so groß diese Widerstände auch sein mögen, unendlich viel größer sind


die Kräfte, die zu ihrer Überwindung den Arbeitern die Einigkeit der Arbeiter aller


Berufe verschaffen werden. Diese Einigkeit heißt es herbeiführen. Mit dem 


sozialdemokratischen Zukunftsstaat als Bindemittel wird die Einigkeit niemals


erreicht werden. Der Kommunismus ist das Ideal der Hungrigen, der Geplagten,


des in der Armut aufgewachsenen Proletariats. Besser gesagt: der Kommunis-


mus ist das Produkt des Hungers, des Elends, der Sorge. Wird aber der Druck


der Armut nur etwas gehoben, dann überwuchern die individualistischen Triebe


und Ideale sofort die kommunistischen und ersticken sie. Der Kommunismus,


sofern er allen den Wohlstand bringen soll, ist demnach nur als Selbstmörder


denkbar: er hebt sich selbst aus dem Sattel. Dagegen haben Individualismus 


und allgemeiner Wohlstand einen vernünftigen Sinn: sie bedingen sich, stehen


unmittelbar in Wechselwirkung zueinander, wie Kommunismus und allgemeine


Armut Zwillingsschwestern sind.


Für den kommunistischen Staat, für den Bürokratismus, die Bevormundung, das


Kommando, die Unterordnung und was alles mit der allgemeinen Verstaatlichung


untrennbar verknüpft ist, wird man niemals die Menschen gewinnen, die schon


etwas Blut der individuellen Freiheit geleckt haben, die gewohnt sind, persönlich


die Verantwortung zu tragen für alles, was sie tun und lassen. Sieht man ab von


der heutigen Verteilung der Arbeitsprodukte, denkt man sich Zins und Rente, die


Arbeitslosigkeit, die Krisen beseitigt, so ist die heutige Wirtschaftsordnung direkt


als das Vollkommenste zu bezeichnen, was sich denken läßt, – zumal ja inner-


halb dieser Ordnung der Platz frei bleibt für alle die, die von kommunistischen


Trieben geleitet werden. Ist der Boden Gemeingut und der Zins beseitigt, so 


hindert wirklich nichts mehr die gleichgesinnten Menschen, 
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sich zusammenzutun und den Kommunismus innerhalb solcher Gruppen zu 


proklamieren. Ja, der Umstand, daß den Genossen, die ein Haar in der Sache


finden, immer noch die Flucht in die physiokratische Freiheit möglich ist, sichert


sie vor der Gefahr der Vergewaltigung, was nicht mehr der Fall wäre, wenn alle


Produktionsmittel dem Staate oder der Gesellschaft gehören. In der kommunis-


tischen Gesellschaft – ganz einerlei, wie man sie sich denkt – liegt eben alle


Gewalt, alle Macht in der Gesellschaft, – im physiokratischen Staat liegt die


Macht verteilt in den Händen der einzelnen Bürger.


Der Zukunftsstaat soll – darin sind ja alle Arbeiter einig – kein Hirten-, Jäger-,


Zigeuner- oder Negerstaat werden. Im Zukunftsstaat sollen Künste und


Wissenschaften, der Weltverkehr und der die Völker verbrüdernde Welthandel


erst recht gepflegt werden. Es versteht sich darum auch von selbst, daß die tech-


nischen Leiter und Kaufleute, die Künstler, Schriftsteller, Wissenschaftler und


Verwaltungsbeamte, die zu einem solchen hochentwickelten Staats- und


Wirtschaftswesen gehören, nicht aus dem zu bildenden Zukunftsstaat auszu-


schließen oder etwa zwangsweise – man denke an einen Zwangsschriftsteller –


anzugliedern sind. Stellen sich diese Männer nicht freiwillig in den Dienst des


Zukunftsstaates, dann müssen sich die Arbeiter ohne sie behelfen; und was das


bedeuten würde, kann sich jeder vorstellen.


Freiwillig werden sich aber diese Männer, denen es ja im kapitalistischen Staate


sowieso nicht allzu schlecht geht, nur unter der Bedingung in den Dienst der


Arbeiterpolitik stellen, daß im Zukunftsstaat die persönliche Freiheit, die


Selbstbestimmung, die Selbstverantwortung, sowie das Recht auf den vollen


eigenen Arbeitsertrag unangetastet bleiben. Mit dem Kommunismus und dem


damit verknüpften Recht auf den Arbeitsertrag der anderen [das Ideal der Dummen,


Faulen, Hilfsbedürftigen Tagediebe, Lasterhaften, sowie der wenigen aus reiner Herzensgüte dem


Kommunismus zuneigenden Wolkenkuckucksheimer.] stößt man alles ab, 
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was das Volk an Kraft, Mut, Intelligenz und Unternehmungslust hervorbringt.


Wenn wir noch einmal durch einen 30 jährigen Krieg oder Generalstreik gehen


müssen, dann mag man dem übrig bleibenden, verlausten Gesindel den


Kommunismus vorschlagen, aber nicht einem wohlhabenden, stolzen, freien, 


aus dem Frieden hervorgegangenen, selbstbewußten Volk!


Es ist also klar: Nur das physiokratische Programm vermag die Arbeiter aller


Berufe – Bauern, Tagelöhner, Handlanger, Industriearbeiter, Lehrer, Techniker,


Kaufleute, Ärzte, Künstler, Verwaltungsbeamte, Wissenschaftler und Matrosen –


unter einen Hut zu bringen und sie alle vereint gegen den gemeinsamen 


Feind – das arbeitslose Einkommen – ins Feld zu führen.


So lautet also der physiokratische Sammelruf:


„Arbeiter aller Berufe, einigt euch auf das physiokratische Programm, die
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen, eigenen Arbeitsertrag durch die


große physiokratische Geld und Bodenreform!“


Zinsgeld als Kriegsmaßregel.


Von N. Johannsen in Rosebank, New York.


Eine rein finanztechnische Maßregel, die mit dem Zwecke des Geldes, dem


Warenaustausch, nichts gemein hat. Johannsen will den Staat, der in schwieri-


gen Zeiten von den Geldkapitalisten im Stich gelassen wird, aus den Händen


dieser Verräter erretten. Er schlägt vor, Papiergeld auszugeben, das vom Staate


nach einer bestimmten Anzahl Jahren mit Zinseszinsvergütung eingelöst wird.


Dieses Geld würde inzwischen an allen Staatskassen und vor Gericht nur zum


Nennwert, also ohne Zinsvergütung angenommen werden und somit auch im


Privatverkehr nur zum Nennwert angenommen und ausgegeben. Mit der Zeit


jedoch, in demselben Maße, wie der Einlösungstermin naher rückt, würden die


Noten von den 
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Sparern als Anlagepapiere festgehalten und so als Geld aus dem Verkehr ver-


schwinden, wodurch dann der Staat in die Lage versetzt wird, neues Zinsgeld in


Umlauf zu setzen, ohne den Papiergeldumlauf zu überlasten. Der Vorteil wäre


also der, daß der Staat Anleihen in beschränktem Umfange zum üblichen Zinsfuß


und zum Parikurs unterbringen kann.


Es ist hierzu zu bemerken, daß dieses Zinsgeld, so lange es als Geld umläuft,


ein gleich großes Quantum Banknoten verdrängt. Für die Währungstechnik sind


sie direkt während der Laufzeit als Umlaufsmittel anzusehen. Es ist auch weiter


zu beachten, daß die Zinsgelder, die von den Sparern festgehalten worden sind


und dann durch Neuemission bereits ersetzt wurden, doch noch einmal unter


Preisgabe der Zinsansprüche als Geld in Umlauf gesetzt werden könnten, falls –


wie das ja gerade in schwierigen Zeiten zu geschehen pflegt – die Sparer durch


Krisen und Arbeitslosigkeit gezwungen werden, von ihren Ersparnissen


Gebrauch zu machen und das Zinsgeld wieder zu Markte zu bringen. Und 


daraus könnten dann der Reichsbankverwaltung arge Verlegenheiten erwachsen.


Dasselbe würde auch geschehen, wenn in schwierigen Zeiten die Reichsbank,


um ihren Barschatz zu schützen, den Zinsfuß auf 6 (wie jetzt) und auf 7 und 71/2


(wie im Jahre 1907) erhöht. Dann würde mancher Sparer ausrechnen, daß bei


so hohem Zinsfuß das Festhalten des Zinsgeldes sich nicht mehr lohnt, und


mancher schon gesparte Zinsgeldzettel würde wieder Lust bekommen, sich als


Geld zu betätigen. Und das könnte unter Umständen den Zweck durchkreuzen,


den die Reichsbank mit der Erhöhung des Zinsfußes verfolgt.


Wir möchten hier Herrn Johannsen empfehlen, sein Zinsgeld einem anderen


Zweck dienstbar zu machen, nämlich dem, die Sparkassen und Sparkassen-


bücher zu ersetzen. Zu dem Zwecke müßte das Zinsgeld in kleinen Abschnitten


von 1 Mark in Umlauf gesetzt werden, und zwar direkt von der Reichsbank, die


den Erlös teilweise zur Stärkung ihres Goldschatzes benutzen könnte. Diese


Noten würden einen großen Teil unseres 
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barbarischen, fast lächerlich plumpen Silbergeldes verdrängen und könnten


ununterbrochen jahraus, jahrein in ziemlichen Quantitäten in Umlauf gesetzt 


werden, da die kleinen Sparer sie festhalten würden, um sie bei sich zu Hause


aufzubewahren. So fiele dann die Lauferei zur Sparkasse fort und all die


Schreiberei, die mit den Sparkassenbüchern verknüpft ist. Freilich müßte aus


dem oben gekennzeichneten währungstechnischen Grunde die Laufzeit dieser


Zettel auf ein Jahr beschränkt bleiben, was auch für die äußerliche gute


Verfassung der Zettel ratsam ist.


Für den Krieg aber gehören andere Maßnahmen, wie das Versprechen, dem


Kapitalisten Zins zu bezahlen. Der Mutter, die einen Sohn hat, nimmt man im


Kriegsfall diesen einen Sohn, und der Mutter, die sieben Söhne hat, nimmt man


die sieben. So mache man es auch mit Gut und Geld. Dem Kapitalisten, der eine


Million hat, nimmt man eine Million, und dem, der sieben Millionen hat, nimmt


man sieben Millionen. Und dem Gutsbesitzer, der 100 Hektar Land hat, nimmt


man 100 Hektar, und den, der nichts hat, läßt man ungeschoren. Des Landes


und Eigentums wegen werden die Kriege geführt, somit sollen auch Land und


Eigentum die Kosten der Verteidigung tragen. Ein Hohn, ein Jux ist es aber, den
Kapitalisten für die Verteidigung ihres Gutes noch Zins zu bezahlen. Oder ist es


Ihnen vielleicht ernst, Herr Johannsen, mit Ihrem Vorschlag, den Kapitalisten


dafür, daß die Proletarier sich draußen im Felde für sie schlagen, Zinsen zu


bezahlen? Ich hoffe doch nicht. Wenn die Trompeten blasen, dann wird es 


heißen: „Capitalists and profitmakers to the front!“ Und wehe ihnen, wenn sie


sich verstecken! Um den für den Erfolg unentbehrlichen Geist in der Truppe zu


wecken, wird man in einem künftigen Krieg andere Töne anschlagen müssen, 


als in früheren Zeiten. Um nach dem Feldzug als Knecht das Land bearbeiten 


zu dürfen, das man mit seinem Blute verteidigt hat, dafür zieht kein Proletarier


mehr ins Feld. Ehe die Truppen ins Feld ziehen, wird man ihnen erklären 


müssen, was eigentlich unter dem Ausdruck 
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„Vaterland“ im wissenschaftlichen und praktischen Sinne zu verstehen ist. Und


wenn man den Soldaten wiederholt, was man den sieggekrönten Männern 1871


gesagt hat, nämlich, daß das Vaterland nichts anderes ist als Trödelkram, das


man meistbietend mit schnödem Gelde kaufen kann, von dem jeder, selbst der


tapferste Soldat, wie ein räudiger Paria ausgeschlossen ist, der kein Geld hat, so


wird der heilige Geist nicht kommen, der allein den Erfolg gewährleistet. Zweimal


hat man das Volk verraten, 1813 und 1870, ein dritter Aufruf „zu den Waffen“


wird mißlingen, wenn bis dahin der Klassenstaat nicht in den Erdboden


gestampft ist, wenn der letzte Kapitalist nicht neben dem letzten Proletarier ruht.


Ein stolzer, freier Mensch kann den Klassenstaat nicht lieben; für diese


„Gesellschaft auf Aktien“ opfert ein intelligenter, begeisterungsfähiger Mensch


sein Leben nicht mehr. „Die Verteidigung mögen die Aktionäre unseres


„Vaterlandes“ besorgen! Leergebrannt ist die Stätte, wo einmal die Vaterlands-


liebe loderte, und zu neuer Flamme läßt sich diese Liebe nur dadurch entfachen,


daß wir ihr die Grundbücher zum Fraß, daß wir die Brandfackel in die


Katasterämter werfen!“


Nicht Roß noch Reisige, entgeistete Puppen, auch das Zinsgeld Johannsens
nicht, schützen unser Vaterland, sondern allein die Liebe des freien Mannes zum


freien Lande seiner Väter.


S. G.


Die Wissenschaft als Milchkuh


Das Volk, die große Masse, das Grautier, ist noch nicht so weit herunterge-


kommen, moralisch verkommen, daß es den Glauben an die Vertreter der


Wissenschaft verloren hätte. Weil es selbst ehrlich geblieben ist, glaubt es, was


der Titel Doktor, Professor usw. deckt. Das wissen unsere Geschäftsleute, und


darum suchen sie das, was sie dem Volke zu sagen haben, mit der Gloriole der


Wissenschaft zu umgeben, wozu in der Regel ein wissenschaftlicher Titel


genügt, den man 


245







mit seinem Träger auf dem Markte käuflich findet. 


So sagt Brentano:


„In der Volkswirtschaftslehre gelangt eine richtige Lehre erst dann zur


Anerkennung, wenn sie den Interessen einer mächtigen Partei entspricht, und


nur so lange, als diese mächtig ist. Wird eine andere mächtiger, so gelangen


auch die irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der


Mächtigen zu dienen geeignet scheinen.“


(Lujo Brentano, Der Unternehmer, S. 6,1907)


Hiernach braucht das Volk also nicht alles für bare, wissenschaftliche Münze


zu nehmen, was der Doktormantel deckt. Im Gegenteil, es muß sogar alles,


genau wie die Anpreisungen eines Pferdehändlers beim Verkauf eines Kleppers,


mit besonderem Mißtrauen entgegennehmen, sobald es sich hinter einem wis-


senschaftlichen Titel verbirgt. Der wissenschaftliche Titel soll aber kein Köder


sein, sondern einfach ein Erkennungszeichen. Soll der Titel aber diesen


Charakter behalten, so mögen die Titelträger ihre Interessen selber wahrnehmen,


indem sie dafür sorgen, daß die Herren Professoren und Doktoren ihre Titel 


ablegen, so oft sie sich als Pferdehändler an die Öffentlichkeit wenden. Sonst


könnte irgendein konkurrierender bürgerlicher Schwindel-Politiker auf den


Gedanken kommen, die Gesetze über unlauteren Wettbewerb anzurufen. 


Und das wäre doch nicht schön! 


–
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Pierpont Morgan †.


Der Chemiker, der Techniker, beweist die Richtigkeit seiner theoretischen


Erkenntnisse mit dem Experiment. Gelingt das Experiment, so sind alle sogleich


von der Richtigkeit der Theorie überzeugt. Wer wäre heute nicht davon über-


zeugt, daß die Lokomotive bergan fahren kann?.


Wir sind nicht in der glücklichen Lage, das Volk von der Richtigkeit unserer


Theorie des Kapitals mit solch einfachen, billigen Mitteln überzeugen zu können.


Wir können zum Experimentalbeweis kein Geld, keine Apparate gebrauchen. Wir


müssen dazu die öffentliche Verwaltung des Geldes in unsere Hände bekom-


men, und wie können wir hoffen, das Volk dahin zu bringen, daß es uns ein so


ausserordentliches Vertrauen entgegenbringt, wenn wir ihm weiter nichts bieten


können, als nackte Theorien? Die Erlaubnis zum Experiment, durch das wir das


Volk überzeugen könnten, setzt ja schon die Überzeugung voraus, die das


Experiment doch erst bringen soll.


Auf positive Experimentalbeweise für unsere Lehre müssen wir also vorläufig


verzichten. Wir müssen uns mit den negativen Beweisen begnügen, die uns die


heutige Geldwirtschaft liefert. Und da hat uns jetzt der Tod einen bösen Streich


gespielt; er hat uns unseren besten Lieferanten solch negativer Beweise ent-


rissen. Pierpont Morgan †. Uns ist dieser Verlust recht schmerzlich. Wie der


Schmied die Hufeisen, der Bäcker das Brot verfertigt, so fabrizierte Morgan die


Börsenpaniken und Wirtschaftskrisen. Und mit diesen Fabrikaten konnten wir


manchen Skeptiker für unsere Geldreform gewinnen. [S. unseren Artikel „Morganatische


Panik“ Nr. 5 d. Bl.]


Durch Beelzebub vertreibt man die Teufel, und es war darum unsere Absicht,


Morgan einzuladen auch einmal in Deutschland eine Vorstellung seiner Kunst zu


geben, und den deutschen Spießbürgern zu zeigen, was die Macht des Geldes


ist und wie man einem ganzen Volk das Fell über die Ohren ziehen kann. Den


Plan zu dieser Vorstellung hatten wir bereits bis in alle Einzelheiten ausge-


arbeitet. Sogar die Verteilung des 
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voraussichtlichen Milliardenprofits war schon vorgesehen. Wir wollten Morgan


den ganzen Profit überlassen und uns mit dem Roten Adlerorden [Morgan war


Inhaber dieser preußischen Auszeichnung.] und dem erhebenden Schauspiel begnügen,


wie ein ganzes Volk von einem Börsianer überfallen, mit seinem eigenen


Geldwesen erdrosselt und ausgeplündert wird. Wir hofften, daß die Vorstellung


uns mit einem Ruck weiter bringen würde, als eine langjährige mühselige theo-


retische Belehrung es tun könnte.


Nun ist der große Amerikaner gestorben und wir sehen uns nach einem 


anderen Mann um, dem wir uns anvertrauen, dem wir die mit unserem Plane


verknüpfte schmutzige Arbeit aufbürden könnten. Und finden keinen.


Morgan studierte in Göttingen, und leistete Hervorragendes in der Mathematik.


Er war ein klarer Kopf. Er war frei vom Wertschwindel (der in den Köpfen unserer


Finanzleute noch so viel Unheil anrichtet und sie unfähig macht, ihre Machtmittel


großzügig auszubeuten). Er rechnete nur mit den Preisen, nicht mit dem Wert


der Dinge, und wußte, wie man es macht, daß sich die Preise in der gewünsch-


ten Richtung bewegen. So flossen ihm die Milliarden aus den Taschen des


Volkes zu. Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise sagte sich Morgan.


Und die Nachfrage liegt in den Händen derer, die über das Geld verfügen. 


Das Geld wiederum besteht in dem kleinen Haufen baren Geldes und aus dem


großen, auf diesem kleinen Haufen Bargeldes errichteten Haufen Kreditgeldes


(Wechsel und Papiergeld). Nimmt man den kleinen Haufen weg, so stürzt der


große Haufen (Kreditgeld) in sich zusammen und wird als Konkurrent bei der


Nachfrage ausgeschaltet. Und mit der Ausschaltung dieser Nachfrage stürzen


die Preise von ihrer Höhe, denn Nachfrage und Angebot bestimmen doch die


Preise – und dann haben wir genau zu der Zeit, auf die wir unsere


Börsenspekulationen zugespitzt haben, den Krach, die Panik und die


Differenzen.


Das war also alles, was Morgan vor seinen Kollegen voraus hatte: Das bare


Geld in ge-
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nügender Menge in seinem Machtbereich zu bringen und dann dem auf diesem


Gelde aufgerichteten Kreditgebäude zu einer im voraus berechneten Stunde


einen Stoß zu geben. Das war seine Wissenschaft. Morgan spekulierte nicht; er


rechnete und handelte. Er spekulierte nicht auf Differenzen, wie unsere kleinen


Börsenjuden. Er machte die Differenzen, wie der Bäcker das Brot macht. Und


wie der Bäcker bestimmt damit rechnet, daß aus 10 Kilo Teig 10 Kilo Brot her-


auskommen müssen, so rechnete Morgan damit, daß durch seinen Eingriff in die


Börse die Kurse mit 90 und so viel Prozent Differenzen antworten würden.


Darum hatte er ja Mathematik studiert, und zwar in Göttingen, wo der große


Gauß seine Wissenschaft für ein Geringes zum Besten der Menschheit hinge-


geben hatte.


Wir haben hier Morgans Geheimnis entschleiert. Wird sich nun jemand finden,


der das einträgliche Geschäft weiter betreiben wird? Wir stellen ihm unsere


Erfahrung, unsere Kenntnisse und Erkenntnisse umsonst zur Verfügung, denn


wir sind entschlossen, das herkömmliche, verpestete Geldwesen aus der Welt zu


schaffen – auf dem Wege der Belehrung, der Reform, des Friedens, wenn’s


geht, sonst aber durch Beelzebub.


Reichswohnungsgesetz.


Die Technik, die Bauindustrie, kennt keine Wohnungsfrage. So lange man 


den geforderten Preis zahlt – schafft die Bauindustrie das Gewünschte. Eine


Wohnungsfrage besteht nur für die, welche die geforderten Mieten nicht be-


zahlen können.


Die Wohnungsmieten setzen sich in der Hauptsache zusammen aus:


1. Kapitalzins für den Bau;


2. Grundrente für den Bauplatz;


3. Reparaturen und Abschreibungen;


4. Gemeindeabgaben zur Deckung der Wasserversorgung, der 


Straßenbeleuchtung und Reinigung;
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5. Risikoprämie für das Leerstehen der Wohnungen;


6. Verwaltungskosten des Hauses.


Von diesen Bestandteilen nehmen


Zins und Rente
den weitaus größten Teil der Miete, in der Regel über 80%, in Anspruch. Der


Kapitalzins ist auf dem Lande und in der Stadt, für den Bau vor Hütten wie für


den Bau von Palästen, immer der gleiche und steht im Verhältnis zu den


Baukosten. Die Grundrente, die für ländliche Wohnungen kaum in Betracht


kommt, beansprucht in der Regel einen um so größeren Teil der Miete, je größer


die Stadt ist. Der Unterschied zwischen städtischen und ländlichen Mietspreisen


kommt also niemals vom Kapitalzins, sondern von der Grundrente und den 


größeren städtischen Abgaben.


Da die unter 3–6 verzeichneten Bestandteile der Mieten nur eine Erstattung


fortlaufender barer Auslagen sind, an denen nicht gespart werden kann, so ist


das Wohnungsproblem im Grunde nichts anderes als ein


Zins - und Rentenproblem.


Wer vorgibt, an den Wohnungsverhältnissen etwas bessern zu wollen, und


Vorschläge macht die – abgesehen von Polizei-Verordnungen – nicht unmittelbar


auf das


Kapitalzins - und Grundrentenproblem
hinzielen, dem drehe man gleich den Rücken – es ist ein Dummkopf oder


Schwindler.


Jeder vernünftige Mensch wird z. B. gerne einem Gesetz zustimmen, wonach 


ein Mindestraumgehalt der Wohnung verlangt wird. Auch daß die Höfe durch


geräumige Tunnels unter sich und mit der Straße für die Durchlüftung verbunden


werden; daß Hofwohnungen für den Aufenthalt von Säuglingen und Invaliden


verboten werden; daß dort, wo Säuglinge und kleine Kin-   Kinder
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der sich tagsüber aufhalten, nicht geraucht und gekocht werden darf; daß die


Sonnenseite der Häuser für Familien mit Säuglingen und Invaliden vorbehalten


werden; daß die Gemeinden 100 Mk. Strafe an das Reich zu zahlen haben für


jeden Todesfall von Säuglingen usw. usw. Alle diese und tausend andere an sich


gute und vernünftige Vorschläge scheitern an der Grundrente und am


Kapitalzins. Jede Vergrößerung der Wohnung verlangt mehr Flächenraum,


erhöht also die Grundrentenlasten, wie auch jede Vergrößerung der Wohnung


mehr Kapital und Kapitalzins erfordert.


Schaue man den Leuten scharf auf die Finger, die nach einem Reichs-


wohnungsgesetz schreien, ohne sich um den Kapitalzins und die Grundrenten zu


kümmern. Den Agrariern besonders, die, um die Rente ihrer Güter in die Höhe


zu treiben, das Brot des Volkes mit Sperrzöllen belegten, darf man auch 


zumuten, daß sie nur darum für ein Reichswohnungsgesetz zu haben sind, weil


sie damit rechnen, daß viele Arbeiter, die die größere Minimalwohnung nicht 


werden bezahlen können, zurück; aufs Land getrieben werden. – Billige


Arbeitskräfte, das ist es, was da mit dem Reichswohnungsgesetz bezweckt wird.


Es gibt nur eine Lösung für die Wohnungsfrage, das ist die Verwandlung der


Grundrenten in Volkseigentum durch die physiokratische Bodenreform (nicht zu


verwechseln mit den Bestrebungen des Bundes der Bodenreformer) und die


Beseitigung des Kapitalzinses durch die physiokratische Reform des Geldes.
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Erwiderung!
Die anarchistische Zeitung: „Der freie Arbeiter“


Berlin, Oranienstraße 187, Stfl. pt., bringt einen Abschnitt aus unserem Artikel


„Soldaten oder Lakaien“ (Nr. 11 des „Physiokrat“). „Der freie Arbeiter“ spottet


über unsere Ansicht, daß das Volk bis an die Zähne zu bewaffnen sei, als


Garantie gegen Herrschergelüste, gegen äußere und innere Feinde. „Der freie


Arbeiter“ hält uns für weltfremde Stubengelehrte.


Diesen schweren Vorwurf dürfen wir nicht auf uns sitzen lassen. Physiokraten


müssen sich die Welt mit hellen Augen, nüchternem Verstande ansehen. Ein


Stubengelehrter kann niemals Physiokrat sein. Den Vorwurf der weltfremden


Stubengelehrsamkeit könnten wir mit viel mehr Recht den Anarchisten machen.


Hier findet man die Bücherwürmer, hier findet man die Leute, die von ihrer


Studierstube aus die vom Standpunkt des Kampfes ums Dasein, der natürlichen


Entstehung des Menschengeschlechts, so seltsame Lehre verbreiten, die beste


Wehr gegen Vergewaltigung wäre die völlige Entwaffnung des Volkes.


Wir erinnern hier daran, daß mit der geistigen und materiellen Entwaffnung 


des Volkes durch das Christentum die Entrechtung und Knechtung des Volkes


einherging, und daß das Volk erst dann etwas Luft bekam, als der Zufall ihm in


Gestalt des Pulvers eine neue Waffe gegen die Raubritter in die Hand spielte.


Ohne diese Neubewaffnung des Volkes säßen die Raubritter wohl noch heute in


ihren Felsennestern.


In Nordamerika ist ja vom Staats-Militär so gut wie nichts zu sehen. Aber dafür


haben die Kapitalisten Privatmilitär, die Pinkerton’schen Leute angestellt, die viel


toller als Staats-Militär hausen. Die Entwaffnung des Volkes, die Abschaffung


unseres direkt aus dem Volke sich rekrutierenden Heeres, würde uns nicht, wie


die Anarchisten glauben, den Frieden bringen, sondern Raubritter in vielerlei


Gestalt. Eine kleine Gruppe entschlossener Männer genügt immer, um ein 


entwaffnetes Volk zu beherrschen, und zu 
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knechten. [Wir erinnern hier an den „Leutnant mit 10 Mann“, der die deutsche Volksvertretung


nach dem Vorschlage des Herrn v.Oldenburg-Januschau zum Reichstags-Tempel hinausfegen 


könnte. Die Red.] Das Volk muß bewaffnet sein! In jedes Haus gehört ein Gewehr


mit Munition. In jedes Dorf gehört neben die Feuerspritze ein Geschütz. Als


Korrelat dazu an Stelle des Geistes der Demut und Unterwürfigkeit, der in Kirche


und Schule der Jugend eingeflößt wird, der unbändige Geist der Freiheit,


Selbständigkeit, Selbstverantwortung, der alle Ketten zerbricht.


Entwaffnung – Abrüstung! Das gibt es ja gar nicht; schaffen wir auch das Heer,


die Gewehre, das Pulver ab, so bleibt das Messer, die Waffe, mit der Rom die


Welt beherrschte. Verbieten wir (womit?) die Herstellung von Messern, so greift


der Herrschsüchtige zur Heugabel, zur Schleuder (David), zur Keule (Kain). Eine


Abrüstung gibt es also überhaupt nicht. So lange der Mensch Fäuste, Zähne und


Nägel hat, ist er gerüstet.


„Der freie Arbeiter“, der uns so mitleidig als weltfremde Bücherwürmer be-


handelt, muß eine wunderbare Ansicht vom Menschen, von seiner Herkunft,


haben, wenn er uns so ganz entwaffnen will. Er weiß es nicht, denn es steht in


keinem Buche geschrieben, aber wir wissen es, wir haben es mit unseren 


physiokratischen Sinnen erschaut: Es gibt jetzt schon Tausende von ehrgeizigen,


herrschsüchtigen Burschen, die auf den Augenblick lauern, wo die Anarchisten


die allgemeine Entwaffnung des Volkes dekretieren, um über das Volk herzu-


fallen. Wo finden wir Schutz gegen diese Räuber? In uns selbst und unseren


Waffen! Darum wiederholen wir: Sorgen wir dafür, daß jeder Bürger, jede


Bürgerfrau, jeder Knabe, jedes Mädchen bewaffnet sei – bis an die Zähne. Auf


die Waffen allein ist wirklicher Verlaß. Die christliche Anschauung hat uns in die


Knechtschaft gebracht, und in ihrer modernen Verkleidung der Anarchie, will sie


diese Knechtschaft neu besiegeln.


Im übrigen wollen wir hier nicht unerwähnt lassen, daß der Zweck unseres


Artikels „Sol-   Soldaten
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daten oder Lakaien?“ nicht der war, für den Militarismus zu agitieren, sondern


darauf aufmerksam zu machen, daß unter der Herrschaft des Kapitalismus die


Kosten für Heer und Marine dem Arbeiter absolut gleichgültig sein können, da ja


doch alles, was hier „gespart“ wird, nicht ihm, dem Arbeiter, zugute kommt, son-


dern dem Kapitalisten.


Diesen Abschnitt aus unserem Artikel hätte der „Freie Arbeiter“ bringen und zur


Diskussion stellen sollen, wenn er mit unserer Theorie des Lohnes nicht einver-


standen ist. Gerade in dieser Beziehung ist ja noch viel aufzuklären. Wie wollen


die Anarchisten und Syndikalisten das Kapital bemeistern, wenn sie dessen


Natur nicht kennen? Darum laden wir hiermit den „Freien Arbeiter“ ein, im


Interesse der Arbeitersache, die Frage: „Wer bezahlt die Rüstungen?“ in Angriff


zu nehmen. Er wird sich damit sicherlich viel Freunde erwerben. Wir werden 


ihm bei dieser Arbeit im „Physiokraten“ helfen und die Frage mit dem Ernst


behandeln, den sie verlangt.


Dies ist zwar nicht so bequem, wie das vom „Freien Arbeiter“ beliebte


„Abschütteln“, aber auch für die Anarchisten sehr nützlich.


Kriegsschätze.


Im Juliusturm bei Spandau liegt seit 40 Jahren ein Klumpen Gold von 2 cbm.


Man nennt ihn den Kriegsschatz. Er soll helfen bei der Kriegführung. Und damit


er ausreichend helfen kann, will man seine Größe verdoppeln, also auf 4 cbm


bringen. Man hält diesen Kriegsschatz für unseren Bundesgenossen, wie man


denn nach alter Landsknechtsart immer noch behauptet, zum Kriegführen ge-


hörten drei Dinge: Geld, Geld und noch einmal Geld.


Unsere militärischen Behörden wissen aus Erfahrung, wie es beim Kriegsaus-


bruch mit dem Geld steht. Sie wissen, daß im Kriege das Geld spurlos von der


Bildfläche verschwindet, wie die Frösche im Teich, wenn man einen Stein 


hineinwirft. Man ist von jeher so sehr an diese Er-    Erscheinung


254







scheinung gewöhnt, daß man sich gar nicht daran stößt, sondern einfach damit


rechnet, wie mit einer fatalistischen Erscheinung. Daß die Bürger beim


Kriegsausbruch sich persönlich stellen werden, damit rechnet man mit


Selbstverständlichkeit, und mit der gleichen Selbstverständlichkeit rechnet man,


daß sich das Geld nicht stellen wird. Daher der Kriegsschatz.


Dieser Kriegsschatz ist der beste Beweis dafür, wie armselig, wie kümmerlich


die Liebe des Volkes zum Vaterlande ist, wie niedrig diese Liebe von den


Militarbehörden als Kraftquelle eingeschätzt wird. Dieser Kriegsschatz ist das


Gegenstück zur gesetzlichen „Wehrpflicht“. Wie man unsere Männer an ihre


Wehrpflichten erinnern zu müssen glaubt, und wie man es noch für nötig hält


jedem Manne die Kriegsartikel vorzulesen – wie man es gepreßten, fremden


Landsknechten gegenüber tat – so hält man es auch für nötig, den Bürgern Gold


zu zeigen, um sie zu irgendwelcher Leistung im Dienste des Vaterlandes zu ver-


anlassen. Könnten sich die Männer verbergen, wie sich das Geld verbirgt, so


würde man nach der unseren Militärgesetzen zugrunde liegenden Annahme,


unseren Männern wahrscheinlich auch Gold bieten müssen, um sie zum


Verlassen ihres Versteckes zu bewegen.


Wir wissen woran das liegt. Das System des Privatgrundbesitzes und seine


Krönung durch die Monarchie haben diesen kläglichen Zustand zuwege


gebracht. Es ist dem entrechteten und enterbten Volke ja so ganz und gar 


einerlei, wie der Mann heißt, der es ausbeutet. Wie das Volk Gustav Adolph und


Napoleon Bonaparte empfing, mit derselben Gleichgültigkeit würde es auch


heute den ersten besten Abenteurer empfangen, der die Fürsten, Grundbesitzer


und Hypothekengläubiger beiseite schiebt, um sich an deren Stelle zu setzen. 


Es ist nichts da, was das Volk mit der Ehre und dem Geschicke des Landes 


verknüpft, nichts. Das Volk ist wirklich zum vaterlandslosen Gesindel herabge-


würdigt; darum sind Zwangsmittel nötig für die Sicherheit des Reiches, deshalb


braucht man die gesetzliche Wehrpflicht, die Kriegsartikel, deshalb braucht man


Gold, den 
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Kriegsschatz, um das zu kaufen, was zur Verteidigung des Landes nötig ist.


Manchem ist vielleicht ein Bild aus dem deutsch-französischen Kriege in der


Erinnerung geblieben, das einen Schuster darstellt, der mit dem Gewehr in


Anschlag mitten in der Straße kniet und durch seine Schüsse eine Abteilung


preußischer Infanterie am Vormarsch hindert. „Un brave“ stand darunter. Dieser


Man tat, was jeder Mann, jede Frau ganz selbstverständlich tun würde, wenn das


Volk eben nicht durch die Fürsten und Grundbesitzer zum vaterlandslosen


Gesindel herabgewürdigt, wenn Land und Volk als unteilbares Ganzes behandelt


worden wäre.


Den Geist, der diesen Schuster beseelte, nenne ich den Reichskriegsschatz,


und zwar den unversiegbaren Kriegsschatz. Dieser Schatz ist in jedem


Menschen vorhanden. Man hebt ihn und macht ihn für die Sicherheit des Landes


nutzbar, einfach indem man dem Manne sagt: Dieses Land, das du verteidigst,


ist dein Land, das unveräußerliche heilige Erbe deiner Väter. Dein Feind ist der,


der dich von diesem Lande vertreiben, oder der von dir für die Benutzung des


Landes einen Tribut erheben will. Einerlei wie sich der Mann nennt, und unter


welchem Titel er den Tribut erhebt – er ist dein Feind. Er beraubt, entwürdigt 


und verhöhnt dich!


Dieses Zauberwort genügt, um aus jedem Bürger einen Helden, eine


Zwingburg zu machen, um den Geist jenes französischen Braven den


Einwohnern jedes Landes, Männern, Weibern und Kindern einzuflößen.


Unsere Mordspatrioten wissen ja gar nicht, was echte Vaterlandsliebe ist, 


welche Kräfte hier schlummern. Darum machen sie auch gar keinen Versuch 


diesen Kriegsschatz zu heben und ihn der Sicherheit des Landes dienstbar zu


machen. Ihr Kriegsschatz besteht aus Gold, demselben Gold, dessen sich auch


die Prostitution bedient, um das zu kaufen, was ihr nicht aus Liebe zuströmt. 


Ein giftiger, armseliger, verräterischer Ersatz.


Ich will unseren Patrioten sagen, wie sie einen Kriegsschatz aus dem im


Juliusturm lie-
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genden Plunder machen können. Man benutze dieses Gold – zunächst werden


es 240 Millionen Mark sein – um für Rechnung des deutschen Reiches


Großgrundbesitzungen aufzukaufen, zu parzellieren und an einzelne Bauern-


familien zu verpachten. Zu 2000 Mark den Hektar würde man mit den 240


Millionen Mark 120 000 Hektar Land, oder 20 000 bäuerliche Besitzungen von


durchschnittlich 6 Hektaren kaufen können. Benutzt man die jährlichen Pacht-


gelder – 10 Millionen Mark – um weiteres Land zu kaufen, das wären 40 000


freie, unabhängige, selbständige Reichs-Domänenpächter. Und wer wird es


bezweifeln, daß die Verdrängung der Knechtswirtschaft auf Großgrundbe-


sitzungen durch freie Bauern für die Sicherheit des Reiches mehr bedeuten


würde, als der tote Klumpen Gold im Juliusturm? Vierzigtausend solcher Bauern,


von denen jeder einzelne, wie jener fränzösische Held sich mit einem Vorrat


Patronen den feindlichen Horden entgegenstellt, und bis zuletzt kämpft! Wo ist


der Napoleon, der solchen Widerstand brechen könnte?


Für die Sicherung des Geldverkehrs und die Währung in Kriegszeiten führe


man das physiokratische Papiergeld ein. Dieses Geld kennt keine Kriegsfurcht;


es wird sich nicht verbergen. Es wird den Austausch der Produkte, den Handel


auch während des Krieges aufrechterhalten, und allein dadurch dem Reiche das


10- und 100-fache des Kriegsschatzes einbringen, daß es auch während eines


Krieges die Steuerkraft des Volkes in ihrem ganzen Umfang aufrecht erhält, und


alle Einnahmequellen des Reiches und der Staaten in unveränderter Stärke 


fließend erhalten wird.


Warum sträuben sich nun unsere Patrioten davor, diese Reform des Geldwesens


einzuführen? Ich will’s hier grob und rücksichtslos sagen: der wahre Patriotismus,


die Liebe zum Volk und Land ist dem arbeitslosen Einkommen, der Grundrente


feindlich und jede Reform, die dem Lande wirklich dienlich sein kann, ist dem


arbeitslosen Einkommen, dem Privatgrundbesitz, feindlich. Da-
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rum sträuben sich unsere Patrioten vor der Geldreform, darum suchen sie sich


mit einem Klumpen Gold, als Kriegsschatz zu behelfen. Sie verraten lieber das


Land, ehe sie auf das arbeitslose Einkommen verzichten.


Der Physiokrat als linker 


Flügelmann der politischen Parteien.


Gewalt und Geld, Geld und Gewalt,


Daran kann man sich freuen;


Gerecht- und Ungerechtigkeit


Das sind nur Lumpereien.


Goethe


Der Physiokrat läßt alles weit ab rechts von sich liegen. Aristokraten,


Plutokraten, Demokraten, Akraten (Anarchisten). Dem Physiokraten sind sie alle


eine nur wenig differenzierte reaktionäre Masse. Die einen weil sie den heutigen


widernatürlichen, auf Vorrechten aufgebauten Zustand zu erhalten trachten, die


anderen, weil sie zurückstreben auf einen längst überholten früheren


Entwicklungszustand, den Kommunismus.


Der Physiokrat allein stellt sich frisch, frei soglos auf die Bahn der natürlichen


Entwicklung; frei, weil er keine Erbschaft, keinen Balast zu tragen, nichts zu


beschönigen, nichts zu verheimlichen hat, sorglos, weil er auf allen Vieren in


Übereinstimmung steht mit der Natur der Dinge. Während alle anderen „Kraten“


sich den Kopf zerbrechen, wie sie ihren Besitz verteidigen und wie sie sich der


Herrschaft bemächtigen sollen, geht der Physiokrat wie der junge Siegfried 


pfeifend und singend der Sonne entgegen in der vollkommenen Überzeugung,


daß die ihm von der Natur gezeigten Wege ihn auch richtig führen werden.
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Der Physiokrat strebt vorwärts in gerader Richtung, er schreitet frei von allen


Fesseln über die Sozialisten, Kommunisten und Anarchisten hinweg. Literatur ist


ihm das alles, gute oder schlechte, auf alle Fälle aber weiter nichts als Literatur.


Die Natur ist dem Physiokraten das Buch der Weisheit; dort allein holt er sich


Rat, wenn er ihn braucht. Der Physiokrat will die Entwicklung nicht nach will-


kürlich gewählten Modellen leiten; er erfindet keine neuen Ordnungen. Darum


bekämpft er das System des Privatgrundbesitzes, darum erstrebt er eine Reform


des Geldes, die das Tauschmittel den natürlichen Eigenschaften der Waren


anpaßt. Er klammert sich fest an der Schürze der Natur. Der Physiokrat weiß,


daß, wenn die Naturgesetze befolgt werden, die Entwicklung auch gesunde


Bahnen einschlagen muß. Und in unserem Bodenrechte und Geldwesen, den


beiden wichtigsten gesellschaftlichen Einrichtungen sind die Naturgesetze mit


Füßen getreten worden.


Der Physiokrat strebt vorwärts, unaufhaltsam vorwärts, wie es ja auch in der


Natur keinen Stillstand gibt. In der Richtung, die vom Kommunismus ausgehend


über den Kapitalismus führt, schreitet der Physiokrat einem schönen, sonnigen


Ziel zu, wo persönliche Freiheit, Selbständigkeit, Selbstverantwortung herrscht,


wo der naturgewollte, persönliche Kampf ums Dasein den guten, gesunden,


intelligenten, arterhaltenden Exemplaren, kraft ihrer persönlichen, angeborenen,


vererbungsfähigen Eigenschaften den Sieg über die Dummen, Lasterhaften,


Neidischen, gibt, und wo darum auch die Auslese nach natürlichen, artfordern-


den Gesetzen vor sich geht.


Und das ist es, was vom Standpunkt des Gesamtinteresses der Menschheit zu


erstreben ist. Alles übrige, Gerechtigkeit, Moral und Sitte, muß uns als


Abfallprodukt einer solchen Auslese von 


259







selber in den Schooß fallen. Diese Dinge stehen nicht als „Ding an sich“ über


den Menschen; es sind auch nicht die Schwachen oder Unterdrückten, die die-


sen Worten geltenden Inhalt geben. Immer sind es die Gewalthaber gewesen,


die uns sagen, was Recht und Unrecht, Moral und Unmoral ist. Wird nicht sogar


das Räuspern und Spucken der Gewalthaber Gesetz für den Rest? Recht und


Gesetz, Moral und Sitte, „Gerecht- und Ungerechtigkeit“ sind unter allen nur


denkbaren Verhältnissen immer nur Geschenke, Almosen der Machthaber,


Lumpereien, wie Goethe sagte.


In der Erkenntnis, daß es sich so verhält und daß niemals etwas daran ge-


ändert werden wird, streben wir Physioktraten danach, die Gewalt in die Hände


derjenigen überzuführen, die im Kampfe ums Dasein, kraft persönlicher, ange-


borener, vererbungsfähiger Tugenden als Sieger hervorgehen würden, wenn in


diesem Kampfe die Waffen gleich verteilt wären. Wir wollen die Kämpfer ganz


auf sich selbst anweisen, sie aller Vorrechte entkleiden. König und Bauer sollen


sich bis aufs Leder entkleiden und nach dem Kampfe werden wir wissen, wer der


geborene König, wer der geborene Bauer ist. Die Moral der Sieger wird dann


„die“ Moral sein, ihr Gerechtigkeits-Gefühl wird zur absoluten Gerechtigkeit er-


hoben. Sie wird „das Recht“ sein. Und unter diesem Recht, geleitet von dieser


Moral, soll dann das ganze Menschengeschlecht gedeihen. Und je schärfer der


Kampf ums Dasein sich abspielt, je größere Ansprüche der Sieg an die


Intelligenz stellt, um so bessere, tüchtigere, intelligentere und wirklich gute [Vom


Standpunkte der Art betrachtet] Menschen, werden uns die „Moralpredigten“ halten 


und uns „Gerechtigkeit widerfahren“ lassen.
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Der Gedanke, daß die Menschheit nur auf diesem Wege gefördert werden


kann, ist physiokratische Religion. Die Herstellung völlig gleicher Bedingungen


(äußere Chancen) für alle im Kampf ums Dasein, also die Beseitigung aller


papierenen Vorrechte, ist physiokratische Politik und die große physiokratische


Geld- und Bodenreform ist die Waffe, deren sich diese Politik bedient, um jenes


Ziel zu erreichen.


Weg mit allen Vorrechten, freie Bahn, gleicher Start für alle! Den Siegern die


Macht und den Besiegten der Trost, daß alles mit rechten Dingen zuging, und


daß sie nun nicht in die Gewalt von minderwertigen, rachsüchtigen, grausamen,


neidischen Schwächlingen geraten, die sich an ihren Leiden ergötzen oder sich


als Ausbeuter benehmen, sondern, daß sie nun unter dem Schutze wirklich


guter, edler, kluger und intelligenter Menschen stehen werden, weil im physio-


kratischen Kampf ums Dasein nur solche Eigenschaften zum Siege führen 


können. Denn diese Eigenschaften sind im Menschen, wie bei Gott, die


Begleiterscheinungen wahrer, angeborener sieghafter Kraft.


Der Physiokrat ist der Antipod aller Pergamentokraten. Für ihn gibt es keine


Dogmen, keine Autoritäten, keine verbrieften Rechte. Was du geerbt von deinen


Vätern, erwirb es, um es zu besitzen. Nichts anerkennt er, als die natürlichen


Vorzüge.


Damit stellt sich der Physiokrat in Gegensatz zu allen politischen Parteien.


Während die einen Pergamente als Gesetz anerkannt haben wollen, und die


Inhaber dieser Pergamente ihre Gelüste als absolute Moral und Gerechtigkeit


ausgeben (parceque tel est notre souverain plaisir), suchen die anderen den


Wünschen der Massen dieses Vorrecht einzuräumen. Und da sich diese beiden


„Gerechtigkeiten“ widersprechen, klagt 
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der, der gerade am Steuerrad der Moral und Gerechtigkeit steht, über


Undankbarkeit und die anderen über Ausbeutung, Unmoral, Ungerechtigkeit. Und


wenn dann der Physiokrat sie beide auslacht und sagt, es gäbe ja überhaupt


keine absolute Moral und Gerechtigkeit, so verdirbt er es mit beiden. Die Sieger


fallen über ihn her, weil der Physiokrat den Besiegten und Ausgebeuteten durch


Aufklärung neue Kraft zum Widerstand, zum „Rollenwechsel“ geben will und die


Besiegten lehnen ihn ab, weil das Licht, das er verbreitet, sie blendet, und sie in


ihren „heiligsten Gefühlen“ verletzt, indem er das Fundament ihres


Zukunftstaates, das aus der Gleichheit aller Bürger, aus Brüderlichkeit und ab-


soluter Gerechtigkeit bestehen soll, als phantastisches Nebelgebilde ins Nichts


zerfließen läßt. Den ewigen Kampf ums Dasein, die Zuchtwahl, die Auslese und


den spurlosen Untergang des Minderwertigen setzt der Physiokrat an die Spitze


seines Programmes, und damit sich selbst auf den äußersten linken Flügel der


Politik.


Die Gebäudesteuern werden 


aus den Grundrenten bezahlt.


Wiederholt hat sich der „Physiokrat“ mit den Theorien des Bundes deutscher


Bodenreformer beschäftigt und ihre Unzulänglichkeit dargetan. Diese Kritiken


sind bisher unwidersprochen geblieben und nehmen wir darum mit Genugtuung


an, daß die Richtigkeit unserer Betrachtungsweise von den Mitgliedern des


Bundes rückhaltlos anerkannt wird. Die Wirkung dieser Kritik läßt sich auch


bereits daran erkennen, daß der Bund neuerdings die von uns verlangte


Bodenverstaatlichung einer programmatischen Nachprüfung unterzieht. (s. Artikel


von Pohlmann in Nr. 6 der Bodenreform). Wenn wir weiter nichts erreicht hätten


als das, so könnten wir uns mit dem Erfolg un-
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serer Tätigkeit zufrieden geben denn jetzt wird sich der Bund aus der Sackgasse,


in die ihn seine „georgianische“ Steuerpolitik geführt hat, wieder herausfinden


und eine neue, ungleich mächtigere und hoffnungsfreudigere Werbekraft ent-


falten können. Mit der Bodenverstaatlichung unter Aufrechterhaltung der


Privatbewirtschaftung des Bodens, der von uns verlangten Bodenverpachtung,


sind die breiten Volksmassen einverstanden, für diese Politik ist selbst ein großer


Teil der Grundbesitzer zu haben. Vor allem aber lassen sich für solche


Bodenpolitik auch diejenigen Sozialpolitiker gewinnen, die zwar die Unhaltbarkeit


des Privatgrundbesitzes anerkennen, die aber von einer ungerechten, 


parteiischen Behandlung des Grundbesitzes nichts wissen wollen. Reformen, die


auf Kosten der Grundbesitzer dem Kapital Vorteile bringen sollen, werden immer


am Gerechtigkeitssinn des Volkes (dem hauptsächlich der Bodenreformgedanke


entspringt) scheitern. Ganz abgesehen davon, daß die vielgestaltigen, von den


Bodenreformern verlangten Grundsteuern ihren Zweck verfehlen, wenn sie


abwälzbar sind und zum Bankerott der Grundbesitzer führen, wenn sie nicht


abwälzbar sind.


Wir beglückwünschen also den Bund zu diesem bedeutungsvollen Fortschritt


und werden ihm nach wie vor unser Wohlwollen dadurch bekunden, daß wir in


sachlicher und darum scharfer und rücksichtsloser Weise alle seine Handlungen


und Lehrsätze der Kritik unterziehen.


Heute sind es die von den Bodenreformern bekämpften Gebäudesteuern, die


uns beschäftigen.


Sämtliche bodenreformerischen Zeitschriften des In- und Auslandes vertreten 


die Ansicht, daß die Gebäudesteuern auf die Bauindustrie hemmend wirken,


während die Bodensteuern diese för-   fördern
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dern sollen. Namentlich ist es die englische Zeitschrift „Land values“, die immer


mit besonderem Nachdruck mit dieser Behauptung für die Besteuerung des


Bodens werben geht. Auch findet man in der bodenreformerischen Literatur oft


die Ansicht ausgesprochen, daß, wenn die Bautätigkeit irgendwo ins Stocken


gerät, es nur nötig sei, die Gebäudesteuern in Grundsteuern umzuwandeln, um


die Bautätigkeit wieder zu beleben.


Leider müssen wir auch hier wieder unseren Freunden widersprechen und


ihnen sagen, daß ihr theoretisches Rüstzeug nicht ausreicht für die sichere


Behandlung dieser Fragen. Es genügt eben nicht, daß man Henry George‘s


Werke gelesen hat um Fragen beantworten zu können, die den Kapitalzins


berühren.


Zum Bau eines Hauses gehört Geld. Mit Geld kauft man den Bauplatz, die


Baumaterialien, mit Geld bezahlt man die Arbeitslöhne. Wer aber ein Geldkapital


im Bau eines Hauses festlegt, erwartet von diesem Hause die regelrechte


Verzinsung seines Geldes. Und zwar muß dieser Zins nach Abzug aller Lasten


und Steuern gleich dem Urzins sein, also gleich dem Zins, den das Geldkapital


im Handel abwirft. Der Kapitalist stellt also die regelrechte Verzinsung seines


Geldes als selbstverständliche Bedingung für die Anlage seines Geldes in


Baulichkeiten irgendwelche Art. Wird das Gebäude besteuert, so müssen die


Marktverhältnisse dem Kapitalisten gestatten, die Steuern restlos abwälzen zu


können. Nur unter dieser Voraussetzung gibt er sein Geld her. Dem Geldkapital


und all seinen Anlagen kann also die Steuer nicht beikommen. Wenn aber das


Geldkapital die Gebäudesteuern nicht trägt, auf wen wird dann der Bauunter-


nehmer diese Steuern abwälzen können? Etwa auf den Mieter? Das würde 


heißen (wenn wir von der Verwen-     Verwendung
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dung der Steuererträge absehen), daß der Reallohn besteuert werden kann. 


Und das widerspricht dem allgemeinen Lohngesetz (s. Art. Phys. Lohntheorie,


Nr. 4 d. Bl.). Wenn aber die Gebäudesteuer weder auf den Kapitalzins, noch auf


den Lohn abgewälzt werden kann, so bleibt nur noch die Möglichkeit, daß die


Gebäudesteuern vom Ertrag der Grundrenten erhoben werden. Und das ist auch


tatsächlich der Fall.


Ehe ein Unternehmer ein Grundstück kauft, um darauf ein Mietshaus zu errich-


ten, erkundigt er sich nach der Höhe der erzielbaren Mietsbeträge. Hiervon zieht


er neben allen anderen Unkosten die Gebäudesteuern ab und den Rest kapita-


lisiert er zum Zinsfuß, den er selber an die Banken abzutragen hat. Zieht er nun


von der auf diese Weise erhaltenen Summe die Baukosten des Hauses und 


seinen Unternehmergewinn ab, so ist der verbleibende Rest das Maximum von


dem, was er für den Erwerb des Bodens auslegen kann (von der Möglichkeit


abgesehen, daß die Mieterträge späterhin steigen oder fallen können. Die Größe


dieses für den Baugrund verbleibenden Restes hängt also z.T. davon ab, wie 


viel Gebäudesteuern erhoben werden. Die Gebäudesteuern gleiten also wie an


einem Blitzableiter vom Haus und den Mieten, vom Kapital und Lohn ab und


schlagen direkt in den Baugrund, in die Kasse des Grundrentners. Von der


Verwendung dieser Gebäudesteuererträgnisse wird es dann fernerhin abhängen,


ob die Grundrenten ganz oder zum Teil wieder um den Betrag der Steuern 


steigen werden (s. E. Frankfurth – Das arbeitslose Einkommen). Erhebt man z.


B. die Gebäudesteuern, um das Theater zu verbilligen, so wird sich der


Grundbesitzer an entsprechend höheren Mieten erholen, werden mit den


Gebäudesteuern Kolonialkriege geführt, so werden 
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die Verhältnisse dem Grundbesitzer eine solche Abwälzung nicht gestatten.


Mit dieser Darstellung wollen wir wieder die Bodenreformer darauf aufmerksam


machen, wie nötig es für sie ist, die Theorie des Geldes, des Zinses und des


Lohnes, in den Kreis ihrer Untersuchungen zu ziehen.


Mudike’s Sturz und Selbstmord.


Es ist nichts von Bestand auf dieser vergänglichen Welt, am wenigsten


sind’s Errungenschaften der Wissenschaft. Lange Jahre hindurch galt


Mudike’s berühmter Lehrsatz:


„Der Rentier ist eigentlich ein guter Mensch; er verzehrt sein Geld und nimmt 


niemandem die Arbeit weg“.


als unantastbare Wahrheit; ja, er galt unter den Eingeweihten als der einzige


Satz der national-ökonomischen Wissenschaft, der wirklich ganz der Kontroverse


entrückt war. Und nun hat sich Mudike’s Lehrsatz schließlich doch noch als


falsch erwiesen. Die physiokratische Zinstheorie war der Prüfstein. Mudike, der


eigentlich Droschkenkutscher von Beruf war, hat den Schlag nicht ertragen kön-


nen. Er erhängte sich gestern. Seine letzten Worte waren: „Der Rentier arbeitet


zwar nicht selbst; aber laut der physiokratischen neuen Zinstheorie, die ich als


wahr anerkenne, nimmt er dem Arbeiter doch in dem Sinne die Arbeit, daß er im


Interesse des Zinses die Arbeiter gewaltsam von der Arbeit abhält, ihnen also


doch tatsächlich die Arbeit nimmt!“ Ein mutiges, heroisches Bekenntnis. Trotz


seines Weltrufes blieb Mudike ein bescheidener, leutseliger Mann. Ehre seinem


Andenken!
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Nach einer anderen Quelle wurde Mudike durch die Wertzuwachssteuer in den


Tod getrieben. Er verwaltete als Vormund ein Vermögen, das er in Grundstücken


anlegte. Aus Vorsicht, um das etwaige Risiko zu verteilen, kaufte er zwei


Grundstücke. Das eine wurde durch die Entwicklung der Stadt ebenso stark


begünstigt, wie das andere benachteiligt wurde. Nun hätten sich aber Gewinn


und Verlust ausgeglichen, wenn der Staat von dem einen Grundstück nicht die


Zuwachssteuer erhoben hätte, wodurch die Deckung für den Verlust am anderen


Grundstück verloren ging. Der Staat nahm das gute Los für sich und ließ die


Niete. Da sich Mudike von seinem Mündel keine Vorwürfe über seine Verwaltung


wollte machen lassen, zog er den Tod vor.
Lirpa, im Mai 1913.


„Der Pionier.“


[Unabhängiges sozial-revolutionäres Organ, Berlin O., Stralauer Platz 18 -19.]


(Wie man das Kapital nicht „fassen“ kann.)
In seiner Nummer vom 11. Juni stellt der „Pionier“ fest, daß die Arbeitsleistung


durch die Arbeitszeitverkürzung infolge verschärfter Anspannung der Arbeits-


kräfte nicht abgenommen hat, daß sogar in vielen Fällen die Arbeitsleistungen


gewachsen sind. Er knüpft daran die Bemerkung, „daß, wenn die Verkürzung der


Arbeitszeit für den Arbeiter von Vorteil werden soll, diese mit einer entsprechen-


den Verminderung der Arbeitsleistung verknüpft werden muß, und daß jede


Reform, die nicht eine Beschneidung der Privilegien des Unternehmertums 


darstellt, von vornherein als wertlos zu betrachten ist“.


Diese Beschneidung der Privilegien des Unternehmertums denkt sich der


„Pionier“ in Form einer „bewußten Verminderung der Arbeitsleistung“.
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Wie nötig unsere Aufklärungsarbeit ist, erkennt man am besten an diesen


wenigen Sätzen. Welch eigentümliches Bild von den Gesetzen der


Güterverteilung muß sich der Verfasser obiger Sätze machen! Es ist für ihn


selbstverständlich, daß der Vorteil einer steigenden Produktivität der Arbeit dem


Kapital zu Gute kommen muß, daß eine verminderte Arbeitsleistung den


Unternehmer in seinen Privilegien trifft. Dementsprechend mußte jede


Verbesserung der Produktionsmittel, z. B. die Einführung der Dreschmaschinen,


der Dampfpflüge, der Sämaschinen, der Selbstbinder, die die Produktivität der


Farmer-Arbeit verhundertfacht hat, auch deren „Privilegien“, also den Zins ihres


Kapitals verhundertfacht haben. Statt dessen hat man in Deutschland die


Kornzölle eingeführt, um den Bankerott der Grundbesitzer zu verhüten. 


Welch fabelhafte Erhöhung des Unternehmergewinnes hatte die Einführung 


der Dampfmaschine, der Spinn- und Webmaschine herbeiführen müssen.


Tatsächlich ist aber die Maschinerie ohne den geringsten Einfluß auf den


Kapitalzins, also auf das eigentliche Privileg des Unternehmertums geblieben.


Der Kapitalzins ist eine eherne Größe (s. Gesell: Die neue Lehre vom Geld- und


Zins). Er stand vor 100–200–300 Jahren auf der gleichen Höhe wie heute.


Der Verfasser des Artikels im „Pionier“ vergißt, daß die gesteigerte


Leistungsfähigkeit der Arbeiter eine Verbilligung der Arbeitsprodukte erzeugt, die


den Konsumenten zu Gute kommt und daß, wenn die Arbeiter nach dem Rezept


des „Pionier“ handeln würden, gar bald eine allgemeine Preissteigerung schwer


auf dem Budget der Arbeiterfamilie lasten würde. Dem Kapital, den „Privilegien


des Unternehmertums“ würde aber eine solche Politik nicht das Geringste antun.


Der Kapitalzins unterliegt, wie der Preis der Waren, den Gesetzen des


Wettbewerbs. Die Privilegien des Unternehmertums können nur dadurch ange-


griffen und schließlich ganz beseitigt werden, daß man das Kapital einem ver-


schärften Wettbewerb aussetzt. Wenn mehr Häuser gebaut werden, gehen die


Mieten herunter. (d. h. die Privilegien der Hausunternehmer werden ge-     


geschwächt
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schwächt). Das ist einleuchtend. Der Pionier-Artikel behauptet aber das


Gegenteil – er sagt, daß wenn die Maurer und Zimmerleute bewußt ihre


Arbeitsleistungen vermindern, also für dasselbe Geld nur 500 statt 1000 Häuser


bauen, der Hausunternehmer geschwächt wird – also geringere Mietserträge


beziehen wird. Und das ist doch offenbar nicht richtig.


Es ist wohl wahr, daß, wenn der einzelne Unternehmer durch besonders


scharfsinnige, pfiffige Ausnutzung der Arbeitskraft (ein höchst spaßiges Beispiel


einer solchen Pfiffigkeit erwähnt der „Pionier“ am Schlusse seines Artikels) über


seine Mitbewerber einen Vorteil erringt, also mit weniger Kosten produziert, daß


dann sein Verdienst entsprechend steigen und den Durchschnittsprofit über-


steigen wird. Es ist dasselbe, wie die Ausnutzung eines Patentes, eines


Fabrikationsgeheimnisses, einer außergewöhnlich günstigen Marktlage usw.


Aber das ändert nichts an der Tatsache, daß, sowie die Ausnutzung der


Arbeitskraft eine allgemeine und gleiche wird, der Profit des Unternehmers durch


Senkung der Verkaufspreise (Wettbewerb vorausgesetzt) wieder auf das normale


Maß heruntergeht.


Woher kommt es nun, daß der Wettbewerb der Unternehmer seit historischen


Zeiten, d. h. seit Einführung des Geldes, niemals den Zins des Kapitals hat 


herabdrücken können? Warum geht der Druck des Wettbewerbs niemals bis


unter 5 oder 4%? Warum stockt die Bautätigkeit, wenn die Mieten infolge 


vermehrten Angebots leerer Wohnungen den historisch normalen Zinsfuß des


Baukapitals nicht mehr abwerfen?


Die „Neue Lehre vom Geld und Zins“ beantwortet diese Frage und die physio-


kratische Geldreform gibt uns die Mittel in die Hand, den Wettbewerb unter den


Kapitalisten bis zur völligen Beseitigung des Zinses zu verschärfen.


Ihr wußtet nicht, wie ihr das Kapital fassen solltet und standet vor ihm wie eine


blutdürstige Meute vor einem Stachelschwein. So sagte Proudhon. Wir knüpfen


daran die Aufforderung an den „Pionier“, sich doch einmal diesen Igel der


Volkswirtschaft genauer anzusehen, um die Mittel 
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zu finden, die ihn zum aufrollen veranlassen können.


Ein abgelehnter kommunistischer Vorschlag.


Wenn wir alle Tugenden eines guten Genossen, Bürgers, Mitarbeiters,


Kameraden usw. in einem Worte zum Ausdruck bringen wollen, so sagen wir: 


mit ihm kann man gut Kirschen essen. Und in der Tat, bei dieser so einfachen


Tätigkeit enthüllt sich uns der Charakter des Menschen besser, als in seinen


Reden, seiner Religion, seinem Testament.


Wir wissen, wie verhältnismäßig gering die Zahl der Männer ist, mit denen sich


wirklich gut Kirschen essen läßt. Überall, in allen Ländern sind solche Menschen


selten. Trotzdem das bekannt und anerkannt wird, spukt der kommunistische


Staat, in dem wir nicht nur die Kirschen, sondern überhaupt alles, gemeinsam


genießen sollen, in den Köpfen der übergroßen Mehrzahl der Arbeiter. Haben wir


sie in der Diskussion über den Kapitalismus dahin gebracht, daß sie die marxis-


tische Theorie des Kapitals, des Zinses, des Geldes und des Lohnes als falsch


anerkennen müssen und wollen wir dann die Früchte dieser Arbeit einheimsen –


dann heißt es: was brauchen wir denn überhaupt eine Theorie des Kapitals, des


Lohnes, des Zinses, des Geldes? Sobald wir die Macht haben, wird die


Herstellung und der Verbrauch der Güter kommunistisch eingerichtet und der


Kommunismus kennt kein Kapital, keinen Zins, keinen Lohn, kein Geld. Warum


uns den Kopf über Theorien zerbrechen, deren Gegenstand im Zukunftsstaat


überhaupt nicht mehr vorhanden sein wird?


Dieser Einwand zwingt uns dann den Kommunismus anzugreifen. Eine höchst


undankbare Aufgabe für Männer, die, wie wir, behaupten, die Interessen der


Arbeiter zu vertreten, denn den Kommunismus kann man nur damit angreifen,


daß man den Arbeitern direkt ins Gesicht sagt: 
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Mit Menschen, wie ihr, kommt beim Kirschenessen der wahre Kommunist, der


bescheidene, höfliche, gutartige, arbeitsame Kamerad ganz bestimmt zu kurz.


Und solche Wahrheiten hört niemand gerne. Viel dankbarer ist es, zu sagen, die


Arbeiter seien alle wahre Engel. Sie hören das um so lieber, weil sie es glauben,


und zwar nicht etwa, weil jeder sich selbst für weitherzig, freigebig, bescheiden


genug hält, um im kommunistischen Staate keine Enttäuschung zu erleben, 


sondern weil jeder die anderen für solche Tugendbolde hält. Und da irrt er. Wir


sind nicht die gutartigen, weitherzigen Wesen, für die wir uns gegenseitig halten.


Die anderen sind nicht anders als wir selbst. Betrachte sich jeder selbst genau,


dann weiß er wie die anderen sind. Sind wir individuell unsoziale Wesen, so sind


wir es ganz sicher auch kollektiv. Es nützt nichts, daß wir uns gegenseitig


beschwindeln. Nur wenige von uns würden. die schweren, unangenehmen


Arbeiten nur darum auf sich nehmen, damit sie die anderen nicht zu verrichten


brauchen. Welche Frau würde für sich den häßlichen Hut auswählen, damit für


ihre Nachbarin der hübsche übrig bliebe? Das Umgekehrte ist die Regel. Das hat


mit dem Kapitalismus nichts zu tun. Das kommt aus unserem Herzen. Die gute


Qualität der Waren hat ja auch nur darum einen höheren Preis, weil sonst alle


danach greifen und das Minderwertige für die anderen lassen würden. Keiner


denkt an die anderen. Welcher Junker dachte bei den Kornzöllen daran, daß er


sich auf Kosten des Proletariats zu bereichern suchte? Welcher unverheiratete


Arbeiter denkt daran, daß er wohl imstande wäre, einen von den 200 000


Säuglingen, die in Deutschland wegen Mangel an Pflege jährlich zugrunde


gehen, zu pflegen, zu retten?


Im kommunistischen Staate würde es nicht anders sein, auch dort würde es


heißen: Wer nicht kommt zur rechten Zeit, der bekommt, was übrig bleibt. Und


nur in den seltensten Fällen wird das übriggebliebene das Beste sein.


Der kommunistische Staat besteht nicht allein aus den wenigen Idealisten,


Philosophen, Kulturmenschen, die heute die Rückkehr zum Kommu-


Kommunismus


271







nismus predigen, sondern aus der ganzen Masse des Volkes, aus Kindern,


Frauen, Greisen, Kranken, Flegeln, Backfischen, Männern. Ferner aus der


Masse der degradierten Kapitalisten, Rentner, Pfaffen, Soldaten, Fürsten und


Grundbesitzer. Mit all diesem Volk, das der Regel nach nicht das geringste so-


ziale Empfinden hat – soll der bescheidene, höfliche, arbeitsame Kommunist die


Kirschen essen! Denn alle haben beim Konsum die gleichen Rechte. Freilich 


sollen auch alle die gleichen Pflichten bei der Produktion haben. (Ist es nicht


schon verdächtig, daß man beim Konsum von Rechten, bei der Produktion von


Pflichten spricht?) Seinen Rechten wird nun jeder mit allem Nachdruck Geltung


verschaffen, an seine Pflichten werden viele, vielleicht die große Mehrzahl auf


derbe Weise erinnert werden müssen.


Um sich ein Bild vom kommunistischen Staat zu machen, braucht man keine


Volkswirtschaft, keine philosophischen Werke, keine Geschichte zu studieren.


In jedem Gezelte der Neger und Feuerländer findet man alles, was man zu 


solchem Studium braucht. Auch wohl in jeder Kinderstube. Darum klingt ja auch


immer die Diskussion über den Kommunismus so kindlich. Man muß immer auf


die tierischen Triebe im Menschen zurückgreifen und dabei auf die einfachsten


Vorgänge im Gesellschaftsleben das große Gewicht legen. Denn aus solchen


Vorgängen setzt sich gerade das Gesellschaftsleben zusammen, dem der


Kommunismus helfen soll.


Um uns nun diese unangenehme Aufgabe zu ersparen, wiederholten wir unseren


kommunistischen Freunden gegenüber den bekannten Vorschlag, wonach die


Arbeiter den Beweis ihrer kommunistischen Gesinnung dadurch erbringen soll-


ten, daß sie ihren Lohn in eine gemeinsame Kasse legen sollten, aus der dann


wieder die Verteilung nach Bedarf, also in der Hauptsache wohl nach der Größe


der Familie erfolgen sollte. Das wäre reiner Kommunismus, ein bedeutsames


Zeichen des kommunistischen Geistes und eine ganz vorzügliche Schule zur


Pflege dieses Geistes. Freilich müßten für diesen Vorschlag nicht allein die-


jenigen Arbeiter stimmen, die am schlechtesten 
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bezahlt werden, also direkt für sich Vorteile von einer solchen Verteilung haben


würden, sondern auch die, deren Lohn den Durchschnitt übersteigt, in der Regel


also die wirtschaftlich tüchtigsten Elemente.


Niemand hindert die Arbeiter daran, auf diese einfache Weise heute schon den


Kommunismus in seinem schwierigsten Teil durchzuführen, den kommunis-


tischen Geist zu heben und zu pflegen. Man kann dabei ganz klein anfangen.


Zehn, zwanzig befreundete Arbeiterfamilien können den Anfang machen. Es


brauchen nur die, die mehr als den Durchschnitt verdienen, den Vorschlag zu


machen, die übrigen werden gleich bereit sein ihn anzunehmen. Dann kann sich


ihnen das Personal einzelner Fabriken, weiterhin die Gewerkschaft, das gesamte


Proletariat Deutschlands, anschließen und wenn das Wort „Arbeiter aller Länder


einigt euch“, einen Sinn hat, können ja die weißen, schwarzen und gelben


Arbeiter zu diesem Lohnkommunismus herangezogen werden. Die schwarzen


und gelben Arbeiter sind alle heute schon bereit, mit ihren weißen Kollegen 


brüderlich zu teilen. Wenn es dann noch gelingt, auch die anderen Berufs-


arbeiter, die gewöhnlich nicht zum Proletariat gerechnet werden, also die


Ingenieure, Chemiker, Baumeister, Ärzte, Lehrer, Künstler usw. für die kommu-


nistische Verteilung der Arbeitsprodukte zu gewinnen, dann wäre wenigstens der


Beweis für die kommunistische Gesinnung der Arbeiter erbracht, wenn auch


damit noch gar nichts gesagt ist, in betreff seiner Vorzüge oder Schäden.


Niemand wird behaupten, daß in diesem Vorschlag vom kommunistischen


Standpunkt aus betrachtet, etwas Unvernünftiges liegt. Er ist rein kommunistisch


und seine Durchführung hängt heute ganz allein davon ab, ob die Arbeiter 


wirklich kommunistisch genug empfinden. Dennoch lehnten ihn unsere kommu-


nistischen Freunde ab mit der Begründung, „innerhalb der kapitalistischen


Ordnung ließe sich das nicht machen“. Dieser Ausflucht sieht man aber gleich


die Verlegenheit an, denn der Kapitalist kümmert sich ja niemals darum, was der


Arbeiter mit seinem 
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Geld macht. Der Arbeiter hat darüber absolut freie Verfügung, und wenn der


Arbeiter seinen Lohn nicht teilen will, so liegt das nicht daran, daß dieser Lohn


durch den Kapitalismus zu stark, sondern im Gegenteil daran, daß er noch nicht


genug beschnitten ist. Wäre der Lohn geringer, so wäre der Arbeiter auch schon


eher für die Teilung zu haben. Je höher der Lohn, um so geringer die Neigung 


zu kommunistischer Gleichmacherei der Arbeitserträge:


Wenn der Kommunismus den allgemeinen Wohlstand heben soll, so hebt 


der Kommunismus sich damit auch selbst aus dem Sattel, insofern, als der


Wohlstand den Individualismus fördert.


Der Einwand, daß der Kapitalismus die Arbeiter in irgendeiner Weise davon


abhalten kann, ihre kommunistischen Triebe durch Zusammenlegen ihres


Lohnes und durch Neuverteilung desselben nach Maßgabe des Bedarfes zu


betätigen, ist also mehr als fadenscheinig und müssen wir daher in der


Ablehnung dieses Vorschlages einen Beweis dafür erblicken, daß die Arbeiter


sich immer mehr vom Kommunismus entfernen, statt sich ihm zu nähern, und


folgern daraus, daß unsere physiokratische Wirtschaftsordnung, die jedem den


vollen Ertrag seiner persönlichen Arbeit zumißt, dem entspricht, was die Arbeiter


selber durch die Ablehnung des obigen Vorschlages als das Vernünftige und


Gerechte bezeichnen.


Beweismaterial zur physiokratischen Lohntheorie.


Nach unserer Lohntheorie ist der allgemeine Arbeitslohn in allen durch die 


materielle und gesetzliche Freizügigkeit verbundenen Ländern gleich hoch, und


seine Höhe wird bestimmt durch den Arbeitsertrag auf Freiland, oder wo dieses


fehlt, durch den Unterschied, der bei extensiver und intensiver Bewirtschaftung


gepachteten Bodens im Arbeitsprodukt zu erwarten ist.
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Die Pacht richtet sich nach dem Arbeitsprodukt, den die gebräuchliche


(extensive) Bewirtschaftung liefert. Was man dem Boden über diese Grenze


hinaus durch intensive Kultur abringen kann, das fällt dem Arbeiter ohne an-


dere Belastung als den Zins des zur intensiven Kultur benötigten Kapitals zu.


Der Lohn der Industriearbeiter ist nach unten begrenzt durch den Arbeitsertrag


auf Freiland, nach oben bei qualifizierter Arbeit durch die Gesetze des


Wettbewerbs. Der Arbeitsertrag auf Freiland besteht zunächst aus dem unmittel-


baren Arbeitsprodukt, das aber dem Arbeiter, da es sich um Ware handelt, direkt


unnütz ist. Er muß sein Arbeitsprodukt verkaufen gegen Geld. Von diesem Geld


wird der Zins des bei der Arbeit etwa mitwirkenden Kapitals in Abzug gebracht


und der verbleibende Rest in eigentliche Verbrauchsgüter umgesetzt. Diese


Verbrauchsgüter bilden nun den eigentlichen Arbeitsertrag, das Maß des


Arbeitslohnes im ganzen Lande.


Zieht der Grundbesitzer vom Arbeitsprodukt (nicht Arbeitsertrag) des ländlichen


Lohnarbeiters den Lohn und den Kapitalzins ab, so bleibt die reine Grundrente,


die je nach Lage und Beschaffenheit des Bodens verschieden ist. Der Kapitalzins


seinerseits ist überall der gleiche und entspricht dem Urzins, d. h. dem Zins, den


das Geld als Tauschmittel von den Warenbesitzern erhebt und der eine be-


stimmte Grenze aus bestimmten Gründen nicht übersteigen kann, weder nach


oben, noch nach unten. (s. Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag durch die „Geld- und Bodenreform“ von Silvio Gesell).


Für das Walten des hier in knappster Form wiedergegebenen physiokratischen


Lohngesetzes ist die Freizügigkeit und das Vorhandensein von Freiland nicht


unbedingt erforderlich, da die Rolle, die dieses als Lohnregulator spielt, von der


intensiven Kultur übernommen wird. Für die intensive Kultur ist die


Bodenfläche, die dem Arbeiter zur Verfügung steht (nach Zahlung der von der


extensiven Kultur bestimmten Pacht) überall so gut wie unbegrenzt. Wenn das


nicht der Fall wäre, so hätten wir die Sklaverei.
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Mit der kolossalen Verbilligung der Reisen und den geringen Beschränkungen


der Freizügigkeit durch die Gesetze der einzelnen Länder ist aber die


Freizügigkeit zur Tatsache und damit das Freiland zur eigentlichen Grundlage 


der allgemeinen Lohnbestimmung geworden.


Wie weit die Freizügigkeit ausgenutzt wird und wie stark darum ihr nivellieren-


der Einfluß auf den Lohn sein muß, ersieht man aus der Zahl der in Preußen


anwesenden ausländischen Arbeiter.


1905: 454.348;


1906: 605.339;


1907: 733.007;


1908: 780.422;


1909: 763.684;


1910: 790.189;


1911: 820.831.


Im Ruhrgebiet betrug die Zahl der reichsausländischen Arbeiter in Prozent der


Gesamtbelegschaft vom Jahr 1907 bis 1911 8,26, 9,07, 7,87, 7,81, 8,35%.


Das ist im dichtbevölkerten Preußen. In anderen Ländern, in den Ver. Staaten,


in Argentinien, Australien, Brasilien, ist die Zahl der ausländischen Arbeiter im


Verhältnis zu den einheimischen noch viel größer.


Diese ausländischen Arbeiter beziehen für die gleiche Leistung den gleichen


Lohn der einheimischen Arbeiter, und da es heute jedem Arbeiter – wenigstens


den Unverheirateten – möglich ist, innerhalb weniger Wochen das Reisegeld zur


Auswanderung zu sparen, oder sich dieses von bereits ausgewanderten


Kameraden schicken zu lassen, so muß dadurch der Lohn in allen Ländern


soweit miteinander übereinstimmen, daß der Entschluß zur Auswanderung 


vielfach nur mehr von Imponderabilien oder außerökonomischen Umständen 


abhängig ist.
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Hilferuf an die national-ökonomische Wissenschaft.


Daß die physiokratischen Lehrsätze über Geld, Zins, Kapital, Lohn,


Arbeitslosigkeit, Wirtschaftskrisen, falsch, grundfalsch sind, braucht kaum


bezweifelt zu werden. Widersprechen sie doch alle dem, was unsere Autoritäten


über diese Dinge geschrieben haben. Müßte man diese physiokratischen, 


sogen. Theorien als richtig anerkennen, so würde dadurch die gesamte national-


ökonomische Literatur des In- und Auslandes zum alten Eisen geworfen werden,


und das allein muß uns schon sagen, daß die physiokratischen Lehrsätze in


Utopia ausgebrütete Phantasieprodukte sind.


Es gibt aber keine noch so tollen Phantastereien, die nicht bei der breiten


Masse des Volkes willige Aufnahme finden, sobald sie nur die Marke Utopie 


tragen, denn mit dem Wunderglauben ist das Volk aufgezogen worden und von


einem Wunder erwartet es die Erlösung. Natürlich, je blauer das Wunder, um so


leichter findet es Gläubige.


Man soll bei solchen schwärmerischen Volksbewegungen nicht mit verschränk-


ten Armen zuschauen. Wir kennen die Geschichte von Thomas Münzer und


anderen Schwärmern. Heeresmacht mußte man aufbieten, um dieses Ungeziefer


zu vernichten – weil man gezaudert hatte. Das wundergläubige Volk ist immer


einem Strohhaufen vergleichbar.


Irgend ein Narr wirft einen Funken hinein und wenn man nicht sofort löschend


eingreift, so steht bald der ganze Haufen in hellen Flammen. Und ich fürchte, die


physiokratischen Utopistereien sind ein solcher Funken. Man spricht es bereits


offen aus, daß eine allgemeine allgewaltige Volksbewegung über die Köpfe der


besonnenen, sozialdemokratischen Führer hinweg die revolutionären, grund-


stürzenden Reformen der Physiokraten durchsetzen soll. Hie Geld- und


Bodenreform ist ihr Schlachtruf und die Verwirklichung des Rechtes auf den 


vollen Arbeitsertrag 
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durch die restlose Beseitigung des arbeitslosen Einkommens ist der Köder, mit


dem sie die Arbeiter aller Stände, die Fabrikarbeiter, Bauern, Gelehrte, Künstler,


Beamte, Kaufleute unter ihre Fahne zu scharen versuchen. Wehe den Rentnern,


wenn solches Programm verwirklicht wird!


Es ist höchste Zeit, daß unsere deutsche Wissenschaft hier mit starker Hand


eingreift. Das Wahnsinnige der physiokratischen Lehre muß in allen Zeitungen


und in öffentlichen Versammlungen dem Volke klar gemacht werden. Noch kann


man die Gefahr im Keime ersticken, aber jedes Zaudern kann gefährlich werden.


In volkstümlich geschriebenen Heften muß die wahre deutsche Theorie des


Geldes, die des Kapitals, des Zinses, des Lohnes, der Arbeitslosigkeit, der


Wirtschaftskrise im Volke verbreitet werden. Es ist das einzige Mittel, um den


physiokratischen Irrlehren den vernichtenden Schlag zu geben. Die kristallklaren


Lehren der wahren Wissenschaft, die auf den deutschen Hochschulen über


diese Dinge verbreitet werden; müssen Gemeingut des ganzen Volkes werden.


Nur auf diese Weise kann man der Gefahr begegnen, daß das Volk Beute dieser


physiokratischen und anderer Charlatane werde.


Unsere Wissenschaft hat sich hier entschieden zu saumselig gezeigt. Sie hätte


schon längst eingreifen müssen. Mit keinem Worte hat sie diese Bewegung bis-


her in ihren Schriften erwähnt. Man hat vielleicht gedacht, durch solches


Schweigen am besten die Sache zu bekämpfen. Totschweigen! Aber hier hat


dies einfache, bewährte Mittel offenbar diese Wirkung nicht gehabt, ja das Volk


nimmt an, daß nach dem Grundsatz, wer schweigt, hat nichts einzuwenden, die


Wissenschaft die physiokratischen Lehrsätze als richtig anerkennen muß. Sagte


doch neulich ein Physiokrat in öffentlicher Versammlung: So weit auch die deut-


sche Stimme schallt, es ist niemand da, der es wagt, an den physiokratischen


Lehrsätzen zu rütteln. Die deutsche Wissenschaft, sagte er, darf diese grund-


stürzenden Lehrsätze nicht öffentlich anerkennen, und da sie nicht zu widerlegen


vermag, so schweigt sie.“


Derartige Behauptungen in öffentlicher Ver-      Versammlung
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sammlung müssen die Köpfe natürlich noch mehr verwirren und diesen
Papiergeldschwindlern den Erfolg allzu leicht machen.


An einem der vielen Galgen in St. Petersburg verfing sich kürzlich eine


Schwalbe mit dem Fuß in einer Spalte des Holzes und man alarmierte die


Feuerwehr um das Vögelchen zu retten. Hier in Deutschland droht sich nun in


den Schlingen einiger politischer Wilddiebe ein ganzes Volk zu verfangen und


niemand rührt sich.


Feurio, Feurio! rufe ich darum der deutschen Wissenschaft, unseren weltbe-


rühmten Autoritäten auf dem Gebiete der Wertlehre, der Geld-, Zins-, Lohn- und


Krisentheorien zu. Feurio, es brennt, es brennt!


P. Januskiewitsch.


(Pseudonym für S. Gesell  / Die Red.)


Professor Dr. von Böhm-Bawerks 


„Positive Theorie des Kapitals“


[Innsbruck 1912 besprochen von Professor Zuckerkandl, in der „Neuen freien Presse“. 10. Mai


1913.]


vom physiokratischen Standpunkt aus betrachtet.


Der Kampf ums Dasein geht nirgendwo rücksichtsloser vor, als im Streite der


Theorien. Da gibt es kein Pardon. Hier wird ausnahmslos bis zur Abfuhr ge-


stritten. Dabei darf der Sieger in diesem Kampfe nicht wie der Hahn über der


Leiche des Gegners tot zusammenbrechen. Spurlos soll der Kampf an ihm 


vorübergehen. Hebbel sagte: Um ihre Feinde zu zerstreuen, braucht die Sonne


nichts Weiteres zu tun, als zu scheinen. Und so verhält es sich auch mit der


Theorie des Zinses. Ist die physiokratische Theorie des Zinses richtig, so braucht


sie sich auch nur zu zeigen und verstummen müssen im Erdenkreis alle


Zinshähne, wenn die Physiokraten krähen.
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v. Böhm-Bawerk veröffentlichte 1887 ein Werk: „Geschichte und Kritik der


Kapitalzins-Theorieen“, dessen Erscheinen freudig begrüßt wurde, nicht allein,


weil ein solches Buch bis dahin fehlte, sondern auch wegen der Gediegenheit


der Arbeit. Wir empfehlen allen unseren Lesern die Anschaffung und das fleißige


Studium dieses Werkes. Nichts Besseres können sie tun, um sich für die 


kommenden Kämpfe vorzubereiten, als die einzelnen im Laufe der Jahrhunderte


aufgetauchten Versuche zur Erklärung des Zinses vom Standpunkt der physio-


kratischen Zinstheorie aus nachzuprüfen und die Punkte festzustellen, wo die


einzelnen Forscher fehlgingen. Erst auf diese Weise werden sie unsere Theorie


auch als wissenschaftliche Leistung richtig einzuschätzen lernen, was ihren Mut


und ihr Selbstvertrauen noch mehr stärken wird. Denn nur der, der sich seiner


Kraft bewußt ist, gewinnt den Mut, sie zu gebrauchen.


Wer wäre besser vorbereitet für die Aufstellung einer eigenen Zinstheorie, als


der Mann, der alle Zinstheorien, die im Laufe der Zeit aufgetaucht sind, studiert


und kritisiert hat; ja muß man nicht einen solchen Mann direkt für verpflichtet


halten, am Schlusse seiner Arbeit nun seine eigene Ansicht über das Wesen


des Zinses zum Besten zu geben? Böhm-Bawerk hat diese Verpflichtung auch


eingesehen und ist ihr nachgekommen, und von seiner „Positiven Theorie des


Zinses“ ist auch jetzt bereits die 3. Aufl. erschienen. Von diesem Buche sagt


Zuckerkandl in seiner Besprechung:


„Das Werk Böhms hat eine sehr starke und nachhaltige Anregung auf die


Wissenschaft ausgeübt. Das beweisen die überaus zahlreichen wissenschaft-


lichen Erörterungen, die es hervorgerufen hat, und die sich, wie die


Ursprungsgebiete: Österreich, Deutschland, Frankreich, 
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Italien, die skandinavischen Länder, England und die nordamerikanische


Union zeigen, auf den überwiegenden Teil der gesamten Kulturwelt verteilen.


Große Partien der positiven Kapitalstheorie, die wesentliche Neuerungen ent-


halten, sind unbestritten geblieben.“


v. Böhm geht aus von der Behauptung, daß, aller Regel nach, gegenwärtige


Güter durch Nachfrage und Angebot höher eingeschätzt werden als künftige –


was ja auch schon durch die Tatsache des Zinses bewiesen sei. Die Ursache,


warum eine im Verhältnis zum Angebot so starke Nachfrage nach gegen-


wärtigen, in Zukunft zahlbaren Gütern besteht, findet Böhm in der technischen


Eigentümlichkeit, daß – in der Regel – ein Produktionsverfahren im Verhältnis zur


aufgewendeten Arbeit um so mehr Produkt gibt, je vollkommener – und darum


komplizierter und zeitraubender – das Verfahren ist.


Am Panamakanal baut man seit 30 Jahren und viele Millionen an Gütern aller


Art sind da verbraucht worden. Wird aber der Kanal einmal in Gebrauch ge-


nommen, so wird nach der Annahme seiner Unternehmer der heutige Kap-Horn-


Fahrer durch die Benutzung des Kanals so viel sparen, daß damit nicht nur die


Unterhaltungskosten gedeckt werden, sondern auch der regelrechte Zins. Und


ähnlich verhält es sich überall heute, in der Industrie und Landwirtschaft. Dieser


Überschuß wäre der Zins.


Da nun nach Böhm alle Produktionsverfahren zu jeder Zeit bis ins Unendliche


verbessert werden können und jede Verbesserung eine zeitliche Verlängerung


involviert, so muß die Nachfrage nach gegenwärtigen Gütern (mit deren Hilfe


allein die verbesserten Produktionsmethoden zustande kommen) notwendiger-


weise das Angebot stets übersteigen und 
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darum muß dann der Zins als notwendige Begleiterscheinung der Produktions-


technik betrachtet werden. Erst an dem Tage, wo die Technik nicht mehr ver-


bessert wird, oder verbessert werden kann, wird der Zins verschwinden. Jede


Kapitalanlage, jeder Pflug, jedes Haus, jedes Schiff ist sozusagen eine künftige


Speckseite, nach der man gegenwärtige Würste wirft.


Böhm sagt: [Zitat aus Zuckerkandl’s Besprechung.]


„Auch in einem Sozialistenstaate müßte Kapitalsrente bestehen, nur würde für


die Quoten der Verteilung und die Personen, die sie bekämen, anderes gelten


als heute. Die Produktionsbehörden im Sozialistenstaate waren genötigt, den


Volksgliedern gegenüber den heute als Ausbeutung bezeichneten Abzug vom


Arbeitsprodukt ständig vorzunehmen. Denn die Arbeiter werden aus technischen


Gründen gleichzeitig mit Produktionen beauftragt, die ungleich weit entfernte


Arbeitsziele haben. Die auf entferntere Produktionsziele gerichtete Arbeit, die ein


größeres Produkt von erheblichem Zukunftswerte hervorbringt, erhielte jedoch


nicht den Wert des künftigen Erzeugnisses als Lohn, sondern viel weniger. Der


„Mehrwert“, der durch die Ausreifung zu Genußgütern entsteht, hat die


Beschaffenheit des Zinses und daran ändert der Umstand nichts, daß er von 


der Gemeinwirtschaft in gemeinnütziger Weise verwendet würde.“


Ich glaube in diesem Satze wird am leichtesten der Punkt zu finden sein, wo


Böhm’s Untersuchung auf Abwege geriet.


Die Güter, die die Kapitalisten heute zur Produktion bestimmen, sind das, was


sie übrig lassen, nachdem sie ihre persönlichen Bedürf-      Bedürfnisse
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nisse befriedigt haben – oft also nur ein verhältnismäßig kleiner Rest. Daß nach


solchem Abzug vom Vorrat an gegenwärtigen Gütern das Angebot relativ zur


Nachfrage (also Nachfrage nach Gütern, die in Zukunft zahlbar sind) gering ist,


wird man verstehen, ebenso, daß darum auch der Preis der gegenwärtigen


Güter über dem pari zukünftiger Güter stehen muß.


Diesen Abzug vom Vorrat an vorrätigen Gütern, die sonst für die Produktion


verfügbar wären, hat Böhm ganz unerwähnt gelassen (vorausgesetzt, daß Z.


richtig zitiert) und dadurch den Vergleich des Sozialistenstaates für seine Theorie
erst möglich gemacht. Berichtigen wir aber den Vergleich in diesem Sinne und


stellen die ganze, heute von den Rentnern konsumierte Gütermasse in das


Angebot vorrätiger Güter für künftige Produktion ein, so verschiebt sich sofort


das heutige Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage ganz außerordentlich


und dementsprechend muß sich auch das Verhältnis zwischen Nehmer und


Geber gegenwärtiger Güter, d. h. also der Zins verschieben. (Es sei hier darauf


hingewiesen, daß, wie Böhm ausdrücklich bemerkt, auch für seine Theorie die


Höhe des Zinses absolut durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird.)


Nehmen wir also einmal an, daß im obigen Sozialistenstaat der Mehrwert, statt


von Rentnern zum großen Teil konsumiert zu werden, vom Staate zur


Vermehrung und Verbesserung der Produktionsmittel verwendet werde. Auf 


deutsche Verhältnisse übertragen, hätten wir dann alle 20 Jahre neben dem
alten Deutschen Reich ein neues, – ebenso großes Reich oder eine Gütermasse
im Gesamtwerte des Deutschen Reiches – mit allem, was darauf steht. Denn


ohne Zinseszinsrechnung (die hier nicht am Platze ist) geht 
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das Deutsche Reich zu 5% Zins alle 20 Jahre einmal über die Tische der


Rentner.


Es ist klar, daß ein solches wachsendes Angebot gegenüber einer im


Mißverhältnis hierzu wachsenden Bevölkerung (Nachfrage) den Zinsfuß in stetig


wachsendem Maße senken muß!!


Der Vergleich mit dem Sozialistenstaat stimmt also nicht.
Wenn der Zins in seiner Höhe durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird, so


ist der Umstand, daß die Technik durch Aufwendung gegenwärtiger Güter einen


Mehrwert herausschlagen kann, noch immer nicht ein Beweis dafür, daß dieser


Mehrwert nun den Besitzern der gegenwärtigen Güter und nicht den Arbeitern


zugute kommen muß. Darüber, wem der Mehrwert zufließt, entscheidet nicht der


Besitztitel, sondern die Verhandlung beim Lohn, also auch wieder Nachfrage und


Angebot. Nicht, weil der Unternehmer die Maschinen besitzt, fließt ihm und nicht


dem Arbeiter, der mit Hilfe der Maschinen hervorgebrachte Mehrwert zu, sondern


lediglich, weil das Angebot hinter der Nachfrage zurückbleibt. Wäre das jetzige,


dem Arbeiter und seinem Lohne ungünstige Mißverhältnis auf den Kopf gestellt –


so würde der Arbeiter den „Ausbeuter“ spielen, d. h. die künftigen Güter ständen


über pari der gegenwärtigen. Und warum könnte jenes bestehende Mißverhältnis


nicht einmal auf den Kopf gestellt werden? Um dahin zu gelangen, würde es ja


genügen – den Rentnern einige Jahre die Zinsen zu sperren und den gesamten


Mehrwert in neuen Produktionsmitteln anzulegen. Dann wäre der Bedarf


gedeckt, dann würde das Angebot die Nachfrage überholen. Die steigende


Produktivität der Arbeit (die Böhms Theorie voraussetzt) erzeugt nämlich nicht


allein 
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eine Nachfrage nach gegenwärtigen Gütern, sondern auch ein ständig wachsen-


des Angebot, das durch Akkumulation ins Unbegrenzte wachsen kann, während


die Nachfrage nach solchen Gütern nur die der Volksvermehrung entsprechende


Akkumulation erfährt (bei gleichbleibender Lebensweise). Am besten erkennt


man diese Akkumulation des Angebots an den Häusern von denen manche 30,


40, 50 Jahre alt sind und immer noch als Wohnung angeboten werden. Auch an


den Kanälen, Eisenbahnen und namentlich am Metallgeld. Warum könnte also
mit Hilfe der ständig wachsenden Produktivität der Arbeit und durch die genannte
Akkumulation das Angebot gegenwärtigerGüter keine solche Ausdehnung erfah-
ren, daß es die Nachfrage deckt und überdeckt?
Den Physiokraten ist der Einwand geläufig, der ihnen hier in der Regel gemacht


wird und auf dem wahrscheinlich auch Böhm seine Verteidigungsstellung ein-


nehmen wird. Er wird sagen: Wenn bei den Lohnverhandlungen die Arbeiter den


Mehrwert für sich beanspruchen, so zieht sich der Unternehmer einfach zurück.


Und hier denkt dann Böhm nicht an den Besitzer der gegenwärtigen, für die


Produktion zu verwendenden Güter, sondern an ganz etwas anderes – er denkt


an den Besitzer – des Geldes. Und da hat er recht mit seinem Einwand. Der


Besitzer des Geldes wird freilich das Angebot des Geldes zurückziehen – wenn


die Arbeiter den Mehrwert für sich reklamieren. Er kann das, gestützt auf die


besonderen Eigenschaften des Geldes, tun und kann dadurch das Angebot


jederzeit derart beschränken, daß der Zins bewilligt werden muß. Anders wäre


es, wenn das Angebot unmittelbar sich aus den Gütern zusammensetzte, 


285







auf die es doch in der Produktion ankommt. Denn diese Güter unterliegen alle


dem Verderb, und dieser Verderb hindert ihre Besitzer daran, das Angebot zu


sperren und es von einem Zins abhängig zu machen. Sind diese Güter einmal


da, so müssen sie angeboten werden – ohne jede Rücksicht darauf, ob Zins


bezahlt wird oder nicht. Würde man das Geld dem gleichen Verderb aussetzen,


so würde sich der Angebotszwang auch auf das Geld übertragen (Physiokra-


tisches Geld).


Der Grund, weshalb es also noch nicht zu einer für die Beseitigung des Zinses


nötigen Akkumulation gegenwärtiger Produktivgüter gekommen ist, liegt also in


unserem Geld, das der Produktion von Gütern seine unentbehrlichen Dienste


versagt, sobald die Akkumulation dem Zins gefährlich zu werden droht. Die


Arbeiter werden entlassen (Krise), sobald das Angebot von gegenwärtigen


Gütern den Zins auf eine Minimalgrenze gedrückt hat. [Siehe „Die Neue Lehre vom


Geld und Zins“ M. 2,50. Physiokratischer Verlag (Georg Blumenthal) Berlin Lichterfelde.]


Böhm dagegen behauptet, daß die Nachfrage nach gegenwärtigen Gütern für


Produktivzwecke dadurch zum Danaidenfaß wird, daß die Produktion, dank einer


technischen Eigenartigkeit, selber für den Mehrwert sorgt. Dies setzt aber vor-


aus, daß die Güter alle bis auf den Teil, der für die Produktion nötig ist, aufge-


zehrt werden und darum für das Angebot nicht mehr in Betracht kommen. Für


den weitaus größten Teil der Produkte (wie Häuser, Fabriken, Eisenbahnen usw.)


trifft aber diese Voraussetzung nicht zu. Außerdem setzt Böhms Theorie voraus,


daß es technisch möglich sei, die Produktion unbegrenzt zu verbessern. Ob das


zutrifft, wollen wir hier nicht untersuchen, hegen aber insofern starke 
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Zweifel, als zur Verbesserung der Produktionsmittel nicht nur Geld nötig ist, 


sondern auch Witz, Erfindungen, Erfahrungen – und das alles ist in der Regel


nicht immer für Geld zu haben.


Böhm wird vielleicht auch einwenden, daß, wenn die Besitzer gegenwärtiger


Güter den Mehrwert in den Lohnverhandlungen an die Arbeiter verlieren, die


Besitzer dann lieber selbst, ohne Lohnarbeiter, ihre Güter in der Produktion ver-


wenden. Aber für diesen Einwand genügt es, darauf hinzuweisen, daß der Bauer


nur mit einem Pflug ackern, der Jäger nur mit einem Gewehr schießen kann.


Weiter sehen wir das Kapital in den Händen der Sparer, die so wie so schon voll


beschäftigt sind, in den Händen alter Männer, die nun zehren aber nicht mehr


produzieren wollen und namentlich in den Händen der eigentlichen Kapitalisten,


die weder arbeiten können noch wollen, abgesehen von dem Mißverhältnis 


zwischen ihrer persönlichen Arbeitskraft und der Masse der Güter, über die sie


verfügen.


Noch eins wollen wir hier erwähnen. Wenn die Ursache des Zinses darin zu


suchen ist, daß die Technik der Warenproduktion unter Aufwendung gegen-


wärtiger Güter ins Endlose verbessert werden kann, so muß natürlich das Tempo


dieser Verbesserungen übereinstimmen mit der Höhe des Zinsfußes. Diese zu
5% gerechnet, müßte demzufolge die Produktivität der menschlichen Arbeit unter
Anwendung der Zinseszins-Rechnung (die hier am Platze ist) sich alle 16 Jahre
verdoppelt haben und sich weiter in dem selben Tempo verdoppeln. Dieses


Verhältnis auf das bekannte Beispiel des zu Christi Geburt auf Zinseszins ange-


legten Sparpfennigs übertragen, müßte ein Mann, der damals mit den primitiven


Werkzeugen am Tage für 1 Pfg. 
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Gold produzierte, heute mit dem verbesserten Produktionsverfahren täglich 


100 Trillionen Goldkugeln in der Größe des Sonnensystems erzeugen. Unser


Reichsbankdirektor weiß aber, daß das nicht der Fall ist, daß er die größten


Anstrengungen und Purzelbäume machen muß, um einen einzigen Kubikmeter


Gold in seine Keller zu bringen. Und wie mit dem Gold, verhält es sich im allge-


meinen mit allen Gütern. Auch hier hat also Böhm ein wesentliches Moment der


Akkumulation vergessen. Mit Berechnung der Akkumulation gelangt man sofort


zu unmöglichen Zahlen und ohne diese Akkumulation gibt es überhaupt keine


Verbesserung, denn Verbessern heißt, dem Existierenden etwas zusetzen. 


[Ist Wert das Quantum Waren, daß man mit den heutigen Arbeitsmitteln erzeugt, so ist nach Böhm


„Mehrwert“ das, was man mit den künftigen verbesserten Arbeitsmitteln bei gleicher Arbeit über jenes


Quantum hinaus wird produzieren können.]


Zu noch wunderbareren Ergebnissen gelangen wir, wenn wir uns eine Zeit


rückgängiger Technik denken – so etwa, wie wir sie im Mittelalter kennen. Dann


muß natürlich das gegenwärtige (geringwertigere) Gut dem künftigen Gut einen


Zins bezahlen, was so viel heißt, daß dann nicht der Darlehnsgeber den Zins


erhebt, sondern der Darlehnsnehmer! Wir wissen aber, daß im Mittelalter die


Juden für Darlehen dem Schuldner keinen Zins bezahlten, sondern genau so 


wie heute, diesen forderten.


Wer den Zinsursachen auf den Grund gehen will, darf keinen Augenblick die


wirklichen bestimmenden Elemente des Zinses, also Nachfrage und Angebot aus


dem Auge verlieren. Hat man einmal erkannt, daß der Grund des Zinses, letzten


Endes, nur in dem bestehenden Mißverhältnis zwischen Nachfrage und Angebot


von Kapital 
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liegt, so muß man nach den Gründen dies es Mißverhältnisses suchen. Geht


man hier methodisch vor, so stößt man an einem bestimmten Punkt der


Untersuchung auf die Frage: Warum spricht man von Arbeitslosigkeit zu einer


Zeit, wo die Existenz des Zinses auf ein ungenügendes Angebot an gegen-


wärtigen Gütern hindeutet? Warum spricht man von Überproduktion an Waren,


wenn gleichzeitig der Zins den Beweis einer Unterproduktion an Produktions-


mitteln erbringt. Wie wäre es nun, wenn die Arbeitslosen unter Aufwendung der


„überproduzierten“ Waren mit dem Bau neuer Häuser, Fabriken, Schiffen usw.


beschäftigt würden. Würden diese Häuser usw. nicht das Angebot vermehren


und dementsprechend das bestehende Mißverhältnis zwischen Nachfrage und


Angebot vermindern und dadurch den Zins herabsetzen? Und wenn dann der


Zins heruntergeht, wird da das Volk, entsprechend dem dann steigenden


Arbeitsertrag, nicht größere Ersparnisse machen, wird da der Vorrat und das


Angebot gegenwärtiger Güter nicht noch weiter wachsen? und so fort, bis der


Zins in einem Meere „vorrätiger Güter“ ersäuft wird?


Wo sind nun die Hemmungen in der Volkswirtschaft, die das Mißverhältnis 


zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Darlehens- und Arbeitsmarkt dauernd


aufrecht erhalten?


Die physiokratische Zinstheorie gibt die Antwort auf diese Frage.
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Zur Währungsfrage.
Erwiderung auf Epsteins Artikelserie.


Obschon die „Neue Lehre vom Geld und Zins“ so gut wie alles auf den Kopf


stellt, was die Theorie der Goldwährung bislang als unantastbare Wahrheiten


hinstellte, erscheinen doch wiederum die Leitsätze dieser neuen Lehre so selbst-


verständlich und natürlich, daß mancher wohl schon gesagt hat, die neue Lehre


renne doch eigentlich nur offene Türen ein.


Leider sind die, die so denken, im Irrtum, wie sie das übrigens auch schon aus


der Artikelserie Epsteins ersehen haben werden. Die Türen stehen der neuen


Lehre nicht auf, und allem Anschein nach werden wir noch schwerere


Sturmböcke anfahren müssen um die Türen einzurennen. Es ist das übrigens


auch nicht zu verwundern. Die Goldwährung ist 3000 Jahre alt; sie ist die älteste


unserer gesellschaftlichen Einrichtungen; nichts ist an ihr seit Anbeginn geändert


worden. Wer heute eine goldene Münze des Königs Krösus findet, hat deutsches


Geld in Händen. Wir haben also Zeit gehabt, unser Denken und Sinnen, unsere


Begriffe und Ausdrücke den von der Metallwährung geschaffenen Zuständen und


Tatsachen anzupassen. Unsere Volkswirtschaft ist mit der Metallwährung ver-


wachsen. Wir nehmen diese Zustände bei Betrachtung aller Ereignisse im


Wirtschaftsleben ganz selbstverständlich als Beobachtungsposten ein. Und es ist


klar, je gründlicher man in seinen Studien vorgegangen ist, je mehr man sich


bemüht hatte, die volkswirtschaftlichen Vorgänge mit der Theorie der


Goldwährung in Übereinstimmung zu bringen, je größer dabei die Opfer waren,


die man auf Kosten der Logik dem Bedürfnis nach irgend einer Erklärung 


brachte, um so schwerer wird es natürlich, nun alles das fahren zu lassen. Für


die Aufnahme der neuen Lehre gehört entweder ein vollkommen unbefangener


Geist, weißes, unbeschriebenes Papier, oder aber ein großes „Reinemachen“.


Der Rückstand der dunklen Grübeleien der Wertlehre, muß mit der Sorgfalt, die


bei chirurgischen Ein-    Eingriffen
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griffen geübt wird, spurlos aus der Schädelkapsel herausgekratzt werden – dann


erst kann die neue Lehre sich dort heimisch fühlen. Die neue Lehre soll sich


doch nicht etwa den anderen Lehren über Geld und Zins zugesellen, sondern


wie ein junger Kuckuck soll sie alles aus dem Nest herauswerfen, was außer ihr


etwa noch da ist.


Epstein hat dieses große Reinemachen noch nicht vollendet. Er muß noch eine


Reihe von Inventarstücken der Wertlehre aus dem Nest hinausbefördern. Noch


ist sein Begriffsschatz durchsetzt von ganzen Gedankenreihen der Wertlehre,


noch steht er im Banne des Wertgedankens. Es ergeht ihm, wie so manchem


abtrünnigen Christen, der den Glauben überwunden zu haben meint, dennoch


aber mit allen Fasern seines Herzens mit ihm verknüpft bleibt. In dem Einzelfall


vermag der Abtrünnige, wenn er alle seine Kräfte beisammen hält, sich seinem


abgelegten Glauben gegenüber zu behaupten, aber die von diesem Glauben


ausgehenden Gedankenreihen, deren Bestandteile man unmöglich im Flusse der


Rede einen nach dem anderen aufs neue auf ihre Tragfähigkeit hin nachprüfen


kann, die unterliegen im Unterbewußtsein immer noch der Herrschaft ihres ab-


gesetzten Meisters. Ich kenne die anatomischen Vorgänge im Gehirne bei


Aufnahme eines neuen Begriffes nicht, ich weiß nicht, wie man sich die tief-


greifenden Veränderungen im Gehirne vorstellen muß, die doch unzweifelhaft


dann eintreten, wenn wir grundlegende Stoffe unseres Geisteslebens plötzlich für


wurmstichig, morsch und faul erklären müssen, wenn sozusagen das Fundament


unseres Erkenntnisvermögens ins Wanken gerät. Aber ich denke mir, daß das


ein schrecklicher Vorgang sein muß, ein Bankrott ein Selbstmord, ein Erdbeben.


Was bleibt denn noch vom Menschen übrig, wenn die religiösen, philosophi-


schen, wissenschaftlichen Grundpfeiler seines Geistes niedergerissen werden


müssen? Für alle aber, die gewohnt waren, die Axiome der alten Lehre vom Geld


und Zins zum Ausgangspunkt ihres Forschens zu nehmen, war die Lehre vom


Wert der wahre Grundstein ihres nationalökonomischen Denkens. Die


Behauptung, daß „die Lehre vom 
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Wert“ für die nationalökonomische Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung


sei, ist ja auch niemals beanstandet worden. Dieses Fundament verlassen, heißt


dasselbe, was für einen im Glauben ergrauten Christen die Anerkennung der


natürlichen Entwicklungsgeschichte des Menschen bedeutet.


Darum finde ich es auch ganz selbstverständlich und natürlich, daß von den


Wertforschern, die ganze Bibliotheken mit ihren Werken über Geld, Zins, Lohn


und Wert gefüllt haben, kein einziger sich mit einem Wort über die Neue Lehre


vom Geld und Zins geäußert hat. Die anatomische Verfassung des Gehirns ist


wohl mit einer Schiefertafel zu vergleichen. Das, was einmal darauf geschrieben


wurde, schimmert immer durch, wenn man auch darüber wischt, namentlich 


solche Worte, die wegen ihrer Bedeutung besonders stark unterstrichen wurden.


Sagt man nicht auch darum: On revient toujours a son premier amour? (Man


kommt immer zu seiner ersten Liebe zurück.) Was man sich immer unter dem


Ausdruck „Wert“ vorzustellen vermeint, es stürzt als wesenlos zusammen, sowie


der Nachweis erbracht wird, daß sich Geld aus Papier machen läßt. So haben


darum auch die im Wertglauben Befangenen die Möglichkeit des Papiergeldes


bisher rundweg geleugnet. Sie lehnen alle Papiergeldtheorien mit derselben


überlegenen Selbstverständlichkeit ab, womit etwa der gläubige Christ Haeckels


Genesis ablehnt. Warum soll man sich die Mühe geben, eine


Papierwährungstheorie zu prüfen, wenn man doch die Überzeugung hat, daß es


sich nur um die Theorie eines Unsinns handeln kann? So ergeht es auch


Epstein. Er hält es mit Eugen Dühring, dem berühmten Mathematiker, der erst


neuerdings das 300 Jahre alte „Fermatproblem“ gelöst haben soll, und der mit


der Sicherheit des Urteils, die die Mathematik gibt, behauptet, die Versuche


Papiergeld zu machen, könnten nur einer „ökonomischen Irrenidee“ entspringen.


Darum hat auch Epstein alles, was ich auf S. 23–59 der „Neuen Lehre vom Geld


und Zins“ zur Erklärung des Papiergeldes gesagt habe, einfach über-


sprungen.
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Daran kann man ermessen, welche Schwierigkeiten die Wertlehre der


Anerkennung der neuen Lehre vom Geld und Zins bereitet. Wenn sogar erklärte


Renegaten der Wertlehre, die uns außerdem noch wohlgesinnt sind, denen


unser Ziel, die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag unter


Aufrechterhaltung des Privatwirtschaftsbetriebes, sehr sympathisch ist – sogar


die Prüfung unserer Papiergeldtheorie ablehnen, wie mag es da mit den


Wertgläubigen gehen? Nein, wir rennen mit der neuen Lehre wirklich keine 


offenen Türen ein. Unsere Aufklärungsarbeit ist nötig. Wir müssen mehr Licht


verbreiten, denn nur vor dem Lichte wird schließlich der Wertspuk ins Nichts 


versinken.


Zum Rückgang in der Bautätigkeit


schreibt der Lokal-Anzeiger von Gr.-Lichterfelde vom 23. Juni folgendes:


„Eine unangenehme Erscheinung für die Gemeinden Groß-Berlins bildet das in


den letzten Jahren so empfindlich bemerkbare Nachlassen der Bautätigkeit,


sowohl für die arbeitenden Stände und Handwerkerkreise, als auch für die


Finanzen der Gemeinde. So tief einschneidend der Bautenrückgang im besonde-


ren auch ist, es gibt nun eben kein anderes Mittel zur Gesundung der durch den


Bauschwindel und den Terrainwucher entstandenen einfach unhaltbaren
Zustände. Tausende von Existenzen sind durch diese vernichtet worden, es


mußte erst einmal so kommen, wie es gegenwärtig ist. Die unsoliden Elemente


mußten radikal ausgemerzt werden, selbst auf die Gefahr hin, daß auch ehrliche


Leute – wie es leider der Fall ist – in dem Chaos mit untergingen. Auch für den


reellen Grund- und Hausbesitz war es die höchste Zeit, daß einmal mit der


unsinnigen Wohnungsüberproduktion Schluß gemacht wurde. An eine kom-


mende Woh-     Wohnungsnot
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nungsnot braucht man darum nicht zu denken. Mit der Gesundung der zer-


rütteten Verhältnisse wird auch die solide Bautätigkeit wieder ansetzen. Die


Mietsausfälle werden dann nachlassen und auf dem Grundstücksmarkt wie-


der erträgliche Zustände eintreten. Betrachtet man gegenwärtig die riesigen


Kursverluste, welche die Wertpapierinhaber erleiden, dann muß man sehn-


süchtig das Zurückkehren des Vertrauens zur Kapitalanlage auf dem


Grundstücks- und Hypothekenmarkt herbeiwünschen.“


Also „Tausende von Existenzen sind vernichtet worden“, die Finanzen der


Gemeinde, die arbeitenden Stände, die Handwerkerkreise leiden. Und warum?


Weil durch den Fleiß derselben braven und achtbaren Menschen Haus an Haus,


ganze Straßen errichtet worden wären, um der Wohnungsnot zu steuern. Denn


diese Wohnungsnot besteht, und zwar für alle, die die hohen Mieten nicht zahlen


können. Die Mieten drückt man aber herunter, indem man neue Häuser baut, die


existierenden Häuser also einem schärferen Wettbewerb aussetzt.


Aber der Lokal-Anz. von L. hat für den Begriff „Wohnungsnot“ eine ganz


andere Vorstellung. Die Wohnungsnot soll nach seiner Ansicht beseitigt werden,


ohne daß es zu Mietsausfällen kommt. Die billiger werdenden Wohnungsmieten


sind für den L.-A. das Zeichen einer „Wohnungsüberproduktion“ und diese muß


unter allen Umständen verhütet werden – ob auch dadurch „Tausende von


Existenzen“ vernichtet werden.“ Sobald die Bautätigkeit größeren Umfang


annimmt und die Wohnungsmieten billiger werden, dann ist die Sachlage 


gegeben für den Gebrauch des vom Standpunkt der Mieter unverständlichen,


phantastischen, ja tollen Ausdrucks „unsolide Bautätigkeit“, dann müssen die


Arbeiter entlassen werden, dann muß „mit der unsinnigen Wohnungsproduktion


Schluß gemacht werden.“


Der Lokal-Anzeiger wird von Familienvätern gelesen, von denen die große


Mehrzahl schwer arbeiten muß, um die Miete aufzubringen. Welch merkwürdige


Ansicht von den volkswirt-     volkswirtschaftlichen
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schaftlichen Zusammenhängen müssen diese Männer haben, daß man ihnen


gegenüber der Meinung Ausdruck geben darf, es existiere eine Wohnungs-


überproduktion und man habe gut getan, tausende von Existenzen zu vernich-


ten, die weiter nichts vorhatten, als durch Arbeit und Fleiß die durch die hohen


Mieten dokumentierte Wohnungsnot zu beseitigen.


Aber so ganz geheuer ist es dem Verfasser oben angeführter Zeilen doch nicht


bei dem Gedanken, daß Scharen von Arbeitern gewaltsam von der sie ernähren-


den und entschieden nützlichen Arbeit abgehalten werden, daß die Finanzen der


Stadt Schaden leiden, und, daß so viele Existenzen so nebenbei vernichtet wer-


den. Darum wünscht er im Widerspruch mit seinen Ausführungen den Augenblick


sehnsüchtig herbei, wo der Bankrott der Industrie das Kapital dem Baugewerbe


wieder zuführen soll! Er bedenkt dabei aber nicht, daß dadurch ja die


Wohnungsüberproduktion noch größeren Umfang annehmen würde. Die


Verhältnisse sollten ja unter „Vernichtung von tausenden von Existenzen“


dadurch „gesunden“, daß man mit der „Wohnungsproduktion Schluß machte“.


Dieses „Schlußmachen“ bestand aber gerade darin, daß sich das Kapital wegen


verminderter Verzinsung zurückzog. Und jetzt sehnt sich der Artikelschreiber


nach neuem Kapital zur Wiedereröffnung der „unsoliden Bautätigkeit“, die doch


nur die verwünschte Wohnungsüberproduktion vergrößern kann. Das soll nun


einer verstehen!


Der Lokal-Anz. von Großlichterfelde möchte wohl den Arbeitern und


Handwerkern wieder Verdienst und den Finanzen der Gemeinde den Vorteil


reger Bautätigkeit geben, er möchte auch eine große Stadt sich entwickeln


sehen, – aber ohne daß es zu Mietsausfällen komme, ohne daß die neuen


Häuser, Straßen und Stadtviertel den schon existierenden sich als Konkurrenten


erweisen. Er duldet die Bautätigkeit, so lange sie in „solidem“ Umfang betrieben,


also keinen Einfluß auf die Beseitigung der Wohnungsnot hat.


Leider sind solche Wünsche unvereinbar. Die heutige Produktionskraft der


Arbeiter ist so groß, daß, wenn wir sie unbehindert lassen, gar bald 
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ein Überfluß an Häusern existieren würde, und der Hauszins auf 0 zu stehen


käme.


Will man also den Kapitalzins auf seiner jetzigen Höhe erhalten – so muß man


die Arbeiter gewaltsam von der Arbeit abhalten und auch ferner nicht davor


zurückschrecken, im Interesse des Kapitalzinses „tausende von Existenzen zu


vernichten“.


Will man dagegen die Arbeitslosigkeit beseitigen, so darf man der Bautätigkeit


keine künstlichen Grenzen ziehen und an einem bestimmten Punkt der


Rentabilität Schluß mit der Wohnungsproduktion machen. Es muß dann dafür


gesorgt werden, daß das Geld für Neubauten zu einem, parallel zu den


Wohnungsmieten, sinkenden Zinsfuß erhältlich sei. Es muß verhütet werden,


daß die Geldgeber sich zurückziehen und eine „Gesundung der Verhältnisse“ auf


dem Baumarkt dadurch erzwingen, daß sie Tausende von Existenzen vernichten.


Wie man dieses Ziel auf verblüffend einfache Weise erreichen kann, sagt die


auf der Neuen Lehre vom Geld und Zins“ [Physiokratischer Verlag Berlin-Lichterfelde,


BäkestraBe 11. M. 2,50.] errichtete Geldreform der Physiokraten.


Nach Ansicht der Physiokraten besteht eine „Wohnungsnot“, solange wie die


Wohnungsmieten überhaupt noch Zins für die Baukosten abwerfen. Nach An-


sicht derselben Menschen werden die Verhältnisse auf dem Baumarkt „gesund


und solide“, sobald die Wohnungsproduktion, den zur völligen Beseitigung des


Zinses nötigen Umfang erreicht haben wird. Wenn das ganze Volk in zinsfreien


Häusern (nicht zu verwechseln mit mietefrei) untergebracht sein wird und die


Häuser dementsprechend kein Kapital mehr darstellen werden, dann wird man


mit der Wohnungsproduktion Schluß machen müssen. Aber wenn dieser Tag


kommt, dann wird der Schluß der Wohnungsproduktion nicht die Vernichtung von


Tausenden von Existenzen bedingen, sondern er wird sich ganz automatisch


dadurch einstellen, daß die Arbeiter erklären: wir brauchen einstweilen nicht 
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mehr zu arbeiten, weil wir alles haben, dessen wir bedürfen.


So lange das nicht ist, nennen wir die bewußte Vernichtung von Tausenden


von Existenzen zwecks Schutzes des Kapitalbetriebes Mord und Raubmord und


erheben laut und lauter die Forderung nach der Beseitigung des Metallgeldes


und Ersatz desselben durch das


physiokratische Reformgeld. 


Mehr Licht!


“Klar zeigte der Redner die drei Hemmungen der Industrie. Die teuren


Bodenpreise, die die Kaufkraft hemmen, die Verteuerung des Geldes durch das


Abfließen des Geldes in die Bodenbeleihung und die künstliche Verteuerung der


Bodenschätze (Kohle, Kali) durch Auslieferung an Privatmonopole.“


Entsprechend der wachsenden Bedeutung ihrer Bestrebungen mußten sich


die Bodenreformer befleißigen, ihren Schatz theoretischer Erkenntnisse zu 


erweitern. Manche leichtsinnige Redensart, die früher noch in dem allgemeinen


Phrasenmischmasch hüben und drüben unbeanstandet durchgehen konnte,


stößt jetzt auf kritischen Widerspruch. Und der oben angeführte Satz aus einem


der letzten Hefte (Nr. 11, S. 328) der „Bodenreform“ wimmelt geradezu von solch


leichtsinnigen Phrasen.


Daß die Höhe der Bodenpreise an sich für die Industrie kein Hemmnis ist,


erkennt man schon daran, daß sich die Industrie in den Großstädten, wo der


Boden teuer ist, zu konzentrieren pflegt. Die hohen Bodenpreise bedeuten, daß


die Vorteile des teuren, großstädtischen Bodens entsprechend groß sind. Waren


die geforderten Bodenpreise in keinem Verhältnis zur Rente, die der Käufer vom


Boden erwartet, so würde der Handel nicht zustande kommen. Dann aber würde


der Verkäufer mit seinen Forderungen heruntergehen – wie man das gerade jetzt


beobachten kann. Die übertriebenen, die Industrie wirklich 
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hemmenden Forderungen haben somit in der Regel in sich selbst ihr Korrektiv.


Das gleiche ist der Fall mit der „künstlichen Verteuerung der Bodenschätze


(Kohle, Kali), durch ihre Auslieferung an Privatmonopole“. Die steigenden Preise


sind Wirkung unserer Währung und laufen einher mit der flotten industriellen


Entwicklung, ja sind sogar die Ursache der starken Anspannung aller Kräfte, die


man in den letzten 20 Jahren beobachten konnte. Die Kohlen- und Eisenpreise


sind geradezu zum Wetterprophet der Börse geworden. So lange diese steigen


oder wenigstens stabil bleiben, leben Unternehmer und Geschäftsleute sorglos in


den Tag hinein. Je höher sie steigen, um so lebhafter geht es in der


Volkswirtschaft zu. Alle aber spitzen die Ohren und wittern scharf nach allen


Himmelsrichtungen, sobald die Preisbewegung umschlägt. Die Industrie findet in


den steigenden Preisen eine Förderung, kein Hemmnis, und die Erklärung dieser


Erscheinung haben wir in unserem Artikel „Die Not der Rentner“ in Nr. 7 des


„Physiokrat“ gegeben.


Wenn nun auch die steigenden Preise des Bodens und der Bodenschätze als


Begleiterscheinung lebhafter volkswirtschaftlicher Entwicklung, nicht aber als ein


Hemmnis derselben anzusehen sind, so sagt das beileibe nicht, daß die Arbeiter
Ursache haben, über die hohen Grundrenten und entsprechenden Bodenpreise


sich zu freuen. Das ist eine Frage, die ein ganz anderes Gebiet der


Volkswirtschaft berührt, nämlich die der Güterverteilung. Die Güterverteilung


kann, wie Figura zeigt, nach räuberischen Grundsätzen erfolgen, ohne daß


darum die Industrie an ihrer Entwicklung gehemmt wird. Im Gegenteil läßt es


sich sogar ganz gut vorstellen, daß, je größer der Teil des Arbeitsproduktes ist,


den das Schmarotzertum dem Arbeiter vorenthält, dieser desto mehr darauf


bedacht sein wird, durch erhöhten Fleiß diesen Ausfall zu decken. Die den 


steigenden Bodenpreisen entsprechenden Grundrentenlasten können also auf


die Produktion (Industrie) eigentlich nur anspornend wirken. Ohne diese Lasten 


hätten wir heute vielleicht schon den 5 stündigen Arbeits-    Arbeitstag
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tag in Deutschland, wie man aus dem gleichen Grunde heute schon in vielen


Teilen Afrikas die Schwarzen überhaupt nicht zur Arbeit bewegen kann. Sie


haben es nicht nötig, die Glücklichen. Um sie zur Arbeit zu zwingen, wiederholen


ja unsere profitsüchtigen Kolonisatoren unausgesetzt den Vorschlag, den


Schwarzen den Boden wegzunehmen, und von ihnen für die Benutzung des


Bodens eine Rente zu fordern. Dann müßten die Schwarzen arbeiten, um die


Renten aufzubringen und „wir hätten dann Renten und Lohnarbeiter.“


Ähnlich wie mit den hohen Preisen, verhält es sich mit der „Verteuerung des


Geldes“, worunter im kaufmännischen Kauderwelsch eine Erhöhung des


Zinsfußes gemeint ist.


Teuer ist ein Gegenstand für den man mehr als das Hergebrachte in Tausch geben muß. Teuer ist


demnach das Geld bei niedrigen, bei fallenden Preisen, wenn man mehr Ware als sonst für dasselbe


Geld erhält oder geben muß. Von steigenden Preisen und gleichzeitig von Verteuerung des Geldes


zu sprechen ist demnach ein Widerspruch.


Hohe Preise, hoher Zinsfuß und starke Anspannung aller Produktionskräfte 


bilden immer eine volkswirtschaftliche „Dreieinigkeit“. Der hohe Zinsfuß ist die


Wirkung steigender Preise und diese sind, wie gesagt, die Wirkung unserer


Währung.


Ganz unverständlich ist es, wie die Erhöhung des Zinsfußes – durch das
Abfließen in die Bodenbeleihung herbeigeführt werden kann. Das Geld fließt


doch nicht ab, etwa wie das Bier aus dem Faß in das Glas. Das Geld läuft um


und um. Derselbe Mann, der seinen Acker mit tausend Mark belastet, bringt das


Geld unmittelbar wieder in Verkehr, oft sogar bekommt er es überhaupt nicht zu


sehen, wie z. B. bei Erbschaftsteilungen, wo die Bodenbeleihung einfach in Form


einer Eintragung in das Grundbuch erfolgt und wo bares Geld gar nicht in


Anwendung kommt. Von unseren weltklugen Grundbesitzern wird sogar gesagt,


daß sie ihre Äcker und Gebäude hypothekarisch belasten, um mit dem Ertrag


Staatspapiere zu kaufen, die vor dem Steueramt verborgen werden können. In


diesen Fällen fließt dem Markte genau so viel Geld zu, 
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wie ihm entzogen wurde. In die Bodenbeleihung sollen in Deutschland über 


100 Millionen „abgeflossen sein“ und trotzdem ist der Geldbestand unverändert


geblieben. Mit den 8 Milliarden Mark, die in Deutschland bar umlaufen, kann man


in weniger als 24 Stunden noch einmal 100 Millionen in die Bodenbeleihung


„abfließen lassen“, und man wird nichts merken. Die Bodenbeleihung, da sie ein


verhältnismäßig sicheres Pfandobjekt zur Unterlage hat, kann unter Umständen


sogar direkt eine Ermäßigung des Zinsfußes herbeiführen. In Krisenzeiten z. B.


würde mancher Kapitalist das Geld lieber gleich vergraben, wenn er es nicht in


Form von Hypotheken ausgeben könnte. Die Landschaften, Hypothekenbanken,


Pfandbriefe haben doch den Zinsfuß nicht etwa heraufgedrückt. In Rußland will


man ja gerade jetzt den Gemeinbesitz unter dem Vorwand aufteilen, daß


dadurch den Bauern für ihren Wirtschaftsbetrieb eine billigere Kreditquelle 


eröffnet wird.


Der hohe Zinsfuß hat mit der Bodenbeleihung absolut nichts zu tun. So lange


man in Afrika und anderswo massenhaft Gold findet (seit 1881 ist die jährliche


Goldproduktion von 154 000 Kilo auf 703 000 Kilo gestiegen) und man diese


Goldmassen mit dem dreifachen Quantum von Papiergeld und dem zehnfachen


Quantum an Wechseln begleitet, werden die Preise steigen und steigende Preise


treiben den Zinsfuß in die Höhe (s. Silvio Gesell: Die Neue Lehre vom Geld und


Zins, Physiokratischer Verlag).


Noblesse oblige – auch in der Politik und Wissenschaft. Der Bund wächst an


Ansehen. Die Zeiten sind vorbei, wo der Bodenreformer die tollsten Ketzereien


verbreiten konnte, ohne daß ein Hahn danach krähte. Der Anti-Bund wacht. Bald


wird er die Schwächen in der bodenreformerischen Theorie entdecken, und auf


diese seine Angriffe richten. Bodenreformer! richtet euch auf diese Angriffe ein,


schärft eure Waffen, studiert das Wesen des Geldes. Hier ist der Schlüssel aller


volkswirtschaftlichen Rätsel.
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Arbeitslosigkeit.


„Sieben Arbeitslosenversammlungen waren zu heute mittag nach den größten Sälen in den einzel-


nen Berliner Stadtvierteln einberufen worden. Der Andrang war sehr stark, mehrere Säle mußten


schon eine Stunde vor der festgesetzten Zeit polizeilich gesperrt werden. Referenten waren


Gewerkschaftsführer. Sie schätzten die Zahl der in Berlin vorhandenen Arbeitslosen auf mindestens


50 000. Darunter befänden sich ungezählte Arbeiter die seit 17 bis 20 Wochen hätten feiern müssen.


Hierzu kämen noch Tausende von Arbeiter; die seit Wochen sogenannte Feierschichten in den Kauf


nehmen müßten. Als Hauptursache der Kalamität wurde die heutige Wirtschaftspolitik bezeichnet.“


„Unterm 27. Juli hat Prinzregent Ludwig an den Minister des Innern folgendes Schreiben gerichtet:


Mit lebhaftem Bedauern habe ich Ihrem Bericht entnommen, daß die mir von verschiedenen Seiten


zugegangenen Mitteilungen über die herrschende Arbeitslosigkeit leider zutreffend sind. Ich habe aus


dem Bericht aber auch mit Befriedigung ersehen, daß bereits Anordnungen zur Schaffung von


Arbeitsgelegenheit getroffen sind und daß sonstige Maßnahmen, darunter die viel erörterte Frage der


Arbeitslosenversicherung, in den Kreis der Erwägungen gezogen wurden. Durchdrungen von der


Wichtigkeit der Sache und von dem Wunsche nach tunlichster Abhilfe beauftrage ich Sie, der


Arbeitslosenfürsorge auch ferner volle Aufmerksamkeit zuzuwenden, alle geeigneten Maßnahmen im


Benehmen mit den übrigen beteiligten Staatsministerien einzuleiten und mir von Zeit zu Zeit weiteren


Bericht zu erstatten.“


Diese beiden Zeitungsnotizen dürften für die gegenwärtige Situation bezeich-


nend sein.


Aber: Die Arbeitslosigkeit ist eine rein kaufmännische Angelegenheit. Sie ist 


der Beweis, daß es für unsere Kaufmannschaft rechnerisch unmöglich ist, die


Produkte unserer Arbeiter ohne Verlust auszutauschen.


Woher diese Verluste, warum fürchtet der Kaufmann, daß er die Waren, die er


für 100 kauft, nicht mit gewohntem Gewinn wird verkaufen können? Wie kommt


es, daß die Marktverhältnisse dem Kaufmann lange Jahre den regelmäßigen


Gewinn beim Verkauf der Waren versprechen, dann mit einem Mal nicht mehr?


Wer sich mit dem Problem der Arbeitslosigkeit befaßt und auf diese Frage nicht


antworten 
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kann, der wird nur Unsinn zu Tage fördern. Um den Arbeitslosen wieder sofort in


ihren eigenen Gewerben Arbeit zu verschaffen, braucht man nur die für die


Erhebung des Mehrwertes (G. W. G’.) nötigen Marktverhältnisse wieder herzu-


stellen.


Wir müssen, wenn wir vor der physiokratischen Geldreform zurückschrecken,
und beim jetzigen Geldsystem bleiben wollen, dafür sorgen, daß die nun schon
seit 20 Jahren mit kurzen Unterbrechungen anhaltende Hochkonjunktur, d. i. also
die allgemeine Aufwärtsbewegung der Preise fortgesetzt wird.


Seit zwanzig Jahren, seit Entdeckung der Goldfelder in Afrika leben wir in einer


ständig sich verschärfenden, sogen. Teuerung. Niemals aber hat sich die


Volkswirtschaft so frei entwickeln können, wie in dieser Zeit. Warum? Weil eben


die sogen. Teuerung, die Aufwärtsbewegung aller Preise die Marktverhältnisse


schafft, die für die Erhebung des kaufmännischen Profites, den Mehrwert, nötig


sind. So lange die Preise aufwärts streben, kann das Geld nach der für seine


Zirkulation durchaus nötigen Formel


G. W. G’.


umlaufen, kann der Kaufmann damit rechnen, daß er die für 100 erstandenen


Waren, zu einem höheren Preis wird verkaufen können. So lange aber der


Kaufmann die Waren absetzen kann, gibt es keine Arbeitslosigkeit. Diese ist


doch immer nur der Ausdruck für die Tatsache, daß es dem Kaufmann rechne-


risch unmöglich ist, die Produkte der Arbeiter zu dem von ihnen geforderten


Preis abzusetzen.


Wir müssen also die allgemeine Preistreiberei, die von allen Kreisen der


Bevölkerung verfluchte sogen. Teuerung fortsetzen, wenn wir das 
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Geld in Umlauf erhalten, den Absatz der Waren ermöglichen, den Arbeitern


Erwerbsmöglichkeiten bieten wollen.


Wer an der Goldwährung festhält, und vor dieser logischen Schlußfolgerung


zurückschreckt, dabei aber vorgibt, die Arbeitslosigkeit bekämpfen zu wollen, der


ist


ein Narr oder ein Schwindler.
Wie können wir nun, ohne die Goldwährung aufzugeben, erreichen, daß die


jetzt in eine ausgesprochene Baisse umgekippte Hochkonjunktur wieder mit 


frischem Mut den seit 20 Jahren eingeschlagenen Weg der Teuerung fortsetzt?


Die Worte Hochkonjunktur, allgemeine Preistreiberei, Teuerung, Hausse, sind


gleichbedeutende Ausdrücke für die Tatsache, daß das Geld im Preise fällt, also


einen Entwertungsprozeß durchmacht. Man muß für dieselben Waren immer


mehr Geld geben. Das ist zweifellos ein Preisrückgang des Geldes. Wer nach


ergiebigen Wertzuwachssteuern strebt, der braucht das Geld nur zu entwerten!


Den für die Wiedereinsetzung der Hochkonjunktur nötigen Preisrückgang des


Geldes (Entwertung des Geldes) können wir aber jederzeit in dem für die heuti-


gen Bedürfnisse nötigen Umfang erzielen, und zwar:


1. durch Vermehrung der Geldproduktion,


2 durch Beschleunigung des Geldumlaufes,


3. durch Erleichterung des Gebrauches von Geldsurrogaten (Checks, Wechsel,


Kredit).


Die Geldproduktion läßt sich auf vielerlei Art vermehren, ohne daß es nötig ist,


zur verpönten Papierwährung zu greifen.


Man kann die Goldproduktion durch staatliche Subventionen unterstützen. In 


der Eifel liegen in feiner Verteilung ungeheure Massen Gold. Mit einem


Staatszuschuß von X % der Pro-   Produktionskosten
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duktionskosten wird der Bergbau dort lohnend. Man schicke also alle


Arbeitslosen nach der Eifel und lasse sie dort Gold waschen. Mit einer


Subvention von 100 Millionen könnte man schon eine ansehnliche Menge Gold


fördern.


Dann wird durch die Juwelenindustrie dem Geldmarkt viel Gold entzogen. Man


besteuere das Tragen goldener Schmuckstücke und subventioniere dafür das


Tragen anderer Juwelen. Wenn es gelänge, 20, 30, 50% allen goldenen Gerätes


durch genannte Juwelensteuer in den Schmelztiegel zu führen und für


Münzzwecke bereit zu stellen, so würde dadurch der Hochkonjunktur wieder


ordentlich Nahrung verschafft. Vor 100 Jahren opferten die Frauen ihren golde-


nen Schmuck für die Bekämpfung Napoleons. Heute sollen sie ihn opfern zur


Förderung der Teuerung, die uns allein, so lange wir an der Goldwährung fest-


halten, von der drohenden Arbeitslosigkeit retten kann.


Gold verkaufte ich für Eisen, das sei der allgemeine Schlachtruf wider die


Arbeitslosigkeit.


Die Geldproduktion kann man auch dadurch vermehren, daß man den Münzfuß


(den Goldgehalt der Münzen) heruntersetzt. Man bestimme, daß, so lange die


Arbeitslosigkeit anhält, der Münzfuß jährlich um X % herabgesetzt werde. Dem


Volke im allgemeinen ist ja der Goldgehalt der Münzen ganz einerlei, und zwar


so einerlei, daß unter 1000 deutschen Bürgern sicherlich kaum 10 das ungefähre


Quantum Gold kennen, das sie heute für eine Mark zu fordern haben. Für unsere


Reichsbank aber wäre es eine bedeutende Erleichterung, wenn sie für ihre


Banknoten 5 oder 10% weniger Gold bereit zu halten brauchte. Beim System 


der Dritteldeckung könnte die Reichsbank eine 10% Herabsetzung des 
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Münzfußes mit einer 30% Vermehrung ihres Notenumlaufes beantworten. Und


das wäre doch schon recht hübsche Nahrung für die zur Bekämpfung der


Arbeitslosigkeit so notwendige Teuerung.


Den Geldbestand kann man weiter dadurch vermehren, daß man andere Völker


davon abzuhalten sucht, die Goldwährung einzuführen. Augenblicklich z B. die


große Chinesische Republik. Man subventioniere also die Verbreitung der


Papierwährungstheorie im Ausland. Man veranstalte auf Staatskosten eine


Riesenausgabe der


Neuen Lehre vom Geld und Zins
[Physiokratischer Verlag Berlin-Lichterfelde.] und verteile sie außerhalb Deutschlands.


Man lasse dieses Werk in alle Sprachen der Welt übersetzen. Man kaufe dem


Verfasser die Autorenrechte für ein Butterbrot ab. Zehn, fünfzig, hundert Millionen


Mark, die man diesem Butterbrot opfern würde, spielen keine Rolle, wenn es sich


darum handelt, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Denke man, die Chinesen,


Japaner, Amerikaner, Franzosen, Engländer, würden durch die „Neue Lehre vom


Geld und Zins“ veranlaßt, die physiokratische Papierwährung einzuführen und


ließen nun die Goldmünzen einschmelzen und die Goldbarren in Deutschland


verkaufen. (Ähnlich wie s. Zt. Deutschland die eingeschmolzenen Silbermünzen


in London verkaufte). Welch gewaltige Massen Gold kämen dann ins Land, 


welche kühne Sprünge nach oben würden die Preise und Kurse machen! Ja,


man könnte in solchem Falle sogar den Münzfuß ganz bedeutend erhöhen, die


Größe und das Gewicht des 20 Markstückes verdoppeln. Man könnte alle


Banknoten, das Silbergeld, einziehen und den Geldumlauf ganz auf Gold stellen


und trotzdem die für den Umlauf unseres Geldes, 
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für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit so nötige Teuerung immer weiter treiben.


Also Förderung, bezw. Subventionierung der Goldproduktion, Einschränkung,


bezw. Besteuerung jeder nicht monetären Verwendung des Goldes, Förderung


der Papierwährungstheorie im Ausland, das wären die hauptsächlichsten Mittel,


die uns zur Verfügung stehen, um den Geldumlauf zu vermehren, um neue


Nahrung der Teuerung zu geben, die uns allein vor der Arbeitslosigkeit retten


kann. [s. Aktive Währungspolitik. Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde.]


Schwerer schon wäre es, neue Einrichtungen zur Beschleunigung der


Geldzirkulation zu erfinden. Denn hier hat das Privatinteresse der Banken von


jeher den Erfindungsgeist schon derart angeregt, daß kaum noch etwas Neues


getan werden kann. Der Bankbetrieb ist vollkommen. Wie haben doch die


Sparbanken es so bequem gemacht! Vielleicht könnten Sparautomaten (wenn es


die nicht schon gibt) noch eine letzte Lücke ausfüllen. Dann müßte man, so


lange die Arbeitslosigkeit anhält, die Lotterien abschaffen, damit das in diesen


Unternehmungen beschäftigte Geld wieder auf den Markt für den Handel


gebracht wird. Auch wäre es nicht ohne Nutzen, wenn man alle Quartals-


zahlungen, (Mieten, Steuern und dergl.) in monatliche Zahlungen, die monat-


lichen Zahlungen (Beamtengehälter) in Wochenzahlungen umwandelte.


Im allgemeinen aber läßt sich in dieser Beziehung für die Förderung der


Teuerung nicht viel mehr tun. Die Einrichtungen für einen flotten Geldumlauf 


sind alle vorhanden. Man braucht sie nur in Benutzung zu nehmen.


Ähnlich verhält es sich auch mit den Geldsurrogaten. Auch hier hat das


Privatinteresse die 
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kühnsten Kombinationen schon längst zur Tat werden lassen. Nur so weit der


Staat die Sache fördern kann, läßt sich überhaupt noch ein Vorschlag machen.


Und dieser Vorschlag beschränkt sich auf den Rat:


Laissez faire, laissez aller.
Man schaffe die Wechselsteuer und den Checkstempel ab. Diese Steuern und


Stempel sind der weiteren Ausnutzung der Wechsel und Schecks hinderlich, sie


beschränken demnach die Menge der Geldsurrogate, sie stehen der von allen


deutschen Volkswirten verfluchten Teuerung im Wege, sie nehmen den Waren


den Absatz, den Arbeitern das Brot.


Des weiteren ziehe man alle Silbermünzen ein und ersetze sie durch kleine


Banknoten von 1 und 5 Mark. Diese Silbermünzen stehen dem bequemen


Gebrauch von Reichsbanknoten im Wege. Papiergeld und Metallgeld können


niemals zusammen bequem im Portemonnaie untergebracht werden. Man


schenke auf Reichskosten jedem Bürger ein praktisches Portefeuille zum


Beherbergen des Papiergeldes. Dann wird der Widerwille gegen Papiergeld


schwinden und der Reichsbankpräsident wird ohne Mühe das gesamte in Umlauf


befindliche Gold in seinen Kellern aufspeichern und durch Banknoten ersetzen


können. So lange aber die schwerfälligen, barbarischen Silbermünzen von der


Reichsbank immer wieder abgestoßen werden, wird es ihr nie gelingen, größere


Mengen Banknoten unterzubringen. Wer ein Portemonnaie für Silbergeld haben


muß, wird immer die Goldmünze den Banknoten vorziehen.


Das wären also ungefähr die Vorschläge, die wir machen können zur


Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unter Aufrechterhaltung der Gold-


Goldwährung
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währung. Sie schmecken allesamt ganz bedenklich nach Kurpfuscherei. Aber


man bedenke, was es heißt, die Arbeitslosigkeit bekämpfen und zugleich ihre


wahre Ursache, nämlich


die Goldwährung,


aufrechterhalten zu wollen. Wenn wir einen überarbeiteten, ausgemergelten,


kranken Proletarier heilen sollen, seine Lebensführung aber nicht ändern dürfen,


so wird alles, was wir für den Kranken tun, auch nur Kurpfuscherei sein. Similia


similibus.


Und weil es Kurpfuscherei ist, wollen wir nicht unerwähnt lassen, daß be-


sondere Vorsichtsmaßregeln zu ergreifen sind, damit Rückschläge vermieden


werden. Die Goldwährung ist internationaler Natur. Jede nationale Behandlung


der Goldwährung, die auf die Warenpreise wirken soll, führt darum zu Ände-


rungen in der Zahlungsbilanz, die ihrerseits wieder bald genug die Wirkung 


unserer Bemühungen aufheben würden.


Man berufe also eine


Internationale Währungskonferenz
und schlage allen an der Goldwährungsplage leidenden Völkern die gleiche oben


beschriebene Währungspolitik vor – damit die Teuerung, die wir bewußt erstre-


ben, zum Heile der Hungrigen, der Arbeitslosen, eine internationale Bewegung


bleibe.


Alles, was man sonst gegen die Arbeitslosigkeit zu tun beabsichtigt, führt zur


Verschuldung des Staates und ist in der Regel kontraproduzent. Es verschärft


die Arbeitslosigkeit. Benutzen wir, um nur ein Beispiel zu nennen, das Geld, das


der Staat den Bürgern abgenommen hat (anderes Geld hat ja der Staat nie), um


die arbeitslosen Bauhandwerker in der Errichtung von Mietshäusern zu beschäf-


tigen, so werden die privaten 
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Bauunternehmer gleich von einer „Baupest“ reden, die ihnen die Möglichkeit


nimmt für eigene Rechnung weiterzuarbeiten. Denn die vom Staate ohne


Rücksicht auf die Rentabilität errichteten Häuser werden die Mieten herunter-


drükken und den Zinsertrag dieser Häuser unter den Zins des verbauten


Geldkapitals drücken. Und wie soll unter derartigen Umständen noch Jemand die


Bauhandwerker beschäftigen? Zugleich wird ja auch das Geld, das der Staat


durch Steuern oder Anleihen für die Beschäftigung der Arbeitslosen erhebt, den


privaten Unternehmern fortgenommen. Der Staat stopft also nur Löcher, indem


er neue gräbt.


Die physiokratische Geldreform kann allein hier wieder die natürliche Ordnung


herstellen. Sie allein vermag den Waren unter allen Umständen Absatz zu 


verschaffen. Und das ist alles, was nötig ist, um das Heer der Arbeitslosen 


aufzulösen.


„Pro domo.“
Offener Brief an das argentinische Volk.


Der Beamte des Staates dient dem Land so gut er kann, so gut er es versteht,


nach Kräften. Und das Volk dankt ihm mit dem Gehalt, mit barem Geld. Der


Präsident wird so entlohnt, der Priester, der Soldat, der Richter, der Abgeordnete.


Warum sollte der Wissenschaftler, der Schriftsteller, nicht auch bares Geld für


seine Arbeiten fordern können, wenn sie dem Staatswohl gewidmet sind? Und


wenn so, warum bezahlt mir das argentinische Volk nicht die Dienste, die ich ihm


mit unzweifelhaftem, weithin sichtbarem Erfolg geleistet habe? Soll der


Wissenschaftler, der Schriftsteller, von der Luft leben?


In der Conversionskasse in Buenos Aires liegen zur Zeit über 250 Millionen


Pesos, eine Milliarde Mark in Goldbarren und fremden Mün-  Münzen
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zen. Diese Milliarde hat dem Staate nicht mehr Ausgaben verursacht, als den


Druck von Papiergeld und dieses Papiergeld wurde auf Grund von Gesetzen


ausgegeben, für die der Unterzeichnete der erste Bahnbrecher gewesen ist. Es


ist Tatsache, daß das Conversionsgesetz, durch das das Land fast mit einem


Schlage aus verzweifelter Lage gerissen wurde, in allen wesentlichen Punkten


das wiedergibt, was ich 2 Jahre vorher, 1898, in meiner Schrift: „La Cuestion


monetaria argentina“ [Zu haben bei Fridolin Gesell, Buenos Aires, Av. de Mayo 1431.] vor-


schlug. Wenn das Conversionsgesetz der heftigsten Bekämpfung zum Trotze,


die ihm von den einflußreichsten und größten Zeitungen der Hauptstadt zuteil


wurde, zustande kam, so ist das zum guten Teil darauf zurückzuführen, daß


durch meine vorerwähnte Schrift eine Reihe von Vorurteilen und Irrtümern, die in


der öffentlichen Behandlung der Währungsfrage bis dahin ganz unbeanstandet


blieben, als solche zum ersten Male und in überzeugender Weise bloßgelegt


wurden. Meine Schrift „La Cuestion monetaria argentina“ war (und ist es viel-


leicht heute noch) die einzige Schrift, die die Währungsfrage in methodischer und


umfassender Weise, unter Berücksichtigung aller rechtlichen, sozialen, ökono-


mischen und merkamotorischen Gesichtspunkte behandelte. Im Widerspruch mit


allem, was bis dahin über die argentinische Währungsfrage veröffentlicht worden


war, in Widerspruch sozusagen mit der ganzen Welt, sicherlich aber in


Widerspruch mit den angesehensten Fachmännern und Theoretikern, zeigte und


bewies ich, daß die Agiotage, die damals den argentinischen Handel zum


Spielball der Spekulanten machte und das Land dem Bankrott zutrieb, absolut


nichts mit der papierenen Verfassung des argent. Geldes zu tun hatte, sondern


eine notwendige, gesetzmäßig eintretende Folge der bis dahin das argentinische


Geldwesen beherrschenden Emissionsgesetze war. Ich behauptete, daß zur


Beseitigung der Agiotage keine kostspielige neue Goldanleihe nötig war, sondern


einfach ein Gesetz, durch das das Geldamt 
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(Conversionskasse) befugt und beauftragt wurde, Geld, also Papiergeld, nach


Bedarf auszugeben und einzuziehen. Zugleich bestimmte ich den Begriff


„Geldbedarf“ in währungstechnischem Sinne.


Als man dann nach diesem Vorschlag verfuhr, zeigte der Erfolg den staunen-


den, verblüfften, perplexen Gegnern des Gesetzes, die Gesundheit der ihm


zugrunde liegenden Gedanken. Schon unmittelbar nach Erlaß des Gesetzes 


glätteten sich die Wogen an der Börse, und die Volkswirtschaft nahm von da an


einen gewaltigen Aufschwung. Das Conversionsgesetz ist direkt epochemachend


für Argentinien geworden. Ohne dies Gesetz wäre das Land mit tödlicher


Sicherheit dem Bankrott verfallen.


Heute nach kaum 13 Jahren erblickt man im Conversionsgesetz etwas, was


sich eigentlich von selbst versteht, und mancher wundert sich wohl, daß es


jemals anders sein konnte. Trotzdem war es anders und nicht zum wenigsten in


den Köpfen. Am besten konnte das daran erkannt werden, daß viele den


Verfasser der „Cuestion monetaria argentina“ für nicht ganz normal erklärten.


Besonders seine lieben Landsleute konnten es nicht verstehen, daß ein


Kaufmann sich des berüchtigten argentinischen Papiergeldes annehmen konnte.


Nur vom Gold, von geprägten Goldmünzen, von einer Goldanleihe erwarteten sie


alle eine Besserung.


Wie ist es nun dem ergangen, der gegen den Strom schwimmend in fleißiger


Arbeit, die dazu nötige Zeit seinem goldschwangeren Berufe stehlend, die neuen


Gesetze für das argent. Papiergeld ausarbeitete, und so dem


Conversionsgesetze die unentbehrlichen Pionierdienste bereitete? Gewiß, er hat,


hm, die Genugtuung, hm, daß seine Arbeit dem Lande, dessen Gastfreundschaft


er genoß, Dienste geleistet hat. Ganz sicher etwas vollkommen befriedigendes,


für, sagen wir mal, altmodische Menschen. Aber mit solchem aetherischen Lohn


kommt der moderne Mensch nicht aus. Er will Geld, bares, schnödes Geld. Her


also mit dem Geld! Ich habe die Schrift „La Cuestion monetaria argen-


argentina
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tina“ in 500 Exemplaren auf meine Kosten drucken lassen und sie dann gratis


und franko an die Diputados und Senatoren mit einem Kostenaufwand von etwa


250 Pesos verteilt. Diese Summe wünsche ich nun wenigstens vom argent. Volk


zurück zu erhalten, falls man in Argentinien glaubt, die in der „Cuestion mone-


taria argentina“ verdichtete wissenschaftliche Leistung mit Geld überhaupt nicht


aufwiegen zu können.


Mit Zinseszins sind inzwischen aus den 250 Pesos Papier ebensoviel Pesos


Gold geworden – gerade der millionste Teil von dem Gold, das durch das


Conversationsgesetz sozusagen aus dem Boden gestampft wurde.


Man bestimme also durch Gesetz, daß von dem sonst unantastbaren Gold der


Conversionskasse der millionste Teil dem Pionier des Conversionsgesetzes a


titulo einer Entschädigung für die baren Druckereiauslagen von Staatswegen


ausgeliefert werde.


Serà justicia!


Oranienburg-Eden. Silvio Gesell.


Der Minister Lloyd George 


auf dem Kriegspfad.


Aus der englischen Zeitschrift für Bodenverstaatlichung [The Land Nationaliser, The


journal of the Land Nationalisation Society 96 Victoria Street London S. W.] übersetzt von S. G.


Wir glauben, daß die deutschen Bodenreformer Freude an der Rede dieses 


englischen Staatsmannes haben werden. Die englischen Minister werden von


der Majorität im Parlament gehalten oder gestürzt. Sie sind keine Puppen in der


Hand des Herrschers. Darum geben ihre Reden auch einen viel richtigeren


Maßstab für die Machtverhältnisse der Parteien ab. Kann sich ein 


312







Mann in der Regierung behaupten, der solche Reden hält, dann kann man 


schon sagen, daß die Stunde geschlagen hat, wo die große Sünde (Tolstoy’s


Ausdruck), wenn nicht ihre Sühne und Absolution, so doch ihre Liquidation 


erhalten wird. Der Privatgrundbesitz liegt in England in den letzten Zügen.


–


„Gegen meine (Lloyd George) Behauptung, wonach die Zukunft des Landes


sehr stark davon abhängig sein wird, wie die Bodenfrage gelöst werden soll,


wandte sich Lord Lansdowne. Nach des Lords Plan sollen wir den Kredit und das


Geld des Landes benutzen, um von den Lords den Boden zu kaufen, um ihn


dann den Bauern zu verkaufen. Und zwar nur den Boden, dessen sich die Lords


zu entäußern wünschen. Das genügt nicht. Wir brauchen den Verkaufszwang.


Nach Lord L. soll der Grundbesitzer wählen können, nicht das Volk, das zahlen


soll. Die Grundbesitzer entäußern sich so desjenigen Bodens, den sie glauben


mit Vorteil entbehren zu können! Der Grundbesitzer soll sagen, was, wann und


wem er verkaufen will!


Dies ist so zu verstehen: Der Grundbesitzer sucht einen Käufer für die zu ver-


kaufende Parzelle und der Staat schießt dem Käufer das nötige Geld vor.


Was fesselt die Grundbesitzer an das Land? Es ist nicht allein die Grundrente.


Es ist das Ansehen, der Nimbus, den ihm der Grundbesitz in der Umgegend 


verschafft. Der Grundbesitz als solcher, nicht allein die Rente, verleiht ihm Macht.


Kauft dem Grundbesitzer die Hektaren ab und ihr beraubt ihn all seiner
Herrlichkeit und Macht. (Es bleibt dann nur ein gewöhnlicher Rentner übrig).


Dieser Machtfaktor geht bei der Parzellierung verloren und ist für den Bebauer


des Bodens bedeutungslos. Und doch, wenn der Grundbesitzer verkauft, so 


stellt er das in Rechnung. Er sagt: Ich verkaufe meinen Einfluß, (siehe die


Schnapsgelage bei den Wahlen in Ostpreußen), meine Macht, meinen Rang,


mein Ansehen, meine soziale Stellung. All das soll in den Preis übergehen, den


er ver-


313







langt, ist aber von irgendwelchem Nutzen für keinen von denen, die nachher den


Boden bebauen. Zersplittert haben diese Vorrechte des Grundbesitzes keine


düngende Kraft, keine chemische Qualität für die Bereicherung des Bodens.


Aber wir sollen dafür zahlen!


Wenn eine Besitzung verkauft werden soll, so haben die darauf wirtschaften-


den Pächter zu befürchten, daß sie Haus und Hof verlassen müssen. Und das


veranlaßt sie, wenn sie selbst als Käufer auftreten, einen erhöhten Preis zu 


bieten, einen Preis, der der Rente des Bodens nicht mehr entspricht. Und für


das, für die kapitalisierte Furcht des Pächters soll auch wieder der Staat das


Geld vorstrecken!


Ehe ein Pächter sich von Haus und Hof vertreiben läßt, wird er der Regel nach


den letzten Pfennig aufwenden, um den Boden zu kaufen. Wenn er nun sich das


Geld dazu auf offenem Markt (also nicht vom Staate) borgen muß, so bezahlt er


hohe Zinsen für das Darlehen (schon weil der hohe Preis die Sicherheit des


Pfandobjektes angreift). Zudem erhält er nur 2/3 des vom Geldgeber taxierten


Preises und der Bauer muß das andere Drittel suchen gehen. Dies ist in der


Regel eine schwierige Sache für ihn und dieser Umstand hat bisher sehr 


lähmend auf den Wettbewerb der Käufer in der Auktion gewirkt. (Das heißt also,


daß das Land entsprechend billig verkauft wurde).


Was schlägt uns nun Lord Lansdowne vor? Der Staat soll dem Bauer das ganze
Geld zu einem niedrigen Zinsfuß vorschießen! (Zuruf: Niederträchtig!) Ich bitte


Sie nun, mit mir nachzurechnen, was dieser Vorschlag für die verkaufenden


Grundbesitzer bedeutet. Wenn der Bauer Land mit Staatsgeldern kauft, so 


interessiert ihn in erster Linie die Summe, die er an Zinsen jährlich aufzubringen
hat, nicht der Preis. Nun nehmen Sie ihren Bleistift. Rechnen Sie bitte nach und


Sie werden sehen, warum Lord Lansdowne und die Grundbesitzer den niedrigen


Zinsfuß für den Bauer verlangen. Der Bauer sagt: ich kann jährlich 1000 Mark 


als Zins aufbringen, denn bis-
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her hat er diese Summe als Pacht bezahlt. Wenn er nun das Geld zu 4% erhält,


so ist er bereit, 25 000 Mark als Kaufpreis zu bezahlen, denn 4% von 25 000


Mark sind ja auch 1000 Mark jährlich. Gibt nun der Staat das Geld zu 3%, so


bietet der Bauer als Kaufpreis 33,333 Mark an, denn zu 3% heischt diese


Summe ja auch nur 1000 Mark Zins im Jahr. So erhält also der Grundbesitzer,


dank dem vom Lord geforderten billigen Zinsfuß 8000 Mark mehr für sein Land.


Wenden wir das Beispiel nun auf eine Besitzung an, die 10 000 Mark Rente


abwirft, so erhält der Besitzer 80 000 Mark mehr. Sie sehen also, was die


Herren Lords im Sinne haben, bei ihrer so harmlos klingenden Forderung eines


niedrigen Zinsfußes für die Bauern. (Zuruf: Immer derselbe alte Schwindel!)


Übertragen Sie nun das Beispiel auf das ganze Königreich, so ergibt das un-


zählige Millionen.


Freilich behauptet Lord L, sie würden nicht zugeben, daß Phantasiepreise für


den Boden bezahlt werden. Sie würden die Preise kontrollieren. Wer sind nun


seine Kontrolleure? Die Gemeinderäte und die Regierungsbeamten. Ich sage


nichts über die Gemeinderäte. Aber vergessen Sie nicht dieses: Die Gemeinde-


räte sind die Grundbesitzer! Glauben Sie, daß diese Kontrolleure für billige


Preise sorgen werden? Und die Regierungsbeamten? Ich glaube nicht, daß es in


der Welt Beamte gibt, die so unbestechlich und stolz sind, wie die unsrigen.


Wenn ich sie aber als Kontrolleure der den Gutsbesitzern zu zahlenden


Kaufsumme anfechte (man beachte hier wohl, daß nicht der Staat, sondern der


Bauer als Käufer auftritt, daß der Staat nur die Rolle des Geldgebers spielen


soll), so glauben sie nicht, daß ich unsere Beamten in irgendeiner Weise herab-


setzen will. Aber Regierungsbeamte können alles in allem, nur nach den


Tatsachen urteilen, die ihnen bekannt gegeben werden. Aber was geschieht? 


Der Käufer (also der Bauer) weiß, daß wenn er den vom Grundbesitzer verlang-


ten Preis nicht als recht und billig bezeichnet, er dann vom Staate nicht das Geld


und vom Grundbesitzer nicht das Land erhält. Und so werden Grund-


Grundbesitzer
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besitzer und Bauern zusammenarbeiten, um die Staatsbeamten zu überzeugen,


daß der verlangte Kaufpreis der richtige sei. Wenn aber beide Parteien zu-


sammenwirken, um alle Tatsachen in ihrem Sinne zu deuten, wie sollen da die


Beamten klar sehen?


In Irland wurden Gesetze erlassen, die dem Bauer den Erwerb von


Grundbesitz ermöglichen sollten. Zuerst wurden für die staatlichen Vorschüsse


verhältnismäßig hohe Zinsen verlangt. Der Bauer, der sich nach der bisher


bezahlten Pacht richtete, bot entsprechend niedrige Preise für das Land an.


Dann ermäßigte man den Zinsfuß, sogar unter den Zinsfuß, zu dem der Staat


selber das Geld geliehen bekam und eine entsprechende Steigerung des


Bodenpreises war die Folge. Er stieg im Verhältnis von 17 zu 22. (Der Boden-


preis wird in Irland in einer bestimmten Anzahl von jährlichen Tilgungssummen


verabredet und die Zahl dieser Tilgungssummen stieg von 17 auf 22). (Zuruf:


Immer derselbe alte Schwindel.)


Das war ein riesiges Geschenk, das man den Grundbesitzern Irlands machte


(unter dem sonst doch sympathischen Vorwand, den Bauern den Zinsfuß zu


ermäßigen). Da es keinen Verkaufszwang gab, so konnte der Grundbesitzer den


Verkauf so lange hinausschieben, bis daß er den Preis erzielte, den er haben


wollte. Das Landgericht war ja auch hier zur Kontrolle. Aber wie kann das Gericht


sich einem Preis widersetzen, den Käufer und Verkäufer (also Kläger und


Beklagter) für richtig erklärten? Die Preise gingen enorm in die Höhe und die
Grundbesitzer erhielten als Folge des vom Staate herabgesetzte Zinsfuße viele
Millionen Pfund mehr, als sie erhalten hätten, wenn der Käufer das Geld zum
gemeinen Zinsfuß hätte beschaffen müssen.
Wir sollten die Bauern nicht zu Grundeigentümern machen. Wir würden nur 


neue Schwierigkeiten schaffen, wenn wir den Bauern das Land als Eigentum 


verkaufen wollten. Ich denke, es wäre einer der fatalsten Irr-     Irrtümer
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tümer, in die sich ein Staatsmann einschiffen kann. Meine (Lloyd George) per-


sönliche Anschauung in dieser Sache ist diese: Die Zeit ist nicht reif, um diese


Frage zu erledigen. Wenn wir aber einmal soweit sind, dann wird als Käufer ein


anderer als der Bauer in Betracht kommen – nämlich der Staat. Ich hoffe, daß,


wenn die Frage des Kaufes zur Sprache kommt, wir dann sorgfältig erwägen


werden, ob nicht ein Heimfall des Bodens an den Staat in Betracht kommt.


(Beifall). Aber diese Zeit ist noch nicht da.“


So sprechen in England die Minister. Und wenn die Minister schon so sprechen


können, so hat die Bemerkung am Schlusse, daß die Zeiten für die Boden-


verstaatlichung noch nicht reif sind, nur die Bedeutung, daß die nötigen 


praktischen Vorarbeiten, namentlich die jetzt im vollen Gange befindliche allge-


meine Einschätzung des Bodens, noch nicht ganz zu Ende geführt sind. Sobald


das erledigt sein wird – dann werden die Zeiten reif sein. Und die englischen


Bergleute, die sich erst kürzlich für dieselbe Politik ausgesprochen haben, 


werden schon dafür sorgen, daß keine Minute mehr als nötig gewartet wird.


Allgemeine Wehrpflicht gegen Mammon.


Der Fabrikarbeiter und der Assessor verlassen ihre Arbeitsstätte, dieser im sau-


beren Röckchen, jener staubbedeckt, triefend von Blut und Schweiß. (Ein


Lieblingsausdruck von Marx). Und beide sind Arbeiter, beide leben von dem, was


ihnen Zins und Rente vom Produkt ihrer Arbeit übrig lassen, beide streben nach


dem gleichen Ziel – die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag,


beiden fletscht derselbe Feind, das Kapital, seine gefräßigen Zähne entgegen,


als ob er sie beide verschlingen wollte. Beiden, dem Assessor und dem


Fabrikarbeiter müßte die Klugheit sagen, daß sie Schulter an 
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Schulter den gemeinsamen Feind bekämpfen müssen.


Divide et impera! Trenne sie und du wirst herrschen! Das hat auch das Kapital


hier getan. Es hat den Kastengeist geschaffen und herrscht nun absolut. Das


Volk schwitzt, blutet, ächzt und flucht; nach der Weise des Kapitals tanzt alles –


Politik, Rechtspflege, Kirche, ja. sogar die Wissenschaft.


Divide et impera! Wenn das schwarze Gewimmel, die Millionen von Arbeitern


aller Berufe, alle, die arbeiten müssen um zu leben, sich vereinigen zum gemein-


samen Kampf wider Mammon, wie könnte dieser Menschenfresser sich länger


halten? Das hat auch das Scheusal von vornherein eingesehen, darum schuf es


ja den Kastengeist, darum stiftet es die neue babylonische Sprachenverwirrung


an, indem er die Sprache der Assessoren, der Techniker, der Ärzte, Lehrer,


Künstler usw. verfeinert, während er alle Macht anwendet, um die Sprache der


anderen zu verrohen. So können sie dann überhaupt nicht mehr miteinander 


verkehren, weil sie sich nicht mehr verstehen. Trenne sie und du wirst sie be-


herrschen! Die führenden Männer des Arbeiterstandes, ohne deren Mitarbeit die


Volkswirtschaft sofort in sich zusammenbricht, den Ingenieur, den Kaufmann, den


Staatsbeamten, den Wissenschaftler usw. hat Mammon durch kleine Geschenke


an Bildung und Lebensgenüssen bestochen, so daß sie ihre Zugehörigkeit zum


Volke nur noch errötend bekennen und sich zum Vorspann volksfeindlicher,


mammonistischer Streiche hergeben, und das Volk, dem sie entstammen, 


täglich, bevor der Hahn kräht, dreimal verraten, für ein im Grunde doch nur


unsäglich schäbiges Sündengeld.


Wenn irgendein Arbeiter durch besondere Leistungen als Politiker, Zeitungs-


schreiber, Erfinder, Literat, Künstler etc. etc. sich das Vertrauen des Volkes


erwerben und dadurch zu einer Gefahr für Mammon werden könnte, flugs spannt


ihn Mammon in seinen Dienst, an seinen Triumpfwagen, indem er ihm einige


Brocken seiner Beute überläßt. So sägt er ihn glatt vom Volke ab, denn 
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er weiß, daß der gesellschaftliche Verkehr zwischen Menschen von so ver-


schiedenem Einkommen gleich erschwert wird. (Man denke nur an Berlin-Ost


und Berlin-West, die verschiedenen Eisenbahnklassen, Theaterplätze etc.). So


versichert sich Mammon der Beihilfe der Besten des Volkes, indem er gleich-


zeitig dem Volke die natürlichen Führer stiehlt.


Ingenieure, Werkmeister, Unternehmer, Kaufleute, Wissenschaftler, Lehrer! natür-


liche Führer im physiokratischen Staate! Wann werden sie den verächtlichen


Volksverrat erkennen, den sie an dem ihnen doch angestammten Volke be-


gehen, wann werden sie Buße tun und ihren Brüdern helfen im Kampfe gegen


den entsetzlichen Oktopus in dessen Schröpforganen das Volk sich verblutet?


Wann werden sie sich der Unwürdigkeit der Rolle bewußt, die sie hier ihrem


eigenen Volke gegenüber spielen? Fürchten sie etwa, daß sie persönlich zu kurz


kommen, wenn sie ihr Teil nicht mehr vom reichen Mammon zugemessen er-


halten? Ach, dieses schäbige, kleine blankgebürstete Röckchen des Assessors!


Nein, im physiokratischen Arbeiterstaat wird jeder nach seinen Leistungen


bezahlt und wer dann etwas besonderes leistet, wird auch besonders entlohnt,


nicht vom Staate, von einem Mäzen, vom Mammon, sondern unmittelbar auf


dem Markt. Freilich die Güter, mit denen jeder nach Verdienst durch Nachfrage


und Angebot entlohnt wird, werden das Herz nicht mehr versteinern, sondern


Herz und Beutel öffnen, denn diesen Gütern geht die Eigenschaft ab, die die


Besitzer irdischer Güter heute hoch über das Volk erhebt. Im physiokratischen


Staate wird niemand von Renten seiner erworbenen Güter leben. Im physio-


kratischen Staat wird auch nicht die Arbeit, die Arbeitszeit, sondern das


Arbeitsprodukt, die Leistung entlohnt, und zwar reichlich und freigebig. Darum


wird der reichlich Entlohnte, seinen Reichtum nicht wie heute, vor den gierigen


Blicken der Hungrigen, vor den bösen Blicken der Neidischen, vor den strafen-


den Blicken der Christen zu verbergen brauchen. Im physiokratischen Staate


wird das stattliche Haus, das schöne Kleid, 
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der Perlenkranz am Hals der Frau, als die gerechte, natürliche Gegenleistung


persönlich dem Volke geleisteter Dienste, als Ehrenbezeugung des Volkes ange-


sehen werden. Den Schmaus, den der unbeschränkte, freie Wettbewerb im 


physiokratischen Staate dem Einzelnen für seine Leistungen zumessen wird, 


darf jeder öffentlich, mit beiden Kinnbacken gleichzeitig kauend, auf der Terrasse


verzehren und je lockender es ist, um so freundlichere Blicke werden ihm die


Vorübergehenden zuwerfen.


Arbeiter aller Berufe! Direktoren, Ingenieure, Ärzte, Lehrer, Wissenschaftler,


Matrosen und Straßenkehrer! Im physiokratischen Staate wird der Arbeitsertrag


voll sein. Das Volk der Arbeiter erkennt die persönlichen Leistungen freudig und


neidlos an und entlohnt sie freigebig, sobald es selbst vom Schmarotzertum


befreit ist.


Laßt uns also alle den Bund, den wir vor 100 Jahren angesichts fremder Räuber


geschlossen, jetzt gegen unseren „Inneren Feind“ richten, laßt uns die allgemei-
ne Wehrpflicht gegen Mammon, den wahren Erz- und Erbfeind einführen!


Dr. jur. A. von Schwerin.


Im „Hammer“, Juli 1913, finden wir folgenden Werkspruch: „Kein Einsichtiger


kann bestreiten, daß das großstädtische Wohnungselend in erster Linie an der


Unsittlichkeit, Verkommenheit, Trunksucht, Säuglingssterblichkeit, Schwindsucht


und anderen Übeln die Schuld trägt.“


Ganz recht. Aber kein Einsichtiger wird auch bestreiten, daß die Ursache des


Wohnungselendes im Kapitalzins und in der Grundrente zu suchen ist, denn die


unerschwinglichen Wohnungsmieten bestehen im Durchschnitt zu 3/5 aus


Kapitalzins, 1/5 aus Grundrente und 1/5 aus Steuern, Reparaturen, Abschrei-


bungen usw.


Ist aber der Zins die Ursache des Wohnungselendes, so ist er auch die Ursache


der Unsitt-    Unsittlichkeit
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lichkeit, der Verkommenheit, Trunksucht, Säuglingssterblichkeit, Schwindsucht


und anderer Übel. Wer vom Wohnungselend spricht und mit seinen


Reformvorschlägen vor dem Kapitalzins halt macht, dem drehe man den


Rücken.


Zur Reichs-Wohnungsreform.


Die Wohnungskommission des Reichstages hat eine Resolution gefaßt, in


der die verbündeten Regierungen ersucht werden, zur Bekämpfung der


Wohnungsnot folgendes in die Wege zu leiten:


1. die Ausgestaltung des Erbbaurechtes durch Beleihbarkeit dieses 


Rechtes.


2. Schaffung einer Zentralstelle, die alljährlich die Ergebnisse der 


Wohnungsaufsicht veröffentlicht.


3. Einberufung einer Kommission zur Prüfung der wirtschaftlichen 


Grundlagen unseres Realkreditsystems sowie des Schätzungs- 


und Beleihungswesens.


Mit keinem Wort wird die Frage erwähnt, wie man Zins und Rente, die


Hauptbestandteile der Wohnungsmieten und die einzigen Ursachen der


Wohnungsnot, angreifen oder beseitigen könnte. Die Reichs-Wohnungsreform


verläuft im Sande. In der Kommission saß wahrscheinlich nicht einer, der eine


Ahnung von der Herkunft des Zinses hatte. Es wird geschwatzt und das


Geschwätz wird aus der Reichskasse bezahlt. Jede Tante, die in Wohltätigkeit


macht, bekämpft die Wohnungsnot ebenso wirksam, wie diese Resolution. Dreht


ihnen den Rücken, den Leuten, die mit wehleidigen Worten von der


Wohnungsnot sprechen und vor dem Zinsproblem Halt machen – es sind


Schwätzer. Die meisten von ihnen erweisen sich, wenn es zum Klappen kommt,


außerdem noch als fanatische Gegner aller Reformen, die wirklich imstande


sind, die Wohnungsnot zu beseitigen. Zeige man ihnen ein Muster unseres 


physiokratischen Reformgeldes, erkläre man ihnen, daß mit Hilfe dieses Geldes


die arbeits-    arbeitslosen
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losen Bauhandwerker sofort zur Arbeit herangezogen werden und daß dann bald


die Masse neuerstandener Wohnungen die Wohnungsmieten herabdrücken und


damit die Wohnungsnot beseitigt wird. Sie werden entsetzt davonlaufen. Die
Wohnungsnot auf Kosten des Kapitalzinses durch Beseitigung der Arbeitslosig-
keit bekämpfen! Unerhört!


Der englische Gesetzvorschlag für die Verstaatlichung 


der Bergwerke.


„Zur Verwaltung des staatlichen Minenwesens soll ein besonderes Ministerium 


errichtet werden, an dessen Spitze ein Minister für das Bergwerkswesen steht.


Der Preis für den Ankauf der Bergwerke ist auf der jährlichen Ausbeute jeder 


Zeche basiert. Als Höchstpreis ist die Summe von 10 Schill. 2 P. pro Tonne vor


gesehen. Der Gesammtankaufpreis soll jedoch die Summe von 2 Milliarden 


700 000 M. nicht überschreiten.


Die Bezahlung der Bergwerke erfolgt nicht in bar. Die derzeitigen Zechenbesitzer


erhalten 3% staatliche Kohlenbergwerksaktien.


Die Minenarbeiter, die sämtlich staatlich angestellt werden müßten, sollen das 


Koalitionsrecht, das Streikrecht, zugebilligt erhalten.


Der Minister für das Minenwesen muß für die hinreichende Lieferung von Kohlen 


für das ganze Land verantwortlich zu machen sein, die Eisenbahngesellschaften 


müssen gezwungen werden können, den Minister in der Durchführung dieser 


Forderung zu unterstützen.“


Den Grundbesitzern wird hier eine prächtige Gelegenheit geboten, die Vorzüge,


die der Privatgrundbesitz vor dem kollektiven Besitz hat, in einer Apotheose vor


aller Welt zu enthüllen. Sie brauchen diesen Gesetzvorschlag nur zu unter-


stützen. Es wiederholt sich hier dasselbe niederträchtige Spiel, wie mit den


Gemeindeäckern, Wiesen und Wäldern. Man gibt dem kollektiven 
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Besitz eine Praxis, die ihn in Mißkredit bringt. Dann führt man die Mißerfolge auf


das Prinzip des kollektiven Grundbesitzes zurück und gewinnt so wieder die


Mittel zur Wiederherstellung der ursprünglichen Zustände.


Zwischen Verstaatlichung der Bergwerke und staatlichem Bergwerksbetriebe


ist ein himmelweiter Unterschied. So sehr wir das erste befürworten, so sehr 


verdammen wir das andere. Wir wollen keine Staatsknechte, keine Behörden,


keinen Kommunismus. Wir wollen einzig und allein die Grundrente. Es gibt viele


Wege, die dem Staate die Grundrenten sichern, ohne daß man darum den Staat


mit dem Bergwerks betrieb zu belasten braucht. Einer dieser Wege, der uns auch


als der beste erscheint, ist der Verding der Förderung an Gruppen von


Bergleuten nach dem System des Mindestfordernden und die öffentliche Auktion


beim Verkauf der Bergprodukte für Rechnung des Staates – genau so wie es


schon in den Staatsforsten für den Schlag und den Verkauf des Holzes


geschieht. Bergwerk und maschinelle Anlagen sind Eigentum des Staates. Der


Unterschied zwischen den Förderkosten und dem Erlös der Bergprodukte gehört


dem Staate, oder wird im Falle einer Unterbilanz aus Staatsmitteln bestritten.


[Silvio Gesell: Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag. Physiokratischer Verlag


Berlin-Lichterfelde.]


Nach diesem System bleibt der unbeschränkte Wettbewerb unter allen Bürgern


bestehen. Koalitionsrecht, Streikrecht und sonstige Unsinnsrechte brauchen den


Arbeitern nicht „zugebilligt“ zu werden, weil der freie Wettbewerb und die


Gewerbefreiheit, diese und alle übrigen denkbaren „Rechte“ enthalten. Das


Recht muß in der Natur der Dinge liegen. Physiokratisches Recht! 
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Zugebilligte Rechte müssen immer mit Verlusten an sonstigen Freiheiten erkauft


werden. Die Arbeiter in den Staatsforsten, die den Zuschlag erhielten, weil sie im


öffentlichen Wettbewerb Mindestfordernde waren, brauchen kein Koalitions- und


Streikrecht. Ohne Streik und ohne Koalition gewinnen sie ausnahmslos immer


ihre Lohnkämpfe, weil sie im freien Wettbewerb eben die Mindestfordernden


sind. Der Fiskus weiß, daß hinter dem Mindestfordernden Niemand mehr steht,


den er als Lohndrücker ausspielen kann. Der Lohn dieser Arbeiter steht auf


natürlicher, physiokratischer Grundlage. Diese Arbeiter wissen, daß ihnen nie-


mand etwas geschenkt hat, sie stehen „auf einem roché de bronce“, sie pfeifen


auf alle Behörden und Beamten. Sie sind frei. Frei von Rechten, niemandem 


verpflichtet, niemandem Dank schuldig. „Wert in mir selbst“ – so sagt der


Mindestfordernde.


Die Verstaatlichung des Bergwerksbetriebes nach dem englischen Gesetzvor-


schlag ist mit der Räude aller Staatsbetriebe behaftet. Sie schafft eine neue


Klasse, die Klasse der Bergarbeiter, deren Interessen in scharfem Gegensatz


stehen zu den Interessen des Volkes. Da sie staatlich angestellte Beamte, also


unfrei sind, so werden sie niemals einen richtigen Maßstab für ihre Forderungen


haben, und Streik- und Koalitionsrecht zur Plünderung des Volkes so oft und


rücksichtslos ausnutzen, bis sich das Volk gegen sie empört. Warum wäre denn


der koalierte Bergmann anders geartet, als der Staatsbeamte? Was hat der


Bergmann von Natur an sich, daß wir seine durch den Staatsbetrieb von vorn-


herein koalierte Macht nicht zu fürchten brauchen? Vom Tage an, wo der


Bergmann in den Staatsdienst gestellt wird, wo sämtliche Bergleute einem und


demselben Recht unterworfen sind, bilden sie eine 
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kompakte, unangreifbare Masse, die ihre Macht, wie jeder andere lebende


Organismus, zur Erpressung von Sondervorteilen mißbrauchen wird. Der


Staatsbetrieb hebt ja den Wettbewerb auf, der uns allein vor Willkür, Erpressung


und Revolte schützen kann. Man sehe sich doch den Staatsbetrieb in allen


Ländern an. Überall stehen hinter den Beamten (sogar hinter den städtischen


Straßenkehrern) Massen freier Arbeiter, die bereit sind für dasselbe Geld (und für


weniger) dieselbe Arbeit zu verrichten. Was beweist das? Nun doch das eine,


daß diese Beamten ihre Macht dazu mißbraucht haben, um ihren Lohn (Gehalt,


Zivilliste usw.) über den Marktpreis ihrer Leistungen herauszuheben. Dieses


„Mehr“ ist einfach erpreßt. Im Bewußtsein ihrer Schuld, ihres unsicheren


Standpunkts, ihrer „schwachen Position“, (wie man sich im Handel ausdrückt)


fürchten die Beamten durchweg die Entlassung. Und das ist der Grund, der


letzte Grund, warum sich der Staat die Beamten samt und sonders willfährig


machen kann, warum die Staaten als Organisation, so oft volksfeindliche


Bestrebungen zeigen. Weg also mit den Verstaatlichungen der Betriebe. Dem


Staate die Grundrente, dem Volk, dem freien Mann der Betrieb, die Arbeit. Nur


so lange jeder weiß, daß niemand hinter ihr steht, der dieselbe Arbeit für weniger


Geld ebenso gut zu machen bereit ist, fühlt sich der Bürger frei in der Stellung,


im Amte, im Beruf. Und dieses Bewußtsein schafft nicht der Streik, die Koalition,


die staatliche Anstellung – sondern die Tatsache, daß man der Mindestfordernde


war, daß man seine Mitbewerber geschlagen hat.


Der einzelne Bürger hat natürlich ein sehr lebhaftes Interesse daran, daß er 


persönlich nicht nach dem System der Mindestforderung bezahlt wird. Aber jeder


einzelne Bürger hat ein noch 
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viel größeres Interesse daran, daß alle anderen Bürger nach diesem System 


entlohnt werden. Wenn der Bergmann für die geförderte Tonne Kohle 20 statt 10


fordert und erhält, so müssen alle Bürger 20 statt 10 Mark für ihren Kohlenbedarf


bezahlen. Und so ist es mit allen Dingen. Was aber für alle recht sein soll, muß


auch für mich billig sein.


Heute, wo das, was der Mindestfordernde weniger erhält, nicht dem Volke,


sondern den Grundrentnern zugute kommt, wo also die Gegenseitigkeit, auf der


das System begründet sein sollte, aufgehoben ist, mag unter Umständen durch


Streik und Koalition dem Grundrentner ein Teil seiner Beute wieder abgeluchst


werden können. (Freilich nur für kurze Zeit und immer mit der Gefahr, daß die


Anziehungskraft, die die so über ihren natürlichen Stand gehobenen Löhne auf


die außerhalb der Koalition stehenden Arbeiter ausübt, den Grundrentner zu


Gegenzügen ermächtigen wird). So erscheint uns dann der auf Koalition ge-


gründete Streik nur als eine Erpressung gegen den Erpresser.


Anders im physiokratischen Staat nach der Verstaatlichung der Grundrenten.


Da würden alle durch Koalition über den natürlichen Stand gehobenen Löhne


einfach als ein Attentat auf das Volk angesehen werden. Die koalierten Arbeiter


eines Berufes hätten alle anderen Arbeiter der anderen Berufe als Gegner vor


sich und das würde immer genügen, um das Gleichgewicht zwischen allen


Berufen aufrechtzuerhalten.


Alle würden den Mindestlohn erhalten und darum würden alle für diesen
Mindestlohn das Höchstmaß an Produkten auf den Markten erstehen können.
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Die künstliche Aufrechterhaltung 


des heutigen Kräfteverhältnisses 


der pol. Parteien.


Während man in anderen Ländern versucht, den Boden wieder in den


Gemeinbesitz zurückzuführen, betreiben die russischen Machthaber die ent-


gegengesetzte Politik. Der berühmte „Mir“, das russische Gemeindeland, soll 


aufgeteilt und in Privatbesitz umgewandelt werden und zwar durch Gesetz,


zwangsweise, radikal, ohne Spuren zu hinterlassen.


Bekannt ist, daß der „Mir“ alle paar Jahre neu aufgeteilt wird und zwar jedes-


mal, wenn ein junger Bauer zur Mitberechtigung am „Mir“ herangewachsen ist.


So hat dann niemand die Sicherheit, daß er den gleichen Acker, den er be-


arbeitet, bei der nächsten Teilung wieder erhält. Es hat dann auch niemand ein


persönliches Interesse an der Besserung seines ihm durch das Los zugefallenen


Ackers. Die Folge solch’ närrischer Schildbürgerpolitik ist eine Verarmung des


Bodens und der Menschen.


Nun wäre es doch so einfach diese Praxis aufzugeben und durch lebensläng-


liche Pachtverträge oder durch das Erbbaurecht eine zweckmäßige


Bewirtschaftung des Bodens herbeizuführen. Aber nein, der Gemeinbesitz muß


zuerst durch eine tolle Praxis in Mißkredit gebracht und dann aufgehoben 


werden, damit 1. die großen Vorteile des Gemeinbesitzes nicht zur Entfaltung


gelangen und zur Erweiterung des Systems auf Kosten namentlich des


Großgrundbesitzes verlocken können. 2. damit durch die Zerstückelung des


Gemeinbesitzes viele kleine Privatgrundbesitzer erstehen, die sich dann mit den


Großgrundbesitzern klassenverwandt fühlen und diesen eine billige und wirk-


same Schutztruppe gegen das Proletariat liefern.


Es ist wohl derselbe Gedanke gewesen, der nach der französischen Revolution


unsere herrschende Klasse, die Großgrundbesitzer, veranlaßte, sich nach


Bundesgenossen umzusehen, als man in Preußen zur Aufteilung der staatlichen 
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Domänen und des Gemeindelandes schritt. Es ist der selbe Gedanke, der auch


das Interesse der herrschenden Klasse an der Erhaltung des Mittelstandes


erweckt. Auch die Bewilligung der Kornzölle durch die an der Erhaltung aller


kapitalistischen Vorrechte interessierten Klassen ist auf das selbe


Schutzbedürfnis zurückzuführen. Schutz gegen wen? Gegen die entrechteten,


zahllos wimmelnden Massen. Das Proletariat darf nicht allzu zahlreich werden,


denn sonst wird die Expropriation der Expropriateure eine zu einfache Sache.


Das Kräfteverhältnis muß wie in der äußeren, so auch in der inneren Politik 


aufrecht erhalten werden.


Teile und herrsche! Darum wird jetzt in Rußland geteilt und darum wird auch in


Deutschland so lange und so oft geteilt werden, wie es das zur Herrschaft nötige


Kräfteverhältnis erfordert. Wird es nötig, die Klasse der Besitzenden zu vermeh-


ren, so wird man einfach noch mehr Staatsschulden machen, [Die Staatsschulden


Frankreichs betragen 35 Milliarden und es sind namentlich die kleinen Sparer, die sich in diese


Milliarden teilen. Alle diese Millionen Bürger zittern für ihr Eigentum (bestehend aus Schulden ihres


Staates!) sobald das Proletariat sich rührt.] man wird die Staatsbahnen wieder verkaufen


und den Rest von Domänen und Gemeindeland aufteilen. Denn jeder Besitzer


einer Bahnaktie, eines Staatsschuldscheins, eines Äckerleins, ist an der


Erhaltung der heutigen „Ordnung“ interessiert, er wird, wenn nicht für Thron und


Altar, so doch im Interesse des Privatgrundbesitzes und des Kapitals auf Vater


und Mutter schießen.


Das mögen sich die Sozialdemokraten merken, die immer noch davon träumen,


daß die Macht ihnen notwendigerweise zufallen muß. Durch Reformen, ähnlich
den oben verzeichneten, läßt sich das heutige Kräfteverhältnis der Parteien
unendlich lange aufrechterhalten.
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Der „Vorwärts“ und die Geldteuerung!


Infolge unserer Angriffe auf die marxistische Theorie des Zinses (Mehrwert) hat


man uns wiederholt den Vorwurf gemacht, wir suchten die durch Spaltungen


schon ohnehin so sehr geschwächte Kraft der Arbeiterpolitik durch eine neue


Spaltung noch weiter zu ohnmächtigen. Als ob uns damit gedient wäre, einen Teil


der Arbeiter für unsere Politik zu gewinnen. Wir wollen nicht teilen, schon darum


nicht, weil für unseren Kampf wirklich alle Mann an Bord sein müssen. Wir 


können nicht einen Mann entbehren. Wie wir in bezug auf den Arbeitsertrag alles


ungeteilt haben wollen, so wollen, so müssen wir alle Arbeiter aller Berufe, aller


Richtungen, aller Konfessionen, unter ein Banner bringen.


Tagelöhner, Handlanger, Gesellen, Meister, Ingenieure, Chemiker, Matrosen,


Tanzlehrer, Kaufleute, Bauern, Tierbändiger, Gefängniswärter, Krankenpfleger,


Künstler, Scherenschleifer, Lehrer, Wissenschaftler, kurz, alle, die für ihren


Lebensunterhalt zu arbeiten haben: Das ganze Volk, so wie es da leibt und lebt,


mit alleiniger Ausnahme des Rentner-, des Schmarotzertums. Und zwar nicht


allein im Reich, sondern überall in der Welt, in allen Staaten soll sich das 


arbeitende Volk für den Kampf gegen das Schmarotzertum zusammentun, um


dadurch die Macht zur Durchführung der physiokratischen Reformen zu ge-


winnen. Denn unsere Reformen sind „der Umsturz“, sie bedeuten wirklich den


Weltuntergang für alles, was am Arbeiterleib schmarotzt. Und weil es so ist, 


müssen wir damit rechnen, daß das Kapital der ganzen Welt sich zu unserer


rücksichtslosen Bekämpfung einmütig zusammenschließen wird. Wie töricht von


uns wäre es also, wenn wir eine neue Spaltung der Arbeiterschaft herbeizuführen


suchten. Spaltung und trennen wollen die Ehrgeizigen, die Herschsüchtigen. 


Wer aber aufs Ganze zielt, alles haben will, dem sind selbstverständlich ehr-


geizige Pläne fremd, denn wie will man sich eine Herrschaft in einem einigen


Volke vorstellen? Kann man sich etwa eine 
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„herrschende Klasse“ in einem klassenlosen Staat denken? Der Klassenstaat ist


das Element der Ehrgeizigen, der Herrschsüchtigen. Dort ist immer Raum für


diese Schädlinge der Gesellschaft. Teile und herrsche! so heißt doch das uralte


Rezept der Herrschsüchtigen. Weil wir aber alles haben wollen, so geht schon


daraus klar hervor, daß wir keine neue „Spaltung“, sondern die Einigung der bis-


her gespaltenen Arbeitermassen im Auge haben. Wir müssen also darum bitten,


uns mit derartigen Vorwürfen zu verschonen.


Unsere Angriffe auf die marxistische Kapitaltheorie entstammen in erster Linie


wissenschaftlichem Wahrheitsdrange. Wirkliche Fortschritte sind ja doch auch für


die ausgebeuteten Klassen nur durch rückhaltlose Wahrheitsliebe zu erzielen. So


und so verhält es sich mit dem Kapital, sagt unsere Theorie. Sache der Parteien


ist es nun, sich danach zu richten. Das ist ihre Sache; unsere Sache, Sache der


Theorie ist die rückhaltslose Wahrheit. Erfreulicherweise für uns zeigte uns unse-


re Theorie des Mehrwerts auch gleich die Achillesferse des Kapitals und lieferte


uns die Waffen, um das Scheusal unschädlich zu machen. Daß das sich so trifft,


mag Manchem als ein gutes Zeichen für die Richtigkeit unserer Mehrwertstheorie


erscheinen. Aber auch, wenn es sich umgekehrt verhielte, würden wir wie Galilei


sagen: Es ist so, ob ich es sage, oder nicht, ändert am Sachverhalt nichts.


Übrigens wenn wir die Marxistische Theorie angriffen, so konnten sich ja die


Marxisten verteidigen. Sie haben dazu ja genügend Papier zur Verfügung. In


dem Meer von Literatur, das sie jahraus, jahrein produzieren, wäre schon etwas


Platz gewesen für eine kurze und vernichtende Kritik unserer Lehre. Warum ver-


teidigten sie sich nicht? Warum bedienen sie sich derselben schwächlichen und


hinterlistigen Waffe, womit seinerzeit die bürgerlichen Volkswirte Marx unschäd-


lich zu machen suchten – der Totschweigepolitik? Wenn die Marxistische Theorie


des Kapitals wirklich die Theorie wäre, so gäben unsere Angriffe den 
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Marxisten doch nur eine neue Gelegenheit, die Richtigkeit ihrer Theorie in neuem


Glanze erscheinen zu lassen. Warum haben sie diese Gelegenheit verpaßt?


Oder lohnt es sich überhaupt nicht, über diese Dinge zu sprechen. Ist das Volk


der Arbeiter schon derart über die Mehrwerttheorie unterrichtet worden, daß man


diese als Gemeingut des Volkes betrachten kann? Ach, das ist ja nicht wahr. Das


arbeitende Volk hat von der Marxistischen Mehrwerttheorie kaum mehr als einen


bläulichen Dunst. Übergibt man die wirklichen Marxisten sämtlich dem


Scharfrichter, so ist in weniger als fünf Minuten die Marxistische Kapitaltheorie


spurlos aus der Welt geschafft. Und was nützt in solchem Falle noch die


Organisation der Arbeiter, wenn der einigende und führende Gedanke, die


Theorie, auf so einfache Weise ausgemerzt werden kann? Zuviel ist also bisher


über diese Dinge wirklich nicht geschrieben worden, und für einen Marxisten


müßte sich eigentlich ein Angriff auf die physiokratische Kapitaltheorie geradezu


zu einem Hochgenuß gestalten, insofern als diese Theorie ja so gut wie alles in


Frage stellt, was bei den Marxisten als wissenschaftliche Wahrheit gilt. Dabei ist


die physiokratische Kapitalzinstheorie in ihrer Aussage klar und unzweideutig


ausgedrückt, in ihren Angriffen sogar von übermütiger Dreistigkeit. Ist sie falsch,


so muß es darum auch leicht sein, ihr das nachzuweisen. Warum drücken sich


also die Marxisten, warum treiben sie die Drückebergerei so weit, daß sie sogar


wie Hehler und Spitzbuben den Arbeitern das Erscheinen der Physiokraten mit


peinlichster Sorgfalt verschweigen? Warum zeigen uns diese Menschenfreunde


nicht, wo wir fehl gehen? Sie sehen doch, wie wir uns abmühen, Zeit, Arbeit und


Geld opfern, während sie uns doch durch einen Fingerzeig wieder auf den 


richtigen Weg bringen könnten – vorausgesetzt, daß ihre Mehrwerttheorie eben


die Theorie ist?


Wir werden also unsere Angriffe fortsetzen müssen, bis wir unseren Zweck


erreicht haben, nämlich die Sozialdemokratie zu veranlassen, die physiokratische


Theorie des Kapitals einer öffent-
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lichen und sachlichen Kritik zu unterwerfen. Und wir raten den Marxisten, nicht


zu lange damit zu warten. Denn je länger sie zaudern, desto größer wird der


Krach, desto schwerere Vorwürfe werden ihnen von denen zuteil werden, deren


Vertrauen sie als wissenschaftliche Forscher heute genießen. Die Ratlosigkeit, in


der sie sich befinden mögen, wird als Entschuldigung keine Geltung haben, man


wird sie als Volksverräter beurteilen und richten.


–


In Nr. 201/3 bringt der „Vorwärts“ eine Artikelserie über die „verflossene


Wirtschaftskonjunktur“. Sie zeigt, wie widerspruchsvoll und unentwirrbar unsere


Volkswirtschaft denen erscheinen muß, die das Studium des Geldwesens ver-


nachlässigt haben und sich von marxistischen Lehrsätzen in ihren


Untersuchungen leiten lassen. Die Artikel sind nicht unterschrieben, gehen also


mit der vollen Verantwortung der Redaktion und der Partei in die Welt hinaus.


Artikel Nr. 1 ist überschrieben „Die Geldteuerung“. Hier wird von einer


Geldteuerung und von einem gleichzeitigen „außerordentlich hohen Stand der


Warenpreise“ gesprochen. Und das ist doch schon ein Widerspruch. Das Geld


kauft man mit Waren. Je weniger Waren man für das selbe Geldstück zu geben


braucht, um so billiger ist das Geld. Teure Waren sind billiges Geld – für den, der


die Ware verkauft. Und umgekehrt. Außerordentlich hohe Warenpreise bedeuten,


daß man außerordentlich viel Geld für die Waren erhält, daß also das Geld –


außerordentlich billig geworden ist. Wenn darum der Vorwärts von


„Geldteuerung“ spricht, und von gleichzeitig steigenden Warenpreisen, so 


müssen hier alle Begriffe auf den Kopf gestellt worden sein.


Nun wird der Vorwärts sagen, daß sich die „Geldteuerung“ auf den hohen Stand


des Zinsfußes bezieht. Aber das Geld ist doch vor allem Tauschmittel der Waren.


In dieser Verwendung liegt das Schwergewicht des Geldes. Und da eine allge-


meine Verteuerung der Waren sich nur als 
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Verbilligung des Geldes denken und ausdrücken läßt, so muß dafür gesorgt 


werden, daß der Ausdruck eines so wichtigen volkswirtschaftlichen Begriffes 


eindeutig bleibe. So kommen wir ja aus dem jetzigen Kauderwelsch der


Volkswirtschaftslehre niemals heraus. Auf den Zins angewendet ist der Ausdruck


„Geldteuerung“ direkt unsinnig, da doch Zins und Kapital in der Substanz 


vollkommen gleich sind. Der Zins wird nach der Zeit berechnet, die für die


Rückzahlung des Darlehns vorgesehen ist. Muß man für diese Zeit nun mehr 


als sonst Zins zahlen, so wird man von einer Zeitverteuerung reden können, 


aber niemals von einer Geldteuerung. Übrigens ist der Geldzins eine


Kapitalerscheinung und gerade Marx behauptet – daß das Geld kein Kapital sei,


daß es keinen Zins erheben kann. Für Marx gibt es überhaupt keinen Geldzins,


folglich auch keine „Geldteuerung“ im Sinne des Vorwärtsartikels. Für die 


allgemeine Erscheinung


G. W. G.’


sucht ja gerade Marx die Erklärung außerhalb des Geldes und zwar in der


Lohnarbeit, nicht im Handel, im Tausch der Waren gegen Geld.


Ich mache diese Bemerkungen nicht um Haare zu spalten. Wir werden sofort


sehen, wie der so liederlich verwendete Ausdruck „Geldteuerung“ den Vorwärts


auf Holzwege führt.


Der Vorwärts sagt: „Die Geldteuerung (also der hohe Zins) fällt mit einem


ungewöhnlichen Aufschwunge der Goldproduktion zusammen, weil die große


Nachfrage nach Gold einen starken Anstoß für den Goldgrubenbau bildete.“


Dieser Satz sagt, daß die Unternehmer sich von den Kapitalisten Geld geliehen


haben (oder daß die Kapitalisten anderen Unternehmungen ihr Geld entzogen


haben) um Maschinen und Betriebskapital für die Goldwäschereien zu kaufen,


weil der hohe Zins, den sie den Kapitalisten zu zahlen haben (oder auf den die


Kapitalisten durch Entäußerung der Aktien verzichten) für sie ein Ansporn zur


Goldproduktion gewesen sei. Einen anderen Sinn, als diesen bodenlosen Unsinn


wird niemand in dem angeführten Satz des Vorwärts entdecken.
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Dabei muß der Vorwärts doch wissen, daß die Zinsen vom Ertrag des


Unternehmens in Abzug kommen, daß also der Netto-Unternehmergewinn bei


der Goldproduktion um so geringer ist, je höher der Zins (also die sogen.


Geldteuerung) ist, den der Unternehmer zu zahlen hat. Wenn die Erhöhung des


Zinses für die Goldproduktion ein Ansporn gewesen wäre, so würde sie es auch


für alle anderen Industrien gewesen sein, denn die Goldproduktion unterscheidet


sich von den anderen Industrien in bezug auf den Ertragsstoff (also nicht die


Menge, sondern die Substanz des Ertrages) nur darin, daß die Goldindustrie 


diesen Nettoertrag in ungereinigtem Goldstaub, die übrigen Industrien aber in


gemünztem Gold abwerfen. Alle Dividenden werden doch in Gold ausbezahlt,


nicht nur die der „General Mining.“ Jedes kapitalistische Unternehmen ist, was


die Substanz des Profites anbetrifft – Goldproduktion.


Nach der Annahme des Vorwärts muß eine Erhöhung des Zinses die Industrie,


namentlich die Goldindustrie fördern. Und doch liegt es auf der Hand, daß, wenn


der Kapitalzins heute auf 1 oder 0% fiele, gar manche heute nicht mehr ertrag-


gebende (also den regulären Kapitalzins abwerfende) Goldwäscherei wieder den


Betrieb eröffnen könnte. In meiner Heimat (Eifel) liegt in feiner Verteilung Gold in


ungeheuren Mengen. Aber der Abbau würde das Kapital nicht mit 5 sondern mit


weniger verzinsen – darum werden die Goldwäschereien dort nicht in Betrieb


gesetzt. Hätte man sie früher bei dem niedrigen Zinsfuß von 3 1/2 % in Betrieb


genommen, so wären diese Unternehmungen jetzt, wo der Zinsfuß gestiegen ist,


nicht etwa wie der Vorwärts meint, vergrößert, sondern im Gegenteil stillgelegt


worden.


„Teuer“ und „billig“ auf das Geld angewendet sind wie schon gesagt, Ausdrücke


aus der Welt des Warenaustausches, der Läden, der Märkte. Der Vorwärts gibt


aber diesen Ausdrücken einen umgewandelten, aus einer ganz anderen Welt


(Darlehen, Zins, Kapital) stammenden Begriff, um dann die auf den ursprüng-
lichen Sinn passenden Erfahrungslehren auf den umgeänderten 
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Wortbegriff zu übertragen. Marx würde dieses Verfahren „bürgerliches


Kauderwelsch“ nennen.


Der Vorwärts weiß aus Erfahrung, daß, wenn eine Sache teuer wird, also im


Preise steigt (nicht also Teuerung im Sinne der sogen. Geldteuerung) daß dann


die Produktion dieser Sache einen Anstoß erhält. Nun hat der Vorwärts das Wort


„Teuerung“ (Geldteuerung) gebraucht, dabei aber schon vergessen, daß er es in


einem ganz anderen Sinn braucht (Erhöhung des Zinses, nicht des Preises) und
folgert nun, daß auch aus dieser sog. Geldteuerung die Produktion des
Geldstoffes den gleichen Anstoß zur Vergrößerung des Betriebes ziehen wird.


Seine liederliche, den Börsenjobbern entlehnte Ausdrucksweise hat also 


unmittelbar die verdiente Strafe erhalten.


Die Goldproduktion hat sich in den letzten Jahrzehnten verdreifacht, einfach,


weil die Erze so reich sind, daß sie sowohl für den hohen Zins, wie auch für die


erhöhten Löhne Deckung schaffen. Also nicht wegen, sondern trotz.


Die Zeit wird kommen, wo den Arbeitern, den Sozialdemokraten die Aufgabe


übertragen wird, die Staatsgeschäfte zu leiten. In Dänemark wurde schon kürz-


lich den Sozialdemokraten die Regierung angeboten. Sie lehnten aber ab. Nun


gehört zu den wichtigsten aller Staatsgeschäfte eine sachverständige Leitung


des Geldwesens. Wie würde nun der Vorwärts das Geld verwalten?


Das Geld ist „teuer“ geworden, sagt der Vorwärts. Beweis der hohe Zinsfuß.


Teuer werden die Dinge, die auf dem Markt fehlen, deren Vorrat also nicht den


Bedarf deckt. Um sie zu verbilligen, müssen wir die Produktion vermehren. Und


so sagt auch schon der Vorwärts:


,Im Gegensatz zu den bürgerlichen Volkswirten, die einen Überfluß an


Zahlungsmitteln (also Geld) erblickt haben wollen und darin die Ursache der 


jetzigen Teuerung (welche? die durch die hohen Preise oder den hohen Zins


ausgedrückte Teuerung?) sehen, läßt sich ein Mangel an Gold (Zahlungsmittel)


konstatieren, wodurch die jetzige gespannte Lage auf dem Geldmarkt 
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mit verursacht wurde.“


Da steht’s also schon geschrieben. Da sind die Pfuscher schon an der Arbeit.


Der hohe Zins ist der Beweis, daß es an Geld, an Zahlungsmitteln fehlt! Da 


wissen wir auch schon, wie die Männer vom Vorwärts das Geldwesen verwalten


werden, wenn ihnen die Regierung übertragen wird. Sie werden die Eier so


lange kochen, bis sie weich werden. Sie werden so viel Gold produzieren (durch


eine staatliche Beihilfe läßt sich die Goldproduktion ja vermehren) bis daß der


Zins fällt. Denn, hält man den hohen Zins für die Folge eines Geldmangels, so ist


es schon selbstverständlich, daß man diesen Mangel zu beseitigen suchen wird,


um den Zins zu drücken.


Oh! diese Pfuscher, diese elenden Stümper! Ach wie süß ist doch die Rache!


Wie schwer muß es der Vorwärts jetzt vor aller Welt büßen, daß er alles, was wir


mit Fleiß und angeborenem Talent über das Geldwesen schrieben, so nicht-


achtend behandelt hat und unsere bahnbrechenden Werke:


Die aktive Währungspolitik [Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde.]


Die Neue Lehre vom Geld und Zins [Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde.]


mit keinem Sterbenswörtchen der Kritik beehrte und unsere Schriften einfach zu


dem großen Haufen Literatur warf, mit dem der Redaktionstisch des Vorwärts


täglich überschwemmt wird. Jetzt mag er unsere Bücher wieder hervorholen. 


Ein zweites Exemplar schicken wir ihm nicht.


Pfuscher, Spießbürger in Währungsfragen, Leser des Vorwärts hört und merkt


es: mit Geld, mit der Vermehrung des Geldumlaufes kann man den Zinsfuß er-
höhen, niemals aber herabsetzen. Je mehr Geld in Umlauf gesetzt wird, um so


höher muß notwendigerweise der Zinsfuß steigen. Warum das so ist, ist in der


Neuen Lehre vom Geld und Zins auseinandergesetzt. Der Vorwärts mag da


nachschlagen um seinen Artikel zu berichtigen. Und diese Berichtigung ist er (in


Anbetracht der Bedeutung der Sache) seinen Lesern schuldig. Ist der Vorwärts


zu bequem um sich 
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auf theoretischem Wege zu belehren, so mag er das stat. Jahrbuch für das


D.R. zur Hand nehmen und die Diskontsätze mit der Statistik der Goldproduktion


vergleichen. Er wird da finden, daß Goldproduktion und Zinsfuß zusammen 
steigen und fallen.


Arbeiter! Ihr habt Eure Führer zu Beamten (mit Pensionsberechtigung?) de-


gradiert und Beamte sind naturgemäß bequem. Sie müssen wie die Ochsen in


Spanien unausgesetzt mit dem Stachel angetrieben werden. Die Leute vom


Vorwärts waren zu bequem die „Neue Lehre vom Geld und Zins“, und die „Aktive


Währungspolitik“ zu studieren. Jetzt haben sie sich und die deutsche


Sozialdemokratie vor der Welt blamiert. Sie haben gezeigt, daß sie in der 


weitaus wichtigsten volkswirtschaftlichen Einrichtung vollkommene Laien sind.


Als Pfuscher haben sie sich erwiesen.


Soll das noch lange so bleiben?


Sollen wir mit unserer Kritik der Artikelserie des Vorwärts fortfahren. Sollen wir


den Vorwärts noch mehr blamieren? Antwortet!


Ein bekämpftes Gartenstadt-Projekt.


Der „Frankfurter Zeitung“ entnehmen wir folgenden Bericht:


Darmstadt, 16. September. Eine gemeinnützige Baugenossenschaft beabsichtigt


am Heinrich Wingertsweg im Stadtteil Bessungen eine Reihe kleiner


Wohnhäuser zu errichten. Da das Terrain außerhalb des Bebauungsplanes liegt,


muß die Stadtverwaltung die besondere Genehmigung erteilen. Gegen dieses


neue Gartenstadt-Projekt, durch das wieder ein neues Bauquartier an der


Peripherie des schon jetzt außerordentlich ausgedehnten Weichbildes der Stadt


erschlossen werden würde, wandte sich eine gutbesuchte Protestversammlung


des Hausbesitzervereins, in der außer den interessierten Haus- und


Grundbesitzern auch die Freunde des Projekts stark vertreten waren. Von den


Hausbesitzern wurde darauf hingewiesen, daß die inneren Stadtviertel nach und
nach entwertet würden, wenn nicht der Eröffnung neuer Bauquartiere Einhalt


getan werde. Schon jetzt ständen fast 500 Wohnungen leer, woraus 
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sich ein Mietausfall von 400 000 Mark ergebe. Die Stadt leide an einem Mangel


an Zuzug. Darum sei der Zeitpunkt schlecht gewählt, den vorhandenen


Bebauungsplan, auf dem noch mindestens für 40 000 Menschen Platz sei, wie-


derum zu erweitern. Von den Freunden des Projektes wurde dagegen einge-


wandt, daß den Steuerzahlern wegen der überaus schweren Bedingungen, die


der Baugenossenschaft auferlegt wurden, keinerlei Belastung erwachsen werde.


Das in Frage stehende Gelände liege sehr nahe bei der Stadt; durch eine


Ablehnung des Projekt würden die Genossenschaftler, die z. T. aus reinem


Idealismus, um die Wohnungsverhältnisse der Stadt zu verbessern, der Sache


nähergetreten seien und sich bereits in große Unkosten gestürzt hätten, aufs


schwerste geschädigt. Mit einer kleinen Mehrheit wurde eine Resolution ange-


nommen, die von der Bürgermeisterei und der Stadtverordnetenversammlung


fordert, daß sie vorläufig jegliche die Allgemeinheit schädigende Erweiterung


des Stadtbauplanes verhindern möge In den zum Teil erregten Debatten warfen


die demnächstigen Stadtverordnetenwahlen bereits ihre Schatten voraus.


Denen, die glauben, man könne noch eine Weile ohne die Verstaatlichung des


Bodens auskommen, namentlich dem Bunde deutscher Bodenreformer, wird


durch obige Notiz nun endlich wohl die wirklich schon lächerlich gewordene


Hilfslosigkeit des Privatgrundbesitzes klar werden. Die Verkehrtheit des Systems


liegt hier auf der Hand.


Zuerst waren es die ländlichen Grundbesitzer, in erster Linie die großen, ganz


großen und allerhöchsten, die sich hilfesuchend, bettelnd an den Staat wende-


ten. Sie waren durch die Entwicklung der Dinge


zahlungsunfähig
geworden und nannten das die „notleidende Landwirtschaft.“ Sie sagten, daß der


Wettbewerb der freigelassenen deutschen Sklaven (Leibeigene), denen durch


die Freizügigkeit die Auswanderung nach Amerika gestattet worden, und die nun


ihre Produkte nach Deutschland sandten


ihre Grundrenten
gefährdete. Sie sagten, daß wenn diese Grundrenten nicht künstlich durch


Sperrzölle
wieder gehoben würden, sie dann die Zinsen ihrer Hypotheken nicht mehr auf-


zubringen vermochten und sich
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bankerott
zu erklären hätten.


Daraufhin wurde beschlossen, um


den Privatgrundbesitz
vor dem Zusammenbruch zu retten, die


Enterbten
das Volk, das Proletariat, dem Grundbesitz zu opfern. Man beschloß durch


Gesetz, durch die Zwangsmittel des Staates, die Bürger dazu zu zwingen, daß


sie den Grundbesitzern höhere und zwar „ausreichend erhöhte“ Preise für die


landwirtschaftlichen Produkte zahlten. Man konnte die


Leibeigenschaft oder Sklaverei
nicht wieder einführen und die


Freizügigkeit
konnte man auch nicht wieder abschaffen. So behalf man sich mit


Zöllen,


was für die Grundrenten dasselbe ist, wie Leibeigenschaft, Sklaverei und


Abschaffung der Freizügigkeit. Man griff in die Taschen der Arbeiterfrauen und


holte dort das Geld um die Schulden der Grundbesitzer zu bezahlen, um den


Privatgrundbesitz vor dem


Auktionator
zu retten. Ist aber das nicht der Bankerott? Im volkswirtschaftlichen Sinne muß


doch jedes Unternehmen als Bankerott zu betrachten sein, das sich nicht aus


eigener Kraft zu halten vermag, das auf Hilfe von außen, vom Staat angewiesen


ist. Bettler sind bankerotte Existenzen im volkswirtschaftlichen Sinne und auf


den Bettel
waren die Grundbesitzer angewiesen. Dabei mußten sich diese Bettler zur


Erzielung der Almosen nicht nach oben, sondern nach unten, an den breiten


Volksmassen schadlos halten.


Der Stand, der uns das Brot, die Nahrungsmittel verkauft, gesund, fleißig, brav,


ehrbar ist, wird durch die dem Privatgrundbesitz von Natur anhaftenden


Krebsschäden
zum Bankerotteur, wird öffentlich entehrt, muß sich hilfesuchend, bettelnd an die


Arbeiterfrauen 
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wenden! Pfui Teufel!


Und da wagt es noch der Bund deutscher Bodenreformer für das System des


Privatgrundbesitzes
einzutreten! Ein System, das den freien Wettbewerb nicht vertragen kann, das


nur durch die Sklaverei aufrecht zu erhalten und nur durch Zölle, durch


Bedrückung, durch die Gewaltmittel vor dem Zusammenbruch zu retten ist.


Und nun kommt die Reihe an die städtischen Grundbesitzer. Wie die ange-


führte Zeitungsnotiz sagt, können auch die städtischen Grundbesitzer den freien


Wettbewerb, die Freizügigkeit nicht vertragen. Sie sagen es öffentlich, daß, wenn


wir den Bürgern den Zugang zur


Sonne und zur frischen Luft
gestatten, sie dann ihre Hypotheken nicht bezahlen können und wie ihre länd-


lichen Kollegen, dem Bankerott verfallen müssen. Sie verlangen, daß man die


Freizügigkeit
für die Bewohner der Städte abschaffen, daß man die Bürger auf engen Raum


zusammenpferchen
soll, damit die für die Erhaltung ihres Besitzes absolut nötigen Grundrenten nicht


von der heutigen Höhe heruntergehen.


Der


Bund deutscher Bodenreformer
hat s. Zt. den Professor Adolph Wagner als


Ehrenmitglied
aufgenommen, der den Bürgern das Recht auf billige Nahrungsmittel bestreitet


und mit Macht öffentlich dafür eintritt, daß durch das Mittel der Sperrzölle den


Grundbesitzern das Recht eingeräumt und verbrieft werde, ihre Schulden auf die


Arbeitermassen abzuwälzen.


Der Bund d. B. wird sich also jetzt nicht wundern dürfen, wenn die in Not gera-


tenen städtischen Grundbesitzer unter Berufung auf obige Tatsache sich an ihn


wenden mit der Bitte, der Bund möge auch die städtischen Grundrentner in 


seinen Schutz nehmen und öffentlich dafür eintreten, daß im Interesse der 


städtischen Grundrente den Stadtbewohnern das Recht auf 
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gesunde und billige Wohnungen außerhalb der Stadt genommen werde. Denn


solche Politik bedeutet ja weiter nichts, als die Übertragung der zu den


Kornzöllen führenden Ansichten und Begierden auf die städtischen Grundrenten.


Die Darmstädter Grundbesitzer wollen mit Hilfe des Gesetzes einen Kreis, und


zwar einen möglichst engen Kreis um die Stadt ziehen und dann sagen: inner-


halb dieses Kreises müßt ihr euch anbauen, damit die Mieten hoch bleiben. Die


Landwirte, die Agrarier, sagten: Wir schließen durch Zölle das Deutsche Reich


ab, damit ihr hohe Brotpreise zahlen müßt und unsere Grundrenten steigen. Es


ist also tatsächlich derselbe Gedanke, der mit denselben Mitteln ausgeführt wird.


War es dem B. d. B. recht, daß die Grundrenten durch Kornzölle erhöht wurden,


so muß es ihm jetzt auch billig erscheinen, daß die städtischen Grundrenten


durch gesetzliche Aufhebung der Freizügigkeit geschützt wer den. Wer eben 


einmal A gesagt hat, sagt auch B. Wir sind aber trotzdem neugierig zu hören,


was der B. d. B. zu der Darmstädter Bewegung sagen wird.


341







Die verschiedenen Richtungen der Bodenreformer


Das Wort „Bodenreform“ ist dem Wortschatz der Henry George-Literatur ent-


nommen und soll denjenigen Bestrebungen einen generellen Ausdruck geben,


die dahin zielen, auf dem Wege der Gesetzgebung unter Anwen dung des poli-


tischen Kampfes den Boden mit all seinen Naturschätzen in den Gemeinbesitz


des Volkes zurückzuführen, oder, was praktisch dasselbe ist: die Grundrenten


aus den Händen ihrer jetzigen Bezieher in die Reichs kasse überzuleiten. Die 


agitatorische Kraft der Bodenreform entspringt je doch nur zum Teil dem


Wunsche nach einer natürlichen Verteilung der mate ri ellen Güter dieser Welt.


Mancher Bodenreformer, der heute mit leiden  schaftlichem Eifer, unter peinlichen,


persönlichen Opfern sich an der Ausbreitung der Lehre beteiligt, würde teil-


nahmslos an der Sache vorbei gehen, wenn er nicht von der Bodenreform


Früchte ethischer Natur erwartete, nämlich den inneren, völkischen Frieden im


Vaterlande, die Milderung und gänzliche Ausrottung des Klassengeistes, der


unser Volk verpestet und uns die Freude am Vaterlande verdirbt. Den Jüngern


Henry George‘s ist die Grundrente der wahre Drehpunkt des parlamentarischen


Zankes, der Spaltpilz der Volkskraft, das Danaidenfaß, in dem die Kraft über-


schüsse, die sonst für Kulturwerke verfügbar wären, spurlos versinken. Wenn


das Ziel der Bodenreform erreicht sein wird, dann werden dem Reiche ohne


irgendwelche neue Belastung des arbeitenden Volkes aus den Grundrenten 6, 8


bis 10 Milliarden Mark alle Jahre für Kulturzwecke zur Verfügung stehen, und


zwar dieselben Milliarden, die heute für demoralisierenden Müßiggang und Luxus


blödester Art vergeudet werden. Das ist der Sinn des Wortes „Bodenreform“.


Eine eigentliche Theorie hat die Bodenreform nicht, da es sich um eine ein-


fache Anschauungs- und Willenssache handelt. Es handelt sich nur um die


Frage, ob wir die gemeinschädlichen Vorrechte der Grundbesitzer weiterhin aner-


kennen wollen oder nicht, ob wir das Deutsche Reich, den Gegenstand unserer


Vaterlandsliebe, noch fernerhin als Aktiengesellschaft, als Ware und Trödelkram


zu betrachten haben, ob wir für den Boden, den wir sonst für heilig und unantast-


bar erklären, und auf den sich die allge meine Wehrpflicht bezieht, Privatleuten


tributpflichtig bleiben sollen. Ich glaube, jeder Versuch, diese Frage theoretisch


zu beantworten, wird immer den Eindruck einer zynischen Verhöhnung des


Begriffes „Vaterland“ machen. Wer Stolz und Selbstbewußtsein besitzt, wird die


Verneinung dieser Fragen als selbstverständlich erklären und sich auf keinerlei


Begründung dieser Anschauung einlassen. Selbstverständliches bedarf keiner


Begründung.


Dem schönen und hohen Ziel der Bodenreform streben nun ihre Anhänger auf


verschiedenen Wegen zu. Je nach Temperament, je nach dem Grade von


Einsicht in die wahre Bedeutung der Bodenreform und in die sich ihr entgegen-


stürmenden 
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Widerstände zieht der eine den steilsten und schwierigsten, darum aber auch


kürzesten Weg vor, der andere die Schlangenwindungen des bequemen, aber


langen Promenadenweges. Noch andere bahnen sich einen ihren Kräften ent-


sprechenden Mittelweg. Den ersten, steilen Weg gehen die Sozialdemokraten,


Kommunisten, Anarchisten. Sie verlangen „die Expropriation der Expropriateure“.


Sie lehnen den Gedanken an irgendeine „Entschädigung“ der Grundbesitzer glatt


ab und wollen höchstens über die Größe der Entschädigung verhandeln, die die


Grundbesitzer dafür zu zahlen haben, daß sie so viele Jahre, Jahrzehnte und


Jahrhunderte den vaterländischen Boden in Nutznießung hatten, ohne an den


Staat die entsprechende Pacht dafür zu zahlen.


Dieses abgekürzte Verfahren entspricht jedoch nicht dem Rechts- und


Gerechtigkeitsbegriff aller und führt den natürlichen Gegnern der Bodenreform


unzählige Elemente zu, die sonst dem Gedanken der Bodenreform freundlich


gegenüberstehen würden. Darum ist auch so wenig Aussicht vorhanden, daß 


wir auf diesem kurzen, aber steilen Wege in absehbarer Zeit das Ziel der


Bodenreform erreichen werden. Außerdem belasten die Sozialdemokraten die


Bodenreform mit Nebenforderungen kommunistischer Art, die breiten Schichten


unseres Volkes widerwärtig sind. Diese Nebenforderungen beweisen übrigens


auch, daß die Sozialdemokraten die Tragweite der Bodenreform weit unter-


schätzen; denn gar manches von dem, was die Nebenforderungen bezwecken,


birgt die Bodenreform schon in sich. Ganz gewiß beantwortet die Bodenreform


den Löwenteil der sozialen Frage für sich allein.


Den gemächlichen und entsprechend langen Promenadenweg zur Bodenreform


hat der Bund deutscher Bodenreformer eingeschlagen. In Schlangenwindungen,


unmerklich ansteigend, soll der Weg so bequem dem Ziele zuführen, daß der


Bodenreform Freunde aus allen politischen Parteien, selbst aus dem Lager ihrer


natürlichen Feinde, zuströmen können. Man hofft, die Grundrenten auf dem


Wege einer ganz allmählich zu erhöhenden Grundsteuer im Laufe von


Generationen (siehe den Vortrag A. Wagners vom 13. Mai) in soziales Eigentum


zu verwandeln. Flürscheim, der Gründer des Bundes deutscher Bodenreformer,


verglich später diesen Vorschlag mit dem Verfahren jenes Irländers, der seinem


Hund den Schwanz abhauen sollte, aber nicht auf einmal, sondern zollweise, um


dem Hunde keine unnötigen Schmerzen zu bereiten. Dieser Vergleich entspricht


jedoch nicht ganz den Verhältnissen; denn das zollweise Abhauen des


Schwanzes führt zwar langsam, aber doch sicher zum Ziel. Ob aber die zoll-


weise Erhöhung der Grundsteuer zur Bodenreform führt, hat noch nicht einwand-


frei bewiesen werden können. Wenn man bedenkt, daß der in der natürlichen


Entwicklung des Welthandels begründete Rückgang der ländlichen Grundrenten


in Deutschland und der dadurch 
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herbeigeführte Notstand ländlicher Kreise sogar das Ehrenmitglied des Bundes


der Bodenreformer, den Professor Adolf Wagner, zu einer Hilfsaktion zum


Schutze der Grundrenten (Kornzölle) bewegen konnte, so wird man die


Hindernisse einschätzen können, die sich einem direkten Angriff auf die


Grundrente entgegenstellen. Dabei sehen wir noch ganz davon ab, daß die zur


Tat drängenden, organisierten Volksmassen für solche langatmigen Pläne nicht


mehr zu haben sind. Die an der Bodenreform unmittelbar am stärksten interes-


sierten Volksmassen wollen das vor Augen liegende Ziel nicht in Generationen,


sondern für sich erkämpfen, und das erklärt auch die sonst unverständliche


Erscheinung, daß die in der Sozialdemokratie organisierten Bodenreformer dem


Bunde der Bodenreformer fernbleiben. Ohne Unterstützung der breiten Massen


wird aber der Bund der Bodenreformer niemals zu der für die Verwirklichung der


Bodenreform nötigen Macht gelangen. Die Werbekraft des Bundes verliert außer-


dem noch viel dadurch, daß in seiner Literatur die Behauptung aufgestellt wird,


die Bodenreform würde dem Lohn und dem Zins, der Arbeit und dem Kapital


zugute kommen. Wie viele von denen, die sonst für die Bodenreform zu gewin-


nen wären, sind schon durch diese Behauptung abgestoßen worden. Sie können


eben nicht verstehen, warum sie sich persönliche Opfer an Zeit, Arbeit und Geld


auferlegen sollen, wenn das Resultat dieser Opfer eine Erhöhung des Zinses,


des arbeitslosen Einkommens unserer doch sicherlich nicht unterstützungs-


bedürftigen Rentner sein soll. Ich möchte darum an dieser Stelle dem Bunde den


Rat geben, diese unglückselige und zudem ganz unzutreffende Behauptung aus


seinen Schriften auszumerzen. Noch eine große Schwierigkeit für den Bund


besteht in der Tatsache, daß es dem Billigkeitsgefühl des Volkes widerstrebt, 


aus der vor dem Gesetz und dem Moralkodex doch homogenen Masse von


Kapitalisten eine Gruppe, die Grundrentner, herauszugreifen und sie für die


Interessen der anderen zu opfern.


Diese und viele andere Schwierigkeiten, auf die die Anhänger der Grundrenten-


fortsteuerung stoßen, sind schon frühzeitig erkannt worden und haben namhafte


Bodenreformer zu dem Vorschlag veranlaßt, den Grundbesitz in seiner recht-


lichen Behandlung dem sonstigen Kapital vollkommen gleich zu stellen. Soll der


Boden im Interesse der Allgemeinheit verstaatlicht oder (was übrigens genau


dasselbe ist) soll die Grundrente soziales Eigentum werden, so müssen die


Grundbesitzer entschädigt werden, und zwar geht der Vorschlag dahin, daß den


Grundbesitzern an zinstragenden Staatspapieren soviel zu geben sei, daß vor-


läufig die Summe der Zinsen der Summe der von den Grundbesitzern bezoge-


nen Grundrenten (nicht Phantasiepreisen) entspricht. Das wäre bei einem


Zinsfuß von 4 Prozent heute der 25fache Betrag der Grundrenten. Ein Acker, der


demnach in öffentlicher Ausbietung 1000 Mark jährlich an Pacht erzielt, würde


seinem Besitzer mit 25 000 Mark in vierprozentigen Reichsanleihen bezahlt 


werden, denn 25 000 Mark zu 4 Prozent 
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geben auch 1000 Mark. Die Schulden, die dem Reiche aus dieser Operation


erwachsen, würden mit dem Ertrag besonderer Steuern getilgt werden.


Dieser Vorschlag hat vieles für sich. Man kann mit seiner Ausführung jeden 


Tag beginnen. Dieselbe Politik, die man heute aus anderen Beweggründen in


Posen betreibt, braucht man nur auf das ganze Reich mit entsprechend zu 


vergrößernden Mitteln zu übertragen. Kauft das Reich alles Land auf, das jährlich


zu gerichtlichem Verkauf gelangt, so wird dadurch allein das ganze Reich in 


25 Jahren Reichsland sein. In Bezug auf die Bodenbewirtschaftung geht der


Vorschlag dahin, den Boden in Parzellen von wirtschaftlicher Größe für


Rechnung des Reiches bzw. der Bundesstaaten oder Gemeinden an Private zu


verpachten. Auch das hat dieser Vorschlag für sich, daß er den Grundbesitz 


zwar liquidiert, aber nicht ruiniert. Er verletzt nicht das nach gleicher Behandlung


aller Bürger strebende Billigkeitsgefühl, er kollidiert nicht mit dem Hypotheken-


recht. Er ist sicherlich der einzige Vorschlag, der sowohl die zur Aktion drängen-


den Arbeitermassen, wie auch die anderen bodenreformerisch gesinnten


Elemente unter einen Hut bringen kann.


Das einzige, was viele bei diesem Vorschlag bedenklich stimmt, ist die Größe


der Schuldenlast, die dem Reich mit dieser Bodenreform aufgebürdet wird. Aber


empfängt nicht das Reich den Gegenwert dieser Schulden in Gestalt des Bodens


und mißt man nicht die Last der Schulden mit der Größe der Aktion? Die Größe


dieser Schuld ist also gar nichts Bedenkliches. Ja, es ist bei diesem Vorschlag


nicht einmal nötig, eine Berechnung über die Größe der zu machenden Schulden


anzustellen. Jeder Mark im Soll wird je eine Mark im Haben gegenüberstehen.


Zudem sei noch erwähnt, daß, wenn der Grundstückserwerb, wie allgemein


behauptet wird, kolossale Gewinne abwirft, schon, wenn man ihn in kleinem


Maßstabe betreibt, er dann, aufs ganze Reich übertragen, erst recht große 


Überschüsse liefern muß.


In letzter Zeit haben die Bodenreformer dieser zuletzt beschriebenen Richtung


eine machtvolle Unterstützung in dem Vorschlag der großen physiokratischen


Geldreform erhalten, die dahin zielt, durch eine sachverständige Reform des


Geldes die Arbeitslosigkeit und Wirtschaftskrisen zu bekämpfen, dadurch eine


unaufhaltsame Vermehrung des Realkapitals (Häuser, Schiffe, Fabriken usw.) zu


erzielen, den Zinsfuß des Kapitals nach und nach zu senken und auf diese


Weise dann dem Reich zu gestatten, eine allmähliche Herabsetzung des


Zinsfußes seiner Schulden vorzunehmen. Dadurch würde das Reich in die Lage


versetzt, die Schulden ohne besondere Steuern allein mit der Differenz zwischen


den (festbleibenden) Grundrenteneinnahmen und den (fallenden) Zinsausgaben


in verhältnismäßig kurzer Zeit restlos zu tilgen. Näheres über diese Richtungen


der Bodenreform findet man in den von Gustav Simons in Eden bei Oranienburg


und in den vom Physiokratischen Verlag Berlin-Lichterfelde herausgegebenen


Schriften. Das Ziel der Bodenreformer ist ein gewaltiges. Es handelt sich hier


nicht, wie bei 
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so manchen anderen hochtönenden Bestrebungen, um eine Reform, die nur die


Oberfläche der Dinge berührt. Sie dringt durch, ist aufs Ganze gerichtet und ist


des Schweißes der Edlen wert. Wer sich für die Bodenreform irgendwelcher


Richtung ins Zeug legt, kann es mit dem Bewußtsein tun, an dem gewaltigsten


Kulturwerk aller Zeiten mit tätig zu sein.
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Zum Geleit    


Im Spätsommer 1913 überquerte Silvio Gesell wieder den Atlantik, um sich für
mehrere Monate in Buenos Aires aufzuhalten. Bald nach seiner Ankunft kündigte 
er Georg Blumenthal an, er werde “... in den nächsten Tagen für den Physiokraten,
wenn auch keine geistige Nahrung, so doch stoffliche schicken, die er vielleicht 
jetzt weniger entbehren kann als erstere.” [Brief Silvio Gesells an Georg Blumenthal vom


November 1913 (ohne Angabe eines Datums).] Die “stoffliche Nahrung” traf bald darauf 
in Gestalt eines Schecks über 2000 Reichsmark in Berlin ein. Und als “geistige
Nahrung” lag Blumenthal noch die erweiterte Fassung eines Vortrags über die
“Rolle des Geldes in den Geschicken der Völker” vor, den Gesell im März 1913 auf
einem von Gustav Simons in Berlin veranstalteten “Volkswirtschaftlichen Kongreß”
gehalten hatte. In diesen wirtschaftsgeschichtlichen Betrachtungen tauchte zum
ersten Mal der Begriff der “Zinsknechtschaft” auf. [Silvio Gesell, Die Rolle des Geldes in 


den Geschicken der Völker, in: SGW Band 8, S. 86. Dieser Aufsatz setzt die in "Die argentinische


Geldwirtschaft und ihre Lehren" dargelegten Überlegungen fort (vgl. Gesammelte Werke Band 2, S. 


280 ff., insbesondere S. 286).] Da sich in späterer Zeit nationalsozialistische Ideologen
dieses Begriffs bemächtigten und er dadurch mit antisemitischen Assoziationen
behaftet ist, ist hier der Hinweis geboten, daß Silvio Gesell mit dem Begriff der
“Zinsknechtschaft” keine antisemitischen Vorurteile verband. Weder beruhte für ihn
die Machtstellung des Geldes auf Eigenschaften von Angehörigen der jüdischen
Religion – entscheidend war stattdessen, daß das Geld vom Werden und Vergehen
alles Irdischen ausgenommen ist und somit eine “Ausnahmestelle in der Natur” ein-
nimmt [Silvio Gesell, Die Rolle des Geldes in den Geschicken der Völker, in: SGW Band 8, S. 84.–  


Der Teil V dieses Aufsatzes ist identisch mit dem Aufsatz "Die Rolle des Geldes", der 1914 in der


Zeitschrift "Deutsche Kultur" erschien (Nr. 138 bzw. Abschnitt V/2 in den Werkeverzeichnissen von


Landmann und Hess). Den Aufsatz "Freihandel oder Schutzzoll?" hatte Gesell übrigens zuerst der


Deutschen Kultur" angeboten (lt. Brief an Blumenthal vom 25.7.1912), wo er vielleicht gerade wegen 


seiner Ablehnung des Rassismus von dem völkisch eingestellten Gustav Simons nicht abgedruckt


wurde. Zur Unvereinbarkeit von Geld- und Bodenreform und nationalsozialistischer "Brechung der


Zinsknechtschaft" vgl. Gerhard Senft, Vom Volksgeld zum MEFO-Wechsel, in: Zeitschrift für Sozial-


ökonomie 85. Folge (1990), S.13-19, und ders., Antikapitalismus von Rechts? Eine Abrechnung mit


Gottfried Feders "Brechung der Zinsknechtschaft", in: Zeitschrift für Sozialökonomie 106. Folge (1995),


S. 18-32.] -, noch dachte sich Gesell die Entmachtung des Geldes jemals in der
Weise, daß jüdischen Menschen Schaden an Leib und Seele zuzufügen sei.
Gesells Vortrag über die historische Bedeutung des Geldes erschien während des
Winters 1913/14 in mehreren Teilen im “Physiokrat”, dessen Seiten während Ge-
sells Abwesenheit überwiegend von Georg Blumenthal und den ersten neu hinzu-
gekommenen Mitarbeitern gefüllt wurden. [Eine Auswahl der wichtigsten Aufsätze von Georg


Blumenthal wurde in der "Freiwirtschaftlichen Bibliothek" im Hinblick auf eine eventuelle Veröffent-


lichung zusammengestellt.] Aus der Ferne verfolgte Gesell die Entwicklung der Zeit-
schrift mit Genugtuung: “Mit der guten Kost”, schrieb er an Blumenthal, “die Sie dem
physiokratischen Säugling geben, muß, meine ich, das Baby gedeihen und wach-
sen, freilich wie alle Säuglinge langsam, fast unsichtbar, aber stetig. Geduld.
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Geduld. Bald wachsen ihm die Zähne zu seiner eigenen Verteidigung.” [Brief Silvio


Gesells an Georg Blumenthal vom 6.3.1914.]


Der “Physiokrat” gewann Leser und Freunde aus so verschiedenen Kreisen 
wie der Sozialdemokratie und dem Anarcho-Syndikalismus. Freundschaftliche
Beziehungen entstanden zu Mitgliedern des von Gustav Landauer geleiteten
“Sozialistischen Bundes” und zum Kreis von Individualanarchisten, die John Henry
Mackay um sich gesammelt hatte. Schließlich erhielten die Physiokraten auch
Zulauf aus den Reihen der Bodenreformer. Von dort kamen Menschen, die einer-
seits zwar die Notwendigkeit einer Erweiterung der Bodenreform um eine Re-
form des Geldwesens einsahen, die aber andererseits an Damaschkes Forderung
festhielten, nur die Grundrente wegzusteuern und nicht das Eigentum am Boden
zu verstaatlichen. Die Auseinandersetzung mit dem “Bund Deutscher Bodenre-
former” wurde dadurch auch zu einer internen Kontroverse, die in einer Diskus-
sion zwischen Gesell und Blumenthal einerseits und einem Bergwerksdirektor 
Otto Weißleder andererseits gipfelte. Der von Weißleder unter dem Pseudonyrn
“Fridericus” vertretenen Position trat Gesell bald nach seiner Rückkehr aus Ar-
gentinien ganz energisch mit einem mit “Bundschuh” unterzeichneten Beitrag 
entgegen – dieses Pseudonym zeigt unmißverständlich seinen Wunsch, daß die
Physiokraten als Nachfahren der geschlagenen deutschen Bauernkrieger den
Kampf gegen das Privatgrundeigentum und die mit ihm verbundenen Privilegien
“besser ausfechten” und sich nicht auf halbherzige Kompromisse einlassen. 


Daneben unterstützte Silvio Gesell auch Bestrebungen, eine Reform des
Bodenrechts in einem kleinen Modellversuch durchzuführen. So schloß er sich
dem in Breslau gegründeten “Deutschen Verein Freiland” an, der seinen Sitz 1911
nach Eden verlegt hatte und gemäß seiner Satzung Land zu gemeinschaftlichem
Eigentum unter Ausschluß hypothekarischer Belastungen erwerben sowie Sied-
lungs- und Baugenossenschaften fördern sollte. [Vgl. den Hinweis auf den Deutschen


Verein Freiland" im "Physiokrat" 2. Jg. (1913), Nr. 5, S. 5 und einen Brief Gesells an Blumenthal 


vom 30.10.1914. Vgl. außerdem Deutscher Verein Freiland (Hg.), Das Freiland-Bodenrecht und die


Reichsverfassung, Oranienburg o. J. (ca. 1928) sowie Dieter Haselbach, Lebensreform und Siedlung –


Die Obstbaukolonie Eden, Dissertation Marburg 1979.] 


In seinem Aufsatz über die “Auslese durch das Christentum, den Krieg und 
den physiokratischen Frieden” hatte Silvio Gesell all denen eine klare Absage
erteilt, die die Kriege als unabwendbare Folgen eines menschlichen Aggressions-
triebes rechtfertigten. Kriege waren für ihn nicht naturbedingt, sondern die Folge
einer unnatürlichen Sozialordnung und insofern vermeidbar. Mehrfach verglich
Gesell das überkommene Geldwesen mit einer “schadhaften Leiter”. Auf ihr sei 
die Menschheit aus der Barbarei zu kulturellen Höhen aufgestiegen, aber – so
warnte er 1912! – wenn diese Leiter aufgrund ihrer Mängel breche, werden wir “...
mit blutigen Köpfen wieder in die Barbarei zurückgestoßen ... Und sie wird 
brechen. Unser Geld bedingt den Kapitalismus, den Zins, die Massenarmut, die
Revolte und schließlich den Bürgerkrieg, der erfahrungsgemäß mit unheimlicher
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Schnelligkeit zur Barbarei zurückführt ... Wer es aber vorzieht, seinen eigenen
Kopf etwas anzustrengen, statt fremde Köpfe einzuschlagen, der studiere das
Geldwesen.” [Silvio Gesell, Geld oder Krieg, in: SGW Band 7, S. 170.] 


In Aufsätzen machte Silvio Gesell die Öffentlichkeit auf die fehlerhafte Wäh-
rungspolitik aufmerksam. Auch wandte er sich direkt an die damalige Deutsche
Reichsbank, um sie vor den katastrophalen Folgen ihrer Goldwährungspolitik 
zu warnen. Zum Schluß seines Aufsatzes über die geschichtliche Rolle des Gel-
des forderte er noch einmal zu einem “gründlichen Studium des Geldwesens” auf,
“... und zwar jetzt, nicht erst dann, wenn das Unglück geschehen ist.” [Silvio Gesell,


Die Rolle des Geldes ..., in: SGW Band 8, S. 90 und ein Brief Gesells an die Deutsche Reichsbank vom


Dezember 1914, auszugsweise abgedruckt in: Benedikt Uhlemayr, Silvio Gesell, Lauf bei Nürnberg


1931, S. 49-51.] Jedoch verhallten Gesells Warnungen und Mahnungen ungehört,
und das Unglück nahm seinen Lauf. Die nach dem deutsch-französischen Krieg
eingeführte Goldwährung hatte die europäische Völkergemeinschaft so sehr zer-
rüttet und sie in rivalisierende Teile zerfallen lassen, daß die einzelnen Teile ihre
Zuflucht in einem stets instabilen Geflecht von Bündnissen suchten, bis die so-
zialen und politischen Spannungen sich schließlich im Ersten Weltkrieg entluden. 


“Jetzt möchte ich nur eins” schrieb Ernst Frankfurth im fernen Montevideo am
3. August 1914 in seinen “Geldbriefen vom Silberstrom”, “alle Beteiligten haben
Goldwährung; jetzt möchte ich weiter nichts, als daß alle ohne Ausnahme an die-
ser viel gerühmten Währung festhielten. Festhielten, koste es, was es wolle! Dann 
hätten wir nach acht Tagen spätestens wieder Frieden. Die Staaten sänken wegen
vollkommener Anämie an allgemeiner Erschöpfung zusammen ... Aber ich fürchte, 
es kommt anders. Man hat die Goldwährung geduldig ertragen, so oft und so gern 
sie zu Arbeitslosigkeit, zu Hunger, Verbrechen und Elend mitten im Frieden zwang,
aber wenn das nervöse, feige Goldgeld die Völker hindert, über ihre derzeitigen
Feinde herzufallen, wenn es die besondere Arbeit, die auf Zerstörung und Tot-
schlag gerichtet ist, lahmlegen will, das kann man sich nicht gefallen lassen, dann
fliegt die Goldwährung über Bord.” [Ernst Frankfurth, Geldbriefe vom Silberstrom, Montevideo


1915, S. 87/88.] Ernst Frankfurths Wunsch erfüllte sich nicht. War den wirtschaftlich-
en und politischen Machthabern die Aufgabe der Goldwährung zu einem früheren
Zeitpunkt als ein zu hoher Preis für den Frieden erschienen, so war ihnen für den
Krieg dieses “Opfer” nicht zu groß. Bei Kriegsbeginn wurde die Goldwährung so-
fort liquidiert und durch eine systemlose, vornehmlich von Aufrüstungsinteressen
bestimmte Papierwährung ersetzt. [Vgl. die ausführliche, allerdings kaum kritische Darstel-


lung der Ereignisse vom Herbst 1914 von Herbert Rittmann, Deutsche Geldgeschichte seit 1914,


München 1986, S. 11 ff.] Zudem setzte auf Seiten der privaten Haushalte bald ein gro-
ßer Andrang nach barem Geld ein, da vielen Menschen in diesen unsicheren
Zeiten der Besitz von barem Geld als der einzige sichere Halt erschien. 


Silvio Gesells Haltung zu den Ereignissen des Jahres 1914 läßt sich aus ei-
nem Kartengruß ersehen, den er zum Ausklang des Jahres an Georg Blumen-
thal richtete: “Wenn die Völker jetzt doch die Augen zum gestirnten Himmel er-
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heben könnten! Wie klein und unwürdig würde ihnen all das Gezänke auf Erden
erscheinen. Wie schnell würden sie sich vertragen. Friede! Das ist mein Wunsch
und Gruß.” [Postkarte von Silvio Gesell an Georg Blumenthal vom 31.12.1914.] 


Während der ersten Monate des Krieges mußte der “Physiokrat” sein Er-
scheinen unterbrechen. Stattdessen veröffentlichte Gesell eine Reihe von “Kriegs-
flugblättern”. Aus ihnen spricht einerseits seine Fähigkeit, selbst unter den so 
widrigen Umständen des Krieges praktische Vorschläge für die Überbrückung 
der Zeit bis zu einem Friedensschluß aus seiner Theorie abzuleiten. Anderer-
seits ist ihnen auch anzumerken, daß die Atmosphäre jener Zeit nicht völlig spur-
los an Gesell vorübergegangen ist. So bejahte er offenbar die schwierige Frage
nach den Kriegsanleihen, die bekanntlich zur Spaltung der Sozialdemokratie 
führte, wenngleich er auf zinsfreien Kriegsanleihen bestand, damit niemand sich
am Kriege bereichern könne. Abgesehen davon hat Gesell in seinen fünf “physio-
kratischen Friedensdiktaten” [SGW Band 8, S. 185 ff.] schließlich ein beeindruckendes
Zeugnis von seiner aufrichtigen Sehnsucht nach einem ewigen Frieden zwischen
den Menschen und Völkern abgelegt – freilich geben die Gestalt des “Friedens-
diktators” und die ihm eigene unerbittliche Härte auch Rätsel auf, die auf die 
noch ungeklärte Frage nach einem zieladäquaten Weg zur Verwirklichung der
Boden- und Geldreform hinführen. Nur sporadisch konnten 1915 noch drei Aus-
gaben des “Physiokrat” erscheinen, in denen Gesell das Verhalten der Deutschen
Reichsbank im Kriege kritisch beleuchtete und einen Beleg ihrer Ignoranz gegen-
über seinen Vorschlägen veröffentlichte. Auch gab er weitblickend seiner Sorge
Ausdruck, daß die verfehlte inflationistische Handhabung der Papierwährung
diese in Mißkredit bringt und die “vertrauenswürdigere” Goldwährung nach dem
Ende des Krieges “... wieder geräuschlos in ihr despotisches Amt eingesetzt 
werden kann.” [Silvio Gesell, Die Presse und das Papiergeld, in: SGW Band 8, S. 230.]


In diesen Monaten des Grauens und der Verständnislosigkeit fand Silvio Gesell
neben Georg Blumenthal einen weiteren Menschen, der ihm vorübergehend zu
einer wichtigen Stütze wurde: Paulus Klüpfel, einen ehemaligen Priester, der der
Kirche enttäuscht den Rücken gekehrt hatte, um sich der sozialen Frage zuzu-
wenden und zu ihrer Lösung – wie er es nannte – “Weltarbeit” zu verrichten. Über
Adolf Damaschke und Franz Oppenheimer hatte er zu den Physiokraten gefun-
den. Nun zog er nach Eden, um dort persönlich mit Gesell zusammenzuarbeiten.
[Vgl. Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 116 f.] Zur
Unterstützung der Ziele des “Deutschen Vereins Freiland” veröffentlichten Gesell
und Klüpfel Pfingsten 1915 ein gemeinsames Flugblatt, das größtenteils von
Klüpfel stammen dürfte. Ein unveröffentlichtes Fragment läßt darauf schließen,
daß auch Gesell die Arbeit dieses Vereins aktiv förderte und mitgestaltete. Dieses
Manuskriptfragment und die endgültige Fassung dieses Werbeprospekts tragen
keinen Autorennamen, so daß offenbleiben muß, ob sie allein von Gesell oder 
von weiteren Verfassern formuliert wurden. 


Wie Silvio Gesell sich die staatliche Neuordnung Deutschlands und seiner
Nachbarländer nach dem Ersten Weltkrieg dachte, umriß er in der letzten, im 
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März 1916 erschienenen Ausgabe des “Physiokrat” in seinem Aufsatz “Die Welt-
kraftzentrale VIER und ihre Verfassung”. Neben den Weltmächten England, 
Amerika und Rußland stellte er sich als eine vierte “Kraftzentrale” eine auf be-
dingungslosem Freihandel, einem naturgemäß geordneten Geldwesen und der
Anerkennung bürgerlicher Freiheitsrechte beruhende Föderation der einzelnen
kontinentaleuropäischen Staaten ohne eine Zentralregierung vor. Der Eintritt in
diesen Staatenbund und der Austritt aus ihm sollten auf Freiwilligkeit beruhen.
Jeder einzelne Staat sollte in dieser europäischen Föderation Souveränität und
seine “... volle Individualität erhalten und entwickeln.” [Silvio Gesell, Weltkraftzentrale


VIER und ihre Verfassung, in: SGW Band 8, S. 295. Der Aufsatz ist mit "Hans-Joachim" unterzeichnet,


dem Vornamen seines im Juli 1915 von Jenny Blumenthal geborenen Sohnes.] Mit dieser
Vorstellung einer europäischen Föderation knüpfte Gesell bewußt oder unbe-
wußt an das Werk von Bismarcks großem Gegenspieler Constantin Frantz an. Seit
Mitte des 19. Jahrhunderts hatte Constantin Frantz zunächst als Warner vor der
deutschen Reichsgründung und dann als ihr Kritiker unermüdlich für seine Über-
zeugung gekämpft, daß es nicht der “deutsche Weltberuf” sei, in Mitteleuropa
einen “großen zentralistischen Staatskörper” zu schaffen. Sowie sich Gesell die
“Weltkraftzentrale VIER” nicht als einen supranationalen Zentralstaat, sondern als
einen Bund der verschiedensten souveränen Einzelstaaten dachte, so hatte vor
ihm bereits Constantin Frantz die Vorstellung eines “mitteleuropäischen Bundes”
als Grundlage einer europäischen Friedensordnung entwickelt. Dieser Bund sollte
ähnlich dem mittelalterlichen Heiligen Römischen Reich deutscher Nation ein über
den einzelnen Staaten stehendes Gebilde sein, das politisch, kulturell und eth-
nisch ganz unterschiedliche Glieder bei völliger Wahrung ihrer Selbständigkeit 
zu einem höheren Ganzen vereint. [Vgl. hierzu Manfred Ehmer, Constantin Frantz – Die poli-


tische Gedankenwelt eines Klassikers des Föderalismus, Rheinfelden 1988, S. 77 ff.] 


Als Hauptantriebskraft zur Bildung einer solchen europäischen Föderation und
als diesen Bund dauerhaft zusammenhaltende Kraft stellte sich Silvio Gesell die 
wirtschaftlichen Vorteile vor, die sich bei einer Verwirklichung des “echten Frei-
handels” für die einzelnen Mitgliedsstaaten ergeben: “Das Prinzip der Ewigkeit 
liegt in ihm ... Die Freiheit ist, lebt, unangetastet, absolut – oder sie ist es nicht. 
Ein Zoll von 1% ist von der Handelsfreiheit ebenso weit entfernt wie ein Zoll von 
100%. Zwischen 0 und 1% liegt ebenso viel Stumpfsinn, Unfreiheit, Gewalt,
Hadergeist, Munition und Kanonen, wie zwischen 0 und 100%. Denn 1% ist ja 
der Wegweiser für 100%, wie der Dieb von 1 Mark moralisch auch für einen Dieb-
stahl von 100 Mark vorbereitet ist ... Der Freihandel, die Ehre, die Gerechtigkeit 
können nur absolut betrachtet werden. Der Differentialzoll, der Zollverein ... ist ein
Fehlgriff. Er nimmt von vornherein der neuen Kraftzentrale alle Entwicklungs-
möglichkeiten.” [Silvio Gesell, Die Weltkraftzentrale VIER und ihre Verfassung, in: SGW Band 8, 


S. 300.] Mit diesen Gedanken hat Gesell die Vision eines wirtschaftlich geeinten
Europas also um Jahrzehnte vorweggenommen. Inzwischen sind auf anderen 
geistigen und politischen Grundlagen vielfältige Bemühungen um eine Einigung
Europas unternommen worden. Jedoch stehen ihnen auf der schiefen Ebene 
kapitalistischer Interessenpolitik große Hindernisse im Weg. [Dirk Löhr, Europäische


Zentralbank – Europäische Währungsunion: Das Ende der Stabilitätskultur, in: Zeitschrift für Sozial-
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ökonomie 93. Folge (1992), S. 3-20. – Vgl. außerdem die den Euro kritisch beurteilenden Beiträge von


Karl-Albrecht Schachtschneider, Renate Ohr, Dirk Löhr und Thomas Betz in der 117. Folge (1998) der


Zeitschrift für Sozialökonomie.] 


Als der “Physiokrat” im Frühjahr 1916 endgültig der Kriegszensur zum Opfer
fiel, bestand für Gesell keine Möglichkeit mehr, in Deutschland noch weiter für
seine Lehre zu wirken. Da außerdem Georg Blumenthal  [Georg Blumenthal blieb je-


doch nicht untätig. Unter schwierigen Umständen schrieb er sein Buch "Die Befreiung von der Geld-


und Zinsherrschaft", das erstmals 1916 erschien und in der Nachkriegszeit mehrfach wieder aufge-


legt wurde. Zeitweise war es ein wirksameres Werbemittel als Gesells Hauptwerk.], Paulus Klüpfel
und zahlreiche weitere Physiokraten zum Kriegsdienst eingezogen waren, ent-
schloß sich Gesell zur Rückkehr in die Schweiz, wohin er bereits 1915 während
mehrerer Besuche persönliche Verbindungen angeknüpft hatte.


14







15


Kannte Moses das Pulver?
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So lange wir für die „Wunder“, die Moses in der Wüste verrichtete, keine


zwanglose, natürliche Erklärung haben, sind wir gezwungen, jene biblischen


Erzählungen entweder als freie Erfindung oder aber als Heldentaten zu betrach-


ten, deren Beschreibung durch die Überlieferung bis zur Unkenntlichkeit umge-


staltet worden ist.


Beide Annahmen setzen den Wert der Bibel als Geschichtsquelle stark herab,


namentlich auch darum, weil eine derartige, starke Umgestaltung des Stoffes


durch die Überlieferung für eine mündliche (wenn auch etwa nur zeitweise) 


Überlieferung des Bibelstoffes zeugen würde, die aus nahegelegenen Gründen


wieder geschichtlich viel geringer einzuschätzen wäre, als eine ununterbrochene


Überlieferung durch die Schrift.


Gelingt es dagegen, den Nachweis zu erbringen, daß die erwähnten „Wunder“


mit Hilfe einer nur Moses bekannten und erst in der Neuzeit wieder entdeckten


Technik sehr wohl von Menschenhand zu verrichten waren, so würde ein solcher


Nachweis dafür sprechen, daß wir in den Büchern Moses keineswegs die


Niederschrift mündlicher, verunstalteter Überlieferung vor uns haben, sondern


naturwahre, von Zeitgenossen Moses verfaßte Beschreibungen wirklicher


Geschehnisse. Und das müßte dann den Wert jener Bücher als Geschichtsquelle


ganz außerordentlich erhöhen.







Und wenn wir nachweisen könnten, daß jene naturwahren Beschreibungen nur


von Männern stammen konnten, die den Sachverhalt bei jenen Wundern genau


kannten und aktiv daran beteiligt gewesen sein mußten, während das jüdische


Volk, Träger der Überlieferungen, die Wundertechnik nicht kannte, also von sich


aus keine naturwahre Beschreibung geben und etwa entstandene


Verstümmelungen nachträglich rekonstruieren konnte, daß ferner die in Betracht


kommende Wundertechnik in der Neuzeit erst dann wieder entdeckt wurde, als


die biblischen Überlieferungen in ihrer uns bekannten Fassung schon gedruckt
worden waren, so wird man zugeben müssen, daß unser Nachweis sich zu


einem zwingenden, überzeugenden Beweis dafür gestaltet, daß wir in den


Büchern Moses authentische Abschriften der von Moses selbst oder seinen


Gefährten verfaßten Schriften haben.


Hier wird nun der durch eine Fülle von Tatsachen bis zur Sinnfälligkeit ge-


stützte Beweis erbracht, daß Moses seine „Wunder“ mit Hilfe eines in der


Bundeslade hergestellten Sprengstoffes (das Feuer Gottes) verrichtete. Da nun


die Herstellung und die Existenz dieses Sprengstoffes geheim gehalten wurden,


so bleibt für die Erklärung der naturwahren Wunderbeschreibung, die uns die


Überlieferung gibt, keine andere Annahme offen als die, daß es sich um eine


schrift-liche Überlieferung von Anbeginn an handelt. Denn nur der Mann, der ein


Geschehnis in Ursache und Wirkung erkannt hat, ist imstande, eine naturgetreue


Beschreibung zu geben und diese nach Jahrzehnten seinen Enkeln ebenso


naturgetreu zu überliefern. Wer einem Geschehnis aber verständnislos gegen-


übersteht, den Zusammenhang zwischen Wirkung und Ursache nicht erkennt


und darum an Wunder glaubt, wie das beim jüdischen Volk der Fall war, bei dem


nimmt die Überlieferung solcher Geschehnisse notwendigerweise mit der Zeit


immer verschwommenere Formen an. Die Beschreibung, die uns die Bibel von


den Wundern überliefert hat, ist aber so naturgetreu, daß sie heute noch sogar in


den vielfachen Übersetzungen als vorbildliche Beschreibung von Spreng-


schüssen, Dynamitattentaten, Böllerschüssen, bengalischen Feuern usw. gelten


könnte, und dieses schließt die Annahme einer nur mündlichen Überlieferung


von vornherein aus.


Ein Vergleich mag für die Logik dieser Folgerung zeugen. Nehmen wir an,


Cortez und seine Bande wären nach Verbrauch ihres Pulvervorrates erschlagen


worden und Mexiko wäre seitdem von weiteren Besuchen von Osten her 


verschont geblieben. Bei dem starken Eindruck, den diese Räuber mit ihren


Feuerwaffen auf die Eingeborenen gemacht haben müssen,
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wäre anzunehmen, daß sie beim mexikanischen Volke nicht in Vergessenheit


geraten wären. Aber welch wunderbare Gestalt hätte Cortez im Laufe der


Jahrhunderte angenommen, falls die Tradition sich nur mündlich von Geschlecht


zu Geschlecht fortgepflanzt hätte! Und was wäre schließlich aus dem Pulver und


den Feuerwaffen geworden, falls davon weiter nichts übrig geblieben wäre, als


solche Tradition! Wenn wir aber nun auf jemand stoßen würden, dem die


Feuerwaffen, das Pulver auch ganz unbekannt geblieben wären, der uns aber


von Cortez erzählt und uns seine Waffen so beschreibt, daß wir diese Waffen


rekonstruieren könnten, so werden wir daraus schließen, daß die Geschichte des


Cortez’schen Einfalles von seinen Zeitgenossen niedergeschrieben und daß


diese Geschichte im Urtexte erhalten geblieben ist.


Es ist also gerade der Umstand, daß der Träger der biblischen Überlieferun-


gen, das Judenvolk, keine Ahnung von der Mosaischen Wundertechnik hatte und


trotzdem uns diese naturwahre Beschreibung der Wunder überlieferte, der für die
schriftliche Überlieferung von Anbeginn an spricht, und der dafür zeugt, daß bei


den Abschriften und Übersetzungen in die sich verändernde Mundart gröbere,


sinnentstellende Fehler nicht vorgekommen sind. Anders wäre es ja, wenn die


Juden späterhin mit dem Pulver bekannt geworden wären, denn dann könnte


man sagen, daß die Überlieferungen von den Mosaischen Taten durch den täg-


lichen Anblick der Pulverwirkungen immer wieder aufgefrischt worden seien. Aber


dann hätten die Juden jene Taten nicht verständnislos angestaunt und sie für


Wunder erklärt.


*      *      *


In Nachfolgendem wird nun der Nachweis erbracht, daß Moses einen den heu-


tigen Sprengmitteln ähnlichen Stoff kannte und zu bereiten wußte, und daß er


sich desselben in ausgiebiger Weise bediente, um


1. den Glauben an seine göttliche Mission im Volke zu erwecken


und zu erhalten;


2. seine Widersacher im eigenen Lager zu vernichten;


3. die äußeren Feinde zu bekämpfen.


Das Material zur Beweisführung wird die Bibel geben, und zwar die von der


Bibelgesellschaft verbreitete Ausgabe.


Die ägyptischen Priester hatten, ähnlich den christlichen Mönchen des


Mittelalters, die Wissenschaft monopolisiert, um mit ihrer Hilfe die Massen zu


beherrschen. Und Moses wurde von den Priestern am Hofe Pharaos erzogen.


Und Moses war ein intelligenter Schüler.
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Diese ägyptische Wissenschaft, wie auch die Kunst und Industrie der dama-


ligen Zeit, stand auf einer hohen Stufe, wie das an den noch erhaltenen


Bauwerken der Ägypter, wie auch aus der detaillierten Beschreibung, die uns


Moses von der Anfertigung der Bundeslade gibt, hervorgeht. Da werden


Diamanten geschliffen und eingefaßt, Gold geschmiedet, Seide gesponnen und


gewoben, eiserne Kessel gegossen, und in den Kesseln wird Räucherwerk „nach


Apothekerkunst“ bereitet.


Wer das alles machen kann, der kann auch die Geräte zur Pulverfabrikation


herstellen. Waren nun diese eisernen Kessel, die am Brandopferaltar gebraucht


wurden, nicht vielleicht solche Geräte, und das Räucherwerk, das darin herge-


stellt wurde, kein Pulver, kein Sprengstoff?


Zur Herstellung des Sprengpulvers braucht man Schwefel und Salpeter. Beides


aber findet man bekanntlich heute noch in Mengen in Ägypten und Arabien. Zur


künstlichen Herstellung des Salpeters brauchte man bis in die neueste Zeit in


den sogenannten „Salpeterplantagen“ Blut und Fett, und Moses sorgte dafür,


daß ihm das Blut und Fett all der geschlachteten Tiere abgeliefert wurde. Und es


war ein Hirtenvolk, das in der Hauptsache von geschlachteten Tieren lebte, also


täglich große Mengen Fett und Blut abliefern mußte. Wer von den Juden Fett


und Blut der Tiere selbst verbrauchte, wurde ausgerottet. Wozu brauchte Moses


solche ungeheuren Mengen von Blut? Er goß das Blut vor dem Altar aus, und


die Asche des Tag und Nacht arbeitenden Brandopferaltars schüttete er auch vor


dem Altare aus. Und die Asche enthält Kali (Pottasche), einen ebenfalls zu


Sprengmitteln verwendbaren Stoff! [Wer sich über die Pulverfabrikation, so wie sie wohl von


Moses betrieben wurde, ein Bild machen will, findet in jedem Konversationslexikon wichtige


Aufschlüsse. So kann man in Meyer’s Lexikon verstreut folgendes lesen: Das älteste Schießpulver ist


ein Gemisch von Kalisalpeter, Schwefel und Kohle. Kalisalpeter (Kaliumnitrat) ist weit verbreitet in der


Natur, wo es durch Oxydation stickstoffhaltiger, verwesender Substanzen entsteht


(Salpeterplantagen). Schwefel findet man in der Natur – u. a. in Ägypten, Arabien –; Schießpulver


wurde wahrscheinlich in China oder Indien erfunden und vielleicht schon zur Zeit Alexanders d. Gr.


benutzt. Nach Guttmann dagegen kannte das Altertum Schießpulver als Sprengmittel nicht, sondern


nur ähnliche Gemenge als Zündmittel und zu Feuerwerk.] Es war also wohl eine Salpeter-


plantage, die Moses eingerichtet hatte. Vielleicht bereitete Moses auf dem


Brandopferaltar, dem ununterbrochen ein dicker Qualm entstieg, Blutlaugensalz,


ein Produkt, das auch zu Sprengstoffen dient.


Die Annahme also, daß Moses einen Sprengstoff herzustellen wußte, brauchen


wir nicht von vornherein als etwas
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Unmögliches von der Hand zu weisen, und bitte ich nun den Leser, die folgenden


Bibelstellen mit Aufmerksamkeit zu lesen, und er wird sich überzeugen, daß


unsere Annahme vollauf begründet ist. [Wie die Alchimisten auf der Suche nach Gold eine


Reihe wichtiger Substanzen fanden (Porzellan z. B.), so mögen die ägyptischen Priester auf der


Suche nach neuen Mumifikationsstoffen (die für die ägyptische Religion ganz besondere Bedeutung


hatten), auf das Pulver gestoßen sein. Übrigens soll ja Berthold Schwarz auf alchimistischen Bahnen


gewandelt sein, als er statt Gold Pulver erfand.]


Ist es nicht sonderbar und verdächtig, daß alle „Wunder“, die unter Moses und


seinen Nachfolgern geschehen, von Erscheinungen begleitet sind, die aus-


nahmslos an Pulver, Feuer, Dynamit, Explosionen, Bomben, Granaten, unter-


irdische Minen erinnern? Der brennende Busch, die Kriegswagen der Ägypter,


die umgestürzt, deren Räder abgerissen wurden; der Fels, der durch einen


Schlag gesprengt; die Rotte Korah, die von der berstenden Erde verschlungen


wird; die Mauern Jerichos, die auf ein gegebenes Zeichen einstürzen usw. usw.


Ob Moses der Erfinder des Pulvers ist oder ob er diese Kunst am Hofe


Pharaos kennen gelernt, sagt die Bibel nicht. Möglich ist, daß die ägyptischen


Priester das Pulver nur zu Feuerwerkszwecken zu benutzen wußten (wie die


Chinesen, die das Pulver seit Jahrtausenden kannten, es aber nur zum


Feuerwerk benutzten), und daß Moses als erster auch die Sprengkraft des


Pulvers entdeckte und auszunutzen wußte. Möglich ist es auch, daß Jethro, der


Schwiegervater Moses’, ein in der Wüste lebender ägyptischer Priester, das


Pulver entdeckte. Jethro nahm den lebhaftesten Anteil an den Bestrebungen 


seines Schwiegersohnes, wie der nachherige Besuch in der Wüste, wie auch die


Ratschläge, die er Moses dort gab, deutlich beweisen. Jethro kannte auch das


Wüstengebiet (sein Sohn diente Moses als Führer), und möglich ist es, daß er


Moses die Stellen zeigte, wo Schwefel und Salpeter, das in den Wüsten als


Bodenausschwitzung gefunden wird, zu finden waren. Die Annahme hat vieles


für sich, daß Moses nur die Pläne Jethros ausgeführt hat und daß die Szene mit


dem brennenden Busch als die (das skeptische Auge Moses’ nicht ganz befrie-


digende) Generalprobe des von Jethro ausgearbeiteten Planes anzusehen ist.


Der Plan war der: Moses sollte sich in den Garten Pharaos schleichen und durch


ein Feuerwerk (der brennende Busch) die Aufmerksamkeit Pharaos auf sich 


lenken. Dann sollte Moses, hinter der Feuersäule versteckt, dem vorsichtig 


herankommenden Pharao alle die Worte sagen, die in der Bibel zu lesen sind.
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Durch solches Gaukelspiel sollte zuerst Pharao und dann das jüdische Volk


zum Gehorsam gezwungen werden, um Moses die Ausführung seines ge-


waltigen, fast tollkühnen Planes zu ermöglichen, und bei diesem Gaukelspiel


sollte die neuentdeckte Sprengkraft des Pulvers (das Feuer Gottes) treffliche


Dienste leisten.
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Der biblische Bericht.


Wir bringen hier zunächst aus dem 2. Buch Mose die Kapitel 3 und 4, um zu 
zeigen, mit welchen Mitteln Moses überhaupt zu seinem Ziele zu gelangen hoffte.


[2. Buch Mose, Kap. 3.


2. Und der Engel des Herrn erschien ihm in einer feurigen Flamme aus dem Busch. Und er sah, 
daß der Busch mit Feuer brannte und ward doch nicht verzehret;


3. und sprach: Ich will dahin und beschauen dies große Gesicht, warum der Busch nicht verbrennet.
4. Da aber der Herr sah, daß er hinging, zu sehen, rief ihm Gott aus dem Busch und sprach: Mose,


Mose! Er antwortete: Hie bin ich!
5. Er sprach: Tritt nicht herzu, zeuch deine Schuhe aus von deinen Füßen; denn der Ort, darauf du


stehest, ist ein heilig Land.


Kapitel 4.


1. Mose antwortete und sprach: Siehe, sie werden mir nicht glauben, noch meine Stimme hören,
sondern  werden sagen: Der Herr ist dir nicht erschienen.


2. Der Herr sprach zu ihm: Was ist’s, das du in deiner Hand hast? Er sprach: Ein Stab.
3. Er sprach: Wirf ihn von dir auf die Erde! Und er warf ihn von sich; da ward er zur Schlange, und


Mose floh vor ihr.
4. Aber der Herr sprach zu ihm: Strecke deine Hand aus und erhasche sie bei dem Schwanz. Da


streckte er seine Hand aus und hielt sie, und sie ward zum Stabe in seiner Hand.
5. Darum werden sie glauben, daß dir erschienen sei der Herr, der Gott ihrer Väter, der Gott


Abrahams, der Gott Isaaks, der Gott Jakobs.
6. Und der Herr sprach weiter zu ihm: Stecke deine Hand in deinen Busen! Und er steckte sie in 


seinen Busen und zog sie heraus; siehe, da war sie aussätzig wie Schnee.
7. Und er sprach: Tue sie wieder in deinen Busen! Und er tat sie wieder in den Busen und zog sie


heraus; siehe, da ward sie wieder wie sein ander Fleisch.
8. Wenn sie dir nun nicht werden glauben, noch deine Stimme hören bei einem Zeichen, so werden


sie doch glauben deiner Stimme bei einem andern Zeichen.
9. Wenn sie aber diesen zwei Zeichen nicht glauben werden, noch deine Stimme hören, so nimm


des Wassers aus dem Strom und geuß es auf das trockne Land, so wird dasselbe Wasser, das du aus
dem Strom genommen hast, Blut werden auf dem trocknen Land.


10. Mose aber sprach zu dem Herrn: Ach, mein Herr, ich bin je und je nicht wohl beredt gewesen,
auch nicht seit der Zeit, da du mit deinem Knecht geredet hast; denn ich habe eine schwere Sprache
und eine schwere Zunge.


11. Der Herr sprach zu ihm: Wer hat dem Menschen den Mund geschaffen? Oder wer hat den
Stummen oder Tauben oder Sehenden oder Blinden gemacht? Hab’ ich’s nicht getan, der Herr?


12. So gehe nun hin: Ich will mit deinem Mund sein und dich lehren, was du sagen sollst.
21. Und der Herr sprach zu Mose: Siehe zu, wenn du wieder nach Ägypten kommst, daß du alle die


Wunder tust vor Pharao, die ich dir in deine Hand gegeben habe. Ich aber will sein Herz verstocken,
daß er das Volk nicht lassen wird.]


Es wird hier ganz klar ausgesprochen, daß Moses durch Gauklerkunst auf
Pharao Einfluß zu gewinnen suchte. Und wenn er hier am Hofe vor gebildeten
Menschen mit seinen Künsten Eindruck zu machen hoffte – wie viel mehr mußte er
sich von den gleichen Mitteln gegenüber dem ungebildeten, abergläubischen Volke
versprechen! Besaß Moses das Geheimnis der Pulvererzeugung, so wird er es
auch bestimmt für seine Zwecke gebraucht haben. Das ist es, was aus den beiden
Kapiteln 3 und 4 hervorgeht. Sonst sagen uns diese Kapitel vorläufig weiter nichts
über das Geheimnis, als daß Moses ein besonderes Präparat seines Pulvers als
Bengalisches Feuer (der brennende Busch, der nicht verbrennt) zu verwenden
wußte. Diese Szene mit dem brennenden Busch muß als die Generalprobe des
vor Pharao auszuführenden Schauspiels angesehen werden. Jethro hinter dem
Busch (bengalischen Feuer) stellt Gott dar – Moses den Pharao.
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Die erste Bekanntschaft mit dem Feuer Gottes, d. h. mit dem Pulver, machen


wir im 14. Kapitel desselben Buches. Die Juden sind ausgezogen und werden


von Pharao verfolgt. Dem verzagenden Volke spricht Moses Mut zu, indem er


ihnen ein Wunder verspricht (Kap. 14, Satz 13, 14, 18).


[2. Buch Mose, Kap. 14.


13. Mose sprach zum Volk: Fürchtet euch nicht, stehet fest und sehet zu, was für ein Heil der Herr


heute an euch tun wird. Denn diese Ägypter, die ihr heute sehet, werdet ihr nimmermehr sehen ewig-


lich.


14. Der Herr wird für euch streiten und ihr werdet still sein.


18. Und die Ägypter sollen’s inne werden, daß Ich der Herr bin, wenn Ich Ehre eingelegt habe an


Pharao und an seinen Wagen und Reitern.]


Moses hat eine Verteidigungsstelle in einer von der Flut bestrichenen Furt ein-


genommen und sich für den Empfang der Ägypter trefflich vorbereitet. Er läßt


seinen Vertrauensmann (Engel Gottes), der mit dem Pulvermagazin voraus-


schreitet, rückwärts beordern und stellt ihn zwischen dem flüchtenden Volke und


den nachdrängenden Ägyptern und verblüfft die Ägypter durch bengalische


Feuer.(Vergl. Satz 19 und 20.)


[19. Da erhub sich der Engel Gottes, der vor dem Heer Israels herzog, und machte sich hinter sie;


und die Wolkensäule machte sich auch von ihrem Angesicht und trat hinter sie,


20. und kam zwischen das Heer der Ägypter und das Heer Israels. Es war aber eine finstere


Wolke und erleuchtete die Nacht, daß sie die ganze Nacht, diese und jene, nicht zusammenkommen


konnten.]
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Die durch den Ostwind verstärkte Ebbe gestattet den Juden in der


Zwischenzeit den Übergang. (Vergl. Satz 21, 22, 23.)


[21. Da nun Mose seine Hand reckte über das Meer, ließ es der Herr hinwegfahren durch einen


starken Ostwind die ganze Nacht, und machte das Meer trocken; und die Wasser teileten sich


voneinander.


22. Und die Kinder Israels gingen hinein, mitten ins Meer auf dem Trocknen; und das Wasser war


ihnen für Mauern zur Rechten und zur Linken.


23. Und die Ägypter folgeten und gingen hinein, ihnen nach, alle Rosse Pharaos und Wagen und


Reiter, mitten ins Meer.]


In der Zwischenzeit hat Moses den Paß oder die Furt mit Minen versehen, die


unter den Rädern der vordrängenden ägyptischen Kriegswagen explodieren und


große Unordnung (man kann sich das lebhaft vorstellen!) im ägyptischen Heere


anrichten. Sie ergreifen vor der ihnen unbekannten Erscheinung die Flucht und


werden von der inzwischen eingetretenen Flut überrascht. (Vergl. Satz 24 bis 28.)


[24. Als nun die Morgenwache kam, schaute der Herr auf der Ägypter Heer aus der Feuersäule


und Wolke, und machte ein Schrecken in ihrem Heer.


25. Und stieß die Räder von ihren Wagen und stürzte sie mit Ungestüm. Da sprachen die Ägypter:


Lasset uns fliehen von Israel; der Herr streitet für sie wider die Ägypter.


26. Aber der Herr sprach zu Mose: Recke deine Hand über das Meer, daß das Wasser wieder 


herfalle über die Ägypter, über ihre Wagen und Reiter.


27. Da reckte Mose seine Hand aus über das Meer, und das Meer kam wieder vor morgens in 


seinen Strom, und die Ägypter flohen ihm entgegen. Also stürzte sie der Herr mitten ins Meer,


28. daß das Wasser wiederkam, und bedeckte Wagen und Reiter; und alle Macht des Pharao, 


die ihnen nachgefolget, waren ins Meer, daß nicht einer aus ihnen überblieb.]


Nun geht’s weiter hinein in die Wüste, als Wegweiser der „Engel Gottes“, die


Wolkensäule. Das Volk dürstet. Moses ist mit etlichen Vertrauensmännern vor-


ausgegangen, um passende Stellen auszusuchen, wo man nach Wasser graben


konnte. Eine solche wurde gefunden, sie war aber mit Felsblöcken bedeckt. 


Wie nun die Felsen schnell entfernen? Konnte da dasselbe „Feuer Gottes“, das


schon die Räder von den ägyptischen Kriegswagen abriß und die Wagen selbst


mit Ungestüm umwarf, nicht auch diese Felsen fortschleudern, den Zugang zum


Wasser öffnen? (Vergl. Kap. 17, S. 3 bis 6.)


[2. Buch Mose, Kap. 17.


3. Da aber das Volk daselbst dürstete nach Wasser, murrten sie wider Mose und sprachen: 


Warum hast du uns lassen aus Ägypten ziehen, daß du uns, unsere Kinder und Vieh Durstes sterben


ließest?


4. Mose schrie zum Herrn und sprach: Wie soll ich mit dem Volke tun? Es fehlet nicht weit, sie 


werden mich noch steinigen.


5. Der Herr sprach zu ihm: Gehe hin vor dem Volk und nimm etliche Älteste von Israel mit dir, und


nimm deinen Stab in deine Hand, damit du den Strom schlagest, und gehe hin.


6. Siehe, ich will daselbst stehen vor dir auf einem Fels in Horeb; da sollst du den Fels schlagen,


so wird Wasser herauslaufen, daß das Volk trinke. Mose trat also vor den Ältesten von Israel.]


*      *      *
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Hier, in der Wüste, erhielt auch Moses den Besuch seines Schwähers Jethro,


des ägyptischen Priesters. Dieser läßt sich von Moses Bericht erstatten über den


Erfolg seiner Tätigkeit. Und Jethro freute sich.


Es ist wahrscheinlich auch Jethro gewesen, der Moses von der Notwendigkeit


überzeugte, dem Volke strenge Sittengesetze zu geben. Aber wie hätte Moses


dem in der ägyptischen Sklaverei total versumpften Volke mit Strenge gegen-


übertreten können? Die Notwendigkeit einer strengen Zucht sah diese blöde


Masse nicht ein, und ohne genügende Machtmittel predigte er tauben Ohren.


Also mußte Gott helfen; seinen Sittengesetzen mußte eine göttliche Herkunft


gegeben werden. Für die Anwendung der rohen Gewalt fehlte es Moses an


Autorität, und außerdem wußte ja der ägyptische Priester, wußte Jethro, daß die


priesterliche Kunst, daß Hokus-Pokus über ein stupides Volk mehr vermag, als


Polizei, als Gewalt.


Großartig, wie der Gedanke ist, ebenso großartig, theatralisch prächtig sollte


seine Ausführung sein.


Die Grundgesetze der Moral, die zehn Gebote (wahrscheinlich von Jethro 


redigiert), sollten als ewige Gesetze auf ewiges Material, d. i. auf Stein, einge-


schnitten werden, und Gott selbst mußte vom Himmel steigen und vor allem


Volke Moses die Gesetztafeln aushändigen. Für ein so außergewöhnliches


Unternehmen waren außergewöhnliche Vorbereitungen nötig. Von diesen


Vorbereitungen durfte das Volk nichts erfahren, und das Betreten des Berges, 


wo Gott erscheinen sollte, mußte streng verboten werden. Der Berg wurde ein-


gehegt und den Unbefugten, die das Gehege durchbrechen würden, der Tod


angedroht. Erst auf ein bestimmtes Zeichen, „wenn es lange tönen wird“, sollte


das Volk zugelassen werden. (Vergl. Kap. 19, S. 9 bis 13.)


[2. Buch Mose, Kap. 19.


9. Und der Herr sprach zu Mose: Siehe, ich will zu dir kommen in einer dicken Wolke, auf daß dies


Volk es höre, wenn ich mit dir rede, und glaube dir ewiglich. Und Mose verkündigte dem Herrn die


Rede des Volkes.


10. Und der Herr sprach zu Mose: Gehe hin zum Volk und heilige sie heute und morgen, daß sie


ihre Kleider waschen


[11. und bereit seien auf den dritten Tag; denn am dritten Tag wird der Herr vor allem Volk herab-


fahren auf den Berg Sinai.


12. Und mache dem Volk ein Gehege umher und sprich zu ihnen: Hütet euch, daß ihr nicht auf den


Berg steiget, noch sein Ende anrühret; denn wer den Berg anrühret, soll des Todes sterben.


13. Keine Hand soll ihn anrühren, sondern er soll gesteinigt oder mit Geschoß erschossen werden;


es sei ein Tier oder Mensch, so soll er nicht leben. Wenn es aber lange tönen wird, dann sollen sie


an den Berg gehen.]
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Das Schauspiel war eine Wiederholung der Szene mit dem brennenden Busch, in der
Hauptsache Feuerwerk und Rauch, dazu Böllerschüsse. Drei Tage brauchten Moses und
Jethro zu den Vorbereitungen. Wie nun alles für die Zulassung des Volkes fertig war, stieg
Moses hinab zum Volke, Jethro, der den zur Erde niedersteigenden Gott darstellen sollte,
allein auf dem Berge zurücklassend. Durch einen Böller- oder Minenschuß gab Jethro das
Zeichen zum Beginn der Feierlichkeiten.


Irgendeine weitere Erklärung ist hier überflüssig. Die ganze Szene wird uns hier so 
plastisch vor Augen geführt, wie wenn wir dieselbe direkt miterlebten. Es wäre nicht 
möglich, treffendere Ausdrücke für die Beschreibung eines Feuerwerks zu finden, wie in
den Sätzen 10 und 17 des Kap. 24. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 19, S. 14 bis 25; Kap. 20, 


S. 18 bis 22; Kap. 24, S. 1 bis 18.)


[2. Buch Mose, Kap. 19.


14. Mose stieg vom Berge zum Volk, und heiligte sie, und sie wuschen ihre Kleider.


15. Und er sprach zu ihnen: Seid bereit auf den dritten Tag, und keiner nahe sich dem Berge.


16. Als nun der dritte Tag kam und Morgen war, da hub sich ein Donner und Blitzen und eine dicke
Wolke auf dem Berge und ein Ton einer sehr starken Posaune; das ganze Volk aber, das im Lager war,
erschrak.


17. Und Mose führte das Volk aus dem Lager Gott entgegen, und sie traten unten an den Berg.


18. Der ganze Berg Sinai aber rauchte, darum, daß der Herr herab auf den Berg fuhr mit Feuer; und
sein Rauch ging auf wie ein Rauch vom Ofen, daß der ganze Berg sehr bebete.


19. Und der Posaune Ton ward immer stärker. Mose redete, und Gott antwortete ihm laut.


20. Als nun der Herr herniedergekommen war auf den Berg Sinai, oben auf seine Spitze, forderte er
Mose oben auf die Spitze des Berges, und Mose stieg hinauf.


21. Da sprach der Herr zu ihm: Steig’ hinab und bezeuge dem Volk, daß sie nicht durchbrechen zum
Herrn, ihn zu sehen, und viele aus ihnen fallen.


22. Dazu die Priester, die zum Herrn nahen, sollen sich heiligen, daß sie der Herr nicht zer-
schmettere.


23. Mose aber sprach zum Herrn: Das Volk kann nicht auf den Berg Sinai steigen, denn Du hast uns
bezeuget und gesagt: Mache ein Gehege um den Berg und heilige ihn.


24. Und der Herr sprach zu ihm: Gehe hin, steige hinab! Du und Aaron mit dir sollt heraufsteigen;
aber die Priester und das Volk sollen nicht durchbrechen, daß sie hinaufsteigen zu dem Herrn, daß er
sie nicht zerschmettere.


25. Und Mose stieg herunter zum Volk und sagte es ihnen. 


2. Buch Mose, Kap. 20.


18. Und alles Volk sah den Donner und Blitz, und hörte den Ton der Posaune und sah den Berg
rauchen. Da sie aber solches sahen, flohen sie und traten von ferne.


21. Also trat das Volk von ferne; aber Mose machte sich hinzu ins Dunkel, da Gott innen war.


22. Und der Herr sprach zu ihm: Also sollst du den Kindern Israel sagen: Ihr habt gesehen, daß ich
mit euch vom Himmel geredet habe. 


2. Buch Mose, Kap. 24.


1. Und zu Mose sprach er: Steig’ herauf zum Herrn, du und Aaron, Nadab und Abihu und siebenzig
von den Ältesten Israels, und betet an von ferne.


2. Aber Mose allein nahe sich zum Herrn, und lasse jene sich nicht herzu nahen, und das Volk
komme auch nicht mit ihm herauf.


10. Und sahen den Gott Israels. Unter seinen Füßen war es wie ein schöner Saphir und wie die
Gestalt des Himmels, wenn’s klar ist.


17. Und das Aussehen der Herrlichkeit des Herrn war wie ein verzehrend Feuer auf der Spitze des
Berges vor den Kindern Israel.


18. Und Mose ging mitten in die Wolke und stieg auf den Berg und blieb auf dem Berge vierzig Tage
und vierzig Nächte.]
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Nach Beendigung der Vorstellung blieb Moses merkwürdigerweise 40 Tage auf


dem Berg, ohne sich zu zeigen. Man könnte annehmen, daß er die Zeit benutzte,


um die Gesetztafeln zu beschreiben. Aber dagegen spricht der Umstand, daß die


Feierlichkeiten gut vorbereitet werden mußten, und zu diesen Vorbereitungen


gehörte selbstverständlich, daß auch die Gesetz-tafeln bereitgestellt waren, um


sie sofort dem Volke zeigen zu können, nachdem „Gott herniedergestiegen“ war.


Wahrscheinlicher klingt die Erklärung, daß Moses die 40 Tage brauchte, um die


Brandwunden zu heilen, die er bei dem Feuerwerk davongetragen hatte. Wenn


noch nach vierzig Tagen sein Gesicht so schrecklich anzusehen war, daß sich


das Volk vor ihm fürchtete, so muß es sich wohl um eine schwere Verletzung


gehandelt haben. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap.34, S. 29-35.)


[2. Buch Mose, Kap. 34.


29. Da nun Mose vom Berge Sinai ging, hatte er die zwo Tafeln des Zeugnisses in seiner Hand,


und wußte nicht, daß die Haut seines Angesichts glänzte davon, daß er mit Gott geredet hatte.


30. Und da Aaron und alle Kinder Israel sahen, daß die Haut seines Angesichts glänzte, fürchteten


sie sich, ihm zu nahen.


31. Da rief ihnen Mose, und sie wand ten sich zu ihm beide, Aaron und alle Obersten der


Gemeinde; und er redete mit ihnen.


32. Darnach naheten alle Kinder Israel zu ihm. Und er gebot ihnen alles, was der Herr mit ihm


geredet hatte auf dem Berge Sinai.


33. Und da er solches mit ihnen geredet hatte, legte er eine Decke auf sein Angesicht.


34. Und wenn er hineinging vor den Herrn, mit ihm zu reden, tat er die Decke ab, bis er wieder


herausging. Und wenn er herauskam und redete mit den Kindern Israel, was ihm geboten war,


35. so sahen dann die Kinder Israel sein Angesicht nicht, daß die Haut seines Angesichts glänzte;


so tat er die Decke wieder auf sein Angesicht, bis er wieder hineinging, mit ihm zu reden.]
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Vielleicht ist bei der Gelegenheit auch Jethro verunglückt, denn in der Folge


hört man nichts mehr von ihm. Und das ist um so merkwürdiger, als Jethro doch


bei all diesen Veranstaltungen der eigentliche Anstifter gewesen zu sein scheint,


und sich ganz vorzüglich mit seinem Schwiegersohn vertrug.


Im übrigen konnte Moses mit dem Erfolge zufrieden sein. Der Eindruck, den


das Blitzen und Donnern der Böller (Posaunen), das Beben der Erde, das 


bengalische Feuer auf das Volk gemacht hatte, muß ein recht großer gewesen


sein, und Moses nimmt sich vor, auf der betretenen Bahn fortzuschreiten und


das Pulver weiter für seine Zwecke zu verwerten.


Er beschließt nun, die Pulverfabrikation im Großen zu betreiben, diese aber


zugleich geheim zu halten. Eine recht schwierige Aufgabe in einem Zeltlager.


Jedoch mit Hokus-Pokus läßt sich auch diese Aufgabe lösen. Indem er das


Laboratorium, dem ständig eine dicke Rauchwolke entstieg, als den Ort be-


zeichnete, wo Gott zu ihm sprach, und diesen Ort für heilig erklärte, war es ihm


leicht, die Neugierigen davon fernzuhalten. Außerdem sorgte ein Wachtposten


(Josua, der Sohn Nuns) und ein eisernes Gitter dafür, daß sich niemand nahte.
(Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 33, S. 9, 10, 11; Kap. 27, S. 4 u. 5.)


[2. Buch Mose, Kap. 33.


9. Und wenn Mose in die Hütte kam, so kam die Wolkensäule hernieder, und stund in der Hütte


Tür, und redete mit Mose.


10. Und alles Volk sah die Wolkensäule in der Hütte Tür stehen, und stunden auf und neigten sich,


ein jeglicher in seiner Hütte Tür.


11. Der Herr aber redete mit Mose von Angesicht zu Angesicht, wie ein Mann mit seinem Freunde


redet. Und wenn er wiederkehrte zum Lager, so wich sein Diener Josua, der Sohn Nuns, der


Jüngling, nicht aus der Hütte.


2. Buch Mose, Kap. 27.


4. Du sollst auch ein ehern Gitter machen wie ein Netz und vier eherne Ringe an seine vier Enden.


5. Du sollst’s aber von unten auf um den Altar machen, daß das Gitter reiche bis mitten an den


Altar.]


Für die Herstellung des Laboratoriums wurde Bezoleil berufen. Diese


Werkstätte war 5 Ellen breit und lang und drei Ellen hoch, also von der Größe


eines mittleren Zimmers.


Vier an den Ecken aufgestellte eiserne Mörser (mit Erz überzogene Hörner)


ähnlich wie wir sie im Kriege bis in die


29







neueste Zeit benutzten, sorgten für die äußere Sicherheit, und als Geräte für
die Fabrik dienten Aschentöpfe, Schaufeln, Becken, Kohlenpfannen, alles aus
Eisen.


Hier, in diesem Laboratorium, wurde nun fleißig gearbeitet. Tag und Nacht 
entstieg demselben dicker Qualm, manchmal so arg, daß Moses nicht hinein-
konnte. Beklagten sich die Nachbarn über den abscheulichen Gestank, so sagte
er: Gott wäre dieser Geruch ein lieblicher. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 27, S. 1, 2, 3; Kap.


40, S. 34 bis 38;3. Buch Mose, 6 bis 9.)


[2. Buch Mose, Kap. 27.


1. Und sollst einen Altar machen von Akazienholz, fünf Ellen lang und breit, daß er gleich viereckig


sei, und d rei Ellen hoch.


2. Hörner sollst du auf seinen vier Ecken machen, und sollst ihn mit Erz überziehen.


3. Mache auch Aschentöpfe, Schaufeln, Becken, Gabeln, Kohlpfannen; all sein Geräte sollst du


von Erz machen.


2. Buch Mose, Kap. 40.


34. Da bedeckte die Wolke die Hütte des Stifts, und die Herrlichkeit des Herrn füllte die Wohnung.


35. Und Mose konnte nicht in die Hütte des Stifts gehen, weil die Wolke darauf blieb und die


Herrlichkeit des Herrn die Wohnung füllte.


36. Und wenn die Wolke sich aufhub von der Wohnung, so zogen die Kinder Israel, so lange sie


reiseten.


37. Wenn sich aber die Wolke nicht aufhub, so zogen sie nicht bis an den Tag, da sie sich aufhub.


38. Denn die Wolke des Herrn war des Tages auf der Wohnung, und des Nachts war sie feurig vor


den Augen des ganzen Hauses Israel, so lange sie reiseten.]


Wie und womit der Sprengstoff gewonnen wurde, habe ich zu Anfang erwähnt.


Alle Tiere mußten vor dem Altar geschlachtet werden, und alles Blut wurde auf


der Salpeterplantage vor dem Altar ausgestreut. Moses sorgt durch strenge


Gesetze dafür, daß ihm auch wirklich alles Blut der Schlachttiere ausgeliefert


wird. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 29, S. 12 bis 22.)


[2. Buch Mose, Kap. 29.


12. Und sollst seines Bluts nehmen und auf des Altars Hörner tun mit deinem Finger, und alles


andere Blut an des Altars Boden schütten.


13. Und sollst alles Fett nehmen am Eingeweide und das Netz über der Leber und die zwo Nieren


mit dem Fett, das darüber liegt, und sollst es auf dem Altar anzünden.


16. Dann sollst du ihn schlachten und seines Bluts nehmen und auf den Altar sprengen rings


herum,


[20. und sollst ihn schlachten und seines Bluts nehmen und Aaron und seinen Söhnen auf den


rechten Ohrknorpel tun und auf den Daumen ihrer rechten Hand und auf den großen Zehen ihres


rechten Fußes; und sollst das Blut auf den Altar sprengen rings herum.


22. Darnach sollst du nehmen das Fett von dem Widder, den Schwanz und das Fett am


Eingeweide, das Netz über der Leber und die zwo Nieren mit dem Fett drüber und die rechte


Schulter (denn es ist ein Widder der Füllung).]


Da bei der Herstellung des Pulvers die Empirie allein Lehrer war, so ist anzu-


nehmen, daß auch Stoffe im Laboratorium verarbeitet wurden, die nicht absolut


zum Sprengstoff nötig sind. Hier ist das Rezept, welches Moses angibt. Wahr
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scheinlich handelt es sich aber hier nur um einen Anstrich oder Rostschutzmittel


für die Geräte und um eine Salbe für Brandwunden. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 30, S.


22 bis 38).


[2. Buch Mose, Kap. 30.


22. Und der Herr redete mit Mose und sprach:


23. Nimm zu dir die beste Spezerei: die edelste Myrrhe, fünfhundert Lot, und Zimmet, die Hälfte so


viel, zweihundertundfünfzig, und Kalmus, auch zweihundertundfünfzig.


24. und Kassia, fünfhundert, nach dem Lot des Heiligtums, und Öl vom Ölbaum ein Hin.


25. Und mache ein heiliges Salböl nach der Kunst des Salbenbereiters.


26. Und sollst damit salben die Hütte des Stifts und die Lade des Zeugnisses,


27. den Tisch mit all seinem Geräte, den Leuchter mit seinem Geräte, den Räucheraltar,


28. den Brandopferaltar mit all seinem Geräte und das Handfaß mit seinem Fuß.


29. Und sollst sie also weihen, daß sie allerheiligst seien; denn wer sie anrühren will, der soll


geweihet sein.


30. Aaron und seine Söhne sollst du auch salben und sie mir zu Priestern  wei hen.


31. Und sollst mit den Kindern Israel reden und sprechen: Dies Öl soll mir eine heilige Salbe sein


bei euren Nachkommen.


32. Auf Menschenleib soll’s nicht gegossen werden, sollst auch seinesgleichen nicht machen; denn


es ist heilig, darum soll’s euch heilig sein.


33. Wer ein solches macht oder einem anderen davon gibt, der soll von seinem Volk ausgerottet


werden.


34. Und der Herr sprach zu Mose: Nimm zu dir Spezerei: Balsam, Stakte, Galban und reinen


Weihrauch, eines so viel als des andern,


35. und mache Räuchwerk draus, nach der Kunst des Salbenbereiters gemengt, daß es rein und


heilig sei.


36. Und sollst es zu Pulver stoßen, und sollst desselben tun vor das Zeugnis in der Hütte des


Stifts, von dannen ich mich dir bezeugen werde. Das soll euch ein Allerheiligstes sein.


37. Und desgleichen Räuchwerk sollt ihr euch nicht machen, sondern es soll dir heilig sein dem


Herrn.


38. Wer ein solches machen wird, daß er damit räuchere, der wird ausgerottet werden von seinem


Volk.]


Jedoch wer weiß: die Herstellung eines Pulvers nach obigem Rezept und


Apothekerkunst würde vielleicht ein sogar nach heutigen Begriffen nicht übles


Sprengmittel geben, und es würde vielleicht einige Versuche lohnen. Harze, 


Öl, Blut, Sal-   Salpeter
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peter, Kohle, Pottasche, zu Pulver gestoßen. Vielleicht arbeitete Berthold
Schwarz nach diesem Rezept, als er in die Luft flog.


Ich denke, daß das Fett, das ja auch so gut brennt, sowie das Blut im
Laboratorium eine besondere Bearbeitung (neben der Salpeterplantage) erfuhr
und daß er sich nie genug von diesen Stoffen verschaffen konnte; denn eifer-
süchtig sorgt Moses dafür, daß ihm auch wirklich alles Fett und Blut abgeliefert
werde; ebenso die Asche, aus der das zur Pulverfabrikation nötige Kali
(Pottasche) gewonnen wird. (Vergl. 3. Buch Mose, Kap. 3, S. 16, 17; Kap. 6, S. 11.)


[3. Buch Mose, Kap. 3.


16. Und der Priester soll’s anzünden auf dem Altar zur Speise des Feuers zum süßen Geruch.


Alles Fett ist des Herrn.


17. Das sei eine ewige Sitte bei euren Nachkommen in allen euren Wohnungen, daß ihr kein Fett


noch Blut esset.


3. Buch Mose, Kap. 6.


11. Und soll die Asche aufheben, die das Feuer des Brandopfers auf dem Altar gemacht hat und


soll sie neben den Altar schütten.


Unzählige Male wiederholt Moses, daß alles Fett und Blut dem „Herrn“ zu 
bringen sei. Beim Verdampfen des Fettes und des Blutes in den Kesseln des
Laboratoriums entwickelt sich die Rauchwolke, „aus der der Herr mit Moses
spricht“, so oft und so lange dieser im Laboratorium weilt. Vielleicht haben die
wohlriechenden Harze, die Moses verwendet, nur den Zweck, den greulichen
Gestank, der dem Laboratorium entsteigt, zu mildern oder zu verdecken. Auf alle
Fälle aber war es eine schmutzige und rußige Arbeit, denn Moses sorgt für eine
Waschgelegenheit innerhalb des Laboratoriums. Es wäre verdächtig gewesen,
wenn er und seine Gesellen die Fabrik immer mit rußigen Händen verlassen 
hätten. Auch sollten die Gesellen Werkstattkleidung tragen. (Vergl. 2. Buch Mose, 


Kap. 30, S. 18 bis 19.) (Vergl. 3. Buch Mose, Kap. 6.)


[2. Buch Mose, Kap. 30.


18. Du sollst auch ein ehern Handfaß machen mit einem ehernen Fuß, zu waschen, und sollst es


setzen zwischen der Hütte des Stifts und dem Altar, und Wasser drein tun,


19. daß Aaron und seine Söhne ihre Hände und Füße draus waschen.


3. Buch Mose, Kap. 6.


3. Und der Priester soll seinen leinenen Rock anziehen und die leinenen Niederkleider an seinen


Leib.


Die Pulverfabrikation war auf einen siebentägigen ununterbrochenen Betrieb


eingerichtet (vielleicht der Ursprung der siebentägigen Woche). (Vergl. 3. Buch Mose,


Kap. 8, S. 33 bis 36.)


[3. Buch Mose, Kap. 8.


33. Und sollt in sieben Tagen nicht ausgehen von der Tür der Hütte des Stifts bis an den Tag, da
die Tage eures Füllopfers aus sind; denn sieben Tage sind eure Hände gefüllet,


34. wie es an diesem Tage geschehen ist, der Herr hat’s geboten, zu tun, auf daß ihr versöhnet
seiet.


35. Und sollt vor der Tür der Hütte des Stifts Tag und Nacht bleiben sieben Tage lang, und sollt der
Hut des Herrn warten, daß ihr nicht sterbet; denn also ist mir’s geboten.


36. Und Aaron mit seinen Söhnen taten alles, was der Herr geboten hatte durch Mose.]
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Der Brandopferaltar war von der Bundeslade getrennt (um Explosionen zu 


verhüten), und das Fleisch der Opfertiere wurde darauf verbrannt, wahrscheinlich


auch zur Gewinnung einer notwendigen Substanz. Bei besonderen


Feierlichkeiten und um die Opferfreudigkeit des Volkes zu unterhalten, wurde


Feuerwerk auf dem Altar abgebrannt und dieses von dem Laboratorium aus


durch eine Zündschnur unbemerkt in Brand gesetzt, so daß das Volk glauben


sollte, Gott habe das Feuer persönlich angezündet.


Die Pulverfabrikation war – wie auch heute noch – eine äußerst gefährliche,


und nur völlig nüchterne Arbeiter konnten dabei verwendet werden. Aarons


Söhne liebten aber die „starken Getränke“, und in angeheiterter Stimmung 


gingen sie unvorsichtig mit den Sprengstoffen um. Eine Explosion tötete beide.


Da Aaron und seine übriggebliebenen Söhne die Toten nach jüdischer Sitte


beklagen wollten, verbot es ihnen Moses, weil der Fabrikbetrieb keine


Unterbrechung der Arbeit erlaubte. (Vergl. 3. Buch Mose, Kap. 10, S.1 bis 9.)


[3. Buch Mose, Kap. 10.


1. Und die Söhne Aarons, Nadab und Abihu, nahmen ein jeglicher seinen Napf und taten Feuer


drein und legten Räuchwerk drauf, und brachten das fremde Feuer vor den Herrn, das er ihnen nicht


geboten hatte.


2. Da fuhr ein Feuer aus von dem Herrn, und verzehrte sie, daß sie starben vor dem Herrn.


3. Da sprach Mose zu Aaron: Das ist’s, das der Herr gesagt hat: Ich erzeige mich heilig an denen,


die mir nahe sind, und vor allem Volk erweise ich mich herrlich. Und Aaron schwieg still.


3. Buch Mose, Kap. 10.


6. Da sprach Mose zu Aaron und seinen Söhnen, Eleasar und Ithamar: Ihr sollt eure Häupter nicht


blößen, noch eure Kleider zerreißen, daß ihr nicht sterbet, und der Zorn über die ganze Gemeinde


komme. Laßt eure Brüder des ganzen Hauses Israel weinen über diesen Brand, den der Herr getan


hat.


7. Ihr aber sollt nicht ausgehen von der Tür der Hütte des Stifts, ihr möchtet sterben; denn das


Salböl des Herrn ist auf euch. Und sie taten, wie Mose sagte.


8. Der Herr aber redete mit Aaron und sprach:


9. Du und deine Söhne mit dir sollt keinen Wein, noch starke Getränke trinken, wenn ihr in die


Hütte des Stifts gehet, auf daß ihr nicht sterbet. Das sei ein ewiges Recht allen euren Nachkommen.]
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Das Laboratorium war zwar transportfähig (dem Nomadenleben angepaßt), doch
konnte während der Reise nicht gearbeitet werden. Sowie aber ein neues Lager 
bezogen wurde, da entstieg auch schon der Fabrikqualm „der Hütte des Zeugnisses“.
(Vergl. 4. Buch Mose, Kap. 9, S. 15 bis 22.)


[4. Buch Mose, Kap. 9.


15. Und des Tages, da die Wohnung aufgerichtet ward, bedeckte sie eine Wolke auf der Hütte des
Zeugnisses; und des Abends bis an den Morgen war über der Wohnung eine Gestalt des Feuers.


16. Also geschah’s immerdar, daß die Wolke sie bedeckte, und des Nachts die Gestalt des Feuers.


17. Und nachdem sich die Wolke aufhub von der Hütte, so zogen die Kinder Israel; und an welchem
Ort die Wolke blieb, da lagerten sich die Kinder Israel.


18. Nach dem Wort des Herrn zogen die Kinder Israel, und nach seinem Wort lagerten sie sich. So
lange die Wolke auf der Wohnung blieb, so lange lagen sie stille.


19. Und wenn die Wolke viele Tage verzog auf der Wohnung, so warteten die Kinder Israel der Hut
des Herrn und zogen nicht.


20 Und wenn’s war, daß die Wolke auf der Wohnung war etliche Anzahl der Tage, so lagerten sie
sich nach dem Wort des Herrn und zogen nach dem Wort des Herrn.


21. Wenn die Wolke da war vom Abend bis an den Morgen und sich dann erhub, so zogen sie; oder
wenn sie sich des Tags oder des Nachts erhub, so zogen sie auch.


22. Wenn sie aber zween Tage oder einen Monat oder länger auf der Wohnung blieb, so lagen die
Kinder Israel und zogen nicht; und wenn sie sich dann erhub, so zogen sie.]


Moses gebraucht das Pulver als Zuchtmittel gegen aufrührerische Elemente; er läßt
ihre Lager durch das „Feuer Gottes“ vernichten.


Als das Volk ihn mit dem Tode bedroht, verblüfft er es durch Bengalisches
Feuerwerk. „Die Herrlichkeit des Herrn erscheint den Kindern Israels in der Hütte des
Stifts“. (Vergl. 4. Buch Mose, Kap. 14, S. 4 bis 14.)


[4. Buch Mose, Kap. 14.


4. Und einer sprach zu dem andern: Lasset uns einen Hauptmann aufwerfen und wieder in Ägypten
ziehen.


5. Mose aber und Aaron fielen auf ihr Angesicht vor der ganzen Versammlung der Gemeinde  der
Kinder Israel.


6. Und Josua, der Sohn Nuns, und Caleb, der Sohn Jephunne’s, die auch das Land erkundet hatten,
zerrissen ihre Kleider;


7. Und sprachen zu der ganzen Gemeine der Kinder Israel: Das Land, das wir durchgewandelt
haben zu erkunden, ist sehr gut.


8. Wenn der Herr uns gnädig ist, so wird er uns in dasselbe Land bringen und uns geben, das ein
Land ist, da Milch und Honig innen fließet.


9. Fallet nicht ab vom Herrn und fürchtet euch vor dem Volk dieses Landes nicht; denn wir wollen sie
wie Brot fressen. Es ist ihr Schutz von ihnen gewichen; der Herr aber ist mit uns, fürchtet euch nicht vor
ihnen.


10. Da sprach das ganze Volk, man sollte sie steinigen. Da erschien die Herrlichkeit des Herrn in der
Hütte des Stifts allen Kindern Israel.


11. Und der Herr sprach zu Mose: Wie lange lästert mich das Volk? Und wie lange wollen sie nicht an
mich glauben durch allerlei Zeichen, die ich unter ihnen getan habe?


12. So will ich sie mit Pestilenz schlagen und vertilgen, und dich zum größeren und mächtigeren Volk
machen, denn dies ist.


13. Mose aber sprach zu dem Herrn: So werden es die Ägypter hören; denn du hast dies Volk mit
deiner Kraft mitten aus ihnen geführet.


14. Und man wi rd sagen zu den Einwohnern dieses Landes, die da gehöret haben, daß Du, Herr,
unter diesem Volk seiest, daß Du von Angesicht gesehen werdest, und deine Wolke stehe über ihnen,
und Du, Herr, gehest vor ihnen her in der Wolkensäule des Tages und Feuersäule des Nachts.]
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Den Aufrührer Korah, der die Fleischtöpfe Ägyptens nicht vergessen kann, 


und der das Volk zur Rückkehr bestimmen will, lockt Moses auf eine vorher


bereitete Mine und sprengt ihn und seinen ganzen Anhang in die Luft. Dem


schaulustigen Publikum verspricht er eine interessante, neuartige Exekution der


Staatsverbrecher: Der Herr wird etwas „Neues“ schaffen!


Den 250 Männern, die das „Feuer des Herrn“ fraß, legt er statt Räuchwerk


Pulver in die Pfannen.


Um das Laboratorium besser gegen Steinwürfe und dergl. des aufsässigen


Volkes zu schützen, läßt Moses die 250 Pfannen zu breiten Blechen schlagen


und panzert damit das Laboratorium. (Vergl. 4. Buch Mose, Kap. 16.)


[4. Buch Mose, Kap. 16.


27. Und sie gingen hinweg von der Wohnung Korahs, Dathans und Abirams. Dathan aber und


Abiram gingen heraus und traten an die Tür ihrer Hütten mit ihren Weibern und Söhnen und Kindern.


28. Und Mose sprach: Dabei sollt ihr merken, daß mich der Herr gesandt hat, daß ich alle diese


Werke täte, und nicht aus meinem Herzen:


29. Werden sie sterben, wie alle Menschen sterben, oder heimgesucht, wie alle Menschen 


heimsucht werden, so hat mich der Herr nicht gesandt.


30. Wird aber der Herr etwas Neues schaffen, daß die Erde ihren Mund auftut und verschlinget 


sie mit allem, das sie haben, daß sie lebendig hinunter in die Hölle fahren, so werdet ihr erkennen,


daß diese Leute den Herrn gelästert haben.


31. Und als er diese Worte hatte alle ausgeredet, zerriß die Erde unter ihnen,


32. und tat ihren Mund auf und verschlang sie mit ihren Häusern, mit allen Menschen, die bei


Korah waren, und mit aller ihrer Habe;


33. und fuhren hinunter lebendig in die Hölle mit allem, das sie hatten, und die Erde deckte sie zu


und kamen um aus der Gemeine.


34. Und ganz Israel, das um sie her war, floh vor ihrem Geschrei; denn sie sprachen: Daß uns die


Erde nicht auch verschlinge!


35. Dazu fuhr das Feuer aus von dem Herrn und fraß zweihundertundfünfzig Männer, die das


Räuchwerk opferten.


36. Und der Herr redete mit Mose und sprach:


37. Sage Eleasar, dem Sohne Aarons, des Priesters, daß er die Pfannen aufhebe aus dem Brande


und streue das Feuer hin und her.


38. Denn die Pfannen solcher Sünder sind geheiliget durch ihre Seele, daß man sie zu breiten


Blechen schlage und den Altar damit behänge; denn sie sind geopfert vor dem Herrn und geheiliget


und sollen den Kindern Israel zum Zeichen sein.


39. Und Eleasar, der Priester, nahm die ehernen Pfannen, die die Verbrannten geopfert hatten, und


schlug sie zu Blechen, den Altar zu behängen;


40. Zum Gedächtnis der Kinder Israel, daß nicht jemand Fremdes sich herzu mache, der nicht ist


des Samens Aarons, zu opfern Räuchwerk vor dem Herrn, auf daß es ihm nicht gehe wie Korah und


seiner Rotte, wie der Herr ihm geredet hatte durch Mose.]
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Moses wird in seiner Werkstatt von den Aufrührern belagert. Er bombardiert


das Lager; wahrscheinlich mit den vier eisernen Hörnern (Mörsern). Das Feuer


ging aus vom Herrn! Jeder, der sich der Hütte nähert, wird rücksichtslos 


erschossen. Im Ganzen tötet das Bombardement (die Plage) 14 700 Personen,


ohne diejenigen, die mit Korah in die Luft gesprengt wurden. (Vergl. 2. Buch Mose,


Kap. 16, S. 41 bis 50; Kap. 17, S. 12 bis 13.)


[2. Buch Mose, Kap. 16.


41. Des andern Morgens aber murrete die ganze Gemeine der Kinder Israel wider Mose und


Aaron, und sprachen: Ihr habt des Herrn Volk getötet.


42. Und da sich die Gemeine versammelte wider Mose und Aaron, wandten sie sich zu der Hütte


des Stifts. Und siehe, da bedeckte es die Wolke, und die Herrlichkeit des Herrn erschien.


43. Und Mose und Aaron gingen hinein zu der Hütte des Stifts.


44. Und der Herr redete mit Mose, und sprach:


45. Hebet euch aus dieser Gemeine, ich will sie plötzlich vertilgen. Und sie fielen auf ihr Angesicht.


46. Und Mose sprach zu Aaron: Nimm die Pfanne und tue Feuer darein vom Altar und lege


Räuchwerk darauf, und gehe eilend zu der Gemeine, und versöhne sie; denn das Wüten ist von dem


Herrn ausgegangen, und die Plage ist angegangen.


47. Und Aaron nahm, wie ihm Mose gesagt hatte, und lief mitten unter die Gemeine (und siehe, die


Plage war angegangen unter dem Volk) und räucherte und versöhnete das Volk.


48. Und stand zwischen den Toten und Lebendigen. Da ward der Plage gewehret.


49. Derer aber, die an der Plage gestorben waren, waren vierzehntausend und siebenhundert,


ohne die, so mit Korah starben.


50. Und Aaron kam wieder zu Mose vor die Tür der Hütte des Stifts, und der Plage ward gewehret.


2. Buch Mose, Kap. 17.


12. Und die Kinder Israel sprachen zu Mose: Siehe, wir verderben und kommen um; wir werden


alle vertilget und kommen um.


13. Wer sich nahet zu der Wohnung des Herrn, der stirbt. Sollen wir denn gar untergehen?]
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Das Schreckensregiment wird von Moses weitergeführt. Er baut eine eherne


Schlange, wohl eine Kanone. (Diese eherne Schlange war im Gebrauch bis zur


Zeit des Königs Hiskias, der sie „zerstieß“, d. h. wohl bersten ließ.)


Mit dieser Kanone warf Moses feurige Geschosse (feurige Schlangen) ins


Lager, die bissen das Volk. Nur wer sich unterwarf und als Zeichen der


Unterwerfung die Kanone anbetete, der wurde verschont. (Vergl. 4. Buch Mose, 


Kap. 21, S. 5 bis 9.)


[4. Buch Mose, Kap. 21.


5. Und redete wider Gott und wider Mose: Warum hast du uns aus Ägypten geführt, daß wir 


sterben in der Wüste? Denn es ist kein Brot noch Wasser hie, und uns’re Seele ekelt über dieser


mageren Speise.


6. Da sandte der Herr feurige Schlangen unter das Volk; die bissen das Volk, daß viel Volks in


Israel starb.


7. Da kamen sie zu Mose und sprachen: Wir haben gesündigt, daß wir wider den Herrn und wider


dich geredet haben; bitte den Herrn, daß er die Schlangen von uns nehme. Mose bat für das Volk.


8. Da sprach der Herr zu Mose: Mache dir eine eherne Schlange und richte sie zum Zeichen auf;


wer gebissen ist und siehet sie an, der soll leben.


9. Da machte Mose eine eherne Schlange und richtete sie auf zum Zeichen; und wenn jemanden


eine Schlange biß, so sah er die eherne Schlange an und blieb leben.]


Moses sorgt dafür, daß niemand mehr die Pulverfabrik betreten darf.


Unbefugten wird die Todesstrafe angedroht. (Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 18, S. 6 bis 7.)


[2. Buch Mose, Kap. 18.


6. Denn siehe, Ich habe die Leviten, eure Brüder, genommen aus den Kindern Israel, dem Herrn


zum Geschenk, und euch gegeben, daß sie des Amts pflegen an der Hütte des Stifts.


7. Du aber und deine Söhne mit dir sollt eures Priestertums warten, daß ihr dienet in allerlei


Geschäft des Altars und inwendig hinter dem Vorhang; denn euer Priestertum gebe ich euch zum


Amt, zum Geschenke. Wenn ein Fremder sich herzutut, der soll sterben.]


Er wiederholt die Felssprengung zur Wassergewinnung für das durstende Volk.
(Vergl. 2. Buch Mose, Kap. 20.)


[2. Buch Mose, Kap. 20.


2. Und die Gemeine hatte kein Wasser, und versammelten sich wider Mose und Aaron.


7. Und der Herr redete mit Mose und sprach:


8. Nimm den Stab und versammle die Gemeine, du und dein Bruder Aaron, und redet mit dem Fels


vor ihren Augen; der wird sein Wasser geben. Also sollst du ihnen Wasser aus dem Fels bringen und


die Gemeine tränken und ihr Vieh.


9. Da nahm Mose den Stab vor dem Herrn, wie er ihm geboten hatte.


10. Und Mose und Aaron versammelten die Gemeine vor den Fels, und er sprach zu ihnen: Höret,


ihr Ungehorsamen, werden wir euch auch Wasser bringen aus diesem Fels?


11. Und Mose hub seine Hand auf und schlug den Fels mit dem Stab zweimal. Da ging viel


Wassers heraus, daß die Gemeine trank und ihr Vieh.]
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Es geht aus diesen biblischen Beschreibungen der Wunder Moses hervor, daß


der in der Bundeslade hergestellte Sprengstoff von starker Wirkung war, und es


würde sich vielleicht lohnen, einige Versuche in dieser Richtung zu machen.


Ich möchte hier nur noch einmal die Aufmerksamkeit auf Einzelheiten lenken,


die ganz besonders viel zu denken geben. Moses, der seinem Volk so manches


Gesetz hygienischen Charakters gibt, gießt das Blut der geschlachteten Tiere


ganz regelmäßig um den sogenannten Altar herum. Man denke sich, wie das


ausgesehen haben mag! Welchen Gestank er damit erzeugte! Die Eingeweide


der geschlachteten Tiere mit ihrem Miste, das Fell und den Schwanz läßt Moses


außerhalb des Lagers „an reiner Stelle“ verbrennen. [In älterer Zeit wurde das


Ammoniak aus Kamelmist in Ägypten, aus fauligem Harn usw. gewonnen. Ammoniumchlorid


(Salmiak) wurde im Altertum in Ägypten aus verbranntem Kamelmist gewonnen. Kohlensaures


Ammoniak findet sich in faulenden Substanzen und dient zur Herstellung von salpetersaurem


Ammoniak, das für die Sprengstofftechnik wichtig ist. (Aus Meyer’s Konversationslexikon.)]


Namentlich ist die Frage hier am Platz: Was machten Moses und seine von


Blut triefenden, rußgeschwärzten Gesellen in der Bundeslade? Was veranlaßte


sie, ununterbrochen sieben Tage und Nächte, umgeben von faulenden tierischen


Stoffen, in der Glut der Wüstensonne in einer niedrigen Bretterhütte auszuhal-


ten? Von einem Gottesdienst in solcher Umgebung konnte doch keine Rede


sein. Auf dem Brandopferaltar wurden ganze Rinder zu Asche verbrannt! Das


Fett von unzähligen Tieren lagerte wahrscheinlich in großen Haufen rings um


den „Altar“. Es ist klar: In dieser Fabrik wurde gearbeitet; eine schwere, lang-


wierige, gefährliche (die Söhne Aarons!) Arbeit wurde dort verrichtet. Aus dieser


Hütte stiegen Gestank, Rauch und Qualm, aber keine Gebete zum Himmel. Es


wurde hier eine Waffe zur Beherrschung des Volkes geschmiedet. Rosenkränze,


Litaneien aber wurden dort nicht abgeleiert.


*      *      *
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Moses ist gestorben, und Josua, der Sohn Nuns, der Vertrauensmann Moses,


den wir schon als Wächter des Laboratoriums kennen gelernt haben, übernimmt


das Generalkommando. Moses hat das Pulver besonders gegen die inneren


Feinde, gegen die Aufrührer, benutzt. Josua verwendet es gegen die äußeren


Feinde. Er baut innerhalb dreier Tage, wohl durch Sprengschüsse unterstützt, ein


Wehr im Jordan, und damit ihn niemand bei der Arbeit sieht, heißt er die Kinder


Israels etwa 1,5 km flußabwärts den Jordan überschreiten. Nach dem Übergang


sprengt er das Wehr wieder, und das Wasser des Jordans kommt wieder an


seine Stelle. (Vergl. Josua, Kap. 3, S. 1 bis 17.)


[Buch Josua, Kap. 3.


1. Und Josua machte sich frühe auf; und sie zogen aus Sittim und kamen an den Jordan, er und


alle Kinder Israel, und blieben daselbst über Nacht, ehe sie hinüberzogen.


2. Nach dreien Tagen aber gingen die Hauptleute durch das Lager,


3. Und geboten dem Volk, und sprachen: Wenn ihr sehen werdet die Lade des Bundes des Herrn,


eures Gottes, und die Priester aus den Leviten sie tragen, so ziehet aus von eurem Ort und folget ihr


nach:


4 Doch daß zwischen euch und ihr Raum sei bei zweitausend Ellen. Ihr sollt nicht zu ihr nahen, auf


daß ihr wisset, auf welchem Wege ihr gehen sollet; denn ihr seid den Weg vorhin nicht gegangen.


5. Und Josua sprach zum Volk: Heiliget euch; denn morgen wird der Herr ein Wunder unter euch


tun.


6. Und zu den Priestern sprach er: Traget die Lade des Bundes und gehet vor dem Volk her. Da


trugen sie die Lade des Bundes und gingen vor dem Volk her.


7. Und der Herr sprach zu Josua: Heute will ich anfangen, dich groß zu machen vor dem ganzen


Israel, daß sie wissen, wie ich mit Mose gewesen bin, also auch mit dir sei.


8. Und du gebiete den Priestern, die die Lade des Bundes tragen, und sprich: Wenn ihr kommt


vorne in’s Wasser des Jordans, so stehet stille.


9. Und Josua sprach zu den Kindern Israel: Herzu, und höret die Worte des Herrn, eures Gottes!


10. Und sprach: Dabei sollt ihr merken, daß ein lebendiger Gott unter euch ist; und daß er vor


euch austreiben wird die Kananiter, Hethiter, Heviter, Pheresiter, Girgasiter, Amoriter und Jebusiter.


11. Siehe, die Lade des Bundes des Herrschers über alle Welt wird vor euch hergehen in den


Jordan.


12. So nehmet nun zwölf Männer aus den Stämmen Israels, aus jeglichem Stamm einen.


13. Wenn dann die Fußsohlen der Priester, die des Herrn Lade, des Herrschers über alle Welt, 


tragen, in des Jordans Wasser sich lassen, so wird sich das Wasser, das von oben herab fließet im


Jordan, abreißen, daß es über einem Haufen stehen bleibe.


14. Da nun das Volk auszog aus seinen Hütten, daß sie über den Jordan gingen, und die Priester


die Lade des Bundes vor dem Volk her trugen,


15. Und an den Jordan kamen, und ihre Füße vorne in das Wasser tunkten (der Jordan aber war


voll an allen seinen Ufern, die ganze Zeit der Ernte):


16. Da stand das Wasser, das von oben hernieder kam, aufgerichtet über einem Haufen, sehr


ferne von den Leuten der Stadt, die zur Seite Zarthans liegt; aber das Wasser, das zum Meer hin-


unterlief, zum Salzmeer, das nahm ab und verfloß. Also ging das Volk hinüber gegen Jericho.


17. Und die Priester, die die Lade des Bundes des Herrn trugen, standen also im Trocknen, mitten


im Jordan. Und ganz Israel ging trocken durch, bis das ganze Volk alles über den Jordan kam.]
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Josua schleicht sich des Nachts an die Mauern Jerichos heran und läßt sich


das Pulvermagazin (die Lade des Herrn) von seinen Vertrauens-männern nach-


tragen. Vielleicht um das Geräusch seiner Werkzeuge zu verdecken, läßt er das


Volk im Lager die Posaunen blasen. Als alles zur Sprengung der Mauern vorbe-


reitet ist, läßt er Ruhe gebieten; und um den Einsturz der Mauern als ein


Wunder, als ein Werk Gottes, hinzustellen, befiehlt er, daß beim Krachen der


Minen die Posaunen geblasen werden sollten. Die sieben Posaunen des


Halljahres waren wahrscheinlich sieben eiserne Gefäße zur Aufnahme des


Sprengstoffes. (Vergl. Josua, Kap. 6, S. 1 bis 5.)


[Buch Josua, Kap. 6.


4. Am siebenten Tage aber laß die Priester sieben Posaunen des Halljahrs nehmen vor der Lade


her; und gehet desselben siebenten Tages siebenmal um die Stadt, und laß die Priester die


Posaunen blasen.


5 Und wenn man des Halljahrs Horn bläset, und tönet, daß ihr die Posaunen höret, so soll das


ganze Volk ein groß Feldgeschrei machen; so werden der Stadt Mauern umfallen, und das Volk soll


hineinfallen, ein jeglicher stracks vor sich.]


Josuas Steinmörser tötete mehr Amoniter, als das Schwert der Kinder Israel.
(Vergl. Josua, Kap. 10, S. 11.)


[Buch Josua, Kap. 10.


11. Und da sie vor Israel flohen den Weg herab zu Beth-Horon, ließ der Herr einen großen Hagel


vom Himmel auf sie fallen, bis gen Aseka, daß sie starben. Und viel mehr starben ihrer von dem


Hagel, denn die Kinder Israel mit dem Schwert erwürgeten.]


Nachdem beleuchtet Josua das Schlachtfeld mit bengalischen Flammen. (Vergl.


Josua, Kap. 10, S. 12 und 13.)


[12. Da redete Josua mit dem Herrn des Tages, da der Herr die Amoriter übergab vor den Kindern


Israel, und sprach vor gegenwärtigem Israel: Sonne, stehe stille zu Gibeon, und Mond, im Tal Ajjalon!


13. Da stand die Sonne und der Mond stille, bis daß sich das Volk an seinen Feinden rächete. Ist


dies nicht geschrieben im Buch des Frommen? Also stand die Sonne mitten am Himmel und verzog,


unterzugehen, beinahe einen ganzen Tag.]
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Gideon rüstet 300 Mann mit transportablen Mörsern (Posaunen), Pulver-


gefäßen (Krügen) und Zündern (Fackeln) aus und jagt damit den Feind in die


Flucht. (Vergl. Richter, Kap. 7, S. 16 bis 21.)


[Buch der Richter, Kap. 7.


16. Und er teilete die dreihundert Mann in drei Haufen und gab einem jeglichen eine Posaune in


seine Hand, und ledige Krüge, und Fackeln darinnen.


17. Und sprach zu ihnen: Sehet auf mich, und tut auch also; und siehe, wenn ich an den Ort des


Heeres komme, wie ich tue, so tut ihr auch.


18. Wenn ich die Posaune blase, und alle, die mit mir sind, so sollt ihr auch die Posaunen blasen,


um’s ganze Heer, und sprechen: Hier Herr und Gideon!


19. Also kam Gideon und hundert Mann mit ihm an den Ort des Heers, an die ersten Wächter, die


da verordnet waren, und weckten sie auf, und bliesen mit Posaunen, und zerschlugen die Krüge in


ihren Händen.


20. Also bliesen alle drei Haufen mit Posaunen, und zerbrachen die Krüge. Sie hielten aber die


Fackeln in ihrer linken Hand und die Posaunen in ihrer rechten Hand, daß sie bliesen und riefen: 


Hier Schwert des Herrn und Gideon!


21. Und ein jeglicher stand an seinem Ort um das Heer her. Da ward das ganze Heer laufend, 


und schrien und flohen.]


Er wiederholt ein schon von Moses gemachtes Experiment (Vergl. Richter, Kap. 6,


S. 19 bis 21.)


[Buch der Richter, Kap. 6.


19. Und Gideon kam, und schlachtete ein Ziegenböcklein, und nahm ein Epha ungesäuerten


Mehls, und legte Fleisch in einen Korb, und tat die Brühe in einen Topf; und brachte es zu ihm heraus


unter die Eiche und trat herzu.


20. Aber der Engel Gottes sprach zu ihm: Nimm das Fleisch und das Ungesäuerte, und laß es auf


dem Fels, der hier ist, und gieße die Brühe aus. Und er tat also.


21. Da reckte der Engel des Herrn den Stecken aus, den er in der Hand hatte, und rührete mit der


Spitze das Fleisch und das ungesäuerte Mehl an. Und das Feuer fuhr aus dem Fels und verzehrete


das Fleisch und das ungesäuerte Mehl. Und der Engel des Herrn verschwand aus seinen Augen.]


und wirft mit Steinmörsern Geschosse in der Größe eines Gerstenbrotes in die


Gezelte der Midianiter. (Vergl. Richter, Kap. 7, S. 13.)


[Buch der Richter, Kap. 7.


13. Da nun Gideon kam, siehe, da erzählete einer einem andern einen Traum und sprach: Siehe,


mir hat geträumet, mich däuchte, ein geröstet Gerstenbrot wälzte sich zum Heer der Midianiter, und


da es kam an die Gezelte, schlug es dieselbigen, und warf sie nieder, und kehrte sie um, das


Oberste zu unterst, daß das Gezelt lag.]
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Ich glaube, daß das hier zusammengetragene Material genügt, um die Frage,


die in dem Titel dieses Heftes enthalten ist, zu bejahen. Moses und seine


Nachfolger Josua und Gideon kannten einen Sprengstoff von großer Wirksamkeit


und wußten sich desselben für vielerlei Zwecke zu bedienen. Der Gott der


Israeliten war weiter nichts als ein Pulvermagazin, und Moses forderte von den


Juden, daß sie das Pulver in seinen Wirkungen anbeten sollten. Die


Empörungen, die jeden Augenblick im Lager ausbrachen, wurden wahrscheinlich


durch die gesunde Skepsis des jüdischen Volkes verursacht. Korah und die 


vielen anderen wußten, daß es sich um Hokus-Pokus handelte, und wollten sich


nicht zum Narren halten lassen. Da es sich um Geheimniskrämerei handelte, so


ist es nicht zu verwundern, daß die Kunst, Sprengstoffe zu erzeugen, in der


Folge verloren gehen konnte. In der Tat wissen die Nachfolger Gideons sich nur


ganz stümperhaft noch dieses Mittels zur Beherrschung des Volkes zu bedienen,


und ihre Macht geht darum auf die Könige über.


Möglich, daß das Rezept verloren ging, möglich, daß es an Materialien fehlte,


möglich auch, daß es an Geschirren fehlte (Kesseln, Posaunen usw.). Im ersten


Buche Samuelis heißt es im 13. Kapitel:


Es ward aber kein Schmied im ganzen Lande Israel erfunden; denn die Philister gedachten, die


Ebräer möchten Schwert und Spieß machen.


Die Könige sind von den Priestern niemals in die Kunst der Sprengstoff-


Fabrikation eingeweiht worden; das geht unter anderem auch daraus hervor, 


daß David in seinem Lobgesang ganz naiv Gott mit dem Sprengstoff der Priester


verwechselt. (Vergl. 2. Buch Samuel, Kap. 22, S. 8 bis 16.)


[2. Buch Samuel, Kap. 22.


8. Die Erde bebte und ward bewegt, die Grundfesten des Himmels regten sich und bebten, da er


zornig war.


9. Dampf ging auf von seiner Nase, und verzehrend Feuer von seinem Munde, daß es davon 


blitzte.


10. Er neigte den Himmel, und fuhr herab, und Dunkel war unter seinen Füßen.


11. Und er fuhr auf dem Cherub, und flog daher, und er schwebte auf den Fittichen des Windes.


12. Sein Gezelt um ihn her war finster, und schwarze, dicke Wolken.


13. Von dem Glanz vor ihm brannte es mit Blitzen.


14. Der Herr donnerte vom Himmel, und der Höchste ließ seinen Donner aus.


15. Er schoß seine Strahlen und zerstreuete sie; er ließ blitzen und schreckte sie.


16. Da sahe man Wassergüsse, und des Erdbodens Grund ward aufgedeckt von dem Schelten


des Herrn, von dem Odem und Schnauben seiner Nase.]


42







David betet hier einfach das Pulver an, wie die Perser das Feuer, die Assyrier


die Sonne anbeteten. Wer noch im Zweifel sein sollte und noch mehr Material für


die Beantwortung unserer Frage braucht, der findet solches noch massenhaft in


dem weiteren Inhalt der Bibel, doch nur bis auf Elias. So z. B. in der Eroberung


der Lade durch die Philister, in Heldentaten Jonathans, in den Wundem Elias.


Ausnahmslos – mit fast geistesarmer Einförmigkeit – geschehen alle Wunder


unter Feuererscheinungen, Sprengschüssen und dergl.


*      *      *


Ich will diese Untersuchung mit der Wiedergabe eines Auszuges aus dem


Buche der Makkabäer beschließen. Da dieses Buch von der Bibelgesellschaft für


apokryph [später hinzugefügt] erklärt wird, so ist es aus den neueren Bibelausgaben


ausgeschaltet worden. Ich fand die Geschichte der Makkabäer in einer älteren


spanischen Ausgabe, und was nun hier folgt, ist eine sinngetreue Übersetzung.


Etwaige Abweichungen von dem Wortlaute deutscher Ausgaben berühren darum


nur die Ausdruckswahl, nicht den Sinn.


2. Buch der Makkabäer, Kap. 1.


19. Als unsere Väter in die persische Gefangenschaft abgeführt wurden, nahmen die Priester heim-


lich das Feuer vom Altar und verbargen es in einem tiefen und trockenen Brunnen und bewahrten es


dort, ohne daß jemand davon wußte.


20. Und nach vielen Jahren, als der König von Persien Nehemias (nach Jerusalem) zurücksandte,


schickte dieser die Enkel der Priester, die das Feuer verborgen hatten, um es zu suchen, und wie sie


uns erzählten, fanden sie kein Feuer, sondern eine dicke Flüssigkeit.


21. Und Nehemias befahl, daß man ihm diese Flüssigkeit bringen solle und daß man mit der


Flüssigkeit Altar und Opfer besprengen solle.


22. Und als das geschehen war und die Wolken am Himmel sich verzogen hatten, entzündete sich


ein großes Feuer, und alle staunten. (Vielleicht durch ein Brennglas.)


31. Und als das Opfer vom Feuer verzehrt war, befahl Nehemias, daß die noch übrig gebliebene


Flüssigkeit auf die Altarsteine gegossen werde. Und als dies geschah, entstieg diesen Steinen eine


große Flamme.


33. Als man diese Geschichte dem Perserkönig erzählte, wie an dem Orte, wo die Priester das


Feuer verborgen hatten, eine dicke Flüssigkeit gefunden wurde,


34. ließ der König den Ort genau untersuchen


35. und gab den Priestern viele Güter und reichliche Geschenke.]


(Ich glaube mich zu entsinnen, in einer deutschen Ausgabe vor Jahren gelesen


zu haben: „Und der König schickte zur Untersuchung des Ortes seine Gesellen


und gab viel Geld aus, ohne etwas zu finden“.)
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Es geht aus Vorstehendem, meiner Ansicht nach, folgendes klar hervor: Die


Priester hatten den Sprengstoff in dem nach ihrer Meinung trockenen Brunnen


versteckt; aber die hydrophilen [wasseranziehenden] Substanzen des Pulvers, vor


allem das Salpeter, hatten die Feuchtigkeit der Luft oder der Erde angezogen


und waren flüssig geworden. Der flüssig gewordene Sprengstoff hatte zwar noch


die Kraft, in einer Flamme aufzugehen und zu verbrennen, aber zur Explosion


war die Verbrennung infolge des Wassergehaltes eine zu langsame. Der König


der Perser bestach die jüdischen Priester durch Geschenke, um ihnen das


Geheimnis der Pulverfabrikation zu entlocken; aber die Priester wußten selbst


nicht mehr, wie der Sprengstoff zu bereiten war. Vielleicht ist auch das


Flüssigwerden des Sprengstoffes ein Beweis, daß die Priester das richtige


Rezept nicht mehr kannten und zu viel oder gar ausschließlich Salpeter benutz-


ten. Die Macht der Priester stand und fiel mit der Sprengkraft des Pulvers.
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Noch einmal Boehm-Bawerks 


Positive Theorie des Kapitalzinses.


Kürzlich beschäftigten wir uns mit diesem neuesten Versuch einer Lösung des


uralten und gleichzeitig wichtigsten aller sozialen Probleme, des Zinsproblems.


Von diesem Versuch sagt Hofrat, Professor, Doktor Zuckerkandl, daß er sofort


die Zustimmung erster Autoritäten gefunden und daß die ganze Kulturwelt sich


mit ihm beschäftige.


Letzteres ist nun nicht zu verwundern, denn diese „Kulturwelt“ lebt vom Zins


und Niemand hat bisher den Zins vor der Welt so schön gerechtfertigt wie


Boehm-Bawerk. Seine Zins-Theorie läßt alle Versuche, den Zins zu bekämpfen,


als Windmühlenkämpfe erscheinen. Ist doch nach dieser Theorie der Zins nichts


mehr und nichts weniger als eine Begleiterscheinung des technischen


Fortschritts. Wer den Fortschritt will in der Produktion, muß auch den Zins mit in


den Kauf nehmen. So werden mit Hilfe von Bawerks Theorie alle fortschrittlich


gesinnten Männer der Welt gleich für die Verteidigung des Zinses gewonnen.


Wer, der an der Erhaltung der Zinsseuche persönlich mit seinem Beutel interes-


siert ist, wird da nicht mit Begeisterung sich an der Verbreitung einer so nütz-


lichen Theorie beteiligen? Wie viele Bajonette, Kartätschen, Armeekorps wiegt


diese Theorie nicht auf für den Kampf gegen die aufsässigen Zinssklaven?


Es geht mit Boehm-Bawerks Theorie, wie mit dem Bunde deutscher


Bodenreformer. Auch dieser nimmt den Zins unter seinen Schutz und Schirm und


mehr braucht er gar nicht zu tun, um alle Schmarotzer für sich zu interessieren


und ihre Unterstützung für 
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seine Bestrebungen zu gewinnen. Wer Klassenpolitik oder Klassenwirtschaft


treibt, der braucht keine Reklametrommel für seine Machwerke zu rühren; das


besorgen schon die anderen, die Interessenten.


Wie sagt doch Professor Brentano:


„In der Volkswirtschaftslehre gelangt eine richtige Theorie erst dann zur Anerkennung, wenn sie


den Interessen einer mächtigen Partei entspricht“ usw.


In unserer letzten Besprechung (Physiokrat Nr. 3, Jg. II) haben wir einige der


tollsten Folgerungen aufgeführt, zu der Bawerks Theorie hinleitet. Heute wollen


wir die Voraussetzungen dieser Theorie untersuchen.


v. Boehm-Bawerks Theorie geht von der Behauptung aus, daß aller Regel


nach Gegenwartsgüter vom Eigentümer sowohl wie von den Darlehnssuchenden


höher eingeschätzt werden als Zukunftsgüter. Dagegen ist ihm eingewendet 


worden, daß dem Sparer die Gegenwartsgüter nicht lieber sind als Zukunfts-


güter, da er sie ja erst in Zukunft, oft erst in 5, 10, 20, 50 Jahren brauchen wird


(der Jüngling z. B. der für sein Alter spart). Boehm-Bawerk, resp. Zuckerkandl


beantwortet diesen Einwurf wie folgt: „Fast alle die, die Teile ihres Einkommens
oder ihres Stammvermögens der Befriedigung ihres persönlichen (Gegenwarts)
Bedürfnisses entziehen und der Zukunft vorbehalten, werden immer noch den
gegenwärtigen Besitz einer bloßen künftigen Verfügung vorziehen, also gegen-
wärtige Güter nicht niedriger bewerten als künftige.“


Ei! Ei! Was wird da gesagt? Ist es wahr, würde jemand wirklich lieber eine


Fuhre Weizen, Kartoffeln, Kohle, Guano [Vom Bundesweizen in der Schweiz (Kriegsvorrat)


wird jährlich beim Tausch gegen neuen Weizen 10% verloren, dazu die Kosten an Lagergeld,


Feuerversicherung. Wartung.] 1, 5, 10, und 50 Jahre lang unter Verschluß in seinem


Besitz behalten, 
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als diese Gegenstände gegen Sicherheit einem Unternehmer auszuliefern, der


sich in einem Schuldschein zur Rückerstattung der gelieferten Kapitalgüter ver-


pflichtet und zwar zu der vom Kapitalgeber gewünschten Zeit und in der gleichen
Qualität und Quantität?


Ist es wahr? Und doch in der oben zitierten Behauptung, die Boehms Theorie


vor dem Zusammenbruch retten soll, wird diese Frage ohne irgend welchen


Vorbehalt bejaht.


v. Boehm-Bawerk wird vielleicht hier den Einwand machen, daß nicht alle


Kapitalgegenstände von der Art der Erwähnten sind. Da gäbe es z. B.


Mietshäuser, Fabriken, Maschinen, Gasanstalten, Schiffe usw. und bei diesen


wenigstens träfe seine Behauptung zu.


Untersuchen wir, ob das wahr ist. Ein Mietshaus verursacht Reparaturen, jähr-


lich wird 1–2% vom Kapital abgeschrieben. Grund- und Gebäude-steuern sind zu


bezahlen, dazu auch noch die Grundrente, (Hypotheken) deren Verzinsung


zuweile <zuweilen> sehr hoch ist. Feuerversicherung, Reinigung, Bewachung


verursachen fortlaufende Ausgaben. Alle diese Kosten bezahlt der Mieter


(Darlehennehmer) in der Miete neben dem eigentlichen Kapitalzins.


Wenn also der Kapitalist seine Mietskaserne lieber abschließt und in seinen


Besitz nimmt, als sie zu vermieten, so verzichtet er damit nicht nur auf den


Kapitalzins, sondern auch auf die Erstattung der oben genannten Unkosten.


Gibt ein Hausbesitzer das Haus ohne den eigentlichen Kapitalzins ab, (um den


es sich doch hier handelt) so bleiben ihm in dem Reste der Miete die Mittel, um


die Steuern zu bezahlen, 
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die Reparaturen vorzunehmen, die Grundrente an den Hypothekengläubiger


abzuliefern und für die jährliche Abschreibung zu sorgen. Schließt er das Haus,


so verliert er nicht nur den Zins, sondern er verliert von seinem Kapital jährlich 


3, 4, 5 %. Es ist also auch beim Haus nicht wahr, daß der Eigentümer von Kapital
den unmittelbaren Besitz der bloßen künftigen Rückerstattung vorziehen wird.


Und wie mit dem Haus, verhält es sich mit der Fabrik, der Gasanstalt, dem


Schiff, und mit allen anderen Kapitalgegenständen.


Das ist es ja, was die Zinsforscher bisher immer unbeachtet gelassen haben,


nämlich, daß der Kapitalnehmer nicht nur den Zins bezahlt, sondern auch die


Unterhaltungskosten des Kapitals, Kosten die oft die Höhe des Zinses um das


Vielfache übersteigen.


Eine Ausnahme, eine einzige unter der Masse der Kapitalgüter bildet das Geld,


das vermöge seiner Edelmetalleigenschaften oder seiner gesetzlich bestimmten


Verfassung (Papiergeld) den Besitz von Geld der künftigen Verfügung für den


Eigentümer gleichkommen läßt. Und das erklärt den Irrtum, in den die


Zinsforscher immer gefallen sind. Zwar reden sie von den realen Kapitalgütern.


Aber sie haben sie nicht vor Augen. Sie denken an das Geldkapital und unbe-


wußt übertragen sie alle Eigenschaften des Geldkapitals auf das Realkapital.


Würden die Zinsforscher bei ihren Untersuchungen die realen Gegenstände,


die das Kapital ausmachen, immer betasten, und befühlten <befühlen>, würden


sie sich in die Verhältnisse zu vertiefen suchen, die für das „Kapital“ nach


Ausscheidung des Geldes sich einstellen, so wären sie auch 
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mit ihren Untersuchungen nicht immer auf Holzwege geraten.


Die Voraussetzung der Boehm-Bawerk’schen Theorie ist falsch, grundfalsch –


ergo ist das kunstvolle Gebäude, das auf dem morschen Fundament errichtet ist,


nichts als ein neuer Leichenstein auf dem allgemeinen Friedhof der Zinstheorie,


den uns Boehm-Bawerk selbst so gut beschrieben hat.


_____


Die Rolle des Geldes 


in den Geschicken der Völker.


[Vortrag von Silvio Gesell auf dem „Volkswirtschaftlichen Kongreß“ in Berlin, am 28. März 1913.]


Das Arbeitsprodukt kennzeichnet den Menschen, das Volk, das Zeitalter. Eine


Steinaxt sagt uns mehr von unseren Vorfahren, als der besterhaltene Schädel.


Wie wenig wüßten wir von der Biene, wenn wir sie nicht bei der Arbeit, wenn wir


nur ihren anatomischen Bau sähen.


Der Mensch und sein Arbeitsprodukt fördern sich gegenseitig, stehen in


Wechselbeziehung zu einander. Der Mensch schuf die Steinaxt und mit der Axt


in der Hand war der Mensch ein neues, höheres Wesen.


Die Technik der Arbeit setzt bestimmte Materialien voraus, die man nicht 


überall findet, dazu eine gewisse Übung und Erfahrung und sehr oft eine spez.


Kunstfertigkeit, die bei den einzelnen Menschen für die einzelnen Arbeiten sehr


ungleich verteilt ist. Diese Umstände führen zur Arbeitsteilung. Je höher ent-


wickelt die Arbeitsteilung, umso mehr Förderung erhält das Arbeitsprodukt und


rückwirkend der Arbeiter selber, der Mensch.
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Die Arbeitsteilung erzeugt Waren, die sich von den sonstigen Gebrauchsgütern


dadurch unterscheiden, daß sie ihren Verfertigern unmittelbar nutzlos sind und


nur als Tauschgut gebraucht werden können.


Der Austausch der Produkte der Arbeitsteilung ging ursprünglich auf dem


Wege des Tauschhandels vonstatten, der aber bei einer gewissen Entwicklung


der Arbeitsteilung versagt und der Geldwirtschaft Platz machen muß, falls der


Handel und die von ihm abhängende Arbeitsteilung sich weiter entwickeln sollen.


Als Vorbedingung des Tausches und als Voraussetzung entwickelter


Arbeitsteilung, bildet das Geldwesen mit die wahre Grundlage unserer


Volkswirtschaft, unserer Kultur. Beseitigt man das Geld, so wird der Austausch


der Produkte und die Arbeitsteilung unmöglich und alles, was darauf gebaut ist,


stürzt zusammen.


Es genügt freilich nicht, daß irgendwo in Kellern der Banken, in den


Geldschränken Privater Geld vorhanden sei, damit wir uns des Geldwesens


erfreuen. Das Geld muß rollen, umlaufen, von Hand zu Hand gehen. Geld, das


nicht umläuft, sagte darum schon der weise Hume, ist für die Volkswirtschaft


gleichbedeutend, wie verlorenes, vernichtetes Geld. Alle Räder stehen still,
sobald das Geld still steht! Die Räder und das Geld rollen entweder zusammen


oder beide stehen still. Das „Rollen“, das ist die Aufgabe, die sowohl die Räder,


wie auch das Geld zu erfüllen haben. Aber wir werden sehen, daß das Geld nicht


ein einfaches Rad in dem volkswirtschaftlichen Getriebe ist, sondern das Treib-,


das Motorrad, das die ganze Geschichte in Bewegung setzt und erhält.


Wie wichtig die Rolle ist, die das Geld in der Volkswirtschaft spielt, erkennt 


man wohl 
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am besten daran, daß alle, die es verfluchen, gleichzeitig anerkennen, daß es


unentbehrlich ist. Lykurg z. B. war dem Geldwesen sicherlich nicht gewogen. Er


reformierte es auf seine Weise, aber er vermochte es nicht zu beseitigen. Die


Erfinder aber von neuen, geldlosen Wirtschaftsordnungen strandeten bisher


regelmäßig an den Klippen Utopias. Immer haben sie zugeben müssen, daß für


die geldlose Wirtschaftsordnung – die kommunistische, anarchistische, sozialis-


tische, marxistische, ein Menschenschlag vorausgesetzt wird, der ganz erheblich


von den heutigen Menschen in sozialen Eigenschaften abweicht. Eine geldlose


Wirtschaft bedingt, daß entweder jeder durch die Anziehungskraft der Arbeit


(Ausdruck Kautskys) oder durch behördlichen, gesellschaftlichen Zwang zur


Arbeit verleitet <wird> und daß jedem die Bedarfsgüter behördlich zugewiesen


werden.


In der Geldwirtschaft dagegen regelt sich Konsum und Produktion automatisch.


Waren, die in Übermaß erzeugt werden, gehen im Preise zurück und das ist für


die Produzenten das Zeichen, daß sie die Produktion einzuschränken haben.


Umgekehrt, wenn es an Waren einer bestimmten Gattung fehlt, so ziehen die


Preise dieser Waren an und die Preissteigerung gibt den Antrieb zur


Vergrößerung der Produktion. So braucht sich der Staat nicht um die Produktion


der Waren zu bekümmern. Die Kommunisten und anderen Gegner der


Geldwirtschaft sind auch Gegner staatlicher Eingriffe, sie wollen den Staat 


möglichst vereinfachen. Die Beseitigung der Geld-wirtschaft würde aber dem


Staate eine neue, ungeheure Aufgabe aufbürden, eine Aufgabe, die an Umfang


und einschneidender Bedeutung alles in den Schatten stellt, was wir bisher dem


Staate aufgebürdet haben.


Die Geldwirtschaft schafft alle Produkte dort-
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hin, wo sie am meisten begehrt werden. Kommen Störungen vor, sog. Krisen, in


denen man gleichzeitig von Hunger und Überfluß (Überproduktion) spricht, so


sind diese nicht auf das Prinzip des Geldes zurückzuführen, sondern auf Fehler
unseres, des herkömmlichen Geldes. Ähnlich wie ja auch die Entgleisungen der


Eisenbahnzüge nicht dem System, sondern der mangelhaften Ausführung des


Bahnbaues zugeschrieben werden. Diese Fehler müssen wir beseitigen. Das


Geldwesen aber der Krisen wegen beseitigen wollen, hieße das Eisenbahn-


wesen eines betrunkenen Weichenstellers wegen abschaffen: Natürlich, die


Fehler unseres Geldwesens fallen umso mehr auf, und machen umso mehr


böses Blut, je wichtiger die Rolle ist, die das Geld in der Volkswirtschaft spielt.


Der Sprung eines Radreifens im Eisenbahnzug hat auch ganz andere Bedeutung


als bei einem Lastwagen. Eine fehlerhafte, liederliche ausbeutende Eisenbahn-


verwaltung könnte unsere Volkswirtschaft zugrunde richten, und das gleiche ist


der Fall mit dem Geld.


In sozialistischen Kreisen bespricht man oft den Vorschlag, das Geld durch


Arbeitszettel zu ersetzen. Man denkt sich die Sache so, daß der Staat (der sonst


doch verfluchte Staat) zum einzigen Käufer und Verkäufer der Waren gemacht


wird. Die Produzenten liefern ihre Waren in den Staatsspeichern ab und erhalten


dafür nach einem Tarif Arbeitszettel, die in den Staatsspeichern zum Bezuge von


Waren nach einem ebenfalls vom Staate aufgestellten Tarif berechtigen. Jeder


Handel fällt weg. Wer mit dem Tausch unzufrieden ist, muß sich mit einer Klage


an die Ein-schätzungsbehörden wenden! Da nun aber die Unzufriedenheit sich


ganz natürlich dort einstellt, wo „geschätzt“ wird, insofern, als jeder sein Produkt


höher als die der anderen zu schätzen ge-
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neigt ist, wird sich jeder ganz regelmäßig übervorteilt glauben und so wird man


diesen Zustand bald unerträglich finden.


Bei unserem auf dem Geldwesen errichteten Verteilungssystem laufen beim


Staate überhaupt keine Klagen über diese Dinge ein. Das kommt daher, daß


unser Geld ganz und gar von jenen Arbeitszetteln verschieden ist, ja überhaupt


in keinem Punkte damit verglichen werden kann. Zug um Zug werden die Preise


zwischen Käufern und Verkäufern selbständig und selbstverantwortlich ver-


handelt. Alle Differenzen in der Qualität der Waren, in der Lieferfrist, in den


Ortsverhältnissen werden unmittelbar beim Tausch gegen Geld geschlichtet. 


So, daß tatsächlich der endgültig verabredete Preis den selbst gefällten


Schiedsspruch in sich birgt über all das, was Käufer und Verkäufer an ihren


Tauschprodukten auszusetzen haben.


Das Geldwesen wirkt für den Staat also sozusagen als Prellbock gegen eine


schier endlose Flut von Beschwerden aller Art, womit die unzufriedenen


Menschen sonst den Staat Tag für Tag überschwemmen würden, falls wir den


Staat mit der Verteilung der Arbeitsprodukte beauftragen wollten. Wir können den


jetzigen Staatsbetrieb in vieler Hinsicht vereinfachen, aber die Abschaffung des


Geldes nach sozialistischem Vorschlag wäre keine Vereinfachung des Staates,


sondern die größte staatliche Machtentfaltung, die sich überhaupt vorstellen läßt.


Die Geldwirtschaft hat eben das Gute, daß sie alle Meinungsverschiedenheiten


über die Waren, die ja niemals gleichmäßig ausfallen und für deren Beschaffen-


heit es gesetzlich brauchbare Maßstäbe nicht gibt, unmittelbar von den


Interessenten schlichten läßt und daß es keine Berufung dagegen gibt. Können


sich die Parteien nicht einigen, so 
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geht jeder seinen Weg. Wie würde man behördlich den Preis eines Bildes, eines


Buches, einer politischen Zeitung einschätzen?


Das Geld ist eine großartige Erfindung. Man sagt, daß man die Arbeiten der


Hausfrau dann am besten einzuschätzen lernt, wenn sie nicht gemacht werden.


Dasselbe würde man auch beim Gelde beobachten. Man sieht in der Regel auf


der Arbeitsstätte des Geldes keine Funken stieben, keinen Staub und


Hobelspäne. Aber entferne man das Geld nur kurze Zeit, dann werden wir


Funken stieben sehen, dann werden wir sehen, wie die ungeheure Not die


Völker gegen einander führen wird.


Man sagt, daß das Geld die Kriege führt; daß zum Krieg drei Dinge nötig sind,


Geld, Geld und wieder Geld. Aber ich glaube, daß, wenn die Völker immer das


zur Aufrechterhaltung der Arbeit, des Handels und des Verkehrs nötige Geld


gehabt hätten, manche Kriege, vielleicht die meisten nicht geführt worden wären.


Die Arbeit nährt die Menschen zweifellos mit weniger Mühe, als der glücklichste


Eroberungskrieg. Eine blühende Volkswirtschaft erzeugt überall eine friedliche


Stimmung. Nachbarvölker, die alle Hände voll zu tun haben, um die mit dem


Wohlstand zusammen wachsenden Bedürfnisse zu befriedigen, werden auch gut


Kirschen miteinander essen. Alle Zankäpfel erscheinen ihnen süß und wohl-


schmeckend. Aber wenn die Volkswirtschaft unbefriedigend ist, wenn der Absatz


fehlt, wenn Arbeiter in Massen feiern, wenn die Unternehmer und Kaufleute die


Bilanzen mit Defizit abschließen und die staatlichen Einnahmequellen versiegen!


Dann erscheint jedem Volk das eigene Feld zu klein und schlecht; das der


Nachbarn übermäßig groß und fruchtbar. Dann glaubt man, es wären zu viele


Menschen da und das beste wäre, in 
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einem großen Kladderadatsch die Zahl auf das Niveau der Subsistenzmittel her-


abzudrücken, dann findet auch der König immer unter den Massen, die das
Hundeleben satt haben, die nötigen „Hunde, die nicht ewig zu leben wünschen“
und freudig sich in den Tod führen lassen. Im Einzelfall läßt sich freilich ohne


umfassende Untersuchungen nicht leicht der dokumentarische Nachweis führen,


daß Krieg und Frieden derart stark mit den Zuständen im Geldwesen verknüpft


sind. Vergleiche man aber z. B. unsere neuere deutsche Politik mit unseren wirt-


schaftlichen Zuständen und man wird manche Andeutung für die Richtigkeit die-


ser Behauptung finden. Bis 1887 etwa war die Volkswirtschaft in Deutschland im


höchsten Grade unbefriedigend. Wegen ungenügender Geldzirkulation gingen


die Preise ständig abwärts, was für alle Unternehmer und Kaufleute ja gleichbe-


deutend mit Defizit ist. Von da ab Hebung der Preise infolge der afrikanischen


Goldfunde und eine auffällige Besserung der Verhältnisse auf der ganzen Linie.


Dieser verschiedenen Entwickelung entsprach auch die deutsche Politik. Bis


1887 der Wunsch nach territorialer Ausdehnung, der sich in den kolonialen


Erwerbungen betätigte. Daneben der Wunsch, den heimischen Unternehmungen


wenigstens den heimischen Markt als Absatzgebiet zu sichern, was man durch


die sogen. „Schutzzollpolitik“ zu erreichen suchte.


Seitdem flaut das Interesse an Gebietserweiterungen ab, man findet in


Deutschland und im Ausland Absatz genug für unsere Produkte und mit


Ausnahme der Grundrentner (Agrarier) verlangt niemand mehr nach Schutz und


Zöllen. Wir finden im eigenen Lande ein schier unbegrenztes Absatzgebiet für


unsere Industrie und mit dem 
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Ausland entwickelt sich der Handel so gesund – den Zöllen zum Trotze – daß


keiner noch an Erweiterung unserer Staatsgrenzen denkt. Und das stimmt uns


friedlich, wie wir das wieder kürzlich in der Marokko-Affäre gezeigt haben. Wenn


jene Händel in die Zeit vor 1890, also vor den afrikanischen Goldfunden, in die


Zeit des wirtschaftlichen Niederganges gefallen wären, so hätten wir Marokko


vielleicht nicht so leichten Herzens fahren lassen. Wir hätten es als


Ansiedelungsland für die Arbeitslosen vollkommen für uns beansprucht. Jetzt


erscheint uns Marokko, erscheinen uns die Kolonien überhaupt von unter-


geordneter Bedeutung, weil wir Arbeit im eigenen Land und keinen Mann für


Kolonisation übrig haben. Dank den durch das afrikanische Gold in der ganzen


Welt geschaffenen günstigen Konjunkturen ist der Absatz sogar größer als die


eigene Produktionsfähigkeit, denn wir nehmen noch fremde Arbeiter in großen


Massen auf (in Preußen allein fast 1 Million).


In seiner Geschichte des d.-f. Krieges sagt Moltke: „Überhaupt ist es nicht mehr der Ehrgeiz der


Fürsten, es sind Stimmungen der Völker, das Unbehagen über einen Zustand, das Treiben der


Parteien, besonders ihrer Wortführer, welche den Frieden gefährden.“


Versiegen aber eines Tages die Geldquellen Afrikas und haben wir uns für


diese Möglichkeit nicht vorbereitet, gehen die Preise wegen ungenügenden


Geldangebots wieder abwärts, wie in der Zeit von 1873–1887, dann wird man


wieder von Übervölkerung sprechen, die Auswanderung wird wieder den frühe-


ren Umfang annehmen, und dann wird man der Regierung Vorwürfe wegen


Marokko machen.


Es ist eine Tatsache, die noch wenig bekannt und noch weniger gewürdigt ist,


die aber besonders grelles Licht auf die alles überragende Bedeutung des


Geldwesens wirft, nämlich daß die 
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Goldproduktion und der Stand der Preise im umgekehrten Verhältnis zur


Auswanderung steht.


Je weiter in Deutschland die Warenpreise wegen Geldmangel zurückgingen,


desto größer war die Auswanderung. Jetzt wo die Welt in Gold schwimmt, und


alle miteinander über die „Teuerung“ schimpfen, ist die Auswanderung sogar


geringer als die Ein- und Rückwanderung.


jährliche


Auswanderung Goldproduktion


1871–1880 60 000 173 452 Kilo


1881–1890 134 000 162 414 ”


2 116 339


3 87 677


4 40 964 245 170 ”


5 37 498


6 33 824


7 24 631


8 22 221 387 257 ”


9 24 323


1900 22 309


Von 1900 ab ist die Goldproduktion weiter ständig gestiegen. Sie beträgt heute


über 700 000 Kilo. Die Auswanderung dagegen ist von 2,31 ‰ der Bevölkerung


im Jahre 1892 auf 0,35 ‰ im Jahre 1911 gesunken und ist wahrscheinlich heute


geringer als die Ein- und Rückwanderung.


Wer nichts vom Geldwesen versteht, wird sich sagen, hier liege ein Wider-


spruch vor, es müsse sich umgekehrt verhalten, daß niedrige Preise, die der Laie


mit wohlfeilen Preisen zu verwechseln pflegt, die Bürger anziehen, hohe Preise,


die man noch allgemein mit Teuerung bezeichnet, sie aber zur Auswanderung


verleiten müßten.


In diesem Verhältnis der Preise zur Auswanderung spielt nicht etwa der Zufall


mit. Der ursächliche Zusammenhang ist leicht zu finden, wenn man bedenkt, daß


niedergehende Preise, den Verkaufspreis der Waren unter den Einstandspreis


drücken, wodurch der Handel, der kaufmännische Austausch der Arbeitsprodukte 
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rechnerisch unmöglich gemacht wird, was zur Einstellung der Arbeit führt.


II.


Wie hoch man auch die Bedeutung, die das Geld für die Geschichte der Völker


hat, einschätzen mag, – man wird sie kaum überschätzen können. Und wenn


Männer, die sich das Ding genauer angesehen haben, die Behauptung aufwer-


fen, daß die antiken Staaten an den Mängeln ihres Geldwesens zugrunde 


gingen, so braucht uns das durchaus nicht zu überraschen. So schrieb der


schottische Geschichtsschreiber Archibald Alison vor etwa 100 Jahren schon:


„Es war ein Rückgang in der Produktion der Geldmetalle, der gerade zu der


Zeit einsetzte, als die Siege der Legionen und die Weisheit der beiden Antonius


(86–166 n. Chr.) dem Reiche Sicherheit und Frieden gegeben und damit


Reichtum und Macht verliehen hatten, der den Untergang dieses durch militä-


rische Kraft, gesetzgeberische Weisheit und kluge Verwaltung aufgerichteten


Reiches vorbereitete und durchführte. Dieser Rückgang in der Produktion der


Geldmetalle, zusammen mit dem Verschleiß und Verlust des Geldes in den


Kriegen war so bedeutend, daß das zu Augustus Zeiten vorrätige Geld wahr-


scheinlich auf ein Zehntel zusammengeschrumpft war. Der Wert des Geldes


(also Rückgang der Preise) stieg infolge der Erschöpfung der spanischen


Silberminen ununterbrochen, wodurch die Arbeiterklassen in immer ärgere


Abhängigkeit von den Geldkapitalisten gerieten, während die Klasse der


Schuldner (heute Agrarier genannt) durch die steigende Last der in Geld durch


Gewohnheit, Gesetz und Vertrag festgelegten Schulden erdrückt wurde.“


Auch der deutsche Geschichtsschreiber Jacobs (gest. 1847) war zu gleicher


Ansicht über die Ursache des Unterganges Roms gekommen. In neuerer Zeit


vertraten u. a. Delbrück in Deutschland, Francis Walker in Amerika, Salvioli in


Italien diese Anschauung. Sombart z. B. 
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sagt: Mir ist kein großer wirtschaftlicher Aufschwung bekannt, der nicht auf eine


vermehrte Goldproduktion zurückzuführen ist.


In der Behauptung, daß das stolze Römerreich an der Geldschwindsucht zu


Grunde ging, liegt für den, der sich die Mühe gegeben hat, ein klares Bild von


der Bedeutung zu gewinnen, die das Geldwesen für die Volkswirtschaft hat,


durchaus nichts absonderliches.


Die Größe und Macht Rom’s beruhte nicht etwa, wie man noch vielfach


annimmt, nur oder hauptsächlich auf seiner militärischen Kraft. Die militärische


Gewalt ist die Grundmauer des Römerreiches gewesen, aber was auf diesem


Fundament errichtet wurde, war das Produkt fleißiger, zäher, intelligenter, bürger-


licher Arbeit – technische Arbeit, kaufmännische Arbeit, wissenschaftliche Arbeit.


Die militärische Gewalt ist ja an sich völlig unfruchtbar. Die Römer brachten in


die eroberten Länder ihre Kultur, geordnete Verwaltung, Recht und Sicherheit


und vor allen Dingen die Voraussetzung der Arbeitsteilung – das Geld, ge-


münztes, zweckmäßiges Geld, wodurch eine exakte Verrechnung, Handel und


Industrie überhaupt erst ermöglicht wurden. Dort, wohin das Geldwesen der


Römer gelangte, entwickelte sich mit dem dadurch ermöglichten Austausch der


Produkte die Arbeitsteilung, die Mutter aller Kultur, die Schöpferin des


Wohlstandes. Und dieser durch das römische gemünzte Geldwesen gezeugte


Wohlstand, der Handel war es, der die eroberten Gebiete mit Rom verband, der


die Völker mit dieser Fremdherrschaft versöhnte, ähnlich wie der „Code


Napoleon“ die französische Herrschaft am Rhein mehr befestigte, als die


Bajonette. Ganz unzweifelhaft hat der Stempel der römischen Münze zur Macht


des Römerreiches, zur Kohäsion seiner Bestandteile ungleich mehr beigetragen,


als das Messer der Soldaten.


Aber wie der Bäcker nur so lange Brot backen kann, als wie das Mehl nicht


fehlt, so konnten auch die Römer nur so lange Münzen prägen, also Geld 


fabrizieren, wie der Rohstoff dazu nicht fehlte. Und das war es eben, was sich


damals im Römerreich zutrug; der Rohstoff 
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zur Herstellung des Geldes begann zu fehlen. Die Münzstätten wurden stillge-


legt, weil die Silberbergwerke, namentlich die früher sehr ergiebigen spanischen


Silbergruben erschöpft waren und weil auch die kriegerischen Raubzüge keinen


Geldstoff (Gold und Silber) mehr einbrachten.


Was würden wir in Deutschland anfangen, wenn die Goldminen Afrika ver-


siegten und unsere Münzstätten stillgelegt werden müßten, wegen Mangel an


Rohmaterial? Vielleicht würden wir Papiergeld machen, aber sicher ist das noch


durchaus nicht. Im deutschen Reichstag sitzt nicht einer, der Papiergeld zu


machen versteht, nicht einer der überzeugt ist, daß man aus Papier überhaupt


Geld machen kann. Die Reichsbankdirektoren verstehen es auch nicht, und


unsere sogen. „Sachverständigen“ in Währungsfragen, die Bankiers, sind dem


Papiergeld direkt feindlich gesinnt. Die deutsche Wissenschaft erklärt sogar, die


Idee des Papiergeldes – sei eine ökonomische Irrenidee! (E. Dühring.).


Wenn wir uns also, wie die Römer es taten, ohne Geld zu behelfen suchen


wollten, so wäre das genau ebenso unser Untergang, wie es der Untergang


Roms gewesen ist. Mit dem Zusammenschrumpfen ihrer Geldbestände schränk-


ten die Römer die Industrie, den Handel, den Verkehr ein. Statt für den Markt, in


der Arbeitsteilung, Waren zu produzieren, suchten alle das, was jeder persönlich


brauchte, persönlich herzustellen, so gut es ging, so gut man die Rohstoffe in der


Umgebung vorfand. Die Römer kehrten zum Tauschhandel zurück, zur


Wirtschaftsverfassung der Neger, der Barbaren und es dauerte gar nicht lange,


da entsprach auch ihre Macht und Kultur der der Neger. Mit einem so verarmten


Volk, ohne Arbeitsteilung, ohne Industrie, ohne Handel, ohne Geld, kann man


kein Weltreich zusammenhalten. Roms Macht war auf dem Geldwesen, auf der


Arbeitsteilung aufgebaut. Sie brach zusammen, als diese Grundlage fehlte.


Ohne unser Geldwesen, ohne die darauf gegründete Industrie – wie bald


wären wir zum Bettlervolk herabgesunken! Geradeso erging es Rom.


Man hat ja viele Erklärungsversuche für den 
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Untergang so vieler antiker Reiche. Aber keine dieser Erklärungen erscheint so


zwingend wie diese, sobald man gelernt hat, die Bedeutung des Geldes richtig


einzuschätzen.


So sagt man u. a. die Germanen hätten das Römerreich zugrundegerichtet,


weil nach ihrem Einfall man nichts mehr von Kultur bemerkte und bald 


unwissende Barbarenkinder die Geisen auf den Trümmern römischer Städte


hüteten. Waren etwa die Germanen nicht kulturfähig? Das wird wohl niemand


behaupten. Aber was konnten die Germanen gegen das große Weltunglück,


gegen die Erschöpfung der spanischen Silberbergwerke ausrichten! Ohne Geld


kein Handel, keine Arbeitsteilung, also mußten auch die Germanen die


Volkswirtschaft der Neger fortführen – und das war der Untergang Roms.


Den unmittelbaren Beweis dafür, daß Rom an seinem Geldwesen zugrunde


ging, liefert uns die Tatsache, daß, sobald wieder Geldstoff gefunden wurde und


Geld verfertigt werden konnte, auch sofort die unter der Asche glimmenden


Funken der antiken Kultur zu hellen Flammen aufloderten.


Die Renaissance, die Wiedergeburt der antiken Kultur nach anderthalbtausend-
jähriger kultureller Eiszeit fällt zusammen mit der Wiederinbetriebsetzung der
Geldfabriken, mit den aus dem neuen Kontinent ankommenden Gold- und
Silbermassen.


Ansätze zur Renaissance hat es ja immer gegeben, aber es fehlte die


Vorbedingung jeder Kulturentfaltung, es fehlte das Tauschmittel, das Geld, 


welches allein die Arbeitsteilung, den Handel, den Verkehr ermöglicht. Aber von


dem Augenblick an, wo Geld wieder unter die Leute kam – da wurde es 


lebendig, überall, in allen Ländern, in allen Köpfen. Da wurde gedichtet, gemalt,


gemeißelt, gebaut. Da befuhr man wieder die Meere, da wurde auch der Boden


vorbereitet für die Reformation.


Ist es nicht merkwürdig und symptomatisch für die Ursache der Renaissance, daß Luthers Wiege


aus-
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gerechnet am Rande eines der wenigen Silber-Bergwerke stehen mußte, die im Mittelalter den


Rohstoff für die spärliche Geldfabrikation lieferten?


Viele Zeitungen und Kalender bringen die Jahreszahlen merkwürdiger


Begebenheiten. Wie außerordentlich selten sind dort Begebenheiten verzeichnet,


aus der Zeit vor der Entdeckung Amerikas! Als ob bis dahin Europa geschlafen


hätte. Es ist dies so auffällig, daß man die Entdeckung Amerika’s direkt als


Abschluß des Mittelalters bezeichnet und den Anbruch der neuen Zeit mit der


Entdeckung Amerika’s zu erklären versucht hat Aber es ist wirklich nicht einzu-


sehen, welchen Einfluß Amerika als Land, von armseligen Jägervölkern bewohnt,


auf Europa in kultureller Beziehung hätte ausüben können. An Land, an Fläche,


fehlte es uns damals doch nicht. Afrika war ja da und Asien. Aber aus Amerika


kam der Geldstoff, Silber und Gold und das brachte uns die Renaissance.


Man sagt auch, die Renaissance wäre auf die Erfindung der Buchdruckerei


zurückzuführen. Aber die Griechen und Römer waren ohne Druckerei ausgekom-


men. Die Druckerei gehört außerdem zum System der Arbeitsteilung und bedarf


des Geldwesens zu ihrer Entfaltung. Ohne das amerikanische Silber wäre darum


Gutenberg’s Erfindung höchstwahrscheinlich wieder verloren gegangen, wie


unzählige Erfindungen wohl aus dem gleichen Grunde verloren gegangen sein


mögen. Die Chinesen kannten ja die Druckerei 1000 Jahre vor uns, ebenso auch


das Pulver, das Papier und viele andere wichtige Dinge. Aber alle diese Dinge


genügten nicht. Es fehlte den Chinesen die Voraussetzung der Kultur, des 


unaufhaltsamen Fortschritts auf breiter Grundlage, es fehlte der Motor der


Volkswirtschaft, es fehlte das Geld. Und weil es den Chinesen bis in die jüngste


Zeit an gemünztem Gelde fehlte – harren die Chinesen auch heute noch auf ihre


Renaissance.


Und sie werden noch lange darauf warten müssen, wenn sie fortfahren die Hausgötter aus dem-


selben Stoff herzustellen, der ihnen in der Barrenform als Tauschmittel dient – das Silber. Gehen die


Geschäfte gut, verkaufen die Chinesen ihre Produkte, so benutzen sie das erhaltene Silber zur


Vergrößerung ihres Haus-
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gottes, d. h. sie vernichten das Tauschmittel, dem sie den Verkauf ihrer Produkte verdankten. Gehen


aber die Geschäfte schlecht, so suchen sie erst recht alles Silber, dessen sie habhaft werden können


zu demselben Zweck – um die Macht ihres Hausgottes zu vergrößern, von dem sie ja eine


Besserung des Geschäftsganges erwarten. Je schwerer der Götze – desto stärker ist er. Unter 


solchen Umständen ist es ja klar, daß die Chinesen niemals einen ausreichenden Geldumlauf haben


können. – Hier könnte tatsächlich nur die Papierwährung helfen. Sie können dann ihren Göttern so


viel Silber opfern als sie wollen, dem Handel könnte diese Sitte unter der Papierwährung ebenso-


wenig schaden, wie wenn sie ihre Götter mit Seide bekleiden oder sie in Theewasser badeten. –


Ähnliche Verhältnisse werden in Europa ja auch durch den Kirchenkultus geschaffen. Die goldenen


Monstranzen, Opferbecher usw. haben ihr Gold in der Regel dem umlaufenden Geld entzogen. In


Spanien sah ich ein Madonnenbild mit unzähligen silbernen und goldenen Gliedmaßen behangen,


die für die Heilung erkrankter gleicher Glieder da geopfert wurden. Man berechnete das Gewicht 


dieses dem Geldumlauf entzogenen Silbers auf 10 Zentner. Den gleichen Einfluß auf den Geldumlauf


hat die Juwelier-Industrie. Auch der Juwelier wirft das Geld, das er für die verkaufte goldene Kette


erhält, in den Schmelztiegel um Ersatz für das Verkaufte zu schaffen. Je wohlhabender das Volk ist,


umso mehr Geld schmilzt es zu Schmuckgegenständen ein. Der Wohlstand des Volkes ist aber eine


Folge der Arbeit, die Arbeitsteilung des Geldes. So daß man also tatsächlich von dieser


Doppelverwendung des Goldes, als Geld und als Material der Juwelierindustrie, immer zu gewärtigen


hat, daß der Wohlstand den Ast absägen wird, auf dem er gewachsen ist.


Aber warum so weit zurück in die Geschichte und in ferne Länder schweifen


um an Beispielen zu zeigen, welche entscheidende Macht das Geld auf die


Geschicke der Menschheit ausübt? Wir haben ja in unserem eigenen Lande,


alles was nötig ist, um uns in dieser Beziehung die Augen zu öffnen. Betrachten


wir z. B. einmal den Einfluß genauer, den jene berühmten 5 Milliarden Franken


ausübten, die Bismarck dem zu Boden gestreckten Feinde abzunehmen für gut


befand und womit er sein Volk sicherlich zu beglücken hoffte. Und es herrschte


ja damals in Deutschland wirkliche Freude über diesen Kriegsplunder, namentlich


auch an der Börse.
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III.


Was mochte wohl damals unseren Generalen durch den Sinn gegangen sein,


als sie so viel Gold (ca. 11/2 Millionen Kilo) von den Franzosen forderten und dies


durch die von Frankreich überwiesenen Auslandwechsel nach Deutschland


importierte Gold zum großen Teil in deutsche Währung umprägten? Nach 


welcher Geldtheorie richteten sich dabei diese Soldaten? Wie kamen sie und ihre


Ratgeber, die „Sachverständigen“ in Währungsangelegenheiten auf den drolligen


Gedanken, daß der Geldumlauf in Deutschland plötzlich zu verdoppeln sei?


Fehlte es denn vorher spec. in Deutschland an Geld, an Tauschmitteln? Das


widerspricht aber der Theorie der Metallwährung, denn diese sagt, daß sich das


Gold automatisch über alle Länder verbreitet, daß das Gold, das man künstlich


dem einen Lande entnimmt, um es in ein anderes überzuführen, die


Handelsbilanz im Sinne einer automatischen Wiederherstellung des


Gleichgewichts beeinflußt, d. h. also, daß die 5 Milliarden gesetzmäßig und 


automatisch die wirtschaftlichen Zustände schaffen mußten, die sie über kurz


oder lang wieder ins Ausland abstoßen würden! Wußte das Bismarck? Und wenn


er es wußte, hat er bedacht, was ein solcher brutaler Eingriff in die


Geldwirtschaft eines Landes bedeutet? Eine Vermehrung des Geldes kann ja


unter Umständen wünschenswert sein, sie kann auch absolut notwendig sein,


wie wir das am Untergang Roms gesehen haben, aber bei der internationalen


Natur des Metallgeldes muß diese Vermehrung auch eine internationale sein,


sonst schadet sie mehr als sie nützt. Eine Vermehrung des Geldbestandes hat


immer dieselbe Wirkung; sie treibt die Preise in die Höhe. Ist die


Geldvermehrung eine nationale, d. h. also nur einseitige, so wird das


Gleichgewicht der internationalen Warenpreise gestört und damit werden alle


Handelsverbindungen zerrissen. Der Export wird unmöglich, der Import 


erleichtert auf Kosten der heimischen Industrie. War es nun das, was Bismarck


mit den französischen Milliarden bezweckte. Wollte Bismarck mit der Einfuhr


jenes Kriegsplunders die deutsche Auswanderung för-    fördern
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dern? Er sagte doch selbst, daß wir entweder Waren oder Menschen ausführen


müßten und die Ausfuhr deutscher Erzeugnisse erschwerte er doch mit den


Milliarden ganz außerordentlich!


Höchst wahrscheinlich hat Bismarck nie so weit gedacht. Er liebte es nicht,


sich mit den Währungsfragen zu befassen, und zog es vor, diesen „Judenkram“


seinen Bankiers zu überlassen. Soll er sich doch zuerst bei Bleichröder erkundigt


haben, wie viel Geld man wohl den Franzosen abnehmen könnte.


Ob nun diese Bankiers, die Bismarcks Privatgelder verwalteten, auch solche


ahnungslosen Engel waren? Ob diese wenigstens wußten, was man zu erwarten


hat, wenn der Geldumlauf plötzlich in solch wahnsinniger Weise vermehrt wird?


Ob die Ratgeber Bismarcks in Währungsfragen, von denen doch mancher die


Wirkung einer Geldvermehrung durch seine Handelsbeziehungen mit Rußland


und Österreich kannte, diese Kenntnisse nicht an den deutschen Börsen aus-


nützten? Große Profite, Differenzen sind damals an den deutschen Börsen 


eingestrichen worden. Die bluttriefenden Milliarden haben sich in Differenzen 


aufgelöst; sind in den Händen der Börsenleute hängen geblieben.


War es nun das, was man mit dem Milliardenplunder bezweckte? Da es keinen


vernünftigen Grund für eine solche lustige Währungspolitik, solch’ wahnsinnige


Geldvermehrung gibt, so ergeht man sich in vielleicht unvernünftigen


Vermutungen. Oder waren damals Bismarck und sein König wirklich so naiv, daß


sie glaubten, eine Vermehrung des Geldbestandes bedeute an und für sich eine


Bereicherung des Landes? Steckten unsere führenden Staatsmänner damals


noch etwa im Sumpfe der Merkantil-Theorie, die in der Mehrung [Wohlverstanden, 


es handelte sich hier um eine nationale Mehrung des Geldbestandes. Diese hat ganz andere


Wirkungen, als eine allgemeine, internationale Geldvermehrung.] des Geldbestandes die


wahre Staatskunst erblickten? Wollen uns diese Soldaten mit dem Gold der


Franzosen reich und glücklich machen?
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Sehen wir zu, wie viel Glück diese bluttriefenden Milliarden gebracht haben.


Bis 1870 war die Handelsbilanz Deutschlands aktiv, d. h. wir bezahlten die 


eingeführten Waren mit anderen Waren, die wir ausführten und es blieb ein


Überschuß an barem Geld zu unseren Gunsten, der im Ausland angelegt wurde.


Das alles hatte sich organisch so ausgebildet. Jetzt überschwemmten unsere


Soldaten die deutschen Märkte mit Geld und verschoben dadurch das Ein- und


Ausfuhrverhältnis so, daß die aktive Handelsbilanz nicht nur in eine passive


umschlug, sondern daß schon 1874 der Saldo dieser Bilanz fast genau die


erbeuteten 5 Milliarden verschlungen hatte.


Diese 5 Milliarden waren wir also nach drei Jahren schon wieder los. Und was


hatten sie zurückgelassen? Den Katzenjammer einer Gründerorgie, eine ins Herz


getroffene Volkswirtschaft. Die moderne Volkswirtschaft ist eben derart auf die


Arbeit eingestellt, daß sie Beute, Kriegsplunder, nicht vertragen kann. Das


Geldwesen ist ein Nebenprodukt der Arbeitsteilung, ein Instrument der Arbeit,


des Friedens, des Handels, der Kultur. Es darf kein Blut daran kleben. Diese


ekelhaften Milliarden, dieser scheußliche, bluttriefende Kriegsplunder! Was soll


der Kaufmann damit? Soldaten sollten sich eigentlich nicht in


Geldangelegenheiten mischen. Schuster bleib’ bei deinem Leisten! Haben sich


die deutschen Kaufleute etwa in Moltke’s Strategie gemischt? Darum sollen sich


aber auch die Landsknechte nicht in die kaufmännische Strategie mischen, die


ebensoviel Fachkenntnis erfordert, wie das Kriegshandwerk.


Nach dem Krach von 1874 und nachdem die Milliarden wieder ins Ausland


abgestoßen waren, gingen die Warenpreise nach und nach wieder auf das der


internationalen Goldwährung entsprechende internationale Niveau zurück und


solche rückwärtige Bewegung der Preise ist wiederum eine außerordentlich


schädliche Sache. Es läßt sich für die Volkswirtschaft nichts Schlimmeres 


denken als rückgängige Preise.


Aufwärts strebende Preise setzen den Verkaufspreis über den Einstandpreis,


sie erleichtern dem Kaufmann den Absatz, der größere Gewinn 
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spornt zu immer neuen Unternehmungen an, wodurch reichlich Arbeit für alle


geschaffen wird. Zugleich werden durch die steigenden Preise der Produkte die


verschuldeten Produzenten (namentlich die mit Hypotheken belasteten Bauern)


entlastet, insofern, als sie den Zins ihrer Schulden durch Verkauf ihrer Produkte


zu decken pflegen.


Abwärts strebende Preise haben dagegen die umgekehrte Wirkung. Sie setzen


den Verkaufspreis unter den Einstandspreis, verwandeln allen erwarteten


Gewinn in Verluste, hemmen dadurch die Unternehmungslust, nehmen den


Arbeitern die Arbeitsgelegenheiten und vergrößern die Last der Schulden.


Abwärts strebende Preise sind darum auch immer begleitet von Krisen,


Zahlungseinstellungen, Defizit im Staatshaushalt, Arbeitslosigkeit usw.


Das alles traf in Deutschland ein, sobald die Milliarden sich wieder verflüchtigt


hatten. Alle, die mit den durch die Milliarden erhöhtem Preise gerechnet hatten,


als sie, in der Regel mit geborgtem Geld, das Haus bauten, den Acker kauften,


die Fabrik gründeten etc., sahen nun, daß sie falsch gerechnet hatten. Wie groß


der Schaden war, der hieraus der Volkswirtschaft erwuchs, hat Niemand berech-


net, man kann aber getrost annehmen, daß allein der in Geld zu berechnende


Schaden das zehnfache der französischen Milliarden beträgt. Und die armen


Teufel, die sich damals nach dem Krach erschossen, ertränkten, erhängten!


Es kam dazu, daß um jene Zeit auch die internationale Einführung der


Goldwährung sich bemerkbar machte und zwar in Form eines internationalen
Rückganges der Warenpreise. Auf Anraten unserer „Sachverständigen“ hatte


man zuerst in Deutschland, dann nach und nach in allen anderen Ländern das


Silber von der Geldfabrikation ausgeschlossen und obendrein Massen von


Silbergeld eingezogen und eingeschmolzen. Es gibt Leute, die behaupten, die


Sachverständigen, auf deren Betreiben jene Währungsmaßnahmen getroffen


wurden, hätten ganz genau gewußt, was davon zu erwarten war und hätten ihre


Börsenmanipulationen darauf zugespitzt. Doch ich glaube das nicht, auf alle


Fälle schützten die Sachverständigen öffentliche Interessen für eine Maß-
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nahme vor, von der heute Niemand etwas anderes erwarten würde als das, was


tatsächlich eingetreten ist, nämlich Hunger, Elend, Bankerott und Revolutionen.


Übrigens waren die sachverständigen Ratgeber des Deutschen Volkes in


Währungssachen vollkommen durch die Wissenschaft gedeckt, denn nach der


Theorie der Goldwährung konnte die Sperrung der Silbenprägungen


<Silberprägungen> auf die Volkswirtschaft keinen Einfluß haben, da „der feste,
unverrückbare innere Wert des Goldes“ (!), d. h. also des deutschen Geldes,


durch nichts berührt werden konnte, was auch mit dem Silber vorgenommen


wurde. Das war ja der praktische Sinn, dieses wunderlichen, heute noch nicht


ganz ausgestorbenen Aberglaubens.


Der Zufall wollte nun, daß sich die schädlichen Wirkungen dieser tollen


Währungspolitik noch sehr verstärkten, insofern als zu jener Zeit immer weniger


Gold gefunden wurde. Von 200 000 Ko.<Kilo> jährlich im Durchschnitt der Jahre


1850–1870 ging von 1871 ab die Goldproduktion bis auf 154 000 Kilo herab im


Jahre 1885. [Heute beträgt sie 700 000 Kilo.] Kein Silbergeld mehr und gleichzeitig


weniger Gold! Das Resultat war ein anhaltendes starkes Fallen aller Preise in


der ganzen Welt.


Als die Landwirte sich nun über den Rückgang der Weizenpreise beklagten,


der sie als Schuldner ganz außerordentlich schädigte (mußten doch die


Landwirte für die gleiche Summe an Hypothekenzinsen, die sie früher mit 2 Sack


Weizen aufbrachten, jetzt 3 Sack opfern) wurde ihnen geantwortet, das habe mit


dem Geldwesen nichts zu tun. Das Gold habe seinen festen inneren Wert, und


der Weizenpreis sei gefallen, weil sein „Wert“ gefallen sei! [Siehe die Schriften des


Vereins zum Schutze der Deutschen Goldwährung.] Und mit dieser dummen, ja blöd-


sinnigen Phrase köderte man die öffentliche Meinung und die Forderung der


Agrarier nach Wiederherstellung der freien Silberprägung wurde abgewiesen.


Fehlt’s dem Bauer an Geld


Spürt‘s die ganze Welt.
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Aber damals gingen nicht nur die Preise der bäuerlichen Produkte herunter,


sondern alle Preise. Von überall her scholl der Ruf nach Schutz vor dem


Rückgang der Warenpreise, dessen Grund man nun im Wettbewerb des
Auslandes suchte!! Man versuchte durch Sperrzölle die ausländischen


Wettbewerber von den heimischen Märkten fernzuhalten, um dadurch die


Wirkung der Goldwährung aufzuheben! Wohl der drolligste Schildbürgerstreich


der deutschen Wirtschaftspolitik, noch drolliger womöglich, als die


Ausfuhrprämien für Roggen, Zucker. Man hatte doch die Goldwährung einge-


führt, um den Außenhandel zu fördern, um Deutschlands Handel auf dem


Weltmarkt zu erleichtern. Und jetzt suchte man den Handel vor der Goldwährung


zu schützen! Das soll nun einer verstehen.


Mit den agrarischen Schutzzöllen [Nicht zu verwechseln mit landwirtschaftlichen


Schutzzöllen. Agrarische Zölle sind Zölle zum Schutze der Grundrenten.] trat in Deutschland


zum ersten Mal die Währungsfrage in die breite Öffentlichkeit, und man erkannte,


freilich spät, daß das Geld doch kein so einfaches Ding ist, wie uns der „Verein


zum Schutze der Goldwährung“ glauben machen wollte und wie zu glauben, 


simple Geister, harmlose Professoren, durch den Gegenstand (Münze) nur allzu


leicht verleitet werden. Was konnten denn für wirtschaftliche Kräfte in dieser


toten Metallscheibe verborgen sein? Bis dahin hatte man auf die Frage: „Was ist


ein Thaler?“ immer die Inschrift des Thalers: „XXX ein Pfund Fein“ zur Antwort


erhalten. Jetzt erkannte man, daß diese Inschrift von einem in Währungsfragen


vollkommen unwissenden Manne verfaßt war und nur das Unwesentliche der


Frage beantwortete.


Aber ich will mich hier mit diesen Dingen nicht länger aufhalten. Das Gesagte


soll nur zeigen, wie das Geldwesen zum Zankapfel der großen Politik werden


kann, und wie viele Kräfte in diesem anscheinend leblosen, runden Gegenstand


schlummern. In dieser Beziehung läßt sich das Geld wohl mit dem Pulver 


vergleichen, dem man ja auch nicht die ihm eigene Kraft durch äußerliche Be-


Betrachtung
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trachtung ansehen kann. Nur eins will ich hier noch erwähnen: Der Streit um die


Gold- und Silberwährung dreht sich nicht um die Frage, die die Theorie der


Metallwährung wohl zunächst aufwirft, nämlich, für welches der beiden Metalle


das Volk die meiste Vorliebe habe. Die Vorliebe für das Metall als solches spielte


in jener Währungsfrage eine ganz untergeordnete Rolle.


In Wirklichkeit handelte es sich um die Frage: Bei welchem der beiden Metalle


sind die Aussichten für die Gläubiger oder Schuldner am vorteilhaftesten. Fahre


ich als Besitzer hypothekierten Bodens, als Bürger eines verschuldeten Staates,


als Aktionär einer mit Obligationen arbeitenden Gesellschaft, bezw. als Inhaber


der Hypotheken, der Staatspapiere, der Obligationen usw. besser, wenn die


Goldwährung oder wenn die Doppelwährung eingeführt würde? Hier, in dem


gegensätzlichen Verhältnis zwischen Gläubigern (Rentnern) und Schuldnern


(arbeitenden Stände) liegen die wahren Entscheidungsgründe für diese


Währungsfrage. Eine Vorliebe für Eigenschaften eines der Geldmetalle besteht


überhaupt nicht. Schlagen wir den Besitzern der Pfandbriefe, Obligationen und


sonstigen Geldforderungen ein Geldsystem vor, durch welches alle Warenpreise


um 50% heruntergedrückt werden können, durch welches wir also alle


Geldforderungen inhaltlich verdoppeln, so werden sie mit tausend Freuden dafür


stimmen, ob auch das vorgeschlagene Geld aus Blei, Papier oder asa foetida


hergestellt werden soll, ob auch die auf solche Weise Begünstigten wissen, daß


sie sich auf Kosten der Arbeiter bereichern (s. Kornzölle). Wie natürlich auch die


Klasse der Schuldner für dasselbe Geld zu haben sein würde, wenn wir ihr eine


Erhöhung der Preise ihrer Produkte in Aussicht stellen.


Jetzt ist jene alte Währungsfrage begraben. Man findet so viel Gold und die


Preise aller Waren sind so hoch gestiegen, daß die Klasse der Schuldner sich


mit der Goldwährung versöhnt erklärt hat. Der Hauptvertreter der


Doppelwährung, Dr. Otto Arendt, hat dies ausdrücklich getan. Freilich müßte sich


dafür die Klasse der Gläubiger über die Goldwährung beklagen, da sie ja nun in


demselben Verhältnis geschädigt wird, wie die Schuldner 
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begünstigt werden. Aber sie dürfen sich nicht beklagen, denn erstens waren sie


es doch, die die Goldwährung einführten und verteidigten, zweitens würde die


Rückkehr zur Doppelwährung ihre Not nur noch verschärfen und drittens ist


ihnen der Weg zur Papierwährung, die allein Gläubigern und Schuldnern gerecht


werden kann, durch Vorurteile aller Art verlegt.


Das ist eine tragische Komödie. Die Furcht, daß der Staat die Macht mißbrauchen könnte, die ihm


nach Ansicht der Gläubiger die Papierwährung verleiht, nimmt ihnen die einzige gesetzliche


Handhabe gegen die Verwässerung ihres Eigentums durch die immer noch wachsende kolossale


Goldproduktion. Die Hilfe des in einer so eminent staatlichen Einrichtung – wie es das Geld ist – so


wie so immer allmächtigen Staates lehnen sie aus Furcht vor einem möglichen Mißbrauch dieser


Macht ab. Als ob der Staat, der zu Machtmißbräuchen bereit ist, die Erlaubnis zur Ausgabe von


Papiergeld bei irgend Jemand erst einholen würde!


Nach meinen Berechnungen haben allein die Besitzer deutscher Pfandbriefe,


Hypotheken und Staatspapiere durch die übermäßige Goldproduktion, durch die


damit in Zusammenhang stehende Erhöhung der Warenpreise und den mit jeder


Preissteigerung regel- und gesetzmäßig sich einstellendem Kursrückgang aller


festverzinslichen Papiere einen Verlust von 27 Milliarden – also 27 000 Millionen


Mark, seit dem Jahre 1890 bis heute in Deutschland erlitten (s. Artikel: „Die Not


der Rentner“, Physiokrat Nr. 7, Jg. 1.)


Man ersieht hieraus wie groß die Interessen sind, die mit dem Geld, als


Gegenstand aller Geldverbindlichkeiten, verknüpft sind.


Wir haben in Umlauf nur etwa 8 Milliarden Mark, ein Pfifferling fast, verglichen


mit dem sonstigen Reichtum des Deutschen Reiches. Aber man unterschätze die


Bedeutung dieser acht Milliarden nicht. Sie bilden die Grundmauer auf dem das


ganze Kreditgebäude errichtet ist. Die 35 Milliarden, die allein in Wechseln im 


D. R. umlaufen, lauten sämtlich auf Teile jener 8 Milliarden und müssen damit


bezahlt werden. Jene 8 Milliarden sind vor dem Richter ebenso unvertretbar, wie


der Mörder auf dem Schaffot. Wenn die Bestandteile jener 8 Milliarden nicht für


die Wechsel-Schuldner in genügender Menge 
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greifbar sind – so können sie die 35 Milliarden nicht zahlen. Und dann würden


sie gepfändet. Denn die Wechselgläubiger bestehen „auf ihren Schein“ und zwar


gerade dann, wenn sie im Zweifel sind, ob der Schuldner bezahlen kann. Alles,


was mit den 8 Milliarden geschieht, pflanzt sich unmittelbar auf alle


Geldforderungen fort und diese Geldforderungen kann man getrost auf das 


30–40 fache jener 8 Milliarden einschätzen. Wird das Gold jener acht Milliarden


billig, so werden die darauf errichteten 300 Milliarden Geldforderungen auch 


billig, werden sie teuer, so werden die 300 Milliarden auch teuer. Eine allgemeine


Preissteigerung der Waren von nur 10% bedeutet für die Schuldner jener 300


Milliarden einen Gewinn von 30 Milliarden – und umgekehrt. Seit zwanzig Jahren


sollen die Preise aber um 40–50% gestiegen sein! Nimmt man nur einen Teil der


8 Milliarden weg, so genügt das, um das Kreditgebäude ins Wanken, und unter


Umständen zum Einsturz zu bringen.


IV.


Man spricht viel von den gewaltigen Summen, die in den Banken von einem


Konto auf das andere übertragen werden, ohne daß dabei bares Geld benutzt


wird und manche bilden sich ein, daß durch dieses System der Verrechnung die


Bedeutung des baren Geldes abgenommen hat. Jedoch auch alle diese


Tausende von Millionen, die da verrechnet werden, lauten auf bares, vor Gericht


nicht vertretbares Geld. Alle diese Verrechnungen werden unmöglich, sowie der


leiseste Zweifel darüber aufkommt, ob auch auf Verlangen das bare Geld wirklich


an die Stelle der einfachen Verrechnung treten kann. Es geht jenen verrechneten


Milliarden nicht anders, als den in Metall einlösbaren Banknoten, sobald das


Publikum die Einlösbarkeit in Frage gestellt glaubt. Dann erinnern sie sich plötz-


lich, daß vor Gericht der Gegenstand der Geldforderung unvertretbar ist, dann


will Niemand noch etwas von Prolongation, von Stundung, von Verrechnung 


wissen.


*
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Das was bisher gesagt ist, würde vielleicht schon genügen, zum Beweis, daß


das Geldwesen im Leben der Völker eine wichtige Rolle spielt. Und doch sind 


bis jetzt nur die äußeren Umrisse dieser Rolle gezeichnet worden. Es soll jetzt


gezeigt werden, daß das große Problem unserer Zeit, die sogen.


soziale Frage
in der Hauptsache nichts als ein Geldproblem ist, d. h. daß die soziale Frage,


so weit sie sich uns nicht unmittelbar als ein Produkt unseres Bodenrechtes 


vorstellt, die notwendige Folgeerscheinung bestimmter, organischer Fehler 


unseres herkömmlichen Geldes ist. Jetzt, da wir von der Bedeutung des Geld-


wesens schon einen besseren Begriff haben, liegt auch in dieser Behauptung


nichts auffallendes mehr. Ist das römische Reich an den Fehlern seiner


Geldwirtschaft zugrunde gegangen, dann kann man auch annehmen, daß 


etwaige Konstruktionsfehler unseres Geldwesens auch in großen Erscheinungen


sich bemerkbar machen werden. Die  gröbsten Erscheinungen unserer soz.


Frage sind: die Teilung des Volkes in reich und arm, die immer sich wieder-


holenden Krisen, die ungeheuren Kosten, die die Waren unter dem Namen


„Handelsspesen“ belasten und namentlich die Verwandlung aller
Produktionsmittel in Kapital.


Die Marxisten werfen alle diese Erscheinungen zusammen und nennen das


Ganze „Kapitalismus“, den sie auf das Privateigentum an den Produktionsmitteln


zurückführen. Das Heilmittel ist dann auch entsprechend dieser Diagnose: die


Verstaatlichung sämtlicher Produktionsmittel, die Abschaffung des Handels und


des Geldwesens.


Hier soll nun gezeigt werden, daß die Marxisten nur in Bezug auf den Boden


die Wahrheit erkannt haben, im Übrigen aber im Irrtum sind.


Den Marxisten, den Proletariern, die in der Regel in den Fabriken mit den Maschinen zu tun


haben, ist auch die Maschinerie der hauptsächliche Vertreter des Kapitals. Ich glaube aber, daß das


in Maschinen angelegte Kapital kaum mehr als 5–10% des sonstigen Kapitals beträgt. (Boden,


Häuser, Bergwerksrechte, Waren, Eisenbahn etc.)


Der Boden ist kein Produkt menschlicher 
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Arbeit. Die Erdkugel ist durch den Menschen noch nicht um ein Atom vergrößert


worden. Wir können ihn nur bearbeiten. Wir können auch aus einem Sumpfe,


einer Wüste, einen Garten machen, aber die ursprüngliche Sumpf- und


Wüstenfläche können wir nicht selbst schaffen. Darum ist der Boden auch 


anderen Gesetzen zu unterwerfen, als die übrigen, durch unseren Fleiß ent-


stehenden Dinge. Diese übrigen Dinge können wir nach Bedarf schaffen, so


lange uns die Grundbesitzer nicht daran hindern und das Geld dabei seine


unentbehrlichen Dienste nicht versagt. Schaffen wir aber nach Lust und Bedarf,


dann wächst der Vorrat an Häusern, Schiffen, Maschinen, Rohstoffen usw. 


derart, daß der Bedarf bald gedeckt wird und diese Dinge die Eigenschaft ver-


lieren, Zins erheben zu können. Der Boden aber wird immer Rente abwerfen.


Um uns hiervon gleich zu überzeugen, brauchen wir uns nur die jetzige


Baukrise in Groß-Berlin anzusehen. Es ist dort in der letzten Zeit wirklich mit


lobenswertem Fleiß, unter Anspornung aller Kräfte gearbeitet worden, mit dem


vom sozialen Standpunkt aus sehr erfreulichem Erfolg, daß infolge des größeren


Angebots von Wohnungen deren Miete herunterging. Und das genügte, um die


Bautätigkeit plötzlich zu verlangsamen oder ganz zu unterbrechen.


Wer ist es aber, der hier Halt befiehlt? Die Arbeiter sind da, in derselben


Anzahl. Alle sind auch willens, in derselben Weise weiter zu arbeiten. Alle sind


übrigens auch durch ihre täglichen, gewohnten Bedürfnisse gezwungen, sich zur


Arbeit anzubieten. Auch ist der Bedarf an Wohnungen vorhanden. Alle würden


gerne sich etwas mehr ausdehnen. Nur die hohe, unerschwingliche Miete zwingt


den Arbeiter, seine Familie in die 1-Zimmerwohnung einzupferchen. Auch die


Fabrikanten von Baumaterialien, die Ziegel-, Zement- und Trägerwerke sind alle


da, vollzählig und bereit, das Gewünschte zu liefern. Warum wird nun nicht 


weitergebaut? Wer verhindert die Arbeiter daran, daß sie für die Bekämpfung der


Wohnungsnot die Baumaterialien zu neuen Häusern verarbeiten? Wer nimmt


dem Maurer die Arbeit, 
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den Ziegeleien den Absatz, den Einwohnern die Möglichkeit, billigere


Wohnungen zu beziehen, den Kaufleuten die Konsumfähigkeit ihrer Kundschaft?


(arbeitslose Maurer). Wo ist der Störenfried? Es ist das Geld.


Der Geldbesitzer stellt der Bauindustrie sein Geld nur dann zur Verfügung,
wenn der Bauunternehmer beweisen kann, daß das zu bauende Haus auch den
herkömmlichen Minimalzins von 4 oder 5% netto abwerfen wird.


Und diesen Beweis kann der Bauunternehmer nicht erbringen, denn der Zins


der Häuser ist ja bereits als Folge der bisherigen Bautätigkeit heruntergegangen,


und würde noch weiter heruntergehen, wenn man die Arbeiter gewähren ließe.


Darum sagt der Geldgeber dem Bauunternehmer: es ist schon zu viel gebaut
worden. Wir müssen die tolle Überproduktion an Wohnungen einschränken [Diese


Ausdrücke und Redewendungen werden ganz harmlos in den deutschen Zeitungen gebraucht.] wir


müssen durch Entlassung der Bauarbeiter, durch Stillegen der Ziegeleien dafür


sorgen, daß die Konkurrenz der Häuser ihrem herkömmlichen Zinsertrag nicht


gefährlich wird. Wir können uns diese Beschränkung ja leisten. Wir warten


etwas. Wir warten mit dem Bau neuer Häuser, bis daß infolge des natürlichen


Bevölkerungszuwachses die Mieten wieder steigen.


Die Frage, was der Geldbesitzer in der Zwischenzeit mit seinem Gelde macht, wird wie folgt 


beantwortet: Die Krise (um eine solche handelt es sich hier doch), hemmt den Geldumlauf, verlang-


samt ihn, nimmt auch den Geldsurrogaten (Wechseln etc.) einen Teil der Umlaufsfähigkeit (wegen


verminderter allgemeiner Sicherheit) und bewirkt dadurch eine allgemeine Geldklemme, die für die


Abwickelung der unternommenen Geschäfte sehr hinderlich ist und ein Emporschwellen des


Zinsfusses für Darlehen verursacht. In diesen Geschäften legt dann der Baargeldgeber


<Bargeldgeber> sein Geld an – bis daß die Verhältnisse auf dem Baumarkt wieder „gesunden“ 


(nach seiner Auffassung).


Mögen die Arbeiter sehen, wie sie sich bis dahin durchschlagen, mögen die


Baumaterialienfabriken anderswohin ihre Produkte senden, und die billigen


Wohnungen mögen die Bürger in 
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Utopien suchen. Soll sich denn der Kapitalist für die andern opfern?


Man sieht, wie die Besitzer des Geldes das Entstehen neuer Häuser, neuen


Kapitals im Interesse des Zinsertrages dieses Kapitals verhindern können. Weil


nach ihrer Meinung genug gebaut worden ist, wird der Bauindustrie einfach


Schluß befohlen.


Aber wie es hier im Baufach zugeht, so verläuft die Sache durchweg auf der


ganzen Linie der Kapitalanlagen. Ehe eine Fabrik, ein Kanal, ein Theater gebaut,


ein Acker entwässert, ein Obstgarten angelegt, ein Schiff bestellt wird, muß die


Frage beantwortet werden, ob sich die Sache rentiert, ob für die Erhebung des


herkömmlichen Zinses nicht vielleicht schon zu viel gebaut worden ist. Der Zins,


und zwar der herkömmliche netto Zins von 4–5% muß sicher gestellt sein. Keine


Fabrik ist jemals gebaut worden, von der die Gründer nicht ganz bestimmt


annahmen, daß sie als Minimum jene 5% abwerfen würde. Nicht eine seit dem


Bestehen des herkömmlichen Geldes. Die Arbeiter müssen ganz regelmäßig sich
mit einem Lohn begnügen, der das Kapital mit 5% netto verzinst – sonst baut
ihnen kein Mensch eine Fabrik, in der sie Beschäftigung finden können.


So lange dieser Minimalzins von 5% nicht sicher gestellt erscheint, spricht der


Fabrikant genau wie die Bauunternehmer in Berlin, von der „Baupest“. Wir


haben, sagt er dann, schon zu viel Fabriken, sie rentieren sich ja nicht mehr, sie


werfen ja nur mehr 4 oder 3% ab, und das „Normale“ ist doch 5%. Die


Bauarbeiter, die Lieferanten der Maschinen würden gerne den Bau der Fabrik


übernehmen, und in der Fabrik würden Massen von Arbeitern gesuchte Arbeit


finden, auch Absatz für die Fabrikerzeugnisse wäre da, aber die Fabrik würde


voraussichtlich nicht 5%, sondern weniger Zins abwerfen und das ist ein 


ausreichender Grund, um die Inangriffnahme des geplanten Baues auf 


unbestimmte Zeit zu vertagen. Um 1000 Mark an Zins mehr herauszuschlagen,


wird dem Volksvermögen ein Schaden 
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von Millionen zugefügt. Ähnlich wie der Dieb, der um seinen Diebstahl zu ver-


bergen, das Haus anzündet.


Diese bösen Geldbesitzer! Wer und wo sind sie?


Wir haben im Deutschen Reiche 21 Millionen Inhaber von Sparkassenbüchern


mit 16 000 Millionen Mark Guthaben. Jeder dritte Bewohner des D. R., die


Säuglinge mitgerechnet, ist Besitzer eines Sparkassenbuches. Sie alle gehören


zu den kapitalistischen Banditen, die ohne Rücksicht auf das ungeheure Elend,


das sie verursachen, den Bau neuer Häuser davon abhängig machen, daß sie


5% Zins abwerfen. Unter diesen Scheusalen in Menschengestalt befinden sich


viele unschuldige Kinder, die bei ihren Paten in einer tönernen Büchse Kupfer-


und Nickelstücke sammeln. Und alle, alle, Groß und Klein, handeln nach dem-


selben Grundsatz. Keiner von ihnen gestattet der Sparkasse das Geld den


Unternehmern zu einem niedrigeren, als dem herkömmlichen Zinsfuß zur


Verfügung zu stellen. Könnte der Unternehmer das Geld zu 4, 3, 2% erhalten, so


könnte er es mit den Mietserträgen des zu bauenden Hauses verzinsen, die


Arbeitslosen würden beschäftigt und das Volk hätte billigere Wohnungen. Aber


die Sparkasse kann das Geld nicht zu ermäßigtem Zinsfuß hergeben (aus vielen


Gründen). Legt sie das Geld in langfristigen Darlehen zu einem niedrigeren


Zinsfuß fest, so muß sie gewärtigt sein, daß ihr von Seiten der Sparer das Geld


gekündigt wird, sobald der Zinsfuß wieder steigt. So muß der Unternehmer 


darauf verzichten, die Arbeiter anzustellen.


Und sehen wir nun genauer zu, so werden wir die eigentümliche Beobachtung


machen, daß die beschäftigungslosen Bauarbeiter nun ihrerseits zur Sparkasse


gehen und Geld abheben zur Bestreitung der täglichen Ausgaben. Sie haben 


keinen Verdienst, folglich müssen sie von den Ersparnissen zehren. Und wer hat


ihnen Arbeit und Verdienst genommen? Sie selbst haben es der Sparkasse


unmöglich gemacht, dem Bauunternehmer das Geld zu einem dem Zinsertrag


der Realkapitalien entsprechenden Zins zur Verfügung zu stellen. Darum müssen


sie jetzt als Arbeits-    Arbeitslose
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lose von ihren Ersparnissen zehren. Würden sie der Sparkasse im gleichen


Umfang das Geld auch bei fallendem Zinsfuß zur Verfügung stellen, ev. auch


ganz auf Zins verzichten, dann könnte auch ihrerseits die Sparkasse den


Unternehmern liberalere Bedingungen stellen und dann könnte dieser wiederum


alle den Arbeitslosen Verdienst schaffen. Kein Arbeiter brauchte dann noch Geld


von der Sparkasse abzuheben. Sie würden alle ihre Spareinlagen fortlaufend


vermehren können und zwar auch darum, weil das Haus, das der


Bauunternehmer jetzt mit dem Geld der Sparkasse baut auf die Mietspreise 


drücken, sie also verbilligen würde. Die paar Mark, die die Sparer an Zins 


einbüßen würden, könnten sie infolge des ununterbrochenen Verdienstes und


der Verbilligung aller Dinge 100fach wiedergewinnen.


Aus dieser Darstellung geht hervor, daß der Zins nicht von Natur aus den


Häusern, Fabriken usw. anhaftet, daß es sich nicht um eine Zins zeugende Kraft


handelt, sondern, daß der Zins aller Realkapitalien dadurch erhalten wird, daß


der Geldbesitzer die Schaffung neuer, den Kapitalzins herabdrückender


Kapitalien verhindert und zwar durch Sperrung des Geldumlaufes. Nennt man


alles, was Zins abwirft, und nur solange es dieses tut, Kapital, so können wir


sagen, daß wir im Kapital keine Sachgüter schlechthin zu erblicken haben, 


sondern Sachgüter innerhalb eines bestimmten Verhältnisses zwischen Vorrat an


solchen (Angebot) und Nachfrage. Dieses für den Zins nötige Verhältnis wird
heute durch Sperrung des Geldumlaufes dauernd und gewaltsam auf einem
bestimmten Stand erhalten. Ohne diese künstliche Hilfe würde bald so viel
gebaut werden, würde bald so viel neues „Kapital“ erstehen, daß der Zins auf 
4, 3, 2, 0% herabgehen würde.


Aus dieser Darstellung geht aber auch ferner hervor, daß die Krisen, die


Arbeitslosigkeit nicht, wie die Marxisten behaupten, notwendige, gesetzmäßig


sich einstellende Begleiterscheinungen unserer auf dem Privateigentum an den


Produktionsmitteln beruhenden Gesellschaftsordnung sind, sondern, daß die
Krisen von den 
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Geldbesitzern im Interesse des Zinses willkürlich durch Sperrung des Geld-
umlaufes hervorgerufen werden, wobei noch zu bemerken ist, daß diese


Geldbesitzer zu einem nicht unwesentlichen Teil (16 Milliarden Sparkassen-


einlagen) aus Arbeitern sich rekrutieren, die den Zins (Kapitalismus) sonst


bekämpfen. Würde man also Vorkehrungen treffen, die eine künstliche, willkür-


liche Sperrung des Geldumlaufes verhindern können, so würde das allein ge-


nügen, um die Krisen und die Arbeitslosigkeit zu verhindern und um den Zins in


verhältnismäßig kurzer Zeit in einer Überproduktion an Kapital (nicht an Waren!)


zu ersticken.


Unsere Volkswirtschaft ist auf dem Geldwesen aufgebaut. Das Geld erhält das


Ganze in Betrieb. Darum steht aber auch der Betrieb still; sowie das Geld still


steht.


Es fragt sich nun: sollen wir da einfach mit verschränkten Armen zusehen,


wenn das Geld still steht, wenn es von denen festgehalten wird, die es in der


Gewalt haben? Sollen wir nicht im öffentlichen Interesse dafür sorgen, daß das


Geld um und um läuft, ununterbrochen, und ohne Rücksicht auf den Zins? Um


hierauf die richtige Antwort geben zu können, müssen wir vorher einige


Vorfragen erledigen. Es sind diese: Was ist das Geld, was erwarten wir vom


Geld, und warum übertragen wir dem Staate die kostspielige Aufgabe die


Münzen zu prägen, die verschlissenen auf Staatskosten gegen neue umzu-


tauschen und die Falschmünzer zu verfolgen..


Über den Zweck, den wir mit dem Gelde verfolgen, können die Meinungen


nicht auseinandergehen. Das Geld soll den Austausch unserer Produkte ver-


mitteln. Wir erkennen im Geld eine öffentliche, staatliche Einrichtung und über-


tragen die Herstellung und Verwaltung des Geldes auf den Staat, weil der Staat


allein dafür in Betracht kommen kann. Dem staatlichen Charakter des Geldes


entsprechend, dürfen wir verlangen, daß alle, die sich des Geldes bedienen,


auch einen dem Zwecke des Geldes entsprechenden Gebrauch davon machen.


Jede zweckfremde oder zweckwidrige Verwendung des Geldes müssen wir als


Mißbrauch einer öffentlichen, staatlichen Einrich-    Einrichtung
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tung erklären und sofern aus diesem Mißbrauch anderen ein Schaden erwächst,


diesen Mißbrauch ahnden.


Nun ist der Gebrauch des Geldes als Sparmittel unzweifelhaft ein dem Zwecke


des Geldes vollkommen fremder, also mißbräuchlicher. Denn das Geld wurde


doch gemacht, um den Austausch der Waren zu erleichtern und der Austausch
der Waren ist beendet, wenn man das Geld, das man für die eigenen Produkte
eingelöst hat, wieder in Waren (Produkte anderer Bürger) umsetzt. Wer Geld
spart, unterbricht den Tausch. Er hat seine Produkte verkauft und läßt nun einen


anderen Bürger auf den Käufer warten. Das ist offenbar ein Unrecht. Wir 


brauchen solchen Mißbrauch nicht zu dulden. Das Geld wurde doch nicht


gemacht, damit man es sparen kann. Tauschmittel und Sparmittel sind nicht in


einem und denselben Gegenstand zu vereinen. Das muß jedermann auf den


ersten Blick einsehen. Darum muß die Handlung der Sparer, der Kapitalisten,


Wucherer, Spekulanten, die das Geld aus irgend einem Grunde festhalten, als


Mißbrauch einer staatlichen Verkehrseinrichtung erklärt werden, den wir mit allen


Mitteln verhindern, mit aller Strenge bestrafen müssen.


Wir müssen dafür sorgen, wenn wir den Zweck des Geldes erreichen wollen,


daß es ohne irgend welche Rücksicht auf private Wünsche fort und fort, um und


um läuft, im Frieden wie im Krieg, in guten wie in schlechten Zeiten, bei 5% Zins


wie bei 4, 3, 2, und 0%. Geht es nicht anders – so müssen wir die
Doppelverwendung, die das Geld heute als Tausch- und Sparmittel findet, 
zerhauen, und dann sagen: wer sparen will, mag nach passenden Sparmitteln
auf der Welt sich umsehen, vom Geld aber soll er seine Hände fernhalten.


Haben wir einmal den Entschluß gefaßt, das zu tun, so werden wir auch Mittel


finden, diesen Entschluß praktisch durchzuführen. Und den Entschluß zu 


solchem Tun, allen Vorurteilen und privaten Interessen zum Trotz werden wir 


fassen, sobald wir uns von der alles überragenden Bedeu-    Bedeutung
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tung, die das Geld für das Leben der Völker hat, überzeugt haben.


V.


Die Sozialisten erheben gegen die bestehende Wirtschaftsordnung nicht nur


den Vorwurf, daß in dieser Ordnung die Produktionsmittel Kapital sind, wodurch


ihren Besitzern die Macht verliehen wird, sich auf Kosten der Arbeiter zu berei-


chern, daß ferner diese „Ordnung“ nur allzu oft Zeichen der größten Unordnung


gibt (Krisen, Arbeitslosigkeit), sondern, daß durch den Handel, den diese


Ordnung bedingt, der Austausch der Produkte ganz ungeheure Kosten verur-


sacht. Nach Professor Lujo Brentano’s Berechnungen sollen diese Kosten im


Durchschnitt fast 40% des Produktes verschlingen, was so viel heißt, daß von 


10 Arbeitern, 4 vollauf damit beschäftigt sind die Produkte der anderen 6 an den


Mann zu bringen! Wohlverstanden, es handelt sich hier nur um den Handel, nicht


um den Transport der Waren, dessen Kosten in jenen 40% nicht enthalten sind.


Niemand wird leugnen, daß dieser Vorwurf der Sozialisten berechtigt ist.


Freilich zu dieser Berechtigung gehört der Nachweis, daß die Sozialisten den


Austausch der Produkte unter 40% würden machen können. Aber auch absolut


betrachtet, ohne nähere Untersuchung fällt es auf, daß man heute von je 


10 Tischen, Hüten, Büchern, Würsten, 4 Stück dem Gott Merkur opfern muß.


Die Gründe dieser so außerordentlich hohen Handelsspesen sind jedoch nicht


in unserer Wirtschaftsordnung zu finden, sondern auch wieder im Geld. Unser


herkömmliches, in unveränderter Form aus dem grauen Altertum auf uns über-


kommene Geld hat einen Konstruktionsfehler, der seinen Gebrauch derart


erschwert, daß der Austausch der Produkte nicht unter 40% im Durchschnitt


bewerkstelligt werden kann. Mit der Geldwirtschaft an sich, mit dem


Grundgedanken unserer Wirtschaftsordnung hat dieser Konstruktionsfehler


nichts zu tun. Beseitigen wir den Fehler, so tasten wir diese Ordnung nicht an,


sondern befestigen sie.
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Zur Herstellung unseres bisherigen Geldes haben wir ausgerechnet das 


schönste Material benutzt, das wir auftreiben konnten. Edelmetalle. Das war ein


Fehler. Als Ware betrachtet sind die Edelmetalle allen anderen Waren nach jeder


Richtung überlegen. Vergleiche man 100 Mark in Edelmetall mit 100 Mark in


irgend einer anderen Ware, Leder, Speck, Stroh, Holz, Kohle z. B. Von all den


unangenehmen Eigenschaften, mit denen die anderen Waren behaftet sind, ist


unser Geld vollkommen frei. Die Waren nehmen Raum ein, brauchen ein Dach,


Schutz vor Regen, Frost, Staub, Sonne, Feuchtigkeit, Hitze, Dieben, Mäusen,


Fliegen, usw., und wenn man die Waren auch bewacht, pflegt und putzt, so sind


sie am Ende des Jahres weniger gut, schön oder schwer, als am Anfang.


Ausnahmen hierin gibt es keine, selbst der Wein, von dem man sagt, daß er


immer besser würde, muß gehütet und gepflegt werden. Was Wunder also, daß


Niemand Waren, alle nur Geld besitzen wollen. Außerdem verfügt der Besitzer


des Geldes über alle andern Waren, über tausend und hunderttausend verschie-


dene Dinge, während die Ware nur immer ein einziges Bedürfnis befriedigen


kann. Das Geld vereinigt in sich die Eigenschaften aller anderen Waren. Es ist


ein ideales „Tischchendeckdich“. Jeder will also nur Geld besitzen, die Waren


aber mögen die anderen behalten. Und tatsächlich finden wir Waren nur im


Besitze der Kaufleute und Spekulanten. Der Privatmann hat in den Städten kaum


mehr als für 24 Stunden Vorräte. Die Unternehmer scheuen sich sogar Waren


auf Vorrat anzufertigen. Kann das Produkt nicht sofort abgesetzt werden, so


schränkt der Unternehmer die Fabrikation lieber ein oder er schließt die Fabrik.


Auch er will Geld, keine Ware haben. Dieser Widerwille vor dem Besitze von


Waren geht so weit, daß viele Fabrikanten auch nichts von einem Vorrat an


Rohmaterialien für ihre engere Industrie wissen wollen. In dieser Beziehung


leben sie alle mehr oder weniger von der Hand in den Mund. Obschon sie alle


doch früher oder später die Waren kaufen müssen, wollen alle Geld, nur Geld


besitzen. Den Kauf von Waren schiebt jeder hinaus so lange er kann.
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Unser Geld vermittelt also wohl den Tausch der Produkte, aber immer nur im


letzten Moment. Bis dahin stößt es die Waren direkt ab, und versagt seinen


Dienst als Tauschmittel. Darum sagte auch schon Proudhon: „Ihr behauptet im


Geld einen Schlüssel des Marktes zu haben! Es ist nicht wahr. Das Geld ist ein


Riegel des Marktes. Das Geld hat für die Schildwachen des Marktes die Parole


ausgegeben, niemand passieren zu lassen.“


Diesen allgemeinen Widerwillen gegen den Besitz von Waren (unsere


Produkte) müssen nun die Kaufleute überwinden. Je größer dieser Widerwille ist,


desto größere Anstrengungen muß der Kaufmann machen, um die Ware an den


Mann zu bringen. Je störrischer die Käufer, umso mehr Geduld, Diplomatie,


Klugheit muß der Verkäufer anwenden. Diese kaufmännischen Tugenden sind


immer selten vereinigt in einer Person zu finden und nach den Gesetzen des
Wettbewerbs muß darum auch der Kaufmann, der sie besitzt, einen hohen Preis


dafür, also für seine Leistungen beanspruchen können.


Würden wir das Geld aus einem Stoffe herstellen, der in sich alle unange-


nehmen Eigenschaften der Waren vereinigt, der um soviel jährlich einbüßt, wie


der Durchschnitt der Waren durch Lagerkosten und Verluste an Qualität und


Quantität jährlich verliert, so würde es jedermann gleichgültig sein, ob er Waren


oder Geld besitzt. Solches schlechte Geld würde niemand mehr den Waren


(unsern Produkten) vorziehen und darum würde man auch seine Reserven an


Geld in Reserven an Waren umwandeln, dann würde man statt einer Spar-


büchse sich eine Vorratskammer zulegen. Dann würde das „schlechte“ Geld


unseren Widerwillen gegen den Besitz an Waren brechen, wir würden uns 
unsere Produkte gegenseitig gerne abkaufen und das würde den Handel sehr


erleichtern. Denken wir uns das Geld etwa wie das Muster unseres Reform-
geldes.


Wie schnell und sicher muß sich da der Handel abwickeln. Wie selbstbewußt


wird da der Arbeiter dem Käufer seiner Produkte gegenüber, 
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wenn er weiß, daß dieser eben solche Eile hat wie er, daß der Tausch zustande


komme.


Erleichtern wir aber auf diese Weise den Tausch der Produkte, so drücken wir


damit natürlich die Unkosten des Tausches, die Handelsspesen herab, ähnlich


wie man den Preis einer Ware dadurch herabdrückt, daß man die Kunstfertigkeit


des Arbeiters durch technische Verbesserungen ersetzt. Erleichtern wir den


Tausch, den Handel, in der Weise, daß jeder Dummkopf, jeder der befähigt ist,


Weizen zu bauen, auch befähigt ist, Weizenhandel zu treiben, so geht selbst-


verständlich, nach den Gesetzen des Wettbewerbs der Arbeitsertrag des


Weizenhändlers auf den Arbeitsertrag des Weizenbauers herab.


Die eigentümlichen, fast unnatürlichen Eigenschaften, womit wir unser Geld


ausgestattet haben (das Wort Edelmetall oder Edelstoff deutet schon auf eine


Ausnahmestelle in der Natur hin), bringen es mit sich, daß mancher sich nicht


gut vom Gelde trennen kann. Man sucht das Geld so lange wie möglich zu


behalten. Mancher kauft auf Kredit, nur weil er sich nicht vom Gelde trennen


kann. Jeder Kreditverkauf zwingt aber den Kaufmann, entweder sein Kapital zu


vergrößern oder aber seinerseits auf Kredit zu kaufen. Das aber erschwert den


Handel ungemein. Die Mehrzahl der kaufmännischen Zusammenbrüche ist dar-


auf zurückzuführen, daß kreditierte Waren nicht bezahlt wurden. Die Gefahren


des Kreditwesens heben darum auch den Handel weit hinaus aus dem Bereich


des Wettbewerbs der Massen. Würden wir dem Geld die beschriebenen Vorzüge


nehmen und ihm alle die üblen Eigenschaften geben, die den Waren durchweg


anhaften, dann würde die Vorliebe für das Geld verschwinden, jeder hätte Eile,


sein Geld an den Mann zu bringen, wie jeder Eile hat, seine Produkte zu ver-


äußern. Jeder würde seine Einkäufe bar und wenn es erlaubt ist, sogar im


Voraus bezahlen. Denn <Dann> könnte auch jeder Kaufmann wieder selber bar


bezahlen. Und das wäre doch eine ganz erhebliche Vereinfachung des Handels.


Wenn niemand noch den Besitz von Geld dem Besitz von Waren vorzieht, weil


Waren und 
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Geld gleich gut und gleich schlecht sind, wenn infolgedessen Warenvorräte die


Stelle von Geldreserven in den Privathäusern einnehmen, dann verschwinden im


gleichen Verhältnis die Warenansammlungen in den Händen der Kaufleute. Eine


große Anzahl von Läden und Kaufleuten wird überflüssig, einfach darum, weil die


Waren sich nicht mehr im Handel herumtreiben, sondern in gerader Linie von der


Produktionsstätte zur Konsumstätte abwandern. Wie aber wollen unter solchen


Umständen die Warenspekulanten ihr gemeingefährliches Handwerk betreiben?


Heute, infolge der allgemeinen Abneigung gegen den Besitz von Waren liegen


die gesamten Warenbestände des Landes immer sichtbar zur Verfügung der


Spekulation. Die „sichtbaren Bestände an Kupfer, Weizen, Petrol, Eisen,


Baumwolle etc., betragen so und so viel Tonnen“, heißt es heute in den


Handelsberichten der Zeitungen und diese „sichtbaren Bestände“ sind das, was


überhaupt vorrätig ist. Und diese „sichtbaren Bestände“ stehen zu jedermanns


Verfügung, sind käuflich. Wer also in Kaffee, Heringen, Leinöl, Hopfen usw. 


spekulieren will, kann mit einigen Helfershelfern die gesamten Bestände jeder


einzelnen Ware jederzeit in seinen Besitz bringen und da die Verbraucher immer


nur für ganz kurze Zeit mit diesen Rohstoffen ihrer Industrie versehen sind, so


gelingt den Spekulanten der Raubzug nur allzu oft. Das bekannte Sprichwort:


„Die Dummen werden nie alle!“ stammt von diesen Spekulanten. Hundert, 


tausendmal wiederholt man das gleiche „Geschäft“, immer mit demselben Erfolg,


immer findet sich, daß die Konsumenten überrascht werden. Würde man das


Geld in dem Sinne umgestalten, daß Niemand das Geld den Waren vorzöge,


dann würden die „sichtbaren Bestände“ bald unsichtbar werden, das heißt, die


Verbraucher würden sie auf Vorrat kaufen, sie aus dem Handel ziehen. Dann


aber wäre auch jede Spekulation in Waren unmöglich. Denn es ist ganz aus-


geschlossen, daß sich die Waren aus Millionen kleinen und großen


Vorratskammern wieder in den Händen einzelner Spekulanten konzentrieren 


lassen.


Auch das würde den Handel ganz außerordentlich vereinfachen; ihn auch 


einfachen 
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Geistern als Beruf erreichbar machen.


Aber die Hauptschwierigkeiten, die der Kaufmann zu überwinden hat, bietet


ihm der stetige Wechsel der sogen. Konjunkturen, also das Herauf- und


Heruntergehen der Warenpreise, der damit zusammenhängende gute und


schlechte Geschäftsgang. Wäre es möglich, in diese Verhältnisse Ordnung zu


bringen, d h. die Konjunkturschwankungen zu verhüten, so würde dadurch der


Handel auch wieder um ein ganzes Teil erleichtert, und in den Wettbewerb der


Massen herabgezogen werden. Denn das ist ja einleuchtend; um Waren zu 


kaufen, die selten und nur geringen Preisschwankungen unterworfen sind,


braucht man keine besonders begabten Männer. Wer wäre heute nicht imstande,


Briefmarken zu verkaufen? Hätten aber die Waren ebenso feste Preise, wie die


Briefmarken an der Post, so könnte jeder sein Glück als Weizenhändler 


versuchen.


Wir werden es zwar niemals erreichen, daß die einzelnen Warenpreise 


unverändert bleiben, immerhin läßt sich vieles in dieser Beziehung tun, 


namentlich, wenn wir uns dazu bequemen wollen, die öffentliche Verwaltung


unseres Geldwesens einer schärferen Kontrolle zu unterwerfen, und alle


Möglichkeiten, die uns die Papierwärung <Papierwährung> gerade in bezug 


auf die Bekämpfung der Konjunkturschwankungen bietet, mit Ruhe und


Vorurteilslosigkeit zu prüfen.


Nun trifft es sich aber, daß die gleiche Maßregel, die ich bereits forderte, um


uns von der Zinsknechtschaft zu befreien, die die Spekulanten unmöglich


machen und das Geld auf die Rangstufe der Waren herabsetzen und, die den


Austausch der Waren so sehr störende Vorliebe für das Geld aufheben soll,


eigentümlicherweise auch gerade die Maßregel ist, die allein uns eine geordnete,


wissenschaftliche Währungspolitik bringen und den Handel vor


Konjunkturschwankungen schützen kann.


Wenn wir uns dazu verstehen können, im Interesse einer wirklich vernünftigen


Währungspolitik und aus Rücksicht auf die gewaltige Bedeutung des


Geldwesens, die erwähnte Maßregel zu ergreifen, so käme von allen


Vorschlägen, die in dieser Beziehung gemacht werden können, ein 
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Papiergeld in Betracht, wie ich es in dem sogenannten „Physiokratischen Geld“


entworfen habe.


Mit diesem von allen anderen Geldarten sich scharf abhebenden Reformgeld


würde die Reichsbank überhaupt erst in die Lage versetzt werden, das Ziel einer


vernünftigen, wahrhaft kaufmännischen Währungspolitik zu erreichen, nämlich


den Handel vor allen Konjunkturschwankungen zu schützen. Das Eigenartige an


diesem Geld ist, daß es sich die Waren, deren Austausch zu vermitteln es ja
bestimmt ist, unmittelbar als Vorbild genommen hat. Niemand, der etwas vom


Handel, vom Tausch der Produkte versteht, wird leugnen, daß als Ideal eines


Tauschmittels derjenige Gegenstand zu betrachten ist, der der Natur der übrigen


Waren so getreu wie möglich angepaßt ist. Dieses Ideal ist im Reformgeld ver-


körpert. Es ist mit dem Extrakt aller üblen Eigenschaften der Waren behaftet.


Dieses Reformgeld ist von dem hohen Postament, auf das man das herkömm-


liche Geld gestellt hat, heruntergestiegen und hat sich zu denen gesellt, denen


es helfen, denen es Tauschmittel sein soll. Es ist ja wahr, vom Standpunkt der


Kapitalisten, der Wucherer und Spekulanten betrachtet, ist dieses neue Geld


wirklich ein scheußliches Geld. Es untergräbt den Boden, auf dem das Kapital,
der Wucher, die Spekulation, der Profit, heute so üppig gedeihen. Aber um so 


feiner läßt sich dieses Geld den Bedürfnissen der Volkswirtschaft anpassen.


Dieses Geld hat die Eigenschaft, unter allen Umständen seinen Heißhunger


nach Waren zu behalten. Es ist unersättlich wie ein Wolf. Einerlei, was sich im


Leben der Völker ereignen mag, dieses Geld ist immer da und versagt seine


Vermittlung im Austausch der Produkte niemals. Unter allen nur denkbaren


Umständen erscheint es mit der gleichen Regelmäßigkeit auf dem Markte, um


seinen Dienst, seine Pflicht, seinen Zweck zu erfüllen, um den Waren den 


nötigen Absatz zu verschaffen. Niemand kann dieses Geld dem Verkehr ent-


ziehen; weder die Sparer, noch die Bankiers und Spekulanten. Wer es tut, der


wird bestraft. Das Geld selbst fällt das Urteil 
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und vollstreckt es eigenhändig. Den Geldbetrag dieser Strafe liefert das Geld


auch wieder eigenhändig an die Staatskasse ab.


Dementsprechend ist darum auch die Nachfrage nach Waren eine vollkommen


gleichmäßige. Treten aus natürlichen Ursachen Schwankungen im Angebot ein


(etwa weil die Produktionsmittel verbessert werden), so kann die Nachfrage
unmittelbar diesen Schwankungen dadurch angepaßt werden, daß der Staat


durch die Reichsbank mehr Geld im Umlauf setzen, oder aber solches einziehen


und verbrennen läßt. Unter solchen Umständen sind die für den Handel so 


überaus gefährlichen Konjunkturschwankungen überhaupt nicht mehr denkbar.


Zwar in einzelnen Zweigen der Volkswirtschaft können nach wie vor Um-


wälzungen stattfinden (durch neue Erfindungen) aber Umwälzungen allgemeinen
Charakters, Wirtschaftsseuchen, sog. Krisen, fallen fortan weg. Würden sie sich


dennoch wiederholen, so läge das an irgend einer Fahrlässigkeit der öffentlichen


Verwaltung des Geldes, die man zur Verantwortung ziehen würde.


Nun sehen wir uns den Handel noch einmal von diesem neugewonnenen


Standpunkt an. Mit der Reform des Geldes würden die Waren schnell und sicher


ihren Bestimmungsort, den Konsumenten erreichen. Die Waren hätten überhaupt


keine Zeit mehr, sich in Läden und kaufmännischen Speichern aufzuhalten. Die


Mehrzahl der Kaufleute wäre einfach überflüssig. Die heute auf die Vorrechte


ihres Geldes pochenden Warenkäufer, würden ebenso bescheiden werden, wie


die Warenverkäufer und sich nicht mehr so störrisch benehmen. Die Waren 


würden bar bezahlt werden. Auch würden die Käufer die Waren nicht mehr in


kleinen und kleinsten Mengen kaufen, sondern in den Originalpackungen für ihre


Vorratskammer. Die Spekulation in Waren wäre unmöglich, die Schwankungen


der Warenpreise als Folge dieser Spekulation fielen aus. Ja, wer könnte unter


solch’ einfachen Verhältnissen nicht auch Handel treiben? Und wie weit müßte


unter solchen Umständen der allgemeine Profitsatz heruntergehen? Nach meiner


Schätzung, würde mit 
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der Reform des Geldes, der von Brentano mit 40% angegebene Abzug, den sich


die Produzenten im Durchschnitt für Handelsspesen gefallen lassen auf etwa


10% zurückgehen. Schätzen wir die deutsche Warenproduktion mit 40 Milliarden


ein, so betragen die Handelsspesen dieser Produktion 16 Milliarden. Durch


Reduktion dieser Spesen von 40 auf 10%, ließe sich also eine jährliche volkswirt-


schaftliche Ersparnis von 12 Milliarden (12 000 Millionen Mark) erzielen!


Und wem könnten noch diese Milliarden zufließen, wenn, wie wir gezeigt


haben, durch die gleiche Reform dem Kapitalzins zuleibe gegangen wird? Wem


anders, als dem werktätigen Volk – den Arbeitern, Beamten, Lehrern, Dichtern,
Musikern, Gelehrten, Tierbändigern und Seiltänzern? Es ist ja sonst niemand


mehr da zur Empfangnahme dieses Geschenkes. [Es wird hier vorausgesetzt, daß ein


Volk, das sich zu einer solchen Reform befähigt zeigt, auch mit den Grundrentnern aufgeräumt haben


wird.]


Man sieht, welches Gesicht das große drohende, schwarze, unheilschwangere


Problem der Neuzeit, die soziale Frage, die Frage der Güterverteilung annimmt,


wenn wir es vom Standpunkt des Geldwesens aus betrachten. Alles, was die


Marxisten unserer heutigen auf dem Privateigentumsrecht an den


Produktionsmitteln aufgebauten Wirtschaftsordnung vorwerfen, ist, soweit es


nicht unmittelbar mit dem Privatgrundbesitz in Beziehung steht, von einem


Konstruktionsfehler unseres herkömmlichen, von den Alten erfundenen und in


unveränderter Form auf uns überkommenen Geldes abzuleiten. Der Kapital-


charakter der Produktionsmittel, d. i. der Zins, die Krisen mit der chronischen und


akuten Arbeitslosigkeit, die lächerlich hohen Handelsspesen, die Spekulation,


alles ist in letzter Linie darauf zurückzuführen, daß wir zum Tauschmittel unserer


Produkte einen Gegenstand gewählt haben, der eine Ausnahmestelle in der


Natur einnimmt, sozusagen als Fremdkörper dieser Erde zu betrachten ist.


Während wir selbst und unsere Produkte vergänglicher Natur sind und damit


auch wieder in diese Natur hineinpassen – ist unser Tauschmittel unvergäng-
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lich, unzerstörbar. Das ist ein Widerspruch, der der Bedeutung des Geldes 


entsprechende Folgen nach sich ziehen muß. Wir kennen nun einige dieser


Folgen. Statt zweckentsprechend dem Warenaustausch zu dienen, wird es zu


vielen dem Warenaustausch widersprechenden, ihn direkt hemmenden und 


störenden Sonderzwecken mißbraucht und zwar haben diese Mißbräuche so


tiefe Wurzel gefaßt, daß es schwerer Arbeit bedürfen wird, um sie auszurotten.


Eigentlich müßte man annehmen, daß diejenigen, die sich mit der Klärung der


sozialen Frage befassen, sich vor allen Dingen einmal das Geldwesen, das


Rückgrat der Volkswirtschaft, den


Nervus rerum,


näher ansehen würden. Aber einige unglückliche wissenschaftliche Lehrsätze,


namentlich die tolle Lehre vom sogen. Wert, hatten die Aufmerksamkeit ganz


vom Geldwesen abgelenkt.


Vielleicht wird nun der eine oder der andere durch diese Studie auf die 


überragende Wichtigkeit des Geldwesens aufmerksam gemacht und wird sich


das Ding einmal genauer ansehen wollen. In meinem Werk


Die neue Lehre vom Geld und Zins
findet er es genau beschrieben, sowohl wie es ist, als auch wie es sein soll und


sein kann.


Es besteht die Gefahr und das Schicksal der antiken Völker liefert den Beweis


dazu, daß dasselbe Geld, das die Arbeitsteilung entwickelte und uns dadurch


aus der Barbarei heraushob, uns durch die ihm anhaftenden Fehler mit blutigen


Köpfen wieder in die Barbarei zurückstoßen wird. Das herkömmliche Geld 


(dessen Dasein und Herstellung ja heute von den Goldfunden, also vom Zufall


abhängig ist) kann mit einer schadhaften Leiter verglichen werden: je höher wir


steigen, umso tiefer stürzen wir, wenn sie bricht. Und wir sind schon hoch 


gestiegen. Entsetzlich wäre es, wenn sie brechen würde. Laßt uns also diese


Leiter auf ihre Tragfähigkeit durch ein gründliches Studium des Geldwesens


untersuchen, und zwar jetzt, nicht erst dann, wenn das Unglück geschehen ist.
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Staatssekretär Dr. Delbrück


und die Arbeitslosigkeit.


„Die Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und ihrer unerfreulichen und


bedenklichen Begleiterscheinungen gehört zu den ungelösten Problemen, die


diese wirtschaftliche und industrielle Entwickelung des modernen Kulturstaates


gezeitigt hat. Sie ist ungelöst, nicht weil es uns an Verständnis und gutem Willen


fehlt, sondern wegen der in der Sache liegenden Schwierigkeiten und weil sie


nach unserer Auffassung zur Lösung noch nicht reif ist.“


So lange Dr. Delbrück wie in obigem Ausspruch, die Bekämpfung der


Arbeitslosigkeit für ein ungelöstes Problem hält und er also auch nicht wissen


kann, welche Folgen die ununterbrochene Arbeit, d. h. die endgültige und 


dauernde Beseitigung der Arbeitslosigkeit für den Kapitalzins und den darauf 


aufgebauten Klassenstaat haben wird, wollen wir gerne glauben, daß der „gute


Wille“ zur Beseitigung dieser unerfreulichen und bedenklichen Begleit-


erscheinung unserer Volkswirtschaft nicht fehlen wird. Welcher Mensch würde


mit den arbeitslosen, d h. mit den hungernden und frierenden Gesellen kein


Mitleid haben und nicht bereit sein, aus dem Überfluß, selbst sogar aus dem


Notwendigen etwas zu opfern, um von dem unerfreulichen und bedenklichen


Schauspiel befreit zu sein? Jeder naiv denkende Mensch wäre sogar ganz


selbstverständlich bereit, jede Reform gutzuheißen von der er eine dauernde,


gründliche Beseitigung der Arbeitslosigkeit erwarten könnte, denn jeder sagt sich,


daß aus dem Vollbetrieb der Volkswirtschaft, aus der den Wohlstand schaffenden


Arbeit doch gewiß nur Gutes für alle erwachsen kann. Und wenn es möglich


wäre, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen, ohne daß es finanzieller Unterstützung


von Staatswegen bedarf, so wird jeder ohne weiteres den Staat verurteilen, der


das nicht tut. Freilich um so zu denken, muß man eben noch vollständig un-


schuldig sein und noch keinen Einblick in die Natur des Kapitalzinses und das


Gefüge des Klassenstaates gewonnen haben. Die 


91







Echtheit des guten Willens würde sich erst zeigen, wenn die dauernde


Beseitigung der Arbeitslosigkeit, d. h. der ununterbrochene Vollbetrieb der


Volkswirtschaft anfangen würde, seine Wirkung zu zeigen. Wenn neben den


schon bestehenden Häusern und Fabriken neue erstehen, die den anderen


Konkurrenz machen und den Kapitalzins herunterdrücken, immer weiter 


herunterdrücken, dann würde es den meisten erst klar werden, was die


Beseitigung der Arbeitslosigkeit bedeutet, und dann würde es sich zeigen, ob 


der gute Wille, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen, wirklich echt ist. Viele, vielleicht


die meisten, würden dann erst einsehen, wie leichtsinnig sie mit ihrem guten


Willen geprahlt haben und ich behaupte sogar, daß eine ganze Anzahl wieder


sehnsüchtig die schönen Zeiten herbeisehnen würde, wo es den Kapitalisten so


leicht gemacht war, die Arbeitslosigkeit zu erzwingen, jedesmal, wenn sich die


Konkurrenz der durch die Arbeit neu erstandenen Kapitalien unangenehm fühlbar


machte. Die Arbeitslosigkeit gehört eben zu den Existenzbedingungen des


Kapitals, des Zinses. Und wir können doch unmöglich erwarten, daß die


Menschen, die vom Zins leben, Reformen unterstützen werden, die die


Arbeitslosigkeit und dadurch den Zins beseitigen sollen. Haben wir doch den 


Fall erlebt, daß in den Zeitungen ganz ernsthaft von „Bauwut“ und sogar von


„Baupest“ gesprochen wurde, zu einer Zeit, wo tausende von Bauarbeitern


arbeitslos herumlungerten. Und warum? Weil die durch den Fleiß der Bauarbeiter


neu erstandenen Wohnungen dem schon bestehenden Hauskapital Konkurrenz


machten und den Mietzins der Wohnungen drückten. Diese wenigstens, die hier


von Baupest sprachen, wären sicher nicht bereit, ihre Hand für Reformen zu 


bieten, die den Zweck verfolgen, den arbeitslosen Bauarbeitern durch den Bau


weiterer Häuser Arbeit zu verschaffen. Den guten Willen für die Beseitigung der


Arbeitslosigkeit dürfte man also in den Kreisen der Hausbesitzer nicht als 


selbstverständlich ansehen. War doch die Arbeitslosigkeit das einzige Mittel, um


die „Baupest“ zu bekämpfen, um den Kapitalzins der Mietshäuser auf gewohnter


Höhe zu erhalten. Aber, wie mit den Häusern, so ver-
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hält es sich ja allgemein mit allen Kapitalgegenständen. Sie alle müssen sich vor


der kapitalschaffenden Arbeit durch erzwungene Arbeitslosigkeit schützen. Ihnen


allen würde die gründliche, dauernde Beseitigung der Arbeitslosigkeit bald genug


den Zinsertrag auf 0 herunterdrücken, ihnen allen den Kapitalcharakter nehmen.


Sie alle, die Webereien, die Ziegeleien, die Schiffswerften, die Hochöfen usw.


brauchen, wenn sie Kapital bleiben sollen, die Arbeitslosigkeit ebenso nötig, wie
der Fisch das Wasser. Darum wiederholen wir, wir haben für die Reformen die


wir erstreben und die allein die Arbeitslosigkeit gründlich beseitigen können,


keine Unterstützung von denen zu erwarten, die heute aus Unkenntnis und ganz


naiv ihren guten Willen bei der Mitarbeit an der Beseitigung der Arbeitslosigkeit


beteuren und ihn als ganz selbstverständlich hinstellen. Die Beseitigung der


Arbeitslosigkeit bedeutet das Ende des Zinses, bedeutet das Ende des arbeits-


losen Einkommens, bedeutet das Ende des Klassenstaates, und wir können


nicht erwarten, daß die Rentner den Ast absägen werden, auf dem sie sitzen.


Wenn der gute Wille, von dem der Staatssekretär Delbrück spricht, wirklich


echt wäre, wie erklärt sich dann die Tatsache, daß die Vertreter der


Kapitalinteressen und des Klassenstaates im Reichstag, in der Regierung, auf


den Hochschulen und am Biertisch für die physiokratische Lehre des Zinses, der


Krise und der Arbeitslosigkeit so gar kein Verständnis zeigen? Jeder normale


Mensch sieht nach 10 Minuten Überlegung ein, daß mit der physiokratischen


Geldreform die Nachfrage zu allen Zeiten dem Angebot von Waren angepaßt,


auf den Leib zugeschnitten werden kann und daß dies genügt, um die


Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Denn Arbeitslosigkeit ist ja nichts anderes als


Stockung im Absatz der Produkte und Absatzstockung ist gleichbedeutend mit


mangelnder Nachfrage. Die physiokratische Geldreform legt aber die allgemeine


Nachfrage nach Waren und also auch nach Arbeit in die Hände der


Geldverwaltung, also des Staates, macht sie also sozusagen zu einem Staats-


Staatsmonopol
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monopol. Ob viel, ob wenig Nachfrage, ob die Nachfrage nach Ware und Arbeit


vermehrt oder vermindert werden muß, das ist eine Frage, die mit der physio-


kratischen Geldreform immer ausschließlich vor der staatlichen Geldverwaltung


beantwortet wird. Wie gesagt, jeder, der einen physiokratischen Geldzettel in die


Hand nimmt und dem die Arbeitslosigkeit die Sinne schärft, sagt sich sofort, daß


mit der Einführung dieses Geldes der ununterbrochene Vollbetrieb der


Volkswirtschaft gesichert ist. Warum spricht also der Staatssekretär Delbrück von


einer ungelösten Frage? Weil er eben diese Lösung nicht wünscht, weil er die


Arbeitslosigkeit wohl beseitigen möchte, aber den Zins und den Klassenstaat


erhalten will. Bismarck sagte schon: „Wenn der Deutsche etwas will, so will er
gewöhnlich auch das Gegenteil.“ Und zu dieser Behauptung haben wir im


Verhalten der Staatsmänner und Volksvertreter der physiokratischen Geldreform


gegenüber wieder einen neuen Beweis. Sie wollen wohl den dauernden


Vollbetrieb der Volkswirtschaft, sie haben den naiven „guten Willen“, die


Arbeitslosigkeit zu beseitigen, ganz gewiß wollen sie das – aber sie wollen auch


gleichzeitig das Gegenteil, sie wollen das Kapital vor diesem Vollbetrieb 


schützen, sie wollen die Stricke in der Hand behalten, um die Arbeit jederzeit


knebeln, um die Arbeiter entlassen zu können, jedesmal, wenn die Interessen


des Kapitalzinses es erfordern. Darum klammern sie sich an die Goldwährung,


um mit ihr der Volkswirtschaft jederzeit die Zwangsjacke der Arbeitslosigkeit 


anlegen zu können. Sie nehmen diese Hochburg der Wucherer, Schwindler,


Spekulanten und des Schmarotzertums lieber in Schutz, als den Arbeitslosen 


auf wirksame und würdige Weise zu helfen.


Die Zeit für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit ist noch nicht „reif“, sagt 


Dr. Delbrück. Wir fügen hinzu: für alle, die von Zinsen leben, wird die Zeit 


niemals reif sein.
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Übertreibungen oder Unterschätzungen.


(Eine Erwiderung von Silvio Gesell.)
In Nr. 10 d. Bl. wandte sich Herr E. Mommer gegen meine Behauptung, daß


Luther wahrscheinlich ein obscures, von Zweifeln erdrücktes Mönchlein ge-


blieben wäre, wenn nicht die Silberproduktion seiner Heimat (Mansfeld) und das


mit dem Silber hergestellte Geld die Arbeitsteilung ermöglicht hätte, die den


Handel und den Verkehr belebte und durch den hiermit verbundenen lebhafteren


Gedankenaustausch fördernd auf die geistige Entwickelung gewirkt hätte.


Mommer meint, geistige Eigenschaften ließen sich mit Geld nicht kaufen!


Freilich, aber ebenso wahr ist es, daß die geistigen Anlagen durch wirtschaftliche


Zustände in stärkster Weise gefördert und gehemmt werden, daß z. B. auch der


Unterricht auf Schulen und Universitäten mit Geld bezahlt werden muß und daß


selbst die Ruhe, die Bücher, die Reisen, die zum Selbstunterricht unentbehrlich


sind, nur von der Arbeitsleistung geliefert werden können. Wenn die


Arbeitsteilung aufgegeben werden muß und infolge dessen der Hunger die


Menschen im Faustkampf gegeneinander führt, dann entwickeln sich die rein 


tierischen Triebe und Eigenschaften. Die Sinne werden für die Jagd geschärft,


doch der Geist, der hier nutzlos ist, verkümmert. Auch Luthers geistige Anlagen


wären, falls sie auf steinigen Boden gefallen, sicherlich verdorrt. Die


Arbeitsteilung ist eben der Inbegriff von Wohlstand, Handel, Verkehr, Anregung,


Bildung, Lehrmitteln, Schule, alles Dinge, auf die nur der Säulenheilige ohne


Schaden verzichten kann. Vergleichen wir doch einfach unsere Volksklassen 


miteinander; sie sind alle mehr oder weniger aus demselben Lehm geformt, doch


sind ihre geistigen Anlagen höchst ungleich entwickelt. Die Masse der Bürger,


deren Großmütter bei uns ja noch vielfach Leibeigene waren, deren Mütter in


Kuhställen, in Fabriken und herrschaftlichen Küchen ihre geistige Ausbildung


erhielten und deren Väter auch zumeist in Kirchen, Kasernen und Schulen mehr


dressiert als unterrichtet wurden, sind von Natur 
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aus sicherlich nicht weniger gut veranlagt als die Bürgerklasse, die infolge ihrer


wirtschaftlichen Übermacht die Bildungsmittel und damit auch die Bildung fast zu


einem Monopol erhoben hat. Wenn es anders wäre, wenn keiner mehr heute bei


seinem geistigen Streben auf materielle Schwierigkeiten stoßen würde, was 


wüßten<müßten> wir da von der Hauptmasse unseres Volkes halten? Wenn die


Besserung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse die Volksmassen nicht auch 


geistig heben soll, wer würde da sich noch die Mühe geben, Zeit und andere


Dinge opfern, um die wirtschaftlichen Verhältnisse zu bessern? Gerade weil wir


Großes, Gewaltiges, direkt Göttliches auf geistigem Gebiete von unseren


Mitmenschen erwarten, arbeiten wir mit solch zähem und opferfreudigem Eifer


an der Besserung unserer wirtschaftlichen Zustände. Wäre die stumpfsinnige


Masse aber von Natur aus stumpfsinnig, so mag, soll und wird sie der Teufel


holen. Aber das ist nicht wahr, wir leugnen es, und behaupten, daß die Befreiung


der Völker vom ökonomischen Druck uns Wunder über Wunder wird erleben 


lassen. Dieser Glaube gibt uns Kraft, nicht aber etwa die Hoffnung, daß der


Proletarier materiellen Genüssen mehr als bisher wird fröhnen können.


In meinem Artikel über die Rolle des Geldes in den Geschicken der Völker


habe ich die Renaissance mit den amerikanischen Goldfunden in Verbindung


gebracht und Herr Mommer führt die Namen derjenigen Künstler und Dichter auf,


an die man in Künstlerkreisen in erster Linie denkt, wenn das Wort Renaissance


fällt. Der Volkswirt gibt diesem Ausdruck natürlich einen viel tieferen und 


breiteren Inhalt. Ihm sind diese wenigen Namen nur die äußerlichen Spitzen, die


Vorhut der ganzen damals in Bewegung geratenen Menschheit. Die Renaissance


ist für den Volkswirt eine Erscheinung ähnlich der Völkerwanderung, für die er


eine der Größe der Erscheinung entsprechende Triebkraft sucht. Und wo anders


als in der Wiedereinführung der Arbeitsteilung könnte man Kräfte finden, die


genügen, um die Menschheit aus dem tausendjährigen Winterschlaf aufzu-


wecken und sie wieder auf die verlassenen Wege der Kultur zu bringen. Die


Arbeitsteilung 
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st eben die Mutter aller Kultur, nur sie allein kann solche Kräfte entwickeln. Aber


die Arbeitsteilung hängt vom Geldwesen ab und darum ist es ganz natürlich, daß


wir in den damals vorgekommenen Umwälzungen im Geldwesen die letzte


Ursache der Renaissance suchen.


Nun sagt Mommer, daß Amerika erst gegen 1520 anfing, Geldmetall in Massen


nach Europa zu senden, daß also dieses Geld die Renaissance unmöglich habe


herbeiführen können. Gewiß, soweit wir an die Masseneinfuhr von Gold und


Silber denken, die um das Jahr 1520 einsetzte, stimmt auch dieser Einwand.


Aber in kleinerem Maßstab sandte Amerika gleich von Anfang an Edelmetalle


nach Spanien, und da zu der damaligen Zeit die Geldbestände Europas äußerst


geringe waren, waren die amerikanischen Zufuhren doch verhältnismäßig sehr


große. Ich gebe übrigens zu, daß ich mich in diesem Punkte meines Vortrages


zu kurz gefaßt habe; ich hätte das Nötige sagen müssen, um den zu erwarten-


den Einwand Mommers zu vermeiden. Ich hätte von der Vermehrung des Geldes


durch die Herabsetzung des Münzfußes sprechen sollen, die im 15. Jahrhundert


besonders stark betrieben wurde und der man im Großen und Ganzen dieselben


wohltätigen Wirkungen nachsagen kann, die die Vermehrung des Bestandes 


vollwichtiger Münzen auslöst. Gerade die italienischen Münzherren waren groß 


in der Kunst aus einem Gulden durch Kupferzusatz 2, 5, 10 Gulden zu machen.


Und wie es scheint, ging man hier dabei schon mit dem Bewußtsein vor, daß 


solche „Pfuscherei“ den Handel förderte, denn von Italien sagte man damals:


daß es das schlechteste Geld und die besten Währungsschriften hervorbrächte.


Durch die sogen. Verschlechterung der Münzen wurden genau wie durch die


Vermehrung vollwichtiger Münzen die Preise hochgehalten, der Handel wurde


rechnerisch möglich, die Schuldner, d. h. die eigentliche werktätige Bevölkerung


bekam wieder Luft, es wurde gearbeitet.


Neben dieser allgemeinen, auch in Deutschland betriebenen Münzfuß-


herabsetzung [Sie war so groß und wurde so allgemeIn betrieben, daß Karl der V. 1525 durch


Reichsgesetz die Sache regeln wollte.], hätte ich noch die Tatsache erwähnen müssen,


daß 
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gegen Ende des 15. Jahrhunderts, also zu einer Zeit, wo die Mehrzahl der von


Mommer genannten Männer noch in der Wiege lagen, sehr ergiebige Silberadern


im sächsich, böhmischen Erzgebirge entdeckt wurden. Um mich dann ganz 


korrekt auszudrücken, um jedem Einwand die Spitze abzubrechen, hätte ich das


Jahr 1484, wo in Hall in Tirol die ersten Taler geschlagen wurden, oder aber die


Zeit der ärgsten Münzpfuscherei in Italien, als den Ausgangspunkt der Neuzeit,


der Wiedergeburt, der geistigen Befreiung, der Reformation bezeichnen müssen.


Statt Michelangelo, Leonardo, Raphael, Dürer, Erasmus, Columbus und Luther


auf Straßen wandeln zu lassen, die mit amerikanischem Golde gepflastert waren,


hätte ich sagen müssen, diese Männer wären mit deutschem Silbergeld, mit ver-


dünnten, gefälschten Münzen aufgepäppelt worden. Für das, was ich beweisen


wollte, wäre es gleichgültig gewesen, und die, die diese Tatsachen nicht kennen,


wären nicht auf den von Mommer gekennzeichneten Widerspruch gestoßen.


Wie jeder, der sich noch nicht recht klar darüber ist, welche Bedeutung die


Arbeitsteilung für die Menschheit hat, hält Mommer es für eine Übertreibung,


wenn ich (mit vielen anderen [Kürzlich ist ein Werk Wilhelm Ferreros erschienen, betitelt


„Größe und Niedergang Roms“, Verlag Julius Hoffmann in Stuttgart, 6 Bände à 4 Mk., von dem es in


der Buchanzeige heißt: Ferrero erklärt den Niedergang Roms aus finanziellen und wirtschaftlichen


Gründen.]) behaupte, das stolze Römerreich wäre zugrunde gegangen, weil es


aus Mangel an Geldstoff die Münzprägeanstalten stillegen und die Arbeitsteilung


habe aufgeben müssen. Hier bleibt mir nichts anderes übrig, als die Frage zu


wiederholen, die ich in meinem Vortrag stellte: Was denn mit dem deutschen


Reiche wohl geschehen würde, wenn wir aus Geldmangel zum Tauschhandel


zurückgreifen müßten? Herr Mommer wird, wenn er diese Frage beantwortet,


wohl eine andere, die richtige Ansicht von der wahren Bedeutung der


Arbeitsteilung und des Geldwesens bekommen. 
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Dann wird er auch zur Ansicht kommen, daß die sonstigen Erklärungen, die man


für den Untergang so vieler antiker Staaten zu geben pflegt, nicht genügend


Beweiskraft haben. S. z. B. die oft zu hörende Behauptung, Rom wäre an sitt-


lichem Verfall, an der Sklaverei, am Latifundienwesen zugrunde gegangen. Wie


oft wäre das deutsche Reich zugrunde gegangen, wenn die sittliche Entartung


der herrschenden Geschlechter jedesmal den Untergang des Reiches nach sich


gezogen hätte! Dieser Verfall ist vielfach bis zum Wahnsinn vorgeschritten –


doch der Stamm blieb gesund. So war es sicherlich auch in Rom. Übrigens fehlte


es den Römern zur Degeneration nach heutigen Begriffen an Mitteln dazu, 


nämlich die moderne Industrie-Arbeit, die geistige Überbürdung, das Bier, der


Tabak, der Kaffee, der Schnaps, die Siphilis. Nähme man uns heute diese


modernen Gifte, so wäre es schwer, sich einen „sittlichen Verfall“ überhaupt noch


vorzustellen. Und die Sklaverei? Diese hatten wir ja bis gestern im Deutschen


Reich und zwar in ihrer schwersten Form – die Leibeigenschaft. Und die


Latifundien? Ist das nicht eine preußische Einrichtung? Dank der Degeneration


der Fürsten, Dank der Leibeigenschaft und Dank der Latifundien konnte das


Deutsche Reich jederzeit von irgend welchem Abenteurer, der die Lust dazu


hatte, überrannt und mit Füßen getreten werden – doch raffte es sich immer und


immer wieder auf. Das römische Reich soll aber aus den gleichen Ursachen so


gründlich zerstört worden sein, daß es sich überhaupt nicht mehr aufraffte! Wird


hier nicht übertrieben? Mit dem sittlichen Verfall einzelner Geschlechter geht es


wie mit allem Krankhaften überhaupt: Das Alte stürzt und „neues Leben blüht aus


den Ruinen“. Letzteres konnte aber in Rom nicht geschehen, weil die wahre


Ursache des Verfalles bis zur Entdeckung Amerikas, mindestens aber bis zum


Jahre 1484, ohne Unterbrechung anhielt.


Ich muß also bei meiner Behauptung bleiben, die antiken Staaten sind darum


zugrunde gegangen, weil ihr Geldwesen die Arbeitsteilung nicht aufrecht zu


erhalten vermochte. Die antiken 
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Staaten stiegen und fielen mit der Arbeitsteilung, ihr Geschick hing absolut von


den Zufällen der Goldproduktion ab. Und weil unsere Sachverständigen in


Währungsfragen, die Bankiers und Spekulanten aus Eigennutz dafür sorgen, daß


jenes urfaule und widersinnige Geldwesen der Alten bei uns in völlig unveränder-


ter Form erhalten wird, weil die Herren Professoren unsere Jugend im Glauben


erhalten, daß an unserm Geldwesen alles in bester Ordnung ist, weil unsere


stärkste politische Partei, die Sozialdemokratie, die Goldwährung nach Marx’


Lehre für tadellos, das Geldwesen überhaupt für bedeutungslos erklärt, besteht


tatsächlich die Gefahr, daß auch unsere Kultur das Schicksal Babylon’s,


Griechenlands und Roms teilen wird – falls die Physiokraten die von ihnen 


geforderten Reformen nicht rechtzeitig durchzuführen wissen.


Silvio Gesell, z. Zt. in Buenos-Aires.


Nachschrift: Die übrigen von Herrn Mommer gemachten Einwände sind bereits


von der Redaktion des Ph. beantwortet worden. Ich möchte hier nur noch zu den


aus Damaschkes Buch zitierten Beispielen aus dem Mittelalter erwähnen, daß


heute in manchen entlegenen Gegenden Argentiniens ein tüchtiger Handwerker


mit seinem Tagelohn zwei und auch drei große, fette Schafe erstehen kann. Der


Tagelohn von 2 mittelalterlichen Gänsen (die übrigens nicht mit den modernen


Kulturgänsen zu vergleichen sind), hält also den Vergleich mit unseren


Verhältnissen nicht aus. Solche einzelnen Beispiele beweisen nichts, weil wir die


Nebenumstände nicht kennen. Wer ahnt z. B., daß der Handwerker in


Patagonien von den beiden Schafen  eines als Feuerung zum Braten des 


anderen benutzt, weil es dort kein Holz gibt, und daß bei der Einseitigkeit der


Kost ungeheure Fleischportionen zur Sättigung nötig sind? Vor wenigen Jahren


noch kostete hier eine große Schafskeule etwa 40 [richtig: 50 Pfg.] und eine kleine


50 [richtig: 40 Pfg.]. Und für das Tragen eines Handkoffers vom Hafen in den


Gasthof bezahlte man 4–5 Mark. Somit konnte ein Sackträger hier mit dem


Arbeitslohn einer Viertelstunde 12 [richtig: 10 ] große oder 10 [richtig: 12] kleine


Schafskeulen kaufen. Trotzdem zogen die meisten 
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deutschen Arbeiter es vor, in ihre Heimat zurückzureisen – wo sie vielleicht nur


Sonntags in der Lage sind, ihren Familien eine Gans oder eine Hammelkeule auf


den Tisch zu legen. S. G.


Zum Meinungsaustausch 


über Mittel und Wege der 


Bodenbesitzreform.


„Fridericus“ hat recht, wenn er im Artikel I dieses Meinungsaustausches sagt,


das Wort „Verstaatlichung des Bodens“ erwecke falsche Anschauungen über die


Ziele der Physiokraten. Wir wollen ja das ganze Gegenteil dessen, was man


gemeinhin unter Verstaatlichung versteht. Die Sozialdemokraten streben nach


Verstaatlichung aller Produktion und wir sind in diesem Falle die Antipoden der


Sozialdemokraten. Wir wollen selbständige, selbstverantwortliche, unabhängige


Vollmenschen, keine Menschen, die auf „Befehl“ handeln und auf „Beförderung


durch die Obrigkeit“ lauern. Das kann gar nicht oft und scharf genug betont 


werden.


Wie wollen wir dies aber in bezug auf das Hauptproduktionsmittel, den Boden,


in einem Stichwort zum Ausdruck bringen? „Fridericus“ schlägt vor, von einer


„Verstaatlichung der Grundrenten“ zu sprechen. Doch sagt dieser Ausdruck zu


wenig. Er ist ein Diminutivum (eine Verkleinerung). Das gemeine, gleiche Recht


aller auf den Erdboden kommt hier nur sehr abgeschwächt zum Ausdruck.


Unsere Bezeichnungen müssen auch werbende Kraft besitzen. Wir erstreben die


radikale Abschaffung sämtlicher Vorrechte, die mit dem Privatgrundbesitz ver-


bunden sind. Die Grundrente ist aber nur eines dieser Vorrechte. Das hat z. B.


auch Lloyd George in einer seiner letzten Reden sehr gut betont. Wir wollen alle


Vorrechte spurlos vertilgen. Wir wollen so wenig wie möglich an die Schand- und


Schreckenszeit der letzten 1000 
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Jahre erinnert werden. Es ist eine unfruchtbare Arbeit immer und immer wieder


auf dem Wege kühler Überlegung, unser, gegen die 1000 jährige Bedrückung


sich empörendes Empfinden niederzuhalten. Wo ist auch der Held zu finden, der


seiner immer Herr bleibt? Es ist ein Irrtum gewesen, die Einführung des


Privatgrundbesitzes. Man glaubte durch ihn die Freiheit und Unabhängigkeit der


Bürger zu stärken, aber die Knute, die Leibeigenschaft, den Klassenstaat hat er


uns gebracht. Die Erinnerung an diese Greuel, einerlei ob unsere Vorfahren


dabei aktiv oder passiv beteiligt waren, bringt unser Blut ins Wallen. Doch wir


wollen die Sache vergessen. – sicut et nos dimitimus debitoribus nostris. Wir


wollen der Entwicklung freie Bahn brechen. Und das muß in unseren Stichworten


möglichst klar zum Ausdruck gebracht werden.


Wird man nun durch den Ausdruck „Verstaatlichung der Grundrenten“ an das


Zerreißen von Sklavenketten, an den Einsturz der Bastille, an die Zertrümmerung


der Klassenherrschaft, an den Frühlingssturm, an sonnige Auen, an die


Verwirklichung „glücklicher Träume“, an ein kommendes „goldenes Zeitalter“ 


erinnert? Unsere Ausdrücke müssen agitatorisch, aufrüttelnd, wirken. Vielleicht


bringt uns einmal ein glücklicher Zufall das richtige Wort. Bis dahin mögen wir


uns mit der „Verstaatlichung der Grundrenten“ behelfen.


Gar nicht einverstanden kann ich mich mit Fr.’s Vorschlag erklären, wonach wir


das Privateigentum am Boden aufrecht erhalten und uns mit einer Grundsteuer,


wenn auch von 100% der Rente, begnügen sollen.


Für diejenigen Bürger, die, arglos und sozial gesinnt, von den Bodengesetzen


weiter nichts als den Schutz ihrer persönlichen Arbeit erwarten und selbst


geschenkweise nicht mehr annehmen würden, wird der rein titulare Besitz eine


vollkommen gleichgültige Sache sein, während die Räubernaturen, die


Wegelagerer, die Raubritter; die Rentner, jene Titel nur schätzen und aufheben


werden, um bei günstiger Gelegenheit, in reaktionären Zeitläufen am Hofe irgend


eines Usur-
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pators Ansprüche auf Wiedereinsetzung in die „früheren“ Vorrechte erheben zu


können, Orate fratres et vigilate! Für die Praxis der Bodenreform aber ist es


einerlei, ob der Bauer die Rente als Pachtgeld oder als Steuer an den Staat


bezahlt. Das Pachtsystem hat der Steuer gegenüber sogar den Vorteil, daß bei


Pachtauktionen die Grundrenten von den Interessenten selber eingeschätzt 


werden, wobei sie von dem Wettbewerb anderer Bürger kontrolliert werden. Die


Steuer aber muß „behördlich“ geschätzt werden und wird dem Bürger vorge-


schrieben. Nun brauchen wir uns allerdings unter dieser Behörde kein bürokra-


tisches Scheusal vorzustellen, das im Dienste einer Klasse steht, denn mit der


großen physiokratischen Bodenreform werden die „Klassen“ spurlos aufgelöst


und gewinnt der „Staat“ ein ganz anderes, menschliches Gesicht. Dennoch 


werden seine Beamten notwendigerweise Bürokraten bleiben, die nach einem


Schema zu handeln haben und darum auch mit dem in kein Schema einzuspan-


nendem Volksleben fortwährend anstoßen müssen. Solche Kollisionen aber ver-


meiden wir durch das Pachtsystem, so weit es überhaupt möglich sein wird.


Die von „Fridericus“ der Steuer nachgerühmten Vorteile lösen sich bei näherer


Betrachtung in Nichts auf. Er sagt, daß die Schätzung des Grundwertes wesent-


lich vereinfacht wird, weil freihändige Verkäufe vorkommen, „welche der


Einschätzungsbehörde als Maßstab dienen werden.“ Ganz recht. Wie kommen


aber diese freihändigen Verkäufe zu stande? Gibt bei diesen freihändigen


Verkäufen nicht immer dieselbe Grundrente das Maß für den Verkaufspreis, die


auch bei den öffentlichen Pachtauktionen zu Tage tritt? Die Schätzungsbehörde


muß also bei den freihändigen Verpachtungen und Verkäufen sich für ihre Arbeit


orientieren. Dies ist also nicht der gerade Weg, sondern ein Umweg. Wenn die


Schätzungsbehörde tadellos arbeitet, so muß der Regel nach ihre Schätzung mit


dem übereinstimmen, was eine öffentliche Pachtauktion ergeben würde – denn


diese Auktion, die freihändige Abschätzung der Grundrente, soll ja nach Fr. der


Behörde als Maß dienen. Ver-
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bessern kann die Behörde an dieser Schätzung nichts – denn die Pachtauktion


soll ja das Normalmaß, das absolut Richtige sein. – jede Abweichung von der


auktionsweisen Schätzung, muß als eine Abweichung vom Normalmaß erklärt


werden. Der Einwand, daß der Behörde nicht die Pachtauktion, sondern der


Verkaufspreis als Maß dienen soll, ändert nichts daran, denn im Grunde 


genommen ist ja jede Pachtauktion als ein Verkauf der Grundrenten zu 


betrachten, bei dem die gleichberechtigten, konkurrierenden Mitbewerber als


Verkäufer, der Meistbietende als Käufer erscheint. In der Praxis der privaten


Grundrentenberechnung geht es gemeinhin so zu, daß der Liebhaber eines


Grundstückes sich sagt, was meine Nachbarn an Grundrenten aufbringen 


können, das kann auch ich. Es handelt sich da einfach um eine Erfahrungs-


sache. Die Schätzung geht von dem aus, was andere bezahlen. Können die


Pächter bestehen, so ist das ein Zeichen, daß auf gleicher Grundlage andere


auch bestehen werden; werden dagegen die Pachtverträge in größerer Anzahl


gelöst, ziehen die Pächter fort, so ist das der Beweis, daß die Pachten im


Verhältnis zu dem, was man anderswo bezahlt, zu hoch sind. Der geringere


Wettbewerb bei der Auktion wird darum auch selbsttätig die Pacht auf ein 


niedrigeres Niveau drücken.


Bei dem von Fr. vorgeschlagenen System könnte es auch unter Umständen


vorkommen, daß es in längeren Zwischenräumen in weitem Umkreis überhaupt


nicht zu Verkäufen käme und wo soll sich dann die Schätzungsbehörde orientie-


ren? Handelt es sich also darum, die Grundrenten möglichst genau zu schätzen,


so muß man dem System den Vorzug geben, bei dem freihändige Schätzungen


am häufigsten und regelmäßigsten vorkommen. Solche Häufigkeit und


Regelmäßigkeit läßt sich aber beim Pachtsystem ganz nach Wunsch gestalten.


„Fridericus“ Vorschlag entspringt dem Wunsche, den Bodenbebauer möglichst


sicher zu stellen. Der Wunsch ist berechtigt, obschon man nicht gut ersehen


kann, warum der so wie so schon so sehr bevorzugte Landbewohner (s. die 
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Ziffer der Militärtauglichkeit) mehr als andere Bürger „gesichert“ werden soll.


Wenn wir ihm das Schmarotzertum vom Leibe halten, so haben wir ihn genug


gesichert; mit dem Fiskus wird er wohl selber fertig werden. Ist denn etwa der


Schuster, der Tagelöhner, der Zeitungsschreiber, der Arzt, der Künstler, der


Erfinder, mehr gesichert? Der vom Pächter in öffentlicher Auktion mit dem Fiskus


geschlossene Pachtvertrag ist – solange es noch Richter in Berlin gibt – tatsäch-


lich ein „Rocher de bronce“, eine unangreifbare Burg, für welche das von


„Fridericus“ befürwortete tituläre Eigentumsrecht keinerlei accessorische


Sicherheit bietet. Daß der Pächter bei Erneuerung des Pachtvertrages von


Wettbewerbern überboten werden kann, ist keine Unsicherheit – denn der, der


den Boden schon jahrelang bewirtschaftet, muß doch am besten wissen, was er


an Rente abwirft. Daß irgend ein persönlicher Feind die Pacht in der Auktion


hochschrauben wird, ist möglich, kann aber nicht von Bedeutung sein, da der


Bieter ja damit rechnen muß, daß ihm selbst das Pachtobjekt zu dem von ihm


hochgetriebenen Pachtgeld zugeschlagen wird. Dann würde der andere lachen.


Für solche besonderen Fälle könnten übrigens leicht wirksame Schutzmaßregeln


geschaffen werden, deren Ausbildung Sache der Praxis sein wird. Wird aber ein


Bauer überboten, weil er die Grundrente zu niedrig, seine eigene in seinem


Einkommen zu Tage tretende Arbeitsleistung zu hoch einschätzt, so wird ihn


auch der Eigentumstitel nicht schützen – denn in diesem Falle ist es das


Steueramt, das von ihm eine Abgabe verlangt, die er für zu hoch ansieht und


deren Zahlung er sich nur dadurch entziehen kann, daß er sein Besitztum 


verkauft. Ob er durch die Pacht oder die Steuer vertrieben wird – für den


Betroffenen ist das rechnerisch einerlei –. Das Pachtsystem hätte aber selbst


noch in diesem extremen Fall vor der Steuer den Vorteil, daß der Bauer die


Schuld bei sich selbst suchen würde. Er wird sich sagen, daß er sich verrechnet


hat, daß er das, was andere zu zahlen sich erboten, auch wohl selber hätte 


zahlen können, während er bei der Steuer den Fiskus vor sich haben wird, auf


den er die 
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„Schuld“ abwälzen wird, weil es sich hier nicht wie bei der öffentlichen


Verpachtung um eine freihändige Sache handelt. Beim Pachtsystem schätzt sich


jeder schließlich selber als Zahler ein und ist darum auch jeder selbstverantwort-


lich. Außerdem sei hier noch bemerkt, daß das Pachtsystem den Boden für den


Bebauer in ein Fideikommis, in unpfändbares Recht der Pächter verwandelt,


während das Privatgrundeigentum den Bebauer des Bodens allen Wechselfällen


des Lebens aussetzt.


„Fridericus“ will, da der rein tituläre Besitz (100% Steuer) ihm abgeschmackt


erscheint, diesen durch einen kleinen Vorzug, den Erlös des 1/26. Teiles der


Rentenschätzung etwas begehrenswerter erscheinen lassen. Dieser geringfügige


Abzug von der Steuer wäre für den Grundeigentümer ohne irgend welchen


Einfluß auf sein Handeln. Würde man ihn aber erhöhen um den Zweck zu 


erreichen, so ist zu beachten, daß bei jedem Besitzwechsel dieser Steuer-


nachlaß in kapitalisierter Form angerechnet werden wird, was ihm in der Folge


vollends den Charakter einer Eigentumsbestätigung nehmen wird.


Weiter gibt „Fridericus“ keine Gründe an, warum er das Privateigentum 


erhalten wissen will. In den Kreisen des Bundes d. B. aber erwartet man davon


den zweifelhaften Vorteil, daß der Bauer durch das Grundeigentum fester an die


Scholle gebunden sein wird, als es mit dem Pächter der Fall sein wird. Mir


scheint, die Bodenreformer sprechen hier unbedacht nach, was unsere Agrarier


voll Bedacht sagen, wenn sie im Parlament Stimmung für die Einschränkung 


der Freizügigkeit machen wollen, die ihnen ein Dorn im Auge und ein Loch im


Geldbeutel ist. Die „Leute“ sollen seßhaft gemacht werden, wenn nötig mit


Gewalt, damit man sie dann für billigen Lohn zur Hand hat, wenn man sie


braucht. Darum singen sie in allen Tönen das Hohe Lied der Seßhaftigkeit. 


Ich sehe diese Vorzüge der Seßhaftigkeit nicht. Der schnellen Ausbreitung


gewonnener Erfahrung, wie auch dem persönlichen Glück und Wohlsein steht


die Erschwerung der Freizügigkeit, auch wenn sie nur durch den Ballast des


Grundeigentums bedingt ist, sicherlich im 
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Wege. Seßhaftigkeit im agrarischen Sinne heißt erschwerte Freizügigkeit auch


im Falle, daß ein Klimawechsel geboten wäre und wenn Familien- und


Gesellschaftsgründe den Wegzug fordern. Schließlich bedeutet Seßhaftigkeit


auch Inzucht. Die Freizügigkeit müssen wir aus diesem, wie aus 1000 anderen


Gründen erleichtern, nicht erschweren. Die landwirtschaftlichen Schäden


(Raubbau) die eine größere Mobilisierung der ländlichen Bevölkerung nach sich


ziehen könnte, haben heute keine große Bedeutung mehr, da der angerichtete


Schaden jederzeit und überall mit Hülfe [Hilfe] künstlicher Dünger wieder wettge-


macht werden kann. Aus Rücksicht auf eine Fuhre Mist dürfen wir den Menschen


doch nicht der Bewegungsfreiheit berauben. Exzesse im Raubbau lassen sich


übrigens wirksam durch die Bedingungen des Pachtvertrages vermeiden.


Aber das alles sind Lappalien im Vergleich mit den schweren politischen


Gefahren, die die Beibehaltung der Besitztitel in sich schließt. So lange die


Grundbücher vorhanden sind, in denen die Eigentumstitel eingetragen sind,


haben wir im Staate eine revolutionäre Gesellschaft die über weiter nichts sinnt,


als wie sie die Sklaverei, und alle sonstigen Herrlichkeiten und Attribute des


Privateigentums wieder herstellen könnte. Das liegt in der Natur der Sache, nicht


der Menschen. So lange die Nachkommen enttronter Könige verläßliche


Geburtsurkunden besitzen, konspirieren sie auch gegen die Gewalten, die sie


enttront haben. Behalten wir die Eigentumstitel bei, so werden die Grundbesitzer


dem ersten, besten Napoleon, der ihnen die Wiederherstellung der früheren


Zustände verspricht, mit fliegenden Fahnen entgegeneilen – ganz einerlei, ob 


es sich um einen weißen, gelben oder schwarzen Napoleon handelt. Nein, die
Grundbücher müssen eingeäschert werden und der Tag, an dem das geschehen,


soll als der Ausgangspunkt einer neuen Zeitrechnung erklärt werden. Die aber,


die für die Wiederherstellung des privaten Grundeigentums öffentlich agitieren


sollen mit den schwersten Strafen bedroht werden.
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Es dürfen überhaupt keine Spuren des Privateigentums übrig bleiben. Alle


Zäune und Marksteine müssen entfernt oder versetzt, alle heutigen Grenzen


durcheinander geworfen werden. Man kann da nicht grundstürzlerisch genug 


vorgehen. Machen wir es hier, wie die Vertreter der Goldwährung es gemacht


haben, die auch keine Ruhe hatten, bis daß sie den letzten Vertreter der


Silberwährung, den Taler, eingeschmolzen hatten. Er erschien ihnen gefährlich,


darum prägten sie ihn um. Es wäre sonst vielleicht noch jemand durch die


Inschrift der Taler verleitet werden, die Vorgänge bei der Einführung der


Goldwährung genauer zu untersuchen. Vom Privatgrundeigentum darf nichts


übrig bleiben. Eine Grundsteuer, und zwar eine solche, die den


Grundeigentümern merklich fühlbar war, haben wir in Preußen früher schon


gehabt. Wo ist sie geblieben? Vor etwa 100 Jahren wurden die Grundbesitzer


davon befreit. Warum sollen sie das in Zukunft nicht wieder einmal durchsetzen


können. Sind aber die oben angegebenen Vorsichtsmaßregeln ergriffen worden,


dann ist die Gefahr ganz bedeutend geringer. Et ne nos inducas in tentationem.


Grundeigentum auch ohne Grundrente ist immer ein Vorrecht. Etwas


Dämonisches, Gewalttätigkeit, Herrschsucht, Sklaverei haftet ihm an. Der


Philosoph Spencer sagte schon, wenn drei Bürger gleichen Berufes in Eintracht


sich miteinander unterhalten, so kann man sicher sein, daß irgend ein Anschlag


auf den Geldbeutel des Volkes den Gegenstand der Unterhaltung bildet. In ganz


anderem Grade ist das der Fall beim Grundbesitz. Wir finden Ärzte, Ingenieure,


Zeitungsschreiber, Klempner, Pastoren, Lehrer usw. in allen politischen Parteien.


Die Grundbesitzer aber bilden in der ganzen Welt immer eine homogene, nach


außen scharf begrenzte eigene Partei. Und diese Partei hat immer nur das eine


Ziel: sich auf den Nacken des Volkes zu setzen oder sich dort zu erhalten, wobei


ihnen in der Regel alle Mittel heilig sind, von der Leibeigenschaft bis zu den


Getreidezöllen, von der Knute bis zum Aderlaß. Hüten wir uns, von dieser 
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teuflischen Einrichtung Spuren zurückzulassen! Die Grundbesitzer als Menschen


brauchen wir nicht zu fürchten, sie sind wie alle anderen. Es ist die „tentatio“ die


dem Grundbesitz anhaftet, vor der wir uns zu hüten haben.


Die Praxis der Bodenverpachtung? Liegt hier wirklich ein Problem vor, das


heute für alle Zeiten zu lösen ist? Ich meine, hier kann man alle denkbaren


Variationen praktisch durchprobieren. Erfahrung und Vergleich, das ist alles, was


wir hier brauchen. Wir sollten in Deutschland einen Fechtverein für Bodenreform
gründen oder den schon bestehenden Verein „Freiland“ dazu ausbilden, um in


größerem Umfang Acker und Bauland überall im Reiche zu erwerben und dann


bei der Verpachtung dieser Erwerbungen bunteste Vielgestaltigkeit in den


Pachtverträgen walten lassen, um durch Vergleich und Erfahrung neue


Gesichtspunkte zu gewinnen. Ich glaube, es würde sich dann zeigen, daß sich


die Pachtverträge immer den örtlichen, wirtschaftlichen und physischen


Verhältnissen des Bodens anzupassen haben und daß es das einfachste und


beste sein wird, als Grundlage der Pachtauktion einfach den von den


Interessenten selber gewünschten und verfaßten Pachtvertrag zu wählen.


Aber das sind Sorgen, mit denen wir uns heute leider noch nicht, – hoffentlich


aber bald zu befassen haben werden.


„Bundschuh.“


[Pseudonym für S. Gesell/ Die Red.]
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Die Reichsbank und die Goldwährung.


„Die Geldkrisis, die im Herbst des Jahres 1907 über Amerika hereinbrach, hatte


auch der gesunden Hochkonjunktur in Deutschland das Rückgrat gebrochen. Ein


gewaltsamer Goldexport aus den Kassen der Reichsbank begann, dem trotz


eines Bankdiskonts von 7% nicht Einhalt geboten werden konnte. An den


Stichtagen vor dem Jahresende bestand die Gefahr, daß die gesetzliche


Dritteldeckung unserer Banknoten unterschritten würde. Das System Koch, das


bei jeder unerwünschten Abwanderung von Gold das Heil einzig und allein in der


Anwendung der Diskontschraube und Krediteinschränkungen erblickte, hatte


gänzlich versagt.“


Mit diesen Worten beginnt ein Artikel in Nr. 7, der „Woche“, von Hermann


Rinkel, unter der Überschrift „Die Reichsbank unter Präsident Havenstein.“ Vieles


hätten wir darauf zu erwidern. Zunächst auf das Wort „Geldkrisis“. Warum nennt


Rinkel das Ding nicht beim Namen und sagt offen Goldwährungskrisis oder deut-


licher noch „Bankrott der Goldwährung.“ Wenn jene Krisis etwas Gutes gewesen


wäre, dann hätte man sicherlich nicht vom Geld, sondern vom Gold, der


Reklame wegen, gesprochen. Amerikas Währung war die Goldwährung, die


Schwierigkeiten rührten nur von der Verbindung des Dollars mit dem Gold her.


Es war also tatsächlich nicht eine Geldkrisis schlechtweg, sondern eine spec.


Krisis der Goldwährung und es ist doch gut, wenn das Volk erfährt, was es von


der Goldwährung zu halten hat. Das Volk muß wissen, daß unter der Herrschaft


der Goldwährung jeden Augenblick eine „Geldkrisis“ hereinbrechen kann. Man


unterrichtet das Volk über die Natur der Pest, der Cholera, usw., so unterrichte


man es auch über die Goldwährung, damit der, der auf dem Dache oder auf dem


Felde ist, rechtzeitig sich schützen kann, wenn das Unwetter „hereinbricht“. Oder


ist etwa eine Geldkrisis die über Nacht hereinbricht und der Volkswirtschaft 
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das „Rückgrat bricht“, weniger zu fürchten als irgend eine Seuche, ein Erdbeben,


oder Getreidezölle? Ist die Goldwährung nicht ein Extrakt all dieser Landplagen?


Die Geldkrisis, die da 3000 km weit von uns „hereingebrochen“ war, hatte also


der „gesunden deutschen Hochkonjunktur“ das Rückgrat gebrochen! Auf Deutsch


sagt man für Hochkonjunktur Teurung (wenn auch fälschlich) und diese soge-


nannte Teurung hat doch sonst viel Kopfschmerz verursacht! Jetzt nennt sie 


Herr Rinkel eine gesunde Erscheinung, denn er spricht von einer gesunden


Hochkonjunktur! Gewiß, es stimmt, die Hochkonjunktur ist immer gesund, aber


nicht für alle. Sie ist gesund für die Klasse der Schuldner und für die große


Klasse der Spitzbuben, die an der deutschen Währung rütteln, um auf Kosten


Anderer Differenzen einzustreichen. Denn Hochkonjunktur ist auch nur ein


euphemistischer Ausdruck für das anrüchige Wort „Differenz“. Wir möchten


darum Herrn Rinkel raten, wenn er wieder einmal von „gesunder Hoch-


konjunktur“ spricht, daß er dann genauer die Klasse bezeichnet in deren Namen


er spricht, da er sich sonst der Gefahr aussetzt, für einen Animieragenten für


Börsendifferenzen gehalten zu werden.


Herr Rinkel spricht auch noch von einer „deutschen“ Hochkonjunktur und da


möchten wir ihn fragen, wie er sich eine solche denkt? Der Goldwährung rühmt


man ja immer nach, daß sie in allen ihr unterworfenen Ländern die Preise 


nivelliert, daß sie den die Hochkonjunktur erzeugenden Geldüberfluß immer


selbsttätig über die Grenze befördert. Jede nationale Hochkonjunktur erschwert


die Warenausfuhr und erleichtert in demselben Verhältnis die Wareneinfuhr. Auf


die Dauer muß dies zur Goldausfuhr führen. Die Goldwährung sorgt also selbst


dafür, daß der „deutschen Hochkonjunktur“ das Rückgrat gebrochen werde, und


zwar auch ohne amerikanische Geldkrisis. Das ist nun einmal so. Wer eine


„deutsche“ Hochkonjunktur erstrebt und zugleich an der Goldwährung festhält,


erstrebt einen Widerspruch, einen Unsinn. Eine internationale 
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Hochkonjunktur bietet der Goldwährung keinerlei Schwierigkeiten, wie wir das 


ja in den letzten Jahrzehnten sattsam erfahren haben, aber eine deutsche
Hochkonjunktur wird immer durch Goldexport auf’s Trockene gesetzt werden.


Freilich, freilich, wir haben ja in Deutschland Leute, die von einer „deutschen


Goldwährung“ reden, sogar einen „Verein zum Schutze der deutschen


Goldwährung.“ Diesen Leuten muß allerdings der „gewaltsame Goldexport“ 


unerwartet gekommen sein. Wie Schade doch um diese „gesunde deutsche


Hochkonjunktur!“ Und der Präsident Koch, der dem gewaltsamen Goldexport


durch Diskontschraube und Kreditverweigerung nicht Einhalt gebieten konnte!


Ob Koch auch an die Möglichkeit einer „deutschen“ Hochkonjunktur glaubte, ob


er auch deutsche Goldwährungspolitik betrieb?


„Das System Koch“, heißt es im genannten Zeitungsartikel weiter, „das bei


jeder unerwünschten Abwanderung von Geld das Heil einzig in der Anwendung


der Diskontschraube und in Krediteinschränkungen erblickte, hatte gänzlich 


versagt.“ Hier übertreibt Herr Rinkel. Das System Koch war sicherlich recht 


geistlos. Koch bemeisterte das Geld sicherlich nicht. Für ihn war die „deutsche


Hochkonjunktur“ nie eine Warnung und darum wurde er so oft von der


Goldausfuhr überrascht, darum kamen seine Verteidigungsmaßregeln immer erst


dann, wenn es schon spät war. Aber seine Aufgabe, die er statutengemäß zu


erfüllen hatte, die Sicherung der Goldreserven, die Einlösbarkeit der Banknote,


die hat Koch immer erfüllt. Ist es denn unter Havenstein wirklich besser 


geworden? Haben wir nicht unter Havensteins Regiment wieder eine recht


„gesunde“ Hochkonjunktur erlebt? Kümmert man sich unter Havenstein in der


Reichsbank etwa mehr um die Warenpreise, als unter dem System Koch? 


Hat man nicht unter Havenstein durch Ausgabe von kleinen Banknoten den 


deutschen Geldumlauf drainiert, um das Gold der Reichsbank zuzuführen, und


hat man dort dieses Gold nicht dazu benutzt, um den Notenumlauf zu 


vermehren, zu einer Zeit, wo die Hochkon-    Hochkonjunktur
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junktur schon einen Überschuß an Tauschmitteln anzeigte?


Gewiß, Havenstein hat die Reichsbanknote zum gesetzlichen Zahlungsmittel


erklären lassen! Das ist sicher ein bedeutender Fortschritt, namentlich, wenn


man bedenkt, daß hier Jahrtausend alte Vorurteile zu überwinden waren. Aber


hat man nun gehört, daß Havenstein jetzt auch die Folgerungen aus jenem


Gesetz ziehen wird? Nichts verlautet darüber und so müssen wir annehmen, 


daß in der Reichsbank immer noch nach dem „System Koch“ weitergewurstelt


werden wird, d. h. also, daß die Warenpreise in der Reichsbank keinerlei


Beachtung finden werden und die Reichsbank der Entwicklung des Handels zur


Hochkonjunktur und Baisse mit verschränkten Armen zusehen wird, genau wie


unter dem System Koch.


„Es bestand die Gefahr,“ sagt Rinkel weiter, „daß die Dritteldeckung unter-


schritten wurde.“ Mit dieser vermeintlichen Gefahr hat man von jeher dem Volke


heillosen Schrecken eingejagt, damit es ja nicht an der bewährten Goldwährung


zu rütteln wagt. Dabei liegt gerade in Deutschland überhaupt keine „Gefahr“ noch


sonst etwas in der Unterschreitung der vom Gesetz als Minimum vorgeschrie-


benen Dritteldeckung (d. h. auf 3 Mark in Banknoten, muß die Reichsbank 


mindestens 1 Mark in Goldreserve haben), denn erstens wäre es gar nicht so


einfach, die zum Abheben des letzten Drittels der Goldreserven nötigen


Banknoten zu beschaffen, weil die Bank für jede Mark in Gold, die ihr entnom-


men wird, ihrerseits noch weitere zwei Mark in Banknoten einzieht. Aber selbst


angenommen, es wäre gelungen, die Reichsbank zu sprengen, dann würde sich


noch gar nichts ereignen, wenigstens in bezug auf das Verhältnis der Banknoten


zum Gold. Die Bank würde sie nicht einlösen, aber darum brauchte es noch


durchaus nicht zu einem Agio zu kommen, da ja der Verkehr selber mit Gold


gespickt ist. Wer für Zahlungen im Ausland Gold braucht, der findet in


Deutschland das Nötige im Verkehr. Zu einem nennenswerten Agio, sagen wir 
1/2 oder 1%, könnte es in Deutschland 
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gar nicht kommen, denn das Agio macht das Gold „kursunfähig“ insofern, als


jeder um das Agio zu gewinnen, die einlaufenden Goldmünzen festhält. So


würde


1. ein Agio von 1/2–1% genügen, um dem Außenhandel sämtliche deutsche


Goldmünzen zur Verfügung zu stellen;


2. würde das Agio den deutschen Geldumlauf plötzlich um mehr als die Hälfte


drainieren, nämlich um den Gesamtbetrag der heute umlaufenden Goldmünzen


(Gresham-Gesetz) was durch den Preisdruck, den eine solche


Geldverminderung begleiten würde, die Ausfuhr von Waren erleichtern, die


Einfuhr erschweren und so die Handels- und Zahlungsbilanz umstürzen und das


ausgewanderte Gold wieder zurückrufen würde. So lange Deutschland also den


starken Goldumlauf hat, ist der Parikurs der Banknote mit dem Gold gesichert,


ob die Reichsbank die Note einlösen kann oder nicht.


Aber wenn es auch zu einem wirklichen, bedeutenden Agio käme (was nur


dann möglich wäre, wenn die Reichsbank, nachdem ihre Goldreserven erschöpft,


mit der Notenausgabe fortfahren würde), auch dann liegt für die Volksmassen


keinerlei „Gefahr“ in solchem Ereignis. Im Gegenteil, die erwerbenden Klassen


werden durch die mit dem Agio steigenden Preise entlastet. Wir hätten dann


wirklich eine „deutsche Hochkonjunktur“, der kein Goldexport noch „das Rückgrat


brechen“ könnte, und die man nach Wunsch verlängern könnte. Mit dem Agio


könnten die Agrarier außerdem die Zölle entbehren; wir könnten zum Freihandel


zurückkehren, ohne daß darum die Preise des Getreides und aller anderen


Waren einen Rückgang erfahren würden.


Es liegt den Physiokraten fern, für Goldagio und Papiergeldwirtschaft, für


„gesunde Hochkonjunkturen“ usw. hier Propaganda zu machen. Die Leser 


wissen, was wir erstreben. Wir erwähnen die Sache nur, um zu zeigen, wie sehr


das währungstechnische Denken der Goldwährungsleute mit Vorurteilen aller Art


angefüllt ist.
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Die Entvölkerung Frankreichs.


„Ich kenne kein Schrecken erregenderes Buch, als das, was M. Souchon,


Professor der Rechtsfakultät in Paris unter dem Titel „La Crise de la main 


d’oeuvre agricole en France“ soeben veröffentlicht hat.“ So sagt ein


Zeitungsartikel, der unter der Aufschrift „Das Aussterben unserer Landschaften“


(la mort de nos campagnes) die Entvölkerung Frankreichs behandelt.


Wir stehen, sagt Souchon, auf der Grenze unterhalb der die Bevölkerungs-


abnahme sich in ein Aussterben verwandeln wird. „Wo ist die wahre Ursache 


dieser Entvölkerung zu suchen,“ fragt das Blatt. An der Geburtenzahl liegt es


nicht, denn auf dem Lande übersteigt sie noch immer die Todesfälle. Der wahre


Grund muß vielmehr in der Landflucht (exode rurale) gesucht werden.“


„Das Innere Flanderns leert sich nach und nach. Das Kohlenbecken des Pas


de Calais entzieht dem Lande die Männer, und die Städte die Frauen, wo sie als


Dienstmädchen (servantes) Stellung suchen. Allenthalben auf dem Lande findet


man die Ruinen verlassener Häuser. Ganze Ortschaften verschwinden. Andere


sind nur mehr von Greisen bewohnt, von denen eine Wiederbevölkerung nicht


erwartet werden kann.“


„Je weiter man nach dem Süden geht, umso ausgeprägter zeigt sich uns diese


Entwickelung. Im Aveyron, in der Gascogne, müßte ohne die Maschine die


Landwirtschaft einfach aufgegeben werden. Das ganze Land ist käuflich. Im


Dauphiné, in der Bourgogne, im Limousin, im Languedoc, überall dasselbe Bild,


überall die ebenso genau festgestellten, wie herzbeklemmenden Tatsachen. Es


ist eine Rasse, die ausstirbt.“


So weit das Blatt. Es begnügt sich mit der Feststellung der Tatsache. Die


„schreckenerregende“ Tatsache dient ihm offenbar als hochwillkommener, 


interessanter Lesestoff, ähnlich wie irgend eine grausige Mordgeschichte.


Die Frage, wo die Ursache der Erscheinung zu suchen ist, konnte sich das


Blatt sparen. Die Franzosen kennen ganz genau die Krankheit, 
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an der sie zugrunde gehen. Es ist eine entsetzliche Krankheit, die das franzö-


sische Volk befallen hat. Eine Krankheit, von der man in Familienblättern einfach


nicht sprechen darf. Sie ist schlimmer als der Aussatz und begnügt sich nicht


damit, sich bis ins 7. Geschlecht fortzupflanzen. Nein, fortzeugend gebärt sie


immer Böses, bis sie mit dem ganzen Geschlecht tabula rasa gemacht hat. Das


Schlimmste aber ist, daß die Krankheit wegen ihrer gesellschaftlichen


Anrüchigkeit sogar die Wissenschaft davon abhält, Stellung zu nehmen und


Verhaltungsmaßregeln zur Bekämpfung der gräßlichen Plage anzugeben. Die


offizielle Wissenschaft wenigstens schließt lieber die Augen vor der alles 


verschlingenden Gefahr. Jeder fürchtet sich gesellschaftlich unmöglich zu


machen, wenn er sich mit dem Schmutze befassen wollte.


So werden wir es erleben, daß das große Volk, dem die Kultur so vieles 


verdankt, an dieser Prüderie zugrunde gehen wird. Dabei wäre es noch Zeit, 


rettend einzugreifen. Denn der Bacillus der Krankheit ist entdeckt und vom


Professor für Volksrecht, Henry George, in allen Phasen seines volksmörde-


rischen Daseins studiert. Er nannte den Bacillus Parasitus exterm. populi.


Seitdem ist es seinen Jüngern auch gelungen, ein Serum herzustellen, das die


Krankheit heilt, wenn auch nicht plötzlich, und nicht individuell, so doch in der


zweiten Generation. Aber das ist es eben, was geht den Meisten die zweite


Generation an. Nach uns die Sündflut, so heißt es allgemein. Dazu kommt, daß


die Anwendung des Heilmittels äußerst schmerzhaft ist und einen vollkommenen


Wechsel in der Lebensführung verlangt. Wer wird solche Opfer der nächsten


Generation bringen?


Dies alles läßt es wahrscheinlich erscheinen, daß es unseren Nachbarn kaum


noch gelingen wird, sich aus den Armen dieses scheußlichen Lasters zu 


befreien. Wir können fast damit rechnen, daß wie das Zeitungszitat sagt, „die


Rasse aussterben wird, und zwar bald.“


Das kann uns nur recht sein, wird mancher bei uns sagen. Dann brauchen wir


entsprechend weniger Rüstung und statt in Afrika zu koloni-    kolonisieren
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sieren, werden wir den Limousin, den Dauphiné und die Gascogne wieder


„repeuplieren“.


O weh! O weh! Uns liegt die Parasitis ebenfalls schon längst im Blute. Der


Parasitis exterm. Pop. hat unser Volk ebenfalls schon überfallen und allenthalben


beobachtet man die Verfallserscheinungen. Aber wir Deutsche „fürchten Gott,


sonst Niemand in der Welt“, auch die Parasitis nicht. Und weil wir sie nicht 


fürchten, sprechen wir davon ohne Scheu und darum haben wir auch noch


Hoffnung, der Seuche Herr zu werden. Den Feind erkennen, bedeutet schon


einen halben Sieg. Und vielleicht – wenn wir in Deutschland ohne Scheu vom


Schmarotzertum, vom arbeitslosen Einkommen, von den Grundrenten und


Kapitalzinsen reden und die Wissenschaft sich der Sache annimmt, und dem


Volke die schrecklichen Folgen der Parasitis vor Augen führt, daß dann sich auch


noch unsere Nachbarn ermannen und alles das tun werden, was nötig ist, um


aus eigener Kraft die Gascogne und den Dauphiné mit einer wimmelnden Masse


kleiner Franzosen zu überschwemmen, die dann mit uns den alten, historischen


Wettbewerb wieder aufnehmen werden, um die Palme der Kultur. Denn wir


Deutsche fürchten außer Gott nur noch den Wettbewerb mit niedergehenden,


aussterbenden, altersschwachen Nachbarn. Ein solcher Wettbewerb ist zu leicht,


darum würde er uns schaden. Es lebe der allseitige Wettbewerb mit der „grande


nation“ und Tod der Parasitis hier und dort.


Es ist die Pest des Privatgrundeigentums, der Zinsen und Renten, die


Frankreich umbringt.


Die Männer, die in Flandern das Land verlassen, ihre Häuser in Ruinen 


zerfallen lassen, tun das sicher nicht aus Übermut, auch nicht aus Mangel an


Kraft und Energie – denn aus Übermut ergreift Niemand das schauerliche


Handwerk eines Kohlenarbeiters in den Gruben, und aus Mangel an Kraft und


Gesundheit geschieht das auch nicht, denn im Bergbau kann man nur volle Kerls


gebrauchen. Auch die Frauen und Mädchen verlassen ihre Heimat nicht aus


Übermut, die Not treibt sie dazu, sich in der Stadt als „servantes“ anzubieten.


Kein Bauer wird 
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seine Töchter als Dienstmädchen fortschicken, solange die bittere Notwendigkeit


ihn dazu nicht zwingt. Und schließlich woher nehmen die Städter das Geld, um


sich Dienstboten halten zu können? Sie nehmen es den Bauern als Hypotheken-


und Kapitalzins ab. Die Taler, die die Bauerntochter als Lohn aus der Stadt


heimbringt, sind dieselben, die der Bauer an Zins und Grundrente bezahlte. Fiele


das weg – wie es mit der großen physiokratischen Geld- und Bodenreform der


Fall sein wird – dann braucht das Mädchen das elterliche Haus nicht zu 


verlassen, das Leben auf dem Lande ließe sich für alle ohne die allgemeine


Verschuldung so schön gestalten, daß Niemand noch an Wegzug denken würde.


Durch die phys. Geld- und Bodenreform und durch die von uns vorgeschlagene


restlose Verteilung der Grundrenten an die Mütter nach der Kopfzahl der Kinder


bleiben die Renten einfach da, wo sie aufgebracht werden, nur zum Zwecke


gerechter Verteilung passieren sie die Kassen des Staates. Richten wir die Dinge


nach diesem Vorschlag ein, so wird man den Bauer nicht mehr in die


Kohlengrube und seine Tochter auf den Dienstbotenmarkt der Stadt schleppen


können. Nein, mit vier Ochsen nicht. Und nicht nur wegen solcher Entlastung 


des Landvolkes wird die Landflucht aufhören. Die physiokratische Bodenreform


greift viel tiefer, sie holt viel weiter aus.


Wenn ein Bauer das von ihm bearbeitete Land als Eigentum besitzt, so wird er


normaler Weise den Wunsch hegen, seine Kinder in die gleiche wirtschaftl. Lage


zu bringen. Das kann er aber nur so lange, als die Zahl der Kinder das erste


Paar nicht überschreitet. Jedes weitere Kind bedeutet für die Erbteilung eine


hypothekarische Belastung, und der Bauer, der diese unausbleiblichen Folgen


des Privatgrundeigentums und des Familiensegens von seinen Kindern 


abwenden will, muß es beim ersten Paar bewenden lassen. So wie die Dinge 


liegen, übt er durch solche vorbeugende Politik eine bessere und sichere


Brutpflege, als wenn er den Dienstbotenmarkt und die Kohlenbergwerke mit


Menschenmaterial versorgt, das in der Regel ja in der 2. 
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oder 3. Generation an der Schwindsucht zugrunde geht. Die schwache


Geburtenzahl ist also ein direktes Produkt eines einfachen Rechenexempels, das


das Privatgrundeigentum jedem Bauer zur Lösung mit in die Ehe gibt. Wer es


nicht richtig löst (privatwirtschaftlich richtig), wird seine Söhne in das Kohlenfeld


schicken müssen, das sicherer tötet, als das Schlachtfeld. Seine Töchter aber


werden den Rentnern Dienstboten (Servantes – Dienende – Leibeigene –


Sklaven) sein.


Mit der großen Bodenreform wird der Bauer von der Lösung des genannten


Rechenexempels für alle Zeiten befreit. Ob er 2, 4, 10 Kinder hat, seine 10


Kinder werden dem Hauptproduktionsmittel der Bauern, dem Boden gegenüber


genau die gleichen Rechte haben, wie der einzige Sohn seines Nachbarn. Und


selbst in bezug auf die übrigen Produktionsmittel werden sich seine 10 Kinder


nicht übler stehen, als der fils unique. Seine Frau wird ihm für jedes Kind eine


monatliche Rente von X Mark als ihren Beitrag zu den Haushaltungskosten 


bringen, der Kindersegen wird also bleiben, was das Wort wirklich ausdrückt. 


Mit seinen 10 Kindern wird der Bauer ein bedeutend größeres Feld beackern


können, als sein Nachbar Fissünik und wird dementsprechend auch in der Lage


sein, jedes einzelne seiner Kinder mit ebenso gutem Handwerkszeug auszu-


statten, wie der Bauer, der nur für ein Kind zu sorgen braucht, der aber dafür


auch nur die Hülfe von einem Kinde hat und nur die Grundrente für ein Kind


bezieht. Finanziell werden sich also beide gleichstehen – genau so, wie es in der


Natur ist, wo die Mutter von 10 Kindern eher reicher als ärmer ist, als die Mutter


von 1 oder 2 Kindern. Daraus aber folgt mit Notwendigkeit, daß sobald


Frankreich die physiokratische Bodenreform durchgeführt haben wird, nicht mehr


die Hypothekenbank, sondern der Bauer sein Weib beschatten wird, und daß


darum auch bald wieder allenthalben aus allen Hütten die schon fast ver-


gessenen alten Wiegenlieder erklingen werden.


Der Zeitungsartikel, den wir zu Anfang er-
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wähnten, spricht vom Aussterben einer Rasse. Es ist das nicht richtig und


erweckt den falschen Gedanken einer Rassenschwäche und führt auf falsche


Fährte bei der Suche nach den Gründen der Erscheinung. Frankreich ist von den


verschiedensten Rassen bewohnt – die Franken – die Flämen, Normannen,


Britten, Burgunder und eine Mischung vieler Völker, die den Süd-West bewohnt.


Von einer Rassenkrankheit kann also nicht die Rede sein. Die Gleichmäßigkeit


der Erscheinung deutet vielmehr auf eine alle Rassen des franz. Volkes 


gleichmäßig treffende allgemeine, äußere, nicht biologische Ursache. Wo diese


ist, haben wir gezeigt. Es ist die Parasitis, das arbeitslose Einkommen, das


Rentnertum.


Es kommt für Frankreich aber noch etwas dazu, was der chronischen Parasitis


eine akute Form gegeben hat. Der Rückgang der Grundrenten, der nach


Angaben der Steuerbehörden 22% beträgt, seit der letzten Schätzung. Für dieje-


nigen Landwirte, deren Boden hypothekarisch belastet ist (und das ist die Regel)


muß es in den letzten Jahrzehnten immer schwerer gewesen sein, die fälligen


Zinsen und Tilgungsbeträge aufzubringen. Für die kleinen Bauern, die mit ihren


Familienangehörigen die Arbeit allein verrichten, also keine Löhne zu zahlen


haben, ist der Rückgang der Grundrenten einerlei gewesen, denn die


Grundrenten haben sich hier in eine Erhöhung des eigenen Arbeitslohnes ver-


wandelt (Die Grundrenten sind in Frankreich infolge Erhöhung der Nominallöhne


oder Geldlöhne zurückgegangen, nicht wegen „Rückgang der Preise“, die durch


Agrarzölle auf ihrer vollen Höhe erhalten wurden).


Aber für alle anderen Landwirte die auf fremde Arbeit angewiesen sind, muß 


es sehr schwierig geworden sein, den Hypothekenzins am Termin zur Stelle zu


schaffen. Und bei einem so eminent ordnungsliebenden, sparenden, rechnenden


Volke wie die Franzosen, kann man sich vorstellen, wie diese Schwierigkeiten


sich in einen Geburtenrückgang umsetzen können.


Ob der junge Bauer Hochzeit halten oder diese immer wieder um ein Jahr 


verschiebt, hängt in erster Linie davon ab, wie er den Hypotheken-
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vielfraß befriedigen kann. Der Bauer hält etwas auf sich, er übt eine gewissen-


hafte Brutpflege, er verzichtet lieber überhaupt, ehe er sich der Notwendigkeit


aussetzt, seine Kinder als „servantes“ in die Stadt zu schicken. Es genügt aber,


wenn die jungen Leute ihre Hochzeit um einige Jahre verschieben um eine Über-


bevölkerung in eine Entvölkerung zu verwandeln.


Deutschlands Bevölkerung beträgt nur darum nicht 1000 Millionen, weil für 


solche Massen die Subsistenzmittel fehlen. Die Volkszahl paßt sich den


Subsistenzmitteln an. Auch in Frankreich. Nun wäre aber in Frankreich Platz für


viele Millionen mehr, denn es ist ein fruchtbares Land. Aber diese Fruchtbarkeit


wird für die arbeitende Klasse durch das Schmarotzertum zunichte gemacht. Die


Parasitis verwandelt das schöne Land für die arbeitende Klasse in eine Wüste.


Ob der Bauer, der Pächter, der Tagelöhner Ödland bearbeitet oder Gärten und


Weinberge, ist für seinen Arbeitsertrag vollkommen einerlei, da der wirtschaft-


liche Unterschied zwischen Ödland und Gärten ja restlos von der Grundrente


reklamiert wird. Diese Grundrente, die in Frankreich stärker als anderswo von


der Verzinsung der enormen Staatsschuld (30 Milliarden) und durch das


Militärbudget angegriffen werden <wird> (daher der Rückgang der Grundrenten)


werden <wird> in der Stadt verzehrt von den Rentnern. Bei den Rentnern aber


ist die Beschränkung der Geburten ein Gebot der Selbsterhaltung. Der


Proletarier, wie überhaupt jeder, der vom Ertrag seiner Arbeit lebt, weiß, daß


seine Kinder standesgemäß auch wieder von der Arbeit leben werden können. 


Er braucht für sie nicht zu sparen. Ihre Arbeitskraft wird die Grundlage für die


standesgemäße Fortführung der gewohnten Lebensweise sein. Kann der


Arbeiter seine Kinder überhaupt und bis zur Schulentlassung verpflegen, dann


hat er weiter keinerlei Sorgen. Anders beim Rentner. Um seinen Kindern die


Möglichkeit einer standesgemäßen Lebensweise zu verschaffen, muß er sie mit


Renten ausstatten. So lange nun die Zahl seiner Kinder das erste Paar nicht


überschreitet, ist alles in Ordnung – jedes weitere Kind aber bedeutet eine


Verarmung, eine De-  Deklassierung
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klassierung, etwas Entsetzliches – nämlich die Notwendigkeit, den Ausfall an


Renten durch Arbeit zu ersetzen. Und dagegen sträubt er sich mit dem ihm allein


zu Gebote stehenden Mittel der Beschränkung der Geburten.


Es gibt zu viele Rentner in Frankreich, die Parasitis hat dort zu tiefe Wurzeln


gefaßt, das ist der Grund der Erscheinung.


Mit den physiokratischen Reformen werden die Rentner auch in Frankreich


spurlos verschwinden. Auch dort werden wieder alle auf den Ertrag ihrer Arbeit


angewiesen sein. Und weil dann alle wieder arbeiten, werden auch die


Subsistenzmittel für eine stetig wachsende Bevölkerungszahl zur Stelle sein. 


All die häßliche Rechnerei, in Form von Interessenehen, verspäteten Ehen,


Ehelosigkeit, Geburtenbeschränkung fällt fort. Niemand braucht dann noch an


die Hypotheken, an die Aussteuer der Töchter, zu denken, denn eine 


ausreichende Erbschaft und Aussteuer wird die eigene Arbeitskraft für jeden 


darstellen, um standesgemäß das Leben weiter fortzusetzen, an das er im


Hause seiner Eltern gewöhnt war.


Dr. Sagefemme.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Der Bund deutscher Bodenreformer 


vor neuen theoretischen Schwierigkeiten.


Durch die deutschen Zeitungen geht folgende Notiz:


„In Frankreich ist die Grundrente für die Steuerrolle neu eingeschätzt worden.


Sie ergab als Ertrag 2080 Millionen Franken. Vor 32 Jahren betrug die


Schätzung 2650 Millionen. Demnach sind die Grundrenten um 22% gesunken.


Der Verkaufswert des Bodens ging in derselben Zeit von 91 auf 62 Milliarden


herab, fiel also um 33%, also um ein Drittel.“ 


Diese Zahlen, die uns die franz. Steuerbehörde liefert, sind natürlich die


Bruttozahlen, 
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die Zahlen, die noch mit allen Schlacken der Goldwährung behaftet sind.


Säubern wir diese Zahlen, um sie für wissenschaftliche Arbeit gebrauchen zu


können; so wachsen die genannten Differenzen noch um ein Drittel.


Wir dürfen nämlich nicht vergessen, daß in den 32 Jahren, die seit der letzten


Schätzung verstrichen sind das Gold und die Franken ganz gewaltig im Preise


gefallen sind, daß ein Franken heute um ein Drittel kleiner ist als vor 32 Jahren.


Was vor 32 Jahren 100 Franken kostete, muß heute mit 125 –130 Frs., wenn


nicht mehr bezahlt werden.


Dementsprechend sind auch die 91 Milliarden Franken auf die vor 32 Jahren


der Boden Frankreichs für die Steuerrolle geschätzt wurde, nach heutigem Gelde


entsprechend der Preissteigerung um ein Drittel zu erhöhen. Die 91 Milliarden


Franken von damals, waren 123 Milliarden Franken von heute. Ist nun nach der


jetzigen Schätzung der Boden auf 62 Milliarden Franken zurückgegangen, so


haben die Grundbesitzer den Unterschied von 123 zu 61 also rund 50% ihres


Besitzes verloren.


Ähnlich verhält es sich mit der Grundrente. Sie ist nominell um 22% gesunken


(von 2650 auf 2080) materiell aber von 2650 plus 25%, also von 3312 auf 2080


=1232, das sind rund 40%.


Die Erklärung, warum die Grundrente nicht im gleichen Verhältnis wie die Preise des Bodens


gesunken ist, liegt darin, daß vor 32 Jahren mit 3 Prozent, heute mit 4 Prozent kapitalisiert wird.


Natürlich ist das hier kein naturaler Verlust. Frankreich als Ganzes betrachtet


ist durch diesen Milliarden-Verlust nicht um einen Pfennig ärmer geworden – da


es sich doch hier einfach um Grundrenten, also um eine Last oder Steuer 


handelt, die eine Volksklasse der anderen aufbürdet. Was die Grundbesitzer 


verloren haben – das haben andere gewonnen.


Der Boden ist nicht unfruchtbarer geworden, seitdem er nur mehr 60% der 


früheren Rente aufzubringen braucht. Im Gegenteil. Die Landwirtschaft hat


zudem große Fortschritte gemacht, der Maschinenbetrieb hat die Ausgaben für


Löhne 
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vermindert, die Agrarzölle haben die Preise der Produkte hochgehalten. Wo aber


bleiben nun die 1560 Millionen, die die Rentner jährlich weniger einnehmen?


Der Bund d. Bodenreformer vertritt die Ansicht, daß die Verwandlung der


Grundrenten in soziales Eigentum die Lösung der sozialen Frage bedeutet. Hier


in Frankreich ist nun die Grundrente bereits zu 40% soziales Eigentum geworden


und dementsprechend wären auch in Frankreich 40% der sozialen Frage gelöst,


erledigt. Nun behaupten aber wieder die Bodenreformer, daß die Lösung der


sozialen Frage ein gewaltiges Ereignis sein wird, dessen Wirkung man in allen


Lebensäußerungen eines Volkes verspüren wird. Ein neues goldenes Zeitalter,


nichts anderes soll die Lösung der sozialen Frage bedeuten. Und nun sind von


diesem gewaltigen Ereignis in Frankreich 40% verwirklicht worden, aber von 


dem goldenen Zeitalter ist in Frankreich absolut nichts zu sehen.


Beweist diese Tatsache nicht, daß die Theorien des Bundes unzulänglich sind,


daß man mit der Sozialisierung der Grundrenten allein die soziale Frage nicht


lösen kann? Die Spekulanten, die nach der Ansicht unserer Bodenreformer den


Boden für alle Zwecke verteuren, haben in Frankreich bis auf den letzten Mann


Bankrott gemacht. Der Unternehmer in Frankreich zahlt erheblich geringere


Bodenpreise – und trotzdem ist in keinem Lande die Bautätigkeit so gering wie 


in Frankreich, absolut sowohl, wie auch relativ zur Bevölkerungsvermehrung.


Beweist auch das nicht, daß die Ansichten der Bodenreformer über die Ursachen


der Baukrisen der Berichtigung und Vervollständigung bedürfen?


All diesen Widersprüchen können die Bodenreformer nur mit Hülfe der physio-


kratischen Theorie des Lohnes, des Zinses, und der Grundrente beikommen. 


[s. Gesell: Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag durch Geld- und


Bodenreform. M. 3.–  Gesell: Die Neue Lehre vom Geld und Zins.  M. 2,50. Physiokratischer Verlag


Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde, Ringstr. 49.] So lange sie diese Theorien 
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entbehren zu können glauben, werden sie im Dunkeln tappen und ihre


Vorschläge werden das Ziel verfehlen.


Die marxistische Kapitaltheorie 


und der Rückgang der Grundrenten 


in Frankreich.


Wenn wir unsere Vorfahren dadurch ehren wollen, daß wir ihre uns nun im


Wege stehenden Werke nicht dem Feuer und der Picke übergeben, so müssen


wir auch noch ein Übriges tun und diese Werke so unterhalten, wie sie waren,


als sie aus der Hand ihrer Schöpfer hervorgingen. Unsere Vorfahren lebten nicht


in Ruinen und trugen keine zerrissenen Kleider.


Das gleiche ist der Fall mit den Lehrsätzen unserer Alten. Nicht dadurch ehren


wir diese Meister, daß wir ihre Lehren in staubigen Bücherschränken aufbe-


wahren, sondern daß wir sie lebendig erhalten und vervollkommenen. Marx


hätte, wenn er noch in jugendlicher Kraft unter uns wäre, sicherlich von seinen


Werken keine Stereotypausgabe veranstaltet, sondern bis auf den heutigen Tag


ununterbrochen daran gearbeitet und sie mit den neuen Erfahrungen in Einklang


gebracht, koste es, was es wolle, koste es selbst die vollkommene Vernichtung


seiner ursprünglichen Ansicht vom Kapital. Ihm war sein Werk kein Dogma; es


war ein wissenschaftliches Werk, das man rücksichtslos niederreist, sowie sich


an den Grundlagen Risse zeigen. Und niemand hätte wahrscheinlich die 3


Bände des „Kapital“ mit mehr Spaß in die Lüfte gezettelt, als Marx selbst, wenn


er seine innere Hohlheit erkannt hätte. Dem wahren Wissenschaftler macht es


genau den gleichen Spaß, die eigenen Irrlehren zu entschleiern und zu vernich-


ten wie die der anderen. Vor der Wissenschaft hört das „ich“ einfach auf. Der


wahre Wissenschaftler schaut auch neidlos auf die Leistungen der anderen, er


freut sich über jeden Erfolg, auch dann, wenn er die Seinigen in den Schatten


stellt. Lilienthal würde 
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die Gebrüder Whrite [Wright] sicherlich in seine Arme geschlossen haben. Und


dasselbe würde Marx mit den Physiokraten tun, wenn er noch atmen könnte im


rosigen Licht der physiokratischen Lehre. Auf die Sache käme es ihm an. Und


hier käme noch etwas dazu, was ihn, den Freund des geknechteten Proletariats


in helle Freude versetzt hätte über die Physiokraten, die sein Werk vernichten,


der Umstand nämlich, daß nun der praktischen Arbeiterpolitik ein gangbarer Weg


geschlagen ist, der uns in absehbarer Zeit an’s Ziel bringen wird.


Weg mit dem alten Plunder, weg mit dem alten Marx – so muß darum heute


jeder sagen, der Marx wirklich ehren will. Tue jeder einfach mit Marx dasselbe,


was Marx mit seinem „Kapital“ tun würde, wenn er an der Hand der physiokra-


tischen Theorie des Kapitals seine eigene Theorie heute nachprüfen könnte.


Tun nun das die Vertreter der Marx’schen Lehre? Tun sie ihre Pflicht? Reißen


sie das Morsche nieder und bauen neu? Bringen sie die Lehre vom Kapital in


Übereinstimmung mit den täglichen Erfahrungen? Schauen sie neidlos auf die


Erfolge der anderen? Freuen sie sich, wenn es diesen anderen gelingt, tiefer in


das Wesen des Kapitals einzudringen und durch schärfere Beobachtungen


ganze Kapitel aus dem „Kapital“ überflüssig machen oder gar als Unsinn 


entschleiern? Sind es wirkliche Wissenschaftler, die keinerlei Rücksichten 


kennen, sind es wirkliche Jünger und Verehrer Marx!?


Wenig ist von dem zu beobachten. Sie haben das Werk eingebunden und


suchen es dadurch zu hüten, daß sie es in Staub und Spinngeweben verbergen


und vor dem Licht bewahren.


Sie haben den Organismus in ein Mineral, die wissenschaftliche Lehre in ein


Dogma verwandelt. Wenn Marx erstände, er würde ihnen das „Kapital“ an den


Kopf werfen. Wie, würde er sagen, wollt ihr die Tatsachen meiner Theorie 


anpassen? Seht ihr nicht, daß die Entwicklung meine Lehre als falsch, 


wenigstens als unvollkommen oder unvollständig erkennen läßt? Und ihr 


verschließt die Augen, wollt wohl die Wahrheit nicht sehen, mir zu Liebe, mir der 
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immer und unerschrocken der Wahrheit in’s Gesicht zu schauen suchte? Schert


Euch fort von hier.


In Frankreich ist die Grundrente um 40% in den letzten 3 Jahren gefallen (siehe


den betr. Artikel). Der Mehrwert des Hauptproduktionsmittels eines Landes, der


Boden eines vorwiegend Ackerbau treibenden Volkes ist um 40% zurückgegan-


gen und zwar gerade zu einer Zeit, wo die Technik nie dagewesene Fortschritte


gemacht hat, wo „die Produktivität der menschlichen Arbeit in’s Riesenhafte


gewachsen ist“, und wo noch außerdem die Staatsmacht von den


Grundbesitzern mißbraucht wurde, um den Rückgang des Mehrwertes durch


Zölle (Grundrenten, Schutzzölle) zu verhindern! Wie stimmt das mit dem auf der


Lehre Marx’s sich aufbauenden Erfurter Programm überein?


Wie sind die Leitsätze dieses Programms mit der Tatsache zu vereinen, daß


das Hauptausbeutungsmittel, die schwere Artillerie des Kapitals, von 124 auf 61


Milliarden zurückgegangen ist? Noch einmal 32 Jahre solcher Entwickelung –


dann wäre der Mehrwert des Hauptproduktionsmittels der französischen


Bevölkerung auf 0 gefallen.


Und angesichts solcher Tatsachen wiederholen die Marxisten die alte Leier


immer.


Gewiß, der Druck ist groß, schrecklich. Wir müssen den Druck beseitigen, und


wenn uns die Sozialdemokraten ihre Macht zur Verfügung stellen wollten, wir


hätten ihn schon beseitigt. Aber dieser Druck ist in den letzten Jahren nicht


gewachsen, er hat sogar, wie Figura zeigt, in bezug auf die schwere Artillerie des


Kapitals in Frankreich um 40% seiner Atmosphären verloren. Reißen wir die


Augen auf, und suchen die Erklärung zu dieser Erscheinung. Wer das Kapital


wirklich bezwingen will, muß seine Natur studieren. Verräter aber an der Sache


der Arbeiter sind die, die aus Furcht, daß die Lehre eines alten Arbeiterführers


Schaden erleiden könnte, die Augen verschließen und der Kritik dieser Theorie


gegenüber die schändliche Totschweigepolitik üben, wie die sozialdemokra-
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tische Presse es der physiokratischen Theorie des Kapitals gegenüber bisher


getan hat.


Noch mit keinem Worte hat die sozialdem. Presse unserer Kapitaltheorie und


unserer Bestrebung Erwähnung getan. Vielleicht wird sie nun von den


Ereignissen dazu gezwungen werden, denn ohne die Hülfe unserer Neuen Lehre


vom Geld und Zins, ist der Rückgang der Grundrenten in Frankreich schlechter-


dings eine unerklärliche Erscheinung, zumal unter Berücksichtigung der


Nebenumstände.


Hoffentlich wird sich der Vorwärts nun bald eines Besseren besinnen und der


physiokratischen Bekämpfung des Kapitalismus Beachtung schenken.


Fr. Engels.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Pachtung oder Eigentum.


Im Deutschen Reich ist das Pachtsystem in der Landwirtschaft die Ausnahme.


Wie es scheint, zahlen die Bauern lieber 1000 Mark an Hypothekenzinsen, als


eine geringere Summe als Pachtgeld. So muß es sein, denn sonst erklärt sich


die Tatsache nicht, daß der Ankauf von Pachtland selten eine gute Geldanlage


für Kapitalisten ist. Das zu erwartende Pachtgeld deckt den regulären Zins der


Kapitalanlage nicht, weil die Landwirte den Preis des Bodens über den kapita-


lisierten Pachtzins hinaustreiben.


Den Bauern wird diese Vorliebe für Privatgrundeigentum, und der Leichtsinn


mit dem sie sich durch sie in Hypothekenschulden stürzen, noch einmal schlecht


bekommen. Schon wiederholt hat sie der Reichstag mit Hülfe der Kornzölle aus


den Händen der Hypothekengläubiger retten müssen. Es wäre aber frevelhaft


von ihnen, wenn sie auf diese Hülfe auch für die Zukunft rechneten. Geht es gut,


so stecken sie den Profit an den Bodenerwerbungen ohne Dank in die eigenen


Taschen, geht es schlecht, so betteln sie den Reichstag an (Not der


Landwirtschaft, rechte Not des Privatgrundeigentums) und nehmen den 
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Arbeiterfrauen die Groschen aus der Tasche (mit Hülfe der durch Sperrzölle


künstlich gehobenen Kornpreise) um ihre Schulden zu bezahlen. [Sie spekulieren


also mit fremden Geldern, die gewissenloseste aller Spekulationen.] Ein ehrenhafter, stolzer


Bursche rechnet nicht mit Almosen, er verzichtet auf das Privateigentum am


Boden und begnügt sich, wenn er den Boden nicht bar bezahlen kann, mit der


Pachtung. Für den Pächter kann es niemals zu einem Notstand (Not der


Landwirtschaft) kommen, denn gehen die Grundrenten zurück, so geht bei der


Erneuerung der Pachtverträge auch das Pachtgeld zurück. Für das


Privatgrundeigentum aber ist die hypothekarische Belastung eine Größe, die


ganz unabhängig von den Bewegungen der Grundrente verzinst werden muß.


Auch ist ja den Bauern trotz Zöllen mit der Goldwährung gar keine Gewähr


geboten, daß die Preise ihrer Produkte, die ihnen bei der Schätzung des


Bodenwertes als Grundlage dienten auf gleicher Höhe erhalten und ihnen ge-


statten werden, Zins und Tilgungsbeträge ihrer Schulden zu bezahlen. Wer mit


der Goldwährung rechnet, rechnet mit dem Zufall, ist ein Lotteriespieler, gehört


in’s Irrenhaus. Und jeder, der sich auf Hypothekengeschäfte einläßt, rechnet mit


der Goldwährung, resp. mit der Währung des Goldes. Wir wollen den Bauern


das nicht verargen, sind sie doch in bezug auf Währungsfragen reine Kinder,


harmloser, wenn möglich, als unsere Reichsbankdirektion, die es fertig bringt, die


deutsche Währung zu verwalten, ohne sich überhaupt um die Warenpreise zu


kümmern!!


Bei dieser Sachlage ist es erfreulich, feststellen zu können, daß sich die


Pachtbetriebe nicht unerheblich vermehrt haben, nämlich von 912 959 im Jahre


1895 auf 985 899 im Jahre 1907 (letzte Zählung) der Fläche nach von 


5 360 041 auf 5 512 395 Hektar. Die Betriebe mit eigenem Lande gingen in der


gleichen Zeit von 37 270 380 auf 37 102 139 Hektar zurück.


Ob diese Entwickelung darauf zurückzuführen ist, daß sich die Landwirte des


großen Risikos bewußt gewesen sind, den das Privatgrundeigen-


Privatgrundeigentum
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tum mit der dazu gehörigen Hypothekenwirtschaft in sich schließt? Wie groß


diese Gefahr ist, können wir aus unserem heutigen Artikel „Der Bund d.


Bodenreformer“ ersehen, wo es heißt, daß in Frankreich trotz Schutzzöllen und


trotz der überaus günstigen Verhältnisse in der Goldproduktion die Grundrenten


um 22% gefallen sind. [Hier kommen nur die nominellen Franken in Betracht.]


In ähnlicher Richtung können sich aber auch in Deutschland die Grundrenten


entwickeln, und wenn z. B. die russische Regierung ihre Drohung ausführt und


ein Verbot der Sachsengängerei erläßt, dann wird die chronische „Not der


Landwirtschaft“ sofort eine sehr akute und gefährliche Form annehmen.


Welch’ ein Jammern, welch’ ein Flehen


Steigt herauf zu unseren Höhen


wird es dann wieder im Reichstag heißen, wo vielleicht die Entscheidung für 


eine neue Erhöhung der Kornzölle bei den Sozialdemokraten liegen wird. Dann


verfällt das Privateigentum endgültig dem Bankerott.


Die Sozialdemokraten würden in diesem Falle in einer sehr peinlichen Lage


sein. Stimmen sie für die Zölle, so stimmen sie für die Erhaltung des


Privatgrundeigentums an den Produktionsmitteln, stimmen sie dagegen und für


die Bankerotterklärung des Privatgrundeigentums, so stimmen sie gegen ihren


Hauptlehrsatz, denn nach Marx soll das Kapital an Übersättigung bersten nicht


aber an der Schwindsucht zugrunde gehen. (s. auch unseren heutigen Artikel:


„Die Marxistische Kapitaltheorie“.).


Mancher unserer Freunde wird sicherlich staunen über die große Ausdehnung,


die das Pachtsystem in Deutschland schon jetzt besitzt. Fast eine Million 


selbständiger Betriebe mit 5 1/2 Millionen Hektar. Wir aber wollen das


Privatgrundeigentum vollends aufheben, allen Bürgern das gleiche, unver-


äußerliche Recht auf unseren Boden geben. Wir wollen nur Pächter, Pächter 


von Volksland haben.


Für diejenigen unserer Mitkämpfer, die in 
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den Debatten die bekannten Einwände gegen das Pachtsystem zu widerlegen


haben, wird es nützlich sein, wenn sie sich die oben angeführten Zahlen merken.


Wir haben sie dem Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich entnommen.


Eine Viehversteigerung in Argentinien.


Laut Marktbericht der Nacien in Buenos Aires vom 4. April verkaufte ein


Estanciero am 3. April in Salazar auktionsweise, also meistbietend 17 811 Rinder


und Schafe für die Summe von Pesos 517 060,50 oder M. 930 708 deutscher


Währung.


Ein Posten ist da von 1191 Schlachtochsen, die Preise von 120 bis 170 Pesos


erzielten. Eine Peso ist gleich M. 1,80.


Solche Auktionen werden dort tagtäglich abgehalten. Zieht man vom Erlös 


obiger Auktion den kargen Arbeitslohn von etwa 30–40 Viehhütern ab, sowie den


Zins des in den Zäunen, Brunnen und im Zuchtvieh angelegten Kapitals, so


bleibt die Grundrente, das Fundament des argentinischen Reichtums.


Wie einfach präsentiert sich uns hier der Hauptteil des sozialen Problems und


seine Lösung. Hätte die Argent. Regierung seinerzeit die Ländereien als


Staatsdomänen den Viehzüchtern in Pacht gegeben, statt sie zu verschenken, so


würden dem Volke jetzt die Millionen an Grundrenten zufließen. Und wie einfach


wäre dann das Finanzwesen. Jetzt fließen die Grundrenten in die Taschen der


Rentner, vielfach durch die Kassen der Hypothekenbanken. Der Staat ist ver-


schuldet, das Volk trägt murrend die schwere Bürde indirekter Steuern, kämpft


verzweifelt gegen den Kapitalismus mit den stumpfen Waffen, die ihm der


Marxismus in die Hand gegeben.


Die radikalere Arbeiterrichtung hat es ja schon längst erkannt und wiederholt


es täglich: Der Marxismus könnte von den Rentnern zum 
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ewigen Schutze ihrer Vorrechte den Arbeitern ebenso gut gepredigt werden, 


wie von der Sozialdemokratischen Parteileitung. Für den Kapitalismus gibt es 


tatsächlich kein besseres Konservierungsmittel als die sozialdemokratische


Forderung der Verstaatlichung der Produktionsmittel.


Die argentinische Parteileitung schwimmt ganz und gar im Fahrwasser der


Marxisten. Sie sieht tatsächlich den Wald vor lauter Bäumen nicht. Die


Grundrentner machen sich dort breit, zahlreich, wimmelnd, reich und mächtig.


Man sieht sie überall, jedes Kind durchschaut den Sachverhalt. Tausende von


blutarmen Einwanderern sind dort in 10–20 Jahren durch die Grundrente zu


Millionären geworden – wie überall in der Welt. Statt nun die Aufmerksamkeit der


Arbeiter auf diese Tatsache zu lenken und immer wieder die Forderung zu 


stellen, daß der Boden nicht verkauft, sondern verpachtet werden soll (zu 


welchem Zwecke die Viehzucht sich ja ganz besonders eignet) führt die 


sozialistische Bewegung die Arbeiter gegen die Unternehmer, gegen die


Eisenbahnen, gegen die Schiffahrt usw. Den Unternehmer nennen sie dort „el


chancho“ – das Schwein; was sie tun können, und ihm das Leben schwer zu


machen, das geschieht mit Wollust. Zur Folge wird dieses System haben, daß


sich mit der Zeit nur mehr dickfellige Betrüger, Wucherer, Gewaltmenschen, als


Unternehmer hergeben werden. Die anderen werden sich zurückziehen und die


Entwickelung der Dinge beobachten. Diese Entwickelung aber verspricht nichts


Gutes. Wie der Krieg die Menschen verroht und zur Barbarei führt, so auch diese


geistlose, zweckwidrige Arbeiterpolitik, die mit gehässigen, brutalen Mitteln ihrem


Ziele zustrebt.


Sind sich die Arbeiter denn gar nicht bewußt, daß der reine Unternehmer-


gewinn, d h. der Gewinn, der dem Unternehmen nach Abzug des Kapitalzinses


übrig bleibt, von den Gesetzen des Wettbewerbs ebenso bestimmt wird wie der


gewöhnliche Arbeitslohn und daß wenn die Taktik der Arbeiterpolitik die Führung


des Unternehmens erschwert und sie anständigen Menschen unmöglich macht,


daß dann der Unternehmergewinn 
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nicht herab-, sondern heraufgehen wird, genau wie es mit jedem anderen


schwierigen, gefährlichen oder anrüchigen Gewerbe der Fall ist. Es wird schließ-


lich noch so weit kommen, daß sich nur mehr Hurenväter und ähnliches


Gesindel als Unternehmer hergeben werden. Die Arbeiter werden sich mit diesen


natürlich noch viel weniger vertragen, aber darum werden sie ihm doch einen


gewaltig gestiegenen Unternehmergewinn aus ihren Taschen bewilligen müssen,


einfach kraft des wirtschaftlichen Gesetzes des Wettbewerbes.
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Wie können wir uns während des Krieges 


der drohenden Arbeitslosigkeit 


sowie des allgemeinen Moratoriums erwehren 


und die Volkswirtschaft als Kraftquelle 


unseres Heeres wieder in Vollbetrieb setzen?


Wir haben wieder einmal gesehen, wie sich das herkömmliche Geld und ganz


besonders das Gold beim Ausbruch eines Krieges benimmt. Die einzigen


Mißtöne und häßlichen Erscheinungen während der Mobilmachung kamen von


seiten des Geldes. Verrat und feige Fahnenflucht kennzeichneten wieder einmal


den Charakter unseres Geldwesens. Unsere Männer eilten alle herbei. Keiner


fehlte. Die Geschütze, die Pferde waren zur Stelle. Das Pulver war trocken. 


Die Eisenbahnen, der ganze Mobilmachungsapparat arbeiteten tadellos.


Nur allein das Geld versagte.


Noch bevor der erste Schuß fiel, verließ es Hals über Kopf seinen Posten und


überließ unsere auf dem Geldwesen aufgebaute Volkswirtschaft ihrem Schicksal.


Das Geld war von den zufälligen Inhabern einfach festgehalten und versteckt


worden.


Übrigens hat auch niemand etwas anderes erwartet. Das beweisen die tollen


Vorgänge an der Börse vor dem Kriegsausbruch. Sogar die Reichsbank hatte mit


diesem Verrat ihrer eigenen Banknoten gerechnet. Die Reichsbank wußte, daß


auch die Banknoten thesauriert werden würden und hatte zur Rettung der Lage


Geldpapier bereit gestellt. Wenn das aus diesem Papier hergestellte Geld nicht


in die Bresche gesprungen 
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wäre? Dann wäre die Mobilmachung auf unzählige Schwierigkeiten gestoßen.


Wir verdanken es also nicht dem Gold oder Silber, sondern einfach dem


Papiergeld,


daß sich die Mobilmachung in ihrem kaufmännischen Teile so glatt abwickelte.


Der Inhalt des Wortes


finanzielle Kriegsbereitschaft
löst sich also bei näherer Betrachtung in Geldpapier auf.


Die Ursache dieses kläglichen Versagens unseres Geldwesens ist nicht bei


den Menschen zu suchen, sondern beim Geld selbst, bei der Verfassung unse-


res herkömmlichen, aus dem Altertum stammenden Geldwesens. Die Menschen


benehmen sich dem Geld gegenüber in unruhigen Zeiten alle gleich. Einer reißt


den anderen mit. In der ganzen Welt verhalten sich die Menschen in dieser


Angelegenheit genau wie bei uns. Für Groß und Klein ist das Geld bei drohen-


dem Kriegsausbruch (wie auch bei einer Krise) der einzige Anker, der Grund


faßt. Privatwirtschaftlich betrachtet ist solches Benehmen der Bürger erklärlich –


volkswirtschaftlich jedoch ist das Verstecken des Geldes direkt als Wahnsinn und


Selbstmord zu bezeichnen. Denn unsere Volkswirtschaft hat den Geldumlauf zur


Voraussetzung; sie steht still, sobald der Geldumlauf unterbrochen wird. Wer den


Kreislauf des Geldes durch Thesaurierung unterbricht, zerschneidet den


Treibriemen der Volkswirtschaft und begeht den folgenschwersten Sabotageakt,


der sich überhaupt vorstellen läßt. Was die unmittelbare Wirkung anbetrifft, ist die


Thesaurierung oder Geldsabotage gleichbedeutend mit Generalstreik. All die aus


der Arbeit erstehenden Güter gehen jetzt durch den Stillstand der Arbeit einfach


verloren, und das gerade zu einer Zeit, wo der Bestand des Reiches mehr denn


je vom Vollbetrieb der Volkswirtschaft abhängig ist. Diese 
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Volkswirtschaft ist nichts anderes als die rückwärtigen Verbindungen, auf die es


dem Heer immer ankommt. Solange das Heer in der Volkswirtschaft steht, fühlt


es sich stark – ähnlich wie der Riese Anthaeus unüberwindbar war, solange


seine Füße die Erde berührten. Und diese kraftspendende Volkswirtschaft droht


jetzt stillzustehen! Und sie steht nur darum still – weil das Geldwesen versagt,


weil auch das Papiergeld, das die Reichsbank und das Reich in Umlauf setzte,


der


Thesaurierungspolitik
der Bürger verfällt.


Mit dem Papiergeld der Reichsbank läßt sich bei entsprechender


Massenproduktion nur allein der


Zahlungsverkehr
kümmerlich aufrechterhalten, und das auch nur so lange, als das


drohende Moratorium
nicht Tatsache wird.


Allein dieser Zahlungsverkehr ist ja nur ein Nebenzweig der Volkswirtschaft.


Auf das Ganze der Volkswirtschaft, d. h. auf den


Austausch der Arbeitsprodukte,


auf den Handel, den Absatz der Waren, den Fortbetrieb der Industrie und
Landwirtschaft ist jene


Massenproduktion von Papiergeld
ohne Einfluß.


Wenn dieses Papiergeld von seinen Eigentümern für den Handel, für die


Industrie, für Lohnauszahlungen benutzt würde! Aber das eben geschieht nicht
und kann auch nach Lage der Dinge nicht geschehen. Der Einzelne hat keine


Gewähr dafür, daß alle ihr Geld in Umlauf setzen werden und das eben ist die


Bedingung, die für die Wiederaufnahme der Arbeit zu erfüllen ist: Der einzelne,


der das gute Beispiel geben möchte, opfert sich auf ohne irgend welchen Erfolg.
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So lange der Masse des Volkes das Geld vorteilhafter erscheint als der Besitz
sonstiger Güter, bleibt das Geld ganz selbstverständlich im Gewahrsam der


Bürger, und soviel Geld auch der Staat in Umlauf setzt – so viel Geld wird auch


der Thesaurierung verfallen. Diese Thesaurierungspolitik der Bürger verursacht


durch die sie begleitende Arbeitslosigkeit der Volkswirtschaft Tag für Tag einen


Schaden von vielen hundert Millionen Mark – und das gerade jetzt, wo wir der


Arbeit aller Bürger nötiger als je bedürfen.


Sollen wir dem mit verschränkten Armen zusehen?


Mit einem bloßen Appell an den Patriotismus, an die Moral der Bürger können


wir diesem unheimlichen Zustand nicht beikommen. Hier müssen wir mächtigere


Hebel in Bewegung setzen. Wir müssen großzügig vorgehen und der eigent-


lichen Ursache der Erscheinung beikommen.


Wir müssen danach trachten, daß diejenigen, die das Geld thesaurieren, kein
Vorrecht und keinen Vorteil mehr vor denen haben, die ihr Geld in Arbeitslöhnen
verausgaben. Die jetzige Unsicherheit, die den Waren anzuhaften scheint, 


müssen wir auf das Geld übertragen, damit es allen Bürgern einerlei wird, ob sie


bares Geld oder ein entsprechendes Quantum Waren besitzen. Die aber, die für


Waren keine Verwendung haben, auch keine Industrie oder Landwirtschaft


betreiben, müssen durch die Beschaffenheit des Geldes veranlaßt werden, ihren


Bestand an Geld den Banken und den Sparkassen wieder zuzuführen, die es


dann, eventl. zu herabgesetztem Zinsfuß, denen übergeben, die es in ihren 


industriellen, kaufmännischen oder landwirtschaftlichen Unternehmungen 


verwenden können.


Wir müssen also das


Geldangebot
unter Druck oder Zwang stellen, d. h. wir müssen das Geld derart einrichten, daß
es im unmittelbaren Interesse der Besitzer des Geldes liegt, es immer und immer
wieder an andere weiterzugeben. Der Besitz, das Festhalten und Thesaurieren 
des Geldes muß unter Strafe gestellt, d. h. mit einem direkten Verlust verknüpft
werden.
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Dann, aber auch nur dann, wird das Geld unentwegt auch in Kriegszeiten seine


Aufgabe erfüllen, d. h. den Warenaustausch vermitteln. Es wird sich der


Volkswirtschaft als Tauschmittel zur Verfügung stellen und den Waren und der


Arbeit Absatz verschaffen. Der Handel, der Absatz sind dann gesichert, die


Volkswirtschaft wird dann wieder in Vollbetrieb gesetzt – weil der Geldumlauf


gesichert ist.


Diesen Angebotzwang, Umlauf- oder Weitergebezwang erreichen wir für das


Geld auf einfachste Weise mit dem Volkswirtschaftsgeld, von dem hier ein


Muster beiliegt. Dieses neuartige Geld ist dadurch gekennzeichnet, daß es auf


Kosten des Inhabers und zugunsten der Staatskasse täglich und regelmäßig an


Zahlungskraft abnimmt und zwar in der Weise, daß der Nominalbetrag des


Geldzettels vom Inhaber durch einen ständig wachsenden Zuschlagssatz ergänzt


werden muß. Dieser Zuschlag ist in dem Muster mit 5% aufs Jahr bemessen.


Sollte damit aber der Zweck – also der Umlaufzwang – nicht vollkommen erreicht


werden, so kann man ihn ohne weitere Bedenken auch verdoppeln und 


verdreifachen. Erstrebt wird ein ununterbrochener


geschlossener Kreislauf 
des Geldes und diesem Ziele soll die Höhe des Zuschlagsatzes angepaßt werden.


Wer also nach Einführung dieses Geldes aus privaten Gründen das Geld 


festhält und es dadurch an der Erfüllung seiner


volkswirtschaftlichen Aufgabe
behindert, der erleidet einen Verlust, der im genauen Verhältnis steht zu der Länge
der Zeit, die das Geld in seinem Gewahrsam verbringt. Dieser Verlust kann als


Strafe
betrachtet werden für den Schaden, den der Geldinhaber dadurch anderen
Bürgern zufügt, daß er sie länger als absolut nötig auf den Verkauf ihrer Produkte
warten 
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läßt. Das Geld soll eben nichts anderes sein als ein Tauschmittel. Jede andere
Verwendung ist als Mißbrauch, als ein Verstoß gegen die Gesetze des
Geldumlaufes zu bestrafen. Das Volkswirtschaftsgeld vollzieht diese Strafe, bemißt
genau den Betrag und führt ihn an die Staatskasse ab.


Eine nur oberflächliche Betrachtung des hier bemusterten neuen Geldes wird


jedermann sofort überzeugen, daß nun alle Besitzer von Geld, die Großen


sowohl wie die Kleinen, darauf achten werden, das Geld nur solange wie absolut


nötig zu behalten. Im allgemeinen wird man danach trachten durch schnelle


Bezahlung etwaiger Schulden oder durch Ablieferung an die Banken und


Sparkassen oder aber durch Verwendung im Handel, in der Landwirtschaft und


Industrie den mit dem Besitz von Geld verbundenen Verlust auf andere abzu-
wälzen, wobei zu bemerken ist, daß die Empfänger des Geldes diesen Verlust


recht gerne tragen werden, da sie ja dadurch selbst wiederum zu ihrem Gelde


oder zum Absatz ihrer Waren (resp. Arbeitsleistungen) kommen. Übrigens liegt


es ja nun an ihnen durch Zahlung eigener Schulden oder durch Kauf von Waren


den Verlust auf andere abzuwälzen. Je mehr sie sich damit beeilen, umso besser


für sie und für alle.


Die Sparkassen und Depositenbanken, denen das Geld übergeben wird, 


werden nun natürlich auch ihrerseits das Geld nicht liegen lassen, sondern es 


als Darlehen allen denen anbieten, die mit fremden Geldern arbeiten, unter


Umständen, falls sie auf Schwierigkeiten stoßen, zu einem herabgesetzten


Zinsfuß. So könnte auch der Staat bei seinem jetzigen großen Geldbedarf zu


einem mäßigen Zinsfuß seine Schuldscheine absetzen und hätte es nicht nötig


seine Zuflucht zu der heutigen nicht unbedenklichen Massenfabrikation von


Papiergeld zu nehmen. Wir kämen auf diese Weise mit dem jetzigen


Geldquantum vollkommen aus, weil der


Kreislauf
des Geldes durch das neue Geld immer und unter allen 
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Umständen ein geschlossener sein wird.


Jeder, der nur etwas tiefer in das Geldwesen geblickt hat, wird sofort zugeben,


daß, wenn es uns gelingen sollte, den Kreislauf des Geldes, der heute durch die


Geldverstecker unterbrochen ist, wieder zu schließen, auch die Volkswirtschaft


wieder ihren Vollbetrieb aufnimmt. Es ist ja letzten Endes nur die Unsicherheit,


ob man die Arbeitsprodukte zu Geld wird machen können, die den Stillstand der


Arbeit bewirkt. Und diese Unsicherheit ist da, weil das Geld versteckt wird. 


Durch den


Weitergebezwang,


der unserem neuen Gelde anhaftet, schwächen wir beim Austausch der Produkte
die Position des Geldbesitzers und stärken in demselben Maße die der Ware und
Arbeit. Wir stellen dadurch das merkantile Gleichgewicht zwischen Geld und Arbeit
her, das für einen regelmäßigen, geschlossenen Geldumlauf unentratbare 
[unbedingte] Voraussetzung ist.


Ist einmal der Besitz von Waren (Arbeitsprodukten) kaufmännisch nach allen


Seiten hin dem Besitze baren Geldes gleichzustellen, so eröffnet sich den Waren


sofort ein unbegrenztes Absatzgebiet – trotz Krieg und vermindertem Konsum.


Der Unternehmer erhält dann das für Lohnzahlungen und für den Ankauf von


Rohstoffen nötige Geld von den Sparkassen, Banken, wie auch von Privaten


direkt angeboten, und zwar immer dringender und schließlich zu Bedingungen,


die ihm gestatten,


die Fabrikate auf Lager zu nehmen,


bis der Friedensschluß den Verkauf ermöglichen wird. Müssen die Sparkassen mit
einem täglich größer werdenden unmittelbaren Verlust an ihren baren Kassenbe-
ständen rechnen, so werden sie, um dem Verluste zu entgehen, recht gerne bereit
sein, Industrieprodukte bis zur Höhe der Erzeugungskosten zu beleihen, und das
Risiko, das sie dabei übernehmen, wird sie davon nicht abschrecken, wenigstens
so lange nicht, als solches Risiko den Verlust nicht übersteigt, den die
Thesaurierung baren Geldes verursachen würde. Aus dem gleichen Grunde würde 
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auch die Beleihungsgrenze der Gebäude steigen und die Zinsgrenze auf alle


Fälle derart bemessen werden – daß der Unternehmer bestehen kann – auch


während und trotz des Krieges. Die Geldgeber würden eben während des


Krieges ebenso bescheiden in ihren Ansprüchen werden wie die Unternehmer,


die Arbeiter, wie wir alle geworden sind. So würde tatsächlich durch die ökono-


mische


Gleichstellung von Geld und Arbeit
der Betrieb allgemein wieder aufgenommen werden. Sogar diejenigen Arbeiter, 
die nun bald in wachsendem Maße entlassen werden, weil die Zufuhr der vom
Auslande stammenden Rohstoffe (Gespinstfasern, Häute, Erze usw.) unterbrochen
ist, würden von anderen Unternehmern aufgenommen werden, deren Arbeiter-
bataillone in den Krieg gezogen sind, und die kaufmännisch richtig zu handeln
glauben, zu den durch das neue Geldwesen geschaffenen Kreditbedingungen
Waren auf Vorrat für die Zeit nach Friedensschluß anfertigen zu lassen. Freilich
liegt darin ein Risiko, an dem sich die Geldgeber beteiligen werden – oft gegen
ihren Willen und nur aus Rücksicht auf die Beschaffenheit ihres Geldes dazu 
veranlaßt.


Kurzsichtige Menschen werden diesen Weitergebezwang für eine Bedrohung


ihrer Interessen, vielleicht sogar für eine Ungerechtigkeit ansehen. Wenn sie sich


aber die Mühe geben nachzuprüfen, wie viel sicherer die ganze Volkswirtschaft,


wie viel sicherer darum auch das von ihnen schon anderweitig in Unterneh-


mungen aller Art bereits


festgelegte Kapital
werden wird, so werden sie einsehen, daß es in ihrem unmittelbaren Interesse
liegt, zunächst an die Erhaltung des Ganzen, also der Volkswirtschaft zu denken,
die ja den Großteil ihres sonstigen Kapitals umfaßt. Vor dem Kriegsausbruch
wurde das Kapital im Deutschen Reich auf 3 bis 400 Milliarden eingeschätzt, dem
ein Geldbestand von etwa 8 Milliarden gegenüberstand. Jene 400 Milliarden 
stehen und fallen mit dem Vollbetrieb 
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der Volkswirtschaft; können wir durch einen Eingriff in die 8 Milliarden die 


400 Milliarden lebendig erhalten, so muß jeder im eigenen Interesse diesen


Eingriff fordern. Der Unternehmer, der das thesaurierte Geld wieder durch


Lohnausgaben in Umlauf setzt, schließt den Kreislauf des Geldes; eine ganze


Kette von Zahlungen, von Warenverkäufen und neuer Warenerzeugung gliedert


sich unmittelbar seiner Lohnauszahlung an. Diese Lohngelder wirken tatsächlich


wie Saatkörner, die in der Volkswirtschaft tausendfältig wiedergeben, was man


ausgestreut.


Die Einführung dieses Geldes erfolgt durch freiwilligen Umtausch gegen die im


Verkehr befindlichen Geldsorten und kann beim jetzigen Kriegszustand einfach


durch Dekret bewirkt werden.


Als vorbereitende Maßnahmen sind folgende Verordnungen nötig:


Vom 1. n. Mts. ab wird an den Staatskassen überhaupt kein Gold mehr 


angenommen. Nur soweit sich Bedarf an Gold zeigt, wird die Reichsbank in


Berlin Gold gegen Papiergeld umwechseln. Silbergeld (Hartgeld), sowie


Reichskassenscheine und Banknoten sind vom 1. n. Mts. demselben 


Kursverlust unterworfen, wie das neue Volkswirtschaftsgeld.


Folgendes läßt sich von der Einführung dieses neuen Geldes unmittelbar 


ableiten:


1. alles von den Bürgern thesaurierte Geld würde sofort den Banken und


Sparkassen übergeben werden – die, weil sie wieder reichlich mit Geld versehen


werden, auch ihre Sicherheit und Liquidität wiedergewinnen.


2. die Sparkassen und Depositenbanken werden den Kaufleuten,


Unternehmern und Landwirten wieder Geld, und zwar zu herabgesetztem


Zinsfuß, anbieten.


3. Für die Kriegsdarlehen des Staates wird auch Geld flüssig werden, ebenfalls


zu niedrigerem Zinsfuß.


4. Waren, Vorräte, Aktien, Häuser usw. werden vom Volke dem Besitze baren


Geldes vorgezogen werden; 
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der Absatz von Waren und die Nachfrage nach Arbeitern wird neu belebt.


5. Die Arbeitslosigkeit wird als allgemeine Erscheinung sofort verschwinden


und die Volkswirtschaft in Vollbetrieb gesetzt werden.


Nebenbei würde der geschlossene Kreislauf des Geldes die jetzige


Massenfabrikation von Papiergeld, die zum Agio und zur Agiotage führt und ihren


Zweck nur sehr einseitig und höchst mangelhaft erfüllt, erübrigen. Wir könnten


sogar sofort einen erheblichen Teil des ausgegebenen Papiergeldes wieder 


einziehen, ohne daß sich darum Geldmangel zeigen würde.


Weil dann auch die Bürger wieder Arbeit und Verdienst haben werden, können


sie auch alle wiederum ihren Verpflichtungen nachkommen. Sie könnten alle


ihren Mietszins, und die Hausbesitzer den Hypothekenzins, die Hypotheken-


gläubiger ihre Steuern zahlen und ihren sonstigen Verbindlichkeiten nachkom-


men, und weil sich derart der Zahlungsverkehr wieder normalisieren würde,


könnten wir auch des jetzt drohenden Moratoriums entraten.


Durch Wiederaufnahme der Arbeit würden der sowieso schon überlastete


Staat, sowie auch die Gemeinden von der Fürsorge für die Arbeitslosen befreit.


Das Volk würde wieder selber für sich sorgen, und an Stelle einer Last würde die


Arbeiterbevölkerung noch während des Krieges zu einer Kraftquelle des Staates


werden – nicht zum wenigsten auch in dem Sinne, daß die im Felde stehenden


Männer über die wirtschaftliche Lage ihrer Angehörigen außer Sorge sein 


könnten.


Wir haben in den letzten Jahren, in Friedenszeiten, mit Geduld und Fleiß den


Einfluß der Geldreform auf die privaten Verhältnisse nach allen Seiten hin in der


Öffentlichkeit beleuchtet. Jetzt ist nicht die Zeit, darauf zurückzukommen. Wer


sich hierüber unterrichten will, der möge sich an uns wenden, und wir werden


ihm die diesbezügliche Literatur kostenfrei zur Verfügung stellen. Jetzt kommt es


auf kleinliche Privatinteressen nicht an. Jetzt muß alles der 
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Erhaltung des Ganzen untergeordnet werden. Nicht die Interessen der


Privatwirtschaft soll man heute in erster Linie schützen, sondern die der


Volkswirtschaft. Durch die Erhaltung des Ganzen, des Reichs, der


Volkswirtschaft soll jetzt der Einzelne erhalten und geschützt werden. 


Wir unterbreiten daher unseren Vorschlag nunmehr direkt den maßgeblichen
Staatsbehörden, in dem aufrichtigen Bestreben, dadurch unser Vaterland auch


wirtschaftlich unüberwindlich zu machen.


Zinsfreie Kriegsanleihen.


Das deutsche Volk zeichnete die Kriegsdarlehen nicht, weil, wie der Aufruf


sagte, es „vorteilhaft“, d. h. ein Geschäft zu machen war. – Nein, das ist wohl


nicht der Grund gewesen. Vorausgesetzt, daß alle es hätten tun müssen, wären


auch alle bereit gewesen, dem Reiche die Mittel zur Verteidigung zinsfrei zu


bewilligen. Der Gedanke, daß wir durch die Kriegsanleihen unsern Männern im


Felde die Ausrüstung auf Kredit verkaufen und von ihnen 8% Zins erheben, ist


für alle, die diesen Zusammenhang durchschauen, einfach unerträglich.


Den Zeichnern der Kriegsanleihen war die Wahl gegeben zwischen


1. einem einjährigen Darlehen, das bei 5% Zins zu 97,30 angeboten = 7,90% abwirft,


2. einem mehrjährigen Darlehen zu 5% Zins, das ebenfalls zu 97,30 angeboten ward.


Da nun jeder Zeichner selbstverständlich für das für ihn Vorteilhafteste optierte und von Nr. 2 das


Doppelte von Nr. 1 gezeichnet wurde, so beweist das, daß Nr. 2 infolge der Nebenumstände (lange


Laufzeit) höher  eingeschätzt wurde, als das einjährige Darlehen, das 7,90% Zins abwirft. Wer heute


an der Börse Nr. 1 gegen Nr. 2  würde tauschen wollen, müßte sich – wenn alle anderen Verhältnisse


unverändert geblieben sind – zur Zahlung eines Aufgeldes bequemen, 
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wodurch sich dann für den neuen Erwerber von Nr. 1 der Zinsertrag auf volle 8% und höher vielleicht


erhöht – nämlich 7,90 plus Aufgeld. Es ergibt sich also, daß wenn wir beide Formen der


Kriegsanleihen auf Formel 1 reduzieren, für das Ganze der Zinsfuß von 8% zum Vorschein kommt.


Manchen mag die Höhe des Zinsfußes direkt davon abgehalten haben, die


Listen zu zeichnen. Er wollte nicht, daß man später von ihm sagen kann: der 


da hat sich auch im Kriege bereichert; er hat dem Reich das Geld für die


Verpflegung und Ausrüstung der Soldaten zu 8% geliehen.


Ganz bestimmt wird auch niemand sich mit dem Besitze dieser Staatspapiere


brüsten. Man wird sie verbergen, wie man Dinge verbirgt, deren man sich


schämt.


Übrigens hoffen wir auch, daß nur wenige die Unverschämtheit haben werden,


nach Friedensschluß vom Staate den Zins wirklich einzufordern. Oekonomisch


bedeuten ja die Kriegsanleihen nichts anderes, als daß der Staat unseren


Soldaten die Kriegsausrüstung auf Abzahlung liefert, und daß die Soldaten


sowohl ihre Ausrüstung als die der gefallenen Kameraden vom Tage des


Auszuges an mit 8% verzinsen müssen und zwar zu gunsten  derselben Leute,


die von unseren Soldaten den Schutz ihres Eigentums erwarten, und die, wäh-


rend die Soldaten dem Feuer des Feindes und den Unbilden der Witterung 


ausgesetzt sind, hinter dem Ofen hocken und sich über


das glänzende Geschäft
freuen, das sie wieder einmal mit dem Vaterland gemacht haben.


Unsere Bürger, deren Söhne fürs Vaterland bluten, sind selbstverständlich


bereit, alle die zum Schutze des Reiches nötigen materiellen Opfer zu bringen.


Verlangt der Staat von ihnen die Darlehen zinsfrei, so sind sie selbstverständlich


auch dazu bereit.
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Mit dieser


Selbstverständlichkeit
hat aber die Staatsverwaltung nicht gerechnet. Sie hat einfach schematisch 
gehandelt, und dieses Schema ist vielleicht auf ein Söldnerheer anwendbar, das
für Raubzüge zusammengetrommelt wird, aber nicht für ein Heer freier, für die
Ehre und den Bestand des Reiches kämpfender Bürger. Gibt es nach dem
Ausspruch des Kaisers für die Dauer des Krieges keine Parteien mehr im
Deutschen Reich, so darf es folgerichtig auch keine wirtschaftlichen Gegensätze
mehr geben, da die Parteien doch aus diesen hervorgehen. Diese Gegensätze
aber schafft unsere Finanzverwaltung mit den verzinslichen Kriegsanleihen wieder
von neuem und trägt damit die Grundlage zum Parteihader bis in die Feuerlinie.


Folgerichtig dürfte man darum nach des Kaisers Wunsch überhaupt keine


Kriegsdarlehen veranstalten, sondern alle Mittel zur Kriegsführung auf dem


Wege der Kapitalsteuer aufbringen.


(Nach den Schätzungen, die vor Kriegsausbruch bekannt gemacht wurden, betrug damals das


deutsche Nationalvermögen 300 bis 400 Milliarden und würde somit eine Vermögenssteuer von nur


3% ca. 10 Milliarden ergeben).


Können sich nun aber die, die solche Steuer direkt aufzubringen hätten, nicht


zur Höhe dieser Anschauung emporschwingen, so sind sie aber doch wenigstens


darin einig, daß sie aus dem Darlehen kein Geschäft machen und auf den Zins


verzichten würden.


Mag sein, daß unsere Staatsmänner, um ganz sicher zu gehen, die Mittel zur


Kriegsführung nicht anders als durch verzinsliche Anleihen aufzutreiben wußten.


Aber um so erstaunlicher ist die Tatsache, daß sie nicht sofort


mit beiden Händen
zugriffen, als wir ihnen zeigten, wie man es anstellen 
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soll und kann, um die Bürger zu veranlassen, dem Reiche das Geld zur


Kriegsführung zinsfrei und freiwillig anzubieten, zumal wir uns zu mündlicher


Besprechung jedes Einwandes, den Theorie oder Praxis gegen unseren


Vorschlag erheben möchte, erboten hatten. Alle diese Einwände sind faden-


scheinig, hohl, entstammen privatwirtschaftlichen Wucherinstinkten und stehen 


in allen Fällen im schärfsten Gegensatz zu den Interessen des Reiches. Diese


aber hat der Fiskus in Schutz zu nehmen.


Wir hatten in unserer vorigen Kundgebung gesagt, wie das von uns vorge-


schlagene Geld mit geschlossenem Kreislauf die Arbeitslosigkeit als allgemeine


Erscheinung beseitigen würde, wie während der ganzen Dauer des Krieges die


volkswirtschaftlichen Kräfte voll angespannt bleiben würden, wie der


Zahlungsverkehr aufrecht, alle Einnahmequellen des Staates, die heute ja zum


großen Teil versiegen, fließend erhalten werden würden. Zugleich auch machten


wir darauf aufmerksam, daß als Nebenwirkung unseres neuartigen Geldes der


Staat auch seine Kriegsanleihen zu einem außerordentlich niedrigen Zinsfuß,


wahrscheinlich sogar


zinsfrei
werde unterbringen können.


Unsere Vorschläge ruhen auf einem festen Untergrund volkswirtschaftlicher


Lehrsätze, sie sind in der Öffentlichkeit seit Jahren genügend bekannt gemacht


worden, und niemand hat es bisher gewagt, sie begründend anzugreifen. Für


alle, die rückhaltslos die Wahrheit suchen, und die die heutigen Währungs- und


Kreditzustände nicht beruflich zu beschönigen haben, sind unsere Lehrsätze, 


die zur Forderung eines


Geldes mit geschlossenem Kreislauf
geführt haben, einfach unantastbare Wahrheiten. Warum hat man uns also ohne
Antwort gelassen? Ist man von unserer Behauptung so verblüfft worden, daß man
sie 
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nicht für ernst genommen hat? Freilich, die Erfahrung der Jahrtausende steht ja


jedem zur Seite, der heute sagt: Noch niemals hat der Bürger dem Staate Geld


zur Verteidigung der Grenzen zinsfrei gegeben, warum soll er nun heute plötzlich


dazu bereit sein? Gewiß, das stimmt. Aber aus dieser Tatsache kann man doch


nicht folgern, daß das Volk als Ganzes nicht bereit wäre, Gesetze gutzuheißen,


die die zinsfreien Geldangebote für Zwecke der Landesverteidigung möglich


machen würden. Der einzelne Bürger will das persönliche Opfer eines zinsfreien


Darlehens nicht bringen, weil es als „Tropfen“ dem Reich ja doch nicht hilft.


Wenn aber alle gehalten werden, dasselbe zu tun, dann sind auch alle bereit, es


freiwillig zu tun, und diesen Entschluß und freien Willen beweisen sie damit, daß


sie Gesetze fordern, gutheißen und unterstützen, die alle Bürger veranlassen,


nach Maßgabe ihrer verfügbaren Geldmittel dem deutschen Reich das zur


Kriegsführung nötige Geld zinsfrei für die Dauer des Krieges anzubieten.


Der in solchem Gesetze zum Ausdruck kommende Gesamtwille zeugt durch


die Art, wie er zustande kommt, zugleich auch für den Willen des Einzelnen, daß


er für sich persönlich bereit ist, seine eigenen Geldmittel dem Reiche zinsfrei zur


Verfügung zu stellen.


Unter der Voraussetzung, daß alle es tun müssen, frage man im Kreise der


Bekannten, ob sie persönlich bereit wären, die gesetzlichen Maßnahmen zu


unterstützen, die zu zinsfreien Kriegsdarlehen führen. So sicher, wie sie sonst die


Frage verneint haben würden, so sicher werden sie sie jetzt einstimmig bejahen.


Und wenn nicht, so möge doch der Mann aus den Reihen der Zeichner unserer


Kriegsdarlehen hervortreten und sagen: Ich für meine Person widersetze mich


allen Maßnahmen, die auf zinsfreie Anleihen abzielen. Keiner wird das tun. 


Ja, wir können sogar sagen, daß die Frage, ob das deutsche Volk bereit ist, die


zinsfreien Kriegsdarlehen zu bewilligen, vielleicht die einzige ist, die vom deut-


schen Volk einstimmig bejaht werden würde.
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Unser Geld mit geschlossenem Kreislauf, wovon wir wieder ein Muster bei-


legen, schafft die für solche Einstimmigkeit geforderte Zwangslage, nicht zwar in


der Weise, daß jeder nun sein Geld dem Staate zinsfrei geben muß, sondern so,


daß nun jeder das versteckte Geld wieder auf irgend eine Weise in Umlauf 


setzen muß.


Auch die Banken und Sparkassen gelten als Schatzbildner oder Geldverstecker (unter Umständen


sogar die Reichsbank) sobald sie das Geld nicht in gewohnter Weise kreisen lassen und durch 


unerschwingliche Diskont- oder Zinsforderungen die Darlehennehmer abweisen. Als unerschwinglich


muß jeder Zinsfuß berechnet werden, bei dem die Unternehmer nicht bestehen können. Der 


historisch normale Zinsfuß von 4–5% ist z. B. heute für die meisten Industrien unerschwinglich.


Weil aber während der Dauer des Kriegszustandes von der industriellen


Verwendung des Geldes kein Zins erwartet werden kann, so ist das zinsfreie


Kriegsdarlehen immer noch die beste Geldanlage, die es unter den obwaltenden


Umständen gibt. Die für die Ermöglichung zinsfreier Kriegsdarlehen gesuchte


Zwangslage ergibt sich also als natürliche Nebenwirkung des von jedem ernst-


haften Währungstechniker verlangten


Geldes mit geschlossenem Kreislauf.
Dieses neue Geld gestattet keinen Aufschub des Angebots; es muß angeboten


werden, so oder so, es muß kreisen, es läßt sich nicht thesaurieren und gestattet


dem Inhaber nicht, die Darlehnsnehmer durch Abwarten in Verlegenheit zu brin-


gen und diese Verlegenheit dann durch erhöhte Zinsforderungen auszubeuten.


Hat es der Darlehnsnehmer eilig (heute z. B. der Staat) so hat es der


Darlehnsgeber als Inhaber unseres Geldes mit geschlossenem Kreislauf ebenso


eilig. Beide, sowohl der Geber wie der Nehmer suchen das Zustandekommen


des Anleihevertrages zu beschleunigen und zu sichern. Wenn es aber beide eilig


haben, so fällt die sonst bei den Darlehnsverhandlungen so scharf ausgebeutete
Eile des Nehmers als Faktor des Zinsfußes ganz aus. Sapienti sat.
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Unsere Staatsmänner, die jetzt Anleihen im Betrage vieler Milliarden 


abschließen, werden die volle Bedeutung des hier Gesagten verstehen. Der


Darlehnsnehmer, das Reich, unterhandelt nach Einführung unseres neuen


Geldes nicht mehr mit Personen, die stets die Drohung zur Hand haben, daß sie


das Geld einfach thesaurieren werden [Solche Drohung ist übrigens auch sonst geradeaus


als ein Verbrechen wider die Volkswirtschaft zu bezeichnen und zu ahnden, denn der geregelte Gang


dieser Volkswirtschaft hat den ununterbrochenen, geschlossenen Kreislauf des Geldes zur unentrat-


baren [unbedingten] Voraussetzung.], falls ihre Zinsforderungen nicht bewilligt werden;


sondern mit Personen, die durch die Beschaffenheit ihres Geldes angehalten


werden, nur ja keine zu harten Zinsforderungen zu stellen, denn zerschlagen


sich die Verhandlungen, so erleiden sie an ihrem Gelde unmittelbare Verluste.


Dabei ist zu beachten, daß die Nachfrage nach Darlehnsgeldern sich heute


fast ausschließlich auf die Kriegsanleihen des Reiches beschränkt und daß auch


nach Einführung unseres Geldes der Geldbedarf der Industrie ein 


verhältnismäßig geringerer sein und bedeutend hinter dem Angebot bleiben wird.


Das Geld häuft sich alsdann in den Kassen der Geldinstitute an und drängt
selbst zum Angebot. Gerade jetzt müßte dann der Zinsfuß für Reichsanleihen


ganz besonders niedrig sein.


Mancher wird vielleicht den hohen Zins von 8% mit dem allgemeinen großen


Risiko, das der Kriegszustand bringt, zu rechtfertigen suchen. Er wird sagen, daß


die Kriegsdarlehn keine sichere Anlage bilden. Aber nur der, der an der


Oberfläche der Dinge hängen bleibt, kann diese Ansicht teilen. In Wirklichkeit ist


jeder Staat als Schuldner von Papiergeld absolut sicher – denn der Schuldner ist


ja hier zugleich der Fabrikant und Monopolinhaber des geschuldeten Objektes.


Es verhält sich hier genau so, wie wenn wir Aeolus ein Luft- oder Winddarlehen


machen wollten, dabei aber fürchten, daß es ihm unmöglich werden könnte für


den Zins den nötigen Wind 
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zu machen. Das Reich verschafft sich die nötigen Geldmittel ja nur aus Rücksicht


auf die Währung auf dem Wege der Anleihe. Sind aber die Geldbesitzer unver-


schämt mit ihren Zinsforderungen, so können sie damit das Reich veranlassen


von seiner Monopolgewalt als Papiergeldfabrikant Gebrauch zu machen und das


Geld für seinen Bedarf selbst herzustellen. Dann wird durch solche


Massenproduktion das Geld verwässert, und wer den Schaden hat, sind die, die


dem Reiche das Darlehen verweigerten. Das Risiko, das den hohen Zinsfuß der
Kriegsdarlehen rechtfertigen soll, schaffen also die Geldgeber durch die
Forderung der angeblich im Zins von 8% steckenden Risikoprämie selber. Die


Anleihe dagegen ist ein Sicherheitsventil gegen dieses Risiko. Ein Risiko, daß


der Staat die Papiergelddarlehen nicht wird verzinsen und tilgen können, besteht


also nicht. Diese Beschönigung des Wucherzinses von 8% ist fadenscheinigster


Natur. Würde auch das Reich von unseren Feinden zerschlagen werden, so viel


wird immer noch übrig bleiben, um den Zeichnern der Kriegsdarlehen das von


ihnen gelieferte Papiergeld in der gleichen Form zurückzuerstatten. An


Papiergeld würde es dem untergehenden Reich zu allerletzt fehlen. Geht das


Reich in Trümmer, so geht alles, was es umfaßt, namentlich auch irgend eine


Form des Eigentums in Trümmer, und damit auch das Geld, die Geldforderungen


und ihr Inhalt. Das Risiko liegt also nicht in den Kriegsdarlehen, sondern weiter


zurück, in dem Kriegszustand. Der, der das Papiergeld nicht dem Staate gibt,


sondern es etwa in Hypotheken anlegt, läuft genau das gleiche, in der Gefahr


einer Verwässerung unserer Währung liegende Risiko, wie der Mann, der


Kriegsdarlehen zeichnet. Ein zusätzliches Risiko bieten die Kriegsanleihen nicht.


Alles wird durch die Unsicherheit des Kriegsausganges unsicher.


Wo aber alles unsicher ist, da gibt es auch keine Versicherung und infolge-


dessen auch kein Risiko, das Gegenstand einer Prämie werden könnte. Unsere


Geldbesitzer mögen sich doch heute nach Kapitalanlagen umsehen, die 
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sicherer sind als das Reich. So wie der Inhalt eines Geldschrankes niemals


sicherer ist als der Geldschrank selbst, so ist [sind] auch das Deutsche Reich


und seine Schulden mindestens so sicher wie sein sonstiger Inhalt.


Der Zinsfuß von 8%, den die Milliardenanleihe den Zeichnern einträgt, enthält


somit keinerlei Risikoprämie; er besteht aus reinem Zins und muß darum, 


zinsgeschichtlich betrachtet, eigentlich als Wucherzins bezeichnet werden.


Dabei haben aber, wie gesagt, die Zeichner der Anleihe gar nicht die Absicht


gehabt Wucher mit der Kriegsnot des Reiches zu treiben. Alle wären darum auch


selbstverständlich bereit gewesen, sofort für die von uns vorgeschlagene 


durchgreifende Reform des Geldwesens einzutreten, die ihnen die Möglichkeit


bot „barmherzig zu sein ohne sich dabei zu ergötzen“.


Wer hilft uns nun bei den Behörden das Verständnis erwecken für eine Reform,


die uns neben den


zinsfreien Kriegsdarlehen
auch noch die Beseitigung der Arbeitslosigkeit, einen geregelten Zahlungsverkehr
und die Sicherung unserer Währung vor der drohenden Verwässerung durch
Massenproduktion von Papiergeld bringen würde?


Wir, die wir weit vom Schuß, hinter dem warmen Ofen hocken, und vom Kriege


nur durch die Siegesberichte erfahren, sollten jetzt eine Ehre darin suchen das


Reich und den Herd unserer Landwehrleute von Schulden ebenso rein zu halten,


wie unsere Truppen das Reich von Feinden rein halten!


Darin sind wir doch alle einig, daß unsere Soldaten bei ihrer Heimkehr keinen


Grund zum Ausruf haben dürfen: Wehe uns, die äußeren Feinde haben wir 


verjagt, doch benutzte der innere Feind unsere Abwesenheit um unser schönes


Reich mit 8% Hypotheken zu erdrosseln!


Zinsfreie Kriegsdarlehen
das sei die Losung für alle, die nicht im Felde stehen, 


152







und denen die in den Krieg ziehenden Mannen die Wahrung ihrer wirtschaft-


lichen Interessen anvertraut haben.


Wie können wir die unerschöpflichen, 


jetzt brachliegenden deutschen Goldgruben 


wieder in Betrieb setzen 


und den Goldschatz der Reichsbank vervielfältigen?


So viel Ware ein- und ausgeführt wird, so viel Gold fließt ab und zu, und da


durch den Übergang zur Papierwährung jetzt alle Ein- und Ausfuhr von Gold


unmittelbar über die Reichsbank geleitet wird, so steht der Metallbestand der


Reichsbank jetzt unmittelbar in Beziehung zur Waren-Ein- und Ausfuhr.


Wenn daher der Reichsbankpräsident Heerschau hält, so kann er die im


Deutschen Reich zur Ausfuhr bereitgestellten Waren mit vollem Recht seinen


greifbaren Goldbarren zurechnen. Zwischen diesen bereitstehenden


Ausfuhrgütern und den Goldbeständen der Reichsbank ist währungstechnisch


kein Unterschied wahrnehmbar, es sei denn der, daß jene Waren als Zahlmittel


für Auslandsforderungen aller Wahrscheinlichkeit nach den Goldbarren vorge-


zogen werden.


Umgekehrt natürlich muß die Reichsbank die im Ausland für die Einfuhr nach


Deutschland bereitstehenden Warenmassen von ihren Goldbeständen in Abzug


bringen.
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Nun kann kein Zweifel darüber bestehen, daß nach Friedensschluß sofort eine


gewaltige Einfuhr von Waren einsetzen wird (Getreide, Öl, Erze, Wolle usw.), da


unsere Vorräte so gut wie erschöpft sein werden. Wenn wir dann diese Einfuhr


nicht sofort mit gleicher Münze, also mit Warenausfuhr bezahlen können, so wird


die Reichsbank mit ihrem verhältnismäßig doch nur winzigen Häuflein Gold nicht


standhalten können. Sie wird von den Bataillonen Banknoten, die durch das


Dritteldeckungsverfahren geschaffen wurden, einfach gestürmt und überrannt


werden.


Dieser Gefahr können wir nur dadurch begegnen, daß wir jetzt schon, also


während des Kriegszustandes, die Waren für die Ausfuhr anfertigen und sie für


die Zeit nach Friedensschluß für die Verfrachtung bereitstellen. (Die Einfuhrgüter 
liegen überall in allen Häfen der Welt fertig zur Verladung.) Dies aber setzt voraus, daß die
Ausfuhrindustrie, soweit es die verfügbaren Arbeitskräfte und Rohstoffe 
gestatten, wirtschaftlich und finanziell in die Lage gesetzt wird, den Betrieb 
aufrechtzuerhalten und die Fabrikate bis zur Freigabe des Weltmeeres auf Lager
nehmen zu können.


Man kann ja auch an Stelle von Ausfuhrgütern zur Zahlung der Einfuhrgüter


Wertpapiere, amerikanische Eisenbahn-Aktien z. B., benutzen. Aber dann 


müßten die ankommenden Frachtschiffe in Ballast ausfahren, wodurch die Fracht


für die ankommenden Güter nahezu verdoppelt wird. Das wäre schon sehr


unwirtschaftlich. Aber die Bezahlung der Wareneinfuhr mit Wert-
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papieren bedeutet einen entsprechenden Verlust an Nationalvermögen, der viel-


leicht doppelt zu bemessen ist, weil der Kurs unter dem Druck solch großen


Angebots sich sehr ungünstig gestalten müßte.
Das Richtige ist also die Bereitstellung von Ausfuhrgütern, und da ist es nicht


allein im Hinblick auf die Arbeitslosigkeit, sondern auch aus Rücksicht für


unsere Reichswährung
sehr bedauerlich, daß unsere Ausfuhrindustrie heute so gut wie stillsteht. Die von
der Kriegsindustrie nicht beanspruchten Arbeitskräfte werden in zur Zeit höchst
überflüssigen sogen. Notstandsarbeiten beschäftigt, wenn sie nicht gar brach 
liegen. Für die Linderung der Sorgen unseres Reichsbankpräsidenten kommen die
Talsperren, Eisenbahndämme, die wir jetzt (im Krieg!) anfertigen, nicht in Betracht.
Ebensogut könnten die Arbeitslosen die See ausschöpfen.


Würde man das Geld, das der Staat in diesen Notstandsarbeiten verausgabt,


dazu benutzen, um die Produkte der Ausfuhrindustrie für die Dauer der


Seesperre


zinsfrei zu lombardieren,


so könnte mancher Unternehmer die Produkte auf Lager nehmen, für die Zeit der
Wiedereröffnung unseres Welthandels. Er brauchte dann die Arbeiter nicht zu 
entlassen, die Notstandsarbeiten wären überflüssig, der Staat bekäme gleich sein
Geld wieder zur Rückzahlung seiner 
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mit Wucherzins (8%) belasteten Kriegsanleihen und die Reichsbank könnte 
sorglos der Entwickelung der Dinge entgegenschauen. Für sie wäre der Rauch
der Fabrikschlote das Zeichen, daß der Betrieb in ihren Goldbergwerken wieder
aufgenommen wurde. [Wer in der heutigen Dritteldeckungspolitik der Reichsbank nichts


Bedenkliches für unsere junge Papierwährung sieht, wird auch nichts Bedenkliches darin erblicken,


wenn die Reichsbank die von ihr lombardierten Ausfuhrgüter als Grundlage einer Dritteldeckungs-


Emission gebrauchen würde. Dann könnte die Reichsbank das Lombard-Darlehen zinsfrei geben und


sich für das Opfer (!) an den anderen zwei Dritteln schadlos (!) halten. Wir machen zwar diesen


Vorschlag nicht, behaupten aber, daß er auf allen Vieren in Üebereinstimmung steht mit dem


Gedanken der Dritteldeckung, da zwischen 100 Mark in Exportgütern und 100 Mark in Gold auch in


dieser Beziehung kein Unterschied wahrnehmbar ist.]


Wer sich für diesen Vorschlag interessiert, der möge sich der Mühe 


unterziehen folgende Ausführungen zu studieren:


Nicht selten kommt es vor, daß die Unternehmer ohne allen Gewinn arbeiten.


Sie unterhalten dann den Betrieb, um größeren Schaden, der aus der Stillegung


des Werkes erwachsen würde, zu vermeiden. Sie setzen auch oft jahrelang


bares Geld zu in der Hoffnung, daß es mit der Zeit wieder besser gehen werde.


Es ist darum nicht der absolute Betriebsverlust, der darüber entscheidet, ob ein


Werk stillgelegt wird oder nicht, sondern das Verhältnis dieses absoluten


Verlustes zum Schaden, den die Stillegung des Werkes bringen würde. So lange


letzterer größer erscheint, wird die Arbeit fortgesetzt. Da nun der Schaden, den


die Stillegung des Werkes bringt, an sich immer sehr bedeutend ist (Verzicht auf


Kapitalzins und Unternehmergewinn, Verlust der Kundschaft, Wegzug der Arbeiter, Abschreibungen


an Maschinen, Rohstoffen, Gebäuden, Ausgaben für Wächter, Feuerversicherung, Steuern usw.), 


so kann der Betriebsverlust schon sehr großen Umfang annehmen, ehe sich der


Unternehmer entschließen wird, 
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sein Schiff auf den Strand zu setzen, namentlich wenn die Ursache der


Betriebsverluste nicht in dem Unternehmen selber, sondern in äußeren, vorüber-


gehenden Ursachen zu suchen ist, als welche wir „hoffentlich“ den Krieg an-


sprechen dürfen. Wenn es sich also darum handeln würde, durch eine staatliche


Hilfsaktion den Fortbetrieb in der Export-Industrie für die Unternehmer 


rechnerisch möglich zu machen. so brauchen wir dazu den Unternehmern nicht


etwa die Deckung des ganzen Betriebsverlustes zu versprechen, sondern nur 
die Summe, um die die baren Betriebszuschüsse den Schaden übersteigen, den
die Stillegung des Werkes dem Unternehmen verursachen würde. Beträgt der


direkte Betriebszuschuß drei Millionen, der Schaden aus der Betriebseinstellung


zwei Millionen, so genügt eine Unterstützung von einer Million, um den


Fortbetrieb des Werkes zu sichern, und dadurch vielleicht 10 000 Mann vor


Arbeitslosigkeit zu schützen.


Ob diese Unterstützung nun bar oder in Form eines


zinsfreien Lombarddarlehen
erteilt wird, ist gleichgültig. Die Fortführung des Betriebes schützt den Unternehmer
freilich nicht vor Verlusten. Er verliert das, was er durch Stillegung des Werkes so
wie so verlieren würde. Der Staat aber würde den Zuschuß vervielfältigt aus den
Vorteilen wieder gewinnen, den die Volkswirtschaft aus der Fortführung des
Betriebes ziehen wird. Der Unternehmer wird von seinen normalen
Produktionskosten 1. den Kapitalzins und den Unternehmergewinn, 2. den Verlust,
den die Stillegung des Werkes verursachen würde, 3. die Unterstützung des
Reiches in Abzug bringen können. Die Fabrikate werden dann buchmäßig so billig
zu stehen kommen, daß die Spekulation (eine solche ist es ja, wenn der
Unternehmer die Fabrikate auf Lager nimmt) in den meisten Fällen Aussicht auf
Erfolg bieten wird.


*      *      *


Oft mag es vorkommen, daß der die Entscheidung für die Betriebseinstellung


bringende Verlust noch keine 
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Handvoll Silberlinge beträgt, daß also die Entscheidung, die tausende von


Arbeitern auf die Straße setzt, von einem Pfifferling gegeben wird.


Privatwirtschaftlich, vom Standpunkt seiner Interessen handelt ein solcher


Unternehmer ja vernünftig. Um Vorwürfen seiner Gläubiger und dem Gefängnis


zu entgehen, muß er sogar so handeln. Trotzdem – vom volkswirtschaftlichen


Standpunkt aus betrachtet – ist solche Handlungsweise direkt Wahnsinn.


Oder ist es etwa kein volkswirtschaftlicher Unsinn, wenn die Vermeidung eines


privatwirtschaftlichen Verlustes von etwa tausend Mark im weiteren Verlauf der


Dinge einen volkswirtschaftlichen Verlust von Millionen bedingt? Hier wird doch


von zwei Übeln privatwirtschaftlich das kleinste, volkswirtschaftlich das größte


gewählt.


Es wäre also doch ganz vernünftig, wenn in solchen Fällen der Staat als


Vertreter der Volkswirtschaft, den die Stillegung des Werkes bewirkenden kleinen


Verlust aus öffentlichen Mitteln deckte, um die Volkswirtschaft (also sich selbst)


vor dem größeren Verluste zu schützen, vernünftig auch im Hinblick auf die


„volkswirtschaftliche Arbeitslosenpolitik“ die darin besteht, die Arbeitslosigkeit zu


verhindern, statt sie zu kurieren.


Wenn nun an Stelle solcher Arbeitslosenpolitik der Staat selber als Arbeitgeber


auftritt, um die seiner Fürsorge von den Unternehmern überantworteten Arbeiter


zu beschäftigen, so wird gewiß niemand leugnen, daß auch solche Fürsorge ein


gesunder Gedanke leitet. Die staatlichen Notstandsarbeiten bringen die


Arbeitslosen von der Straße fort, sie geben den Arbeitern einen zur Daseins-


Fristung genügenden Verdienst und gleichzeitig gelangt Geld in die Kanäle der


Volkswirtschaft. Letzteres ist zwar nicht das direkt Erstrebte, ist aber trotzdem


das Wichtigste an der Sache: Denn die Notstandsarbeiter sind nun ihrerseits in


der Lage Ware zu kaufen, d. h. anderen Arbeit und Brot zu geben. Auch können


die Notstandsarbeiter ihren Mieten (wenigstens zum Teil) und sonstigen


Verbindlichkeiten gerecht werden, wodurch der allgemeine 


158







Zahlungsverkehr erleichtert wird, usw. Kurz aus den durch die Notstandsarbeiten


zwangsweise wieder in Umlauf gesetzten Geldmassen erwachsen eine ganze


Reihe von Vorteilen volkswirtschaftlicher Natur, die das, was der Staat direkt 


einbüßt, oft um das Vielfache überragen mögen (ähnlich bei Exportprämien). Auf


1000 Mann, die der Staat unmittelbar beschäftigt, kommen 2–5–10 000 Mann,


die mittelbar Arbeit und Verdienst erhalten. Der Vater Staat handelt hier also


ganz vernünftig, er tut was im Bereiche seiner Macht steht. Aber wie viel Unsinn


umgibt nicht den gesunden Gedanken!


Da ist zunächst der Umstand, daß die Notstandsarbeiten nur aus gröbster


Handarbeit bestehen können, da der Staat ja keine Fabriken, Maschinen besitzt,
um die einzelnen Arbeiter in ihren besonderen Gewerben zu beschäftigen. Der


Staat kann nicht viel mehr unternehmen, als was er jetzt tut, wenn er


Eisenbahnen, Kanäle, Talsperren baut, also Dinge, für die die einfachsten


Produktionsmittel genügen. Die Arbeitslosen werden also aus ihrem gelernten


Gewerbe gerissen, in dem sie allein leistungsfähig sind und ihren Lohn wirklich
verdienen. Sie leisten quantitativ und qualitativ wenig trotz niedriger Löhne, also


teure Arbeit. Dabei leiden die Notstandsarbeiter in dreifacher Beziehung; 


physisch, weil die Arbeit ungewohnt und darum hart ist; seelisch, weil die ge-


ringen Leistungen bei ihnen das Gefühl erwecken nur bessere Bettler zu sein,


und wirtschaftlich, weil die Notstandsarbeiten ihrer Natur nach einen


Wohnungswechsel verlangen, und weil sie viel weniger Lohn erhalten. Man


denke sich doch einen Schneider, Buchdrucker, Uhrmacher, Musiker, Fischer,


Zeichner, Mechaniker, der im Gebirge Felsblöcke für die Talsperre bearbeiten


muß! Allein der Umstand, daß diese grobe Arbeit ihre Hände für ihre feinere


Gewerbsarbeiten unbrauchbar macht läßt den meisten diese Hilfe des Staates


als eine nur wenig abgeschwächte Katastrophe erscheinen.


Dem Arbeiter ist also nur sehr wenig genutzt und der Staat verliert an der


Sache ungeheures Geld. Manche 


159







dieser Notstandsarbeiten mögen dem Staate das Doppelte von dem kosten, was


sonst ein Unternehmer dafür fordern würde.


Dabei sind diese Notstandsarbeiten für die Dauer des Kriegszustandes und


auch für die nächste Zeit nach Friedensschluß sicherlich entbehrlich, während


uns andere Dinge nützlich sein könnten. Aber diese anderen Dinge kann der


Staat nicht herstellen – weil er die nötigen Produktionsmittel nicht besitzt. Die


sind ja in den Fabriken, die aus finanziellen Gründen stillgelegt wurden.


Und noch eins. Das Geld, das der Staat sich hier für diese vorläufig recht 


überflüssigen Arbeiten zu Wucherzinsen (8%) verschaffen muß, entzieht er doch


den anderen Unternehmern und zwingt alle, die den durch die staatliche


Nachfrage (Notstandsarbeiten-Anleihen) hochgeschraubten Zinsfuß (8%) nicht


zahlen können, ihre Arbeiter der Fürsorge des Staates zu überantworten. 


Wendet sich der Unternehmer für seinen Geldbedarf etwa an eine Sparkasse, 


so wird er wahrscheinlich folgendes hören: Der Staat zahlt uns 8% – wenn Sie


ebensoviel zahlen können, so bewilligen wir Ihnen das Darlehen. Worauf dann


der Unternehmer antwortet: Der Staat betreibt seine Notstandsarbeiten ohne


Rücksicht auf rechnerische Bedenken. Das Defizit bezahlt das Volk. Da ich aber


selbstverantwortlich wirtschafte, so kann ich in der Zinsbewilligung mit dem


Staate nicht konkurrieren. Behalten Sie Ihr Geld, geben Sie es dem Staate, er


wird es brauchen, denn ich werde ihm auch noch meine Arbeiter schicken. 


Ich lege mein Werk still.


Von dieser Seite aus betrachtet haben die Notstandsarbeiten ganz das Gesicht


eines „Circulus vitiosus“.


Wie ganz anders lägen die Dinge, wenn der Staat nach dem oben gemachten


Vorschlage handelte! Der Arbeiter bliebe in seinem Fache, also dort tätig, wo er


die höchste volks- und weltwirtschaftliche Leistungsfähigkeit besitzt, er verdient


seinen vollen normalen Lohn, ist nicht Wohltatenempfänger, braucht auch den


Wohnort 
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nicht zu verlassen, braucht keine ungewohnte, harte Arbeit zu verrichten.


Der Unternehmer hält seine Sache in Betrieb, seine Arbeiter zusammen. Er


schafft einen Vorrat an Ausfuhrgütern, die als Rückfracht für die ankommenden


Getreidedampfer unmittelbar zur Verfügung stehen werden und volle Ausnutzung


der Schiffe gestatten. Zugleich geben diese aufgestapelten Ausfuhrgüter der


deutschen Industrie die Möglichkeit die günstige Konjunktur, die der ausge-


hungerte Weltmarkt vielleicht bieten wird, voll auszunutzen und die


Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie im Kampfe mit den Wettbewerbern


darzutun.


Der Staat ist von der Fürsorge für die Arbeitslosen entlastet, er braucht keine


Talsperren mit ungeübten Arbeitern und doppelten Kosten ausführen zu lassen


und kann die Anleihen mit dem Ertrag der lombardierten Ausfuhrgüter sofort


zurückerstatten.


Der Reichsbank endlich fließen als Ertrag der aufgestapelten Ausfuhrgüter
reichlich Auslandwechsel zur Lieferung der ihr von den Einfuhrhändlern ver-
langten Devisen zu. Sie sieht ihren Schatz in Form von Maschinen, Chemikalien,


Porzellangefäßen verdoppelt, vervielfältigt.


Aber noch eins. Der Zins, den der Staat an den zinsfreien Lombarddarlehen


verliert! – Auch diesen Verlust können wir vermeiden – wenn wir wollen. Wir 


können dem Staate das Geld für die zinsfreien Lombarddarlehen auch wieder


zinsfrei
beschaffen – wenn es gewünscht wird. Und zwar, worauf wir als Wächter unserer
jungen Papierwährung schwerstes Gewicht legen: Wir machen uns anheischig,
dem Staate das Geld für die Lombarddarlehen


zinsfrei
oder wenigstens zu einem unerhört niedrigen Zinsfuß zu liefern, ohne dabei die
Menge umlaufenden Papiergeldes zu vermehren, ja sogar unter gleich-
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zeitiger Einäscherung eines bedeutenden Teiles des jetzigen Papiergeldumlaufes.
Wir schließen den Geldstrom zu einem Kreis, und an der Schlußstelle wird das


zinsfreie Darlehen
für den Staat überspringen, wie ein unversiegbarer elektrischer Funkenstrom.


Das Mittel für diese Leistung liefert uns das


Geld mit geschlossenem Kreislauf
wovon in unserer Kundgebung Nr.1 und 2 die Rede ist, und wovon wir erneut
Muster beilegen. In Nr.1 wurde gezeigt, daß mit unserem neuartigen Gelde die
Arbeitslosigkeit als allgemeine Erscheinung auch während des Kriegszustandes
beseitigt werden könnte. In Nr.2 wurde von zinsfreien Kriegsanleihen gesprochen
und deren Möglichkeit behauptet unter Hinweis auf die Zinstheorie, die in der
„Neuen Lehre vom Geld und Zins“, Physiokratischer Verlag (Georg Blumenthal),
Berlin-Lichterfelde, Ringstr. 49, erschöpfend behandelt ist. Es wurde dabei auf die
Tatsache hingewiesen, daß, obschon jene Zinstheorie bereits von vielen als „die“
Zinstheorie öffentlich anerkannt wird, noch niemand es bisher gewagt hat, sie
begründend anzugreifen.


Diese Zinstheorie ist aber mit der dazugehörigen Geldtheorie


unentratbar  [unbedingt erforderlich]


zur sicheren Leitung unserer Volkswirtschaft wie auch der Währung aus den


Wirrnissen des Krieges. Ein Staatsmann, der das aus der neuen Lehre von Geld


und Zins hervorgegangene


Geld mit geschlossenem Kreislauf
sich zu eigen macht, betritt damit die goldene Heerstraße in allen Fragen, die die
Volks- und Weltwirtschaft stellen und schafft damit in der weitaus mächtigsten aller
staat-    staatlichen
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lichen Einrichtungen mustergültige Arbeit für alle Völker der Welt.


Wer von unseren Staatsmännern hat nun heute, wo kleinliche Rücksichten


nicht mehr den Ausschlag geben dürfen, den nötigen Bürgermut um, uralten


Vorurteilen Trotz bietend, die Sache in die Hand zu nehmen?


Oranienburg.


Silvio Gesell.


Denjenigen unserer Freunde von der Physiokratischen Vereinigung, die glauben, es ließe sich jetzt


im Kriegszustande bei den höchsten Behörden etwas im Sinne unserer Bestrebungen ausrichten,


stehen weitere Exemplare mit den dazu gehörigen Geldmustern zur Verfügung.


Zuschriften zu richten an den Physiokratischen Verlag Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde,


Ringstraße 49.


Eine mustergültige deutsche Papierwährung 


als Waffe zur Vernichtung der auf Gold 


aufgebauten englischen Weltmacht.


Es wäre nicht schwer gewesen die Goldwährung während des Kriegszu-


standes aufrechtzuerhalten. Da aber die Reichsbank nach dieser Richtung hin


keinerlei Anstrengung gemacht hat, so glauben wir annehmen zu dürfen, daß sie


den Krieg als Vorwand benutzt hat, um sich von den letzten, bereits lächerlich


gewordenen Fesseln der Goldwährung zu befreien. Was blieb denn noch von der


Goldwährung übrig, seitdem die Banknoten zum gesetzlichen Zahlungsmittel


erklärt wurden?


Die Banknote ist so gut wie das einzige Tauschmittel, worüber der deutsche


Handel noch verfügt. Wer Waren zum Verkauf anbietet, muß Banknoten an-


nehmen, weil anderes Geld überhaupt nicht da ist. Das 
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ist ein glücklicher Umstand für die Kursfähigkeit unserer Banknoten. Wenn wir


heute die Wahl hätten zwischen mehreren Geldarten, so würde trotz des hier


angerufenen „Patriotismus“ die Banknote nicht so frei umlaufen. So aber konnte


man den Goldkeller der Reichsbank versiegeln ohne befürchten zu müssen, daß


der Banknote auch die Läden und Märkte des Landes verschlossen würden.


Solange aber diese Einlösung in den Läden stattfindet, muß jedes andere


„Einlösungsversprechen“ eher als Bedrohung des Handels, denn als Beruhigung


angesehen werden. Was würden wir denn heute machen, wenn die Reichsbank


ihre Noten wirklich einlösen, d h. dem Handel und Verkehr entziehen würde? 


Es ist zwar nicht nötig, weil doch niemand daran glaubt, aber schöner wäre es


schon, wenn die Reichsbank das Einlösungsversprechen aus der


Banknoteninschrift streichen würde. Es ist ja auch nicht wahr, was da gesagt


wird. Jetzt und während der ganzen Dauer des Krieges brauchen wir kein Gold –


es ist wohl von allen Gütern der Welt heute in Deutschland nichts so überflüssig


wie gerade das Gold, sonst würde doch auch die Reichsbank gerade jetzt, wo


man alle Hilfsquellen des Landes zu erschließen sucht, das Gold nicht 


verschließen. Aber auch nach dem Kriege brauchen wir kein Gold, denn Gold im


Sinne unserer Zahlungsbilanz sind ja unsere Ausfuhrgüter, die wir nach Bedarf


erzeugen können.


Was wir erstrebt und auf dem Wege des theoretischen Nachweises durch


zusetzen suchten, ist nun Tatsache geworden. Wir haben die reine, vom Gold
völlig losgelöste Papierwährung. [Wer darüber noch im Zweifel  sein sollte, mag sich an die


Banken wenden. Die Dresd ner Bank berechnete z. B. am 1. Dezember für in der Schweiz zahlbares


Gold ein Agio von 11%.] Sorgen wir nun dafür, daß wir uns dieser Errungenschaft


auch freuen, ihrer stolz sein können. Sorgen wir dafür, daß aus dem Papiergeld


keine Papiergeldwirtschaft, sondern eine der deutschen Wissenschaft und Kultur


würdige und für alle Völker 
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mustergültige Papiergeldwährung
erwachse, daß nach Friedensschluß es auch nicht etwa wieder heiße: „Der


Mohr hat seine Pflicht getan; der Mohr kann gehen“. – Wir können das umso


leichter erreichen, als wir allem Anscheine nach in unserem Papiergeld kein


Notstandsprodukt zu erkennen haben, sondern einen Akt bewußter Befreiung


von der Goldwährung. Wir werden nicht geschoben, sondern schieben und


geben damit die Richtung an.


In Friedenszeiten, auf dem gewöhnlichen parlamentarischen Wege, wäre der


Übertritt zur Papierwährung schwer durchzuführen gewesen. Die Größe der


Vorurteile und die Unwissenheit, die in den Parlamenten in Bezug auf


Währungsfragen bestehen, wären auf alle Fälle ein mächtiges Hindernis ge-


wesen, namentlich weil es sich nicht nur um eine an sich nicht jedem zugäng-


liche Sache handelt, sondern weil der sachlichen Behandlung der hadrige Kern


der Angelegenheit entgegensteht. Der Krieg, der allen Parteizwist in einen


Schmelztiegel geworfen, hat auch der Papierwährung den Weg geebnet.


Die Reichsbank wird jetzt praktisch erfahren, welche gewaltige ordnende Kraft


mit der Papierwährung in ihre Hände gefallen ist und ihr Präsident wird seine


Freude daran haben. Er wird schon all seinen Einfluß aufwenden, damit ihm die-


ses wunderbare Hilfsmittel zur Schaffung einer geordneten Währung nicht wieder


entrissen werde. Denn jetzt erst wird er seine wirkliche Aufgabe erkennen. Statt


sich wie bisher in den wichtigsten Währungsfragen aus rein materiellen Gründen


passiv verhalten zu müssen, wird er jetzt volle Aktionsfreiheit gewinnen und wirk-


liche aktive Währungspolitik [Aktive Währungspolitik – Frankfurt [Frankfurth] Gesell.] be-


treiben können. Statt sich von Sätzen aus der Krämererfahrung leiten zu lassen,


wird er erkenntnismäßig vorgehen und wissenschaftliche, deutsche Arbeit leisten.
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In der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“ [Physiokratischer Verlag Georg Blumenthal,


Berlin-Lichterfelde, Ringstraße 49.] sind all die Dinge, die bei einer wissenschaftlichen


Verwaltung der Papierwährung zu berücksichtigen sind, restlos ausgearbeitet.


Aber der bewußte und gewollte Übergang zur Papierwährung leistet mehr als


das. Er gibt uns eine Waffe, mit der wir, wenn wir uns ihrer jetzt mit der


Rücksichtslosigkeit bedienen, zu der der Krieg uns berechtigt, der englischen


Weltmacht einen vernichtenden Schlag versetzen werden. Zugleich aber wird


diese gegen England gerichtete Aktion uns die Sympathie aller von England (und


Frankreich) ausgewucherten Völker bringen, einschließlich Portugals und


Japans, einschließlich auch Rußlands und des englischen und französischen


Proletariats.


Englands Weltmacht ist nichts als Geldmacht. Es ist die Macht des Gläubigers


über den Schuldner, die Macht des Checkbuchs <Scheckbuchs> in korrupten


Parlamenten, die Macht mit der man in der Welt alle die Großen und Kleinen zu


Boden wirft und zu Sklaven macht, die Sklaven ihrer großen und kleinen Laster


sind. Und das ist die große Mehrzahl. Es ist aber auch in diesem Falle die Macht


mit der man die Dreadnoughts baut.


Welch gewaltige Mittel die englischen Kapitalisten aus allen Teilen der Welt 


ziehen, mag man daran ermessen, daß nach einer Erklärung von Lloyd George


im Unterhaus vom 3. Dezember d. J. allein die Vereinigten Staaten an


Großbritannien ungefähr 1000 Millionen Lstrl. – also 20 Milliarden Mark – 


schulden. Allein diese Kapitalanlagen liefern England die Mittel um jährlich 
10 Dreadnoughts im Preise von je 100 Millionen Mark bauen zu können. 


Ähnlich aber verhält es sich mit allen anderen Staaten in Amerika, Asien, Afrika,


Australien. So schuldet Kanada englischen Kapitalisten 900 Millionen Dollars.


(Toronto Monetary Times) in 
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der Hauptsache in Form von Staatsanleihen, Hypotheken, Eisenbahnfonds,


Wechseln usw.


Alle diese verschiedenen Kapitalanlagen, mit Ausnahme der relativ geringen


Summen, die direkt in industriellen Unternehmungen (Aktien) oder im Handel


(Waren) angelegt sind, lauten auf Gold, sind Gold, nichts als Gold und


teilen unmittelbar das Geschick des Goldes.


Jede Verbilligung (Entwertung) oder Verteuerung (Wertzunahme) des Goldes


überträgt sich unmittelbar auf die Substanz der Staatsanleihen, Hypotheken,


Eisenbahnfonds, Wechsel usw., die die Völker der Riesenkrake London ver-


zinsen müssen.


Darum ist auch ein Angriff auf das Gold ein unmittelbarer Angriff auf das eng-
lische Kapital, und auf die damit unterhaltene Flotte.


Würde man heute z. B. einen Berg von Gold entdecken – es würde an und für


sich genügen um Englands Übermacht zu brechen, um England die Mittel für die


Unterhaltung der Flotte zu nehmen. Denn die Entdeckung eines solches [solchen]


Berges würde zwar den Preis des Goldes (in Warenpreisen ausgedrückt) sehr


tief senken, jedoch die Masse des England geschuldeten Goldes nicht um ein


Gramm vermehren. Englands Macht steht und fällt also mit dem Preis des


Goldes, also mit den in Gold ausgedrückten Warenpreisen. Englands Macht ist


also ein Handelsprodukt, eine Ware wie Speck oder Seife, sie wird täglich in


allen Märkten der Welt durch Nachfrage und Angebot neu bestimmt.


Unter diesen Märkten der Welt ist aber das Deutsche Reich der wichtigsten


einer. In dem Handel, der Englands Macht bestimmt, hat das Deutsche Reich ein


Wörtlein mitzureden. Wir haben zwar keinen Goldberg, den wir auf die Märkte


der Welt zur Verbilligung des Goldes ausgießen können. Wir können das


Angebot von Gold nicht vermehren. Aber für den Preis des Goldes ist es einerlei


ob das Angebot vermehrt oder die Nachfrage vermindert werde. In die Nachfrage 
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nach Gold kann aber das Deutsche Reich mit Macht eingreifen.


Die weitaus wichtigste Nachfrage nach Gold kommt von der Verwendung des


Goldes bei der Geldfabrikation. Ohne diese Verwendung würde alles Gold, das


jetzt in den Kellern der Banken ruht, den Goldschmieden angeboten werden.


Wer aber hat dem Gold die Bahn gebrochen zu den Münzstätten in der Welt?
Das Deutsche Reich ist es gewesen. Das Deutsche Reich veranlaßte durch 


seinen Übertritt zur Goldwährung (1872) alle übrigen Länder die Silberwährung


aufzugeben und ebenfalls zur Goldwährung überzugehen. Dies steht außer allem


Zweifel fest, und wird allgemein behauptet und zugegeben. Frankreich, Belgien,


Österreich, Italien, Südamerika, die Vereinigten Staaten von Nordamerika,


Japan, Indien und zuletzt Mexiko folgten dem deutschen Beispiel.
Wenn Deutschland s. Zt. bei der Silberwährung geblieben wäre – so wäre die


Welt auch bei der Silberwährung geblieben.


Den Einfluß, den Deutschland vor 40 Jahren auf diese Dinge ausübte, besitzt
Deutschland auch heute noch, und zwar in verstärktem Maße.


Benutzen wir also diesen Einfluß. Wenn wir das im Deutschen Reiche 


vorrätige, gemünzte Gold (ca. 5 Milliarden Mark) für das wir ja durch den Übertritt


zur Papierwährung keinerlei Verwendung mehr haben, auf den Weltmarkt werfen


[Das müßte durch Ankauf ausländischer Industrie- und Eisenbahnpapiere geschehen. Wechsel,


Pfand briefe, Staatsanleihen sind hier natürlich auszuschließen.], so wird dadurch ganz


bestimmt der Preis des Goldes (in Waren ausgedrückt) ebenso geworfen


[herab-gesetzt] werden, wie s. Zt. der Preis des Silbers durch den Verkauf der 


eingeschmolzenen Taler geworfen wurde. Es wird zu einer Hochkonjunktur 


sonder gleichen kommen, die nun ihrerseits alle Staaten veranlassen wird, 
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zum Schutze der Währung [Die Währung kann nicht als ein auf sich selbst gestelltes Etwas


gedacht werden (Gold z. B.) sondern als ein festes Verhältnis im Tausch zwischen Waren und Geld.


Dieses Verhältnis ist Produkt der Geldverwal tung.], d. h. um der Hochkonjunktur Einhalt zu


gebieten, dem Gold die Münzstätten zu schließen und damit gleichfalls endgültig,


gewollt und bewußt zur Papierwährung überzugehen. Dafür aber, daß in den ein-


zelnen Staaten die machthabenden Klassen in dieser Angelegenheit sofort die


Initiative ergreifen und die Sache mit größter Energie betreiben werden, ist


gesorgt. Denn hier ist ihr eigenes Kapital auf dem Spiele, das sie nur dadurch


retten können, daß sie einerseits dem Gold das freie Prägerecht nehmen, ande-


rerseits ein Gesetz erlassen, wonach die bisher in (durch die deutsche Aktion mit


stärkster Entwertung bedrohtem) Gold zu zahlenden Kapitalzinsen (Pacht- und


Mietegelder, Beamtengehälter, Zinsen inländischer Anleihen) von nun an in


Papiergeld zu zahlen sind, wie das ja auch s. Zt. in Deutschland gemacht wurde.
Die kapitalistischen Kreise in Deutschland fürchteten eine Entwertung des Silbers, darum befürworte-


ten sie den Üebergang zur Goldwährung und sorgten dafür, daß durch Gesetz die Silberschulden in


Goldschulden umgewandelt wurden.


Nun ist hier wohl zu beachten, daß solche Schutzgesetze der Kapitalisten nur


bis zur Landesgrenze Geltung haben. Kein englisches Gesetz aber könnte die


ausländischen Schuldner englischer Kapitalisten zwingen nach Sperrung der


Londoner Münze Kapital und Zinsen in englischem Papiergeld zu zahlen. Denn


der Schuldvertrag (Staatsanleihen, Pfandbriefe, Wechsel) lautet auf Gold und ist


gemünztes Gold nicht mehr zu haben – so liefert der Schuldner für Kapital und


Zins einfach ein der Summe entsprechendes Gewicht in Goldbarren ab.


Wie billig aber diese Goldbarren in London zu haben sein werden, wenn 


überall das freie Goldprägerecht aufgehoben, wenn alle Goldmünzen der Welt


eingeschmolzen, 
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der Goldbestand aller Banken verpackt und nach London gesandt wird, kann


man sich vorstellen, wenn es sich auch nicht berechnen läßt. Als Anhaltspunkt


für eine solche Vorstellung möge nur hier die Tatsache erwähnt werden, daß


nach der deutschen Aktion gegen das Silber dieses Metall um 50% seines


Goldpreises gefallen ist und sich heute noch nicht (nach 40 Jahren) von diesem


Schlage erholt hat. Dabei folgten damals die anderen Staaten dem deutschen


Beispiel nur widerwillig, zögernd, teils wegen Mangel an Erfahrung auf diesem


Gebiete, teils weil eine lebhafte Agitation der Schuldner (agrarische Politik) die


Sache zu hintertreiben versuchte. Letzteres war namentlich der Fall in den


Vereinigten Staaten. Heute aber haben die Staaten die Erfahrung hinter sich.


Wenn Deutschland mit der Schließung der Münze vorangeht, werden die übrigen


Staaten sofort folgen, denn jeder weiß, daß bei dieser letzten Liquidation des


Goldwahnes, die Letzten die schlechtesten Preise für ihre Goldbarren erzielen


werden. Es wäre also möglich und es ist sogar wahrscheinlich, daß der deutsche


Angriff auf das Gold, dieses Metall in der Skala der Warenpreise (in Papiergeld


ausgedrückt) um mehr noch als 50% drücken würde.


Würde also überall die Papierwährung auf Erhaltung des Durchschnittes der


heutigen Warenpreise gerichtet sein, so würde im Kurszettel der Warenbörse das


Gold um mehr als 50% unter seinem heutigen Preis notiert werden – wenn es


sich überhaupt noch lohnt den Preis des Goldes im Kurszettel zu erwähnen. 


(So wird z. B. der Silberpreis auch nur ausnahmsweise notiert.)


Würde z. B. der Weizen in Papiergeld 200 Mark die Tonne kosten, so würde


man für diese 200 Mark Papiergeld Barrengold im Feingewicht von etwa 


20 Doppelkronen (heute 400 Mark) kaufen können. Und dasselbe wäre der Fall


in allen Ländern der Welt. Überall würden die Schuldner das Gold für den an


England zu zahlenden jährlichen Tribut mit der Hälfte 
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der Produkte erstehen können, die sie bisher diesem Zwecke zu opfern hatten.


Haben die Bürger der Vereinigten Staaten z. B. für die oben erwähnten 5% von


1000 Millionen Lstrl. jährlich 5 Millionen Tonnen Weizen (oder ein entsprechen-


des Quantum Kaffee, Baumwolle usw.) nach London zu senden, so werden sie


nach der deutschen Aktion (oh, diese Barbaren!) das benötigte Quantum Gold


mit 3 oder gar 2 Millionen Weizentonnen erstehen können.


Die übrigen, fehlenden 2 oder 3 Millionen Weizentonnen werden die Engländer


aus anderweitigen, der eigenen Volkswirtschaft entzogenen Mitteln bestreiten


müssen.


Diese Mittel sind dann ihrer Weltmacht, der Flotte, entzogen.


*    *    *


Nun übertrage man dieses Verhältnis auf alle englischen Kapitalanlagen in der


ganzen Welt und man wird staunen über die Größe der Summe, die hier zum


Vorschein kommt. Einen guten Anhaltspunkt zur zahlenmäßigen Erfassung 


dieser Summe und damit auch des Erfolges unserer Aktion liefert uns die eng-


lische Waren-Ein- und Ausfuhr. Bekanntlich übersteigt in England die


Wareneinfuhr die Ausfuhr immer um mehrere Milliarden Mark. Für die Deckung


dieses ganz regelmäßigen Milliarden-Defizits in der Warenbilanz gebraucht


England als Zahlungsmittel eben den Zins der ausländischen Kapitalanlagen.


Statt in Gold bezieht England den Zins in Weizen, Speck, Wolle usw.


So betrug Englands


Waren-Einfuhr 1906 = 12 421  Millionen Mark


Waren-Ausfuhr 1906 = 9 414       ”           ”


Defizit der Warenbilanz 3 007  Millionen Mark


oder rund eine Million Kilo Feingold.


Wenn wir also in der hier vorgeschlagenen Weise England angreifen und den


Preis des Goldes um 50% werfen [herabsetzen], so erhält England für die ausge-


führten Waren 
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zwar das doppelte [Es sei zur Beruhigung der deutschen Bürger hier nochmals erwähnt, daß


unsere auf das Gold zielende Aktion auf unsere heimische Währung, d. h. auf die Warenpreise in


Deutschland keinerlei Einfluß zu haben braucht.] Quantum Gold, muß aber für die 


eingeführten Waren auch das Doppelte zahlen und das bestehende Defizit in 
der Warenbilanz wächst darum auch um das Doppelte, wenn auch sonst die


materielle Menge der ein- und ausgeführten Waren unverändert bleibt.


Kosteten 1906 die eingeführten Waren 12 421 Mill. Mk.,


so werden sie jetzt kosten 24 842 Millionen Mark.


Kosteten 1906 die ausgeführten Waren 9 414 Mill. Mk.,


so werden sie jetzt kosten 18 818 Millionen Mark,


und betrug das Defizit 3 007 Mill. Mk.,


so wird es betragen 6 014 Millionen Mark.


Das Defizit von 3 007 Millionen Mark konnte England mit den Zinsen der 


ausländischen Kapitalanlagen decken. Für die doppelte Summe werden diese


Zinsen aber nicht reichen, da diese ja durch unsere Aktion keinen Zuwachs


erfahren.


Unser Anschlag kostet England also jährlich 3 Milliarden oder das Fünffache
des englischen Marinebudgets (1907).


Dies wäre der Schlag, den wir durch den Übertritt zur gewöhnlichen


Papierwährung (wie wir sie heute in Deutschland haben) gegen die Substanz der


englischen Geldmacht führen können. Dieser Schlag verbilligt (entwertet) das


Gold. Mehr tut er nicht. Er hat keinen Einfluß auf den Zinsfuß. Die Schuldner


Englands müßten nach wie vor denselben nominellen Zins zahlen, wenngleich


dieser Zins materiell nur noch halb so schwer drücken würde [Andere interessante


Möglichkeiten, die die gesetzliche Behandlung der Goldwährung und des Goldes bietet, findet man in


der zu Anfang erwähnten Schrift „ Aktive Währungspolitik“.]. Aber wir können unsere Aktion


gegen Englands Weltmacht bis zur


völligen Vernichtung
fortführen – wenn wir wollen. Wir können nicht nur den Preis (Wert) des an
England von allen Völkern 
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zu zahlenden Zinsgoldes werfen [senken], sondern auch die Masse dieses Goldes


durch Herabsetzung des Zinsfußes vermindern – wenn wir wollen.


Durch die Geldreform, die in der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“


[Physiokratischer Verlag Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde. Leipzig. Bernh. Hermann.] ein-


gehend behandelt und befürwortet wird, wird bewiesen, daß der allgemeine


Kapitalzins eine Nebenerscheinung des Metallgeldes (sowie des ihm nachge-


bildeten heutigen Papiergeldes) ist, und daß es genügt das Geld nach den


Angaben der Neuen Lehre umzugestalten um einen ständig wachsenden Druck


auf den Zinsfuß auszuüben, der bis zur völligen Beseitigung des Zinses führen


wird. Freilich wäre dieser Rückgang des Zinses nur als internationale


Erscheinung möglich. Diesem zweiten Angriff auf Englands Weltmacht müßten


wir also auch die Interessen unserer deutschen Rentner opfern. Diese aber 


werden wir so wie so opfern müssen, wenn wir des Kaisers frohe Botschaft „Ich


kenne keine Parteien mehr“ in die Tat umsetzen wollen. Denn der Kapitalzins,


das „arbeitslose Einkommen“, das ist der Zankapfel, der das Volk in Parteien 


zerfallen, der „innere Feind“, der im Frieden keine reine Freude am Vaterlande


aufkommen läßt.


Weg also mit solchen Rücksichten. Wer ist der Feind? England. Worauf grün-


det Englands Macht? Auf die Goldwährung. Drauf!


Oranienburg.


Silvio Gesell.
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Finanzielle oder wirtschaftliche Kriegsrüstung.


Unter Finanzen versteht man Geld. Und unter „Finanzieller Kriegsrüstung“ 


verstehen alle, daß das Reich die Geldmittel zum Ankauf der für den Krieg 


nötigen Dinge in Bereitschaft hält. Das heißt, früher verstand man das so, als


man von den „Kriegsfinanzen“ noch wie von einer Nebensache sprach. Niemand


legte dieser Sache Bedeutung bei; man sprach auch kaum davon. Denn Geld!


Finanzen! In Kriegszeiten hat man ja schon seit langem das nötige Geld aus


Papier gemacht und an Geld konnte es darum dem kriegführenden Volke 


niemals fehlen. Jeder Staat galt, solange noch Papiergeld zur Hand war, als 


finanziell gerüstet. Warum also davon sprechen?


Noch früher hörte man oft die Redensart: Zum Krieg gehören drei Dinge –


Geld – Geld und nochmal Geld. Das war damals, als man für die Geldfabrikation


sich mit Gold oder Silber behelfen zu müssen glaubte. Bei Kriegsausbruch 


pflegen die Bürger das Geld zu verstecken und weil man das versteckte


Metallgeld nicht so, wie es heute die Reichsbank macht, durch Papiergeld


ersetzte, so mußte die Geldwirtschaft aufgegeben werden und der Kriegsherr


stieß auf all die unzähligen Schwierigkeiten, die der Wegfall einer so unentbehr-


lichen Einrichtung erzeugen muß. Seitdem man aber gelernt hatte mit Papiergeld


den „finanziellen“ Teil der Kriegsoperationen zu erledigen, hatte obige Redensart


den Witz verloren.


Es hat darum auch nie mehr einem Volke an Geld zur Durchführung des


Krieges gefehlt.


Fehlt es heute den Serben etwa an Geld? Der Bundesgenosse der 


„finanzkräftigsten“ Länder der Welt ist sicher, daß seine Wechsel auf London,


Paris und Petersburg honoriert werden würden. Auch fehlt es den 


174







Serben nicht an Papier oder Makulatur zur Herstellung des Geldes. Aber was


nützt den Serben solche „finanzielle“ Unterstützung? Brot wollen sie und Pulver.


Und diese Dinge können sie jetzt mit noch so vielem Geld (Gold oder Papier)


nicht kaufen.


Weil man das alles früher erkannt hatte, dachte auch niemand an die finan-


zielle Kriegsbereitschaft. Namentlich in Deutschland nicht, wo die Papierindustrie


so hoch entwickelt ist, wo man das ganze Reich nötigenfalls mit Papiergeld und


Geldpapier finanziell bedecken könnte. Man machte sich aber dafür andere


Sorgen. Man dachte an die andere Seite der „finanziellen Kriegsrüstung“, näm-


lich an das, was man mit dem Geld, auch mit dem Gold des Juliusturmes würde


kaufen können – wenn England uns von der Welt einmal abschneiden würde.


Man sprach nicht von der finanziellen, sondern von der wirtschaftlichen Kriegs-


rüstung, die beide Dinge umfaßt, nämlich Geld und Güter. Oft wurde angeregt


das Beispiel der Schweiz zu befolgen und den toten Inhalt des Juliusturmes


durch lebenspendendes Korn zu ersetzen. Hätten wir das doch damals getan!


Aber dann kam die große Phrase von der „finanziellen Kriegsbereitschaft“. In


allen Zeitungen wurde davon geredet, lange Abhandlungen erschienen um uns


zu beweisen, daß wir finanziell gerüstet seien! Weil man aber so viel von dieser


Nebensache, von dieser Bagatelle sprach, weil es angesehene Männer waren,


die sich mit der Frage unserer „finanziellen Kriegsrüstung“ beschäftigten, ver-


mutete man im Ausdruck „finanzielle Kriegsrüstung“ einen neuen Inhalt. Was 


dieser neue Inhalt war, wußte kein Mensch zu sagen; aber etwas mußte es doch


sein, denn von einem simplen Ballen Geldpapier würde man doch nicht so viel


Wesen machen. Das war sicher: die finanzielle Kriegsrüstung sollte uns vor


Hunger, Entbehrungen schützen, sollte also eine volle


wirtschaftliche Ausrüstung
bedeuten! Darum sprach man auch nicht mehr von Korn-  Kornspeichern
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speichern. Betört durch das fremdländische Wort, fühlten wir uns alle sicher im


Schutze des


finanziellen Panzers.


Es war aber Täuschung.


Gleich bei der Kriegserklärung erfuhren wir, was an der „finanziellen


Kriegsausrüstung“ war. Sie bestand einfach in einem Gesetz durch das die


Reichsbanknoten zu Papiergeld erhöht und eine zweite Papiergeldquelle


(Darlehnskasse) eröffnet wurde. So viel Lärm um – Geld!


Der aller Phrasen entkleidete Inhalt der sogenannten finanziellen Kriegsrüstung


und finanziellen Kriegsbereitschaft war also Geldpapier, nichts als Geldpapier!


Von einer wirtschaftlichen Kriegsrüstung war keine Rede gewesen. An die


andere Seite der Gleichung, an das Gut, das mit dem Geld gekauft werden 


sollte, hatten die, die uns mit der Phrase „finanzielle Kriegsrüstung“ eingelullt 


hatten, als echte Bankiers oder Finanzkünstler überhaupt nicht gedacht.


Gewöhnt nur mit Geld zu arbeiten, gewöhnt für ihre persönlichen Bedürfnisse mit


der Macht des Geldes zu rechnen, dachten sie, daß auch ein Reich wohl 


versorgt sei, wenn es ihm nur nicht an – Geld fehle. Vom kleinen, privat-


wirtschaftlichen, finanziellen Standpunkt aus hatten sie die Kriegsbedürfnisse


eines Reiches betrachtet. Unsere „Finanziers“ hatten sich für Volkswirte gehalten


und waren weiter nichts als Privatwirte, einfache Bankiers!


Gleich nach der Kriegserklärung schossen die Kornpreise in die Höhe – trotz


Abschaffung der Kornzölle, die fast ein Drittel der Kornpreise betragen! Der Staat


griff ein und setzte für viele Dinge Höchstpreise an, wodurch der Sinn der


Geldwirtschaft aufgehoben wird. Höchstpreise, Geldwirtschaft und finanzielle


Kriegsrüstung bilden einen Rattenkönig [Rattenschwanz] von Widersprüchen, den


kein Mensch entwirren kann.


Was nützt uns also die finanzielle Kriegsrüstung? Steckt in diesem Ausdruck


mehr als Geldpapier?


Der deutsche Geldmarkt hat in diesen 
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beiden ersten Monaten des Krieges (inzwischen sind es 6 Monate geworden),


der den internationalen Geldmarkt völlig und die Weltwirtschaft größtenteils aus-
schaltete und jedes Land dazu gezwungen hat, sein eigenes Leben zu leben ...


Wer sagt das? Havenstein, der Präsident der Reichsbank, der mit allen seinen


Fangapparaten nach dem Golde in den Strümpfen unserer Kleinbürger angelt


[Sogar die Polizei hat sich in den Dienst dieses Goldwahnes gestellt. Wenn das Bamberger noch


erlebt hätte! Kraft innerer Eigenschaften des Goldes soll die Goldwährung bestehen, sagte er. Und


nun die Polizei!]. Was sollen wir denn mit dem Gold, wenn wir ja doch gezwungen


sind, abgeschnitten von der Weltwirtschaft „unser eigenes Leben zu leben“?


Brauchen wir zu diesem Leben etwa das Gold? Und warum sperrt uns dann die


Reichsbank diesen Goldschatz? Beweist die Goldsperre nicht, daß der Schatz


überflüssig ist? Hat die Goldsperre irgend jemand benachteiligt?


Das tönende Wort „finanzielle Kriegsrüstung“ und sein rein privatwirtschaft-


licher Sinn haben uns betrogen, haben uns abgehalten, an die volkswirtschaft-
liche Kriegsrüstung zu denken. Wenn wir vor 44 Jahren in den Juliusturm einen


Ballen Geldpapier an die Stelle des Goldes hingelegt hätten – es wäre billiger


gewesen und hätte uns praktisch denselben Dienst erwiesen. Das sagt uns der


Reichsbankpräsident selber mit dem Hinweis, daß wir von der Weltwirtschaft, für


die das Gold bestimmt war, abgeschnitten sind. Wären wir aber von der Welt


nicht abgeschnitten, könnten wir mit englischer Erlaubnis Korn, Salpeter, Kupfer,


Wolle, Leder usw. einführen, dann wäre trotzdem jenes Gold noch überflüssig,


weil wir dann auch imstande wären Waren auszuführen und die gewöhnliche


Zahlungsweise beizubehalten, die darin besteht Einfuhr mit Ausfuhr zu bezahlen


[Heute soll unser Außenhandel sogar aktiv sein.].


Finanzielle Kriegsausrüstung finanzielle Kriegsbe-   Kriegsbereitschaft
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reitschaft! Unsinn ist es, nichts als Unsinn – was in diesem Ausdruck steckt. Ein


barbarischer, hunnischer Gedanke!


Warum spricht man niemals von einer


finanziellen Ausrüstung der Rettungsboote?
Weil hier jedes Kind den ganzen Unsinn des Wortes durchschaut, weil im


Rettungsboot die Insassen genau wie jetzt das deutsche Volk das „eigene Leben


zu leben haben“.


Für das eigene Leben des Deutschen Reiches genügt aber das eigene Geld,


das deutsche Papiergeld [Daß das Papiergeld für den Welthandel genügt, wird heute noch


zuweilen von alten Leuten bestritten, niemand aber bestreitet, daß es für den Innenhandel genügt.].


Gibt es im Rettungsboot etwas überflüssigeres als einen Kassenschrank, gibt 


es augenblicklich im Deutschen Reich irgend etwas, mit Ausnahme des


Ungeziefers, was für den Kriegszustand überflüssiger ist, als der Schatz der


Reichsbank?


Dieser Schatz aber spielte und spielt trotz allem noch heute in der Literatur


unserer finanziellen Kriegsrüstung eine außerordentliche Rolle.


Der Metallbestand der Reichsbank, der doch für uns heute wirklich nichts


anderes mehr ist, als der Rohstoff des nebensächlichsten Zweiges unserer


Industrie! Was hat man nicht getan um diesen Metallbestand zu vergrößern! 


Und mit welchen Mitteln hat sich nicht das ganze Volk an der „Stärkung“ der


Reichsbank beteiligt! Da ist z. B. ein vielgenannter Vertreter der deutschen


Wissenschaft, der die Bürger, die das Gold für sich behalten, direkt auf gröbliche


Weise beschimpft! Sombart, ein Vertreter derselben deutschen Wissenschaft, 


die das Papiergeld bekämpft, die dem Metallgeld nachrühmt, daß es als


„Wertbewahrer“, als Wertkonserve und Wertpetrefakt“ uns außerordentliche


Dienste erweist! Und nun werden plötzlich die armen Teufel, die das Gold als


„Wertkonserve“ wirklich einmal benutzen wollen, als Verbrecher und Verräter


gebrandmarkt. Und das nur um der Reichsbank noch mehr von diesem 


nutzlosen Ballast zuzuführen!
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Wer denkt da nicht an Alberich, der dem erstaunten Wotan vorrechnet, wie er


mit Hilfe des Goldes die Welt mit samt den Göttern in seinen Sack stecken wird.


Die Reichsbank sucht ihren Goldschatz so eifrig zu vermehren, weil sie einer-


seits dem Reiche mit möglichst großen Massen Papiergeld aushelfen möchte,


andererseits aber daran durch das Dritteldeckungsgesetz behindert ist. Die


Reichsbank verkündet es zwar nicht selbst, sie duldet es aber, wenn Privatleute


und auch Behörden es dem Volke sagen, „daß jede Mark, die in Gold der


Reichsbank zugeführt wird, dieser erlaubt, drei Mark in Papier auszugeben und,


daß wenn die 3 Milliarden Mark Gold, die man heute noch im Privatbesitz ver-


mutet, abgeliefert werden, die Reichsbank dann mit  6 Milliarden Mark zinsfreies


Geld dem Reiche aushelfen kann. Zum Glück für unsere Währung hat in diesem


Falle die Anrufung des Patriotismus der Goldthesaurierer versagt. Zum Glück!


Denn denke man sich zu der jetzigen ganz offenbaren Geldfülle noch die obigen


6 Milliarden, so ergibt das eine Geldüberschwemmung, die mit der bitteren


Notwendigkeit den Volksmassen Sparsamkeit zu empfehlen nicht zu vereinbaren


wäre. Das Volk übt aus Mangel an Geld sicherlich die gewünschte Sparsamkeit


viel zuverlässiger, als bei Geldfülle aus Tugend. Denke man sich nun, daß das


Reich sich die benötigten 41/2 Milliarden nicht durch Kriegsanleihen, sondern


durch Ausgabe von neuem, nach dem Dritteldeckungsgesetz ausgegebenen


Papiergeld verschafft hätte! Ob das nicht in direktem Widerspruch gestanden


wäre mit den Kriegsmaßnahmen zur Streckung der Getreidevorräte?


Wenn irgendwann so ist es heute, wo wir die Worte anwenden können:


„Gesetz wird Unsinn, Wohltat Plage“, denn das, was dem Dritteldeckungsgesetz


Sinn und Inhalt gab, was dieses Gesetz zum automatischen Regulator der


Warenpreise und der Goldwährung machte, das fehlt ja heute, nämlich die


Einlösung der Banknote, die durch Kriegsgesetz gesperrt ist. Was das


Dritteldeckungsgesetz eigentlich will, die automatische Verhütung 
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einer Papiergeldüberproduktion, das wird durch die Sperrung der


Einlösungspflicht ebenso automatisch gefördert. Wie G. Blumenthal sehr richtig


bemerkt hat, ist zwischen der Assignatenwirtschaft und der heutigen deutschen


Papiergeldausgabe ein theoretischer Unterschied nicht wahrnehmbar, denn der


durch die Seesperre und Gesetz doppelt blockierte Goldblock der Reichsbank ist


als Regulator der deutschen Währung ebenso tot, wie es der Grund und Boden


als Regulator der Assignatenausgabe war. Das Dritteldeckungsgesetz ist heute


vergleichbar mit jenen Zeremonien, deren Sinn man vergessen und die nun für


Zauberformeln gehalten werden. Durch die Sperrung der Einlösungspflicht wird


die Dritteldeckung tatsächlich zum Zauber und es würde mich nicht wundern,


wenn jetzt Stimmen laut würden, die diesen Zauber auch auf die Getreidevorräte


auszudehnen wünschen. Ein bei der Reichsbank hinterlegtes Brot gäbe dann


drei gleichwertige Brote in Papier für den Bedarf des Volkes.


Wenn die Reichsbank es für zweckmäßig hält, jetzt, also während des


Kriegszustandes, wo keine Waren erzeugt, sondern im Gegenteil zerstört und


vernichtet werden, die Masse der Tauschmittel zu vermehren, so mag sie sich


dazu doch die Befugnis von den Reichsbehörden verschaffen. Sicher wird man


sie dort ebenso bereitwillig von den Fesseln des Dritteldeckungsgesetzes be-


freien, wie man sie von der Einlösungspflicht befreit hat. Ich bin auch überzeugt,


daß, wenn wir Havenstein Blankovollmacht geben, die Ausgabe von Papiergeld


ganz nach freiem Ermessen zu regeln, wir vor der Papiergeldüberschwemmung


besser geschützt sein werden, als durch das Dritteldeckungsverfahren, das mit


seiner möglichen Zusatzausgabe von 6 Milliarden wie das Schwert des


Damokles über der deutschen Währung hängt. Denn die Beseitigung des


Dritteldeckungsgesetzes wird Havenstein vor die Notwendigkeit setzen, für die


Notenausgabe ein anderes Maß zu suchen und dieses kann heute wie immer


kein anderes sein, als die Erhaltung der Warenpreise auf gleicher Höhe.
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Im übrigen ist das, was wir für den Krieg brauchen nicht Geld und Gold son-


dern eine


wirtschaftliche Ausrüstung.


Diese ist nicht da. Unser Geld steht in Friedenszeiten der Ansammlung von 


privaten Vorräten direkt im Wege und was im Frieden nicht geschieht, kann bei


Kriegsausbruch nicht nachgeholt werden. Weil unser herkömmliches Geld (Gold


oder Papier) an sich, als Ware oder Vorrat (Reserve) betrachtet, nach allen


Seiten hin den sonstigen Vorräten vorgezogen wird, darum sammelt niemand


Vorräte, ja darum hat man in den meisten Familien überhaupt keine


Vorratskammer. Geld oder ein Sparkassenbuch – das ist alles. Überall nur eine


„finanzielle Versorgung“.


In unserem Flugblatt Nr. 1 haben wir gezeigt wie unser Geld mit geschlosse-
nem Kreislauf, von dem hier wieder ein Muster beiliegt, die Arbeitslosigkeit als


allgemeine Erscheinung für die Dauer des Kriegszustandes beseitigen würde. Im


Flugblatt Nr. 2 zeigten wir, wie mit demselben Gelde unsere Bürger freiwillig dem


Reich für die Dauer des Kriegszustandes das nötige Geld zinsfrei zur Verfügung


stellen würden und wie gleichzeitig die Gefahr einer Verwässerung unserer


Währung durch Massenfabrikation von Papiergeld verhütet würde. Im Flugblatt


Nr. 3 wurde gezeigt, wie wir jetzt unsere Export-Industrie als wahre deutsche


Goldgruben in Betrieb erhalten könnten. Und in Nr. 4 in einer geheimen deut-


schen Rüstkammer ein Sturmbock aufgedeckt, mit dem es uns gelingen würde,


die auf Gold aufgebaute englische Geld- und Weltmacht über den Haufen zu 
stoßen. Hier wollen wir noch kurz, im Anschluß an unser Thema, erklären, wie


sich mit unserem neuen Geld die


finanzielle Kriegsrüstung
in das verwandeln würde, was man im Volke irrtümlich von ihr hielt, nämlich in eine


wirtschaftliche Kriegsrüstung
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bestehend aus Millionen und aber Millionen privater Vorratskammern – gefüllt mit


alle dem, was zum Leben nötig ist.


Wir bitten den Leser einen der beiliegenden Geldzettel näher zu betrachten.


Was werden wohl die, die mit solchem Geld bezahlt werden, anfangen? Das


Geld brennt ihnen ja in der Hand, es brennt ihnen in der Kasse, im Strumpf. Sie


überlegen, was sie damit anfangen sollen und kommen zum Schluß, daß es nun


wirklich vorteilhaft ist, statt eines Vorrates an Geld – einen solchen an


Gebrauchsgütern anzulegen. Sie bauen sich dementsprechend eine


Vorratskammer und füllen sie. Statt von der Hand in den Mund zu leben, statt


ihre Einkäufe immer bis zum unmittelbaren Verbrauch hinauszuschieben, statt


die Waren in den meßbar kleinsten Mengen zu kaufen, werden sie sie in


Originalpackung, in Ballen, Säcken, Fässern kaufen und diese Vorräte als ihre


Reserven betrachten. Und wie die Privatleute, so werden auch die Unternehmer,


die Handwerker, die Landwirte handeln. Die Rohstoffe für ihre Industrie, die sie


heute immer nur von Fall zu Fall kaufen, werden von ihnen von jetzt ab den


Geldreserven vorgezogen werden.


Im Zwischenhandel wird an Gebrauchsgütern und Rohstoffen nur ganz wenig


mehr vorhanden sein. Die Waren werden überhaupt keine Zeit haben sich im


Handel herumzutreiben. Das herkömmliche Geld stieß die Waren ab, das neue


Geld lockt sie an; sie rollen ununterbrochen, bis sie ihren Bestimmungsort, den


Verbraucher, erreicht haben.


Und wie viel mehr Waren aller Art (Gebrauchsgüter) werden diese Millionen


und aber Millionen


Vorratskammern
aufnehmen können und wirklich auch aufnehmen! Wenn dann wirklich der Krieg
ausbricht, dann rennt das Volk nicht mehr wie wahnsinnig zum Kaufmann, um die
finanzielle Kriegsrüstung in eine wirtschaftliche Kriegsrüstung zu verwandeln – ein
Vorhaben, das heute nur in ganz kleinem Maßstab und auch nur für wenige 
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und unter schweren Einbußen zu verwirklichen ist. Da es keine oder nur ganz


geringe Geldreserven geben wird, da die Kaufleute überhaupt keine Vorräte


haben werden (weil sie ihnen in normalen Zeiten immer vom Publikum für die


Vorratskammer verlangt werden), und da auch das Volk selbst direkt versorgt ist


– so geschieht nach Ausbruch des Krieges auf dem Markte überhaupt nichts


außergewöhnliches. Niemand wird von Unruhe erfaßt, niemand fürchtet, daß ihm


die anderen alles wegkaufen werden. – Es herrscht auf allen Märkten Ruhe, die


fest in der privaten


wirtschaftlichen Rüstung
begründet ist. Und Ruhe ist Kraft.


Diese Rüstung geht in Friedenszeiten automatisch vor sich. Niemand braucht


sich darum zu kümmern; das Geld, unser neues Geld mit geschlossenem


Kreislauf, hat die Aufgabe übernommen in Friedenszeiten die Bürger unaus-


gesetzt, von früh bis spät, jahraus jahrein an die


wirtschaftliche Ausrüstung
zu erinnern. Diese Rüstung ist eben die notwendige Folge eines ununterbrochenen
Kreislaufes des Geldes. Das Schlußstück dieses Kreises war der große Salto mor-
tale der Ware (Ausdruck von Karl Marx), der Sprung aus dem Handel in den Besitz
des Konsumenten, und diesem Salto stand das herkömmliche Geld mit seinen
Vorzügen im Wege. Das neue Geld räumt mit diesen Vorzügen auf und bringt
damit die Ware an ihren Bestimmungsort.


Die Vorratskammern der Familien, die Rohstoffvorräte der Unternehmer, der


Fabrikanten, der Handwerker und Landwirte – sind dann die eigentliche


wirtschaftliche Kriegsrüstung
des Reiches.


Hier kann das Reich schöpfen. Diese Vorräte sind so groß, daß das Reich


lange Zeit und mit beiden Händen schöpfen kann, ohne daß es gemerkt wird.


Können wir heute unser Deutsches Reich bald mit 
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Papiergeld und Geldpapier „finanziell tapezieren“, so werden wir mit Hilfe 


unseres neuen Geldes das Reich derart


wirtschaftlich auspolstern und ausrüsten,


daß man ihm wirtschaftlich nach Jahr und Tag den Kriegszustand nicht absehen
wird.


Wir haben in Friedenszeiten auf diese


Nebenwirkung
des Geldes mit geschlossenem Kreislauf naturgemäß nur wenig Gewicht gelegt.
Wir suchten hauptsächlich die Aufmerksamkeit auf


die währungstechnischen und sozialpolitischen
Vorzüge dieses neuen Geldsystems zu lenken. Jetzt da es auf Leben und Tod
geht, sehen wir die Zeit gekommen, die maßgeblichen Behörden auch auf diese
merkwürdige Wirkung unseres Geldes aufmerksam zu machen. [Näheres in „Die


Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“ von Silvio Gesell. Physiokratischer Verlag 


von Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde. Leipzig: Bernhard Hermann.]


Oranienburg, Januar 1915.                                      Silvio Gesell
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Physiokratische Friedensdiktate 


zum freundlichen Gebrauch für den Sieger, 


wer er auch immer sei.


Diktat 1.


Es ist eine erfreuliche und hoffnungsvolle Tatsache, daß unter allen jetzt krieg-


führenden Völkern keines ist, das von sich behauptet, es habe den Krieg gewollt


und angestiftet. Im Gegenteil weisen alle die Verantwortung für den


Kriegsausbruch weit von sich ab. Es ist auch unter den Cliquen, die den Krieg


gewollt und schließlich herbeigeführt haben, keine, selbst in Rußland nicht, die


mächtig genug gewesen wäre um vor das Volk treten zu dürfen und zu sagen:


Diesen Krieg haben wir angestiftet, jetzt geht hin und schlagt euch tapfer! O nein,


so mächtig ist nirgendwo die Kriegspartei – und das ist das hoffnungsvolle, das


ist es, was den Glauben an den ewigen Völkerfrieden begründet erscheinen läßt.


Wenn der Krieg von Lügnern, feigen Schwindlern, von kleinen Minoritäten herbei-


geführt wird, so muß es möglich sein, Kriege wie den jetzigen, zu verhüten. Wir


brauchen dann nur ein Gesetz und das heißt: „Wer lügt, wird gehängt“.


Mit diesem Gesetz würden wir alle Hetzer ins Herz treffen und vollkommen ent-


waffnen. Denn Hetze ist Lüge. Die Hetzer unterschlagen alle versöhnlich wirken-


den Ereignisse, und Unterschlagung bezw. Totschweigen ist gleichbedeutend mit


Lüge. Die wirksamste Angriffswaffe der Hetzer fällt also unter 1 des Friedens-


diktates – Wer lügt, wird gehängt. Die Volksmassen sind friedliebend, vom Krieg,


einerlei wie er auch ausfallen mag, können sie nichts als Unzucht, Ungeziefer


und Hunger erwarten. Wenn sie aber jetzt alle mit den Zähnen fletschen und uns


zerreißen wollen – so ist das nur der Lüge, dem systematischen Lügenfeldzug


der Hetzer zuzuschreiben. Darum: „Die Lügner, die Hetzer werden gehängt“. Der


Gott, der den Hanf wachsen ließ – der wollte keine Lügner!


Sonne, Licht und Wahrheit allein können die Menschheit höheren Zielen zu-


führen und den ewigen Völkerfrieden verbürgen. Darum soll auch das erste und


oberste Gesetz


aktiver Friedenspolitik
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dem Schutze des Lichtes und der Wahrheit dienen.


Das Friedensbureau soll befugt und verpflichtet werden in allen Ländern der


Welt die Lügner zu greifen, vor sein Tribunal zu ziehen und das Urteil zu voll-


strekken. Ob das Urteil nun gerade durch den Strick zu vollstrecken sein wird –


darüber werden die im Haag selbstherrlich bestimmen. Es gibt ja noch andere


wirksame Mittel. Wird zum Beispiel eine Zeitung verurteilt, jede von ihr gebrachte


Lüge 10 oder 100 Mal auf der ersten Seite im Wortlaut zu wiederholen und zu


dementieren, so wäre das, was den Erfolg anbetrifft, ungefähr mit dem Hängen


des Sünders gleichbedeutend. Über die Mittel, wie man die Hetzer und die Lüge


ausrotten soll, wird man sich verständigen. Die Hauptsache ist, daß in dieser


Beziehung sofort nach Friedensschluß mit größter Entschlossenheit vorge-


gangen werde, daß das Friedensbureau mit den weitgehendsten hoheitlichen


Vollmachten ausgestattet werde. Namentlich soll das Friedensbureau auch


inquisitoriale Vollmachten
den auswärtigen Ämtern gegenüber erhalten, denn gerade dort wird gelogen, 
verheimlicht, totgeschwiegen. Der Generalinquisitor soll die Hausschlüssel aller
auswärtigen Ämter der Welt besitzen. Dieser Krieg ist zum Teil der
Geheimniskrämerei zuzuschreiben, die in den auswärtigen Ämtern betrieben wird.
Wenn die auswärtigen Ämter unter öffentlicher Kontrolle ständen, dann wäre es
sicher nicht so weit gekommen. Die Gesandschaften müssen abgeschafft werden.
Was eine Regierung der anderen zu sagen hat – kann durch die Presse 
geschehen. In wichtigen Angelegenheiten kann das Parlament eine Kommission in
das Nachbarparlament schicken, wo sie vor der breiten Öffentlichkeit ihre Anträge
oder Klagen vorbringt. Zu überlegen wäre, ob die auswärtigen Angelegenheiten
nicht besser Frauen-Parlamenten zu übertragen wären. Aber vor allen Dingen:
Völlige Öffentlichkeit, keine Geheimnisse, keine Geheimverträge. Geheimverträge
sind Lügen und Lüge ist Krieg.


Das sei also Nr. 1 der Friedensdiktate: Abschaffung aller Geheimverträge,


Einführung breitester Öffentlichkeit in allen auswärtigen Angelegenheiten und ihre


Kontrolle durch inquisitoriale Vollmachten für das Friedensbureau im Haag.


Souveräne Machtbefugnisse für dieses Bureau zum Zwecke der Verfolgung,


Aburteilung und Strafvollstreckung der Lügner und Hetzer in allen Staaten der


Welt.
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Diktat 2.


Den Völkerfrieden dürfen wir uns nicht als ein automatisches


Entwickelungsprodukt denken, das uns als reife Frucht in einer glücklichen


Stunde, etwa an einem Weihnachtsabend von selber in den Schoß fallen wird. 


Er ist wie der Kriegsausbruch das Produkt einer zielbewußten Tätigkeit, ein


Arbeitsprodukt, wie ein Haus, ein internationaler Vertrag, ein Hetzartikel der


„Daily Mail“ usw. Wenn sich Niemand für diesen Frieden ins Zeug legt, wenn


man dafür kein Geld übrig hat, so kommt er ganz gewiß nicht. Mit den bisherigen


billigen Friedenskongressen, mit den noch billigeren Nobelstiftungen und


Friedenspalästen im Haag ist es nicht getan. Der Völkerfrieden ist eine gewaltige


Sache und braucht als solche gewaltige Summen Geld. Milliarden und aber


Milliarden werden wir diesem Werke Jahr für Jahr opfern müssen. Breit wie die


Menschheit, so müssen seine Grundmauern gelegt werden. Der Wunsch nach


einem ewigen Völkerfrieden liefert für diese Grundmauern nichts als einen 


billigen Bauplatz. Die Fundamente selber müssen wir durch


tiefgründende Arbeit
mit entsprechenden Geldopfern errichten. Christus hat den Frieden lange genug
gepredigt. Seine Worte wollen jetzt lebendig werden, es wird Zeit das Geld für den
Aufbau des christlichen Friedenstempels bereitzustellen.


Also greifen wir in die Tasche, in beide Taschen, in die Tresors. Her mit den


Milliarden. Gebe jeder ein Drittel seines Einkommens – ein Drittel seines jähr-


lichen Einkommens für das Friedenswerk – und zwar jeder in der ganzen Welt.


Dann können wir mit Aussicht auf Erfolg den Bau des Völkerfriedens in Angriff


nehmen.


Breiteste Öffentlichkeit verlangten wir im Diktat 1 für alle internationalen


Angelegenheiten. Und hierzu gehört ein


internationales Verständigungsmittel,
eine gemeinsame Sprache. Der Völkerfrieden muß in einer Völkersprache ge-
predigt werden. Diese Sprache besitzen wir glücklicherweise in brauchbarer, und
vervollkommnungsfähiger Form im Esperanto.


Sache der Friedensbewegung, namentlich des Haager Friedensbureaus ist es,


für die Verbreitung der Esperantosprache mit aller Macht einzutreten und die


dazu nötige 
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weltumfassende Tätigkeit ins Werk zu setzen. Für die Friedenssaat muß tief


gepflügt werden. Der Friedensdiktator schaffe das dazu nötige Geld herbei; er


kann das leicht tun, so lange er dem zu Boden geschlagenen Feind das Knie auf


die Brust stemmt.


Also lautet Paragraph 2 unseres Friedensdiktates: Die zu Boden geschlagenen


Feinde haben als Kriegskostenentschädigung während der nächsten 10 Jahre an


das Friedensbureau im Haag 10 Milliarden Mark für die Verbreitung der


Esperanto-Sprache abzuliefern. Der Diktator verdoppelt diese Summe aus 


eigenen Mitteln und aus freien Stücken. Die Neutralen unterstützen diese


Friedensarbeit, indem sie 50% ihres Militär- und Marinebudgets demselben


Zwecke widmen.


Mit diesem Geld sollen in allen Ländern die Kosten des Unterrichts in der


Esperantosprache bestritten werden. Aus allen Völkern der Welt sollen Lehrer


der Esperanto-Sprache in der Esperanto-Akademie im Haag ausgebildet und


dann als Friedensapostel in alle Welt ausgesandt werden. Geeignete, den


Frieden fördernde Literaturerzeugnisse, vor allem auch wissenschaftliche Werke,


sollen in Esperanto übersetzt und ohne viel Rücksicht auf die Kosten überall 


verbreitet werden. Eine besondere Esperantozeitung soll vom Friedensbureau


herausgegeben und zu billigem Preise überall verteilt werden. Haagtelegramme


sollen die Lügenfabiken verdrängen.


Esperanto soll die nationalen Sprachen nicht etwa verdrängen, sondern im Gegenteil echt und rein


erhalten. Esperanto soll jedem die Möglichkeit geben sich verständlich zu machen wenn er die


Grenzen seines Landes überschreitet. Statt viele Sprachen zu lernen und zu radebrechen, werden


wir nur eine fremde Sprache erlernen und diese aber vollkommen beherrschen.


Mit Hochdruck und entsprechenden Mitteln muß die Esperanto-Sache 


betrieben werden. Es ist das einzige wirklich wirksame Mittel um die Lügner und


Hetzer zu entlarven und unschädlich zu machen. Was in einer nationalen


Sprache geschrieben wird, bleibt eine Heimlichkeit der betreffenden Nation, nur


was in der Völkersprache veröffentlicht wird, unterliegt wirklich der Kontrolle der


ganzen Welt. Wenn Aristoteles seine Naturgeschichte der Hausfliege in


Esperanto verfaßt hätte, wären nicht 2000 Jahre nötig gewesen für die


Entdeckung, daß die Fliege nicht 8 sondern 6 Beine hat. Und so verhält es sich


mit allem anderen. Hundert Millionen Paar Augen kontrollieren das, was in


Deutsch geschrieben wird, zwei


188







tausend Millionen Paar Augen spähen dem Esperanto-Schreiber scharf auf die


Finger.


Es ist bekannt, wie mißtrauisch die Taubstummen sind. Als Taubstumme gelten


wir aber alle den fremden Völkern gegenüber. Darum sind wir ihnen gegenüber


mißtrauisch. Mißtrauen aber führt zu Rüstungen und die Rüstungen erwecken


und nähren das Mißtrauen der anderen. So entsteht der Krieg, weil wir taub-


stumm sind.


Der Völkerfrieden ist in vieler Beziehung mit dem babylonischen Turm ver-


gleichbar. Beide Dinge konnten wegen der Sprachenverwirrung nicht verwirklicht


werden. Der Babelturm sollte der Macht und Herrlichkeit des Menschen-


geschlechts äußeren Ausdruck geben – und zu Kraft und Herrlichkeit soll auch


der Völkerfrieden die Menschheit führen. Esperanto wird den Bau des gewaltigen


Turmes erneut in Angriff nehmen und Paragraph 2 unseres Friedensdiktates


schafft das Geld dazu herbei.


________


Diktat 3.


Die Lügner und die Einfältigen sind nicht mit einander verwandt, doch gehören


sie zusammen, wie Katz und Maus. Der Lügner beutet die Einfältigen aus, macht


mit ihnen, was er will. Gefährlich sind die Lügner nur durch die Einfältigen, denn


diese erst liefern ihnen die Macht aus, die sie dann mißbrauchen. Klären wir die


Einfältigen auf, so ist das für den Völkerfrieden genau ebenso wirksam, wie die


im Paragraph 1 vorgeschlagene Behandlung der Lügner. Nur wo Aas ist ver-


sammeln sich die Raben. Weil in England die Volksmassen ungebildet, einfältig,


dumm waren, war die Regierung eigentlich ohne Kontrolle und konnte dem Volke


auf so einfache Weise den Krieg aufbürden.


Unser 3. Friedensdiktat lautet also: Volksaufklärung auf breiter Grundlage, mit


allen Mitteln, ohne Ansehen der Kosten. Wer den Völkerfrieden will – das sei hier


noch einmal rücksichtslos gesagt, der darf ihn nicht in einem billigen Bazar


suchen. – Der Friedensdiktator fordert also von dem zu Boden geschlagenen


Feind Sicherheiten gegen die Einfältigen, Analphabeten, Goldwährungsapostel


und Schutzzöllner. Er nimmt ihm die Faust nicht von der Kehle, bis er die 


bindende Zusage dafür erhält, daß das Militär- und Marinebudget nicht 
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mehr als X% des Unterrichtsbudget betragen wird. Und so lange die


Analphabeten, die Schutzzöllner und Goldwährungsapostel nicht restlos 


verschwunden sind, behält sich der Friedensdiktator das Recht vor, das


Schulwesen der geschlagenen Feinde zu kontrollieren.


Warum ich die Analphabeten, die Goldwährungsapostel und die Schutzzöllner


auf gleiche Stufe stelle? Weil ich damit gleich andeuten will, daß nur dort wo Aas


liegt Raben fliegen, daß die Goldwährungsapostel nur unter Einfältigen ihr


Wesen treiben können.


Es gibt unter den Goldwährungsaposteln natürlich auch Einfältige, die es ehrlich meinen.


Wie die Abwesenheit der Raben der Beweis für die Reinheit des Feldes ist, so


wird auch das Verschwinden der Goldwährungsapostel und Schutzzöllner dem


Friedensdiktator Beweis sein dafür, daß die Dummen „alle“ geworden sind, daß


die Volksmassen geistig genug erstarkt sind um dem Gebäude des


Völkerfriedens sichere Grundmauern zu geben.


Hier wäre auch wieder die Stelle, wo das Friedensbureau im Haag mit Macht


für seine Ziele eintreten könnte. Der Friedensdiktator wird das Friedensbureau


mit den nötigen Vollmachten ausstatten um die Verbreiter der


Goldwährungslehre
zu fassen und sie im Haag so lange festzuhalten bis sie sich über eine Theorie des
Geldes geeinigt haben werden und sollte dies auch mit lebenslänglicher Haft
gleichbedeutend sein. Der unerhörte Schwindel, der mit der Goldwährung getrie-
ben wird und der nicht wenig zu diesem Kriege beigetragen hat, verlangt 
exemplarische Strafe. Die Goldwährung ist wie gemacht, um die Völker 
gegeneinander zu führen in der Erwartung, daß allen dadurch Luft gemacht wird.
Man sieht den Strick nicht, mit dem die Goldwährung die Völker erdrosselt; die
Dunkelheit, die die Goldwährungsapostel um das Geldwesen verbreiten, läßt uns
die Hand nicht erkennen, die uns die Gurgel zudrückt. Wir denken, es wäre der
Nachbar und schlagen los.


Hier soll das Friedensbureau für Aufklärung sorgen. Die Goldwährungsapostel


rechnen mit absoluter Sicherheit damit, daß aus der blöden Masse der


Einfältigen keiner erstehen wird, der ihnen die heikle Frage stellt, ob sie sich


denn überhaupt über eine
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allgemeine Theorie des Geldes
geeinigt hätten, ehe sie sich für die besondere Theorie der Goldwährung ins Zeug
legten. Solange aber die Goldwährungsleute dieser Frage aus dem Wege gehen
und unbequeme Fragesteller durch „Totschweigen“ geräuschlos um die Ecke 
bringen können, sind sie Herren der Lage, Herren der Welt. Dämmert es aber in
irgend einer Ecke der Welt, fällt ein Lichtstrahl in das dunkle Getriebe der
Goldwährung, dann ist die „Geldmacht“ da, um durch Anzettelung eines Krieges
die Dämmerung wieder in Finsternis zu verwandeln. Denselben Mammonkönigen,
die 1907 die unheilvolle Panik an der Neuyorker  [New Yorker] Börse zur Mehrung
ihres Reiches in Szene setzten, darf man auch die nötige „Geistesstärke“ zumuten,
daß sie zur Befestigung der Goldwährung einen Krieg anzetteln werden, selbst auf
die Gefahr hin, daß er sich, wie jetzt, in einen Weltbrand auswächst. Der älteste
und einträglichste Königsthron ist unzweifelhaft Mammonsthron, die Goldwährung,
und dieser Thron ist fester als auf einem rocher de bronce auf der Finsternis 
etabliert und Krieg ist Finsternis.


Viele Umstände stützen den Verdacht, daß die russische Mobilmachung ursprünglich nur einer


Börsenspekulation dienen sollte. Das politische Verhältnis Serbiens zu Rußland war als Zwickmühle


für Börsendifferenzen wie geschaffen. Morgans Anschlag auf die Neuyorker Börse 1907 und der


Mord von Serajewo stehen moralisch auf gleicher Höhe.


Licht, mehr Licht, Aufklärung auf allen Gebieten, namentlich auf dem ganz und


gar vernachlässigten Gebiete des Geldwesens und der wirtschaftlichen


Zusammenhänge. Klären wir dieses Gebiet, dann werden unter anderem auch


die sog. Vernunfts- oder Geschäftsgründe, die man namentlich in England für


den Krieg vorzubringen pflegt, vor aller Welt als Dummheiten, als Hirngespinnste


selbst für die Einfältigsten erkennbar werden. Geld her, greift tief in die Taschen,


um die Masseneinfalt in Lichtgarben zu versenken. Das sei § 3 unseres


Friedensdiktates.


Diktat 4.


Der Friedensdiktator, der die Bedingungen für einen dauernden Völkerfrieden


schaffen will, muß sich bewußt sein, daß es keinen solchen Frieden geben kann,


solange die einzelnen Völker künstliche Grenzwälle um sich her 
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errichten. Jedem einzelnen Menschen soll die ganze Welt gehören. Das


Weltbürgerrecht muß proklamiert und verwirklicht werden. Der zu Boden


geschlagene Feind hat dieses Recht anzuerkennen. Die einzelnen Nationen 


dürfen die natürlichen Grenzen, die durch Klima, Meere, Rasse, Sprache gege-


ben sind und deren Überwindung Esperanto, Schiffe und Weltbürgerrecht die-


nen, nicht durch Gesetze, namentlich durch Zölle nicht, vermehren. Das Recht,


das wir den Vögeln und dem Wind einräumen, müssen wir allen Menschen ein-


räumen. Die Rassenfragen, die hier auftauchen, mögen die, die sich dafür 


erwärmen, lösen, wie die Juden, die Zigeuner und der deutsche Adel sie gelöst


haben. Der Staat und der Weltbürger haben nichts damit zu schaffen. Es sind


das reine Privatsachen. Rassendurcheinander braucht nicht zur


Rassenmischung zu führen, namentlich für die nicht, die sie nicht wünschen. 


Der Staat ist kein Rassenzüchter. Es sind rein praktische Dinge, die der Staat 


zu verrichten hat. Wo er mehr tut, da pfuscht er, da gibt er dem Staate


Selbstzweck auf Kosten der Individualität der Bürger.


Namentlich sind es die Grenzzölle, die die Völker von einander scheiden, und


die bei manchem Unternehmer den Wunsch erwecken nach Vergrößerung 


seines Zollgebietes durch Krieg.


Länder, die durch Zollverein zusammengeschmiedet sind, werden kaum noch


an die Möglichkeit eines Krieges glauben. So ist es uns jetzt kaum faßbar, daß


innerhalb Deutschlands sich vor noch nicht 50 Jahren die Völker gegenseitig mit


Granaten bewarfen. Freihandel, Weltfreihandel ist aber nichts anderes als


Weltzollverein.


Nichts steht dem Weltfreihandel im Wege als Dummheit, als Finsternis. Alles,


was zu Gunsten sogenannter Schutzzölle gesagt wird, entstammt unklaren 


volkswirtschaftlichen Begriffen, wenn es nicht unmittelbar dem Schutze der


Privatgrundrenten dienen soll. Schaffen wir die Goldwährung ab, so wird es


jedem klar, daß der Weltfreihandel alles Gute, das wir dem Zollverein nach-


sagen, nur noch verstärken kann. Es ist das leicht im Einzelnen nachzuweisen.


Vom Friedensdiktator hoffen wir also, daß er vom geschlagenen Feinde die


Beseitigung der Grenzzölle verlangen wird und vom Friedensbureau im Haag


erwarten wir, daß es mit aller Macht dem Lügengespinnst der Schutzzolltheorien


auf den Leib rücken wird und sie als das, was sie sind vor aller Welt entlarven


wird – 
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nämlich als Produkt falscher Beobachtung, falscher Theorien, engen


Gesichtskreises, Monopolgelüste usw.


Der Krieg ist der barbarische Ausdruck für das in jedem Menschen steckende


Ausdehnungsbedürfnis. Jeder will für sich, seine Kinder, sein Volk die ganze Welt


und den Mond dazu – wenn es ginge. Die Staatsgrenzen sind Notgrenzen –


jeder hofft sie eines Tages weiter abzurücken. Die Russen und Engländer be-


sitzen die weitesten Landstrecken, darum streben sie mehr als die anderen nach


Vergrößerung. Jeder Mensch will eben alles haben. Und jedem werden wir alles


geben müssen, wenn wir den Weltfrieden herbeiführen wollen! Und wie leicht ist


es uns gemacht, jedem das Ganze zu geben. Reißen wir die Zollgrenzen nieder,
so ist es schon geschehen, so besitzt jeder Russe, Engländer, Deutsche,


Franzose die ganze Welt, so ist ohne Vertrag, ohne Kongresse, ohne Diplomatie


der europäische Staatenbund errichtet, so ist die polnische, albanische, 


elsässische „Frage“ kein Fragezeichen mehr wert. Dann kann jeder


Hühneraugenpflaster- und Mundwasserfabrikant auf seine Töpfe schreiben:


„Mein Reich ist die Welt.“
Ich wiederhole: der Völkerfrieden ist teuer, er ist ein Vielfraß. Nicht allein Geld


wird er milliardenweise verschlingen. Vorurteile, liebgewonnene staatliche Ideale,


Utopien, Dummheit und Finsternis müssen ihm, soll er satt werden, geopfert 


werden. Wer das nicht kann und will – der sorge für einen Panzer, denn die


Granaten werden ihm um die Ohren fliegen.


Also Friedensdiktator, zeige daß du nicht nur ein großer Feldherr bist, sondern


auch ein großer Staatsmann; gebrauche deine Macht und schaffe die


Grundlagen für den Völkerfrieden. Weg mit den Zollgrenzen – das sei Paragraph


4 dieses Friedensdiktates.


Diktat 5.


Und schließlich – wie können wir vom Völkerfrieden sprechen, so lange wir im


eigenen Lande von Herren und Knechten, von neidischen, proletarischen


Massen umgeben sind und das stinkende Gift einatmen, das der Klassenstaat


aus allen Poren schwitzt? Völker, in deren Eingeweide der Bürgerkrieg tobt, 


können nach außen keinen Friedensgeist ausstrahlen. Der Friedensgeist, der 
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über unseren Beziehungen zu den Nachbaren schweben soll, muß mit der


Muttermilch, am häuslichen Herd aufgenommen werden, den Dunstkreis des


eigenen Landes anfüllen.


Das, was letzten Endes dem allgemeinen Bürgerfrieden im Wege steht, ist das


arbeitslose Einkommen, das sich aus


Kapitalzins und Grundrenten
zusammensetzt und aus dem Privatgrundbesitz und der Goldwährung ersteht.


Wir werden keinen Völkerfrieden und keinen Bürgerfrieden haben, solange wir


diese beiden heidnischen Einrichtungen nicht restlos aufheben.


Die Zweiteilung des Volkes in


Arbeiter und Genießer (Rentner)
muß aufhören. Jeder soll arbeiten, damit auch alle ihren Anteil am Lebensgenuß
haben.


Der Friedensgott ist zwar kein Baal, der sich mit Säuglingen mästet, doch wird


er manchem Bürger sicherlich als der anspruchsvollste Gott erscheinen, dem die


Menschheit je geopfert hat. Daß wir ihm Zins und Rente opfern sollen, werden


vielleicht die am wenigsten einsehen, die den Völkerfrieden bisher am eifrigsten


gepredigt haben. Freilich nur mit Worten. Wir aber verlangen Taten. Wir wollen


dem Völkerfrieden feste Grundmauern geben und sagen es gerade aus, daß


jeder, der für den Völkerfrieden öffentlich eintritt und vor den Reformen zurück-


schreckt, die der Bürgerfrieden verlangt, entweder ein Heuchler oder ein


Schwätzer ist. Wende ihm den Rücken zu, Friedensdiktator! Krieg ist letzten


Endes nichts anderes als der Kampf für und wider das


arbeitslose Einkommen.


Wie das arbeitslose Einkommen beseitigt werden soll – das werden wir dir zur


rechten Zeit sagen. Es ist dies heute keine Frage des Wissens, sondern des


Wollens. Deine Sache ist es. Mit praktischen Schwierigkeiten brauchst du nicht


zu rechnen. Diese sind in langjähriger Arbeit restlos gelöst. Ihre Lösung ist von


vielen bedeutenden Männern nachgeprüft und hat sich immer als richtig erwie-


sen. Du brauchst nur zu befehlen, Friedensdiktator und wir legen dir die Lösung


auf den Tisch.
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Wohlverstanden die Lösung des Problems des


Bürger- und des Völkerfriedens.


Oranienburg-Eden.                                                   Silvio Gesell
______


Das Reichsbankdirektorium und 


unsere Kriegskundgebungen.


Wir haben uns in den Tagen des Friedens mit unserer Werbearbeit nicht nur an


die breiteren Schichten des arbeitenden Volkes gewandt, sondern wir zogen den


Begriff der arbeitenden Stände etwas weiter, als er gewöhnlich gezogen wird,


indem wir (unter Ausschluß der Grund- und Zinsrentner) auch die Männer zu den


arbeitenden rechneten, denen die Geschäfte der Staatsregierung anvertraut sind


und deren verantwortliches Amt ihnen eine manchmal gewiß nicht kleine Last


geistiger Arbeit auferlegt.


Demgemäß sandten wir unser Blatt nicht nur dem Herrn Reichskanzler, son-


dern auch noch einigen anderen maßgeblichen Persönlichkeiten regelmäßig zu.


Daß der „Physiokrat“ nicht in den „Papierkorb“ wanderte, glauben wir aus einer


Äußerung, die ein preußischer Minister ganz privatim gemacht hat, mit Sicherheit


schließen zu dürfen. Aber man vermied es da „oben“ selbstverständlich, uns


etwa durch irgendwelche Rückäußerung zu ermutigen, was wir auch – ange-


sichts der Tragweite von Äußerungen maßgeblicher Persönlichkeiten – garnicht


anders erwarteten. So arbeiteten wir denn bescheiden und geduldig im Volke


selbst daran, eines Tages die Macht zu werden, auf die auch ein


Regierungsvertreter öffentlich bezugnehmen darf, ohne von der kapitalistischen


Tagespresse sofort verunglimpft zu werden.
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Da kam der Krieg und – was nun? Wäre der frühere Reichsbank-Präsident, 


Dr. Koch, noch im Amte gewesen, so hätten sich bei dessen starrem


Goldwährungsglauben vielleicht sehr bald die rein finanziellen Schwierigkeiten


derartig gehäuft, daß es ein Leichtes gewesen wäre, die Schädlichkeit und den


ganzen Unsinn der Goldwährung nachzuweisen.


Jetzt aber lenkt den Geldstrom des Landes ein Mann, der zwar seinerzeit von


seiten einer gewissen Presse gerade nicht mit Jubel begrüßt wurde, der sich


aber seiner, durch den Krieg noch besonders erschwerten Aufgabe, durchaus


gewachsen gezeigt hat: Herr Dr. Havenstein ist ein moderner Geist; daß er nicht


sklavisch am Golde hängt, bewies er bereits 1908/9, als er die Reichsbanknote


zum „gesetzlichen Zahlungsmittel“ erklären ließ. Und was wäre aus der deut-


schen Volkswirtschaft im Kriege geworden, wenn er nicht mit kühnem Entschluß


das landesverräterische Gold einfach eingesperrt und dem braven, zuverlässigen


Papiergeld die Bahn freigegeben hätte!


Wenn wir also trotzdem Grund zur Kritik zu haben glaubten und uns bewogen


fühlten, unsererseits Vorschläge zu machen, die wir als im Interesse des deut-


schen Reiches liegend erachten, so sind wir uns dabei natürlich immer bewußt,


daß Exzellenz Havenstein seinerseits geleistet hat, was mit dem heutigen


Geldwesen überhaupt zu leisten ist, ja, mehr als das, indem er sich zur rechten


Zeit und zweckbewußt der Fesseln der Goldwährung entledigte. Hoffentlich 
erinnert er sich auch nach dem Kriege der unschätzbaren Dienste, die ihm das
Papiergeld geleistet hat.


Es ist ganz klar, daß – angesichts der unbestreitbaren persönlichen Fähigkeit


und Tüchtigkeit des Reichsbank-Präsidenten – unsere Kritik eben nur der Sache


– dem System – und keineswegs den Personen gilt, die mit diesem durchaus


veralteten, unsinnigen System arbeiten müssen. Aber wir hielten es in dieser 


kritischen Zeit einfach für unsere Pflicht, unser Licht nicht unter den Scheffel zu


stellen. Wenn wir jetzt 
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geschwiegen hätten, konnte man uns später mit Recht fragen, warum wir unsere


Weisheit nicht zur rechten Zeit angebracht hätten.


So beschlossen wir denn, die unseren Lesern bekannten Kriegskundgebungen


(Nr. 1 – 6) herauszugeben, in denen wir das ausgesprochen haben, was wir jetzt


– während des Krieges – zu sagen hatten. Auch diese Kundgebungen haben wir


den leitenden Staatsmännern zugesandt, sie der Beachtung der Behörden drin-


gend empfohlen und uns außerdem zu jeder mündlichen Auskunft bereit erklärt.


Besonders die Kundgebung „Zinsfreie Kriegsanleihen“ halten wir für geeignet,


die Aufmerksamkeit und den Beifall der höchsten Staatsbehörden zu erregen


und es bleibt abzuwarten, was sich weiter daraus entwickeln wird.


Dagegen erhielten wir vom Reichsbankdirektorium ein Schreiben, in welchem


dieses sich leider nicht nur ablehnend, sondern sogar tadelnd über unsere


Bemühungen äußert.


Das Schreiben lautet::


Berlin SW. 19, den 15. Dez. 1914.


Reichsbank-Direktorium


Nr. 249 34.


Die Anregungen, die Sie in einem Rundschreiben dem Herrn Präsidenten


unseres Kollegiums unterbreitet haben, sind von uns nachgeprüft, aber nicht für


verwendbar befunden worden.


Wir mußten zugleich feststellen, daß die Flugschrift hinsichtlich der Verzinsung


der Kriegsanleihen unrichtige Angaben enthält, die zum Zwecke der


Propagierung Ihrer Ideen außerdem noch in aufreizender Weise vorgetragen


werden und daher geeignet erscheinen müssen, unbegründete und in dieser Zeit


besonders unerwünschte Mißstimmungen zu erzeugen. Die effektive Verzinsung


der Anleihen beträgt nämlich nicht 8% – wie angegeben wird – sondern im rech-


nerisch günstigsten Falle für die Schatzanweisungen 5,63% und für die


Reichsanleihe 
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5,38%. Die in dem Flugblatt aufgestellten unzutreffenden Berechnungen dürften


entweder darauf zurückzuführen zu sein, daß in der Presse für die Kriegsanleihe


„gegenüber“ der 4%igen Anleihe ein Unterschied im Kurswerte von rund 8%


errechnet worden ist oder darauf, daß Ihr Rundschreiben die Schatzanweisungen


als einjähriges Darlehen anspricht, während sie in Wirklichkeit durchschnittlich


eine fünfjährige Laufzeit haben. Wir hoffen, daß Sie Gelegenheit nehmen 


werden, die irreführenden Angaben richtig stellen zu lassen.


Reichsbank-Direktorium.


Schneider.      G ... ?


Herrn Silvio Gesell,


Physiokratischer Verlag,


Berlin – Lichterfelde.


*


Darauf antwortete Silvio Gesell in einem längeren Schreiben, welches wir hier


ebenfalls veröffentlichen, um damit zugleich dem Wunsche des Reichsbank-


Direktoriums nach einer Richtigstellung nachzukommen, soweit demselben nicht


bereits durch die vorstehende Wiedergabe Genüge geschehen ist:


Oranienburg-Eden, im Dez.1914.


An das verehrl. Reichsbank-Direktorium,


Hochgeehrte Herren!


Ich gelangte in den Besitz Ihrer Antwort (Nr. 249 34) auf mein Rundschreiben


und bedauere lebhaft, daß meine Vorschläge von Ihnen nicht für verwendbar


befunden wurden. Ich gebe aber darum die Hoffnung nicht auf, bin im Gegenteil


überzeugt, daß die Schwierigkeiten, in die Sie geraten, Sie zwingen werden, sich


auf meinen Standpunkt zu begeben. Die Papierwährung läßt sich eben nur 


bändigen und zielbewußt leiten, wenn es nach den Grundsätzen geschieht, die 


in meinem Werke „Die neue Lehre vom Geld 
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und Zins“ ausgearbeitet sind. Die allgemeine Preistreiberei, die wir jetzt erleben,


sowie die Agiotage mit der Reichsbanknote zeigen klar, wohin wir treiben, wenn


das Zentralnoteninstitut die allgemeinen Richtlinien verläßt, die zu allen Zeiten


und unter allen Verhältnissen maßgeblich in der Verwaltung des Geldes sein


müssen.


Die Geltung (oder Wert, Preis, Währung) des Geldes wird durch Menge und
Umlaufsgeschwindigkeit bestimmt und um Herr im eigenen Hause zu bleiben


und mit starker Hand die Zügel führen zu können, muß das Zentralnoteninstitut


unbedingt mit den nötigen Machtbefugnissen ausgestattet werden, beides zu


kontrollieren: das Quantum des auszugebenden Geldes und das Tempo, mit dem


das ausgegebene Geld umzulaufen hat. Die Reichsbank hat aber heute nur den


einen Zug am Zügel unserer Währung in der Hand; die Umlaufsgeschwindigkeit


des Geldes entzieht sich vollkommen Ihrem Einflusse. Darum ist die Währung


Ihrer Leitung auch schon durchgebrannt. Sie müssen die Polizei, die Presse, den


ganzen Staatsbetrieb zu Hülfe [Hilfe] rufen, müssen sogar den Patriotismus der


Bürger anrufen und erreichen das Ziel doch nicht.


Die Kontrolle über den Umlauf des Geldes ist zur Erfüllung Ihrer großen


Aufgaben mindestens eben so wichtig, wie das Monopol der Geldausgabe. Sie


ist das, was das Steuerruder für den Schiffskurs ist. Unsere Währung treibt
heute, sie wird nicht geführt; es fehlt Ihren Bemühungen die Machtfülle der 


wissenschaftlichen Erkenntnis, die allein das Papiergeld knebeln und Ihren


Zwecken dienstbar machen kann.


Sie mögen Ihre Rechte als Zentralnotenbank noch so sehr erweitern lassen, 


so lange Sie nicht verhindern können, daß das Geld bald angeboten, bald 


thesauriert wird, daß die Privatreserven Ihre Noten bald anziehen, bald ab-


stoßen, hilft Ihnen alles nichts. Nur eines werden Sie erreichen. – Sie werden 
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das Papiergeld in Mißkredit bringen und damit einen heißen Wunsch der


Engländer sowie aller großen und kleinen Wucherer erfüllen. Und das eben


möchte ich verhindern.


Ich bitte Sie also darum, warten Sie nicht, bis daß die Schwierigkeiten Sie dazu


zwingen werden, ergreifen Sie die Zügel der Währung, die die Annahme meiner


Vorschläge in Ihre dann starke Hand legt, lassen Sie sich nicht von der


Ungewöhnlichkeit meiner Vorschläge abschrecken. Ungewöhnliche Verhältnisse


erfordern entschiedene Entschlüsse.


Meine Forderung eines Geldes mit


geschlossenem Kreislauf


ist nicht eine einfache „Idee“, wie Sie es zu nennen belieben, sondern die 


logische Folgerung meiner Theorie des Geldes, von der ich heute immer noch


sagen darf, daß es noch niemand gewagt hat, sie begründend anzugreifen.


Meine Theorie des Geldes hat mir s. Zt. erlaubt, gegen alle landläufigen


Axiome der Goldwährung, gegen die Presse und öffentliche Meinung 


schwimmend, der Argentinischen Regierung den Plan zur Gründung der


Konversionskasse in meiner Veröffentlichung „La Cuestion monetaria argentina“


vorzuschlagen, deren nachfolgende Ausführung sich so glänzend bewährte.


Dieselbe Theorie zeigte auch wieder ihre Gesundheit dadurch, daß sie mir


gestattete, die Rätsel des Kapitalzinses restlos zu lösen. Und, zweifellos würde


sie sich auch heute als Wegweiser bewähren für die Leitung Ihrer


Emissionspolitik in diesen schwierigen Zeiten.


Ich wiederhole also nochmals meine Bitte unter Anrufung Ihres Patriotismus.


Unterwerfen Sie sich der Mühe einer methodischen vorurteilslosen Nachprüfung


meiner Vorschläge, Sie werden – wie alle, die es bisher getan haben – Ihre


Freude daran haben und mir danken.


Mein Rundschreiben ist in ganz beschränkter Auflage erschienen und an die 
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Freunde unserer Bestrebungen zum Versenden an die Behörden verteilt worden,


bei denen sicherlich der aufreizende Ton, über den Sie sich beklagen, keinen


Schaden anrichten dürfte.


Sie selbst (die Reichsbank) werden es wohl auch nicht beklagen, wenn ich die


Aufmerksamkeit der Behörden auf die Tatsache lenke, daß Ihnen von Außen so


gar keine Unterstützung zuteil wird für die Lösung Ihrer in jetzigen Zeiten so


besonders wichtigen und schwierigen Aufgaben. Kein Mensch kümmert sich um


die Währungsfrage. Augenscheinlich erwarten alle Hilfe von oben, von den


Universitäten. Aber auch auf den deutschen Universitäten ist die Währungsfrage


von jeher als Aschenbrödel behandelt worden. Etwas, was sich „Deutsche


Wissenschaft“ nennen könnte und auf die Währungsfrage bezug hat – existiert


überhaupt nicht. Die Reichsbank ist tatsächlich heute das einzige Institut, das


wissenschaftlich ganz auf sich selbst angewiesen ist. Handle ich da nicht in


Ihrem Sinne, wenn ich die Aufmerksamkeit auf diese unheimlichen Verhältnisse


lenke und mich dabei an die Behörden wende? Die Deutsche Wissenschaft soll


auch auf diesem Gebiete an die Front und der Welt zeigen, was man mit der


Papierwährung erreichen kann, wenn sie von wissenschaftlich echten


Grundsätzen geleitet wird.


Meine Besprechungen über die Höhe des Ertrages der Kriegsdarlehen gingen,


wie es auch im Flugblatt gesagt ist, von der Annahme aus, es handle sich um


Schatzanweisungen von einjähriger Laufzeit. Ihre Berichtigung (die ich selbst-


verständlich allen Beteiligten zur Kenntnis bringen werde) verschönert jedoch 


m. E. die von mir kritisierten Verhältnisse nicht, sondern bringt das


Ungeheuerliche erst recht in die Erscheinung.


Die Zeichner der Anleihen gingen von der Annahme aus, daß der Krieg in


weniger als einem Jahre zu Ende geführt sein dürfte (in den Worten:


„Deutschland muß siegen“, liegt alles, was dieser Annahme Nahrung 
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gibt, auch schon ausgedrückt). Die Sparkassen durften sogar nur in dieser


Voraussetzung sich an der Zeichnung beteiligen, aus Rücksicht darauf, daß bei


längerer Kriegsdauer die Abhebungen starken Umfang annehmen müssen.


Erweisen sich aber die Voraussetzungen der Zeichner als zutreffend – so wird


auch das Reich dann die für die Einlösung der einjährigen Schatzanweisungen


aufzulegenden neuen Anleihen nicht mehr zum Kriegszinsfuß verzinsen, sondern


zu dem des Friedens, der nach allen Erfahrungen dann wieder um 4% pendeln


dürfte. In diesem Falle wird dann die mit 5,63% verzinsliche, dann noch 4 Jahre


laufende Schatzanweisung etwa 61/2% über pari steigen (4 mal 1,63) was dann


den Ertrag oder Zins für die Zeichner dieser „Kriegsanleihen“ auf 14,30% bringt –


nämlich 5 und 61/2 und 2,70 = 14,30 [richtig: 14,20]. Die Reichsverwaltung stellte


das 5jährige Ziel – weil sie sonst die Anleihen entsprechend höher hätte ver-


zinsen müssen, was sie des Eindrucks wegen, nicht aber der Realität der Dinge,


der Finanzen wegen nicht tun wollte. Keinem Privatmann würde es doch heute


einfallen, ein fünfjähriges Darlehen zum heutigen Zinsfuß aufzunehmen, wenn es


ihm zu demselben Zinsfuß für ein Jahr angeboten wird. Für die Finanzen des


Reiches wäre sogar ein einjähriges Darlehen zu 14,30% mit Option auf 4jährige


Verlängerung zu 4% und ein 5jähriges Darlehen zu 5,63 Aequivalent gewesen.


Weder mit 5,63% noch mit 8% lockt man im Kriegszustand das Geld herbei –


man muß mehr bieten und man hat auch viel mehr geboten. Der Umstand, daß


sogar die Inhaber der jetzt noch versteckten drei Milliarden Gold der Sicherheit


wegen lieber ganz auf Zins verzichten, beweist, daß das Reich mit 8 und 


vielleicht sogar mit 10% für einjährige Darlehen keinen Erfolg gehabt hätte.


Wer keine Möglichkeit sieht, dem Reiche die Mittel zur Kriegsführung auf 


andere 
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Weise als durch das Lockmittel hoher Verzinsung zuzuführen, wird die „Miß-


stimmung“ gegen solchen Zins für „unerwünscht“ und sogar für „unbegründet“


finden. Ich weise aber nach, daß die genannte Möglichkeit besteht. Und das ist


es, worauf es ankommt. Solange mir das hochgeehrte Reichsbank-Direktorium


nicht nachweist, daß meine Vorschläge das Ziel verfehlen, empfinde ich den


Vorwurf, – „Mißstimmung mit unrichtigen Angaben zu erregen, um meine „Ideen“


zu propagieren“, als unbegründet.


Wer das Beweismaterial für seine Sache in so reichem Maße zur Hand hat,


und so aus dem vollen schöpfen kann, wie ich, der bedarf keinerlei unlauterer


Mittel.


Hochachtungsvoll


Silvio Gesell.


„Unser industrieller Zweikampf mit England.“


Von Jacob Epstein.


(Verlag O. B. Böhmert, Dresden.)


„Es gibt zwei Grundmotive des jetzigen Krieges, nämlich die Bedrohung der


Suprematie Englands durch das Emporkommen Deutschlands usw. usw. Der


Krieg ist also als eine durch seine lange Vorgeschichte bedingte Notwendigkeit


zu betrachten.“ S.3.


„Deutschland hat seinen Welthandel auf den Umsatz von über 4/5 desjenigen


Englands ausgedehnt. Wenn da letzteres sich sagte: Das darf nicht so weiter-


gehen – es gilt Biegen oder Brechen! – wie ließe sich da noch leugnen, daß der


Krieg eine historische Notwendigkeit, ein unabwendbares Fatum war?“ S. 4.


Das sind die Ansichten von Engländern, die Epstein kritiklos durchgehen läßt,


also zu den seinen macht.
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Wir bedauern es, daß es ein alter Bodenreformer ist, der solch rückständige


Ansichten vertritt. Epstein ist im Dunstkreis des Bundes der Bodenreformer nicht


gut gediehen. Man kann sich eben nicht jahrelang Zwang antun, ohne Schaden


zu leiden. Der Bodenreformer braucht geistige Freiheit, und diese Freiheit hat


das Damaschkesche Programm zunichte gemacht. Wo man der Kritik durch das


verächtliche Verfahren der „Todschweigerei“ aus dem Wege geht, da erstickt


Moderduft alles Leben.


Warum nimmt Englands Ausfuhr nicht oder nur verhältnismäßig wenig zu?


Jedermann weiß es, aber keiner hat den Mut, es offen zu sagen, weil wir selbst


schon von derselben Krankheit betroffen sind. Die Zahl der Rentner nimmt in
England überhand und damit wächst die Zahl der für die Rentner statt für den
Export schaffenden Personen. Das ist der letzte Grund für die die Engländer


erschreckende Erscheinung.


Wenn ein englischer Rentner ein Einkommen von 10 000 Pfund in England


verausgabt, so bedeutet das, daß 100 Arbeiter statt Fässer, Ballen, Säcke für


den Export zu füllen, die persönlichen Bedürfnisse des einen Rentners 


befriedigen. Der eine Rentner konsumiert für sich allein eine volle Schiffsladung


Güter (zwar in anderer Form) und diese Schiffsladung erscheint dann weniger in


der Statistik.


Und wie viele Tausende von Rentnern gibt es nicht in England, die im


Durchschnitt, jeder einzelne für sich, den Gegenwert einer Schiffsladung Güter


konsumieren.


Die Engländer wünschen genau wie jeder andere Spießbürger wachsenden


Wohlstand, eine wachsende Zahl von Rentnern. Je größer aber die Zahl der


Rentner, umso geringer ist die Zahl der Schaffenden, und umso größer ist 


gleichzeitig der Eigenverbrauch der Engländer. Schließlich, wenn das Ziel aller


Wünsche erreicht wäre, wenn die Zahl der Rentner noch steigt – dann bleibt für


den Export überhaupt nichts mehr übrig. England hat diesen Idealzustand (!)


noch nicht ganz erreicht, aber es ist auf dem Wege 
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dahin – das beweist eben der relative Rückgang des auswärtigen Handels.


Würde der Export steigen, so würden wir folgern, daß der Wohlstand, der
Eigenverbrauch, abgenommen, daß Massen von Rentnern wieder zum Hammer
gegriffen haben. Es wäre ein Zeichen wachsender Proletarisierung der


Rentnermassen.


Daß es sich nun umgekehrt verhält, – darüber beklagen sich die Engländer


und erklären uns den Krieg, um diesem „unerträglichen“ Rentnerzustand ein


Ende zu machen.


Gibt es zur Beseitigung der Rentner, zur Verminderung des Eigenverbrauchs


und zur Schaffung von Güterüberschüssen für den Export wirklich kein anderes


Mittel als den Krieg, als den Überfall der Nachbaren? Der Krieg ist nun freilich


ein wirksames Mittel, um die Zahl der Rentner zu vermindern, um die Zahl der


für den Export arbeitenden Proletarier zu vermehren (bei verminderter


Gesamteinwohnerzahl), aber es gibt doch viel einfachere Mittel. England bezieht


aus Nordamerika, Canada, Japan, Portugal, Australien viele Milliarden an Zinsen


alle Jahre in Form von Gütern aller Art. England braucht auf diesen Zins nur zu


verzichten (was für jene ausgewucherten [ausgeplünderten] Länder sehr wün-


schenswert wäre). Dann wird es zur Zahlung dieser eingeführten Gütermilliarden


entsprechende Gütermassen dem Haushalt der Rentner entziehen und für den


Export verwenden müssen. Die Exportziffern werden sich verdoppeln.


Die Engländer sagen: „eat the pie and have it too“; auf deutsch – als Rentner


genießen und zugleich Kohlen zu Tage fördern! Das eben geht nicht; das Eine


oder das Andere!


Die englischen Rentner haben bekanntlich halb Schottland in Jagdgründe 


verwandelt. Die Landwirtschaft wird als Sport betrieben, ohne Rücksicht auf


Rentabilität. Die Bauernsöhne reinigen die Parkwege, füttern die Füchse für die


Treibjagden, füttern Sportpferde statt Ackergäule. In den Städten treiben es die


Kapitalisten ähnlich. Sie haben es nicht mehr nötig, zu arbeiten, den Kurszettel


der Baumwolle zu studieren. Statt 
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eine Fabrik zu bauen, treiben sie im Klubsessel ausgestreckt, auswärtige Politik,


nagen an den Grenzpfählen des Deutschen Reiches. Nur Rentner haben Zeit,


die Marksteine ihrer Besitzungen zu versetzen. Wer arbeitet, denkt nicht daran,


hat auch keine Zeit dazu, hat sonst genug Sorgen.


Woher sollen nun die Ballen, Fässer und Kisten kommen, um den Bauch der


Schiffe zur Ausfuhr zu füllen?


Die Verhältnisse für die Arbeiter sind übrigens mit dieser Abnahme (relativ zu


Deutschland) des Exportes nicht ungünstiger geworden, vielleicht sogar sind sie


etwas besser noch als in Deutschland, denn wohl zogen deutsche Arbeiter in


bedeutender Zahl immer noch nach England, aber nicht umgekehrt. Hat man hin


und wieder von Arbeitslosigkeit gesprochen, so liegt das an den bekannten


Mängeln der Goldwährung und auch an der deutschen Konkurrenz. Über die


Lohnverhältnisse braucht der englische Arbeiter nicht mehr zu klagen, als der


deutsche. Der Zins des Industriekapitals ist in England der gleiche wie in


Deutschland, muß es sogar sein, da das Anlage suchende Kapital international


ist und dorthin zieht, wo die Aussichten die besseren sind.


Wer hat also in England Ursache, sich nach einem Krieg mit Deutschland zu


sehnen? Etwa der Staat, der für seine Anleihen den deutschen, höheren Zinsfuß


zahlen möchte (4 statt 3). Oder der Hypothekenschuldner, der in England auch


weniger Zinsen zahlt? Ist vielleicht der englische Arbeiter darüber empört, daß


die deutschen Proletarier mit der wachsenden Zahl deutscher Rentner para-


dieren? Will er diese Götzen etwa allein für sich haben? Klagt vielleicht die große


Masse der englischen Konsumenten über die billigen Preise deutschen Zuckers,


deutscher Puppen und Quacksalben? Oder klagt vielleicht der englische


Imperialist darüber, daß England die Last einer halben Welt als Kolonialbesitz zu


tragen hat, während Deutschland noch so ziemlich frei von solchem Ballast ist?


Wer also klagt, wer beneidet uns? Der Krieg wird nun zweifellos die Zahl der


englischen Rent-  Rentner


206







ner ganz erheblich vermindern, er wird tausende und abertausende von Männern


zwingen, die Kuponschere gegen Hammer oder Schaufel zu tauschen. Der


Eigenverbrauch Englands wird zusammenschrumpfen, Millionen von Dienern,


Autoführern, Köchen, Künstlern, Gärtnern, Jagdhütern usw. werden mit ihrem


Anhang wieder sich der Industrie zuwenden und die Seeschiffe mit ihren


Produkten füllen helfen.


Dann werden die Schafsköpfe in der Presse und auf dem Katheder triumphie-


rend sagen: Seht, wie der Krieg uns mit Wohltaten überschüttet hat. Seht, wie


der Export wächst! Der Krieg war also nötig!


Sind wir mit den Höchstpreisen 


auf dem rechten Wege?


Es kann nicht bestritten werden, daß das Gute, das wir mit den Höchstpreisen


erstreben, zum Teil wenigstens in direktem Widerspruch steht mit den


Kriegsmaßregeln, die der Streckung der Vorräte dienen. Für den sparsamen


Verbrauch der Lebensmittel auf breiter Grundlage gibt es kein wirksameres Mittel


als eine spezifische Erhöhung der Lebensmittelpreise. Man schont doch das am


meisten, was der hohen Preise wegen schwer zu ersetzen ist. Mit allem, was


wenig kostet, geht man viel sorgloser um. Wenn unser heutiges Brot täglich 


kleiner würde, dann erübrigten sich alle weiteren Ermahnungen zum sparsamen


Verbrauch, dann käme es allen klar zum Bewußtsein, daß unsere lieben Vettern


uns wirklich belogen und uns durch Hunger auszurotten geschworen haben.


Hohe, steigende und namentlich „höchste Preise“ wirken ganz anders im Sinne


des erstrebten Zieles als behördliche Ermahnungen. Die Rücksicht auf den 


eigenen Geldbeutel, natürlicher Zwang, der erfinderische Spartrieb von zwanzig


Millionen Hausfrauen werden durch steigende Preise, nicht durch niedrige Preise


in den 
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Dienst der großen Sache gestellt. Steigt der Getreidepreis von 250 auf 400 oder


500 Mark, dann erübrigt sich selbstverständlich alles das, was wir durch die


Kriegsgesetze den Müllern, Bäckern, Gastwirten, Landwirten vorgeschrieben


haben, es erübrigen sich auch alle Ermahnungen der Patrioten an das Volk, ja


doch recht sparsam mit den Lebensmitteln umzugehen. An den Ernst der


Situation glauben die Wenigsten – solange nicht die Brote kleiner werden, oder


entsprechend im Preise steigen. Denn der Preis ist nun einmal der eingewurzelte
volkswirtschaftliche Maßstab für den Überfluß oder Mangel an Brot. Seit 


historischen Zeiten ist dem Volke die Hungersnot immer in Gestalt einer 


spezifischen Teuerung der Lebensmittel erscheinen [erschienen]. Mit dieser


Tatsache sollen unsere Behörden rechnen und in diesen gefährlichen Zeiten


keine gefährlichen Experimente mit Höchstpreisen machen.


Die Preise bilden zu allen Zeiten, auch im Kriege, den allgemeinen auto-


matischen Regulator des Verbrauchs. Dieser Regulator versagt nicht und wirkt


automatisch. Steigt der Preis des Getreides von 200 auf 300 Mark, so bedarf es


keiner Aufforderung, sonders [sondern] höchstens einer Erlaubnis der Behörden,


damit die Bäcker Kartoffelmehl dem Getreide zusetzen. Steigt der Getreidepreis


von 300 auf 400 Mark, so steigt damit ganz automatisch der Kartoffelzusatz und


auch das ungebeutelte Vollbrot erscheint auf dem Plan und wird ohne behörd-


liche Ermunterung gekauft. Und wie kunstvoll fein werden die Kartoffeln geschält,


wenn sie 10 statt 3 Mark kosten, wie hoch werden in den Gasthöfen die


Brotkörbe gehängt – wenn der Wirt das Brot zum doppelten Preise bezahlen


muß. Es geht da eben alles automatisch vor sich. Das Privatinteresse eilt der


Entwickelung voran, alles, was nötig ist, ist bereits geschehen, ehe die behörd-


liche Fürsorge Zeit zum Eingreifen findet.


Wirken also die behördlichen Höchstpreise den sonstigen auf die Streckung


unserer Vorräte gerichteten Kriegsmaßnahmen zuwider, so können wir ohne 


weiteres auch schon folgern, daß sie 
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auch der Feldbestellung, dem künftigen Ersatz der Vorräte in gleichem Maße 


hinderlich sein müssen. Denn genau so wie der Konsum, so wird auch die


Produktion durch die Preise reguliert, automatisch reguliert. Hohe Preise 


hemmen den Konsum und regen die Produktion an, dagegen fördern niedrige


Preise den Konsum und hemmen die Produktion.


Zu den jetzigen Höchstpreisen lohnen sich auf dem Lande viele Dinge noch


nicht, die bei erhöhten Preisen rechnerisch möglich wären. Wie wären die


Bauern allen weisen Ermahnungen, Aufforderungen, Ratschlägen, Gesetzen 


vorangeeilt, wenn die Preise der Produkte verlockender wären.


Die Urbarmachung des Moor- und Heidelandes, die intensive Kultur auf Acker


und Wiesen sind Fragen, die zu ihrer sofortigen Lösung nur höhere Preise der


Ackerprodukte fordern. Wenn die Preise der Lebensmittel „unerschwinglich“


erscheinen, dann ist es auch schon ganz überflüssig, daß man den kleinen


Leuten auf dem Lande den Rat gibt, jeden Feldrain, jede verlorene Ecke des


Gartens auszunutzen, den Garten noch sorgfältiger zu bepflanzen und sich der


Kleinviehzucht anzunehmen. Das sind alles Dinge, die sich automatisch einstel-


len, von selbst verstehen, sobald die Marktpreise es lohnend erscheinen lassen.


Höchstpreise, nicht im Sinne künstlich gehemmter, sondern umgekehrt im


Sinne unerschwinglicher Preise werden zwischen Konsum und Produktion auto-


matisch das Gleichgewicht herstellen. Aller übrigen Maßnahmen Sinn und


Wirkung sind in den „unerschwinglich hohen“ Preisen restlos enthalten und zwar


frei von den genannten behördlichen Nebenwirkungen.


Das Einzige, was man solcher durch Preissteigerung bewirkten Hemmung des


Konsums und Förderung der Produktion entgegenstellen kann, ist, daß sich


dabei eine kleine Anzahl von Händlern auf Kosten des Volkes bereichern und


daß der Bedürftigen Not noch vermehrt wird. Jedoch lassen sich diese


Nebenwirkungen vollkommen aufheben, wenn wir die gewünschte Preis-


Preiserhöhung
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erhöhung nicht den Marktverhältnissen allein überlassen, sondern sie durch eine


Getreide-Streckungs-Steuer
herbeiführen und die Erträgnisse dieser Steuer zur Unterstützung der Bedürftigen


auf breiterer Grundlage verwenden.


Ob die Getreidepreise durch die Marktverhältnisse oder durch eine


Reichssteuer auf die für den sparsamen Konsum und für die Förderung der


Produktion gewünschte Höhe gebracht werden, ist gleichgültig, so weit es den


Zweck der Steuer betrifft, nur würde die Reichssteuer den Gewinn (oder die


Differenz) aus der Preissteigerung konfiszieren. – Und dagegen wird wohl heute


niemand etwas einzuwenden haben, sogar bei den Händlern nicht.


In Übereinstimmung mit den hier entwickelten Gedanken wird folgendes als


neue Kriegsmaßregel vorgeschlagen:


1. Die Höchstpreise werden aufgehoben und der Handel freigegeben. Die


gesetzlichen Vorschriften für Müller, Bäcker, Viehhändler werden gleichfalls 


aufgehoben.


2. Alle für den Verkauf bestimmten Lebensmittelvorräte werden mit einer


Reichssteuer von 50 Prozent ihrer jetzigen Marktpreise belastet und den


Besitzern dieser Vorräte freigegeben, diese Steuer durch Erhöhung der Preise


auf den Konsumenten abzuwälzen.


3. Der Reichsverwalter wird ermächtigt, die genannte Steuer beliebig oft zu


erhöhen, sobald die Marktpreise die heutigen um den Betrag der Steuer 


erhöhten Höchstpreise erreichen.


4. Die Erträgnisse der Steuer werden restlos den Gemeinden zur


Unterstützung der Bedürftigen überwiesen.


5. Die gen. Steuer wird von den Erträgnissen der nächsten Ernte erhoben.


Davon befreit bleibt alles, was für den eigenen Bedarf bestimmt ist; auch alles,


was nachweislich auf jetzigem Oed-, Heide- oder Moorland geerntet wird.


Ebenso alles Getreide, das auf Äckern gezogen wird, die heute höher bewerte-


ten Handelsgewächsen, Wein, Hopfen, Tabak, Spargel, Blumen usw. vorbehalten


bleiben.


6. Für die Produkte aller nicht in 5 genann-
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ten Acker wird den Landwirten ein steuerfreier Mindestpreis von X-Mark 


gewährleistet. (Das, um erhöhte Anstrengungen anzuregen).


7. Die Steuerbeiträge etwa nicht verkauften Getreides werden zurückbezahlt,


wenn durch Blokadebruch oder sonstwie das Weltmeer dem deutschen Handel


wieder geöffnet und die Preise wieder durch den Weltmarkt geregelt werden.


Die Steuer soll sich also scharf den Vorräten und den Preisbewegungen des


Getreides anpassen. Sie soll also frei von fiskalischen, sozialen oder politischen


Gesichtspunkten berechnet und erhoben werden. Sie soll sich scharf an ihren


Zweck anpassen und das ist, um es nochmals mit der heute gebotenen


Rücksichtslosigkeit zu sagen: Dem Volke in seiner ganzen Masse durch erhöhte


Preise den Brotkorb auf das Niveau unserer Vorräte zu hängen. Erscheinen die


Vorräte im Verhältnis zu den Ernteaussichten genügend, so hängt man den


Brotkorb durch Steuerermäßigung niedriger und umgekehrt erhöht man die


Steuer und den Brotkorb, sobald die Erntegötter die Absicht zeigen, die


Neutralität zu Gunsten der Engländer zu brechen.


Die Zukunft Deutschlands darf nicht absolut von der nächsten Kartoffelernte


abhängig gemacht werden. Wir müssen mit allen Mitteln unsere Vorräte 


strecken, sie für „heilig“ erklären und keinen besseren „Heiligenschein“ können


wir um unser täglich Brot weben, als durch hohe, höhere und schließlich, wenn


es die Not verlangen sollte – fast unerschwingliche Preise.


Oranienburg, 20. 1. 1915.


Der archimedische Stützpunkt 


für die Bezwingung des Kapitals.


Der Sklave, der blindlings an seinen Ketten rüttelt, wird ewig rütteln und ewig


Sklave bleiben. Sieht er sich aber die Kette erst einmal aufmerksam an, dann


kann er schon eher 
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auf Befreiung hoffen. Und diese Freiheit wird er sicher erringen, wenn er ein 


einzelnes Glied seiner Kette unter die Lupe nimmt und auf dieses seine ganze


Aufmerksamkeit und Tätigkeit zusammenwirken läßt.


An unseren Ketten, am Kapital, rütteln wir schon seit Urzeiten wütend, zähne-


knirschend, blindlings. Wir wollten uns nicht die Mühe geben, die Natur des


Kapitals kritisch zu untersuchen. Wir stierten es an, statt es zu studieren.


„Ihr wißt nicht, wie ihr das Kapital fassen sollt und steht vor ihm wie eine Meute


blutgieriger Hunde vor einem Igel.“


So sagte Proudhon. Und heute ist es noch genau so. Das Kapital ist für uns


noch immer derselbe unangreifbare Igel. Immer noch rennen wir wie die Ratten


in der Falle hin und her, nagen planlos überall herum. Kettengeklirr – das ist


alles, was wir bisher erreichten. Mancher ließ schon entmutigt alle Hoffnung auf


endliche Befreiung fahren.


Vom „Mehrwert“ haben wir bisher noch kein Atom zurückerobert. Das arbeits-
lose Einkommen wächst, statt zu fallen. Das beweist der allgemeine Zinsfuß des
Kapitals, der sich auf historischer Höhe erhält, das beweisen die steigenden
Grundrenten.


„Gebt mir einen Stützpunkt“, sagte der alte Mechaniker Archimedes, „und ich


hebe die Welt aus ihren Angeln“. Sagt mir genau, was „Kapital“ ist, gebt mir eine


stichhaltige Theorie des Zinses und ich hebe Mammon von seinem Postament


und werfe ihn euch vor die Füße!“


In dem Augenblick, wo uns die physiokratische Theorie des Zinses die wahre


Natur des Kapitals entschleierte, war es leicht, den archimedischen Stützpunkt


zu finden, wo wir das Hebezeug ansetzen können, um das Kapital aus seinen


Angeln zu heben. Dieser Stützpunkt ist die Tatsache, daß der Zins des Kapitals


durch Nachfrage und Angebot bestimmt wird, daß jede Vermehrung des


Realkapitals (Häuser, Fabriken, Schiffe usw.) auf den Zins-Ertrag des Kapitals 
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drückt, daß durch eine genügend starke Vermehrung des Realkapitals (einerlei 


in wessen Besitz dieses Kapital sich befindet) der Zinsertrag (Mehrwert) ganz


beseitigt werden kann. An diesem Stützpunkt wollen wir als Hebezeug die große
physiokratische Geld- und Bodenreform ansetzen, die Kraft, die wir für dieses


Hebezeug verwenden, ist die flüssige, intelligente, ununterbrochene, vor Krisen


geschützte Tätigkeit der Arbeiter aller Berufe, und als Sturmbock soll uns die


moderne Technik dienen, von der Kautsky sagt, „sie habe die Produktivität der
menschlichen Arbeit gewaltig gesteigert.“


Nun, wenn es sich so verhält, wenn (wie wir auch selber glauben) die


Produktivität der Arbeit heute so gewaltig gestiegen ist, so muß es ja mit der


physiokratischen Geldreform,


die keine Krise, keine Arbeitslosigkeit, keine Unterbrechung der Produktion


zuläßt, so kommen, wie wir es behaupten, nämlich, daß in 10–15–20 Jahren der


Kapitalzins in


einem Meer von neugeschaffenem Realkapital
ersaufen wird.


Das Kapital darf uns nicht mehr von der Arbeit abhalten – das ist alles, was wir


brauchen, um das Kapital zu bezwingen. Der Spaltpilz des Zuckers erzeugt


Alkohol, der seinerseits den Spaltpilz tötet. Genau so verhält es sich mit dem


Kapital. Das Kapital erzeugt (mit Hilfe der Arbeit) Produktionsmittel, die ihrerseits


das Kapital (als Ursache des Mehrwertes) töten. Bisher ist es unser herkömm-


liches, aus dem Altertum stammendes Geldwesen, das uns verbietet, das zur


Ersäufung des Zinses nötige Meer von Realkapital zu schaffen. Ersetzen wir das


heutige barbarische, unsinnige Geld durch das physiokratische Reformgeld, so


ist der Weg zur Befreiung offen, dann werden wir in erstaunlich kurzer Zeit die


wirtschaftlichen Sklavenketten sprengen.


Hier, wie überall, ist „Wissen die wahre Macht“.
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Die Preise der Waren drücken das Verhältnis aus, in dem das Angebot von


Geld zum Angebot von Waren steht. Will man feste Preise, d. h. im Durchschnitt


feste Preise, so muß das Angebot von Geld dem Angebot von Waren angepaßt


werden in der Weise, daß das Verhältnis, in dem sich beide Dinge auf dem


Markte gegenübertreten, dauernd fest bleibt. Wenn es möglich wäre, das


Angebot von Waren den Schwankungen des Geldangebots anzupassen, so


ginge es natürlich auch so. Aber der Staat besitzt keine Waren, erzeugt auch


keine und hat infolgedessen keinerlei Einfluß auf das Angebot von Waren, 


während er sehr wohl als Monopolfabrikant des Geldes das Angebot von Geld


den Schwankungen des Warenangebots anschmiegen kann. Ob die Preise (im


Durchschnitt) steigen oder sinken, hängt davon ab, wie der Staat das Geld 


verwaltet, und zwar ganz allein davon hängt es ab. Darum können und müssen


wir den Staat, bei uns also die Reichsverwaltung, verantwortlich machen für jede


allgemeine Hausse und Baisse. Alle Preisbewegungen allgemeiner Natur – sind


Staatshandlungen – oder Unterlassungen. Ohne den Willen der


Reichsverwaltung rühren sich die Preise der Waren nicht – auch im Kriege nicht.


Wenn wir also mit Kriegsausbruch eine gewaltige Preissteigerung fast aller


Waren erleiden, so müssen wir nicht nur die Reichsverwaltung dafür verantwort-


lich machen, sondern weiter sagen – die Reichsverwaltung hat diese


Preissteigerung gewollt, sie hat sie direkt als Ziel ihrer Verwaltung des


Geldwesens betrachtet, sie hat der Reichsbank nicht nur Vollmacht, sondern


direkten Auftrag gegeben, die Preise in die Höhe zu schrauben. Es wäre falsch,


anzunehmen, daß sich die Reichsverwaltung der Preisentwicklung der Waren


seit Ausbruch des Krieges gegenüber etwa passiv verhalten habe. In der


Verwaltung des Geldmonopols gibt es kein passives Verhalten, da das Monopol


an und für sich ja schon eine Aktion ist. Der Reichsbankpräsident, der im


Lehnstuhl ausgestreckt die Dinge 
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laufen läßt, wie sie wollen, greift dadurch aktiver in die Währung und in die wirt-


schaftlichen Verhältnisse ein, als wenn er schweißtriefend die Währung führt. Ist


der Steuermann, der im Schlaf das Schiff auf die Klippen setzt, etwa passiv und


unverantwortlich? Passivität gibt es nur dort, wo jede Aktion unmöglich ist. Jede


Schwankung im allgemeinen Preisniveau ist eine Aktion der Reichsverwaltung


resp. der Reichsbank. Wenn die Kriegsverwaltung der hochgeschraubten Preise


wegen jetzt neun statt etwa fünf Milliarden braucht, so ist das Sache der


Reichsbank. Hätte die Reichsbank das Angebot von Geld zurückgeschraubt, statt


zu erweitern – dann wären trotz Krieg die Preise der Waren, auch der des


Weizens, zurückgegangen – denn der Preis ist ja, wie gesagt, nichts anderes als


der Ausdruck des Verhältnisses zwischen Angebot von Geld und Angebot von


Waren.


Nun wird das Angebot von Geld durch zwei Umstände begrenzt:


1. durch die Masse des umlaufenden Geldes,


2. durch die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes.


Nimmt die Umlaufsgeschwindigkeit ab oder zu, so ist das für das Geldangebot


und daher auch für die Warenpreise gleichbedeutend mit einer Vermehrung oder


Verminderung des Geldquantums. Geht die Umlaufsgeschwindigkeit aus irgend


einem Grunde um etwa 10% zurück, so muß die Masse des Geldes um 10%


vermehrt werden, um den Einfluß jener Zirkulationsstockung auf die Preise aus-


zugleichen. Als zu Anfang des Krieges das Metallgeld, namentlich das Gold, von


unseren „furchtlosen“ Bürgern geschatzt (thesauriert) wurde, und die


Umlaufsgeschwindigkeit der Hauptmasse des Geldes also auf Null gesunken


war, da wäre es zu einem jammervollen Preissturz der Waren gekommen – wenn


nicht die Reichsbank das verschatzte Gold durch Papiergeld ersetzt hätte. (Von


unserem Goldbestand soll jetzt noch nach 9 Monaten Krieg der größere Teil 


thesauriert sein.) Was durch Verminderung der Umlaufsgeschwindigkeit dem


Geldangebot geraubt wurde – glich die Reichsbank durch Pa-


Papiervermehrung
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piervermehrung aus. Es war das ganz brav gehandelt, obschon es in Wider-


spruch steht mit dem Geiste unserer Währungsgesetze (und der Reichsbank?),


der annimmt, der „Wert“ des Goldes habe mit der Umlaufsgeschwindigkeit des


Geldes nichts zu tun, das Gold trage alle Eigenschaften, die sein


Tauschverhältnis zu den Waren bestimmen, in sich, im Goldmetall wie das Eisen


sein Gewicht, der Mensch seinen Geist, die Nuß den Kern. Was hat das Gewicht


des Eisens mit der Umlaufsgeschwindigkeit der Erde um die Sonne, der Wert


des Goldes mit der Schatzbildung unserer Spießbürger zu tun? So fragt die


Theorie der Goldwährung. Zum Glück für uns, für die Sicherheit des Deutschen


Reiches, hat Havenstein auf den ungeheuren Schwindel, der in dieser Frage


liegt, die richtige Antwort gegeben. Freilich hat er aber auch damit der


Goldwährung den Gnadenstoß gegeben. Ob das mit Bewußtsein geschah – das


steht noch nicht fest – sein weiteres Verhalten läßt zuweilen daran zweifeln. 


Und darin liegt die Gefahr für unsere Währung.


Der Schatzanhäufung der Bürger, die sich anfänglich auch auf die Banknoten


erstreckte, ist jetzt (wenn wir das verschatzte Gold ganz außer Acht lassen), die


vertrauensselige beschleunigte Geldzirkulation gefolgt. Der Bürger hat es endlich


begriffen, daß der Staat als Schuldner von Papiergeld absolut sicher ist, absolut


in des Wortes verwegenster Bedeutung. Die Reichsanleihe ist für Papiergeld der


denkbar sicherste Tresor – denn an Papier zur Zahlung seiner Schulden wird es


dem Reiche niemals fehlen. Also folgert der Bürger, ist es zwecklos, das


Papiergeld aus Mißtrauen vor der Zahlungsfähigkeit dem Reiche vorzuenthalten.


Da es zugleich auch schwer ist, andere, sichere und nutzbringende Geldanlagen


während des Kriegszustandes zu entdecken – so beeilt man sich, so oft das


Reich ruft, alles verfügbare Geld auf dem Zinsaltar des Vaterlandes zu opfern.


Man überlegt nicht lange, denn man hat gar keine andere Wahl. Der Krieg ist


heute die einzig mögliche Geldanlage, das Reich hat heute ganz allein noch


Geldbedarf. Kein Un-   Unternehmen
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ternehmen, kein Kaufmann kann heute Geld gebrauchen.


Es ist darum für den Geldbesitzer ganz überflüssig, sein Geld in Verwahr zu


nehmen und Zeit zu verlieren bei der Überlegung, wie er sein Geld am besten


anlegen wird. Die Kriegsanleihen, das ist heute die einzig mögliche, die selbst-


verständliche Geldanlage. Und was bedeutet das für die Umlaufsgeschwindigkeit


des Geldes, für das Verhältnis, in dem sich Waren und Geld gegenüber treten,


zuletzt also für die Warenpreise? Das Geld der Kapitalisten (Rentner und Sparer)


kehrt heute durch die Kriegsanleihen und durch die Ausgaben des Reiches auf


dem kürzesten Wege zur Ursprungsstätte zurück. Die vielfachen Hemmungen,


die der gewöhnliche Kreislauf in Friedenszeiten für das Geld mit sich bringt, 


existieren heute nicht, der ganz bedeutend größere Kreislauf, den das Geld der


Sparkassen auf dem Wege durch die Industrie und den Handel bis zur


Ursprungsstätte zurückzulegen hat, ist heute so zu sagen auf


Kurzschluß
eingeengt. Das bedeutet also beschleunigten Geldumlauf, vermehrtes


Geldangebot, steigende Preise.


Diesem Kurzschluß des Geldkreislaufes konnte die Reichsbank nicht entge-


genarbeiten – aber warum hat die Reichsbank, die bei Kriegsausbruch den durch
die Geldthesaurierer gehemmten Kreislauf des Geldes durch vermehrtes
Geldquantum auszugleichen wußte, jetzt, wo wir durch die Kriegsanleihen einen
Kurzschluß im Geldkreislauf erleben, nicht den entsprechenden Gegenzug getan
und das Geldquantum vermindert?


Hat die Reichsbank bei Kriegsausbruch einen Preissturz der Waren durch


Ausgabe von Papiergeldmassen zu verhindern gewußt, so hätte sie jetzt durch


Einzug von Papiergeldmassen die allgemeine Preistreiberei verhindern können


und nach den Gesetzen einer geordneten Papiergeldwährung einziehen müssen.


Der Gedanke liegt doch nahe genug:
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wenn es der Reichsbank bei Kriegsausbruch gelang, einen Preissturz der Waren


durch Ausgabe von Papiergeldmassen wirksam zu bekämpfen, dann muß sie


auch durch Einzug von Papiergeld die entgegengesetzte Entwicklung, also die


jetzige allgemeine Preistreiberei, wirksam bekämpfen können.


Wir fragen uns nun, warum sie dieses nicht getan und finden keine vernünftige


Antwort auf diese Frage. Tat sie den ersten Schritt – die Bekämpfung der


Schatzbildung durch Massengeldausgabe etwa nur blindlings, der Not 


gehorchend, ohne die Zusammenhänge zu durchschauen? Wird etwa in der


Reichsbank noch nach irgend einer Werttheorie, einem Wertaberglauben,


Wertspuk gewirtschaftet? Hat die Reichsbank etwa für ihre Geldausgabe noch


einen anderen Maßstab als die Warenpreise – jetzt, wo durch die Geldsperre das


Dritteldeckungsgesetz zum offenbaren Unsinn geworden ist? Will die Reichsbank


etwa durch die jetzige Geldplethora [Plethora (griech.) = Vollblütigkeit, also Geldüberfluß]


den Geldmarkt für den Geldbedarf des Reiches flüssig erhalten, dem Reiche


reichlich Mittel zuführen? Der Wertspuk ist so gut wie ausgestorben. Er hat keine


wissenschaftlichen Vertreter mehr und wir können nicht glauben, daß er gerade


in der Reichbankverwaltung seine letzte Zuflucht gesucht hat. Wer aber den


Wertgedanken [Fr. Gottl. Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma. – Jena Fischer.] einmal


abgetan hat, für den ist es klar, daß allein die Warenpreise ein Maß für die


Geldverwaltung geben können, daß, wenn die Warenpreise in die Höhe gehen


(wie jetzt), die Ursache allein beim Zentralnoteninstitut zu suchen ist.


Aber vielleicht hat die Reichsbank nach dem Grundsatz handeln wollen, daß


von zwei Übeln das kleinste zu wählen sei, daß sie einen hohen Zinsfuß für die


Kriegsanleihen für ein größeres Übel hielt als hohe Warenpreise. Dieser


Annahme läge aber die Voraussetzung zu Grunde, daß die Reichsbank an der


von der Zinstheorie längst abgetanen Ansicht festhält, wonach man den Zinsfuß


überhaupt durch vermehrtes Geld-   Geldquantum
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quantum drücken kann und dieser Annahme widersetzt sich unsere angeborene


preußische Hochachtung vor der Weisheit unserer Behörden! Nein, es ist nicht


möglich, daß unsere Reichsbank den Zinsfuß der Kriegsanleihen durch ihre


Emissionspolitik hat niedrig halten wollen, sie weiß es, der Physiokrat hat sie oft


genug darauf aufmerksam gemacht, der Vorgang ist in allen Details beschrieben


worden [Die Neue Lehre vom Geld und Zins. Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde.], ver-


mehrter Geldumlauf zieht gesetzmäßig steigenden Zinsfuß nach sich. Außerdem


braucht das Reich während des Krieges sich keinerlei Sorgen wegen des


Zinsfußes zu machen. Das Reich bezahlt heute genau so viel Zinsen, wie es für


gut hält. Hat doch das Reich jetzt fast ein Monopol als Nehmer von


Darlehnsgeldern. Kein Kaufmann, kein Spekulant, kein Unternehmer macht dem


Staate auf dem Anleihemarkt Konkurrenz. Als Nehmer von Leihgeld ist das Reich


ohne Mitbewerber und kann dann auch den Zins bezahlen – den es für gut hält.
Der Staat bot für die Kriegsanleihen 5% an. Der Erfolg der Anleihe wäre aber nur


unerheblich geringer gewesen, wenn das Reich 4 oder 3% angeboten hätte. Was


hätten denn die Sparkassen mit dem Geld angefangen, das sich dort ansammel-


te? Kennt denn heute jemand irgend eine andere zinstragende Verwendung für


das Geld – als die Kriegsanleihe? (Die Kriegsindustrie schwimmt heute wie die


Landwirtschaft in Geld, sie gibt Geld ab – braucht also fremdes Geld nicht.) Das


Reich aber bot 5% an, – aus freien Stücken, etwa wie Rockefeller manchmal


auch aus freien Stücken den Petroleumpreis herabsetzt. Es war also nicht die


Rücksicht auf den Zinsfuß der Kriegsanleihen, die die Reichsbank veranlaßt hat,


den Kurzschluß der Geldzirkulation nicht durch verminderten Geldumlauf auszu-


gleichen und dadurch die allgemeine Preistreiberei zu verhindern.


Dann aber bleibt für die Erklärung dieser sonderbaren Währungspolitik der


Reichsbank nur noch das übrig: um das Material, für die großen Summen, die


das Reich braucht, leichter zusam-
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menbringen zu können, glaubte vielleicht die Reichsbank entsprechende große


Geldmassen in den Verkehr bringen zu müssen (die Darlehnskasse sollte aus-


gesprochenermaßen die Flüssigmachung noch weiter unterstützen). Es liegt ja


auf der Hand, daß mit einem Notenumlauf von 5 Milliarden eher 9 Milliarden


Kriegsanleihen gezeichnet werden können, als bei einem Umlauf von etwa nur


21/2 Milliarden. Aber da fragt es sich – warum braucht das Reich heute 


9 Milliarden und nicht etwa nur 6 Milliarden? Nun doch nur allein darum, weil die


Reichsbank mit dem von ihr unterhaltenen flüssigen Geldumlauf, mit der


Massenproduktion von Papiergeld alle Warenpreise in die Höhe getrieben hat.


Dort, wo früher das Reich 6 Mark zahlte, muß es jetzt 9 Mark zahlen, statt 


6 Millionen 9 Millionen und schließlich statt 6 Milliarden 9 Milliarden. Wenn die


Reichsbank bei der Handhabung der Notenpresse sich scharf an die Gesetze


einer ordentlichen Papiergeldwährung gehalten und den oben beschriebenen


Kurzschluß der Geldzirkulation durch Einzug und Einäscherung von Banknoten


beantwortet hätte – dann käme das Reich mit sechs Milliarden genau so weit 
wie jetzt mit 9 Milliarden.


Was hat also die Flüssigmachung des Geldmarktes durch die


Massengeldfabrikation
für die Kriegsanleihen für Vorteile? Keinen; denn in genau demselben Maße, wie


der Geldmarkt durch vermehrte Geldausgabe flüssig gemacht wird – wächst die


Summe, die das Reich für die Kriegsführung braucht.


Warum also gibt die Reichsbank so viel Geld aus? Sie schraubt damit den


Zinsfuß in die Höhe, sie verursacht die jetzige Preistreiberei, sie zwingt das


Reich zu immer größeren Geldausgaben, vermehrt dadurch die Kriegsschulden


um ein Drittel und mehr vielleicht. Sie, sie ganz allein hat es zu verantworten,


wenn die Landwirte und Unternehmer die unerhörten Kriegsgewinne 


einstreichen, Dinge, die böses Blut machen und dabei selbst vielen der 


begünstigten Bauern und Handwerker direkt peinlich sind.
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Daß durch dieselbe Währungspolitik gleichzeitig der Auslandkurs der Mark d.


R.-W. (heute) 15% gedrückt worden ist, bildet ein Kapitel für sich, das wir an


anderer Stelle behandeln wollen.


Aber halt, hier ist vielleicht die Erklärung zu der sonst ganz unerklärlichen


Verwaltung unserer Papierwährung. Es ist eine bekannte Erscheinung, daß bei


steigenden Preisen das Räderwerk der Volkswirtschaft mit viel weniger Reibung


und entsprechenden Verlusten läuft.


Das volkswirtschaftliche Getriebe läuft wie in Öl gebettet, so lange die Preise


steigen. Hat unsere Papiergeldverwaltung uns darum jetzt mit Papiergeld über-


schwemmt?


Hat die Reichsbank sich die Theorien und Anschauungen der Inflationisten zu


eigen gemacht? Soll die Mark d. R.-W. gestreckt werden? Soll durch die


Massenausgabe von Geld den verschuldeten Haus- und Grundbesitzern etwa


Luft gemacht werden?


Nehmen wir an, es wäre so, was soll aber dann noch der in den Kellern der


Reichsbank liegende Goldschatz? Liegt in diesem sogenannten Schatz nicht die


Drohung verborgen, daß wir nach dem Kriege wieder zur Goldwährung zurück-


kehren werden?


Es wäre der Ruin unserer Industrie, der Ruin der Reichs-, Staats- und


Gemeindefinanzen, der Ruin der Haus- und Grundbesitzer, es wäre die Aussicht,


für eine Reihe von Jahren, die schrillen Töne einer nicht geschmierten


Volkswirtschaft ertragen zu müssen – mit all dem Elend, das sich daran knüpft.


Wir können nicht glauben, daß solches in der Absicht unserer Währungs-


verwaltung liegen darf – dann aber fragen wir, was soll der Klumpen Gold in der


Reichsbank, warum verwenden wir ihn nicht jetzt zu Auslandszahlungen, um den


Markkurs zu heben? Wenn wir jetzt im Kriege keine Verwendung dafür haben,


was sollen wir dann später damit?


Es wird Zeit, daß die Reichsbankverwaltung als berufene Beschützerin unserer


Währung sich zu unseren Fragen äußert, damit „die, die auf dem Felde sind, ... !“
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Unsere Fragen lauten:


1. Welchen Zweck verfolgt die Reichsbank mit der 


Massenproduktion von Papiergeld?


2. Liegt in der Ansammlung von Gold und in der Sperrung des 


Goldschatzes der Reichsbank eine Vorbereitung für die 


Rückkehr zur Goldwährung nach Friedensschluß?


Der Reichsschatzsekretär und das Papiergeld.


In seinem Werk „Das Geld“ äußert sich der vormalige Professor Dr. Karl


Helfferich, unser jetziger Reichsschatzsekretär, wie folgt, über das Papiergeld 


(S. 528):


„Die Vorstellung der gegen die Prinzipien der Gerechtigkeit verstoßenden und


die wirtschaftliche Entwicklung ungünstig beeinflussenden Wirkung der


Veränderungen des Geldwertes hat den Wunsch, nach einem in seinem Wert


absolut stabilen Gelde laut werden lassen, nach einem Gelde, dessen Angebot


jeder Zeit in ungestörtem Gleichgewicht mit dem Geldbedarf gehalten werden


kann, so daß von Seiten des Geldes niemals irgendwelche Einwirkungen auf den


Gesamtprozeß des Wirtschaftslebens ausgehen könnten. Soviel größer als bei


allen anderen Wertgegenständen auch die Sicherheiten sein mögen, welche die


Edelmetalle, insbesondere das Gold, als Grundlage des Geldwesens für eine


Stabilität des Geldwertes bieten, so sehr auch diese Sicherheiten durch die 


elastische Ergänzung, die das moderne Geldwesen durch die auf Kredit 


beruhenden Zahlungsmittel und Zahlungseinrichtungen erhalten hat, verstärkt


werden mögen, so bleibt doch bei den auf Edelmetallen begründeten Währungen


der Geldwert elementaren Einflüssen ausgesetzt, die sich jeder planmäßigen


Regulierung entziehen. Im Gegensatz zu den metallischen Währungen haben 


wir in der Pa-     Papierwährung
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pierwährung eine Geldverfassung kennen gelernt, die, rein theoretisch betrach-


tet, die Regulierung des Geldwertes in die Hand der staatlichen Organe zu


geben scheint. Die Geldversorgung ist in einer solchen Geldverfassung nicht


abhängig von Vorgängen, die außerhalb unseres Machtbereiches stehen, wie


etwa von der Höhe der Edelmetallgewinnung oder den internationalen


Edelmetallbewegungen, sie liegt vielmehr ganz im Belieben derjenigen


Instanzen, welche die Ausgabe des Geldpapieres besorgen. An und für sich


erscheint es mithin möglich, bei einer solchen Geldverfassung die


Geldversorgung jederzeit in voller Übereinstimmung mit dem Geldbedarf zu 


halten und so eine volle Stabilität des Geldwertes und eine gänzliche Indifferenz


des Geldes in den wirtschaftlichen Vorgängen herbeizuführen.


Es kommt hinzu, daß in gewissem Sinne das reine Papiergeld den äußersten


Punkt der Entwicklungsgeschichte des Geldes bildet. Während ursprünglich nur


Gebrauchsgüter Geldfunktionen verrichteten, während die metallischen Münzen


durch Einschmelzung und Verarbeitung jederzeit in Gebrauchsgüter verwandelt


werden können, und während der Wert anfangs ausschließlich, später 


mindestens noch teilweise auf der Möglichkeit ihrer Umwandlung in Gebrauchs-


güter beruhte, ist das Papiergeld überhaupt nur als Geld zu gebrauchen, es ist


die reine Verkörperung der Geldfunktion. Nicht nur die Gerechtigkeit und das


Gesamtinteresse der Volkswirtschaft, sondern auch die Entwicklungsgeschichte


des Geldes scheint mithin auf die reine Papierwährung, als auf die ideale


Geldverfassung hinzuweisen.“


So schrieb Helfferich 1903 am Schluß seines Buches „Das Geld“. Damals als


einfacher Professor und Legationsrat, hatte er nicht die Macht, das, was er


wenigstens rein theoretisch als Ideal bezeichnete, in die Wirklichkeit umzusetzen.


Heute ist Helfferich unser


Reichs-Schatz-Sekretär
und hat als solcher gewiß sehr starken Einfluß auf die weitere gesetzliche


Gestaltung unseres Geldwesens. Hoffentlich hat er seit 1903 gelernt die


Bedenken, die man gewöhnlich in Bankiers-
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und Börsen-Kreisen gegen das Papiergeld erhebt und die er in einer


Schlußbemerkung zu vorstehenden Bekenntnissen zu den seinigen macht, in


ihrer vollen Hohlheit richtig zu würdigen. Hoffentlich versteht er es auch, in dem


jetzigen Papiergeldmeer zu schwimmen und die Geister zu bändigen, die er 


vielleicht nicht gerufen, die nun aber da sind. Als er den Satz schrieb (Seite 530):


„In der Hand des Staates selbst ist die unbeschränkte Möglichkeit, aus Nichts


Geld zu machen, zu verlockend, als daß ein jeder Mißbrauch zu fiskalischen


Zwecken ausgeschlossen sein sollte,“ dachte er nicht, daß er sobald selbst 


einmal diesen Verlockungen persönlich zu widerstehen haben würde, und daß es


doch ein Unterschied ist, ob wir einem deutschen, dem Reichstag verantwort-


lichen Beamten die Papiergeldmaschine anvertrauen, oder irgend einem 


afrikanischen Potentaten. Auf alle Fälle wird unser Reichsschatzsekretär das tun,


was er nach reiflicher Überlegung glaubt im Interesse des Reiches tun zu 


müssen, und überschwemmt er uns dann unter dem Zwange der jetzigen 


anormalen Verhältnisse doch mit Papiergeld, so werden wir sagen, daß er von


zwei Übeln zu wählen hatte, und daß er die Vermehrung der Papiergeldausgabe,


trotz allem, nicht als das größere Übel betrachtete.


Salus publica suprema lex – auch in Währungsfragen.


Der Krämergeist.


Ein englischer Marineoffizier schreibt in einer preisgekrönten Arbeit über den


Geist und die Seele englischer Kriegsführung:


„Wir (Engländer) ziehen nicht aus sentimentalen Gründen in den Krieg. Ich


bezweifle, daß wir das jemals taten. Krieg ist das Ergebnis von


Handelsstreitigkeiten: sein Ziel ist, unserem Gegner mit dem Schwerte diejenigen


wirtschaftlichen Bedingungen aufzuzwingen, welche wir für notwendig erachten,


um uns kommerzielle Vorteile 
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zu schaffen. Wir bedienen uns aller erdenklichen Vorwände und Anlässe für den


Krieg, aber zugrunde liegt allem der Handel. Ob als Anlaß die Erringung oder


Verteidigung einer strategischen Stellung vorgegeben wird, ob der Bruch von


Verträgen oder was sonst noch – alle diese Anlässe und Vorwände begründen


sich letzten Endes auf dem Handel, aus dem einfachen und maßgebenden


Grunde, daß der Handel für uns das Lebensblut bedeutet.“


„Man hat das zwar gewußt. Man hätte das wenigstens schon lange wissen


können. Für viele wird es eben doch noch überraschend sein, daß ein englischer


Soldat sich zu diesen Krämergrundsätzen wie zu etwas Selbstverständlichem


bekennt.“ Tägl. Rundschau, 19.4.


Die Tägliche Rundschau sollte nicht immer so verächtlich vom Handel reden.


Die „Krämergrundsätze“, die England zum Kriege treiben, mögen unvernünftig


sein, doch entspringen sie jedenfalls ihrer Vernunft. Während unsere anderen


Gegner aus kindlicher Vergeltungssucht, wie in Frankreich, in den Krieg ziehen


oder aus Rauf- und Raublust der Fürsten wider Willen in den Krieg geführt 


werden, wie in Rußland, greift England zum Schwert, weil es glaubt, seinen


Handel, sein Lebensblut mit den Waffen schützen zu müssen.


Mit Leuten, die aus „Vernunftsgründen“ in den Krieg ziehen, wird es leicht 


möglich sein, ein Friedensbündnis zu schließen, denn dazu ist es nur nötig, die


Vernunftgründe, die für den Krieg sprechen, den Vernunftgründen gegenüber zu


stellen, die für den Frieden sprechen. In dieser Gegenüberstellung aber liegt


allein schon der Sieg und Triumph der Friedensgründe gesichert. Die


Vernünftigen in England werden sich heute schon bewußt sein, wie wenig ver-


nünftig die Vernunftgründe waren, die sie zum Kriege verleiteten. Dagegen ist ein


dauernder Frieden mit Leuten nicht zu schließen, die aus Rauf- und Raublust


oder aus Eitelkeit in den Krieg ziehen. Hier muß man einfach warten (unter


Umständen mit Gewehr bei Fuß), bis daß der „Krämergeist“ d. h. die Vernunft


alle die Persönchen und Klassen 
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auf irgend eine Weise der Macht entkleidet hat, die uns aus Vergeltungs-, 


dynastischen oder sonstigen unvernünftigen Gründen mit Krieg überziehen.


Der Kram (die Tägl. Rundschau spricht immer nur vom englischen


Krämergeist) oder der Handel ist nicht nur das Lebensblut Englands, sondern


auch das des deutschen Volkes. Vom Handel, vom Austausch unserer


Arbeitsprodukte, letzten Endes also von der Arbeitsteilung hängt aller Fortschritt,


hängt überhaupt unmittelbar der Lebensunterhalt unseres Volkes ab.


Beschränken wir den Handel, so zwingen wir die Volksmassen zur


Auswanderung. Wir müssen Waren oder Menschen ausführen, sagte Bismarck.


Ohne unseren „Krämergeist“ würden deutsche Fremdenlegionäre die


Handelskriege der Franzosen, Engländer, Holländer führen und deutsche


Mädchen die Unzuchthäuser der ganzen Welt bevölkern – wie vor noch nicht 


langer Zeit. Aufgabe der Physiokraten wird es sein, die „Vernunftgründe“, die zu


den Handelskriegen führen, einer eindringlichen Kritik zu unterziehen und den


Nachweis zu erbringen, daß jene sogen. Vernunftgründe eigentlich doch recht


fadenscheiniger Natur sind, daß es sich um oberflächliche Beobachtungen, um


Vorurteile handelt, denen nur durch die Goldwährung und den Privatgrundbesitz


ein Schein von Vernunft verliehen wird. Wenn die natürlichen Weideplätze des


Volkes von Zins und Rente abgegrast werden, dann ist es leicht, dem hungrigen


Volk die Notwendigkeit eines Handelskrieges zu zeigen. Zuweilen hilft dann auch


ein solcher Krieg, vorübergehend natürlich nur, da man ja die wahren Ursachen


des Futtermangels, d. h. den Zins- und Rententribut immer mit auf die eroberten,


neuen Weidegründe verpflanzt. Auch wird durch die Krisen und die


Arbeitslosigkeit, die stets den Spuren der Goldwährung folgen, dem Schwindel,


genannt „Schutzzoll“, immer wieder neue Nahrung gegeben, und Arbeitslosigkeit


und Krise sind es letzten Endes, gegen die die Handelskriege sich wenden. An


demselben Tage, wo ein Land mit Zollgrenzen vom Reste der Welt 
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sich abzuschließen sucht, erwachen auch schon hüben und drüben an dieser


Zollgrenze starke, dem echten „Krämergeist“ entspringende Kräfte, die diese


Hindernisse menschlichen Fortschrittes und menschlicher Verständigung auf


irgend eine Weise, nötigenfalls mit Waffengewalt, wegzufegen suchen. Denn der


„Krämergeist“ ist der einzige „Geist“, der sich nicht fesseln läßt, und stets gegen


alle Bande, Gesetze und Grenzen ankämpft. Er ist einfach eine Äußerung des


Selbsterhaltungstriebes. Ihm gegenüber sind alle geistigen Strebungen viel zu


schwach und vereinzelt entwickelt. Von recht wenigen heroischen Ausnahmen


abgesehen, wird darum jeder geistige Drang leichter in Bande geschlagen, als


der allgemeine, unbändige Lebenswille. Den religiösen Geist bändigt die Kirche,


den Freiheitsgeist diszipliniert die Partei, den Soldatengeist entwaffnet der Blick


der Vorgesetzten. Sogar den wissenschaftlichen Geist wirft der Chauvinismus in


den Staub. Nur den Krämergeist kann niemand bändigen, weil er echt ist.


Wollen wir Frieden auf Erden? Gut, so geben wir dem Krämer, was des


Krämers ist, geben wir ihm die Welt. Beseitigen wir die Zölle und alle anderen


Fesseln des Welthandels, denn tun wir es nicht willig, so braucht er Gewalt. Der


Krämergeist ist wie der Dampf: Verschließen wir die Ventile, so sprengt er den


Kessel.


Flaumacher!


„Die Neuordnung der Reichsfinanzen! Zur Berufung Helfferichs, von Prof. Dr.


Edgar Jaffé in München“.


So lautet der Titel eines Artikels der Deutschen Warte, (herausgegeben von 


A. Damaschke), der folgendermaßen beginnt: der unvergleichlichen Tapferkeit


unserer Heere ist es gelungen, den Feind von unseren Grenzen fernzuhalten ...


Und wie endet der Artikel? Eine Milliarde neuer Steuern werden notwendig


werden für die Befriedigung der durch den Krieg geschaffenen 
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20 000 (zwanzig Tausend) neuer Rentner in Durchschnittsgröße des Millionärs.


Denn nicht nur Krüppel schafft der Krieg, sondern auch Rentner. Neben jeden


Stelzfuß setzt der Krieg einen Millionär mit 50 000 Mark jährlicher Einnahmen,


die durch Steuern vom Volk aufgebracht werden müssen. Da nun die Millionäre


und Rentner nicht arbeiten, so können sie auch keine Steuern zahlen. Es wäre


auch lächerlich, den Zeichnern der Kriegsanleihen 5% Zins anzubieten, um ihnen


durch Steuern wieder einen Teil abzunehmen. Da wäre es ja viel einfacher, den


Zinsfuß herabzusetzen. Also schlägt Professor Dr. Edgar Jaffé, München, vor,


von direkten Reichssteuern abzusehen und die Lasten des Krieges auf die 


misera plebs contribuens abzuladen. Tabak, Branntwein, Petroleum,


Streichhölzer und elektrisches Licht, das sind die Opfer, die Jaffé auserkoren hat.


Hoffentlich begeht nun niemand die Taktlosigkeit, die Deutsche Warte mit dem


Artikel Jaffés unseren Soldaten ins Feld nachzuschicken. Er könnte manchen


tapferen Soldaten „flau“ machen, ihm den Geist nehmen, der ihn zu den „unver-


gleichlichen Taten“ anspornt. Die Zensur müßte eigentlich solche unerwünschte


Erörterungen verbieten. Der Geist, der jetzt unser deutsches Volk beherrscht,


wird hoffentlich noch bis zur Regelung der Kriegsfinanzen anhalten, und dabei


seine Echtheit kundtun. Wenn unsere Männer zurückkommen, wird es noch


immer reichlich Zeit sein, diese Bagatellfragen großzügig zu erledigen – oder


sind Finanzfragen für alle, die durch die Strapazen des Krieges gegangen und


dem Tode ins Angesicht geschaut haben, keine Bagatellfragen? Wir schlagen


den Feind, wo wir ihn treffen und nehmen das Geld für die Reichsfinanzen, wo


wir es finden. So denkt der deutsche Grenzwächter.


Überlassen wir also unseren Soldaten, die die Russen vom Boden unserer


Grundbesitzer und von den Geldschränken unserer Rentner ferngehalten haben,


auch die Ordnung unserer Finanzen. Sie sind die einzigen, die dazu berechtigt
sind. Viel-
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leicht finden sie ergiebigere Geldquellen, als die Taschen unserer Arbeiterfrauen.


Das Deutsche Reich umfaßte vor dem Krieg an werbendem, zinstragendem


Kapital 3 – 400 Milliarden Mark. Das bedeutet einen Ertrag von jährlich zirka 


15 Milliarden Mark an Zins und Rente. Belasten wir dieses arbeitslose


Einkommen mit einer Steuer von nur 10%, so gibt das 11/2 Milliarden, also,


schon das anderthalbfache von dem, was Dr. Jaffé vom Proletariat zu erheben


wünscht. [Die Frage, ob die von Jaffé versuchte Abwälzung der Kriegskosten auf die Schultern der


wirtschaftlich Schwächsten überhaupt sich durchführen läßt, wollen wir hier nicht untersuchen. Die


Theorie des Arbeitslohnes widerspricht allen solchen Versuchen. Der von Steuern (direkten wie indi-


rekten) überlastete Arbeiter wandert aus und die Auswanderung hebt den Lohn der


Zurückgebliebenen, bis daß die direkten wie indirekten Steuern abgewälzt sind. Aber sollen wir die-


selben Männer, die das Vaterland mit ihrem Blute verteidigten, jetzt durch Steuern aus dem


Vaterlande vertreiben? Das darf und wird nicht sein.]


Die Presse und das Papiergeld.


In unserem Flugblatt Nr. 5: Finanzielle oder wirtschaftliche Kriegsrüstung


haben wir die öffentliche Aufmerksamkeit auf den Unsinn gelenkt, der in der 


starken Betonung der „finanziellen Kriegsbereitschaft“ liegt. Wir sagten, der


ganze Inhalt dieser reklamehaft gerühmten finanziellen Kriegsbereitschaft läge


im Worte „Geldpapier“ ausgedrückt, daß all das, was die Reichsbank für unsere


Volkswirtschaft im Krieg geleistet hat, mit Hilfe von Papiergeld und dank der


gesetzlichen Abschaffung der Goldwährung geleistet wurde. Havenstein hat das


Verdienst (das niemand höher einschätzt als wir), daß er rechtzeitig, bei Beginn


des Krieges, ohne zu zaudern, bewußt handelnd, und nicht der Not gehorchend,


unsere Währung vom Gold trennte und im Papiergeld und Geldpapier das Heil,


die Rettung suchte und fand. Wir haben seit Kriegsausbruch theoretisch und


praktisch die reine, vom Gold vollkommen losgelöste Papierwährung. Diese 
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völlige Loslösung tritt in dem Agio, das man beim Tausch deutschen


Papiergeldes gegen Gold zahlen muß, offen zu Tage. Die Sperrung des


Reichsbankgoldes gibt dieser Loslösung auch den gesetzlichen Ausdruck.


Wenn wir Havenstein nicht zum Präsidenten der Reichsbank gehabt hätten?


Wenn etwa sein Vorgänger, Präsident Koch, das Kommando noch gehabt hätte?


Sicherlich würden sich dann die Franzosen und Russen längst in Berlin die Hand


gereicht haben, denn die Beibehaltung der Goldwährung im Kriege, wäre gleich-


bedeutend gewesen mit der Abschaffung der Geldwirtschaft überhaupt. Und wie


wäre da die Mobilmachung, der gewaltige, kaufmännische Güteraustausch 


möglich gewesen?


Wenn wir also Havenstein unmittelbar neben Hindenburg stellen und ihm gerne


unsere Dankbarkeit aussprechen, so müssen wir doch hier die Aufmerksamkeit


gleich auf eine Tatsache hinlenken, die uns bedenklich stimmt und argwöhnisch


macht, nicht gegenüber der Reichsbankverwaltung, sondern gegenüber unserer


Presse.


Diese Presse scheint ein stilles Abkommen getroffen zu haben, unseren


Papiergeldzustand dem Volke überhaupt nicht zum Bewußtsein zu bringen, ihn


möglichst totzuschweigen, zu verheimlichen. Warum? Nun, damit nach


Friedensschluß die Goldwährung, die uns bei Kriegsausbruch verriet, wieder


geräuschlos in ihr despotisches Amt eingesetzt werden kann und niemand die


Partei des Papiergeldes ergreift. Das Papiergeld hat seine Schuldigkeit getan, es


kann gehen – so soll es dann nach Friedensschluß heißen. Man fürchtet in den


kapitalistischen Kreisen das Papiergeld; man erblickt im Papiergeld das Ende der
Börsendifferenzen und man fürchtet es umsomehr, als wir die Theorie des


Papiergeldes restlos ausgebaut haben und dadurch befähigt sind, das


Geldwesen verstandesgemäß zu verwalten und das Geld ganz den Interessen


der Volkswirtschaft, statt denen des Kapitals, des Wuchers, der Spekulation


dienstbar zu machen. Das aber fürchtet man und darum ist die im Dienste des


Kapitals stehende Presse angewiesen worden, nur ja nicht die öffent-


öffentliche
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liche Aufmerksamkeit auf die Tatsache hinzulenken, daß unsere Volkswirtschaft
von Havenstein mit Hilfe des Papiergeldes während des Krieges zur allseitigen
Zufriedenheit in Betrieb erhalten wurde.


Man durchstöbere unsere Zeitungen auf der Suche nach dem Worte Papier-


geld, man suche in derselben Presse irgend welche Aufklärung über unseren 


jetzigen Währungszustand, irgend welche theoretische Abhandlung über die


Natur des Papiergeldes, über seine zweckmäßigste Verwaltung. Man findet


nichts. Totschweigen, vertuschen, verheimlichen – das ist die Parole, die sich


die, die Presse beherrschenden Mächte gegeben haben. Tatsache ist auch, daß


unsere Hochschullehrer und Professoren, auf deren Urteil das deutsche Volk


doch immer noch, vielleicht zu viel, gibt und mit deren harmlosen Aufsätzen die


Presse immer gerne paradiert – für die gewaltigen Leistungen unseres


Papiergeldes kein Wörtchen übrig haben. Fürchten auch sie die Waffen, die die


Papierwährung der Staatsregierung für die Bekämpfung des Wuchers, der


Spekulation, der Börsendifferenzen, des Zinses ausliefern würde, oder werden


(wie wir annehmen) ihre diesbezüglichen Untersuchungen von der Presse unter-


drückt? Die Tatsache, daß wir von der Goldwährung zur Papierwährung überge-


gangen sind, und zwar mitten im Kriege, und daß es trotzdem geht, daß der


Himmel nicht eingestürzt, die Erde sich nicht aufgetan hat, um uns zu verschlin-


gen, müßte doch Stoff genug für ein einziges, kleines Zeitungsartikelchen geben.


Aber nein, sie haben nichts zu sagen, oder – dürfen nichts sagen. Nicht nur, daß


für Papierwährungsartikel es kein Papiergeldhonorar gibt, sondern solche Artikel


werden überhaupt grundsätzlich abgewiesen. Anders können wir uns die Sache


nicht erklären. Unsere sensationshungrige Presse hat für das Sensationelle, das


in dem Übergang zur Papierwährung liegt – keinerlei Interesse.


Das Sammeln des Goldes, das immer noch durch die Presse angeregt wird,


und mit der 
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stumpfsinnigsten Begründung gefordert wird, soll ebenfalls nur der Rettung 


bzw. der Wiedereinführung der Goldwährung, der Vertuschung unseres


Papierwährungszustandes dienen. Durch dieses Sammeln wird die


Aufmerksamkeit der Volksmassen von der Papierwährung abgelenkt und auf die


Goldwährung gerichtet. Man will das Volk im Glauben erhalten, daß das


Papiergeld, womit die Reichsbank unsere Volkswirtschaft trotz Krieg, in gesunder


Entfaltung aller Kräfte erhält, ein direktes Produkt der angesammelten


Goldmassen ist, womit dann der Ruhm unserer Reichsbankleistungen vom


Papiergeld auf das Gold übergeht. In Wirklichkeit ist dieses Gold ohne irgend


einen Einfluß. Es liegt da im Keller der Reichsbank, wahrscheinlich dick von


Staub und Spinngeweben bedeckt, leb- und seelenlos und könnte ebensogut


nicht da sein. Weil die Reichsbankverwaltung es nicht für der Mühe wert hielt,


das Dritteldeckungsgesetz zu den übrigen abgeschafften Währungsgesetzen ins


Grab der Goldwährung zu werfen, besteht dieses Gesetz, das nur als


Komplement der übrigen (abgeschafften) Bankgesetze einen Sinn hatte, noch


weiter. Mit der Goldsperre ist das Dritteldeckungsgesetz als Regulator der


Währung ebenso sinnlos geworden, wie etwa eine Talsperre für die Regulierung


des Wasserstandes sinnlos ist, wenn die Schleusen der Sperre vermauert 


werden.


„Gesetz wird Unsinn, Wohltat Plage.“ –


Ist nun auch das Gold der Reichsbank und das Dritteldeckungsgesetz für die


Währung barer Unsinn geworden, so erfüllt es doch noch eine für die Interessen


des Kapitals sehr wichtige Aufgabe – der Glanz jenes Goldes soll das Volk blen-


den, damit es das bescheidene, werktätige, treue und zweckmäßige Papiergeld,


den Feind des Kapitals, des Wuchers, des Zinses, der Börsendifferenzen, über-


haupt nicht sieht. Man sucht dem Volke Sand in die Augen zu streuen, indem


man sagt, die Reichsbank „dürfe“ für jede Goldmark 3 Papiermark ausgeben.


Die, die zum Sammeln des Goldes aufrufen, wissen es doch so gut wie wir, daß


das Dritteldeckungsgesetz seit Sperrung des Reichsbankgoldes sinnlos 


geworden ist. Denn der Sinn der Dritteldeckung ist der, 
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daß mit dem Fallen und Steigen des Goldvorrates die Papiergeldmasse reguliert


werden solle. Mit der Sperre der Goldausgabe ist aber die Verminderung des


Goldbestandes unmöglich gemacht, d. h. aber, es kann das ausgegebene


Papiergeld nicht eingezogen, vermindert, reguliert werden. Trotzdem wird unaus-


gesetzt das Sammeln gepredigt. Woher diese Triebkräfte? Oder muß man etwa


die Leute vom Hansabund wirklich noch auf den Unsinn und Widerspruch auf-


merksam machen? Dann tun uns diese Männer als Kaufleute wirklich leid, dann


müßten wir das deutsche Volk warnen vor diesen Schwätzern. Sind es aber


keine Schwätzer, sondern zielbewußt vorgehende Männer, so müßten wir erst


recht vor ihnen warnen, denn es würde uns dann beweisen, daß sie die


Interessen des Kapitals, des Zinses, der Börsendifferenzen, des Wuchers, der


Spekulation über die Interessen der Volkswirtschaft und des Reiches stellen und


damit alles Recht verlieren, sich als Vertreter öffentlicher Interessen und des 


ehrlichen Handels zu benehmen.


Die Zeiten sind ernst, nach Friedensschluß werden sie noch ernster. Sozialen


Fortschritt werden die Volksmassen verlangen. Und diesem Fortschritt steht die


Goldwährung, deren Wiedereinsetzung alle die gekennzeichneten Manöver 


dienen, als unübersteigliches Hindernis im Wege.


Kriegsvermögenszuwachs-Steuer.


Die Geldwirtschaft hat zur Voraussetzung, daß jeder für seine Waren den


höchsten Preis fordert, den er nach Lage der Marktverhältnisse glaubt fordern zu


können. Das Geld ist überhaupt nur unter dieser Voraussetzung zu begreifen.


Manchmal hört man zwar noch die Behauptung, daß das Geld den „Wert“ ein-


tauscht, den es selber hat, d. h. in seiner Substanz birgt. Wer aber die


Gedankenlosigkeit dieser Redensart erkannt hat, wird auch bald erkennen, daß


man 
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mit dem Geld immer nur das eintauscht, was ihm die Marktverhältnisse, also


Nachfrage und Angebot zumessen. Und damit der Besitzer des Geldes nicht zu


kurz kommt, muß er in jedem einzelnen Fall seine Interessen persönlich wahr-


nehmen, er muß handeln und sehen, so viel wie möglich für sein Geld zu 


erzielen. So bald er auf den „festen, inneren Wert“ des Geldes, auf den


„Stoffwert“, auf das „Wertmaß“ und andere sinnlose Redensarten vertrauend, es


unterläßt, seine Interessen wahrzunehmen, ist er auch schon betrogen.


Der Kriegszustand ändert an diesen Dingen nichts. Auch jetzt muß jeder


sehen, daß er für sein Produkt den höchsten Preis erzielt, selbst dann, wenn die


Marktverhältnisse ihm wucherisch hohe Profitsätze einzustreichen erlauben. Für


viele Waren hat der Kriegszustand die Zufuhren (Angebot) abgeschnitten, 


während er gleichzeitig den Konsum (Nachfrage) gesteigert hat. Die unaus-


bleibliche Wirkung solcher Marktverhältnisse ist die Preissteigerung, die den


zufälligen Besitzern dieser Waren zugute kommt.


Nun werden manche Bürger, die durch solche Preisentwicklung begünstigt und


bereichert werden, von Skrupeln geplagt. Es widerstrebt ihrem patriotischen


Sinn, auf Kosten des deutschen Volkes Profite einzustreichen, während dasselbe


Volk unerhörte Opfer bringt, um sie und ihr Eigentum zu schützen. Viele gibt es,


die ja so gerne auf jeden Profit verzichten würden, denen es auch unerträglich


sein wird, wenn es nach Friedensschluß von ihnen heißt, „sie hätten ihr


Vermögen im Kriege gemacht“.


Was soll nun ein solcher braver Mann machen? Soll er die Waren zu den alten


Preisen verkaufen? Wem nützt er damit? Irgend ein anderer Schlaumeier würde


sie ihm gleich abnehmen, um sie zu den wirklichen Marktpreisen weiter zu 


verkaufen! Außerdem hat der in die Höhe gegangene Preis auch eine für die


Streckung der Vorräte höchst bedeutungsvolle, regulatorische Funktion zu 


erfüllen. Hoch im Preise stehende Waren werden geschont, man sucht nach


Ersatzstoffen, ihre Produktion wird, soweit die Natur 
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es gestattet, mit allen Kräften gefördert und der erhoffte Profit veranlaßt 


manchen waghalsigen Spekulanten den Blokadegefahren zu trotzen. Wer würde


heute aus Rumänien Mais nach Deutschland schaffen, wenn die hohen Preise


ihn nicht entschädigten für den Kursverlust am Deutschen Geld (10 Prozent), für


die hohen Eisenbahnfrachten usw.?


Die Preise der Lebensmittel dürfen nicht herabgesetzt werden. Sie können gar


nicht hoch genug sein und der Kaufmann, der den Konsumenten seine Waren


unterm Marktpreis verkauft und dadurch den Konsum erleichtert und vermehrt –


begeht Landesverrat. Wenn die Engländer uns bezwingen wollen, so brauchen


sie nur durch Mittelspersonen Lebensmittel in Deutschland zu kaufen und sie zu


herabgesetzten Preisen in Deutschland an die Konsumenten zu verkaufen. Der


Erfolg wäre derselbe, wie wenn sie diese Waren teilweise exportierten oder ver-


nichteten. Wir müssen also allen Kaufleuten raten, im Interesse des Reiches von


den zu erzielenden Preisen keinen Pfennig nachzulassen, den Vorwürfen des


Wuchers, die ihnen der Pöbel macht, stolz die Stirne zu bieten, alle Skrupel von


sich zu schütteln. Übrigens haben manche Kaufleute neben den Waren, die


durch die Marktverhältnisse begünstigt werden, auch solche, an denen sie starke


Verluste erleiden. Sollen die Kaufleute an den einen Waren nichts gewinnen, so


dürfen sie schon im Interesse ihrer Gläubiger, ihrer Zahlungsfähigkeit an den


anderen nichts verlieren. Zwingt man nun die Kaufleute durch gesetzlichen oder


moralischen Druck, die begünstigten Waren zu den alten Preisen weiter zu 


verkaufen, so muß man ihnen auch die anderen Waren zu den alten Preisen


abkaufen. Sonst treibt man sie zum Bankerott, womit der Allgemeinheit nicht


gedient sein würde.


Aus diesen Kriegsverhältnissen heraus gestatten wir uns, folgenden Vorschlag


zu machen, in der Hoffnung, den skrupelhaften Kaufleuten damit einen wirklichen


Dienst zu erweisen. Wir sagen: das der Geldwirtschaft entsprechende System


des Verkaufes zu den erreichbar höchsten 
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Preisen wird auch während des Kriegszustandes beibehalten. Jeder Kaufmann


kann und soll seine Warenbestände zu den höchsten Marktpreisen verkaufen.


Auch die Armeelieferanten und die in der Kriegsindustrie beschäftigten


Unternehmer sollen die durch den Wettbewerb regulierten Preise verlangen.


Dafür aber wird man ihnen zur Entlastung ihres Gewissens von allen Skrupeln,


wie auch zur öffentlichen Rechtfertigung ihres Vorgehens, nach Friedensschluß


den etwaigen Vermögenszuwachs, der während des Krieges entstanden, in Form


einer


Kriegs-Vermögenszuwachs-Steuer
ganz oder zum größten Teil wieder abnehmen.


Die allseitigen Vorteile einer solchen Steuer werden jedem Kaufmann ohne


weiteres einleuchten. Keiner von ihnen wird nun noch von Skrupeln und Zweifeln


geplagt – ob er es mit seinem Gewissen vereinbaren kann, die ihm gebotenen


Preise auch wirklich zu nehmen. Die Waren werden zu den höchsten Preisen


verkauft, die Vorräte werden dadurch gestreckt und geschont, die Produktion


angeregt, die Einfuhrhändler zu oft gewagten Geschäften veranlaßt. Zugleich


fließt in Form einer Steuer das Geld, das das Volk in den Preisen der Waren zu


viel bezahlte, wieder in die Taschen des Volkes zurück.


Und noch eins: Wir retten die Geldwirtschaft, passen sie den Verhältnissen an,


zeigen aller Welt, was diese Geldwirtschaft unter verständiger Leitung zu leisten


vermag und retten die Volkswirtschaft vor heute doppelt gefährlichen 


kommunistischen Experimenten. Zugleich aber liefert uns der Ertrag der Steuer


die Mittel, um die notleidenden Volkskreise zu unterstützen.
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Das Material unseres Papiergeldes.


Wir machen unsere Behörden, die doch gewiß alle Ursache haben, dem


Papiergeld hold zu ein, auf das unpraktische Format und die unzweckmäßige


oder: unrichtige Papierstärke aufmerksam. Das Papier ist zu dick, zu steif. Wir


haben wiederholt die Beobachtung gemacht, daß Kassierer die Geldbündel 


dreimal nachzählten, weil sie unsicher waren, und diese Unsicherheit war u. E.


auf das Papier zurückzuführen, woraus das Geld gemacht wurde. Das Papier


muß dünner und weicher, auch etwas rauher sein. Bei richtiger Wahl des


Papieres müssen die Kassierer ihrer Sache vollkommen sicher sein.


Das Format der kleinen Noten weicht ebenfalls ab von dem Format, auf das


man in den alten Papierwährungsländern durch Erfahrung gekommen ist. Die


Zettel müssen bedeutend länger als breit sein; die kleinen Noten von 1–2–5 M.


können gut 11/2 mal so groß sein als jetzt. Die 2 Mark-Noten können überhaupt


ausfallen. Als Stückelung genügen 1, 5, 10, 50, 100 und 1000 Mark.


Bei der Gelegenheit wollen wir auch auf den Unsinn aufmerksam machen, der


in der Beibehaltung des Hartgeldes liegt. Diese beiden Dinge vertragen sich nicht


in der Geldtasche. Es ist eine technische Unmöglichkeit, Geldtaschen herzu-


stellen, in denen Papier- und Hartgeld gleichzeitig untergebracht werden können,


ohne daß das Papiergeld darunter leidet. Soll das Papiergeld vom Publikum


geachtet werden, so muß das Publikum mit dem Hartgeld verschont werden. Das


Papiergeld muß ohne Faltung glatt in der Tasche unterzubringen sein. Dann


bleibt es sauber und braucht weniger oft erneuert zu werden. Da wir nun endlich


bei der Papierwährung angelangt sind, sollen wir auch die Dinge machen, wie es


sich gehört. Mit Hartgeld allein kommt man nicht aus. Selbst unter Verwendung


von vier Metallen (Kupfer, Nickel, Silber und Gold) blieb 
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das Papiergeld eine Notwendigkeit, während wir mit Papiergeld und den


Nickelmünzen (die man lose in einer Tasche tragen kann) sehr wohl aus-


kommen. Es hat keinerlei Sinn und wird auch durch keinerlei Erscheinung der


Zahlungstechnik gefordert, daß wir das Silber-Hartgeld beibehalten. Dieses


Metallgeld können wir restlos einschmelzen und in London zum Ärgernis der


Engländer verkaufen lassen (wenn wir dasselbe auch mit unseren


Goldbeständen täten, würden die Engländer vor Wut bersten). Wenn wir die


Löhnung der Soldaten in Papiergeld auszahlen und ihnen an Stelle des


Gewichtes an Silbergeld ein solches von Brot und Speck mit ins Feld geben –


sie werden es uns danken. Weg also mit dem barbarischen Silbergeld und etwas


mehr Liebe und Sorgfalt bei der Herstellung des Papiergeldes – des einzigen


Geldes, das uns bei der Mobilmachung nicht verraten hat.


Die Reichs-Tapetenfabrik! Theodor Rudert, Berlin-Halensee, Friedrichsruher


Str. 17, sendet uns eine Reihe von Abhandlungen, in denen er eine Erweiterung


der Reichsbankvollmachten verlangt. Jedem deutschen Bürger, mit alleiniger


Ausnahme der Zuchthäusler, soll bei der Reichsbank, Abteilung für


Papiergeldtapeten, ein unbeschränkter Personalkredit eröffnet werden, und zwar


zins- und pfandfrei. Jeder, der einen Acker, einen Wald, ein Pferd, ein Schiff; 


eine Kuponschere mit Dampfbetrieb, oder auch 4%ige Pfandbriefe und


Staatsanleihen, erwerben will, um vom Zinsertrag dieser Dinge ein bequemes,


sorgenfreies Leben zu führen, geht hin zur Reichsbank, und unter Berufung auf


seine preußische Staatsangehörigkeit und geistige Zurechnungsfähigkeit, bestellt


er sich das zinsfreie Darlehen. Wer darüber hinaus noch billige, sogar kostenlose


Tapeten für seinen Salon oder Kuhstall haben will – auch diesem Wunsche muß


die Reichsbank willfahren und die gewünschte Geldtapete zins- und kostenfrei


liefern. Ob der Tapeziererlohn von der Reichsbank zu zahlen ist, sagt Rudert


nicht. Nach Ablauf der Darlehensfrist (die R. auf eine Reihe von Jahren aus-


gedehnt wissen will) wird die Geldtapete abgekratzt und bei der 


238







Reichsbank gegen eine neue wieder völlig kostenlos umgetauscht. Auf diese


Weise hat dann jeder deutsche Bürger stets bares Geld, und alles, was man mit


Geld kaufen kann, zur Verfügung und obendrein eine mit Reichsbanknoten


immer neu tapezierte zinsfreie Wohnung.


Der Irrtum, in den R. wie so viele, viele andere vor ihm verfallen ist, kommt


letzten Endes daher, daß er vergißt, woher die Kräfte des Geldes kommen. Das


Geld ist Tauschmittel, seine Kräfte gehen ausschließlich von dieser Verwendung


aus. Zieht man das Geld aus dieser Funktion heraus, so schnappt es schon nach


Luft und verendet, wie ein Goldfischchen, das aus der Glasschale gesprungen


ist. Sobald die Reichsbank unsere Währung von einem anderen Standpunkt als


dem des Warenaustausches betrachtet, sobald sie ohne Rücksicht auf die


Warenpreise Geld ausgibt, um dem Geldbegehr Privater sowohl wie des Reiches


zu willfahren, da pfuscht sie auch schon und wirft alle wirtschaftlichen


Beziehungen der Bürger durcheinander. Die Reichsbank kann also nur innerhalb


der schart gezogenen Grenzen der „Deutschen Reichswährung“ (worunter 


währungstechnisch nur die dauernde Aufrechterhaltung des allgemeinen


Preisstandes der Waren verstanden werden kann) Geld auf dem Wege des


Kredits in den Verkehr bringen. Keinen Pfennig mehr. Die Reichsbank hat sich


nach den Warenpreisen zu richten, nicht nach dem Zinsfuß, nach den Wünschen


des Fiskus, oder nach dem Barometerstand. Der Zinsfuß, der Kreditbedarf des


Publikums und des Reiches geben keinen Maßstab ab, womit ein


Zentralnoteninstitut den Geldbedarf der Volkswirtschaft messen kann. Gebraucht


das Zentralnoteninstitut solche Maßstäbe trotzdem und setzt es etwa größere


Geldmassen in Umlauf, um den Zinsfuß zu drücken, so schießt der Zinsfuß ganz


regelmäßig in die Höhe. Diese Tatsache, die zum erstenmale von mir in der


Zeitschrift „Die Geldreform“ erklärt wurde, sollte, meine ich, genügen, um Rudert


stutzig zu machen und ihn zur Nachprüfung seiner Ansichten zu veranlassen.


Die Tatsache des Papiergeldes steht mit 
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allen landläufigen Theorien des Geldes in vollkommenstem Widerspruch, und


wie Goethe sagt: „es ist der vollkommene Widerspruch gleich geheimnisvoll – für


Weise wie für Toren“.


Auch für Rudert ist das Papiergeld noch ein Geheimnis, trotzdem er es befür-


wortet, sonst würde er das Kriterium für die Verwaltung des Geldes nicht dem


Kreditbedürfnis des Publikums entnehmen, sondern den sachlichen Bedürfnissen


des Warenaustausches.


An den 


Herrn Schuldirektor Dr. D ... 


in ...


Geehrter Herr!


Ich las Ihren heutigen Brief in der „Tgl. Rundschau“ über Ihre durch Schüler


erzielten Erfolge beim Goldsammeln. So klar und einfach und schön die


Beweggründe Ihrer Handlung an sich sind, so dunkel und sinnlos erscheint


Vielen der Zweck dieser in den Kellern der Reichsbank aufgeschichteten


Goldmassen. Es gibt in Deutschland genug Männer, die behaupten, jenes Gold


wäre für Deutschland unter den jetzigen Umständen absolut wertlos. Kartoffeln


und Granaten braucht Deutschland heute, kein Gold, das in Friedenszeiten unser


Putzbedürfnis befriedigt, jetzt aber uns nach keiner Richtung hin eine Hilfe ist.


Wenn es zu irgend etwas brauchbar wäre, so würde man es doch nicht brach in


den Kellern einer Bank liegen lassen, jetzt, wo alle wirtschaftlichen Güter voll


ausgenützt werden müssen! Glauben sie etwa, daß, wenn wir im Deutschen


Reiche eine Goldminen-Industrie besäßen,. wir jetzt mitten im Kriege tausende


von Männern damit beschäftigen würden, Gold aus Erdlöchern zu heben, um es


in Berlin in ein anderes Erdloch zu versenken? Ich meine, die Arbeit ist jetzt zu


kostbar für derartige Schildbürgerstreiche. Lassen Sie also das Gold in den


Strümpfen und Kasten unserer Bauern einfach liegen. Es ist dort nicht über-


flüssiger, als in den Eingeweiden der Bergwerke, im Sande des Rheines oder in


den Kassen der Reichsbank. Belästigen 
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Sie die Reichsbankverwaltung nicht mit diesem Plunder; sie hat Wichtigeres zu


tun, als Gold zu wiegen und für die Inhaber der Banknoten aufzubewahren. Als


Geldstoff haben wir jetzt Papier, brauchen also kein Gold und als Zahlungsmittel


für ausländische Waren können wir Gold nicht gebrauchen, weil wir ja blockiert


sind.


Das Gold hat uns bei Kriegsausbruch schmählich verraten, und wenn nicht das


Papiergeld in die Lücke eingesprungen wäre, so wäre es zu einem völligen


Zusammenbruch unserer Volkswirtschaft gekommen. In dieser unbestreitbaren


Tatsache erblicken aber andere Kreise der Bevölkerung, die aus den Lastern und


organischen Fehlern der Goldwährung eine ewig sprudelnde Quelle materieller


Vorteile geschaffen haben, eine Gefahr für sich und tun alles, was in ihrer Macht


steht, damit es nach Friedensschluß in Bezug auf unser Papiergeld heißt: der


Mohr hat seine Schuldigkeit getan; der Mohr kann gehen. Diese Leute, an ihrer


Spitze unsere mächtige Bankwelt, die Börse und alles, was von ihr abhängig ist,


suchen nun zu retten, was noch von der Goldwährung zu retten ist. Diese sind


es, die die Propaganda der Goldsammlung betreiben, damit sie dem Volke die


Wohltaten unserer Papierwährung als ein Produkt der Goldwährung darstellen


können. Und schon der Jugend, den einstigen Beamten und Führern, muß der


Goldwahn in vaterländisch eindrucksvoller Umhüllung beigebracht werden. Sie


behaupten dann dreist und gottesfürchtig, daß die Reichsbank nur dank ihrem


Goldschatz gesetzlich ermächtigt war, Papiergeld auszugeben, daß also das


Papiergeld, das die Mobilmachung ermöglichte, und die Volkswirtschaft jetzt


ganz allein in Betrieb hält – sein Dasein letzen Endes nur dem Golde zu ver-


danken hat. Sie verschweigen einfach; daß, wenn das Dritteldeckungsgesetz,


das jetzt doch völlig sinnlos geworden ist, der Reichsbank im Wege stünde, es


schon längst zu den anderen Trümmern der 
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Goldwährungsgesetze gestoßen worden wäre. Gesetzlich geschieht von jeher


doch alles debattenlos nach Wunsch der Reichsbankverwaltung. Warum sollte


also gerade das Dritteldeckungsgesetz, das nur als Komplement der bereits
abgeschafften Währungsgesetze einen Sinn hatte, für die Reichsbankverwaltung


irgend welche bindende Kraft haben und ihre Machtbefugnisse in Bezug auf die


Ausgabe von Papiergeld beschneiden?


Es ist Ihnen vielleicht nicht bekannt, daß der Kampf für und wider die


Goldwährung als politischer Haderstoff allerschwerster Art anzusehen ist, daß die


Goldwährung als die Hochburg des Kapitalismus, der parasitären Volkswirtschaft


angeklagt wird und daß das aktive Eintreten für diese Grundlage völkischen


Klassenzerfalles eigentlich nicht Sache der Schule ist, nach dem Grundsatz:


Hadersachen sollen von der Schule ferngehalten werden.


Vielleicht veranlassen diese Zeilen Sie, unser in schwerer Zeit sich trefflich


bewährendes Papiergeld näher zu untersuchen, vielleicht werden Sie sich durch


dieses Studium veranlaßt fühlen, Ihren patriotischen Eifer von der Goldwährung


auf die Papierwährung zu übertragen und uns Ihre Mitwirkung zuzusagen bei


unserem Kampfe um die Neugestaltung des Geldwesens im Sinne des neuen,


unseren Schützengräben entsteigenden Volksgeistes. Wir können uns keine


edlere Aufgabe für unsere Jugendbildner denken, als daß sie diesem jungen


Volksgeist zur rechten Ausbildung verhelfen.


Hierauf erlauben wir uns, Ihre Aufmerksamkeit hinzulenken.


Mit vorzüglicher Hochachtung!


S. G.
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Deutsches Freiland


„Sie da, mit dem Stelzfuß und dem Eisernen Kreuz! Wenn Sie den Hypothekenzins nicht pünkt-


licher bezahlen, schmeiß ich Sie herunter vom Land Ihrer Väter!“


„Die Erde gab er den Menschenkindern.“ Ihr Menschenrecht auf den Erdboden


haben die Menschen am ewigen Gottesthron verankert. Die Grundherrschaft, der


Grundbesitz aber hat in der Geschichte angefangen mit einem Linsengericht, mit


Wucher, Gewalt und Totschlag. Der Nestgeruch hängt ihm heute noch an. Wo


der Privatgrundbesitz unkrautet, da schießt auch Gewalt und Knechtschaft auf,


Unterdrückung gedeiht und Empörung, der „innere Feind“ ist da – und sein


Blitzableiter, der äußere Feind, wird schon bereit gehalten. Was die Grundherren


Ordnung heißen, muß mit Kanonen und Zuchthäusern aufrecht gehalten werden.


Henker heißt diese Ordnung mit Vornamen, und der Rachegeist löscht den


Rechtsgeist auf vielen Seiten im Gesetzbuch aus. „Frieden den Menschen auf


Erden“, so wird der Mensch begrüßt, solange er „auf Erden“ lebt und im Boden


wurzelt. „Krieg aller Welt“ ist die furchtbare Botschaft, mit der das Bodenunrecht


unter die Menschen kommt und sie mißgrüßt. Der Friede flüchtet in die Träume,


in die Kinderherzen und über die Sterne. Das Erdendasein aber ist bis in die


innerste Kammer verwüstet.


Wenn nun einer Tag um Tag im Haus Gewalt übt oder sie leiden muß, wie


kann der den Nachbarn gegenüber den herzhaft menschensguten Ton treffen.


Um den Nachbarvölkern mit Sicherheit, Achtung und Güte zu begegnen, muß ein


Volk frei aufgewachsen sein. Wir aber sind von Kindstagen an am Herd und im


Dorf unter Grundherren und Fronknechten groß geworden. Der Bub des


Sklavenhalters wächst mit Unrecht auf, wie soll er später das Unrecht einsehen?


Kette und Peitsche, Ausbeutung und Profit, das sind seiner Welt altheilige 


[allheilige] Säulen – und der eigne Nutz widerlegt Ver-  Vernunft
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nunft und Herz und Gewissen. Seine Welt, in der er von Andrer Arbeit lebt, ist für


ihn die gottgewollte Ordnung. Er hat die Religion, die er haben kann. Heute treibt


er den Pachtzins hinauf, morgen wirft er die Leute auf die Gasse. Er fühlt sich in


seinem Recht. Es geht ihm gut dabei, und keiner kann ihm sein Unrecht be-


weisen. Er hat das Recht, denn er hat die Macht. Sein Gerechtigkeitsgefühl ist


eingeschlafen. Ihm kommt der Spruch aus dem Herzen:


„Gewalt und Geld – Geld und Gewalt,


Daran kann man sich freuen.


Gerecht- und Ungerechtigkeit,


Das sind nur Lumpereien.“ (Goethe.)


Wir verstehen diesen Menschenschlag recht gut. Sie haben eine mißwachsene


Seele – wir mögen traurig sein über solche Mitbürger, hassen können wir sie


nicht. Indes ist Gewalt ein fressendes Feuer und frißt auch uns. Um ihret- und


um unsertwillen müssen wir sie von der Machtseuche heilen. Wir werden das so


schmerzlos abtun wie es geht. Aber sein muß es.


Macht ist gut und ist der Allmacht Erbe. Nur Übermacht ist vom Teufel – Über-


macht und Ohnmacht. Mächtig soll jeder Mensch sein. Wenn einmal die Macht in


aller Hand ist, liegt die Übermacht in der Ecke. Sie war ja nur stark von vieler


anderer Schwäche. Wir müssen also die äußeren Machtmittel an alle verteilen


und die Übermachtmittel zerbrechen. Die äußern Übermachtmittel aber sind der


Kapitalzins und der Privatgrundbesitz: das arbeitlose Einkommen. Geld ist Macht


und Boden ist Macht. Zins und Rente daraus sind Übermacht. Geld und Boden


muß jeder reichlich haben – groß ist die Erde, reich ist die Arbeit. Zins und Rente


aber soll keiner haben. Den Privatgrundbesitz löst das Freiland ab. Im Freiland


trifft der Übermächtige und Übermütige rings auf freibürtige [freigeborene] Männer.


Seinesgleichen warnt ihn, seinesgleichen straft ihn. Und das ist die beste Zucht,


wenn es dem Unrecht nie und nirgend gut hinausgeht. Dann wacht der einge-


schlafene Gerechtigkeitssinn 
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wieder auf. Der Bleuel [ein hölzerner Schlägel] weckt ihn.


Als die Grundherren die Welt gewannen und an ihrer Seele Schaden litten,


kam ihnen nicht blos [bloß] daß Gerechtigkeitsgefühl abhanden. – Der Grundherr


hat Kinder und Erben. Wie aber erben sie? Je größer der Grundbesitz, je mächti-


ger die Übermacht. Wird er klein geteilt, so wird die Übermacht totgeteilt. Darum


erbt der älteste den ungeteilten Boden, die Miterben nehmen ihr Teil in Geld. Das


Geld muß der junge Grundherr sich leihen. Bei jedem weiteren Erbgang geht es


ebenso, bis es nicht mehr weitergehen kann, bis der Boden ganz unter Schulden


gesetzt ist. Durch die Erbteilung verfällt der Boden also gesetzmäßig der


Verschuldung. Vor ihr bietet sich den Grundherren eine Ausflucht: sie verhindern


die Teilung, indem sie die Erschaffung teilberechtigter Erben verhindern. Das ist


der Weg der Unzucht und des Volkstodes. So führt also jeder Weg den


Privatgrundbesitz in die Tiefe: entweder den Boden totteilen – oder sich am


Hypothekenstrick totseilen – oder ins tote Meer eilen. Geburtenbeschränkung,


Kinderverhütung – der Privatgrundbesitz ist der Zwangsweg zur Unzucht. Wie


grundschlecht muß eine Sache sein, die nur mit einer größeren Schlechtigkeit


auf der Bahn gehalten werden kann.


Noch wehren sich die meisten, den Weg zu gehen. Sie suchen andere


Auskunft. Sie denken, wenn die Lasten steigen, so muß man die Einnahmen


heben. Sie wollen also den Preis ihres Kornes und Weizens hinaufsetzen. Wie


machen sie das? Da ist ausländisches Korn, das kommt übers weite Meer und


kostet nicht mehr als das deutsche. Solange der Amerikaner billig verkauft, kann


der Deutsche nicht teurer verkaufen. Also muß man dem Amerikaner den deut-


schen Markt sperren. Das macht man mit Gesetzen: du Amerikaner wirst für


jeden Zentner Korn oder Weizen an unserer Grenze drei Mark Zoll bezahlen.


Dann muß der Amerikaner drei Mark mehr für sein Korn verlangen – dann kann


der deutsche Getreidebauer ebenfalls drei Mark mehr für seine Ware fordern. 


Mit diesem Zuschlag kann er auf 
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einige Jahre hinaus wieder höhere Zinslasten ertragen. Er wälzt also seine


Lasten auf die Schultern aller ab, die das teurere Brot kaufen müssen. Also vor


allem ihr Arbeiter: mit dem Brotwucherpreis kauft ihr die Grundherren von Schuld


und Sodoma frei. Eine kostspielige Seelsorge.


Wer Gesetze machen will, muß einen Platz an der Gesetzmaschine haben, er


muß Politik treiben. Die Politik des Grundbesitzes hat eine kleine Seele, die heißt


Grundrente. Interessenpolitik muß sie treiben, selbstsüchtige Klassenpolitik.


Volkspolitik kennt die Grundrente nicht. Selbstsucht aber weckt Selbstsucht, Gier


weckt Gier, Haß weckt Haß: was haben die Zollkämpfe unserm Volk schon für


Zwietracht und Feindschaft gebracht! Die Interessenpolitik ist der


Schwindsuchtskeim des Parlamentarismus. Das hängt alles an einer Kette:


Grundbesitz – Erbschaftsteilung – Hypothekenverschuldung – Getreidezölle –


Interessenpolitik – Verfall des Parlamentarismus – Unterwühlung des Staates.


Wer das letzte Kettenglied nicht erleben will, darf das erste nicht am Leben 


lassen.


Der Gewaltzustand vernichtet die Gewalttätigen selber. Er vernichtet auch die


Vergewaltigten. Die Arbeit gliedert und eint das Volk, der Besitz zerreißt es. Die


Klassenspaltung aber bekommt beiden Teilen übel, der unteren Klasse am 


übelsten. Das braucht all den Millionen, die es angeht, heute nicht mehr gesagt


werden. Die Grundrente ist der Götze des Grundbesitzes – und alle Götzen seit


Molochs [Stammgott der Ammoniter, dem Menschenopfer dargeboten wurde] Aufgang bis


Huitzilopochtlis Untergang sollen aufstehen und Zeugnis geben, ob je ihrer einer


mit mehr Blut aus zuckenden Menschenherzen gemästet worden ist als ihr


Stammvater der Bodengötze. Vielleicht sind sie alle nur seine heimlichen


Angestellten gewesen? Denn wem waren jene Zehntausende jährlichen jungen


Nachwuchses zu viel im Land? Wer war das, der sie hier auf Erden nicht 


brauchen konnte und sie den Göttern zurückschickte? Waren es nicht die


Standesgenossen jener Leute, die in milderen Jahrhunderten ihre Nachgebornen


hinter den Klostermauern unschädlich machten?


Ein scheußlicher Teufel bist du, Grundrente! Die 
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Geschichte der Greuel und Kriege, die Geschichte der Blutbäche und


Tränenströme, das ist deine Geschichte! Und wer bist du denn eigentlich?


Was ist die Grundrente? Vom jährlichen Ertrag des Bodens werden die


Betriebsunkosten abgezogen; der Rest ist die Bodenrente. Auf Pachtland kommt


sie rein zum Vorschein: der Pachtzins ist die Grundrente. In den


„Betriebsunkosten“ stecken vor allem die Löhne. Hohe Löhne – niedre Rente,


niedre Löhne – hohe Rente. Darum ist Feindschaft von Anbeginn zwischen den


Herren und den Tagelöhnern und Pächtern. Immer greift die Rente dem Lohn in


seine arme Schüssel. Und wenn der Fronknecht sich aufmachte in Gottes große


Welt, um zu sehen, ob sie denn auf allen Seiten so mißglückt sei, so endete


seine Not- und Pilgerfahrt hinter Gefängnismauern. Erst ein paar Jahrzehnte ist


es her, daß der Hörige „freier“ geworden ist. Heute darf er in die Städte ziehen.


In die Mietkasernen – derselben Grundrente. Und in die Fabriken darf er gehen –


die dem Geldkapital dienstbar sind. Und dann hat er zwei Gewaltige für einen


über sich.


Der Elende (Un-lände), der im Vaterland nicht Boden hat, wird in den Krieg


geschickt und liegt in Feindesland tief in der Erde im Schützengraben. Welchen


Boden soll er nun verteidigen? Den Boden der Rente, die ihn auffrißt? Wenn er


nur wenigstens Hoffnung auf Boden hätte, so hätte er doch eine Hoffnung zu


verteidigen. Soll er seine Ketten verteidigen? Die allgemeine Dienst- und


Kriegspflicht, zu töten und sich töten zu lassen, muß notwendig den Inhalt


haben: jeder soll sein Land verteidigen; dann ist er Landeshüter und


Grenzwächter. Alles andere ist Söldling.


Auch unser Volk hat nicht Brief und Siegel auf ewige Dauer. Die Klassen-


spaltung ist seine tiefste Wunde. Die gesunde Einheit ist zerrissen. Oben leiden


sie so gut daran wie unten. Vor und hinter den Kanonen klopfen die Herzen. 


Der Tyrann stirbt am Sklaven, der Sklave am Tyrannen. Beide brauchen sie


Freiheit; nur dem 
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Freien ist wohl, nur der Freie ist gut. Umsonst haben Jahrtausende daran gear-


beitet, die Menschheit sittlich von innen her zu heilen: die bessern Zeiten sollten


kommen, wenn die bessern Menschen kommen. Wohl! Aber wie kommen wir zu


bessern Menschen? Die einen haben es schlecht – sie würden sich sehr gern


bessern, wenn sie Brot davon bekämen. Die andern haben es gut – die haben


es nicht not, sich zu bessern. Bekehren sie sich, so schaden sie sich. Denn vom


Unrecht geht es ihnen ja so gut. Ihr Unrecht aber ist gerade der „schlechten


Zeiten“ schlechte Seite! Sie müßten wie der herrliche Tolstoi den Bauernkittel


nehmen und das Fürstentum unter die Knechte geben. Nun ihr Prediger, wo sind


eure Tolstoi? Solange der Räuber nicht büßt, hilft dem Beraubten nicht Will’ und


Werk, nicht Gnade und Gebet. Im Gegenteil! Vom geduldigsten Schaf scheert


man die meiste Wolle. Nein, predigt in die Herrenbank und nicht ins


Kirchenschiff! Bis aber euer Wort dort aufgeht, wollen wir unsern Weg unter den


Füßen behalten und der Weltunordnung von der wirtschaftlichen Seite her nach-


helfen. Sicher gibt es immer unverhoffte Ausnahmen. Aber die Welt steht nicht


auf zwei Augen, sondern auf drei Milliarden. Streben wir den Wirtschaftsfrieden


an, aus ihm wird viel Herzensfrieden in den einzelnen und der Weltfrieden in die


Völker kommen. Denn auch Freiheit und Frieden sind ansteckend!


Das Freiland-Ziel ist also klar: Freiheit durch Freiland, Weltbefreiung durch


Bodenbefreiung.


Daß der Mensch zum Menschen werde,


Stift’ er einen ew’gen Bund


Gläubig mit der frommen Erde,


Seinem mütterlichen Grund. (Schiller.)


Wir wissen wohl, daß die Freiheit an zwei Ketten liegt: an der Grundrente und


am Kapitalzins. Und daß darüber hinaus auch Dummheit und Schlechtigkeit


Sklavenketten sind. Der Gedanke der Geldreform [Siehe Silvio Gesell „Die


Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform“.


Physiokratischer Verlag G. Blumenthal, Berlin-Lichterfelde. Ebenda ist auch dieser Aufruf in jeder


Anzahl zu haben, kostenlos. Unser Werbekasten ist aber ein dankbares Gemüt! – Wir erbitten


Feldanschriften.] (wie der Gedanke der Volksaufklärung und Volkserziehung) muß


auch durchgeführt werden. Keiner siegt 
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ohne den andern. Treibt die Ausbeuter aus dem festen Turm der Grundrente, so


verschanzen sie sich in doppelter Stärke hinter dem Kapitalzins und umgekehrt.


Der deutsche Verein Freiland denkt nicht daran, das Unrecht zum Vorspann


des Rechts zu machen. Er will den heutigen Eigentümern des Bodens und den


Inhabern der Pfandbriefe ihre „Rechte“ nicht nehmen. Wir wollen Deutschland


nicht rauben. Wir werden Deutschland kaufen. Aus seinem Arbeitsertrag bezahlt


das deutsche Volk an Grundrente soviel, daß es davon den ganzen deutschen


Boden in jedem Jahrhundert drei- bis viermal kauft – den Rentnern kauft! Also


muß es derselben Arbeit möglich sein, den Boden einmal für das Volk zu kaufen
und rund und nett zu bezahlen. Die Reichs-Grundablösungs-Schulden werden


möglichst rasch getilgt. Der Boden steht jedem pachtweise zur Bewirtschaftung


frei. Soviel er mit seiner Familie bebauen kann, soll er haben. Der Pachtertrag


deckt den Zins, mit dem die Reichsgrundschuld getilgt wird. Ist sie abgetragen,


so ist der ganze Pachteingang frei für öffentliche Zwecke. Dann wird sich die


Grundrente erinnern, daß sie den Müttern ihr Dasein verdankt. Jedem den Ertrag


seiner Arbeit! Dies ist also die natürliche Mutterschaftsversicherung und


Frauenbefreiung. Der freie Boden duldet nur freie Mütter. Mit diesem Mütterdank


wird jahrtausendaltes Unrecht aus der Welt geschafft.


Der deutsche Verein Freiland will handeln. Er will zeigen, daß Bodeneigentum


und Bodenarbeit sehr wohl getrennt sein können. Für den Bergbau und das


Baugewerbe will er dasselbe beweisen. Beispiele will er hinsetzen und


Erfahrungen bereit stellen für die kommende Boden-Gesetzgebungsarbeit.


Freiland sammelt darum Geldmittel; damit will der Verein jetzt schon da und dort 
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im Reiche Landstücke für das deutsche Volk erwerben. Dies Land wird schon im


Voraus unter das Freilandrecht gestellt. So wollen wir den papiernen „Einwänden


der Praktiker“ bodenechte Tatsachen entgegenstellen. Wir brauchen also viel


Geld. Und viele Männer brauchen wir und viele Frauen, welchen die gleiche


Sehnsucht das Herz warm macht wie uns. Überall sollen sich Ortsgruppen


zusammentun. Nur der Freiland-Gedanke soll sie alle binden. Frei von Ober- und


Untervormundschaft sollen hier einmal Wollen und Wagen jeder Gruppe und


jedes Einzelnen allerfreiestes Feld vor sich haben. Ehre dem deutschen Schul-


meister Disziplin – aber das Höchste leistet nicht er. Und wer dem wahrhaftigen


Freiheitsgedanken und der Volksliebe dienstbar ist, ist gebunden genug. –


Lang und bitter geht der Krieg. Hoffnung brauchen die daheim, und Hoffnung


braucht der Grenzwächter im Feld; mit der Freilandhoffnung im Herzen sind wir


unbesiegbar geworden. Alles haben wir für diesen furchtbaren Kampf aufge-


boten; rufen wir auch die älteste und tiefste Sehnsucht des deutschen Menschen


unter die Waffen: seine Heimatsehnsucht. Wenn einmal unsre Feldgrauen end-


lich, endlich heimziehen, gekleidet in Sieg und in die Farbe der Erde; wenn sie


die deutsche Heimat ergriffen wieder grüßen; wenn wir mit namenlosem


Empfinden ihnen entgegeneilen, dann mögen sie uns fragen, wir wissen zu 


antworten:


Wir sind marschiert aus dem deutschen Land


nach Osten und Westen und an den Strand,


wir haben nicht Weg und Wüste gespart,


weich wurde der Stiefel, der Fuß blieb hart –


was gingst du für Weg für mich?


Ich lief landein vor jede Tür


und rief die Brüder und Schwestern herfür


und allen gab ich dies Wort wie ein Pfand:


Frei-Land!


Ich hab’ im donnernden Wald gewacht


und hab an alles daheim gedacht! 
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Nach Welschland weit späht’ ich hinein


und lauschte nach Osten im Frührotschein –


was hast du bewacht für mich?


Dein heimliches Träumen hab ich bewacht


und hab dein heiliges Sehnen bedacht,


das dir in den Nächten im Herzen gebrannt:


Frei-Land!


Mit Herzblut hab ich das Feld getränkt


und meinen Herzbruder hinein versenkt.


In den fremden Acker grub ich mich ein,


als wollt’ ich wurzeln und wachsen drein –


wo hast du nun Boden für mich?


Wie der Bruder im fernen Grund und dein Blut,


so sollst du wohnen in Frieden und gut.


Du sollst daheim sein im Heimatland


Frei-Land!


Blut hab ich vergossen – o das ist schwer!


Manch braver Sohn kehrt nimmermehr,


mancher Mutter Augen weinen sich blind –


ihr Händ’, ihr Händ’? Nun war’s doch Sünd,


wenn ich nicht weiß, wofür ich’s verricht’t?


Wenn’s um Herrenmacht war und um Gottesrecht nicht? - -


Wo ist dann Erlösung für mich?


Du gingst im guten Glauben zur Schlacht –


wir haben den Glauben dir wahr gemacht!
So wisse: du hobst nur Schwert und Hand


für deiner Väter und Kinder Land.


Und seinen Erlöser erlöst sein Land


Frei-Land!


Und des zum Zeichen möchten wir unsern Brüdern den Kaufbrief der ersten


Stücke Freiland übergeben, erworben aus den Beiträgen des ganzen deutschen


Volkes. –


Oranienburg-Eden, Pfingsten 1915


Silvio Gesell und Paulus.
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Der Verein Freiland bezweckt keinerlei Versorgung seiner Mitglieder. Auf den


vom Verein erworbenen Boden haben die Mitglieder nicht mehr Anspruch und


Recht als irgend ein anderer deutscher Bürger. Die Landkäufe werden grund-


buchlich als unveräußerliches Eigentum des Vereins eingetragen und sind von


vornherein als Eigentum des deutschen Volkes zu betrachten. Der Verein 


arbeitet ohne allen kostspieligen Verwaltungsaufwand. Die Beiträge werden bei


Heller und Pfennig ihrem Grundzweck zugeführt.


________


Auszug aus den Satzungen.
2. 


Der Sitz des Vereins ist die Obstbau-Kolonie Eden in Oranienburg bei Berlin.


Anderwärts können Ortsgruppen gebildet werden, deren Satzungen nicht in


Widerspruch mit den Satzungen des Vereins stehen dürfen.


5.


Die Mitgliedschaft wird erworben durch schriftliche Beitrittserklärung, die an


den Vorstand zu richten ist. Es wird von den Mitgliedern erwartet, daß sie einen


ihren Mitteln entsprechenden Beitrag leisten (Mindestsatz 1 Mark jährlich).


6.


Die lebenslängliche Mitgliedschaft wird erworben durch einmalige Zahlung von


100 Mark oder durch kostenlose Übergabe eines lastenfreien Stückes Land an


den Verein.


8.


Von den eingezahlten Mitgliedsbeiträgen fließen 20% in den Werbe- und 80%


in den Freilandkasten.


9.


Der Freilandkasten wird ausschließlich zur Erwerbung von Land bestimmt.
14.


Der Verein wird aufgelöst, sobald das Endziel durch einen Akt der


Gesetzgebung erreicht ist.
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Unnötige Sorgen um die Höhe 


des Zinsfusses nach Friedensschluss.


Unsere Staatsmänner, Bürgermeister, Volkswirte, Hausbesitzer, Unternehmer


und Kaufleute machen sich Sorgen um den Zinsfuß, den nach Friedensschluß


die Geldverleiher fordern werden. Auf die Zahlungsfähigkeit der zu Boden ge-


worfenen Feinde, und darum auch auf Kriegsentschädigungen können wir kaum


rechnen. Die Hühner, die uns die goldenen Milliarden legen müßten, schlägt der


Krieg tot. Nachher kann es noch ganz gut so kommen, daß nach Friedensschluß


die Völker der verwüsteten Länder in Deutschland sich das Geld borgen werden,


für den Wiederaufbau der zerstörten Städte und Landschaften.


Die Frage, wie eine in Geld gezahlte Kriegsentschädigung auf den Zinsfuß wirklich wirken würde,


bleibt hier noch vorläufig unerörtert.


Und wir werden doch das Geld selber so nötig haben. Das gibt dann eine


Nachfrage nach Geld! Und bei dem zusammengeschossenen, zusammenge-


schrumpften Angebot, welcher Zinsfuß, großer Gott, welcher Zinsfuß! Denn


Nachfrage und Angebot bestimmen die Höhe des Zinsfußes. Ins Kraut ge-


schossene Nachfrage, verdorrtes Angebot, hoher Zins.


In vorausschauender Berücksichtigung dieser Verhältnisse hat darum auch das


Reich unsere Kriegsanleihen gleich auf 10 Jahre abgeschlossen. Auf 10 Jahre zu


5%! Wenn wir nicht die Überzeugung hätten, daß der Zinsfuß auf Jahre hinaus


mindestens 5% betragen wird, so hätten wir die Kriegsanleihen auch nur für die


Dauer des Kriegszustandes abgeschlossen, um sie nach Friedensschluß zu dem


dann geltenden Friedenszinssatz zu konvertieren. Unsere 10 Jahre laufenden


Anleihen sind also direkter Beweis dafür, daß unsere für die Reichsfinanzen


maßgebenden Kreise 5% als billigen Zins für mindestens 10 Jahre nach
Friedensschluß 
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halten. Und diese Ansicht teilen alle, die heute ihre Meinung über diesen Stoff


öffentlich zum Besten geben. Ja, man findet sogar die schon etwas komische


Ansicht vertreten, daß der Kriegsanleihen-Zinsfuß tonangebend für lange Zeit


bleiben wird, was doch so viel heißt, daß nicht mehr Frage [Nachfrage] und


Angebot den Zinssatz bestimmen werden, sondern das Vorbild aus der


Kriegszeit! Wenn man den Hühnern ein außergewöhnlich großes Musterei ins


Nest legt, so legen die Hühner auch große Eier. Das wird mit obiger Behauptung


gesagt. Bedenken gegen den Zinsfuß der Kriegsanleihen hat niemand erhoben,


weder in der Presse, noch im Parlament. Fünf Prozent mindestens! Damit 


rechnen alle für lange Jahre nach Friedensschluß und doch, und doch – sie
rechnen allesamt falsch!


Wenn wir und die anderen Völker zur Goldwährung zurückkehren, wird der


Zinsfuß bald nach Friedensschluß auf 4–31/2, wahrscheinlich sogar auf 3% fallen.


Das ist keine Prophezeihung, denn es läßt sich berechnen.


Das zum Zinsfuß von 4% berechnete Kapital Deutschlands betrug nach den


Schätzungen, die vor dem Krieg veröffentlicht wurden, 4 bis 600 Milliarden, im


Durchschnitt also 500 Milliarden. Dieses Kapital, bestehend aus Boden, Städten,


Forsten, Eisenbahnen, Kanälen, Hafenanlagen, Fabriken, Vieh, Geräten,


Straßenbauten, Waren, Papiergeld und etwas Gold, ist durch den Krieg kaum
angetastet worden, mit Ausnahme der Bestände an Kolonialwaren und einigen


Landstädtchen an der russischen Grenze.


Soll nun dieses Kapital nach dem Krieg auch mindestens 5% abwerfen, und
wenn nicht, welches ist das Kapital in Deutschland, das den Ton angeben soll für
den Zinsfuß von 5%, und zwar für eine Reihe von Jahren nach Friedensschluß?


Woraus besteht dieses „führende“ Kapital, wo ist es? Daß es Geld sei, werden


diejenigen zuletzt zu behaupten wagen, die uns immer versichern, daß der


Zinsertrag des Geldes ein übertragener sei, daß das Geld keine zinszeugen-
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den Organe besitzt, und daß das Geld uns darum auch Zins abwirft – weil das


zinstragende Realkapital mit Geld käuflich sei. Das Geld könne also immer nur


höchstens den Zins abwerfen, den das Realkapital abwirft, das man für Geld


erwerben kann, niemals mehr! (siehe die Zinstheorien unserer offiziellen


Wissenschaft, wie auch die der Marxisten).


Außerdem ist es zum mindesten erstaunlich und müßte denkende Köpfe zu


ernsthaften Untersuchungen anregen, wenn es die paar Milliarden Gold wären,


die für den Zinsertrag der fünfhundert Milliarden Realkapital tonangebend sein


sollten! Wir Physiokraten behaupten allerdings, daß das Geld an sich Kapital ist


und selbständig Zins zeugt. Wir behaupten ferner, daß dieser Geldzins als Urzins
der Vater des Kapitals überhaupt ist, aber dieser Urzins beträgt nicht 5%, 


sondern nur etwa 3%.


Wo also ist das für den 5%igen Zinsfuß tonangebende Kapital? Heraus mit der


Sprache, meine Herren! Wo sind die deutschen Erforscher des Zinsproblems?


Hat man sie vielleicht alle totgeschwiegen und verhungern lassen? Wo ist das für


die 500 Milliarden Realkapital Deutschlands tonangebende, den 5% Zinssatz


bestimmende Kapital?


Sind es vielleicht unsere Hausbesitzer, die Berliner Hausbesitzer? Ein Drittel


obiger 500 Milliarden liegt in den Städten und Dörfern verbaut. Der Größe und


Solidität nach müßte wohl das Hauskapital den Zinston angeben. Dann müßte


die Erklärung für den nach Friedensschluß angenommenen hohen Zinssatz etwa


so lauten: Weil viele Familienväter nicht aus dem Kriege zurückkehren werden,


weil noch mehr erwerbsunfähig sein werden, und kleinere, ihrer kleinen


Unterstützung entsprechende Wohnungen beziehen müssen, weil das Reich alle


Volksschichten mit hohen Steuern belegen und die Volkswirtschaft lange brau-


chen wird, um wieder recht in Gang zu kommen usw. – darum wird der


Hausbesitzer im Stande sein, die Mieten zu erhöhen und statt wie bisher 4, 


nun 5% aus seinem Kapital zu schlagen, und diese 5% von 150 
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Milliarden Gebäudekapital geben dann den Ton an für den Rest!?


Aber nein, die Hausbesitzer rechnen anders, sie rechnen richtig, daß die


erwähnten Umstände den herkömmlichen Zinsertrag ihrer Häuser von 4% tief


herabdrücken werden. Daher ihre Sorgen, daher ihr Appell an den Staat, an die


Gesetze. Die Not der Hausbesitzer kann nicht geleugnet werden, und diese Not


beweist, daß das Hauptkapital des deutschen Reiches den erwarteten 5%igen


Zinsfuß für die Zeit nach dem Krieg nicht bestimmt.


Und wird es unseren mit Wechseln, Obligationen, Schuldscheinen aller Art


arbeitenden Unternehmern nicht ebenso gehen? Werden unsere industriellen


Anlagen für das zusammengeschrumpfte Arbeiterheer nicht für lange Zeit nach


dem Krieg zu groß, viel zu groß sein, und wird dieser Umstand die Arbeiter nicht


zu erhöhten Lohnforderungen veranlassen, sobald die Unternehmer versuchen,


alle Spindeln und Drehbänke zu besetzen und sich dadurch die Arbeiter gegen-


seitig fortlocken? Und den regulären Zins von 4% kann doch die industrielle


Anlage nur dann abwerfen – wenn sie voll besetzt ist. Genau, wie die


Mietskaserne voll besetzt sein muß, um den Hypothekenzins herauszuschlagen.


Also auch das andere Drittel des 500-Milliarden-Kapitals, das industrielle Kapital


wird die erwarteten 5% Zins nicht eintragen.


Wo aber zum Kuckuck ist dann das tonangebende Kapital? Vielleicht ist es das


etwas rätsel- und gespensterhafte sogen. Mobilkapital; der Haufen Waren, der


zur Unterhaltung und Erweiterung des in Häusern und industriellen Anlagen


angelegten Kapitals (fixes oder immobilisiertes Kapital) verwendet wird?


Nehmen wir an, die Zementfässer, Balken, Ziegelsteine, Bretter, Träger, 


Ölfarben, Nägel Schlösser, Maschinen, Rohstoffe usw. wären das tonangebende,


5% abwerfende Kapital!


Zunächst fällt dann auf, daß dieses relativ zum fixen Kapital doch nur gering-


fügige Kapital, das mindestens doch jährlich einmal erneuert wird, für so lange
Zeit (10 Jahre) tonangebend 
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bleiben könnte. Nehmen wir an, dieses mobile Kapital wäre im Kriege stark mit-


genommen worden (was eigentlich nur für ausländische Waren zutreffen kann) –


so muß der Ersatz doch mindestens in einem Jahre wieder zur Stelle sein.


Aber auch abgesehen davon: Wer wird nach dem Kriege dieses sogenannte


mobile Kapital beanspruchen und 5% Zins dafür zahlen, wenn die Industrie oder


der Neubau, in dem es verwendet werden soll, diesen Zinsfuß nicht einzutragen


verspricht? Und wenn wir uns jenes mobile Kapital in der „Geldform“ vorstellen


(was übrigens recht gefährlich ist) – wer wird Baugelder aufnehmen, sie durch


Pfand sichern, 5% Zins dafür zahlen – wenn der Neubau aller Voraussicht nach


leer stehen oder zu herabgesetzten Mieten ausgeboten werden muß?


Wenn aber niemand das mobile „Kapital“ weder in der „Real“-, noch in der


„Geldform“ kaufmännisch verwerten kann – von wem sollen dann die Besitzer


dieses Kapitals den „tonangebenden“ Zinsfuß von 5% zehn Jahre lang erheben?


Hic Rhodus! Selbst zu 3% wird man noch jahrelang nach Friedensschluß bei den


Bauunternehmern keine Abnehmer für Leihgeld finden. Für neue Geschäfte 


werden die Hypothekenbanken selbst zu stark herabgesetzten Zinsen keine


Gelegenheit haben. Das ist aber ein Ausfall in der Nachfrage nach Leihgeld von


jährlich 11/2 bis 2 Milliarden für die Bauindustrie allein [Nach Angaben des Landesbaurat


Rensch in Wiesbaden auf dem Wohnungskongress daselbst.], und Nachfrage und Angebot


bestimmen doch den Zinssatz! Nachfrage nach Darlehnsgeldern wird also von


dieser Seite nicht zu erwarten sein. Also wird auch das Geld, das bisher hier


Absatz fand, anderswo in anderen Geschäften Absatz suchen und dort zu-


sammentreffen mit dem Geld, das sonst diese Geschäfte betrieb. Und dieses


Zusammentreffen, dieses verstärkte Angebot soll den Zinsfuß auf 5% bringen


und jahrelang erhalten? Mir wird übel, mir flimmerts vor den Augen, oder ist es


nicht mehr wahr, daß 


257







Angebot und Nachfrage allein und selbstherrlich die Höhe des Zinsfußes 


bestimmen?


Daß die Landwirtschaft aus diesem Krieg arm und geldbedürftig hervorgehen


wird, glaubt niemand. Im Gegenteil, sie soll recht gut abschneiden und sich stark


an der Zeichnung der Kriegsanleihen beteiligt haben. Sie ist also auf dem
Darlehns- oder Geldmarkt von der Nachfrage zum Angebot übergegangen. Statt


Geld zu suchen, bietet sie solches an! Und das soll dann den Zinsfuß auf 5%


zehn Jahre lang nach Friedensschluß erhalten! Auch ist hier zu beachten, daß


die Landwirte nicht gewohnt sind, 5% zu zahlen, und daß sie sich für ihre


Kapitalaufwendungen in der Form von Bodenmeliorationen Zeit zu nehmen 


pflegen. Diese Arbeiten eilen nie, und ist das Geld nicht zum herkömmlichen Zins


erhältlich – so wartet man eben. Wie auch der Eisenbahnen und Kanäle 


bauende Staat keine Eile haben wird, neue Bauten mit 5% Zins zu belasten.


Aber potztausend – woher soll dann die Nachfrage kommen, die den Zinsfuß


zehn Jahre auf 5% erhalten soll?


Vielleicht sind es die Kaufleute, die den Zins hochhalten, weil sie ihre


Geschäfte mit Leihgeld vergrößern wollen, in der Hoffnung, jetzt mit dem von


neuen Steuern belasteten Volke besonders große und gute Geschäfte machen


zu können? Werden die Kaufleute etwa mit einer kommenden Hochkonjunktur


rechnen, die nur als Fortsetzung einer schon fast überalten fünfundzwanzig-


jährigen Hochkonjunktur vorstellbar ist! (1890 bis 1914). Rechnet man jetzt 


wirklich mit allem, was zur Hochkonjunktur nötig ist – also mit einer noch weiter


zu beschleunigenden Geldzirkulation, mit großem Wechselumlauf und allen auf


den Kredit sich aufbauenden Geldsurrogaten? Und zwar nicht nur hier, sondern


überall in der Welt – da wir doch zur Goldwährung zurückkehren werden und


diese Goldwährung von internationaler Wirksamkeit ist? Hochkonjunktur heißt


Absatz, dieser aber setzt Käufer, zahlungsfähige Käufer voraus! Und woher 


sollen diese nach einem so verheerenden Kriege wohl kommen?
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Nein, die internationale Goldwährung wird uns eine internationale Baisse brin-


gen. Das Kriegsgeld, das proletarische Papiergeld wird weggefegt, sofort nach


Friedensschluß; man darf ihm durchaus nicht Zeit lassen, sich einzubürgern, das


ist sehnlichster Wunsch aller in diesen Dingen „sachverständigen“ Kreise. Alles,


was nötig ist, um das Papiergeld von der Bildfläche wegzufegen, also Einzug von


je 3 Mark Papiergeld für je 1 von der Reichsbank losgelassene Mark in Gold, d.


h. also Einschränkung des Geldumlaufes um fast die Hälfte, Geldklemme, Kampf


um die kurze Golddecke, Arbeitslosigkeit, Krise, Hunger, Revolte, stumpf- und


blödsinnige Verteidigung der Goldwährung durch die Presse, alles soll und wird


getan werden, zur Rettung dieser Hoch- und Zwingburg des Kapitals. Und das


soll dann den Zinsfuß zehn Jahre lang auf 5% erhalten! Das soll uns eine


Hochkonjunktur verbürgen! Dafür haben wir die Reichsanleihen gleich auf zehn


Jahre abgeschlossen! Rückkehr zur Goldwährung und Hochkonjunktur! Ja, aber


weiß denn niemand, wie schwer der Geldkreisel sich in Bewegung setzt, wenn 


er einmal stillgestanden hat? Hat man schon wieder vergessen, daß die


Schnelligkeit des Geldumlaufes maßgebend ist (neben dem Geldquantum) für


die Gestaltung der Preise? Gehemmte Geldzirkulation und 5% Zins! es ist ja


geradezu zum Lachen.


Der drohend, wie das Schwert des Damokles über der deutschen


Volkswirtschaft lagernde Goldschatz der Reichsbank, und das mit diesem in


Zusammenhang stehende


Papiergeldkrematorium
werden bald genug den Geldgebern die Augen öffnen. Statt der für die Erhaltung


des Zinsfußes von 5% nötigen Hochkonjunktur, werden sie im Gegenteil alles in


der mit der Rückkehr zur Goldwährung unausbleiblichen Baisse wanken und


stürzen sehen.


So zieht sich dann die Nachfrage nach Leihgeld ganz vom Markte zurück, und


es bleiben für die Geldgeber nur die relativ kleinen Geschäfte übrig, die durch


Pfand oder Staatsgewalt 
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absolut gesichert erscheinen. Diesen Geschäften gegenüber besitzen dann die


Geldnehmer (Nachfrage) sozusagen ein Monopol, und daß sie die Lage aus-


nutzen werden, um den Zinsfuß auf seine Minimalgrenze (Urzins) herabzu-


drücken, ist doch selbstverständlich.


Von 5%, von zehn Jahren, kann nur der reden, der keine Ahnung hat von den


Umständen, die dem Zins die Grenzen ziehen.


Wenn wir nach Friedensschluß zur Goldwährung zurückkehren, (diese Absicht


ist noch unerschüttert), so betreten wir damit den Weg der Krise, der chronischen


Krise, der Arbeitslosigkeit, des Defizits im Haushalt des Reiches, des Staates,


der Gemeinden und der Privatwirtschaftler. Und dieser Weg führt nicht auf 5%,


sondern auf 3%. Die festverzinslichen Papiere, deren Verzinsung durch die


Staatsgewalt gesichert erscheint, steigen im Kurs, die 5%igen Kriegsanleihen 


auf 120.


Die zahllosen kleinen Geschäfte zu 10 und 20%, die nebenher von den Wucherern unter


Ausschluß der Öffentlichkeit getrieben werden, sind eine gewöhnliche Begleiterscheinung schlechter


Zeiten und öffentlich niedrigen Zinsfußes.


Was den Glauben an den hohen Zinsfuß nach Friedensschluß hat aufkommen


lassen, ist die Größe der Kriegsanleihe. Man glaubt, daß diese Kriegsanleihe


auch nach dem Krieg noch als Nachfrage auf dem Markte lasten wird, daß sie


sich vielfach in schwachen Händen (Sparkassen) befindet. Viele, selbst Männer,


die gewöhnt sind, mit Millionen zu arbeiten, scheinen die Last der 20–30–50


Milliarden außerordentlich zu überschätzen. Wir wollen uns diese Milliarden


etwas näher ansehen und die Frage, wie sich der Zinsfuß gestalten wird, noch


von dieser Seite betrachten.


Es ist Tatsache: das deutsche Realkapital im Schätzungsbetrag von 500


Milliarden Mark und beliebigen Milliarden in Geldpapier steht da unberührt, 


herrlich, wie am ersten Tag der Mobilmachung. Dieses Riesenkapital wird von


der deutschen Arbeiterschaft regulär mit 4% verzinst, das macht im Jahre 


20 Milliarden 
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Zins. Zum Zinsfuß von 4% geht das deutsche Reich mit allem, was darauf er-


richtet ist, mit dem Boden, den Bergwerken, den Fabriken, den Dörfern, den


Städten, Forsten, Warenbeständen, Viehherden usw. alle 25 Jahre einmal über


die Zahltische der Rentner, oder was dasselbe heißt, mit dem Zins des deut-


schen Kapitals kann man alle 25 Jahre neben dem deutschen Reich ein ebenso


großes Stück Urland mit allem versehen, was das deutsche Volk zur Arbeit und


zum Leben braucht. Und zum Zinssatz von 5% geschieht dies sogar alle 20


Jahre. Ob nun die Arbeiter neben dieser Last noch den Zins der Kriegsanleihen


tragen, spielt doch wahrhaftig keine solche Rolle.


Aber wie, wenn die Kriegsanleihen sich wirklich zu einem erheblichen Teil in


schwachen Händen befänden, wenn sie nach Friedensschluß wieder abge-


stoßen würden? Dann werden sie sich als Nachfrage für Leihgeld wieder fühlbar


machen und den Zinsfuß hochhalten. Auch diesen Einwand wollen wir unter-


suchen.


Der andere Fall, daß ein Teil der Kriegsanleihen von Leuten abgestoßen wird, die mit dem Erlös


einträglichere Geschäfte zu machen hoffen, brauchen wir nicht zu untersuchen, weil es sich ja dann


nur um eine Verschiebung, um eine Belastung eines Zweiges des Geldmarktes zugunsten eines


anderen handelt. Einfluß auf den Zinsfuß kann das Abstoßen der Kriegsanleihen nur dann haben,


wenn die Verkäufer nicht vom Zins, sondern ganz oder teilweise vom Kapital leben müßten, sie also


den Erlös nicht anderweitig als Kapital anbieten.


Die Reichsanleihen sind von unseren Rentnern, groß, klein und winzig,


gezeichnet worden, und diese Rentner haben, wie gesagt, ein Einkommen von


20 Millard. jährlich. Einen Teil verbrauchen die Rentner für persönliche


Ausgaben. Es wird der größere Teil sein, wenigstens in Friedenszeiten. Aber die


Ausgaben der Rentner sind elastisch und in Kriegszeiten großer Einschränkung


fähig. Nehmen wir an, durch solche Einschränkung wären 25% gespart worden,


das wären schon 5 Milliarden. Dann wird ein sehr großer Teil der Einnahmen für


neue Kapitalanlagen zurückgelegt. Wieviel das ist, können wir ziemlich genau


wie folgt berechnen: Wenn das deutsche Volk sich in vierzig Jahren an Zahl ver-
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doppelt hat, so mußte in dieser Zeit neben jeder Stadt eine zum mindesten


gleich große Stadt errichtet werden, neben jeder Fabrik, neben jedem Pflug ein


zweiter usw., und da das im deutschen Reich angelegte Kapital 500 Milliarden


betragen soll – so werden im deutschen Reich jährlich 500 : 40 = 121/2 Milliarden


an Kapital neu angelegt.


In diesem Jahre haben wir nun an Stelle neuer Städte, neuer Schiffe und


Fabriken Kriegsgeräte geschaffen. Wenn die Einnahmen der Kapitalisten die


gleichen geblieben sind – so sind das 121/2 Milliarden Mark. Die nun, die mit


ihrem Einkommen sonst Städte, Mietskasernen bauen und jetzt Munition – die


kann man doch nicht als schwache Hände bezeichnen. Statt Häuserhypotheken


gewähren diese Leute Kriegsanleihen, statt Hypothekenzins zu beziehen, 


werden es jetzt Staatsgelder sein. Irgendeine Schwäche liegt nicht in diesem rein


formalen Unterschied.


Diese 121/2 Milliarden zusammen mit den zuerst genannten 5 Milliarden geben


bereits 171/2 Milliarden. Es bleibt also noch ein Rest, der den Vorräten, dem


sogen. mobilen Kapital entnommen wurde.


Die Lager unserer Kaufleute sind gelichtet worden. Sie wurden direkt oder 


indirekt dem Reich für Kriegszwecke zugeführt. Mit dem Erlös tilgten die


Kaufleute Wechsel- oder Bankschulden, da sie das Geld wegen Warenmangel


nicht weiter gebrauchen konnten. Die Kaufleute haben leere Schuppen, dafür


entsprechend weniger Schulden. Das gleicht sich aus. Schwach sind dadurch die


Kaufleute nicht geworden. Einfluß auf den Zinsfuß hat die Sache nicht.


Bei den Banken häufte sich das Geld der eingelösten Wechsel. Damit konnten


sie die Depotgelder zurückerstatten, die für Kriegsanleihen eingefordert wurden.


Das gleicht sich aus. Einfluß auf den Zinsfuß hat die Sache auch nicht.


Die Depositengläubiger der Banken haben das Geld abgehoben, dafür haben


sie nun Kriegsanleihen. Auch das gleicht sich aus.
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Wo sind also die „schwachen Hände“? Wer von den Kriegsanleihezeichnern


hätte es nötig, diese zu verkaufen?


Wir bleiben also bei unserer Behauptung, daß der Zinsfuß nach Friedens-


schluß niedrig sein wird, sogar erheblich niedriger als während der dem Kriege


vorausgegangenen 25jährigen Hochkonjunktur.


Die Volkswirtschaft mit den Arbeitsmitteln moderner Technik, mit einem Kapital


von 500 Milliarden Mark ausgerüstet, ist tragfähig. Mehrere Milliarden neuer,


zusätzlicher Lasten spielen keine empfindliche Rolle – solange die


Volkswirtschaft im


Vollbetrieb
erhalten wird. Die Wunden, die der Krieg dem Wirtschaftskörper geschlagen,


sind schnell geheilt, und der Zinsfuß fällt dann bald auf sein historisch „normales“


Maß zurück. Freilich, wenn wir zur Goldwährung zurückkehren und damit den


Weg der Arbeitslosigkeit, des Elends und Bankerotts betreten, so wird der


Zinsfuß auch heruntergehen, vielleicht noch etwas tiefer sinken, nicht aber


darum, weil wir durch Arbeit neue Kapitalien schufen, die das Angebot vermeh-


rend auf den Zinsfuß drückten, sondern weil die Kapitalien keine Gelegenheit


finden, das Kapital in der Industrie sicher und nutzbringend anzulegen.


Der Zinsfuß geht also nach Friedensschluß auf alle Fälle zurück, sowohl im


Falle, daß wir zur Goldwährung zurückkehren, wie auch im Falle, daß wir der


Papierwährung treu bleiben. Vom Urzins kann sich der Zinsfuß eben nicht ent-


fernen, es sei denn, daß wir durch eine maßlose Goldstreckung, eine maßlose


Hochkonjunktur erleben. In diesem Falle allerdings wird der Zinsfuß hoch 


bleiben!
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Goldstreckung.


(wie sie ist – wie sie wirkt.)
Heute gibt die Reichsbank für ein Kilo Gold 2790 Mark in Papiergeld.


Goldstreckung bedeutet, daß die Reichsbank für ein Kilo Gold nach volkswirt-


schaftlichem Bedarf Papiergeld gibt. Diesen Bedarf soll die Reichsbank an der


Bewegung der Preise messen. Goldstreckung bedeutet also, daß die Reichsbank


nicht gebunden ist, gerade 2790 Mark für das Kilo Gold zu bezahlen, sondern


mehr oder weniger. Goldstreckung bedeutet also, daß das Gold nicht mehr als


Prokustesbett
der deutschen Reichswährung gelten soll.


Wenn wir statt 2790 etwa 4000 Mark aus dem Kilo Gold ziehen, so werden alle


Preise im Verhältnis von 2790 zu 4000 höher stehen, als wie sie sonst stehen


würden, d h. daß, wenn wie erwartet wird, die Warenpreise (in Gold) nach


Friedensschluß einen scharfen Rückgang erleiden, die Goldstreckung dieses für


Deutschland verhindern würde. Die Goldstreckungsgesetze sollen also dem zu


erwartenden Preissturz vorbeugen. Die Goldstreckung soll also unsere Währung


befestigen, sie vor dem


drohenden Bankerott [Jede Konjunkturschwankung (Hauße-Baiße) ist als


Bankerott-Erklärung der Währung aufzufassen. Denn Währung heißt nichts anderes als währende


Preise.]


schützen. Mehr soll sie nicht. Ist das aber nicht schon sehr viel? Sehen wir zu:


Wenn wir statt 2790 Mark nun 4000 Mark auf das Kilo Gold in Papiergeld 


ausgeben, so wird der Dollar (Sterling, Franken, Peso, Rupie) im Verhältnis von


2790 zu 4000, also etwa um 30% höher im Marktpreise stehen als jetzt. Der


Zentner Weizen zu 20 Dollar gerechnet, wird also nicht 80 Mark „fob Hamburg“,


d. h. außerhalb des deutschen Zollgebiets, kosten, sondern etwa 120 Mark, also


ohne Zoll so hoch wie jetzt mit Zoll.


Die Goldstreckung bedeutet also, daß, wenn wir unsere Agrarzölle dem


Bürgerfrieden opfern, 
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die Kornpreise darum doch nicht zu fallen brauchen. Die Goldstreckung liefert


auch das allgemeine Lösungsmittel für die Schwierigkeiten, die sich dem Eintritt


unseres Bundesgenossen in den Zollverein entgegenstellen. Wir können, ohne


auf unsere Kornpreise zu drücken, die Kornzölle nach Ungarn hin sofort aufhe-


ben. Den anderen Ländern gegenüber können wir mit Hilfe der Goldstreckung


die Zölle bei Handelsverträgen als Handels- oder Kompensationsobjekt beliebig


bis auf  0 opfern, ohne daß wir unseren Grundbesitzern Verlegenheiten bereiten.


Wenn der Dollar 6 statt 4 Mark kostet, so erhalten unsere Ausfuhrhändler für


jeden 1000-Dollar-Wechsel auf New York 6000 Mark in Berlin. Umgekehrt muß


der Einfuhrhändler für 1000 Dollar Waren 6000 Mark bezahlen. Die


Goldstreckung bedeutet also eine Förderung des Exportes und eine Hemmung


des Importes. Die Goldstreckung ist in dieser Beziehung mindestens ebenso


stark und ebenso lange wirksam, wie Schutzzoll und Exportprämie. Sie wirkt


automatisch, macht die aufreizenden Zollformalitäten überflüssig und wirkt


gleichförmig, ohne den einen Bürger auf Kosten der anderen zu begünstigen.


Das Ideal des Zollmenschen, der lückenlose Zolltarif, ist in dieser einfachen


Formel gefunden. Und zwar ohne Zollämter, ohne Zollgrenze, ohne Zollverträge,


ohne Politik. Goldstreckung bedeutet also zugleich Schutz und absoluten


Freihandel.


Ich mache hier darauf aufmerksam, daß seiner Zeit die sogenannte „Not der deutschen


Landwirtschaft“ auf die indische Silberstreckung (Entwertung des Rupiekurses) zurückgeführt wurde.


Die Silberstreckung begünstigte den indischen Weizenbauer außerordentlich, während gleichzeitig


der deutsche Bauer durch das Gegenteil der Streckung, durch Kontraktion der Währung geschädigt


wurde. In Argentinien wurde der Weizenbau durch eine starke Goldstreckung überhaupt erst ins


Leben gerufen. (1887, 1895.)


Es würde zu weit führen, diese Dinge hier näher zu beleuchten. Die


Goldstreckung zeitigt nämlich sonst noch sehr vieles. In einem Zeitungsartikel,


läßt sich das nur skizzieren.


Es gibt heute im deutschen Reich keinen 
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armseligeren Wicht, niemand, der unser Mitleid mehr verdient, niemand, der mit


dem Blick bangerer Verzweiflung so in die nächste Zukunft schaut als der mit


Hypotheken belastete Hausbesitzer. Er steht tatsächlich vor dem völligen Ruin,


sobald die Friedensschalmeien die Goldmassen der Reichsbank von den


Fesseln der Kriegsgesetze befreien und diese sich dann lawinenartig über die


deutschen Märkte ergießen, alles verheerend, alles vernichtend. Denn dieses


Gold frißt das Papiergeld im Verhältnis von 1: 3. Es drückt auf alles, in erster


Linie auf die Wohnungsmiete. Von dieser Wohnungsmiete gehören die ersten
Dreiviertel dem Hypothekengläubiger. Geht die Wohnungsmiete um 25% zurück,


so bleibt für den Hausbesitzer nichts, als der leere Titel. Darum schaut ja auch


der Hausbesitzer nach dem Goldstatus der Reichsbank – wie Alpenbewohner


nach dem Gletscher bei Fönwind. Jede Vermehrung des Reichsbankschatzes


macht den Gletscherbruch wahrscheinlicher. Des Hausbesitzers einzige


Hoffnung ist, daß der Goldschatz nicht ausreichen wird, um die Reichsbank die


Aufhebung der Goldsperre wagen zu lassen. Er klammert sich an das


Papiergeld, das ihn allein vor dem Auktionator schützen kann. Man bedenke


doch, daß sein Haus zu einem Preise gekauft und hypotekiert wurde, der 


vielfach als Endprodukt einer 25jährigen Hochkonjunktur zu betrachten ist.


Die Goldstreckung schützt den Hausbesitzer vor dem sonst unausbleiblichen


Ruin. Sie schützt alle Preise vor dem drohenden Sturz, auch die Wohnungs-


mieten. Die Goldstreckung gestattet dem Staate und den Unternehmern, die


Arbeiter und Beamten bei den bisherigen Löhnen zu lassen; so werden die


Arbeiter auch imstande sein, die gleichen Mieten zu zahlen. Dann kann auch der


Hausbesitzer den Hypothekengläubiger zufriedenstellen und braucht nicht zu


fürchten, daß dieser mangels regelmäßiger Fütterung die Fangarme nach dem


Hausbesitzer selber streckt.


Und wie geht es dem Hypothekengläubiger selber mit der Goldstreckung? Hat


dieser einen Vorteil davon, wenn er den Hausbesitzer auf die 
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Straße setzen und nun die Sorge des Vermieters übernehmen muß? Wahrhaftig,


die Dinge liegen so, daß selbst die Gläubiger heute ein persönliches Interesse


an der Goldstreckung haben, die ihnen den ruhigen Genuß der Zinsen gewähr-


leistet. Freilich, wenn sich die Sicherheit der Geldforderung mit dem zu erwarten-


den Preissturz der Waren verbinden ließe, wenn der Rentner dieselben Zinsen


bezöge und für diese Zinsen das Doppelte kaufen könnte an Lebensgenüssen!


Aber diese Wünsche sind nur selten zu erfüllen. Wie es ohne die Goldstreckung


wahrscheinlich gehen würde, sagen ihm schon jetzt die moratorischen Rechte
[die einem zahlungsunfähigen Schuldner durch die staatliche Autorität erteilte Zahlungsfrist gegen-


über seinen Gläubigern] seiner Schuldner. Man wird ihm durch Gesetz sein Guthaben


kürzen. Und wie will er mit den gekürzten Zinsen nun seinerseits seinen vie-


lfachen Geldverpflichtungen nachkommen? Die Goldstreckung sichert ihm da-


gegen den gleichen nominellen Betrag der Zinsen und gibt ihm die Mittel, selber


zu bezahlen. Der Zahlungsverkehr wird aufrechterhalten im ganzen Reich. Die


jetzige Zahlungsstreckung (Moratorium) kann sofort aufgegeben werden. Ist nicht


auch der 5% Zinsfuß der Kriegsanleihen ein Beweis, daß dieser Zinsfuß von


einem Risiko, von einer Risikoprämie begleitet ist? (Zins 31/2%, Risikoprämie


11/2%, zusammen 5%.) Aber woher kommt dieses Risiko? Wurzelt es nicht 


letzten Endes in den goldstrotzenden Kellern der Reichsbank? Fürchten unsere


Kapitalisten nicht, daß sich der goldene Krebs (s. den heutigen Artikel von


Paulus), von den Fesseln löst? Enthält der Zinsfuß von 5% nicht eine


„Goldkrebs-Versicherungsprämie?“ Natürlich, wenn alles rückwärts geht, wenn


die Reichsbank das


Papiergeldkrematorium
in Betrieb setzt und für je 1 Mark Gold 3 Mark Papier einzieht, wie soll denn das


Reich das Geld für die Gläubiger (und für die vielen anderen neuen Mäuler) auf-


bringen? Wie sollen bei Krise, Arbeitslosigkeit, Bankerott, kurz mit der Rückkehr


zur Goldwährung die Steuerquellen noch die Mittel liefern für so viele große und


neue Verpflichtungen?
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Mit der Goldstreckung fallen alle diese Sorgen fort. Die Volkswirtschaft wird


durch die Goldstreckung mit absoluter Sicherheit vor dem drohenden Preissturz


beschützt und infolgedessen auch in


Vollbetrieb
erhalten werden. Dieser Vollbetrieb ist aber die unentratbare [unbedingte]


Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit unseres Staates.


Die Spindeln müssen tanzen, die Drehbänke voll besetzt sein. Bis oben, gehäuft


voll, müssen die Güterwagen dahinrollen. Triefen muß das ganze Volk von


Schweiß. Dann kann der Staat in die Taschen der Bürger greifen mit der


Gewißheit, dort etwas zu finden.


Die Goldstreckung bringt also auch Ordnung in die Finanzen des Reiches, der


Staaten und Gemeinden und es wird nicht nötig sein, zu all den verzweifelten


Mitteln zu greifen, die die absolute Ratlosigkeit unseren Volkswirten empfohlen


hat. Goldstreckung, keine Monopole, keinen Staatssozialismus, keinen Unsinn!


Die Volkswirtschaft ist tragfähig, sie ist ein schier unerschöpflicher Born irdischer


Güter, solange der goldene Krebs gefesselt bleibt.


Auf 4–600 Milliarden schätzt man das Vermögen im deutschen Reich. Wenn


dieses Kapital in Vollbetrieb bleibt, so wird es wohl möglich sein, dem Reich zu


geben, was es braucht. Alle 25 Jahre muß die deutsche Arbeiterschaft 4 bis 600


Milliarden an Zins (bei 4%) aufbringen. Daran kann man erkennen, wie 


leistungsfähig die Volkswirtschaft ist, wenn sie im Vollbetrieb bleibt.


Die Goldstreckung gibt dem Unternehmer Sicherheit, daß die Preise der


Rohstoffe heuer nicht teurer sind, als sie nächstes Jahr sein werden. Er weiß


also, daß sein Konkurrent ihn nicht darum wird unterbieten können, weil dieser


mit der Wiedereröffnung seines Betriebes vorsichtigerweise ein Jahr gewartet hat


und dabei natürlich auch die Arbeiter draußen warten ließ, während der andere


als guter Patriot und eben auch aus Rücksicht auf die Arbeiter sofort nach


Friedensschluß die Tore der Fabrik wieder öffnete. Die Goldstreckung wird den


Optimisten Recht geben.
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Die Goldstreckung schützt auch die Kaufleute vor dem Abstrich von 25–30–


50%, den der drohende Preisrückgang an ihren Inventurstücken vollziehen


würde. Die Goldstreckung hält das Gleichgewicht zwischen Soll und Haben 


aufrecht. Dadurch bleibt auch der Kredit der Kaufleute allgemein unangetastet.


Die Goldstreckung schafft darum auch die Bedingungen für einen regen


Wechselverkehr, für Geldsurrogate!


Die Goldstreckung schützt uns also absolut vor Krisen allgemeiner Natur, vor


Arbeitslosigkeit, vor Defizit im Staatshaushalt und Privathaushalt. Sie bedeutet


eine Einladung an alle, mit Vertrauen die Arbeit wieder aufzunehmen. Diese


aber, allein diese kann uns aus all den vom Kriege geschaffenen Nöten ziehen.


Wenn aber jeder wieder an die Arbeit geht, wenn die Waren ohne Verluste


abgesetzt werden können, wenn alle von Schweiß triefen – dann füllen sich die


Scheunen, Keller, Lagerräume. Dann fühlt sich jeder reich, dann hält auch jeder


den andern für zahlungsfähig, dann ist die Stimmung wieder hergestellt für einen


flotten Geldumsatz, und dieser wiederum hebt die Preise. Dann ersetzt der flotte


Geldumlauf die Goldstreckung, und diese kann dann als vielleicht überflüssig 


allmählich wieder beseitigt werden, ähnlich wie s. Zt. die bloße Erlaubnis zu


erweiterter Notenemission, die der Bank von England erteilt wurde, die Panik


beschwor, die die Furcht vor einem Notenmangel erzeugt hatte, sodaß die Bank


überhaupt keinen Gebrauch von der Erlaubnis machte. Die Erlaubnis allein


genügte.


Zum Schluß sei hier noch darauf aufmerksam gemacht, daß der Präsident


Wilson s. Zt. denselben Vorschlag machte, nur umgekehrt. Zum Schutze der


Währung, um die damals (1913) viel besprochene allgemeine Hausse zu


bekämpfen, schlug Wilson vor, den Goldgehalt des Dollars zu erhöhen 


(s. „Physiokrat“ Nr. 8, Jg. 1.), während es sich bei uns um eine Bekämpfung der


Baisse durch Streckung der Mark handelt.
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Heraus mit den Goldstücken!


Die Zeitung „Bund der Landwirte“ brachte in ihrer Nummer vom 14. August


1915 folgende Aufforderung:


„Jeder, der noch Goldmünzen liegen hat, sorge dafür, daß dieses Gold, auch wenn es unbe-


deutende Beträge sind, baldigst bei der Reichsbank oder bei der Post gegen gleichwertiges
Papiergeld umgewechselt wird; er erfüllt damit eine dringende vaterländische Pflicht.


Das Gold liegt bei seinem Besitzer nutz- und zinslos herum, Papiergeld ersetzt es vollständig.


Jedes an die Post oder an die Reichsbank abgegebene Goldstück stärkt


Deutschlands wirtschaftliche Kraft. Unsere Feinde müssen und werden einsehen, daß


Deutschland auch wirtschaftlich unbesiegbar ist. Der Friede wird früher erzwungen. Die zu


den Fahnen Einberufenen kehren zeitiger zu den Ihren zurück.


Unser tapferes Heer hat Weib und Kind verlassen und setzt draussen sein Leben ein für das


Vaterland in aufopferndster Pflichterfüllung und mit bewunderungswürdigem Erfolge. Wie klein ist


dagegen diese Aufgabe der zu Hause Gebliebenen, ihr Geld zur Post oder zur Reichsbank
zu tragen zur Förderung der wirtschaftlichen Erfolge daheim, die zum endgültigen Siege
ebenso nötig sind, wie gewonnene Schlachten.


Es steckt noch ungefähr eine Milliarde Mark in Goldmünzen in den Taschen säumi-
ger Deutscher! Möge jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau mithelfen, diese Säumigen zu


belehren, wie wichtig es ist, daß ihr Gold baldigst an die Reichsbank oder an die Post gelangt!


Wirke ein jeder in seinem Kreise für die Erfüllung der vaterländischen Pflicht: Jedes Goldstück
gehört sofort zur Reichsbank oder zur Post!


Der Bund der Landwirte würde mit obiger Aufforderung mehr Erfolg erzielen,


wenn er seine Behauptungen durch Gründe ersetzen wollte, aus denen 


ersichtlich wird, wieso das in der Reichsbank angesammelte Gold uns bei der


Verfolgung der Russen nützlich werden kann. Es liegt sicherlich nur an der Art,


wie dem Volke die Sache vorgetragen wird, daß der Erfolg ein so kleiner ge-


blieben ist. Triftigen Gründen werden sich unsere Bürger, die ja zu jedem Opfer


bereit sind, nicht verschließen. Aber es ist niemand da, der den Zusammenhang


zwischen dem Reichsbankgold und unserem Sieg kennt und ihn Fragestellern 


zu erklären ver-
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steht. Wendet man sich mit dieser Frage an irgend jemand im Deutschen Reich,


sie bleibt unbeantwortet. Niemand glaubt es übrigens, daß das Gold der


Reichsbank stärker, nahrhafter, leistungsfähiger sei als das Gold in den


Strümpfen der Bauern. Darum gibt sich niemand die kleine Mühe, die


Goldmünzen gegen Papiergeld umzutauschen. Der Instinkt sagt es unseren


Bürgern, daß das Gold der überflüssigste aller Stoffe sei, daß der Krieg mit Blut


und Eisen, mit Hafer, Kartoffeln und Kupfer geführt werde, nicht mit Gold. Darum


zucken sie mit den Achseln, wenn sie die Aufforderung lesen: „Heraus mit den


Goldstücken!“ Übrigens, wenn man heute, nach einem Jahre, für das


Goldsammeln immer nur mit Behauptungen operiert und keinen einzigen triftigen


Grund gefunden hat, so beweist das doch wohl, daß es sich bei diesem


Goldsammeln einfach um einen Ausbruch des Goldwahnes, des uralten, blöden,


barbarischen Goldschwindels handelt. Vor Zeiten, als man nur Metallgeld kannte,


da war zur Aufrechterhaltung der Geld- und Volkswirtschaft das Gold nötig, heute


aber im Zeitalter des Papiergeldes ...


Die Reichsbank kann heute 5–6 Milliarden Mark Papiergeld in den Verkehr


bringen, nicht weil sie Gold in ihren Kellern hat. Die Menge des von unseren


Märkten ohne Störung aufnehmbaren Papiergeldes, hat mit dem Goldbestand


der Reichsbank, nichts, aber auch gar nichts zu tun. Der Kredit der Reichsbank,


der Kredit des Reiches kommt in dieser Angelegenheit überhaupt nicht in


Betracht; Papiergeld ist kein Kreditpapier. Für 100 Mark Papiergeld für das das


Reich keinen Zins zahlt, erhält man 103 Mark in Reichsanleihen, die das Reich


mit 5% verzinst. Also! Vor dem Kriegsausbruch konnte die Reichsbank knapp 2


Milliarden Papiergeld absetzen, jetzt nimmt der Markt 5 Milliarden und mehr auf.


Das kann man nicht mit dem Kredit des Reiches, auch nicht mit dem soge-


nannten Schatz der Reichsbank erklären, sondern mit dem Umstand, daß die


Goldmünzen aus dem Verkehr verschwunden sind. Weil wir keine Goldmünzen


mehr im Verkehr haben, darum kann der Ver-
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kehr so viel Papiergeld aufnehmen. Kehrt das Gold in den Verkehr zurück, so


nimmt in demselben Maße auch die Aufnahmefähigkeit für das Papiergeld ab.


Also mit dem Reichsbankschatz, mit dem Staatskredit mit Un- und Wahnsinn hat


unser Papiergeld nichts zu tun. Darum würde auch der Umtausch des jetzt noch


verschatzten Goldes (Mehrere Milliarden) gegen Papiergeld die Reichsbank


zwingen, das so ausgegebene Papiergeld anderwärtig sofort wieder einzuziehen.


Und wo wäre dann der Vorteil für die Reichsbank? Nicht eine Mark mehr könnte


sie ausgeben, trotz Dritteldeckungsgesetz. Weil ja der Markt bereits mit


Papiergeld gesättigt ist. [Sättigung des „Marktes“ mit Geld bedeutet, daß der Markt nicht mehr


Geld aufnehmen kann, ohne durch entsprechende Preissteigerungen darauf zu reagieren.


Bei Nichtachtung der Preisbewegung, d h. also der Währung, als eines festen Verhältnisses 


zwischen Geld und Waren, könnte die Reichsbank natürlich beliebig viel Geld ausgeben; man soll


sich dann aber hinterher nicht an unrechter Stelle über „Wucherpreise“ entrüsten.]


Wenn die Reichsbank sagt: Her mit dem Gold! denn wir brauchen es, um 


amerikanische Baumwolle und Munition zu bezahlen, so eile man und bringe den


für uns sonst nutzlosen Stoff hin. Aber dann darf die Reichsbank dieses Gold 


(2-3 Milliarden) nicht mit Banknoten, mit Papiergeld bezahlen (denn der Markt ist


damit schon gesättigt), sondern mit verzinslichen Papieren, meinetwegen mit


einer Goldanleihe. Auch darf die Reichsbank die öffentlichen Kassen nicht mehr


für solchen Umtausch bestimmen, sondern heimliche Kassen, mit Hintertüren


und nur nach Eintritt der Dunkelheit. Denn kein Mensch hat heute noch den Mut,


öffentlich sich als Besitzer von Gold zu bekennen. Nur errötend bringt man heute


Gold zur Bank. [Das Berliner Tageblatt machte kürzlich den Vorschlag, das Gold durch den


Beichtvater zur Reichsbank bringen zu lassen!]


In der hier besprochenen Aufforderung wird gesagt, „daß die zu den Fahnen


Einberufenen zeitiger zu den Ihren zurückkehren“. Also ein abgekürzter Krieg,


ein goldener Hindenburg, goldene 42-cm-Granaten! Mit dem Gold kaufen wir 
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also nicht etwa die Knochen eines pommerschen Landwehrmannes (Bismarcks


Ausdruck), sondern ganze Hekatomben! Und da gibt es noch Leute im


Deutschen Reich, die nicht nur goldene Münzen heimlich verborgen halten, son-


dern Gold kiloweise in Form von allerlei Tand öffentlich zur Schau tragen! Ist nur


ein Schatten von Wahrheit in dem, was oben gesagt wird, so müssen wir alle


Frauen, die nicht heute noch ihren goldenen Schmuck auf dem Altar des


Vaterlandes opfern, aus unserer Mitte ausstoßen. Sie können durch Preisgabe


einer goldenen Kette dem Blutvergießen Einhalt gebieten – und tun es nicht!


Pfui, Pfui. Und tun es nicht – weil es eben nicht wahr ist, was behauptet wird.


Aus dem gesamten Goldschatz des Volkes, gemünzt und verarbeitet, hat das


Reich bis jetzt für die Kriegsführung nicht die geringste Kraft, nicht eine Kalorie


Wärme gezogen. Das sagt den deutschen Frauen ihr gesunder Instinkt, und


darum tragen sie harmlos wie in Friedenszeiten den goldenen Flitter zur Schau.


In einem ähnlichen Aufruf, den der Hansabund veröffentlicht (also eigentlich


der Bund unserer sogenannten „Fachleute“ in Währungsfragen) wird dasselbe


behauptet; auch wieder ohne irgendwelche Erklärung. Hier wird aber ausdrück-


lich immer nur von gemünztem Gold gesprochen. Warum diese Einschränkung?


Die Reichsbank macht ja keinerlei Unterschied zwischen gemünztem und ande-


rem Gold. Im Sinne der Reichsbankgesetze ist alles Gold Barrengold. [Viel besse-


res Gold für den Gebrauch der Reichsbank sind die ausländischen Wertpapiere, von denen für 20–30


Milliarden Mark Gold in den Kasten unserer Rentner liegen. Warum spricht man nicht von diesen?]


Das Gold gilt dort nach Gewicht. Sagt nun die genannte Einschränkung nicht,


daß der Hansabund selber nicht recht an seine Sache glaubt? Nichts ist entbehr-


licher als der goldene Schmuck. Wenn wir dem Reich damit helfen könnten!


Selbstverständlich käme das entsprechende Beschlagnahme-Gesetz. Der Preis-


Unterschied zwischen verarbeitetem und unver-
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arbeitetem Stoff ist nirgendwo so gering, wie beim Gold; folglich ist auch das


Einschmelzen des Goldschmuckes und der dabei entstehende Verlust geringer


als bei den anderen Metallen, den Kupfergeräten z. B., die der Staat heute


beschlagnahmt, nach Gewicht bezahlt und einschmilzt. Wir nehmen die


Waschkessel, die Kochgeschirre, die Türen der Öfen usw. und schmelzen sie


ein; warum nehmen wir nicht auch die goldene Spange vom Arm, die Kette vom


Hals? Eben weil wir das Kupfer nützlich verwenden können, das Gold aber nicht,


weil es nur althergebrachte, unklare Anschauungen sind, atavistische, 


barbarische Rutine [Routine] ist, die uns veranlaßt, jetzt im Jahre des Papiergeld-


Absolutismus nach Gold zu haschen. Wie verwöhnte Kinder, die, den Mund


voller Zähne, doch noch nach dem Gummilutsch schreien. Der Krieg hat den


Blöden schon manches offenbart, ihnen wird er auch endlich den Unterschied


zwischen Geld und Gold zeigen.


Um dem Goldwahn den Gnadenstoß zu geben, will ich der Reichsbank einen


Vorschlag machen, wie sie, ohne bei unseren Goldverheimlichern heischen zu


müssen, aufrecht und stolz ihren Goldbestand innerhalb 14 Tagen vervielfältigen


kann:


Verordnungen des Bundesrates:
I.


Die Goldmünzen sind von Ende dieses Monates ab kein gesetzliches


Zahlungsmittel mehr. Sie werden von da ab an allen öffentlichen Kassen zurück-


gewiesen. Das Prägen von Goldmünzen mit x-beliebigem Feingehalt steht vom


genanntem Tage ab jedermann frei. Gewähr für Gewicht und Fein wird den


Münzen entzogen.


II.


Der gesamte in Privathänden und im Handel befindliche Goldschmuck wird


beschlagnahmt. Die öffentlichen Kassen nehmen den Schmuck in Empfang und


zahlen den Feingehalt mit 2790 Mark das Kilo. Der Schmuck wird 
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in der Reichsbank aufbewahrt und kann nach Friedensschluß ohne Zins und


sonstige Kosten gegen Erstattung des empfangenen Geldes zurückgefordert


werden. Zu dem Zweck wird jedes Stück nummeriert.


III.


Wer seinen Schmuck behalten will, hat eine Goldschmucksteuer von x-Mark für


das Kilo zu zahlen und eine Steuermarke zu lösen, die sichtbar am Armband


usw. zu tragen ist. Der Ertrag der Steuer fließt dem Fonds für Kriegsinvaliden zu.


Brauchen wir mehr, um den ganzen Goldschwindel zu durchschauen? So


lange das Gold in der Münzform da liegt und nur spärlich vertreten ist, kann man


verstehen, daß das in Geldfragen geflissentlich dumm gemachte Volk die Macht


des Geldes dem Gold zumißt. Geld und Gold ist für das Volk ein und dasselbe


Ding. Hier aber ist das Gold von der Münze getrennt worden und liegt da in 


seiner vollen Nichtigkeit, in Form von Kettchen, Ringelchen, Armbändchen und


tausend Spielsächelchen zu Bergen aufgehäuft. Hier sieht man nun endlich, was


das Gold ist. Wer wird angesichts dieses Nürnberger Tands noch den Mut haben


zur Behauptung, daß in diesem Haufen „die Wurzeln deutscher Schlagfertigkeit


stecken“, daß unsere Volkswirtschaft „hier ihren Nährboden hat.“


Also Herr Reichsbankpräsident, greifen Sie zu, nur Mut! Hier bietet sich Ihnen


eine Gelegenheit, den Haß, den die ganze Welt uns gegenüber hegt, plötzlich in


Liebe und Hochachtung zu verwandeln. Wenn es Ihnen gelingt, dem Goldwahn,


dem Vampyr der Menschheit den Garaus zu machen, wird Ihnen das geknech-


tete und ausgebeutete Proletariat der ganzen Welt zujubeln. Beantworten Sie die


hohle französische Phrase


Liberté, fraternité, égalité


mit der deutschen Marseillaise, die da heißt:


„Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag, durch Beseitigung des


auf dem Golde sich aufbauenden Kapitalismus.“
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Die finanzielle Schwäche 


der Grund der Deutschen Kraft.


Es gab genug Schwachköpfe bei uns, die mit Stolz und Genugtuung auf die


wachsende Zahl deutscher Millionäre und auf deren „finanzielle Kraft“ hinschau-


ten und mit einem gewissen Neid nach der noch größeren Zahl und Kraftfülle


englischer und französischer Millionäre hinüberschielten. Sie fühlten sich im


Schatten des Rentners wohl sicherer, als im Schatten der lärmenden volkreichen


Fabrik. Der Rentner bedeutete ihnen Machtzuwachs für das ganze Volk. Die


finanzielle Kraft, die in diesen Rentnern steckte, war zwar nie recht sichtbar,


doch war sie sicherlich nicht „von Pappe.“ –


Jetzt werden diese Schwachköpfe wohl „umlernen“ müssen, wie das Umlernen


in allen wirtschaftlichen Erkenntnissen für die meisten schon zur Mode geworden


ist. Man ist geradezu stolz darauf, von sich behaupten zu können, schon „umge-


lernt“ zu haben, selbst in Bezug auf Dinge, die ein normaler Mensch, ohne viel


zu lernen, einfach in direkter Betrachtung richtig einzuschätzen pflegt.


Wir kämpfen gegen eine gewaltige Übermacht an


finanziellen Kräften;


wir haben tatsächlich die finanziellen Kräfte der ganzen Welt und in Gestalt der


amerikanischen Milliardäre sogar die finanziellen Götter gegen uns und doch


werfen wir all diese goldene, finanzielle Herrlichkeit in den Staub.


Es gibt eben keine „finanzielle Kraft“. Was uns als solche erscheint, ist ein


Abglanz der wirtschaftlichen Kraft, von deren Dasein und Fülle die andere völlig


abhängig ist und von ihr zehrt. Alles, was an Kraft in den Finanzen steckt, muß


man restlos von den wirtschaftlichen Kräften abziehen. Ob der Träger dieser


finanziellen Kraft Metall- oder Papiergeld heißt, ändert nicht das Geringste an


seiner Natur. Deutschlands finanzielle Kraftträger sind zurzeit ausschließlich aus


Papier gemacht. Sämtliche finanziellen Kräfte des Deutschen Reiches lassen 
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sich im Worte „Geldpapier“ zusammenfassen. Sonst bedeutet die finanzielle Kraft


des einen nur die finanzielle Schwäche des anderen, wie die Macht des


Gläubigers die Ohnmacht seines Schuldners ist.


Sehen wir uns doch einmal die finanziellen Kräfte Frankreichs und Englands


an. Was braucht der Finanzmann zum Leben mehr als eine Kuponschere? Die


bleibt sein einziges „Produktionsmittel“. Im Hause und Besitze des Rentners 


findet man nichts, was zur Kriegführung brauchbar wäre. Wenn nun der Krieg


ausbricht, was kann da der Staat an Kraft beim Finanzmann, beim Rentner fin-


den? Eine Kuponschere, dazu ein Männlein, das in der Regel absolut zu nichts


brauchbar ist. Irgendwelche Kraft geistiger oder materieller Natur ist dort nicht zu


haben. Dieses Männlein zehrt von den Säften des Volkes, ohne zu diesen den


geringsten persönlichen Beitrag zu leisten. Vom Standpunkt Hindenburgs ist der


Rentner, der Finanzmann, armseliger als der erste beste Landstreicher. Dagegen


sehe man sich den Menschen an, der vom Ertrag seiner Arbeit lebt! Wie vieles


läßt sich da nicht beschlagnahmen! In der Regel das Ganze; der Mensch und


seine ganze Umgebung. Wie viel Kraft, militärische Kraft steckt nicht im Anwesen


des kleinsten Bäuerleins; des bescheidensten Schmiedes, Schneiders,


Schusters! Tausend Kuponscheren mitsamt ihren Besitzern können keinen 


einzigen Schneider ersetzen – nach keiner Richtung hin. Eine vollkommene


Auswanderung der finanziellen Kräfte würde die Macht jedes Staates ganz


gewaltig heben. Wenn die Millionen kleiner und großer Finanzmänner, d. h.


Rentner, die in Frankreich, sozusagen als Troß der Volkswirtschaft Joffres


Schlagkraft belasten, sich in Handwerker, Fabrikarbeiter, Bauern, Kaufleute,


Wissenschaftler umwandeln ließen! Wenn Joffre in den Rentnerwohnungen


handfeste Kerle, arbeitsgeübte Bürger mit ihren Arbeitsmitteln und Rohstoffen


vorfände! Da möchte vielleicht mancher französische Soldat in Joffres Haut 


stecken. Aber die


finanziellen Kräfte Frankreichs


277







sind nichts als Ballast, nichts als ein goldener Panzer, der den Schwimmer in die


Tiefe reißt. Finanzielle Kraft, finanzielles Blech, finanzieller Unsinn!


Es stände heute schlimm um Deutschlands Verteidigung, wenn unsere


finanzielle Kraft


der englischen und französischen ebenbürtig gewesen wäre. Zum Glück für


unser Volk waren wir noch verhältnismäßig schwach an finanzieller Kraft. Unsere


finanzielle Fäulnis war noch etwas rückständig. Die große Masse unseres Volkes


mußte noch den Lebensunterhalt durch Arbeit erwerben. Zur Arbeit gehört aber


mehr als eine Kuponschere. So kommt es, daß wir uns trotz finanziellen


Schwächegefühls so erstaunlich gut gerüstet finden an allem, was zum Krieg


nötig ist.


Wir werden siegen, weil wir kein Rentner-, sondern ein Arbeitervolk sind.


Sorgen wir dafür, daß es so bleibt. Welche gewaltige finanzielle Kraft liegt nicht


in den Titeln unserer Kriegsanleihen! Fünfzehn, zwanzig Milliarden echte finan-


zielle Kraft, finanzielles Blech, finanzieller Unsinn. Fast möchte man glauben,


daß, wenn es noch Jahre so weitergeht, wir vor lauter finanzieller Kraft an 


konstitutioneller Schwäche zugrunde gehen werden.


Thomas Münzer.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


Hebe dich von hinnen, Satan.


„Gebt zurück, gebt alles zurück“, ruft der alte Rentner! Was und wem sollen wir


zurückgeben, fragen die Notare, Anwälte, Priester, die ihn umgeben. Gebt alles


zurück, sagt der Alte und stirbt. (Zola „Le travail.“)


Die Familie dieses Alten hatte vom Rentengift genossen und war daran


zugrunde gegangen, wie die Wölfe, die vom vergifteten Köder fressen.


Scheußlich ist das Ende, das völlige, restlose Verschwinden einer solchen von


der Parasitis befallenen Rentnerfamilie. Auf die Arbeit ist eben 
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die Menschennatur eingestellt. Wo Renten die Arbeit als Unterhaltungsmittel


ersetzen, da muß im Organismus der Menschen notwendigerweise etwas in


Unordnung geraten und diese Unordnung führt unnachsichtlich den Tod herbei,


wie das Aussterben unzähliger Geschlechter, ja ganzer Völker beweist.


Frankreich stirbt z. B. an dieser Krankheit. Der Auflösungsprozess vollzieht sich


dort vor unseren Augen auf breitester Grundlage. Wir aber sehen es nicht, wollen


es nicht sehen, sonst müßte unsere Freilandwerbung bei den Grundbesitzern


denselben Erfolg haben, wie bei den Proletariern, und unser Werbekasten müßte


zum Überlaufen voll sein. Der Verein Freiland heilt die Parasitis gründlich,


Karlsbad, Wiesbaden und wie diese Kurpfuscherwerkstätten alle heißen mögen,


kurieren an den Krankheitserscheinungen; Freiland aber räumt den wahren Herd


der Krankheit weg. Freiland ist nicht ein Kurort unter vielen, sondern der Kurort


für den Einzelnen sowohl, wie für Völker und Rassen.


Nun erzählte man mir kürzlich von einer Landschenkung. Hundert Morgen


deutschen Bodens waren dem Verein Freiland geschenkt worden.


Wahrscheinlich einer, der Zola oder Tolstoj studiert hat und alles dem Volke


zurückgeben will, auf daß sein Name nicht verschwindet aus den Registern 


deutscher Geschlechter. So dachte ich. Oder tat er es vielleicht, weil der Krieg


sein Gewissen geschärft, weil er sich sagte, daß auf diesen deutschen Boden,


der vom gesamten Volke mit Blut und Schwert verteidigt wird, niemand irgend


welche Privatrechte haben dürfe? „Hände weg vom deutschen Boden“, rief der


Reichskanzler stolz den Italienern zu! Vielleicht drang dieser Ruf in das Herz


unseres Grundbesitzers? Hände weg vom deutschen Boden – ihr Grundbesitzer!


Vielleicht suchte er sein Gewissen beim heiligen Verein „Freiland“ zu entlasten,


weil er errötete beim Gedanken deutscher Grundbesitzer zu sein, während die,


die den Boden verteidigen, als Proletarier ihr Leben fristen.


Ich erkundigte mich nach den näheren Um-   Umständen
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ständen. Der Grundherr hatte von den Kriegsinvaliden gehört. Als normalem,


bravem, deutschem Mann lag auch ihm das Schicksal dieser Männer am


Herzen. Und als wohlhabender Mann wollte er helfen. Von Heimstätten von


Kriegsinvaliden sprachen Flugblätter, die ihm in die Hände fielen. Papier und


Feder her! Ich stifte 100 Morgen Land, schreibt er an den Verein „Freiland.“


Wahrhaftig, es war eine edle Tat. Rein im Impuls und in der Ausführung.


Mit dem Bewußtsein, eine edle Tat verrichtet zu haben, legt sich der Grundherr


zu Bett. Es war nicht alles, was der Grundherr an Land besaß, nur ein kleiner


Teil, etwa 10% war es. Das Land lag wüst in einer wüsten Gegend. Frühere


Ansiedelungsversuche waren fehlgeschlagen. Die Ansiedler hatten alles, was sie


gebaut, im Stich lassen müssen. Immerhin waren es 100 Morgen und außerdem


kommt der Appetit nicht nur beim Nehmen, sondern auch beim Geben. Gebt


alles her, sagt Zola, sagt Tolstoj. Hände weg vom deutschen Boden, sagt der


Reichskanzler.


Aber der Rententeufel geht einher und suchet, wen er verschlingen kann. Er


kam an das Bett unseres auf den sanften Kissen eines guten Gewissens sorglos


schlafenden Grundbesitzers und flüsterte ihm ins Ohr: Warum willst du dich 


deines Besitzes entäußern? Hundert Morgen weggeben, mir nichts, dir nichts, –


zehn Prozent deines Besitzes, zehn Prozent deiner Macht. Dabei der Skandal


bei deinen Standesgenossen. Dein Beispiel zwingt sie zur Nachahmung. Du


ladest dir den Hass all deiner Nachbarn auf. Du wirst „geschnitten’’, du mußt weg


von hier. Warum dich auch so beeilen. Laß doch diese Bodenreformer aufrufen.


Es gibt so viele Propheten in der Wüste. Warte ab, daß andere das Beispiel


geben. Es gibt viele, die mehr und besseren Boden besitzen! Keiner rührt sich.


Alle nehmen die Opfer an Gut und Blut, die das Volk bringt, ruhig hin. Laß sie


vorangehen. Aber ich weiß, du bist ein guter Kerl. Du willst helfen. Gut, so 


handle nach dem Rezept „barmherzig sein und sich zugleich ergötzen“. Die 100 
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Morgen hast du geschenkt, aber du hast noch zehn mal so viel, dicht daneben.


Sie werfen dir nur wenig Rente ab, weil es an billigen Arbeitskräften fehlt. Hier


hast du Gelegenheit, dir diese billigen Arbeitskräfte zu verschaffen und dir die


Rente deines Besitzes zu erhöhen. Stelle bei dieser Schenkung die Bedingung,


daß das Land derart stark parzelliert werde, daß keiner der Ansiedler vom Ertrag


des Bodens voll bestehen kann. Dann müssen sie notgedrungen ihre


Arbeitskräfte gegen Lohn anbieten und da du ihnen der nächste Arbeitgeber bist,


so sind sie bereit, um längere Wege zu sparen, bei dir am billigsten zu arbeiten.


Du hast dann sogar die Leute in der Hand. Wegziehen können sie nicht, ohne


alles, was sie auf dem geschenkten Boden gebaut und gegründet haben, in <im>


Stich zu lassen. Immer wird die Rücksicht auf ihren Besitz sie von der


Abwanderung abhalten und bei den Lohnverhandlungen wird dir diese Rücksicht


ein vorzügliches Druckmittel sein. Jeder Druck auf den Lohn hebt die Rente 


deines Landes, wie auch seine hypothekarische Tragkraft. Die Rücksicht auf ihr


Eigentum hebt bei deinen Ansiedlern die gesetzliche Freizügigkeit sachlich wie-


der auf. Wirtschaftlich kannst du sie als Hörige betrachten. Willst du dann einmal


deine Besitzung verkaufen, so kannst du den Interessenten die Ansiedler und


ihre Kinder abtreten und diese Abtretung kannst du im Verkaufspreis deines


Grundbesitzes in Rechnung stellen. So viel per Kopf. Und was du heute durch


Geschenk an Macht verlierst, gewinnst du morgen 10fach wieder. Siehst du, so


macht mans. Man schenkt 100 Morgen Land, empfängt den heißen Dank einer


mächtigen Gesellschaft wahrer Patrioten und macht dabei ein Geschäft.


Jeder Grundbesitzer hat zwei Seelen. Die gewöhnliche christliche, gutartige


Seele des „homo sapiens“ und die teuflische gefräßige Seele der Grundrente.


Beide Seelen stehen in ständigem Streit. Und die Erfahrung zeigt, daß in diesem


Streit der Teufel ganz regelmäßig den Sieg davon trägt. Auch in diesem Falle


wieder. Unser Grundbesitzer stand noch in der Nacht auf und 
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schrieb unter seinen Brief: „Die Schenkung wird selbstverständlich erst dann


rechtskräftig, nachdem das Land nach meinen Angaben besiedelt worden ist.“


_______


„Den Lige Vej“. Zeitschrift für die dänische Henry-George-Vereinigung. –


Kopenhagen, Gl. Ment 13.


Diese Zeitschrift brachte in ihrer Nr. 14 eine Wiedergabe unseres Flugblattes,


„Physiokratische Friedensdiktate“. Auch hat die obengenannte Vereinigung eine


ähnliche Kundgebung veröffentlicht.


Die dänischen Bodenreformer haben es richtig erkannt, daß die


Friedensbewegung bei der Bodenreform einzusetzen hat, will sie wirklich ihr Ziel


erreichen! Der Privatgrundbesitz im besonderen und das arbeitslose Einkommen


im allgemeinen – das ist der Krieg.
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Wie können wir dem Reich 


die für den Krieg benötigten Milliarden 


zu einem minimalen Zinsfuß verschaffen 


und zugleich 


unsere Währungsverhältnisse verbessern?


Die Kriegsinvaliden, die Waisen der Gefallenen sind die bevorrechtigten


Gläubiger der Volkswirtschaft. Alle anderen Gläubiger müssen ganz selbstver-


ständlich mit ihren Ansprüchen zurücktreten und zu ihrer Ehre können wir es


auch als selbstverständlich ansehen, daß die Mehrzahl das freudigen Herzens


wohl tun wird. Wenn im Reichstag darüber abgestimmt wird, ob die in Form von


Kapital-Zins und Grund-Rente von unserer Volkswirtschaft abgeworfenen Über-


schüsse für die Witwen und Waisen der Gefallenen verwendet werden sollen,


statt für Müßiggänger, so werden nur wenige den Mut haben, dagegen zu 


stimmen.


Je eher unsere Rentner sich hierüber klar werden und ihre privaten


Verhältnisse entsprechend einrichten, und je eher wir denjenigen, die sich 


darüber nicht klar sind, zu solcher Einsicht verhelfen, um so besser für sie und


für alle.


Tun wir das aber jetzt? Betreiben wir nicht die gerade entgegengesetzte


Politik? Mehren wir nicht die Zahl der Rentner, statt sie mit allen Mitteln zu


beschränken? Fünfundzwanzigtausend Millionen Kriegsanleihen zu 5%! Wie


viele tausend neue Rentner gibt das nicht, Männer, die den Arbeitskittel mit dem


Philisterröckchen vertauschen! Und wer soll nun – volkswirtschaftlich betrachtet –


die Arbeit verrichten, die diese bisher leisteten? Doch sicherlich die, die ins Feld


zogen und sich nicht an den Kriegsanleihen beteiligten, weil sie die famose


Kriegskonjunktur nicht ausnutzen konnten. Die Zahl der Lastträger nimmt also in


demselben Verhältnis ab, wie die zu tragende Last wächst und schwillt. Die


Kriegsanleihen vermehren also das Heer der Kriegsinvaliden um eine gewaltige


Zahl anspruchsvoller Wirtschaftsinvaliden, d.h. von Rentnern, von Farnientisten


[Nichtstuer].
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Und man beachte wohl: die, die wir durch die Kriegsanleihen zu Rentnern


machen (beim Zinsfuß dieser Anleihen gehört keine große Summe dazu) sind


aller Regel nach die besten und fleißigsten Arbeiter. Warum zeigt sich z. B.


Frankreich so auffallend schwach an wirtschaftlicher Kraft? Weil dort die Rente


die Männer so frühzeitig aus der Mitte der Arbeitenden reißt und dabei ganz


gesetzmäßig gerade die Besten ausliest.


Wenn zwei eine Last den Berg hinauftragen, so mag es gehen. Streikt der


eine, so wird die Last für den anderen schwer; setzt sich aber der Streiker nun


noch auf die Last, so bricht der Träger zusammen. Sehen wir also zu, daß die


Lasten für die Schaffenden nicht zu groß werden. Nicht die Lasten an sich


machen uns Sorge, sondern der Abgang an Lastträgern in Form von Invaliden


und von neuen Rentnern. Verteilten sich die neuen Lasten auf ein unver-


mindertes Arbeiterheer, so wäre die Sache nicht so schlimm.


Wir haben es, wie es scheint, noch gar nicht begriffen, daß die deutsche


Volkswirtschaft so gar keinen Platz mehr für neue Rentner haben wird. Oder


nehmen wir es mit den 5% nicht so ganz ernst? Sind wir im Stillen vielleicht mit


uns einig, daß wir die Rückseite der Zinsscheine unserer Kriegsanleihen als


Steuerzettel gebrauchen werden mit der Inschrift: Der Inhaber dieses


Zinsscheines hat den empfangenen Betrag nebenan im Büro N. als


Kriegsinvalidensteuer mit einem Zuschlag von X% wieder abzuliefern! Das wäre


nicht klug. Warum Hoffnungen erwecken? Sagen wir es doch diesen Männern


heute, gleich, daß sie ihre Lebenshaltung nicht auf Zinsbezug, auf Renten, auf


arbeitsloses Einkommen zuschneiden sollen, daß das alles böhmische Dörfer


sind, daß sie ihre Kinder für die Arbeit, nicht aber als Müßiggänger erziehen 


sollen. Der Übergang vom Rentnerleben zur Arbeit ist hart, auch dann, wenn er


nur in Form zerstörter Hoffnungen erfolgt. Lasciate ogni speranza! Krieg,


Kriegshochkonjunktur, Kriegsgewinne! Trali - trala! Wie gewonnen, so zerronnen.
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Vor allen Dingen sollte es aber fortan heißen: Schluß mit den verzinslichen
Kriegsanleihen!


Den Einwand, den urfaulen Einwand, daß ohne Zins von 5% das nötige Geld


für die Fortführung des Krieges nicht zusammenkommen würde, lassen wir nicht


gelten. Er ist falsch! Wir behaupten im Gegenteil, daß auch mit 1% die


Zeichnungen zur Kriegsanleihe nicht wesentlich geringer gewesen wären und


behaupten weiter, daß selbst, wenn dieses nicht zuträfe, es für den Geldbedarf


des Reiches völlig gleichgültig, für unsere


Reichswährung
sogar um ein Erkleckliches besser gewesen wäre. Und den Beweis für diese drei


Behauptungen wollen wir nun hier erbringen.


Wir wissen es alle, namentlich aber die Direktoren unserer Spargeldinstitute


wissen es, daß während des Kriegszustandes Handel und Industrie für neue
Kapitalanlagen keine Gelegenheit bieten. Niemand kann heute Geld gebrauchen.


Als Nehmer steht das Reich so gut wie allein auf dem Geldmarkt. Alle, die früher


zusammen mit den Finanzministern bei unseren Geldleuten antichambrierten 


[vorsprachen] – sind vom Geldmarkt verschwunden. Das Reich hat in der
Nachfrage nach Leihgeldern ein Monopol. Das Baugewerbe braucht kein Geld,


die Industrie braucht kein Geld, dem Handel ist durch die Höchstpreise der


Geldbedarf stark limitiert, die Landwirtschaft braucht nicht nur kein Geld – sie


gibt welches ab.


Niemand denkt daran (schon des Arbeitermangels wegen) ein Haus zu bauen,


eine Fabrik zu gründen. Das Geld liegt da brach. Die berliner Banken zahlen –


trotz der Drainage [drains (engl.) = Metallentnahmen für Zwecke der Ausfuhr] von 25


Milliarden – 11/2% sage und schreibe eineinhalb% Zins! Wieviel würden sie 


zahlen, wenn des Reiches Anleihen keinen Zins gewährten? Das ist die Frage.


Es wäre heute tatsächlich schwer, im weiten Gebiete des Deutschen Reiches


eine einzige Milliarde in Privatbetrieben sicher und zinstragend unterzubringen!


Dem Deutschen Reiche sind aber bis jetzt 25 Milli-
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arden Mark angeboten worden! Geld, das nicht, wie man fälschlich behauptet,


von den 5% angelockt wurde, sondern Geld, das von unserer Volkswirtschaft als


überschüssig abgestoßen wurde, für das es im ganzen Deutschen Reiche keine


andere sichere Anlage gab – als die Kriegsanleihen.


Und diese einzigartige, noch nie dagewesene Marktlage wurde nicht etwa dazu


benutzt, um den Zinsfuß herabzusetzen, sondern im Gegenteil um ihn ein gutes


Stück heraufzuschrauben – auf 5% nominell – effektiv aber ein ganz Teil höher


und zwar gleich für 10 Jahre!
Was hätten die Besitzer dieser Milliarden, die Sparkassen und Banken mit dem


Papiergeld angefangen, wenn das Reich ihnen das Geld nicht abnahm? Wären


sie nicht alle herzensfroh gewesen, dem Reiche das Geld zu


1 %
zu geben, wenigstens für die Dauer des Kriegszustandes? Doch lieber 1% als


nichts – dazu das erhebende Gefühl einer patriotischen (Man denke auch, welchen


Eindruck es auf die ganze Welt gemacht hätte, wenn es bekannt geworden wäre, daß das deutsche


Volk 25 Milliarden zu 1% Zins dem Reiche zur Verfügung stellt!) Tat, gehoben durch das Be-


wußtsein, daß man das Geld ja sowieso nicht hätte besser und sicherer anlegen


können. Bezahlt das Reich keinen oder nur 1% Zins für die Kriegsanleihen, so


stehen die Besitzer der überschüssig gewordenen Leihgelder tatsächlich vor der


Frage, ob sie lieber den Sparbüchsen als dem Reiche das Geld – wenigstens für


die Dauer des Krieges – anvertrauen sollen. Wie der Esel zwischen den beiden


Heubündeln, so ständen die Direktoren der Banken und Sparkassen zwischen


dem Reichsadler und dem Geldschrank unentschieden hin und her schwankend,


bis schließlich Rücksichten höherer Art sie veranlassen würden, dem Adler zu


geben, was des Adlers ja doch ist, nämlich das Reichspapiergeld.


Ohne irgend welchen Appell an die vaterländische Gesinnung wären also die


Zeichnungen kaum geringer gewesen als mit dem Lockmittel von 5%, wie ja


auch bei 
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8 und 10% nicht mehr Geld zusammen gekommen wäre.


Wenn wir die ganz eigenartige Marktlage nicht zugunsten der Reichsfinanzen


auszunutzen wußten, so lag das nur daran, daß wir noch immer von den


Erfahrungen aus der barbarischen Zeit des Metallgeldes uns führen lassen. Wir
fürchteten offenbar, daß das Publikum die Banknoten lieber würde thesaurieren
[horrten] als zinsfrei oder zu einem niedrigen Zinssatz herzugeben! Dann wäre der


Markt plötzlich ganz von Papiergeld entblößt gewesen und das


Dritteldeckungsgesetz gestattet uns doch nicht durch Neudruck das zu ersetzen,


was das Publikum verscharrt. Und lieber bezahlen wir 5% Zins, als daß wir das


Dritteldeckungsgesetz, dieses letzte Bollwerk des Wuchers hinab zu den andern


Trümmern der Goldwährung stoßen.


1870 hatten die Kriegsanleihen so gut wie gar keinen Erfolg. Wir hatten damals


Metallwährung. Darum schuf man den Reichskriegsschatz von 120 Millionen in


Gold, vergraben im Juliusturm bei Spandau seit 1871.


An unseren jetzigen Kriegsanleihen hat sich das thesaurierte Gold auch wieder


nicht beteiligt.


Zinsfreie oder wenigstens 1% Reichsanleihen sind darum für die Dauer des


Kriegszustandes möglich, und zwar merkwürdigerweise aus demselben Grunde,


warum sie 1870 unmöglich waren. Damals und jetzt handelt es sich im Kriege für


die Geldbesitzer ja gar nicht um den Zins, sondern um die Sicherheit des


Kapitals. Wie Figura zeigt, hält das deutsche Volk das private Schatzkästchen


zur Bergung der Goldmünzen für sicherer als die Kassen des Reiches. Aber nur


ein Kind wird das auch gegenüber dem Papiergeld behaupten können. Als


Monopolfabrikant des Papiergeldes ist das Reich seinen Gläubigern gegenüber


(die ja nur Papiergeld zu fordern haben) immer sicher. Keine Geldkassette kann,


was die Sicherheit anbetrifft, sich mit den lithographischen Pressen der


Reichsdruckerei vergleichen. Das Papiergeld hat eben alles auf den Kopf


gestellt, es hat die gesamte 
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Erfahrung und Literatur lügen gestraft. Nichts bleibt von dieser Literatur übrig als


Makulatur.


Aber nehmen wir einmal an, unsere Kriegsanleihezeichner beständen auf den


Zins und drohten, die Reichsbanknoten zu verstecken! Sie würden sagen: Das


Reich braucht nun einmal unser Geld – also warten wir. Die Verlegenheiten, in


die das Reich geraten wird, werden das Reich mürbe machen und dann 


erpressen wir den Zins!


Nun gut, ziehen wir auch diese Möglichkeit in Betracht.


Was geschah, als bei Ausbruch des jetzigen Krieges die Goldmünzen versteckt


wurden und der Handel dadurch ins Stocken zu geraten drohte? Hat man da 


dieses Geld auch durch Zins hervorzulocken gesucht? Durchaus nicht. Die


Reichsbank und die Darlehenskasse ließen sie alle ruhig gewähren. Papiergeld


ersetzte das Gold und es ging vortrefflich. Die Goldvergraber verloren den Zins


ihres Geldes und das Reich gewann ihn. Daher die 220 Millionen


Reichsbankkriegsgewinn. [Weil unsere Bürgerschaft einen großen Teil des Metallgeldes ver-


barg, konnte die Reichsbank den Papiergeldumlauf entsprechend vermehren und so einen Üeber-


schuß von 220 Millionen (mit einem Kapital von 180 Millionen) machen. Denselben Zins, den sonst


das Gold für seine Eigentümer erhebt, zog jetzt das Papiergeld für die Reichsbank ein. Die


Reichsbank hat hier die Angst der Bürger zu Geld und Kapital geschlagen.]


Nicht anders würden die Dinge sich abwickeln, wenn die Besitzer der


Kriegsanleihegelder diese lieber verschatzt hätten, als sie dem Reiche zu 1% 


zur Verfügung zu stellen. Das Reich (nötigenfalls unter Umgehung der an dem


Dritteldeckungsgesetz sich klammernden Reichsbank) hätte diese Milliarden 


versteckten Geldes nicht nur durch Neudruck ersetzt, sondern es hätte das auch


zum Schutze der Geldwirtschaft tun müssen. Und dieser Neudruck wäre eben
das zinsfreie Darlehen gewesen.


Es ist ein alter Erfahrungssatz, den schon Hume aussprach: „Geld, das 


versteckt wird, hat auf die Währung denselben Einfluß, wie wenn es vernichtet


wäre“. Für 
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die Praxis heißt das aber, auf unseren Fall angewendet: Das Geld, das Private


dem Reiche vorenthalten, um Zins zu erpressen, kann, soll und muß von der


Zentralnotenbank durch Neuemission ersetzt werden. Also geben die
Geldbesitzer, die ihren Matratzen lieber ein zinsfreies Darlehen gewähren als
dem Reich – durch die Technik der Währung – auch gleichzeitig dem Reich ein
zinsfreies Darlehen im genauen Betrage ihrer Matratzen-Einlagen.


_______


Der Beweis für die ersten beiden unserer Behauptungen ist somit vollgültig


erbracht. Und von dieser Beweisführung aus geht der folgende Vorschlag, der


dem Reiche wenigstens für die Dauer des Kriegszustandes das benötigte Geld


zinsfrei beschaffen soll:


I. Es wird zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß das Reich für die Dauer des


Krieges keine verzinslichen Anleihen mehr ausgeben wird;


II. Alles Geld, für das Private während des Krieges keine Beschäftigung finden,


nimmt das Reich in Verwahr und zwar kostenlos für beide Teile (ev. 1% Zins). Es


bleibt jedoch jedem freigestellt, sein Geld bei sich zu verbergen.


III. Die Rückzahlung erfolgt auf Verlangen zu jeder Zeit, auch während des


Krieges, in jedem Betrag und in barem Papiergeld.


IV. Nach Friedensschluß, wenn Industrie und Handel wieder Gelegenheit 


bieten Geld zinstragend anzulegen, wird das dem Reich anvertraute Geld durch


verzinsliche Staatspapiere ersetzt werden. Der Zinsfuß dieser Papiere wird von


Semester zu Semester so bemessen sein, daß der Börsenkurs dieser Anleihen


unverrückbar auf Pari stehen wird.


_______


Der Erfolg, den wir uns von diesem Vorschlag versprechen, steht und fällt mit


unserer Voraussetzung, daß jetzt und während der ganzen Dauer des


Kriegszustandes, die jetzt für die Kriegsanleihen der Volkswirtschaft entzogenen


Gelder in dieser selben Volkswirtschaft keine 
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sichere und zinstragende Verwendung finden würden. Gerade darum aber kann


auch die zinsfreie Kriegsanleihe nur so lange wie der Krieg selber anhalten.


Sobald die Friedensglocken den Unternehmergeist wieder wecken, sobald das


Meer wieder frei wird und Industrie und Handel wieder Geld aufnehmen, dann


muß auch das Reich in den Stand gesetzt werden, die zurückgeforderten Gelder


ohne Emissionsvermehrung auszuhändigen. Dies kann nur durch Verkauf von


verzinslichen Reichsanleihen geschehen. Statt aber dann 5% - Anleihen mit 


10 Jahren Laufzeit auszugeben, werden wir es billiger machen können. Es ist


anzunehmen, daß das erste Jahr 5% vielleicht nicht genügen werden. Aber im 


2. und 3. Jahre würde der normale (geschichtlich normale) Zins von 4 und 31/2%


wieder erreicht sein. (S. die Berechnungen im „Physiokrat“ Nr. 7 d. J.)


Unser Vorschlag zielt jedoch höher hinaus, als auf eine Pfennigfuchserei von


einigen Milliarden Mark Zinsen. Für solche Lappalien mögen sich andere er-


wärmen. Mit unserem Vorschlag wollen wir nämlich die


deutsche Reichswährung,
die jetzt wie ein Wrack treibt, unter die Führung des Gesetzes bringen und so
unserer Volkswirtschaft die unentbehrliche Grundlage zur gesunden Entwicklung
verschaffen.


Auf die Erfahrungen der Vergangenheit passen unsere Papiergeldverhältnisse


nun einmal gar nicht mehr. Nach neuen Gesichtspunkten, die vom Wesen des


Papiergeldes ausgehen, muß nun gewirtschaftet werden, wenn wir nach dem


Feldzug nicht in den Bürgerkrieg hineintreiben wollen.


Weil man vor dem Krieg die Erträgnisse der Staatsanleihen ohne irgend-


welche Bedenken restlos ihrem unmittelbaren fiskalischen Zwecke zuzuführen


pflegte, so glaubt man auch jetzt, nichts stände dem entgegen, daß die 


25 Milliarden Kriegsanleihen restlos verausgabt, das heißt also, dem Verkehr


zurückgegeben werden können.


290







Das ist aber ein Irrtum. Wenn wir von den 25 Milliarden einen guten Teil ver-
brannt hätten, so wäre das Reich mit 15 Milliarden ebenso weit gekommen, wie


jetzt mit 25. Weniger wäre mehr gewesen. Es darf nämlich nicht vergessen wer-


den, daß die gezeichneten Anleihebeträge auch alle die Summen enthielten, die


früher durch den Regulator der Goldwährung (Goldexport, Dritteldeckung) auto-


matisch aus dem Verkehr entfernt wurden, jetzt aber durch die gesetzliche


Sperre des Reichsbankschatzes im Verkehr bleiben müssen, den Geldmarkt


belasten und die allgemeine Ursache der beklagenswerten Preistreibereien


geworden sind. So lange man nun der Ansicht war, daß die 25 Milliarden


Kriegsanleihen vom 5% Zinsfuß herangelockt worden waren, während sie in


Wirklichkeit von der Volkswirtschaft als überschüssig abgestoßen waren, konnte


man nicht leicht auf den Gedanken kommen, daß von diesem so teuer erkauften


(5% Zins) und mit so großem Jubel begrüßten Geld ein beträchtlicher Teil nun in
den Ofen wandern müßte! Um das Geld zu verbrennen, hatte man es doch nicht


herangelockt – d. h. also guten und einträglichen anderweitigen Geschäften 


entrissen! Für die Zentralheizung der Reichsbankbüros gab es doch billigeren


Heizstoff als Banknoten!


In diese durch die verzinslichen Anleihen, die Goldsperre und Höchstpreise


getrübten und unsichtig [undurchschaubar] gewordenen Geldmarktverhältnisse, wür-


den nun die zinsfreien Kriegsdarlehen grelles Licht werfen. Es würde sich zeigen,


daß ein bedeutender Prozentsatz der Kriegsanleihen überschüssiges Geld ist –


denn sonst würde es doch niemand dem Reich zinsfrei übergeben. So lange die


Höchstpreise nur einige wenige Waren betrafen, konnten sich die entstehenden


Geldüberschüsse noch in steigenden Preisen auflösen, es lag sogar ein starker


Reiz darin, jeden Geldüberschuß in Waren anzulegen, von denen man einen


Preisaufschlag erwartete. Dieser Preisaufschlag ersetzte den Zins, den man von


kapitalistischen Geldanlagen (Industrieanlagen, Baugewerbe usw. nicht 
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mehr erwarten konnte. Seitdem aber der Preistreiberei durch gesetzlichen


Eingriff ein Riegel vorgeschoben worden, bietet auch der Handel den


Geldmassen, die die Industrie abgestoßen hat, keine Zufluchtstätte mehr, und so


kommt es, daß sich unter den Beträgen der Kriegsanleihen auch all das Geld 


findet, das als überschüssig verbrannt worden wäre, wenn wir überhaupt noch


einen


Währungsregulator
besäßen.


Wenn wir darum jetzt zu den vorgeschlagenen Maßnahmen griffen, so läge die


Frage ganz nahe: dürfen wir das Geld, das der Verkehr abstößt und dem Reich


zinsfrei in den Schoß wirft, nun wieder selbstverständlich restlos in den Verkehr


zurückwerfen oder sollen hier noch andere Dinge berücksichtigt werden?


Und die Antwort hierauf läge dann ebenso nahe: Es darf nicht mehr Geld im


Umlauf gesetzt werden, als es die Höchstpreise erlauben. Das Geld muß der
Menge nach so bemessen bleiben, daß trotz mangelnder Zufuhr von Waren, die
Nachfrage das Angebot nicht erreichen kann, so daß die Höchstpreise nicht oder
nur knapp erreicht werden.


Reicht dann das Geld für die Kriegszwecke nicht, so liegt das nicht an der dem


Reiche zur Verfügung stehenden Geldsumme, sondern einfach an den


Warenpreisen, die das Reich bewilligt. Die vom Reiche bewilligten Preise und


Löhne müssen dann so knapp bemessen werden, daß das Geld reicht. Dann


erübrigt sich alles und vieles von selbst. Dem fast ekelerregenden Streit um


Kriegsgewinne, Wucher, Höchstpreise, Kriegsgewinnsteuer usw. wird der Boden


entzogen. Die Aufgabe, die sonst unserer Reichsbank zugefallen wäre, die diese


aber nicht erkannt hat, wird nun direkt vom Reiche erfüllt. Die Reichswährung


wird wieder einen Regulator haben. Die Warenpreise werden uns sagen, wie 


viel von den gezeichneten Kriegsanleihebeträgen unbedenklich ausgegeben, 


wie viel davon ins 
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Papiergeldkrematorium
zu wandern hat.


Ein Keil treibt den anderen. Das Reich gibt in Form hoher Löhne und hoher


Preise für die Kriegslieferungen (Krupp trat von dem zu viel Berechneten freiwillig


30 Millionen ab) zu viel Geld aus. Das Volk hat jetzt in Kriegszeiten mehr Geld


als in Friedenszeiten. Selbstverständlich ist die Nachfrage nach Waren darum


auch entsprechend größer, obschon das mangelnde Angebot von Waren gerade


umgekehrt auch eine kleinere Nachfrage, also ein vermindertes Angebot von


Geld verlangt. So steigen die Preise und das Reich muß nun größere Summen


ansetzen, um dieselbe Warenmenge zu erhalten. So verwandeln sich die über-


trieben hohen Preise und Löhne in steigenden Geldbedarf des Reiches. Geht es


so weiter, so verwickeln wir die Fäden der Volkswirtschaft zu einem unentwirr-


baren Knäuel zum Gaudium der Spekulanten und der Wucherer, die dann 


triumphierend sagen werden: Seht diese Papiergeldwirtschaft! Zurück zur


Goldwährung! Mit dem Papiergeld ist nun einmal keine geordnete Geldwirtschaft


aufrecht zu erhalten. Das zeigt uns klar wieder einmal der jetzige Schwindel!


Nachschrift. Diese Kritik unserer Papiergeldwirtschaft geht von der


Voraussetzung aus, daß die uns durch den Goldschatz der Reichsbank ange-


drohte Rückkehr zur Goldwährung nach Friedensschluß tatsächlich durchgeführt


werden soll. Gehe ich aber in dieser Annahme fehl, bleiben wir der


Papierwährung treu, ist es ausgeschlossen, daß wir die Höchstpreise und Löhne


wieder rückwärts revidieren und den Münzfuß von 2790 Mark beibehalten wer-


den, so muß unsere jetzige Währungspolitik gelobt und gepriesen werden. Die


durch die Freigebigkeit des Reiches in die Höhe getriebenen Preise und Löhne


waren tatsächlich das einzige Mittel, wenn man nun einmal das physiokratische


Papiergeld nicht haben will, um alle Kräfte der Volkswirtschaft aufs höchste 


anzuspannen 
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und den verwickelten Zahlungsverkehr aufrechtzuerhalten. Daß man dabei des


Guten zu viel getan hat, ist eine Frage zweiter Ordnung. Wenn man aber bewußt


und gewollt die Preise im Interesse des Vollbetriebes der Volkswirtschaft in die


Höhe trieb – so wäre es gut dieses öffentlich zu verkünden, damit sich alle über
die hohen Preise freuen, statt darüber zu klagen und zu schimpfen. Man würde


im Volk die hohen Preise sicherlich viel besser ertragen, wenn man dahinter die


Reichsbank und keine Wucherer zu suchen brauchte, wenn man den


Zusammenhang zwischen den hohen Preisen und dem Vollbetrieb unserer


Volkswirtschaft allgemein erkennen würde.


Sage man es dem Volke: Unter dem heutigen Geldwesen haben wir zu wählen


zwischen hohen Preisen mit allen erfreulichen Begleiterscheinungen jeder


Hochkonjunktur, und fallenden Preisen mit der Krise, der Arbeitslosigkeit und


allem was zur Krise gehört. Wer sich aber nach festen Warenpreisen und


zugleich nach einem Vollbetrieb der Volkswirtschaft sehnt, der muß schon die


physiokratische Geldreform verlangen, der darf sich aber dann auch nicht wun-


dem, wenn dieser ununterbrochene Vollbetrieb den Kapitalzins in wenig Jahren


auf 0% herabdrücken wird. [Näheres über die physiokratische Geldreform: Die neue Lehre


vom Geld und Zins.  260 S. Physiokratischer Verlag, Georg Blumenthal, Berlin-Lichterfelde.  M. 2.50.]


Oranienburg.                                                                 Silvio Gesell.
Dezember 1915.
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Die Weltkraftzentrale „VIER“ 


und ihre Verfassung.


Auf das sich jetzt zusammenschließende Völkergemengsel können wir die


deutsche Reichsetiquette nicht kleben. Hier ist eine Bezeichnung am Platze, die


keinerlei rassische, kulturelle, geschichtliche, und im Hinblick auf die weitere


Entwicklung des Weltstaates auch keine geographischen Vorstellungen erweckt.


Je nichtssagender der Name, umso besser. Wir werden darum unseren neuen


Weltstaat wohl am besten mit Nummero Vier bezeichnen, anschließend (histo-


risch) an die schon bestehenden Weltstaaten. Wie der Name Preußen im


Deutschen Reich nicht unterging, so würde dann auch der Name „Deutsches


Reich“ unserem Lande, unserem Volke, unserer Kultur innerhalb des Weltstaates


VIER verbleiben. So können sich dann dieser neuen Kraftzentrale unbegrenzt


viele Staaten, auch halb- und ganz barbarische, exotische, schwarze und gelbe


anschließen, ohne daß sich der einzelne dabei irgend etwas vergibt, ohne daß


der Einzelstaat sich verantwortlich zu fühlen braucht für alles, was sonst außer-


halb seiner Grenzen im Weltstaat VIER vor sich geht. Wir werden einen


Weltstaat gründen, weiter nichts als einen Weltstaat, wie den englischen, 


russischen, den amerikanischen. Innerhalb dieses Weltstaates VIER soll jeder


Einzelstaat seine volle Individualität erhalten und entwickeln können, ganz so,


wie Bethmann-Hollweg es den Polen versprochen hat.


Was schließt nun alle diese Völker zu dem größeren Gebilde zusammen? Nun,


genau dasselbe, was auch die Weltstaaten 1, 2 und 3 zusammenschließt. Der


Kraftüberschuß, den der Zusammenschluß abwirft, der wirtschaftliche Kraftprofit.


Dasselbe, was Horden, Genossen, Gesellschaften, Gemeinden zusammen-


schließt. Die wirtschaftliche Kraft wächst nicht in gerader Proportion zur Masse,


sondern darüber hinaus. Ähnlich wie auch die Arbeitsteilung einen


Kraftüberschuß und zwar einen unberechenbar großen Kraftüberschuß über die


Urwirtschaft abwirft. 
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Das ist das ganze Geheimnis jeder Vereinigung sowohl, wie auch des


Weltstaates. Größerer Profit, größerer Arbeitsertrag, das ist der Kitt der


Vereinigten Staaten von Nordamerika, von England, und das soll auch der Kitt


VIER’S sein.


Wie der Speck die Mäuse, so soll VIER die Völker ringsum anziehen und ...


festhalten. Wir (Deutsche) mögen uns untereinander in unserem eigenen Staate


enger als bisher verbrüdern und über Speck und Profit hinaus gemeinsam 


streben; für alle übrigen Landsleute VIER‘S wird es aber ferner heißen – der


Profit einigt uns, alles übrige sind Privatangelegenheiten, in die wir uns nicht


mischen, in die wir uns nicht hineinreden lassen – etwa so, wie wir ja auch dem


Staate nicht erlauben, in unsere Töpfe, in unsere häuslichen Angelegenheiten zu


gucken. Drei Schritt von unserer Tür, so heißt es hier. Persönliche, freundschaft-


liche Beziehungen zu Gliedern der anderen Völker VIER’S, wie auch von 1, 2


und 3 werden wir nach wie vor und wahrscheinlich in erhöhtem Maße pflegen,


jedoch ihren Staaten gegenüber gilt das Wort – sie gehen uns nichts an. Für den


wirtschaftlichen Kraftüberschuß, den VIER seinen Gliedern verschafft, brauchen


wir keine Sympathien und Antipathien. Erzfeinde treiben in der Regel die besten


Geschäfte miteinander. (England-Deutschland.) Darum wähle man zum Wappen


für VIER keinen Adler, keinen Löwen, kein Kreuz, kein Symbol höheren


Seelenschwunges, sondern ähnlich wie die 47 glitzernden Silberdollars in der


Fahne der Vereinigten Staaten, erhebe man eine Geldbörse, einen Schinken


zum Wappen von VIER. Es irrt der Mensch, so lange er strebt, und im


Staatsleben heißt Irrtum Krieg. VIER, den der Kraftprofit zusammenfügt, darf


nicht streben, damit er nicht irregehe, denn der Irrtum würde den Kraftgewinn in


Munitionsfabriken verschwenden, den Zweck VIER‘S gefährden. Krassester


Materialismus soll VIER zusammenballen. Nichts, was sich nicht in Mark und


Pfennig restlos ausdrücken läßt, darf seine Verfassung belasten. Wie der Speck


das Schwein umhüllt, so soll der von der Masse ausgehende Kraftprofit die


Dauben VIER‘S zusammenhalten.
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Wenn irgend ein Staat vom Geruch VIER’S angelockt, sich dieser Kraftzentrale


anschließen will, so mag er es tun. Wenn er es bereut, so mag er gehen. Nur


einzig und allein der eigene Vorteil der Teile soll die einigende Kraft des Ganzen


sein. Jeder mag seine Antipathien und Sympathien mitbringen, jeder Staat mag


daneben noch seinen ganzen historischen, politischen, wirtschaftlichen und


finanziellen Ballast mit sich bringen. VIER braucht diese Kleinodien nicht, er weiß


absolut nichts damit anzufangen. VIER hat keine Geschichte, er will nichts, strebt


nicht, ist kulturlos, amoralisch, genau wie die anderen Weltstaaten. Er ist! VIER


hat nur eine einzige Eigenschaft: die wirtschaftliche Anziehungskraft seiner


Masse. Was sonst die Staaten trennte, sie zu (vermeintlichen) natürlichen


Gegnern machte (Deutschland-England); das verwandelt sich bei VIER in


Newton’sche Kraft. VIER wird von innen aus zusammengehalten, kann also nicht


auseinanderfallen. Wird VIER aber auseinandergerissen, so streben die Teile


selbsttätig wieder zusammen, ähnlich wie magnetische Eisenspäne.


Was andere Staaten durch Taten, durch Arbeit, auf dem Wege schwerster


Opfer und diplomatischer Purzelbäume meistens erfolglos, wenn nicht sogar 


kontraproduzent [kontraproduktiv] erstreben, das geschieht ganz einfach in VIER.


Und das verbürgt seinen Bestand. Kein Reich ist jemals so fest gefügt gewesen,


wie unser VIER, denn alle Staaten haben bisher den Fehler begangen, über


ihren Speck hinaus zu streben, und wer strebt, irrt.


Wirtschaftliche Dinge aber sind verständliche Dinge, rein menschliche


Angelegenheiten, die sich restlos verstehen lassen und über verständliche Dinge


kann man sich immer verständigen. Der Streit beginnt dort, wo persönliche, 


innere Angelegenheiten zu Tage treten. Religion, Philosophie, Kunst,


Weltanschauungen, überhaupt alles Schwankende, Werdende, Amorfe,


Breiartige geben den Grund zum Streit unter Staaten. Denn das andere kann sie


nur zusammenführen, sie versöhnen. Hinter den genannten Dingen, im untersten


Grunde verborgen, dem Blicke des Alltagsmenschen entrückt, findet man ja auch


wieder den 
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wirtschaftlichen Kern. Enthüllte man diesen Kern, läge er offen da, nackt, dem


Blöden sichtbar, so würde man sich nicht mehr darüber streiten. Der Streit wäre


längst, endgültig entschieden. Die Streithähne mit der ganzen Rasse, Brut und


Sippe erschlagen und vergessen. Würde man sich wohl heute noch über


Schutzzoll und Freihandel zanken, wenn der Kern der Frage, die Grundrente,


nicht so tief in den Brei unserer national-ökonomischen Lehrsätze herabgezerrt


worden wäre? Räume man die aus wüsten philosophischen, patriotischen, 


religiösen, rassezüchterischen Irrlehren bestehende Borke, die die Grundrenten


schützen soll, weg und jeder wird sofort den Freihandel als die natürliche, jedem


Zweifel enthobene Wirtschaftsverfassung erkennen. Da, wo niemand recht zu


sagen weiß, was er will, was er meint, was er erstrebt, da suche man die Wurzel


des Streites und des Krieges. Aus der Verfassung VIER‘S müssen diese Wurzeln


aufs peinlichste ausgerodet werden. Der Zweck VIER’S muß für Alle vollkommen


durchsichtig sein und bleiben. Infolge seiner absolut materialistischen


Grundlagen wird man in VIER immer mit 2 x 2 nachweisen können, was ihm 


zu- und abträglich ist. VIER ist nicht der Tummelplatz für Phantasten,


Bodenreformer, Schutzzöllner und Tollhäusler. Diese Leute sind auf die Grenzen


Ihres engeren Heimatsstaates angewiesen. VIER als solcher muß vor jedem


Breiüberzug wie vor der Pest gehütet werden.


Blitzblank muß es hier sein, Tageshelle muß in allen Ecken herrschen. Und im


übrigen steht die Tür immer offen für alle, die an dem „krassen Materialismus“


VIER’S Anstoß nehmen. Offen, natürlich auch für die verlorenen Söhne. Res tua


agitur. Nur keine Gewalt. Und sie kehren alle wieder, die, die gehen. Wie die


Kometen, die sich vom Gängelband der Sonne freimachen wollen, auch wieder-


kehren. VIER ruft niemand zurück; er vertraut unbedingt in die Wirksamkeit 


seiner Masse. Die Sonne läuft auch keinem Kometen nach.


Was VIER zusammenballt, können nur Dinge sein, die keiner Verwaltung, 


keiner Regierung, keiner Gesetzgebung, keiner Politik bedürfen. In 


298







VIER steht alles auf eigenen Füßen, unumstößlich, wie Naturkräfte. Sobald wir in


VIER nicht ohne Zentral-Regierung auskommen, haben wir auch schon den


Beweis, daß irgendwo dem Richtgedanken dieser Weltkraftzentrale entgegen-


gehandelt worden ist, daß Fremdstoffe in seine Blutbahn eingespritzt worden


[sind]. Wie ein planetarisches System, so muß VIER ohne irgend welches Zutun


bestehen. Dabei braucht auch die Initiative zu den Dingen, die das Wesen


VIER’S ausmachen, nicht von ihm auszugehen. VIER braucht niemand, die


anderen, die Strebenden, die Hilfsbedürftigen brauchen ihn, und ergreifen die


Initiative. Doch ist letzten Endes diese Initiative auf die von VIER ausströmende


Kraft zurückzuführen. Der Kraftprofit, den die Masse über ihre Komponenten vor-


aus hat, gibt den Anstoß zu allen einigenden Bestrebungen. Sobald alle, die an


die neue Kraftzentrale sich angeschlossen haben, über eine neue Frage einig


geworden [sind], und ihr Gegenstand in der Kontroverse blitzblank gescheuert


worden [ist], geht dieser stillschweigend in die Masse VIER’S über. Jeder


Massenzuwachs vermehrt aber wieder die Anziehungskraft VIER’S und reizt zu


weiteren Anstrengungen und evtl. auch zu Opfern, um sich diesen neuen


Kraftzuwachs dienstbar zu machen. So vermehrt der Zuwachs der Masse
zugleich ihr spec. Gewicht. VIER wächst nach außen und nach innen, so daß


sich die Anziehungskraft VIER’S niemals bis zum Ausgleich verbrauchen kann.


Sie läuft allen Einigungsresultaten immer voraus. Eine Entropie ist undenkbar.


________


Als gemeinsame Grundlage der neuen Weltkraftzentrale käme vorläufig folgen-


des in Betracht:


Freihandel – Geldwesen – Bürgerrecht.
Daneben der bekannte Kleinkram: metrisches Maßsystem, gemeinsame Sprache,
gemeinsamer Posttarif usw.


Daß nur der Freihandel, u. z. der echte Freihandel, der Freihandel nach außen


sowohl wie nach innen, der Zentrale genügend Kräfte zuführen 
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kann, um sie zusammenzuballen und zusammenzuhalten, ist klar. Außerdem


kommt auch nur dieser echte Freihandel ohne staatliche Einmischung, ohne


Arbeit, ohne Verträge, ohne Tinte und Papier aus, und das ist eine


Grundbedingung für alles, was VIER aufgebürdet werden soll. Es ist unmöglich,


die sich kreuzenden, widersprechenden Interessen der Einzelbürger in einer


Zollformel auszugleichen. Sobald überhaupt das Wort „Zoll“ fällt, geht den


Menschen das Gefühl für Recht und Unrecht verloren. Sie wissen nicht mehr,


was oben, was unten ist, wie Krebse, denen das Kieselsteinchen aus dem Ohr


entfernt worden.


Mein und Dein wird durcheinandergeworfen. Dabei sind die Interessen, die der


Zoll berührt, an sich keine festen Größen. Alles schwankt, alles ist hier stetig in


Fluß, und stellt immer wechselnde Ansprüche an den Zoll, an den Staat. Ähnlich


wie ein Schuldner, der sich nach und nach zum Gläubiger entwickelt, nachher


der Währung gegenüber einen ganz entgegengesetzten Standpunkt einnimmt.


Der Agrarstaat, der ganz andere Zollinteressen zu haben glaubt als der


Industriestaat (in Wirklichkeit irren beide), verwandelt sich in einen Industriestaat,


wie auch umgekehrt, und all diesen Wandlungen soll der Zoll gerecht werden,


wobei man wieder am Zoll nicht rütteln darf, ohne die Grundfesten des Staates


zu erschüttern. Der Freihandel ist dagegen etwas durchaus Festes, Natürliches,


Unbewegliches, und jeder Beeinflussung durch die Parteien enthoben. Er ist –


oder er ist nicht.


Das Prinzip der Ewigkeit liegt in ihm, fest wie in einem ägyptischen


Ziehbrunnen. Über den Grad des Zollschutzes wird man ewig fluchen, zanken,


streiten und Krieg führen. Über den Grad des Freihandels kann es niemals


Meinungsverschiedenheiten geben. Denn die Freiheit ist, lebt, unangetastet,


absolut, oder sie ist es nicht. Ein Zoll von 1% ist von der Handelsfreiheit ebenso


weit entfernt wie ein Zoll von 100%. Zwischen 0 und 1% liegt ebensoviel


Stumpfsinn, Unfreiheit, Gewalt, Hadergeist, Munition und Kanonen, wie zwischen


0 und 100%. Denn 1% ist ja der Wegweiser für 100%, wie der Dieb von 1 Mark 
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moralisch auch für einen Diebstahl von 100 Mark vorbereitet ist. Der Freihandel,


die Ehre, die Gerechtigkeit, können nur absolut betrachtet werden. Der


Differenzialzoll, der Zollverein, der jetzt vielfach für die neue Weltkraftzentrale


vorgeschlagen wird, ist ein Fehlgriff. Er führt notwendigerweise zum Bankerott


des ganzen Gedankens, er nimmt von vornherein der neuen Kraftzentrale alle


Entwicklungsmöglichkeit. Er ist wie ein Panzer aus frischer Haut, der beim


Eintrocknen sich zusammenzieht und den Träger erstickt. Der Differenzialzoll und


der Zollverein führen nicht nur zur Entropie der Kraftzentrale – sie verfällt ihr


gleich bei der Gründung. Der Differenzialzoll und der Zollverein verwandeln die


Zentripetalkraft des neuen Weltstaates in Zentrifugalkraft. Beide Dinge errichten


künstliche Grenzwälle gegenüber den anderen Kraftzentralen und erschweren


die natürliche Fusion ganz außerordentlich. Sie mindern dadurch die Aussichten


auf weiteren, gewaltigen Kraftprofit. Der Gedanke des Zollvereins ist der, wenig-


stens einem kleineren Gebiete die Vorteile des Freihandels zu sichern. Im


Zollverein liegt also die Anerkennung klipp und klar ausgedrückt, daß der


Freihandel das eigentliche Ideal ist. Ist ein kleines Freihandelsgebiet (das ist der


Zollverein) aber gut und erstrebenswert, so ist ein großes Freihandelsgebiet erst


recht erstrebenswert. Warum also bei der Gründung des neuen Weltstaates nicht


gleich den Blick aufs Ganze richten? Dem Menschen wird auch der größte


Zollverein immer klein erscheinen. So lange durch Anschluß neuer Länder über-


haupt noch Kraftprofit erzielt werden kann, fühlt sich jeder geschwächt in seiner


natürlichen Kraft. Das ganz natürliche Streben ist daher immer aufs Ganze


gerichtet. Alexander der Große hat in jedem Champagner- und


Zahnwasserfabrikanten gleichstrebende Genossen. Keiner gibt sich mit einem


Teil zufrieden. Mit dem Zollverein und dem Differenzialzoll werden wir uns in


VIER von vornherein gegenseitig zum mindesten verärgern. Ein Glied nach dem


andern wird abfallen, angezogen von den anderen Kraftzentralen. Ständig wird


an diesem Verfall ge-   gebohrt
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bohrt werden, von innen und von außen. Führen wir aber für VIER den


Freihandel ein, so nehmen wir den Außenstehenden jede Angriffsfläche und die


im Innern beruhigen sich bald beim Gedanken, daß jetzt alles mit natürlichen


Dingen zugeht, daß niemand mit Hilfe der Staatsgewalt zu Gunsten anderer


geschädigt wird. Jeder sucht sich einzuordnen, so gut er kann, wie man sich ja


auch sonst mit unvermeidlichen, natürlichen Dingen abfindet. Übrigens ent-


stammt der Vorschlag des Zollvereines und des Differenzialzolles ja auch nur


dem Unfähigkeitsbewußtsein, die rechnerisch-wirtschaftlichen Schwierigkeiten


auf befriedigende Weise zu beseitigen, die sich für viele verschuldete Landwirte


und Unternehmer durch den plötz1ichen sowohl, wie durch den allmähligen


Übergang zum Freihandel ergeben würden. Es sind Verlegenheitsprodukte,


deren Urheber den natürlichen Ausweg nicht fanden, weil sie vom Standpunkt


der Goldwährung aus die Schwierigkeiten betrachteten.


______


Das Geld in VIER ist selbstverständlich von Papier gemacht, weil nur allein 


das Papiergeld eine zielbewußte, vernünftige Währungspolitik zuläßt. Mit dem


Papiergeld kann man irgend einem Ziele zustreben. In den Staaten VIER’S wird


man einem gemeinsamen Ziel in Währungsangelegenheiten zustreben und zwar


mit Hilfe einer in allen Einzelstaaten als richtig anerkannten Währungspolitik.


Diese Politik will im Innern der Einzelstaaten die dauernde Erhaltung der


Warenpreise auf gleicher Durchschnittshöhe, und nach außen (also für alle


Staaten VIER’S) die Erhaltung fester Wechselkurse. Durch genaue, scharfe


Anpassung der Geldausgabe an die Warenpreise ist namentlich mit Hilfe des


sogenannten Physiokratischen Papiergeldes das erste Ziel ohne Schwierigkeiten


zu erreichen, während das zweite Ziel sich als Nebenprodukt des ersten einstellt,


denn zwischen Ländern mit festen Warenpreisen sind die Schwankungen der


Handelsbilanzen minimale und deren Saldo leicht durch Stundungen oder 


sonstige Kreditoperationen auszugleichen. Nichts steht übrigens auch dem 
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entgegen, daß einzelne oder mehrere (oder auch alle) der sich in VIER ver-


einigenden Staaten durch besondere Geldkonventionen dem Papiergeld inter-


staatliche gesetzliche Zahlungskraft verleihen, wodurch der Ausgleich nach allen


Richtungen hin sich automatisch einstellen würde. Das Papiergeld macht diese


und viele andere Dinge möglich. Erwähnen will ich hier nur noch, daß wir mit
Hilfe des Papiergeldes die Preise der Waren (den Durchschnittspreis) auf jede
beliebige Höhe treiben oder senken können, also auch auf diejenige Höhe, die
die Landwirte und Unternehmer als Vorbedingung für ihren Übertritt zum
Freihandel stellen. Wünschen die deutschen Landwirte, daß ihre Produkte den


gleichen Preisstand behalten sollen, den sie jetzt mit Hilfe des Zolles erreicht


haben, so kann diesem Wunsche sofort willfahren werden. Wünschen die öster-


reichischen Industriellen, daß auch ihre Produkte infolge des Überganges zum


Freihandel nicht sinken, so wird auch ihrem Wunsche entsprochen. Das ist aber


alles, was die Landwirte und Fabrikanten verlangen: der Übergang zum


Freihandel darf die Preise ihrer Produkte nicht herabsetzen, denn sonst wird es


ihnen unmöglich gemacht, die Schulden (Hypotheken, Obligationen, Wechsel) 


zu verzinsen. Jedes Herabgehen der Preise bedeutet eine entsprechende


Verkleinerung ihrer Aktiven und Vergrößerung der Passiven. Und das darf nicht


sein. Da uns aber die Papierwährung, die für VlER allein in Betracht kommende


Währung, vollkommene Freiheit gibt, die Warenpreise auf die Höhe zu bringen,


die die ungestörte Fortentwicklung von Industrie und Landwirtschaft gewähr-


leistet, so steht dem sofortigen glatten Eintritt in den Freihandel nichts mehr im


Wege.


Ist der Durchschnittspreis der zollgeschützten Waren 100, so geben wir das


nötige Papiergeld heraus, damit jener Durchschnittspreis auch ohne Zoll gleich


100 sei. Daß dabei auch die nicht zollgeschützten Waren in die Höhe gehen,


wird den betreffenden Fabrikanten gewiß nicht unangenehm sein, wie solche 


allgemeine Preissteige-
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rung auch den Arbeitern und den sogen. festbesoldeten (die es übrigens gar


nicht gibt), wenn sie die wirtschaftlichen Zusammenhänge zu durchschauen ver-


mögen, nur willkommen sein kann. Daß aber das Papiergeld die Möglichkeit 


bietet, die Warenpreise auf jede, selbst auf die phantastischste Höhe zu bringen,


beweisen die jetzigen Warenpreise in allen kriegführenden, von Papiergeld 


überschwemmten Ländern (in Frankreich 14 Milliarden Franken!). Wenn wir in


Deutschland scharf beim Metallgeld geblieben und dem Papiergeld nicht den


Charakter eines gesetzlichen Zahlungsmittels gegeben hätten, dann würde die


Butter heute für 20 Pf. das Pfund, das Getreide für 50 Mark den Zentner zu


haben sein. Wir sind aber gottlob nicht beim Gold geblieben. Wir haben


Papiergeld ausgegeben, und zwar genau so viel, wie wir haben wollten, und so


sind auch die Preise auf die gewünschte Höhe gebracht worden. Von unserem


Willen allein hängen heute die Preise ab. Für die Förderung des


Freihandelsgedankens im neuen Weltstaat ist dies von höchster Bedeutung.


______


Bürgerrecht. Hierunter ist das interstaatliche Bürgerrecht VIER’S zu verstehen.


Jeder Bürger eines Staates VIER’S genießt volle Bürgerrechte in all den ande-


ren. Civis romanus sum sagte der Gallier, der Germane, der Jude. So ist das


aber hier nicht gemeint, denn VIER ist als solcher kein souveräner Staat, das


sind und bleiben allein die Einzelstaaten. Schutz als Bürger VIER’S hat man nur


als Bürger eines Einzelstaates. Aber dadurch, daß ein Staat den Bürgern der


Einzelstaaten VIER’S Bürgerrecht verleiht, dabei den Freihandel einführt und


sein Geldwesen in Übereinstimmung bringt mit dem der anderen Vierstaaten, tritt


er dem Bund bei, bildet einen integrierenden Bestandteil VIER’S – integrierend


darum, weil sein Beitritt gleich die Masse der Kraftzentrale verstärkt.


Warum wir für VIER dieses weitgehende Bürgerrecht fordern, soll hier erklärt


werden. Was geschieht mit den Kohlen in VIER? Nach welchen Gesichtspunkten


wird Preußen das Kohlen-     Kohlenmonopol
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monopol verwalten? Nach monopolistischen Gelüsten? Zu welchen Preisen wird


in Vier die Schweiz ihre Gletscher der Betrachtung der Touristen preisgeben?


(der Preis kann in den Eisenbahntarifen erhoben werden). Und wie steht’s mit


den Kalisalzen, dem rumänischen Petroleum, dem Antwerpener Hafen, den 


serbischen Pflaumen, den bulgarischen Rosen, der dänischen Milch und tausend


anderen kleinen und großen Monopolen? Wenn wir diese Frage nicht befriedi-


gend beantworten, so legen wir den Schwindsuchtsbazillus gleich in die Wiege


VIER’S. Den Kraftprofit, den alle Teile von VIER erwarten, den setzen wir bei den


inneren Reibungen, zu denen jene Monopole Anlaß geben, wieder zu und der


Profit allein soll ja das Ganze zusammenhalten. Diesen Schwierigkeiten kann nur


das genannte Bürgerrecht siegesgewiß entgegentreten. Sehen wir zu.


Nehmen wir an, Rumänien beutet seine Petroleumschätze wucherisch aus und


es vermag infolge solcher erhöhter Petroleumeinkünfte (die wir der Einfachheit


wegen als Staatsdomäne betrachten) unter die Bürger eine Dividende zu ver-


teilen (evtl. in Form eines Steuererlasses), die den Arbeitsertrag in Rumänien


höher stellt als in den anderen Staaten VIER’S. Was geschieht? Nun jeder, bei


dem dieses Mehr ausschlaggebende Bedeutung hat, erinnert sich seines


Bürgerrechtes und zieht hin nach Rumänien. Rumänien wird überschwemmt; alle


Züge dorthin sind überfüllt, namentlich Leute mit sehr geringer Arbeitskraft,


Krüppel, Orgeldreher, Wahrsagerinnen, Bärenführer, all das fahrende Volk zieht


hin in das Land, wo Dividenden aus wucherisch ausgebeuteten Monopolen ver-


teilt werden. Ich ziehe auch mit. Die Zahl der Dividendenberechtigten schwillt und


die Dividenden gehen infolgedessen herab, schließlich so weit herunter, daß den


Bärenführern der Umzug nach Rumänien nicht mehr lohnend erscheint. Was


aber hat dann das rumänische Volk noch von seinem Petroleummonopol? Nicht


viel mehr als Ungeziefer. Darum wird sich Rumänien in der Folge davor hüten,


sein Petroleum zu höheren Preisen als zur Deckung der Pro-


Produktionskosten
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duktionskosten nötig ist, zu verkaufen. So wird man also als direkte Wirkung des


genannten allgemeinen Bürgerrechtes in ganz VIER unerhört billiges Petroleum


brennen. Würden wir uns in Preußen, die den Vorgang in Rumänien scharf be-


obachten, nicht für das billige Petroleum den Rumänen gegenüber mit ebenso


billigen Kochsalzen und Steinkohlen bedanken – wenn nicht aus Dankbarkeit, 


so doch aus Scheu vor einer ähnlichen Völkerwanderung?


Nun gut, wenn überall in VIER die Monopole unter der Kontrolle des allgemei-


nen Bürgerrechtes und voller Freizügigkeit stehen, so bleibt auch überall der 


allgemeine Arbeitsertrag unter der Kontrolle dieses Bürgerrechtes. Er wird überall
gleich sein. Das hätte aber wieder zur Folge, daß die Bürger überall in ihrer


Heimat den lohnendsten Verdienst hätten, daß die Massen nicht mehr gezwun-


gen wären, Weib und Kind, Dorf und Kirche zu verlassen, um in der Ferne den


Kampf ums Dasein zu führen. Das allgemeine Bürgerrecht und die allgemeine


Freizügigkeit wären also das wirksamste Mittel zur Seßhaftmachung des Volkes


und die Abwanderung auf diejenigen Exemplare zu beschränken, die vom


Wandertrieb erfaßt sind. Diese prächtigen Gesellen wird man dann überall gerne


sehen, willkommen heißen – weil sie nicht massenhaft auftreten.


Ich habe mich darauf beschränken müssen, das Gröbste von dem, was man


den genannten drei Hauptanziehungskräften VIER’S entgegenzuhalten pflegt, zu


widerlegen. Starke, urgewaltige Kraft liegt im Freihandel, im gemeinsamen


Papiergeld, und im gemeinsamen Bürgerrecht. Unzerreißbare Kräfte. Vieles wird


diesen Kräften noch eine gemeinsame Sprache zutragen, die wir uns allerdings


als frei von allen rassischen, völkischen, geschichtlichen, geographischen


Akzenten denken müssen. Eine Kunstsprache. Notwendig ist sie nicht absolut,


doch würde sie die Kraftdividende VIER’S um viele Prozente vermehren. Und


aus VlER wollen wir ja nichts anderes, als möglichst viel Kraft herauspressen.


Hans Joachim.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]


306







Heimstätten-Utopisten.


Wer nichts hat, kann nichts geben, muß auf das Vergnügen verzichten, 


anderen zu helfen. Und wer nie etwas haben wird, soll auch Niemandem etwas


versprechen. Das sollte sich der Bund der deutschen Bodenreformer merken. 


Er und die Bettler werden unseren Kriegsinvaliden nie mehr bieten können, als


was ihnen vom ersten besten Bodenspekulanten tagtäglich rein geschäftsmäßig


geboten wird. Hätten die Serben nicht auf die Hilfe des ohnmächtigen


Vierverbandes gerechnet, es wäre ihnen besser gegangen. Das mögen sich


auch die Kriegsinvaliden merken, wenn sie vom Bund d. Bodenreformer, von


Kriegerheimstätten und böhmischen Dörfern hören.


Die Heimstättenbewegung ist überhaupt keine Angelegenheit, in der der Bund


d. B. irgend etwas tun kann. Der Boden spielt hier eine ganz untergeordnete


Nebenrolle, namentlich wenn man immer nur vom Oedland, von der Heide, von


Moor und Sümpfen spricht. Wenn der Bund d. d. B. den Vorschlag machen


würde, etwa das Rheintal für die Kriegsinvaliden zu evakuieren und dessen


Bewohner in die Heide, ins Moor, an die Sümpfe zu schicken, dann könnte man


sich etwas von solcher Bewegung versprechen. Bei der Fruchtbarkeit des


Bodens und der Güte der Produkte könnte selbst ein Kriegsinvalide dort im


Rheintal sein Brot verdienen, vorausgesetzt, daß sich keine Hypotheken-


gläubiger an seine Rockschöße, will sagen, seine Stelzfüße hängen. Aber was


soll er im Moor? Er versinkt ja dort mit seinen Stelzen. Was hat der Invalide,


wenn man ihm auch 2–5–20 Morgen Heideland schenkt oder auf Lebenszeit


pachtfrei überläßt? Solches Land, Heideland, Sumpf und Moor schenke man


Kapitalisten, die das nötige Geld zur Urbarmachung zur Verfügung haben und


von solcher Kapitalanlage eher eine interessante Unterhaltung, aber keine Rente


erwarten. Heideland schenke man aber keinem Proletarier, dem der Krieg zudem


noch das einzige nahm, was er besaß und was er auf Qedland unbedingt


braucht, die ungebrochene Kraft. Hat man für die Invaliden nichts besseres, als


Heide und Moor, 
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so möge man ganz stille sein, sich zu den Bettlern begeben und keine


Hoffnungen erwecken. Überlassen wir dann die Kriegsinvaliden, die sich an-


siedeln wollen, der Vorsehung unserer Bodenspekulanten, denn diese ist wenig-


stens nicht ohnmächtig. Auf Moor- und Heideboden muß der Ansiedler reichlich


das zehnfache des Ankaufspreises (etwa 50 Mark den Morgen) zur


Urbarmachung verausgaben. Dazu noch das Geld für die Gebäude, für die


Geräte und den Betrieb. Der Boden selbst steht also im Verhältnis zu dem hier


benötigten Gesamtkapital wie etwa 1 zu 20. Billiger, als wenn wir den Ansiedlern


alten Kulturboden anweisen, kommt also die Sache nicht zu stehen. Da wäre es


also doch viel vernünftiger, wenn man den Validen das Moor, den Invaliden den


alten Kulturboden überließe, wo die zu verrichtende Arbeit in der Hauptsache


getan ist und nur noch die verhältnismäßig viel leichtere Bodenbestellung zu lei-


sten ist. Das Reich möge die durch Todesfall oder sonstwie zum Verkauf gelan-


genden Bauernhöfe käuflich erwerben und sie den Invaliden pachtweise überlas-


sen. Solcher zum Verkauf stehenden Bauernheimwesen gibt es jetzt sicherlich


übergenug und zwar verteilt im ganzen Deutschen Reich, so daß der Invalide


Auswahl hat in bezug auf Klima, Natur, Menschen, Gesellschaft, und sich also


seinen Neigungen entsprechend ansiedeln kann, was für den Erfolg ausschlag-


gebend ist. Wenn wir dem Invaliden keine Wohltaten aufzwingen, den Menschen


in ihm respektieren und seine persönliche Freiheit achten wollen, so ist das der


einzige Weg. Das Zusammenpferchen in Kolonien ist ein krankhafter Gedanke


aus Wohltätigkeitsbazaren stammend.


Freilich, der angedeutete Weg kostet ein Heidengeld. Aber können wir dem


Invaliden ohne Geld ernstlich helfen? Der schönsten Rede kurzer Sinn wird hier


immer nur Geld sein. Geld und sein Zins. Alles, was von diesem Kernpunkt der


Sache abweicht, ist Schall und Rauch, dem Publikum gestohlene Zeit. Geld und


sein Begleiter, der Zins! Einigen wir uns vor allen Dingen über diesen Punkt: wer


soll den Zins be-
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zahlen, den die Geldgeber für den Boden, Gebäude und Inventar fordern 


werden? Soll der Invalide mit seiner Halb- oder Viertel-Arbeitskraft den Kaufpreis


der Heimstätte verzinsen oder nicht? Wenn ja, so tun wir gescheiter und 


sprechen nicht mehr von Heimstätten, denn zur regelrechten Verzinsung dieses


Kapitals gehört eine volle ungebrochene Arbeitskraft und kein Invalide. Mehr als


Zins verlangt aber auch kein Bodenspekulant. Soll aber der Invalide vom Zins,


hier also vom Pachtgeld seiner Heimstätte ganz oder teilweise befreit werden, so


fragt sich, wer den Unterschied zahlen muß? Eine Million Heimstätten zu durch-


schnittlich 40 000 Mark gleich 40 Milliarden zu 3% gleich 2 Milliarden Zins und


neue Steuern. Wir wissen es doch und machen uns wohl keine Illusionen mehr:


wenn wir eine Million Heimstätten für Invaliden bauen wollen, so müssen wir


damit beginnen, 100 000 Villen für die dazu gehörigen Rentner zu errichten. 


Erst dann, wenn der Bau der Villen sichergestellt ist, können wir mit dem Bau 


der Heimstätten beginnen.


Die Sache zerschellt also am Zins. Das Kapital ist eben unerbittlich. Neben


jedem Invaliden stellt sich ganz von selbst ein Rentner ein, der vom Arbeits-


produkt des Stelzenmannes den größeren Teil für sich beansprucht. Wie das


Kapital dem Reiche die zur Verteidigung des Kapitals nötige Heeresausrüstung


auf Abzahlung und mit schwerem Zins verkaufte (Kriegsanleihen), so verlangt 


es jetzt auch von den unglücklichen Opfern des Krieges seinen altgewohnten


Tribut.


Wir wiederholen also: Die Kriegerheimstätten-Bewegung, die nicht die Axt an


das Zinsproblem legt, verläuft notwendigerweise im Sande. Sie ist eine


Totgeburt. Die Heimstättenfrage ist eine reine Geld- und Zinsfrage. Das Heide-,


Moor- und Oedland spielt in dieser Angelegenheit etwa die gleiche Rolle, die der


Beutel beim Geld spielt. Wollen wir den Kriegsinvaliden wirklich helfen, so kann


das nur auf Kosten des Zinses geschehen. Wenn darum der Bund d. 
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Bodenreformer seinem bisherigen Verhalten dem Kapitalzins gegenüber treu


bleibt, wenn er fortfährt, ihn für heilig und unantastbar zu erklären, dann wird er


sich gefallen lassen müssen, daß man ihn in immer weiteren Kreisen nicht für


ernst erklärt. Dann wird es aller Welt offenbar werden, daß es sich hier einfach


um eine gesellschaftliche Unterhaltung, um sogenannten Salonsozialismus und


Gelegenheiten zu glänzenden Reden handelt. Heute, da die ganze Sache sich in


Zins auflöst, darf nur der von sich behaupten, es sei ihm heiliger Ernst mit den


Heimstätten für Kriegsinvaliden, der auch entschlossen ist, mit aller Kraft dem


Zins auf den Leib zu rücken.


Nachtrag: Die „Edener Mitteilungen“ bringen in Heft 4 die Grundzüge für ein


Heimstätten-Gesetz, die der Hauptausschuß für Kriegerheimstätten (Berlin,


Lessingstrasse 11) nach eingehender Beratung annahm. Wir entnehmen dem-


selben folgendes:


Die Heimstätte wird dem Krieger verkauft (Art. 1–7). Der volle Bodenpreis


(Marktpreis ev. Enteignungspreis) und 90% der Baukosten werden dem Krieger


als Hypothek unters Kopfkissen gelegt (Art. 7). Die übrigen 10% der Baukosten


muß der Krieger aus eigenen Mitteln zahlen (Art. 1–10). Zinsfuß der Hypothek


4% (Art. 3).


Nach Artikel 3 der Grundzüge soll das Reich die Mittel für die Kriegerheimstätte


liefern und zwar durch die Darlehnskasse. Es soll Papiergeld bis zu 500


Millionen Mark fabriziert und ausgegeben werden. Nach Ansicht unserer


Heimstätten-Utopisten fehlen noch gerade 500 Millionen Mark, um unsere junge


Papierwährung ins richtige Lot zu bringen. Der Reichsbank soll also das


Papiergeldmonopol genommen, die Geldversorgung des deutschen Handels


dezentralisiert werden. Jeder Utopist soll für seine Projekte das Recht haben, der


Reichsbank ins Handwerk zu pfuschen.


Auch hier werden wieder alle Wucherer und Spekulanten den Grundzügen 


beipflichten. Es ist 
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Wasser auf ihre Mühle. Keine besseren Vorschläge könnte man machen, um die


Grundlage für neue gewaltige Börsendifferenzen zu schaffen und um die


Rückkehr zur Goldwährung vorzubereiten. Die Unterschrift der Bodenreform


zeugt dafür, daß es sich hier nur um finanzielle, währungstechnische


Unerfahrenheit handelt. Stände Morgans oder Rockefellers Namen unter den in


eingehender Beratung angenommenen Grundzügen, so würden wahrscheinlich


die Bodenreformer selber den satanischen Börsenanschlag entdeckt haben, der


in ihrem Kriegerheimstättengesetz verborgen liegt.


Aber ist es denn jetzt überhaupt nötig, neue Heimstätten zu gründen und zu


bauen? Ich denke, daß nach diesem Kriege, der unser Volk dezimiert, für lange


Zeit die vorhandenen Räumlichkeiten genügen werden, und daß wir die


Arbeitskräfte für dringendere Aufgaben brauchen werden, als neben leerstehen-


den Häusern und Höfen neue zu bauen. Eine gewaltige Anzahl ländlicher


Besitzungen, deren Eigentümer im Felde blieben, kommt zum Verkauf.


Tausende, Hunderttausende städtischer Wohnungen und Villen, deren Inhaber


der neuen, kolossalen Steuern und Einnahmeausfälle wegen bescheidenere


Wohnungen beziehen müssen, kommen zum Verkauf. Wer bis heute eine Zehn-


Zimmerwohnung innehatte, muß sich mit fünf begnügen, und wer fünf Zimmer


bewohnte, gibt davon drei ab. So wird mit einem Schlage die Hälfte aller


Wohnräume frei. Welchen vernünftigen Sinn hätte es da, jetzt an den Bau neuer


Häuser zu gehen?


Der Krieg hat unser mobiles Kapital, das sich finanziell in den Kriegsanleihen


auflöste, vernichtet. Dieses mobile Kapital heißt es jetzt, in erster Linie wieder


herstellen. Die Lager der Kaufleute, Fabrikanten und Landwirte müssen wieder


angefüllt werden und der Export von Waren muß uns dafür die Zahlmittel


beschaffen. Die jetzt unterbleibenden Reparaturen an den Häusern, Fabriken,


Eisenbahnen, Schiffen, Straßen sowie die den Abschreibungen des industriellen


Kapitals (mehr als 5% jährlich) entsprechenden Ersatzbauten, die jetzt ebenfalls


unterblieben, und 
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so vieles andere, müssen nach Friedensschluß in erster Linie in Angriff genom-


men werden. Da haben die zerschossenen Hände für Jahre hinaus gerade


genug zu tun. Heimstätten! ach, das Wort klingt ja viel zu friedlich, als daß es in


der Verbindung „Kriegerheimstätten“ nicht zur contradictio in adjeto [adjecto =


Widerspruch im Beiwort] werde. Der Frieden wird vielleicht diese Heimstätten bringen,


aber nicht jetzt, sozusagen als ein Produkt des Krieges, sondern später, wenn


die äußeren Spuren des Krieges verwischt sein werden.


Dann aber soll es sich auch nicht nur um Heimstätten für eine mehr oder 


weniger beschränkte Anzahl von Bürgern handeln, sondern um eine Heimstätte –


eine einzige: Das ganze Deutsche Reich soll zur Heimstätte des deutschen


Volkes umgewandelt werden.                                                                 S.G.


Ein Wort zum Lobe des Wuchers.


Im Physiokrat, Nr. 5, 1915, machten wir den Vorschlag, den Handel von den


Fesseln der Höchstpreise zu befreien und alle Kaufleute aufzufordern, nach alter


Weise für ihre Waren so viel zu verlangen, wie es die Marktverhältnisse ge-


statten. Wir sagten: hohe Preise stellen automatisch das richtige Verhältnis 


zwischen unseren Vorräten und ihrem Verbrauch her; sie fördern die Produktion


und hemmen den Konsum, während umgekehrt, die durch das Gesetz


(Höchstpreise) gewaltsam niedergehaltenen Preise den Verbrauch künstlich


anregen und der Produktion Schwierigkeiten bereiten.


Weiter sagten wir: wenn die Vorräte durchaus einer weiteren Streckung be-


dürften, dies wirksam nur zu erzielen wäre, wenn das Reich den Wucherern zu


Hilfe eilte und durch eine Vorratsstreckungssteuer den sparsamen Verbrauch


noch mehr zu fördern sucht, als es die Wucherer durch ihre Bemühungen bereits


erreicht hatten. Hätten die Händler den Getreidepreis auf 300 getrieben, dann


sollte der Staat noch 
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extra 100 Mark Steuern auf den Preis schlagen. Natürlich immer in der Voraus-


setzung, daß die Vorräte eine weitere Streckung für nötig erscheinen lassen. Die


Teuerung ist, sagten wir, für das Volk der allein gültige Beweis für den Ernst der


Lage, für die Notwendigkeit, jede Ecke des Gartens, des Feldes auszunutzen;


sie regt zur äußersten Sparsamkeit an und belohnt diese reichlich. Die durch


Steuern und Wucher übertriebene Teuerung webt einen Heiligenschein um das


Brot. So sagten wir damals.


Die Kriegsgewinne, die durch solche Politik den Staats- und Privatwucherern


zufließen würden, machten uns nicht die allergeringste Sorge. Mit einer


Kriegsvermögenszuwachssteuer ließe sich alles wieder für das Volk zurückge-


winnen. Solche Kriegsvermögenszuwachssteuer würde all die heute dreifach


häßliche Zänkerei um die Wucherpreise, Kriegsgewinne usw. verstummen 


lassen, sie ihres Gegenstandes berauben. Staatswucherer würde man die


Händler nennen und den Titel Exzellenz und den Adel mit vor- und rückwärts 


wirkender Kraft demjenigen erteilen, der die höchsten Kriegsgewinne macht und


entsprechende Steuern bezahlt. So würden wir den Wucher in den unmittelbaren


Schutz des Volkes bringen und das urgesunde regulatorische Prinzip des


Handels und Wuchers direkt in den Dienst der gemeinsamen großen Sache 


stellen. Doch stießen unsere Ausführungen, Ausfluß reinster Vernunft, damals


noch auf wenig Verständnis.


Die Bürde, die uns der Krieg auferlegt, muß getragen werden, und da es eine


Massenbürde nun einmal ist, muß, soll, und kann sie nur von der Volksmasse


getragen werden. Wie in allen Dingen, so ist auch hier die Unterstützung, die von


der begüterten Volksklasse erwartet werden kann, gering, nicht nennenswert.


Hier zeigt sich wieder einmal deutlich die Hohlheit des Wortes „finanzielle Kraft“.


Finanzen sind Lasten, keine Kraft. Wie der Esel niemals Kraft aus seinem Reiter


zieht und umso weniger, je fetter der Reiter ist, so verhält es sich mit den


Hilfeleistungen, die uns die begüterten Klassen bringen können. Es 
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hilft nichts, wenn wir zur Streckung unserer Vorräte die Kanarienvögel abschaf-


fen. Die Sparsamkeit, selbst der Hunger des Majors, füllt die Bataillonsküche


nicht. Der Volksnot kann nur Volkssparsamkeit helfen. Ja, wenn die begüterte


Klasse ihre Einnahmen am Tische verausgabte! Die Nahrungsmittel spielen aber


im Haushalte dieser Klasse nur eine ganz untergeordnete Rolle. Erkleckliches für


die Lebensmittel kann nur die Sparsamkeit der Massen abwerfen und diese


erzwingen und belohnen wir durch hochgeschraubte Preise.


Bei diesem System wird natürlich die Not der Bedürftigen, bei denen von einer


erweiterten Sparsamkeit keine Rede sein kann und wo darum die Preiserhöhung


wirkungslos bleiben soll, unmittelbar noch größer, d. h., sie werden für das


Existenzminimum mehr Geld brauchen. Sache der Gemeindeverwaltung ist es


hier, das Nötige zu veranlassen. Das Geld liefert ihnen hierzu der Ertrag der bei-


den Steuern, der Vorratsstreckungssteuer uind der Vermögenszuwachssteuer.


Das letzte Glied in der Kette unserer Forderungen, die Vermögenszuwachs-


steuer wird jetzt zum Gesetz erhoben. Wir würden uns sicherer im Schutze 


unserer Vorräte fühlen, wenn es das erste Glied wäre. Es würde uns zeigen, daß


man die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge begriffen, daß man schiebt und


sich nicht von den Ereignissen schieben läßt. Immerhin können wir mit einer


gewissen Genugtuung feststellen, daß man auch schon (!) beginnt, die Wirkung


der Höchstpreise-Politik umfassender zu betrachten. Im „Tag“ erschien kürzlich


hierüber von Calver ein Artikel, in dem er ganz unseren Standpunkt vertritt.


Freilich kommt das alles jetzt etwas spät.


Wenn wir während des Krieges die gewaltigen Vorteile der Geldwirtschaft nicht


vermissen wollen, so dürfen wir ihre obersten Grundsätze nicht antasten. Das


haben wir mit den Höchstpreisen getan. Geld und Höchstpreise sind glatte


Widersprüche. Vom Standpunkt der Höchstpreise ist das Geld überhaupt nicht


mehr zu begreifen. Der automatische volkswirtschaftliche Regulierer, die 


automatische Vorratsstreckung und automa-


automatische
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tische Produktionsanregung, die automatische Belohnung der Sparsamkeit und


des Fleißes, die im Geldwesen so wundersam empfindlich arbeiten, haben wir


ausgeschaltet, haben aber nicht den Mut gehabt, die Folgerungen zu ziehen.


Jetzt dürfen wir uns nicht wundern, wenn sich überall Störungen und


Widersprüche zeigen.


Der Schatz der Konsumgenossenschaftler 


und seine Hebung durch das 


physiokratische Geldwesen für die 


künftigen kolossalen Reichsausgaben.


Viele Schätze von märchenhafter Größe stecken sicherlich noch tief im Schoße


der Erde und in den Köpfen unserer Techniker und Chemiker, doch der gewal-


tigste Schatz, größer als der Schatz, den jemals ein Finanzminister im Traume


erblickt, liegt bei uns „auf der Straße“, und zwar kein gemeiner Schatz, der sich


früher oder später erschöpft, sondern ein ewig sprudelnder Quellschatz.


Der Schatz, von dem hier gesprochen werden soll, ist so gewaltig groß, daß er


für das Fassungsvermögen der meisten Menschen einfach zu groß ist, weshalb


sie bislang immer noch achtlos an ihm vorbeigehen. Die einzigen, die bisher


schüchterne Versuche gemacht haben, den Schatz zu heben, sind die


Konsumgenossenschaftler,
Versuche, die jedoch den Schatz nicht nennenswert verringerten, als ob er für


die kommenden schweren Zeiten aufgehoben werden sollte.


__________


Von den Produkten unserer Volkswirtschaft gehen heute immer noch durch-


schnittlich


40%


an Tausch- oder Handelsspesen zu Grunde, was soviel heißt, daß von je 


10 Arbeitern 4 Mann abgesondert werden, die von früh bis spät wie die anderen


schwer arbeiten müssen und dennoch 
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nichts anderes tun, als die Produkte der 6 unter die 10 zu verteilen!


Das Stat. Jahrbuch sagt zwar, daß nur etwa 7% der Erwerbstätigen vom Handel leben, sagt aber


nichts über ihr Einkommen und Handelsunkosten. Wäre obiger Satz von 40% reiner Gewinn, wären


hiervon keine Unkosten an Ladenmiete, Kapitalzinsen, Verluste, etc. etc. abzuziehen, so würde uns


das Stat. Jahrbuch sagen, daß sich der Durchschnittsarbeitsverdienst der Kaufleute und ihrer


Angestellten zum Verdienst der übrigen Erwerbstätigen wie 40 zu 7 verhält. Volkswirtschaftlich


betrachtet ist es aber einerlei, ob der Teil unserer Produkte, der an Handelsspesen zu Grunde geht,


von 7 oder 40 Mann verbraucht wird.


Dieses schier lächerliche Verhältnis auf die 10 Millionen Arbeiter Deutschlands


angewendet, zeigt uns die Umrisse des gewaltigen Schatzes, der auf der Straße
liegt und zu seiner Hebung nichts anderes verlangt, als eine bessere
Organisation des Tausches. Wenn es gelänge, die Handelsspesen von durch-


schnittlich 40% der Produkte auf etwa 10% herabzusetzen, so gewännen wir


damit die Arbeitskraft von 3 Millionen Arbeitern. Und warum sollte das nicht 


möglich sein?


______


Wie oft schon ist es im Laufe der Jahrtausende gelungen, durch


Verbesserungen an der Produktions-Technik die Leistungen der Arbeiter zu 


vervielfältigen! Warum wäre es da nicht möglich, auch einmal die Leistungen der


Kaufleute durch Verbesserung der Handelstechnik zu vergrößern? Wenn die


Zeitungen heute die Nachricht brächten, daß durch Anbringung eines Häkchens


am Webstuhl die Arbeiter jetzt stündlich 9 statt 3 Meter Kattun hervorbringen, so


würde kaum jemand noch darüber staunen. So sehr sind wir in dieser Beziehung


an das Erstaunlichste gewöhnt worden. Warum nun sollten wir staunen über die


Nachricht, daß durch Anbringung eines Häkchens am Handwerkszeug der


Kaufleute (das ist das Geld), deren Verschleißkraft von drei Meter Kattun in der


Stunde auf 9 Meter gehoben wird und für alle übrigen Waren im gleichen


Verhältnis? Nichts liegt in der Natur des Handels und des Geldes, was eine 


solche Möglichkeit von vornherein aus-    ausschließt
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schließt. Es spricht sogar sehr vieles dafür, vor allem der Umstand, daß das Geld


in seiner heutigen Verfassung das getreue Spiegelbild des Geldes darstellt,


womit die Alten die Geldwirtschaft inszenierten. Ein Kilo griechisches, römisches


Geld gilt heute auf der Reichsbank genau ein Kilo deutsches Geld. Auch der


Umstand, daß die Alten bei der Einführung des Geldes ohne irgend welche 


handelstechnische Überlegung vorgingen und, daß auch heute für unsere


Geldverwaltung das Geld als ein vollkommenes, wissenschaftliches Rätsel gilt,


spricht dafür, daß hier noch Schätze zu heben sind. Was es aber heißt, das


Althergebrachte einmal kritisch zu betrachten, das haben wir mit freudigem


Erstaunen erlebt, als wir auf den pietätlosen Gedanken kamen, uns doch einmal


das von unseren Vorvätern geerbte Handwerkszeug genauer anzusehen. Die


besten Schätze findet man überhaupt zwischen den Scherben des


Hergebrachten.


Also warum sollte es nicht möglich sein, die Arbeit, die jetzt von 4 Millionen


Mann bei der Verteilung der Arbeitsprodukte verrichtet wird, durch eine bessere


Geldtechnik von einer Million leisten zu lassen und dadurch drei Millionen Mann


für die Gütererzeugung frei zu bekommen? Und wäre das kein kolossaler


Schatz, der sich recht gut an der Seite Helfferichs und der uns erwartenden


kolossalen Ausgaben wird sehen lassen? Wenn es gelänge, die Verschleißkraft


des Geldes und unserer Kaufleute in dem oben angenommenen Verhältnis zu


erhöhen; so käme das einer Vermehrung unserer Gesamtwarenproduktion von


50% gleich, denn statt 6 Millionen produktiv tätiger Personen, hätten wir ihrer


dann 9 Millionen, und nur eine Million Kaufleute. Fiskalisch betrachtet, heißt 


das aber: wenn an die Stelle der gesparten 30% Handelsspesen 30%


Kriegsinvalidensteuern treten, so kann es für alle privatwirtschaftlich so weit 


ganz gleichgültig sein.


Und 30% der um 50% gehobenen Produktion geben 15 Milliarden Mark 


jährlich.


       ______
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Sesam, öffne dich! Wir können deine Schätze jetzt brauchen.


Immer schon, seit Lykurg, hat es Leute gegeben, die am herkömmlichen, von


den Alten kritiklos übernommenen Geldwesen herumnörgelten, aber Proudhon,


Pierre Joseph Proudhon, der Franzose aus Basancon, war der erste, der den


Mängeln unseres Handels auf den Grund zu gehen versuchte. Er machte als


erster die Entdeckung, daß das Gold nicht, wie man annimmt, als Schlüssel,
sondern im Gegenteil als Riegel des Warenmarktes zu betrachten ist. Er war es,


der die Sätze aussprach: „das Geld ist eine Schildwache, die an den Toren der


Märkte aufgestellt, die Parole hat, Niemand durchzulassen.“ Erhebt die Ware und


Arbeit auf die Rangstufe des baren Geldes! In der sozialen Ordnung ist die


Gegenseitigkeit die Formel der Gerechtigkeit. In der Sprache der Volkswirtschaft


ausgedrückt: kauft euch euren Kram gegenseitig ab. Gebt dem sozialen Körper


eine vollkommene Zirkulation, d. h., einen exakten und regelmäßigen Tausch der


Produkte gegen Produkte und die menschliche Solidarität ist eingeführt“ [Der
Sozialist – Herausgegeben von Gustav Landauer, Berlin-Hermsdorf, bringt regelmäßig Auszüge aus


Proudhon’s Schriften.]. So sprach Proudhon vor über 50 Jahren. Heute liegen dicker


Staub und die drei anspruchsvollen Bände von Karl Marx auf diesen inhalts-


chweren Sätzen.


Ob wir uns heute bekriegen würden, ob es überhaupt noch zu Kriegen gekom-


men wäre, wenn man aus Proudhons Aussage alles herausgeholt hätte, was in


ihr steckt? Ich leugne es. Für alle, für uns und die Engländer wäre die Welt weit


und breit, wenn wir den Riegel in einen Schlüssel verwandelt hätten. Denn dieser


Riegel ist es, der uns die Welt so klein erscheinen läßt, der den Kampf um die


Golddecke und die Zollgrenzen schafft, der Krisen, Zins und Bettelei bedingt und
die allgemeine Ursache der auf 40% der Gesamtproduktion geschätzten allge-
meinen Handelsspesen darstellt. Das Gold stellt sich in tausend Formen immer


den Waren in den Weg. Die 
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Schildwache muß bestochen werden, mit Nachschlüsseln, mit tausend Kniffen


und Listen muß man arbeiten, um die Waren an den Mann zu bringen. Darum,


des Geldes wegen, ist die menschliche Solidarität noch nicht einführbar, darum


müssen wir heute auf dieselben Köpfe schießen, von deren Mitarbeit der


Fortschritt und das Glück der Menschheit abhängig ist.


Die Versuche, die noch von Proudhon selbst veranstaltet wurden, um den


Riegel in einen Schlüssel zu verwandeln, mißlangen. Die Ebenbürtigkeit 


zwischen Waren und barem Geld läßt sich durch Warenbanken nicht erzielen.


Für die Sparer z. B. sind Häringe [Heringe], Wolle, Kartoffeln, Heu, Kohlen usw.


und das herkömmliche Geld niemals und in keiner Proportion Aequivalente.


Niemals werden die Sparer ihre Tresors mit Waren füllen, so lange sie Geld 


sparen können. Und durch die Hände der Sparer, der Sparkassen und Banken


kommt doch das Geld auf den Markt. Proudhons Ziel ist also nicht auf diesem


Wege zu erreichen.


Aber wir können Proudhons Satz umkehren, ohne von seinem Leitgedanken


abzugehen. Wir können die Parität zwischen Waren und Geld herstellen und die


Ware zu barem Geld machen, indem wir die Waren lassen, wie sie sind, dage-
gen aber das Geld auf deren Rangstufe herabsetzen. Die Ware ist das Primäre,


das Gegebene; das Geld ist das Sekundäre, das Kunstprodukt, das sich den


Waren und ihren natürlichen Eigenschaften anzupassen hat. Sind diese


Eigenschaften durchweg der Art, daß der Besitz von Waren mit Verlusten und


Unkosten verbunden ist, so muß auch der Besitz des Geldes mit Unkosten ver-


knüpft werden, wenn die Waren schlechtweg zu barem Gelde werden sollen. Um


seinen Gedanken richtig auf die Füße zu stellen, brauchte Proudhon also nur


einen Purzelbaum zu schlagen, dann wären die gewaltigen Schätze, die er in


den Taschen trug, herausgefallen und für immer der Menschheit gewonnen


gewesen. Mit dem Nachlaß Proudhons vermochten seine Anhänger nichts zu


machen, weil sie seinen Leitgedanken nicht erfaßt hatten. 
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Die Untersuchungen, die zum Vorschlag unseres


physiokratischen Geldes
geführt haben, schlugen einen glücklicheren Weg ein. Sie gingen nicht, wie bei
Proudhon, vom Sekundären (Geld), sondern vom Primären (Ware) aus und obwohl
sie im Grunde zu derselben Forderung kamen – Herstellung völliger Gleichheit 
zwischen Geld und Waren – so führten sie doch von vornherein zur richtigen
Fassung dieser Forderung, die da lautet: die Eigenschaften der Waren müssen
restlos auf das Geld übertragen werden, so daß es jedermann in jeder Lage (auch
dem Sparer) vollkommen einerlei sein kann, ob er bares Geld oder Waren besitzt.


Von welchem Standpunkt man auch das physiokratische Geld betrachtet, vom


Standpunkt des Käufers oder Verkäufers, von dem des Kapitalisten, des


Unternehmers, des Spekulanten oder des einfachen Sparers, besser als die
Ware im allgemeinen ist es nicht, folglich steht auch seinem Tausch gegen
Waren nichts im Wege, folglich ist auch Ware gleich barem Geld. Dieses neue


Geld verwandelt den Riegel in einen Schlüssel; es beseitigt die Schildwache vor


den Toren der Märkte, es verschafft den Waren unbegrenzten Absatz, befreit sie


von allen Geldtributen. Das herkömmliche Geld trennte die Warenbesitzer künst-


lich und gewaltsam voneinander; um die Verlegenheiten; in die sie gerieten, aus-


zubeuten. Das physiokratische Geld kann das nicht; es muß im Gegenteil die


Warenbesitzer, die so wie so schon aufeinander zustreben, zusammenführen. 


Es muß dies tun. Es ebnet der Ware die Wege, es beschleunigt und sichert den


Austausch und dadurch verbilligt es ihn. Die Waren werden angezogen vom 


physiokratischen Geld, in gerader Linie von der Produktionsstätte dem


Verbrauche zustreben. Sie werden gar keine Zeit mehr haben, sich in den Läden


herumzutreiben und auf den Märkten zur Verfügung der Spekulanten zu stehen.


Sie werden ja hier nur durch das herkömmliche Geld festgehalten. Die Waren


können einfach 
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ihren Bestimmungsort nicht erreichen, weil niemand sie haben will, weil jeder die


Unkosten, die mit ihrem Besitz verbunden sind, von den anderen tragen lassen


will, indem er den Warenbedarf nicht vor dem unmittelbaren Verbrauch deckt.


Wer aber ist dieser „Andere?“ Diesen Anderen gibt es nur privatwirtschaftlich,


volkswirtschaftlich betrachtet sind wir diese anderen selber. Wir, wir selber sind


es, die die Unkosten, die den anderen aufgebürdet werden sollen, in den 40%


Handelsspesen zahlen. Diese privatwirtschaftliche Vernunft gehört also zu den


volkswirtschaftlichen Selbstbetrügnissen, deren es so viele gibt.


______


Mit dem physiokratischen Geld wird jedoch nicht der eine Widerspruch allein


gelöst, den Proudhon aufgedeckt hat, sondern eine ganze Reihe anderer


Widersprüche, die mit ersterem verwachsen sind.


Zunächst wird es uns jetzt erst ermöglicht, das Geldwesen einer geordneten,


sachlichen Verwaltung von staatswegen zu unterwerfen. Bis jetzt fehlt es an


einer solchen. Wir haben keine Währung. Die Reichsbank müht sich ab, ohne


etwas zu erreichen. Hochkonjunktur und Rückschlag folgen einander wie die


Wellen auf dem Meere. Der Zufall der Goldproduktion, die Währungspolitik 


fremder Staaten, die Eingriffe der Spekulanten und noch so viele andere unbe-


rechenbare Kräfte treiben die Warenpreise auf und ab und verwandeln den


Handel in ein Glücksspiel. Nur die Tüchtigsten im Volke sind diesen


Schwierigkeiten gewachsen, können sich dem Handel widmen. Die wirtschaftlich


Besten des Volkes nimmt der Handel in Beschlag, und der Handel bezahlt seine


Leute, genau wie jedes andere Gewerbe, nach den Gesetzen des
Wettbewerbes. Die Auslese wird wie Auslese bezahlt und zwar mit


40%,


der durch ihre Hände gehenden Waren. Dieser Satz von 40% zeigt uns besser
als alles andere, wie schwierig der Handel unter der Goldwährung ist. Ge-
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stehen wir es uns übrigens an dieser Stelle: wie wenige findet man unter den


Tausenden und Millionen, die die Waren herstellen, die die nötigen geistigen


Eigenschaften besitzen, um sich im Handel mit Erfolg versuchen zu können? 


Wie wenige findet man unter dem geschulten Handelspersonal, die das Zeug zur


selbständigen Führung selbst des kleinsten Handels besitzen! Woher kommen


diese Schwierigkeiten? Letzten Endes von dem Mangel einer wirklichen


Währung. Wenn das Geld, das Fundament der Volkswirtschaft und des Handels


das hielte, was der Ausdruck „Mark deutscher Reichswährung“ behauptet, 


nämlich ein währendes Verhältnis zu den Waren, dann wäre es schließlich 


ebenso leicht, ebenso einfach, die Waren kaufmännisch zu verhandeln, wie sie


herzustellen. Und dann müßte – nach den Gesetzen des Wettbewerbes – auch


der Arbeitsertrag der Händler dem des Arbeiters gleich sein. Wären alle Waren


von der Art der Briefmarken, so könnte schließlich der Handel durch Automaten


bewerkstelligt werden. Dies ist nun nicht der Fall. Es wird auch nie zu vermeiden


sein, daß die Preise einzelner Waren Änderungen erfahren, aber je seltener


diese Änderungen eintreten und je geringer ihr Umfang, umso einfacher wird es


sein, Handel zu treiben und umso geringer der Handelsprofit.


Mit dem physiokratischen Geld bekommt nun die zu schaffende Reichsgeld-


verwaltung die Zügel der Währung in die Hand. Mit Hilfe dieses Geldes wird die


Geldverwaltung das allgemeine Angebot von Geld dem allgemeinen Angebot von


Waren derart scharf anpassen können, daß Preisschwankungen allgemeiner


Natur (Hochkonjunktur, Krise, Baisse) als ausgeschlossen betrachtet werden


können und wenn sie beobachtet werden, als Pflichtverletzung der obersten


Geldverwaltung bezeichnet werden müssen. Wer sich aber schon einmal 


eingehender mit der tollen Erscheinung der 40% Handelsspesen beschäftigt 


hat und sich dabei klar geworden ist, wie sehr die fortwährenden


Währungsschwankungen den Handel erschweren und diesen Erwerbszweig der


geistigen Reichweite der Volksmassen entziehen, der wird mir zustimmen, wenn


ich behaupte, daß eine ab-   absolute
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solute Währung, [Dr. Th. Christen: „Die absolute Währung.“ Kostenlos zu beziehen durch den


Physiokratischen Verlag.] also ein durch die Geldverwaltung erzwungenes festes,


unverrückbares Tauschverhältnis zwischen Geld und den Waren im allgemeinen,


an sich allein genügen würde, um den Handel tief in den geistigen Bereich der


Massen zu senken und um dadurch den Handelsertrag auf die Höhe des allge-


meinen Arbeitsertrages herabzusetzen.


______


Jedoch das physiokratische Geld hebt den Schatz der Konsumgenossen-


schaften restlos: Wie zu Anfang behauptet, sollen die Handelsunkosten von 


40% auf etwa 10% herabgesetzt und dem Reich dadurch die Arbeitskraft von 


3 Millionen Arbeitern zur Heilung der durch den Krieg geschlagenen Wunden zur


Verfügung gestellt werden. Das geht wie folgt zu:


Mit dem physiokratischen Geld, das nicht besser als die Waren im allgemeinen


ist, wird die Ware bei den Hausfrauen und Gewerbetreibenden wieder zu Ehren


kommen. Statt alle Überschüsse in Sparkassenbüchern anzulegen, wird man


sich einen vernünftigen Vorrat an Waren zulegen, sich eine Vorratskammer ein-


bauen lassen und diese füllen. [Diese Folgerungen wurden bereits lange vor dem Kriege


gezogen.] Zu diesem Zwecke wird man nicht mehr wie bislang die benötigten


Waren gerade vor dem Bedarf und in der kleinsten Packung kaufen, sondern


faß-, sack- und kistenweise, in Originalpackung. Man wird die Waren monatlich


sich von den Produktionsplätzen und Häfen aus direkt ins Haus schicken lassen


und den Zwischenhandel im größten Maßstab ausschalten. Die Kaufleute wer-


den sich ganz allgemein auf diese Art des Geschäftes einrichten und den Handel


kommissionsweise betreiben – ohne Lager, ohne Kapital, ohne Risiko, ohne


Reisende, ohne Reklame. Der Kaufmann hält ein Musterlager, vermittelt die


Zahlung, prüft die Beschwerden, sorgt durch billige Preise, daß keiner ihn unter-


bietet. Das ist seine ganze Tätigkeit, die, nach den Gesetzen des Wettbewerbes,


entlohnt werden wird. Daß auch die Barzahlung und spä-
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ter sogar die Vorausbezahlung sich automatisch einstellen wird, das muß als


selbstverständlich angesehen werden vom Augenblick an, wo der Proudhon’sche


Gedanke der vollen Ebenbürtigkeit zwischen Waren und Geld durch das 


physiokratische Geld zur Tatsache geworden ist. Was aber bedeutet wiederum


die allgemeine Barzahlung für den Handel? Ein Vergnügen, ein Spaß wäre der


Handel ohne die Kreditwirtschaft, wird mancher Kaufmann sagen. Für Vergnügen


und Späße werden wir aber den Kaufleuten nicht mehr 40% unserer Produkte


als Handelstribut überlassen.


Das physiokratische Geld wird neben diesen Erscheinungen noch eine Reihe


bedeutsamer, ebenso tief greifender Folgen zeitigen, wovon jedoch hier weiter


keine Erwähnung getan zu werden braucht; denn das Gesagte genügt, um dem


Reiche die zu Anfang versprochenen Schätze von 15 Milliarden jährlich zum


Nachzählen auf den Tisch zu legen. Sesams Schätze liegen da, vor uns.


Einen kleinen Überschlag wollen wir jedoch machen:


Durch Einführung des physiokratischen Geldes wird eine zielbewußte, öffent-


liche Verwaltung des Geldes möglich und die Mark deutscher Reichswährung


endlich Tatsache. Die Mark wird absolut währen. Die Warenpreise werden im 


allgemeinen fest sein. Die Kaufleute rechnen mit bekannten Größen. Die Mark 


d. R. W. wird zu einem Volksbegriff und so der Handel unter öffentliche Kontrolle


gestellt. Das Geld wird auf die Rangstufe der Waren gestellt. Vorratskammern


werden in alle Wohnungen eingebaut und man füllt sie mit Waren in


Originalpackung. Die Waren wandern, vom vereinigten Interesse der Geld- und


Warenbesitzer getrieben, auf gerader Straße von der Produktionswerkstätte zur


Konsumstätte. Die Mehrzahl der Läden wird geschlossen, die Mehrzahl der


Kaufleute wird überflüssig. Die jüngeren Kräfte werden umsatteln, sich der


Warenproduktion widmen, die älteren Leute ziehen sich ins Privatleben zurück,


im Falle der Not mit einer Pension aus Reichsmitteln. Mit den 15 Milliarden kann


sich das Reich das 
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wohl leisten. Warenspekulation, greifbare Waren für Spekulationszwecke gibt es


einfach nicht mehr. Die Waren, die bisher sich im Handel herumtrieben zu jeder-


manns Verfügung, sind dann verteilt auf Millionen von Vorratskammern. Und mit


diesen kann man nicht spekulieren. Keine Kreditverkäufe, keine Wechsel, keine


Rechnungsauszüge, keine Zahlungseinstellung mehr, keine Buchhalterei.


War es da eine Übertreibung, als gesagt wurde, der Handelsgewinn würde mit


dem physiokratischen Geld von 40 auf 10% herabgehen und daß jährlich 15


Milliarden, d h. 30% der um 50% vermehrten Warenproduktion zur Deckung der


kolossalen künftigen Lasten eingezogen werden können? Übertreibungen sind


oft nützlich; dem Kurzsichtigen machen sie die Dinge erst sichtbar. Aber hier


brauchen wir dies Mikroskop nicht. Eine Quelle von 15 Milliarden jährlich sieht


man auch ohne Brille. Sesam ist auf! Jeder kann nachzählen, ob es mit den 


15 Milliarden stimmt.


______


So seltsam es auch noch manchem klingen mag: das Tor zu unserem Schatz
ist mit Gold versperrt. Die Zauberformel zur Öffnung dieses Schatzes lautet ins


Deutsche übersetzt: Weg mit dem Gold!


Mit Nachschlüsseln kann man zu unserem Schatz nicht gelangen. Wie Sesam,


antwortet er nur auf einen ganz bestimmten Ruf. Die genossenschaftlichen, 


marxistischen, selbst die proudhonistischen Rezepte und Quacksalben öffnen


den Schatz nicht. Aber auch die Papiergeld- und Geldpapierfabrikanten müssen


sich die Zauberformel scharf einprägen, sonst bleibt Sesam auch ihnen ver-


schlossen.


______


Dieselbe Zauberformel, die uns den 15 Milliardenschatz erschließt, öffnet uns


auch das Allerheiligste im Mammonstempel – das Zinsproblem. Das physiokra-


tische Geld, das den allgemeinen Profitsatz von 40 auf 10% herabsetzen wird,


wirkt in ähnlicher Weise auch auf den Kapitalzins. Der Satz von 40% und der


Zins wurzeln beide im 
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Gold. Beide Erscheinungen sind untrennbar mit dem Gold verwachsen. Wer
daher unseren Schatz heben will, muss sich auch zufrieden geben, daß der
Kapitalzins verschwindet. Nur um diesen Preis ist der Schlüssel Sesams zu
haben. Mit dem physiokratischen Geld üben wir auf den Zins aller Kapitalanlagen


(Häuser, Schiffe, Fabriken, Waren, Hypotheken, Reichanleihen etc. etc.) einen


ständig wachsenden Druck aus, der bei internationaler Einführung dieses Geldes


den Zins rasch bis auf 0 senken wird.


Dies ist allerdings für die Rentner und Götter dieser Welt eine ernste Sache.


Denn der Zins ist das Lebenselement der Rentner.


Not bricht Eisen und jetzt in dieser eisernen Zeit macht das Eisenbrechen


Spaß. Das Reich, das für die Kriegsinvaliden, für Millionen von Waisen und


Witwen zu sorgen hat, kann nicht von der Luft leben. Wir haben den ins Feld 


ziehenden Vätern geschworen, daß wir anständig für ihre Hinterbliebenen sorgen


werden. Diesen Schwur, der heiliger ist als die Goldwährung und die Interessen


des Kapitals, des Zinses und der Rentner, müssen wir unter allen Umständen


halten. Wo sind nun die Milliarden, die wir aufbringen müssen, um den


Feldgrauen gegenüber nicht eidbrüchig zu werden?


Die herkömmlichen Steuerquellen sind schon vor dem Krieg fast bis auf den


Grund erschöpft gewesen. Von ihnen ist nicht viel zu erwarten. Es ist eine


bekannte Eigentümlichkeit vieler Steuern, namentlich der indirekten Steuern, 


daß von einem gewissen Punkt an jede Erhöhung zurückwirkhaft ist. Die Säufer,


Raucher, Spieler legen ihre Laster ab, wenn die Steuer ihren Kultus [Pflege ihrer


Laster] zu sehr verteuert.


Um den Ertrag der Staatseisenbahnen zu erhöhen, hat man sehr oft mit


bestem Erfolg die Fahrpreise herabgesetzt. Die Masse muß es bringen, heißt es


auch bei erfahrenen Steuermännern. Das zeigt, wie engbegrenzt die Erträgnisse


der indirekten Steuern sind. Gehen wir aber von den indirekten zu den direkten


Steuern über, so stoßen wir auch bald auf eine Grenze, die ein-  einfach
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fach nicht überschritten werden kann. Die Arbeiter, und zwar fatalerweise gerade


die tüchtigsten, wandern aus, sobald ihr Arbeitsertrag durch Steuern irgend 


welcher Art unter den „Goldpunkt“ gedrückt wird. Sollen es aber die Rentner


sein, die die direkten Steuern zahlen sollen, so ist zu bedenken, daß diese mehr


noch als die Arbeiter dem Gesetze des geringsten Drucks folgen. Und wenn wir


auch die Steuern von der Sache (Dividende, Miete etc.) erheben können, statt


vom Besitzer (Rentner), so müssen wir doch damit rechnen, daß solche


Sachsteuern, die den Zinsertrag unter das internationale Zinsniveau drücken


würden, jede Neuanlage von Kapital im deutschen Reich unmöglich machen


würde. Niemand wird dann noch ein Haus, eine Fabrik bauen, es sei denn, daß


die Steuern restlos abzuwälzen seien, auf den Lohn oder auf die Grundrente 


(ein Drittes ist nicht da). Ist das nicht möglich, so unterbleibt die Kapitalanlage.


Die Welt ist ja so weit für das Anlage suchende Kapital, das sich in Gestalt von


Ausfuhrgütern oder Auslandswechseln auch unter der Papierwährung jederzeit


über die Grenze retten kann.


Woher also die Milliarden für den künftigen kolossalen Geldbedarf des Reiches


nehmen? Wahrlich es ist so: nur der Schatz der Konsumgenossenschaftler und


sein Schlüssel, das physiokratische Geld, wird Helfferich helfen können.


Das Gold von der Ehrenliste der Waren gestrichen.


Wir hatten es unzählige Male wiederholt: Die Goldwährung ist auf einem Wahn


gebaut. Ein uralter, finsterer, barbarischer Wahn. Das Gold ist der nebensäch-


lichste von allen in der Volkswirtschaft verwendeten Stoffen.


Wir hatten uns aber nicht mit dieser Behauptung begnügt, sondern auch den


denkbar gründlichsten, peinlich gewissenhaften Nachweis gebracht, daß nicht


das Gold dem Geld seine jetzige 
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Bedeutung verleiht, und daß wir des Goldes für unser Geldwesen vollkommen


und restlos entraten können. Das Geld, sagten wir, hat eigenes Leben; seine


Kräfte zieht es aus dem Tausch der Arbeitsprodukte. Die Arbeitsteilung, nicht der


Geldstoff ist der wahre Sitz der Geldseele.


Diesen Satz haben wir zu einem unantastbaren Lehrsatz aufgebaut. Mit 


diesem Satz wollten wir die bisherige Währungsliteratur restlos in die


Papiermühle werfen. Wir machten auch rasche Fortschritte. Da kam der Krieg,


und mit dem Krieg brach der Goldwahn wieder hervor in seiner verheerendsten


und beschämendsten Gestalt. Der hohe und niedrige Pöbel stürzte sich auf die


Goldmünzen; wie Ertrinkende, die nach Strohhalmen greifen. Flintenkugeln 


pfiffen um die Ohren der Insassen sogenannter „Goldautos“. Allen war das Gold,


das Gold wieder der einzige Anker, der wirklich Grund fasste! Andere, tapfere,


opferfreudige Patrioten handelten ähnlich. Auch sie sammelten das Gold, zwar


nicht für sich, sondern für den Staat. Schweißtriefend, freudig erregt, mit dem


Gesichtsausdruck der Leute, die sich eine große edle Tat geleistet haben, trugen


sie den gesammelten toten Stoff eiligen Schrittes den Staatskassen zu. Ihnen


waren in jenen Stunden der Gefahr Gold und Kraft gleichwertige Dinge. Ein Sack


voll Gold, ein Armeekorps, ein Hindenburg! Und selbst der von Wissenschaft


strotzende moderne Staat machte den Schwindel mit. Er war der eifrigste


Goldsammler, er ging allen Bürgern als Goldkassierer voran, und eifersüchtig


ließ er die armen Tröpfe, die ihre paar Kröten versteckt hatten, öffentlich


beschimpfen. Nach den übrigens verdächtig kargen Verlautbarungen der


Regierung mußte jeder annehmen, daß der Goldschatz der Reichsbank für die


Sicherheit des Reiches von hoher „Bedeutung“ sei, ja mancher nahm an, daß


das Reich überhaupt mit jenem Schatz stand oder fiel. Den Zusammenhang 


dieser Dinge kannte freilich niemand. Niemand gab oder forderte übrigens eine


Erklärung dieser Zusammenhänge. Man schämt sich ja immer über eine Sache


Auskunft zu verlangen, die jedem Haus-    Hausknecht
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knecht geläufig zu sein scheint. Ganz bestimmt stand das Handeln und Denken


nie in einem schreienderen Mißverhältnis als hier. Wahn ist eben der Glaube,


daß sein Gegenstand eine Selbstverständlichkeit sei.


Jetzt spricht niemand mehr vom Gold. Für das Goldsammeln zeigt keiner mehr


Interesse. Weder Zöpfe noch goldene Eheringe hat man bisher auf dem Altar des


Vaterlandes zu seiner „Stärkung“ geopfert. Selbst dem Staat scheint nach und


nach ein Licht aufzugehen. In der langen Liste der beschlagnahmten Stoffe hat


der Staat keinen Platz mehr für das Gold gehabt. Hätte das Gold in dieser Liste


nicht an erster Stelle stehen müssen, wenn es wirklich das leistete, was man von


ihm erwartete? Aber nein, der Staat hat das Gold noch einmal von den


Chemikern untersuchen lassen, und es hat sich herausgestellt, daß es jetzt zu


nichts zu gebrauchen ist. Jetzt also im Kriege, wo, wie man sagt, der „innere


Wert“ aller Dinge auf die Probe gestellt wird, erweist sich das „wertvolle“ Gold als


unnütz. Und so hat man (widerstrebend wahrscheinlich), dem Gold die Schmach


angetan, es aus der


Ehrenliste der volkswirtschaftlichen Güter
zu streichen. Es wurde nicht beschlagnahmt.


Wir werden uns diese Tatsache merken. Keine wirksamere


„Nichtigkeitserklärung“ für das Gold konnten wir uns wünschen.


Dabei beging das Reich einen Fehler: das Reich hätte die Goldmünzen trotz-


dem beschlagnahmen sollen, nicht des Goldes wegen, sondern ihres Kupferge-


haltes wegen. Sie enthalten 10% Kupfer, sind also als hochwertige Kupfererze zu


betrachten. Heute mühen sich die Kupferschmelzen mit viel „ärmeren“ Erzen ab.


In den Reichsbankkellern liegen in dieser Form 95 375 Kilo Kupfer, die bei


Beschlagnahme des Kupfers von der Reichsbank nicht deklariert worden sind.


Auf diesen kostbaren Schatz lenken wir die Aufmerksamkeit des Kriegsministers.


Heraus mit diesen Kupfererzen! Und noch mehr solchen Kupfers findet die


Kriegsverwaltung in unseren Silber-  Silbermünzen


329







münzen. Je XXX Taler oder die entsprechenden heutigen Münzen enthalten ein


Zehntel Pfund Kupfer. Heraus mit diesen Kupfererzen!! Nichts spricht für die


Beibehaltung der Silbermünzen. Sie passen nicht in unsere vollgepfropfte


Papiergeldtasche. Früh oder spät wird man sich doch dazu entschließen müs-


sen, sie zurückzunehmen. Jetzt ist dazu die beste Zeit, weil wir ihren „inneren


Wert“ (das Kupfer) nutzbar machen können. Den bei dieser Kupfergewinnung


verbleibenden Rückstand an Gold und Silber können wir in Barrenform von 1000


fein zurückbehalten für die Zeit, wo die Goldschmiede wieder arbeiten werden.


Heinrich von Nörgeln.


[Pseudonym für S. Gesell / Die Red.]
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Anhang
Deutscher Verein Freiland! [Entwurf]







Deutscher Verein Freiland!
Motto: Sie da mit dem Stelzfuß und dem eisernen Kreuz. wenn Sie die Pacht


nie (?) pünktlicher zahlen, schmeiße ich Sie herunter von meinem Land.
Was veranlaßt uns jetzt, in dieser Zeit, wo die Flinten knallen und die


Geschütze donnern, Dörfer, Städte in Brand aufgehen, mit unserer


Werbung
an die Öffentlichkeit zu treten?


Die Opfer, die unser Volk in erhebender Einmütigkeit bringt, sollen auch dem
ganzen Volke gelohnt werden, daß es wieder in seine Rechte auf den
Heimatboden eingesetzt werde.


Das deutsche Land soll das Land des Deutschen Volkes werden, auf das alle
Bürger das gleiche Anrecht haben – wie zur Urväter Zeit.


Daß dieselben Männer, die sieggekrönt, die Brust mit dem eisernen Kreuze
geschmückt, den heimatlichen Boden, den sie mit ihrem Leben (Blute) ver-
teidigten, nach Friedensschluß wieder als Knechte und Hypothekensklaven
beackern, der Tyrannei gieriger Rentner ausgeliefert werden sollen, das darf
nicht mehr geschehen. Es wäre sicherlich eine Entweihung des durch diesen
Krieg geläuterten und geheiligten Begriffes Vaterland.


Unsere deutsche Pflugschar darf nicht durch Knechtshände entheiligt, ent-
würdigt, entrechtet werden. Wie wir keinen Feind im Deutschen Reich dulden –
so dulden wir auch keinen Knecht. Alle Sonderrechte auf den Boden, die ganz
gesetzmäßig zur Knechtschaft von Volksgenossen führen, sollen restlos aufge-
löst, auf ewig von unseren Rechtsgrundlagen gestrichen werden. Allgemeine
Wehrpflicht und Proletariat sind übrigens Widersprüche, die wir nicht fortbe-
stehen lassen dürfen, falls wir von der allgemeinen Wehrpflicht auch in Zukunft
das erwarten dürfen, was sie jetzt leistet. Im deutschen Reich soll es kein
Proletariat mehr geben. Unser heutiges Bodenrecht verwandelt das Land unserer
Väter in eine Ware, womit gewuchert, gespielt, spekuliert wird wie mit irgend-
einem Börsenpapier, für dessen (...)


Der Boden verfällt durch die Erbschaftsteilung gesetzmäßig der
Hypothekenbelastung, der der Bauer nur entgehen kann, wenn er den Weg der
Unzucht und des Lasters geht – nämlich der Geburtenbeschränkung. Der
Privatgrundbesitz kann direkt als Wegweiser zu dieser Quelle völkischen Verfalls
bezeichnet werden.


Die gesetzmäßig sich einstellende, stetig wachsende und erdrückende
Hypothekenbelastung führt alle Landwirte, die der Versuchung der Unzucht (s.o)
widerstanden, dahin, sich auf dem Wege der Politik (Agrarzölle) Luft zu machen.
Die erdrückenden Lasten der Hypothekenzinsen suchen sie, da sie keine andere
Rettung sehen, auf dem Wege der Kornzölle, durch erhöhte Preise des Brotes
auf die Arbeitermassen abzuwälzen – Unfrieden, Haß stiftend, womit sie Haß
und Unfrie-   Unfrieden
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den säen und das parlamentarische Arbeiten vergiften und unmöglich machen


(siehe die Kornzolldebatten im Reichstag). Wie allgemeine Wehrpflicht und


Privatgrundbesitz sich widersprechen, so sind auch wieder Grundbesitz und 


parlamentarische Arbeit unvereinbar. Das Parlament wird ganz gesetzmäßig


durch die Hypothekensklaven zur Animierkneipe für höhere Zölle degradiert.


Der Reichstag kann nur dann vom völligen Untergang gerettet werden, wenn


wir die Privatrechte auf den Boden aufheben resp. ablösen.


Alles – die Freiheit des Bürgers, die Sicherheit des Staates, die Würde der


Volksvertretung, die Moral der Ehe, die Sicherung des Nachwuchses, der allge-


meine Landfriede, die freie Kulturentwicklung – namentlich auch jetzt der Geist,


der das ganze Volk beseelt und ihm die Kraft zum Widerstand und Sieg gibt,


alles spricht für die sofortige und gründliche Inangriffnahme einer ...
Nur allein der Wucher und die Unzucht nehmen diese – in Schutz.


Wir denken nicht daran, die jetzigen Eigentümer des Bodens ihrer Rechte zu


berauben, denn wir haben den Weg gefunden, um auf gerechter Grundlage den


Boden in öffentlichen Besitz überzuführen. Wenn das deutsche Volk bisher aus


seinem Arbeitsertrag in Form von Pachtzinsen oder Grundrenten Boden des


Deutschen Reiches alle 100 Jahre drei- bis viermal bezahlte, so muß auch die


Möglichkeit gegeben werden, daß ...
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Zum Geleit       


Seit längerem war Silvio Gesell bereits damit beschäftigt, seine beiden Bücher


“Die Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag” (1906) und “Die 


neue Lehre vom Geld und Zins” (1911) zu überarbeiten. Dabei stand ihm Paulus


Klüpfel hilfreich zur Seite. [Werner Schmid wies in seiner Gesell-Biographie darauf hin, daß


Klüpfel bei der Durchsicht und Ordnung von Manuskripten sowie bei den Korrekturen mithalf.


(Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 117)] Auf Anregung von Klüpfel ersetzte


Gesell auch den bis dahin verwendeten Ausdruck “Reformgeld” durch “Freigeld”


und verband den neuen Begriff mit dem von Theodor Hertzka und Michael


Flürscheim übernommenen Begriff “Freiland” zu der Kurzformel “Freiland und


Freigeld”, die sich in der Folgezeit ebenso durchsetzte wie der auch von Klüpfel


geprägte Ausdruck “Freiwirtschaft”, der das Wort “Physiokratie” nach und nach


verdrängte. [Über die Entstehung dieser Begriffe machte Gesell Angaben in einem Brief an Peter


Bender vom 16.5.1929. Während der Inflationszeit nach dem 1. Weltkrieg kam die Abkürzung "FFF"


auf: "Freiland – Freigeld – Festwährung". Von dem dritten F, der Festwährung, hat sich Gesell jedoch


distanziert: "Ich habe das dritte F nie im Sinne von 'Festwährung' gebraucht. Scheut man aber die


Kosten einer Firmenänderung und will aus diesem Grund bei den 3 F bleiben, so würde ich vor-


schlagen, das dritte F in 'Freihandel' umzudeuten." (ebenda)] 


Nachdem Gesell die Überarbeitung in der Schweiz zum Abschluß gebracht


hatte, erschienen die beiden nunmehr zu seinem Hauptwerk vereinigten früheren


Bücher mit dem einprägsamen Titel “Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch


Freiland und Freigeld” in vier Teilen im “Physiokratischen Verlag” in Berlin. Die


“Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld”, für die sich bald die


Abkürzung NWO einbürgerte, trug den Vermerk “2. Auflage von ‘Die Verwirk-


lichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag’ und ‘Die neue Lehre vom Geld


und Zins’”, vermutlich um den Charakter der beiden Werke als Vorläufer der 


NWO zu unterstreichen. Wegen der zahlreichen Änderungen, die beide Werke 


bei ihrer Überarbeitung erfuhren, handelt es sich jedoch nicht im eigentlichen


Sinne des Wortes um eine Neuauflage, sondern um ein neues Werk. 


Im Laufe des Jahres 1916 nahm Silvio Gesell weitere Änderungen an sei-


nem Hauptwerk vor und ließ zum Jahresende eine zweite Auflage in Les Hauts


Geneveys im Selbstverlag erscheinen. Gemäß einer Empfehlung von Willy Hess


wurde diese zweite Auflage in die “Gesammelten Werke” aufgenommen. In ei-


nem Anhang sind die Hinweise von Hess auf die Änderungen der ersten Auf-


lage gegenüber den beiden Vorläufern und der zweiten gegenüber der ersten


Auflage ergänzt. [Willy Hess, Die Werke von Silvio Gesell, Bern 1975, S. 79-85 und 94.]


Zur zweiten Auflage der NWO verfaßte Paulus Klüpfel ein denkwürdiges


Vorwort. Gesell nahm es im Gegensatz zu dem von dem Schweizer Arzt und


Mathematiker Theophil Christen verfaßten Anhang “Sparland, Sparhand, Grund-


rente und Lohn” auch in weitere Auflagen der NWO auf. Was Klüpfel hier über 
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das Verhältnis der “Natürlichen Wirtschaftsordnung” zu den Lehren der alten


Physiokraten und der liberalen Klassiker sowie zu den Verfechtern staatlicher


Reglementierungen der Wirtschaft ausgesprochen hat, gehört zum Besten, was


jemals über das Wesen der wirtschaftlichen Selbststeuerung und ihrer Voraus-


setzungen, über eine aktive Ordnungspolitik bei gleichzeitigem “tiefen Vertrauen


auf die Weltgesetzlichkeit” gesagt wurde. Paulus Klüpfel verstand die “Natür-


liche Wirtschaftsordnung” als einen autonomen Teilbereich der gesamten Schöp-


fungsordnung. Bei der Ordnung der Wirtschaft solle von dem allen großen Weis-


heitslehren der Welt gemeinsamen “... gewaltigen Gedanken der Allgesetzlich-


keit” ausgegangen werden. Damit schuf Klüpfel eine Brücke, über die Menschen


aus den verschiedensten Kulturkreisen Zugang zu Silvio Gesells Modell einer 


sich selbst ordnenden und zugleich vom Menschen partnerschaftlich mitgeord-


neten Wirtschaft finden können, auf daß sie in gemeinsamer “Weltarbeit” den 


großen, erdumspannenden “Gesamtkulturbau” vollenden. 


Paulus Klüpfel war theologisch und philosophisch ebenso wie literarisch und


künstlerisch gebildet und von daher eine ideale Ergänzung zu dem mehr prak-


tisch veranlagten Kaufmann Gesell. Er steckte voller Hoffnungen und Pläne für 


die Zeit nach dem Krieg, in der er seine Zusammenarbeit mit Gesell fortsetzen


wollte. Doch wurde Gesell dieser wertvolle Mitarbeiter allzu früh genommen. Im


Juli 1918 starb Klüpfel in einem Berliner Lazarett an den Folgen einer schweren


Tuberkuloseerkrankung. Sein Wirken geriet alsbald in Vergessenheit. Als das


“Freiwirtschaftliche Archiv” 1928 seine Korrespondenz mit Walter Rathenau ver-


öffentlichte, hieß es in einem redaktionellen Nachwort, Klüpfel werde wohl “... den


meisten Lesern ein Unbekannter sein.” [Otto Maaß im "Freiwirtschaftlichen Archiv" 4. Jg


(1928), Nr. 9-12, S. 139.] Erst nach dem zweiten Weltkrieg lebte Klüpfels Geistes-


haltung unter den Nachfolgern Silvio Gesells wieder auf. Es war Karl Walker, der


daran erinnerte, daß es die “... Vorstellung von der großen Ordnung des Daseins


(sei), welche Gesells ganzes Werk durchströmte.” Dieses dem 20. Jahrhundert


fremde elementare Vertrauen in die auch für das soziale Leben geltenden Ord-


nungsprinzipien des ganzen Universums sei es vor allem gewesen, was die viel-


fach vom materialistischen Weltbild beeinflußten Zeitgenossen Gesells daran


gehindert habe, sich in Gesells Denkungsart hineinzufühlen und seine Theorien zu


verstehen. [Karl Walker, Werk und Weltanschauung, in: Die Gefährten – Monatsschrift für Erkennt-


nis und Tat 4. Jg (1949), Nr. 28, S. 363-370 sowie ders., Geist und Weltgestaltung, Lauf bei Nürnberg


1960.]


Jegliches Wissen über Paulus Klüpfels persönlichen Werdegang und seine


Lebensumstände wäre unwiederbringlich verloren gegangen, wenn nicht Hans


Vogt in den 60er Jahren einige Briefe, Manuskriptfragmente und Gedichte aus


Klüpfels Nachlaß in einem Privatdruck herausgegeben hätte. [Hans Vogt, Innen ist der


unendliche Wille der Welt – Die Aufzeichnungen des Paulus Klüpfel 1876-1918, Erlau bei Passau


1967.] Auf der Grundlage dieser Dokumente hat Günter Bartsch ein Portrait von


Paulus Klüpfel verfaßt, das eine eindrucksvolle Vorstellung dieses neben Georg
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Blumenthal bedeutendsten Mitarbeiters von Silvio Gesell vermittelt. [Günter Bartsch,


Freiwirtschaft als innere und äußere Weltaufgabe – Versuch eines Portraits von Paulus Klüpfel, in:


Zeitschrift für Sozialökonomie 27. Jg. (1990), 87. Folge, S. 3-12.] – 


Pierre Joseph Proudhon, dem die zweite Auflage der NWO gewidmet war, hat


vor mehr als einem Jahrhundert einmal gesagt, das 20. Jahrhundert werde die 


Ära der Föderation eröffnen oder die Menschheit müsse durch ein 100jähriges


Fegefeuer gehen. Und Paulus Klüpfel war sich gewiß: “Unser Jahrhundert ge-


hört der wirtschaftlichen Befreiung der Menschen, der Überwindung aller Aus-


beutung, dem Ende des Kapitalismus, des Krieges, der Krisen und der Armut. In


der aufpeitschenden Not hinter diesen grauenvollen Jahren des entfesselten


Wahnsinns wird” – so hoffte es Klüpfel am Ende seines Vorwortes zur NWO –


“allen noch Unzerbrochenen der Mut zu den letzten Entschlüssen kommen.” 


Doch die Geschichte des 20. Jahrhunderts verlief anders. Weder begann die 


Ära der Föderation, noch fanden Ausbeutung, Krisen und Kriege ihr erhofftes


Ende. So ist zum Ausgang dieses Jahrhunderts erneut mit Paulus Klüpfel zu 


fragen: Wann werden die entrechteten Menschen merken, “daß dieses Buch 


ihnen gehört”?
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REPRO  


Vorwort zur 1. Auflage der Natürlichen Wirtschaftsordnung


Die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, des sogen. Mehrwertes, auch


Zins und Rente genannt, ist das unmittelbare wirtschaftliche Ziel aller sozialis-


tischen Bestrebungen. Zur Erreichung dieses Zieles wird allgemein die


Verstaatlichung der gesamten Produktion mit allen ihren Folgerungen verlangt


und als unerläßlich erklärt. Mit dieser Forderung, deren Erfüllung den völligen


Verzicht auf die persönliche Freiheit und Selbstbestimmung, die Unterordnung


unter die allmächtigen Behörden bedeutet, scheinen sich auch die Mehrzahl der


Sozialisten unter dem Drucke der wirtschaftlichen Not abgefunden zu haben.


Wenige nur folgen hier eigenen, kommunistischen Trieben. Sie sagen einfach,


schlimmer als jetzt kann es auch schlimmsten Falles im kommunistischen Staate


nicht gehen.


Diese allgemeine proletarische Forderung wird durch die theoretischen


Untersuchungen gestützt, die Marx über die Natur des Kapitals angestellt hat,


wonach der Mehrwert als eine untrennbare Begleiterscheinung der Privatin-


dustrie und des Privateigentums an den Produktionsmitteln anzusehen ist.


Hier wird nun gezeigt werden, daß diese Theorie von falschen


Voraussetzungen ausgeht und daß die Richtigstellung derselben zu vollkommen


entgegengesetzten Ergebnissen führt. Diese Ergebnisse lehren uns, daß wir im


Kapital kein Sachgut zu erblicken haben, sondern ein von Nachfrage und


Angebot absolut beherrschtes Marktverhältnis – wie das der Sozialist Proudhon,


der Gegner Marxs, übrigens schon vor 50 Jahren den Arbeitern gesagt und


bewiesen hatte.


In völliger Übereinstimmung mit dieser Richtigstellung der Kapitaltheorie zeigt


sich dann, daß, wenn wir gewisse künstliche Hemmungen beseitigen, die von


unserem verkehrten Bodenrecht und unserem ebenso verkehrten Geldwesen


rühren, und dadurch erst unserer heutigen Wirtschaftsordnung zur vollen


Entfaltung ihres urgesunden Grundgedankens verhelfen, die Arbeiter es dann


ganz in der Hand haben, durch ihre Arbeit die Marktverhältnisse in kürzester 


Zeit (10-20 Jahre) für das Kapital so zu gestalten, daß der Mehrwert restlos 


verschwindet und die Produktionsmittel den Kapitalcharakter einbüßen. Das


Privateigentum an den Produktionsmitteln bietet 
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dann keinen anderen Vorteil mehr als den, den etwa der Besitzer einer


Vorratskammer von seinem Eigentum hat. Diese wirft ihm auch keinen Mehrwert


oder Zins ab, doch kann er den Inhalt nach und nach aufzehren. Die dann in den


Produktionsmitteln angelegten Ersparnisse oder sonstigen Gelder würden den


Eigentümern in Gestalt der mit dem natürlichen Zerfall oder Verbrauch des


Produktionsmittels (Haus, Schiff, Fabrik) schritthaltenden jährlichen Abschreibung


zum persönlichen Verbrauch zur Verfügung stehen. Durch weiter nichts als durch


ungehemmte, fleißige, von den modernen Produktionsmitteln unterstützte Arbeit,


würde der große Wau-Wau, das angestaunte und gefürchtete Kapital, zur harm-


losen Rolle verurteilt werden, die die tönerne Sparbüchse heute bei den Kindern


spielt, die auch noch nie Mehrwert abgeworfen hat und zu deren Inhalt man


gelangt, indem man sie zerschlägt.


In diesem 1. Teil, der vom Boden handelt, wird gesagt, wie man ohne


Kommunismus mehrwertfreie Landwirtschaft und ebensolche Bau- und Berg-


werksindustrie betreiben kann. Im 2. Teil, der die neue Theorie des Kapitals ent-


hält, wird das Rätsel gelöst, wie man ohne Verstaatlichung der übrigen Pro-


duktionsmittel den Mehrwert vollends aus unserer Wirtschaftsordnung beseitigt.


Der Ausdruck neue Theorie gilt hier übrigens mir für die kapitalistischen und


sozialdemokratischen Kreise, deren Presse sich bisher beharrlich um die Kritik


dieser Theorie herumgedrückt hat. Daß die kapitalistische Presse diese unbe-


queme Theorie möglichst totzuschweigen sucht, kann man verstehen, welchen


Nutzen aber solche Praxis der sozialistischen Bewegung bringen kann, frage ich


mich bisher umsonst. Indem ich hier dieselbe Frage an die sozialdemokratische


Presse richte und um etwas mehr Beachtung dieser ehrlich in den Dienst des


arbeitenden Volkes gestellten Arbeit bitte, bemerke ich, daß die neue physiokra-


tische Kapitaltheorie von einer großen Zahl von Arbeitern aller Berufe, Stände,


Bildungsgrade und Konfessionen gewissenhaft durchforscht worden ist und daß


noch jeder, ausnahmslos jeder, der den Wagemut zeigte, sie kritisch anzugreifen,


heulend sich zurückziehen mußte.


„Ihr standet vor dem Kapital, wie eine nach Blut dürstende Meute vor einem


Igel, und wußtet nicht, wie ihr es packen solltet,“ so sagte P. J. Proudhon.


Die physiokratische Kapitaltheorie hat dem Kapital den Igelpelz ausgezogen


und sich selbst damit bekleidet. Nun sitzt sie da in ihrem Panzer und wartet mit


Seelenruhe auf die Marxisten, die es wagen mögen.


Arbeiter – wollt Ihr ein lustiges Schauspiel? Billig könnt ihr es haben; hetzt


eure Presse auf den Igel.


Les Hauts Geneveys, Mai 1916. (Schweiz).


Silvio Gesell.


XI







XII







Silvio Gesell


Die natürliche 


Wirtschaftsordnung 
durch Freiland und Freigeld


______________


2. Auflage von:


„Die Verwirklichung des Rechtes 


auf den vollen Arbeitsertrag“ 


und von 


„Die Neue Lehre vom Geld und Zins“


1916.


Verlag von Silvio Gesell in Les Hauts Geneveys (Schweiz).


Durch den Buchhandel: Bernhard Hermann, Leipzig.


XIII







Dem Andenken 


P. J. Proudhon’s
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Vorwort.


Die Physiokraten um Quesnay lehrten eine Wirtschaftsauffassung von innerer


Wahrheit und wesenhafter Schönheit, die auf alle ideal Gesinnten hinreißend 


wirken mußte. Aber die geschichtliche Entwicklung des Wirtschaftslebens ging


ihren Weg jenseits davon weiter. Mit dem Weltwirtschaftskrieg stehen wir am


unausweichlichen Ende dieses Ablaufes.


Jenes ideale Wirtschaftssystem galt allein über den Wolken. Hier unten aber


gilt nur, was verwirklicht ist. Die „natürliche Wirtschaftsordnung“ blieb unwirklich


gewiß nicht aus Schwäche und innerem Widerspruch, sondern es fehlten inner-


halb der gegebenen Lage die Vorbedingungen zu ihrer Verwirklichung. Das Ideal


schauen ist viel, aber nicht alles. Same allein ist nichts, Boden allein ist nichts.


Daß Same seinen besten Boden finde, das entscheidet. Und Boden zu bereiten,


Möglichkeiten zu schaffen, das ist unsere eigentliche Aufgabe und Arbeit. Daß


die Physiokraten ihr Ideal zu rasch mit dem gegebenen Wirtschaftsgetriebe


zusammenfallen ließen, das gibt ihnen das Passive ihrer Haltung. Mit Silvio


Gesell beginnt die große Wendung zum Aktiven.


Mit seinem bestimmten Namen setzt sich dieses Buch das Ziel, die


Verwirklichung der natürlichen Wirtschaftsordnung einzuleiten. Gesell erörtert


den Gedanken Quesnay’s nicht, er setzt ihn überall voraus; es gibt für ihn keinen


andern. Mit der ersten Seite macht er sich entschlossen an die „Bodenbereitung“.


Die Kritik der gegebenen Wirtschaftslage und die Methode der Umgestaltung des


geschichtlich Gewordenen, das ist eine vielverschlungene technische Aufgabe,


die Umsicht, Richtsinn und viel Mut verlangt. Was liegt nun in diesem einfachen


und gradlinigen Gedanken der natürlichen Wirtschaftsordnung?


Die Fassung: „natürliche Wirtschaftsordnung“ ist nicht ganz unverfänglich.


Seinem Sinn nach ist das Wirtschaftswesen ein Teilbetrieb der Gesamtkultur.


Dabei ist hier von der objektiven Kultur die Rede, jenem Gefüge aus


Automatismen, die 
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alle aus dem Willen des Menschen sind und doch ihm gegenüber eine über-


individuelle Selbständigkeit gewinnen mit automatischem Ablauf: das Schul-


wesen, Bankwesen, Staatswesen, Bücherwesen – Wesen! Da die Naturvorgänge


ohne unsern Willen sind und ablaufen, die Kulturbetriebe, die „Wesen“, ebenfalls


dem Einzelwillen gegenüber selbständig bleiben und ihn mitzwingen (obwohl sie


doch ohne Willen nicht sind), leuchtet eine Ähnlichkeit heraus, die dem Worte


„natürlich“ zu seiner Vieldeutigkeit verhilft. Jedes „Wesen“ hat seine eigne


Aufgabe und seine Eigengesetzlichkeit bei aller Einordnung in das


Gesamtkulturwesen. Das Wirtschaftswesen ist die organisierte Selbsterhaltung.


Aus sich heraus hat es sich auszugestalten, nach seiner inneren Notwendigkeit –


immer durch das Tun des Menschen. Daß wir nicht irgendwie wirtschaftlich ver-


fahren: nach religiösen oder ästhetischen Richtlinien, sondern Wirtschaftliches


wirtschaftlich betreiben, sachgemäß, das gibt der Wirtschaft ihre „Natürlichkeit“ –.


Besser ist: Wirtschaft hat, wie jeder Betrieb, ihre Eigengesetzlichkeit. Was immer


wir tun, wir müssen diese Eigengesetzlichkeit sich frei entfalten lassen.


Wirtschaft ist in sich frei. Freiwirtschaft.


Deckt sich das mit dem geschichtlichen Wirtschaftsliberalismus? Nein. So wahr


die Freiwirtschaft im Ewigkeitssinn ist, so falsch wird sie im Zeitsinn. Die


Physiokraten haben eine Vorfrage übersehen und das, was von der reinen


Wirtschaft wahr ist, zu rasch von dem gegebenen Wirtschaften ausgesagt. Die


Wirtschaft muß frei sein. Aber es gab „die“ Wirtschaft noch gar nicht. Wem gab


man da seine Freiheit? Wem gestand man seine Eigengesetzlichkeit zu?


Wirtschaft ist heute nicht nur Wirtschaft, d. h., organisierte Arbeit zur


Selbsterhaltung. Es ist in sie sehr viel wirtschaftlich maskierte Gewalt,


Ausbeutung fremder Arbeit, mit verflochten. Dessen Freiheit aber ist die Freiheit


des Tieres. Alle Gewaltelemente im Wirtschaften haben die Wirkung, den freien,


gleichen Wettbewerb auszuschalten. Die freie Konkurrenz aber ist die innere


Selbststeuerung des Wirtschaftsbetriebes. Nur mit dieser Selbststeuerung laufen


und kreisen Arbeit und Tausch mit ständig ausgewogenem Gleichgewicht sicher


und störungsfrei weiter. Erst muß also diese Selbststeuerung gesichert sein. Erst


müssen also alle Elemente von Gewalt, alles Nichtwirtschaftliche aus der


Wirtschaft entfernt werden, dann darf und muß diese reine Wirtschaft ihrer 


eigenen Rhythmik überlassen werden. Freiheit ist gut, aber was immer wir zu


sich befreien, muß erst bei sich sein, muß
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erst freiheitsfähig werden. Nicht durch moralische Beeinflussung oder polizeiliche


Maßnahme, sondern durch Umbau des wirtschaftlichen Räderwerkes selbst


schaltet Gesell allen Mehrwert aus. Ausbeutung ist nicht „verboten“, sondern


unmöglich. Darum kann man Gesell nicht widerlegen, nur ablehnen, wenn man


gewaltfreie reine Arbeitsverfassung eben nicht will. Die Welt kann ja weiterwir-


beln, endlos, sinnlos. Aber sie kann nicht bleiben, wie sie ist und mit dem Ideal 


in Berührung treten. Gott ist stolz und nicht kompromißfähig. „Man muß sich ver-


ändern oder sterben.“ (Dostojewski.)


Um diese stets von nichtwirtschaftlichen Gewalten durchkreuzte Wirtschaft 


aufrecht zu erhalten, mußte sie dauernd von außen her gestützt und gesteift 


werden. Die Kirchen reglementierten religiös, die Staaten rechtlich, und daneben


gingen die vielen Versuche der Selbsthilfe der wirtschaftenden Menschen. Die


Furchtsamen und Unfreien hatten es leicht, die Freiheit zu widerlegen, da die


Freiheit dieses unreinen Wirtschaftsgetriebes sich täglich mehr widerlegte. Sie


sagten: Freiheit taugt nicht für die Menschen. Aber vielmehr diese Menschen


taugten noch nicht für die Freiheit. Die Freiwirtschaft war schon richtig gewesen,


aber nur dieses unreine Getriebe ergab keinen Betrieb. So wurde denn der Weg


zu Ende versucht, mit allen Hilfen dieses Wirtschaften von außen zu ordnen, bis


zu der Zuspitzung, grundsätzlich alle Wirtschaftsfreiheit abzulehnen. Der


Sozialismus aller Schattierungen, das ist die Zwangswirtschaft. In ihr steht die


Wirtschaft absolut unter Gesetzen, aber unter von außen herangebrachten


Gesetzen. Damit kann wohl ein totes Geordnetsein, eine Statik erreicht werden,


aber keine Funktion, kein lebendiger Rhythmus, keine Dynamik. Das kreisende


Leben lebt einzig durch seine Funktion. Es an einem Punkt festnageln, heißt es


töten. Es gibt nichts anderes, in der Tat: entweder durchaus Freiheit und Leben,


oder durchaus Zwang und Tod.


Die Lehre von der natürlichen Wirtschaftsordnung ist also die Lehre von der


Eigengesetzlichkeit des Wirtschaftswesens. Frei heißt nicht gesetzlos. Diese


Freiheit hat nichts und niemand. Frei heißt: nur seinem Gesetz gehorsam. Es


sind nicht Naturgesetze, chemische, biologische, oder logische, moralische


Gesetze über die Kulturbetriebe, die „Wesen“ gesetzt. Auch der „Kampf ums


Dasein“ als Bekämpfung anderer Menschen ist nicht Wirtschaftsprinzip. Auch 


die Selbstsucht nicht, wie Gesell fast zugestehen möchte. Selbstsucht ist


Selbsterhaltung auf Kosten fremder Arbeit – aber das ist Unwirtschaft.


Selbsterhaltung – 
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durch Arbeit allein – erhöht durch optimale Arbeitsteilung und geschmeidigsten


Tausch – das ist Wirtschaft. Und wenn der Rhythmus der Arbeit in


Differenzierung und Integrierung am reinsten aus sich sich ausschwingen kann,


dann ist die „natürliche“ Wirtschaftsordnung, die der Wirtschaft natürliche


Ordnung, gesichert.


Es liegt dem, auf einen Bezirk des Kulturlebens angewendet und in ihm durch-


geführt, der gewaltige Gedanke der Allgesetzlichkeit zugrunde. Nichts ist gesetz-


los – aber es ist nicht ein monotones Gesetz über allem, sondern Gesetzlichkeit:


alles hat sein Gesetz. Es überrascht, daß diese Einsicht Asien zuerst gehört,


nicht Europa. Buddha „ist erlöst, denn er hat das Gesetz erkannt.“ „Das Gesetz“


gibt nicht ganz das große „Dharma“ wieder. Es ist nicht irgend ein Gesetz, son-


dern die Gesetzlichkeit. Das Tao des fernen Ostens (Laotse) ist dasselbe. In


China haben wir geradezu den klassischen Kampf zwischen den Freunden der


Eigengesetzlichkeit und der Gesetzgeberei. Laotse und seine Schüler stellen


überall die Frage: Soll man die Welt ordnen? Die Antwort ist, allem beflissenen,


engen Konfutseismus entgegen: Nein. Man solle das Leben zu seiner Ordnung


kommen lassen, alles tun, wie es will, nicht wie unsre Willkür möchte. Daß im


Grunde des Christentums Christi und aller echten Mystik dieselbe Erkenntnis


ruht, ist sicher.


Nun lag begreiflicherweise dem Osten die Gefahr nahe, sich ganz auf die


immanente Weltgesetzlichkeit zu verlassen und passiv zu bleiben. Aber das


innere Gefüge der Welt arbeitet sich nicht selbst heraus. Es fordert durchaus


unser tiefgehorsames Mittun: die Weltarbeit. Der Westen hat das Arbeiten


entwickelt, aber die europäische Arbeit ist überall chaotisch, sinnlos, unbe-


herrscht. Dort fehlt mehr die Arbeit, hier mehr die Gesetzlichkeit. Asien vergaß


über der ewig befriedigenden Herrlichkeit des Weltplanes den Weltbaustoff und


die Weltarbeit. Europa vergaß die ewige Vorlage über dem Rohmaterial des


Lehms und über allem Mühen und Kneten und Formen in ihm. Aber die


Gesetzlichkeit ist sowenig ein Problem wie das Chaos. Das Problem liegt darin,


beides in eins zu bringen. Das Problem heißt Kosmos: Gestaltung alles


Chaotischen aus seiner Notwendigkeit zu seiner Form. Alle unsere Probleme


verlaufen nach Satz, Gegensatz und Synthese, wie es am Beispiel des


Wirtschaftsproblems anschaulich wird: die Wirtschaft verträgt die Freiheit nicht –


die Wirtschaft verträgt die Unfreiheit nicht. 
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Was also? Einige Zeit mag man an die Möglichkeit einer peinlich beachteten


„mittleren Linie“, die Scheinsynthese, glauben, die Verhältnisse treiben doch


immer darüber hinaus zu mehr Zwang oder zu mehr Freiheit: je stärker aber


eines dieser Prinzipien zum Herrschen kommt, desto sicherer versagt es – der


vielersehnte Staatssozialismus führt in die Erstarrung, wie der erledigte


Wirtschaftsliberalismus zum Chaos führte. Also ist die Aufgabe unlösbar?


Antwort: die Lösung liegt immer in einer erst zu schaffenden neuen Situation, in
welcher die Forderung (hier der Freiheit) möglich ist. Dieser Grundgedanke einer


Problematik muß das Leitmotiv aller werden, die am Kulturbau mitschaffen. Alles


andre Tun ist vertan und führt im Kreise stets wieder vor das Problem zurück.


Die Soziologie von heute ist ja wieder ein tieferes Besinnen. Die Arbeit von


Ferdinand Tönnies, Leopold von Wiese, F. Müller-Lyer, Alfred Vierkandt ist unter


anderem hier zu nennen. Asien und Europa – der Lahme und der Blinde – sind


dabei, sich zu finden.


Überall in dem Buche Silvio Gesells leuchtet das tiefe, frohe Vertrauen auf die


Weltgesetzlichkeit durch. Das gibt ihm seine starke Sicherheit und manchmal 


ironische Überlegenheit gegenüber der heutigen Lage und gegenüber der unge-


heuren Unwahrscheinlichkeit seines Unternehmens, das doch das selbstver-


ständlichste ist. Alles hat er gegen sich, aber er hat die Notwendigkeit der Sache


für sich – und den Glauben an sie. Und seinen Mut hat er für sich und seine


unermüdete Arbeit seit fünfundzwanzig Jahren. Er meißelt die ungefügen und


ungefügten Blöcke des kommenden Wirtschaftsbaues mit kritischem Meißel


zurecht. Sind sie nur erst tatsächlich gefugt, so fügen sie sich auch in den


Gesamtkulturbau ein. Denn zuletzt ist alles auf einander abgepaßt, der tiefe Plan


schimmert ferne durch, „und deine kommenden Konturen dämmern.“ (Rilke.)


Immer mehr, doch nur durch unsere Weltarbeit, wird die Welt Ausdruck ihrer


Idee. Dies Buch, bei aller oft ungeschlachten Schönheit, ist Ausdruckskultur in


einem sehr vertieften aktiven Sinn. Es ist „aktiver Idealismus“ (Eucken), dem die


Ideale nicht eine Insel jenseits des Lebens sind, dem aber auch das Leben, wie


es ist, nicht genügt. Und dies Buch zeigt, daß Religion und Mystik nicht tiefer


sind als Arbeitsteilung und Fabrik und Geschäft und Geld. Formen wir nur alles


aus seiner Tiefe heraus: alles hat seine Tiefe, und Gott ist allem gegenwärtig.


Unser Jahrhundert gehört der wirtschaftlichen Befreiung der Menschen, der


Überwindung aller Ausbeutung, dem Ende des 
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Kapitalismus, des Krieges, der Krisen und der Armut. In der aufpeitschenden Not


hinter diesen grauenvollen Jahren des entfesselten Wahnsinns wird allen noch


Unzerbrochenen der Mut zu den letzten Entschlüssen kommen. Das bittre Muß


treibt uns von außen zu dem, was wir von innen immer schon sollen. Die seit


Jahrtausenden seufzen und hoffen: die Arbeit mit geschundenen Händen, das


Weib mit geschändetem Blut, der Geist mit schuldiggewordenem Herzen – sie


werden eines Tages wissen, daß dieses Buch ihnen gehört.


Berlin, 1. November 1916.


Paulus Klüpfel.
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Einleitung.


Wenn den Unternehmern das Geldkapital zur Hälfte des jetzigen Zinses
angeboten würde, so müßte auch bald der Zinsertrag aller übrigen Kapitalien
um die Hälfte heruntergehen. Wenn z. B. ein Haus mehr Miete abwirft, als
dem Unternehmer das Baugeld an Zins kostet, wenn der Zins des für das
Roden eines Waldes ausgegebenen Geldes weniger ausmacht, als die Pacht
eines gleich guten Kulturbodens, so wird der Wettbewerb unfehlbar eine
Herabsetzung der Mieten und Pachten auf die Höhe des herabgesetzten
Geldzinses herbeiführen (also den Mehrwert schmälern), denn das sicherste
Mittel, um ein aktives Kapital (Haus, Acker) zu entwerten (also um den
Mehrwert zu Gunsten der Löhne zu beschneiden), besteht doch darin, neben
ihm andere, neue Kapitalien zu schaffen und in Betrieb zu setzen. Nach allen
wirtschaftlichen Gesetzen vermehrt eine größere Produktion auch die Masse
des den Arbeitern angebotenen Kapitals, hebt die Löhne und muß schließlich
den Zins (Mehrwert) auf Null bringen.


Übersetzt aus Proudhon: Qu’est ce que la propriété?


Paris, E. Flamarion nouvelle éd., p. 235.


Die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, des sogen. Mehrwertes, auch


Zins und Rente genannt, ist das unmittelbare wirtschaftliche Ziel aller sozia-


listischen Bestrebungen. Zur Erreichung dieses Zieles wird allgemein der


Kommunismus, die Verstaatlichung der Produktion mit all ihren Konsequenzen


verlangt, und mir ist nur ein einziger Sozialist bekannt – P. J. Proudhon – dessen


Untersuchungen über die Natur des Kapitals ihm auch eine andere Lösung des


Problems möglich erscheinen ließen. Die Forderung einer allgemeinen


Verstaatlichung sämtlicher Produktion wird mit der Natur der Produktionsmittel,


mit Eigenschaften, also mit der Physis dieser Mittel, begründet. Man sagt es


harmlos, wie man Selbstverständlichkeiten auszusprechen pflegt, daß der Besitz


der Produktionsmittel dem Kapitalisten bei den Lohnverhandlungen den Arbeitern


gegenüber unter allen Umständen ein Übergewicht verschaffen muß, dessen


Ausdruck eben der Mehrwert oder Kapitalzins ist und immer sein wird. Man kann


es sich einfach nicht vorstellen, daß das heute auf Seite des Besitzes liegende


Über -   Übergewicht
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gewicht einfach dadurch auf die Besitzlosen (Arbeiter) übergehen kann, daß man
den Besitzenden neben jedes Haus, jede Fabrik noch ein Haus, noch eine Fabrik
baut.


Der den Sozialisten von P. J. Proudhon bereits vor fünfzig Jahren gezeigte


Weg, das Kapital mit unverdrossener, fleißiger, intelligenter und ungehemmter


Arbeit bewußt anzugreifen und zur Strecke zu bringen, ist ihnen heute unver-


ständlicher noch als damals.


Man hat Proudhon zwar nicht ganz vergessen, aber niemand hat ihn recht ver-


standen. Sonst gäbe es heute kein Kapital mehr. Weil Proudhon sich im Wege


(Tauschbanken) irrte, glaubte man überhaupt seiner Lehre nicht mehr – wohl der


beste Beweis, daß man sie nie wirklich begriffen hatte. Man läßt eine Sache


nicht fahren, die man einmal als richtig erkannt hat; man läßt sich von


Fehlschlägen nicht entmutigen.


Warum es der Marx’schen Lehre vom Kapital gelang, die Proudhon’sche Lehre


zu verdrängen und die sozialistische Bewegung zu monopolisieren? Warum


spricht man in allen Zeitungen der Welt von Marx und seiner Theorie? Einer


meinte, das läge an der Hoffnungslosigkeit und entsprechenden Harmlosigkeit


der Marx’schen Lehre. Kein Kapitalist fürchte diese Lehre, wie auch kein


Kapitalist die christliche Doktrin fürchtet. Es läge geradezu im Interesse des


Kapitals, möglichst viel und breit von Marx und Christus zu reden. Marx würde ja


dem Kapital niemals etwas anhaben können, weil er die Natur des Kapitals


falsch beurteilt. Bei Proudhon dagegen, da heißt es aufpassen. Besser ist es, ihn


totzuschweigen. Er ist ein gefährlicher Bursch, denn es ist einfach unbestreitbar,


was er sagt, daß, wenn die Arbeiter ungestört, ungehemmt, ununterbrochen


arbeiten dürften, das Kapital bald in einer Kapitalüberproduktion (nicht mit


Warenüberproduktion zu verwechseln) ersticken würde. Das, was Proudhon zur


Bekämpfung des Kapitals empfiehlt, kann heute unmittelbar in Angriff genommen


werden, ist also gefährlich. Spricht doch das Marx’sche Programm selber von der


gewaltigen Produktionskraft des mit den neuzeitlichen Werkzeugen ausge-


rüsteten, modernen, geschulten Arbeiters. Marx kann mit dieser gewaltigen
Produktionskraft absolut nichts anfangen; in den Händen Proudhons wird sie zu
einer Waffe allererster Ordnung gegen das Kapital. Darum redet viel und breit


von Marx, so wird man Proudhon vielleicht ganz vergessen!


Mir scheint, daß der Mann, der so redete, Recht hat. Erging es nicht auch so


mit Henry George und der deutschen sogen. Bodenreformbewegung, mit


Damaschke’s großer „Wahrheit”? Weil die Grundbesitzer bald herausfanden, 


daß es sich um ein Schaf in Wolfskleidern [Ernst Frankfurth: Das arbeitslose Einkommen.


Verlag Junginger, Arosa.] handelte, daß eine Besteuerung 
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der Grundrente praktisch undurchführbar ist, so brauchte man den Mann und die


Reform nicht zu fürchten. Also durfte die Presse frei von Henry Georges Utopie


reden. — Die Bodenreformer waren in den Salons überall gern gesehen. Jeder


Agrarier, jeder Kornzollspekulant wurde Bodenreformer. Der Löwe hatte ja doch


keine Zähne, also durfte man damit spielen – wie so viele in den Salons mit dem


Christentum spielen. Georges Buch erlebte die größte Auflage, die ein Buch je


erlebt hat. Alle Zeitungen brachten Besprechungen.


Marx’s Untersuchung des Kapitals schlägt von Anbeginn an den verkehrten


Weg ein. Wie es der erste beste Bauer macht, so betrachtet auch Marx das


Kapital als ein Sachgut. Für Proudhon dagegen ist der Mehrwert nicht Produkt


eines Sachgutes, sondern eines wirtschaftlichen Zustandes, eines
Marktverhältnisses. Marx sieht im Mehrwert einen Raub, das Produkt des


Mißbrauches einer Macht, die der Besitz gibt. Für Proudhon unterliegt der


Mehrwert dem Gesetz von Angebot und Nachfrage. Für Marx ist der positive
Mehrwert selbstverständlich, für Proudhon mußte auch die Möglichkeit eines


negativen Mehrwertes in den Kreis der Betrachtung gezogen werden (positiv =


der Mehrwert auf Seiten des Angebots, d. i. der Kapitalisten, negativ = Mehrwert


auf Seiten der Nachfrage, d. i. der Arbeiter). Marx’s Ausweg ist die durch


Organisation zu schaffende politische Übermacht der Besitzlosen; Proudhons


Ausweg ist die Beseitigung des Hindernisses, das uns von der vollen Entfaltung


unserer Produktionskraft abhält. Für Marx sind Streik, Krisen willkommene


Ereignisse und die schließliche gewaltsame Expropriation der Expropriateure das


Mittel zum Zweck. Proudhon dagegen sagt: Last euch unter keiner Bedingung


von der Arbeit abhalten, nichts stärkt das Kapital mehr, als der Streik, die Krise,


die Arbeitslosigkeit, nichts kann das Kapital schlechter vertragen als eine unver-


drossene Arbeit. Marx sagt: Der Streik, die Krise nähern euch dem Ziele, durch


den großen Kladderadatsch werdet ihr ins Paradies eingeführt. Nein, sagt


Proudhon, es ist nicht wahr, es ist Schwindel alle diese Mittel entfernen euch
vom Ziel. Nie wird dem Zins dadurch auch nur 1% abgeluchst werden. Marx


sieht im Privateigentum eine Kraft und Übermacht. Proudhon erkennt, daß diese


Übermacht im Geld ihren Stützpunkt hat, und daß unter anderen Verhältnissen


die Kraft des Eigentums sich sogar in eine Schwäche verwandeln kann.


Ist, wie Marx sagt, das Kapital ein Sachgut, auf dessen Besitz die Übermacht


der Kapitalisten beruht, so müßte mit jeder Vermehrung dieser Sachgüter das


Kapital proportional gestärkt werden. Wiegt ein Bündel Stroh, eine Schubkarre


voll Wertliteratur 2 Zentner, so wiegen zwei Bündel, zwei Schubkarren überall, zu


allen Zeiten, genau 4 Zentner. Und wirft ein Haus 1000 Mark Mehrwert ab im


Jahr, so müssen zehn Häuser, die daneben erbaut werden, immer und selbstver-


ständ -
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lich 10 x 1000 Mark abwerfen – vorausgesetzt es sei richtig, daß das Kapital als


Sachgut zu betrachten sei.


Wir wissen aber, daß man das Kapital nicht wie die Sachgüter addieren kann,


daß im Gegenteil sehr oft das neu hinzukommende Kapital vom bereits beste-


henden Kapital subtrahiert werden muß. Das kann man alle Tage beobachten.


Unter Umständen gelten 10 Zentner Fische auf dem Markt mehr als 1000


Zentner. Wie teuer wäre die Luft, wenn sie nicht so massenhaft vertreten wäre.


Jetzt erhält sie jeder umsonst.


Als nicht lange vor Ausbruch des Krieges die verzweifelten Hausbesitzer in den


Vororten Berlins auf den Niedergang der Mieten – also des Mehrwertes – hin-


wiesen und in den bürgerlichen Zeitungen allen Ernstes von der


Bauwut [Ausdruck aus dem „Generalanzeiger von Groß-Lichterfelde.”] der Arbeiter


und Unternehmer,


von der


Baupest [Ausdruck aus dem „Generalanzeiger von Groß-Lichterfelde.”], die im


Häuserkapital grassierte,


gesprochen wurde, da konnte jeder die wahre Natur des Kapitals in ihrer ganzen


Erbärmlichkeit sehen. Das von den Marxisten so gefürchtete Kapital krepiert an
der Baupest, reißt vor der Bauwut der Arbeiter aus! Wenn Proudhon und Marx


damals gelebt hätten! Hört auf zu bauen, hätte Marx gesagt, klagt, bettelt, 


jammert über Arbeitslosigkeit, streikt obendrein, denn jedes Haus, das ihr baut,


mehrt die Macht der Kapitalisten, wie 2 + 2 = 4 ist. Die Macht des Kapitals hat im


Mehrwert, und dieser im Zinsfuß, seinen Maßstab. Je höher der Mehrwert, der
Zins des Hauses, um so mächtiger ist zweifellos das Kapital. Darum empfehle


ich euch, laßt ab von dieser ungefesselten Bauwut, verlangt den acht-, den


sechsstündigen Arbeitstag, denn je mehr ihr Häuser baut, desto größer ist selbst-


verständlich der Mehrwert, und Wohnungsmiete ist – Mehrwert!?! Also Schluß


mit der Baupest, je weniger ihr baut, um so billigere Wohnungen werdet ihr 


vorfinden.


Vielleicht hätte Marx sich gehütet, solchen Unsinn auszusprechen, aber so


denken und handeln die Arbeiter doch heute auf Grund der Marx’schen Theorie,


die das Kapital als Sachgut behandelt.


Dagegen Proudhon. Immer feste druff! Her mit der Bauwut, her mit der


Baupest! hätte Er gesagt. Arbeiter, Unternehmer, laßt euch unter keiner


Bedingung die Maurerkelle aus der Hand winden. Schlagt sie tot, die die euch


von der Arbeit abhalten. Das sind eure Erbfeinde. Man bringe die vor meine


Augen, die von Baupest, von Wohnungsüberproduktion reden, so lange die


Wohnungsmieten noch Spuren von Mehrwert, von Kapitalzins zeigen! Das


Kapital soll an der Baupest krepieren! Seit etwa 5 Jahren hat man euch ohne


Aufsicht eurer Bauwut überlassen und schon spüren es die Kapitalisten, 
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schon schreien sie über den Niedergang des Mehrwertes; schon ist der Hauszins


von 4 auf 3% gefallen – also um ein volles Viertel. Noch 3 x 5 Jahre ungestörter


Arbeit, und ihr werdet in mehrwertfreien Häusern euch breit machen, wirklich 


einmal „wohnen“ können. Das Kapital stirbt, ihr seid dabei und auf dem Wege, 


es mit eurer Arbeit zu vernichten!


Die Wahrheit ist faul wie ein Krokodil im Schlamm des ewigen Nil. Die Zeit gilt


für sie nicht; es kommt ihr auf ein Menschenalter nicht an; sie ist ja ewig.


Aber die Wahrheit hat einen Impresario, der, sterblich wie der Mensch, es


immer eilig hat. Ihm ist Zeit Geld, immer ist er rührig und aufgeregt. Dieser


Impresario heißt „Irrtum“.


Der Irrtum kann nicht faul im Grab die Ewigkeiten an sich vorbeiziehen lassen.


Er stößt überall an und wird überall gestoßen. Allen liegt er überall im Wege.


Niemand läßt ihn ruhen. Er ist der wahre Stein des Anstoßes.


Darum kommt es gar nicht darauf an, daß man Proudhon totschweigt. Sein


Gegner selbst, Marx, sorgt mit seinen Irrtümern schon dafür, daß die Wahrheit


zutage gefördert wird. Und in diesem Sinne kann man sagen. Marx ist zum


Impresario Proudhons geworden. Proudhon hat sich noch nie im Grabe umge-


dreht; er ruht. Seine Worte haben ewigen Wert. Aber Marx hat es eilig. Er hat


keine Ruhe, bis daß Proudhon erwacht und ihm die ewige Ruhe im Museum


menschlicher Irrungen gibt.


Und wäre Proudhon wirklich totgeschwiegen worden, die Natur des Kapitals


ändert sich doch nicht. Ein anderer findet die Wahrheit. Auf den Namen der


Finder kommt es ihr nicht an.


Der Verfasser dieses Buches ist auf die gleichen Wege geraten, die Proudhon


wandelte und kam auch zu denselben Schlüssen. Vielleicht war es sogar ein


Glück, daß er nichts von der Proudhon’schen Kapitaltheorie wußte, denn so


konnte er unbefangen an die Arbeit gehen. Und die Unbefangenheit ist die beste


Vorbereitung für die Forschung.


Der Verfasser hat mehr Glück als Proudhon gehabt. Er fand nicht nur das, was


Proudhon bereits vor fünfzig Jahren entdeckte, d. i. die wahre Natur des


Kapitals, er fand oder erfand darüber hinaus noch den gangbaren Weg zu dem


Proudhon’schen Ziele. Und auf diesen kommt es schließlich an.


Proudhon frug: warum haben wir zu wenig Häuser, Maschinen und Schiffe? 


Er gab darauf auch die richtige Antwort. Weil das Geld den Bau nicht gestattet!


Oder um seine eigenen Worte zu gebrauchen: „weil das Geld eine Schildwache


ist, die an den Eingängen der Märkte aufgestellt, die Parole hat, niemand durch-


zulassen. Das Geld, so meint ihr, sei ein Schlüssel des Marktes (worunter hier


der Austausch der Produkte zu verstehen ist) – es ist nicht wahr – das Geld ist


ein Riegel.“ [Gustav Landauer, Hermsdorf bei Berlin: der Sozialist.]
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Das Geld läßt es einfach nicht zu, daß neben jedem Hause noch ein zweites


gebaut werde. Sobald das Kapital den herkömmlichen Zins nicht mehr abwirft,


streikt das Geld und unterbricht die Arbeit. Das Geld wirkt also tatsächlich wie ein


Serum gegen die Baupest und Arbeitswut. Es nimmt das Kapital (Häuser,


Fabriken, Schiffe) in seinen Schutz gegen jede Kapitalvermehrung.
Als Proudhon diese Riegel- oder Sperrnatur des Geldes erkannt hatte, stellte


er die Forderung: Bekämpfen wir dies Vorrecht des Geldes, indem wir die Ware
und Arbeit zu barem Gelde erheben! Denn zwei Vorrechte heben sich gegen-


seitig auf, wenn sie einander gegenüber treten. Hängen wir dasselbe Über-


gewicht des Geldes auch der Ware an, so heben sich beide Übergewichte


gegenseitig auf!


Das war Proudhon’s Gedanke und Vorschlag, und um diesen auszuführen,


gründete er die Tauschbanken. Sie schlugen bekanntlich fehl.


Und doch ist die Lösung des Problems, die Proudhon nicht glücken wollte, 


einfach genug. Man braucht dazu nur einmal den gewohnten Standpunkt des


Geldbesitzers zu verlassen und sich das Problem vom Standpunkt der Arbeit und


des Warenbesitzers anzusehen. Dann findet man die Lösung sofort. Die Ware ist


das wahre Fundament der Volkswirtschaft, nicht das Geld. Aus Waren und ihren


Zusammensetzungen bestehen 99% unseres Reichtums, nur 1% aus Geld.


Betrachten und behandeln wir also die Ware, wie man Fundamente betrachtet, 


d. h., rühren wir nicht daran; lassen wir die Waren, so wie sie auf dem Markte


erscheinen. Wir können ja doch nichts daran ändern. Fault, bricht, vergeht die


Ware, gut, so lassen wir sie vergehen. Es ist ja ihre Natur. Wir können es nicht


verhindern und mögen wir Proudhon’s Tauschbanken noch so verbessern, daß


die Zeitung, die morgens um 6 Uhr von Schnelläufern ausgeschrieen wird, zwei


Stunden danach schon zur Makulatur geworfen werden muß, wenn sie keinen


Käufer fand. Auch müssen wir beachten, daß das Geld allgemein als Sparmittel


gebraucht wird; daß alles Geld, das als Tauschmittel dem Handel dient, in den


Sparkassen mündet und dort liegen bleibt, bis es vom Zins herausgelockt wird.


Wie wollen wir aber auch für die Sparer die Waren auf die Rangstufe des baren


Geldes (Gold) erheben? Wie wollen wir es machen, daß die Sparer, statt Geld zu


sparen, ihre Sparbüchsen oder Sparkammern mit Stroh, Büchern, Speck, Tran,


Häuten, Guano, Dynamit, Porzellan usw. füllen? Und das ist es doch, was


Proudhon eigentlich erstrebte, wenn er Waren und Geld auf gleiche Rangstufe


setzen, zu vollkommenen Äquivalenten machen wollte. Proudhon hatte überse-


hen, daß das Geld nicht nur Tauschmittel, sondern auch Sparmittel ist, und daß


für die Vorratskammern der Sparer Geld und Kartoffeln, Geld und Kalk, Geld und


Tuch niemals und in keiner Proportion als Äquivalente angesehen werden. Ein


Jüngling, 
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der für seine alten Tage spart, wird eine einzige Goldmünze dem Inhalte des


größten Warenhauses vorziehen.


Also lassen wir die Waren in Ruhe. Sie sind das Gegebene, die Welt, der sich


der Rest zu fügen hat. Sehen wir uns dafür einmal das Geld näher an. Hier kön-


nen wir schon eher Änderungen vornehmen. Muß das Geld so sein, wie es ist?


Muß das Geld als Ware besser sein als die Waren, denen es als Tauschmittel


dienen soll? Muß bei einer Feuersbrunst im Warenhaus, bei einer Überschwem-


mung, bei einer Krise, einem Modenwechsel, einem Krieg usw. das Geld allein


vor Schaden bewahrt bleiben? Warum müßte das Geld besser sein als die


Waren, denen es als Tauschmittel dienen soll? Und ist dieses „Bessersein“ nicht


eben das Vorrecht, dessen Bestehen wir als die Ursache des Mehrwertes erklä-


ren, dessen Beseitigung Proudhon erstrebte? Also weg mit den Vorrechten des


Geldes! Das Geld soll als Ware für niemand, auch für den Sparer, Spekulanten


und Kapitalisten nicht besser sein als der Inhalt der Märkte, Läden,


Eisenbahnschuppen. Das Geld soll also, wenn es den Waren gegenüber keine


Vorrechte haben darf, wie die Waren verrosten, verschimmeln, verfaulen; es soll


fressen, erkranken, davonlaufen, und wenn es krepiert, soll der Besitzer noch


den Lohn des Abdeckers bezahlen. Dann erst werden wir sagen können, Geld


und Ware ständen auf gleicher Rangstufe und wären vollkommene Äquivalente –


so wie es Proudhon haben wollte.


Geben wir dieser Forderung eine kaufmännische Formel. Wir sagen: die


Besitzer der Waren erleiden durchweg während der Lagerzeit einen Verlust an


der Menge und Güte der Waren. Daneben sind die Lagerkosten (Miete,


Versicherungen, Wartung und so weiter) zu zahlen. Wie viel macht das aufs Jahr


berechnet und im Durchschnitt? Sagen wir einmal 5% – was eher zu niedrig als


zu hoch gegriffen ist.


Wieviel hat aber ein Bankier, ein Kapitalist, ein Sparer von seinem Gelde abzu-


schreiben, das er zu Hause oder in der Sparkasse aufbewahrt? Um wieviel war


der Kriegsschatz im Juliusturm zu Spandau in den 44 Jahren, die er dort lagerte,


weniger geworden? Um keinen Pfennig war der Schatz kleiner geworden!


Ist das aber so, so haben wir auch schon die Antwort auf unsere Frage: wir


hängen dem Geld den gleichen Verlust an, den die Waren auf Lager erleiden!


Dann ist das Geld nicht mehr besser als die Ware, dann ist es für jeden einerlei,
ob er Geld oder Waren besitzt oder spart, dann sind Geld und Ware vollkommen
Äquivalente, dann ist Proudhon’s Problem gelöst, seine Seele aus dem


Fegefeuer befreit, die Fesseln sind zerschnitten, die die Menschheit seit jeher an


der Entfaltung ihrer Kräfte hinderten.
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Die Ausgestaltung dieser Untersuchung zu einem sozialpolitischen Programm


(die natürliche Wirtschaftsordnung) brachte es mit sich, daß ich die Lösung des


in Rede stehenden Problems erst im 2. Kapitel bringe und das Kapitel „Freiland“


vorausschicke. Durch diese Anordnung wurde die Übersichtlichkeit gehoben, das


Ziel, die natürliche Wirtschaftsordnung, besser enthüllt. Wem es aber darauf


ankommt, vor allem zu erfahren, wie Proudhons Problem nun gelöst worden ist,


der beginne mit dem Teil II, fahre dann mit den Teilen III und IV fort und lese zum


Schlusse Teil I.
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I. Teil.


Freiland.
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1. Was ist der volle Arbeitsertrag?


Als Arbeiter im Sinne dieser Abhandlung gilt jeder, der vom Ertrag seiner Arbeit


lebt. Bauern, Handwerker, Lohnarbeiter, Künstler, Geistliche, Soldaten, Offiziere,


autokratische Könige sind Arbeiter in unserem Sinne. Einen Gegensatz zu all


diesen Arbeitern bilden in unserer Volkswirtschaft einzig und allein die Rentner,
denn ihr Einkommen fließt ihnen vollkommen unabhängig von jeder Arbeit zu.


Wir unterscheiden: Arbeitsprodukt, Arbeitserlös und Arbeitsertrag. Das


Arbeitsprodukt ist das, was aus der Arbeit hervorgeht. Der Arbeitserlös ist das


Geld, das der Verkauf des Arbeitsproduktes oder der Lohnvertrag, einbringt. Der


Arbeitsertrag ist das, was man mit dem Arbeitserlös kaufen und an den Ort des


Verbrauchs schaffen kann.


Die Bezeichnungen: Lohn, Honorar, Gehalt an Stelle von Arbeitserlös wendet


man an, wenn das Arbeitsprodukt nicht gegenständlicher Natur ist, wie etwa das


Straßenkehren, das Dichten und Regieren. Ist das Arbeitsprodukt greifbar wie ein


Stuhl und zugleich Eigentum des Arbeiters, so spricht man nicht mehr von Lohn


und Honorar, sondern vom Preis des verkauften Stuhles. Bei all diesen


Bezeichnungen handelt es sich immer um dasselbe Ding, um den Gelderlös der


verrichteten Arbeit.


Der Unternehmergewinn und der Handelsprofit sind, sofern man die in ihnen


meistens enthaltenen Kapitalzinsen oder Grundrenten in Abzug bringt, ebenfalls


als Arbeitserlös anzusprechen. Der Direktor einer Bergwerks-Aktiengesellschaft


bezieht sein Gehalt ausschließlich für die von ihm geleistete Arbeit. Ist der


Direktor gleichzeitig Aktionär, so erhöhen sich seine Einnahmen um den Betrag


der Dividenden. Er ist dann Arbeiter und Rentner in Personalunion. Meistens


besteht das Einkommen der Bauern Kaufleute und Unternehmer aus Arbeitserlös


und Renten (resp. Zinsen). Ein Bauer, der mit geliehenem Kapital auf gepachte-


tem Boden arbeitet, lebt ausschließlich vom Ertrag seiner Arbeit. Was nach


Zahlung von Pachten und Zinsen vom Arbeitsprodukt übrig bleibt, ist auf seine


Tätigkeit zurückzuführen und unterliegt den allgemeinen Gesetzen, die den Lohn


bestimmen.


Zwischen dem Arbeitsprodukt (oder der Leistung) und dem Arbeitsertrag liegen


die verschiedenen Handelsverträge, die wir täglich beim Einkauf der Waren


abschließen. Von diesen Verträgen wird der Arbeitsertrag stark beeinflußt.


Täglich kommt es vor, daß Leute, die die gleichen Arbeitsprodukte zu Markt 


führen, dennoch ungleich große Arbeitserträge heimbringen. Das liegt daran, 


daß diese Leute als Arbeiter wohl gleichwertig 
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sind, nicht aber als Händler. Die einen verstehen es besser, ihre Produkte zu


guten Preisen zu verkaufen und beim Einkauf der Bedarfsgegenstände die Spreu


von den Körnern zu sondern. Bei den für den Markt verfertigten Waren gehören


der Tausch, der Handel und die hierfür nötigen Kenntnisse genau so zum Erfolg


der Arbeit (Arbeitsertrag) wie die technischen Kunstgriffe. Der Tausch des


Erzeugnisses ist als Schlußakt der Arbeit zu betrachten. Insofern ist jeder


Arbeiter auch Händler.


Hätten die Gegenstände des Arbeitsproduktes und des Arbeitsertrages eine


gemeinsame Eigenschaft, mit der sie sich vergleichen und messen ließen, so


könnte der Handel, der das Arbeitsprodukt in Arbeitsertrag verwandeln soll, weg-


fallen. Sofern man dann nur richtig messen, zählen oder wägen würde, müßte


der Arbeitsertrag immer ohne weiteres gleich dem Arbeitsprodukt sein (minus


Zins oder Rente) und den Beweis, daß eine Übervorteilung nicht stattgefunden


hat, könnte man unmittelbar an den Gegenständen des Arbeitsertrages liefern.


Genau wie man zu Hause auf der Waage nachwiegen kann, ob die Waage des


Apothekers richtig wiegt oder nicht. Solche gemeinsame Eigenschaft geht den


Waren jedoch ab. Stets wird der Tausch durch den Handel bewerkstelligt, nie-


mals durch den Gebrauch irgend eines Maßes. Auch der Gebrauch des Geldes


enthebt uns nicht der Notwendigkeit, den Tausch durch den Handel zu vollzie-


hen. Der Ausdruck „Wertmesser“, den man noch manchmal in rückständigen


volkswirtschaftlichen Schriften auf das Geld anwendet, ist irreführend. Keine 


einzige Eigenschaft eines Kanarienvogels, einer Pille, eines Apfels läßt sich mit


einem Geldstück messen.


Darum müssen wir es aber als eine Unmöglichkeit bezeichnen, mit einem


unmittelbaren Vergleich zwischen Arbeitsprodukt und Arbeitsertrag eine Klage


juristisch auf Grund des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag begründen zu 


können. Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, sofern darunter das Recht des


einzelnen auf seinen vollen Arbeitsertrag gemeint ist, müssen wir sogar direkt als


Hirngespinst bezeichnen.


Ganz anders verhalten sich jedoch die Dinge in Bezug auf den gemeinsamen
vollen Arbeitsertrag. Das Recht auf den gemeinsamen vollen Arbeitsertrag ver-
langt nur, daß die Arbeitsprodukte restlos unter die Arbeiter verteilt werden. Es
dürfen keine Arbeitsprodukte an Rentner für Zinsen und Renten abgegeben wer-
den. Das ist die einzige Bedingung, die die Verwirklichung des Rechtes auf den
gemeinsamen, vollen Arbeitsertrag stellt.


Das Recht auf den gemeinsamen, vollen Arbeitsertrag verlangt von uns nicht,


daß wir uns noch um den Arbeitsertrag des einzelnen Arbeiters kümmern. Was


der eine Arbeiter heute weniger erhält, empfängt der andere mehr. Die Verteilung


unter die Arbeiter geschieht nach wie vor nach den Gesetzen des Wett-


Wettbewerbs
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bewerbs, in der Regel so, daß der Wettbewerb um so schärfer, der persönliche


Arbeitsertrag um so geringer ist, je leichter und einfacher die Arbeit ist.


Diejenigen Arbeiter, die die höchste Intelligenz bei der Arbeit brauchen, sind dem


Wettbewerb der Massen am wirksamsten entzogen und können darum für ihre


Produkte die höchsten Preise erzielen. Manchmal ersetzt auch einfach körper-


liche Veranlagung (bei Sängern z. B.) die Intelligenz bei der Ausschaltung des


Massenwettbewerbs. Wohl dem, der bei seinen Leistungen den Wettbewerb der


anderen nicht zu fürchten braucht.


Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag kommt allen


Einzelarbeitserträgnissen in einem gleichmäßigen prozentualen Aufschlag der


heutigen Arbeitserträgnisse zu statten. Die Arbeitserträge werden vielleicht ver-


doppelt, aber nicht nivelliert. Das Nivellieren der Arbeitserträgnisse ist Sache der


Kommunisten. Hier aber handelt es sich um das Recht auf den vollen, durch den


Wettbewerb, den Wettkampf zugemessenen Arbeitsertrag. Zwar werden als


Nebenwirkung der Reformen, die das Recht auf den gemeinsamen vollen


Arbeitsertrag verwirklichen sollen, die heutigen, oft kolossalen Unterschiede in


den Einzelarbeitserträgnissen, namentlich im Handel, auf ein vernünftiges Maß


zurückgeführt werden, doch handelt es sich hier nur um eine Nebenwirkung. Zu


dem Rechte, das wir verwirklichen wollen, gehört aber solche Nivellierung, wie


gesagt, nicht. Dennoch werden fleißige, tüchtige, intelligente Arbeiter einen ihrem


größeren Arbeitsprodukt genau entsprechend größeren Arbeitsertrag heimbrin-


gen. Dazu die allgemeine Hebung des Lohnniveaus durch den Fortfall des


arbeitslosen Einkommens.


Übersicht über das bisher Gesagte:


1. Das Arbeitsprodukt, der Arbeitserlös und der Arbeitsertrag sind nicht un-


mittelbar vergleichbar. Es gibt für diese drei Größen keinen gemeinsamen


Maßstab. Die Überführung des einen in den anderen geschieht nicht durch


Messen, sondern durch Vertrag, durch Handelsvertrag.


2. Der Nachweis, ob der Arbeitsertrag des einzelnen Arbeiters voll oder nicht


voll ist, läßt sich nicht erbringen.


3. Der volle Arbeitsertrag läßt sich nur als gemeinsamer (kollektiver)


Arbeitsertrag begreifen und nachmessen.


4. Der volle gemeinsame Arbeitsertrag stellt die restlose Ausmerzung allen


arbeitslosen Einkommens, also des Kapitalzinses und der Grundrente zur


Bedingung.


5. Sind Zins und Rente restlos aus der Volkswirtschaft ausgemerzt, so ist der


Beweis erbracht, daß das Recht auf den vollen Arbeitsertrag verwirklicht ist, daß


der gemeinsame Arbeitsertrag gleich dem gemeinsamen Arbeitsprodukt ist.


6. Die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens hebt, verdoppelt oder ver-


dreifacht die Einzelarbeitserträgnisse. Eine Ni-   Nivellierung
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vellierung findet nicht oder nur partiell statt. Die Unterschiede im


Einzelarbeitsprodukt kommen im Einzelarbeitsertrag voll zur Geltung.


7. Dieselben allgemeinen Gesetze des Wettbewerbes, die die relative Höhe


des Einzelarbeitsertrages bestimmen, bleiben bestehen: Dem Tüchtigsten der


höchste Arbeitsertrag, worüber er frei verfügen kann.


Wie im vorigen Kapitel gesagt wurde, erleidet der Arbeitsertrag in Gestalt von


Grundrenten und Kapitalzinsen Abzüge. Diese werden natürlich nicht willkürlich


bemessen, sondern von den Marktverhältnissen. Jeder nimmt so viel, wie ihm


die Marktverhältnisse zu nehmen gestatten.


Wie diese Marktverhältnisse zustandekommen, wollen wir jetzt untersuchen.


Zunächst in bezug auf die Grundrente.


2. Der Abzug am Arbeitsertrag durch die Grundrente.


Der Grundbesitzer hat es in der Hand, seinen Boden bebauen zu lassen oder


es nicht zu tun. Die Erhaltung seines Besitzes ist von der Bebauung unabhängig.


Der Boden verdirbt nicht unter der Brache, im Gegenteil, er wird dadurch besser:


bot doch die Brache unter der Dreifelderwirtschaft die einzige Möglichkeit, den


erschöpften Boden wieder fruchtbar zu machen.


Ein Grundbesitzer hat also gar keine Ursache, seinen Besitz (Acker, Bauplatz,


Erz und Kohlenlager, Wasserkraft, Wald usw.) anderen zur Benutzung zu über-


lassen ohne Entgelt. Wird dem Grundbesitzer für solche Benutzung keine


Vergütung (Pachtzins) angeboten, so läßt er den Boden brach. Er ist vollständig


Herr über seinen Besitz.


Darum wird auch jeder, der Boden braucht und sich an die Grundbesitzer wen-


det, sich regelmäßig und selbstverständlich zu einer Leistung (Pachtzins) beque-


men müssen. Und wenn wir die Erdoberfläche und ihre Fruchtbarkeit vervielfäl-


tigen –, es würde doch keinem Grundbesitzer einfallen, ohne Entgelt den Boden


anderen zu überlassen. Im äußersten Fall kann er seine Besitzung in


Jagdgründe verwandeln, oder als Park benutzen. Der Zins ist eine selbst-


verständliche Voraussetzung jeder Pachtung, weil der Druck des Wettbewerbs


im Angebot von Pachtland niemals bis zur Unentgeltlichkeit des Bodens reichen


kann.


Wieviel wird nun der Grundbesitzer fordern können? Wenn die ganze


Erdoberfläche für die Ernährung der Menschen nötig wäre, wenn in der Nähe


und Ferne überhaupt kein freies Land mehr zu finden, die gesamte Erde in Kultur


und Besitz genommen, und auch durch Anstellung von mehr Arbeitern, durch


sogenannte intensive Kultur kein Mehr an Produkten zu erzielen wäre, dann


würde die Abhängigkeit der Besitzlosen von ihren Grundherren eine ebenso


unbedingte sein, wie zur Zeit der Leibeigenschaft, und dementsprechend würden


auch die 
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Grundbesitzer ihre Forderungen bis zur Grenze des überhaupt Erreichbaren her-


aufschrauben, d. h., sie würden das volle Arbeitsprodukt, die volle Ernte, für sich


beanspruchen und davon dem Arbeiter, wie einem gemeinen Sklaven, so viel


abtreten, wie zu seiner Erhaltung und Fortpflanzung nötig ist. In diesem Falle


wäre die Voraussetzung erfüllt für das unbedingte Walten des sogenannten


„ehernen Lohngesetzes“. Der Bauer wäre auf Gnade und Ungnade den


Grundbesitzern ausgeliefert, und der Pachtzins wäre gleich dem Ertrag des


Ackers, abzüglich der Futterkosten für Bauer und die Zugtiere und abzüglich des


Kapitalzinses.


Diese unentbehrliche Voraussetzung für den ehernen Lohn trifft jedoch nicht


zu, denn die Erde ist größer, sogar sehr viel größer und fruchtbarer, als zur


Erhaltung ihrer heutigen Bewohner nötig ist. Sogar bei der jetzigen Sparhand-


Bewirtschaftung [Sparhandkultur: sogen. extensive Kultur, wo man mit der Arbeit spart.] ist


sicherlich kaum ein Drittel der Fläche ausgenutzt, das übrige ist brach und viel-


fach herrenlos. Ginge man überall zur Sparland-Kultur [Sparlandkultur: sogen. intensive


Kultur, wo man mit dem Boden spart.] über, so würde vielleicht ein Zehntel der


Erdoberfläche schon genügen, um die Menschheit mit dem Maß von


Lebensmitteln zu versorgen, das den Arbeitern heute durchschnittlich zur


Verfügung steht. Neun Zehntel der Erdoberfläche könnten in diesem Falle 


brachliegen. (Was allerdings nicht bedeuten soll, daß man sich damit begnügen


würde. Wenn jeder Arbeiter sich satt essen will, und sich nicht mit Kartoffeln


begnügt, wenn jeder Arbeiter ein Reitpferd halten will, einen Hof mit Pfauen,


Tauben, wenn er einen Rosengarten, einen Teich zum Baden haben will, dann


könnte unter Umständen die Erde noch zu klein sein.)


Die Sparland-Kultur [Die Sparhandkultur braucht viel Boden, die Sparlandkultur viele Arbeiter.]


umfaßt: Entsumpfung, Berieselung, Bodenmischung, Rigolen, Sprengung von


Felsen, Mergelung, Anwendung künstlicher Düngemittel, Wahl der


Kulturpflanzen, Veredelung der Pflanzen und Tiere, Vernichtung von Schädlingen


bei Obstbäumen, Weinbergen; Verfolgung der Wanderheuschrecken, Ersparnis


an Arbeitstieren durch Eisenbahnen, Kanäle, Automobile, bessere Ausnutzung


der Futterstoffe durch Austausch; Einschränkung der Schafzucht durch die


Baumwollkultur, Vegetarismus usw. usw.


Durch absoluten Mangel an Boden ist also heute niemand gezwungen, sich an


die Grundbesitzer zu wenden, und weil dieser Zwang fehlt (aber nur darum), ist


auch die Abhängigkeit der Grundbesitzlosen vom Grundbesitzer begrenzt. Nur


haben die Grundbesitzer das Beste des Bodens in Besitz, und in der Nähe


wenigstens sind nur solche Striche noch herrenlos, deren Urbarmachung sehr


viel Arbeit kostet. Auch fordert die Sparland-Kultur beträchtlich mehr Mühe, und


nicht jedermanns Sache ist es, auszuwandern, um die herrenlosen 
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Länder in der Wildnis zu besiedeln; ganz abgesehen davon, daß die


Auswanderung Geld kostet und daß die Produkte jener Ländereien nur mit 


großen Unkosten an Fracht und Zoll auf den Markt gebracht werden können.


Das alles weiß der Bauer, das alles weiß aber auch der Grundherr. Ehe also


der Bauer sich zur Auswanderung entschließt, oder ehe er das in der Nähe 


liegende Moor entsumpft und urbar macht, ehe er zur Gartenwirtschaft übergeht,


fragt er den Grundherrn, was er an Pachtzins für seinen Acker fordern würde.


Und ehe der Grundherr diese Frage beantwortet, überlegt er und berechnet den


Unterschied zwischen dem Ertrag der Arbeit auf seinem Acker und dem Ertrag
[Man beachte hier wohl den Unterschied zwischen Arbeitsprodukt und Arbeitsertrag. Oft kommt es


vor, daß das Arbeitsprodukt des Auswanderers zehn mal größer ist, ohne daß sein Arbeitsertrag sich


bessert.] der Arbeit auf Ödland, Gartenland und herrenlosem Lande in Afrika,


Amerika, Asien und Australien. Denn diesen Unterschied will er für sich haben,
den kann er als Pacht für seinen Acker fordern. Aller Regel nach wird jedoch


nicht viel gerechnet. Man geht hier vielmehr erfahrungsmäßig vor. Irgendein


übermütiger Bursche wandert aus, und wenn er günstig berichtet, folgen andere.


Dadurch geht in der Heimat das Angebot von Arbeitskräften zurück und die Folge


ist eine allgemeine Erhöhung der Lohnsätze. Dauert die Abwanderung an, so


steigt der Lohn bis zu einem Punkte, wo der Auswanderer wieder im Zweifel ist,


ob er bleiben oder ziehen soll. Dieser Punkt bedeutet den Ausgleich in den


Arbeitserträgen hier und drüben. Manchmal aber kommt es auch vor, daß der


Auswanderer über sein Tun sich Rechenschaft geben will und es mag darum 


von Interesse sein, sich einmal eine solche Rechnung anzusehen:


1. Rechnung des Auswanderers:


Reisegeld für sich und seine Familie 1000 M.


Unfall- und Lebensversicherung während der Reise 0200 ”


Krankenversicherung für die Eingewöhnung, das heißt, die 


Summe, welche die Krankenversicherung für die besondere 


Gefahr des Klimawechsels berechnen würde 0200 ”


Besitznahme, Abgrenzung 0600 ”


An Betriebskapital wird die gleiche Summe vorausgesetzt, 


die der Bauer in Deutschland bracht; es ist also nicht nötig, 


diese hier anzuführen 0— ”


Kosten der Ansiedlung 2000 M.


Diese Kosten des Auswanderers, die der Pächter in Deutschland spart, werden


dem Betriebskapital zugerechnet, dessen Zinsen als Betriebsunkosten ver-


rechnet werden:
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5% von 2000 M. = 100  M.


Nehmen wir nun an, daß der Ansiedler mit gleicher Arbeit dieselben 


Produkte erzeugt, wie auf dem heimischen Boden, dessen Wettbe-


werb hier in Betracht steht, so muß berücksichtigt werden, daß es 


der Bauer, wie jeder Arbeiter, gar nicht direkt auf die Produkte abge-


sehen hat, sondern auf das, was er mit seinen Produkten an Ge-


brauchsgütern eintauschen kann, also auf den Arbeitsertrag. Dieser 


interessiert ihn allein; um sich diesen zu beschaffen, arbeitet er. Der 


Ansiedler muß also seine Produkte auf den Markt bringen, und den 


Gelderlös muß er wieder in Waren umsetzen und diese nach Hause 


bringen.


Der Markt für diesen Austausch der Produkte ist in der Regel weit ab; 


nehmen wir an, es wäre Deutschland, wo ja große Massen landwirt-


schaftlicher Produkte eingeführt werden müssen, so hat der Aus-


wanderer zu zahlen: Fracht für Fuhrwerk, Bahn, Seeschiff und Kahn 200  ”


Einfuhrzoll in Deutschland 400  ”


Fracht für Kahn, Seeschiff, Bahn und Fuhrwerk auf die einge-


tauschten Gebrauchsgüter 200  ”


Zoll darauf bei der Einfuhr in seiner neuen Heimat 100  ”


Insgesamt 1000  M.


Das heißt, für die Produkte seiner Arbeit auf dem herrenlosen Lande in


Amerika wird er 1000 M. weniger an Tauschgütern einheimsen, als ein Acker bei


gleicher Arbeit in Deutschland abwirft. Wenn ich also, so rechnet der Bauer, für


diesen Acker 1000 M. an Pacht zahle, so stehe ich wirtschaftlich nicht schlechter,


als wenn ich auswandere.


Der gleiche wirtschaftliche Unterschied zugunsten des obigen im Wettbewerb


stehenden Ackers ergibt sich, wenn Ödland in Deutschland urbar gemacht wer-


den soll, nur treten hier an Stelle der Fracht- und Zollkosten die Zinsen für das in


der Urbarmachung aufgewendete Kapital (Entwässerung des Moores, Mischung


der verschiedenen Bodenschichten, Entsäuerung mit Kalk und Düngung). Bei der


Sparland-Kultur treten an die Stelle von Zinsen und Frachten höhere


Kulturkosten.


Der Pachtzins wirkt also in der Richtung, den Arbeitsertrag (nicht das


Arbeitsprodukt) überall auf die gleiche Höhe herabzusetzen. Das, was der 


heimische Kulturboden landwirtschaftlich vor der Lüneburger Heide und der


Marktlage nach vor dem herrenlosen Land in Kanada voraus hat, das bean-


sprucht der Grundherr restlos für sich, als Grundrente, oder beim Verkauf des


Bodens in kapitalisierter Form als Preis. Alle Unterschiede des Bodens in bezug


auf Fruchtbarkeit, Klima, Marktnähe, Zölle, Frachten usw. werden durch die


Grundrente aus-
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geglichen. (Man beachte, daß ich die Arbeitslöhne hier nicht anführe; es


geschieht mit Bedacht.)


Die Grundrente verwandelt in wirtschaftlicher Beziehung den Erdball in eine für


den Pächter, Unternehmer, Kapitalisten (soweit er nicht Bodenbesitzer ist) durch-


aus gleichartige, eintönige Masse. So sagt Flürscheim: „Wie alle Unebenheiten


des Meeresbodens durch das Wasser zu einer glatten Fläche umgewandelt 


werden, so ebnet die Rente den Boden.“ Und zwar setzt sie (und das ist das


Interessante) den Ertrag der Arbeit für alle Bebauer des Bodens gleichmäßig auf


den Ertrag herab, den man vom Ödland in der Heimat oder vom herrenlosen


Boden in der fernen Wildnis erwarten kann. Die Begriffe fruchtbar, unfruchtbar,


lehmig, sandig, sumpfig, mager, fett, gut und schlecht gelegen, werden durch die


Grundrente in wirtschaftlicher Beziehung wesenlos. Die Grundrente macht es für


alle Arbeiter völlig gleichgültig ob sie Schiffelland in der Eifel, Gartenboden in


Berlin, Weinberge am Rhein bearbeiten.


3. Abhängigkeit das Lohnes 
und der Grundrente von den Frachtsätzen.


Vom Arbeitsertrag auf Frei-, Öd-, Sumpf- und Heideland hängt es ab, wieviel


der Grundbesitzer an Lohn zahlen muß, wieviel er an Pacht erheben kann. So


viel, wie der Arbeitsertrag auf Freiland beträgt, so viel verlangt selbstverständlich


der Knecht als Lohn, da es ihm ja frei steht, Freiland (diesen Begriff werden wir


noch näher bestimmen) in Besitz und Arbeit zu nehmen. Dabei ist es durchaus


nicht nötig, daß jeder Knecht bei den Lohnverhandlungen mit der Auswanderung


droht. Familienvätern z. B., die mit Kindern gesegnet sind, würde eine solche


Drohung nicht viel einbringen, insofern, als der Grundbesitzer ja weiß, daß der


Drohung die Tat nicht folgen wird. Für die genannte Wirkung genügt es voll-


kommen, daß durch die Auswanderung der Jugend ein allgemeiner Mangel an


Arbeitskräften entsteht. Der durch die Auswanderung hervorgerufene


Arbeitermangel steift dem durch Familienrücksichten oder sonstwie festge-


haltenen Arbeiter bei den Lohnverhandlungen ebenso den Rücken, wie es eine


bereits gelöste Schiffskarte tun könnte.


So viel aber, wie der Arbeitsertrag der Freiländer und des Lohnarbeiters


beträgt, muß auch dem Pächter nach Abzug der Pacht und des Zinses des von


ihm benötigten Kapitals übrigbleiben. So wird also auch die Pacht vom


Arbeitsertrag auf Freiland bestimmt. Mehr als diesen Freilandarbeitsertrag


braucht der Grundbesitzer bei der Pachtbemessung nicht übrig zu lassen, mit


weniger braucht sich der Pächter nicht zu begnügen.


Schwankt der Arbeitsertrag auf Freiland, so überträgt sich, die Schwankung


auch auf den Lohn und die Pacht.
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Zu den Umständen, die den Arbeitsertrag auf Freiland beeinflussen, müssen


wir in erster Linie die Entfernung rechnen zwischen dem herrenlosen Boden und


dem Orte, wo die Produkte verbraucht, die eingetauschten


Gebrauchsgegenstände erzeugt oder von allen Teilen der Welt zusammen-


gebracht werden. Wie wichtig die Entfernung ist, sehen wir am besten am


Preisunterschied zwischen einem Acker in der Nähe der Stadt und einem gleich


guten weit ab vom Markte. Worin liegt der Preisunterschied begründet? In der


Entfernung.


Handelt es sich z. B. um die kanadische Weizengegend, wo noch heute gutes


Heimstättenland zur freien Verfügung steht, so muß das Getreide zuerst vom


Felde mittels Fuhrwerks auf grundlosen Straßen nach der mehr oder weniger


entfernten Bahn gebracht werden, die es nach Duluth befördert, wo die


Umladung auf Binnenschiffe stattfindet. Diese bringen das Getreide nach


Montreal, wo eine neue Umladung auf Seeschiffe stattfindet. Von hier geht die


Reise nach Europa, etwa nach Rotterdam, wo wieder eine Umladung auf


Rheinschiffe nach Mannheim, und von hier auf Bahnwagen nötig wird, um den


Markt (Stuttgart, Straßburg, Zürich usw.) zu erreichen, wo es nach der Verzollung


zu denselben Preisen verkauft werden muß, wie die an Ort und Stelle gewachse-


ne Frucht. Es ist eine lange Reise und sie kostet viel Geld, aber das, was nun


von dem Marktpreis nach Abzug von Zöllen, Fracht, Versicherung,


Maklergebühren, Stempel, Zinsen des Geldvorschusses, Säcken usw. usw. übrig


bleibt, das ist erst der Arbeitserlös, mit dem den Ansiedlern in der Einöde von


Sascachevan nur wenig gedient wäre. Dieser Gelderlös muß nun in


Gebrauchsgegenstände umgesetzt werden – Salz, Zucker, Tuch, Waffen,


Maschinen, Bücher, Kaffee, Möbel usw. usw., und erst, nachdem alle diese


Gegenstände glücklich im Hause des Ansiedlers eingetroffen sind und die Fracht


darauf bezahlt ist, kann der Arbeiter sagen, das ist mein Arbeitsertrag plus Zins


meines Kapitals. (Hat sich der Arbeiter das nötige Geld zur Auswanderung und


Ansiedlung geborgt, so muß er vom Arbeitsprodukt auch noch den Zins dieses


Geldes abziehen.)


Wie sehr nun dieser Arbeitsertrag von den Frachtsätzen abhängig sein muß,


geht aus obiger Darstellung klar hervor.


Diese Frachtsätze sind andauernd herabgegangen, wie folgende Tabelle zeigt:


Frachtkosten für 1000 kg Getreide von Chicago nach Liverpool:


1873 = 67,– M.


1880 = 41,– M.


1884 = 24,– M. [Mulhall, Dictionary of Statistics.]


Das sind also schon von Chicago bis Liverpool 43 M. Frachtersparnis für jede


Tonne Weizen, 1/ 6 des damaligen, 1/ 4 des jetzigen Preises. Aber die Strecke


Chicago–Liverpool ist nur 
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eine Teilstrecke der Reise Sascachevan–Mannheim, also sind obige 43 M auch


nur ein Teil der wirklichen Frachtersparnis.


Diese Ersparnis kommt aber auch der Rückfracht zustatten. Das Getreide war


das Arbeitsprodukt, die 240 M. für die Weizentonne waren der Arbeitserlös, und


die Rückfracht umfaßt die Gegenstände des Arbeitsertrages, auf den es dem


Ansiedler bei der Weizenproduktion eigentlich ankommt. Man muß sich nämlich


klar sein, daß die Arbeiter in Deutschland, die kanadischen Weizen essen, die-


sen immer mit ihren Produkten zahlen müssen, die sie direkt oder indirekt nach


Kanada schicken, für die darum ebenfalls Fracht zu zahlen ist. So verdoppelt


sich also die Ersparnis an der Frachtverbilligung und hebt sich der Arbeitsertrag


des Ansiedlers auf Freiland, der den allgemeinen Arbeitslohn in Deutschland


unmittelbar bestimmt.


Nun wäre es aber dennoch falsch, wenn man annehmen wollte, daß eine


Frachtersparnis von etwa 200 M. sich für den Ansiedler in einen dieser Summe


genau entsprechenden höheren Arbeitsertrag umsetzen muß. In Wirklichkeit wird


der Arbeitsertrag nur um etwa die Hälfte der Frachtersparnis steigen und das


verhält sich so: der steigende Arbeitsertrag des Freiländers hebt den Lohn der


landwirtschaftlichen Arbeiter in Deutschland. Warum, ist gesagt. Der steigende


Lohn des Landarbeiters und des Freiländers lockt diesem Erwerbszweig Arbeiter


aus der Industrie zu. Das bestehende Verhältnis in der Produktion landwirtschaft-


licher und industrieller Produkte und damit auch ihr Tauschverhältnis wird gestört.


Der Ansiedler muß für die Gegenstände seines Arbeitsertrages
(Industrieprodukte) höhere Preise zahlen. Das Quantum dieser Industrieprodukte


(Arbeitsertrag) wächst also nicht im Verhältnis zu seinem um die Frachtersparnis


erhöhten Arbeitserlös. Den Unterschied nehmen nach den Gesetzen des freien


Wettbewerbs die Industriearbeiter vorweg. Es geht also hier zu wie dort, wo eine


neue Technik die Produktionskosten der Waren vermindert. (Dampfmaschine 


z. B.) Produzenten und Konsumenten teilen sich in den Gewinn.


Auch hier wieder wird es sich lohnen, einmal zahlenmäßig den Einfluß zu


erfassen, den eine Frachtkostenveränderung auf den Arbeitsertrag des


Freiländers, auf die Grundrente und auf den allgemeinen Arbeitslohn ausübt:


I. Der Arbeitsertrag eines Freilandbauers in Kanada bei einem
Frachtsatz von 67 M. (v. Jahre 1873).


Arbeitserzeugnis: 10 t Weizen nach Mannheim verladen und 


dort zu 250 M. verkauft 2500 M.


ab 10 mal 67 an Fracht 0670 ”


Arbeitserlös 1830 M.


Dieser Arbeitserlös (Geld) wird in Deutschland zum Ankauf von Gebrauchsgütern


benutzt, die, nach Kanada verschifft, die gleichen Unkosten an 
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Verpackung, Fracht, Zöllen, Bruch usw. verursachen mögen, wie 


der Weizen auf der Heimreise 0670  M.


Arbeitsertrag im Hause des Ansiedlers 1160  M.


II. Derselbe im Jahre 1884 bei einem Frachtsatz von 24 M.
Arbeitserzeugnis: 10 t Weizen 2500  M.


ab 10 mal 24 an Fracht 0240  M.


Arbeitserlös 2260  M.


Dieser Arbeitserlös, der um 430 M. größer ist als bei I, soll nun 


Arbeitsertrag umgewandelt werden, d. h. in gewerbliche Erzeugnisse, 


deren Tauschverhältnis zu den landwirtschaftlichen Erzeugnissen sich 


(aus den angegebenen Gründen) gehoben hat und zwar (immer 


schematisch) um die Hälfte des Mehrerlöses von 430 M., also um 


215 M. Daher bleibt der Arbeitsertrag, nach den Preisen von I ge-


messen, um 215 M. gegen den Arbeitserlös zurück 0215  M.


2045  M.


Hiervon geht nun noch die Rückfracht ab, die wir höher bemessen 


müssen, weil die Frachtgüter um den Betrag der Frachtersparnis 


angewachsen sind, statt 240 M. 0245  M.


Arbeitsertrag 1800  M.


Ist nun infolge der Frachtkostenermäßigung der Arbeitsertrag des


Freilandbauers von 1160 M. auf 1800 M. gestiegen, so steigen damit auch auto-


matisch die Lohnforderungen der deutschen Landarbeiter, so verlangen auch die


Pächter vom Produkt ihrer Arbeit einen größeren Anteil für sich. Und in demsel-


ben Verhältnis gehen auch die Grundrenten zurück.


War in Deutschland der Preis von 10 t Weizen 2500  M.


und betrugen die Lohnausgaben 1160  M.


so warfen 10 t Land [Dänisches Ackermaß. Bedeutet so viel Land, wie nötig, 


um eine Tonne Getreide zu ernten. Eine Tonne Land bedeutet also je nach Güte 


des Bodens eine größere oder kleinere Fläche Land.] an Pachtzins oder 


Grundrente ab 1340  M.


Steigen die Lohnforderungen auf 1800 M., so fällt die Grundrente 


auf 700 M., nämlich 1340 ab 640 Lohnerhöhung.


Also das, was der Freilandbauer an Frachten zahlen muß, das geht von 


seinem Arbeitsertrag ab, das geht auch vom Arbeitsprodukt des Tagelöhners ab,


das kann in Deutschland der 
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Grundbesitzer als Pachtzins fordern, den Arbeitern vom Arbeitsprodukt als


Grundrente in Abzug bringen. Die Fracht-Ausgaben des Freilandbauers sind die
Einnahmen des Grundbesitzers.


4. Einfluß des Kulturzustandes auf Lohn und Rente.


Die Kosten der Bahn- und Seeverladung sind natürlich nicht die einzigen


Einflüsse, denen der Arbeitsertrag des Freiländers, und der von diesem ab-


hängige Lohn des deutschen Landarbeiters unterworfen ist. Zunächst müssen


wir bemerken, daß der Mensch nicht allein von und für seinen Arbeitsertrag lebt,


daß dieser nicht allein entscheidend bei der Frage der Auswanderung ist. Die


politischen und sozialen Verhältnisse des Landes, das der Auswanderer verläßt,


und des Landes, das er aufsucht, greifen oft stark und bestimmend ein, und


mancher Mann begnügt sich zu Hause mit einem geringeren Arbeitsertrag und


erblickt den Ausgleich im Besitz des Lorbeerkranzes, den er als


Kaninchenzüchter davongetragen oder im Gesang der Buchfinken, der nach sei-


ner Meinung nirgendwo so schön sein kann, wie in seiner Heimat. Aber gerade


diese (und viele andere) anziehenden oder auch abstoßenden Kräfte unterliegen


einem ständigen Wandel, fördern oder hemmen die Auswanderung. Von Rußland


z. B. wandern viele deutsche Bauern wieder aus, nicht in der Hoffnung eines


höheren Arbeitsertrages, sondern weil ihnen die Zustände nicht mehr ganz zu-


sagen. Das alles hemmt den Ausgleich zwischen dem Arbeitsertrag des


Auswanderers und dem des zurückbleibenden Landarbeiters. Nehmen wir z. B.


an, wir beschlössen, in Deutschland den Arbeitern das Leben freundlicher zu


gestalten, wozu uns z. B. das Alkoholverbot die Mittel liefern würde. Abgesehen


davon, daß das Alkoholverbot an sich schon das Leben der Arbeiter und nament-


lich das ihrer Frauen verschönern würde, könnten wir die Milliarden, die der


Alkohol dem Volke direkt und namentlich indirekt kostet, für einen kräftigen


Mutterschutz in Form einer monatlichen Reichszulage zu den Aufzuchtkosten


jedes Kindes verwenden. Oder auch für bessere Schulen, zahlreiche öffentliche


Lesehallen, Theatersubventionen, Kirchenbauten, staatliche Freikonditoreien,


Volksfeste, Versammlungshallen usw. Dann würde bei der Frage der


Auswanderung nicht mehr allein der stoffliche Arbeitsertrag in Vergleich gezogen


werden, und viele Frauen würden ihre Männer zum Bleiben veranlassen, viele


der bereits Ausgewanderten würden zurückkehren. Welche Folgen das aber 


wieder auf den Lohn und auf die Grundrente haben würde, ist klar. Der


Grundbesitz würde seine Forderungen soweit erhöhen, bis daß die aus dem


Alkoholverbot erwachsenden Auswanderungshemmungen ausgeglichen wären.


Der Kuchen, den der Staat den Frauen in den 
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Freikonditoreien spendiert, würde von der Grundrente den Männern am Lohne


abgezogen werden.


Die Grundrente nimmt eben alle Vorteile, die Deutschland für die Arbeit, für das


geistige und gesellige Leben bietet, für sich in Anspruch, sie ist die in Kapital ver-


wandelte Dichtung, Kunst, Religion und Wissenschaft. Sie macht alles zu barem


Gelde, den Kölner Dom, die Bächlein der Eifel, das Gezwitscher der Vögel im


Laube der Buchen. Die Grundrente erhebt von Thomas a Kempis, von den


Reliquien Kevelaars, von Goethe, Schiller und Schultze, von der


Unbestechlichkeit unserer Beamten, von dem Sicherheitsgefühl, das uns


Mackensen und Hindenburg einflößen, von unseren Zukunftsträumen, kurz, von


allem und jedem eine Steuer, die sie regelmäßig bis auf den Punkt hinauf-


schraubt, wo sich der Arbeiter fragt, soll ich bleiben und zahlen – oder soll ich


auswandern und alles preisgeben. Geschenkt wird niemandem etwas. Stets


befindet sich das arbeitende Volk auf dem Goldpunkt. (Im Außenhandel derjenige


Zustand in der Zahlungsbilanz, wo man nicht weiß. ob man noch mit Wechseln


oder mit barem Gold zahlen soll. Die Kosten des Goldexportes sind die


„Grundrenten“ des Wechselmaklers.) Je mehr Freude der Bürger am Staat und


Volk hat, um so höheren Preis fordert die Grundrente für diese Freude. Die


Abschiedstränen des Auswanderers verwandeln sich in Gold für die Grundrente.


Und so sehen wir auch oft die Grundbesitzer in den Städten damit beschäftigt,


durch Verschönerungsvereine und sonstige Veranstaltungen das Leben in der


Stadt zu erheitern, um erstens den Abschied schwerer, zweitens den Zuzug


leichter zu machen. So können sie von den Bauplätzen höhere Grundrenten


erheben.


Lebt der deutsche Landarbeiter nicht allein von Brot, so natürlich auch der


Freiländer nicht. Der stoffliche Arbeitsertrag ist nur ein Teil von dem, was der


Mensch zur Lebensfreude braucht. Mußte der Auswanderer lange kämpfen, ehe


er die heimatlichen Anziehungskräfte überwunden hatte, so findet er nun in 


seiner neuen Heimat manches neue, was ihn anzieht und auch abstößt. Das


Anziehende mehrt die Gründe, die ihm den Arbeitsertrag als genügend erschei-


nen lassen (ähnlich wie man auch bereit ist, eine angenehmere Arbeit für ge-


ringeren Lohn zu verrichten), das Abstoßende mindert sie. Überwiegen die


abstoßenden Umstände (Klima, Unsicherheit des Lebens und des Eigentums,


Ungeziefer usw.) die anziehenden, so muß der Saldo durch einen entsprechend


größeren Arbeitsertrag ausgeglichen werden, falls er bleiben und seine zurückge-


bliebenen Brüder zur Nachahmung seines Beispiels aufmuntern soll. Darum wird


alles, was das Leben, die Zufriedenheit des Freiländers beeinflußt, auch un-


mittelbar die Zufriedenheit der deutschen Arbeiter beeinflussen und auf ihre


Lohnforderungen einwirken. Dieser Einfluß beginnt schon mit der


Reisebeschreibung. Verlief die Reise ohne Seekrankheit, war das Leben, die


Kost an Bord erträglich, so wirkt das schon sehr aufmunternd auf die Zurück-


Zurückgebliebenen
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gebliebenen. Berichtet der Freiländer von der großen Freiheit, die er genießt, von


der Jagd, von seinem Reitpferd, von den großen Lachszügen und Büffelherden,


von dem Verfügungsrecht über alles, was die Natur bietet, wie er auch überall


nicht mehr als Knecht und Proletarier, sondern als ebenbürtiger, freier Bürger


angesehen und behandelt wird, so wird der Knecht zu Hause ganz selbstver-


ständlich bei den Lohnverhandlungen den Kopf höher halten, als wenn sein


Bruder nur von Indianereinfällen, von Klapperschlangen, von Ungeziefer und 


harter Arbeit zu erzählen weiß.


Das wissen auch die Grundherren, und läuft einmal solch ein Jammerbrief ein,


so wird er natürlich nach allen Regeln der Kunst ausgeschlachtet. In allen


Zeitungen wird er veröffentlicht, während der Presse unter Androhung von


Repressalien Auftrag gegeben wird, erfreuliche, aufmunternde Berichte der


Ausgewanderten mit größtem Fleiß totzuschweigen. Derselbe Verein, der die


Heimat verschönern, ihre Anziehungskraft stärken soll, hat auch die Aufgabe,


das Freiland nach Möglichkeit herabzusetzen. Jeder Schlangenbiß,


Indianerskalp, Heuschreckenschwarm, jedes Schiffsunglück verwandelt sich auf


dem Wege bescheidenerer Arbeiter in Grundrente, in bar Geld für die


Grundherren. Und umgekehrt natürlich.


5. Genauere Bestimmung des Begriffes Freiland.


Wenn von Freiland die Rede ist, so denkt man in erster Linie wohl an die wei-


ten Flächen unbebauten Landes in Nord- und Südamerika. Dieses Freiland ist


bequem und mit verhältnismäßig geringen Kosten zu erreichen. Das Klima ist


zuträglich für den Europäer, die sozialen Verhältnisse vielen sympathisch, die


Sicherheit für Leben und Geld nicht schlecht. Der Ankömmling wird im


Einwanderer-Hotel auf Kosten des Staates 8-14 Tage bewirtet und in einigen


Staaten erhält er auf der Eisenbahn freie Fahrt bis an die äußerste Grenze der


Zivilisation. Hier steht es ihm frei, sich gleich anzusiedeln. Er kann sich das ihm


zusagende Land aussuchen. Viehweide, Ackerland, Wald. Die Heimstätte, auf


die er rechtlichen Anspruch hat, ist für die volle Ausnutzung der Arbeitskraft


selbst der größten Familie reichlich bemessen. Hat der Ansiedler seine vier


Grenzpfosten eingeschlagen und das Landamt benachrichtigt, so kann er schon


mit der Arbeit beginnen. Niemand verwehrt es ihm, niemand fragt ihn, wer ihm


eigentlich erlaubt habe, die Erde zu bearbeiten und die Früchte seines Fleißes


einzuheimsen. Er ist Herr auf dem Boden zwischen seinen vier Pfählen.


Land dieser Art nennen wir Freiland ersten Grades. Solches Freiland findet


man allerdings nicht mehr in besiedelten Distrikten, sondern nur dort, wo nur


wenig Menschen sind. In den bereits besiedelten Strichen findet man aber noch


weite, 
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oft riesige Flächen, die nicht bebaut sind, die aber durch irgend einen Mißbrauch


der Machtmittel des Staates in das Privateigentum irgend eines an irgend einem


Orte der Welt wohnenden Menschen gelangt sind. Ich wette, in Europa gibt es


viele Tausende von Männern, die zusammen hunderte von Millionen Hektar 


solchen Landes ihr Eigentum nennen in Amerika, Afrika, Australien und Asien.


Wer eine Parzelle dieses Bodens haben will, muß sich mit den Eigentümern 


verständigen. In der Regel kann man das Gewünschte für eine kaum nennens-


werte Summe erhalten oder pachten. Ob man für den Acker, den man zu bear-


beiten gedenkt, 10 Pf. Pacht im Jahr bezahlt für das Hektar, kann dem


Arbeitsertrag so gut wie nichts abtragen. Solches bedingt freie Land nennen wir


Freiland zweiten Grades.


Freiland ersten und zweiten Grades gibt es in allen Weltteilen noch in gewalti-


gen Strecken. Nicht immer ist es Boden erster Güte. Vieles ist mit Wald schwer


bedeckt, bedarf langwieriger Ausrodungsarbeiten. Große Strecken leiden unter


Wassermangel und können nur durch kostspielige Bewässerungsarbeiten frucht-


bar gemacht werden. Anderes Land wieder, vielfach gerade der an sich beste


Boden, muß entsumpft werden, noch andere Strecken oder Täler bedürfen der


Zufahrtsstraßen, ohne die der Austausch der Produkte unmöglich wäre. Freiland


dieser Art kommt nur für kapital- oder kreditkräftige Auswanderer in Betracht. Für


die Theorie der Grundrente und des Lohnes ist es jedoch gleichgültig, ob eine


kapitalistische Gesellschaft oder die Auswanderer direkt das Freiland in Anbau


nehmen. Interessant ist das nur für das Kapital und seinen Zins. Nimmt der


Freiländer solches durch Be- und Entwässerungsbauten, also durch


Kapitalanlage erschlossene Land in Arbeit, so muß er für die Benutzung dieser


Bauten den regelrechten Kapitalzins zahlen und den seinen Produktionskosten


zuzählen.


Für diejenigen aber, Einzelpersonen und Gesellschaften, die selber die für 


größere Aufschließungsarbeiten nötigen Mittel haben, ist heute sozusagen noch


die halbe Welt Freiland. Das beste Land in Kalifornien und entlang dem


Felsengebirge war bis vor kurzem noch Wüste. Jetzt ist es ein Garten von ge-


waltigem Umfang. Die Engländer haben Ägypten durch die Nilsperre wieder


bewohnbar gemacht für Millionen und Abermillionen Menschen. Die Zuidersee,


Mesopotamien und viele andere Wüsten wird man ebenso der Kultur erschlie-


ßen. So kann man sagen, daß solches Freiland zweiten Grades noch für unab-


sehbare Zeiten zur Verfügung der Menschen steht.


6. Der Begriff Freiland 3. Grades.


Das wichtigste Freiland aber, das auch für die Theorie höchste Bedeutung zur


Erklärung der Lohn- und Grundrentenbegrenzung besitzt und das wir überall in


unserer nächsten Nähe zu unserer Verfügung finden, ist das Freiland dritten 
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Grades. Der Begriff dieses Freilandes ist jedoch nicht so einfacher Natur, wie 


das bisher beschriebene Freiland und erfordert einige Überlegung.


Einige Beispiele werden es jedoch jedem sichtbar machen.


Beispiel 1. In Berlin erlaubt die Bauordnung, daß nur bis zu vier Stockwerken


hoch gebaut wird. Wären es nur zwei Stockwerke, so würde die Stadt die 


doppelte Bodenfläche bedecken müssen, um dieselbe Einwohnerzahl zu beher-


bergen. Das Land, das durch den dritten und vierten Stock gespart wurde, ist
also heute noch unbebautes, freies Bauland. Würde man in Berlin die amerika-


nische Bauart zulassen, – also 40 Stockwerke an Stelle von 4 –, so würde der


zehnte Teil der heutigen Grundfläche Berlins genügen. Der Rest wäre über-


schüssig und würde jedem Bauunternehmer zu wenig mehr als dem Ertragswert


eines Kartoffelackers angeboten werden. Das Freiland für Bauzwecke ist also


vom vierten Stockwerk ab nach den Wolken hin überall, selbst im Zentrum jeder


deutschen Großstadt in unbegrenzter Menge vorhanden.


Beispiel 2. In der Republik „Agraria“ wird durch Gesetz jeder Gebrauch jeg-


lichen künstlichen Düngers verboten, angeblich, weil er gesundheitsschädlich


sein soll, in Wirklichkeit aber, um die Produktion von Getreide knapp, die


Getreidepreise hochzuhalten. Die Agrarianischen Grundherren glauben, daß


wenig und teuer für sie besser sei, als viel und billig. Infolge dieses Verbotes 


und der geringen Ernten sowie der teuren Preise, und weil außerdem die


Auswanderung verboten ist, hat man in Agraria alles Öd-, Sumpf- und Heideland


in Kultur genommen und es erreicht, daß die Ernten den Bedarf des Volkes 


decken. Trotzdem aber ist das Volk sehr unzufrieden und verlangt die sofortige


gänzliche Aufhebung des Verbotes, und man erwartet dort allgemein, daß ähn-


lich wie in Deutschland die Bodenerträge durch den Gebrauch des künstlichen


Düngers sich verdreifachen werden.


Was wird die Folge für die Grundrente und den Lohn sein? Wird da nicht in


bezug auf die Äcker dasselbe eintreten, was in der Stadt geschieht, wenn eine


neue Bauordnung jedem erlaubt, die bisherige Zahl der Stockwerke zu verdrei-


fachen? Mit den künstlichen Düngern wird der Boden der Republik plötzlich drei-


mal größere Ernten geben, als wie die jetzt lebende Bevölkerung braucht. Das
wird zur Folge haben, daß man von je drei Hektaren zwei brach liegen lassen
wird zur Verfügung künftiger Generationen. In derselben Republik, wo man jede


Ecke Land, jeden Sumpf in Kultur genommen hatte, wird man infolge der


Freigabe der künstlichen Dünger plötzlich von gewaltigen Strecken Freiland 


sprechen. Und dieses Freiland wird man vorläufig als Jagdgründe benutzen und


es zum Jagdpachtertrag jedem anbieten, der es in Arbeit nehmen will.
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Diese Beispiele aus dem Baugewerbe und der Landwirtschaft zeigen uns, wie


Neuland, Freiland dritten Grades entstehen kann und als Folge der täglich sich


häufenden Entdeckungen, ständig neu entsteht. Der Nomade braucht 100 Hektar


Land, um seine Familie zu ernähren, der Landwirt braucht 10, und der Gärtner


einen und weniger.


Nun wird aber die gesamte Ackerfläche Europas noch sehr oberflächlich


bebaut und die Bevölkerung, selbst in Deutschland, ist noch so spärlich, daß,


wenn man allgemein zur Gartenwirtschaft überginge, die Hälfte der Ackerfläche


brach gelassen werden müßte, erstens, weil für solche Mengen von


Lebensmitteln die Käufer, zweitens, für so intensive Bearbeitung des Bodens die


Arbeiter fehlen würden.


Wir können also Deutschland durchweg noch als solches Freiland dritten


Grades betrachten. Für die Bodenerträge, die der intensiv arbeitende Landwirt
über die Erträge des Jägers, des Nomaden, der extensiv arbeitenden Landwirte
hinaus einheimst, kann man den Ackerboden ebenso als Freiland betrachten,
wie der Amerikaner den Raum über den bereits stehenden Stockwerken bis zu
den Wolken hinaus als freien Baugrund ansieht.


Wenden wir das Gesagte auf die Grundrenten und Lohntheorie an.


Deutschland ist in dem oben beschränkten Sinne noch Freiland. Der
Landarbeiter kann zu jeder Zeit auf dieses Freiland flüchten, wenn er nicht mit
seinem Lohne einverstanden ist. Unter den Ertrag, den die Arbeit auf solchem


Freiland dritten Grades abwirft, kann der Lohn des Landarbeiters dauernd 


ebenso wenig fallen, wie unter den Ertrag der Arbeit auf Freiland ersten Grades.


Hier hat der Landarbeiter einen Rückhalt bei den Lohnverhandlungen, der nie


versagt. Wie viel wird nun der Arbeiter als Lohn, der Grundherr als Pacht 


verlangen können?


7. Einfluß des Freilandes 3. Grades auf Grundrente und Lohn.


Nehmen wir an, daß zur landläufigen, der Sparhandkultur [sogen. extensive Kultur.]


von 100 Hektaren 12 Mann nötig seien und daß das Produkt 600 Tonnen be-


trage, also 50 Tonnen auf jeden Mann oder 6 auf den Hektar.


Wir nehmen weiter an, daß für die Sparlandkultur, die sog. intensive Bebauung


derselben Bodenfläche 50 Mann nötig seien und daß das Produkt dann 2000


Tonnen betrage. Es entfallen 
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dann auf den Kopf jetzt 40 Tonnen statt 50, und auf den Hektar 20 statt 6


Tonnen.


Das Produkt der Sparlandkultur steigt also nach Hektaren gemessen, geht


jedoch nach Arbeit gemessen zurück. Bei Sparhandkultur lieferten unsere 12


Männer je 50, also 600 Tonnen,


und in Landsparkultur je 40, also nur 180 Tonnen.


Der Unterschied von 120 Tonnen


ist also auf die große Landfläche von 100 Hektaren, die den 12 Mann diese


handspar, geringere Arbeit heischende Kultur gestattet, zurückzuführen. Steht


ihnen die Landfläche zur Sparhandkultur nicht zur Verfügung, so müssen sie zur


Sparlandkultur übergehen und sich dann mit einem geringeren Arbeitsprodukt


begnügen. Stellt ihnen jemand aber die zur Sparhandkultur nötige Ackerfläche


zur Verfügung, so sind sie selbstverständlich bereit für den Vorteil, der ihnen 


daraus erwächst, zu bezahlen, d. h., der Besitzer dieser Ackerfläche wird eine
Rente erheben können, die dem Unterschied entspricht, der zwischen dem
Arbeitsprodukt bei Sparhand- und Sparland-Kultur erfahrungsgemäß zu Gunsten
ersterer besteht. In unserem Beispiel also eine Rente im Betrage von 


120 Tonnen von 100 Hektaren,


Die Landwirtschaft gravitiert in bezug auf Arbeitsersparnis nach der Sparhand-


und in bezug auf Bodenersparnis nach der Sparlandkultur. Aus der Spannung,


die sich hieraus ergibt, entspringt die Grundrente und aus dem Grade dieser


Spannung (Erfahrungssache) ergibt sich die Verteilung der Ackerprodukte nach


Grundrente und Lohn.


Warum die Sparhandkultur höhere Arbeitserträge und geringere Bodenerträge


gibt, brauchen wir hier nicht zu erklären. Das ist Sache der landwirtschaftlichen


Technik. Uns genügt die Tatsache, daß es sich so in der Landwirtschaft verhält,


daß es in der Natur der Sache begründet liegt. Lägen die Sachen umgekehrt,


etwa so, daß die Sparhandarbeit 40 Tonnen, die Sparlandarbeit aber 50 Tonnen


eintrüge, so würde die gesamte Landwirtschaft nach der Sparlandkultur gravitie-


ren. Man würde allen Boden, für den die vorhandenen Arbeiter nicht aufzutreiben


wären, einfach brach liegen lassen, weil, wie gesagt, die etwa noch vorhandenen


Arbeiter durch noch intensivere Bearbeitung des Kulturbodens größere


Arbeitsprodukte ernten würden, als durch Urbarmachung von Brachland.


Die Bevölkerungslehre, die uns sagt, daß die Volkszahl den Subsistenzmitteln


entspricht, steht mit obigem Satz nicht in Widerspruch. Die Bevölkerung vermehrt


sich mit der Vermehrung der Subsistenzmittel. Sie läuft der Sparlandkultur nach,


nicht voraus.


Aber durch ein Beispiel wollen wir die rechnerische Verteilung des


Ackerprodukts zwischen Lohn und Grundrente noch schärfer beleuchten 


[siehe auch Anhang 2 S.420 / Anm. d. Korr.]:
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A. 12 Genossen bewirtschaften in landläufiger Sparhandkultur 100 Hektar eige-


nen Bodens und ernten 480 Tonnen, also 40 Tonnen pro Mann.


B. 60 Genossen bewirtschaften in Sparlandkultur ebenfalls 100 Hektar eigenen


Bodens gleicher Güte und ernten 900 Tonnen, also 15 Tonnen pro Mann.


1. Gegenüber den 12 Genossen haben die 60 pro Kopf einen Minderertrag von


25 Tonnen, nämlich 40 – 15 = 25.


2. Dieser Minderertrag ist allein darauf zurückzuführen, daß die


Sparhandkultur, die A. betreiben können, mehr Produkt gibt nach der Kopfzahl


der Arbeiter berechnet.


3. Will darum einer der 60 B. mit einem der 12 A. tauschen, so muß er ihn für


den Unterschied im Arbeitsprodukt – also 25 Tonnen – entschädigen. Wollen die


12 Mann tauschen, so erhalten diese 12 auch 12 mal 25 Tonnen, zusammen


also 300 Tonnen.


4. Diese 300 Tonnen, da sie auf die größere  [je Genosse bearbeitete] Landfläche


zurückzuführen sind, sind Grundrente. Jedoch nur ein Teil der wirklichen


Grundrente.


5. Würden nämlich von den 60 B, 48 abziehen, so hätten die übrigbleibenden


12 B. ebenfalls dasselbe Arbeitsprodukt der 12 Genossen A. [(480), (das sind) also]


300 Tonnen für die 12 B. [oder (25 Tonnen pro Mann)] mehr. [(Die 12 B. hätten dann pro
Mann 40 statt 15 Tonnen.) - Anm. d. Korr.]


6. Den Austritt aus der Genossenschaft dieser 48 B. können die Zurückblei-


benden durch eine Abfindung von 300 : 48 = 6,25 pro Kopf und Jahr erlangen.


7. Wollen die Zurückbleibenden 12 B. die Ausgetretenen 48 Genossen durch


andere Genossen ersetzen, so muß jeder von diesen seinen Eintritt mit 6,25


Tonnen erkaufen. Wollen  [(bis zu 12) Neue anstelle der Alten sie]  als Lohnarbeiter mit-


wirken, so werden ihnen  [je] die 6,25 Tonnen vom Arbeitsprodukt (15) abgezo-


gen. Dann bleiben als Lohn 8,75 Tonnen.


8. Die volle Rente der 100 Hektaren ist also 60 mal 6,25 oder 375 Tonnen.


Lohn und Rente verteilen sich somit wie folgt:


60 mal 6,25 = 375 für Renten-Abzug vom Produkt der Sparland-Arbeit;


60 mal 8,75 = 525 Lohn der übrigbleibt nach Abzug der Grundrente;


60 mal 15 = 900 Produkt der Sparland-Kultur


12 mal 8,75 = 105 Lohn – wie oben.


375 Rente – wie oben.


480 Produkt der Handspar-Kultur.


Die Verteilung des Produkts unter die Rentner und Arbeiter ermittelt man also:
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1. durch Feststellung des Unterschieds im Arbeitsprodukt bei Landspar- und


Handspar-Wirtschaft (40 - 15 = 25) und durch Multiplikation dieser Differenz mit


der Zahl der Handsparwirtschaftenden. 12 mal 25 = 300. (Das Resultat dürfte


man passend mit Rentendifferenz bezeichnen.)


2. durch Subtraktion der Handspar-Wirtschaftenden (60 - 12 = 48) und Division


der Rentendifferenz (300) durch diese Zahl (300 : 48 = 6,25).


3. diese so gewonnene Zahl mit der Gesamtzahl der Landsparwirtschaftenden


multipliziert, gibt die Rente des Bodens, auf den die benutzten Zahlen Bezug


haben. (60 mal 6,25 = 375).


4. zieht man die auf den Kopf der Arbeiter entfallende Rente (6,25) vom


Arbeitsprodukt (15) ab, so hat man den Lohn (15 - 6,25 = 8,75).


Unter Handspar-Wirtschaft verstehen wir diejenige Bodenkultur, bei der sämt-


liche sich anbietenden Arbeitskräfte herangezogen werden müssen, um die


ganze verfügbare Bodenfläche zu bewirtschaften, ganz einerlei, welchen


Charakter diese Wirtschaft sonst haben mag – Jagd, Viehzucht, Dreifelder-


wirtschaft, Schiffelland, oder auch die heute gebräuchliche relativ hoch ent-


wickelte Landwirtschaft.


Unter Landspar-Wirtschaft verstehen wir diejenige Bodenkultur, bei der, wenn


sie größeren Umfang annimmt, sich ein allgemeiner Arbeitermangel einstellen


muß.


Handspar- und Landspar-Wirtschaft sind also Begriffe einer Relation. Der


Nomade ist dem Jäger gegenüber der Landsparwirtschaftende. Der Nomade


wird darum auch aller Regel nach Rente für die Überlassung des Bodens


(Jagdgebiet) anbieten müssen und auch anbieten können.


Die Sparhand-Kultur gibt das höchste Arbeitsprodukt (Lohn und Rente), die


Sparland-Kultur das höchste Ackerprodukt. Der Grundeigentümer möchte beides


vereinigen und sucht natürlich Sparland-Kultur zu betreiben. Das kann er aber


nicht ohne den Sparhandwirtschaftenden die Arbeiter zu nehmen und dadurch


Land brach zu legen. (Freiland 3). Daß die Eigentümer ihren Boden aber wieder


nicht ohne weiteres brach liegen lassen wollen und darum die Arbeiter durch


Lohnaufbesserung an ihren Boden zu fesseln suchen werden, ist auch wieder


selbstverständlich, auch daß sie mit der Lohnaufbesserung bis hart an die


Grenze der Rentabilität (Auflösung der Rente in Lohnerhöhungen) gehen wer-


den, ist klar. Ein Grundbesitzer wird für den Hektar Land als Pacht immer noch


lieber 1 Mark nehmen als gar nichts.


Freiland 3 wirkt somit als Lohn- und Renten-Regulator. Freiland 3 schließt jede


Willkür bei der Bemessung des Lohnes aus. Der Grundbesitzer zahlt nicht so


viel, wie ihm behagt, und der Arbeiter fordert nicht, so viel er Appetit hat, sondern


beide „nehmen nie mehr, als sie kriegen können.“
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8. Einfluß der Technik auf Rente und Lohn.
1. Technik. Die Verbesserung der Technik erhöht das Arbeitsprodukt. Unter der


Bedingung, daß die Verbesserung gleichmäßig das Arbeitsprodukt wie bei der


Sparland-, so auch bei der Sparhandkultur erhöht, steigen Lohn und Rente auch


gleichmäßig.


Wir wollen das hier nachrechnen:


A. 12 Genossen ernten auf 100 ha 480 t, pro Mann 40 t.


B. 60 Genossen ernten auf 100 ha 900 t, pro Mann 15 t, nach den


Berechnungen S. 19 beträgt die Rente der 100 Hektar 375 Tonnen und der 


Lohn 8,75 Tonnen.


Durch eine technische Verbesserung wird das Arbeitsprodukt gleichmäßig um
1/4 gehoben. Bei A. von 480 Tonnen auf 600 Tonnen oder von 40 auf 50 pro Kopf


und bei B. von 900 auf 1125 Tonnen, pro Kopf von 15 auf 18,75 Tonnen.


Nach Anweisung S. 20 gelangen wir zu folgendem Resultat:


Rente: 50 - 18,75 = 31,25 mal 12 = 375 : 48 = 7,81 mal 60 = 468,60.


Lohn: 18,75 - 7,81 = 10,94. 


A. 12 mal 10,94 = 131,34 Lohn


468,66 Rente   


600,00 Produkt


Demnach ist die Rente von 375 auf 468,60 = 25% gestiegen und der Lohn eben-
falls von 9,75 auf 10,94 = 25% gestiegen.


Das Verteilungsverhältnis ist also unbeeinflußt geblieben. Der Rentner zieht aus
der Verbesserung der Produktionsmittel in diesem angenommenen Fall denselben
Vorteil wie der Arbeiter.


Jedoch die Verbesserungen der Technik kommen nur selten beiden Kulturarten,
der Sparhand und Sparland zu statten, und noch seltener kommen sie beiden
Kulturarten gleichmäßig zu statten. Was macht der Sparlandbauer z. B. mit einem
10scharigen Motorpflug und mit einem Sähflugzeug? Eine solche Maschine kann
nur bei großen Flächen in Anwendung, kommen. Für die Sparland-Kultur ist sie
vollkommen nutzlos, so etwa wie der Löwe für die Mausejagd nutzlos ist.


Für Freiland 3 kommt der Motorpflug nicht in Frage, um so mehr aber für Frei-
land 1 und 2, in den weiten Ebenen Amerikas. Dort wendet ein einziger Motorpflug
die Äcker von 50 und mehr Bauern, und zwar wendet er sie gut und billig. Natürlich
vergrößert sich das Arbeitsprodukt dieser Freiländer dadurch außerordentlich. Und
vom Arbeitsprodukt hängt der Arbeitsertrag ab und dieser Arbeitsertrag des
Freiländers bestimmt den Lohn der Arbeiter auf dem Rentenland überall.


Wenn nun alle Umstände, die bei der Umwandlung des Arbeitsprodukts in


Arbeitsertrag mitspielen, unverändert bleiben, so müßte der Lohn allgemein in
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demselben Verhältnis steigen, wie durch den Motorpflug das Arbeitsprodukt


gestiegen ist. Jedoch bleiben diese Umstände nicht unverändert und hier zeigt


es sich wieder, wie nötig unsere zu Anfang gemachte Unterscheidung zwischen


Arbeitsprodukt und Arbeitsertrag war. Denn dieser, nicht das Arbeitsprodukt


bestimmt die Löhne allgemein.


Wenn der Arbeitsertrag des Freiländers nun wächst, so, steigt automatisch


auch der Arbeitsertrag der Industriearbeiter. Wenn das nicht wäre, so würden die


Industriearbeiter zur Landwirtschaft, zum Freiland 1, 2 und 3 zurückfluten. 


Dieses Steigen der Industriearbeitslöhne geschieht durch eine Verschiebung im


Tauschverhältnis zwischen den Produkten des Freiländers und der Industrie.


Statt 10 Sack Weizen muß der Freiländer jetzt 12 Sack hergeben für einen


Phonographen, eine Büchse, eine Hausapotheke. So verliert der Freiländer bei


der Umwandlung des Arbeitsproduktes in Arbeitsertrag einen Teil des


Mehrprodukts an den Industriearbeiter. Der Motorpflug treibt also den Lohn auf


der ganzen Linie aufwärts.


Jedoch ist das, was die Lohnarbeiter durch den Motorpflug gewinnen, größer,


als das, was der Motorpflug an Produkten mehr schafft. Der Motorpflug mag 


100 Millionen Tonnen mehr schaffen, aber auf alle Arbeiter verteilt, wäre das 


eine sehr geringe Summe, die in gar keinem Verhältnis steht zur


Arbeitsertragssteigerung der Freiländer. Und das verhält sich so:


Geht der Arbeitsertrag der Freiländer 1 und 2 in die Höhe, so steigt auch der


Lohn der Arbeiter auf europäischem Rentenboden, und zwar ohne, daß das


Arbeitsprodukt wächst (weil ja hier der Motorpflug keine Anwendung finden kann,


oder doch nur eine sehr beschränkte). Die Lohnsteigerung vollzieht sich hier also
auf Kosten der Grundrente. Die Mittel für die Lohnerhöhung kommen also nur


zum kleinsten Teil aus dem Mehrprodukt der Freiländer. Suchen wir dies eben-


falls rechnungsmäßig zu erfassen.


Das Arbeitsprodukt des Freiländers 1 und 2 wächst infolge Erfindung leistungs-


fähiger Maschinen, und zwar nach Abzug der Zinsen und Unterhaltungskosten


dieser Maschinen um 20%. Der Arbeitsertrag wächst nur um 10% weil, wie wir


gezeigt haben, der Industriearbeiter für seine Produkte mehr fordert und auch


mehr fordern kann. Das Tauschverhältnis der industriellen zu den landwirtschaft-


lichen Erzeugnissen verschiebt sich um 10% zu Gunsten der ersteren. Bleiben


also von den 20 nur 10% übrig, die sich auf den allgemeinen Arbeitslohn über-


tragen.


So müssen unsere Grundherren in die Grundrente greifen, um die erhöhten


Forderungen der Arbeiter zu befriedigen, da das Produkt ihres Ackers nicht


gestiegen ist. Betrug also die Rente von 100 Hektar 375 Tonnen, die Zahl der


Arbeiter 12, 
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der Lohn 8,75, so werden die Lohnausgaben jetzt 8,75 + 10% = 9,62 mal 12 =


115,44 statt 12 mal 8,75 = 105 Tonnen betragen. Von der Rente gehen 10,44


Tonnen ab, sie beträgt jetzt 364,55 Tonnen. Doch beschränkt sich der Verlust des


Grundherren nicht auf den in Tonnen ausgedrückten Rückgang seiner Rente. Mit


der Rente in Gestalt von Tonnen landwirtschaftlicher Produkte ist ihm ebenso


wenig gedient, wie dem Freiländer mit dem Arbeitsprodukt. Beim Tausch aber


der 364,56 Tonnen gegen industrielle Erzeugnisse, verliert – er infolge der


beschriebenen Verschiebung im Tauschverhältnis wieder 10% so daß die Rente


jetzt 364,56 – 10% = 328,10 beträgt. In Prozent ausgedrückt beträgt der


Gesamtverlust 121/2%. Je kleiner die Rente im Verhältnis zu den Lohnausgaben


ist, um so fühlbarer wird die Lohnsteigerung für den Rentner sein. Da es aber


wieder nicht angeht, daß dem Grundherrn aus der Anstellung von Arbeitern ein


Verlust erwachsen soll, daß also der handspar wirtschaftende Grundherr mehr


Rente aus dem Boden schlägt, als der landspar wirtschaftende Grundherr, so 


findet eine rückwärtige Bewegung von der Landspar- zur Handspar-Kultur statt.


Es werden Arbeiter frei, die auf den Lohn drücken und ihn unter sein normales


Niveau (d. i. der um 10% gehobene Arbeitsertrag des Freiländers 1 und 2) her-


absetzen. Dann wächst die Auswanderung, bis daß das Gleichgewicht der Löhne


hier und des Arbeitsertrages dort wieder hergestellt ist.


Nun haben wir noch die Teilung des Produkts in Lohn und Rente für den Fall


zu berechnen, daß die verbesserte Technik der Sparhand-Kultur zugute kommt,


der Sparland-Kultur jedoch nicht.


Das Arbeitsprodukt der 12 Genossen A. steigt von 480 auf 600 Tonnen, das


der 60 Genossen B. bleibt auf 900 stehen. Auf den einzelnen Mann berechnet,


entfallen auf die Genossen A. jetzt 50 Tonnen und auf die Genossen B. immer


noch 15 Tonnen. Der Unterschied steigt von 25 auf 35 Tonnen.


Nach unserer Anweisung S. 19 berechnet, beträgt nun die Rente 525 statt 375


und der Lohn 6,25 statt 8,75.


35 mal 12 = 420 : 48 = 8,75 mal 60 = 525 Tonnen, das ist die Rente.


15 – 8,75 = 6,25, das ist der Lohn.


12 mal 6,25 = 75 Lohnausgaben


525 Rente


600 Produkt


Wir erkennen aus diesen Beispielen, daß der Einfluß verbesserter Technik sich


sehr ungleich bei der Verteilung der Bodenprodukte fühlbar macht, daß es sehr


darauf ankommt, wem die neue Technik in erster Linie dient, ob dem Freiland 1


und 2 oder dem Freiland 3, oder gar der Sparhand-Kultur.


Wir erkennen aber auch, daß die Arbeiter in früherer Zeit nicht immer fehl-


gingen, als sie in Verfolgung ihrer Interessen 


die Zerstörung der Maschinen forderten. Es kann ja vorkommen, wie das in dem
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zuletzt berechneten Falle geschieht, daß die Rente bei einer verbesserten


Technik nicht nur das Mehr an Produkten für sich beansprucht, sondern noch


darüber hinaus den Lohn herabsetzt. So stieg, in dem zuletzt angenommenen


Fall das Produkt der Sparhandkultur von 480 auf 600 Tonnen = 25% die Rente


aber stieg von 375 auf 525 Tonnen = 40%. Und trotz des vermehrten


Arbeitsprodukts (50 statt 40) ging der Lohn herunter von 8,75 auf 6,25 Tonnen.


9. Einfluß wissenschaftlicher Entdeckungen 


auf Rente und Lohn.


Mehr noch als den Maschinen ist es wissenschaftlichen Entdeckungen zu 


verdanken, daß die deutschen Äcker in den letzten Jahrzehnten ihren Ertrag 


verdreifacht haben. Ich erwähne hier nur kurz die Entdeckung der Dungkraft 


der Kalisalze und der Thomasschlacke, die Stickstoff sammelnden Pflanzen, die


künstliche Herstellung von Stickstoffdünger (Kalkstickstoff), die Bekämpfung der


Pflanzen- und Tierseuchen usw.


Diese Entdeckungen haben jedoch nicht gleichmäßig den Boden befruchtet.


Weitaus den größten Vorteil aus diesen Entdeckungen haben die bisher als voll-


kommen unfruchtbar gehenden Heide-, Moor- und Sandböden gezogen Hier


kann man nicht mehr von einer Verdreifachung des Ertrages reden, sondern von


einer Schöpfung neuen Bodens, da der Sand und die Heide ja bis dahin über-


haupt nicht bebaut werden konnten. Ein kleiner Teil dieser Ödländereien wurde


als Schiffelland bearbeitet und gab dann alle 15 Jahre eine dürftige Ernte dem,


der diese gewaltige Arbeit besorgte. Jetzt geben diese Ländereien regelmäßig


alle Jahre reiche Ernten. Die an sich, von Natur aus fruchtbaren Äcker können


selbstverständlich ihre sowieso schon reichen Erträge nicht noch einmal verdrei-


fachen. Sie liefern selbst die zur ewigen Verjüngung nötigen Düngestoffe, wenn,


wie das die Regel ist, Ackerbau und Viehzucht Hand in Hand gehen. Darum


spielen hier die künstlichen Düngestoffe eine bedeutend geringere Rolle als auf


den von Natur aus unfruchtbaren Heiden. Noch weniger Einfluß haben die künst-


lichen Düngestoffe auf die Erträge des Freilands 1 und 2. Diese jungfräulichen


Äcker brauchen in der Regel überhaupt noch keine Düngung, und dann sind die


künstlichen Düngstoffe nur mit hohen Frachtkosten dorthin zu schaffen.


So wirken also die wissenschaftlichen Entdeckungen, je nach dem Boden, auf


dem sie Anwendung finden, verschieden auf Lohn und Rente, und es ist darum


genau wie bei den Maschinen, unmöglich, generell von ihnen zu sagen, daß sie


den Lohn oder die Rente heben oder senken. Um im Einzelfall klar 
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zu sehen, gehört eine umfassende, mit Vor- und Umsicht geführte Untersuchung


aller Faktoren, die hier eingreifen. Hat man sie alle in die Rechnung eingestellt,


so kann man nach unserer Anweisung S. 19 verfahren. Hat man nichts verges-


sen, alles richtig eingeschätzt, so kommt man zu sicheren Ergebnissen. Darum


können wir auch hier darauf verzichten, die Sache, ähnlich wie im vorigen


Kapitel, durch Rechenexempel zu erklären.


10. Gesetzliche Eingriffe in Lohn und Rente.


Der Einfluß der Gesetzgebung auf die Verteilung des Arbeitsprodukts unter die


Rentner und Arbeiter ist ein mannigfacher und weitreichender. Oft hört man


sogar sagen, daß die Politik, der Hauptsache nach, in nichts anderem besteht,


als in Angriffen auf Lohn und Rente und in ihren Abwehrmaßregeln. In der Regel


geht man hier gefühlsmäßig vor. Man durchschaut die Zusammenhänge nicht


völlig, oder wenn man sie durchschaut, so gebietet die Klugheit, sie nicht aufzu-


decken. Um den wissenschaftlichen Nachweis, daß die Mittel, die man mit Eifer


und Leidenschaft verteidigt, auch das gesteckte Ziel treffen werden, müht man


sich nicht viel ab. Politik und Wissenschaft passen nicht zu einander, oft besteht


das Ziel der Politik gerade darin, den Durchbruch einer wissenschaftlichen


Erkenntnis zu verhindern, oder wenigstens zu verzögern. Was hat man nicht


alles von den Zöllen behauptet? Sie schützen und fördern die Landwirtschaft,


sagen die, die den unmittelbaren Vorteil in die Tasche stecken; Brotwucher und


Raub nennen sie die, die den Zoll an der Größe der Brote wahrnehmen. Den Zoll


bezahlen die Ausländer, sagen die einen, und ihnen antworten die anderen, es


wäre nicht wahr, der Zoll würde auf die Konsumenten abgewälzt. So streitet man


über einen rein menschlichen Vorgang, der sich vor unseren Augen abspielt seit


fünfzig Jahren und noch sind sie alle so klug wie zuvor. Es wird sich darum wohl


lohnen, den Einfluß des Gesetzes auf die Verteilung der Produkte rechnungsmä-


ßig darzulegen.


Wenn ein Kaufmann eine Ladung Tabak bestellt und weiß, daß er an der


Grenze 100 Mark Zoll für den Ballen zu zahlen haben wird, so wird jedermann


zugeben, daß der Kaufmann überzeugt sein muß, den Zoll mit Zins und Profit


belastet, auf den Preis des Tabaks schlagen zu können. Der Zoll ist für den


Kaufmann ein integrierender Bestandteil der Waren; die Zollrechnungen bucht


der Kaufmann bei der Inventur genau wie die Kisten, Säcke und Ballen als


Aktiva.


100 Tonnen Java-Tabak 200.000 M.


Fracht und Zoll   50.000 „


250.000 M.


10% erwarteter Gewinn   25.000 M.


Kapital 275.000 M.
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So macht’s der Kaufmann mit den Zöllen. Warum könnte es nun unser


Grundbesitzer nicht auch mit dem Gelde so machen, das der Staat von ihm als


Grundsteuer erhebt? Das wird ja auch vielfach behauptet. Grundbesitzer selbst


sind es, die sagen, sie würden jede Steuer einfach mit Zins und Profit belastet


auf die Pächter und Mieter abwälzen, und daß letzten Endes die Grundsteuer im


kargen Lohn des Arbeiters seine letzte Ruhestatt findet. Wenn das aber der Fall


ist, so folgern diese Grundbesitzer, so ist es doch viel besser, die Grundsteuer in


eine Kopfsteuer, in eine Lohnsteuer oder Einkommensteuer zu verwandeln. Die


Arbeiter sparen dann wenigstens den Profit und Zins, den der Grundherr auf die


Steuern schlägt!


Um nun diesen Fall näher untersuchen zu können, ist es unerläßlich, eine


Frage zu beantworten, die Ernst-Frankfurth in seiner lichtvollen kleinen Schrift


„Das arbeitslose Einkommen“ [Physiokratischer Verlag – Berlin-Lichterfelde.] stellt: Was


geschieht mit dem Ertrag der Grundsteuer? Es kann doch für das weitere


Geschick der Grundsteuer nicht einerlei sein, ob der Staat die Steuereingänge


dazu verwendet, um dem Grundherrn neue Straßen durch seine Ländereien zu


bauen, um das Schulgeld für die Kinder seiner Pächter zu ermäßigen, oder etwa


um Importprämien für ausländisches Getreide zu bezahlen. Ehe wir das nicht


wissen, können wir auch die Frage nicht beantworten, wer die Grundsteuer 


letzten Endes bezahlt. So sagt Ernst-Frankfurth.


Es gibt Grundbesitzer, die nicht warten, daß der Staat sie besteuert, um ihnen


mit dem Geld eine Straße zu bauen, die für die Bewirtschaftung ihrer Ländereien


nötig geworden ist. Sie bauen sie selber. Die Kosten bilden eine Kapitalanlage,


wie das Ausroden, die Entwässerung usw. Der Grundbesitzer erwartet von der


Straße Vorteile, die den Zins des dazu aufzuwendenden Geldes aufwiegen.


Wenn trotzdem in der Regel der Staat die Straßen baut und die Grundherren


dafür besteuert, so liegt das einfach daran, daß zum Bau von Straßen, die der


Regel nach das Gebiet mehrerer Grundbesitzer mit entgegengesetzten


Interessen durchschneiden müssen, Enteignungsrechte nötig sind, die nur dem


Staate zustehen. Aber auch, wenn der Staat die Straße baut, ist die hierfür 


erhobene Grundsteuer eine Kapitalanlage, deren Zins der Grundherr restlos 


wieder einzuholen hofft. Und diesen Charakter tragen die Steuern fast allgemein.


Wenn der Staat eine Grundsteuer erhebt, um die Grenze gegen den Einfall der


Wilden zu schützen, so spart der Grundherr den Betrag dieser Steuer an der


Feuer- und Kosaken-Versicherung.


Wenn also der Staat die Erträge der Grundsteuer im Interesse der


Grundherren verwendet, so sind diese Steuern einfach als Kapitalanlagen zu


betrachten. Sie bedeuten die Entlohnung des Staates für Dienste, die er 


geleistet. Der Grundherr kann 
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diese Steuern dort buchen, wo er den Lohn seiner Arbeiter bucht. Verpachtet er


den Boden, so schlägt er die Steuer auf den Pachtzins, restlos, wenn der Staat


billig und gut arbeitet, mit Profit, wenn der Staat bei seiner Arbeit den Witz eines


tüchtigen Bauunternehmers entwickelt.


Wie verhalten sich aber die Dinge, wenn der Staat den Grundherrn besteuert,


um mit dem Ertrag den Pächter oder die Arbeiter etwa vom Schulgeld zu befrei-


en? Kann der Grundherr dann auch noch die Grundsteuer als produktive


Auslagen betrachten? Nehmen wir an, es wäre nicht so, der Grundherr könne


weder dem Pächter den Pachtzins um den Betrag des von diesem gesparten


Schulgeldes erhöhen, noch könne er den Lohn der Arbeiter herabsetzen. Pächter


und Lohnarbeiter hätten also einen um den Betrag des beseitigten Schulgeldes


erhöhten Arbeitsertrag. Warum soll aber der Grundherr den Arbeitsertrag der


Pächter und Arbeiter erhöhen? Weil er selbst besteuert wird? Das ist aber kein


Grund, da der Arbeitsertrag des Pächters und Lohnarbeiters ja vom Arbeitsertrag


auf Freiland 1, 2 und 3 bestimmt wird. Käme die Verwendung der


Grundsteuererträgnisse auch den Freiländern 3 zustatten, etwa ebenfalls in Form


einer Schulgeldermäßigung, dann allerdings, wäre das Gleichgewicht zwischen


dem Arbeitsertrage des Lohnarbeiters und Pächters und dem der Freiländer


ungestört und dem Grundherrn wäre es unmöglich, die Grundsteuer auf Pacht


und Lohn abzuwälzen. Im anderen Falle aber sagt er dem Pächter: zu den son-


stigen Vorteilen, den mein Acker dir bietet, kommt auch die freie Schule für deine


Kinder. Fetter Lehmboden, gesundes Klima, freie Schulen, schöne Aussicht auf


den See, die Nähe des Marktes – summa summarum – du hast mir 100 M.


Pacht für den Hektar zu zahlen. Und dem Lohnarbeiter sagt der Grundherr: du


kannst ja wegziehen, wenn du mit dem Lohnabzug nicht einverstanden bist.


Rechne nach, ob du mit dem Lohn, den ich dir zahle, bei der freien Schule für


deine Kinder und den sonstigen sozialen Einrichtungen, dich nicht ebenso gut


stehst, wie, wenn du Freiland 1, 2 und 3 bebaust. Rechne nach, ehe du weg-


ziehst!


Man sieht, daß die Grundsteuer restlos abgewälzt wird, sobald ihr Ertrag nicht


auch dem Freiländer, namentlich dem Freiländer 3 zugute kommt. Wird der


Ertrag der Grundsteuer dagegen in irgend einer Form der Sparland-Kultur zuge-


führt, so überträgt sich die Erhöhung des Arbeitsertrages der Freiländer 3 auf


den Lohn der in der Sparhandkultur beschäftigten Arbeiter und die Grundsteuer


ist in diesem Falle nicht nur nicht abwälzbar, sondern sie belastet sogar die
Grundrente zweifach, einmal, um den vollen Betrag der Steuer, das andere Mal
in Gestalt der erhöhten Forderungen der Arbeiter.


Diese interessante Erscheinung wollen wir auch rechnungsmäßig zu schildern


suchen: Grundrentner A. hat von seiner Rente 
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von 525 Tonnen die Hälfte an Steuern zu entrichten. Der Ertrag der


Grundsteuern wird den Freiländern 3, also der Sparland-Kultur, in irgend einer


Form zugeführt. Das Produkt der Freiländer 3 steigt von 900 Tonnen auf etwa


1200 Tonnen.


Wir wenden hier unsere Lohn- und Rentenberechnungsformel an und erhalten


folgende Rechnung:


Bisher:


Sparhand-Kultur A. 100 ha, 12 Arbeiter 480 t, pro Mann 40 t,


Sparland-Kultur B. 100 ha, 60 Arbeiter 900 t, pro Mann 15 t,


laut Rechnung S. 19 ist die Rente 375 Tonnen, der Lohn 8,75


Jetzt:


Sparhand-Kultur A. 100 ha, 12 Arb., Produkt 480 t, pro Mann 40 t,


Sparland-Kultur B. 100 ha, 60 Arb., Produkt 1200 t, pro Mann 20 t.


Unterschied 20 t.


Ausrechnung:


20 mal 12 = 240 : 48 = 5 mal 60 = 300 Tonnen Rente (bisher 375), 20 – 5 = 15


Tonnen Lohn (bisher 8,75).


A. 12 mal 15 t Lohn = 180


   Rente   300


Produkt   480


Durch die Art der Steuerverwendung geht also die Rente von 375 auf 300


zurück, wovon dann der Betrag der Steuer 50% von 375 = 187,50 abzuziehen


wäre, so daß von der ursprünglichen Rente von 375 nur mehr 112,50 Tonnen


übrigbleiben. Der Steuersatz von 50% verwandelt sich also durch die lohn-
treibende Verwendung des Steuerertrages in einen Rentenrückgang von 70%.


375 – 112,50 = 262,50 : 375 = 70%.


Man sieht also, wie sehr recht Frankfurth hatte, als er frug, was mit dem Ertrag


der Grundsteuer gemacht wird und wie unvernünftig es ist, an die Beantwortung


der Frage, ob die Grundsteuer abwälzbar sei oder nicht, heranzutreten, ohne die


dazu nötigen Vorarbeiten vollendet zu haben. Auch mag man jetzt schon ahnen,


wie oft die von den Sozialpolitikern empfohlenen Mittel ihr Ziel verfehlen, wie oft


sie auch das Gegenteil von dem Erstrebten bewirken mögen. Man sieht aber


auch, welche Macht der Staat bei der Verteilung der Arbeitsprodukte ausüben


kann.


Nur um uns etwas Übung in der Beurteilung sozialpolitischer Vorschläge zu


verschaffen, wollen wir auch noch den Fall untersuchen, daß der Staat zur


Abwechslung statt der Kornzölle eine Korneinfuhrprämie einführt und daß er sich


die dazu nötigen Mittel durch eine Grundrentensteuer verschafft. Der Staat nimmt 
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also den Grundbesitzern einen Teil ihres Getreides und gibt es denen, die


Getreide einführen, mittelbar oder unmittelbar, also den Freiländern 1 und 2, aber


nicht den Freiländern 3.


Wir gehen von den Verhältnissen aus, die wir S. 19 zur Grundlage unserer


Rechnungen nahmen. Dem in Deutschland geltenden Lohnsatz von 8,75 Tonnen


entspricht der Ertrag der Arbeit auf Freiland 1 und 2. Das heißt, das


Arbeitsprodukt des Freiländers, das 30 Tonnen betragen mag, schrumpft durch


Transportkosten und Zölle auf 15 Tonnen zusammen und erfährt bei der


Umwandlung des Erlöses dieser 15 Tonnen in die Gegenstände des


Arbeitsertrages (Gebrauchsgüter des Freiländers) durch die Transportkosten, 


die diese Rückfracht belasten, einen neuen Rückgang, so daß zuletzt bei der


Ankunft im Hause des Freiländers auch nur 8,75 Tonnen als Arbeitsertrag 


übrigbleiben.


Nun sollen in Deutschland die Kornzölle in Korneinfuhrprämien umgewandelt


werden, nach dem Grundsatz, waren die Kornzölle den Rentnern recht, so sind


jetzt den Arbeitern die Einfuhrprämien billig. Infolgedessen braucht der Freiländer


nicht nur keinen Zoll mehr zu bezahlen, sondern erhält noch aus den Renten der


deutschen Grundbesitzer für je 10 Tonnen, die er ins Reich einführt, noch etwa 3


Tonnen als Prämie ausgeliefert. So daß er jetzt 18 statt 15 Tonnen zum Verkauf


bringt, und sein Arbeitsertrag mag jetzt betragen 8,75 mal 18 : 15 = 10,50.


Geht der Arbeitsertrag der Freiländer aufwärts, so steigt auch der Lohn der


deutschen Arbeiter. Das Resultat ist dasselbe wie im vorangehenden Fall; der


Grundherr muß Steuern zahlen, deren Ertrag dem Lohn zukommt, so daß die


Steuer nicht nur nicht abwälzbar ist, sondern über die eigene Größe hinaus auf


die Grundrente drückt. Doch das gestörte Gleichgewicht ist mit diesem


Rentenrückgang noch nicht wieder hergestellt. Die Erhöhung der Löhne im


Landbau auf Freiland 1, 2 und 3 führt dahin, daß Industriearbeiter zur


Landwirtschaft zurückkehren, daß mehr landwirtschaftliche, weniger industrielle


Produkte auf den Markt geworfen werden, daß das Tauschverhältnis sich zu


Gunsten der Industrieprodukte und sonstigen Leistungen verschiebt, und daß der


Rentner nun noch für sein schon stark geschwächtes Rentenprodukt (Weizen)


noch außerdem einen geringeren Rentenertrag (alles, was der Rentner zum


Leben braucht) eintauscht.


Selbstverständlich wirkt diese Verschiebung im Tauschverhältnis der landwirt-


schaftlichen und industriellen Produkte auch zurück auf den erhöhten


Arbeitsertrag der Freiländer 1, 2 und 3, sowie auf den Lohn der Landarbeiter, bis


daß auch dort das Gleichgewicht im Arbeitsertrag aller gefunden ist.
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11. Zölle, Lohn und Rente.


Mancher wird nun geneigt sein, ohne weiteres anzunehmen, daß, da der


Einfuhrzoll das Gegenteil der Einfuhrprämie ist, mit den Zöllen die Dinge einfach


umgekehrt verlaufen müssen. Der Zoll müsse also die Grundrenten in doppelter


Weise heben, einmal unmittelbar durch die dem Zoll entsprechende spezifische


Preiserhöhung der Landprodukte, das andere Mal durch den Druck auf den


Lohn, der von dem um die Zollasten verminderten Arbeitsertrag der Freiländer 


1 und 2 ausgeht.


Untersuchen wir, ob das stimmt.


Zunächst sei hier bemerkt, daß der Schutzzoll sich grundsätzlich von anderen


Zöllen und Steuern dadurch unterscheidet, daß das Interesse der Grundbesitzer


am Zoll viel größer ist, als das des Staates, der den Zoll einkassiert.


Auf 100 Millionen, die der Staat von der Getreideeinfuhr erheben mag, kommen


1000 Millionen, die die Grundbesitzer durch erhöhte Brotpreise von den


Brotverbrauchern erheben. Darum nennt man das Ding auch Schutzzoll, denn es


soll die Renten der Grundbesitzer schützen und mehren, den Pfandbriefen und


Hypotheken neue Sicherheiten gewähren. Wenn es sich rein um fiskalische Zölle


handelt, so wird, wie es z. B. beim Tabak der Fall ist, nicht nur die eingeführte


Ware, sondern auch die im eigenen Lande gewachsene Ware versteuert. Wer 


z. B. in Deutschland mehr als eine Tabakpflanze im Garten hat, muß dies der


Steuerbehörde melden, und in Spanien ist oder war aus fiskalischen Gründen


der Tabakbau direkt verboten. Spielt aber der Zoll beim Getreide fiskalisch eine


solche Nebenrolle, so ist für das, was wir zeigen wollen, auch die Frankfurthsche


Frage nach der Verwendung der Zollerträge in diesem Falle auch nur von unter-


geordneter Bedeutung. Die gezahlten Kornzölle wollen wir ganz außer Betracht


lassen und unsere Aufmerksamkeit den in den Schutz der Zölle gestellten


Grundrenten zuwenden.


Bei der Teilung der Produkte zwischen Grundrentnern und Arbeitern geht es


nicht willkürlich zu, sondern nach den in den Dingen liegenden Gesetzen.


Künstliche Eingriffe in diese Verteilung müssen unter Benutzung dieser Gesetze,


nicht aber gegen sie erfolgen, da sie sonst scheitern müssen. Jedoch, wenn


auch der Versuch scheitert, so dauert es doch gewöhnlich eine geraume Zeit, bis


daß das gestörte Gleichgewicht der Kräfte wieder hergestellt ist und in der


Zwischenzeit mag es oft zugehen, wie bei einem Pendel, der durch einen Stoß


aus der Ruhelage gebracht wird. Der Teilungspunkt im Arbeitsprodukt pendelt


dann zwischen Rente und Lohn, bis er seine alte Stellung wieder einnimmt.


Wenn nun der Gedanke des Schutzzolles den wirtschaftlichen Gesetzen, die


die Verteilung des Produktes zwischen Lohn und Rente beherrschen, widerspre-


chen sollte, so müßte der Zoll auch an seinem Ziel vorbei schießen und das, was


man mit ihm 
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beabsichtigt, die Hebung der Rente auf Kosten der Löhne dürfte allenfalls nur


vorübergehend eintreten, nämlich bis zur automatischen Wiederherstellung des


durch gesetzlichen Eingriff gestörten Gleichgewichts der Kräfte.


Wir wollen diesen Dingen nur so weit nachspüren, wie nötig, um ein ganz all-


gemeines Bild von den wirtschaftlichen Vorgängen zu gewinnen, die durch den


Zoll ausgelöst werden. Wenn wir uns ein für die Praxis der Privatwirtschaft und


für alle möglichen Einzelfälle nutzbares Urteil bilden wollten, z. B. über die Frage,


um wie viel ein Zollsatz von 20 Mark den Verkaufspreis eines bestimmten


Rittergutes hinauftreiben würde, so müßten wir diese Untersuchung weit über


den Rahmen dieser Schrift treiben.


Was uns am Zoll zunächst interessiert, ist sein Einfluß auf den Arbeitsertrag


der Freiländer, und zwar der Freiländer 1 und 2, von dem der Lohn auf den zoll-


geschützten Böden abhängig ist. Vom Arbeitsertrag der Freiländer 3, deren


Arbeitsprodukt durch den Zoll ebenfalls „geschützt“ wird, reden wir nachher.


Der Freiländer 1 und 2 betrachtet mit Recht den Zoll als eine Last, wie jede


andere Last, die den Austausch seines Arbeitsproduktes gegen die Gegenstände


seines Arbeitsertrages verteuert. Ob diese Verteuerung von erhöhten


Frachtsätzen, von erhöhten Sackpreisen, von der Piraterie oder Baratterie, oder


von Zöllen herrührt, ist für ihn soweit ganz einerlei. Das, was der Konsument für


sein Arbeitsprodukt (Weizen) bezahlt, das betrachtet der Freiländer als seinen


Arbeitserlös, und diesen Erlös schmälern Zoll und Fracht. Sein Arbeitsertrag ist


um so kleiner. Büßte er bisher von seinem Arbeitserlös etwa 30% an


Frachtausgaben ein, so mag dieser Satz durch den Zoll aufsteigen.


Die Fracht von den argentinischen Seehäfen nach Hamburg dreht sich


gewöhnlich um 15 Mark für die Tonne von 1000 Kilo. Hierzu kommen


Eisenbahnkosten von der Produktionsstätte bis zum Hafen, die das Mehrfache


betragen, im ganzen also etwa 50 Mark. Der Zoll in Deutschland beträgt 55 Mark


für 1000 Kilo. Zusammen also 105 Mark bei einem Preise von etwa 240 Mark.


Als unmittelbare Wirkung der Zölle geht also der Arbeitsertrag der Freiländer 


1 und 2 herab, und da von diesem Arbeitsertrag der Lohn der Arbeiter auf dem


zollgeschützten Boden abhängig ist, so geht auch hier der Lohn zurück, wenn


auch zunächst vielleicht nur in der Realform (also in Form höherer


Lebensmittelpreise bei gleichen Geldlöhnen). Der Zoll gestattet also dem


Grundbesitzer, höhere Preise für die Produkte zu fordern, ohne daß er das Mehr


seiner Einnahmen in höheren Löhnen auszugeben braucht, und ohne auch


höhere Preise für die von ihm persönlich benötigten Industrieprodukte zahlen zu


müssen – da ja infolge des Rückganges des Arbeitsertrages der Freiländer 1 


und 2 eine Lohnerhöhung oder Abwälzung 
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der Zollasten auch von den Industriearbeitern nicht durchzusetzen ist, deren


Lohnkämpfe ja ebenfalls auf dem Boden des Arbeitsertrages der Freiländer aus-


gefochten werden. Für die Industriearbeiter ist somit die Zollast ebenso unab-


wälzbar, wie für die Landarbeiter und die Freiländer 1 und 2. Der Zoll ist, so


lange sich die noch zu besprechenden, langsam einsetzenden Rückwirkungen


nicht fühlbar machen, in seiner vollen Höhe ein glattes Geschenk an die


Grundrentner – wobei hier unter Zoll nicht das gemeint ist, was an der Grenze in


die Reichskasse fließt, sondern das, was auf allen Märkten des Landes für die


heimischen Produkte wegen der Zollsperre in erhöhten Preisen von jedem Brot,


jedem Ei, jedem Schinken, jeder Kartoffel von dem Konsumenten erhoben wird


und in die Tasche der Grundrentner fließt. (Soll der Boden verpachtet werden, so


geht der Zoll direkt in das Pachtgeld über; wird der Boden verkauft, so wird der


Zoll kapitalisiert, also mit 20 oder 25 multipliziert und dem gewöhnlichen


Bodenpreis zugeschlagen.)


Der Zoll, sagen die Politiker, wird vom Ausland bezahlt. Und es stimmt, es


stimmt vollkommen. Das, was an der Grenze in die Kasse des Reiches an


Zollabgaben fließt, das Häufchen Geld wird allerdings von dem im Auslande


angesiedelten Freiländer (vielfach deutsche Auswanderer) bezahlt. Das geht von


seinem Arbeitsertrag ab. Aber kann man denn im Ernste dem deutschen Arbeiter


die Zölle schmackhafter machen, daß man sagt: der Freiländer zahlt das, was an


Zöllen an der Grenze eingeht. Ein netter Trost, wenn der Arbeitsertrag des


Freiländers maßgebend ist für den Lohn des deutschen Arbeiters!


Ein netter Trost für den Arbeiter, der die von den deutschen Grundbesitzern um


die volle Höhe der Zollsätze erhöhten Preise der Lebensmittel aus seiner Tasche


zahlen muß!


Der Glaube, die Hoffnung und die frische Behauptung, daß der Kapitalzins


einen Teil der Zollasten tragen wird, ist, wie wir das noch zeigen werden, irrig.


Den Zins kann man nicht besteuern, namentlich das neue, anlagesuchende


Kapital nicht. Es ist frei und unabhängig von jeder Zollpolitik.


Jedoch der Zoll bleibt nicht ohne Rückwirkungen. Langsam aber ebenso sicher


machen sie sich fühlbar. Es geht folgendermaßen zu: Der Freiländer in Manitoba,


in der Mandschurei, in Argentinien schreibt seinem Freunde in Berlin: von dem,


was du in Berlin für mein Getreide bezahlst, geht mehr als die Hälfte für Fracht


und Zoll für mich verloren und von dem, was ich für deine Produkte (Werkzeuge,


Bücher, Medikamente usw.) hier zahlen muß, büßest du ebenfalls die Hälfte und


mehr an Fracht und Zoll ein. Wären wir Nachbarn, so würden wir diese Unkosten


sparen und du und ich sähen unseren Arbeitsertrag verdoppelt. Ich kann meine


Äcker nicht zu dir bringen, aber du kannst deine Werkstätte, deine Fabrik hierher


verlegen. Komm her und ich liefere dir an Lebensmitteln das, was du 
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brauchst, um die Hälfte des Preises, den du jetzt zahlst, und du lieferst mir deine


Produkte um die Hälfte des Preises, den ich zahlen muß.


Diese Rechnung stimmt, wenn auch der Ausführung des Vorschlages man-


cherlei Hemmungen entgegenstehen. Die Industrie kann in der Regel nur dort


gut bestehen, wo möglichst alle Industrien vertreten sind, weil fast alle


Industriezweige mehr oder weniger in gegenseitiger Abhängigkeit stehen. Die


Auswanderung der Industrie kann darum nur ganz allmählich vor sich gehen und


beginnt mit den ihrer Natur noch selbständigsten Betrieben: Ziegeleien,


Holzschneidereien, Müllereien, Druckereien, Möbel- und Glasfabriken usw.,


namentlich auch mit solchen Waren, die besonders viel Fracht- und Zollasten


verursachen. Doch ist die Übersiedlung der einzelnen Industriezweige immer nur


von einer Rechnung abhängig und da ist [es] der Zoll, der neben den


Frachtsätzen sehr oft den Ausschlag zugunsten der Industrieauswanderung gibt.


Je höher der Getreidezoll, um so öfter wird es sich lohnen, die Geräte einzu-


packen, um die Werkstatt in der Nähe des Freiländers aufzuschlagen. Und mit


jeder neuen Industrie, die sich in der Nähe des Freiländers ansiedelt, steigt sein
Arbeitsertrag und sein steigender Arbeitsertrag wirkt zurück auf den Lohn im 
zollgeschützten Lande!


Die Vorteile des Zolles lösen sich also für den Grundbesitzer früh oder spät


wieder in Lohnerhöhungen auf. Die, die das wissen, treffen denn auch rechtzeitig


ihre Vorkehrungen; sie verkaufen den Acker, ehe die Rückwirkungen sich fühlbar


machen und überlassen es ihrem Nachfolger, bei der unfehlbar [Der Rückgang der


Grundrente infolge Steigerung der Löhne tritt unfehlbar ein, obschon dies zahlenmäßig nicht immer in


Erscheinung tritt. Denn es ist möglich, daß parallel mit der gekennzeichneten Entwicklung eine der


häufigen durch Goldfunde oder Papiergeld verursachte Währungsverwässerungen stattfindet, die, wie


z. B. in der Zeit von 1890–1916, dem Grundbesitzer das wiedererstattet, was er an Renten einbüßt.


Das gilt allerdings nur für den verschuldeten Grundbesitzer. Dieser muß freilich auch mit der umge-


kehrten Möglichkeit rechnen, (mit dem Niedergang der Preise, wie in den Jahren 1873–1890).] wie-


derkehrenden neuen „Not der Landwirtschaft“ sich um Hilfe an den Reichstag zu


wenden.


Die Rückwirkungen des Zollschutzes beschränken sich jedoch nicht auf das


Benehmen der Freiländer 1 und 2. Wir müssen auch beachten, wie es unserem


Freiländer 3 mit dem Zoll ergeht. Hier verhält es sich gerade umgekehrt wie bei


den Freiländern 1 und 2. Zahlen diese den Zoll aus ihrer Tasche, so beteiligt sich


der Freiländer 3 unter dem Schutze des Zolles und nach Maßgabe dessen, was


er an Produkten über seinen persönlichen Bedarf hinaus auf den Markt bringen


kann, an dem Segen des Schutzzolles, an der „Plünderung“ der Konsumenten.


Statt 6 Mark bekommt er der Zölle wegen jetzt 8 Mark für das Kaninchen, den


Honig verkauft er für 1,35 Mark statt für 1,10 Mark, kurz, für alles bekommt er 


33







höhere Preise, ohne daß er selbst höhere Preise zu zahlen braucht für alles, was


er kauft. – Der Arbeitsertrag des Freiländers 3 steigt also, während sich gleich-


zeitig die Lohnarbeiter über den Rückgang ihres Arbeitsertrages zu beklagen


haben. Der Arbeitsertrag des Freiländers 3 steigt somit in doppeltem Sinne – ein-


mal absolut wegen der höheren Preise, ein andermal relativ zu den weichenden


Löhnen. Dabei ist aber wieder der Arbeitsertrag der Freiländer 3 auch maß-
gebend für die Höhe des allgemeinen Arbeitslohnes! Das Mißverhältnis kann


dann auch nicht lange bestehen bleiben. Sobald es sich herumgesprochen hat,


daß das Kaninchen für 8 Mark und der Honig für 1,35 Mark, die Kartoffeln für 


5 Mark und die Ziegenmilch für 20 Pf. verkauft werden, bekommen die


Lohnarbeiter auch schon den Mut zu neuen Lohnforderungen. Unter Berufung


auf den erhöhten Arbeitsertrag des Freiländers 3 fordern sie auch höheren Lohn


und drohen damit, in die Heide, in das Moor, aufs Ödland zu ziehen, wenn ihren


Forderungen nicht entsprochen wird.


Die Lohnerhöhung geht also nicht nur vom Freiland 1 und 2 aus, sondern auch


vom Freiland 3 und kommt zum Stillstand erst beim völligen Ausgleich der Zölle.


Weiter ist auch noch zu beachten, daß die durch die Zölle herbeigeführte 


spezielle Erhöhung der Preise aller landwirtschaftlichen Produkte und die damit


gestiegenen Grundrenten zu neuen Anstrengungen auf dem Gebiete der


Landspar-Kultur ermuntern müssen und daß, wenn der Zoll den Arbeitsertrag 


der Landsparbauern erhöht, dies weiter auf die Löhne und dadurch auf die


Grundrenten zurückwirkt.


Um die ausgleichenden Rückwirkungen der Schutzzölle auch von dieser Seite


kennen zu lernen, wollen wir uns eines Rechenexempels bedienen.


Vor Einführung des Zolles sei der Pachtpreis von 100 Morgen Land 2000 Mark


gewesen, und der Preis der Bodenprodukte 50 Mark den Zentner. Das Produkt


der 100 Morgen betrüge bei Handspar-Kultur (die für die Pacht maßgebende


sogen. extensive Kultur) 300 Zentner, und bei Landspar-Kultur (intensive Kultur)


das doppelte – also 600 Zentner à 50 = 30.000 Mark.


Durch den Zoll ist der Preis des Produkts von 50 auf 70 gestiegen, für die 300


Zentner der Landspar-Kultur von 15.000 auf 21.000. Nehmen wir an, daß die


Differenz (6000) ganz auf die Rente übergeht (daß sich also noch keine aus-


gleichenden Kräfte bemerkbar gemacht haben) und daß somit für die 100 Mor-


gen statt 2000 jetzt 8000 an Rente gefordert werden. (2000 + 6000.)


Für die Landsparbauern ergibt sich dann folgendes: Sie ernten nach wie vor


600 Zentner und verkaufen diese infolge der Zölle zu 70 (statt 50), also für


42.000. Davon geht an Pacht statt 2000 jetzt 8000 ab. Somit bleiben 42.000


weniger 8000 = 34.000 statt 30.000.
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Als Wirkung des Zolles ist also der Arbeitserlös dieser Landsparbauern ge-


stiegen, und da vorerst die Zölle noch keine Wirkung auf die Industrieprodukte


ausüben konnten, so ist auch der Arbeitsertrag der Landsparbauern infolge der


Zölle gestiegen.


Steigt aber der Arbeitsertrag der Landsparbauern, so muß auch der Lohn stei-


gen – denn der Arbeitsertrag der Landsparbauern ist maßgebend für den Lohn.


Wir können also, soweit wir hier die Untersuchung getrieben haben, ganz 


allgemein folgern, daß der Grundrenten-Schutzzoll infolge seiner direkten


Einwirkung auf den Arbeitsertrag der Freiländer früher oder später sich selbst


wieder auflöst: daß es sich also immer nur um einen vorübergehenden Schutz


handelt.


Für die, die die Zollasten „vorübergehend“ zu zahlen haben, mag das ein Trost sein, wie auch die,


die die Vorteile der Zölle genießen, ihre Vergänglichkeit als Sorge empfinden mögen. Ganz schlimm


ist es aber, wenn die vorübergehende Rentensteigerung beim Kauf des Bodens oder bei der


Erbschaftsteilung dem dummen Bauern als dauernder Faktor der Kaufsummenberechnung erscheint.


Was weiß der Bauer von der Grundrenten- und Lohntheorie? Er läßt sich ganz von der Erfahrung 


leiten. Er sieht die Ernte, kennt die Preise der Produkte, weiß auch, wie viel man den Arbeitern an


Löhnen heute zahlt und schon ist seine Rechnung fertig. Der Kauf wird abgeschlossen. Man zahlt die


übliche Summe in bar und den Rest in Form einer Hypothek. Diese Hypothek ist aber keine 


„vorübergehende“ Erscheinung. sie überdauert ganz gewiß die Rückwirkungen der Zölle auf die


Löhne, sie wankt nicht, wenn die Arbeiter ohne Rücksicht auf die gleichbleibenden Verkaufspreise 


der Produkte mit neuen Lohnforderungen an den Bauer herantreten. Dann jammert der Bauer wieder


über die „Not der Landwirtschaft“.


12. Der Ausgangspunkt für die ganze Lohnskala bis herauf zu
den höchsten Gehältern ist der Arbeitsertrag der Freiländer.


Wenn der Grundrentner 1000 Mark an Pacht aus seinem Boden heraus-


schlagen kann, so wird er sich mit weniger sicher nicht begnügen wollen, falls er


den Boden mit Hilfe von Lohnarbeitern selbst bewirtschaften will. Wenn der


Acker nach Abzug der Lohnausgaben nicht mindestens 1000 Mark Ertrag 


lieferte, so würde der Grundbesitzer die Arbeiter entlassen, um den Boden für


1000 Mark zu verpachten.


Dem Lohnarbeiter wird also unter keinen Umständen die Arbeit einen höheren


Ertrag liefern, als dem Pächter oder dem Ansiedler auf herrenlosem Boden, auch


schon darum nicht, weil der Pächter (oder Ansiedler) sonst lieber als Tagelöhner


arbeiten würde.
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Andererseits aber wird der Lohnarbeiter nicht um geringeren Lohn oder Ertrag


arbeiten, als der ist, den er als Pächter oder Ansiedler verdienen könnte, denn


sonst würde er sich ein Stück Boden pachten oder auswandern. Zwar fehlt es


ihm wohl oft an eigenem Kapital zur Bewirtschaftung oder Auswanderung, aber


dieses Kapital, ob es sein eigenes oder geborgtes ist, muß er auf alle Fälle mit 4


oder 5% verzinsen und diesen Zins sorgfältig vom Ertrag seiner Arbeit abziehen.


Denn das, was dem Ansiedler nach Verzinsung seines Kapitals noch übrig bleibt,


das allein gehört ihm, als Arbeiter. Es ist durchaus nicht nötig, daß jeder Arbeiter


in der Lage sei, mit der Auswanderung in Freiland 1 und 2 oder mit der


Abwanderung auf Freiland 3 drohen zu können, um für sich den allgemeinen


Lohnsatz zu erobern. Es genügt, wenn der Überschuß auswandern kann, um alle


zurückbleibenden Arbeiter in den Genuß dieses Lohnsatzes zu bringen.


Ist der Bruttoertrag der Arbeit des Ansiedlers auf Freiland 1, 2 oder 3 = 1000


Mark, der Zins des Wirtschaftskapitals 200 Mark, so ist der Reinertrag 800 Mark,


und um diesen Punkt herum wird sich also der allgemeine Lohnsatz drehen.


Höher kann der Lohn des Tagelöhners nicht steigen, denn sonst verwandeln sich


die Ansiedler in Tagelöhner, niedriger kann er nicht sinken, sonst findet die um-


gekehrte Bewegung statt.


Und daß der Lohn der Industriearbeiter von diesem allgemeinen Lohnsatz
beherrscht wird, liegt auf der Hand. Denn wäre der Arbeitsertrag in der Industrie


größer, als der Ertrag der Arbeit auf herrenlosem Boden, so würden sich die


Landarbeiter der Industrie zuwenden, die Produkte der Landwirtschaft würden


mangeln und im Preise steigen, während die Produkte der Industrie, im Übermaß


angeboten, im Preise fallen würden. Die Preissteigerung dort und der Preisfall


hier würden zu Lohnverschiebungen führen, bis sich der Ausgleich gebildet hätte.


Und dieser Ausgleich müßte bei der großen Anzahl von Wanderarbeitern, denen


es gleich ist, ob sie Zuckerrüben bauen oder Kohlen schaufeln, sehr bald ein-


treten.


Es ist also unbestreitbar, daß, wenn der Arbeitsertrag des Arbeiters auf
Freiland den Arbeitsertrag des Landarbeiters bestimmt, auch der Arbeitslohn im
allgemeinen vom Arbeitsertrag auf Freiland bestimmt wird.


Darüber hinaus kann der Lohn nicht steigen, denn das Freiland ist ja die 


einzige Stütze, der letzte Rückhalt, die der Landarbeiter oder Pächter bei den


Lohn- und Pachtverhandlungen mit dem Grundherrn hat. Nimmt man ihm diese


Stütze (etwa durch die Aufhebung der Freizügigkeit), so verliert er den Boden


unter den Füßen und er muß sich auf Gnade und Ungnade ergeben. Weil aber


das Freiland die einzige Stütze ist, so können andere Umstände den Lohnsatz


auch nicht unter diesen Ertrag drücken.
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Der Ertrag der Arbeit auf Freiland ist darum gleichzeitig das Maximum und


Minimum des allgemeinen Arbeitslohnes.


Dabei widerspricht die bestehende starke Differenzierung in den Arbeits-


erträgen dieser allgemeinen Regel in keiner Weise. Ist einmal die Verteilung des


Arbeitsproduktes zwischen Grundrentnern und Arbeitern erledigt, so ist das, was


dem Arbeiter übrig bleibt auf vollkommen natürliche, der Willkür entrückte, feste


Grundlagen gestellt. Und so läßt dann auch die Differenzierung der Löhne 


keinerlei Willkür zu. Sie erfolgt restlos nach den Gesetzen des Wettbewerbes,


nach Angebot und Nachfrage. Je schwieriger oder unangenehmer eine Arbeit,


um so höher der Lohn. Wie kann man den Menschen veranlassen, die 


schwierigere oder unangenehmere von zwei Arbeiten zu wählen? Nur durch die


Aussicht auf einen höheren Arbeitsertrag (der aber durchaus nicht immer in


barem Gelde, sondern auch in anderen Vorteilen und Vorrechten bestehen


kann). Brauchen somit die Arbeiter einen Lehrer, einen Seelsorger, einen Förster,


und finden sie diesen nicht, so bleibt ihnen nichts anderes übrig, als in die


Tasche zu greifen und Löhne für diese Ämter zu bewilligen, die ihren eigenen


Arbeitsertrag oft weit überragen. Nur so können sie den einen oder den anderen


veranlassen, seine Söhne für solchen Beruf vorzubereiten und die Kosten zu


bezahlen. Genügt dann das Angebot von Lehrern usw. noch nicht, so erhöhen


sie nochmals den Lohn. Haben sie über das Ziel hinweggeschossen, übersteigt


das Angebot von Lehrkräften die Nachfrage, so setzen sie den Lohn wieder


herab. Und so geht es durchweg mit allen Berufen, die eine besondere


Ausbildung erfordern. Umgekehrt, wenn die Arbeiter einen Schäfer, eine


Gänsehirtin, einen Feldhüter brauchen. Würden sie diesen idyllischen Arbeiten


ihren eigenen, mit harter Arbeit erworbenen Arbeitsertrag bewilligen, so würden


sich alle Bürger, Lehrer, Pastöre, Bauern für diese Stelle melden. Für das


Gänsehüten wird also ein Minimum angesetzt und man erhöht dieses Minimum


so weit, bis sich jemand für diese Arbeit meldet. Die Arbeiter brauchen auch


einen Kaufmann, der ihre Produkte kauft und ihnen das verkauft, was sie selber


brauchen. Auch diesem Arbeiter (Kaufmann) müssen sie in Form von


Handelsprofiten einen Lohn bewilligen, der irgend einen veranlaßt, sich diesem


sorgenreichen Erwerbszweig zu widmen.


Der Ausgangspunkt für die Differenzierung aller Arbeitslöhne ist also immer der


Arbeitsertrag auf Freiland. Er ist das Fundament, auf dem das ganze Gebäude


feinster Differenzierung der Arbeitserträge bis hinauf zu den höchsten Spitzen


errichtet ist. Alle Schwankungen dieses Fundaments übertragen sich auf alle


Äste und Zweige, wie ein Erdbeben sich bis zum Hahn des Kirchturmes fühlbar


macht.


Zwar ist hier die Erklärung noch nicht vollständig, warum die Theorie des


„ehernen Lohngesetzes“ nicht richtig sein kann, denn es ist noch nicht gezeigt,


daß die Rolle, die der Grundbesitz für ein solches Lohngesetz nicht durchführen


konnte, nicht 
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vielleicht vom Kapital zu Ende gespielt werden kann. Daß jedoch das Kapital


diese Macht auch nicht besitzt, beweisen die öfters eintretenden Lohn-


schwankungen, und warum es diese Macht nicht hat, werden wir später zeigen


(s. Kapital-Zinstheorie). Hätte das Kapital die Macht, den Arbeitsertrag des


Arbeiters auf Freiland auf das den „ehernen Lohnsatz“ ausmachende Minimum


herabzusetzen, so müßte der im Zinsfuß sich ausdrückende Kapitalertrag die


Schwankungen mitmachen, die das Produkt der Arbeit auf Freiland aufweist. 


Und das ist nicht der Fall, denn wie wir später zeigen werden (s. Zinstheorie), ist


der hier in Frage kommende reine Zins (s. d.) eine außerordentlich unbewegliche


Größe, und zwar so auffallend unbeweglich, daß man durchaus von einer 


ehernen Rentabilität des Kapitals sprechen kann. Wäre also neben der ehernen


Größe des Kapitalzinses auch noch der Lohn eine eherne Größe, wo wäre dann,


wenn die Grundrente ihre eigenen Wege geht, das Reservoir, um die Differenzen


des Arbeitsproduktes aufzunehmen?


13. Einfluß des Kapitalzinses auf Lohn und Rente.


Der Ansiedler auf Freiland muß, wenn er sich Rechenschaft gibt, sein


Betriebskapital verzinsen. Einerlei, ob dieses Kapital sein Eigentum ist, oder ob


er es vom Kapitalisten geborgt hat; den Zins muß er vom Ertrag seiner Arbeit


trennen – er hat mit der Arbeit nichts zu tun, er unterliegt ganz anderen


Gesetzen.


Diese Trennung des Kapitalzinses vom Ertrag seiner Arbeit und von der


Grundrente muß aber auch der grundbesitzende Landwirt vornehmen – wie wir


das übrigens in den beiden Rechnungen im vorigen Kapitel getan haben.


Wenn nun sowohl die Ansiedler auf Freiland, wie auch die Pachtlandbauern


den gleichen Zinsfuß für das benötigte Kapital zu zahlen haben, so könnte man


annehmen, daß die Grundrente in keinem Zusammenhänge mit dem Zinsfuß


stehe. Doch ist das ein Irrtum. Mit Arbeit und was dazu gehört, kann man be-


liebig viel neues Land schaffen, oft sogar in der nächsten Nähe der Städte. Und


je niedriger der Zinsfuß, um so leichter wird es sein, wüste Strecken urbar zu


machen. Der Unternehmer verlangt von dem urbar gemachten Boden nur soviel


Zins, wie ein mit gleichem Kapitalaufwand gekaufter Acker an Rente abwirft.


Wenn beim Freiland 1 und 2 die Frachtausgaben zuweilen den größten Teil des


Arbeitsprodukts verschlingen, so wird bei Urbarmachung von Ödland der Zins 


die erwartete Rente des Bodens beanspruchen. Handelt es sich z. B. um die


Trockenlegung des Zuider-Sees, um die Entsumpfung der Moore, um das


Ausroden von Urwäldern, um die Berieselung von Wüsten, um das Abtragen 


und Sprengen von Felsen, so wird man zuerst fragen, wieviel Zins die


Kapitalaufwendung verschlingen 
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wird, und dann wird man diese Summe vergleichen mit dem, was man für 


gleichen Boden an Pacht zahlen muß. Steht nun der Zinsfuß hoch, so wird der


Vergleich ungünstig ausfallen, und man wird das Moor unberührt lassen; steht


der Zinsfuß dagegen niedrig, so wird das Unternehmen rentabel. Fiele nun der


Zinsfuß von 4 auf 1% z. B., so würden gleich eine Menge von


Bodenverbesserungen rentabel, die man heute nicht unternehmen kann.


Zu 1% Zins würde es sich lohnen, das Nilwasser nach Arabien abzulenken, die


Ostsee abzudeichen und auszupumpen, die Lüneburger Heide für Kakao und


Pfeffer unter Glas zu legen. Zu 1% kann der Bauer auch daran denken,


Obstgärten anzulegen. Heute kann er es nicht, denn dazu müßte er in Erwartung


künftiger Ernten das nicht unbedeutende Anlagekapital 5 – 10 Jahre mit 5% ver-


zinsen. Kurz zu 1% Zins, würde alles Ödland, würden die großen Wasserflächen


rentabel in Kulturboden verwandelt werden können. (Diese Einzelheiten sind


selbstredend nicht wörtlich aufzufassen.)


Ein Sinken des Zinsfußes würde aber nicht allein die Anbaufläche vergrößern,


sondern es auch ermöglichen, von der bereits vorhandenen Ackerfläche durch


ausgedehnteren Gebrauch der Maschinen, durch Anlage von Wegen, Ersatz der


Hecken durch Zäune, Anlage von Pumpstationen für Bewässerung trockener


Wiesen, Rigolen des Bodens, Anlage von Obstgärten, Frostschutzvorrichtungen


und tausend andere Verbesserungen, dem Boden doppelte und dreifache


Erträge abzugewinnen, wodurch wiederum eine entsprechende Verringerung der


Anbaufläche notwendig würde und das für die Rente so gefährliche Freiland auf


Schußweite herangerückt käme.


Die Herabsetzung des Zinses hätte auch zur Folge, daß die für den Transport


des Weizens aus dem Auslande nötigen Anlagen (Häfen, Kanäle, Seeschiffe,


Eisenbahnen, Silos) entsprechend niedrigere Tarife einführen könnten und daß


auch dann wieder die Frachtkosten für die Produkte des Freilandes sinken wür-


den. Und jeder Schilling, der hier gespart wird, reißt eine gleich große Lücke in


die Grundrente. Die Zinsen des Transportkapitals bilden aber einen sehr bedeu-


tenden Teil der Transportkosten, und zwar verhielten sich bei den europäischen


Eisenbahnen, bei einer durchschnittlichen Verzinsung von 3,8% die eigentlichen


Transportkosten im Jahre 1888 (Unterhaltung der Bahn, Beamten, Kohlen usw.)


zu den Zinsen wie 135 zu 115. Die Zinsen (115) erreichen also fast die Höhe der


Betriebskosten (135), so daß eine Herabsetzung des Zinsfußes von 4 auf 3%


eine Herabsetzung des Frachttarifes um fast 1/ 8 gestatten würde.


Betriebskosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 4 = Tarif = 8


„ „ „ 4, „ „ „ 3 = „ = 7


„ „ „ 4, „ „ „ 2 = „ = 6


„ „ „ 4, „ „ „ 1 = „ = 5


„ „ „ 4, „ „ „ 0 = „ = 4


39







d. h., bei 0 Zins würden die Eisenbahnfrachten um die Hälfte herabgesetzt 


werden können. Bei den Seefrachten ist das Verhältnis der Betriebskosten zu


den Kapitalzinsen nicht das gleiche, immerhin spielt auch hier der Kapitalzins


eine bedeutende Rolle. Die Schiffe, das Betriebskapital, die Hafenanlagen, die


Kanäle (Panama, Suez), die Kohlenbahnen und Grubeneinrichtungen usw., alles


verlangt den regelrechten Zins und dieser Zins belastet die Frachten, belastet


den Arbeitsertrag des Freiländers 1 und 2, der für den Lohn und die Rente von


ausschlaggebender Bedeutung ist.


Eine Herabsetzung oder gar eine völlige Beseitigung des Zinses würde also


die Frachtkosten um die Hälfte herabsetzen, und dadurch wieder würde die


Grenze des Freilandes wirtschaftlich um 50% näher gerückt, die Konkurrenz des


ausländischen Getreides entsprechend verschärft werden.


Wo bliebe aber dann wieder die Grundrente, wenn auf diese Weise die


Ackerfläche über den Bedarf hinaus ganz in der Nähe vervielfältigt würde; wenn


das den Lohn bestimmende Freiland beliebig vermehrt werden könnte, und zwar


ganz in der Nähe, wo also die Spannung zwischen Arbeitsprodukt des


Freiländers und seinem Arbeitsertrag infolge der gesparten Transportkosten


immer geringer wird? Warum dann noch weit nach Kanada, nach Manitoba 


ziehen, warum von dort mit großen Frachtkosten das Getreide nach Holland 


verfrachten, wenn man Getreide auf dem Boden der heutigen Zuidersee bauen


kann? Wenn der Zinsfuß auf 3, 2, 1 und 0% sinkt, können alle Länder ihre 


heutige Bevölkerung mit Brot versehen. Die Landsparkultur findet nur im Zins


eine Grenze. Die Kultur wird um so intensiver betrieben werden können, je mehr


der Zins fällt.


Man sieht hier die innige Freundschaft, die zwischen Zins und Rente besteht.


So lange Ödland, Wasserflächen, Wüsten vorhanden sind, die urbar gemacht


werden können, so lang, überhaupt der Boden technisch verbessert werden


kann, ist hoher Zins nicht nur das Ideal des Kapitalisten, sondern auch das


Bollwerk der Grundrentner. Fällt der Zins ganz, so verschwindet zwar die


Grundrente nicht ganz, aber es wäre der härteste Schlag, der sie treffen könnte.


14. Übersicht über das bisherige Ergebnis 
dieser Untersuchung.


1. Der Arbeitslohn des normalen Arbeiters ist gleich dem Arbeitsertrag des 


normalen Freiländers und ist diesem durchaus unterworfen. Jede Veränderung


im Arbeitsertrag des Freiländers überträgt sich auf den Arbeitslohn, einerlei, ob


diese Veränderungen durch technische Erfindungen, durch wissenschaftliche


Entdeckungen oder durch Gesetze herbeigeführt werden.
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2. Das sogen. Gesetz des ehernen Lohnes kann hiernach nicht mehr sein, als


eine Redensart. Im Einzelfall pendelt der Lohn um den unter 1 genannten


Schwerpunkt. Er kann je nach der Tüchtigkeit sowohl über diesen Schwerpunkt


steigen, wie er auch darunter bleiben und auch oft die Grenzen des


Existenzminimums unterschreiten.


3. Die ganze Lohnskala für sogen. qualifizierte Arbeit bis in die höchsten


Höhen hat den Arbeitsertrag der Freiländer als Ausgangspunkt.


4. Die Grundrente ist das, was vom Produkt des Bodens nach Abzug des


Lohnes (und des Kapitalzinses) übrigbleibt. Da die Größe dieses Abzuges (Lohn)


vom Arbeitsertrag auf Freiland bestimmt wird, so wird die Grundrente auch vom


Arbeitsertrag des Freiländers mitbestimmt.


5. Der Kapitalzins unterstützt die Grundrente.


6. Man kann nicht schlichtweg behaupten, daß alle Fortschritte der Technik der


Grundrente zugute kommen. Oft tritt das Gegenteil ein. Fortschritt und Armut


sind nur bedingungsweise verkuppelt. Fortschritt und wachsender allgemeiner


Wohlstand laufen ebenso oft parallel.


7. Man kann auch nicht schlichtweg sagen, daß die Grundsteuern abwälzbar


oder nicht abwälzbar seien. Diese Frage kann erst dann restlos beantwortet wer-


den, wenn gesagt ist, was in jedem Fall mit dem Grundsteuerertrag geschieht.


Die Grundsteuer kann die Rente sowohl doppelt treffen (Steuer und


Lohnerhöhung), wie sie auch oft der Rente über die eigene Größe hinaus zugute


kommen kann.


8. Benutzt man die Ergebnisse der Grundrentensteuer zum Wohle der


Freiländer, etwa zur Zahlung von Getreideeinfuhrprämien, als Zuschuß für die


Urbarmachung von Ödland usw., so kann man, so man es will, auf diesem Wege


die Grundrenten restlos konfiszieren. So verwendet, sind die Grundrentensteuern


unabwälzbar.


15. Die Rohstoff- und Baugrundrente 
und ihre Beziehung zum allgemeinen Lohngesetz.


Ob der Weizen aus Kanada, aus Argentinien, aus Sibirien oder vom Felde 


des Nachbarn kommt, ob es zollbelasteter Weizen der geplagten deutschen


Auswanderer ist oder zollgeschützter Weizen des behäbigen pommerschen


Gutsbesitzers; was fragt der Müller danach? Ist die Qualität die gleiche, so ist


auch der Preis der gleiche.


Ebenso verhält es sich mit allen übrigen Dingen. Niemand erkundigt sich nach


den Kosten der Waren, jedem ist es einerlei, woher die konkurrierenden Waren


stammen. Ob der eine dabei 
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reich geworden, der andere zugrunde gegangen ist – ist die Qualität die gleiche,


so ist der Preis der gleiche. Am klarsten sieht man das an den Münzen. Wer


erkundigt sich danach, wo, wie und wann das Gold gewonnen wurde, aus dem


die einzelnen Münzen gemacht sind. An den einen klebt das Blut der erschlage-


nen und beraubten Feinde, an den anderen der Schweiß des Prospektors,


jedoch alle kursieren unterschiedslos.


So ungleich auch die Kosten sein mögen, die auf den einzelnen konkurrieren-


den Waren lasten, der Preis ist immer der gleiche.


Das weiß jeder, der Rohstoffe braucht, das weiß auch wieder der Besitzer des


Bodens, auf dem die Rohstoffe gefunden oder gewonnen werden können.


Wenn also z. B. die Stadt Pflastersteine für eine neue Straße braucht, so


berechnet gleich der Besitzer des zunächst liegenden Steinbruchs, wie weit es


von der neuen Straße bis zur nächsten freien Fundstätte dieses Materials ist.


Dann berechnet er die Fuhrkosten, die von dort zur Verbrauchsstätte erwachsen


würden, und der Preis ist fertig. Und diesen Preis wird die Stadt bezahlen müs-


sen, denn erst von diesem Preise ab kann der Wettbewerb einsetzen, und der


Wettbewerb bestimmt doch den Preis. (Der Arbeitslohn im Steinbruch, da er als


gleich für beide Steinbrüche angenommen wird, kann hier ganz weggelassen


werden.)


Fehlt jedoch der Wettbewerb ganz, d. h., fehlt eine freie Fundstätte in erreich-


barer Entfernung und verlangt indessen der Steinbruchbesitzer Phantasiepreise


für seine Pflastersteine, dann springen entweder die Surrogate (Ersatzmittel) ein,


in diesem Falle also Holzpflaster, Makadam, Kies, Asphalt, Eisenbahn usw., oder
man unterläßt den Bau der Straße.


In letzterem Falle wäre also der Nutzen, den die Stadt von dem Bau der neuen


Straße erwartet, der erste und letzte Konkurrent des Steinbruchbesitzers.


Und wie es sich hier mit den Pflastersteinen verhält, so auch mit allen anderen


Rohstoffen ohne Ausnahme. Braucht ein Unternehmer Ton für eine Zementfabrik,


Lehm für eine Ziegelei, Lohe für die Gerberei, Kohlen, Eisenerze, Holz, Wasser,


Bausteine, Kalk, Sand, Erdöl, Mineralwasser, Luft für seine Windmühle, Sonne


für sein Sanatorium, Schatten für sein Sommerhaus, Wärme für seine Reben,


Kälte für seine Eisbahn, so wird sich der in dieser Beziehung bevorzugte


Grundbesitzer diese Gaben der Natur ebenso bezahlen lassen, wie der Besitzer


obigen Steinbruches, und zwar immer nach genau den gleichen Grundsätzen.


Die Umstände mögen in jedem einzelnen Falle andere sein, der Wettbewerb


der Ersatzstoffe mag der Gewinnsucht des Grundbesitzers hier eine engere


Grenze setzen als dort, aber schließlich bricht immer und überall das nämliche


Gesetz durch, wonach der Grundbesitzer alle Vorteile, die die Produkte, die 
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Lage, die Natur seines Besitzes bieten, so ausbeutet, daß der Käufer für seine


eigene Arbeit nur so viel anrechnen kann, wie wenn er die Stoffe vom Wüst-, 


Öd- und Freiland herbeischaffen müßte.


Es ergibt sich aus dieser Betrachtung der für das allgemeine Lohngesetz sehr


wichtige Satz:


Das Produkt der schlechtesten, entferntesten und darum oft herrenlosen


Fundstätte von Rohstoffen, belastet mit allen Frachtkosten und mit denselben


Löhnen, die die anderen Fundstätten zahlen müssen, gibt den Ton an in der


Preisbildung dieser Stoffe. Was die Besitzer der bevorzugten Fundstätten an


Produktionskosten sparen, ist Rente.


Der Konsument muß alle Produkte der Erde, alle Rohstoffe immer so bezahlen,


wie wenn sie mit schweren Unkosten auf Ödland erzeugt, vom herrenlosen


Lande herangeschleppt worden wären.


Wenn das Produkt der schlechtesten Erde übereinstimmte mit dem Minimum


dessen, was der Mensch zum Lebensunterhalt braucht, so wären mit dem


Privatgrundbesitz alle Voraussetzungen für das Walten des „ehernen“


Lohngesetzes erfüllt, aber wie schon gesagt, ist das nicht der Fall. Deshalb, aber


auch nur darum allein, kann sich der Lohn von diesem Minimum entfernen.


Genau demselben Grundsatze folgend, wenn auch von anderen Umständen


bestimmt, gestaltet sich die städtische Grundrente, die in den modernen


Industriestaaten fast an die ländliche Grundrente heranreicht.


So ist z. B. der Boden, auf dem Berlin gebaut ist, im Jahre 1901 auf 2911


Millionen geschätzt worden (s. Deutsche Volksstimme 12, 1904), was zu 4%


einer Grundrente von 116 Millionen entspricht. Diese Summe auf die 4 Millionen


Hektar der Provinz Brandenburg verteilt, gibt für sich allein schon zirka 30 M.


Rente für den Hektar. Rechnet man noch die Grundrente der übrigen Städte der


Provinz hinzu, so erreicht man vielleicht 40 M. pro Hektar, eine Summe, die bei


der dürftigen Qualität des Bodens und den großen Wasser-, Sumpf- und


Waldflächen der Provinz das Mittel der ländlichen Grundrente vielleicht schon.


übersteigt. Freilich nimmt die Provinz Brandenburg mit ihrem mageren Boden


einerseits und der Hauptstadt des Reiches andererseits eine Ausnahmestellung


ein, aber diese Zahlen zeigen doch, welche Bedeutung die städtische


Grundrente heute erlangt hat.


Diese Zahlen werden manchen gewiß überraschen, und wie irgend jemand


ganz richtig bemerkte, ist es heute zweifelhaft, ob der nach Renten gemessene


Großgrundbesitz noch in Schlesien und nicht etwa in Berlin zu suchen sei.


Wie erklärt sich diese eigentümliche Erscheinung; wodurch wird die Höhe der


Baugrundrente bestimmt; wie verhält sich diese zum allgemeinen Lohngesetz?


43







Zunächst ist hier die Frage zu beantworten, was die Menschen veranlaßt, sich


trotz der hohen Grundrente in den Städten zusammenzurotten, warum sie sich


nicht auf das Land verteilen? Nach obigen Angaben berechnet, beträgt die


Grundrente für die Bewohner Berlins 58 M. auf den Kopf der Bevölkerung, für


Familien von 5 Personen im Durchschnitt also 290 M. jährlich, eine Ausgabe, die


auf dem Lande so gut wie ganz wegfällt, denn die ländliche Grundrente, die für


die Wohnung hier in Anrechnung kommt, ist allein mit den Düngestoffen der


Familie reichlich bezahlt. Ganz abgesehen von den gesundheitlichen Vorteilen


des Landlebens und den trotz hoher Kosten dennoch erbärmlichen Wohnungs-


verhältnissen in der Stadt. Es müssen also gewichtige Gründe sein, die der Stadt


den Vorzug geben.


Wenn wir die gesellschaftlichen „Vorzüge“ der Stadt durch ihre Nachteile


(schlechte Luft, Staub, Lärm und die sonstigen endlosen Beleidigungen unserer


Sinne) als ausgeglichen und bezahlt erachten, so bleiben nur noch die mit der


Stadt verbundenen wirtschaftlichen Vorteile übrig, um Deckung für das Mehr der


Ausgaben einer Berliner Familie zu liefern. Das Ineinandergreifen der einzelnen


Industrien, die gegenseitige Unterstützung, die ein Teil dem anderen gewährt,


muß dem isolierten Industriellen auf dem Lande gegenüber Vorteile aufweisen,


die die 116 Millionen an Grundrente aufwiegen. Wenn das nicht so wäre, bliebe


die Ausdehnung unerklärlich, die die Städte erfahren haben.


Auf dem Lande kann sich keine Industrie entwickeln, die, für die „Saison“ 


arbeitend, heute viele, morgen wenige oder gar keine Arbeiter beschäftigt – 


denn der Arbeiter muß das ganze Jahr arbeiten. In der Stadt gleicht sich der 


wechselnde Bedarf an Arbeitern der einzelnen Industrien mehr oder weniger 


aus, so daß, wenn die eine Fabrik Arbeiter entläßt, die andere solche wieder


anwirbt. Dadurch hat der Arbeiter in der Stadt eine größere Sicherheit gegen


Arbeitslosigkeit als auf dein Lande.


Auf dem Lande fehlt dem Industriellen der Gedankenaustausch, die Anregung,


welche der Verkehr mit den anderen Gewerbetreibenden mit sich bringt; auch die


Arbeiter selber, die in den verschiedenen Fabriken die verschiedensten


Arbeitsverfahren kennen lernen und deren Vorteile ausbeuten, gewähren dem


Unternehmer einen bedeutenden Vorsprung seinem Wettbewerber vom Lande


gegenüber. Dieser, der ganz auf sich selbst angewiesen ist, und dessen Arbeiter


den Verkehr anderer Arbeiter, aus anderen Industrien, aus anderen Ländern ent-


behren müssen, verfällt also leicht in die „Routine“ großväterlicher Vorschriften.


Auch fehlt ihm nur zu oft die Absatzgelegenheit, die die Stadt dem Unternehmer


in ungleich höherem Maße bietet, weil die Käufer hierher aus allen Teilen des


Reiches und der Welt zusammenströmen, weil sie hier auf gedrängtem Raume


alles finden, was sie brauchen. Der Unternehmer in der Stadt erhält den Besuch


der Käufer aus allen Ländern; diese machen ihn auf 


44







die Wünsche der Konsumenten aufmerksam, geben ihm wertvolle Auskünfte


über die Marktverhältnisse, Preise usw. Dies alles entbehrt der Wettbewerber 


auf dem Lande. Statt den Besuch der Käufer zu erhalten, muß er sich selbst auf


Reisen begeben, und Zeit und Geld opfern, um die Kundschaft zu besuchen; auf


Umwegen, die oft viel an Zuverlässigkeit zu wünschen übrig lassen, zieht er die


Erkundigungen ein über den Preisstand der Rohstoffe, über die Markt-


verhältnisse im Auslande, über die Zahlungsfähigkeit der Kundschaft usw..


Dann muß er von allen Materialien, die er verarbeitet, bedeutend größere


Posten auf Lager nehmen, als sein Wettbewerber in der Stadt, der hier alles


nach Bedarf kaufen kann, und wenn dem Landbewohner aus Unachtsamkeit ein


Stoff, manchmal mir eine Schraube, ausgeht, so ruht der ganze Betrieb, bis daß


aus der „Stadt“ das Fehlende angekommen ist. Ist etwas an der Maschine in


Unordnung, so muß aus der „Stadt“ wieder ein Mann mit Werkzeugen bestellt


werden, und bis dieser ankommt, ruht wieder der Betrieb.


Kurz, der Nachteile gibt es so viele beim Betriebe, bei der Arbeiterschaft, beim


Einkauf der Rohstoffe, beim Absatz der Fabrikate, daß der Unternehmer vom


Lande, der doch mit der Stadt konkurrieren muß, unmöglich dieselben Löhne wie


diese bezahlen kann, so daß alles das, was er und seine Arbeiter an der


Grundrente sparen, am Arbeitsertrag wieder zugesetzt werden muß.


Und so sehen wir denn auch auf dem Lande sich nur solche Industrien ent-


wickeln, bei denen der Raumbedarf so groß ist, daß die erwähnten Nachteile


durch die Grundrentenersparnis ausgeglichen werden, oder die ihrer Natur nach


überhaupt nicht in der Stadt betrieben werden dürfen (Sägereien, Ziegeleien,


Walzwerke), oder die dort aus Gesundheitsrücksichten polizeilich verboten wur-


den (Kalköfen, Pulvermühlen, Gerbereien usw.), oder deren technischer Betrieb


so einfach ist, daß dieser die Anwesenheit des Besitzers nicht erfordert, der die


kaufmännische Leitung nach der Stadt verlegt. Sonst aber dominiert die Stadt 


allgemein.


Woher also die Mittel kommen, um die 116 Millionen Grundrenten der Stadt


Berlin zu bezahlen, wissen wir, und wo die Grenze für die Entwicklung der Städte


ist, wissen wir auch. Die Vorteile der Gesellschaftsarbeit sind hier in Geld umge-
rechnet und von den Grundrentnern einkassiert worden.


Wächst die Stadt, so wachsen ihre wirtschaftlichen Vorteile, und so wächst


auch die Grundrente; steigt die Grundrente im Mißverhältnis zu den Vorteilen 


der Stadt, so wird das Wachstum der Stadt unterbrochen.


Willst du die Vorteile genießen, die die Stadt für dein Gewerbe bietet, so


bezahle diese Vorteile den Grundrentnern; sonst, wenn du diese Kosten sparen


willst, so kannst du deine Werkstelle, deinen Laden, dein Tanzlokal draußen im


Walde, auf 
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dem Felde errichten. Rechne nach, was dir vorteilhafter ist, und handle danach.


Niemand hindert dich daran, draußen vor den Toren dich niederzulassen. Kannst


du es erreichen, daß deine Kundschaft den langen Weg zu dir durch Schnee,


Staub, Morast, und Regen zurücklegt, um dort draußen denselben Preis zu


bezahlen wie im Zentrum der Stadt, um so besser für dich. Hältst du das für


unwahrscheinlich, so zahle die Grundrente und siedle dich in der Stadt an. Du


kannst es aber auch anders versuchen – verkaufe deine Waren draußen billiger.


Es werden dann immer noch etliche Leute zu dir kommen der billigen Preise


wegen, aber wo bleibt der Vorteil der Rentenersparnis, wenn du diese an den 


billigeren Preisen zusetzest?


Also immer das gleiche Gesetz. Genau wie bei der landwirtschaftlichen und


Rohstoffgrundrente. Alle Vorteile der Stadt (worunter die Arbeitsteilung noch zu


erwähnen ist), der gesellschaftlichen Arbeit, werden vom Grundbesitz einge-


zogen. Wie der deutsche Weizen zu Preisen verkauft wird, als ob er in Sibirien


gewachsen und an der Grenze verzollt worden wäre, so müssen die in der Stadt


erzeugten Güter wieder zu Preisen ausgetauscht werden, wie wenn sie mit all


den in Geld umgerechneten Nachteilen einer über das ganze Land verzettelten


Produktion belastet wären.


Die ländliche Grundrente nimmt alle Vorteile der Lage und der Natur vorweg,


sie läßt dem Bebauer Wüst- und Ödland zurück; die städtische Grundrente


nimmt alle Vorteile der Gesellschaft, der Organisation, der Zivilisation, des


Staates in Anspruch, sie setzt die Leistungsfähigkeit der städtischen Industrie


und des Handels auf die Rangstufe des isolierten Gewerbes auf dem Lande


herab.


16. Erster allgemeiner Umriß des Lohngesetzes.


Das, was nach Abzug der Rente und des Kapitalzinses an Produkten übrig


bleibt, bildet den Lohnschatz, in den sich alle Arbeiter (Tagelöhner, Geistliche,


Kaufleute, Ärzte, Knechte, Könige, Handwerker, Künstler usw. usw.) zu teilen


haben. Die Verteilung geschieht bei freier Berufswahl nach Maßgabe der 


persönlichen Fähigkeiten durch Nachfrage und Angebot. Wäre die Berufswahl


vollkommen frei, (sie ist es nicht, könnte es aber sein), so würde bei der


Verteilung tatsächlich jeder das „größte“ Stück erhalten. Denn jeder sucht doch


das größte Stück zu erwischen, und über die Größe der Stücke entscheiden


„Nachfrage und Angebot“, in letzter Linie also die Berufswahl.


Die relative Größe des Lohnes hängt also von der Berufswahl, von der Person


ab; die absolute Größe des Lohnes ist dagegen hiervon unabhängig und wird


von der Größe des Lohnschatzes bestimmt. Je größer die Beiträge der einzelnen


Arbeiter zum 
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Lohnschatz sind, um so größer wird auch der Anteil eines jeden ausfallen. Die


Anzahl der Arbeiter ist dabei gleichgültig. Denn mit der Anzahl wächst zwar die


absolute Größe des Lohnschatzes, aber gleichzeitig auch die Zahl der


Anteilberechtigten.


Wie groß nun heute die Beiträge der einzelnen Arbeiterkategorien zum


Lohnschatz sind, wissen wir:


1. Der Beitrag der Landwirte ist gleich der Summe von Produkten, die diese


auf Ödland bauen, vom Freiland in Sibirien auf den Markt schaffen können.


Abzüglich Fracht, Zins und Zoll, die wir hier direkt in Produkte umgerechnet uns


vorzustellen haben.


2. Der Beitrag der sonstigen Rohstoffproduzenten ist gleich der Summe von


Produkten, die diese von den schlechtesten, entlegensten und darum herren-


losen Fundstätten dem Markte zuführen können. Abzüglich Zins.


3. Der Beitrag der Industriearbeiter, der Kaufleute, der Ärzte, Künstler usw. ist


gleich der Summe von Produkten, die diese ohne die Vorteile des städtischen


Gesellschaftsbetriebes in isolierten, zerstreuten und verstreuten Betrieben er-


zeugen könnten. Abzüglich Zins.


Werfen wir alle diese Produkte zusammen und verteilen diese nach der 


heutigen Lohnskala, so erhält jeder genau das, was er heute tatsächlich mit dem


Betrage seines Lohnes auf den Märkten und in den Läden an Produkten er-


langen kann.


Der volle Unterschied zwischen diesem Betrag und dem wirklichen Produkte


der Gesamtarbeit bildet die Grundrente und den Kapitalzins.


Was können nun die Arbeiter (immer im weitesten Sinne zu verstehen) tun, um


den Lohnschatz zu vergrößern, um eine absolute Lohnerhöhung, eine


Lohnerhöhung auf der ganzen Linie, die auch nicht durch Preiserhöhungen


zunichte gemacht werden kann, zu erreichen?


Die Antwort ist leicht zu geben. Sie sollen ihren Lohnschatz besser als bisher


abdichten, besser vor Schmarotzern schützen. Die Arbeiter sollen ihren


Lohnschatz verteidigen, wie die Bienen und Hamster den ihrigen verteidigen.


Das ganze Arbeitsprodukt ohne irgend welchen Abzug für Grundrenten und


Kapitalzins soll in den Lohnschatz ausgeschüttet und restlos unter die


Schaffenden verteilt werden. Wer zum allgemeinen Lohnschatz nichts beige-


tragen, also nicht gearbeitet hat, soll auch die Hände vom Lohnschatz weg-


lassen. Kann er nicht arbeiten, so wird man ihm helfen; will er nicht arbeiten, so


mag er sich den Dieben und Räubern zugesellen, und deren Schicksal teilen.
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17. Die Freilandbewegung.


Die Umwandlung der Privatgrundrente in Volkseinkommen.


Unter Freiland ist die Rückführung des Privatgrundbesitzes in den


Gemeinbesitz (Staat) unter Aufrechterhaltung der privaten Bewirtschaftung zu


verstehen. Es handelt sich also nicht um Verstaatlichung der Landwirtschaft, 


sondern nur um Verstaatlichung des Bodens, der Grundrente.


Die Grundbesitzer sollen auch entschädigt werden. Auf dem Wege des


gewöhnlichen Enteignungsverfahrens soll der gesamte Privatgrundbesitz ein-


schließlich der Bauplätze, Bergwerke, Wasserkräfte, Wälder usw. aufgehoben


und sollen die Besitzer bezahlt werden. Es handelt sich also auch nicht um eine


Beraubung der Grundbesitzer zugunsten der anderen Bürger.


18. Die Finanzen der Bodenverstaatlichung.


Also der Staat kauft den gesamten Privatgrundbesitz auf und zwar


Ackerboden, Wald, Bauplätze, Bergwerke, Wasserkräfte, Kiesgruben, kurz alles.


Der Staat bezahlt auch das Gekaufte, er entschädigt die Grundbesitzer, er


beraubt niemand.


Der zu bezahlende Preis richtet sich nach dem Pachtzins, den das Grundstück


bisher einbrachte oder einbringen würde. Der ermittelte Pachtzins wird dann zum


Zinsfuß der Pfandbriefe kapitalisiert und der Betrag den Grundbesitzern in ver-
zinslichen Titeln der Reichsanleihe ausbezahlt. Kein Pfennig mehr noch weniger.


Wie kann aber der Staat solche gewaltigen Summen verzinsen? Antwort: Mit


dem Pachtzins des Bodens, der ja nunmehr in die Staatskasse fließt. Dieser


Ertrag entspricht der Summe der zu zahlenden Zinsen, kein Pfennig mehr, kein


Pfennig weniger, da ja die Schulden die kapitalisierte Grundrente des Bodens


darstellen.


Angenommen, der Boden bringt jährlich 5 Milliarden an Pacht ein, dann hat der


Staat als Entschädigung bezahlt bei einem Zinsfuß von 4%   5.000.000.000 x


100 : 4 = 125 Milliarden. Diese Summe zum gleichen Fuß verzinst gibt aber auch


5 Milliarden. Also Soll = Haben.


Vor der Größe dieser Zahlen braucht niemand zu erschrecken. Die Größe 


des „Soll“ mißt man mit dem „Haben“. An sich ist nichts groß noch klein. Die


Franzosen, die schon mit 35 Milliarden Staatsschulden und ebensoviel


Hypothekenzinsen belastet sind, häufen noch immer Milliarden auf Milliarden an


Titeln fremder Staatsschulden auf. (Vor dem Krieg.)  Das Becken ist eben groß


und faßt viel. Ebenso wäre es mit der Schuld der Bodenverstaatlichung. Dem


großen „Soll“ wird ein gleich großes „Haben“ entsprechen. Es wäre darum auch 
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völlig überflüssig, eine Berechnung dieser Summe im voraus vorzunehmen;


diese Frage interessiert höchstens den Papierfabrikanten, der die Titel der


Schulden zu liefern hat. Sind es 100 Milliarden, gut; sind es 500 Milliarden, auch


gut. Es ist für die Finanzen des Reichs nichts als ein Durchgangsposten. Diese


Milliarden werden durch die Staatskassen pilgern, ohne Spur zu hinterlassen.


Erschrickt denn ein Bankier, dem man ein Vermögen in Verwahrung gibt?


Erschrickt der Präsident der Reichsbank vor den Riesensummen, die durch sein


– Tintenfaß – gehen? Ich wette, der Präsident der Reichsbank schläft ebenso


gut, wie der Direktor der Bank von Helgoland. Sind denn etwa die Schulden des


preußischen Staates drückender geworden, seitdem dort mit Schuldscheinen die


Eisenbahnen gekauft wurden?


Gewiß, die Einwendung ist berechtigt, daß mit der Übernahme der


Bodenverstaatlichungsschuld ein Risiko verbunden ist, insofern, als die Höhe der


Grundpachten von schwankenden Elementen der Volkswirtschaft (Zölle,


Eisenbahntarif, Löhne, Währung) bestimmt wird, während die Zinsen der


Schulden, wie auch die Schuld an sich, auf dem Papier festgesetzt sind.


Das ist wahr, aber betrachten wir uns doch einmal diese schwankenden


Elemente der Grundpacht vom Standpunkt derjenigen, die obige Einwendung


machen, also vom Standpunkt der Grundbesitzer selber. Wie haben sich denn


die Grundbesitzer bisher gegen einen Rückgang der Grundrenten gewehrt?


Haben sie sich nicht immer in solchen Fällen um Hilfe an den Staat gewandt,


und die ganze Last ihrer Not auf denselben Staat abgewälzt, den sie jetzt gegen


genanntes Risiko in Schutz nehmen wollen – wobei sie natürlich zu erwähnen


unterlassen, daß, wo ein Risiko ist, in der Regel auch eine entsprechende


Gewinnmöglichkeit ist und daß sie selbst zwar das Risiko auf den Staat abzu-


wälzen pflegen, die Gewinne aber immer restlos für sich beanspruchen. Die


Rolle, die der Staat dem Privatgrundbesitz gegenüber gespielt hat, ist bislang


immer die eines Nietenziehers bei Lotterien gewesen. Dem Staate die Nieten –


dem Grundbesitzer die Gewinne. Tatsache ist, daß, so oft auch die Grundrenten


in die Höhe gingen, die Rentner doch nie den Vorschlag gemacht haben, dem


Staat zurückzuerstatten, was sie in Zeiten der Not von ihm erhielten.


Ursprünglich halfen sich die Grundrentner in der Regel selber. Sie verschärften


die Sklaverei, die Leibeigenschaft. Als diese nicht mehr aufrechterhalten werden


konnte, mußte ihnen der Staat durch Beschränkung der Freizügigkeit helfen,


wodurch der Lohn unter seine, durch die Freizügigkeit nivellierte, natürliche Höhe


gedrückt wurde. Als solche Mittel zu gefährlich wurden, sollte der Staat mit dem


bimetallistischen Schwindel helfen, das heißt, der Staat sollte die Währung preis-


geben, um durch eine unübersehbare Preistreiberei die Klasse der Grundrentner


(der verschuldeten Grundbesitzer) auf Kosten anderer Bürger von der Last der


Schulden zu befreien. (Dieser Satz wird denen, die in 
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den Währungsfragen noch vollkommene Neulinge sind, später besser verständ-


lich sein.) Als der Versuch am Widerstand der anderer Rentnerklasse, der


Zinsrentner, scheiterte, und mit der brutalen Macht das Ziel nicht erreicht werden


konnte, da verlegten sich die Grundrentner aufs Betteln, Klagen, Winseln, da


begründeten sie ihre Forderung nach Sperrzöllen für die landwirtschaftlichen


Produkte mit der sogen. Not der Landwirtschaft. Um die Grundrenten zu retten


und zu erhöhen, sollten die Volksmassen höhere Brotpreise zahlen. Immer ist es


also der Staat, das Volk gewesen, das das mit dem Grundbesitz verbundene


Risiko gutwillig oder zwangsweise auf sich nahm. Das Risiko, das von einer so


breiten und ausschlaggebenden Volksklasse, wie die der Grundbesitzer, ge-


tragen wird, ist praktisch gleichbedeutend mit einem fiskalischen Risiko. Mit der


Bodenverstaatlichung würden sich diese Verhältnisse nur insofern ändern, als


nun dem Staate als Entgelt für das Risiko auch die Gewinnmöglichkeiten zufallen


würden.


Übrigens liegt, volkswirtschaftlich betrachtet, im Rückgang der Grundrenten


überhaupt kein Risiko; selbst der vollkommene Wegfall der Grundrenten wäre


volkswirtschaftlich betrachtet kein Verlust. Dem Steuerzahler, der mit seiner


Arbeit neben den Steuern heute noch die Grundrenten aufzubringen hat, kann,


wenn die Grundrenten wegfielen, der Staat entsprechend mehr Steuern auf-


bürden. Die Steuerkraft des Volkes steht immer im umgekehrten Verhältnis zur


Kraft der Rentner.


Die Unterlage für die Berechnung des Enteignungspreises des Bodens soll der


erzielte oder erzielbare Pachtzins, zusammen mit dem Zinsfuß für Pfandbriefe,


abgeben. Es sei der erzielte Pachtzins 1000, der Zinsfuß 4, so ist der dem


Grundbesitzer zu zahlende Preis 1000 x 100 : 4 = 25.000, denn 25.000 zu 4% =


1000. Diese Summe, hier also 25.000, erhält der Grundbesitzer in verzinslichen


Staatspapieren.


Unmittelbar gewinnt und verliert also niemand durch den Rückkauf des


Grundbesitzes. Der Grundbesitzer zieht aus den Staatspapieren an Zins, was er


früher an Rente aus dem Grundbesitz zog, und der Staat zieht an Grundrente


aus dem Grundbesitz das, was er an Zins für die Staatspapiere zahlen muß.


Der bare Gewinn für den Staat erwächst erst aus der allmählichen Tilgung der


Schuld mit Hilfe der später zu besprechenden Steuern und Einnahmen aus der


Geldreform.


Mit dieser Reform wird der Zinsfuß in kürzester Zeit auf den international nied-


rigsten Stand sinken und zwar ganz allgemein für das Geld- und Industriekapital,


und bei internationaler Annahme der grundlegenden Gedanken der Geldreform


wird der Zins des Kapitals allgemein bis auf Null zurückgehen.


Darum wird man auch guttun, den Inhabern der Bodenverstaatlichungsanleihen


als Zins nur soviel zu versprechen, als nötig sein wird, um den Kurs dieser


Papiere dauernd auf 100 (pari) zu erhalten. Denn der Kurs festverzinslicher


Papiere 
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muß alle Schwankungen mitmachen, die der Kapitalzins erleidet. Soll daher der


Kurs der Staatspapiere fest bleiben, so muß ihre Verzinsung frei bleiben. Diese


muß mit dem allgemeinen Kapitalzins auf- und abgehen – nur so kann die


Spekulation (Wucherspiel) von den Staatspapieren ferngehalten werden. Es wird


aber im öffentlichen Interesse liegen, ein Kapital von 2–300 Milliarden vor den


Raubzügen der Börsenspekulanten absolut zu sichern, zumal die Titel der


Bodenverstaatlichungsanleihen vielfach in die Hände völlig unerfahrener Leute


gelangen werden. (Vielleicht wird es sich zu noch besserem Schutze empfehlen,


für diese Papiere eine Börsenumsatzsteuer in der Höhe der jetzigen


Grundbesitzumsatzsteuern zu erheben.)


Geht also als Wirkung der mit der Bodenverstaatlichung einzuführenden


Geldreform der allgemeine Kapitalzins abwärts, so wird damit auch automatisch


der Zinsfuß der Bodenverstaatlichungsanleihen zurückgehen von 5 auf 4–3–


2–1 und 0%


Dann werden die Finanzen der Bodenverstaatlichung folgendes Bild zeigen:


Betragen die Grundrenten jährlich 010  Milliarden,


so hat der Staat [Da es Bodenverstaatlichung heißt, so spreche ich auch 


hier vom Staat, worunter in Deutschland nicht ein Bundesstaat, sondern das 


Reich gemeint ist. Eigentlich müßte es also Bodenverreichlichung heißen, ein


Ausdruck, der mißverstanden werden könnte.] bei einem Zinsfuß von 


5% an Entschädigung an die Grundbesitzer 200 ”


zu bezahlen gehabt, und bei einem Zinsfuß von 4% 250 ”


Zur Verzinsung von 200 Milliarden zu 5% gehören 010  Milliarden.


Geht nun der allgemeine Kapitalzins auf 4% herab, so 


genügen zur Pariverzinsung der 200 Milliarden jährlich 008 ”


während die Grundrenten zunächst auf dem gleichen Stand


bleiben von 010 ”


So kommt es im Soll und Haben der Bodenverstaatlichungs-


finanzen zu einem Überschuß von jährlich 002 ”


der zur Schuldentilgung herangezogen wird und nun nicht mehr verzinst zu 


werden braucht, während die Grundrenten weiter in den Staatssäckel fließen.


Dieser jährliche Überschuß wächst in demselben Verhältnis wie der allgemeine


Kapitalzins zurückgeht und erreicht bei Null schließlich den vollen Betrag der


Grundrenten, die allerdings mit dem Rückgang des Zinses ebenfalls sinken 


werden. (S. Abschnitt 13.)


In diesem Falle wäre die ganze, gewaltige, aus der Bodenverstaatlichung 


entstandene Reichsschuld restlos in weniger als 20 Jahren getilgt.
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Erwähnt sei noch, daß der jetzige, außergewöhnlich hohe Zinsfuß der


Kriegsanleihen, den man als Kapitalisierungsrate benutzen würde, ganz beson-


ders günstig für die Bodenverstaatlichung wäre – denn je höher der Zinsfuß – um


so kleiner das als Entschädigung an die Grundbesitzer zu zahlende Kapital.


Für je 1000 Mark Grundrente müssen an Entschädigung den Grundbesitzern


gezahlt werden


bei 5% = 20.000 Mark Kapital,


bei 4% = 25.000 Mark Kapital,


bei 3% = 33.333 Mark Kapital.


Ob es wünschenswert ist, die Übergangs- oder Akklimatisationsperiode, die


nach obigem Tilgungsschema den Rentnern bewilligt wird, noch mehr zu ver-


kürzen, das mögen andere entscheiden. An Mitteln dazu wird es nicht fehlen. Die


Reform unseres Geldwesens, wie sie im 2. Teil dieser Schrift vorgeschlagen


wird, ist von erstaunlicher Leistungsfähigkeit. Die Geldreform entfesselt die
Volkswirtschaft, räumt mit allen Hemmungen auf, bringt die durch die modernen
Produktionsmittel ins Ungeheuerliche angewachsene Produktionskraft des
geschulten modernen Arbeiters zur vollen Entfaltung, ohne daß es noch zu
Krisen und Arbeitseinstellungen kommen kann. Die Einnahmen des Staates, die
Steuerkraft des Volkes werden ins Ungeahnte steigen. Will man also diese Kräfte
zur schnelleren Tilgung der Staatsschulden heranziehen, so kann der oben
angegebene Zeitraum noch sehr verkürzt werden. (Daß mit der Geldreform 5%


des gesamten Geldumlaufes (jährlich etwa 200 Millionen) dem Staate zufallen,


daß außerdem der gesamte Goldbestand überflüssig wird und liquidiert werden


kann, woraus dem Staate eine einmalige Einnahme von 3–4 Milliarden erwächst,


sei hier auch noch nebenbei erwähnt zur Freude derjenigen, die auch den


Pfennig achten.)


19. Der Zweck der Bodenverstaatlichung.


Der Zweck der Bodenverstaatlichung ist ebenso schwerwiegend wie vielseitig:


1. soll das Recht auf den vollen Arbeitsertrag durch die Verstaatlichung der


Grundrente seiner Verwirklichung um ein gutes Stück näher gebracht werden;


2. soll die Grundrente den Privatinteressen entrückt und dadurch die Ursache


beseitigt werden, warum die Verhandlungen in den Volksvertretungen überall


immer mehr in Gesetzlosigkeit ausarten, dem Bürgerkrieg entgegentreiben 


müssen (s. die Ge-    Getreidezollverhandlungen


52







treidezollverhandlungen im Reichstage; die Geschichte der Kanalvorlage im


preußischen Landtage);


3. sollen durch die Verstaatlichung der Grundrente alle Bürger ein gleiches,


persönliches Interesse an dem wirtschaftlichen Gedeihen des Landes erhalten;


dem jetzigen tatsächlich vaterlandslosen Proletariat soll ein wirkliches greifbares


Vaterland beschafft, der allgemeinen Wehrpflicht eine vernünftige Begründung


gegeben, der Meuterei vorgebeugt werden;


4. soll jedem durch die Möglichkeit, seinen Lebensunterhalt nötigenfalls auch


als Bauer durch Pachtung einer Landparzelle zu bestreiten, der Rücken gesteift


werden, sowohl bei den Verhandlungen um den Lohn oder Preis seiner


Produkte, wie auch sonst in jeder Lebenslage, so daß dann kein Bürger mehr in


völlige Abhängigkeit von einem anderen geraten kann. Der trotzige Stolz der 


freien Bauern soll dadurch zu einer allgemeinen Bürgertugend, und der jetzige


widerliche Mischmasch von Fürsten, Herren und Knechten beseitigt werden.


20. Die Bodenverstaatlichung in der Praxis.


Nach der Enteignung wird der Boden, entsprechend den Zwecken der


Landwirtschaft, der Bauordnung und der Industrie, parzelliert und öffentlich


meistbietend verpachtet, und zwar auf 1–5–10jährige oder lebenslängliche Frist,


je nach dem Höchstgebot. Dabei sollen dem Pächter auch gewisse allgemeine


Bürgschaften gegeben werden für die Beständigkeit der wirtschaftlichen


Grundlagen der Pachtberechnung, so daß der Pächter nicht von seinem


Pachtvertrag erdrosselt werden kann, und zwar läßt sich das in der Weise er-


reichen, daß dem Pächter Mindestpreise für seine Produkte gewährleistet wer-


den, indem die Währung einfach diesen Preisen angepaßt wird, oder daß bei


einer allgemeinen Lohnerhöhung die Pacht entsprechend ermäßigt wird. Kurz, 


da es sich nicht darum handelt, die Bauern zu plagen, sondern eine blühende


Landwirtschaft mit einem gesunden Bauernstand zu erhalten, so wird man alles


tun, was nötig ist, um Bodenertrag und Pachtzins dauernd in Übereinstimmung


zu bringen.


Soweit es sich um landwirtschaftliche Zwecke handelt, ist die Ausführbarkeit


der Bodenverstaatlichung durch die Erfahrung nach allen Seiten schon be-


wiesen. Die Bodenverstaatlichung verwandelt den gesamten Grundbesitz in


Staatsdomänen oder Pachthöfe, und Pachthöfe gibt es in allen Teilen des


Reiches, sowohl private wie staatliche. Durch die Bodenverstaatlichung wird eine


Sache verallgemeinert, die bereits „ist“, und alles, was „ist“, muß auch möglich


sein.


Man hat gegen die Pachtgüter eingewendet, daß ihre Bewirtschafter eher zum


Raubbau neigen, als die heutigen grund-
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besitzenden Bauern, die ein persönliches Interesse an der qualitativen Erhaltung


des Bodens haben. Man sagt, der Pächter sauge den Boden aus, um ihn dann


aufzugeben und weiterzuziehen.


Das ist ungefähr die einzige Einwendung, die man gegen die Pächter erhebt; 


in allen anderen Beziehungen ist kein Unterschied zu finden zwischen Pächter


und Grundbesitzer, wenigstens so weit es sich um die Interessen des Landbaues


handelt. Denn beide verfolgen dasselbe Ziel: mit der geringsten Mühe die höch-


sten Barerträge zu erzielen.


Daß übrigens der Raubbau keine Eigentümlichkeit des Pächters ist, kann man


in Amerika sehen, wo die Weizenfarmer den eigenen Boden bis zur Erschöpfung


aussaugen. Durch ihre Besitzer ausgesaugten Weizenfarmen kann man zu hun-


derten für geringes Geld kaufen. In Preußen sollen sogar die Staatsdomänen als


Musterwirtschaften betrieben werden. Und es sind doch auch nur Pächter.


Jedoch auch den Raubbau durch die Pächter kann man sehr leicht verhindern,


indem man:


1. dem Pächter den Hof lebenslänglich durch den Pachtvertrag sichert;


2. durch gewisse Vertragsbestimmungen den Raubbau unmöglich macht.


Wenn der Raubbau eine Eigentümlichkeit der Pachthöfe ist, so trifft die Schuld


regelmäßig den Besitzer, der dem Pächter den Raubbau gestattet, um sich


selbst für einige Jahre wenigstens in den Genuß eines entsprechend höheren


Pachtzinses zu setzen. In diesem Falle treibt nicht der Pächter, sondern der


Grundbesitzer den Raubbau. Oft auch wünscht der Grundbesitzer nicht durch


langjährige Kontrakte sich die Gelegenheit für einen günstigen Verkauf zu neh-


men, und läßt sich darum nur auf kurzfristige Pachtverträge ein. Für solche findet


er aber naturgemäß keinen Pächter, der eine auf Verbesserung gerichtete


Bodenbehandlung im Auge hat. Die Schuld am Raubbau trifft darum auch in die-


sem Falle nicht das System der Landpachtung, sondern das des Grundbesitzes.


Wünscht der Grundbesitzer den Raubbau nicht, so braucht er das im


Pachtvertrag nur zu bemerken. Ist der Pächter kontraktlich verpflichtet, die


geernteten Futterstoffe selbst zu verfüttern und entsprechend viel Vieh zu halten,


kann der Pächter Heu, Stroh und Mist nicht verkaufen, so ist der Boden allein


dadurch schon vor Raubbau geschützt.


Wenn man zudem dem Pächter durch den Pachtvertrag die volle Sicherheit


gibt, daß er den Hof, wenn er es wünscht, auf Lebenszeit bewirtschaften kann,


hat man dem Pächter ein Vorpachtsrecht für seine Witwe oder Kinder einge-


räumt, so ist Raubbau nicht mehr zu befürchten es sei denn, daß der Pachtzins


zu hoch bemessen ist, und daß der Bauer kein Interesse an der Fortdauer 


seines Vertrages hat. Für diesen Fall wäre aber 
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obige Pachtklausel zur Verhinderung des Raubbaues genügend. Diese läßt sich


auch allen Kulturen in der Weise anpassen daß dem Pächter, dessen Boden sich


nicht für die Viehhaltung, aber wohl für Getreidebau eignet, die Verpflichtung auf-


erlegt wird, dem Boden in Form künstlicher Dünger die Nährsalze wieder zuzu-


führen, die er durch den Verkauf von Getreide dem Boden entzieht.


Und im übrigen mag noch hier erwähnt werden, daß seit Entdeckung der


künstlichen Dünger der Raubbau nicht mehr die Bedeutung hat, wie damals, als


man nur die Brache kannte, als Mittel, um den ausgeraubten Boden wieder all-


mählich fruchtbar zu machen. Damals gehörte ein ganzes Menschenalter dazu,


um ein erschöpftes Feld wieder instand zu setzen. Heute erreicht man dasselbe


mit künstlichen Düngern im Handumdrehen.


Wenn man als abschreckendes Beispiel auf die Pächterwirtschaft in Irland hin-


weist, so muß hier an die grundverschiedenen Verhältnisse erinnert werden, die


die Bodenverstaatlichung dadurch schafft, daß die Grundrenten unter der


Bodenverstaatlichung nicht mehr in die Privattaschen wandern, sondern in die


Staatskasse, um von dort zurück in irgendeiner Form (Steuererlaß, Mutterschutz,


Witwenpensionen usw.) dem Volke wieder zugute zu kommen. Wenn all das


Geld, welches die englischen Landlords jahraus, jahrein seit 300 Jahren in Form


von Pacht Irland entzogen haben, um es zu verprassen, dem irischen Volke


erhalten geblieben wäre, so sähe es sicher anders aus in Irland.


Andere Beispiele, wie das russische „Mir“ und die deutschen Gemeindewiesen,


werden angeführt als abschreckende Beispiele der Pachtung, aber hier bestehen


der Bodenverstaatlichung gegenüber ebenso wesentliche Unterschiede, wie


beim irischen Beispiel. Beim „Mir“ wird regelmäßig alle paar Jahre, so wie durch


Tod und Geburt die Zahl der Gemeindeglieder sich verändert hat, das Land neu


verteilt, so daß niemand längere Zeit im Besitze desselben Grundstückes bleibt.


Alles, was daher der Bauer tun würde, um den Boden zu verbessern, käme wohl


dem „Mir“, aber nicht dem Bauer ausschließlich zugute. Dieses System führt also


notwendigerweise zum Raubbau, zur Verwahrlosung, zur Verarmung von Boden


und Volk. – Der „Mir“ ist eben weder Kommunismus noch Individualismus, er hat


die Nachteile beider Systeme ohne ihre Vorteile. Wenn die russischen Bauern


den Boden kommunistisch nach dem Vorbilde der Mennoniten bebauten, so


würde das gemeinsame Interesse sie alles tun lehren, was der Grundbesitzer


sonst für die Verbesserung des Bodens zu tun pflegt. Lehnen sie jedoch solchen


Kommunismus ab, so müssen sie auch die Folgerungen ziehen und alle


Vorbedingungen für die volle Entfaltung des Individualismus erfüllen.


Ganz das gleiche haben wir in vielen deutschen Gemeindewiesen, und wenn


diese allgemein wegen ihres schlechten Zustandes verschrien sind, so liegt das


immer nur an der Kurz-   Kurzfristigkeit
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fristigkeit der Pachtverträge, die nur Raubbau zuläßt. [Gemeng ven Thommen, wu di


heischisch Lüt (Bettler) herkommen. Diese Gemeinde in der Eifel hat besonders viel Gemeinde-


land.] Es sieht hier fast so aus, als ob die Gemeinderäte absichtlich das


Gemeindeeigentum in Mißkredit bringen wollten, um so eine Aufteilung herbei-


zuführen, wie sie das ja schon früher mit dem gleichen Mittel erreicht haben.


Wäre dieser Verdacht begründet, so müßte man den schlechten Zustand der


Gemeindeäcker wieder auf das System des Privatgrundbesitzes zurückführen,


denn nur die Hoffnung, den Gemeindebesitz aufzuteilen, hätte dessen


Vernachlässigung verursacht. Wenn man den Vorschlag einer Aufteilung der


Gemeindewiesen als Hochverrat ahndete und die Wiesen als unveräußerliches


Eigentum der Gemeinden erklärte, so würde diesem Übelstand gleich abgeholfen


sein.


Der Pächter muß vor allen Dingen die Sicherheit haben, daß alles, was er an


Geld und Arbeit für die Verbesserung des Bodens aufwendet, auch ihm, 


unmittelbar ihm selbst, zugute kommt, und auf diese Sicherheit muß darum der


Pachtvertrag zugespitzt sein. Das ist sehr leicht durchzuführen.


Übrigens lassen sich die wichtigsten Arbeiten, die zur Verbesserung des


Bodens verrichtet werden, gar nicht vom Einzelbesitzer und unter


Aufrechterhaltung des Prinzips des Privatgrundbesitzes durchführen. Wie will 


z. B. ein Privatmann eine Straße querfeldein durch das Besitztum seines ihm


vielleicht feindlich gesinnten Nachbarn nach seinem Acker bauen? Wie soll man


quer durch das Eigentum von 1000 Privatleuten eine Eisenbahn, einen Kanal


bauen? Hier versagt der Grundsatz der Teilung und des Privatgrundbesitzes so


vollständig, daß man ihn jedesmal gesetzlich durch Enteignung aufheben muß.


Die Deiche zum Schutze gegen Hochwasser entlang der Küste und den Flüssen,


die kann kein Privatmann bauen. Dasselbe ist der Fall bei Entwässerung 


sumpfigen Bodens, wo man meistens keine Rücksicht auf Marksteine nehmen


kann, sondern die Anlage dem Gelände und nicht den Eigentumsverhältnissen


anpassen muß. In der Schweiz hat man durch Ablenkung der Aar in den Bieler


See 30.000 ha Land trocken gelegt, und an dieser Arbeit waren vier Kantone


beteiligt. Der Privatgrundbesitzer hätte hier schlechthin nichts tun können. 


Sogar der Kantonalbesitz versagte in diesem Falle. Bei der Korrektur des


Oberrheins versagte auch noch der Bundesbesitz. Die Sache konnte nur 


international mit Österreich getan werden. Wie will der Privatgrundbesitzer am 


Nil sich das Bewässerungswasser verschaffen? Will man das Prinzip des


Privatgrundbesitzes auf Waldungen ausdehnen, von denen das Klima, die


Wasserverhältnisse, die Schiffahrt, die Gesundheit des ganzen Volkes ab-


hängen? Selbst die Sorge um die Verproviantierung des Volkes kann man dem


Privatgrundbesitzer nicht in Ruhe überlassen. In Schottland z. B. haben unter


dem Schutz der Grundbesitzerrechte einige Lords eine ganze Provinz ent-


völkert, die Dörfer mitsamt den Kirchen niedergebrannt, um das 
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Ganze in einen Jagdpark zu verwandeln. Dasselbe können auch in Deutschland


Großgrundbesitzer tun, dieselben, die angeblich die Sorge um die Ernährung des


Volkes veranlaßt hat, Zölle für die Verteuerung des Brotes zu fordern. Die


Interessen der Jagd, der Fischerei, des Vogelschutzes, sind mit den reinen


Grundsätzen des Privatgrundbesitzes unverträglich. Und was bei Bekämpfung


von Landplagen, wie z. B. Maikäfer oder Heuschrecken der Privatgrundbesitz 


leistet, das hat man am besten in Argentinien gesehen. Dort begnügte sich jeder


Grundbesitzer damit, die Heuschrecken von seinem Felde auf das des lieben


Nachbarn zu treiben – mit dem Erfolg, daß sich die Tiere ins Unendliche ver-


mehrten und drei Jahre hintereinander die Weizenernte völlig vernichteten. Erst


als der Staat unter Nichtachtung des Privatgrundbesitzes eingriff und die


Heuschrecken vernichten ließ, wo man sie traf, da verschwanden die


Heuschrecken. Ähnlich verhält es sich in Deutschland mit allen Landplagen. 


Was will der einzelne Weinbergsbesitzer z. B. gegenüber der Reblausplage?


Der Privatgrundbesitz versagt eben überall dort, wo der Privatmann, der


Eigennutz versagt, und das trifft in den weitaus meisten Fällen zu, wo es sich 


um Verbesserungen oder den Schutz des Bodens handelt. Ja, wenn man den


Aussagen der Agrarier Glauben schenken wollte, müßte man den


Privatgrundbesitz überhaupt und allgemein als bankerott erklären, denn die


sogen. Not der Landwirtschaft (sprich: Not der Grundrentner) läßt sich ja angeb-


lich nicht anders als durch den gewaltsamen Eingriff des Staates, durch Zölle


beseitigen. Was könnte nun der Privatmann, als solcher, zur Hebung solcher 


Not tun?


Der Privatgrundbesitz führt durch das Erbrecht mit Notwendigkeit zur


Parzellierung oder zur hypothekarischen Verschuldung. Ausnahmen kommen 


nur beim „fils unique“ vor.


Die Parzellierung führt zu den Zwergwirtschaften, die die allgemeine Bettelei


zur Folge haben, und die hypothekarische Belastung bringt den Grundbesitzer in


so enge Berührung mit der Währung, dem Zins, dem Lohne, den Frachttarifen,


den Zöllen, daß wahrhaftig heute schon kaum vom Privatgrundbesitz noch mehr


als der Name übrigbleibt. Nicht mehr Privatgrundbesitz, sondern


Grundbesitzpolitik haben wir heute. –


Nehmen wir an, die Preise der Produkte gingen infolge einer der herkömm-


lichen Pfuschereien im Währungswesen stark abwärts, wie das schon einmal


durch die Einführung der Goldwährung erreicht worden ist. Wie will da der Bauer


den Zins für seine Hypothek auftreiben? Und wenn er den Zins nicht bezahlt, wo


bleibt sein Eigentum? Wie will er sich schützen anders als durch seinen Einfluß


auf die Gesetzgebung, die ihm gestattet, die Währung und dadurch auch die


Last seiner Hypothek nach Wunsch zu gestalten? Und wenn der Zinsfuß steigt,


wie will er sich auch da wieder des Hammerschlags des Auktionators erwehren?
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Der Grundbesitzer muß sich eben an die Gesetzgebung klammern; er muß
Politik treiben, die Zölle, die Währung, die Bahntarife beherrschen, sonst ist er
verloren. Ja, was wäre der Grundbesitzer ohne das Heer? Der Proletarier wirft,


falls ihm die Fremdherrschaft der Gelben noch unangenehmer als die der Blauen


ist, sein Handwerkszeug in die Ecke und wandert mit Frau, Kindern und einem


Bündel Windeln aus. Das kann auch der Grundbesitzer – wenn er den


Grundbesitz im Stiche läßt.


Also der Privatgrundbesitz bedarf zu seiner Existenz der Politik, schon weil er


an sich bereits ein Produkt der Politik ist. Man kann sagen, daß der


Privatgrundbesitz die Politik verkörpert; daß Politik und Privatgrundbesitz eins


sind. Ohne Politik kein Privatgrundbesitz und ohne Privatgrundbesitz keine


Politik. Mit der Bodenverstaatlichung ist die Politik im wesentlichen erschöpft 


und erledigt.


Mit der Bodenverstaatlichung verliert die Landwirtschaft jede Beziehung zur


Politik. Wie heute schon die Pächter als solche kein unmittelbares Interesse


haben an der Währung, an den Zöllen, an den Löhnen, dem Zins, an den


Tarifen, an den Landplagen, an den Kanalbauten, kurz, an der hohen, gar so


niedrigen Politik, weil in den Pachtbedingungen der Einfluß all dieser Umstände


schon verrechnet wird; so wird auch mit der Bodenverstaatlichung der Bauer 


kühl bis ans Herz hinan den Unterhandlungen im Reichstage folgen. Er weiß,


daß jede politische Maßnahme, die die Grundrente beeinflußt, in den


Pachtbedingungen sich widerspiegeln wird. Erhebt man Zölle, um die


„Landwirtschaft“ zu schützen, so weiß auch der Bauer, daß man ihm diesen


Schutz in einem erhöhten Pachtzins ankreiden wird – folglich ist ihm der Zoll


gleichgültig.


Unter der Bodenverstaatlichung kann man, ohne Privatinteressen zu berühren,


die Preise der Feldfrüchte so hoch treiben, daß es sich noch lohnen wird, jede


Sanddüne, Geröllhalde usw. zu bebauen, ja selbst den Kornbau in Blumentöpfen


könnte man rechnerisch möglich machen, ohne daß die Bebauer fruchtbaren


Landes einen Privatvorteil aus den hohen Preisen ziehen würden. Denn der


Pachtzins würde der steigenden Grundrente auf dem Fuße folgen. Den


Patrioten, die in Sorge sind um die Verproviantierung des Landes im Kriegsfalle,


empfehle ich das Studium dieser hochinteressanten Begleiterscheinung der


Bodenverstaatlichung. – Mit einem Zehntel von dem Geld, das den


Grundrentnern durch die Kornzölle geschenkt wurde, hätte man alles in


Deutschland vorhandene Moor-, Heide- und Ödland in Kulturboden verwandeln


können.


Die Höhe der Eisenbahntarife, überhaupt die Frachtkosten, die Kanal- und


Eisenbahnpolitik, berühren den Pächter nicht unmittelbarer als jeden anderen


Bürger; würde ihm die Politik besondere Vorteile auf der einen Seite einbringen,


so würde die Erhöhung der Grundpacht ihm von der anderen Seite diese Vorteile


wieder in eitel Dunst verwandeln.
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Kurz, die Politik ist mit der Bodenverstaatlichung dem Landwirt persönlich gleich-


gültig geworden; das Gemeinwohl allein interessiert ihn noch an der


Gesetzgebung; er betreibt objektive statt subjektiver Politik. Objektive Politik ist


aber angewandte Wissenschaft, keine Politik mehr.


Man könnte hier einwenden, daß, wenn die Pächter sich langjährige oder lebens-


längliche Pachtverträge sichern können, das Privatinteresse an der Politik doch


noch lebhaft genug bliebe, um wie bisher das Gemeinwohl in der Gesetzgebung


erst in zweiter Linie zur Sprache kommen zu lassen.


Der Einwand ist richtig, aber wenn dies als Übelstand empfunden wird, um wie-


viel mehr trifft dieser Vorwurf den heutigen Privatgrundbesitz, der es gestattet, den


Profit aus den Gesetzen im Verkaufspreis des Bodens gleich in bar einzukassieren,


wie man das an den durch Zölle hochgetriebenen Bodenpreisen sehen kann.


Jedoch läßt sich mit der Bodenverstaatlichung auch diesem letzten Rückhalt der


Politik der Boden entziehen, und zwar in der Weise, daß der Staat bei lebensläng-


lichen Verträgen sich das Recht vorbehält, die Pacht von Zeit zu Zeit neu von


staatswegen einschätzen zu lassen, wie das ja auch mit der Grundsteuer


geschieht. (Bei befristeten Pachtverträgen soll das Pachtgeld vom Pächter selber


auf dem Wege der öffentlichen Pachtauktion eingeschätzt werden.) Weiß dann der


Pächter, daß alle Vorteile, die er von der Politik erwartet, vom Steueramte wieder


konfisziert werden, so macht er gar nicht mehr den Versuch, die Grundrente durch


Gesetze zu beeinflussen.


Wenn wir alle die hier besprochenen Umstände berücksichtigen, so würde für


einen Pachtkontrakt unter der Bodenverstaatlichung ungefähr folgendes Schema


zustande kommen:


Anzeige!
Die hier unter dem Namen „Lindenhof“ bekannte Bauernwirtschaft wird zur


öffentlichen Pachtauktion ausgeschrieben. Die Verpachtung erfolgt am Martinstag


öffentlich und meistbietend.


Der Hof ist auf die Arbeitskraft eines Mannes berechnet; Haus und Stallungen


sind in gutem Zustand. Bisherige Pacht 500 Mark. Der Boden ist 5. Güte; das


Klima nur für ganz gesunde Naturen.


Bedingungen.
Der Pächter hat sich kontraktlich für die Erfüllung folgender Bedingungen zu 


verpflichten:


1. Der Pächter darf keine Futterstoffe verkaufen; er muß so viel Vieh halten, wie


nötig, um die gesamte Ernte in Heu und Stroh selber zu verfüttern. Der Verkauf


des Stallmistes ist untersagt.


2. Der Pächter ist verpflichtet, die durch den Getreideverkauf dem Boden ent-


zogenen Nährsalze diesem in Form künstlicher Düngemittel wieder zuzuführen,


und zwar für jede Tonne Getreide 100 kg Thomasschlacke oder deren Äquivalent. 


59







3. Die Baulichkeiten in gutem Zustande zu erhalten.


4. Die Pachtsumme im voraus zu entrichten oder einen Bürgen zu stellen.


Die Staatsverwaltung verpflichtet sich ihrerseits dem Pächter gegenüber:


1. Dem Pächter, so lange er seine Verpflichtungen erfüllt, den Hof nicht zu 


kündigen.


Der Witwe und direkten Erben des Pächters ein Pachtvorrecht in Form eines


Nachlasses von 10% auf das in der Pachtauktion erzielte Höchstgebot einzu-


räumen.


3. Den Kontrakt auf Verlangen des Pächters jederzeit gegen eine von diesem


zu zahlende Entschädigung von einem Drittel der jährlichen Pachtsumme zu


lösen.


5. Die Eisenbahntarife für Getreide während der Dauer des Pachtkontraktes


nicht zu verändern.


6. Eine genaue Lohnstatistik zu führen und bei steigenden Löhnen die


Pachtsumme entsprechend zu ermäßigen, dafür aber bei fallenden Löhnen den


Pachtzins zu erhöhen. (Bei lebenslänglichen Pachtverträgen.)


7. Etwa notwendig werdende Neubauten gegen eine den Zins des Kapitales


ausgleichende Pachterhöhung herrichten zu lassen.


8. Den Pächter ohne weitere Zahlung von Prämien gegen Unfall und Krankheit,


gegen Hagel, Überschwemmung, Viehseuchen, Feuer, Rebläuse und sonstige


Landplagen zu versichern.


Die für den Nachweis der Ausführbarkeit der Bodenverstaatlichung entschei-


dende Frage ist nun die: Wird man zu obigen Bedingungen überhaupt Pächter


finden? Nehmen wir an, es meldeten sich nur wenige, und der Wettbewerb der


Interessenten wäre dementsprechend bei der Pachtauktion nur schwach – was


wäre die Folge? Der Pachtzins wäre niedrig, er entspräche nicht der zu erwar-


tenden Grundrente, und die Pächter würden entsprechend größere Gewinne


erzielen! Ganz recht, aber muß dieser größere Gewinn nicht anspornend auf alle


diejenigen zurückwirken, die sich gerne dem Ackerbau widmen möchten, aber


zaghaft zurückhielten, weil sie die neuen Verhältnisse nicht zu übersehen 


vermochten und darum erst die Erfahrung sprechen lassen wollten?


Es unterliegt darum keinem Zweifel, daß der Zudrang zu den Pachtauktionen


schon nach kurzer Erfahrungszeit den Pachtzins auf die Höhe der wirklich erziel-


baren Grundrente hinauftreiben würde, und dies um so sicherer, als das Risiko


der Pacht unter den neuen Verhältnissen gleich Null wäre, der Reinertrag der


Pachtung nie unter den Durchschnittsarbeitslohn fallen könnte. Dem Bauer wäre


der Durchschnittslohn für seine persönliche Arbeit unter allen Umständen ge-


sichert, und er hätte 
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obendrein den Vorteil der Freiheit, Unabhängigkeit und Freizügigkeit.


Es sei nur noch bemerkt, daß nach Einführung der Bodenverstaatlichung in


jeder Ortschaft ein Bauer wird angestellt werden müssen, der für die Erfüllung


der Pachtkontrakte zu sorgen hat. Dann wird man jährlich in jeder Provinz (Kreis,


Regierungsbezirk) einen illustrierten Katalog über die zur Pachtauktion gelangen-


den Höfe ausarbeiten, der alles enthalten wird, was gewöhnlich die Pächter wis-


sen müssen über Umfang und Lage des Hofes, Kulturen, Produktpreise,


Gebäude, bisherigen Pachtzins, Schulverhältnisse, Klima, Jagd, Gesellschaft


usw. Kurz, da es nicht Zweck der Bodenverstaatlichung ist, die Bauern zu über-


vorteilen und zu plagen, so wird man nichts unterlassen, um die Pächter sowohl


über alle Vorteile, wie auch über alle Nachteile des Hofes zu unterrichten – was


seitens der Privatgrundeigentümer heute niemals geschieht. Diese zählen immer


nur alle Vorteile auf; über die oft versteckten Mängel, wie z. B. Feuchtigkeit der


Wohnung, Nachtfröste usw., muß sich der Pächter, so gut es geht, unter der


Hand zu erkundigen suchen.


Mit dem Gesagten glaube ich, das Verhältnis der Bodenverstaatlichung zur


Landwirtschaft genügend klargelegt zu haben, um jeden instand zu setzen, sich


in die neuen Verhältnisse, die die Bodenverstaatlichung auf dem Lande schafft,


hinein zu finden. Summarisch aufgezählt, würde die Bodenverstaatlichung auf


dem Lande folgende Wirkungen haben: Keine Privatgrundrenten, folglich auch


keine „Not der Landwirtschaft“, keine Zölle und keine Politik mehr. Kein


Privatgrundbesitz, daher auch keine Hypotheken, keine Teilung, Erbschaft,


Abfindungen. Keine Grundherren, keine Knechte. Allgemeine Ebenbürtigkeit.


Kein Grundbesitz – folglich absolute Freizügigkeit mit ihren wohltätigen Folgen


für Gesundheit, Charakter, Religion und Bildung, Glück und Lebensfreude.


Beim Bergbau läßt sich die Bodenverstaatlichung womöglich noch leichter


durchführen als im Ackerbau, da man hier von der Pachtung absehen und die


Förderung der Bergprodukte einfach in Verding (Akkord, Submission) geben


kann. Der Staat gibt den Abbau an einen Unternehmer oder an


Arbeitergenossenschaften in Akkord; er bezahlt für jede Tonne einen nach dem


System der Mindestforderung vereinbarten Lohn oder Preis und verkauft seiner-


seits die Produkte meistbietend in Auktion. Der Unterschied zwischen beiden


Preisen fließt als Grundrente in die Staatskasse.


Dieses höchst einfache System kann ohne weiteres angewendet werden, über-


all, wo keine maschinellen Einrichtungen dauernder Art nötig sind – also z. B. in


den Torflagern, Braunkohlengruben, Kies-, Lehm- und Sandgruben,


Steinbrüchen, Petrolfeldern usw.. Es ist dasselbe System, das heute schon ganz


allgemein in den Staatsforsten eingeführt ist und sich dort in jahrhundertelanger


Praxis bewährt hat. Die Forstverwaltung akkordiert mit den Arbeitern in öffent-


lichem Verding den zu 
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zahlenden Lohn für den Festmeter und zwar erhält der Mindestfordernde den
Zuschlag; dann wird das von den Arbeitern gefällte und in Haufen bestimmter
Größe geschichtete Holz öffentlich meistbietend verkauft. Betrug ist so gut wie
ausgeschlossen, da, sobald das Maß nicht richtig ist, die Käufer Klage erheben.
So wäre es auch im Bergbau. Die Käufer würden selbst die Arbeit in der Grube
kontrollieren. Für die Arbeiter wäre es ein Leichtes, sich zu gemeinsamer Arbeit
ohne Unternehmer zu vereinigen (was sie allerdings heute noch lernen müßten),
da kein nennenswertes Kapital hier nötig ist. Die Grube gehört dem Staat; die
Arbeiter brauchen also nur ihr Handwerkszeug.


In den Kohlengruben, wie überall im Tiefbau, wird die Sache durch die
Maschinenanlage kompliziert, doch es lassen sich verschiedene Wege ein-
schlagen, die alle gangbar sind:


1. Der Staat liefert die Maschinenanlage; er versichert die Arbeiter gegen Tod
und Invalidität und verfährt im übrigen wie oben, d. h., er gibt die Förderung an
einzelne Arbeiter in Verding (Akkord). Dieses System ist bei den Privat- und
Staatsbergwerken heute allgemein im Gebrauch.


2. Der Staat liefert wie oben die Maschinenanlage und gibt den ganzen Betrieb
in Akkord an Arbeitergenossenschaften. Dieses System ist, so viel ich weiß, nicht
in Anwendung. Seine Anwendung hätte für kommunistisch gesinnte Arbeiter
Vorteile, weil die Arbeiter so lernen würden, sich selbst zu regieren.


3. Der Staat überläßt den Arbeitergenossenschaften den ganzen Bergbau mit-
samt der Maschinenanlage. Er bezahlt der Arbeitergenossenschaft einen in
öffentlichem Verding akkordierten Preis für die geförderten Produkte und verkauft
wie bei 1 und 2 die Produkte wieder meistbietend in öffentlicher Auktion.


Ein viertes System, wonach den Arbeitern auch noch der Verkauf überlassen
wird, würde sich nicht empfehlen, weil der Verkaufspreis von zu vielen
Umständen beeinflußt wird.


Für ganz große Bergwerke mit Tausenden von Arbeitern würde sich System 1
wohl am besten eignen, für mittlere Betriebe System 2 und für ganz kleine
Betriebe System 3.


Der Unterschied zwischen Erlös und Förderkosten würde wieder als
Grundrente in die Staatskasse wandern.


Für den Verkauf der Produkte sind zwei Systeme zu verfolgen:


1. Fester Preis, jahraus, jahrein, für alle Produkte, bei denen die Natur der
Verhältnisse eine unbeschränkte Förderung zuläßt, so daß man die Gewißheit
hat, daß auch die Nachfrage, die sich zu dem festen Preis einstellt, stets be-
friedigt werden kann. Gleichmäßige Qualität der Produkte ist für dieses System
Voraussetzung.


2. Öffentliche Auktion; überall dort, wo die Produkte von ungleichmäßiger
Beschaffenheit sind und wo die Produktion sich nicht jeder beliebigen oder mög-
lichen Nachfrage anpassen läßt.
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Würde man die Produkte zu festen Preisen verkaufen, und wäre man dabei


nicht in der Lage, jedes gewünschte Quantum zu liefern, so würden sich


Spekulanten die Sache zunutze machen. Ist die Qualität verschieden, so kann


nur die öffentliche Auktion Beschwerden vermeiden.


Ein Bodenprodukt eigentümlicher Art bilden die Wasserkräfte, die in vielen


Gegenden schon jetzt eine große Rolle spielen und deren Bedeutung mit den


Fortschritten der Technik nur wachsen kann. Für größere Kraftwerke, die der


Stadt Licht und Kraft für die Straßenbahnen liefern, wäre die Verstaatlichung


wohl das Einfachste, besonders, weil der ganze Betrieb solcher Werke seiner


Einfachheit wegen sich dazu eignet. Bei kleinen Wasserkräften, die unmittelbar


an Industrien angeschlossen sind, wie Mühlen und Sägereien, wäre der Verkauf


der Kraft zu einem einheitlichen, mit den Kohlenpreisen parallel laufenden Preise


angezeigt.


Etwas mehr Schwierigkeit bietet die Bodenverstaatlichung in der Stadt, voraus-


gesetzt, daß man einerseits keine Willkürherrschaft betreiben, andererseits dem


Staate die volle Rente sichern will. Kommt es nicht genau darauf an, so ist das


System der Pacht, wie es für den größeren Teil der Stadt London in Anwendung


ist, ausreichend. Nach diesem System ist dem Pächter der Boden zu beliebiger


Ausnutzung für eine lange Frist (50 bis 70 – in London 99 Jahre) gegen einen


jährlichen, im voraus für die ganze Pachtzeit bestimmten Zins gesichert. Die


Rechte des Pächters sind veräußerlich und erblich, so daß auch die auf dem


Boden errichteten Häuser verkäuflich sind. Geht nun im Laufe der Zeit (und in


100 Jahren kann sich manches ändern) die Grundrente herauf, so hat der


Pächter den Gewinn (der, wie das in London der Fall ist, sehr groß sein kann);


geht die Grundrente herunter, so hat der Pächter den Verlust zu tragen (der


ebenfalls sehr groß sein kann). Da die auf dem Boden errichteten Häuser gleich-


zeitig als Pfandobjekt für die richtige Bezahlung des Pachtzinses dienen, so kann


der Pächter dem Verluste nicht entrinnen; der volle Mietsertrag der Häuser dient


dem Grundbesitzer als Sicherheit.


Wie wir aber an der Geschichte Babylons, Roms, Venedigs ersehen, ist die


Geschichte der Städte sehr wechselvoll, und es gehört oft nicht viel dazu, um


einer Stadt den Lebensnerv abzuschneiden. Die Entdeckung des Seeweges


nach Indien brachte Venedig, Genua, Nürnberg zu Fall, und lenkte den Verkehr


nach Lissabon; mit der Eröffnung des Suezkanals ist Genua wieder neu erstan-


den. Ähnlich wird es wohl auch Konstantinopel mit der Eröffnung der


Bagdadbahn ergehen.


Auch das muß hier wieder berücksichtigt werden, daß unsere heutigen


Währungsgesetze niemandem eine Gewähr dafür geben, daß nicht morgen auf


Betreiben der Interessenten eine à la baisse gerichtete Währungspolitik ge-


trieben wird, wie das ja schon einmal 1871 geschehen ist, wo man dem Silber


das Prägerecht 
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entzog. Die Möglichkeit ist also heute gesetzlich nicht ausgeschlossen, daß 


morgen auf Wunsch derselben Leute wie damals, auch dem Golde das freie


Prägerecht entzogen wird und dann das Angebot von Gold so beschränkt wird,


daß alle Preise um 50% fallen und das Vermögen der Privat- und


Staatsgläubiger um 100% auf Kosten der Schuldner vermehrt wird. In Österreich


hat man das mit dem Papiergeld, in Indien mit dem Silbergeld getan, warum 


sollte man dasselbe Kunststück nicht auch wieder einmal mit dem Golde ver-


suchen?


Also irgend eine Gewähr dafür, daß die Grundrenten die der Pachtung zu-


grunde gelegte Höhe während der ganzen Pachtzeit beibehalten wenden, ist


nicht vorhanden. Durch den Einfluß der Politik und tausendfältiger wirtschaftlicher


Umstände, wozu noch die Wahrscheinlichkeit tritt, daß die jetzige Landflucht mit


der Bodenverstaatlichung sich in eine Stadtflucht verwandelt, wird in jede lang-


fristige Pachtung ein erhebliches Risiko getragen, und dieses Risiko muß der


Verpachtet, hier also der Staat, in Form eines erheblich reduzierten Pachtzinses


bezahlen.


Dann ist auch die Frage zu beantworten, was nach Ablauf der Pacht aus den


Gebäuden wird. Fallen dem Staate vertragsmäßig die Gebäude unentgeltlich zu,


dann wird vom Pächter der Bau von vornherein auf eine die Pachtzeit nicht über-


steigende Dauerhaftigkeit berechnet, so daß der Staat in den meisten Fällen die


Gebäude auf Abbruch wird verkaufen müssen. Es hat ja auch Vorteile, wenn die


Häuser nicht für die Ewigkeit gebaut werden, denn bei jedem Umbau können die


Fortschritte der Bautechnik berücksichtigt werden, aber die Nachteile überwiegen


doch stark, wie das bei den französischen Eisenbahnen der Fall ist. Dort ist auch


das Eisenbahngelände vom Staate an Privatgesellschaften auf 99 Jahre ver-


pachtet worden mit der Bedingung, daß nach Ablauf des Vertrages das ganze


kostenlos an den Staat zurückfallen soll. Aber auf diesen Umstand sind nun alle


Bahnbauten, wie auch die Reparaturen, zugespitzt. Man will dem Staate nicht


mehr als gerade nötig überlassen, sozusagen einen Greis in den letzten Zügen,


altes, verbrauchtes, ausgeleiertes Gerümpel, eine Ruine. Und so kommt es, daß


infolge dieses leichtsinnigen Vertrages die französischen Eisenbahnen allgemein


einen verwahrlosten Eindruck machen – und das jetzt schon, lange vor Ablauf


des Vertragstermins. Ähnlich würde es sicherlich auch ergehen, wenn die


Baustellen unter der Bedingung verpachtet würden, daß nach Ablauf des


Vertrages die Gebäude dem Staate zufallen.


Besser schon wäre die Bedingung, daß die Gebäude abgeschätzt und vom


Staate bezahlt würden. Aber wie soll die Abschätzung erfolgen? Diese kann von


zwei Gesichtspunkten aus geschehen:


1. nach der wirtschaftlichen Brauchbarkeit (Bauplan, Anlage);


2. nach den Baukosten.
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Will man ohne Rücksicht auf Brauchbarkeit die Entschädigung einfach nach


den Baukosten und dem baulichen Zustand berechnen, so würde der Staat man-


ches nutzlose, verpfuschte Gebäude teuer bezahlen müssen, um dasselbe ab-


reißen zu lassen. Die Baumeister würden unüberlegte, leichtsinnige Pläne ent-


werfen, wohl wissend, daß, wie auch der Bau sich bewährt, der Staat die Kosten


zahlen wird. Jedoch, wenn man von den Baukosten absieht, und andere


Elemente bei der Abschätzung zuläßt, so müßten auch die Baupläne dem Staate


zur Genehmigung vorgelegt werden. Das führt jedoch wieder zum


Bürokratismus, zur Bevormundung, zur Schablone. Darum scheint mir das


System am vorteilhaftesten, wonach die Baustellen auf unbeschränkte Zeit in


Pacht gegeben werden, und zwar nicht zu einer für alle Ewigkeit im voraus


berechneten Pacht, sondern zu einer in regelmäßigen Abständen von 3–5–10


Jahren von Staatswegen vorgenommenen Grundrentenschätzung. So wäre das


Risiko der Bauunternehmer in bezug auf den Pachtertrag gleich Null, und der


Staat würde die volle Rente einheimsen, ohne sich um die Gebäude weiter 


kümmern zu müssen. Die ganze Sorge um die beste Ausnutzung des


Baugeländes würde auf denen ruhen, die es angeht, auf den Bauunternehmern.


Auf mathematische Genauigkeit bei der Schätzung der Grundrente und des


Pachtzinses kann man natürlich nicht rechnen. Man würde jedoch den Pachtzins


immer so berechnen können, daß der Unternehmer das Interesse an der Sache


nicht verliert und der Staat auch nicht zu kurz kommt.


Für die Ermittlung der Grundrente in den verschiedenen Stadtteilen wäre es


angezeigt, wenn der Staat in jedem Stadtviertel ein Mietshaus für eigene


Rechnung errichtete, nach einem auf den höchsten Mietsertrag berechneten


Bauplan. Von den eingehenden Mietsbeträgen würde man den Zins der


Baukosten, (so lange Zins bezahlt wird), die Reparaturen, die nötigen


Abschreibungen, die Feuerversicherung usw. abrechnen und den Rest als


Normalgrundrente von allen anderen Grundstücken derselben Straße (oder 


gleicher Lage) als Pachtzins erheben.


Mathematisch genau wäre natürlich auch so die Grundrente nicht zu ermitteln,


da manches hier auf den Bauplan des Normalmietshauses ankäme. Dieser


Bauplan müßte darum als Normalplan immer besonders sorgfältig angelegt 


werden; aber wie er auch ausfallen würde, Grund zur Klage von seiten der


Bauunternehmer könnte er nicht geben, da etwaige Mängel dieses Planes nur


einen Minderertrag der Miete zur Folge haben könnten. Dieser Minderertrag


würde aber direkt auf die Grundrente des Normalhauses drücken und so in


einem entsprechend niedrigeren Pachtzins für sämtliche Grundstücke wieder


zum Vorschein kommen.


Durch dieses System würde das persönliche Interesse der Bauunternehmer


immer aufs Engste mit dem guten baulichen Zu-
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stand ihrer Häuser, mit wohlüberlegten Bauplänen verknüpft sein – denn jeder
Vorzug ihrer Häuser gegenüber dem Normalmietshause würde ihnen persönlich
zugute kommen.


Zu erwähnen ist noch, daß der Zinsfuß des Baukapitals, der der Berechnung
des Anteils der Grundrente an dem Mietzins zugrunde gelegt wird, das
Wichtigste an der ganzen Sache ist, und daß man sich im voraus, d. h. vor
Unterzeichnung der Pachtverträge, wird darüber einigen müssen, nach welcher
Methode dieser Zinsfuß jedesmal ermittelt werden soll. Ob man das Baukapital
mit 4, 31/2 oder 3% verzinst, ist doch für die Berechnung der Grundrente von
wesentlicher Bedeutung.


Ist z. B. das Baukapital 200.000 M., der Mietsertrag 20.000 M.
und der Zinsfuß 4% so ist der Kapitalzins 8.000 M.
und die Grundrente, d. h. die zu zahlende Pacht 12.000 M.


Bei 3% würden nur 6000 M. vom Mietsertrag abgehen, was den Pachtzins bis
auf 14.000 M. erhöhen würde, eine Differenz, die, wenn sie nicht auf eine unan-
fechtbare, vertragsmäßige Grundlage sich stützt, ein Mordsgeschrei verursachen
würde. Für die Stadt Berlin z. B. würde die Anwendung eines Zinsfußes von 3%
statt eines solchen von 4% schon einen Unterschied in der Pachtberechnung 
von 20 Millionen wenigstens ausmachen. Es ist also klar, daß man in dieser
Beziehung nichts der Willkür überlassen, kann.


Im 2. Teil dieser Schrift, der über die Geldreform handelt, werde ich die
Methode für die Ermittlung des reinen Kapitalzinses eingehend besprechen, und
ich verweise hier darauf. Unabhängig davon möchte ich aber hier den Vorschlag
zur Diskussion stellen, als Zinsfuß für das Gebäudekapital, die
Durchschnittsdividende aller an der Börse verhandelten einheimischen
Industriepapiere zu nehmen. Dadurch würde dem Baukapital der
Durchschnittsertrag des Industriekapitals gesichert was die Bauindustrie von
jedem Risiko befreien und diesem Zweige der Industrie zum Wohle der Mieter
große Kapitalien zuführen würde. Denn jeder, der eine sichere Anlage vorzieht,
würde sein Kapital in Häusern anlegen, die ihm immer die
Durchschnittsdividende eintragen würden.


Dieser Zinsfuß käme natürlich nur bei der Berechnung der Grundrente des
Normalmietshauses zur Anwendung.


Das Normalmietshaus von 500 Quadratmeter Grundfläche hat an Miete einge-
bracht 20.000 M.
Das Baukapital beträgt nach den üblichen Abschreibungen 200.000 M.
Der Durchschnittszinsfuß der Börsenpapiere war 3,25 %


Von der Miete gehen also als Kapitalzins ab 6.500 M.


somit bleibt als Grundrente 20.000 – 6.500 = 13.500 M.
oder 13.500 : 500 = 27 M. für den Quadratmeter.


In groben Umrissen und ohne auf die Klauseln einzugehen, die nur die
Erfahrung vorschreiben kann, erhalten wir als Muster 
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eines Pachtkontraktes zwischen Staat und Bauunternehmer folgendes:


1. Der Staat übergibt dem Bauunternehmer das Grundstück Nr. 12 der


Claudiusstraße in Erbpacht.


2. Die Pacht wird berechnet nach der für das in der gleichen Straße befindliche


Normalmietshaus ermittelten Grundrente.


3. Als Grundrente für dieses Normalmietshaus wird angesehen: der in öffent-


licher Pachtauktion erzielte Mietzins, abzüglich X Prozent Abschreibungen,


Reparaturen und Versicherungen und abzüglich Kapitalzins.


4. Als Zinsfuß für das Baukapital wird die jährliche Durchschnittsdividende der


an der Berliner Börse verhandelten Industriepapiere angenommen werden.


21. Die Wirkung der Bodenverstaatlichung.


Nicht erst dann, wenn der letzte Titel der Bodenverstaatlichungsanleihe ein-


gelöst und verbrannt sein wird, werden sich die Wirkungen der


Bodenverstaatlichung zeigen, sondern gleich vom Tage an, wo die Enteignung


gesetzlich beschlossen wird. Und zwar in erster Linie in der Volksvertretung, in


der Politik.


Ähnlich wie es beim Turmbau in Babel der Fall wir, werden sich die


Volksvertreter nicht mehr verstehen, ja sie werden sich selbst nicht mehr wieder-


erkennen, sie werden als ganz andere Menschen, mit ganz neuen Idealen, nach


Hause zurückkehren. Das, was sie bisher vertraten, was sie verteidigten oder


angriffen, wofür sie tausend neue gewichtige oder auch frevelhaft leichtsinnige


Gründe zusammengetragen hatten, existiert nicht mehr. Wie durch Zauberschlag


hat sich die Gesetzjobberei, das wüste Schlachtfeld, in einen Friedhof verwan-


delt. Die Privatgrundrente existiert nicht mehr, und was war das Parlament ande-


res als eine Börse, wo à la hausse und à la baisse der Grundrente gejobbert,


spekuliert und agitiert wurde. Eine Animierkneipe für höhere Zölle nannte es


jemand, der dabei war! Es ist Tatsache, daß in den Parlamentsverhandlungen


der letzten Jahre sich alles fast ausschließlich direkt und indirekt um die


Grundrente drehte.


Die Grundrente bildet den Standpunkt, von dem aus sich die Regierung auf


dem Gebiete der Gesetzgebung zu orientieren sucht; die Grundrente ist der Pol,


um welchen alle Gedanken der Regierungsmänner sich drehen, sowohl hier, wie


überall in der Welt. Ob bewußt oder unbewußt, bleibt sich gleich. Ist die


Grundrente in Sicherheit, dann ist alles in Ordnung.


Die langen und wüsten Verhandlungen bei Beratung der Kornzölle drehten sich


um die Grundrenten. Bei den Handelsverträgen waren es die Interessen der


Grundrentner, die allein 


67







Schwierigkeiten bereiteten. Bei den langwierigen Verhandlungen um den


Mittellandkanal war wieder allein der Widerstand der Grundrentner zu überwin-


den. Alle die kleinen, so selbstverständlichen Freiheiten, deren man sich heute


erfreut, wie z. B. die Freizügigkeit, die Abschaffung der Leibeigenschaft und


Sklaverei, mußten gegen die Grundrentner erkämpft werden, und zwar mit den


Waffen. Denn zu Kartätschen griffen die Grundrentner, um ihre Interessen zu


verteidigen. In Nordamerika war der lange mörderische Bürgerkrieg nur ein


Kampf gegen die Grundrentner. Die Reaktion auf allen Gebieten geht zielbewußt


von den Grundrentnern aus; ja, wenn es von den Grundrentnern abhinge, so


wären die Freizügigkeit, das allgemeine Wahlrecht, der Volksschulunterricht und


die Universitäten schon längst den Interessen der Grundrente geopfert worden.


Das alles hört nun mit einem Schlage auf. Wie Schnee wird die Politik der


Agrarier an der Sonne der Bodenbefreiung vergehen, verdampfen, versinken. 


Mit der Privatgrundrente verschwindet jedes private, klingende Interesse an der


Politik; im Parlament wird sich niemand mehr die Taschen füllen können. Politik


aber, die nicht mehr von Privatinteressen geleitet wird, sondern von der höheren


Warte des öffentlichen Wohls, ist keine Politik mehr, sondern Wissenschaft,


angewandte Wissenschaft. Die Volksvertreter werden sich also in alle


Staatsangelegenheiten wissenschaftlich vertiefen und eine Arbeitsweise sich


aneignen müssen, bei der alle Leidenschaften schweigen, und wo man mit 


nüchternem Sinne die nüchterne Materie mit Hilfe der Statistik und Mathematik


prüfen wird.


Doch nicht allein die Politik der Agrarier ist erschöpft, sondern auch die ihrer


Gegner. Wozu sandte man denn die Sozialisten die Freisinnigen und die


Demokraten in den Reichstag? Damit sie die Interessen des Volkes gegen die


räuberischen Gelüste der Grundrentner schützen sollten. Die Verteidiger werden


aber überflüssig, sowie die Angreifer verschwinden. Das ganze liberale


Parteiprogramm ist mit der Bodenbefreiung als etwas völlig Selbstverständliches


erledigt. Es denkt niemand mehr daran, dieses Programm anzutasten, überhaupt


noch zu prüfen und zu kritisieren. Jedermann ist und denkt selbstverständlich


liberal. Welchen Profit könnte der einzelne auch noch von der Politik erwarten?


Was war Reaktion, was war das konservative Parteiprogramm? Grundrente, 


weiter nichts als Grundrente war es.


Selbst die reaktionären Agrarier von gestern denken nun liberal, fortschrittlich.


Es waren doch Menschen wie alle anderen, weder besser noch schlechter; sie


waren auf ihren Vorteil erpicht, wie jeder anständige Mensch es ist. Es waren


keine besonderen Rassen. Einig waren sie nur durch das gleiche materielle


Interesse. Allerdings ein starker Kitt. Mit der Bodenverstaatlichung geht die


ganze Klasse im großen Mischmasch unter. Ja, die Junker von gestern sind


sogar demokratisch gesinnt, denn was ist ein Graf ohne Land? Grundbesitz und 
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Aristokratie (was man heute so nennt) sind ein und dasselbe. Jedem Aristokraten


kann man an den Gesichtszügen ablesen, wieviel Hektar Land er besitzt, wieviel


Rente sein Land abwirft.


Also, was sollen die Politiker noch im Reichstag? Es ist ja alles so einfach, so


selbstverständlich geworden, seitdem die Grundrente nicht mehr jeder Neuerung


im Wege steht. Der Entwicklung die Bahn frei! Das war der Ruf des Freisinns.


Und jetzt ist sie frei. Nirgendwo kollidiert die Gesetzgebung noch mit


Privatinteressen. Zwar besteht das mobile Kapital weiter, und dieses hat mit der


Umwandlung des Grundkapitals in Mobilkapital (Staatsschulden) sogar um meh-


rere hundert Milliarden zugenommen. Aber das mobile Kapital unterliegt, weil


exportfähig, und international, ganz anderen Gesetzen, als das Grundkapital.


Politik ist dem Mobilkapital nutzlos. (Dieser Satz wird im 2. Teil weitere


Begründung erhalten.) Außerdem muß das mobile Kapital, schon um dem


Wettbewerb des Auslandes Stand zu halten, den Fortschritt nach jeder Richtung


fördern, und dies zwingt es, mag es wollen oder nicht, in die Bahn der Freiheit.


Mit der Beseitigung der Privatgrundrente werden Land und Stadt politisch nicht


mehr getrennte Wege gehen, sondern vereint den gleichen Zielen zustreben.


Würde z. B. die Landwirtschaft durch irgendeine Entwicklung einseitig begünstigt,


so würden die Arbeiter von der Industrie zur Landwirtschaft übergehen und bei


den öffentlichen Verpachtungen den Pachtzins jenen Vorteilen entsprechend in


die Höhe treiben, wodurch das Gleichgewicht zwischen dem Ertrag der Arbeit in


der Industrie und Landwirtschaft wiederhergestellt würde. Und umgekehrt natür-


lich. Der Boden stände eben jedermann zu völlig gleichen Bedingungen zur


Verfügung. Es ist darum vollkommen ausgeschlossen, daß mit der


Bodenverstaatlichung die Landwirtschaft noch in Interessengegensatz zur


Industrie treten kann. Die Landwirtschaft und die Industrie werden durch die


Bodenverstaatlichung erst zu einer homogenen wirtschaftlichen und politischen


Masse verschmolzen werden. Eine überwältigende Majorität, mit der alles, 


gegen die nichts erreicht werden kann.


Es würde zu weit führen, hier die Wirkung der Bodenverstaatlichung auf poli-


tischem Gebiete bis in die äußersten Folgerungen zu verfolgen. Ich muß mich


hier auf diese groben Umrisse beschränken. Sie genügen übrigens, um zu 


zeigen, daß mit der Bodenverstaatlichung die heutige Parteipolitik wesenlos, ja,


daß die Politik überhaupt nach heutigen Begriffen erledigt wird. Politik und


Grundrente ist eins. Zwar wird damit das Parlament nicht überflüssig, aber es


wird von jetzt ab ganz andere Aufgaben zu lösen haben – Aufgaben, bei denen


das Privatinteresse völlig ausgeschlossen sein wird. Es werden wissenschaft-


liche Kongresse abgehalten werden, und statt daß man Vertreter in das


Parlament schickt, die über alles und jedes zu urteilen haben, und sich auch ein


Urteil über alles erlauben, wird man Fachmänner für jede einzelne Frage ent-


senden. Auf 
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diese Weise erhalten dann alle Fragen eine fachgemäße, wissenschaftliche


Behandlung. Was wird nicht heute alles vom Parlamentsvertreter verlangt? Er


soll über Militär und Marine, über Schule, Religion, Kunst und Wissenschaft, über


Heilkunde (Impfzwang), Handel, Eisenbahnen, Post, Jagd, Landwirtschaft usw.


usw., kurz, über alles und jedes rechtsprechen. Sogar über die Währungsfrage,


wahrhaftig über die Währungsfrage, haben diese Universalgenies entscheiden


müssen (Goldwährung), obschon mehr als 99% unter ihnen keine blasse Ahnung


davon haben, was das Geld ist, was es sein soll und sein könnte.


Kann man da diesen geplagten Wesen einen Vorwurf daraus machen, daß sie


schließlich in keiner Frage zu vertiefter Erkenntnis gelangen? [ Den Staat könnte man


mit Vorteil vollkommen von der Last der Staatsschulen, Staatskirchen, Staatsuniversitäten und noch


vielem andern Ballast befreien. Dem Staate sind diese Dinge von den Grundrentnern aufgebürdet


worden Sie sollen ihnen dazu dienen, die Aufmerksamkeit vom eigentlichen Zankapfel abzulenken.]


Diese seltsamen Figuren werden nun mit der Bodenverstaatlichung verschwin-


den. Mädchen für alles wird das Volk zu den Beratungen nicht mehr entsenden,


sondern Fachmänner, deren gesetzgeberische Vollmachten auf ihr Fach und die


besondere, zur Verhandlung stehende Frage beschränkt bleiben. Mit der Frage


ist auch das Mandat erledigt.


Ebenso tiefgreifend wie in politischer Beziehung, wird die Bodenverstaatlichung


die allgemeinen sozialen Verhältnisse beeinflussen, und zwar auch gleich vom


Tage der Enteignung an.


Das Bewußtsein, daß nun jeder dem vaterländischen Boden gegenüber völlig


gleichberechtigt ist, wird jeden mit Stolz erfüllen und schon in seinem Äußeren


einen Ausdruck finden. Jeder wird den Nacken steifhalten, selbst den


Staatsbeamten wird der Mut zur Opposition nicht fehlen; wissen sie doch alle,


daß sie im Boden einen Rückhalt haben, eine treue Mutter, die allen, die da


draußen Schiffbruch leiden, eine Zuflucht gewährt. Denn der Boden wird allen,


allen, ohne Ausnahme, immer unter völlig gleichen Bedingungen zur Verfügung


stehen, dem Armen wie dem Reichen, Männern wie Frauen, jedem, der den


Boden bearbeiten kann.


Man wird hier wohl einwenden, daß auch heute die Gelegenheit nicht fehlt,


Boden zu pachten und zu bebauen, jedoch darf man nicht vergessen, daß die


Grundrenten heute in die Privattaschen fließen, und daß dadurch jeder


unmenschlich viel und schwer arbeiten muß, nur um sein Brot zu verdienen. 


Mit der Bodenverstaatlichung wandert die Grundrente in die Staatskasse und


kommt so direkt jedem in den Staatsleistungen zugute. Dadurch wird aber die


Arbeit weniger, die jeder für seinen Lebensunterhalt leisten muß. Statt 10 Hektar


zu bebauen, werden 6 oder 7 genügen, so daß mancher in der Stadtluft


geschwächte Beamte als Bauer sein Brot wird verdienen können. Dies wird


natürlich noch viel mehr der Fall sein, wenn wir mit der Geld- Geldreform
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reform auch noch den Kapitalzins beseitigt haben werden. Dann werden 4


Hektar genügen, wo jetzt 10 bebaut werden müssen, nur um das Leben zu


fristen.


Diese wirtschaftliche Kraft und Selbständigkeit werden natürlich den gesamten


Verkehr der Menschen ummodeln, die Sitten, Gebräuche, Redewendungen, die


Gesinnung werden edler, freier werden.


Nach Beseitigung der Privatgrundrente, und noch mehr nach Beseitigung des


Zinses wird jede normal gebaute Frau imstande sein, ihr Brot und das ihrer


Kinder in der Landwirtschaft zu verdienen. Wenn zu dem Zwecke 3 Hektar statt


10 genügen, dann genügt auch die Kraft einer Frau, wo man heute nur eine volle


Manneskraft gebrauchen kann. Ob die Rückkehr der Frau zur Landwirtschaft


nicht der „Frauenfrage“ die glücklichste Lösung geben würde?


Die deutsche physiokratische Bewegung sucht dem Gedanken in den soziali-


stischen Kreisen Eingang zu verschaffen, den Müttern für die Mehrbelastung, die


ihr durch die Aufzucht der Kinder zufällt, eine Staatsrente auszurichten, die dem


entspricht, was die Bodennutzungen dem Naturweib sind. Für diese Mutterrenten


sollen die Grundrenten herangezogen werden, statt daß man diese, wie von


Henry George vorgeschlagen wurde, für die Beseitigung der Steuern benutzt.


Vieles spricht für diesen Vorschlag. Zunächst der Umstand, daß die


Grundrenten letzten Endes ja überhaupt als Produkt der Mütter zu betrachten


sind, insofern als die Mütter die für die Grundrente nötige Volksdichtigkeit über-


haupt erst schaffen. Soll jeder das Seine erhalten (suum cuique) so unterliegt 


es keinem Zweifel, daß die Mütter das meiste Anrecht auf die Grundrente haben.


Zu demselben Ergebnis kommt man wenn man das Naturweib, das wie ein


König über die Natur ringsum verfügt, mit unseren armseligen Proletarierinnen


vergleicht. Dann sieht man, daß den Müttern die Grundrenten heute direkt


gestohlen werden. Es gibt wahrhaftig unter den Naturvölkern Asiens, Afrikas,


Kameruns und Angra Pequenas keine Mutter, die wirtschaftlich so aller Hilfsmittel


entblößt ist, wie die Proletarierinnen Europas. Dem Naturweib gehört die ganze


Umgebung. Das Holz für ihr Haus nimmt sie, wo sie es findet: den Bauplatz


wählt sie einfach. Ihre Hühner, Gänse, Ziegen, Rinder weiden um die Hütte


herum. Der Hund bewacht das Nesthäkchen. Aus dem Bache zieht der Bub die


tägliche Forelle. Im Garten säen und ernten die größeren Kinder, andere kom-


men mit Holz und Beerenobst beladen aus dem Walde, die Älteste bringt aus


dem Gebirge den erlegten Bock. Und an die Stelle all dieser Naturgeschenke


haben wir den Rentner, ein dickes, faules, unästhetisches Geschöpf, gesetzt.


Man braucht sich also nur in die Lage einer schwangeren Proletarierin zu ver-


setzen, die von der ganzen Natur ringsum nichts hat, wo sie ihr Kind hinlegen


kann, um zu erkennen, daß, wenn es schon einmal in der modernen


Volkswirtschaft nicht ohne Abgrenzungen 
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und Grundrenten geht, – diese Grundrenten dann unverkürzt den Müttern 


zustehen.


Nach Berechnungen, die allerdings auf unsicherem Material beruhen, würden


etwa 40 M. monatlich für jedes Kind unter 15 Jahren aus den Grundrenten zur


Verteilung kommen können. Mit dieser Unterstützung einerseits und mit der


Entlastung vom heutigen Kapitalzinstribut andererseits, wird jede Frau imstande


sein, auf dem Lande ihre Kinder groß zu ziehen, ohne unbedingt auf die 


finanzielle Mithilfe des Mannes angewiesen zu sein. Wirtschaftliche Rücksichten


könnten die Frauen nicht mehr brechen. In allen gesellschaftlichen Fragen 


würden ihre Neigungen, Wünsche und Kaprizen entscheiden. Bei der Gattenwahl


würden die geistigen, körperlichen, die vererbungsfähigen Vorzüge statt des


Geldsackes den Ausschlag geben.


Mit der Bodenverstaatlichung wird jeder über das gesamte deutsche Reich,


und, mit der Verallgemeinerung der Bodenverstaatlichung, über die ganze Welt


verfügen. Verglichen damit sind die jetzigen Könige die reinen Bettler. Jedes 


neugeborene Kind, ob ehelich oder unehelich, wird 540.932 Quadratkilometer, 


54 Millionen Hektar Land zu seiner Verfügung haben. Und jeder wird freizügig,


keiner mehr wie die Pflanze an die Scholle gebunden sein. Jeder, dem das Klima


nicht zusagt, dem die Gesellschaft nicht gefällt, der aus irgend einem Grunde


einen Platzwechsel wünscht, löst seinen Pachtkontrakt und zieht fort. Dadurch


werden die verschiedenen deutschen Stämme, die, wie zur Zeit der


Leibeigenschaft, an der Scholle kleben und von der schönen Welt nie etwas


anderes als ihren Kirchturm gesehen, in Bewegung geraten, nette Sitten, neue


Arbeitsmethoden, neue Gedanken kennen lernen. Die verschiedenen Stämme


werden sich kennen lernen und auch einsehen, daß keiner besser als der andere


ist, daß wir allesamt nur eine schmutzige, lasterhafte Gesellschaft gebildet


haben. Und da, wie bekannt, man sich des Lasters in der Regel vor Fremden


mehr schämt als in der Heimat vor Bekannten und Verwandten, so ist anzuneh-


men, daß der Verkehr mit Fremden die Sitten strenger und reiner machen wird.


Aber die Bodenverstaatlichung dringt umgestaltend in das innerste Wesen des


Menschen: den gemeinen Knechtssinn, der aus der Zeit der Leibeigenschaft


noch dem Menschen anhaftet (dem Herrn nicht weniger als dem Knechte),


solange der Privatgrundbesitz, diese Grundlage der Leibeigenschaft, fortbesteht,


diesen knechtischen Sinn wird der Mensch mit dem Privatgrundbesitz endgültig


abschütteln; er wird sich wieder aufrichten wie eine junge Tanne, die, vom nie-


derzwingenden Gewichte des Schnees befreit, kerzengerade wieder empor-


schnellt. „Der Mensch ist frei, und wär’ er in Ketten geboren.“ Allen Einflüssen


paßt sich der Mensch an, und jeder Schritt auf der Bahn der Anpassung kommt


durch Vererbung dem kommenden Geschlechte zugute. Nur in bezug auf die


Knechtschaft findet keine Vererbung 


72







statt. Nicht einmal Narben wird darum auch der Privatgrundbesitz im Charakter


der Knechte zurücklassen.


Von dieser wurzelechten, weil wirtschaftlich begründeten Freiheit, die uns die


Bodenverstaatlichung bringt, dürfen wir daher mit Recht alle die Kulturfrüchte


erwarten, die wir bisher umsonst einzuheimsen hofften. Muß der politische Friede


im Innern nicht auch nach außen sich bemerkbar machen, wie die Zufriedenheit


im Innern Menschen sich in seinen Gesichtszügen widerspiegelt? Der herrische,


gemeine, rohe Ton, der sich als natürliche Frucht der gemeinen Gesinnung, die


die Grundrente groß zieht, in den politischen Verhandlungen einbürgert, muß


auch unsere auswärtige Politik beeinflussen. Wir sind durch den ewigen


Widerstreit der Interessen, den der Privatgrundbesitz mit sich bringt, gewöhnt


worden, in jedem Nachbarn, in jedem Nachbarvolk nur Feinde zu sehen, die uns


Böses wollen und gegen die wir uns wappnen müssen, wenn es nicht angeht,


augenblicklich über sie herzufallen und sie zu erschlagen. Denn nicht als


Menschen und Brüder stehen sich die Völker gegenüber, sondern als


Grundbesitzer. Schafft man hüben und drüben den Privatgrundbesitz ab, so wird


damit der Zankapfel beseitigt. Es bleiben dann anstelle der Grundrentner nur


Menschen, die vom gegenseitigen Verkehr nur Befruchtung ihrer Industrie, ihrer


Religion, ihrer Kunst, Moral, Gesetzgebung, niemals aber Schaden erwarten 


können. Mit der Bodenverstaatlichung wird jedes Privatinteresse an der Höhe der


Grundrenten beseitigt, und, wenn das in allen Nachbarländern der Fall ist, wer


würde dann noch ein Interesse haben an den Grenzzöllen, die den Verkehr der


Völker verpesten, Zwietracht stiften, zu Repressalien führen und alle Interessen


so verwirren, bis sich die Völker nicht anders als durch Pulver und Blei wieder


Luft machen können. Mit der Bodenverstaatlichung und noch mehr durch die im


2. Teil d. B. dargestellte Geldreform bürgert sich der Freihandel von selbst ein.


Nun lassen wir den vollen Freihandel nur einige Jahrzehnte sich frei entwickeln


und entfalten, und wir werden bald sehen, wie innig das Interesse der Völker mit


der Förderung und Aufrechterhaltung dieses Handels verknüpft ist, mit welcher


Liebe gute Beziehungen zu den Nachbarvölkern vom ganzen Volke gepflegt 


werden, wie die Familien hüben und drüben durch Bande der


Blutsverwandtschaft fest aneinander gekettet werden, wie die Freundschaft 


zwischen Künstlern, Gelehrten, Arbeitern, Kaufleuten, Geistlichen alle Völker der


Welt zu einer einzigen, großen Gesellschaft verketten wird, zu einem


Völkerbund, den die Zeit und die Privatinteressen immer nur inniger und fester


schnüren, bis zum Verschmelzen der Teile zusammenschweißen können.


Ohne Privatgrundrenten gibt es keinen Krieg mehr, weil es keine Zölle mehr


gibt. Die Bodenverstaatlichung ist daher gleichzeitig Weltfreihandel und


Weltfriede.
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In bezug auf das allgemeine Lohngesetz ist nur zu sagen, daß mit der


Bodenverstaatlichung und nach Tilgung der Schuld


die gesamten Grundrenten in den Lohnschatz
ausgeschüttet werden und daß dann der allgemeine Arbeitsertrag gleich sein


wird dem gesamten Arbeitsprodukt, abzüglich Kapitalzins.


22. Wie läßt sich 
die Forderung der Bodenverstaatlichung begründen.


Der normale Mensch beansprucht die ganze Erdkugel, er betrachtet sie als ein


Glied des Menschen, als ein untrennbares, anatomisches Hauptorgan, und zwar


die ganze Erdkugel, nicht einen Teil derselben; und die Frage, die er zu beant-


worten hat, ist die, wie jeder in den Vollgebrauch dieses Hauptorgans gelangen


kann.


Teilung der Erde ist ausgeschlossen, denn durch die Teilung erhält jeder nur


einen Teil, während er doch das ganze braucht. Kann man die Ansprüche der


einzelnen Familienglieder auf die Suppenschüssel damit befriedigen, daß man


diese zerschlägt und jedem eine Scherbe hinwirft? Außerdem müßte bei jedem


Begräbnis, bei jeder Geburt die Teilung von neuem beginnen, ganz abgesehen,


daß die Teile durch Lage, Qualität, Klima sämtlich verschieden sind, und darum


niemand zufrieden gestellt werden kann. Denn während der eine seinen Teil auf


sonniger Höhe haben möchte, sucht der andere die Nähe einer Bierbrauerei auf.


Die Teilung (heute in der Regel durch Erbschaft) nimmt jedoch keine Rücksicht


auf solche Wünsche, und so muß der Bierphilister täglich von der sonnigen Höhe


herunter, um unten im Tale sein Bäuchlein zu füllen während der andere nach


der sonnigen Höhe lechzt und in der Talluft geistig und körperlich ver-


kümmert.


Durch die Teilung wird niemand befriedigt; die Teilung kettet den Menschen an


die Scholle, besonders wenn, wie das in der Regel der Fall ist, der Austausch


der Teile (Umsatz) durch Umsatzsteuern erschwert wird. So möchte mancher


wohl aus Gesundheitsrücksichten wegziehen, mancher, der mit der


Nachbarschaft verfeindet ist, täte aus Sicherheitsrücksichten wohl eine andere


Gegend aufzusuchen, aber sein Grundbesitz läßt ihn nicht los.


Die Umsatzsteuer beträgt vielerorts in Deutschland 1–2–3 Prozent, im Elsaß


gar 5%. Bedenkt man, daß in der Regel die Grundstücke zu 3/4 hypothekiert sind,


so bilden die 5% Umsatzsteuer schon 20% der Anzahlung oder des Kapitals des


Käufers. Wenn also jemand nur fünfmal seinen Platz wechselt – was für die gute


Entwicklung des Menschen durchaus nicht zu viel 
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ist – so löst sich sein ganzes Bodenkapital in Steuern auf. Mit der Wertzuwachs-


steuer der Bodenreformer, die nur beim Umsatz erhoben wird, verschlimmert


man noch die Sache.


Für junge Landwirte ist der hohe Norden vortrefflich; mit dem Alter, wenn der


Stoffwechsel träger wird, ist ein gemäßigtes Klima manchmal vorzuziehen, 


während ganz alte Leute in warmen Ländern sich am wohlsten fühlen. – Wie soll


man nun mittels Teilung all diesen und tausend anderen Wünschen gerecht wer-


den? Soll jeder seinen Acker im Koffer herumschleppen? Sollen sie ihren Teil


hier verkaufen, um ihn dort wieder zu kaufen? Was das bedeuten würde, weiß


jeder, der dem Grundstückshandel nicht unausgesetzte Aufmerksamkeit schen-


ken kann, aber durch die Verhältnisse gezwungen wird, seinen Platz mehrmals


zu veräußern. Es geht ihm, wie dem Bauern, der eine Kuh zu Markte führte und


nach einer Reihe von Tauschgeschäften schließlich einen Kanarienvogel heim-


brachte. Darum muß gewöhnlich der Grundbesitzer für den Verkauf „die


Gelegenheit abwarten“. Aber während er hier die Gelegenheit für den Verkauf,


und dann dort wieder die Gelegenheit für den Kauf abwartet, vergeht die Zeit, so


daß er gewöhnlich auf die Vorteile, die er vom Ortswechsel erwartet, verzichten


muß. Wie mancher Bauer möchte gern in die Nähe der Stadt ziehen, um seinen


begabten Kindern den Besuch der Schulen zu ermöglichen, wie mancher möchte


die Nähe der Stadt fliehen, um seine Kinder in jungfräulicher Natur großzu-


ziehen! Wie mancher gute Katholik, den sein Erbteil unter die Protestanten 


verpflanzt hat, sehnt sich zurück in die katholische Gemeinde. Der Grundbesitz


beraubt sie all dieser Genüsse; der Grundbesitz macht aus ihnen Kettenhunde,


Leibeigene, Sklaven des Bodens.


Und wie mancher, der gern bis an sein Lebensende die Scholle bebauen


möchte, auf der schon seit Urzeiten seine Väter den Pflug führten, wird von


einem Gläubiger, einem Wucherer, vom Steuerexekutor vertrieben. Die


Eigentumsgesetze verjagen ihn von seinem Eigentum.


Und wie mancher, der von seinem Vater sein „Teil“ geerbt und seine 9 Ge-


schwister nur durch Übernahme einer Hypothek von 90% hat auszahlen können,


wird jetzt durch die Hypothek erdrosselt. Eine geringe Lohnsteigerung, ein


schwacher Rückgang der Grundrente (der allein schon durch eine Herabsetzung


der Schiffsfrachten herbeigeführt werden kann) genügt, im ihm die Möglichkeit zu


nehmen, den Hypothekenzins zu zahlen, genügt, um die ganze Wirtschaft unter


den Hammer zu bringen. Die sogen. Not der Landwirtschaft, in die sämtliche


deutsche Grundbesitzer geraten waren, war ein Produkt der mit dem


Privatgrundbesitz untrennbar verbundenen Erbschaftsverschuldung des Bodens.


Der glückliche Erbe der Privatgrundbesitzung rackert sich ab, er rechnet,


schwitzt und politisiert – sein Eigentum zieht ihn unnachsichtlich in die Tiefe.


75







Viel schlimmere Folgen noch für die „Teilhaber“ hat die Teilung der Erde in


Form von Kollektivbesitz, so wie ihn der Gemeindebesitz darstellt und die


Genossenschaften erstreben. Ein Verkauf seines Anteils ist dem einzelnen nicht


möglich, und das Verlassen der Gemeinde ist mit dem Verluste des Anteils ver-


knüpft. Die Umsatzsteuer verwandelt sich hier in eine Umzugssteuer von 100%.


Es gibt Gemeinden, die nicht nur keine Steuern erheben, sondern noch bares


Geld verteilen. Um nun diese Einnahmen nicht zu verlieren, bleibt mancher in


der Gemeinde, trotzdem ihm die klimatischen, politischen, kirchlichen, geselligen


Umstände, die Bier- und Lohnverhältnisse nicht zusagen. Und ich bin überzeugt,


daß es nirgends mehr Prozesse, Zank und Mordtaten gibt, daß nirgends


unglücklichere Leute leben müssen, als gerade in solchen reichen Gemeinden.


Auch bin ich überzeugt, daß die Lohnverhältnisse in solchen Gemeinden


schlechter als anderswo sein müssen, weil die für den Erfolg der Industrie so


nötige und von den persönlichen Fähigkeiten bestimmte, freie Berufswahl durch


die hier aufgehobene Freizügigkeit ganz außerordentlich beschränkt wird. Jeder


ist hier auf die Industrie angewiesen, die sich am Orte hat entwickeln können,


und während der eine vielleicht als Astronom oder Tanzlehrer in der Welt sein


Glück gemacht hätte, muß er hier, weil er seine Gemeinderechte nicht verlieren


will, als Holzhacker sein Leben fristen.


Auf die gleichen Nachteile der „Teilung der Erde“, nur noch im Verhältnis wach-


send, stoßen wir, wenn wir die Erde unter die einzelnen Völker verteilen. Keinem


Volke genügt der ihm angewiesene Teil, keinem Volke kann dieser Teil genügen,


muß doch zu seiner gedeihlichen Entwicklung jedes Volk wie jeder einzelne


Mensch die ganze Erdkugel besitzen. Da nun der Teil nicht genügt, so sucht man


durch Eroberung den Besitz zu vergrößern. Aber zur Eroberung gehört militäri-


sche Kraft, und es ist ein durch die Geschichte der Jahrtausende bestätigtes


Gesetz, daß diese Kraft mit der Größe des Gebietes, auf das sie sich verteilt,


abnimmt, wodurch die Möglichkeit ausgeschlossen wird, daß sich alle Völker der


Erde auf dem Wege der Eroberung einigen können. Die Eroberung beschränkt


sich darum gewöhnlich auf kleine Happen, die dann bei einer passenden


Gelegenheit wieder verloren gehen. Und was der eine durch die Eroberung


gewinnt, verliert der andere; und da dieser andere das gleiche Bedürfnis nach


Ausdehnung empfindet, so bereitet er sich auf Rückeroberung vor und lauert auf


Gelegenheit, über den Nachbarn herzufallen.


So hat nun schon so ziemlich jedes Volk versucht, sich durch Eroberung in 


den ersehnten Besitz der Erdkugel zu setzen, immer mit dem gleichen Mißerfolg.


Das Schwert wird, wie jedes Handwerkszeug, stumpf durch den Gebrauch. Und


welche Opfer werden diesen kindischen Versuchen immer und immer wieder


gebracht. Ströme von Blut, Berge von Leichen, Meere von Geld und Schweiß.


Dabei keine Spur eines Erfolges. Die politische Weltkarte sieht heute aus wie ein


Bettlerrock, geflickt 
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und zerfetzt; neue Grenzzäune erheben sich alle Tage, und eifersüchtiger denn


je bewacht jeder seinen Knochen, seine von den Vätern geerbte Bettelsuppe.


Kann man heute noch mit vernünftigen Gründen hoffen, daß einmal ein Eroberer


erstehen wird, der uns alle vereint? Unsinnig wäre eine solche Hoffnung. Die


Teilung führt zu Krieg, und der Krieg kann nur zusammenflicken. Die Nähte 


reißen immer wieder auf. Der Mensch braucht die ganze Erde, die ganze Kugel,


keinen zusammengeflickten Fetzen. Und zwar jeder einzelne Mensch, jedes 


einzelne Volk; und so lange diesem Elementarbedürfnis des Menschen nicht


genügt wird, gibt es Krieg. Mann gegen Mann, Volk gegen Volk, Kontinent gegen


Kontinent. Wobei noch zu beachten ist, daß der aus solchen Ursachen ent-


brannte Krieg stets und regelmäßig das Gegenteil dessen erzeugen muß, was


die Kriegführenden bezwecken. Trennung statt der Einigung; Verkleinerung statt


Vergrößerung, Abgründe statt Brücken.


Es ist ja wahr, daß mancher Philister sich am „gemütlichsten“ in einer ver-


räucherten Bierkneipe fühlt, daß mancher Spießbürger sich unsicher, unbehag-


lich fühlt oben auf dem Gipfel des Berges. Auch von den Altpreußen erzählt man,


daß sie der Vereinigung mit dem deutschen Reiche mit Widerwillen zugestimmt


haben; der neue Glanz blendete sie: die Bettlerinstitution der Erdteilung erzeugte


eben ein Bettlergeschlecht. Borussia, der immer nur Kupferstücke zugeworfen


wurden, erschrak, als ihr aus Versehen ein Nickel in den Schoß fiel.


Darum: weg mit diesen veralteten, stumpfen Werkzeugen, weg mit den


Kanonen, weg mit dem Puppenspiel. Weg mit den Zaunpfählen, mit den


Zollgrenzen, ins Feuer mit den Grundbüchern. Keine Teilung und Zertrümmerung


der Erdkugel, keine Scherbe. Suum cuique – jedem das Ganze.


Wie kann man nun dieser Forderung ohne Kommunismus, ohne internationale


Verbrüderung und ohne Aufhebung der staatlichen Selbständigkeit der einzelnen


Volkshaufen genügen?


Sehen wir zu, wie die Bodenverstaatlichung diese Fragen beantwortet, wie sie


das scheinbar Unmögliche mit einfachen Mitteln erzielt.


Das Privatgrundeigentum wird aufgehoben, der Boden als Staatseigentum
erklärt. Dann wird der Boden für die Zwecke der Arbeit parzelliert, und die
Parzellen öffentlich meistbietend verpachtet. Das Pachtgeld wandert in eine
gemeinsame Kasse, um von hier wieder auf alle gleichmäßig verteilt zu 
werden.


Das ist in großen Zügen die Forderung.


Wird nun mit der Verwirklichung dieser Forderung nicht schon jedem das


ganze, innerhalb der Staatsgrenze gelegene Land zugänglich gemacht und als


sein Eigentum erklärt? Erhält nach diesem System nicht jeder das Land zuge-


wiesen, wonach er sich sehnt, wird nicht hierdurch jeder Wunsch, ja, jede Laune 
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und Grille berücksichtigt? Wird das Umzugsgut durch dieses System nicht um


den ganzen Ballast des Grundeigentums erleichtert und die Freizügigkeit nicht


nur gesetzlich, sondern auch materiell eingeführt?


Sehen wir näher zu. – Ein Bauer bewirtschaftet in der norddeutschen


Tiefebene einen großen Hof mit seinen Buben. Jedoch, da diese nichts von der


Landwirtschaft wissen wollen und in die Stadt ziehen, um ein Gewerbe zu be-


treiben, so wird der Hof zu groß für den Bauern, dessen Leistungsfähigkeit über-


dies durch Alter und Gebrechlichkeit abgenommen hat. Er möchte also einen


kleineren Hof bewirtschaften und dies mit der Erfüllung eines Jugendtraumes


verbinden, nämlich auf Bergen zu wohnen, die ihm wohl oft geschildert wurden,


die er aber nie gesehen hat. Auch möchte er nicht weit von Frankfurt wohnen,


weil sich seine Söhne dort niederließen.


Das wäre nun heute eine ziemlich schwierige, für einen Bauern fast unausführ-


bare Sache. Erstens muß er seinen Hof in Norddeutschland verkaufen und die


Gelegenheit dazu abwarten. Dann weiß er nicht, ob er auch gleich dort in der


Gegend von Frankfurt einen Hof käuflich finden wird. Und zwar einen Hof, der


seinen Bedürfnissen und Wünschen entspricht. Er wünscht, wie gesagt, entspre-


chend seiner verminderten Leistungsfähigkeit einen kleinen Hof, entsprechend


seinem Alter einen warmen sonnigen Platz, entsprechend seinen Jugendträumen


eine waldige, bergige Gegend.


Nach Einführung der Bodenverstaatlichung ist die Sache anders.


Grundeigentum hat er nicht, er ist also frei, freizügig, wie ein Zugvogel. Selbst


den Ablauf seines Pachtkontraktes braucht er nicht abzuwarten, da er gegen


Zahlung einer Buße den Vertrag alle Tage lösen kann. Er bestellt sich also den


illustrierten Katalog, den die einzelnen Provinzen regelmäßig über die zur Pacht


stehenden Höfe ausgeben und merkt sich diejenigen Höfe, die seinen


Verhältnissen am besten entsprechen. An Auswahl wird es nicht fehlen, denn


rechnen wir mit einer durchschnittlichen Pachtdauer von 20 Jahren, so würde


von je 20 Höfen jährlich einer frei, oder jährlich etwa 150.000 Höfe in


Durchschnittsgröße von 10 Hektaren – und zwar große und kleine, für alle


Verhältnisse, im Gebirge, in der Ebene, am Rhein, an der Elbe, an der Weichsel,


in katholischen und protestantischen Gegenden, in konservativen, liberalen,


sozialistischen Kreisen, im Morast, im Sande, am Meer, für Viehzüchter oder


Zuckerrübenbauer, im Walde, im Nebel, an frischen Bächen, in verräucherten


Industriegegenden, in der Nähe der Stadt, der Brauerei, der Garnison, des


Bischofs, der Schule, im französischen und polnischen Sprachgebiet, für


Lungenkranke, für Herzleidende, für starke und schwache, alte und junge – kurz


gesagt eine Auswahl von jährlich 150.000 Höfen, die zu seiner Verfügung stehen,


die sein Eigentum darstellen, die er nur zu bearbeiten braucht. Wird da nicht


jeder sagen können, daß er das ganze Reich besitzt? Was fehlt ihm denn noch


zum Besitze des Reiches? 
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Mehr als einen Hof kann er doch nicht gleichzeitig bewohnen und besitzen. Denn


besitzen heißt darauf sitzen. Auch wenn er ganz allein die Erde bewohnte, müßte


er sich doch für einen Platz entschließen.


Aber die Pacht, der Pachtzins? Gewiß, man wird ihm eine Pacht abfordern,


aber diese Pacht ist die Gegenleistung der Grundrente, die kein Produkt des


Bodens, sondern ein Produkt der Gesellschaft bildet. Vom Baugrund der Stadt


Berlin werden jährlich 120 Millionen an Renten erhoben; ohne die Stadt würde


man von demselben Boden als Kartoffelland vielleicht nur ebenso viele Hunderte


erheben können. Es ist also die Stadt, nicht der Boden, der die 120 Millionen


erzeugt. Und der Mensch hat ein Recht auf die Erde, nicht auf die Menschen.


Wenn also der Bauer die Rente, die er in den Preisen seiner Feldfrüchte von der


Gesellschaft erhebt, wieder in Form von Pacht an die gleiche Gesellschaft


abträgt, so wirkt er einfach als Rendant, als Rentenerheber, als


Steuerempfänger; sein Recht auf den Boden wird dadurch nicht verkümmert. Er


gibt der Gesellschaft zurück, was ihm diese im Preise der Bodenprodukte über


seine Arbeit hinaus bezahlt hatte. Da nun aber der Pächter auch wieder Mitglied


der Gesellschaft ist, so kommt auf ihn auch wieder sein Anteil an den


Pachtsummen. Er bezahlt also tatsächlich auch nicht einmal Pacht; er liefert nur


die von ihm einkassierten Renten zur genauen Verrechnung mit der Gesellschaft


an diese ab.


Wir müssen also zugeben, daß mit der Bodenverstaatlichung das Recht jedes


Einzelnen auf das ganze deutsche Gebiet in absoluter Form geschützt und ver-


wirklicht wird.


Aber mit der deutschen Scherbe ist dem zivilisierten Menschen nicht genügt.


Er reklamiert das Ganze, die Erdkugel, als sein Eigentum, als ein anatomisches


Glied seiner Persönlichkeit.


Auch diese Schwierigkeit löst die Bodenverstaatlichung. Denken wir uns die


Bodenverstaatlichung auf alle Länder ausgedehnt; ein Gedanke, der alles


Absonderliche verliert, wenn wir überlegen daß so manche nationale Einrichtung,


sobald sie sich als gesund erweist, die Grenzen des Landes überschreitet und


sich die ganze Welt erobert. Ich brauche hier nur an die allgemeine Wehrpflicht,


den obligatorischen Schulunterricht, den Parlamentarismus, den Weltpostverein


usw. usw. zu erinnern! Also angenommen, die Bodenverstaatlichung sei interna-


tional eingeführt und durch Verträge dahin ergänzt worden, daß einwandernde


Bürger anderer Staaten als gleichberechtigt angesehen werden, was ja schon


heute in bezug auf die Gesetze so ziemlich allgemein der Fall ist. Was fehlt dann


noch für die Verwirklichung des Rechtes jedes einzelnen Menschen auf den


Besitz der ganzen Erdkugel? Die ganze Welt bildet von nun an sein uneinge-


schränktes Eigentum: er kann überall, wo es ihm gefällt, sich ansiedeln, und


zwar völlig umsonst, denn die Pacht, die er bezahlt, wird, wie gesagt, nicht vom


Boden erhoben, sondern als 
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Gegenleistung der Rente, die er in den Preisen der Produkte von der


Gesellschaft erhebt und die ihm in den Staatsleistungen zurückgegeben wird.


Also durch die Bodenverstaatlichung, sobald sie international durchgeführt


wird, kommt jeder einzelne Mensch in den Besitz der ganzen Erdkugel. Sie


gehört ihm, sie ist, wie sein Kopf, sein absolutes Eigentum. Sie ist mit ihm 


verwachsen. Sie kann ihm nicht auf Grund eines protestierten Wechsels, einer


Hypothek, einer Gutschrift für einen verkrachten Freund, abgenommen, 


amputiert werden. Er kann machen, was er will, trinken, spielen, spekulieren,


sein Eigentum ist unantastbar. Ob er das Erbe seiner Väter mit 12 Geschwistern


teilen muß, oder ob er fils unique ist; für das Grundeigentum ist das gleichgültig


geworden. Ganz unabhängig von seiner Person und seinen Handlungen bleibt


die Erde sein Eigentum. Liefert er die im Preise der Ackererzeugnisse ein-


kassierte Rente nicht an die Gesellschaft ab, so wird man ihn unter Vormund-


schaft stellen, aber die Erde bleibt darum nicht weniger sein Eigentum.


Durch die Bodenverstaatlichung kommt jedes Kind als Grundeigentümer zur


Welt, und zwar hält jedes Kind, ob ehelich oder unehelich geboren, wie das


Christuskind zu Prag die Erdkugel in der Hand. Den Schwarzen, den Roten, 


den Gelben, den Weißen, allen ohne Ausnahme, gehört die Erde ungeteilt.


Staub bist du, und in Staub wirst du zerfallen. Das scheint wenig, aber man


unterschätze die wirtschaftliche Bedeutung dieses Staubes ja nicht. Denn dieser


Staub ist ein Bestandteil der Erde, die den Grundbesitzern gehört. Um zu werden


und zu wachsen, brauchst du Bestandteile der Erde; schon ein geringer


Fehlbetrag an Eisen in deinem Blut bringt dich um deine Gesundheit. Ohne die


Erde und (falls diese den Grundbesitzern gehört) ohne Erlaubnis der


Grundbesitzer darf niemand geboren werden. Das ist durchaus keine Über-


treibung. Die Analyse deiner Asche ergibt einen gewissen Prozentsatz erdiger


Bestandteile, die niemand aus der Luft gewinnen kann. Diese erdigen


Bestandteile gehörten einmal der Erde oder ihren Eigentümern, sie sind von 


diesen gekauft oder gestohlen worden. Eins von beiden.


In Bayern wird die Erlaubnis zum Heiraten von einem gewissen Einkommen


abhängig gemacht. Die Erlaubnis zur Geburt wird gesetzlich allen denen versagt,


die den Staub nicht bezahlen können, der für den Aufbau ihres Knochengerüstes


nötig ist.


Ohne Erlaubnis der Grundbesitzer darf aber auch niemand sterben, denn in


Staub wirst du zerfallen, und dieser Staub beansprucht Platz auf der Erde, und


was nun, wenn der Grundbesitzer dir diesen Platz versagt? Wer daher ohne


Erlaubnis auf dem Boden eines Grundbesitzers stirbt, der bestiehlt den


Grundbesitzer. Und der Diebstahl wird doch unter die himmel-
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schreienden Sünden klassifiziert. Den Mammon darf jeder heute anbeten, aber


Diebstahl? Wer darum seine Begräbnisstelle nicht bezahlen kann, fährt gerades-


wegs in die Hölle, wo Heulen und Zähneknirschen das Knistern des ewigen


Feuers begleiten. Darum sagt auch das spanische Sprichwort: Er hat nicht, wo er


zum Sterben hinfallen darf. Und die Bibel: Des Menschen Sohn hat nicht, wo er


sein Haupt hinlegen kann.


Aber zwischen Wiege und Sarg liegt das ganze lange Leben, und das Leben


ist ja bekanntlich ein Verbrennungsprozeß. Der Körper ist ein Ofen, worin eine


konstante Hitze erhalten werden muß, wenn der Lebensfunken nicht sofort er-


löschen soll. Diese Wärme sucht man innerlich durch Nahrungszufuhr, äußerlich


durch Kleidung und Wohnung als Schutz gegen Wärmeausstrahlung zu erhalten.


Nun gehören aber wieder die Nahrungsmittel, wie auch die Kleiderstoffe und


das Wohnungsmaterial zu den Produkten der Erde, und was nun, wenn die


Eigentümer dieser Erde dir diese Stoffe verweigern?


Ohne die Erlaubnis der Erdbesitzer wird also niemand essen, sich kleiden,


überhaupt leben dürfen.


Das ist auch durchaus keine Übertreibung. Die Amerikaner versagen den


Chinesen die Einwanderung, die Australier weisen von ihren Küsten alle ab,


deren Haut nicht hellweiß ist; selbst schiffbrüchige Malayen, die an der austra-


lischen Küste Schutz suchten, wurden mitleidslos wieder ausgewiesen [Land


Values, 1905 S. 138.]. – Und wie verfährt bei uns die Polizei mit allen, die nicht über


die Mittel verfügen, sich die Produkte der Erde zu kaufen? Du hast nichts, du


lebst aber, folglich stiehlst du. Deine Körperwärme, die nur die Frucht eines mit


Bodenprodukten unterhaltenen Feuers sein kann, verrät deine Missetat, verrät,


daß du stiehlst! Marsch ins Gefängnis! Darum pflegen ja auch die


Handwerksburschen sich einen unantastbaren eisernen Geldfonds zuzulegen,


darum stellen sie sich, im Vollbewußtsein ihrer Schuld, mit den Worten vor:


Entschuldigen Sie, ein armer Reisender.


Häufig hört man die Redensart: Der Mensch habe ein natürliches Recht auf die


Erde. Das ist aber Unsinn, denn dann könnte man auch sagen, der Mensch habe


ein Recht auf seine Glieder. Von „Rechten“ wollen wir hier nicht reden, sonst


könnte man ja auch sagen, die Tanne habe ein Recht, ihre Wurzeln in die Erde


zu senken. Kann der Mensch im Luftballon sein Leben verbringen? Die Erde
gehört zum Menschen, sie bildet einen organischen Teil des Menschen, wir


können uns den Menschen ohne die Erde ebensowenig denken, wie ohne Kopf


und Magen. Wie der Kopf, so ist auch die Erde ein Teil, ein Glied des Menschen.


Wo beginnt der Verdauungsapparat des Menschen und wo hört er auf? Dieser


Apparat fängt nirgendwo an und hat auch kein Ende, er bildet einen 
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geschlossenen Kreis ohne Anfang und Ende. Die Stoffe, die der Mensch braucht,


sind im Rohzustand unverdaulich – sie müssen vorher bearbeitet werden, eine


Verdauung durchmachen. Und diese Vorarbeit verrichtet nicht der Mund, sondern


die Pflanze. Diese sammelt und verwandelt die Stoffe, so daß sie auf ihrem 


weiteren Weg durch den Verdauungskanal assimiliert werden können. Die


Pflanzen mit ihrem Standort in der Erde gehören also ebenso zum Menschen,


wie der Mund, die Zähne, der Magen.


Jedoch ist dem Menschen nicht wie der Pflanze mit einem Teile der Erde


gedient, der Mensch braucht die ganze Erde, und zwar braucht jeder einzelne


Mensch die ganze Erde ungeteilt. In Tälern und Inseln wohnende oder durch


Mauern und Zölle abgeschlossene Völker verkümmern, sterben aus. Handels-


völker dagegen, die mit allen Produkten der Erde ihr Blut würzen, bleiben frisch,


vermehren sich und erobern die Welt. Die leiblichen und geistigen Bedürfnisse


der Menschen senken ihre Wurzeln in jedes Krümelchen der ganzen Erdrinde;


sie umfassen die Erde wie mit Polypenarmen. Alles braucht der Mensch, nicht


einen Teil. Er braucht die Produkte der Tropen, der gemäßigten Zone und des


hohen Nordens, er braucht für seine Gesundheit die Gebirgs-, See- und


Wüstenluft. Zur Geistesauffrischung braucht er den Verkehr und die Erfahrung


aller Völker der Erde. Er braucht alles, selbst die Götter der verschiedenen


Völker braucht er als Vergleichsobjekte für seine Religion. Die ganze Erdkugel,
so wie sie da im prächtigen Flug um die Sonne kreist, ist ein Teil, ein Organ
des Menschen, jedes einzelnen Menschen.


Dürfen wir nun gestatten, daß einzelne Menschen Teile dieser Erde, Teile von


uns selbst, als ausschließliches und ausschließendes Eigentum in Beschlag 


nehmen, Zäune errichten und mit Hunden und dressierten Sklaven uns von


Teilen der Erde abhalten, uns ganze Glieder vom Leibe reißen? Bedeutet ein 


solches Vorgehen nicht dasselbe, wie eine Amputation an uns selbst?


Man wird vielleicht diesen Vergleich nicht gelten lassen wollen, weil das


Abschneiden eines Grundstückes nicht mit Blutverlust verbunden ist! Blutverlust!


Wäre es doch nur gemeiner Blutverlust! Eine gewöhnliche Wunde heilt; man


schneidet ein Ohr, eine Hand ab, der Blutstrom versiegt, die Wunde vernarbt.


Aber die Wunde, die uns die Amputation eines Grundstückes am Leibe hinter-


läßt, eitert ewig, vernarbt nie. An jedem Zinstermin, am Martinstag, springt die


Wunde immer wieder auf, und das rote goldene Blut fließt in Strömen ab. 


Bis aufs Weiße wird da der Mensch geschröpft, blutleer wankt er einher. 


Die Amputation eines Grundstücks von unserem Leibe ist die blutigste aller


Operationen, sie hinterläßt eine jauchige, klaffende Wunde, die nur unter der


Bedingung heilen kann, daß das geraubte Glied wieder angesetzt wird.
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Aber wie? Ist nicht die Erde schon zerstückelt, in Scherben zerschlagen, zer-


teilt und verteilt? Und hat man darüber keine Urkunden ausgestellt, die geachtet


werden müssen? Unsinn, nichts als Unsinn!


Wer hat die Urkunden ausgestellt, wer hat sie unterschrieben? Ich selbst habe


in meinem Namen niemals in die Teilung der Erde, meiner Glieder, eingewilligt;


und was andere für mich ohne meine Zustimmung getan haben, was geht das


mich an? Für mich sind alle diese Urkunden Makulatur. Ich habe die Einwilligung


zu der Amputation nicht gegeben, die aus mir einen Krüppel macht. Darum 


fordere ich meine geraubten Glieder zurück und erkläre jedem den Krieg, der mir


einen Teil der Erde vorenthält.


Aber hier auf diesen vergilbten Pergamenten steht die Unterschrift deiner


Vorfahren! Ganz recht, ich lese dort meinen Namen – aber ob der Name


gefälscht wurde, wer weiß es? Und wenn auch die Unterschrift echt wäre, wofür


sogar die Möglichkeit eines Beweises fehlt, so sehe ich neben der Unterschrift


ein Loch, das vom Dolch herrührt, mit dem die Unterschrift erpreßt wurde, da


doch niemand ohne unmittelbare Lebensgefahr einzelne seiner Glieder opfert.


Der Fuchs beißt sich auch wohl ein Bein ab, aber nur, wenn er in der Falle sitzt.


Und schließlich ist denn heute jemand verpflichtet, die Schulden seiner Vorfahren


anzuerkennen, sind die Kinder für die Sünden ihrer Vorfahren haftbar? Dürfen


die Eltern ihre Kinder verstümmeln, darf der Vater seine Tochter verkaufen?


Unsinn, alles Unsinn.


Den Kindern der Säufer wird ein Vormund bestellt: und wer sagt, daß nicht alle


diese Grundbuchurkunden im Rausche unterschrieben wurden? Nach dem stati-


stisch ermittelten durchschnittlichen Alkoholkonsum mußten ja unsere Vorfahren


in einem ewigen Rausche gelebt haben. Es waren Säufer, die die Erde verjubelt


haben, Säufer, wie die alten Germanen, die im Rausche Weib und Kind aufs


Spiel setzten. Nur versoffenes Gesindel verkauft sich oder seine Glieder, nur ver-


soffenes Gesindel kann die Grundbuchurkunden freiwillig unterschrieben haben.


Denke man sich doch nur, es käme vom Monde herunter ein Mann mit einer


Schnapsflasche, um hier Land für den Mond zu kaufen! Würde man ihm erlau-


ben, Teile dieser Erde, große und kleine, fortzuschleppen? Und doch ist es völlig


gleich, ob die Erde auf den Mond getragen wird, oder ob ein Grundeigentümer


sie in Beschlag nimmt. Der Grundeigentümer läßt nach Einziehung der


Grundrente ja doch nur Öd- und Wüstland zurück. Wenn unsere


Grundeigentümer die gesamte Ackerkrume Deutschlands aufrollten und nach


dem Monde schleppten, – für den Rest des Volkes wäre das gleichgültig. Trotz


der Hungersnot führten die in Paris prassenden russischen Grundbesitzer riesige


Mengen Getreide aus Rußland aus, so daß selbst die Kosaken in Not gerieten,


und man im Interesse der Ordnung ein Ausfuhrverbot erließ.
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Kann man also anders annehmen, als daß die Unterschriften im Grundbuch


mit dem Dolche erpreßt, mit der Schnapsflasche erschwindelt wurden? Das


Grundbuch, das ist das Verbrecheralbum Sodoms und Gomorrhas, und wenn


irgendein Grundbesitzer die Verantwortung für die Handlungen seiner Vorfahren


übernehmen möchte, so müßte man ihn gleich wegen Betrugs und Erpressung


einsperren.


Jakob erpreßte von seinem Bruder für einen Teller Linsen dessen ganze


Viehweide, als dieser, dem Verhungern nahe, von der Wolfsjagd heimkehrte.


Sollen wir nun diesem Wucher die sittliche Weihe geben, dadurch, daß wir die


Nachkommen Esaus mit der Polizei von der Benutzung jener Weide abhalten?


Jedoch, wir brauchen nicht bis auf Esau zurückzugreifen, um die Urgeschichte


unserer Urkunden aufzudecken. „Die Besiedelung der meisten Länder hat


ursprünglich auf dem Wege der Okkupation, der Eroberung, stattgefunden, und


auch später hat oft genug das Schwert die bestehende Teilung wieder verändert“


[Anton Menger: Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag. 4. Aufl. S. 2].


Und wie wird heute unter unseren Augen die Okkupation betrieben? Für eine


Flasche Schnaps für sich, und eine alte Krinoline für seine Gemahlin, veräußerte


der schwarze Hererokönig das von ihm den Hottentotten entrissene Land.


Millionen von Hektaren, die ganze Weide ihrer Herden. Wußte er, was er tat, als


er mit dem Schnapse im Kopfe das verräterische + unter das Schriftstück setzte?


Wußte er, daß dieses Schriftstück nunmehr als wertvolles Dokument wie ein


Heiligtum in eisernem Schranke aufbewahrt, von einer Schildwache Tag und


Nacht behütet würde? Wußte er, daß nunmehr er und sein ganzes Volk auf jenes


unbeholfene Kreuz genagelt würden, daß er von da ab für jede seiner Kühe eine


Rente würde zahlen müssen – er, seine Kinder, seine Enkel, heute, morgen,


ewig? Das wußte er nicht, als er das von den Missionaren erlernte Zeichen des


Kreuzes auf das Schriftstück malte. Wie kann man auch mit dem


Christuszeichen betrogen und bestohlen werden? Und wenn er die Bedeutung


des Schriftstückes kannte, warum hat man den Lumpen als Volksverräter nicht


an den ersten besten Baum geknüpft? Aber er wußte es nicht, das geht ganz


klar daraus hervor, daß, als er an der Praxis den Inhalt des Dokumentes ver-


stehen lernte, er sich erhob, um das „betrügerische Gesindel“ (in den deutschen


Zeitungen nennt man die unglücklichen Eingeborenen, die ihren „Freiheitskrieg“


mit den ihnen zur Verfügung stehenden Waffen führen, in der Regel


Mordbrenner, Diebe, Gesindel usw.) zu vertreiben. Freilich nutzlos, denn nun


wurde eine Hetz- und Treibjagd veranstaltet, und die wenigen, die nicht zur


Strecke gebracht wurden, hat man in die Wüste gedrängt, wo sie verhungern


werden (s. die Proklamation des Generals Trotha.)
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Das auf diese Weise okkupierte Land hat man nun, laut offizieller Auskunft, wie


folgt, verteilt: [s. Deutsche Volksstimme. 20. Dezember 1904.]


1. Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika 135.000 qkm


2. Siedelungsgesellschaft 20.000 ”


3. Hanseatische Land-, Minen- u. Handelsgesellschaft 10.000 ”


4. Kaoko Land- und Minengesellschaft 105.000 ”


5. Southwestafrika Co. Ltd 13.000 ”


6. South Afrika Territories Ltd 12.000 ”


Sa. 295.000 qkm


gleich 900 Millionen, Morgen Land.


Was haben diese 6 Personen wohl für die 900 Millionen Morgen Land ge-


geben? Einen Schnaps, ein Linsengericht. So ging es und geht es in Afrika, in


Asien, in Australien.


In Amerika hat man es noch bedeutend einfacher gemacht, da hat man das


Schriftstück mit dem + als Unterschrift gespart: Man schickte den General Roca,


den nachherigen Präsidenten, mit einer Bande Soldaten gegen die Indianer aus,


um diese von den fruchtbaren Weideplätzen der Pampa zu vertreiben. Man 


knallte die Mehrzahl nieder, schleppte die Weiber und Kinder nach der


Hauptstadt als billige Arbeitskräfte, und trieb den Rest über den Rio Negro. Das


Land wurde dann unter die Soldaten verteilt und verschrieben, die dann in der


Regel nichts Eiligeres zu tun hatten, als ihre Rechte zu verkaufen – für Schnaps


und bunte Tücher [ Im Hamburger Fremdenblatt vom 22. Dez. 1904 finde ich folgende Notiz:


„Latifundien in Argentinien. Hamburg, 22. Dez. Wie der hiesige Generalkonsul mitteilt, haben kürzlich


Verkäufe von großen Ländereien in Argentinien stattgefunden, die deutlich zeigen, wie sehr der Wert


von Grund und Boden auch in diesem Lande steigt. Antonio Devoto kaufte in dem Territorium der


Pampa von der englischen Gesellschaft South American Land Company ein Areal von 116 Leguas


mit 12.000 Stück Hornvieh, 300.000 Schafen usw. für 61/2Millionen Dollars = etwa 50.000 Dollars per


Legua von 2.500 ha. – José Guazzone, der Weizenkönig genannt, kaufte im Bezirk Navarria in der


Provinz Buenos Aires 5 Leguas á 200.000 Dollars. – Die Jewish Colonisation Society kaufte 40


Leguas, teils in Piqué, teils in der Pampa Central zum Preise von 80.000 Dollars per Legua, die der


Verkäufer Herr Federico Leloir im Jahre 1879 für 400 Dollars per Legua erstand. – Alle diese


Ländereien der Pampa, die im Jahre 1878 von den Indianerhorden befreit wurden, sind 1879/80 von


der Regierung zu 400 Dollars die Legua von 2.500 ha öffentlich verkauft worden; sie eignen sich


besonders für Viehzucht, und ihr Wert hat sich seitdem um das 150 – 200fache gesteigert, ein gutes


Zeichen für das Gedeihen und die Zukunft des Landes.“


Hierzu ist noch zu bemerken. daß die berechnete 200fache Preissteigerung nur nominell zu ver-


stehen, materiell aber bedeutend größer ist. Die 400 Dollars die Legua von 2.500 Hektaren waren in


moneda corriente zahlbar, wovon 30 auf einen heutigen Peso gingen. Die Preissteigerung ist also 


30 x 200 = 6.000fach. Es wird erzählt, daß die Soldaten ihre Landanteile für Streichhölzchen (Cajas


de fósforos) verkauften.].


So, nicht anders entstanden die heiligen, unantastbaren Rechte der heutigen


Besitzer des besten, fruchtbarsten Bodens, den es vielleicht in der Welt gibt. Der


Tummelplatz von Millionen von Schafen, Pferden und Kühen, der Boden für eine


schon im Ent-
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stehen begriffene, große Nation, befindet sich heute im Privatbesitz einer
Handvoll Leute, die nichts weiter dafür gegeben haben, als eine Flasche –
Schnaps.


In Nordamerika waren die in jüngster Zeit besiedelten Ländereien meistens
unbewohnt. Da konnte sich jeder einfach nehmen, so viel er brauchte. Jeder
Erwachsene, Mann oder Frau, hatte da das Recht auf 160 Acker Land, so daß
Familien mit 6 erwachsenen Kindern 1000 Acker gleich 400 Hektar bean-
spruchen konnten. Mit der Verpflichtung, einige Bäume zu pflanzen und zu 
pflegen, durfte jeder die doppelte Anzahl Acker (also 320) in Besitz nehmen.
Nach einer Reihe von Jahren (6) wurden Besitztitel ausgeschrieben, und das
Land war dann verkäuflich. Durch Ankauf solcher „Heimstätten“ für billiges Geld
(für eine Sache, die man so ohne weiteres überall in Besitz nehmen kann, 
konnte nicht viel gefordert werden) sind dann die Riesenfarmen von Tausenden
von Hektaren entstanden. Preis: eine Flasche Schnaps, ein protestierter
Wechsel, ein Linsengericht. So besitzen zwei Luxemburger Bauern, die Herren
Müller & Lux in Kalifornien heute einen Landsitz so groß, daß das Königreich
Preußen und das Fürstentum Lippe bequem darin Platz finden würden. Preis:
eine Flasche Schnaps, ein Linsengericht.


Die Northern-Pacific-Eisenbahn erhielt von der Regierung die Konzession für
den Bau der Eisenbahn umsonst, dazu noch die Hälfte des Landes, das sich
rechts und links der Bahn hinzieht, und zwar 40 Meilen landeinwärts. Man 
denke: 40 Meilen rechts und links der ganzen 2000 Meilen langen Bahn! Preis?
Ein Schnaps? Nein, weniger als ein Schnaps – umsonst!


Bei der Kanada-Pacific-Bahn verhält es sich ähnlich. In der von dieser
Bahngesellschaft ausgegebenen Broschüre „Die neue Weltstraße nach dem
Orient“ heißt es S. 5: „Die Gesellschaft übernahm den Bau der 1920 Meilen,
wofür sie von der Regierung eine Anzahl wertvoller Vorrechte und Freiheiten, 
ferner 25 Millionen Dollars in Geld, 25 (sage und schreibe fünfundzwanzig)
Millionen Morgen Ackerland und 638 Meilen schon fertiger Eisenbahn erhalten
hat.“


Wer nun etwa glaubt, daß als Preis dieser Leistungen die zu bauende
Eisenbahn anzusehen wäre, der irrt sich gewaltig. Die erwähnte Broschüre sagt:
die ganze Bahn sollte Eigentum der Gesellschaft sein. Aber wo, so wird man 
fragen, ist denn die Gegenleistung der geschenkten 25 Millionen Acker Land, 
der 25 Millionen Dollars in Geld, der 638 Meilen fertiger Eisenbahn und der wert-
vollen Freiheiten? Antwort: ein Schnaps, ein Linsengericht, das Risiko für die
Verzinsung des Kapitals.


So gingen hier durch einen Federstrich 25 Millionen Morgen Ackerland in den
Privatbesitz über in einem der fruchtbarsten, schönsten und gesündesten Länder.
Man hatte sich nicht einmal die Mühe gegeben, sich das Land anzusehen, das
da verschenkt werden sollte. Erst während des Bahnbaues „entdeckte“ man die
außerordentliche Fruchtbarkeit des Bodens, den der Kohlenlager, die Schönheit
der Landschaft, die Erze der 
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Berge. Und das war nicht in Afrika, sondern in dem sonst durch seine treffliche


Verwaltung rühmlichst bekannten Kanada.


So entsteht heute der Privatgrundbesitz in Ländern, von denen Europa so


abhängig ist, wie von den eigenen Äckern.


Sollen wir nun, nachdem wir wissen, wie der Privatgrundbesitz heute entsteht,


noch weiter danach forschen, wie er gestern entstand? Peor es menearlo,


schlimmer wird es, je mehr man darin herumrührt. Sollen wir die Kirche fragen,


auf wieviel Grad die Hölle geheizt worden war, als die Sterbende ihren Landsitz


der Kirche vermachte? Sollen wir die Grafen, Fürsten, Freiherren fragen, durch


welche hochverräterischen Mittel sie vom schwächlichen, kranken Kaiser die


Umwandlung des mit der Heeresfolge belasteten Lehens in lastenfreies


Besitztum erwirkten; wie sie den Einfall räuberischer Nachbarn als hochwillkom-


mene Gelegenheit benutzten, um vom Kaiser Vorrechte und Grundbesitz zu


erpressen? Peor es menearlo. Es stinkt, wenn man darin herumrührt. Sollen wir


die englischen Landlords fragen, wie sie eigentlich zum Grundbesitz in Irland


gelangten? Raub, Mord, Hochverrat und Erbschleicherei, das wären die


Antworten auf diese Fragen. Und wer mit diesen Antworten etwa nicht zufrieden-


gestellt ist, dem werden die alten Mären und Trinklieder, der jämmerliche, körper-


liche und geistige Zerfall der Rasse die gewünschte, volle Auskunft über die


Herkunft des Privatgrundbesitzes geben. Er wird sich überzeugen, daß unsere


Ahnen eine Bande von Säufern waren, die das Erbe ihrer Nachkommen verjubelt


haben und die sich den Teufel um das Schicksal der folgenden Geschlechter


kümmerten. Nach uns die Sündflut, das war ihre Devise.


Sollen wir nun die „altehrwürdigen“ Zustände, die diese lustigen Brüder


geschaffen haben, aufrecht erhalten, aus Pietät für die Flaschen, die dabei


geleert wurden, aus Dankbarkeit für das verseuchte Blut, für die verkrüppelten


Glieder, die sie uns hinterlassen?


Die Werke der Toten sind für uns nicht maßgebend; jedes Zeitalter hat seine


eigenen Aufgaben zu erfüllen, übrigens auch gerade genug damit zu tun. Das


tote Laub der Bäume fegt der Herbststurm fort, den toten Maulwurf auf dem


Wege vernichten die Insekten, und den Mist der weidenden Herden verscharren


die Käfer; kurz, die Natur sorgt dafür, daß das Abgestorbene vernichtet werde,


damit die Erde immer jung und frisch bleibe. Die Natur haßt alles, was an den


Tod erinnert. Ich habe noch niemals beobachtet, daß das bleiche Gerippe einer


dürren Fichte dem aufstrebenden jungen Geschlechte als Stütze und Leiter


gedient hätte. Ehe noch das Samenkorn keimt, hat den dürren Baum der Sturm


schon gestürzt. Im Schatten der alten Bäume kann das junge Geschlecht nicht


gedeihen; kaum aber sind die alten gefällt, so wächst und gedeiht die junge


Generation.


So laßt uns also mit dem Toten auch seine Werke und Gesetze begraben.


Errichtet aus den alten Urkunden und Grundbüchern einen Scheiterhaufen und


legt den Toten darauf. Der 
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Sarg ist ein schlechtes, allzu enges Bett, und was sind die Gesetze und


Grundbücher für uns anderes als Särge, worin die geistige Hülle unserer


Vorfahren gebettet liegt?


Fort also ins Feuer mit dem vermoderten Plunder. Der Asche, nicht der Leiche


entsteigt der Phönix.


23. Was die Bodenverstaatlichung nicht kann!


So schwere Folgen auch die Bodenverstaatlichung nach sich ziehen wird, so


kann man ihre Wirkung doch übertreiben.


Ein Universalmittel ist die Bodenverstaatlichung, wie manche meinen, nun 


freilich nicht. Henry George war der Meinung, daß mit der Bodenreform auch


der Zins, die Wirtschaftskrisen, die chronische Arbeitslosigkeit
verschwinden würden. Zwar vertrat er diese Meinung nicht mit der


Entschlossenheit und dem Gedankenreichtum, mit denen er seine


Hauptforderung stützte, und in dieser Lauheit müssen wir den Beweis erblicken,


daß er selbst noch schwere Zweifel hegte und einen völlig klaren Einblick in


diese Verhältnisse vermißte. Aber seine Jünger haben diese Zweifel nicht.


Bei Henry George waren es nicht viel mehr als Meinungen oder Glaubens-


sätze, bei seinen Jüngern aber sind es Axiome geworden. Nur Michael


Flürscheim macht hier eine Ausnahme, wodurch er aber wieder allen anderen


Bodenreformern entfremdet wurde, trotzdem er es gewesen war, der den


Gedanken der Bodenreform in Deutschland wieder neu zu beleben wußte.


Sicher der beste Beweis, daß die Ansichten Georges über Zins und Krisen bei


seinen Jüngern als unantastbare Wahrheit gelten, mit denen man wohl denkt,


über die zu denken aber als eine Art Apostasie angesehen wird.


Die Bodenverstaatlichung beeinflußt die Verteilung der Produkte, aber die


Arbeitslosigkeit, die Wirtschaftskrisen sind keine Probleme der Verteilung, 


sondern solche des Tausches (oder Handels), und auch der Zins ist, obschon er


viel stärker noch als die Grundrente die Verteilung der Produkte beeinflußt, doch


nur ein Tauschproblem, denn die Handlung, die die Höhe des Zinses bestimmt,


nämlich das Angebot von greifbaren vorrätigen Produkten gegen solche künftiger


Produktion ist ein Tausch, nichts als ein Tausch. Bei der Grundrente dagegen 


findet kein Tausch statt; der Grundrentner steckt einfach die Rente ein, ohne


irgend etwas in Tausch zu geben. Die Rente ist ein Teil der Ernte, kein Tausch,


darum kann auch das Studium der Grundrente keinen Anhaltspunkt für die


Lösung des Zinsproblems geben.


Die Fragen der Arbeitslosigkeit, der Wirtschaftskrisen und des Zinses lassen


sich nur beantworten, wenn man die Bedingungen untersucht, unter denen der


Tausch überhaupt stattfinden kann. Diese Untersuchung hat George, haben auch


die 
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deutschen Bodenreformer nicht angestellt. Darum ist es ihnen ganz unmöglich,


für


den Zins, die Krisen und die Arbeitslosigkeit
stichhaltige Erklärungen zu geben. Die Zinstheorie Georges, die noch heute die


Köpfe der deutschen Bodenreformer verwirrt, ist eine unglaublich grobe, soge-


nannte Fruktifikationstheorie, und vermag so wenig wie seine ebenso oberfläch-


liche Krisentheorie (Mißverhältnis zwischen Konsum und Einnahmen der


Reichen) nicht eine einzige Erscheinung zu erklären, die den Zins, die


Arbeitslosigkeit und die Krisen begleiten.


Und das ist bisher der schwache Punkt der Bodenreform gewesen. Auf der


einen Seite die Behauptung, die Bodenreform löse für sich allein die ganze


„soziale Frage“, auf der anderen Seite die Unfähigkeit, für die schwersten


Schäden unserer Volkswirtschaft eine befriedigende, der Kritik standhaltende


Erklärung zu bringen. Und nicht allein eine Erklärung hätten die Bodenreformer


bringen müssen, sondern auch das Mittel, um die genannten Schäden unserer


Volkswirtschaft zu beseitigen. Den Arbeitern aber, denen die


Bodenverstaatlichung die Erlösung aus ihrer schrecklichen Lage bringen soll, ist


mit der Verstaatlichung der Grundrente allein wenig geholfen. Sie wollen den 


vollen Arbeitsertrag d. h. die Beseitigung der Grundrente und des Kapitalzinses;


dazu eine Volkswirtschaft, die Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit unmöglich


macht.


Diese Übertreibung der Wirksamkeit der Bodenverstaatlichung hat der ganzen


Bewegung unberechenbaren Schaden verursacht,


Wir werden jetzt die Verhältnisse untersuchen, unter denen der Zins, die Krisen


und die Arbeitslosigkeit zustande kommen und die Mittel prüfen, die für die


Beseitigung dieser Übelstände zu ergreifen sind. Es handelt sich hier um Fragen,


die in dem üblen Rufe stehen, zu den verwickeltsten aller volkswirtschaftlichen


Fragen zu gehören. Die Sache ist jedoch nicht so schlimm. Die Fragen sind nur


wissenschaftlich verwickelt worden; in Wirklichkeit liegen die Tatsachen schön


glatt nebeneinander, und wir brauchen nur beim richtigen Ende anzufangen, um


sie aneinander zu reihen.
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Die neue Lehre


vom Geld und Zins


I. Teil.


Das Geld, wie es sein soll 


und sein kann.


„Gebt dem sozialen Körper eine vollkommene 


Zirkulation, d. h. einen exakten und regelmäßigen 


Tausch der Produkte, erhebt die Ware und Arbeit 


auf die Rangstufe des baren Geldes, und die mensch-


liche Solidarität ist eingeführt, die Arbeit organisiert.“


Proudhon.


91







Vorwort.


Vor dem Abstrakt steht der menschliche Geist wie der Ochs vor dem Berg. Und


ein vollkommenes Abstrakt war das Geld bisher. Es war absolut nichts da, womit
wir es hätten vergleichen können. Zwar gab es verschiedene Geldvarietäten,


Metall- und Papiergeld, aber diese Varietäten waren in bezug auf die Hauptsache


am Gelde, das sind die Kräfte, die seinen Umlauf regeln, vollkommen gleich, was


beim Geldtheoretiker darum auch zur Entropie der Geisteskräfte führen mußte.


Das Gleiche ist unvergleichbar und begrifflich tot. Die Geldtheorie stand immer


noch vor dem Berg, er war ihr einfach unüberwindlich. In keinem Staate der Welt


gab es und gibt es eine gesetzlich anerkannte Theorie des Geldes, nach der sich


die Geldverwaltung zu richten hätte. Überall „wurstelt“ die Geldverwaltung mit


Erfahrungssätzen, die ihr zugleich als Blankovollmacht 


dienen. Dabei handelt es sich um die Grundlage der Finanzen und der


Volkswirtschaft, um einen Gegenstand, der sich seit Jahrtausenden von Hand zu


Hand wälzt, dessen praktische Bedeutung die Phantasie anregt, wie kaum ein


zweiter und den wir selbst obendrein seit 3000 Jahren künstlich herstellen! Man


bedenke, was das heißt. Seit 3000 Jahren in einer der wichtigsten Staats- und


Privatangelegenheit unbewußt, blindlings, erkenntnislos vorgehen! Wenn man


noch eines Beweises bedürfte für die Hoffnungslosigkeit des sogen. abstrakten


Denkens, so haben wir ihn hier.


Mit der hier dargestellten Geldreform ändert sich diese Sachlage vollständig.


Das Geld hat nun aufgehört, ein Abstrakt zu sein. Das Reformgeld bringt zum


erstenmal einen Vergleichspunkt für die Betrachtung des Geldes. Das Geld hat


einen Hintergrund bekommen, es ist durch Farbenabtönung und


Flächenbegrenzung der menschlichen Betrachtung erschlossen. Gebt mir nur


einen Stützpunkt, ruft Archimedes, so hebe ich die Erde aus ihren Angeln. 


Mit einem Vergleichspunkt löst Mensch jedes Problem.


Das Reformgeld schafft das Lot zum Bau der Geldtheorie, an dem alle
Abweichungen von der Senkrechten unmittelbar wahrnehmbar sind.


Diese Rolle, die das Reformgeld in der Geldtheorie spielt, veranlaßte mich,


auch die herkömmliche und auch sonst natürliche und angebrachte Reihenfolge


bei der Darstellung der Geldtheorie umzuwerfen. Sonst gibt uns die Darstellung


von dem, was ist, die Richtpunkte für das, was zu reformieren ist. Hier wird nun


umgekehrt die Reform für das Studium von dem, was ist, benutzt und an die


Spitze der Untersuchung, gestellt.
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1. Geldreform und Reformgeld.


Das Geld ist Tauschmittel, nichts anderes. Es soll den Austausch der Produkte


erleichtern, die Schwierigkeiten des Tauschhandels umgehen. Der Tauschhandel


war unsicher, schwerfällig, kostspielig und versagte wohl auch oft, und das Geld,


das den Tauschhandel ablösen soll, muß darum den Austausch der Produkte


sichern, beschleunigen, verbilligen.


Das ist es, was wir vom Geld fordern. Der Grad der Sicherheit, Schnelligkeit


und Billigkeit, womit die Waren ausgetauscht werden, bildet den Prüfstein für die
Qualität des Geldes.


Wenn wir noch nebenbei fordern, daß uns das Geld durch körperliche


Eigenschaften möglichst wenig belästige, so ist das eine Forderung, die ent-


schieden erst dann in Betracht kommt, wenn sie die Erreichung des


Geldzweckes nicht hindert.


Läßt sich die Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des Warenaus-


tausches mit einem Geld erzielen, das die Motten nicht zerfressen und das sich


obendrein trefflich sparen läßt – gut, so mag man solches Geld einführen. Leidet


aber die Sicherheit, Schnelligkeit und Billigkeit des Warenaustausches darunter,


so sagen wir – weg damit.


Und in der Erkenntnis, daß hier die Arbeitsteilung, die wahre Grundlage 


unserer Existenz, in Frage kommt, werden wir das Geld genau so herstellen, wie


es die Arbeitsteilung verlangt, und zwar ohne irgendwelche Rücksicht auf private


Wünsche und Vorurteile.


Um die Güte des Geldes zu prüfen, werden wir keine Waage, keinen


Schmelztiegel, keine Chemikalien gebrauchen; wir werden uns auch nicht in die


Betrachtung eines Geldstückes versenken, auch niemand fragen. Wir werden die


Arbeit betrachten, die das Geld verrichtet. Sehen wir, daß das Geld die Waren


aufspürt und auf dem kürzesten Weg von der Arbeitsstätte zum Konsumenten


führt, beobachten wir, daß die Märkte und Warenlager sich lichten, daß die Zahl


der Kaufleute abnimmt, daß die Profitsätze zusammenschmelzen, daß keine


Absatzstockungen eintreten, daß den Produzenten der Absatz für die Produkte


ihrer vollen Arbeitskraft gesichert ist, so werden wir ausrufen: Ein vortreffliches


Geld! Und [wir] werden auch bei dieser Meinung verharren, wenn wir bei näherer


Betrachtung sehen, daß das Geld wenig körperliche Reize hat. Wir werden das


Geld betrachten, wie man etwa eine Maschine betrachtet, und unser Urteil ganz


nach den Leistungen, nicht nach der Gestalt und Farbe richten.
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Von einem guten Geld, einem zweckentsprechenden Tauschmittel, werden wir


also verlangen:


1. Daß es den Austausch der Produkte sichere, was wir daran erkennen wer-


den, daß der Tausch ohne Absatzstockungen, Krisen und Arbeitslosigkeit vor sich


geht.


2. Daß es den Austausch beschleunige, was wir an den geringen


Warenbeständen, der geringen Zahl von Kaufleuten und Läden und an den 


entsprechend gefüllten Vorratsräumen der Verbraucher ermessen werden.


3. Daß es den Austausch verbillige, was wir an dem geringen Unterschied 


zwischen dem Preis, den der Produzent erhält und dem Preis, den der


Konsument bezahlt, ermessen werden (Zu den Produzenten gehören in diesem


Falle auch alle, die am Transport der Produkte beteiligt sind.)


Wie schlecht das herkömmliche Geld sich als Tauschmittel bewährt, das wird


die Untersuchung im III. Teil zeigen. Ein Geld, das gesetzmäßig in der Weise


arbeitet, daß es sich zurückzieht, wenn es zu fehlen beginnt, und das mit all 


seinen Reserven und Trabanten den Markt betritt, wenn es dort schon übermä-


ßig vertreten ist, kann nur dem Schwindel und Wucher dienen, und muß als


unbrauchbar bezeichnet werden, ob es auch, rein körperlich betrachtet, manche


angenehme Eigenschaften hat. Wie schön machte sich doch der König von


Bayern auf den deutschen Doppelkronen, ruft manche alte Jungfer aus und


knüpft daran das Urteil: Welch vortreffliches Geld hat uns doch die Monarchie


und die Goldwährung beschert. Aber das ist ein ganz naiver Standpunkt,


obschon er der Standpunkt der großen Mehrheit des Volkes ist.


Was waren das für grauenvolle Zustände, ruft der Kenner aus, die uns die


Goldwährung brachte. Zuerst die durch den Milliardenplunder gespeiste


Gründerzeit, dann der unausbleibliche, gesetzmäßig eintretende Krach!


Wir führten die Goldwährung ein, weil wir davon einen Vorteil erwarteten, und


welchen anderen Vorteil können wir von einer Änderung im Geldwesen erwarten,


als eine größere Sicherung, Verbilligung und Beschleunigung des Austausches


der Produkte?


Und wenn das der Zweck der Sache war, wie erklärte man den


Zusammenhang zwischen der Einführung der Goldwährung und jenem Zweck?


Es wäre das sehr interessant zu erfahren. So weit und tief ich auch meine


Fühlhörner ausgestreckt habe, niemals bin ich auf diesen Zusammenhang ge-


stoßen. Das naive Urteil der eben genannten alten Jungfer scheint mir bei der


Besprechung der Goldwährung den Ausschlag gegeben zu haben. Man wollte


Gold, schönes, glänzendes Gold, niedliche runde Dingelchen haben, um den


Austausch von Stroh, Eisen, Kalk, Häuten, Petroleum, Weizen, Kohle usw. zu
erleichtern, zu sichern, zu beschleunigen und zu verbilligen. Wie das geschehen


sollte, wußte sicherlich niemand zu sagen, man glaubte es ein-
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fach. Und im Übrigen verließ man sich ganz (selbst Bismarck tat es) auf das


Urteil der „Sachverständigen“.


Der Warenaustausch frißt nach wie vor der Münzreform 30, 40, vielleicht auch


50% der gesamten Produktion. Die Krisen brechen noch ebenso oft aus und sind


ebenso verheerend wie zur Zeit der Taler und Gulden, und an der Zahl der


Kaufleute kann man unmittelbar ermessen, wie gering die Verschleißkraft des


Goldes ist. Es ist ein stumpfes, an die Steinzeit erinnerndes Handwerkszeug,


womit die Goldwährung den Handel versehen hat. [Dabei ist die Goldwährung noch


außerordentlich durch den Zufall begünstigt worden. Ohne die gewaltigen Goldfunde der letzten


Jahrzehnte sähe es wüst aus in der Welt.]


Woran liegt es, daß die Verschleißkraft [Verschleißkraft: so viel wie die Kraft, die Waren


vom Produzenten dem Konsumenten zuzuführen.] des Goldes so gering ist? Es liegt


daran, daß man das Geld zu sehr verbessert hat, nämlich verbessert vom ein-


seitigen Standpunkt des Inhabers. Man hat bei der Wahl des Geldstoffes ganz


allein an den Käufer gedacht, an die Nachfrage. Die Ware, das Angebot, den


Verkäufer, den Verfertiger der Ware hat man ganz und gar vergessen. Man hat


für die Herstellung des Geldes den schönsten Stoff ausgesucht, den die Erde


birgt, ein Edelmetall – weil es für die Inhaber Annehmlichkeiten bot. Und man hat


dabei vergessen, daß die Warenbesitzer beim Verkauf ihrer Produkte diese


Annehmlichkeiten bezahlen müssen. Man hat durch die Wahl des Geldstoffes


dem Käufer Zeit gegeben, den für ihn günstigsten Augenblick für den Kauf von


Waren auszuwählen und hat dabei vergessen, daß diese Freiheit den Verkäufer


zwingt, auf dem Markt geduldig zu warten, bis es dem Käufer beliebt, zu erschei-


nen. Man hat durch die Wahl des Geldstoffes aus der Nachfrage einen


Willensakt der Geldbesitzer gemacht, man hat die Nachfrage der Laune über-


antwortet, der Profitsucht, der Spekulation und dem Zufall, und dabei hat man


völlig außer Acht gelassen, daß das Angebot wegen der Natur seiner Substanz


diesem Willen gegenüber ganz schutzlos ist. So entstand die Macht des Geldes,


die, in Geldmacht umgewandelt, einen unerträglichen Druck auf alle Produzenten


ausübt.


Kurz, unsere biederen Sachverständigen haben die Währungsfragen beant-


wortet, wie ein eigenpänziger deutscher Bauer sie in dem Augenblick beantwor-


ten würde, wo er das Geld für ein verkauftes Stück Vieh in der Hand hält, also


ganz einseitig, vom Standpunkt des Geldbesitzers. Sie haben diese Geldmacht


so gestärkt, das Geld vom einseitigen Standpunkt des Inhabers so verbessert,


daß es als Tauschmittel unbrauchbar wurde. Nach dem Zwecke des Geldes


haben sie augenscheinlich nie gefragt, und so haben sie, wie Proudhon sich 


ausdrückt, einen „Riegel an Stelle eines Schlüssels für den Markt“ geschmiedet.


Das Geld stößt die Ware ab, statt sie anzuziehen. 
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Man kauft Ware, ja, aber nur, wenn man hungrig ist, oder wenn man einen Profit


dabei macht. Als Konsument kauft jeder das Minimum. Irgend welchen Vorrat will


niemand haben; in den Bauplänen sind Vorratskammern niemals vorgesehen.


Würde man allen Bürgern heute eine gefüllte Vorratskammer schenken – morgen


schon fände man alle diese Vorräte auf den Märkten wieder. Nur Geld wollen die


Bürger haben, obschon alle wissen, daß dieser Wunsch nicht erfüllt werden


kann, insofern, als das Geld aller sich gegenseitig nullifiziert. Der Besitz einer


goldenen Münze ist ja unbestreitbar viel angenehmer. Die Waren mögen die


„Anderen“ haben. Die Anderen. Aber wer sind denn diese „Anderen“? Wir selbst


sind diese Anderen; wir alle, die Waren erzeugen. Indem wir also als Käufer die


Produkte der Anderen zurückweisen, stoßen wir uns alle gegenseitig unsere


Produkte zurück. Wenn wir das Geld nicht den Produkten unserer Mitbürger 


vorzögen, wenn wir an Stelle einer angestrebten und doch unerreichbaren


Geldreserve eine Vorratskammer anlegten und diese mit den Produkten unserer


Mitbürger füllten, so brauchten wir unsere eigenen Produkte nicht in kost-


spieligen Läden feilhalten zu lassen, wo sie durch die Handelsspesen zum 


großen Teil aufgezehrt werden. Wir hätten dann einen schnellen und billigen


Absatz der Produkte.


Das Gold paßt nicht zum Charakter unserer Produkte. Gold und Stroh, Gold


und Petroleum, Gold und Guano, Gold und Ziegelsteine, Gold und Eisen, Gold


und Häute!! Nur eine Fiktion, ein ungeheurer Wahngedanke, nur der Gegenstand


der Wertlehre kann diesen Widerspruch überbrücken. Die Waren im allgemeinen,


Stroh, Petroleum, Guano können nur dann sicher gegenseitig ausgetauscht 


werden, wenn es allen Bürgern völlig gleichgültig ist, ob sie Geld oder Ware


besitzen, und das kann nur dann der Fall sein, wenn das Geld mit dem Extrakt


all der üblen Eigenschaften belastet wird, die unseren Produkten „eigen“ sind. 


Es ist das ganz klar. Unsere Produkte faulen, vergehen, brechen, explodieren,


und nur wenn das Geld körperliche Eigenschaften besitzt, die jene unange-


nehmen, verlustbringenden Eigenschaften der Waren aufwiegen, kann es den


Austausch schnell, sicher und billig vermitteln, weil eben solches Geld von 


niemand, in keiner Lage und zu keiner Zeit den Waren vorgezogen wird.


Geld, das wie eine Zeitung veraltet, wie Kartoffeln fault, wie Eisen rostet, wie


Äther sich verflüchtet, das allein kann sich als Tauschmittel von Kartoffeln,


Zeitungen, Eisen und Äther bewähren. Denn solches Geld wird weder vom


Käufer noch vom Verkäufer den Waren vorgezogen. Man gibt dann noch das


eigene Produkt gegen Geld her, weil man das Geld als Tauschmittel braucht,


nicht, weil man vom Besitz des Geldes einen Vorteil erwartet.


Wir müssen also das Geld als Ware verschlechtern, wenn wir es als


Tauschmittel verbessern wollen.
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Die Besitzer der Waren haben es mit dem Tausch stets eilig; so will es die


Gerechtigkeit, daß auch die Besitzer des Tauschmittels es eilig haben sollten.


Das Angebot steht unter unmittelbarem, materiellem Zwang, so soll auch die


Nachfrage unter gleichen Zwang gestellt werden.


Das Angebot ist eine vom Willen der Warenbesitzer losgelöste Substanz; so
soll auch die Nachfrage eine vom Willen seiner Besitzer befreite Substanz sein.


Wenn wir uns dazu verstehen können, die Vorrechte der Geldbesitzer zu be-


seitigen und die Nachfrage zur einfachen Substanz zu machen, so lösen wir alle


Widersprüche des herkömmlichen Geldwesens restlos auf und erreichen damit,


daß die Nachfrage völlig unabhängig von allen politischen, wirtschaftlichen oder


natürlichen Ereignissen unentwegt auf dem Markte erscheint. Namentlich werden


auch die Machinationen der Spekulanten, die Ansichten oder Launen der


Rentner und Bankiers ohne irgend welchen Einfluß auf die Nachfrage sein. Ja,


das, was wir „Börsenstimmung“ nennen, wird überhaupt nicht mehr existieren.


Wie etwa das Fallgesetz keine Stimmungen kennt, so wird es sich auch mit der


Nachfrage verhalten. Keine Furcht vor Verlusten, keine Erwartung eines Profites


wird die Nachfrage vom Markte abhalten können.


So wird die Nachfrage unter allen denkbaren Verhältnissen immer der von den
gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufgeschwindigkeit der vom
Staate kontrollierten Geldmassen entsprechen.


Alle Privatgeldreserven lösen sich durch den Umlaufzwang selbsttätig auf. Die


gesamte, ausgegebene Geldmasse ist in ununterbrochener, gleichmäßiger,


schneller Rotation. Niemand kann noch dem Staate in der Verwaltung des


Geldes durch Ausgeben von Privatreserven, oder durch Einzug solcher Reserven


ins „Handwerk“ pfuschen, und dann kann der Staat durch Einzug oder Ausgabe


geringfügiger Geldmassen die Nachfrage jederzeit dem Angebot haarscharf


anpassen.


Mehr als das ist aber nicht nötig, um den Austausch unserer Produkte vor jeder


denkbaren Störung zu sichern, um Wirtschaftskrisen, Arbeitslosigkeit unmöglich


zu machen, um den Handelsprofit auf die Rangstufe der Tagelöhnerarbeit und


des Lohnes herabzusetzen und um in kurzer Zeit den Zins in einem Meer von


Kapital zu ersäufen.


Und was kosten uns Produzenten, die wir durch die Arbeitsteilung das Geld


schaffen, diese reichen Gaben eines Geldumlaufzwanges? Nichts, als den


Verzicht auf das Vorrecht, in die Nachfrage den Willen und damit die Laune, die


Profitsucht, Hoffnung, Furcht und Panik tragen zu dürfen. Wir brauchen nur die


Wahnvorstellung fallen zu lassen, daß man seine eigenen Produkte verkaufen


kann, ohne daß sie ein anderer kauft. Wir 
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brauchen uns nur gegenseitig zu verpflichten, sofort und unter allen Umständen


genau so viel zu kaufen, wie wir selbst verkauft haben und, um die


Gegenseitigkeit dieser Verpflichtung zu wahren, das Geld so zu gestalten, daß


der Verkäufer der Waren durch Eigenschaften des Geldes gehalten wird, den mit


dem Geldbesitz verknüpften Pflichten nachzukommen und das Geld wieder in


Ware umzusetzen – persönlich, wenn er selbst Ware brauchen kann, durch


andere, denen er das Geld leiht, falls er keine Ware braucht. Aber letzteres


natürlich auch unter allen Umständen und bedingungslos, d. h., ohne Rücksicht


auf die Bedingungen der Anleihe.


Sind wir nun gewillt, die Sklavenketten, die wir als Verkäufer unserer Produkte


tragen, dadurch zu brechen, daß wir auf das Vorrecht verzichten, als Käufer den


Produkten unserer Mitbürger gegenüber den Herrn zu spielen? Wenn ja, so laßt


uns den unerhörten, revolutionären Vorschlag einer Zwangsnachfrage der 


näheren Prüfung unterziehen. Laßt uns das Geld betrachten, das wir mit einem


sachlichen Zwangsangebot behaftet haben:


Muster des Reformgeldes [Diese Vereinfachung des Reformgeldes gegenüber meinen 


früheren Vorschlägen wurde von Gustav Simons in Eden angeregt.]:
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Gebrauchsanweisung.  (Bildet die Rückseite des Reformgeldes.)


1. Den Kursverlust von Woche zu Woche trägt der jeweilige Inhaber. Wochenschluß


sonnabends 4 Uhr.


2. Mit Schluß des Jahres wird dieser Geldbrief außer Gebrauch erklärt; unter


Nachzahlung des Fehlbetrages von 51 Pfg. kann er gegen einen neuen Geldbrief von 


10 Mark an den Staatskassen umgetauscht werden.


3. Eine Einlösung oder ein Tausch dieses Geldes gegen Gold oder sonstige Waren 


findet an den Staatskassen  n i c h t  statt.


4. Der Staat übernimmt die Verantwortung, daß die Geldausgabe immer so den


Bedürfnissen des Marktes angepaßt wird, daß die Warenpreise im Durchschnitt fest 


bleiben werden.


5. Anderes Geld als dieses nimmt keine Staatskasse an; den bisherigen Goldmünzen


usw. wird die staatliche Gewähr für Gewicht und Feingehalt entzogen.


6. Zahlungen im Auslande werden in bisheriger Weise durch die Wechselmakler, die


Börse und die Privatbanken durch Ausstellen von Wechseln vermittelt. Für kleinere


Beträge sind Postanweisungen zu benutzen.
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Wird in Heftchen von 10 oder 50 Zetteln ausgegeben. Die Rückseite trägt den Aufdruck


der Zettel B. von 1 Mark. Diese Zettel können also, so lange sie nicht angebrochen sind,


als 1 Markzettel dienen. Dieser Zettel vereinigt in sich 1 Münze von 1 Mark, 2 Münzen von


50 Pfg., 5 Münzen von 20 Pfg., 4 von 25 Pfg., 10 á 10 Pfg., 20 Münzen von 5 Pfg., 50 von


2 Pfg. und 100 von 1 Pfg., im Ganzen 192 Münzen.


Gebrauchsanweisung. (Bildet die Rückseite des Reformgeldes.)


1. Man reiße nach Bedarf ab, und zwar von der letzten Reihe anfangend von unten


nach oben. Jedes Feld gilt 1 Pfg.; die großen Felder 10 Pfg.


2. Niemand ist verpflichtet, für mehr als 1 Mark von diesem Kleingeld in Zahlung zu


nehmen.


3. Kaufleute, bei denen sich größere Mengen Abschnitte sammeln, erhalten an den


Staatskassen, unentgeltlich, gummierte mit Datum versehene Unterlagen, auf die sie die


Abschnitte aufkleben und zu 1-Mark-Zetteln wieder vereinigen können.


4. Solche aufgeklebten Zettel dürfen jedoch nicht mehr in Umlauf gesetzt werden; alle


Staatskassen tauschen sie jederzeit nach Abzug des dem Datum entsprechenden


Kursverlustes gegen neue um.


5. Mit Schluß des Jahres ist dieser Zettel nicht mehr kursfähig; unter Nachzahlung von


5 Pfg. wird er gegen einen neuen an allen Staatskassen umgetauscht.


Das Reichsgeldamt.


Kleingeld (evtl. auch durch das heutige Nickelgeld ersetzbar).







Erklärungen.


Wie ersichtlich, gilt dieser Zettel am 1. Januar 100 Mark (resp. 10 oder 1 Mark)


und fällt dann von Woche zu Woche um 1 ‰ (eins vom Tausend) so, daß er am


Ende des Jahres nur noch 94,80 M. gilt. Wer dann etwa am 1. Juni 100 M. zu zah-


len hat, der muß zu dem Hunderter noch 2,10 M. zulegen, um die Summe voll zu


machen. Und wer am gleichen Tag 100 zu fordern hat, der hat ein Recht, zu dem


Hunderter noch die Zulage von 2,10 M. zu fordern. Nur für die jeweiligen Inhaber


verliert also das Reformgeld ständig an Zahlkraft. Das Verhältnis der Gläubiger zu


ihren Schuldnern bleibt unberührt.


Wer daher obigen Zettel am 1. Juni mit 97,90 M. in Zahlung nimmt und bezahlt


damit noch in der gleichen Woche eine Schuld, der verliert nichts; wartet er damit


bis Ende des Monats, so verliert er 40 Pf. Würde er den Zettel vom 1. Juni bis


Ende des Jahres behalten, so betrüge der Verlust 3,10 M., nämlich 97,90 M., wofür


er ihn erhalten, abzüglich 94,80 M., wofür er ihn hergibt.


Ende des Jahres wird alles Geld durch neues ersetzt. Unter Nachzahlung von


5,20 M. erhält man an jedem beliebigen Tag des folgenden Jahres an allen


Staatskassen einen neuen Zettel, der am 1. Januar 100 M. galt, für jeden alten


Zettel von 100 M. Diese Nachzahlung schlägt der Staat zu den allgemeinen


Staatseinnahmen.


Der Verlust am Kurs des Geldes ist mit dem Besitze des Geldes (des Bargeldes)


untrennbar verbunden. Man kann ihm nur dadurch entgehen, daß man das Geld


so verwendet, wie es seinem Zwecke entspricht, indem man es weitergibt. Wer


Ware kauft, seine Schulden bezahlt, das Geld verleiht, wälzt damit auch den


Verlust auf andere ab. (Für alle, die mit ihren Produkten im Schnee draußen auf


den Käufer lauern, für alle, die sorgenvoll auf den Eingang kreditierter Gelder 


harren, eine gar süße Last.)


Wenn dieser Zettel, wie es in der Regel der Fall sein wird, während des ganzen


Jahres von Hand zu Hand geht, so verteilt sich der Gesamtverlust von 52 ‰ auf


alle die, durch deren Hände das Geld im Laufe des ganzen Jahres gegangen ist.


Wer persönlich für das Geld keine Verwendung hat, es aber sofort an andere


verleiht, der hat keinen Verlust. Wer obigen Zettel etwa am 1. Juli für 97,50 M. in


Zahlung genommen hat und bringt ihn in der gleichen Woche zur Sparkasse oder


Depositenbank, oder verleiht ihn direkt, dem wird der Zettel mit 97,50 M. gutge-


schrieben. Ob überhaupt, und wie viel Zins ihm der Schuldner zahlen wird, wird


genau so, wie heute, von den Verhältnissen auf dem Anleihemarkt abhängen.


Für die Erleichterung der Zahlungstechnik wird der Staat Multiplikationstabellen,


ähnlich wie diese hier, für jede der 52 Wochen ausarbeiten und in Form der


Abreißkalender unentgeltlich abgeben. Solche Tabellen hängen an allen Kassen


und an jedem Ladentisch.
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Zuschlagsätze für die Tage vom 9.–15. Juli – 27 ‰ .


Bemerkung: Da für größere Beträge der Zuschlag vom Zuschlag (ähnlich wie der


Zinseszins) in Betracht kommt, so ist dieser hier gleich mit eingezogen worden. So wären


27 ‰ von 1000 nur 27. Aber 27 ‰ von 27 sind wieder 0,75, darum sind in dieser Tabelle


auch für 1000 Mk. 27,75 Zuschlag angegeben. [Anmerkung des Herausgebers: Der Ansatz, 27 ‰ 
von 27 zu berechnen, führt zu einem Ergebnis, das um ein Geringes zu groß ist. Das exakte Ergebnis lautet be-
züglich des Entwertungs-Faktors, der während der 28. Kalenderwoche anzuwenden ist: 1,00127 = 1,027354, d. h.
bezüglich des Zuschlags 27,35 ‰.]


Die Zahlung einer beliebigen Summe an einem beliebigen Tag wickelt sich dann wie folgt ab:


10. Juli:   Wechsel von Mk. 3.744,37


Zuschlag 27 ‰ Mk. 3000,– = Mk. 83,25 ⎫
Mk. 700,– = Mk. 19,43 ⎬ laut Tabelle


Mk. 44,– = Mk. 1,22 ⎪
Mk. 0,37 = Mk. 0,01 ⎭
Mk. 3744,37 Mk. 103,91


Mk. 3848,28


Das sind dann 3 Zettel à 1000, 8 à 100, 4 à 10, 8 à 1 und 28 Pfennig abgerissen von 1 Zettel


Kleingeld. [Anmerkung d. Hrsg.: Da heutzutage leistungsfähige elektronische Rechner zur Verfügung stehen,
könnte heute die folgende Tabelle entfallen und in jedem Anwendungsfall die Rechnung auf einfache Art durchge-
führt werden. Für das dargestellte Beispiel ergibt sich:  1,00127 x 3.744,37 = 3846,79.]


Bei Barverkäufen würden die Kaufleute den Zuschlag gleich mit in Rechnung stellen, so daß bei


der Zahlung jeder Zettel für seinen vollen Nenner gilt.







10. Juli: 1 Hut Mk. 09,00


1 Topf Mk. 01,70


1 Stuhl Mk. 04,35


Mk. 15,05


Zuschlag Mk. 00,42 laut Tabelle


Mk. 15,47


das sind 1 Zehner, 5 Einer, 47 Pf.


Für die Kassenbeamten gelten folgende Regeln. Sie rechnen sonnabends zu


einer ihnen bestimmten Stunde den Bestand zusammen, rechnen davon eins


vom Tausend ab und übertragen den Saldo auf die nächste Woche. Der Abzug


von 1 ‰ wird als Ausgabe gebucht.


Daß die Geldzettel jetzt nicht mehr auf runde Zahlen lauten, ist kein Fehler des


Reformgeldes. Lauten denn etwa die Warenpreise auf runde Zahlen? Sogar 
1/2 Pfennigmünzen verlangten die süddeutschen Pfennigkrämer. Ein auf runde


Zahlen abgerundetes Geld wäre von Vorteil, wenn auch alle Warenpreise so


abgerundet werden könnten. Und wo man heute die Preise derart abrundet,


merkt man sofort auch die gewaltsame Anpassung der Preise an die


Zahlungsmittel. Oder muß etwa das Theaterbillet genau ausgerechnet 10 Mark


kosten? Kann sich der Unternehmer am 1. Dezember nicht auch mit 9,53 M.


begnügen? Wo man also heute Rücksicht auf die Bequemlichkeit des Zahlers


nimmt und den Kanarienvogel für 15 M. verkauft, obschon er nach den letzten


Börsenberichten 15,10 M. oder 14,60 M. kosten müßte, da wird man auch noch


nach der Geldreform jene Rücksicht walten lassen und für den Hut am 1. Juni


nicht 10 M., sondern einen Zehner fordern. Überall aber, wo scharf gerechnet


werden muß, lohnt es sich auch, scharf zu rechnen, und da scheut man eine


kleine Unbequemlichkeit nicht. Wenn jemand 1000 M. einzukassieren hat, wird


es ihm einerlei sein, ob es sich um eine runde Stimme handelt oder nicht.


Es erübrigt sich, die sonstigen Fragen, die die Zahlungs- und Kassentechnik


aufwirft, hier zu beantworten. Wer mit Interesse dem Werden des Gedankens


gefolgt ist, dem das Reformgeld entsprungen ist, der findet für diese einfachen


Buchhaltereifragen auch sofort die Antwort.


Jeder, der sich mit der Geldreform vertraut gemacht hat, findet immer nach 


kurzer Überlegung, daß das neue Geld einer bürokratischen Kassenführung


keine Schwierigkeiten bereitet. Er hat sogar in dieser Beziehung kleine Vorteile


voraus, wie man das an folgendem Beispiel ermessen kann.


Liegt heute in einer Kasse die Summe von etwa 14.551,13 M., so werden aller


Wahrscheinlichkeit nach darin alle die heute vorkommenden Stücke vertreten


sein. Die Zusammensetzung mag also folgende sein:


103







104


Statt eines mineralogischen Kabinetts (Gold, Silber, Nickel, Kupfer, Papier) nur
Papier. Und nur 5 Stückelungen statt 19.


Aber diese kleinen Vorteile sind nicht das, was wir suchen. Wir wollen den
Austausch der Produkte sichern, beschleunigen und verbilligen. Wir wollen der
Beerensammlerin in Schweden helfen, ihr einfaches Produkt gegen ein Paar
Schweizer Schuhe einzutauschen und sind uns bewußt, wie viele kaufmännische
Schwierigkeiten bei dieser scheinbar einfachen Handlung zu überwinden sind,
daß schier unzählige kaufmännische Handlungen nötig waren, um den Schuh
zustande zu bringen. An diesem so einfachen Produkt ist die ganze Welt beteiligt
– russisches Oberleder, chilenisches Sohlleder, argentinischer Gerbstoff, 
indischer Flachs, ägyptische Baumwolle, spanisches Eisen, amerikanische
Maschinen, isländischer Walfischtran usw., und dem Handel, der diese Stoffe
zum Schuh vereinigte, wollen wir eine sichere Grundlage geben. Was gehen uns
da die kleinen Freuden und Sorgen der Kassierer an? Kümmerte sich Napoleon
in der Schlacht bei Leipzig um die Hasen, die der Geschütz-  Geschützdonner







donner aus dem Schlafe rüttelte? Mag der Kassierer sich dem Reformgeld unter-


ordnen, so gut er es versteht. Vom Standpunkt der Arbeitsteilung, der Grundlage


der Kultur und der Vorbedingung unseres Lebens sind die kleinen Sorgen der


Kassenbeamten nur Bagatellfragen. Das Geld soll unsere Produkte verschleißen;


alles übrige sind bedeutungslose Nebensachen. Zufälligerweise wird die


Geldreform die Kassenführung erleichtern, wie sie ebenso zufälligerweise die


Staatskassen füllen wird. Würde sie das aber nicht tun, würde sie die


Kassenführung zum gefährlichsten Berufe machen, und dem Staate nebenbei


ebenso viele Millionen kosten, wie sie ihm einbringen wird (nämlich jährlich 5%


des Geldumlaufs [Das Reformgeld nimmt an Masse (Kaufkraft, d. Hg.) durch den Kursverlust jähr-


lich um 5% ab. Der Staat ersetzt diesen Ausfall jährlich durch Neuausgabe von 5% der gesamten


umlaufenden Geldmasse und schlägt diese Millionen zu seinen Einnahmen (jährlich 2-300 Millionen


Mark).], so würde ich dennoch auf der Reform bestehen, vorausgesetzt, daß dabei


ein Vorteil für die Arbeitsteilung und den Austausch der Produkte erwüchse.


Denn der winzigste Vorteil auf diesem Gebiete, eine geringe Beschleunigung,


Sicherung und Verbilligung im Austausch der Produkte erspart uns jährlich


Riesensummen.


Ob es nötig sein wird, an Stelle des Nickelgeldes das S. 100 beschriebene


Kleingeld einzuführen? Die Erfahrung wird diese Frage beantworten. Möglich


wäre es, daß nach Einführung der Geldreform die Sparer sich des Nickelgeldes


bemächtigen würden, daß der Weg aus den Münzstätten für die Nickelmünzen


auch der Weg zu den Sparbüchsen sein würde und daß dann niemals genug


Nickelgeld geprägt werden könnte.


Auf alle Fälle handelt es sich hier um eine untergeordnete Frage, im wesent-


lichen um eine Frage der Portemonnaietechnik; deren Beantwortung wir der


Portemonnaietechnik überlassen können. Im allgemeinen läßt sich Papiergeld


mit Metallgeld schlecht in einer Geldtasche vereinigen, und gehen wir zur


Papierwährung über, so ist es besser, das Metallgeld ganz auszuscheiden. Zu-


mal wir damit die so nötige Teilbarkeit des Geldes in fast idealer Weise erreichen


und das Wechseln und wieder Zurückgeben bei diesem Geld ganz wegfällt.


2. Wie der Staat das Reformgeld in Umlauf setzt.


Mit der Geldreform wird der Reichsbank natürlich das Notenprivileg entzogen


werden, und an die Stelle der Reichsbank tritt das


Reichswährungsamt,
dem die Aufgabe zufällt, die tägliche Nachfrage nach Geld zu decken.


Das Reichswährungsamt betreibt keine Bankgeschäfte. Es diskontiert keine


Wechsel, es klassifiziert die Bürger nicht in 
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Firmen 1., 2. und 3. Kategorie. Es tritt in keinerlei Beziehungen zu


Privatpersonen.


Das Reichswährungsamt gibt Geld aus, wenn solches im Lande fehlt, und es


zieht Geld ein, wenn im Lande sich ein Überschuß zeigt. Das ist alles.


Um das Reformgeld in Umlauf zu setzen, werden alle Staatskassen ange-


wiesen, das bisherige Metallgeld und die Reichskassenscheine zum freiwilligen


Umtausch anzunehmen, und zwar pari, für eine Mark in Gold eine Mark in


Reformgeld.


Wer in diesen Tausch nicht einwilligt, mag das Gold behalten. Niemand drängt


ihn zum Tausch. Irgend ein gesetzlicher Druck wird nicht auf ihn geübt. Keinerlei


Gewalt wird da gebraucht. Es wird nur jedem gesagt, daß nach Ablauf einer


bestimmten Frist (1–2 oder 3 Monate) das Metallgeld nur mehr Metall, aber kein


Geld mehr sein wird. Wer dann noch Metallgeld hat, kann es dann nur noch beim


Goldschmied gegen Reformgeld verkaufen. Der Staat anerkennt dann nur noch


Reformgeld als Geld an allen seinen Kassen an. Das Gold ist dann dem Staate


gegenüber nur noch Ware, wie Holz, Kupfer, Silber, Papier, Tran usw. Und wie


man heute die Steuern nicht mit Holz, Silber oder Stroh bezahlen kann, so wird


man auch nach Verlauf der Umtauschfrist kein Gold mehr zu diesem Zwecke


verwenden können.


Im übrigen aber braucht der Staat seine wirtschaftliche Macht als größter


Produzent nicht, um das Reformgeld auch dem Privatverkehr aufzuzwingen. Der


Staat duldet ohne Neid die Verwendung des Goldes im Privatverkehr; er duldet


es aber auch ohne Neid, daß jetzt Privatmünzstätten errichtet werden, in denen


Münzen von jedem beliebigen Feingehalt und Gewicht geprägt werden. Für den


Staat gibt es jetzt keine Münzen, folglich auch keine Falschmünzer mehr. Das


Prägen von Münzen gibt der Staat frei; jeder, der sich damit amüsieren will, darf


es tun. Der Staat entzieht allen Münzen, auch den von ihm früher geprägten, die


Gewähr für Gewicht und Feingehalt. Mehr tut der Staat nicht, um das Gold kurs-


unfähig zu machen; es genügt. Der Staat weiß, daß es ja nur staatliches Geld


geben kann und daß es darum gar keiner besonderen Anstrengungen bedarf, 


um sein Geld in den Privatverkehr einzuführen. Das besorgt allein die


Unentbehrlichkeit des Geldes einerseits und die Unentbehrlichkeit einer staat-


lichen Kontrolle des Geldes andererseits.


Wenn also jemand dem Reformgeld feindlich gesinnt sein sollte und das


Reformgeld als Zahlung für seine Produkte zurückweist, so läßt man ihn gewäh-


ren. Er kann ja fernerhin Gold für seine Produkte verlangen. Aber dieses Gold


muß er dann auf die Waage legen und den Feingehalt mit Säuren und Prüfstein


feststellen, und zwar Münze für Münze. Dann muß er sich erkundigen, ob ihm


jemand das Gold auch wieder abnehmen wird und zu welchem Preis, und er


muß hierbei auf große Überraschungen gefaßt sein. Findet er dann, daß das


alles kost-   kostspielig
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spielig und langweilig ist, so kann er ja als reuiger Sünder in den Schoß des


allein seligmachenden Staatsgeldes zurückkehren – wie das ja die grimmigen


Feinde der Goldwährung, die Agrarier, auch getan haben. Auch sie waren dem


Staatsgeld (Gold) feindlich gesinnt und nahmen es doch an.


Was der Staat mit dem in Umtausch für das Reformgeld erhaltenen Gold


machen wird? Der Staat schmilzt es ein, läßt es zu Ketten, Armbändern,


Uhrgehäusen verarbeiten und schenkt diese allen Bräuten im Deutschen Reich


bei ihrer Verheiratung. Was könnte der Staat Vernünftigeres mit dem Gold, mit


dem Hunnenschatz, machen?


Der Staat braucht das Gold nicht, und verkauft er es in Auktionen, so drückt er


den Preis und bereitet anderen Völkern Verlegenheiten, wie Deutschland das


schon einmal mit den unüberlegten Silberverkäufen getan. Wenn der Staat


damals die eingezogenen Taler dazu benutzt hätte, um vor jedem Pfandhaus und


jeder Hypothekenbank den Vormännern der Goldwährung ein massiv silbernes


Standbild in Zyklopengröße zu errichten – es wäre für die allgemeine Volks- und


Weltwirtschaft und auch für den Fiskus besser gewesen. Diese elenden


Millionen, wahre Miseräbelchen vom Standpunkt der deutschen Volkswirtschaft


aus betrachtet, die der Staat aus jenen Talerverkäufen löste, haben nicht wenig


dazu beigetragen, den Silberpreis zu drücken, und die Schwierigkeiten, die den


deutschen Grundrentnern durch die billigen Getreidepreise erwuchsen, waren


zum Teil auf diese Silberverkäufe zurückzuführen. Wahrlich, wenn man damals


nach obigem Vorschlag gehandelt, die Silbertaler zu Tafelgeschirr eingeschmol-


zen und zu Hochzeitsgeschenken von Staats wegen verwendet hätte – das, was


der Staat hier verloren – er hätte es an der größeren Steuerkraft der Bürger und


an den damaligen Staatsdefizits zehnfach gespart.


Die Sache verhält sich so: durch die deutsche Münzreform wurde dem Silber


der deutsche Münzmarkt entzogen und auf das Gold übertragen. Die Nachfrage


nach Silber fiel, die nach Gold stieg, und so verschob sich das bestehende


Tauschverhältnis vom Silber zum Gold. Dieses Verhältnis wurde noch mehr und


gewaltsam dadurch beeinflußt, daß nun das Deutsche Reich auch noch das


Angebot von Silber (neben der gedrückten Nachfrage) durch die Silberverkäufe


vermehrte.


Diese Verschiebung in dem damaligen Tauschverhältnis zwischen Gold und


Silber (1 zu 16) drückte sich in einer starken allgemeinen Hausse in den


Silberwährungsländern und in einer entsprechenden Baisse in den


Goldwährungsländern aus. Diese Hausse in den Silberwährungsländern


(Rußland, Österreich, Indien, Vereinigte Staaten) begünstigte dort die verschul-


deten Landwirte ganz außerordentlich, indem sie für die Zahlung der Zinsen und


Amortisationen (die Landwirte als Grundbesitzer sind immer und müssen gesetz-


mäßig immer verschuldet sein) ihrer Hypotheken einen bedeutend geringeren


Teil ihrer Produkte ver-


107







kaufen mußten als früher. Der für sie verbleibende Rest war größer, und sie


konnten ihre Betriebe ausdehnen. Sie konnten besser als früher in Deutschland


konkurrieren, denn wenn auch hier der Getreidepreis in Gold fiel, so erhielten sie


für das Gold doch mehr Silber (zuletzt das doppelte Quantum), und dieses Silber


war in ihren Ländern Geld, Geld, womit sie ihre Schulden zahlen konnten.


In Deutschland war dagegen den Grundbesitzern die in Silber eingegangene


Hypothekenschuld mir nichts dir nichts in Gold umgewandelt worden; d. h., sie


konnten Zinsen und Amortisationen nicht mehr mit Silber bezahlen, sondern nur


mit Gold. Und für ihre Produkte erhielten sie nun weniger Geld. Sie mußten somit


für Zins und Amortisationen ihrer Schulden einen ganz erheblich größeren Teil


ihrer Ernten opfern. Neben der Landwirtschaft litt aber auch die Industrie in noch


stärkerem Maße durch den Preisrückgang der Waren, der die Goldwährung


begleitete. Die Verluste, die das Volk in den Jahren 1873 bis 1885 durch die


chronische Krise erlitt, sind ganz unberechenbar. Es handelt sich um viele


Milliarden.


3. Wie das Reformgeld verwaltet wird.


Nachdem das Reformgeld in Umlauf gesetzt und das Metallgeld außer


Gebrauch erklärt worden, wird es sich für das Reichswährungsamt nur mehr


darum handeln, das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren (allgemeiner


Preisstand der Waren) zu beobachten und durch Vermehrung und Verminderung


des Geldumlaufes den Kurs des Geldes fest auf ein genau bestimmtes Ziel –


Festigkeit des allgemeinen Preisstandes der Waren – zu lenken. Als Kompaß


dient dem Reichsgeldamt die im 3. Teil d. B. zu besprechende Statistik für die


Ermittlung des Durchschnittspreises aller Waren. Je nach den Ergebnissen 


dieser Statistik, je nachdem der Durchschnittspreis Neigung nach oben oder


nach unten zeigt, wird der Geldumlauf eingeschränkt oder erweitert.


Da mit der Geldreform jede im Umlauf befindliche Mark auch fortlaufend, nie


rastend, angeboten wird, so braucht sich das Reichswährungsamt weiter nicht


um das ausgegebene Geld zu kümmern. Das Angebot des ausgegebenen
Geldes wird unter allen Umständen stets seiner Masse und der durch die 
gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Maximalumlaufsgeschwindigkeit
entsprechen. Der Umlauf des Reformgeldes sucht unter allen denkbaren


Verhältnissen, in Kriegs- wie in Friedenszeiten, die Grenzen dieser Maximal-


geschwindigkeit zu durchbrechen, ähnlich wie ein im Zimmer umherirrender


Käfer immer mit dem Kopfe gegen die Decke stößt. Alle Privatgeldreserven sind


aufgelöst, und im Verkehr befindet sich nie mehr und nie 
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weniger als das genaue Quantum an Tauschmitteln, das der Verkehr unmittelbar


beansprucht. Nicht zu wenig und nicht zu viel. Das Minimum an Geldumlauf ist


gleichzeitig auch das Maximum. Wäre weniger als dieses Minimum vorhanden,


so würde die Nachfrage nach Waren die normale Höhe sofort überschreiten, und


die Preise würden anziehen. In beiden Fällen aber würde das


Reichswährungsamt einschreiten und durch Einziehung oder Ausgabe von Geld


(Nachfrage) die Ordnung wieder herstellen. Mit dem Reformgeld läuft die
Nachfrage nicht mehr getrennt vom Geld als selbständiger Wille einher. Das
Reformgeld ist nicht mehr ein einfaches Mittel zur Nachfrage, sondern das
Reformgeld ist an und für sich die Nachfrage. Die verkörperte Nachfrage, und
eine andere Nachfrage (Wille, Spekulation, Laune, Furcht, Panik usw.) gibt es
nicht mehr auf dem Markte. Die Masse des ausgegebenen Geldes, zusammen
mit der Maximalumlaufsgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen dieser
Geldmasse gestatten, ist dann auch die Grenze, das sich deckende Maximum
und Minimum der Nachfrage.


Da das Geld an und für sich die Nachfrage darstellt, so genügt es, die


Geldausgabe zu vermehren oder zu vermindern, um die Nachfrage scharf und


dauernd dem Warenangebot auf den Leib zuzuschneiden.


Um die Geldausgabe zu vergrößern, übergibt das Reichswährungsamt dem


Finanzminister neues Geld, der es durch einen entsprechenden Abschlag von


allen Steuern verausgabt. Betragen die einzuziehenden Steuern 1000 Millionen,


und sind 100 Millionen neues Geld in Umlauf zu setzen, so wird von allen


Steuerzetteln ein Abzug von 10% gemacht.


Das ist eine einfache Sache, aber noch einfacher wird die Verminderung des


Geldumlaufes sein. Denn da die Gesamtmasse des Geldes durch den


Kursverlust um 5% jährlich abnimmt, so braucht man, um den Geldbestand zu


vermindern, überhaupt nichts zu tun. Der etwaige Überschuß verbraucht sich


selbsttätig. Genügt das aber nicht, so kann durch Steuerzuschlag nachgeholfen


werden.


Da, wie gesagt, alle Privatreserven verschwinden und die gesamte ausge-


gebene Geldmasse sich in ununterbrochener und gleichmäßig schneller Rotation


befindet, so wird es sich niemals um große Summen handeln können, die einge-


zogen oder ausgegeben werden müssen. Wie ein Fluß mit gleichmäßigem


Gefälle auch ein gleichmäßiges Bett hat, so wird das Reformgeld, weil es gleich-


mäßig umläuft, den Markt auch gleichmäßig mit Geld versehen.


Das Reichswährungsamt beherrscht also mit dem Reformgeld das Angebot
von Tauschmitteln in absoluter Weise. Es ist Alleinherrscher, so-
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wohl über die Geldfabrikation, wie über das Geldangebot.
Unter dem Reichswährungsamt brauchen wir uns nicht ein großartiges


Gebäude mit Hunderten von Beamten vorzustellen, wie etwa die Reichsbank.


Das Reichswährungsamt betreibt keinerlei Bankgeschäfte. Es hat keine Schalter,


nicht einmal einen Geldschrank. Der Druck des Geldes findet in der


Reichsdruckerei statt; die Ausgabe und der Umtausch durch die Staatskassen,


die Preisermittlungen finden im Statistischen Amt statt. Es ist also nur ein Mann


nötig, der das Geld von der Reichsdruckerei den Staatskassen übergibt, und der


das für währungstechnische Zwecke von den Steuerämtern eingezogene Geld


verbrennt. Das ist der ganze Apparat. Eine Presse und ein Ofen. Einfach, billig,


wirksam.


Und mit diesem einfachen Apparat wollen wir die schwere Arbeit der


Goldgräber, die kunstvollen Maschinen der Münzstätten, das Kapital der Banken,


die nervöse Tätigkeit der Reichsbank ersetzen und zwar so ersetzen, daß nie-


mals ein Pfennig zu viel, niemals zu wenig in Umlauf sein wird. Und das heute,


morgen, ewig, beim Schall der Fanfaren wie beim Schlagen der Schamade. Und


mehr als ersetzen. Wir wollen mustergültige, bedächtige, für alle Welt vorbildliche


Arbeit liefern.


4. Das Reformgeld und der Außenhandel.


Der Außenhandel braucht zu seiner gedeihlichen Entwicklung feste


Wechselkurse als Unterlage für alle Berechnungen, zu denen die Waren und


Finanzgeschäfte Anlaß geben. Der Deutsche, der Waren nach Japan, Feuerland,


Alaska einführt oder dorthin schickt, muß wissen, daß die Mark deutscher


Reichswährung in einem dauernd festen Verhältnis steht zu dem Geld jener


Länder, so daß er mit dem Landesgeld über Rubel, Yens, Dollars, Rupien usw.


sicher verfügen kann. Wie nötig das ist, geht aus folgendem Beispiel hervor: ein


Kaufmann in Feuerland bietet seinem Geschäftsfreund in Danzig Schafsfelle an,


das Tausend für 655 Pesos. Ein Peso mag heute 1,82 M. sein, und dem Manne


in Danzig paßt dieser Preis. Er bestellt also telegraphisch eine Ladung dieses


Stoffes, die nach zwei Monaten eintrifft. Er verkauft die Felle und hat nun deut-


sches Geld, während er chilenisches Geld schuldet, und wenn sich inzwischen


das damalige Verhältnis von 1,82 zu 1 nicht verschoben hat, so ist das Geschäft


gelungen. Aber wie, wenn der Peso jetzt 1,90 M. oder 2 M. kostet? Dann 


verwandelt sich der ausgerechnete Gewinn in Verlust, wie natürlich auch das


Umgekehrte eintreten kann. Man könnte nun sagen, der Feuerländer solle sein


Angebot in Mark machen, dann hätte sein Geschäftsfreund in Danzig keine


Sorgen. Ganz recht, aber dann 
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ist es der Feuerländer, der das Risiko solcher Kursdifferenzen trägt.


Ebenso verhält es sich mit den Finanzgeschäften. Macht die türkische, 


indische, russische, brasilianische Regierung in Europa eine Anleihe in Mark,


und ändert sich in der Folge das Tauschverhältnis der Mark zu dem Geld des


Schuldners so trägt der Schuldner das Risiko. Und wird die Anleihe im Gelde der


Schuldner abgeschlossen, so trägt der Gläubiger das Risiko.


Eine allgemeine, gleiche Währung würde nun solches Risiko, beseitigen, und


weil man mit Recht von der allgemeinen Einführung der Goldwährung diesen


Vorteil erwarten kann, entschloß man sich seiner Zeit in Deutschland für die


Goldwährung, in der Meinung, daß alle Handelsvölker dem Beispiel folgen wür-


den. Aber nicht alle Völker hatten die kindlich naiven Ansichten, die damals noch


in Deutschland über das Geldwesen verbreitet waren. Man wußte im Ausland,


was man in Deutschland vollkommen übersehen hatte, nämlich, daß der Über-


gang von der Doppelwährung zur einfachen Währung notwendigerweise auf die


Warenpreise drücken würde und daß durch einen solchen Übergang die


Schuldner auf ganz unerhörte Weise geprellt werden würden. Man denke doch,


wohin es geführt hätte, wenn alle Völker das Beispiel Deutschlands befolgt 


hätten; wenn man überall das Silber eingeschmolzen und durch Gold zu er-


setzen versucht hätte! Wo hätte man diese Goldmassen herholen können? Das


Gold wird doch gefunden! Und wenn sich die Völker das Gold gegenseitig durch


Schutzzölle und sonstigen Schwindel abzuluchsen gesucht hätten, bis wohin


wären da die Preise gefallen?


Es war also eine unvernünftige Hoffnung, der man sich in Deutschland hinge-


geben hatte, nämlich die, daß sich die Goldwährung universell einführen ließe


[Das hat mit der Frage nichts zu tun, daß – wenn die Goldwährung allgemein eingeführt worden


wäre, der Wechselkurs zwischen allen Ländern festgeblieben wäre. Diese Bedingung des festen


Wechselkurses ist eben eine Unmöglichkeit.]. Aber ohne die Allgemeinheit der


Goldwährung hat die Goldwährung keinen vernünftigen Sinn. Sie bewirkt dann
das Gegenteil von dem, was sie erstrebt. Sie trennt, statt zu vereinigen. Sie führt


dahin, daß die Länder, die durch die Doppelwährung bis dahin verbunden waren,


dadurch getrennt werden, daß das eine die Goldwährung, das andere 


die Silberwährung hat. Welchen Sinn hatte die deutsche Goldwährung für den


Handel mit Indien, Rußland, China, ganz Südamerika usw.?


Aber wenn auch die allgemeine Goldwährung ein Traum blieb, so gelang es


doch durch künstliche Eingriffe, durch nationale Verwaltung, des Geldwesens,


den Zweck der Goldwährung zu erreichen. Statt die Gulden, Rubel, Rupien, die


Yens, Pesos, Dollars, Liras, Pesetas, Franken nach dem Vor-   Vorschlag
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schlag und Vorbild Deutschlands einzuschmelzen, und durch Gold zu ersetzen,


ließ man diese Münzen einfach im Verkehr und begnügte sich damit, die


Münzstätten dem Silber zu sperren und aus der Geldfabrikation ein


Staatsmonopol zu machen. Und indem man nun die Fabrikation von


Silbermünzen und Papiergeld dem Wechselkurs anpaßte, indem man Geld ein-


zog und verbrannte, wenn der Wechselkurs fiel, und Geld prägte oder druckte,


wenn der Wechselkurs stieg, erreichte man den Zweck der Goldwährung, die


Festigkeit des Wechselkurses, wie wenn man Gold in Umlauf gesetzt hätte.


Man hatte den Vorteil der allgemeinen Weltgoldwährung erreicht, ohne eine


goldene Münze zu prägen, ja, ohne ein Goldkörnchen zu besitzen. Das


Interessanteste aber ist, daß selbst die Länder, die weder Gold noch Silber in


Umlauf hatten, sondern gemeines, ungedecktes Papiergeld, mit den gleichen


einfachen Mitteln sich die Vorteile fester Wechselkurse sicherten. Man gab


Papiergeld aus und zog Papiergeld ein, und mit diesem einfachen Mittel blieben


die Wechselkurse fest. Das heißt, man ahmte das, was bei der Goldwährung


automatisch eintritt, auf künstliche Weise nach. Wenn diese Möglichkeit gefehlt


hätte, wenn Indien, Rußland, Südamerika, Nordamerika und so viele andere


Staaten ihre nationale Papier-, Silber- und Mischwährung nicht dem Wechselkurs


auf die Goldwährungsländer künstlich, durch gewaltsamen, staatlichen Eingriff


angepaßt hätten, welchen Sinn hätte dann noch die Goldwährung in Deutschland


gehabt? Indien, Rußland, die Vereinigten Staaten u. a. haben den Wechselkurs


auf die Goldwährungsländer zum Maßstab für das Quantum des auszugebenden


Geldes genommen und haben den Zweck (die Festigkeit des Wechselkurses)


damit erreicht. Wenn sie das nun nicht getan hätten? Dann wäre trotz der 


deutschen Goldwährung der Wechselkurs auf alle obigen Länder schwankend


geblieben, und den Vorteil fester Wechselkurse hätte die Goldwährung


Deutschlands nicht gebracht. Dann wäre man vielleicht auch in Deutschland


dahinter gekommen, daß man die festen Wechselkurse ja gar nicht durch ein-


seitiges Vorgehen erreichen kann, daß die Goldwährung, da sie ja doch nicht


universell durchführbar ist, zwecklos und friedenstörend ist, und daß man sich


mit der Welt auf anderer Grundlage zu verständigen hat, wenn der Handel den


Vorteil fester internationaler Wechselkurse genießen will.


Aber nun wird hier ein Einwand gemacht und gegen die Möglichkeit einer 


allgemeinen Einführung der Papierwährung ohne Metallunterlage erhoben. Man


sagt: Indien, Rußland, Argentinien usw. passen ihre Währungspolitik dem Gold


an. Nimmt man das Gold fort, so bleibt für die Währungspolitik dieser Länder


kein Anhaltspunkt übrig. Indien z. B. zieht Silbergeld ein und prägt Silbergeld


aus, wenn sich das Tauschverhältnis der Rupie zum Gold verändert. Nimmt man


nun das Gold weg, geht England zur Papierwährung über – wo bleibt dann noch


der Maßstab für die Währungspolitik Indiens, und 
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wie kann dann überhaupt noch ein fester Wechselkurs zwischen Indien und


England aufrecht erhalten werden? Und nach welchen Grundsätzen wird nun


England selbst sein Papiergeld verwalten? Es scheint dann alles in der Luft zu


schweben.


Die Antwort auf diese Fragen ist nun leicht zu finden, wenn man sich auf den


wertleugnenden Standpunkt stellt und das Geld als Tauschmittel betrachtet.


Mit der Rupie in Indien kann man Ware kaufen, die man in England verkaufen


kann. Und mit dem Schilling in England kann man Ware kaufen, die in Indien


Absatz findet. Wenn also auch die Rupie und der Schilling keine Freizügigkeit


haben, so ist doch manches von dem, was man mit der Rupie und dem Schilling


kaufen kann, internationales Gut. Diese Waren stellen die Brücke her für die


Verbindung zwischen dem Papierschilling und der Papier- oder Silberrupie.


Wenn wir nun weiter sagen: in Indien wird das Geld derart verwaltet werden, daß


die Warenpreise im Durchschnitt fest bleiben, und wenn das Gleiche auch in


England geschieht, so erreichen wir ja damit, was wir noch eben für unmöglich


erklärten, nämlich, daß das Tauschverhältnis zwischen der Indischen Rupie und


dem englischen Schilling unverändert bleibt — nach dem Grundsatz:


Wenn A = B und B = C, so ist auch A = C.


Allerdings, um diesen Satz auf unser Verhältnis anwenden zu können, muß


das Tauschverhältnis der indischen und englischen exportfähigen Waren, die hier


durch die beiden B dargestellt sind, im Durchschnitt auch unverändert bleiben.


Bedingung ist, daß das Quantum Waren, das man in Indien regelmäßig für


eine bestimmte Summe Geld kaufen kann, auf dem englischen Markt verkauft,


regelmäßig eine Summe Schillinge liefert, die in englischen Waren umgesetzt


und auf den indischen Markt gebracht, nach Abzug aller Kosten wieder die


ursprüngliche Summe von Rupien gibt. Und das läßt sich erreichen, wenn, wie


gesagt, in beiden Ländern die Geldausgabe so verwaltet wird, daß der


Durchschnittswarenpreis unverändert bleibt.


Aber was wir hier sagen, läßt sich noch auf eine viel einfachere Formel redu-


zieren.


Nehmen wir an, in Indien und England und in beliebig viel anderen Ländern


würde zur Kontrolle der mehrfach erwähnten, allgemeinen Warenpreisstatistik


noch der Wechselkurs hinzugenommen und zwar in der Weise, daß in jedem


Lande der Geldumlauf erweitert würde, wenn der Wechselkurs steigt, und er


umgekehrt eingeschränkt würde, wenn der Wechselkurs fällt. Die eigentliche


Grundlage für die Geldausgabe liefert dann immer noch die Warenpreisstatistik,


aber als Oberkontrolleur ernennt man den Wechselkurs. Wird in allen Ländern


richtig, mit der Geldausgabe nach der richtig geführten Warenpreisstatistik ver-


fahren, so dürfen keine erheblichen Differenzen im Wechselkurs eintreten.
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Statt daß also, wie bisher, die Länder mit Papier- und Silberwährung ihre


Geldausgabe einseitig dem Gold (oder dem Wechselkurs auf England) unter-


werfen, würde durch allseitiges Entgegenkommen der erstrebte, feste, gegen-


seitige Wechselkurs erreicht werden. Indien würde also, wenn der Wechselkurs


auf England fällt (was in England einen steigenden Wechselkurs auf Indien


bedeutet), nicht mehr einseitig Rupien einschmelzen und verbrennen, sondern


England würde durch gleichzeitige Ausgabe von Schillingen an der Wieder-


herstellung des Gleichgewichtes mitwirken, und durch solche ineinandergreifen-


de Maßregeln wird das Ziel um so leichter und schneller erreicht. Wenn A dem B


nachläuft, so mag es lange dauern, ehe er ihn erreicht. Läuft aber B dem A 


entgegen, so treffen sie sich gleich.


Diesen einfachen und naheliegenden Gedanken weiterspinnend, kommt man


ohne Schwierigkeit zur Gründung eines


Internationalen Währungsbüros.


In diesem Büro werden die Bewegungen des Wechselkurses zwischen den 


einzelner Ländern studiert, die Methoden, die in den einzelnen Ländern ange-


wendet werden, um die Geldausgabe dem Stand der Warenpreise anzupassen,


gründlich verglichen, um festzustellen, ob die etwaigen Abweichungen der


Wechselkurse darauf zurückzuführen sind, daß im Lande A die Preise zu hoch,


oder im Lande B die Preise zu niedrig sind, worauf dann die Einladung ergeht an


das Land A, die Preise durch Einziehung von Geld um X% zu ermäßigen, und an


das Land B, die Preise durch Geldausgabe um X% zu heben. Irgendein Zwang


wird natürlich hier nicht geübt, wird auch nicht nötig sein, da ja alle Länder ein


Interesse an festen Wechselkursen haben und die Erfahrung zeigt, daß alle


Länder zu den größten Opfern an Geld und Würde bereit sind, wenn es sich


darum handelt, das nationale Geld mit dem des Auslandes in ein festes


Verhältnis zu bringen.


Übrigens würde es für den Anfang völlig ausreichen, wenn in dem


Internationalen Währungsbüro die Haupthandelsstaaten vertreten wären. Ist 


zwischen diesen Staaten der Wechselkurs fest, so gliedern sich die kleineren


Staaten einfach und zwanglos dadurch an, daß sie, wie sie es heute sowieso


schon tun, den Wechselkurs auf jene Hauptstaaten als Richtmaß für die eigene


Geldverwaltung erheben und auf eine selbständige Statistik verzichten.


Die Ansicht, daß Deutschland seinerzeit des Goldes wegen zur Goldwährung


überging, ist falsch. Eingestandenermaßen suchte Deutschland eine Anlehnung


an die englische Währung (übrigens ein sehr vernünftiger Gedanke, wenn diese


Anlehnung gegenseitig gesucht wird). England hatte zufälligerweise die


Goldwährung, und darum suchte D. auch die Goldwährung einzuführen. Was


also D. einführte, war nicht die Goldwährung, sondern die englische Währung.


Hätte England seinerzeit die Silber-, Doppel- oder Papierwährung gehabt, so


hätte Deutsch-  Deutschland
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land mit den gleichen Gründen eine dieser Währungen angenommen. Seitdem


das Silber in den Hauptstaaten abgetan ist, fällt es keinem Staate mehr ein – die


Währung auf das Silber zuzuschneiden, und dasselbe wäre der Fall mit dem


Gold – wenn England und Deutschland keine Goldwährung hätten. Somit liefert


also heute schon nicht das Gold, sondern der Wechselkurs auf England und


Deutschland das Richtmaß für die Geldverwaltung der meisten Länder.


Zur glatten Abwicklung der Geschäfte, zum Ausgleich etwaiger aus der


Zahlungsbilanz entstehender Defizite gehört natürlich ein angemessener Fonds


oder ein entsprechender Kredit im Ausland, um damit in die Lücken einspringen


zu können, die durch natürliche Vorgänge (z. B. Ernteergebnisse) in der


Zahlungsbilanz eintreten. Aber dieser Fonds würde nicht mehr in Goldbarren


bestehen, sondern in ausländischen Wechseln, Aktien, Staatspapieren, ähnlich


wie z. B. heute schon die Zahlungsbilanz zwischen Europa und den Vereinigten


Staaten mit dem Hin- und Hersenden von Pfandbriefen, Aktien, Konsols,


Wechseln usw. ausgeglichen wird. Hierbei ist auch zu bedenken, daß die großen


Schwankungen in dieser Zahlungsbilanz in der Hauptsache Wirkung der


Währungspolitik sind, die überall ohne anderes Richtmaß als die Routine ge-


trieben wird. Würde man hier wie drüben das Geldwesen nach gleichen


Grundsätzen verwalten, so würden auch die Schwankungen in der


Zahlungsbilanz stark zusammenschrumpfen.


Man wird dann auch – mit der Zeit –, wenn sich das Vertrauen in die


Papiergeldwährung befestigt hat, dazu übergehen, mit den durch den Handel


besonders stark verbundenen Staaten internationale Währungsvereine zu grün-


den, ähnlich wie der lateinische Münzbund, aber auf gesünderer Grundlage.


Solche Vereine beginnen damit, daß sie der Festigkeit des Wechselkurses 


zwischen den Vereinsländern durch gegenseitiges schnelles Entgegenkommen


eine ganz besonders sorgsame Behandlung angedeihen lassen. Dann wird für


größere Zahlungen an den Banken dem Geld der Vereinsländer gesetzliche


Zahlkraft eingeräumt, späterhin wird für die Vereinsländer eine Einheit vereinbart


und zuletzt wird das Geld der Vereinsländer von einer einzigen Stelle aus ver-


waltet. Materielle Hindernisse irgend welcher Art stehen solchem Geschehen


nicht im Wege. Würden sich die Hauptstaaten Europas in dieser Weise einigen,


dann würde solches „Vereinsgeld“ ein derartiges Übergewicht in der Welt gewin-


nen, daß sich alle anderen Länder angliedern würden, sei es, daß sie den


Wechselkurs auf die Vereinsländer zum Richtmaß der eigenen Geldverwaltung


erheben würden, sei es, daß sie um Beitritt zum Verein nachsuchen würden.


Es läßt sich also tatsächlich und ohne große Anstrengungen und ohne Kosten


irgend welcher Art der internationale feste Wechselkurs mittels der nackten


Papierwährung erreichen und zwar in Verbindung (was die Goldwährung nicht


kann) mit 
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einem festen Durchschnittspreis der Waren und ohne von den einzelnen Staaten


die Aufgabe ihrer nationalen Währung zu verlangen. Es gehört dazu nur eine,
von international anerkannten, allgemeinen Grundsätzen geleitete Handlung.


Nicht durch Anpassung der Geldverwaltung an ein fremdes Geld, nicht


dadurch, daß wir das nationale Geld der Geldverwaltung einer fremden Macht


unterordnen (nichts anderes bedeutete die Einführung der Goldwährung in


Deutschland), sondern durch ein allgemeines, gegenseitiges Entgegenkommen


würde man dieses schöne Ziel internationaler Kultur erreichen. Wir brauchen


dafür nicht mehr um die „zu kurze Decke“ zu kämpfen; wir brauchen keine


Anleihen zu machen (wie Italien, Rußland, Österreich); wir brauchen nicht mehr


durch Schutzzölle die Goldwährung vor dem Zusammenbruch zu retten. Wir


brauchen nur zu wollen; ein materielles Hindernis besteht nirgendwo. Wir können


sofort einen festen internationalen Wechselkurs zwischen allen Handelsvölkern


der Welt haben, sofern wir es nur wollen.


Und dieser Wille ist da; er kann als Tatsache von jedem diskontiert werden, der


sich mit dem Problem des festen Weltwechselkurses befaßt. In der Einführung


der Goldwährung, mit allen ihren schmerzlichen Begleiterscheinungen, in der


Anpassung der nationalen Papier- und Silberwährung an die Goldwährung, mit


der damit verbundenen Ansteckungsgefahr für alle Krankheiten der


Goldwährung, haben die Nationen es unzweideutig bekundet, daß sie vom


Wunsche beseelt sind, das nationale Geld mit dem Gelde des Auslandes in ein


festes Verhältnis zu bringen.


Jedoch, wir wollen auch noch den Fall untersuchen, daß Deutschland mit der


Geldreform zur reinen Papierwährung überginge, und daß die anderen Nationen


beim Alten geblieben.


In solchem Falle wären natürlich feste Warenpreise und fester Wechselkurs


nicht vereinbar und Deutschland müßte für eines dieser beiden wirtschaftlichen


Ideale optieren.


Nehmen wir nun an, daß Deutschland aus Rücksicht auf die Interessen des


Welthandels feste Wechselkurse als Ziel seiner Geldverwaltung aufstellen würde


und daß damit auf feste Warenpreise verzichtet würde. Dann wäre die Lage


außerordentlich einfach. Man würde dann Geld ausgeben, wenn der Durchschnitt


der Wechselkurse steigt und Geld einziehen, wenn die Wechselkurse fallen, und


für den Ausgleich der Schwankungen in der Zahlungsbilanz würde man fremde


Wechsel in Reserve halten, die der Staat verkauft, wenn der Wechselkurs unter


den Goldpunkt fällt und die er wieder einkauft, wenn der Kurs diesen Punkt über-


schreitet.


Wir hätten dann in bezug auf den Wechselkurs das gleiche System, welches in


Argentinien seit 10 Jahren die bekannten, für alle Metallisten so verblüffenden,


für die Wertapostaten aber ganz selbstverständlichen Erfolge gegeben hat. Das


System wäre nur 
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etwas weiter ausgebildet auf dem Wege der vollkommenen Ausschaltung des


Goldes insofern, als an Stelle der argentinischen Goldbarren Auslandswechsel


treten würden, bei denen die beiden Goldpunkte naturgemäß näher aneinander


liegen. Der Wechselkurs in Argentinien schwankt im Maximum zwischen den


Kosten der Ein- und Ausfuhr des Goldes, die bei einem Zinsfuß von 6% und


einer Seereise von 1 Monat nicht unerheblich sind. Hätte man statt Gold


Wechsel auf London, Paris, Berlin und New York auf Lager, so würden diese


Kursschwankungen fast auf 0 fallen, da der Wechsel keine Zinsen und nur eine


Bagatelle an Frachtspesen kostet.


In Wirklichkeit erreichen die Wechselkursschwankungen niemals obiges


Maximum, da die Kosten für die Ein- und Ausfuhr des Zahlungssaldos sich auf


die Gesamtmasse der verhandelten Wechsel verteilt.


Freilich, mit diesem System würden wir viele Begleiterscheinungen der


Goldwährung auf Deutschland übertragen und sogar übertragen müssen. Wir


müßten Hausse und Baisse, die Echternacher Springprozession getreulich mit-


machen. Nur die Krisen, die Arbeitslosigkeit würden wir nicht mitzumachen 


brauchen und zwar darum nicht, weil das Reformgeld, wie wir das noch zeigen


werden, kräftig genug ist, um die Hindernisse, die die Baisse seinem Umlauf


errichtet, unter allen denkbaren Umständen zu überwinden. Während also im


Auslande die Baisse immer Krise und Arbeitslosigkeit zur unausbleiblichen Folge


hat, würde man in Deutschland ruhig weiter arbeiten – als ob nichts geschehen


sei. Das Reformgeld läuft nämlich auch dann noch um – wenn der Umsatz des


Geldes unmittelbaren, vorausgesehenen, ja erwarteten und berechneten Verlust


abwirft.


Ein ganz unerhörtes Ereignis in der Geschichte des Geldes. Bei den Waren
kommt es alle Tage vor, daß der Besitzer sie anbietet, trotzdem er nur Verluste
erwartet.


Wäre nun bei einer solchen Verwaltung des deutschen Geldes die Führung


einer Warenpreisstatistik ohne direktes Interesse, da ja der Wechselkurs den


Maßstab für die Geldausgabe allein liefern soll, so wäre sie dennoch nicht über-


flüssig. Man könnte sie als Agitationsmittel für die internationale Einführung der


Geldreform (die uns allein feste Wechselkurse zusammen mit festen Preisen


bringen kann) ganz ausgezeichnet gebrauchen. Diese Statistik wäre der Spiegel,


mit dem man den Völkern die wahre Natur der Goldwährung vor Augen führen


könnte. Seht, würde man sagen, wie unter der Herrschaft der Goldwährung


Baisse auf Hausse folgt. Hier könnt ihr die Sprünge unmittelbar messen. Hier, ist


der Maßstab dafür. Dieses Jahr sind die Preise durchschnittlich um 10% gestie-


gen, voriges Jahr waren sie um 20% gefallen. Es handelt sich nun darum, ob ihr


noch weiter mit Hausse und Baisse rechnen wollt. Habt ihr es satt, wollt ihr


Krisen, Arbeitslosigkeit, Revolten verhüten, so 
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handelt wie wir. Vermehrt die Nachfrage durch Ausgabe von Geld – wenn die


Preise fallen; drückt, mäßigt die Nachfrage durch Einzug von Geld – wenn die


Preise steigen. So bleiben die Preise fest, die Krise wird verhütet und die


Spekulanten wandern aus. Habt ihr aber nicht den genügenden Geldstoff, um


solche Währungspolitik zu betreiben, so macht es wie wir: Trennt das Geld vom


Gold, und verfertigt Geld, wenn die Preise fallen und zieht Geld ein, wenn die


Preise steigen. Und wenn euch auch das nicht gelingen mag, weil niemand das


von euch verfertigte Geld in Umlauf setzen will, das ihr zur Bekämpfung der


Baisse in Umlauf setzen wollt, so ahmt unser Reformgeld nach. Denn seht, wir


brauchen uns um sein Angebot nicht zu kümmern – es zirkuliert auch dann noch,


wenn die Preise fallen – und weil es unter allen Umständen zirkuliert, so sind wir


frei von Krisen und Arbeitslosigkeit.


So manche nationale Einrichtung, sofern sie sich bewährt, geht über die


Grenze und erobert die Welt. Wir haben schon so viele internationale Verträge.


Warum könnte man diesen nicht noch einen Vertrag angliedern, in dem es heißt:


1. Die zu einem internationalen Währungsbund sich zusammenschließenden


Staaten verpflichten sich, ihre nationale Währung, ob Gold-, Silber- oder Papier-


währung, derart zu verwalten, daß der Durchschnitt der Warenpreise innerhalb


ihrer Landesgrenzen fest bleibt, d. h., sie verpflichten sich, so lange und so oft


neues Geld in Umlauf zu setzen, als wie die Warenpreise abwärts neigen, und


Geld einzuziehen, so lange und so oft die Preise nach oben streben.


2. Sie verpflichten sich ferner, die Wechselkursschwankungen, die trotz solcher


Währungspolitik noch eintreten mögen, durch gegenseitiges Entgegenkommen
dadurch zu unterdrücken, daß sie nach den Anordnungen des zu errichtenden
nationalen Währungsbüros dort, wo der Wechselkurs steigt, Geld ausgeben,
während sie gleichzeitig dort, wo der Wechselkurs fällt, Geld einziehen.


5. Das Gesetzmäßige im Umlauf des neuen Geldes.


Betrachten wir das Reformgeld genauer. Was kann sein Besitzer oder Inhaber


damit anfangen? Am 1. Januar gilt es auf den Märkten, in den Läden, an der


Lohnkasse, an allen Staatskassen und vor Gericht 100 Mark und am 31. Dezem-


ber nur noch 95 Mark; d. h., will der Inhaber den Zettel am Ende des Jahres


dazu benützen, um 100 Mark in Wechseln, Rechnungen, Steuerzetteln usw. zu


bezahlen, so muß er auf den Zettel noch 5 Mark zulegen!
Was ist geschehen? Nichts, als was mit den Waren geschieht. Ähnlich wie ein


bestimmtes Ei sich von dem wirt-    wirtschaftlichen
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schaftlichen Begriff Ei ständig und schnell entfernt, und mit dem Faulwerden


überhaupt nicht mehr damit verglichen werden kann, so entfernt sich das indivi-
duelle Markstück ständig von dem, was die Mark in der Währung bedeutet. Die
Mark als Währung ist das Unveränderliche, das Währende, die Grundlage aller
Berechnungen; die Mark als Geld hat nur den Ausgangspunkt mit jener gemein.
Es ist also weiter nichts geschehen, als was mit allen Dingen rings um uns her


geschieht. Die Gattung, der Begriff ist unveränderlich, das Exemplar, der


Vertreter ist sterblich und treibt ständig seinem Ende entgegen. Nichts mehr ist


geschehen, als daß wir das Tauschobjekt von der Währung, das Exemplar von


der Gattung getrennt und das Geld dem allgemeinen Gesetz des Werdens und


Vergehens unterworfen haben.


Der Inhaber dieses vergänglichen Geldes wird sich also ebenso hüten, das


Geld zu behalten, wie der Eierhändler sich hütet, die Eier länger als absolut nötig


zu behalten. Der Inhaber des neuen Geldes wird gesetzmäßig danach trachten,
das Geld und den mit seinem Besitze untrennbaren Verlust auf andere – abzu-
wälzen.


Aber wie kann er das? Durch den Verkauf seiner Produkte ist er in den Besitz


dieses Geldes gekommen. Er mußte das Geld annehmen, obschon er den


Schaden kannte, den der Besitz des Geldes ihm verursachen würde. Er wußte


es ganz genau, daß der Besitz des Geldes mit Verlusten verknüpft war. Trotzdem


verkaufte er seine Produkte gegen dieses wirklich schnöde Geld. Seine Produkte


waren von vornherein für den Markt bestimmt. Er mußte seine Produkte tau-


schen und den Tausch konnte nach der ganzen Lage der Dinge nur das Geld


vermitteln, und anderes Geld als dieses verfertigt nun einmal der Staat nicht


mehr. Also mußte er das gehaßte Reformgeld im Tausch für seine Produkte
annehmen, falls er seine Produkte absetzen, den Zweck seiner Arbeit erreichen
wollte. Er hätte vielleicht mit dem Verkauf seiner Produkte warten können, etwa


bis zum unmittelbaren Bedarf an anderen Waren, aber dann wären ja seine eige-


nen Produkte in der Zwischenzeit schlechter, billiger geworden; er hätte an den


eigenen Produkten durch Quantitäts- und Qualitätsverluste, durch Wartung und


Lagerung so viel und vielleicht mehr verloren, als wie er jetzt am Besitz des


Geldes verliert. Er war also in einer Zwangslage, als er das neue Geld in


Empfang nahm, und dieser Zwang rührte von der Beschaffenheit seiner eigenen
Produkte her. Jetzt ist er im Besitz des Geldes, das dauernd im Kurs fällt. Wird er


nun einen Käufer dafür finden, wird er jemand finden, der es duldet, daß der


Verlust, der aus dem Besitze des Geldes entspringt, auf ihn abgewälzt wird? Nur


jemand, der, wie er, in einer Zwangslage ist, wird ihm dieses wirklich „schlechte“


Geld abnehmen; nur jemand, der, wie er, Ware erzeugt hat und diese nun aus 
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Rücksicht auf die täglichen Qualitäts- und Quantitätsverluste möglichst schnell


absetzen möchte, wird bereit sein, das „schlechte“ moderne Geld in Empfang zu


nehmen.


So haben wir also hier gleich zu Anfang eine sehr bemerkenswerte Tatsache


zu verzeichnen: Der Käufer hat ein ebenso dringendes, persönliches, unmittel-


bares mit dem Besitze des Geldes verknüpftes Interesse, das Geld auf den


Warenbesitzer abzuwälzen, wie der Verkäufer ein unmittelbares Interesse hat,


die Waren auf den Käufer abzuwälzen. Das Interesse an dem unmittelbaren
Zustandekommen des Tausches ist beiderseitig gleich groß, was natürlich zur
Folge hat, daß bei den Preisverhandlungen der Käufer nicht mehr auf seine
Unverletzlichkeit (Gold) hinweisen und damit drohen kann; daß er die
Verhandlungen abbrechen wird, falls sich der Verkäufer nicht seinen
Bedingungen unterwerfen will. Käufer und Verkäufer sind nun gleich schlecht


gerüstet; beide haben ein gleiches, unmittelbares, dringendes Interesse am


Zustandekommen des Handels. Brauchen wir da noch zu erwähnen, daß darum


auch die Tauschbedingungen gerecht sein werden, und daß der Handel schneller


von statten gehen wird?


Aber nehmen wir nun an, der Geldzettel, den wir eben betrachteten, wäre in


die Hände eines Sparers, Kaufmannes oder Kapitalisten geraten. Was werden


diese damit anfangen? Auch in ihren Händen schrumpft das Geld ständig 


zusammen. Sie sind in den Besitz des Reformgeldes durch Tausch gegen die


früheren Goldmünzen gelangt. Sie waren durch kein Gesetz zu dem Tausch


gezwungen worden; sie hätten das Gold behalten können. Aber der Staat hat


bekannt gemacht, daß er den Umtausch nach einer bestimmten Frist verweigern


würde, und was hätten sie dann noch mit dem Gold anfangen können? Sie 


hätten wohl goldene Ketten damit machen können, aber wer hätte ihnen diese in


solchen Massen abgekauft und zu welchem Preis, und womit hätte man diese


goldenen Ketten bezahlt? Mit Reformgeld.


Also fanden sie es ratsam, den Umtauschtermin nicht verstreichen zu lassen,


und jetzt betrachten sie das neue Geld, ihr Eigentum. Die Nutzlosigkeit des ent-


münzten Goldes zwang sie, in den Tausch gegen Reformgeld einzuwilligen, und


der Verlust, der mit dem Besitze des neuen Geldes verknüpft ist, zwingt sie, sich


dieses Geldes zu entledigen, um den Verlust so schnell wie möglich auf andere


abzuwälzen.


Und da sie nun in ihrer Eigenschaft als Sparer und Kapitalisten keinen per-


sönlichen Bedarf an Waren haben, so suchen sie Abnehmer für das Geld bei


Leuten, die Ware kaufen möchten, aber das Geld dazu erst in einer späteren Zeit


liefern können. Sie bieten also das Geld als Darlehen an, – wie sie das früher 
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übrigens auch mit dem Gold taten. Aber es ist doch ein Unterschied gegen 


früher. Früher konnten sie das Geld ausleihen und sie taten es, so lange ihnen
die Bedingungen gefielen; jetzt müssen sie es tun, ob ihnen die Bedingungen der
Verleihung zusagen oder nicht. Sie stehen jetzt unter Zwang. Wie sie durch die


Natur ihres Eigentums (Waren) gezwungen waren, Reformgeld anzunehmen, so


sind sie jetzt durch die Natur des Geldes wieder gezwungen, das Geld abzuge-


ben. Wenn der Zins, den man bietet, ihnen nicht gefällt so mögen sie das Gold


zurückkaufen, sie mögen Waren kaufen, sie mögen Wein kaufen, von dem es


heißt, daß er mit der Zeit immer besser und teurer wird, sie mögen Aktien,


Konsols kaufen, sie mögen selbst als Unternehmer Häuser bauen, Handel trei-


ben, sie können alles machen, was man mit Geld machen kann, nur eins können


sie nicht mehr, sie können die Weitergabe des Geldes von keiner Bedingung
mehr abhängig machen.


Ob ihnen der Zins, den der Schuldner bietet, gefällt, ob der Zins, den das zu


bauende Haus abzuwerfen verspricht, ihnen genügt, ob der Kurs der Aktien 


günstig ist, ob der Preis des Weines und der Diamanten, die sie auf Lager neh-


men wollen, durch die große Zahl der Käufer, die auf denselben geistreichen


Gedanken verfielen, nicht zu hoch getrieben wurde, ob der Verkaufspreis des auf


Lager immer besser gewordenen Weines die Auslagen für Wartung, Lagerung


usw. decken wird – einerlei, das Geld muß weitergegeben werden. Und zwar


gleich, sofort, heute, nicht morgen. Je mehr sie überlegen, um so größer der


Verlust. Angenommen aber, sie finden jemand, dem sie das Geld verleihen kön-


nen – so kann dieser nur eine Absicht haben – er will seinerseits das Geld sofort


anlegen, in Waren, in Unternehmungen oder sonstwie. Um das Geld in den


Kasten zu legen, wo es verdirbt, wird doch niemand Geld borgen. Durch Weiter-


gabe wird er den Verlust, der mit dem Besitze des Geldes verknüpft ist, auf


andere „abzuwälzen“ suchen. Wie also auch das Geld „angelegt“ werden mag,


es wird immer sofort Nachfrage erzeugen. Unmittelbar als Käufer oder mittelbar


als Verleiher, wird der Geldbesitzer immer sofort Nachfrage nach Waren halten


müssen, und zwar im genauen Verhältnis zur Menge seines Geldbesitzes.


Daraus ergibt sich, daß die Nachfrage überhaupt kein Willensakt der


Geldinhaber mehr sein wird, daß bei der Preisbestimmung durch Nachfrage und


Angebot der Wunsch nach Profit und Differenz ohne Einfluß bleiben muß, daß


die Nachfrage unabhängig von den Konjunkturen, vom Glauben an Hausse und


Baisse sein wird, unabhängig auch von allen politischen Gerüchten, von den


Ernteaussichten, unabhängig von der Qualität der Monarchen, von Furcht und


Panik.
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Die Nachfrage wird dann unter allen denkbaren Verhältnissen, bei Fanfaren


wie bei Schamaden immer haarscharf gleich sein:


1. der vom Staate kontrollierten Geldmasse;


2. der von den gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten


Maximalumlaufsgeschwindigkeit dieser Geldmassen.


Die Nachfrage wird genau, wie das Angebot der Kartoffeln, des Heues, des
Kalkes, der Kohlen usw. zu einer wäg- und meßbaren, unorganischen, willen-
losen Substanz. Das Geld wird durch eine ihm anhaftende Naturgewalt immer


nach den Grenzen der zur Zeit möglichen Umlaufgeschwindigkeit gravitieren und


diese unter allen denkbaren Verhältnissen stets zu durchbrechen suchen. Wie


der Mond still und unberührt durch das, was hier auf Erden vorgeht, seine Kreise


beschreibt, genau so wird das Reformgeld, losgelöst vom Willen seiner Inhaber,


seine Bahnen durch die Märkte vollziehen.


Was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Es bedeutet, daß wir nun Herr der


sogenannten Konjunkturen sind, daß der Staat durch Ausgabe und Einziehung


von Geld die Nachfrage ganz nach den Bedürfnissen des Marktes abstimmen


kann, daß nicht mehr die Geldinhaber, die ängstlichen Spießbürger, die


Spekulanten, die Börsenstimmung, die Laune usw. die Nachfrage hervorbringen,


sondern daß der Staat absolut darüber zu bestimmen hat, wie groß die


Nachfrage sein soll. Der Staat fabriziert jetzt die Nachfrage, genau, wie er


Briefmarken fabriziert, genau auch wie die Arbeiter das Angebot fabrizieren. 


Die Nachfrage wird zum Staatsmonopol erhoben.
Fallen die Preise, so fabriziert der Staat Geld und bringt dieses Geld in den


Verkehr. Und dieses Geld ist Nachfrage, Nachfrage in Substanz. Und wenn die


Preise anziehen, so verbrennt der Staat Geld, und was er verbrennt, ist


Nachfrage.


So ist der Staat Beherrscher der Konjunkturen, und das bedeutet wieder 


nichts weniger, als daß der Staat nun auch Herr der Wirtschaftskrisen, Herr der


Arbeitslosigkeit ist. Ohne den Willen des Staates können die Preise weder 


steigen noch fallen. Jede Hausse- und Baissebewegung wird so zu einer


Willensäußerung des Staates, für die er verantwortlich ist.


Die Nachfrage als Willensakt der Geldinhaber mußte gesetzmäßig Differenzen,


Krisen, Arbeitslosigkeit und Schwindel zeugen. Mit der Geldreform wird dieser


Wille in die Hände des Staates gelegt, der nun, dem Geldzweck entsprechend,


seine Macht dazu benutzt, um die Differenzen zu unterdrücken,


Wer das neue Geld betrachtet, wird sich sagen, daß er die Praxis der ver-


flossenen Jahrtausende aufgeben und keine Geldreserven mehr halten kann, da


ihm ja das Geld in der Kasse ständig Verluste bringt. Das neue Geld löst also


alle Geldreserven selbsttätig auf, sowohl die des fürsorglichen Spieß-


Spießbürgers
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bürgers, wie die des Kaufmanns und des zum Sprung bereiten Spekulanten.


Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Es bedeutet, daß jetzt immer


nur genau so viel Tauschmittel im Besitze der Bürger sein werden, als wie der


Handel unmittelbar beansprucht, und zwar so bemessen, daß die Preise wegen


zu großer oder zu geringer Geldfülle keine Schwankungen mehr durchmachen


können. Es bedeutet, daß niemand mehr dem Staate bei der Verwaltung des


Geldes „ins Handwerk pfuschen“ kann. Es bedeutet, daß aus Privatreserven dem


Markt kein Geld mehr zufließen kann, wenn der Staat eine Drainage des Geld-


marktes für nötig hält, und daß kein Geld mehr in die Privatreserven abfließen


kann, wenn der Staat eine Berieselung des Geldmarktes vornehmen will. Es


bedeutet, daß darum auch der Staat nur ganz geringe Geldbeträge einzuziehen


oder auszugeben braucht, um das Ziel seiner Währungspolitik zu erreichen.


Es bedeutet aber auch, daß niemand mehr Privatreserven anzulegen braucht,


weil die Regelmäßigkeit, mit der das Geld jetzt umläuft, die Reserven überflüssig


macht. War die Reserve eine Zisterne, so wird die Regelmäßigkeit des


Geldumlaufes zur ewig sprudelnden Geldquelle.


Wer das Reformgeld näher betrachtet, wird sich sagen, daß es nicht besser ist


als Ware und Vorräte, und daß Geld und Ware nunmehr gleich schlecht sind.


Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Nichts weniger, als daß 2/3 der


Kaufleute überflüssig werden, und daß die Handelsspesen (die Spesen, die den


Austausch der Produkte belasten), die manche auf 30 bis 40% der Produkte und


mehr einschätzen, um 2/3 ermäßigt werden, es bedeutet, daß alle Produzenten


zu einer Mehreinnahme von


0(2 x 40) 


(3 x 100)    gelangen werden.


Und das erklärt sich so: wenn mir die auf Vorrat gekaufte Ware im allgemeinen


ebenso lieb ist, wie vorrätiges Geld, so kaufe ich Vorräte, wenn sich die


Gelegenheit dazu bietet und warte nicht mehr, wie heute, bis zum unmittelbaren


Bedarf. Mit dem Inhalte meiner Geldkassette lege ich mir eine Vorratskammer an


und fülle sie.


Man wende hier nicht ein, daß das Volk gar nicht die Mittel hat, um eine


Vorratskammer anzulegen, – denn die bettelhafte heutige Armut des Volkes ist ja


gerade die gesetzmäßig eintretende Folge der bisherigen Gewohnheit, das Gold


den Waren und Vorräten vorzuziehen. Niemand wollte Vorräte haben, darum 


existieren sie nicht, daher auch die Armut.


Ich warte also nicht mehr bis zum Weihnachtsabend, um die Puppe für den


Weihnachtsbaum zu kaufen. Ich bestelle auch den Winterrock nicht erst beim


ersten Schneefall. Ich kaufe die Puppe, wenn ich zufällig beim Puppenhändler


vorbeigehe, im Herbst, im Sommer, vielleicht schon zu Ostern. Und der


Puppenhändler wird nicht mehr mit einer Weihnachtswoche, 
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mit einer „Saison“ rechnen, sondern das ganze Jahr wird er auf Absatz rechnen


können. Darum wird er auch keinen großen Laden und viel Personal halten (das


den größten Teil des Jahres nur wenig zu tun hat) für den Empfang des


Weihnachtsgedränges. Ein Zimmerchen und ein lahmes Weib werden als


Handelseinrichtung genügen.


Jedoch dem Puppenmacher ist der Besitz des jetzt während des ganzen


Jahres einlaufenden Geldes nicht lieber, als allen anderen. Auch er wird mit dem


Kauf nicht bis zum unmittelbaren Bedürfnis warten; auch er leert seine Taschen


und füllt die Vorratskammern. Jeder wälzt den Verlust, der mit dem Besitze des


Geldes verknüpft ist, auf andere, immer wieder auf andere ab, und dieses


immerwährende Abwälzen des Geldes auf die Schultern anderer ist immer


begleitet von einem ständigen Abwälzen der Produkte von den Schultern der


Arbeiter auf die der Konsumenten. Wie an uns im Eisenbahnzug die


Telegraphenstangen in entgegengesetzter Richtung vorbeizueilen scheinen, so


fließt ein Strom von Waren dem von Hand zu Hand eilenden Geld entgegen.


Die Waren werden schneller und sicherer als bisher die Reise von der


Produktionsstätte zur Konsumstätte zurücklegen, und diese Schnelligkeit wird


natürlich die Reisekosten entsprechend verbilligen. Die Läden leeren sich; die


Mehrzahl wird einfach überflüssig. Die Verschleißkraft des einzelnen


Kaufmannes wird sich verzehnfachen. Das Publikum wird die Waren posten-


weise kaufen, in der Originalpackung, ein Faß, eine Kiste, einen Ballen. Und was


sollen die Kaufleute machen, wenn ihnen das Publikum die Waren wegnimmt,


auf denen sie bis jetzt saßen? Von 10 Läden werden 9 eingeben, und die Städte


werden den Jahrmarktscharakter verlieren. Aus den schönen, sonnigen Läden


werden Kinderstuben gemacht, und an Stelle der im Winde flatternden


Konfektionsstücke werden in den Fenstern Blumenstöcke ausgestellt. Für die


geringe Anzahl von Läden, die jetzt noch übrigbleibt, gibt es dann Platz die


Menge, und der Preis dieses Platzes, die Ladenmiete, wird auf den Preis fallen,


den der Laden als Wohnraum erzielen kann.


Und noch eins ist in dieser Verbindung zu erwähnen. Die Kreditverkäufe fallen


aus, es wird nur mehr gegen bar verkauft und zwar auf Verlangen der Käufer, die


es alle immer eilig mit dem Bezahlen haben, die das Geld immer gleich auf


andere abwälzen wollen. Wer zufälligerweise vergaß, Geld für seine Einkäufe


einzustecken, der läßt beim Kaufmann die Sachen nicht einfach anschreiben,


sondern kehrt nach Hause zurück, holt das Geld und bezahlt bar. Und der


Kaufmann, der auf diese Weise bar bezahlt wird, bezahlt seinerseits auch wieder


bar, erstens, weil er jetzt zahlen kann, zweitens, weil auch ihn das Geld zur


Barzahlung drängt. Auf diese Weise werden eine schier unendliche Reihe von


Buchungen und Stundungen darum überflüssig, weil der eine, durch


Eigenschaften seines Geldes 
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gedrängt, die Mühe überwand, das vergessene Geld von Hause abzuholen.


Auch das ist eine Sache von Bedeutung.


Das schnelle Abwandern der Produkte von der Arbeitsstätte zur Konsumstätte,


die damit Hand in Hand gehende Einschränkung der Läden, wo man bisher


jeden Bedarf zu jeder Zeit decken konnte, wird zur Folge haben, daß man nicht


mehr selbstverständlich mit dieser Möglichkeit rechnen wird. Man wird daher


überlegen, was man in Zukunft an Produkten brauchen wird, um diese dann dem


Kaufmann im voraus zu bestellen. Der Handel wird dadurch zum großen Teil zum


reinen Kommissionsgeschäft, wo man per mille rechnet. Der Kaufmann wird


nicht mehr zu überlegen brauchen, was und wie viel seine Kundschaft in 6 oder


12 Monaten wird kaufen wollen. Es wird dadurch aus der Volkswirtschaft eine


Fehlerquelle entfernt, die große Verwirrung anrichtet und schon manchem


Kaufmann das Genick brach.


Fassen wir das hier Gesagte zusammen: die Waren werden nur wenig mehr im


Preise schwanken. Die Preisschwankungen werden auf die Differenzen


beschränkt bleiben, die die Warenpreise untereinander aus natürlichen Gründen


erleiden [Ein allgemeines Steigen und Fallen des Preisstandes der Waren bringt auch


Verschiebungen der Warenpreise untereinander mit sich, und zwar verhält sich das so: steigen die


Preise allgemein, so werden die Schuldner auf Kosten der Gläubiger begünstigt und umgekehrt. Die


Schuldner haben aber vielfach andere Bedürfnisse als die Rentner, und so muß auch eine


Begünstigung der Schuldner auf Kosten der Rentner die Nachfrage nach den einzelnen Waren 


verändern.].


Die großen Schwankungen aber des Geldes zur Gesamtmasse der Waren 


fallen fortan aus. Der Kaufmann wird also diesem Teil seines Geschäftes viel


weniger Aufmerksamkeit zu widmen brauchen. Auch die Krisen braucht der


Kaufmann nicht mehr als Elemente seiner Wahrscheinlichkeitsrechnung einzu-


beziehen. Dabei wird der Absatz schnell, erstaunlich schnell von statten gehen;


mit Ballen, Kisten, Fässern ziehen die Käufer ab, Meter, Liter und Gewichte 


werden überflüssig. Die Käufer zahlen bar, manche im voraus. Verluste durch


schlechte Zahler kommen nur wenig oder gar nicht vor. Viele Käufer nehmen die


Waren überhaupt nicht mehr aus den Läden, sondern bestellen sie im voraus


und lassen sie unmittelbar von der Bahn ins Haus bringen.


Das alles bedeutet aber, daß man künftig für die Ausübung des


Handelsberufes nicht mehr wie heute die Elite des Volkes an Regsamkeit und


Tüchtigkeit brauchen wird, daß für den kaufmännischen Beruf die große Masse


von Spießbürgern ebenso befähigt sein wird, wie sie jetzt schon befähigt ist,


Kartoffeln zu bauen, Staatsämter zu bekleiden, Hüte zu fabrizieren usw. Das
alles bedeutet, daß nach den Gesetzen des Wettbewerbes der Handelsgewinn
auf die Rangstufe des allgemeinen Lohnes fallen wird.
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Im vorigen Kapitel, wo wir vom Außenhandel sprachen, wurde der Vorschlag


gemacht, im Interesse fester Wechselkurse auf feste Warenpreise so lange zu


verzichten, bis daß die anderen Handelsnationen zur Anerkennung unserer


Grundsätze in ihrer nationalen Verwaltung des Geldmonopols gelangt sind, denn


nur so lassen sich feste Warenpreise im Inlande mit festen Wechselkursen ver-


einigen. Wenn wir nun nach diesem Vorschlag die festen Wechselkurse damit


bezahlen, daß wir alle Hausse- und Baissebewegungen, die sich im Ausland 


zeigen, zielbewußt und mit Absicht auf unser eigenes Land übertragen, indem


wir Geld verbrennen, wenn die Baisse schon einen Geldmangel anzeigt, und


Geld ausgeben, wenn die Hausse schon einen Überfluß verkündet, so sind doch


die Folgen, die von solchem Vorgehen zu gewärtigen sind, bei weitem nicht so


schlimm beim Reformgeld, wie beim herkömmlichen Geldwesen.


Bei jeder Baisse wird in den Goldwährungsländern der Umschlag des Geldes,


weil er keinen Gewinn verspricht, automatisch gesperrt, und nur aus diesem


Grunde ist auch jede Baisse von einer Krise (Absatzstockung, Arbeitslosigkeit)


begleitet.


Anders mit dem Reformgeld. Das Reformgeld wandert unausgesetzt, ohne


Rücksicht auf Profit, Differenz, Handelsgewinn, Zins usw. von Hand zu Hand. Es


wird ständig, ohne Möglichkeit einer Unterbrechung, gegen Waren angeboten.


Es unterhält den Verkehr, fördert die Arbeit und träufelt Öl auf die Maschinen,


wirft sich ins Geschirr ohne jemals auszusetzen, und zwar selbst dann geschieht


das – und das ist die Paradeleistung des Reformgeldes – wenn an Stelle eines


Gewinnes der Geldumlauf einen vorausgesehenen, abgeschätzten, ja sogar


genau berechneten Verlust einbringt und dieser Verlust vom Staate im Interesse


fester Wechselkurse im voraus angekündigt und erzwungen wird. Der Staat


macht bekannt, daß wieder einmal in den Goldwährungsländern eine allgemeine


Baisse im Anzug oder schon eingetreten ist, und daß er sich veranlaßt sieht, im


Interesse der Festigkeit der Wechselkurse diese ausländische Baisse durch


Einziehung und Vernichtung entsprechender Geldmassen auf den heimischen


Markt zu übertragen, daß also alle Preise durch gewaltsam eingeschränkte


Nachfrage auf ein niedrigeres Niveau herabgesetzt werden. Jeder weiß nun, daß


morgen alles billiger als heute sein wird, und trotzdem fällt es niemand ein, das


Geld zu verscharren, die Fabrik zu schließen und den schon ausgefüllten


Bestellungsbrief wieder zu vernichten.


Geschähe dies trotzdem, so braucht man nur den Kursverlust des Geldes, den


wir mit 1 ‰ wöchentlich für den Zweck des Zwangsumlaufes für genügend


erachteten, entsprechend zu erhöhen.


Das Reformgeld erzwingt den Umlauf, den Warenaustausch, die Fortführung


der Arbeit in allen Industrien. Die Ware (mit den sie erzeugenden Arbeitern) ist


unter allen Umständen immer 
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zum Tausch bereit; sie stellt keine Bedingung, und diese nie versagende


Bereitwilligkeit überträgt die Geldreform auf das Geld.


Wenn heute ein Kapitalist ausrechnet, daß der Umschlag einer Million Mark


ihm einen Pfennig Verlust einbringt, so unterläßt er selbstverständlich den


Umschlag seines Geldes. Er vergräbt das Geld in den Kellern der Bankhäuser.


Als Folge davon wird eine Million an Waren weniger abgesetzt, und da niemand


Ware erzeugt, die nicht abgesetzt wird, so wird der Betrieb eingestellt, die


Arbeiter werden entlassen. Es werden für eine Million Mark weniger Löhne


gezahlt. So daß der Verlust von einem Pfennig, den der Kapitalist erwartete, 


die Ursache eines unmittelbaren Verlustes von einer Million Mark für die


Volkswirtschaft wird. Und dieser Verlust von einer Million zieht immer größere


Kreise, wie die Wellen beim Steinwurf im Teiche – bis daß der Verlust des


Pfennigs auf irgend eine Weise aus der Rennbahn des Geldes entfernt worden


ist.


Mit der Reform des Geldes wird das nicht mehr möglich sein; das Geld wird


unabhängig von jeder Bedingung umlaufen, es wird den Waren Absatz, den


Arbeitern Beschäftigung verschaffen – einerlei, ob der Staat eine Hausse oder


Baisse ankündigt.


Und was bedeutet das für die Volkswirtschaft, in diesem Falle für die deutsche


Volkswirtschaft?


Wir drücken nach unserer Annahme die Warenpreise mit Absicht und in


Erkenntnis der Folgen auf ein tieferes Niveau, um den Wechselkurs, das


Verhältnis des deutschen Geldes zu dem des Auslandes, unverändert zu lassen.


Aber während im Ausland dabei Handel und Wandel darniederliegen, wird dies-


seits der Grenzen unentwegt weiter gearbeitet – als ob nichts geschehen wäre.


Das Geld geht weiter von Hand zu Hand, kein Arbeiter irrt beschäftigungslos


umher. Und wenn dann wie gewöhnlich im Auslande nach einiger Zeit der


Umschwung, erfolgt und die Baisse wieder in Hausse umschlägt, dann sind die


heimischen Unternehmer in der Lage, mit guten Vorräten und einer in Vollbetrieb


befindlichen Fabrik die günstigen „Konjunkturen“ auszunützen, während die aus-


ländischen Unternehmer mit ihrer verrosteten und veralteten Maschinerie und


ihren in alle Winde zerstreuten Arbeitern die günstigste Zeit verstreichen lassen


müssen. So könnte das Reformgeld, so lange es auf Deutschland beschränkt


bleibt, zu einer „deutschen Gefahr“ für die ganze Welt werden.


Wer das Reformgeld näher betrachtet, gelangt schnell zur Erkenntnis daß mit


dem Reformgeld die Ware ebensogut wie Geld ist. Und was bedeutet das?


Nichts weiter, als daß wir das Ideal Proudhons erreicht haben. „Erhebt die Ware


und Arbeit auf die Rangstufe baren Geldes, sagte er, und alle Widersprüche


unserer Volkswirtschaft verschwinden; Arbeitslosigkeit wird unmöglich, der Zins


der Produktionsmittel wird durch ein 
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wachsendes Angebot von Produktionsmitteln beseitigt, und mit der Beseitigung


des Zinses schenke ich euch das Eigentumsrecht an den Produktionsmitteln.


Dies Recht ist dann ebenso leer wie ein Grundstück, das keine Rente abwirft“.


[Ich zitiere aus dem Gedächtnis. Diese Sätze findet man zerstreut in Proudhons Schriften in vielen


Varianten.]


Zwar haben wir zur Erreichung dieses Ideals des hellsten Kopfes unter den


Sozialisten den umgekehrten Weg eingeschlagen, den uns Proudhon zeigte,


indem wir die Ware nicht auf die Rangstufe des Goldes erhoben (was übrigens


nicht möglich ist), sondern indem wir das Geld vom Gold trennten und dieses


Geld auf die Rangstufe der gemeinen Waren herabdrückten. Dadurch wurde der


ganze ungeheure Apparat überflüssig, den Proudhon für die Erreichung seines


Zieles bauen wollte. Wir brauchen uns mit dem Reformgeld gar nicht mehr um


die Waren zu kümmern, wir brauchen keine Warenbanken. Wir stoßen das Gold


von seinem Postament und setzen darauf ein Geld, das ebenso schlecht wie die


Ware ist, und das Ziel ist erreicht. Weil das Geld jetzt zusammen mit den Waren


verdirbt, verrostet, vergeht – darum steht jetzt die Ware auf der Rangstufe baren


Geldes, und darum gibt es keine Arbeitslosigkeit mehr. Wer Geld hat, verfügt


über Ware, und wer Ware besitzt, verfügt mit gleicher Sicherheit über Geld –


eben weil Geld und Ware gleich – schlecht sind.


Wer Ware besitzt, sucht Geld, und wer Geld besitzt, sucht Ware. Und wer mit


Geld in der Tasche keine Ware findet, der gibt sich nicht damit zufrieden, son-


dern folgt der Spur der Ware bis zu ihrer Quelle – die Arbeit. Darum wird nicht


allein die fertige Ware, sondern auch gleich die Arbeit auf die Rangstufe baren


Geldes erhoben. Kein Arbeiter wird noch nach Arbeit suchen müssen, da sich


das Geld ja nicht mehr verbirgt. Die Nachfrage nach Arbeit wird ebenso weithin


sichtbar sein, wie das Angebot.


Jeder Taler, den das Reichswährungsamt vom Stapel läßt, verwandelt sich in


eine unmittelbare Nachfrage nach Arbeit und Arbeitern; je 1000 solcher Taler


ersetzen ein Arbeitsamt, und das gesamte ausgegebene Geld stellt fortan einen
automatischen Arbeitsnachweis, eine organische, ideale Versicherung gegen
Arbeitslosigkeit dar.


Überschlag.


Was wir bisher von der Geldreform abgeleitet haben, war folgendes:


1. Daß die Nachfrage sich in eine wägbare Substanz verwandelt, erhaben 


über Willen, Laune, Profitsucht, Spekulationen der Geldbesitzer. Sie wird


keine Willensäußerung der Geldbesitzer mehr sein;
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2. daß der Geldumlauf unter allen Umständen immer den Rekord der 
Umlaufgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen dem Geld ge-
statten, zu durchbrechen suchen wird, so daß die Nachfrage zu jeder 
Stunde immer
a) der vom Staate in Umlauf gesetzten und kontrollierten Geldmasse,
b) der von den Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufgeschwindigkeit 
entsprechen wird;


3. daß sämtliche Privatgeldreserven, die als ebenso viele Privatemissions-
kassen und Störenfriede anzusehen sind, automatisch aufgelöst werden,
wodurch der Staat erst in die Lage versetzt wird, währungstechnische 
Präzisionsarbeit zu liefern.


Als Folge dieser ersten Wirkungen wird


1. der Absatz der Waren regelmäßig, ohne die Möglichkeit von Stockungen 
verlaufen;


2. dadurch das Warenangebot immer nur der Warenproduktion ent-
sprechen;


3. werden alle Preisschwankungen, die auf Absatzstockungen zurückzu-
führen sind, unterdrückt;


4. werden infolge der Regelmäßigkeit, womit fortan Nachfrage und Angebot
auf dem Markte erscheinen, die großen allgemeinen 
Preisschwankungen, die von einer Störung des Verhältnisses der Waren 
zum Geld herrührten, wegfallen;


5. der Staat nur mehr geringe Geldmassen auszugeben oder einzuziehen 
brauchen, um die Nachfrage dem Angebot direkt auf den Leib zuschnei-
den zu können und dadurch eine absolute Beständigkeit im allgemeinen 
Preisstand der Waren zu erzielen;


6. letzteres auch namentlich darum eintreten, weil durch den schnellen 
Umlauf die Verschleißkraft des Geldes verdoppelt, vervielfacht wird, und 
weil darum auch der Einzug oder die Ausgabe einer Geldsumme verviel
fachte Wirkung auslösen muß. Statt 10 Milliarden Mark im Verkehr zu 
erhalten, wird Deutschlands Handel mit 5, vielleicht auch mit 3 Milliarden 
auskömmlich versorgt sein.


Durch den Geldumlaufzwang, wie er durch die Geldreform erreicht wird, wird
ferner:


1. eine reinliche Trennung von Tausch- und Sparmitteln durchgeführt;


2. der Geldbesitzer das Geld bedingungslos unabhängig von Zins und 
Profit in Umlaut setzen müssen;


3. das Geld selbst dann noch umlaufen, wenn der Zins fällt und ver-
schwindet;


4. das Geld selbst ohne Profit für den Besitzer umlaufen.
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Als Folge dieser und zusammenwirkend mit den vorher erwähnten Umständen


wird der Geldumlaufzwang:


die allgemeinen Wirtschaftskrisen mit all ihren 
Begleiterscheinungen unmöglich machen.


Durch den mit dem Besitze des Geldes verbundenen direkten, persönlichen


Verlust wird folgendes erreicht:


1. Ware, Arbeit, Geld werden für alle, sowohl für die Konsumenten, wie für 


die Sparer, gleichgültige Dinge sein, Dinge, die ohne Profit, Zins und 


Tribut gegenseitig auswechselbar sind;


2. das Geld wird zum Arbeitsnachweis und zur automatischen Versicherung


gegen Arbeitslosigkeit;


3. sämtliche Vorrechte des Geldes werden ausgeglichen.


Die absolute privatwirtschaftliche Gleichstellung des Geldes mit den Waren


bedingt:


1. daß man die unentbehrlichen Reserven mit Vorliebe in Vorräten statt in 


Geld anlegen wird;


2. daß man die Waren nicht mehr wie bisher in den kleinsten Mengen 


kaufen wird, sondern faß- und kistenweise, in der Originalpackung;


3. daß dadurch die Läden sich leeren und die Kaufleute in großer Zahl 


überflüssig werden.


Zugleich wird auch


4. der Kreditverkauf beseitigt, die allgemeine Barzahlung durchgeführt;


5. die Warenspekulation unmöglich gemacht, weil die Warenbestände, in 


Millionen von Vorratskammern verteilt, der Konzentration entzogen sind.


Durch das Zusammenwirken dieser 5 Umstände wird der Warenaustausch


ganz außerordentlich gesichert, beschleunigt und verbilligt werden, zumal auch


der Handel durch die Beseitigung der Krisen, durch die Festigkeit der Preise zu


einer sehr einfachen Sache wird, für die fortan jeder Biedermann genügend Witz


besitzt.


Die schönste, wirklich revolutionäre Leistung der Geldreform wird aber die sein,


daß durch die Unterdrückung der Arbeitslosigkeit, durch die vom Zinsertrag


unabhängig gewordene Produktion von Produktionsmitteln (Realkapital) der Zins


bald in einer Überproduktion an Kapital ersäuft und dadurch das jetzige un-


würdige Volksgemisch von Fürsten, Rentnern und Proletariern in den Boden


gestampft und der Platz bereitet wird für ein stolzes Geschlecht freier und 


selbständiger Bürger, für Männer, die man jedem in der Welt, ohne zu erröten,


als Landsleute vorstellen kann.
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Die Geldreform beseitigt das tausendmal verfluchte Geld nicht, sondern sie


gestaltet es um nach den richtig erkannten Bedürfnissen der Volkswirtschaft. Die


Geldreform läßt sogar das Grundgesetz unserer Volkswirtschaft, das, wie wir zu


Anfang dargetan haben, der Wucher ist, unangetastet, aber sie wird zeigen, daß


der Wucher, wie „jene Kraft, die stets das Böse will und das Gute schafft“, wirken


muß, sobald wir der Nachfrage den Willen nehmen und sie in gleicher Rüstung


wie das Angebot diesem entgegentreten lassen. 


6. Wie das Freigeld beurteilt wird.


I .   Der  Kaufmann.


Ich hielt, wie die meisten es taten, das Freigeld für unmöglich, weil es mir allzu


unbequem als Zahlmittel erschien. An der Praxis merke ich aber, daß es als


Zahlmittel nicht unbequemer, als das frühere Papiergeld ist. Ich verlangte beim


Kaufmann heute einen Hut. „Er kostet Ihnen drei Raben“, sagte er. (So nennt das


Volk die 1-Mark-Zettel, wegen der Raben, womit der Zeichner die Zettel verziert


hat.) „So nehmen Sie also keine Rücksicht darauf, daß die Zahlmittel einem


Kursverlust unterliegen“ – frug ich. „Doch, doch“, antwortete der Kaufmann, 


„wir machen es heute genau so wie früher, wir passen die Preise den


Zahlungsmitteln an, so weit es geht, aus Rücksicht auf unser Personal und auf


die Käufer. Streng nach den Sätzen meiner Profitgier müßte der Hut 2,94 M.


kosten, denn der Hut kostet mir 2,21 M. und mein gewöhnlicher Profitsatz ist 


33% – so müßte der Hut 2,94 M. kosten. Diesen Preis hätte ich früher natürlich


auf 3 M. abgerundet. Heute tun es drei Raben ohne Anrechnung der


Zuschlagsätze, also 2,95 M. auch. An sich gibt es ja gar keine runden Zahlen;


sie sind immer nur rund und eckig in bezug auf die Zahlmittel. Glauben Sie denn,


daß das Theaterbillet gerade darum 1, 3 oder 10 Mark kostet, weil man es nicht


auch für 97 Pf. oder 3,03 verkaufen könnte? Muß ein Anzug beim Schneider


gerade 90 M. kosten? Geht es nicht auch für 89,93 M.? Man richtete also früher


die Preise nach den Zahlmitteln, und dasselbe tun wir auch heute. Es hat sich


nichts geändert. Und darum kostet Ihr Hut heute 3 Raben und nicht 3 Mark.


Natürlich, bei größeren Beträgen, wo es darauf ankommt, da rechnen wir


scharf, da wird die Bequemlichkeit nicht so hoch eingeschätzt, da nehmen wir


das Geld zum genauen Tageskurs, da heißt es nicht 357 Raben, sondern 357


Mark deutscher Reichswährung. Die Berechnung des Zuschlagsatzes spielt dann 


131







auch in der Summe von Schwierigkeiten, die der Kaufmann zu überwinden hat,


wahrhaftig keine Rolle mehr. Sehen Sie sich einmal diese Rechnung an, die ich


eben bezahlte. Die Prüfung der Rechnung erforderte eine halbe Stunde. Ich 


entdeckte nicht weniger als 5 Rechenfehler. Der Mann hatte mir zweimal den


Großpreis als Dutzendpreis angerechnet. Die Verpackung hat er vergessen und


als Skonto für Barzahlung 11/2% abgezogen, während ich mit dem Reisenden 


2% abgemacht hatte. Nun, ich meine, daß jeder, der solche Arbeit kontrollieren


kann, wohl auch imstande sein wird, den Zuschlag von der Tabelle abzulesen,


der heute auf die Summe von 357 Mark zu zahlen ist. Da hängt die Tabelle, die


für diese Woche gültig ist, und die von allen staatlichen Kassen, Post und


Banken, unentgeltlich verteilt wird. Da hängt auch schon ein Abreißkalender mit


solchen Tabellen, die ein findiger Reklamemann verteilt. Nach dieser Tabelle sind


heute auf 357,00 M.


als Zuschlag zu zahlen 12,75 M.


369,75 M.


Diese Summe zahle ich mit 369 Raben und 75 Pf. in Kleingeld. Wahrhaftig,


man sollte doch von dieser Sache nicht mehr reden; ich empfinde es als eine


Beleidigung, wenn man mir von dieser Sache als von einer Erschwernis des


Handels redet.


So sprach der Kaufmann. Zum Danke für die Aufklärung kaufte ich ihm noch


für 36 Pf. Stiefelwichse ab und bezahlte, indem ich mit einer der an jedem


Ladentisch hängenden Scheren von einem Zettel 36 Pf. abschnitt. Ein höchst


einfaches Verfahren in der Tat. Früher hätte ich dazu mindestens vier verschie-


dene Münzen gebraucht; eine von 20 Pf., eine von 10 Pf., eine von 5 Pf. und


eine von 1 Pf. In der Regel fehlte mir aber die eine oder die andere Münze, und


wenn ich ein Fünfzigpfennigstück hingab, so mußte ich auf Rückzahlung warten.


Jetzt habe ich in einem Zettel alle Münzen von 1 bis 100 vereinigt; jetzt habe ich


wirklich teilbares Geld, wie es der Verkehr braucht. Wirklich, je plumper es aus-


sieht, um so bequemer ist es in Wirklichkeit. Ganz abgesehen davon, daß es


nichts wiegt, daß man die größte und kleinste Summe mit gleicher


Bequemlichkeit mit sich herumtragen kann, daß man auch jeden beliebigen


Betrag einfach in Briefen versenden kann. Früher brauchte man dazu


Briefmarken; auch ein Beweis, daß das Metallgeld nicht den Bedürfnissen des


Verkehrs in bezug auf Teilbarkeit entsprach.


Fällt mir jetzt Geld aus der Hand, so rollt es nicht fort, verliert sich nicht 


zwischen den Ritzen der Dielen. Es fällt, und wo es fällt, bleibt es liegen. Auch ist


es wegen seiner schärferen Flächenbegrenzung und grelleren Farbenabtönung


viel besser sichtbar. Es fällt nicht durch ein Loch in der Hosentasche, und geht


wirklich etwas im Wasser, im Feuer, im Wald verloren – nun, so hat der Staat


den Gewinn, und der Verlust an Geld verwandelt sich in einen entsprechenden


Steuererlaß.
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Kurz, von meinem Standpunkt als Käufer und Inhaber von Reformgeld kann


ich keine Nachteile entdecken. Dagegen aber eine Reihe kleiner Vorteile.


I I .   Der  Krämer.


Merkwürdigerweise wurde der Umstand, daß das Reformgeld keine auf 0 und


00 endigende Summe darstellt, allgemein als das Hindernis bezeichnet, woran


die ganze Sache scheitern würde. Wenn aber das ein ernstliches Hindernis für


den Kauf von Waren wäre (also für den Verkauf des Geldes), so bleibt die Frage


offen, wie es möglich ist, daß man heute Ware verkaufen kann, die doch auch


keine auf 0 und 00 endigenden Summen darstellt? Ich verkaufe das Salz zu 17,


den Zucker zu 13, den Kaffee zu 29 usw., d. h., meine Preise richten sich nicht,


wie im Theater, nach den Zahlungsmitteln, sondern nach dem, was mir der


Wettbewerb zu nehmen erlaubt. Und wenn die Preise nicht auf 0 und 00 lauten,


welchen Nutzen bieten dann solche auf runde Summen lautenden Zahlmittel?


Was nützt eine runde Schachtel für einen eckigen Gegenstand, was nützt ein


grader, schlanker Meterstab, wenn das, was ich messen muß, krumm ist? Was


nützt es dem Verkäufer, von schönen runden Summen zu träumen, wenn das,


was er verkauft, zerbrechlich, schmutzig, feuergefährlich ist und stinkt? Wahrlich,


es gehört viel Oberflächlichkeit dazu, für den Verkäufer einen Vorteil von der


Beschaffenheit der Zahlmittel zu erwarten! Ja, wenn mit dem Golde auch die


Waren zu Gold würden!


Um den Irrtum zu erkennen, in den wir bei Beurteilung dieser Sache so leicht


verfallen, ist es gut, sich klar darüber zu werden, was denn eigentlich eine runde


Summe ist.


Zur Zeit, als man noch nach dem System der Zwölfteilung rechnete, waren


Dutzend und Gros in der Ein- und Mehrzahl die runde Zahl. Durch das System


der Zehnteilung, sind 12–36–144–288 zu eckigen Zahlen geworden. Wenn wir im


Duodezimalsystem für 1 das Zeichen a, für 10 b, für 11 c und für die übrigen


Ziffern die heutigen Zeichen gebrauchen, dann würde man für 12 a0, für 24 20


schreiben. Gros oder 144 würde a00 und 12 Gros oder 1728 a000 geschrieben.


Unsere heutige Zahl 100 würde aber 84 (nämlich 8 Dtzd. + 4 Einer), ge-


schrieben.


Absolut runde Zahlen gibt es also nicht, sondern nur mit Bezug auf das


Rechensystem sind die Zahlen rund oder eckig.


Mit sich selbst verglichen ist jede Zahl rund, und der Preis einer Ware von


11,33 ist rund, wenn die Summe von 11,33 auf den Ladentisch gelegt wird.


Haben wir aber erkannt, daß es absolut runde Zahlen nicht gibt, so müssen wir


auch zugeben, daß das häufige Vorkommen auf mit 0 endigender Preise 
(10-Pf- Briefmarken z. B.) nur die 
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Folge einer gewaltsamen Anpassung der Preise an die Zahlmittel ist. So z. B.


kostet eine Weltpostkarte in Deutschland 10 Pf., in Frankreich 10 Centimen, oder


nach unserem Gelde 8 Pf. Die französische Postverwaltung büßt so 20% ihrer


Einnahmen ein (im Vergleich zum deutschen Tarife), nur infolge dieser gewalt-


samen Anpassung des Tarifes an die Zahlmittel des Publikums. Ob dies ver-


nünftig, billig ist, will ich nicht untersuchen. Aber wir Krämer können nicht aus


Bequemlichkeit die Preise, wie die Post, auf beliebige Beträge abrunden; uns


schauen die Hausfrauen auf die Finger, und wenn der Konkurrent die Wichse für


9 verkauft, so kann ich nicht 10 fordern.


Übrigens ist es eine alte Erkenntnis, daß alle Waren schließlich mit Waren,


bezahlt werden. Das eigentliche Zahlmittel ist also die Ware selbst. Welchen


Vorteil kann es also bieten, zwischen zwei Waren, zwischen zwei holprige Dinge,


einen runden Kiesel einzuschieben? Kann man auf Rädern die Treppen leichter


ersteigen, als auf spitzen Schuhsohlen?


Und wenn auch das Geld dem Verkäufer wirkliche Schwierigkeiten machte, so


müßten diese schon recht groß sein, um die Beachtung des Warenverkäufers zu


verdienen. Schwierigkeiten, ernste Schwierigkeiten, bereitet das Geld dem


Verkäufer dann, wenn es – als Ware betrachtet – besser als die zu verkaufenden


Waren ist, wenn sich der Käufer schwer vom Gelde trennt. Dann muß der


Verkäufer seinen Witz gebrauchen, um das Publikum zum Kaufe zu veranlassen!


Schwierigkeiten, ernste Schwierigkeiten, Sorgen und Gefahren bereitet das Geld


dem Krämer, wenn, wie das unter der Goldwährung die Regel war, durch die


Schwankungen im Geldangebot die Warenpreise herauf- und heruntergedrückt


werden; einmal eine allgemeine Preissteigerung, dann gleich darauf der Preisfall


eintritt, mit seinem Begleiter, der Krise, dem Krach. Befreie man mich von diesen


Plagen, dann will ich gern meine Kasse nachrechnen und auf der


Multiplikationstabelle nachsehen, wieviel Zuschlag auf 17,30 zu zahlen ist. Ach!


könnte ich nur täglich einen Haufen Reformgeld zusammenzählen!


Aber in einer Beziehung nimmt mit der Geldreform mein Geschäft eine


Entwicklung, die wirklich ernste Beachtung verdient. Einmal zahlen meine


Kunden jetzt meistens bar, weil sie ein direktes unmittelbares Interesse daran


haben, möglichst schnell zu bezahlen, und weil sie selbst wieder bar bezahlt


werden. Auch nimmt das Detaillieren, das Zerstückeln der Waren in kleine und


kleinste Teile, der Pfennigverkauf auffällig ab. Die Käufer trennten sich früher


ungern vom Geld, einmal, weil ihnen das Geld ja Zeit ließ, dann, weil sie wohl


auch Geld auf Zins in der Sparkasse hatten, dann auch wieder, weil es an


genehmer war, Geld im Hause zu haben, als Waren, und schließlich, weil nie-


mand sicher war, daß das Geld, das er ausgab von der anderen Seite wieder


eingehen würde. Der Geldumlauf war ja so unregelmäßig, die Geldeingänge so


unsicher, daß jeder, 


134







der nicht mit festem Einkommen rechnete, gern eine Geldreserve anlegte. Und
diese Reserve suchte er dadurch zu bilden, daß er dort, wo er Kredit genoß, 
diesen auch benutzte, daß er nur das Nötigste, für den unmittelbaren Konsum
Bestimmte kaufte und das Gekaufte anschreiben ließ. Statt eines Kilos kaufte er


ein Gramm, statt eines Sacks ein Kilo. Niemand wäre es eingefallen, sich einige


Vorräte zuzulegen, niemand dachte daran, eine Vorratskammer in seinen


Bauplan aufzunehmen. Als Vorrat galt allgemein und ausschließlich das Geld.


Jetzt scheint sich das zu ändern. Weil das Geld selbst einen jeden ununter-


brochen an seine Pflichten als Zahler erinnert, sucht jeder zu bezahlen, sowie er


selbst bezahlt wird. Der Geldumlauf, der jetzt zwangsweise vor sich geht, ist


darum auch immer ein geschlossener. Er kann nicht mehr durch Gerüchte in


Stocken geraten. Der regelmäßige Geldumlauf hat regelmäßigen Absatz zur


Folge, und da jeder auch gern aus Furcht vor Verlusten so schnell wie möglich


das Gekaufte bezahlt, so sind die Geldeinnahmen auch regelmäßig geworden.


Man kann jetzt auf die Einnahmen rechnen, und es ist nicht mehr nötig,
Geldreserven anzulegen – ganz abgesehen davon, daß diese Reserven heute 


in sich selbst zerfallen, also unmöglich sind. Statt der Geldreserven legt man


Vorräte an, man zieht den Besitz von Waren dem Besitze des Geldes vor, wie


man aus demselben Grunde auch die Barzahlung den Kreditkäufen vorzieht.


Statt in mikroskopischen Portionen werden die Waren jetzt in Originalpackung


und in Posten gekauft. Statt eines Liters ein Faß, statt eines Meters ein Stück,


statt eines Kilos ein Sack.


Man sollte nun meinen, wir Krämer lebten jetzt in Saus und Braus, sozusagen


im siebenten Himmel. Aber weit gefehlt. Ich persönlich habe diese Entwicklung


glücklicherweise scharf beobachtet und mein Geschäft den veränderten


Verhältnissen angepaßt. An Stelle meiner Krämerpreise habe ich


Großhandelspreise gesetzt und so meine Kundschaft nicht nur erhalten, sondern


gewaltig erweitert. Aber meine Konkurrenten, die im alten Schlendrian weiter-


wursteln wollten, denen die Einsicht fehlte, haben ihre Läden schließen müssen.


Die Kundschaft war plötzlich verschwunden. Wo früher 20 Krämer waren, da ist


jetzt nur mehr einer, und dieser eine hat trotz 20fachem Absatz weniger Arbeit


als früher. Mir ist die Ladenmiete schon um 90% herabgesetzt worden, weil so


viele Läden leer stehen und zu Wohnzwecken umgebaut werden müssen. Wenn


ich nun auch so wenig Miete zahle und 20mal mehr verkaufe, so ist mein


Verdienst bei weitem nicht im gleichen Verhältnis gewachsen, der Konkurrenz


wegen, die infolge des so sehr vereinfachten Geschäftsganges sich mit geringem


Verdienst begnügt. So rechne ich jetzt, statt mit 25% durchschnittlichem Profit,


mit nur 1% Kommission. Da ich alles in Originalpackung abgebe, und bar bezahlt


werde, bei Ablieferung der Ware, so kann ich scharf rechnen. Keine


Buchhaltung, keine Rechnungen, keine Verluste. Außerdem ist mein Lager 


135







trotz 20fachem Absatz nicht größer geworden. Mit meinen Kunden habe ich


regelmäßige Lieferungen abgemacht, und die Waren liefere ich gleich von der


Bahn weg ab. So ist der ganze Kramhandel zum einfachen


Kommissionsgeschäft geworden.


Meine Konkurrenten, die ihr Geschäft haben schließen müssen, sind ja zu


bedauern, besonders die älteren unter ihnen, die kein Gewerbe mehr erlernen


können. Da ihr Ruin unmittelbar durch die Geldreform, also durch einen Eingriff


des Staates verursacht wurde, so wäre es meiner Ansicht nach gerecht und 


billig, wenn man diese Leute durch eine Staatspension entschädigte. Und das


kann der Staat auch gut tun, denn durch die Beseitigung dieser Zwischen-


händler, durch die Verbilligung der Waren ist ja die Steuerkraft des Volkes ganz


außerordentlich gewachsen. Hat es der Staat seinerzeit für billig gehalten, den


Grundrentnern durch die Getreidezölle ihre Renten zu erhöhen und zu sichern,


trotzdem die Not dieser Grundrentner, die sog. Not der Landwirtschaft, nicht auf


staatliche Eingriffe zurückzuführen war, so wäre in diesem Falle eine Pension


nicht mehr als gerecht.


Summa summarum muß ich gestehen, daß die Geldreform eine gewaltige


Vereinfachung des Krämergeschäftes bedeutet, da sie von 10 Krämern 9 über-


flüssig gemacht hat. Den 9 Krämern hat ja die Sache bös mitgespielt, aber etwas


Ähnliches mußte ja doch einmal kommen. Auf die Dauer konnten der splitter-


weise erfolgende Verkauf und die damit verbundenen schweren Unkosten, sowie


auch der Kreditunfug nicht bestehen bleiben. Ein Preiszuschlag von 25% an


Handelsspesen für das Detaillieren der täglichen Bedürfnisse! Das war ja 


geradezu lächerlich, unhaltbar in einer Zeit, wo die Arbeiter schwere Kämpfe 


führen, oft um eine Lohnerhöhung von 5% zu erreichen.


Die Schweiz mit 3 Millionen Einwohnern beschäftigte im Jahre 1900  26.837


Geschäftsreisende, die zusammen an Patenttaxen 322.200 Frs. zahlten.


Rechnet man nur 5 Frs. per Kopf und Tag, so kosten die Handlungsreisenden


der Schweiz jährlich 48.977.525 Frs..


In Deutschland sind ungefähr 45.000 Geschäftsreisende beständig unterwegs.


(In der Schweiz wird dieses Gewerbe vielfach als Nebengewerbe betrieben,


daher die verhältnismäßig große Zahl, daher habe ich auch nur 5 Frs. per Tag


gerechnet.) Von sachverständiger Seite hat man berechnet, daß jeder dieser


45.000 Mann 14 M. täglich verbraucht (Gehalt, Reise, Gasthof), was sicherlich


nicht zu hoch gegriffen ist. Das macht 600.000 M. täglich und 219 Millionen jähr-


lich. Dazu noch die sonstigen Geschäftsreisen. Man kann sagen, daß 2/3 aller


Reisen „Geschäftsreisen“ sind, und daß 2/3 aller Gasthäuser Geschäftsreisenden


dienen.


Wer hätte aber gedacht, daß das Detaillieren und Kreditieren der Waren mit


unserem schönen Metallgeld zusammenhing, daß man das Geld erst ver-


schlechtern müßte, um der Ware 
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allgemeine Achtung zu verschaffen? Man hatte ja schon versucht, mit den


Konsumvereinen das Publikum gegen die Plünderung durch die Krämer zu


schützen. Der Erfolg war aber ein sehr bescheidener geblieben, besonders,


wenn man bedenkt, wieviel guter Wille diesen Vereinen allgemein vom Publikum


entgegengebracht wurde, wie viel Arbeit ehrenhalber (!) und unentgeltlich dabei


verrichtet wurde. Die Zahl der Läden hat nicht abgenommen, und wenn auch ihr


Absatz vielleicht geringer war, so mußte die geringere Masse die


Geschäftsunkosten tragen. Die kleinen Leute, die sich hier verproviantierten,


mußten also um so höhere Preise zahlen. Das war für sie der Vorteil, den ihnen


die Konsumvereine brachten.


Jetzt bietet jeder Privatladen, die Privatindustrie allen die gleichen Vorteile, die


der Konsumverein früher der Elite des Käuferpublikums bot.


Fürwahr, eine ganz eigentümliche Entwicklung!


Ich kaufe Waren, um sie mit Gewinn abzusetzen. Den Verkaufspreis kann ich


nicht nach dem berechnen, was mich die Ware gekostet hat, sondern zu dem


Preise, den sie am Tage des Verkaufs selbst mich kosten würde, zu dem ich also


das Verkaufte ersetzen kann. Denn auf diesem Boden wird der Kampf mit 


meinen Wettbewerbern ausgefochten. Kaufte ich eine Ware gestern zu 10, die


ich heute für 9 kaufen kann, so verliere ich eine Mark, denn ich muß den


Verkaufspreis nach letzterem Preise berechnen. Auch für die Inventur kommen


die Tagespreise, nicht die Kostenpreise, in Anrechnung, und oft genug kam es


vor, daß ich durch einen allgemeinen Preisrückgang einen bedeutenden Teil 


meines Warenkapitals verlor. Ich habe hier für 100.000 M. Waren; davon ist ein


Drittel bezahlt, für den Rest habe ich Wechsel unterschrieben. Muß ich nun 


infolge eines Preisrückganges von 10% von meinem Warenlager 10.000 M.


abschreiben, (und das kam oft genug vor), so verliere ich dadurch ein Drittel 


meines Kapitals, denn ich muß auch den Verlust auf die mir kreditierten Waren


tragen. Wiederholt sich das, dann bin ich mein Kapital los, und das um so 


sicherer, als mit einem Preisrückgang auch die Zahlungseinstellungen sich ver-


vielfachen und ich auch von meinen Außenständen bedeutende Abschreibungen


machen muß. Wie viele Kaufleute sind nicht so ruiniert worden!


Jetzt, mit diesem Reformgeld soll das nicht mehr vorkommen, wenigstens nicht


solche allgemeinen Preisstürze für alle Waren. Es mag sein, daß die


Stecknadeln, die Seide, die Straußenfedern im Preise fallen, dann steigen aber


andere Waren im Preise, und so gleichen sich die Verluste und Gewinne aus.


Auf mein Warenkapital haben diese Preisschwankungen geringen oder gar 


keinen Einfluß. Es leuchtet ja ein, daß das Reichsgeldamt die Ausgabe des


Geldes so dem Angebot von Waren anpaßt, daß jede allgemeine Vermehrung


des Warenangebots von einer Vermehrung des Geldangebots begleitet wird, 
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daß dann auch die schrecklichen Konjunkturschwankungen vermieden werden


müssen.


Wir hatten zwar unsere alte Reichsbank, die ebenfalls, satzungsgemäß „ihre


Hauptaufgabe darin zu erblicken hatte, den Geldumlauf den Verkehrsbe-


dürfnissen anzupassen“. Aber niemand war da, der die Arbeit der Reichsbank


kontrolliert hätte, niemand war übrigens da, der hätte sagen können, was unter


„Verkehrsbedürfnissen“ zu verstehen war. Auch die Reichsbank selbst wußte es


sicherlich nicht. Verkehrsbedürfnisse! Ja, was sind Verkehrsbedürfnisse, was ist


überhaupt der „Verkehr“? Womit mißt man die Bedürfnisse des Verkehrs? Woran


sollen wir erkennen, wann die Reichsbank ihre Aufgabe erfüllt hat oder nicht


erfüllt hat?


Blankovollmacht hatte also die Reichsbank; alles, was sie tat, und wäre es


auch der größte Unsinn gewesen, war immer gut getan. Niemand konnte ihr am


Zeuge flicken. Beweisen Sie uns, daß wir den Geldumlauf (?) nicht den


Verkehrsbedürfnissen (?) angepaßt haben! Ja, aber die allgemeine Hausse, die


allgemeine Baisse? Was geht uns das an, wir haben, wie die Statuten uns vor-


schreiben, den Geldumlauf den Verkehrsbedürfnissen angepaßt und unsere


Hauptaufgabe damit erfüllt! Die Verkehrsbedürfnisse, das sind für uns einfach die


Gesuche um Bewilligung von Lombarddarlehen und Wechseldiskontos. Nehmen


diese Gesuche zu, so bedeutet das für uns, daß die Verkehrsbedürfnisse (!)


wachsen; nehmen diese Gesuche ab, so gehen die Verkehrsbedürfnisse zurück.


Einen anderen Maßstab für die Verkehrsbedürfnisse kennen wir nicht, hat man


uns auch nicht gegeben. Steigen die Preise, so liegt das nicht an uns, sondern


daran, daß der Bedarf (?) an Waren gestiegen ist; gehen die Preise herab, so ist


eben der Bedarf (?) geringer geworden. Das ist alles.


So die Reichsbank. Übrigens hätte die Reichsbank mit ihren Befugnissen nicht


viel mehr erreichen können. Hätte man ihr auch die Festigkeit der Warenpreise


als den eigentlichen Maßstab für die Verkehrsbedürfnisse gegeben, hätte man


ihr vorgeschrieben, alle Gesuche um Darlehen einfach abzuweisen, wenn die


Preise stiegen, so hätte sie damit doch nur wenig erreichen können. Sie war ja


nicht Herr im Hause, sie mußte ja mit der Konkurrenz der Millionen von kleinen


und großen Emissionsbanken, das sind die Privatgeldreserven, und mit dem


internationalen Charakter der Goldwährung rechnen.


Stiegen die Preise, eröffnete sich eine Aussicht auf eine neue Hochkonjunktur,


gerade dann stürzten sich die Privatgeldreserven auf den Markt, denn heute 


kaufen, mit der Aussicht, das Gekaufte teurer verkaufen zu können, das ist ja


vom Standpunkt der Privatgeldreserve klug, vernünftig gehandelt. Und was hätte


es da genützt, wenn die Reichsbank zum Rückzug geblasen hatte.


Fielen aber die Preise, waren die Aussichten trübe und à la baisse, gerade


dann zogen sich die Privatreserven zurück, 
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und was hätte es da auch genützt, wenn die Reichsbank Papiergeld fabriziert


hätte? Denn heute für 10 kaufen, was man voraussichtlich morgen für 9 erstehen


kann, das tut kein Geschäftsmann. Sie wäre übrigens dabei sofort auf die ihr


vom Gesetz gezogene Grenze der Dritteldeckung gestoßen. Sie war ja nicht frei;


sie war Sklavin der Goldwährung. Sie erwartete alle Befehle vom Ausland, von


der goldenen Internationale. Sie konnte, sie durfte keine nationale


Währungspolitik treiben. Morgan, Rockefeller, Lips Tulian schrieben ihr vor, was


sie tun sollte. Sie zitterte mehr vor der Verantwortung gegenüber Morgan als


gegenüber dem Reichstag. Kam die Hochkonjunktur oder Baisse vom Ausland,


so war die Reichsbank einfach wehrlos. Der Ausdruck „Mark deutscher


Reichswährung“ war in Verbindung mit der Goldwährung einfach schwachsinnig.


Hätte die Reichsbank z. B. eine internationale Baisse durch Ausgabe von mehr


Banknoten national zu bekämpfen gesucht, so hätte sie damit die Warenausfuhr


erschwert, vielfach unmöglich gemacht, die Wareneinfuhr dagegen erleichtert.


Goldausfuhr wäre die Folge gewesen und damit wäre sie wieder vor dem


Dritteldeckungsproblem gestanden, wie der Ochs vorm Berge. Zwar versuchte


sie in solchen Fällen durch Diskonterhöhung das Gold im Lande zu halten – aber


wo blieb dann der Nutzen ihrer Politik für die deutsche Industrie?, den deutschen


Handel?


Wir Kaufleute mußten aber die Folgen tragen: wäre es den


Reichsbankaktionären dabei an den Kragen gegangen, vielleicht hätten ihnen


ihre eigenen Interessen die Augen geöffnet, vielleicht hätten sie eingesehen, wie


unsäglich stümperhaft die Statuten der Reichsbank abgefaßt waren, wie unwirk-


sam das Notenmonopol, wie schwach die Reichsbank, trotz der Millionen, für


den Kampf um die Herrschaft bewaffnet war!


Jetzt soll das anders werden. An die Stelle einer Aktienbank, eben der


Reichsbank, ist ein Reichsamt getreten. Dem Reichsgeldamt hat man einen


festen Maßstab für die Bemessung der „Verkehrsbedürfnisse“ gegeben, und


durch die Auflösung der Privatreserven, sowie durch das Zwangsangebot des


umlaufenden Geldes, hat man den Staat zum absoluten Beherrscher des


Geldangebots erhoben. Niemand kann mehr dem Geldamt ins Handwerk pfu-


schen.


Man prophezeite, daß mit der Geldreform die Käufer weniger herrisch,


anspruchsvoll, mäkelig würden, und ich muß gestehen, daß ich in der kurzen


Zeit des Bestehens der Geldreform bedeutsame Änderungen im Benehmen der


Käufer beobachtet habe. Am neulichen Sonnabend unterhandelte ich seit einer


Stunde mit dem Käufer einer Nähmaschine, und der Mann konnte sich nicht 


entschließen. Immer entdeckte er neue Mängel an meiner guten Maschine.


Schließlich machte ich ihn lauf den baldigen Wochenschluß für den Geldkurs


aufmerksam. Das half; das brachte das Gebäude seiner Bedenken ins Wanken.


Er sah nach der Uhr, betrachtete seine Geldbriefe und rechnete aus, daß, wenn


er noch länger zögerte, er 10 Pf. einbüßen 
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würde. Da ließ er alle Bedenken fallen, zahlte und ging. Nun verlor ich zwar die


10 Pf., aber das gewann ich in der Zeit tausendmal wieder!


Ein anderer, ein wohlhabender Mann, kaufte und sagte, er habe vergessen


Geld einzustecken; ich möchte es doch anschreiben. Auf meine Bemerkung, daß


es sich doch aus Rücksicht auf den Wochenabschluß lohnen würde, nach Hause


zu gehen und das Geld zu holen, weil er doch sonst einen Kursverlust erleiden


würde, dankte er mir für meine Aufmerksamkeit, ging nach Hause, und zwei


Minuten später hatte ich das Geld. Und ich konnte nun meinerseits den


Handwerker bezahlen, der zu gleicher Zeit Ware ablieferte. In diesem Falle wäre


es also reine Bequemlichkeit von seiten meines Kunden (Käufers) gewesen,


wenn er mich nicht bezahlt hätte, und die Folge dieser Bequemlichkeit wäre


gewesen, daß ich aus Unvermögen den Handwerker nicht hätte bar bezahlen


können. Wieviel Arbeit, Gefahr und Sorge ist doch durch diese Wirkung der


Geldreform aus der Welt geschaffen worden! Von meinen drei Buchhaltern habe


ich infolge der Barzahlung schon zwei entlassen können. Glücklicherweise hatten


beide die Schwindsucht, und sie werden wohl bald sterben. Um sie für die


Entlassung zu trösten, versprach ich ihnen ein anständiges Begräbnis auf meine


Kosten. Aber es ist doch sonderbar, daß das vielbesprochene Problem der


Barzahlung durch die Geldreform, vielleicht als gänzlich unbeabsichtigte


Nebenwirkung, gelöst wurde. Es ist ja auch klar, zahlen kann jeder bar, wenn er


selbst bar bezahlt wird. Und das ist heute der Fall, weil jeder ein persönliches,


unmittelbares Interesse daran hat, bar zu bezahlen, um so den Verlust am


Geldkurs möglichst von sich abzuwälzen. Es war also kein Armutsproblem, das


Problem der Barzahlung, sondern ein Problem des Egoismus. Man brauchte nur


ein persönliches Interesse mit der Barzahlung zu verbinden. Es war ja auch


bekannt, daß die reichen Leute mit geordneten Finanzen nicht mehr als die


armen Teufel die Barzahlung übten.


Übrigens, was diesen Kursverlust anbetrifft, so trage ich ihn gern; mir persön-


lich als Kaufmann wäre es sogar lieber, wenn der Kursverlust von 5% auf 10%


im Jahre gebracht würde, denn dadurch würden die Käufer sicherlich noch


bescheidener werden, als sie schon geworden sind, und die Buchungen würden


wohl ganz wegfallen, so daß ich auch den letzten Buchhalter entlassen könnte.


Ich erkenne jetzt an der Praxis die Wahrheit des Satzes: Je verachteter das


Geld, um so geschätzter die Ware und ihr Verfertiger, um so leichter der Handel.


Der Arbeiter kann nur dort geachtet werden, wo das Geld nicht besser ist, als er


selbst und seine Produkte. Mit 5% ist das noch nicht ganz der Fall, aber wohl mit


10% und vielleicht wird man im Interesse der Arbeiter den Kursverlust von 5 auf


10% erhöhen.


Übrigens, was sind für mich 10% bei einem durchschnittlichen Kassenbestand


von 1000 Mark?
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Hundert Mark im Jahr! Eine Bagatelle, verglichen mit meinen sonstigen


Geschäftsunkosten. Ich kann ja auch noch einen erheblichen Teil dieser Summe


dadurch sparen, daß ich mich selbst immer möglichst schnell des Geldes zu 


entledigen suche und bar, nötigenfalls auch im voraus bezahle.


Im Voraus bezahlen! Das erscheint ja auf den ersten Blick lächerlich, aber im


Grunde genommen ist es nur die Umkehrung des früheren Systems. Da ging die


Ware voraus und das Geld folgte nach. Jetzt geht das Geld voraus und die Ware


folgt. Die Vorausbezahlung verpflichtet den Schuldner zur Lieferung von Ware


und Arbeit – also einer Sache, über die er unmittelbar verfügt; die


Nachbezahlung verpflichtet den Schuldner zur Lieferung von Geld – also einer


Sache, die er nur auf indirektem Wege erlangen kann. Es ist also für beide Teile


vorteilhafter und sicherer, wenn das Geld vorangeht und die Ware folgt, statt,


daß, wie bisher, die Ware die Pionierdienste verrichten mußte.


Die Vorausbezahlung! Braucht man mehr, um die Handwerker glücklich zu


machen, um sie mit allem nötigen Kapital zu versorgen? Wenn die Handwerker


nicht auf Kredit zu liefern gehabt hätten, dann wäre ihnen der Kampf mit dem


Großkapital auch leichter geworden!


I I I .   Der  Kassenbeamte.  


Bei Einführung der Geldreform wurden wir Kassenbeamten allgemein bemit-


leidet. Man prophezeite uns allgemein eine schreckliche Arbeitslast, regel-


mäßige, große Fehlbeträge und was sonst noch alles? Und was muß ich sehen?


Wegen Arbeitsmangel wurden zuerst die Arbeitsstunden eingeschränkt. Statt 10


Stunden arbeite ich jetzt 6. Dann wurde nach und nach die Beamtenzahl einge-


schränkt, die älteren wurden pensioniert, die jüngeren entlassen. Aber auch das


genügte nicht. Und so ist die Mehrzahl der Bankgeschäfte und Agenturen einfach


aufgelöst worden.


Eigentlich hätte man diese Entwicklung auch vorhersehen können. Die


Bankiers waren aber so sehr von ihrer Unentbehrlichkeit überzeugt! Das


Wechselgeschäft und der Scheck, diese Brotherren der Kassenbeamten, sind 


so gut wie verschwunden. Nach Ausweis des Reichsgeldamtes beträgt die


gesamte im Umlauf befindliche Geldmasse noch nicht 1/ 3 unseres früheren


Geldbestandes. Und zwar, weil das jetzige Geld 3 mal schneller die
Zirkulationsbahn durchläuft. Trotz der Verminderung des Geldbestandes um 2/3


ist es, als ob man ihn verhundertfacht hätte. Kaum 1% der früheren Beträge


gehen jetzt noch durch die Hände der Banken. Das Geld bleibt eben im Verkehr,


auf dem Markte, in den Händen des Publikums, der Kaufleute, des


Unternehmers. Es geht von Hand zu Hand, 
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ununterbrochen, es hat gar keine Zeit, sich in den Banken zu sammeln. Das


Geld ist keine Ruhebank mehr, wo der Produzent von den Strapazen des


Verkaufes seiner Produkte aufatmen und in Gemütsruhe abwarten kann, bis


seine persönlichen Bedürfnisse ihn an den Umsatz des Geldes erinnern. Der
Ruhepunkt im Warenaustausch ist jetzt die Ware selbst, allerdings nicht die 
eigene Ware, das eigene Arbeitsprodukt, sondern das Produkt der anderen. Das


Geld hetzt und jagt den Inhaber, genau wie früher der Produzent von seinen


Produkten gehetzt und gejagt wurde, bis er sie glücklich an den Mann gebracht


hatte. Woher der Name Bank, Bankiers? Von den Bänken, auf denen die Inhaber


des Geldes sich‘s bequem machten, während die Inhaber der Waren umher-


standen oder unmutig hin und her liefen. Jetzt, mit dem Reformgeld, laufen die


Inhaber des Geldes und die Warenverkäufer sitzen auf Bänken.


Und weil das Geld jetzt so elastisch und beweglich geworden ist, weil jeder


sich zu bezahlen beeilt, braucht niemand sich noch mit Wechseln zu behelfen.


Das bare Geld hat die Wechsel ersetzt. Und weil das bare Geld so elastisch und


mobil geworden, braucht auch niemand mehr Geldreserven; die Regelmäßigkeit


des Geldumlaufes ersetzt die Reserve. Die Quelle ist an die Stelle der Zisterne
getreten.


Diese Reserven aber wieder führten zum größten Humbug des Jahrhunderts,


zum Scheck. Ja, wirklich, ich sag’s als Kassenbeamter, der Scheck war Humbug,


höherer Unsinn! Das Geld ist doch dazu da, um zu bezahlen; das Gold sollte ja


das denkbar bequemste Zahlmittel sein; warum benutzte man es nicht dazu?


Warum den Scheck an die Stelle des baren Geldes treten lassen, wenn das bare


Geld so allen Anforderungen genügt, wie man das dem Golde nachrühmte?


Verglichen mit dem baren Gelde ist der Scheck doch ein außerordentlich 


plumpes Zahlmittel, wenigstens, wenn man ihn mit Papiergeld vergleicht. Er ist


an die Innehaltung verschiedener Förmlichkeiten gebunden; die Einlösung erfolgt


an einem bestimmten Ort, und die Sicherheit der Einlösung hängt von der


Sicherheit des Ausstellers und der Bank ab. An manchen Orten muß der Scheck


auch noch mit einer Stempelmarke geschmückt werden. Und das nannte man


Fortschritt? Man hoffte sogar, es bald den Engländern nachmachen zu können,


die die Droschke mit einem Scheck bezahlen! Als ob das eine Ehre oder ein


Vorteil für den Droschkenkutscher wäre! Der Scheck par excellence, der


Idealscheck ist doch, für den Empfänger wenigstens, das bare Geld, denn dieser
Scheck kann in jedem Laden, in jedem Wirtshaus eingelöst werden, er ist an


keine Förmlichkeiten, an keinen Ort gebunden und seine Sicherheit steht außer


Zweifel. Wir waren so stolz auf unser so schönes goldenes Geld, wir dachten


damit die Vollkommenheit erreicht zu haben, wir waren so verblendet, daß wir


überhaupt den Widerspruch nicht bemerkten, der in dem Gebrauch des Schecks


liegt. Das Gold war für den gewöhnlichen Gebrauch 
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zu gut, darum suchten wir ein Ersatzmittel, den Scheck. Das ist wie der Mann,


der mit einem alten Rock und einem neuen Regenschirm spazieren geht, und


dem es leid tut, den Schirm aufzuspannen, weil dieser naß werden würde. Er


versteckt ihn darum unterm Rock.


Und merkwürdig, dieselben enthusiastischen Freunde des Scheckwesens, sie


waren die ersten, die den Umstand, daß das Reformgeld nicht auf runde


Summen lautet, als größten Übelstand dieser Reform zu verschreien suchten.


Sie scheuten sich nicht, uns Kassenbeamten ganze Bündel von Schecks auf-


zuhalsen, deren Gesamtbetrag für den Kassenbeamten nur dadurch zu ermitteln


ist, daß er sie in langen Reihen einzeln aufzeichnet und addiert. Eine schauer-


liche Arbeit fürwahr. Dagegen ist das Aufzählen des Reformgeldes reine


Spielerei. Die Stücke braucht man nur zu zählen, da sie alle von gleichem


Betrage sind.


Dabei mußten die Schecks wieder mit den verschiedenen Banken verrechnet,


jeder Scheck auf das Konto des Ausstellers eingetragen werden. Und dazu die


Zinsrechnung. Am Ende des Vierteljahrs mußte ein Rechnungsauszug einge-


sandt werden, worin jeder einzelne Scheck aufgeführt wurde. So wurde jeder


Scheck zehnmal gebucht. Und das nannte man Fortschritt. Welche Verblendung!


Die Schwerfälligkeit der Goldwährung und die Unregelmäßigkeit des


Geldumlaufs machten die Bankdepots nötig und diese den Gebrauch – des


Schecks, aber statt diesen Umstand als schweren Übelstand der Goldwährung


zu bezeichnen, bildete man sich noch etwas darauf ein!
Und neben den Schecks diese schweren Säcke mit Gold, Silber, Kupfer,


Nickel, und obendrein das Papiergeld. Elf verschiedene Münzsorten, 1, 2, 5, 10,


20 Mark, 1, 2, 5, 10, 20, 50 Pf.! Allein für das Kleingeld unter 1 Mark 6 ver-


schiedene Münzen von 3 verschiedenen Metallen. Also Schecks zu Hunderten,


11 Münzsorten und 10 verschiedene Banknoten.


Jetzt mit dem Freigeld habe ich 4 Sorten und keine Schecks. Und alles feder-


leicht, sauber, immer neu. Früher brauchte ich für meine Kasse eine Stunde, jetzt


nur wenige Minuten.


Man fragt mich, wie ich den Kursverlust an meinem Kassenbestand verrechne.


Nun, die Sache ist ja höchst einfach. Am Wochenschluß, Sonnabends 4 Uhr,


rechne ich meine Kasse zusammen, berechne den Kursunterschied nach dem,


was das Geld die nächste Woche gilt und verrechne diesen Unterschied unter


Ausgaben. Bei den Privatbanken geht diese Ausgabe auf Rechnung der


Geschäftsunkosten, für die eine entsprechend niedrigere Verzinsung des


Bankdepots Deckung schafft.


Bei den Staatskassen ist der Verlust rein nominell, da der Kursverlust am


gesamten Geldumlauf ja dem Staate unmittelbar zugute kommt.


Offen gestanden, vom Standpunkt der Kassentechnik betrachtet, finde ich im


Freigeld nichts Nachteiliges, und 
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den besten Beweis haben wir ja darin, daß neun Zehntel aller Kassenbeamten


überflüssig wurden. Eine Maschine, die neun Zehntel der Arbeiter überflüssig


macht, muß doch gut arbeiten?


IV.   Der  Ausfuhrhändler.
Man hatte die Goldwährung eingeführt, angeblich, um den internationalen


Handel zu fördern. Kaum jedoch machte sich die Wirkung der Goldwährung in


Übereinstimmung mit der Quantitätstheorie in einem scharfen Rückgang aller


Warenpreise fühlbar, da erscholl auch schon der Ruf nach Schutz! Schutz


wovor? Vor der Goldwährung? Nein, so weit drang die Einsicht nicht; Schutz 


vor dem ausländischen Wettbewerb forderte man.


Und man errichtete Grenzmauern in Gestalt von Schutzzöllen, um den Handel


mit dem Auslande zu erschweren. D. h., um den internationalen Handel zu 


fördern, führte man die Goldwährung ein, und da diese ihren Einzug in


Begleitung einer Baisse und schweren Krise machte, so ließ man den interna-


tionalen Handel fahren und suchte hinter Zollmauern Schutz – vor den Folgen


der Goldwährung. Heißt das nicht den Zweck den Mitteln opfern? Es ist das eine


höchst merkwürdige Geschichte, würdig des auf den Kopf der Bevölkerung 


entfallenden Bierverbrauchs von 10 Litern täglich.


Aber selbst dann, wenn sich die Goldwährung ohne Preisrückgang, ohne Krise


hätte einführen lassen, wäre sie doch für den Außenhandel von geringem Vorteil


geblieben. Man macht auf die Zunahme des Außenhandels seit Einführung der


Goldwährung aufmerksam und will die Ursache in der Goldwährung sehen. Aber


der Außenhandel ist gestiegen, weil die Bevölkerung gestiegen ist, und er ist


nicht einmal im Verhältnis zur Zunahme der Bevölkerung gestiegen. Auch trifft


diese Zunahme in erhöhtem Maße die Papierwährungsländer (Rußland, 


Österreich, Asien, Südamerika), während der Handel gerade mit den
Goldwährungsländern (Frankreich, Nordamerika) sich sehr schwer entwickelt.
(England, als Durchfuhrland, kann man hier nicht klassifizieren).


Die Goldwährung hätte einen Sinn, wenn man sie ohne Zölle, ohne Krise, ohne


Baisse international einführen könnte, und die Initiative in dieser Sache hat einen


Sinn, wenn sie ein Staat ergreift, der die Macht hat, allen Ländern die


Goldwährung aufzubürden. Gibt es eine solche Macht nicht, und ist man auf


Hoffnungen angewiesen, dann konnte man doch ebensogut die Initiative für die


Einführung einer internationalen Papierwährung ergreifen. Der Deutsche, der


jetzt seine Waren mit Gold kauft und der sie gegen Papier-Rubel, Papiergulden,


Papier-Pesetas, Papier-Liras, Papier-Pesos, Papier-Reis usw. verkaufen muß,


steht er sich besser, als wenn er seine Waren ebenfalls in Papier-Mark kaufen


würde? Wenn der Verkaufspreis in einer vom Ein-
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kaufspreis abweichenden Geldart berechnet werden muß, dann ist es völlig


gleichgültig, ob die Geldart beim Einkauf aus Papier, Gold oder Silber bestand.


Übrigens, selbst bei internationaler allgemeiner Einführung der Goldwährung


sind ihre Vorteile eigentlich von untergeordneter Bedeutung. Man dachte mit der


Goldwährung die kaufmännischen Berechnungen zu erleichtern, man dachte,


daß man nur eine Geldsumme zu nennen brauchte, um auch gleich ihre volle


Bedeutung für alle Länder ermessen zu können. Kindliche Ansichten! Erstens


beseitigt die Goldwährung ja die Schwankungen im Wechselkurs nicht. Der


Goldimport wechselt mit dem Goldexport ab in jedem Lande. Es handelt sich


vielleicht nur um geringe Beträge, aber sie genügen, um bedeutende


Wechselkursdifferenzen nötig zu machen. Denn der Wechselkurs schwankt 


zwischen den Kosten der Goldeinfuhr und Goldausfuhr; Kosten, die bis zu 3%


ausmachen können. Seefracht, Seeversicherung, Zinsverlust und Profit bei der


Ausfuhr des Goldes; dieselben Kosten bei der Wiedereinfuhr. Dazu noch die


Kosten der Umprägung. Denn der Weg ins Ausland, sagt Bamberger ganz 


richtig, ist für das Gold der Weg in den Schmelztiegel. Das sind aber Kosten, die


selbst bei kleineren Geschäften berücksichtigt werden müssen. Wenn aber der


Kaufmann überhaupt schon mit dem Wechselkurs rechnen muß, wo bleibt dann


der Vorteil für die kaufmännischen Berechnungen?


Der andere vermeintliche Vorteil der internationalen Goldwährung ist noch viel


trüglicherer Natur; denn die Bedeutung einer beliebigen Geldsumme für irgend


ein Land kann man doch erst dann ermessen, wenn man die Warenpreise, die


Löhne usw. des betreffenden Landes kennt. Erbe ich z. B. von meiner


Großmutter Schulden, die ich bezahlen will oder muß, so werde ich nicht in


Deutschland bleiben, sondern dorthin ziehen, wo Geld am leichtesten zu verdie-


nen ist. Der Betrag der Schuld nimmt mit meiner Auswanderung nicht nominell,


aber wohl tatsächlich ab. Ein Mann mit 1000 Taler Schulden ist ein armer Tropf in


Deutschland; in Amerika bedeutet diese Schuld gar wenig. Umgekehrt natürlich


liegt die Sache, wenn ich statt Schulden ein Vermögen erbe. Also was bedeutet


die Goldwährung hier? So fragt z. B. der Auswanderer, dem man Haufen von


Gold verspricht, sofort nach den Preisen der von ihm verfertigten und verbrauch-
ten Sachen. Erst dann, wenn er diese kennt, kann er sich einen Begriff von der


genannten Geldsumme machen. Vom Gold springen seine Gedanken gleich auf


die Warenpreise; diese, nicht das Gold, liefern die Bank, auf der er ausruhen


kann. Muß man aber erst Tausende von Warenpreisen kennen, um die


Bedeutung einer Geldsumme zu ermessen, dann ist es gleichgültig, ob die


Geldsumme auf Gold oder Papier lautet. Und tatsächlich weiß man heute nicht


einmal ungefähr, um was es sich bei Nennung einer Geldsumme 
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handelt; einerlei, ob vom goldenen Dollar oder vom papiernen Rubel gesprochen


wird.


Aber all’ diese Geschichten haben für den Kaufmann herzlich wenig


Bedeutung. Was gelten diese kleinen arithmetischen Schulexempel gegenüber


den tausend unwägbaren Umständen, auf denen die Wahrscheinlichkeits-


rechnung des Kaufmanns sich aufbaut? Die Abschätzung des Bedarfs an einer


Ware, die Bestimmung ihrer Qualität, ihre Konkurrenzfähigkeit mit hundert ande-


ren Artikeln, die Schwankungen der Mode, die Aussichten in der Zollpolitik, die


Tragfähigkeit des einzelnen Artikels in Bezug auf den Profitsatz usw., das sind


die Elemente, mit denen der Kaufmann rechnet; das Ausrechnen der Preise, die


Umrechnung in fremde Münze usw., das überläßt der Kaufmann den Lehrlingen.


Viel wichtiger als die Münzsorten der verschiedenen Länder, mit denen der


Kaufmann in Verkehr steht, sind die Zolltarife und deren Abänderungen, und


wenn die einzelnen Länder, um die Goldwährung zu schützen, vom Freihandel


abgegangen sind, so muß ich sagen, daß mir jede Art der Währung, selbst die


Muschelwährung der Kaffern, sobald daneben Freihandel besteht, lieber wäre als


Goldwährung in Verbindung mit Schutzzöllen. Und es ist doch Tatsache, daß


überall, wo die Goldwährung hinkam, die Schutzzölle nachfolgten.


Es ist eine altbekannte Tatsache, daß im internationalen Handel Ware mit Ware


bezahlt wird, und daß etwaige Saldos nur in verschwindend kleinem Maßstab mit


Barmitteln bezahlt werden können.


Stundungen, Wechsel, Anleihen, Aktien vermitteln hier den Zahlungsausgleich.


Viel wichtiger für die Zahlungsbilanz als das Vorhandensein exportfähiger


Barmittel ist die Politik der Emissionsbanken. Auch hier, wie überall, sollte es 


heißen: der Krankheit vorbeugen ist besser, als Arzneien anzuwenden. Die


Emissionsbank muß an den Bewegungen des Wechselkurses ersehen, ob sie


zuviel Geld ausgegeben, dadurch die Preise gehoben, den Export erschwert,


den Import erleichtert hat. Sie muß in diesem Falle rechtzeitig auf eine


Herabsetzung der Preise durch Beschränkung des Geldangebots hinarbeiten.


Und im entgegengesetzten Falle muß sie die umgekehrte Politik betreiben. Tut


sie das, und sind ihre Manöver wirksam, so muß sich die Zahlungsbilanz immer


ausgleichen, und die Bildung eines Saldos wird vermieden. Somit ist die


„Exportfähigkeit“ der nationalen Tauschmittel zum mindesten überflüssig. Zum


mindesten sage ich, denn die Export- und Importfähigkeit des Geldes kann zu


schweren Schäden Anlaß geben. Diese Exportfähigkeit entzieht ja den


Emissionsbanken das Monopol der Geldversorgung. Es unterwirft den nationalen


Markt der Herrschaft fremder, manchmal feindlicher Gewalten. [Französische, in 


deutschen Bankgeschäften angelegte Gelder wurden in der Marokkokrise gekündigt, mit der Absicht,


Deutschland zu schädigen. Der Zweck wurde auch erreicht.] Jede Währungspfusche-


Währungspfuscherei
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rei des Auslandes wirkt zurück auf das Inland, und unmöglich ist es, sich da-


gegen zu wehren – anders als mit Zöllen. Führen fremde Staaten die


Papierwährung ein und vertreiben dadurch das Gold, so kommt dieses Gold,


Beschäftigung suchend, hierher geströmt und treibt die Preise hoch zu einer Zeit,


wo sie sowieso schon zu hoch stehen. Schaffen fremde Länder die Papier- oder


Silberwährung ab, um die Goldwährung einzuführen, so strömt das Gold ab, zu


einer Zeit, wo es sowieso schon daran fehlt. Welche Schwierigkeiten sind durch


solche Pfuschereien nicht den verschuldeten deutschen Landwirten entstanden?


Das war übrigens in der Theorie alles längst klargestellt [Silvio Gesell: „Die


Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des modernen Verkehrs.“ Buenos


Aires 1897. — Frankfurth-Gesell: „Aktive Währungspolitik.“ Berlin 1909.], die Geldreform hat


aber erst die praktische Bestätigung geliefert. Wir haben doch jetzt die reine


Papierwährung; Papiergeld, das vom Gold völlig losgelöst ist. Nicht einmal das


Versprechen der Goldeinlösung enthält das Reformgeld. Trotzdem ist der


Wechselkurs aufs Ausland fest wie nie zuvor. Zuerst richtete das Geldamt seine


ganze Politik auf die Befestigung der durchschnittlichen Warenpreise. Es zeigte


sich dabei, daß, während die Warenpreise festblieben, der Wechselkurs aufs


Ausland stieg und fiel. Das kam daher, daß die Preise im Auslande, wo noch die


Goldwährung herrscht, nach alter Weise auf- und abgingen. Im Auslande wollte


man diese Erklärung nicht gelten lassen und man behauptete, unsere


Papierwährung wäre daran schuld. Nun hat das Geldamt dem Auslande den


Beweis geben wollen, daß die Schwankungen vom Golde herrühren und das


Geldamt hat die festen Preise im Inlande fahren lassen, um dafür seine Politik


auf die Befestigung des Wechselkurses zu richten. Zog der Wechselkurs an, so


ließ das Geldamt den Geldstand vermindern, ging der Wechselkurs zurück, dann


wurde der Geldstand vergrößert. Und da mit dem Reformgeld das Geld selbst


die Nachfrage nach Waren darstellt, so folgten die Preise der Waren und ebenso


der Wechselkurs am Schnürchen. So hat man nun dem Auslande gezeigt, daß


ein fester Wechselkurs zusammen mit stabilen Warenpreisen von der


Goldwährung unmöglich erwartet werden können und daß beides sich nur ver-


einigen läßt, wenn in allen Ländern die Warenpreise festbleiben. Also auf die


Befestigung der Inlandwarenpreise muß man überall hinarbeiten, um einen


festen Wechselkurs aufs Ausland zu erzielen. Eine nach gleichen, international
gültigen Grundsätzen geleitete Inlandwährung kann allein den festen internatio-
nalen Wechselkurs und zugleich eine nationale Währung bringen. Das scheint


man jetzt endlich auch im Auslande begriffen zu haben, und es heißt, daß eine


internationale Papierwährungskonferenz einberufen und ein internationales


Geldamt gegründet werden soll.


147







Irgend etwas muß geschehen. Wir wollen Freihandel, festen Wechselkurs aufs


Ausland und feste Warenpreise fürs Inland. Durch einseitig nationale


Einrichtungen lassen sich diese Wünsche vereint nicht erfüllen; wir müssen uns


international verständigen. Und die Geldreform scheint mir berufen zu sein, den


Boden für eine solche Verständigung zu liefern. Denn das Freigeld ist gehorsam,


plastisch, willig. Man kann damit machen, was man will; irgend einem Ziele


zustreben.


V.  Der Unternehmer.


Absatz, Absatz, das ist es, was wir Unternehmer brauchen, regelmäßigen,


gesicherten Absatz, Aufträge auf lange Zeit im voraus, denn auf Regelmäßigkeit


des Absatzes der Produkte ist die Industrie angewiesen. Wir können doch nicht


jeden Augenblick unsere eingearbeiteten Leute entlassen, jedesmal, wenn der


Absatz stockt, um kurze Zeit darauf neue, ungeschulte Leute einzustellen. Auch


können wir nicht aufs Geratewohl fürs Lager arbeiten, wenn die festen


Bestellungen fehlen. Absatz, gesicherten Absatz!


Wenn wir dazu noch durch die Barzahlung und durch feste Preise für Rohstoffe


und Fabrikate vor Verlusten geschützt sind, dann haben wir alles, was wir brau-


chen und nicht durch unsere eigene Tätigkeit erreichen können. Verschaffe man


uns nur regelmäßigen Absatz, passende öffentliche Einrichtungen für den Tausch


unserer Produkte – mit den Schwierigkeiten der Technik werden wir dann schon


fertig werden. Absatz, Barzahlung, feste Preise – das übrige können wir selbst


schaffen.


Das waren unsere Wünsche, als von der Einführung der Geldreform die Rede


war. Und diese Wünsche sind erfüllt worden.


Was ist Absatz? Verkauf. Was ist Verkauf? Tausch der Waren gegen Geld.


Woher das Geld? Vom Verkauf der Waren. Also ein Kreislauf!


Wenn nun, wie das mit dem Freigeld der Fall ist, das Geld den Inhaber sozu-


sagen zum Kaufe zwingt und ihn durch den Verlust, den er durch jede


Verzögerung des Kaufes erleidet, unausgesetzt an seine Pflichten als Käufer
erinnert  – so folgt der Kauf dem Verkauf auf dem Fuße, und zwar zu allen


Zeiten, unter allen denkbaren Verhältnissen. Wenn jeder so viel kaufen muß, wie


er selbst verkauft hat – wie könnte da der Absatz noch stocken? Das Freigeld


schließt also den Kreislauf des Geldes.


Wie die Ware das Angebot darstellt, so stellt jetzt das Geld die Nachfrage dar.


Die Nachfrage schwebt nicht mehr in der Luft, sie wird nicht mehr wie ein Rohr in


der Wüste von jedem politischen Lufthauch hin- und herbewegt. Die Nachfrage
ist keine Willensäußerung der Käufer, der Bankiers, der Spekulanten; sondern


das Geld ist jetzt die stoff- und 
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fleischgewordene Nachfrage. Jetzt laufen die Geldbesitzer neben der Nachfrage


einher; das Geld führt den Geldbesitzer wie einen Hund an der Leine.


Und es ist nur gerecht und billig, daß es so ist. Denn geht es uns


Warenproduzenten oder Warenbesitzern etwa besser? Beherrschen wir das


Angebot unserer Produkte oder werden wir umgekehrt durch die Natur unserer


Produkte zum Angebot gezwungen? Befiehlt uns nicht die Natur unserer


Produkte, der Gestank, der ihnen entströmt der Raum, den sie beanspruchen,


die Feuersgefahr, die ihnen anhaftet, die Fäulnis, der sie unterworfen sind, der


Modewechsel, die Zerbrechlichkeit und tausend andere Umstände, daß wir diese


Produkte verkaufen, und zwar immer sofort nach ihrem Entstehen? Wenn also
das Angebot von Waren so unter einem natürlichen, materiellen Zwang steht, 
fordert es da nicht die Billigkeit, daß auch die Nachfrage nach Waren, das
Angebot von Geld unter Zwang gestellt werde?


Eine heroische Tat war es, als man mit dem Freigeld diese Frage bejahte. Bis


dahin hatte man immer nur an die Käufer gedacht, jetzt hat man sich besonnen,


daß die Verkäufer auch Wünsche haben, und daß alle Wünsche des Käufers nur


auf Kosten der Verkäufer erfüllt werden können. Lang genung hat es gedauert,
bis man zu dieser so einfachen Erkenntnis gelangte.


Fehlt es jetzt an Absatz, und neigen die Preise nach unten, so sagt man nicht


mehr, es ist zu viel gearbeitet worden, wir haben Überproduktion, sondern man


sagt, es fehlt an Geld, an Nachfrage. Dann setzt das Reichsgeldamt mehr Geld


in Umlauf, und da das Geld jetzt nicht mehr und nicht weniger als die zu einem


Körper gewordene Nachfrage ist, so gehen die Preise herauf auf ihren normalen


Stand. Man fabriziert also heute die Nachfrage, genau wie wir das Angebot fabri-
zieren. Wir arbeiten und werfen unsere Produkte auf den Markt – das Angebot –;


das Reichsgeldamt betrachtet das Angebot und wirft ein entsprechendes


Quantum Geld auf den Markt – die Nachfrage. Nachfrage und Angebot sind jetzt


Arbeitsprodukte. Von privater Handlung, von Wünschen, Hoffnungen,


Konjunkturen und Spekulationen ist bei der Nachfrage keine Spur mehr. So groß


wir die Nachfrage haben wollen, genau so groß wird sie bestellt und gemacht.


Unser Produkt, das Warenangebot ist die Bestellung für die Nachfrage, und das
Reichsgeldamt führt die Bestellung aus.


Und der Teufel holt den Präsidenten des Reichsgeldamtes, wenn er schläft,


wenn er seine Pflichten versäumt. Er kann sich nicht mehr, wie unsere


Reichsbankverwaltung, hinter der eine Blankovollmacht darstellenden, hohlen


Satzungsphrase der „Verkehrsbedürfnisse“ verbergen. Haarscharf sind dem


Reichsgeldamt die Pflichten vorgeschrieben worden, haarscharf sind 
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auch die Waffen, womit wir das Amt ausgerüstet haben. Die Mark deutscher


Reichswährung war bisher ein unbestimmbares, breiartiges Ding. Jetzt ist die


Mark deutscher Reichswährung zur Tat geworden und für diese Tat sind die


Reichsbeamten verantwortlich.


Wir sind nicht mehr ein Spielball in den Händen der Kapitalisten, der Bankiers,


der Spekulanten; wir brauchen nicht mehr in fatalistischer Gottergebenheit zu


warten, bis daß – wie man zu sagen pflegte –, die Konjunkturen sich besserten.


Wir beherrschen jetzt die Nachfrage, denn das Geld, dessen Produktion und


Angebot wir in absoluter Weise in unserer Macht haben, ist an sich die


Nachfrage. Das kann nicht oft genug wiederholt, nicht schwer genug betont 


werden. Wir sehen jetzt die Nachfrage, wir können sie greifen und messen – wie


wir auch das Angebot sehen, greifen und messen können. Gute Ernte, viele


Kartoffeln, großes Angebot von Kartoffeln. Wir sehen das Angebot dort vor uns


auf dem Markte.


Jetzt sagt uns das Geldamt, so viel Geld ist in Umlauf, verglichen mit gestern


ein Mehr von so und so viel, und nun wissen wir, daß auch die Nachfrage heute


größer als gestern sein wird. Wir sehen, greifen und messen heute die


Nachfrage, genau wie wir das Angebot messen. Viel Ware – viel Geld, das ist 


die Politik des Reichsgeldamtes.


Eine ganz erstaunlich einfache Sache.


Das war doch früher mit unserem zwar schönen, aber trägen Gold nicht der


Fall. Geld war keine Nachfrage, sondern nur ein Werkzeug zur Nachfrage. Im


Juliusturm in Spandau lagen 120 Millionen, die in 35 Jahren nicht einmal ange-


boten wurden. Nicht ein einziges Mal. Die Nachfrage war vom Gelde getrennt,


ein Willensakt, eine launische Handlung des Zufalls, der Raubsucht, optimis-


tischer Hoffnungen, pessimistischer Befürchtungen. Sie war bald groß, bald klein,


je nach den Wünschen der Geldinhaber, die obendrein oft ein persönliches


Interesse daran hatten, daß entweder die Nachfrage klein blieb, um ihnen billigen


Einkauf zu ermöglichen, oder daß die Nachfrage sich vergrößerte, damit sie


teuer verkaufen konnten. Die Spekulation, der Wucher, der Schwindel waren nur


allzuoft die Nachfrage, und das Geld war nur das willenlose Werkzeug solcher


Nachfrage. Zuweilen waren die Banken mit Geld überfüllt, während draußen die


Waren verschleudert werden mußten, wegen – Mangel an Geldangebot.


Fragte man nach der Ursache der Erscheinung, so hieß es „Überproduktion“.


Daß diese Überproduktion nur auf einer Unterproduktion oder einem


Unterangebot von Geld beruhte – für diese Erkenntnis war in unserem bierge-


füllten Schädel kein Raum mehr. Wie hätten wir mit unserem chronischen Dusel


auch auf diesen Gedanken kommen können? Hatte unser Geld damals nicht


einen „festen inneren Wert“ (!) und mußte man „darum“ nicht notgedrungen die


Ursache aller Preisschwan-   Preisschwankungen
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kungen bei den Waren suchen? Zwar wußte niemand, worin dieser geheimnis-


volle innere Wert des Goldes bestand, aber man dachte, die anderen wüßten es,


und nun gab man sich damit zufrieden.


Stiegen also die Preise, so wurde die Schuld daran, die Ursache in einer unge-


nügenden Warenproduktion gesucht; fielen umgekehrt die Preise, so trugen die


Produzenten die Schuld, die blindlings, in unersättlicher Geldgier darauflos gear-


beitet hatten. Natürlich, denn am Gelde mit „festem inneren Wert“, am Golde


konnte das unmöglich liegen.


Eigentlich stiert ja der höhere Blödsinn dieser Theorie aus den Augen, aber


trotzdem sind wir Unternehmer mit dieser Theorie an der Nase herumgeführt


worden, wie Bullen. Aber verdienten wir Bierphilister eine bessere Behandlung?


Jedes Volk hat die Einrichtungen, die es sich gibt. Ein Biervolk, eine


Bierwährung. Doch das gehört nun glücklicherweise der Geschichte an.


Woher es kommt, daß mit der Geldreform auch die festen Bestellungen so


reichlich einlaufen, daß der Betrieb auf Monate im voraus gesichert ist? Der


Kaufmann sagte, das Publikum zöge jetzt den Besitz von Waren dem des


Geldes vor. Man warte jetzt mit dem Kauf nicht mehr bis zum unmittelbaren


Bedarf, sondern man schaffe sich jetzt die Sachen an, wenn man gerade das


Geld dazu hat. In jedem Hause befindet sich eine besondere Vorratskammer,


und wer zu Weihnachten z. B. Geschenke zu machen hat, der wartet nicht mehr


mit dem Kauf bis zum Weihnachtsabend, sondern er kauft dann, wann er gerade


die Gelegenheit hat. Darum werden die Weihnachtssachen jetzt während des


ganzen Jahres gekauft und für meine Puppenfabrik treffen jetzt Bestellungen


während des ganzen Jahres ein. Das frühere Hasten und Jagen während der


Weihnachtszeit verteilt sich jetzt auf das ganze Jahr. Und so geht es in allen


Industrien. Wer einen Winterrock braucht, wartet nicht bis zum ersten Schneefall;


er bestellt ihn, wenn er gerade das Geld dazu im Sacke hat, auch wenn das


Thermometer an dem Tage 30 Grad im Schatten zeigt. Denn das Geld brennt


dem Käufer im Sacke, wie dem Schneider das Tuch auf Lager brennt. Das Geld


läßt dem Inhaber keine Ruhe, es schmerzt und juckt und erinnert ihn unausge-


setzt daran, daß der Schneider nichts zu tun hat, und daß er froh wäre, wenn


man [bei ] ihm jetzt schon für den kommenden Winter einen Anzug bestellte –


selbst wenn man diesen Anzug mit noch schlechterem Gelde, als das


Reformgeld ist, bezahlte. Denn kein Geld ist so schlecht, daß es nicht noch 


besser wäre, als unverkauftes Tuch.


Infolge dieses eigentümlichen Verhaltens des Publikums ist der größere Teil


der kaufmännischen Niederlagen überflüssig geworden, denn wenn die Käufer


lange Zeit im voraus sich mit allem versehen und nicht mehr auf unmittelbarer


sofortiger Lieferung bestehen, so hat der Kaufmann nicht mehr nötig, die Waren


auf Lager zu nehmen. Er hält ein Musterlager, und das 
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Publikum bestellt ihm das Gewünschte. Der Kaufmann sammelt so die


Bestellungen, und treffen dann die Waren ein, so liefert er sie gleich von der


Bahn aus ab. Natürlich verkauft er sie um so billiger.


Dieser Wegfall der Läden, wo man bisher immer alles vor dem unmittelbaren


Bedarf kaufen konnte, hat zur Folge, daß auch die saumseligsten Käufer


gezwungen werden, rechtzeitig zu überlegen, was sie an Waren wohl brauchen


werden, um sich diese Waren durch Vorausbestellung rechtzeitig zu sichern. Und


so haben wir nun durch die Geldreform es endlich erreicht, daß die Abschätzung
des Warenbedarfs nicht mehr von den Kaufleuten, sondern von den
Konsumenten selbst vorgenommen wird. Ein ganz gewaltiger Vorteil für alle


Beteiligten. Der Kaufmann mußte bisher merkwürdigerweise im voraus den


Bedarf des Publikums abschätzen, um seine Bestellungen zu machen. Daß er


sich dabei irren konnte, ist klar. Jetzt schätzt das Publikum selbst seinen Bedarf


ab, und da jeder schließlich den persönlichen Bedarf, sowie die Mittel dazu 


besser kennt als der Kaufmann, so kommen Irrtümer sicherlich seltener vor.


So ist nun der Kaufmann ein bloßer Musterreiter geworden, und der Fabrikant


ist sicher, daß die Aufträge, die ihm vom Kaufmann zugehen, nicht die persön-


liche Ansicht des Kaufmanns über den Warenbedarf widerspiegeln, sondern den


unmittelbaren Bedarf der Konsumenten, den wirklichen Warenbedarf, darstellen.


Er hat jetzt in den Bestellungen ein untrügliches Bild von den Wandlungen, die


im Geschmack, in den Bedürfnissen des Volkes vorgehen, und er kann sich


immer rechtzeitig diesen Wandlungen anpassen. Früher, als die Bestellungen
immer nur die persönliche Ansicht der Kaufleute wiedergaben, da wären plötz-


liche Umschläge, war der sogenannte Modenwechsel an der Tagesordnung.


Auch dadurch hilft mir das Freigeld über manche Schwierigkeiten hinweg.


Aber schließlich, wenn die Arbeit des Unternehmers so sehr erleichtert wird,


wenn der Unternehmer nur mehr Techniker, nicht mehr Kaufmann zu sein


braucht, so wird doch der Unternehmergewinn darunter leiden müssen. An 


tüchtigen Technikern fehlt es ja nicht, und wenn die kaufmännische Leitung eines


industriellen Unternehmens so wenig Schwierigkeiten mehr bietet, so wird jeder


brauchbare Techniker auch ein brauchbarer Unternehmer. Nach den Gesetzen


des Wettbewerbs muß dann aber auch wieder der Unternehmergewinn auf den


gleichen Stand des Technikerlohnes herabgehen. Eine unangenehme


Nebenerscheinung für so viele Unternehmer, deren Erfolge von ihrem kauf-


männischen Genie herrühren. Mit der Geldreform sind die kaufmännischen
Genies überflüssig geworden, denn die Schwierigkeiten sind verschwunden, für


deren Überwindung die vergleichsweise seltene, aber gerade darum so schwer


bezahlte kaufmännische Begabung nötig war.
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Wem wird nun der Wegfall des hohen Unternehmergewinnes zugute kommen?


Irgendwo muß er zum Vorschein kommen. Entweder in herabgesetzten


Warenpreisen oder, was schließlich auf eins hinausläuft, in heraufgesetzten


Löhnen. Ein anderes gibt es nicht.


Vl.   Der  Wucherer.
Es war und ist auch heute nicht unehrenhaft, sich einen Regenschirm, ein


Buch zu borgen; ja selbst wenn man diese Gegenstände zurückzugeben vergaß,


so würde es so gar übel nicht genommen, und der Geschädigte suchte selbst


nach einer Entschuldigung für den Übeltäter. Eine Buchführung über verborgte


Gegenstände bestand in keiner Familie.


Aber wie ganz anders war es früher, wenn jemand Geld auf „Pump“ haben


wollte, und wenn es auch nur 5 Mark waren! Welch verlegene Gesichter auf bei-


den Seiten! Wie wenn man dem „Angepumpten“ einen Zahn hätte ausziehen


wollen, wie wenn man sich schwerer sittlicher Gebrechen bezichtigen müßte!


Auf der Geldverlegenheit lastete ein Makel, ein sittlicher Makel, und man


mußte schon dicker Freundschaft sicher sein, um in einer Geldverlegenheit sich


freimütig an einen Bekannten wenden zu dürfen. Geld! Wie kommt der Mann in


Geldverlegenheit? Regenschirme, eine Jagdflinte, selbst ein Reitpferd will ich dir


leihen, aber Geld! Wie kommst du in Geldverlegenheit? Du lebst wohl liederlich?


Und doch war es so leicht, in Geldverlegenheit zu geraten! Krise,


Arbeitslosigkeit, Zahlungseinstellungen und tausend andere Ursachen brachten


jeden, dessen Finanzen nicht eben glänzend bestellt waren, einmal in


Verlegenheit. Und wer dann bei solchen Gelegenheiten nicht die nötige


Dickfelligkeit besaß und sich keiner Absage aussetzen wollte, der kam zu mir,


dem Wucherer, und ich machte mein Geschäft.


Und diese schöne Zeit ist jetzt vorbei. Mit dem verdammten Freigeld ist das


Geld auf die Rangstufe der Regenschirme herabgesetzt worden, und die


Bekannten und Freunde helfen sich jetzt gegenseitig aus, als ob es sich mit dem


Gelde um eine ganz gewöhnliche Sache handelte. Zurückgelegte Geldvorräte


hat niemand und kann auch niemand haben, da ja das Geld unter Zwangsumlauf


steht. Aber gerade, weil man keine Reserven haben kann, braucht man auch


keine. Das Geld läuft ja jetzt mit größter Regelmäßigkeit um. Der Kreislauf ist


geschlossen.


Tritt jedoch einmal ein unvorhergesehener Geldbedarf ein, so wendet man sich


an einen Bekannten, wie man sich an ihn um einen Regenschirm wendet, wenn


man von einem Gewitter überrascht wird. Gewitter und Geldverlegenheit stehen


moralisch auf gleicher Stufe. Und der Angepumpte entspricht dem Begehren


ohne viel Umstände, ohne dabei schmerzlich sein Ge-   Gesicht
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sicht zu verziehen. Er tut es sogar gern, weil es erstens auf Gegenseitigkeit


beruht, zweitens, weil er unmittelbaren Vorteil davon hat. Denn das Geld


schrumpft ja in seinem Besitze zusammen, während ihm sein Freund die Summe


ohne Verlust zurückzuzahlen verspricht. Daher das veränderte Benehmen.


Man kann nicht gerade sagen, daß man jetzt leichtsinnig mit dem Gelde


umspringt, aber es ist doch lange nicht mehr so spröde wie früher. Man achtet


es, ja, hat es doch Arbeit gekostet, es zu verdienen, aber man achtet es doch


nicht höher als diese Arbeit, als sich selbst. Ist es doch als Ware nicht besser, als


jede andere Ware, ist doch der Besitz des Geldes mit den gleichen Verlusten


verknüpft, wie wenn man einen Vorrat an Waren besäße! Die Ware, die Arbeit ist


bares Geld und darum ist es aus, für immer aus mit meinem Geschäft.


Ebenso schlecht wie bei mir, geht es auch im Pfandhaus. Jeder, der etwas


Geld besitzt, für das er keinen unmittelbaren Gebrauch hat, ist jetzt bereit, Geld


auf Pfand herzugeben, und noch obendrein ohne Zins. Ist doch das Geld an sich


schlechter geworden als die gewöhnlichen Pfandobjekte. Braucht jemand schnell


10 Mark, so hat er nicht nötig, seine Verlegenheit zu verbergen und durch


Seitengassen zum Pfandleiher zu schleichen. Beim Nachbarn kehrt er ein und


läßt sich auf sein Pfand das Geld vorstrecken. Und jede Ware, die man bei


Geldfülle auf Vorrat kaufte, ist so gut, wenn nicht besser als bares Geld. So ist


jetzt Ware Geld und Geld Ware, aus dem ganz einfachen Grunde, weil beide


gleich schlecht sind. Ganz gemeine, vergängliche Produkte in diesem vergäng-


lichen irdischen Jammertal. Alle schlechten, üblen Eigenschaften der Waren


haben in dem Verlust, dem das Geld unterliegt, ihren natürlichen Ausgleich und


niemand zieht noch das Geld den Waren vor.


Aber gerade darum ist auch die Arbeit immer begehrt, und weil sie begehrt ist,


hat jeder arbeitsfähige, arbeitswillige Mann in seiner Arbeitskraft bares Geld in


der Tasche.


O, es ist aus mit dem Wucher!


Aber ich werde mich nicht so ohne weiteres in mein Schicksal ergeben; ich


werde den Staat auf Schadenersatz verklagen. Das Geld war früher, wie auch


heute noch, eine staatliche Einrichtung, und ich lebte davon. Ich war also 


sozusagen ein Staatsbeamter. Nun hat mir der Staat durch Reformierung des


Geldes, also durch einen gewaltsamen Eingriff, mein Gewerbe verdorben und


mich um mein Brot gebracht. Ich habe also Anspruch auf Schadenersatz.


Man hat den Grundrentnern, als diese – ohne staatlichen Eingriff – in Not


gerieten, geholfen, indem man durch die Kornzölle die sogenannte Not der


Landwirtschaft beseitigte, die Grundrenten auf Kosten des Volkes erhöhte;


warum soll ich mich nicht auch an den Staat wenden in meiner Not? Ist etwa der


Brotwucher besser, ehrenhafter als der Geldwucher? Beide, ich der Jud und du


der Graf, sind Wucherer – einer so 
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schmutzig wie der andere. Im Gegenteil, mir scheint es, als ob du noch etwas


schmutziger, gieriger wärest als ich. Denn der Brotwucher erzeugt oft erst die


Not, die zum Geldwucherer führt. Hat man also die „Not der Brotwucherer“ durch


Staatshilfe beseitigt, und damit den Wucher unter Staatsschutz gestellt, so wird


man nicht umhin können, auch den Geldwucherer in seiner Not zu schützen.


Denn Wucher bleibt Wucher, ob es sich um Land oder Geld handelt. Was ver-


schlägt es dem Landwirt, ob er bei der Pacht des Bodens, oder aber beim


Borgen des Geldes bewuchert wird? Beide Geld- und Bodenwucherer, nehmen


genau so viel, wie sie erlangen können –, keiner der beiden schenkt etwas.


Haben die Grundrentner ein gesetzliches Recht auf Rente, so haben die


Geldrentner ein gesetzliches Recht auf Zins.


Aus diesem Dilemma wird man sich nicht mit der Phrase retten können, daß


zwischen Geld und Boden, Zins und Rente, ein Unterschied liegt, denn wer hätte


mich daran gehindert, durch Tausch des Geldes gegen Land die Not des


Wucherers in eine Not der Landwirtschaft umzukehren?


Ich werde also mich einfach auf die Kornzölle berufen, und der Notschrei des


Wucherers wird im Rechtsstaat nicht ungehört verhallen!


VII .  Der  Spekulant .


Mit der Bodenverstaatlichung ist uns schon die Spekulation mit Baustellen,


Bergwerken und Ackerland unmöglich gemacht worden, und jetzt mit dem


Freigeld wird mir das Geschäft mit Börsenpapieren und Waren auch noch ent-


rissen. Wo immer ich auch hier den Fuß hinsetze, sinke ich ein. Und das nennt


man Fortschritt, soziale Gerechtigkeit? Biederen, harmlosen Bürgern die


Existenz zu untergraben und noch dazu unter Mitwirkung des Staates, desselben


Staates, dem ich so treu gedient habe, wie meine ordengeschmückte Brust,


meine Ehrenämter und Ehrentitel es beweisen? Ein Raubstaat, kein Rechtsstaat


ist das!


Neulich ließ ich den Zeitungen auf meine Kosten die telegraphische Meldung


zugehen, daß zwischen zwei südamerikanischen Republiken (ich entsinne mich


der Namen nicht mehr) ernste Reibereien ausgebrochen seien, und daß man


Verwicklungen mit fremden Mächten für möglich halte. Glauben Sie vielleicht,


daß die Nachricht Eindruck auf die Börse gemacht hat? Keine Spur. Ich sage


Ihnen, die Börse ist unglaublich dickfellig geworden. Hat doch selbst die


Nachricht von der Eroberung Carthagos durch die Japaner die Börse nicht auf-


zuregen vermocht! O, ich sage Ihnen, dieses Phlegma ist schrecklich anzuse-


hen! Eigentlich ist ja nichts Wunderbares daran, aber es sticht so sehr gegen das 


frühere Benehmen der Börse ab, daß es schwer ist, sich damit abzufinden.
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Mit dem Freigeld hat das Geld aufgehört, die Hoch- und Zwingburg der


Kapitalisten zu sein, wohin sie sich beim geringsten Alarm zu flüchten pflegten.


Bei der geringsten Gefahr realisierte man die Papiere, d. h., man verkaufte sie


gegen Geld und glaubte, sich so vor jedem Verluste gesichert zu haben.


Diese Verkäufe waren natürlich mit einem Kursverlust verbunden, der um so


größer war, je größeren Umfang die Verkäufe annahmen.


Nach einiger Zeit, wenn ich glaubte, daß nichts mehr zu holen war, verbreitete


ich beruhigende Nachrichten. Die eingeschüchterten Spießbürger wagten sich


wieder aus der Burg hervor, und bald trieben sie mit ihrem eigenen Geld die


Kurse der Papiere hoch, die sie in überstürzter Eile zu billigen Preisen an meine


Helfershelfer verkauft hatten. Das war dann ein Geschäft!


Und jetzt mit diesem unglückseligen Freigeld? Bevor der Spießbürger seine


Papierchen verkauft, muß er sich fragen, was er dann mit dem Erlös, mit dem


Gelde anfängt. Denn dieses Geld bietet doch keinen Ruhepunkt mehr, man kann


es doch nicht nach Hause nehmen und einfach warten. Zum reinen Transitlager


ist das Geld geworden. Also was wird, sagen die Bauern, mit dem Erlös der


Papiere, die wir gefährdet glauben, die wir verkaufen wollen? Gewiß, wir glauben


Ihnen, die Aussichten sind schlecht für unsere Papiere, aber, sind denn die


Aussichten für das Geld, das sie uns in Tausch geben, etwa besser? Sagen Sie


uns, was sollen wir mit dem Gelde kaufen? Zuerst müssen wir das wissen, dann


wollen wir verkaufen. Staatspapiere wollen wir nicht kaufen, denn andere haben


sich schon darauf geworfen und den Kurs hochgetrieben. Sollen wir mit Verlust


unsere Papiere verkaufen, um andere Papiere zu übertriebenen Kursen, also


auch mit Verlust, zu kaufen? Verlieren wir schon beim Einkauf der


Reichsanleihen, so können wir ebenso gut an unseren Papieren verlieren.


Besser also, wir warten mit dem Verkauf ein Weilchen.


So spricht jetzt der Spießbürger, und das ist es, was uns das Geschäft verdirbt.


Dies verdammte Warten! Denn erstens geht durch das Warten der Eindruck


unserer Nachrichten verloren, die Betäubung läßt nach, und zweitens treffen in


der Regel von anderer Seite beruhigende Nachrichten ein, durch die unsere


Alarmmeldungen als arge Übertreibung entlarvt werden, und dann ist es über-


haupt vorbei. Denn den ersten Eindruck muß man ausbeuten. Die


Bauernfängerei ist recht schwierig geworden.


Und dann steckt ja unser Spekulationskapital auch in diesem Ludergeld. Das
Geld verfault uns ja in der Kasse. Ich muß natürlich mein Geld immer verfügbar


halten, um im passenden Augenblick meinen Schlag zu machen. Wenn ich es


dann nach einiger Zeit nachzähle, ist schon ein erheblicher Teil angefault. Ein


regelmäßiger, sicherer Verlust gegenüber einem unsicheren Gewinn.
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Ich hatte zu Anfang des Jahres in barem Gelde 10 Mill.. In der Meinung, es wie


früher jeden Tag gebrauchen zu können, ließ ich das Kapital (?) in barem Gelde


da liegen. Jetzt sind wir schon Ende Juni angelangt, und es war mir nicht mög-


lich, die Börse zu Verkäufen in größerem Maßstabe zu bewegen. Und so liegt


das Geld noch da, unberührt. Was sage ich, unberührt? 250.000 Mark fehlen


schon daran. Ich habe da unwiederbringlich eine große Summe verloren, und die


Aussichten für die Zukunft sind nicht besser geworden. Im Gegenteil, je länger


der Zustand anhält, um so phlegmatischer wird die Börse. Schließlich lehrt ja


auch die Erfahrung die Spießbürger, daß, wenn niemand verkauft, auch die
Kurse nicht weichen, trotz der trüben Aussichten, und daß Nachrichten und


Aussichten allein nicht genügen, um einen Kursrückgang zu begründen.


Tatsachen sind dazu nötig.


Wie prächtig war es dagegen früher! Da liegt, als klassisches Muster für meine


Stimmungsberichte, ein Artikel vom Lokalanzeiger vom 9. Februar vor mir:


„Ein schwarzer Dienstag! Panischer Schrecken durchzuckte heute unsere


Börse auf die Nachricht, daß der Sultan sich eine Magenstörung zugezogen


hatte. Große Verkaufsaufträge aus den Reihen der Provinzkundschaft trafen mit


einem bedeutenden Verkaufsandrang unserer Platzspekulation zusammen, und


unter der Wucht dieses Druckes eröffnete der Markt in teilweise demoralisierter


und deroutierter Haltung. „Sauve qui peut“ war heute in der Eröffnungsstunde die


weit verbreitete Losung.“


Und jetzt? Immer diese ewige langweilige Frage: „Was mache ich mit dem


Gelde; was soll ich kaufen, wenn ich jetzt meine Papiere verkaufe?“ Dieses


Ludergeld! Wie schön war es mit der Goldwährung! Da fragte niemand: „Was


fange ich aber mit dem Erlös an?“ Man verkaufte, auf Geheiß der Börsianer, die


schönen Papiere ja gegen Geld, das doch noch viel schöner war; man freute


sich, das ausgelegte Geld einmal wieder zu sehen, um es nachzuzählen, um mit


den Händen darin zu wühlen. Hatte man Gold, dann war man sicher; am Gold


konnte man unmöglich verlieren, weder beim Kauf noch beim Verkauf, das hatte


ja, wie die Gelehrten sich ausdrückten, seinen „festen inneren Wert“! Dieses


famose Gold mit festem, inneren Wert, dem gegenüber alle übrigen Waren und


Papiere auf- und niedergingen, wie das Quecksilber an der Skala des


Barometers. Famoser „innerer Wert“ des Goldes! Wie gut ließ sich damit spe-


kulieren!


Jetzt sitzen die Kapitalisten auf ihren Papieren, als ob sie darauf angenagelt


wären, und ehe sie verkaufen, immer die gleiche Frage: „Bitte, sagen Sie mir


zuerst, was ich mit dem Ludergeld, dem Erlös meiner Papiere, anfangen soll?“


Die alte 
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Börsenherrlichkeit hat jetzt ein Ende, mit dem Golde ist die Sonne am Himmel


der Spekulation untergegangen.


Ein Trost bleibt mir jedoch, ich bin im Unglück nicht allein. Auch meinen in


Waren arbeitenden Kollegen ist es ähnlich ergangen; auch ihnen hat das


Freigeld das Geschäft verdorben. Früher waren die gesamten Warenbestände


des Landes bis zum Augenblick des unmittelbaren Konsums immer verkäuflich;


sie waren in den Händen der Kaufleute. Kein Mensch dachte daran, über den


unmittelbar fühlbaren Hunger hinaus sich Vorräte anzulegen. Man hatte ja Gold


mit „festem inneren Wert“, das alle Vorräte ersetzte, an dem man niemals etwas


verlieren konnte. Wer Gold in Vorrat hatte, der hatte alles, was er brauchte, zu


seiner Verfügung. Also wozu Vorräte anlegen, die die Motten zerfressen?


Aber gerade weil alles, alles immer feilgehalten wurde, konnte man so vortreff-


lich spekulieren; denn auf der einen Seite, beim Konsumenten, waren nicht für


24 Stunden Vorräte, auf der anderen Seite lagen alle Vorräte bei den Kaufleuten
zum Verkauf ausgelegt. Die Sache war also einfach, man kaufte, was da war,


und ließ dann die Nachfrage an sich herantreten. Der Profit war meistens sicher.


Und jetzt? Die Waren, die früher in den Läden feilgehalten wurden, sie sind
unter Millionen von Vorratskammern verteilt, und wie könnte man diese wieder in


den Handel zurückbringen? Und womit diese Vorräte bezahlen? Mit Freigeld?


Aber, um sich des Geldes zu entledigen, haben ja die Privatleute die Vorräte


gekauft. Diese Vorräte sind keine Waren mehr, es sind unverkäufliche Güter. Und


gelänge es auch dem Spekulanten etwa, die neuerzeugten Waren an sich zu 


reißen, so würden darum doch die Preise nicht gleich anziehen, denn die Vorräte


sind ja da; man lebt nicht mehr wie früher von der Hand in den Mund. Bevor


diese Vorräte aufgezehrt sind, hat sich die Nachricht verbreitet, daß die


Spekulation sich gewisser Bestände bemächtigt hat. So ist dann jeder auf der


Hut, und ehe noch die Spekulanten ihre Waren absetzen konnten, haben die


Produzenten den Ausfall gedeckt. Dabei ist noch zu bedenken, daß auch das


Kapital der Warenspekulanten immer in der Geldform flüssig gehalten werden


muß und durch den Kursverlust des Freigeldes zusammenschrumpft. Zinsverlust,


Kursverlust, Lagergelder und kein Profit – wer soll das aushalten?


Wie konnte man doch eine Reform einführen, die den Staat direkt schädigt?


Denn ich, Rockefeller, bin doch der Staat, – und mit meinem Freund Morgan ver-


einigt, bilden wir die Vereinigten Staaten. Wer mich schädigt, schädigt den Staat.


Woher nur der Staat das Geld für die sozialen Wohlfahrtseinrichtungen holen


wird, ist mir ganz rätselhaft. Der Staat hat da den Ast abgesägt, der die besten


Früchte trug. Das Gold hatte nach Aussage unserer Fachmänner und Gelehrten


einen 
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festen inneren Wert. Das Publikum, das mit Gold Waren eintauschte, konnte 


niemals etwas verlieren. Denn, nach Aussage der Gelehrten, heißt tauschen
soviel wie messen, [Wertmaß!!? Werttransportmittel, Wertspeicher, Wertstoff, Wertbrei und


Wertschwindel!] und wie ein Stück Leinwand immer das gleiche Maß ergibt, ob man


an dem einen Ende anfängt, oder an dem anderen, so muß beim Kauf und


Verkauf der Waren immer das gleiche Goldquantum herauskommen. Denn das


Gold hat ja, das kann nie scharf genug betont werden, einen festen inneren
Wert?!? So lange wir also Gold hatten, war das Publikum durch den inneren


festen Wert des Goldes vor jedem Betrug geschützt. Wir Spekulanten, die wir


uns bereicherten, konnten das also niemals auf Kosten des Publikums tun!


Woher unsere Vermögen kamen, weiß ich nicht, aber kommt nicht alles vom


Himmel?


Und solche himmlischen Gaben hat man mit Freigeld zunichte gemacht!


VII I .   Der  Einbrecher.


Ich habe am Leben keine Freude mehr. Das Freigeld hat mir mein Gewerbe


verdorben. Vorräte finde ich wohl in jedem Haus, aber was macht ein Einbrecher


mit so gemeinen Dingen. Soll ich mich mit einem Mehlsack herumschleppen?


Dann kann ich auch mein Brot als Dienstmann verdienen.


Auch ist es verdächtig, nachts mit schweren Bündeln durch die Straßen zu 


ziehen. Geld braucht der Einbrecher, und Geld finde ich jetzt so wenig. Jeder hat


Eile, sich des Geldes zu entledigen. Reserven hat niemand. Geht heute Geld


ein, so fragt sich schon der Bezahlte, was er mit dem Gelde anfangen wird.


Früher zog jeder das Bezahlen möglichst in die Länge, um sich an dem Anblick


des Geldes zu erfreuen. Und wenn ich dann meinen Besuch machte, so fand ich


etwas vor. Wem macht aber heute noch der Anblick des Geldes Freude? Fort


aus dem Hause damit. „Frau, sieh mal nach, ob wir nicht noch jemand etwas


schulden, es hat einer eben seine Rechnung bezahlt!“ So heißt es jetzt überall,


in jedem Hause, und die Folge ist, daß man jetzt überall höchstens die


Tageseinnahme findet. So ist jetzt nirgendwo eine größere Ansammlung von


Geld zu finden. In den Matratzen, den Strümpfen, den Koffern, kein Pfennig


mehr! Was soll ich also noch auf dieser Welt! Schon mit dem früheren


Scheckwesen hatte man mir große Schwierigkeiten gemacht, weil man die


Barbestände bei den Banken aufbewahrte und mit Schecks bezahlte. Man 


machte das aus Rücksicht auf mich, denn bequem war es für keinen der


Beteiligten. Der bequemste Scheck ist doch immer das bare Geld.


Heute ist das Scheckwesen ja wieder eingegangen, weil niemand Geldvorräte,


nicht einmal in der Bank, haben will und 
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übrigens auch keine Geldvorräte braucht. Weil jeder bestrebt ist, so schnell, wie


er selber bezahlt wird, seine Schulden zu bezahlen, wird jeder bar bezahlt, und


so hat jeder in der Regelmäßigkeit der Geldeinnahmen die unerschöpflichste


Reserve. Aber was nützt das mir, dem Einbrecher? Diese Reserve ist wie eine


Quelle, sie liefert wohl Wasser, aber sie kann keines fassen. Ich kann in diese


Quelle nicht einbrechen.


Und wenn ich durch Glückszufall auch einmal einen guten Griff machen sollte,


– so muß ich noch sehr vorsichtig mit dem Raube umgehen. Da niemand ver-


nünftigerweise eine größere Summe lange Zeit aufbewahrt, so ist der einfache


Besitz einer solchen Summe schon ein Verdachtsgrund. Da niemand mehr als


die täglichen Einnahmen an Geld besitzt, so kann jeder heute über die Herkunft


jeder Mark genau wie über die Herkunft der Kühe im Stall genaue Auskunft


geben. Und das muß der Einbrecher zu seiner Verteidigung auch tun können.


„Wo haben Sie das Geld her“, so fragt man mich auf der Polizei. Früher ant-


wortete ich einfach: „Ich habe es von meiner Urgroßmutter vor 50 Jahren geerbt,


und da man nirgendwo vor Einbrechern sicher ist, habe ich es immer bei mir


getragen.“ Jetzt aber genügt diese Ausrede nicht.


O, mein Gewerbe ist mühselig und gefährlich, härter als manches Gewerbe.


Wenn es nicht so lächerlich und entwürdigend wäre, zu arbeiten, damit die


Kapitalisten den Vorteil haben, so würde ich wieder zu meinem


Schlosserhandwerk zurückkehren. Es heißt übrigens, daß mit der Geldreform die


Löhne, die schon seit der Bodenverstaatlichung sich ständig gebessert hatten,


bedeutend gestiegen sind. Wenn das wahr ist, so werde ich muskelschwacher


Mensch vielleicht auch noch mein Brot mit Arbeit verdienen können. Eine Unehre


ist die Arbeit ja nicht mehr, sobald sie nicht mehr wie Sklavendienste von


Kapitalisten ausgebeutet wird.


IX.  Der Sparer.


Das Freigeld wirft alle Prophezeiungen über den Haufen; alles, was man von


ihm erwartet hatte, erweist sich als falsch. Man hatte gesagt, niemand könne


mehr sparen, und der Zins würde, Gott weiß wie hoch, steigen. Das Gegenteil ist


eingetreten.


Wenn ich jetzt eine Summe Geld erübrigt habe, so mache ich es genau wie


früher – ich bringe sie zur Sparkasse, und die Sparkasse schreibt mir die Summe


in mein Buch ein. In dieser Beziehung hat sich nichts geändert. Man sagte, das


Geld würde auch im Sparkassenbuch den Kursverlust mitmachen: aber das ist


Unsinn. Die Sparkasse schuldet mir so viel Mark deutscher Reichswährung, nicht


aber die Zettel, die ich ihr lieferte. Und die Mark der Reichswährung steht über


den Zetteln. Wenn ich jemandem einen Zentner Kartoffeln für ein Jahr borge, so


wird 
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er mir doch nicht dieselben, inzwischen verfaulten Kartoffeln zurückgeben, son-


dern einen Zentner neuer Kartoffeln. Ebenso ist es mit der Sparkasse. Ich borge


ihr 100 Mark und sie verpflichtet sich, mir 100 Mark zurückzuerstatten. Und das


kann auch die Sparkasse tun, denn auch sie gibt das Geld zu den gleicher


Bedingungen wieder aus, und die Handwerker und Bauern, die sich in der


Sparkasse mit Geld für ihr Gewerbe versehen, die behalten das, Geld doch nicht


zu Hause. Sie kaufen damit das, was sie brauchen, und der Kursverlust verteilt


sich auf diese Weise auf sämtliche Personen, durch deren Hände das Geld im


Laufe des Jahres gegangen ist.


Also in bezug auf die zurückzuerstattende Summe ist alles beim alten ge-


blieben. Aber ich sehe, daß ich jetzt bedeutend mehr sparen kann, als früher.


Der Sozialdemokrat erklärte die Erscheinung mit einem allgemeinen Rückgang


der Mehrwertrate, der mit dem Rückgang des Zinsfußes parallel laufend, das


gesamte Kapital (Mietskasernen, Eisenbahnen, Fabriken usw.) betroffen habe.


Der Konsumvereinsbeamte erklärte mir, daß mit der Geldreform die


Handelsspesen merkwürdigerweise von durchschnittlich 40 auf knapp 10% 


gefallen seien, so daß ich dadurch allein bei meinen Einkäufen 30% spare. Der


Sozialpolitiker wiederum wollte meine größere Sparkraft mit der Beseitigung der


Wirtschaftskrisen erklären. Sie mögen wohl alle drei recht haben. Tatsache ist


nun einmal, daß ich statt 100 Mark jetzt 2000 Mark spare und besser lebe als


früher. Tatsache ist also, daß das Freigeld das Sparen überhaupt für viele erst


möglich gemacht hat.


Wie ging es mir früher mit meinem Sparkassenbuch? Bei jedem politischen


Gerüchte stockte der Absatz, fehlte die Arbeit, und dann mußte ich zur


Sparkasse gehen und Geld abheben. Das warf mich dann immer weit zurück,


und manchmal waren Jahre nötig, um die Lücken auszufüllen, die eine Krise in


mein Sparkassenbuch gerissen hatte. Jetzt habe ich regelmäßige Arbeit, es 


kommen keine Rückschläge mehr vor, die mich zwingen, das sauer ersparte


Geld wieder von der Sparkasse abzuholen.


Mit erstaunlicher Regelmäßigkeit bringe ich jetzt monatlich meinen Überschuß


zur Kasse. Aber wie es mir ergeht, so scheint es allen zu ergehen, denn es


herrscht immer ein ganz ungewöhnliches Gedränge an der Kasse. Die


Sparkasse hat schon wiederholt den Zinsfuß herabgesetzt, und sie kündigt eine


neue Ermäßigung für nächsten den Monat an. Sie begründet das damit, daß die


Eingänge die Abgänge fortgesetzt übersteigen. Von 4% ist der Zinsfuß in dieser


kurzen Zeit seit Einführung der Geldreform schon auf 3% gefallen, und es heißt,


daß bei internationaler Einführung unserer Reform der Zins auf Null fallen wird! –


Und es wird wohl so kommen, wenn die jetzigen Verhältnisse andauern.


Denn während die Eingänge an der Sparkasse fortgesetzt zunehmen, gehen


die Gesuche um Darlehen zurück, weil die 
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Handwerker, Bauern, Unternehmer aus denselben Gründen, die mir das Sparen
erleichtern, jetzt mit den eigenen Überschüssen ihren Wirtschaftsbetrieb er-
weitern können.


Die Nachfrage nach Leihgeld geht zurück, das Angebot wächst – natürlich muß
da der Zins fallen. Denn der Zins gibt uns das Verhältnis an, in welchem bei
Darlehen das Angebot zur Nachfrage steht.


Der Rückgang des Zinsfußes ist ja bedauerlich vom Standpunkt der schon
beschriebenen Seiten meines Sparkassenbuches, aber um so erfreulicher ist er
vom Standpunkt der unbeschriebenen. Und diese sind bei weitem in der
Mehrzahl. Denn Zins! Was ist denn Zins? Wer bezahlt den Zins? Was ich heute
spare, das ist das, was mir von meinem Lohn übrigbleibt, nachdem ich in meinen
persönlichen Ausgaben meinen Teil entrichtet habe von den Zinsen, die der Staat
und die Gemeinde ihren Gläubigern zahlen müssen, die von den Kapitalisten
gefordert werden für die Benutzung der Häuser, Maschinenanlagen, Vorräte,
Rohstoffe, Eisenbahnen, Kanäle, Gas- und Wasseranlagen usw. Fällt der Zins,
so wird alles entsprechend billiger, und ich werde entsprechend größere
Summen sparen können. Meinen Verlust an Zinsen auf die schon gesparten
Summen werde ich also tausendfach wiedergewinnen durch meine größeren
Ersparnisse. Meine Wohnungsmiete beträgt 25% meines Lohnes und besteht zu
zwei Dritteln aus Zins für das Baukapital. Geht nun der Zinsfuß von 4 auf 3–2–1
oder 0 Prozent zurück, so spare ich dann 1/4 – 1/2– 3/4 usw. der Wohnungs-
miete, oder 4–16% meines Lohnes – allein am Hauszins! Das Häuserkapital
macht aber kaum ein Viertel aller Kapitalien aus, deren Zins ich mit meiner Arbeit
aufbringen muß [Industrie-, Handels- und Landwirtschaftliches Kapital, Staatsschuldenkapital,


Verkehrsmittelkapital] Durch den Rückgang des Zinses auf 0 würde ich also 4 x 16%
= 64% meines Lohnes sparen können. Was geht mich da noch der Zins an?
Statt 100 Mark werde ich ja 640 Mark auf meinen Lohn jährlich allein schon
dadurch, weil der Zins auf 0 gefallen ist, sparen können.


Bei meinen früheren Ersparnissen von durchschnittlich 100,00 M.
im Jahre hatten sich,
bei 4% und mit Zinseszins, in 10 Jahren 1.236,72 M. 
angesammelt. [Anmerkung des Herausgebers: Anstelle von 1.236,72, welche Zahl Gesell wohl
mittels Näherungsrechnungen ermittelt hatte, ergibt die heute leicht durchzuführende genaue
Rechnung 100 x (1,0410 + 1,049+ 1,048 +1,047 +1,046 +1,045 +1,044 +1,043 +1,042 +1,041) =
1.248,64 M.]


Fällt der Zins auf Null, so werde ich in zehn Jahren ohne
Zins u. Zinseszins in der gleichen Zeit 20.000,00 M. 
sparen können. 


[Anmerkung des Herausgebers: Die Rechnung 640 x 10 ergibt 6.400 M.. Wenn Silvio Gesell einen
Betrag von 20.000 M. angibt, dann geht er vermutlich davon aus, daß der Sparer noch mehr zurück-
legen kann, z. B. die bereits früher gesparten 100 M. und dazu weitere Mittel aus Lohnerhöhungen,
die eine gesunde Wirtschaft ermöglichen wird (siehe u. a. Seite 163 Abs. 3).]


Also, weit entfernt, mir zu schaden, würde mir der völlige Wegfall des Zinses
das Sparen ganz außerordentlich erleichtern. Zwar werde ich so niemals von
meinen Renten leben können, sondern im Ruhestand von meinen Ersparnissen
zehren müssen – trotzdem werde ich mich so noch bedeutend besser stehen, 
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als bei hohen Zinsen. Rechne ich, daß ich 20 Jahre lang arbeite, und spare, um
dann in den Ruhestand zu treten, so würde ich mit 4% Zins und Zinseszins


3.024,48 M. 
nach Wegfall des Zinses aber 40.000,00 M. 
besitzen. Und wenn ich nun von der ersten Summe 4% beziehe, so macht das
120 Mark im Jahre aus. Überschreite ich diese Summe und greife das Kapital
an, so ist bei einer jährlichen Ausgabe von 360 Mark in 10 Jahren das Kapital
erschöpft, während ich mit den 40.000 Mark 20 Jahre lang 2000 Mark jährlich
ausgeben kann, oder 40 Jahre lang 1000 Mark jährlich. [Anmerkung des Heraus-
gebers: Anstelle der genannten Zahl „3.024,48 M.“ ergibt die genaue Rechnung 100 x (1,0420 +
1,0419+ 1,0418 + ... + 1,041) = 3.095,91 M.. Wenn für den Fall des Reformgeldes die Ersparnis von
20 x 640 = 12.800 M. angesetzt werden, reicht bei dem o. g. Bedarf von 360 M./a der Konto-Inhalt
12.800 : 360 = 35,6 Jahre lang.]


So erweist sich also die alte Theorie, daß das Gold und der Zins das Sparen


erleichtern, als Schwindel. Der Zins macht das Sparen für die große Masse
unmöglich. Fällt der Zins auf Null, so wird jeder sparen können, während jetzt nur


besonders befähigte oder entsagungsmutige Personen diese bürgerliche Tugend


üben können.


Genau umgekehrt verhält es sich natürlich für die Kapitalisten oder Rentner,


wenn der Zins auf Null fällt. Da ihr Eigentum keine Zinsen mehr einträgt, und da


sie gleichzeitig von den durch die Beseitigung des Zinses erhöhten Löhnen kei-


nen Vorteil haben, (weil sie ja nicht arbeiten), so müssen sie notgedrungen von


ihrem Besitze zehren, bis er eben aufgezehrt ist. Zwischen Sparer und Rentner


liegt eben ein großer Unterschied. Der Arbeiter spart, und der Zins muß von der


Arbeit aufgebracht werden. Rentner und Sparer sind keine Berufsgenossen 


sondern Gegner.


Um Zinsen von meinen Ersparnissen von 3.024,48 Mark beziehen zu können,


muß ich meinerseits erst 36.976,00 Mark (also 40.000 – 3.024,00) Zinsen an die


Rentner bezahlen! [Anmerkung des Herausgebers: Bei den o. g. Werten ergibt sich: 12.800 –
3.095,91 = 9.704,09 M. an gezahlten Zinsen.]


Die Rentner mögen den Rückgang des Zinses beklagen; wir Sparer oder 


sparenden Arbeiter müssen dagegen ein solches Ereignis freudig begrüßen. Wir


werden niemals von Renten leben können, wohl aber von unseren Ersparnissen,


und zwar mit Behaglichkeit bis an unser Lebensende. Wir werden unsern Erben


auch keine Zinsquelle (Kapital) hinterlassen, aber haben wir für unsere


Nachkommen nicht genug gesorgt, wenn wir ihnen wirtschaftliche Einrichtungen


hinterlassen, die ihnen den vollen Arbeitsertrag sichern? Allein die


Bodenverstaatlichung verdoppelt das Einkommen des Arbeiters, und die


Geldreform verdoppelt das Einkommen noch einmal. Dadurch allein, daß ich für


die Einführung dieser beiden Reformen gestimmt habe, erschloß ich meinen


Nachkommen eine Quelle, die ihnen so viel einbringt wie ein Kapital, das dreimal


meinen früheren Lohn abwirft. 
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X.  Der Genossenschaft ler.


Seit Einführung des Freigeldes hat das öffentliche Interesse für unsere
Bestrebungen merkwürdig abgenommen, und fast täglich höre ich von neuen
Auflösungen von Konsumvereinen. Es ist das wieder eine jener überraschenden
Folgen des Freigeldes, an die man wohl ursprünglich gar nicht gedacht hat.
Eigentlich ist aber gar nichts Wunderbares an der Sache. Das Publikum kauft
bar, legt sich Vorratskammern an, kauft die Waren in Posten, in Originalpackung.
Der Kaufmann braucht nichts mehr zu stunden; er führt keine Bücher und hat
auch kein Lager, weil die Waren meistens direkt von der Bahn aus abgeliefert
werden.


Natürlich hat durch das Zusammenwirken all dieser Umstände der Handel sich
ganz außerordentlich vereinfacht, und während früher nur die tüchtigsten unter
den Geschäftsleuten den Gefahren des Kreditierens entgingen und die Vorteile
des Kredits genossen; während man früher überhaupt nur die wirtschaftlich 
tüchtigsten Bürger, fleißige, sparsame, ordnungsliebende, rührige Männer für 
den Handel gebrauchen konnte, kann jetzt eigentlich auch der einfachst begabte
Mensch Handel treiben. Kein Lager, keine Waage, keine Irrtümer, keine
Buchführung keine Abschätzung des Bedarfs. Dabei Barzahlung, bares Geld bei
Ablieferung der Ware, keine Wechsel, keine Schecks, kein Humbug, sondern
bares Geld! Nicht einmal eine Rechnung wird verlangt. Hier die Kiste, der Sack,
hier das Geld; die Sache ist erledigt, vergessen, und nach neuen Geschäften
kann der Kaufmann ausschauen.


Eine solche Arbeit kann schließlich jeder Handlanger verrichten, und nach den
Gesetzen des Wettbewerbs muß damit auch der Lohn dieser Arbeit auf den Lohn
der Handlangerarbeit fallen!


Was soll also noch der Konsumverein? Sein Zweck, die Verminderung der
Handelsspesen, ist mit der Geldreform erledigt. Wen soll noch der Verein verei-
nen? Unser Verein bestand aus einer Auslese derjenigen Konsumenten, die
imstande waren, bar zu bezahlen, und deren Einkäufe gleichzeitig bedeutend
genug waren, um den langen Weg zu unserer Niederlage zu rechtfertigen. Durch
die Entwicklung, die der Handel genommen hat, ist aber keine solche Auslese
mehr möglich, weil jeder heute als Konsument diese Eigenschaften besitzt, weil
alle bar zahlen, weil alle ihre Einkäufe postenweise besorgen. Wäre etwa in
Afrika ein Verein von Negern, in München ein Verein von Biertrinkern möglich?
Aus demselben Grunde hat die Geldreform den Konsumvereinen die
Existenzbedingungen entzogen.


Übrigens geht auch nicht viel mit den Konsumvereinen verloren. Als
Pflanzstätte sozialer Gedanken haben sie sich nicht bewährt, weil sie schon als
Verein sich in Gegensatz mit dem übrigen Volke setzten. Früher oder später
wären sie auch mit dem natürlichen Gegengewicht, mit dem Verein der
Produzenten 
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in Kampf geraten, und dabei wären praktische und theoretische Fragen aufge-


worfen worden, die allein mit dem allgemeinen, internationalen Kommunismus,


mit der Abschaffung des Eigentums hätten gelöst werden können. Welchen Preis


z. B. wird der Verband deutscher Konsumvereine dem Verbande deutscher


Pantoffelfabrikanten bewilligen wollen? Allein die Polizei könnte diese Frage


beantworten.


Auch kann man nicht leugnen, daß dem System höchst bedenkliche Elemente


der Sittenverderbnis anhaften, denn wo die Verwaltung von öffentlichen bzw.


Vereinsgeldern keiner wirksamen Beaufsichtigung unterworfen werden kann, da


stellt sich leicht mit der Zeit auch der Dieb ein. Und man kann doch nicht erwar-


ten, daß die Vereinsmitglieder jede Rechnung nachprüfen und die Übereinstim-


mung der Lieferung mit dem Muster untersuchen. Auch Privatabmachungen kön-


nen nicht vermieden werden, durch die den Vereinsbeamten zum Schaden des


Vereins Vorteile zugewendet werden, und wenn es auch nur in Form eines


besonders großen Musters für die Prüfungsanstalt des Vereins, d. h. die Küche


der Frau Sekretär wäre. Wenn es sich immer nur um Waren ohne Qualitäten, wie


z. B. das Geld, handeln würde, dann wäre die wirksame Beaufsichtigung der


Beamten schon leichter, aber wo gibt es neben dem Gelde noch eine Ware, bei


der es neben der Menge nicht auch noch auf die Beschaffenheit ankäme?


Also einerseits Kommunismus, Abschaffung des Eigentums, andererseits


Korruption der Beamten, das ist es, was wir von einer Verallgemeinerung des


Systems zu erwarten haben, und darum begrüße ich es als einen Fortschritt, daß


wir den Zweck der Konsumvereine, die Verbilligung der Handelsspesen mit dem


Freigeld erreichen können, einfach durch veränderte Handelsgebräuche. Jetzt


werden die Waren wieder den Händen ihrer unmittelbaren Eigentümer überge-


ben. Ware und Eigentum sind unzertrennlich; die Einschiebung von neutralen


Personen, die Bestimmung der Preise, der Qualitäten usw. durch


Mittelspersonen für Rechnung Dritter führt nicht allein zur Bestechung, sondern


ist an sich schon eine Korruption des Begriffs Ware, eine Korruption der


Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot.


Und ist es nicht merkwürdig, daß das natürliche Ziel des Konsumvereins, der


Verein sämtlicher Vereine, einfach durch die Auflösung der Vereine erreicht


wurde? Denn der ideale Konsumentenverein ist immer der offene Markt, wo


Eigentümer und Eigentümer unterhandeln, wo die Qualität der Waren von den


Beteiligten selbst abgeschätzt wird, wo man nicht an einzelne Niederlagen,


Dörfer, Städte gebunden ist, wo die Vereinszahlmarken (das Geld) für das ganze


Reich Kurs haben und wo jedes Mißtrauen schwindet, jede Bestechung ausge-


schlossen, jede öffentliche Aufsicht überflüssig ist, weil keine Privatpersonen mit


Sonderinteressen den Tausch für Rechnung Dritter und Abwesender vermitteln.


Vorausgesetzt natürlich, daß der offene Markt die Waren nicht stärker verteuert


als die Verwaltung des 
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Konsumvereins! Und diese Voraussetzung ist mit der Geldreform erfüllt worden.


Der Handel ist durch die Geldreform derart beschleunigt, gesichert und dadurch


verbilligt worden, daß der Handelsgewinn vom gemeinen Arbeitslohn nicht mehr


zu unterscheiden ist. Also was wollen jetzt noch die Konsumvereine?


Xl.   Der  Soldat .


Da ist er, der Juliusturm, vor dem ich mit dem Gewehr so manche Nacht 


fluchend und frierend auf und ab spaziert bin; der Juliusturm, der den Kriegs-


schatz enthielt. Hundert Millionen in Gold! [Der Kriegsschatz betrug 120 Millionen; nicht


lange vor Kriegsausbruch erhöhte man ihn um 60 auf 180 Millionen. Er reichte also genau aus für


einen Feldzug von 1237 Minuten.] Jetzt, mit der Geldreform, hat man ihn geleert, und


mit dem Golde hat man Armbänder, Pantoffelschnallen für die Damen gemacht.


Und diesen Haufen Nürnberger Tand nannte man einen Kriegsschatz, vor dieser


Jahrmarktsbude mußte ich lange Winternächte Wache stehen! Mit diesem


Flitterkram hoffte man den Feind zu schlagen? Unsinn, mehr als Unsinn,


Blödsinn war das.


Geld, was braucht der Soldat Geld? Geld braucht man zum Tausch der


Produkte. Der Soldat aber, der nur zerstört, nichts als Scherben schafft, der hat


nichts zu tauschen, der braucht kein Geld. Mit Pulver und Blei erwirbt der Soldat


seinen Lebensunterhalt, tauscht er alles ein, was er braucht. Geld in der


Rechten, das Gewehr in der Linken, welcher Widerspruch! Welch komische


Figur!


„Er wirbt nicht lange, er zeigt nicht Gold,


Im Sturm erringt er der Minne Sold“.


Und wenn der Soldat so das höchste Gut erwirbt, so wird er wohl auch alles


übrige auf gleiche Weise erwerben. Der Soldat ist von Natur aus auf die


Produkte der Spießbürger angewiesen, und so lange diese ihn brauchen und


bewaffnen, werden sie sich auch seine Brandschatzung gefallen lassen müssen.


Darum pfeife ich auf das Geld, so lange ich noch eine Waffe habe.


Geld braucht man zum freihändigen Erwerb der Güter. Der Bestimmung des


Preises geht der Handel voran. Aber wie will man mit einem Manne verhandeln,


der bis an die Zähne bewaffnet ist? Kann der Rekrut, den man vom Felde weg


für den Kriegsdienst holt, unterhandeln? Und was weiß, was braucht der Soldat


zu wissen von Preisen? Soll er seinen Tornister mit Börsenzetteln und Preislisten


füllen?


Der Soldat braucht kein Geld, aber auch das Verpflegungsamt: braucht es


nicht! Wenn der Staat das Recht hat, die Männer zu greifen, wo er sie findet,


wenn er so ohne weiteres 
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den Müttern die Söhne entreißen kann, um sie als Füllungsmaterial für


Festungsgräben zu benutzen, so wird wohl derselbe Staat auch die sonst be-


nötigten Sachen nehmen können, wo er sie findet. Hört im Kriege das Eigentum


an Leib und Seele auf, so hört das Eigentum an Sachen auch auf. Das wenig-


stens ist meine Meinung als Soldat und Mensch, der sein Leben wohl dem


Vaterland opfern will, es aber doch noch etwas höher schätzt als das Geld. Von


dem Augenblick an, wo es ans Leben der Bürger geht, soll es kein Eigentum


mehr geben, und wo das Eigentum verschwindet, da hat das Geld keinen Zweck


mehr. Bei einem Schiffbruch, wo man ums Leben kämpft, wo im Rettungsboot


nicht Platz für alle ist, da würde es dem schlecht gehen, der das Boot mit seinen


Geldsäcken füllen wollte. Man würde ihn mit seinen Geldsäcken über Bord wer-


fen. Das Eigentum ist ein Erzeugnis des Friedens; mit der Kriegserklärung ver-


schwindet es, wenn es nicht durch Lüge und Heuchelei geschützt wird. Darum ist


ein Geldkriegsschatz auch überflüssig, und der Gedanke, der ihm zugrunde liegt,


Heuchelei. Es ist eine Entweihung der Vorstellung vom Vaterland, eine


Entwürdigung der allgemeinen Wehrpflicht, eine Entehrung des Soldaten. Zum


Teufel, für was ziehe ich in den Krieg, wenn in dem Lande, für das ich kämpfe,


das Geld höher gestellt wird, als das Leben? Wenn zur Verteidigung des


Vaterlandes Geld nötig ist, so nehme man es einfach dort, wo man es findet, wie


man den Mann nimmt, wo man ihn findet. Der Mutter, die einen Sohn hat, nimmt


man den Sohn, und der Mutter, die sechs Söhne hat, nimmt man die sechs. So


mache man es mit den Sachen auch. Wer eine Million besitzt, dem nehme man


die Million, und wer 10 – und 100 Millionen hat, dem nehme man die 100


Millionen. Wenn man sich zu dieser Auffassung nicht aufschwingen kann, so ist


es Lüge und Heuchelei, von einem Vaterland zu sprechen, dem man als Soldat


sein Leben opfern soll. Dann soll man es der Wahrhaftigkeit zuliebe gleich offen


sagen: „Ihr zieht aus, um für den König und das Geld zu kämpfen.“


Dem Soldaten gebe man Requisitionsscheine, die er ausfüllt, und die nach


Friedensschluß, mit der Wiederherstellung des Eigentums, geprüft, mit Preisen


versehen und bezahlt werden. Dann braucht sich der Soldat nicht mit Geld zu


belasten, und man wird ihm entsprechend mehr Proviant mitgeben können. Allein


die 100 Millionen im Juliusturm wogen in Gold 40.000 Kilo, und in Silber über


eine Million Kilo. Eine Million Kilo Patronen wäre doch entschieden besserer


Ballast.


Von der Einwirkung eines solchen Kriegsschatzes auf die Währung wollen wir


gar nicht reden. Der Zweck ist ein fiskalischer, und vom Standpunkt der Währung


ist jede Vermehrung des Geldangebots, die nicht von der Aufrechterhaltung der


Währung verlangt wird, Pfuscherei und Schwindel. Der Markt, nicht die


Geldbedürfnisse des Staates sollen angeben, wieviel Geld angeboten werden


darf. Wenn 100 Millionen, also das Geld für einen eintägigen Kriegszug, als


Kriegsschatz nützlich sind, 
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dann müßten die vollen 5 Milliarden aus Paris, also das Geld für einen langen


Feldzug, noch besser sein. Wohin würde das aber geführt haben, wenn man den


deutschen Markt mit einem solchen Goldberg überschwemmt hätte?


In der Schweiz hat man auch einen Kriegsschatz, aber dieser besteht nicht in


Gold und Nürnberger Kram, sondern in Weizen. Das ist ein gesunder, wenn auch


ein kostspieliger Gedanke, denn der „Bundesweizen“ muß alle Jahre erneuert, 


d. h. gegen frischen Weizen neuer Ernte umgetauscht werden, und dieser


Umtausch, wie auch die Aufbewahrung, kosten immer einen Haufen Geld. Aber


wenn es zum Klappen kommt, dann hat die Heeresverwaltung verdaulichen


Weizen, kein unverdauliches Gold. Was würde in Deutschland der Goldschatz


genützt haben, wenn die Getreidezufuhren abgeschnitten worden wären? Wie


nützlich wäre dagegen in diesem Falle ein Reichskriegsschatz von 100 oder


1000 Millionen in Weizen gewesen. Zur Aufbewahrung eines solchen Schatzes


würde zwar eine Militärwache nicht ausreichen, es würden zirka 10% an


Lagerkosten jährlich draufgehen, aber es wäre Brot, kein Gold.


Übrigens, die Geldreserve im Juliusturm war ja nur das vergrößerte Spiegelbild


der kleinen bürgerlichen Privatgeldreserve. Der Staat betrieb im Großen, was der


Spießbürger im Kleinen betrieb. Hier 100 Millionen im Juliusturm, dort 100 Mark


im Koffer. Ans Geld, als letzten Rettungsanker klammerten sich alle, der Staat


und die Bürger. Ein wunderlicher Gedanke! Gold, mein Gott, was ist denn Gold?


Material für Armbänder, für Nürnberger Tand, mehr nicht. Warum hängen in den


Relingen der Auswandererschiffe Rettungsboote, aber keine Pantoffelschnallen?


Warum gibt man auf den Schiffen jedem Passagier als Kopfkissen einen


Rettungsgürtel, nicht ein goldenes Armband? Warum bauen wir Kriegsschiffe,


warum begnügen wir uns nicht mit einem Kriegsschatz? Wir lachen über den


Schwarzen, der sich mit einem Amulett aus der Haut eines Missionars vor feind-


lichen Kugeln zu schützen sucht; aber war der Schatz im Juliusturm wirklich


mehr als ein solches Amulett?


Nun, mit dem Freigeld ist der Glaube an die Zauberkraft des Goldes ver-


schwunden, und der Kriegsschatz ist aufgelöst worden. Aber nicht allein der


Reichskriegsschatz ist aufgelöst worden, sondern auch die Millionen kleiner


Privatkriegsschätze. An ihre Stelle ist etwas Bestimmteres, Wirksameres ge-


treten, nämlich Vorräte. Man zieht seit Einführung der Geldreform Vorräte dem


baren Gelde vor, denn, verderben auch diese mit der Zeit, müssen sie vor


Mäusen geschützt werden, mit dem Reformgeld steht es nicht besser. Und weil


man doch einmal das Geld in Lebensmittel umsetzen muß, so ist es besser,


gleich solche anzuschaffen, statt Geld aufzubewahren. Und so haben sich denn


nach Auflösung der Millionen kleiner und großer Kriegsschätze ebenso viele 


kleine und große Vorratskammern gebildet, die, zusammengerechnet, eine un-


geheure Masse von Lebensmitteln, wirkliche Kriegsschätze, ausmachen. Diese 
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Kriegsschätze sind da, wenn man sie braucht; der Staat braucht sich nicht darum


zu kümmern, braucht kein Geld dafür auszugeben, nicht für ihre regelmäßige


Erneuerung zu sorgen. Nicht 100 armselige Millionen sind hier, sondern 100 x


100 Millionen. Nicht in Gold, das, wenn es darauf ankommt, versagen würde,


sondern in wirksamen, verdaulichen Dingen. Kein Flitter, kein Tand, keine


Schimäre, keine Steine – sondern Brot.


Dabei wird ohne die Staats- und Privatgeldreserven mit dem Reformgeld im


Kriegsfall mehr und besseres Geld in Umlauf bleiben, als mit den goldenen


Staats- und Privatgeldschätzen. Das Geld wird auch in Kriegszeiten umlaufen,


und zwar kein Pfennig zu viel, noch zu wenig, sondern genau so viel, wie der


Handel braucht, um den allgemeinen Preisstand der Waren auch in Kriegszeiten


nicht zu verändern,


Anmerkung. Vorstehender Artikel ist wortgetreu meinem 1906 erschienenen Werk „Die


Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag“ entnommen. Er ist in den Richtlinien auch


bereits in meinen 1891 erschienenen Druckschriften „Die Verstaatlichung des Geldes“ enthalten. –


Wie anders sähe es im D. R. jetzt im Kriege aus, wenn wir statt der Goldrüstung die Millionen voll-


gefüllter Privatvorratskammern besäßen, die mit der Einführung des Freigeldes sich automatisch 


bilden und füllen!


XII .   Der  Gläubiger.


Daß ich nicht gut auf die Geldreform zu sprechen bin, wer kann es mir ver-


denken; hat mir doch diese Reform den Zinsfuß herabgedrückt, droht sie sogar


bei internationaler Einführung den Zins ganz zu beseitigen! Aber ich muß ge-


stehen, sie hat auch für mich Gutes geleistet, mir manche Sorge verscheucht.


Ich kann wenigstens wieder schlafen.


Was war früher die „Mark deutscher Reichswährung“, die mir der Staat, die


Gemeinden, der Privatmann schuldeten in Form von Staatsschuldscheinen,


Wechseln, Hypotheken, Obligationen? Niemand wußte darüber Auskunft zu


geben, und wenn man mich gefragt hätte, ich hätte es auch nicht sagen können.


Was war ein preußischer Taler vor der deutschen Münzreform? Auf dem Taler


stand XXX ein Pfund fein; d. h. aus einem Pfund Feinsilber prägte Preußen 30


Taler. War nun ein Taler der 30. Teil von einem Pfund Feinsilber? Mitnichten,


denn dann wäre der 30. Teil von einem Pfund Feinsilber auch heute noch ein


Taler. Sind 60 Stück ein Schock, dann sind auch, nachdem man zum


Dezimalsystem übergegangen ist, ein Schock immer noch 60 Stück. Wenn ein


Taler dasselbe war wie eine bestimmte Menge Silber, warum belastete man den


Staat mit dem Silber; warum ließ man nicht den Privatmann im Besitz des


Silbers? Dieser hatte dann ja alles in der Hand, worauf er gesetzlich Anspruch


erheben konnte.


Also was war damals ein Taler, und was ist heute eine Mark d. R.-W.? Auch


letztere ist durchaus nicht identisch mit einem 
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Stäubchen Gold; wenigstens würden die Besitzer des Goldes lange Gesichter


machen, wenn man im Entscheidungsfalle so den Begriff „Mark d. R.-W.“ be-


stimmen wollte! Was würde ich mit dem Golde anfangen, wenn Gold kein Geld


wäre, wenn ich für meine Pfandbriefe, Obligationen usw. einfach so und so viel


Kilo Gold erhielte? Ich bin doch kein Goldschmied. Ich will Geld, kein Gold.


Der Staat machte aus Gold Geld, solange die Mehrheit im Reichstage damit


einverstanden war. Aber er konnte auch eines Tages sagen: wir heben das freie


Prägerecht für das Gold auf und erklären das Gold als Geld außer Gebrauch.


Wie es übrigens mit dem Silber geschah, und wie man es jetzt mit der


Geldreform getan hat. Man hat sich bei beiden Reformen zu der Ansicht bekannt,


daß der Taler kein Häufchen Silber und die Mark kein Körnchen Gold war, son-


dern Geld, und daß bei Aufhebung des Prägerechtes der Staat die Inhaber und


Gläubiger des Geldes vor Schaden zu bewahren hat. Das war recht artig ge-


handelt, aber man war durch kein Gesetz, durch keinen vorhergegangenen 


gleichen Fall gehalten, so zu handeln; im Gegenteil, diese Schadloshaltung der


Inhaber der Münzen widersprach der Geldtheorie, die bis dahin allgemeine


Anerkennung genoß, nämlich, daß die Münzen weiter nichts sind als Goldbarren,


deren Gewicht und Feingehalt durch den Stempel der Münze gewährleistet wird.


Nach dieser Theorie, die öffentlich unwidersprochen blieb hätte der Staat ein-


fach den Münzen die Geldfunktion entziehen und jeden im Besitz seiner


„Goldbarren“ lassen können. Einen Anhaltspunkt, um eine Entschädigungsklage


anstrengen zu können, boten weder die Gesetze, noch die als Gemeingut 


geltende allgemeine Begriffsbestimmung des Geldes.


Übrigens, um ein Entschädigungsrecht nachweisen zu können, hätten die


Besitzer des Goldes den Begriff „Mark d. R.-W.“ neu bestimmen und dieser


neuen Begriffsbestimmung wissenschaftliche Anerkennung verschaffen müssen.


Denn, war die Mark d. R.-W. nicht ein Körnchen Gold, sondern etwas anderes,


so mußte man doch angeben, genau angeben können, was es war, um danach


die Höhe der Entschädigung abmessen zu können. Wie hätte man den Schaden


sonst nachweisen können? Gold blieb doch Gold, wie ein Taler der XXX.Teil von


einem Pfund fein blieb, auch wenn man dem Silber 100 mal das Prägerecht 


entzog.


Die Geldreform hat nun die Frage entschieden, was eine Mark d. R.-W. sein


soll; und was sie sein soll, das wird sie nun auch in aller Zukunft sein. Und ich


muß gestehen, daß man uns Kapitalisten dabei auf höchst anständige, ich 


möchte fast sagen, freigebige Weise, behandelt hat, indem man uns freistellte,


an den Staatskassen die goldenen Münzen gegen Freigeld umzutauschen.


Durch kein Gesetz war man dazu verpflichtet, keine Geldtheorie legte dem


Staate die Pflicht auf, die vollwichtigen goldenen Münzen „einzulösen“. Auf den


Banknoten ja, und 
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ebenso auf den Scheidemünzen, da lastete die Pflicht der Einlösung gegen Gold,


aber das Gold selbst brauchte der Staat nicht „einzulösen“. Wenn der Staat auch


eine Einlösungspflicht dem Golde gegenüber gehabt hätte, so hätte man doch


vor allen Dingen bestimmen müssen, womit der Staat das Gold einzulösen hat.
Daß man das nicht tat, daß man diese Frage überhaupt nicht erörterte, beweist


wohl am besten, daß die Gläubiger und Kapitalisten mit der Begriffsbestimmung,


wonach die Mark d. R.-W. ein Körnchen Gold von so und so viel Gramm fein


war, sich einverstanden erklärten. Es war also mehr als anständig, daß der Staat


das Gold übernahm, und die Verluste bei der Veräußerung dieses Metalls auf


eigene Rechnung nahm. Man hätte auch anders handeln können, denn der Staat


braucht ja das Gold nicht; er übernimmt es nur, um die Münzen einzuschmelzen


und dann in Barrenform meistbietend für gewerbliche Zwecke zu verkaufen. Und


dieser Verkauf, trotzdem er sehr vorsichtig betrieben wird, bringt dem Staat


bedeutend weniger Papiergeld ein, als er selbst dafür gegeben hat. Jedoch nicht


hier liegt die Bedeutung der Sache, sondern in der Anerkennung, daß auch


unsere Geldforderungen (Staatsanleihen, Hypotheken, Obligationen, Wechsel


usw.), die die baren Metallbestände vielleicht 100 mal übersteigen, und von


denen manche erst in 100 Jahren fällig sind, auch in Papiergeld bezahlt werden


sollen, und zwar auf Heller und Pfennig, eine Mark in Reformgeld für eine Mark


in Gold.


Ich bin also in dieser Beziehung völlig sichergestellt. Ich weiß jetzt, was eine


Mark d. R.-W. ist, daß ich das, was ich in Waren für eine Mark gegeben, auch


immer in Waren dafür erhalten soll, heute, morgen, immer. Ich erhalte weniger


Zins als früher, und vielleicht erhalte ich mit der Zeit gar keinen Zins mehr, aber


mein Eigentum ist mir wenigstens sichergestellt, Was nützen die Zinsen, wenn


das Kapital immer auf dem Spiele steht? Wie gingen doch mit den Preisen der


Waren auch die Kurse der Industriepapiere auf und ab, und allgemein anerkannt


war der Satz, daß es schwerer hielt, ein Vermögen zu erhalten, als ein Vermögen


zu erwerben. Die großen Vermögen der Spekulanten setzten sich in der


Hauptsache aus den Trümmern der Vermögen anderer zusammen. Und von den


Goldfunden, von der Möglichkeit großer Goldfunde wollen wir gar nicht reden.


Die Wissenschaft konnte jeden Tag der Herkunft des Goldes auf der


Erdoberfläche auf die Spur kommen und dann diese Spur verfolgen. Auch wurde


von der Einheit der Substanz gesprochen, und man versicherte, daß das Gold


nur eine besondere Form dieser Substanz wäre. Man mußte also darauf gefaßt


sein, daß man eines schönen Tages jeden beliebigen Stoff in Gold „umformen“


würde. Eine heikle Geschichte! „Neunzig Tage von heute ab zahlen Sie an meine


Order die Summe von Tausend Mark d. R.-W.“, so lauteten die Wechsel in mei-


ner Mappe. „Warten Sie“, sagt nun der Schuldner, „hier ist etwas Asche im Ofen,


ich will Ihnen die 1000 Mark d. R.-W. gleich fabri-
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zieren. Ich brauche hier nur auf den Knopf zu drücken. Hier, sehen Sie, hier sind


die 1000 Mark in Gold, es ist sogar etwas mehr geworden.


Und dabei unsere Gesetze, die für ähnliche Fälle nichts vorgesehen hatten,


und eine in Zukunft vielleicht notwendig werdende neue Begriffsbestimmung für


die „Mark d. R.-W.“ dem Ermessen der Volksvertretung überließen, einer


Vertretung, die vielleicht in der Mehrheit aus unseren Schuldnern bestehen 


könnte. [Diese Verhältnisse finden sich eingehend behandelt in meiner Schrift: Das Monopol der


schweiz. Zentralnotenbank.]


Noch gefährlicher erschien mir meine Lage als Gläubiger, wenn ich an die


Möglichkeit dachte, daß andere Staaten die Goldwährung abschaffen könnten,


während unser Staat die freie Prägung aufrecht erhielt. Denken wir uns nur den


Fall, daß die Vereinigten Staaten die widerspruchsvolle Frage – „ob Silber“ oder


„ob Gold“ zur Münze nach den Gesetzen zugelassen werden soll, in dem Sinne


entschieden hätten, daß, um unparteiisch den Gläubigern und Schuldnern


gegenüber zu bleiben, beide Metalle entmünzt werden müßten, falls sie beide


miteinander sich nicht vertragen konnten. Dies wäre sicherlich das Vernünftigste


gewesen, um die Widersprüche in den Währungsgesetzen der Vereinigten


Staaten zu beseitigen und um das Gesetz vor dem Vorwurf der Parteilichkeit


schützen. Aber wohin hätte das geführt? Die in Amerika nutzlos gewordenen


Goldmassen hätten sich über Deutschland ergossen und hier alle Preise in die


Höhe getrieben, vielleicht um 50%, möglicherweise auch um 100 und 200%. So


daß ich an meinem Kapital durch die allgemeine Preissteigerung einen größeren


Verlust erlitten hätte, als ich jetzt durch den Rückgang des Zinsfußes erleide.


O, es war eine gefährliche Kapitalanlage, die Anlage in Papieren, die in Mark


d. R.-W. zahlbar waren. Doch jetzt ist alle Gefahr vorüber. Ob die Vereinigten


Staaten zur Papierwährung oder Doppelwährung übergehen, ob die Bank von


England ihre Geldbestände in Umlauf setzt, ob Japan und Rußland die


Goldwährung aufrecht erhalten, was ficht uns das an? Ob viel, ob wenig Gold


„gefunden“ wird, es wird dafür kein Pfennig mehr, kein Pfennig weniger Geld in


Umlauf gesetzt; ob das vorhandene Gold angeboten wird oder nicht, was kann


das der deutschen Währung noch verschlagen? Unter allen Umständen erhalte


ich für eine Mark d. R.-W. an Waren soviel, wie ich selbst dafür gab, denn so ist


der Begriff „Mark d. R.-W.“ jetzt gesetzlich und wissenschaftlich bestimmt 


worden. Und wenn die Volksvertretung schließlich auch in ihrer Mehrheit aus


Schuldnern bestünde, die einen persönlichen Vorteil davon hätten, die Mark zu


verkleinern, sie könnten ihren Gelüsten nicht ohne offenen Treubruch und ohne


Diebstahl fröhnen. „Hier ist der Durchschnittspreis aller Waren, ein fester 


unveränderlicher Maß-   Maßstab
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stab für das Geld. Nun habt Ihr die Mark verkleinert, jedermann sieht’s und kann


es nachmessen. Ihr tatet das in Eurem persönlichen Interesse, um weniger


zurückzugeben, als Ihr schuldet! Diebe seid Ihr, Diebe, Diebe!“


Aber bei hellichtem Tage, vor jedermanns Auge zu stehlen, das tut man nicht.


Im Trüben, heißt es, ist gut fischen! Trüb war die Währung früher, ein Eldorado


für Diebe; jetzt ist das Wasser geklärt und für jedermann durchsichtig.


XII I .   Der  Agrar ier.


Man mußte schon der Familie der Dickhäuter entstammen, wenn man sich


nicht beleidigt fühlen sollte durch die Schimpfnamen, womit wir Agrarier im


Parlament, in der Presse und im Privatleben betitelt wurden. Brotwucherer,


Spitzbuben, Bettler!


Daß die Sozialisten über uns herfielen, weil wir ihnen das Brot verteuerten, läßt


sich begreifen. Ihnen gegenüber spielten wir die Rolle der Angreifer; sie hatten


uns nichts getan, was unseren Angriff auf ihre an sich schon magere Kasse


rechtfertigte. Daß aber auch die anderen Parteien, die uns durch so manches


Gesetz schwer geschädigt hatten, um sich selbst zu bereichern, in das Lied der


Sozialisten einstimmten, das finde ich einfach lächerlich. Das beweist, daß diese


Parteien überhaupt noch nicht wissen, was Politik ist. Politik ist Macht, und wer


die Macht hat, macht die Politik und beutet sie aus zu seinem Profit. Früher 


hatten die liberalen Parteien die Macht und beuteten sie aus; jetzt ist die Reihe


an uns. Also wozu die Schimpfnamen; sie fallen ja auf alle zurück, die jemals die


Macht gehabt haben und die sie in Zukunft haben werden.


Dabei waren die Liberalen entschieden die Angreifer in diesem Streite. Sie 


griffen uns mit der Goldwährung an; wir suchten die Doppelwährung wieder her-


zustellen, um uns zu verteidigen. Als uns das nicht gelang, nahmen wir Zuflucht


zu den Zöllen. Warum hatte man uns die Doppelwährung genommen, auf die


unsere Hypotheken lauteten; warum zwang man uns, mehr zurückzuzahlen, als


wir erhalten hatten? Warum fälschte man den Sinn und Inhalt unserer


Schuldurkunden, indem man uns die Wahl zwischen Gold und Silber nahm?


Warum beraubte man uns zugunsten unserer Gläubiger, der Möglichkeit, unsere


Schulden mit dem billigeren von zwei Metallen zu bezahlen? Ob ich nach freier


Wahl meine Schuld mit 1000 Kilo Kartoffeln oder mit 100 Kilo Baumwolle zahlen


kann, oder ob ich dagegen nur mit Kartoffeln zahlen muß, ist doch durchaus


nicht gleichgültig. Ohne irgendeine Entschädigung hatte man uns die


Gewinnmöglichkeiten dieser Kontraktklausel genommen. Nach freier Wahl hätte


ich sonst mit 160 Pfd. Silber oder mit 10 Pfund Gold bezahlen können, und mit


dem billigsten der beiden Stoffe hätte ich natürlich bezahlt, wie ich ja auch mit


dem billigsten der beiden Stoffen bezahlt wurde. Wie viel diese 
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Gewinnmöglichkeiten bedeuteten, das sahen wir nachher am Preisstand des


Silbers im Vergleich zum Gold. Um 50% war das Gold im Vergleich zum Silber


teurer geworden: statt 100.000 Mark betrugen meine Schulden 200.000 Mark –


nicht nominell, sondern, was viel schlimmer ist, effektiv. Doppelt so viel meiner


Produkte mußte ich jährlich aufbringen für die Verzinsung meiner Schuld. Statt


50 Tonnen Weizen mußte ich diesem Zwecke jährlich 100 Tonnen widmen.


Wären wir bei der Silberwährung, geblieben, so hätte ich die 50 Tonnen, die ich


an Zins mehr zahlen mußte, für die Schuldentilgung verwenden können, und ich


wäre meine Schulden längst losgewesen.


Ist nun eine solche Behandlung der Schuldner, die die Liberalen guthießen,


kein unerhörter Betrug?


Wenn nicht alle Schuldner wie ein Mann dagegen protestierten, wenn der


Widerspruch auf die Agrarier und sonstigen Pfandschuldner beschränkt blieb, 


so ist das damit zu erklären, daß die meisten anderen Schuldner, die mit


Personalkredit arbeiteten, in dem bald nach Einführung der Goldwährung einge-


tretenen großen Krach durch Bankerott sich ihrer Schulden entledigten und


darum an der Sache kein Interesse mehr hatten.


Als wir dann, unter Berufung auf den Umstand, daß der Weizenpreis unter der


Goldwährung von 265 M. auf 140 M. heruntergegangen war, die Wieder-


einführung der Silberwährung forderten, weil wir für unsere Pfandbriefe ja Silber


und kein Gold erhalten hatten, da lachte man uns aus und sagte, wir 


verstünden nichts von der Währung, von den Bedürfnissen des Handels. Die


Goldwährung hätte sich vortrefflich bewährt (Beweis der große Krach und der


Rückgang der Preise!) und man dürfte nachträglich nichts mehr daran ändern,


sonst wäre Gefahr, daß das ganze Wirtschaftsgebäude einstürzen könnte und


daß die Eigentumsbegriffe total verwilderten. Wenn es uns wirtschaftlich schlecht


ginge, trotz den Segnungen der Goldwährung, so läge das an unseren rück-


ständigen Betriebsmethoden; wir sollten die neuen Maschinen probieren, mit


Kunstdünger arbeiten, Handelsgewächse bauen, um so mit geringeren Kosten


mehr Erträge zu gewinnen und trotz niedrigeren Preisen bestehen zu können.


Wir wären im Irrtum; der „Wert“ des Goldes wäre fest, nur der „Wert“ der Waren


wäre gefallen infolge verminderter Produktionskosten! Denn das Gold habe einen


„festen, inneren Wert“, und alle Preisschwankungen kämen von den Waren her!!


Wir suchten die guten Ratschläge auszuführen und mit geringeren


Produktionskosten zu arbeiten. Auch der Staat half uns mit billigen Bahntarifen


und niedrigen Fahrpreisen für die polnischen Arbeiter. Und wir erzielten auch 


tatsächlich mit gleicher Arbeit größere Ernten. Aber was half das, wenn mit den


größeren Ernten die Preise fielen, von 265 M. auf 140 M., wenn wir für die 


größeren Ernten weniger Geld lösten? Geld brauchten wir, Geld forderten unsere


Gläubiger; keine Kartoffeln 
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und Zuckerrüben! Sie bestanden auf ihrem, gesetzlich zu ihren Gunsten


gefälschten Schein und forderten Gold!


Geld, mehr Geld, billiges Geld, dazu hätte uns die Silberwährung verholfen,


aber da man uns diese versagte, so suchten wir nach anderen Mitteln, um aus


unseren Produkten mehr Geld herauszuschlagen. Und so kamen wir auf die Idee


der Zölle.


Hätte man uns die Silberwährung gelassen, so wären die Zölle nicht nötig


gewesen, und die ganze Verantwortung für die Zölle wälzen wir darum von uns


ab auf die, die uns Brotwucherer, Bettler, Diebe nannten; auf die, die uns mit der


Goldwährung bestohlen haben.


Diese ganze häßliche und schmutzige Geschichte, die so viel böses Blut


geschaffen und volksverhetzend wirkte, wäre – vermieden worden, wenn man


sich die Mühe gegeben hätte, bei der Münzreform den Begriff Taler oder Mark


gesetzlich zu bestimmen, wenn man die Fälle aufgezeichnet hätte, die den Staat


zur Entmünzung des Silbers oder Goldes berechtigen sollten.


Bei der kolossalen Bedeutung der Sache, war es leichtsinnig, liederlich von


beiden Seiten, so blindlings den Taler und nachher die Mark als Grundlage ihrer


Geschäfte zu benutzen und die Beantwortung der Frage: „Was ist eine Mark d.


R.-W.?“ zu einer politischen Frage, zu einer Machtfrage zu machen.


XIV.   Im Versicherungsamt gegen Arbeitslosigkeit .


Seit Einführung des Freigeldes hat die Anmeldung von Arbeitslosen auf einmal


aufgehört, und ich und meine Beamten sind überflüssig geworden. Das Geld


selbst sucht jetzt die Ware auf, und Ware ist Arbeit. Wer Freigeld hat, sucht es


jetzt unter allen Umständen unterzubringen, sei es durch Kauf von Waren, durch


neue Unternehmungen oder durch das Verleihen an andere, die es persönlich


gebrauchen können. Und zwar (und hierin liegt der Unterschied gegen früher)


geschieht dies unter allen Umständen, ohne irgendwelche Rücksicht auf persön-


liche oder politische Verhältnisse; ja selbst der Rückgang im Zinsfuß, der völlige


Wegfall des Zinses und des Profites kann das Angebot des Freigeldes nicht ver-


hindern. Selbst den Fall angenommen, daß die kaufmännische Anschaffung von


Waren einen Verlust statt Profit brächte, könnte dies das Angebot des Freigeldes


nicht verhindern. Es verhält sich mit dem Freigeld jetzt genau wie mit den Waren


im allgemeinen; auch diese werden angeboten, selbst wenn der Verkauf Verlust


bringt.


Wer in den Besitz von Freigeld gelangt ist, muß es wieder in Umlauf setzen,


einerlei, was dabei herauskommt, ob Gewinn, ob Verlust. Einerlei; das Freigeld


befiehlt, es duldet kein Gefängnis, es zerbricht die Ketten. Den Spekulanten, den


Bankier, der das Geld zum Zwecke des Angriffs, oder auch nur zur eigenen


Verteidigung am Umlauf verhindern will, schlägt es 
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nieder. Mit der Kraft des Dynamits zersprengt es die Geldkasten, die Gewölbe


der Banken, wie auch den Koffer des Stallknechts, um die Freiheit zu erlangen


und sich auf den Markt zu stürzen. Wer Ware verkauft und Freigeld dafür ein-


gelöst hat, muß dieses Geld wieder in Waren umsetzen. Und Warenumsätze


heißt Warenabsatz, und wo Waren abgesetzt werden, da ist Arbeit.


Das Freigeld ist also zu einem Automaten für Arbeitsnachweis geworden. Das


Freigeld ist jetzt materielle Nachfrage, und Nachfrage ist Absatz, Absatz aber ist


Arbeit. Die Geldreform hat uns also eine automatische und organische
Arbeitsversicherung gebracht. Keine bürokratische, kapitalistische


Arbeitsversicherung, sondern die Versicherung, die der Arbeitsteilung von Natur


aus anhaftet, weil ja die Arbeit Waren erzeugt und die Waren nur das eine


Interesse haben – sich gegenseitig auszutauschen. Durch das Dazwischentreten


des Goldes war der Tausch zwei fremden Gewalten, dem Zins und Profit tribut-


pflichtig geworden, anorganischen Elementen, die den Tausch der Produkte 


störten. Zins und Tribut waren die selbstverständliche Voraussetzung des


Tausches der Produkte und der Arbeit; konnte beim Tausch kein Zins oder Profit


herausgeschlagen werden, – so stockte der Warenaustausch, weil das Gold die


Vermittlung versagte.


Jetzt, mit dem Freigeld, kann von solchen Bedingungen überhaupt keine Rede


sein. Wie ein hungriger Löwe einhergeht, suchend, wen er verschlinge, so stürzt


sich das Freigeld ohne jede Rücksicht auf die Ware, und Ware ist Arbeit. Denn


ob ich Ware kaufe oder einen Arbeiter unmittelbar beschäftige, bleibt sich gleich.


Der Kaufmann, dem ich die Ware abkaufte, wird sein Lager zu ergänzen und


sich seines Geldes zu entledigen suchen, indem er dem Unternehmer neue


Waren bestellt.


Eine lächerlich einfache Arbeitsversicherung; ein lächerlich einfacher Arbeits-


nachweis. Jede Mark, die der Staat in Umlauf setzt, ersetzt ein Arbeitsgesuch; 
je 1000 solcher Zettel ersetzen ein Arbeitsamt. Wer Ware verkauft und Geld


dafür einlöst, kauft selbst oder durch den, dem er das Geld leiht, sofort wieder


Ware, so daß also jeder so viel Ware kauft, wie er verkauft, und jeder so viel


Ware verkauft, als wie er kauft. Bleibt dabei ein Überschuß, so sinken die Preise


und allgemeiner Preisfall ist für den Staat das Zeichen, die Geldschleusen zu 


öffnen. Es kann also überhaupt kein Rest verbleiben. So viel Waren erzeugt 


werden, so viel werden auch verkauft. Wie soll da noch Absatzstockung, Über-


produktion, Krise und Arbeitslosigkeit möglich sein? Alle diese Erscheinungen


können doch nur da beobachtet werden, wo man zeitweise oder allgemein und


regelmäßig weniger Ware kauft als man selbst erzeugt.
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Es versteht sich wohl von selbst, daß Freigeld dem einzelnen Unternehmer den Absatz der


Produkte nicht gewährleisten kann, sondern nur der Allgemeinheit. Erzeugt jemand schlechte Waren,


fordert jemand zu hohe Preise, arbeitet jemand darauf los, ohne die Marktbedürfnisse zu befragen,


so wird ihm auch die Geldreform die Waren nicht absetzen können. Das Wort „unbegrenzter Absatz“,


das hier wiederholt gebraucht wird, gilt für die Gesamtheit; weder Zinsforderungen noch Konjunkturen


werden nach Einführung des Freigeldes dem Absatz noch im Wege stehen können. Jeder wird sofort
und genau so viel kaufen müssen, wie er selbst verkauft hat, und wenn jeder das tun muß, so kann


kein Überschuß bleiben. Hat jemand persönlich keinen Warenbedarf, so hört er auf zu arbeiten, oder


er verleiht den Geldüberschuß an andere, die mehr Waren kaufen müssen, als sie selbst augenblick-


lich zu verkaufen haben. Ist der Wettbewerb in einer Ware (Zuckerrüben, Eisen, Tanzunterricht usw.)


zu groß, so gehen die Preise derselben herunter, während alle anderen Waren im Preise unverändert


bleiben. Lohnt sich die Produktion zu den herabgesetzten Preisen nicht, so wird jeder wissen, was er


tun soll.


Wie war es früher? Der Kaufmann mußte für sein Geld Zins zahlen und machte


also den Kauf von Waren abhängig von einem Zinsertrag. War es nach Lage der


Verhältnisse nicht möglich, den Zins auf den Verkaufspreis der Waren zu 


schlagen, so ließ er die Produkte der Arbeiter unberührt, und diese feierten dann


wegen Mangels an Absatz. Kein Zins – kein Geld; kein Geld – kein Austausch


der Produkte; kein Tausch – keine Arbeit.


Zins war die selbstverständliche Voraussetzung des Geldumlaufes, von dem


wiederum die Arbeit abhängig war. Sogar die Reichsbank hätte ohne Zins kein


Geld ausgegeben, selbst dann nicht, wenn allgemein anerkannt worden wäre,


daß Geld auf dem Markte fehlte – obschon sie statutengemäß ihre Hauptaufgabe


darin zu erblicken hatte, den Geldumlauf den Verkehrsbedürfnissen anzupassen.


Auch bei der Reichsbank kamen selbstverständlich die Verkehrsbedürfnisse erst
dann zur Berücksichtigung, nachdem die Zinsbedürfnisse des Geldes befriedigt
waren. (Ich mache der Reichsbankverwaltung daraus keinen Vorwurf; kein Gott


hätte mit den stümperhaft zugestutzten Vollmachten der Bank Vernünftiges


schaffen können.)


Heute stellt der Geldumlauf überhaupt keine Bedingungen mehr. Geld =


Absatz; einerlei, was dabei herauskommt. Geld = Warenabsatz = Arbeit = Geld.


Der Kaufmann hatte natürlich den Profit im Sinne, d. h. der Verkaufspreis


mußte den Einstandspreis übersteigen. Das war die natürliche, selbstverständ-


liche, übrigens vollberechtigte Voraussetzung jeder kaufmännischen Operation.


Dabei war der bezahlte oder gestundete Einstandspreis in jedem Falle eine


bekannte, unabänderliche Größe (ausgenommen bei Konsignationsgeschäften),


während für den Verkaufspreis nur Aussichten, Möglichkeiten, Hoffnungen, kurz,


Wahrscheinlichkeitsrechnungen vorlagen. Der Verkaufspreis war immer ein


Glücksspiel, der ganze Handel eine Spielbank à la Montecarlo. Denn zwischen 
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Kauf und Verkauf liegt Zeit, während deren sich manches auf dem Markte


ändern konnte.


Der Kaufmann studierte vor jedem Kauf die Marktverhältnisse, die


Konjunkturen, die Politik im Innern, die Politik im Ausland. Glaubte er, daß 
andere dasselbe glaubten, was er glaubte, nämlich, daß eine allgemeine Hausse


in Aussicht stand, so beeilte er sich, zu kaufen, um mit möglichst großen


Lagerbeständen an der erwarteten Preissteigerung beteiligt zu sein. Hatte er sich


nicht geirrt, hatte er viele Glaubensgenossen, und kauften darum viele, so mußte


schon ganz allein darum und ohne jeden anderen Grund das eintreten, was sie


von Gott weiß welchen Umständen erwarteten, nämlich eine allgemeine


Preissteigerung. Denn das ist doch klar, wenn jeder an eine kommende Hausse


glaubt, so kauft jeder, der eine Geldreserve besitzt, und wenn alle Geldreserven


zu Käufen verwendet werden, so müssen die Preise steigen.


In diesem Falle hat man den unmittelbaren Beweis, daß der Glaube an und für


sich schon selig macht.


Umgekehrt natürlich verhält es sich beim „Glauben“ an eine Baisse. Wenn


Müller glaubte, daß die Kaufmannschaft allgemein an eine kommende Baisse


glaubte, so suchte er sich seiner Warenbestände zu entledigen, indem er einer-


seits den Verkauf zu erzwingen suchte, nötigenfalls durch Preisermäßigung (!),


anderseits, indem er nichts bestellte und seine Aufträge auf günstigere Zeiten


verlegte. Aber, so wie er, handelten auch wieder seine „Glaubensgenossen“, und


darum, darum ganz allein traf das ein, was sie befürchteten. Ihr Glaube hatte sie


ruiniert. Denn unter der Goldwährung geschah immer alles, was man glaubte.


Der Glaube regierte absolut. Der Glaube an eine Hausse und Baisse genügte
vollständig zu seiner materiellen Begründung!


Vom Glauben, von der Stimmung, vom Wetter hing es ab, ob Geld angeboten


wurde oder nicht, ob die Arbeiter feiern mußten oder ob sie mit Nachtarbeit und


Überstunden arbeiten durften. Vom Glauben! Das Angebot der gesamten


Geldreserven hing vom Glauben ab!


Jetzt, mit dem Freigeld, ist das ganz anders geworden. Das Geld fragt den


Besitzer nicht nach seinem Glaubensbekenntnis, nicht nach seiner Stimmung.


Das Geld befiehlt einfach, es erteilt die Bestellung selbstherrlich.


Aber gerade darum, weil der Glaube aus dem Handel ausgemerzt wurde, weil


Glaube, Hoffnung und Liebe zum Profit ganz ohne Einfluß auf den Geldumlauf


bleiben, bleibt auch die Nachfrage auf dem Markte stets sich selber gleich und


erweisen sich alle kaufmännischen Hoffnungen und Befürchtungen als


Privatvergnügungen ohne irgendeinen Einfluß.


Die Nachfrage nach Ware und die Arbeit gehen nicht mehr neben dem Gelde,


als Willensakte einher, sie sind der Botmäßigkeit der Geldbesitzer nicht mehr


unterstellt, sondern das Geld ist die Nachfrage selbst.
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Es war früher selbstverständlich und natürlich, daß jeder Arbeiter auf „die


Suche nach Geld, d. h. nach Arbeit“ ging. Nur ausnahmsweise ging das Geld auf


die Suche nach Arbeit. Das Geld ließ die Ware, die Arbeit an sich herankommen.


Niemand fand daran Anstoß, niemand verwahrte sich gegen diesen Verstoß


gegen die Gesetze der Gleichberechtigung. Jeder gab sich mit diesem Vorrecht


des Geldes zufrieden. Wahrscheinlich weil man glaubte, daß dieses Vorrecht mit


dem Geldwesen untrennbar verbunden sei. Während der Arbeiter und der


Besitzer von Waren durch jeden Aufschub des Verkaufes schweren Schaden


erlitten, der mit jedem Tage wuchs, heckte das Geld dem Käufer Zinsen. Also


war es natürlich, ganz normal und selbstverständlich, daß, wenn die Käufer


säumten, die Verkäufer sich aufmachten, um die Käufer persönlich zum Kauf zu


veranlassen!


Heute ist auch diese Anschauung ihrer Selbstverständlichkeit entkleidet wor-


den. Auch in dieser Beziehung ist es anders geworden. Denn dem Geldbesitzer


brennt das Geld in der Tasche ebenso sehr, wie den Arbeiter die Vergänglichkeit


seiner Arbeitskraft (die sich nicht aufstapeln läßt) an die Notwendigkeit erinnert,


diese möglichst bald an den Mann zu bringen. Der Geldbesitzer wartet also nicht


mehr so ruhig ab, daß ihn der Warenbesitzer (Arbeiter) aufsucht. Er sieht sich


um, steht früher auf, geht der Ware auf halbem Wege entgegen.


Und wenn sich zwei gegenseitig suchen, so treffen sie sich eher und sicherer,


als wenn das Suchen nur einseitig betrieben wird. Es stände schlecht um die


ganze Tierwelt, wenn sich die Weibchen vor den Männchen zu verbergen such-


ten, wie würde der Unke im Teiche die Unke finden, wenn diese nicht auf seinen


Ruf aus dem Schlamme hervorkröche?


Dabei hatte aber früher der Besitzer des Geldes ein Interesse, sich vor dem


Besitzer der Ware zu verbergen, denn durch langes Suchen wurde dieser noch


mürber. Mit dem Schlafrock und in Pantoffeln, um sich den Anschein zu geben,


daß ihn der Arbeiter oder Warenverkäufer im Schlafe gestört, daß er gar keine


Eile habe, so trat der Käufer dem Verkäufer entgegen.


Also das Geld sucht jetzt die Ware unter allen Umständen. Das Geld ist plötz-


lich hungrig geworden. Die Entfettungskur hat das Geld flink gemacht, seinen


Spürsinn geschärft. Es läuft zwar den Waren nicht nach, denn die Ware ver-


kriecht sich nicht, sie kann sich nicht verbergen, beide treffen sich aber auf 


halbem Wege.


Sucht die Ware das Geld, so sucht jetzt auch das Geld die Ware. Und findet


das Geld keine Ware, so wartet es nicht gemächlich ab, bis der Zufall ihm das


Gewünschte in den Weg wirft, sondern es geht den Spuren der Ware nach bis


zur Quelle, und das ist die Arbeit.


Und so hat die Geldreform eine organische an die Stelle der bürokratischen


Arbeitslosenversicherung gesetzt. Das Freigeld wurde zum automatischen


Arbeitsnachweis und ich mit meinen 76.000 Beamten wurde arbeitslos aufs


Pflaster geworfen! 


179







XV.  Der Mutual ist .


Mit der Geldreform ist unser ganzes Programm erschöpft und erledigt. Das


Ziel, wonach wir tastend strebten, ist erreicht. Was wir mittels komplizierter,


unklarer Einrichtungen, durch Warenbanken und Genossenschaften zu erwirken


hofften, nämlich einen vollkommenen Austausch der Produkte, das bringt uns in


der denkbar einfachsten Weise die Geldreform. Wie sagte Proudhon: [Diehl:


Proudhon, S. 43 u. 90.]


„In der sozialen Ordnung ist die Gegenseitigkeit die Formel der Gerechtigkeit.


Die Gegenseitigkeit ist in der Formel ausgedrückt: Tue anderen, was du willst,


daß man dir tue; in der Sprache der politischen Ökonomie ausgedrückt: Tauscht


die Produkte gegen andere Produkte, kauft euch eure Produkte gegenseitig ab.


Die Organisation der gegenseitigen Beziehungen, das ist die ganze soziale


Wissenschaft. Gebt dem sozialen Körper eine vollkommene Zirkulation, d. h.


einen exakten und regelmäßigen Tausch der Produkte gegen Produkte, und die


menschliche Solidarität ist eingeführt, die Arbeit organisiert.“


Gewiß, so ist es; Meister Proudhon hat recht, wenigstens so weit es sich um


Arbeitsprodukte, nicht um den Boden handelt; aber wie hätte man das erreichen


können? Das, was Proudhon selbst zur Erreichung dieser vollkommenen


Zirkulation vorschlug, war ja ganz unausführbar; sogar im Kleinen hätte eine


Warenbank, wie sie Proudhon vorschwebte, kaum bestehen können; wie aber


die ganze Volkswirtschaft auf diese Weise organisieren?


Übrigens hätten wir uns fragen müssen, warum eigentlich von Natur aus die


Volkswirtschaft der vollkommenen Zirkulation der Produkte im Wege steht,


warum wir uns nicht die Produkte gegenseitig so abkaufen, wie es der exakte,


regelmäßige Tausch der Produkte verlangt? Diese Fragen hätten wir doch vor


allen Dingen beantworten müssen, ehe wir daran gingen, Vorschläge zu machen!


Zwar wußten oder ahnten wir, daß am Metallgeld etwas nicht in Ordnung war;


nicht umsonst nannte Proudhon das Gold „einen Riegel des Marktes, eine


Schildwache, die die Tore des Marktes besetzt und deren Losung ist, niemand


durchzulassen! [Mülberger: Proudhon, seine Werke und sein Leben.]. Aber, warum das so


war, was eigentlich am Metallgeld falsch war, das wußten wir nicht, das haben


wir nie untersucht. Und doch hätten hier unsere Untersuchungen beginnen 


müssen, wenn wir festen Boden unter den Füßen behalten wollten. Diese


Unterlassung führte uns von vornherein auf Abwege. In der Erhebung der Arbeit,


bzw. der Ware auf die Rangstufe baren Geldes (d. h. des Goldes) erblickte


Proudhon die Lösung der sozialen Frage. Warum aber mußten die Pro-


Produkte
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dukte im Range „erhöht“ werden, was war denn am Golde (damals Geld), was es


über die Rangstufe der Arbeit erhob?


Hier in diesem Gedanken, die Waren auf die Rangstufe des Goldes zu er-


höhen, war der Irrtum Proudhons. Er hätte den Satz umkehren und sagen sollen:


Wir wollen, daß Geld und Waren auf gleicher Rangstufe zirkulieren sollen, daß


das Geld den Waren in keiner Lage und unter keinen Umständen vorgezogen


werde, damit so Waren zu Geld und Geld zu Waren werden. Nun gut, so laßt


uns


das Geld doch auf die Rangstufe der Arbeit herabsetzen.


Wir können doch am Charakter der Waren im allgemeinen nichts ändern, wir


können den Waren im allgemeinen nicht die Vorzüge geben, die das Gold als


Ware besitzt. Wir können dem Dynamit nicht die Gefährlichkeit nehmen, nicht


verhindern, daß das Glas bricht, daß das Eisen rostet, das Pelzwerk von Motten


zerfressen wird. Den Waren haften ausnahmslos Mängel an, sie verderben,


unterliegen Angriffen der Zerstörungselemente der Natur, nur das Gold ist frei


davon. Dabei hat das Gold noch das Vorrecht, Geld zu sein, daß es als Geld


überall verkäuflich ist, daß es sich ohne nennenswerte Kosten von einem Orte


zum anderen bringen läßt usw. Wie wollen wir nun erreichen, daß die Waren


dem Golde gleichgestellt werden?


Aber umgekehrt können wir verfahren und sagen: Das Geld ist plastisch, man


kann damit machen, was man will, da es ja unentbehrlich ist. Setzen wir es auf
die Rangstufe der Waren herunter, geben wir ihm Eigenschaften, die alle üblen
Eigenschaften der Waren im allgemeinen ausgleichen.


Diesen vernünftigen Gedanken hat nun die Geldreform ausgeführt, und die


Folgen zeigen zu unserer Freude und Genugtuung, wie viel Wahrheit und rich-


tige Beobachtung doch in den kernigen Aussprüchen Proudhons steckte, wie


nahe er an der Lösung des Problems vorbeirannte.


Mit der Geldreform ist das Geld auf die Rangstufe der Ware herabgesetzt 


worden, und die Folge ist nun auch, daß die Ware dem Gelde in jeder Lage, zu


allen Zeiten gleichgestellt wird. Kauft euch euren Kram gegenseitig ab, sagte


Proudhon, wenn ihr Absatz und Arbeitsgelegenheit haben wollt. Das geschieht


nun. In der Ware ist nun zugleich Nachfrage und Angebot verkörpert, genau wie


zur Zeit des Tauschhandels, denn wer damals eine Ware auf den Markt brachte,


brachte eine andere Ware heim. Es ging also immer ebensoviel Ware hinaus wie


herein. Dadurch nun, daß mit der Geldreform der Gelderlös sich beim Verkauf


von Waren sofort wieder in einen Kauf von Waren verwandelt, löst das Angebot


einer Ware eine gleich große Nachfrage aus. Der Verkäufer, der froh ist, seinen


Plunder los zu sein, sieht sich durch die Beschaffenheit des Geldes gezwungen,


den Erlös seiner Ware unter allen Um-
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ständen dem Verkehr wiederzugeben, entweder durch persönlichen Kauf von


Waren, durch den Bau eines Hauses, durch eine gediegene Erziehung seiner


Kinder, durch Veredelung seines Viehstandes usw. usw., oder aber, wenn nichts


hiervon ihn reizt, durch Verleihung seines Geldes an andere, die augenblick-


lichen Bedarf an Waren, aber kein Geld haben. Entweder – oder, ein Drittes, die


Aufbewahrung des Geldes, Abhängigkeit des Darlehns vom Zins, die Bedingung


eines Profits für den Kauf von Waren, die vorsichtige Verzögerung des Kaufes,


das spekulative Abwarten besserer Konjunkturen usw. usw., das alles gibt es


jetzt nicht mehr. „Der Bien muß“, so heißt es jetzt. Du warst durch die Natur 


deiner Produkte gezwungen, sie zu verkaufen, nun bist du durch die Natur des


Geldes gezwungen worden, zu kaufen. Schlag auf Schlag, mit mechanischer


Präzision folgt Kauf auf Verkauf, geht das Geld von Hand zu Hand. Regelmäßig,


wie die Erde im Weltraum um die Sonne kreist, so zieht das Geld seine Kreise


auf dem Markte, in guten wie in schlechten Zeiten, beim Schall der Fanfare, wie


beim Schlagen der Schamade. Regelmäßig, wie der Arbeiter seine Kraft, sein


Produkt anbietet, wie die Ware nach Absatz ausschaut, ebenso regelmäßig


erscheint auch die Nachfrage auf dem Markte.


Der Käufer mag sich wohl anfänglich darüber beklagt haben, daß man ihn jetzt


sozusagen zwingt, sich seines Geldes zu entledigen; er nannte diesen Zwang


eine Beschränkung seiner Freiheit, ein Attentat auf das Eigentum. Es kommt


eben darauf an, für was man das Geld hält. Der Staat erklärt das Geld für eine


öffentliche Verkehrseinrichtung, für deren Verwaltung die sachlichen Interessen


des Verkehrs maßgebend sein sollen. Diese Interessen fordern, daß dem
Verkauf von Waren ein entsprechender Kauf von Waren auf dem Fuße folge.
Da nun der Wunsch, es möge ein jeder aus eigenem Antriebe und im allge-


meinen Interesse das Geld immer gleich wieder in Umlauf setzen, erfahrungs-


gemäß nicht genügt, um Regelmäßigkeit im Geldumlauf zu erzielen, so hat man


den unmittelbar mit dem Gelde verbundenen materiellen Umlaufzwang 


eingeführt. Das hat geholfen.


Wer übrigens damit nicht einverstanden ist, wer sich die Freiheit nicht nehmen


lassen will, mit seinem Eigentum nach Gutdünken und eigenem Ermessen um-


zuspringen, der kann ja einfach seine eigenen Produkte, sein absolutes


Eigentum, bei sich zu Hause aufbewahren, um sie erst im Augenblick zu ver-


kaufen, wo er andere Produkte braucht. Wenn er lieber Heu, Kalk, Hosen,


Tabakspfeifen, kurz, was auch sein Arbeitsprodukt sein mag, aufbewahrt, als sie


im voraus gegen Freigeld zu verkaufen, so kann er es ja tun, niemand hindert


ihn daran, niemand wird sich darüber beklagen. Nur, wenn er durch das Geld


von der Last seiner eigenen Produkte befreit wurde, muß er sich der Pflichten


erinnern, die er als Verkäufer und Besitzer von Geld übernommen hat, d. h., er
soll auch anderen die 
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Wohltaten des Geldverkehrs zukommen lassen. Der Tausch der Produkte beruht


doch auf der Wechselseitigkeit.


Das Geld soll kein Ruhepunkt im Warenaustausch sein, sondern einfach ein


Durchgangsprodukt. Der Staat fabriziert das Geld auf seine Kosten und er übt


die Oberaufsicht über dieses Verkehrsmittel nicht, damit es zu anderen, dem


Warenaustausch völlig fremden Zwecken mißbraucht werde. Die


Unentgeltlichkeit der Benützung des Geldes wäre auch eine Unbilligkeit, weil die


Kosten der Instandhaltung von den allgemeinen Staatseinnahmen getragen 


werden müssen, während viele Bürger nur wenig Gebrauch vom Gelde machen


(Urwirtschaftler z. B.). Darum erhebt der Staat für die Benützung des Geldes


eine Gebühr von 5% im Jahre. So ist nun der Staat sicher, daß das Geld nicht


zum Spiel, zur Spekulation, als Sparmittel mißbraucht wird. Nur der, der jetzt
wirklichen Bedarf an Geld, an Tauschmitteln hat, wer Waren erzeugt und diese
gegen andere Waren tauschen will, benutzt noch das Geld. Für alle anderen
Zwecke ist es zu kostspielig geworden. Namentlich vom Sparmittel ist das
Tauschmittel jetzt scharf getrennt worden.


Es ist eine billige Forderung, die die Geldreform an den stellt, der seine


Produkte verkaufte: kaufe jetzt, damit auch andere ihre Produkte los werden.


Aber nicht allein billig ist diese Forderung, sondern auch klug. Damit man andere


Produkte kaufen kann, muß man seine eigenen Produkte verkaufen. Kauft also,
so könnt ihr alle eure Produkte verkaufen. Will ich als Käufer Herr sein, so bin ich


natürlich als Verkäufer Sklave. Ohne Kauf kein Verkauf, und ohne Verkauf kein


Kauf.


Kauf und Verkauf zusammen bilden den Tausch der Produkte; sie gehören


infolgedessen auch unmittelbar zusammen. Durch das Metallgeld waren Kauf


und Verkauf oft zeitlich von einander getrennt, durch das Freigeld fallen Sie zeit-


lich und regelmäßig wieder zusammen. Das Metallgeld trennte die Produkte,


indem es zwischen Kauf und Verkauf die Zeit, die Spekulation, den Profit und


tausend dem Tausche fremde Elemente schob, das Reformgeld vereinigt dage-


gen die Produkte, indem es den Kauf dicht auf den Verkauf folgen und fremden


Elementen keine Zeit und keinen Raum läßt. Das Metallgeld war, wie Proudhon
sagte, ein Riegel für den Markt, das Freigeld dagegen ist der Schlüssel.


XVI.   Der  Zinstheoret iker.


Das Freigeld bringt mich um mein ganzes geistiges Kapital. Meine schönsten


Theorien werden durch diese wahrhaft verfluchte Reform zum alten Eisen ge-


worfen. Hat doch der Zins, der sich seit historischen Zeiten immer auf gleicher


Höhe erhielt, ohne alle Rücksicht auf meine Theorien den Weg auf Null einge-


schlagen. Und die zinsfreien Darlehen, die uns immer als 
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utopische Träumereien erschienen, werden jetzt als durchaus möglich, ja als


wahrscheinlich betrachtet. Zinsfreie Darlehen! Das Ende des Kapitals! Geld,


Maschinen, Häuser, Fabriken, Waren, Rohstoffe, kein Kapital mehr! Ich muß


gestehen, es flimmert mir vor den Augen.


Die so einleuchtende „Nutzungstheorie“, [Diese Benennungen entlehne ich dem Buche


von Boehm-Bawerk: Der Kapitalzins in geschichtlicher Darstellung.] die bestechende


„Fruktifikationstheorie“, die aufwieglerische „Ausbeutungstheorie“, die etwas 


philisterhafte, aber sehr beliebte „Enthaltsamkeitstheorie“, und wie ich sie alle


benannt hatte, alle, alle gehen mit der Geldreform in die Brüche.


Es war doch so einleuchtend, so natürlich, so selbstverständlich sogar, daß der


Verleiher eines Produktionsmittels sich für diese „Leistung“ einen Zins ausbe-


dingen konnte. Und doch sinkt der Zinsfuß, er sinkt, sinkt bis auf Null. Und die


Kapitalisten (wenn man sie so überhaupt noch nennen kann) geben sogar


Zeichen der Freude, wenn sie jemanden finden, der ihnen das Geld abnimmt


unter der einzigen Bedingung einfacher Wiedererstattung der vollen Summe. Sie


sagen, die Konkurrenz wäre gewachsen und es wäre für sie doch vorteilhafter,


ihr Geld zu verleihen, statt es zu Hause auf Vorrat für künftigen Bedarf aufzube-


wahren. Denn zu Hause ginge ja jährlich ein Teil des Geldes durch Kursverlust


verloren. Viel besser wäre es, das Geld zu verleihen, wenn auch ohne Zins,


gegen Pfand und Wechsel, die man ja gegen Bargeld wieder verkaufen oder 


diskontieren kann, wenn man Bargeld gebraucht. Man hat auf diese Weise zwar


keinen Zins, aber man hat auch keinen Verlust am Kurs des Geldes.


Zinsfreie Darlehen wären also jetzt nicht allein vorteilhaft für den Nehmer, 
sondern auch für den Geber! Wer hätte das jemals gedacht? Und doch ist es so.


Was soll auch der Sparer machen? Man spart für künftige Zeiten, fürs Alter, für


eine Reise nach Jerusalem, für Zeiten der Not, für die Hochzeit, für den


Krankheitsfall, für die Kinder usw. usw. Aber was macht man mit dem Gesparten


in der Zwischenzeit, bis man es braucht?


Kauft man Tuch, Lebensmittel, Holz usw. auf Vorrat, so steht man sich nicht


besser, als wenn man Freigeld aufbewahrt – denn alles das verfault, verdirbt,


verrostet. Man denkt vielleicht hier an Gold und Edelsteine, die sich unbegrenzt


und unversehrt aufbewahren lassen, aber wohin würde es führen, wenn solche


Verwendung der Ersparnisse allgemein geübt würde? Wohinauf würde der Preis


dieser Dinge in guten Jahren steigen, wenn jedermann Ersparnisse macht,


wohinab würde dieser Preis sinken, wenn etwa bei Fehlernten und Krieg die


Ersparnisse (also Gold und Edelsteine) massenhaft zu Markte getragen würden?


Die Edelsteine, sagt man, sind das, was man zuletzt kauft und zuerst verkauft.


Das Experiment würde man nicht 
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oft wiederholen; diese Ersparnisform würde kläglich versagen. (Dasselbe ist der


Fall mit dem Wein, von dem gesagt wird, er werde immer besser).


Dann ist es doch wahrhaftig viel besser, man legt seine Ersparnisse in Privat-


und Staatsschuldscheinen, Wechseln usw. an, die, wenn sie auch keine Zinsen


abwerfen, doch alle Tage und ohne Verlust wieder in Bargeld umgesetzt werden


können.


Aber, wird man fragen, warum da nicht lieber Häuser, Industriepapiere kaufen?


Aber das ist ja eben das Seltsame, daß man auch Häuser kauft, obschon sie


auch keinen Kapitalzins mehr abwerfen, daß man auch Häuser baut, obschon


man keinen Zins erwartet. Man kauft und baut Häuser und begnügt sich mit den


jährlichen Abschreibungen am Baukonto, die die Mieter als einzigen Mietzins


zahlen! Man steht sich so oft noch besser, als wenn man Staatspapiere kauft,


denn man hat eine regelmäßige, mit dem Zerfall des Hauses (der Fabrik,


Maschinenanlage, Schiffe usw.) Schritt haltende Einnahme und behält dabei


noch ein Pfand des Eigentums in Händen. Darum wird, trotzdem der Mietzins


kaum mehr als die Deckung für Reparaturen und Abschreibungen liefert, viel


gebaut und die Häuser werden als gute Sparanlage betrachtet!


Ich gestehe, der Boden wackelt mir unter den Füßen, mir flimmerts vor den


Augen, ich kann es kaum fassen, laß jemand ein Haus zum Vermieten baut,


trotzdem er selbst nur Abschreibungen, aber keinen Kapitalzins als Miete er-


wartet. Es galt doch allgemein als wissenschaftlich erwiesen, daß das Geld nur


darum Zins abwarf, weil die Produktionsmittel Zins abwarfen, daß die zins-


werbende Kraft des Geldes im Grunde eine übertragene oder erborgte war! 


Und jetzt scheint es, daß es sich umgekehrt verhielt, denn wie hätte sonst eine
Reform des Geldes überhaupt Einfluß auf den Zins haben können?


Eigentlich war es ja mehr als leichtfertig, zu sagen: das Geld wirft Zins ab, weil


man mit dem Geld Produktionsmittel kaufen kann, die Zins abwerfen; denn hier


fehlt ja die Erklärung, warum man Produktionsmittel, die Zins abwerfen, gegen


Geld verkauft, das man für steril erklärt? Gibt denn ein Ochse Milch, wenn man


ihn gegen eine Kuh tauscht?


Hohle Worte haben hier offenbar die Stelle der Begriffe eingenommen. Es ist


offenbarer Unsinn, von übertragenen und erborgten Eigenschaften zu sprechen;


solche Übertragung von Eigenschaften und Kräften ist ebenso unmöglich in der


Volkswirtschaft wie in der Chemie. Wenn das Geld an sich nicht die Kraft hatte,


Zinsen zu erheben, woher kamen dann die Einnahmen aus dem


Banknotenmonopol?


Wenn das Geld aus eigener Kraft keinen Zins erheben konnte, dann waren


zinszeugende Produktionsmittel und unfruchtbares Geld einfach inkommensu-


rable Größen, Dinge, die keinen Vergleich zuließen und also nicht tauschfähig


gewesen wären. Es gibt ja manches, was mit Geld nicht zu kaufen ist.
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Und welchen Preis zahlte man für einen Acker, der 1000 Mark Rente abwarf?


Man rechnete, daß 100 Mark 5 Mark Zins einbringen, und der Preis des Ackers


war dann so oft mal 100, wie 5 in 1000 geht. Woher kam nun der Satz von 
5 vom Hundert? Hier ist der Haken!


Von übertragener Kraft kann also keine Rede sein; die zinszeugende Kraft


mußte dem Gelde als Eigenschaft anhaften. Aber wo war diese Eigenschaft des


Metallgeldes verborgen? Früher wäre es schwer gewesen, diese Eigenschaft zu


entdecken; jetzt mit dem Freigeld als Vergleichsobjekt muß es eine Leichtigkeit


sein, denn da mit dem Freigeld das Geld die zinszeugende Eigenschaft offenbar


verloren hat, so brauchen wir nur einfach dort zu suchen, wo beide Geldarten


voneinander abweichen, um auch die Quelle des Zinses zu lokalisieren. Das


Freigeld weicht aber vom früheren Metallgeld darin ab, daß es einem ihm an-


haftenden Angebotszwang unterliegt, während das frühere Geld in dieser


Beziehung völlig unabhängig war.


Hier also, in der absoluten Freiheit des Metallgeldbesitzers, sein Eigentum


nach Belieben und Gutdünken anbieten zu können, in der Willkür der Kapitalisten


und Sparer, die das Geldangebot beherrschten, hier müssen wir den Platz 


finden, wo hinein der Zins seine Wurzeln senkte.


Und, fürwahr, lange brauchen wir nicht zu suchen!


Ist das Geld nötig, unentbehrlich für den Austausch der Produkte der


Arbeitsteilung, für den Handel? Ja oder nein?


Wenn ja; was machen die Verfertiger der Waren, wenn sie ihre Produkte nicht


gegen Geld verkaufen können? Legt sich der Zimmermann selbst in seine Särge,


ißt der Bauer die Kartoffeln etwa alle selbst? Nichts davon; sie suchen durch


Preisermäßigung den Verkauf möglich zu machen, das Geld durch


Nachgiebigkeit in ihren Forderungen heranzulocken. Jeder Verfertiger oder


Besitzer von Waren muß seine Waren verkaufen, und um den Verkauf zu ermög-


lichen, sind alle ohne Ausnahme bereit, etwas vom Preis ihrer Produkte abzu-


lassen.


Ist das so? Ja oder nein?


Also ja! Gut denn; wenn nun die Kapitalisten und Sparer das Geld dem


Verkehr entzogen haben, und es nur dem Handel, dem Warenaustausch gegen


Zinszahlung zurückgeben, so finden sie ja in der Bereitwilligkeit der


Warenbesitzer, etwas von ihrem Produkte für die Benutzung des Geldes abzu-


treten, das Terrain für die Erhebung des Zinses vorbereitet. „Ihr braucht Geld, um


euren Kram gegenseitig auszutauschen“; hier in unseren eisernen Schränken ist


es eingeschlossen. Wollt ihr uns etwas für seine Benutzung zahlen, wollt ihr uns


Zins zahlen, so könnt ihr es bekommen, zu 4% im Jahre, sonst schließen wir es


ab, und ihr könnt sehen, wie ihr dann auskommt. Zins ist unsere Bedingung.


Überlegt euch die Sache – wir können warten, wir sind nicht durch die Natur


unseres Geldes gezwungen, es herzugeben.
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Die Sache ist klar. Es hängt von den Geldbesitzern ab, ob sich der Handel mit


oder ohne Geld behelfen muß; gleichzeitig erklärt man den Gebrauch des


Geldes für obligatorisch, weil der Staat die Steuern in Geld erhebt; also können


die Geldbesitzer einen Zins jederzeit erpressen. Es verhält sich hier genau wie


mit einer Brücke über einen Fluß, der den Markt in der Mitte durchschneidet und


die von einem Zöllner bewacht ist. Gestützt darauf, daß die Brücke für die


Verbindung der beiden Markthälften unentbehrlich ist, gestützt darauf, daß der


Zöllner die Brücke öffnen und schließen kann, ist er in der Lage, von jeder Ware


einen Zoll zu erheben.


Der Zins war also ein Zoll, ein Barrieregeld, das die Warenverfertiger für die


Benutzung des Tauschmittels an die Besitzer des Geldes zu zahlen hatten. Kein


Zins = kein Geld, so hieß es. Kein Geld = kein Tausch der Produkte; kein Tausch


= Arbeitslosigkeit; Arbeitslosigkeit = Hunger. Ehe wir aber verhungern, zahlen wir


lieber den Zins.


Die zinszeugende Kraft des Metallgeldes war also keine „erborgte“ oder „über-


tragene“ Kraft; es war eine Eigenschaft des Metallgeldes und beruhte in letzter


Linie darauf, daß man für Herstellung des Geldes einen Stoff ausgesucht hatte,


der unter allen Produkten der Erde eine Ausnahmestellung einnimmt, insofern,


als er sich unversehrt und unbegrenzt ohne Unkosten aufbewahren läßt, 


während alle anderen Produkte menschlichen Fleißes, alle Waren ohne


Ausnahme faulen, veralten, verrosten, zerbrechen, explodieren, stinken, Raum


beanspruchen usw.


Und so wird es auch verständlich, nun habe ich auch die Erklärung, warum


man einen Acker gegen eine Summe Geldes vertauschte, denn beide, Acker und


Geld, warfen jeder aus eigener Kraft eine Rente ab; man brauchte nur an Geld


so viel zu nehmen, wie nötig, um die Rente des Ackers mit dem Zins des Geldes


zu decken, dann war das Tauschverhältnis beider Dinge gegeben. Acker und


Geld waren also völlig ebenbürtige, kommensurable Größen. Wie beim Acker


keine Rede von erborgter oder übertragener Zinskraft sein konnte, so auch nicht


beim Gelde.


Die fadenscheinige, hohle Phrase von „übertragener Kraft“ hatte mir also einen


bösen Streich gespielt; das leere Wort, das so oft an die Stelle der Begriffe tritt,


hatte mich wie einen Bullen an der Nase herumgeführt.


Also das Geld, das Tauschmittel, wäre ein Kapital an sich!


Laßt uns nun einen Augenblick überlegen, wohin wir kommen müssen, wenn


wir ein Kapital zum Tauschmittel aller Produkte erheben!


1. Kapital kann das Geld nur auf Kosten der Waren sein, denn von den Waren


erhebt ja das Geld den Tribut, der es zu einem Kapital stempelt.


2. Wenn die Waren Zins zahlen müssen, so können sie selbst unmöglich


Kapital sein, denn wäre die Ware Kapital, 
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so gut wie das Geld, so könnte keines der beiden sich dem anderen gegenüber


als Kapital aufspielen, und in ihrem gegenseitigen Verhältnis wenigstens würden


sie aufhören, Kapital zu sein.


3. Wenn uns daher die Waren im Handel als Kapital erscheinen, weil sie im


Verkaufspreis neben dem Kostenpreis und Handelsgewinn noch den Kapitalzins


erheben, so muß das so erklärt werden, daß dieser Zins dem Produzenten oder


Arbeiter vom Kaufmann im Einstandspreis bereits abgezogen wurde. Die Ware


spielt hier nur den Kassenboten des Geldkapitals. Ist der Verkaufspreis gleich 


10 Mark, der Handelsgewinn 3, der Zins 1 – so erhält der Arbeiter 6 Mark aus-


gezahlt.


Hieraus geht hervor, daß, wenn das Tauschmittel, das Geld, an sich kein


Kapital wäre, daß dann auch der gesamte Warenaustausch ohne


Zinsverrechnung von statten gehen würde! Somit hätte Proudhon doch recht
gehabt, denn er hatte das immer behauptet.


Betrachten wir nun die Wirkung, die ein Tauschmittel auf die Produktion von


Produktionsmitteln haben muß, wenn es selbst Kapital ist.


Wie sind die Produktionsmittel (Maschinen, Schiffe, Rohstoffe usw.) entstan-


den? Kommt es noch vor, daß ein Mann seine eigenen Produktionsmittel mit


eigenen, auf seinem Boden gefundenen Rohstoffen verfertigt? Ausnahmsweise


vielleicht noch hier und da, sonst aber ist die Regel, daß für die Beschaffung der


eigenen Produktionsmittel eine Summe Geldes ausgelegt werden muß. Das


Gründungskapital aller größeren Unternehmungen besteht in einer Summe


Geldes, die vorn im Hauptbuch auf dem ersten Blatte eingetragen wird. Wenn


nun das Geld, das für diese Produktionsmittel ausgelegt wird, an sich ein Kapital


ist, wenn die Besitzer des Geldes durch einfaches Einschließen des Geldes das


Zustandekommen irgend eines Unternehmens verhindern können, so werden sie


selbstverständlich kein Geld hergeben für Unternehmungen, die keinen Zins


abwerfen. Das ist klar und selbstverständlich. Wenn ich aus dem Handel mit


Waren 5% meines Geldes ziehen kann, so werde ich mich doch nicht mit 


weniger in der Fabrikation begnügen. Kann man das Erz an der Oberfläche 


sammeln, so wird man doch keinen Stollen bauen.


Es folgt daraus, daß nur gerade so viel Häuser gebaut werden, daß diese


Häuser in der Miete Deckung für den allgemeinen Geldzins liefern. Hat man


zufällig mehr gebaut, ist das Angebot von Wohnungen größer als die Nachfrage,


so gehen natürlich die Mieten herunter und die Häuser bringen den erforder-


lichen Zins nicht ein. Dann werden sofort alle Bauhandwerker entlassen und die


Bautätigkeit wird so lange unterbrochen, bis sich durch Bevölkerungszuwachs


die Nachfrage nach Wohnungen so weit wieder gehoben hat, daß die Mieten den


vollen Geldzins abwerfen! Dann erst kann die Bautätigkeit wieder einsetzen.
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Genau so verhält es sich mit den industriellen Unternehmungen. Sind diese so


zahlreich geworden, daß die Nachfrage nach Arbeitern (die sie verkörpern) die


Löhne hochgetrieben haben, so daß der Unternehmer den Kapitalzins beim


Verkauf der Produkte nicht herausschlagen kann, so wird die Gründung neuer


Unternehmungen so lange unterbrochen, bis durch den Nachwuchs an Arbeitern


und das dadurch bedingte größere Angebot an Arbeitskräften die Löhne herab-


gehen und dem Geldzins Platz machen.


Wenn also uns die Arbeitsmittel als Kapital erscheinen, so kommt das daher,


daß deren Herstellung, welche das Geldkapital vermittelt, durch denselben


Vermittler so weit künstlich beschränkt wird, daß sie immer den Arbeitssuchern


gegenüber eine Monopolstellung einnehmen. Es sind regelmäßig weniger


Arbeitsmittel als Arbeiter da, so daß schon aus Mangel in Werkstätten eine


Arbeiterreserve verbleiben muß, die den Lohn unter den Erlös des


Arbeitsproduktes drückt.


Das Bild erscheint noch einfacher und klarer, wenn man den Unternehmer einfach als einen


Pfandleiher betrachtet, der dem Arbeiter das nötige Geld vorstreckt für Maschinen und Rohstoffe, 


und den der Arbeiter mit seinen Produkten bezahlt.


Das Geld beherrschte also absolut den Warenaustausch und die


Produktionsmittel. Alles war dem Gelde zinspflichtig. Es schob sich zwischen
Konsument und Produzent, zwischen Arbeiter und Unternehmer, es trennte alle,
deren natürliches Interesse es ist, sich zu vereinigen, und die entstandenen
Verlegenheiten beutete es aus. Die Beute nannte man Zins.


Nun wird es mir auch klar, warum mit dem Freigeld der Zinsfuß fortgesetzt fällt


und sich Null nähert.


Das Geld kann dem Markte nicht mehr entzogen werden; ohne Rücksicht auf


den Zins muß es angeboten werden, sei es direkt gegen Waren, sei es als


Darlehen. Es kann sich nicht mehr trennend zwischen die Produzenten ein-


schieben; gegen den eigenen Wunsch, ohne Rücksicht auf seine lüsterne


Raubsucht, muß es seines Amtes walten und den Austausch der Produkte ver-


mitteln. Es beherrscht den Austausch der Waren nicht mehr als Räuber und
Despot, sondern es dient ihm, dient ihm sogar umsonst.


Nun werden die Waren nicht mehr vom Markte ausgeschlossen, die Arbeiter


feiern nicht mehr, sowie der Zinsfuß fällt; ohne Rücksicht auf den Zins geht der


Tausch der Produkte vonstatten.


Und wo so regelmäßig gearbeitet wird, da wird gespart. Fabelhafte Summen


werden da zurückgelegt, zur Sparkasse gebracht und als Darlehen angeboten.


Und wenn das so Jahr für Jahr vorwärts geht, wenn die Arbeiter durch keine


Krisis mehr gezwungen werden, von ihren Ersparnissen zu zehren – da kommt


mit Notwendigkeit der Zeitpunkt, wo für das von 
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den Sparkassen angebotene Geld die Abnehmer fehlen und wo es heißt: wir


haben genug Häuser gebaut, es fehlen die Mieter; wir haben genug Fabriken, es


fehlen die Arbeiter. Wozu noch mehr bauen, wenn wir jetzt schon Mühe haben,


den Zins zu zahlen.


Aber, dann wird es von der Sparkasse her heißen: Wir können das Geld nicht


brach liegen lassen, wir können es nicht aufbewahren. Das Geld zwingt uns, es


auszuleihen. Wir verlangen nicht gerade 5–4–3%; wir sind willig, auf


Verhandlungen einzugehen. Wenn wir euch das Geld zu 2% (1 oder 0%) lassen,


so könnt ihr die Mieten entsprechend herabsetzen, und dann werden die, die


sich mit einer Stube begnügten, zwei Stuben mieten, und die fünf Stuben hatten,


werden deren zehn mieten. Und dann werdet ihr wieder Häuser bauen können.


Bedarf ist da, es kommt nur auf den Preis an. Also nehmt das Geld zu 2%, wenn


ihr es zu 3 nicht mehr gebrauchen könnt, baut lustig drauf los, geht mit den


Mieten herunter, ihr könnt nichts verlieren, wir werden euch mit um so billigerem


Gelde versehen. Und habt keine Angst, daß euch und uns das Geld ausgehen


wird, denn je mehr wir mit dem Zins, ihr mit der Miete heruntergeht, um so 
größere Summen werden auch die Sparer beiseite legen und uns zuführen. Habt


auch keine Angst, daß durch diese großen Geldmassen etwa die Preise hochge-


trieben werden. Jeder Pfennig davon ist vorher dem Umlauf entzogen worden –


die Masse des Geldes ist unverändert geblieben. Die, die das Geld sparten,


haben mehr Ware erzeugt und verkauft als verbraucht – es ist also ein Rest von


Waren da, der der Geldmasse entspricht, die wir euch anbieten.


Nehmt also das Geld und fürchtet euch nicht; geht der Zins herunter, den eure


Mietskasernen einbringen, wir werden mit unserem Geldzins folgen und sollte


der Zins sogar auf Null fallen. Denn auch bei Null Prozent müssen wir das Geld


ausleihen. Habt ihr verstanden: wir müssen.


Aber nicht wir allein müssen, auch ihr müßt. Wenn ihr etwa im Interesse der


bereits bestehenden Bauten eine Vermehrung nicht wünscht, und darum unser


Angebot ablehnt, so machen wir euch darauf aufmerksam, daß andere


Unternehmer da sind, die keine Häuser besitzen und keine Rücksichten zu 


nehmen brauchen. Ihnen werden wir das Geld zum Bauen geben, und die


Neubauten werden entstehen, ob ihr es wünscht oder nicht; ob der Hauszins


euch gefällt oder nicht.


Auch mit den gewerblichen Unternehmen verhält es sich so. Ist das Geld zu


Null Prozent zu haben, so ist auch kein Unternehmer mehr imstande, Zins aus


seinem Unternehmen zu schlagen, sei es in Form eines Lohnabzuges, sei es in


Form eines Preiszuschlages. Denn so will es das Gesetz der Konkurrenz.


Und so hätten sich die Tatsachen wieder als der beste Lehrmeister bewährt.


Alle unsere Spekulationen über die Ursache des Zinses schlugen fehl, weil uns


das Vergleichsobjekt 
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fehlte. Jetzt mit dem Freigeld konnten wir Vergleiche anstellen, und da fand ich


auch gleich, was wir bisher umsonst suchten. Zwar ist die Erklärung der


Zinserscheinung noch sehr unvollständig; aber wir haben jetzt den Faden erfaßt,


der uns aus dem Labyrinth dieser Erscheinungen führen wird. Wir brauchen dem


Faden nur zu folgen, es ist eine materielle Arbeit, mehr nicht, die noch da zu


bewältigen ist.


Anmerkung. Der Leser findet die Theorie des Zinses im letzten Abschnitt des Bandes ausführlich


dargestellt.


XVII .   Der  Krisentheoret iker.


Ebenso schlecht wie meinem Kollegen, dem Zinstheoretiker, ergeht es mir mit


dem Freigeld; meine ganze Theoriensammlung wurde durch diese Reform


zuschanden gemacht.


Es war doch so natürlich, daß auf die Zeit der Blüte eine Periode des Zerfalles


eintreten mußte. So ist es in der Natur, so konnte es nicht anders in der


Volkswirtschaft sein, denn der Mensch gehört doch auch zur Natur, so wie alles,


was er macht. Ist der Ameisenbau, die Bienenwirtschaft ein Naturprodukt, so


gehört auch die Menschen- oder Volkswirtschaft zur Natur. Der Mensch wächst


und vergeht, warum sollte die Volkswirtschaft nicht auch wachsen und in einer


Krise in Trümmer zerfallen? Das römische Reich ging zugrunde, darum muß


auch die Volkswirtschaft regelmäßig alle paar Jahre in einer Krise zugrunde


gehen. Auf den Sommer folgt der Winter, ebenso folgt in der Volkswirtschaft auf


den Boom die Krise.


Das war doch eine schöne, poetische Theorie! Wie einfach konnte man damit


den biergefüllten Bäuchen am Stammtisch das verwickelte Problem der


Arbeitslosigkeit erklären! Und einfach muß eine Theorie sein, das ganze Licht


unserer Wissenschaft müssen wir in einem Brennpunkt vereinigen, damit es sich


Bahn brechen kann durch den Tabaksqualm und den Bierdunst. Wiegenlieder,


keine Theorien braucht man für kleine Kinder.


Dann hier diese famose Theorie: Infolge „spekulativer Käufe“ waren die Preise


gestiegen, eine „fieberhafte“ Tätigkeit entspann sich auf allen Gebieten; mit Über-


stunden und Nachtschichten suchte man der steigenden Nachfrage zu begeg-


nen; die Löhne stiegen. „Natürlich“ war das nur ungesunde „Treibhausvegetation“


und mußte früh oder spät mit einem Krach endigen. Und der Krach, die Krise


kam. Es fehlte natürlich die Nachfrage für eine so ungeheure Menge von


Produkten aller Art, und wenn die Nachfrage fehlt, so gehen die Preise herunter.


Alles, ohne nennenswerte Ausnahmen, die Produkte der Industrie, der Land-


wirtschaft, des Bergbaues, der Forstwirtschaft, alle gingen im Preise herunter.


Damit stürzte natürlich das ganze Spekulationsgebäude ein. Die geldgierigen


Arbeiter hatten eben mit ihren Überstunden den ganzen „Arbeitsvorrat“ aufge-


zehrt. Der Lohnfonds (?) war erschöpft. Darum fehlte es jetzt an Arbeit, darum 
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mußten die Arbeiter neben einem Gebirge von Brot und Kleidern hungern und


frieren!


Wie überzeugend klang auch die Malthusianische Krisentheorie; sie hatte nicht


umsonst so viele Liebhaber gefunden. Ihr habt die guten Zeiten zu nichts besse-


rem benutzen können als Hochzeiten feiern, und euer elendes Geschlecht habt


ihr ins Maßlose vermehrt. Wohin man blickt, Kinderwäsche, Windeln, Wiegen. 


Es wimmelt in den Straßen, in den Schulen wie in einem Kaninchenstall. Jetzt


sind euch in euren eigenen Kindern die Konkurrenten bei der Arbeit entstanden,


die euren Lohn herabdrücken. Die niedrigen Löhne drücken aber wieder auf die


Preise, wodurch jedes Geschäft mit Verlust abschließen muß, wodurch jede


Unternehmungslust im Keime erstickt wird.


Die Fortpflanzung ist an sich eine Sünde, eine verbotene Frucht, sie ist mit


dem Makel der Erbsünde behaftet. Aber doppelt sündhaft ist sie bei so armen


Teufeln. Übt Enthaltsamkeit, überlaßt die Sache den Heiden, schickt eure


Töchter ins Kloster, dann werden nicht mehr Arbeiter vorhanden sein, als zur


Bewältigung der Arbeit nötig sind. Dann werden auch mit den höheren Löhnen


die Preise steigen, was die Unternehmungslust fördert. Maß in allem, in der


Produktion und in der Reproduktion, sonst haben wir eben Überproduktion an


Produkten und Konsumenten!


Und diese moderne Theorie, mein eigentliches Paradepferd: durch die


Anhäufung des Reichtums in verhältnismäßig wenig Händen, durch das


Mißverhältnis zwischen Kauf- und Produktionskraft der breiten Massen steht der


Konsum im Mißverhältnis zur Produktion. Daher die Überlastung des Marktes mit


unverkäuflichen Produkten, daher die sinkenden Preise, die Arbeitslosigkeit, die


Unternehmungsscheu, die Krise. Die reichen Leute können ihr Einkommen nicht


verzehren und die Arbeiter haben nichts zu verzehren. Wären die Einkommen


nur richtig verteilt, so würde der Konsum mit der Produktion Schritt halten und es


könnte darum keine Krise ausbrechen!


Wie einleuchtend doch das klang. Und auf den Klang, den Schall, den Rauch


kommt es an. An den Verstand dieser mit der Saugflasche, mit Drogen und Bier


aufgepäppelten und von Sorgen erdrückten Menge kann man sich doch nicht


mehr wenden. Er hält einen herzhaften Stoß ja gar nicht mehr aus.


So hatte ich für jede Gesellschaft, für jeden Geschmack eine Krisentheorie auf


Lager. Stieß ich dabei ausnahmsweise auf kritischen Widerstand, so flocht ich


meine Reservetheorie ein, durch die ich die Krise mit der Währung in Verbindung


brachte. Gewöhnlich genügte dann schon das Wort „Währung“, um jeden


Widerspruch niederzuschlagen. Genug, genug hieß es, wir wissen, was


Bamberger sagte, daß neben der Liebe die Währungsfrage die meisten


Verrückten gemacht hat, und wir wollen, einer Krisentheorie zuliebe, unseren


Verstand nicht auf eine vielleicht gefährliche Widerstandsprobe stellen!
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Dabei war gerade diese Theorie verhältnismäßig die einfachste und auch die


beste: die Waren, so führte ich aus, werden so gut wie ausschließlich kauf-


männisch verhandelt, das heißt, sie müssen zum Zwecke des Austausches an


Kaufleute verkauft werden. Der Kaufmann kauft aber die Waren nur unter der


Bedingung, daß er sie voraussichtlich teurer wird verkaufen können. Der erwar-
tete Verkaufspreis muß höher stehen als der vom Arbeiter oder Unternehmer


geforderte Einstandspreis. Wenn nun die Warenpreise Neigung zum Sinken 


zeigten, so wußte der Kaufmann überhaupt nicht mehr, wie viel er bezahlen oder


anlegen durfte, während der Unternehmer ohne baren Verlust mit seinen


Forderungen nicht unter den Kostenpreis gehen durfte. Beim Konsumenten ist es


anders. Er kauft und bezahlt den geforderten Preis. Er freut sich, wenn der Preis


fällt; er ärgert sich, wenn er steigt. Eine Grenze für den Preis liefert nur sein 


eigenes Einkommen. Der Kaufmann dagegen soll einen Preis erzielen, der eine


bestimmte Höhe, den Einstandspreis, überragt; und ob er diesen Preis erzielen


wird, das weiß er nicht. Der Verkaufspreis ist ungewiß, der Einstandspreis ist


aber mit der Übernahme der Ware eine feste, bestimmte Größe.


Wenn die Warenpreise im allgemeinen fest sind oder gar steigen, dann ist alles


gut, dann wird der Erlös wahrscheinlich mit Überschuß den Einstandspreis dek-


ken, und der Kaufmann kann getrost seine Bestellungen machen. Wenn aber die


Preise sinken, immer weiter sinken, um 1–2–5–10–20–30%, wie wir das schon


öfters beobachtet haben, dann verliert der Kaufmann jeden festen Boden unter


den Füßen, und das Vernünftigste, was ein vorsichtiger Kaufmann dann machen


kann – ist warten. Denn nicht auf Grundlage des Einstandspreises kann der


Kaufmann seine Verkaufspreise berechnen, sondern er muß sich dabei nach den


Verkaufspreisen richten. Und wenn in der Zeit zwischen Kauf und Verkauf der


Waren die Einstandspreise fallen, so muß auch er mit den Verkaufspreisen her-


untergehen, und er hat einen Verlust. Also ist das beste in solchen Zeiten nieder-


gehender Preise, mit dem Kauf zu warten. Die Waren werden also kaufmännisch
nicht durch den Bedarf als Triebkraft ausgetauscht, sondern durch den Profit.


Aber dieses „Warten“, die Verzögerung in den gewohnten Bestellungen des


Kaufmannes, bedeutete für den Unternehmer eine Absatzstockung, und da er in


der Regel auf regelmäßigen Absatz angewiesen ist, weil er die Produkte, des


Raumes und der Fäulnis wegen, nicht auf Lager nehmen kann, so entließ der


Unternehmer seine Arbeiter.


Aus Mangel an Arbeit und Geld konnten nun wiederum diese Arbeiter nicht


kaufen, wodurch dann die Preise noch weiter sanken. Und so war, durch den


Niedergang der Preise ein Circulus vitiosus, ein fehlerhafter Kreis, entstanden.
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Darum, so war die Moral, müssen wir verhüten, daß die Preise sinken; wir


müssen mehr Geld fabrizieren, damit es nicht an Geld fehlt, um die Waren zu


kaufen, damit angesichts der großen Barbestände der Banken, der großen


Barreserven der Privatleute, kein Kaufmann sich mehr vor Geldmangel, vor einer


Baisse zu fürchten braucht.


Also die Doppelwährung oder Papiergeld!


Im Grunde genommen befriedigte mich selbst ja keine einzige dieser Theorien.


Die erste Theorie, die die Krise als eine Art Naturereignis betrachtet, ist eigentlich


zu naiv, um eine Widerlegung zu verdienen. Die zweite Theorie, die die


Spekulation, das Gründertum, für die Krise verantwortlich machen will, unter-


sucht nicht, ob die Geldreserven der Privatleute und Spekulanten, ohne die ja die


Spekulation nicht möglich wäre, nicht eigentlich die Ursache der Spekulation und


infolgedessen auch Ursache der Krise sind. Was hat es für einen Sinn, eine


Reichsbank zu gründen, ihr das Notenmonopol zu verleihen, damit sie „den


Geldumlauf den Bedürfnissen des Verkehrs“ anpassen kann, wenn es einfach


von der „Spekulation“ abhängt, trotz Notenmonopol und Reichsbank die Preise


hochzutreiben, jedesmal, wenn es ihr beliebt? Und weil diese Theorie an dieser


Frage vorübergeht, schlägt sie den falschen Weg ein, Wunsch, statt Forderungen


zu formulieren. Man möge doch in Zukunft alle Spekulation sein lassen, das ist


alles, was sie als Schutz vor Krisen zu empfehlen weiß.


Diese Theorie untersucht auch nicht, wo der eigentliche Beweggrund der 


„fieberhaften Tätigkeit, der Überstunden und Nachtschichten“ ist. Denn ohne


diese gesteigerte Arbeit würde alle Spekulation im Sande verlaufen. Was würde


es nützen, wenn der Unternehmer dem Arbeiter Überstunden vorschlüge und


dieser ihm antwortete: Meine jetzige Arbeitszeit genügt, um meine Bedürfnisse


zu decken. Wenn also der Arbeiter sich heute zu der „fieberhaften Tätigkeit“


bereit erklärt, so kommt das nur davon, daß er fieberhafte Bedürfnisse hat, die 


er mit dem Produkte der Überstunden befriedigen will. Ist aber die Nachfrage


ebenso fieberhaft wie das Angebot, wie kann es dann zur Krise kommen? Die


Spekulation, die die Geldreserven auf den Markt bringt, erklärt nur die allgemeine


Preissteigerung, läßt aber die Frage unbeantwortet, warum der Konsum nicht


Schritt hält mit der Produktion und warum der Absatz gewöhnlich urplötzlich


abfällt.


Diese Nichtbeantwortung der Frage, warum der Konsum nicht regelmäßig der


Produktion entspricht, ist ja der gemeinsame wunde Punkt aller meiner Theorien,


aber am lautesten schreit diese Frage um Antwort bei der dritten Theorie, der


Übervölkerungstheorie. Hier wird als Ursache der Krise die Überproduktion 


infolge Übervölkerung angegeben, was doch so viel heißt wie: die zu großen


Brote kämen von dem zu großen Hunger! Offenbarer Unsinn, besonders, wenn


man bedenkt, daß die Waren zum Zwecke des Austausches erzeugt 
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werden und daß die hungernden Arbeiter fähig und willig sind, andere Produkte


für die von ihnen benötigten in Tausch zu geben. Handelt es sich nur um eine


einseitige Überproduktion (z. B. Särge), so hätte die Sache überhaupt keine


Erklärung nötig, aber von allem ist zuviel vorhanden, von landwirtschaftlichen


Produkten sowohl, wie von gewerblichen.


Ebenso unbefriedigend ist die Theorie, die den Unterkonsum verantwortlich


machte für die Krise; der Unterkonsum infolge ungleicher Verteilung des


Einkommens. Sie erklärte nicht, warum der Absatz heute ins Blaue hinein


wächst, um nach einer Weile urplötzlich abzufallen, warum einer ständigen,


gleichmäßigen Ursache (hier also die ungleiche Verteilung des Einkommens)


eine stoßende Wirkung (Boom und Krise) gegenüberstand. Wäre jene Verteilung


des Einkommens die Ursache der Krise gewesen, so müßte sich diese als eine


ununterbrochene Erscheinung dargeboten haben, eine chronische Krise, eine


Arbeiterreserve von unantastbarem ehernem Bestande, also das Gegenteil von


dem, was man beobachtete.


Aber auch die Annahme, daß das Einkommen der wohlhabenden Klassen 


allgemein ihre persönlichen Bedürfnisse überstieg, war unzutreffend, wie ja die


hypothekarische Verschuldung der Groß- und Kleingrundbesitzer, die Not der


Grundrentner, die agrarische Bettelei um Staatsschutz beweist. Die Bedürfnisse


kennen überhaupt keine Grenzen; das geht ins Unendliche. Die Bedürfnisse der


Weber im Eulengebirge waren doch mit Kartoffelschalen nicht eigentlich be-


friedigt, und mit der Herzogswürde, die die amerikanischen Könige für ihre


Töchter erwarben und mit Milliarden bezahlten, war deren Würdebedürfnis un-


gesättigt. Sie strebten nach der deutschen Kaiserkrone und häuften Milliarde auf


Milliarde, arbeiteten Tag und Nacht, sparten vielleicht am eigenen und sicher am


Leibe ihrer Arbeiter, um diese Krone zu erreichen. Und wenn sie diese erreicht


hätten, dann wäre ein kleiner, schwarzer Pfaff gekommen und hätte gesagt, das


alles wäre vergänglich, sie sollten arbeiten, sparen, Milliarden sammeln und sie


der Kirche vermachen, auf daß sie würdig befunden würden, einzutreten in das


Reich Gottes. Zwischen Kartoffelschalen und dem Opferstock der Kirche ist ein


Meer von Bedürfnissen, das alles verschlingt, was die Menschen erzeugen 


können.


Auch ist kein Mann so reich, daß er nicht darauf bedacht wäre, noch reicher zu


werden; im Gegenteil, die Geldgier wächst mit dem Erfolg im Erwerb.


Wie wären sonst die gewaltigen modernen Vermögen zustande gekommen,


wenn ihre Besitzer bei der ersten Million gesagt hätten: Wir haben jetzt genug


erworben, wir wollen andere arbeiten lassen! Kein reicher Mann ließ seine Über-


schüsse brach liegen, solange sich eine Gelegenheit für eine rentable Anlage


bot. Der Zins war allerdings die Voraussetzung der Geldausgabe des


Kapitalisten, aber in dieser Beziehung handelte der reichste Mann nicht anders


als der kleinste Sparer. 
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Kein Zins, kein Geld, so hieß es auf der ganzen Linie. Alle machten die


Wiederausgabe der Geldüberschüsse abhängig vom Zins, und wenn wir alle


Bürger in bezug auf ihr Einkommen nivelliert hätten, so würden wir nichts an der


Tatsache geändert haben, daß der Sparer, der mehr Waren erzeugte und ver-


kaufte, als er verbrauchte, den Geldüberschuß nicht eher wieder in Umlauf


brachte, bis ihm Zins bezahlt wurde. Es mußte sich also durch die Tätigkeit der


Sparer jedesmal ein Produktüberschuß mit Absatzstockung und Arbeitslosigkeit


zeigen, sobald Handel und Industrie keinen Zins abwarfen. Die Ursache der


Krise lag also darin, daß einerseits die Kapitalisten die Geldanlage vom Zins


abhängig machten, andererseits darin, daß, wenn der Vorrat an Häusern,


Maschinenanlagen und sonstigen Produktionsmitteln eine bestimmte Grenze


überschritt, dann auch der Zins fiel, den diese einbringen müssen, um das in


ihnen verausgabte Geld zu verzinsen. (Der Wettbewerb der Hausbesitzer den


Mietern gegenüber wirkt wie der Wettbewerb der Besitzer gewerblicher


Unternehmungen den Arbeitern gegenüber – er drückt auf den Zins. Hier setzt er


den Mietzins herunter, dort setzt er den Arbeitslohn herauf.) Traf nun letzteres


ein, so konnten die Unternehmer den geforderten Zins nicht zahlen und die


Kapitalisten hatten kein Interesse daran, das Geld ohne Zins herzugeben. Sie


warteten dann lieber die Krise ab, die die Lage klären und den alten Zinssatz


wieder herstellen würde und erfahrungsgemäß auch wieder herstellte. Sie stan-


den sich alle besser, für kurze Zeit ganz auf den Zins zu verzichten, um dadurch


in den Genuß eines höheren Zinsfußes zu gelangen, als ihr Kapital zu niedrigem


Zinsfuß auf lange Jahre festzulegen. Ein gewisses Zinsminimum ließ sich durch


ein einfaches Warten immer erpressen.


Also mit dem Mißverhältnis zwischen Konsum und Einkommen der wohlhaben-


den Klassen, zwischen Kaufkraft und Produktionskraft der Arbeiter als Ursache


der Krise, ist es nichts.


Der wirklichen Ursache der Krise am nächsten kam die zuletzt erwähnte


Theorie, die die Krise mit der Währung in ursächlichen Zusammenhang brachte.


Daß, solange die Preise abwärts neigten, und der Verkauf der Waren und


Produkte nur Verluste brachte, niemand daran dachte, neue Unternehmungen zu


gründen oder bestehende zu erweitern, daß auch kein Kaufmann Waren kaufte,


um sie unter dem Einstandspreis losschlagen zu müssen, und daß unter solchen


Verhältnissen eine Krise unvermeidlich blieb, ist ja klar und einleuchtend. Aber


diese Theorie beantwortet die Frage eigentlich nur mit neuen Fragen. Sie erklärt
richtig die Krise als gleichbedeutend mit einem allgemeinen Preisrückgang, aber


sie gibt keine befriedigende Auskunft auf die Frage, woher der Preisrückgang


kam. Zwar behauptete sie, die Baisse käme von einem Mangel an Geldvorrat,


und darum schlug sie auch eine Vermehrung der Geldproduktion (Bime-


Bimetallismus
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tallismus, Papiergeld) vor, aber der Nachweis fehlt, daß mit oder nach


Vermehrung des Geldvorrats auch das Angebot dieses Geldes sich dem Angebot


von Waren anpassen würde, namentlich, ob auch dann Geld angeboten werden


würde, wenn der Zins herunterginge. Und darauf käme es doch an.


Dies sah man übrigens auch ein und darum schlug man vor, das Geld völlig


von jedem Metall zu trennen (Aufhebung des Prägerechts für Silber und Gold),


um dann die Geldproduktion (nicht Geldangebot) so zu regeln, daß, wenn die


Preise fielen, die Geldproduktion vergrößert und umgekehrt bei steigenden


Preisen der Geldvorrat (nicht Geldangebot) verkleinert werden sollte. Man dachte


auf so einfache Weise das Geldangebot der Nachfrage jederzeit anpassen zu


können.


Man hat diesen Vorschlag nie ausgeführt und es ist gut, daß man es nicht tat,


denn man hätte damit nur Fiasko gemacht. Denn die, die diesen Vorschlag


machten, verwechseln Geldvorrat mit Geldangebot, sie glauben, daß, weil


einem großen Kartoffelvorrat auch ein gleich großes Kartoffelangebot entspricht,


dies auch so mit dem Gelde sein muß. Dies ist aber durchaus nicht der Fall. Das


Kartoffelangebot, wie überhaupt das Warenangebot entspricht genau dem Vorrat,


weil die Aufbewahrung mit schweren Unkosten verbunden ist. Wäre das frühere


Geld von der Beschaffenheit der Waren im allgemeinen gewesen, d. h., hätte


man das Metallgeld nicht ohne direkte Unkosten aufbewahren können, dann


wäre ein Rückschluß vom Vorrat auf das Angebot ganz am Platze gewesen.


Aber das war bekanntlich nicht der Fall. Über das Angebot ihres Geldes ver-


fügten die Inhaber in souveräner Weise. Und es wurde kaufmännisch und 


kapitalistisch kein Pfennig im Umlauf gesetzt, wenn kein Zins dabei herauskam.


Kein Zins, kein Geld, mag der Geldvorrat noch so groß sein, mag man den


Geldvorrat verhundertfachen.


Nehmen wir nun an, daß mit einer solchen Reform der Emissionsbanken das


Ziel (die Beseitigung der chronischen und akuten Krisen) erreicht worden wäre,


so würde sehr bald der Augenblick gekommen sein, wo das Land mit Häusern,


Maschinenanlagen usw. derart gesättigt gewesen wäre, daß sie den gewohnten


Zins nicht mehr einbringen würden. Dann würde das alte Spiel wieder von vorn


beginnen: die Sparer und Kapitalisten würden nicht mit dem Zins heruntergehen


wollen und die Unternehmer würden den alten Zinsfuß nicht zahlen können.


Durch die Erfahrung von 2000 Jahren wissen die Kapitalisten, daß sie je nach


der Anlage 3–4–5% für ihr Geld erzielen können und daß sie nur eine Weile zu


warten brauchen, um diesen Zinsfuß zu erzielen. Also warten sie.


Während die Kapitalisten nun warten, fehlt natürlich die Nachfrage nach Ware


und die Preise sinken. Dieses Sinken der Preise macht nun wieder den


Handelsstand stutzig, der nun auch in Erwartung der Dinge, die kommen 


könnten, mit den Bestellungen zurückhält.
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So ist also gleich wieder die Absatzstockung, die Arbeitslosigkeit, die Krise


fertig – trotz dem großen Geldvorrat.


Allerdings wurde vorgeschlagen, daß der Staat in solchen Fällen den


Unternehmern das Weiterarbeiten ermöglichen sollte, indem er ihnen direkt Geld


zu billigerem Zinsfuß, nötigenfalls zinsfrei liefern sollte. So hätte der Staat immer


wieder durch Neuemission das Geld ersetzt, welches die Sparer und Kapitalisten


dem Verkehr entzogen: aber wo hätte ein solches System hingeführt? Auf der


einen Seite bei den Kapitalisten Berge von Papiergeld, für das die Verwendung


fehlt, auf der anderen Seite in den Staatskassen entsprechende Berge von


Pfandbriefen und Wechseln, und zwar langfristigen Wechseln, und unkündbaren


Pfandbriefen, wie es die Unternehmer brauchen!


Die bei den Privaten aufgestapelten Berge von Papiergeld (schließlich hätte


das gesamte Privatvermögen diese Form angenommen) konnten jeden Tag


durch irgendein Ereignis in Bewegung geraten, und da dieses Geld nur auf dem


Markte im freien Verkehr mit Waren einlösbar sein sollte, so hätte sich diese


Papiergeldmasse in eine plötzliche ungeheure Nachfrage umgewandelt, gegen


die der Staat mit den Pfandbriefen und langfristigen Wechseln nicht ankämpfen


konnte. So wären denn die Preise gestiegen ins Blaue hinein.


Es ist nun ein Glück, daß wir mit der Geldreform dieser Gefahr entronnen sind,


denn das klägliche Fiasko dieser Reform wäre natürlich wieder ausgebeutet 


worden gegen die Theorie des Papiergeldes, und so wären wir wieder für


Jahrhunderte zurückgeworfen worden in die Barbarei des Metallgeldes.


Die Geldreform macht das Angebot des Geldes von jeder Bedingung unab-


hängig; so viel Geld vom Staate in Umlauf gesetzt wurde, so viel Geld wird 


angeboten. Das, was man bisher beim Gelde als selbstverständlich voraussetzte,
nämlich daß, wie bei den Kartoffeln, das Angebot dem Vorrat stets entsprechen
müßte, das wird mit der Geldreform erst zur Tatsache. Geldangebot =


Geldvorrat. Das Geldangebot geht nicht mehr neben dem Geldvorrat einher, es


bedeutet keinen Willensakt mehr; Wille und Wünsche sind einflußlos auf das


Geldangebot geworden. Die Quantitätstheorie ist jetzt absolut richtig, und zwar
die einfache, naive, auch rohe genannte Quantitätstheorie.


Wie könnte es unter solchen Umständen noch zu einer Krise kommen? Geht


auch der Zins herunter, fällt der Zins gar auf und unter Null, das Geld wird den-


noch angeboten, und gehen die Preise herunter, so hebt sie der Staat einfach


wieder durch Vermehrung des Geldvorrats. Die Nachfrage hält also stets und


unter allen Umständen dem Angebot die Waage.


Wenn somit die Geldreform die Krisen unmöglich macht, so müssen wir not-


wendigerweise die Ursachen der Krisen in 
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dem Punkte suchen, wo das frühere Geldwesen sich vom Freigeld unterscheidet.


Und dieser Punkt liegt in der Verschiedenheit der Beweggründe, die das


Geldangebot jetzt beherrschen und die es früher beherrschten.


Der Zins war früher selbstverständliche Voraussetzung des gesamten


Geldumlaufes – jetzt wird das Geld auch ohne Zins angeboten.


Bei einem eingetretenen allgemeinen Preisrückgang, der schon ein unge-


nügendes Geldangebot anzeigte, wurden die Privatgeldreserven zurückgezogen


(weil niemand bei fallenden Preisen kaufmännisch Waren erwirbt, noch auch


ohne Risiko erwerben kann), wodurch der allgemeine Preisrückgang oft in eine


panikartige, allgemeine Liquidation mit entsprechendem Preissturz übergehen


mußte – jetzt wird das Geld unter allen denkbaren Verhältnissen angeboten.


Bei einer einsetzenden allgemeinen Preissteigerung, die schon ein zu großes


Geldangebot anzeigte, wurden alle Privatgeldreserven auf den Markt gebracht,


weil jeder an der allgemein erwarteten weiteren Preissteigerung mit möglichst


großen Beständen an Waren und Papieren beteiligt sein wollte, wodurch dann


das Erwartete auch eintreten mußte und die Preise bis zu der, von dem Angebot


sämtlicher Privatgeldreserven gezogenen Maximalgrenze stiegen – jetzt können


die Preise überhaupt nicht mehr steigen, weil es keine Privatgeldreserven mehr
gibt.


Für die Höhe des Geldangebots, für die Beantwortung der Frage, ob der


Kapitalist kaufen sollte oder nicht, waren Ansichten, Meinungen, Gerüchte, 


falsche und echte Nachrichten, oft nur die Grimasse eines Herrschers, maß-


gebend. Trafen gutes Wetter und gute Verdauung „tonangebender“


Börsenmänner mit irgend einer günstigen Nachricht zusammen, so schlug auch


schon die „Stimmung“ um, und die, die noch gestern verkauften, sind heute


Käufer geworden. So war das Angebot des Geldvorrats wie ein Rohr in der


Wüste, das der Wind hin und her weht. Daneben noch das Zufällige der


Geldproduktion selbst. Fand man Gold, gut; fand man keins, so mußte man sich


eben bescheiden. Während der ganzen Dauer des Mittelalters, bis zur


Entdeckung Amerikas, war der Handel auf die von den Römern geerbten Gold-


und Silberbestände angewiesen, weil alle damals bekannten „Fundstätten“


erschöpft waren. Handel und Verkehr gingen auf ein Minimum zurück, weil die


Arbeitsteilung sich wegen Mangels an Tauschmitteln nicht entfalten konnte. Seit


der Zeit hat man ja viel Gold und Silber „gefunden“, aber wie unregelmäßig sind


diese „Funde“. Es sind eben Funde.


Zu diesen Schwankungen in den „Goldfunden“ traten dann noch die


Schwankungen in der Währungspolitik der verschiedenen Länder, die bald die


Goldwährung mittels auswärtiger Goldanleihen (Italien, Rußland, Japan) ein-


führten und so den 
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auswärtigen Märkten Riesensummen entzogen, bald aber die Papierwährung


einführten, und dann das Gold wieder auf die fremden Märkte abstießen.


So war das Geldangebot Spielball der verschiedensten sich kreuzenden


Umstände.


Und hierin besteht der Unterschied zwischen dem früheren Geldwesen und


dem Freigeld; in diesem Unterschied müssen wir die Ursache der


Wirtschaftskrisen erkennen.


XVII I .   Der  Werttheoret iker.


[Manchem Leser werden die tausend Widersprüche, in die sich der Werttheoriker hier verwickelt,


besser auffallen, wenn er vorher die in dem nachfolgenden Abschnitt: „Warum man aus Papier Geld


machen kann“ gegebenen Erklärungen liest. Er gewinnt dadurch einen Vergleichspunkt, zugleich


auch eine feste theoretische Unterlage und vertiefte Erkenntnis für die selbständige Beantwortung


der hier aufgeworfenen Fragen. Auch wird er zur Einsicht gelangen, daß das Papiergeld der beste


Widersacher des Wertspukes ist.]


Ich sag’s euch, es geht nicht, das Freigeld ist unmöglich und mag es auch


Jahre, Jahrhunderte lang eine Scheinexistenz führen, es geht geradeaus dem


Bankerott entgegen, denn es widerspricht dem Fundamente der Volkswirtschaft,


der Wertlehre; ja, noch schlimmer, es geht sogar stillschweigend darüber hinweg,


es ignoriert die Wertlehre vollständig. Das muß zur verrufenen


Papiergeldwirtschaft, zur Assignatendébâcle führen. Es kommt mit mathema-


tischer Notwendigkeit die Zeit, wo man wieder 1000 Livres für ein Pfund


Talglichter bezahlen wird.


Geld ohne inneren Wert! Das ist ja Wahnsinn! Wenn dies Reformgeld wenig-


stens noch ein Zahlungsversprechen enthielte wie der Rubel, der Dollar, die


Peseta! Aber selbst das nicht. Mit keiner Silbe wird da dem Inhaber etwas 


versprochen. Welche Verrücktheit!


Geld! steht da oben auf dem Papierwisch. Wie soll das verstanden sein? Wie


kann der Fidibus sich selbst für Geld erklären? Ein Fidibus ist doch niemals


Geld; ein Fidibus bleibt ein Fidibus, mag man tausendmal das Wort „Geld“ darauf


drucken.


Wie sagte doch die Inschrift unserer ehrwürdigen, gediegenen


Reichsbanknoten: „Die Reichsbank zahlt dem Inhaber ohne Legitimation 


100 Mark d. R.-W.“ Das war eine vernünftige Inschrift, darum konnte sich die


Reichsbanknote auch so lange Jahre in Umlauf erhalten, ohne etwas von ihrem


Werte einzubüßen. Die Reichsbanknote erklärt sich nicht in verblendeter Eitelkeit


für Geld, sondern für einen Lieferschein auf Geld, für einen Sichtwechsel. Und


da der Aussteller für durchaus sicher galt, so nahm jeder diese Noten wie bares


Geld an. So zirkulierten sie 10–20–30 Jahre lang, ohne daß es jemand einge-


fallen wäre, sie gegen Gold einzulösen. Aber für Geld an sich konnten sie darum


niemals gehalten werden.
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Und jetzt auf diesem Reformgeld hat man jedes Zahlungsversprechen einfach


gestrichen und das Papier für Geld erklärt. Wenn das Experiment gelingt, so wird


man aus Häckerling auch ohne Wenn und Aber Gold machen können.


Das Geld an sich muß ein volles „Äquivalent“ der im Tausche erhaltenen


Waren sein, so daß der Inhaber des Geldes mit dem Material, woraus das Geld


gemacht ist, sich als bezahlt erachten kann. Das ist unerläßliche Vorbedingung


für die Existenz des Geldes, – auf die Substanz des Geldes kommt es an. Das


Geld und seine Substanz sind ein und dasselbe. Des Materials wegen, woraus


das Geld gemacht ist, verkauft man die Waren gegen Geld, nicht des Stempels


der Münze wegen. Dieser Stempel hat dieselbe Bedeutung wie die


Gewichtsangabe auf diesem Paket Schnupftabak. Wie sagte doch unsere erste


Autorität auf dem Gebiete des Geldwesens, der große Chevalier: Les monnaies


sont des lingots, dont le poids et le titre sont certifiés par l’état (die Münzen sind


Metallbarren, deren Gewicht und Feingehalt vom Staate gewährleistet wird). Und


Otto Arendt: „Unsere Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/ 1395 Pfund


Gold.“ Kurz, das Geld muß „vollwertig“ sein oder wenigstens das Versprechen


enthalten, gegen vollwertiges Geld eingelöst zu werden. Wie wahr das ist, geht


aus dem Umstande hervor, daß dort, wo die Hoffnung auf baldige Einlösung des


Papiergeldes mit „vollwertigem“ Gelde verblaßt, sich auch gleich ein Agio ein-


stellt, wo aber diese Hoffnung erstarkt, das Agio abnimmt. Das Geld muß also


„vollwertig“ sein.


Zwar weiß niemand unter uns zu sagen, was eigentlich das Wort „vollwertig“,


„innerer Wert“, überhaupt der „Wert“ bedeutet. Versuche, den Sinn dieses Wortes


zu fassen, sind ja zu Dutzenden gemacht worden, doch bleibt die „Wertfrage“


ungelöst. Der „Wert“ entzieht sich, wie ja so manche Naturerscheinung, der


genauen wissenschaftlichen Beobachtung, aber ist nicht gerade das Geheimnis,


welches den „Wert“ umgibt, das Köstlichste an diesem Kleinod, wird nicht gerade


dadurch unser ganzes Geldwesen in ein geheimnisvolles Dunkel gehüllt, entzieht


es sich nicht so am besten der Nachahmung und Fälschung durch die


Papiergeldtheoretiker. Geldpapier können diese machen, aber diesem Papier


den „Wert“ verleihen, das verstehen sie nicht und werden es hoffentlich auch 


niemals verstehen, wenigstens so lange nicht, als man nicht weiß, was „Wert“ ist.


Wenn man das Geheimnis, welches den Wert umgibt, erst gelüftet hat, dann wird


man vielleicht Geld ans Papier machen können, aber das wird dann auch das


Ende des Geldes überhaupt sein, denn wenn jeder Geld machen kann, so hört


doch das Geld auf. Darum wird es wohl das Beste sein, in Zukunft die


Wertforschung ganz zu untersagen, jede öffentliche Besprechung dieser Frage


zu bestrafen, denn so wird das Geheimnis, welches unserem Metallgeld schon


seit 2–3000 Jahren so kostbare Dienste leistete, erhalten und wir werden um so


schneller aus dieser heutigen ungesunden, unwissenschaftlichen 
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und darum falschen Papiergeldwirtschaft herauskommen. Für alle wissenschaft-


lichen Untersuchungen genügt es vollauf, wenn wir wissen, daß der Wert „ist“.


Wissen wir etwa, was die Elektrizität, die Wärme usw. sind? In das innerste
Wesen der Dinge zu dringen, ist dem Menschen nicht gegeben; er muß sich mit


den Erscheinungen begnügen. Ohne zu wissen, was die Wärme ist, heizen wir


das Zimmer, schützen wir uns mit Kleidern gegen die Wärmeausstrahlungen


usw., d. h. wir folgen den Ergebnissen der Erfahrung. Nebenher geht die 


wissenschaftliche Wärmelehre. So auch mit dem Wert. Auf ihn bauen wir unsere


ganze Volkswirtschaft auf, wir passen alles im Leben dem Werte an. Und das


muß uns genügen. Daß wir nun nicht wissen, was der Wert ist, gestattet uns


aber ebensowenig, den Wert zu ignorieren, wie wir die Wärme ignorieren 


können, und darum erscheint mir ein Staat, der unter Verleugnung der Existenz


des „Wertes“ Papiergeld fabriziert, ebenso gescheit zu sein, wie ein Mann, der


die Wärme leugnet, weil er nicht weiß, was sie ist und darum im Winter nackt


herumläuft. O, wir werden schon mit diesem Reformgeld in unserem Leibe 


erfahren müssen, was der Wert ist. Man kann nicht ungestraft sich über


Naturgesetze hinwegsetzen. Die Strafe ist der Handlung nicht auf dem Fuße


gefolgt, aber Gottes Mühlen mahlen, wenn auch langsam, um so sicherer.


Dieser Ausdruck „innerer Wert“ verursacht mir zwar einige Verlegenheiten, er


steht eigentlich in Widerspruch mit allen Werttheorien. Denn darüber sind wir alle


einig, daß der „Wert“ nicht materieller Natur ist, daß wir von allen


Körpereigenschaften abstrahieren müssen, aber diesen Widerspruch zu lösen,


ist ja Zweck der Wertforschung. Vielleicht ist dieser ewige Widerspruch gerade


der beste Beweis für die göttliche Herkunft des Wertes. Auf alle Fälle aber wäre


dieser ewige Widerspruch der beste Beweis, daß der Wert ist, denn wie kann


jemand widersprechen, der gar nicht existiert?


Sei dem nun, wie ihm sei, Tatsache ist, daß, wenn man es auch nicht direkt


nachweisen kann, es jeder Kuhjunge aber sofort merkt, daß dieser Fidibus, 


dieses Reformgeld nicht vollwertig ist.


Und inneren Wert muß das Geld haben, vollwertig muß es sein, sonst ist seine


Existenz eine Scheinexistenz, die früh oder spät zur Katastrophe führt. Darum


erkläre ich das Freigeld für unmöglich und wenn mir auch die Tatsachen 


tausendmal unrecht zu geben scheinen. Die Stunde kommt, wo es offenbar wird,


daß dem Freigeld der „innere Wert“ fehlt, daß der Aussteller ein Fälscher, ein


Schwindler war.


Man kauft eine Sache des Nutzens wegen, den man von ihr erwartet, man gibt


eine Ware her für Geld, des Nutzens wegen, den man vom Gelde erwartet. Und


welchen anderen Nutzen könnte man aus dem Gelde ziehen, als den, der uns


aus der Verarbeitung seines Materials zu Schmucksachen erwächst? Geld ist


Gold, Material für Goldschmiede. Das ist doch so 
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klar, so einleuchtend, so selbstverständlich, daß jedes Kind es sehen muß. Wer


würde denn für Geld seine Arbeitsprodukte hergeben, welcher Bergmann würde


jahraus, jahrein die schauerliche Arbeit unter der Erde verrichten, wenn er nicht


Aussicht hätte, seinen Lohn einmal zu goldenem Tafelgeschirr verarbeiten zu


können? Der dem Pöbel angeborene und unausrottbare Hang zu Putz und Tand,


das ist die wahre Grundlage unseres Geldwesens. Man spricht von Geldgier!


Das ist falsch, Goldgier soll es heißen. Geldgierige, geizige Leute, die in


Lumpen einher wandeln, sind im Grunde genommen nur eitle, putzsüchtige


Leute. Rief nicht Sokrates seinem Schüler zu, dessen Hemd aus den Löchern


seines Mantels hervorlugte: „Freund, aus deinen Lumpen schaut die Eitelkeit


hervor.“ So kann man auch jedem Geizhals zurufen: Aus deinen Lumpen, unter


der Schmutzkruste starrt deine grenzenlose Putzsucht, deine Vorliebe für golde-


nen Tand hervor.


Wo ist nun der Nutzen, den man aus dem Papiergeld ziehen kann? Ein Fidibus


für die Tabakspfeife, mehr ist beim besten Willen nicht zu entdecken. Und für


einen Fidibus wird man doch keinen Arbeitstag, keine Kuh, kein Glas Bier ver-


kaufen! Damit das Geld als Tauschmittel von Waren dienen kann, muß es selbst


eine Ware sein, eine nützliche, durch sich selbst nützliche Ware. Kein erborgter,


übertragener Nutzen, sondern eigener, innerer Nutzen, ein Nutzen, der dem


Gelde als Eigenschaft anhaftet. Und solchen Nutzen hat das Papiergeld nicht,


ich wenigstens vermag ihn nicht zu entdecken, trotzdem ich meine gute Brille


aufgesetzt habe. Darum wird auch kein vernünftiger Mensch den Papierwisch für


Geld ansehen und noch weniger annehmen, und wer es tut, fällt herein. Zu


bedauern sind nur die Einfältigen, die auf den Leim gehen.


Der Fidibus nennt sich selbst „Geld“ und zwar obendrein Mark deutscher


Reichswährung.


Der Redakteur der Inschrift wollte sich wohl über die deutsche Wissenschaft


lustig machen, es soll wohl ein Jux sein? Eine Mark d. R.-W., das ist ein


bestimmtes Quantum Gold, Feingold! Ja so, nein, ich irre, eine Mark d. R.-W. ist,


ist ein bestimmtes Quantum abgestempeltes, gemünztes Gold! Aber nein, das


kann ja auch nicht sein, denn ob gemünzt der nicht, der Stempel ist doch völlig


Nebensache. Ein Pfund Schnupftabak ist ein Pfund Schnupftabak, einerlei, ob es


die Gewichtsangabe trägt oder nicht. Das Abwägen des Goldes kann doch nichts


Wesentliches sein; in den Banken wird ja das Geld nicht gezählt, sondern gewo-


gen. Also eine Mark d. R.-W. ist, ist? Hm! Ich muß doch noch einmal nachlesen,


was die Gesetze darüber sagen. Oder einfacher, ich frage meinen Hausknecht,


er muß es wissen, denn er arbeitet ja um Lohn, um 10 Mark d. R.-W. arbeitet er


den ganzen Monat.


Aber einerlei, eine Mark d. R.-W. wird dieser Fidibus nie und nimmer sein. Die


echte Mark d. R.-W. hat ihren durch die „Produktionskosten“ bestimmten festen


inneren Wert, und da 
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der „Wert“ aller Waren auf gleiche Weise bestimmt wird, so ergibt sich ein sehr


einfaches Verhältnis für den Tausch der Produkte. Mit dem festen inneren Wert


des Goldes messen wir einfach, wie mit einem Meterstab, den Wert aller Waren.


Zwar wissen wir ja nicht genau, um was es sich da handelt, aber diese Frage


geht die Wissenschaft an; was braucht der Pöbel: die Praxis; was braucht mein


Hausknecht sich darüber den Kopf zu zerbrechen. Man rechnet und denkt mit


dem Wert, nicht über den Wert. Es genügt, daß wir dem Volke im Werte des


Goldes einen festen, unveränderlichen Maßstab für den Tausch aller Waren


gegeben haben. Braucht etwa der Schneider etwas von der Theorie des


Metermaßes zu wissen? Er gebraucht dieses Maß und das genügt. Mit dem


festen inneren Wert des Goldes messen wir und sagen: Dieser Tabak, dieses


Bier, dieser Hut kostet oder mißt 5 Mark! Kurz, wie mir die Entfernungen mit dem


Metermaß messen, genau so messen wir mit dem genau bestimmten Maß der


Mark d. R.-W. alle Dinge. Doch wahrhaftig eine einfache Sache.


Nun kommt da dieses Freigeld, das nichts wiegt, keine Länge, Breite und Höhe


hat, überhaupt keine Eigenschaften besitzt, an dem man mit dem besten Willen


keine Spur inneren Wertes entdecken kann, dessen Produktionskosten gleich


Null sind, dem man obendrein noch ausdrücklich nachrühmt, daß es keine


Produktionskosten verursacht hat, und maßt sich die Fähigkeit an, als Maß für


alle Waren zu dienen! Ist das nicht dasselbe, wie wenn wir mit Luft die Biergläser


eichen wollten, wie wenn wir das Metermaß aus Gummi herstellten?


Wie viel Zentner dieser Wische wird doch der Wirt für meinen Frühschoppen


fordern? Die Makulatur ist ja so billig, und mit der Konkurrenz dieses neuen


Geldes wird die Überproduktion an Makulatur noch größeren Umfang annehmen.


Mein Gott, es ist ja zum Lachen, ich habe überhaupt noch nie so viel gelacht,


wie heute beim Anblick dieses Freigeldes.


Ja, wie soll sich da überhaupt ein Verhältnis zwischen Geld und Ware heraus-


stellen, wenn das Geld überhaupt keine körperlichen Eigenschaften hat? Zwar


behaupten wir ja dasselbe vom Wert, der Grundlage des Metallgeldes, aber das


ist ja eben einer dieser interessanten Widersprüche, die dem Metallgeld so viel


Reiz, so viel Anziehungskraft verleihen. Aber was könnte uns an diesem Fidibus


reizen? Größe, Gewicht, Geschmack, Geruch, Farbe – nichts ist da. Wo sind


denn hier Beziehungen zu den Waren? Wenn wir auch beim Werte absehen


müssen von allen chemischen oder physikalischen Eigenschaften, und wenn wir


also eigentlich beim Gelde auch ganz vom Werte absehen müssen, so muß doch


etwas Greifbares am Gelde verbleiben, um die Waren damit zu vergleichen.


Zwar lese ich hier auf der Rückseite. Der „Preis“ dieses Geldes wird durch


Nachfrage und Angebot bestimmt. Der Preis des Geldes! Hat man jemals solch


sinnloses Geschwätz gehört! Und dann diese Phrase: Nachfrage und Angebot


werden den 
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Preis dieses Geldes bestimmen! Man glaubt wahrhaftig, Schulbuben hätten hier


ihre volkswirtschaftlichen Kenntnisse zum besten gegeben. Nachfrage und


Angebot bestimmen bei Marktweibern den Preis des Gemüses, aber beim Gelde


handelt es sich um den Wert, nicht um den Preis. Was ist denn überhaupt


Nachfrage nach Geld? Natürlich die Bettelei der Krüppel, die Schulden des


Staates! Denn andere Nachfrage nach Geld kenne ich nicht. Und diese


Nachfrage zusammen mit dem Angebot, das ist nun hier natürlich die


Produktionsfähigkeit der Druckerpresse, die soll uns den Preis des Geldes an-


geben! Was ist denn Preis des Geldes? Unsinn! Nichts als Unsinn! In keinem


meiner Bücher habe ich gelehrt, daß Nachfrage und Angebot den Preis des


Geldes bestimmen, und so stillschweigend, als ob sie gar nicht existierten, geht


diese Geldreform über meine Bücher hinweg. Warum hat man meine Bücher


über den „Wert“ nicht zu Rate gezogen, ehe man diese Inschrift redigierte.


Deutschland, du blamierst dich ja vor der ganzen Welt!


Aber was ist das? Da hört doch die Weltgeschichte auf! Nicht zufrieden damit,


daß dies Freigeld unsere ganze Wissenschaft verhöhnt, indem es den Wert und


die Wertlehre ignoriert, nicht zufrieden damit, daß es sich selbst als Geld prokla-


miert, in Widerspruch mit Theorie und Praxis des bisherigen Papiergeldes, nicht


zufrieden damit, daß es dem Staate keine Einlösungspflicht auferlegt und die alte


Marktweiberphrase, wonach Nachfrage und Angebot den Preis bestimmen, auf


die deutsche Währung übertragen will, – greift es jetzt auch noch direkt unseren


obersten Grund- und Leitsatz an, nämlich, daß das Geld auch Wertbewahrer


[Werttransportmittel, Wertspeicher, Wertkonserve. Diese und andere ebenso tolle Ausdrücke findet


man heute noch oft in rückständigen Schriften.] sein soll. Man soll diese Papierwische


nicht länger als nötig behalten, darum sollen sie täglich im Kurs einbüßen. So


lese ich hier. Da hört doch wirklich alles auf! O! die Herrlichkeit wird nicht lange


dauern, solche Behandlung läßt sich das Volk doch nicht gefallen. Wie soll man


Jetzt noch sparen können, wenn das Geld kein „Wertbewahrer“ mehr ist? Und


wohinauf wird der Zins steigen, wenn niemand mehr spart? Das schlägt doch


dem Faß den Boden aus. Das Freigeld wird man bald satt haben; man wird das


solide Geld mit innerem Werte, den Wertbewahrer zurückfordern. Man wird,


sowie der Reiz der Neuheit verschwunden sein wird, sich der kolossalen Vorteile


des Metallgeldes als „Wertkonserve“ erinnern und dieses Geld zurückfordern.


Wie schön war doch dieser Wertspeicher! Einen ungeheuren „Wert“ konnte man


so, jahraus, jahrein in einem vergrabenen Topf aufbewahren und kein Atom ging


dabei verloren. Welche Beruhigung bot doch der 100-Millionen-Kriegsschatz in


Spandau! Da lag er, immer bereit, uns seinen „Wert“ für die Kriegsführung zu


übergeben, denn man darf nie vergessen: Geld gehört zum Kriegführen! Leider


wußte man diesen kolossalen Vorteil der Wertbewahrung durch das Metall-


Metallgeld
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geld nicht allgemein genug zu schätzen; ich wette, mit dieser Eigenschaft des


Metallgeldes hätte man, wenn sie nach allen Regeln unserer Wissenschaft aus-


gebeutet worden wäre, die ganze soziale Frage lösen können. Bot doch diese


Eigenschaft die Möglichkeit, alle, ohne Ausnahme alle Bürger in Rentner zu ver-


wandeln und die Arbeit ganz überflüssig zu machen. – Na endlich, da kommt der


Wilhelm, den ich eben nach Bier schickte. Aber das Bier?


„Ich bin in 10 Wirtschaften gewesen. Niemand wollte das Goldstück annehmen;


ich müßte zum Goldschmied gehen, sagten sie, und es dort gegen echtes Geld,


echtes Papiergeld, verkaufen. Sie könnten nur das neue Geld noch gebrauchen,


und der Termin für den Umtausch an den Staatskassen wäre verstrichen. Der


Juwelier aber wollte mir für das Goldstück nur 15 Mark geben, nämlich 16 Mark


für das Gold, und 1 Mark Tiegelgeld, denn, so sagte er, er wüßte nicht, ob das


Goldstück den vollen Goldgehalt habe, der Staat habe das Ausprägen von Gold


freigegeben und es würden jetzt Goldstücke mit sehr verschiedenem Goldgehalt


angeboten. Also wisse er nicht, wie viel Gold darin enthalten sei und er würde 


es zuerst untersuchen. Morgen könne ich Bescheid holen kommen. So bin ich


jetzt gekommen, um zu fragen, ob ich dem Goldschmied das 20-Mark-Stück für


15 Mark verkaufen soll?“


Was, du fragst mich, ob du für mein gutes 20-Mark-Stück 15 Mark in Makulatur


annehmen sollst? Du bist wohl auch toll geworden? Nein, da warten wir, bis wir


für das Goldstück 15 Tonnen Freigeld-Makulatur erhalten. Vorläufig aber, bitte,


hole mir schnell das Bier, ich habe gewaltigen Durst.


„Gut, ich gehe gleich, aber, bitte, Geld!“ ja so, Geld! Aber ich bin doch kein


Dummkopf, der Freigeld annimmt, ich habe nur gutes, echtes Geld, keinen


Schwindel. Mein Gott, was mache ich da, wo bekomme ich denn jetzt schnell


etwas Makulatur, um diese Bierwirte zu bezahlen, um meinen Durst zu löschen!


Ich werde doch meinem Durste zuliebe meinen Theorien, Lehr- und Grundsätzen


nicht untreu werden! Wilhelm! suche mal im Papierkorb, dort findest du vielleicht


Makulatur für ein Glas Bier!


„Sie spaßen, der Wirt will Geld, echtes deutsches Papiergeld, kein Gold, 


keinen Nürnberger Tand. Sie müssen mir Geld geben, sonst bekomme ich kein


Bier! Und Geld, echtes Papiergeld findet man nicht auf der Straße und noch


weniger im Papierkorb.“


Die Sache wird wirklich mehr trocken als spaßig und ich muß mich ernstlich


nach Geld umsehen, wenn ich nicht hier neben meinem Goldschatz, neben 


meinem treuen Wertspeicher verdursten soll. Ich glaubte, das Gold wäre als


Wertspeicher ein Generalwarenspeicher und jetzt sehe ich, daß mein


Wertspeicher nicht einmal das Allernotwendigste, nicht einmal Bier enthält! Aber


wie verschaffe ich mir nun dieses Papiergeld? Der Staat allein fabriziert es und


er erklärt, nicht mehr zu fabri-   fabrizieren
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zieren als nötig ist, um die Nachfrage zu decken. So lese ich hier.


Die Nachfrage nach Geld? Ich gestehe, ich fasse den Inhalt dieses Wortes


nicht. Früher ja, da war Nachfrage nach Geld einfach Nachfrage nach Gold für


Industriezwecke. Aber Nachfrage nach Papiergeld? Ich muß doch mal einen


Blick in dieses Heftchen da „Die Theorie des Freigeldes“ werfen. Ich weiß ja im


voraus, daß es nur Unsinn enthalten kann, aber was tut man nicht alles, wenn


man durstig ist?


XIX.   Der  Lohntheoret iker.


Seitdem die Eisenbahn, die Dampfschiffahrt und die Freizügigkeit den Arbeitern


weite Strecken des fruchtbarsten Bodens in Amerika, Asien, Afrika, Australien zur


freien Verfügung gestellt haben, seitdem auch unter dem Schutze der


Handelsgesetze und im Verein mit der größeren Gesittung und Bildung der


Personalkredit sich entwickelte und das Kapital dem Arbeiter zugänglich gewor-


den ist – fehlen die wichtigsten Voraussetzungen für das Walten des Gesetzes


des ehernen Lohnes.


Der Arbeiter braucht sich dem Grundbesitzer nicht mehr auf Gnade oder


Ungnade zu ergeben; er kann die Sklavenketten zerreißen, den vaterländischen


Schmutz von seinen Schuhen abschütteln. Das Landmonopol ist gebrochen.


Millionen von Arbeitern haben sich durch die Auswanderung frei gemacht, und


mit den Zurückbleibenden muß der Grundbesitzer verhandeln wie mit freien


Männern. Denn die Möglichkeit der Auswanderung macht sie alle tatsächlich frei.


Die Not der Grundrentner, die sogen. Not der Landwirtschaft ist hauptsächlich durch die


Freizügigkeit bedingt; sie läßt sich nur durch die Wiederherstellung der Leibeigenschaft heben.


Ich mußte das Gesetz des ehernen Lohnes aufgeben; die Tatsachen sprachen


zu sehr gegen mich. Moleschott und Liebig berechneten, daß die zur Aufzucht


und Fortpflanzung eines zwölf Stunden arbeitenden Menschen nötigen


Stickstoffmengen und Kohlehydrate in 1/2 Liter Fischtran und 4 kg Saubohnen 


enthalten sind. Diese Stoffe kosten aber zusammen nur 17 Pfennig. Dazu noch 


3 Pfennig für Kartoffelschalen, Kleidung, Wohnung und religiöse Bedürfnisse,


das macht im ganzen 20 Pfennig. Über diese eherne Grenze dürfte also der


Lohn nicht gehen. Trotzdem ist der Lohn darüber hinausgestiegen, folglich ist 


es nichts mit dem Gesetze des ehernen Lohnes.


Nun suchte ich mir dadurch aus der Verlegenheit zu helfen, daß ich sagte: Das


nach dem Stande der Kultur des Arbeiters zu seinem Leben und zur


Fortpflanzung nötige Minimum (Kultur-Existenzminimum) sei der eherne Lohn.


Aber diese Phrase klang doch allzu hohl und ich kam damit nicht weit. Denn wie


kam denn der mit Saubohnen gefütterte Arbeiter überhaupt zu einer Kultur? Wie


konnte der Schlingel aus dem Stalle 
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ausbrechen? An Wächtern fehlte es doch nicht. Übrigens, was ist Kultur, was ist


das Existenzminimum? Fischtran und Saubohnen bilden das Festgericht der


Weber im Eulengebirge am Weihnachtsabend. Mit solchen elastischen Begriffen


kann die Wissenschaft nichts anfangen. Nach den Ansichten vieler (Anachoreten,


Kyniker usw.) ist die Bedürfnislosigkeit ein Zeichen höchster Kultur, und somit


müßte der dem Wechsel der Kultur sich anpassende „eherne Lohn“ mit steigen-


der Kultur, mit steigender Bedürfnislosigkeit herabgehen. Sind denn die Weber


im Eulengebirge weniger kultiviert als die Mastbürger, die den Tag mit


„Frühschoppen“ beginnen und fetten Schweinen ähnlicher sind als menschlichen


Wesen? Außerdem stimmt es nicht, daß der Lohn einfach mit der Anzahl der


Schoppen, mit der Qualität des Tabaks steigt. Danach müßte ja der Unternehmer


den Lohn nicht nach den Leistungen, sondern nach dem Bauchumfang be-


messen!


Der Handelsminister Möller gab im Landtage folgende Durchschnittslohnsätze


an, die die Bergarbeiter im Ruhrgebiet bezogen:


1900: Mk. 4,80


1901: ” 4,07


1902: ” 3,92


1903: ” 3,88


1904: ” 3,91


Die Löhne waren also im Zeitraum von 3 Jahren um 25% gefallen! War nun 


der Kulturzustand der Arbeiter in so kurzer Zeit auch um 25% gefallen? [Wir 


nehmen hier an, daß der Reallohn die Schwankungen des Geldlohnes mitgemacht hat. Anderenfalls


müßte man ja die sogen. „deutsche Reichswährung“ bankrott erklären.] Oder sind vielleicht die


Arbeiter der Barbarei der „Abstinenz“ verfallen? Die Abstinenten kommen ja mit


weniger Geld aus, und das wäre ja ein vortrefflicher Grund, um das


Lohnminimum auf den niedrigeren Kulturzustand der Abstinenz zu minimisieren.


Aber dann fragt es sich, warum die Machthaber so wenig Interesse für die


Bestrebungen der Abstinenten zeigen? Könnte man mit Hilfe der Abstinenz und


zu Gunsten des arbeitslosen Einkommens den Lohn herabsetzen, wie schnell


würde da die Herstellung und der Handel mit alkoholischen Getränken verboten


werden! Aber die Machthaber wissen es besser. Hütet euch vor den Abstinenten!


Ohne Alkohol läßt sich kein Volk „regieren“.


Kurz, es ist nichts mit dem Kultur-Existenzminimum, nichts mit dem Gesetze


des ehernen Lohnes. Die Lohnbewegungen vollziehen sich ohne Rücksicht auf


den Kulturzustand. Dieselbe Lohnerhöhung, die die Arbeiter heute „erkämpft“ zu


haben glauben, verlieren sie morgen wieder, wenn die Konjunkturen ungünstig


sind. Bessern sich die Marktverhältnisse, dann fällt ihnen dagegen die


Lohnerhöhung ohne Kampf, ja sogar ohne Forderung von selber zu, wie dem


Bauer der erhöhte Weizenpreis ohne Kampf zufällt, sowie aus Amerika böse


Ernteaussichten eintreffen.
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Lohn! Was ist der Lohn? Lohn, das ist der Preis, den der Käufer (Unternehmer,


Kaufmann, Fabrikant) für die ihm vom Produzenten (Arbeiter) gelieferten


Produkte zahlt. Dieser Preis richtet sich, wie der Preis aller Waren, nach dem


erwarteten Verkaufspreis der Produkte. Verkaufspreis minus Grundrente und


Kapitalzins, das ist der sogenannte Lohn. Das Lohngesetz ist darum in dem


Grundrenten – und Kapitalzinsgesetz bereits enthalten. Produkt minus Rente und


Zins = Lohn. Ein besonderes „Lohngesetz“ gibt es also nicht. Das Wort „Lohn“ ist


in der Volkswirtschaft überflüssig, denn Lohn und Preis ist eins. Wenn ich weiß,


wie der Preis der Ware zustande kommt, so weiß ich auch, was der Arbeiter für


seine Produkte erhält.


Im letzten Kapitel „Die Zinstheorie“ werde ich zeigen, wie es übrigens auch schon allgemeiner


anerkannt wird, daß die Besitzer der Produktionsmittel (Fabrikanten) einfach Pfandleiher sind.


Und zu dieser Erkenntnis hat mir das Freigeld verholfen. Das Freigeld befreite


mich zunächst von allen Werthalluzinationen, indem ja die Existenz dieses


Freigeldes eine lebendige und praktische Widerlegung sämtlicher Werttheorien


und des Wertglaubens überhaupt darstellt. Nach dem Wertglauben kam die


Reihe an den für volkswirtschaftliche Untersuchungen gänzlich unbrauchbaren


Begriff „Arbeit“. Denn was ist Arbeit? Die Arbeit kann man nicht an den


Armbewegungen, an der Müdigkeit ermessen, sondern nur an dem Produkt.


James Watt arbeitet jetzt im Grabe noch mehr als sämtliche Pferde der Welt.


Nicht auf die Arbeit, sondern auf das Produkt kommt es an; dieses wird gekauft


und bezahlt. Wie das ja bei der sogenannten Akkordarbeit klar zutage tritt. Und


im Grunde ist alles Akkordarbeit.


Produkte kaufen heißt aber Produkte tauschen, die ganze Volkswirtschaft löst


sich so in einzelne Tauschgeschäfte auf, und alle meine Begriffe „der Lohn“, „der


Wert“, „die Arbeit“ enthüllen sich als vollkommen zwecklose Umschreibungen der


beiden Begriffe „Produkt“ und „Tausch“.


XX.  Der Bankier.


Immer wieder werde ich gefragt, wie es denn nun eigentlich mit dem


Außenhandel wird, wenn wir zur Papierwährung übergehen. Es ist erstaunlich, in


welch krasser Unwissenheit das Volk in dieser Beziehung geblieben ist. Dabei


handelt es sich doch um einfache, übersichtliche Vorgänge.


Sehen Sie dort die Zitronen im Laden der Grünkramhändlerin? Sie kommen


aus Malaga. Und die Kisten, die dort dem Bahnhof zugerollt werden, kommen


von der Finsterburger Sonnenschirm AG und gehen nach Sevilla. Können nun


diese beiden Geschäfte mit Papiergeld, deutschem und spanischem Papiergeld


unter Ausschluß von Gold, abgewickelt werden?
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Wäre der Händler, der die Zitronen aus Spanien einführt, derselbe, der auch


die Sonnenschirme nach Spanien ausführt, so würde jedermann sofort einsehen,


daß die Abwicklung der beiden Geschäfte durch das Papiergeld nicht gestört


wird. Der Mann würde in Sevilla die Sonnenschirme gegen spanisches
Papiergeld verkaufen, und mit demselben Papiergeld in Malaga Zitronen kaufen


und bezahlen. Dann würde er die Zitronen nach Hamburg schicken, sie dort


gegen deutsches Papiergeld verkaufen und mit dem Erlös die Sonnenschirme


bezahlen. Er würde also die spanische Ware mit deutscher Ware bezahlen. Und


dieses Geschäft würde er unendlich oft wiederholen, ohne daß ihm der Umstand,


daß das spanische Papiergeld in Deutschland nichts nützt, bei seiner Geschäften


irgendwelche Verlegenheit bereiten könnte. Das spanische Papiergeld, das er für


die Sonnenschirme bekommt, gibt er in Spanien für Zitronen aus, und das 


deutsche Papiergeld, das er für die Zitronen erhält, benutzt er zum Ankauf der


Sonnenschirme. Sein Kapital wechselt ständig; heute besteht es aus Zitronen,


morgen aus Mark d. R.-W., dann wieder aus Sonnenschirmen und aus Pesetas


spanischer Währung. Dem Kaufmann kommt es ganz allein auf den Profit an, auf


das, was der ständige Substanzwechsel des Kapitals in Überschuß abwirft. Und


dafür, daß ein Profit aller Regel nach übrigbleibt, sorgt nicht die Währung, 


sondern die Gesetze des Wettbewerbs.


Aber Einfuhr und Ausfuhr liegen nur Ausnahmsweise in einer Hand vereint. 


In der Regel herrscht auch hier die Arbeitsteilung, und diese macht hier für die


Abwicklung der Zahlung eine besondere Handlung nötig. Aber auch dann steht


das Papiergeld den Kaufleuten nicht im Wege. Die Dinge wickeln sich dann wie


folgt ab: die am gleichen Orte wohnenden Einfuhr- und Ausfuhrhändler treffen


sich auf der Börse. Dort verkauft der Sonnenschirmexporteur dem


Zitronenimporteur die Forderung, die er in Gestalt eines Wechsels auf Sevilla


hat, gegen deutsches Geld. Zu welchem Preise das geschieht (Wechselkurs,


Valutaschwankungen), werden wir gleich sehen. Diesen in Pesetas spanischer


Währung ausgestellten Wechsel schickt der Zitronenimporteur nach Málaga in


Zahlung für die erhaltenen Zitronen.


Dieser Wechsel lautet:


30 Tage nach Sicht zahlen Sie an die Order der Hamburger Zitronen Zentrale die


Summe von 1000 Pesetas, Wert meiner Sonnenschirmrechnung vom 1. August.


Finsterburger Sonnenschirm AG.


An Herrn


Manuel Sanchez in Sevilla.


Der Verkauf des Wechsels von Seiten des Sonnenschirmexporteurs an die


Zitronenzentrale ist durch die Ausstellung an Order der Zitronenzentrale im Text des


Wechsels bereits beglaubigt. Der weitere Verkauf des Wechsels an das


Zitronenexporthaus in Málaga wird auf der Rückseite des Wechsels vermerkt. Dort steht:


Für uns an die Order der Herren Cervantes y Saavedra in Málaga.


Hamburger Zitronenzentrale.
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Von Málaga wird der Wechsel durch ein Bankhaus nach Sevilla geschickt und


dort dem Sonnenschirmhändler Herrn Manuel Sanchez vorgezeigt.


Damit ist das Sonnenschirm- und Zitronengeschäft nach allen vier Seiten er-


ledigt. Der Sonnenschirmexporteur in Hamburg und der Zitronenexporteur in


Malaga haben ihr Geld erhalten, der Zitronenimporteur in Hamburg und der


Sonnenschirmimporteur in Sevilla haben ihre Rechnungen bezahlt. Und es war


dabei doch nur deutsches und spanisches Papiergeld beteiligt. Trotzdem an 


dieser Ein- und Ausfuhr vier Personen beteiligt waren, wurde Ware mit Ware,


deutsche Ware mit spanischer Ware bezahlt.


Ähnlich verlaufen die Dinge übrigens auch, wenn die Wechsel, statt im direkten


Verkehr zwischen den Einfuhr- und Ausfuhrhäusern zu bleiben, den Banken


übergeben werden, was in der Regel dann geschieht, wenn die Ein- und


Ausfuhrhändler verschiedene Orte bewohnen. Doch würde es zu weit führen,


diese Geschäftsabwicklung hier ebenfalls zu erklären. Wesentliche Unterschiede


sind nicht da.


Aber eine wichtige Frage ist noch hier zu beantworten: wie kommt der Kurs 


der Pesetawechsel in Hamburg zustande, d. h., welchen Preis zahlte der


Zitronenimporteur in Hamburg in deutschem Gelde für den auf eine fremde


Währung lautenden Wechsel?


Auch diese Frage wollen wir beantworten. Der Preis der Wechsel wird wie der


Preis der Zitronen und Kartoffeln ausnahmslos durch Nachfrage und Angebot


bestimmt. Viele Kartoffeln, viele Wechsel, billige Preise für Kartoffeln und


Wechsel. Viele spanische Pesetawechsel werden aber in Deutschland ange-


boten, wenn viele deutsche Waren nach Spanien ausgeführt werden und wenig


Pesetawechsel werden in Hamburg nachgefragt, wenn aus Spanien wenig


Waren nachgefragt, wenn aus Spanien wenig Waren eingeführt werden. Dann


fällt der Kurs der Peseta, wie er auch wieder steigt, wenn das Umgekehrte 


eintritt.


Solange in der Ein- und Ausfuhr keine Änderung eintritt, halten sich auch


Nachfrage und Angebot von Wechseln die Wage. Die Änderung tritt aber sofort


ein, sobald aus irgend einem Grunde die Preise in Spanien (um bei dem Beispiel


zu bleiben) oder in Deutschland ihren allgemeinen Stand verlassen. Steigen z. B.


in Spanien die Warenpreise, weil man dort verhältnismäßig mehr Papiergeld aus-


gegeben hat als in Deutschland, so werden durch dieselben hohen Preise aus-


ländische Waren mehr als gewöhnlich angelockt, während zugleich die Ausfuhr


spanischer Ware wegen derselben hohen Preise sich als weniger oder überhaupt


nicht lohnend erweist. Dann wächst die Einfuhr in Spanien, dann geht die


Ausfuhr zurück. Dann wird das Angebot von Pesetawechseln in Hamburg groß,


dann wird die 
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Nachfrage nach Pesetawechseln klein. Und Angebot und Nachfrage bestimmen
den Marktpreis der Peseta. Dann bezahlt man für die Peseta in Hamburg statt


0,80 nur 0,75, 0,70 und weniger. Dann erhält der Sonnenschirmexporteur für den


auf Sevilla gezogenen Wechsel in deutschem Papiergeld nicht mehr dieselbe


Summe wie früher, sondern weniger und was er dann an den hohen Preisen, die


er in Sevilla für die Sonnenschirme erzielte, mehr als gewöhnlich verdient zu


haben glaubte, das setzt er am sinkenden Pesetakurs beim Verkauf des
Wechsels wieder zu. Umgekehrt wird die Zitronenzentrale das, was sie in Málaga


an den hohen Preisen für Zitronen mehr bezahlt hatte, jetzt beim Kauf der


Pesetawechsel in Hamburg wieder zurückgewinnen.


Dieses Spiel setzt sich solange fort, bis daß die durch die spanische


Papiergeldpolitik hochgetriebenen Warenpreise durch einen entsprechenden


Rückgang der Pesetakurse ihren Ausgleich gefunden und damit ihren Anreiz zu


erhöhter Einfuhr und verminderter Ausfuhr wieder verlieren. Das Gleichgewicht
zwischen Einfuhr und Ausfuhr stellt sich also durch die Schwankungen des
Wechselkurses automatisch her, was so viel heißt, daß besondere Reserven
zum Ausgleich einer Unterbilanz bei doppelseitiger Papierwährung nicht nötig
sind, weil es zu solchen Unterbilanzen nicht kommen kann.


Es erübrigt sich, zu sagen, daß, wenn in Deutschland die Preise hochgetrieben


werden, während sie in Spanien auf gleicher Höhe bleiben, die Dinge genau


umgekehrt verlaufen. Dann lohnt sich die Ausfuhr von Sonnenschirmen nicht,


dagegen aber lohnt sich um so mehr die Einfuhr in Deutschland aus all den


Ländern, mit denen Deutschland sonst auf dem Weltmarkt konkurriert. Dann 


werden in Deutschland wenig Auslandswechsel angeboten und viele nachge-


fragt; dann muß man für ausländische Wechsel erhöhte Preise (in Mark d.


Papierwährung) zahlen. Dann stellt der erhöhte Kurs dieser Wechsel das


Gleichgewicht in Ein- und Ausfuhr auch wieder automatisch her.


Es unterliegt keinem Zweifel, daß die hier (also unter der doppelseitigen


Papierwährung) möglichen Schwankungen des Wechselkurses jede beliebige


Höhe erreichen können, und daß solche Schwankungen die Kaufleute sehr


ungleich begünstigen oder schädigen und dadurch das Risiko des Handels 


erhöhen. Aber liegt nicht in der Möglichkeit mittels der Geldpolitik willkürlich


unbegrenzt große Kursschwankungen des Wechselkurses herbeizuführen auch


schon die Anerkennung ausgedrückt, daß man mit der Papiergeldpolitik auch die


Wechselkurse fest auf einem Punkt erhalten kann? Kann man das Gleichgewicht


in Ein- und Ausfuhr durch die Geldpolitik stören, so muß es doch auch möglich


sein, durch dieselbe Geldpolitik sogar die aus natürlichen Gründen (z. B. gute


und schlechte Ernten) entstehen, den Schwankungen in der Ein- und Ausfuhr


auszugleichen. 
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Es ist dazu ja weiter nichts nötig, als daß die einzelnen Länder eine in allen


Dingen übereinstimmende Geldpolitik, Papiergeldpolitik betreiben. Wenn wir in


Deutschland und die Spanier in ihrem Lande das Gleichgewicht der Warenpreise


durch eine entsprechende Geldpolitik aufrecht erhalten, dann bleibt auch das


Verhältnis der Einfuhr zur Ausfuhr bestehen, dann bleibt auch das Verhältnis der


Nachfrage zum Angebot von Wechseln unverändert, dann bleibt der


Wechselkurs fest. Es gehört also zur Lösung dieser Aufgabe nichts anderes als


eine Verständigung zwischen den einzelnen Ländern und eine entsprechende


Tat.


Das, was wir von der hier erwähnten Verwaltung des Geldes erwarten, stellte


sich früher mit der internationalen Goldwährung bis zu einem gewissen Grade


automatisch ein. War in einem Lande der Geldumlauf (Gold und Banknoten)


groß und stiegen als Folge davon die Warenpreise über ihr natürliches, inter-


nationales Niveau, so geschah genau dasselbe, was jetzt in einem Lande mit


Papiergeld geschieht, wenn der Geldumlauf erhöht wird (s. oben).


Die Wechsel, die auf das Land, in dem die Preise gestiegen waren, gezogen


wurden, fielen im Kurs. War es z. B. Spanien, so ging der Pesetakurs in


Hamburg von 80 auf 79 oder 78 zurück und fiel schließlich so weit, daß der


Verkäufer solcher Goldpesetawechsel (das wäre, um bei dem Beispiel zu blei-


ben, der Sonnenschirmexporteur) seinem Geschäftsfreund in Sevilla schrieb: ich


stoße beim Verkauf des auf Sie für die gelieferten Sonnenschirme gezogenen


Wechsels auf Schwierigkeiten. Man bietet mir statt 80 nur 78 Pfennig für die


Peseta an. Ich ziehe darum den Wechsel zurück und bitte Sie, mir den Betrag


meiner Rechnung in dortigen Goldmünzen, gut in einem Beutel verpackt, hierher


zu schicken.“ Unser Sonnenschirmexporteur hat nun allerdings die Kosten dieser


Goldversendung zu zahlen. Diesen Ausweg wird er darum immer nur dann wäh-


len, wenn der Kursverlust am Wechselverkauf die Kosten des Goldtransportes


übersteigen. Die spanischen Goldmünzen bringt der Sonnenschirmexporteur auf


die Reichsbank, die sie ihm kostenlos für ihn in Reichsmünzen umprägen läßt,


oder sie gegen Banknoten zum festen Preise von 2790 Mark das Kilo Feingold


umtauscht.


Was geschieht nun hier und in Spanien als Folge dieser Praxis? In Spanien


hatte der Geldumlauf um den Betrag der Sevillaner Goldsendung abgenommen.


War das Gold dem spanischen Zentralnoteninstitut entzogen worden, so mußte


dieses nach dem Dritteldeckungsverfahren das dreifache der Goldsendung an


Banknoten dem Verkehr entziehen. In Deutschland hatte umgekehrt der


Geldumlauf um das dreifache der spanischen Goldsendung zugenommen. Die


Wirkung war, daß die Warenpreise in Spanien sanken und in Deutschland stie-


gen. Das dauerte so lange, bis daß das Gleichgewicht wieder hergestellt war.
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Wäre die allgemeine Preiserhöhung, die den Anstoß zu diesen Verschiebungen gegeben hatte,


statt von Spanien von Deutschland ausgegangen, so würde der Zitronenimporteur in Hamburg (statt


des Sonnenschirmexporteurs) einen ähnlichen Brief nach Málaga geschrieben haben, worin er ihm


gesagt hätte, daß der hohe Pesetakurs in Hamburg ihn veranlaßte, an Stelle des üblichen Wechsels


auf Sevilla deutsche Goldmünzen einzusenden. Er möge sich diese Münzen in spanisches Geld


umgießen lassen.


Weil solche Goldsendungen nun tatsächlich oft vorkamen, glaubte man 


allgemein, daß gewisse Goldreserven für diesen Zweck nötig waren. Das war
eine falsche Ansicht. Das Gleichgewicht hätte sich auch ohne diese


Goldsendungen automatisch wieder hergestellt, und zwar als Folge der


Hemmung (resp. Förderung), die die Einfuhr (resp. Ausfuhr) von Waren durch die


Wechselkursdifferenzen erfuhr. Die Bedeutung der Goldsendungen und der diese


speisenden Goldreserven lag auch gar nicht in der Goldsendung an sich, son-


dern in dem Einfluß, den diese Goldsendungen auf die Warenpreise ausübten.


Diese, nicht die Goldsendungen stellten das Gleichgewicht her. Hätte man 
überall dort, wo der Wechselkurs aufs Ausland stieg (wenn man also für
Pesetawechsel erhöhte Markpreise zahlen mußte), den Geldumlauf durch Einzug
von Banknoten gedrückt, so wäre auch gleich das Gleichgewicht in der Ausfuhr
und Einfuhr wiederhergestellt worden, der Wechselkurs wäre auf pari zurück-
gegangen. Eine ganz einfache Handlung, bestehend in der
Wechseldiskontverweigerung von Seiten des Zentralnoteninstituts, hätte
Goldsendungen und die dafür bestimmten Goldreserven vollkommen überflüssig
gemacht.


Eine Tat an Stelle eines toten Goldklumpens, wie denn überhaupt die Währung
nicht als Stoff, sondern nur als Tat, als Verwaltungsprodukt begriffen werden
kann.


Aber das hatte man nie begriffene [Näheres in „Aktive Währungspolitik“] und wahr-


scheinlich begreift man es sogar heute noch nicht ganz.


Unter der Goldwährung konnten die Wechselkursschwankungen nie größer


werden, als wie die Kosten des Goldtransportes betrugen. Für einen


Kulturzustand, unter dem man vom Staate überhaupt nichts Gutes, keine 


intelligente Arbeit erwarten kann, hat eine solche automatische


Währungsregulierung Vorteile. Für unsere modernen Staaten wäre aber die


Beibehaltung der Goldwährung aus solchem Grunde direkt als eine Beleidigung


der Staatsbeamten zu betrachten.


Bei Maschinen zieht man wohl einen automatischen Regulator der


Menschenhand vor. Aber in Währungsangelegenheiten wäre der Vergleich mit


einem Maschinenbetrieb nicht angebracht. Außerdem geht die


Währungsregulierung unter der Goldwährung nur in sehr beschränktem Sinne


automatisch vor sich. Die Gold-      Goldversendungen
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versendungen sind nicht Automatenarbeit. Das Gold muß gezählt, verpackt, ver-


schickt, versichert, umgeprägt werden. Der Einzug einer entsprechenden Summe


Geldes als Verwaltungsmaßregel der Notenbank hätte die gleiche Wirkung und


würde weniger Arbeit und gar keine Kosten verursachen.


Auch ist zu beachten, daß die Wechselkursschwankungen zwischen weit ent-


fernten Ländern bei normalem Zinsfuß bis zu 4% und darüber betragen können.


Die Kosten einer Goldsendung von Europa nach Australien betragen z. B.


reichlich 2%. Sie setzen sich zusammen aus Zinsverlust während der Reise,


Fracht, Versicherung gegen Seegefahr und Diebe, Verpackung, Kommissionen.


Um diese 2% kann also der Wechselkurs zwischen Europa und Australien über


pari steigen und unter pari fallen, so daß hier die Spannung 4% übersteigen


kann! Das alles nennt sich aber Währung, Goldwährung!


Der Goldwährungsautomat beugt nicht vor, er tritt immer nur dann in Tätigkeit,


wenn die Differenzen das Maximum, den sogenannten Goldpunkt (das sind


obige Kosten) erreicht haben, d. h. mit dem Beginn der Goldausfuhr und -


Einfuhr. Wenn der ganze Schaden, den die Wechselkursschwankungen über-


haupt verrichten können, bereits verrichtet ist, dann erst setzt der


Heilungsprozeß ein. Mit der Papierwährung dagegen, wenn alle Wachen und


Horchposten der Geldverwaltung ihren Dienst gewissenhaft versehen, setzen die


vorbeugenden Maßregeln sofort ein, sobald die ersten Zeichen einer


Bilanzstörung beobachtet werden, so daß die Kursschwankungen auf diese


Zeichen beschränkt bleiben. Freilich könnte man bei der Goldwährung auch vor-


beugen, und die Reichsbank behauptet sogar von sich, daß sie kein bloßer


Automat sei, aber wo bleibt dann das Automatische der Goldwährung, wenn man


ihr durch Taten nachhelfen muß?


Das, was ich hier sagte, bezog ich auf das gemeine, herkömmliche Papiergeld.


Für das Freigeld, wo alle Maßnahmen der Geldverwaltung, entsprechend ihrer
Zwangsläufigkeit, unmittelbar wirksam sind, hat meine Behauptung, daß zur
Erhaltung fester Wechsel- oder Valutakurse Reserven irgendwelcher Art über-
flüssig sind, absolute Geltung.
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Die Zahlen geben an, wie viele Kaufleute von normaler Verschleißkraft


(Intelligenz, Bildung, Charakter, Kreditwürdigkeit, Waren- und Sprachkenntnisse,


Verbindungen, Ausrüstung usw.), nötig sind, um eine bestimmte Warenmenge an


den Mann zu bringen, je nach dem Tauschmittel (Geld), womit der Staat den


Handel versorgt. Was der Geldart an merkamotorischer Kraft (Verschleißkraft)


abgeht, muß Zahl oder Qualität der Kaufleute ersetzen. Das Geld spielt im


Austausch unserer Produkte die gleiche Rolle, die das Brennmaterial in den


Feueressen der Maschinerie spielt. 1 Tonne Steinkohle = 5 Tonnen Holz, und 


10 Tonnen Torf. 1 Mark Freigeld = 5 Mark Kauri = 10 Mark Gold.
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II. Teil.


Das Geld, wie es ist.
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Vorwort.


Das heutige Metallgeld ist seinem Wesen nach vollkommen dem Geld gleich,


das schon im Altertum den Austausch der Waren vermittelte. Gräbt man aus dem


Schutte Athens, Roms oder Carthagos Münzen aus, so hat man international 


gültiges, pari mit dem Gelde Europas oder Amerikas umlaufendes Geld in


Händen. Sieht man ab von der etwaigen Verschiedenheit im Feingehalt der


Münzen, so ist ein Kilo Münzen mit dem Stempel römischer Kaiser = einem Kilo


Münzen mit dem Stempel deutscher Prägeanstalten. Alle Eigenschaften des


Geldes, das Lykurg aus Sparta ächtete, haften in unveränderter Form unserem


Gelde an, und vielleicht ist dieses Geld die einzige staatliche Einrichtung, die


sich aus dem grauen Altertume unangetastet bis auf uns herübergerettet hat.


Diesem ehrwürdigen Alter unseres Geldes entspricht jedoch in keiner Weise


unsere Kenntnis vom Wesen des Geldes. Wir wollen an dieser Stelle nicht 


darüber rechten, ob Lykurg wohl daran tat, als er, in der Erkenntnis, daß das aus


Edelmetall hergestellte Geld das Volk in arm und reich trennt und durch solche


Zersetzung die Volkskraft bricht, nun das Kind mit dem Bade ausgoß. Aber tiefer


als Lykurg ist man auch heute nicht in das Wesen der dem Golde nachgesagten


Übel eingedrungen. Immer noch begnügt man sich damit, mit Pythagoras auszu-


rufen: Ehret Lykurg, er ächtete das Gold und Silber, die Ursache aller


Verbrechen, immer nur fluchen wir: Auri sacra fames, immer nur seufzen wir 


verzweifelt mit Goethe: Am Golde hängt, nach Golde drängt doch alles – ach wir


Armen!


Aber mit diesen Verwünschungen, mit diesem Betteln hat es sein Bewenden.


Auf die Frage, was denn eigentlich am Gold verkehrt ist, warum das Gold der


Menschheit zum Fluch wird – sind alle still. Sogar die Gelehrten vom Fach wer-


den durch diese Frage so sehr in Verlegenheit gebracht, daß sie es vorziehen,


Lykurg und Phytagoras einfach zu verleugnen und die dem Gold nachgesagten


Übel auf ungenaue Beobachtung zurückzuführen. So wird der spartanische


Moses zum Währungspfuscher und der große Mathematiker zum moralischen


Schwärmer gestempelt.


Dieses Versagen der Wissenschaft ist jedoch weniger eine Folge mangelnder


Erkenntniskraft des menschlichen Geistes, als ein Produkt der äußeren


Verhältnisse, die hier mitspielen und die der wissenschaftlichen Durcharbeitung


der Geldtheorie nicht günstig sind.


Zunächst ist es der Gegenstand selber, der die meisten von vornherein


abstößt. Es gibt interessantere Studienobjekte als 
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das Geld, besonders für hochfliegende Geister und vornehme Naturen. Religion,


Biologie, Astronomie usw., alles das ist unendlich viel an- und emporziehender


als das Studium des Geldes. Nur ein nüchterner Rechenkünstler wird sich zu


diesem Pariakind der Wissenschaft hingezogen fühlen, und so ist es verständlich


und es gereicht der Menschennatur eigentlich zur Ehre, daß man die Forscher


immer noch an den Fingern zählen kann, die tiefer in diesen schwarzen


Kontinent gedrungen sind.


Hierzu kommt, daß die unglückliche Art der bisherigen wissenschaftlichen


Behandlung des Geldwesens und die Verquickung dieser Behandlung mit dem


nun endlich aussterbenden Wertglauben, die natürliche Abneigung gegen diesen


Zweig der Wissenschaft nur noch verstärkt haben. Die Währungsfrage ist gera-


dezu verrufen als Typus abstruser Gelehrsamkeit, wobei noch zu bemerken ist,


daß die Bedeutung, die der Gegenstand für die Entwicklung der Menschheit hat


durch die Währungsliteratur in der öffentlichen Meinung stark herabgesetzt


wurde. (Die heute begrabene bimetallistische Literatur macht hier eine lobens-


werte Ausnahme.) Für die große Mehrheit des Volkes ist die Mark d. R.-W. heute


tatsächlich nicht mehr als der 1/1375. Teil von einem Pfund Feingold, und für das


Volk ist das Gold als Metall doch ein ziemlich bedeutungsloser Stoff. Diese


Herabsetzung, die der Gegenstand der Währungsliteratur in der öffentlichen


Meinung erfahren hat, hat aber wieder zur Folge, daß niemand die betreffenden


Bücher kauft, und daß kein Verleger die Druckkosten dafür wagen will. So mag


es sein, daß Vieles und Gutes über das Geldwesen geschrieben, aber nicht 


veröffentlicht wurde – weil sich kein Verleger dafür fand. Wieder ein Umstand,


der die Forscher vom Geldwesen fernhält. Wer die Mittel nicht besitzt, um das


Geschriebene auf eigene Kosten drucken zu lassen, der darf sich nicht mit dem


Geldwesen befassen.


Freilich gibt es in letzterer Beziehung Ausnahmen. Unsere Hochschullehrer,


deren Veröffentlichungen immer wenigstens von Studenten und staatlichen


Bibliotheken gekauft werden, mögen für ihre Literatur auch willige Verleger fin-


den, aber diesen für die Schule bestimmten Schriften steht der Satz im Wege,


daß Hadersachen von der Schule ferngehalten werden müssen. So dürfen diese


Schriften aus Rücksicht auf ihre Bestimmung niemals tiefer in das Wesen des


Geldes eindringen. Vom hadrigen Kern der Frage prallt die Sonde der


Schulwissenschaft immer zur Oberfläche zurück. Es steht hier mit dem Geld


nicht anders, wie mit der Theorie der Grundrente, des Zinses, des Lohnes, und


ein Hochschullehrer, der den politischen Kern all dieser Probleme nicht berück-


sichtigen wollte, würde seinen Hörsaal bald in einen „Campo de Agramonte“ ver-


wandeln, wo alle blindlings auf Freund und Feind einschlagen. Nein,


Hadersachen, Politik, die Lehre vom Lohn, von der Grundrente, vom Zins und


vom Geld gehören wirklich nicht in die Hochschulen. Notwendigerweise muß


aber darum auch 
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diese Wissenschaft in den Händen unserer Professoren verkümmern; das „ne


plus ultra“ starrt dem Professor ja immer gleich nach den ersten Spatenstichen


entgegen.


Zu diesen äußeren Schwierigkeiten tritt noch der Umstand, daß die Theorie


dieses heiklen Stoffes Kenntnisse voraussetzt, die man eigentlich nur im 


praktischen Handel erwerben kann, und daß der Handel zumeist solche Naturen


anzieht und fesselt, die theoretischen Untersuchungen abhold sind. Männer der


Tat fordert der Handel, keine Theoretiker und Ideologen. Wie lange ist es 


übrigens her, daß der Handel zudem als anrüchig angesehen wurde (Merkur,


Gott der Kaufleute und Diebe) und sich ihm vorzugsweise solche Elemente


zuwandten, die auf den Schulen nicht mitkamen? Die intelligenten Söhne 


mußten „studieren“, der Rest war für den Handel bestimmt.


So ist also die Tatsache nicht so befremdlich, daß wir zu unserem 4000 Jahre


alten Metallgeld, das sich durch 100 Generationen und durch die Hände von


Milliarden und aber Milliarden Menschen gewälzt hat, heute in der Zeit des 


wissenschaftlichen Vorgehens auf allen Gebieten noch keine stichhaltige Theorie


haben und daß noch überall in der Welt die Routine die Richtlinien für die 


öffentliche Behandlung des Geldes ziehen muß.


Dieser Mangel an einer stichhaltigen Geldtheorie ist aber der Grund, warum wir


bis heute auch für die Zinserscheinung keine genügende Erklärung zu geben


vermochten. Sonderbar, wir bezahlen und erheben seit 4000 Jahren Kapitalzins


in ungezählten Milliarden, ohne daß die Wissenschaft die Frage zu beantworten


vermöchte, „woher und warum der Kapitalist den Zins erhält“ [v. Boehm-Bawerk,


Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorien].


Zwar an Versuchen hat es nicht gefehlt. Dafür sorgte schon der Gegenstand


selbst, der den Charakter eines allgemeinen Störenfrieds ganz öffentlich zur


Schau trägt und der darum auch ganz anders als das Geld das öffentliche und


wissenschaftliche Interesse auf sich zog. Jeder namhafte Volkswirt hat sich mit


dem Zinsproblem befaßt, namentlich die Sozialisten, deren ganzes Streben im


Grunde nur gegen den Zins gerichtet ist.


Aber wie viele sich auch redlich abgemüht haben, die Frage nach der Natur


des Zinses blieb unbeantwortet. 


Der Grund dieses Fehlschlagens liegt nicht in der Schwierigkeit des Stoffes,


sondern einfach darin, daß der Kapitalzins (der Zins der Darlehen sowohl wie 


der Zinsertrag der Realkapitalien) eine Kreatur oder Nebenprodukt des her-


kömmlichen Geldes ist und darum auch nur mit Hilfe der Geldtheorie wissen-


schaftlich erklärt werden kann. Wie uns Zins und Geld äußerlich schon als un-


zertrennliche Freunde begegnen, so innig vereint sind sie auch seelisch, d. h., 


in der Theorie. Ohne Geldtheorie ist es unmöglich, den Zins zu er-
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klären. Die Lehre vom Zins kann nur von der Lehre vom Geld abgeleitet werden. 


Die Zinsforscher haben aber (aus den schon erwähnten Gründen) regelmäßig


das Studium des Geldes vernachlässigt. Marx z. B. hat der Theorie des Geldes


keine 5 Minuten Überlegung gewidmet, dafür zeugen seine 3 dicken Bände, die


sich mit dem Zins (Kapital) befassen. Proudhon dagegen, der das Geld weniger


mißachtete, ist auch der Lösung des Zinsproblems am nächsten gekommen.


In nachfolgender Untersuchung, die durch Zufall angeregt und durch glückliche


äußere Verhältnisse geleitet und gefördert wurde, biete ich nun der


Wissenschaft, dem Handel und der Politik die so lange gesuchte Theorie des


Geldes und des Zinses.


Es war Haderstoff, was ich untersuchte. Konnte ich wissen und vermeiden, 


daß das, was ich finden sollte, ein revolutionärer Brander sein würde?


Les Hauts Geneveys, 1911.


Canton Neuchâtel.


Silvio Gesell.
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Die Unterscheidung zwischen Geld und Geldstoff.


Wenn die Inschriften der Münzen den Zweck haben, uns über das Wesen des


Geldes zu unterrichten, so hat man sich diese Arbeit leicht gemacht. Diese


Inschriften lauten „10 Mark“ oder 10 Francs, 10 Rubel, und wer aus diesen


Worten das Wesen des Geldes nicht zu erkennen vermag, dem werden die


Randbemerkungen der Münzen: Mit Gott, oder Egalité, Liberté et Fraternité usw.


wenig Aufklärung bringen.


Vergleicht man die Inschrift der heutigen deutschen Münzen mit derjenigen der


alten preußischen Taler, so fällt auf, daß die Angabe des Gewichtes an


Feinmetall, die die Taler tragen, weggelassen worden ist. Warum? Mit der


Streichung dieser Gewichtsangabe hat man doch einen Zweck verfolgen 


müssen, und dies muß man um so sicherer annehmen, als die Gewichtsangabe


in vielen Fällen von wirklichem Nutzen sein kann [Die Gewichtsangabe macht aus jeder


Münze ein geeichtes Wägestück, womit jeder die Gewichte der Krämer nachprüfen kann. Außerdem


läßt sich durch die Gewichtsangabe der genaue Inhalt eines Geldbeutels durch einfaches Wägen


feststellen, sowie auch umgekehrt das Gewicht jeder Geldsumme von jedermann sofort berechnet


werden kann.].


Es ist allerdings wahr, daß die Angabe des Gewichts in der Fassung, wie sie


der preußische Taler trug, zu vielen Fragen Anlaß geben konnte, die auf Grund


der heute noch vorherrschenden Geldtheorien nicht beantwortet werden können,


und daß durch Streichung der Gewichtsangaben in den neuen Münzen man die


Gefahr umgangen hat, sich in Widersprüche zu verwickeln.


Wenn „XXX ein Pfund Fein“ [Inschrift der preußischen Taler.], dann ist auch ein Pfund


Fein gleich XXX, und der Begriff „Taler“ wird durch solche Inschrift zu einer ein-


fachen, für das Silber vorbehaltenen Gewichtseinheit, wie man ja noch heute in


England für gewisse Waren besondere Gewichtseinheiten hat. (Diamanten z. B.


wägt man nach Karat. In Neuchâtel enthält eine „Mesure“ Äpfel oder Kartoffeln


20 Liter, eine „Mesure“ Korn aber nur 16 Liter.)


Wenn aber ein Pfund Fein gleich 30 Taler ist, wenn eine Münze mit einem


bestimmten Gewicht Silber identisch ist (laut Inschrift und Theorie der Taler), wie


kann man dann das Silber entmünzen, wie kann man den 30. Teil von einem


Pfund Feinsilber überhaupt vom Taler trennen? Wie kann man aus einem
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Begriffe zwei machen, Taler und Silber? Vor dem Jahre 1872 waren XXX ein


Pfund Fein und nach dieser Zeit nicht mehr. Wenn das letztere möglich ist (und


es ist Tatsache), dann ist das Erstere nie wahr gewesen und die Inschrift des


Talers spiegelte uns etwas als einen Begriff vor, was von jeher zwei Begriffe


waren – der Taler und sein Material. Der Taler wog den 30. Teil von einem Pfund


Feinsilber, das war alles. Man verbrauchte bei der Herstellung der Taler ein


Pfund Silber für je 30 Taler, wie man bei der Herstellung eines Hufeisens ein Kilo


Kohle verbraucht. Der Taler war nicht ein Quantum Silber, ebensowenig wie ein


Haus mit einem Haufen Ziegelsteine identisch ist, oder wie man ein paar Schuhe


als einen Meter Leder betrachten kann. Der Taler war ein vom Silber völlig ver-


schiedenes Produkt, ein Fabrikat der königlichen Münze. Und er war das – trotz


seiner Inschrift sowohl vor wie nach der deutschen Münzreform.


Die Inschrift des Talers machte aus ihm und seinem Material einen Begriff, die


Entmünzung des Silbers zeigte uns, daß im Taler zwei Begriffe enthalten waren.


Die Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber machte den Taler durch-


sichtig, so daß wir durch das Silber seinen Kern erblickten. Bis dahin glaubten


wir, der Taler wäre nur Silber, jetzt sahen wir zum ersten Male in ihm das Geld.


Wir leugneten dem Taler den Besitz einer Seele ab, bis er sie im Tode vor aller


Augen aushauchte. Bis zur Aufhebung des freien Prägerechtes hatten die 


preußischen Untertanen nur Silber gesehen, jetzt sahen sie zum erstenmal Geld,


d. h. die Vereinigung des Silbers mit dem Gesetz zum Fabrikat, zum


Tauschmittel.


Vor der Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber stieß die Erklärung,


die die Metallisten, sowohl die Mono- wie die Bimetallisten vom Geld gaben, auf


keinen Widerspruch; die Entmünzung des Silbers zeigte, daß, wenn auch


Münzen aus Metallbarren geprägt werden, Metallbarren darum doch noch keine


Münzen sind.


Chevalier, „La Monnaie“ p. 39. Die Münzen sind Metallbarren, deren Gewicht und


Feingehalt durch den Stempel gewährleistet wird.


Otto Arendt, Unsere Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/1395 Pfund Gold.


Man übersah, daß die freie Silberprägung, die ja in der Praxis die Münzen zu


Metallbaren und diese zu Münzen macht, ein Gesetz, ein staatliches, von der


Willkür der Parlamente abhängiges Gesetz zur Unterlage hat. Man übersah, daß


der Taler ein Fabrikat, ein Produkt der Gesetzgebung ist und daß das Silber nur


das Material, nichts als das willkürlich gewählte Rohmaterial des Talers war. Das


Gesetz schuf den Taler, das Gesetz zerstörte ihn. Und was hier vom Taler gesagt


wird, findet natürlich auch Anwendung auf seinen Nachfolger: die Mark d. R.-W.


Das freie Goldprägerecht, das auch heute in der Praxis die Münze mit dem Gold


identisch macht, ist das Erzeugnis un-
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serer Parlamente. Wie es entstanden ist, so kann es wieder vergehen, kann alle


Tage umgestoßen werden, falls es sich nachträglich herausstellen sollte, daß so


vieles, was man seiner Zeit ungeprüft bei der Goldwährung voraussetzte, keine


Prüfung verträgt.


Wenn aber dieser Fall eintreten sollte – die Aufhebung des freien Prägerechtes


– (die Erklärung der Reichsbanknote als gesetzliches Zahlungsmittel ist der erste


Schritt auf diesem Wege), welche Beziehungen hat dann noch das Gold zu


unserem Gelde? Doch nur mehr die eine, daß es, so wie das Kupfer, das Silber,


das Nickel und das Papier, als Material bei der Herstellung des Geldes


Verwendung findet – d. h. dieselbe Beziehung, die zwischen Stein und Haus,


Leder und Schuhen, Pflug und Eisen besteht. Jeder Schimmer einer Identität des


Geldes und seines Materials würde vergehen und der Unterschied zwischen


Gold und Mark d. R.-W. ebenso handgreiflich werden, wie der Unterschied 


zwischen Taler und Silber, Hut und Stroh. [Die Goldwährungstheorie ist heute ganz ver-


wildert und es wäre wohl schwer, sie noch in Worte zu kleiden. Bei Einführung der Goldwährung galt


noch die Barrentheorie in ihrem krassesten Ausdruck. Währung ist, was selber währt, sagte


Bamberger, und kraft seiner Metalleigenschaften drängt sich das Gold uns als Geld auf.


Wie paßt zu dieser Behauptung die Tatsache, daß wenige Jahre später in Deutschland sich „ein
Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung“ bildete? Währte denn das Gold nicht mehr kraft


seiner Metalleigenschaften, und wie kam man dazu, von einer „deutschen“ Goldwährung zu spre-


chen? Ist die Mark d. R.-W., wie die Theorie behauptet, weiter nichts als ein Quantum Gold, so ist 


die Mark nicht mehr deutsch als französisch, russisch, japanisch. Oder liefert der Bergbau, der


Schmelztiegel etwa deutsches Gold, und wodurch unterscheidet sich dieses chemisch von anderem


Gold?


Der Name obigen Vereins enthält ebenso viele Widersprüche wie Worte, und ebenso verhält es


sich mit den Traktätchen, die er verbreitet.


Es sei hier zur Kennzeichnung der Art, wie man in Deutschland noch vor 10 Jahren über das Geld


schrieb, bemerkt, daß die Aufforderung zum Beitritt in genannten Verein von Leuten unterzeichnet


war, die beruflich gar keine Erfahrung in diesen Dingen sammeln konnten. Alte Knaben, wie


Mommsen und Virchow gaben ihren Namen her, sicherlich mit derselben Gleichmütigkeit, wie man


etwa seinen Namen für die Gründung eines Ziegenbockhaltevereins hergibt. Es handelte sich für die


beiden sicherlich nur um eine Bagatelle, eine Streitsache, die jeder a priori entscheiden kann.]


Wir haben demnach scharf zu unterscheiden zwischen Geld und seinem


Material, zwischen der Mark d. R.-W. und dem Gold. Beides – Geld und sein


Material – können niemals identifiziert werden, denn zwischen beiden liegt das


Gesetz, das beide heute vereint, beide morgen trennen kann.


Dieser Unterschied zwischen Geld und seinem Material hat von jeher be-


standen. Latent bestand er zur Zeit des freien Prägerechtes für das Silber, latent


besteht er auch in der Goldwährung. Aber für jeden sichtbar machte den


Unterschied die Aufhebung, die gesetzliche, willkürliche Aufhebung des freien 
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Prägerechts für das Silber. Ebenso erkennbar muß er auch heute für jeden sein,


der aus der Geschichte des Silbers zur Erkenntnis kommt, daß die Privilegien


des Geldes an keinem Metall haften, sondern durch Gesetz von einem


Gegenstand auf den anderen übertragen werden können.


Und was denken unsere Gesetzgeber jetzt, wenn von der Reichswährung die


Rede ist, wenn sie eine Mark d. R.-W. in die Hand nehmen und sie betrachten?


Sind sie sich bewußt, daß die Mark d. R.-W. noch immer einer gesetzlichen


Begriffserklärung harrt; daß keine unserer Schultheorien des Geldes zur deut-


schen Währung paßt, daß die Erklärung der deutschen Banknote zum gesetz-


lichen Zahlungsmittel der Goldwährungstheorie den letzten Stützpunkt entzieht,


und daß die Inschrift unserer Banknoten zum kompletten Unsinn geworden ist?


Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht ohne Legitimation 100 Mark d. R.-


W., so sagt die Inschrift, und die Theorie der Banknote sagt, daß die Banknoten


nur dieses Zahlungsversprechens wegen kursieren und möglich sind. Nun hat


man durch obige Inschrift der Banknoten einen dicken Strich gezogen, indem


man die Note als gesetzliches Zahlungsmittel erklärte, und trotzdem kursieren


die Banknoten. Wie ist das möglich? Wie ist es möglich, daß der deutsche


Bauer, der schon seine Kuh gegen 100 Mark in Silber verkaufte, die in den


Schmelztiegel geworfen nur [für] 40 Mark Silber liefern würden, jetzt noch sein


bestes Pferd gegen eine Banknote hergibt, die er stofflich und theoretisch als


Fidibus betrachtet?


So bringe man doch die Inschrift der Banknoten in Übereinstimmung mit den


Tatsachen. Schreibe man auf das Papier, wie man es bei den silbernen und 


goldenen Münzen getan, einfach 10–20–100 Mark und streiche alles andere und


namentlich das Wort „zahlen“. Dieses Wort gebraucht man bei Schuldscheinen,


Wechseln, Mahnbriefen, und die Banknote ist ja doch kein Schuldschein.


Schuldscheine, namentlich staatliche, tragen dem Inhaber Zins ein; bei der


Banknote aber erhält der Aussteller, also der Staat den Zins. Der Banknote


gegenüber ist der Aussteller, also der Staat, eigentlich der Gläubiger, und der


Inhaber ist der Schuldner. Statt zu schreiben: die Reichsbank zahlt dem Inhaber


usw. schreibe man einfach „Dies sind 100 Mark.“ Es ist Unsinn, durch die


Inschrift die Banknote zu einem Kreditpapier stempeln zu wollen. Kreditpapiere


ohne Zins sind heute undenkbar, sie können gar nicht bis zur Existenz gelangen.


Von Kreditpapieren aber, die dem Inhaber (Gläubiger) Zins kosten und dem


Aussteller (Schuldner) Zins eintragen und dabei den Parikurs mit wirklichen


Zinspapieren innehalten, spricht auf dem Erdenrund nur die Inschrift der


Banknote. Die deutschen Konsols, die dem Inhaber regelmäßig alle Jahre 3%


abwerfen, stehen heute (1911) 84,45; die deutsche Banknote, die dem Inhaber 


4–5–6–ja 81/2% jährlich kostet, 
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steht pari! [Die Reichsbank diskontiert mit ihren Noten die Wechsel des Handels und macht dabei


keinen Unterschied zwischen Gold und Banknoten. Für beides erhält sie den gleichen Zins. Dabei


bezeichnet sie das Gold als ihr Kapital und die Noten als ihre Schulden.], und beide Papiere


wirft das Gesetz, wirft die Theorie in denselben Topf, theoretisch wie gesetzlich


gelten beide Papiere für Schuldscheine, Schuldscheine desselben Ausstellers!


Weg also mit Gesetzen und Theorien, die zu solchen Widersprüchen führen.


Der Zellstoff der Banknoten ist wie das Kupfer, das Nickel, das Silber und das


Gold Rohstoff für die Fabrikation des Geldes; alle diese verschiedenen


Geldexemplare sind den Geldprivilegien gegenüber gleichberechtigt – sie sind


gegenseitig auswechselbar. Sie stehen alle unter der gleichen wirksamen


Oberaufsicht des Staates. Man kann nicht Papiergeld mit Metallgeld desselben


Staates kaufen oder zahlen, man kann nur beides gegeneinander wechseln.


Folgerichtig ist darum auch jedes Zahlungsversprechen in der Inschrift der


Banknoten zu streichen. Dies sind Zehn, Hundert, Tausend Mark d. R.- W. So


soll die Inschrift lauten.


Nicht wegen, sondern trotz des Zahlungsversprechens in der Inschrift der


Banknote läuft dieselbe pari mit den übrigen Münzen [Sowie das pari gebrochen wird,


wandert nach dem Gresham-Gesetz das Gold über die Grenze. Das Papier bleibt dann allein


zurück.].


Woher kommen die Kräfte, die das Verhältnis des Gläubigers zum Schuldner


bei der Banknote auf den Kopf stellen, die den Aussteller zum Zins beziehenden


Gläubiger, den Inhaber zum zinszahlenden Schuldner machen? Das Privileg,


Geld zu sein, gibt der Banknote diese Kräfte, hat das Wunder bewirkt. Wir 


müssen uns also das Wesen dieses Privilegs näher betrachten.


Die Unentbehrlichkeit des Geldes und die öffentliche
Gleichgültigkeit gegenüber dem Geldstoff.


Wir verdanken es der Arbeitsteilung, daß wir mehr erzeugen als verbrauchen


und so, unabhängig von den unmittelbaren Lebensbedürfnissen, der


Vervollkommnung oder Vermehrung unserer Arbeitsmittel Zeit, Vorräte und Arbeit


widmen können. Ohne die Arbeitsteilung wären wir nie zu dem heutigen


Reichtum an Arbeitsmitteln gelangt, und ohne diese Arbeitsmittel würde die


Arbeit nicht den zehnten, hundertsten, ja tausendsten Teil ihrer heutigen


Produktion liefern. Der größte Teil der Bevölkerung verdankt also der


Arbeitsteilung direkt sein Dasein. Die Arbeitsteilung schenkte 60 Millionen von


den 65 Millionen Deutschen das Dasein.
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Die Produkte der Arbeitsteilung sind im individualistischen Wirtschaftsbetrieb


keine Gebrauchsgüter, Dinge, die der Erzeuger unmittelbar gebrauchen kann,


sondern Ware, Dinge, die ihrem Erzeuger nur als Tauschmittel von Nutzen sind.


Der Schuster, der Tischler, der General, der Lehrer, der Tagelöhner – keiner kann


sein unmittelbares Arbeitsprodukt gebrauchen; selbst der Bauer kann es nur in


beschränktem Maße. Alle müssen das, was sie erzeugen, verkaufen. Der


Schuster, der Schreiner verkaufen ihre Produkte an die Kundschaft, der General,


der Lehrer verkauft sie (seine Leistungen) an den Staat, der Tagelöhner an den


Unternehmer.


Für den weitaus größten Teil der Arbeitsprodukte ist der Verkaufszwang bedin-


gungslos; für die Industrieprodukte ist dieser Zwang sogar ausnahmslose Regel.


Darum stockt ja auch sofort die Arbeit, sowie im Absatz der Produkte eine


Störung eintritt. Welcher Schneider wird denn Kleider nähen, die er nicht abset-


zen kann?


Und den Absatz, den gegenseitigen Austausch der Arbeitsprodukte vermittelt
das Geld. Ohne das Dazwischentreten des Geldes gelangt keine Ware mehr bis
zum Konsumenten.


Es ist zwar nicht ganz unmöglich, die Produkte der Arbeitsteilung auf dem


Wege des Tauschhandels an den Mann zubringen, aber der Tauschhandel ist


derart umständlich und setzt so viele Einrichtungen voraus, die nicht im


Handumdrehen geschaffen werden können, daß man allgemein auf diesen


Ausweg verzichtet und lieber die Arbeit einstellt.


Proudhons Warenbank ist ein Versuch, den Tauschhandel wieder einzuführen.


Ebensogut wie solche Banken würden die heutigen Kaufhäuser diesen Zweck


erreichen, denn für den Tauschhandel ist es nur nötig, jemand zu finden, der das,


was ich produziere, kaufen und zugleich mich mit dem bezahlen kann, was ich


wieder brauche. Im Kaufhaus, wo alles zu haben ist, wird natürlich alles gekauft.


Die einzige Vorbedingung für den Tauschhandel wäre also hier gegeben, und


darum würden im Geschäftsbetrieb eines Kaufhauses eigene Marken das Geld


ganz gut ersetzen, vorausgesetzt, daß alle Käufer auch Lieferanten des


Kaufhauses wären und umgekehrt.


Die Ware muß also gegen Geld verkauft werden, d. h., es besteht für das Geld


eine Zwangsnachfrage, die genau ebenso groß ist, wie der Vorrat an Waren, und


der Gebrauch des Geldes ist darum für alle genau ebenso unentbehrlich, wie die


Arbeitsteilung für alle vorteilhaft ist. Je, vorteilhafter die Arbeitsteilung, um so


unentbehrlicher das Geld. Abgesehen von dem Bäuerlein, der fast alles, was er


produziert, selber verzehrt, unterliegen alle Bürger bedingungslos dem 
wirtschaftlichen Zwang, ihre Produkte gegen Geld zu verkaufen. Das Geld ist


Voraussetzung der Arbeitsteilung, sobald der Umfang, den sie angenommen, 


den Tauschhandel ausschließt.
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Worauf bezieht sich nun dieser Zwang? Muß jeder, der sich an der


Arbeitsteilung beteiligen will, seine Produkte gegen Gold (Silber usw.) oder


gegen Geld verkaufen? Früher war das Geld aus Silber gemacht, und alle Waren


mußten gegen Taler verkauft werden. Man schied das Geldwesen vom Silber,


und die Arbeitsteilung bestand weiter, der Tausch der Produkte vollzog sich 


weiter. Es war also kein Silber, was die Arbeitsteilung brauchte. Die Nachfrage,


die die Waren nach Tauschmitteln erzeugten, bezog sich nicht auf das Material


des Tauschmittels, auf das Silber. Das Geld brauchte nicht notwendigerweise aus


Silber gemacht zu sein. Das steht nun einmal erfahrungsgemäß fest.


Muß nun aber das Tauschmittel aus Gold hergestellt sein? Braucht der Bauer,


der Kohl gebaut hat und diesen verkaufen will, um mit dem Erlös den Zahnarzt


zu bezahlen, Gold? Ist es ihm im Gegenteil für die kurze Weile, während der er


in der Regel das Geld behält, nicht vollkommen einerlei, woraus das Geld


besteht? Hat er in der Regel überhaupt Zeit, sich das Geld anzusehen? Und


kann man diesen Umstand nicht dazu benutzen, Geld aus Zellstoff, aus Papier


zu machen? Würde der Zwang, die Produkte der Arbeitsteilung, also die Waren


gegen Geld zum Verkauf anzubieten, nicht fortbestehen, wenn wir das Gold


durch Zellstoff bei der Geldfabrikation ersetzen? Würde durch einen solchen


Übergang die Arbeitsteilung in die Brüche gehen, d. h., würden die Bürger lieber


verhungern, als Zellstoffgeld als Tauschmittel anzuerkennen?


Die Theorie behauptet, daß das Geld, um als Tauschmittel dienen zu können,


inneren „Wert“ haben muß, indem das Geld immer nur soviel „Wert“ eintauschen


kann, als es selbst in sich birgt, etwa wie man Gewichte nur mit Gewichten


heben kann. Da nun Zellstoffgeld keinen „inneren Wert“ hat, also leer ist, so sei


es ausgeschlossen, daß es Waren eintauschen könne, die Wert besitzen. Null


kann nicht mit 1 verglichen werden. Es fehle dem Zellstoffgeld jede Beziehung


zur Ware, es fehle ihm der „Wert“ – darum sei es unmöglich.


Und bei diesen Worten (ich hatte hier statt „Worten“ zuerst Anschauung


geschrieben. Ich habe „Anschauung“ gestrichen, weil, wie wir sehen werden, in


dem Gesagten nur Worte, keine Anschauung liegt) ist die Theorie geblieben,


während sich gleichzeitig das Zellstoffgeld in aller Stille die Welt erobert. Freilich


leugnet man noch diese Tatsache, indem man noch von „übertragenen Kräften“


spricht. Das heutige Papiergeld, das in keinem Lande mehr fehlt, lebe nur


darum, weil es seine Wurzeln im Golde stecken habe. Wäre nirgendwo in der


Welt Metallgeld vorhanden, so würde das Zellstoffgeld überall in sich zusammen-


stürzen, wie ein Spatzennest einstürzt, wenn die Burg abgebrochen wird. Dem


Inhaber des Papiergeldes wird Gold versprochen, und dieses Versprechen flößt


ihm die Seele ein. Der „Wert“ des Goldes wird durch die Tatsache oder Hoffnung


einer Einlösung in Gold auf das Papier übertragen. Das Papier- Papiergeld
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geld sei eigentlich wie ein Frachtbrief zu betrachten, den man ja auch verkaufen


kann. Nimmt man aber die Ladung weg, so ist der Frachtbrief leer; nimmt man


das Gold oder das Einlösungsversprechen fort, so wird alles Papiergeld zu


Makulatur. Es sei also nur übertragener „Wert“, der das Papiergeld stützt


Dies ist ungefähr alles, was man gegen die Möglichkeit des Zellstoffgeldes zu


sagen hat. Und man hält wohl allgemein das Gesagte für so entscheidend, daß


jeder, der an seine Urteilskraft glaubt, die Frage, ob Zellstoffgeld möglich sei, a


priori verneint.


Die Frage, die die Praxis stellt, ob das Zellstoffgeld dem Metallgeld gegenüber


Vor- oder Nachteile hat, gehört vorläufig nicht hierher. Zuerst soll die Frage


beantwortet werden, ob man mit Zellstoff Geld machen kann, das, ohne sich an


irgend eine bestimmte Ware, namentlich an Gold und Silber anzulehnen, leben


kann, d. h. die Funktionen eines Tauschmittels übernehmen kann.


Das Geld soll also immer nur den Wert einlösen oder eintauschen können, den


es selbst besitzt.


Aber was ist dieser sogenannte Wert, der dem Zellstoffgeld den Weg zu 


unserem Begriff verlegt, der das Papiergeld als Hirngespinst erklärt? Das


Papiergeld existiert doch; es existiert in vielen Ländern, es existiert in manchen


Ländern auch ohne Anlehnung an das Metallgeld, und überall, wo es existiert,


bringt es den Beweis seiner Existenz in Form von Millionen, die es dem


Monopolbesitzer einbringt. Ist das Papiergeld nun ein Hirngespinst, vom


Standpunkt der Wertlehre aus betrachtet, so sind von demselben Standpunkt aus


betrachtet auch die Produkte jenes Hirngespinstes als solche zu betrachten. 


Sind also die Millionen, die das Reich aus der Notenausgabe zieht, sowie die 


7% Dividende der Reichsbankaktionäre nur Hirngespinste? Oder sind vielleicht


die Rollen vertauscht worden? Ist die Wertlehre vielleicht das Hirngespinst?


Der sogenannte Wert.


„Das deutsche Goldgeld, sagt Karl Helfferich, ist vollwertig, d. h. sein Goldwert


ist durch seinen Stoffwert voll und ganz gedeckt. Feinsilber ist nur halb so viel


wert wie der geprägte Taler, und ähnlich steht es mit unserem deutschen


Silbergeld; es ist unterwertig, sein Stoffwert ist geringer als sein Geldwert 


(S. 11)“.


„Von jeher haben gesunde Staaten den größten Wert auf ein Geld gelegt, 


dessen innerer Wert und dessen Wertbeständigkeit von niemand angezweifelt


wird (S. 46)“.


Karl Helfferich: Die Währungsfrage.


Gold und Silber erfreuten sich allgemeiner Wertschätzung man sammelte sie


demnach, um sich Kaufkraft zu sichern, sie 
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dienten also als Wertbewahrer. Bald waren die Münzen nicht mehr bloß


Tauschwerkzeug, man gewöhnte sich vielmehr, die Werte aller Erzeugnisse


gegen den Geldwert abzuschätzen. Das Geld wurde Wertmesser. Wir schätzen


alle Werte in Geld ab. Alle Wertveränderungen nehmen wir als Änderungen


gegen den Geldwert wahr. Der Geldwert scheint die feste Elle zu sein, die alles


gleichmäßig mißt.


Otto Arendt: Leitfaden der Währungsfrage.


In oben genannten beiden Streitschriften zweier Vertreter der Gold- und


Doppelwährungstheorien wird also dem sogenannten Wert gleichmäßig grund-


sätzliche Bedeutung zuerkannt. Man streitet nicht um die Frage: „Was ist der


Wert“, auch nicht um die kritische Gottl’sche Wertfrage: deckt das Sprachzeichen


Wert ein Singularobjekt, eine Kraft, einen Stoff? Für beide Gegner steht das


Dasein einer Realität, die man Wert nennt, ganz außer Frage. In dieser Sache


von grundsätzlicher Bedeutung haben beide Gegner nicht die geringste


Meinungsverschiedenheit. Beide gebrauchen das Wort „Wert“ und seine ver-


schiedenen Verbindungen vollständig unbefangen, als ob beide überhaupt nie-


mals von einer „Wertfrage“, von einer „Wertforschung“, von einer „Wertlehre“


gehört hätten. Für beide sind die Ausdrücke „Wertstoff, Stoffwert, innerer Wert,


Wertbeständigkeit, Wertmaß, Wertbewahrer, Wertkonserve, Wertpetrefakt,


Wertspeicher, Werttransportmittel, Wertmus und Wertbrei“ eindeutig. [Im Hamburger


Fremdenblatt, Februar 1916, sagt J. A. F. Engel: „Wir müssen zugeben, daß das Gold wohl eine


große Bedeutung hat als Wertmesser(?), aber nicht eine ebenso große Bedeutung als


Wertspeicher.“] Beide setzen stillschweigend voraus, daß auch die große Masse


(die immer viel größer ist als man annimmt und die in vielen Dingen, namentlich


aber in den Währungsfragen, auch die gebildeten Kreise umfaßt) den Sinn dieser


Worte so scharf verstehen wird, wie es bei der grundsätzlichen Rolle, die sie


(dem Anscheine nach) zu spielen haben, für das Verständnis der Schriften er-


forderlich erscheint.


Wie sieht es nun aber in der Wissenschaft aus in Bezug auf diesen Ausdruck?


Wer darüber sich Klarheit verschaffen will, der lese Golds Schrift: „Der


Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie“ [Fischer, Jena.]. Hier


sagt es zwar der Professor aus Höflichkeit gegen seine Kollegen nicht direkt,


aber seine Ausführungen zeigen es klar: Ein Hirngespinst ist der sogenannte


Wert, ein jeder Realität bares Phantasieprodukt.


Übrigens sagt es ja auch Marx, dessen Betrachtung, der Volkswirtschaft von


einer Werttheorie ausgeht – „der Wert ist ein Gespenst“. – Was ihn aber nicht


von dem Versuch abhält, das Gespenst in drei dicken Büchern zu bannen. „Man 
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abstrahiere, so sagt Marx, von den bearbeiteten Substanzen [Arbeitsprodukten, sagt


Marx, doch führt dieser Ausdruck irre. Was nach solcher Abstraktion noch übrigbleibt, das ist keine


Eigenschaft, sondern einfach die Geschichte des Gegenstandes; die Kenntnis, daß an jenem Körper


ein Mensch gearbeitet hatte.] alle körperlichen Eigenschaften, dann bleibt nur noch


eine Eigenschaft, nämlich der Wert.“


Wer diese Worte, die gleich zu Anfang des „Kapitals“ zu lesen sind, hat durch-


gehen lassen und nichts Verdächtiges in ihnen entdeckt hat, darf ruhig weiter-


lesen. Er kann nicht mehr verdorben werden. Wer sich aber die Frage vorlegt,


was ist eine Eigenschaft getrennt von der Materie? Wer also diesen grundlegen-


den Satz im „Kapital“ zu begreifen, also materialistisch aufzufassen versucht, der


wird entweder irre, oder er wird den Satz für Wahnsinn, seinen Ausgangspunkt


für ein Gespenst erklären.


Wie will ein aus Substanz bestehendes Gehirn eine solche absolute


Abstraktion in sich aufnehmen, registrieren, klassifizieren und verarbeiten? Wo


wären denn noch die zum Begriffe nötigen Anhaltspunkte, Verwandtschaften,


Übergänge? Etwas begreifen heißt, sich irgendwo an der Substanz festhalten


(Begreifen = greifen), heißt in unserem Gehirn vorrätige Vergleichsobjekte ge-


funden haben, an die sich der neue Begriff anlehnen kann – aber eine von jeder


Substanz und Energie befreite Abstraktion ist ebenso unbegreiflich, wie der Apfel


für den Tantalus ungreifbar ist.


Die Abstraktion Marxs ist in keinem Schmelztiegel darstellbar. Wie sie sich 


völlig von unserem Verstande loslöst, so auch von allen Substanzen.


Seltsamerweise hat aber diese vollkommene Abstraktion doch noch eine


„Eigenschaft“, und zwar ihre Herkunft, ihre Herkunft von der menschlichen Arbeit


[Marx, Kapital, Bd. 1, S. 4. Sieht man vom Gebrauchswert der Warenkörper ab, so bleibt ihnen nur


noch eine Eigenschaft, die von Arbeitsprodukten.]. Allerdings eine seltsame „Eigenschaft“,


die geeignet ist, die deutsche Sprache in Kauderwelsch zu verwandeln.


Demnach hätte auch das deutsche Geld andere Eigenschaften, je nachdem sein


Stoff vom Hunnenschatz, von den bluttriefenden Milliarden oder von den ehr-


lichen Fäusten der Goldgräber herrührt. Die Herkunft der Waren gehört zur
Geschichte, nicht zu den Eigenschaften der Waren; sonst wäre ja auch die


Behauptung, (die man oft zu hören bekommt), die Seltenheit des Goldes gehöre


zu den Eigenschaften des Goldes, richtig. Und das ist doch ein kompletter


Unsinn.


Ist es aber so, verwechselte Marx die Herkunft und Geschichte der Waren mit


deren Eigenschaften, so dürfen wir uns nicht wundern, wenn er in der weiteren


Behandlung seines Stoffes so Wundersames erblickte und vor dem „Gespenst“


erschrak.
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Ich nenne Marx, aber bei den anderen Wertforschern steht es um kein Haar


besser. Keinem von ihnen ist es gelungen, den „Wertstoff“ zu isolieren, die


„Werteigenschaft“ an irgend eine Substanz zu binden und zu demonstrieren,


immer schwebt der Wert über der Substanz, unfaßbar, unnahbar, wie Erlkönig


zwischen den Weiden.


Alle Forscher sind darin einig, daß, wie Knies sich ausdrückt, die Lehre vom


Wert für die nationalökonomische Wissenschaft von fundamentaler Bedeutung


sei. Wenn aber diese Lehre schon für die Wissenschaft der Nationalökonomie so


wichtig ist, so muß sie es für die Praxis erst recht sein. Wie kommt es aber nun,


daß man sowohl in der Staatswirtschaft, wie in der Privatwirtschaft diese


„Wertlehre“ vollkommen ignoriert? Müßte, wenn diese Lehre wirklich von so 


fundamentaler Bedeutung ist, nicht in jedem Hauptbuch gleich auf der ersten


Seite hinter den Worten „Mit Gott“ auch die „Werttheorie“ angegeben sein, zu der


der Unternehmer schwört und die die Richtung für die Geschäftsführung an-


geben soll?


Und müßte man da nicht annehmen, daß jedes gescheiterte Unternehmen 
seinen Sturz einem schlechten Fundament, d. h. einer unvollständigen oder gar
falschen Werttheorie verdankt?


Aber das ist ja gerade das Interessante an der Behauptung, die Wertlehre


wäre das Fundament der nationalökonomischen Wissenschaft, daß der


Nationalökonomie das Dasein dieses sogenannten Wertes vollkommen unbe-


kannt ist. Sonst geht heute auf allen Gebieten der menschlichen Tätigkeit


Theorie und Praxis Hand in Hand; nur im Handel weiß man nichts von der
Haupttheorie seiner Wissenschaft. Für die Praxis gibt es nur Preise, durch


Nachfrage und Angebot bestimmte Preise, und der Kaufmann, der vom Wert
einer Sache spricht, der denkt dabei an den Preis, den der Besitzer unter den
obwaltenden zeitlichen und örtlichen Verhältnissen wahrscheinlich würde er-
handeln können. Der Wert ist also der ungefähre Preis, der durch den Abschluß
des Handels in einer genau abgemessenen Menge Tauschgüter vergegenständ-
licht wird. Der genaue Wert eines Gutes wird immer in dem dafür erhandelten
Preis ausgedrückt. Der Wert wird geschätzt, der Preis wird gemessen. Das ist


der ganze Unterschied, und die Theorie des Preises muß demnach sowohl auf
den Preis wie auf den Wert anwendbar sein. Eine besondere Theorie des


„Wertes“ ist überflüssig.


Die von unseren beiden Währungspublizisten ohne Kommentar gebrauchten,


zu Anfang erwähnten Ausdrücke enthalten dem Sprachgebrauch entsprechend


ungefähr folgenden Sinn: das Gold hat eine „Eigenschaft“, den sogenannten


Wert, die, wie das Gewicht des Goldes, mit der Substanz des Goldes 
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verwachsen ist, und die wir Wert nennen (Stoffwert). Diese „Eigenschaft“ ist, wie


das Gewicht und die chemischen Affinitäten des Goldes, untrennbar vom Gold


(innerer Wert), unveränderlich und unzerstörbar (Wertbeständigkeit). Wie man


sich das Gold nicht ohne Gewicht, so kann man es sich nicht auch ohne Wert


denken; Gewicht und Wert sind einfach Attribute der Substanz. Ein Kilo Gold ist


gleich ein Kilo Wert: Stoffwert = Wertstoff. Das Vorhandensein des Wertes wird


auf der Wage festgestellt: vollwertig. Ob es noch andere Methoden gibt, den


Wert festzustellen, ist noch nicht sicher. Lackmuspapier bleibt dem Wert gegen-


über indifferent. Die Magnetnadel wird durch den Wert nicht abgelenkt, er wider-


steht auch den höchsten, bekannten Temperaturen, und überhaupt sind unsere


Kenntnisse vom Wertstoff noch etwas kümmerlich. Wir wissen nur, daß er vor-


handen ist, was bei der „fundamentalen Bedeutung“, die der Wert für Theorie


und Praxis hat, eigentlich recht zu bedauern ist. Neue Ausblicke in die Natur des


Wertes eröffnet die von Prof. Dr. Helfferich entdeckte Eigentümlichkeit, daß bei


einigen Wertstoffen der Wert nicht immer im Verhältnis zur Substanz steht.


Wertstoff > oder < Stoffwert. Er hat entdeckt, daß der Wert des Silbergeldes 


doppelt so groß ist wie der der Geldsubstanz, d. h. daß das Silbergeld den Wert


in doppelter Konzentration besitzt – also schon ein Wertextrakt! Diese wichtige


Entdeckung eröffnet uns ganz neue Ausblicke in die Natur des Wertes, denn ist


es gelungen, den Wert zu extrahieren, zu konzentrieren und ihn sozusagen von


der Substanz zu trennen, so steht zu hoffen, daß es der Wertwissenschaft noch


einmal gelingen wird, den Wert chemisch rein darzustellen, was allerdings wieder


ein Widerspruch mit der Theorie ist – denn so kämen wir ja auf großen


Umwegen zur Theorie der Papierwährung – die den Wert als Eigenschaft von


Sachgütern einfach leugnet.


Der Wert ist also ein reines Hirngespinst. Das gibt auch die Erklärung dafür,


was Zuckerkandl sagt: „in der Lehre vom Wert ist noch „beinahe“ alles streitig,


von den Benennungen angefangen“ [Es wäre bei der „fundamentalen Bedeutung der


Sache“ wohl der Mühe wert gewesen, daß uns Zuckerkandl gesagt hätte, was er eigentlich durch 


das Wort „beinahe“ ausschließen will. Oder bezieht sich das „beinahe“ auf das A. B. C, womit die


Wertlehre niedergeschrieben ist?]. Und auch dafür, was von Boehm-Bawerk wie folgt


ausdrückt: „Trotz unzähliger Bestrebungen war und bleibt die Lehre vom Werte


eine der unklarsten, verworrensten und streitigsten Partien unserer


Wissenschaft.“


Hirngespinste sind billig. Auf sich selbst gestellt können sie ein geschlossenes,


widerspruchsloses Ganzes bilden und sich uns so als etwas durchaus mit unse-


rer Vernunft Verträgliches vorstellen. Sie stehen, wie das Wunder, über der


Natur, sie leben, wachsen und gedeihen fröhlich im Hirn des Menschen – doch


hart im Raume stoßen sich die Sachen. In der realen Welt haben Hirngespinste


keinen Raum; sie müssen sich in nichts wieder 
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auflösen. Und es gibt nichts Realeres als die Ökonomie, die private sowohl wie


die staatliche. Substanz und Energie. Was sich hiervon entfernt, kann nicht mehr


sein als ein billiges Phantasieprodukt. Und das ist der Wert. Die auf dem


Wertgespenst aufgebaute Wissenschaft kann nur Gespenster zeitigen und ist zur


Unfruchtbarkeit verurteilt. Während sonst überall die Wissenschaft die Praxis


befruchtet und ihr als Leitstern dient, muß sich bis heute die praktische


Nationalökonomie mit der reinen Empirie behelfen. Ihre Wissenschaft hat es


noch nicht einmal bis zu einer Sprache gebracht, da „von den Benennungen


angefangen, ja noch alles streitig ist“. Die auf der Wertlehre aufgebaute


Wissenschaft besitzt bis heute noch keine Zinstheorie, keine Lohntheorie, keine


Rententheorie, keine Krisentheorie und keine Geldtheorie, wenngleich es nicht


an Versuchen fehlt. Die auf dem Wertgespenst gegründete Wissenschaft vermag


bis heute nicht zu den einfachsten tagtäglichen Ereignissen die wissenschaftliche


Erklärung zu geben, sie kann kein wirtschaftliches Ereignis voraussehen, die


Wirkung irgend einer gesetzlichen Maßnahme im voraus bestimmen


(Abwälzbarkeit der Kornzölle, der Grundsteuer z. B.).


Kein Kaufmann, Spekulant, Unternehmer, Bankier, Zeitungsmann,


Abgeordneter oder Politiker vermag diese Wissenschaft als Waffe oder Schild zu


benutzen; kein einziges deutsches kaufmännisches Unternehmen, selbst die
Reichsbank nicht, wird von theoretischen Erwägungen geleitet. In den


Parlamenten wird die Wissenschaft, die den Wert zum Fundament genommen,


einfach ignoriert; keine einzige Theorie dieser Wissenschaft darf sich rühmen, bis


zur Gesetzgebung sich Bahn gebrochen zu haben. Keine einzige! Vollkommene
Unfruchtbarkeit ist das Zeichen dieser Wissenschaft.


Nur bei solchen Männern, die das Schicksal aus der Volkswirtschaft hinausge-


worfen, die Handel, Spekulation, Profit usw. nur vom Hörensagen kennen, bei


den Lohnarbeitern, hat sich die Wertlehre Jünger geschaffen, die sich von einer


Werttheorie in praktischen Dingen, namentlich in ihren politischen Bestrebungen


und in der Lohnpolitik leiten lassen. In den Köpfen unserer Sozialdemokraten


spukt das Wertgespenst; in den finsteren Kohlengruben, im Lärm und Staub der


Fabriksäle, im Rauch und Qualm der Essen hat der Köhlerglaube an die


Existenz einer Realität, die man Wert nennt, und mit der sich etwas machen läßt,


Platz gegriffen.


Wenn nun diese Unfruchtbarkeit der einzige Übelstand an der Sache wäre, so


könnte man sich leicht darüber beruhigen. Haben nicht Tausende und


Abertausende unserer besten Köpfe ihre kostbare Zeit mit theologischen


Grübeleien verloren? Wenn dazu nun noch einige Dutzend Mann kommen, die


über Wertgrübeleien nicht hinauskommen, so ist das vielleicht zu beklagen, aber


für ein Volk von Millionen nicht allzu tragisch. Aber der Wertglaube kostet uns


mehr als die fruchtbare Mit-   Mitarbeit
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arbeit dieser Männer. Aktiv mit absoluter Sterilität, behaftet, ist die


Wertwissenschaft passiv durch ihre einfache Existenz von vielfältiger Wirkung.


Wir haben im Deutschen Reiche Dutzende von klugen, verständigen


Kaufleuten, geistig regsame Männer, die Bedürfnis nach theoretischer Aufklärung


in allen Wissenszweigen besitzen, die aber gerade jeder theoretischen


Erörterung von Berufsfragen (als welche doch für den Kaufmann die volkswirt-


schaftlichen Fragen zu bezeichnen sind) ängstlich aus dem Wege gehen. Diese


Männer, die alle gesetzlichen Mißgriffe immer in erster Linie verspüren und deren


Folgen bezahlen (oder deren Kosten wenigstens vorschießen), die als die eigent-


lichen Puffer zwischen Volkswirtschaft und Gesetzgebung zu betrachten sind, die


immer der Gefahr ausgesetzt sind, von irgend einer Krise zermalmt zu werden –


lehnen es ängstlich ab, sich an der Diskussion theoretischer Probleme ihres


Faches zu beteiligen. Warum? Einfach, weil sie einerseits in guter deutscher


Zucht aufgewachsen, den Autoritätsglauben nicht haben abschütteln können und


der Ansicht sind, daß die Wissenschaft in den Händen unserer Professoren gut


aufgehoben sei [Wie gut sie in Wirklichkeit hier aufgehoben ist, mag der Leser aus folgenden


Zitaten ersehen:


Bund der Landwirte 7. 8. 1915: In Ruhland wirkte sich von Anfang an der Gedanke aus, theoretisch


das wissenschaftliche Rüstzeug zu liefern, mit dem eine praktische Wirtschaftspolitik die dauernde


Grundlage für eine gesunde Agrar-, Industrie- und Handelsentwicklung schaffen könne. Deshalb ver-


warf er von vornherein die Deutung Roschers über die Aufgaben der Volkswirtschaftslehre, die da


sagt: „Die Volkswirtschaftslehre beschäftigt sich mit dem, was ist und gewesen ist, aber nicht mit
dem, was sein soll.“ Ebenso sagt Schmoller: „Die Wissenschaft hat nicht die Aufgabe, unmittelbar 
auf die Entscheidung des Tages einzuwirken. Das ist Sache des Staatsmannes.“


Schmoller und Roscher hatten eben ganz richtig erkannt, daß wir ja überhaupt noch keine


Volkswirtschaft, sondern nur eine Klassenstaatswirtschaft haben, und daß das Studium der Anatomie


dieses Staates nicht Sache der Schule sein kann. Leider haben sie sich gesträubt, die letzten


Folgerungen aus ihrer Erkenntnis zu ziehen, sie hätten sagen müssen, die Lehre der


Klassenstaatswirtschaft hat überhaupt nichts auf unseren Hochschulen zu suchen. Heraus aus der


Schule mit einem Wissensstoff, der uns seinen Inhalt nicht enthüllen darf. Welch gefährlicher


Korruptionspilz die Volkswirtschaftslehre für die Universitäten ist, sagt Professor Lujo Brentano: 


„In der Volkswirtschaftslehre gelangt eine richtige Lehre erst dann zur Anerkennung, wenn sie den


Interessen einer mächtigen Partei entspricht und nur so lange, als diese mächtig ist; wird eine andere


mächtiger, so gelangen auch die irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der


Mächtigen zu dienen geeignet scheinen.“ (Der Unternehmer. S. 6)]; andererseits, weil sie mit


ihrem klaren, nüchternen Verstande die von den Professoren verzapfte Wertlehre


nicht verstehen, ja den Gegenstand dieser Lehre überhaupt nicht erfassen und


sich nun schämen, diesen geistigen Defekt öffentlich einzugestehen. Diese


Männer mit den skeptischen Blicken, darunter so mancher jüdische Börsenjobber


mit dem scharfen Verstande seiner Rasse, lassen sich mit Phrasen, denen der


Wahnsinn fast aus den Augen stiert, abspeisen. Die Furcht, sich zu blamieren,


hindert sie daran, es öffentlich ein-
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zugestehen, daß sie das Hemd des Königs nicht sehen, daß der Gegenstand der


Wertlehre für sie unsichtbar sei.


Und dies ist die einzige positive Leistung der Wertlehre. Unberechenbar ist der


Schaden, den diese Fiktion der Volkswirtschaft und ihrer Wissenschaft bereitet


hat. Die auf einem Hirngespinst aufgebaute Wissenschaft hat schließlich das


ganze Volk an seinem Verstande zweifeln lassen, das ganze Volk davon abge-


halten, die Ergründung der Gesetze der Volkswirtschaft zur Volkswissenschaft zu


machen.


Eine Geldverwaltung, die von einer (irgend einer) Werttheorie ausgeht, ist zur


Unfruchtbarkeit und Untätigkeit verurteilt. Was könnte man denn am „inneren


Wert“ des Goldes verwalten? Die Fiktion des Wertes macht von vornherein jeden


Fortschritt im Geldwesen unmöglich. Und so braucht es auch weiter keiner


Erklärung, warum wir noch heute genau das gleiche Geldwesen haben, wie vor


4000 Jahren. Theoretisch wenigstens; praktisch ist man zur Papierwährung


(Zellstoffwährung) übergegangen. Allerdings still und heimlich. Es darf es nie-


mand wissen; denn erführen das unsere Professoren, so könnte ihr Alarmruf


ganz gewaltigen Schaden anrichten. Papiergeld, Geld ohne „inneren Wert“, ist ja


nach ihrer Auffassung an sich unmöglich, und Unmögliches muß stürzen.


Warum man aus Papier Geld machen kann.


a)   Die Tatsache.
Das Papiergeld, so sagt man also, sei unmöglich, weil das Geld doch immer


nur seinen eigenen, inneren „Wert“, seinen Stoffwert oder Wertstoff eintauschen


kann und weil doch das Papiergeld keinen solchen „Wertstoff“ besitzt.


In eigentümlichem Gegensatz zu dieser Behauptung steht aber die Tatsache,


daß der gewaltige, moderne Warenaustausch in der Welt fast ausschließlich mit


Papiergeld oder nur zum Teil mit Gold gedeckten Banknoten abgewickelt wird.


Man kann heute auf irgend einem beliebigen Breitengrad die Reise um die Welt


machen, ohne anderes Geld als Papiergeld oder Banknoten auszugeben oder zu


erhalten. Deutschland, England und die Türkei sind meines Wissens heute die


einzigen Kulturländer mit vorwiegend metallenem Geldumlauf, sonst sieht man


die Goldmünzen nur noch ausnahmsweise im Verkehr.


In Norwegen, Schweden, Dänemark, Österreich, Holland, Belgien, Schweiz,


Rußland, Italien, Frankreich, Spanien, Griechenland, Vereinigte Staaten von


Nordamerika, Kanada, Mexiko, Brasilien, Argentinien, Paraguay, Chile,


Australien, Neuseeland, Brit. Indien, Japan, Holl. Indien, also fast in der ganzen


Welt, wickelt sich der Handel ganz allgemein mit Papiergeld oder Banknoten,


sowie sogenannten Scheidemünzen ab. Wer Gold haben will, muß die Reise zur


Hauptstadt antreten und das Gold 
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von der Emissionsbank fordern – dann erhält er oft auch nur Gold in Barren,


nach Abzug einer Prämie. Im Verkehr verlangt in all diesen Ländern niemand die


Zahlung in Gold, ja, in manchen dieser Länder gibt es, wie in Argentinien,


Uruguay, Mexiko, Indien, überhaupt keine goldenen Münzen, die nominell mit


dem Landesgeld übereinstimmen. Kaufen wir in Deutschland mit gemünztem


Gold Wechsel auf irgend eines der oben genannten Länder, so werden uns diese


Wechsel ganz regelmäßig mit Papier ausgezahlt, oder wenn wir nicht dagegen


Einspruch erheben, mit einem Sack voll Silbermünzen, die durch einen einfachen


Hammerschlag die Hälfte ihres „Wertstoffes“ verlieren würden (frei nach


Helfferich).


Diese Banknoten versprechen zwar laut Inschrift dem Inhaber eine bestimmte


Menge Gold, und darauf gründet auch die allgemeine Ansicht, daß es sich hier


nicht um Papiergeld handelt, jedoch genügt dieser Umstand nicht für die


Erklärung der Tatsache, daß auf je einen Rubel, Rupie oder Dollar in Gold, zwei,


drei und mehr Rubel, Rupie oder Dollar in Papiergeld entfallen. Zwei Drittel der


umlaufenden Banknoten sind nicht durch Gold gedeckt, zwei Drittel der um-


laufenden Banknoten müssen darum auch anderen Umständen als dem


Einlösungsversprechen ihr Dasein und ihre Eigenschaften verdanken. Es 


müssen in der Welt im Handel, auf der Börse, kurz irgendwo Kräfte vorhanden


sein, die den Inhaber der Banknoten davon abhalten, die Einlösung in Gold zu


verlangen, Kräfte, die die sonst unverständliche Tatsache erklären können, daß


die Gläubiger der Emissionsbank (die Inhaber der Banknoten) 10–20 bis 100


Jahre lang auf die Geltendmachung ihrer Forderungen verzichten, wie es ja auch


Kräfte geben muß, die es bewirken daß die Münzen Jahrhunderte lang von der


Goldschmiede fernbleiben.


Ich werde gleich die Quelle dieser Kräfte aufdecken. Jetzt will ich nur ihr


Dasein feststellen, „um den Leser für meine Behauptungen empfänglich zu


machen, daß in all den oben genannten Ländern es sich trotz der Inschrift der


Banknoten nicht mehr um Metallgeld, sondern um Papiergeld handelt.


Wenn der Staat auf ein Stück Papier schreibt:


„Dies sind 10 Gramm in Gold“,


so glaubt es alle Welt, und es kommt vor, daß ein solcher Papierfetzen unge-


hindert Jahrzehnte lang pari mit massivem Gold zuweilen sogar mit Aufgeld von


Hand zu Hand geht [In Schweden bezahlt man augenblicklich (1916) für 100 Kronen in


Papiergeld 105 Kronen Gold.].


Wenn aber derselbe Staat auf einem gleichen Stück Papier die Lieferung einer


Milchkuh versprechen würde, so kämen die Inhaber solcher Zettel schon gleich


am nächsten Tage alle – mit einem Strick, um die Kuh abzuholen.


Wenn aber ein Papierzettel ein Quantum Gold so vollständig Jahrzehnte lang


bei einer unendlichen Reihe von Menschen in 
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den verschiedensten wirtschaftlichen Lagen so vollständig ersetzen kann, 


während ein gleicher Zettel eine Kuh oder irgend einen anderen


Gebrauchsgegenstand keine 24 Stunden vertreten kann, so beweist das, daß


der Papierzettel und die Goldmünze für alle Bürger in allen wesentlichen für sie


in Betracht kommenden Eigenschaften vertretbar, d. h. gleichgültig sind, daß


Goldblech und Papierzettel allen die gleichen Dienste erweisen. Ferner: wenn


das Einlösungsversprechen die Deckung der Banknote wäre, die sie in Umlauf


erhält, wenn demnach die Banknote als einfacher Schuldschein zu betrachten


wäre, wenn der Aussteller Schuldner, der Inhaber Gläubiger wäre (wie bei einem


Wechsel), so müßten doch auch der Regel nach die Emissionsbanken ihren


Gläubigern, d. h. den Inhabern der Banknoten Zins zahlen – wie das doch bei


allen Schuldscheinen ausnahmslos der Fall ist. Und doch ist bei der Banknote


das Verhältnis auf den Kopf gestellt; hier ist es der Schuldner, die Bank


(Aussteller), der den Zins erhebt und der Gläubiger (Inhaber), der den Zins


bezahlt. Um dieses Wunder zu bewirken, um das Verhältnis vom Gläubiger zum


Schuldner derart umzustürzen, daß die Emissionsbank ihre Schulden
(Banknoten, Emissionsrecht) als das köstlichste Kapital betrachten kann, müssen


doch der Banknote Kräfte besonderer Art eigen sein, die sie aus der Kategorie


der Schuldscheine herausheben.


Ferner: wenn die Banknoten als Schuldscheine des Staates zu betrachten


sind, so bleibt auch die Tatsache unerklärlich, daß solche Schuldscheine, trotz-


dem sie dem Inhaber keinen Zins eintragen, dabei nur zu 1/3 gedeckt sind und


nicht amortisiert werden, der Regel nach höher im Kurs stehen als die Titel der


gewöhnlichen Staatsschulden, die dem Inhaber Zins eintragen und die durch die


Staatsgewalt und durch die Staatseinnahmen gedeckt sind. Wie z. B. 100 Mark


in Reichsbanknoten, die auch vom Inhaber (Gläubiger) verzinst werden, heute


117 Mark Reichsanleihe gelten, die dem Inhaber 3% Zins einbringen. (1911.)


Auf Grund dieser Tatsachen leugnen wir also, daß es das


Einlösungsversprechen ist, das den Banknoten und dem gemeinen Papiergeld


den Lebensodem einflößt. Wir behaupten, daß es irgendwo anders im Handel


Kräfte geben muß, die die Rolle spielen, die man heute allgemein dem


Metallfonds (der sogenannten Deckung) oder dem Einlösungsversprechen


zuschreibt; wir behaupten, daß diese augenblicklich hier noch verborgenen


Kräfte, die, wie wir gesehen haben, einen Schuldschein (Banknoten) in ein
Kapital verwandeln, die den Gläubiger zwingen, dem Schuldner Zins zu zahlen,


auch durchschlagend genug sind, um für sich allein die Rolle des Geldes auf


dem Markte durchzuspielen. Wir behaupten auf Grund der oben genannten


Tatsachen klipp und klar, daß man Geld aus Zellstoff machen kann, das ohne


Einlösungsversprechen irgend einer Art, ohne Anlehnung an irgend eine


bestimmte Ware (Gold z. B.) die Inschrift trägt:
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„Ein Taler“ (Mark, Schilling, Frank usw.)


oder mit mehr Worten


„Dieser Zettel ist an und für sich ein Taler“
oder: 


„Dieser Zettel gilt im Handel, an den Staatskassen und vor 
Gericht 100 Taler“


oder um den Sachverhalt zwar ohne Gewinn für die Klarheit aber drastischer


darzustellen:


„Wer diesen Zettel zur Einlösung bei der Reichsbank 


vorzeigt, erhält dort ohne Legitimation 100 Knutenhiebe (negatives


Zahlungsversprechen).


Auf den Märkten, in den Läden aber erhält der Inhaber an Waren soviel wie


ihm Nachfrage und Angebot zusprechen werden, mit einem Wort: was er mit 


diesem Zettel im Lande erhandeln kann, das ist es, was er beanspruchen kann.


Ich glaube, ich habe mich hier deutlich genug ausgedrückt und daß kein


Zweifel mehr darüber bestehen kann, was ich unter dem Ausdruck Papiergeld


verstehe.


Jetzt wollen wir den Kräften nachspüren, die es möglich machen, daß das 


Volk sich um Zettel mit irgend einer der obigen Inschriften reißt, daß man zur


Erlangung solcher Zettel im Schweiße des Angesichts arbeitet, daß man seine


Produkte, die Waren mit Wertstoff und Stoffwert gegen solche Fidibusse hergibt,


daß man Schuldscheine, Wechsel, Pfandbriefe, die auf solche Zettel lauten,


annimmt und als sogenannte Wertbewahrer oder Wertkonserven aufbewahrt,


daß man nachts weinend auf dem Bette sitzt, nachgrübelnd, wie man sich solche


„Papierwische“ für den fälligen Wechsel verschaffen kann; wie man auch


Bankerott macht, gepfändet wird und der Unehre verfällt man, weil man seiner


Verpflichtung, Zettel mit obiger Inschrift zu einer bestimmten Stunde, an einem


bestimmten Ort abzuliefern, nicht nachkommen kann und schließlich, wie man


jahraus, jahrein, ohne Vermögensverlust in Saus und Braus leben kann, weil


man solche Zettel als „Kapital“ irgendwo angelegt hat. Die geheime Quelle, aus


welcher der Papierfidibus, das Papiergeld und das Geldpapier, das Geld der


John Law und anderer Papiergeldschwindler, der Greuel aller Nationalökonomen


und Krämerseelen, die Lebenskräfte zu solchen Taten schöpft, soll jetzt aufge-


deckt werden.


b)  Die Erklärung der Tatsache.
Wenn ein Mensch irgend einen Gegenstand braucht und haben will, und es


trifft sich, daß der gesuchte Gegenstand im Besitze anderer, und sonst nicht zu
haben ist, so wird er sich in der Regel genötigt sehen, etwas von seiner Habe
anzubieten, um den Besitzer der gesuchten Sache zu veranlassen, ihm das, was
er braucht, abzutreten. Er wird also den Gegenstand durch Tausch an sich brin-
gen. Und selbst dann wird er das tun 
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müssen, wenn dem anderen der gesuchte Gegenstand stofflich nutzlos ist. Es
genügt, wenn der Eigentümer weiß, daß der Andere den Gegenstand braucht
oder gar haben muß, dann gibt er ihn sicher nicht umsonst, ja, in vielen Fällen
wird es vorkommen, daß jemand eine Sache nur darum aufhebt und in Besitz
nimmt, weil er weiß, daß hinter ihm jemand folgt, der die Sache nützlich ver-
wenden kann. Und je dringender dieser Andere den Gegenstand braucht, um so
höher wird der Besitzer seine Forderungen schrauben.


Das hier Gesagte erscheint heute so selbstverständlich und natürlich, daß viele


es für überflüssig ansehen werden, es auszusprechen, ja, so viel ich weiß, ist es


hier das erste Mal, daß in einer volkswirtschaftlichen Schrift dieser Satz nieder-


geschrieben wird. Und doch handelt es sich hier um das eigentliche Grundgesetz


der heutigen Volkswirtschaft; das Grundgesetz des Handels, der wirtschaftlichen


Beziehungen der Bürger untereinander und der Bürger zum Staate.


Die obige „welterschütternde“ Entdeckung (!) ist nicht weniger blöde und dumm und selbstver-


ständlich als die Newton’sche Entdeckung der Schwerkraft. Dafür hat sie auch für die Volkswirtschaft


die gleiche bahnbrechende Bedeutung, die der Newton’schen Entdeckung für die Wissenschaft zuge-


sprochen wird.


Durch die Inbesitznahme oder Aneignung eines Gegenstandes, den man nicht


selbst gebrauchen kann, der aber, wie wir annehmen oder wissen, von anderen


gesucht wird, können wir nur einen Zweck verfolgen: wir wollen diesen anderen


Verlegenheiten bereiten und diese Verlegenheiten ausbeuten. Wir wollen Wucher


mit dem Gegenstand treiben, denn jemand in Verlegenheit bringen und diese


Verlegenheit ausbeuten, heißt Wucher treiben.


Der Umstand, daß diese Ausbeutung eine gegenseitige ist, beschönigt viel-


leicht den Sachverhalt, ändert aber nichts daran, daß die wechselseitige


Ausbeutung der Notlage des Nächsten [Man braucht hier durchaus nicht immer an frie-


rende Bettler zu denken. Der 1000fache Millionär Rockefeller ist jedesmal in solcher „Notlage“, wenn


Brennstoffsurrogate den Absatz des Petroleums hemmen. Auch Krupp ist jedesmal in „Notlage“,


wenn er für die Erweiterung seines Werkes den Acker eines Bäuerleins braucht.] die nach allen


Regeln Kaufmännischer Kunst betriebene gegenseitige Plünderung die


Grundlage unserer Volkswirtschaft bildet, die Grundlage, auf der der Tausch aller


Waren sich abspielt, das ökonomische Grundgesetz, welches das


Tauschverhältnis der Produkte, die Preise der Waren selbstherrlich bestimmt.


Nähme man diese Grundlage fort, so würde unsere Volkswirtschaft in sich


zusammenstürzen, und es bliebe für den Austausch der Produkte kein anderes


Kriterium übrig, als sie nach christlicher, sozialistischer, kommunistischer, brüder-


licher Vorschrift gegenseitig zu verschenken.
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Sind Beispiele nötig zur Erläuterung dieses Satzes?


Warum erhebt die Post für einen Brief 10 Pf. und für eine Drucksache 3 Pf.,


trotzdem die Leistung der Post bei beiden Gegenständen die gleiche ist? Doch


nur, weil der Briefschreiber in der Regel zwingende Gründe für den Brief hat,


während der Versand der Drucksache oft unterbleiben würde, wenn das Porto


höher wäre. Der Briefschreiber ist in einer Zwangslage, der Absender der


Drucksache nicht, darum allein muß der Briefschreiber für die gleiche Leistung


das doppelte Porto bezahlen!!


Warum werden in Deutschland Apotheken mit einem Inventar von 10.000 Mark


für eine halbe Million verkauft? Weil das Staatsmonopol dem Apotheker gestattet,


die Notlage der Kranken schonungsloser auszubeuten, als es bei Freihandel


möglich wäre, weil die auf Krücken ankommenden Kunden nicht wie ein gesun-


der Springinsfeld den Wettbewerb der Nachbarapotheke ausspielen können.


Warum gehen oft die Preise des Getreides in Deutschland, trotz reicher Ernten,


in die Höhe? Weil der Grenzzoll den Wettbewerb ausschließt, weil der Bauer


weiß, daß seine Landsleute sein Getreide kaufen müssen usw.


Es heißt zwar, die „Marktverhältnisse“ trieben die Preise auf und ab, man sucht


das persönliche Moment, die Handlung auszuschließen und einen Sündenbock


für solchen Wucher verantwortlich zu machen, indem man sagt, die Preise 


würden durch Nachfrage und Angebot bestimmt; aber was wären solche


Marktverhältnisse, solche Konjunkturen, was wären Nachfrage und Angebot


ohne handelnde Personen? Diese handelnden Personen bewirken die


Preisverschiebungen, und als Werkzeug dienen ihnen die Marktverhältnisse. 


Die handelnden Personen aber sind wir, wir alle, das Volk. Jeder, der etwas zu


Markte trägt, ist von demselben Geist beseelt, so hohe Preise zu fordern, wie es


die Marktverhältnisse zu fordern gestatten. Und jeder sucht sich zu entschuldi-


gen (wie auch jeder durch die Wechselseitigkeit des ganzen Systems entschul-


digt wird), indem er sich auf die unpersönlichen Marktverhältnisse beruft.


Freilich, wer wie Karl Marx behauptet, daß sich die Waren selbst austauschen


und zwar im Verhältnis zu „ihrem Werte“, der braucht nicht zu wuchern, der


braucht keine Notlage auszubeuten, der kann seine Arbeiter aushungern, seine


Schuldner auswuchern, ohne Gewissenspein zu empfinden. Denn den Wucher


begeht in diesem Falle nicht er, sondern die Sache, sein Eigentum. Nicht er


tauscht, sondern die Wichse tauscht sich gegen Seide, Weizen, Leder [Das Kapital


Bd. 1, S. 3.]. Die Ware begeht also den Handel und zwar auf Grund „ihres Wertes“.


Wer aber diese mysteriöse, gespensterhafte Eigenschaft der Waren, den soge-


nannten „Wert“ nicht zu erfassen vermag und darum den Tausch der Produkte


als eine Handlung, die Waren 
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und Marktverhältnisse als ein Werkzeug dieser Handlung betrachtet, der wird für


solche Handlung, wie bereits erwähnt, keine anderen Richtpunkte finden, als den


Wunsch, der alle Warenbesitzer beseelt, möglichst wenig zu geben und mög-


lichst viel zu nehmen. Er wird bei jedem Tausch, in den Lohnverhandlungen wie


bei den Börsenjobbern, beobachten, wie alle Parteien sich danach erkundigen,


wie die Marktverhältnisse sind, ob der Käufer dringend der Ware bedarf, und


namentlich wird er sich hüten zu zeigen, daß er selbst es nötig hat, seine Waren


eilig zu verkaufen. Kurz, er wird sich überzeugen, daß die Grundsätze des


Wuchers auch die des Handels im allgemeinen sind, er wird zwischen Handel


und Wucher nur quantitative, keine qualitativen Unterschiede feststellen. Der


Warenbesitzer, der Arbeiter, der Börsianer hat es auf die Ausbeutung der


Marktlage, des Volkes en Gros abgesehen. Der Professionswucherer konzen-


triert seine Angriffe mehr auf eine Person; das ist vielleicht alles, was den Handel


vom Wucher unterscheidet.


Darum wiederhole ich: Die Ausbeutung der Notlage des Nächsten, um für eine
möglichst geringe Leistung eine möglichst große Gegenleistung herauszuholen,
das ist die Energie, welche den Austausch der Produkte leitet und beherrscht.


Es ist nötig, dieses mit rücksichtsloser Klarheit festzustellen, denn nur von die-


ser Erkenntnis aus kann die Möglichkeit des Papiergeldes voll begriffen werden.


Angenommen nun, Müller wäre auf irgend eine Weise in den Besitz eines für


irgend eines seiner geistigen oder körperlichen Bedürfnisse nutzlosen


Stückchens Geldpapier gelangt, und Schulz ersucht ihn, ihm den Fetzen zu über-


lassen, weil er ihn zu irgend einem Zwecke gebrauchen kann, so wird nach 


obiger Erkenntnis Müller das Geldpapier nicht unentgeltlich hergeben.


Die Entgeltlichkeit aber würde schon das Geldpapier in Papiergeld verwandeln,
denn alles, was wir zunächst vom Papiergeld erwarten, ist, daß es mehr als das
Geldpapier kostet. Es soll nicht umsonst zu haben sein. Seinen Zweck erfüllt ja


das Geld dadurch, daß immer wieder jemand das Geld sucht und zu seiner


Erlangung etwas in Tausch geben muß.


Die bürgerlichen und sozialistischen Lehrsätze verneinen solche Entgeltlichkeit,


müssen sie verneinen, denn die Entgeltlichkeit würde die Hergabe des


Geldpapieres zu einem Tausche stempeln, und der Tausch setzt nach ihren


Worten den Tauschwert, den Stoffwert oder Wertstoff voraus, und wir nehmen


an, daß jenes Stückchen Geldpapier frei sei von Tauschwert, Wertstoff oder


Stoffwert. (Ganz einerlei, ob sich einer unter diesen Ausdrücken etwas vorstellen


kann oder nicht.) Beim Tausche könne ja eine Ware immer nur den Wert ein-


tauschen, den sie selber besitzt (innerer Wert), so sagt die bürgerliche und 


sozialistische „Wertlehre“, und wenn der gedachte Fetzen Geld-


Geldpapiers
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papiers keinen Tauschwert besitzt, so ist der Tausch, jede Entgeltlichkeit ausge-


schlossen. Es fehle für solchen Tausch sowohl jedes „Wertmaß“ zur


„Ausmessung“ der Gegenleistung, wie auch die „Werteinheit“ zur „Berechnung“


der Gegenleistung. Geldpapier und Waren seien einfach inkommensurable


Größen.


Wir brauchen also zur Erklärung der Möglichkeit, daß Geldpapier sich in


Papiergeld verwandeln kann, nur noch nachzuweisen, daß Schulz wirklich in die


Lage kommen kann, das im Besitze Müllers befindliche Stückchen Geldpapier an


sich zu bringen.


Ein solcher Nachweis ist aber leicht genug zu erbringen.


Die Produkte der Arbeitsteilung [Unter Arbeitsteilung ist hier solche Arbeit zu verstehen, die


Tauschgegenstände, also Waren erzeugt, im Gegensatz zur Urwirtschaft, die auf die unmittelbare


Bedürfnisbefriedigung gerichtet ist. Die industrielle Arbeitsteilung, darin bestehend, daß die


Herstellung der einzelnen Waren in Teile zerlegt wird, ist nur technische Arbeitsteilung und nicht mit


der ökonomischen Arbeitsteilung zu verwechseln.], die Waren, sind von vornherein für den


Tausch bestimmt, d. h., sie haben für ihre Verfertiger die gleiche Bedeutung, die


das Geld für uns alle hat – sie sind als Tauschobjekt nützlich. Nur die Aussicht,


die Produkte (Waren) gegen andere Waren tauschen zu können veranlaßt die


Produzenten, die Urwirtschaft zu verlassen und die Arbeitsteilung einzuführen.


Zum Tausch der Produkte gehört aber wieder ein Tauschmittel, sogenanntes


Geld, denn ohne solches Tauschmittel wäre man auf den Tauschhandel ange-


wiesen, von dem wir wissen, daß er bei einer gewissen Entwicklung der


Arbeitsteilung einfach versagt. Jeder kann sich leicht vorstellen, daß der


Tauschhandel ganz primitive Zustände voraussetzt.


Das Geld, ein Tauschmittel, ist die Grundlage und Voraussetzung entwickelter


Arbeitsteilung, der sogenannten Warenproduktion. Für die Arbeitsteilung ist ein
Tauschmittel unentbehrlich. Ich brauche dies hier nicht weiter darzutun – diese


Seite des Geldwesens ist von der volkswirtschaftlichen Literatur genügend


betrachtet worden.


Aber es gehört zum Wesen eines Tauschmittels, daß bei der Herstellung des-


selben die Gewerbefreiheit auf irgend eine Weise ausgeschaltet werde. Stände


es jedermann frei, Geld zu verfertigen, und zwar jeder nach seiner Weise, so


würde die Vielgestaltigkeit solchen Geldes dieses für den Zweck, den es erfüllen


soll, einfach unbrauchbar machen. Jeder würde sein eigenes Produkt als Geld


erklären, und damit wären wir ja wieder beim Tauschhandel angekommen.


Wie nötig die Einheitlichkeit im Geldwesen ist, erkennt man auch daran, daß


man nicht einmal mit der Doppelwährung auskommen zu können glaubte. Und


wie wäre es, wenn man sich zwar über die Goldwährung geeinigt hätte (eine 


solche 
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„Einigung“ fällt aber an sich schon mit dem Begriff „Staat“ zusammen, denn alles


das, worüber wir Einigung erreicht haben, bildet das eigentliche Baumaterial des


Staates), man aber die Gewerbefreiheit in der Herstellung der Münzen beibe-


halten hätte und nun Münzen von jedem möglichen Feingehalt umliefen?


Wie aber auch immer diese notwendige Ausschließung der Gewerbefreiheit bei


der Herstellung des Geldes erzielt wird, ob durch gesetzliches Verbot, oder durch


natürliche Schwierigkeiten für die Beschaffung des Materials (Gold, Kauri usw.),


ob man dabei bewußt vorgegangen ist, wie beim Papiergeld, oder unbewußt, wie


beim Gold, ob das Volk in einer Versammlung feierlich darüber beschloß, oder


dem Schube der vorwärtsdrängenden Volkswirtschaft nachgab, einerlei, es 


handelt sich da um eine Handlung des Volkes, und was ist eine solche einmütige


Handlung anders als ein Gesetz, als eine staatliche Handlung? Das Tauschmittel


trägt also immer den Charakter einer staatlichen Einrichtung, und diese


Bezeichnung verdient sowohl das gemünzte Metall, wie auch die Kaurimuschel


und die Banknote. Von dem Augenblick an, wo das Volk dazu gekommen ist


(einerlei wie), einen bestimmten Gegenstand als Tauschmittel anzuerkennen, hat


dieser Gegenstand den Charakter einer staatlichen Einrichtung.


Also entweder staatliches Geld oder überhaupt kein Geld. Gewerbefreiheit in


der Herstellung des Geldes ist einfach unmöglich. Ich brauche mich auch hier


nicht weiter aufzuhalten, denn die Sache ist selbstverständlich.


Der Umstand, daß wir heute die Produktion des Geldstoffes freigeben und


dabei durch das freie Prägerecht den Geldstoff praktisch zu Geld machen, sagt


gar nichts gegen diesen Satz, denn trotz Prägerecht ist der Geldstoff an und für


sich doch kein Geld, wie die Geschichte der preußischen Taler das schlagend


beweist. Dieses freie Prägerecht wird durch Gesetz erteilt, haftet also nicht am


Gold und kann durch Gesetz jeden Tag zurückgezogen werden. (Silbersperre.)


Übrigens ist diese Gewerbefreiheit in der Produktion des Geldstoffes (Gold)


auch nur eine nominelle, da die Natur der Goldproduktion diese Freiheit wieder


zunichte macht.


Auch der Umstand, daß man früher in manchen unentwickelten Ländern, z. B.


in Nordamerika während der Kolonialzeit, Pulver, Salz, Tee, Felle usw. als


Tauschmittel benutzte, sagt nichts gegen obigen Satz, denn hier handelt es sich


direkt um Tauschhandel, nicht um Geld. Das im Tausch gegen die eigenen


Produkte erhaltene Salz (Tee, Pulver usw.), wurde einfach im Hause verbraucht


und nicht weitergegeben. Diese Waren zirkulierten nicht, sie kamen niemals zum


Ausgangspunkt (Hafen) zurück, sondern wurden ihrer körperlichen Eigenschaften


wegen gekauft und verbraucht. Sie mußten immer wieder durch neue ersetzt


werden. Zum Wesen des Geldes gehört es aber, daß 
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das Geld nicht seines Materials (Geldstoffes) wegen gekauft werde, sondern sei-


nes Charakters als Tauschmittel wegen: daß es nicht verbraucht, sondern nur als


Tauschmittel gebraucht werde. Das Geld beschreibt einen Kreis, den es ewig


durchläuft; es kehrt zum Ausgangspunkt zurück. Um als Geld betrachtet werden


zu können, hätte das Teepaket, nachdem es von China kommend jahrelang


durch die Kolonien Nordamerikas gepilgert war, wieder mal nach China zurück-


wandern müssen, wie das doch mit den jetzigen Silberdollars in Amerika der Fall


ist, die etwa von Colorado kommend auf dem Handelswege nach China gelan-


gen, dort sich jahrzehntelang herumtreiben, um gelegentlich wieder auf dem


Handelswege zur Lohnzahlung in die Silbergruben Colorados hinabzusteigen.


Das Teepaket wurde auch immer teurer, je weiter es sich vom Hafen entfernte,


alle Fracht, Handels- und Zinsspesen wurden auf seinen Preis geschlagen, wäh-


rend obiger Silberdollar, nachdem er vielleicht zehnmal die Reise um die Welt


gemacht, dem Arbeiter in der Silbergrube zum gleichen Preise, wofür er ihn


ursprünglich geliefert, zurückgegeben werden mag. In fast allen Ländern findet


man Münzen, die 100 und mehr Jahre alt sind, die vielleicht 100.000mal den


Besitzer gewechselt haben, ohne daß es in der langen Reihe einem einzigen je


eingefallen wäre, sie zu konsumieren, d. h., sie des Silber- oder Goldgehaltes


wegen einzuschmelzen. Sie sind 100 Jahre lang als Tauschmittel gebraucht wor-


den. 100.000 Besitzern waren sie nicht Gold, sondern Geld, keiner von ihnen


bedurfte des Geldmaterials. Das Kennzeichen des Geldes ist eben, daß dem


Inhaber das Geldmaterial gleichgültig ist. Darum, d. h, dieser absoluten


Gleichgültigkeit wegen, ist es auch allein erklärlich, daß giftige, mit Grünspan


überzogene Kupfermünzen, verschlissene Silbermünzen, schöne Goldmünzen,


bunte Papierfetzen pari einherlaufen.


Etwas anders als mit dem Tee verhält es sich schon mit den Kauri-Muscheln,


die in Innerafrika als Tauschmittel benutzt werden und die schon mehr Ähnlich-


keit mit dem Geld haben. Die Kaurimuschel wird nicht konsumiert; ihr gegenüber


sind die Käufer viel gleichgültiger als die Käufer von Tee und Pulver. Sie 


zirkuliert, braucht nicht immer ersetzt zu werden, mag sogar zuweilen zum


Ausgangspunkt, der Küste zurückgelangen. Hier und da mag sie wohl auch von


den Fräulein zu extramonetären Zwecken als Zierart verwendet werden, aber


ihre wirtschaftliche Bedeutung stützt sich nicht mehr auf diese Verwendung. Die


Kaurimuschel würde sicherlich wohl weiter als Tauschmittel verwendet werden,


falls sie als Zierart ganz außer Mode käme, vorausgesetzt, daß kein anderer


Gegenstand die Kaurimuschel als Tauschmittel vom Markte verdrängte. Sie wäre


dann reines Tauschmittel, wirkliches Geld, wie unsere Kupfer-, Nickel-, Silber-


und Papiermünzen, die ja auch keine andere Verwendung wirtschaftlich zulas-


sen, als die eines Tauschmittels. Und wir könnten sie auch, wie unser heutiges


Geld, als staatliches Geld oder wenigstens gesellschaftliches Geld bezeichnen,


mit 
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der Einschränkung, die der Begriff Staat in so primitiven Verhältnissen erfährt.


Das Staatsmonopol der Geldfabrikation wäre hier, ähnlich wie bei der


Goldwährung, durch die Unmöglichkeit gewahrt, Muscheln nach Belieben zu pro-


duzieren, da sie Tausend Meilen weit am Meeresstrand gefunden werden. (Die


Muschel ist, wie das Gold für den Europäer, nur auf dem Handelsweg, durch


Tausch erreichbar.)


Ist es aber so, daß für die Arbeitsteilung ein Tauschmittel, also Geld, unent-


ratbare Voraussetzung ist, und daß ein solches Tauschmittel nur als staatliches,


d. h. vom Staate verfertigtes oder kontrolliertes Geld, von staatlichen Gesetzen,


speziellen Währungsgesetzen beherrschtes Geld denkbar ist, so fragt es sich,


was der Warenproduzent mit seinen Produkten anfangen kann, falls er sie auf


den Markt bringt, und er dort auf kein anderes Geld stößt, als Geldpapier, weil
der Staat kein anderes Geld als Papiergeld herstellt? Weist der Produzent das


Geld zurück (etwa weil es den bürgerlichen und sozialistischen Werttheorien


widerspricht), so muß er auch auf den Austausch seiner Produkte verzichten und


die Kartoffeln, Zeitungen, Besen oder was es sei, wieder nach Hause bringen,


um sie dort selber zu verbrauchen. Auf sein Gewerbe, auf die Arbeitsteilung muß


er überhaupt verzichten, denn wie will er etwas kaufen, wenn er selber nichts


mehr verkauft, wenn er das Geld, das der Staat in Umlauf gesetzt hat, nicht


annehmen will? Er wird also der Regel nach nur 24 Stunden streiken können,


nur 24 Stunden wird er seiner Werttheorie treu bleiben und gegen den


„Papiergeldschwindel“ protestieren können. Dann werden ihn Hunger, Durst und


Kälte mürbe machen und ihn zwingen, seine Waren gegen Papiergeld anzu-


bieten, dem der Staat die Inschrift gegeben:


„Der Vorzeiger dieses erhält auf der Reichsbank


– 100 Knutenhiebe, –


auf den Märkten aber an Waren soviel, wie ihm 


Nachfrage und Angebot zumessen werden.“


Hunger, Durst und Kälte (zu denen sich noch der Steuerexekutor gesellen


mag) werden alle, die nicht zur Urwirtschaft zurückkehren können, (heute die


ausnahmslose Regel für die Bürger eines modernen Staates) alle, die die


Arbeitsteilung, ihr Gewerbe weiter betreiben wollen, zwingen, ihre Produkte


gegen das vom Staate ausgegebene Geldpapier anzubieten, d. h. mit ihren


Produkten Nachfrage nach Geldpapier zu halten, und diese Nachfrage wird 


wiederum alle, die in den Besitz solchen Geldpapieres gelangt sind, veranlassen,


dieses nicht umsonst herzugeben, sondern soviel dafür zu fordern, wie es die


Marktverhältnisse gestatten werden.


Das Geldpapier verwandelte sich also in Papiergeld:


1. Weil die Arbeitsteilung große Vorteile bietet.


2. Weil die Arbeitsteilung Waren erzeugt, die nur als Tauschobjekte dem 


Verfertiger nützlich sind. 
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3. Weil der Austausch der Waren, bei einer gewissen Entwicklung der 


Arbeitsteilung, ohne Tauschmittel unmöglich wird.


4. Weil das Tauschmittel, seiner Natur nach, nur als gesellschaftliches, 


staatliches Geld denkbar ist.


5. Weil nach unserer Annahme der Staat kein anderes Geld als nur 


Geldpapier verfertigte.


6. Weil alle Besitzer der Waren vor der Entscheidung standen, entweder 


das Geldpapier des Staates im Tausch gegen ihre Produkte anzuneh-


men, oder aber auf die Arbeitsteilung zu verzichten und


7. schließlich, weil die Inhaber des Geldpapieres dieses nicht umsonst her-


gaben, sowie sie sahen, daß die in Verlegenheit gebrachten 


Warenbesitzer ihre Waren gegen Geldpapier anboten.


Der Beweis, daß man Geld aus Zellstoff machen kann, ist also in allen Teilen


lückenlos erbracht, und ich könnte nun gleich zu der nächsten Frage „Wieviel ein


Stück Geldpapier an Waren dem Besitzer einbringen wird und soll“ übergehen.


Aber die Wichtigkeit des Gegenstandes veranlaßt mich, Rücksicht auf die dem


Papiergeldbegriff entgegenstehenden Vorurteile zu nehmen und die


Hirngespinstigkeit der wichtigsten derselben darzutun. Ich hoffe dadurch das


Vertrauen derjenigen umsichtigen Leser zu gewinnen, die zwar anerkennen, der


oben erbrachte Beweis wäre wohl richtig aus den genannten Prämissen gezo-


gen, die dann aber fürchten, diese Prämissen wären vielleicht nicht vollständig,


und daß die Sache an irgend einem nicht erwähnten Umstand scheitern könnte.


Ich bedarf aber, um weiter [Übrigens erwähne ich hier vorsichtshalber noch einmal, daß ich


bisher nur die Möglichkeit, aus Geldpapier Papiergeld zu machen, behandelt, die Frage aber, welche


Vorteile ein solches Geld gegenüber dem Metallgeld haben könnte, ganz unberührt gelassen habe.


Das kommt später.] auf dem erbrachten Beweis bauen zu können, der vollen Über-


zeugung des Lesers, daß man Zellstoffgeld, Geld ohne Wertstoff und ohne


Stoffwert, Papiergeld mit irgend einer der oben erwähnten Inschriften wirklich


machen kann. Es ist dies die unentratbare Voraussetzung, um auch weiter im


Einverständnis mit meinem Leser zu bleiben. Wenn es nicht ebenso wahr ist,


daß man mit Papier Geld machen kann, wie daß „Marley tot war“, so fällt alles,


was ich noch sagen werde, als wesenlos in sich zusammen.


Ich hätte mir die Sache auch leicht machen können, wie andere, die sich mit


dem Papiergeldproblem abgeplagt haben; ich hätte sagen können, der Staat 


fordere die Bezahlung der von ihm ausgeschriebenen Steuern und Bußen in


Geldpapier. Wenn der Staat z. B. Briefmarken nur gegen Geldpapier seiner


Fabrikation verkauft, wenn er die Bahngelder nur in seinem Geldpapier ein-


fordert, wenn man die Zölle, das Kirchengeld, das Schulgeld, 


248







das Holz der Staatsforsten, das Salz der Staatsdomänen usw. nur mit staat-


lichem Papiergeld zahlen kann, so wird jeder ein solches Papier als etwas sehr


kostbares aufbewahren und es nicht unentgeltlich abgehen. Der Staat liefert dem


Inhaber statt Gold Staatsleistungen. Eine vielgestaltige statt einer eingestaltigen


Leistung. Dann wären es diese Leistungen, die dem Papiergeld Leben geben.


Aber mit dieser Erklärung würden wir, wie wir das noch kennen lernen werden,


nicht weit kommen und bald, wie alle Papiergeldreformer und


Geldpapierfabrikanten wiederkäuend vor dem Berge stehen. Wer die wahre


Grundlage des Papiergeldes, das sind die oben erwähnten 7 Punkte, nicht


erkannt hat – kann keine einzige wirtschaftliche Erscheinung auf ihren letzten


Grund zurückführen.


Im Vordergrund der „Beweise“ gegen die Möglichkeit des Papiergeldes steht


die Behauptung, sozusagen das Paradepferd der Metallisten, „Ware könne nur


mit Ware getauscht werden, da niemand einen nützlichen Gegenstand gegen


einen unnützen (Papiergeldfidibus) hergeben wird“.


Mit diesem blendenden Satze, der so einleuchtend klingt, daß ihm, so viel ich


weiß, sämtliche Papiergeldtheoretiker vorsichtig aus dem Wege gegangen sind,


wahrscheinlich, weil sie dem Trugschluß nicht beikamen, hat man immer das


Papiergeld von vornherein als unmögliche Bestrebung kennzeichnen können und


alle wissenschaftlich vorgehenden Forscher von vornherein von dem


Papiergeldproblem ferngehalten.


Also Ware kann nur gegen Ware ausgetauscht werden. Das ist zweifellos 


richtig, aber was ist Ware? Ware ist das Produkt der Arbeitsteilung, und die


Produkte der Arbeitsteilung sind ihren Verfertigern nur als Tauschmittel nützlich,


unmittelbar aber nutzlos, wie wir das bereits gezeigt haben. Was könnte ein


Gutsbesitzer mit den 1000 Tonnen Kartoffeln, was würde der mit einer Million


Spindeln arbeitende Spinnereibesitzer mit dem Garn anfangen, wenn er es nicht


verkaufen könnte, wenn ihm das Garn nicht als Tauschobjekt diente?


So betrachtet klingt der Satz schon anders, wenn wir sagen, Ware könnte nur


gegen Ware verkauft werden, denn er verlangt vorerst (im Ausdruck „Ware“ ist es


implizite gesagt) nur, daß das, was ausgetauscht wird, für seine Besitzer oder


Verfertiger nutzlos sei. Er fordert darum auch nur, daß das, was gegen die Ware
ausgetauscht wird – auch seinem Besitzer nutzlos sei. – Und ist das nicht der
Fall mit dem Papiergeldfidibus? Ist der Fidibus, wenn wir von seiner Eigenschaft


als Geld absehen, nicht ein gänzlich nutzloser Gegenstand?


Also der Satz „Ware kann nur gegen Ware ausgetauscht werden“ verwandelt


sich so schon in einen Beweis für, nicht gegen die Papiergeldtheorie, er zeugt


gegen nicht für das Metallgeld.
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Und wie steht es mit der Begründung: „Da niemand einen nützlichen


Gegenstand gegen einen unnützen hergibt“? Wird hier nicht der Vordersatz
„Ware kann nur gegen Ware umgetauscht werden“, direkt umgestoßen? In der


Behauptung wird von Ware gesprochen, und Ware ist dem Besitzer immer ein


unnützes Ding. In der Begründung aber wird nicht mehr von der Ware ge-


sprochen, sondern von nützlichen Dingen, von Gebrauchsgütern. Auf unsere


Beispiele angewandt lautet also obiger Satz wie folgt:


Kartoffeln können gegen Garn ausgetauscht werden, weil Kartoffeln dem


Gutsbesitzer und Garn dem Spinnereiaktienbesitzer durch ihre Substanz nütz-


liche Dinge sind. Und dies ist doch offenbar falsch. Was könnte, ich wiederhole


die Frage, der Spinnereibesitzer mit all dem Garn anfangen?


Wenn nun auch die Begründung falsch ist, so ändert das nichts an der


Richtigkeit der Behauptung, daß Ware nur gegen Ware ausgetauscht werden


kann, und um das Papiergeld mit dieser Behauptung in Einklang zu bringen,


müssen wir nachweisen können, daß das Geldpapier ebensogut Ware ist, wie


alle Waren, deren Tausch es vermitteln soll. Wohlverstanden, das Stück


Geldpapier, der bunte Zettel mit der tollen Aufschrift:


„100 Knutenhiebe“
werden im Reichsgeldamt dem Vorzeiger dieses ohne 


Legitimation erteilt; auf dem Markte aber erhält der Inhaber an Waren


so viel wie er damit erhandeln kann.“ 


soll an und für sich alle Eigenschaften einer so wichtigen Ware, wie es doch das


Geld ist, besitzen. Wir wollen für das Papiergeld keine erborgten, erschlichenen,


übertragenen Eigenschaften. Den Papiergeldfidibus sollen wir namentlich nicht


darum als Ware anerkennen, weil der Staat irgend eine von der Funktion als


Geld unabhängige Leistung dem Inhaber verspricht. Im Gegenteil, ich will den


Leser dahin bringen, daß er den paradox klingenden Satz unterstreicht:


Das Papiergeld ist chemisch reine Ware und zwar der 


einzige Gegenstand, der uns schon als Ware nützlich ist.


Welche Eigenschaften muß ein Ding in sich vereinigen, um als Ware ange-


sehen zu werden?


1. Es muß dafür Nachfrage bestehen, d. h., es muß irgend jemand da sein, 


der den Gegenstand haben will oder haben muß, und der darum bereit ist, eine


andere Ware dafür in Tausch zu geben.


2. Um diese Nachfrage zu erzeugen, muß der betreffende Gegenstand dem


Käufer natürlich nützlich sein, denn sonst sucht und bezahlt man den


Gegenstand nicht. Flöhe, Unkraut und Gestank sind aus diesem Grunde keine


Waren, auch alles nicht, was keinen Eigentümer hat. Ist der Gegenstand aber


nützlich (wohlverstanden dem Käufer, nicht dem Besitzer nütz-
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lich) und kann man ihn nicht umsonst erhalten, so sind alle Bedingungen erfüllt,


die eine Sache zur Ware machen.


Daß das Geldpapier die Bedingung 1 erfüllt, haben wir bereits bewiesen, als


wir zeigten, daß das Geld, und zwar staatliches Geld, unentratbare
Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung ist und daß alle Warenbesitzer durch
die Natur ihres Besitzes gezwungen würden, ihre Waren gegen Geldpapier anzu-
bieten, also Nachfrage nach Geldpapier zu halten, falls der Staat kein anderes
Geld machte. Würde man in Deutschland mit dem Golde heute ebenso ver-


fahren, wie man mit dem Silber verfuhr, und würde der Staat das Gold durch


Geldpapier ersetzen, so müßten auch alle Warenbesitzer und Warenverfertiger


unter das Joch dieses Papiergeldes sich beugen. Alle ohne Ausnahme wären


gezwungen, mit ihren Produkten Nachfrage nach dem Geldpapier zu halten. 


Ja, man könnte sagen, die Nachfrage nach Geldpapier wird unbedingt genau so


groß sein, wie das Angebot von Waren, das seinerseits wieder der


Warenproduktion entspricht.


Bedingung Nr. 1 einer Ware erfüllt also das Geldpapier in kräftigster Weise.


Petroleum, Weizen, Baumwolle, Eisen sind sicherlich auch Dinge mit ausge-


sprochenem Warencharakter; sie gehören zu den wichtigsten Stapelartikeln des


Marktes. Trotzdem ist für diese Waren die Nachfrage nicht so solide fundiert wie


beim Papiergeld. Jeder, der heute Waren erzeugt, also ein Gewerbe betreibt, 


d. h., die Urwirtschaft aufgegeben und die Arbeitsteilung eingeführt hat, hält mit


seinen Produkten Nachfrage nach einem Tauschmittel – alle Waren, ohne


Ausnahme, verkörpern Nachfrage nach Geld, d. h. nach Geldpapier, wenn der


Staat kein anderes Geld herstellt –, aber nicht alle Warenbesitzer kaufen mit dem


Gelde, das sie für ihre Produkte gelöst, Eisen, Petroleum, Weizen. Auch gibt es


für Eisen, Petroleum, Weizen viele Surrogate, während es für das Geld nur ein


einziges Surrogat gibt, das ist die Urwirtschaft oder der Tauschhandel, und diese


Surrogate kämen erst dann in Betracht, wenn die 90% unserer heutigen


Bevölkerung, die der Arbeitsteilung ihr Dasein verdanken, verhungert, tot und


begraben wären.


Die Nachfrage für das Geldpapier wird also durch alle Produkte der


Arbeitsteilung hervorgerufen, d. h. durch die Wareneigenschaft dieser Produkte.


Die Arbeitsteilung, die Urmutter der Ware, ist die unerschöpfliche Quelle der


Nachfrage für Geld, während die Nachfrage für die sonstigen Waren viel weniger


solid gefügt ist.


Die Entstehung der Nachfrage nach einer Sache kann man sich natürlich nur


dadurch erklären, daß der nachgefragte Gegenstand (hier das Papiergeld) dem


Käufer (nicht dem Besitzer) irgend einen Dienst erweist, also nützlich ist. 


(Punkt 2.)


Nun frage ich: Ist der zu Geld erhobene Papierfidibus, das staatlich allein 


anerkannte und dadurch allein mögliche Tausch-     Tauschmittel
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mittel, der viereckige bedruckte bunte Zettel, kein nützliches Ding?


Ist das Ding da, der Fidibus, der dem Arbeiter, dem Arzt, dem Tanzlehrer, dem


König, dem Pastor gestattet, ihre ihnen persönlich absolut nutzlosen Produkte


oder Leistungen gegen Gebrauchsgüter umzutauschen, kein nützlicher


Gegenstand?


Wir müssen hier selbstverständlich nicht, wie es in der Regel der Fall ist, an


das Material des Geldes, an den Fidibus denken, sondern an das Ganze, an den


Fidibus mit seinen staatlichen Vorrechten als Tauschmittel, als Geld. Wir müssen


uns das Geld als ein Fabrikat denken, sogar als ein gesetzlich geschütztes und


vom Staate monopolisiertes Fabrikat.


Gewiß, wenn wir die Hauptsache am Papiergeld, seine Eigenschaft als gesetz-


lich allein anerkanntes und praktisch alleinherrschendes Tauschmittel abziehen,


so bleibt wahrhaftig nur nutzlose Makulatur übrig; aber geschieht mit den meisten
Dingen nicht genau dasselbe, wenn man von ihrem Gebrauch absieht und nur
an das Material denkt? Kratzen wir von einem Ölbild die Farben zusammen,


schlagen wir mit dem Hammer auf eine Scheidemünze, auf ein Tintenfaß, eine


Suppenschüssel – was bleibt? Makulatur, Unrat. Betrachten wir ein Haus als


einen Steinhaufen, die Königskrone als Metall, ein Buch als Papier, kurz, in allen


Dingen nur den Stoff, so sehen wir in den weitaus meisten Fällen auch nicht viel


mehr als einen Fidibus.


Wir brauchen das Piano nicht als Brennholz, die Lokomotive nicht als


Gußeisen und das Papiergeld nicht als Tapete. Also warum spricht man nur


immer vom Zellstoff, wenn vom Papiergeld die Rede ist? Warum sprechen wir


nicht vom Tauschmittel?


Wir betrachten alle übrigen Dinge als das, wofür sie bestimmt sind, und wenn


wir das auch beim Papiergeld täten so würden wir sehen, daß es sich nicht um


ein Stückchen Papier handelt, sondern um ein hochwichtiges Fabrikat, um das


wichtigste und nützlichste aller Gebrauchsgüter.


Daß dieses Fabrikat so gut wie keine Produktionskosten verursacht, kann ihm


nichts verschlagen. Wir suchen in den sonstigen Dingen, die wir kaufen, doch


auch nicht das Blut und den Schweiß der Proletarier.


Hat etwa der gesamte, nach Milliarden berechnete Bauplatz der Stadt Berlin


einen Pfennig Produktionskosten verursacht?


Man sehe also bei der Betrachtung des Papiergeldes ganz vom Fidibus ab,


man gewöhne sich daran, dieses Geld als ein unentbehrliches, nützliches, dabei


noch vom Staate geschütztes Fabrikat zu betrachten, und ohne Schwierigkeiten


wird man dann in dem Geldpapier einen Gegenstand erkennen, der alle


Eigenschaften einer Ware hat, und statt dann noch in der Existenz des


Papiergeldes einen Widerspruch gegen die Theorie zu erblicken, daß Ware nur


mit Ware bezahlt werden kann, wird 
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man im Papiergeld eine neue Bestätigung dieses Lehrsatzes erblicken.


Wer sich die Mühe geben will, die Währungsliteratur durchzustöbern, wird die


Beobachtung machen, daß das Geld regelmäßig nicht als ein ganz bestimmten


Zwecken dienendes Fabrikat (Tauschmittel), sondern als ein Rohstoff für


Industriezwecke (Juwelier) behandelt wird, welches die Geldfunktionen nur


nebenbei, vorübergehend oder interimistisch versieht. Dabei laufen in manchen


Ländern und bis vor kurzem auch in Deutschland Münzen um, die vor 100 oder


200 Jahren geprägt wurden, während ein Jahr alte Waren in der Regel schon zu


den Lagerhütern gerechnet und mit erheblichen Abstrichen in den Inventuren der


Kaufleute aufgeführt wurden.


Wenn das Geld nur Rohmaterial zu Industriezwecken wäre, so würde jeder es


nur kaufen, wie man jede andere Ware kauft, d. h. nur unter der Bedingung, daß


man es, mit Zins und Profit belastet, wieder weitergeben kann. Nun rechne einer


nach, für wieviel der schon erwähnte Dollar, der von den Colorado-Minen 


kommend, 10, 20 Jahre lang in China sich herumtrieb und dann wieder zur


Lohnzahlung in den Colorado-Minen verwendet wurde, dort dem Arbeiter ange-


rechnet werden müßte, der ihn selbst produziert hat, falls er auf dem langen


Wege, immer wieder mit Zins, Fracht und Profit belastet, weitergegeben worden


wäre. Und doch wäre diese Belastung nötig gewesen, wenn jeder den Dollar des


Silbers wegen gekauft hätte, wenn niemand noch nebenbei einen anderen


Nutzen aus dem Dollar gezogen hätte – nämlich den Tausch seiner Produkte


gegen Gebrauchsgüter.


Man kann sogar das Geld und besonders das Papiergeld als die Ware


bezeichnen, bei der der Warencharakter am reinsten hervortritt, denn das Geld


und hauptsächlich das Papiergeld wird nur als Ware (Tauschware) benutzt, nicht


aber wird das Geld gekauft, um es, wie es bei den übrigen Waren der Fall ist, in


der Fabrik, in der Küche, also fern vom Markte, zu verbrauchen.


Das Geld ist und bleibt Ware; sein Nutzen liegt ausschließlich in seinem


Gebrauch als Tauschware. Alle übrigen Waren werden nur zum Verbrauch


gekauft (von den Kaufleuten abgesehen, für welche Ware und Geld – Ware 


bleiben). Man verfertigt die Ware zum Verkauf, aber man kauft sie zum


Verbrauch. Man verkauft Ware, man kauft Gebrauchsgüter. Nur das Geld allein


kauft jeder als Ware. Nur allein das Geld ist uns bereits als Ware ein nützliches


Gebrauchsgut (nämlich als Tauschmittel); das Geld und vornehmlich das


Papiergeld ist also überhaupt


die einzig nützliche Ware.


Die Metallisten begreifen das Metallgeld ganz regelmäßig nur als einen


Rohstoff für die Goldschmiede. Eine Mark, sagt der Bimetallist Arendt, ist der


1392. Teil von einem Pfund Gold, und die Vertreter der Goldwährungstheorie


haben natür-


253







lich keine Ursache gehabt, eine Ansicht anzugreifen, die ihrem Verfechter alle


Waffen raubte für die Verteidigung seiner Sache [ M. Chevalier, La Monnaie, Paris 1866,


p. 36: „Ich glaube an dieser Grundanschauung festhalten zu müssen, die ich mit gutem Recht als


eine andere Begriffserklärung des Geldes erklären kann, d. h., daß die Münzen einfache Metallbarren


sind, deren Gewicht und Feingehalt gewährleistet sind.“].


Die Vertreter des Papiergeldgedankens, die doch dieses Märchen vor allen


Dingen hätten widerlegen müssen, gehen regelmäßig, wie die Katze um den 


heißen Brei, um diese Frage herum. Daß das Geld an sich, ohne Rücksicht auf


den Stoff, ein Fabrikat, ein nützlicher, ja unentbehrlicher Gegenstand ist, haben


sie offenbar noch nicht klar genug eingesehen, und so fanden sich alle genötigt,


bei dem Abfassen der Inschrift des Papiergeldes dem Inhaber irgend eine – von
der Geldfunktion gesonderte – Leistung (Gold, Zins, Weizen, Arbeit, Land usw.)


zu versprechen. Der Austausch der Produkte, den das Geld allein ermöglicht,
genügt ihnen als Leistung offenbar nicht, um dem Papiergeld Käufer oder
Abnehmer zu sichern.


Eine Ausnahme finde ich allein in der Inschrift des von der Provinz Buenos


Aires 1869 ausgegebenen Papiergeldes, durch die, soweit mir bekannt, zum


erstenmale der Geldbrief an sich (also der Zettel, das viereckige Stück be-


druckten Papieres) für Geld erklärt und in der dem Inhaber keine Einlösung 


versprochen wird. Die Inschrift lautet:


La Provincia de Buenos-Ayres


reconoce este Billete por


un peso


moneda corriente. 10 Enero de 1869.


Übersetzt: Die Provinz Buenos Aires anerkennt diesen Zettel für einen Peso


(Taler) Landesgeld.


Ich habe nicht erfahren können, ob diese Inschrift ein Produkt der Erkenntnis


ist oder einfach eine Verlegenheitsinschrift, wie die des jetzigen argentinischen


Papiergeldes. die dem Inhaber bei Sicht x Taler Papiergeld in Zahlung zu geben


verspricht. „La Nacion paragá al portador y á la vista y por medio del Banco de


la Nacion 100 Pesos moneda nacional.“ Offenbarer Unsinn, denn ein Peso mon.


nac. ist weiter nichts als der gleiche Papiertaler. Die Bank verspricht also dem


Inhaber den Zettel in Zahlung desselben zurückzugeben.


Ein hirnverbrannter Vorschlag, der aber immer wieder bis in die neueste Zeit


auftaucht, ist der: der Staat verfertigt Papiergeld in genügender Menge, um den


gesamten Grundbesitz aufzukaufen und um so mit einem Schlage die soziale


Hauptfrage zu lösen, nämlich die Grundrente dem Volke, das sie ja erzeugt, 


wieder zuzuführen. Der Grundbesitz dient dann dem Papiergeld als Deckung,


wird aber, dem Zwecke der Sache entsprechend, dem Vorzeiger nicht wieder


ausgeliefert. Der In-  Inhaber
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haber muß sich mit der Sicherheit begnügen, wie er sich – so glaubt man –


damit begnügt, daß die Banknoten durch Gold gedeckt sind. (Was aber durchaus


nicht der Fall ist, denn der Inhaber der Banknoten begnügt sich mit dem Dienst,


den die Banknoten als Tauschmittel verrichten. Wäre es nicht so, so würde er


das Gold sofort abholen, wie es die Goldschmiede übrigens tun.) In diesem,


unter jedem währungstechnischen Gesichtspunkt ganz tollen Vorschlag wird


auch wieder ganz übersehen, daß die Vermittlung des Warentausches eine


genügende Leistung des Papiergeldes ist, und daß, so lange wir diese Leistung


dem Papiergeld sichern, (man braucht dazu nur kein anderes Geld zu machen),


jede andere Leistung ebenso überflüssig ist, wie etwa dem Käufer eines


Hammers es überflüssig erscheinen mag, daß der Hammer noch nebenbei als


Rohstoff für den Hochofen dienen kann.


Die Schwierigkeit für das volle Erfassen des Begriffes „Geld“ liegt darin, daß


sich das Geld nur in Einzelheiten mit anderen Dingen vergleichen läßt. Und ohne


Vergleich läßt sich doch überhaupt nichts begreifen. Die Hauptschwierigkeit aber


liegt darin, daß der Nutzen, den wir vom Geld erwarten, so ganz und gar von der


Materie des Geldes unabhängig ist. Das Geld bedarf offenbar des Stoffes nur,


um greif- und sichtbar zu sein, damit wir überhaupt sein Dasein feststellen und


es übertragen können, nicht etwa weil wir etwas von der Substanz des Geldes


erwarten. Wie könnte sich sonst eine Münze 1 bis 10 bis 100 Jahre im Umlauf


erhalten, wie könnte sich eine Banknote 24 Stunden im Verkehr behaupten? Auf


die Menge allein kommt es beim Geld an, denn von dieser Menge hängt es z. T.


ab, wie groß das Angebot des Geldes und wie groß die Warenmenge sein wird,


die wir für das Geld erhandeln werden. Qualitäten hat das Geld als Körper nicht,


wenigstens keine aktiv wirkenden Qualitäten, und niemand würde sie vermissen,


wenn sie gänzlich fehlten. Hat man nicht seiner Zeit das Gold dem Silber in


Deutschland vorgezogen, bloß weil man für 1 kg Gold 16mal mehr Ware geben


mußte als für 1 kg Silber. Weil man also 16mal weniger Geldstoff erhielt, darum


zog man das Gold dem Silber vor.


Bei gleichem Profit wird jeder Kaufmann lieber Gold als Silberwaren, lieber


Briefmarken als Stroh verkaufen, und dem Geld gegenüber sind wir alle


Kaufleute.


Bei allen Gebrauchsgütern heißt es ausnahmslos beim Käufer: je mehr, je 


lieber; beim Geldstoff heißt es dagegen: je weniger, je lieber. Beim Geld genügt


es eben, daß man es zählen kann – der Rest ist immer lästiger Ballast.


Man kauft den Honig, weil er schmeckt, das Bier, weil es berauscht, den


Ballast, weil er wiegt, den Meterstock, weil er lang ist, das Litermaß seines


Raumgehaltes wegen. Aber beim Geld verlangt man keinen Geschmack, kein


Gewicht, keinen Raum, nichts Körperliches, nichts für die direkte Befriedigung 
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eines persönlichen Bedürfnisses. Wir kaufen das Geld als Ware, um es als Ware


wieder loszuschlagen.


Wie gleichgültig das Volk den körperlichen Eigenschaften des Geldes gegen-


über ist, ermißt man am besten daran, daß unter tausend keiner zu sagen weiß,


wieviel Gramm Feingold er für eine Mark gesetzmäßig zu fordern hat. Wer es


nicht glaubt, kann ja leicht den Versuch machen.


Darum fordert man ja auch allein, daß die Geldsubstanz möglichst wenig


Eigenschaften habe; darum ist man instinktiv in der Wahl des Geldmaterials nach


und nach auf den Naturstoff gelangt, der von allen Körpern des Weltalls am 


stiefmütterlichsten mit Eigenschaften versehen wurde, nämlich das Gold. Wie


bettelhaft arm an Eigenschaften ist das Gold, verglichen mit irgend einer Ware,


etwa einem Hammer, einem Buch oder Kanarienvogel!


Nicht seiner Farbe wegen hat man das Gold zu Geld gemacht, nicht seines


Gewichtes, seines Raumgehaltes, seines Klanges, seines Geruches, seines


Geschmackes, auch nicht seiner chemischen Affinitäten wegen. Das Geld rostet


nicht, fault nicht, wächst nicht, zergeht nicht, kratzt, brennt und schneidet nicht,


es ist leblos, das Urbild des Todes.


Nicht positive, sondern nach allen Seiten hin negative Eigenschaften suchen
wir in der Geldsubstanz. Von allen Körpereigenschaften das Minimum, das ist die


allgemeine Forderung, die das Volk an die Geldsubstanz stellt.


Kühl bis an Herz hinan, wie der Kaufmann seinen Waren gegenüber, so


betrachtet jeder die Geldsubstanz. Kommt man mit dem Schatten des Goldes


aus, so zieht man den Schatten vor, wie die Beliebtheit und die Existenz der


Banknote es schlagend beweisen.


Je negativer die Eigenschaften einer Substanz sind, um so positivere Vorzüge


hat sie als Geldmaterial. Das ist das ganze Geheimnis der Papierwährung.


Man sagt, die allgemeine Vorliebe für Edelmetalle habe das Gold und Silber zu


Geld gemacht. Ich glaube aber, daß im Gegenteil die allgemeine Gleichgültigkeit
der Warenproduzenten diesen Metallen gegenüber der Grund gewesen ist,


warum die Menschen sich einigen konnten, diese Metalle als Geld anzuer-


kennen. Über eine gleichgültige, neutrale Sache einigt man sich immer schneller


als über Eigenschaften, die, je nach unseren individuellen Veranlagungen, auch


verschieden auf uns einwirken. Das Gold hat von allen natürlichen Substanzen


die wenigsten Eigenschaften, die geringste Verwendbarkeit in der Industrie und


Landwirtschaft. Keinem Stoffe gegenüber sind wir so gleichgültig wie gerade


beim Gold, darum war es so leicht, das Gold zu Geld zu erklären.


Das Gold findet industrielle Verwendung in der Schmuckwarenindustrie; aber


gerade die, die das Gold als Tausch-     Tauschmittel
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mittel benutzen, die Warenproduzenten, die Arbeiter, Bauern, Handwerker,


Kaufleute, der Staat und das Gericht brauchen in der Regel keine


Schmucksachen. Junge Mädchen mögen für das Gold eine Vorliebe haben (oft


auch nur, weil Gold Geld ist), aber junge Mädchen, die keine Waren produzieren,


brauchen keine Tauschmittel, erzeugen keine kaufmännische Nachfrage nach


Geld. Und man wird doch nicht die jungen Mädchen darüber bestimmen lassen,


was als Geld gebraucht werden soll. Das weitaus wichtigste Verkehrsmittel, die


Voraussetzung der Arbeitsteilung, die Finanzen des Staates, wird man doch nicht


auf die wirtschaftlich schwächsten Bürger, auf putzsüchtige, junge Mädchen


begründen!


Die Rolle, die die Geldsubstanz spielt, läßt sich ziemlich gut mit dem ver-


gleichen, was das Leder des Fußballes für die Spieler bedeutet. Es kommt den


Spielern durchaus nicht auf die Substanz des Balles an, auch nicht mal auf 


seinen Besitz. Zerrissen, beschmutzt, neu oder alt, alles ist gleichgültig. Ist der


Ball greifbar und sichtbar, so kann die Balgerei losgehen. Und um mehr handelt


es sich beim Geld auch nicht. Haben oder nicht haben; ein steter rastloser


Kampf um seine Erwerbung, nicht weil man den Ball, das Geld an sich, den


Geldstoff braucht, sondern weil man weiß, daß andere das Geld wiedergewinnen


und zu seiner Wiedergewinnung Opfer bringen müssen. Beim Fußball bestehen


diese Opfer in Fußtritten, beim Geld in Waren. Das ist der ganze Unterschied.


Und wer Liebhaber ist von kurzen Begriffserklärungen, der wird vielleicht Freude


empfinden, wenn ich sage: das Geld ist der Fußball der Volkswirtschaft.


Die Sicherheit und Deckung des Papiergeldes.


Der junge, neue Begriff, der im vorigen Kapitel freudig keimend zwischen den


Schollen des Vorurteils hervorschoß, soll nun vorerst vor den kalten Lüften


ängstlicher Skepsis geschützt werden, damit er sich zu einem kräftigen Busch


mit dorniger Selbstverteidigung entwickeln kann. Dem Spießbürger soll der


Gedanke an das Papiergeld keine Gänsehaut, sondern im Gegenteil das behag-


liche Gefühl der Sicherheit erwecken. Der Bauer, der noch heute vielfach das


harte Silbergeld dem Gold als Sparmittel vorzieht, – weil er dem Gold nicht traut


– soll das Papiergeld diesem Silbergeld vorziehen, weil sein harter Schädel sich


der Wahrheit nicht länger verschließen kann, daß, alles richtig bedacht, der


Papierfidibus größere Sicherheit bietet als Gold und Silber.


Es handelt sich darum, zu zeigen, daß das Papiergeld nicht allein möglich ist,


sondern, daß es auch sicher und gedeckt ist. Ich will nachweisen, daß, während


das Metallgeld vom Staate, 
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der es prägte, ohne Gesetzesverletzung vernichtet werden kann, das Papiergeld


nur zusammen mit dem Staate, mit dem Volke, zugrunde geht.


Es ist Tatsache, daß man der Behauptung Otto Arendts – unsere Reichsmark


ist nichts als die Bezeichnung für 1/1392 Pfund Gold – mit den Währungsgesetzen


nicht entgegentreten kann. Kein Gesetz schützt den Besitzer gemünzten und


ungemünzten Goldes vor einer solchen gesetzlichen Auslegung des Begriffes


Geld, ja, die frühere Inschrift der Münzen, XXX ein Pfund fein, sowie die jetzige


Inschrift der Banknoten und Kassenscheine „Die Bank (resp. das Reich) zahlt


dem Inhaber usw.“ läßt vermuten, daß der Verfasser dieser Inschrift die Ansicht


Arendts über das Wesen der Münzen teilte. Wir können also ohne große Mühe


uns folgenden Fall als möglich denken: der Staat entzieht aus irgend einem


Grunde dem Gold das Geldmonopol, wie er seinerzeit dem Silber dieses


Monopol entzog. Statt aber die Münzen gegen neues Geld umzutauschen, läßt


er alle Goldmünzen mit einem Hammer breitschlagen, und das Blech den


Eigentümern mit den Worten zurückgeben: Hier habt ihr das, worauf ihr – nach


eurer eigenen Aussage rechtlichen Anspruch erhebt – einen Metallbarren mit


einem bestimmten Goldgehalt. Geld ist aber dieses Gold von nun an nicht mehr.


Wir machen jetzt anderes Geld und nehmen kein Gold mehr an, lehnen auch


den Umtausch gegen das neue Geld ab. Die Goldmünze war nach euren eige-


nen Worten, nach eurer eigenen Theorie des Geldes durch ihren Metallgehalt


gesichert. Ihr habt diesen Metallgehalt jetzt unversehrt in der Hand. Seht nun zu,


was ihr mit dem Metallbarren anfangen könnt. Es ist eure Sache. Ihr hattet dem


Staate Goldbarren geliefert, er hatte sie kostenlos für euch, aber mit erheblichen


Kosten für den Staat prägen lassen. Jetzt gibt der Staat jedem zurück, was jeder


geliefert hat – einen Goldbarren. Zu fordern habt ihr weiter nichts – denn ihr habt


ja auch weiter nichts geleistet.


Kein Gesetz schützt heute den Bürger vor solcher Politik. Im Gegenteil, sie


steht mit der Theorie, der öffentlichen Meinung und der Inschrift der Münzen in


vollem Einklang.


Und doch wäre eine solche Politik eine Pfuscherei schlimmster Art, ein


Raubzug gegen alle Besitzer von Bargeld, Pfandbriefen, Wechseln, Konsols,


Schuldscheinen, Pensionen, Obligationen usw., die dadurch einen bedeutenden


Teil ihrer Habe einfach verlieren würden. Denn Pfandbriefe, Staats- und


Gemeindeanleihen, Schuldscheine, Pensionen, Wechsel usw. sind einfach


Lieferungsverpflichtungen von so und so viel Gramm Gold [Es kann logisch niemand


angehalten werden, Schulden in gemünztem Gold zu bezahlen, wenn der Staat das Ausmünzen


unterläßt und privates Ausmünzen nicht gestattet ist. Man kann überhaupt niemand zur Lieferung


einer Sache anhalten, die Gegenstand eines Monopols ist.], und wenn dem Gold seine


Hauptverwendung plötzlich genommen wird, seine Verwendung als Geldstoff, 


so ist es klar, daß das Gold billig 
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werden würde. Die mit dem Hammer breitgeschlagenen Münzen, jetzt einfache


Metallbarren, würden, Verwendung suchend, den Goldschmieden zuströmen,


und ein solch starkes Angebot würde naturgemäß den Preis drücken. Welchen


Preis? Nun das Tauschverhältnis des Goldes zu den übrigen Waren und zu dem


neuen Geld.


Als man das Silber entmünzte, fiel sein Tauschverhältnis zum Gold von 16 auf


30 und 35, d. h. für eine Tonne Gold lieferte man jahrhundertelang bis zur


Entmünzung des Silbers 16 Tonnen Silber, nach der Entmünzung des Silbers


aber 30 und mehr Tonnen. Der Preissturz wäre noch viel größer gewesen, wenn


man in allen Staaten gleichzeitig zur Entmünzung des Silbers geschritten wäre


[Es ist anzunehmen, daß, wenn heute einer der großen Handelsstaaten das Gold entmünzte, die


anderen Staaten sofort dem Beispiel folgen würden um sich des von jenem Staate einströmenden


Goldes zu erwehren, und um sich vor ähnlichen Verlusten zu schützen, die die lat. Münzunion


dadurch erlitt, daß sie zu lange mit dem Verkauf des Silbers zögerte.]. Vor der Verwendung


des Nickels als Münzmetall war der Preis dieses Metalls ganz gering, nachher


stieg er um viele hundert Prozent.


Übrigens das, was wir hier als Hypothese setzen, die Aufhebung des freien


Prägerechtes für das Gold, die Entziehung der Geldprivilegien für das Gold, wäre


um das Jahr 1856 fast zur Tatsache geworden. Die Gläubiger fanden damals,


daß die allgemeine Preissteigerung der Waren, die die kalifornischen Goldfunde


bedingten, sie zu Gunsten ihrer Schuldner schädigte, und sie drängten auf


Aufhebung des freien Prägerechtes. Und tatsächlich schritt auch Holland zu 


dieser Maßregel. Hätten die kalifornischen Goldfunde nicht ebenso schnell nach-


gelassen, wie sie sich zeigten, so wäre ganz zweifellos das Schicksal des


Goldes damals besiegelt worden [Ich mache wiederholt darauf aufmerksam, daß es sich hier


um eine Neuauflage eines vor dem Kriege (1911) erschienen Buches handelt. Der Krieg hat viele


Bestätigungen dieser Neuen Lehre vom Geld gebracht, doch verzichte ich darauf, auf ihn Bezug zu


nehmen. Ich will vom Kriege nichts, auch keinen Lehrstoff geschenkt erhalten.].


Was wäre aber das Gold heute, ohne die Privilegien des Geldes, was wäre 


das Gold, wenn nicht jeder Bürger, jeder, der ein Gewerbe betreibt, jeder, der die


Arbeitsteilung aufgenommen und die Urwirtschaft aufgegeben, kurz jeder, der


Ware besitzt, oder verfertigt – mit diesen Waren eine Nachfrage nach Geld, d. h.


heute nach Gold erzeugte? Was wäre das Gold, wenn es nicht mehr Geld wäre?


Es hätte wirtschaftlich die Bedeutung, die das Silber hat, seitdem es nicht mehr


Geld ist. Es wäre ein Rohstoff für den bedeutungslosesten Zweig des 1000ästi-


gen Industriebaumes. Wer spricht heute noch vom Silber? Wem würde es in den


Sinn kommen, Silberbarren zu kaufen und diese als Sparmittel zu verscharren?


Wen interessiert es noch, ob der Silberpreis auf 200 steigt oder auf 50 fällt? Wer


gewinnt, wer verliert, wer macht noch bankerott, weil der Silber-
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preis, das Tauschverhältnis des Silbers zu den übrigen Waren sich verändert


hat? Höchstens einige Metallhändler würden dadurch betroffen, sonst aber ist


allen der Silberpreis so gleichgültig, wie der Zahnschmerz einer Marmorfigur.


Früher ja, da genügte es, wenn das Tauschverhältnis zwischen Silber [Auf franzö-


sisch (l’argent) und spanisch (plata) heißt Silber soviel wie Geld.] und Waren sich um einige


Prozent zugunsten des Silbers hob, um alle Räder stillstehen zu lassen (Krise),


um Tod und Verderben zu verbreiten, um Bankerott, Defizit, Arbeitslosigkeit,


Hunger und Revolten zu erzeugen.


Vom Silberpreis, d. h. von dem Tauschverhältnis zwischen Silber und Waren


hing es ja ab, wie viel Geld man für die Produkte erhielt, und ob man seine


Produkte überhaupt an den Mann bringen konnte. Früher enthielt die Frage nach


dem Preis einer Ware immer auch die Frage nach dem Preise des Silbers. Wer


die Frage stellte: wie viel kostet dies und das? der erkundigte sich damit nur


nach dem Preis des Silbers.


Jetzt ist das anders, weil der Staat durch Federstrich das Silber vom Geld


trennte. Dabei braucht man aber nicht zu glauben, daß eine große Volks-


bewegung nötig gewesen wäre, um dem Silber die Jahrtausende alten Geld-


privilegien zu entziehen. „Die große Münzreform“ wurde von einigen


Phrasendreschern eingeleitet, begründet und gegen ein anderes Dutzend


Phrasendrescher ohne Schweiß und Blut verteidigt. Man lese jene Debatten


durch. Vom Hunnenstandpunkte aus wurde die ganze Münzreform behandelt.


Leere Redensarten, unverdaute Theorien, billige Beteuerungen, Behauptungen,


Ansichten. Das war damals die ganze Währungsdebatte, und alle nachfolgen-


den, bis auf den heutigen Tag, waren von derselben Qualität. Vom Tauschmittel,


von den Bedürfnissen der Waren, von der Arbeitsteilung ist niemals gesprochen


worden. Wirklich. als ob die Mark d. R.-W. nur der 1392. Teil von einem Pfund


Gold wäre.


Alles, was man der Goldwährung nachsagte, wurde einfach vorausgesetzt.


Nichts wurde geprüft. Von wissenschaftlicher Bearbeitung des Gegenstandes 


nirgendwo eine Spur. Tatsache ist, daß es noch heute, nach so vielen schmerz-


lichen Erfahrungen, an einer gesetzlichen Auslegung des Begriffes „Geld“ fehlt,


an die man sich in Zweifelsfällen bei der Auslegung der Währungsgesetze halten


könnte.


Tatsache ist auch, daß heute noch nicht nur der Bauer, sondern auch die ge-


bildeten Bürger die naivsten Vorstellungen über das Geldwesen hegen, ja, daß


„viele, selbst der hervorragendsten Nationalökonomen, ohne eine wirklich logisch


durchdachte Theorie des Geldes dastehen.“ (Knut Wicksell: Geldzins und


Güterpreis.)


Unter solchen Verhältnissen fragt man sich: „Wo ist die Sicherheit und


Deckung des deutschen Geldes, der Mark d. R.-W.? In dem Metall des Geldes


liegt diese Sicherheit und Deckung 
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nicht. Das zeigt die Tatsache, daß das Silber, das doch mit dem deutschen Geld
enger verwachsen war als das Gold, von einem Tag zum anderen ohne Sang und
Klang gesetzlich vom Geld getrennt wurde.


In den Gesetzen liegt dieser Schutz auch nicht, denn eine gesetzliche Auslegung
des Begriffes Mark „d. R.-W.“ fehlt; und zwar fehlt sie so gänzlich, daß man auf die
Frage „was ist nach dem Gesetz eine Mark d. R.-W.“, immer die gleiche geistreiche
Antwort erhält: Eine Mark sind 100 Pfennige – einerlei, an wen man sich wenden
mag.


In der währungstheoretischen Schulung einer genügenden Anzahl Männer, die
der Mark d. R.-W. so zu sagen bei der Gesetzgebung als Leibgarde dienen könnte,
um sie vor den Angriffen von Pfuschern und Schwindlern zu schützen, liegt diese
Sicherheit auch nicht, – denn die Gleichgültigkeit des Volkes, der Wissenschaft,
der Presse, des Handelsstandes gegenüber der Theorie des Geldes ist so groß,
daß man schon Mühe hätte, im Millionenreich der Deutschen nur ein Dutzend
Männer zusammenzubringen, mit denen sich überhaupt die Theorie des Geldes
ernsthaft besprechen ließe.


Also wo liegt die Sicherheit der Mark d. R.-W.? Wer oder was schützt die Mark 
d. R.-W. vor Pfuschern und Schwindlern? Sind es die Traktätchen des Vereins zum
Schutze der deutschen Goldwährung? Gehören die Verteidiger der deutschen
Goldwährung nicht ebenso zu den Pfuschern wie die Angreifer? Man lese doch
diese Traktätchen mit Aufmerksamkeit und man wird erkennen, daß ihre Verfasser
sich überhaupt nicht klar waren, welchen Zweck das Geld zu erfüllen hat. Daß das
Geld Tauschmittel ist, daß das Geld den Tausch der Waren beschleunigen, sichern
und verbilligen soll, daß der Markt der Prüfstein für die Güte des Geldes ist, nicht
aber der Metallgehalt, das Gewicht des Geldes, wird hier überhaupt nicht erwähnt.
Vom denkbar niedrigsten Standpunkt, vom Standpunkt des Goldschmiedes und
des Bankiers wird hier das Geld betrachtet. Und dieser Verein zur Verteidigung der
deutschen Währung trägt jetzt den Siegeskranz! Was für Helden müssen da die
Angreifer gewesen sein!


Daß der Metallgehalt der deutschen Reichsmark keinen Schutz, keine Sicherheit,
keine Deckung gewährt, haben wir mit der Geschichte des Silbers bewiesen. Man
sollte glauben, daß eine Tatsache, die eine solche klare Sprache spricht wie diese,
genügen müßte, um die Behauptung, die Mark d. R.-W. wäre der 1392. Teil von
einem Pfund Gold, und daß die Mark durch den Metallgehalt allein genügend ge-
sichert sei, als Schwindel zu entlarven.


Dabei ist es allgemein bekannt, daß durch das Spiel der Kräfte, welches man das
„Gresham-Gesetz“  [Gresham-Gesetz: Wenn in irgend einem Lande der Geldbestand den wirklichen


Bedarf an Tauschmitteln übersteigt und sich dies in einer Preissteigerung zeigt, so wird diese Preissteigerung


die Warenausfuhr erschweren, die Einfuhr erleichtern, und als Folge hiervon wird sich in der Bilanz des


Außenhandels ein Fehlbetrag zeigen, der am einfachsten durch Goldexport gedeckt wird. So wurden zum


Beispiel aus Deutschland, wo die Milliarden ausgeschüttet worden waren, in den Jahren 1872/4 für 3646


Millionen Mark (also fast der volle Betrag der Kriegsentschädigung) mehr Ware eingeführt als ausgeführt, 


während noch vor dem Krieg der Außenhandel Deutschlands aktiv gewesen war.  


>>> Fortsetzung wg. Textmenge auf Seite 262 >>
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durch Ausgabe von Papier- und Silbergeld außer Land getrieben werden kann,


so oft es die Machthaber wünschen. Der Staat braucht nur mehr Silber zu 


prägen, die Reichsbank mehr Banknoten zu drucken, und es währt nicht lange,


dann wandern die Goldmünzen über die Grenze. Wo ist also diese Sicherheit


und Deckung, wenn es von den Gesetzen abhängt, das Gold durch anderes


beliebiges Geld zu verdrängen? In Frankreich hatte man, als John Law mit dem


Papiergeld experimentierte, Silber und Gold im Verkehr. Diese Sicherheit des


französischen Geldes bewährte sich so vorzüglich, daß nach kürzester Zeit nur


mehr Geldpapier vorhanden war. Später wiederholte man mit Assignaten den


Versuch mit dem gleichen Erfolg. Und als es hieß, den Deutschen den


Hunnenschatz als Kriegsbeute auszuliefern, da wurde wiederum mit Papiergeld


der Markt vollständig von allem Gold drainiert. Dreimal hat man also in


Frankreich das Experiment gemacht, jedesmal mit vollem Erfolg. Dreimal ver-


sagte das Metall als Sicherheit. Und wie war es in Schottland, England, Öster-


reich, Rußland, Spanien, Italien, in den Vereinigten Staaten, in Südamerika, in


Indien? In all diesen Ländern ist das Metall (Gold und Silber) unzählige mal, so


oft es die Machthaber (Autokraten und Parlamente) so haben wollten, vom


Papiergeld verdrängt worden. Das Metall hat niemals dem Papier widerstehen


können. Vor Pfuschern und Schwindlern hat das Geld in dem Goldgehalt nie


mehr Schutz gefunden, als das deutsche Geld Schutz in dem Silbergehalt der


Taler gefunden hat.


Es gehört also zum Glauben, daß die d. R.-W. vor Schwindlern, Pfuschern,


Dieben durch den Goldgehalt gesichert sei, eine vollständige Unkenntnis der


Geschichte des Geldes überhaupt.
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Rest von Seite 261:
Dieser Goldexport, der ja eine Verminderung des Geldbestandes bedeutet, drückt die Preise auf ihr 


normales Niveau herab und stellt so automatisch das Gleichgewicht zwischen Ein- und Ausfuhr wieder her.


Wenn nun aber der Staat ohne Rücksicht auf die Warnung, die der Goldexport ihm macht, den Geldbestand


dauernd durch Ausgabe von Papiergeld vermehrt, so geht auch dauernd Gold außer Land, bis daß die


Einfuhrhändler auf Schwierigkeit stoßen, Gold (oder ausländische Wechsel) für ihre Warenbezüge aufzu-


treiben. Diese Schwierigkeiten setzen sich dann sofort in ein Agio um, und dann wirkt dieses Agio als


Regulator des Außenhandels, insofern als das Agio die Wareneinfuhr erschwert und die Warenausfuhr


erleichtert. Das Agio setzt aber gleichzeitig das Gold im Inlande außer Kurs, da im Inlande an den Staats-


kassen und vor Gericht nur Papiergeld angenommen und das täglich wechselnde Agio im Verkehr bald als


eine lästige Begleitung des Goldes empfunden wird, so daß das Publikum das Gold nur noch ungern


annimmt. Das Agio stößt überall an, das Gold wird für den Verkehr unbrauchbar. Es konzentriert sich bald in


den Banken – als überschüssig – und bleibt dort brach liegen, bis daß es auf der Suche nach Zins von den


Eigentümern über die Grenze expediert wird. So kommt es, daß im Kampfe mit seinem papiernen


Konkurrenten das Gold im Inlande immer den kürzeren zieht. Ganz gesetzmäßig wirft das Papiergeld seinen


Konkurrenten, das Gold, über die Grenze, und dieses „Gesetz“ nennt man das Gresham-Gesetz, zur Ehre


eines Mannes dieses Namens, der es zuerst gefunden hat.]   nennt, das Gold 







Diese Deckung und Sicherheit kann das Geld nur in dem Vorhandensein einer


mit den Währungsfragen vertrauten Schar von Männern finden, die die


Sophismen der Pfuscher durchschauen und als solche vor dem Volke entlarven.


Alles andere ist Schwindel, Chimäre, Bier.


Übrigens, wenn wir auch ganz von dem Gresham-Gesetz absehen, – wer


würde denn eigentlich durch den Metallgehalt der Münze gedeckt werden?


Zweifellos doch nur die zufälligen Inhaber der Münzen, die Inhaber der 4 oder 


5 Milliarden, die in Deutschland an gemünztem Gold umlaufen. Aber was sind


diese Miseräbelchen, diese verhältnismäßig ganz bedeutungslosen Mengen


Goldes, gegenüber den 1000 Milliarden an Staatsschulden, Pfandbriefen,


Wechseln, Pacht- und Mietsverträgen? Sind diese 1000 Milliarden auch noch


durch den Metallgehalt der 5 Milliarden an Münzen gedeckt? Diese 1000


Milliarden haben nur das Gesetz zur Sicherheit, und das Gesetz, nicht der


Metallgehalt der Münze bestimmt, was eine Mark d. R.-W. in Pfandbriefen,


Konsols usw. bedeutet. Vor 40 Jahren lauteten alle deutschen Pfandbriefe,


Konsols, Wechsel auf Silber, und das Gesetz zwang die Schuldner, mit Gold zu


bezahlen!!


Auch so betrachtet, erweist sich die Sicherung der Mark d. R.-W. durch den


Metallgehalt der Münze als Bier und Tabaksqualm.


Das gemünzte Geld ist nur eine Bagatelle [In Deutschland kursieren 5 Milliarden Mark in


Goldmünzen und 143 Milliarden in Pfandbriefen, 40 Milliarden an Wechseln usw.] im Vergleich


mit dem ungemünzten Geld (das sind also alle Geldlieferungsverträge) und


darum kann die metallene Sicherheit des Geldes auch immer nur die Bedeutung


einer Bagatelle haben. Ganz abgesehen davon, daß selbst diese Bagatelle durch


das Spiel der Kräfte, welches im Worte Gresham-Gesetz zusammengefaßt wird,


unter der Hand verschwindet.


Als in allen den vorhin genannten Ländern das Metallgeld durch Papiergeld


und Kupfermünzen verdrängt wurde und in vielen Fällen auch das Papiergeld


noch zu Geldpapier wurde, da fielen auch gleichzeitig alle


Schuldverschreibungen, die Konsols, Pfandbriefe, Wechsel auf den Kurs des


Geldpapieres.


Ich frage also nochmals, wo blieb die Sicherheit des Metallgeldes?


Das Geld braucht den Staat; ohne Staat läßt sich kein Geld denken; ja, man


kann sagen, mit der Einführung des Geldes beginnt die Gründung des Staates.


Das Geld ist das natürlichste und mächtigste Bindemittel der Völker. Das


Weltreich der Römer wurde durch die römische Münze fester als durch die


Kohorten zusammengehalten.


Als die Gold- und Silbergruben versiegten und keine Münzen mehr geprägt


wurden, da fiel das Weltreich auseinander.


Diese Unentbehrlichkeit des Geldes, bei  gleichzeitiger  Unentbehrlichkeit  der
staatlichen  Oberaufsicht 
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über das Geld, gibt dem Staate eine absolute Macht über das Geld, und dieser


absoluten Macht gegenüber erweist sich die metallene Sicherheit der Münze als


Spreu im Winde.


Das Geld kann man darum ebensowenig durch das Geldmaterial gegen


Machtmißbrauch des Staates schützen, wie man die Verfassung des Staates mit


dem Pergament, worauf sie geschrieben steht, vor Willkürherrschaft schützen


kann.


Nur der Staat selbst, der Wille der Machthaber (Autokrat oder Parlament) kann


das Geld vor Pfuschern, Schwindlern, Dieben sichern und schützen – voraus-


gesetzt, daß der Machthaber überhaupt seine Macht zielbewußt zu gebrauchen


weiß, was leider bisher noch nie und nirgends der Fall gewesen ist.


Was hier vom Metall gesagt ist, hat natürlich auch Anwendung auf das


Papiergeld. Irgend eine Sicherheit bietet der Papierstoff dem Inhaber nicht,


weder dem Inhaber des baren Papiergeldes, noch den Inhabern der


Geldlieferungsversprechen (Wechsel, Staatsschuldscheine, Pensions-


berechtigungen, Miet- und Pachtkontrakte, Lebensversicherungen, Pfandbriefe,


Obligationen).


Das Geldpapier ist sogar in dieser Beziehung noch etwas weniger, freilich nur


um eine Bagatelle weniger sicher gestellt, als das Metallgeld, dafür aber wird es


wieder kräftiger durch das Gesetz geschützt.


Wir haben gesehen, daß der Staat ohne Gesetzesverletzung und in voller


Übereinstimmung mit den landläufigen Geldtheorien, die Münzen durch Hammer-


schlag wieder in das, was sie ursprünglich waren, verwandeln kann, daß er den


goldenen Münzen die Privilegien des Geldes entziehen kann, daß der Verlust der


Geldprivilegien den Preis des gemünzten Goldes drücken würde, daß der Staat


durch kein Gesetz gebunden ist, die Inhaber der Münzen für diesen Verlust zu


entschädigen und daß, falls er sich zu einer Entschädigung entschließt, er nicht


nach Recht und Gesetz, sondern nur nach Billigkeit handelt. Und die Billigkeit ist


eine schwache Position, da kommt es sehr auf die Gesellschaftsklasse an, die


an Billigkeit appelliert [Die Agrarier appellierten an den Staat um eine Verteuerung der


Volksnahrung durch Grenzsperre, und sie wurde ihnen gewährt. Der Pöbel appellierte an den Staat


um Verbilligung der Nahrungsmittel durch Aufhebung der Grenzsperre – und sie wurde glatt ver-


weigert.].


Ganz anders steht dagegen das Papiergeld dem Gesetz und Recht gegenüber.


Der Staat darf dem Papiergeld die Privilegien des Geldes nicht entziehen, ohne


die Inhaber zu entschädigen. Der Staat hat bei der Ausgabe des Papiergeldes


etwas in Tausch erhalten, und dieses etwas ist er dem Inhaber schuldig. Er muß


es zurückerstatten; zweifellos muß er das, es kann dies gar nicht geleugnet 


werden, auf welchen Standpunkt man sich auch stellt. Der beste Beweis für


diese Entschädigungspflicht ist wohl der, daß sich überhaupt keine anderen


Gründe dafür finden lassen als die Selbstverständlichkeit dieser Pflicht.
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Der Staat hat den Talern die Geldprivilegien entzogen und die Inhaber durch


Tausch der Taler gegen neues Geld entschädigt [Daß durch den Verlust der


Geldprivilegien den Talerbesitzern überhaupt ein Schaden entstehen konnte, widersprach und wider-


spricht noch heute den Metallgeldtheorien.]. Eine gesetzliche Entschädigungspflicht


bestand nicht, aber man fand außerhalb des Gesetzes genügend Gründe, um so


zu handeln. Da war vor allem die Tatsache, daß der Staat die Bürger durch die


Steuergesetze vorher gezwungen hatte, silberne Taler zu kaufen, denn der


Bauer, der seine Steuern bezahlen wollte, mußte vorher durch Verkauf seiner


Kuh Taler kaufen. Durch staatlichen Zwang hatte der Bauer Silber gekauft, nicht


weil er irgend einen besonderen persönlichen Bedarf an Silber hatte. Der Staat


hatte die Bürger zu einem Ankauf von Talern gezwungen, dadurch übernahm er


die Pflicht, den Bürgern auch den Absatz für diese Taler zu sichern, woraus sich


dann die Entschädigungspflicht ableiten läßt.


Solche Begründung der Entschädigungspflicht läßt sich ja hören, aber man


weiß, wie schwerhörig jeder wird, der nicht hören will. Was nützen da die 


schönsten Gründe? Sein Recht begründen, heißt seine Schwäche erkennen.


Wenn die Agrarier, die heute in Deutschland regieren und die es völlig mit Recht


und Billigkeit vereinbar halten, ihr arbeitsloses Einkommen, die Grundrente, ver-


mittelst der Kornzölle und auf Kosten der Arbeiter und Arbeiterinnen zu erhöhen,


damals, als es hieß, die Goldwährung einzuführen, gewußt hätten, daß die


Entmünzung des Silbers einen Preissturz des Silbers herbeiführen würde, der sie


um 50% ihrer, in Silbertalern eingegangenen Hypothekenschulden hätte befreien


können – wer weiß, wie sie sich da gegenüber der Entschädigungspflicht verhal-


ten hätten. Ihr späteres Verhalten, als sie (zu spät) den Sachverhalt erkannten,


läßt schließen, daß sie die Metallgeldtheorie, wonach ein Taler der XXX. Teil von


einem Pfund Feinsilber war, sich zu eigen gemacht und darauf bestanden hätten,


ihre in Silbertalern eingegangenen Schulden mit ungemünztem Silber im


Verhältnis von 1/ 30 Pfund per Taler zu bezahlen. Das wäre ein ebenso einträg-


liches, dabei anständigeres, ehrlicheres Geschäft gewesen, als die Erhöhung


ihrer Grundrenten durch Zölle.


Alle solche Geschichten fallen beim Papiergeld fort. Da gibt es keine Parteien,


keine Theorien, keine Gesetze, keine Gesetzesauslegung und keine Gründe, um


die Entschädigungspflicht des Staates darzutun. Sie ist selbstverständlich. Und


darum ist die Sicherheit des Papiergeldes auch größer als die des Metallgeldes –


das Papiergeld ist genau so sicher wie die Gedanken und Interessen, die das


Volk zu einem Staate zusammenschließen. Das Papiergeld geht nur mit dem


Staate zugrunde.


Neben der eingebildeten Sicherheit des Geldes gegenüber der Allmacht des


Staates verlangt man für das Geld noch eine Deckung oder ökonomische


Sicherheit. Der Staat, wird man 
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sagen, mag seine Macht so gut er es versteht, gebrauchen; er mag auf den


Mißbrauch dieser Macht verzichten, aber das allein bietet keine Gewähr dafür,


daß man die Auslagen, die man für die Anschaffung des Geldes gemacht hat,


auch immer wird einholen können. Das Metallgeld trägt den Stoff für die volle


Deckung dieser Auslagen in sich, es hat inneren Wert (einerlei, was man sich


darunter vorstellt), Wertstoff, während das Papiergeld in dieser Beziehung leer ist


und seine Deckung anderswo, auf alle Fälle außerhalb seines Stoffes suchen


muß.


Dieser Einwand ist leer, verworren. Zum Teil ist seine Leerheit schon im Kapitel


„Was ist der Wert“ und in den vorangehenden Ausführungen über die Sicherheit


des Geldes dargetan. Schon der Umstand, daß die Inhaber der Silbermünzen


nach dem Verluste der Geldprivilegien sämtlich von dem Umtauschrecht


Gebrauch gemacht haben, zeigt uns klar, daß das Metallgeld dem Inhaber keine


volle, materielle Deckung seiner Auslagen im Geldstoff bietet. Sonst hätte doch


jeder das Silber einfach behalten.


Was sich zu dem schon Gesagten gegen den oben erhobenen Einwand noch


Vernünftiges, wenn auch bereits Überflüssiges, sagen läßt, ist etwa folgendes:


Eine Ware ist gedeckt, so lange jemand da ist, der dafür das übliche Quantum


Ware oder Geld in Tausch zu geben bereit ist, mit anderen Worten, solange die


Nachfrage nicht nachläßt. Sich selbst kann aber keine Ware decken. Es gehört


hört ja zum Begriff der Arbeitsteilung und Ware, daß das Arbeitsprodukt seinem


Erzeuger direkt nutzlos, ja schädlich ist. Was können, ich wiederhole die Frage,


die Schneider, Schuster, Apotheker mit ihren Produkten anfangen, ja, was sollen


die Bauern mit dem Gold der Münzen anfangen, wenn niemand es ihnen ab-


kaufen würde?


Man denkt, wenn von der Deckung des Geldes die Rede ist, wohl an den


Nutzen, den die Besitzer von Gebrauchsgütern aus dem Gebrauch dieser Güter


(Vorräte, Werkzeuge usw.) ziehen. Diesen Nutzen möchte man auf alle Fälle


dem Geldbesitzer durch den Geldstoff sichern. Das Geld soll Ware und gleich-


zeitig ein Stoff für persönliche Bedürfnisse sein. Man will ein Zwitterding, etwas


Unmögliches [Gewöhnlich, wenn der Deutsche etwas will, so will er gleichzeitig auch das


Gegenteil. Bismarck.]. An dem Tage, wo allen Geldbesitzern der Geldstoff nützlich


wäre, gäbe es ja kein Geld mehr. Und das Geld ist doch unentbehrlich; es soll


nicht verbraucht werden.


So lange wir uns in die Arbeit teilen, d. h. so lange wir Waren (d. s. uns selbst


nutzlose Dinge) erzeugen, so lange werden wir Tauschmittel, d. h. Geld 


gebrauchen. Der Bedarf an Geld ist also dauernd, nie fehlend, auf der Arbeits-


teilung, der Grundlage unserer Existenz, aufgebaut. Weshalb sollen wir da das


Geld verbrauchen, konsumieren, vernichten können? Wäre 
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es nicht im Gegenteil eine Gefahr für den Austausch der Waren, für den


Fortbestand der Arbeitsteilung, wenn man das Tauschmittel verzehren, ver-


brauchen könnte?


Eine solche Deckung des Geldes, wie sie in dem oben gemachten Einwand


gesucht wird, – gibt es nicht und kann es nicht geben.


Nicht durch den Geldstoff ist das Geld gedeckt, ist sein Bedarf, die kauf-


männische Nachfrage gesichert, sondern durch seine Funktionen als


Tauschmittel. In letzter Linie sind es die unerschöpflichen, diebessicheren


Schätze, die die Arbeitsteilung dem Menschen bietet, die das Geld decken.


Neben der Arbeitsteilung gibt es keine andere Deckung für das Geld. Die


Arbeitsteilung erzeugt einen ununterbrochen fließenden Strom von Waren, die


eine ununterbrochene Nachfrage nach Tauschmitteln, nach Geld, erzeugen,


einerlei, aus welchem Stoff das Geld hergestellt wird. Ob aus Gold – Silber –


Papier gemacht, beeinflußt das Angebot von Waren, also die Deckung des


Geldes nicht – da ja, ganz unabhängig von der Beschaffenheit des Geldes, die


Produkte der Arbeitsteilung gegen Geld angeboten werden müssen. Ob der
Bauer für seine Kartoffeln Gold oder Papier erhält, hat keinen Einfluß auf das
Quantum Kartoffeln, das der Bauer zu Markte bringt. Er bringt auf alle Fälle alles


hin, was er entbehren kann. Ob auf der Reichsbank 10 oder 100 Tonnen Gold


lagern, hat auf das Angebot von Waren, auf die Nachfrage nach Tauschmitteln


keinen Einfluß. Und da die Nachfrage die eigentliche Deckung des Geldes (wie


der Waren überhaupt) ist, so ist auch die Deckung des Geldes von dem Geldstoff


unabhängig.


Ware, Geldbedarf und Gelddeckung sind drei verschiedene Ausdrücke für die


gleiche Sache. Wo ist die Deckung der Eisenbahnaktie? Etwa in den Schienen


und den Bahndämmen? Diese Deckung findet jeder in den Gütermassen, die zur


Weiterbeförderung der Bahn täglich zugeführt werden. Die Arbeitsteilung ist die


Deckung der Bahnaktie.


Und genau so verhält es sich mit den Anteilscheinen der Geldvorrechte, mit


dem Geld. Sieht man ab von den Frachtgütern, so ist die Eisenbahnaktie


Makulatur; sieht man ab von der Arbeitsteilung, vom Angebot der Waren, so ist


das Geld der nutzloseste Gegenstand, das Papiergeld ist dann Makulatur und


das Metallgeld ein Rohstoff der nebensächlichsten aller Industrien.


Fassen wir hier kurz das in diesem Abschnitt Gesagte zusammen:


1. Die Geldsubstanz bietet keinerlei Sicherheit vor Mißbräuchen der


Staatsgewalt in Geldangelegenheiten.


2. Die Geldsubstanz kann bestenfalls, wenn wir von der Wirkung des


Gresham-Gesetzes absehen, zu einem geringen Teil 
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nur das gemünzte Geld sichern (das Silber deckt heute zirka 40% des Talers) die


1000mal größeren Summen an Geldlieferungsverträgen (Pfandbriefe, Konsols)


bleiben ganz ungedeckt.


3. Eine Entschädigungspflicht des Staates, im Falle dem Geld die


Geldvorrechte entzogen werden, ist selbstverständlich nur beim Papiergeld; beim


Metallgeld muß diese Pflicht gegen den Einspruch starker, interessierter


Volkskreise nachgewiesen und verteidigt werden. Dadurch ist die Sicherheit des


Papiergeldes größer als die des Metallgeldes.


4. Die Geldsubstanz kann die Nachfrage nach Geld nicht beeinflussen, sie


kann infolgedessen auch niemals als Deckung angesehen werden. Die


Geldsubstanz vermag die Nachfrage nach Tauschmitteln, also Geld, weder zu


erwecken, noch zu beeinflussen, noch zu beherrschen.


5. Das Geld wird unabhängig von seiner Substanz immer und ausschließlich


durch die Arbeitsteilung gedeckt.


6. Die Sicherung des Geldes kann nur allein dadurch erzielt werden, daß


gesunde währungspolitische Anschauungen Gemeingut des Volkes und der


Machthaber werden.


Alles andere: Metallgehalt, Deckung, Gesetze, Pergamente ist Chimäre, Dunst,


Bier.


Welchen Preis soll das Geld erzielen?


Daß man aus Geldpapier Papiergeld machen kann, d. h. daß man für


Geldpapier einen höheren Preis erzielen kann, als für ein gleich großes Stück


Makulatur, haben wir gezeigt und zwar mit all den Ausführlichkeiten, die die


Wichtigkeit der Sache verlangt.


Nun fragt es sich, wie hoch der Preis des Papiergeldes über den Preis des


Geldpapieres getrieben werden soll, d. h. wie das Tauschverhältnis zwischen


Geld und Waren gestaltet werden soll.


Dies ist in der Tat eine sehr wichtige Frage, überhaupt die einzige Frage, die


die Warenerzeuger erregt. Mag den Warenerzeugern der Geldstoff gleichgültig,


auf alle Fälle nur Ballast sein; bei der Frage: Wie viel Geld verlangst du für deine


Kuh, oder was bietest du mir für meine Werkzeuge – ist die Aufmerksamkeit aller


auf das Höchste gespannt. Hängt doch von der Antwort auf diese Frage der


Erfolg des ganzen langen Produktionsprozesses ab.


Ändert sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld, kurz gesagt, der


Preis des Geldes, so erhält jeder beim Verkauf seiner Produkte mehr Geld oder


weniger Geld und beim Verkauf des Geldes entsprechend mehr Ware oder 


weniger Ware. Von diesem Standpunkt aus betrachtet wäre eine Preisänderung


des Geldes eine ziemlich gleichgültige Sache.
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Aber nicht alle geben das Geld, das sie einkassiert haben, gleich wieder für


Waren aus. Und für diese ist es durchaus nicht gleichgültig, ob sich die Preise


der Waren in der Zeit zwischen Verkauf und Kauf verändert haben. Und noch


weniger gleichgültig ist der Preis des Geldes für alle Schuldner und Gläubiger; ja


für diese ist die Frage: wie viele meiner Produkte werde ich für die Auftreibung


von Zins und Amortisation meiner Schulden verkaufen müssen (resp. wie viele


Waren erhalte ich für die eingehenden Zinsen und Amortisationen meiner


Guthaben), eine Lebensfrage. Auch werden wir später sehen, daß die Frage


nach dem Preis des Geldes vom rein handelstechnischen Standpunkt betrachtet


die Entscheidung über Leben und Tod des Warenaustausches und demzufolge


auch der Arbeitsteilung, der Grundlage unserer Existenz, enthält.


Hier wollen wir aber zur Beleuchtung der Wichtigkeit, die die Frage, welchen


Preis das Geld haben soll, enthält, nur die Verhältnisse zwischen Gläubiger und


Schuldner betrachten.


Das „Haben“ der Schuldner (Pfandbriefschuldner, Obligationenschuldner,


Wechselschuldner, Pächter, Mieter, Inhaber von Lebensversicherungspolicen,


Steuerzahler usw. usw.) besteht in der Regel aus Waren, Maschinen,


Grundstücken, Vieh, während das „Soll“ ausnahmslos in einer bestimmten


Summe Geld besteht. Und das Geld für dieses „Soll“ kann der Schuldner nur


dadurch auftreiben, daß er Teile seines Habens, in der Regel seine


Arbeitsprodukte, gegen Geld verkauft.


Verschiebt sich nun das Tauschverhältnis der Waren zum Geld, so verschiebt


sich auch das Verhältnis vom Soll zum Haben. Braucht ein Gutsbesitzer z. B. 


bei einem Preis von 250 Mark für 1000 kg Weizen (Preis nach Einführung der


Getreidezölle) den vierten Teil seiner Ernte für Zins und Amortisation der


Hypotheken (resp. für Pacht), für seine Steuern, Versicherungspolicen usw., so


wird er diesem Zwecke ein Drittel seiner Ernte opfern müssen, falls die Zölle


abgeschafft würden, und dieses Mehr kann unter Umständen den gesamten


Betriebsüberschuß verschlingen, den Bankerott des Schuldners herbeiführen.


Und umgekehrt natürlich, falls die Preise steigen. Umgekehrt auch verhalten


sich die Sachen für den Gläubiger. Dieser gewinnt unvermittelt alles, was der


Schuldner verliert; er verliert, was sein Schuldner durch Preisänderungen


gewinnt.


Bei der kolossalen Entwicklung des heutigen Kreditwesens (es handelt sich in


Deutschland vielleicht um tausend Milliarden Mark, deren Zins und


Tilgungsbeträge regelmäßig nur durch den Verkauf von Arbeitsprodukten aufge-


bracht werden), genügt eine nur geringe Änderung des Geldpreises, um eine


Volksklasse zugunsten der anderen um Milliarden und aber Milliarden zu be-


lasten.


Ein Rückgang der Warenpreise von durchschnittlich 1%, also eine Bagatelle für


unsere gepriesene Goldwährung, be-
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deutet für die deutschen Schuldner mehr, als was die fünf Milliarden für die fran-


zösischen Bürger bedeuteten.


Muß, um ein weiteres Beispiel anzuführen, der Lohnarbeiter für die Verzinsung


und Tilgung der Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden 100 Mark jährlich an


direkten und indirekten Steuern aufbringen, so hängt es ganz davon ab, wie sich


das Tauschverhältnis zwischen Geld und Arbeitsprodukt gestaltet, ob er diesen


Schulden jährlich 10–20 oder 50 Tage fronen muß.


Welchen Preis sollen wir nun dem Geld geben? Sollen wir darauf hinwirken,


daß der Preis steigt, um die Gläubiger zu plündern zugunsten der Schuldner,


oder sollen wir die Schuldner plündern, um die Rentner zu bereichern? Kurz, sol-


len wir den Gläubigern oder Schuldnern diese Frage zur Entscheidung vorlegen,


soll das Geld von Spitzbuben verwaltet werden? Antwort: Wir wollen niemand


betrügen, und Privatinteressen dürfen in der Verwaltung des Geldes nicht


berücksichtigt werden. Das Geld soll volkswirtschaftlich nicht privatwirtschaftlich


verwaltet werden.


Das Geld soll über Ort und Zeit hinweg ewig denselben Preis erzielen, den es


heute hat. Was man in Waren dafür bezahlt hat, das hat jeder für das Geld 


morgen, in einem oder zehn Jahren, zu fordern. So zahlt der Schuldner zurück,


was er erhalten, und der Gläubiger erhält, was er gegeben: keinen Pfennig mehr


noch weniger.


Auch dieses versteht sich von selbst, braucht nicht begründet zu werden.


Wie der Preis des Geldes mit Genauigkeit 
ermittelt werden kann.


Wenn der Preis des Geldes festbleiben soll, so muß auch der Beweis erbracht


werden können, daß der Geldpreis festgeblieben ist. Wenn man diesen Beweis


nicht erbringen könnte, so würden die Gläubiger resp. die Schuldner ewig unzu-


frieden sein und eine Herabsetzung resp. Erhöhung des Geldpreises fordern.


Nur dadurch kann man die Klagen der Gläubiger und Schuldner zum


Verstummen bringen, daß man ihnen schwarz auf weiß beweist, daß der Preis


des Geldes unverändert geblieben ist.


Der Streit zwischen den Vertretern der Goldwährung und der sogenannten


Doppelwährung drehte sich in der Hauptsache um die Frage, ob der Geldpreis


sich verändert hatte. Diese Frage wurde von beiden Seiten von einer Fiktion


(dem sogenannter Wert, inneren Wert, Wertstoff, Wertkonserve) aus betrachtet


und konnte darum nicht beantwortet werden. Die prächtigsten, geistreichsten


Beweismittel der Bimetallisten wurden regelmäßig durch diese Fiktion in Unsinn


verwandelt. Zeigten die Bimetallisten mit Hilfe. fleißiger, statistischer Arbeiten,


daß die Warenpreise seit 
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Einführung der Goldwährung um 10–20–50% gesunken waren, so sagten die


Vertreter der Goldwährung, das wäre ohne Bedeutung, da es ja gar nicht auf den


Preis des Geldes, sondern auf seinen „Wert“ ankäme, wie die Bimetallisten es ja


selber zugäben. Der Preis der Waren wäre allgemein gesunken, weil durch


Verbesserung der Technik die Produktions- und Transportkosten gesunken


wären. Was nebenbei gesagt unrichtig ist. Denn wären die Produktionskosten 


allgemein gesunken, so wären auch die des Goldes gesunken, wodurch der


Einfluß dieses Faktors auf die Preise aufgehoben worden wäre. Die Preise 


sinken doch, wenn das Angebot von Waren wächst, bei unverändertem Angebot


von Geld. Wächst aber das Angebot von Geld zusammen mit dem Angebot von


Waren, so bleiben die Preise unverändert. Aber zu einer so überaus einfachen,


vernünftigen, klaren Anschauung kann sich niemand emporschwingen, der im


Wertsumpf herumwatet. Nur entschiedene, überzeugte Wertrenegaten können


den Beweis erbringen, daß die Goldwährung ein Mißgriff war, durch den die


Schuldner, zu denen auch der Staat gehört, zugunsten ihrer Gläubiger ge-


plündert wurden. Die Bimetallisten hätten den Sieg davongetragen, er wäre


ihnen sogar sehr leicht gewesen, wenn sie den Kampf auf dem Boden des


Geldpreises ausgefochten hätten, aber sie entwaffneten sich selbst, als sie sich


auf den Wertschwindel einließen.


Der Preis des Geldes kann nur in Waren ausgedrückt werden. Der Preis der


Waren hat, wenn wir vom Tauschhandel absehen, nur einen Ausdruck, nämlich


eine Geldsumme; der Geldpreis hat so viele Ausdrücke, wie es Warenarten,


Warenqualitäten, Warenlieferungsfristen und Warenstandorte gibt. Wer sämtliche


Marktzettel, Preislisten, Kataloge eines Landes rückwärts liest, der weiß genau,


wie viel zur Stunde das Geld gilt.


Will man aber erfahren, ob der Geldpreis sich verändert hat, so genügt ein ein-


facher Vergleich mit den gestrigen Warenpreisen nicht, denn während vielleicht


10 Millionen verschiedene Waren im Preise stiegen, sind andere Millionen Artikel


im Preise gefallen.


Dabei kann es auch selbstverständlich nicht gleichgültig sein, ob die


Steinkohle, der Weizen, das Eisen, oder ob die Nadel, die Kanarienvögel, die


Knöpfe ihren Preis veränderten.


Ein Beispiel zeigt das:


1900 1910
A. bezahlt für 1 Tabakspfeife Mk. 1,00, Mk. 1,10 m.


1 Schachtel Wichse ” 0,50, ” 0,60 m.


1 Dtzd. Stahlfedern ” 0,50, ” 0,80 m.


1 Hut ” 3,00, ” 2,50 w.


1 Paar Stiefel ” 4,00, ” 3,00 w.


1 Hose ” 11,00, ” 10,00 w.


Mk. 20,00, Mk. 18,00
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Trotzdem also die eine Hälfte dieser 6 Artikel im Preise stieg und die andere im


Preise fiel, ist der „Durchschnittspreis“ um 2 Mk. oder 10% zurückgegangen. Mit


obigen Waren gemessen, wird der Käufer einen Preisaufschlag des Geldes von


11% feststellen; er erhält für sein Geld 11% mehr Ware als früher.


Um nun das Gleichgewicht mit früher herzustellen, braucht man nicht das 


frühere gegenseitige Tauschverhältnis der Waren wieder herzustellen, sondern


es genügt, das Geld um 11% zu verbilligen; alle Waren müßten einfach 11%


höher im Preise stehen. Auf das gegenseitige Verhältnis der Warenpreise hat


das Geld nur mittelbaren Einfluß. Wenn gleichzeitig die Wichse im Preise steigt


und die Hosen im Preise fallen, so liegt das in der Regel an veränderten


Produktions- oder Absatzverhältnissen – nur wenn man im „Durchschnitt“ mehr


oder weniger Ware von der gleichen Beschaffenheit für das gleiche Geld erhält,


kann man sagen, daß sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld 


verändert hat. Unbekümmert um die früheren Preise müßte also für obige 


6 Artikel ein gleichmäßiger Zuschlag von 11% eintreten. Dann hätten wir


Dieser gleichmäßige Preisaufschlag für alle Artikel kann nur von einer auf alle


Waren gleichmäßig wirkenden Ursache kommen, nicht von Änderungen in den


Produktionskosten, und gleichmäßig auf alle Warenpreise kann nur allein das
Geld wirken [Die Rückwirkung der Preisänderungen auf die Finanzen der Gläubiger und


Schuldner, der Rentner und Arbeiter, und der Einfluß dieser Wirkung auf die Nachfrage und den Preis


der von den Rentnern und Arbeitern gekauften (sehr verschiedenen) Waren, bleibe hier, da für das


Verständnis der Sache wesenlos, unberücksichtigt.]. Wir brauchen nur soviel Geld mehr in


Umlauf zu setzen, bis die Preise um jene 11% gestiegen sind.


Um die etwa im Geldpreis vorkommenden Schwankungen zu ermitteln, 


müssen wir also den Durchschnittspreis der Waren ermitteln und diesen mit dem


Durchschnittspreis einer früheren Periode vergleichen.


Da hier Milliarden auf dem Spiele stehen, da von dem Geldpreis das Wohl und


Wehe der Gläubiger und Schuldner abhängt, so bedarf es hier einer exakten


Arbeit. Die Methode, die hier angewandt wird, muß dem Einfluß der


Privatinteressen entrückt sein und ein mathematisch genaues, wissenschaftlich


unanfechtbares Resultat liefern. Sonst würden die Klagen der Gläubiger und


Schuldner kein Ende nehmen.
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Dieses genaue, unanfechtbare Ergebnis liefern leider die bisher vorgeschlage-


nen Verfahren nicht. Von der Schwierigkeit zurückschreckend, die Millionen und


Abermillionen von verschiedenen Waren, verschiedener Qualität und verschiede-


nen Standortes offiziell nach ihrer gegenseitigen Bedeutung zu klassifizieren und


deren Preise zu ermitteln, hat man vorgeschlagen, sich mit den Preisen einer


beschränkten Anzahl von Waren, und zwar der an den Börsen verhandelten


Stapelartikel zu begnügen und die relative Bedeutung dieser Waren nach dem in


ihrer Produktion und im Handel beanspruchten Kapital einzuschätzen.


So sind die „Index Numbers“ Jevons’, Sauerbecks, Soetbeers u. a. zustande


gekommen.


Um das Verständnis dieser für die Volkswirtschaft so außerordentlich wichtigen


Materie zu erleichtern, lasse ich hier eine solche Tabelle folgen, indem ich dazu


bemerke, daß ich die Zahlen aus der Luft greife und diesen also nur eine illustra-


tive Bedeutung zukommt!


Erläuterungen: Nach dieser Tabelle wäre der Durchschnittspreis der genannten


10 Artikel von 1000 im Jahre 1860 auf 955 im Jahre 1880 und auf 995 im Jahre


1900 gefallen.


Das in den drei Rubriken b angeführte Quantum muß natürlich immer auf eine


gleiche Summe (hier 1000) zurückgeführt werden, um das Resultat nicht zu 


fälschen. Auf die absolute Höhe dieser Summe kommt es natürlich nicht an, 


sondern nur auf die Richtigkeit der relativen Größe der Einzelzahlen. Würden wir


z. B. die Summe der angeführten Zahlen auf 500 oder 100 zurückführen, so


würde das Endresultat doch das gleiche bleiben. Das Verhältnis der Zahlen


1000–955–995 bliebe unangetastet.


Der Preis der ersten Kolonne a versteht sich für ein Quantum Ware, das man


für 1 Mark erhält, z. B. 220 g Wolle, 







1530 g Zucker, 197 g Lein usw. Darum erscheinen hier alle Preise gleichmäßig


auf 1 Mark zurückgeführt. Die folgenden Preise der zweiten und dritten Kolonne


a von 1880 und 1900 verstehen sich für das gleiche Quantum Ware, das man


1860 für je 1 Mark erhielt – also wieder für 220 g Wolle, 1530 g Zucker usw.


Um alle Schwierigkeiten, die bei dieser Methode der Preisermittlung zu über-


winden sind, möglichst in obiger Tabelle zu vereinigen, habe ich die Artikel so


gewählt, daß einem Artikel, der an Bedeutung für die heimische Volkswirtschaft


abnimmt, gleich ein anderer folgt, der an Bedeutung zunimmt. So z. B. Wolle und


Zucker. Die deutsche Schafzucht ist in den letzten Jahrzehnten stetig zurück-


gegangen, und die Wolle hat darum für die deutsche Volkswirtschaft bei weitem


nicht mehr dieselbe Bedeutung wie vor 40 Jahren. Damals wirkten die


Preisänderungen der Schafwolle zurück auf den Preis einer ungeheuren


Schafherde und auf die Rente gewaltiger Landstrecken, die als Schafweiden


benutzt wurden. Heute dagegen ist die deutsche Landwirtschaft kaum noch am


Wollpreis interessiert, und wenn dieser heute von 100 auf 50 fiele, so würden 


99 Prozent der deutschen Bauern dies kaum erfahren. Nur die relativ geringe


Zahl von Wollhändlern, Webern und Tuchhändlern würde davon betroffen.


Dadurch nun, daß in obiger Statistik der Preis mit dem Quantum multipliziert


wird, führen wir den Wollpreis auf seine wahre Bedeutung zurück. Für dieses


Quantum haben wir also 100–90–40 angesetzt.


Ebenso verhält es sich mit dem Zucker, nur im umgekehrten Verhältnis. Die


deutsche Zuckerindustrie ist seit 1860 stetig und stark gestiegen, nicht nur ab-


solut, sondern auch relativ zu den anderen Industriezweigen. Viele Schafweiden


sind in Rübenfelder umgewandelt worden, zahllose Bauern, ungeheure


Kapitalien an Land, Fabriken, Vorräten sind am Zuckerpreis interessiert, und


darum ist auch in obiger Statistik dem Zucker ein stetig wachsender Einfluß 


eingeräumt worden.


Und ähnlich verhält es sich mit den anderen angeführten Artikeln, Lein und


Baumwolle, Holz und Eisen, Getreide und Fleisch, Indigo und Anilin.


Es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn wir


1. die Vollständigkeit einer solchen Aufstellung,


2. die Richtigkeit der Preisermittlung,


3. die Richtigkeit der Berechnung der relativen Bedeutung der 


einzelnen Waren


voraussetzen, das Ergebnis einwandfrei sein würde.


Aber diese Vollständigkeit und Richtigkeit voraussetzen, heißt: viel voraus-


setzen. Es gibt Millionen von verschiedenen Artikeln, und jeder einzelne hat 


zahllose Qualitätsunterschiede. 
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Man durchstöbere z. B. die Kataloge einzelner Fabriken, z. B. photographischer


Artikel, Drogen, Eisenwaren usw. Da findet man 1000 Artikel in einer Hand. Und


wie will man offiziell die Preise ermitteln? Die Fabriken haben für die verschiede-


nen Abnehmer blaue, rote, grüne, weiße Zettel mit verschiedenen Rabattsätzen.


Wird man nun den offiziellen Preisermittlern die weißen oder grünen Rabattzettel


geben?


Jedoch, wenn es kein anderes, einfacheres Mittel gäbe, um zu solchem


Präzisionsmaß zu gelangen, so könnte man sich als Notbehelf mit dem Ungefähr


begnügen, und anstatt sämtlicher Waren könnte man etwa 100, 200 oder 500


der wichtigsten Stapelartikel zur Statistik heranziehen.


Wenn man dann noch diese Arbeit von den verschiedenen Handelskammern


vornehmen ließe und den Durchschnitt dieser Aufzeichnungen nähme, so ließe


sich wenigstens vom Standpunkt der Unparteilichkeit gegen Schuldner und


Gläubiger nicht viel einwenden.


Auf mathematische Genauigkeit müßte man natürlich verzichten, denn


1. lassen sich Warenpreise durch Mittelspersonen und besonders offiziell genau


überhaupt nicht ermitteln. 


2. ist die Ermittlung der relativen Bedeutung der verschiedenen Waren eine 


komplizierte Sache.


Aber, wäre das ein Grund, warum man jetzt auf alle Messungen des


Geldpreises verzichten sollte? Das Brot mißt man nicht mit dem Pariser


Normalmaß, und auch der Schneider bedient sich dieses Maßes nicht. Trotzdem


erklären sich die Käufer mit dem Gebrauch des hölzernen Meterstockes einver-


standen. Wäre das Ungefähr einer solchen Preisermittlung des Geldes nicht den


windigen Beteuerungen des Reichsbankpräsidenten vorzuziehen? Was wissen


wir heute vom Preise des deutschen Geldes? Nichts, als was uns unsere 


persönlichen Beobachtungen oder interessierte Personen ohne Beleg, ohne


Beweise zu sagen für gut halten!


Dieser blinden Unwissenheit gegenüber wäre also ein ungefähres Maß für die


Bewegungen des Geldpreises von großem Vorteil, sowohl praktisch wie theo-


retisch. Ein solches Maß würde uns vielleicht manche Überraschungen bringen


und den Goldanbetern arge Verlegenheiten bereiten, aber ist das ein Grund,


warum man darauf verzichten sollte? Nimmt der Richter bei seinen Fragen


Rücksicht auf die Verlegenheit des Diebes? Ist ein Talglicht nicht besser als


stockfinstere Nacht? Ist der Zweifel, den die Wissenschaft schürt, nicht dem 


blinden Glauben vorzuziehen?


Seit 40 Jahren werden wir mit der Behauptung abgespeist, die 
deutsche Währung bewähre sich vortrefflich, und seit 40 Jahren warten
wir auf den Beweis für diese Behauptung.
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Die nach obiger Methode angelegte Preisstatistik würde uns einen


Anhaltspunkt geben, um diese Behauptung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Warum


hat man bisher diese Statistik nicht gemacht? Antwort: Weil man das Licht fürch-


tet, das eine solche Statistik in unsere Währungsverhältnisse werfen würde.


Alchimisten hassen die exakte Forschung; die Routine haßt die Wissenschaft.


Dabei ist die Beobachtung interessant, wie dieselben Männer, die den


Goldwährungskapriolen gegenüber beide Augen zuzudrücken pflegen, plötzlich


skrupelhafte Pedanten werden, wenn von der Papiergeldwährung die Rede ist


und es sich um den Nachweis ihrer Meßbarkeit handelt. Dann steigern sie ihre


Ansprüche weit über alle praktischen Bedürfnisse hinaus. Zeigt man ihnen dann,


daß auch diesen böswillig gesteigerten Ansprüchen mit einfachsten Mitteln


genügt werden kann, dann ziehen sich die Feiglinge vom Kampfplatz zurück 


und erwarten für sich die Rettung von der Politik des Totschweigens.


In der Zeitschrift „Die Geld- und Bodenreform“ habe ich (1902) unter dem Titel


„Eine neue Methode für die Ermittlung des Geldpreises“ ein Verfahren veröffent-


licht, wie man den Durchschnittspreis wirklich aller Waren ohne eine einzige


Ausnahme, vom Weizen bis zu den Küchenabfällen, unter genauester


Berechnung der relativen Bedeutung der einzelnen Waren mit mathematischer


Sicherheit ermitteln kann, ohne dabei den Staat weder mit der Ermittlung der
Preise noch mit der Berechnung der Bedeutung jeder Ware zu belasten. Diese


Arbeit wird nach dieser neuen Methode von den Besitzern und Verfertigern der


Ware selbst vorgenommen, und zwar auch für diese ohne nennenswerte


Belastung. Mit drei dem Inventurbuche entnommenen Zahlen ist für alle der per-


sönliche Beitrag zur Preisermittlungsstatistik gemacht. Der Staat wird nur nackte


Zahlen, keine Preise und Qualitäten zu bearbeiten haben. Für die ganze, dem


Staate zufallende Arbeit wird ein Dutzend invalider Unteroffiziere genügen.


Diesem neuen Verfahren für die Ermittlung des Durchschnittspreises der


Waren liegt die Inventur-, Gewinn- und Verlustrechnung zugrunde, welche 


einzelne Kaufleute und Unternehmer aufstellen, wenn sie erfahren wollen, 


inwieweit ihre Bilanz durch Preisverschiebungen innerhalb ihres Warenlagers
beeinflußt wurde.


Es handelt sich hier nicht um den Betriebsgewinn oder Unternehmergewinn,


sondern nur um die Gewinne resp. Verluste auf das Inventar, die von


Preisveränderungen herrühren. Der Inventurgewinn ist vom Unternehmergewinn


(bzw. Verlust) immer nur ein Bestandteil; nur bei reinen Spekulationsgeschäften


fallen beide in eins zusammen.


Während der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf der Waren liegt, verändern


sich die Warenpreise fortwährend, und 
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wenn der Kaufmann für seine Inventur die Preise der Waren auswirft, so darf er


nicht etwa einfach die Einstandspreise (Kostenpreise) anrechnen, sondern er


muß die Preise ansetzen, zu denen er die betreffenden Waren am Tage der


Inventur würde erstehen können. Handelt er anders, so ist seine Bilanz falsch.


Steht der Kostenpreis höher als der Tagespreis (Inventurpreis), so hat der


Kaufmann verloren, steht er niedriger, so hat er gewonnen.


Der Regel nach gewinnt der Warenbesitzer auf einzelne Waren, während er


auf andere verliert. Zieht er den Gewinn vom Verlust ab, so sagt ihm der Rest,
wie viel er im Durchschnitt gewonnen oder verloren hat infolge von
Preisänderungen. Bringt er diesen Rest in Vergleich mit seinem Warenkapital, so
weiß er in Prozenten, um wie viel im Durchschnitt die Preise seiner Waren seit
der Zeit ihres Ankaufes gestiegen oder gefallen sind.


Nehmen wir nun an, daß jeder Unternehmer, Fabrikant, Kaufmann, Landwirt,


Handwerker usw. eine solche Rechnung macht (bzw. durch Gesetz dazu


gezwungen wird) und daß jeder das Resultat dieser Rechnung unter Angabe:


1. des Gewinnes (bzw. Verlustes),


2. des Kapitals, worauf sich der Gewinn (bzw. Verlust) verteilt, einer


Zentralstelle meldet, so wird man hier nur diese Ziffern zu summieren brauchen,


um festzustellen, um wie viel in Prozenten der Durchschnittspreis aller Waren
des Landes gestiegen oder gefallen ist, und zwar wirklich aller Waren ohne
Ausnahme, mit genauer Berücksichtigung des Quantums jeder Ware.


Heben sich sämtliche Gewinne und Verluste aus Preisdifferenzen ohne Rest


auf, so ist der einwandfreie Beweis erbracht, daß im Durchschnitt die


Warenpreise weder gefallen noch gestiegen sind. Überwiegen die Gewinne die


Verluste, so wird man sagen, daß die Warenpreise im Durchschnitt gestiegen


sind; überwiegen die Verluste, so wird man umgekehrt daraus schließen, daß die


Preise gefallen sind. Bringt man den Gewinn (bzw. Verlust) in Vergleich mit der


Gesamtsumme, auf die sich der Gewinn verteilt, so kann man in Prozenten fest-


stellen, um wie viel die Preise gestiegen bzw. gefallen sind, oder mit anderen


Worten: um wie viel das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld sich in


Prozenten nach der einen oder der anderen Seite verschoben hat.


Trotzdem die ganze Sache einfach und durchsichtig ist, so will ich doch, den


seltsamen Vorurteilen und Ansichten, welche selbst viele Fachleute in dieser


Angelegenheit beherrschen, Rechnung tragen und, um jedem Mißverständnis


vorzubeugen, durch Beispiele diese neue Methode zur Ermittlung des


Durchschnittspreises der Waren erklären.
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Beispiele von Inventur-Gewinn- und -Verlustrechnungen:


1. des Kaufmanns Müller [Der Inventurpreis ist der Preis, den Müller zahlen müßte, 


wollte er die Waren jetzt kaufen, oder zu dem er das Verkaufte ersetzen kann; der Einstandspreis


ist der Preis, den Müller gezahlt hat.]:


auf Lager: Inventurpreis: Betrag: Einstandspreis: Betrag:


1000 Strümpfe 2,20 02.200,00 2,10 2.100,00
300 Hemden 12,50 03.750,00 13,00 3.900,00
500 Hosen 9,30 04.650,00 9,60 4.800,00
700 Kragen 4,10 02.870,00 3,40 2.380,00


2000 Hüte 7,60 15.200,00 7,20 14.400,00
usw. Mk. 28.670,00 Mk. 27.580,00


Inventur- oder Tagespreis Mk. 28.670,00
Einstands- oder Kostenpreis Mk. 27.580,00
Gewinn: Mk. 1.090,00
oder 3,9% des Kapitals von Mk. 28.670,00


Die Waren, die Kaufmann Müller auf Lager hat, sind zum Teil im Preis gestie-
gen, zum Teil gefallen, im Durchschnitt aber stehen sie um 3,9% höher. Müßte er
diese Waren heute kaufen, so würde er 28670,00 Mk. dafür auslegen müssen
während sie ihm nur 27580,00 Mk. gekostet haben.


2. des Landwirts Schulze:


Produkte:              Erzielter Preis:   Erlös:        Vorgäng.Preis: Betrag:


0100 Ztr. Roggen 016,00 01.600,00 018,00 01.800,00
1000 Ztr. Kartoffeln 003,00 03.000,00 002,50 02.500,00
0050 Ztr. Wolle 100,00 05.000,00 110,00 05.500,00
5000 l Milch 010,00 00.500,00 009,00 00.450,00
0050 Ztr. Mastochsen 080,60 04.000,00 090,00 04.500,00


Mk. 14.100,00 Mk. 14.750,00


Wirklicher Erlös aus den verkauften Produkten Mk. 14.100,00
Zu den vorgängigen Preisen hätten die gleichen Produkte 
erbracht Mk. 14.750,00
Verlust: Mk. 00.650,00


d. h. infolge der Preisverschiebungen hat Landwirt Schulze eine Minderein-
nahme von 650,00 Mk. gehabt oder 4,7% seiner Gesamtproduktion. Wären 
infolge einer gleichmäßig alle Waren treffenden Ursache die Preise um 4,7%
höher gewesen, so hätte er statt 14.100 Mk. 14.750 Mk. eingenommen.


3. des Grubenbesitzers Schmidt
Gefördert: Jetzt erzielter                                      Früherer


Preis: Erlös: Preis: Betrag:


10.000 t Kohlen 20,00 200.000,00 18,20 180.000,00


Jetzt erzielter Erlös Mk. 200.000,00
Zu vorgängigem Preis Mk. 180.000,00


Gewinn: Mk. 020.000,00
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4. des Gießereibesitzers Schuster:
auf Lager:         Tagespreis: Betrag:      Einstandspreis: Betrag:


200 t Kohlen 020,00 04.000,00 015,00 03.000,00
300 t Eisen 090,00 27.000,00 120,00 36.000,00


10 t Messing 200,00 02.000,00 180,00 01.800,00
50 t Blei 100,00 05.000,00 120,00 06.000,00


usw. Mk. 38.000,00 Mk. 46.800,00


Tagespreis:  Mk. 38.000,00
Verlust:        Mk. 08.800,00


Nehmen wir nun an, daß alle Kaufleute, Unternehmer, Landwirte usw. im gan-
zen Deutschen Reiche verpflichtet werden, anzugeben, welche Gewinne oder
Verluste sie durch Preisverschiebungen erlitten haben, unter Angabe der
Summe, auf die sich der Betrag verteilt, so erhalten wir das Material zu folgender
Rechnung:


Zusammenstellung der Einzelangaben.
Stadt Aachen


Konjunktur
Gewinn Verlust


1. Kaufmann Müller auf Mk. 28.670,00 01.090,00 –
2. Landwirt Schulze ” 14.100,00 – 650,00
3. Grubenbesitzer Schmidt ” 200.000,00 20.000,00 –
4. Gießereibesitzer Schuster ” 38.000,00 – 08.804,00
5. Tischlermeister A. ” 25.000,00 0..550,00 –
6. Nadelfabrikant B. ” 140.000,00 12.000,00 –
7. Tuchfabrikant C. ” 240.000,00 – 16.000,00
8. Drogenhändler D. ” 150.000,00 07.000,00 –
9. Kaffeehändler E. „ 300.000,00 – 25.000,00


10. Gerbereibesitzer F. „ 170.000,00 – 15.000,00
usw. Mk. 1.305.770,00 40.640,00 65.150,00


Gewinne Mk. 40.640,40
Verluste Mk. 65.450,00
Konjunkturverlust: Mk. 24.810,00


auf Mk.   1.305.770,00 = 2%


d. h., damit sich im Durchschnitt Gewinn und Verlust ausgleichen konnten, 
hätten sämtliche Warenpreise 2% höher stehen müssen. [Es sei nochmals bemerkt,


daß der Betriebsgewinn (vgl. Verlust) immer den Inventurgewinn (Verlust) einschließt, daß es


Betriebsgewinne ohne Inventurgewinne, ja sogar mit Inventurverlusten gibt, daß auch


Betriebsverluste trotz Inventurgewinn entstehen.]


Es leuchtet ein, daß, wenn wir diese Zusammenstellung auf sämtliche Besitzer
und Verfertiger von Waren im ganzen Deutschen Reich ausdehnen, wir dann
einen wirklich treuen Maßstab für den Preis des Geldes gewinnen. Denn durch
diese Methode 
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werden sämtliche Produkte des Landes berücksichtigt, und was die Hauptsache


ist, jedes Produkt beeinflußt das Endergebnis genau in dem Maße seiner


Bedeutung.


Die Veränderungen im gegenseitigen Tauschverhältnis der Ware untereinander


beeinflussen das Ergebnis dieser Preisermittlung des Geldes in keiner Weise –


nur das Verhältnis der Waren zum Gelde kommt hier zum Ausdruck.


Die Produktionsmittel (Land, Häuser, Maschinen usw.) dürfen in diese Statistik nicht aufgenommen


werden. Die Produktionsmittel sind keine Waren mehr, sondern Güter, die dem Besitzer durch den


Gebrauch, nicht als Tauschmittel nützlich sind. Für Dinge aber, die nicht verkauft werden, ist der Preis


gleichgültig.


Nur derjenige Teil der Produktionsmittel, der auf die Abnutzung fällt (Abschreibungen), verwandelt


sich regelmäßig wieder in Waren und kommt in der Metamorphose der Produkte wieder auf den


Markt. In den Warenpreisen findet aber dieser Teil seine gebührende Berücksichtigung.


Der Staat wird also keine Preise, auch nicht die Bedeutung der einzelnen


Produkte zu ermitteln haben. Diese ganze Arbeit wird von den Bürgern verrichtet.


Die Preisermittlung des Geldes wird dadurch völlig der Politik entzogen und in


neutrale Hände gelegt. Das Volk selbst fällt unmittelbar das Urteil in der


Währungsfrage.


Dabei wird die Lieferung des Materials, das hier dem Staate zur Verfügung


gestellt wird, kaum eine nennenswerte Bürde für den Gewerbetreibenden sein.


Die Statistik, die dieser führen muß, erweist sich als sehr nützlich, sie gibt ihm


Aufschluß inwiefern seine Betriebsbilanz von der Konjunktur, d. h. von der


Währung, letzten Endes von der Geldverwaltung berührt wurde, was auf seine


Tätigkeit und was auf die Tätigkeit der Reichsbank zurückzuführen ist.


Mit der Empfangnahme der Berichte werden wohl am besten die Steuerämter


beauftragt werden. Diese rechnen die einlaufenden Erklärungen auf und melden


das Resultat dem Reichswährungsamte.


Der wichtigste Vorwurf, den man dieser Methode machen kann, ist der, daß


einzelne, an der allgemeinen Hausse oder Baisse interessierte Personen


(Schuldner und Gläubiger) ihre Berichte fälschen werden, daß die Agrarier z. B.


die Neigung verspüren werden, eine allgemeine Baisse zum Vorschein zu 


bringen, um den Staat zu veranlassen, das allgemeine Preisniveau durch ver-


mehrtes Geldangebot zu heben, was ja für die Schuldner einer entsprechenden


Entlastung gleichkommt.


Jedoch ist diese Gefahr nicht groß, da der einzelne weiß, wie winzig gering der


Einfluß seiner persönlichen Erklärung auf das Gesamtergebnis ist. Wenn z. B.


ein Agrarier fälschlich einen Verlust von 1000 Mark auf einen Umsatz von 10.000


Mark angeben würde, so hätte das für den deutschen Gesamtumsatz von 50


Milliarden so wenig Bedeutung, wie ein Tropfen für das Meer. Stellt man zudem


noch solche Fälschung als Urkundenfälschung unter Strafe, so wird sich jeder


sagen, daß das Risiko in gar keinem Verhältnis zum erwarteten Vorteil ist.
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Übrigens kontrolliert eine Erklärung die andere. Meldet die Mehrzahl der


Bauern Preissteigerung, so fällt die Ausnahme auf, und der Fälscher muß er-


warten, daß man Aufklärung verlangen wird.


Da in der Regel die Gewerbetreibenden nur jährlich einmal Inventur machen,


so könnte mit dieser Methode der Preis des Geldes auch nur einmal im Jahre


gemessen werden. Für heutige Verhältnisse wäre das wahrscheinlich unge-


nügend, da bei der Unregelmäßigkeit im Geldangebot der Preis des Geldes 


häufigen Schwankungen unterworfen ist. Haben wir aber einmal einen geschlos-


senen Kreislauf des Geldes, wie das mit dem Freigeld der Fall ist, so fällt damit


schon die Hauptursache der Preisschwankungen aus. Eine einmalige jährliche


Messung wird dann voraussichtlich genügen.


Sollte man sich jedoch mit einer einmaligen jährlichen Messung nicht be-


gnügen wollen, so könnte man immerhin die zuerst besprochene Methode


(Preisermittlung einer beschränkten Anzahl von Waren) zur Aushilfe herange-


zogen werden. Wenn man den Preis dieser Stapelartikel monatlich ermittelte, so


könnte man sich von dem Gang der Preise ein ungefähres Bild machen und vor-


beugende Maßregeln gegen Hausse und Baisse ergreifen. Als wirkliches Maß,


sozusagen als das Pariser Präzisions- und Normalmaß würde dann die große


jährliche Preisermittlung dienen [Die Arbeit muß scharf vom Arbeitsprodukt unterschieden


werden. Als Maß des Geldpreises ist die Arbeit nicht zu gebrauchen.].


Wie man sieht, geht diese Methode einfach über die Wertfrage hinweg; sie


ignoriert den sogenannten „Wert“.


Ware wird mit Ware bezahlt, und nur mit Waren, mit ihren körperlichen


Eigenschaften, kann das Geld gemessen werden. Ein anderes Maß als Ware


gibt es für das Geld nicht. Für das Geld habe ich Waren gegeben, und Waren


will ich dafür erhalten. Keine Arbeit, keinen Schweiß, kein Blut. Das will ich den


Hunden geben. Ich will Kirschen essen, in den Apfel beißen, mich im Lehnstuhl


strecken und mich am Feuer wärmen. Wie der Verkäufer, der mir diese Sachen


für mein Geld gibt, in deren Besitz gelangt ist, wie lange er daran gearbeitet hat,


das ist seine persönliche Angelegenheit, nicht meine. Mir kommt es ganz allein


auf das Produkt an. Darum ist auch der Arbeitslohn als Maß des Geldpreises zu


verwerfen. Dieser richtet sich zwar auch ganz nach dem Arbeitsprodukt und nicht


nach der Fabrikuhr, wie Marx behauptet, doch deckt er sich nicht mit dem


Arbeitsprodukt, insofern hier in Gestalt von Zins und Grundrente Abzüge vorge-


nommen werden. Der Lohn plus Zins und Rente ist aber wiederum weiter nichts


als das Arbeitsprodukt, das wir als Ware zum Maßstab des Geldpreises erklärt


haben.
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Wie kommt der Preis des Papiergeldes zustande?


Wer von der Voraussetzung ausgeht, daß die Produktionskosten das


Tauschverhältnis der Waren bestimmen, oder wer die Arbeit, die Arbeitszeit oder


die Arbeitskraft zum Maßstab dieses Verhältnisses nimmt, der hat natürlich abso-


lut keinen Anhaltspunkt für die Beantwortung obiger Frage. Wenn er auch durch


die Tatsachen zum Geständnis gebracht wird, daß man dem Papiergeld einen


Preis geben kann, der die Produktionskosten des Geldpapieres übersteigt, so


wird er doch die Einwendung machen, daß solchem Preis jeder Stützpunkt fehlt.


Der Preis einer Sache müßte einen Schwerpunkt (den sogenannten inneren Wert


oder die Produktionskosten) haben, um den er pendeln, von dem er sich aber


dauernd nicht entfernen kann, sonst schwebe der Preis einfach in der Luft, ein


Spielball der Stimmungen, der Konjunkturen, der Spekulation, ein Rohr in der


Wüste, das von Nachfrage und Angebot hin- und hergeweht wird. Eine nebel-


hafte Sache, die sich durch ihre Substanz- und Gestaltlosigkeit jeder näheren


Prüfung entzieht.


Wissen doch die Nationalökonomen mit dem allgemeinen Marktgesetz, wonach


die Preise durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden, absolut nichts anzu-


fangen. Ihnen sind das Worte ohne Inhalt. Bestenfalls sind ihnen Nachfrage und


Angebot, menschliche, willkürliche, von Launen, Spekulationen geleitete


Handlungen ohne Werkzeug. Und verächtlich drehen sie jedem den Rücken, der


mit Hilfe dieser „Marktweiberweisheit“ volkswirtschaftlichen Erscheinungen eine


wissenschaftliche Erklärung zu geben versucht. Auf den „Wert“ müßten alle


Erscheinungen der Volkswirtschaft zurückzuführen sein, der Preis hätte für die


Wissenschaft keine grundlegende Bedeutung.


Es gibt meines Erachtens keinen schlagenderen Beweis für die Richtigkeit der


Behauptung, der Gegenstand der Wertlehre sei ein Hirngespinst, als die


Tatsache, daß zur erschöpfenden Erklärung aller wirtschaftlichen Ereignisse der


Gegenstand der Wertlehre vollkommen überflüssig ist. Wenn dieser Gegenstand


wirklich, wie behauptet wird, von fundamentaler Bedeutung für die nationalökono-


mische Wissenschaft wäre, so müßte man auch bei jedem Schritt und Tritt dar-


auf stoßen. Aber das ist so wenig der Fall, daß selbst diejenigen Forscher, die


den Gegenstand der Wertlehre zum Ausgangspunkt ihrer Untersuchungen neh-


men, oder wenigstens zu nehmen vorgeben, das Hirngespinst im Stiche lassen


und auf den Preis zurückgreifen, so oft sie etwas „Fundamentales“ zu erklären


haben. Ganz reizend tritt dieser Sachverhalt bei Marx zutage, dort, wo er die


Grundmauern seiner ganzen Lehre legt. Er drückt sich dort ungefähr so aus:


Weizen tauscht sich gegen Seide, Wichse, Speck in ständig abwechselndem


Verhältnis aus. Was beweist das? Es beweist, daß in all diesen Dingen etwas


Gemeinsames steckt, das aber von den Dingen selbst völlig verschieden ist.
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Ein wunderbarer Gedanke vom Standpunkt der Substanz und Energie aus betrachtet, ein


Gedanke, der durch den Vergleich mit dem Dreieck (Marx fand sicherlich keinen besseren


Vergleichsgegenstand) mir noch wundersamer wird. Den Rauminhalt eines Körpers kann man mit


irgend einem Teil desselben Körpers bestimmen, aber beim Wert muß man nach Marx’ Angaben voll-


ständig vom Körper der Waren absehen.


Wie heißt diese den Waren gemeinsame Eigenschaft? Es ist der Wert. Welche


Eigenschaften hat der Wert? Keine, mit Ausnahme der, menschliche Arbeit zu


sein. Mehr sagt Marx nicht für den Beweis des Daseins des „Wertes“.


Aber wenn es so ist, so müßten die Waren, die die gleiche Arbeit gekostet


haben, immer denselben „Wert“ haben, und wir sehen doch täglich, daß ein und


derselbe Gegenstand oft im Preise schwankt. Für ein 20-Mark-Stück erhält man


die gleichen Waren in ständig wechselnder Menge, trotzdem die in den 20 Mark


und in den Waren „kristallisierte Arbeit“ dieselbe sein mag.


Die Antwort auf diesen Einwand lautet dann: es handelt sich hier nur um den


Preis der Waren, nicht um den „Wert“, der unverändert geblieben ist. Der Preis


der Waren wird durch Nachfrage und Angebot bestimmt, er kann sich, und dies


geschieht oft genug, von dem Werte entfernen, muß aber immer wieder auf den


Wert als Schwerpunkt zurückfallen.


Hier beruft sich Marx einfach auf A. Smith. Die Sache schien ihm sicherlich


nicht wichtig genug, um sie selbst nachzuprüfen.


Ganz recht, so frage ich nun: Warum muß aber der Preis auf den Wert immer


wieder zurückfallen, warum könnten die Kräfte, die stark genug wirken, um den
Preis vom Werte zu trennen, nicht auch stark genug sein, um eine dauernde
Trennung von Preis und Wert zu bewirken, wie das beim Papiergeld doch der
Fall ist?


Noch heikler ist folgende Frage: Pendelt der Preis des Papiergeldes um seinen


Wert, der als Null angenommen wird, so ist Null der Schwerpunkt. Die


Pendelbewegungen des Preises gehen also hier von Null aus; d. h., sie steigen


über Null, um ebenso stark unter Null auszuschlagen. Dies kann man sich aber


sicher nur recht nebelhaft vorstellen. Bei Null erhält man das Papiergeld


umsonst, oder doch nur als Geldpapier, unter Null erhält man nicht nur das


Papiergeld umsonst, sondern als Zugabe noch ein Quantum Ware, das dem


Pendelschlag über Null entspricht!?


Zugunsten der Marx’schen Theorie sprechen folgende Tatsachen:


Wenn der Preis einer Ware sich vom „Werte“ (im Sinne Marx’) entfernt, so wird


dadurch die Produktion der betreffenden Ware unmittelbar beeinflußt. Und zwar


stockt die Produktion (Arbeit), wenn der Preis fällt, und sie wird gefördert, 
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wenn der Preis steigt. Als Folge der dadurch sich einstellenden Veränderungen


im Angebot steigt oder fällt dann der Preis auf seinen „Wert“, d. h. also auf die


neutrale Höhe des Preises, wo die Produktion weder gehemmt noch gefördert
wird.


Aber mit dieser Erklärung macht man den „Wert“ vom Preise abhängig, wäh-


rend es sich doch umgekehrt damit verhalten soll. Vom Preis hängt es dann ab,


ob die Ware überhaupt erzeugt wird. Der Preis ist das Primäre, die Arbeit das


Sekundäre. Der Preis gibt den Anstoß zur Arbeit, er liefert die Energie, er befiehlt


Halt und Vorwärts. Dann aber auch pendelt die Arbeit (Wert) um den Preis, nicht


umgekehrt, und diesen Preis bestimmen 1000 Faktoren, die wir mit den Worten


Angebot und Nachfrage zusammenfassen. Der „Wert“ wird so zu einem bloßen


Faktor der Preisbestimmung, und wir brauchen für diesen so zu begreifenden


„Wert“ ebenso wenig eine besondere Theorie, wie für jeden anderen Faktor der


Preise. Die Theorie der Preise genügt.
Da ich nun für die Beantwortung der an der Spitze dieses Kapitels stehenden


Frage vom Wertgespenst ganz hilflos gelassen wurde, so werde ich mich voll


und ganz auf das verachtete Gesetz der Marktweiber stellen müssen. Was bleibt


mir anderes zu tun übrig? Das Papiergeld ist wertlos, wertleer und wertfrei. Es


besitzt kein Atom Wertstoff, keinen Schatten eines Stoffwertes. Man kann damit


unmöglich Wertkonserven machen. Es ist nicht „unterwertig“, sondern einfach


nullwertig. Einen Ballen Papiergeld wird niemand als „Wertspeicher“ erklären.


Sein innerer „Wert“ entspricht genau seinem äußeren „Wert”; er ist höchstens


eine „Wertfiktion“. Es ist klar, meine Frage kann nicht vom sogenannten Wert aus


beantwortet werden. Da aber dieser sogenannte „Wert“ ganz allgemein für das


Fundament der volkswirtschaftlichen Wissenschaft angesehen wird, so sehen wir


hier, wie eine wichtige Frage der Volkswirtschaft so zu sagen außer Wettbewerb


gestellt wird. Und doch verlangt jeder Zweig der Wissenschaft eine ursächliche


Erklärung für alle in ihr Gebiet übergreifenden Fragen!


Wie stimmt das? Ist die Sache nicht verdächtig? Ist das nicht wieder ein 


neuer Beweis für meine Behauptung, der Gegenstand der Wertlehre sei ein


Hirngespinst, und daß man wirklich gut täte, alle Wertbesessenen, das sind die,


die den Wert als das Fundament der Volkswirtschaft und ihrer Wissenschaft


erklären, in ein Narrenhaus einzuschließen, bis sie sich über die Natur dieses


Fundamentes geeinigt haben? Ist aber der Wertgedanke leer, so gewinnt das


verachtete Gesetz der Marktweiber plötzlich ganz außerordentliche, „fundamen-


tale“ Bedeutung, denn das mit seinem Fundament eingestürzte Gebäude der


Volkswirtschaftslehre muß jetzt notgedrungen auf dieses neue Fundament neu


errichtet werden. Und das neue Fundament muß das schwere Gebäude tragen


können.
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Ich werde mich also damit befassen müssen, das Gesetz der Marktweiber dem


umhüllenden Nebel zu entziehen; dem Inhalt dieses allgemeinen Marktgesetzes


Gestalt zu geben, damit der Leser bei den Worten „Nachfrage und Angebot


bestimmen den Preis“ mit genau bestimmten, abgewogenen und begrenzten


Begriffen die Erklärung zu jeder ihm gemeldeten Tatsache suchen und finden


kann.


Fragt man heute: Was ist Nachfrage nach Geld, wer hält Nachfrage nach Geld,


wo herrscht Nachfrage nach Geld, so erhält man die widerspruchsvollsten


Antworten. In der Regel wohl wird es heißen: Nachfrage nach Geld herrscht an


den Banken, wo Unternehmer und Kaufleute Wechsel diskontieren. Wächst die


Nachfrage nach Geld, so steigt der Zinsfuß, und mit dem Zinsfuß kann man also


die Größe der Nachfrage nach Geld messen. Auch der Staat, der mit Defizit


arbeitet und Anleihen macht, hält Nachfrage nach Geld; wie auch die Bettler


Nachfrage nach Geld halten.


Dies alles ist aber keine Nachfrage, die mit dem Begriff eines Tauschmittels


übereinstimmt. Und das Geld ist doch vor allem Tauschmittel. Als Tauschmittel


sollen und wollen wir das Geld betrachten und behandeln. Stellen wir nun in


unserer Frage an die Stelle des Wortes „Geld“ den Ausdruck „Tauschmittel“, so


tritt der Unsinn sofort zu Tage, den obige Antworten bergen.


Der Kaufmann, der von der Bank Geld verlangt, tauscht nichts ein; er gibt


nichts als sein Versprechen, das Geld zurückzuerstatten. Er borgt, aber er


tauscht nicht. Er gibt Geld für Geld. Es findet kein Handel, kein Tausch statt; von


Preisen ist hier keine Rede. Man spricht vom Zins. Auch der Staat hält mit seiner


Anleihe keine Nachfrage nach Tauschmitteln, denn auch er bietet nichts in


Tausch an. Er wechselt gegenwärtiges gegen künftiges Geld.


Es handelt sich also hier nicht um eine „Nachfrage“ nach Tauschmitteln im


Sinne der Marktweiberweisheit, nicht um eine mit dem Zwecke des Geldes über-


einstimmende Nachfrage nach Geld. Um Nachfrage nach Geld, nach


Tauschmitteln zu halten, muß etwas vom Geld Verschiedenes in Tausch „ange-


boten werden. Das ist im Worte schon ausgedrückt.


Wo herrscht nun Nachfrage nach Geld?
Antwort: dort, wo man Tauschmittel braucht, dort, wo die Arbeitsteilung Ware


auf den Markt wirft, die zu ihrem gegenseitigen Austausch auf das Tauschmittel,
auf Geld angewiesen sind.


Und wer hält Nachfrage nach Geld? Wer anders als der Bauer, der Ware auf


den Markt bringt, als der Kaufmann der am Ladentisch seine Waren feilhält, als


der Arbeiter, der sich zu irgendeiner Arbeit anbietet und für sein Arbeitsprodukt


Geld 
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verlangt. Wo das Warenangebot groß ist – dort herrscht große Nachfrage nach


Tauschmitteln; wo das Warenangebot wächst, dort wächst die Nachfrage nach


Geld, nach Tauschmitteln. Nimmt man die Waren fort, so verschwindet auch die


Nachfrage nach Geld. Dort, wo Urwirtschaft und Tauschhandel betrieben werden,


gibt es auch keine Nachfrage nach Geld.


Es ist also klar; wir unterscheiden scharf zwischen dem Kaufmann, der am


Ladentisch den Kattun dem Bauern anbietet und demselben Kaufmann, der eine


Stunde später beim Bankier vorspricht, um dort einen Wechsel zu diskontieren.


Mit dem Kattun in der Hand hielt der Kaufmann „Nachfrage“ nach dem


Tauschmittel, nach Geld. Und mit dem Bauer handelte er um den Preis.


Mit dem Wechsel in der Hand hält der Kaufmann beim Bankier keine


Nachfrage nach Geld, denn der Wechsel ist keine Ware. Hier ist vom Zinsfuß 


die Rede. Hier herrscht gemeiner Geldbedarf, keine Nachfrage.


Die Nachfrage nach Geld hat mit diesem Bedarf an Geld nichts gemein. Bedarf


an Geld hat der Bettler, der Staat, der umwucherte Bauer, auch der Kaufmann,


der Unternehmer, der einen Wechsel diskontieren will; Nachfrage nach Geld hält
nur der, der Ware feilhält. Bedarf an Geld ist eine vieldeutige, Nachfrage nach


Geld eine eindeutige Sache. Der Bedarf an Geld geht von einer Person, die


Nachfrage nach Geld von einer Sache, von der Ware aus. Der Bettler will ein


Almosen, der Kaufmann will sein Geschäft vergrößern, der Spekulant will seinen


Konkurrenten das Geld der Banken entziehen, um allein auf dem Markte als


Käufer auftreten zu können, der Bauer ist in die Falle gegangen, die der


Wucherer ihm stellte. Sie haben alle schrecklichen Bedarf an Geld, ohne


Nachfrage nach Geld halten zu können, denn diese kommt nicht von den Sorgen


der Menschen, sondern von dem Vorrat und Angebot von Waren. In diesem


Sinne ist es darum auch falsch, wenn man sagt: Bedarf und Angebot bestimmen


die Preise. Es herrscht zwischen dem mit dem Zinsfuß gemessenen Geldbedarf


und der mit den Preisen gemessenen Geldnachfrage der denkbar größte


Wesensunterschied. Beide Dinge haben absolut nichts Gemeinsames.


Wer beim Worte „Nachfrage nach Geld“ nicht sofort an Ware denkt, wer beim


Worte „Große Nachfrage nach Geld“ nicht sofort einen Berg von Waren, einen


Markt, einen Güterzug, ein überladenes Schiff vor Augen hat, vielleicht auch in


Überproduktion, an Arbeiterbataillone usw. denkt, der versteht den Sinn des


Wortes „Nachfrage nach Tauschmitteln, nach Geld“ nicht, der hat noch nicht


erfaßt, daß die Arbeitsteilung Ware erzeugt, die zu ihrem Austausch auf das Geld


ebenso angewiesen ist, wie die Steinkohlen auf die Güterwagen.
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Und wer jemanden von steigender Nachfrage nach Geld sprechen hört, weil


der Zinsfuß gestiegen sei, der weiß, daß dieser keine bestimmten Ausdrücke für


seine Begriffe hat. Wenn aber jemand einem Nationalökonomen in die Hände


fällt, der Geldbedarf und Geldnachfrage verwechselt, so hat er die Pflicht, ihn


darauf aufmerksam zu machen, daß man wissenschaftliche Fragen nicht in


Kauderwelsch behandeln soll.


Also die Nachfrage nach Geld scheiden wir vollständig von allen menschlichen


Bedürfnissen, Spekulationen, Handlungen, Konjunkturen usw., wir entziehen sie


dem Wertnebel, der sie bisher umhüllte, und setzen sie thronend auf den Berg


von Waren, womit die Arbeitsteilung den Markt ununterbrochen beschickt – weit-


hin für alle sichtbar, greifbar und – meßbar.


Wir scheiden diese Nachfrage nach Geld von dem Bedarf an Geld. Wir bilden


einen anderen Berg, aber nicht aus Waren, sondern aus Wechseln, Pfand-


briefen, Schuldscheinen, Obligationen, Konsols, Versicherungspolicen usw. und


setzen darauf ebenso weithin sichtbar: Bedarf an Geld. Auf den ersten Berg


schreiben wir „Preise“ und auf den letzteren „Zinsfuß“, und wer dann noch im


Flusse dieser Untersuchung an Geldbedarf denkt, wenn ich von Nachfrage 


spreche, der soll dieses urgesunde Buch zuklappen. Es ist nicht für ihn ge-
schrieben.


Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis, das heißt das Verhältnis, in dem


Geld und Waren ausgetauscht werden und was Nachfrage nach Geld ist, wissen


wir jetzt. Sie ist Substanz; der fortwährend fließende, aus der Arbeitsteilung 


quellende Warenstrom.


Und das Angebot von Geld? Auch diesem Begriff müssen wir Substanz und


Gestalt geben und ihn aus dem Dunstkreis ziehen, in den auch er gehüllt ist.


Der Bauer, der Kartoffeln erntet, der Schneider, der einen Rock genäht, muß


das Produkt seiner Arbeit gegen Geld anbieten, aber was macht er mit dem


Geld? Was haben die 100.000 Bauern und Handwerker mit dem Taler gemacht,


der seit 100 Jahren von Hand zu Hand gegangen ist? Jeder von ihnen bot den


Taler an – gegen Ware, die, einmal in ihrem Besitz, zum Gebrauchsgut wurde


und vom Markte verschwand. Der Taler aber blieb auf dem Markte, er kehrte


immer wieder zurück – 1 Jahr, 10 Jahre, 100 Jahre und, mit anderer Prägung,


vielleicht auch 1000–2000–3000 Jahre. Er war eben allen, durch deren Hände er


ging, nur als Ware dienlich, von den 100.000 Mann war keiner da, der den Taler


anders gebrauchen konnte. Die Nutzlosigkeit des Talers zwang alle, ihn wieder


loszuschlagen, zu verkaufen, d. h. ihn in Tausch gegen Waren anzubieten.


Wer viel Geld hatte, mußte auch viel Geld anbieten, wer wenig Geld hatte,


mußte auch das Wenige anbieten. Und 


287







dieses Angebot von Geld nannte man und nennt man noch heute ganz richtig 


die Nachfrage nach Waren. Wo viel Ware liegt, ist die Nachfrage nach Geld


groß, ebenso muß man sagen können: wo viel Geld ist, muß notwendigerweise


die Nachfrage nach Waren größer sein als dort, wo nur wenig Geld ist. (Die


Einschränkungen hierzu werde ich früh genug machen.)


Gibt es etwa noch eine andere Nachfrage nach Waren als die, die das Angebot


von Geld vertritt?


Hier auch müssen wir, wie bei der Nachfrage nach Geld, unterscheiden 


zwischen Nachfrage und Bedarf an Waren. Bedarf an Waren haben viele


„Bedürftige“, Nachfrage nach Waren hält nur der, der Geld für die Waren an-


bietet. Den Bedarf an Waren drückt man mit Bitten, Betteln und Petitionen aus,


die Nachfrage nach Waren durch Aufschlagen der harten Taler auf den


Ladentisch. Vor dem Bedarf an ihren Waren verkriechen sich die Kaufleute; 


sie lassen sich täglich vor dem Hahnschrei dreimal durch die Dienstboten 


verleugnen; die Nachfrage nach ihren Waren aber lockt sie herbei. Kurz,


Nachfrage nach Waren besteht im Angebot von Geld; wer kein Geld hat, hält


keine Nachfrage, und wer es hat, muß damit Nachfrage nach Waren halten.


(Wann er das tun muß, werden wir später sehen.)


Die Nachfrage nach Waren, schlichtweg Nachfrage genannt, ist also immer


und ausschließlich durch das Geld vertreten. Ein Berg von Geld bedeutet eine


große Nachfrage nach Waren. Freilich nicht zu jederzeit, wie der Kriegsschatz


von 120 Millionen in Spandau schlagend beweist; denn in 40 Jahren hat dieser


Geldberg nicht für eine Mark gekauft. Auf diese Ausnahmen werden wir noch


zurückkommen. Die Entdeckung einer neuen Goldmine bedeutet eine 


wachsende Nachfrage nach Waren, und wenn der Staat in den


Papierwährungsländern neue lithographische Pressen in Betrieb setzt, so weiß


es schon jeder, daß die Nachfrage und die Preise steigen werden. Gäbe man


jedem das Recht, Banknoten, Schatzscheine und goldene Münzen in der Mitte


durchzuschneiden, und jede Hälfte für ein Ganzes auszugeben, so würde die


Nachfrage auf das Doppelte und die Preise auch auf das Doppelte steigen.


Das ist soweit richtig. Aber sind wir dann schon berechtigt, das Angebot von


Geld, wie wir das mit dem Angebot von Waren tun, so auf sich selbst zu stellen,


und zu sagen: Wer den Geldbestand mißt, der mißt auch die Nachfrage nach


Ware? Mit anderen Worten: Können wir das Angebot von Geld derart mit dem


Geldbestand identifizieren, daß wir dieses Angebot , also die Nachfrage nach


Waren, von der Psyche der Geldbesitzer völlig scheiden können? Unterliegt das


Angebot des Geldes nicht, oder doch zum Teil, den Launen des Marktes, der


Gewinnsucht der Spekulanten, mit einem Wort, ist das Angebot von Geld nur


reine Geldsubstanz – liegt keinerlei Handlung darin?


Die Wichtigkeit, die diese Frage für die Lösung unserer Aufgabe hat, liegt auf


der Hand.
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Wir sagen: die Arbeitsteilung liefert einen fortwährend fließenden Strom von


Waren: „das Angebot“. Der Geldbestand liefert das Geldangebot, also „die


Nachfrage“. Wäre dieses Geldangebot nun auch so ununterbrochen, wie der


Geldbestand eine feste Größe ist, so wäre der Preis, das Tauschverhältnis 


zwischen Geld und Waren unabhängig von jeder menschlichen Handlung. Geld


wäre die verkörperte, scharfgeschnittene Gestalt der Nachfrage, wie die Ware


das verkörperte, wägbare, berechenbare Angebot ist. Man brauchte dann nur zu


wissen, in welchem Verhältnis Geld- und Warenvorrat stehen, um auch zu 


wissen, ob die Preise steigen oder fallen werden. Bei dem im vorigen Abschnitt


beschriebenen Freigeld, da war es so. Da konnten wir sagen: das Freigeld 


verkörpert die Nachfrage; es scheidet aus der Nachfrage alle Wünsche des


Geldbesitzers in bezug auf die Zeit und Größe der Nachfrage. Das Freigeld 


diktiere seinem Besitzer die Kauforders in die Feder und erhebe diese Order


zum kategorischen Imperativ. Darum könne man auch beim Freigeld die Größe


der Nachfrage unmittelbar mit dem Quantum Freigeld, das der Staat in Umlauf


erhält, messen, wie man das Angebot von Kartoffeln und Morgenzeitungen mit


der Größe der Ernte und der Auflage der Zeitung messen kann.


Solches ist aber beim heutigen Geld nicht der Fall, wie wir sehen werden, und


darum können wir auch die Frage, die wir gestellt haben, vorerst nicht beantwor-


ten. Wir müssen weitere Untersuchungen vornehmen, um sagen zu können, wie


der Preis des gemeinen Papiergeldes zustande kommt.


Einflüsse, denen Angebot und Nachfrage unterliegen.


Die Ware wird für den Markt erzeugt und kann nur als Tauschgegenstand


ihrem Erzeuger nützlich werden. Darum ist das Angebot gleich dem


Warenbestand; das Angebot ist eine Sache, Stoff, auf alle Fälle eine mit Waren


vollführte, willenlose Handlung. Ohne Ware kann man die Handlung, die im
Angebot liegt, nicht vollführen, und mit Waren muß man sie vollführen.
Gleichzeitig ist aber das Angebot das einzige, was man mit der Ware nützlich


beginnen kann. Im großen und ganzen muß also die Handlung, die im Angebot
liegt, mit der Substanz, auf die sich diese Handlung bezieht, sich derart decken,
daß Substanz und Handlung in eins zusammenfallen.


Das Angebot (das ist die Nachfrage nach Geld) deckt sich also mit dem Vorrat


an Waren.


Der Vorrat an Waren aber hängt wiederum ab:


1. von der Zufuhr durch die Arbeitsteilung oder Warenproduktion;


2. von der Abfuhr nach vollzogenem Tausch.
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Wären Zu- und Abfuhr immer gleich, so wäre auch das Angebot, d. i. die


Nachfrage nach Geld, immer gleichmäßig.


Das ist aber bekanntlich durchaus nicht der Fall.


Die Zufuhr steigt schon allein infolge der ständigen Bevölkerungsvermehrung.


Hundert Arbeiter werfen mehr Produkte auf den Markt als neunzig.


Die Zufuhr wächst aber auch infolge ständiger Ausbreitung der Arbeitsteilung.


Wenn der Bauer sich ganz auf die Viehzucht verlegt, statt wie früher seine


Kraft in der Hervorbringung von Gegenständen für den eigenen Haushalt zu ver-


zetteln, so muß er jetzt viel öfter zu Markte gehen als früher. Es war nur wenig,


was er früher kaufte und verkaufte. Jetzt verkauft er seine ganze Produktion; er


vermehrt das Angebot, d. i. die Nachfrage nach Geld, um alles, was er erzeugt.


Auf dem Lande, in den kleineren Städten, waren die Handwerker häufig nur


zeitweise in ihrem Berufe tätig; nebenbei betrieben sie Ackerbau,


Gartenwirtschaft, machten wohl auch ihr Handwerkszeug selbst, nähten ihre


Kleider, Schuhe, machten sich die Möbel selbst und unterrichteten wohl auch


ihre Kinder. Jetzt hat kein Handwerker mehr Zeit für dergleichen. Sein Gewerbe


beschäftigt ihn vollauf und lohnt ihn besser. Sein ganzes Arbeitsprodukt ist Ware


geworden und kommt auf den Markt, wo es Nachfrage hält nach Geld, nach


Tauschmitteln. Dadurch ist die Nachfrage nach Tauschmitteln in den letzten


Jahrzehnten außerordentlich gewachsen.


Mehr aber als durch die genannten Umstände wächst das Angebot von Waren,


die Nachfrage nach Tauschmitteln, infolge der verbesserten Produktionsmittel.


Wenn ein Weber mit der Hand früher 10 Ellen Zeug verfertigte, so warf er auch


nur 10 Ellen Zeug auf den Markt, die Nachfrage nach Geld, betrug also auch nur


10 Ellen Zeug. Mit seinen modernen Werkzeugen liefert aber derselbe Weber


heute 500 Ellen Zeug. Er wirft 50mal mehr Ware auf den Markt; er hält eine


50mal größere Nachfrage nach Geld als früher [Die Werttheoretiker, die mit ihrem


Geflunker alle volkswirtschaftlichen Erscheinungen in undurchforschbaren Brei verwandelt haben,


werden hier die tiefsinnige Einwendung machen: die verbesserten Produktionsmittel haben den


„Wert“ der 500 Ellen auf den Wert der früheren 10 Ellen herabgesetzt, infolgedessen hatten die 500


Eilen auch nur dieselbe Nachfrage nach Geld, wie früher die 10 Ellen. Demgegenüber wollen wir hier


fragen, warum denn die Verbesserung der Produktionsmittel vor dem Geld haltmachen soll? Dann


aber können wir mit dem gleichen Recht sagen: die verbesserten Produktionsverfahren haben den


Wert von 500 Ellen Papiergeld auf den Wert von 10 Ellen herabgesetzt. Mit dem „Wert“ der Waren ist


auch der Wert des Geldes 500 Ellen tief gestürzt und ist dadurch auf gleicher Höhe mit den Waren
geblieben.]. Und wie es sich mit dem Weber verhält, so mit allen Gewerben und


Künsten. Um die Bücher zu schreiben, die eine einzige moderne Druckerei 


liefert, müßten schon sämtliche Söhne des Reiches der Mitte von früh bis spät 


jahraus, jahrein schreiben, schreiben. Mit der Chromolithographie verhält es sich


ebenso.
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30 Mann in Argentinien erzeugen mit ihren Dampfpflügen und


Dreschmaschinen so viel Getreide, wie 3000 deutsche Kleinbauern mit gleicher


Arbeit hervorbringen. Diese argentinischen Bauern erzeugen infolgedessen auch


ein 100mal größeres Angebot von Waren, sie halten eine 100mal größere


Nachfrage nach Tauschmitteln.


Aber die Größe des Angebots soll man nicht allein mit der Quantität der Waren,


sondern auch mit der Qualität messen. Das ist klar. Wie ein Pfund Gold ausge-


münzt früher 16mal mehr Nachfrage nach Waren hielt, als ein Pfund Taler, so


bedeutet auch eine Tonne Weizen erster Qualität eine größere Nachfrage nach


Geld als eine Tonne zweiter Qualität.


Die Qualität der Waren erfährt aber heute eine ständige Verbesserung. Die


Zuchttiere, die Sämereien werden veredelt, das Arbeitsprodukt der Maschinen


wird verfeinert, die Chemie wirft täglich ja stündlich, köstliche Universalmittel


gegen Krankheiten auf den Markt. Mit den elektrischen Meißeln und den präch-


tigen Modellen, die das ausgemergelte Proletariat liefert, erzeugen die Künstler


mit wenig Mühe Wunderwerke, und die Nachfrage nach Geld, nach


Tauschmitteln wächst um den vollen Qualitätsunterschied zwischen der moder-


nen und antiken Kunst.


Auch wird die Warenzufuhr vermehrt durch die Verwendung, die die Industrie


für manche früher nutzlose Substanzen entdeckt. So liefern die Eisenhütten in


Deutschland allein über eine Million Wagenladungen Thomasschlacken für


Felddünger. Früher waren es lästige Fabrikrückstände. Jetzt erzeugen diese


Schlacken eine Nachfrage nach Tauschmitteln von vielen Hundert Millionen Mark


(was aber nicht sagen will, daß man ebensoviel Millionen mehr braucht).


Dasselbe ist der Fall mit den Kalisalzen und vielen anderen Stoffen. Man 


brauchte in Deutschland weniger Geld, weniger Tauschmittel, wenn man die


Nützlichkeit der Thomasschlacken und Kalisalze nicht entdeckt hätte. Das ist


sicher.


Aber die Nachfrage nach Geld (Tauschmitteln) hängt noch von anderen Dingen


ab, die eigentlich mit der Produktion nichts gemeinsam haben. Ich meine die


Besitzteilung, die vieles zur Ware macht, was früher Gebrauchsgut war.


So ist das Land jetzt käuflich, früher gehörte es der Gemeinde und war unver-


äußerlich. Große Summen Geldes werden jahraus, jahrein durch den


Grundstückshandel in Beschlag genommen. Die Nachfrage nach Geld ist


gewachsen, seit das Vaterland zur Ware degradiert wurde. Die hypothekarische


Verschuldung und der Pachtzins des Landes beanspruchen auch Geld, viel Geld.


Man käme mit weniger Geld aus, wenn die Bauern von dem Erlös ihrer Waren


nicht immer einen Teil auf die hohe Kante zu legen brauchten, um den Pachtzins


und die Hypotheken am Martinstag zu bezahlen, d. h., wenn das Land


Gemeingut geblieben wäre.


Dasselbe ist der Fall mit den Wohnungsmieten. Früher wohnte die über-


wiegende Mehrzahl der Bürger in eigenen 
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Höhlen, Hütten oder Häusern, und Miete zahlte man in Ausnahmefällen. Jetzt


verhält es sich umgekehrt, und von jedem Monats- oder Wochenlohn wird ein


Teil zurückgelegt für die Quartalsmiete. Wie viele Millionen werden dadurch nicht


für Tage, Wochen und Monate festgelegt! [Die Nachfrage nach Geld hängt darum auch


davon ab, ob die Wohnungsmiete, der Pachtzins oder sonstige regelmäßige Zahlungen alle


Trimester, Monate oder Wochen erhoben werden. Wenn der Arbeiter in den ersten Wochen eines


Trimesters den der Miete entsprechenden Teil seines Gehaltes aufbewahrt, so bleibt dieses Geld 


3 Monate brach liegen. Bezahlt er, wie in England, die Miete wöchentlich, so kehrt das Mietgeld auch


durch den Hausbesitzer gleich in den Verkehr zurück. Darum kommt England mit bedeutend 


geringeren Geldmassen aus, als alle anderen Länder.]


Die Versorgung des Hauses mit Wasser, Licht, Kraft usw. durch die Gemeinde


verwandelt auch hier eine Anzahl der wichtigsten Dinge in Ware, d. h. in


Geldnachfrage, die früher Gebrauchsgüter waren, die nicht gekauft, d. h. gegen


Geld eingetauscht wurden. Auch dadurch ist die Geldnachfrage bedeutend 


größer geworden.


Damit ein Gegenstand zur Ware werden kann, muß es möglich sein, den


Gegenstand den Konsumenten zuzuführen. Wie viele Dinge aber liegen nicht


heute herum, die aus Mangel an Straßen, Kanälen, Bahnen nicht fortgeschafft


werden können! Eine neue Eisenbahn, ein Tunnel, eine Brücke, eine


Forscherexpedition usw., führen den Märkten ganze Berge von Erzen, Holz, Vieh


usw. zu und vermehren die Nachfrage nach Tauschmitteln um das volle Quantum


dieser Güter.


Im allgemeinen ist das Warenangebot, d. i. die Nachfrage nach Geld, also in


stetem Wachstum begriffen. Dieses Wachstum kann aber zeitweise auch in das


Gegenteil umschlagen, z. B. infolge einer allgemeinen Herabsetzung der


Arbeitszeit. Auch Kriege, Mißernten, Seuchen können die Nachfrage nach


Tauschmitteln ganz bedeutend vermindern; ebenso wie ein Streik und überhaupt


die heutige Lohnpolitik der Arbeiter.


Die Arbeiter drücken mit der immer wieder verlangten Verminderung der


Arbeitszeit und mit der Streikpolitik ihre Überzeugung aus, daß sie ihre Lage


bessern, die Ausbeutungskraft des Kapitals schwächen können durch ver-


minderte Produktion. Sie hegen den Glauben, daß der Kapitalzins fällt, wenn


weniger Kapital erzeugt wird.


1. Folgerung: je weniger Häuser gebaut werden, desto niedriger der Mietzins,


2. Folgerung: je weniger Häuser vorhanden sind, desto niedriger der Mietzins,


3. Folgerung: je mehr Häuser zerstört werden, desto niedriger der Mietzins.


Moral: Brennen wir die Städte nieder, um billig in schönen Häusern wohnen zu


können.


Ein solcher Glaube muß, wenn er die Masse des Volkes beherrscht, ganz


außergewöhnlichen Einfluß auf die Warenproduktion, auf die Nachfrage nach


Tauschmitteln haben. 
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Würden die Arbeiter, durch die genannten nächsten Folgerungen ihrer Politik zu


einem Glaubenswechsel veranlaßt, versuchen, durch emsige, ununterbrochene


Arbeit das Kapital zu schwächen, indem sie neben jedem Mietshaus ein zweites,


neben jeder Maschine, Fabrik Schiff usw. andere Maschinen, Fabriken, Schiffe


herstellten, um so das Kapital in einem Meer von Kapital zu ersäufen, so würde


ein solcher Glaubenswechsel sicherlich genügen, um das Angebot von Waren,


die Nachfrage nach Geld, derart zu vermehren, daß daraus heute eine schwere,


chronische Krise erwachsen würde, die die Proletarier hart für ihren


Glaubenswechsel strafen würde. (Daß dieser tolle Widerspruch durch das


Freigeld auf elegante Weise gelöst wird, wurde bereits gesagt.)


Die angeführten Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, von wie vielen


Umständen die Warenzufuhr abhängt. Aber das Angebot von Waren hängt, wie
schon erwähnt, auch von der Warenabfuhr ab. Solange die Ware den


Konsumenten nicht erreicht hat, wird sie angeboten, bedeutet sie Nachfrage


nach Geld. Jede Ware, die vom Markte weggetragen wird, bedeutet eine
Verminderung der Nachfrage nach Geld.


Das Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln, hängt


also auch davon ab, wie schnell die Waren den Konsumenten erreichen und


ihren Warencharakter abstreifen. Auch hier wieder wird ein Vergleich mit den


Transportmitteln den Begriff der Sache erleichtern. Nehmen wir ein bestimmtes


Quantum Frachtgüter an – z. B. tausend Tonnen Ziegelsteine, die täglich von den


Öfen nach der Stadt befördert werden sollen. Der Feldweg ist schlecht, Brücken


fehlen, an manchen Stellen muß ein Teil der Fracht abgeladen werden, um durch


den Morast zu gelangen. Ergebnis: die Wagen gehen langsam und laden wenig.


Es müssen viele Fuhrleute eingestellt werden, um die Arbeit zu bewältigen. Jetzt


wird der Weg ausgebessert, die Lachen ausgefüllt, Brücken gebaut. Als Folge


davon, laden die Fuhrleute mehr, und statt einer Reise können sie täglich zwei


machen. Die Arbeit wird nun mit der Hälfte der Fuhrleute bewältigt; die tausend


Tonnen Ziegelsteine bedeuten nunmehr die Hälfte der früheren Nachfrage nach


Fuhrleuten. Wird nun gar eine Feldbahn gelegt, so kann die von den tausend


Tonnen Ziegelsteinen vertretene Nachfrage nach Fuhrleuten auf den hundertsten


Teil und weniger fallen.


So müssen wir uns die Nachfrage nach Tauschmitteln vorstellen, die die


Warenbestände darstellen.


Um die Waren auf dem Wege des Tausches vom Erzeuger bis zum


Verbraucher zu bringen, dazu gehört ein ganzer Apparat von


Handelseinrichtungen, von deren Dasein und Qualität die Schnelligkeit bedingt


wird, womit die Waren vom Markte verschwinden. Denken wir uns einen Sack


brasilianischen Kaffee, der auf dem Wege des Tauschhandels gegen Aachener


Printen umgetauscht werden muß. Wie oft müßte er getauscht, ange-
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boten werden; wie lange würde er Ware bleiben, sich auf den Märkten herum-


treiben! Heute, mit Hilfe des Geldes, wird es vorkommen, daß ein solcher Sack


schon nach drei- oder viermaligem Besitzwechsel den Konsumenten erreicht.


Die Handelseinrichtungen haben heute einen verhältnismäßig hohen Grad der


Vollkommenheit erreicht. Ihre Verschleißkraft ist groß und wächst ständig, wenn


auch die merkamotorische Kraft der Haupthandelseinrichtung, des Geldes, 


ständig abnimmt, wie wir das noch nachweisen werden. Und mit jeder


Verbesserung wird die Verwandlung der Ware in Gebrauchsgut beschleunigt.


Man denke nur an die Erleichterungen, die das moderne Bankwesen, das


Wechselrecht, das Post- und Telegraphenwesen, das Konsulatswesen, die


modernen Reklamemittel, die Druckerei, die Fachschulen für die Heranbildung


junger Kaufleute, das einheitliche Maß- und Münzsystem, Telephon, Schreib-


maschine, Kopierpressen usw. dem Kaufmann bereiten; und die Konsumvereine


und Kaufhäuser!


Ein modernes Handelsgeschäft kann 10–20–100mal soviel Geschäfte ab-


wickeln wie früher in der gleichen Zeit. Die Verschleißkraft eines modernen


Kaufmanns ist rein technisch 100mal größer als diejenige seines Großvaters war.


Die Arbeitsteilung beschickt den Markt unausgesetzt mit einem Riesenstrom


von Waren, und die Kaufleute werfen mit Hilfe ihrer Handelseinrichtungen die


Warenmassen unausgesetzt aus dem Markte heraus in die Hände der


Verbraucher.


Wenn die Kaufleute nicht über solche Einrichtungen verfügten, wie groß 


müßten dann die Märkte, Lagerhäuser, Läden sein, um all diese dann nur lang-


sam abfließenden Warenmassen aufzunehmen? Wie breit wird ein Gebirgsstrom,


sowie er die Ebene betritt, sowie das Gefälle abnimmt. So wäre es auch mit den


Waren. Ohne unsere modernen Handelseinrichtungen wäre der Warenbestand


größer, wäre die Nachfrage nach Tauschmitteln ungleich bedeutender. Wir 


erleben ja heute manchmal Unterbrechungen in der Funktion einer dieser


Handelseinrichtungen, im Kreditwesen z. B., und haben dann Gelegenheit zu


beobachten, wie infolge davon der Abfluß der Waren sich verlangsamt, wie die


Warenvorräte bis zur Überschwemmung der Märkte (sogenannte Überproduk-


tion) anschwellen, und wie unter dem Drucke dieser wachsenden Nachfrage


nach Tauschmitteln die Preise nachgeben und die Krise ausbricht.


Wenn wir eine Straße, die infolge vieler Krümmungen oder wegen schlechten


Pflasters den Verkehr nicht mehr bewältigen kann, gerade durchbrechen und das


Pflaster für schnelles Fahren der Fuhrwerke einrichten, so wird trotz sehr ver-


stärktem Verkehr die Straße halb verlassen erscheinen. Stellen wir nun den 


früheren Zustand plötzlich wieder her, so wird wegen Überfüllung der Verkehr


vielleicht ganz ins Stocken geraten. So ist es auch mit den Handelseinrich-


tungen. Diese brechen dem Warenaustausch gerade Straßen und ebnen diese


für einen flotten Absatz der Waren. Versagt eine dieser Einrichtungen, so 
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schwellen die Warenbestände sofort an, d. h., die Nachfrage nach Tauschmitteln


wächst.


Der gewaltige Einfluß, den auf diese Weise die Kreditgeschäfte auf die


Nachfrage nach Geld ausüben, zwingt uns, diese hier schon etwas näher zu


betrachten.


Wir sagten, daß die Ware eine mit ihrer Masse und Qualität genau kongruie-


rende Nachfrage nach Tauschmitteln darstellt. Gäbe es nun Mittel, die Waren


auszutauschen, ohne daß Geld dabei verwendet wird, so nähme auch die


Nachfrage nach Geld um das Quantum dieser so ausgetauschten Waren ab.


Das ist klar und selbstverständlich vom Standpunkt unseres Begriffes der


Sache, der Nachfrage nach Geld aus betrachtet. Es verhält sich hier wieder wie


bei der Eisenbahn. Die Nachfrage nach Güterwagen ist genau so groß, wie das


Quantum der vorhandenen Frachtgüter. Bauen wir aber entlang der Eisenbahn


einen Schiffskanal, so nimmt die Nachfrage nach Eisenbahnwagen um die


Masse der auf dem Kanal verladenen Güter ab.


Und die Rolle eines solchen Kanals, der neben dem Geld für den Austausch


der Waren gezogen wird, spielen die Kreditgeschäfte. Wenn A in Königsberg an


B in Aachen eine Ladung Butter schickt, und dieser die Rechnung mit einer


Ladung Wein bezahlt, so gehört dazu kein Pfennig Geld. Hätte B keinen Kredit


bei A oder A keinen Kredit bei B, so würde die Butter nur gegen Aushändigung


von Geld ausgeliefert werden, und ebenso wäre es mit dem Wein. Die


Nachfrage, die der Wein und die Butter nach Geld gehalten hätten, ist durch den


Kredit hier beseitigt worden.


Die Nachfrage nach Geld nimmt also um das genaue Quantum der auf dem
Kreditwege ausgetauschten Waren ab. Wächst die Summe der Kreditgeschäfte,


so nimmt die Nachfrage nach Geld ab, und geht der Kredit zurück, so wächst die


Nachfrage nach Geld im gleichen Verhältnis. Dieser Einfluß der Kreditgeschäfte


auf die Nachfrage nach Geld bleibt auch derselbe, wenn die Ladung Butter und


Wein in Geld umgerechnet und dieses Geld durch Wechsel, Schecks u. a.


Kreditinstrumente vertreten wird. Es handelt sich immer um eine Umgehung der


Nachfrage nach Geld. Diese Kreditinstrumente, obschon sie auf Geld lauten,


machen das Geld überflüssig in all den Geschäften, die sie vermitteln. Freilich


sind es nur Kreditinstrumente, die mit dem Kredit aufkommen und mit dem Kredit


zusammenbrechen. Sie entlasten das Geld nur so lange, als der Kredit blüht.


Es verhält sich hier wieder wie bei einer Eisenbahn, die durch einen


Schiffahrtskanal entlastet wird. Friert der Kanal zu oder verdampft sein Wasser in


der Dürre des Sommers, so fallen die Güter, deren Beförderung der Kanal sonst


vermittelt, wieder auf die Bahn zurück. Taut das Eis aber wieder auf, so nimmt


auch die Nachfrage nach Eisenbahnwagen wieder ab. Ein solcher Kanal, der


bald einfriert, bald versandet, auf den also kein Verlaß ist, wird die Bahn eher


stören als entlasten. Und so 
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ist es auch mit den Kreditgeschäften und ihrem Einfluß auf die Nachfrage nach


Geld.


Wir wollen das in diesem Kapitel über die Nachfrage nach Geld Gesagte hier


noch einmal kurz zusammenfassen:


Die Nachfrage nach Geld ist durch die Waren vertreten, die die Arbeitsteilung


ständig auf den Markt wirft. Die Nachfrage nach Geld wächst also zusammen mit


dem Quantum Waren, die die Arbeitsteilung erzeugt, und geht auch mit diesem


Quantum zurück. Die Nachfrage nach Geld deckt sich also nicht allein mit dem


Vorrat an Waren, sondern ist an und für sich dieser Vorrat. Neben dem Vorrat an


Waren gibt es keine andere Nachfrage nach Geld. Und wenn wir hier von Waren


sprechen, so dürfen wir von keiner einzigen ihrer körperlichen Eigenschaften


abstrahieren. Wir haben, wenn wir von Waren sprechen, Schinken, Bierfässer,


Tabakschiffe vor Augen. Einen konkreten Schinken, keinen abstrakten Schinken.


Einen Schinken, den wir so genau betrachtet haben, daß wir es beschwören


können, er sei ein Produkt der roten Erde. Wir sprechen, wenn wir von der


Nachfrage nach Geld, von den Waren sprechen, nicht von kristallisierter, mumi-


fizierter Arbeit, nicht von Arbeitsgallerte, sozialer Substanz, von Blut, Schweiß


und Arbeitszeit, nicht von einem Schinken, von dem wir alle körperlichen


Eigenschaften, den Speck, die Knochen und die Schwarte abstrahiert haben. Wir


sprechen Deutsch, Eifeler Deutsch, kein Blech. Die Nachfrage nach Geld, nach


Tauschmitteln sind die greif- und sichtbaren Substanzen, die wir auf dem Markte


nach Metern, Litern, Kilo kaufen, um uns zu nähren und zu kleiden. Und nicht


allein Gewicht und Maß, sondern auch die Güte der Waren ist in der Nachfrage


nach Geld eingeschlossen. Ein guter Apfel hält eine größere Nachfrage nach


Geld als ein schlechter Apfel.


Die Nachfrage nach Geld hängt von dem Warenstrom ab, den die Arbeits- und


Besitzteilung erzeugt, und die Größe dieses Stromes wiederum hängt ab von der


Zahl der Arbeiter, von Qualität, Geschick und Intelligenz der Arbeiter, von der


Qualität ihrer Produktionsmittel. Ein englischer Weber wirft 5mal mehr Kattun auf


den Markt als ein indischer Weber. Er erzeugt auch 5mal mehr Nachfrage nach


Tauschmitteln, nach Geld.


Die Nachfrage nach Geld hängt von der Schnelligkeit ab, womit der Handel die


Waren den Verbrauchern zuführt, und diese Schnelligkeit wächst mit jeder


Vervollkommnung der Handelseinrichtungen. Ist die Verschleißkraft eines auf


einer Handelshochschule wohlerzogenen Jünglings größer als die eines gewöhn-


lichen Krämers, so muß auch die Nachfrage nach Geld mit Gründung jeder


neuen Handelshochschule abnehmen. Wenn diese Verschleißkraft nicht größer


wäre, dann hätten ja solche Schulen keinen Sinn [Man könnte auch hier zu entgegenge-


setzter Ansicht gelangen, da heute der Absatz der Waren nur durch größere Anstrengungen erweitert


werden kann auf Kosten der konkurrierenden Kaufleute, die dann sich zu gleichen Anstrengungen


aufraffen.].
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Die Nachfrage nach Geld steht im umgekehrten Verhältnis zur Schnelligkeit,


womit die Produkte der Arbeits- und Besitzteilung ihren Warencharakter ab-


streifen.


Die Nachfrage nach Geld hängt auch ab von der Entwicklung und


Einschränkung des Kredites, d. h. von dem ständig wechselnden Quantum


Waren, die der ständig sich erweiternde und einschränkende Kredit den Märkten


und der Nachfrage nach Geld entziehen.


Die tägliche Nachfrage nach Geld ist also gleich den täglich den Märkten zu-


geführten Waren, abzüglich der auf dem Kreditwege (oder etwa noch im direkten


Tauschhandel) abgehenden Waren.


Für die Nachfrage nach Geld liefert allein der Warenbestand (nicht


Güterbestand) ein greif-, sicht- und schätzbares Maß. Wenn ein Bauer viele


Ferkel auf einem Markt erblickt, so weiß er auch, daß die Nachfrage für seine


Barschaft groß ist. Bietet aber jemand dem Bauer 10% Zins für ein Darlehen aus


seiner Barschaft an, so kann der Bauer diese Tatsache ebensowenig zum


Maßstab für die Größe der Nachfrage nach Geld nehmen, wie etwa den


Schwanz seiner Kuh. Nachfrage nach Geld, Zins und der Schwanz einer Kuh


sind inkommensurable Größen.


Mit einem Wort: das Angebot von Waren, das Angebot schlichtweg, das


Angebot im Sinne des Satzes „Angebot und Nachfrage bestimmen die Preise“,


das ist die Nachfrage nach Geld. In dem Angebot der Ware ist die Nachfrage


nach Geld enthalten und umgekehrt. Und das Angebot deckt sich mit dem
Warenbestand.


Das Angebot des Geldes.


(Die Nachfrage nach Waren, schlichtweg die Nachfrage.)


Das Charakteristische an den Produkten der Besitz- und Arbeitsteilung liegt in


dem Verkaufszwang, der über ihnen lagert, besser gesagt – in ihnen steckt. Zum


Verkauf werden die Waren erzeugt, und bei keinem Produkte ist der


Warencharakter so rein, wie beim Geld. Das haben wir in einem früheren Kapitel


gezeigt.


Die gewöhnliche Ware verläßt über kurz oder lang den Markt als


Gebrauchsgut; das Geld aber tauscht jeder nur ein, um es wieder zu verkaufen.


Wie man nun die Waren nicht anders als gegen Geld verkaufen kann, so kann


das Geld nicht anders als gegen Ware verkauft werden. Wie die Ware die ver-


körperte Nachfrage nach Geld darstellt, so vergegenständlicht das Geld die


Nachfrage nach Waren. Wo der Geldbestand vergrößert wird, wird auch die


Nachfrage nach Waren vergrößert. Wer kein Geld hat kann auch keine


Nachfrage nach Waren halten. Das Geld, das der Bankier in seinem Keller auf-


bewahrt, kann er jeden Augenblick über 
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den Markt gießen, und damit eine gewaltige Nachfrage nach Ware erzeugen,


während die tausend hungrigen Arbeitslosen, die die Schätze der Märkte 


beliebäugeln, keine Nachfrage nach Waren erzeugen.


Die Nachfrage nach Waren wird somit in erster Linie von dem Vorrat an Geld


abhängig sein; sie wird nicht ständig mit dem Vorrat an Geld übereinstimmen 


(wir werden noch früh genug diesen heiklen Punkt besprechen), aber der


Warencharakter des Geldes zwingt die Besitzer doch, das Geld früh oder spät


anzubieten.


Weniger Geld als man besitzt, wird man schon anbieten können, mehr aber auf


keinen Fall. Nach oben bildet der eigene Geldbestand immer eine unübersteig-


bare Grenze für das Geldangebot. Die ausgesprochene Wareneigenschaft des


Geldes wird aber immer zur Folge haben, daß im Durchschnitt der Jahre dort


mehr Geld gegen Waren angeboten wird, wo der Geldbestand größer ist, als


dort, wo er kleiner ist.


Die 120 Millionen die im Juliusturm seit 40 Jahren aufgestapelt sind, beweisen


klar, daß Geld und Geldangebot nicht so identisch sind, wie Kartoffeln und


Kartoffelangebot, aber ihr Zweck ist doch der, unter bestimmten Umständen


angeboten zu werden.


Wie ein Wagen nur durch den Ortswechsel seinem Besitzer nützlich wird, so


wird das Geld nur durch den Besitzerwechsel, durch den Gebrauch als


Tauschmittel, durch den Geldumlauf nützlich. Das Geld trägt also die


Eigenschaft, die es immer wieder in Umlauf setzt, in sich selbst. Man kann also


bis zu einem gewissen Grad von Umlaufzwang, materiellem, seinem Wesen


anhaftenden Umlaufzwang sprechen, der auch dem heutigen Geld anhaftet.


(Beim Freigeld ist dieser Umlaufzwang ein unbedingter.)


Von den Waren sagten wir, daß deren Vorrat im umgekehrten Verhältnis stehe


zur Schnelligkeit, womit die Handelseinrichtungen sie vom Markte zum


Verbraucher befördern; da aber das Geld nur Gebraucher und keine Verbraucher


hat, da das Geld also den Warencharakter behält, da man es nur kauft, um es


wieder zu verkaufen (die Goldschmiede können wir hier unberücksichtigt lassen),


so hat die Schnelligkeit, womit die Handelseinrichtungen den Besitzerwechsel


des Geldes ermöglichen, die entgegengesetzte Wirkung wie bei den Waren. Je


schneller das Geld von Hand zu Hand geht, um so schneller erscheint es wieder


am Ausgangspunkt des Marktes, um die Bahn von neuem zu betreten. Und mit


jedem Wechsel des Geldbesitzers wird eine Ware eine Stufe weiter in den Keller


des Konsumenten hinabgestoßen. Wie ein Eisenbahnwagen in einer bestimmten


Zeit um so mehr Kilometertonnen bewältigt, je schneller sich die Räder drehen,


so wird auch ein Geldstück um so mehr Waren aus seiner Bahn werfen, je


schneller es seine Bahn durchläuft. Ein blanker Taler, ein entschieden echter


Taler wird in der Woche vielleicht nur 10mal den Be-    Besitzer
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sitzer wechseln, weil mancher sich an seinem Anblick längere Zeit weidet und


noch einmal überlegt, ehe er ihn ausgibt. Bei einem verschlissenen Taler sind


diese Hemmungen geringer und bei einem Taler, dessen Echtheit angezweifelt


wird, gar nicht vorhanden. Um dieselbe Bahn zu durchlaufen, braucht also ein
blanker Taler 3 Wochen, ein verschlissener 2 Wochen und ein zweifelhafter nur 
1 Woche. Um die gleiche Anzahl von Geschäften abzuwickeln, braucht man 3
neue, 2 alte und nur 1 zweifelhaften Taler. Die Verschleißkraft, die kauf-
männische oder handelstechnische Qualität des Geldes steht also im umge-
kehrten Verhältnis zur banktechnischen Qualität des Geldes. Kaufmännisch


betrachtet ist ein zweifelhafter Taler dreimal besser als ein blanker Taler. Dieses


kleine Detail bitte ich zu beachten.


Das Angebot ist ein Strom, der, von der Arbeitsteilung kommend, in den


Häusern der Konsumenten versiegt. Die Nachfrage ist kein Strom, sondern ein


kreisender Gegenstand, der, wenn er schnell sich bewegt, uns als ein ge-


schlossener massiver Ring erscheint.


Das Angebot besteht aus immer neuen Waren, die den Weg nur einmal


zurücklegen und dann für immer verschwinden.


Die Nachfrage dagegen besteht aus einer Masse von Geldstücken, die den


gleichen Weg schon 1000mal zurückgelegt haben und ihn noch ebenso oft


zurücklegen werden.


Wir erkennen aus diesem Vergleich, daß die Nachfrage anderen Gesetzen


unterliegt, als das Angebot. Schon der Umstand, daß die Ware in ihrem Laufe


zum Konsumenten immer größer, schwerer, will sagen, teurer wird, während das


Geld nach 1000 Touren den gleichen Preis haben soll, wie beim Antritt der ersten


Tour, zeigt deutlich, daß in dieser Beziehung das Geld nicht mit den Waren ver-


glichen werden kann.


Dies sagt aber beileibe nicht, daß das Geld heute den Warenaustausch etwa „gratis“ vermittelt.


In der Tat, alle Faktoren, die die Höhe des Angebots von Waren bestimmen


und die wir im vorigen Kapitel aufzeichneten, fallen bei der Nachfrage (Angebot


von Geld) fort, und der eine, die Verbesserung der Handelstechnik, hat beim


Gelde sogar den umgekehrten Einfluß wie bei den Waren. Die verbesserte


Handelstechnik verkürzt der Ware den Weg zum Konsumenten, vermindert
dadurch den Vorrat und das Angebot von Waren. Eine Verbesserung des


Geldumlaufes, eine Verkürzung seiner Umlaufzeit hat dagegen zur Folge, daß


dasselbe Geldstück früher wieder zur Stelle ist, um seine Arbeit neu aufzu-


nehmen. Jede Verbesserung des Geldumlaufes vermehrt also das Angebot von


Geld. Darum wird man ja mit dem Freigeld vielleicht mit einem Drittel des 


heutigen Geld-    Geldbestandes
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bestandes auskommen, um dieselbe Nachfrage betätigen zu können.


Für die Waren, für das Angebot sind in erster Linie die Produktionsverhältnisse


maßgebend, die Fruchtbarkeit der Natur, die Intelligenz der Arbeiter, die


Vollkommenheit der Werkzeuge. Für die Nachfrage ist das alles gleichgültig. Das


Gold wird nicht produziert, sondern gefunden, und der für heute, das heißt, für


die heute lebende Generation allein in Betracht kommende Vorrat wird von den


Vorfahren geerbt, oder, wenn es sich um Papiergeld handelt, willkürlich „ausge-


geben“. Für das Angebot ist die vorjährige Produktion ohne Einfluß, in der


Nachfrage dagegen spielt das Gold, das Salomo aus Ophir bezog, noch heute


als Partikel der Münzen sicherlich eine Rolle. Das Angebot wird von uns alle


Jahre neu erzeugt, die Nachfrage haben wir von Salomo, Montezuma, von den


Hunnen geerbt. Wie groß das Angebot sein wird, bestimmt die lebende


Generation von Produzenten; wie groß die Nachfrage ist, bestimmen zum Teil


Menschen, deren Gebeine schon längst zu Staub geworden sind. Tausend


Millionen Menschen sind beschäftigt, das Angebot zu speisen, die Nachfrage


wird von einer Handvoll Abenteurer in Alaska und Afrika unterhalten.


Aber für die Nachfrage kommt auch die Schnelligkeit des Geldumlaufes in


Betracht, und da mag es manchem schwer werden, irgendeine Grenze für diese


Schnelligkeit zu finden. Er wird darum geneigt sein, anzunehmen, daß die


Nachfrage (die doch zusammen mit dem Angebot die wichtige Rolle des allge-


meinen Preisrichters spielt) etwas ganz Unbestimmbares sei.


Und in der Tat läßt sich auch kaum eine Schnelligkeit des Umlaufes denken,


die sich nicht durch irgendeine Einrichtung vergrößern ließe.


Hat man sich mit Mühe und Not eine Grenze für die Schnelligkeit des


Geldumlaufes gedacht, und es macht dann jemand etwa den Vorschlag, das


Geld mit Schwefelwasserstoff zu durchtränken, damit sich jeder beeile, es wieder


weiter zu geben, so sieht man, daß die Grenze der möglichen Schnelligkeit nicht


weit genug gesteckt war.


Aber für die Praxis, für die heutige Nachfrage kommt es gar nicht darauf an, ob


man morgen die Schnelligkeit des Geldumlaufes wird vergrößern können. Das


„heute“ gilt auf dem Markte, das „morgen“ wird nur soweit diskontiert, wie man es


klar übersehen kann. Wir können uns ja auch für die Schnelligkeit der Eisenbahn


keine Grenzen denken, die wir nicht noch durch irgendeine Verbesserung über-


schreiten könnten; aber für heute liegt diese Schnelligkeit innerhalb der Grenzen,


die die fertigen Maschinen, der Bahndamm, die Brücken und Kurven scharf vor-


zeichnen. Es ist uns allen ganz selbstverständlich, daß wir heute nicht beliebig


schnell fahren können. Mit einiger Überlegung wird uns aber der Begriff, daß das


Geld heute auch nicht beliebig schnell umlaufen kann, ebenso geläufig sein, und
daß die gegebenen Handelsein-  Handelseinrichtungen
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richtungen der Schnelligkeit des Geldumlaufes eine Maximalgeschwindigkeit 
vorzeichnen, die heute einfach nicht überschritten werden kann.


Aber dies sagt nicht, daß die Handelseinrichtungen nicht noch verbessert wer-


den können. Sie werden tatsächlich fast täglich verbessert. Durch die deutsche


Münzreform, die an Stelle des früheren Mischmasches eine gleichartige Münze


setzte, die ohne Prüfung frei von Hand zu Hand gehen kann, ist sicherlich die


Möglichkeit eines schnelleren Umlaufes geschaffen worden.


Man könnte auch zu einer umgekehrten Ansicht gelangen. Tatsächlich muß die


größere Sicherheit, die die neue Münze vor Kursverlusten und Fälschungen 


bietet, einen größeren Reiz auf die Sparer geübt haben, als die schäbigen


Groschen, Taler und Gulden. Geld sparen heißt aber den Umlauf unterbrechen.


Sicherlich liegt hier ein Hemmungsmoment.


Durch die Börsen, Clearings, Wechsel, Schecks wird bestimmt dem Geld eine


größere Umlaufschnelligkeit gestattet. Wie noch heute die Viehhändler, so trugen


früher die Kaufleute allgemein auf ihren Reisen das Geld für ihre Einkäufe in bar


bei sich, auch sagt man, der Seeweg nach Indien sei mit einer Geldschicht


bedeckt, die in Schiffbrüchen verloren ging.


Namentlich hat aber das Geldsparen andere Formen angenommen. Früher


verbargen die Sparer das Geld allgemein in einem vergrabenen Topf, in der


Matratze usw. Heute bringen sie es durch die Sparbanken (Postsparkassen) 


wieder in Umlauf. Gewaltige Summen verstärken so die Nachfrage.


Selbst die modernen Warenhäuser können als eine Beschleunigung des


Geldumlaufes angesehen werden, denn hier kann der Käufer in einem Tag eine


Summe los werden, für deren Unterbringung in den zerstreuten Läden der Stadt


er sonst zwei Tage gebraucht hätte.


Kurz, die Möglichkeit einer ständigen Erweiterung der Grenzen der


Umlaufschnelligkeit des Geldes kann nicht geleugnet werden, aber diese


Möglichkeit kann das Bild in keiner Weise trüben oder verwischen, das wir jetzt


von der Nachfrage gewonnen haben.


Die Nachfrage wird also bestimmt von der Größe des Geldbestandes und von


der Schnelligkeit des Geldumlaufes. Die Nachfrage wächst im genauen
Verhältnis mit dem Wachstum des Geldbestandes und mit der Schnelligkeit des
Geldumlaufes.


Das ist, was wir von der Nachfrage vorerst wissen müssen, um ein ganz all-


gemeines Bild von der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot zu


gewinnen. Freilich ist es noch nicht viel, was wir wissen. Aber es ist wenigstens


Substanz in diesen Worten, wir können Nachfrage und Angebot jetzt greifen,


betasten, wägen. Es sind keine Phantastereien mehr. Wenn wir von Angebot


sprechen, so denken wir nicht mehr an Hand-
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lungen, Spekulation und sonstigen Unsinn, sondern wir sehen dort vor uns einen
Güterzug vorbeifahren, mit Bergen von Holz, Stroh, Kalk, Gemüse, Wolle, Erde
usw. Das alles sehen wir genau, mit unseren Augen, und die übrigen Sinne sind
da zur Nachprüfung, daß wir nicht schlafen, träumen.


Und wenn wir von Nachfrage sprechen, so sehen wir auch keine Bettler, kein
Defizit, keinen Zins usw., sondern sehen Geld, Papier- und Metallgeld, Geld, das
wir greifen und zählen können. Wir sehen, daß das Geld durch eine ihm eigene
Kraft in Bewegung, in kreisende Bewegung gesetzt wird, die von den uns
bekannten Handelseinrichtungen gefördert, beschleunigt wird. Wir sehen das
Geld genau und beobachten, wie es in jedem Kreislauf, den es beschreibt, eine
Anzahl Waren greift und aus dem Markt in die Häuser der Konsumenten wirft.
Wir begreifen es jetzt, weil wir mit unseren Augen den Vorgang verfolgen, daß
die Nachfrage zum Teil davon abhängig ist, wie schnell das Geld nach jedem
Wurf nach einer anderen Ware ausgreift, und sprechen jetzt nicht mehr 
papageienhaft, sondern mit dem Bewußtsein, auf den Grundmauern der
Volkswirtschaft zu stehen, die Worte aus: die Preise werden durch Nachfrage
und Angebot selbstherrlich bestimmt.


In ziffernmäßiger Darstellung der bis jetzt besprochenen Elemente des Preises
erhalten wir ungefähr folgendes Bild.:
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Erklärung: Als Tonne kann natürlich irgend eine Ware genommen werden, 


Torf z. B. Man fragt dann, wie viel Kartoffeln, Milch, Heidelbeeren, Buchweizen


usw. bei den heutigen Preisen für eine Tonne Torf eingetauscht werden können.


Dann sind je 50 kg Kartoffeln 1a-Qualität, je 100 Liter Vollmilch, je 60 Liter


Buchweizen usw. = 1 Tonne Angebot.


Mit der Nachfrage verhält es sich so: Man fragt: wie viel Geld kann bei bekann-


ter Geldmasse und heutiger Umlaufgeschwindigkeit heute angeboten werden,


und wie viel Tonnen Waren können bei den jetzigen Preisen dafür gekauft wer-


den? Antwort: 1000 Tons. Da die Preise, die diesen 1000 Tons zugrunde gelegt


wurden, sich durch Nachfrage und Angebot bilden, so muß notwendigerweise die


durch das angebotene Geld in Tonnen ausgedrückte Nachfrage sich immer dem


in Tonnen ausgedrückten Angebot anpassen. Ist das nicht der Fall, wie z. B. in


obiger Aufstellung, wo einem Angebot von 1250 Tonnen eine Nachfrage von


1400 gegenübersteht, so kommt früh oder spät die Übereinstimmung durch


Preisänderungen zustande. In unserem Beispiel würde die Übereinstimmung


durch Rückgang der Preise um zirka 10% sich einstellen.







Das Gesetzmäßige im Umlauf des heutigen Geldes.


Wenn man Nachfrage und Angebot als obersten, als einzigen Preisrichter ein-


setzt, wenn man den Gegenstand der Werttheorien als ein Hirngespinst erkannt


hat, wenn man eingesehen hat, daß die Produktion um den Preis als


Schwerpunkt pendelt und nicht umgekehrt, so wird der Preis und alles, was auf


ihn einwirkt, zum Brennpunkt unseres Interesses, und Dinge, die wir bis dahin


als Nebensache betrachteten, gewinnen mit einem Schlage ganz außerordent-


liche Bedeutung.


Und als einen solchen, bisher gänzlich unbeachteten Umstand erwähne ich die


Tatsache, daß man, dank der Beschaffenheit des herkömmlichen Geldes, die
Nachfrage (also das Angebot des Geldes) von einem Tage, von einer Woche,
von einem Jahre zum anderen verschieben kann, ohne unmittelbare Verluste zu
erleiden – während das Angebot (das Angebot der Waren) durchweg nicht um
einen Tag zurückgehalten werden kann, ohne dem Besitzer Unkosten aller Art 
zu verursachen.


Die im Juliusturm verscharrte Nachfrage von 120 Millionen z. B. ist in 40


Jahren nicht einmal betätigt worden, und die Unkosten, die dem Staat dieser


sogenannte Kriegsschatz verursacht, kommen allein von außen, nicht vom


Innern des Turmes. Quantum und Qualität des Goldes ist absolut unverändert


geblieben. Nicht ein Pfennig ist durch Substanzverlust verloren gegangen. Der


Soldat, der dort Wache hält, fahndet nicht nach Motten und Schimmel, sondern


nach Einbrechern. Er weiß, daß, solange die Tür nicht erbrochen ist, dem Schatz


absolut nichts passieren kann.


Dagegen kostet der in Bern aufgehäufte reale Kriegsschatz, der sogenannte


Bundesweizen, jährlich neben den Kosten der Bewachung, Wartung,


Aufspeicherung noch 10% Substanzverlust (Ohne den Zins, auf den auch der


Spandauer Schatz verzichtet).


Die Gegenstände, die das Angebot vertreten, verderben, sie werden leichter,


schlechter, fallen gegenüber den frischen Produkten ständig im Preise.


Bruch, Rost, Fäulnis, Nässe, Hitze, Kälte, Wind, Blitz, Staub, Mäuse, Motten,


Fliegen, Spinnen, Feuer, Hagel, Erdbeben, Krankheiten, Unglücksfälle, Über-


schwemmungen und Diebe arbeiten nachdrücklich und ohne auszusetzen an der


Qualität und Quantität der Waren, und nicht viele unter ihnen gibt es, die nicht


bereits nach wenigen Tagen oder Monaten deutliche Spuren dieser Angriffe 


zeigen. Und gerade die wichtigsten und unentbehrlichsten unter den Waren, die


Lebensmittel und Kleider, widerstehen ihren Feinden am schlechtesten.


Wie alles Irdische, so ist die Ware in steter Umwandlung begriffen. Wie der


Rost sich im Feuer in reines Eisen verwandelt, so verwandelt sich das reine


Eisen im langsamen Feuer der Atmosphäre wieder in Rost. Der schöne Pelz


fliegt in Ge-  Gestalt
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stalt von tausend Motten zum Fenster hinaus, das Holzwerk des Hauses ver-


wandeln die Würmer in Staub, und selbst das Glas, das dem Zahn der Zeit 


besser als andere Waren widersteht, sucht die Metamorphose wenigstens als


Scherbe mitzumachen.


So hat jede Ware ihren besonderen Feind, den Bruch für Glaswaren, die


Motten für Pelzwaren, Rost für Eisenwaren, die Krankheiten für Tiere, und zu


diesen Spezialfeinden gesellen sich noch Generalfeinde, die für alle Waren


gemeinschaftlich gelten – Wasser, Feuer, Diebe usw. und der Sauerstoff der Luft,


der langsam, aber sicher, alles verbrennt.


Wer die Waren gegen alle diese Verluste versichern wollte, wieviel
Versicherungsprämie müßte er wohl bezahlen? Wieviel bezahlt der


Ladenbesitzer allein an Miete für den Platz, wo seine Waren lagern?


Aber die Ware verdirbt nicht allein, sondern sie veraltet. Wer würde heute noch


einen Vorderlader, ein Spinnrad kaufen? Wer würde für solche Gegenstände die


Materialkosten bezahlen? Die Warenproduktion wirft ständig neue, bessere


Modelle auf den Markt, und kaum hatte der Zeppelin seine Lenkbarkeit gezeigt,


so wurde er schon überflügelt, figürlich sowohl wie tatsächlich.


Wie kann sich nun der Warenbesitzer gegen solche Verluste schützen? Nur


dadurch, daß er seinen Kram so schnell wie möglich verkauft. Und um ihn zu


verkaufen, muß er ihn anbieten. Die Waren, sein Eigentum, zwingen ihn gerade-


zu zum Angebot. Widersteht er diesem Zwange, so wird er bestraft, und die


Strafe vollstreckt sein Eigentum, die Ware.


Dabei ist zu bedenken, daß unausgesetzt neue Produkte auf den Markt 


kommen, daß die Kuh regelmäßig alle Tage gemolken werden muß, daß der


Proletarier durch den unmittelbaren Hunger gezwungen ist, täglich zu arbeiten.


Das Angebot muß also größer, dringender werden, in demselben Maße wie etwa
der Verkauf, der Absatz stockt. Der Regel nach ist darum auch der Zeitpunkt, wo
die Ware die Fabrik verläßt, der günstigste für den Verkauf, und je länger der
Verkauf hinausgeschoben wird, um so ungünstiger die Marktverhältnisse.


Warum läuft und schreit der Zeitungsverkäufer? Weil seine Ware wenige


Stunden nach der Geburt schon Makulatur wäre. Der Milchhändler hat eine hell-


tönende Glocke an seinem Wagen angebracht, er darf den Tag, will sagen, die


Stunde und Minute nicht für den Verkauf verpassen. Die Gemüsefrau steht von


allen Bürgern zuerst auf, sie weckt den Haushahn regelmäßig aus seinem


Schlaf. Der Metzger darf die Zeit auch nicht verschlafen, er kann der Pfingstfeier


wegen nicht den Laden schließen – denn 24 Stunden würden genügen, um sein


ganzes Kapital in Fäulnis zu bringen. Der Bäcker gar kann seine Ware zum 


regulären Preis nur absetzen – solange die Brötchen 
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noch warm sind. Er hat es jahraus jahrein ebenso eilig wie die braven Basler, 


die den heißen Hirsebrei nach Straßburg bringen. Und der Bauer, der mit der


Pflugschar die Kartoffeln aus der Erde geworfen und sie nun den Nachtfrösten


ausgesetzt hat? Er sammelt sie eilig und bringt sie mit gleicher Eile auf den


Markt – um das schöne Wetter auszunutzen und um das mühsame Auf- und


Abladen seiner billigen und schweren Ware möglichst zu verhüten.


Und das Heer von Arbeitern, die 10.000 Arbeiterbataillone? Haben es diese


nicht ebenso eilig wie der Zeitungsmann, die Gemüsefrau, der Bauer? Wenn sie


nicht arbeiten, geht mit jedem Pendelschlag der Uhr ein Teil ihrer Habe verloren.


So sehen wir, wie die Natur der Ware, ihre Vergänglichkeit, die große Mehrheit


des Volkes aus dem Schlafe rüttelt, sie zur Eile anspornt und sie zwingt, regel-


mäßig zu einer bestimmten Stunde auf dem Markte zu erscheinen. Die


Eigentümer erhalten von der Ware den Befehl, sie zu Markte zu führen, unter


Androhung von Strafe, die die Ware auch selbst vollstreckt. Das Angebot der
Ware geht also von der Ware aus, nicht vom Eigentümer; einen Willen läßt die


Ware ihrem Eigentümer nur in seltenen Ausnahmen und dann noch in


beschränktem Maße. So könnte der Bauer z. B. das Korn nach dem Drusch in


seiner Scheune aufspeichern, um eine bessere Verkaufsgelegenheit abzuwarten.


Die Natur des Kornes läßt dem Eigentümer mehr Muße zum Überlegen, als die


Natur des Salats, der Eier, der Milch, des Fleisches, der Arbeitskraft. Aber lange


darf der Bauer auch nicht überlegen, denn das Korn verliert an Gewicht und


Qualität, wird von Mäusen und Gewürm angegriffen, und muß vor Feuer und


anderen Gefahren geschützt werden. Übergibt der Bauer den Weizen einem


Lagerhaus, so kostet ihn die Sache, abgesehen vom Zins, in 6 Monaten einen


bedeutenden Teil des Weizens.


Auf alle Fälle muß aber der Weizen verkauft werden vor der nächsten Ernte,


die durch die Zufuhren von der südlichen Halbkugel jetzt alle 6 Monate eintritt


[Wirth: Das Geld. S. 7.].


Frl. Zelie, vom Théatre Lyrique, Paris (1860) erhält für ein Konzert auf der Insel Makea


im Stillen Ozean als Eintrittsgeld für 860 verkaufte Billets: 3 Schweine, 23 Welschhühner,


44 Hühner, 500 Kokosnüsse, 1200 Ananas, 120 Maß Bananen. 120 Kürbisse, 1500


Orangen. Sie schätzt nach Pariser Marktpreisen die Einnahme auf 4000 Franken. Sie


fragt: wie soll ich das Zeug zu Geld machen? Soll ich es verzehren? Man sagt, daß ein


Spekulant von der benachbarten Insel Manyca mir Kaufofferten in klingender. Münze


machen wird. Inzwischen gebe ich meinen Schweinen, um sie am Leben zu erhalten, die


Kürbisse zu fressen und die Puten und Hühner verzehren die Bananen und Orangen, so


daß ich, um den animalischen Teil meines Kapitals zu erhalten, den vegetabilischen


opfern muß.


Man kann also sagen, ohne Widerspruch befürchten zu müssen, daß das


Angebot durchweg einem mächtigen, täglich wachsenden, alle Hindernisse über-


windenden, materiellen inneren Zwang unterliegt, einem Zwang, der der Natur


der das An-    Angebot
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gebot darstellenden Dinge anhaftet. Das Angebot kann nicht hinausgeschoben


werden. Unabhängig vom Willen der Warenbesitzer muß das Angebot täglich auf


dem Markte erscheinen. Ob es regnet, schneit, oder ob die Sonne brennt, ob


politische Gerüchte die Börse beunruhigen, das Angebot ist immer gleich dem


Vorrat an Waren. Und selbst dann noch ist das Angebot gleich dem


Warenbestand, wenn der Preis der Waren unbefriedigend ist. Ob der Preis dem


Produzenten Gewinn oder Verlust bringt – einerlei, die Waren werden angeboten,


müssen angeboten werden, und zwar in der Regel sofort.
Darum können wir das Angebot von Waren, d. i. die Nachfrage nach Geld, mit


der Ware selbst identifizieren, sie von menschlichen Handlungen unabhängig


erklären. Das Angebot ist eine Sache, ein Gegenstand, ist Substanz, keine
Handlung.


Das Angebot ist immer gleich dem Warenbestand. Die Nachfrage ist dagegen,


wie schon gesagt, von solchem Zwange befreit. Aus Gold hergestellt, einem


Edelmetall, das, wie der Name schon sagt, eine Ausnahmestellung unter den


irdischen Stoffen einnimmt und sozusagen als Fremdkörper dieser Erde betrach-


tet werden kann, widersteht es [sie] siegreich allen Zerstörungselementen der


Natur.


Das Gold rostet nicht und fault nicht, es bricht nicht und stirbt nicht. Frost,


Hitze, Sonne, Regen, Feuer, nichts kann ihm schaden. Das Geld, das wir aus


Gold machen, schützt seinen Besitzer vor jedem Substanzverlust. Auch die


Qualität ändert sich nicht. Vergraben wir einen goldenen Schatz, meinetwegen in


einem Morast, ohne irgendwelche Hülle, so wird dieser Schatz noch nach 1000


Jahren ganz unversehrt sein.


Dabei ist auch die Neuproduktion des Goldes im Verhältnis zu der seit Urzeiten


aufgespeicherten Goldmasse unerheblich, sie wird in 3 oder 6 Monaten, ja in


einem Jahre kaum 1‰, des Goldbestandes betragen.


Auch vom Modenwechsel wird die Goldwährung nicht berührt, denn der einzige


Modenwechsel, der hier in 4000 Jahren stattfand, war der Übergang von der


Doppelwährung zur einfachen Goldwährung.


Das einzige, was das Gold vielleicht zu fürchten hat, wäre die Erfindung eines


brauchbaren Papiergeldes, aber selbst gegen solche Möglichkeit ist der


Goldbesitzer dadurch geschützt, daß solches Papiergeld nur durch den Willen


des Volkes zustande kommen kann – ein schwerfälliger Feind, der ihm Zeit zur


Flucht läßt.


So ist der Besitzer des Goldes vor jedem Substanzverlust durch die eigentüm-


lichen Eigenschaften dieses Fremdkörpers geschützt. Die Zeit geht am Gold


spurlos vorüber, der Zahn der Zeit kann ihm nichts anhaben.


Der Besitzer des Goldes wird nicht von seinem Eigentum zum Verkauf


gedrängt. Er kann warten; freilich verliert er den Zins, so lange er wartet. Aber
gewinnt er den Zins 
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vielleicht nicht gerade darum, weil er warten kann? Auf alle Fälle verliert der


Besitzer der Ware, der auf den Verkauf warten muß, auch den Zins. Er verliert


den Zins und hat den Substanzverlust, dazu noch die Unkosten der Lagerung


und Wartung. Während der Besitzer des Goldes nur den Verlust eines Profites


hat.


Der Besitzer des Goldes kann also die Nachfrage nach Waren hinausschieben;


er kann seinen Willen geltend machen. Freilich wird er früh oder spät das Gold


anbieten, denn an sich ist es ihm nutzlos, aber den Zeitpunkt, wo das geschieht,
kann er auswählen.


Das Angebot ist mit den vorhandenen Warenmassen immer genau zu messen,


es deckt sich mit diesen Waren. Der Wille des Warenbesitzers ist so machtlos,


daß wir ihn füglich unberücksichtigt lassen können.


Bei der Nachfrage dagegen kommt der Wille des Geldbesitzers zur Geltung.


Die Ware befiehlt, duldet keinen Widerspruch; das Gold ist geduldiger Diener 


seines Herrn. Dort Zwang, hier Freiheit, und beides, Zwang auf der einen Seite,
Freiheit auf der anderen – bestimmen den Preis.


Der Besitzer des Geldes führt die Nachfrage an der Leine wie einen Hund; und


der Hund beißt, wenn er gehetzt wird. Und auf wen könnte die Nachfrage wohl


gehetzt werden?


Oder um die Marxsche Bildersprache zu gebrauchen: die Nachfrage betritt den


Markt, frei und stolz einherschreitend, wie jemand, der, an den Sieg gewöhnt, ihn


für selbstverständlich hält, das Angebot, in gedrückter, bescheidener Haltung, wie


jemand, der nichts zu erwarten hat, – als die Gerberei.


Und woher dieses verschiedene Verhalten? Weil der eine Gold zu verkaufen


hat, der andere Schmutz. Weil der eine warten kann und der andere nicht. Weil


der eine den Tauschvermittler besitzt und er den Tausch, dank der körperlichen


Eigenschaften des Tauschvermittlers, ohne persönlichen Schaden zu erleiden,


unterbinden kann, während dem anderen aus solcher Unterbrechung ein per-


sönlicher Schaden erwachsen würde, der um so schwerer wird, je länger die


Unterbrechung anhält. Weil dieses Verhältnis den Warenbesitzer in Abhängigkeit
vom Geldbesitzer bringt oder, um es in der kurzen und klaren Weise von
Proudhon auszudrücken: Weil das Gold nicht Schlüssel, sondern Riegel des
Marktes (des Warenaustausches) ist.


Wenn nun die Nachfrage die Freiheit, die sie genießt, sich zunutze macht, und


vom Markte fernbleibt?


Dann wirkt der Zwang, dem das Angebot unterworfen ist, dahin, daß das
Angebot die Nachfrage aufsucht, ihr entgegeneilt, sie heranzulocken sucht durch
Anbietung irgend eines Vorteiles.
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Das Angebot braucht die Nachfrage und zwar sofortige Nachfrage, und der


Nachfrage ist diese Notlage oder Zwangslage des Angebots bekannt.


Folglich wird die Nachfrage der Regel nach eine Extraleistung fordern können
für das Vorrecht, vom Markte fernbleiben zu können.


Und warum würde der Besitzer des Geldes nicht diese Extraleistung ein-


fordern? Ist nicht unser ganzes Wirtschaftssystem, die Preisbestimmung durch


Nachfrage und Angebot auf der Ausbeutung der Verlegenheiten des Nächsten


begründet? Wie wir das mit der Ausführlichkeit, die die Sache verdient, gezeigt


haben?


Nehmen wir an, Müller und Schmied, durch Raum und Zeit getrennt, wollen


ihre Produkte, Mehl und Nägel, austauschen und brauchen zu dem Zwecke das


Geld im Besitze Meyers. Meyer kann den Tausch mit seinem Gelde sofort ver-


mitteln, er kann ihn aber auch verzögern, verschleppen, unterbinden, verbieten,


denn sein Geld läßt ihm ja Freiheit, den Zeitpunkt für die Vermittlung des


Tausches auszuwählen. Ist es da nicht selbstverständlich, daß Meyer sich diese


Macht bezahlen läßt und daß Müller und Schmied in einen Abzug von Mehl und


Nägeln einwilligen müssen? Was bleibt ihnen anderes zu tun übrig? Verweigern


sie dem Geld den Tribut, so zieht sich das Geld einfach vom Markte zurück, und


Müller und Schmied müssen unverrichteter Sache ihre Habe mit schweren


Unkosten wieder nach Hause bringen. Müller und Schmied werden dann gleich-


zeitig als Konsument wie als Produzent notleiden. Als Produzent, weil ihre Sache


verdirbt, als Konsument, weil sie die Dinge entbehren, für deren Eintausch sie


ihre Produkte zu Markte brachten.


Wenn Meyer statt Gold irgend eine andere Ware als Tauschmittel besäße, meinetwegen


Tee, Pulver, Salz, Vieh oder Freigeld, so würde der Charakter dieses Tauschmittels ihm


die Freiheit einer Verschleppung der Nachfrage und damit auch die Macht nehmen, einen


Tribut von den anderen Waren zu erheben.


Wir können also sagen: unser heutiges Geld vermittelt der Regel nach (also


kaufmännisch) den Austausch der Waren nur unter der Bedingung eines Tributs.


Ist der Markt die Straße, auf der die Waren ausgetauscht werden, so ist das Geld
der Schlagbaum, der nur nach Zahlung des Wegegeldes gehoben wird. Das


Wegegeld, der Profit, der Tribut, der Zins, oder wie man es nennen mag, ist die


allgemeine Voraussetzung des Warenaustausches. Kein Tribut, kein Tausch.


Und man verstehe mich recht hier. Ich spreche nicht vom Handelsgewinn, von


der Bezahlung, die der Kaufmann für seine Arbeit verlangt und verlangen kann.


Das, wovon ich hier spreche, ist der Gewinn, den der Geldbesitzer von den


Warenproduzenten darum verlangen kann, weil er den Austausch ihrer Produkte


durch Zurückhalten des Geldes zu verhindern vermag. 
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Das hat mit dem Handelsgewinn nichts gemein; das ist eine gesonderte


Leistung, die das Geld für sich einkassiert, ein Tribut, den das Geld erheben


kann, weil es frei ist vom materiellen Angebotszwang, dem die Waren allgemein


unterworfen sind. Zwang, materieller, der Ware anhaftender Zwang beim


Angebot; Freiheit, Wille, Unabhängigkeit von der Stunde, von der Zeit bei der


Nachfrage – das Resultat muß ein Tribut sein. Die Ware muß dem Gelde diese


Freiheit bezahlen, es geht nicht anders. Ohne Tribut wird kein Geld angeboten;


ohne dem Geld die Tauschvermittlung zu bezahlen, erreicht keine Ware den


Bestimmungsort. Kann aus irgendeinem Grunde das Geld seinen gewohnten


Tribut nicht erheben, so bleiben die Waren liegen, sie verderben, verfaulen, 


vergehen (Krise).


Und ist schon der Profit selbstverständliche Voraussetzung der Nachfrage, so


ist der Fall erst recht ausgeschlossen, daß sich die Nachfrage auf dem Markte


einstellt, wenn ihr dort direkte Verluste winken. Das Angebot stellt sich ein ohne


jede Rücksicht auf Gewinn und Verlust; die Nachfrage zieht sich bei schlechten


Aussichten in ihre Festung, (das ist die Unverwüstlichkeit), zurück und wartet


dort mit Seelenruhe, bis die Verhältnisse für einen Ausfall günstiger werden.


Nachfrage, regelrechtes kaufmännisches Angebot des Geldes gegen Waren,


gibt es also nur, solange die Marktverhältnisse:


1. genügende Sicherheit gegen Verluste,


2. dem Geld einen Tribut bieten.


Der genannte Tribut läßt sich jedoch nur durch den Verkauf der Waren erheben


und dazu ist die Erfüllung einer Bedingung erforderlich: in der Zeit, die zwischen
Kauf und Verkauf der Ware liegt, darf der Preis der betreffenden Ware nicht 
sinken. Der Verkaufspreis muß über dem Einkaufspreis stehen, denn in dem


Unterschied beider Preise steckt der Tribut. Bei einer sogenannten


Hochkonjunktur, wo der Durchschnitt der Warenpreise aufwärts strebt, wird die


Erwartung der Kaufleute auch aller Regel nach in Erfüllung gehen. Der genannte


Preisunterschied oder Profit deckt dann die Unkosten des Kaufmannes und den


Tribut des Geldes. Bei einer rückwärts gerichteten Konjunktur (Baisse) ist die


Erhebung des Tributes jedoch zweifelhaft, oft sogar unmöglich. Der Zweifel


genügt aber schon, um den Kaufmann zu veranlassen, vom Kauf der Waren


abzustehen. Welcher Kaufmann, Spekulant, Unternehmer wird sich zum Bankier


oder zur Sparkasse begeben, dort einen Wechsel diskontieren, sich zur Zahlung


von Zins verpflichten, wenn er befürchtet, daß das, was er zu kaufen gedenkt, im


Preise sinkt, so daß er vielleicht nicht einmal die Auslagen wiederzuerhalten 


hoffen kann?


Vom Standpunkt der Bedingungen, von denen das Geld seine Vermittlerdienste


abhängig macht, ist der Handel bei niedergehenden Preisen rechnerisch unmög-
lich! Man beachte 
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aber hier, daß nur der Geldbesitzer von solcher rechnerischen Unmöglichkeit


spricht. Beim Warenbesitzer sind auch die schwersten rechnerischen Verluste


kein Hindernis für das Angebot, da gibt es keine rechnerischen Unmöglichkeiten.


Die Ware ist unter allen Umständen zum Tausch bereit, einerlei, ob Gewinn oder


Verlust dabei herausschaut. Das Geld aber streikt, sobald der gewohnte Tribut


unsicher ist, und das trifft ein, wenn aus irgendeinem Grunde das Verhältnis 


zwischen Nachfrage und Angebot gestört wird und die Preise sinken.


Halt! Einen Augenblick! Was ist da gesagt worden? Die Nachfrage zöge sich


zurück, der Umlauf des Geldes wäre rechnerisch unmöglich, sobald die Preise


zurückgehen! Aber die Preise gehen doch zurück, gerade weil das Angebot von


Geld ungenügend ist! Und weil das Geldangebot nicht genügend ist, um einen


Preisrückgang zu verhüten, zöge es sich zurück, würde also noch kleiner?


Gewiß, so ist es; es ist kein Schreib- oder Druckfehler in diesem Satze. Das
Geld zieht sich tatsächlich vom Markte zurück, der Umlauf des Geldes ist
unmöglich, rechnerisch unmöglich, sobald das Angebot des Geldes ungenügend
ist und ein Rückgang der Warenpreise eintritt oder erwartet wird.


Als nach Einführung der Goldwährung die Geldfabrikation um den ganzen


Betrag der Silberproduktion abnahm und die Preise fielen, da war auch der


Umlauf des Geldes unmöglich geworden, und das Geld häufte sich in den


Banken an. Der Zinsfuß ging ständig zurück. Als dann die Bimetallisten ihren


Kriegszug gegen die Goldwährung eröffneten und die damals herrschende 


chronische Wirtschaftskrise mit einer ungenügenden Geldproduktion begründe-


ten, da wiesen die Bamberger und Genossen auf die großen Bankreserven, auf
den niedrigen Zinsfuß und erklärten diese Erscheinungen als einen unumstöß-
lichen Beweis dafür, daß es eigentlich noch zu viel Geld gab. Den Preisfall


begründeten sie mit einem allgemeinen Rückgang der Produktionskosten (auch


des Goldes?), mit einer Überproduktion an Waren.


Die Bimetallisten, vor allem Laveleye, entkräfteten diese Beweisführung auf


glänzende Weise durch den Nachweis, daß das Geld kaufmännisch nicht um-
laufen kann, sobald es nicht in einer Menge angeboten wird, die genügt, um
einen Rückgang der Preise zu verhindern. Die großen Bankdepots, der niedrige


Zins wären der schlagendste Beweis dafür, daß nicht genügend Geld angeboten


wurde.


Jedoch unsere im Wertnebel herumirrenden Währungsphilosophen haben die-


sen Sachverhalt niemals begriffen. Und auch heute noch ist er ihnen nicht klar,


obschon die Entwicklung der Geldverhältnisse ihnen inzwischen genügende


Beweise für die 
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Richtigkeit dieser bimetallistischen Theorie geliefert hat. Denn seitdem der Zufall


große Mengen Goldes hat finden lassen, und die Warenpreise auf der ganzen


Linie mächtig aufwärts streben, sind die großen Bankbestände verschwunden


und der Zinsfuß ist höher als je. Also ist es doch so, daß die Banken sich füllen,
daß der Zinsfuß fällt, weil es an Geld fehlt; und daß umgekehrt die Banken sich


leeren und der Zinsfuß steigt, weil zuviel Geld angeboten wird.


Und die Preise fallen ja gerade darum, weil das Geldangebot ungenügend ist.
Dabei ist es gar nicht einmal nötig, daß die Warenpreise tatsächlich fallen, um


das Geld zu veranlassen, sich vom Markte in seine Festung zurückzuziehen. Es


genügt dazu, daß nach allgemeiner Ansicht die Preise fallen werden (wobei es


wieder ganz einerlei ist, womit solche Ansicht begründet wird), um die Nachfrage
stutzig zu machen, um das Angebot des Geldes zu verhindern, und um dadurch
das, was man erwartet oder befürchtet, wirklich eintreten zu lassen.


Liegt in diesem Satz nicht eine Offenbarung? Zeigt sie uns die Natur der


Wirtschaftskrisen nicht mit einer Deutlichkeit, die keine der dickleibigen


Untersuchungen über den Gegenstand erreicht? Der Satz zeigt uns, wie es


kommt, daß manchmal über Nacht eine Krise, ein schwarzer Freitag, ausbrechen


kann, der Tod und Verderben um sich streut.


Die Nachfrage verschwindet, verbirgt sich, weil sie ungenügend war, um den


Austausch der Waren auf dem bisherigen Preisstand auszuführen! Das Angebot


war größer als die Nachfrage, darum muß sich die Nachfrage ganz zurück-


ziehen, Der Kaufmann schreibt eine Bestellung aus auf Kattun. Hört er aber, daß


die Kattunproduktion gestiegen ist, so wirft er den Bestellungsbogen in den


Papierkorb! Ist das nicht köstlich?


Aber wirft die Produktion nicht ständig neue Warenmassen auf den Markt und


wachsen darum nicht die Bestände, sobald der Absatz stockt? Steigt nicht das


Wasser im Flußbett, wenn man die Schleusen schließt?


Das Angebot wird also größer, dringender, weil die Nachfrage zögert, und die
Nachfrage zögert ja nur darum, weil das Angebot zu groß ist im Verhältnis zur
Nachfrage.


Auch hier ist weder Schreib- noch Druckfehler. Die vom Standpunkt des


Unbeteiligten so lächerliche Erscheinung der Wirtschaftskrisen muß auch eine


lächerliche Ursache haben. Die Nachfrage wird kleiner, weil sie zu klein ist, das
Angebot wird größer, weil es zu groß ist.


Hier mögen die Mitglieder des Vereins zum Schutze der deutschen


Goldwährung „einen Seufzer fahren lassen und, wenn es geht, noch einen.“


Aber die Komödie wächst sich noch zur Tragödie aus. Nachfrage und Angebot


bestimmen den Preis, d. h. das Verhältnis, 


312







in dem Geld und Waren ausgetauscht werden. Je mehr Waren angeboten wer-


den, desto größer ist die Nachfrage nach Geld. Die Waren, die im Tauschhandel


oder auf Kreditwegen den Konsumenten erreichen, sind für die Nachfrage nach


Geld verloren. Die Preise steigen also, wenn die Kreditverkäufe zunehmen, denn


die gegen Geld angebotenen Warenmassen nehmen um den Betrag dieser


Kreditverkäufe ab, und Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise, d. h. das


Verhältnis, in dem Geld und Waren ausgetauscht werden.


Umgekehrt müssen darum auch die Preise fallen, wenn die Kreditverkäufe


abnehmen, weil dann die Waren, die auf diesen Seitenkanälen den


Konsumenten erreichten, auf die Nachfrage nach Bargeld zurückfallen.


Das Angebot von Waren gegen Bargeld wächst also im Verhältnis, wie die
Kreditverkäufe abnehmen.


Die Kreditverkäufe nehmen dann ab, wenn die Preise fallen, wenn der


Verkaufspreis unter dem Einstand steht, wenn der Kaufmann der Regel nach an


seinen Warenbeständen verliert, wenn er die Inventarstücke, die er für 1000


gekauft, jetzt am Tage der Inventur für 900 kaufen kann und darum auch für 900


in die Inventur einstellen muß. Die Sicherheit des Kaufmanns steigt und fällt mit


den Preisen seiner Waren, und darum fallen und steigen auch die Kreditverkäufe
mit dem Fallen und Steigen der Warenpreise.


So bekannt diese Sache ist, so wenig Absonderliches hat man darin gefunden.


Und die Sache ist doch komisch genug.


Steigen die Preise, d. h. ist die Nachfrage größer als das Angebot, so kommt


der Kredit herbeigeeilt, entzieht dem Geld einen Teil der Waren, und treibt so die


Preise noch höher. Fallen aber die Preise, so zieht sich der Kredit zurück, die


Waren fallen auf das Bargeld zurück und drücken die Preise noch weiter hin-


unter!


Braucht man noch weiter nach einer Erklärung der Wirtschaftskrisen zu


suchen? [Im Reichstag wurde 1907 der Betrag der in Deutschland umlaufenden Wechsel mit 


35 Milliarden Mark angegeben. Wenn es sich hier vielleicht auch nur um die Gesamtsumme der 


während eines Jahres abgestempelten Wechsel handeln sollte, die dann, auf 3-Monats-Wechsel


umgerechnet, auf 9 Milliarden Mark zusammenschrumpft, so zeigt diese Summe doch, welche


Gefahr für die Stetigkeit der Nachfrage (und der Preise) dieser von Stimmungen und Konjunkturen


abhängige Kredit und Wettbewerber des Geldes in sich birgt.]


Weil wir unsere Produktionsmittel verbesserten, weil wir fleißig und erfinderisch


waren, weil wir gutes Wetter, gute Ernten hatten, weil wir fruchtbar waren, weil


wir die Arbeitsteilung, die Mutter aller Kultur, gepflegt haben usw., ist das


Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld gewachsen, und weil wir dieser


größeren Nachfrage nach Geld kein verstärktes Angebot von Geld entgegen-


warfen, fielen die Preise der Waren.
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Und weil die Preise fielen, wurde die Nachfrage zurückgezogen, das Geld 


verscharrt. Und weil die Nachfrage zurückgezogen wurde, und der Absatz 


stockte, türmten sich die Waren zu Bergen an, wie die Eisschollen auf dem


Rhein, wenn der Eisgang irgendwo stockt. Das Angebot durchbricht die Dämme,


überschwemmt die Märkte, und zu jedem Preise werden die Waren losge-


schlagen. Aber gerade, weil die Preise auf der ganzen Linie zurückgehen, kann


kein Kaufmann Ware kaufen, denn er muß ja befürchten, daß das, was er heute


so verlockend billig kauft, von seinem Konkurrenten morgen noch billiger gekauft


wird, und daß er dann nicht konkurrieren kann. Die Waren sind unverkäuflich,
weil sie zu billig sind und noch billiger zu werden drohen. Die Krise!


Aber gerade weil die Krise ausgebrochen ist, weil die Aktiva der Kaufleute


zusammenschrumpfen, die Passiva (den Aktiven gegenüber) gestiegen sind, weil


jeder, der Geldlieferungsverträge [Geldlieferungsverträge sind Wechsel, Schuldscheine,


Obligationen, Pacht- und Mietverträge, Versicherungen aller Art usw.] abgeschlossen, diesen


der sinkenden Warenpreise (Aktiva) wegen nicht nachkommen kann, weil auch


schon Zahlungseinstellungen vorkommen und der ganze Warenaustausch in ein


Hasardspiel ausgeartet ist, darum werden die Kreditverkäufe eingeschränkt und


dann wächst die Nachfrage nach Bargeld um die ganze Masse der auf dem
Kreditwege bis dahin ausgetauschten Waren – gerade zu einer Zeit, wo das
Bargeld ungenügend vertreten ist und darum vergraben wird!


Wie das Feuer den Luftzug erzeugt, der den Brand belebt, so stärkt heute die


Unterbrechung des Geldumlaufes die Nachfrage nach Geld. Nirgendwo sieht


man die ausgleichenden Kräfte wirken, von denen noch so viele träumen.


Verschärfung, nicht Milderung; von Ausgleich, von regulierenden Kräften nirgend-


wo eine Spur.


Diesen Ausgleich bei wachsender Nachfrage nach Geld (Angebot von Waren)


suchen noch manche in einem beschleunigten Geldumlauf, indem sie anneh-


men, daß der Wunsch, billig [Billig ist im kaufmännischen Sinne keine Ware an sich, sondern


nur im Verhältnis zum Erlös. So lange die Preise fallen, sind alle Waren teuer; billig werden sie. wenn


die allgemeine Preissteigerung den Verkaufspreis über den Einstandspreis hebt.] zu kaufen, das


Geld in verstärktem Maße zu Markte führen muß, und zwar aus den Reserven!


Aber das Umgekehrte ist der Fall. Die Preissteigerung reizt den Kaufmann zum


Kauf, nicht der Preisrückgang. Der Preisrückgang kann ihm ja nur Schaden 


bringen. Die Furcht, daß das, was heute so billig [Billig wieder im kaufmännischen


Sinne.] angeboten wird, morgen noch billiger sein wird, schnürt alle Börsen zu,


und tatsächlich sehen wir ja auch nur so oft und so lange offene Börsen, wie


man eine Preissteigerung erwartet. Übrigens, wo sind diese berühmten


Reserven? Etwa bei den Banken? Die Banken ziehen ihre Gelder aus dem


Verkehr, wenn der Verkehr 
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keine Sicherheit mehr bietet infolge allgemeinen Preisrückganges der Waren,


aber die Millionen, die so dem Markte zu einer Zeit entzogen werden, wo sie dort


am nötigsten sind, können doch nicht als Reserven betrachtet werden. Wenn bei


einer Mißernte der Gerichtsvollzieher dem Bauer die Kuh pfändet, so entsteht


dadurch auch keine Kuhreserve im volkswirtschaftlichen Sinne. Die Banken sind


immer überfüllt, wenn die Preise fallen, d. h. also, wenn das Geldangebot unzu-


reichend ist; sie sind leer, wenn die Preise steigen. Wäre es umgekehrt, so 


könnte man von Reserven reden. Wenn es also Reserven gibt, so müßte man


sie im Interesse des Warenaustausches so schnell wie möglich auflösen, denn


ihre Existenz wäre eine weitere Ursache für Preisschwankungen. Reserven, also


Geldansammlungen, können nur dadurch gebildet werden, daß man das Geld


dem Umlauf, dem Markte, dem Warenaustausch, seiner Bestimmung entzieht;
wenn man aber solche Reserven immer nur dann bildet, wenn es sowieso schon
auf dem Markte an Geld fehlt, so müssen wir sie direkt als Gift bezeichnen.


Das is t  a lso das Gesetzmäßige in  der  Nachfrage,  daß s ie  ver-
schwindet ,  so ba ld  s ie  ungenügend is t .


Aber wie ist es, wenn sie etwa im Verhältnis zum Angebot zu groß ist, wenn


die Warenpreise steigen? Denn auch mit einer solchen Möglichkeit muß man


rechnen. Es geht auch das aus unserer Darstellung (S. 302) klar hervor, und die


Marktgeschichte der letzten Jahrzehnte ist da, um solches zu beweisen. Es 


eugnet niemand, daß alle Preise trotz großartig vermehrter Produktion etwa seit


1895 gar zu arg gestiegen sind.


Was macht nun der Besitzer des Geldes, wenn die Preise steigen, wenn er


das, was er heute kauft, voraussichtlich oder gar erfahrungsgemäß morgen 


teurer verkaufen kann, wenn also die Preissteigerung alles billig macht (Billig 


wieder im kaufmännischen Sinne; siehe oben), wenn der Umsatz des Geldes steigenden


Profit abwirft?


Er kauft, so viel er kann, d. h., so viel er Geld hat und darüber hinaus, so viel


er Kredit hat. Und Kredit genießt der Kaufmannsstand – so lange die Preise 


steigen, so lange der Verkaufspreis der Waren über dem Einstandspreis steht.


Dabei bringt es die rosige Stimmung, die die steigenden Profitsätze bei der


Kaufmannschaft unterhalten, wieder mit sich, daß man sich rascher als sonst


zum Kauf entschließt, daß man das Geld nicht zehnmal umdreht, ehe man es


ausgibt. Das Geld läuft schneller um, wenn die Preise steigen, der Geldumlauf


erreicht in der Hochkonjunktur die Maximalgeschwindigkeit, die die


Handelseinrichtungen überhaupt gestatten.


Und die Nachfrage ist gleich der Masse und der Umlaufgeschwindigkeit des
Geldes. Und Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise.


Also weil die Preise steigen, wächst die Nachfrage nach Waren durch


beschleunigte Geldzirkulation, und gleichzeitig geht 
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das Angebot von Waren (gegen Bargeld) zurück wegen vermehrter


Kreditverkäufe. Die Preise steigen also weiter, weil die Preise steigen. Die
Nachfrage wird belebt, sie wächst, weil sie zu groß ist. Der Kaufmann kauft Ware


weit über den unmittelbaren Bedarf hinaus, er sucht sich zu decken – weil das


Angebot zu gering ist im Verhältnis zur Nachfrage. Als das Angebot wuchs und


im Verhältnis zur Nachfrage zu groß war – da beschränkte der Kaufmann seine


Bestellungen auf das Minimalmaß, auf das, was er unmittelbar absetzen konnte.


Er wollte und konnte zwischen Kauf und Verkauf keine Zeit verstreichen lassen,


denn in dieser Zeit wäre der Verkaufspreis unter den Einstandspreis gefallen.


Jetzt, da es an Waren fehlt, – da kann er nicht genug kaufen –, da scheint ihm


alles, was er kauft, zu wenig, da möchte er ein großes Lager haben. Die


Wechselschulden, die er etwa hierbei macht, schrumpfen gegenüber den


Aktiven, die durch die Preissteigerung immer größer werden, täglich zusammen,


sie machen ihm keine Sorgen – so lange die Preise steigen.


Ist auch das nicht wieder eine ganz tolle Erscheinung, würdig der tollen


Erscheinungen in der Hochkonjunktur?


Die Nachfrage nach Waren wächst, muß gesetzmäßig weit über das gewöhn-
liche Maß hinaus wachsen, so oft und so lange das Angebot ungenügend ist.


Jawohl, die Metallwährung, unsere mit dem Wertbrei gespeiste Goldwährung,


bewährt sich. Das hat unsere Untersuchung klar bewiesen. Sie erzeugt eine


wachsende Nachfrage, wenn diese schon an sich zu groß ist, und schränkt die


Nachfrage auf die persönlichen, leiblichen Bedürfnisse der wenigen Geldbesitzer


ein, sobald sie an sich schon zu klein ist. Man gibt dem Hungrigen nichts zu


essen, weil er hungrig ist, und den Satten füttert man zum Platzen, weil er satt
ist.


Worin die Nützlichkeit des Geldes besteht, haben wir (S. 237 usw.) gezeigt.


Diesen Nutzen des Geldes hat man bisher leider immer übersehen, was zur


Folge hatte, daß sich niemand eine Nachfrage nach Geld (Papiergeld) denken


konnte, das aus nutzlosem Stoff hergestellt ist. Irgend etwas mußte doch die


Bürger zum Ankauf des Geldes reizen, und war es nicht der Nutzen des


Tauschmittels, so mußte es der Nutzen seines Stoffes sein


Nun ist das Gold tatsächlich ein industriell verwendbarer Stoff. Diese


Verwendbarkeit wäre noch viel größer, wenn das Gold nicht so teuer wäre. Nur


der hohe Preis des Goldes verhindert, daß man das Gold nicht in vielen Fällen


an Stelle von Eisen, Blei, Kupfer verwendet.


Immerhin aber ist das Gold nicht so teuer, daß es nicht wenigstens für


Luxuswaren, wo es nicht auf die Billigkeit ankommt, gebraucht wird. Und tat-


sächlich ist das Gold das spezielle Material der Juwelierindustrie. Armbänder,


Ketten, Uhr-    Uhrgehäuse
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gehäuse und sonstigen Zierrat macht man aus Gold. ebenso Monstranzen,


Kelche für den katholischen Kirchendienst; Beschläge für Automobile,


Turmuhren, Blitzableiter, Bilderrahmen usw. usw. werden mit Gold überzogen,


auch Photographen und Zahntechniker verbrauchen viel Gold. All dieses Gold


wird der Münze entzogen. Die Münzen sind in der Regel für die Juweliere der 


billigste Rohstoff.


Die Verwendung des Goldes in diesen Luxusindustrien wächst natürlich


zusammen mit dem Luxus, mit dem Wohlstand und Reichtum, und dieser


Reichtum wächst mit der Warenproduktion, mit der Arbeit. In guten Jahren arbei-


ten die Goldschmiede mit Überstunden; in schlechten Jahren bringen ihnen die


in Not geratenen Bürger die Schmucksachen zum Einschmelzen zurück.


Also, je mehr Waren erzeugt werden, je größer die Nachfrage nach Geld
(Tauschmittel), desto größere Mengen goldener Münzen wandern in den
Schmelztiegel der Juweliere.


Halt! Halt! Was ist da wieder für widersinniges Zeug gesagt worden? Je mehr


gearbeitet wird, je mehr Waren erzeugt werden, desto größer der Reichtum, und


je größer der Reichtum, desto mehr Geld (Tauschmittel der Waren) wird zu


Luxuswaren eingeschmolzen? Habe ich da richtig gehört?


Jawohl, genau das ist gesagt worden. Es ist hier kein Sprachfehler, und ich


sage es mit der Ruhe, womit ein Richter ein Todesurteil ausspricht. Ich weiß, in


den wenigen Worten liegt Material genug, um die Goldwährung zu verurteilen.


Und man bringe mir den Mann vor meine Augen, der es wagt, das Gesagte zu


bestreiten!


Ich wiederhole: je mehr Waren produziert werden, desto größer der Wohlstand


und Reichtum, und um so mehr wird dem Luxus gefrönt. Das durch die


Warenproduktion (Warenangebot) wohlhabend gewordene Volk leert die


Juwelierläden, und die Juweliere werfen das für ihre Ware erhaltene Geld in den


Schmelztiegel, um mit dem Geldstoff (Gold) Ersatz für die verkauften Ketten,


Uhren usw. zu schaffen.


Also weil wir viele Waren erzeugt haben, weil die Ernten gesegnet waren, weil


Thomas ein Verfahren erfand, mit welchem schlechte Erze vorzüglichen Stahl 


liefern, weil wir mit diesem Stahl zu vorzüglichen Werkzeugen gelangen, die das


Produkt unserer Arbeit verzehnfachen, weil zudem noch die Rückstände des


Thomasverfahrens sich als außergewöhnlicher Düngestoff erwiesen, der den


Ertrag unserer Felder verdreifacht hat, weil die Fronleichnamsprozessionen


unsere Ernten gesegnet und die Arbeiter in Schulen gelernt haben, ihre Hände


mit Verstand zu gebrauchen, kurz, weil die Produktion und das Angebot von


Waren gewachsen war – darum vernichten wir die Nachfrage, indem wir das
Tauschmittel, den Träger der Nachfrage, einschmelzen!
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Wenn die Kartoffeln dieses Jahr gut geraten – so kaufe ich meiner Frau eine


goldene Halskette, sagt der Gutsbesitzer.


Wenn meine Kuh dieses Jahr zwei Kälber gibt, so kaufe, ich meiner Braut


heuer den Trauring, sagt der Bauer.


Wenn ich mit der neuen Maschine doppelt soviel Hosen nähen kann, so kaufe


ich eine goldene Uhr, sagt der Handwerker.


Wenn ich mit meinem neuen patentierten Verfahren zehnmal soviel Stickstoff


gewinne, so lasse ich auf meine Kosten die Kapelle zu Maria Hilf neu vergolden,


sagt der Chemiker.


Wenn das Stahlwerk in der Produktion dieses Jahr wieder den Rekord bricht,


so kaufe ich ein goldenes Tafelgeschirr, sagt der Rentier.


Kurz, das Mittel für den Ankauf des Trauringes, für die Halskette usw. ist immer


und regelmäßig die vermehrte Warenproduktion (Angebot), und das Gold für


diese Ketten, Ringe usw. wird immer der Nachfrage, der Münze entzogen (auch


das ungemünzte Gold ist durch das Gesetz Geld).


Weil nun das vom Juwelier eingeschmolzene Geld für die Nachfrage nach
Waren verloren geht, weil dies auch fatalerweise gesetzmäßig gerade zu einer


Zeit geschieht, wo das Warenangebot groß ist (s. o.), und weil doch Nachfrage


und Angebot die Preise bestimmen, so gehen die Preise zurück. Und der


Preisrückgang unterbricht den Warenaustausch, die Warenproduktion; er erzeugt


Arbeitslosigkeit und Bettelei.


Die Goldwährung, die Nützlichkeit des Geldstoffes als Material für die


Luxuswarenindustrie, ist also eigentlich die Säge, womit sie den Ast absägt, auf


dem der Wohlstand wächst. Das Geld ist die Voraussetzung der Arbeitsteilung,


die Arbeitsteilung führt zum Wohlstand, und dieser vernichtet das Geld.


Gesetzmäßig endet also der Wohlstand immer als Vatermörder.
Goldwährung und Bettler gehören zusammen, und wenn Friedrich der Große


sich schämte, über ein Bettlervolk zu regieren, so zeigt das nur, daß er ein 


empfindliches Ehrgefühl hatte. Sonst hatte er keinen besonderen Anlaß, zu 


erröten. So weit auch die Edelmetallwährung drang, die Könige haben immer nur


über Bettlervölker regiert. Solange der Mensch den Luxus liebt, und den ge-


sunden Stand seiner Finanzen dazu benutzt, Goldwaren zu kaufen, und solange


gleichzeitig dieses Gold das Material seiner Tauschmittel liefern muß – ist der
Wohlstand der Volksmassen unmöglich.


Nicht immer wird der Bauer die gute Ernte dazu benutzen, um seiner Gemahlin


eine goldene Kette zu kaufen, und nicht alle Chemiker erflehen den Segen für


ihre Erfindungen mit dem Gelübde, das Bildnis der Muttergottes vergolden zu


lassen.


Wenn die Ernte gut ausfällt, werde ich eine Säemaschine kaufen, sagt der


Bauer.
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Wenn ich Glück im Stalle habe, werde ich den Sumpf entwässern, sagt der


Gutsbesitzer.


Wenn meine Erfindung den Erwartungen entspricht, werde ich eine Fabrik


gründen, sagt der Chemiker.


Wenn das Werk dieses Jahr gut arbeitet, und der Streik beigelegt wird, werde


ich eine Mietskaserne bauen, sagt der Rentner.


Also, je mehr Ware erzeugt wird, desto mehr wachsen die Anlagen zur


Erzeugung von mehr Ware (das sogenannte Realkapital).


Aber von diesen Anlagen, vom Realkapital, erwartet man Zins, und der Zins
fällt in dem Maße, wie das Realkapital im Verhältnis zur Bevölkerung wächst.
Viele Wohnungen, wenig Mieter, niedriger Hauszins. Viele Fabriken und wenig


Arbeiter, niedriger Fabrikzins.


Fällt also der Zins der Realkapitalien infolge der neuen Anlagen unter das her-
kömmliche Maß, so wird kein Geld mehr für solche Anlagen hergegeben. Kein


Zins, kein Geld! [Ich verweise hier auf die Theorie des Zinses am Schlusse dieses Buches.]


Stopp! halt! einen Augenblick. Habe ich da wieder recht verstanden? Wenn der


Zins der Fabriken, Häuser, Schiffe fällt, dann werden keine Häuser mehr gebaut,


weil niemand mehr Geld hergibt für neue Realkapitalien! Ist das wahr? Und wie


sollen dann die billigen Wohnungen entstehen?


Jawohl, das ist wahr, das habe ich gesagt, und wer wird es wagen, mir das zu


bestreiten? Wenn der Zins der Häuser, überhaupt der Zins der Realkapitalien


fällt, so zieht sich das Geld, das in diesen Anlagen bis dahin Verwendung fand,


zurück, und was geschieht dann mit den Waren, die in der Erneuerung und


Vergrößerung der Realkapitalien verwendet werden? [Nach Angaben, die


Landesbankrat Reusch – Wiesbaden auf dem deutschen Wohnungskongreß machte, beansprucht


allein die Finanzierung des Wohnungsbaues in Deutschland jährlich 1500 bis 2000 Millionen Mark.]


Also wenn das Volk fleißig und erfinderisch war, wenn die Ernte von Sonne


und Regen begünstigt wurde, wenn viele Produkte zur Verfügung des Volkes 


stehen, um Wohnungen und Arbeitsstätten zu erweitern, dann, gerade dann zieht


sich das Geld, das den Tausch hier vermitteln soll, zurück und wartet.


Und weil das Geld sich zurückzieht, weil die Nachfrage fehlt, gehen die Preise


herunter, und die Krise ist wieder da.


Gesetzmäßig muß also die Krise ausbrechen, wenn als Folge vermehrter
Realkapitalien der Fabrik- und Hauszins heruntergeht.


Ich erwähne hier, daß in der am Schlusse behandelten Zinstheorie der Beweis


erbracht wird, daß der Geldzins unabhängig vom Zins der Realkapitalien ist (aber


nicht umgekehrt) und 
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daß der hier zu erwartende Einwand, der Geldzins ginge mit dem Zins der


Realkapitalien zurück, und daß darum auch bei niedergehendem Realkapitalzins


das Geld für neue Realkapitalien nicht fehlt, auf Irrtum beruht.


Also auch aus diesem Grunde kann die Volkswirtschaft nur von Krise zu Krise


sich entwickeln. Unter der Herrschaft des Metallgeldes muß das Volk gesetz-


mäßig obdachlos als Bettler sein Leben fristen. Das Gold – das ist unser ange-


stammter König, der wahre roi des gueux.


Die Wirtschaftskrise und die Bedingungen, die zu ihrer
Verhütung zu erfüllen sind.


Wirtschaftskrisen, also Absatzstockung und Arbeitslosigkeit mit ihren


Begleiterscheinungen, sind nur bei weichenden Preisen denkbar.


Die Preise können aus drei Gründen zurückgehen:


1. Weil die eigentümlichen Produktionsverhältnisse des Goldes eine willkürliche


Anpassung des Geldangebots (Nachfrage) an die Warenproduktion (Angebot)


nicht erlauben.


2. Weil bei steigender Warenproduktion (blühende Volkswirtschaft) und damit


Hand in Hand gehender Vermehrung der sog. Realkapitalien der Zins der


Realkapitalien zurückgeht und weil dann kein Geld mehr für den Bau neuer


Realkapitalien sich anbietet, und der Absatz der hierfür bestimmten Waren (ein


ganz bedeutender Teil der Warenproduktion, zumal bei zunehmender Volkszahl)


stockt.


3. Weil bei vermehrter Warenproduktion und wachsendem Wohlstand das Geld


(Nachfrage) eingeschmolzen wird und zwar im Verhältnis zum wachsenden


Warenangebot.


Diese drei Ursachen des Rückganges der Warenpreise genügen jede allein für


sich, um eine Krise hervorzurufen, und ihre Natur ist so, daß, wenn auch die eine


etwa infolge genügender Goldfunde versagt, die anderen dafür in die Lücke


springen. Einer der drei Ursachen der Krise verfällt die Volkswirtschaft immer 
und gesetzmäßig.


Nur in dem Fall, daß man anhaltend solche außergewöhnlichen Goldmassen


findet und zwar so viel, daß die Preise trotz vermehrtem Goldkonsum der


Industrie anhaltend und stark (mindestens um 5% jährlich) steigen, kann sich die


Volkswirtschaft ohne Krise abwickeln. Auch der Widerstand, den der Rückgang


des Realkapitalzinses dem Geldumlauf bietet, würde durch solche allgemeine


Preissteigerung gebrochen – indem die Preissteigerung das Geld geradezu zum


Umlauf zwingt. Aber eine solche allgemeine Preissteigerung wäre an sich ein


Bankerott der Währung.
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Wie könnten nun die Krisen verhütet werden? In der Erklärung der


Krisenursache ist auch schon die Bedingung angegeben, die für die Verhütung


der Krisen erfüllt werden muß, und diese lautet: Die Preise dürfen niemals und
unter keinerlei Umständen fallen!


Das ist die Bedingung, die erfüllt werden muß. Und wie kann man das er-


reichen?


Wir erreichen das:


1. Indem wir das Geld vom Gold trennen und die Geldfabrikation nach den


Bedürfnissen des Marktes richten.


2. Indem wir das aus Papier verfertigte Geld so gestalten, daß dieses unter


allen Umständen gegen Waren angeboten wird und zwar selbst dann noch an-


geboten wird, wenn der Kapitalzins, der Zins des Geldes sowohl, wie der Zins


der Realkapitalien, fällt und verschwindet.


Wie das erreicht werden kann, ist im ersten Teil dieser Schrift gezeigt worden.


Die Emissionsreform.


Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise, und die Volkswirtschaft braucht


feste Preise, um sich harmonisch auszubilden und um die dem Geld eigenen,


glücklichen Entwicklungskeime zur vollen Entfaltung zu bringen.


Wir wären weit, weit über den Kapitalismus hinaus [Kapitalismus = wirtschaftlicher


Zustand, in dem die Nachfrage nach Geld und Realkapitalien das Angebot übertrifft und darum den


Zins bedingt.], wenn seit 3000 Jahren durch die Wirtschaftskrisen die Kultur nicht


immer wieder die mühsam erklommenen Stufen heruntergestoßen worden wäre;


wenn die bettelhafte Armut, in der jede Krise die Volksmassen hinterläßt, nicht


die Bettlergesinnung großgezogen hätte, die nun einmal den Menschen, groß


und klein, in den Knochen liegt. Unsere Arbeiter würden sich die Behandlung, die


ihnen durch die Unternehmer und den Staat zuteil wird, nicht gefallen lassen,


wenn die Nachfrage nach ihren Produkten ebenso regelmäßig auf dem Markte


erschiene, wie das Angebot, und unsere Agrarier würden nicht bei den


Brotkonsumenten, bei den ausgemergelten, dürren Arbeiterfrauen um Brotzölle


gebettelt und dabei nach Bettlerart, um das öffentliche Mitleid zu erregen, ihre


Geschwüre (die Not der Grundrentner) bloßgelegt haben, wenn die Goldwährung


sie durch den Druck, den sie auf die Preise geübt, nicht geplündert und be-


stohlen hätte.


Die Plage des Hungers und der Druck der Schulden sind böse Erzieher.


Und wo wären wir heute in wissenschaftlicher, technischer, religiöser


Beziehung angelangt, wenn die vielversprechende Kultur, die das Gold, obschon


blutbefleckt, geraubt und erpreßt, 
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in Rom erstehen ließ, nicht unter einer anderthalbtausendjährigen, durch


Geldmangel erzeugten ökonomischen Eiszeit erstarrt, vergletschert, vernichtet


worden wäre? Sicherlich säßen wir jetzt auf dem Throne Gottes und ließen das


All im Kreis an unserem Finger laufen.


Salomo machte Wunderdinge, weil er Stoff für die Geldfabrikation aus Ophir


erhielt, wodurch ein geregelter Austausch und die Arbeitsteilung möglich wurde.


Aber was er machte, ging wieder zusammen mit dem Aufhören der Goldzufuhr


verloren.


Jeder Anlauf zur Kultur ist immer automatisch, gesetzmäßig durch den


Rückgang der Preise erstickt worden. Denn Kultur heißt Arbeitsteilung,


Arbeitsteilung heißt Angebot, und das Angebot kann nicht zum Tausch führen,


wenn die Preise wegen Mangels an Nachfrage (Geld) abwärts gehen.


Geld und Kultur gehen zusammen auf und unter. Darum war auch die 


merkantilistische Theorie, die das Gold als den Inbegriff des Reichtums und der


Kultur betrachtete und folgerichtig darum auch eine auf ständige Vermehrung


des Geldbestandes gerichtete Wirtschaftspolitik durch Schutzzölle befürwortete,


gar nicht so falsch. Der gesunde Gedanke hatte nur einen törichten Ausdruck


gefunden. Die Tatsache war da, daß bei Zufluß von Gold die Gewerbe Künste


und Wissenschaften gediehen. Nur verwechselten die Merkantilisten Geld und


Gold. Sie glaubten, das Gold bewirke das Wunder mit Hilfe seines „inneren


Wertes“; es gab für sie kein Geld, sondern nur Gold. Geld und Gold war ein


Begriff. Sie wußten nicht, daß das Geld, nicht das Gold, den Austausch der


Waren vermittelt und daß der Reichtum durch die Arbeitsteilung entsteht, die das


Geld, nicht das Gold ermöglicht. Sie suchten die Wirkungen der Arbeitsteilung in
Eigenschaften des Goldes, statt in denen des Geldes.


Wer nun einmal gelernt hat, das Geld vom Gold zu trennen und zu unter-


scheiden, sich auch von der Wichtigkeit fester Preise überzeugt und dabei dem


Wertaberglauben abgeschworen hat, der kommt leicht auf den Gedanken: so


verfertigt doch einfach Papiergeld und bringt es unter die Leute, sowie ihr merkt,


daß das Angebot die Nachfrage überholt und die Preise zu weichen beginnen.


Und umgekehrt, zieht Papiergeld ein und verbrennt es, sowie ihr merkt, daß die


Nachfrage das Angebot übersteigt und daß die Preise anziehen. Es handelt sich


ja nur um eine Quantitätsfrage, und die lithographische Presse und das Feuer


stellen es in eure Macht, die Nachfrage (Geld) dem Angebot (Ware) stets derart


scharf anzupassen, daß die Preise fest bleiben müssen.


So spricht Michael Flürscheim [Michael Flürscheim, The Economic and Social Problem,


Jefferson Publishing Company, Xenia, Clay, County, Illinois, U. S. A.], der diesen Gedanken


mit Eifer vertritt und der mich unter die ersten zählt, die 
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ihn formuliert und verbreitet haben. Gegen diese Ehre muß ich aber insofern


Verwahrung einlegen, als ich es stets und von vornherein bestritten habe [Silvio
Gesell, Nervus Rerum, S. 36–37. Buenos Aires 1891.], daß das Papiergeld in der Form, wie


es heute bekannt ist, (also ohne materiellen, unmittelbaren Umlaufzwang) ein-


fach durch Quantitätsveränderungen sich dem Angebot so anschmiegen lasse,


wie es die Bedürfnisse eines geregelten Austausches der Produkte (der natio-


nalen wie internationalen) erheischen.


Ich bestreite es und will hier gleich klipp und klar den Nachweis bringen, daß,


solange der Staat neben der Masse des Geldes nicht auch noch den Umlauf des


ausgegebenen Geldes kontrolliert, alle die hier aufgedeckten Widersprüche des


Geldumlaufes ungelöst bleiben.


Solange das Geld, als Ware betrachtet, besser als die Ware im allgemeinen ist,


solange man von Geldprivilegien spricht, solange namentlich die Sparer das


Geld den Waren (ihren eigenen Produkten) vorziehen, solange die Spekulanten


das Geld ungestraft zu ihren Angriffen mißbrauchen können, wird das Geld den


Austausch der Produkte nicht ohne einen vom Handelsgewinn gesonderten


Tribut vermitteln. Und das Geld soll doch „ein Schlüssel und kein Riegel des


Marktes“ sein, es soll eine Straße und keine Barriere sein; es soll den Austausch


fördern, verbilligen, nicht hemmen und belasten. Und es ist doch klar, daß ein


Geld nicht zugleich Tausch- und Sparmittel, Peitsche und Bremse sein kann.


Deshalb fordere ich neben einer nur durch die reine Papierwährung ermöglich-


ten Kontrolle der Geldmassen durch den Staat eine vollkommene, materielle
Trennung des Tauschmittels vom Sparmittel. Den Sparern stehen alle Produkte


der Welt zur Verfügung, warum sollen sie also ihre Ersparnisse gerade in Geld


anlegen? Das Geld wurde doch nicht gemacht, damit es gespart werden könnte!


Das Angebot steht unter einem unmittelbaren, den Waren anhaftenden, 


materiellen Zwang; darum fordere ich einen gleichen Zwang für die Nachfrage,


damit bei den Verhandlungen um den Preis das Angebot nicht der Nachfrage


gegenüber im Nachteil bleibe [Wer noch nicht ganz frei vom Wertaberglauben ist, wird die


Bedeutung dieser Gerechtigkeitsforderung nicht begreifen.].


Das Angebot wird durch den erwähnten Zwang über den Willen der


Warenbesitzer gestellt, wird einfache, meßbare Substanz, die Nachfrage muß


darum auch vom Willen der Geldbesitzer getrennt werden, – auch sie soll zur


Substanz werden, damit sie jederzeit abgewogen und gemessen werden kann.


Wer es weiß, wie groß die Warenproduktion war, der weiß auch, wie groß das


Angebot sein wird – ebenso muß jeder, der den Geldbestand kennt, wissen, wie


groß die Nachfrage sein wird.
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Das alles erreicht man auf einfachste Weise durch den materiellen, dem Gelde


anhaftenden Umlaufzwang des Tauschmittels, und es läßt sich nur durch ihn


erreichen. (Siehe den Teil II, der die Geldreform behandelt.)


Der materielle Umlaufzwang befreit den Geldumlauf von allen Hemmungen, die


Profit, Spekulation, Furcht und Panik ihm entgegenstellten, versetzt die gesamte


vom Staate ausgegebene Geldmasse in eine ununterbrochene, gleichmäßige,


durch nichts zu störende Zirkulation und erzeugt dadurch eine ebenso regel-


mäßige, ununterbrochene Nachfrage.


Infolge der Regelmäßigkeit, womit nun die Nachfrage sich einstellt, hören die


Absatzstockungen, die Warenanschwellungen auf, und so wird als unmittelbare


Begleiterscheinung der regelmäßigen Nachfrage auch das Angebot regelmäßig


sein und nur mehr von der Produktion beeinflußt werden, genau wie ein Flußbett


regelmäßig wird, sowie das Gefälle gleichmäßig verteilt wird.


Dann sind nur ganz geringe Änderungen in der Geldquantität nötig, um die


Nachfrage den natürlichen Schwankungen der Warenproduktion stets auf den


Leib zuschneiden zu können.


Sieht man jedoch von diesem Umlaufzwang für das Geld ab, so komplizieren


und verwirren sich sofort alle Verhältnisse. Die Nachfrage entzieht sich dem


Machtbereich des Staates. Wobei noch, wie gezeigt wurde, das einzige gesetz-


mäßige Element in diesem Wirrwarr, die Profitbedingung für den Geldumlauf,


dahin wirkt, daß das Geld privatwirtschaftlich vom Markt zurückgezogen werden


muß, sobald es an Geld fehlt, und umgekehrt wieder dem Umlauf zugeführt wird,


wenn es schon im Übermaß angeboten wird.


Zur Prüfung der Richtigkeit des hier Gesagten will ich jetzt den Vorschlag, den


Flürscheim vertritt [Siehe auch: Arthur J. Fonda (Denver Colorado), Honest Money. Professor


Frank Parsons, Rational Money. Professor Marshall Cambridge, Contemporary Revue 1887.], einer


genaueren Prüfung unterwerfen. Es wird dies auch darum nötig, weil die schö-


nen Erfolge, die man mit der auf das Goldpari zugespitzten Emissionsreform in


Argentinien [Silvio Gesell, La cuestion monetaria argentina. Buenos Aires 1898. – Silvio Gesell, 
La plétora monetaria. Buenos Aires 1907.], Brasilien, Indien u. a. Orten erzielt hat, die


Aufmerksamkeit auf das Papiergeld gelenkt und den Glauben an eine weitere


Vervollkommnungsmöglichkeit dieses Tauschmittels erweckt haben. Die


Anhänger der Papierwährung könnten aber ihrer Sache keinen größeren


Schaden zufügen, als durch Einführung oder Gutheißung von Reformen, bei


denen nicht jede Möglichkeit eines Mißerfolges ausgeschlossen ist. Jeder


Fehlschlag stärkt nur die Position der Metallisten und macht die Papierwährung


wieder für Jahrzehnte undiskutierbar.
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Die hier als unzulänglich erwähnte einfache Emissionsreform läuft also darauf


hinaus, den Staat zu ermächtigen, Geld in einer nur durch die Preise der Waren


beschränkten Menge auszugeben bzw. einzuziehen. Die Nachfrage nach Geld


soll der Staat nur noch mit dem Durchschnittspreise der Waren messen. Der


Staat vermehrt den Geldumlauf, wenn die Preise fallen, er schränkt den


Geldumlauf ein, sobald die Preise steigen. Das Geld soll nicht in einer be-


stimmten Ware, auch nicht in Gold einlösbar sein; für die Einlösung soll der


Inhaber auf den Markt angewiesen sein. Im übrigen aber soll sich das Papiergeld


nicht von dem gemeinen Papiergeld unterscheiden. Namentlich soll auch das


Geld nach wie vor als Sparmittel gebraucht oder mißbraucht werden können,


ebenso als Reserven von Spekulanten. Die Nachfrage soll also alle Vorrechte


behalten, die sie heute gegenüber dem Angebot besitzt. Die Nachfrage soll 
bleiben, was sie heute ist, ein Willensakt der Geldbesitzer, soll also Spielball der
Geldmächte bleiben.


Der ausgesprochene Zweck der Sache soll aber sein – die chronische Über-


produktion und Arbeitslosigkeit zu beseitigen, die Wirtschaftskrisen unmöglich zu


machen und den Kapitalzins zu unterdrücken.


Entscheidend für die Beurteilung dieser Reform wird das Verhalten der Sparer


sein, und da wollen wir hier in erster Linie daran erinnern, was wir über das


Sparen gesagt haben. Der Sparer erzeugt mehr Ware, als er selbst kauft, und


der Überschuß wird von den Unternehmern mit dem Geld der Sparkassen


gekauft und zu neuen Realkapitalien verarbeitet. Aber die Sparer geben das
Geld nicht her ohne Zins, und die Unternehmer können keinen Zins bezahlen,
wenn das was sie bauen, nicht wenigstens den gleichen Zins einbringt, den die
Sparer fordern. Wird aber eine Zeitlang an der Vermehrung der Häuser,
Werkstätten, Schiffe usw. gearbeitet, so fällt naturgemäß der Zins dieser Dinge.
Dann können die Unternehmer den von den Sparern geforderten Zins nicht 
zahlen. Das Geld bleibt in den Sparkassen liegen, und da gerade mit diesem
Geld die Warenüberschüsse der Sparer gekauft werden, so fehlt für diese jetzt
der Absatz, und die Preise gehen zurück. Die Krise ist da.


Hier nun wollen die Emissionsreformer eingreifen. Sie sagen: warum ist die


Krise ausgebrochen? Weil die Preise fielen, und die Preise fielen, weil es an


Geld fehlte, d. h. weil das vorhandene Geld wegen des herabgesetzten


Zinsertrages der Realkapitalien nicht angeboten wurde. Gut denn, so lassen wir


die Sparer und Sparkassen im Besitz des Geldes. Sie mögen das Geld ver-


scharren. Und wir drucken neues dafür. Der Staat verfertigt Geld und liefert es


den Unternehmern, wenn die 
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Sparer und Kapitalisten es ihnen vorenthalten. Geht der Zins der Realkapitalien


herunter, so geht der Staat mit dem Zins auch herunter. Können die


Unternehmer nur noch 3–2–1% aus den Häusern, Fabriken, Schiffen schlagen,


so geben wir den Unternehmern das Geld zu 3–2–1%, und wenn es sein muß,


zu 0%.


Das klingt ja gut; der Vorschlag ist einfach, und man hält ihn für verständig.


Aber er klingt nur gut für den Laien. Ein geübtes Ohr vernimmt da schrille


Mißtöne.


Wie, ist nicht das Geld gemacht worden, um den Warenaustausch zu ver-


mitteln? Und da gestattet man den Sparern, den Kapitalisten, und Spekulanten,


das Geld für andere, dem Warenaustausch fremde Zwecke zu verwenden? Das


Geld wurde gemacht, um dem Warenerzeuger den Tausch seiner Produkte


gegen die Produkte anderer Warenerzeuger zu erleichtern. Das Geld ist also ein


Tauschmittel, mehr nicht. Das Geld vermittelt den Tausch, und der Tausch ist


vollendet, wenn zwei Warenerzeuger ihre Produkte gegenseitig ausgetauscht


haben. Solange der Warenerzeuger seine Sache nur gegen Geld verkauft hat, ist


der Tausch nicht beendet, es bleibt ein Mann auf dem Markte, der auf ihn wartet.
Der dem Geld zugrunde liegende Gedanke verlangt also, daß dem Verkauf der


Ware gegen Geld sofort der Kauf von Ware mit Geld folgt, damit der Tausch voll-


endet werde. Wer mit dem Kauf zögert, läßt den Tausch unvollendet, er nimmt


notwendigerweise einem anderen Warenerzeuger den Absatz, er mißbraucht das


Geld. Ohne Kauf kein Verkauf; darum, wenn das Geld seinen Zweck erfüllen soll,


soll der Kauf dem Verkauf auf dem Fuße folgen – Schlag auf Schlag.


Wer Ware erzeugt, erzeugt ein Tauschobjekt, und wer nichts eintauschen will,


der soll keine Ware erzeugen. Tut er es doch, mit der Absicht, später mit dem


Gelderlös seiner Waren andere Waren zu kaufen, so muß er doch wenigstens


gehalten werden, vorläufig das Geld anderen zu verleihen, die jetzt Waren 


brauchen und kein Geld haben, damit diese den Tausch vollenden, den ersterer


unterbrochen hatte. Denn durch den Verkauf seines Produktes gegen Geld ist 


ja der Tausch nur zur Hälfte vollendet. Tut er es nicht, oder verzögert er die


Verleihung des Geldes (um etwa einen höheren Zins zu erpressen), so fügt er
berechtigten Interessen seiner Mitbürger einen unmittelbaren Schaden zu und
bedient sich für diesen Schaden eines staatlichen Instrumentes, das dem
Gemeinwohl dienen soll.


Nun heißt es, daß der Mann, der seine Produkte gegen Geld verkauft hat, und


dieses nicht wieder durch den Kauf von Waren weitergibt, bereit ist, das Geld zu


verleihen, wenn ihm ein Zins geboten wird. Kein Zins, kein Geld. Aber diese


Bedingung kann man nicht als rechtmäßig gelten lassen. Bedingungslos soll der
Mann sein Geld verleihen, sonst muß er gehalten werden, selber Ware zu kaufen
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oder seine eigenen Produkte zurückzukaufen. Dem Privatmanne steht es nicht


zu, den Umlauf des Geldes an Bedingungen zu knüpfen, einerlei, welcher Art sie


seien. Wer Geld hat, hat ein Recht auf unmittelbaren Kauf von Waren, mehr
nicht. Ein Recht auf Zins ist dem Gedanken des Geldes zuwider, denn dieses


Recht käme einer Besteuerung gleich, einer privaten Besteuerung des


Warenaustausches mit Hilfe einer staatlichen Einrichtung. Das Recht auf Zins


käme dem Rechte gleich, den Warenaustausch durch Festhalten des Geldes zu


unterbrechen, um die Warenbesitzer, die auf dieses Geld warten, in Verlegenheit


zu versetzen und um diese Verlegenheiten für die Zinserpressung auszubeuten.


Die Bedingungen, unter denen das Geld verliehen werden kann, sind


Privatangelegenheiten der Sparer, mit denen der Staat nichts zu tun hat. Für den


Staat ist das Geld reines Tauschmittel. Er sagt dem Sparer: du hast mehr Ware


verkauft, als du gekauft hast und besitzest einen Geldüberschuß. Dieser Über-


schuß muß unter allen Umständen auf den Markt zurückgebracht und gegen


Waren umgesetzt werden. Eine Ruhebank ist das Geld nicht, sondern ein


Transitlager. Hast du persönlich keinen unmittelbaren Bedarf an Waren, so kaufe


Wechsel, Schuldscheine, Pfandbriefe usw. von solchen Personen, die jetzt


Waren brauchen, aber dazu kein Geld haben. Die Bedingungen, zu denen du die


Wechsel kaufen kannst, sind deine Privatangelegenheiten; du hast nur der be-


dingungslosen Pflicht zu gehorchen, das Geld wieder sofort auf den Markt zu


bringen. Tust du es nicht, so mußt du durch Strafen dazu gehalten werden, denn


durch deine Säumigkeit erleiden die Bürger Schaden.


Der Staat baut Straßen für den Transport der Waren, und er verfertigt Geld für


den Tausch der Waren. Und wie der Staat verlangt, daß niemand eine belebte


Straße durch zu langsames Fahren mit Ochsenkarren versperre, so muß er auch


verlangen, daß niemand den Tausch durch Festhalten des Geldes unterbreche


oder verzögere. Wer dennoch solche Rücksichtslosigkeiten begeht, soll ebenso


bestraft werden, wie jemand, der vor Gericht geladen wird und den Termin nicht


einhält.


Aber über diese doch ziemlich selbstverständlichen Forderungen eines ge-


sunden, zweckentsprechenden Geldwesens gehen die Emissionsreformer mit


jugendlichem Leichtsinn hinweg und hoffen wohl, auch so ihr Ziel zu erreichen.


Ein eitler Wahn!


Die Sparer also erzeugen mehr Ware, als sie selber gebrauchen, und das für


den Überschuß gelöste Geld geben sie ohne Zins nicht wieder frei. Die Krise, die


die Sparer durch solches Benehmen unmittelbar verursachen, soll nun dadurch


beschworen werden, daß der Staat den Unternehmern Geld zu einem billigeren


Satz liefert und zwar neu verfertigtes Geld, das direkt von der Presse kommt.


Der Produktionsüberschuß der Sparer wird also nicht mit dem Geld der Sparer


gekauft, sondern mit neuem Geld. Vorläufig hat auch das nicht viel zu besagen.


Und mit Hilfe des neuen Geldes geht der Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen


usw. un-
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gestört weiter. Die Unternehmer erhalten zwar von diesen Dingen nun immer


weniger Zins, weil jetzt ohne Unterbrechung weitergebaut wird und das Angebot


von Mietshäusern usw. unaufhaltsam wächst, aber damit gleichlaufend sinkt


auch der Zinsfuß, den sie der Emissionsbank zu zahlen haben. Für sie als


Unternehmer ist also die Höhe des Zinsertrages der Häuser soweit gleichgültig.


Sie müssen diesen Zins ja doch an ihre Gläubiger abliefern. Es wird ohne


Störung unausgesetzt gearbeitet und dementsprechend geht auch das


Geldsparen unausgesetzt vor sich. Manche dieser Sparer finden es vorteilhaft,


ihr Geld auch noch zu herabgesetztem Zins zu verleihen; aber bei manchen, und


besonders bei den kleinen Sparern, wo der Zins sowieso nicht viel ausmacht,


genügt schon das Herabgehen des Zinses von 5 auf 4 oder 3%, um sie zu ver-


anlassen, das Geld in altmodischer Weise bei sich zu Hause zu bewahren und


ganz auf den Zins zu verzichten. Diese Summen betragen zusammen viele 


hunderte Millionen Mark, und der Staat ersetzt sie durch Ausgabe neuen Geldes.


Und so wird die Krise vermieden, und es wird weitergearbeitet an Häusern,


Schiffen, Fabriken, deren Zins ständig, und wie man annimmt, schnell herunter-


geht. Aber mit jedem Zurückgehen des Zinses wachsen die Hemmungen, die


den Sparer veranlassen, sein Geld nicht zur Sparkasse zu bringen. Bald sind es


auch schon die größeren Sparer, die es nicht mehr für der Mühe wert halten, das


Geld zur Sparkasse zu bringen, besonders dort wo der Weg zur Sparkasse in


Betracht kommt und wo man nicht weiß, ob man das Geld in Kürze nicht wird


gebrauchen können. Auch mögen viele das Geld bei sich sicherer halten als in


fremden Händen, unter fremder Verwaltung. Alle diese Hemmungen, die bisher


durch den hohen Zins überwunden wurden, gewinnen jetzt die Oberhand. Und


ein Strom von Geld, von Papiergeld, fließt vom Geldamt über die Märkte, um in


Millionen von Sparbüchsen zu münden und unermüdlich ersetzt die litho-


graphische Presse des Geldamtes, was hier dem Markt entzogen wird! Ein


gewaltiger Strom von Papiergeld, von Nachfrage, täglich fälliger Nachfrage, wird


hier auf ein totes Gleis abgelenkt.


Und je mehr der Zins fällt, um so stärker fließt dieser Strom; schließlich, und


noch bevor der Markt an Realkapital völlig gesättigt ist, schon wenn der Zins auf


1% gefallen ist, bringt niemand mehr seine Ersparnisse zur Sparkasse, alle


behalten das Geld lieber unter eigener Aufsicht. Und dann wandern die ge-


samten Ersparnisse des Volkes in die Sparbüchse. Viele Milliarden. Gewaltige


Summen, die noch jährlich darum stark anwachsen werden, weil das


Herabgehen des Zinses die Sparer stark entlasten wird, und weil durch das


Ausfallen der Wirtschaftskrisen das Volk die gestern gemachten Ersparnisse


wegen Arbeitsmangel heute nicht wieder aufzuzehren braucht. Fällt der Zins auf


1%, so verdoppeln sich die Einnahmen des werktätigen Volkes, und bei ver-


doppelten Einnahmen verzehnfachen sich die Ersparnisse, da ja das letzte Ende


der Ein-   Einnahmen
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nahmen gespart wird und dieses Ende jetzt um die Hälfte der Einnahmen


wächst.


Und all dieses Geld soll der Staat ersetzen, jährlich ersetzen. Ein ganzes Volk,


das seine Ersparnisse in Geld, in täglich fälliger Nachfrage anlegt, in


Papierfetzen, die nur darum etwas gelten, weil der Austausch der Produkte einen


Bruchteil davon benötigt! Das ist an und für sich ein verdächtiger Zustand.


Die Hypotheken allein betragen Milliarden. Wird kein Zins für Hypotheken


gezahlt, so werden sie gekündigt, eingezogen, und verscharrt, und der Staat


muß diese Milliarden durch Neudruck ersetzen. An Wechseln laufen in


Deutschland jahraus jahrein an 30 Milliarden um, die gleichzeitig als Tauschmittel


dienen. Fällt der Diskont weg, so diskontiert auch niemand mehr einen Wechsel.


Diese werden für Handelszwecke unbrauchbar, und der Staat muß entsprechend


mehr Geld ausgeben. Dasselbe ist der Fall mit den Privatschuldscheinen und


den Schulden des Staates und der Gemeinden. Fällt der Zins auf 1 oder 0%, so


werden alle Guthaben gekündigt, jeder will bares Geld haben. Viele Hunderte


von Milliarden wären dazu nötig. Mit 100 Pressen, die jahraus, jahrein 1000 Mark


Zettel drucken, könnte der Staat solchen Bedarf kaum decken. Hunderte von


Milliarden an verscharrter Nachfrage, täglich fälliger Nachfrage!


Wie nun, wenn aus irgend einem Anlaß diese Nachfrage lebendig würde und


auf den Markt ginge? Wo wäre das dazu gehörige Angebot von Waren? Und


wenn das Angebot fehlt, dann steigen die Preise, und eine Preissteigerung


erzeugt Differenzen, und die Differenzen locken das Geld auf den Markt! Steigen


die Preise, winken die Differenzen, so platzen alle Sparbüchsen, und lawinen-


artig ergießen sich die Milliarden auf den Markt. Rette sich, wer kann! ertönt es,


und das einzige Rettungsboot in diesem Schiffbruch sind die Waren. Wer Ware


gekauft hat, ist gerettet. Also kaufen sie alle; die Nachfrage steigt in die


Milliarden, und da das Angebot natürlich fehlt, so schießen die Preise in die


Höhe. Die Preissteigerung nullifiziert die Ersparnisse – und mit dem Papiergeld


tapeziert man wieder den Kuhstall – nach alter Weise, wie es mit den Assignaten


geschah.


Freilich verneint Flürscheim eine solche Möglichkeit. Er sagt: die Sparer bzw.


Inhaber der Milliardennachfrage können niemals auf den Gedanken kommen,


daß die Preise der Waren steigen werden, weil der Staat jeden sich an den


Warenpreisen zeigenden Überschuß an Geld sofort einzieht.


Aber hier stoßen wir auf den zweiten Widerspruch der Emissionsreform. Der


erste Widerspruch liegt darin, daß der Staat den Gebrauch resp. Mißbrauch des


Geldes als Sparmittel überhaupt duldet, wodurch es möglich und nötig wurde,


daß der Staat mehr Geld herstellen mußte, als für den Zweck des Geldes, den


Warenaustausch, nötig war.
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Der zweite Widerspruch liegt darin, daß der Staat das Geld bei der Ausgabe an


die Unternehmer selber nicht als Tauschmittel benutzte, es also nicht gegen


Waren, sondern gegen Wechsel, Pfandbriefe oder sonstige Sicherheiten hergab.


Und das Geld ist doch Tauschmittel, und als solches durfte es nur gegen Waren


ausgegeben werden. Hätte der Staat das Geld gegen Waren ausgegeben, also


so ausgegeben, wie es dem Zwecke des Geldes entspricht (und wären diese


Waren inzwischen nicht in Schutt und Moder zerfallen), so brauchte er den


Gletscherbruch der Spargelder gar nicht zu fürchten. Aber jetzt hat er nur


Pfandbriefe, Schuldscheine, Wechsel der Unternehmer, die keinen Zins ab-


werfen, und mit solchen Dingen kann man kein bares Geld einziehen.


Der Staat hatte also selber den Charakter des Geldes verkannt, als er den


Unternehmern Geld vorschoß, das ihnen die Sparer verweigerten. Er hatte seine


Gewalt mißbraucht, und das Geld rächt schwer und brutal jeden Mißbrauch, den


der Staat damit treibt.


Da der Staat mit seinen unverzinslichen Pfandbriefen den Geldüberschuß nicht


zurückziehen kann, so muß er sich dazu bequemen, den Geldbesitzern einen


Zins anzubieten, der die Vorteile ausgleicht, die das bare Geld nun einmal


gegenüber Pfandbriefen, Wechseln, Obligationen besitzt. Der Staat muß ein Agio
auf sein eigenes Geld bezahlen.


Und hier würde der dritte Widerspruch zutage treten, den solche


Emissionsreform in sich birgt, und der darin besteht, daß man an das Geld, das


man für Sparzwecke bestimmt, ganz andere Forderungen stellt, als an das Geld,


das man für Handelszwecke bestimmt. Als Konsument bezahlt der Sparer für ein


Quantum Waren 100 Mark, aber als Sparer bezahlt er diesen Preis nicht. Da
sind ihm die 100 Mark lieber. Also sind 100 Mark als Sparmittel mehr als die
Ware, die man für 100 Mark kaufen kann. Man kann mit Waren niemals


Spargelder einlösen.


Der Staat hat aber in diesem Falle Tausch- und Spargeld für gleich angesehen;


er hat das Geld, das die Sparer vom Markte holten, durch Kauf von Wechseln,


Pfandbriefen usw. ersetzt. Jetzt, da er den Tausch der Pfandbriefe gegen die


Spargelder bewirken muß, sieht er, daß das nicht geht.


Dieser Sachverhalt wird noch klarer. wenn wir uns zwei verschiedene Geldarten, z. B. Gold und


Tee, nebeneinander kursierend denken. Für alle, die das Geld als Tauschmittel gebrauchen, wird es


einerlei sein, ob sie mit dem einen oder dem andern bezahlt werden, da sie das Geld ja wieder aus-


geben. Für die Sparer wird es aber durchaus nicht einerlei sein, ob sie Geld oder Tee haben, da das


Gold sich hält, der Tee aber verdirbt. Die Sparer würden niemals für 10 Mark Tee für 10
Mark Gold geben; ja, dem Sparer, der mit längeren Zeitläufen rechnet, werden
sogar Gold und Ware in keinem Tauschverhältnis gleichgültig sein. Für ihn sind
Gold und Ware einfach inkommensurable Größen.


Dabei muß sich der Staat beeilen; es darf überhaupt nicht zur Hochkonjunktur


kommen, denn mit dieser erscheinen sofort 
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die Spekulanten auf dem Plane und werden einmal die ersten Profite aus den


Differenzgeschäften á la hausse eingestrichen, so gibt es keinen Halt mehr, da


kommt jeder staatliche Eingriff zu spät. Man vergegenwärtige sich doch die Lage,


in der sich hier der Staat befindet: 10 Milliarden sind für den regelrechten


Austausch der Produkte nötig; 100 Milliarden sind ausgegeben und sind von den


Sparern festgehalten. Kehrt von diesem Überschuß von 90 Milliarden ein ge-


ringer Teil auf den Markt zurück, so steigen die Preise, und sowie die Preise 


steigen, folgt der Rest der 90 Milliarden sofort nach! – Und zwar geschieht das


so: die Kaufleute, die die Hausse wittern, suchen sich zu decken, d.h. kaufen


über den unmittelbaren Bedarf hinaus. Dazu brauchen sie Geld, das sie sich von


den Sparern durch Anbietung von Zins verschaffen. Für diesen Zins wird die


erwartete Differenz, die die Hausse erzeugt, Deckung schaffen. Die Hausse


kommt nun wirklich zustande, und zwar als unmittelbares Produkt jener


Spargelder, und gibt zu neuen Anleihen und Spekulationskäufen Anlaß. Und so


weiter, in geometrischer Progression, bis daß alles Geld aus den Sparbüchsen


von der Hausse verschlungen ist.


Der leiseste Zweifel an der Macht des Staates, daß er die Preise vor einer


Hausse wirksam schützen wird, genügt, um augenblicklich die gesparten


Milliarden genau ebenso auf den Markt, vor die Läden der Kaufleute zu führen,


wie der gleiche Zweifel an der Zahlungsfähigkeit der Depositenbanken plötzlich


alle Depositeninhaber in die Schalter der Bank führt. Im Laufschritt, in Autos und


Aeroplanen kämen sie herbeigestürmt. Das ist eben die notwendige Folge einer


Reform im Geldwesen, die den Mißbrauch des Tauschmittels als Sparmittel


unangetastet läßt.


Solange das Papiergeld nur seinem Zweck entsprechend als Tauschmittel 


verwendet wird, ist alles in bester Ordnung. Reißt man aber das Papiergeld aus


dieser Ordnung heraus, bleibt nur Geldpapier übrig. Ein Fidibus, gut genug, um


den Kuhstall zu tapezieren.


Der Widerspruch, der in der körperlichen Vereinigung von Tausch- und


Sparmittel liegt, zeigt sich uns noch deutlicher, wenn wir annehmen, daß, ähnlich


wie zu Josephs Zeiten, nach einer Reihe von guten Jahren einige schlechte 


folgen würden. Während der guten Jahre hätte das Volk natürlich viel sparen


können, d. h., es hätte Berge von Papiergeld aufgestapelt, und wenn es nun in


den darauffolgenden schlechten Jahren auf diese Papiermassen zurückgreifen


will, so zeigt es sich, daß dieser aufgestapelten Nachfrage kein Angebot gegen-


übersteht.


Die Reform, die uns hier beschäftigt, kann also nur so lange wirksam sein, als


der Zins, den die Unternehmer selber erheben und darum auch an die


Sparkassen und Kapitalisten zahlen können, ausreichend ist, um die Masse der


Sparer zu veranlassen, ihr Geld immer wieder in Umlauf zu setzen. Aber


behauptet nicht gerade Flürscheim, daß der Zins in kürzester Zeit auf Null fallen


muß, wenn er erst einmal ins „Rutschen“ kommt und die Wirtschaftskrisen ver-


mieden werden?
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Die Emissionsreform würde also nur eine ganz kurze Lebensdauer haben 


können und dabei den Keim für den größten Schwindel in sich tragen, den die


Menschheit bisher erlebt hat, und der zur Folge haben würde, daß das Volk in


den Schoß des allein seligmachenden Goldes zurückzukehren verlangen würde,


wie es bisher immer der Fall gewesen ist.


Da scheint es mir doch vernünftiger zu sein, gleich gründliche Arbeit zu ver-


richten und mit der hier besprochenen Emissionsreform gleich eine Reform des


Geldes zu verbinden, die das Tauschmittel vom Sparmittel materiell trennt, die


alle Privatgeldreserven auflöst, alle Sparbüchsen zerschlägt, alle Kassetten


sprengt und die bewirkt, daß zu jeder Zeit, im Krieg wie im Frieden, in guten wie


in schlechten Jahren, sich immer und genau so viel Geld im Verkehr befindet, 


als wie der Markt ohne Preisschwankungen aufnehmen kann.


Mit dem Freigeld wird die herkömmliche Vereinigung von Tausch- und


Sparmittel in Übereinstimmung mit den Ergebnissen unserer Untersuchung grob


und rücksichtslos zerhauen. Das Geld wird reines Tauschmittel, vom Willen der
Inhaber befreite, materielle, chemisch reine Nachfrage.


Der Maßstab für die Qualität des Geldes.


Bekanntlich bringen die Anhänger der Goldwährung den Aufschwung, den die


wirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahrzehnten, absolut sowohl wie relativ,


genommen hat, in unmittelbare Beziehung zur Goldwährung. Seht diese


Millionen rauchspeienden Schlöten! Das sind die modernen Opferaltäre, wo dem


Herrn der Dank des Volkes für die Goldwährung gebracht wird!


An sich hat die Behauptung, daß die Währung einen wirtschaftlichen


Aufschwung erzeugen oder wenigstens ermöglichen kann, nichts Auffälliges.


Denn das Geld vermittelt den Warenaustausch, und ohne Warenaustausch gibt


es keine Arbeit, keinen Profit, keinen Verkehr, keine Hochzeit. Sowie der


Warenaustausch stockt, werden alle Fabriken geschlossen.


Obige Behauptung enthält also durchaus nichts, was von vornherein verblüffen


könnte. Im Gegenteil, frage man die Fabrikanten, die Reeder usw., ob sie mit


dem vorhandenen Maschinen- und Menschenmaterial nicht noch mehr Waren


erzeugen könnten? Sie werden übereinstimmend sagen, daß eine Grenze nur


durch den Absatz ihrer Produkte gezogen wird. Und den Absatz vermittelt das
Geld, oder es vermittelt ihn nicht, – je nachdem.


Daß in den Verdienstansprüchen der Goldwährung, stillschweigend die


Behauptung mit eingeschlossen liegt, daß ihre Vorgängerin (die Doppelwährung)


den wirtschaftlichen Auf-   Aufschwung
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schwung gehemmt habe, ist an sich auch durchaus nicht verblüffend. Wenn das


Geld den Fortschritt fördern kann, so muß es ihn auch hemmen können. Dem


Gelde werden ganz andere Wirkungen zugeschrieben als die Herbeiführung 


einiger Jahrzehnte der Blüte oder des Zerfalls [Silvio Gesell: Gold und Frieden?


Physiokratischer Verlag, Berlin Lichterfelde. 1916.].


In Deutschland klagten die Grundbesitzer seit Einführung der Goldwährung


über den Rückgang der Preise, über die Schwierigkeiten, auf die sie stoßen, den


Zins der Hypotheken aufzubringen. Man ist ihnen ja mit den Zöllen zu Hilfe


gekommen, aber wie viele Bauernhöfe wären ohne diese Hilfe unter den


Hammer gekommen? Und wer hätte diese Höfe gekauft? Es hätten sich


Latifundien gebildet, genau wie im alten Rom. Und die Latifundienwirtschaft soll


doch den Untergang Roms verursacht haben!


Also, die Behauptung der Goldwährungsleute enthält nichts Auffälliges; nur


handelt es sich [nicht] um den Beweis. Denn der behauptete wirtschaftliche


Aufschwung könnte vielleicht auch andere Ursachen haben. Die Schule, die viel-


fachen technischen Erfindungen, die die Arbeit befruchteten, das deutsche Weib,


das für einen zahlreichen, gesunden Arbeiterstamm sorgte, usw. Kurz, es fehlt


nicht an Nebenbuhlern, die der Goldwährung die Lorbeeren streitig machen.


Also Beweise! Wir brauchen einen Maßstab für die Güte des Geldes! Es 


handelt sich hier darum, festzustellen ob die Goldwährung den Austausch der
Waren derart erleichtert hat, daß der behauptete wirtschaftliche Aufschwung als


eine Folge dieser Erleichterung eine genügende Erklärung findet.


Hat nun die Goldwährung den Warenaustausch erleichtert, so muß sich das in


einer Sicherung oder Beschleunigung oder Verbilligung des Warenaustausches


zeigen, und diese Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des


Warenaustausches müßte sich in einer relativen Abnahme der Zahl der


Kaufleute zeigen. Das ist klar und braucht weiter nicht bewiesen zu werden.


Verbessern wir die Straßen, die zum Transport der Waren dienen, so nimmt die


Leistungsfähigkeit der Fuhrleute zu, und bei gleicher Gesamtleistung muß die


Zahl der Fuhrleute abnehmen. Seit Einführung der Dampfschiffe hat sich der


Seeverkehr verhundertfacht, doch hat die Zahl der Seeleute abgenommen.


Kellner, Köche, Lakaien nehmen heute die Stelle der Matrosen ein.


So müßte es also im Handel sein, wenn die Goldwährung der Muschelwährung


gegenüber ähnliche Vorteile bietet, wie die Dampfkraft gegenüber dem Winde,


oder wie das Dynamit gegenüber dem Keil. Tatsächlich erleben wir aber mit der


Goldwährung eine genau entgegengesetzte Entwicklung:
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„In einer Zeit, in der die Vermittlungstätigkeit (also der Handel) in der


Gesellschaft von 3 und 5 auf 11–13% ja teilweise auf 31% der Selbsttätigen


gestiegen ist, in der diese Vermittlung (also die Handelsspesen) einen steigen-


den Teil der Preise ausmacht usw. usw.“, sagt Prof. Schmoller (s. Die Woche, 


S. 167, Artikel „Der Handel im 19. Jahrhundert“).


Und so ist es tatsächlich. Der Handel wird nicht leichter, sondern mit jedem


Tage schwerer. Um die Waren abzusetzen, braucht man mit dem goldenen


Tauschvermittler nicht weniger, sondern mehr Leute als früher, und zwar Leute


mit besserer Ausbildung und besserer Ausrüstung. Es geht dies aus der 


deutschen Berufsstatistik hervor.


Im Handelsgewerbe waren beschäftigt:


1882 1895 1907
Personen 838.392 1.332.993 2.063.634


Auf 100 Gewerbetreibende 11,40 13,50 14,50


Zahl der Gewerbetreibenden 7.340.789 10.269.269 14.348.016


Zahl der Einwohner 45.719.000 52.001.000 62.013.000


Gewerbetreib. auf 100 Einw. 16 20 23


davon im Handelsgewerbe 1,83 2,56 3,32


Während also die Zahl der Gewerbetreibenden (Industrie, Handel,


Landwirtschaft) von 16% der Einwohner auf 23, somit um 43% stieg, erfuhr die


Zahl der im Handel tätigen Personen ein Wachstum von 1,83 auf 3,32 um 80%.


Diese Zahlen liefern also den Beweis, daß unter der Herrschaft der


Goldwährung als Tauschvermittler die Tauschvermittlung derart erschwert wurde,


daß die Bedienungsmannschaft des Tauschvermittlers von 11,40 auf 14,50


erhöht werden mußte; sie liefern den zahlenmäßigen Beweis, daß die


Goldwährung den Handel erschwert hat.


Man wird vielleicht hier einwenden, daß in den letzten Jahrzehnten viele


Produzenten von der Urwirtschaft zur Arbeitsteilung übergegangen sind, zumal


auf dem Lande, wo immer weniger für den eigenen Verbrauch, immer mehr für


den Markt gezogen wird, was natürlich wieder mehr Kaufleute nötig macht. So


werden z. B. heute nur mehr ganz selten Spinnräder gebraucht; und die kleinen


Dorfhandwerker, die man direkt mit Feldfrüchten bezahlte (Tauschhandel), 


müssen Fabrikniederlagen weichen.


Auch erzeugt der Arbeiter heute mit Hilfe der verbesserten Produktionsmittel


mehr Ware als früher (qualitativ oder quantitativ). so daß auch dadurch eine


bedeutend größere Menge Waren auf den Markt geworfen wird, die wiederum


mehr Handelspersonal benötigt. Ist ein Kaufmann nötig, um den Kattun von 10


Webern zu verschleißen, so werden 2 Händler nötig – wenn sonst alle


Verhältnisse gleich bleiben – sobald die 10 Weber mit verbesserten Webstühlen


das doppelte Quantum Kattun auf den Markt werfen.
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Der Einwand ist richtig. Aber dann bitte ich dagegen auch wieder zu berück-


sichtigen, daß die mit dem Handel verbundene materielle Arbeit durch mancher-


lei neue Einrichtungen außerordentlich erleichtert wurde. So durch das


Dezimalsystem der Markwährung (das von der Goldwährung ja unabhängig ist,


wie das englische Münzsystem zeigt), durch das einheitliche metrische System


für Maße und Gewichte, durch das in den verbesserten Schulen herangezogene


Handelspersonal, durch das einheitliche, verbesserte Handelsrecht, durch das


Konsulatswesen, durch die außerordentlichen Vorteile, die die Post dem Handel


bietet (10 Pf. Porto für Briefe durch das ganze Deutsche Reich, Postaufträge,


Postnachnahmen, Postkarten, Postpakete, Postanweisungen), ferner durch


Telegraph und Telephon. Dann die Schreib- und Rechenmaschinen, die


Stenographie, die Vervielfältigungsapparate, die Kopierpresse, die Fahrräder für


das Laufpersonal, das verfeinerte Reklamewesen, das Bankwesen mit dem


Scheck- und Girokonto, Konsumvereinswesen, kurz die unzähligen


Verbesserungen, die seit 30 Jahren in die Technik des Handels eingeführt wur-


den. Und schließlich die größere allgemeine Bildung des Kaufmanns, die ihm


doch auch bei der Arbeit zugute kommen und seine Verschleißkraft vermehrt


haben muß. Andernfalls müßte man ja diese Bildung für überflüssig und den


Kaufmann für unklug erklären, der einen gebildeten Kommis besser bezahlt als


den ungebildeten. Denn warum zahlt er ihn besser? Weil er mehr leistet, d. h.


mehr Ware absetzt, als der ungebildete.


Erachten wir nun die oben erwähnte Mehrproduktion an Waren durch die 


größere Leistungsfähigkeit des kaufmännischen Apparates als ausgeglichen, so


behält die Steigerung der vom Handel lebenden Personenzahl von 11,40 auf


14,50% der Gewerbetreibenden ihre ganze Kraft als Beweis gegen die be-


hauptete Vorzüglichkeit der Goldwährung.


Dabei geben obige Zahlen nur die Personen an, die unmittelbar vom Handel


leben, während uns eigentlich der Bruttoprofit interessiert. Und dieser ist, dem


Augenschein nach zu urteilen, wohl auch allgemein gestiegen. Auch muß


berücksichtigt werden, daß von der Zahl nicht auf die Gesamteinnahmen der


Kaufleute geschlossen werden kann, indem die Kaufleute in der Regel und


durchschnittlich ein höheres Einkommen haben.


Um zu wissen, welche Wirkung eine Währungsreform auf den Handel ausübt,
müßte der Bruttohandelsprofit, d. h. der Abstand zwischen Fabrik und Ladenpreis
der einzelnen Waren statistisch ermittelt werden. Ladenpreis abzüglich
Fabrikpreis = Bruttoprofit. Dann wäre es möglich, zu berechnen, wie viel der
Handel dem Lande kostet und wie sich das Geldsystem bewährt. Es würde sich
da zeigen, daß der Handel heute wirklich, wie vielfach behauptet wird, ein Drittel
und mehr der Gesamtproduktion aufzehrt! Daß 
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von je 1000 Arbeitern 333 abgesondert werden, um die Produkte der
667 unter die 1000 zu verteilen!


Warum die Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber versagt.
[Neue Literatur über die Quantitätstheorie: Irving Fisher, Die Kaufkraft des Geldes. Th. Christen,


Die Quantitätstheorie. — Die absolute Währung.]


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis der Waren, und das Angebot


richtet sich nach dem Vorrat. Wächst der Vorrat, so wächst auch das Angebot;


nimmt der Vorrat ab, so geht auch das Angebot zurück. Vorrat und Angebot fallen


somit in eins zusammen, und statt: „Angebot und Nachfrage“ könnte es ebenso


richtig heißen: „Vorrat und Nachfrage“ bestimmen den Preis. Die


Voraussetzungen der Quantitätstheorie werden durch diese Fassung sogar 


besser hervorgehoben.


Die Quantitätstheorie, die für alle Waren ohne wesentliche Einschränkung als


richtig anerkannt wird, hat man auch auf das Geld übertragen und gesagt, daß


der Preis des Geldes vom Geldvorrat bestimmt wird; doch hat die Erfahrung


gezeigt, daß das Geldangebot vom Geldvorrat nicht so beherrscht wird, wie nach


der Quantitätstheorie vorauszusetzen ist. Während der Geldvorrat oft unverän-


dert bleibt, ist das Geldangebot den größten Schwankungen unterworfen. Der


Kriegsschatz in Spandau ist in über 40 Jahren nicht einmal angeboten worden;


während sonst das Geld jährlich 10 oder 50mal den Besitzer wechselt. Die


Reservoirs des Geldes (Banken, Geldschränke, Strümpfe und Koffer) sind zuwei-


len überfüllt, manchmal leer, und dementsprechend ist auch das Geldangebot


heute groß, morgen klein. Oft genügt ein Gerücht, um alles Geld vom Markte und


Angebot zurück in die Reservoirs zu bringen; oft bewirkt ein Telegramm, das


noch obendrein gefälscht sein mag, daß dieselbe Hand, die noch eben den


Beutel fest zuschnürte, die Märkte des Landes mit Geld überschüttet.


Für das Geldangebot sind die Marktverhältnisse jedenfalls viel entscheidender,


als der Geldvorrat, und wenn wir eben von den Waren sagten, daß Vorrat und


Nachfrage den Preis bestimmen, so könnte man vom Gelde ebenso richtig


sagen, daß Stimmung und Nachfrage seinen Preis bestimmen. Gewiß, der


Geldvorrat ist für das Geldangebot nicht gleichgültig, denn dieser Vorrat zieht


dem Angebot nach oben eine Grenze. Es kann schließlich nicht mehr Geld an-


geboten werden, als der Vorrat gestattet. Aber, während für die Waren im 


allgemeinen die obere Grenze des Angebots (d. i. der Vorrat) auch gleichzeitig


die untere bildet, so daß Angebot und Vorrat regelmäßig in eins zusammenfallen,


ist beim Gelde eine untere Grenze über-
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haupt nicht zu erkennen, es sei denn, daß man Null als diese untere Grenze


ansehen will.


Ist Vertrauen da, so ist auch Geld da, hat hingegen Mißtrauen die Oberhand,


so bleibt das Geld verborgen. Das ist eine uralte Erfahrung.


Wenn aber – wie diese uralte Erfahrung beweist – das Geldangebot nicht
regelmäßig und ausnahmslos dem Geldvorrat entspricht, so ist auch der Preis
des Geldes vom Geldvorrat unabhängig, und die Übertragung der
Quantitätstheorie auf das Geld ist nicht statthaft.


Versagt aber die Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber, so ist auch die


Produktionskostentheorie nicht auf das Geld anwendbar, denn die


Produktionskosten können preisbestimmend nur mittelbar durch ihren Einfluß auf


die Quantität, d. i. den Vorrat wirken, und dieser Vorrat ist, wie wir sahen, nicht


regelmäßig und allein entscheidend für das Geldangebot [Dr. Georg Wiebe. „Zur


Geschichte der Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts. S. 318: Die bloße Vermehrung des


Geldvorrats kann an sich nicht preissteigernd wirken; das neu hinzugetretene Geld muß auch auf


dem Markt kaufend Nachfrage erzeugen. Dies ist die erste Einschränkung, die gegenüber jener


Theorie gemacht werden muß.


Hume: Geld, das nicht angeboten wird, hat auf die Preise den gleichen Einfluß, wie wenn es 


vernichtet worden wäre.].


Bei den Waren im allgemeinen verhält es sich so, daß, wenn die


Produktionskosten abnehmen, die Produktion zunimmt. Mit der wachsenden


Produktion wachsen der Vorrat und das Angebot, und mit dem wachsenden


Angebot fällt der Preis. Aber bei den Edelmetallen ist es durchaus nicht gesagt,


daß mit dem wachsenden Vorrat auch gleich das Angebot wächst, und noch


weniger, daß das Angebot stets dem Vorrat entspricht. Beweis: die


Silberbestände in Washington, der Kriegsschatz in Spandau, die Münzfunde, 


die täglich gemacht werden.


Beide Theorien, die Quantitäts- und Produktionskostentheorie, versagen also


dem Gelde gegenüber, und der Grund, warum sie versagen müssen, hat man in


den Edelmetalleigenschaften des Geldmaterials zu suchen. Der Kriegsschatz in


Spandau wäre längst zu Schutt und Staub vermodert, ohne diese Eigenschaften


des Goldes, und auch die Silberpolitik der Vereinigten Staaten wäre ohne diese


Eigenschaften des Silbers nicht denkbar gewesen. Wenn das Gold gleich den
Waren dem Zerfall ausgesetzt wäre, so würde das Geldangebot stets haarscharf
dem Geldvorrat entsprechen. Vertrauen und Mißtrauen vermöchten das
Geldangebot nicht zu beeinflussen. In Kriegs- und Friedenszeiten, bei guten und


schlechten Konjunkturen, stets würde das Geld angeboten werden, niemals


würde sich das Geld vom Markte zurückziehen können. Das Geld würde sogar


angeboten werden, wenn mit dem Umsatz ein sicherer Verlust ver-
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bunden wäre, genau wie bei den Kartoffeln das Angebot nicht davon abhängig


ist, ob der Eigentümer einen Gewinn einheimst oder nicht. Kurz, Vorrat und


Nachfrage würden, wie den Preis der Waren, so auch den des Geldes be-


stimmen.


Der Preis einer Ware, die, wie der Kriegsschatz in Spandau und die


Silberbestände in Washington, jahrzehntelang in feuchten, unterirdischen


Verließen aufbewahrt werden kann, ohne den geringsten Schaden zu nehmen,


deren Angebot nicht einem inneren Triebe folgt, sondern allein vom mensch-


lichen Ermessen abhängig ist, ist aller Fesseln ledig. Der Preis einer solchen


Ware anerkennt kein ökonomisches Gesetz; für sie besteht keine Quantitäts- 


und Produktionskostentheorie, für ihr Angebot ist der Profit allein maßgebend.


Ein solches Geld ist, wie schon Lasalle richtig bemerkt, von Haus aus Kapital,


d. h., es wird nur so lange und so oft angeboten, wie ein Zins (Mehrwert) heraus-


geschlagen werden kann. Kein Zins, kein Geld! (Natürlich spreche ich hier nicht


vom Gelde des gemeinen Konsumenten, sondern vom regelrechten kauf-


männischen Geldangebot.)


Nun könnte wohl mancher geneigt sein, anzunehmen, daß, da der Wunsch,


Zinsen einzuheimsen, eine lebendige und regelmäßig drängende Kraft ist, auch


der aus ihr entspringende Impuls dem Geldangebot eine ebenso große


Gleichmäßigkeit verleihen muß, wie diejenige ist, die das Warenangebot 


kennzeichnet. Das gesetzmäßige, das natürliche Element, von dem die


Regelmäßigkeit des Geldangebots erwartet wird, wäre darin zwar nicht die


Quantität resp. die Höhe der Produktionskosten, sondern der Zins, was bei der


großen Verwandtschaft der hier treibenden Kräfte auf eins hinausläuft. Kurz, man


wird sagen, daß das Interesse an einem regelmäßig wiederholten Zins auch ein


regelmäßiges Geldangebot zur Folge haben muß.


Diese Annahme hat ebensoviel Beruhigendes wie Bestechendes an sich, und


tatsächlich scheint man auch bei ihr Halt gemacht zu haben, wenigstens gehen


die Untersuchungen über die Elemente des Geldpreises nie über diese Annahme


hinaus. Hierzu mag wohl auch so eine Art „horror vacui“ beigetragen haben. Man


sieht, daß, wenn auch diese Annahme sich als falsch erwiese, die Goldwährung


in sich selbst zusammenbrechen würde. Und auf diese Möglichkeit scheint man


durchaus unvorbereitet zu sein. Man schrickt vor der Leere, die das Bersten 


dieser letzten Säule der Goldwährung schaffen würde, zurück und schließt vor


diesem Ausblick lieber die Augen.


Aber alle diese Bedenken vermögen doch nicht auf die Dauer die Tatsache zu


verhüllen, daß obige Annahme falsch ist.


Das Geld wird angeboten, so oft und so lange ein Zins erwartet werden kann.


Kein Zins, kein Geld. Wenn nun alle Bedingungen für einen Zins regelmäßig


erfüllt wären, so wäre das Angebot auch regelmäßig. – Aber hier gerade hapert


es.
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Der Zins kann nur so lange erhoben werden, als das Tauschverhältnis 


zwischen Geld und Ware festbleibt, oder sich „en hausse“ nach oben bewegt. In


diesen Fällen kann die Ware, die kaufmännisch erworben wird, mit Zins weiter-


gegeben werden, d. h. der Verkaufspreis wird regelmäßig über dem


Einstandspreis stehen. Aber, wenn ein allgemeiner Preisrückgang prophezeit


wird, wenn der Kaufmann annimmt, daß in der Zeit, die zwischen Kauf und


Verkauf liegt, die Preise unter den heutigen Stand sinken werden, dann ist es


dem Kaufmann unmöglich gemacht, den Zins herauszuschlagen, und er ver-


schiebt das Angebot von Geld auf spätere Zeiten.


Bei jeder erwarteten Baisse (gleichgültig, ob die Erwartung begründet ist oder
nicht) wird also das Geldangebot ins Stocken geraten.


Dieser Satz, von fundamentaler Bedeutung für jedes Währungssystem, mit alleiniger Ausnahme


des Reformgeldsystems, ist, so viel ich weiß, zuerst von den Bimetallisten aufgestellt worden.


Namentlich hat Emile de Laveleye die Wichtigkeit dieses Satzes nachdrücklich betont. Leider hat er


die letzten Folgerungen nicht gezogen. Die Anhänger der Goldwährung haben diese Wahrheit aus


Verlegenheit oder verbrecherischen Absichten immer totgeschwiegen.


Darum ist auch die Annahme, wonach im Zins ein automatischer Regulator des


Geldangebots zu erblicken ist, falsch. Die Hinfälligkeit dieser Annahme wird aber


noch viel deutlicher erkannt werden, wenn man die nächsten Folgen der durch


die voraussichtliche (aber noch nicht eingetroffene) Baisse verursachten


Stockung im Geldangebot einige Schritte weit verfolgt.


Weil man eine Baisse erwartet, d. h., weil man befürchtet, daß das allgemeine


Geldangebot nicht Schritt halten wird mit dem Warenangebot, wird das Angebot


von Geld verschoben und weil man das Angebot des Geldes verschoben hat tritt


das, was man befürchtete, ein. Das heißt mit anderen Worten, daß die Furcht vor


einer Baisse an und für sich genügt, um eine Baisse zu erzeugen, denn, sowie


das Geldangebot verschoben wird, muß bei dem immer dringenden


Warenangebot die Baisse eintreten.


Bei einer voraussichtlichen Hausse tritt natürlich das Umgekehrte ein. Die


Hausse sichert nicht allein den Zins, sondern sie vergrößert ihn um den Betrag


der Hausse. Der Verkaufspreis setzt sich dann zusammen aus: Einstandspreis +


Zins + Hausse. Deshalb wird, sobald eine allgemeine Hausse gewittert wird, der


Geldvorrat bis auf den letzten Heller in Ware umgesetzt. Das Geld fließt den


Märkten in Strömen zu, und weil das Geld so reichlich angeboten wird (aber


auch nur deshalb), tritt das, was man erwartete, wirklich ein.


Die Hausse zieht also das Geld an; sie macht das Geld mobil, sie leert die
Geldkassen. Die Baisse dagegen stößt das Geld ab, sie führt zur Schatzbildung,
sie fegt das Geld vom Markte weg. Mit anderen Worten: wenn das Geldangebot 
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schon übergroß ist, dann strömt es von allen Seiten herbei; wenn es aber an
Geld fehlt, so zieht sich das Angebot zurück.


Das ist das Gesetzmäßige bei einem Gelde, dessen Angebot vom Zins
beherrscht wird.


Nun ist oft gesagt worden, wenn auch nicht im Zusammenhang mit obiger


Erkenntnis, daß die Emissionsbanken beauftragt und befähigt sind, den


Geldumlauf dadurch zu regeln, daß sie mittels ungedeckter Banknoten die


„natürlichen“ Schwankungen im Geldangebot ausgleichen.


Es ist deshalb vorauszusehen, daß man sich jetzt dieser Umstände erinnern


wird, sobald es sich herausstellt, daß der Zins den Geldumlauf nicht automatisch


zu regulieren vermag. Man wird sich an die Emissionspolitik des


Zentralnoteninstituts klammern, als an die rettende Planke im Schiffbruch der


Goldwährung.


Welche Ironie! Die stolze Goldwährung, die vor dem Zusammenbruch nur


durch die Stütze „ungedeckter“ Banknoten bewahrt werden kann! Die Banknoten


lauten auf Gold, kursieren angeblich nur, weil sie auf Gold lauten, und dabei sind


sie es, die die Goldwährung aufrecht erhalten! Sieht das nicht aus wie ein Wrack,


das auf der Ladung schwimmt?


Aber, ganz abgesehen von diesem inneren Widerspruch, die Behauptung


selbst, daß die Zentralnotenbanken das Geldangebot regeln oder regeln können,


ist falsch.


Eine Regelung des Geldangebots, d. h. eine Anpassung an die Nachfrage,


wird heute nirgendwo betrieben, und sie kann auch schon aus dem einfachen


Grunde heute nicht betrieben werden, weil bis heute kein Staat über ein offiziel-


les Maß für den Geldpreis (Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld) verfügt.


Solange der Handel den verlangten Diskont bezahlt, wird überall lustig weiter


diskontiert bzw. emittiert ganz einerlei, ob die Warenpreise steigen oder fallen.


Nach den Warenpreisen fragt überhaupt keine Zentralnotenbank; – Zins und


Sicherheit – das sind ihre einzigen Sorgen. Zudem würden auch die


Emissionsbanken mit ihren heutigen Befugnissen niemals imstande sein, den


Geldumlauf dem jeweiligen Bedarf anzupassen. Die einzige Waffe der


Emissionsbanken – die Diskontopolitik – reicht für diesen Zweck nicht aus, ja, 


sie wirkt in der Regel sogar dem Zwecke entgegen.


Mit der Herabsetzung des Diskontos kann ebensowenig eine Baisse, wie mit


der Diskonterhöhung eine Hausse verhütet werden. Bei einer erwarteten Baisse


würde selbst eine Herabsetzung des Diskontos auf Null die Bankvorräte nicht


mobilisieren, ebensowenig wie bei einer Hausse ein Diskontosatz von 10 und


mehr Prozent ein Hindernis wäre für den Umsatz des Geldes. Eine regelrechte


Hausse wirft genug ab, um den Dis-    Diskont
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kont zu decken, so hoch er auch sein mag, besonders auch deshalb, weil ja mit


dem Ertrag der diskontierten Papiere dem Markte eine immer größere


Geldmasse, der Hausse immer. neue Nahrung zugeführt wird. Je mehr diskon-


tiert wird, desto größeren Umfang nimmt die Hausse an, desto größer wird die


Differenz zwischen Einstand und Verkauf, desto nebensächlicher wird die Höhe


des Diskontsatzes. In der Theorie wäre sogar ein Diskontosatz von 100% kein


Hindernis für den Handel.


Mit der Diskontopolitik läßt sich also keine vernünftige Emissionspolitik be-


treiben, und tatsächlich haben ja auch bisher selbst die tollsten Sprünge des


Diskontosatzes weder vermocht, Hausse- und Baisseperioden zu vermeiden,


noch ihre Folgen abzuschwächen.


Auf die Warenpreise kann man nicht mittels des Zinsfußes einwirken. Auf eine


Hausse kann man nur durch direkte Verweigerung des Diskontos einwirken, und


auf die Baisse durch vermehrtes Angebot von Geld. Dabei müßte dieses Geld


unmittelbar gegen Waren angeboten werden. Wollte man sich damit begnügen,


Geld herzustellen und gegen Zins (oder selbst zinsfrei) anzubieten, so würde


man nichts erreichen. Geld ist ja genug da, aber niemand getraut sich, es anzu-


bieten, aus Furcht vor der Baisse.


Kurz, das Geldangebot wird nicht vom Geldvorrat beherrscht; ob wir dabei die


lithographische Presse der Emissionsbanken zum Geldvorrat rechnen oder nicht,


ändert daran nichts. Geld, dessen Angebot den Zins zur Voraussetzung hat, 


dessen Angebot von den Ansichten, Hoffnungen, Befürchtungen der Kapitalisten


abhängig ist, ist psychologischen Gesetzen unterworfen, und wenn wir den


Präsidenten der Reichsbank durch einen Irrenarzt ersetzten – die sogenannte


deutsche Reichswährung könnte durch diesen Wechsel nur gewinnen [E. Nasse:


Für sich allein dürfte es den Kreditanstalten nicht möglich sein, auch durch das bereitwilligste Kapital


zu dem niedrigsten Diskonto eine steigende Bewegung der Preise hervorzurufen. Es muß erst eine


andere Anregung hinzukommen, damit von der angebotenen Kaufbefähigung auch wirklich Gebrauch


gemacht wird. (Zeitschr. für die ges. Staatswissenschaften XXI, Bd. 1865, S. 146. – Vgl. Wicksell:


Geldzins und Gütergreise S. 80.)]
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Die neue Lehre vom Zins.
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Die neue Lehre vom Zins (Mehrwert).


Als Prüfstein für die Richtigkeit der hier entwickelten Zinstheorie, wie auch, um


dem gerade in dieser Frage so sehr in uralten Vorurteilen befangenen Leser das


Verständnis zu erleichtern, schicke ich folgende kurze Robinsonade voran.


Robinson hatte bekanntlich aus Gesundheitsrücksichten sein Haus auf der


Südseite des Berges errichtet, während seine Äcker sich auf der nebligen aber


fruchtbaren Nordseite befanden. Er war nun gezwungen, seine Produkte über


den Bergrücken nach Hause zu schleppen. Um sich diese Arbeit zu erleichtern,


beschloß er, einen Kanal um den Berg herum anzulegen. Drei Jahre sollte diese


Arbeit in Anspruch nehmen, und zwar mußte die Arbeit, um eine Versandung zu


verhüten, unausgesetzt betrieben werden. Er mußte sich also 3 Jahre im voraus


mit Proviant versehen. Er schlachtete mehrere Schweine und bedeckte das


Fleisch dick mit Salz. Er füllte ein tiefes Loch in der Erde mit Getreide und deckte


es sorgfältig zu. Er gerbte ein Dutzend Hirschfelle und verarbeitete sie zu


Kleidern, die er in einer Kiste verschloß, nachdem er vorsichtshalber als


Mottenscheuche noch die Parfümdrüse eines Stinktieres hineingelegt hatte.


Kurz, er sorgte reichlich und, nach seiner Ansicht, auch gut für die nächsten


drei Jahre.


Wie er nun dabei war, noch eine letzte Berechnung darüber anzustellen, ob


„sein Kapital“ für das geplante Unternehmen auch ausreichen würde, sah er mit


Erstaunen einen Menschen auf sich zuschreiten, der offenbar ein Schiffbrüchiger


war.


Hallo, Robinson, rief der Fremdling schon von weitem, mein Kahn ist hier zer-


schellt, aber es gefällt mir gut hier, und ich will mich ansiedeln. Kannst du mir mit


einigen Vorräten aushelfen, bis ich einen Acker urbar gemacht und die erste


Ernte eingeheimst habe?


Hui! wie schnell flogen bei diesen Worten die Gedanken R.s von seinen


Vorräten auf den Zins und auf die Herrlichkeit des Rentnerlebens! Er beeilte sich


also, die Frage zu bejahen.


Vortrefflich! antwortete der Fremdling, aber ich will dir sagen, Zins zahle ich


nicht; sonst ernähre ich mich lieber von Jagd und Fischfang. Meine Religion ver-


bietet mir sowohl, Zins zu nehmen, wie auch Zins zu zahlen.
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R.: Da hast du eine prächtige Religion. Aus welchem Grunde aber glaubst 


du denn, daß ich dir ein Darlehen aus meinen Vorräten machen werde, 


wenn du mir keinen Zins gibst?


Fr.: Aus Eigennutz, lieber Robinson, aus purem Eigennutz. Auf Grund deines


wohlverstandenen Interesses, weil du dabei gewinnst und sogar ziemlich


viel.


R.: Das, Fremdling, mußt du mir erst vorrechnen. Ich gestehe, daß ich nicht 


einsehe, welchen Vorteil ich haben kann, dir meine Vorräte zinsfrei zu 


leihen.


Fr.: Nun, ich will dir alles vorrechnen, und wenn du es mir nachrechnen 


kannst, so wirst du mir das Darlehen zinsfrei geben und dich noch bei 


mir bedanken. Ich brauche zunächst Kleider, denn du siehst, ich bin 


nackt. Hast du einen Vorrat an Kleidern?


R.: Die Kiste da ist bis oben voll.


Fr.: Aber erlaube mal, Robinson, wirklich, ich hätte dich für gescheiter gehal-


ten! Wer wird denn Kleider für drei Jahre in Kisten vernageln, Buckskin, 


den Lieblingsfraß der Motten! Außerdem müssen diese Kleider immer 


gelüftet und mit Fett eingerieben werden, sonst werden sie hart und 


brüchig.


R.: Du hast recht, aber wie sollte ich es anders machen? Im Kleiderschrank 


sind sie nicht besser geborgen, im Gegenteil, hier sind die Ratten und 


Mäuse noch zu den Motten zu rechnen.


Fr.: O! die Ratten wären auch so in die Kiste gedrungen, sieh, da haben sie 


schon genagt.


R.: Hol’ doch der Teufel diese Tiere. Ich weiß mich nicht davor zu retten!


Fr.: Was? Du weißt dich nicht vor den Mäusen zu schützen, und du sagst, du


hättest rechnen gelernt? Ich will dir sagen, wie man sich bei uns der 


Mäuse erwehrt, und der Ratten, und der Motten, und wie man sich 


gegen das Brüchigwerden, und gegen Diebe und gegen den Schimmel 


und den Staub schützt. Leihe mir diese Kleider auf ein, zwei, drei Jahre, 


und ich verpflichte mich, dir neue Kleider zu machen, sobald du welche 


brauchst. Du bekommst so ebenso viele Kleider zurück, wie du mir gelie


fert hast, und zwar werden diese Kleider, weil neu, bedeutend besser 


sein, als wenn du sie aus dieser Kiste ziehst. Abgesehen davon, daß sie 


nicht mit Stinktieröl parfümiert sind. Willst du das tun?


R.: Ja, Fremdling, ich will dir die Kiste mit den Kleidern überlassen, denn ich


sehe ein, daß es für mich vorteilhaft ist, dir auch ohne Zins die Kleider zu
überlassen. [So lächerlich dumm und selbstverständlich die Sache ist, so ist es doch 


Tatsache, daß bis heute noch keiner von allen Zinstheoretikern diesen Vorteil erkannt hat. 


Sogar Proudhon sah ihn nicht.]
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Fr.: Nun zeige mir mal deinen Weizen. Ich brauche sowohl für Saat wie für 
Brot.


R.: Dort an dem Hügel habe ich ihn vergraben.


Fr.: Du liebe Unschuld! Du hast den Weizen für drei Jahre in einem Erdloch 
vergraben? Und der Schimmel, die Käfer?


R.: Das weiß ich, aber was sollte ich machen? Ich habe die Sache nach 
allen Seiten überlegt und nichts besseres für die Aufbewahrung gefunden.


Fr.: Da, nun bücke dich mal. Siehst du die Käferchen an der Oberfläche her
umspringen? Siehst du das Gemüll? Und hier diese Schimmelbildung? 
Es ist die höchste Zeit, daß der Weizen herausgehoben und gelüftet 
werde.


R.: Es ist zum Verzweifeln mit diesen Vorräten. Wenn ich doch nur wüßte, 
wie ich mich verteidigen soll gegen diese tausendfältigen 
Zerstörungselemente der Natur!


Fr.: Ich will dir sagen, Robinson, wie wir das bei uns zu Hause machen. Wir 
bauen einen luftigen, trockenen Schuppen und schütten auf den gut 
gedielten Boden den Weizen aus. Und regelmäßig alle drei Wochen wird
der Weizen sorgfältig gelüftet, indem wir mit Schaufeln die ganze Masse 
umwerfen. Dann halten wir eine Anzahl Katzen, stellen Fallen auf, um 
die Mäuse zu fangen, versichern das Ganze gegen Feuer und erreichen 
so, daß der jährliche Verlust nicht mehr als 10% beträgt.


R.: Aber bedenke doch, diese Arbeit, diese Kosten!


Fr.: Ha, du Superkluger! Du scheust die Arbeit und willst keine Kosten? Ich 
will dir sagen, wie du es dann anfangen mußt. Leihe mir deinen Vorrat, 
und ich werde dir das Gelieferte aus meinen Ernten in frischer Qualität 
zurückzahlen, und zwar Pfund für Pfund, Sack für Sack. So sparst du die
Arbeit, einen Schuppen zu bauen, brauchst das Getreide nicht umzu
schaufeln und keine Katzen zu füttern, verlierst nichts am Gewicht und 
hast statt alten Korns immer saftiges, frisches Brot. Willst du?


R.: Mit tausend Freuden nehme ich den Vorschlag an.


Fr.: Also du lieferst mir das Korn zinsfrei?


R.. Versteht sich, zinsfrei und mit Dank meinerseits.


Fr.: Ich kann aber nur einen Teil gebrauchen, ich will nicht alles haben.


R.: Wenn ich dir nun den ganzen Vorrat anbiete, mit der Verpflichtung, mir 
für je 10 Sack nur 9 zurückzugeben?


Fr.: Ich danke, denn das hieße ja Zins erheben – zwar keinen positiven, son-
dern negativen Zins – und statt des Gebers wäre der Nehmer Kapitalist. 
Aber meine Religion verbietet den Wucher, sie verbietet auch den 
negativen Zins. Ich kann aber meiner Religion ein Schnippchen 
schlagen. Ich werde deinen Weizenvorrat unter meine Aufsicht 
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nehmen, den Schuppen bauen und alles Nötige besorgen. Dafür wirst du
mir für je 10 Sack jährlich zwei als Lohn bezahlen. Bist du damit einver-
standen?


R.: Mir ist es gleich, ob deine Leistung unter dem Titel Wucher oder Arbeit 
gebucht wird. Ich gebe dir also 10 Sack, und du lieferst mir 8 Sack 
zurück. Einverstanden.


Fr.: Ich brauche aber noch andere Sachen. Einen Pflug, einen Wagen und 
Handwerkszeug. Willst du mir das alles auch zinsfrei überlassen? Ich 
verspreche, dir alles in gleicher Qualität zurückzuerstatten – für einen 
neuen Spaten einen neuen Spaten, für eine neue Kette eine neue, rost-
freie Kette!


R.: Gewiß bin ich dazu bereit. Denn jetzt habe ich von all diesen Vorräten 
nur Arbeit. Neulich war der Bach übergetreten und hatte den Schuppen 
überschwemmt, alles mit Kot bedeckend. Dann riß der Sturm das Dach 
fort so daß alles verregnete. Nun haben wir trockenes Wetter, und der 
Wind treibt Sand und Staub in den Schuppen, Rost, Fäulnis, Bruch, 
Trockenheit, Licht und Dunkelheit, Holzwürmer, Termiten, alles ist unaus-
gesetzt an der Arbeit. Noch ein Glück, daß wir keine Diebe und 
Brandstifter haben. O, wie freue ich mich, jetzt mit dem Kredit die 
Sachen so schön und ohne Arbeit, Kosten, und Verlust aufbewahren zu 
können.


Fr.: Also du siehst jetzt den Vorteil, den du hast, mir die Vorräte zinsfrei zu 
überlassen? [Knut Wicksell: Wert, Kapital und Rente S. 83: „Indessen behauptet 


Boehm-Bawerk, daß die gegenwärtigen Güter den künftigen mindestens gleichstehen, da 


sie ja nöti genfalls für die Verwendung in der Zukunft einfach „aufbewahrt werden können.“
Das ist gewiß eine große Übertreibung. Boehm-Bawerk erwähnt freilich eine Ausnahme 


von dieser Regel, nämlich in betreff von Gütern, die dem Verderb unterworfen sind, wie Eis,


Obst und dergl. Allein dasselbe trifft ja in höherem oder niedrigerem Maße bei allen 


Nahrungsmitteln ohne Ausnahme zu. Ja, es gibt vielleicht keine anderen Güter als etwa die


edlen Metalle oder Steine, deren Aufbewahrung für die Zukunft nicht spez. Arbeit und 


Fürsorge erheischt, wozu noch das Risiko kommt, daß sie dennoch durch Unfälle, wie 


Feuer u. dergl. verloren gehen können.“


(Für Gold, Edelsteine, Wertpapiere gibt es jetzt in den Banken besondere Kammern für 


Privatgebrauch. Aber man muß hier eine Miete bezahlen, um deren Betrag „das gegen-


wärtige dem künftigen“ Gut mindestens nachsteht.)]


R.: Unumwunden erkenne ich es an. Aber warum, so frage ich mich jetzt, 
bringen drüben in der Heimat solche Vorräte dem Besitzer Zins ein?


Fr.: Die Erklärung mußt du im Gelde suchen, das drüben solche Geschäfte 
vermittelt.


R.: Was? Im Gelde soll die Ursache des Zinses liegen? Das kann doch nicht
sein, denn höre, was Marx vom Geld und Zins sagt: Die Arbeitskraft ist 
die Quelle des Zinses (Mehrwert). Der Zins, der das Geld in Kapital ver-
wandelt, kann nicht vom Geld herrühren. Wenn es wahr ist, daß das 
Geld Tauschmittel ist, so tut es nichts anderes, als die Preise 
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der Waren zu bezahlen, die es kauft. Wenn es solchermaßen unverän-


derlich bleibt, so nimmt es nicht an Wert zu. Daher muß der Mehrwert 


(Zins) von den gekauften Waren herrühren, die teurer verkauft werden. 


Diese Veränderung kann weder beim Kauf noch beim Verkauf stattfin-


den; in diesen beiden Handlungen werden Äquivalente ausgetauscht. 


Es bleibt darum nur eine Annahme frei, daß die Änderung durch den 


Gebrauch der Ware nach dem Kauf und vor dem Wiederverkauf vor sich 


gehe. (Marx: EI capital, cap, VI, pag. 48.)


Fr.: Wie lange bist du schon auf dieser Insel?


R.: Seit dreißig Jahren.


Fr.: Das merkt man. Du zitierst noch aus der Wertlehre. Ach, lieber Robinson, 


diese Sache ist erledigt. Die Wertlehre ist ausgestorben. Es ist überhaupt 


niemand mehr da, der sie vertritt.


R.: Was, du sagst, die Marx’sche Lehre vom Zins wäre ausgestorben? Das 


ist nicht wahr! Wenn auch sonst niemand mehr da wäre, – ich vertrete sie!


Fr.: Gut, so vertrete sie doch nicht nur in der Theorie, sondern auch in der 


Praxis. Vertritt sie, wenn du willst, mir gegenüber. Ich trete von dem 


soeben geschlossenen Handel zurück. Du hast hier in deinen Vorräten 


das, was nach Wesen und Bestimmung als die reinste Form dessen zu 


betrachten ist, was man gemeinhin „Kapital“ nennt. Ich fordere dich auf,


als Kapitalist mir gegenüber aufzutreten. Ich brauche deinen Kram. Kein 


Arbeiter ist jemals einem Unternehmer so nackt gegenübergetreten, wie 


ich jetzt vor dir stehe. Niemals ist das wahre Verhältnis vom 


Kapitalbesitzer zum Kapitalbedürftigen so rein zutage getreten, wie in 


unserem gegenseitigen Verhältnis. Nun versuche, ob du von mir Zins 


erlangen kannst? Wollen wir also wieder den Handel von vorne anfangen?


R.: Ich verzichte. Die Ratten, die Motten und der Rost haben meine kapi-


talistische Kraft gebrochen. Aber sage, wie erklärst du die Sache?


Fr.: Die Erklärung ist einfach zu geben. Wenn hier auf der Insel 


Geldwirtschaft betrieben würde, und ich als Schiffbrüchiger eines 


Darlehens bedürfte, so müßte ich mich nach Lage der Dinge an einen 


Geldgeber wenden, um die Dinge, die du mir soeben zinsfrei geliehen 


hast, zu kaufen. Diesem Geldgeber aber, dem die Ratten, die Motten, der 


Rost, das Feuer und die Dachreparaturen keine Sorge machen, kann ich 


nicht wie dir gegenüber auftreten. Den Verlust, der mit dem Besitz der 


Waren verknüpft ist, – sieh, da schleppt der Hund einen von deinen, will 


sagen, von meinen Buckskins fort – den trägt nicht er, den tragen andere. 


Er ist von all diesen Sorgen befreit und auf ihn machen die 
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herrlichen Argumente, mit denen ich dich so mürbe gemacht habe, nicht 


den geringsten Eindruck. Du hast die Kiste mit den Buckskins nicht 


zugeschlagen, als ich dir jede Zinszahlung verweigerte. Die Natur des 


Kapitals machte dich zu weiteren Verhandlungen geneigt. Der 


Geldkapitalist aber schlägt mir die Tür des Geldschrankes vor der Nase 


zu, wenn ich ihm sage, ich würde keinen Zins zahlen. Dabei brauche ich 


das Geld an sich ja nicht, sondern den Buckskin, den ich mit dem Geld 


kaufen würde. Den Buckskin gibst du mir zinsfrei; das Geld dazu muß 


ich verzinsen!


R.: So wäre die Ursache des Zinses doch im Gelde zu suchen und Marx 


wäre im Unrecht? Auch da, wo er sagt: „Im eigentlichen Handelskapital 


erscheint die Form G. W. G’. (Geld – Ware – Mehrgeld) = kaufen, um 


teurer zu verkaufen, am reinsten. Andererseits geht seine ganze 


Bewegung innerhalb der Zirkulationssphäre vor. Da es aber unmöglich
ist, aus der Zirkulation selbst die Verwandlung von Geld in Kapital zu 


erklären (!), erscheint das Handelskapital unmöglich, sobald Äquivalente 


[Hier möchte ich den Leser ganz besonders auf das aufmerksam machen, was an anderer 


Stelle gesagt wurde, nämlich, daß in den Händen der Sparer, Ware (Getreide, Leder, 


Fleisch usw.) und Goldgeld niemals und in keiner Proportion Äquivalente sind. Ein 


Jüngling, der für sein Alter spart, wird z. B. für eine Schiffsladung Getreide keine 10 Mark 


bezahlen. Denn für den Staub und Mäusedreck der nach 20 oder 30 Jahren von der 


Schiffsladung Getreide übrigbliebe, würde er ja doch keine 10 Mark erhalten. Es ist also 


Unsinn, von Gold und Waren, als von Äquivalenten zu reden. Wohl aber ist die Äquivalenz 


mit dem Freigeld vorhanden – denn hier verwandelt sich Getreide und Geld gleichmäßig in 


Staub.] ausgetauscht werden, daher nur ableitbar aus der doppelten Über


vorteilung der kaufenden und verkaufenden Warenproduzenten, durch 


den sich parasitisch zwischen sie schiebenden Kaufmann. Soll die 


Verwertung des Handelskapitals nicht aus bloßer Prellerei der 


Warenproduzenten erklärt werden, so gehört dazu eine lange Reihe von 


Mittelgliedern.“ (Marx, Kapital, Bd. 1, 6. Aufl., S.127.)


Fr.: Hier sowohl wie da ist er vollkommen im Irrtum. Und da er sich im Gelde 


irrte, diesem Zentralnerv der ganzen Volkswirtschaft, so muß er überall 


im Irrtum sein. Er beging – wie alle seine Jünger es taten – den Fehler, 


das Geldwesen aus dem Kreis seiner Betrachtungen auszuschalten. Er 


war in die blanken Goldmünzen einfach verliebt, sonst hätte er doch 


nicht sagen können: daß nun, obgleich Gold und Silber nicht von Natur 


Geld, Geld von Natur Gold und Silber ist, zeigt die Kongruenz ihrer 


Natureigenschaften mit seinen Funktionen. (Bd. 1, 55.)


R.: Hm! Die Praxis stimmt allerdings nicht mit dem Satz überein. Das haben 


mir unsere Verhandlungen über das Darlehen bewiesen. Das Geld ist für


Marx ja auch nur Tauschmittel, aber es tut, wie es scheint, mehr als nur 


„die Preise 
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der Waren zu bezahlen, die es kauft“. Daß der Bankier dem 


Darlehensnehmer den Geldschrank vor der Nase zuschlägt, wenn dieser


keinen Zins zahlen will, und nichts vor den Sorgen kennt, die die 


Besitzer der Waren (Kapital) drücken, das scheint mir [nicht] richtig.


Fr.: Wieviel Beweiskraft doch die Ratten, Motten und der Rost haben. Eine 


einzige Stunde praktische Nationalökonomie haben dich mehr gelehrt, 


als das jahrelange Studium dicker Bände.


Der Urzins.


„Es ist augenscheinlich, sagt Marx, daß der Zirkulationsprozeß Geld – Ware –


Geld abgeschmackt und inhaltslos wäre, wollte man vermittels eines Umweges


denselben Geldwert gegen denselben Geldwert austauschen.“ (Bd. 1, S. 110, 


6. Aufl.)


Diesen Inhalt und Geschmack erhält der Zirkulationsprozeß laut Marx erst in


der Formel G. W. G.’ Geld – Ware – Mehr Geld.


Proudhon, der das Geld genauer unter die Lupe nahm, war anderer Ansicht. Er


nahm Anstoß an der Formel G. W. G.’ und suchte sie auf die natürliche Formel


G. W. G. dadurch zurückzuführen, daß er Geld und Ware zu Äquivalenten


(Gegenstände, die ohne Gewinn ausgetauscht werden) zu machen trachtete.


Für Marx bestand diese Äquivalenz von vornherein, darum mußte er das G’


außerhalb der Zirkulation, in „einer langen Reihe von Mittelgliedern“ suchen,


während Proudhon mit seinen hellen Augen das G’ unmittelbar in der Zirkulation


fand. Ohne Proletariat (die Trennung der Arbeiter von den Arbeitsmitteln) konnte


Marx das G’ nicht erklären; das Geldkapital gesondert vom Proletarier wäre


etwas ganz Unmögliches, trotzdem Marx die Primogenitur des Geldkapitals


zugesteht.


Demnach würde nach Marx der Zirkulationsprozeß nach der Formel G. W. G.


(also ohne G’) sich abspielen müssen, falls das Proletariat vernichtet und jeder


Arbeiter in den Besitz seiner Produktionsmittel gesetzt wird.


Aber wie kann das sein, wenn, wie Marx wieder selbst gesteht, in diesem Falle
der Schatzbildner das Geld festhalten würde? (Bd. 1, S. 110.)


Der Schatzbildner hält also das Geld (hier Gold) fest, wenn das G´ nicht 


herauszuholen ist. Ganz recht, doch frage ich, verwandelt der Schatzbildner 
nicht gerade dadurch das Geld in ein Kapital, daß er es festhält, resp. ist das
Geld nicht ein Kapital da-
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durch, daß es dem Schatzbildner gestattet, es ohne unmittelbaren Verlust fest-
zuhalten? Durch das Festhalten des Geldes bereitet der Schatzbildner den
Warenbesitzern ja erst die Verlegenheiten, die diese veranlassen, das G’ zu
bewilligen.


Folglich könnte „die lange Reihe von Mittelgliedern“, die Marx braucht, um das


G’ zu erklären, bestenfalls nur ein Umweg sein. Der Schatzbildner, die


Möglichkeit, das Geld festzuhalten und den Warenproduzenten dadurch


Verlegenheiten zu bereiten, erklärt das G’ zur Genüge.


Übrigens ist die Formel G.W.G. vom privatwirtschaftlichen Standpunkt der 


meisten Kaufleute heute schon die Regel, insofern, als sie mit geborgtem Geld


arbeiten und das G’ an ihre Gläubiger abzuliefern haben. Aber inhaltslos und


abgeschmackt ist für sie diese Formel doch nicht, denn sie liefert ihnen Arbeit


und Lohn (der vom Kapitalzins entblößte Handelsgewinn), ähnlich wie auch dem


Pächter die Landwirtschaft nicht inhaltslos ist, obwohl er die Rente voll abzu-


liefern hat.


Marx [Der Umstand, daß wir hier in dieser entscheidenden Frage keine jüngeren Autoren als


Marx und Proudhon zitieren können, beweist, wieweit diese Männer ihrer Zeit vorausgeeilt sind.] war


leider im Irrtum, als er glaubte, Ware und das herkömmliche Geld ohne weiteres


als Äquivalente betrachten zu dürfen. Proudhon irrte ebenfalls, als er glaubte, die


Äquivalenz von Ware und Gold auf künstliche Weise (durch Erhebung der Ware


auf die Rangstufe baren Geldes) herstellen zu können.


Das Freigeld gibt der Formel


G. W. G.


Geschmack und Inhalt, indem das Freigeld auf die Rangstufe der Ware herab-


gedrückt und so erreicht wird, daß Geld und Ware ohne G’ gegenseitig ausge-


tauscht werden.


Zu dem gleichen Resultat wäre übrigens Marx bei seinem umsichtigen


Vorgehen auch gelangt und hätte dabei die Wertbesessenheit überwunden,


wenn er die Formel G. W. G. vom Standpunkt eines Geldes untersucht hätte,


das, wie das Freigeld, alle üblen Eigenschaften der Waren im Extrakt besitzt.


Dann hätte er den Schatzbildner nicht gegen die Formel G. W. G. ausspielen
können, und dann hätte auch er in dieser Formel Inhalt und Geschmack ent-
deckt.


Das Weitere hätte sich dann von selbst ergeben, er hätte das sekundäre


Kapital (Produktionsmittel), wie es sich ja übrigens nach der historischen


Entwicklung selber vorstellt, vom primären Kapital (Geld) abgeleitet und hätte


keine Saltomortales zu schlagen brauchen, um den Sohn zu seinem eigenen


Vater zu machen.
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Dieselben unüberwindlichen Schwierigkeiten, die der Gegenstand der Wert-


lehre bisher der Erkenntnis der wahren Natur des Geldes bereitete, sind auch


wieder die Ursache gewesen, warum man bis heute keine widerspruchslose


Antwort auf die gewiß deutliche Frage geben konnte, woher der Zins komme.


Da der sog. Wert als das wahre Fundament der ganzen Wissenschaft be-


trachtet wurde, so mußte jeder Zinsforscher, der wissenschaftlich vorgehen 


wollte, die Elemente des Zinses in der Wertlehre suchen, und was konnte er


wohl aus diesem Sumpfe hervorholen?


„Das Zinsproblem ist im letzten Grunde ein „Wertproblem“, sagt v. Boehm-
Bawerk (Kapital und Kapitalzins, S. 192), ganz in Übereinstimmung mit Knies,


wonach „die Lehre vom Wert für die nationalökonomische Wissenschaft von 


fundamentaler Bedeutung ist“. Seltsam aber ist, daß v. Boehm-Bawerk, der für


die Kritik der Zinstheorien den Gegenstand der Wertlehre zum Stützpunkt nimmt,


es völlig unterläßt, seinen Lesern zu sagen, was sie sich eigentlich unter dem


Sprachzeichen „Wert“ vorzustellen haben, trotzdem ihm bekannt war, daß, wie


Zuckerkandl sich ausdrückt, „in der Lehre vom Wert noch alles streitig ist, von


den Benennungen angefangen“. Zwei Jahre nach Veröffentlichung obigen


Werkes (1886) sagt auch v. Boehm-Bawerk es selbst: „Trotz unzähliger


Bestrebungen war und bleibt die Lehre vom Wert eine der unklarsten, ver-


worrensten und strittigsten Partien unserer Wissenschaft“.


Brächten wir nun den zu Anfang angeführten Satz in Übereinstimmung mit 


diesem Ausfluß der Selbsterkenntnis, so müßte es heißen: Das Zinsproblem ist
ein Problem des Wertproblems.


In dem Satz: „Das Zinsproblem ist nur ein Wertproblem“ wird das Dasein des


Wertproblems verschwiegen, und es wird gesagt, daß mit Hilfe des als wohlbe-


kannt vorausgesetzten „Wertes“ die Lösung des Zinsproblems in Angriff ge-


nommen werden kann.


Welch verwirrende Rolle der Gegenstand der Wertlehre bei der Zinsforschung


spielt, erkennt man am besten daran, daß v. Boehm-Bawerk sogar einzelne


Zinstheorien vom Standpunkt der Wertproduktivität des Kapitals, (also


Wertmaschinen) kritisieren mußte. Wunderbar, ganz wunderbar! Und doch mußte


es so kommen. Hat man einmal vom Stoffwert (Helfferich) gesprochen, so ist


man auf dem Wege zum „Wertstoff“ und zur „Wertmaschine“, womit man dann


auch „Wertkonserven“ macht, die im „Wertpetrefakt“ und „Wertspeicher“ die


höchste technische Vollendung erreichen.


Man lache ja nicht bei diesen Ausdrücken, denn die, die sie in ihren Schriften mit tödlichem Ernst


gebrauchen, würden sich beleidigt fühlen, wenn man dazu lachen wollte.
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Da für alle Wertgläubigen „Nachfrage und Angebot“ nur eine Verlegenheitsrolle


in der Wissenschaft spielen können, so kam es niemand in den Sinn, von diesem


Punkte aus dem Zinsproblem auf den Leib zu rücken. Der Wertglaube ließ sie


alle falsche Wege einschlagen. Kein einziger Zinsforscher beruft sich ausdrück-


lich und bewußt auf „Nachfrage und Angebot“. Ja, unter Wertgläubigen darf sich


überhaupt niemand in grundlegenden Fragen auf Angebot und Nachfrage be-


rufen, denn den Grund der Wissenschaft liefert der „Wert“, und Nachfrage und


Angebot bestimmen nur die „Preise“, die allein für Marktweiber Interesse haben.


Wieviel Arbeit und Geisteskraft ist in diesem Tarnkappenkampf vergeudet 


worden, wie viele Edle sind hier an sich selbst verzweifelt. (Die Edelsten sind die,


die das Resultat ihrer Untersuchungen nicht veröffentlichten, weil es sie unbe-


friedigt ließ.) Ein Windmühlenkampf. Resultat: Rein negativ.


Wir glücklichen Wertleugner haben es leichter. Wir sagen: Die ganze


Volkswirtschaft löst sich in eine unendliche Kette von einzelnen Preisen auf, die


ausnahmslos durch Nachfrage und Angebot bestimmt werden. Auch der Zins ist


eine volkswirtschaftliche Erscheinung, auf die unser Grundgesetz anzuwenden


ist.


Die Frage „Woher der Zins kommt“ beantworten wir also vorerst mit den für alle


Wertgläubigen sicherlich höchst naiv klingenden Worten: Weil das Angebot klei-


ner als die Nachfrage ist. Selbstverständlich, denn wäre umgekehrt das Angebot


größer als die Nachfrage, gäbe es mehr Häuser als Mieter, mehr Fabriken als


Arbeiter, so müßte der Geber dem Nehmer Zins zahlen. Wir hätten dann nega-


tiven Zins.


Das Wort „negativ“ spielt hier die gleiche Rolle wie in der Elektrizität, wo man die


Elektrizität des negativen Pols auch nicht negieren will. Negativer Zins wäre also der 


positive Zins, den der Nehmer vom Geber dafür erhebt, daß er die Verlegenheiten, auf


die die Geber bei der Verleihung ihrer Habe stoßen, für sich ausbeutet; wie umgekehrt die


Geber die Lage ausbeuten, wenn sie den Nehmern gegenüber im Vorteil sind. Wenn z. B


konkurrierende Kartoffelverleiher mit zusammen 100 Tonnen konkurrierenden


Kartoffelborgern mit einem Bedarf von zusammen nur 50 Tonnen gegenüberstehen, so ist


unter Berücksichtigung der Natur des hier zu verleihenden „Kapitals“ anzunehmen, daß


die Borger die Saatkartoffeln von einem Frühling zum anderen weit unter „pari“ angeboten


erhalten, daß also die Borger von den [Ver-] Leihern Zins erheben können. Ein Fall, der


nebenbei gesagt, unter der Herrschaft des Geldes undenkbar ist, wohl aber als


Begleiterscheinung des Tauschhandels sich vorstellen läßt. Daß die Reichsbank von ihren


Passiva (Banknoten) jährlich mehrere hundert Millionen an Zinsen einnimmt, wäre ein


Beispiel negativen Zinses, wenn die Noten, wie die Reichsbank behauptet, wirklich


Schulden wären. Sie sind es nur nicht.


Aber diese Frage ist für alle Wertleugner derart selbstverständlich, daß sie


überhaupt nicht mehr gestellt wird. Das Grundgesetz der Wertleugner beant-


wortet schon diese Frage zur Genüge.
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Darum lautet auch die Ausgangsfrage überhaupt nicht mehr „Woher der Zins


kommt“, sondern: Warum hinkt das Angebot von Kapital seit historischen Zeiten


immer und ausnahmslos derart hinter der Nachfrage einher, daß die Geber von


den Nehmern einen Zins verlangen können? Mit anderen Worten: Warum gibt es


regelmäßig mehr Mieter als Wohnungen, mehr Arbeiter als Fabriken, mehr


Geldborger als Geldverleiher?


Auf diese einfache, naheliegende Frage konnten keine Wertgläubigen ver-


fallen, obschon niemand leugnen wird, daß eine erschöpfende Antwort auf diese


Frage das Zinsproblem im wissenschaftlichen Sinne lösen würde. Wenn wir


nachweisen könnten daß das Angebot von Kapital niemals die Nachfrage ein-


holen kann, etwa auf Grund des malthusianischen Lehrsatzes, wonach die


Borger sich im geometrischen, die Verleiher aber nur im arithmetischen


Verhältnis vermehren, so wäre doch das Zinsproblem im wissenschaftlichen


Sinne gelöst, trotzdem dabei der Gegenstand der Wertlehre vollkommen aus


dem Spiele bliebe. Und die Richtigkeit dieser wissenschaftlichen Lösung würde


dadurch anerkannt werden, daß man die sozialpolitische Lösung des Zins-


problems durch künstliche Beschränkung der Geburten bei den Kapitalnehmern


in Angriff nehmen würde.


Für uns Wertleugner lautet die wissenschaftliche Zinsfrage also nicht „Woher


der Zins kommt“, sondern „Warum das Angebot von Kapital regelmäßig von der
Nachfrage überholt wird“. Und dieser Frage wollen wir die erschöpfende Antwort


geben.


Vorgreifend, sozusagen als Wegweiser, wollen wir schon die noch unbe-


gründete Antwort vorausschicken, die schon Proudhon vor 50 Jahren gab: „Weil


das Gold kein Schlüssel, sondern ein Riegel des Marktes ist“, oder, wie Lasalle
sagt: „Weil das Geld das Kapital par excellence ist“.


Wir wollen also den Nachweis bringen, daß, weil das Geld den Austausch aller


Waren untersagen (wie das geschieht, ist im dritten Teil dieser Schrift geschildert


worden) und dadurch von den Waren einen Tribut erheben kann, auch alles, was


zu seinem Zustandekommen des Geldes bedarf (Häuser, Schiffe, Fabriken)


Kapital sein muß. Wir wollen zeigen, daß das Geld für alles, was heute noch


neben dem Geld Kapital ist, immer die Marktverhältnisse derartig vorbereitet,


daß diese Dinge ihren Besitzern Zins abwerfen. Wir wollen zeigen, daß das 


herkömmliche Geld immer automatisch das Zustandekommen von Häusern,


Fabriken, Schiffen usw. derart künstlich beschneidet, daß deren Angebot niemals


die Nachfrage decken kann. Wir wollen nachweisen, daß das Geld nicht nur


„Kapital par excellence“ ist, sondern der regelrechte Quartiermacher des ge-


samten sog Realkapitals (mit Ausnahme natürlich des Bodens, soweit dieser


nicht durch Kapitalaufwand der Natur abgerungen zu werden braucht.)


Sind die Häuser, Fabriken usw. von Natur aus und selbstverständlich durchaus


keine Kapitalien, so werden sie vom Geld 
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dazu erhoben. Das Geld versagt einfach seine Vermittlung beim Bau der Häuser


und Fabriken, sowie das wachsende Angebot dieser Dinge den Zins derselben


drückt, und wie kann ein Haus ohne die Vermittlung des Geldes zustande-


kommen?


Ich kehre also nicht etwa den Unsinn um, den man oft zu hören bekommt,


nämlich, daß das Geld Zins einbringt, weil man damit Häuser kaufen kann, die


Zins abwerfen, wobei man zu erklären vergißt, wie es kommt, daß man mit Geld,


das man für steril erklärt, Häuser kaufen kann, die Zins abwerfen. Ich sage nicht,


daß, weil das Geld Kapital ist, und man mit Geld Häuser kaufen kann, die an


sich steril sind, diese Häuser auch Zins abwerfen müssen.


Ich sage, daß das Geld dem Zustandekommen und Angebot von
Realkapitalien Grenzen absteckt, so daß die Nachfrage niemals gedeckt oder
gar vom Angebot überholt werden kann, wenn auch sonst solchem „Überholen“
nichts im Wege stände. Das Geld, Kapital an sich, kann für die Vermittlung des


Austausches der Waren, von diesen, aufs Jahr berechnet, 5% erheben, darum


wird niemand sein Geld in Häusern, Schiffen usw. festlegen, wenn die Häuser


usw. nicht auch 5%, abwerfen. Und wenn niemand unter 5% sein Geld in


Häusern anlegen will, so können keine Häuser entstehen, so lange sie nicht 


den genannten Zins abwerfen. Und der Mangel an Häusern drückt den Hauszins


herauf.


Das Haus, die Fabrikanlage, das Schiff usw. müssen also gesetzmäßig stets
derartige vom Geld vorbereitete Marktverhältnisse vorfinden, daß sie den 
gleichen Zins erheben können, den das Geld jederzeit von den Waren erpressen
kann, und zwar darum erpressen kann, weil es den Austausch gestatten und 


versagen kann. Das ist es, was ich sage.


Ich sage, daß das herkömmliche Geld ohne Zins nicht zirkulieren kann, und


daß eine Unterbrechung der Geldzirkulation das Zustandekommen von


Realkapitalien verhindert, da Unterbrechung der Geldzirkulation in ihrer unmittel-


baren Wirkung gleich einer Krise oder einem Generalstreik ist.


Darum behaupte ich auch, daß, wenn wir das Geld in dem Sinne umgestalten,


daß es auch ohne Rücksicht auf den Zins (G’) zirkulieren muß, die Krisen als


Erpressungsmittel des Zinses für die Zirkulation des Geldes überflüssig werden


und daß ohne Krisen in absehbarer Zeit so viele Häuser, Fabriken, Schiffe ent-


standen sein werden, daß das Angebot die Nachfrage einholt und diese Dinge


den Charakter eines Kapitals einbüßen werden.


Ich sage also kurz, bündig und unzweideutig, ohne den Sinn meiner Worte


durch Wertgeflunker zu verdunkeln, daß die zinstragende Kraft der heutigen


Realkapitalien nicht aus einer Eigenschaft, sondern aus der künstlich durch das


herkömmliche Geld vorbereiteten Marktlage entspringt, nämlich der erzwunge-
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nen, ständigen Unterproduktion an Realkapitalien, die einherläuft mit einer eben-


so ständigen Überproduktion an Waren (Absatzstockung, Krisis, Arbeitslosigkeit).


Die Steine, Bretter, Türen, Fenster, Träger, Farben, Tapeten usw., die als soge-


nannte Warenüberproduktion auf die Preise drücken und vor den Toren der


Märkte auf ihre Zulassung warten, können die Arbeiter nicht zu einem Hause ver-


einigen, weil das Haus nicht den Zins verspricht, den das zu ihrer Anschaffung


nötige Geld von allen Waren zwangsweise „jederzeit und an jedem Ort“ erheben


kann.


Das ist es, was ich sage, und das Gesagte soll nun bewiesen werden. Und


weil wir dabei uns in allen Hauptpunkten auf den Inhalt des III. Abschnittes 


dieses Buches beziehen können, so werden wir in schnellem Schritte, auf 


sicherer Bahn unserem Ziele zustreben.


Die Grenzen des Geldzinses (Urzins).


Die Kapitaleigenschaft des Geldes gründet auf folgenden Tatsachen:


1. das Geld ist unentratbare Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung;


2. das herkömmliche Geld (Metall- und Papiergeld) läßt sich unbegrenzt ohne


Qualitäts- und Quantitätsverluste und ohne nennenswerte Lagerkosten vom


Markte zurückhalten, während gleichzeitig die auf das Geld als Tauschvermittler


angewiesenen Warenproduzenten durch Verluste an der Qualität und Quantität


ihrer Waren, sowie durch Lagerkosten, eine zwangsweise, unaufschiebbare


Nachfrage nach Geld (Tauschmitteln) halten;


3. der Geldbesitzer kann infolge dieser eigentümlichen Verhältnisse eine


besondere Vergütung dafür erzwingen, daß er darauf verzichtet, den Austausch


der Waren durch Festhalten des Geldes und zum Schaden der Produzenten zu


verhindern.


Dieses einmal festgesetzt, will ich nun zunächst die Frage beantworten, durch


welche Umstände die Höhe des Zinses, den das Geld für die Tauschvermittlung


erheben kann, begrenzt wird, und zwar darum zunächst, weil diese Antwort am


besten die wahre Natur des Geldzinses offenbart.


Wenn das Geld darum Kapital ist (G. W. G’.) daß es den Austausch der


Produkte willkürlich untersagen kann, so wird man einwenden, warum der Zins


nicht bis an den Nutzen heranreicht, den wir aus der Geldwirtschaft ziehen und


den wir mit der Leistungsfähigkeit, die die Arbeitsteilung dem Tauschhandel


gegenüber besitzt, messen können, ähnlich wie die Frage berechtigt ist, warum


die Grundbesitzer für die Grundrenten nicht in jedem Falle das Gesetz des 


ehernen Lohnes anwenden, oder warum die Aktionäre des Suezkanals für die


Höhe der 
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Schiffsabgaben noch andere Faktoren zu Rate ziehen, als den Wettbewerb des


Seeweges um das Kap der guten Hoffnung.


Aber der Tribut des Geldes folgt anderen Gesetzen, als der Tribut des Bodens.


Er hat mehr Ähnlichkeit mit dem Tribut, den die Raubritter im Mittelalter erhoben.


War damals der Kaufmann gezwungen, die Straße zu benutzen, die an der Burg


des Ritters vorüberführte, so wurde gründlich geplündert, 30, 40, 50% Zoll er-


hoben. Hatte aber der Kaufmann die Auswahl, so war der Ritter bescheiden, er


bewachte die Straße, schützte sie gegen andere Räuber, baute Brücken, 


besserte die Straße aus, setzte äußersten Falles den Zoll herab, auf daß der


Kaufmann in Zukunft diese Straße nicht gänzlich miede.


So ähnlich verhält es sich beim Geld. Auch das Geld muß damit rechnen, daß,


wenn seine Tributforderungen zu hoch geschraubt sind, ihm Wettbewerber


erwachsen.


Ich werde später noch nachzuweisen haben, daß es bei der Verleihung von


Geld niemals Konkurrenz geben kann. Die Wettbewerber, von denen eben die


Rede ist, treten nicht bei der Verleihung, sondern beim Tausch des Geldes


gegen Waren auf.


Zunächst ist es klar, daß die Arbeitsteilung bedeutend weiter ausgebildet 


werden kann, als es heute in der Welt der Fall ist. Die Goldwährung ist eine


Weltwährung, und der Verein zum Schutze der deutschen Goldwährung ist eine


zum Schutze eines Unsinns aufgestellte Wache. Die Goldwährung muß weltwirt-
schaftlich betrachtet werden. Und 3/4 der Weltbewohner behelfen sich heute


schlecht und recht mit der Urwirtschaft. Warum? Zum Teil darum, weil der


Austausch der Produkte mit Hilfe des Geldes diesen Tausch zu stark mit


Zinsspesen belastet. Diese Spesen müssen die Produzenten veranlassen, in 


einzelnen Zweigen ihrer Tätigkeit, oder auch ganz, auf die Warenproduktion zu


verzichten und bei der Urwirtschaft zu bleiben. Ob Ur- oder Warenwirtschaft,


hängt von einem Rechenexempel ab, in dem der Geldzins, womit die Waren-


wirtschaft belastet ist, oft genug der Urwirtschaft den Vorzug geben mag. So wird


z. B. mancher deutsche Kleinbauer lieber seine Kartoffelernte im eigenen Stall


verfüttern, und das Schwein selber für den Hausbedarf schlachten, wenn das


Fleisch durch den Zins des Tauschvermittlers um ein geringes verteuert wird.


Dann wird der Bauer weniger Waren (Kartoffeln für den Markt) und mehr Güter


für den eigenen Gebrauch erzeugen und darum weniger Geld brauchen.


Diesem Teil der Produktion gegenüber, der selbst in Deutschland nicht zu


unterschätzen ist, muß das Geld bescheiden bei seinen Tributforderungen sein,


um die Warenwirtschaft nicht auf die Urwirtschaft hinüberzustoßen. Und ähnlich


wie der deutsche Bauer, handeln die Völkermassen Asiens und Afrikas.


Wenn also nun die Geldbesitzer zu hohen Tribut von den Waren fordern, so


wird jener Teil der heutigen Warenproduktion, der um den Grenznutzen der


Arbeitsteilung pendelt, 
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aufgegeben, und die Urwirtschaft tritt oder bleibt an dessen Stelle.


Der zu hohe Geldtribut vermindert die Warenproduktion zu Gunsten der


Urproduktion. Dies hat zur Folge, daß. das Angebot von Waren abnimmt – und
daß die Preise steigen.


Das wollen wir vorläufig festhalten.


Einen gleichen Einfluß auf die Nachfrage nach Geld, d. h. nach Tauschmitteln,


übt der alte Tauschhandel aus, wenn das Geld zu hohen Tribut fordert. Das Geld


verdankt sein Dasein überhaupt nur den Schwierigkeiten des Tauschhandels. 


Für deren Überwindung wurde es geschaffen. Verlangt aber das Geld für die


Tauschvermittlung zu hohen Tribut, so wird der Tauschhandel den Wettbewerb in


vielen Fällen wieder mit Erfolg aufnehmen, besonders dort, wo, wie in vielen


Teilen Asiens und Afrikas, die Produzenten nicht durch Ort oder Zeit getrennt


sind. Je stärker der Geldzins den Austausch der Produkte belastet, um so eher


kann der Tauschhandel der Geldwirtschaft als Wettbewerber „die Spitze bieten“.


Denn die auf dem Wege des Tauschhandels verhandelten Waren erreichen den


Konsumenten, ohne Zins zu zahlen. Wem würden sie denn zinspflichtig sein?


[Wenn im Tauschhandel Kartoffeln gegen Fische ausgetauscht werden, und jeder belastet sein


Produkt mit 10% Zins, so heben sich diese Zinsen gegenseitig auf. Hiermit ist aber beileibe nicht


gesagt, daß bei Anleihen also nicht beim Tausch, Zins unmöglich wäre.] So ist es also klar,


daß, wenn das Geld den Tauschhandel ablösen soll, es nicht beliebig hohe


Tributforderungen stellen kann, zumal die Produzenten die Hindernisse, die die


Trennung durch Ort und Zeit dem Tauschhandel bietet, dadurch zu überwinden


wissen, daß sie sich an bestimmten Tagen und Orten (Markttage) zusammen-


finden [Der Tauschhandel ist nicht ganz so schwierig wie man ihn allgemein darstellt. Die


Schwierigkeit, die darin besteht, daß jeder, der die Waren hat, die ich brauche, nicht immer auch für


meine Ware Bedarf zeigt oder sie gerade in der Menge braucht, die der von ihm angebotenen, oft


unteilbaren Ware entspricht, ist stark übertrieben worden. In Wirklichkeit verschwindet diese


Schwierigkeit gleich mit dem Auftreten des Kaufmannes. Denn der Kaufmann, der alles kauft, 


verkauft darum auch alles. Er kann mich immer mit dem bezahlen, was ich brauche. Bringe ich ihm


einen Elefantenzahn, so kann ich in seinem Warenhaus alle Waren erhalten, die ich brauche und in


genau der Menge, die meinem Bedarf entspricht. In den deutschen Kolonien Südbrasiliens wickelt


sich heute noch der Handel in dieser Weise ab. Die deutschen Kolonisten erhalten nur ausnahms-


weise Geld.].


So entziehen sie dem Geld die Existenzunterlage, nämlich die Nachfrage nach


Tauschmitteln, die die Ware verkörpert. Die Waren, die der Tauschhandel unter-


bringt, sind für das Geld verloren, ähnlich wie der Zigeunerkarren für die


Eisenbahn ein verlorener Kunde ist.


Wie viel Prozent der Weltwarenproduktion auf diese Weise um den


Tauschhandel herum pendeln, wie viel Waren also durch zu hohe Zinsspesen


von der Benutzung des Tauschmittels ausgeschlossen werden, brauchen wir für


unsere Zwecke nicht zu 


358







berechnen. Es genügt, daß wir im Tauschhandel das Dasein eines


Wettbewerbers des Geldes festgestellt haben, dessen Konkurrenzfähigkeit
zusammen mit den Tributforderungen des Geldes wachsen muß. Steigt der Zins,


so werden viele Waren vom Geldhandel auf den Tauschhandel abgestoßen, die


Nachfrage nach Geld nimmt ab, und die Preise steigen – also genau wie bei der


Urwirtschaft. Auch hier wollen wir uns vorläufig mit dieser Feststellung begnügen.


In gleicher Richtung wie die Urwirtschaft und der Tauschhandel wirkt auch der


Wechsel, sowie die Tributansprüche des Geldes zu hoch geschraubt werden.


Denn auch die Waren, die mit Wechsel ausgetauscht werden, sparen den


Geldzins, und hoher Geldzins ist ein Ansporn zu ausgedehnterer Verwendung
des Wechsels.


Freilich, der Wechsel ist nicht so bequem und sicher wie das Geld, er kann in


vielen Fällen das Geld überhaupt nicht ersetzen, was man daran ersieht, daß die


Wechsel diskontiert werden, trotzdem sie sich dabei einen Abzug gefallen lassen


müssen. Das würde man nicht tun, wenn der Wechsel das bare Geld überall ver-


treten könnte. Oft aber, besonders im Großhandel, namentlich als Reserve, hat


der Wechsel vor dem Bargeld nur wenig Nachteile, und da genügt eine nur ge-


ringe Erhöhung des Geldzinses, damit man dem Wechsel den Vorzug gebe.


Der Geldzins wirkt auf den Wechsel wie die Erhöhung der Eisenbahnfrachten


auf die Benutzung der Schiffahrtskanäle. Je höher der Zins, um so größer ist der
Ansporn, durch den Gebrauch von Wechseln im Handel den Geldtribut zu um-
gehen. Aus demselben Grund muß aber auch alles, was die natürlichen


Nachteile des Wechsels (dem Bargeld gegenüber) künstlich vermehrt, auch die


Position des Geldes stärken und die Zinsansprüche des Bargeldes erhöhen.


Drückt der Wettbewerb der Wechsel den Zins des Bargeldes auf 5% herab, so


wird dieser Zins auf 6–7–8% und höher steigen, wenn wir den Gebrauch des


Wechsels durch Alarmnachrichten erschweren, oder wenn wir den Wechsel
durch Stempelabgaben belasten. Je unsicherer der Wechsel erscheint, um so


höher der Zins; je mehr der Wechsel durch Stempelabgaben belastet wird, um 


so höhere Forderungen kann sein Konkurrent, das Bargeld, stellen, um so höher


steigt der Zins. Belasten wir den Wechsel mit einer Steuer von 1%, so wird auch


der Diskonto um 1% steigen. Belasten wir den Wechsel mit 5% Steuer, so zeigt


der Diskonto von 5 auf 10%. (Falls die schon genannten Konkurrenten des


Geldes nicht eingreifen.)


Bei diesem Sachverhalt ist das Benehmen des Staates interessant, der eine Erhöhung der


Wechselstempelsteuer vorschlägt, um seine Einnahmen zu vermehren, zugleich aber darüber klagt,


daß er seine Anleihen nur zu erhöhtem 
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Zinsfuß unterbringen kann. Im Interesse des Staates als Schuldner läge es, die Stempelabgaben auf


Wechsel abzuschaffen, um den Zins für seine Anleihen heruntersetzen zu können. Was er an


Wechselsteuern weniger einnehmen würde, würde er an den Zinsen seiner Anleihen hundertfach 


wiedergewinnen und zugleich die Zinslasten des Volkes vermindern.


Wenn wir nun umgekehrt statt einer Steuer eine Wechselprämie (einerlei, wie


man sich diese denkt) ausschreiben würden, so versteht sich, daß mit einer 


solchen Prämie der Wechselumlauf auch gefördert und gehemmt werden könnte,


gefördert, wenn die Prämie steigt, gehemmt, wenn die Prämie ermäßigt wird.


Ist nun die Zinsersparnis, die der Wechselverkehr dem Handel bietet, keine


solche Prämie, die wächst, wenn der Geldzins wächst, die fällt, wenn der


Geldzins fällt? Der Wechselverkehr steigt also im gleichen Verhältnis, wie der
Geldzins steigt.


Aber wo Wechsel verkehren, da verkehren auch entsprechende Massen an


Waren, nur in umgekehrter Richtung. Und diese Waren sind wieder für die


Nachfrage nach Geld verloren. Der Wechsel hat sie dem Gelde abgejagt. Die


Nachfrage nach Bargeld geht also im gleichen Maße zurück, und entsprechend
steigen wieder die Preise, wie der Wechselverkehr zunimmt, und der


Wechselverkehr wächst zusammen mit dem Geldzins. Auch das wollen „wir uns


vorläufig merken.


Das Geld ist also nicht absoluter Herrscher auf dem Markte. Es muß mit


Wettbewerbern rechnen und kann infolgedessen die Tributforderungen nicht


beliebig hochschrauben.


Jedoch man könnte nun einwenden, daß das Geld in sehr vielen Fällen,


namentlich in unseren modernen Städten unentbehrlich ist, daß das Geld sogar


in den meisten Fällen den größeren Teil des Produktes als Tribut für die


Tauschvermittlung verlangen könnte, ohne darum den Tauschhandel und die


Urproduktion auszulösen, ja, daß selbst bei einem Diskont von 50% in sehr 


vielen Fällen das Geld nicht durch Wechsel ersetzbar ist.


Der Wechsel zirkuliert nur unter Bekannten. Er ist nicht teilbar genug für die


Bedürfnisse des Kleinhandels. Er ist an bestimmte Gesetze, an bestimmte Zeit


und Orte gebunden. Das alles beschränkt seine Zirkulationsbahn auf einen sehr


kleinen Durchmesser.


Und darauf gestützt, könnte man sagen, daß in allen diesen Fällen der


Geldtribut für die Tauschvermittlung sehr viel höher sein müßte, als er wirklich ist,


falls die Theorie richtig wäre, wonach das Geld den Zins erhebt, weil es will-


kürlich den Austausch der Produkte sperren kann.


Aber bei diesem Einwand wird eine Tatsache vergessen, die wir im ersten Teil


dieser Schrift kennen gelernt haben, nämlich, daß eine allgemeine


Preissteigerung das Geld auf den 
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Markt bringt. Eine allgemeine Preissteigerung der Waren bedeutet ja für alle


Geldbesitzer immer einen der Preissteigerung genau entsprechenden Verlust,


und diesem Verlust können sie nur entgehen, wenn sie das Geld gegen Waren


anbieten. Eine allgemeine Preissteigerung ist für das herkömmliche Geld ein


Umlaufzwang, ähnlich in manchen Wirkungen dem Umlaufzwang des


Reformgeldes. Durch Kauf von Waren sucht man bei einer allgemeinen


Preissteigerung den dem Geld drohenden Verlust – auf andere abzuwälzen.


Nun halten wir vor Augen, was wir von der Urwirtschaft, vom Tauschhandel
und vom Wechsel gesagt haben. Alle diese Konkurrenten des Geldes greifen
gleichzeitig in den Warenaustausch ein, sobald das Geld den Tribut erhöht und
bewirken eine allgemeine Preiserhöhung – und dann ist es die Preiserhöhung,


die das Geld zwingt, in den Tausch der Waren einzuwilligen und von seinen zu


hoch geschraubten Zinsforderungen abzusehen: So daß die Preissteigerung, die
die Urwirtschaft, der Tauschhandel und der Wechsel auslösen, auch diejenigen
Waren vor übertriebenen Tributforderungen des Geldes schützt, die nicht un-
mittelbar den Schutz der Konkurrenten des Geldes genießen.


So können wir also sagen, daß die Erhöhung des Geldtributes über eine
bestimmte Grenze automatisch die Kräfte auslöst, die ihn wieder herunter-
drücken.


Umgekehrt, wenn der Geldzins unter diese Grenze fällt, so wird wegen der


dadurch verringerten Handelsspesen in vielen Fällen die Arbeitsteilung einge-


führt, wo heute die Urwirtschaft noch lohnt, und der Geldhandel breitet sich aus,


wo man sich noch mit dem Tauschhandel behilft. Gleichzeitig verliert der


Wechsel an Reiz (bei 0% Zins würde der Wechsel überhaupt verschwinden).


Diese Umstände, also vermehrte Warenproduktion (auf Kosten der Urwirtschaft)


bei gleichzeitigem vermehrtem Angebot von Waren (auf Kosten des


Tauschhandels) und vermehrtem Angebot von Waren gegen Bargeld (auf Kosten


des Wechselverkehrs) würden die Preise drücken, den Warenaustausch


erschweren, und die entstehenden Verlegenheiten der Produzenten würde sich


das Geld wieder mit erhöhten Tributforderungen nutzbar machen.


Das Spiel der Kräfte, das der Geldzins durch seine Einwirkung auf die zins-
freien Konkurrenten des Geldes und dadurch auf die Preise auslöst, wirkt also
wie ein automatischer Regulator auf den Zins zurück, so daß die Maximalgrenze
des Geldzinses auch die Minimalgrenze ist. (Der Umstand, daß der Diskont, 


starke Schwankungen leidet, beweist nichts gegen diesen Satz, wie wir das noch


zeigen werden).
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Der Geldzins fällt also immer notwendigerweise auf den Punkt zurück, wo


durch ihn der Wechselverkehr, der Tauschhandel und die Urwirtschaft gefördert


oder eingeschränkt wird.


Die Ansicht ist heute noch allgemein verbreitet, daß der Geldzins durch die
Konkurrenz der Geldverleiher steigt und fällt.


Diese Ansicht ist irrig. Es gibt unter Geldverleihern keine Konkurrenz; sie ist
sachlich unmöglich. Stammt das Geld, das die Kapitalisten zu verleihen haben,


aus dem Verkehr, so stopfen sie mit der weiteren Verleihung dieses Geldes nur


die Löcher zu, die sie beim Inkasso des Geldes gegraben haben. Sind 10–100–


1000 Geldverleiher da, so sind auch 10–100–1000 Löcher da, die diese


Geldverleiher in die Zirkulationsbahn gegraben haben. Je mehr Geld angeboten


wird, um so größer sind diese Löcher [Bei der berühmten Krise. die 1907 urplötzlich über


die Verein. Staaten ausbrach, war es Morgan, der der Regierung mit 300 Millionen Dollars Gold zu


Hilfe „eilte.“ Woher kamen diese Dollars? Es waren gebrauchte Dollars. Morgan hatte sie vorher dem


Verkehr entzogen und damit selber dem Lande die Verlegenheiten bereitet, die der Schelm jetzt,


nachdem der Kurssturz eingetreten und die Differenzen einkassiert waren, als Patriot der Regierung


großmütig anbot.]. Bei sonst unveränderten Verhältnissen muß sich also immer eine
Nachfrage nach Leihgeld einstellen, die dem Geld entspricht, das die Kapitalisten
zu verleihen haben. Unter solchen Verhältnissen kann man aber nicht mehr von


Konkurrenz sprechen, die auf den Zins Einfluß ausüben könnte. Sonst müßte ja


auch der Umstand, daß am Martinstag der Umzug stattfindet, auf die Mieten


Einfluß haben. Aber das ist nicht der Fall, denn die größere Anzahl von


Wohnungssuchenden entspricht einer gleichen Zahl von aufgegebenen


Wohnungen. Der Umzug an sich ist ohne jeden Einfluß auf die Mieten. Und


ebenso verhält es sich bei der Konkurrenz der Geldverleiher. Auch hier handelt


es sich nur um einen Umzug des Geldes.


Ist es aber neues Geld, unmittelbar von Alaska kommendes Geld, das die


Geldverleiher anbieten, so wird dieses neue Geld die Preise hochtreiben, und die


Preissteigerung wird alle, die Geld für ein Unternehmen borgen müssen, 


zwingen, die Summe um den Betrag der Preissteigerung zu erhöhen. Statt


10.000 M. wird der Unternehmer für das gleiche Haus 11–12–15.000 M. 


brauchen, und so wird das durch das neue Geld vermehrte Angebot auch 


automatisch eine entsprechend vergrößerte Nachfrage erzeugen, wodurch 


wieder der Einfluß des neuen Geldes auf den Zins bald genug nullifiziert wird.


Die Erscheinung, daß bei Vermehrung des Geldumlaufes (durch Goldfunde


oder Papiergeldemissionen) der Zinsfuß nicht nur nicht fällt, sondern im


Gegenteil in die Höhe geht, werden wir noch erklären.


Eine Konkurrenz unter Geldverleihern, die auf den Zins Einfluß haben könnte,
gibt es also nicht. Sie ist unmöglich.
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Die einzigen Wettbewerber des Geldes, die die Macht des Geldes be-


schränken, sind die oben genannten drei Faktoren: die Urproduktion, der


Tauschhandel und der Wechsel, die eine vermehrte Urproduktion, vermehrten


Tauschhandel und vermehrten Wechselverkehr, als Folge erhöhter Zinsforde-


rungen automatisch auslösen und dadurch eine allgemeine Preissteigerung der


Waren bewirken, die dann die Geldbesitzer nachgiebig macht. (Zum besseren


Verständnis für diesen Satz sei auf den folgenden Artikel – die Bestandteile des


Zinsfußes – verwiesen.)


Zwischen zwei Punkten ist nur eine Gerade möglich, die Gerade ist die 


kürzeste, und die kürzeste ist – auf das Wirtschaftliche übertragen – auch die 


billigste.


Die kürzeste, Straße aber zwischen Konsumenten und Produzenten, und


darum auch die ökonomischste, ist das Geld. (Bei der Urwirtschaft geht das


Produkt zwar auf noch kürzerem Wege direkt von der Hand in den Mund. Dafür


aber sind hier die Produktionsverhältnisse ungleich schlechter als bei der


Warenproduktion.)


Alle anderen Straßen (Tauschhandel, Wechsel), die die Waren einschlagen,


um den Konsumenten zu erreichen, sind länger und kostspieliger. Wie würde


man auch sonst 105 M. in Wechseln für 100 M. in Geld geben, wenn das bare


Geld dem Wechsel gegenüber als Tauschmittel keine Vorteile böte?


Aber diese billigste und kürzeste Straße kann der Geldbesitzer sperren, und


gesetzmäßig gibt er sie nur frei, falls man ihm die Vorteile bezahlt, die das bare


Geld, als die gerade Straße den krummen Straßen gegenüber aufweist. Fordert


er mehr als diesen Unterschied, so schlägt die Ware den längeren Weg ein, 


fordert er weniger, so wird das Geld überlastet, d. h. die Waren, die sonst mittels


Wechsel usw. ausgetauscht 







wurden, beanspruchen dann das bare Geld. Die Nachfrage nach Geld wächst,


die Warenpreise sinken, und bei sinkenden Preisen kann das Geld überhaupt


nicht mehr umlaufen.


Das Geld erhebt „den Zins für seine Benutzung per Tag, wie eine Mietskutsche


und vieles andere. Der Zins wird den allgemeinen Handelsspesen zugerechnet


und mit diesen erhoben – ob durch Abzug beim Produzenten oder durch einen


Zuschlag beim, Konsumenten ist einerlei. In der Regel geschieht es so, daß der


Kaufmann den Preis erfahrungsgemäß kennt, den er beim Konsumenten für die


Ware erzielen kann. Von diesem Preise zieht er die Handelsspesen, seinen 


eigenen Arbeitslohn (netto Handelsgewinn) und den Zins ab. Diesen Zins


berechnet er nach der Zeit, die erfahrungsgemäß im Durchschnitt bis zum


Verkauf der Ware verstreicht. Der Rest ist für den Produzenten der Ware. Ist z.


B. der Kleinhandelspreis einer Kiste Zigarren in Berlin zehn Mark, so weiß der


Zigarrenfabrikant in München ganz gut, daß er diese zehn Mark nicht voll für sich


beanspruchen kann. Er muß dem Händler in Berlin gegenüber den Preis so weit


herabsetzen, daß dieser aus dem Unterschied zwischen dem Fabrik- und


Verkaufspreis die Kosten für die Fracht, die Ladenmiete und seine Arbeit be-


streiten kann. Und dann muß noch etwas übrigbleiben dafür, daß der Händler


Geld in sein Geschäft „stecken“ muß. Dieses Geld kommt der Regel nach direkt


oder indirekt von den Banken und Sparkassen, die das Geld selbstverständlich


nur gegen Zins hergeben. Diesen Zins muß der Händler aus dem obigen


Preisunterschied herausschlagen. Geht es nicht bei den heutigen Preisen, nun,


so wartet er. Und so lange er wartet, muß auch der Fabrikant auf den Käufer


warten. Ohne den Tribut an das Geld zu bezahlen, geht keine Zigarre von der


Fabrik zum Konsumenten. Entweder ermäßigt der Fabrikant den Preis oder der


Konsument erhöht ihn. Dem Kapitalisten ist das gleichgültig. Den Zins bekommt


er auf alle Fälle. Der Urzins wird also ganz einfach zu all den übrigen


Handelsspesen geschlagen. Die Handelsspesen sind im allgemeinen der Entgelt


für geleistete Arbeit. Der Fuhrmann füttert die Pferde, schmiert die Achsen


schwitzt und flucht. Es ist nicht mehr als recht, daß er dafür bezahlt werde. Der


Kaufmann hütet den Laden, bezahlt die Miete, rechnet und grübelt. Er soll etwas


dafür bekommen. Aber der Bankier, die Sparkasse, der Geldgeber – was tut er?


Der König steht am Schlagbaum; er sperrt die Grenze und sagt: der Zehnte ist


mein! Der Geldgeber steht vor dem Geldschrank; er sperrt den Austausch der


Waren, die auf den Inhalt des Geldschrankes angewiesen sind als Tauschmittel


und sagt wie, der König: Der Urzins ist mein! Der König, wie der Geldgeber tun


im Grunde nichts, sie sperren nur und erheben einen Tribut. Der Urzins ist also


wie der Grenzzoll – ein Tribut, nur mit dem Unterschied, daß der König mit dem


Zoll die Staatsausgaben bestreitet, während der Geldgeber sich persönlich mit


dem Urzins gütlich tut. Wir bezahlen im Urzins 
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also weiter nichts als die Tätigkeit der Kapitalisten, dem Handel Steine in den


Weg gewälzt zu haben. Darum sagte auch Proudhon, der große Franzose: „Das
Geld ist eine Schildwache die vor den Toren der Märkte aufgestellt ist und den
Auftrag hat, niemand passieren zu lassen.“


Welcher von den drei Wettbewerbern des Geldes, die dem Geldzins die


Grenzen ziehen, ist der wichtigere? In entwickelten Handelsgebieten und norma-


len Zeiten ist der Wechsel der wichtigere, während die beiden anderen für die


unentwickelten Länder ausschlaggebend sind. Denkt man sich z. B. Deutschland


als geschlossenen Handelsstaat mit eigener Papierwährung, so würde ohne den


Wechsel das Geld schon sehr hohe Ansprüche stellen können, ehe die


Urwirtschaft und der Tauschhandel genügend stark eingreifen könnten, um die
für die Freigabe des Geldes nötige Hausse zu erzeugen [Ich verweise nochmals zum


besseren Verständnis für diesen Satz auf den Artikel am Schlusse des Buches: Die Bestandteile des


Bruttozinses.]. Ja, man könnte annehmen, daß ohne den Wechsel (wozu natürlich


Kreditverkäufe, Stundungen usw. mitzurechnen sind) das Geld in dem ange-


nommenen Fall die Zinsforderungen bis hart aln die Grenze des Nutzens 


steigern könnte, den uns die Arbeitsteilung bietet. Was ja schon vollkommen


durch das Aufgeben der Arbeit in Krisenzeiten bewiesen wird. Den Arbeitslosen


helfen die Urwirtschaft und der Tauschhandel nur ganz ausnahmsweise, und


dann auch nur in sehr geringem Maße. So kann ein Arbeitsloser z. B. seine


Hosen selber flicken, er kann sich selbst rasieren und seine Mahlzeiten selber


bereiten. Er kann sein Brot backen, seine Kinder vielleicht unterrichten, und statt


ins Theater zu gehen, schreibt er selbst für seine Familie ein Lustspiel, wenn der


Hunger ihn in die dazu nötige Stimmung versetzt hat.


Ist also bei uns der Wechsel der wichtigste Zinsregulator, so sind in unent-


wickelten Ländern, in Asien und Afrika, in denen der Wechsel keine große Rolle


spielen kann, die Urwirtschaft und der Tauschhandel von höchster Bedeutung für


die Regulierung des Geldzinses. Und daß in solchen Ländern dieser Regulator


wirksam sein muß, erkennt man daran, daß der Geldzins in früheren Zeiten, als


die Arbeitsteilung nur in kleine Kreise des Volkes eingedrungen war, z. B. zur Zeit


der Römer und im Bauernstaat der Königin Elisabeth von England, ungefähr die


gleiche war wie heute, wie man das aus den Angaben am Schlusse dieses


Buches ersehen kann.


Diese Gleichmäßigkeit des reinen Geldzinses ist so auffallend, daß man


annehmen kann, die drei unter sich so verschiedenen und so verschiedene


Kulturzustände voraussetzenden Regulatoren des Geldzinses (Urwirtschaft und


Wechselrecht!) müßten sich gegenseitig bedingen und ergänzen. So erzeugt 


z. B. eine schon hoch entwickelte nur wenig mehr ausdehnungs-
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fähige Arbeitsteilung und der damit bedingte Ausschluß der Urwirtschaft und des


Tauschhandels wiederum die Kultur, die sozialen, gesetzlichen und handels-


technischen Einrichtungen, auf denen der Wechselverkehr sich ausbilden und


gedeihen kann. Die 36 Milliarden Mark, die 1907 in Deutschland in Wechseln in


Umlauf gesetzt wurden, geben einen besseren Maßstab für die Entwicklung des


Handels, als das Eisenbahnnetz und manches andere.


Und umgekehrt sind dort, wo der Kulturzustand den Ersatz des Geldes durch


Wechsel ausschließt, wieder Urwirtschaft und Tauschhandel die treuen Wächter,


die es verhindern, daß das Geld seinen Tribut nicht über bestimmte Grenzen 


hinaus erheben kann.


Fassen wir das in diesem Kapitel Gesagte kurz zusammen:


Der Geldzins ist ein Produkt eines selbständigen Kapitals, d. i. des Geldes, und


läßt sich am besten mit dem Barriere- oder Schlagbaumgeld vergleichen, das der


Raubritter und bis in jüngste Zeit der Staat für die Benutzung der Straßen erhob.


Der Geldzins wird nicht vom Zins der Realkapitalien beeinflußt (wohl aber umge-


kehrt), und die Konkurrenz der Geldverleiher hat keinen Einfluß auf ihn. Begrenzt


wird der Geldzins durch die Konkurrenz, die ihm die anderen Tauschmittel – der


Wechsel, der Tauschhandel und die Urwirtschaft bereiten.


Bei der Geldverleihung wird nur der Besitzer des Geldes gewechselt, ohne daß


dadurch irgend etwas am Geld geändert wird. Statt des Mannes ist es die Frau,


die den Schlagbaum fallen läßt und die das Barrieregeld erhebt. Beim Wechsel


und Tauschhandel dagegen findet kein solcher wesenloser Personenwechsel


statt, sondern es wird dem Geld eine wirksame Konkurrenz dadurch eröffnet,


daß den Waren andere Wege für den Austausch gebahnt werden.


Durch die Hausse, die der Wechsel, die Urwirtschaft und der Tauschhandel


auslösen, wird der Geldumlauf unter wirtschaftlichen Zwang gestellt, der es
bewirkt, daß das Geld auch solchen Waren gegenüber seine Macht über
bestimmte Grenzen hinaus nicht mißbrauchen kann, die zu ihrem Austausch sich
nicht des Wechsels oder des Tauschhandels bedienen können. Es geht hier wie


bei den Lohnarbeitern zu, deren Lohn vom Arbeitsertrag der Ausgewanderten


begrenzt wird, obschon sie nicht alle mit der Auswanderung zu drohen brauchen.


Der Geldzins wird von den Waren, also direkt aus der Zirkulation erhoben. 


(Wie zu Anfang gesagt wurde, leugnete Marx diese Möglichkeit.) Der Geldzins ist


von der Existenz eines von Arbeitsmitteln entblößten Proletariats vollkommen


unabhängig. Er würde keinen Pfifferling geringer sein, wenn alle Arbeiter mit


eigenen Arbeitsmitteln versehen wären. Der Geld-    Geldzins
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zins würde in solchem Falle den Arbeitern bei der Übergabe ihrer Produkte an


den Händler (Geldbesitzer), abgenommen, und zwar darum, weil der Händler


durch Festhalten des Geldes (ohne unmittelbaren Schaden für ihn) den


Austausch der Produkte der Arbeiter untersagen und dadurch den Arbeitern


einen direkten, unabwälzbaren Schaden zufügen kann, weil diese Produkte


durchweg und ohne nennenswerte Ausnahmen täglich an Quantität und Qualität


verlieren und dabei noch erhebliche Kosten für Lagerung und Wartung verur-


sachen.


Diesen Geldzins werden wir von jetzt ab „Urzins“ nennen [Die Bezeichnung „Urzins“


für den Geldzins, im Gegensatz zum Zins der Realkapitalien, wird den Vorteil haben, daß beide


Zinsarten leichter auseinander gehalten werden können.].


Die Übertragung des Urzinses (Geldzins) auf die Ware.


Eine Ware, die mit Urzins belastet werden soll, muß diese Last natürlich tragen


können, d. h., sie muß solche Marktverhältnisse vorfinden, die ihr gestatten, den


Einstandspreis zuzüglich Urzins im Verkaufspreis einzulösen. Die


Marktverhältnisse müssen also derartige sein, daß das Geld nach der Formel


G.W.G.’ umlaufen kann.


Das ist klar. Denn wäre das nicht der Fall, so würde das Geld den Tausch ja


nicht vermitteln, und die Verlegenheiten, in die die Warenproduzenten dann ge-


raten, würden diese veranlassen, die Spannung zwischen Einstandspreis der


Waren und ihrem Verkaufspreis so zu erweitern, daß in ihr neben allen anderen


Handelsspesen auch noch der Urzins Platz fände.


Das alles geht ganz automatisch vonstatten. Weil also das herkömmliche Geld,
unser Tauschmittel, an und für sich ein Kapital ist, das keine Ware ohne seine
Brandmarke in den Handel aufnimmt, findet die Ware gesetz- und regelmäßig
solche Marktverhältnisse vor, die die Ware als zinserhebendes Kapital erschei-
nen lassen, wenigstens für den Konsumenten, denn er bezahlt den Preis, den


der Produzent erhalten hat, plus Zins. Vom Standpunkt des Produzenten da-


gegen erscheint die Ware (sein Produkt) als negatives Kapital, denn er erhält


das, was er eigentlich erhalten sollte, nämlich den Preis, den der Konsument


bezahlt, abzüglich Zins. Diesen Teil seines Produktes hat ihm das Geld abge-


preßt. Ein Gegenstand aber, der Zins zahlen muß, darf füglich nicht als Kapital


bezeichnet werden. Wenn die Ware Kapital wäre, so müßte sie es auch im


Tauschhandel sein, und wie würde man sich da die Erhebung des Zinses vor-


stellen? Zwei Kapitalgegenstände, einander gegenübergestellt, nullifizieren sich,


wie z. B. Rentenland und Geld gegeneinander ohne Zins ausgetauscht werden.


Obschon jedes für sich Kapital ist, können 
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sie sich einander gegenüber nicht als Kapital benehmen. Der Ware gegenüber


ist aber das Geld immer Kapital.


Übrigens erscheint die Ware dem Konsumenten nur als Kapital. Sieht er näher


zu, so findet er bald, daß sie die Beute des Geldkapitals ist.


Jeder Produzent ist auch Konsument, und wie im Tauschhandel jeder das


unverkürzte Produkt des anderen erhält, so muß auch heute jeder Produzent den


vollen Preis, den der Konsument bezahlt, als die Gegenleistung für sein Produkt


ansehen. Tut er das, so erscheint ihm die Ware als negatives Kapital. Sie nimmt
dann ihren wahren Charakter an, nämlich den eines einfachen Kassenboten des
Geldkapitals. Sie erhebt den Urzins vom Konsumenten der Ware nicht für den
Produzenten, sondern für den Besitzer des Geldes (Tauschmittel). So etwa wie


eine Nachnahmesendung. Und die Waffe, womit das Geld seinen Kassenboten


ausrüstet, das ist die Unterbrechung der Verbindung zwischen den Produzenten


durch Verweigerung des Tauschmittels.


Nimmt man dem Geld, dem Tauschvermittler, das Vorrecht, den Austausch der


Produkte zwecks Erpressung des Urzinses untersagen zu können, wie es durch


das Freigeld erreicht wird, so muß das Geld seine Dienste umsonst leisten, und
die Waren werden, genau wie im Tauschhandel, ohne Zinsbelastung gegen-
einander ausgetauscht.


Um diese kostenlose Tauschvermittlung herbeizuführen, prägt der Staat die


Münzen kostenlos für die Barrenbesitzer, freilich ohne damit seinen Zweck zu


erreichen. Würde der Staat diese kostenfreie Prägung durch einen jährlichen


Schlagsatz von 5% ersetzen, dann würde das Geld die Tauschvermittlung


umsonst bewirken.


Die Übertragung des Urzinses auf das 
sogenannte Realkapital.


Die Ware wird mit Geld gekauft und, mit Urzins belastet, an den Konsumenten


gegen Geld wieder verkauft. Und mit dem Verkauf der Ware ist das Geld wieder


frei für einen neuen Beutezug  [Die folgende FN könnte aus Sicht des Bearbeiters entfallen:
Hiernach müßte der Konsument regelmäßig mehr Geld ausgeben, als er als Produzent einnimmt.


Dieses Mehr, aus dem Urzins bestehend, verschafft sich der Produzent dadurch, daß er mehr Ware


produziert und verkauft, als er kauft. Das Mehr, das so die Produzenten erzeugen, wird von den


Geldbesitzern für persönlichen Bedarf gekauft, und zwar gerade mit dem Geld, das sie als Zins erhe-


ben. Mit den Handelsspesen, die der Konsument bezahlt, verhält es sich ebenso.].


Hiernach müßte der Konsument regelmäßig mehr Geld ausgeben, als er als


Produzent einnimmt. Dieses Mehr, aus dem 
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Urzins bestehend, verschafft sich der Produzent dadurch, daß er mehr Ware pro-


duziert und verkauft, als er kauft. Das Mehr, das so die Produzenten erzeugen,


wird von den Geldbesitzern für persönlichen Bedarf gekauft, und zwar gerade mit


dem Geld, das sie als Zins erheben. Mit den Handelsspesen, die der Konsument


bezahlt, verhält es sich ebenso.


Der Urzins, den das Geld auf solche Weise von den Waren erhebt, ist also


keine einmalige Beute. Der Urzins ist eine dauernd sprudelnde Quelle, und die


Erfahrung der Jahrtausende zeigt, daß man mit einer jährlichen und durchschnitt-


lichen Beute von 4 oder 5% rechnen kann.


Der Zins, den der Kaufmann in direktem Verkehr mit der Ware von dieser


erhebt, – das ist der wahre und volle Urzins. Das, was der Kaufmann seinem


Gläubiger von diesem Zins abliefert, das ist der Urzins minus Erhebungskosten.


Wie auch das Barrieregeld, das der Schlagbaumpächter an den Staat abliefert,


nicht das volle Barrieregeld ist.


Wenn man nun mit dem Geld Ziegelsteine, Kalk, Träger usw. kauft, nicht, um


diese als Ware wieder zu verkaufen, sondern, um ein Miethaus zu bauen, so ver-


zichtet man freiwillig auf die Wiederkehr des Geldes und auf den Genuß des ihm


anhaftenden Zinses. Man hat dann wohl ein Haus, aber kein Geld, kein


Tauschmittel. Aber auf den Zins des Geldes, auf ein solches Kleinod, verzichtet


niemand ohne Gegenleistung. Auf die Wiederkehr des Geldes und seines


Tributes verzichtet man selbstverständlich nur unter der Bedingung, daß das


Miethaus nun seinerseits den Zins einbringen wird, den das in seinem Bau ver-


ausgabte Geld erfahrungsgemäß jederzeit im Warenhandel einbringt. Kann das


Geld von den Waren, aufs Jahr verteilt, 5% erheben, so muß auch das Haus von


den Mietern, das Schiff von den Frachtgütern, die Fabrik von der Löhnen [Ich


gebrauche diesen Ausdruck ungern, weil er vielseitig ist. Besser ist es, vom Preis zu sprechen, den


der Unternehmer den Arbeitern für ihre Produkte bezahlt. Der Unternehmer bezahlt das


Arbeitsprodukt, die Leistung, nicht die Arbeit, d. h. die Funktion der tätigen Organe der Arbeiter.] den


gleichen Tribut erheben können, sonst bleibt das Geld einfach auf dem Markte


bei den Waren, und das Haus wird nicht gebaut.


Das Geld stellt also für das Zustandekommen eines Hauses, einer Fabrik usw.


die selbstverständliche Bedingung, daß das Haus von den Mietern, die Fabrik


von den Arbeitern, das Schiff von den Frachten denselben Zins erheben kann,


den es selber von den Waren jederzeit erheben kann. Kein Zins, kein Geld für


Häuser, Fabriken, Schiffe. Und ohne Geld, wie soll da jemand die tausend ver-


schiedenen Gegenstände zusammentragen und zusammenfügen, die für ein


Schiff, eine Fabrik, ein Haus nötig sind? Es ist ganz undenkbar, daß ohne Geld


ein Haus usw. zustande komme. Und so besteht auch das Urkapital je 
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des kapitalistischen Unternehmens aus einer Summe Geld. Für alle die Millionen


Miethäuser, Fabriken, Schiffe usw. gilt das Wort: Im Anfang war das Geld.
Wenn aber das Geld sich nicht hergibt für den Bau von Häusern, falls diese


nicht den gleichen Zins, den das Geld von den Waren erhebt, erzielen können,


so werden keine Häuser gebaut, und dann werden sie bald fehlen, und dann


treibt der Mangel an Häusern den Mietzins herauf, genau wie der Mangel an


Fabriken den Lohn der Arbeiter drückt.


Also muß es geschehen, gesetzmäßig muß es so kommen, daß die Häuser,
Schiffe, Fabriken, kurz das gesamte sogenannte Realkapital, den gleichen Zins
einträgt, den das Geld dem Warenaustausch als Urzins aufbürden kann. Der
Zins des Realkapitals unterliegt den Gesetzen des Wettbewerbs. Wo viele neue
Häuser entstehen, da fällt der Hauszins. Der Urzins dagegen ist seiner Natur
entsprechend dem Einfluß des Wettbewerbs entzogen. Der Urzins ist eine 
eherne Größe. (s. den Artikel am Schluß des Buches), und diese Größe markiert
die Grenze, bis zu der das Realkapital vermehrt werden darf.


Die Häuser, die Fabriken, Maschinen usw. sind Kapital. Sie erheben den Zins


nicht wie die Ware als Kassenbote, um ihn an den Geldbesitzer abzuliefern, 


sondern für den Besitzer des Hauses. Aber diese Macht stützt sich nicht auf


Eigenschaften dieser Dinge, sondern darauf, daß das Geld, genau wie bei den
Waren, die Marktlage für die Erhebung des Zinses vorbereitet. Das Verhältnis
der Wohnungen zu den Mietern, der Schiffe zu den Frachtgütern, der Arbeiter zu
den Fabriken, wird vom Geld immer künstlich, gesetz- und zwangsweise so
gestaltet, daß die Mieter und Arbeiter (die Nachfrage) einem ungenügenden
Angebot (Wohnungen, Fabriken) gegenüberstehen.


Das herkömmliche, vom Staate verfertigte Geld (Tauschmittel) schützt alle 


existierenden Häuser vor einer den Zinsertrag schmälernden Konkurrenz neuer


Häuser. Das Geld wacht mit Eifersucht darüber, daß seine Kreaturen nicht ent-


arten. Wenn sich das Geld zu einem Hausbau hergibt, so stellt es gleichzeitig


einen Schein aus, worin es sich verpflichtet, daß es dem Volke niemals gestatten


wird, so viele Häuser zu bauen, daß deren Zinsertrag unter den Urzins fällt. Und


die Wirksamkeit dieser Gewähr ist durch die Erfahrung der Jahrtausende be-


stätigt worden.


Wenn man bedenkt, daß der Staat sich oftmals interessiert zeigt bei den


Versuchen, der Arbeitslosigkeit zu steuern, daß er bei Gelegenheit


Notstandsarbeiten (Arbeiterhäuser) unternimmt, und daß er das herkömmliche


Geld verfertigt und ver-   verwaltet
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waltet, so wird man ein bescheidenes Lächeln nur schwer unterdrücken können.


Das sogenannte Realkapital ist also eigentlich nichts weniger als real. Das


Realkapital, oder das Kapitalreal, das Königskapital, das wirkliche Urkapital, das


ist das Geld. Alle anderen Kapitalgegenstände sind Kreaturen des Geldes. Ihre


Existenz als Kapital hängt durchaus von der Existenz des heutigen Geldes ab.


Nimmt man dem Geld das Vorrecht, dem Volk den Bau neuer Häuser zu ver-


bieten, reißt man das Wehr ein, welches das Geld zwischen den Arbeitern und


den sogenannten Realkapitalien errichtet, so wächst das Angebot dieser Dinge,


und sie verlieren ihren Charakter als Kapital.


Es klingt ja fast ungeheuerlich, und man muß seiner Sache sicher sein, wenn


man die Behauptung aufstellt, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe, Eisenbahnen,


Theater, Elektrizitätswerke, kurz das gewaltige, düstere Meer, das man vom


Berliner Kreuzberg aus überschaut, nur darum Kapital ist und Kapital sein muß,


weil das Geld Kapital ist. Dieses ungeheure Meer, das sicherlich das Geldkapital


100mal überragt, brächte darum Zins ein, weil das Geld es so will! Das klingt


doch gewiß unwahrscheinlich.


Aber das Unwahrscheinliche erscheint uns sofort ganz annehmbar, wenn wir


bedenken, daß unser herkömmliches Geld uralt ist, daß es seit 3 oder 4000


Jahren ganz automatisch und gesetzmäßig den Bau von Häusern usw. immer


künstlich so weit beschränkte, daß die Nachfrage stets größer als das Angebot


war, und so die Häuser Kapital blieben.


Um das Unwahrscheinliche zu begreifen, muß man zu den 10 Milliarden Mark,


die in Deutschland umlaufen mögen, die ökonomische Eiszeit, das Mittelalter, die


tausend Wirtschaftskrisen rechnen, die das Geld seitdem erzwungen hat. Die


Milliarden und Milliarden an Realkapital, die im Laufe der Zeit durch erzwungene
Arbeitslosigkeit nicht erstanden sind, erklären das Unwahrscheinliche.


Der Mangel an Häusern, Schiffen, Fabriken usw., der im Zinsertrag dieser
Gegenstände in die Erscheinung tritt , ist das Ergebnis einer seit Jahrtausenden
ununterbrochen wirkenden Ursache.


Wenn die Volksmassen während der Krisenjahre 1873 bis 1878, statt zu feiern


und zu hungern, Häuser und Maschinen hätten bauen dürfen, ob da nicht unter


dem Drucke des Angebots der Hauszins gefallen wäre? Und das waren nur fünf


Jahre. Dabei darf man nicht vergessen, daß die anderen Ursachen der


Wirtschaftskrisen, die wir im ersten Teil des Buches besprachen, unabhängig


vom Zins in der gleichen Richtung (Beschränkung und Verhinderung des


Tausches) wirken.


Es ist also klar. Das sogenannte Realkapital muß Zins abwerfen, weil es nur


durch Ausgeben von Geld zustande kommen kann und weil dieses Geld ein


Kapital ist. Das sog. Real-   Realkapital
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kapital besitzt nicht, wie das Geld, eigene zinszeugende Organe. Es handelt sich


bei diesen sog. Realkapitalien, genau wie bei den Waren, um vom Geld ad hoc


geschaffene und erzwungene Marktverhältnisse, um eine automatisch wirkende,


künstliche Beschränkung in der Produktion sogenannter Realkapitalien, so daß


deren Angebot niemals die Nachfrage decken kann.


Gesetzmäßig erzeugt das herkömmliche, vom Staate abgestempelte und 


verwaltete Geld durch erzwungene Arbeitslosigkeit das obdachlose Proletariat,


dessen Existenz Voraussetzung für den Kapitalcharakter der Häuser, Fabriken,


Schiffe ist.


Das Geld ist für das Zustandekommen der sogenannten Realkapitalien unent-
behrlich, und ohne Zins gibt es kein Geld. Ohne Proletariat [Proletariat = die der 


eigenen Produktionsmittel entblößten Arbeiter.] gibt es aber kein Realkapital. Folglich muß
auch die Unentbehrlichkeit des Geldes das für den Zins der Realkapitalien und
den Umlauf des Geldes unentbehrliche Proletariat erzeugen.


Das Geld schafft das Proletariat, nicht weit die Zinslasten das Volk um Hab
und Gut bringen, sondern weil es das Volk gewaltsam daran hindert, sich Hab
und Gut zu erschaffen (verfertigen).


Man braucht also für die Herkunftserklärung des Proletariats nicht zu dem 


verzweifelten Ausweg der sog. historischen Erklärung zu greifen, denn das


Proletariat ist eine gesetzmäßig sich einstellende Begleiterscheinung des her-


kömmlichen Geldes. Ohne Proletariat kein Zins der Realkapitalien, ohne Zins


kein Geldumlauf, ohne Geldumlauf keine Arbeit und als Folge des


Arbeitsmangels Proletariat.


In anderen Zeiten hat das Schwert zweifellos an der Schaffung des Proletariats


kräftig mitgewirkt. Auch Thron (Gesetze) und Altar sind fleißig daran beteiligt


gewesen. Auch heute noch sucht man die Grundrente unter den Schutz der


Gesetze zu stellen und durch Kornzölle dem Volke die Waffen zu entreißen, die


es sich für den Kampf gegen die Grundrente in Form von Schiffen, Eisenbahnen


und landwirtschaftlichen Maschinen geschmiedet hat. Dem Recht auf Arbeit und


Brot stellt man das Recht auf Grundrente entgegen! Aber auch ohne diese Hilfe


wäre das Kapital nicht um einen einzigen Proletarier ärmer. Wäre die Hilfe von


Schwert und Gesetz ausgeblieben, so hätten wir an deren Stelle ein paar


Wirtschaftskrisen, einige Bataillone Arbeiterreserven mehr gehabt. Das
Geldkapital braucht Schwert und Gesetz nicht, um das nötige Proletariat für die
Realkapitalien zu schaffen ; es trägt die dazu nötigen Kräfte in sich selbst. Mit
der Gewalt der Naturkräfte schafft es sie. Metallgeld und Proletarier sind unzer-
trennlich.
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Das sogen. Realkapital besteht sicher aus sehr realen und unentbehrlichen


Gegenständen, aber als Kapital sind diese Gegenstände nichts weniger als real.


Der Zins, den sie heute abwerfen, ist eine Kreatur des Urkapitals, des Geldes.


Vervollständigung der Theorie.


Wenn wir das Geld als das Urkapital und als allgemeinen Quartiermacher des


sogen. Realkapitals bezeichnen und damit die Behauptung verknüpfen, daß das


sogen. Realkapital seine zinszeugende Kraft nur dem Umstande verdankt, daß


das Geld durch erzwungene Krisen, erzwungene Arbeitslosigkeit, also eigentlich


durch Sengen und Brennen dem Realkapital die für die Erhebung eines dem


Urzins entsprechenden Zinses nötige Marktlage vorbereitet – so müssen wir


auch nachweisen können, daß der Zins der Realkapitalien vom Urzins derart


beherrscht wird, daß er auf diesen immer und gesetzmäßig zurückfallen muß,


falls er sich aus irgend einem Grunde von diesem vorübergehend entfernt hat.


Denn wir sagen, daß Nachfrage und Angebot den Zins des Realkapitals


bestimmen und erkennen damit an, daß der Zins vielen Einflüssen unterworfen


ist.


Was wir also sagen, ist, daß, wenn aus anderen Gründen der Zins der


Realkapitalien vorübergehend über den Urzins steigt, er aus zwingenden, in der


Natur selbst liegenden Gründen wieder fallen muß, und zwar bis auf den Urzins,


und umgekehrt, daß, wenn der Zins der Realkapitalien vorübergehend unter den


Urzins fällt, das Geld ihn automatisch wieder auf diese Höhe zurückführt,


wodurch der Urzins das gesetzmäßige Maximum und Minimum wird von dem,


was man in der Regel vom Realkapital erwarten kann. Der Urzins ist der
Schwerpunkt, um den der Zins aller Realkapitalien pendelt.


Wenn das aber so ist, so müssen wir auch wieder den Nachweis erbringen


können, daß, wenn wir die künstlichen Hindernisse beseitigen, die das heutige


Geld dem Werden von sogen. Realkapitalien errichtet, das Angebot solcher


Kapitalien durch die nun ungefesselte Arbeit des Volkes und ohne irgend ein
anderes Zutun früher oder später die Nachfrage decken wird und zwar in dem


Sinne, daß der Zins in der ganzen Welt auf Null fallen muß, wenigstens in allen


Ländern, die durch Freihandel und Freizügigkeit miteinander verbunden sind.


Der Kapitalzins ist eine internationale Sache; er kann nicht einseitig national


beseitigt werden. Würden z. B. die Häuser in Deutschland keinen Zins abwerfen,


während man in Frankreich noch Zinsen erheben kann, so würde man kein


Hauts mehr in Deutschland bauen. Die deutschen Kapitalisten würden ihre Über-


schüsse über die Grenze bringen durch Ankauf fran-
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zösischer Wechsel, mit deren Erlös die Häuser in Frankreich gebaut würden.


Dazu wird der Nachweis nötig sein, daß


1. es nicht an materieller Kraft fehlt, um: das zur Ersäufung des Zinses 
nötige Meer von Realkapitalien in absehbarer Zeit zu erzeugen;


2. der Reiz oder Wille, Realkapitalien (Mietshäuser, Fabriken, Schiffe) her-
vorzubringen, nicht erlahmen wird, falls diese keinen Zins mehr abwerfen.


Daß der Zins der Realkapitalien sich jederzeit nach oben sowohl wie nach


unten vom Urzins entfernen kann, können wir leicht erkennen, wenn wir uns 


folgenden Fall vorstellen:


Nehmen wir an, daß die Pest 3/4 der Menschheit von ihrem Dasein erlösen


würde, so würde das jetzige zwischen Proletariat und Realkapitalien bestehende


Verhältnis auf den Kopf gestellt, und auf jeden Mieter kämen 4 Wohnungen, auf


jeden Knecht vier Pflüge, auf jeden Arbeiterstamm 4 Fabriken. Unter solchen


Verhältnissen würden die Realkapitalien keinen Zins mehr abwerfen. Der


Wettbewerb der Hausbesitzer würde die Mieten, und der Wettbewerb der


Unternehmer würde den Unternehmergewinn so weit herunterdrücken, daß


wahrscheinlich nicht einmal die vollen Kosten für Instandhaltung und


Abschreibung herausgeschlagen werden könnten.


So konnte man in der Provinzialhauptstadt La Plata in Argentinien in den


Krisenjahren 1890–1895 umsonst die schönsten Häuser bewohnen, nicht einmal


die Kosten der Instandhaltung konnten die Hausbesitzer erheben.


Unter solchen Verhältnissen würde nur mehr ein einziges Kapital fortbestehen,


und zwar das Geld. Während alle übrigen Kapitalgegenstände die zinszeugende


Kraft eingebüßt haben würden, brauchte das Geld auch dann noch nichts von


seinen Zinsforderungen abzulassen, wenn 99% der Bevölkerung verschwunden


wären. Die Produkte der zinsfreien Arbeitsmittel müßten für ihren Austausch dem


Geld fernerhin den gleichen Zins zahlen – als ob nichts geschehen wäre.


Mit dieser Annahme wird die wahre Natur des Geldes und ihr Verhältnis zu den


Realkapitalien sehr gut beleuchtet.


Wenn wir annehmen, daß der Geldbestand durch die Pest nicht verändert 


worden wäre, so würde das Mißverhältnis, zwischen Geld und Produkten die


Preise stark in die Höhe treiben, aber auf den Zins hätte der relativ große


Geldbestand keinen Einfluß, da, wie wir gezeigt haben, es niemals eine


Konkurrenz unter Geldverleihern geben kann. Nur der Bruttozins würde durch 


die Preissteigerung eine Erhöhung erfahren (s. am Schluß den Artikel über die


Bestandteile des Bruttozinses).
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Unter diesen angenommenen Umständen bleibt es selbstverständlich ausge-


schlossen, daß jemand Geld für den Bau einer Fabrik hergeben würde. Dies


würde erst dann wieder geschehen, nachdem durch Feuersbrünste oder andere


elementare Ereignisse, worunter in erster Linie der Zahn der Zeit zu rechnen ist,


das Angebot solcher Realkapitalien sich so weit vermindert hätte, daß das


ursprüngliche Verhältnis und damit der Urzins wieder erreicht wäre. Warum das


so wäre, ist gesagt.


Der Zins der sogen. Realkapitalien kann demnach jederzeit infolge außerge-


wöhnlicher Ereignisse unter den Urzins fallen, aber die natürlichen Zerstörungen,


denen das Realkapital ausgesetzt ist (s. die Liste der jährlichen Schiffbrüche und


Abtakelungen, der Feuersbrünste, der Abschreibungen aller Fabriken, der


Eisenbahnzusammenstöße usw.), zusammen mit dem Umstand, daß das Geld


keine Neuproduktion von Realkapital zuläßt, so lange der Zins des bestehenden


Kapitals nicht die Höhe des Urzinses erreicht, bringen Nachfrage und Angebot


von Realkapitalien gesetzmäßig wieder in das ursprüngliche Verhältnis zurück.


Wir sind aber noch den Beweis schuldig, daß das Realkapital auch nicht 


dauernd über dem Urzins stehen kann.


Daß durch besondere Verhältnisse dieser Fall eintreten kann und in manchen


Ländern mit relativ starker Einwanderung sogar jahrzehntelang anhalten kann,


wollen wir gleich und freudig anerkennen, denn er ist ein schöner Beweis für die


Richtigkeit der Lehre vom Zins, wonach Angebot und Nachfrage absolut darüber


bestimmen, ob und welchen Zins die Realkapitalien abwerfen.


Wie viel Kapital an Wohnung, Arbeitsmitteln, Läden, Eisenbahnen, Kanälen,


Hafenanlagen usw. auf eine Arbeiterfamilie in Amerika entfällt, weiß ich nicht. Es


mögen 5000, es mögen auch 10.000 Dollars sein. Nehmen wir nur 5000 Dollar


an, so müßten die Amerikaner, um für die proletarischen Untertanen europäi-


scher Fürsten, die dort jährlich landen, etwa 100.000 Familien, alle Jahre 5000 x


100.000 = 500 Millionen Dollars in neuen Häusern, Fabriken, Eisenbahnen,


Schiffen anlegen, nur um für diese Einwanderer Obdach und Arbeitsinstrumente


zu beschaffen. Eine Leistung, der gegenüber die armseligen Geldbeträge, womit


das „Vaterland“ seine Kinder ausstattet, überhaupt nicht in Frage kommen.


Nehmen wir den Fall an, daß auf den Ruf „Wer in Deutschland unzufrieden ist,


soll auswandern“, sämtliche deutsche Arbeiter nach den Vereinigten Staaten aus-


gewandert wären, so hätte es dort an allem gemangelt, um diese Massen zu


beschäftigen und zu beherbergen. Dieser Mangel an Fabriken, Maschinen,


Häusern hätte auf die Löhne gedrückt und gleichzeitig die Wohnungsmieten


gewaltig in die Höhe geschraubt. Der Zins der Realkapitalien wäre gewaltig


gestiegen.
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Die Sache entzieht sich gewöhnlich dadurch direkter Beobachtung, daß die


Realkapitalien im Preise steigen, wenn der Zinsertrag steigt. Ein Haus, das man


für 10.000 Mark verkaufen kann, weil es 500 Mark Zins einbringt, steigt auf


20.000 Mark, wenn der Hauszins auf 1000 Mark steigt. Nominell wirft das Haus


dann nur 5% ab.


Nun müssen wir erklären können, daß aus natürlichen, zwingenden Gründen


jede Erhöhung des Realkapitalzinses über den Urzins hinaus eine ständig 


wachsende Neuproduktion von Häusern usw. automatisch auslöst, unter deren


Druck (Angebot) der Zins dieser Dinge in absehbarer Zeit wieder auf den Urzins


als Grenze und Schwerpunkt fällt und zwar ebenso automatisch, wie er im ent-


gegengesetzten Falle wieder bis an diese Grenze gestiegen war. Es dürfen 


solchem Geschehen keine Hindernisse natürlicher und psychologischer Ordnung


entgegenstehen. Der Arbeitswille, die Arbeitskraft, sowie die Unterstützung der


Natur müssen ausreichend sein, um die sogenannten Realkapitalien immer und


an allen Orten in einer Menge zu beschaffen, daß deren Angebot als Kapital den


Zins auf die Grenzen des Urzinses drücken muß.


Es ist kein Unsinn, sondern ein Ausfluß reinster Vernunft, wenn Flürscheim [The Economic


Problem by Michael Flürscheim, Xenia U S. A. 1910.] sagt: „Der Zins ist der Vater des Zinses“. 


Womit gesagt wird, daß die Zinslasten das Volk daran hindern, das zur Beseitigung des Zinses nötige


Angebot von Realkapital zu erzeugen, ähnlich wie der Pachtzins den Bauer daran hindert, das


gepachtete Land zu kaufen und zu bezahlen.


Aber im Satze: „Der Zins ist der Vater des Zinses“ ist auch die Behauptung eingeschlossen. daß


ein steigender Zins auch die Ursache eines unaufhaltsam weiteren Steigens des Zinses sein müßte.


Ist das Fallgesetz auf den Zins anwendbar, wenn der Zins fällt, so müßte es auch in umgekehrter


Richtung anwendbar sein, wenn der Zins steigt. Mit den Methoden, die Flürscheim in seinen


Untersuchungen anwendet, konnte er diesen Widerspruch nicht lösen.


Daß dem nun auch tatsächlich so ist, erkennen wir an der Tatsache, daß die


Vereinigten Staaten von Nordamerika in verhältnismäßig kurzer Zeit auf dem


internationalen Kapitalmarkt von der Nachfrage zum Angebot übergegangen


sind, daß sie das Riesenwerk von Panama mit eigenen Mitteln ausführen, daß


sie mit der Mitgift ihrer Töchter die europäischen Fürstenhäuser vor dem Ruin


retten und auch sonst in der Welt Absatz für ihre Kapitalüberschüsse suchen.


Dieser Fall ist um so überzeugender, als dort der Bürgerkrieg und die gewaltige


Einwanderung pudelarmer Einwanderer einerseits das Angebot unnatürlich


beschränkt, andererseits die Nachfrage unnatürlich vermehrt hatten. Auch


dadurch wirkt dieser Fall so überzeugend, daß während der wenigen Jahrzehnte,


in denen sich dieser Umschwung abgespielt hat, der Prozeß durch besonders


zahlreiche und verheerende Wirtschaftskrisen natürlich stark verlangsamt wurde.


Dies ist aber nur die Tatsache. Fehlt noch die Erklärung.
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Der Zins, den das sogen. Realkapital abwirft, reizt zur Bildung neuer


Kapitalien, und je höher der Zins, um so größer der Reiz. Freilich, je höher der


Zins, um so größer die Zinslasten und um so schwerer wird es denen, die den


Zins aufbringen, selber durch Sparen ein Kapital zu bilden. Jedoch in der 


heutigen Ordnung der Dinge sind es nur in geringem Maße die Überschüsse der


arbeitenden, zinszahlenden Klassen, mit denen die Neuanlagen von Kapital aus-


geführt werden. In der Hauptsache stammen diese aus den Überschüssen der


Kapitalisten, und diese Überschüsse wachsen natürlich mit der Vermehrung ihrer


Einnahmen, d. h. also mit der Erhöhung, des Kapitalzinses.


Hierbei ist nun folgendes zu beachten:


Ein Herabgehen des Zinses von 5 auf 4% ermäßigt die Zinslasten der Arbeiter


um 20%, aber die Einnahmen der Arbeiter wachsen dadurch nicht im gleichen


Verhältnis.


Wäre z. B. der Brutto-Arbeitsertrag 100


und gingen hiervon bei 5% an Zinslasten ab etwa 060


so blieben netto übrig 040


Geht nun der Zins auf 4% herab, so sind die Zinslasten


60 x 4 


5       = 48, und dann bleiben netto übrig 052


was einer Lohnerhöhung von 30% entspricht. Betragen aber die Zins-


lasten (also alles, was der Arbeiter verzinst = die Wohnung, die Fabrik, 


die Läden, Eisenbahnen, Bäckerei usw.) bei 5% nicht 60, sondern nur 


etwa 30% des Arbeitsproduktes, so bleiben als Lohn übrig 100 – 30 = 070


und ein Herabgehen des Zinses von 5 auf 4% setzt die Zinslasten von 


30 auf 24 herab, so daß der Lohn jetzt netto beträgt 100 – 24 = 076


was eine Erhöhung von 81/2% beträgt, während doch der Zins um 


20% gefallen ist.


Beim Kapitalisten hingegen steigen und fallen die Einnahmen genau mit
dem Zins. Steigt der Zins von 4 auf 5%, so hat der Kapitalist eine
Mehreinnahme von genau 20% und umgekehrt, wenn der Zinsfuß fällt.


Dies ist für das, was wir zu zeigen haben, eine wichtige Tatsache.


Nehmen wir an, daß aus irgend einem Grunde das Realkapital den Zinsertrag


verdoppelte, so würden auch die Einnahmen der Kapitalisten sich verdoppeln,


und bei unveränderten Ausgaben würden ihre Überschüsse um die volle Hälfte


ihrer Einnahmen steigen. Unter der Annahme (die wir gleich begründen werden),


daß die Kapitalisten diese Überschüsse nicht für Privatausgaben, sondern in der


Hauptsache für Kapitalanlagen verwenden würden, müßte bald unter dem


Drucke des wachsenden Angebots solcher Realkapitalien der Zins derselben


zurückgehen.
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Freilich würde eine Verdoppelung der Zinserträge bei den Kapitalisten einer


Verdoppelung der Zinslasten bei den Arbeitern gleichkommen, die nun ihrerseits


nur wenige oder überhaupt keine Ersparnisse machen können. Aber dadurch


wird der Einfluß der Zinserhöhung auf Vermehrung der Kapitalanlagen nicht auf-


gehoben und zwar aus folgendem Grunde. Wenn ein ausgemergelter Arbeiter


eine Lohnerhöhung erzielt, so hat er aller Regel nach immer Dringenderes zu tun


als eine Sparbüchse zu kaufen. So viele dringende Bedürfnisse des schmächti-


gen Leibes erwarten da die Lohnerhöhung.


Beim Kapitalisten dagegen trifft die Vermehrung der Einnahmen durch eine


Erhöhung des Zinses ganz andere Verhältnisse vor. Er hat kein persönliches


Bedürfnis, das er nicht befriedigen könnte und hat nur eine Sorge: Er muß sein


Kapital vermehren, damit seine Kinder später in der Lage sind, das Leben weiter


zu führen, das er sie mit seinem Beispiel lehrt. Sowie die Zahl der Kinder das


erste Paar überschreitet, tritt für den Kapitalisten die Notwendigkeit heran, sein


Kapital zu vermehren, und dazu sehen ihm keine anderen Einnahmequellen zur


Verfügung, als zu sparen. Der Arbeiter dagegen braucht nicht für seine Kinder zu


sparen, denn diese werden wie die Eltern standesgemäß vom Lohne leben.


Der Kapitalist muß sparen; er muß die zinstragenden Kapitalien vermehren


(obschon die Vermehrung dieser Kapitalien den Zins derselben drückt), um sein


sich vermehrendes Geschlecht in die Lage zu versetzen, sich standesgemäß


ohne Arbeit durchs Leben zu schlagen. Und wenn er schon der Regel nach spa-


ren muß, so kann man annehmen, daß er auch aller Regel nach die durch


Zinserhöhung wachsenden Überschüsse zu neuen Kapitalanlagen verwenden


wird.


Darum kann man folgern, daß eine Erhöhung des Kapitalzinses, obschon sie


immer auf Kosten des arbeitenden Volkes und der kleinen Sparer erfolgt, den-


noch die Summe der in einem Lande für neue Realkapitalien verfügbaren Über-


schüsse eher vermehren als vermindern muß, und daß eine Zinserhöhung


darum auch die Kräfte vermehrt, die auf den Zins drücken. Je höher der Zins,
desto mehr wächst dieser Druck.


Beispiele freilich kann man hierfür nicht beibringen; zahlenmäßig läßt sich das


Gesagte nicht beweisen. Dazu eignen sich die Zahlen nicht, die uns die


Goldwährung liefert. Wenn Carnegie seinen Arbeitern 20 oder 50% mehr Lohn


bezahlt hätte, so wäre er wahrscheinlich nie zu der ersten Milliarde gelangt. Ob


aber dann alle die Stahlwerke, die Carnegie mit dem Gelde schuf und die nun


das Angebot des Realkapitals vermehren, die Löhne in die Höhe treiben und den


Zins entsprechend herunterdrücken, entstanden wären durch die Ersparnisse der


Arbeiter? Ob die Arbeiter jene 20 oder 50% Lohnerhöhung nicht für eine aus-


kömmliche Ernährung ihrer Kinder, für gesündere Wohnungen, für Seife und


Bäder verschwendet hätten?
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Mit anderen Worten: ob die Arbeiter zusammen für neue Stahlwerke so viele


Überschüsse gemacht hätten, als wie Carnegie allein mit seinen billigen persön-


lichen Bedürfnissen sparen konnte? (Eigentlich hätten die Arbeiter, um das 


gleiche, heute bestehende Verhältnis zwischen Nachfrage nach Arbeitsmitteln


und ihrem Angebot aufrecht zu erhalten, eine bedeutend größere Masse an


Realkapitalien schaffen müssen, denn der karge Lohn verursacht heute eine


skandalöse Säuglingssterblichkeit, und eine Lohnerhöhung würde diese ver-


mindert und infolgedessen eine starke Vermehrung der Arbeiter und der


Nachfrage nach Arbeitsmitteln. verursacht haben.)


Wir verneinen nun obige Frage rundweg – und irren dabei ganz gewaltig. Denn


was hat Carnegie durch die Häufung von Realkapitalien, durch seine persönliche


Sparsamkeit erreicht? Er hat den Zins dieser Dinge immer und immer wieder


unter den Urzins gedrückt und dadurch Krise auf Krise ausgelöst, die ebenso


viele Realkapitalien vernichteten oder am Entstehen verhinderten, wie der brave


Mann durch sein vernünftiges Wirtschaften zusammenbrachte. Hätte Carnegie


die Überschüsse seines, Betriebes durch Lohnerhöhung unter die Arbeiter ver-


teilt, so wäre von diesen Lohnerhöhungen nur ein kleinerer Teil für neue


Realkapitalien gespart worden, der größere Teil wäre in Seifen-, Speck- und


Bohnenorgien verpraßt worden. Darum aber wären die Zwischenräume von einer


Krise zur anderen größer gewesen. Die Arbeiter hätten infolgedessen durch


erzwungene Arbeitslosigkeit weniger verloren und dadurch wieder ausgeglichen,


was sie sonst an Luxus mehr verschwendeten. Das Resultat wäre, was den Zins


anbetrifft, das Gleiche geblieben; d. h. ohne die Sparsamkeit Carnegies stände


heute das Angebot von Realkapitalien auf gleicher Höhe, wie mit dieser


Sparsamkeit. Der Unterschied zwischen dem, was Carnegie persönlich sparen


konnte und dem, was die Arbeiter weniger gespart hätten, ist durch


Wirtschaftskrisen gesetz- und regelmäßig vernichtet worden.


Der Selbsterhaltungstrieb der Kapitalisten, sowie der Umstand, daß sich der


Kapitalist vermehrt, zwingen ihn dazu, Überschüsse zu machen, und zwar zins-


tragende Überschüsse. Er muß sie sogar dann noch machen, wenn seine


Einnahmen zurückgehen, und zwar muß der Selbsterhaltungstrieb den
Kapitalisten um so stärker zur Sparsamkeit mahnen, je mehr der Zins fällt. Will 


z. B. ein Kapitalist den Einnahmeausfall, den er dadurch erleidet, daß der Zins


von 5 auf 4% fällt, durch Kapitalvermehrung ausgleichen, so muß er sein Kapital


durch Ersparnisse an seinen persönlichen Ausgaben um 1/ 5 vermehren.


Steigt der Zins, so können die Kapitalisten sparen, fällt er, so müssen sie 
sparen. Im ersten Fall wird das Resultat zwar größer sein als im zweiten Fall, 
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aber das schränkt die Bedeutung dieses Sachverhalts für den Zins nicht ein. Es


ändert dies nichts an der Tatsache, daß, je mehr der Zinsfuß fällt, der Kapitalist


auf Kosten seiner Privatausgaben seine Einnahmen für die Vermehrung der


Realkipitalien um so stärker heranziehen muß, obschon gerade seine Notlage
eine Folge vermehrter Realkapitalien ist.


Für uns, die wir behaupten, daß es in der Natur der Dinge liegt, daß die


Realkapitalien sich bis zur eigenen Vernichtung, also bis zur völligen Beseitigung


des Zinses vermehren [Man nennt solches Kapital heute totes Kapital. Eine contradictio in


adjecto, da Gegenstände, die keinen Zins mehr abwerfen, überhaupt kein Kapital, weder totes noch


lebendes Kapital sind.], ist die soeben erwähnte Tatsache ein schöner Beweis für


das, was wir noch nachzuweisen haben, nämlich, daß, wenn der Kapitalzins fällt,


der Wille und die Notwendigkeit zu neuen, den Zins erdrückenden


Kapitalanlagen nicht fehlen werden – vorausgesetzt, daß wir solchen


Kapitalvermehrungen das Hindernis wegräumen, welches das herkömmliche


Geld ihrem Werden errichtet.


Geht der Zinsfuß von 5 auf 4% herab, so muß der Kapitalist durch


Einschränkung seiner Privatausgaben sein Kapital von 8 auf 10 erhöhen, und


zwar durch Anlegen seiner vermehrten Ersparnisse in Realkapitalien. Weil der


Zins von 5 auf 4% fiel, wird also der Kapitalist an Stelle eines Sommerhauses für


sich eine Mietskaserne in der Stadt bauen lassen. Und die neue Mietskaserne


wird den Zins des Häuserkapitals noch weiter herabdrücken. Im allgemeinen


Interesse des Kapitals läge es, wenn der Kapitalist das Sommerhaus und nicht


die Mietskaserne baute. Aber für den Einzelkapitalisten verhält es sich umge-


kehrt.


Fällt der Zins weiter (unter dem Drucke der neuen Mietskaserne) von 4 auf 3%,


so muß der Kapitalist sich weitere Einschränkungen auferlegen, und statt die


Schulden eines fürstlichen Schwiegersohnes zu bezahlen, wird er seine Tochter


einem Bauunternehmer geben, der mit der Mitgift Mietskasernen errichtet, die


zwar Zins abwerfen, aber auch gleichzeitig auf den Zins drücken. Und so weiter.


Es liegt also in der Natur, im Selbsterhaltungstrieb des Kapitalisten, also ge-


rade in dem Triebe, bei dem der Wille absoluter Meister im Menschen ist, daß er
von seinen Einnahmen einen um so stärkeren Prozentsatz zu neuen, den Zins
herabdrückenden Realkapitalien verwenden muß, je mehr der Zins fällt.


In Zahlen ausgedrückt erhalten wir von dem hier Gesagten folgendes Bild:


Der Zins, den die Arbeiter in Deutschland bei 5% auf-


bringen, betrage 20 Milliarden


Davon bestimmen die Kapitalisten für Neuanlagen 50% 10 Milliarden


und den Rest für persönliche Bedürfnisse.
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Nun fällt der Zins von 5% auf 4% und die Zinseinkünfte 


entsprechend von 20 auf 16 Milliarden


So verlieren die Kapitalisten 04 Milliarden


Durch diesen Einnahmeausfall, der einem Kapitalverlust von 


100 Milliarden entspricht, werden die Kapitalisten gezwungen, 


einen größeren Teil ihrer Einkünfte für Neuanlagen zu bestimmen. 


Statt der früheren 50% mögen sie jetzt 60% ihrer von 20 auf 


16 Milliarden reduzierten Einkünfte für Neuanlagen bestimmen, 


was dann an Stelle der früheren 10 096/10 Milliarden


Milliarden ausmacht.


Aber dem Einnahmeausfall der Kapitalisten steht eine gleich 


große Mehreinnahme bei den Arbeitern gegenüber. Würden die 


Arbeiter diese Mehreinnahmen unverkürzt durch die Sparkassen 


neuen zinstragenden Anlagen zuführen, so würde durch den 


Zinsrückgang von 04 Milliarden


die ursprüngliche von uns oben mit 10 Milliarden angegebene, 


für Neuanlagen bestimmte Summe nun betragen 136/10 Milliarden


nämlich 4 Milliarden von Seiten der Arbeiter und 9 6/10 Milliarden 


von Seiten der Kapitalisten.


Nehmen wir aber an, daß die Arbeiter nur einen Teil der 


4 Milliarden an herabgesetzten Zinslasten sparen würden, 


etwa nur 50%, so würde immerhin durch den Zinsrückgang 


von 5 auf 4% die Summe der jährlichen kapitalistischen 


Neuanlagen von 10 auf 116/10 Milliarden


steigen.


Und je mehr der Zinsfuß fällt, um so mehr wächst die Summe, die für zins-


drükkende und -erdrückende Neuanlagen bestimmt wird – von Seiten der


Kapitalisten aus Not, von Seiten der Arbeiter, weil sie ihren Sparinstinkten Folge


geben können. Die Natur des Realkapitalisten treibt ihn also sozusagen zum


Selbstmord.


Je mehr der Zins fällt, um so stärker wird die Neuproduktion von


Realkapitalien, die auf den Zins drücken – so daß vielleicht das physikalische


Fallgesetz auf den Zins anwendbar sein mag – selbstverständlich erst dann,


wenn wir das Hindernis beseitigen, welches das herkömmliche Geld dem


Zustandekommen solcher Massen von Realkapitalien errichtet.


Man sagt, daß, wenn das Realkapital keinen Zins mehr einbringt, niemand


mehr ein Mietshaus, eine Fabrik, einen Ziegelofen usw. bauen wird. Man wird die


Ersparnisse lieber in Ver-   Vergnügungsreisen
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gnügungsreisen verausgaben, als Mietshäuser bauen, damit andere darin miete-


frei in Saus und Braus leben können.


Aber hier wird mehr behauptet, als das Wort zinsfrei sagt. Die Miete eines


Hauses besteht nur zum Teil aus Zins. Die Miete begreift neben dem Zins des


Gebäudekapitals die Grundrente, die Ausbesserungen, Abschreibungen,


Steuern, Versicherung, die privaten Ausgaben für Reinigung, Heizung,


Beaufsichtigung, Ausstattung usw. Oft mag der Zins 70 oder 80% der Miete 


ausmachen, oft in zentralen Lagen der Großstadt auch nur 20 oder 30%. Wenn


also der Zins auf Null fällt, so bleibt immer noch ein genügender Rest an obigen


Ausgaben, um zu verhüten, daß jeder Vagabund einen Palast für sich bean-


sprucht.


Ebenso verhält es sich mit den übrigen Realkapitalien. Wer diese


Realkapitalien in Benutzung hat, muß neben dem Zins noch erhebliche


Ausgaben für Instandhaltung, Abschreibungen, Versicherungen, Grundrenten,


Steuern usw. gewärtigen, Ausgaben, die aller Regel nach den Zins des Kapitals


erreichen und übersteigen. Das Häuserkapital steht in dieser Beziehung noch am


günstigsten. Von 2.653 deutschen Aktiengesellschaften mit 9.201.313.000 Mark


Kapital wurden 1911 439.900.475 Mark abgeschrieben, also zirka 5% im


Durchschnitt. Ohne die jährlichen Erneuerungen (neben den Reparaturen) bliebe


von obigem Kapital nach 20 Jahren nichts übrig.


Aber auch sonst ist der Einwand nicht richtig, namentlich auch nicht den bisher
von ihren Renten lebenden Personen gegenüber.


Denn, werden diese Personen schon durch den Rückgang des Kapitalzinses


zu größerer Sparsamkeit gezwungen, so werden sie durch das völlige


Verschwinden des Zinses um so mehr darauf bedacht sein, das, was sie haben,


(und was jetzt kein Kapital mehr ist), möglichst langsam zu verzehren. Und das


erreichen sie eben damit, daß sie von den jährlichen Abschreibungen ihres


Kapitals nur einen Teil für persönliche Zwecke verausgaben, den Rest aber wie-


der für den Bau neuer Häuser, Schiffe usw. bestimmen, die ihnen keinen Zins,


wohl aber Sicherheit gegen unmittelbaren Verlust bieten. Würden sie das Geld


(Freigeld) behalten, so würden sie nicht nur keinen Zins, sondern noch einen


Verlust haben. Durch den Bau neuer Häuser vermeiden sie diesen Verlust.


So wird z. B. ein Aktionär des Norddeutschen Lloyd, der nach unserer


Annahme keine Dividenden mehr zu erwarten hat, nicht verlangen, daß ihm der


Betrag der Abschreibungen, womit der Lloyd heute die neuen Schiffe baut, voll


ausbezahlt werde. Er wird sich mit einem Teil begnügen, um den Tag möglichst


lange hinauszuschieben, an dem ihm der Rest seines Vermögens ausbezahlt


wird. So werden also immer wieder neue Schiffe gebaut, trotzdem sie keinen


Zins und nur Abschreibungen abwerfen. Freilich würde aber dennoch mit der Zeit


das letzte Schiff des Norddeutschen Lloyd in Trümmer zerfallen, wenn 
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nicht andere an die Stelle des von den Abschreibungen zehrenden, gewesenen


Rentners einspringen würden, wenn nicht die von den Zinslasten befreiten


Arbeiter das tun würden, was die gewesenen Rentner nicht mehr tun können.


Den Teil der Abschreibungen, den der gewesene Rentner verzehrt, werden also


die Sparer ersetzen, allerdings auch nur, um im Alter von den erwarteten


Abschreibungen leben und zehren zu können.


Es ist also nicht nötig, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe usw. Zins abwerfen,
um die Mittel zu ihrer Herstellung von allen Seiten heranzulocken. Diese Dinge
erweisen sich nach Einführung des Freigeldes für alle Sparer als das beste
Konservierungsmittel für die Ersparnisse. Indem die Sparer die Überschüsse in


Häusern, Schiffen, Fabriken anlegen, die keinen Zins eintragen, wohl aber sich 


in Abschreibungen wieder auflösen, sparen sie die Kosten der Wartung und


Lagerung dieser Überschüsse, und zwar vom Tage, wo der Überschuß gemacht


wurde, bis zum Tage, wo er verzehrt werden soll, und da zwischen diesen beiden


Tagen oft Jahrzehnte liegen (ein Jüngling, der für sein Alter spart!), so sind es


große Vorteile, die den Sparern die genannten Geldanlagen bieten.


Der Zins ist ja sicher ein besonderer Reiz für den Sparer. Aber nötig ist dieser


besondere Reiz nicht. Der Sparinstinkt ist auch ohne diesen Reiz machtvoll


genug. Übrigens, so kräftig der Zins als Sparreiz auch wirken mag, so ist er doch


keinesfalls stärker, als das Hindernis, das der Zins dem Sparer errichtet. Infolge


der Zinslasten heißt sparen heute für die Volksmassen – entsagen, entbehren,


hungern, frieren und nach Luft schnappen. Denn gerade durch den Zins, den der
Arbeiter erst für andere aufbringen muß, wird der Arbeitsertrag so stark be-
schnitten, daß in der Regel der Arbeiter an Sparen überhaupt nicht denken kann.
Ist also der Zins ein Sparreiz, so ist er in noch stärkerem Grade ein


Sparhindernis. Der Zins beschränkt die Sparmöglichkeit auf ganz kleine Kreise,


und die Sparfähigkeit auf den geringen Extrakt dieser Kreise, die den nötigen


heroischen Entsagungsmut dazu haben. Geht der Zins auf Null herunter, so


steigt der Arbeitsertrag um den vollen Betrag der Zinslasten, und entsprechend


erweitert sich die Sparmöglichkeit und Sparfähigkeit. Und es ist doch sicher


leichter, von 200 Mark, als von 100 Mark 5 Mark zu sparen. Und wahrscheinlich


ist es auch, daß, wenn jemand durch die Zinsaussichten mitbestimmt wurde, bei


100 Mark sich und seinen Kindern 10 Mark am Munde abzusparen, derselbe bei


200 Mark ohne jenen Reiz aus natürlichen Spartrieben, wenn auch nicht 110


Mark, so doch erheblich mehr als 10 Mark sparen wird.


In der Natur wird übrigens das Sparen ganz allgemein ohne Aussicht auf Zins


geübt. Die Bienen und Hamster sparen, obschon ihnen der Schatz keinen Zins,


wohl aber viele Feinde ver-
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schafft. Bei den Naturvölkern wird auch gespart, obschon dort von Zins keine


Rede ist [Kein Neger, kein Hottentot, kein Mohikaner hat jemals Zins von seinen Ersparnissen ein-


kassiert. Trotzdem wird keiner von ihnen seine Ersparnisse (Vorräte ) gegen die Ersparnisse unserer


Proletarier (Sparkassenbuch) hergeben wollen.]. Warum soll der Kulturmensch anders


geartet sein? Man spart, um sich ein Haus zu bauen, man spart für die Hochzeit,


fürs Alter, für Krankheitsfälle, und in Deutschland sparen manche sogar für ihre


Totenmesse und für die Begräbniskasse. Und das Begräbnis wirft dem Toten


doch keinen Zins ab. Und übrigens, seit wann spart der Proletarier für die


Sparkasse? Brachte das in den Matratzen verborgene Geld früher Zins ein? Und


solche Sparanlagen waren doch bis vor 30 Jahren allgemein Sitte. Auch die


Wintervorräte bringen keinen Zins ein, dagegen viel Verdruß.


Sparen heißt, mehr Ware erzeugen, als verbrauchen. Ein Volk, das spart,


erzeugt mehr Ware, als es für den unmittelbaren Verbrauch bestimmt. Aber was


macht der Sparer, das Volk, mit diesen Überschüssen an Waren? Wer bewahrt


diese Waren auf, und wer bezahlt die Kosten der Aufbewahrung? Wenn wir hier


antworten: der Sparer verkauft seine Produktionsüberschüsse, so verlegen wir


die Frage vom Verkäufer auf den Käufer, und auf ein Volk als Ganzes ist diese


Antwort überhaupt nicht anwendbar.


Wenn nun jemand Ersparnisse macht, d. h. mehr Waren erzeugt, als Ware 


verbraucht, und er findet jemand, dem er den Überschuß unter der Bedingung


verleihen kann, daß ihm seine Ersparnisse ohne Zins, aber auch ohne Verluste,


nach Jahr und Tag wieder zurückerstattet werden, so ist das für den Sparer ein


außerordentlich vorteilhafter Handel. Spart er doch die Unterhaltungskosten 


seiner Ersparnisse. Er gibt 100 Tonnen frischen Weizen in seiner Jugend, und in


seinem Alter erhält er 100 Tonnen frischen Weizen gleicher Qualität zurück. 


(S. Einleitung dieses Kapitels.)


Die einfache, volle Rückerstattung des ausgeliehenen Spargutes enthält also,


sobald wir nur das Gold aus dem Spiele lassen, eine recht bedeutende Leistung


von seiten des Schuldners oder Borgers, nämlich die Kosten der Aufbewahrung


des geliehenen Spargutes. Diese Kosten müßte der Sparer tragen, wenn er nie-


mand fände, der ihm die Ersparnisse abnimmt. Freilich, dem Borger verursachen


die geliehenen Güter keine Aufbewahrungskosten, weil er diese (z. B. geliehenen


Saatweizen) in der Reproduktion verbraucht, aber dieser Vorteil, der eigentlich


dem Borger gehört, überträgt der Borger im zinsfreien Darlehen ohne
Gegenleistung auf den Verleiher. Wären die Leiher zahlreicher als die Borger, so


würden sich die Borger genannten Vorteil in der Form eines negativen Zinses


bezahlen lassen.


Also von welcher Seite man auch das zinsfreie Darlehen betrachtet,
Hindernisse natür-
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licher Ordnung stehen ihm nicht im Wege. Im Gegenteil. Je mehr der Zins
fällt, um so eifriger wird an der Vermehrung der Häuser, Fabriken, Schiffe
gearbeitet werden, und am stärksten wird gebaut werden, wenn die
Mietskasernen, Fabriken, Kanäle, Eisenbahnen, Theater, Krematorien,
Straßenbahnen, Kalköfen, Eisenhütten usw. gar keinen Zins mehr abwerfen
werden.


Für von Boehm-Bawerk ist es ganz selbstverständlich, daß ein gegenwärtiges Gut


höher eingeschätzt werden muß, als ein künftiges, und auf dieser Voraussetzung gründet


er auch seine neue Zinstheorie. Und warum wäre das selbstverständlich? Darauf gibt er


selbst die etwas wunderliche Antwort: Weil man Wein kaufen kann, der im Keller jährlich


besser und teurer wird!! Weil also der Wein (v. Boehm-Bawerk hat unter allen Waren


keine zweite gefunden, die diese wunderbare Eigenschaft besitzt) angeblich von selbst,


ohne Arbeit, ohne Kosten irgend welcher Art, also auch ohne die Lagerkosten, im Keller


jährlich besser wird, darum werden wohl auch die übrigen Waren, Kartoffeln, Mehl, Pulver,


Kalk, Häute, Holz, Eisen, Seide, Wolle, Schwefelsäure, Modeartikel usw. jährlich auf Lager


besser und teurer! Wenn aber diese Begründung richtig ist, so ist ja die soziale Frage in


idealer Weise gelöst. Man braucht nur genügend Waren anzuhäufen (wozu sich ja die


Überproduktion und die Arbeiterreserven prächtig eignen), und dann kann das ganze 


Volk von den Renten leben, die die auf Lager immer besser und teurer (ein


Qualitätsunterschied ist ökonomisch immer auf einen Quantitätsunterschied reduzierbar)


werdenden Waren ohne Arbeit irgend welcher Art abwerfen. Übrigens ist nicht einzu-


sehen, warum man dann auch nicht umgekehrt folgern könnte: weil alle Waren, mit


Ausnahme des Geldes und des Weines, in kurzer Zeit sich in Schutt und Moder ver-


wandeln, darum verwandelt sich auch der Wein und das Geld in Moder! Und v. Boehm-


Bawerk war bis zu seinem Tode (1914) der angesehenste Zinstheoretiker, dessen Werke


in viele Sprachen übersetzt wurden.


Die Sorgen der Sparer gehen uns zwar nichts an, weil wir ja nur eine Theorie


des Zinses geben wollen, aber es trägt vielleicht zur Klärung dieser Theorie bei,


wenn wir uns diese Sorgen näher betrachten.


Nehmen wir also an, daß nach der Entfernung des Goldes aus der


Zirkulationsbahn der Waren jemand sparen will, um im Alter sorglos ohne Arbeit


leben zu können. So stellt sich gleich die Frage ein, welche Gestalt er seinen
Ersparnissen geben wird. Anhäufung seiner eigenen oder der Produkte anderer


ist von vornherein ausgeschlossen, auch an einen Schatz in Freigeld ist nicht zu


denken. Da kämen zinsfreie Darlehen an Unternehmer, Handwerker, Bauern und


Kaufleute, die ihre Geschäfte erweitern wollen, in erster Linie in Betracht – und


zwar je länger das Ziel der Rückzahlung, um so besser. Freilich läuft dabei unser


Sparer die Gefahr, daß seine Schuldner ihm das Darlehen nicht zurückgeben


werden. Aber diese Gefahr läßt er sich bezahlen in der Risikoprämie, um die sich


übrigens auch heute der reine Zins jedes ähnlichen Darlehens erhöht. Will aber


unser Sparer sich gegen solche Verluste sichern, so baut er mit seinen


Ersparnissen ein Mietshaus, und der Mieter bezahlt ihm in den jährlichen


Abschreibungen, die auch heute immer im Mietzins enthalten sind, die Kosten 
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des Baues nach und nach zurück. Und die Bauart des Hauses richtet der Sparer


nach den Abschreibungen ein, die er zu haben wünscht. Er baut ein steinernes


Haus, wenn er sich mit 2% Abschreibungen jährlich begnügt; er legt seine


Ersparnisse in Schiffen an, die mit 10% Abschreibungen gebucht werden, er


kauft eine Pulverfabrik, die  mit 30% Abschreibungen rechnen muß. Kurz, er hat


die Wahl. Ähnlich wie die Energie, die die Kinder Abrahams im Bau der


Pyramiden anhäuften, heute nach 4000 Jahren durch Herabschleudern der


Bausteine ohne Verlust wieder lebendig gemacht werden kann, so würden die in


einem zinsfreien Hause verbauten Ersparnisse in der Miete in Form von


Abschreibungen wieder unverkürzt zum Vorschein kommen, ohne Zinsen zwar,


aber immer noch mit dem ganz unberechenbaren Vorteil, daß der Sparer seine


Überschüsse über die Zeit hinweg, wo er sie nicht brauchte, ohne Verlust hin-


überleitet in die Zeit, da er Gebrauch davon machen will.


Wer also eine Mietskaserne mit der Absicht baut, sie zinsfrei zu vermieten,
der ist ungefähr in der gleichen Lage, wie jemand, der sein Geld zinsfrei auf
Ratenabzahlung gegen Pfand verleiht.


In der Praxis wird es aber wohl so kommen, daß Lebensversicherungsgesell-


schaften den kleinen weltfremden Sparern alle Sorgen abnehmen werden, indem


diese mit den Geldern der Sparer die Häuser, Schiffe, Fabriken bauen werden


und dann aus den Abschreibungen dieser Dinge den Sparern eine lebensläng-


liche Pension zahlen. Kräftigen Männern 5% der Einlagen, kränklichen oder 


älteren Leuten 10 oder 20%. Unter solchen Verhältnissen gäbe es allerdings


keine Erbonkel mehr. Mit dem letzten Nagel des Vermögens wird der Sarg 


zugeschlagen. Der Sparer zehrt von seinem Gute, sowie er zu arbeiten aufhört,


und mit dem Tode ist es aufgezehrt. Übrigens braucht auch unter solchen


Verhältnissen niemand seine Nachkommen mit einem Erbe auszustatten.


Ausstattung genug ist es für alle, wenn man die Arbeit von den Zinslasten befreit.


Der von den Zinslasten befreite Mann braucht nichts zu erben, wie auch der


Jüngling zu Nain keine Krücken mehr brauchte. Er schafft selber Hab und Gut,


und mit seinen Überschüssen speist er die Kassen der gedachten


Versicherungsgesellschaften, so daß die Abschreibungen an den Häusern,


Schiffen usw., die den Alten ausgezahlt werden, mit den Ersparnissen der jungen


immer wieder durch Neubauten ausgefüllt werden. Die Ausgaben für die Alten


werden durch die Ersparnisse der Jungen gedeckt.


Ein Arbeiter mag heute an Wohnung, Arbeitsmitteln, Staatsschulden,


Eisenbahnen, Schiffen, Läden, Spitälern, Krematorien usw. ein Kapital von


20.000 oder 50.000 Mark verzinsen [Deutschland mit etwa 10 Millionen Arbeitern


(Fabrikarbeiter, Bauern, Beamten usw.) verzinst ein Kapital von etwa 500 Milliarden (einschließlich


des Bodens). Somit verzinst der einzelne Arbeiter durchschnittlich ein Kapital von 50.000 Mark.].


Das 
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heißt, an Kapitalzins und Grundrente muß er jährlich direkt in Lohnabzügen, 


indirekt in den Warenpreisen 2000 Mark jährlich aufbringen. Ohne den


Kapitalzins würde sein Arbeitsertrag sich verdoppeln. Wenn nun ein solcher


Arbeiter bei 1000 Mark Lohn heute jährlich 100 Mark spart, so wird er lange


brauchen müssen, ehe er von seinen Renten wird leben können. Dies um so
mehr, als er durch sein Sparen ja heute die periodischen Krisen auslöst, die
ihn immer wieder zwingen, seine Ersparnisse anzugreifen, wenn er sie nicht
gar in der durch seine Sparsamkeit hervorgerufenen Krise und im Bankerott
seiner Bank verliert, wie das ja manchmal vorkommen soll. Hat dagegen der


Arbeiter durch die Beseitigung des Zinses doppelte Einnahmen, so kann er in


dem angenommenen Fall nicht 100 Mark, sondern 1100 Mark jährlich sparen,


und wenn auch das Gesparte sich nicht mehr durch Zins „von selber“ vermehrt,


so wird doch am Ende der Sparjahre eine solche Differenz zwischen dem, was


er früher mit Zins und dem, was er jetzt ohne Zins gespart hat, bestehen, daß 


er die Zinsen gerne vermissen wird. Und diese Differenz wird nicht einfach im


Verhältnis stehen wie 100 + Zins zu 1100, sondern bedeutend größer sein, weil
der Arbeiter nicht mehr durch Perioden von Arbeitslosigkeit gezwungen sein
wird, seine Ersparnisse aufzuzehren.


Noch eine Einwendung haben wir zu widerlegen, die man gegen die


Möglichkeit eines Ausgleichs zwischen Nachfrage und Angebot auf dem


Kapitalmarkt erhebt.


Man sagt, daß man mit mehr oder besseren Maschinen billiger produzieren


kann, daß darum jeder Unternehmer ein Herabgehen des Zinses dazu benutzen


wird, um seine Fabrik zu erweitern oder zu verbessern. Woraus dann gefolgert


wird, daß der Rückgang des Zinses und besonders die Zinsfreiheit eine solche


Nachfrage auf dem Kapitalmarkt von Seiten der Unternehmer auslösen muß,


daß das Angebot sie nicht decken kann, weshalb dann der Zins überhaupt nicht


auf Null fallen kann.


So sagt z. B. Conrad Otto: Kapitalzins, im Jahrb. für Nat. und Stat. Jahrgang


1908, S. 325: „Der Zins kann nie ganz verschwinden. Wenn z. B. ein Lasten-


aufzug 5 Arbeiter erspart mit einem Jahresverdienst von 4000 Kronen, so darf er


bei einem Zinsfuß von 5% höchstens 80.000 Kronen kosten. Sinkt der Zinsfuß


tiefer, z. B. auf 1/100%, so würde der Aufzug noch mit Vorteil aufgestellt werden


können, wenn er selbst 40.000.000 Kronen kosten würde. Sinkt der Zinsfuß auf


den Nullpunkt oder nahe an den Nullpunkt heran, dann würde die


Kapitalverwendung einen Grad erreichen, der alle Vorstellung übersteigt. Um die


einfachsten Handgriffe zu ersparen, könnten die kompliziertesten und kost-


spieligsten Maschinen aufgestellt werden. Bei 
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einem Zinsfuß gleich Null müßten unermeßliche, unbegrenzte Kapitalanlagen


vorhanden sein. Es bedarf nun wohl keines besonderen Nachweises, daß diese


Bedingung heute nicht erfüllt ist und wohl auch in Zukunft niemals erfüllt werden


kann.”


Zu obigem Einwand gegen die Möglichkeit zinsfreier Darlehen ist folgendes zu


bemerken: Die Kapitalanlagen kosten nicht nur Zins, sondern auch


Unterhaltungskosten und diese sind aller Regel nach, namentlich bei industriellen


Anlagen, sehr hoch. So würde der Lastenaufzug von 10 Millionen allein für seine


Instandhaltung und für Abschreibungen sicherlich 4–5 Millionen jährlich kosten.


Das wären aber dann nicht 5 Arbeiter, wie Conrad meint, sondern 4000 Arbeiter


zu 800 Kronen, die der Aufzug ersparen müßte – auch wenn er keinen Pfennig


Zinsen beansprucht. Bei 5% Unterhaltungskosten und 5% Abschreibungen dürfte


der Aufzug der 5 Mann à 800 Kr. ersparen soll, nur 40.000 (statt 40 Millionen)


zinsfreies Geld kosten. Übersteigen die Baukosten diesen Betrag, so deckt er die


Unterhaltungskosten nicht mehr, er wird nicht gebaut, er hält dann auch keine


Nachfrage auf dem Anleihenmarkt.


Dort, wo keine oder nicht nennenswerte Abschreibungen vorgenommen zu


werden brauchen, wie bei gewissen landwirtschaftlichen Meliorationen


(Planierung, Sprengungen, Ausroden) die ewigen Charakter tragen, sind es 


wieder die Lohnforderungen der Arbeiter, die es verhindern würden, daß die


Nachfrage nach zinsfreien Leihgeldern ins Ungemessene wachsen könnte. Die


Sache geht auch hier in das Grundrentenproblem über. Übrigens wird auch kein


Privatmann Felsen sprengen und Wälder ausroden, wenn er von dieser Arbeit


keinerlei Vorteil hat. Beim Bau einer Fabrik, einer Mietskaserne, da hat er den


Vorteil, daß ihm in den jährlichen Abschreibungen die Auslagen nach und nach


zurückerstattet werden. In der Hoffnung auf diese Rückerstattung baut er das


Miethaus. Er, der sterblich ist, und vor seinem Tode die Früchte seines Fleißes


selber genießen will, wird und kann keine Arbeiten unternehmen, die sich in


Abschreibungen nicht wieder auflösen. Wenn er und sein Werk in der Auflösung


Schritt halten, dann hat er richtig, privatwirtschaftlich, wie es sich geziemt, richtig


gerechnet. Arbeiten, die ewigen Charakter tragen, sind nicht Sache des


Sterblichen, sondern des Ewigen, des Volkes. Das Volk, das ewig lebt, rechnet


mit der Ewigkeit und sprengt die Felsen weg obschon diese Arbeit keinen Zins


abwirft, und sich auch nicht in Abschreibungen auflöst. Dem Tode auf den Fersen


tretend, entwirft der alte Staatsförster den Plan für die Aufforstung einer Einöde.


Diese Dinge sind Staatsangelegenheiten. Der Staat aber wird solche Arbeiten


immer nur in dem Umfange unternehmen, wie ihm dazu Geld zinsfrei zur


Verfügung gestellt wird. Solche Unternehmungen stehen infolgedessen der
Zinsfreiheit nicht im Wege, sondern liegen in ihrem Rücken.
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Wer diesen Einwand erhebt, vergißt auch, daß, wenn es sich um eine einfache


Erweiterung des Unternehmens handelt (10 Drehbänke an Stelle von 5; 10


Ziegelmaschinen, wo bisher 5 arbeiteten usw.), diese nicht ohne entsprechend


mehr Arbeiter ausgenutzt werden kann. Die Nachfrage nach Geld zwecks
Vergrößerung einer Fabrik bedeutet also auch gleichzeitig eine entsprechend
vergrößerte Nachfrage nach Arbeitern, die durch erhöhte Lohnforderungen den
vom Unternehmer von der Erweiterung seines Unternehmens erwarteten Vorteil
wieder nullifizieren. Durch die einfache Vergrößerung seiner Fabrik kann also ein


Unternehmer keinen besonderen Vorteil von den zinsfreien Darlehen erwarten,


und darum wird die Zinsfreiheit kein Reizmittel sein, dessentwegen die


Unternehmer eine grenzenlose Nachfrage nach zinsfreien Darlehen halten.


Diese Grenze ist durch die Lohnforderungen der Arbeiter gezogen, denen ganz
allein die Zinsfreiheit zugute kommt. Und das ist ja auch ganz natürlich – denn


das Verhältnis des Unternehmers und Arbeiters ist im Grunde durch nichts ver-


schieden von dem Verhältnis, das zwischen Pfandleihern und Pfandborgern


besteht, und ein Herabgehen des Zinses kommt den Borgern zugute.


Der Unternehmer kauft nicht die Arbeit, oder die Arbeitszeit, auch nicht die


Arbeitskraft, denn er verkauft auch keine Arbeitskraft. Was er kauft und verkauft,


das ist das Arbeitsprodukt, und der Preis, den er dafür bezahlt, richtet sich nicht


nach den Kosten der Pro- und Reproduktion des Arbeiters (der Unternehmer


schert sich den Teufel um die Reproduktion des Arbeiters, das erkennt man doch


klar genug am Arbeiter selber), sondern einfach nach dem, was der Konsument


dafür bezahlt. Von diesem Preis zieht der Unternehmer den Zins der maschinel-


len Anlagen, die Kosten der Rohstoffe plus Zins und den Lohn seiner eigenen


Arbeit ab. Der Zins entspricht der Regel nach dem Urzins, der Lohn des


Unternehmers unterliegt, wie jeder Arbeitslohn, dem Gesetze des Wettbewerbs,


und mit dem Rohstoff, den der Unternehmer verarbeiten läßt, handelt der


Unternehmer so, wie jeder Krämer mit seinen Waren handelt. Der Unternehmer


schießt dem Arbeiter Maschinen und Rohstoffe vor und zieht den Zins davon


vom Produkte des Arbeiters ab – der Rest ist der sogenannte Lohn, der im


Grunde nichts anderes ist, als der Preis der vom Arbeiter gelieferten Ware.


Die industriellen Anlagen sind somit wirklich nichts anderes als Pfandhäuser


[So sagte schon Eugen Dühring irgendwo vor langer Zeit: der Unternehmer vermietet gleichsam 


die Produktionsanstalten an das Arbeitertum. Die Vermietungsgebühr ... . Dühring nennt die


Vermietungsgebühr Profit, Marx nennt sie Mehrwert, wir nennen das Ding schlechthin Zins,


Kapitalzins.]. Zwischen einem Pfandhausbesitzer und Krupp ist kein Qualitäts-,


sondern nur ein Quantitätsunterschied. Dieser Charakter der Fabrik kommt beim


Stücklohn ganz nackt 
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zum Vorschein. Stücklohn ist aber im Grunde aller Lohn denn der Lohn richtet


sich nach den Stücken, die der Unternehmer sich vom einzelnen Arbeiter ver-


spricht.


Aber neben der einfachen Vergrößerung der Unternehmungen, die die


Nachfrage nach Arbeitern vergrößert, gibt es noch eine eigentliche Verbesserung


der Arbeitsmittel, die es gestattet, mit der gleichen Anzahl Arbeiter mehr Ware zu


erzeugen. Ein Bauer z. B. kann die Zahl seiner Pflüge verdoppeln, aber dann


muß er auch die Zahl der Knechte verdoppeln. Kauft er aber einen Dampfpflug,


so bebaut er eine doppelte Fläche, ohne die Zahl der Knechte zu verdoppeln.


Solche Verbesserung der Arbeitsmittel (die immer scharf von der einfachen


Vermehrung der Arbeitsmittel zu scheiden ist) werden immer angestrebt. Denn


den Unternehmern kommt es auf den Reinertrag [Reinertrag – Unternehmerlohn –


Arbeitsertrag des Unternehmers usw. ist das, was nach Zahlung aller Betriebsausgaben für die


Leitung des Unternehmens übrigbleibt und als Profit dieser Leitung anzusehen ist. Hat mit Zins ab-


solut nichts zu tun. Bei Aktiengesellschaften sind es die Patentrechte der Erfinder oder die „unver-


schämten“ Gehalt- und Lohnforderungen besonders tüchtiger und unersetzlicher Direktoren und


Arbeiter, die diesen Reinertrag aufnehmen.] ganz allein an und dieser ist um so größer, je


besser die eigenen Produktionsmittel sind, verglichen mit den Produktionsmitteln


der Wettbewerber. Daher der erst im Syndikat, im Monopol oder im Staatsbetrieb


mündende Wettlauf der Unternehmer bei der Verbesserung der


Produktionsmittel, daher die Nachfrage nach Darlehensgeldern von Seiten der


Unternehmer, die die veraltete Fabrik niederreißen, aber für den Bau der 


modernen Fabrik nicht genügend eigene Mittel haben.


Dennoch kann man hieraus nicht folgern, daß die Nachfrage nach zinsfreien


Darlehen für die Verbesserung der Arbeitsmittel zu jeder Zeit unbegrenzt sein


muß, daß also das Angebot niemals die Nachfrage erreichen kann, die sich 


automatisch bei Zinsfreiheit einstellt, und zwar kann man dies deshalb nicht 


folgern, weil für solche Verbesserungen der Produktionsmittel das Geld für ihre
Beschaffung überhaupt erst in zweiter Linie in Betracht kommt.


Jeder, der gelernt hat, einen Besen zu binden, kann auch deren hundert 


binden. Verlangt man aber von ihm, mit zinsfreiem Geld in der Hand, eine
Verbesserung seiner Arbeitsmittel, um mehr oder bessere Ware mit gleicher


Arbeit zu erzielen, so wird er die Antwort schuldig bleiben. Eine Verbesserung


der Arbeitsmittel ist ein geistiges Produkt, das man nicht wie Kartoffeln und


Werttheorien den Zentner zu so und so viel kaufen kann. Man kann sie nicht 


einfach bestellen, auch mit noch so „billigem“ Geld nicht. Ungezählte Millionen


könnten die Bürger immer durch Verwertung von Patentrechten einstecken,


jedoch melden sich diese Bierphilister nicht.
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Es mag sein, daß in 10 oder 100 Jahren die Arbeitsmittel derart verbessert


sein werden, daß die Arbeiter durchweg das doppelte, das fünf- oder zehnfache


leisten werden. Und jeder Unternehmer hat dann für solche Verbesserung auch


schon die Bestellung versandbereit. Aber heute müssen die Unternehmer die


altertümlichen Maschinen gebrauchen, die ihnen der barbarische Stand unserer


heutigen Technik liefert.


Aber davon abgesehen. Nehmen wir an, es würde eine kostspielige Maschine


erfunden, mit welcher jeder durchweg sein Produkt verdoppelt, so würde eine


solche Erfindung gleich eine riesenhafte Nachfrage nach Darlehen für die


Beschaffung der neuen Maschine auslösen. Jeder würde seine Produktionsmittel


fortwerfen, um sich die neuen zu beschaffen. Und wenn wir vorher zinsfreie


Darlehen hatten, so würde diese neue, gewaltige Nachfrage den Zins wieder


zum Vorschein bringen. Der Zins könnte sogar unter diesen angenommenen


Verhältnissen (die das gesamte Industriekapital zum alten Eisen werfen) eine nie


dagewesene Höhe erreichen. Aber das würde nicht lange dauern, denn die
durch das neue Arbeitsmittel jetzt um die Hälfte billiger gewordenen Produkte
(billig nicht im Sinne eines Preisrückganges, sondern billig, weil man mit der 


gleichen Arbeit jetzt das Produkt verdoppelt und mit dem doppelten Produkte


doppelte Quantitäten Ware eintauschen kann) würden den Bürgern gestatten,
außerordentliche Ersparnisse zu machen, deren Angebot die außerordentliche
Nachfrage nach Leihgeld bald ein- und überholen würde.


Man kann also sagen, daß jede Nachfrage nach Darlehen, die für die
Verbesserung der Arbeitsmittel gemacht wird, selber wieder das Angebot zur
Deckung dieser Nachfrage mit großem Überschuß auslösen muß.


Von welcher Seite wir auch die Deckung der Nachfrage nach Darlehen im


Sinne einer durch diese Deckung bewirkten Beseitigung des Zinses betrachten


mögen, Hindernisse natürlicher Ordnung stehen einer solchen Deckung nicht im
Wege, weder auf Seiten der Nachfrage, noch auf Seiten des Angebots. Sowie wir


das herkömmliche Geld aus dem Spiele lassen, ist die Bahn frei, sowohl für zins-


freie Darlehen, wie für zinsfreie Wohnungen und Arbeitsmittel. Die Beseitigung


des Zinses ist ein natürliches Produkt der natürlichen Ordnung, wenn sie durch


keine künstlichen Eingriffe gestört wird. Alles in der Natur des Menschen, ebenso


wie in der Natur der Volkswirtschaft drängt auf eine unaufhaltsame Vermehrung


der sogenannten Realkapitalien hin, eine Vermehrung, die nicht einmal beim 


völligen Wegfall des Zinses innehält. Und als einzigen Störenfried in dieser


Ordnung haben wir den Umstand erkannt, daß das herkömmliche Tauschmittel 
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dank eigentümlichen, fremdartigen Vorzügen, die Möglichkeit bietet, die


Nachfrage, ohne unmittelbaren Schaden für den Inhaber des Tauschmittels, will-


kürlich hinauszuschieben, während das Angebot durch körperliche Eigenschaften


der Waren jedes Zögern mit Bußen aller Art ahndet.


Wir haben diese neue Lehre vom Zins jetzt schon von so vielen Seiten kennen


gelernt, daß wir nun am Schlusse eine Frage aufwerfen und beantworten 


können, die eigentlich in natürlicher Rangordnung an die Spitze des Kapitels zu


stellen gewesen wäre, die ich aber geflissentlich bisher zurücksetzte, weil zu


ihrer richtigen Erfassung Kenntnisse und Umsicht nötig sind, die wir hier am


Schlusse natürlich eher voraussetzen können als zu Anfang.


Wir sagten, daß das Geld als Tauschmittel darum Kapital ist, weil es den


Warenaustausch unterbinden kann, und folgerichtig müssen wir nun auch sagen


können, daß, wenn wir dem Geld durch die vorgeschlagene Reform die Fähigkeit


nehmen, den Warenaustausch zu unterbrechen, das Geld als Tauschmittel kein


Kapital mehr sein kann, d. h., daß das Geld den Urzins nicht mehr erheben


kann.


Gegen diese Folgerung ist nichts einzuwenden. Sie stimmt.


Aber wenn man nun weiter folgern und sagen würde: da das Geld von den


Waren keinen Zins mehr erheben kann, so wird man auch am Tage der


Einführung der Geldreform schon mit zinsfreien Darlehen rechnen können –, 


so stimmt das nicht.


Als Tauschmittel, unmittelbar den Waren gegenüber (also im Handel) wird das


Freigeld kein Kapital sein, ebensowenig wie die Waren einander gegenüber sich


als Kapital erweisen können. Mit dem Freigeld werden die Waren frei von Zins


ausgetauscht werden. Aber bei seiner Einführung wird das Freigeld die


Marktverhältnisse antreffen, die sein Vorgänger, das Gold, für den Darlehenszins


vorbereitet hatte, und so lange diese Marktverhältnisse bestehen, d. h., so lange


Nachfrage und Angebot auf dem Darlehensmarkt (in all seinen Formen) die


Erhebung eines Zinses gestattet, wird man auch bei Freigelddarlehen Zins 


zahlen müssen. Wie die Eisenbahnwagen noch eine Weile laufen, nachdem die


Maschine sie abgestoßen, so wird das Freigeld nach seiner Einführung als


Vermittler von Darlehensgeschäften eine Strecke weit sich an der Armut mästen,


die sein Vorgänger in jahrtausendlanger, konsequenter Zwingherrschaft für 


diesen Zweck bereitet hatte. Das Freigeld stößt bei seiner Einführung auf die


Massenarmut, deren Folge der Zins ist. Diese Armut muß erst verschwinden.


Und sie verschwindet nicht von einem Tage zum andern. Hier heißt es arbeiten.


Und so lange diese Armut nicht beseitigt ist, wird das Produktionsmittel und sein


Element, die Waren, in allen Formen der Darlehensgeschäfte (nicht des


Tausches) Zins abwerfen. Aber 
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das Freigeld stellt den Zins nicht zur Bedingung seiner Dienstleistungen; es


gestattet ihn, duldet es, daß die Volkswirtschaft als Folge krisenfreier Arbeit Fett


ansetzt und an diesem Fett soll der Zins zugrunde gehen, wie er auch zweifellos


daran zugrunde gehen wird, zugrunde gehen muß. Schweiß und Blut des Volkes


frißt der Zins, Fett, volkswirtschaftlichen Reichtum kann der Zins nicht vertragen.


Für den Zins ist Fett einfach Gift.


Es ist ganz unzweifelhaft, daß das den Zins bedingende Mißverhältnis 


zwischen Nachfrage und Angebot noch nach der Geldreform eine ganze Weile


fortbestehen und nur nach und nach verschwinden wird. Das tausendjährige


Produkt des herkömmlichen Geldes, d. h. der Mangel an Realkapital, kann nicht


durch die 24stündige Arbeit einer lithographischen Presse gutgemacht werden.


Den Mangel an Häusern, Schiffen, Fabriken kann buntes Geldpapier selbstver-


ständlich nicht beseitigen. (Dies war ja von jeher der Wahn der Papiergeld- und


Geldpapier-Apostel.) Das Freigeld wird den Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen


in unbegrenzter Menge gestatten; es wird den Volksmassen erlauben, nach


Herzenslust zu arbeiten, zu schwitzen und die bettelhafte Armut, die das Gold


hinterlassen, zu verfluchen. Es wird aber selbst keinen Stein zu den fehlenden


Städten liefern. Die lithographischen Pressen, auf denen das Reformgeld


gedruckt wird, werden an und für sich nicht einen einzigen Tropfen zu dem


Meere von Realkapitalien liefern, das zur Ersäufung des Kapitalzinses unent-


behrlich ist und durch jahrelange, fleißige und unverdrossene Arbeit geschaffen


werden muß, ehe von Zinsfreiheit die Rede sein kann. Die Freiheit muß immer


erkämpft werden, wenn sie von Bestand sein soll. und so muß auch die


Zinsfreiheit erkämpft, erarbeitet werden. Schweißtriefend soll das Volk das zins-


freie Haus, die zinsfreie Fabrik betreten, den zinsfreien Zukunftsstaat erobern.


Im übrigen aber wird am Tage, an dem das Gold von seinem Throne gestoßen


wird und das Freigeld die Aufgabe übernimmt, den Austausch der Waren zu ver-


mitteln, sich überhaupt nichts Nennenswertes in bezug auf den Zins ereignen.


Der Zins der bestehenden Realkapitalien bleibt vorläufig. Und auch die neu hin-


zukommenden Realkapitalien, die das Volk in nun ungehinderter Arbeit schaffen


wird, werden Zins abwerfen. Sie werden allerdings auf den Zins drücken und


zwar in dem Maße, wie ihr Quantum wachsen wird. Wenn neben der Stadt


Berlin, Hamburg, München noch eine zweite und größere Stadt erbaut sein wird


– dann wird das Angebot von Wohnungen vielleicht die Nachfrage decken und


der Zins derselben auf Null fallen.


Wenn aber die Realkapitalien noch Zins abwerfen und man mit Geld Waren


kaufen kann, die sich zu neuen Realkapitalien vereinigen lassen, die Zins ab-


werfen, so ist es klar, daß, wenn jemand ein Darlehen in Geld braucht, er dafür


den gleichen Zins zahlen muß, den das Realkapital einbringt, und zwar selbst-


verständlich nach dem Gesetze des Wettbewerbs.
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Darlehen in Freigeld werden also so lange verzinst werden müssen, wie die


Realkapitalien Zins abwerfen. Wie die Realkapitalien dank dem Mangel an 


solchen, den das Metallgeld geschaffen hatte, noch eine Zeitlang als Kapital


bestehen werden, so werden ihre Bestandteile, also Ware und Geld, auch noch


eine Zeitlang Kapital sein.


Bis dahin war der Realkapitalzins abhängig vom Urzins; jetzt ist der Urzins


beseitigt, und die Höhe des Darlehenszinses richtet sich genau nach dem Zins


des Realkapitals. Man wird also bei Gelddarlehen nicht darum Zins zahlen, weil


das Geld den Waren einen Tribut aufbürden kann, sondern weil die Nachfrage


nach Darlehen vorläufig noch das Angebot überwiegt.


Der Urzins war kein Darlehenszins; der Tausch des Geldes gegen Ware und
der hierbei erhobene Tribut hatte absolut nichts gemein mit einem Darlehen. Der


Urzins wurde darum auch nicht durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Der


Produzent gab im Tausch für das Geld seine Ware her. Es war ein


Tauschgeschäft, und der Urzins wurde dabei erhoben, weil der Geldinhaber den


Tausch gestatten und untersagen konnte. Der Urzins entsprach dem


Qualitätsunterschied, der zwischen dem Wechsel als Tauschmittel (neben


Urwirtschaft und Tauschhandel) und dem baren Geld bestand. Kein Angebot von


Geld, und mochte es noch so groß sein, vermochte, diesen Qualitätsunterschied


und darum auch den Zins zu beseitigen.


Beim Zins der Realkapitalien dagegen handelte es sich nicht um einen Tausch,


sondern um ein Darlehen. Der Grundbesitzer verleiht den Boden an den Pächter,


der Hausbesitzer verleiht das Haus an den Mieter; der Fabrikant verleiht die


Fabrik an die Arbeiter; der Bankier verleiht das Geld an den Schuldner – aber


der Kaufmann, der den Zins von den Waren erhebt, verleiht nichts – er tauscht.


Der Pächter, der Mieter, der Arbeiter, der Schuldner geben zurück, was sie er-


halten haben; der Kaufmann erhält für sein Geld etwas vom Geld ganz


Verschiedenes. Darum hat auch der Tausch mit dem Darlehen nichts gemein,


darum aber auch wird der Urzins von ganz anderen Umständen beeinflußt, als


der Zins der Realkapitalien. Und eigentlich müßte man ganz davon abgehen,


diese beiden so verschiedenen Dinge mit dem gleichen Worte Zins zu be-


zeichnen.


Der Zins der Realkapitalien wird durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Er


unterliegt dem Gesetze des Wettbewerbes. Er kann durch eine einfache


Verschiebung im Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot beseitigt werden.


Niemals wäre das möglich beim Urzins. Der Zins der Realkapitalien wurde bisher


vor einer solchen Verschiebung geschützt, weil das Angebot von Realkapital im


Urzins einen unüberwindlichen Widerstand fand.


Mit der Geldreform wird dieser Widerstand gebrochen, aber es bleibt noch die


Leere auszufüllen.
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Noch besteht das für den Zins unerläßliche Mißverhältnis zwischen Nachfrage


und Angebot von Darlehen jeder Art – Darlehen in Gestalt von Mietshäusern, von


Fabriken, Maschinen, wie auch in Gestalt von Geld.


Aber der Stoff für den Zins dieser Gelddarlehen kommt jetzt nicht mehr aus der


Warenzirkulation als G.W.G’, sondern aus der Produktion.


Er ist ein Teil des Produktes, das der Borger mit Hilfe des Darlehens mit 


gleichen Kosten mehr erzeugen kann und den der Geldverleiher für sich bean-


spruchen kann, weil Nachfrage und Angebot es ihm gestatten.


Der Urzins hatte mit der Produktion, mit dem Arbeitslohn absolut nichts zu tun.


Er wurde außerhalb der Produktion beim Austausch erhoben. Nicht als Anteil an


den mit den Darlehen mehr erzeugten Produkten, sondern als ein Teil aller
Produkte überhaupt, die auf das Geld als Tauschmittel angewiesen waren. 


Er wäre auch erhoben worden, wenn alle Arbeiter mit eigenen, genau gleichen
Arbeitsmitteln versehen gewesen, wenn alle Schulden bezahlt wären, wenn jeder
seine Einkäufe bar bezahlte, wenn jeder im eigenen Hause wohnte, wenn der
Markt für Darlehen geschlossen, wenn alle Anleihen verboten, wenn der Zins
kirchlich und gesetzlich verboten worden wäre.


Die Nachfrage nach Darlehen, namentlich in Form von Arbeitsmitteln, kommt


daher, daß man mit diesen Arbeitsmitteln mehr oder bessere Produkte erzielt, als


ohne solche. Stößt nun der Arbeiter bei dieser Nachfrage auf ein ungenügendes


Angebot, so muß er von dem, was er mit dem gewünschten Arbeitsmittel mehr


zu erzeugen hofft, einen Teil an den Verleiher abgeben, und zwar aus keinem


anderen Grunde, als weil es das bestehende Verhältnis zwischen Nachfrage und


Angebot so will. Und dieses Verhältnis wird nach Einführung der Freigeldreform


noch eine Zeitlang fortbestehen.


So lange das Produktionsmittel Kapital ist, ist auch das Produkt Kapital, aber
nicht als Ware, nicht dort, wo um den Preis gehandelt wird. Denn einander


gegenübergestellt würden sich die Zinsrechnungen der Waren aufheben. Aber


außerhalb der Warenzirkulation, dort, wo es sich um die Bedingungen eines


Darlehens (nicht also um Preise) handelt, nicht den Käufern, sondern den


Borgern gegenüber, da kann das Produkt Kapital sein, und es muß es sogar


sein, so lange das Produktionsmittel Kapital ist. Gerade umgekehrt verhält es


sich mit dem herkömmlichen Geld. Dieses zieht seinen Tribut nicht von den


Borgern, sondern aus der Warenzirkulation. Es hat seinen Saugapparat direkt in


die Blutbahn des Volkes gesenkt. Mit dem Freigeld wird dem Tauschmittel dieses


Organ amputiert. Und darum ist das Freigeld an und für sich kein Kapital mehr.


Es kann den Zins nicht mehr unter allen Umständen 
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erpressen. Es leidet das Schicksal der Waren und ihrer Produktionsmittel, die


auch nur so lange Zins erheben können, als das Angebot hinter der Nachfrage


zurückbleibt. Fällt der Zins der Realkapitalien auf Null, so sind auch die


Produkte, die Waren, kein Kapital mehr, und dann ist auch das zinsfreie


Gelddarlehen Tatsache. Mit der Freigeldreform verschwindet der Urzins gleich


von dem Augenblick an, wo das Freigeld den Waren entgegentritt. Den Waren


gegenüber ist das Freigeld unbewaffnet, wie ein Wolf mit dem Maulkorb mitten in


einer Schafherde. Keine noch so starke Vermehrung des Geldbestandes konnte


den Urzins beeinflussen. Aber das Verschwinden des Urzinses ist kein Grund für


das sofortige Verschwinden des Darlehenszinses. Das Freigeld wird nur den


zinsfreien Darlehen die Bahn frei machen – mehr nicht.


Hier in dieser Unterscheidung zwischen Urzins und Darlehenszins fließt alles,


was wir über den Urzins bisher gesagt hatten, wie in einem Brennpunkt zusam-


men. Hier tritt seine Natur ganz klar zutage. Man hat den Urzins bisher nicht


gesehen, weil er sich hinter dem gemeinen Darlehenszins (seiner Kreatur) ver-


steckte. Wenn der Kaufmann Geld borgt und den Zins, den er dafür zahlt, auf die


Warenpreise schlägt, so ist das, wie man bisher annahm, ein Darlehenszins. Der


Kaufmann schießt das Geld der Ware vor, er macht ihr ein Darlehen und die


Warenproduzenten zahlen den Zins dieses Darlehens. So erklärte man die


Sache. Man braucht übrigens kein oberflächlicher Denker zu sein, um an diesem


Trugschluß achtlos vorbeizugehen. Der Schein ist wirklich hier recht trügerisch.


Man muß schon recht genau zusehen, um zu beobachten, daß der Zins, den der


Kaufmann für das geliehene Geld zahlt, nicht Ausgangspunkt, sondern Endpunkt
der ganzen Handlung ist. Der Kaufmann erhebt mit dem Geld den Urzins von


den Waren und liefert, da ihm das Geld nicht gehört, den Urzins an den


Geldgeber ab. Er ist soweit nur einfacher Kassierer des Geldgebers. Wäre es


sein eigenes Geld gewesen, so hätte er genau so gut den Urzins erhoben und


ihn in seine eigene Tasche gesteckt. Und dann – wo wäre dann das Darlehen


gewesen? Beim Darlehen ist doch Leistung und Gegenleistung zeitlich getrennt.


Der Darlehenszins richtet sich ganz nach der Zeitspannung, die zwischen


Leistung und Gegenleistung liegt. Aber beim Tausche des Geldes gegen Ware,
wo der Urzins erhoben wird, fallen Leistung und Gegenleistung zeitlich vollkom-
men zusammen. Das Darlehensgeschäft hinterläßt Gläubiger und Schuldner; das


Tauschgeschäft läßt nichts zurück. Man geht in den Laden, kauft, bezahlt und


geht. Das Geschäft ist restlos erledigt. Jeder gibt und erhält in der Gegenwart


das, was er beansprucht. Wo wäre da ein Darlehen? Bei Darlehen kann man in


manchen Fällen von Not, Bedürftigkeit, Verschuldung usw. reden, auf alle Fälle


von der Unmöglichkeit, das, was man wünscht, gleich zu bezahlen. Wer ein Brot


auf Kredit kauft, weil er 
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nicht bezahlen kann, erhält ein Darlehen und zahlt im erhöhten Preis den Zins.


Aber beim Bauern, der einen Karren voller fetter Schweine zum Markt bringt, um


sie gegen Geld zu tauschen, wird man doch von Verschuldung und Bedürftigkeit


nicht reden können. Der Darlehensgeber gibt von seinem Überfluß, der


Darlehensnehmer nimmt aus Mangel. Aber beim Tausch hat jede der beiden


Parteien zugleich Überfluß und Mangel. Mangel an dem, was man verlangt,


Überfluß an dem, was man anbietet.


Der Urzins hat also keinerlei Verwandtschaft mit dem Darlehenszins. Der


Urzins ist wie gesagt, ein Tribut, eine Steuer, ein Raub, er ist alles mögliche –


nur nicht die Gegenleistung eines Darlehens. Der Urzins ist eine Erscheinung


eigener Art, die für sich betrachtet werden muß, – ein volkswirtschaftliches


Element. Der Kaufmann ist bereit, für ein Gelddarlehen Zins zu zahlen, weil er


weiß, daß er sich dafür an den Waren erholen kann. Kommt der Urzins in


Wegfall, verliert das Geld die Fähigkeit, Urzins zu erheben, so wird auch der


Kaufmann keinen Zins für ein Gelddarlehen anbieten können zwecks Ankauf von


Waren.


Hier wird ein Vergleich mit dem Tauschhandel wieder nützlich sein. Im Tauschhandel


werden die Waren ohne Zins gegeneinander ausgetauscht. Wenn aber zur Zeit des


Tauschhandels jemand eine Ware nicht in Tausch, sondern als Darlehen begehrte, so kam


es ganz allein darauf an, in welchem Verhältnis Nachfrage und Angebot bei Darlehen
standen, um festzustellen, ob überhaupt und wie viel Zins gefordert werden konnte.


Konnte man ein Haus vermieten, und als Miete mehr als die Abschreibungen erheben, so


war es selbstverständlich, daß jeder, der ein Haus in seinen Bestandteilen mietete (also in


Form von Darlehen in Holz, Kalk, Eisen usw.), auch Zins dafür zahlen mußte.


Die teilweisen Wiederholungen in diesem Kapital waren notwendig, um der Gefahr vor-


zubeugen, daß der Urzins des Geldes mit dem Darlehenszins verwechselt werde.


Wie man den Kapitalzins bisher zu erklären versuchte.


Wer nun weiß, welchen Umständen die Wohnungen, Arbeitsmittel, Schiffe usw.


und das Geld ihren Kapitalcharakter verdanken, wird nun auch wissen wollen,


wie man bisher den Zins zu erklären versuchte. Wer sich hierüber gründlich


unterrichten will, findet die Zinstheorien sehr vollständig dargestellt in Dr. Eugen
v. Boehm-Bawerks Buch: „Kapital und Kapitalzins“ [Innsbruck, Verlag der Wagnerschen


Universitätsbuchhandlung.]. Die hier folgende Aufzählung dieser Theorien entnehme


ich diesem Buche. Der Verfasser stellt die Frage: woher und warum empfängt


der Kapitalist den Zins, und die Antworten, die er darauf erhält, klassifiziert er in


der Hauptsache:


1. in Fruktifikationstheorien;


2. in Produktivitätstheorien;


3. in Nutzungstheorien;
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4. in Abstinenztheorien;


5. in Arbeitstheorien;


6. in Ausbeutungstheorien.


Da v. Boehm-Bawerk sich nicht darauf beschränkte, diese verschiedenen


Theorien zu kritisieren, sondern auch selbst eine eigene Zinstheorie aufstellte, so


war es fast unausbleiblich, daß er bei der Kritik der fremden Zinstheorien unter


dem Einfluß der eigenen Zinstheorie stehen mußte und daß infolgedessen ge-


rade solche Aussagen, die gegen oder für seine eigene Theorie sprachen, sein


Interesse ganz besonders in Anspruch nahmen, vielleicht auf Kosten anderer


Aussagen, die, von einem anderen Standpunkt aus betrachtet, stark an


Bedeutung gewinnen und vielleicht eine gründlichere Behandlung verdienten, als


sie ihnen v. Boehm-Bawerk zukommen läßt. So finde ich z. B. S. 47 folgenden


Passus:


„Sonnenfels [Sonnenfels, Handlungswissenschaft, 2. Aufl., Wien 1758.], von Forbonnais
beeinflußt [Wie und wo, wird nicht erwähnt.], sieht den Ursprung des Zinses in einer


Hemmung des Geldumlaufes durch die geldanhäufenden Kapitalisten, aus deren


Händen sich das Geld nur durch einen im Zinse dargebotenen Tribut wieder her-


vorlocken läßt. Er sagt dem Zinse allerlei schädliche Folgen nach; daß er die


Ware verteuere, den Gewinn der Emsigkeit (also wohl den Arbeitsertrag) ver-


mindere und den Besitzer von Geld an demselben Teil nehmen lasse. Ja, er


bezeichnet die Kapitalisten als die Klasse derjenigen, die nicht arbeiten und sich


von dem Schweiße der arbeitenden Klassen nähren.“


Für uns wäre nun ein Mann, der solche Ansichten verficht, eine interessante


Persönlichkeit, aber v. Boehm-Bawerk würdigt diese Theorie keiner Kritik und 


fertigt den Urheber kurz ab, indem er von „widerspruchsvoller Beredsamkeit“


spricht. Und so mag es sein, daß, wer die Zinsliteratur vom Standpunkt des


Urzinses aus betrachtet, manche interessante Aussage für den Beweis finden


würde, daß die selbständige, zinszeugende Kraft des herkömmlichen Geldes


nicht erst jetzt entdeckt und nachgewiesen worden ist.


Wir wollen nun hier kurz, ganz kurz, den Inhalt der oben bezeichneten sechs


Theorien wiedergeben und verweisen im übrigen alle, die sich für die Geschichte


der Kapitalzinstheorien interessieren, auf das oben genannte vorzügliche Werk


von v. Boehm-Bawerk.


Eine gründliche Kritik dieser Theorien erübrigt sich, da mit Hilfe der


Urzinstheorie jeder jetzt in der Lage ist, den Punkt anzugeben, wo die Forscher


durch Erlkönigs Töchter vom geraden Weg abgelenkt wurden und sich in


Wertsümpfe verirrten.


1. Die Fruktifikationstheorie erklärt den Zins mit einem kolossalen Salto


mortale aus der Grundrente. Weil man mit Geld einen Acker kaufen kann, der


Zins abwirft, darum 
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muß auch das Geld und alles, was mit Geld gekauft werden kann, Zins abwer-


fen. Ganz recht, aber diese Theorie sagt überhaupt nichts, da die Erklärung fehlt


– warum man mit Geld, das man für steril erklärt, einen Acker kaufen kann, der


Zins abwirft. Unter den Männern, die diese „Theorie“ verbreiteten, finden wir


Turgot und Henry George. Wie diese Braven in diese leichtsinnige Gesellschaft


geraten sind, ist unerklärlich. Wahrscheinlich handelt es sich bei ihnen um nichts


mehr als einfache Meinungen oder Ansichten, die sie zum besten gaben, um den


Widerspruch zu reizen und andere auf das Zinsproblem aufmerksam zu machen.


2. Die Produktivitätstheorie erklärt den Zins damit, daß das Arbeitsmittel


(Kapital) die Produktion (Arbeit) unterstützt. Und das ist wahr, denn was ver-


möchte ein Proletarier ohne Arbeitsmittel? Aber nun heißt es, daß das Mehr an


Produkten auch dem Besitzer der Arbeitsmittel selbstverständlich und naturge-


mäß zufließen muß. Und das ist nicht wahr und durchaus nicht selbstverständ-


lich, wie schon daraus ersehen werden kann, daß Arbeit und Arbeitsmittel nicht
getrennt werden können, daß man überhaupt nicht angeben kann, welcher Teil
des Produktes auf die Arbeit, welcher auf das Arbeitsmittel fällt. Wäre der Zins
darauf zurückzuführen, daß der Proletarier mit Arbeitsmitteln mehr schaffen
kann, als mit bloßen Händen, so würde in den meisten Fällen für den Arbeiter


überhaupt nichts übrigbleiben. Denn was kann ein Landarbeiter ohne Pflug und


Acker, was kann ein Lokomotivführer ohne Eisenbahnen anfangen? Arbeit und


Arbeitsmittel sind überhaupt nicht zu trennen, und die Teilung des Produktes 


zwischen dem Besitzer der Arbeitsmittel und dem Arbeiter muß von anderen


Umständen bestimmt werden als von dem Grad der Unterstützung, die die


Produktion durch die Arbeitsmittel erfährt. Wo sind „diese Umstände?


Wir sagen: Nachfrage und Angebot von Arbeitsmitteln bestimmen das


Verhältnis, in dem sich die Arbeiter mit den Besitzern der Arbeitsmittel in die


Produkte teilen, und zwar ganz unabhängig von der Leistungsfähigkeit der


Arbeitsmittel. Das Arbeitsmittel unterstützt die Arbeit – daher die Nachfrage von


Seiten des Proletariers, aber diese Nachfrage kann nicht einseitig den Zins


bestimmen, sondern das Angebot hat auch ein Wort mitzureden. Es kommt bei


der Verteilung des Produktes zwischen Proletariern und Kapitalisten auf das


Verhältnis an, in dem die Nachfrage zum Angebot steht. Einen Zins wird der


Kapitalist von seinem Produktionsmittel nur erwarten können, so lange die


Nachfrage das Angebot übersteigt. Und je besser, leistungsfähiger das


Produktionsmittel ist, das der Kapitalist dem Arbeiter zur Verfügung stellt – 


desto mehr schwillt mit dem Produkt das Angebot von Produktionsmitteln an,
desto niedriger der Zins. Nach dieser 
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Produktionstheorie müßte es sich aber umgekehrt verhalten – je leistungsfähiger


das Produktionsmittel, desto höher der Zins. Würde man die Leistungsfähigkeit


der Produktionsmittel allgemein verzehnfachen, so würde daraus (nach der


Produktivitätstheorie) dem Kapitalisten ein gewaltiger Gewinn erwachsen – wäh-


rend doch offenbar durch ein solches Ereignis das Angebot die Nachfrage nach


Produktionsmitteln bald überholen und der Zins unter dem Drucke des Angebots


ganz verschwinden würde. (Vorausgesetzt, daß das Geld solche Entwicklung


nicht verhindern könnte.)


Die Produktivitätstheorie kann den Zins nicht erklären, weil sie das Kapital
nicht dynamisch, sondern statisch betrachtet [Siehe Dr. Th. Christen, Absolute Währung.


Verlag Schweizer Freiland- und Freigeldbund, Bern.]. Sie sieht nur die Nachfrage, die die


Nützlichkeit des Produktionsmittels erzeugt und läßt die durch das Angebot sich


verändernden Verhältnisse unbeachtet. Ihr ist das Kapital einfach Stoff, sie sieht


die Kräfte nicht, die nötig sind, um den Stoff zu Kapital zu machen.


3. „Die Nutzungstheorien sind ein Abstämmling der Produktivitätstheorien“,


sagt v. Boehm-Bawerk. Der einfache Gedanke, der den Produktivitätstheorien


zugrunde liegt, verwirrt aber v. Boehm-Bawerk ganz außerordentlich, indem er


das Problem in ein Wertproblem verwandelt, ohne dabei die Werttheorie zu nen-


nen, auf die man seine Erklärungen zurückführen muß. Wenn er vom Wert des


Produktes spricht, so könnte man an das Tauschverhältnis denken, in dem die


Waren gegeneinander ausgetauscht werden. Aber was kann man sich unter dem


Ausdruck „Wert der Produktionsmittel“ vorstellen? Die Produktionsmittel werden


ja nur ausnahmsweise getauscht; bei ihnen spricht man vom Zinsertrag, nicht


mehr vom Preis, und wenn der Ausnahmefall eintritt, daß ein Unternehmer seine


Fabrik verkauft, dann richtet sich der Preis nach dem Zinsertrag, wie man das


täglich am Kurs der Industrieaktien ersehen kann, und wie der Verkaufspreis


eines Ackers gleich der zum landläufigen Zinsfuß kapitalisierten Grundrente ist.


Und welche Werttheorie wird man auf einen Acker anwenden? Zerlegt man aber


die zum Verkauf gestellte Fabrik in ihre Bestandteile, d. h. in Waren, um ihren


„Wert“ festzustellen, dann handelt es sich um Waren und Preise und nicht mehr


um Produktionsmittel und Zins. Die Ware wird zum Verkauf hergestellt, das


Produktionsmittel zum eigenen Gebrauch oder als Kapital, um es zu verleihen.


Gibt es denn nun eine Werttheorie, die gleichzeitig auf Ware und


Produktionsmittel, auf den Preis und den Zins anwendbar ist? Undurchdringlicher


Nebel lagert über dieser Landschaft.


So sagt der Verfasser S. 131:


„Es sollte sich z. B. von selbst verstehen, daß, wenn man eine Fähigkeit des


Kapitales, zur Gütererzeugung überhaupt, oder zur Erzeugung von mehr Gütern


zu dienen, bewiesen hat, 
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man deshalb noch nicht berechtigt ist, eine Kraft des Kapitales zur Erzeugung


von mehr Wert, als man sonst hätte erzeugen können (wieder die Wertmaschine)


oder wohl gar von mehr Wert, als es selbst hat (Wertstoff) für bewiesen zu hal-


ten. Die letzteren Begriffe (!) im Beweisgang den ersteren unterzuschieben, hätte


offenbar den Charakter der Erschleichung eines nicht erbrachten Beweises.“


Mag sein, daß sich das hier Gesagte bei allen denen von selbst versteht, die


vom sogen. Wert, vom Wertstoff, von der Wertproduktion, von den


Wertmaschinen, den Wertkonserven, den Wertspeichern und Wertpetrefakten


denselben Begriff haben, wie der Verfasser. Aber wie kann der Verfasser voraus-


setzen, daß alle Leser in dieser fundamentalen Frage die gleichen Ansichten


haben? Besteht denn das Wertproblem nicht mehr? Für sehr viele ist es „selbst-


verständlich“, daß, wo der „Wertbegriff“ sich konkretieren muß, ganz einfach die


Ware bestimmter Qualität und Quantität gemeint ist, die man an einem be-


stimmten Ort und zu einer bestimmten Zeit eintauschen kann. Wer aber den


„Wert“ so begreift, der findet es durchaus selbstverständlich, daß die Fähigkeit


des Kapitals zur Erzeugung von mehr Gütern auch zugleich die Fähigkeit des


Kapitals zur Erzeugung von mehr Wert einschließt. Verdoppelt z. B. der allge-


meine Gebrauch der Dampfmaschine allgemein das Produkt der Arbeit, so wird


auch jeder für sein verdoppeltes Produkt doppelt so viel Ware eintauschen.


Nennt er nun „Wert“ seiner Produkte das, was er gegen die eigenen Produkte


eintauscht, so tauscht er gegen sein durch die Dampfmaschine verdoppeltes


Produkt auch genau den doppelten Wert ein.


4. Die Abstinenz- oder Enthaltsamkeitstheorie schlägt zwar den richtigen


Weg ein zur Erklärung des Zinses aus dem bestehenden Mißverhältnis zwischen


Nachfrage und Angebot von Produktionsmitteln, bleibt aber auf halbem Wege


stehen. Senior hält die Menschen durchweg für Verschwender, für leichtsinnige


Vögel, die lieber einige Tage in Saus und Braus und dann den Rest des Jahres


auf Pump leben und Zins zahlen, als auf unmittelbaren Genuß zu verzichten.


Daher der Mangel an Produktionsmitteln, daher das Mißverhältnis zwischen


Angebot und Nachfrage, daher der Zins. Die wenigen Personen, die die


Enthaltsamkeit üben, werden für diese seltene Tugend durch den Zins gelohnt.


Und auch diese wenigen sind enthaltsam, nicht, weil sie den künftigen Genuß


der gegenwärtigen Verschwendung vorziehen, nicht, weil sie als Jüngling für die


Hochzeit, als Mann für das Greisenalter, als Vater für die Kinder, sparen wollen,


sondern nur, weil sie wissen, daß das Gesparte ihnen Zins abwirft. Ohne diesen


Tugendpreis würden auch sie von der Hand in den Mund leben, würden auch sie


keine Saatkartoffeln aufbewahren, sondern die ganze Kartoffelernte in einem


gewaltigen Schmaus vertilgen. Ohne Zins hätte doch niemand einen


Beweggrund zur Bildung und Aufbewahrung des 
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Kapitals, und dem künftigen Genuß ist doch der gegenwärtige immer und selbst-


verständlich vorzuziehen!? Weiß doch niemand, ob er überhaupt künftig noch


leben und das aufgestapelte Gut verzehren wird!?


Bei solchem allgemeinen Charakterzug des Menschen (wie enthaltsam


erscheinen da der Hamster und die Biene!) fragt man sich, wie das


Menschengeschlecht überhaupt noch besteht und wie man überhaupt noch


jemand Geld leihen kann. Wer so schlecht mit eigenem Gut wirtschaftet, wird


doch erst recht auch fremdem Gut gegenüber der Versuchung nicht widerstehen,


dem süßen gegenwärtigen Genuß den künftigen zu opfern, und wie will er dann


den Zins zahlen, und das Kapital zurückerstatten? Und wenn unsere Ureltern die


Wintervorräte schon immer im Sommer vertilgt hätten, ob wir uns da wohl 


unseres Daseins jetzt erfreuen würden? Oder verzichteten unsere Väter auf den


unmittelbaren Genuß, weil die Vorräte im Keller Zins abwarfen, d. h., immer


schöner, besser und größer wurden?


Aber es ist doch etwas Wahres an dieser Seniorschen Theorie. Zweifellos ver-


dankt der Zins dem Mangel an Kapital sein Dasein, und dieser Mangel kann nur


von der Verschwendung herrühren. Aber merkwürdigerweise sind nicht die, die
den Zins bezahlen, die Verschwender, sondern die, die den Zins erheben.
Allerdings ist wieder das, was die Kapitalisten verschwenden, nicht ihr eigenes,


sondern fremdes Eigentum, denn die Arbeitslosigkeit, die sie behufs Erpressung
des Urzinses durch Unterbrechung des Geldumlaufes hervorrufen, geht auf
Kosten anderer. Die Kapitalisten verschwenden fremdes Eigentum, sie ver-


schwenden die Arbeitskraft des fleißigen, sparsamen Volkes, sie lassen auf 


fremde Kosten die Waren in den Krisen zu Milliarden als Überproduktion zu-


grunde gehen, damit es nicht zu einer Überproduktion an Kapital komme und der


Zinsfuß falle. Daher der Mangel an Kapital, daher der Zins. Nicht den Arbeitern,


sondern den Kapitalisten müßte man also die Enthaltsamkeit in der


Verschwendung der Arbeit predigen. Die Arbeiter haben gezeigt, daß sie


Enthaltsamkeit bis zum Hungertode üben können, wenn es heißt, dem Kapital


einen geringfügigen Teil der Beute zu entreißen. Sie haben solche heroische


Enthaltsamkeit in tausend Streiken gezeigt, und man kann annehmen, daß,


wenn es gelänge, den Arbeitern glaubhaft zu machen, daß es genügt, zu sparen,


keinen Tabak zu kauen, keinen Schnaps zu kaufen, um den Zins zu beseitigen,


sie solches tun würden. Aber was wäre heute die Folge? Kaum würde der Zins


der Realkapitalien unter den Urzins fallen, so bräche auch schon die Krisis aus,


die den Arbeiter um diese Früchte seiner Enthaltsamkeit berauben würde.


Auf alle Fälle führt die Enthaltsamkeitstheorie stracks auf folgenden


Widerspruch: Produziert, rackert euch ab, schwitzet, um viele Produkte erzeugen


und verkaufen zu können, kauft aber selber nur möglichst wenig. Hungert, friert,


enthaltet euch, 
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kauft nichts von alledem, was ihr produziert habt (für den Verkauf selbstverständ-


lich), um so einen möglichst großen Geldüberschuß für neue Realkapitalien zu


gewinnen!


Auf diesen schönen Widerspruch wären die Urheber der Enthaltsamkeits-


theorie gestoßen, wenn sie den von ihnen betretenen Weg weitergegangen


wären, und dann wären sie auf die Mängel des Geldwesens aufmerksam ge-


worden, wie Proudhon wahrscheinlich auch auf diesem Wege zur Erkenntnis


gelangte, daß das Gold den Waren den Weg zu den Realkapitalien verlegt, daß


das Gold die Überleitung der Warenüberproduktion (die auf die Preise drückt und


zur Krisis führt) in eine Kapitalüberproduktion verhindert (die auf den Zins drückt


und den Verkehr belebt).


„Das Gold ist eine Schildwache, die an den Toren der Märkte aufgestellt ist und


den Befehl hat, keine Ware herauszulassen.“ Proudhon.


5. Die Arbeitstheorien erklären den Zins schlankweg als Arbeitsprodukt des


Kapitalisten! Den Zinsbezug nennt Rodbertus ein Amt, das Kouponabschneiden


erscheint Schäffle als ein volkswirtschaftlicher Beruf, dem er nur nachsagt, daß


seine „Dienstleistungen“ kostspielig seien, und Wagner nennt die Rentner


„Funktionäre der Gesamtheit für die Bildung und Beschäftigung des nationalen


Produktionsmittelfonds“. Und von Boehm-Bawerk erweist diesen Gelehrten die


Ehre, sie zu den Zinstheoretikern zu zählen!


6. Die Ausbeutungstheorien erklären den Zins einfach als einen gewaltsamen


Abzug vom Arbeitsprodukt, den sich die Besitzer der Produktionsmittel erlauben


und darum erlauben können, weil die Arbeiter ohne Produktionsmittel nicht 


arbeiten können, dennoch aber von ihrer Arbeit leben müssen.


Ob nun gerade diese Theorie den Namen „Ausbeutungstheorie“ verdient?


Beutet etwa der Abstinent (Enthaltsamkeitstheorie) nicht auch die Marktlage aus,


wenn er die karge Vertretung des Kapitals auf dem Markte für die Erwirkung


eines Zinses benutzt?


Den Abzug vom Arbeitsprodukt bemißt nach dieser Theorie (deren


Hauptvertreter Marx und die Sozialdemokraten sind) der Besitzer der


Produktionsmittel nicht nach kaufmännischen Handels- und Börsengrundsätzen,


sondern merkwürdigerweise nach historischen und moralischen Momenten.


Marx sagt: Im Gegensatz zu den anderen Waren enthält also die


Wertbestimmung der Arbeitskraft ein historisches und moralisches Element.


(Kapital, Bd,. 1, S. 124, 6. Aufl.)


Was hat aber die Erhaltung der Arbeitskraft mit der Historie und der Moral zu


tun, was mit bestimmten Ländern und bestimmten Perioden? Der


Durchschnittsumkreis der notwendigen Lebensmittel ist doch von der Erhaltung


der Arbeitskraft selber gegeben. Dieser mag sich mit der Intensität der Arbeit, mit


der Rasse, mit der Stärkung oder Schwächung der Verdauungs-
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organe ändern, aber niemals aus historischen und moralischen Gründen. Läßt


man in diesem für die ganze Marxsche Lehre entscheidenden Punkte die Moral


mitbestimmen, dann handelt es sich bei der „Arbeitskraft“ überhaupt nicht mehr


um Ware. Mit solch schwammigen Ausdrücken läßt sich alles beweisen.


Der Kapitalist erkundigt sich genau danach, wie sich die Mutter, Großmutter


und Urgroßmutter des Arbeiters ernährt hat, was diese Nahrungsstoffe kosten


und wieviel ein Arbeiter für die Aufzucht seiner Brut an diesen Stoffen verbraucht


(denn der Kapitalist zeigt sich sehr interessiert daran, daß nicht nur „seine“


Arbeiter, sondern daß die Arbeiter überhaupt recht kräftig und gesund bleiben),


und dieses Quantum an Produkten läßt der Unternehmer dem Arbeiter. Den Rest


nimmt er ungezählt für sich in Anspruch.


Diese Verteilung der Arbeitsprodukte zwischen Unternehmern und Arbeitern,


durch die Marx sich das Zinsproblem überhaupt und auf bequeme Weise vom


Hals schaffte, insofern als die Lohntheorie auf diese Weise auch die Zins- und


Grundrententheorie (Mehrwert) einschließt, ist der wunde Punkt der


Ausbeutungstheorie. Faul ist nicht nur die Voraussetzung dieser Theorie, wonach


der Lohn sich nach den Pro- und Reproduktionskosten der Arbeiter richtet, 


sondern auch die Ausrede, daß, so oft der Lohn über oder unter dieser Grenze


bleibt, die landläufigen Begriffe über das, was zum Leben des Arbeiters gehört,


über die Höhe des Lohnes bestimmen!


Auf den ostdeutschen Gütern sind in den letzten 5 Jahren die Löhne so stark


gestiegen, daß sie sich kaum noch von den westdeutschen Lohnsätzen unter-


scheiden, und daß die Sachsengängerei stark in der Abnahme begriffen ist. So


las man 1907 in den Zeitungen. Wie schnell sich doch die landläufigen Ansichten


über das, was der Arbeiter zum Leben braucht, ändern! An der Börse ändern


sich die Preise zwar noch etwas schneller, immerhin kann man den Zeitraum von


5 Jahren doch nicht eine „geschichtliche Entwicklung“ nennen.


In Japan sind die Löhne in ganz kurzer Zeit um 300% gestiegen, sicherlich


doch nicht, weil die landläufigen Ansichten über hungrig und satt sich so schnell


geändert haben. Diese Erklärung der Widersprüche, auf die die


Ausbeutungstheorie auf Schritt und Tritt stößt, trägt ganz den Charakter einer


Verlegenheitserklärung. Jemand, der in die Enge getrieben ist, findet solche


Ausflüchte.


So könnte man mit gleichem Recht der Ausbeutungstheorie auch folgende


Fassung geben: Alles, was der Kapitalist braucht, um nach historischen und
landläufigen Begriffen standesgemäß zu leben und um seiner Brut das nötige
Erbe zu hinterlassen, das nimmt er einfach vom Produkt der Arbeiter. Den Rest
wirft er ungemessen und ungezählt den Arbeitern hin. Diese Fassung hätte vor


der Marxschen 
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manches voraus. Sie klingt auf alle Fälle besser – denn daß der Kapitalist zuerst
an sich selber denken wird, ehe er sich erkundigt, ob der Arbeiter auch mit dem


Rest auskommt, das hält man doch für selbstverständlich. Durch die Kornzölle


wurde übrigens auch der Beweis dieser Selbstverständlichkeit vor der breiten


Öffentlichkeit erbracht.


Auch die Herkunft des für den Zins notwendigen Proletariats wird nach dieser


Theorie etwas sehr gewaltsam erklärt. Daß der Großbetrieb öfters dem


Kleinbetrieb gegenüber im Vorteil ist, erklärt nicht, daß dieser Vorteil auch selbst-


verständlich den Besitzern des Großbetriebes zukommen muß. Dies müßte erst


auf Grund einer stichhaltigen Lohntheorie nachgewiesen werden. Heute wirft das


Kapital durchschnittlich 4 bis 5% ab, einerlei, ob es sich um eine Maschine von


10 oder 10.000 PS handelt. Und wenn auch der Großbetrieb durchweg dem


Kleinbetrieb gegenüber Vorteile hätte, so würde damit noch gar nicht bewiesen,


daß die Besitzer der Kleinbetriebe nun zum Proletariat geworfen werden. So


schwerfällig brauchen die Handwerker, Bauern doch nicht immer zu bleiben, und


sie sind auch tatsächlich nicht so schwerfällig geblieben, daß sie sich den


Großbetrieb mit verschränkten Armen über den Kopf wachsen lassen. Sie 


wehren sich, legen ihre Kleinbetriebe zu einem Großbetrieb zusammen, und ver-


binden so oft die Vorteile des Großbetriebes (Genossenschaftsmolkerei, ge-


nossenschaftliche Dampfdrescherei, Dorfbullen usw.) mit den tausend kleinen


Vorzügen des Kleinbetriebes. Es liegt auch durchaus nicht in den Vorteilen des


Großbetriebes begründet, daß die Aktien in den Händen der Rentner und nicht


im Besitze der Arbeiter sein müssen.


Kurz, so einfach ist die Herkunft des Proletariats nicht zu erklären. Leichter


schon geht es, wenn man die Gesetze der Grundrente mit zu Rate zieht und die


gewaltsame Enteignung mit dem Schwerte. Aber wie entsteht dann das


Proletariat in den Kolonien? Kein Schwert wird dort geführt und das Freiland liegt


dort oft vor den Toren der Städte.


In den deutschen Kolonien in Brasilien (Blumenau, Brusque) sind vielfach


Industrien entstanden, namentlich Webereien, und in diesen Fabriken arbeiten


die Töchter der deutschen Kolonisten unter bösen Bedingungen bei schlechtem


Lohne. Dabei steht den Vätern, Brüdern und Männern dieser Proletarierinnen


wunderbarer Boden in unbegrenzter Menge zur Verfügung. Hunderte von


Töchtern deutscher Kolonisten sind in Sao Paulo als Dienstboten angestellt.


Es ist nicht so leicht, heute, bei bestehender Freizügigkeit, bei der Leichtigkeit,


womit der Proletarier unbewohnte Länder aufsuchen und Land erwerben kann


[Der Nordd. Lloyd nahm im April 1912 für die Überfahrt von Europa nach Argentinien M. 100,–, das


ist ungefähr der Wochenlohn bei den Erntearbeiten.], bei der Einfachheit, womit 
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auf genossenschaftlichem Wege jeder die Vorteile des Großbetriebes genießen


kann, nicht nur den Fortbestand, sondern auch noch die Vermehrung des


Proletariats zu erklären, zumal die heutige bürgerliche Gesetzgebung den


Proletarier vor Raubrittern schützt.


Aber es gibt neben dem Schwert, neben den Vorteilen des Großbetriebes und


neben den Gesetzen der Grundrente noch eine Einrichtung, die das Dasein der


Proletariermassen erklären kann, die aber von den Zinstheoretikern bisher über-


sehen wurde. Unser herkömmliches Geld vermag für sich allein die Rolle der
Proletarisierung der Volksmassen durchzuführen, sie braucht dazu keinerlei
Bundesgenossen. Das Proletariat ist eine notwendige, gesetzmäßig sich ein-
stellende Begleiterscheinung des herkömmlichen Geldes. Ohne Ausflüchte, ohne
Gewalt, ohne Wenn und Aber ist das Proletariat von unserem herkömmlichen
Gelde unmittelbar abzuleiten. Allgemeine Bettelei muß unser Geld gesetzmäßig
begleiten. Das Schwert hat sich in früheren Zeiten vortrefflich bewährt bei der


Trennung des Volkes von seinen Produktionsmitteln, aber das. Schwert vermag


die Beute nicht festzuhalten. Wie ist der Wahlspruch der Habsburger? Was 


andere mit dem Schwerte vergeblich zu erwerben suchen, das erlangen wir,


Glückliche, durch die Hochzeit. Vom Geld aber ist die Beute unzertrennlich.


Fester als Blut- und Grundrente am Schwert, haftet der Zins am Gold.


Kurz, es mögen viele an der Beraubung des Volkes sich beteiligen und sich


dabei der verschiedensten Waffen bedienen, aber alle diese Waffen verrosten –


nur das Gold rostet nicht, nur das Gold darf sich rühmen, daß ihm der Zins durch


keine Erbteilungen, durch kein Gesetz, durch keine genossenschaftliche oder


kommunistische Kombination entrissen werden kann. Selbst gegen die Gesetze,


ja, sogar gegen die Bannflüche des heiligen Vaters war und ist der Zins des


Geldes gefeit. Unter Beibehaltung des Privatgrundbesitzes kann man durch


Gesetze (Grundsteuer) die Grundrenten den Staatskassen zuführen, und man


hat damit hier und dort schon begonnen – aber durch kein Gesetz ist unserem


herkömmlichen Geld auch nur eine Partikel des Zinses zu entwenden.


Unser herkömmliches Geld hat also die für die Ausbeutungstheorie unentbehr-


lichen Proletariermassen geschaffen und diese gegen alle natürlichen


Auflösungselemente wirksam verteidigt. Um vollständig zu sein, muß darum die


Ausbeutungstheorie noch einen Schritt weiter zurückgreifen und den Zins nicht in


der Fabrik, im Privatbesitz der Produktionsmittel, sondern weiter zurück, beim


Tausch der Arbeitsprodukte gegen Geld, suchen. Die Trennung des Volkes von
seinen Arbeitsmitteln, ist nur eine Folge – nicht die Ursache des Zinses.
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Die Bestandteile des Bruttozinses.
(Zins, Risikoprämie und Ristorno.) 


Wer die hier behandelte Zinstheorie auf ihre Richtigkeit mit Hilfe der Zahlen


prüfen will, die ihm die Statistik liefert, wird oft genug auf Widersprüche stoßen.


Das liegt daran, daß der Zinsfuß neben dem Urzins in der Regel noch andere


Bestandteile mit sich führt, die nichts mit dem Zins zu tun haben.


Neben der Risikoprämie enthält der Zinsfuß oft noch einen eigentümlichen, 


von den Schwankungen im allgemeinen Preisstand der Waren bestimmten


Bestandteil, den ich in Anlehnung an seinen fremdnamigen Gefährten und um


ihm auch einen im Auslande kursfähigen Namen zu geben, mit Ristorno getauft


habe. (Ristorno in der Buchhaltung so viel wie Ausgleichung eines Irrtums im


Haben durch eine gleiche Buchung im Soll.)


Um die Natur dieses Zinsbestandteiles richtig zu erfassen, braucht man sich


nur das Benehmen der Geldborger und Geldleiher anzusehen, wenn eine allge-


meine Preissteigerung erwartet wird.


Eine allgemeine Preissteigerung hat das Eigentümliche an sich, daß man das


geborgte Geld mit einem Teil der Waren, die man mit dem Geld erstanden, und


dann wieder verkauft hat, zurückerstatten kann; daß also neben dem regulären


Handelsgewinn noch ein Extragewinn, eine Differenz, verbleibt. Diese Differenz


muß natürlich die allgemeine Kauflust wecken, und zwar um so stärker, je größer


die erwartete Differenz ist und namentlich je begründeter die Erwartung einer


Fortdauer der Preissteigerung erscheint.


Wer mit fremden Geldern arbeitet, vergrößert dann seine Ansprüche an die


Kreditinstitute bis zur äußersten Grenze seines Kredites (der in der Regel mit der


Preissteigerung, die die Schuldner begünstigt, wächst), und wer sein Geld bisher


an andere verlieh, sucht selber Geschäfte zu machen und verzichtet nur dann


darauf, wenn der Borger ihn mit einer Zinsfußerhöhung an den erwarteten
Differenzen beteiligt.


Durch die allgemeine Preissteigerung (Hochkonjunktur) droht dem Besitzer von


Bargeld und Bargeldforderungen (Staatspapiere, Hypotheken usw.) ein Verlust,


der darin besteht, daß er für das Geld immer weniger Waren erhält. Vor diesem


Verluste kann sich der Geldbesitzer nur dadurch schützen, daß er sich durch


Verkauf der Staatspapiere und Ankauf von Aktien, Häusern, Waren, des Geldes


entledigt. Ist das geschehen, so kann ihm die Hochkonjunktur nichts mehr an-


haben. Den Schaden hat dann der, der die Staatspapiere, die Hypotheken,


Wechsel, Obligationen gekauft hat. Diesen Schaden nimmt aber niemand so


ohne weiteres auf sich. Kauft darum in solchen Zeiten jemand Staatspapiere


oder Wechsel, so verlangt er im Kurs oder im Diskont eine Entschädigung dafür,


daß er Waren, Aktien, 
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Grundstücke zu einer Zeit verkauft, wo alle eine Preiserhöhung dieser Dinge


erwarten, um mit dem Erlös Dinge (Geldforderungen) zu kaufen, auf deren


Kosten sich die erwartete Preiserhöhung vollziehen wird. Und diese Forderung


kann er nach Lage der Marktverhältnisse leicht durchdrücken. So geht also der


Wechseldiskont herauf, und der Kurs der festverzinslichen Papiere herunter.


Wie aber, wenn Schlaumeier sich sagt: Ich habe zwar selbst kein Geld, doch


habe ich Kredit. Ich borge mir gegen Wechsel das nötige Geld, kaufe Waren,


Aktien usw., und wenn der Wechsel fällig wird, so verkaufe ich das Gekaufte zu


den dann höheren Preisen, bezahle meine Schuld und behalte den Unterschied


für mich! Schlaumeiers dieser Art gibt es viele und diese vielen treffen sich an


demselben Ort, zur selben Zeit, d. i. im Vorsaal des Geldmannes, der


Reichsbank. Die reichsten Männer des Landes stehen da, neben kleinen


Fabrikanten und Kaufleuten. Alle zeigen unersättlichen Geldhunger. Nun sieht


der Geldmann den Andrang und sieht, daß es nicht reicht, um sie alle zu be-


friedigen (würde er sie befriedigen, so kämen sie gleich mit verdoppelten


Ansprüchen zurück). So erhöht er den Diskont, um sich des Andranges zu


erwehren. Und erhöht ihn (den Zinsfuß) solange, bis die Schlaumeier im Zweifel


sind, ob der vom geplanten Geschäfte erwartete Gewinn noch Deckung für den


erhöhten Zinsverlust schafft. Dann ist der Ausgleich geschaffen; der Geldhunger


verschwindet, der Vorsaal des Geldmannes leert sich. Dann ist das, was der
Geldbesitzer durch die Preissteigerung der Waren verliert, in den
Zinsfuß übergegangen.


Das, was also durch eine allgemeine Preissteigerung der Waren am


Geldkapital verloren geht, muß der Zinsfuß ersetzen. Beträgt z. B. die erwartete


Preissteigerung 5% im Jahr, so muß bei einem Urzins von 3 oder 4% der Zinsfuß


bei Darlehen 8 oder 9% ausmachen, um das Kapital unberührt zu lassen. Zweigt


der Kapitalist vom Ertrag dieser 9% die 5% ab, die der Preissteigerung ent-


sprechen und legt diese zum Kapital, so steht er materiell gleich wie vor der


Preiserhöhung, 105 = 100, d. h., für 105 erhält er jetzt so viel Ware wie vorher


mit 100.


So würde es gar nicht überraschen, wenn bei näherer Untersuchung es sich


herausstellte, daß die Kapitalisten in Deutschland (Grundrentner ausgenommen)


in den letzten 10 bis 15 Jahren trotz durchschnittlich höherer Dividenden und


Zinsen eigentlich einen anormal niedrigen Reinzins bezogen haben. Sind nicht in


diesem Zeitraume die Preise durchschnittlich ganz gewaltig gestiegen? Waren


vor 15 Jahren 1000 Mark nicht ebensoviel wie heute 1500 oder gar 2000. Und


wenn der Kapitalist so rechnet, wo bleibt der Gewinn aus den hohen Dividenden


und Kursdifferenzen? Wo bleibt der sogenannte Wertzuwachs? Und er muß doch


so rechnen, denn käme es ihm nur auf das nominelle Geldkapital an, so brauch-


te er nur nach Portugal zu 
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reisen, da wird er vom Millionär gleich zum Milliardär. Schlimm aber steht es mit


den Inhabern der festverzinslichen Papiere. Verkaufen sie die Papiere, so haben


sie einen Kursverlust; behalten sie sie, so erhalten sie für die Zinsen weniger


Waren. Hätte man vor 15 Jahren gewußt, daß eine so starke Warenhausse in


Aussicht stand, so wäre der Kurs der Konsols noch ganz anders, vielleicht auf 


50 gesunken.


Es ist also klar, daß eine erwartete allgemeine Preissteigerung die Ansprüche


an die Geldverleiher vergrößern muß, und daß diese dadurch in die Lage ver-


setzt werden, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.


Die Erhöhung des Zinsfußes ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allge-
meiner oder vorherrschender Ansicht eine Preissteigerung im Anzuge ist. Sie
beruht in letzter Linie darauf, daß die Borger hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten
mit einem Teil der für das geborgte Geld erstandenen Waren entledigen zu 
können. Mit der Preissteigerung nimmt der Zinsfuß einen fremden Bestandteil


auf, der absolut nichts mit dem Kapitalzins zu tun hat. Dieser Bestandteil ist es,


den wir Ristorno nennen.


Natürlich wird dieses Element des Zinsfußes sofort verschwinden, sowie die


erwartete allgemeine Preissteigerung sich verwirklicht hat; nicht die eingetretene


Preissteigerung, sondern die Erwartung einer solchen, die Hoffnung auf einen


künftigen, noch nicht zur Tat gewordenen Preisunterschied reizt zum Kauf, zur


Anlage des Geldes und bewirkt, daß die Ansprüche an die Geldinstitute steigen.


Sowie die Hoffnung auf eine weitere Preissteigerung schwindet, fehlt auch der


Reiz zum Kauf, und die Gelder kehren zur Bank zurück. Dann fällt der Zinsfuß;


der Ristorno scheidet aus den Elementen des Zinsfußes aus. Selbstverständlich


verschwindet bei einem erwarteten allgemeinen Preisrückgang sofort jede Spur


eines Ristornos aus dem Zinsfuß.


Die Höhe des Ristornos richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der


erwarteten allgemeinen Preissteigerung. Erwartet man eine sprunghafte, schnelle


und starke Preissteigerung, so werden die Ansprüche an die Geldinstitute auch


gleich in dasselbe Tempo verfallen, und der Zinsfuß wird sprungweise schnell


und stark steigen.


Als man vor einigen Jahren in Deutschland eine allgemeine Preissteigerung


erwartete, stieg der Zinsfuß auf 7%; kurz darauf erwartete man einen


Rückschlag, und der Zinsfuß fiel auf 3%. Den Unterschied können wir hier


getrost auf Rechnung des Ristornos setzen. In Argentinien stand der Zinsfuß


zeitweise auf 15%, und zwar damals, als die unausgesetzte Vermehrung des


Papiergeldbestandes alle Preise sprungweise in die Höhe trieb; nachher, als man


anfing, das Papiergeld einzuziehen, fiel der Zinsfuß unter 5%. Hier haben wir


einen Ristorno 
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von 10% zu verzeichnen. In Kalifornien gab es eine Zeit, wo 2% für einen Monat
nicht als übermäßiger Zinsfuß betrachtet wurde. So sagt Henry George, und das


war damals, als man in Kalifornien massenhaft Gold fand.


Da es für eine allgemeine Preissteigerung keine Grenze gibt (für 1 Pfd. Kerzen


erhielt man in Paris 100 livres in Assignaten), so kann auch dem Ristorno keine


Grenze gesteckt werden. Es lassen sich ganz gut Verhältnisse denken, unter


denen der Zinsfuß resp. Ristorno auf 20, 50, ja 100% steigen würde. Es kommt


ganz darauf an, wie hoch die allgemeine Preissteigerung geschätzt wird, die man


bis zum Fälligkeitstag erwartet. Wenn sich z. B. die Nachricht verbreitete, es sei


unter der Eisdecke Sibiriens ein neues Dorado entdeckt worden, das alles bisher


Dagewesene an Ergiebigkeit überragte, und würden als Bestätigung dieser


Nachricht auch schon große Goldverschiffungen gemeldet, so ist es sicher, daß


eine allgemeine Kauflust eintreten und daß die Ansprüche an die Geldverleiher


ins Grenzenlose steigen würden. Der Zinsfuß würde infolge dieser Goldfunde


eine nie gesehene Höhe erreichen. Bis zur vollen Höhe der von der allgemeinen


Preissteigerung erwarteten Differenz wird der Ristorno natürlich nicht steigen


können, da ja sonst der erwartete Gewinn durch den Diskont vorweg verschluckt


würde. Der Ristorno wird der erwarteten Differenz aber um so näher kommen, je


begründeter oder gesicherter die erwartete allgemeine Preissteigerung erscheint.


Es sind in verschiedenen Ländern auf Drängen der Gläubiger Gesetze er-


lassen worden, die darauf zugespitzt waren, die Preise der Waren auf ein 


niedrigeres, früheres Niveau herabzusetzen (durch Einziehung des in Übermaß


verausgabten Papiergeldes, durch die Entmünzung des Silbers usw.). Noch vor


wenigen Jahren bestand in Argentinien ein solches Gesetz, mit dem das allge-


meine Niveau der Preise von 3 auf 1 herabgesetzt werden sollte.


Wenn man heute in irgend einem Lande, den Wünschen der Schuldner nach-


gebend, umgekehrt die Warenpreise durch progressive Vermehrung des


Geldumlaufs in die Höhe triebe, so zwar, daß man mit Bestimmtheit darauf 


rechnen könnte, in einem Jahre die Preise im allgemeinen 10% höher zu sehen,


so würde die Sicherheit der erwarteten Differenz den Ristorno jenen 10% sehr


nahe bringen.


Die Anerkennung des Ristornos als eines besonderen Bestandteiles des


Zinsfußes ist für die Erklärung der meisten Erscheinungen auf dem Gebiete des


Zinswesens unentratbar.


Wie will man, um nur ein Beispiel anzuführen, die Tatsache erklären, daß


gewöhnlich Zinsfuß und Sparkasseneinlagen zusammen steigen, wenn man


andererseits nicht den Grundsatz fahren lassen will, daß der Zins vom


Arbeitsertrag abgezogen wird?


Die Zergliederung des Zinsfußes in Zins, Risiko und Ristorno löst diesen


scheinbar unlösbaren Widerspruch auf völlig 
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befriedigende Weise. Von dem Zinsfuß geht nur der reine Kapitalzins vom


Arbeitsertrag ab, der Ristorno löst sich in den erhöhten Warenpreisen auf.


Folglich ist der Arbeiter (dessen Lohn ja auch die Bewegung nach oben mit-


macht) an dem erhöhten Zinsfuß völlig unbeteiligt. Er bezahlt erhöhte


Warenpreise und erhält entsprechend höheren Lohn. Das gleicht sich aus. Der


Borger zahlt höheren Zinsfuß und erzielt einen erhöhten Preis. Das gleicht sich


auch wieder aus. Der Kapitalist erhält sein Geld gestaubt und geschunden


zurück, aber dafür einen erhöhten Zins. Das gleicht sich nicht minder aus. Nun


fehlt noch die Erklärung für die erhöhte Spareinlage. Diese muß man nun in der


Tatsache suchen, daß bei einer allgemeinen Preiserhöhung der Waren


(Hochkonjunktur) es niemals an Arbeitsgelegenheit fehlt.


Also nicht der Zins, sondern nur der Zinsfuß steigt zusammen mit den


Sparkasseneinlagen.


Der reine Kapitalzins eine eherne Größe?


Wir haben eben gezeigt, daß, solange eine allgemeine Preissteigerung in


Aussicht steht (bei sogenannten Hochkonjunkturen), der Zinsfuß zum Kapitalzins


und der Risikoprämie noch ein drittes Element, den Ristorno, aufnimmt. Es ergibt


sich daraus, daß, wenn wir die Schwankungen des Kapitalzinses feststellen 


wollen, die Zinsfußsätze der verschiedenen Zeiträume nicht so ohne weiteres


miteinander verglichen werden können. Das würde zu ebenso falschen


Schlüssen führen, wie wenn die Sätze des Geldlohns verschiedener Perioden


oder Länder ohne Rücksicht auf die Warenpreise miteinander verglichen würden.


Da aber, wie bemerkt, der Ristorno nur zusammen mit einer allgemeinen


Aufwärtsbewegung der Warenpreise auftritt und zugleich mit dieser wieder ver-


schwindet, so können wir als sicher voraussetzen, daß der Zinsfuß während der


sogenannten Baisseperioden, deren die Geschichte mehrere aufweist, nur aus


Kapitalzins und etwaiger Risikoprämie besteht. Der Zinsfuß aus solchen


Perioden eignet sich also vortrefflich zur Ermittlung der Bewegungen des


Kapitalzinses.


Eine solche Periode allgemeinen und unaufhaltsamen Preisrückganges war


bekanntlich die Zeit vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis Kolumbus. Während dieser


langen Periode war der Geldumlauf ausschließlich auf Gold und Silber


beschränkt (also ohne Papiergeld), dabei waren die Fundgruben dieser Metalle,


namentlich die spanischen Silberminen erschöpft, das aus dem Altertum 


stammende Gold war durch Zinsverbote (wenn auch oft unwirksame) an der


Zirkulation behindert und ging nach und nach verloren. Der allgemeine


Preisrückgang ist also durch allgemein anerkannte Tatsachen reichlich begründet


und wird auch von keiner Seite bestritten.
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In dem Werke Gustav Billeters: „Die Geschichte des Zinsfußes im Gr.


Römischen Altertum bis auf Justinian“ finde ich nun folgende Angaben:


S. 163: In Rom finden wir für den Zinsfuß seit Sulla (82 bis 79 v. Chr.) schon


die wesentlichen Typen fixiert 4–6%.


S. 164: Cicero schreibt gegen Ende des Jahres 62: Solide, zahlungsfähige


Leute bekommen zu 6% Geld in Hülle und Fülle. Billeter fügt hier bei: Man sieht,


daß darin schon eine Tendenz zum Sinken angedeutet liegt; in der Tat werden


wir bald darauf schon einen niedrigeren Satz finden.


S. 167: Der Zinsfuß war in den Kriegszeiten (um das Jahr 29) 12%, d. h.,


selbst solide Leute mußten soviel bezahlen. Von 4–6% war man also zu 12%


gelangt. Nun wurde rasch wieder der ehemalige Stand von 4% erreicht.


Bemerkung: Der vorübergehende Zinsfuß von 12% in Kriegszeiten ist vielleicht durch


eine besonders große Risikoprämie genügend erklärt.


S. 180: Römische Kaiserzeit vor Justinian: Für sichere Anlagen finden wir 


3–15%, und zwar ist 3% recht vereinzelt, der Satz erscheint deutlich als der 


niedrigste, auch bei rentenartigen Anlagen. 15% ist ganz vereinzelt, 12% nicht


eben selten, aber doch nicht typisch, 10% vereinzelt. Der eigentliche Typus liegt


zwischen 4–6%, wobei innerhalb dieser Sätze sich weder eine zeitliche noch


eine örtliche Differenzierung nachweisen läßt, sondern durchweg nur eine solche


nach der Art der Anlage, indem 4% einen niedrigeren Typus, 6% den ganz 


normalen, 5% den dazwischen liegenden Satz für sehr gute Anlagen, bzw. auch


einen normalen Satz für Anlagen gewöhnlicher Sicherheit darstellt. Als ausge-


sprochen mittlere Zinsrate finden wir ebenfalls 4–6% (nie 12); als


Kapitalisierungsrate 4% und 31/2%


S. 314: Die Zeit des Justinian (527–565 n. Chr.). Ziehen wir die Schluß-


resultate. Wir sehen, daß unter besonderen Umständen die Kapitalisierungsrate


bis gegen 8% ansteigen oder bis auf 2% oder gegen 3% sinken kann. Was die


mittleren durchschnittlichen Sätze anbetrifft, so fanden wir 5% als wahrscheinlich


normal, durchschnittlich vielleicht ein wenig zu hoch; 6,7% ebenfalls als mittlere


Rate, aber jedenfalls etwas hoch gegriffen, so daß dieser Satz nicht mehr als


ganz gewöhnliches Mittel gelten kann. Wir werden also wohl am richtigsten von


etwas unter 5 bis gegen 6% die eigentliche Mittellage ansetzen.


Die Untersuchungen Billeters schließen hier mit der Zeit Justinians ab. Fassen


wir kurz die gemachten Angaben zusammen:


Zur Zeit Sullas (82–79 v. Chr.) bezahlte man 4–6%. Zur Zeit Ciceros (62 v.


Chr.) war zu 6% Geld in Hülle und Fülle zu haben. Nach einer durch Krieg ver-


ursachten kurzen Unterbrechung (29 v. Chr.) behauptete sich wieder der ehe-


malige Zinsfuß von 4%. Während der Römischen Kaiserzeit vor 
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Justinian war der eigentliche Typus 4–6%. Während der Regierung Justinians
(527–565) betrug der mittlere Zinsfuß 5–6%.


Was bedeuten nun diese Zahlen? Nun, daß während eines Zeitraumes von


600 Jahren der Zinsfuß fast genau den gleichen Stand einnahm wie heute, 11/2


Jahrtausend später. Der Zinsfuß stand vielleicht mit 4–61/2 eine Kleinigkeit höher


als heute, aber diesen Unterschied kann man vielleicht auf Rechnung der


Risikoprämie setzen, die im Altertum und Mittelalter höher angesetzt werden


mußte, als heute, wo Religion, Moral und Gesetz den Zins in Schutz genommen


haben.


Diese Zahlen beweisen, daß der Zins unabhängig ist von wirtschaftlichen, 


politischen und sozialen Verhältnissen, diese Zahlen schlagen den verschiede-


nen Zinstheorien und namentlich den Produktivitätstheorien (die einzigen, die


wenigstens noch den Schein für sich haben) direkt ins Gesicht. Wenn man für


ein modernes Produktionsmittel, z. B. Dampfdreschmaschine, Selbstbinder,


Repetiergewehr, Dynamit usw. denselben Zins zahlt, wie vor 2000 Jahren für


Sichel, Dreschflegel, Armbrust oder Keil, so beweist dies doch klar genug, daß


der Zins nicht von der Nützlichkeit oder Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel


bestimmt wird.


Diese Zahlen bedeuten, daß der Zins Umständen sein Dasein verdankt, die


schon vor 2000 Jahren und während eines 600jährigen Zeitraumes in fast genau


der gleichen Stärke wie heute ihren Einfluß ausübten. Welche Umstände, Kräfte,


Dinge sind das? Keine einzige der bisherigen Zinstheorien gibt uns auch nur


eine Andeutung für die Beantwortung dieser Frage.


Billeters Untersuchungen schließen leider mit Justinian ab und, soweit ich


unterrichtet bin, fehlen zuverlässige Untersuchungen über den folgenden


Zeitraum bis Kolumbus. Es wäre übrigens wohl auch schwer, für diesen


Zeitabschnitt zuverlässiges Material zusammenzutragen, wenigstens aus den


christlichen Ländern, weil das Zinsverbot immer strenger gehandhabt wurde, weil


mit dem fortschreitenden Mangel an Geldmetallen der Geldverkehr und der


Handel immer mehr zusammenschrumpften, und dann auch, weil die lokalen


Herabsetzungen des Münzfußes, die jetzt größeren Umfang annehmen, den 


reinen Kapitalzins im Zinsfuß nicht mehr erkennen lassen. Hier hätte dann


Billeter seine Untersuchungen mit preisstatistischen Arbeiten verbinden müssen,


um den etwaigen Ristorno vom Zinsfuß zu trennen.


Wenn Papst Clemens V. auf dem Konzil zu Vienne (1311) weltliche


Obrigkeiten, welche zinsfreundliche Gesetze erlassen, mit der Exkommunikation


bedrohen konnte, so zeigt das, wie schwach der Handel damals war, wie verein-


zelt Darlehensgeschäfte vorkamen. Einzelnen Sündern gegenüber konnte der


Papst mit Strenge auftreten; wäre der Handel damals lebhafter und die Über-


tretung des, Zinsverbotes eine alltägliche Erschei-   Erscheinung
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nung gewesen, so hätte sich der Papst keine solche Drohung erlauben dürfen.


Beweis dafür ist die Tatsache, daß mit der Belebung des Verkehrs durch das ame-


rikanische Gold auch die kanonische Gegnerschaft des Zinses sofort abflaute.


Als Beleg für obige Behauptung, daß der reine Zins eine, so gut wie unverän-


derliche, fast eherne Größe ist, mögen die beiden Diagramme S. 416 und 418


dienen, aus denen hervor geht, daß die Schwankungen des Zinsfußes auf die


Schwankungen der Warenpreise (Ristorno) zurückzuführen sind. Hätten wir eine


unveränderliche Währung gehabt, so wäre der Zinsfuß seit 2000 Jahren unver-


ändert auf 3–4% stehen geblieben.


Mit der Entdeckung Amerikas beginnt die Preisrevolution des 16. und 17.


Jahrhunderts. Die Preise stiegen unaufhaltsam, und der Zinsfuß wurde mit einem


schweren Ristorno belastet. So darf man sich nicht wundern, wenn der Zinsfuß


während dieser ganzen Zeit sehr hoch stand.


Adam Smiths „Inquiry into the nature of wealth“ entlehne ich folgende Zahlen:


1546 wurden 10% als die gesetzlich zulässige Grenze des Zinsfußes erklärt,


1566 wurde dies Gesetz durch Elisabeth erneuert, und 10% blieb gesetzlich


zulässig bis 1624.


Um diese Zeit war die Preisrevolution im wesentlichen beendet und die allge-


meine Preissteigerung in ein ruhiges Tempo verfallen. Gleichzeitig mit dieser


Entwicklung geht denn auch der Zinsfuß zurück, 1624 wurde der Zins auf 8%,


dann, kurz nach der Restauration der Dynastie der Stuarts (1660), auf 6% 


herabgesetzt, und 1715 auf 5%.


„Diese verschiedenen gesetzlichen Regelungen scheinen sämtlich dem


Zinsfuß im freien Marktverkehr erst gefolgt, nicht aber ihm vorausgegangen zu


sein.“ So sagt Adam Smith.


Seit Königin Anna (1703/14) scheint 5% eher über als unter der „market rate“


gewesen zu sein. Natürlich, denn zu dieser Zeit war die Preisrevolution beendet,


und der Zinsfuß bestand jetzt nur noch, wie während des Mittelalters, aus


Kapitalzins und Risikoprämie.


„Vor dem letzten Krieg (sagt Smith) borgte die Regierung zu 3%, und ver-


trauenswerte Privatleute in der Hauptstadt, sowie in vielen anderen Landesteilen


zu 31/2, 4 und 41/2%.“


Also genau dieselben Verhältnisse, die wir jetzt haben.


Soll ich noch mehr statistisches Material zusammentragen zum Beweis, daß


der reine Kapitalzins eine eherne Größe ist, daß der reine Kapitalzins nicht unter


3% fällt, nicht über 4% steigt, daß alle Schwankungen des Zinsfußes nicht auf


Schwankungen des Kapitalzinses zurückzuführen sind? Wann ist in der Neuzeit


der Zinsfuß gestiegen? Immer nur zusammen mit den Warenpreisen. Nach den


kalifornischen Goldfunden stieg der Zinsfuß so hoch, daß die verschuldeten


Agrarier trotz den 
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erhöhten Getreidepreisen über Notstand klagten; mit der Erschöpfung der


Goldminen fielen die Preise – zusammen mit dem Zinsfuß. Dann kamen die


Milliarden, hohe Preise, hoher Zinsfuß. Mit dem großen Krach fielen die Preise,


fiel auch der Zinsfuß. Während der letzten Hochkonjunkturen 1897 bis 1900 und


1904 bis 1907 war auch der Zinsfuß gestiegen; dann sind die Preise wieder


gefallen, und der Zinsfuß war auch wieder niedrig. Jetzt steigen die Preise wie-


der langsam und auch der Zinsfuß. Kurz, rechnet man überall vom Zinsfuß den


auf Rechnung der allgemeinen Preissteigerung zu setzenden Ristorno ab, so


bleibt als Zins eine eherne Größe zurück.


Warum fällt der Zins niemals unter 3, warum geht der Zins nicht auf Null


zurück, und wenn es auch nur vorübergehend wäre, einen Tag im Jahre, ein Jahr


im Jahrhundert, ein Jahrhundert in zwei Jahrtausenden?


Warum steigt der Zins nicht zuweilen auf 10–20–50%, wenn auch nur vorüber-


gehend, ausnahmsweise, zur Bestätigung der Regel, zum Beweise für die


Richtigkeit der Annahme, daß Nachfrage und Angebot nicht allein den Zinsfuß,


sondern auch den reinen Kapitalzins bestimmen?
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Anhang: Parallelismus zwischen Zinsfuß und Preisbewegung I.







Erklärungen zu nebenstehender Tabelle I.


Die Zinslinie in vorstehendem Diagramm habe ich nach den eben angeführten


Angaben Adam Smiths konstruiert. Es handelt sich hier um den gesetzlichen


Zinsfuß, nicht um den Marktzinsfuß, auf den es eigentlich ankommt. Smith
behauptet zwar, „daß, wie es scheint, der gesetzliche Zinsfuß den Verhältnissen


mit großer Sorgfalt angepaßt worden sei“ (made with great propriety), aber aus


den plötzlichen Sprüngen von 10 auf 8 und 6% geht hervor, daß diese gesetz-


lichen Regulierungen wie alle Gesetze zögernd und dann stoßweise den


Tatsachen folgten. Der gesetzlich zulässige Zinsfuß war ein Schutz gegen den


Wucher, er zeigt die Grenze des Wuchers an, stand also, wie auch heute noch,


durchweg höher als der gemeine Marktzinsfuß.


Die Preislinie habe ich nach der Tabelle S. 376 aus George Wiebes Geschichte


der Preisrevolution des XVI. und XVII. Jahrhunderts ausgearbeitet. Dieser


Tabelle haften die schweren Fehler an, die S. 271 dieses Buches im Abschnitt:


„Wie der Preis des Geldes ermittelt werden kann“ angegeben sind. Safran,


Muskatblumen, Ingwer beeinflussen hier das Resultat genau so stark wie


Weizen, Vieh, Gewebe. Außerdem sind die Erhebungen auf 97 Artikel, und von


1580 ab sogar auf 47 Artikel beschränkt. (Wiebe erwähnt diese Mängel übrigens


auch selbst.) Da W.s Tabelle nur bis 1713 reicht, habe ich die Verlängerung bis


1764 nach Angaben aus verschiedenen Büchern gezogen, die sämtlich darin


übereinstimmten, daß seit 1713 die Preise stetig abwärts gingen. Dies ist auch


wahrscheinlich, denn von 1700 bis 1740 ging nach Soetbeers Berechnungen die


Geldproduktion (Gold und Silber) nicht voran, während doch mit der wachsenden


Bevölkerung der Geldbedarf stieg. In England allein stieg im Zeitraum von 


1680–1780 die Bevölkerung von 41/2 auf 91/2 Millionen. Außerdem fand von 1640


ab keine Herabsetzung des Münzfußes mehr statt. Also Gründe genug, um eine


Baisse wahrscheinlich zu machen.


Auch muß in Betracht gezogen werden, daß Wiebe alle Preise auf


Silbergewicht zurückgeführt hat. Auf die Höhe des Zinsfußes wirken aber nur die


nominellen Preise, nicht die Silberpreise, da die Rückzahlung der Darlehen sich


nach dem nominellen Betrag der Schuld richtet.


Wenn nun obige beiden Linien nur im Grundzug übereinstimmen, so muß man


die Erklärung in den angedeuteten Mängeln des Materials suchen, nach dem sie


gezogen wurden.
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Anhang: Parallelismus zwischen Zinsfuß und Preisbewegung II.







Erklärungen zur Tabelle II.


Der Parallelismus der beiden Linien springt hier schon viel deutlicher in die


Augen, weil die Linien nach besserem Material gebaut sind. Einmal nähert sich


der Diskontosatz viel mehr dem Marktzinsfuß, als die gesetzlich auf Jahre hinaus


festgesetzte Wucherzinsrate, dann nähern sich auch die „Index numbers“ des


Economist viel mehr dem wirklichen Durchschnittspreise der Waren, weil hier die


relative Bedeutung der Waren berücksichtigt wird.


Wenn man erst über völlig sauberes Material verfügen wird, dann wird auch


wahrscheinlich der schon jetzt deutlich wahrnehmbare Parallelismus in


Kongruenz übergehen.


Bisher entzogen sich die Faktoren, die die Zinsfußrate bestimmen, jeder 


wissenschaftlichen Kontrolle. So stimmt Professor Dr. Karl v. Diehl in einer Schrift


„Über das Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System von Karl
Marx“ (S. 25) diesem zu, wo er sagt, „daß es keine natürliche Rate des Zinses


gebe, da die Bildung der Zinsfußrate etwas durchaus Gesetzloses und


Willkürliches ist.“ III, 1, S. 341.


Dem ist aber, wie wir uns überzeugten, durchaus nicht so. Bei näherer


Betrachtung zeigt sich im Gegenteil, daß hier alles „gesetzmäßig“ zugeht. Und


„willkürlich“ ist die Bildung der Zinsfußrate nur insofern, als man willkürlich die


Zinsfußrate von 3% ab aufwärts, auf jede beliebige Höhe, treiben kann. Man


braucht nur gesetzlich zu bestimmen, daß mittels Neuemissionen die


Warenpreise jährlich um 5–10–15% heraufgesetzt werden, so wird auch der


Zinsfuß auf 8–13–18% (3% + 5, 10, 15% Ristorno) steigen. Eine Sache aber, die


sich willkürlich behandeln läßt, ist nicht „gesetzlos“, da sie doch den Gesetzen


folgt, wonach sich die Handlungen richten. (Übrigens sind die Begriffe


„Gesetzlos“ und „Willkür“ Gegensätze, wenigstens in dieser Angelegenheit.)
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Anhang 2: Sparland, Sparhand, Grundrente und Lohn.


n Sparhandgenossen ernten von einer Landfläche zusammen P


Sparhandprodukte. Der Ertrag des einzelnen Sparhandgenossen ist also


P


n (1)


n’ Sparlandgenossen ernten von der gleichen Landfläche zusammen P’


Sparlandprodukte. Der Ertrag des einzelnen Sparlandgenossen ist also


P’


n’ (2)


Hierbei ist n kleiner als n’, P kleiner als P’, E größer als E’. Minderertrag des


einzelnen Sparlandgenossen gegenüber dem Sparhandgenossen


P     P’


n      n’ (3)


Will einer der Sparlandgenossen mit einem der Sparhandgenossen tauschen,


so hat er ihn zu entschädigen mit einer jährlichen Zahlung von E’ – E.


Wollen alle n Sparlandgenossen mit ebenso vielen Sparhandgenossen tau-


schen, so ist die gesamte jährliche Entschädigung (Rentendifferenz)


D = n � (E – E’) (4)


Würde [zur Sparhand-Kultur übergegangen, müßte man] von den n’ Sparland-


genossen n’ – n abziehen, [und] so verbliebe für die übrigen ebenfalls ein


Jahresertrag von E pro Kopf. Sie können also den Austritt der n’ – n Genossen


erkaufen durch eine jährliche Zahlung von der Größe D, oder auf den Kopf des


Abziehenden


D            n


n’ – n       n’ – n (5)


Will [also bei Sparhand-Kultur] ein Neuer [anstelle eines Alten] mitarbeiten, so hat


er jährlich           zu entrichten. Er erringt aber nur den Ertrag eines Sparländers,


also E’. Zieht man hiervon die Jahresentschädigung ab, so verbleibt als Lohn


D         n’ � E’ – n � E
n’ – n            n’ – n


oder nach den Gleichungen (1) und (2)


P’ – P 


n’ – n (6)


In Worten: Der Lohn is t  g le ich der  Di f ferenz zwischen Sparhand-
produkt  und Spar landprodukt ,
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n’ – n







ver te i l t  unter  d ie  Überzahl  der  Spar landarbei ter. (Das ist noch etwas


einfacher als Ihre Rechnungsregel oben auf S. 20 und gibt natürlich das gleiche


Resultat.)


In der Mehreinnahme der n ursprünglichen Sparhandarbeiter, die jetzt mit weiteren


n’ – n Arbeitern eine Sparlandgenossenschaft bilden, steckt noch ein Rest


Grundrente. Der Arbeitslohn aller ist nach Gleichung (6)


n’      


n’ – n (7)


Das ganze Arbeitsprodukt ist P’, die Differenz ist Grundrente:


G = P’ – n’ � L


oder nach Gleichung (7)


n’ � P – n � P’
n’ – n (8)


Beispiel auf S. 19 ff. n = 12 P = 480 E = 40


n’ = 60 P’ = 900 E‘ = 15


E – E’ = 25 D = 300 L = 8,75 G =  375


Sehr einfach ist an Hand dieser Formeln die Bestimmung des Einflusses 
technischer Verbesserungen:


Vermehrt die Technik das Sparhandprodukt P, so wird die Differenz P’ – P 
kleiner, der Lohn sinkt.


Vereinfacht die Technik die Sparhandarbeit, so daß weniger Sparhandarbeiter
nötig werden, so wird n kleiner, n’ – n wird größer, der Bruch L wird kleiner, der
Lohn sinkt.


Vermehrt die Technik das Sparlandprodukt, P’, so wird die Differenz P’ – P 
größer, der Lohn steigt.


Vereinfacht die Technik die Sparlandarbeit, so daß weniger Sparhandarbeiter
nötig werden, so wird n kleiner, n’ – n wird größer, der Bruch L wird kleiner, der
Lohn sinkt.


Vermehrt die Technik das Sparlandprodukt P’, so wird die Differenz P’ – P 
größer, der Lohn steigt.


Vereinfacht die Technik die Sparlandarbeit, so daß weniger Sparlandarbeiter
nötig werden, so wird n’ kleiner, n’ – n wird kleiner, der Bruch L größer, der Lohn
steigt.


Umgekehrt bei der Grundrente: Vermehrt die Technik das Sparhandprodukt P, 
so wird n’ P – n P’ größer, die Grundrente steigt.


Vermehrt die Technik das Sparlandprodukt P‘, so wird n’ P – n P’ kleiner, die
Grundrente sinkt.


Etwas weniger einfach ist der Einfluß der Technik, welche die Zahl der Arbeiter
vermindert, auf die Grundrente, weil bei Veränderungen der Größen n und n’
sowohl Zähler als Nenner
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des Bruches G wachsen bzw. abnehmen. Doch ergibt sich die Lösung vermittelst


Differentialrechnung ohne weiteres. Nach Gleichung (8) ist


d G            n’ � (P’ – P)


d n                  (n’ – n)2 (9)


Die rechte Seite dieser Gleichung ist stets negativ, d. h., wenn n abnimmt, so,


nimmt G zu. Oder in Worten: Wenn die Technik die Zahl der Sparhandarbeiter


vermindert, so wächst die Grundrente.


Ferner ist


d G         n � (P’ – P)


d n’               (n’ – n)2 10)


Die rechte Seite dieser Gleichung ist stets positiv, d. h., wenn n’ abnimmt, so


nimmt G ab. Oder in Worten: Wenn die Technik die Zahl der Sparlandarbeiter


vermindert, so sinkt die Grundrente.


Der Vorteil dieser mathematischen Behandlung besteht darin, daß man ganz


allgemein, ohne Annahme bestimmter Zahlen, also auch ohne Zahlenrechnung,


die Grundsätze ableiten kann.


Dr. Th. Christen, München.
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Anhang 3


Fragmente aus den Vorarbeiten


zur 1. Auflage der 


Natürlichen Wirtschaftsordnung
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Der Werdegang der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“, ihre


Vorläufer und ihre verschiedenen Auflagen


Silvio Gesells 1906 im Selbstverlag erschienenes Werk „Die Verwirklichung des


Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag durch die Geld- und Bodenreform (zugleich


eine Erledigung der Interessenpolitik und der Volkswirtschaftswissenschaft)“ darf


als die eigentliche Urfassung der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“, im folgenden


mit NWO bezeichnet, betrachtet werden. Denn in diesem Buche ist zum ersten


Male alles Einschlägige zusammengefaßt: Lohn- und Preisfragen, Land- und


Geldreform, sowie die freiwirtschaftliche Lehre vom Zins. 1911 erschien im


Verlag von Georg Blumenthal, Berlin, aber wohl ebenfalls von Gesell finanziert,


das umfangreiche Werk „Die neue Lehre vom Geld und Zins. Eine


Zusammenfassung, Läuterung und Vervollständigung früherer Schriften des


Verfassers.“ Hier erscheint der Geldteil des früheren Werkes entscheidend aus-


gebaut.


Die beiden ersten Auflagen der NWO vereinigen diese Bücher in freier Weise.


Der ganze Freilandteil, das Kapitel „Wie das Freigeld beurteilt wird“ (der Titel 


lautete ursprünglich etwas anders, siehe unten) und die Robinsonade des letzten


Abschnittes gingen unter teilweiser Veränderung und Erweiterung in die NWO


ein, während der ganze restliche Teil, wiederum teilweise erweitert und über-


arbeitet, dem Bande „Die neue Lehre vom Geld und Zins“ entnommen wurde.


Gesells Angabe „2. Auflage“ der beiden genannten Werke in den beiden ersten


Auflagen der NWO ist also nur sehr bedingt richtig, indem ja keines der beiden


Bücher vollumfänglich und erst recht nicht dauernd wörtlich in die NWO über-


ging.


1)  Die Verwirklichung des Rechtes 


auf den vollen Arbeitsertrag und die NWO


Alle Angaben und Seitenzahlen beziehen sich stets auf die erste Bandausgabe
der NWO, also deren offizielle 2. Auflage.
Das Vorwort, datiert Oktober 1905, ging nicht in die NWO ein.
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Abteilung I: Die Bodenreform


Einleitung: Was ist der volle Arbeitsertrag? In der NWO völlig neu geschrieben, in


zwei Teilen: Einleitung und 1. Kapitel.


1. Die Grundrententheorie. Ungefähr wie Kapitel 2 der NWO, viele Ände


rungen.


2. Einflüsse, denen der Arbeitsertrag auf Freiland ausgesetzt ist. Entspricht 


Kapitel 3 der NWO, dort aber völlig neu geschrieben.


3. Die landwirtschaftliche Grundrente und ihre Beziehung zum allgemeinen 


Lohngesetz. In dieser Form nicht in der NWO.


4. Einfluß des Kapitalzinses auf Lohn und Rente. Ab und zu identisch mit 


Kapitel 13 der NWO.


5. Die Rohstoff- und Baugrundrente und ihre Beziehung zum allgemeinen 


Lohngesetz. Weitgehend identisch mit Kapitel 15 der NWO.


6. Erster allgemeiner Umriß des Lohngesetzes. Bis auf den Schluß iden


tisch mit Kapitel 16 der NWO.


7. Die Bodenreform. Aufgegangen in Kapitel 17 – 19 der NWO, dort alles 


erweitert, aber auch etliche Teile weggelassen.


8. Die Bodenreform in der Praxis. Ziemlich genau Kapitel 20 der NWO, mit 


einigen Erweiterungen und Kürzungen.


9. Die Finanzen der Bodenreform. Anlehnung an Kapitel 18 der NWO, 


jedoch viel ausführlicher.


10. Die Wirkung der Bodenreform. Ziemlich identisch mit Kapitel 21 der 


NWO, ohne Hinweis auf die Mutterrente.


11. Die Theorie der Bodenreform. Fast wörtlich Kapitel 22 der NWO.


12. Die Moral der Bodenreform. Fast wörtlich Kapitel 22 der NWO.


13. Was die Bodenreform nicht kann. Mit kleiner Kürzung, sonst identisch mit


Kapitel 23 der NWO.


Abteilung II: Die Geldreform


A. Die Geldreform in der Praxis


1 – 5 (Allgemeine Orientierung – Wie das Reformgeld beschaffen ist – Wie der


Staat das Reformgeld in Umlauf setzt – Was mit der Geldreform 


bezweckt wird – Die Wirkungen der Geldreform), in NWO völlig neu und 


anders.
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6. Wie das Reformgeld verwaltet wird. Ungefähr identisch mit Kapitel 3 der 


NWO.


7. Was mit dem Gold gemacht wird. In NWO völlig neu.


8. Wie die Beteiligten die Geldreform von ihren verschiedenen 


Standpunkten aus beurteilen. Entspricht Kapitel 6 (Wie das Freigeld 


beurteilt wird), und zwar beinahe Satz für Satz identisch mit den ent-


sprechenden Teilen der NWO, mit folgenden Ausnahmen:


„Der Käufer“ ist z.T. identisch mit „Der Kaufmann“.


„Der Verkäufer“ und „Der Kaufmann“ sind zusammengezogen in „Der 


Krämer“.


„Der Unternehmer“. In NWO leicht erweitert.


„Der Sparer“. In NWO einige Änderungen.


„Der Konsumverein“, identisch mit „Der Genossenschafter“.


„Der Schuldner“, identisch mit „Der Agrarier“.


„Der Werttheoretiker“, in NWO leicht gekürzt.


„Der Bankier“ kam in der NWO neu hinzu, fehlt hier noch.


B: Die Theorie der Geldreform


Die ersten 10 Kapitel lauten: Warum man aus Papier Geld machen kann – Die


Sicherheit des Geldes – Die Deckung des Papiergeldes – Welchen Preis soll das


Geld erzielen? – Wie der Preis des Geldes mit mathematischer Sicherheit er-


mittelt werden kann – Wie wird der ermittelte Preis des Geldes dauernd fest


erhalten? – Der Maßstab für die Qualität des Geldes – Kurze Kritik der


Goldwährung – Der sogenannte Wert und die Goldwährung – Warum die


Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber versagt. – Aus diesen 10 Kapiteln schuf


Gesell über den Umweg der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“ die 15 Kapitel


des 3. Teils der NWO. Ein Vorwort fehlt noch, dagegen sind bereits folgende


Parallelen vorhanden:


Kapitel 5 ist über weite Strecken identisch mit Kapitel 7 der NWO.


Kapitel 7 ist weitgehend identisch mit Kapitel 14 der NWO.


Kapitel 10 ist praktisch identisch mit Kapitel 15 der NWO, welches 


seinerseits in „Die neue Lehre vom Geld und Zins“ noch fehlt.


Kapitel 11 – 13 stellen eine erste Form des 4. Teiles der NWO dar (Die 


neue Lehre vom Zins) und zwar:


Kapitel 11: Die Zinstheorie der Geldreform. Daraus wurde die 


Robinsonade in die NWO aufgenommen und dort ergänzt: S. 347 Zeile 6


von unten bis Ende der Robinsonade fehlt noch in der ersten Fassung.
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Kapitel 12: Die Bestandteile des Bruttozinses. Teilweise identisch mit 


dem Text der NWO.


Kapitel 13: Der reine Kapitalzins, eine eherne Größe? Fast völlig iden-


tisch mit der NWO, auch die beiden Tabellen samt Text sind schon da.


Kapitel 14: Die Einlösung des im Titel Versprochenen. Nicht in die NWO 


aufgenommen.


Seiten 282–284: Ankündigung des (nie erschienenen) 3. Jahrganges 


von „Die Geld- und Bodenreform“.


Seiten 226 oben bis 269 (ohne die Tabelle S. 268) Zeile 7 sind wörtlicher


Nachdruck aus „Die Geld- und Bodenreform“ S. 40–97, Mai 1904, ab 


und zu etwas erweitert. So fehlt die Tabelle S. 230 noch in der genann-


ten Zeitschrift.


Der Wortlaut der NWO geht also letzten Endes bis 1904 zurück!


2) Die neue Lehre vom Geld und Zins und die NWO


Hier ist bereits die Dreigliederung des Stoffes, analog der NWO durchgeführt,


und zwar überraschenderweise in der Reihenfolge von deren 3. Auflage, wenn


auch in zwei (statt drei) Hauptabschnitte aufgeteilt.


Abteilung I: Die Lehre vom Geld


A) Das Geld, wie es ist:


Das Vorwort, Les Hauts Geneveys 1911, ist identisch mit dem Vorwort 


zum entsprechenden Abschnitt der NWO.


Kapitel 1 – 13 sind, mit oft leicht verändertem Titel, im wesentlichen identisch


mit den entsprechenden Kapiteln in der NWO. Kapitel 14 und 15 der NWO fehlen


noch. Ziemlich verändert erscheinen Kapitel 8 und 11; Kapitel 12 ist bis auf den


Schluß in beiden Büchern gleich. In mehreren Kapiteln erscheinen in der NWO


Fußnoten zugefügt. In Kapitel 10 ist auf S. 94 ein köstliches, echt Gesellsches


Bild von den Banknoten mit der Madonna und dem Teufel, in der NWO leider


weggelassen.
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B) Das Geld, wie es sein soll und sein kann:


Das in der NWO stehende Vorwort fehlt noch. Die 5 Kapitel sind größtenteils


identisch, das riesige 6. Kapitel („Wie das Freigeld beurteilt wird“) fehlt hier noch.


Abweichungen:


In Kapitel 1 sind die 5 ersten Zeilen in der NWO gestrichen, wegen Umstellung


der Teile A und B in der NWO. Die orangefarbige Beilage (Doppelblatt


„Physiokratisches Geld“) fehlt noch.


In Kapitel 5 sind S. 167 Zeilen 1–10, sowie die vier letzten Zeilen des Kapitels


in der NWO gestrichen; es folgt hier gleich:


Abteilung II:
Die Lehre vom Zins nach der Zerstörung des Wertglaubens.


Vorwort: Die Robinsonade fehlt, dafür steht ein anderer Anfang (S. 183 und


184, Zeilen 1–15). Hierauf schließen sich S. 350 und 351 (die beiden ersten


Seiten von „Der Urzins“) der NWO an.


1. Der Urzins. Dieses Kapitel beginnt hier mit S. 352 der NWO, praktisch 


identisch.


2. Die Grenzen des Geldzinses. In der NWO teils gekürzt, teils erweitert.


3. Die Übertragung des Urzinses auf die Ware. In NWO unverändert.


4. Die Übertragung des Urzinses auf das sogenannte Realkapital. In NWO 


nur unwesentlich erweitert.


5. Vervollständigung der Theorie. In NWO große Erweiterungen, aber auch 


einige Kürzungen.


6. Wie man den Kapitalzins bisher zu erklären versuchte. Beinahe iden-


tisch.


7. Die Bestandteile des Bruttozinses. Verschiedene Änderungen, S. 251 


Zeile 6 bis Ende des Kapitels in der NWO gestrichen.


8. Der reine Kapitalzins, eine eherne Größe. Praktisch unverändert, auch 


die beiden Tabellen samt Text hier vorhanden. Neu hinzu kamen in der 


NWO S. 420–422.
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3) Die beiden ersten Auflagen der NWO


Weit verbreitet ist die Ansicht, es gebe eigentlich keine wirkliche erste Auflage


der NWO, indem diese als „2. Auflage“ der beiden oben genannten Bücher


erschien und die folgende dann bereits als 3. Auflage veröffentlicht wurde. Und


im Schriftenverzeichnis der FFF-Literatur herrscht meist eine vollkommene


Konfusion. So ist im Verzeichnis der wichtigsten Schriften Gesells S. 388 der 9.


Auflage der NWO diese als 1916 erschienen verzeichnet und hierauf als selb-


ständiges anderes Werk die 2. Auflage der „Neuen Lehre vom Geld und Zins“!!


Tatsächlich aber können wir mit vollem Recht die 1916 erschienene Ausgabe in


vier Teilen als 1. Auflage bezeichnen, indem die gleichfalls 1916 erschienene


Bandausgabe einige Erweiterungen aufweist, also nach jener gedruckt wurde,


auch wenn für das nicht Veränderte derselbe Satz benutzt worden ist. Es ergibt


sich folgende Konkordanz:


1. Teil: Freiland


Das kleine, zwei Seiten umfassende Vorwort wurde durch die große 


Einleitung S. XV–XXII ersetzt, das Vorwort von Paulus Klüpfel kam neu 


hinzu. Schon diese eingreifenden Änderungen gestatten es, von zwei 
Auflagen zu sprechen. S. 1–89 folgt dann der unveränderte Text, vom 


selben Satz abgezogen.


2. Teil: Freigeld


S. 1: Titelseite, genau wie S. 91 der NWO. S. 2 ist leer, S. 3 das Vorwort,


genau wie in der NWO. S. 4 ist leer, S. 5–128 entsprechen S. 93 bis 


216 der NWO, Seite für Seite, Zeile für Zeile. Das orangefarbige 


Doppelblatt (Physiokratisches Geld) kam erst in der Bandausgabe hinzu.


3. Teil: Metall- und Papiergeld


S. 1 Titelseite, S. 2 leer, S. 3–6 Vorwort, identisch mit jenem in der 


NWO (S. 219–222). S. 7–125 Zeile für Zeile identisch mit S. 223–


341 der NWO.
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4. Teil: Die neue Lehre vom Zins


Nur Umschlagtitel, keine Titelseite. S. 1–78 identisch mit S. 344–422 


der NWO, mit folgender Einschränkung:


Die Fußnote S. 349 der NWO fehlt hier noch; das Kapitel „Der Urzins“ beginnt


gleich S. 7 oben. In der NWO sind dann neu eingesetzt S. 352 Zeile 6 bis Ende


der Seite. Auf diese Weise bekam die Bandausgabe eine Seite mehr. So sind


dann S. 9 bis Ende identisch mit S. 353 bis Ende der Bandausgabe, wie immer


Seite für Seite, Zeile für Zeile. Ja, es scheint, das Gesell diese Einschiebsel


gerade so berechnet hat, das der alte Satz ab Seite 9 stehen bleiben konnte.


Beide Auflagen gebrauchen noch oft den Ausdruck „Reformgeld“ statt


„Freigeld“. Im Inhaltsverzeichnis, das offenbar erst am Schluß abgefaßt wurde,


steht schon zum größten Teil „Freigeld“, wo in den Kapitelüberschriften im Buch


selber noch stets „Reformgeld“ zu lesen ist.
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Zum Geleit   


Schon 1915 hatte Silvio Gesell während mehrerer Aufenthalte in der Schweiz 


nach Menschen Ausschau gehalten, die für seine Gedanken empfänglich sein


könnten. Er fand sie in Bern in der “Gesellschaft für Boden- und Steuerreform”,


deren Mitglieder in weitgehender Übereinstimmung mit Adolf Damaschke der


Ansicht waren, daß die soziale Frage mit einer Änderung des Boden- und


Steuerrechts gelöst werden könne. In dieser Gesellschaft war es zunächst der


Arzt und Mathematiker Theophil Christen, der Gesells Hinweis auf die Notwen-


digkeit einer zusätzlichen Reform des Geldwesens aufgriff und für die Aufnahme


der Geldreform in das Programm der “Gesellschaft für Boden- und Steuerreform”


warb. Bald hatte Theophil Christen die Mehrheit der Mitglieder auf seiner Seite. 


Als der Gesellschaft im Verlauf der Programmdiskussion jedoch eine Spaltung


drohte, wurden die Beibehaltung des bisherigen Programms und die Gründung


eines gesonderten “Schweizer Freiland-Freigeld Bundes” (SFFB) beschlossen. 


Die Leitung des SFFB übernahmen Fritz Trefzer, der stellvertretende Direktor


des Eidgenössischen Versicherungsamtes, und Ernst Schneider, der reformpä-


dagogisch orientierte Direktor des Berner Oberseminars. Theophil Christen nahm


die wissenschaftliche Ausformulierung von Gesells Geldreformvorschlägen in


Angriff – wobei er stets von der “absoluten Währung” statt von “Freigeld” sprach –


und bereitete Denkschriften an die für die Währungspolitik zuständigen Instanzen


vor. [Vgl. Werner Schmid, Silvio Gesell - Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 122 ff.-Ernst


Schneider, Aus meinen Lehr- und Wanderjahren, Bern 1956, S. 80 ff. - Markus Schärrer, Geld- und


Bodenreform als Brücke zum sozialen Staat - Die Geschichte der Freiwirtschaftsbewegung in der


Schweiz 1915-1952, Zürich 1983, S. 42 ff. - Eduard Diebold, Freiwirtschaft, Schul- und Lebensreform


1915-1930, unveröffentlichte Examensarbeit Bern 1988, und Gerhard Senft, Weder Kapitalismus 


noch Kommunismus - Silvio Gesell und das libertäre Modell der Freiwirtschaft, Berlin 1990, S. 155ff.]


Die erste Veröffentlichung, mit der der SFFB hervortrat, war ein “Aufruf zum Ein-


tritt in den Schweizerischen Freiland-Freigeld-Bund”. Er trägt die Unterschriften


von Fritz Trefzer und Ernst Schneider und enthält kaum stilistische Anhalts-


punkte für die Vermutung, daß Silvio Gesell den Wortlaut des Aufrufs mitverfaßt


haben könnte. Dennoch wird dieser Aufruf gemäß den Angaben von Willy Hess 


in seinem Verzeichnis der Werke Gesells in den Band 10 aufgenommen, zumal 


es sich hierbei um ein für die weitere Entwicklung des SFFB grundlegendes


Dokument handelt. [Vgl. Willy Hess, Die Werke von Silvio Gesell, Bern 1975, S. 23. – Im Werke-


verzeichnis von Friedrich Landmann fehlt dieser Aufruf.]


In Anbetracht des grauenvollen ersten Weltkriegs beschäftigte sich Silvio


Gesell erneut intensiv mit der Frage nach den Ursachen solchen Gemetzels 


und den Möglichkeiten ihrer Überwindung. In zwei Vorträgen “Gold und Frieden?”


und “Freiland – die eherne Forderung des Friedens”, die später auch in die


“Natürliche Wirtschaftsordnung” aufgenommen wurden, stellte Gesell Freiland 


und Freigeld als Wege zu einem dauerhaften Frieden dar und setzte sich darin
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auch mit dem Pazifismus seiner Zeit kritisch auseinander. Seine Sichtweise ge-


stattet einen Umgang mit den Problemen von Krieg und Frieden, der ohne eine


gegenseitige Verleumdung der Völker und ohne Kriegsschuldzuweisungen aus-


kommt. Nicht die ‘Engländer’, die ‘Franzosen’, die ‘Russen’, die ‘Christen’, die


‘Juden’ oder die ‘Moslems’ sind die Urheber von Kriegen, sondern die überall


bestehenden “naturwidrigen menschlichen Einrichtungen” des kapitalistischen


Geldes und des privaten Eigentums am Boden. [Silvio Gesell, Freiland – die eherne


Forderung des Friedens, in: SGW Band 10, S. 100.] “Alle Menschen, jeder einzelne Mensch,


hat auf den ganzen Erdball die gleichen unveräußerlichen Rechte, und jede Ein-


schränkung dieses Urrechts bedeutet Gewalt, bedeutet Krieg.” [Silvio Gesell, Frei-


land – die eherne Forderung des Friedens, in: SGW Band 10, S. 113.] Das aus Gold herge-


stellte Geld ist nach Gesells Worten der “Erbfeind der Menschenfamilie” und 


der mit dem Geld verbundene Zins ist der “große Friedensstörer”. [Silvio Gesell, Gold


und Frieden?, in: SGW Band 10, S. 65 und 66.] Dementsprechend würden die Überführung


des Bodens in ein zu verpachtendes Gemeineigentum und die Befreiung des


Geldes vom Zins Frieden zwischen den Menschen und Völkern schaffen. In 


Übereinstimmung mit dem Wort des Propheten Jesaja, wonach “... der Gerech-


tigkeit Frucht der Friede sein” werde (32.17), schrieb Gesell an die Adresse der


Pazifisten, daß der Völkerfriede bei Fortbestand der kapitalistischen Wirtschaft


nicht durch Abrüstung zu erreichen sei, sondern daß er die Herstellung einer so-


zial gerechten und darum in sich friedlichen Ordnung voraussetze. Obgleich diese


Argumentation in ihrem Kern zutrifft, wirkt Gesells reservierte Haltung zur Ab-


rüstung aus heutiger Sicht doch befremdlich. Angesichts der gegenwärtigen, zu


seiner Zeit freilich noch unvorstellbaren Zerstörungspotentiale, die in Form von


Rüstungsgütern das Leben auf dieser Erde bedrohen, sind Abrüstungsbemühun-


gen ohne jeden Zweifel eine notwendige Ergänzung zu dem Bemühen um eine


Überwindung der bisherigen ungerechten und friedlosen Sozialordnungen. [In ei-


nem Brief an Fritz Schwarz von 16.5.1917 hat Gesell betont, daß er seine Haltung zur Abrüstungs-


frage absichtlich überspitzt formuliert habe und "... daß seine Darstellung ironisch aufzufassen" sei.


Doch trug er den Kern dieser Argumentation schon seit der Jahr-hundertwende in sich; vgl. dazu den


Aufsatz "Wie sollen wir abrüsten?", in: SGW Band 2, S. 275 ff.] –


Im Frühstadium seiner Entwicklung schlossen sich dem “Schweizer Freiland-


Freigeld-Bund” vorwiegend jüngere Akademiker an, vor allem linksbürgerliche, 


reformpädagogisch und lebensreformerisch eingestellte Lehrer. Als Organ des


SFFB erschien ab 1917 die Zeitschrift “Die Freistatt – Zeitschrift für Kultur und


Schulpolitik”. Redigiert wurde sie von dem Lehrer Fritz Schwarz, einem ehema-


ligen Schüler von Ernst Schneider, der im Kreis der schweizerischen Anhänger


Silvio Gesells in dieselbe Rolle hineinwuchs, die Georg Blumenthal bei den deut-


schen Physiokraten spielte. [Über sein Leben vgl. Hans Hoffmann, Fritz Schwarz – Denkschrift


zu seinem 100. Geburtstag, Bern 1987; darin auf den Seiten 55-130 Werner Schmid, Fritz Schwarz –


Lebensbild eines Volksfreundes.] 
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In den ersten beiden Jahren ihres Erscheinens hatte die “Freistatt” etwa 


450–500 Abonnenten. [Markus Schärrer, Geld- und Bodenreform als Brücke zum sozialen 


Staat – Die Geschichte der Freiwirtschaftsbewegung in der Schweiz 1915 -1952, Zürich 1983, S. 49.]


Die Mitarbeiter und Leser kamen ebenso wie die deutschen Physiokraten aus


recht unterschiedlichen politischen Lagern. [In einem Bericht über eine Versammlung von


Physiokraten am 30.6.1914 hob Blumenthal die große Gegensätzlichkeit der sonstigen Anschauungen


unserer Freunde und Anhänger" besonders hervor. (Der Physiokrat 3. Jg. 1914, Nr. 3).] Sowohl in


Deutschland als auch in der Schweiz wirkte die Bodenreformbewegung als


Nährboden für die Freiland-Freigeld-Bewegung. Ebenso wie der “Physiokrat”


wandte sich auch die “Freistatt” besonders an sozialdemokratische Leser. Aber


alles in allem dachten die schweizerischen Anhänger Gesells eher bürgerlich, 


während sich die Physiokraten in Deutschland betont proletarisch gaben. Im


Gegensatz zum Stirnerianer Georg Blumenthal verstand sich Fritz Schwarz als 


ein reformierter Christ. Und Theophil Christen verfaßte außer seinen mathema-


tisch-wirtschaftstheoretischen Aufsätzen sowohl ein darwinistisch und lebens-


reformerisch beeinflußtes Werk über die menschliche Fortpflanzung als auch –


unter den Pseudonymen Barnabas und Silas – Aufsätze, in denen er biblische


Aussagen mit seinen Vorschlägen zur Lösung der sozialen Frage verband. [Über


Theophil Christen vgl. den Nachruf von Ernst Dick, in: Die Freistatt 4. Jg. 1920, Nr. 9-10, S. 66-70.]


Zur inneren Inhomogenität des SFFB trug auch die Verschiedenartigkeit der


geistigen Einflüsse bei, die Silvio Gesell in sich aufgenommen hatte. Sie ist be-


sonders gut sichtbar in dem Aufsatz “Die Hochzucht des Menschen als Religion


der Zukunft”, den Gesell selbst als sein “eigentliches religiöses Bekenntnis”


bezeichnete [Vgl. einen Brief von Gesell an Fritz Schwarz vom 24.7.1917. Der von Darwin an-


genommene Gedanke der "Hochzucht" findet sich auch bei Nietzsche: "Nicht nur fort sollst du dich


pflanzen, sondern hinauf." (Also sprach Zarathustra, Stuttgart 1987, S. 62)], auch in den Auf-


sätzen “Bedenken gegen die natürliche Wirtschaftsordnung” und “Die Auslese


durch die natürliche Wirtschaftsordnung”. In Anknüpfung an “Die Auslese durch


das Christentum, den Krieg und den physiokratischen Frieden” aus dem Jahr 1913


wird hier einerseits die Verbindung von Religion und Evolutionslehre fortgesetzt.


Andererseits vollzog Silvio Gesell hier unter den Einflüssen von Max Stirner und


Friedrich Nietzsche [Im Vorwort zur 4. Auflage der NWO (1920) nannte Gesell die NWO einen 


Weg zur Verwirklichung der Ideale von Schiller, Stirner, Nietzsche und Landauer. – Über das jung-


hegelianische Umfeld Stirners und seinen Einfluß auf Gesell vgl. die Dissertation von Gerhard Senft


(siehe Anm. 1).] die Loslösung des sich seiner Eigenverantwortung bewußt werden-


den Menschen von einem göttlichen “Gängelband”, und er stellte sich nun auf 


den seiner Zeit gemäßen Standpunkt, wonach der Mensch selbst sich auf den 


leeren Thron Gottes setzen dürfe.  [Silvio Gesell, Die Hochzucht des Menschen als Religion


der Zukunft, in: SGW Band 10, S. 164 ff.] –


Während seiner Zeit in der Schweiz wandelte sich auch Silvio Gesells


Einstellung zum Staat. Hatte er sich anfangs noch zum Beispiel für ein staatliches


Schulwesen ausgesprochen [Silvio Gesell, Nervus rerum, in: Gesammelte Werke Band 1, 
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S. 136.], so zielten seine Überlegungen nunmehr in Richtung auf einen “Abbau 


des Staates” – so lautete der Titel seiner an die Weimarer Nationalversammlung


gerichteten Denkschrift. Im Gegensatz zu den meisten seiner Zeitgenossen, die


eine Verstaatlichung vieler Lebensbereiche anstrebten, trachtete Gesell nach ei-


ner “Akratie”, einer herrschaftslosen, auf Eigengesetzlichkeit beruhenden


Sozialordnung. Mehrfach verbarg er sich jetzt hinter dem Pseudonym “Acratillo”.


So wie Friedrich Nietzsche in seinem “Zarathustra” den Staat als das “kälteste aller


kalten Ungeheuer” bezeichnet hatte [Friedrich Nietzsche, Also sprach Zarathustra, Stuttgart


1987, S. 42. – "Dort, wo der Staat aufhört, beginnt erst der Mensch." (S. 44)], nannte Gesell den


Staat ein “Scheusal, Kind der großen Hure, des Landraubes, des Privatgrund-


besitzes.” [Silvio Gesell, Der Abbau des Staates nach Einführung der Volksherrschaft, in: SGW 


Band 10, S. 238.] Viele dem Staat überbürdete oder von ihm okkupierte Aufgaben wie


das Schul- oder Hochschulwesen, das Gesundheitswesen, die Rechtsprechung


und das Militärwesen wollte er vom Staat auf freie Bürger und Gemeinden ver-


lagern und den Staat“ ... bis auf seine Grundmauern” des Geldes und des


Verkehrswesens zurückschneiden. [Silvio Gesell, Der Abbau des Staates nach Einführung


der Volksherrschaft, in: SGW Band 10, S. 240. Möglicherweise sind auch Gustav Landauers Gedan-


ken zum Staat in Gesells eigenes Staatsverständnis eingeflossen. Im Kreis des SFFB war es der


mit Gesell befreundete Reformpädagoge Werner Zimmermann, der Anregungen zum Nachdenken


über eine "Akratie" gegeben haben dürfte, vgl. seine Schrift "Was ist Sozialismus?", 2. Aufl. Erfurt 1921,


S. 14; 5. Auflage unter dem Titel "Sozialismus in Freiheit", Lauf bei Nürnberg 1946, S. 25. – Der


Gedanke einer Entflechtung von Wirtschaft, Staat und Kultur findet sich ebenfalls in der Sozialen


Dreigliederung von Rudolf Steiner. Zu Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen Gesell und


Steiner vgl. Werner Onken, Silvio Gesell – Persönlichkeit und Werk, in: Fragen der Freiheit 34. Jg.


1990, Heft 202, S. 4-38.]


So sehr Silvio Gesells Kritik am Staat und der real existierenden Demokratie 


mit derjenigen von Nietzsche verwandt sein mochte, so gegensätzlich waren 


beider Alternativvorstellungen. Während Nietzsche die Forderung nach einer


Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz als das eigentliche Übel der Moderne


verurteilte und die Demokratie als “Verfallsform des Staates” ansah, wollte Ge-


sell gerade jene materiale Rechtsgleichheit durch die Überwindung der Geld- 


und Bodenprivilegien herstellen und eine Demokratie jenseits von allen Partei-


gegensätzen begründen. [Friedrich Nietzsche, Götzendämmerung, Frankfurt 1985, S. 98. –


Silvio Gesell, Freiland – die eherne Forderung des Friedens, in: SGW Band 10, S. 117, und die


Natürliche Wirtschaftsordnung, in: Gesammelte Werke Bd. 11, Lütjenburg 1991, S. 89 ff.]  Und wäh-


rend Nietzsche im Christentum und im Liberalismus, im Sozialismus und im


Anarchismus nur Symptome einer abendländischen Dekadenz erblickte und nach


dem Vorbild des Imperium Romanum “Autorität” anstelle all dieser “Herden-


Vertierung” anstrebte [Friedrich Nietzsche, Götzendämmerung, Frankfurt 1985, S. 96 und Anti-


christ, 5. Auflage München 1986, S. 78 und 79. – Nietzsche verkannte die Hintergründe der Macht 


des Geldes (vgl. Zarathustra, S. 67) ebenso wie die Bedeutung des Privatgrundeigentums als


Fundament des römischen Imperiums. Stattdessen erblickte er im Christentum den "Vampir des 


imperium romanum", der ein Blühen der antiken Kultur verhindert habe. (Antichrist, S. 79 ff)], suchte


Gesell nach einer herrschaftsfreien, akratischen Ordnung des Zusammenlebens


freier Individuen. 
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Damit weist Silvio Gesells Einstellung zum Staat einige Parallelen zum Staats-


verständnis von Wilhelm von Humboldt auf. Zwar ist ungewiß, ob Gesell mit


Humboldts “Ideen zu einem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staates 


zu bestimmen” vertraut war. Übereinstimmung besteht aber darin, daß die


Religion, die Ehe, das Schulwesen und wirtschaftliche Unternehmungen jenseits


der Grenzen des Staates liegen sollen. Der Staat soll nach den Ansichten von


Humboldt und Gesell die Eigenverantwortlichkeit freier Menschen nicht unter-


graben und auch keine Wohlfahrtsgarantie geben. [Wilhelm von Humboldt, Ideen zu ei-


nem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen, Stuttgart 1962, S. 26, 30, 37,


44 ff, 63, 82 und 155.] Gesell ging insofern noch über Wilhelm von Humboldt hin-


aus, als er die Frage nach den Ursachen für die ständige Ausdehnung des Staates


klarer beantwortete. Dafür, daß der Staat in der Vergangenheit seine Grenzen


überschritt und seine Tätigkeit immer mehr ausdehnte, machte Humboldt eine


“Begierde der Menschen, immer über die ihnen rechtmäßig gezogenen Schranken


in das Gebiet anderer einzugreifen” [Wilhelm von Humboldt, Ideen zu einem Versuch, die


Grenzen der Wirksamkeit des Staates zubestimmen, Stuttgart 1962, S. 49.] , verantwortlich. Für


Gesell lagen die Triebkräfte der Ausdehnung des Staates demgegenüber nicht 


der Natur des Menschen begründet – dann wären sie unüberwindbar oder nur 


um den Preis einer Änderung der menschlichen Natur zu erreichen -, sondern in


den institutionell geformten Machtpositionen derjenigen, die den Boden und das


Geld beherrschen und zum Schutz ihrer Privilegien staatliche Institutionen be-


nötigen. –


Neben der Problematik des Staates setzte sich Silvio Gesell auch weiterhin 


mit der vorherrschenden Wirtschaftstheorie und -politik auseinander. In dem fik-


tiven Zwiegespräch zwischen Professor Leisegang und Professor Aufrecht fan-


den seine Vorbehalte gegen das Selbstverständnis der Ökonomie als einer 


wertfreien Wissenschaft ihren Ausdruck. Auf Kritik an der Geldreform aus den


Reihen der Wissenschaft reagierte Gesell mit der Rezension eines Buches von


Bruno Moll über die neueren Geldtheorien. Die beiden nur mit einem “- e -”


gekennzeichneten Kritiken an Walter Rathenaus “Neuer Wirtschaft” dürften eben-


falls von ihm stammen. [Zwar haben Landmann und Hess diese beiden Kritiken nicht in ihre


Werkeverzeichnisse aufgenommen, doch für Gesells Beschäftigung mit Rathenaus Buch spricht der


Hinweis von Werner Schmid, daß Gesell sich um einen persönlichen Kontakt zu Walter Rathenau


bemüht habe. (Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte eines Pioniers, Bern 1954, S. 309)]


Und schließlich verfaßte er die Denkschrift “Die gesetzliche Sicherung der Kauf-


kraft des Geldes durch die absolute Währung”, mit der sich der deutsche “Freiland-


Freigeld-Bund” im Frühjahr 1919 an die Weimarer Nationalversammlung wandte.


Im Begleitbrief zu dieser Denkschrift schrieb Gesell der jungen Weimarer Demo-


kratie ins Stammbuch: “Auf der Währung ist die Volkswirtschaft aufgebaut. Wer 


an der Währung rüttelt, der rüttelt an den Grundfesten der Volkswirtschaft und 


des Staates.” [Freiland-Freigeld-Bund (Hg.), Die gesetzliche Sicherung der Kaufkraft des Geldes


durch die absolute Währung, Weimar 1919, S. 249 . – Die Weimarer Nationalversammlung nahm keine


Notiz von dieser Denkschrift. Als die befürchtete Zerrüttung der deutschen Wirtschaft ihren Fort-


gang nahm, äußerte Gesell in einer weiteren Denkschrift an die Gewerkschaften 1922 seine
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Enttäuschung darüber, daß "... die Nationalversammlung vergaß, die Währung, den eigentlichen


Drehpunkt des Gesellschaftslebens, in die Verfassung einzubauen." (Denkschrift an die Deutschen


Gewerkschaften zum Gebrauch bei ihren Aktionen in der Frage der Währung, der Valuta und der


Reparationen, Potsdam 1922, S. 24)] Ungehört verhallte diese Mahnung in den Wirren


der großen Inflation. 


Anfang 1919 hielt sich Silvio Gesell zu einem Besuch in Berlin auf, um den


Druck der 3. Auflage seiner “Natürlichen Wirtschaftsordnung” zu betreuen. [Diese 


3. Auflage erschien in Arnstadt / Thür. im Verlag von Gesells Bruder Roman. Gemäß einer Empfeh-


lung von Willy Hess wurde die 1920 erschienene, gegenüber der 3. nochmals veränderte 4. Auflage 


der NWO als Band 11 in die Gesammelten Werke aufgenommen. Darin erscheint auch das Vor-


wort, das Gesell zur 3. Auflage der NWO verfaßt hat.]  Dort erreichte ihn die telegraphische


Anfrage von dem sozialdemokratischen Politiker Ernst Niekisch, ob er bereit sei, 


in der Sozialisierungskommission der bayrischen SPD-Regierung Hoffmann mit-


zuwirken. [Ernst Niekisch war zuvor von Georg Blumenthal auf brieflichem Wege auf Gesells


Theorien aufmerksam gemacht worden und hatte dann auch in der sozialdemokratischen Presse da-


für geworben. Auch Theophil Christen stand bereits in persönlicher Verbindung mit Niekisch.] Ge-


sell erklärte seine Bereitschaft. Doch als er in München eintraf, war dort gerade 


die 1. Bayrische Räterepublik ausgerufen worden. Auf Vorschlag von Niekisch,


dem nunmehrigen Vorsitzenden des Rates der Volksbeauftragten, und mit der


Unterstützung von Gustav Landauer und Erich Mühsam wurde  Gesell zum Volks-


beauftragten für das Finanzwesen gewählt. Bei seiner Amtsführung waren ihm


Theophil Christen und der Greifswalder Rechtswissenschaftler Karl Polenske als


Rechnungs- bzw. Rechtsbeirat behilflich. Die Amtszeit währte jedoch nur eine


Woche. Dann wurde die erste libertäre von einer zweiten kommunistischen Räte-


regierung gestürzt. Gesell und seine beiden Mitarbeiter wurden verhaftet und


bald darauf von Rotgardisten befreit. Wenig später gerieten sie erneut in Haft. 


Ein Standgericht sprach sie nach drei Monaten schließlich von der Anklage des


Hochverrats frei. 


Die im Zusammenhang mit Silvio Gesells Tätigkeit als Volksbeauftragter für 


das Finanzwesen entstandenen Dokumente wurden erstmals von Karl Polens-


ke und ein weiteres Mal von Richard Hoffmann veröffentlicht. Aus Hoffmanns


Broschüre “Die Freiwirtschaft vor Gericht” übernehmen wir diese Dokumente 


und fügen aus der Schrift von Polenske das bei Hoffmann fehlende Muster eines


“südbaierischen Staatsgeldes” bei. [Karl Polenske, An Alle! – Das proletarische Finanz- und


Wirtschaftsprogramm des Volksbeauftragten der ersten baierischen Räte-Regierung Silvio Gesell;


Berlin 1919. Richard Hoffmann, Die Freiwirtschaft vor Gericht, 2. Auflage Erfurt und Bern 1920. Das


Muster des "Südbaierischen Staatsgeldes" findet sich auf den Seiten 20 und 21 der Broschüre 


von Polenske. Über Karl Polenske vgl. Günter Bartsch, Der linke Flügelmann – Versuch eines 


Portraits von Karl Polenske, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 26. Jg. 1989, 81. Folge, S. 13-19. – Ein


in den Werkeverzeichnissen von Landmann (Nr. 215) und Hess (S. 74) erwähnter Artikel "Was 


will Gesell?" in der "Münchener Post" vom 29.9.1919 stammt nicht von Gesell, sondern von einem 


Mitglied der Münchener Ortsgruppe des Freiland-Freigeld-Bundes.] Während der Haft in


Stadelheim schrieb Gesell einen Artikel “Geldersatz” sowie Gedanken über den


Begriff “Hochverrat”. [Der Aufsatz "Geldersatz!" blieb seinerzeit unveröffentlicht. Er wurde im


Nachlaß von Gesells Mitarbeiter Rolf Engert gefunden und abgedruckt in Rolf Engert, Silvio Gesell 
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in München 1919; Hann.-Münden 1986, S. 83-85. – Das Fragment "Hochverrat" veröffentlichte 


Hans Timm in der physiokratischen Wochenzeitung "Letzte Politik" 12. Jg. 1933, Nr. 10.]  Die (vor


Gericht nicht gehaltene) Verteidigungsrede Gesells und das Protokoll der Ge-


richtsverhandlung erschienen 1920 in der erwähnten Broschüre von Richard


Hoffmann “Die Freiwirtschaft vor Gericht” und sind im SGW Band 12 enthalten.


Weitere Einzelheiten über diese wichtige Episode in Gesells Leben – seine direk-


teste Konfrontation mit den Mächtigen seiner Zeit – haben Theophil Christen und


Rolf Engert überliefert. [Vgl. Theophil Christen, Aus Münchener Revolutionstagen, Zürich 1919,


und Rolf Engert, Silvio Gesell in München 1919 – Erinnerungen und Dokumente aus der Zeit vor, 


während und nach der ersten bayerischen Räterepublik, Hann.-Münden 1986.] Die deutsche


Novemberrevolution und insbesondere die Erlebnisse in München hinterließen


tiefe Spuren im Denken Gesells und radikalisierten es. So drückten ihm die


Turbulenzen der frühen Weimarer Zeit ihren Stempel auf. 


Während Silvio Gesell im Gefängnis Stadelheim auf seine Gerichtsverhand-


lung wartete, bereitete Georg Blumenthal das Wiedererscheinen des “Physiokrat”


vor. “Sozialökonomisches Kampfblatt für das arbeitende Volk” lautete der neue


Untertitel der Zeitschrift, in deren erster Nachkriegsausgabe Blumenthal die Pro-


letarier eindringlich warnte, den Verheißungen der Arbeiterführer zu glauben: 


“Der Marxismus hat Euch in eine Sackgasse geführt – kehrt um, so lange es 


noch Zeit ist! Sagt Euch los von dieser versklavenden Irrlehre, die das Grab 


aller Freiheit bedeutet, aber das Wesen und die Wurzel des Kapitalismus nicht


erkannt hat! Seht Ihr denn nicht schon, wohin diese Lehre Euch geführt hat –


wohin die weitere Entwicklung jetzt schon treibt? Staatskapitalismus und


Militärdiktatur in holder Eintracht – das ist die Signatur des ‘Zukunftsstaates’, von


dem Ihr immer als von einem Paradies geträumt habt ... Ich will Euch die rechten


Richtmaße zeigen: Nehmt die soziale Gerechtigkeit als Wasserwaage, den vollen


Arbeitsertrag als Winkelmaß und die persönliche Freiheit als Senklot!” [Georg


Blumenthal, Endlich!, in: Der Physiokrat 4. Jg. 1919720, Nr. 1- 2.]


Mit beredten Worten forderte Georg Blumenthal die Physiokraten auf, kon-


sequent zum Programm der Boden- und Geldreform zu stehen, nicht aus tak-


tischen Gründen Abstriche gegenüber diesen oder jenen gesellschaftlichen


Gruppen zu machen und die eigenen Kräfte nicht zu zersplittern. Doch hatte


Blumenthal kurz zuvor selbst mit seinem sogenannten “Aufteilungsplan” Zu-


geständnisse an die Denkgewohnheiten der Arbeiterschaft gemacht. Dieser Plan


führte zu schweren Spannungen innerhalb der “Physiokratischen Vereinigung”.


Anstatt die Produktionsmittel zu verstaatlichen – wie es Sozialisten und


Kommunisten verlangten –, wollte Blumenthal die Übergangszeit zwischen der


kapitalistischen und einer physiokratischen Wirtschaftsordnung mit einer allge-


meinen Aufteilung des Produktivvermögens abkürzen und eine unmittelbare


Gleichheit der wirtschaftlichen Startchancen der Menschen herstellen. [Georg


Blumenthal, Sozialisierung oder Aufteilung? – Vorschlag an alle Sozialisten, Kommunisten und


Bolschewisten, Berlin 1919, und Georg Blumenthal, Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag – nach 


dem Tode in: Der Physiokrat 4. Jg. 1919/20, Nr. 3, S. 1-4. – Vgl. dazu Günter Bartsch, Sozialisierung
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oder Personalisierung (II), in: Zeitschrift für Sozialökonomie 25. Jg. (1988), 77. Folge, S. 23 ff.]


Hierüber kam es zu heftigen Auseinandersetzungen und auch zur vorüberge-


henden Entzweiung von Georg Blumenthal und Silvio Gesell, der die “Physio-


kratische Vereinigung” verließ, als Blumenthal den “Aufteilungsplan” in ihr Pro-


gramm aufnahm. [Brief Silvio Gesells an Jenny Blumenthal vom 24.3.1919. – Zwei Jahre später


kam es nochmals zu einer engeren Zusammenarbeit, als Blumenthal die von Gesell herausgegebene


Zeitung "Der Befreier" redigierte.] Die weitere Entwicklung des “Physiokrat” stand da-


mit unter einem ungünstigen Stern. Von Gesell erschien darin 1919 nur noch ein


Beitrag über “Leitsätze der Physiokratischen Politik”. Gegen Ende dieses Jahres


setzte sich Gesell in einem Vortrag nochmals kritisch mit dem “Aufteilungsplan”


auseinander; dieser Vortrag wurde im Anhang zum Band 10 erstmals veröffent-


licht. [Willy Hess hat die handschriftliche Fassung dieses Vortrags von Albert Leckebusch erhalten 


und für Gesells Gesammelte Werke zur Verfügung gestellt. 1926 hat sich Gesell noch einmal zum


"Aufteilungsplan" geäußert, und zwar in der Arbeit "Die allgemeine Enteignung im Lichte physiokra-


tischer Ziele" (siehe SGW Band 16). Georg Blumenthal konnte die Argumente gegen seinen Auf-


teilungsplan offenbar nicht entkräften. Immerhin weist sein Anliegen auf die Notwendigkeit hin, die


Möglichkeiten einer Dezentralisierung des konzentrierten Produktivvermögens im Übergang von der


kapitalistischen zu einer natürlichen Wirtschaftsordnung intensiver zu durchdenken.]


Im November und Dezember 1919 gab Silvio Gesell eine “Korrespondenz 


für die sozialdemokratische Presse” heraus. Darin dokumentierte er seine Ende


April 1919 in München mit Theophil Christen, Gustav Landauer, der Witwe von


Kurt Eisner und der Frau von Erich Mühsam unternommene Initiative zur Bil-


dung eines “Sozialistischen Freiheitsbundes”. [Über das Treffen Gesells mit Christen,


Landauer, Frau Eisner und Frau Mühsam berichtete Theophil Christen in seinem Tagebuch "Aus


Münchener Revolutionstagen", Zürich 1919, S. 14 ff. – Der Entwurf zum Programm des "Sozialistischen


Freiheitsbundes" ist identisch mit den "Leitsätzen zur Physiokratischen Politik" (S. 298 ff. SGW 


Band 10). Vgl. auch Günter Bartsch, Das Projekt des Sozialistischen Freiheitsbundes, in: Zeitschrift


für Sozialökonomie 23. Jg. 1986, 71. Folge, S. 34-37. – In seinem "Aufruf zum Sozialismus" hatte


Landauer Silvio Gesell als "einen der ganz wenigen (gewürdigt), die von Proudhon gelernt haben, 


seine Größe anerkennen und im Anschluß an ihn zu selbständigem Weiterdenken gekommen sind."


(2. Auflage Frankfurt 1967, S. 157-160).] Zur Gründung dieses Bundes kam es jedoch


nicht mehr, da Gustav Landauer auf bestialische Weise ermordet wurde. Wieder


einmal verlor Gesell allzu früh einen Menschen, mit dem eine sehr fruchtbare


Zusammenarbeit möglich gewesen wäre. In München war es im übrigen auch 


zu einer zufälligen Begegnung Silvio Gesells mit dem nationalsozialistischen


Propagandisten Gottfried Feder gekommen. Dessen Begleiter Dietrich Eckart


berichtete über das von gegenseitigem Unverständnis gekennzeichnete Treffen,


nach dem sich beider Wege trennten, um sich niemals wieder zu kreuzen. Die


Behauptung, Gesell sei ein Vordenker Feders gewesen [Carl Amery diffamierte Gesell 


als "faschistoides Skelett in den Schränken der grünen Bewegung", in: Die philosophischen


Grundlagen und Konsequenzen der Alternativbewegung, in: Lüdke und Dinné (Hg.), Die Grünen –


Personen, Projekte, Programme, Stuttgart 1980, S. 12-13.], ist unwahr. Georg Blumenthal


hatte die Physiokratie ausdrücklich gegenüber “... ähnlichen Richtungen bür-


gerlich-nationalistischer Herkunft” abgegrenzt. [Georg Blumenthal, Unsere Ziele, Mittel


und Wege, in: Der Physiokrat 4, Jg. 1919/20, Nr. 1- 2, S. 3. – Im selben Heft wandte sich auch Maxi-


mos (d. i. Rolf Engert) in einem Aufsatz "Gegen Verfälschung und Umbiegung der physiokra-
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tischen Lehre" dagegen, daß die physiokratische Bewegung in die Enge nationalistischer, antise-


mitischer oder sonstiger Vorurteile hineingetrieben, dadurch in ihrem Sinn entstellt und um ihre Wir-


kungskraft gebracht wird." (a. a. 0., S. 10-11).]  Und auch Gottfried Feder distanzierte sich


mehrfach von Gesell. [Vgl. Gottfried Feder, Die Irrlehre des Freigeldes, in: Hammer Nr. 441 vom


November 1920, S. 405-408 (über die Zeitschrift "Hammer" vgl. die Anmerkung 11 zum Abschnitt 6 


dieses Buches. – Gottfried Feder, Falsche Propheten und Schwarmgeister, in: Völkischer Beob-


achter vom 27.10.1923. – Gottfried Feder, Der deutsche Staat auf nationaler und sozialer Grund-


lage, 3. Auflage München 1924, S. 171-173.]


Daß Silvio Gesell seine Hoffnungen nicht auf nationalistisch-antisemitische


Kreise setzte, zeigten auch sein “Not-Wirtschaftsprogramm für die sozialistische


Einheitsfront” in der “Korrespondenz für die sozialistische Presse” und das Flug-


blatt mit dem Titel “Werte Genossen”, das dem “Physiokrat” beigelegt wurde.


Offensichtlich hatte er bereits 1917 in der Schweiz versucht, Kontakt zu Lenin in


dessen Zürcher Exil aufzunehmen und ihm seine “Natürliche Wirtschaftsord-


nung” zu schicken. Einen Begleittext dokumentierte Werner Schmid in seiner


Darstellung von Gesells Lebensgang [Werner Schmid, Silvio Gesell – Lebensgeschichte


eines Pioniers, Bern 1954, S. 175.];  er wurde in den Band 10 der “Gesammelten Werke”


aufgenommen. Ebenfalls im Anhang zu diesem Band erschien ein “Offener Brief


an die Berliner Zeitung am Mittag 1918”, der Gesell in der freiwirtschaftlichen


Literatur nach 1945 zugeschrieben wird. Im Werkeverzeichnis von Friedrich


Landmann ist dieser “Offene Brief” nicht aufgeführt. In einschlägigen Archiven


konnte er nicht nachgewiesen werden, so daß seine Authentizität ungewiß ist.
[Dieser "Offene Brief" findet sich erstmals ohne exakte Quellenangabe in: Friedrich Salzmann, An 


die Überlebenden – Gedanken Silvio Gesells, Bern 1945, S. XIII / XIV und danach in der Zeitschrift


"Freiwirtschaftliche Post" Nr. 3/1948.] Ein Werbeprospekt “Schluß mit der Papiergeld-


wirtschaft” weist schließlich auf Gesells Absicht hin, das 1909 gemeinsam mit


Ernst Frankfurth verfaßte Buch “Aktive Währungspolitik” nochmals herauszu-


geben. Die 2. Auflage erschien jedoch erst 1921.
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Aufruf zum Eintritt in den den schweizerischen Freiland-


und Freigeld- Bund







Aufruf


zum Eintritt in den


Schweizerischen


Freiland- und Freigeld- Bund


–


Schweizer Männer!


Schweizer Frauen!


Wir ringen hart nach dem Frieden zwischen Deutsch- und Welschschweizern,


denn wir wissen, daß dies eine Vorbedingung ist für das Fortbestehen unseres


Staatswesens. – Nun zersetzt aber auch der Klassenkampf unsere Volkskraft


und wir machen keinen Versuch zu seiner Beilegung. Wir entschuldigen diesen


ewigen Hader, der unser Staatswesen wie lähmendes Gift durchzieht, als 


notwendiges Übel. Wir sehen die freiheitstötenden Kräfte vor unseren Augen


wachsen, doch niemand sinnt auf Abhilfe. Der gegenwärtige Krieg ist das


schrecklichste Ereignis der Weltgeschichte. Der wirtschaftliche Druck war schon


vor seinem Losbruch für die Massen kaum erträglich. Wie wird es nachher sein,


mit der Last der kurz- und langfristigen, hochverzinslichen Kriegsanleihen 
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und vielfach geschwächter Arbeitskraft? Hinter dem Weltvölkerkrieg droht der


Weltbürgerkrieg, droht der völlige Untergang unserer Kultur. Nur eine richtige und


gründliche wirtschaftliche Umschaltung, die den Klassenkampf endgültig beilegt,


und uns zu einem einzigen Arbeits-Brudervolke macht, das nur ein Tat- und


Siegerwille bewegt zur Überwindung der gemeinsamen Last, kann uns retten.


Was uns hindert, was uns trennt, pflegen wir bisher zu bezeichnen mit


Kapitalismus. Sagen wir es deutsch: Es ist das arbeitslose, das unverdiente
Einkommen, der Tribut, den Geldbesitz und Grundbesitz vom Arbeitsertrag erhe-
ben.


Unser Volkstum muß auf das Rentnertum, muß auf das Recht auf den fremden


Arbeitsertrag verzichten. „Kommt zur Besinnung! Erkennt eure Sünde; waschet


euch, reiniget euch; tut euer böses Wesen von euch !“ Wo ihr es aber nicht tut,


so werdet ihr samt eurem Patriotismus, euren Wohltätigkeitsveranstalten, euren


Bet- und Bußtagen zur Hölle fahren.


Besinnt Euch, Ihr Schweizer, wozu trägt jeder taugliche Mann eine Waffe und


ist willens, wenn es gilt, sein Leben in die Schanze zu schlagen? „Für das


Vaterland!“ Sagt Ihr.


Aber wo ist denn Euer Anteil am Boden dieses Landes, an Eurer Kinder Land,


wo Ihr frei und ohne Tributpflicht leben sollt? Ward es nicht längst aufgeteilt und


sitzen nicht auf ihm die Geldgewaltigen mit ihren Zinsknechten?


Altes alemannisches Gemeinderecht erkennen wir heute noch in dem in eini-


gen Landesteilen der Schweiz bestehenden Allmendbesitz und -Recht.


Persönlicher Bodenbesitz war in freien germanischen Volkseinheiten ausge-


schlossen.  Bodenbesitz,  nur dieser, war heiliges Volks-  VolksAllmendgut
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Allmendgut. Die Landsgemeinde nahm jeweilen die Zuteilung des Landes an die


Mitglieder der Gemeinde vor. Nur der Arbeitsvertrag auf und aus dem Boden


konnte von dem jeweiligen Bewirtschafter für seinen Lebensunterhalt verwertet


werden. Das Land blieb unveräußerliches Eigentum der Gemeinde. „Eigentum“
war nur, was ein Gemeindeglied durch die ihm eigenen Fähigkeiten, also „eigen-


tümlich“ schuf. Der Boden, das Land jedoch, als ohne jedes menschliche


Verdienst aus dem Urwillen geschaffen, konnte nie Eigentum werden – nach 


germanischem Rechte!


Zur Zeit der Karolinger begann in deutschen Landen durch Raub- und


Eroberungskriege die Aufteilung des deutschen Bodens in Lehensgüter. Mit 


dieser Aufteilung des Bodens in persönlichen Besitz ging auch die Freiheit des


bis dahin freien germanischen Bauers mehr und mehr verloren. Er wurde


„Boden-Tributpflichtig“, d. h. er mußte für die Benutzung des Bodens dem Lehen-


inhaber, dem Bodenbesitzer, einen Teil des Ertrages seiner Arbeit abgeben.


Hiermit war in germanischen landen das arbeitslose Einkommen begründet.


Die Grundzinse werden auch heute bezahlt zu Stadt und Land, – nur viel mehr


als frühe, – an die 400 Millionen Franken im Jahr; sie werden bezahlt, nicht an


Adel und Geistlichkeit wie ehemals, noch an den Staat, sondern an diejenigen,


die sich das Bezugsrecht erkauft haben: an die Grund- und Grundpfandbesitzer.


Hinter den dicken Mauern der Burgen und Klöster lagen einst die Rechtstitel zu


unserem Heimatboden verschlossen; heute aber hinter den eisernen Türen der


Banken. Unsere herrliche, einst freie Heimat ist völlig in Gewalt und Bann des


Geldes.


Schlimmer noch ist die damit verknüpfte Geldherrschaft. Doch diese Herrschaft


ist so geschickt versteckt, daß 
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bis heute sie nur wenige in ihrer wahren Größe und Gefahr erkannten. Nach dem


Effektenkursblatt No. 241 vom 30. Juni 1915 der Schweizer-Kreditanstalt beläuft


sich nur der schweizerische Besitz an inländischen, verzinsbaren Wertpapieren


auf 10 Milliarden Franken, das macht zu 5% 500 Millionen Franken Zins, der von


dem arbeitenden Schweizervolke aufgebracht werden muß, – ebenso viel wie


der Grundzins ausmacht, – doppelt so viel als an öffentlichen Steuern aufge-


bracht werden muß. Die jährliche, private Besteuerung des arbeitenden, Werte


schaffenden Schweizervolkes durch das arbeitslose Einkommen des In- und


Auslandes übersteigt die Milliarde.


Dabei muß noch erwähnt werden, daß die schlechte Verschleißkraft unserer


auf das Gold sich stützenden Geldwährung uns 30% Handelsspesen verursacht;


wodurch unsere Waren also unnötigerweise um 20% = 1/ 5 verteuert werden.


Nach Geering Gesamtwarenerzeugung im Jahr 2200 Mill.


und Hotz: Handel und Verkehr 0640 Mill.


Gleich, als ob 1/ 5 des werteschaffenden Volkes, an die 100.000 Personen,


unproduktiv beschäftigt würden, was also zu einer Einbuße an allgemeinem


Einkommen von weiteren 600 Millionen führt.


Der Feind, zu dem die alten Eidgenossen lange Zeit den Zugang von außen


verwehrten, wußte um so sicherer aus ihrer Mitte heraus zu erstarken. Und


heute gehört das arbeitende Schweizervolk trotz sogenannter politischer


Selbständigkeit zu den tributgeknechtetsten Völkern der Erde.


Die steigende Last der Güterverschuldung, eine Folge der Verkäuflichkeit des


Bodens, macht einen stets wachsenden Teil unseres Volkes heimatlos, land-


flüchtig. Denn der Schuldenbauer, außerstande den unsicheren Ertrag seines


Gütchens mit dem Zinsfuße des Leihkapitals in 
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Einklang zu bringen, muß immer mehr von seiner Arbeit an den Zins abtreten. 


Er wird der Industrie, dem städtischen Elend in die Arme getrieben. Bei der


Zusammenballung in Mietskasernen der Städte verdirbt das Volk. (Gestörtes


Familienleben, Kindersterblichkeit, Tuberkulose.)


Die wirtschaftliche Versorgung des Volkes leidet durch das arbeitslose


Einkommen. Lautet doch die eiserne Formel, nach dem aller Handel und Wandel


sich richten: Vier vom Hundert ist das Mindeste. Nicht die Frage nach bester


Versorgung unserer Lebenshaltung bestimmt alle Erzeugung des


Lebensbedarfes, sondern diejenige nach der „Rentabilität“. Nicht dem Bedarf


dient so die Arbeit, sondern dem Erwerb (und Zweck und Ziel des Vermögens-


Erwerbes sind Tributrechte auf den Arbeitsertrag der Mitmenschen). Mit der


Verschiebung dieses ihres Zweckes wir die Arbeit zur seelenlosen, harten Fron.


Ihr Segen wandelt sich in Fluch. Der freie, freudige Arbeiter verkümmert zum 


trüben Sklaven. Das Erzeugnis selbst wird zum Massen-, Schund- und


Scheinartikel. Kunstfrohes Schaffen blüht nicht an diesem Wege. Diese


Erwerbswirtschaft ist die Quelle von Neid und Haß und all unserm traurigen


Parteihader und Klassenkampf.


Es ist gut, daß wir die Liebe zur Heimat bewahren, selbst als Landlose,


Enterbte, daß wir unverdrossen an der Grenze wachen, trotzdem man uns die


Waffen nur auf Verzinsung leiht und unsere Zehrung auf Wucher. Solche Treue


ist echt schweizerisch. Aber was war es, das unsere Vorfahren erstrebten, als sie


den Schweizerbund schlossen? Haben sie nicht kaiserliche Freibriefe erworben


gegen ausbeuterische Tributrechte? Jahrhundertelang haben sie sich gewehrt


gegen das arbeitslose Einkommen.


Darum erwacht, liebe Miteidgenossen, steht zu uns, sprecht mit uns: Es muß


wieder anders werden!
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Der schweiz. Freiland- und Freigeld- Bund ächtet den Anspruch auf den frem-


den Arbeitsertrag und erstrebt die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen


Arbeitsertrag.


Das ist ja in der ganzen Welt so: Der Gläubiger ist Herr, der Schuldner ist
Knecht. Einer der größten Schuldner ist, wie gesagt, unser liebes Vaterland mit


seinen immer höher anwachsenden Millionenschulden. Warum können so viele


dringend notwendige Fortschritte oft unmöglich durchgesetzt werden? Aus zwei


verschiedenen Gründen:


Entweder weil der Staat das dazu nötige Geld nicht hat, oder weil die


Gewaltigen, die durch ihren Grund- und Geldbesitz herrschen, der Neuerung


abgeneigt sind.


Diese beiden hemmenden Einflüsse müssen unschädlich gemacht werden.


Die Staatsschulden können mit dem heutigen Geld nimmermehr zurückbezahlt


werden, schon deshalb nicht, weil die Gläubiger dies gar nicht wünschen. Mit


dem Freigeld dagegen werden wir sie im Laufe eines Menschenalters tilgen, ob


die Gläubiger wollen, oder nicht.


Die Übermacht der Bodenbesitzenden und Geldgewaltigen muß gebrochen


werden, sonst ist das Wort von der freien Schweiz ein leerer Schall.


Diese Übermacht kann aber auch gebrochen werden, und zwar noch rascher


als die Rückzahlung der Staatsschulden.


Wir wissen heute, daß die schwersten Wirtschaftskrisen, die zu drückender


Arbeitslosigkeit und zu schweren Vermögensverlusten führen, nicht von selbst


entstehen, sondern durch Geldverschiebungen künstlich hervorgerufen werden.
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Die Bodenspekulation und die Börsenmanöver sind die Schädlinge und ihre


Unterdrückung geschieht durch die


Schaffung des Freilandes
und durch


Einführung des Freigeldes.


Das Land und der Boden, den das arbeitende Schweizervolk vier mal in hun-


dert Jahren bezahlt, d. h. den Rentnern bezahlt durch den Zinstribut, den das


arbeitende Volk entrichtet muß endlich


ein Mal innerhalb eines Zeitraumes von 20–25 Jahren
dem Schweizervolke
gekauft und für ewige Zeiten gesichert werden


als unveräußerliches Volksgut!
Mit der Bodenbesitzreform wird die Grundrente an das ganze Volk, zum Teil


auch an die Schweizer Mütter übergeführt. Die dadurch freiwerdenden Mittel 


dienen der Bestreitung aller öffentlichen Aufgaben. Das ist nur recht und billig.


Die Grundrente wächst nur da, wo die Menschen sich vermehren. Wer schafft


also die Grundrente? Doch nur die Gemeinsamkeit des Volkes durch die Mütter,


die durch Geburten den Bevölkerungszuwachs bedingen.


Aber auch zur Schaffung des Freilandes ist das Freigeld ein zuverlässiger


Bundesgenosse.


Wir meinen aber, nach dem Gesagten haben auch


die Schweizer Frauen
ein lebhaftes Interesse an den Zielen des Schweizerischen Freiland- und


Freigeld-Bundes.


Was ist das Freigeld? Es ist das Tauschmittel schlechthin, nicht ein


Wertbewahrer wie das unvergängliche Goldgeld. Es ist ein Geld, dessen Wert,


wie die Waren mit der Zeit abnimmt. So wenig wie ausge-
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liehene Fische, Eier, Früchte, Zeitungen Zins einbringen, so wenig wird es das


Freigeld tun.


Damit müßt ihr euch abfinden. Der Zinsfuß wird langsam immer mehr und
mehr sinken. Ja, wenn alle Staaten der Erde das Freigeld einführen, dann wir


der Zins sogar auf Null herabgehen. Das machen wir also nicht durch ein


Gesetz, das kommt ganz von selbst als eine unausbleibliche Folge des neuen


Wirtschaftslebens, bei dem, auf Grund der absoluten Währung, allgemeine
Wirtschaftskrisen mit Arbeitslosigkeit ausgeschlossen sind.


Das ist insofern gut, als es weit mehr Schuldner gibt, die Zinsen bezahlen 


müssen, als Gläubiger, die Zinsen genießen. Große Zinseinnahmen fließen über-


haupt ja doch nur in ganz wenige Kassen.


Die Abnahme des Zinsfußes scheint auf den ersten Blick insofern schlimm, als


viele Leute sich ängstigen werden, was sie im Alter anfangen sollen, wenn ihre


Ersparnisse nicht Zinsen tragen wie bisher, und wenn keine Kapitalzinsen die


Erhaltung von Witwen und Waisen erleichtern.


Die ist aber eine falsche Furcht, denn je mehr die Zinsen sinken, desto höher


steigen die Löhne und dadurch wächst die Sparkraft weit höher als der


Zinsgenuß sinkt. Ja, die ersparten Vermögen werden groß genug, daß ihr im


Alter von den Abschreibungen (Amortisationen) leben könnt, anstatt von den


Zinsen, und daß dennoch etwas für eure Kinder bleibt.


Übrigens, wenn ihr euren Kindern eine Geldverfassung hinterlaßt, welche den


Ertrag ihrer Arbeit verdoppelt, so ist das für sie weit wertvoller, als wenn ihr ihnen


als Erbe ein zinstragendes Kapital hinterlasset, zumal ein solches die Tatkraft


häufiger lähmt als fördert.


Wenn heute die Löhne steigen, so nützt dies den Arbeitenden höchstens kurz


vorübergehend. Denn im 
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gleichen Verhältnis steigen auch die Preise der Lebensmittel.


Beim Freigeld aber ist eine Verteuerung der Lebenshaltung ausgeschlossen,


weil es auf der absoluten Währung (begründet auf dem festen mittleren


Warenpreis) beruht, anstatt auf der Goldwährung (fester Goldpreis), so daß jede
Lohnerhöhung auch wirklich eine Verbesserung der Lebenshaltung mit sich
bringt.


Es ist ein Irrtum, wenn man meint, Geldfragen seien „trocken“ und langweilig


und außerdem schwer verständlich.


Wie die Post vom Briefverkehr, und die Eisenbahn den Personen- und


Güterverkehr, so besorgt das Geld den Warenverkehr, den Warentausch. Post,
Telegraph, Eisenbahnen und Geld sind die wichtigsten und heute absolut unent-
behrlichen Verkehrsmittel unserer heutigen Kulturgemeinschaft.


Was würde man sagen, wenn eine Gruppe von Staatsbürgern die Gewalt über


Post und Eisenbahn in die Hände bekäme und nach Belieben, je nach dem


augenblicklichen, persönlichen Vorteil, Briefe und Eisenbahnzüge anhalten
würde? Wir hätten morgen schon die Revolution im Land.


Daß aber das andere, ebenso wichtige Verkehrsmittel, das Geld, von einigen


wenigen ungehindert ausgebeutet wird, indem sie den Geldverkehr nach


Belieben durch ihre Börsenmanöver stören, verzögern und unterbrechen, bloß


um aus der dadurch geschaffenen Wucherlage einen Tribut für sich zu erpres-


sen, genau so wie früher die Raubritter das öffentliche Verkehrsmittel der
Landstraße ausbeuteten, das duldet ihr ruhig und ohne
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zu mucksen. Ihr glaubt, es gäbe ja doch keine Hilfe dagegen.


Das Freigeld aber kann, dank seiner Verfassung, niemals zu eigennützigen


Zwecken ausgebeutet werden. Es wird automatisch mit elementarer Gewalt in


seinen Pflichtkreislauf gezogen.


Wissen ist Macht. Alleinwissen ist Übermacht. Wenn wir alle wissen, wie


schlecht unser heutiges Geld ist und wie alle seine Schäden vom Freigeld be-


seitigt werden, dann sind wir auch mächtig, die Schäden zu tilgen.


Wenn aber die Kenntnis von der wahren Natur des Geldes nur bei wenigen ist,


dann haben diese Wenigen die Übermacht und sie werden uns auch fernerhin


ebenso schonungslos ausbeuten, wie bisher.
Schilt nicht auf die Übermächtigen, wenn sie ihre Macht mißbrauchen. Die


Schuld trägst du allein, weil du ihnen diese Macht einräumst. Sobald Alle das


wahre Wesen des Geldes kennen, dann sind auch alle gleich mächtig und keiner


mehr hat die Übermacht.


Dann erst seid ihr freie Schweizer! Einstweilen seid ihr noch viele Knechte


unter wenigen Herren.


Heute ist vielfach das arbeitslose Einkommen höher geachtet als die ehrliche,


persönliche Arbeit. Viele Abreitende leiden Mangel, viele Genießer leiden an


ihrem Überfluß. Freiland und Freigeld aber garantieren selbsttätig einem jeden


den vollen Ertrag seiner Arbeit. Damit erst setzen wir die Arbeit in ihre göttlichen


Rechte ein.


Darum heißt auch der oberste Grundsatz unseres Bundes:


Jedem der volle Ertrag seiner Arbeit!
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Darum auf, ihr Schweizer Männer und Frauen, die ihr das unverdiente Glück


hattet, bis heute von den Greueln des schrecklichen Weltkrieges verschont zu


bleiben, zeigt Eure Dankbarkeit, kommt und opfert auf dem Altar des


Vaterlandes, was in Euren Kräften steht, um für euch und eure Kinder eine 
wahrhaft freie Schweiz zu schaffen.


Damit ein Jeder, auch der Kleinste, mithelfen kann, ist der Jahresbeitrag auf


ein Minimum von 2 Franken angesetzt. Wer mehr kann, gibt mehr. Wer viel mehr


kann, gibt viel mehr. Wer entbehrliches Land hat, schenkt Freiland! Ein guter


Anfang ist schon gemacht. Es gilt zu handeln, es gilt den papierenen Einwänden
der Praktiker bodenechte Tatsachen entgegenzustellen


Vor allem aber befragt keine „Autoritäten“ über diese Dinge, sondern denkt


selbst nach und bildet Euch ein unabhängiges Urteil, wie es Schweizern ziemt.


Dann verliert der Goldwahn seine Macht über Euch, dann schafft Ihr in freier


kraft Eure eigene Welt. Auf Schweizervolk, erwacht, entsteig der Gruft, begrüß


den jungen Tag,


glaub und vertrau.


Es gibt ein Leben in Freiheit, in Gerechtigkeit und Eintracht.


Bern, in der Osterwoche 1916.


Im Namen 
des Schweiz. Freiland- und Freigeld-Bundes,


Der Vorsitzende:  F. Trefzer.
Der Schriftführer:  Dr. E. Schneider.
Der Säckelmeister:  Hans Kehl.
Die Beisitzer:  Dr. Theophil Christen, Emanuel Flückiger.


32







Belehrung über die einschlägigen Fragen geben die 


folgenden Schriften:
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Blumenthal 
Georg:


Die Befreiung von der Zinsknechtschaft 


des Kapitals.


Fr. 1,–


Christen, Th. 


Dr. med. 


und phil.


1.  Die Kaufkraft des Geldes (1915)


2.  Die absolute Währung (1915). – Eine Denk-


schrift an das eidg. Finanzdepartement.


3.  Fibel. Freiland und Freigeld 


(erscheint i. Lauf d. Sommers)


4.  Die Teuerung und die Nationalbank.


Fr. –,30


Fr. –,60


Damaschke 
A.:


Geschichte der Nationalökonomie Fr. 6,70


Flückiger: Der Eidgenossen Hort und Kraft und die 


Schmarotzer. (Erscheint im Laufe des Jahres).


Flürscheim: Not aus Überfluß.


Frankfurt 
Ernst:


1.  Das arbeitslose Einkommen (Arosa 1906).


2.  Geldbriefe vom Silberstrom (Montevideo 1915).


Fr. 1,25


Fr. 1,50


Frankfurt – 
Gesell:


Aktive Währungspolitik (Buenos-Aires 1909)


Gesell 
Silvio:


1.  Die Reformation im Münzwesen, als Brücke zum 


sozialen Staat.


2.  Nervus Rerum.


3.  Die Verstaatlichung des Geldes.


4.  Die Anpassung des Geldes an die Bedürf- 


nisse des modernen Verkehrs. 208 Seiten.


5.  Das Monopol der Schweiz. Nationalbank.


6.  Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen 


Arbeitsertrag durch die Geld- und Boden-Reform.


Hauts-Geneveys 1906 Neuaufl. in Vorbereitung.







Zu beziehen bei A. Franke, Bern oder im Verlag 


des S. F. F. B., Hauts- Geneveys, Neuenburg.
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7.  Die neue Lehre von Geld und Zins 1911.
8.  Gold und Frieden. Vortrag gehalten im 


Großratssaal April 1916.


Kehl Hans: Gold und Qualitätswirtschaft.


Simons 
Gustav:


Unsere Volkswirtschaft, gemeinschädlich heute, 


gemeinnützig morgen.
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Gold und Frieden?







Die pazifistischen Bestrebungen und die


Goldwährung


Ehret Lykurg, er ächtete das Gold,


die Ursache aller Verbrechen. Pythagoras


Der Bürgerfrieden ist die Bedingung für jenen Geist, der uns allein den dauern-


den Völkerfrieden bringen kann. Aber der Bürgerfrieden einerseits und Vorrechte,


Zinsen, arbeitsloses Einkommen andererseits, kurz Bürgerfrieden und


Rentnertum sind Gegensätze. Die Renten und Zinsen, da sogenannte Recht auf


den fremden Arbeitsertrag müssen, sofern wir uns des Bürgerfriedens und durch


ihn des Völkerfriedens erfreuen wollen, rest- und spurlos geopfert werden.


Der Völkerfrieden ist nicht so billig zu haben, wie manche Pazifisten sich das


noch immer vorstellen und die uns die Ersparnisse an den Rüstungsausgaben


als Propagandamittel vor Augen führen. Ach, diese Kriegsrüstungen sind ja nur


ein Pfifferling gegenüber den Kosten der Friedensrüstungen! Ein Pfifferling, von


der man in einer so großen Sache nicht reden sollte. In Deutschland betrug das


Friedenskriegsbudget nur 1 Milliarde, die Friedensrüstung aber verlangt dort die


Preisgabe von 20 Milliarden jährlich an Grundrenten und Kapitalzinsen. Also das


zwanzigfache.


Gewiß, ein papierener Friedensvertrag ist billiger, aber was nützen solche


Verträge? Die Verträge mit Belgien und Italien waren auch aus Papier und haben


sich als Papier erwiesen. Verträge gelten nur, solange sie beiden Parteien


gerecht werden, also so lange man sie nicht braucht und sie eigentlich über-


flüssig sind. Sie zerfallen regelmäßig in ihren Grundstoff, in Papier, sobald die


Entwicklung des Vertragsgegenstands der einen
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Partei nachteilig wird. Die ganze Hohlheit dieser papiernen Verträge erkennt man


sofort, wenn man versucht, den Bürgerfrieden auf ihnen zu begründen. Frage


man doch die Arbeiterführer, ob sie vor der Staatsverfassung Halt machen wür-


den? Eine Verfassung aber, die uns den Bürgerfrieden dauernd gewährleisten


könnte, muß in den Dingen liegen. Gerechtigkeit gegen alle Bürger, restlose


Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, das ist die Verfassung, die keines


Papiers bedarf und die gegen jeden Verfassungsbruch geschützt ist.


Nehmen wir aber einmal den Fall an, daß durch ein System von Bündnissen


und Verträgen, durch Abrüstung, Schiedsgerichte u.s.w. die Völker derart anein-


andergekettet würden, daß Kriege überhaupt unmöglich gemacht werden.


Solches kann man sich jedenfalls vorstellen. Aber da fragt man sich: was setzen


wir an die Stelle des Völkerkrieges, dieses altbewährten Sicherheitsventils gegen


den Ausbruch des Bürgerkrieges, des Weltbürgerkrieges der der bürgerlichen


Gesellschaft schon öfters in Gestalt des Generalstreiks angedroht wurde, bisher


aber immer noch wegen unzureichender Streikrüstung unterblieb? Die


Entwicklung der Dinge nach den in diesen liegenden Richtpunkten duldet keine


Unterbrechung und in Friedenszeiten geht die Entwicklung schnell, für die, die


sie zu fürchten haben, sogar rasend schnell vonstatten. Noch ein oder zwei


Jahrzehnte Frieden und die Internationale Arbeiterorganisation wäre zum


Losschlagen bereit gewesen. Das wäre der Weltbürgerkrieg geworden, der


genau wie der jetzt tobende Krieg, in der ganzen Welt, in allen Städten und


Dörfern mit allen Mitteln bis zum siegreichen Ende, d.h. bis zur Strecke des


Gegners geführt werden wird. An diesem Weltbürgerkrieg entzündet sich aber
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so sicher wie der Tod der Völkerkrieg wieder. Die Dinge verlaufen dann so, daß


die Staaten, deren Proletariat der Umsturz der kapitalistischen Ordnung


„geglückt“ ist und die zur kommunistischen Wirtschaftsweise übergegangen sind,


infolge der solcher Wirtschaft von Natur anhaftenden Mängel bald ins


Hintertreffen kommen und dann den Staaten nicht widerstehen können, die die


Empörung niedergeknallt und die kapitalistische „Ordnung“ gerettet haben.


Denn, daß die herrschenden Klassen die Empörung des Proletariats zur


Rettung ihrer Vorrechte rücksichtslos und blutig zu unterdrücken versuchen 


werden, das wird auch der Optimist zugeben.


Was nützen aber, so fragt man, unter derartigen Verhältnissen die


Bemühungen um den Völkerfrieden? Hat es einen vernünftigen Sinn, für den


Völkerfrieden zu arbeiten und dabei seine Unterlage, den Bürgerfrieden unbe-


achtet zu lassen? Nennt man das nicht auf Flugsand bauen? Dachreparaturen


an einem Bau, dessen Fundamente unterminiert werden? So wie die Dinge 


liegen, bedeutet der Völkerfrieden ein Abdichten der Sicherheitsventile der heute


in der ganzen Welt herrschenden Gesellschaftsordnung, also nur eine


Verkürzung der Galgenfrist bis zum großen Weltenbrand.


Ist es nicht im Gegenteil vielleicht besser und humaner, wir lassen die


Sicherheitsventile unseres Kapitalismus wie bisher weiter funktionieren, bis wir


die Grundlagen des echten Bürgerfriedens gefunden haben und einen „Contrat
social“ abschließen, von dem wir sagen können manet in saeculis saeculorum?


Was wir nach diesem Weltkrieg machen werden, das wissen wir. Der Krieg wird


irgend ein Ende nehmen. Man wir überall auf Schutthaufen sitzen und sich die


Eitergeschwüre mit Scherben
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auskratzen. Doch wir werden aufgrund einer technisch bewährten


Wirtschaftsordnung arbeiten und infolgedessen leben. Was aber nach Ausbruch


des Weltbürgerkrieges geschehen soll, darüber machen sich die, die ihn einst


entfesseln werden, keine Kopfschmerzen. Es geht dann, wie es immer gegangen


ist, dem völligen Untergang entgegen.


Gegenwärtige Schrift verfolgt den Zweck, alle, die den Frieden auf Erden her-


beisehnen, auf den bestehenden Zusammenhang zwischen Bürger- und


Völkerfrieden aufmerksam zu machen und ihnen gleichzeitig im Gold den allge-
meinen Störenfried zu entlarven, den wir mit gewichtigen Gründen als den
Erbfeind der Menschheit, als die wahre Ursache des Klassenzerfalls, des


Bürgerkriegs und letzten Endes auch der Völkerkriege bezeichnen müssen.


–
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Ist der Bürger- und Völkerfrieden 


vereinbar mit der Goldwährung?


In jedem Lande gibt es eine Kriegspartei, d.h. Leute, die aufgrund von


Beobachtungen, Studien, eigenen oder fremden Theorien, oder sonstwie zu der


Meinung gelangt sind, daß der Bürger- und Völkerfrieden eine Utopie sei. Wer


aber nicht an Frieden glauben kann, glaubt notwendigerweise an den Krieg und


wirkt für den Krieg durch sein ganzes Tun und Lassen. Wenn er auch nicht orga-


nisiertes Mitglied der eigentlichen Kriegspartei ist, so kann man ihn doch als


Mitläufer rechnen. Es ist dabei durchaus nicht nötig, daß der Betreffende etwa


den Krieg wünscht und Freude bei seinem Ausbruch empfindet. Es genügt, daß


er an die Unvermeidlichkeit der Kriege glaubt; der Rest kommt dann ganz von


selbst. Hier geht es genau so zu, wie bei den Alten, wo die Vorkehrungen gegen


das von den Orakeln angekündete Unheil, notwendigerweise das Unheil herbei-


führen mußten. Als man im Mittelalter das Ende der Welt für den folgenden


Herbst verkündete, kam auch über weite Landstriche der Weltuntergang, weil


man es für überflüssig gehalten hatte, die Äcker zu bestellen. Und ähnlich geht


es auch noch bei den Unternehmern zu, wo der Glaube an eine Wirtschaftskrise


die Unternehmer davon abhält, die geplanten Werke auszuführen und die darum


ihre Arbeiter entlassen. Der Glaube an die Krise wird zur unmittelbaren Ursache


der Krise. Allgemeiner Kriegsglaube und Kriegsausbruch sind synchronische


Erscheinungen.


Darum wiederhole ich: Wer nicht an den Völkerfrieden glauben kann, wirkt im


Sinne der Kriegspartei
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und ist ihr zuzurechnen. Er rüstet, er bestärkt durch seine Reden, seine


Lehrsätze die Zweifelnden im Glauben an den Krieg.


Man kann die Angehörigen der Kriegspartei in vier Gruppen einteilen:


1. Leute, die den Krieg für ein göttliches Strafgericht halten.


2. Leute, die den Krieg als einen Willensakt ehrgeiziger Personen halten.


3. Leute, die den Krieg für ein biologisches Ausleseelement halten.


4. Leute, die den Krieg für ein Mittel gegen wirtschaftliche Not halten.


Will es der Zufall, daß hüben und drüben der Grenze an einem unglücklichen


Tag die Ansichten über den Zeitpunkt des Kriegsausbruchs übereinstimmen, so


bilden diese vier Gruppen der Kriegspartei vereint eine Macht in jedem Staate,


und die Vorkehrungen, die sie treffen, mögen an sich schon genügen, den Krieg


zu entfesseln. Will es dann noch der Zufall, daß die Ansichten über den Zeitpunkt


der Katastrophe diesseits und jenseits der Grenze übereinstimmen, so verdop-


pelt sich dadurch die Macht der Kriegspartei. Dabei soll hier nochmals betont


werden, daß die Anhänger dieser vier Gruppen der Kriegspartei durchaus keine


Raufbolde zu sein brauchen, daß sie sogar persönlich von Friedenswünschen


triefen mögen. Sie wirken nur darum für den Krieg, weil sie an den Frieden nicht


glauben können.


Ich muß es mir hier versagen, die Theorien und Meinungen dieser vier


Gruppen der Kriegspartei einzeln zu kritisieren und ihre Hohlheit nachzuweisen.


Ich werde mich nur mit der Gruppe 4, die den Krieg als
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ein Universalmittel gegen wirtschaftliche Not betrachtet, beschäftigen können.


Sie ist übrigens die weitaus größte und einflußreichste der vier genannten


Gruppen; und eine Bekämpfung und eine mögliche Auflösung derselben ist eine


um so dankbarere Aufgabe, als ohne die Unterstützung dieser Gruppe die 


anderen drei zur Ohnmacht verurteilt sind. Es schaut aus der Bekämpfung und


Strecke dieser Gruppe Vier für das Friedenswerk aber noch mehr heraus, 


insofern als die drei anderen Gruppen mit ihrem Beweismaterial für ihre Thesen


sehr stark auf das Arsenal der Gruppe Vier angewiesen sind. Gelingt es also, die


Gruppe Vier zu entwaffnen und zur Strecke zu bringen, so schwächen wir damit


auch alle übrigen.


Zum besseren Verständnis für diesen Satz möge noch Folgendes dienen: Der


Glaube an die Schlechtigkeit der Welt, der das Wesen der Gruppe Eins und Zwei


ausmacht, entstammt einer pessimistischen Lebensauffassung und man weiß,


wie sehr diese Lebensauffassung durch äußere Verhältnisse bei den meisten


Menschen gefördert wird. Wenn es den Menschen wirtschaftlich schlecht geht,


wenn die Dividenden ausbleiben, wenn der Arbeiter sich umsonst nach Arbeit


umsieht, wenn der Kaufmann über seinem Hauptbuch gebeugt darüber sinnt, wie


er das Geld für fällige Wechsel beschaffen soll – dann feiert der Pessimismus


das Erntefest. Dann spricht man vom Tal der Tränen, dann füllen sich die Klöster,


dann ist der Krieg nötig zur Züchtigung und Verbesserung des sündigen


Menschengeschlechts. Alles, was in solchen Zeiten das Völkchen treibt,


erscheint als Sünde und Schmutz, wie bei trübem Wetter uns auch alles 


schmutzig erscheint.


Im Grunde genommen sind es also dieselben Leute,
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die die Gruppe Vier ausmachen, nur mit einem religiösen Einschlag. Der Anstoß


zu ihrem Pessimismus kommt von den schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen


her und die religiösen mystischen Forderungen, die sie aus den schlechten


Zeiten ziehen, stehen und fallen meistens mit den schlechten Zeiten selber. 


Um sie von ihrem Pessimismus zu bekehren, brauchen sich in der Regel nur 


ihre wirtschaftlichen Zustände zu bessern. Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse


normal, finden die jungen Männer Arbeit und Verdienst, der ihnen gestattet einen


eigenen Hausstand zu gründen, gehen bei den Alten die Töchter ab wie frische


Semmeln, dann soll mal jemand vom Tal der Tränen reden und von der


Notwendigkeit eines Krieges als Zuchtrute für die verderbte Menschheit. Man


lacht ihn einfach aus.


Ähnlich geht es auch zu bei vielen Leuten der Gruppe Drei, die den Krieg aus


biologischen Gründen, als ein Stahlbad, als ein Mittel schärferer Auslese


betrachten. Länger anhaltende wirtschaftliche Not, Wirtschaftskrisen sind in ihrer


Wirkung gleichbedeutend mit Degeneration. Arbeitslosigkeit, schlechte Kost,


schlechte Kleidung, schlechte Seife, schlechte Wohnungen, schlechte seelische


Verfassung reiben die Menschen auf. Das kann niemand vertragen, ohne


Schaden zu leiden. Dauert die Not an, etwa wie in der Zeit von 1873 bis 1890,


dann kann der Anthropologe die Degeneration mit Meßinstrumenten mancherlei


Art wissenschaftlich feststellen und sogar mit der Verbrecherstatistik direkt in


Prozenten ablesen.


So ziehen auch die biologisch orientierten Kriegsanhänger gewichtiges


Beweismaterial aus den wirtschaftlichen Mißständen.


Daß es sich dabei nur um Trugschlüsse handelt, daß der Krieg das Gegenteil


von dem fördern wird, 
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was die Gruppen 1–3 der Kriegspartei vom Stahlbad erwarten, ist praktisch ohne


Bedeutung. Es genügt, daß sie es glauben. Sobald man sich bei seinem Tun und


Reden von einer Theorie leiten läßt, kommt es für die Handlung gar nicht mehr


darauf an, ob die Theorie von Gesunden oder von Wahnsinnigen stammt. Wirft


jemand dir einen Stein an den Kopf, so ist der Trost recht gering, daß sich der


Steinwerfer im Ziel geirrt hat.


Gelänge es darum den Ursachen der wirtschaftlichen Not und Mißstände auf


die Spur zu kommen, so würden wir nicht allein die mächtigste der vier Gruppen


der Kriegspartei auflösen, sondern darüber hinaus auch noch die anderen drei


Gruppen bis zur Ohnmacht entwaffnen.


Wie entsteht eigentlich die wirtschaftliche Not, worauf sind die wirtschaftlichen


Mißstände zurückzuführen? Der Beantwortung dieser Frage will ich mich jetzt


zuwenden.


Alte Mären  [ Es wäre mir leicht gewesen, den wirtschaftlichen Zuständen vor Kriegsausbruch


das Beweismaterial für meine These zu entnehmen. Ich zog es aber aus leicht begreiflichen Gründen


vor, in die Vergangenheit zurückzugreifen, der wir alle vorurteilsfreier gegenüberstehen. ]  erzählen


uns von einem fabelhaften goldenen Zeitalter. Don Quijote de la Mancha


beschreibt diese Zeitalter als eine Zeit, wo man noch nicht zwischen Mein und


Dein unterscheidet. Für ihn war das goldene Zeitalter die Zeit des


Kommunismus. Und er sagt auch, daß man jenes Dorado nicht darum so 


nannte, weil man damals das Gold, „das man in dieser eisernen Zeit so schätzt“,


mit weniger Mühe erwerben konnte, sondern weil damals allen Menschen die


Naturschätze zur freien Verfügung standen.
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Ich halte diese Auffassung des sympathischen Philosophen für falsch. Ich


glaube im Gegenteil, daß man das goldene Zeitalter direkt mit der Einführung


des Goldes als Tauschmittel, als Geld in Verbindung zu bringen hat. Das Gold


war das erste, einigermaßen den Bedürfnissen des Handels und der


Arbeitsteilung gerecht werdende Tauschmittel.


Mit der Einführung dieses Geldes konnte sich die Arbeitsteilung viel freier ent-


falten. Der Tausch der Produkte vollzog sich vergleichsweise mit viel größerer


Sicherheit, Schnelligkeit und Billigkeit, als mit irgend einer anderen der


Geldarten, die bis dahin in Gebrauch gewesen waren. Es würde aber vollkom-


men zur Erklärung jener Mär vom goldenen Zeitalter genügen, wenn durch


Einführung einer besseren Geldwirtschaft die Arbeitsteilung damals eine


Förderung erfahren hätte. Denn in der Arbeitsteilung liegen ja allein die ge-


waltigen kulturellen Kräfte, denen die Menschheit ihre Erhebung über den


Tierzustand verdankt. Solange die Arbeitsteilung wegen Mangel an einem


brauchbaren Geldwesen nicht zur Entfaltung gelangen konnte, waren die


Menschen allgemein auf das angewiesen, was sie persönlich mit ihren Händen


aus den Stoffen herstellen konnten, die sie in ihrer nächsten Umgebung fanden.


Das Leben, das sie unter diesen Umständen führen mußten, war im höchsten


Grade armselig, tierisch. Hunger herrschte damals ewig, wie bei den Raubtieren


der Wüste. Man kann sich von dieser Armseligkeit am besten dadurch einen


Begriff machen, wenn wir annehmen, daß bei Ausbruch dieses Krieges die


Nationalbank das von den Bürgern verscharrte Metallgeld nicht durch Ausgabe


von Papiergeld ersetzt hätte. Welcher Jammer, welche Not wäre da allenthalben


ausgebrochen!
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Beseitigen wir in Europa das Geld nur drei Jahre, so wird die Hälfte der


Einwohner schon an Not zugrunde gegangen sein. Der Rest würde bald auf die


Kulturstufe der Pfahlbauten zurückgesunken sein, eine Kulturstufe, die im 


übrigen wohl den Kulminationspunkt der geldlosen Kultur darstellen mag.


Nehmen wir nun an, daß durch Einführung des Goldes als Tauschmittel das


Pfahlbautenvolk eines Tages in die Arbeitsteilung hineingezogen worden wäre,


so daß sich jeder von ihnen für irgend eine Spezialität hätte technisch einrichten


und dabei die der Arbeitsteilung eigene Fertigkeit in seiner Spezialität hätte


erwerben können. Wie viel mehr Steinäxte, Fischnetze, Angelhaken hätte nun


jeder in der gleichen Arbeitszeit herstellen können, und wie viel besser wären


diese Fabrikate geworden. Die Leistungsfähigkeit eines jeden wäre verhundert-


facht, der Wohlstand aller hätte sich wunderbar vermehrt. Wie viele hätten nun


erst die Muße gehabt, um über weitere, höhere, wichtigere Ziele zu grübeln und


zu sinnen! Und wenn sie nun ihre Produkte gegen alle die verlockenden


Gegenstände hätte austauschen können, die ihnen die Kaufleute aus fernen


Welten zuführten – ob solche Pfahlbautenmenschen jene aufkommende Kultur


nicht als etwas Köstliches bezeichnet haben würden? Und hätten dieselben


Pfahlbautenmenschen späterhin, wenn sie ihren Enkeln gegenüber von herr-


lichen, guten Zeiten erzählten, diese nicht als goldene Zeiten bezeichnet, in


Erinnerung daran, daß es das Gold gewesen war, das sie aus der Barbarei auf


die Wege der Arbeitsteilung, des technischen Fortschritts, des Wohlstands und


der Kultur gehoben hatte? Dann aber, meine ich, daß das Wort vom goldenen


Zeitalter nicht symbolisch, sondern wörtlich ge-
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nommen werden muß. Das Gold schuf wirklich das goldene Zeitalter.


Aber nein! das kann doch nicht sein, wird hier mancher sagen. Das Gold, das


lebloseste aller Metalle, das Sinnbild des Todes, kann unmöglich in irgend einer


Weise aktiv in die Geschicke der Menschheit eingegriffen haben. Wie leblos das


Gold ist, erkennt man am Hohelied der Goldwährungsapostel. Was wird da zum


Ruhme des Goldes alles aufgezählt. Eine schier endlose Litanei von Negationen.


Das Gold, so singt das Hohelied, rostet nicht, es riecht nicht, es kratzt nicht, es


bricht nicht, es fault nicht, es schimmelt nicht, es kennt nur ganz wenige 
chemische Affinitäten, es ist nicht hart, es ist nicht weich, man findet es nicht auf


der Straße, überhaupt nur an wenigen Orten, nur zu wenig Geräten ist es


brauchbar und der Seltenheit wegen, womit es auftritt, ist es nur ganz wenigen
Menschen in winzigen Quantitäten zugänglich. Kurz, von all den Kräften, die


sonst die anderen Stoffe auszeichnen und sie den Menschen nützlich machen,


besitzt das Gold nur geringe Spuren. Negative Eigenschaften sind das Merkmal


des Goldes! Und angesichts dieser Negationen leiten wir hier das goldene


Zeitalter vom Gold ab; eine Aktion von solch gewaltiger Tragweite?


Diese Frage ist vollauf berechtigt und verlangt eine Antwort. Gewiß ist es so.


Das Gold hat von allen Stoffen dieser Erde die geringste technische


Verwendbarkeit. Unter allen Metallen ist das Gold das tote Metall. Das aber ist


gerade das Eigentümliche am Geld: weil es sich so mit dem Gold verhält, konnte


es besser als irgend ein anderer Stoff für die Geldfunktion verendet werden. 


Weil wir im Gold keine oder keine
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nennenswerten Eigenschaften entdecken, darum hat es die für die


Geldverwendung absolut nötige positive Eigenschaft, allen Menschen gleichgültig


zu sein. Je negativer die stofflichen Eigenschaften des Geldes sind, um so vor-


züglicher wird es seine Funktionen als Tauschmittel erfüllen können.


Man verkauft eine Kuh und erhält Geld. Ein einziger Blick wird dem Geld


geschenkt und dann verschwindet es in die Tasche. Aber nun sehe man sich den


Mann an, der die Kuh heimführt. Ist ihm mit einem Blick auf die Kuh auch schon


genug? Betrachtet, befühlt und betastet er sie nicht von allen Seiten? Entdeckt er


nicht alle Tage neue Eigenschaften an der Kuh, die ihn, je nachdem, himmelhoch


jauchzen lassen und dann wieder zu Tode betrüben? Wenn das Geld uns stoff-


lich nicht so absolut gleichgültig wäre, wenn wir jede einzelne Münze so be-


trachten würden, wie eine Kuh, eine Axt, ein Buch? Wahrhaftig, um dann eine


Summe von 100 Mark zusammenzuzählen, brauchten wir einen ganzen Tag, und


dann wäre noch niemand sicher, ob die Summe quantitativ und qualitativ voll-


ständig sei. Nur weil wir alle kühl bis ans Herz hinab dem Geldstoff gegenüber


stehen, können alte und neue, gelbe und rote Goldmünzen pari nebeneinander


laufen. Wie gleichgültig wir alle in dieser Beziehung sind, erkennt man daran,


daß unter 1000 in der Regel nicht einer zu finden ist, der einigermaßen genau


die Goldmenge zu nennen weiß, die der Franken enthalten soll. Man erkannt


daran, wie glücklich die damaligen barbarischen Völker sich preisen konnten,


daß die Vorsehung für einen Naturstoff gesorgt hatte, der wegen seines Mangels


an Eigenschaften allen Menschen so zu sagen Wurst war, der darum auch wider-


standslos von Hand 
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zu Hand ging und dessen Menge einwandfrei, eventuell juristisch festgestellt


werden konnte.


In jenen fernen Zeiten konnte nur ein Naturstoff als Geld in Frage kommen. Die


für die Verfertigung eines Kunstgeldes, des Papiergeldes z. B. nötige Technik


sollte ja erst aus der Arbeitsteilung mit Hilfe des Goldgeldes erstehen. Das Gold


war das einzig mögliche Geld für Menschen, die sich aus der Barbarei mit Hilfe


der Arbeitsteilung erheben wollten.


Wenn nun mit der Erhebung des Goldes zum Tauschmittel der Völker, ein all-


gemeines Rennen und Haschen nach Gold sich bemerkbar machte, so scheint


das wieder mit unserer Behauptung, wonach die Menschen dem Gold gegenüber


gleichgültig sind, in offenbarem Widerspruch zu stehen. Doch nur scheinbar. Die


Morgans, Rockefellers, Spekulanten und Wucherer, die nach dem Gold rennen


und jagen, sind diesem Metall gegenüber vielleicht sogar noch gleichgültiger als


die anderen. Diese Leute suchen im Gold das Geld, das Tauschmittel, auf das


alle anderen Bürger für den Austausch ihrer Arbeitsprodukte angewiesen sind.


Dieses Geld gibt ihnen die Macht, nach der sie streben. Ein Goldmonopol, wenn


das Gold nicht auch Geld wäre, hätte bedeutend weniger Einfluß hinter sich als


ein Silbermonopol, unter dem sich ja auch nichts vorstellen läßt. Aber mit dem


Goldmonopol hat Morgan bereits einmal 80 Millionen schwarze, weiße und rote


Amerikaner in Verzweiflung gebracht. – Das Rennen nach Gold ist also nichts


anderes als Rennen nach Geld. Und diese Rennen ist überall gleich, ob das


Geld nun aus Gold, Papier oder Kupfer besteht. Darum ist es auch wieder falsch,


wenn Goethe sagt: „Am Golde hängt, nach Golde rennt doch alles – Ach wir


Armen.“ Denn sie rennen alle nach
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Geld. Früher rannte man nach Silber. Judas verriet seinen Meister um einen


Beutel Silberlinge – weil damals Silber Geld war. Seitdem das Silber entmünzt


ist, kräht kein Hahn mehr danach. Und sicher würde Goethe ausgelacht werden,


wenn er heute sagen würde: Nach Silberlöffeln rennt, an Silberlöffeln hängt doch


alles – ach wir Armen!


Wie gesagt, das zu Geld gewordenen Gold ermöglichte es den Barbaren die


Arbeitsteilung einzuführen und sich technisch für die Warenproduktion einzu-


richten. Das Gold war eine Leiter, die es dem Urmenschen gestattete, aus seiner


Höhle auf lichtere Höhen des Menschentums zu steigen. Doch es war eine


schadhafte Leiter, und eine schadhafte Leiter wird um so gefährlicher, je höher


man damit steigt.


Es ist heute noch bei vielen vollkommen rätselhaft, wie fabelhaft schnell die


alten Kulturvölker die höchsten Höhen des Menschentums erklommen hatten.


Man staunt über das, was die Griechen, Römer und ältere Völker vor ihnen in oft


verblüffend kurzen Zeiträumen geleistet haben. Dieses Rätsel löst das Gold, oder


wie wir jetzt schon mit Verständnis sagen können: dieses Rätsel löst das Geld


und die damit ermöglichte Arbeitsteilung, deren kulturschaffende Kraft niemals


hoch genug eingeschätzt, niemals überschätzt werden wird. Diese erstaunliche


Schnelligkeit der Entwicklung jener Völker gibt uns den besten Maßstab von der


Bedeutung des Geldes. Der Vergleich mit der Erfindung der Eisenbahn gibt uns


nur ein schwaches Bild von dem, was die mit dem Geld möglich gewordene


Arbeitsteilung den Menschen geleistet hat. Das Geld ist die Grundmauer der


Kultur – alles andere ist auf dieser Grundmauer errichtet. Diese alles über


ragende Bedeutung des 
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Geldes sagt uns aber auch, was es bedeuten würde, wenn diese Grundmauer


einmal versagt. Alles, was darauf gebaut wurde, stürzt dann wieder in sich


zusammen. Und tatsächlich sanken auch die alten Kulturvölker in das Nichts


zurück, als das Geld oder, wie es hier wieder heißen muß, als das Gold ver-


schwand. Das Gold hob die Menschheit aus der Barbarei und stieß sie wieder 
in die Barbarei zurück.


Denn, das Gold wird gefunden. Das einzige Mittel um Gold für Geldzwecke zu


beschaffen, besteht im „Finden“. Findet man Gold so ist Geld da, findet man 


keines, so ist auch kein Geld da. Zur Zeit der Babylonier, der Griechen, der


Römer war man ebenso auf das Finden des Goldes angewiesen, wie noch


heute. Wir und die Babylonier machten ihr Geld nicht, sondern suchten es. Nicht


der Bedarf des Warenaustausches, das Gebot der Arbeitsteilung, der Kultur


befahl den Babyloniern, den Griechen, den Römern Geld zu machen, sondern


der blinde Zufall. Wurde viel Gold gefunden, so machte man in Babylon viel


Geld, genau wie man noch heute in Berlin, London, Bern viel Geld prägt, wenn


man in Alaska viel Gold findet. Und findet man wenig Gold, so behilft man sich,


so gut es geht, mit wenig Geld. Findet man überhaupt kein Gold mehr, so zieht


man sich einfach in die Barbarei zurück. So wenigstens machten es die


Babylonier, die Juden, die Griechen und Römer, und so würden es allem


Anschein nach auch die europäischen Autoritäten, die Fachmänner, die


Finanzleute machen. Mangels Gold verzichtet man auf die Arbeitsteilung, kehrt


zur Wirtschaftsweise der Hottentotten zurück! So machten es die antiken Völker


und das ist die Erklärung für das rätselhafte Verschwinden dieser Kulturvölker.
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Denn vergessen wir es ja nicht, halten wir es klar vor Augen: das Gold wird


gefunden, gefunden, gefunden und wenn man kein Gold findet, so findet man


eben keines. Bei allen anderen Menschen nötigen Dingen, da heißt es: wir


schaffen sie nach Bedarf. Heu, Stroh, Goldwährungsliteratur und Werttheorien,


alles wird nach Bedarf beschafft. Aber das Gold, der Stoff zur Herstellung des


Geldes, diese Wiege aller Kultur und Bollwerk staatlicher Kraft, das kann nicht


nach Bedarf gemacht werden, das wird gefunden, wenn man es findet. Denken


wir uns, der Präsident der Nationalbank hätte ein Loch in der Hosentasche und


verlöre öfters den Schlüssel zum Tresor. Dann wäre der Handel des ganzen


Landes vom Finden dieses Schlüssels ungefähr ebenso abhängig, wie er noch


heute vom Finden des Goldes abhängig ist. Solange der Präsident den Schlüssel


sucht, stockt alles kaufmännische Leben im Lande und weil die antiken Völker


den verlorenen Schlüssel nicht wieder fanden, gingen sie mit ihrer Kultur wieder


unter. Für die Römer traf das so ungefähr um die Zeit des Kaisers Augustus zu,


wo alle Goldminen erschöpft und auch die spanischen Silberminen, die bis dahin


das Hauptkontingent zum Rohstoff der römischen Münzen geliefert hatten, nur


noch sehr spärlich förderten.


Damit setzte der Verfall des Römerreiches ein. Roms Macht war, wie jede 


dauerhafte Staatsmacht, eine wirtschaftliche, auf dem Handel, der Arbeitsteilung


und dem Geldwesen aufgebaute Macht. Wohin das römische Geldwesen ge-


langte, da konnte sich die Arbeitsteilung entfalten, die den Wohlstand schuf.


Dieser überall aufkommende sichtbare und auffällige Wohlstand schrieb man der


römischen Herrschaft und Verwaltung zu; er brachte dieser Herrschaft so viele


Sympathien zu. Das 
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hielt das Reich zusammen. Als aber die Römer kein Gold und Silber mehr 


fanden, da konnten die Römer auch kein Geld mehr prägen. Das vorhandene


Geld verschwand nach und nach, ging verloren und wurde zum großen Teil im


passiven Handelsverkehr mit dem Orient ausgeführt. So mußte denn die


Arbeitsteilung, die unter anderem auch die Heeresrüstung zu liefern hatte, wieder


eingestellt werden. Der Wohlstand schwand, die Steuern wurden immer uner-


träglicher und die Auflösungselemente bekamen die Oberhand im Römerreich.


Die goldene Leiter brach und das Römerreich stürzte so tief, weil es so hoch


auf dieser verräterischen Leiter gestiegen war. Und heute staunen in der


Umgegend Roms die Geißenhirten verständnislos die Ruinen gewaltiger Werke


an, die das Gold aus dem nichts hervorgezaubert hatte. Roms Glanz war, wie


der Glanz Babylons, Griechenlands und Jerusalems nur ein Abglanz der im


Geldwesen verborgenen urgewaltigen Kulturkräfte.


Was man sonst als Erklärung des Untergangs der antiken Völker zum Besten


gibt, stammt alles aus der mittelalterlichen, pessimistischen, klösterlichen


Weltanschauung, die dann zur herrschenden wird, wenn kein Gold gefunden,


wenn die Arbeitsteilung eingeschränkt oder aufgegeben werden muß, und Elend,


Hunger und Unterwürfigkeit sich breit machen. Es ist nicht wahr, daß die


Lasterhaftigkeit der herrschenden Klassen Roms Untergang verursachten. So


mächtig sind keine Menschen, daß das Wohl und Wehe eines ganzen Volkes auf


Jahrhunderte hinaus von ihnen abhinge. Ein gesundes, schaffensfrohes, reiches


Volk, das in der Arbeitsteilung wirtschaftet, läßt sich von degenerierten, laster-


haften Männlein nicht lange mißhandeln. Der mit Erfolg wirtschaf-
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tende Mensch sagt, wie die Inschrift der Wechsel, die er unterzeichnet, „Wert in


mir selber“, er ist stolz und frei, weil er sich sicher fühlt in seiner Wirtschaft. Noch


niemals haben Tyrannen ihre Herrschaft in Zeiten wirtschaftlichen Gedeihens


befestigen können. Man duldet dann auch keine unfähigen Männer in der


Staatsleitung. Mit der Wirtschaft schreitet alles voran, namentlich die freiheitliche


Gesinnung, der Stolz der Völker. Aber wenn dasselbe Volk die Arbeitsteilung auf-


geben muß und so nach und nach, wie es in Rom, in Babylon, in Jerusalem der


Fall war, zur Urwirtschaft zurückkehren muß, weil der Geldbestand immer ge-


ringer wird, wenn der Pesthauch des Pessimismus das ganze Volk erfaßt und


das klägliche Gebaren der Bettler tonangebend wird, dann ist niemand mehr da,


der noch den Stolz und den Mut hat, unfähige, korrupte Männer aus ihrer


Stellung zu heben, um sich selbst an diese Stelle zu setzen.


Nein, Rom ging nicht an der Korruption der Sitten zugrunde, korrupte Männer


gehen selber an der Korruption zugrunde, doch das Volk hat damit nichts zu tun.


Wie oft, wie oft wären die Völker Europas zugrunde gegangen, wenn die


Lasterhaftigkeit der Fürsten der herrschenden Klassen dazu genügend Grund


wäre. Rom ging mit der Arbeitsteilung unter, und die Arbeitsteilung ging unter,


weil man kein Gold mehr fand.
Es ist darum falsch, wenn behauptet wird, das ganze Römervolk wäre degene-


riert gewesen. Heute nennt man den Kaffee, den Alkohol, den Tabak, die Syphilis


die Ursachen völkischer Degeneration. Ohne diese Gifte können sich unsere


Ärzte eine Degeneration überhaupt nicht mehr vorstellen. Den Römern aber


waren diese Gifte unbekannt. Nur den Wein kannten sie, der sicher-
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lich damals nicht in größeren Quantitäten geerntet wurde als heute. Sicher aber


auch nicht in Mengen, die ausreichend gewesen wären, um ein ganzes Volk zu


degenerieren.


Falsch ist es ferner, wenn man die Germanen für den Untergang Roms verant-


wortlich macht. Wir sehen es ja, was dieser Volksstamm leistet. Frohe Tatkraft,


ernstes Sinnen, Streben nach den höchsten Höhen, kennzeichnet diesen


Volksstamm. Schlugen die Barbaren (die Germanen kannten kein Geld und


keine Arbeitsteilung) das Römerreich in Scherben, warum erstand es nicht wie-


der unter der Germanenherrschaft? Man sagt doch sonst, daß das neue Leben


besonders kräftig sich auf Ruinen entwickelt. Aber was sollten die Germanen auf


den Ruinen Roms, wenn auch sie kein Gold fanden, um Geld für die


Arbeitsteilung zu schlagen? Und ohne Arbeitsteilung können auch Germanen


keine Kultur schaffen. Rom ging an der Geldschwindsucht zugrunde und diese


tödliche Pest übertrug sich auf alle die Völker, die nach Rom kamen. Aus Roms


Ruinen konnte kein neues Leben erstehen, auch unter germanischer Herrschaft


nicht.


Und so schlief denn Rom anderthalb Jahrtausend bis zur Wiedergeburt, zur


Renaissance. Und diese Wiedergeburt ist der größten Erfindung aller Zeiten, 


der Erfindung unechter Münzen, zuzuschreiben. Jawohl, es ist so, die


Falschmünzerei weckte Rom, weckte ganz Europa aus dem mittelalterlichen


Winterschlaf. Man machte keine echten Münzen mehr, also machte man un-


echte. Die Künstler, Erfinder, Kaufherren der Renaissance sind Wirkungen, 


keine Ursache. Dichter, Erfinder werden zu allen Zeiten geboren. Ist die große


Hebamme – Geld – zur Stelle, so gedeihen sie, entfalten ihre 
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Kräfte, sonst aber gehen sie zugrunde. Die wahre Ursache der Renaissance lag


also tiefer. Sie muß in der Tatsache erkannt werden, daß man im 15. Jahrhundert


überall in Europa und namentlich in Italien daran ging, das wenige, von der


Römerzeit herübergerettete Geld durch Zusatz von Kupfer zu vermehren und


diesen unechten Münzen trotzdem die volle gesetzliche Zahlkraft zumaß. So


machte man aus einem Taler deren 3–5–10–50 und mehr und mit den so


geprägten Talern konnten sich alle ihrer Schulden entledigen. Das Jobeljahr der


Juden in anderer, verbesserter Form. Das Quantum Geld wuchs, es sickerte in


breitere Volksschichten. Die Preise der Waren, die seit Augustus Zeiten ständig


en baisse notierten und den Handel gefährlich, ja rechnerisch unmöglich mach-


ten, die zogen jetzt an. Den Kaufleuten, die es jetzt wagten, einen Wechsel zu


zeichnen, stand das Schuldgefängnis nicht mehr in sicherer Aussicht. Die Preise


zogen ja an, folglich lag aller Wahrscheinlichkeit nach der Verkaufspreis über


dem Einstandspreis: dank dem Kupfer, das die Fürsten, natürlich aus reiner


Profitsucht, den Münzen zusetzten, war der Handel wieder rechnerisch möglich.


So lange die Fürsten gemeinsame Sache mit den Kippern und Wippern machten


und Schinderlinge auf den Markt brachten, sogenannte Falschmünzerei be-


trieben, konnte man sich wieder auf die Arbeitsteilung einrichten, konnte die Welt


wieder aufatmen. Hier paßt das Wort: der Schinderling war von jener Kraft, die


das Böse will und das Gute schafft. Waren es auch nicht die korrupten Fürsten,


die Rom zugrunde regierten, so waren es doch diesmal die korrupten Fürsten,


die Rom wieder aufrichteten. Der Schinderling gab der Arbeitsteilung wieder Luft,


und – was war denn im Grunde die Renaissance anderes, als die Wie-
Wiedergeburt
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dergeburt der Arbeitsteilung? Denn die Arbeitsteilung ist ja die Grundlage aller


Kultur. Dank den Schinderlingen konnten die Dichter und Maler Käufer für ihre


Produkte finden und das regte sie zu immer neuen Schöpfungen an. Der eigent-


liche Mäzen, der damals alle Pinsel und Meißel in Arbeit setzte, das war der


Schinderling, die neue, künstliche, unechte Münze. Diesem Schinderling ver-


danken wir es wahrscheinlich auch, daß Gutenberg einen Kapitalisten für die


Ausbeutung seiner Erfindung interessieren konnte. Es war zwar „nur“ ein


Schinderlingskapitalist, aber was macht das? Ohne Faust`s Geld wäre


Gutenbergs Erfindung vielleicht wieder verloren gegangen, wäre Gutenberg im


Schuldgefängnis umgekommen. Die Schinderlinge verschafften den Waren


Absatz, auch den Büchern, und um diesem steigenden Bücherverkauf genügen


zu können, verfiel Gutenberg auf den Gedanken der mechanischen


Vervielfältigung. Erfinder sind immer da. Sorge man nur für Absatz, der Rest ist


Sache der Technik, die noch immer sich den ihr gestellten Aufgaben gewachsen


zeigte.


Da, wie wir zu Anfang gezeigt haben, denen die Geld brauchen, also Waren


verkaufen, der Stoff des Geldes gleichgültig ist, gingen die Schinderlinge von


Hand zu Hand, und je röter die Schinderlinge wurden – um so schneller und


sicherer gingen sie von Hand zu Hand. Und wo sie umliefen, da wurde gearbeitet


und die Arbeit, die die Schinderlinge auslösten, war nachher so viel, wie die
Summe der Tauschhandlungen, die die Schinderlinge vermittelt hatten. Waren es


eine Million Schinderlinge, die 100 mal im Jahr den Besitzer wechselten, so


waren 100 mal 1 Million Schinderlinge in Waren erstanden, genug, um eine


ganze Stadt in den Ruf des Reichtums zu bringen. So stand dann 
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überall der Reichtum der Städte im umgekehrten Verhältnis zur Echtheit der


Münzen, zur Ehrlichkeit der Fürsten. Wenn die Fürsten damals allesamt mit


Bruder Martin ausgerufen hätten: hier stehe ich, ich kann nicht anders, und 


hätten das Ansinnen der Münzfälschungen mit Entrüstung von sich gewiesen, wir


hätten keine Renaissance gehabt und Bruder Martin hätte möglicherweise auch


nicht den Mut zu seiner Rebellion gefunden. Denn zur Rebellion gehört eben


etwas mehr als Gewissensnot eines einzelnen Mönchleins. Es gehört dazu der


ganze Dunstkreis eines in der Arbeitsteilung lebenden, schaffensfreudigen, muti-


gen, freiheitsliebenden und wohlhabenden Volkes. Bettler sind keine Rebellen.


Dieses Loblied auf den Schinderling müßte eigentlich in der Forderung ausklin-


gen, dieses Geschöpf münzherrlichen Schwindels zum Markstein des neuen


Zeitalters zu erheben. Er verdient ja auch diese Ehrung mehr als seinen


Schimpfnamen. Die Rentner und Wucherer, die der Schinderling übervorteilte,


sind längst zu Staub zerfallen. Aber die Werke, die der Schinderling ins Leben


rief, werden „in Äonen nicht untergehen“. Die tausendfachen Verwünschungen,


die dem Schinderling zugedacht worden sind und an dem sich seltsamerweise


bisher auch die „Nationalökonomen“ redlich beteiligt haben, gehen von privatwirt-


schaftlichen, nicht von volkswirtschaftlichen Erwägungen aus. Man sah nur den


Schaden, den der Besitzer des Schinderlings durch das ständige Röterwerden


(Preissteigerung aller Waren) erlitt. Diesen elenden, kleinen Schaden. Den


gewaltigen volkswirtschaftlichen Hebel, der in dem Röterwerden lag, übersah


man. Der Schinderling besaß die merkamotorischen Kräfte, auf die es allein beim


Geld ankommt, wenn man es von der Vogelschau der Arbeitsteilung, des


Tausches, der Volks-      Volkswirtschaft
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wirtschaft, des Geldzweckes betrachtet. Jedenfalls verdient die unechte Münze


als Pionier staatlichen Eingriffs in das Geldwesen, den Ehrentitel Markstein der


Neuzeit eher, als die anderen Ereignisse, die man als Anstoß zu jenem mächti-


gen Umschwung nennt. Die Entdeckung Amerika`s, die Reformation, die


Erfindung der Buchdruckerei, des Schießpulvers, die gleichfalls jenen Ehrentitel


beanspruchen, haben aber direkt keinerlei Einfluß auf die Arbeitsteilung und auf


den Austausch der Produkte gehabt, während der Schinderling, in gleicher Weise


wie noch heute jede Hochkonjunktur, als Peitsche der Arbeitsteilung angesehen


werden muß.


„Mir ist keine Periode wirtschaftlicher Blüte bekannt, die nicht auf einen außer-


gewöhnlichen Zufluß von Gold zurückzuführen wäre“, sagt der Berliner Professor


Sombart.


Das Gold kann einen solchen Einfluß aber nur in seiner Eigenschaft als Geld
ausüben und Schinderlinge waren auch Geld und wirkten wirtschaftlich genau
wie eine entsprechende Vermehrung des Goldzuflusses.


Wir teilen also die Geschichte ein:


1. Trogloditentum bis zur Ausbreitung der Arbeitsteilung durch die Erhebung


des Goldes zum allgemeinen Tauschmittel.


2. Auf- und Abstieg der antiken Völker bis zu ihrem völligen Untergang als 


Folge ausbleibender Goldfunde.


3. Mittelalterliche Eiszeit bis zur Geburt des Schinderlings.


4. Seitdem echternacher Springprozession als Folge unregelmäßiger 


Goldzufuhren.


Mit dem neuen Leben, das sich mit dem Auftreten 
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der Schinderlinge im 15. Jahrhundert überall hier und da und dort zu regen


begann, fanden wohl auch einzelne Bergleute den Mut und den Kredit, um nach


Gold und Silbererzen zu schürfen. Man wirft niemals mit Speckseiten nach


Würsten, und Gold wirft man nicht gerne nach Mutungen und Schürfungen. Aber


Schinderlinge, die alle Jahre röter wurden, die gibt man schon lieber her für ein


unsicheres Geschäft. Und wahrhaftig, die Schinderlinge lohnten den Mut, sie


erwiesen sich auch hier als Pioniere der Kultur. Man fand, was man während 11/2


Jahrtausend nicht mehr zu suchen gewagt hatte, man fand Silbererze in


Böhmen, in Sachsen, in Mähren und Ungarn. In Joachimstal wurden 1485 die


ersten Joachimstaler geprägt. Nun regte sich das Leben nicht nur in den Landen


der Schinderlingsfürsten, sondern auch dort, wo die Fürsten sich an der


Schindluderei nicht hatten beteiligen wollen. Und dann ging das Silbergeld über


die Grenzen Deutschlands hinaus, und wohin es auch gelangte, Segen folgte


seinen Spuren. Die Petrikirche erstand aus dem Silber deutscher Bergwerke, das


die frommen Büßer opferten. Ohne dieses Silber hätten Michelangelo und Rafael


ganz gewiß nicht Gelegenheit gehabt, ihr Genie zu zeigen.


Ob die böhmischen Taler, die Joachimstaler, schließlich nicht auch ihren Weg


nach Spanien fanden und dort dieselben Wunder wirkten? Warum denn nicht –


dem Silber stand ja damals die ganze Welt offen. Nun denn, so ist die Sache ja


jetzt geklärt: jene Schiffe, die Kolumbus im Jahre 1494 in Palos bestieg, sie ver-


danken ihr Dasein dem Unternehmungsgeiste, der sich immer noch und überall


zeigt, wo Geld hinkommt und für Produkte der Arbeitsteilung den Absatz schafft.
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Ich behaupte also, daß die antiken Staaten mit ihrem Naturgeld stiegen und mit


diesem Geld fielen, daß die 11/ 2 Jahrtausend währende mittelalterliche Eiszeit


eine Folge des absoluten Geldmangels war, daß die Renaissance von ihren


ersten Anfängen an auf die Schinderlinge zurückzuführen ist, daß die


Ausbreitung der Renaissance aber und die Entdeckung Amerikas Geschenke 


der in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts durch die Schinderlinge er-


schlossenen deutschen Silberbergwerke waren.


Mit den großen Gold- und Silberfunden, die man in Amerika gemacht hatte,


nahm nun das Mittelalter überhaupt ein Ende. Die Zufuhren von Geldmetall


reichten hin, um ganz Europa der Geldwirtschaft und der Arbeitsteilung teilhaftig


werden zu lassen. Gold schuf die antike Welt, Gold schuf die neue Welt. Gold


stürzte die antike Welt, Gold wird auch die neue Welt stürzen, wenn ...


Es würde zu weit führen, hier die mannigfachen Einflüsse auf die Entwicklung


Europas zu beschreiben, die die unregelmäßig und stoßweise erfolgende


Goldzufuhr ausübte. Es möge genügen, hier nochmals zu erwähnen, daß auch in


Amerika das Gold immer nur gefunden wurde. Heute viel, morgen wenig, dann


wieder ganze Haufen. Diese stoßweise erfolgenden Geldzufuhren machten und


machen sich unmittelbar wie Erdstöße aus dem Erdzentrum über die ganze Welt


fühlbar. Zwar gingen die Goldfunde nicht mehr, wie das im Mittelalter der Fall


gewesen, auf Null zurück, doch gab es lange Zeiträume durchaus unzureichen-


der Zufuhren, wo dann auch wieder die Menschheit greisenhafte, mittelalterliche


Züge annahm und der Fortschritt auf allen Gebieten zum Stillstand kam. Die 


letzte dieser 
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Perioden war die Zeit nach 1872, als die Wucherer in der Gesetzgebung aller


Länder die Oberhand gewannen und durch die Ausschaltung des Silbers die


Geldfabrikation in ihrem Interesse zu beschränken verstanden. Es wurde nach


Ansicht der Wucherer, der Rentner, damals zu viel Geld gemacht, das Geld


wurde zu billig. Die Arbeiter und Bauern lebten in Saus und Braus, und das dürfe


nicht sein. Darum fort mit dem Silber, die Preise der Waren sollten herunter,


damit die Rentner mit dem Zinsgeld ein noch schöneres und reicheres Leben


führen konnten. Es wollte aber nun der in diesen Dingen maßgebende Zufall,


daß um diese Zeit auch die Goldfunde stark nachließen. So kam es zu der soge-


nannten chronischen Krise, die bis 1890 anhielt und durch ihre vielfachen


Wirkungen auf die Dividenden und Kurse der Aktienpapiere die genannten


Wuchererkreise schwer für ihren Einbruch in das Budget der Bauern und Arbeiter


büßen ließ. Sie hatten über das Ziel hinaus geschossen und die Hühner umge-


bracht, die ihnen die goldenen Eier legten.


Nach 1890 stiegen die Goldfunde rasch und bis heute andauernd und halfen


wieder die Preise hoch treiben, die bis dahin zur Verzweiflung der Unternehmer,


der Kaufleute und der Bauern ständig abwärts gegangen waren. Es sei hier nur


zur Kennzeichnung der Unzuverlässigkeit unseres Naturgeldes bemerkt, daß die


Geldmetallfunde, die in der Periode 1866–1870 über 4 Milliarden Mark (Gold und


Silber) betrugen, in den folgenden fünfjährigen Perioden auf 21/2 Milliarden Mark


zurückging (nach Ausschaltung des Silbers), und daß sie seitdem auf fast 


7 Milliarden gestiegen sind. Also solch gewaltigen Zufällen ist die wichtigste


unserer gesellschaftlichen Einrichtungen ausgesetzt innerhalb eines 


62







Zeitraums von nur 30 Jahren! Was wäre geschehen, wenn die Goldfunde, die


von 1856 bis 1885 ständig zurück gingen, von da ab noch weiter gesunken


wären, statt heraufzugehen? Die Frage ist doch wohl berechtigt, da es sich ja 


um Funde handelt, um Funde, die absolut vom Zufall abhängig sind?


Ein ständiger Rückgang der Geldfabrikation übt einen ständig wachsenden


Druck auf alle Warenpreise aus. Dieser erstickt jeden Unternehmungsgeist, er


gibt den Pessimisten Recht, die da sagen, daß unter den obwaltenden


Verhältnissen Nichtstun das bessere Unternehmen ist. Gegen den Strom sinken-


der Preise können Unternehmer und Kaufleute ebenso schwer schwimmen, wie


man gegen den Flußstrom schwimmen kann. Wer es versucht, wir in der Regel


in die Tiefe gerissen und sein Unglück dient anderen als Warnung.


So steht schließlich das ganze Volk da mit verschränkten Armen, hungrig,


demütig, bettlerhaft in Tun und Gesinnung und wartet. Auf was warten die Esel?


Darauf, daß Sesam sich wieder einmal auftue und Gold hinauslasse. Und wenn


die Zauberformel zur Öffnung Sesams nicht gefunden wird, dann kommt so


sicher wie der Tod die Eiszeit wieder über die Arbeitsteilung und die


Vergletscherung der Kulturwerke setzt wieder ein.


Für kurzsichtige Menschen mag es ja recht angenehm klingen, wenn sie


hören, daß die Preise aller Waren abwärts gehen. Sie nennen den Rückgang der


Preise eine Verbilligung der Lebenshaltung. Aber wer die Zusammenhänge nur


einigermaßen durchschaut, der weiß, daß niedrige Preise nur für das


Schmarotzertum zugleich auch billige Preise sind; daß im übrigen für alle, die


vom Ertrag ihrer Arbeit leben und das Schmarotzer-
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tum mit ernähren müssen, steigende Preise wirklich billige Preise sind. Im übri-


gen ist das Wort „billig“ ja nur ein privatwirtschaftlicher, kein volkswirtschaftlicher


Begriff. Und hier wird das Geld vom volkswirtschaftlichen Standpunkt betrachtet.


Anhaltende sogenannte billige Preise bedeuten letzten Endes den Stillstand


der Volkswirtschaft. Wasser statt Kohlen wirft man mit billigen Preisen in die


Feueressen der Volkswirtschaft. Bei sogenannten billigen Preisen ist Handel und


Gewerbe rechnerisch unmöglich.


–


Das bisher Gesagte zeigt uns, wie schlecht mit dem Gold die Arbeitsteilung


gegründet ist. Aber noch Nichts habe ich über die Art gesagt, wie das Gold die


Güter verteilt, und das gehört doch auch hierher. Jedoch würde es über den


Rahmen dieses Vortrags hinausgehen, wenn ich diese Dinge eingehender


behandeln wollte: So unangenehm mir das ist, so muß ich mich hier mit


Behauptungen begnügen und mich im übrigen auf meine Schrift „Die neue Lehre


vom Geld und Zins“ [Physiathratischer Verlag Berlin-Lichterfelde: Georg Blumenthal, M. 2,50,


260 S. Leipzig: Bernhard Hermann.] beziehen, wo diese Behauptungen eingehend


begründet sind.


Dem Gold verdanken wir die Arbeitsteilung und damit auch die Kulturgüter,


deren wir uns erfreuen. Dem Gold aber verdanken wir auch wieder, daß von den


geschaffenen Gütern das Beste, und der bei weitem größte Teil, dem


Schmarotzertum verfällt. Ist doch das Gold der Vater des Kapitalismus. Dank 


seinen körperlichen (Edelmetall) und gesetzlichen Vorrechten (gesetzliches


Zahlungsmittel) nimmt das Goldgeld eine Ausnahmestelle ein unter den Gütern,


deren Austausch 
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auf das Geld angewiesen ist. Das Goldgeld ist darum auch zum allgemeinen


Sparmittel geworden und der Sparer gibt es nicht wieder heraus, es sei denn,


daß man ihm einen Zins verspricht. Früh oder spät verfällt aber alles Geld, das


der Staat als Tauschmittel in Umlauf setzt, der Kasse irgend eines Sparers, so
daß wiederum alles umlaufende Geld aus den Sparkassen kommt, also mit Zins
belastet den Markt betritt, um seine Funktion als Tauschmittel zu erfüllen. Diese


Doppelverwendung des Geldes als Tauschmittel und als Sparmittel ist gegen-


sätzlicher Natur und als Mißbrauch des Tauschmittels zu betrachten. Dadurch,


daß dem Austausch der Produkte nur verzinsliches Geld zur Verfügung steht,


wird der Zins Vorbedingung der Warenproduktion überhaupt. Das Geld stellt sich


vor die Tore der Märkte, der Läden, der Fabriken, jeder „Kapitalanlage“ (soll 


heißen „Geldanlage“) und läßt nichts durch, was den Zins nicht bezahlt oder


bezahlen kann. So sagt Proudhon.


So kam mit dem Gold und der Arbeitsteilung zugleich der große Friedensstörer,
der Zins auf die Welt. Die Arbeitsteilung an sich verlangt keinen Zins. Wer sollte


da auch Zins zahlen, und warum? Die Arbeitsteilung hätte also den Menschen


allgemeinen Wohlstand bringen sollen, da sie ja kein Monopol und allen


Menschen zugänglich ist. Aber aus den Händen des Goldes empfing die


Menschheit diese Götterkraft nur unter der Bedingung des Zinses und damit der


Trennung der Menschen in Arm und Reich. Als ob neidische Götter der


Menschheit den Machtzuwachs nicht gegönnt, die Unabhängigkeitserklärung der


Menschen vom göttlichen Gängelband gefürchtet und dem dadurch vorgebeugt,


daß sie nach dem Rezept 
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„divide et impera“ den Zins als Spaltpilz in die Menschenfamilie eingepflanzt


hätte! Das Gold läßt allgemeinen Volkswohlstand nicht zu. Es streikt, es versagt


seine Dienste, wenn es mit freien Männern zu tun hat. Es will Herren und


Knechte; geplagte, überarbeitete Menschen einerseits und Schmarotzer anderer-


seits. Es ist logisch unmöglich, daß sich das Gold einem freien, stolzen und


wahrhaft demokratischen Volke zur Verfügung stelle. Goldgeld und ein demokra-


tisches Volksleben sind unvereinbar. Gleich am ersten Tage seines Erscheinens


setzt das Gold unter Benutzung der urgewaltigen Kräfte, die ihm die Menschen


durch die Übertragung der Geldfunktionen verliehen, die Trennung der Menschen


in Arbeiter und Genießer durch.


Und mit dieser Teilung der Menschheit in eine schwitzende, fluchende, 


arbeitende Klasse einerseits und schmarotzende Genießer andererseits, setzt


auch die Erziehung des homo sapiens zu dem kleinlichen, bösartigen, 


neidischen Alberich ein, zu dem verbrecherischen Wesen, das uns in der


Geschichte der Jahrtausende überall auf Schritt und Tritt begegnet. Das Gold ist


zu unserem großen technischen Verbündeten gemacht worden, zugleich ist es


aber auch der Erbfeind der Menschenfamilie. Das Gold schafft selbständig die


wirtschaftlichen Zustände, die der Begründung des Reiches Gottes auf Erden


entgegenstehen. Neben dem Gold kann das Christentum in der Menschenfamilie


nicht Fuß fassen. Das Christentum ist recht wohl mit der Arbeitsteilung, mit


einem stolzen, freien, wohlhabenden Menschentum vereinbar. Ist aber diese


Arbeitsteilung auf Gold gebaut, so muß das Christentum den Platz räumen. Und


es hat sich ja auch überall von dort zurückgezogen, wo die Arbeitsteilung Platz


gegriffen und das ist heute so gut wie das 


66







ganze Volksleben. Christentum und Zins ist glatter Widerspruch. Aber Gold einer-


seits und Spekulation, Wucherer, Schmarotzer, Verbrecher, Zuchthäuser,


Empörung und Attentate, kurz, Gold und Zins, das paßt zusammen.


Das Gold also stellt sich der Arbeitsteilung nur um den Preis des


Bürgerfriedens zur Verfügung.


Ehret Lykurg, sagte darum auch Pythagoras vor 21/ 2 Jahrtausenden, ehret ihn,
denn er ächtete das Gold, die Ursache aller Verbrechen.


Von Menschen, die im Klassenstaat, unter Herren und Knechten, unter Bettlern


und Almosenspendern, in Wohltätigkeitsbazaren aufwachsen, unter Gesetzen,


die viel mehr darauf zugespitzt sind, den Klassen- und Gewaltstaat, die


Vorrechte der Reichen zu schützen, als dem Wohl aller Bürger zu dienen, 


können wir nicht den christlichen Geist erwarten, der absolut nötig ist, wenn wir


den Frieden nach innen, wie nach außen aufrecht erhalten wollen. Der Geist der


Empörung, der bei den Unterdrückten, bei den schwarzen, wimmelnden


Arbeitermassen überall in allen Staaten herrscht, und der Geist der


Gewaltherrschaft und der Unterdrückung, der in den anderen Klassen in ent-


scheidenden Fällen regelmäßig die Oberhand gewinnt, schafft selbsttätig die


Zustände, die zum Krieg führen. Der Geist aber des Bürger- und Völkerfriedens


muß am häuslichen Herd, als spiritus loci herrschen, alle in seinem Bannkreis


festhalten, und zwar nicht allein am Weihnachtsabend, im Kreise der nächsten


Freunde, sondern von Jugend an. Der Keim zur friedlichen Denkungsart soll das


Kind an der Mutterbrust einsaugen, sagt Schiller. In der Art wie sich Vater und


Mutter unterhalten, wie die Geschwister untereinander verkehren, steckt schon


ein guter Teil der Kriegs- oder Friedensrüstung. Und das 
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setzt sich fort in der Schule, in der Kirche, im Handel, in der Presse, im Amt, im


Parlament und in der Diplomatie.


Der Wohlhabende unter den Wohlhabenden, der Sorgenfreie unter


Sorgenfreien kann allein als Mensch gedeihen. Reichtum und Armut sind gleich-


mäßig pervers. Sie gehören nicht in einen geordneten Staat, sie sind mit dem


Bürger- und Völkerfrieden unvereinbar. Friede ist nichts anderes als Freiheit, und


frei ist nur der Mann, der für die Deckung seiner Bedürfnisse sich auf seine 


persönliche Arbeit, seine wirtschaftliche Stellung verlassen kann. Armut ist ein


Kette, und Reichtum ist eine Kette und der Anblick von Ketten muß jedem Freien


ein Greuel sein. Wo er sie sieht, muß er sie brechen. Das ist Friedensarbeit.


Weg mit den Rentnern, weg mit dem Proletariat, weg mit dem Zins.


Ehe wir nicht den letzen Proletarier zur letzen Ruhe neben dem letzen Rentner


bestatten, gibt es keinen Frieden am Herd, in der Gemeinde, im Staate und im


Völkerleben.


Beseitigen wir den Zins (und die Grundrente), so muß wieder jeder sein Brot im


Schweiße seines Angesichts essen. Die aber, die auf den Ertrag persönlicher


Arbeit für ihr tägliches Brot angewiesen sind, sind friedfertig. Den Beweis ihrer


Friedfertigkeit haben wir schon in der Engelsgeduld, mit der sie das


Schmarotzertum ertragen. Immer in der Hoffnung, daß sich die „Gerechtigkeit“


doch einmal auf friedlichem Wege Bahn brechen wird, unterdrücken sie den


Geist der Empörung, der in ihnen durch den Anblick all der Unbill, all des


Blödsinns, stets von neuem entfacht wird. Freilich darf die Bedrückung gewisse


Grenzen nicht überschreiten.


Diesen „friedentriefenden“ Geist zeugt die Arbeit, 
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und stammt letzten Endes von dem Gefühl der Kraft und Sicherheit, das jeden


erfüllt, der sich bewußt ist, für sich selbst und die Seinem sorgen zu können.


Dieses Sicherheitsgefühl ist aber Vorbedingung für klares Denken und gerechtes


urteilen. Nur der Mächtige, der Starke und Sichere ist gerecht. Gott ist nur darum


gerecht, weil er alle anderen an Macht überragt und sich auf seinem Thron abso-


lut sicher weiß. Lucifer dagegen, der schon einmal am eigenen Leib die Macht


des Stärkeren gespürt hat, sucht sich mit allerlei Tücken durchs Leben zu schla-


gen. Und wie Lucifer macht es der Mensch, den der Zins geistig und physisch


unfähig gemacht hat, seine täglichen Bedürfnisse durch eigene Macht, durch


Arbeit zu befriedigen und immer mit der Empörung der Zinszahler zu rechnen


hat, wo also die Grundlage seiner Existenz außerhalb seines Ichs, unsicher, pro-


visorisch in Vorrechten und Papieren liegt. Ein solcher Mensch verliert ganz


selbstverständlich die Fähigkeit, objektiv und gerecht zu denken gegenüber all


den Ereignissen, die seine Existenz als Schmarotzer bedrohen. Überzeuge man


doch einmal einen Floh von der Ungerechtigkeit seines Lebenswandels! Dem


Schwächling (als solchen muß man den Rentner halten) ist selbstverständlich


jedes Mittel recht, womit er seine Vorrechte zu schützen können glaubt. Er wird


auch ebenso selbstverständlich jeden für roh, gemein, verdorben und des Todes


für würdig halten, der seine Vorrechte angreift. Für den Schutz seine Vorrechte


sind ihm alle Mittel heilig. Not kennt auch hier kein Gebot. Auf die Probe gestellt,


braucht er alle Mittel, auch den Krieg!


Haben nicht schon unzählige Male Fürsten Kriege vom Zaune gebrochen als


Blitzableiter gegen die Empörung des eigenen Volkes? Und wenn Fürsten das 
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tun, warum sollen das die Rentner nicht auch tun? Ein Krieg ist das vorzüglichste


Mittel, um die Arbeiterorganisationen zu sprengen, um die Arbeiter gegenseitig


zu verhetzen. Fürchtet man also Gefahr von dieser Seite, warum soll man den


Krieg nicht benutzen? Wozu der Selbsterhaltungstrieb den Menschen befähigt,


das sieht man bei Schiffsbrüchen beim Kampf um die Rettungsboote. Und wie


wirksam der Krieg die Arbeiterorganisationen zu sprengen vermag, das hat die-


ser Krieg wieder gezeigt. Dieselbe Internationale, die vor dem Kriegsausbruch zu


singen pflegte: Alle Räder stehen still, wenn mein starker Arm es will! Sie war


zersprengt. Ob sich die Rentner das nicht gemerkt haben? Das Mittel ist doch


sicherlich wirksam. Und die Macht, den Krieg zu entfesseln, hat man in der


Presse, die man zu diesem Zwecke kauft oder gründet. Zeit und Muße, alles


gründlich und von langer Hand vorzubereiten, haben auch die, die vom arbeits-


losen Einkommen leben. Während die Anderen sich müde arbeiten, sitzen die


Schmarotzer im Lehnstuhl und überlegen. Und die nötige Rücksichtslosigkeit


kann man hier auch voraussetzen und die nötige Abgebrühtheit ebenfalls. Wer


sich nicht scheut, die Lebenshaltung breiter Volksschichten durch den Zinstribut


so zu drücken, wie er es tut, der scheut sich noch weniger, dieselben Leute zur


Sicherung seiner Existenz gegeneinander zu hetzen. Die New Yorker


Börsenräuber, die 1907 den großen Börsenkrach inszenierten, und die all die


Scheußlichkeiten, all das Elend, die diesem Krach folgten, mit absoluter


Sicherheit voraussahen, die ziehen, sobald es sich „lohnt“, auch den Krieg in den


Kreis ihrer Manöver. Zumal, wenn es sich ums Ganze, um Sein oder Nichtsein,


um eine Entwaffnung der Arbeiterorganisationen handelt. Kämpfend will der


Mensch 
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zugrunde gehen; er zieht ein Ende mit Schrecken, dem Schrecken ohne Ende


vor. Und die Gelegenheit zu diesem Schrecken bricht er vom Zaune, sobald er


sich überzeugt hat, daß die Zeit zum Handeln gekommen ist.


–


Das Gold ist die Ursache aller Verbrechen, sagte Pythagoras und die Trennung


der Menschenfamilie in sich bekämpfende Gruppen ist auch ein Verbrechen. Das


Gold hat uns den Klassenstaat gebracht, den Bürgerkrieg, der in den


Eingeweiden der Staaten tobt. So wird es wohl auch das Gold sein, das die


Völker auseinanderreißt und in Waffen gegeneinander führt. Sehen wir zu, wie es


das zuwege bringt.


Die gewaltigen Kräfte, die ein reichlicher Zufluß von Gold (Geld) in der


Volkswirtschaft auslöst (Hochkonjunktur) sind nicht unbeachtet geblieben und


haben zu mancherlei Vorschlägen und Gesetzen geführt, um diesen Goldzufluß


zu fördern oder um den Goldabfluß zu verhindern. Merkantilisten nannte man die


Leute früher, die ihrem Lande auf diese Weise zu helfen suchten. Schutzzöllner


nennt man sie heute. Den Kampf um die zu kurze Golddecke nennt man das


ganze Treiben. Die Goldsperre bei Ausbruch dieses Krieges in fast allen Ländern


Europas ist der modernste Ausdruck dieses Wahnes. Die Merkantilisten oder


Schutzzöllner sagten: Wareneinfuhr bedeutet Goldausfuhr, folglich, um den


Goldbestand unseres Landes zu heben, müssen wir die Wareneinfuhr hemmen.


Warenausfuhr dagegen bedeutet Goldeinfuhr, folglich müssen wir die


Warenausfuhr mit allen Mitteln fördern. Die gewünschte Hemmung der Einfuhr


erreichen wir durch Einfuhrzölle und die Förderung der Ausfuhr durch


Ausfuhrprämien 
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(in Deutschland in Gestalt ermäßigter Ausfuhr-Güter-Eisenbahn-


Frachtsätzerabatte). So locken wir das Gold herein und halten es fest. Unser


Land gedeiht infolge reichlichen Geldumlaufs, der Zinsfuß geht herunter und was


aus den anderen Völkern wird, denen wir das Gold abluchsen, das geht uns als


„Realpolitiker“ nichts an.


Das ist in wenigen Worten der ganze Sinn oder Unsinn der sogenannten


Schutzzollpolitik. Sie ist ein natürliches Produkt des Umstands, daß man das


Gold nicht nach Wunsch oder Bedarf finden kann, sondern auf die Einfuhr ange-


wiesen ist, und diese wiederum vom Zufall der Funde beherrscht wird. Würden


die Staaten ihr Geld nach Bedarf herstellen, so verlöre der „Kampf um die zu


kurze Golddecke“ jeden Sinn. Daß die ganze Sache überdies nur ein Produkt


oberflächlicher Betrachtung der wirtschaftlichen Vorgänge ist, und den


gewünschten Erfolg niemals haben kann, insofern als das Gold sich nach 


eigenen Gesetzen über die Erde verbreitet (ähnlich dem Gesetz der kommuni-


zierenden Röhren) ändert nichts an der Sache selbst.


Nun beachte man, was alles in dem Verhältnis der Völker zueinander durch die


beschriebene Goldpolitik neu entsteht, was alles durch diese Politik getrübt wird.


Zunächst werden die einzelnen Völker durch den Begriff „Ein- und Ausfuhr“ in


Gegensatz zueinander gesetzt. Der Staatsbegriff erhält einen ganz neuen Inhalt.


Der tolle Begriff des „nationalen Wirtschaftsgebietes“ erscheint. Bis dahin ver-


schickte man die Waren überall hin. Man führte sie nicht ein und aus. Ähnlich wie


man noch heute innerhalb Deutschlands, der Schweiz, der Vereinigten Staaten


nicht von Ein- und Ausfuhr 
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spricht. Man verschickt Waren vom Kanton Neuenburg nach dem Kanton


Schwyz. Aber von der Schweiz schickt man keine Waren nach Deutschland, son-


dern man führt sie aus. Über das Verschicken ganzer Eisenbahnzüge von einem


Kanton zum anderen führt man keine Statistik. Von den Waren, die „ausgeführt“


werden, geht jedes Postpaket in die Statistik über.


So wird die Politik auf unsere Arbeitsprodukte übertragen. Die Waren erhalten


einen staatlichen Charakter. Es handelt sich nicht mehr um einen einfachen


Austausch der Produkte. Das „Made in Germany“, von England gefordert, sollte


einen Gegensatz zum „Made in England“ schaffen. Da die Völker den rassigen


Charakter immer mehr verlieren, so wollte man ihn wenigstens der Wichse ver-


leihen, die man von Deutschland erhielt.


Aber Ein- und Ausfuhr kann man sich ohne scharf markierte Grenze nicht vor-


stellen. Bis dahin hatte der Begriff „Staat“ wenig differenzierenden Inhalt. Die


Staaten lagen nebeneinander, wie heute die Dörfer, Marken, Provinzen, Kantone,


Bundesstaaten nebeneinander liegen. Die Völker waren differenziert durch


Sprache, Rasse, Sitten, usw., aber ihre Staaten gingen mehr oder weniger in-


einander über. Die Übereinstimmung der Gesetze und der vollkommen unge-


hinderte Verkehr verbanden die Völker; nichts trennte sie als höchstens die


Fehden der Fürsten. Pack schlug sich und vertrug sich. Die Landesgrenze war


kein Trennungsstrich für die Völker. Kaum wußte jemand diese Grenze anzu-


geben. Praktische Bedeutung hatte sie für niemand. Niemand bewachte sie. Sie


hatte nur Interesse für die Dynastie der Fürsten. Sie war auf alle Fälle nur mit


Kreide gezogen; man überschritt sie ohne den Fuß zu heben, den Kopf 
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zu senken und ohne sich scheu nach allen Seiten umzusehen. Im Grunde


genommen gab es während des Mittelalters nur eine Grenze, eine religiöse, die


die christliche von der mohammedanischen Welt trennte. Für den Juden und für


alle die, die zugleich Christen und Mohammedaner waren, existierte auch diese


Grenze nicht. Ihnen gehörte die ganze Welt.


Sieht man von der Zollgrenze ab, gehen die Staaten auch heute noch mehr


oder weniger ineinander über und es besteht der offensichtliche Wunsch, dieses


Ineinanderfließen zu fördern. Die Gesetze der einzelnen Länder haben soviel


Übereinstimmendes, daß sich niemand die Mühe gibt, die Gesetze des Landes,


wo er sich niederzulassen gedenkt, zu studieren. Es nimmt als selbstverständlich


an, daß sie nicht anders sein werden, als bei ihm zu Hause. Haben doch 


manche Völker, um sich die Mühe einer Durchberatung der Gesetze zu ersparen,


einfach die Verfassung und die Gesetze des Nachbarvolkes angenommen. Sind


aber die Gesetze zweier Länder gleich, so gibt es zwischen diesen Ländern auch


keine Grenze mehr. Sie fließen wie zwei Wassertropfen ineinander über. Das


Gleiche eint, das Ungleiche trennt und markiert die Grenze. Zudem gibt es noch


Dutzende von internationalen Verträgen, die in sehr wichtigen Angelegenheiten


die Brücke von einem Land zum anderen schlagen und im Bereiche ihres Inhalts


die Grenze aufheben.


Wenn die Zollgrenze und die Verhetzung, die sie durch die verkehrten und 


verdrehten volkswirtschaftlichen Ansichten, die zu den Zöllen führten, fehlte,


wahrhaftig die Staaten wären heute kaum mehr voneinander zu unterscheiden.


Aber die Zollgrenze hebt gewaltsam alles auf, was 
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die Völker natürlich eint. Die trennende Gewalt der Zölle allein wiegt alle 


einenden Umstände auf. Denn der Zoll greift in die Wirtschaft der Menschen,


also gerade in die Domäne, der der Mensch in der Regel 99% seines Geistes,


seiner Kraft, seines Lebens widmet.


Jeder normale Mensch erhebt wie Alexander der Große Anspruch auf die


ganze Welt. Mit einem umzäunten, umgrenzten Stück ist ihm nicht gedient. 


Er hält die Welt für einen zoologischen Garten, wo die Völker durch bunte


Eisenstäbe voneinander getrennt, in Einzelhaft leben sollen. Die Kugel, die da 


in weitem Bogen um die Sonne kreist – das ist des Menschen Heimat. Diese


Heimat will ihm aber der Zoll streitig machen. Das ist Unsinn, das ist Krieg.


Sobald ein Volk das Land, das es besetzt hält, für sich allein beansprucht und


abzuschließen sucht (sei es auch nur mit dem merkantilistischen Zweck der


Goldanhäufung), so wird im Menschen Alexander der Große wach, dann sinnt er,


wie er diesen Teil seines natürlichen Erbes mit Gewalt wieder an sich reißen


kann. Denn die ganze Erde, von Pol zu Pol, ist sein Erbe. Jeder Mensch


betrachtet sich bewußt oder unbewußt als Kronprinz der Welt. Und kann er die


Erde nicht ganz haben, so will er wenigstens einen möglichst großen Teil an sich


reißen und ihn sich und seinen nachkommen mit allen Mitteln sichern. Dann


kommt ihm der Gedanke der Eroberung, des Krieges, ein Gedanke, der sonst


dem Arbeiter vollkommen fern ist. Aber dieser Gedanke kommt, so sicher wie 


der Tod, sobald er für sich oder seine Produkte irgendwo auf eine Grenze stößt.


Wenn es keine solche Grenze gäbe, welchen vernünftigen Sinn könnte da noch


eine Eroberungspolitik haben? Wer würde dabei etwas gewinnen und was? 


Geht man 
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nicht direkt auf Raub und Sklaverei aus, so hat die Eroberung eines Gebietes nur


den einen vernünftigen Sinn, es dem eigenen Zollgebiet einzuverleiben. Diese


Zollgebiet sucht jeder nach Kräften zu erweitern.


Zoll – Krieg – Eroberung sind also ein und derselbe Gedanke. Mit dem Wegfall


des Zolles gibt es in der Welt kein Gebiet mehr, das man erobern könnte. Der


Wegfalle des Zolles verwirklicht die Pläne Alexanders. Jeder ist dann im Vollbe-


sitz der Welt und schaut von seinen Ballen und Fässern mitleidig auf die kleinen


Könige dieser Welt herab. Als Karl der Große, Karl V ihre Reiche zerstückelten,


hat sich aus dem Volk niemand dagegen erhoben. Die Zerstückelung war nur


eine Äußerliche und berührte die Völker nicht. Wenn aber heute irgend ein König


ein einheitliches Zollgebiet in mehrere selbständige Gebiete zerlegen wollte, so


würde das ganze Volk diese Teilung auf das empfindlichste wahrnehmen, und


solche Teilung untersagen. Im Sezessionskrieg der Vereinigten Staaten waren es


nur wirtschaftliche Interessen, die die Trennung verhinderten. Hätte man damals


in der Welt noch keine Zölle gekannt, so hätten die Nordstaaten sich vielleicht


über die Abtrennung der Negerstaaten gefreut. Auf alle Fälle hätte man der


Trennung keinen Widerstand geleistet – ähnlich wie bei der Trennung


Norwegens von Schweden, wo die Winzigkeit des Zollgebietes ein tieferes


Interesse an der Einheit nicht aufkommen ließ. Es sind also wirtschaftliche


Interessen, die die Staaten zusammenhalten. Und diese Interessen werden


künstlich durch das Zollwesen geschaffen. Wäre der Zoll nicht da, auch die


Furcht vor künftigen Zöllen nicht, so gäbe es keine wirtschaftlichen Grenzen,


folglich auch keine wirtschaftlichen Gegensätze, der Begriff „nationales


Wirtschaftsgebiet“ würde aus der Welt 
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geschafft und eine Erweiterung des Wirtschaftsgebietes wäre nicht mehr mög-


lich, weder durch Verträge noch durch Eroberung, weil das Wirtschaftsgebiet


jedes Landes, jedes Volkes, jedes Menschen ipse facto die ganze Welt bereits


umfassen würde.


Es ist recht schön und fromm, dem Krieg aus dem Weg zu gehen. Um ihm


aber unter allen Umständen aus dem Weg gehen zu könne, muß man begrün-


dete Hoffnung haben, daß in absehbarer Zeit die Zölle, als gegen das


Völkerrecht verstoßend, in der ganzen Welt spurlos ausgerottet werden. Wenn


dann noch ein Volk Zölle einführt, so muß es wissen, daß es sich damit auf


Kriegsfuß mit der übrigen Menschheit setzt und die Repressalien der ganzen


Welt wird erwarten müssen. Sonst aber, wenn die heutige geistlose und wider-


spruchsvolle Zollpolitik aufrecht erhalten werden soll, ist der Ruf „die Waffen 


nieder“ sinnlos. Es gibt noch Schlimmeres als Krieg.


Man hat so viel von der Freiheit der Meere gesprochen und es ist auch gut,


daß man auch die Meere den Menschen frei macht. Viel wichtiger aber als die


Freiheit der Meere ist die Freiheit des Landes. Und da empfinde ich es direkt als


eine Verhöhnung des Menschen, wenn Präsident Wilson nur von der Freiheit des


Meeres zu reden weiß und nichts von der Freiheit des Festlandes. Keinem Volk


sollen auf das Gebiet, das es besetzt hält, ausschließliche Rechte zugebilligt


werden. Den Mongolen sollen die Häfen der Vereinigten Staaten geöffnet wer-


den, die Güter der ganzen Welt sollen dort freien Zutritt haben, wie auch umge-


kehrt den Amerikanern die Welt geöffnet werden soll. Unsere Vorfahren haben


doch Amerika nicht etwa entdeckt und besiedelt, damit sich das Land von der


Welt abschließen soll. Allen Menschen ist die Erde als Tummelplatz angewiesen,


allen unter den gleichen 
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natürlichen Bedingungen. Und wer sich dann auf diesem Platze als der


Tüchtigste erweist, der soll hoch leben und seine Art vermehren.


Und zu dieser unbedingten Freiheit der Meere und der Länder werden wir auch


gelangen, sobald wir uns erst vom Gedanken befreit haben, daß wir Gold für


unser Geld brauchen und daß, wenn diese Gold nicht in ausreichender Menge


gefunden wird, wir es uns gegenseitig durch den „Kampf um die zu kurze Decke“


abschwindeln müssen.


Ich will mit dieser Kritik der Goldwährung hier schließen. Vieles, und vom wäh-


rungstechnischen Standpunkt auch Gewichtigeres, wäre noch zu sagen, was


gegen die Beibehaltung dieser Unglückswährung spricht. Wer mehr wissen will,


der studiere das vorhin erwähnte Buch. Dieser Vortrag soll überhaupt erst einmal


die Aufmerksamkeit weiterer Kreise, und namentlich die der Friedensfreunde, auf


den allgemeinen Störenfried, genannt Goldwährung, lenken, und ihnen zeigen,


wo sie mit ihrer Tätigkeit einzusetzen haben, wenn sie gründliche Arbeit leisten


wollen. Alles, was die Friedensfreunde tun, ist gut und lobenswert. Aber ungleich


wirkungsvoller wäre ihre menschenfreundliche Tätigkeit, wenn sie ihre


Aufmerksamkeit mehr den wirtschaftlichen Ursachen der Kriege zuwenden 


wollten, und namentlich nicht immer nur von Völkerkriegen, sondern auch vom


Bürgerkrieg, der seit 3000 Jahren ununterbrochen tobt, reden wollten.


Es hat sich vor einiger Zeit in der Schweiz unter dem Namen: Schweizer.
Freiland- und Freigeld- Bund eine Gesellschaft gebildet, die dem Völkerfrieden


dadurch die Wege ebnen will, daß sie zunächst einmal im eigenen Lande die


wirtschaftlichen Grundlagen für einen echten Bürgerfrieden zu schaffen sucht.
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Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, Schaffung des Rechts auf den 


vollen Arbeitsertrag, das ist die Bedingung, die der Bund für die Verwirklichung


der Friedensträume stellt. Beseitigung des Goldes und Ersatz desselben durch


ein nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu verwaltendes Papiergeld – das ist


die erste Forderung. Die zweite Forderung lautet: Rückführung des Bodens in


den Gemeinbesitz des Volkes – eine Sache von ebenso einschneidender


Wirkung – von der aber hier nicht mehr gesprochen werden kann.


Hier im Programm des Schweizer. Freiland- und Freigeld- Bundes liegt wahre,


bedächtige, tiefgründige Friedensarbeit. Hier wird wirklich einmal gründlich abge-


rüstet. Denn die Kriegsrüstung besteht heute weniger in Forts und Schiffen, als in


den faulen wirtschaftlichen Zuständen. Was heißt auch abrüsten? Der Mensch


kommt gerüstet zur Welt. Schneidet man ihm die Nägel, feilt man ihm die Zähne


ab, so erwürgt er seinen Gegner. Und lieferte nicht der unschuldige Hanf die


Stricke und Rüstung des empörten Pariser Proletariats? Kain holte sich die


Rüstung vom dürren Ast einer Eiche. Die Rüstung an sich führt nicht zu Kriegen.


Der Grund der Kriege ist liegt tiefer. Wer wirklich abrüsten will, der muß die


Menschheit von den Fesseln befreien, in die die Menschen durch das Gold


geschlagen wurden.


Das Gold, sagt Pythagoras vor 21/ 2 Jahrtausenden, ist die eigentliche Ursache


aller Verbrechen – auch der Kriege.


Darum, wer für den Bürger- und Völkerfrieden wirken und Ersprießliches 


leisten will, der unterstütze die Bestrebungen des Schweizer. Freiland- und


Freigeld-Bundes, der trete diesem Bunde als Mitglied bei.


–
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Lots Weib schaute rückwärts und erstarrte zu Fels beim Anblick des Grausens.


Und allen Menschen geht es noch heute ebenso, die rückwärts schauen. Sie


versteinern oder verknöchern, werden zu Krustazeen, zu Rüstungsagenten, zu


Militaristen. Denn Grausen erfüllt jeden, der in der Geschichte der


Menschenkultur liest. Greuel, nichts als Greuel und Untergang. Rüste, rüste,


panzere dich, sonst wirst du erschlagen! So redet, wenigstens scheinbar, die


Geschichte. Sieh die Ruinen Babylons, Ninivés, Jerusalems, Roms! Der ewige


Krieg liegt in der Natur des Menschen begründet. Babylon stände noch heute,


groß und herrlich, wäre es gerüstet, militärisch besser gerüstet gewesen.


Kopernikus und Galileo haben uns gezeigt, wie der Schein trügen kann.


Daß er auch die betrogen hat, die bislang die Zeichen der Geschichte zu 


deuten versuchten, war ein unermeßliches Unglück. Wie eine falsche


Zeichendeutung unter Umständen wirkt, haben wir in Rom gesehen, als Galileo


nachwies, daß die Sonne sich nicht um die Erde drehte. Die ewige Stadt erbebte


in ihren Grundmauern. Und doch handelte es sich damals nur um ein astrono-


misches Problem von rein geistigem Interesse. Wie werden aber erst die


Grundlagen unseres gesamten Denkens und Handelns erschüttert werden, wenn


einmal die Erkenntnis sich Bahn bricht, daß die Geschicke der Menschheit nicht


um Mars, sondern um Merkur kreisen!


Die merkantilistische Erklärung des Untergangs der antiken Kulturvölker wird


uns auf allen Gebieten neu orientieren, in erster Linie auf dem Gebiet der


Pazifisten. Denn der Mensch braucht die Geschichte. Sie ist die große


Lehrmeisterin – wenn man ihre Sprache versteht. Der Rückblick wird zum


Ausblick. Die Erfah-    Erfahrung
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rung ist das beste Orakel. Nach dem, was die Geschichte lehrt, stellt der Mensch


sein Verhalten ein auf allen Gebieten. Wie macht’s zum Beispiel der Pionier, der


ferne Welten aufsucht? Als erstes studiert er die Pflanzenwelt, deren Ruinen er


im Humus findet. Dann schaut er sich um nach atmosphärischen Zeichen und


Heereszügen. Wie mancher mag schon am Ufer eines sanft, wie ein grasendes


Lämmlein durch die Fluren sich schlängelnden Flusses sorglos sich angebaut,


gerodet, gepflügt haben, bis ihn von ungefähr ein daherziehender Indianer auf


die hoch über seinem Kopfe in den Zweigen einer Pappel hängenden dürren


Binsen aufmerksam macht. Diese Binsen sind unserem Pionier das, was die


Ruinen Babylons unseren Staatsgründern sind; sie sagen ihm, daß der Schein


ihn betrogen, daß das sanfte Flüßlein bei der Schneeschmelze im Gebirge zum


alles verheerenden Riesenstrom wird. Entsetzt bricht er sein Zelt ab und flieht,


ohne sich umzuschauen, wie Lot beim Untergang Sodoms.


Der Mensch ist verloren, wenn er die Geschichte nicht zu Rate zieht und die


Zeichen nicht deutet. Er ist aber erst recht verloren, wenn er die Zeichen falsch


deutet. Und das haben wir getan. Der Schein hat uns betrogen. Unsere


geschichtliche Orientierung wies auf die Notwendigkeit der Rüstung hin, und die


Rüstung brachte uns den Krieg. Die Zeichendeuter wiesen auf die Notwendigkeit


des kriegerischen Geistes zum Schutz des Staates hin, diesen Geist flößten wir


der Jugend ein, und der kriegerische Geist brachte uns den Krieg, gegen den wir


uns doch nur schützen wollten.


Wie anders wäre es geworden, wenn wir dem Scheine, der Oberfläche 


mißtrauend, ein wenig nur in den Kuikenmöddigers der Kultur gekratzt, geschürft


hätten! 
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Wie bald wären wir da auf eine der Tafeln gestoßen mit der Inschrift: 


Die Goldwährung ist die Räuberhöhle, der der Pesthauch der Bürger- und


Völkerkriege entsteigt. Die Goldwährung entwaffnete mich, so daß ich dem


Ansturm der Barbaren nicht widerstehen konnte. Das Gold rief mich ins Dasein,


doch die große Kindsmörderin vernichtete das keimende Leben. Ehret Lykurg! 
er ächtet das Gold, die Ursache aller Verbrechen.


–
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Erklärung des physiokratischen Geldes:


1. Das Freigeld erleidet einen fortwährenden Verlust seines Nennbetrages von 1/1000 wöchentlich,


d. h. auf Fr. 100 in jeder Woche 10 Rp. – im Jahr also Fr. 5,10.


2. Um also mit einem Hundertfrankenschein einen Preis oder einen Betrag von Fr. 100 zu bezah-


len, müßte man in der ersten Woche noch 10 Rp. dazu zahlen; hat man den Schein 10 Wochen im


Besitz, so würde man Fr.1 dazu legen müssen, und in einem Jahr Fr. 5,10.


3. Der jeweilige Betrag dieser Zuschlagsätze für jede beliebige Summe in jeder beliebigen Woche


ist aus Tabellen zu ersehen, die jedermann von der Geldverwaltung unentgeltlich erhalten wird.


4. Am Ende des Jahres werden alle Geldscheine gegen neue umgetauscht. Unter Nachzahlung


von Fr. 5,10 erhält man für jeden alten Schein einen neuen von Fr. 100.


5. Um sich vor dem Verlust zu schützen, der mit dem Besitz dieses Geldes verbunden ist, wird es


jedermann immer möglichst bald weitergeben; also seine Einkäufe beschleunigen, seinen


Zahlungsverpflichtungen immer möglichst schnell nachkommen und das übrige Geld für


Unternehmungen aller Art zu verleihen trachten.


6. Eine Einlösung dieses Papiergeldes von seiten des Bundes findet nicht statt. Warum auch? Geld


wird man ja immer brauchen, darum ist auch keine Einlösungspflicht vorgesehen. Jedoch ist die


Geldverwaltung verpflichtet, die Geldausgabe derart den Marktverhältnissen anzupassen, daß die


Warenpreise im Durchschnitt fest bleiben. Die Geldverwaltung setzt also mehr Geld im Umlauf, wenn


die Warenpreise abwärts neigen, sie zieht Geld ein, wenn die Warenpreise aufwärts streben, denn


die Preise hängen ausschließlich von der Menge des angebotenen Geldes ab. Dafür aber, daß das


von der Geldverwaltung ausgesetzte Geld auch sofort gegen Waren angeboten wird, sorgt die Natur


dieses Freigeldes. Die Geldverwaltung wir also nicht wie bisher schlafen und fatalistisch faul die


Währung des Schweizer Landesgeldes vom rätselhaften sogenannten inneren Wert des Goldes


erwarten, zum Vorteil des Schwindels und der Wucherer, sondern zielbewußt mit starker Hand ein-


greifen und den ehrlichen Handel gegen alle Fährnisse schirmen.


7. Unter Berücksichtigung der großen Bedeutung des Außenhandels wäre zur Herbeiführung fester


Wechselkurse eine internationale Verständigung zu erstreben. Solange eine solche jedoch nicht


erzielt ist, hat man die Wahl zutreffen, ob die Geldverwaltung die Festigkeit der Inlandspreise oder die


der Wechselkurse zum Maßstab der Geldausgabe machen soll.
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8. Der Umtausch des Metallgeldes gegen dieses Freigeld soll ein völlig freiwilliger bleiben. Wer sich also nicht
vom Gold trennen kann, mag es behalten, doch verliert das Gold, genau wie es bereits mit dem Silber geschah, das
freie Prägerecht und die Münzen die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels. Nach Ablauf des
Umtauschtermins werden die Münzen an allen Bundeskassen und vor Gericht zurückgewiesen.


9. Für Zahlungen ins Ausland und vom Ausland nach der Schweiz bediene man sich wie bisher der Wechsel, die
die Banken und Kaufleute als Erlös für die ins Ausland gelieferten und vom Ausland bezogenen Waren feilhalten.
Für kleinere Beträge bedient man sich in gewohnter weise der internationalen Postanweisungen.


10. Wer Landeserzeugnisse für die Ausfuhr erwerben will und dazu nur über Gold verfügt, also keine
Einfuhrwechsel hat auftreiben können, dem wird das Gold von der Geldverwaltung abgekauft werden. Wer umge-
kehrt für die Einfuhr ausländischer Waren Gold braucht und keine Ausfuhrwechsel auftreiben kann, dem verkauft die
Geldverwaltung das benötigte Gold. Der Preis dieses Goldes wir davon abhängen, wie man die im Absatz 7 offen-
gelassene Frage beantwortet.


11. Durch den Kursverlust von 5,1% jährlich dürfte die umlaufende Geldmasse um jährlich  10–20 Millionen
abnehmen. Damit aber daraus kein Geldmangel entsteht, muß die Geldverwaltung diese Millionen immer durch neu
herzustellendes Geld jährlich ersetzen. Dies bedeutet für sie also eine regelmäßige Einnahme.


12. Bei dieser Einnahme der Geldverwaltung handelt es sich um eine unbeabsichtigte Nebenwirkung der
Geldreform, von verhältnismäßig ganz untergeordneter Bedeutung. Über die Verwendung dieser Summen sind
besondere gesetzliche Bestimmungen zu treffen.


Wirkungen des physiokratischen Geldes:
a) auf den Handel:


1. Unaufhaltsamkeit der Geldzirkulation und dadurch allmähliches Barzahlungssystem.


2. Unbeschränkter Absatz für Waren und Produkte.


3. Beseitigung der Handels- und Wirtschaftskrisen.


4. Ausschaltung der Ursachen für Paniken, Preis- und Kursstürze.


5. Beseitigung der Konjunktur-Schwankungen (allgemeine Hausse-und Baisseperioden) und der damit
zusammenhängenden Preisveränderungen der Waren und des Geldes.


6. Ausschaltung der Börsenjobberei und der Spekulation.


7. Vereinfachung und Verbilligung des Handels überhaupt.


8. Erübrigung der meisten offenen Ladengeschäfte und allmählicher Übergang des überflüssig werdenden
Handelspersonals zur Produktionsbeteiligung.


9. Herabsetzung der hohen Handelsspesen von 30–40% auf etwa 10–15%.


10. Erübrigung und daher Beseitigung der Schutzzölle und Herbeiführung des Freihandels.


11. Beseitigung der wirtschaftlichen Ursachen der Kriege.


12. Herbeiführung einer internationalen Währungsverständigung auf der Grundlage gemeinsamer Interessen.


b) auf Kapital, Arbeit und Lohn.


1. Das Geld büßt seine Kapitals-Eigenschaft ein und wird auf die Rangstufe von Ware und Arbeit herabgesetzt.


2. Unaufhaltsame Umwandlung aller erzielten Geldüberschüsse in Produktionsmittel, Wohnungen usw., ohne
Rücksicht auf die Rentabilität (Mehrwert).


3. Sofortige dauernde Beseitigung der Arbeitslosigkeit, vollkommene Auflösung der Arbeiter – Reservearmee.


4. Allmähliches Heruntergehen des Kapitalzinses (Mehrwert), bei internationaler Einführung der physiokratischen
Geldreform bis zur gänzlichen Beseitigung des Zinses.


5. Allmähliche Steigerung der Löhne bis zur vollen Beseitigung des Mehrwerts. Abgesehen von der Grundrente,
die durch unsere große Grundbesitz-Reform zu fassen ist.


6. Erleichterung des Sparens infolge Befreiung von den heutigen Zinslasten des Kapitals, infolge des nunmehr
ungestörten Verlaufes der Produktion und des Handels, und infolge der um 2/3 herabgesetzten
Handelsspesen (die heute allein 30–40% des Arbeitsproduktes verschlingen).


Die wissenschaftlich theoretische Darstellung des physiokratischen Papiergeldes enthält das Werk von 
Silvio Gesell:


„Die neue Lehre vom Geld und Zins“.
260 S., Preis Mk. 2,50. Durch alle Buchhandlgn oder direkt vom „Physiokrat. Verlag“, Berlin-Lichterfelde, Leipzig:


Bernh. Hermann.


In demselben Verlag erscheint das Publikationsorgan der Physiokratischen Vereinigung „Der Physiokrat“. Erstrebt
die Schaffung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag durch Freiland und Freigeld. Erscheint monatlich. Jährlich
Mk. 1,50 bei direkter Bestellung.
In der Schweiz werden diese Bestrebungen gefördert vom Schweizer. Freiland- und Freigeld– Bundesvorstand:
Bern, Wabernstr. 16
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Muster zu einem


„Grundbesitz-Ablösungsschein“


(nur notariell übertragbar)


Dem Herrn  ................................................................................  oder seinem Rechtsnachfolger


schuldet die Eidgenossenschaft für abgetretene Grundeigentumsrechte die Summe von


Fr. 1000, Eintausend Franken.


Diese Summe wird von der Eidgenossenschaft immer so verzinst werden, daß der Besitzer dieses


Ablösungsscheines beim etwaigen Verkauf obige Summe erzielen wird. Der Zinsfuß wird also herauf-


gesetzt, falls der Kurs unter pari fällt, er wird herabgesetzt, falls der Kurs über pari steigt. Die Tilgung


der Schuld erfolgt durch Rückkauf zum Parikurs im Umfang der hierfür durch die Gesetzgebung zur


Verfügung gestellten Mittel.


Bern, den .......................... 1916.


Das Eidgenössische Grundrentenamt.


Nachdruck verboten!


–––


1. Die gesamte Landfläche innerhalb der Schweizer Grenzen mit dem Ackerboden, Wiesen,


Wäldern, Bergwerken, kurz mit all ihren Naturschätzen, mit den bebauten und unbebauten


Bauplätzen, jedoch mit Ausschluß der Gebäude, soll auf dem Weg der Enteignung und


Entschädigung in den Besitz der Eidgenossenschaft übergeführt werden.


2. Der Boden soll dann den Zwecken der Landwirtschaft und der Bauindustrie entsprechend 


parzelliert und in öffentlicher Versteigerung meistbietend für Rechnung der Eidgenossenschaft


verpachtet, der privaten Bewirtschaftung übergeben werden.


3. Die Entschädigung der Grundbesitzer soll voll sein, das heißt die Grundbesitzer sollen den vol-


len, heute zu erzielenden Preis in verzinslichen Titeln der Staatsschulden ausbezahlt erhalten.


4. Der Preis wird nach den gleichen Grundsätzen und Gesichtspunkten berechnet, die heute bei


Grundstücksverkäufen maßgebend sind, das heißt die zu erzielende Grundrente wird zum 


heutigen Zinsfuß kapitalisiert. Ist der Zinsfuß heute 4%, so erhält der Enteignete so oft mal 


Fr. 100 in Titeln der Staatsschulden, wie 4 in die ermittelte Grundrente geht. Ist die Grundrente


1000, der Zinsfuß 4, so erhält der Enteignete 1000 : 4 x 100 = 25.000 Fr.


5. Alle Hypotheken und Pfandbriefe werden vom Preis des Bodens in Abzug gebracht und sofern


sie diesen nicht übersteigen, mit verzinslichen Titeln der Staatsschulden abgelöst.


6. Für die dauernde Erhaltung des Parikurses dieser Ablösungsscheine leistet die


Eidgenossenschaft volle Gewähr mittels der Anpassung des Zinsfußes an den Parikurs 


(s. oben). Der Zinsfuß selber aber wird der natürlichen Entwicklung der Verhältnisse preis-


gegeben, die durch das physiokratische Freigeld geschaffen werden.


Tilgung der Schuld


Die Enteignung oder Ablösung der Grundbesitzrechte in der gerechten, physiokratischen Form, 


wie hier oben vorgeschlagen, durchgeführt, liefert an und für sich nicht den geringsten Beitrag für 


die Tilgung der daraus entspringenden gewaltigen Staatsschuld. Wenn alle Grundbesitzer voll ent-


schädigt werden, weder zu viel noch zu wenig erhalten, so
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muß der Zinsbetrag, den der Staat den Enteigneten bezahlt, übereinstimmen mit den Pachtgeldern, die der
Staat beziehen wird. Die Enteignung ist also kein „Geschäft“ und soll es auch nicht sein. Ob die Grundrente
steigen wird, kann niemand sagen. Dort, wo sie wahrscheinlich oder mit erfahrungsmäßiger Sicherheit
steigt, wie bei manchen Bauplätzen, ist diese künftige Steigerung schon im Preise verrechnet, den der Staat
zu zahlen hat. Für die Tilgung der durch die Enteignung entstehenden Schulden muß also das Geld anders-
wo hergeholt werden, und zwar soll die Geldreform hier eingreifen. Die große physiokratische Geldreform
kann die Mittel beschaffen, um die Bodenbesitzreformschulden in 10 bis 20 oder 25 Jahren restlos zu tilgen.


1. Das phyiokratische Freigeld wird die vielfachen, heute noch schlummernden, volkswirtschaftlichen
Kräfte entfesseln und zur vollen Entfaltung bringen. Die Arbeitslosigkeit wird unmöglich, selbst unter
Beibehaltung der jetzigen Arbeitszeit werden alle Arbeiterreserven zur Arbeit herangezogen werden.
Dadurch wird die Steuerkraft des ganzen Volkes gehoben. Alle Steuerquellen werden stärker fließen und
den Staatssäckel zum Überlaufen bringen. Diese Überschüsse werden für die Schuldentilgung frei.


2. Das physiokratische Freigeld wird den Handel derart vereinfachen, sichern und beschleunigen, daß
2/3 aller Kaufleute überflüssig werden und jeder Biedermann wird Handel treiben können, wodurch nach
den Gesetzen des Wettbewerbs der Handelsprofit auf die Rangstufe des allgemeinen Arbeitslohnes her-
abgedrückt wird. Die Beraubung des Volkes durch die Spekulation wird unmöglich. Die heute auf 30–40%
der Preise geschätzte Belastung der Waren durch die Handelsspesen wird auf einen geringen Bruchteil
dieser Summe herabgesetzt, wodurch das Volk um Milliarden entlastet wird, was einer entsprechenden
allgemeinen Einkommenserhöhung des Volkes gleichkommt, die durch direkte Steuern der
Schuldentilgung zugeführt werden kann.


3. Das physiokratische Freigeld wird den Zinsertrag aller Kapitalien allmählich herabdrücken und den
Staat unter Beibehaltung des Parikurses in den Stand setzen, den Zinsfuß seiner Schulden herabzuset-
zen (Konversion) und die Summen, die der Staat dabei spart, können wieder für die Schuldentilgung ver-
wendet werden.


Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß sich das physiokratische Freigeld, kraft seiner Überlegenheit
als Tauschmittel, in kurzer Zeit international durchsetzen wird und daß dann der Zins bis auf Null zurück-
gehen wird. Sobald dies eintrifft, können auch die Zinsen der Staatsschulden bis auf Null herabgedrückt
werden, ohne einen Kursrückgang zu verursachen und dann können die vollen Grundrenten, die für die
Verzinsung benutzt werden, für die Schuldentilgung verwendet werden. Zugleich aber würde die
Entlastung des Volkes vom Druck des Kapitalzinses seine Steuerkraft in ungeahnter Weise heben.


4. Das physiokratische Freigeld wird der Eidgenossenschaft jährlich direkt 5% des allerdings stark zu
vermindernden Geldumlaufes abwerfen, und auch diese Millionen sind für die Schuldentilgung bestimmt.


Das alles zusammengerechnet genügt, um in dem oben angegebenen Zeitraum die gewaltige
Staatsschuld restlos zu tilgen.


Nach dieser Tilgung sind die vollen Grundrenten anderweitig verfügbar. Nach physiokratischem
Vorschlag sollen die Grundrenten den Müttern und Kindern in Monatsraten bar ausgezahlt werden, denn
die Grundrente ist ein Produkt der Volksdichtigkeit und nach dem Grundsatz, Jedem sein Produkt, soll
darum auch die Grundrente denen ungeschmälert zukommen, die diese Volksdichtigkeit erzeugt haben –
also den Müttern und ihren Kindern. Hiermit wird dann auch der gerechten Forderung Rechnung getra-
gen, die dahin zielt, der Frau für die große Mehrbelastung die ihr durch die Kinderpflege zufällt, eine
Gegenleistung zu schaffen, die sie in wirtschaftlicher Beziehung dem Manne gleichstellt und dadurch
auch vom Manne unabhängiger macht, wodurch zweifellos alle Sitte und der Verkehr der Geschlechter
verfeinert werden, was wiederum eine allgemeine Veredelung des Volkes, der Rasse, herbeiführen muß.


Auf diese Weise würde der Begriff „Vaterland“ für Alle eine reale Grundlage erhalten, es wäre kein 
bloßes Wort, kein leerer Schall mehr, wie es heute vielfach der Fall ist. Jedes Kind, das nunmehr auf
Schweizer Erde geboren würde, hätte ein gleiches materielles Anrecht auf sein Vaterland, jeder
Schweizer, gleichviel welchen Standes, wäre Mitbesitzer des ganzen Landes. Und je höher sich Kunst
und Wissenschaft, Industrie und Handel entwickeln, je reicher unser Vaterland würde, um so reicher
würde jeder seiner Bürger – um so reicher würden wir alle werden.


Wer diese Ziele anerkennt und der Menschheit neue Bahnen zu friedlicher, unbegrenzter Entwicklung
brechen will, der unterstützte uns mit Aufbietung all seiner Kräfte in unserem Kampfe für die
Verwirklichung des Rechts auf den vollen Arbeitsertrag durch die große physiokratische Geld- und
Bodenbesitzreform. Zuschriften sind zu richten an den


Schweizerischen Freiland- und Freigeld- Bund,
Bundesvorstand, Bern, Wabernstraße 16.
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Wir wollen die Macht des Geldes brechen!







lich, des Suchens müde, hat man die Macht des Geldes einfach geleugnet. Das tat


man um so lieber, als man auf die Weise nicht in persönliche Berührung mit dieser


gefährlichen Macht geriet. Das ist der Standpunkt, auf dem die „Wissenschaft“


angelangt ist. Sie sagt: Das Geld hat kein Vorrecht, es ist vollkommenes „Äquiva-


lent“ der Ware, ein unschuldiges Ding. Das, was uns als Macht des Geldes


erscheint, ist einfach abgeleitete Macht des Kapitals schlechthin.


Doch das Volk bleibt bei seinem Glauben: das Geld regiert die Welt! Es spürt


dieses Regiment, es ahnt, daß die Macht des Kapitals vom Geld ausgeht. Es rüttelt


an der Kette und, ohnmächtig, verlegt es sich aufs Schimpfen. Doch die Wurzel


dieser Macht ist jetzt entdeckt, jetzt soll die Macht des Geldes gebrochen werden.


Schwierig ist das nicht, denn die Macht des Geldes, so gewaltig sie sich auch


zeigt, besteht zum Glück nur in einem – Kniff. Und um einen Kniff zu besiegen,


genügt ein anderer – Kniff. Das Freigeld ist dieser Antikniff.


Die Macht des Geldes beruht auf den körperlichen Vorzügen, die das Geld den


Waren gegenüber besitzt. Aus Edelmetall hergestellt, widersteht es allen


Zerstörungselementen der Natur, während die Waren, denen es als Tauschmittel


gegenübertreten soll, durchweg ohne Schaden und Lagerkosten nicht aufbewahrt


werden können. Daraus ergibt sich, daß, wenn sich der Handel zerschlägt, der


Schaden, der daraus erwächst, einseitig den Warenbesitzer trifft, und daß dieser


immer drohende Schaden den Warenbesitzer zwingt, die Waren unter Preis abzu-


geben.


Dieses dem Laien vielleicht harmlos erscheinende Mißverhältnis bildet die


Unterlage für den „Kniff“, von dem eben gesprochen wurde. Alle kaufmännischen


Handlungen und Berechnungen, die sich millionenweise täglich, ja stündlich 


wiederholen, vom Hasenfellaufkäufer bis zu den großen Raubzügen der


Börsenfürsten, haben ausnahmslos diesen Kniff zur Unterlage: der Kaufmann 


wartet geduldig mit seinem unverwüstlichen Geld, bis daß der Produzent oder


Arbeiter, durch die Natur seiner Ware mürbe gemacht, unter Preis verkauft.


Die Unterlage für diesen Kniff schaltet das Freigeld in gründlicher Weise aus. 


Mit dem Freigeld wird der Zwang, dem der Waren-Verkäufer unterworfen, auch auf


den Käufer über tragen. Die Ware und das Freigeld 
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verderben beide auf Kosten der Inhaber. Nun sind Ware und Geld gleichmäßig


schlecht, Nachfrage und Angebot gleich anfällig, gleich schwach, gleich schlecht


für den Kampf ausgerüstet, und damit ist der Boden geschaffen für


Preisverhandlungen ohne Wucher, Spekulation, Übervorteilung und Prellerei. 


Die Macht des Geldes ist dahin. Geld und Ware sind jetzt wirklich äquivalent.


Manche nennen das Geld das Blut der Volkswirtschaft, andere den Nervus


rerum, den Zentralnerv, der die ganze Geschichte in Gang erhält. Und fürwahr: 


es liegt keinerlei Übertreibung In diesen Ausdrücken. Darum muß auch ein so 


einschneidender Griff in das Geldwesen, wie ihn das Freigeld darstellt, die viel-


fältigsten Wirkungen auslösen.


II. Wirkungen.


Das Freigeld übt einen ständig und rasch wachsenden Druck auf den Kapitalzins


aus, sowohl auf den Zins der Gelddarlehen (Staatsschulden, Hypotheken,


Obligationen usw.) wie auch auf den der Aktien (Dividenden), Fabriken,


Mietshäuser, Eisenbahnen, Schiffe, des kaufmännischen, landwirtschaftlichen,


industriellen Kapitals. Bei internationaler Einführung des Freigeldes wächst dieser


Druck unaufhaltsam bis zur völligen Beseitigung des Zinses. Das bedeutet, daß


das Schweizervolk von einer jährlichen Zinslast von etwa 2000 Millionen Franken


(2 Milliarden) befreit und die Arbeiter, ohne zur Expropriation schreiten zu müssen,


in etwa 20 Jahren im Vollbesitz der Produktionsmittel sein werden. (Um auch den


Boden in diese Entwicklung hineinzuziehen, ist die Freilandreform zu verwirklichen,


die ebenfalls vom Schweizer Freiland- und Freigeldbund verlangt wird.)


Erklärt wird diese Entwicklung wie folgt: Das Freigeld räumt der vollen Entfaltung


der heute „ins riesenhafte gestiegenen menschlichen Produktionskraft“ (Ausdruck


aus dem Erfurter Programm) alle Hindernisse aus dem Wege. Die so entfesselte


„riesenhafte“ Produktionskraft führt nun zwangsläufig zu einer ebensolchen „riesen-


haften“ Überproduktion von Kapital (nicht von Waren), die notwendigerweise auf


den Zinsfuß drückt. Mit dem herkömmlichen Geld hat die riesenhafte


Produktionskraft immer nur die Wirkung, den Warenmarkt zu 
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überlasten und Arbeitseinstellungen, Krisen und – Erhöhung der Zinsen und


Dividenden auszulösen. Sie schaltet sich immer automatisch selber aus. Der


Umwandlung der sogenannten Warenüberproduktion in Kapital widersetzte sich


das herkömmliche Geld im Interesse des schon existierenden Kapitals, indem es


sich vom Markte zurückzog. Mit dem Freigeld kann solche verbrecherische Praxis


nicht mehr geübt werden.


Das Freigeld erzwingt sich unter allen denkbaren Umständen freie Bahn 


(daher der Name). Es kennt darum keine Wirtschafts- und Finanzkrisen, keinen


Börsenkrach, keinen Wucher, keine Spekulation, keine Finanzgenies, keine


Hochfinanz, keine Geldmacht. Das Freigeld räumt mit dem ganzen


Freibeutergelichter auf. Es schafft eine neue Welt, die natürliche


Wirtschaftsordnung.


Das Freigeld wird die Nationalbank in den Stand setzen, ihre Aufgabe zu 


erfüllen und für die ganze Welt vorbildliche, währungstechnische Präzisionsarbeit


zu liefern. Damit wird der Handel derart beschleunigt, gesichert und vereinfacht


werden, daß sich diesem Erwerbszweig auch die einfachst begabten Personen


mit Erfolg werden widmen können und es nicht mehr nötig sein wird, für den


Handel die besten Männer der Produktion zu entziehen. Die Handelsspesen 


werden darum auch in Übereinstimmung mit den Gesetzen des Wettbewerbs von
4/10 auf etwa 1/10 des Produktes sinken, was wieder eine Ersparnis von Milliarden


bedeutet. Das Freigeld verwirklicht den gewaltigen Gedanken des Universal-


Konsumvereins mit den allereinfachsten Mitteln.


Alle dem Weltfreihandel entgegenstehenden nationalwirtschaftlichen und 


währungstechnischen Schwierigkeiten beseitigt das Freigeld (in Verbindung mit


Freiland) und ermöglicht damit die wirtschaftliche Expansion aller Völker über


den ganzen Erdball – was als eherne Vorbedingung dauernden Friedens aner-


kannt werden muß. Freigeld bedeutet also letzten Endes nicht nur Bürgerfriede,


sondern auch Völkerfriede!


Die Werbeschriften des Schweizer. Freiland- und Freigeldbundes bestelle


man beim Schriftenversand des


Schweizer. Freiland- und Freigeldbundes in Les Hauts Geneveys


(Neuchâtel)
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Erklärungen.
Wie ersichtlich, verliert das umstehend beschriebene, vom Schweizer. Freiland-


und Freigeldbund vorgeschlagene sogenannte Freigeld unaufhaltsam an


Zahlkraft, und zwar wöchentlich 1 Promille (ein Tausendstel) oder 5,2 Prozent im


Jahr. Dieser Verlust trifft den Inhaber, der sich ihm nur dadurch entziehen kann,


daß er das bei ihm eingehende Geld durch Barzahlung seiner Einkäufe, durch


Zahlung seiner Schulden und Steuern, durch Ablieferung an die Sparkasse usw.


auf andere abzuwälzen sucht. Durch Aufkleben von Stempelmarken hat der


Inhaber die Zahlkraft auf den nominellen Betrag zu erhalten. Hierzu benutzt er


die vom Kleingeld rührenden Abschnitte von 1 und 10 Rappen. Das derart stän-


dig aus dem Verkehr scheidende Kleingeld ersetzt der Bund durch Neudruck.


Daraus erwächst ihm eine Einnahme von etwa 20 oder 30 Millionen, die zur


Abschaffung anderer lästiger Steuern herangezogen werden. Über Zweck und


Wirkungen dieser Reform geben vorstehende Ausführungen Aufschluß.


Diese, von unseren bisherigen Vorschlägen etwas abweichende, in Zweck und Wirkung


jedoch völlig gleiche Formulierung des Freigeldgedankens wurde ebenfalls von Gustav


Simons, dem 1914 verstorbenen Reformator, angeregt. Sie dürfte in den Ländern, wo


man solche Kleberei bereits für andere Zwecke übt, auf weniger Widerstand stoßen.
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Schweizer Währung


Erwiderung auf den Artikel „Gold und Währung“ in Nr. 1364 der


„N.Z.Z.“


Es handelt sich bei der Währung um einen rein geschäftsmäßigen Vorgang,


der sich vor unseren Augen abspielt, den wir darum doch wohl auch restlos
werden begreifen können. Daß dem aber heute nicht so ist, daß so vielen beim


Studium der „Währungsrätsel“ die Gehirnmasse erweicht, muß uns stutzig


machen. Von „größten Rätseln“ spricht der oben erwähnte Artikel der „N.Z.Z.“. 


So wäre also das Geld, das Ding, das seit Jahrtausenden der realsten aller


Angelegenheiten, der Wirtschaft der Menschen, zugrunde liegt, unter die


Welträtsel geraten. Sonderbar, sehr sonderbar. Ich meine, daß dieser Umstand


uns endlich veranlassen müßte, einmal ernsthaft an das Studium dieser Fragen


heranzugehen, um diesen beschämenden Beweis menschlicher Geistes-


schwäche zu entkräften. Wenn wir nicht einmal imstande sind, ein Ding, das wir


selbst mit unseren Händen zu einem ganz bestimmten Zwecke herstellen, zu


begreifen, wenn wir nicht wissen, was wir tun, wenn wir Münzen prägen, Papier-


geld drucken, Währungsgesetze erlassen, eine Nationalbank gründen, ein


Direktorium geben, wie töricht muß uns da die Hoffnung der Optimisten erschei-


nen, die sich mit der Lösung des wirklichen Rätsels dieser Welt beschäftigen!


Die Währung soll, kann und darf kein Rätsel bleiben; alle Fragen, die sie auf-


wirft, müssen glatt zu lösen sein. Es ist ja doch nur ein Homunkulus, kein


Lebewesen, was wir da zu sezieren haben. Gegen die Existenz unlösbarer


„Währungsrätsel“ empört sich mein Innerstes, mein religiöses Empfinden. Ich


empfinde es als persönliche Beleidigung, wenn jemand von „Währungsrätseln“


spricht. Es verhält sich mit diesen sogenannten Rätseln wie mit allen Dingen, wo


das Interesse dem Menschen verbietet, den Schleier zu lüften. Man will die


Währungsrätsel nicht lösen, das ist alles. Es stehen der Lösung der „Währungs-


rätsel“ zu große Privatinteressen entgegen. Niemand aber ist so taub, wie der,


der nicht hören will.


Die Goldwährung mit ihrer Praxis und ihren Lehrsätzen, mit all ihren Gesetzen,


geht von einer Reihe von Voraussetzungen aus, die niemals auf ihre Richtigkeit
untersucht worden sind. Diese Voraussetzungen erweisen sich aber schon bei


nur flüchtiger Betrachtung als völlig aus der Luft gegriffen, jeder realen


Grundlage entbehrend. Daher die „Währungsrätsel“. Die Dinge liegen so, daß es


vollkommen genügen würde, die Voraussetzungen der Goldwährung öffentlich zu


besprechen, um die „Währungsrätsel“ zum Gegenstand allgemeinen Gelächters


zu machen. Da sich die gesetzgebenden Körperschaften sowie auch die Presse


um diese Rätsel beharrlich herumgedrückt haben, so bildete sich der „Schweizer
Freiland- und Freigeld-Bund“ 
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(Sitz Bern, Wabernstraße 16), der sich die Aufgabe gestellt hat, eine öffentliche


Besprechung der Währungsrätsel auf breiter Grundlage zu erzwingen, und dann


letzten Endes auch, entsprechend dem internationalen Charakter der Währung


eine internationale Konferenz zur endgültigen Erledigung der sogenannten


Währungsrätsel herbeizuführen.


In dem erwähnten Artikel „Gold und Währung“ werden die Freigeldleute als


Utopisten bezeichnet, nachdem man ihre Zurechnungsfähigkeit durch Zitat des


berühmten Beaconsfieldschen Ausspruchs schon in Zweifel gezogen hatte.


Begründet wird diese Qualifizierung damit, daß dem Freigeldbund vorgeworfen


wird, er fuße auf einer nachweisbar falschen Theorie des Geldes. In der mathe-


matischen Formel, die Dr. Th. Christen und Prof. Irving Fisher übereinstimmend


für die Bildung der Preise geben, wäre der Divisor (Ware) fälschlich als


Konstante bezeichnet, d. h., daß die Einflüsse, die von der Warenseite auf die


Preise wirken, keine Berücksichtigung fänden, wodurch das ganze theoretische


Gebäude des Freigeldbundes als auf Luft gebaut erscheint.


Ich muß den Verfasser jenes Artikels bitten, sich die mathematische Formel 


Dr. Christens doch noch einmal anzusehen. Es heißt da in seinem


„Broschürchen“, daß die Geldfaktoren der Formel, dividiert durch die Menge der


täglich umgesetzten Waren, den Quotienten Preis geben. Je größer die


Warenmenge, um so kleiner ist der Quotient (Preis). Augenblicklich ist der Divisor


(Ware) klein, der Dividendus (Geld) dagegen mächtig angeschwollen, darum ist


der Quotient (Preis) für alle, die ein festes Geldeinkommen haben, so er-


schreckend groß geworden. Der Vorwurf, der dem Freigeld-Bund hier gemacht


wird, entbehrt also der Begründung. Restlos ist alles, was auf die Preise wirken


kann, in der Christenschen Formel berücksichtigt. Und im übrigen mag das


Sprichwort auch hier wieder passen: Utopie gestern, Tatsache heute, morgen


Selbstverständlichkeit.


Anmerkung der Redaktion: Wir wollten den durch Vermittlung des Direktors des


Schweiz. Versicherungsamtes uns zugestellten Artikel des Herrn Silvio Gesell
nicht zurückweisen, um vor unseren Lesern neben Herrn Dr. Christen, der bereits


bei uns zu Wort gekommen ist, auch den anderen geistigen Urheber der


Freigeldtheorie reden zu lassen. Die Argumente, die hier hervorgebracht werden,


sind allerdings nicht derart, daß sie jemand, der nicht schon von vornherein alle


bisherige Währungstheorie als sinnlose Interessenwirtschaft ansieht, zu überzeu-


gen vermöchten. Wir werden gelegentlich noch auf diese Fragen zurückkommen.
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Freiland die eherne Forderung des Friedens







Vorwort.
Die hier am Völkerrecht geübte Kritik führte zu der Bemerkung, daß ich diesem


Worte einen eigenmächtigen Sinn beilege. Darauf ist zu erwidern, daß, wenn


man vom Inhalt des Völkerrechtes alles das abzieht, was für den Kriegsfall vor-


gesehen und durch das Repressalienrecht mit Vorteil ersetzt werden kann (siehe


die Kriegspraxis) nur der Sinn übrig bleibt, den ich dem Worte beigelegt habe.


Diese Begrenzung des Begriffes Völkerrecht ist aber heute wohl gestattet. Das


geht aus den folgenden Aussagen zweier Männer hervor, die vorgeben, berufene


Beschützer des Völkerrechtes zu sein, Aussagen, die meines Wissens nirgendwo


auf Widerspruch gestoßen sind. Wilson erklärte: „Das Völkerrecht soll sich in der


Moral inspirieren“, und Bryan ergänzte diese Aussage mit den Worten: „Ich


kenne keinen Grundsatz des Völkerrechtes, der nicht auch auf die allgemeine


Menschenmoral anzuwenden wäre.“ Wer diese Grundsätze billigt, der muß auch


damit einverstanden sein, daß das Kriegsrecht aus dem Völkerrecht ausge-


schaltet werde, denn die Moral, die das Völkerrecht „inspirieren“ soll, kann ihre


Richtlinien doch nicht auf den Schlachtfeldern suchen. Zu dem gleichen Ergebnis


gelangt man übrigens auch, wenn man die kritische Frage stellt: Was ist Moral?


Hierauf gehört meines Erachtens diese Antwort: es gibt für die Moral nur einen


Maßstab, der ewig und überall derselbe ist, das ist die Hochzucht des


Menschengeschlechtes nach den in den Gesetzen der natürlichen Auslese 


liegenden unbekannten Zielen. Der diesen Gesetzen schuldige unbedingte


Gehorsam, das ist die Moral. Jede andere Auslegung dieses Wortes deckt ent-


weder nur einen Teilbegriff oder führt auf Abwege. Die auf Hochzucht gerichtete


Moral verlangt aber gebieterisch, daß die äußere Ausrüstung für 
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den Wettkampf der Menschen der gleiche sei – also Freiland. Was aber hat das


Kriegsrecht noch in Freiland zu suchen? So daß wir also auch dann noch das


Kriegsrecht aus dem Völkerrecht ausschließen müssen, wenn wir den Begriff


„Moral“ aller Phrasen entkleiden, ihm, sozusagen, eine eiserne Auslegung geben.


Dann aber bleiben dem Völkerrecht wirklich nur mehr die Unterabteilungen übrig:


das Vertragsrecht, das Selbstbestimmungsrecht, das Staatshoheitsrecht über


den Boden und seine Schätze. Und das deckt sich dann mit dem Sinn, den das


Wort Völkerrecht in den folgenden Ausführungen einnimmt und es durch die


Aussagen der beiden Amerikaner behält. Daß dieser Rest sich schließlich auch


noch als unmoralisch erweist, erklärt uns, warum das Völkerrecht sich als so


schwache Hemmung erwiesen hat.


Les Hauts-Geneveys (Neuchâtel), 


Silvio Gesell.
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Freiland


die eherne Forderung des Friedens.


Bürger- und Völkerfriede entstammen demselben Geist, haben die gleichen


Ursachen. Zwischen Staaten, die innerlich gesund sind, d.h. sich wahren


Bürgerfriedens erfreuen, kann es gar nicht zum Kriege kommen, wie auch umge-


kehrt zwischen denselben Staaten kein wahrer Friede Fuß fassen kann, so lange


in ihnen der Klassenkampf tobt. Wer darum den Völkerfrieden will, muß wissen,


daß er ihn nur vom Altar des Bürgerfriedens holen kann. Der Bürgerfriede ist die


Keimzelle des Völkerfriedens. Was dem Bürgerfrieden geopfert werden muß,


gehört auch restlos in den Opferstock des Völkerfriedens. Ja, die Dinge verhalten


sich so, daß wir uns um den Völkerfrieden überhaupt nicht mehr zu kümmern


brauchen, sobald wir einmal dem Bürgerfrieden alles geopfert haben, was ihm


unbedingt geopfert werden muß.


Einsichtige Männer prophezeiten gleich zu Beginn dieses Völkerkrieges, daß


er in einen allgemeinen Bürgerkrieg ausarten und dort sein Ende finden würde.


Das mag stimmen, doch ist der Ausdruck „ausarten“ hier nicht am Platze. Nicht


der Völkerkrieg artet in Bürgerkrieg aus, sondern umgekehrt ist es der in den


Eingeweiden aller Kulturvölker wühlende Bürgerkrieg, auch Klassenkampf


genannt, der, durch Gewaltmittel am offenen Ausbruch verhindert, im Völkerkrieg


einen Ausweg sucht, dort also „ausartet“. Der Völkerkrieg ist eine sekundäre


Erscheinung des Klassenzerfalles, des Klassenkampfes, des bürgerlichen


Wirtschaftskrieges.


Die Ursache des in allen Kulturstaaten herrschenden bürgerlichen


Kriegszustandes ist wirtschaftlicher Natur. Der durch naturwidrige menschliche


Einrichtungen gesetzmäßig sich einstellende Klassenzerfall der Kulturvölker ist


der Wirkung nach mit Kriegszustand gleichbedeutend. Haben doch in früheren


Zeiten die Kriege und Sklavenjagden nie einen anderen Zweck gehabt, als


genau denselben Zustand gewaltsam zu schaffen, den wir heute als „bürgerliche


Ordnung“ bewundern, nämlich die Schaffung eines besonderen Arbeiter-


Arbeiterstandes
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standes, auf den die herrschende Schicht alle Mühseligkeiten des Lebens ab-


wälzen konnte! Diese Zweiteilung des Volkes in Rentner und Lasttiere ist wider-


natürlich und kann darum nur durch Gewaltmittel, physische und psychische 


aufrecht erhalten werden. Gewalt aber fordert Gewalt heraus; sie ist der Krieg.


Ist die Wirtschaft in Ordnung, so ist auch der Friede gesichert. Gegensätze aus


der geistigen Welt stören den Frieden niemals in ernsthafter Weise. Selbst die


sogenannten Religionskriege hatten recht nüchterne wirtschaftliche


Beweggründe. Auch Rasse und Sprache geben keinen Anlaß zu Kriegen, wie


denn überhaupt der Krieg kein biologisches Element ist. Allein der Umstand, daß


sich die Krieger künstlich (Uniformen) als Freund und Feind kennzeichnen 


müssen, daß eine Schlacht zwischen nackten Bataillonen undenkbar ist, sagt


genug in der Beziehung.


Die wirtschaftlichen Einrichtungen, die den Klassenzerfall der Völker bedingen


und zum Bürgerkrieg treiben, sind in allen Kulturstaaten von Anfang an bis auf


den heutigen Tag dieselben gewesen: das Bodenrecht und das Metallgeld (bzw.


das diesem nachgeäffte Papiergeld) uralte Einrichtungen, soziale Spaltpilze und


Sprengkörper, die schon die Staaten des Altertums in Trümmer legten, und auch


wieder mit unserer Kultur fertig werden, wenn wir uns nicht rechtzeitig noch


davon befreien. So lange wir mit unseren Reformbestrebungen und Revolutionen


vor den genannten beiden wirtschaftlichen Einrichtungen halt machen, ist kein


Friede möglich, weder nach innen noch nach außen. Das hat uns deutlich genug


die „große“ französische Revolution gezeigt. Trotz Parlament, trotz sogenannter


Demokratie, hat der Klassenzerfall in Frankreich mit erneuter Kraft eingesetzt


und ist heute vielleicht wieder nirgendwo so weit getrieben wie gerade dort.


Ehedem waren es die Kirche und der Staat, die das Volk bis aufs Blut aus-


plünderten, jetzt sind die Rentner an ihre Stelle getreten. Gerade die beiden


Einrichtungen, auf denen der Klassenzerfall beruht, hatte die Revolution


geschont – den Privatgrundbesitz und das herkömmliche, aus dem Altertum


stammende Geldwesen. Der Privatgrundbesitz und das damit untrennbar ver-


bundene Proletariat sind unvereinbar mit wahrer Demokratie. Ja, die absolute


Monarchie ist nichts anderes als die logische Folgerung aus dem Privatgrund-


besitz. Der Grundbesitzer strebt zwangsläufig nach einer Zentralgewalt, von der


er allein Schutz vor den begehrlichen Griffen der ansässigen Massen erwarten


zu können glaubt. Andrerseits wirkt auch unser herkömmliches Geld dadurch,


daß es den Zins als Bedingung seiner Funktion for-
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dert und so die gesamte Volkswirtschaft auf den Zinstribut einstellt nach der 


gleichen Richtung, volkszersetzend, klassenbildend, friedenfeindlich. Seitdem


man den Privatgrundbesitz eingeführt und die Edelmetalle zum Tauschmittel der


Arbeitsprodukte erhoben, hat es nie wahren Frieden gegeben und so lange wir


bei diesen uralten, barbarischen Staatseinrichtungen verharren, wird es auch nie


Frieden geben – weder nach innen noch nach außen. Krieg ist der einzig mög-


liche Zustand zwischen Rentnern und Arbeitern.


Der Friede ist ein großes Unternehmen, und der Größe des Unternehmens


müssen die Mittel entsprechen. Sonst gibt es nur Enttäuschungen. Keine


Menschenopfer fordert der Friede, aber Geld, ungeheuer viel, schrecklich viel


Geld. Daneben Opfer an köstlichen Vorrechten, liebgewonnenen Vorurteilen,


nationalen Idealen und Lebensanschauungen. Wahrhaftig, die Dinge verhalten


sich so, daß, wenn wir dem Vielfraß, genannt Friede, alles geopfert haben 


werden, was ihm unbedingt geopfert werden muß, große Kreise des Volkes in


allen Ländern mit Überzeugung ausrufen werden: lieber Krieg als Frieden! Wie


es ja auch heute oft genug vorkommt, daß Leute, die ihr Vermögen in einem


Börsenkrach verlieren, gleich entschlossen in den Tod gehen.


Es ist ein Fehler aller Pazifisten gewesen, mit Ausnahme allein der Urchristen,


daß sie die Größe der Aufgabe bei weitem unterschätzten, und darum mit völlig


unzureichender Rüstung das Ziel zu erreichen trachteten. Wirklich, oft sieht es


aus, als ob der Friede im Basar zu holen wäre. Es wird vielleicht nützlich sein,


die Dinge einmal sich näher anzusehen, die man bisher großmütig unserem


Vielfraß zu opfern bereit war. Da sind zunächst die Vegetarier und Abstinenten,


die ausrufen: Krieg ist ein krankhafter Geisteszustand, der von einem krank-


haften körperlichen Zustand rührt. Folge des Fleisches, des Tabaks, des Alkohols


und der damit zusammenhängenden Syphilis. Opfert den Alkohol, so werdet ihr


klug wie die Schlangen, opfert den Fleischgenuß, so werdet ihr sanft wie die


Lämmer.


Es ist Wahres, viel Wahres sogar in diesen Worten, aber den Frieden werden


uns diese kleinen Opfer nicht bringen. Es gab Kriege, lange bevor die Völker im


Alkohol und Tabak degenerierten. Außerdem müssen wir ja dann auch warten,


bis daß die Menschen durch Vegetarismus und Abstinenz, also durch den lang-


wierigen Ausleseprozeß „besser“ geworden seien. (Moses läßt die Menschen


erst im 4. Geschlecht an den Sünden der Väter aussterben.) Und da ist es frag-


lich, ob die herabziehenden Kräfte der Kriege nicht größere Schritte machen, als


die auf Hochzucht eingestellte Natur des Men-
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schen, ob also im Wettkampf beider Kräfte der Krieg nicht die Oberhand be-


halten wird?


Ein anderes mit Überzeugung empfohlenes Mittel ist der Gebärstreik. Keine


Geburten, keine Soldaten, keine Kriege. Das Mittel ist allerdings unfehlbar. Wer


aber würde sich des Segens solchen Friedens noch erfreuen? Doch nur die


Kinder der Streikbrecherinnen. Für diese sollen sich also die andern opfern!


Man empfiehlt auch die Dienstverweigerung. Auch dieses Mittel ist unfehlbar,


vorausgesetzt, daß alle es tun. Wie überhaupt vieles zu erreichen wäre, wenn


wir alle Helden wären. Wo aber sind denn diese Helden? Einen Arnold von


Winkelried gab es nur einen in 600 Jahren. Nur einen Giordano Bruno, nur einen


Huss, nur einen Löwen und einen Adler. Wer an solchen Opfersinn appelliert, der


appelliert an die Überwindung des Selbsterhaltungstriebes, der glücklicherweise


noch größer ist als die Sehnsucht nach Frieden. Es ist ja gerade dieser


Selbsterhaltungstrieb, der uns friedlich stimmt.


Ein anderer Vorschlag lautet: Als Garantie für den Frieden soll jeder Staat eine


Summe Geld irgendwo deponieren. Erklärt ein Volk dem Nachbar den Krieg, so


verliert der Friedensstörer sein Depot! Wie hübsch das ist, wie einfach und vor


allem wie billig!


Wieder ein anderer schlägt vor: die Fabrikation von Sprengstoffen einem neu-


tralen Staat als Monopol zu überlassen. Kein Pulver, kein Krieg – auch das ist


wirklich ein recht billiges Mittel zur absoluten Sicherung des Friedens. Wie leicht


wäre es dann dem Friedensstörer gemacht, heimlich sich für den Krieg vorzube-


reiten und dann über den völlig wehrlosen Nachbarn herzufallen! Wie einfach


doch in manchen Köpfen das Friedensproblem sich lösen läßt.


Am einfachsten löst ja der Kriegsmann diese Fragen. Man wirft den Feind zu


Boden, stemmt ihm den Fuß auf die Brust und fragt ihn, ob er Frieden machen


wolle. Bei dieser Art Frieden bleibt eigentlich alles bestehen, was die Parteien


zum Kriege getrieben hat. An die Stelle des alten tritt ein frischer Zankapfel. Der


Sieger ist zufrieden, der Besiegte sinnt auf Vergeltung. Eines Tages bricht er den


Streit vom Zaun und fällt über seinen Gegner her. Wenn’s glückt, wechseln die


Rollen, und der Zankapfel ist wieder frischer und appetitlicher denn je. Der


Frieden, der hier geschlossen wird, hat immer nur provisorischen Charakter, und


dient zu nichts anderem als zur Sammlung neuer Kriegskräfte, zur Gewinnung


des Übergewichts, wobei zu beachten ist, daß der Sieg den Sieger stolz macht,


und daß der Stolz vor dem Fall kommt,
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so daß schon aus solchem Grunde das Übergewicht nie lange oder gar dauernd


auf einer Seite bleibt. Der Soldatenfrieden ist seiner ganzen Natur nach unhalt-


bar.


Solchem auf dem Übergewicht der Kräfte errichteten Frieden stellen die


Diplomaten den aus dem Gleichgewicht der Kräfte sich ergebenden


Ruhezustand als Frieden gegenüber. Sind die Kräfte der Parteien derart ausge-


wogen, daß keiner bestimmt mit dem Siege rechnen kann, so wird auch keiner


mehr den Mut haben, den Frieden, diesen Frieden zu stören. So sagen die


Diplomaten. Und so lange das Gleichgewicht der Kräfte nicht gestört wird, rührt


sich der Kriegsengel nicht, ähnlich wie Burians Esel sich auch nicht rührte, so


lange die Heuhaufen ausgeglichen waren.


Zur Feststellung des Gleichgewichts bedienen sich die Diplomaten in der


Hauptsache geometrischer Masse. Sie schnipseln so lange an den


Landesgrenzen herum, bis daß sie das Gleichgewicht der Kräfte herbeigeführt 


zu haben wähnen.


Aber die Kräfte, die man hier ins Gleichgewicht zu bringen sucht, sind nicht nur


geometrischer Natur. Oft steht die Kraft der Staaten sogar im umgekehrten


Verhältnis zur Größe der Landfläche. Das aber, was an der militärischen Kraft


unabhängig von der Landesgröße ist, ist keine feste Größe. Der


Bevölkerungszuwachs, die sozialen Verhältnisse, die militärische Technik, die


wirtschaftlichen Hilfsmittel, kurz alles, was auf die militärische Kraft von entschei-


dender Bedeutung ist, ist in stetigem Fluß. Wie ist die Macht Englands durch das


Unterseeboot so außerordentlich geschwächt worden! Wäre es darum auch


ursprünglich den Diplomaten gelungen, ein vollkommenes Gleichgewicht herzu-


stellen, so unterliegt diese Friedensgarantie (!) doch ständig den genannten und


tausend anderen störenden Einflüssen. So genügt schon allein ein Unterschied


in den Geburten, um das Gleichgewicht zu stören. Wird in einem Lande die


Säuglingssterblichkeit mit mehr Erfolg bekämpft als in dem andern, so ist das


Gleichgewicht auch wieder aufgehoben. Das ägyptische Gleichgewicht suchte 


z. B. Pharao dadurch aufrecht zu erhalten, daß er die neugeborenen Kinder


Abrahams ertränken ließ. Wer auf diese Weise das Gleichgewicht zwischen


Deutschland und Frankreich sicher stellen will, muß entweder zum Rezept


Pharaos in Deutschland greifen, oder in Frankreich die Geburten auf das 


deutsche Niveau heben. Aber die Zahl der Menschen spielt im Gleichgewicht oft


die gleiche Rolle wie die Größe des Landes. Oft steht die militärische Kraft im


umgekehrten Verhältnis zur Zahl. Entscheidender als Quantität erweist sich oft


genug Qualität, die militärische Qualität. Der Alkoholis-


Alkoholismus
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mus und die Abstinenz genügen an sich, um jedes denkbare Kräfteverhältnis


über den Haufen zu werfen. Vor 10 Jahren brachte der Alkohol die russische


Revolution um den Erfolg; die seit drei Jahren geübte Abstinenz gab den


Revolutionären Kraft. Dulden die Gleichgewichtspolitiker in einem Lande den


Alkohol, so müssen sie ihn in allen anderen für obligatorisch erklären, sonst 


zerfällt auch das bestausgewogene Gleichgewicht.


Es erübrigt sich, andere Forderungen der Gleichgewichtstheorie anzuführen.


Das Gesagte zeigt, wohin man mit diesem Diplomatenfrieden kommen würde.


Einen ähnlichen Frieden erstreben die Vertreter der Abrüstungstheorie. Sie


sagen, das Gleichgewicht der Kräfte ist da, sobald alle ihre Waffen niederlegen.


Sie sagen, 100 unbewaffnete Männer sind nicht mächtiger als 10; der unbe-


waffnete Mann wäre militärisch eine Null. Die Macht läge in den Waffen und die


Übermacht an Waffen reize zum Krieg. Freilich gehen sie nicht so weit, auch die


Polizei entwaffnen zu wollen. Wahrscheinlich denken sie dabei an die


Notwendigkeit der Rüstung zur Aufrechterhaltung des inneren „Friedens“. Das ist


aber schon ein recht verdächtiges Zugeständnis an die Rüstung, denn wie viele


Armeekorps würde man dem Zaren zur Aufrecherhaltung der Ordnung auf dem


Abrüstungskongreß zugestanden haben?


Bei der Abrüstungsforderung als Friedensgarantie übersieht man vollkommen,


daß zur Rüstung schließlich jedes Ding brauchbar ist, das härter ist als der


Soldatenschädel. Den Kampfwert der Rüstung kann man durch Vergleich mit der


Rüstung des Gegners feststellen. Das Schwert braucht nur weniger stumpf zu


sein als das des Gegners, um ein vorzügliches Schwert zu sein. Im deutschen


Bauernkrieg wurde die Rüstung der Ritter mit Dreschflegeln zerschlagen. In der


Pariser Commune waren Pflastersteine die einzige Waffe. Kain erschlug seinen


Bruder mit einer Keule, und Herkules in der Wiege erwürgte einfach die


Riesenschlange.


Wie denkt man sich unter solchen Verhältnissen die Abrüstung? Die italie-


nische Polizei verbietet das Tragen von Taschenmessern, weil sie die Theorie


der Abrüstung in die Praxis übersetzen will. Sollen wir nun den Besitz von


Dreschflegeln verbieten? Soll es keine Jagdgewehre mehr geben? Ganz recht,


man verbiete das alles, so erwürgen sich die Gegner, wie jetzt die Soldaten im


„Handgemenge“ jedesmal dann tun, wenn sie sich verschossen haben, also


abgerüstet sind. Die Faust ist die suprema ratio. Kommt es zur völligen


Abrüstung, ohne daß man die Kriegsursachen beseitigt, so bereitet man das


Terrain für den fürchterlichsten aller Kriege,


105







für die Schlacht im Handgemeng (Teutoburgerbusch, Lechfeld, Sempach).


Und haben wir es nicht erlebt, wie schnell der Fiedelbogenfabrikant umlernt


und seine Werkstätte für die Munition umbaut? Das jetzt im Felde stehende


Rüstzeug stammt nur zu einem verschwindend kleinen Teil noch aus der


Friedensrüstung. Gleich nach Ausbruch des Krieges traten Schiffsladungen frisch


bereiteter amerikanischer Granaten auf dem Kriegsmarkt auf! Was soll da die


Abrüstung? Ich verstehe den Sinn dieser Forderung nicht.


Im Kampfe gegen England ist der deutsche Pflug, der deutsche Misthaufen die


eigentliche Rüstung Germanias. Korn ist Rüstung, Guano ist Rüstung, Schafe


sind Rüstung. Mit Salpeter füllt man Granaten und düngt man die Felder! Soll


man zur Abrüstung auch die technischen Hochschulen eingehen lassen, weil


man dort zeigt, wie man den Salpeter aus der Luft gewinnt für die Landwirtschaft


und für den Krieg? Aus den Tiegeln deutscher Farbwerke kommt Pulver oder


Ostereierfarbe zum Vorschein, je nachdem man den Hahn A oder B dreht.


Ja, sagen die Franzosen, die allgemeine Abrüstung, die möchte den hinter-


listigen Deutschen gefallen. Sie haben Eisen und Kohlen, sie haben eine starke


Industrie, sie haben alles, was zur schnellen Herstellung einer Rüstung nötig ist.


Aber die anderen Nationen, die ihre Rüstung im Frieden vom Auslande bezogen,


um sie für den Kriegsfall zur Hand zu haben, was sagen diese zur


Abrüstungsfrage? Wie wollen die sich rüsten, wenn sie einmal abgerüstet


haben? Was wäre aus Rußland und Frankreich geworden, wenn sie abgerüstet


gewesen wären? Durch Umschaltung ihrer gewaltigen Industrie hätten sich die


Deutschen im Handumdrehen gepanzert, gewaffnet, gerüstet und wären den mit


Schlafmützen und Dreschflegeln anrückenden Franzosen und Russen mit neuen


Geschützen entgegengetreten! Darum waren wohl die Deutschen seinerzeit auf


der Kriegskonferenz im Haag mit solchem Eifer für die allgemeine Abrüstung 


eingetreten?


Der Mensch kommt gerüstet zur Welt. Wie er von Uranfang an im Kampfe mit


den gerüsteten Mordgesellen der Natur, den Höhlenbären und Tigern, gerade


wegen seiner vollkommenen Abrüstung sich als der Stärkere erwies, so ist er


auch seinen Artgenossen gegenüber immer gerüstet. Der Geist, die


Schulbildung, der Schulmeister von Sadowa, das ist letzten Endes die wirk-


samste Rüstung. Abrüstung ist Unsinn.


Damit soll nicht gesagt sein, daß die Rüstung den Frieden sichert. Die


Nutzlosigkeit der Abrüstung ist doch kein Beweis 
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für die Richtigkeit des Satzes: wer den Frieden will, rüste sich für den Krieg. Man


mag immerhin abrüsten und das so gesparte Geld zur Aussteuer neuer Rentner,


von 100.000 neuen Millionären, benutzen – schaden kann es nicht, nützen auch


nicht. Der Friede hat aber mit Rüstung und Abrüstung absolut nichts zu tun.


Ein anderer Friede, von dem man sich in Amerika besonders viel verspricht, ist


der Polizeifriede. Tafts Staatenbund zur Erzwingung des Friedens!


Taft stellt wirklich recht bescheidene Ansprüche an den Frieden. Dieser


Gewaltfriede, erinnert er nicht an die Ruhe, die in den Staaten herrscht, wo man


die Unzufriedenen mit den Polizeimitteln an der Empörung hindert? Übrigens ist


dieses Taft’sche Friedensideal bereits heute überall in Bezug auf den inneren


Frieden durchgeführt. Vielleicht waren es die Pinkerton’schen Bataillone, die Taft


auf den geistreichen Gedanken brachten, den Völkerfrieden durch Polizeimacht


zu erzwingen. Wir werden ja übrigens bald genug in Amerika sehen, wie sich das


System des Zwangsfriedens bewährt, wenn einmal die Arbeiterklasse sich gegen


die große kapitalistische Krake erheben wird. Ob da wohl Mr. Taft, falls die


Pinkerton’schen Bataillone nicht ausreichen, seine League for the inforcement of


peace aufrufen wird, um die ausgebeuteten und aufrührerischen Arbeiter nieder-


zuknallen? Solche gegenseitige Hilfe bei inneren Unruhen hatte sich wohl auch


damals die heilige Allianz vertragsmäßig zugestanden.


Der am meisten besprochene Vorschlag zur Schaffung des Friedens, auf den


die Pazifisten bisher die größten Erwartungen gestellt haben, ist der auf


Völkerrecht aufzubauende Friede. Nach Ansicht der Pazifisten braucht das


Völkerrecht nur ausgebaut und auf irgend eine Weise vor Angriffen gesichert zu


werden. Über die Art dieser Sicherung ist man sich nicht recht klar. Immerhin


glaubt man, daß es gelingen wird, das Völkerrecht mit der Zeit zu einer Art Tabu


auszugestalten, zu einem Rechtsgott oder Götzen, so daß niemand es noch


wagen wird, es anzutasten.


Dieses Völkerrecht soll sich in der „Gerechtigkeit“, in der Moral, in der Freiheit


inspirieren. Was unter Völkergerechtigkeit, Staatsmoral zu verstehen ist, darüber


hält man sich vorläufig nicht auf. Man nimmt einfach als selbstverständlich an,


daß die Gerechtigkeit eine Sache für sich sei, ein Objekt, das allen Menschen


immer in derselben gleichen Erscheinung entgegentritt, so daß, wenn z. B. heute


bei sämtlichen 50 Millionen englischen Untertanen über die Moral des


Unterseebootskrieges eine ganz andere Ansicht herrscht, als bei den 70


Millionen Deutschen, dieses nur darin begründet sein kann,
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daß eine der beiden Parteien die Sache falsch sieht oder entgegen besserem


Wissen, gegen sein Gewissen aussagt. Nehmen wir aber an, das Objekt


„Gerechtigkeit“ existiere wahrhaftig und wäre immer und überall dasselbe – in


London, wie in Berlin, früher, jetzt und in Zukunft dasselbe – also von ewiger,


unveränderlicher Verfassung, so berührt es doch recht eigentümlich, daß die


Pazifisten bei den Gewalthabern unserer Klassenstaaten gleich das


Vorhandensein einer ausreichenden Dosis solcher Gerechtigkeit voraussetzen,


so daß sie glauben, die Beziehungen von Staat zu Staat in Ruhe auf solcher


Gerechtigkeit aufbauen zu können. Was in aller Welt berechtigt uns zu solcher


Voraussetzung? Ist es vielleicht der jetzige Krieg? Ist es das Innenleben der


Völker vor dem Krieg? Herrscht in allen unsern lieben Klassenstaaten ein so 


zarter Gerechtigkeitssinn? Ist die Seele dieser Klassenstaaten nichts als Liebe


und Gerechtigkeit? Kann man das öffentliche Leben in allen Klassenstaaten als


Hochschule der Gerechtigkeit und Menschenliebe betrachten? Veredelt die


Politik, die in den Parlamenten getrieben wird, wirklich dermaßen den Charakter?


Kommen die jungen Beamten, die man zur Ausbildung nach Südwest, nach dem


Kongo, nach Indien schickt, wirklich als feinfühlige, gerechtigkeitstriefende


Männer heim? Hat der ständige Klassenkampf, der zwischen Arbeiter und


Unternehmer jahraus, jahrein tobt, zur Wirkung, im ganzen Volk den Sinn für


Gerechtigkeit und Nächstenliebe zu heben?


Unsere Gewalthaber beobachten unerschüttert die Säuglingsmassakres in


New York, Berlin. London, Paris, denen allein in Deutschland alljährlich 300.000


zum Opfer fallen, also fast so viel, wie der jetzige Krieg Männer verschlingt, und


mehr, als die Massakres in Armenien gekostet haben. Sie wissen ganz gut, daß


diese Säuglinge zumeist nur darum ins Massengrab sinken, weil die Not den


Müttern nicht die gehörige Brutpflege gestattet – die Not in denselben Staaten,


wo 100.000 Millionäre nicht mehr wissen, was sie aus Übermut treiben sollen!


Hat sich einer dieser Gewalthaber dagegen empört, ein einziger? Und bei diesen


Männern sollen wir nun plötzlich so viel Gerechtigkeitsliebe voraussetzen, daß


sich die gleich entrüsten und empören sollen, wenn dahinten weit in der Türkei


die Völker aufeinander schlagen? Daß sie alle gleich wie die Krähen beim


Erscheinen eines Raubvogels von allen Seiten zu Hilfe eilen? Wer sich in der


Gerechtigkeitspflege üben will, der übe sich zunächst am eigenen Herd, in der


Gemeinde, im eigenen Volk. Hat man erst Frieden im eigenen Staat, tiefen, 


echten Bürgerfrieden, ist der Klassenstaat in den Staub geworfen und zertreten –


dann können wir nach weiteren Eroberungen auf dem Gebiete der Gerechtigkeit 
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uns umsehen und versuchen, uns mit den Fremden auf diesem Boden zu vertra-


gen. So lange das nicht geschehen ist, bleibt uns nichts anderes übrig, als alles,


was zu Reibungen zwischen den Völkern führen kann, alle Zankäpfel so gründ-


lich wie möglich zu vertilgen.


Ganz recht, werden hier die Pazifisten sagen, das ist ja, was wir auch wollen, –


durch Völkerrecht wollen wir die Zankäpfel beseitigen – deshalb erstreben wir ja


gerade die Erweiterung und Sicherung des Völkerrechtes. Das


Selbstbestimmungsrecht der Völker soll absolut sein, ebenso auch die


Staatshoheit.


Ich aber sage: die Rechte der Völker, das Massenrecht, sind schon zu groß,


viel zu groß. Die Rechte der Massen können niemals eng genug begrenzt wer-


den. – Dafür müssen aber die Rechte der Menschheit um so mehr erweitert 


werden. Wenn die Völker schon ihre jetzigen Rechte mißbrauchen, wie viel mehr


Mißbrauch werden sie mit den erweiterten Rechten treiben. Nein, hier betreten


wir Holzwege – die Rechte der Völker müssen rückwärts revidiert, und so weit es


sich um die Staatshoheit der Völker über den von ihnen besetzten Boden han-


delt, sogar restlos abgeschafft werden. Völkerrecht ist Krieg – Menschenrecht ist


die Formel des Friedens. Die Entwicklung des Völkerrechtes nennt man


Fortschritt. Das ist nicht richtig, es widerspricht der Geschichte. Zuerst war das


Gewaltrecht, das Massenrecht, das sogenannte Völkerrecht. Aus ihm entwickelt


sich langsam das Menschenrecht, das Recht des einzelnen Menschen. Der


Fortschritt geht also vom Massenrecht zum Individualrecht.


Die Völker sind im Vergleich zu ihren Bestandteilen immer minderwertig. Der


Mensch gewinnt nicht, wo die persönliche Verantwortung für alles Tun und


Lassen auf die Masse abgewälzt wird: kollektiv handelt der Mensch schäbiger 


als individuell. Swift sagte schon: ich habe immer die Staaten und Gemeinden


gehaßt – meine Liebe geht auf den Einzelmenschen. Darum müssen wir dem


Einzelmenschen mehr Recht zugestehen als den Völkern; er wird dieses weniger


mißbrauchen. Trägt er doch die Verantwortung persönlich. Das Völkerrecht,


Massenrecht kann man aber nur auf Kosten der Menschheit ausbauen. Das


Recht des einen kann man sich nur als das Unrecht des anderen vorstellen –


wie ja auch die Freiheit des einen in der Unfreiheit des anderen besteht – nur


Menschheitsrechte machen hier eine Ausnahme. Jedes Sonderrecht muß wie 


ein Wechsel von irgend jemand bezahlt werden, und im Völkerrecht ist dieser


Jemand der Mensch. Stärken wir durch das Völkerrecht die Völker, so 


schwächen wir uns alle individuell. Die Bestrebungen, die also auf einen 
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Völkerrechtsfrieden hinauslaufen, wirken dann notwendigerweise zweckwidrig.


Der Inbegriff aller Völkerrechte ist die Staatshoheit über das von den Völkern


besetzte Land. Hier sind auch die Reibungsflächen, die Zankäpfel zu suchen. Mit


Hilfe dieser Staatshoheit ist es möglich geworden, daß dem Menschen die Welt


willkürlich verkleinert wird. – Schließlich so verkleinert, daß er verhungert, ver-


durstet, erfriert.


Laut diesem Völkerrecht gab Er die Erde nicht den Menschenkindern, wie es in


der Bibel heißt – sondern den Völkern. Und welchen Mißbrauch treiben die


Völker mit den, wie es heißt, noch nicht weit genug getriebenen Hoheitsrechten.


Da sehen wir uns einmal Amerika an! Entdeckte Columbus etwa jenen Weltteil


für die Nordamerikaner? Sicher nicht; für die Menschheit entdeckte er das Land,


zum mindesten aber für seine Landsleute. Und diesen seinen Landsleuten ver-


weigern die Amerikaner heute die Landung unter dem Vorwand – sie seien


Analphabeten oder hätten kein Geld in der Tasche! Hatte etwa Columbus so viel


Geld und waren seine Mannen keine Analphabeten? Auch die Aussätzigen, die


Zigeuner, die Blinden, Lahmen und Greise weisen die Amerikaner ab – und 


stützen sich dabei auf ihre Hoheitsrechte, auf das Völkerrecht, auf das


Selbstbestimmungsrecht – das man jetzt erweitern und sichern will? Amerika für


die Amerikaner, sagen sie dabei verächtlich. Sie gehen dabei noch weiter und


sagen: Amerika für amerikanische Rasse und verweigern damit dem


Hauptstamm des Menschengeschlechtes, dem ältesten und zahlreichsten, den


Mongolen, den Zutritt in ihr Land – auf Grund des Völkerrechtes, auf Grund der


Staatshoheitsrechte. Und dieses perverse Recht sollen wir zum Zwecke des


Friedens ausbauen und vor Vergewaltigung sichern! Werden wir uns doch einmal


klar, was das heißt? Die Rassenpolitik der Amerikaner kann sich ja auch einmal


gegen die Europäer richten, auch kann in dieser amerikanischen Rassenpolitik


das schwarze Element, die Neger, eines Tages die Oberhand gewinnen!


Getreu ihrem Schlagwort „Amerika für die Amerikaner“ errichten die Amerikaner


rings um das gewaltige Gebiet, das Columbus der Menschheit schenkte, eine


Zollgrenze – und vertreiben durch willkürlich hochgeschraubte Sperrzölle die


Europäer von ihren Märkten. Heute ist es der Import, den sie treffen wollen, 


morgen wird es der Export sein. So daß die Europäer ständig mit der Möglichkeit


rechnen müssen, daß die Erde für sie eines Tages um den ganzen amerika-


nischen Kontinent, mindestens aber um die Vereinigten Staaten kleiner sein wird.


Der europäischen Bevölkerung kann es aber 
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wahrhaftig nicht gleichgültig sein, ob ein Kontinent, wie der amerikanische, von


der Weltkarte gestrichen wird. Für sie hat der wirtschaftliche Verlust eines


Kontinents genau die gleichen Folgen, wie wenn der Kontinent vom Ozean 


verschlungen würde.


Bis jetzt haben sich die Europäer das alles gefallen lassen, und treiben es den


anderen Völkern gegenüber übrigens auch so. Wie die Amerikaner, so sagt jedes


hergelaufene, von irgend einem Despoten zusammengekuppelte Volk – unser


Land, unser ausschließliches Eigentum! Wir wirtschaften darauf auf Grund der


uns durch Völkerrecht verbürgten Staatshoheit nach Gutdünken und Willkür. So


versagen die Australier den Japanern ganz kategorisch den Zutritt in ihr Land,


obschon das Land äußerst dünn besetzt ist und die Japaner kaum wissen, wohin


sie den Volksüberschuß schicken sollen. So wird in den polnischen Teilen


Preußens mit Staatsgeldern Land gekauft, um dieses an Nichtpolen zu verpach-


ten! Das alles nennt sich Völkerrecht! Mögen doch die Völker mit zu dichter


Bevölkerung in der Bibel bei Pharao nachlesen, wie man es mit den Säuglingen


machen soll! Mögen die Mongolen ihre Säuglinge ertränken – so sagen die in


der Humanity sich inspirierenden Amerikaner, Preußen und Australier.


Wie gesagt, haben sich bis heute die Mongolen, Europäer und Afrikaner solche


Behandlung gefallen lassen. Aber wie lange noch? Richtet sich die amerika-


nische Rüstung, die jetzt mit Hochdruck betrieben wird, wirklich nur gegen die


Zentralmächte, oder hält man diese Rüstung nicht auch sonst für nötig, um die


dort betriebene Rassenpolitik durchführen zu können?


Wie kann man diesen gewaltigen, ungeheuren Konflikt vermeiden? Lächerlich


wäre es, von einem einfachen Völkerrechtsvertrag, der die amerikanischen


Hoheitsrechte respektiert, eine Schlichtung dieses Streites zu erwarten. Diese


wird im Gegenteil um so größeren Umfang nehmen, um so tieferen Völkerhaß


ausbrüten, je mehr das Völkerrecht an ihm herum zu doktern versucht. Der


Mongole wird eines Tages mit der eisernen Faust an das goldene Tor schlagen


und dann wird, gestützt auf dasselbe Völkerrecht, das wir heute erweitern sollen,


die weiße Rasse zurück in den Atlantischen Ozean gedrängt werden.


Vom Standpunkt der Völker und ihrer Staaten läßt sich solcher Streit nicht


schlichten; Rassenpolitik darf nicht an Staaten, an Landesgrenzen, an


Staatsgesetze gebunden werden. Rassenpolitik ist ureigene Angelegenheit jedes


einzelnen Menschen. Das einzige Volk, das seit Jahrtausenden konsequent


Rassenpolitik treibt, die Juden, hat überhaupt kein ei-
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genes Land, und kennt die Staatshoheit nicht. Um also solche Kriegsmöglich-


keiten zu verhüten, müssen wir einen höheren Standpunkt erklettern, von tieferer


Erkenntnis ausgehen. Hier müssen wir auf die Zelle aller Staaten, auf das


Individuum zurückgreifen. Menschenrechte, nicht Völkerrechte müssen wir hier


proklamieren. Und zwar als Paragraph eins aller Menschenrechte: Die Erde gab


Er den Menschenkindern. Er gab die Erde nicht den Amerikanern und den


Mongolen, den Menschen, der Menschheit, auch den Analphabeten gab Er sie.


In dieser Frage müssen wir einen absoluten Standpunkt einnehmen; entweder


gehört die Erde allen Menschen und dann ist kein Platz für die Hoheitsrechte der


Völker, oder aber wir anerkennen das Völkerrecht auf den Boden mit allen sei-


nen Folgerungen. Das heißt mit dem Krieg, der diesem Recht anhaftet, wie die


Pest indischen Hadern. Ein Mittelding gibt es hier nicht.


Ehe Moses, Attila, Garibaldi ihre Brut in zu großer Enge verkommen lassen,


schauen sie über die Grenze, und entdecken sie dort noch Boden, der weniger


intensiv bebaut wird, so ziehen sie hin, und schlagen die nieder, die ihnen den


Weg zur Erde unter Hinweis auf Völkerrechte und Papierfetzen verwehren wol-


len. Dem Hoheitsrecht der Völker stellen sie das Menschenrecht entgegen und in


solchem Kriege soll die Menschheit über alle Völker und ihre Rechte den Sieg


davon tragen.


Doch sehen wir uns diese auf Völkerrecht gegründete Staatshoheit über den


Boden noch mal von einer anderen Seite – nämlich von der Seite der


Bodenschätze, sagen wir der Steinkohle, an. Wir werden dann vielleicht unmittel-


barer noch die Hoffnungslosigkeit des Völkerfriedens einsehen. So lange die


Amerikaner nur den Ärmsten unter den Armen gegenüber es wagen, ihre Grenze


zu sperren und eine Rassenpolitik zu treiben, die uns vorläufig nicht unmittelbar


berührt, empfinden wir den Schimpf, der durch solche Politik der Menschheit


angetan wird, nicht persönlich genug, um uns zu entrüsten. Wir sagen: mögen


sich die, die es angeht, mögen sich die Chinesen empören, mögen die Blinden,


Lahmen, Analphabeten sich einen Garibaldi wählen und mit Gewalt die amerika-


nische Grenzsperre beseitigen. Uns als robuste Dickhäuter geht das nichts an. –


Wenn wir aber hören werden, daß England und Deutschland sich verständigt


haben, um die Steinkohlen mit einem Exportzoll zu belasten, der die Seereisen


und Seefrachten verdoppelt und verdreifacht, wenn wir hier in der Schweiz den


Winter zähneklappernd in ungeheizten Zimmern zubringen müssen – dann 


werden wir an die Chinesen, an die Analphabeten, an die Greise denken und 
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mit ihnen ausrufen: ist das eigentlich erlaubt, gehört das auch zum Völkerrecht,


ist das kein Mißbrauch der Staatshoheit, des Selbstbestimmungsrechtes der


Völker? Ist das die gerühmte Freiheit der See? Was nützt uns das Völkerrecht,


der papierene Völkerfriede – wenn wir dabei erfrieren und verhungern? Wir 


brauchen die Seefreiheit, und ohne die Freiheit der Steinkohle ist diese


Seefreiheit hohl. Die Staatshoheit Englands und Deutschlands über die


Kohlenschätze muß revidiert werden. Der Menschheit, allen Völkern, jedem


Menschen gehören offenbar diese Steinkohlen, von denen wir heute alle ebenso


abhängig sind, wie von der Sonne, wie von der Luft. So werden wir reden,


sobald wir einmal frieren werden, sobald wir persönlich unter den Folgen der


Staatshoheit und des Völkerrechtes leiden werden.


Dem Boden und seinen Schätzen gegenüber gibt es keine Völkerrechte, kein


Massenrecht, keine Staatshoheitsrechte. Das Völkerrecht darf sich nur auf das


beziehen, was Menschenhand geschaffen. Sobald wir den Völkern Rechte ein-


räumen, die über das Individualrecht hinausgehen, verwandelt sich solches


Recht in Krieg. Alle Menschen, jeder einzelne Mensch, hat auf den Boden, auf


den ganzen Erdball die gleichen, unveräußerlichen Rechte, und jede Ein-


schränkung dieses Urrechtes bedeutet Gewalt, bedeutet Krieg. Darum wieder-


hole ich: will man den Völkerfrieden, so muß dieser ersten Forderung genügt


werden allen Menschen, restlos allen Menschen gehört die Erde, und weg mit


dem Massenrecht, weg mit der Staatshoheit, die dieses Urrecht antastet.


–


Das angeführte Beispiel aus der Welt der Bodenschätze möge genügen für


das, was ich begründen wollte. Mehr oder weniger spielt ja jeder Rohstoff im


Leben der Menschheit die gleiche Rolle wie die Kohle. So würde z. B. ein ameri-


kanischer Exportzoll auf Baumwolle für die 500.000 deutschen Weber und


Spinner ebenso tödlich wirken, wie ein Exportzoll auf Kohle für die italienische,


spanische und schweizerische Industrie tödlich ist. Die Steinkohle hat uns zwei-


erlei gezeigt: 1. die Unmöglichkeit auf Grund von Völkerrechten, den dauernden


Frieden herbeizuführen; 2. die überragende Rolle, die die Erde und ihre Schätze


in den Beziehungen der Völker zueinander spielen. Die auf den Boden und seine


Schätze ausgedehnten Massenrechte, Hoheitsrechte, Selbstbestimmungsrechte,


sind es, die den Völkern das für gerechtes Urteilen so unentbehrliche Gefühl der


Sicherheit rauben, und Unruhe in die Volksseele tragen. Die mit diesen


Völkerrechten in unlösbare Verbindung gebrachte Möglichkeit, daß ein Volk von 
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unentbehrlichen Rohstoffquellen ausgeschlossen werde, ist es, die letzten Endes


die verantwortlichen Staatsmänner, die Unternehmer und schließlich sogar die


Arbeiterführer auf imperialistische Gedanken drängen. Sie sagen sich: wir müs-


sen damit rechnen, daß das englische Weltreich, daß die Vereinigten Staaten,


daß Zentraleuropa uns eines Tages auf Grund der Staatshoheitsrechte von die-


sen gewaltigen Rohstoffquellen ausschließen können. [Die Vereinigten Staaten fördern


50% der Weltproduktion an Kupfer, 40% an Eisen, 45% an Kohlen, 60% an Baumwolle, 65% an


Erdöl.] Darum kann allein ein eigenes, möglichst umfassendes Imperium unserem


Volke die Entwicklungsmöglichkeit sichern. Ganz bestimmt haben in den heuti-


gen imperialistischen Staaten solche Erwägungen eine bedeutend größere Rolle


gespielt, als einfach Raublust, Profitsucht und Herrschsucht. Ich bin überzeugt,


daß wenn man den englischen, deutschen, amerikanischen Unternehmern und


Arbeitern den Bezug der Rohstoffe und den Absatz der Produkte auf andere


Weise sichern könnte, sie alle herzlich gerne auf den kolonialen Plunder, auf das


imperialistische Ungeziefer und überhaupt auf die Erweiterung der Staatsgrenzen


verzichten würden.


Die auf den Boden und seine Schätze ausgedehnten Hoheitsrechte der soge-


nannten Völker, die Völkerrechte, verwandeln zwangsläufig den ganzen Erdball


in einen Zankapfel, von dem jeder nicht etwa nur das größte Stück, sondern


jeder das ganze will und übrigens auch durchaus braucht. Und dafür, daß dieser


Zankapfel nicht im Geiste der Verständigung, der Vernunft, der Liebe und


Menschlichkeit behandelt wird – dafür sorgt wieder das in allen Staaten geltende


Bodenrecht, dafür sorgt der Geist der Gewalt, der Unterdrückung, des Luges und


des Truges, den unser auf dem Privatgrundbesitz sich aufbauender Klassenstaat


aus allen Poren schwitzt. Menschen, die unter Herren und Knechten, Rentnern


und Proletariern aufgewachsen sind, bringen notwendigerweise die vergiftete


Denkweise mit zu allen internationalen Verhandlungen und schließen jede


Verständigung von vornherein aus. Jeder Nadelstich verwandelt sich in diesem


Geiste in ein Pulverfaß. Um uns davon zu überzeugen, müssen wir uns den lei-


tenden Gedanken aller Staatsgründungen und der Staatsleitung näher ansehen.


Rousseau sagte: Wer den ersten Zaunpfahl in die Erde rammte und dazu


sagte, dieses Land ist mein, und Dumme fand, die es glaubten, der legte den


Grund zu den heutigen Staaten.


Damit wollte er sagen, daß die Einrichtung des Privatgrundbesitzes den Geist


des Staates durchtränkt, daß die mit 


114







dem Zaunpfahl auftretende Grundrente die eigentliche Seele des Staates ist. Der


Staat rankt am Zaunpfahl, ähnlich wie die Bohnenstaude an der Stange, wie das


Efeu am Gemäuer. Ist die Stange krumm, so ist auch die Bohnenstaude krumm.


Reißt man die Stange aus, so hat die Ranke keine Stütze mehr und stürzt. Ist


das Bodenrecht gesund, so wird auch das Volksleben, der Staat, gesund sein. 


Ist dieses Recht Ausfluß der Gewalt, so wird auch der Staat nur mit Gewalt auf-


recht zu erhalten sein. Das ist es, was Rousseau sagen wollte.


Wie der Geist der Gewalt, der Ausbeutung, der Unaufrichtigkeit sich am Geiste


des Zaunpfahles ausbildet, das erkennt man gleich, wenn man sich die Frage


stellt, wie dieser Zaunpfahl eigentlich gegen die Sturmböcke der durch Ihn ent-


erbten Volksmassen geschützt werden kann. Daß hierzu die rohe Gewalt nicht


ausreicht, ist klar. Denn die rohe Gewalt ist ja die Gewalt der Masse, ein Vorrecht


der Enterbten, des Proletariats. Nein, zum Schutze des Zaunpfahles braucht


man höhere Kräfte, Hokuspokus, Autorität, Rechtsidole, und um das alles richtig
zu organisieren, baut man den Staat aus, wie er heute ist. Zur Bildung dieses


Staates und seiner Rechtsidole bemächtigt sich der Grundbesitzer durch Schul-


und Kirchenzwang der gesamten Jugendausbildung, nach dem Grundsatz: was


ein Häkchen werden soll, krümme man bei Zeiten. Was gelehrt, was unterdrückt,


verheimlicht werden soll, das bestimmt er, der Grundbesitzer. Die Aufsicht auf


Schule und Kirche haben die weitschauenden Staatsmänner immer als das wich-


tigste Amt ihrer Staatsleitung bezeichnet. Lehrer, Geistliche, Geschichtsschreiber,


werden am Zaunpfahl auf ihre Pflichten vereidigt. Wer nicht pariert, darf verhun-


gern, wenn er nicht gar gerädert, verbrannt, nach Sibirien verbannt wird. Und so


widerstand der Zaunpfahl allen Angriffen, selbst der großen französischen


Revolution bis auf den heutigen Tag. Ein pädagogisches Meisterstück allerersten


Ranges. Wie ist es möglich, so fragt man sich verwirrt, daß einzelne Männer den


Boden wie eine gemeine Ware kaufen und verkaufen, den Boden, auf den die


Menschheit angewiesen ist, wie auf die Luft und das Wasser? Wie ist es mög-


lich, daß der Proletarier eine so ungeheure Usurpation, die ihn direkt entwurzelt


und entwürdigt, auch nur 24 Stunden duldet? Und dennoch steht der Zaunpfahl!


Mit rechten Dingen ist das nicht zugegangen. Die Wahrheit ist eben gebeugt


worden von den Beamten in der Schule, in der Kirche. Man hat, unter Mißbrauch


religiöser Gefühle, dem armen Menschenkind so oft und so eindringlich den Satz


wiederholt „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist“, daß die Gesetze schließlich


zu einem Idol wurden, das vom Volk von 
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Ferne angebetet wird. Nur so ist das Rätsel zu erklären, daß der Zaunpfahl


gegen alle aufsässigen Elemente geschützt werden konnte. Die große Masse


des Volkes, im Banne der Kirche und Schule, konnte von ihren natürlichen


Führern nie dazu bestimmt werden, den Zaunpfahl, das Tabu umzustoßen.


Gehen wir nicht leichtsinnig über diese Tatsache hinweg. Sie ist von größter


Bedeutung, um den Geist, der die heutigen Staaten führt, richtig einzuschätzen.


Was kann aus einem Volke werden, wo von oben her mit den heiligsten


Gefühlen Mißbrauch getrieben, wo man die Religion, die Wissenschaft, die


Kunst, das natürliche Gefühl völkischer Zusammengehörigkeit zu Machtzwecken


mißbraucht? Was kann aus einem Kinde werden, dem gesagt wird: „Die Erde


gab Er den Menschenkindern, aber deinem Vater, ob er auch der beste Mann ist,


hat er davon ausgeschlossen“, und daß das so ganz richtig sei, heiliges, unan-


tastbares Recht. Ich meine, solchen Blödsinn kann kein Kind vertragen. Die


Sehnen des sozialen Richtsinnes erfahren bei solcher Gotteslästerung im Kinde


entschieden eine Streckung, die um so vernichtender wirken muß, je stärker im


Kinde der soziale Richtsinn veranlagt war. Von dem Augenblick, wo dem Kind


gesagt wird, daß sein Vater kein Recht auf den Boden hat, daß er ein Paria, ein


Proletarier ist – ist das Kind geistig gebrochen – Recht und Unrecht wird es nie


mehr klar unterscheiden. Es ist ihm ein Leid getan worden. Diese so erzogenen


Menschen, sowohl die dabei aktiv wie passiv mitwirkenden Menschen, sind es


nun. von denen wir erwarten, daß sie mit Vernunft und friedlichem Sinne alle die


Zankäpfel miteinander verspeisen werden, die die Staatshoheit der Völker täg-


lich, ja, stündlich auf den Diplomatentisch wirft! Um solches für möglich zu hal-


ten, müßte man wirklich schon von Friedensliebe triefen. Dabei dürfen wir natür-


lich auch die sonstigen Wirkungen des Bodenrechtes nicht vergessen. Die allge-


meine Verhetzung im Klassenstaate, die politischen Kämpfe, von denen sogar


die direkt Beteiligten aussagen, daß sie den Charakter verderben, die


Lohnkämpfe, die Streiks und Aussperrungen, die Zusammenstöße mit der


Polizei, die Pinkerton’schen Bataillone usw. Dann werden wir wohl zu der Über-


zeugung gelangen, daß so lange dieses Bodenrecht nicht revidiert wird, der


großzügige, wirklich liberale Geist, der nirgendwo so nötig ist, wie gerade bei den


internationalen Verhandlungen, in keinem Staate aufkommen kann.


Zusammenfassend, möchte ich das Gesagte in den Worten ausdrücken: Das


bis heute den sogenannten Völkern, den Massen und ihren Staaten zuge-


standene absolute Hoheits-   Hoheitsrecht
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recht über den Boden und seine Schätze bildet das Pulverfaß des Krieges, und


die Zündkapsel dazu liefert der perverse Geist, den der auf dem Privatgrund-


besitz sich aufbauende Klassenstaat von jeher gezüchtet hat und immer weiter


züchten muß. Friede und Grundbesitz, sowohl nationaler wie privater


Grundbesitz, sind einfach unvereinbar, und unnütz ist es, von Frieden zu reden,


so lange wir diese uralten barbarischen Institutionen nicht restlos von der Erde


vertilgt haben.


–


Mancher schöne Gedanke ist schon an den Verwicklungen gescheitert, die die


Verwirklichung mit sich brachte. Hart im Raume stoßen sich die Sachen. Beim


Freilandgedanken ist jedoch solches nicht zu befürchten. Die Praxis ist hier von


geradezu klassischer Einfachheit. Sie läßt sich in zwei Worten erschöpfend 


setzen:


Satz 1: In allen Staaten, die sich dem großen Friedensbund anschließen, wird
der Privatgrundbesitz restlos abgelöst. Der Boden ist dann Eigentum des Volkes
und wird der privaten Bewirtschaftung durch öffentliche Verpachtung im
Meistbietungsverfahren übergeben.


Satz 2: An diesen öffentlichen Pachtungen kann sich jeder Mensch beteiligen.
Einerlei, wo er geboren. Wie und was er spricht. Welchen Lastern er huldigt.
Welche Verbrechen er begangen. Von welchen Gebrechen er geplagt wird. 
Kurz alle, die Menschenantlitz tragen.


Das Pachtgeld wird gleichmäßig und restlos unter alle Frauen und Kinder 
wieder verteilt, wobei auch hier keinerlei Unterschied gemacht wird, woher die
Frauen und Kinder kommen.


Das sind die Satzungen von Freiland. Hier in diesen zwei Worten ist Freiland


sinngemäß enthüllt, zwei Worte für die Satzung des Weltfriedens! Und was für


ein Friede! Er sucht die edlen, imperialistischen Triebe nicht pharisäerhaft aus-


zurotten; er stempelt sie nicht als Unzucht und Barbarei – sondern befriedigt sie.


Das Ideal jedes gesunden und normalen Mannes, das Panimperium, wird zur


Tatsache.


Satz 1 greift den Klassenstaat an seiner Quelle an. Die Schuld, die fortzeugend


Böses gebären mußte, ist gesühnt und getilgt. Friede herrscht jetzt am Herd, in


der Gemeinde, im Volke. Niemand ist jetzt noch da, der ein persönliches


Interesse an der Ausbildung des „Staates“, des modernen Molochs haben könnte


und dieser seelenlosen Maschine die Pflege der Wissenschaft, der Religion und


der Schule anzuvertrauen sucht. Diese Organisation, der Staat, wächst nicht


mehr von selbst, setzt nicht mehr täglich neue Organe an, mit 
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denen er nach den letzten freien Menschen zu greifen sucht. Der Selbster-


haltungstrieb dieser Maschine ist ausgerottet; sie geht nur noch gerade so weit,


wie sie gestoßen wird. Niemand spricht jetzt noch von Staatsidealen, von


Staatsbestrebungen, von Staatsseele und Staatsgott! Wie die zum Gipfel 


strebende Efeuranke zum unansehnlichen Krauthäufchen zusammenstürzt,


sowie ihr die Stütze entzogen, so wird auch der Moloch, der im drohenden


Staatssozialismus zum alles verschlingenden, alles verdauenden Ungeheuer sich


auswächst, zu einem bescheidenen Knecht zusammenschrumpfen, der die


Straßen kehret, die Briefe befördert, die Eisenbahnwagen putzt, die Kamine und


Kloaken fegt, den Seuchenbakterien nachjagt, Spitzbuben bewacht und dem wir


auch sorglos die Stiefel zum Putzen anvertrauen werden, vorausgesetzt, daß er


es billiger macht, als seine Konkurrenten. Das tolle Gerede über die Zwecke des


Staates verstummt. Die Zwecke der Menschheit sind dann wieder dort konzen-


triert, wo sie allein eine ersprießliche Förderung erfahren können, in der Brust


jedes einzelnen Menschen.


Mit Satz 1 fallen ganz automatisch die agrarischen Sonderinteressen, die zur


Schaffung der Zollgrenze trieben und den schauerlichen Gedanken des


geschlossenen Handelsstaates gebaren. (Die währungstechnischen


Schwierigkeiten des Freihandels werden durch Freigeld restlos gelöst.)


Satz 1 ist die mathematische Formel des Freihandels. Damit verlieren die


Fragen, wie Elsaß, Serbien, Polen, Marokko, Gibraltar, Irland usw. für alle


Beteiligten jeden vernünftigen Sinn. Sie sind inhaltslos. Die Grenzwächter, ich


meine die eigentlichen Grenzwächter, nicht die bescheidenen Männer, die bei


Nacht und Nebel Wache hielten, damit von jenseits der Grenze keine guten und


billigen Waren ins Land kamen, sondern die Männer, die an der möglichst 


scharfen Betonung der politischen und wirtschaftlichen Grenzen und Völker-


scheiden ein persönliches, materielles Interesse hatten, verschwinden restlos mit


Satz 1. Es ist dann nicht mehr nötig, um den Frieden zu schaffen, daß Grenz-


steine versetzt werden. Diese bleiben einfach da, wo sie vor Kriegsbeginn waren.


Dort mögen sie in Frieden ruhen als Denkmale des Haders, des Krieges. Sie


haben dann nur mehr den Sinn, den etwa die Grenzen der einzelnen deutschen


Bundesstaaten haben, eine reine Verwaltungsangelegenheit, die durch Freiland


nur noch gewaltig vereinfacht wird. Eine Sache, die absolut nichts Trennendes


noch an sich hat. So daß man sagen kann, daß mit Satz 1 die künstlichen


Grenzen virtuell aufgehoben werden und dann nur noch die natürlichen Grenzen,


die die Sprache, die Rassen, die Geographie usw. bilden, übrig blei-
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ben, von denen man noch nie behauptet hat, daß sie zu Kriegen geführt haben.


Und von der einzigen dann noch übrig bleibenden Grenze, die praktisch sich


noch fühlbar machen wird, die Gesetzgebungsgrenze, kann man sagen, daß sie


geradezu von einer „Selbstmordsucht“ besessen ist – insofern als die Gesetze


der einzelnen Völker sich täglich mehr gleichen und darum die für ihren


Wirkungskreis geltenden Grenzen mit jedem Tage mehr ineinander übergehen


und verschwimmen. Länder mit gleichen Gesetzen haben keine Gesetzesgrenze


mehr – wie zwei Wassertropfen, die ineinander überlaufen. Haben doch die 


meisten Staaten sich die Verfassung und Gesetze gegenseitig abgeschrieben!


Und dieses Abschreiben wird immer mehr um sich greifen.


So werden also mit der Freilanderklärung die Grenzen bis zur Unsichtbarkeit


abgetragen – warum also jetzt noch Grenzsteine versetzen!


Mit Satz 2 werden alle Zankäpfel, die die Staatshoheit über die Bodenschätze


geschaffen hatte (Kohlenmonopol, Petrolmonopol. Kalimonopol,


Baumwollmonopol usw.) spurlos vertilgt. Es ist nicht nur interessant, sondern


direkt lustig, die Wirkungen zu verfolgen, die Satz 2 bei der Vertilgung dieser


Zankäpfel spielt, wie die kompliziertesten Probleme sich in dem einzigen Satz
restlos auflösen. Hier ist nicht der Ort, die tausendfachen grundstürzenden


Wirkungen, die Satz 2 in den Völkerbeziehungen auslösen wird, auch nur zu


skizzieren. Das ist ein Studium für sich von gewaltigem Umfang. Von Grund auf


wird hier alles umgestaltet, und zwar nicht am grünen Tisch der Diplomaten, 


sondern automatisch in natürlicher Entwicklung.


Es genüge hier zu erwähnen, daß wenn ein Volk versuchen wollte, mit seinen


Bodenschätzen den andern Völkern gegenüber Wucher zu treiben, etwa durch


Schaffung eines Kali- oder Baumwollmonopols – sich das sofort hart rächen


würde, insofern als die zur Verteilung gelangenden Monopolgewinne die arbeits-


scheuen Elemente der ganzen Welt ins Land ziehen würden. Alle Bummler,


Sonnenbrüder, Zigeuner würden dorthin ziehen, wo man die Bodenschätze an


das Ausland mit Renten belastet abgibt. Die Zigeuner wären dann noch die ein-


zigen, die sich über die Erhöhung der Kali-, Kohlen- und Baumwollpreise freuen,


die noch die Börsenblätter mit wirklichem Interesse studieren würden! Nur keine


Monopole, nur keinen Wucher mit unseren Bodenschätzen, wird es im


Freilandstaat heißen – wir haben genug Bummler, genug Läuse im Pelze, wir


wollen nicht noch welche vom Ausland anlocken. Da in den anderen Staaten


aber für andere Waren genau dasselbe Bestreben herrschen wird – so ist es 
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klar, daß die Bodenschätze keinerlei Ursache zu Reibungen mehr geben können.


Die volle Freizügigkeit, die mit Satz 1 und 2 hergestellt wird, bringt ganz auto-


matisch die Bodenschätze unter die Weltkontrolle. Sie lähmt alle Kräfte, die
heute zur wucherischen Ausbeutung dieser Schätze treiben.


Dabei wäre es verkehrt, wenn man annehmen würde, daß mit der Erklärung


von Freiland alle Länder nun von allerlei Volk, vielleicht unerwünschtes Volk,


überrannt würde.


Man sagt sich, daß wenn heute schon Millionen von Menschen als


Wanderarbeiter ruhelos hin- und herziehen, das mit der Freilanderklärung noch


viel mehr der Fall sein wird. Das Gegenteil wird sich aber zeigen. Es ist wahr-


haftig keine Wanderlust, kein Wandertrieb, der die Wanderarbeiter und


Auswanderer veranlaßt, Familie, Freunde, Heimat, die Kirche zu verlassen, um


in Pennsylvanien in die Kohlengruben zu steigen. Wahrhaftig, hier ist bittere Not


die treibende Kraft. Das erkennt man wohl am besten an der Rückwanderung


der italienischen Auswanderer. Die Not jagt sie fort, die Heimatliebe treibt sie


wieder heim. Diese Not aber wird mit Freiland verschwinden. Wenn aber irgend-


wo die Bevölkerung zu dicht wird, nun dann wird der Überschuß dorthin ziehen,


wo es noch Platz gibt, aber nicht mehr mit Waffen und Gewalt, sondern mit


Pflug, Ochsen und Schafen, auch nicht mehr als Ausbeutungsobjekt gieriger


Landspekulanten, sondern als freie, gleichberechtigte Bürger des Landes, wohin


sie ihr königlicher Wille geführt hat. Freiland ist das allgemeine Sicherheitsventil;


mit Freiland verteilt sich die Menschheit frei und reibungslos über die Welt.


Freiland erschließt uns eine ganz andere als die heutige, durch das nationale


und private Bodenrecht von Grund aus verdorbene Welt. Freiland bedeutet eine


radikale Umwertung all unserer Begriffe. Auf politischem, wie auf volkswirtschaft-


lichem Gebiete gibt es kaum eine Theorie, die durch Freiland nicht umgestoßen


wird. Freiland läßt nichts unberührt.


Zum Schluß möchte ich noch bemerken, daß das einzelne Volk durchaus nicht


darauf angewiesen ist, zur Durchführung von Freiland auf internationale


Abkommen zu warten. Mit der Erklärung von Freiland gewinnt das Volk, das hier


mit dem Beispiel vorangeht, durch die Ausschaltung aller Innenreibungen, aller


unfruchtbaren politischen Kämpfe, einen derartigen Kraftüberschuß für alle


Werke wahrer Kultur, daß sich bald die Blicke der ganzen Welt dahin richten 


werden und man nach dem Grunde all der Herrlichkeit forschen wird. Sieghaft,


wie alles Echte und Gute, erobert sich Freiland die Welt.
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Nachtrag.


Es gibt Warmblütler, die, getrieben von der Sorge um die Geschicke der


Menschheit, angesichts des gähnenden Abgrundes, vor dem wir angelangt und


den uns der Krieg entschleiert, nicht einfach warten können, bis daß das faule


Ungetüm, genannt Staat, sich regt und sich zu einem Anfang bequemt. Sie


möchten selbst Hand ans Werk legen und zwar heute noch, wenn es ginge. Um


diesen wahren Menschen zu helfen, hat der Schweizer Freiland-Freigeld-Bund


zu Bern eine Freilandkasse gegründet und sammelt Geld zum Erwerb von


Freiland für das Volk. Die größten und allergrößten Summen, wie auch die klein-


sten Gaben werden hier angenommen und nach bestem Ermessen in Land


angelegt. Das so erworbene Land wird im Grundbuch als unveräußerliches


Eigentum des Schweizer Volkes eingetragen. Die Einnahmen aus dem


Landbesitz werden zu weiteren Erwerbungen benutzt. Ein Anfang, ein Freiland


Rütli, ist gemacht.


Besser aber als Gelder, deren sachgemäße Verwaltung für den Schweizer


Freiland-Freigeld-Bund keine leichte Last ist, sind direkte Stiftungen von Land,


große, kleine und kleinste Parzellen, die im Grundbuch als unveräußerliches


Eigentum der Eidgenossenschaft zu Händen des Schweizer Freiland-Freigeld-


Bundes eingetragen werden müssen. Wen es also zur Tat drängt, der gründe


eine Ortsgruppe und sammle unermüdet und unerschlafft im angegebenen


Sinne. Jede Parzelle Boden – die der Gewalt des Privatgrundbesitzes entrissen


wird – bedeutet einen Schritt zum Frieden – zum Bürger- und Völkerfrieden.


––––
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1. Die gesamte Landfläche innerhalb der Schweizergrenzen mit dem Ackerboden,


Wiesen, Wäldern, Bergwerken, kurz mit all ihren Naturschätzen, mit den bebauten


und unbebauten Bauplätzen, jedoch mit Ausschluß der Gebäude, soll auf dem


Wege der Enteignung und Entschädigung in den Besitz der Eidgenossenschaft


übergeführt werden.


2. Der Boden soll dann den Zwecken der Landwirtschaft und der Bauindustrie 


entsprechend parzelliert und in öffentlicher Versteigerung meistbietend für


Rechnung der Eidgenossenschaft verpachtet, der privaten Bewirtschaftung über-


geben werden.


3. Die Entschädigung der Grundbesitzer soll voll sein, das heißt, die Grundbesitzer


sollen den vollen, heute zu erzielenden Preis in verzinslichen Titeln der


Staatsschulden ausbezahlt erhalten.


4. Der Preis wird nach den gleichen Grundsätzen und Gesichtspunkten berechnet,


die heute bei Grundstückverkäu-   Grundstückverkäufen







fen maßgebend sind, das heißt, die zu erzielende Grundrente wird zum heutigen


Zinsfuß kapitalisiert. Ist der Zinsfuß heute 4%, so erhält der Enteignete so oft mal


Fr. 100 in Titeln der Staatsschulden, wie 4 in die ermittelte Grundrente geht. Ist


die Grundrente 1000, der Zinsfuß 4, so erhält der Enteignete 1000 : 4 x 100 =


25.000 Franken.


5. Alle Hypotheken und Pfandbriefe werden vom Preise des Bodens in Abzug


gebracht und, sofern sie diesen nicht übersteigen, mit verzinslichen Titeln der


Staatsschulden abgelöst.


6. Für die dauernde Erhaltung des Parikurses dieser Ablösungsscheine leistet 


die Eidgenossenschaft volle Gewähr mittels der Anpassung des Zinsfußes an 


den Parikurs (s. oben). Der Zinsfuß selber aber wird der natürlichen 


Entwicklung der Verhältnisse preisgegeben, die durch das Freigeld geschaffen


werden.


Tilgung der Schuld.


Die Enteignung oder Ablösung der Grundbesitzrechte in der gerechten Form, wie


hier oben vorgeschlagen, durchgeführt, liefert an und für sich nicht den gering-


sten Beitrag für die Tilgung der daraus entspringenden gewaltigen Staatsschuld.


Wenn alle Grundbesitzer voll entschädigt werden, weder zu viel, noch zu wenig


erhalten, so muß der Zinsbetrag. den der Staat den Enteigneten bezahlt, über-


einstimmen mit den Pachtgeldern, die der Staat beziehen wird. Die Enteignung


ist also kein “Geschäft” und soll es auch nicht sein. Ob die Grundrente steigen


wird, kann niemand sagen. Dort, wo sie wahrscheinlich oder mit erfahrungs-


mäßiger Sicherheit steigt, wie bei manchen Bauplätzen, ist diese künftige


Steigerung schon im Preise verrechnet, den der Staat zu zahlen hat. Für die


Tilgung der durch die Enteignung entstehenden Schulden muß also das Geld


anderswo hergeholt werden, und zwar soll die Geldreform hier eingreifen. Die


große Geldreform wird die Mittel beschaffen, um die Bodenbesitzreformschulden


in 10 bis 20 oder 25 Jahren restlos zu tilgen. (Siehe Wirkungen des Freigeldes,


Literatur des S. F. F. B.).
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Nach dieser Tilgung sind die vollen Grundrenten anderweitig verfügbar. Nach


unserem Vorschlag sollen die Grundrenten den Müttern und Kindern in


Monatsraten bar ausbezahlt werden, denn die Grundrente ist ein Produkt der


Volksdichtigkeit, und nach dem Grundsatz „Jedem das Seine“ soll darum auch


die Grundrente denen ungeschmälert zukommen, die diese Volksdichtigkeit


erzeugt haben – also den Müttern und ihren Kindern. Hiermit wird dann auch der


gerechten Forderung Rechnung getragen, die dahin zielt, der Frau für die große


Mehrbelastung, die ihr durch die Kinderpflege zufällt, eine Gegenleistung zu


schaffen, die sie in wirtschaftlicher Beziehung dem Manne gleichstellt und


dadurch auch vom Manne unabhängig macht, wodurch zweifellos alle Sitten und


der Verkehr der Geschlechter verfeinert werden, was wiederum eine allgemeine


Veredelung des Volkes, der Rasse, herbeiführen muß.


Auf diese Weise würde der Begriff “Vaterland” für alle eine reale Grundlage


erhalten, es wäre kein bloßes Wort, kein leerer Schall mehr, wie es heute viel-


fach der Fall ist. Jedes Kind, das nunmehr auf Schweizer Erde geboren würde,


hätte ein gleiches materielles Anrecht auf sein Vaterland, jeder Schweizer, gleich-


viel welchen Standes, wäre Mitbesitzer des ganzen Landes. Und je höher sich


Kunst und Wissenschaft, Industrie und Handel entwickeln, je reicher unser


Vaterland würde, um so reicher würde jeder seiner Bürger – um so reicher 


würden wir alle werden.


Wer diese Ziele anerkennt und der Menschheit neue Bahnen zu friedlicher,


unbegrenzter Entwicklung brechen will, der unterstütze uns mit Aufbietung all 


seiner Kräfte in unserem Kampfe für die Verwirklichung des Rechtes auf den 
vollen Arbeitsertrag durch die große Geld- und Bodenbesitzreform.


–––
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Schriften des Schweiz. Freiland-Freigeld-Bundes
Zu beziehen durch die Geschäftsstelle des S. F. F. B., Erlachstraße 5, Bern.


Gesell, Silvio: Die natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und Freigeld,


422 Seiten, 3. Auflage Fr. 5.–


Christen, Dr. Th.: Die absolute Währung des Geldes


(I. Denkschrift an das eidg. Finanzdepartement) ” –.–


Christen, Dr. Th.: Die Kaufkraft des Geldes ” –.–


Christen, Dr. Th.: Quantitätstheorie ” –.50


Christen, Dr. Th.: Die gegenwärtige Teuerung und das 


Nationalbankgesetz (II. Denkschrift an das eidg. 


Finanzdepartement) ” –.60


Christen, Dr. Th.: Unsere Volkswirtschaft nach dem Krieg ” –.20


Christen, Dr. Th.: Währung-, Zins und Lohn ” –.50


Christen, Dr. Th.: Nationale Währungspolitik 


(III. Denkschrift an das eidg. Finanzdepartement) ” –.40


Gesell, Silvio: Gold und Frieden? (Vortrag) 2. Auflage ” –.70


Gesell, Silvio: Freiland, die eherne Forderung des 


Friedens. 2. Aufl. ” –.50


Freigeld-Fibel (für erste Einführung und Propaganda geeignet) ” –.60


Freiland-Fibel ” –.40


Goldwahn, eine Zeitungspolemik ” –.40


Barnabas: Joseph, Salomo und unsere Kriegsfinanzen ” –.50


Blumenthal Georg: Die Befreiung von der Zinsherrschaft, 3. Aufl. ” 1.70


Silas: Die Ethik des Zinses ” –.40


Proletarische Aktionen: 1. Der Geldstreik ” –.30


Hammer, Georg: Die Währungsfrage. Gemeinverständl. dargest. ” 1.50


1. Flugblatt des S. F. F. B.: Die Nationalbank am Scheidewege ” –.05


Die Freistatt. Schriftleitung: Fritz Schwarz. Jahresabonnement 


(Januar bis Dezember) ” 3.50


orientiert über die Fragen der natürlichen Wirtschaftsordnung 


durch Freiland und Freigeld.


–––
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Der Hungerkrieg in Theorie und Praxis


Den Hunger hält die Entente, und namentlich England, immer noch für eine wirk-


same Waffe zur Niederzwingung Deutschlands. Wie dieser Hungerkrieg sich in


der Praxis abspielen soll, darüber zerbricht man sich in London nicht den Kopf.


Man denkt dort sicherlich auch nicht gerne an die Praxis – es wäre auch ein zu


abstoßender Gedanke. Der Todeskampf, der Hungertodeskampf, ist kein schöner


Anblick, selbst für den Feind nicht.


Und doch wäre es gut, wenn sie sich ein möglichst getreues Bild zu machen


suchten, über die Art, wie ein Volk, das man mit Vernichtung bedroht, den


Hunger erträgt und am Hunger verendet. Denn es ist immer gut und nützlich, in


allen Dingen, klar zu sehen, und wenn sie noch so häßlich sind. Vielleicht über-


schätzt man in England die Wirkung des Hungers auf „Moral“, Kraft und


Widerstandsfähigkeit eines Volkes, und diese Überschätzung mag, wenn in


Siegeszuversicht verwandelt, zu unnützen Opfern und endlichem Mißerfolg 


führen.


Man hat in den Zeitungen der Entente etwa von Hungerrevolten, die in


Deutschland ausgebrochen sein sollten, gesprochen, und dies als Vorläufer des


Sieges betrachtet. Ich halte nicht viel davon. Wenn es zu Revolten kam, so mag


es sicher weniger Hunger gewesen sein, der dazu trieb, als der Wunsch, seiner


Meinung über die Praxis der Nahrungsmittelverteilung Ausdruck zu geben. Man


empört sich über ungleiche, ungerechte Verteilung, nicht über die zu kleinen


Stücke. Den Hunger erträgt man schon, wenn alle hungrig sind... Geteiltes Leid –


halbes Leid.


Es ist aber klar, daß, wenn in Deutschland die Not wirklich ernsten Umfang


annehmen sollte (der Krieg kann ja noch Jahre dauern und man weiß nicht, wie


die nächsten Ernten ausfallen werden), dann alle heute noch geübten


Rücksichten fallen gelassen und das ganze Volk in Volksküchen abgespeist wer-


den würde. Und dann könnten die Portionen noch so klein ausfallen, man würde


die Sache ertragen, wie man jede unvermeidliche Not erträgt – still, ohne ein


Wort der Klage, und sicherlich ohne Revolte. Hungerrevolten gibt es also nicht


und wird es nie geben. Sie sind eine verfehlte Spekulation Englands.


Und wie steht es mit dem demoralisierenden Eindruck, den der Anblick des


Hungers angeblich ausübt? Sind wir Europäer nicht von jeher an diesen Anblick


gewöhnt gewesen? Haben wir nicht gerade in London Tausende und


Hunderttausende von Mitbürgern gesehen und betrachten können, die in


Krisenzeiten hungerten und froren? Hat uns der Anblick demoralisiert? Ist unsere


Energie und Willenskraft verloren gegangen, als uns die Statistik erzählte, wie


die Kindersterblichkeit als Folge großer Armut in den großen Städten skanda-


lösen Umfang angenommen hatte? In Deutschland starben jährlich 300000


Säuglinge wegen schlechter Wohnungsverhältnisse (Großstädte), wegen


Mangels an Pflege (Fabrikarbeiterinnen) und an 
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geeigneter Nahrung (Arbeitslosigkeit). In den anderen Hauptstädten Europas ist


es nicht besser, zum Teil schlechter. Haben wir uns darüber empört, hat uns der


Gedanke eines Leichenzuges von 300 km Säuglingssärgen empört? Ach, wir


Europäer sind in dieser Beziehung schon genügend abgebrüht, der Krieg sagt


uns nichts mehr. Den Berliner wird der Anblick des Hungers, der Not der ande-


ren, nicht demoralisieren. Wenn die Engländer mit diesem Faktor rechnen – so


rechnen sie falsch.


Im Lande Darwins und Malthus’ müßte man sich eigentlich über die Wirkung des


Hungers ganz besonders klare Vorstellungen machen. Es ist eine schon lange


erkannte Wahrheit, daß die Zahl der Menschen sich den Subsistenzmitteln


anpaßt. In Deutschland würde eine solche Anpassung ebenfalls stattfinden. Und


diese Anpassung würde – das ist für den Hungerkrieg entscheidend – wie jede


Anpassung eine Stärkung, keine Schwächung Deutschlands bedeuten. Denn der


Anpassung verfällt gesetzmäßig in erster Linie der biologische Ballast des Volkes


– die Greisen, die Kranken, die Schwachen – eine Klasse, die in einem alten


Kulturland wie Deutschland immer einen recht bedeutenden Teil der Bevölkerung


ausmacht. Ist diese fort, so reicht der Nahrungsspielraum für die übrigen wieder,


während zugleich eine gewaltige wirtschaftliche Entlastung des Volkes stattfindet;


denn die Greisen und Kranken, die in der Regel durch größere Opfer der


Angehörigen am Leben erhalten werden, bedeuten für ein im Kriege befindliches


Volk eine gewaltige Last, ihr Heimgang eine entsprechende Entlastung. Mit


Greisen, Kranken, Säuglingen belastet, zieht ein Volk in den Krieg, von all den


Hemmungen befreit, findet es die Kraft zum Sieg. Auch von dieser Seite aus


betrachtet, erweist sich der Hunger als ungeeignet zur Niederzwingung eines


Volkes. Der Hunger schwächt nicht, sondern stärkt ein Volk, und hebt seine wirt-


schaftliche Widerstandskraft.


Und was müssen die Einwohner Belgiens, Polens, Rumäniens, Serbiens, der


zehn französischen Departements, Litauens, Montenegros und die


Kriegsgefangenen zu einem solchen Hungerkrieg sagen? Ist es nicht etwas sehr


viel von den „Hunnen“, „Barbaren“ verlangt, daß sie neben den gefüllten


Schüsseln ihrer eigenen Gefangenen verhungern sollen? Kann man in London


und Paris ernsthaft glauben, die „Hunnen“ und „Barbaren“ ständen moralisch auf


solcher Höhe, daß sie lieber selbst verhungern, als daß sie sich an den Rationen


der Gefangenen vergreifen? Deutschland hat jetzt etwa 35 Millionen „Gefangene“


(mit den Bewohnern der besetzten Gebiete, die allerdings zum Teil von dem 


neutralen Ausland, d. h. von Amerika, unterhalten werden), und ich meine, es ist


eine gefährliche Sache, die Wärter dieser Gefangenen hungern und verhungern


zu lassen.


„Und führe uns nicht in Versuchung“ beten wir täglich. Auch die Entente soll das


deutsche Volk nicht in Versuchung führen. Es ist anzunehmen, daß man in


Deutschland die 35 Millionen „Gefangenen“ nicht schlechter behandelt als das


eigene Volk; falsch würde man aber in England spekulieren, wenn man etwa dort 
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glaubt, daß man sie besser behandeln wird. Die 35 Millionen „Gefangenen“ sind


ganz selbstverständlich derselben Hungerauslese ausgesetzt, die die Entente


dem deutschen Volk als Bezwingungsmittel zugedacht hat. Sie würden das


Schicksal des deutschen Volkes teilen. Die Entente denkt wohl an Paris, wo 


seinerzeit der Hungerkrieg Erfolg hatte. Doch müssen wir unterscheiden. Damals


war der Nahrungsmangel in der Festung Paris ein absoluter. Hier aber handelt


es ich um ein Volk, das seine Äcker bestellt. Der Mangel mag besonders qualita-


tiv groß sein, doch kein absoluter wie in Paris. Ganz und gar verkehrt wäre aber


die Ansicht, daß es den Soldaten im Felde in erster Linie an dem zur Erhaltung


des Willens Nötigen fehlen wird. Da sollten sie doch zuerst die eigenen Frauen


befragen, wie sie es machen würden, falls ihre Männer draußen im Felde Mangel


litten, während sie selbst über das Nötige zur Lebensfristung verfügen. Das letzte


Stück Brot sollen die Soldaten im Feld erhalten, werden die Frauen Frankreichs


sagen und dasselbe sagen auch ihre deutschen Leidensgefährtinnen.


Der Hungerkrieg mag vielen in der Theorie sehr einleuchtend erscheinen; in der


Praxis erweist er sich als ein Fehlgriff. Darum ihr Völker Europas, werdet sehend


und macht Frieden!
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Vom Weg zum Frieden


Wenn dieser Weltkrieg wirklich nichts weiter ist als ein Wirtschaftskrieg – so


kann er auch nur durch einen Wirtschaftsfrieden endgültig erledigt werden. Der


Wirtschaftsfriede ist ein Sachfriede, kein Vertragsfriede, also ein Friede, der sich


als Abfallprodukt einer gesunden, gerechten Wirtschaft von selber einstellt und


keiner Verträge bedarf. Strenge Rechnung erhalte den Frieden, heißt es. Aber


die strenge Rechnung erhält nicht nur den Frieden – sie ist an sich schon der


Friede. Der Wirtschaftsfriede verlangt:


Freihandel – Weltfreihandel. Warum? Weil nur der Freihandel den


Lebensbedürfnissen des Kulturmenschen gerecht werden kann. Weil nur er allein


dem Menschen die Produkte der ganzen Welt sichert, nur er allein dem


Menschen die gewaltigen Vorteile schrankenloser Arbeitsteilung gewähren kann.


Die Zollgrenzen verkleinern uns wirtschaftlich die Erde – wir aber brauchen sie


ganz. So lange der Mensch mit der Möglichkeit rechnen muß, daß ihm durch


Zölle das Wirtschaftsgebiet künstlich verkleinert wird, sucht er zur Sicherung sei-


nes Daseins wenigstens einen möglichst großen Happen der Erde unter seine


Botmäßigkeit zu bringen. Und bei diesem, übrigens ganz vernünftigen Bestreben


stößt er auf andere Machtgruppen, die ebenfalls aus Furcht vor möglichen


Zollgrenzen ihr Wirtschaftsgebiet zu erweitern suchen (Marokko-Konferenz). Der


Weltfreihandel löst diese Schwierigkeiten restlos. Der Friedensvertrag wird also


die Zollschranken als Verstoß gegen das Völkerrecht erklären und Mittel schaf-


fen, damit dieses Recht geachtet werde, sonst wird es kein dauernder Friede


sein.


Der Wirtschaftsfriede verlangt weiter die Abschaffung der Goldwährung.


Warum? Weil diese Zufallswährung zwangsläufig zur Zollpolitik führt, jedesmal


wenn wegen Mangel an Geldangebot die Warenpreise sinken. Die Wirtschaft


muß unbedingt vor Preisrückgängen, wie man sie in den Goldwährungsländern


in der Zeit von 1873 – 1890 erlebt hat, gesichert werden, sonst wird der Ruf nach


Schutzzöllen immer wieder und trotz aller freihändlerischen Werbetätigkeit in


allen Ländern erschallen. Der Freihandel muß, wie der Friede, erst möglich


gemacht werden – dann kommt er von selber. Die oft verhöhnte und verspottete


Not der Landwirtschaft in Deutschland und Frankreich war eine wirkliche Not,


eine Not schlimmster Art. Sie kam mit der Goldwährung, die die Preise aller land-


wirtschaftlichen Produkte drückte (das Getreide z.B. von 240 auf 140 Mk.) und


den Nettoertrag des Bodens unter den Betrag der Hypothekenzinsen brachte.


Den Kaufleuten und Unternehmern ging es nicht besser. Bei jeder Inventur


mußte wegen Rückgangs der Preise ein Teil der Aktiva abgeschrieben werden.


Hunderttausende von ehrbaren Kaufleuten sind auf diese Weise in allen


Goldwährungsländern schuldlos dem Bankrott und der Unehre verfallen. Gegen


die Wiederholung solcher Streiche muß 
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das Volk geschützt werden, und das kann nur dann geschehen, wenn wir die


Währung von jeder konkreten Ware (Gold, Silber u.s.w.) lösen und die absolute


Währung einführen. Die Währung kann nicht von einer Eigenschaft des


Währungsmetalls (Gold) erwartet werden. Das ist Wahn. Sie läßt sich nur als


Produkt einer staatlichen Verwaltung, also aktiver Währungspolitik vorstellen, die


zum Ziel hat, das Niveau der Warenpreise auf gleicher Höhe zu erhalten. Nur so


wird der Ruf nach Schutzzöllen überall und endgültig verstummen, nur so wird


der Freihandel überhaupt erst möglich. Der Völkerfriede muß also die Welt von


der Goldwährung befreien, sonst kann er kein dauernder sein.


Die heutigen Staatsgrenzen soll man lassen, wo sie vor dem Kriege waren.


Warum? Weil jede noch so geringe Versetzung der Grenzsteine das für den


Frieden unerträgliche Gefühl des Sieges und der Niederlage hervorruft. Und ein


echter Friede kann nicht auf Sieg und Niederlage errichtet werden. Aber diese


Staatsgrenzen sollen die Völker nicht mehr trennen; sie brauchen nicht über den


Straßenstaub hervorzuragen. Wir lassen die Grenzen wo sie sind, doch suchen


wir sie nach Möglichkeit abzutragen. Wenn man sie nicht mehr sehen wird, etwa


wie die Grenze zwischen dem Kanton Bern und Neuenburg – dann stören sie,


wie unterirdische Wasserläufe niemanden mehr. Dann fragt auch niemand


danach, ob die elsässische Grenze dort ist, wo sie vor der Zeit Ludwigs XIV. war.


Mit dem Freihandel, der verlangt wird und der auf unerschütterliche wirtschaft-


liche Grundlagen gestellt wird, werden die Staatsgrenzen bereits unsichtbar für


das unbewaffnete Auge. Was dann noch von ihnen übrig bleibt an trennenden


Eigenschaften (Sprachgrenze, Verwaltungsgrenze, Rassengrenze), stört ent-


weder niemand oder kann durch Verträge auch noch beseitigt werden. Die


Staatsgrenzen bleiben also da, wo sie waren, und werden durch Freihandel


abgetragen, sonst ist es müßig Geschwätz, von dauerndem Frieden zu reden.


Der Erdball wird zum unveräußerlichen Besitz der Menschheit erklärt, von dem


kein Staubkörnchen Privatpersonen und Privatnationen zum ausschließlichen


Besitz abgetreten werden soll. Warum? Weil alle Menschenrechte in der Erde


wurzeln. Weil alle Rechte, die nicht die volle Gleichheit der Menschen vor dem


Erdball anerkennen, nichts als leere Worte sind. Nur dann, wenn es jedem


Menschen frei steht, sich anzusiedeln, wo er es für gut hält, können die tausend


Fragen, die heute die Friedensverhandlungen als Zankäpfel belasten, von einem


einheitlichen, absoluten Gesichtspunkt aus beantwortet werden. Wie will man, so


lange man einzelnen Menschen und Nationen Vorrechte auf Teile der Erde zuer-


kennt, z. B. die Frage beantworten, ob Deutschland die Pflicht hat, die Schweiz


mit Kohlen zu versorgen und zu welchen Preisen? Soll es wirklich von der


Willkür Englands abhängen dürfen, Cardiff und Hull in ein neues schwarzes


Gibraltar zu verwandeln für Norwegen, Portugal, Italien? Wie will man die Frage


beantworten, ob die Australier und Amerikaner ein Recht haben, Analphabeten


von ihren Küsten abzuweisen? Man muß den Frie-     Frieden
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den überhaupt erst möglich machen, sagte Wilson in seiner Botschaft. So ist es.


Ist er erst möglich, so ist er auch schon da. Und möglich ist er nur, wenn wir alle
Menschen rückhaltlos als gleichberechtigt den Erdschätzen gegenüber erklären.


Der Friedenskongreß wird dieser elementaren Forderung gerecht werden müs-


sen, sonst wird der Friedensvertrag wieder nichts sein als ein „Chiffon de papier“.
Der Völkerfriede ist ein Abfallprodukt des Bürgerfriedens. Warum? Am Brand


des Bürgerkrieges entzündet sich ganz von selbst der Völkerkrieg. Niemand im


Land hat an der Aufrechterhaltung des Völkerfriedens ein Interesse, so lange im


Innern der Bürgerkrieg tobt. Die Gewalthaber suchen dann künstlich internatio-


nale Verwicklungen herbeizuführen, um durch einen Krieg die Aufmerksamkeit


von den inneren Zuständen abzulenken. Der Krieg dient ihnen als Sicherheits-


ventil. Das unzufriedene Volk aber hofft, durch einen Krieg in den Besitz der


Waffen und damit der Staatsgewalt zu gelangen. Nur so lange allgemeines


Interesse an der Erhaltung des Friedens besteht, hält der Friede. Darum kann


man auch getrost die Verantwortung für den Ausbruch des heutigen Krieges


demjenigen Staate zuschreiben, dessen innere Zustände am reifsten für die


Empörung waren. Der Bürgerfriede stellt die Bedingung, die unbedingt erfüllt


werden muß – und die ist das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, dessen


Voraussetzung die Auflösung allen arbeitslosen Einkommens verlangt. Das


arbeitslose Einkommen fließt aber aus Kapitalzins und Grundrente. So lange das


Recht auf den vollen Arbeitsertrag nicht verwirklicht ist, bleibt der Bürgerfriede


und also auch der ewige Völkerfriede ein Traum – und nicht einmal ein schöner,


kann man solchem Frieden gegenüber mit Moltke mit vollem Recht sagen. Ein


fauler Friede ist nicht besser als Krieg. Wenn Wilsons Friedensideal nicht das


Recht auf den vollen Arbeitsertrag einschließt, so ist er nicht wert, daß man von


ihm spricht. Dann halte ich mich lieber an den christlichen Frieden, der zwar


auch nicht viel leistet, aber dem wenigen doch einen poetischen Ausdruck gibt.


Friede auf Erden den Menschen, die guten Willens sind! Was kann Wilson, wenn


er von unseren hier skizzierten fünf Forderungen etwa nichts wissen wollte, noch


Vernünftiges dem christlichen frommen Wunsche zufügen? Wer den


Bürgerfrieden und durch ihn den Völkerfrieden haben will, darf die Kosten nicht


scheuen. Worin diese Kosten bestehen, habe ich gesagt. Das arbeitslose


Einkommen – das ist der Krieg. Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag – das ist


der Friede. Und reden wir nicht länger von Völkerrechtsverträgen und von


Vertragsbrüchen.


Ewigen Frieden? O ja, den kann man schon haben, sobald man seine Kosten


nicht scheut.
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Volkswirtschaftslehre = Volkswissenschaft.


(Statt einer Buchbesprechung)


Professor Leisegang: Was ist Ihnen zugestoßen, verehrter Herr Kollege?


Professor Aufrecht: Ich bin unzufrieden, unzufrieden mit mir selbst, mit meinen


Leistungen, mit den Leistungen unserer Wissenschaft überhaupt. Jetzt wäre


doch wahrhaftig die Zeit gekommen, wo wir zeigen müßten, das es eine


Wissenschaft der Volkswirtschaft gibt, jetzt, wo der Weltkrieg die Welt-, Volks-


und Privatwirtschaft so schwer erschüttert hat. Aber niemand fragt nach uns,


nicht einmal das Finanzdepartement, und wenn man uns gefragt hätte.


Professor Leisegang: So hätten wir gesagt: „Die Wissenschaft hat nicht die
Aufgabe, unmittelbar auf die Entscheidungen des Tages einzuwirken. Das ist
Sache des Staatsmannes.“ [ Schmoller, „Bund der Landwirte“ vom 7. August 1915.]


Lassen Sie doch den Pöbel sich mit der Volkswirtschaft abplagen, so gut wie er


es versteht. Wir wollen doch nicht unsere Hände an diesem politischen Stoff


besudeln. Das ist Sache der Staatsmänner! „Die Volkswirtschaftslehre be-
schäftigt sich mit dem, was ist und gewesen ist, aber nicht mit dem, was sein
soll.“ [Roscher, „Bund der Landwirte“, vom 7. August 1915.]  Sobald wir uns von dieser 


altbewährten Richtlinie entfernen, geraten wir in den Hexenkessel der Politik –


und aus ist es dann mit der voraussetzungslosen Forschung. Bleiben wir dabei:


wir betreiben unverfängliche Studien über neutrale Fragen der Volkswirtschaft


und lassen alles links liegen, was 
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in die Politik des Tages übergeht und nur Interesse hat für die, die eine Antwort


suchen auf die Frage, was sein soll. Was gewesen ist, das ist unser


Forschungsfeld.


Professor Aufrecht: Und was ist – sagten Sie doch eben. Und das steht schon


im Widerspruch mit dem Rat, den Sie mir eben gaben. Denn, treibe ich die


Untersuchung von dem, was ist, rücksichtslos auf die wissenschaftliche Spitze,


so guckt auch schon das heraus, was sein soll. Dann das, was sein soll, erkennt


man in der Regel an dem, was ist. Demnach wäre auch schon die Untersuchung


von dem, was ist, Politik und uns verbotener Lehrstoff. Mit dieser Einengung


unseres wissenschaftlichen Gebietes kann ich mich nicht einverstanden erklären.


Der Standpunkt ist unhaltbar; wir machen uns lächerlich, lächerlich sage ich


Ihnen. Und ich bin schon ausgelacht worden.


Professor Leisegang: Wer darf es wagen, einen Mann von solchem Weltruf


auszulachen?


Professor Aufrecht: Meine eigenen Schüler haben mich gestern ausgelacht.


Einer frug nach meiner Meinung über das neue Buch „Die natürliche


Wirtschaftsordnung“. Ich sagte: Bücher, die uns sagen, was zu tun ist, gehen die


Staatsmänner, nicht aber die Wissenschaft an. Wissenschaftler sollten sich


hüten, Stellung zu den Tagesfragen zu nehmen, denn jedes Wort, das sie für


oder wider sagen, wird von den Politikern ausgeschlachtet. Darob der eine: Wir


aber wollen nicht ewig nur Wissenschaft betreiben; wir wollen unsere


Erkenntnisse anwenden, als Politiker, Staatsmänner, Unternehmer. Auch sind


welche unter uns, die von Ihnen erfahren wollen, wie sie die amerikanischen


Spekulanten von der Sorte Morgans durch Beelzebub von unseren Märkten 


vertreiben können. Um Wissenschaft der Wissenschaft wegen zu studieren, gibt


es doch interessanteren Stoff als ihre öde Wertlehre. Und alle anderen stimmten


ihm bei. Was konnte ich antworten?


Professor Leisegang: Wir bereiten die junge Männer ausreichend für ihren


Beruf vor, wenn wir ihnen zeigen, wie es in Babylon und Rom war.


Professor Aufrecht: Was nützt es zu wissen wie es war, wenn man nicht weiß,


wie es heute ist? Denn das, was zu tun ist, ergibt sich aus den gegenwärtigen


Zuständen, nicht aus den Ruinen versunkener Städte. Andere Zeiten, andere


Umstände, andere Notwendigkeiten. Meine Schüler wollen zur Tat vorbereitet


werden, und das darf nach unseren Grundsätzen nicht sein.


Professor Leisegang: Es ist das allerdings ein heikler Zustand.


Professor Aufrecht: So frug der eine weiter: Wir dürfen also hier also hier nicht


erfahren, was das Geld ist, von welchen Umständen die Grundrente, der Lohn,


der Zins bestimmt werden, wir dürfen es nicht vom Fenster dieser Hochschule


auf die Straße hinausschreien, daß das Volk auf schmählichste Weise ausge-


beutet wird mit Hilfe staatlicher Einrichtungen!


Professor Leisegang: Eine kitzliche Geschichte.
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Professor Aufrecht: Ich sagte den Studenten, sie dürften unter keinen
Umständen politisch auftreten. Da schlugen sie ein wahres Indianergeheul an:
Wer die Wahrheit kennt und sagt die nicht – der ist fürwahr ein erbärmlicher Wicht
– riefen sie mir zu. Stimmt es, was in der „Natürlichen Wirtschaftsordnung“ über
den Zins gesagt wird, so wollen wir das dem Volke sagen, und die Goldwährung
in Stücke schlagen. Wir wollen die Wahrheit wissen über unsere volkswirtschaft-
lichen Zustände und Einrichtungen. Darum kamen wir aus allen vier
Himmelsgegenden des Landes zu Ihnen geeilt. Und nun wollen Sie uns mit der
babylonischen Volkswirtschaft unterhalten. Das werden wir als Mummelgreise
noch immer früh genug erfahren. Um uns vorwärts orientieren zu können, müssen
wir wissen, wie es heute ist. Und wir wollen vorwärts, nicht rückwärts schauen!


Professor Leisegang: Da haben die Studenten ja eigentlich recht.


Professor Aufrecht: Aber verehrter Herr Kollege, wie können Sie den Studenten
hier recht geben: Sie sagten doch, daß sich Politik und Wissenschaft nicht ver-
einigen lassen! Was hat uns abgehalten, öffentlich Stellung zu nehmen zu den in
dem Buche „Die natürliche Wirtschaftsordnung“ ausgearbeiteten Theorien über
Lohn, Grundrenten, Geld und Zins? Doch nur der Umstand, daß diese Theorien
eine Reihe von Fragen so weit klären, daß der Staatsmann nun weiß, was er tun
soll und tun kann. Und gerade das, meine ich, müßte Aufgabe der Wissenschaft
sein. Was ist denn Politik? Nach Advokatenart einseitig mit allen Mitteln seine und
der eigenen Kaste Interessen vertreten. Die Politik beginnt, ähnlich wie der
Glaube, da, wo das Wissen zu Ende geht, und eigentlich müßte die Aufgabe der
Wissenschaft darin bestehen, durch rücksichtslose Untersuchung unserer heuti-
gen Zustände das Gebiet der Politik immer weiter einzuengen. Über Dinge, die
wissenschaftlich klar gestellt sind, wird keine Politik mehr getrieben. Hätte es
Zollkämpfe gegeben, wenn wir die Wirkung der Zölle vor allen Augen klar gestellt
hätten? Wir müssen den Wald volkswirtschaftlicher Irrlehren ausroden, damit der
Staatsmann ohne weiteres den Pflug ansetzen kann.


Professor Leisegang: Sie meinen also, wir sollten zu dem roten Buche öffentlich
Stellung nehmen? Diese neue Lehre wird sich, wenn sie richtig ist – auch ohne
uns Bahn brechen. Und wenn sie falsch ist, erst recht, wie man das an der
Marxschen Kapitaltheorie erlebt hat. Lassen wir „die natürliche
Wirtschaftsordnung“, wie bisher, unbeachtet. Was sollen wir auch tun? Stimmen
wir der dort entwickelten Theorie des Zinses zu, so werden wir von den Politikern
gleich in die ekelhaftesten politischen Kämpfe hinein gezerrt. Sollen wir sie ab-
weisen? Das wäre wohl das einfachste – wenn man es könnte! Ich habe aber 
bisher umsonst nach Angriffspunkten gesucht.


Professor Aufrecht: Die Zeit ist gekommen, wo wir unser Verhalten in diesen
Fragen zu ändern haben. Alle volkswirtschaftlichen Beziehungen sind durch den
Krieg zerrüttet worden; alles ruft die Arme der Wissenschaft herbei, die uns aus
dem Chaos heben sollen. Und meine Schüler behaupten, sie hätten in der
„Natürlichen Wirtschaftsordnung“ die Erkenntnisse gefunden, die ihren Tatendrang
lenken sollen. Und sie bestehen darauf, daß ich mit ihnen das Buch durcharbeiten
soll.
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Professor Leisegang: Eine heikle Sache! Gerade das Buch! Ich habe es 


gelesen. Der Mann treibt die Theorie ganz schamlos bis in das innerste Gebiet


der Politik hinein; ja, er geht in dieser Schamlosigkeit so weit, selber


Reformvorschläge zu machen! Eine widerwärtigere Verquickung von


Wissenschaft und Politik ist mir noch nicht vorgekommen. Ich habe das Buch 


mit Ekel in den Papierkorb geworfen.


Professor Aufrecht: Sie weichen meiner Frage aus. Es handelt sich darum, ob


wir uns fernerhin dem Vorwurf aussetzen sollen, daß wir aus Furcht vor politi-


schen Kämpfen uns von der Wahrheitsforschung abhalten lassen. Ich bin kein


solch erbärmlicher Wicht und will mir diesen Vorwurf nicht noch einmal von 


meinen Schülern machen lassen. Und ich muß gestehen, die Rolle, die wir jetzt


in der Öffentlichkeit spielen, genügt mir nicht. Ich will mitraten und mittaten am


Wiederaufbau der Volkswirtschaft.


Professor Leisegang: Bedenken Sie wohl, wohin das führt! „Es ist doch so, 
daß in der Volkswirtschaftslehre eine richtige Lehre erst dann zur Anerkennung
gelangt, wenn sie den Interessen einer mächtigen Partei entspricht und nur so
lange, als diese mächtig ist; wird eine andere mächtiger, so gelangen auch die
irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der Mächtigen zu
dienen geeignet scheinen.“ [Lujo Brentano, Der Unternehmer, S. 6] Bedenken Sie, was


hier das Wort „Mächtig“ bedeutet! Wer mächtig ist, d. h. wer den größten


Geldbeutel hat, um die Wissenschaftler zu bestechen, der ...


Professor Aufrecht: Ich fühle mich stark genug, um diesen Gefahren zu wider-


stehen. Wenn andere es nicht sind, so ist das ihre Sache. Aus Rücksicht auf 


solche Schwächlinge will ich mich nicht in meiner Lehrfreiheit einengen lassen.


Die Wissenschaft ist nicht nur stark, sie macht auch stark. Nein, ich halte es in


dieser Enge nicht mehr aus. Das Vaterland ruft, ich will die Pferde aus unserem


Stalle führen und sie in den Dienst der Volkswirtschaft spannen. Sie hat solchen


Vorspann jetzt nötig.


Professor Leisegang: Das wird eine nette Geschichte werden. Schule und


Politik? Unter Ihren Schülern sind alle Stände vertreten. Wenn sie mit ihnen nun


die Theorie der Grundrente und des Zinses durchgehen, und wissen der


Darstellung, wie sie das rote Buch gibt, nichts Stichhaltiges entgegenzustellen,


so hetzen Sie doch die Schüler direkt gegeneinander.


Professor Aufrecht: Meinetwegen mag sich mein Hörsaal in einen Kampfplatz


unseres Klassenstaates verwandeln. Das ist nicht meine Schuld, sondern Schuld


unserer gesellschaftlichen Verhältnisse. Die Wissenschaft steht über diesem


Sumpf. Wir haben rücksichtslos die Ergebnisse unserer Forschung bekannt zu


geben und mögen sie noch so umstürzlerisch erscheinen. Solange ich von der


Sache spreche, kann mir niemand einen Vorwurf machen.


Professor Leisegang: Ich sage Ihnen, es geht nicht; es ist das Ende unserer


Fakultät.
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Professor Aufrecht: Lieber ein Ende mit Schrecken. Und wahrhaftig, jetzt ist


auch nicht die Zeit, ängstliche Rücksichten walten zu lassen.


Professor Leisegang: Es ist das Ende unserer Fakultät!


Professor Aufrecht: Das weiß ich auch. Ich weiß aber noch mehr. Die Volkswirt-


schaftslehre kann auf der Universität nur verkümmern. Sie muß ins Volk hinaus-


getragen, vom ganzen Volk betrieben werden. Sie ist die wahre Volkswirtschaft.
Ich verlasse diese Zwitteranstalt. Ich gründe eine freie Volkshochschule, wo das,


was ist, rückhaltlos, voraussetzungslos, ziellos untersucht wird und wo von den


Männern der Tat Erkenntnisse für ihr Streben vermittelt werden sollen. Wer dann


die Zusammenhänge aller volks- und weltwirtschaftlichen Beziehungen einmal


von den Volksmassen und ihren Führern klar durchschaut werden, dann werden


auch – das ist mein tiefster und seligmachender Glaube – die Kriege, wie der 


jetzige, die Wirtschaftskriege ein Ende nehmen. Ich gehe und setze mich gleich


an diese wahre Friedensarbeit. Leben Sie wohl!


Professor Leisegang: Ich wünsche Ihnen von Herzen den erwarteten Erfolg.


––––
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Geldentwertung und Zinsfußerhöhung.


(Antwort auf die Briefkastenfrage in voriger Nummer)


Die Preise und der Zinsfuß haben ihre eigenen Gesetze und müssen darum
auch getrennt betrachtet werden.


Die Preise werden durch Tauschverhandlungen, der Zinsfuß durch Darlehens-
verhandlungen bestimmt. Tausch und Darlehen sind aber gänzlich verschiedene
Handlungen, ihrer Natur nach nicht weniger verschieden als etwa Pflügen und
Geigenspiel. Beim Tausch spricht man von Käufern und Verkäufern, beim
Darlehen von Gläubigern und Schuldnern. Wenn nun das Geld beim Tausch 
„billiger“ zu haben ist, so ist das kein Grund, warum man es nun beim Darlehen
zu einem niedrigeren Zins haben soll. Wenn das Barometer fällt, muß darum der
Thermometer auch fallen? Der Fragesteller ist hier wahrscheinlich durch den
Ausdruck „billig“ irregeführt worden, den er auf zwei verschiedene Begriffe an-
wendet, um dann diese zwei verschiedenen Begriffe zu verschmelzen. Solches
Vorgehen führt regelmäßig auf Holzwege.


Eine „Verbilligung“ des Geldes im Sinne einer allgemeinen Preissteigerung der
Waren hat als erstes zur Folge, daß jeder, der für ein bestimmtes Unternehmen
Geld braucht, die dazu nötige Summe im genauen Verhältnis zur Preissteigerung
der Waren (Verbilligung des Geldes) höher ansetzen muß. Steigen die
Ziegelsteine von 10 auf 20 im Preise, und alles andere im gleichen Verhältnis, so
wird der Bauunternehmer von der Sparkasse statt 10 000 jetzt 20 000 Franken
Baugeld verlangen müssen. Wenn beim Tode des Bauern die sieben Söhne zum
Zweck der Erbschaftsteilung auf die Hypothekenbank gehen, so verlangen sie
jetzt Fr. 200 000 statt Fr. 100 000, weil ja auch der Hof doppelt so hoch einge-
schätzt wird. Soll nun der Geldgeber den Zinsfuß heruntersetzen, weil als Folge
der „Verbilligung“ des Geldes der Geldbedarf sich verdoppelt hat?


Es kommt aber hier noch etwas dazu. Wenn nämlich die Warenpreise aufwärts
streben, so kauft der, der heute kauft, billiger als der, der wartet. Darum kauft
dann der Kaufmann größere Posten als gewöhnlich, und um sich für die größeren
Posten das Geld zu verschaffen, wendet er sich an den Bankier. Hier strömen
dann die Wechsel, die der Bankier gegen Bargeld kaufen (diskontieren) soll, von
allen Seiten zusammen. Soll nun darum der Bankier den Zinsfuß herabsetzen?
Setzt der Zahnarzt seine Taxe herab, wenn sein Sprechzimmer überfüllt ist?


Bei einer allgemeinen Preissteigerung der Waren (Verbilligung des Geldes)
blüht der Weizen aller Schuldner. Alle Unternehmen gedeihen, solange die Preise
steigen. Die Aktiva stehen am Ende des Jahres um den vollen Betrag der
Preissteigerung höher zu Buche, als zu Anfang, während die Passiva durch
Vertrag (Hypothek, Obligationen, Miet- und Pachtvertrag) vielfach auf Jahre 
hinaus festgelegt sind. Darum kann in der „Hochkonjunktur“ die Dividende oft 
verdoppelt, verdreifacht werden. Ist die Preissteigerung stark genug, so gedeihen
auch noch die Unternehmungen, die von Dummköpfen geleitet werden. Die
dümmsten Streiche 
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können das Geschäft nicht umwerfen, so lange die Preise in die Höhe schießen.
Darum gibt es auch in der Hochkonjunktur keine Bankrotte. Dieser Umstand
belebt aber wieder die allgemeine Unternehmungslust, und diese setzt sich dann
um in gesteigerten Geldbedarf bei allen Geldinstituten. So oft und so lange die
Preise stiegen, ist darum auch der Zinsfuß gestiegen.


Steigender Zinsfuß und steigende Preise laufen darum stets parallel. Das war


schon zur Römerzeit so.


Verkehrt aber wäre es nun, wenn man von solcher Erhöhung des Zinsfußes


auch eine Erhöhung des reinen Zinses, der Zinslasten des Volkes ableiten wollte.


Der Rentner erhält zwar mehr Geld, aber mit diesem Geld kommt er nicht weiter


als früher. Sein Schuldner braucht bei den erhöhten Preisen seiner


Arbeitsprodukte nicht länger zu fronen als vordem für den gewöhnlichen Zins.


Zinsfuß und Zins (arbeitsloses Einkommen) sind auch wieder zwei verschiedene


Dinge, die scharf auseinander gehalten werden müssen.


Will der Schuldner gar seine Schulden tilgen, so braucht er dazu nur die Hälfte


der Aktien, Häuser, Äcker, Kühe, Waren usw. zu verkaufen, die er vor der allge-


meinen Preissteigerung mit den Darlehensgeldern gekauft hatte. Die


Preissteigerung von 100% hat 50% seiner Schulden getilgt.


Trotz erhöhtem Zinsfuß bedeutet also die allgemeine Preissteigerung eine


Entfaltung aller werbenden Stände vom Druck des Kapitals. Das ist auch der


Grund, warum in der Hochkonjunktur alles so fröhlich gedeiht und erklärt die


Tatsache, daß auf den Ruinen des Krieges das Leben besonders kräftig gedeiht.


Denn der Krieg schafft Papiergeld ballenweise; dieses treibt die Preise in die


Höhe zum Vorteil aller werbenden Kreise (Bauern, Handwerker, Kaufleute,


Unternehmer), die im Frieden von den Schulden erdrückt wurden. Die allgemeine


Preissteigerung ist darum in ihrer Wirkung vergleichbar mit dem Jubeljahr der


Juden.


–––
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Die wahre Natur der sogenannten Wehr- oder
Vermögenszuwachssteuer


Die Kriegsvermögenszuwachssteuer, die man in letzter Zeit in verschiedenen


Ländern eingeführt hat, soll jetzt in Deutschland um 20 Prozent erhöht werden und


dadurch eine Mehreinnahme von 500 Millionen liefern. Danach wird also der


Kriegsvermögenszuwachs auf 5 x 500 = 2500 Millionen eingeschätzt. So gar viel


ist das, nach dem Geschrei über die Riesengewinne der Kriegsindustrie, eigentlich


nicht. Immerhin, Vermögenszuwachs mitten im Krieg, und wenn es auch nur 2500


Millionen sind, ist, vom altgewohnten Standpunkt des Hartgeldes aus betrachtet,


eine gar absonderliche Sache. Denn der Krieg war immer gleichbedeutend mit


Preissturz für alle Arten von Vermögen. Von jeher hatten alle Geldinstitute nichts


Eiligeres zu tun, als bei Kriegsausbruch die ausstehenden Gelder so rasch wie


möglich in den Heimathafen zurückzurufen und dort zu verankern, ohne sich


irgendwelche Gedanken zu machen über die Wirkung, die solches Gebaren auf die


Volkswirtschaft ausüben muß. Wenn dann jemand sich bares Geld verschaffen


mußte und zu dem Zwecke Haus, Hof und Wertpapiere zu verkaufen suchte, ging


das nie ohne Verluste. Ein „Zuwachs“ war für die Dauer des Krieges ganz un-


denkbar.


Jetzt ist das anders. Zwar sah man auch jetzt wieder, wie sich in allen Ländern


die Hamster bei Kriegsausbruch auf das Gold stürzten, um es zu verschatzen,


jedoch auf den Markt hatte das keinen Einfluß mehr, denn die Staatsbanken in


London, Berlin und Paris ersetzten das fahnenflüchtig gewordene Gold einfach


durch Papiergeld. Der sonst als selbstverständlich und natürlich angesehene


Kurssturz wurde dadurch vermieden. Und man gewahrt jetzt die seltsame


Erscheinung, daß sich der Handel in allen Ländern nicht nur in einer ausge-


sprochenen Hochkonjunktur, die durch Gesetze (Höchstpreise) künstlich einge-


dämmt werden muß, bewegt, sondern daß die Staaten inmitten des Krieges ihre


Kassen mit dem Ertrag einer Kriegsvermögenszuwachssteuer zu füllen hoffen.


Kriegsvermögenszuwachs! Die Sache darf man natürlich nicht wörtlich 


nehmen, denn wie könnte der Krieg das Vermögen eines Volkes vermehren? 


Ein Zuwachs ist allerdings da, gewiß ist er da, und läßt sich auch in Geld aus-


drücken. Ja, besonders gut sogar läßt er sich in Geld ausdrücken. Vor dem


Kriege schätzte man das deutsche „Volksvermögen“ auf 350 Milliarden. Diese


Schätzung ging von den damaligen Marktpreisen der Produkte aus. Da nun


diese Preise im Durchschnitt verdoppelt sind und aus guten Gründen nicht 


nennenswert herab gehen können, auch nach Friedensschluß nicht, so würde


eine neue Schätzung des deutschen „Volksvermögens“ wahrscheinlich das


Doppelte jener 350 Milliarden ergeben. Daß das stimmt, ersieht man an den


Preisen, die heute für die Äcker bezahlt werden. So z.B. kann man in der


„Vossischen Zeitung“ lesen, daß ein Gut im Kreis Rummelsburg, das vor weni-


gen Jahren für 450 000 Mark gekauft wurde, jetzt für über eine Million verkauft 
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wurde. Und ähnliche Nachrichten laufen von allen Seiten des Reiches ein. Es ist


ja auch selbstverständlich, daß wenn für das Vieh und die Frucht die doppelten


Preise bezahlt werden, auch die Äcker, auf denen das Vieh wächst, ähnlich im


Preise steigen müssen. Der doppelte Preis für das Vieh gibt bei einem


Viehbestand von zwanzig Millionen Stück schon 10 Milliarden


„Vermögenszuwachs“ und für die dazu gehörigen Äcker 100 Milliarden


„Zuwachs“. Und wie steht es mit dem Gebäudekapital? Die Schätzung richtet


sich naturgemäß nach den Baukosten, deren Höhe von den Preisen der


Rohstoffe und der Löhne abhängig ist. Doppelte Preise und Löhne geben also


auch für das Gebäudekapital einen doppelten Schätzungswert. So verhält es


sich aber mit allem. Es stimmt also, daß, wenn wir von den Kriegsschäden ab-


sehen, das deutsche „Volksvermögen“ von 350 Milliarden auf 700 heraufgesetzt


werden muß und daß die Zuwachssteuer von 20 Prozent die unwahrscheinliche


Summe von 70 Milliarden ergeben wird, sobald einmal die höheren Preise der


Produkte kapitalisiert worden sind.


Diesen Zuwachs nennt nun das Volk „Vermögenszuwachs“. Gewiß ein an-


heimelnder Ausdruck, namentlich in Kriegszeiten, in denen doch eigentlich nur


zerstört wird. Aber so anheimelnd er ist, so ist er doch ganz und gar falsch. Das


Wort „Vermögen“ kommt von „vermögen“. Soviel wie ich vermag, so viel ich 


käuflich an mich zu bringen vermag, so groß ist mein Vermögen. Und nun fragt


sich: ist der eben geschilderte, auf die erhöhten Preise aller Dinge zurückzufüh-


rende Zuwachs auch ein Zuwachs an Vermögen, an Kaufkraft? Vermag der


Mann, der für sein Gut eine Million erhalten hat, jetzt mehr als mit den 450 000,


die er vor dem Kriege für das Gut gegeben hatte? Er kann freilich mit einer


Million mehr Schulden tilgen als mit 450 000 Mark, ist er aber schuldenfrei, so


hat sein Vermögen durch jenen Zuwachs um nichts zugenommen. Für alles, was


er kauft, muß er ja das Doppelte zahlen. Ist aber dann, das ist hier die Frage,


solcher „Vermögenszuwachs“ ein besonderer Grund dafür, von ihm eine


Zuwachssteuer zu erheben?


Jedoch der Staat kümmert sich um Spitzfindigkeiten dieser Art nicht, selbst


wenn diese Spitzfindigkeiten mit 350 Milliarden ausgedrückt werden. Der Staat


stellt einen Zuwachs von so und so viel Prozent fest und sagt: dieser Zuwachs


ist unverdient, er ist kein Erzeugnis persönlicher Arbeit. Der Staat hat durch


seine Währungspolitik alle Preise gehoben; sein Verdienst ist es, wenn das


„Volksvermögen“, in Geld ausgedrückt, um 350 Milliarden zugenommen hat, also


gebührt ihm auch dieser Zuwachs, nach dem Grundsatz „summ cuique“. Der


Staat begnügt sich mit 20 Prozent dieses Zuwachses; von Rechts wegen ge-


hören ihm aber die 100 Prozent.


Für einen kriegführenden Staat mag solche summarische Behandlung von


Mein und Dein recht sein. Der Kampf auf Tod und Leben ist mit Krämergeist


schlecht zu paaren. Aber der Gedanke der Zuwachssteuer ist älter als der Krieg.


Er stammt aus der schönen Zeit nach 1890, als das Gold Afrikas die Märkte


Europas mit Geld über-
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schwemmte, genau wie das jetzt die Papiergeldpressen in London, Paris und


Berlin tun. Auch damals sprach man allgemein von Teuerung, von unverdientem


Vermögenszuwachs und von Vermögenszuwachssteuern, deren Gerechtigkeit


mit denselben Gründen gestützt wurde wie heute die Kriegsvermögens-


zuwachssteuer. Damals war es aber ganz nutzlos, gegen solche oberflächliche


Betrachtungsweise anzukämpfen. Man war damals noch ganz im „Wertglauben“


befangen. Man sprach vom „inneren Wert“ des Goldes. Mehr Gold, mehr


Vermögen. Hatte der Verkauf eines Grundstückes mehr Gold eingebracht, so 


war man vor dem Staate und den Bürgern eben reicher, vermögender, steuer-


kräftiger geworden. Wer gegen solchen Unsinn Einspruch erhob, galt als 


unzurechnungsfähig.


Nun hat der Krieg auch über die wahre Natur des damals einsetzenden 


gewaltigen Wertzuwachses Licht verbreitet und die Erkenntnis, daß dieser


Zuwachs durchaus nicht immer mit Vermögenszuwachs gleichbedeutend ist,


breiteren Schichten des Volkes vermittelt. Und das ist ein Glück.


Denn es ist anzunehmen, daß die Finanzminister diese ergiebige und beque-


me Einnahmequelle nicht vergessen werden, namentlich nach dem Kriege nicht,


wenn das Geld für die Invaliden und für die Zinsen der Kriegsanleihen zur Stelle


gebracht werden muß. Handelt es sich dann darum, ein Milliardendefizit zu 


decken, so wird man sagen: ein Vermögenszuwachs ist für jedermann will-


kommen und die Vermögenszuwachssteuer ist, wie keine andere, volkstümlich.


Den Vermögenszuwachs können wir nach Belieben schaffen. Wir heben mit Hilfe


der Notenpresse die Preise aller Produkte. Diese Preiserhöhung wird kapitalisiert


und überträgt sich bald auf das gesamte Kapital (Häuser, Fabriken, Schiffe,


Acker, Wälder, Bergwerke) und sobald das geschehen, kommen wir mit der


Zuwachssteuer, der das ganze Volk zujubelt. Vermehren wir den Geldumlauf um


nur 10 Prozent, sagen wir um eine Milliarde, so heben wir damit die Preise und


Kurse aller Dinge auch um 10 Prozent. Das Volksvermögen von 350 Milliarden


„wächst“ um 10 Prozent, also um 35 Milliarden. Von diesem unverdienten


„Vermögenszuwachs“ erheben wir durch Steuern 20 Prozent, gleich 7 Milliarden,


dazu 1 Milliarde von der Geldvermehrung, machen 8 Milliarden


Staatseinnahmen! Den Steuerzahlern verbleiben von dem durch uns ge-


schaffenen „unverdienten Wertzuwachs“ noch 28 Milliarden. Sie sind also 


„reicher“ (in Geld ausgedrückt) als vorher. Dabei blühen Handel und Gewerbe


(Hochkonjunktur) und das Volk jubelt unseren genialen Streichen begeistert zu.


Und das Schönste dabei ist, daß sich das Spiel wiederholen läßt, so oft wir ein


Defizit zu decken haben.


Die Sache ist zu schön und namentlich zu bequem, um nicht alle


Finanzminister zu begeistern – auch in den Ländern, die nicht vom Krieg be-


troffen wurden. Wer sich also nicht dafür begeistern kann, der sorge rechtzeitig


dafür, daß dem Volk über die Natur des aus der Teuerung entspringenden


„Vermögenszuwachses“ die Augen geöffnet werden.


142







Friedensmöglichkeiten der Zukunft.


Es gibt die Möglichkeit eines Friedens, sagen die in den Friedensgesell-


schaften organisierten „Pazifisten“. Wir schaffen den Frieden durch „Vertrag“.


Völkerrechtsvertrag – das ist die Lösung des Problems. Wir überkapseln die


Zankäpfel mit Papier, viel Papier. Dann sieht man sie nicht mehr, dann herrscht


Friede, ein papierner Friede. Durch unsere und aller Kulturmenschen emsige


Tätigkeit werden wir es dahin bringen, daß die Völkerrechtsverträge von allen


Völkern als unantastbare Heiligtümer angesehen werden, daß, wenn ein Volk


dennoch die Verträge zu brechen versucht, der Schrei der Entrüstung, den die


verwundete Menschheit (humanity) ausstoßen wird, so groß, so gewaltig, so


erschütternd sein wird, daß der Verbrecher erschrocken von seinem Vorhaben


zurücktreten wird.


Mir scheint, daß die Pazifisten die Natur der Zankäpfel nicht genügend scharf


betrachtet haben. Zankäpfel müssen wie Pestherde vertilgt, ausgerottet werden.


Man darf sie nicht konservieren, umgehen, verkapseln, durch Verträge genießbar


machen wollen. Kein Vertrag, und mag er noch so verklausuliert werden, kann


die freie Entwicklung des Vertragsgegenstandes über das Papier hinaus verhin-


dern. Der Zankapfel ist nie eine feste Größe. Er schwillt, wächst, schrumpft


zusammen, verschwindet oft, um eines Tages in ganz anderer Gestalt wieder zu


erscheinen. So ist z.B. das Seerecht durch das Unterseeboot von einem Tag


zum anderen ganz umgeworfen worden. Und jede solche natürliche Veränderung


des Vertragsgegenstandes fälscht den Inhalt des Vertrags. Und beim Vertrage


kommt es auf den Buchstaben des Gesetzes an, da besteht die Partei, die durch


die Entwicklung des Vertragsobjekts begünstigt wird, regelmäßig hartnäckig auf


ihrem Schein. Man kennt den Prozeß der beiden Berliner über das Pensionsrind.


Der eine sollte das Rind füttern, der andere sollte es pflegen. Friede herrschte,


bis sich der Gegenstand des Vertrags eines Tages zur Milchkuh entwickelte. Das


Melken gehört zur Pflege, sagte der eine. Die Milch ist mein – du hast die Kuh zu


füttern, der andere. Der Streitfall kam vor den Richter. Ein anderer Fall. Die


Buchdrucker vertragen sich mit dem Unternehmer über den Preis der einzelnen


Arbeiten. Es geht auch alles gut, bis eines Tages die Notenbank ihre anarchi-


stische Tätigkeit beginnt. Die Preise aller Waren schießen in die Höhe. Der


Druckereibesitzer erhöht seinerseits die Preise der Drucksachen, doch fällt es


ihm nicht ein, auch die Löhne der Arbeiter zu erhöhen. Er besteht auf die buch-


stäbliche Erfüllung des Lohnvertrages. Die Drucker brechen den Vertrag und


streiken.


Der Vertrag ist eben alles mögliche, nur nicht das, was das Wort „Vertragen“


sagt. Der Vertrag – und namentlich der Völkerrechtsvertrag – ist ein
Rechtsinstitut, dessen man sich immer dann zu erinnern pflegt, und auf das man
sich beruft, wenn die Entwicklung des Vertragsgegenstandes dem Vertrag den
ursprünglichen Sinn genommen hat. Dem Vertrage sucht man immer dann Kraft
zu geben, wenn sein Sinn gefälscht, hin-
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fällig geworden ist. So lange man das „Rechtsinstrument“ im Stahlschrank auf-


bewahrt, ist es überflüssig, weil das, was es schützen soll, so wie es steht, von


selber steht. Öffnet man den Stahlschrank, so kann man sicher sein, daß der


Vertrag auch schon gefälscht ist. Man hat sich ja nur darum „vertragen“, weil der


Vertragsboden unsicher ist. Über Dinge, die wirklich unveränderlich sind, sind


auch Verträge überflüssig. Weil man aus Erfahrung weiß, daß alles im Fluß ist


und bleibt, pflegt man auch Verträge zu befristen. Diese Befristung gibt zu 


denken. Wie will man im voraus die Zeit bestimmen, wo die eingetretenen


Umwälzungen eine Revision des Vertrages nötig machen wird? (Seerecht –


Unterseeboote.)


Der Gedanke des Völkerrechtsvertrages entstammt dem Privatrecht, dem


Handelsrecht. Einen solchen von zwei Kaufleuten geschlossenen Geschäfts-


Vertrag kann man verstehen. Jede Partei weiß im voraus, daß die Dinge nicht so


bleiben werden, wie sie sind und daß aus dem Vertrag Vorteile wie Nachteile 


entspringen können. Mit solchen Möglichkeiten ist man gewöhnt, zu rechnen,


und keinem fällt es ein, nachträglich zu klagen, wenn die Sache für ihn ungünstig


verläuft. Die Lotterie ist das beste Beispiel solcher privater Verträge. Völker 
aber wollen ihr Schicksal nicht von einer Lotterie abhängig machen. Wer als


Zivilperson eine Vertrag schließt, trägt alle Folgen persönlich. Seinen Erben 


steht es frei, den Vertrag abzulehnen. Bei Völkerrechtsverträgen sollen aber
Menschen, deren Gebeine schon längst vermodert sind, den Lebenden immer
noch Vorschriften machen. (Neutralitätsvertrag Belgiens von 1839). Führt man


aber die Klausel „sub benef. inventarii“ in den Vertrag ein, so bedeutet die


Geburt jedes Säuglings eine Kündigung des Vertrages. Der Völkervertrag hält


darum immer nur so lange, als beide Parteien Nutzen daraus ziehen. Von Dauer


kann er nur sein, wenn sein Boden von Natur aus gegen Erdbeben geschützt ist


– zu einem wirksamen Rechtsinstrument kann er nie werden. Er ist darum immer


entweder überflüssig oder schädlich. Darum kann man auch nie sagen, daß ein


Vertrag gebrochen worden sei. Haben die eben erwähnten Buchdrucker den


Vertrag gebrochen – oder war es die Emissionsbank, die Papiergeldfabrik? 


Der Vertragsbruch ist kein äußerer, sondern ein innerer Vorgang, etwa wie eine


Brücke, deren Eisen müde wurden, nicht darum einstürzt, weil ein Zug hinüber-


fährt. Nicht die geschädigte, und darum zum Angriff vorgehende Partei braucht


den Vertrag als Chiffon de papier zu bezeichnen, der Vertrag selber hat sich in


Lumpenpapier verwandelt. Völkerrechtsverträge sollen kein Fliegenpapier sein,


womit man Leichtsinnige fängt. Ihre Erfüllung darf niemals erzwungen werden


(griechisch-serbischer Bündnisvertrag), denn dieser Zwang wäre schon ein


Beweis, daß der Sinn des Vertrages gefälscht wurde. Der Völkerrechtsvertrag


darf durch die Entwicklung des Vertragsgegenstands niemals der einen Partei


auf Kosten der anderen Nutzen gewähren, denn der Sinn des Vertrages ist


immer die volle Gleichberechtigung, das Gleichgewicht in allen Vor- oder


Nachteilen. Somit müßten eigentlich alle Völkerrechtsverträge mit 
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vierundzwanzigstündiger Kündigungsfrist abgeschlossen werden.
Völkerrechtsverträge sind daher überflüssig oder unmöglich.


Es kommt dazu, daß der Völkerrechtsfriede gedacht ist als ein Vertrag zwischen
mehreren, vielen, wenn möglich allen Staaten. Dadurch wird der einzelne Staat
zum Spielzeug der Majorität, ähnlich wie die Gesetze der demokratisch geführten
Völker. Die Minorität muß sich fügen. So unterscheidet sich dann der
Völkerrechtsfriede nur mehr dem Namen nach vom Polizeifrieden. Das Volk, das
von dann ab den Vertrag bricht oder kündigt, wird es mit der ganzen Welt zu tun
haben.


Das Völkerrecht, das man hier schaffen will, mag sich ja von der „Gerechtigkeit“
beraten lassen. Aber was ist Gerechtigkeit? Wilson hält es für vollkommen
gerecht, daß Deutschland blockiert und ausgehungert wird, er hält es für unge-
recht, pervers, unmenschlich, daß sich Deutschland gegen diese Hungerblockade
mit den ihm zur Verfügung stehenden Waffen verteidigt. Der Anschauung Wilsons
traten andere Staaten bei. Es ist möglich, daß unter diesen Umständen, nament-
lich im Zustande der Sättigung, die Deutschen einmal sagen werden, daß die
Hungerblockade völkerrechtlich zulässig, daß der Unterseebootkrieg unmensch-
lich ist. Aber solange sie durch den Hunger geplagt werden, wird es wohl nie-
mand gelingen, sie von der Unmenschlichkeit ihrer Verteidigung zu überzeugen.
Und jedes andere Volk wir in gleicher Lage ebenso urteilen und handeln. Also
was ist Gerechtigkeit? Wenn sie irgendwo zu finden ist, so ist es sicherlich nur in
der eigenen Brust, nicht in der der anderen, und namentlich nicht außerhalb des
Menschen. Denn in einer Welt, die sich lückenlos, von der Urzelle an, auf das
System des Fressens und Gefressenwerdens aufbaut, wird man wohl umsonst
nach dem Prinzip der Gerechtigkeit suchen. Jeder einzelne Mensch ist daher
absoluter Richter über das, was Gerechtigkeit ist, und dieser, egozentrisch orien-
tiert, sagt: Was mir wohl tut, ist absolut gerecht, was mir schadet, ist ungerecht.
So kommt es, daß über die Gerechtigkeit des Unterseebootkrieges bei den 
40 Millionen Engländern und den 70 Millionen Deutschen keinerlei Meinungs-
verschiedenheiten bestehen, obschon das Urteil der 40 dem der 70 Millionen
genau entgegengesetzt ist, und es sich um eine an sich einfache Sache und um
zwei Völker handelt, bei denen der Herdengeist sonst nicht besonders stark 
hervortritt. Wie will sich also die vollziehende Gewalt des Völkerrechts von der
„Humanity“ bei der Auslegung der Verträge inspirieren lassen?


Stelle man z. B. auf dem kommenden Friedenskongreß die Unterseebootfrage
zur Besprechung. Ich weiß es genau, die Staaten, die von dieser Waffe Nutzen
ziehen können, werden genau das Gegenteil von dem vertreten, was die an-
deren, die den Schaden haben, als Humanity bezeichnen.


Und dennoch geht es, wird hier mancher sagen, man habe doch schon oft inter-
nationale Streitsachen durch Schiedsgerichte aus der Welt geschafft, so z.B. die
Streitigkeiten um die Wüste von Atacama zwischen Chile und Argentinien. Das
stimmt, solange es sich um Bagatellfragen handelt. Kein Volk wird aber unter
allen Umständen bereit sein, Lebensfragen Schiedsgerichten zu übergeben.
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Lebensfragen sind eben keine Fragen für die, die es angeht. Die Not des Lebens


entscheidet diese Fragen ohne weiteres im Sinne dessen, dem sie eben


Lebensfragen sind.


Das Völkerrecht ist eine erweiterte Staatsverfassung. Die Verfassung ist aber


nie mehr als ein Stück Papier. Oder erwartet vielleicht noch jemand, daß die


Arbeiter auf dem Weg zu ihrem Ziel vor dem Papier, genannt Staatsverfassung,


Halt machen werden? Darum wäre es auch vermessen, für den Völkerfrieden


bändigende Macht im Völkerrechtsvertrag zu suchen. In den Dingen soll der
Friede liegen!


––– 


Die Gefahren der Abrüstung


Der Völkerrechtsvertrag schafft den Frieden zwischen den Staaten ebenso


wenig wie die Staatsverfassung den Frieden zwischen den Klassen. Zuerst der


Friede zwischen den Klassen, dann erübrigt sich ein fester Staatsvertrag.


Kurzsichtige Leute erstreben den Frieden durch die Abrüstung.


Sie sagen: Das Gleichgewicht der Kräfte ist da, sobald alle ihre Waffen nieder-


legen, 100 unbewaffnete Männer seien nicht mächtiger als 10; der unbewaffnete


Mann wäre militärisch eine Null. Die Macht läge in den Waffen und die Über-


macht an Waffen reize zum Krieg. Freilich gehen sie nicht so weit, auch die


Polizei entwaffnen zu wollen. Sie sagen nicht warum. Wahrscheinlich denken sie


dabei an die Notwendigkeit der Rüstung zur Aufrechterhaltung des „inneren


Friedens“. Das ist aber schon ein recht verdächtiges Zugeständnis an die


Rüstung, denn oft genügt ja nicht einmal die gesamte gegen den äußeren Feind


aufgebotene militärische Macht, um im Inneren den Frieden aufrecht zu erhalten.


Wie viele Armeekorps würde man dem Zaren zur Aufrechterhaltung der Ordnung


auf dem Abrüstungskongreß zugestanden haben?


Bei der Abrüstungsforderung als Friedensgarantie übersieht man vollkommen,
daß zur Rüstung schließlich jedes Ding brauchbar ist, das härter ist als der
Soldatenschädel. Den Kampfwert der Rüstung kann man nur durch den


Vergleich mit der Rüstung des Gegners feststellen. Das Schwert braucht nur


weniger stumpf zu sein als das des Gegners, um ein vorzügliches Schwert zu


sein. Pizarro war mit seinem Vorderlader vorzüglich bewaffnet im Kampf mit


Montezuma. Im deutschen Bauernkrieg wurde die Rüstung der Ritter mit


Dreschflegeln zerschlagen. In der Pariser Kommune waren Pflastersteine die


einzige Waffe. Kain erschlug seinen Bruder mit einer Keule und Herkules in der


Wiege erwürgte die Riesenschlange.


Wie denkt man sich unter solchen Verhältnissen die Abrüstung? Die italieni-


sche Polizei verbietet das Tragen von Taschenmessern, weil sie die Theorie der 


146







Abrüstung in die Praxis übersetzen will. Sollen wir nun den Besitz von


Dreschflegeln verbieten? Soll es keine Jagdgewehre mehr geben? Ganz recht,


man verbiete das alles, so erwürgen sich die Gegner, wie es jetzt die Soldaten


im „Handgemenge“ jedesmal dann tun, wenn sie sich verschossen haben. Die


Faust ist die suprema ratio. Kommt es zur völligen Abrüstung, ohne daß man die
Kriegsursachen beseitigt, so bereitet man nur den Boden für den fürchterlichsten
aller Kriege, für die Schlacht im Handgemenge. (Teutoburgerbusch, Lechfeld,


Sempach.)


Und haben wir es nicht erlebt, wie schnell der Fiedelbogenfabrikant, der


Pillendreher, der Puppenfabrikant umlernt und seine Werkstätte für die Munition


umbaut? Das jetzt im Felde stehende Rüstzeug stammt nur zu einem geringen


Teil noch aus der Friedensrüstung. Gleich nach Ausbruch des Krieges traten


Schiffsladungen frisch bereiteter amerikanischer Granaten auf dem Kriegsmarkt


auf! Was soll da die Abrüstung? Ich verstehe den Sinn dieser Forderungen nicht.


Im Kampf gegen England ist der deutsche Pflug, der deutsche Misthaufen die


eigentliche Rüstung Germanias. Korn ist Rüstung, Guano ist Rüstung, Schafe


sind Rüstung. Mit Salpeter füllt man Granaten und düngt man die Felder! Soll


man zur Abrüstung auch die technischen Hochschulen eingehen lassen, weil


man dort zeigt, wie man den Salpeter aus der Luft gewinnt für die Landwirtschaft


und für den Krieg? Aus den Tiegeln deutscher Farbwerke kommt Pulver oder


Ostereierfarbe zum Vorschein, je nachdem man den Hahn A oder B dreht.


Ja, sagen die Franzosen, die allgemeine Abrüstung, die möchte den hinter-


listigen Deutschen gefallen. Sie haben Eisen, Kohlen, sie haben eine starke


Industrie, sie haben alles, was zur schnellen Herstellung der Rüstung nötig ist.


Aber die anderen Nationen, die ihre Rüstung im Frieden vom Auslande bezogen,


um sie für den Kriegsfall zur Hand zu haben, was sagen diese zur


Abrüstungsfrage? Wie wollen sie sich rüsten, wenn sie sich einmal abgerüstet


haben? Was wäre aus Rußland und Frankreich geworden, wenn sie abgerüstet


gewesen wären? Durch Umschaltung ihrer gewaltigen Industrie hätten sich die


Deutschen im Handumdrehen gepanzert, gewaffnet, gerüstet und wären den mit


Schlafmützen und Dreschflegeln anrückenden Franzosen und Russen mit neuen


Geschützen entgegengetreten! Darum hätten die Deutschen seinerzeit auf der


Kriegskonferenz im Haag wohl für die allgemeine Abrüstung eintreten können.


Der Mensch kommt gerüstet zur Welt. Wie er von Uranfang an im Kampfe mit


den gerüsteten Mordgesellen der Natur, den Höhlenbären und Tigern, gerade


wegen seiner vollkommenen Abrüstung sich als der Stärkere erwies, so ist er


auch seinen Artgenossen gegenüber immer gerüstet. Der Geist, die


Schulbildung, der Schulmeister von Sadowa – das ist letzten Endes die wirk-


samste Rüstung. Abrüstung allein ist Unsinn.


Damit soll durchaus nicht gesagt sein, daß die Rüstung den Frieden sichert.
Die Nutzlosigkeit der Abrüstung ist noch kein Beweis für die Richtigkeit des


Satzes: 
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„Wer den Frieden will, rüste sich für den Krieg“. Man mag immerhin abrüsten und
das so gesparte Geld zur Aussteuer neuer Rentner benutzen – schaden kann es
nicht, aber nützen auch nicht. Der Friede hat mit Rüstung und Abrüstung
rein nichts zu tun.


–––


Lebensmittelgeld


[Anmerkung der Redaktion. Wir glauben, diesen Artikel, den uns der Begründer der Theorie der


absoluten Währung, Herr Silvio Gesell, in liebenswürdiger Weise zur Verfügung stellte, unseren


Mitgliedern nicht vorenthalten zu dürfen. Der Vorschlag, den Herr Gesell macht, ist keine


Phantasterei, sondern sehr wohl der Erwägung wert.]


Das Lebensmittelgeld ist aus Papier gemacht. Es ist schwarz wie der Krieg,


der uns die Lebensmittelnot gebracht, und heißt darum auch einfach „schwarzes


Geld“. Es hat die Form eines Papierstreifens von etwa einem halben Meter


Länge und ist in Quadrate eingeteilt, von denen jedes 5 Rp. gilt. Man reißt nach


Bedarf ab.


1. Jeder Bürger erhält wöchentlich gegen Zahlung der gleichen Summe in


gewöhnlichem Geld X Franken schwarzes Geld, womit er unter allen Umständen


auskommen muß, denn mehr schwarzes Geld erhält niemand. Auch ist das


schwarze Geld nicht übertragbar. Die Bedürftigen erhalten von der Stadt das


schwarze Geld geliefert.


2. Alle diejenigen Lebensmittel, die vom Bund kontrolliert werden, können nur


mehr mit schwarzem Geld gekauft werden. Für alle übrigen Ausgaben dient nach


wie vor das gewöhnliche Geld.


3. Wer das schwarze Geld nicht voll aufbrauchen kann oder will, kann den


Überschuß gegen gewöhnliches Geld tauschen. Um den sparsamen Verbrauch


der Lebensmittel mit allen Mitteln zu fördern, wird solcher Überschuß beim


Tausch mit 100 Prozent prämiert, so daß der Sparer doppelt spart.


4. Die Verkaufspreise (Kleinhandelspreise) aller unter Bundeskontrolle stehen-


den Lebensmittel setzt der Bund fest.


5. Die Einteilung des schwarzen Geldes nach seinen Wünschen und


Bedürfnissen bestimmt jeder Bürger nach freiem Ermessen. Wer mehr Brot ißt,


kann dafür weniger von den anderen Lebensmitteln kaufen.


6. Durch eine vorausschauende, bewegliche, kluge Preispolitik hat der Bund


den Verbrauch der einzelnen Lebensmittel so zu regeln, daß den Bürgern der


Bezug im Umfange ihrer durch das schwarze Geld scharf begrenzten Kaufkraft


stets gesichert bleibt. Zeigt es sich z.B., daß der Verbrauch des Zuckers größer


als die Zufuhren ist 
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und daß gleichzeitig der Verbrauch anderer Lebensmittel die Zufuhren nicht


erreicht, so erhöht der Bund den Preis des bevorzugten Zuckers und setzt dafür


den Preis anderer Waren herunter, bis daß das Gleichgewicht hergestellt ist.


7. Übersteigt der Abgang aller Lebensmittel dauernd die Zufuhren, so wird die


Summe des den Bürgern gelieferten schwarzen Geldes herabgesetzt – von etwa


10 Franken wöchentlich auf 9 bis 8 bis 7 – usw. Zugleich wird die Prämie auf


gespartes Geld erhöht (s. §3). Solches wäre für alle Bürger immer ein


Warnungszeichen für den Ernst der Lage und zugleich ein auf alle in gleicher


Weise wirkender Zwang zur Sparsamkeit. Wird umgekehrt ein Wachsen der


Vorräte beobachtet, so kann eine Erhöhung des jedem zugeteilten schwarzen


Geldes in Betracht gezogen werden.


8. Bei zubereiteten Lebensmitteln (Gasthäusern) wird der der Zubereitung 


entsprechende Aufschlag in gemeinem Geld bezahlt.


9. Das schwarze Geld gilt in der ganzen Schweiz – ist also nicht an einzelne


Läden, Städte und Kantone gebunden.


10. Den Bauern steht der direkte Verkauf von Lebensmitteln an beliebige


Personen frei, doch auch immer nur gegen schwarzes Geld und zu den vom


Bund festgesetzten Preisen, die hier nicht als Höchstpreise wirken sollen, 


sondern als Mindestpreise. Das so erhaltene schwarze Geld wird den Bauern


durch die mit der Verteilung des schwarzen Geldes betrauten Ortsbehörden


gegen gemeines Geld umgetauscht. (Höchstpreise fördern den Konsum,


Mindestpreise hemmen ihn.)


Mit dieser Einrichtung werden verschiedene Lebensmittelkarten, Brotkarten,


Zuckerkarten, Kaffeekarten, Pfefferkarten usw. usw., kurz das ganze umständ-


liche und zu Betrügereien sich eignende Kartensystem überflüssig.


Dann wird durch diese Art der Verteilung unserer Lebensmittel die denkbar


größte Rücksicht auf die individuellen Wünsche und Bedürfnisse in bezug auf die


Mischung der Lebensmittel genommen, wobei auch noch die Ortsverhältnisse in


den verschiedenen Kantonen Berücksichtigung finden könnten, daß die Preise


der einzelnen Waren anders gestellt werden – die einen höher, die anderen 


niedriger. Im Tessin z. B. billigeres Brot und teurerer Zucker.


Ein weiterer Vorteil der Sache, der in kritischen und aufgeregten Zeiten wie den


jetzigen besonders zu schätzen ist, liegt in der vollkommenen Demokratisierung


der Verteilung der Lebensmittelvorräte. Das schwarze Geld kennt weder Arme


noch Reiche, den Lebensmitteln gegenüber wären die Bürger alle gleich, ähnlich


wie bei einem Schiffbruch auch alle Passagiere gleiches Recht auf


Rettungsboote haben. Als Rettungsboote müssen aber heute in der Schweiz die


Lebensmittelvorräte angesehen und behandelt werden.


Der Hauptvorteil des Systems liegt aber in der unmittelbaren Wirksamkeit der


Verbrauchskontrolle. Sie ist von klassischer Einfachheit: Statt 50 cm schwarzes 
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Geld erhält jeder 40 cm und schon nimmt der Konsum um 20 Prozent ab und


das Gleichgewicht ist hergestellt.


Wie fahren nun die Bundesfinanzen bei diesem System? Zunächst muß gesagt


werden, daß die Frage der Lebensmittelkontrolle von der finanziellen Frage


scharf getrennt werden muß. Es kommt vor allem darauf an, daß einer


Katastrophe vorgebeugt werde. Die Finanzen sind Dinge zweiter Ordnung.


Hohe Preise fördern die Produktion und niedrige Preise hemmen sie. Erwartet


der Bauer hohe Preise für seine Produkte, so steht er früh auf, sind die Preise


niedrig, so schläft er bis in die hohe Sonne. Bei hohen Preisen wird alles zu Rate


gezogen – Acker, Pferde, Menschenkräfte geben ihr bestes her – vieles sogar,


was der Bauer selber gerne essen möchte, trägt er zu Markte – wenn die Preise


hoch sind.


Mit diesem Umstand muß man rechnen. Die moralischen Betrachtungen, die


mancher daran knüpfen mag, sind hier für die Katz. So wie der Mensch nun ein-


mal ist, so stelle man ihn in den Dienst der gemeinsamen Sache. Der Egoismus


des Menschen soll den Tisch mit Lebensmitteln versorgen.


Die Preise, die der Bund für den Verbrauch festsetzt, sollen darum durchaus


nicht maßgebend für die Einkaufspreise sein. Am besten wird es wohl sein, wenn


der Bund den Landwirten für das ihnen abgelieferte schwarze Geld eine Prämie


bezahlt – für 100 Fr. schwarzes Geld 110–120–130 Franken gewöhnliches Geld.


Dann wird man sehen, wie viel Intelligenz die Bauern entwickeln, mit welcher


Sorgfalt sie jede Saatkartoffel der Erde anvertrauen werden.


Aber das Defizit! Das Defizit! Nun ich meine, wenn man mit einem finanziellen


Defizit ein Defizit in den Lebensmittelzufuhren decken und damit eine


Katastrophe verhüten kann, so soll man nicht lange überlegen.


–––


Bedenken gegen die natürliche Wirtschaftsordnung


Es war Sonntag. Die Vögel sangen, die Bienen summten, Bächlein murmelten,


Schmetterlinge gaukelten über dem bunten Blumenteppich, und die Sonne


schien mild vom blauen Himmel herab. Und Gott setzte sich mitten zwischen


diese Frühlingspracht und rief zufrieden: Vollkommen ist meine Welt! Und er


winkte Luzifer zu sich und sagte: Ist das nicht alles wunderhübsch? Luzifer aber


war sehr traurig. Er war die Nacht über gewandelt, und was er 
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gesehen, hatte ihn mit Grausen erfüllt. Er nahm einen Sack von seinen Schultern


und schüttete den Inhalt vor den Füßen des lieben Gott hin. Da war ein bunter


Schmetterling, den eine Spinne bei lebendigem Leibe auffraß, ein Vogelnest mit


der verhungerten Brut einer Nachtigall, die die Schlange erbeutet, die blutigen


Reste einer Wolfsmahlzeit. Und Luzifer frug: Ist das nun ein göttliches Werk? Ich


kann deine Welt nicht preisen. Hast du keinen anderen Sinn des Lebens finden


können als fressen um gefressen zu werden? Muß es so sein, wie es ist?


Jawohl, sagte der liebe Gott, es geht nicht anders, es muß so sein. Meine


Geschöpfe bleiben nur so lange gesund und vollkommen, als ich sie jage und


hetze, und eine ewig scharfe Auslese unter ihnen vornehme. Das, was du mir vor


die Füße geworfen, waren in irgend einer Hinsicht unvollkommene Exemplare,


deren Platz durch bessere ausgefüllt werden wird. Schön ist der Anblick dieser


Reste ja nicht, darum habe ich den Vorgang durch den nächtlichen Schleier der


Beobachtung entrückt. Was ich nicht weiß, macht mir nicht heiß. Warum


schleichst du mir auch auf nächtlichen Wegen nach und steckst deine Nase in


jeden Quark? Bleibe im Bett und freue dich am Sonnenaufgang. Sieh dich um,


beobachte jedes einzelne Exemplar – entdeckst du den geringsten Fehler? Ich


habe die Sache von allen Seiten betrachtet, tausend und ein Experiment


gemacht, es ist nicht anders möglich. Fressen um gefressen zu werden! Wenn


du es aber besser machen kannst – so überlasse ich dir gern die Herrschaft.


Luzifer antwortete: Ich bin nur Kritiker, das Bessermachen ist deine Sache. Was


sagt denn dein Sohn dazu? – Der? Ja, der hat ein neues System ausprobiert, er


nennt es das System der Liebe, des Mitleids, das christliche System. Er experi-


mentiert zwar noch keine 2000 Jahre, aber vieles hat sich schon geändert. Gehe


hin und sage mir dann, was du von der christlichen Zucht hältst? Ach Gott,


seufzte Luzifer, von da komme ich ja her. Du meinst doch jene Insel dort mit dem


großen Krüppelheim, den Spitälern, orthopädischen Instituten und den


Zahnkliniken, wo dem Wolf die Zähne plombiert und durch Porzellan ersetzt wer-


den! Von dort bin ich ja wieder in dein Reich geflüchtet. Ich hielt es nicht mehr


aus vor all dem Ächzen, Klagen, Wimmern. Hier bei dir hört man wenigstens nur


des Nachts den Todesschrei der überfallenen Tiere, und robuste Naturen wie du


vergessen über der Pracht der Oberfläche die Schauder, die darunter lauern,


dort aber wehe, wehe!


Siehst du, Luziferlein, so geht’s, wenn man mit Liebe und Mitleid die Welt zu


regieren unternimmt, wenn man auf Kosten der anderen das Unvollkommene am


Leben zu erhalten sucht und von Auslese nichts wissen will. Die


Unvollkommenheiten haben denselben Lebensdrang wie die Vollkommenheit, –


sie vererben sich und häufen sich, bis das Monstrum fertig ist und man den gött-


lichen Samen kaum noch wiedererkennt. Da sieh dich um, Luzifer, genieße die


Herrlichkeit des Tages, begnüge dich mit der Oberfläche und erhole dich von


dem Schrecken der Nacht, vom Spaziergang ins christliche Reich meines


Sohnes.


Nein, sagte Luzifer. Ich kann mich auf solche Kompromisse nicht einlassen.
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Wenn du ein echter, rechter Gott bist, der die Welt im Kreise am Finger laufen


läßt, so schaffe solche Widersprüche ab, schaffe eine vollkommene Welt, be-


seitige die Nacht.


Preise und lobe mein Werk, bete mich an, sagte streng der liebe Gott. Ich kann


nicht, antwortete Luzifer.


Da ergrimmte der liebe Gott und warf Luzifer zum Paradies hinaus.


–


Solange der Mensch in Übereinstimmung mit der Natur handeln kann, gedeiht


er; pfuscht er aber, so wird er in irgend einer Weise büßen müssen. Verdient die


natürliche Wirtschaftsordnung diesen Namen, so haben wir uns mit den Folgen


abzufinden, so gut es gehen mag. Betrachten wir die natürliche


Wirtschaftsordnung vom Standpunkt der Krüppelheime, der Toll- und


Zuchthäuser, also vom Standpunkt der heutigen Majorität, so ist es so klar, daß


hier besondere Schutzgesetze nötig sind, wie ja jetzt auch in den kriegführenden


Ländern die Fürsorge für die Kriegsverletzen zu Ausnahmegesetzen führen wird.


Als Ausnahme, als etwas Unnatürliches muß man aber das Vorhandensein des


heutigen Heeres von schwachen, kranken, verkrüppelten Menschen betrachten.


Diese Maßnahme, das Kranke und Schwache, das, was dem Untergang geweiht


ist, soll doch nicht maßgebend für unsere Gesellschaftsordnung sein! Lassen wir


einmal die natürliche Wirtschaftsordnung Ordnung in unsere von Grund aus ver-


derbte Welt bringen und ihre Früchte ausreifen, so werde wir es kaum noch nötig


haben für die Kranken und Schwachen besondere Schutzmaßregeln zu ergrei-


fen, denn die Krüppelheime, Spitäler, Zucht- und Irrenhäuser, kurz das ganze


Gezücht, das uns die kapitalistische Ordnung gebracht hat, muß, soll und wird ja


verschwinden. Die unvollkommenen Exemplare, die nicht für sich zu sorgen


imstande sind, werden nur noch ganz seltene Ausnahmen bilden – wie das ja


auch in der Natur der Fall ist. Die Beute fällt dem schnellsten Wolf zu, so muß


auch die menschliche Ordnung auf das Gedeihen der Tüchtigsten zugeschnitten


sein, denn nur so kann es wieder zur Hochzucht kommen. Zum Schutze der


Schwachen genügt dann vollkommen die dem Menschen, und ganz besonders


den stärksten und tüchtigsten unter ihnen, angeborene unausrottbare Vorliebe 


für alles Schutzbedürftige. Lege man die Macht wieder in die Hände der


Tüchtigsten, dann werden die Kranken und Schwachen sich nicht mehr zu be-


klagen haben.


Man beseitige die Unzucht, stelle die Zuchtwahl wieder her, gebe den Frauen


volles Wahlrecht, ich meine hier Zuchtwahlrecht, so brauchen wir auf die


Schwachen keine Rücksicht zu nehmen, weil dann keine Schwachen mehr ge-


boren werden. Müßiggang ist aller Laster Anfang und aus Zins und Rente


besteht der volle Müßiggangsertrag. Hier werden die Krüppel gezeugt. Zins ist


Unzucht, Rente ist Unzucht. Und die Überbürdung der arbeitenden Klasse ist 


die andere Seite 
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dieser Unzucht. Die einen züchten Krüppel, weil sie gar nicht arbeiten, die ande-


ren, weil sie unter der Bürde zusammenbrechen. Zehn Stunden Fabrikarbeit für


schwangere und stillende Frauen! Welche Unzucht! Diese kapitalistische


Ordnung bringt auch die Interessenehen, diesen fürchterlichsten Greuel Sodoms;


sie bedingt es, daß die Stimme der Liebe, die die Paarung auf den richtigen Weg


zu leiten hat, nur ausnahmsweise noch zur Geltung kommt – warum dann wieder


Krüppel und immer wieder Krüppel auf die Welt gesetzt werden. So kommt es


dann auch, daß, abgebrüht durch den ständigen Anblick von


Degenerationserscheinungen, der Mensch keinen Abscheu mehr empfindet


gegenüber den Lastern unserer „Kultur“ und diesen Lastern darum auch wieder


selber verfällt. Neue Krüppel sind die Folge. Fortzeugend muß eben das Böse


Böses gebären.


Also zunächst: Weg mit der kapitalistischen Ordnung!  Lazarus
(Pseudonym für S. Gesell/ Die Red.)


–––


Völkerrecht und Moral.


Das Völkerrecht muß sich in der Moral inspirieren – sagte Wilson. Ganz recht.


Woher aber nimmt die Moral ihre Richtlinien? Für die Moral gibt es nur einen


Maßstab, der ewig und unfehlbar und überall der gleiche ist, das ist die


Hochzucht des Menschengeschlechtes nach den in den Gesetzen der natür-


lichen Auslese liegenden unbekannten fernen Zielen. Der diesen ehernen


Gesetzen schuldige unbedingte Gehorsam, das ist Moral, das allein kann uns


sagen, was Recht, was Unrecht ist.


Diese natürliche Auslese verlangt nun mit kategorischem Imperativ, daß der


Start im Wettkampfe der Menschen nicht gefälscht werde dadurch, daß man dem


einen mehr Ballast aufbürdet als dem anderen, oder daß dem einen der Zugang


zu den äußeren Hilfsmitteln des Wettkampfs, also zu den Schätzen der Natur,


erschwert, dem anderen erleichtert werde. Der Sieg muß ganz allein auf ange-


borene, persönliche, daher auch vererbungsfähige Eigenschaften herbeigeführt


werden. Und so kann die Moral, also die natürliche Auslese ihr Ziel, die mensch-


liche Hochzucht erreichen. Hier in dieser Hochzucht sind alle anderen morali-


schen Begriffe subsummiert. Jeder andere Begriff der Moral ist darum entweder


nur ein Teilbegriff oder Phantasterei.


Alle Rechte, auch das Massenrecht, das sogenannte Völkerrecht, erschöpfen


sich also in der Forderung, daß restlos allen Menschen restlos die ganze Welt
unter völlig gleichen Bedingungen zugänglich sein soll. Sobald das Recht mehr


ist oder sein soll als diese Selbstverständlichkeit, kann man auch schon mit


Bestimmtheit sagen, daß diese Mehr von Übel ist und unbedingt ausgerottet 


werden muß.


Das Völkerrecht ist also entweder inhaltslos, weil selbstverständlich, oder


unmoralisch.
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Teuerung und Wohnungsnot.


Es gibt viele Mittel, mit denen man der Wohnungsnot steuern kann. Man


braucht hier nur zu wollen. Aber nicht alle wollen es, denn bei vielen setzt sich ja


die Wohnungsnot in Profit, in steigende Mietzinseinnahmen um. Darum werden


auch die folgenden Vorschläge sicher nicht ungeteilten Beifall finden.


Das Universalmittel zur Bekämpfung der Wohnungsnot ist heute offenbar noch


dasselbe, das der weise Salomo, oder gar der große Hammurabi entdeckt hatte


– nämlich der Bau von neuen Häusern. Warum wendet man diese bewährte


Mittel nicht an, warum ruht die Bauindustrie? Antwort: Weil sich die


Bauunternehmer vor dem Goldschatz der Nationalbank fürchten, und zwar mit


Recht. Wie ein Damoklesschwert hängt dieses Gold heute drohend über dem


Haupte aller Unternehmer.


Die Nationalbank kann nämlich, ohne den Rahmen des Gesetzes zu verlassen,


heute nach zwei entgegengesetzten Richtungen wirken. Sie kann auf Grund des


jetzigen Deckungsverhältnisses von 80% ihre Notenausgabe fast verdoppeln,


ehe sie die Minimaldeckung (40%) erreicht. Sie kann aber auch umgekehrt den


großen Goldschatz dazu benutzen, um die Banknoten einzulösen, wodurch der


Geldumlauf eine bedeutende Einschränkung erführe.


Und je nachdem die Nationalbank den einen oder den anderen Weg betritt –


werden alle Preise, Löhne, Börsenkurse aufwärts oder abwärts getrieben. Weiß


also heut niemand (?) wie sich die Nationalbank entscheiden wird, ob in ihrem


Direktorium die Depressionisten [Anhänger niedriger oder hoher Preise] oder


Inflationisten [Anhänger niedriger oder hoher Preise] die Oberhand haben, so verwandelt


sich der Bau eines neuen Hauses, wie überhaupt jedes industriellen wie kauf-


männischen Unternehmens in ein Spiel à la Monte Carlo. Weil nun die bedäch-


tigen Bauunternehmer keine Spieler sind, sondern auf festem Grunde zu bauen


gewohnt sind, so unterbleibt der Bau neuer Häuser. Daher aber die


Wohnungsnot.


Darum lautet die erste Forderung zur Belebung der Bauindustrie: Die
Nationalbank wird verpflichtet, die Notenausgabe so zu gestalten, daß die Preise
allgemein und damit auch die der Baumaterialien und der Löhne niemals wieder
unter den heutigen Stand heruntergehen können.


Ist der Unternehmer einmal nach dieser Richtung gesichert, d. h. weiß er, daß


es unnütz ist, auf ein Herabgehen der Normalpreise und der Löhne lange noch


zu warten, so kann er schon eher die Wiederaufnahme seiner für die Mieter wie


für die Bauarbeiter so wichtigen Tätigkeit ins Auge fassen.


Doch genügt das allein noch nicht, um seine Bedenken zu zerstreuen. Der
Bauunternehmer muß auch wissen, daß der Mietertrag des Neubaues für den
Zins der auf dem Bau ruhenden Hypotheken ausreichen wird. Das aber kann er
erst dann mit genügender Sicherheit annehmen, wenn die Mieten der früher ge-
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bauten Häuser allgemein an die Rentabilitätsgrenze der entsprechenden
Neubauten herauf gerückt sind. So hoch sind aber die Mieten trotz Wohnungsnot
noch lange nicht gestiegen. Sollen doch die Baukosten um 50% gestiegen sein.
Dabei ist nicht zu vergessen, daß die Neubauten mit einem Hypothekenzins von
5% belastet werden müßten, während dem alten Hauszins ein solcher von 4½%
oder 4% zugrunde lag.


Kostete ein Haus (ohne den Baugrund) früher 100 000 Franken, so müßte das
Haus, um zu rentieren, zu 4% Fr. 4 500 netto an Zins abwerfen. Heute würde
dasselbe Haus Fr. 150 000 Baukosten verursachen und müßte demnach zu dem
auf 5% gestiegenen Zinsfuß Fr. 7500 netto an Zins einbringen. Somit müßte erst
die Miete aller Wohnungen im Verhältnis von 4500 zu 7500 steigen – ehe an
einen Neubau gedacht werden kann.


Was wäre also hier zu tun? Der „königliche“ Weg wäre wohl der, durch
Einführung des Freigeldes den Zins und damit die Rentabilitätsgrenze der
Neubauten auf die Höhe der jetzt gezahlten Mieten herabzusetzen. Wenn der
Zins auf etwa 3% herabging, so wären die jetzt erzielbaren Mieten hoch genug,
um trotz erhöhter Baukosten die Neubauten zu rentieren. Versichert dann eine
gesetzlich festgelegte Währungspolitik den Bauunternehmer noch vor Preisrück-
gängen der Baumaterialien – so wird er sofort seine segenspendende Tätigkeit
wieder aufnehmen können.


Aber wir sind noch nicht so weit. Dem Freigeld stehen in unserer Demokratie
noch zu starke plutokratische Hemmungen im Wege (neben Mangel an
Verständnis). Darum müssen wir uns – wenn überhaupt etwas geschehen soll –
mit kleinen Mitteln, die immer den Stempel der Quacksalberei tragen, behelfen.


So lautet also unser Vorschlag: Die Wohnungsmieten werden durch einen
Steuerzuschlag auf die Höhe der Rentabilität der Neubauten gehoben.
Ausgenommen von dieser Steuer sind allein die Neubauten, die von jetzt ab in
Angriff genommen werden.


Ich gehe ruhig über das Geschimpfe hinweg, mit dem dieser Vorschlag begrüßt
wird und spreche zur Sache.


Dem Bauunternehmer wir durch diese Steuer und in Verbindung mit der vorge-
schlagenen Währungspolitik die Rentabilität gesichert, die nun einmal heute
Vorbedingung jedes Unternehmens ist. Folglich braucht der Unternehmer keine
Verluste mehr zu befürchten, folglich wird er seine Leute bald zusammentrom-
meln und sich an die Arbeit und damit an die Beseitigung der Wohnungsnot
machen. Arbeitsgelegenheit für die Bauarbeiter, Wohnungsgelegenheit für die
Arbeiterfamilie wären die Folgen der Mietesteuer. Und noch etwas: Die Stadt, die
die Mietsteuern einheimst, hätte Geld genug, um bei den kinderreichen Familien,
die am meisten unter der Wohnungsnot leiden, durch eine Leistung von 100 Fr.
für jedes Kind – die Mietsteuer in das Gegenteil zu verwandeln. Denn der Ertrag
der Mietsteuer müßte natürlich restlos in diesem Sinne verteilt werden.


Man vergesse auch bei Beurteilung diese Vorschlages nicht, daß die Mieten
steigen werden und sogar steigen müssen, falls die Bautätigkeit wieder aufge-
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nommen werden soll, – ganz gleichgültig ob wir sie besteuern oder nicht. Der
Unterschied ist nur der, daß mit der Mietesteuer der Gewinn aus der erwarteten
und absolut nötigen Mietsteigerung der Stadt für gemeinnützige Zwecke zu-
fließen wird, während er sonst als arbeitsloses Einkommen die Privattaschen der
Hausbesitzer füllen wird. Und noch eins. Ohne die Steuer müßte der
Unternehmer erwarten – wer weiß wie viele Jahre – und mit ihm natürlich sämt-
liche Bauarbeiter – bis daß die Mieten diejenige Höhe erklettert haben werden,
die ihm erlaubt zu arbeiten – während mit der Mietesteuer die Arbeit morgen
schon mit frischem Mut beginnen könnte.


–––


Georg Blumenthal:


„Die Befreiung von der Geld- und Zinsherrschaft“.


Physiokratischer Verlag Berlin-Lichterfelde. Mk. 1,–.


Das in dieser Schrift behandelte Thema ist nicht nur im Hinblick auf die durch


den Krieg geschaffenen Geld- und Währungsverhältnisse von allgemeinem


Interesse, sondern es dürfte auch in dem Augenblick zu höchster Bedeutung
gelangen, wenn die Frage der Verzinsung der Kriegsanleihen im Brennpunkt der


öffentlichen Erörterungen stehen wird.


Der eigentliche Charakter des Buches, das in zwei Teilen verfaßt auf 96 Seiten


in 18 kurzen Kapiteln sowohl die wichtigsten Grundlagen des modernen


Kapitalismus, als auch dessen allmähliche Verdrängung durch ein neues Geld


behandelt, ist jedoch ein durchaus sozialpolitischer.
Demgemäß dürfte das kleine, aber inhaltsschwere Werk in allen Kreisen der


Bevölkerung die größte Beachtung verdienen.


Was es der Öffentlichkeit zu sagen hat, geht uns alle ganz persönlich an, wir


alle unterstehen täglich und stündlich mit unserer ganzen Existenz der Macht 
des Geldes, deren ungeheurer Einfluß auf die gesamte Volkswirtschaft und


Kulturgestaltung hier überzeugend und leichtverständlich nachgewiesen ist.


Unter gelegentlicher Bezugnahme auf die Lehren von Karl Marx und P. J.
Proudhon kommt der Verfasser zu dem Schluß, daß die ganze sogenannte


„Soziale Frage“, soweit sie volkswirtschaftlicher Natur ist, im wahrsten Sinn des


Wortes eine Geldfrage ist.


Die Massenarmut, die sich überall als Kehrseite der kapitalistischen Kultur in


Gestalt eines sogenannten „Proletariates“ zeigt, hat ihre hauptsächlichste und


beständige Ursache in dem herkömmlichen Geldwesen und dem darauf be-


ruhenden Kapitalzins (Mehrwert).


Ein jeder, der das kleine Werk liest, wird geradezu verblüfft sein über den


ungeahnten Umfang der Zinswirtschaft und über den kaum glaublichen, alles


beherrschenden Einfluß, den der Kapitalzins auf unser gesamtes


Wirtschaftsleben 


156







ausübt. Wir stehen hier vor einem der gewaltigsten Probleme, das bezeichnen-


derweise für die breite Öffentlichkeit bisher überhaupt nicht zu bestehen schien;
weil sich niemand dessen bewußt war, in wie hohem Grade er selbst ein


Zinssklave des Kapitals ist. So verbreitet diese höchst zeitgemäße


Veröffentlichung eine Fülle von Licht über eines der bisher dunkelsten Gebiete


der Volkswirtschaft.


Der Verfasser beschränkt sich jedoch nicht darauf, die unheilvollen Wirkungen


der kapitalistischen Geld- und Zinsherrschaft aufzudecken; er zeigt im zweiten


Teil seiner Schrift auch den Weg zur Beseitigung diese Zustandes und eröffnet


uns weite Ausblicke in eine freiere und reichere Zukunft.


Es handelt sich hier um ein Buch, welches nicht nur jeder ernsthafte


Sozialpolitiker lesen sollte: sondern auch ein jeder, der überhaupt nach sozialer
Gerechtigkeit strebt.


Das handliche, klar und übersichtlich geschriebene Buch eignet sich vorzüglich


als Werbeschrift; man kann es ohne Bedenken einem jeden empfehlen oder zu


lesen geben.


–––


Zur Währungsfrage
Erwiderung auf die beiden T.- Artikel


[Wir geben der vorstehenden Erwiderung auf die Art. in Nrn. 1419 und 1425 der „N.Z.Z.“ Raum, um


der schweizerischen Freigeldschule das Wort nicht abzuschneiden. Ihre Argumente scheinen uns


indessen zu wenig stichhaltig, um die solide Ausführung unseres T.- Mitarbeiters abzutun. Red.]


Es ist ein entschiedener Fortschritt, daß das Bestehen der Währungsfrage heute


wenigstens nicht mehr bestritten wird, und ein lobenswerter Entschluß der


Redaktion der „N.Z.Z.“, daß sie ihre Spalten der Diskussion dieser Frage ge-


öffnet hat. Die Bejahung der Währungsfrage macht aus dem Franken schweizeri-


scher Währung ein Fragezeichen. Schon einmal, zur Zeit des bimetallischen


Streites, wurde diese Frage gestellt. Damals hielt man es aber für klüger, da man


keine Antwort fand, die Frage in einem Phrasenbrei zu begraben. Mancher


Kaufmann und Unternehmer wird wohl erstaunt aufblicken, wenn er hört, daß es


noch eine Währungsfrage gibt, und daß der Gegenstand, auf dem er seine


Wirtschaft aufgebaut hat, der Franken schweizerischer Währung, noch stark an


ein Lotteriebillett erinnert, ja, daß die Stellung der Währungsfrage eigentlich


jedes Blatt seines Hauptbuches in einen Blankoakzept verwandelt, dessen


Betrag vom Sieger im entbrennenden Währungsstreit ausgefüllt werden wird, so


daß er je und je zum Millionär oder Bettler gemacht werden kann.
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Der Einsender T. sieht die Währungsfrage in der allgemeinen Preissteigerung


und in den Schwankungen der Devisenkurse, wozu für den Theoretiker noch die


Sperrung der Einlösung der Banknoten kommt. Diese Begriffsbestimmung ver-


langt jedoch einige Erläuterungen. Das, worauf es vor allem ankommt, ist der


Zweck des Geldes, also den Austausch der Produkte und Leistungen sicherzu-


stellen, der ja das Wesen der Volkswirtschaft ausmacht. Dieser Zweck verlangt,


daß die Preisschwankungen allgemeiner Natur, die man auch Konjunkturen


nennt, unter allen Umständen und endgültig beseitigt werden. Auf dem Spiele


steht hier nicht nur die Frage, ob die Volkswirtschaft erhalten werden kann, ob


die Staatskassen gefüllt, der Tisch der Arbeit gedeckt sein wird, sondern auch


welche Arbeitsleistungen der Summe von 15–20.000 Millionen Fr. entsprechen


sollen, die die Schuldner in der Schweiz ihren Gläubigern in Form von Bundes-,


Kantonal- und Gemeindeschulden, von Obligationen, Hypotheken,


Versicherungspolicen, Wechseln und Privatschulden aller Art zu leisten haben.


Bei den heutigen Preisen wird die Last dieser Schulden erträglich, kehrt man


aber zu den früheren Preisen zurück, so mag mit dem Schuldner der ganze


finanzielle Palast zusammenstürzen.


Diese Seite der Währungsfrage ist die eigentliche, nationale, die schweizerische


Währungsfrage, die vom Schweizervolk selbständig beantwortet werden muß.


Die andere Seite der Währungsfrage dagegen, die Valutaschwankungen, ist zwar


auch, absolut betrachtet, eine ganz bedeutende Sache; sie tritt aber im Vergleich


zur ersteren völlig in den Hintergrund – obschon man seltsamerweise bisher


gerade hier die Hauptseite der Währungsfrage suchte. Außerdem kann man die


Valutaschwankungen, da sie Begleiterscheinungen der internationalen


Konjunkturschwankungen sind, nicht als selbständige Währungsfrage betrachten.


Diese Frage findet ihre automatische Erledigung an dem Tage, wo alle Staaten


die Papiergeldausgaben auf die Festigkeit des allgemeinen Preisniveaus ein-


stellen, da zwischen Staaten mit festem Preisniveau auch der Warenaustausch


feste Formen annimmt. Dies ist aber die Hauptbedingung für die Festigkeit der


Wechsel- und Valutakurse. Mit der Goldwährung waren die Wechsel- und


Valutaschwankungen im Verhältnis zu heute sehr gering, weil diese Währung die


Schwankungen des Preisniveaus automatisch auf alle Länder ausdehnte,


wodurch ihr Einfluß auf die Handelsbilanz aufgehoben wurde. Verhütet man mit


der Papierwährung international diese Schwankungen, so fallen auch die


Wirkungen auf die Valutakurse aus. Es gibt eigentlich nur eine Währungsfrage,


daß ist die Frage, wie die Schwankungen im allgemeinen Preisniveau unter allen


Umständen vermieden werden können. Alle anderen Seiten der Währungsfrage,


auch die Diskontoschwankungen, sind sekundäre Erscheinungen.


T. bespricht die verschiedenen Vorschläge, die in letzter Zeit zur Lösung der


Währungsfrage gemacht wurden und, nachdem er auch kurz den Schweizer


Freiland-Freigeld-Bund erwähnt, kommt er zum Schlüsse, daß die


Währungsfrage noch 
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nicht spruchreif sei. Dem Freigeld-Vorschlag gegenüber begründet T. sein Urteil


damit, daß das eidgenössische statistische Bureau nicht schnell und präzis


genug würde arbeiten können, um die Notenpolitik der Nationalbank sicher zu


leiten. Nun, ich meine, daß wenn man von den 15 oder 20 Milliarden


Gläubigerforderungen, die mit der Währungsfrage aufs Spiel gesetzt sind, nur ein


einziges Promille, also jährlich 20 Millionen Fr., dem statistischen Bureau zur


Verfügung stellte, doch schon brauchbare Arbeit geleistet werden könnte. Aber


auch abgesehen davon – wie kommt denn T. dazu, heute, angesichts einer sinn-


fällig gewordenen Preistreiberei von vielleicht mehr als 50 Prozent, die sich in


drei Jahren vollzogen hat, solch peinliche Bedenken zu hegen? Wenn man


Balken wegzuräumen hat, so kümmert man sich doch gewöhnlich nicht um


Splitter! Wir haben kein Recht, die Leistungsfähigkeit unserer statistischen


Methoden anzuzweifeln, so lange wir mitten in einer Preistreiberei stehen wie


heute. Hätte man der Nationalbank Auftrag gegeben, sich bei der Notenausgabe


absolut nach den Resultaten der Warenpreisstabilität zu richten, so wären viel-


leicht unmeßbare Schwankungen eingetreten, von denen man immer sagen


würde: „Was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß“, jedoch keine Preistreibereien


von 5 – 10 –, ja 50 Prozent in drei Jahren, die vielleicht auf reichlich 100 Prozent


steigen würden, wenn man sie bis auf das Jahr 1890 zurückverfolgte.


Dabei aber wäre es falsch, wenn man dem Freigeldbund vorhalten würde, er


begnüge sich mit ungefähren Resultaten, mit grober Arbeit. Der Freigeldbund will


Präzisionsarbeit liefern und fühlt sich auch stark genug dazu. Er gibt nicht nur die


nötigen statistischen Methoden an, um auch Preisschwankungen von praktisch


wesenloser Bedeutung festzustellen, sondern, was noch viel besser ist, er


bezeichnet scharfkantig die Mittel, die anzuwenden sind, um solche


Schwankungen im Entstehen zu verhindern. Er sagt: das allgemeine Preisniveau


hängt ab 1. von der Geldmenge, 2. von der Umlaufgeschwindigkeit dieses


Geldes. Von diesen beiden Elementen hat die Notenbank (die Nationalbank),


auch wenn wir sie gänzlich von den Deckungsfesseln und der Einlösungspflicht


befreien, doch immer nur das eine, die Geldmenge, unter ihrer Aufsicht, während


sie auf die Umlaufgeschwindigkeit keinen oder keinen unmittelbaren Einfluß hat.


Diese Umlaufgeschwindigkeit des Geldes unterliegt heute den mannigfaltigsten


Einflüssen und Störungen von oft gewaltigem Umfang. Sie stößt heute vielleicht


noch an die Grenzen der Leistungsfähigkeit des banktechnischen Apparates, um


morgen schon auf Null herabzusinken (Krise, Krieg, Panik), was auf den Preis


genau denselben Einfluß hat, wie wenn man heute die Menge des Geldes nach


der Leistungsfähigkeit der Notenpresse richtete, um dieses Geld morgen wieder


restlos einzuziehen und zu verbrennen. Von dieser Unregelmäßigkeit des


Geldumlaufs kommen die Hauptschwankungen im allgemeinen Preisniveau; ihr


gegenüber ist es, wo sich die Nationalbank zur Ohnmacht verurteilt sieht.


Namentlich auch die plötzlichen Kursstürze, denen gegenüber der 
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Einwand T’s (innerhalb der eben bezeichneten Grenzen) als berechtigt anerkannt


werden muß. Gerade darum aber begnügt sich der S. F. und F. B. nicht damit,


die absolute Währung zu fordern, sondern will auch die Nationalbank für diese


Aufgabe ausrüsten. Dieses soll durch den Ersatz des heutigen Geldes durch das


sog. Freigeld geschehen, mit dessen Einführung die variable


Umlaufgeschwindigkeit des Geldes in eine konstante Größe verwandelt wird, so


daß von dann ab die Hauptursache aller Schwankungen im Preisniveau ausge-


schaltet wird. Die Psyche der Geldinhaber (auf die Liefmann seine etwas schnur-


rige Theorie aufbaut) scheidet mit dem Freigeld restlos aus den Elementen des


Preises aus. Dann gilt, da mit der Beseitigung der Konjunkturschwankungen


auch die Kreditschwankungen schwinden, für den Preis die ursprüngliche, die


sog. rohe oder naive Quantitätstheorie absolut, während die von Dr. Christen und


Irving Fisher bereinigte Neo-Quantitätstheorie unbeschadet ihrer wissenschaft-


lichen Bedeutung kein Feld mehr für ihre praktische Anwendung finden würde.


Die mathematische Formel des Preises unter der Herrschaft des Freigeldes 


lautet dann: ... Geldmenge : Warenmenge = Preis.


Mit dem Freigeld wird die allgemeine Nachfrage nach Waren sozusagen zu


einem Monopol der Notenbank gemacht. Genügt die Nachfrage nach Waren


nicht, um das Preisniveau zu halten, so gibt die Nationalbank Geld aus, und da


dieses Geld (Freigeld) unmittelbar kaufend auftritt, so müssen die Preise un-


mittelbar reagieren. Schießt diese Bewegung über das Ziel hinaus, so wird


umgekehrt verfahren. Durch Einzug von Geld wird die allgemeine Nachfrage


nach Geld gedämpft. Mit dem Freigeld wird die allgemeine Nachfrage zu einer


am Stande der Emission abzumessenden Größe, auf die niemand anderes mehr


Einfluß hat als eben die Notenbank, der die Erhaltung eines festen Preisniveaus


gesetzlich zur Richtschnur gegeben wird, und alles das, was heute die


Nachfrage störend belastet, die Psyche der Kaufleute, Unternehmer, Sparer,


Spekulanten, Wucherer, der Zufall der Goldfunde usw., fällt aus. Die Nachfrage


wird mit dem Freigeld zu einem Sachgut, das willkürlich den Bedürfnissen der


Volkswirtschaft entsprechend bemessen werden kann.
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Joseph und Morgan


Und Joseph prophezeite eine große Teuerung. Und er baute Speicher und


kaufte alles Getreide auf. Und als die Speicher voll waren – siehe da, da trat die


Teuerung ein! Und die Ägypter, von Hunger überwältigt, verkauften ihre Herden,


ihre Äcker und schließlich sich selbst in die Leibeigenschaft Pharaos.


5000 Jahre später. Und Morgan prophezeite eine große Krise (1907). Und er


baute einen großen Stahlschrank, verkaufte alles, was er in Aktien besaß, trieb


rücksichtslos alles Geld ein, das den von ihm geleiteten Geldinstituten geschul-


det war, und barg es im großen Geldschrank. Und als der Stahlschrank voll war


– siehe da, da ging das Wort des Propheten in Erfüllung, und die Grundmauern


der New Yorker Börse erbebten. Und die Amerikaner, von der „Krise“ überwältigt,


verkauften zu Spottpreisen – Aktien, Herden, Äcker, alles was sie hatten. Und


viele gingen hin und erhängten sich.


Nochmals 10 Jahre später. Und die Nationalbank verdoppelte ihren


Notenumlauf und schuf damit eine gewaltige Hochkonjunktur. Die Milchpreise


stiegen auf das Doppelte und alles andere in ähnlichem Verhältnis. Und in den


Stahlschränken der Nationalbank lauert das Gold, lauern die Wechsel, womit die


Noten jederzeit eingezogen werden können. Wehe uns, wenn die Nationalbank


auf den Rat der à la baisse spielenden Hochfinanz eines Tages ihre Schalter


wieder zur Einlösung der Noten öffnen wird!


Hütet euch vor Speichern und Stahlschränken, hütet euch vor denen, die Gold


und Getreide hamstern.


–––


Ein Rat an Erblasser


Der verstorbene Regierungsrat Kläy hinterließ ein Kapital für verschiedene


Krankenhäuser der Stadt Bern. Ob sich der edle Mann wohl volle Rechenschaft


abgelegt hat darüber, wen seine Hinterlassenschaft letzten Endes beglücken


wird? Ich glaube es nicht, ich bin sogar selbst davon überzeugt, daß Herr Kläy
sich niemals darüber den Kopf zerbrochen hat, wie die Grundrente entsteht und


daß er ein höchst verdutztes Gesicht gemacht hätte, wenn jemand ihm gesagt


hätte, daß sein den Kranken, Blinden, Lahmen zugedachtes Geld unvermittelt in


die Taschen der Grundrentner verschwinden wird. Und doch ist es so. Diese


Stiftung, um deren Zinsen das Armenbudget der Stadt Bern erleichtert wird, wird


der Stadt erlauben, weniger Steuern zu erheben und die Steuern werden immer


direkt oder indirekt von der Grundrente 
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getragen. Wer hat nicht schon die Reklame der Bodenspekulanten gelesen:


Herrliche Aussicht, Nähe des Bahnhofes, niedrige Steuersätze! Der niedrige


Steuersatz zieht die Käufer an und setzt sich so in höhere Bodenpreise um.


Es ist also wirklich so: Kläy hat den Bodenspekulanten der Stadt Bern sein


Vermögen hinterlassen. Die Grundrentner, nicht die Kranken, haben allein


Ursache, sich über diese und andere Vergabungen zu freuen. Ohne diese


Vergabungen wären die Krankenhäuser nicht um einen Stein kleiner. Die städti-


schen Steuern wären höher, dafür aber wären die Bodenpreise um den Betrag


der kapitalisierten Steuern niedriger. Und was der Berner Mieter an Steuern für


den Unterhalt der Krankenhäuser mehr zu zahlen hätte, würde er an niedrigen


Wohnungsmieten wieder gewinnen. Für ihn wie für die Kranken wäre das gleich.


Wer sich als Greis auf den Tod vorbereitet, der sollte nach dem Grundsatz: 


laßt die Toten ihre Toten begraben, auch den Lebenden die Sorge um die


Hilfsbedürftigen hinterlassen. Und wenn ihm schon das Gesetz gestattet, durch


Testament noch nach dem Tode bestimmend auf die Lebenden einzuwirken, so


sollte er, noch am Grabe die Hoffnung aufpflanzend, unbeirrt um das Ächzen und


Stöhnen, das sein Ohr schlägt, auf die menschliche Hochzucht bedacht sein. Die


die Degeneration mindernden Bestrebungen sollte er mit seinen Vergabungen


unterstützen. Für ihn kann es ja soweit gleichgültig sein, ob seine


Hinterlassenschaft heute schon in Medizinen verausgabt wird oder erst in der


Zukunft, meinetwegen einer Jahrmillion; denn im Grabe fallen Gegenwart und


Zukunft in eins zusammen – was ihn allein noch interessiert, das ist die Frage:


wie wird meine Hinterlassenschaft am wirksamsten verwendet.


Da ist der Schweizerische Freilandbund, der sich die Aufgabe gestellt hat, den


gesamten Boden der Eidgenossenschaft den Krallen der Rentner zu entreißen


und durch Freiland die ganze Schweiz in ein Universal-Heiligenschwendi zu ver-


wandeln, wo es keiner Krankenhäuser mehr bedarf.


Also, mein lieber Leser: Wenn du etwas zu vergaben hast, ehe du es auf dem


üblichen Wege über die wohltätigen Anstalten des Landes in die Taschen der


Grundrentner leitest: kaufe Boden, schweizerisches Heimatland, und lasse, was


du gekauft hast, im Grundbuch als eidgenössisches Freiland eintragen. Dann


bist du sicher, daß dein Werk in Äonen nicht untergehen wird.
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Rechenexempel


Aus der Programmrede des ungarischen Handelsministers Serény 28. 8. 1917: „Es wird


unsere erste Aufgabe sein, das Überwuchern der Geldmittel zu verhindern. Das kann nur


stufenweise geschehen, damit die Entziehung der Geldmittel nicht verheerend auf die


Preise wirkt.“


Mache die Bilanz eines Kaufmannes, der mit 100 000 Fr. eigenem Kapital und


400 000 Fr. Kredit ein Warenlager von 500 000 Fr. unterhält unter der


Annahme, daß die stufenweise Entziehung der Geldmittel nicht verheerend (!)


gewirkt, sondern nur zur Folge gehabt hat, daß seit der letzten Bilanz die Preise


um eine Stufe von 10% gefallen seien. Rechne nach, wieviel eigenes Kapital


dem Kaufmann bei der zweiten Stufe verbleibt und sage, was er bei der dritten


Stufe nach dem Handelsgesetz tun muß.


Welchen Rat würdest du allen Gewerbetreibenden geben, falls es nicht noch


gelingen sollte, den im obigen ministeriellen Programm neu zum Ausbruch


gekommenen Goldwahn endgültig zu besiegen?


–
Die Autoritäten.   Wer in gut katholischen Gegenden einfachen Leuten


kitzliche Fragen stellt, der wird mit den Worten abgefertigt: Das dürft ihr mich


nicht fragen, denn ich bin ein bescheidenes Bäuerlein. Gelehrte hat unsere 


heilige Kirche, die euch die richtige Antwort geben werden.


Ähnlich verhält es sich, wenn man einen Bauern fragt, was ein Franken


schweizerischer Währung sei. Dann erhält man zur Antwort: Das dürft ihr mich


nicht fragen, denn ich weiß nur, daß die Silberlinge in meinem Sack Franken


schweizerischer Währung sind, aber Fachleute, Sachverständige, Gelehrte 


bergen unsere Großbanken, unsere Kantonal- und Bundesbanken – die werden


Euch die gewünschte Antwort nicht vorenthalten.


Nun ist das theoretische Gebäude des Bankiers durch die Kriegsereignisse


zum Einsturze gebracht worden. Nichts davon ist geblieben.


Man sollte nun glauben, daß unsere Herren Fachleute sich beeilen würden,


neue theoretische Richtpunkte für ihre Bankpolitik zu suchen, und mancher wird


wohl erwartungsvoll nach Lugano hingehorcht haben, als er hörte, daß sich am


7. Oktober dort 130 Vertreter schweizerischer Banken vereinigt hätten. Aber was


brauchen die Herren Bankiers eine Theorie des Geldes? Sie verfügen ja doch


über die Macht des Geldes! Mit der Theorie des Geldes mögen sich diejenigen


beschäftigen, die keines haben!


Unsere schweizerische Währung ist vollkommen in die Brüche gegangen; das


Finanzdepartement erklärt, daß es noch nicht weiß, was es tun soll. Es wartet


darauf, daß ihm von den Herren Bankiers die Richtung gegeben wird. Die Herren


Bankiers aber vereinigen sich 130 Mann hoch in Lugano, um „eine einheitliche
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Gebühr für Aufbewahrung von Wertschriften“ zu besprechen und um von Herrn


Dr. Raimondo Rossi di Arzo, Direktor der Handelsschule in Bellinzona, einen


Vortrag über tessinische Auswanderung anzuhören!


Res tua agitur! Proletarier! Verschuldete Bauern, geprellte Festbesoldete!


Erwartet keine Hilfe von denen, die aus eurer Not Kapital schlagen. Eure Sache


ist’s – du mußt sie selber in d’Hand nä!


–


Der Maßstab für die Würde des Landes.  Die N. Z. Z. brachte vor


einiger Zeit einen Artikel aus finanziellen Kreisen, worin auf Kosten des Bundes


eine Erhöhung der Dividenden der Nationalbank-Aktien gefordert wird. Begründet


wird diese eigentümliche Forderung mit der noch eigentümlicheren Behauptung,


daß die jetzige Dividende „unvereinbar mit der Würde des Landes“ sei.


Der Zins ist eben das Heiligtum der modernen Demokratien. 4% ist der


Demokratie unwürdig; sie muß sich schämen und geht gesenkten Hauptes ein-


her. Erst bei 5% kann Helvetia wieder mit den anderen Demokratien verkehren.


Wie verächtlich muß nach diesen demokratischen Ansichten der Proletarier


erscheinen, der jene Dividenden mit seiner Arbeit aufzubringen hat. Die Würde


des Zinseshebers ist eben die Verächtlichkeit des Zinszahlers.


–


Die Hochzucht des Menschen 


als Religion der Zukunft.


Motto: Man kann sich seine Ziele nie hoch genug stellen.


G. von Bunge               [Das Motto ist der Vorrede zu 


Dr. Christens trefflichem Werk „Die menschliche Fortpflan-
zung, ihre Gesundung und Veredlung“ entnommen. ]


Von dem Augenblick an, wo der Menschengeist sich zum Richter über die


Naturgewalten einsetzt, die ihn geformt haben, bricht offenbar ein neues Zeitalter


in der Entwicklungsgeschichte des Menschen an. Bis dahin entwickelte sich die-


ses merkwürdige Wesen innerhalb der Gußformen der Natur. Jetzt zerbricht der


Mensch diese Form, er entreißt den Naturgewalten den Kommandostab, er


beobachtet sie scharf, sucht sie zu durchdringen, läßt sie an seinem prüfenden


Auge vorbeiziehen, sinnend, wie er sie in seine Gewalt bringt. Er ist den


Gesetzen 
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nicht mehr blindlings unterworfen, er benutzt sie, er führt sich selber, geht seinen


eigenen Weg. Der Wille herrscht. Der Mensch richtet seine eigene Entwicklung


auf ein Ziel, das er sich selber steckt. Und dieses Ziel kann vernünftigerweise nur


dasselbe sein, wonach der Erzengel Luzifer strebt, nämlich Gottes Thron zu


erklettern.


Gott und das sich selbst gesetzte Ziel der Menschenentwicklung fallen notwen-


digerweise an dem Tage in eins zusammen, wo der Mensch bewußt in die


Entwicklung eingreift. Es wäre schon eine Gotteslästerung, wenn es anders wäre.


Das Wort: Du sollst keinen anderen Gott neben mir haben, kann für den entwick-


lungsgläubigen Menschen keinen anderen Sinn haben als: Du sollst deiner


Entwicklung Gott als Ziel setzen. Auch der Satz, daß Gott den Menschen nach


seinem Ebenbilde schuf, kann nur als ein Wunsch gedeutet werden, den


Menschen Gott möglichst nahe zu bringen! („Gott ist Ziel, nicht Tatsache. Gott


wird, er ist noch nicht“. Paulus K.) Und das, was Gott werden will – das ist der


Mensch.


Solange der Mensch nur den lieben Gott walten läßt und für alles Geschehen


ihn verantwortlich macht, solange der Mensch glaubt, daß nach Untergang dieses


Menschengeschlechtes durch Schöpferkraft neue, bessere Menschen dutzend-


weise an seine Stelle gesetzt werden können, hatte der Mensch keine


Veranlassung, in seine eigene Entwicklung einzugreifen. Warum sich den Kopf


über das Schicksal eines so billigen Wesens zerbrechen? Er ließ alles gehen, wie


es ging. Er überließ sich darum auch hemmungslos der Leitung seiner Gelüste.


Zwar gibt es kunstvoll errichtete Lehren, die den freien Menschenwillen in Über-


einstimmung mit dem Begriff eines allmächtigen Gottes zu bringen versuchen,


aber diese Lehrsätze haben auf die Handlungen des Menschen niemals bestim-


mend eingewirkt. Immer hat es bei den Gläubigen aller Konfessionen geheißen:


Wer nur den lieben Gott läßt walten! Neben einem „allmächtigen“ Gott kann sich


kein anderer Gott behaupten. Noch weniger aber der Mensch. Der Glaube an


Gott nimmt dem Menschen notwendigerweise den Glauben an sich selbst.


Aber von dem Tage an, wo der Mensch sich von allen Göttern verlassen, im


unendlichen eisigen Weltraum mutterseelenallein weiß, wo er sein Auge nicht


mehr spähend auf der Gottessuche zwischen die Gestirne schweifen läßt, wo das


Gängelband, an das er sich klammerte, in ein fadenscheiniges Spinngeweben


zergeht, da ändert er sein Benehmen, das fühlt er zum erstenmale, daß wirklich


etwas an ihm ist, und schwer fühlt er auf sich die Verantwortung lasten, dieses


Etwas zu erhalten und den Schatz zu heben. Und was er bis dahin fatalistisch


von der Willkür Gottes erwartete, das bemüht er sich jetzt selber zu tun. Selber


will er Hand ans Werk legen. Sich selbst, der ganzen Natur will er die Vorsehung


sein, die er bis dahin außerhalb seines Ichs lokalisierte. Vernunft nennt er’s immer


noch, aber statt sie zu gebrauchen, „um tierischer als jedes Tier zu sein“, wird er


nun sein Auge fest auf das große Ziel gerichtet halten, und keinen Fingerbreit


mehr von diesen wirklichen „Gotteswegen“ abweichen. Denn mit Bewußtsein 
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lenkt er seine Weg direkt auf das von ihm selbst erwählte Ziel, auf Gottes 
Thron hin.


Weit ist der Weg zu diesem würdigen Ziel, ärmlich erscheint unsere


Ausrüstung. Aber man vergesse nicht, daß alles, was wir dazu brauchen, ist,


„hinter die Dinge zu kommen“ und, daß dazu nur eine verstärkte Gabe desselben


Geistes gleicher Beschaffenheit nötig ist, den uns die Natur beschert hat. Ein rein


quantitativer, kein qualitativer Geistesunterschied trennt uns von Gott. Und die-


sen Unterschied soll die Zeit ausgleichen, die vor uns liegt = unendlich.


Im Grunde genommen wird hier von uns keine neuer Glaube verlangt. Nur um


eine etwas liberalere Fassung des uralten hebräischen Messiasglaubens handelt


es sich. Der Messias entsteigt hier nicht dem Schoß eines einzelnen, besonders


gebenedeiten und auserkorenen Weibes. Die ganze Menschheit ist an seiner


Zeugung beteiligt, als Ganzes strebt sie dem großen Ziele zu. Darum würde


auch ein solcher Glaube, zur Volksreligion erhoben, noch in ganz anderer Weise


die Menschheit führen, in ihr Tun und Lassen eingreifen, als es der


Messiasglaube der Juden schon tat. Bei den jüdischen Frauen war die Hoffnung,


unter Millionen die Gebenebeite und Auserkorene zu sein, wie die Hoffnung auf


ein großes Lotterielos, durch die vielen, vielen Nieten sehr verwässert, und


darum von geringerem Einfluß auf das Gebaren des einzelnen Weibes (trotzdem


steht dieser Messiasglaube als moralische Kraftquelle hoch über allen anderen


Religionen). Hier würde sich dagegen ausnahmslos jedes Glied der Menschheit


unmittelbar an dem großen Werke beteiligt wissen, ähnlich wie der einzelne


Arbeiter beim Bau des babylonischen Turmes. Der Messias wird nicht mehr von


oben erwartet, mit verschränkten Armen – er ist ureigenes Erzeugnis, je nach


unserem Verhalten kommt er, früh oder spät, oder – überhaupt nicht. Da ist sie,


die Menschheit, unter deinen Augen entwickelt sie sich, langsam entsteigt sie


dem Sumpfe, sie wächst, sie schwebt, sie strahlt in Herrlichkeit!


Welche Hemmungen für die niederziehenden Triebe müssen solchem Glauben


innewohnen, welche gewaltige aufbauende Kräfte muß er auslösen!


–


Die Auslese durch die natürliche Wirtschaftsordnung.


Unausgesetzt, jahraus jahrein geht die Auslese unter uns vor sich. Zahllose


Fallen und Schlingen hat die Natur ausgestellt, denen nur die entrinnen, deren


Sinne scharf genug ausgebildet sind. Tausend und aber Tausend werden vor-


zeitig alle Tage aus unserer Mitte gerissen – nach Gottes unerforschlichem


Ratschluß! Menschen fallen da, an denen der geübteste Anatom nichts


Fehlerhaftes entdecken könnte. Und doch blieben sie in den engmaschigen


Netzen des Ausleseapparates hängen. Und wie scharf und erbarmungslos die


Aufsicht ist, die an 
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diesem Apparat geübt wird, erkennt man an der Tatsache, daß unter Hunderten


kaum einer ist, der an Altersschwäche, also des natürlichen Todes stirbt.


Dabei begnügt sich die Natur nicht mit dieser Auslese, um ihre Geschöpfe


gesund zu erhalten, denn sie unterwirft alle, die ihren Fallen glücklich entronnen,


einer Nachmusterung, die, was Wirksamkeit anbetrifft, kaum überboten werden


könnte. Hier heißt es: Der Anatom hat nichts an euch ausgesetzt, ihr genügt sei-


nen Anforderungen. Aber jetzt kommt die Reihe an den Psychologen. Nur für die


Tüchtigsten unter den Auserlesenen ist diese Welt bestimmt, und wer unter euch


der Tüchtigere ist, das wird der Erfolg des Wettkampfes zeigen. Und glaubt nicht,


daß mit einem einmaligen Sieg es ein für allemal getan sei – nein, euer Leben


soll von Anfang bis zum Ende ein Wettkampf bleiben. Die Stellung, die ihr euch


erringt, werdet ihr gegen ununterbrochene Angriffe zu verteidigen haben, und je


schärfer die Auslese war – um so schärfer wird die Nachlese sein. Nicht der


Einäugige soll unter Blinden König sein – der Allertüchtigste unter den


Tüchtigsten soll es sein.


Nun wäre es aber noch möglich, daß Einzelne unter euch durch äußere Mittel,


durch Kunstgriffe der bisher geübten Auslese entgangen seien. Auch diese 


müssen noch ausgelesen werden, denn die Natur will die Eigenschaften der


Preisgekrönten auf die Nachkommenschaft übertragen. Es dürfen daher nur 


vererbungsfähige Eigenschaften sein, die den Sieg bedingen. Die Mängel, die


die Auslese und der Wettkampf an euch übersah, die sollen nun von den Frauen


bei der Zuchtwahl ans Licht der Sonne kommen. Wer bei diesem letzen Examen


durchfällt, dessen Geschlecht geht mit ihm unter.


So arbeitet die Natur unausgesetzt an der Gesunderhaltung der Lebewesen,


und man sollte meinen, es sei ausreichend dafür gesorgt, daß der Mensch nicht


entarten kann. Daß das aber nicht der Fall ist, erkennen wir an den uns überall


auf Schritt und Tritt entgegenstarrenden Entartungserscheinungen, die dem


Beobachter Schrecken einjagen. Wenn das so weiter ginge? Was bliebe vom


stolzen Menschengeschlecht nach weiteren drei oder vier Geschlechtern übrig?


Wohl nicht mehr als ein Häufchen Unglück.


Das ist das Werk des Alkohols – werden hier viele ausrufen! Zugegeben, daß


der Alkohol hier eine gewaltige Rolle spielt (wie auch Tabak und Kaffee), aber


wie kommt es, daß der Ausleseapparat der Natur mit den Produkten des


Alkoholismus nicht fertig werden kann? Dabei sieht doch dieser Ausleseapparat


aus, als ob sein Erfinder es gerade auf die Alkoholisten abgesehen gehabt hätte


– die Fallen und Schlingen, der Wettbewerb, die Zuchtwahl – alles hat seine


Spitze direkt gegen den Alkoholismus gerichtet. – Wenn darum der


Ausleseapparat das ihm zugeführte Material nicht zu bewältigen vermag, so ist


die Annahme berechtigt, daß er fehlerhaft geworden ist. Und so ist es auch 


tatsächlich.


Unsere zur Schaffung und zum Schutze des arbeitslosen Einkommens ausge-


bildete Wirtschaftsordnung hat den Ausleseapparat der Natur umgeschaltet,
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direkt auf den Kopf gestellt. Statt der Spreu wirft er die Körner aus. Das


Minderwertige (namentlich in geistiger Beziehung) wird gefördert, das Wertvolle


vernichtet.


Den Fallen und Schlingen der Natur entgehen die, die vom arbeitslosen


Einkommen leben, denn nur dort, wo man arbeitet, fallen Späne, fallen die, die


nicht scharf sehen und hören, die keine guten Lungen und Ausscheidungsorgane


haben. Kein Rentner ist noch von einer gefällten Tanne erschlagen, von einem


Treibriemen, von einem scharfen Nordwind erfaßt worden. Der vom Alkohol un-


sicher gewordene Rentner legt sich ins Bett, und dort ist er sicher vor all den


Gefahren, denen der in diesem Zustand arbeitende Mensch ausgesetzt ist.


Und was kümmert den Rentner der auslesende Wettkampf oder Kampf ums


Dasein? Wo er irgendwo dem Wettbewerb und der Gefahr ausgesetzt wäre, ins


Hintertreffen zu geraten, da werden ihm die fehlenden Kräfte durch äußere Mittel


ersetzt. Umgekehrt werden die, die das arbeitslose Einkommen des Rentners


aufzubringen haben, von dieser Bürde erdrückt.


Und auch bei der Paarung schaltet das arbeitslose Einkommen die Auslese für


den Rentner wieder aus, da ja die Not den Frauen das Recht der Zuchtwahl, 


dieses letzte und wirksamste Sicherheitsventile der Natur gegen die Entartung


genommen hat. Die Not, die das Eisen bricht, bricht auch die Frauen, nicht alle,


aber viele. Mit Widerwillen zwar, aber sie nehmen ihn, denselben, den sie im


Zustand der Freiheit stolz abgewiesen hätten.


So entzieht das arbeitslose Einkommen einen großen, stetig wachsenden


Prozentsatz unseres Volkes der Auslese, und einem anderen, noch größeren Teil


wirft es unüberwindliche Schwierigkeiten in den Weg. Und darum sieht es nun so


aus, als ob der Ausleseapparat der Natur das ihm zu getragene Material nicht zu


bewältigen vermöchte, als ob nur künstliche, gewaltsame Unterstützung der


natürlichen Auslese die Menschheit noch vor dem völligen Untergang zu retten


vermöchte.


Weg also mit dem arbeitslosen Einkommen!


–


Die Quelle der Güter.  „Der Grund und Boden, den die Natur zu des


Menschen Unterhalt angewiesen hat, ist die einzige Quelle, aus welcher alles


kommt und wohin alles zurückfließt und dessen Existenz trotz aller Zeitläufe


beständig verbleibt.“


Kaiser Joseph II., 1783.


„Männer von Rom“, sagte Tiberius Gracchus, ihr werdet die Herren der Welt


genannt, aber ihr habt kein Recht auf einen Fußbreit Bodens! Die wilden Tiere


haben ihre Höhlen, aber die Krieger Italiens haben nur Wasser und Luft.“


Henry George.
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Vergessen wir nicht, daß der Krieg von Organisationen, von Staaten geführt


wird. Je mehr der Staat als solcher ausgebildet wird, um so größer werden die


Reibungsflächen, um so leichter tritt er in Gegensatz zu den Interessen anderer


Staaten. Nicht in der Erweiterung der Staatsdomäne müssen wir die Vermeidung


der Kriege suchen, sondern im Gegenteil in ihrer Einengung. Die Marxisten 


müssen aber den Staat zu ihrem Gott machen!


Wofür Ihr euch schlagt! Deutsche, Engländer, Russen, Italiener, Franzosen!


Nehmt ein Papier und zeichnet darauf die Grenzen Eures Vaterlandes, wie sie im


15. Jahrhundert standen. Darüber zeichnet die Grenzen Ende des 16., 17., 18.,


19., und 20. Jahrhunderts. Bewundert dann das Gekritzel und fragt euch, ob


solch provisorisches Ding, wie der Staat, das wert ist, was ihr alle ihm zu opfern


bereit seid.


Das schwarze Gibraltar! Italien braucht 850 000 Tonnen Kohle im Monat = 


85 000 Eisenbahnwagen. Die Schweiz braucht 235 000 t im gleichen Zeitraum.


Die Entnationalisierung der Kohlenlager muß unbedingt auf dem


Friedenskongreß zur Sprache gebracht werden. Jetzt, wo die Herzen sich ge-


weitet haben, ist auch der Augenblick gekommen, diese heikle Frage großzügig


zu beantworten. Die Schweiz hat ein Recht auf das Kohlebecken an der Saar!


Es kommt vor, daß man zuerst die Kirche, dann das Pfarrhaus baut. Niemals


aber ist es geschehen, daß man eine Fabrik, ein Mietshaus baute, ohne vorher


das dazugehörige Rentnerhaus sicherzustellen.


–


Das sogenannte Wertmaß.


Vergl. Prof. Dr. Reichesberg, Grundtatsachen des Geldwesens. [Vaso – Verlag


Zürich 1917, S.188, Fr. 2,40.]


Das phönizische Handelsschiff Tyrus, ein schwimmendes Warenhaus, wo man


„alles“ kaufen und verkaufen kann, wirft Anker in einer Bucht der kantabrischen


Küste. Schnell wird ein Platz am Strand zum Markt hergerichtet, befestigt, und


der Inhalt des Schiffes zur Schau ausgebreitet. Salz, Öl, Wein, Metall-, Glas-,


und Webwaren, alle Spezereien des Orients, und als besondere Attraktion eine


kleine Menagerie. Höhenfeuer verkünden weithin das Ereignis, und bald treiben


die Kantabrer beladene Esel zum Marktplatz.


Ein Fellhändler tritt als erster ein. 100 Esellasten mit Rindshäuten bringt er;


willkommene Rückfracht der Tyrus für die Lederindustrie Sidons. Mit diesen


Häuten wird der Händler seine Einkünfte bezahlen. Diese Häute sind sein Geld


und in diesem Geld soll ihm der Kapitän der Tyrus die Preise all 
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der Waren angeben, die er zu kaufen vor hat, – 500 – 1000 verschiedene Artikel.


Wie kann aber der Kapitän alle Preise in Rindshäuten berechnen? Draußen war-


ten andere Händler, Ölhändler, Erzhändler, Holzhändler, Kalkhändler, denen der


Kapitän die Preise in Öl, Erz, Bretter, Kalk angeben muß, um diesen Männern


verständlich zu sein!


Der Kapitän, so sagen die, die im Geld ein „Wertmaß“, eine „Werteinheit“ zu


erblicken vorgeben, hätte für jeden dieser Händler ein besonderes


Preisverzeichnis anlegen müssen, worin die Preise einmal in Rindshäuten ein


andermal in Erzlasten usw. hätten ausgerechnet sein müssen. Diese Auffassung


beruht auf einer unscharfen Beobachtung des Tauschvorganges. In Wirklichkeit


verlief die Sache nicht wesentlich anders als heute mit der Benutzung des


Geldes. Der Kapitän brauchte nämlich nur das Verhältnis zu kennen, in dem die


einzelnen Waren seine Schiffes zueinander standen, und dieses Verhältnis in


Zahlen auszudrücken wobei es natürlich ganz einerlei war, von welcher Zahl er


dabei ausging. Zeichnete er z.B. das Öl mit 12, den Wein mit 17, den Pfeffer mit


35, die Messer mit 13, das Salz mit 3 aus, so galt ein Faß Öl 12/17 Faß Wein,


12/35 Ballen Pfeffer, 12/13 Messer und 12/3 Lasten Salz. Da nun dieses


Verhältnis, sämtlichen, von den Käufern gebrachten Tauschwaren gegenüber das


gleiche war, so war es nur nötig, in einem einzigen Artikel des Warenschiffes


handelseinig zu werden um auch sofort in den Verhältniszahlen die Preise aller


anderen Waren Ausdrücken zu können.


War man z. B. darüber handelseinig geworden, daß eine Rindshaut 1/3 Faß Öl


kosten sollte, so reihte sich die Rinderhaut in das Preisverzeichnis der Schiffes


mit der Zahlen 4 ein (also 12/3), und so brauchte der Fellhändler die ausgezeich-


neten Preise nur durch 4 zu teilen, um zu wissen, wie viele Rinderhäute die 


einzelnen Waren kosteten.


Kam dann die Reihe an den Erzhändler und würde man handelseinig, daß eine


Erzlast 4 Messer kosten sollte, so reihte sich die Erzlast mit 4x13=52 in die all-


gemeine Preisliste des Schiffskapitäns ein, und dann galten die Preise X/52


Erzlasten. Der Ballen Pfeffer z. B. 35/52 Erzlasten; unbeschadet natürlich, daß


über diese Grundpreise ordentlich geschachert wurde, wie heute noch, wenn


zwei Bauern eine Kuh gegen Geld tauschen.


Die Preise waren dann in Brüchen ausgedrückt mit einem gemeinsamen


Nenner, der aber immer nur für den einzelnen Käufer galt, während die Zähler


diese Brüche (die Verhältniszahlen des Kapitäns) für alle Käufer dieselben


waren. So war z. B. für den Erzhändler die Zahl 52 der Generalnenner und für


den Fellhändler die Zahl 12. Die Quotienten diese Brüche gaben dann an, wie-


viel Erzlasten, Rinderhäute usw. die einzelnen Waren kosteten.


–


Nun sagt man, daß mit der Einführung des Geldes der Handel vereinfacht 
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worden ist, insofern, als das Geld als „Wertmesser“ oder „Werteinheit“ es ermög-


licht für alle Käufer die Preise in der gleichen Ware (Geld) auszurichten, die


Brüche zu lösen und in gewöhnlichen Ordnungszahlen auszudrücken, die dann


ohne jede Rechnerei unmittelbar verglichen d. h. gemessen werden können.


(Daher der Ausdruck „Wertmaß“.) Der Händler sagt dann: Ich gebe X Gramm


Gold (Franken) für die Erzlast, für die Rinderhaut, den Kalk, die Bretter etc. und


wieviel Geld ich selber für meine Waren verlange, zeigen meine Preise.


Scheinbar liegt hierin ein Vorteil, aber nur scheinbar. In Wirklichkeit ändert die


Einführung des Geldes nichts an der Tatsache, daß den Warenerzeugern die


Preise auch unter der Geldwirtschaft Brüche darstellen, deren Nenner das 


eigene Produkt ist, für jeden also anders lauten. Als wirkliches Maß für jeden im


Geld ausgedrückten Preis benutzt man nach wie vor das eigene Erzeugnis. Die


Preise bleiben Brüche, deren Generalnenner der Tageslohn, das Gehalt, die


Ernte etc. ist. Ein Hut zu 3 Franken ist dem Taglöhner 1/5, dem Mechaniker 1/10,


dem Direktor 1/100 des Taglohnes. Solange man nicht weiß, welchen Preis man


für das eigene Produkt erhält, sagen einem die Preise der übrigen Waren absolut


nichts. Nur allein der Goldgräber macht hier eine Ausnahme, denn sein


Arbeitsprodukts ist Gold. Ihm allein ist das Geld ein Maß, wenn auch nur ein


„Gewichtsmaß“, womit er sein Arbeitsprodukt (Gold) abwiegen kann. (Münzen


sind Gewichte.) Mehr sagt auch ihm das Geld nicht. Alle anderen Warenpreise


sind auch dem Goldgräber nur Brüche mit seinem eigenen Arbeitsprodukt (Gold)


als Generalnenner. Die Geldwirtschaft bietet uns also gegenüber dem Tausch-


handel keinerlei Erleichterung für die Abschätzung der Waren. (Wertmaß?) Das


Geld ist eine Ware wie jede andere auch. Die Bedeutung des Geldes für unsere


Kultur ist anderswo zu suchen. Kennt man das Tauschverhältnis, in dem das


eigene Produkt zu den anderen Waren steht, so braucht man keine Geldpreise


zu kennen. Kennt man dieses Verhältnis aber nicht, so nützt einem auch die


gründlichste Betrachtung des Meßinstrumentes „Geld“, des sogenannten


Wertmaßes, nichts.


Wenn man einem Arbeiter von doppelt so hohen Geldlöhnen in Amerika


erzählt, so erkundigt er sich gleich nach den Preisen der Waren in Amerika.


Dann kann er jene Löhne mit den seinigen vergleichen. Sagt man aber dem-


selben Arbeiter, daß die Tanne da vor ihm 50 Meter hoch ist, so weiß er auch


ohne weiteres, wie groß ein doppelt so hoher Baum in Amerika ist.


Es fehlt eben dem Geld das, was es zu einem Maße machen könnte, nämlich


eine Eigenschaft, die es gemeinsam mit allen Waren hätte, und auf die es aus-


schließlich den Warenkäufern ankäme. (Die zur Herstellung der Waren nötige


Arbeitszeit nach der Lehre von Marx kann nicht als Eigenschaft angesehen 


werden, und noch weniger kommt es den Warenkäufern auf solche „Eigenschaft“


an.)


Es wäre wirklich des Schweißes eines Edlen Wert, den ungeheuren Wahn,
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der sich hinter dem Worte „Wertmaß“ verbirgt, einmal in umfassender methodi-


scher Weise klarzulegen, eine Arbeit von höchster Bedeutung für die Kritik der


Volkswirtschaftslehre. Denn wer vermag die Verwirrung zu ermessen, die dieser


unglückselige und nachlässige Ausdruck schon angerichtet hat?


–


Demokratie und Freiheit


von Houston Stewart Chamberlain.


1917, Verlag Hugo Bruckmann in München. 88 S.


„Zum Beschluß greife ich auf das entscheidende Ergebnis des vorangeschick-


ten theoretischen Teiles zurück: die in einem Staatswesen wirklich vorhandene


„politische Freiheit“ ist durch das Maß der vorhandenen inneren geistigen


Freiheit der Bürger bedingt und kann nie größer als diese sein. Warum urteilt der


große Cromwell: „wenig haben die verschiedenen Regierungsformen zu bedeu-


ten“. Da nützen alle schönen Reden, auch alle gutgemeinten Gesetze nichts: 


nur Männer, die zu Persönlichkeiten gereift sind, können frei sein; die anderen


geraten durch politischen Wechsel aus einer Abhängigkeit in die andere. So


flüchtig unser Rundblick auch ausfallen mußte, er hat genügt, uns zu überzeu-


gen, daß herzlich wenig wirkliche Freiheit in den so marktschreierisch laut ange-


priesenen demokratischen Ländern vorhanden ist: Lizenz, ja, d. h. Zügellosigkeit,


gibt es dort viel und sie hat sich auch bei uns in Deutschland, als Vorbote demo-


kratischer Segnungen, eingeschlichen; doch Freiheit fanden wir spottwenig – 


keinen Schutz der Schuldlosen, jedem politischen und geschäftlichen Betrug Tür


und Tor offen (also keinen Schutz der Redlichen), jeder aufstrebenden Begabung


die Flügelsehnen durchschnitten (keinen Schutz dem Talente), die gewaltsam


künstliche Herstellung einer Geistes- und Gemütseinöde durch Herunterreißen


des gesamten Staatslebens auf die tiefste auffindbare Mehrheitsebene: ein


erschreckendes Schauspiel!“


Chamberlain beurteilt die Demokratie nach Ihren Leistungen und sein Urteil ist


nicht zu hart. Die Demokratie (was man heute so zu nennen beliebt) hat abge-


wirtschaftet. Sie führt abwärts. Allein die Tatsache, daß die Demokratien tatenlos


der Entartung der Menschen zuschauen, genügt um diese Staatsform für unzu-


länglich zu erklären. Der physische Zustand eines Volkes (mens sana in corpore


sano) ist Maßstab für die Güte der Staatsverfassung und der Umstand, daß z. B.


in der ältesten Demokratie vielerorts 50% der Rekruten und der Mütter untauglich


sind, beweist, daß die Demokratie (die heutige) zu den schlechtesten aller


Staatsformen gerechnet werden muß. Eine Staatsverfassung, die solchen


Raubbau am Volkskörper zuläßt, ist vor Gott gerichtet.


Warum die Demokratie versagt? Chamberlain untersucht es nicht. Darum hatte


er auch eine recht trostlose Antwort auf die Frage gefunden, sie sich jeder-
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mann heute aufdrängt: Wenn die Aristokratie und die Demokratie abgewirt-


schaftet haben – was sollen wir dann tun? Chamberlain antwortet: Werdet freie


Männer! Schön gesagt, aber an wen wendet sich Chamberlain mit dieser


Forderung? An Rentner und Proletarier und weder der Rentner noch seine Opfer


können aus sich heraus sich zur Freiheit empor schwingen – der Rentner nicht,


weil er ein wirtschaftlicher Krüppel ist, der Proletarier nicht, weil er an der Kette


liegt. Chamberlain übersieht eben, daß wir im Klassenstaat leben. – Freie


Männer schaffen sich freie Staatsformen, sagt Chamberlain. Sehr richtig. Aber


auch umgekehrt muß man sagen, freie Staatsformen schaffen die zu ihrem


Schutze nötigen freien Männer. Hier wie immer, darf man die Wechselwirkung


nicht vergessen. Es handelt sich um eine der gegenseitigen Anpassungen,


denen man in der Natur auf Schritt und Tritt begegnet.


Wir beantworten die Frage, warum die Demokratie versagt hat, mit dem


Hinweis auf die Natur des Privatgrundbesitzes. Der Privatgrundbesitz läßt sich


nur durch rohe Gewalt oder durch List (Lüge, Heuchelei, Politik) aufrechterhalten.


Will man also der Gewaltherrschaft entgehen, so verfällt man der Lüge


(Demokratie) und in der Regel kommt man damit vom Regen in die Traufe –


denn wie Figura zeigt, zerstört die Demokratie den Menschen von Grund auf. 


Sie höhlt ihn aus. Unter der Herrschaft der Gewalt kann unter Umständen der


Mensch physisch und geistig gedeihen, unter der Herrschaft der Lüge geht er


zugrunde.


Demokratie im Sinne des Wortes (die echte), wäre die Herrschaft der


Gesamtheit über den einzelnen – wobei in dieser Gesamtheit auch der Einzelne,


der Beherrschte, inbegriffen ist. Auch als Herrschaft aller über alle oder als


Unterwerfung aller unter alle kann man sie auffassen. Das setzt die


Selbstbeherrschung des Einzelnen voraus. (Das Chamberlain’sche Ideal.) Im


demokratischen Gesetz darf es darum nicht heißen: du mußt, du sollst, sondern:


wir wollen – wir wollen dies tun und jenes lassen. Das Gesetz hat darum in der


echten Demokratie nur den Zweck, den Willen des einzelnen zu unterstützen,


nicht aber ihm einen fremden Willen, auch nicht den Willen der Majorität, aufzu-


zwingen. Dort wo das Fleisch schwach ist, soll das Gesetz den Geist williger


machen. Man nimmt an, daß der Wille der Gesamtheit stärker ist, als der


Einzelwille. Das Gesetz soll im helfen seinen eigenen Willen auszuführen.
So aufgefaßt, könnte man sich die Herrschaft selbst unter dem widerwärtigen


Namen Demokratie gefallen lassen – es ist dann an ihr eigentlich nichts mehr,


was an Herrschaft erinnert – der Widerspruch – Demokratie und Freiheit – wäre


aufgehoben.


Aber eine solche Demokratie ist nur im klassenfreien Staat möglich. Sie setzt


bei allen Gesetzen Einstimmigkeit voraus  –, sie besteht also nicht in der


Herrschaft der Majorität über die Minorität. Im Freilandstaat kann man sich 


solche Parteilosigkeit und Einstimmigkeit ganz gut vorstellen. Unter Grundbe-


sitzern und Proletariern aber (wie auch im alten Königreich Polen) ist die


Demokratie ein Unding. Den Beweis für solche Möglichkeit
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findet man heute schon in der Tatsache, daß die einzelnen Parteien in der Regel


geschlossen für oder gegen die neuen Gesetze stimmen. Im Freilandstaat, wo


die Interessengegensätze vollkommen fielen, können alle öffentlichen


Angelegenheiten theoretisch behandelt werden; im Klassenstaat ist die Theorie


verpönt, verachtet, hier entscheidet die Gewalt, die Majorität. Der theoretisieren-


de Parlamentarier macht sich immer lächerlich (Kathedersozialisten) und bleibt


ohne jeden Einfluß. Im Freilandstaat wird umgekehrt der Politiker zu komischen


Figur.


Also laßt uns zuerst die Voraussetzungen, Freiland schaffen, dann wollen wir


sehen, ob die Demokratie nicht doch die edelste, ja die einzig mögliche


Staatsform ist. Bis dahin sagen wir mit Chamberlain: Demokratie und Freiheit ist


ein Widerspruch.


Akratius.


(Pseudonym für S. Gesell/die Red.)


–


Nochmals die Verstaatlichung des Kredites.


Kürzlich brachten wir die Nachricht, daß die Universität Bern durch eine inter-


nationale Preisaufgabe (Preis 160.000 Franken!) die öffentliche Aufmerksamkeit


auf das Problem der „Verstaatlichung des Kredites“ gelenkt hat. Der erste


Versuch in diese Richtung liegt bereits vor. In den Monatsblättern „Deutsche


Ziele“ (Darmstadt, jährl. 2 Mark) macht der Herausgeber Dr. Heinrich Molenaar


den Vorschlag, den Zins durch ein staatliches Monopol der Geldverleihung abzu-


schaffen. Der Staats soll das Geld zinsfrei von den Sparern in Empfang nehmen


und es zinsfrei an alle abgeben, die es haben mögen.


Das Rezept Molenaars steht, was die Einfachheit des Gedankens anbetrifft,


dem mittelalterlichen päpstlichen Zinsverbot nicht nach. Der Zins, sagte der


Papst, widerspricht dem christlichen Gedanken, Ermahnungen nützen nichts,


also verbieten wir ihn. (Ob die Agrarier, die ihre Grundrenten verpfändet hatten,


am Ende nicht die Treiber bei diesem päpstlichen Zinsverbot waren? Wie schön


wäre es, wenn man heute durch ein Zinsverbot die Hypothekenschuldner von der


Zinslast befreien würde!) Aber mit diesem Verbot erreichte man nur, daß das


Geldverleihen Monopol der Juden wurde, für die das päpstliche Zinsverbot natür-


lich nicht galt. Böse Zungen sagen sogar, daß die Päpste von den Juden besto-


chen worden seien.


Der Zins war also verboten, mit dem Bannfluch bedroht – dennoch erhielt in


jenen Zeiten niemand Geld zinsfrei geliehen. Durch Verbot des Zinsrechnens war


das zinsfreie Darlehen doch nicht erreicht. Selbst Kaiser Karl V. mußte den


Fuggern Zins zahlen, wahrscheinlich nicht zu knapp. Diejenige, die Geld zu ver-


leihen gehabt hätten, zogen es vor, es selbst zur Vergrößerung des eigenen


Geschäftes zu verwenden. Wer das nicht wollte, legte es auf die hohe
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Kante. Letzteres bezeichnet Molenaar als denn „Haupteinwand“ gegen seinen


Vorschlag. Um diesem Einwand die Spitze abzubrechen, ruft Molenaar die


Polizei zu Hilfe. Diese schnüffelt überall herum, um zu konfiszieren was sie 


findet. Wahrscheinlich teilt der Staat das Konfiskat mit den Polizisten – wenn


diese nicht vorziehen, ein Separatabkommen mit den Geschädigten zu treffen.


Auch an den Export des Kapitals denkt Molenaar. Auch hierfür braucht er die


Polizei und Androhung der Konfiskation. Wer eine Kiste Waren ins Ausland


schickt, muß nachweisen, daß er den vollen Erlös an die Staatskasse abgeliefert


hat. Eine herrliche Zeiten für alle Betrüger, unausstehlicher Zustand für die ge-


raden und ehrlichen Seelen.


Eine doch sehr naheliegende Frage hat Dr. Molenaar sonderbarerweise, wie es


scheint, ganz übersehen. Sollen die, die aus ihren Mietshäusern, Geschäften,


Fabriken Zins beziehen, auch mit Konfiskation bedroht werden? Und ferner, wird


das Geld, das das Publikum den Staatskassen zuträgt, auch ausreichen, um die


Nachfrage nach zinsfreiem Geld zu befriedigen? Verneint man diese erste Frage,


so muß man auch die zweite verneinen, denn sollen die Häuser Zins abwerfen


und erhielt man das Geld zum Ausbau zinsfrei, so will doch jeder bauen. Jeder


will also zinsfrei Geld, und zwar möglichst viel. Freilich, mit der Zeit würde solche


Bauwut den Mietzins herabdrücken, aber wie ist es in der Übergangsperiode? Da


das Geld für die gewaltigen Nachfrage nicht reichen würde, so würden einzelne,


wohl die Parteigenossen der Regierung, bevorzugt werden! Man bedenke auch,


daß eine Herabsetzung der Mieten um den Betrag des Kapitalzinses die


Wohnungen um etwa 2/3 verbilligen würden, was zu einer entsprechenden


Vergrößerung der Nachfrage führen würde. Die Wohnungen zur Deckung solcher


Nachfrage müssen aber erst gebaut werden! Soll dann auch hier wieder die


Polizei ordnend eingreifen?


Dr. Molenaar fragt nicht lange nach der Herkunft, Wesen und Theorie des


Zinses. Er erklärt den Zins für schädlich und haut nun blindlings auf ihn ein.


Überraschenderweise erwähnt Dr. Molenaar auch die Literatur des


Schweizerischen Freiland- und Freigeldbundes. Dieser Umstand sollte den Bund


stutzig machen. Wie schlecht müssen diese Schriften verfaßt sein, wenn ein


Mann wie Dr. Molenaar, nach Kenntnisnahme diese Schriften, noch Vorschläge


wie den obengenannten machen kann! Und diese Schriften müssen doch für alle


verständlich sein! Das möge den Autoren der Freiland- und Freigeldliteratur, den


Blumenthal, Christen, Frankfurt, Gesell usw. zur Mahnung dienen. So z. B. kriti-


siert Dr. Molenaar das Freigeld vom Standpunkt der Gerechtigkeit. Er sagt, es


wäre unrecht, das Geld, das doch normalerweise durch ehrliche Arbeit erworben


ist, automatisch zu entwerten! Das sagt M., nachdem in der Freigeldliteratur mit


größtem Nachdruck gezeigt wird, wie ungerecht es sei, den vergänglichen Waren


auf dem Markte unvergängliches Geld gegenüber zu stellen, wodurch doch


offensichtlich das Gesetz von Angebot und Nachfrage gefälscht wird! Der


Besitzer der Zeitungen, der Kartoffeln, des Kalkes usw. habe es immer eilig mit


dem Ver-    Verkauf
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kauf; der Besitzer des heutigen Geldes dagegen könne warten, bis daß die


Warenverkäufer mürbe geworden und zu Preiskonzessionen bereit seien. Wie


schlecht muß dieser einfache Gedanke in der Freigeldliteratur dargestellt worden


sein, wenn Dr. Molenaar nach reiflicher Überlegung zur entgegengesetzten


Forderung gelangt!


Thomas Münzer


(Pseudonym für S. Gesell/die Red.)


–


Politik als Wissenschaft
27 S. Fr. 1.–


Politische Selbsterziehung
16 S. Fr. –.50


von Dr. Fritz Fleiner, Verlag Füßli, Zürich.


„Der politische Sinn ist der Sinn für das Allgemeine“, sagt Fleiner. Das stimmt,


wenn man etymologisch redet. So könnte man auch diesen idealen politischen


Sinn den gesellschaftlichen Arterhaltungstrieb nennen, oder, da man letzten


Endes die Art ja nur aus Egoismus zu erhalten sucht, wobei natürlich es sehr auf


den Weitblick ankommt, einfach „den egoistischen Weitblick“. Die Natur dieses


Sinnes bezeichnet Fleiner „als Verbrüderung ethischer und intellektueller


Eigenschaften“. Je stärker diese Eigenschaften entwickelt sind, um so größer


wird der politische Weitblick. Der am weitest blickende Egoist wird dann die Polis


am sichersten führen. Gott ist der größte Politiker, weil sein Weitblick den Grund


aller Dinge erfaßt.


Freilich, was man heute Politik nennt, hat mit „einer Verbindung von ethischen


und intellektuellen Eigenschaften“ nichts gemein. Ziel der Politik ist nicht die


Förderung des Ichs durch die Förderung der Allgemeinheit, sondern auf deren


Kosten. Der politische Sinn ist heute jener Scharfsinn, der nötig ist, um die


Triebkräfte der Politik durch ihre Phraseologie hindurch wahrzunehmen. Denn


Politik „treiben“ heißt „die Sprache benutzen, um die Gedanken zu verbergen“.


Will man z. B. die Renten des Grundbesitzes durch Zölle mehren, so spricht man


von der Not der Landwirtschaft, vom Schutze des Ackerbaues, vom


Schutzzöllen. Wer wird auch unter dem sympathischen Namen „landwirtschaft-


liche Schutzzölle“ Unersättlichkeit der Grundrentner suchen? Politik ist also, kurz


gesagt, Mimikry zum Schutze des „esprit des lois“.


Zweck der Wissenschaft, die sich die Politik als Objekt vornimmt, ist, die 


treibenden Kräfte der Politik aus der Mimikryverkleidung herauszuschälen. Ob


nun gerade die Universität der richtige Ort zur Pflege solcher Wissenschaft ist


(Fleiner ist Universitätsprofessor), dürfte man bezweifeln. Gerade Fleiner gegen-
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über, der den staatlichen Charakter der Universität in Kleibers Sachen so stark


betonte (s. N.Z.Z.). Auf alle Fälle stoßen wir auf folgenden Circulus vitiosus: Die


Universität dient dem Staate – der Staat ist ein Erzeugnis der Politik – die Politik


darf ihre tiefsten Beweggründe nicht verraten – und die Universität soll diese


Beweggründe ans Licht der Sonne bringen!


Übrigens wird die Wissenschaft, wenn sie wirklich rücksichtslos vorgeht, ihr


Ziel bald erreicht, ihren Gegenstand bald erschöpft haben. Unter den stolzen und


hehren Werken, aus denen die politische Mimikry besteht, wird die Wissenschaft


als wahres Ziel allen politischen Handelns immer nur Schutz, evtl. Mehrung der
Grundrenten finden.


Freilich, um zu dieser Erkenntnis zu gelangen, gehört ein gut entwickeltes


Organ für „politische Witterung“ (Gustav Simons). Oft wird man sich direkt sträu-


ben, 


hinter dem Pathos der Politiker Grundrenteninteressen zu vermuten. Man muß


schon viel Politik „getrieben“, also einen ganz verkommenen Charakter haben,


um in dem jungen katholischen Geistlichen, der dort mit Begeisterung den


Kindern die Lehre Christi vorträgt, einen Angestellten, wenn auch unbewußten,


der Grundrentner zu erkennen. Er hat den Auftrag erhalten, aus den Kindern


Christen zu machen, von denen man weiß, daß sie sich geduldig wie Schafe


scheren lassen. Je geduldiger sie sind, um so mehr Wolle läßt sich von ihnen


nehmen. Und dennoch ist es so, wenigstens seit den Zeiten Konstantins des


Großen, jenem ersten „christlichen“ Kaiser. Was trieb diesen vielfachen Mörder


zu dieser „Kirchenpolitik“? Die Aufsässigkeit des Volkes war es. Warum aber war


das Volk aufsässig? Der von ihnen erhobenen Grundrenten wegen! Die Renten


der Grundbesitzer brauchen aber noch heute den Schutz der Kirche – daher


wurde auch von der Reformation die Staatskirche übernommen. Führt man die


Grundrenten an den Staat ab (Freiland), so interessiert sich kein Mensch mehr


für die Staatskirche, für Staatsreligion und Staatsgötter. (Das Proletariat hat für


diese Staatseinrichtung von jeher kein Interesse gehabt. Auch jetzt trennt der


russische Muschik, kaum daß er zur Macht gelangt, Kirche vom Staat.) Und wie


mit der Kirchenpolitik, verhält es sich mit der Schulpolitik, mit der Handelspolitik,


mit der Tarifpolitik, mit der Steuerpolitik, kurz mit allem, was man in den


Grundrentenversicherungsanstalten, die man Parlamente nennt, verhandelt. Die


Grundrente ist der Kern, der Drehpunkt der gesamten Politik. In Freiland gibt es
keine Politik mehr.


Darum braucht auch die Wissenschaft, die sich die Politik zum Objekt nimmt,


nur die Theorie der Grundrente zu studieren. Und auch der Mann, der sich „poli-


tisch selbst erziehen will“, braucht nichts mehr. Wer die wirtschaftlichen Gesetze


kennt, von denen die Grundrente abhängt, der hat die richtige politische


Witterung.
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Die Verstaatlichung des Kredits.


Offener Brief an Herrn Thomas Münzer.


Sehr geehrter Herr! In Nr. 7 der „Freistatt“ polemisieren Sie gegen mein „Boden-


und Geldmonopol des Staates“ in Heft 2 und 3 der „Deutschen Ziele“. Der ge-


reizte Ton ihrer Polemik ist mir unverständlich. Gesinnungsgenossen sollten rein


sachlich diskutieren. Nun zur Sache. Ich schlage nicht vor, daß der Staat das


Geld ganz zinsfrei abgeben soll, sondern gegen einen einmaligen Zins von 5%.


Die Polizei hat bei meinem Vorschlag sehr wenig zu schnüffeln. Da der Staat für


Geld, das „auf die hohe Kante“ gelegt wurde, keinerlei Schutz gewährt, so wird


niemand so töricht sein, seine Ersparnisse dem Staat nicht zur Verfügung zu stel-


len, zumal das private Zinsnehmen als „Wucher“ schwer bestraft wird. Der Zins


aus Mietshäusern, Geschäften, Fabriken ist kein „arbeitsloses Einkommen“ wie


der reine Kapitalzins und die Grundrente und daher, wenn er dem Arbeitsaufwand


einigermaßen entspricht, nicht verwerflich, sondern durchaus gerechtfertigt. Die


Konkurrenz sorgt von selbst dafür, daß er nicht zu hoch wird. Sie fragen, ob „das


Geld, das das Publikum den Staatskassen zuträgt, auch ausreichen wird, um die


Nachfrage nach zinsfreiem Geld zu befriedigen“. Der Staat kann natürlich nicht


mehr Geld ausleihen als er empfangen hat. Auch erhält nicht jeder soviel er


begehrt, sondern nur so viel als 1. zur Verfügung steht, 2. durch Gegenwerte


(wozu auch ein auf Tüchtigkeit beruhender Personalkredit zu rechnen ist) gedeckt


ist. Kurz, der Staat verfährt nicht anders als heute jede solide Bank, hat nur einen


weit größeren Spielraum und kann etwaige Verluste leichter tragen. Die


Verbilligung der Mieten und unserer gesamten Lebenshaltung, die die notwendige


Folge der Abschaffung des Zinses sein müßte, wäre doch ein Segen. Es würden


Hunderttausende neuer Heimstätten entstehen und die Erwerbung einer solchen


wäre nach Durchführung des Boden- und Geldmonopols auch dem Ärmsten 


möglich, wenn er nur arbeitswillig und -fähig ist. Ich bestreite, daß Geld „Ware“ ist.


Geld ist „Tauschmittel“. Mein Vorschlag, dem Staat das Geldmonopol zu geben,


zwingt den Geldbesitzer ebenso, seinen Mammon dem Staat zur Verfügung zu


stellen, wie die „Verderblichkeit“ des Geldes, welche die Freigeldreformer vor-


schlagen.


Ich bitte Sie, diesen Brief in der „Freistatt“ zu veröffentlichen.


Hochachtungsvoll!


Dr. H. Molenaar.


Darmstadt, Roßdörferstr. 100/I, 22. April 1918.


P.S. Den Aufsatz „Staats- und Volkswirtschaftslehre“ las ich mit Hochgenuß und


freue mich schon auf die Fortsetzung.


Erwiderung : Das Ziel, das Dr. Molenaar sich gesetzt hat, halten auch wir fest


im Auge. Wir wollen den Zins aus der Welt schaffen und gründliche Arbeit leisten.


Spurlos soll der Zins in einem Meer von Kapital versenkt werden.


178







Darum, aus lauterer Liebe zu seiner Sache beschäftigen wir uns mit Dr. M’s.


Vorschlag zur „Abschaffung“ des Zinses. Und um nicht Dr. M. gegenüber in den


schulmeisterlichen Ton zu verfallen, bemühten wir uns redlich einen unserer


Gemütsstimmung sonst fremden, polemischen, gereizten  Ton anzuschlagen.


Doch der gefällt nun Dr. M. erst recht nicht. So werden wir uns also jetzt selber


treu bleiben müssen und als Schulmeister reden.


Der Zins, sagt Dr. Molenaar, der aus Mietshäusern, Geschäften und Fabriken


fließt, sei kein arbeitsloses Einkommen und sofern er dem Arbeitsaufwand eini-


germaßen entspricht, durchaus gerechtfertigt. Um welchen Arbeitsaufwand es


sich hier handeln könnte, sagt Dr. M. leider nicht. Wir suchen und finden auf der


Zinsrechnung nur die Schweißtropfen des proletarischen Schreibers, der die


Quittungen für die Hypothekengläubiger der Mietshäuser, für die Wechsel und


Obligationengläubiger der Kaufleute, für die Aktionäre der Fabriken ausge-


rechnet hat. Wenn das kein arbeitsloses Einkommen ist! Wie lautet die


Begriffsbestimmung, die Mudike vom Kapital gibt? Der Rentner ist eigentlich ein


guter Mensch, er verzehrt sein Geld und nimmt niemandem die Arbeit weg! Ja,


nicht einmal die Arbeit, das arbeitslose Einkommen nachzuzählen und einzu-


kassieren nimmt er dem Proletarier ab. Durch Proletarier läßt er den Zins ein-


treiben von der Fabrik, vom Mietshaus, von Geschäft. Den Zins der Fabrik 


kassiert der Aktionär mit der Kuponschere ein, und oft weiß er nicht einmal, wo


die Fabrik liegt, was dort eigentlich gemacht wird. Er kennt von ihr nur den


Kursbericht der Börse.


Dennoch ist die Dividende kein arbeitsloses Einkommen, da doch offenbar in


der Fabrik gearbeitet wird. Es handelt sich nur darum, wessen Arbeit es ist. Da


es „seine“, des Aktionärs, Arbeiter sind, so ist wohl deren Arbeit auch Arbeit des


Aktionärs? Dann wäre allerdings auch die Dividende, sofern nur die Proletarier


zur fleißigen Arbeit angetrieben werden, durchaus gerechtfertigt – da Sie doch


dem Arbeitsaufwand der Arbeiter entspricht. Das, was die Arbeiter in der 


Örlikoner Schwefelsäurefabrik A. G. über ihren Lohn hinaus schaffen, muß


darum durchaus als Arbeit des in Nizza spazierenden, dichtenden, musizieren-


den, flirtenden Aktionärs angesprochen werden!


Zum Vorschlag selbst haben wir nur noch wenig nachzutragen. Soll den Haus-,


Fabrik- und Geschäftsbesitzern die Erhebung des Zinses weiter gestattet wer-


den, und soll das Zinsverbot nur auf Gelddarlehen angewendet werden, so ent-


steht natürlicherweise eine Nachfrage nach Gelddarlehen, die ihrer Natur nach


nicht befriedigt werden kann. Den jeder wird doch nun zinsfreies Geld haben


wollen, um damit Häuser zu kaufen, sich an Geschäften zu beteiligen, Aktien zu


erwerben, von denen er Zins erwarten darf. Molenaars Vorschlag setzt einen


wirtschaftlichen Zustand voraus, der erst geschaffen werden muß, nämlich die


Sättigung des Marktes mit Realkapital. (Häuser, Fabriken usw.) Wenn einmal der


Realkapitalmarkt gesättigt ist und unter dem Drucke des Angebots der Zins der


Häuser, Geschäfte und Fabriken auf Null fällt, dann kann sich auch 
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die Nachfrage nach Darlehensgeldern mit dem Angebot decken, weil dann die


Nachfrage nach Gelddarlehen nur noch mehr von Bauunternehmern, Kaufleuten,


Fabrikanten ausgehen wird, die in ihren Unternehmungen zwar keinen Zins, wohl


aber einen Lohn für ihre Arbeit suchen – „den vom Zins entblößten reinen


Unternehmergewinn“.


Mit dem Freigeld würden wir dem von Molenaar vorausgesetzten Zustand


schnell und sicher zustreben, insofern als das Freigeld auch bei sinkendem


Zinsfuß seines Amtes waltet und ebenso frei und unbehindert bei 0% umläuft,


wie heute bei 5%. Mit einem einfachen Zinsverbot aber ist das zinsfreie Darlehen


noch nicht geschaffen. Der Zins läßt sich eben nicht durch ein Machtwort des


Staates abschaffen. Er ist das Produkt eines Mißverhältnisses zwischen Angebot


und Nachfrage auf dem Kapitalmarkt und kann nur beseitigt werden durch


Schaffung eines völligen Ausgleiches zwischen Angebot und Nachfrage. Und 


dieser Ausgleich läßt sich nur als Produkt angestrengter, klug geleiteter Arbeit


vorstellen. Wenn neben jeder Stadt, jeder Fabrik und jedem Schiff, eine zweite


Stadt, eine zweite Fabrik gebaut sein wird, dann ist auch der Kapitalmarkt ge-


sättigt und braucht es dann auch keines Verbotes um den Zins „abzuschaffen“.


Die Marktverhältnisse machen ihm den Garaus. Das Freigeld ermöglicht und


erzwingt diesen Ausgleich von Angebot und Nachfrage. Dr. M’s. Vorschlag aber


setzt anstelle des fehlenden Realkapitals nur das Zinsverbot, für das die Praxis


gar bald 1000 Hintertürchen gefunden haben wird. So würden sich die heutigen


Wechsel, Obligationen, Hypotheken nach Einführung des Zinsverbotes in


Geschäftsanteile verwandeln – und schon hat der Staat das Nachsehen. Sicher


ist jedenfalls, daß dem Staat nie ein Rappen zinsfreies Geld zugetragen werden


wird.


Das, was sich aus währungstechnischen Erwägungen zu Dr. Molenaars


Vorschlag sagen läßt, findet man in Gesell’s Werk: „Die natürliche


Wirtschaftsordnung“, S. 321–332. Es zeigt sich hier, daß Molenaars Vorschlag


dem Staat die Herrschaft über die Währung, die mit dem herkömmlichen Geld


schon schwach genug ist, vollends entreißen würde. Wir empfehlen Dr. M. das


Studium dieses Abschnittes, so wird er sich dann überzeugen, daß sein Weg 


das erstrebte hohe Ziel notwendigerweise verfehlen wird.


Der Zins ist ein Produkt organischer Fehler des herkömmlichen Geldes, wie


das in Gesell’s Schriften nachgewiesen wird. Wer darum den Zins bekämpfen


will, muß diese Fehler beseitigen. Das ist, scheint uns, nicht der gerade, sondern


auch der einzige sichere Weg zum Ziel.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.)
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Wahlrechtsfragen.


Cunctator in München wünscht von uns Antwort auf Wahlrechtsfragen, die
heute in Deutschland besprochen werden.


Ist ein nach der Höhe des Arbeitseinkommens abgestuftes Wahlrecht einem
gleichen Wahlrecht vorzuziehen? Wir antworten: Mit dem gleichen Wahlrecht, wie
es in der Schweiz und im deutschen Reich besteht, beabsichtigt man, jedem
Bürger, unabhängig von seiner politischen und sachlichen Schulung, den gleichen
Einfluß auf die Gesetze einzuräumen. Dagegen will das abgestufte Wahlrecht den
Tüchtigen einen größeren Einfluß verschaffen als dem Schwätzer, dem
Bierphilister, dem Unwissenden.


Nun kann man allerdings nicht leugnen, daß das Urteil eines einzigen Sach-
verständigen oft nützlicher ist, als das von 1000 Schwätzern, und daß darum ein
solches, nach der Tüchtigkeit abgestuftes Wahlrecht vieles für sich hat. Aber hier
darf man nicht vergessen, daß in der Politik Parteiinteressen den Ausschlag
geben, und daß darum eine Verbesserung des Wahlrechts nur Parteiinteressen
fördern kann. Im Klassenstaat wird es darum wohl ebenso gut sein, einfach beim
allgemeinen gleichen Wahlrecht zu bleiben.


Aber auch unter anderen Verhältnissen scheint uns das abgestufte Mehr-
stimmen-Wahlrecht nicht nötig, um dem Tüchtigen den ihm zukommenden Einfluß
auf die Gesetzgebung zu sichern. Es ist eben falsch, wenn man annimmt, daß mit
dem gleichen Wahlrecht jeder Bürger nur eine Stimme habe. In der Politik geht es
nicht anders zu als mit dem Rattenfänger von Hameln. In Wirklichkeit wirft jeder
Wähler genau so viel Wahlzettel in die Urne als wie sein Einfluß auf seine
Umgebung reicht.


Wenn ein von seinen Nachbarn als sachverständig erkannter Mann in einer
unsichtigen Sache sagt: Ich wähle rot – so ist anzunehmen, daß die Nachbarn
auch rot wählen werden. Und ist das dann praktisch nicht auch ein
Pluralwahlrecht? Ob einer ein 100-stimmiges Wahlrecht hat, oder ob er 100
Stimmen für seine Betrachtungsweise gewonnen hat, ist doch ziemlich einerlei.
Wenn z. B. der tote Marx in der Steuerfrage den Proletariern die direkte Steuer
empfiehlt, so werden heute in der Frage der Bundessteuer die 100 000 sozial-
demokratischen Wahlzettel nicht eigentlich von Schweizerbürgern, sondern vom
toten Marx in die Urne geworfen.


Was würde es demnach ausmachen, wenn wir dem Papst, Marx, Proudhon,
Lenin, Grimm ein Pluralwahlrecht von 3, 10 oder gar 100 Stimmen verliehen? 
Bei dem großen Einfluß, den sie sowieso auf die Wahl ausüben, würden sie es
wahrscheinlich nicht für der Mühe wert halten, zu ihren 100 000 Stimmen noch
die eigenen elenden 3, 10 oder 100 Stimmen zuzulegen.


Aber oben wird gefragt, um man das Wahlrecht nach dem Einkommen und
zwar nach dem Arbeitseinkommen abstufen soll. Der Sinn dieser Frage ist wohl
der, daß das Wahlrecht im umgekehrten Verhältnis zum Einkommen, also nach
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unten abgestuft werden soll, in der Erkenntnis, daß man nicht zwei Herren 
dienen kann, dem Staate und dem eigenen Einkommen, daß, je härter und 
länger ein Mann in seinem Berufe arbeitet, um sein Einkommen zu mehren, um
so weniger Zeit und Muße werden ihm übrigbleiben, um sich für öffentliche
Angelegenheiten mit der Gründlichkeit vorzubereiten, die sie in der Regel er-
fordern. Solchen Menschen müßte dann das Wahlrecht entzogen oder be-
schnitten werden.


Uns scheint auch das ganz richtig, nur glauben wir, daß man diesen


Arbeitstieren und Einkommensgöttern das Wahlrecht nicht noch künstlich zu


beschneiden braucht, insofern als solche Männer in der Regel von selbst auf


jeden politischen Einfluß verzichten und gewöhnlich nach dem Wahlbefehl ihrer


Parteiführer handeln. Der Wahlzettel, denn sie in die Urne werfen, ist ja nicht der


ihre. Nicht sie, ihr „Führer“ hat gewählt.


Würde man das Wahlrecht, wie in obiger Frage vorgeschlagen wird, abstufen,


so müßte man logischerweise all denen das Pluralwahlrecht geben, die vom


arbeitslosen Einkommen leben, also den Rentnern, denn diese haben Zeit sich


gründlich mit allen politischen Fragen zu befassen; die brauchen keine Führer.


Jedoch scheint uns auch hier wieder das Pluralwahlrecht überflüssig zu sein,


denn der Rentner, der mit seinen reichen Mitteln die Presse nach seinem Willen


leitet, hat dadurch schon das Pluralwahlrecht. Wissen ist Macht, sagt man mit


vollem Recht, und der Rentner, der die Zeit hat sein Wissen zu mehren, während


die anderen sich schwitzend abmühen, um ihr Arbeitseinkommen zu erhöhen,


benützt sein Wissen zur Mehrung seiner Macht. Ihm dann noch durch das


Pluralwahlrecht die Macht zu mehren, wäre des Guten am Ende zuviel.


Erst wäge – dann wage! Erst betrachte die Dinge genau, über die du zu ent-


scheiden hast; gehe Ihnen auf den Grund. Hast du dazu keine Zeit, dann ver-


schaffe sie dir im Gefängnis, wie Bebel es tat. Dann erst gib den Wahlzettel ab.


Sonst überlasse das Wählen denen, die Zeit haben, den Rentnern, Wuchern,


Schiebern, Sonnenbrüdern – und all denen, die im Gefängnis sitzen.


Ähnlich möchten wir auch die weitere Frage Cunctators beantworten: ob das


Wahlrecht nach der Kinderzahl abgestuft werden soll? Jawohl – je mehr Kinder,


je mehr Sorgen, desto weniger Zeit, sich mit öffentlichen Angelegenheiten zu


befassen. Wie soll zum Beispiel ein redlicher Mann, der für seine 10 Kinder tags-


über fest gearbeitet hat und sich nun in seine Wohnung zurückzieht – die natür-


lich um so kleiner sein muß, je weniger Geld die Nahrung und Kleidung der


Kinder für den Mietzins übrig läßt  –, wie soll sich der inmitten des


Kindergeschreies z. B. für die Abstimmung über die direkte Bundessteuer vor-


bereiten? Nur ein Rabenvater, der wie Rousseau seine Kinder ins Findelhaus


schickt, kann die bei der Bundessteuer in Frage kommenden Theorien der


Grundrente, des Lohnes, des Zinses und des Geldes derart gründlich studieren,


daß er sicher ist, es werde die Bundessteuer nicht wie der Bumerang auf den


Proletarier zurückstoßen. Denn das kommt bei Steuergesetzen oft genug vor.
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Aus diesen und vielen anderen Gründen stimmen wir mit Cunctator, es sei das


Wahlrecht im umgekehrten Verhältnis zur Kinderzahl abzustufen, es seien alle


diejenigen Väter, die mehr als x Kinder haben, heute von der Wahlpflicht und


Wahlpest gänzlich zu befreien.


In der natürlichen Wirtschaftsordnung wird der Staat so weit entstaatlicht, daß


von ihm kaum noch ein Schatten übrigbleibt. Dann wird man seine beste Zeit


(auch die, die man im Gefängnis verbringt) nicht mehr mit dem Studium all des


politischen Schmutzes verlieren müssen, den der Klassenstaat, das arbeitslose


Einkommen, der privat Grundbesitz täglich auf den Tisch wirft. Dann wird man


den Familienvätern und denen, die in der Mehrung ihres Arbeitseinkommens 


aufgehen, die politischen Rechte wieder geben können. Bis dahin wird das


Wahlrecht immer das Mittel sein, womit das Ausbeutertum sich in der Macht


erhält.


Acratillo.


(Pseudonym für S. Gesell/d. Red.)


–


Bruno Moll.


Die modernen Geldtheorien.


Ferdinand Enke, Stuttgart, 75 Seiten.


In dieser Schrift beschäftigt sich der Privatdozent an der Universität Kiel, Dr.


Bruno Moll, zurzeit Grenadier im 3000. Ostpreußischen Ulanenregiment, mit den


sogenannten Geldreformern. Zumal den Dr. Bendixen, Direkter der Hamburger


Hypothekenbank, und den Professor Liefmann von Freiburg scheint er mit seiner


Ulanenlanze aufspießen zu wollen – was ihm leider nicht ganz glückte. Dr. Bruno


geht gar zu moll um mit diesen beiden Tintenfischen, die sich allem Anschein


nach die Aufgabe gestellt haben, durch Trübung der Gewässer den jetzt in un-


mittelbarer Lebensgefahr schwebenden Goldfisch in Sicherheit zu bringen und


von dem Unglückswerk Bambergers zu retten, was noch zu retten ist. Bendixen


und Liefmann suchen nämlich die jetzt stutzig gewordene öffentliche


Aufmerksamkeit wieder von der Währungsfrage abzulenken, indem sie das Geld


als einfache Marke im Sinne einer Garderobenmarke, bezeichnen (s. S. 20) und


damit die soziale Bedeutung der Geldmängel auf Null herab setzen. Wie man 
mit dem Gepäckschein seinem Koffer von der Bahn abgeholt, so holt sich 
Dr. Bendixen die Waren vom Markt, das Getreide und die Aktien von der Börse!!
Wenigstens sagt das Bendixen irgendwo in seinen Schriften.


Was mit solcher Kennzeichnung des Geldes gesucht und erreicht wird, das


erkennt man an der freudigen Aufnahme, die sie in der Presse der Börsenjobber


gefunden hat.
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Bis jetzt hatte man in dieser Presse immer nur den Satz aus Bambergers


„Reichsgold“ wiederholt, wonach das Gold das unschuldigste Dinge der Welt sei


und weiter nichts tue, als den „Wert“ (?!) einzutauschen, den es selbst als imma-


nente Eigenschaft „habe“! Mit diesem Satz machte man aus dem Wolf ein Schaf,


aus dem Börsenräuber einen gefolterten Märtyrer. Konnte man doch mit diesem


Satz den Nachweis liefern, daß die Ursache aller Börsendifferenzen nicht in


Geldmanövern zu suchen seien, sondern in der Planlosigkeit (?) der heutigen,


auf der Privatwirtschaft und dem Privateigentum aufgebauten


Wirtschaftsordnung, und daß, wer die Börsendifferenzen und die aus ihnen ent-


stehenden modernen Milliardenvermögen nicht will, notwendigerweise auch


unsere Wirtschaftsordnung stürzen und den Kommunismus herbeiführen muß.


Man schützte somit die Raubzüge der Börse damit, daß man sie als integrieren-
den Bestandteil unsere Wirtschaftsordnung bezeichnete. Das sagten die


Schelme im Hinblick auf die Sozialdemokraten, weil sie wußten, wie gierig die


Sozi nach dieser „Waffe“ greifen würden, um damit gegen unsere


Wirtschaftsordnung loszuziehen. Der Börsenjobber kennt seine Pappenheimer.


Seht, sagten die Sozialdemokraten, die kapitalistische Presse macht ja selber die


Planlosigkeit (?) unserer Wirtschaftsordnung, die Anarchie in der Produktion (?)


verantwortlich für den Börsenkrach, für die Krise, die Arbeitslosigkeit und für die


in die Milliarden gehenden Börsendifferenzen! Weg also mit solcher


Wirtschaftsordnung!


So wurde die gefährliche, von P.J. Proudhon eingeleitete sozialistische Kritik


vom Geldwesen ab auf ein totes Gleise geführt und unschädlich gemacht. Die


Börsianer mögen wohl zuweilen die sozialistische Revolution à la Lenin fürchten,


doch nur als vorübergehende Erscheinung. Sie wissen, daß unsere fortgeschrit-


tene Volkswirtschaft mit dem Kommunismus nicht vereinbar ist, und daß es


darum kein besseres Mittel gibt, um den Kapitalismus zu verewigen und vor


furchtbarer Kritik zu schützen, als die Propaganda für den Kommunismus. Darum


lachen sie nur ins Fäustchen, wenn die Sozialdemokraten auf den Leim gehen


und die Börsenphrasen gegen die individualistische Wirtschaftsordnung verwen-


den. Für den Sozialdemokraten gilt der Börsianer als der eifrigste Mitarbeiter am


Umsturz. Niemand liefert dem Sozialdemokraten, scheinbar wenigstens, so


prächtigen Werbestoff für den Zukunftsstaat wie der Milliardär. Nur ein Dutzend


Räuber wie Morgan, und die allgemeine Expropriation ist in 10 Jahren Tatsache.


Dann kann die Expropriation der Expropriateure einsetzen. – So dachten die


Sozialdemokraten, um so wünschen die Hechte, daß die Karpfen denken sollen.


So ist es gekommen, daß es in der sozialdemokratischen Partei nicht einen


einzigen Genossen in führender Stelle gibt, der das Geldwesen jemals kritisch


betrachtet hat. Sie haben alle, ausnahmslos alle, den Bamberger’schen Köder


geschluckt und hängen fest an der Phrase, daß das Gold nur den Wert ein-
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tauschen kann, den es selber hat! Sie haben die ganze Volkswirtschaft durch-


forscht – nur das Geld, diesen „ekelhaften Börsenkram“ haben sie beiseite liegen


lassen. Ja noch mehr: irregeführt durch den genannten Satz, waren es ausge-


rechnet die Sozialdemokraten, die von allen Parteien die Goldwährung am 


eifrigsten in Schutz nahmen und noch nehmen. Ich weiß nicht, wer der sozial-


demokratischen Presse das mot d’ordre für dieses Gebiet gegeben hat, Tatsache


ist, daß noch niemals ein Wort der Kritik über die Goldwährung in der sozialisti-


schen Presse erschienen ist. Unmöglich ist es nicht, ja nicht einmal unwahr-


scheinlich, daß die Börse einen Strohmann angestellt hat, der das harmlose


Geschäft für 10 Rappen die Zeile besorgt. So hat man dann das lustige


Schauspiel, daß überall in der Welt die Wachen vor Mammons Tempel von der


roten Garde besetzt werden!


Nachdem nun die Sozialdemokraten durch die Erfahrung gewitzigt wurden und


allgemach dahinter kommen, daß Bambergers Lehrsatz nichts ist als eine


Mystifikation gröbster Art, sehen sich die Börsenstrategen veranlaßt, ihren ewig


sprudelnden Quellschatz durch eine neue Phrase vor den Augen des fürwitzigen


Volkes zu verbergen. Und diese haben sie zur rechten Zeit in der Lehre


Bendixens und Liefmanns gefunden, wonach das Geld nichts anderes ist als


eine unschuldige Marke, eine Spielmarke, eine Garderobemarke, ein


Gepäckschein!


Und die Schelme rechnen damit, daß die in den Wolken lebenden


Kommunisten und Sozialdemokraten wieder mal 50 Jahre brauchen werden, um


dahinter zukommen, daß es sich auch hier wieder um Bauernfängerei handelt.


–


Professor Moritz Lauterburg,


Recht und Sittlichkeit.
Rektoratsrede. Bern, Max Drechsel. 23 S. Fr. 1. 20.


Zu allen Zeiten, bei allen Völkern, unter allen Umständen ist das Recht ein


Diktat des Gewalthabers. Es läßt sich das Recht übrigens auch nicht anders


denn als Funktion der Gewalt begreifen. Darum bezeichnen auch diejenigen, die


an der Gesetzgebung nur passiv beteiligt sind (Minoritäten), das Recht als die


Bettelsuppe, die der Herr ihnen vor die Türe stellt.


Immerhin – Gewalt und Macht fallen niemand von ungefähr zu. Der Gewaltige


bedarf überragender Eigenschaften – gute oder schlechte. Doch ist es uralte


Erfahrung, die im Sprichworte: Die Gerechtigkeit ist die Hochburg des Mächtigen,


ausgesprochen wird. Auf die Dauer wird immer derjenige Staat als der Mächtige


sich erweisen, der am gerechtesten geführt wird. Die Macht der Gewalthaber


liegt letzten Endes in der Zufriedenheit des Machtträgers (Volk), die das Produkt


gerechten Machtgebrauches ist.
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Was aber ist Gerechtigkeit (Moral, Sittlichkeit)? Lauterburg antwortet: „Der Zug
nach dem Richtigen, ein Streben, das Recht nach der Idee objektiver Gerechtigkeit
weiter zu gestalten, und was ich behaupte, ist lediglich das, daß dieser Zug den 
sittlichen Anlagen des Menschengeschlechtes entstammt.“ (S. 21.)


Man wird zugeben, daß mit dieser Begriffsbestimmung (mehr sagt L. nicht) nicht
viel anzufangen ist. Wenn wir in der Gestaltung des Rechtes bewußt vorwärts
schreiten wollen – z. B. bei der kommenden Ausgestaltung des Völkerrechtes –
und dazu die Richtpunkte und Sicherungen aus der „objektiven Gerechtigkeit“
holen sollen, so müssen wir doch dieses Objekt derart darstellen können, daß es
allen Menschen als ein und dasselbe erscheint. Das kann aber niemals sein,
solange wir uns nur von einem Zuge nach dem Richtigen, von einer sittlichen
Anlage orientieren lassen, also gefühlsmäßig vorgehen. Die objektive
Gerechtigkeit muß unabhängig von subjektiven „sittlichen Anlagen“, unabhängig
vom „Zug nach dem Richtigen“ – sie muß für sich bestehen, sie muß den sitt-
lichen Anlagen und dem Zuge nach dem Richtigen das Lotblei liefern, mit dem
jede Abweichung von der Senkrechten festgestellt werden kann. Nur so kann sich
das Recht von der Gerechtigkeit leiten lassen. Worin könnte nun diese objektive
Gerechtigkeit bestehen? –


Der isolierte Mensch hat keine Verwendung für das Objekt „Gerechtigkeit“,
weder für subjektive noch für objektive Gerechtigkeit. Seine Existenz wird ihm
darum völlig unbekannt sein. Und wenn er vielleicht auch die Anlagen dazu hat
(sittliche Anlage), so kann das betreffende Organ mangels Übung nicht zur
Entwicklung gelangen und muß darum, jedes andere vernachlässigte Organ, 
verkümmern. Der isolierte Mensch verliert die sittliche Anlage, das Organ, das
man darum wohl auch das Gesellschaftsorgan nennen kann.


Wie das Gesellschaftsleben Organe verkommen läßt, die nicht mehr benutzt
werden, so fördert es umgekehrt die Organe, die es für seine Entwicklung
braucht. Die sittliche Anlage ist das staatenbauende Organ. Aus diesem Grunde
nehmen wir auch als selbstverständlich an, daß bei Personen, die infolge einer
Verkümmerung ihres Gesellschaftsorganes gegen die Gesetze der Gesellschaft
verstoßen und zu ihrer „Besserung“ in Haft gehalten werden, das
Gesellschaftsorgan (die sittliche Anlage) vollends verlieren müssen.


Ist daher das Gesellschaftsleben Voraussetzung für die Entwicklung der sitt-
lichen Anlagen (Gerechtigkeitsorgan, staatenbauendes Organ, Gesellschafts-
organ, sozialer Richtsinn), so können wir annehmen, daß, wie das für andere
Organe so ist, das Gesellschaftsleben und sein Organ sich wechselseitig beein-
flussen und fördern. Je intensiver das Gesellschaftsleben, um so mehr Blut wird
seinem Organ (sittliche Anlage) zugeführt, um so stärker entwickelt es sich, so
daß man sich mit etwas Phantasie eine Zeit vorstellen kann, wo durch ein ge-
steigertes Gesellschaftsleben das sittliche Organ im Gehirn sich derart stark 
entwickelt, daß es, Raum suchend, wie die Hörner des Stieres, sich in Form
bekannter Gerechtigkeitssymbole auf der Stirne des Menschen breit machen wird.
(Moses zeichnet man gewöhnlich mit einem solchen sichtbaren Sittlichkeitsorgan,
das in Form eines doppelten 
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Kometenschweifes der Stirn entquillt. Auch der Heiligenschein ist etwas Ähnliches. Beim
Teufel nimmt die sittliche Anlage die Gestalt von Hörnern an.)


Umgekehrt kann sich das Gesellschaftsleben auch wieder um so stärker entfalten, 
d. h. um so größere, kompliziertere Staatengebilde werden möglich (Kommunismus), je
mehr die sittliche Anlage des Menschen zur Ausbildung gelangt ist. Wenn erst alle
Säuglinge, wie das Kind in der Krippe zu Bethlehem, lichtstrahlend zur Welt kommen,
dann wird der Gründung einer kommunistischen Gesellschaft nichts mehr im Wege 
stehen. So findet die Entwicklung jedes Staates zu gegebener Zeit seinen natürlichen
Grenzen in der gegebenen Entwicklung der sittlichen Anlagen der Bürger. Umfaßt diese
die ganze Menschheit, so ist die moralische Voraussetzung für das Panimperium, für
das Reich Gottes auf Erden erfüllt.


Es ist wohl nicht nötig, diese Binsenwahrheit durch viele Beispiele zu veranschau-
lichen. Es genüge der Hinweis, daß wir die sittliche Anlage in der Regel um so stärker
entwickelt finden, je tiefer wir in den Kern der Volksmassen dringen. Der gesellschaft-
liche Richtsinn (sittliche Anlage) ist, wie die Brutwärme des Bienenstockes, in der Regel
am stärksten im Zentrum des Volkes. Die berufsmäßig an der Peripherie der Gesell-
schaft lebenden Menschen, namentlich die auf ihren Gütern gesellschaftlich isolierten
Junker (Hobereau, Farmer, Estanciero), setzen darum die im Brutzentrum auf gewach-
senen Menschen oft genug in Erstaunen durch ihre Unfähigkeit zu gerechtem Urteil
(Agrarpolitik!). In dem einen Fall leidet das Organ der „sittlichen Anlage“ am Blutarmut,
im anderen vielleicht an Überfluß, wobei es sich natürlich bei dieser Rangordnung um
keine Beziehung zum Normalen handeln kann, denn das, was hier dem Blutarmen als
Blutübermaß erscheinen wird, wird dem Idealisten immer noch als schreckliche
Bleichsucht gelten.


Bei einer solch gegenseitigen Abhängigkeit der sittlichen Anlagen vom Gesellschafts-
leben brauchen wir, um die Antwort auf unsere Frage nach der „objektiven Gerechtig-
keit“ zu finden, nur noch nach dem Zwecke des Gesellschaftslebens zu forschen. Hier in
diesem Zwecke, und nirgendwo anders, müssen wir das gesuchte Lotblei des gesell-
schaftlichen Richtsinnes, das Organ der sittlichen Anlage finden. –


Gemeinhin wird der Zweck des Gesellschaftsleben es in den Vorteilen gesucht, die die
Gesellschaft den einzelnen Organismen bei der Verteidigung oder Nahrungsbeschaffung
bietet. Doch sind das nur Nebenzwecke, Begleiterscheinungen. Man findet das
Gesellschaftsleben auch dort noch, wo genannte Vorteile sich geradezu in Nachteile ver-
wandeln. Der Zweck des Gesellschaftslebens geht hoch über Nahrungsbeschaffung und
Verteidigung hinaus.


Wie Professor Lauterburg selbst zitiert, ist das Leben in seinem tiefsten Grunde ein
Kampf, allerdings nicht, wie L. zustimmend weiter zitiert, ein Kampf wider das Leben,
sondern ein Kampf mit dem Leben und für das Leben, zur  Schaffung höherer oder 
besser angepaßter Lebensformen.


Dieser Lebenskampf kann sich nur innert der Gesellschaft von Artgenossen abspielen.
Die Jagd der Raubtiere gehört nicht zu diesem Kampfe, auch nicht der sogenannte
Kampf des Menschen mit den Elementen (Kampf ums Dasein). Die Rüstung der Tiere
(Hörner, Gebisse, Panzer) ist auch darum durchaus nicht für die Jagd so stark, sondern
für den Kampf mit den Artgenossen oder konkurrierenden anderen Arten. Die Spuren
des Kampfes, wie man z. B. im Fell des Löwen findet, stammen vom Kampf mit anderen
Löwen, nicht von der Jagd auf Gazellen und Ratten.


187







Das Ergebnis des Lebenskampfes, der beim Menschen die Form eines


Wettstreites nimmt, ist die Auslese, die Förderung der im Kampfe und Wettstreit


als Sieger hervorgehenden Exemplare, ihre stärkere Vermehrung, namentlich


infolge der durch den Sieg ermöglichten besseren Brutpflege. Also Fortzucht


(Hochzucht) auf ein Ziel hin, das wir freilich vielleicht nur in der


Selbstbehauptung, im Kampfe mit konkurrierenden Lebewesen anderer Gattung


zu suchen haben. Wenigstens ist anzunehmen, daß bei derart ursprünglichen


und allgemeinen Einrichtungen, wie der Wettstreit der Lebewesen, der Zweck 


mit der Wirkung eins sein muß.


Wirkung des Gesellschaftslebens ist die auf Hochzucht durch den Wettstreit
eingestellte Auslese – folglich ist der Wettstreit Zweck des Gesellschaftslebens,
Zweck des Gesellschaftsorganes, Zweck der „sittlichen Anlage“. –


Wir waren auf der Suche nach der objektiven Gerechtigkeit, nach dem Lotblei


der „sittlichen Anlage“, mittels welchem es jedem Einzelmenschen, jeder


Menschenversammlung möglich sein soll, Gerechtigkeit von Ungerechtigkeit zu


unterscheiden, unabhängig von der Kulturentwicklung, unabhängig von persön-


lichen oder völkischen Interessen. Und nach dem Gesagten können wir es 


nirgend anders suchen als im Wettstreit und in seinen durch den Zweck geheilig-


ten Gesetzen. Auf denn, ihr Jockeys, Boxer, und Ringkämpfer! Ihr, die ihr den


Wettstreit zum Berufe erwählt habt, ihr seid die Berufenen, ihr werdet uns besser


als alle Philosophen, Theologen, Soziologen antworten können auf die uralte


Frage: Was ist objektive Gerechtigkeit? –


Der Wettstreit, der zur Auslese der Tüchtigsten und den Zweck des


Gesellschaftslebens erfüllend zur Hochzucht, zur göttlichen Hochzucht des


Menschen führen soll, muß natürlich durch persönliche, vererbungsfähige


Anlagen entschieden werden. Welchen Zweck hätte es, Eigenschaften den Sieg


zuzuschreiben, die nicht auf die Nachkommen vererbt werden und also mit dem


Sieger zugrunde gehen. Auf Pyrrhussiegen kann die Natur nicht bauen. Wenn 


z. B. ein von Geburt an minderwertiger Abkömmling reicher Eltern im


Wettbewerb mit dem wohlgelungenen Sprößling eines Proletariers steht, so mag


ersterer dank äußerer Umstände (Schulung, Ausrüstung, besserer Kost usw.) als


Sieger hervorgehen. Damit wird aber der Zweck des Gesellschaftslebens nicht


erreicht. Die Kampfbedingungen sind gefälscht worden. Die Gerechtigkeit
verlangt, daß in der von außen gebrachten Hilfe die Wettbewerber völlig gleich-


gestellt werden. Der Wettstreit – der geistige wie der körperliche, muß sich auf


vollkommener Ebene abspielen. –


Gerechtigkeit? Gerechtigkeit, sagt der Jockey, der Ringkämpfer, der Boxer, ist


nichts anderes als die gleiche äußere Ausrüstung der Streiter. Und diesem


zustimmend, fügen wir bei: diese für alle Menschen völlig gleiche Ausrüstung 


liefert Freiland. Freiland – ist die objektive Gerechtigkeit, die die Auslese nach


den Zwecken des Gesellschaftslebens leitet.


Thomas Münzer
(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.)
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Internationaler Valutabund.


[Vorschlag einer vertragsmäßigen Regelung anstatt der oben angegebenen, die für die heutigen
Verhältnisse allein in Betracht kommt.]


Tatsachen. 1. Die Fünffrankenstücke liefen vor dem Krieg in den Ländern der


lateinischen Münzunion hemmungslos um. Sie konnten frei von einem dieser


Länder ins andere ausgeführt werden, hatten überall gesetzliche Zahlungskraft 


pari mit den anderen Geldsorten dieser Länder und liefen auch meistens pari mit


diesen um.


2. Das Fünffrankenstück war dabei Kreditgeld. Es war eine Zeitlang nur zu 50


Prozent durch seinen Silbergehalt „gedeckt“. Man konnte mit ihm das doppelte des


eigenen Silbergehalts kaufen, so daß von je zwei solchen Münzen immer eine als


reines Kreditgeld betrachtet werden konnte. Wer die Münze einschmolz, verlor die


Hälfte.


3. Infolge seiner Freizügigkeit (s. 1.) spielte es die Rolle eines allgemeinen


Arbitrage-Automats, eines internationalen Valutaregulators, eines internationalen


Nivellierers des allgemeinen Preisstandes der Waren.


4. Waren- und Zahlungsbilanz standen durchaus unter der Kontrolle dieses


Arbitrageautomats.


5. Mehrte man z. B. im Lande A der Münzunion den Geldumlauf (Masse oder


Umlaufgeschwindigkeit) im Mißverhältnis zum Geldumlauf der anderen


Unionsländer B oder C, so stiegen die Warenpreise in A über das Niveau der


Preise in B und C. Dies bewirkte, daß die Wareneinfuhr in A aus den Ländern B


und C gefördert, die Ausfuhr dagegen gehemmt, daß die Waren- und


Zahlungsbilanz passiv und der Saldo durch Ausfuhr von Fünffrankenstücken 


ausgeglichen wurde.


6. Diese Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus A nach B und C drückte die


Warenpreise in A und hob sie zugleich in B und C, wobei zu beachten ist, daß die


Fünffrankenstücke als Notendeckung galten und daß die Ausfuhr von


Fünffrankenstücken, die man sich von der Notenbank holte, zumeist einen doppelt


so hohen Noteneinzug zur Folge hatte, also doppelt wirksam war. Diese Ausfuhr


vom Fünffrankenmünzen dauerte an, bis das Gleichgewicht der Warenpreise, das


Gleichgewicht der Ein- und Ausfuhr, das Gleichgewicht der Waren- und


Zahlungsbilanz wieder hergestellt war.


7. Hielt im Lande A die Notenvermehrung bis zur gänzlichen Verdrängung der


Fünffrankenmünzen an, so konnte der Saldo der Zahlungsbilanz nicht mehr durch


Ausfuhr vom Fünffrankenmünzen ausgeglichen werden. Dann setzte der


Arbitrageautomat aus; an seine Stelle trat das Agio.


8. Wünschte man in A das Agio zu beseitigen, so zog man das Papiergeld ein.


Dann gingen die Warenpreise zurück, die Wareneinfuhr ließ nach, die Ausfuhr


stieg, bis die passive Handels- und Zahlungsbilanz aktiv wurde. Dann
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strömten die durch die vorhergehende Notenausgabe vertriebenen


Fünffrankenmünzen wieder zurück und das umgekehrte Spiel setzte ein, bis zum


allseitigen Ausgleich. Die Warenpreise waren durch das Fünffrankenstück wie


durch ein System kommunizierender Röhren verbunden, in dem das Niveau des


Wassers immer nach jeder Störung automatisch das Gleichgewicht sucht.


9. Hielt man sich in allen Ländern der Münzunion bei der Notenausgabe an


das unter 7./8. beschriebene Warnungssignal, so mußten sich die


Valutaschwankungen durchaus innerhalb der Kosten der Hin- und Herschickung


der Silbermünzen halten.


10. Die Festigkeit der Valutakurse war also innerhalb der Münzunion nicht


durch Internationalisierung des gesamten Geldumlaufes herbeigeführt worden,


sondern dadurch, daß man einer beschränkten Anzahl Münzen internationale


Gültigkeit verlieh.


(Sinn und Zweck der Münzunion war zwar ein anderer gewesen. Die Gründer


der Union wußten nicht, daß das Silbergeld zum Kreditgeld aufsteigen würde.


Nur von der Theorie des Papiergeldes kann man den Mechanismus des


beschriebenen Arbitrageautomats begreifen.)


Folgerungen. 1. Das oben beschriebene Spielt der Kräfte steht in voller Über-


einstimmung mit der Quantitätstheorie und liefert für dieselbe zugleich den


Beweis ihrer Richtigkeit.


2. Es leuchtet ein, daß sich am genannten Spiel der Kräfte nichts ändern kann,


wenn wir an Stelle des silbernen Fünffrankenstücks ein solches aus Papier 


setzen, da das Fünffrankenstück ja nicht Kraft seines Silbergehaltes als Geld


funktionierte. Das ihm durch internationale Verträge verbriefte Vorrecht machte


es zu internationalen Geld.


3. Gibt man ein solches unter Aufsicht der beteiligten Staaten verfertigtes Geld


in einer nur für den Zweck bestimmten Menge aus und nur in einer einzigen


Stückelung – etwa 5 Franken –, so würde dieses internationale Geld, wie jetzt


die Fünffrankenmünze überall frei ein- und ausgehen, überall automatisch auf


Warenein- und Ausfuhr regulierend wirken und überall die Valutakurse auf pari


erhalten.


4. Ungewöhnliches Einströmen von solchen Fünffrankennoten wäre der


Beweis, daß zuwenig eigenes, nationales Papiergeld in Umlauf ist. Am


Ausströmen würde man merken, daß zu viel nationales Geld umläuft.


5. Der vollkommene Abfluß der internationalen Noten und das folgende


Auftreten eines Agios wäre der Alarmschuß für die Notwendigkeit einer kräftigen


Drainage des Geldmarktes, die so lange anzudauern hat, bis das Agio ver-


schwindet und die internationalen Noten wieder einströmen.


6. Umgekehrt würde ein starkes Zuströmen der internationalen Noten bewei-


sen, daß zuwenig nationales Geld in Umlauf ist – vorausgesetzt, daß man nicht


annehmen will, daß aus allen anderen Ländern die internationalen Noten durch
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zu viel nationales Geld vertrieben wurden. Letztere Annahme führt auf die eigent-


liche Währungsfrage, die nicht mit der Valutafrage zu verwechseln ist.


Programm für den internationalen Valutabund.


1. Die Staaten des I.V.B. übertragen der Schweizerischen Eidgenossenschaft


Herstellung und Verwaltung einer gemeinsamen Geldnote, für die sie alle solida-


risch haften.


2. Diese Geldnote wird nur in einer einzigen Stückelung ausgegeben und in


einer begrenzten, durch Zweck und Erfahrung begrenzten Höhe. (Etwa 10% des


gesamten nationalen Geldumlaufes dürfte genügen.)


3. Der Name diese Stücke ist Sol (Soleil, Sun, Sonne).


4. Die Staaten des I. V. B. stellen sämtlich ihre nationale Geldeinheit auf pari


mit dem Sol ein, um dieser die volle freie Kursfähigkeit zu sichern.


5. Der Sol hat gesetzliche Zahlungskraft in allen Staaten des I.V.B.


6. Die nationale Notenpolitik des I.V.B. wird auf die dauernde Erhaltung des 


Sol auf den Parikurs mit dem nationalen Geld der einzelnen Staaten gerichtet


sein. Dieses nationale Geld darf in jeder beliebigen Stückelung, mit alleiniger


Ausnahme des Sol, ausgegeben werden.


7. Den Staaten des I.V.B. werden die Solnoten von der schweizerischen


Solverwaltung nach Maßgabe der Einwohnerzahl und gegen Erstattung vom


Druck- und Verwaltungskosten ausgeliefert.


8. Mit dem Auftreten eines Agios tritt der betreffende Staat automatisch aus


dem I.V.B. aus und hat an die Solverwaltung soviel Sol zu zahlen, wie er seiner-


zeit erhalten hat. (7.)


–


Wie Marx und Engels über das Geld urteilen.


Marx: Aus dem Gebrauche des Geldes als Tauschmittel läßt sich der Mehrwert


nicht erklären, denn das Geld kann immer nur den Wert eintauschen, den es 


selber hat. Es ist Äquivalent, nichts als Äquivalent der Waren. Um die Formel 


G. W. G’ (Geld = Ware = Mehrgeld) nach der der Tausch sich vollzieht, zu er-


klären, muß man auf die Warenproduktion zurückgehen. Die Ausbeutung erfolgt


in der Fabrik, nicht im Handel. Der Besitzer der Produktionsmittel (Bauer,


Handwerker, Unternehmer), bezahlt dem Arbeiter als Lohn nur die Unterhal-


tungskosten der Arbeitskraft, weder mehr noch weniger (?) und erhält dafür das


Arbeitsprodukt, das größer ist als der Lohn. Der Unterschied ist der Mehrwert,


der also nur dort entstehen kann, wo der Arbeiter nicht im Besitze seiner


Produktionsmittel ist. Das Kapital, 1. Band, S. 1–100)      Nichtproduzenten


Engels: Mit dem Handel bildet sich aus das Metallgeld, die geprägte Münze,


und mit dem Metallgeld ein neues Mittel zur Herrschaft der Nichtprodu-
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zenten über den Produzenten und seine Produktion. Die Ware der Waren, die


alle anderen Waren im Verborgenen in sich enthält, war entdeckt, das


Zaubermittel, das sich nach Belieben in jedes gewünschte Dinge verwandeln


läßt. Wer es hatte, beherrschte die Welt der Produktion. Und wer hatte es vor


allem? Der Kaufmann. In seiner Hand war der Kultus des Geldes sicher. Er 


sorgte dafür, daß es offenbar wurde, wie sehr alle Waren und damit alle


Warenproduzenten sich anbetend in den Staub werfen mußten vor dem Geld. 


Er bewies es praktisch, wie sehr alle anderen Formen des Reichtums nur selber


bloßer Schein werden gegenüber dieser Verkörperung des Reichtums als 


solchen. Nie wieder ist die Macht des Geldes aufgetreten in solch ursprünglicher


Roheit und Gewaltsamkeit, wie in dieser ihrer Jugendperiode. Nach dem


Warenkauf für Geld kam der Geldvorschuß, mit diesem der Zins und der Wucher.


Und keine Gesetzgebung späterer Zeit wirft den Schuldner so schonungslos und


rettungslos zu den Füßen des wucherischen Gläubigers, wie die altathenische


und altrömische – und beide entstanden spontan, als Gewohnheitsrechte, ohne


anderen als den ökonomischen Zwang.


Neben den Reichtum an Waren und Sklaven, neben den Geldreichtum trat nun


auch der Reichtum an Grundbesitz. Das Besitzrecht der einzelnen an den ihnen


ursprünglich vom Stamm überlassenen Bodenparzellen hatte sich jetzt so weit


befestigt, daß diese Parzellen ihnen erbeigentümlich gehörten. Wonach sie vor


allem gestrebt, das war die Befreiung von dem Anrecht der


Stammgenossenschaft an die Parzellen, das ihnen eine Fessel wurde. Die


Fessel wurde sie los, aber bald nachher auch das neue Grundeigentum. Volles,


freies Eigentum am Boden, das hieß nur die Möglichkeit, den Boden unbe-


schränkt zu besitzen und zu veräußern. Solange der Boden Gentileigentum war,


existierte diese Möglichkeit nicht. Als aber der neue Grundbesitzern die Fessel


des Obereigentums des Stammes endgültig abgestreift, zerriß er auch das Band,


das ihn selbst bisher unlöslich mit dem Boden verknüpft hatte. Was das hieß,


wird ihm klar gemacht durch das mit dem Privateigentum gleichzeitig erfundene


Geld. Der Boden konnte nun Ware werden, die man kauft und verpfändet. Kaum


war das Grundeigentum eingeführt, so war auch die Hypothek schon erfunden.


So ging mit Handelsausdehnung, Geld und Geldwucher, Grundeigentum und


Hypothek die Konzentration und Zentralisation des Reichtums in den Händen


einer wenig zahlreichen Klasse rasch voran. (Der Ursprung der Familie, 15. Aufl.,


Seite. 172/4.)


Wer hat nun hier recht – Marx oder Engels? Engels widerspricht hier glatt der


Behauptung Marx’, daß das Geld ein einfaches Äquivalent, ein völlig harmloses


Ding sei. Kann ein Zaubermittel zugleich Äquivalent sein? Vielleicht beantworten


unsere Börsenkönige, die Rothschild, Bleichröder, Morgan, die niemals eine


Fabrik betreten, die nur mit Geld arbeiten, und in wenigen Jahren Milliarden


ansammeln, unsere Frage.
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Worin kann die „Macht des Geldes“, von der Engels spricht, bestehen? Doch


nur in einer Übermacht gegenüber den Waren, also in einer Nichtäquivalenz vom


Waren und Tauschmittel. Statt den Waren als Tauschmittel zu dienen, beherrscht


es sie. Die Darstellung, die Engels von dieser Übermacht gibt, stimmt in den


Hauptzügen. Doch irrt Engels, wo er sagt, daß die Roheit und Gewaltsamkeit,


mit der die Geldleute die Besitzer der Produktionsmittel mit Einschluß der


Grundbesitzer in den Staub werfen, nie wieder so groß gewesen sei, wie in der


Jugendperiode des Geldwesens. Er hatte die sogenannte Morgan-atische Panik,


den New Yorker Börsenkrach von 1907 nicht erlebt. Die Macht des Geldes ist


von allem Anfang bis heute immer die gleiche gewesen und ist immer mit dersel-


ben Rücksichtslosigkeit mißbraucht worden. Zur Zeit des alten Krösus hieß diese


Macht fünf Prozent – und noch heute nennt man sie so.


Wie Marx in einer Frage von so grundsätzlicher und entscheidender Bedeutung


derart fehlgreifen konnte, ist schwer zu verstehen. Namentlich einem Forscher,


der, wie Marx, sich geschichtlich zu orientieren pflegte, mußte sich die Tatsache


der Beobachtung und Prüfung geradezu aufdrängen, daß aller Regel nach die


Handelsvölker die Arbeitsvölker unterwerfen, daß der Arbeiter gewöhnlich mit-


samt seinen Produktionsmitteln, seinem Acker, Haus und Esel der Geldmacht


verfällt. Der Fall, der im Roman „Soll und Haben“ beschrieben wird, wiederholt


sich täglich, und wie könnte man es verstehen, daß die Gesamtheit der


Produktionsmittelbesitzer (Ausbeuter) in Deutschland und in Frankreich sich vor


etwa 30 Jahren an den Staat wenden mußten, Hilfe erflehend durch Schutzzölle


für Industrie und Landwirtschaft – wenn die Macht der Produktionsmittel hier


nicht einer Übermacht, eben der Macht des Geldes erlegen wäre?


Dieser Widerspruch der Geschichte mit seiner Geldtheorie konnte Marx viel-


leicht durch Zufall entgangen sein, wie konnte ihm aber eine so alltägliche


Erscheinung, wie die Kapitalisierung der Grundrenten entgehen, die doch auch


als glatter Widerspruch seiner Theorie entgegen tritt? Einen Acker, der 1000


Franken Rente abwirft, kauft man für 20.000 Franken. Wie kommt dieser Preis


zustande? Es muß doch wohl so sein, daß die 20.000 Franken ebenfalls 1000


Franken Zins abwerfen. Wo holt das Geld diesen Zins her? Die Marx’sche


Geldtheorie läßt uns ratlos. Engels zeigt uns den Weg, an dessen Ende die


Freigeldtheorie die Antwort gefunden hat = Das Geld ist alles andere eher als 


ein harmloses Äquivalent. Es ist, wie auch schon Lassalle sagte: das Kapital 


par excellence, es ist das Zaubermittel des Mehrwertes.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/die Red.)
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Was ist Luxus? 


Darüber ist man sich in den kriegführenden Ländern einig: Der Luxus soll dem
Fiskus ausgeliefert werden, er muß die Kriegslasten tragen! Wenn man sich nur
ebenso einig wäre über den Begriff Luxus! Luxus ist auf alle Fälle ein recht dehn-
barer, wandelbarer und ein subjektiver Begriff. Und nicht nur das: Er ist auch ein
Klassenbegriff. Was in der dritten Klasse Luxus ist, das ist in der ersten Klasse
Lebensbedürfnis. Bier, Tabak, Musik, Literatur sind je nachdem Luxus oder
Bedürfnis, und es steht dem einzelnen nicht an, hier über Recht und Unrecht zu
entscheiden. Der Mann, der dort nach schwerer Tagesarbeit mit dem Bierglas in
der Rechten und der Zigarre in der Linken im Lehnstuhl sich erholt, treibt der
etwa mehr Luxus als der andere, der mit beiden Händen in den Taschen den
ganzen Tag vergnügt den schwitzenden Arbeitern zuschaut? Und treibt etwa der
dünne Schneider Luxus, der lieber im ungeheizten Zimmer friert, um dafür einen
alten Hund, einen Kanarienvogel, ein mit Kröten bevölkertes Aquarium über die
böse Teuerung hin zu erhalten?
Was ist also Luxus? Was könnte wohl im Klassenstaat, der gleichzeitig sich als


Rechtsstaat gebärden will, einer Luxussteuer unterworfen werden?


Man sieht, der Begriff Luxus ist nicht in den Rahmen von Sachgütern und


Leistungen zu spannen. Diesem Begriffe gegenüber erweist sich selbst der


Massenmensch als Individualist. Von individuellen Standpunkt aus gibt es über-


haupt keinen Luxus.


Dabei darf man nicht vergessen, daß der Verbrauch von Gegenständen, die der


Verbraucher selbst als Luxus und demzufolge als entbehrlich betrachtet, durch


die Steuer zurückgedrängt wird und darum als Steuerquelle unzuverlässig ist.


Die Biergerste läßt sich auch als Gänsebraten verzehren. Wo aber die Steuer


den Verbrauch nicht hemmt, da handelt es sich bestimmt nicht mehr um Luxus


und Luxussteuer.


Um zum Begriff Luxus zu gelangen, müssen wir das Reich der Sachgüter und


der Privatwirtschaft verlassen und die Höhen der Volkswirtschaft erklettern. Hier


werden wir den Luxus erblicken, nackt, in abstrakter Gestalt, und zwar so, daß


es keinen Streit mehr geben kann, ob es sich wirklich um Luxus handelt oder


nicht. Hier, von der Höhe der Volkswirtschaft erblicken wir das arbeitende Volk,


das sich fluchend und schwitzend abmüht, um das arbeitslose Einkommen der
Rentner aufzubringen. Treibt das Volk hier keinen Luxus? Sind dem Volk diese


Rentner nötig, unentbehrlich? Könnte es nicht mit weniger oder gar keinen


Rentnern auskommen? Jeder, der die Hoffnung fahren ließ, selbst einmal


Rentner zu werden, wird diese Frage rückhaltlos bejahen. Das arbeitslose
Einkommen der Rentner – das ist der Luxus. Wenn jeder Proletarier sich ein


Reitpferd halten wollte, so würde man das mit tödlicher Sicherheit als Luxus


bezeichnen und das Rennpferd besteuern. Und wenn der Proletarier sich heute


statt des Reitpferds einen Rentner hält, einen Reiter, der ihn reitet, – so ist das


auch Luxus. So besteuere man also den Proletarier, – bis er
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diesen Luxus, seinen Reiter, abwirft. Man überliefere den Rentner der


Steuerpresse bis zum letzten Tropfen. Denn nicht das, was der Rentner ver-


braucht – das Auto, der Rosengarten, ist Luxus – nein, die ganze Person, so wie


sie leibt und lebt, mit seinem ganzen Anhang ist Luxus – der einzige Luxus, den


das arbeitende Volk treibt.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.)


–


Worin besteht die kapitalistische Ausbeutung?


Auf diese Frage wurde in einer Arbeiterzeitung wie folgt geantwortet: Der


Kapitalist holt sich den Arbeiter vom Markt und gibt ihm als Lohn den notdürftigen


Lebensunterhalt. Das, was der Arbeiter darüber hinaus schafft, gehört dem


Unternehmer als Mehrwert oder Profit. Aus diesem Profit besteht die kapita-


listische Ausbeutung.


Diese Erklärung der Ausbeutung stimmt nicht mehr ganz mit den modernen


Tatsachen überein. Zur Zeit, als Marx sein „Kapital“ schrieb und es noch so gut


wie keine Arbeiterorganisationen gab, da mochte es wohl auf dem Arbeitsmarkt


allgemein so zugegangen sein, wie es Seume in dem Gedicht „Der Kanadier“ so


schön beschrieb. Aber wo ist der Arbeiter, der heute noch ohne „schlaue


Rednerkünste, so wie man ihm bietet“, sein Arbeitsprodukt für ein Geringes hin-


gibt, und der einfach als Lohn annimmt, was ihm geboten wird? Der Lohnvertrag


hat heute genau denselben Charakter, den der Kuh- und Roßhandel haben.


Jeder nimmt, so viel er kann. Der Bauer bürstet das Pferd, ehe er es zu Markte


bringt, und der Unternehmer sucht seine Profitfalle äußerlich durch Anstrich so


anziehend wie möglich zu gestalten, um die Arbeiter anzulocken, damit das so


verstärkte Angebot von Arbeitern einen Lohndruck ausübt. Auch der Arbeiter


selbst sucht sich von der besten Seite zu zeigen. Kurz, um den Lohn wird


gemarktet. Bei diesem Markten kommt dem Unternehmer niemals die Frage in


den Sinn, ob der Lohn für des Lebens Notdurft genügt – eher schon denkt er


dabei an sich selbst, ob bei dem vom Arbeiter geforderten Lohn sein Profit für


seine Lebensansprüche groß genug bleiben wird. Auf alle Fälle denkt beim


Lohnvertrag jede der beiden Parteien ausschließlich an sich selbst.


Die untere Grenze des Lohnes, die oft weit unter der Notdurft des Lebens steht


(wie viele Arbeiter-Geschlechter sind so im Elend schon zugrunde gegangen!)


wird von keinerlei moralischen Faktoren, sondern von den Marktverhältnissen


autokratisch gezogen. Die Obere Grenze des Lohnes dagegen, die sich oft weit


von ersterer entfernt, wird ausschließlich von der Rentabilität des Unternehmens


gezogen. Sobald der Arbeiter Lohnforderungen stellt, die die historisch normale


Rentabilität des Unternehmens – etwa 4–5% des Kapitals –
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in Frage stellt – so unterbleibt das Unternehmen, d. h. dann streikt der Kapitalist.
Über diesen historisch normalen Satz von 5% kann sich aber die Profitrate dau-
ernd nicht erhalten – den jede Überschreitung desselben lockt die Konkurrenz,
lockt Kapital heran, nötigenfalls aus allen vier Himmelsrichtungen und Erdteilen.
Wenn in der Schweiz 15–20 Milliarden Kapital in festverzinslichen Papieren zu 
4–5% angelegt wurden (Bundes-, Staats- und Gemeindeanleihen, Hypotheken,
Pfandbriefe usw.), so beweist das klar genug, daß „bei den heutigen Löhnen“ in
sicheren Unternehmungen nicht mehr als 4–5% herauszuwirtschaften sind.


Die Ausbeutung des Arbeiters findet darum auch nur zum geringsten Teil in der
Fabrik statt. Dem Arbeiter wäre wenig geholfen, wenn der Unternehmer den
Mehrwert mit ihm teilen würde. Wenn z. B. ein Spinner mit einem Kapital von 
1 Million 1000 Arbeiter beschäftigt und dabei normalerweise im Jahre 5% Profit
(Zins, Mehrwert, Dividende) herauswirtschaftet, so sind das 50.000 Franken oder
50 Franken auf den Arbeiter, also 1 Franken wöchentlich. Wenn das aber die
ganze Ausbeutung wäre – wer würde sich dann noch über den Kapitalismus ent-
rüsten? Aber die Ausbeutung des Arbeiters durch den Unternehmer bildet nur
einen winzigen Teil der Gesamtausbeutung. Die Ausbeutung verfolgt vielmehr 
den Arbeiter auch außerhalb der Fabrik auf Schritt und Tritt. Schon allein für die
Wohnungsmiete nimmt der Hauswirt, der doch keinen einzigen Arbeiter be-
schäftigt – dem Arbeiter 20–25–30% des Lohnes wieder ab, also das Zehnfache
von dem, was ihm der Unternehmer in der Fabrik abnahm, als Zins für das
Hauskapital. Der Preis des Eisenbahnfahrscheines besteht zur Hälfte aus Zinsen
für das Eisenbahnkapital, aus Zinsen besteht auch ein bedeutender Teil der
Warenpreise.


Der Zins der städtischen Gasanstalten, der Kanalisation, der Theatergebäude,
des Schlachthofes, der städtischen, staatlichen, eidgenössischen Schulden – das
alles geht – meistens in den Preisen der Waren verrechnet – vom Lohn ab. Wenn
diese Drainage nicht wäre, so könnte der Arbeiter mit dem Lohn herrlich und in
Freuden leben. Es genüge, hier zu sagen, daß das Kapital der Schweiz auf etwa
40 Milliarden geschätzt wird und daß hiervon – sicherlich keine 10 Prozent den
Unternehmern gehören. Der Schweizer Arbeiter mußte jene 40 Milliarden alle 20
Jahre einmal als Zins zahlen (5% gerechnet), und vom diesen 40 Milliarden wer-
den kaum 4 Milliarden auf die Unternehmer fallen. Den Rest nehmen die Rentner,
die „stillen Teilhaber“, die sich so wunderfein vor den Augen der Arbeiter – selbst
in der sozialistischen Tagespresse – zu verbergen wissen. Der Unternehmer ist
meistens nur der Büttel der Rentner, ein Puffer zwischen dem Rentner und dem
Arbeiter.


Die Frage, die sich mit dieser Darstellung der Ausbeutung aufdrängt, ist die:
Woher kommt es, daß der Kapitalist streikt und streiken kann, wenn die
Lohnforderung der Arbeiter die historische Minimalprofitrate von 5% nicht mehr
gewährleistet? Auf diese Frage vermag heute allein die Freigeld-Kapitaltheorie
eine Antwort zugeben.


Acratillo.


(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.)
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II. Jahrgang  Nr. 22  30. November 1918


–


Der Freistatt


Zeitschrift für Kultur und Schulpolitik
–


Schriftleitung: Fritz Schwarz, Sekundarlehrer: Schwarzenburg


Erscheint alle 14 Tage. Bezugspreis Fr. 3.–für den Jahrgang.


Druck, Expedition und Inseratenannahme: Buchdruckerei Benteli A. G., Bümpliz-


Bern.


–


Inhalt: Die Schweiz auf „eigenen Füßen“. – Ein Vorstoß für Freiland.


– Freiland und Marxismus. – Umschau.


–


Die Schweiz auf „eigenen Füßen“


In der „Neuen Züricher Zeitung“ machte Dr. E. Angerer den Vorschlag, die klei-


nen Bauerngüter zu Großbetrieben von etwa 1000 Hektaren zusammenzulegen


und diese mit „einigen Arbeiter und elektrischen Motoren“ zu bewirtschaften. Die


so erwarteten größeren Ernten sollen die Schweiz auf „eigene Füße“ stellen.


Früher, als es noch keine Dampfer, Eisenbahnen und Tunnels gab, da stand


jeder Kontinent, jedes Land, ja oft jedes Tal in Bezug auf Lebensmittel „auf eige-


nen Füßen“. Es war die Zeit der periodischen Hungersnöte. Wie die Wasserkraft


eines Flusses nach dem historisch niedrigsten Wasserstand bemessen wird, so


war damals die Zahl der Menschen, in jedem Tal, in jedem Land, gleich der Zahl,


die das Land in den schlechtesten Jahren ernähren konnte. Alles, was in norma-


len Jahren darüber hinauswuchs, ging verloren, wie der Wasserüberschuß des


Kraftwerkes. Ein Spätfrost tötete damals oft mehr Menschen, als der


Dreißigjährige Krieg. Heute ist es anders. Seit wir Dampfschiffe und Eisenbahnen


haben, gibt es keine Hungersnöte mehr in den dem Weltverkehr erschlossenen


Ländern. Die Verkehrsmittel ermöglichen immer einen schnellen Ausgleich der


Ernteausfälle, und nicht mehr die schlechteste Ernte zieht die Grenzen der


Bevölkerungszahl, sondern die Mittelernte. Statt 300 000 können 3 000 000


Menschen in der Schweiz leben.


Diese den Ausgleich ermöglichenden Verkehrsmittel sind aber nicht etwa von
ungefähr da. Sie sind ein Produkt der Nachfrage nach Verkehrsmittel, die die für
den Weltverkehr erzeugten Waren schufen. Weil die Völker sich immer weniger
auf die „eigenen Füße“ und immer mehr auf den Weltausgleich verließen, ent-
standen die Verkehrsmittel. Würde man nun wieder umgekehrt, dem Verkehr
mißtrauend, seine Sache, wie im Mittelalter, auf eigene Füße stellen, so würde
selbstverständlich die Nachfrage nach Schiffen und Eisenbahnwagen fehlen, die
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Schiffswerften würden stillgelegt, der Schiffsverkehr auf den Weltmeeren ver-
schwinden. Zum Vergnügen läßt man die Frachtdampfer nicht auf den Meeren
spazieren. Keine Frachtgüter – keine Schiffe.


Was nun, wenn eine Mißernte die auf eigene Füße gestellten Völker heimsucht.
Dann mag man nach allen Himmelsrichtungen Boten schicken (die Kabel sind
dann natürlich verrostet) und Hilfe von den vielleicht im Überfluß schwelgenden
Nachbarn erflehen.


Welch ein Jammer, welch ein Flehen
Steigt hinauf zu unseren Höhen!


Es wird aber nichts nützen, weil das Leben der Völker auf eigenen Füßen die
Handelsflotten der Welt sicherer versenken muß, als es heute die Unterseeboote
tun.


Seit fünfzig, seit hundert Jahren hat der Weltverkehr die Schweiz vor jeder
Hungersnot bewahrt – trotz den zahllosen Miß- und Fehlernten. Ersetzen wir die-
sen Weltverkehr durch ein Leben auf „eigenen Füßen“, so wird die Brotkarte zu
einer ständigen Einrichtung. Die Schweiz würde gezwungen werden, ungeheure
Getreidespeicher anzulegen, um mit ihnen doch nicht mehr zu erreichen, als was
Josef in Ägypten mit seiner siebenjährigen Getreidehamsterei erreichte.


Den Krieg, der Vater allen Unsinnes, der die Welt nicht um die kleinste
Erkenntnis bereichert, uns und allen nur Ungeziefer gebracht hat, darf nicht zum
Lehrmeister erhoben werden. Nicht auf den Krieg, auf den Frieden müssen wir
uns voll und rückhaltlos einstellen – auch in wirtschaftlicher Beziehung. Je weni-
ger die Völker sich abschließen, je größer die gegenseitige Abhängigkeit, um so
größer die Unabhängigkeit von den Elementen, um so sicherer sind wir vor den
Plagen, gegen die uns Dr. Angerers Leben auf „eigenen Füßen“ schützen soll.


Nicht besser als der Zweck sind auch die Mittel, die Dr. Angerer vorschlägt.


Der Großbetrieb mag dort zuweilen bessere Ernten liefern, wo das Volk dem
Alkoholismus verfallen ist, die Herrschaft über sich selbst verloren hat und nur
die Knute des Aufsehers die Leute zur Arbeit anhalten kann. Auch sonst in den
weiten Ebenen mag es gehen – in der Picardie, in Irland, Schlesien, Ungarn, in
der Lombardei, wo der Aufseher von seinem Turm aus mit dem Fernrohr die
Arbeiter beobachtet. Aber wie will man es in der Schweiz verhüten, daß die aufs
Feld gesandten Knechte hinter dem ersten Hügel, der sie dem Auge des
Aufsehers entzieht, sich ins Gras legen? Der Großwirtschaftsbetrieb ist eine
Eigentümlichkeit der Ebene. Wenn er in der Schweiz nicht besteht, so ist das
gewiß weniger eine Folge von Morgarten und Murten, als der in der Gebirgsnatur
liegenden Verwaltungsschwierigkeiten. Bei der Viehzucht vervielfältigen sich
diese Schwierigkeiten außerdem noch, wie man überhaupt als Regel sagen
kann, daß das, was die Stiefmutter für das Kind, das ist der Knecht für das Rind
(und für den Acker). Nicht umsonst sagt das Sprichwort: Das Auge des Herrn
mästet die Herde. Und Herr in diesem Sinne ist jeder Bauer im Vergleich zum
Knecht.


Aber ist es nicht direkt Unfug, den Großbetrieb darum in der Landwirtschaft
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einzuführen, weil man die „Schweiz“ auf eigene Füße stellen will? Die Schweiz?
Der Schweizer wegen soll doch das geschehen, was Dr. Angerer vorschlägt. Und
da will Dr. Angerer die Schweiz auf eigene Füße stellen, indem er die letzten
noch auf eigenen Füßen stehenden Schweizer zu Maschinenteilen eines
Großbetriebes degradieren will? Das nennt man doch der Wirtschaft die
Menschen opfern!


Wenn schon der Schweizer seinem Lande die Unabhängigkeit erhalten und


sichern will, so doch nur, weil er in seiner Wirtschaft als unabhängiger Bauer


diese Unabhängigkeit hat schätzen gelernt hat. Der in der Abhängigkeit aufge-


wachsene Mensch findet sich oft mit der Gebundenheit ab. Dann hat er auch 


keinen Sinn mehr für die Unabhängigkeit des Landes. Wo es nur mehr


Proletarier gäbe, würde kein Mensch noch ein Opfer für die Unabhängigkeit des


Landes bringen – die für sie ja nur noch hohle Phrase ist. Wer darum die


Unabhängigkeit schätzt, die persönliche wie die des Landes, der wird darnach


trachten, diese Unabhängigkeit allen Bürgern zu verschaffen, und statt durch


Latifundien neue Knechte und seelenlose Landarbeiter zu schaffen, wird er


umgekehrt, durch Freiland allen Bürgern, allen Menschen den freien Zugang zur


Erde und damit zur Unabhängigkeit zu verschaffen trachten.


Nicht die Staaten, die einzelnen Menschen wollen wir „auf eigene
Füße“ stellen.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.).


–


Ein schweizerisches Institut für politische


Kohlenversorgung.


Im Dortmunder Institut für Kohlenforschung wird die Steinkohle nach allen


Richtungen hin chemisch untersucht, und unberechenbar ist der praktischen


Nutzen, den das Deutsche Reich aus dem Institut während den 5 Jahren seines


Bestehens schon gezogen hat. Ein solches Institut schlagen wir auch der


Eidgenossenschaft vor, nur mit dem Unterschied, daß hier die Kohle politisch zu


untersuchen wäre.


Vor längerer Zeit schon hieß es an dieser Stelle, daß die Schweiz ein Recht auf


die im Ausland liegenden Kohlenfelder habe. Es ist das erste Mal, daß diese


Selbstverständlichkeit ausgesprochen wurde, und uns scheint, daß sie einen aus-


gezeichneten Ausgangspunkt für die politische Analyse der Kohle geben würde.


Was die Steinkohle bedeutet, daß merkte man in diesen Kriegsjahren, und 


welche kümmerliche, ja jämmerliche Rolle ein „Staats“mann spielt, wenn er der


Kohle gegenüber ein anderes Recht anrufen will als das des gewöhnlichen


Kohlenhändlers, das wissen wir nun auch. Kann man das Wohl des Volkes derart


von nachbarlicher Willkür abhängig bleiben lassen? Das sind unhaltbare Zustände!
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In solchen Lebensfragen muß man den Krämerstandpunkt verlassen und sich


auf die unveräußerlichen, unverlierbaren, allgemeinen Menschenrechte berufen,


zu deren Schutze Gott das Eisen wachsen ließ. Wir haben die Kohle nötig für


unsere Wirtschaft, also auch für unser Leben. Damit ist unser Recht auf die


Steinkohle erwiesen.


Wir fordern also die politische Kohlenforschung. Sie ist mehr wert als alle


Kohlenlager der Schweiz. Wir fordern aber auch die rücksichtslose


Veröffentlichung aller Ergebnisse der Forschung, denn sie greifen tief in die


Hoheitsrechte der Staaten ein. Wer weiß, ob die politische Durchforschung der


Kohle nicht zu den Grundmauern des wahren Bürger- und Völkerfriedens führt!


Da aber auch hier auch nicht anzunehmen ist, daß der heutige Staat einen


Beitrag an diese Arbeit leisten wird, versuchen wir es mit dem „Druck von unten“


und beginnen selbst mit der Arbeit. Jeder Mitarbeiter ist willkommen und die


Ergebnisse seiner Untersuchungen werden hier veröffentlicht.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/die Red.).


–


Nationalvermögen?


Professor Milliet, Sachverständiger des Bundes in Finanzfragen, schätzt das


„Nationalvermögen“ der Schweiz auf 38 Milliarden.


Landwirtschaftlichen Boden 04.600 Millionen


Wald 01.200 Millionen


Bergbau 000.25 Millionen


Städtischer Boden 03.825 Millionen


Immobilien und Mobiliar 22.200 Millionen


Transportanstalten 02.225 Millionen


Wasserkräfte 00.175 Millionen


Edelmetall 00.310 Millionen


im Ausland 04.100 Millionen


38.660 Millionen Franken


oder pro Kopf der Bevölkerung Fr. 10.282 (Basler Vorwärts).


Es ist anzunehmen, daß Prof. Milliet obiges „Nationalvermögen“ nach dem


arbeitslosen Einkommen berechnet hat, das in der Schweiz in Form von Zins


und Grundrente dem Arbeiter vom Arbeitsprodukt abgezogen wird und dann zu


4% kapitalisiert zu werden pflegt. (Bei 5% wäre das Nationalvermögen um 20%


kleiner.)
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Um wieviel würde sich nun der Arbeitslohn heben, wenn der Zins auf Null fiele


und die Grundrente verstaatlicht würde, d. h. wenn es kein „Nationalvermögen“


mehr gäbe? Um das zu berechnen müßte man wissen, wie groß die Zahl der


Renten und ihr Anhang ist. Nehmen wir an, es wäre ein Drittel, so käme heute


auf den Kopf des arbeitenden Volkes ein zu verzinsendes Kapital von Fr. 10.282


+ 1/3 = Fr. 13 709, was zu 4% Zins Franken 548,36 oder Fr. 3 290,16, wenn


man auf je 6 Köpfe einen Arbeiter rechnet. Durch den Wegfall des


„Nationalvermögens“ dürfte sich also das Arbeitseinkommen durchschnittlich 


verdoppeln.


Hat das Professor Milliet, der Finanzmann, seinen Leuten auf dem freisinnigen


Parteitag gesagt? Wahrscheinlich nicht. Denn wer von „Nationalvermögen“ redet


und in der Harmlosigkeit so weit geht, sogar auszurechnen, wieviel auf den Kopf


von diesem Nationalvermögen fällt, dem ist wohl nicht viel daran gelegen,


Klarheit in den Begriff „Nationalvermögen“ zubringen. Wie wäre es denn, wenn


die Schweizerischen Bolschewiks Professor Milliet beim Worte nähmen und die


Äcker, den Wald, Immobilien usw. als Nationalvermögen behandelten? Es wird


eben Unfug mit dem Wort getrieben. Ein Vermögen, von dem 90% der


Bevölkerung ausgeschlossen sind, ist kein Vermögen im volkswirtschaftlichen


und nationalen Sinn.


In obiger Aufstellung fällt auf, daß zwar das Metallgeld (Edelmetall), aber nicht


das ungedeckte Papiergeld der Nationalbank zum „Nationalvermögen“ gerechnet


wird. Wir laden Prof. Milliet ein, die Gründe anzugeben, die ihn dazu veranlaß-


ten. Vielleicht werden die Widersprüche, auf die er hier stoßen wird, die Natur


des „Nationalvermögens“ besser klar machen, als es eine eindringliche Kritik tun


könnte. Dieses Papiergeld besteht zwar stofflich nur aus Geldpapier – aber gera-


de darum fällt von hier aus so scharfes Licht auf den Begriff Nationalvermögen.


Luft und Wasser, die doch sicherlich wichtiger sind als das Geld im Keller der


Nationalbank, werden von Milliet nicht mit einem Rappen in Rechnung gestellt.


Sie gehören nicht zum „Nationalvermögen“, weil man sich ihrer umsonst bedie-


nen kann. Würde man die schweizerische Luft und das Wasser bis auf einen


Rest vergiften, so würde diese Rest sicherlich ein ungeheures


„Nationalvermögen“ darstellen. Das Wasser ist also nur darum kein Teil des


Nationalvermögens, weil es nicht vergiftet ist, d. h. weil sich noch keine Rentner


desselben bemächtigt haben. Zum Nationalvermögen wird also nur das gerech-


net, was die Nation bezahlen muß. In der Regel aber rechnet man das, was man


zu zahlen hat zu den Schulden, die das Gegenteil von Vermögen sind. Ein


Wechsel ist eine Schuld des Ausstellers und ein Vermögensobjekt des Besitzers.


Ähnlich verhält es sich mit allen anderen Teilen des Nationalvermögens. Würde


man z. B. neben jeden Acker noch einen Acker legen, würde man durch techni-


sche Erfindungen die Fruchtbarkeit der Äcker verdoppeln, so würde der Boden


ziemlich ganz aus dem Nationalvermögen ausscheiden. Es wäre dann mehr


Boden vorhanden, als man
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gebrauchen kann, und das genügt, um die Bodenrente auf Null zu drücken und


das Nationalvermögen um Milliarden zu erleichtern. Die Verbesserung des


Bodens vernichtet also einen Teil des Nationalvermögens! Und so wäre es auch


mit den Immobilien. Man braucht auch nur die Häuser zu verdoppeln, um die hier


investierten 22 000 Millionen als Nationalvermögen vollständig zu vernichten.


Und auch mit dem 3,825 Millionen des im städtischen Boden liegenden


„Nationalvermögens“ verhält es sich so. Um diesen städtischen Boden auf den


Rang von Wiesen und Äcker herabzusetzen, genügt oft die Dezentralisierung der


Verwaltung oder die Beschleunigung und Verbilligung der städtischen


Straßenbahnen.


Mit „Vermögen“, Reichtum, Wohlstand, nationaler Kraft usw. hat also das


Nationalvermögen nichts gemeinsam. Es besteht einfach aus dem, was ein Teil


des Volkes dem anderen zahlt. Es ist nichts als das Soll der Arbeiter, das im


Hauptbuch der Volkswirtschaft dem Haben der Kapitalisten gegenüber steht. Das


Nationalvermögen ist stets gleich Null, weil sich Soll und Haben immer im volks-


wirtschaftlichen Sinn gegenseitig aufheben. Vermögen, das sich in Geld aus-


drükken läßt, kann nur privatwirtschaftlich begriffen werden. Nationalvermögen ist


also eine contradictio in adjecto.


Thomas Münzer.


(Pseudonym für S. Gesell/die Red.)


–


Endlich auf dem rechten Weg zur


Nahrungsmittelversorgung


(Ein Diskussionsbeitrag)


G...Im „Grütlianer“ vom 20. Juli zeigt uns Dr. F. Lorenz, wie die „Vereinigung 


für industrielle Landwirtschaft“ vorzugehen gedenkt, um den Mangel an


Nahrungsmitteln zu bekämpfen. Das sind Vorschläge, von denen sich etwas


erwarten läßt. Das klingt hoffnungsvoller als alles, was die bureaukratische


Weisheit bisher zur Sache zu sagen wußte. Immerhin hat man vier Jahre


gebraucht zur Erkenntnis, daß die Noten der Nationalbank wohl das Gold, aber


nicht das Brot „ersetzen“ können, und daß Höchstpreise und Teuerungszulagen


in Merligen erfundene Mittel sind, um das Volk satt zu machen, insofern als beide


Dinge den Verbrauch der Waren fördern und die Erzeugung hemmen, während


doch gerade das Gegenteil so bitter nötig ist. Denn hohe Preise sind das einzige


Mittel, das den Bauern zur Höchstleistung anspornen kann und das auch gleich-


zeitig dafür sorgt, daß er selbst sparsam mit seinen Erzeugnissen haushaltet, um


möglichst viel zu Markte zu tragen. Als man den Bauern Prämien für schöne


Munis zahlte, da gaben manche gewissenlose Väter dem Kalb die für ihre Kinder


bestimmte Milch. Durch dasselbe System möchten wir nun
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erreichen, daß die Bauern dem Muni wie dem eigenen Tisch den Überfluß für die


notleidende Stadtbevölkerung entziehen. Andererseits muß mit dem System der


Teuerungszulagen gebrochen werden. Sie wirken ja doch nur wie das Bündel


Gras, das man dem pflügenden Stier vor die Deichsel bindet und das ihm ewig


unerreichbar bleibt, ob er auch seine Schritte verlängert. Der Unternehmer spornt


den Arbeiter durch Lohn„aufbesserung“ zu erhöhten Anstrengungen an und im


gleichen Schritt und Tritt betrügen die Preissteigerungen den Arbeiter um den


Erfolg seiner Arbeit.


Aber nun ist man – nach vier Jahren – endlich dahinter gekommen – danken


wir Gott für unsere schnelle Auffassungsgabe – nun soll es besser werden.


Schluß mit den Merligereien.


Zu dem von Dr. Lorenz besprochenen Vorschlag möchten wir noch einige


Zusätze machen, die unseres Erachtens der Sache einen mehr sozialdemokrati-


schen Anstrich geben würden. „Große industrielle Betriebe nehmen die zu ver-


bessernden Landflächen in „Pacht“ und führen die nötigen Arbeiten selbst durch.“


So sagt Dr. Lorenz.


Nun sind aber Bodenmeliorationen keine Arbeiten, die der Pächter auszuführen


pflegt. In der Regel werden sie auch nicht einmal von den Grundbesitzern allein


ausgeführt, zumeist muß der Bund und der Kanton einen großen Teil der Kosten


tragen. Dann bezweifeln wir auch, daß die industriellen Betriebe ausreichende


Mittel für diese Arbeiten auswerfen werden. Anders schon wäre es, wenn der


meliorierte Boden Eigentum der Betriebe würde. Meliorationen sind Dinge von


dauerndem, fast ewigen Charakter, und an solchen hat nicht der sterbliche


Bürger, sondern das ewige Volk ein Interesse. Darum sind sie auch Sache des


Volkes, in diesem Falle Sache des Bundes – denn dem ganzen Volk soll durch


diese Meliorationen Erleichterung werden. Und unwürdig ist es einer Demokratie,


daß Volksinteressen dem übrigens löblichen Wohltätigkeitssinn Privater anver-


traut werden.


Wir schlagen darum vor: Der Bund erwirbt die in Betracht kommenden


Landflächen käuflich (weder die Gemeinden, noch die Kantone kommen hierfür


in Betracht) und wird dazu durch ein besonderes Enteignungsgesetz bevollmäch-


tigt. Die Meliorationsarbeiten überträgt der Bund denjenigen industriellen


Betrieben, die für ihre Arbeiter keine ausreichende Beschäftigung haben. Die


Kosten dieser Arbeiten zahlt der Bund. Das, was die industriellen Betriebe hierfür


zu opfern bereit waren, können sie der Steuerkasse zuführen. Sind die


Meliorationsarbeiten beendet, so verpachtet der Bund den Boden an die, die ihn


bewirtschaften wollen. Der Ertrag dient der Verzinsung der aus der Enteignung


entstandenen Bundesschuld. Das Defizit zahlt das ganze Volk, das auch den


Nutzen hat.


Wenn durch solche Bodenpolitik der Not nur einigermaßen gesteuert werden


soll, so muß sie in größtem Umfang betrieben werden. Alle für den Krieg arbeiten


203







den Betriebe (Schandflecken auf der Schweizerfahne) müssen behördlich


geschlossen werden. Von den Arbeitslosen darf kein Mann müßig bleiben. Wenn


der Bund jährlich 500 Millionen für Bodenerwerb und nochmals 500 Millionen für


die Meliorationsarbeiten ausgibt, so dürfte das unseres Erachtens noch bei 


weitem nicht ausreichen, um die nötigen Kartoffeln aufzubringen.


Übrigens, wenn man den Zweck erreichen will, so müssen die zur intensiven


Kultur urbar zu machenden Gelände nicht weitab von den Wohnstätten der


Arbeiter liegen, und wie könnte man sich solche Gelände immer und überall in


genügendem Umfang sichern ohne ein Enteignungsrecht? Und ein


Enteignungsrecht kann man doch den industriellen Betrieben, Privatpersonen,


nicht einräumen. Schon aus diesem Grunde muß der Bund hier eingreifen. 


Sonst wird es auch nicht zu verwundern sein, daß die Grundeigentümer die Not


des Volkes sich zunutze machen und für die zu verbessernden Acker


Phantasiepachtzinse erheben, um diese Pachtzinse dann nochmals zu ver-


doppeln, sobald die Meliorationsarbeiten gemacht und von den industriellen


Betrieben bezahlt worden sind – wie das ja immer schon bei den


Wohnungsmieten zu gehen pflegt, wenn ein Mieter auf seine Kosten die


Wohnung verbessert.


Es gibt in der Schweiz noch etwa 240.000 ha Privatwald, der nach forsttechni-


scher allgemeiner Ansicht nicht den vollen Ertrag gibt, den das Schweizer Volk


von seinem Boden verlangen kann. Mit der Enteignung dieser Waldungen sollte


man beginnen. Von diesen 240.000 Hektaren ließen sich gewiß manche


Strecken für Landwirtschaft urbar machen, während umgekehrt manche Äcker


mit öffentlichem Urteil der Forstwirtschaft zurückgegeben werden könnten. Man


würde so darauf hinarbeiten, geschlossene größere Wälder zu schaffen, die


forstwirtschaftlich Vorteile bieten. Aber solche Umwandlungen, die sich selbst-


verständlich nur vom höheren Standpunkt aus „rentieren“, kann nur der Bund


machen.


Um den zur „Schweiz“ zusammengetretenen Völkerbund zusammenzuhalten,


bedarf es verstärkter Bande, und solche liefert das gemeinsame Interesse am


gemeinsamen Eigentum, am Bundeswald von 240.000 Hektaren. Außerdem


wäre die Schaffung von öffentlichem Bodeneigentum ein wichtiger Schritt auf


dem Wege zum sozialdemokratischen Endziel.
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Der Bruch des Brecheisens.


Das Geld ist das Brecheisen der Macht.


Zarathustra.


“Wes Geld ich nehm’, des Lied ich sing’“, sagt der Volksmund. Und unter „ich“
sind hier ungefähr alle zu verstehen. Unbestechliche gibt es vielleicht alle
Jubeljahre mal einen. Vor allem in der Kommune, bei den Staatsknechten, in der
Kirche und den Hochschulen. Je höher der Lohn, das Gehalt, um so bestech-
licher. Letzten Endes ist nur der auf Minimallohn gestellte, der Freiländer, wirklich
unbestechlich.


Die Hochschule ist eine staatliche Anstalt, sagt Prof. Fleiner von der Zürcher
Hochschule. Und er hat recht, sehr recht. Bezahlt ja der Staat die Beamten –
auch die der Hochschule. Und der geistliche im Ornat unterbricht jählings die 
heilige Handlung, Orgelton und den Gesang der Gläubigen. Mit lauter Stimme ruft
er zum Himmel: Laß auch deine Gnade groß sein über unseren König und seine
Gemahlin und über alle, die dem königlichen Hause verwandt und zugetan sind!
Freilich, heute betet er anders, als gestern, der treue Diener von Thron und Altar.
Der Diener des Königs von Gottes Gnaden hat sich in den Dienst der
Bolschewiks gestellt: Laß auch deine Gnade groß sein über Lenin, Liebknecht
und ihre Gemahlinnen! So beten die Staatsknechte jetzt alle! Kein einziger ver-
sagt dem Gelde den Tanz. Wes Geld ich nehm’ des Lied ich sing’! Und Lenin,
Liebknecht haben jetzt den Hebel der Steuerpresse (und der Notenpresse) in 
der Hand.


Wie konnte es aber geschehen, daß die Macht denen aus den Händen gilt, die
das Brecheisen in der Hand hatten? O, sehr einfach ging das zu. Die Reichsbank
bedachte nicht, daß auch ein Brecheisen zerbrechlich ist. Die Reichsbank ver-
wässerte mit der Notenpresse die Währung und damit auch die Gehälter der
Staatsknechte. Mit dem Bruch der Währung brach auch das Brecheisen der
Macht. Die Ratten verließen das sinkende Schiff der Deutschen Reichswährung.
Die Staatsknechte flohen vor der Papiergeldflut in die offenen Arme der
Bolschewiks. Havenstein [Direktor der Reichsbank] brach das Deutsche Reich.


Wenn in der Schweiz die Nationalbank die schweizerische Währung nicht auch
verwässert hätte [Die Nationalbank vervierfachte den Notenumlauf. Er beträgt zur Zeit 925


Millionen.], ob der Verband der geprellten „Fest“besoldeten zustande gekommen
und dieser Verband, der die ganze Staatsmaschine umfaßt, mit klingendem
Spiele zur sozialdemokratischen Partei übergegangen und sich in den Dienst des
Oltener Aktionskomitees gestellt hätte?


Wer treue Staatsknechte haben will, muß bei der absoluten Währung bleiben.
Denn diese Knechtstreue ist eine Ware! Sie geht in die Hände desjenigen, der
den höchsten Preis zahlt!


Esphialtes.


(Pseudonym für S. Gesell/Die Red.)
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Walter Rathenau, Die neue Wirtschaft


S. Fischer Verlag, Berlin, 87 S., 1918.


Dieses vielerwähnte Buch erfreut durch seine Gedankenfülle und anregende,


wenn auch oft recht konfuse Schreibweise. Für den unerfahrenen Leser ist


Vorsicht geboten, wenn er Nutzen aus diesem Gedankenhaufen ziehen will,


denn Rathenau wirtschaftet mit seinem Arbeitsmaterial wie der Verschwender mit


dem Reichtum. Rathenau vagabundiert förmlich in der Welt harter Tatsachen,


und die Kritik leichtfertiger Schlüsse überläßt er gern dem Leser. So gewinnt man


den Eindruck, daß es sich bei dieser Arbeit des ehemaligen Generaldirektors der


deutschen Kriegswirtschaft einfach um Unterhaltungsstoff Für die Tee-


Ersatzstunde handelt. Sätze stehen da, die, wie man sie auch deuten mag,


unverständlich bleiben, solange man die Möglichkeit groben Irrtums ausschließt.


So z. B. Seite 7: Die Kapitalwerte der Verpflegungskosten für die


Kriegsbeschädigten sind im wesentlichen nur Umschichtungen des Vermögens,


also keine Verluste im volkswirtschaftlichen Sinne, im Gegensatz zu den


Entschädigungen für die Verwüstungen an Sachgütern, die reine Verluste sind!!


Zur rechten Würdigung dieses Satzes beachte man, daß Rathenau die


Verpflegungskosten kapitalisiert und in dieser Form zu den übrigen Kriegslasten


legt. Wenn letzteres richtig ist, so ist sein Schluß falsch.


Seite 10 steht ein Satz, den Rathenau vielleicht selbst nur mit vielen Wenn und


Aber wird deuten können: Man darf nicht im Bereiche der Staatswirtschaft die


Verkleinerung der Vermögenseinheit (Mark D. R. W.?) mit einem Sinken des


Geldwertes gleichsetzen, der die Folge einer allgemeinen Teuerung und


Weiterhebung der Bodenschätze mit sich bringt. Das ist ein Satz, der sich vor-


züglich in die alte, abgetane und verfluchte Goldwährungsliteratur Bambergers
und Helfferichs einfügen ließe, der aber außerhalb derselben keinen Platz mehr


findet. Mit solchen Sätzen erreichten es die von der Börse getragenen


Goldwährungsapostel, daß die widerstandsfähigsten Köpfe an ihrem eigenen


Verstand verzweifelten, womit dann die Währung mitsamt der Reichsbank


Monopol und Weidplatz der Börsenräuber blieb. Denn, wer offen erklärte, Sätze,


wie den obigen, nicht zu verstehen, dem erwiderte man mit Benjamin Disraeli:
Nichts führt schneller zur Gehirnerweichung, als die Liebe und das Studium der


Währungsfrage. Sie, lieber Herr, scheinen sich leider schon recht lange mit 


dieser Frage befaßt zu haben.


Bei einem Manne, der in der Kriegswirtschaft des Deutschen Reiches eine 


führende Rolle spielt, sollte man doch gewiß ein gehöriges Maß von Um- und


Vorsicht voraussetzen dürfen. Doch gerade diese Eigenschaft vermissen wir


schmerzlich bei Rathenau. So sagt er Seite 12, daß kein Teil des Mittelstandes


wirtschaftlich so schwer betroffen wird wie der städtische Hausbesitzer, sofern


nicht systematische
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Geldverschlechterung [Für den mit 150 Milliarden verschuldeten Staat, wie auch für die Masse


der Schuldner und Steuerzahler bedeutet die „Geldverschlechterung“ umgekehrt eine


Geldverbesserung.] das kleinere Übel durch ein größeres ersetzt. Der Wohnungs-


bedarf (Raumbedarf) vermindert sich mit der allgemeinen Verarmung, und mit


der verminderten Nachfrage sinken die Mieteingänge der Häuser, während der


Zinsfuß der Hypotheken voraussichtlich von 5 auf 6% steigen wird, und somit in


der Regel der Zins der Hypothek durch die Miete nicht gedeckt wird.


Dies ist soweit richtig. Aber an anderer Stelle sagt Rathenau, daß die


Arbeitslöhne (und damit auch selbstverständlich alle Warenpreise) nach


Friedensschluß etwa auf dem Anderthalbfachen der Friedenssätze werden 


stehen bleiben. Wie reimt sich nun das mit der vorangehenden Prophezeiung?


Einerseits gibt er zu, daß durch Geldverschlechterung die verschuldeten


Hausbesitzer von allen Übeln befreit werden können, sagt auch weiter, daß diese


Geldverschlechterung wohl 50% betragen wird (erhöhte Löhne), um dann wieder


den Hausbesitzern den finanziellen Ruin mit der Behauptung zu prophezeien,


daß mit der rettenden Geldverschlechterung, als das größere von zwei Übeln,


nicht gerechnet werden kann! Hat Rathenau das eine Mal recht, so geht er das


zweite Mal fehl. Weiter wird in seiner Beurteilung der Hausbesitzeraussichten


vergessen, was er selbst sagt, daß die Bautätigkeit erst lange Jahre nach


Friedensschluß wird aufgenommen werden können. Trifft das zu, und das muß


es wohl, denn bei den alten Mietsätzen kann sich ein Neubau zu verdoppelten


Löhnen und Materialpreisen nicht rentieren, so müssen der Ausfall an Neubauten


einerseits und die Verdoppelung der Löhne andererseits den aus anderen


Ursachen prophezeiten Rückgang in der Nachfrage nach Wohnraum zum min-


desten ausgleichen. Wenn darum die Voraussetzungen zutreffen, mit denen


Rathenau seine Prophezeiungen begründet, so hätte der Hausbesitzer allen


Grund, sich über die Dinge zu freuen, die über ihn hereinbrechen werden. 


Bei verdoppelten Löhnen verfügt die Masse des Volkes über den doppelten


Geldbetrag für die Mietausgaben und beansprucht dann auch doppelten


Wohnraum, und das muß man um so eher annehmen, als Rathenau Seite 11


den Arbeitern nachsagt, daß sie die Löhne den Kriegslasten werden zu ent-


ziehen verstehen. Wie sollen dann die Mieteingänge der Hausbesitzer unter die


Zinsausgänge der Hypotheken fallen? Die Voraussetzungen Rathenaus führen


also zu den entgegengesetzten Schlüssen, zu denen er gelangt.


Vollkommen unklar sieht Rathenau überall dort, wo die Valuta in die


Verzweigungen der Wirtschaft eingreift, wie er sich überhaupt mit der eigent-


lichen Grundlage der Staatsfinanzen – der Währung nur äußerst oberflächlich


befaßt. Wer dem deutschen Volke vorrechnet, wie viele hundert Milliarden ihm


der Krieg an Schulden aufbürdet, wer diese Last abzuschätzen und nach der


Tragkraft der einzelnen Volksklassen zu verteilen sucht, zudem noch diese


Milliarden zum Anlaß neuer einschneidender Staatsmaßnahmen ergreift, der


müßte uns doch vor allen Dingen
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sagen, was nach seiner Ansicht die Einheit jener 200 oder 300 Milliarden ist, sein


wird oder sein soll. Erst dann, wenn das festgestellt ist, kann man sich eine


Vorstellung von jenen Kriegslasten machen.


Rathenau vergißt – was übrigens heute alle Politiker tun – daß sich der Esel in


der Regel weniger für den Umfang der Last, als für ihr spezifisches Gewicht


interessiert. Und wie der Esel, so der preußische Steuerzahler. Unter der


Voraussetzung, daß der fette Ochse für 10.000 Mark verkauft werden kann, wird


der Bauer lieber 10.000 Mark Steuern als 5000 Mark dann bezahlen, wenn der


Preis des Ochsen im Notenverbrennungsofen der Reichsbank auf 4000 Mark


zusammenschmilzt. Die Milliarden deutscher Kriegsanleihen lauten auf Mark d.


R.-W. Und was ist heute eine Mark, was soll sie morgen sein? Der Inhalt dieser


Frage liefert den Drehpunkt aller Finanzprobleme. Mit der Beantwortung dieser


Frage hätte Rathenau also beginnen müssen.


Wir begnügen uns mit diesen wenigen Proben Rathenauscher Logik. Sie


berühren übrigens nur die äußere Hülle des Buches. Über seinen Kern werden


wir nächstes berichten.


–


Der Achtstundentag in Soll und Haben.


Der Zinsfuss von 4–5% ist eine so regelmäßig beobachtete Tatsache, daß man


getrost von einer ehernen Rentabilität des Kapitals reden kann. Sinkt einmal


durch ein „Über“angebot von Fabriken, Miethäusern und Verkehrsanstalten deren


Möglichkeit, den ehernen Zins zu erpressen, so braucht sich der Kapitalist darum


nicht zu kümmern. Sein treues Geld (daher die Redensart: „Treu wie Gold“) sorgt


dafür, daß keine Anlagen mehr erstellt werden, bis der Mangel an Realkapital


(Häuser, Fabriken usw.) eine höhere Rendite verbürgt. Jede Verminderung des


Zinseinkommens beantwortet der Kapitalist mit dem Streik seines Geldes – und


Kapitalist ist in diesem Falle jeder Inhaber einer Sparbüchse oder eines


Kassenbüchleins.


Es ist wichtig, zu wissen, ob der Achtstundentag die eherne Rentabilität des


Kapitals – den Mehrwert oder Zins – angreift. Wenn er das tut, dann ist er ein


Vorstoß gegen das proletarische Endziel: die Beseitigung aller Ausbeutung.
Kann er den Mehrwert nicht vermindern, so muß ein anderes Einkommen für ihn


haften – entweder die Grundrente oder aber der Lohn. Zins-, Grundrente-, oder


Lohnbezüger – wer haftet für den Ausfall an Arbeitsprodukten, die der


Achtstundentag bringt?


Der Zinssatz von 4–5% ist ehern, unantastbar, international. Scheinbare


Abweichungen werden erzeugt durch Preissteigerungen oder ein außergewöhn-


liches 
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Risiko [Vergleiche dazu II. Jahrgang Nr. 24, Büchertisch, und Gesell, Natürliche Wirtschaftsordnung


durch Freiland und Freigeld. IV. Teil]. Er mag manchem recht dürftig und klein vorkom-


men, nicht der Rede wert! Aber der Zinssatz von 5% bedeutet eben nicht, daß


vom Arbeitsprodukt 5% täglich oder jährlich erhoben werden. In Wirklichkeit


beansprucht der Kapitalist 5% jährlich aller vom Arbeiter in- und außerhalb der
Fabrik benutzten Dinge – 5% der Häuser, 5% der Fabriken, 5% der Warenlager,


5% der Eisenbahnen, 5% der Äcker, Bergwerke, Wasserkräfte, 5% der Schulen,


Kirchen, Gefängnisse, 5% der Viehherden, kurz 5% der ganzen Schweiz. Wäre


die Schweiz in 20 gleiche Kantone eingeteilt, so bedeuten 5%, daß die


Schweizer Kapitalisten jährlich einen dieser Kantone schlachten, verspeisen, 


verdauen. Gott schuf die Schweiz einmal und ruht seitdem aus. Die Schweizer


Arbeiter schaffen die Schweiz alle 20 Jahre einmal neu und dürfen nie rasten.


In der Naturalwirtschaft hatte sich vielerorts der Zehnten als Tribut eingebürgert


– der zehnte Teil des Arbeitsproduktes – und viele meinen heute, das wäre viel,


das wäre das doppelte von 5% Zins. In Wirklichkeit mögen 5% Zins etwa 50%


des Arbeitsproduktes darstellen – also das fünffache des Zehnten [Wie jämmerlich


nimmt sich neben einem Zinsrückgang von 1%, der die Ausbeutung der Schweiz Arbeiterschaft um


400 Millionen Franken jährlich vermindern würde, eine Produktivgenossenschaft oder ein nationali-


sierter Betrieb aus – abgesehen davon, daß man für solche Zwecke das Geld à 5% pumpt.].


Das also ist der wahre Sinn von 5%, Schweizer Demokrat! Das ist es, was


Arnold von Winkelried, Werner Stauffacher, Wilhelm Tell und General Wille und


alle die Helden mit ihrem Herzblut für ihr Volk erkämpft haben – eine


Zinserpressungsanstalt!


Aus dem eingehenden Studium des Kapitalmechanismus geht das Ergebnis


hervor, daß der mit dem Achtstundentag eintretende Produktionsausfall nicht auf
das Kapital abgewälzt werden kann, also den Zins, die Ausbeutung nicht ver-
mindert. Bei gleichbleibenden Löhnen entsteht aber ein Defizit von 20% der


gesamten Produktion. Wer wird das nun tragen? Heute beziehen die Arbeitenden


aller Stände und Berufe ein Gesamteinkommen von 4 Milliarden Franken.


(Schätzung von Pflüger, Statistisches Jahrbuch u. a.) Davon geht die eherne


Forderung der Kapitalisten ab, nämlich 5% des auf 40 Milliarden geschätzten


Schweizerischen Kapitals, also zwei Milliarden. So bleiben für den Lohn noch 


2 Milliarden. Bei achtstündiger Arbeit schaffen die Arbeitenden bloß für 3,2


Milliarden Erzeugnisse, von denen aber der gleiche Betrag für die Kapitalisten


abgeht wie früher. So bleiben den arbeitenden nur noch 1,2 Milliarden, und die


Lohnsumme sinkt von 2000 Millionen auf 1200 Millionen – also beinahe um die


Hälfte, während der Zins unangetastet bleiben wird.
Kann vielleicht der Grundrentner dafür belangt werden? Der mit Schulden be-


ladene Bauer wird seine verpfändeten Grundrenten verteidigen und die In-
Inhaber
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haber der „mündelsicheren Papiere“ werden den Bauern schützen helfen.
Niemals wird der Bauer den Ausfall von 800 Millionen tragen müssen. Die


Bauern werden durch die Zölle geschützt, wenn nichts anderes mehr bleibt. Und


wer anders zahlt die Zölle als der Proletarier? Bleibt aber, mit Rücksicht auf den


Generalstreik, der Zollschutz aus und zeigt sich die Regierung den Bauern


gegenüber harthöriger als sonst, so werden sich die Bauern bankrott erklären


müssen. Wen würden sie dann anders dafür verantwortlich machen als den post-


humen Sohn des Generals Streik, den Achtstundentag? Sie wären niemals zu


belehren, daß es der Zins ist, der die Arbeiter und sie selbst bestiehlt. Woher


sollte Ihnen übrigens diese Belehrung kommen? Die offizielle Sozialdemokratie


kennt ja das Zinsproblem nicht! Die Angriffe der Bauern werden sich gegen den


schwächeren Gegner richten – die Lohnbezüger.


Wahrscheinlich wird die Notenbank auch nicht daran denken, bei fehlendem


Warenangebot die Geldmenge zu verringern. Die Folge wird ein steigen der


Warenpreise sein und, wie es uns ja heute genügend gezeigt worden ist, wird


der Bauer die Schuld daran tragen sollen. Den Schaden haben die Inhaber 


festverzinslicher Papiere, die Rentenbezüger, die invaliden Lehrer, die


Lebensversicherten und die Festbesoldeten. Wir kennen das ja auch. Diese


Leute werden das Los der Lohnbezüger teilen und es damit mildern helfen.


Das Ende wird also ein erneuter Streit zwischen Bauer und Arbeiter sein. Und


das jetzt, wo man eingesehen hat, daß ohne die Bauern das Proletariat zur


Ohnmacht verurteilt bleibt!


Darum, ihr Arbeiter: greift den Zins an und dessen Grundlage und Erzeuger,
das Geld, das heutige Metall- und das diesem nachgeäffte Papiergeld! Hier liegt


der Punkt, wo der Kapitalismus allein verwundbar ist. Alles andere trennt euch


nur, und wäre es noch besser, nützlicher, nötiger und erstrebenswerter als der


Achtstundentag! Arbeiter aller Stände und Berufe, Bauern, Kaufleute, Beamte,


Künstler, Ärzte, Seiltänzer, Sekretäre – alle die ihr für euer täglich Brot arbeiten


müßt – seid einig, einig, einig! Euer einziger und gemeinsamer Feind ist der Zins!


Gegen ihn müssen sich alle Angriffe richten, wenn sie einigend und erfolgreich


wirken sollen!


Thomas Münzer.
(Pseudonym. für S. Gesell / die Red.)


–


Rathenaus „Neue“ Wirtschaft.


Nach Rathenaus Vorschlag sollen die Hoheitlichen Gewerbeverbände die


Preise ihre Produkte nach den Selbstkosten berechnen, und in der Liste dieser


Selbstkosten steht als erster Posten, sozusagen als Ehrenposten der Zoll, den


der Kapitalist erhebt – die „angemessene“ Verzinsung des Kapitals. Wir staunen


darüber nicht. Ja, wir nahmen es als selbstverständlich an, daß in Rathenaus
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Reich der Zins als der wichtigste Posten, als der Zweck der Warenproduktion


gelten muß. Wozu hoheitliche Machtausstattung, wenn man sich nicht brauchen


würde? Aber Rathenau braucht sie für die Eintreibung des Kapitalzinses. Zins ist


Gewalt, und Gewalt fordert Gewalt heraus. In Rathenaus Staat werden die


Arbeiter doch den Ausbeutern die Herrschaft nicht ohne Zwang überlassen und


den überflüssigsten Ausgabenposten beibehalten. Rathenau sorgt auch dafür –


mit Hilfe seiner Hoheitsrechte – daß kein Rentner zu kurz kommt – denn jedes


Werk, das nicht mindestens den angemessenen Zins herauswirtschaftet, wird


ohne Rücksicht auf Sonderinteressen stillgelegt.


Ob bei solchen Stillegungen den Arbeitern wenigstens die Umzugskosten ver-


gütet werden, erwähnt Rathenau nicht. Wir pflegen die Großmut der Kapitalisten,


ihre Rücksichtnahme auf die kleinen Interessen der Arbeiter nicht zu übertreiben,


doch wissen wir, daß der Kapitalist zuweilen aus Rücksicht auf die Arbeiter sein


Werk nicht stillegt. In solch rührseliger Stimmung kann der Unternehmer dann


freilich den „angemessenen“ Zins nicht herauswirtschaften. Der angemessene


Zins gebietet Rücksichtslosigkeit, die heute oft genug das ganze Geheimnis des


wirtschaftlichen Erfolges in der Industrie bildet, und in der Rathenau soll niemand


Rücksicht üben dürfen! Das Unternehmen, das höhere Löhne als die anderen


zahlt und daher den „angemessenen“ Zins nicht herauswirtschaftet, wird still-


gelegt.


Übrigens wünscht mit dieser Forderung angemessener Verzinsung des


Kapitals Rathenau nichts anderes, als einen Zustand vor Angriffen zu schützen


und zu verewigen, der sich mit der Einführung des herkömmlichen Geldes einge-


stellt hat. Nicht zwar im Einzelfall, aber kollektiv haben seit Lykurgs Zeiten die


Kapitalisten, die ihr Geld in der Industrie oder im Handel anlegen, eine im Wesen


dieses Geldes liegende Gewähr dafür, daß der Wettbewerb niemals zu einer


Gefahr für den Zins werden kann, denn noch niemals ist es geschehen, daß der


Kapitalist eine Mietskaserne mit der Aussicht baut, einen geringeren als den her-


kömmlichen, historisch normalen Zins aus dieser Kapitalanlage zu ziehen. Wenn


unter dem Druck einer zeitweilig vermehrten Bautätigkeit der Mietertrag der


Häuser sinkt, so streikt auch gleich das „Baukapital“, das aus nichts anderem


besteht als aus Geld. Und die Erfahrung der Jahrtausende (Jahrtausende!!)


beweist dem Kapitalisten, daß die durch sein Verhalten notwendigerweise sich


einstellende Baukrise einerseits und die vor sich gehende Volksvermehrung


andererseits zusammen mit dem durch Brände und Abnutzung hervorgerufenen


natürlichen Abgang an Wohnraum die erwartete Mietzinserhöhung bringen wer-


den. Gerade die Sicherheit, daß es immer so kommen muß, daß der Zins der


Kapitalanlagen niemals unter einem gewissen Stand für längere Zeit gesunken


ist, führte zu der sonst ganz rätselhaften Erscheinung, daß solide Finanzleute,


daß der Staat und die Gemeinden Darlehensverträge auf 100 Jahre hinaus mit


festem Zinsfuß abschließen. Schuldner wie Gläubigern bürgt die Erfahrung von


Jahrtausenden (!) dafür, daß sich am Zinsfuß in solch langen Perioden nichts


wesentliches ändern wird. Nur einem scheint diese Erfahrung nicht mehr zu


genügen, nur einer unter all den Millionen 
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Kapitalisten wacht, grübelt, sitzt in kummervollen Nächten weinend auf seinem


Bette. Rathenau hat vom Freigeld gehört! Rathenau schafft die „Neue“ Wirtschaft


als einen Schutzverband gegen die durch das Freigeld ermöglichte Kapitalsintflut


– die den Zins vom Darlehensmarkt wegfegen wird.


Bis jetzt bestand noch nirgendwo ein gesetzliches Recht auf den Kapitalzins.


Gewiß nur darum, weil solches Recht überflüssig war. Das Kapital brauchte die


Staatsmacht nicht zur Eintreibung des Zinses. Gegen alle Angriffe wußte sich der


Zins zu behaupten, selbst gegen die Angriffe des allmächtigen Papstes. Eine


Sache aber, die sich sogar gegen den Staat behauptet, braucht den Staat sicher-


lich nicht. Kirche, Staat, Arbeiterorganisationen, Genossenschaften, auch –


Revolutionen haben sich gegen den Zins erhoben; alle haben die Waffen 


strecken müssen. Auch Lenin wird bestimmt vor diesem Igel Halt machen 


müssen. Aus all diesen Affären ist der Zins immer unangetastet als Sieger her-


vorgegangen. (Moses konnte zwar alle 50 Jahre eine Zinsrazzia machen


(Jubeljahr), doch der Ursache des Zinses konnte er damit nicht beikommen.)


Aber nun ist im Freigeld dem Zins zum erstenmal ein wirklicher Gegner entstan-


den, dem gegenüber das Kapital und Rathenau sich schwach fühlen. Daher muß


derselbe Staat, den man in früheren Zeiten gegen den Zins aufbot, jetzt zu 


seiner Verteidigung herangezogen werden. – (eine Entwicklung, die die


Staatstheoretiker sicherlich interessieren muß.)


Der Gedanke lag übrigens nahe. Der Staat ist zum Schutze der Grundrente


aufgeboten worden (Grundrentenschutzzölle). Das Recht auf die Grundrente hat


man im deutschen Reichstag feierlich zu den allgemeinen Menschheitsrechten


geschlagen. Übrigens auch in Frankreich und andern demokratischen Staaten.


Freiheit, Brüderlichkeit und Recht auf Rente! Durften nun die Grundrentner, die


Agrarier, den Staat zu ihrem Schutze anrufen, warum sollte man ihren


Blutsverwandten, den Zinsrentnern dieses Recht nicht auch zu billigen? Suum


cuique. Dem Rentner das Recht, die Schätze der Welt zu genießen, dem Pöbel


die Pflichten, diese Schätze schweißtriefend auf des Rentners Tisch zu legen.


Freilich: Rathenaus Hoheitsrecht auf den Zins bezieht sich nur auf die „ange-


messene“ Verzinsung, worunter jedermann, und selbstverständlich auch Herr


Rathenau wohl nichts anderes als den historisch normalen Zins von 4–5% ver-


stehen kann. Alles was die hoheitliche Gewerbeorganisation Rathenaus durch


Preiserhöhung über diesen Satz hinaus von den Kommunisten zu erpressen ver-


steht, das soll durch Lohnerhöhung oder (was übrigens gleichbedeutend ist) für


Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen wieder freiwillig abgetreten werden.


Um die Rentenschutzzölle dem Volke genießbarer zu machen, wurde s. Z. in


Deutschland von den Agrariern vorgeschlagen, die Zollerträgnisse für


Wohlfahrtseinrichtungen zu verwenden. Derselbe verschlagene Gedanke feiert


hier seine Auferstehung.


Rathenau ist wirklich recht großmütig. Zunächst setzt er die Preise so hoch an,


daß die „angemessener Verzinsung“ unter allen Umständen gesichert erscheint 
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und was er dann mehr als nötig herauswirtschaftet und was ihm den Zins ver-


bürgt, das gibt er großmütig nicht an die geprellten Konsumenten zurück – son-


dern an den Staat für Wohlfahrtseinrichtungen! Solchen Großmut kann sich aber


nur ein Mann leisten, der schreibt: Wir (der Direktor des Deutschen


Kriegswirtschaftsamtes) beginnen einzusehen, daß die Kapitalrente nichts weiter
bedeutet, als die Rücklage, deren die Industriewirtschaft der Welt alljährlich zu
ihrem eigenen Wachstum bedarf, daß dieser Rentenertrag nach Abzug eines
mäßigen – allerdings willkürlichen – Verbrauchsanteils des Kapitalisten restlos
wiederum der Wirtschaft zugeschlagen wird.“ (S. 31.)


Also Rathenau „beginnt einzusehen“, daß das, was die Millionen kleiner und


große Rentner jährlich für persönliche Bedürfnisse verbrauchen, nur einen 


mäßigen Teil ihrer Einnahmen ausmacht, daß der Hauptanteil zur Mehrung ihres


Vermögens verwendet wird. Wie er zu dieser Einsicht kommt, sagt uns Rathenau


nicht. Wir wissen aber, daß die Rentner nicht von der Luft leben und daß zu 5%


das ganze Reich, mit allem Land, Wäldern, Bergwerken, mit allen Städten,


Dörfern, Ställen, Viehherden, mit den Eisenbahnen, Tunneln, Kanälen,


Telegraphen, mit allen Fabriken, Werkstätten, Läden, Warenlagern, kurz alles,


was sich in Geld ausrechnen läßt, restlos alle 20 Jahre über die Zahltische der


Rentner geht. Von diesen Milliarden wird nur so viel der Industriewirtschaft zuge-


wendet wie die angemessene Verzinsung gestattet. Würden die Kapitalisten ihre


gesamten Zinseinnahmen der Wirtschaft wieder zuwenden, – so müßte nach je


20 Jahren und zu 5% gerechnet neben dem Deutschen Reich ein ebenso großes


Reich stehen, mit denselben Äckern, Fabriken, Städten. Denn das, Herr


Rathenau, ist der Sinn von 5%.


Da nun aber das Reich sich nicht an Umfang und Reichtum verdoppelt hat,


das Geld für solche Verdopplung aber vom Lohn des Proletariats in Abzug


gebracht worden ist, und als Entgelt für diesen Abzug nur ein paar


Quadratmeilen Mietskasernen und Fabriken getreten sind – so muß der Anteil


am Zins, den der Rentner für seine persönlichen Ausgaben verbraucht, doch


nicht so mäßig sein, wie Rathenau einzusehen beginnt. Das Deutsche Reich von


heute, abzüglich des Deutschen Reiches vor 20 Jahren – das ist der Teil des


Zinses, der kapitalisiert wurde, und das Deutsche Reich, wie es vor 20 Jahren


stand – mit Äckern, Bergwerken, Städten, – das ist der Teil des Zinses, den die


Kapitalisten in den letzten 20 Jahren restlos verzehrt, verjubelt haben. Und in der


„Neuen Wirtschaft“ soll derselbe Zins, zu demselben edlen Zweck den


Kapitalisten zur Verfügung stehen! Rathenau nennt das „Neue Wirtschaft“. Ich


nenne es die uralte, von allen Sozialisten zum Tode verurteilte kapitalistische


Raubwirtschaft.


– e –


–
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Der Abbau des Staates nach Einführung der


Volksherrschaft.







Vorwort.


“Natürlichem genügt das Weltall kaum, 


Was künstlich ist, verlangt geschlossenen Raum.“


Faust.


Sobald die Völker sich nach dem Selbstbestimmungsrecht zu staatlichen


Verbänden zusammenschließen werden können, müssen naturgemäß die


Grenzen jedes Staates genau dort zu liegen kommen, wo die Anziehungskräfte


des einzelnen Staates erlahmen und von den Anziehungskräften des


Nachbarstaates aufgehoben werden. Ein Staat, der seine Anziehungskräfte


mehrt, von dem Liebe, Wärme, Gerechtigkeit, Licht und Freiheit nach allen


Richtungen ausströmt, erweitert dadurch auch schon seine Grenzen, ohne daß


er irgend etwas dazu zu tun braucht. Für den, der einen großen Staat liebt mit


weiten Grenzen, wird dann vor allem die grundsätzliche Frage von Interesse


sein, ob ein Staat überhaupt Anziehungskräfte entwickeln kann und ob das, was


uns als solche erscheint, nicht einfach in einem Mangel an abstoßenden Kräften


beruht. So könnte man fragen: Wurde Elsaß von Frankreich angezogen oder nur


von Deutschlands Staatsform abgestoßen? Die Beantwortung dieser Frage ist


von besonderer Wichtigkeit, denn sie wird uns zeigen, ob wir für die zur


Erweiterung unserer Grenzen notwendigen Anziehungskräfte durch Ausbau oder


durch Abbau des Staates sorgen sollen. Wäre der Staat nur ein notwendiges


Übel und könnte er somit immer nur abstoßende Kräfte entwickeln, so werden


die Anziehungskräfte des Deutschen Reiches selbstredend um so schwächer


sein und die Staatsgrenzen werden uns um so enger zusammenschnüren, je
mehr wir das Reich als Staat ausbauen, dann könnte allein der Abbau des


Staates uns die dem Deutschen Weltgeist genügenden Grenzen verschaffen.


216







Ein Beispiel mag hier deutlicher zeigen, um was es sich handelt und gleich-


zeitig auch zu der Behauptung den Beweis erbringen, daß der Staat wirklich nur


ein, wenn auch notwendiges Übel ist und sein kann. Jedermann, auch unsere


jetzigen „Feinde“ erkennen es an, daß das deutsche Reich als Staat ein


Musterstaat genannt werden konnte. Nirgendwo war der Staat soweit ausgebaut,


nirgendwo griff er öfter und tiefer in das Leben der Bürger ein, nirgendwo gab es


unbestechlichere Beamte, nirgendwo hatte er so rührendes Verständnis für die


leiblichen Bedürfnisse der Eisenbahnreisenden und für das Seelenheil aller


Staatsbürger.


Und doch, wie gering waren die Anziehungskräfte dieses Musterstaates! War


es wirklich nur der billige Weinpreis, der die Elsässer nach Frankreich hinzog


oder war es nicht vielmehr der musterhaft geführte deutsche Staat, der ausge-


baute Staat, der sie abstieß? Dieser Abfall des Elsaß vom angestammten


Deutschen Reich ist doch eine Erscheinung, die uns stutzig machen muß.


Namentlich, wenn die Lehren, die wir aus dieser Erfahrung ziehen, noch durch


das Verhalten der Polen eine neue Bestätigung finden. Die Polen fliehen im


buchstäblichen Sinn aus dem Reiche der Ordnung in die polnische Wirtschaft.


Wohl der denkbar schlagendste Beweis, daß der Staatsgedanke ein hoffnungslo-


ser ist. Der Mensch sucht und schätzt vor allen Dingen Freiheit und


Unabhängigkeit. Alles was ein ausgebauter Staat uns auch bieten mag, kann


kein Quentchen Freiheit aufwiegen. Der Mensch lehnt sich gegen den Staat auf,


der ihm auf dem Wege der Einschränkung persönlicher Freiheiten Wohltaten auf-


zwingen will. Man vergleiche das Verhalten der Elsässer und Polen mit dem der


Buren zu den Engländern. Dank dem Umstande, daß sich die Engländer weniger


um den Staat kümmern, konnte es geschehen, daß sich die beiden „Feinde“ so


schnell versöhnten.
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Lassen wir diese Tatsachen auf uns wirken. Sie zeigen uns, daß der


Staatsgedanke, wie man ihn in Deutschland pflegte, ein kranker Gedanke ist und


daß darum nur der Abbau der Staates das Fundament zu einem großen Staat


liefern kann.


1. Beweggründe, die zum Ausbau 


des heutigen Staats führten.


Der Staat fällt immer so aus, wie ihn die herrschende Klasse braucht. Liegt


diese Herrschaft in den Händen einer bevorrechteten Minderheit und ist diese


dann den Angriffen einer ewig aufsässigen Mehrheit ausgesetzt, so liegt der


Gedanke nahe, die Machtmittel einer zentralisierten Staatsgewalt (Monarchie,


Despotie, Autokratie usw.) der Aufrechthaltung der Herrschaft dienstbar zu


machen und durch Ausbau der Staatsbetriebe seinen Einfluß, seine Macht zu


mehren. Dann wird der Staat mit vielerlei Dingen belastet, die eben so gut, oft


mit Vorteil, der privaten bürgerlichen Tätigkeit überlassen werden könnten. Die


Schwäche sucht Stärke in der Anlehnung [Siehe Krapotkin: Gegenseitige Hilfe.]; der


Starke aber fühlt sich am stärksten allein. Der Schwache strebt nach


Zentralisation, der Starke nach Dezentralisation. Die Schwäche wirkt zentripetal,


die Stärke zentrifugal. Wenn also der Staat imstande wäre, Kraft zu erzeugen, 


so wäre diese Kraft gegen den sie erzeugenden Staat gerichtet.


Darum war und ist die Frage: Wie können wir den Staat ausbauen, die Zahl


der von uns abhängigen Beamten und den Einfluß mehren, den die in unseren


Dienst gestellte geistige Elite auf die Volksmassen ausübt – die einzige jahr-


tausende alte Sorge der Bevorrechteten gewesen. Und die Antwort, die die


Herrschenden auf diese 
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Frage fanden, ist der Staat in der Gestalt, wie ihn die Revolution übernommen


hat. Umgekehrt wird natürlich das Interesse am Ausbau des Staates erlahmen


und verschwinden, wenn die Macht auf die Masse übergeht, die sich – dank ihrer


Masse – sicher fühlt und keines Machtanwachses noch bedarf. Schon allein dem


Trägheitsgesetze folgend, wird das im Staate herrschende Volk danach trachten,


den Staat auf die allereinfachste Form zurückzuführen und alles abzubauen, was


nicht durchaus zentralistisch geleitet werden muß, damit es nicht ewig zu neuen


Wahlen, zu neuen Gesetzen und Entschließungen aufgerufen zu werden


braucht. Ich kann mir dann vorstellen, daß, wenn die Demokratie den Reiz der


Neuheit verloren haben wird und Wähler wie Wählerinnen nur mehr mit dem


Aufgebot von Wahltreibern zur Urne geführt werden können, auch die Frage auf-


tauchen wird, wie man sich von der Bürde dieser lästigen Bürgerpflichten be-


freien kann. Die einzige dann noch mögliche Antwort auf diese Frage heißt dann:


Rückkehr zur Autokratie oder: Abbau der Staates von alle dem, was dem Staate


zu seinen Herrschaftszwecken aufgebürdet wurde.


Wenn diese Forderung nicht gleich am Tage der Revolution gestellt wurde, so


muß berücksichtigt werden, daß die Partei, die nun zur Herrschaft kam, eine


wesentlich kommunistische war, die darum in dem bisherigen Staatsbetriebe nur


eine Vorstufe der erstrebten allgemeinen Verstaatlichung erblickt. Auch mag es


nur Atavismus gewesen sein, der Ebert glauben ließ, er müsse sich mit demsel-


ben Regierungsapparat umgeben, denn die Hohenzollern zur Stütze des


Thrones für nötig hielten, so daß er auf das der Revolution zustehende bene-


ficium inventarii verzichtete. Vorbedingung für solchen Aufbau des Staates wird


immer ein vollkommenes Sicherheitsgefühl sein, daß selbstverständlich nur da


aufkommen kann, wo die Macht in der überwältigenden Mehrheit des Volkes


liegt. Solange die Herrschenden 
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noch um ihre Vormacht bangen und darum an den Ausbau der Macht denken


müssen, solange sie nicht sorglos in den Tag leben können, werden sie natürlich


die Machtmittel der zentralisierten Staatsgewalt nicht entbehren und von einem


Abbau nichts wissen wollen.


Abbau der Staates setzt also Abbau des Klassenstaates, Übergang der Macht


auf die Volksmassen voraus. Die Klassen sind aber Produkte des aus Zins und
Rente bestehenden arbeitslosen Einkommens. Wer darum vom Abbau der


Staats spricht, muß auch den Nachweis bringen, daß sich das arbeitslose


Einkommen abbauen läßt. Diesen Nachweis erachte ich aber als in allen Teilen


erbracht. Die vom Freiland-Freigeld-Bund vertretene Kapitalzins- und


Grundrententheorie läßt keinem Zweifel Raum, daß mit dem geforderten Mittel


Freiland und Freigeld das arbeitslose Einkommen sich spurlos in 10 oder 20


Jahren fleißiger Arbeit versenken läßt. Näheres hierüber kann ich hier nicht


sagen; ich muß mich hierfür auf die Literatur des Bundes berufen.


Nur das möchte ich hier sagen, daß der Krieg den Bestrebungen des Freiland-


Freigeld- Bundes die Wege in unverhoffter Weise geebnet und die vom Kapital


ausgehenden Widerstände wenigstens in Deutschland dadurch gebrochen hat,


daß es zur Zeit in Deutschland so gut wie überhaupt kein Kapital mehr gibt.


Über diesen wichtigen Punkt möchte ich zunächst einige Erläuterungen geben


und dann zu meinem Thema übergehen.


Das deutsche Volksvermögen 


in der Kadaververwertung zu Paris.


Das Vermögen im Deutschen Reich, euphemistisch als deutsches


Volksvermögen bezeichnet, war vor dem Kriege mit 350–400–450 Milliarden


Mark eingeschätzt worden. 
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Diesen Schätzungen lagen die damaligen Warenpreise zugrunde. Zu den heuti-


gen Preisen berechnet, wären reichlich 1000 Milliarden herausgekommen. Da


die heutigen Preise aus zwingenden Gründen nicht erheblich von der jetzigen


Höhe heruntergehen können, so wollen wir die 1000 Milliarden als Grundlage


unserer Berechnungen nehmen. Von diesen 1000 Milliarden müssen wir nun 


folgende Abstriche machen, und zwar als:


1. Hypothek die Forderung der Entente, die zunächst noch unbestimmt, wahr-


scheinlich nicht unter 200 Milliarden einzuschätzen sein mag, und zwar


Milliarden Mark von der jetzigen Güte, von denen 100 auf eine magere Gans,


2000 auf eine magere Kuh gehen. In die Vorkriegsmark umgerechnet, etwa 


50 Milliarden. An Zinsen wären allein 10 Milliarden zu zahlen.


2. Hypothek: Unterstützungen an die Witwen und Waisen der Gefallenen, an


die Kriegsverletzten und im Kriege Erkrankten und in der Erwerbskraft


Geschwächten. Die Summe hierfür ist schwer zu schätzen. Rechnen wir 


8 Millionen Unterstützungsberechtigte zu je 1000 Mark, so wären das 


8 Milliarden im Jahr. Welchem Kapital diese Ausgabe entspricht, werden die


Versicherungstechniker ausrechnen können, wenn sie einmal wissen, wie groß


der jährliche Abgang der Unterstützungsberechtigten sein wird. Hier nehmen wir


als Kapitalisierungsrate das Zehnfache der jährlichen Ausgaben, also 


80 Milliarden für die 2. Hypothek, und zwar Mark von der Sorte, von der 2000 


auf eine magere Kuh gehen.


Infolge der ungenügenden Unterstützung wird der jährliche Abgang größer als


erwartet sein. Von den unterstützungsberechtigten Waisen wächst jährlich ein


Jahrgang oder der 14. Teil (7%) in das erwerbsfähige Alter hinein.


3. Hypothek: Die in Kriegsanleihen, in städtischen, staatlichen Anleihen in


Darlehenskassenscheinen in Reichs-
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banknoten gemachten Schulden, zusammen etwa 150 Milliarden. Daß diese


Kriegsanleihen als Privateigentum mindestens den gleichen Schutz verdienen


wie alle anderen Vermögen, kann nicht einen Augenblick in Zweifel gezogen 


werden, haben doch viele die Anleihen gezeichnet, weil sie glaubten, damit dem


Vaterland und dem Eigentum der Mitbürger zu dienen! Auch wird es Leute gege-


ben haben, die Teile ihres Vermögens, Grundbesitz, Aktien, Häuser verkauften


und dem Aufruf „Zeichnet Kriegsanleihe“ nachkommen zu können. Diese 3.


Hypothek hätte demnach Anspruch als bevorrechtigte Forderung auf das 


deutsche „Volks“vermögen behandelt zu werden. Solange man also das übrige


Vermögen anerkennt, wird man auch diese 3. Hypothek anerkennen müssen.


4. Hypothek: Die Entschädigung an die Reeder für die verlorenen Schiffe, an


die Hausbesitzer für den Russeneinfall, für die Fliegerbomben usw. an die


Kolonialdeutschen für den Verlust des Eigentums, an die durch die


Kriegsereignissen in irgenwelcher Form geschädigten Kaufleute und


Gewerbetreibenden. Das alles zusammen mögen auch 50 Milliarden sein.


5. Hypothek: Die Millionen von Arbeitslosen, die entweder gänzlich ohne Ver-


dienst sind oder aus dem Berufe herausgeworfen wurden und minderwertige


Arbeit zu leisten haben – dadurch zu Kriegskrüppeln, zu wirtschaftlichen Krüppeln


werden. Wäre es zuviel, wenn wir hierfür auch 50 Milliarden annehmen?


Fünf Hypotheken im Betrage von 500 Milliarden belasten also heute das deut-


sche Vermögen, und zwar gerade zu einer Zeit, wo die Industrie still liegt, wo alle


Handelsbeziehungen unterbrochen wurden, die Kolonien geraubt, das Reich um


große Teile verkleinert wurde, die Felder verunkrautet sind, die Handelsflotte ver-


senkt und geraubt ist, wo man seit vier Jahren Raubbau getrieben, wo der


Viehstand der Zahl nach um die Hälfte, dem Gewicht nach um 2/3
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abgenommen hat, wo seit 4 Jahren keine nützliche Arbeit getan, kein Haus repa-


riert wurde, die Bahnen ausgeleiert sind und von unserem industriellen Arsenal


gut 50% abgeschrieben werden müssen. Was bleibt da von diesem Vermögen


noch übrig? Man vergesse nicht, daß das sogenannte Volksvermögen nichts


anderes war als eine 1. Hypothek auf den Lohn und daß durch die genannten 5


Hypotheken, zu denen noch die laufenden Staats- und Gemeindeausgaben 


kommen, diese 1. Hypothek an die 6. Stelle rückt.


Das Volksvermögen ist nichts anderes als die zu 4% kapitalisierte Rente. Es


besteht also aus dem den Arbeitern vom Lohne gemachten Abzug. Hebt man


den Lohn auf den Arbeitsertrag, dann gibt es kein Volksvermögen mehr.


Da nun die Zinsen dieser 5 Hypotheken nicht auf den Arbeitslohn abgewälzt


werden können, weil der Arbeiter sonst auswandern würde, so bleibt nichts an-


deres übrig, als das Geld dazu vom Volksvermögen zu erheben. Das


Volksvermögen ist also zu 100% und darüber hinaus für eine lange Reihe von


Jahren verpfändet an ausländische und bevorrechtigte Gläubiger. Es steht uns,


dem Freiland- Freigeld Bund also nicht mehr im Wege. Von dort her sind keine


Widerstände mehr zu erwarten. Wir haben nur mehr Exkapitalisten, wie wir auch


nur mehr Exfürsten haben. Wir haben keine anderen Gegner, wie das 


mangelnde Verständnis. Sobald die demnächst in Tätigkeit gesetzte Steuer-


presse unseren Kapitalisten ihre finanzielle Lage zum Bewußtsein gebracht


haben wird, werden wir wirklich ein einig Volk von Brüdern sein – einig in der 


allgemeinen Armut – und damit wäre dann die Grundlage für die Regierung


geschaffen, die ihre Stärke im Volke hat und darum der Machtmittel der Staates


nicht mehr bedarf. Dann werden wir vom Abbau des Staates reden können.
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2. Umfang des staatlichen Abbaus.


Man hat den Staat so oft als notwendiges Übel bezeichnet. Jetzt wollen wir ihn


auch einmal als solches behandeln und von dem Übel nur das behalten, was


sich wirklich als Not wendend erweist. Wir wollen von zwei uns zur Wahl gestell-


ten Übeln, den ausgebauten und den abgebauten Staat, uns das kleinere einmal


ansehen und vom Staat alles das abbauen, was nicht unbedingt von einem 


zentralen, das ganze Volk umfassenden Gesichtspunkte aus geleitet werden


muß. Überall, wo wir ohne den Staat auskommen können, wollen wir abbauen.


Es wird sich dann zeigen, daß dieser Abbau bis auf das Verkehrswesen – Geld,


Post, Eisenbahnen, Telegraph, Schiffahrt – den gesamten heutigen Staatsbetrieb


umfassen kann. Alles übrige – Kriegsministerium, Handelsministerium,


Kultusministerium, Justiz usw. – kann man mit Vorteil für die Sache dem Staat


abnehmen und den Privaten und Gemeinden überlassen.


Schule. Daß diese nur mit Nutzen für die Sache von Staat getrennt werden


kann, geben die zunächst Beteiligten, die von Natur berufenen Lehrer, die Eltern


ohne weiteres zu. Nur die Eltern können das Kind wirklich verstehen und den


Unterricht der Eigenart des Kindes anpassen. Freilich setzt der Unterricht des


Kindes durch die Eltern andere als die heutigen Wirtschaftsverhältnisse voraus.


Eine Fabrikarbeiterin hat natürlich weder die Zeit, das Kind zu unterrichten, noch


es überhaupt kennenzulernen. Für das Proletariat kann es nur eine Schule


geben, die Staats- oder Gemeindeschule. Sobald es aber gelingt, das Proletariat


dadurch zu vernichten, daß jedem Arbeiter das Recht auf den vollen


Arbeitsertrag verschafft wird, kann auch jede Mutter sich wieder dieser edelsten


der Mutterpflichten widmen – und dann fällt die Notwendigkeit der Schule weg.


Diejenigen Mütter aber, die sich
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unfähig fühlen die Kinder zu unterrichten, wird es immer noch frei stehen, sich


zusammenzutun und selbst eine Schule zu gründen. Wenn der Staat keine


Steuern mehr für das Schulbudget erhebt – in der Regel durch indirekte Steuern


– dann können die Mütter auch das Geld für die eigene Schule aufbringen, und


zwar ohne neue Belastung, insofern sie ja nun auch von den Schulsteuern ent-


lastet sind.


Wird man, wie das der Freiland- Freigeld- Bund vorschlägt, den Müttern die


Grundrenten ausrichten, so bildet die finanzielle Seite überhaupt keinen Grund


mehr, warum wir den Abbau der Staates nicht auf die Schule übertragen sollen.


Kirche. Bei denjenigen Lehrern, die dem Abbau der Staates, wenigstens in


Bezug auf die Schule abhold sind, dürfen die persönlichen Interessen bewußt


oder unbewußt, ob falsch oder richtig eingeschätzt, die Hauptrolle in ihrem Urteil


bilden. Mit der Kirche verhält es sich ebenso. Läßt man die rein finanziellen


Fragen aus dem Spiel, so spricht für die Herabwürdigung der Kirche zum


Staatsinstitut überhaupt nichts mehr. – Ich erinnere daran, daß hier von einem


Freistaat, von einem in sich gesunden, klassenfreien Staat die Rede ist, der 


keiner künstlichen Stütze bedarf. Der Zweck der Staatskirchen und


Staatsschulen, dem Gewaltstaat Stützen zu liefern, fällt hier fort. Für den Satz:


„Was ein Häkchen werden soll, krümmt man beizeiten“ findet man im Freistaat


überhaupt kein Verständnis.


Die finanzielle Frage löst sich mit dem Abbau der Kirche vom Staatsbetrieb


genau wie oben bei der Schule. Der Staat hat nie anderes Geld als das, was er


vorher den Bürgern aus der Tasche genommen hat. Davon geht ein Teil durch


die Kosten der Steuerhebung verloren. Der Staat gibt also weniger zurück, als er


genommen. Darum werden die Bürger, nachdem die Kirche vom Staate abge-


baut sein wird, in ihren Taschen mehr Geld vorfinden, als die Leistung des


Staates der Kirche gegen-


225







über ausmachte. Entsprach dann die Zugehörigkeit zu Kirche einem echten


Frömmigkeitssinn, so werden die Bürger auch die Geistlichkeit mit den irdischen


Dingen, mit Gütern versehen, die der Staat ihnen bisher für die Kirche abnahm.


Handelte es sich aber um einen Zwang, so wird die Befreiung der Kirche aus


den Armen der staatlichen Scheusals das schöne Gefühle erwecken, daß nun


nichts von dem, was der Kirche geopfert wird, mit dem Fluche widerwilliger


Steuerzahler vergiftet wurde.


Reichen diese dann vielleicht dürftigen Gaben mancherorts nicht aus, so dürfte


man den Geistlichen den Lohnkommunismus empfehlen, d. h. die


Zusammenlegung aller Gaben und die gleichmäßige Verteilung unter alle


Amtsbrüder, wie das bereits kommunistische Arbeiter für das Proletariat vorge-


schlagen haben als Vorschule für die kommunistische Verteilung der Güter. Und


was Arbeiter aus christlicher Liebe tun, das werden die Geistlichen auch wohl tun


können. Im übrigen kann man die Geistlichen auf Nebenverdienst anweisen, wie


das bei den Lehrern der Fall ist. Es kann wirklich der Religion keinen Abbruch


tun, wenn die Geistlichkeit den Sinn ihrer Worte praktisch erlebt und persönlich


erfährt, was es heißt, sein Brot im Schweiße des Angesichtes zu verdienen.


Hochschulen. Auch hierin soll der Staat entlastet werden. Das mit politischem


Gift angeführte Ministerium für Schule, Kultus, Volksbildung, Wissenschaft, soll


restlos abgebaut werden. Bürger, Eltern, Gemeinden mögen sich zusammentun


und den Unterhalt der Hochschulen bestreiten. Wie manche Eltern heute


bestimmte Finanzgeschäfte abschließen, die ihren Kindern eine Aussteuer, eine


Unterstützung für die Militärzeit usw. sichern sollen, so werden die Eltern ähn-


liches tun für die Schulen und Hochschulen, sobald der Staat vom Schulwesen


entlastet werden wird. Auch sei hier bemerkt, daß mit dem Abbau der Staates


das sogenannte „Berechtigungswesen“ wegfällt, daß dann das
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Studium, das nur der staatlichen Anstellung wegen betrieben wird, unterbleibt.


Man wird dann auch keine „Studenten“ mehr haben. Jeder Mensch studiert dann,


jeder sucht sich ein Fach aus, für das er sich besonders begabt wähnt. Und


dann hat man es nicht so eilig. Das Ziel, die „abgeschlossene Bildung“, mag man


dann mit dem Lebensabschluß zusammenfallen lassen. Man wird also sein gan-


zes Leben studieren.


Man arbeitet und studiert, in gesunder Abwechslung. Und wenn, wie es im


Freistaat selbstverständlich ist, die Arbeit vom Schmarotzertum befreit sein wird,


so wirft diese einen so bedeutenden Ertrag ab, daß der Arbeiterstudent sehr


wohl für die bescheidenen Lebensansprüche der Weisen, seiner Lehrer sorgen


kann. Die wahre Wissenschaft braucht wahrhaftig den Staat nicht. Die


Hochschule dürfte dann wohl am besten mit einer Fabrik (Spinnerei, Weberei,


Besenbinderei) verbunden werden, wo der Student in 6stündiger Arbeitszeit sei-


nen und seiner Lehrer Lebensunterhalt schafft. Kein Mensch kann ununterbro-


chen geistige Übungen treiben. Wenn die Studenten täglich 6 Stunden einer


Erwerbsarbeit widmen, so wird Ihnen das sicherlich geistig und seelisch weniger


schaden als die gleiche Zeit am Biertisch. Und was sie dann etwa in 10 Jahren


nicht schaffen können, das werden sie halt in 11, in 15, in 50 Jahren schaffen.


Der abgebaute Staat läßt jeden nach seiner Weise studieren. Fort also auch mit


der staatlichen Hochschule.


Ministerium für Handel und Industrie. Eine perverse Institution, geschaffen, um


ein ganzes Volk zu vergiften. Was wollten die Männer aus dem Handel, der


Industrie und der Landwirtschaft im Vorzimmer des Ministers für Handel und


Industrie? Ach, sehr einfach war alles, was dort besprochen wurde. „Eine


Animierkneipe für höhere Zölle“, das war das Ministerium für Handel und


Industrie. (So wurde es im Reichstag einmal be-
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zeichnet.) Abbauen, abbauen, das ist das einzige, was man hier sagen kann.


Den Staat treibt es, wie jede Organisation, zur Entwicklung seiner selbst. Er


strebt danach, sich immer unentbehrlicher zu machen. Kein Beamter wird jemals


den Abbau der Staates vorschlagen. Der ehrgeizige Beamte, der innerhalb sei-


nes kleinen Ressorts keinen Wirkungskreis findet, sucht selbstverständlich die-


sen Wirkungskreis zu erweitern. Natürlich ist das beim Minister für Handel und


Industrie auch der Fall. Er sucht daher alle Dinge zu verwirren, undurchsichtig zu


machen, um dann die selbst geschaffenen gordischen Knoten zerhauen zu kön-


nen und zu zeigen, wie unentbehrlich er ist. Kein Minister für Handel und


Industrie wird jemals Interesse am Freihandel bekunden, nein, keiner hat jemals


auch nur daran gedacht, den Ast abzusägen, auf dem er sitzt. Der Minister für


Handel und Industrie betreibt Schutzzollpolitik, die Politik, die unser Volk verdor-


ben, verhetzt, mit der ganzen Welt verfeindet, uns den Krieg mit der ganzen Welt


gebracht hat. Wir wollen dieses Ministerium abbauen, spurlos abbauen. Den


Staatsbetrieb scharf von allen Privatinteressen trennen. Die Gewerbetreibenden


wissen ihre Interessen auch ohne den Staat zu vertreten. Schalten wir den Staat


vollkommen aus Handel und Gewerbe aus, so werden sich die


Gewerbetreibenden zusammenschließen (Handelskammern), um alles das zu


tun, was der Einzelne nicht allein tun kann. Ist kein Ministerium für Handel,


Industrie und Landwirtschaft mehr da, so sind auch keine Vorrechte mehr zu ver-


schenken. Die agrarischen Gelüste, die sich in dem Verlangen nach immer höher


zu schraubenden Zölle äußerten, können nirgends mehr lokalisiert werden.


Umstellt von Räubern und Dieben, konnte der Minister für Handel und Industrie


niemals sachliche und vom Allgemeinwohl diktierte Wirtschaftspolitik treiben, und


wenn er sie hätte treiben wollen, so hätte er bald gefunden, daß er dann gehen,
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den Handel der Freiheit überlassen müßte. Er war dann immer Spielball der


Parteien.


Wir bauen also ab; weg mit dem Minister für Handel, Industrie und


Landwirtschaft. Wir schaffen freie Organisationen für die gemeinsamen


Interessen der Gewerbetreibenden.


Ministerium für soziale Angelegenheiten. Im Grunde genommen, sorgt Gott für


jeden, der für sich selbst sorgt. Sagen wir es jedem, auch den Kindern schon,


daß, wenn sie nicht für sich selber sorgen, niemand für sie sorgt, auch nicht der


Minister für soziale Angelegenheiten. Diesem ergeht es, wie jedem Minister. Er


freut sich, wenn der Kreis seiner Aufgaben wächst. Eine Krise, die die Arbeiter zu


Tausenden auf die Gasse setzt, – das ist sein Element. Darum kommt es ihm gar


nicht darauf an, den Ursachen des sozialen Drucks nachzuspüren. Kein Minister


für soziale Angelegenheiten hat sich jemals für das Zinsproblem, daß


Lohnproblem, das Geldproblem, das Grundrentenproblem, das Krisenproblem


interessiert. Er ist ja Minister, um die Folgen, nicht um die Ursachen zu be-


kämpfen. Den ein Minister, der den Ursachen nachgeht, bekämpft sich selbst,


begeht Selbstmord.


Das Dasein eines Ministers für soziale Angelegenheiten erweckt im Volke den


Glauben, daß auf diesem Ministerium irgend etwas gegen das Massenelend


getan wird, daß man dort schwitzend über das Zinsproblem brütet, daß dort von


früh bis spät die Beamten über die Ursachen der Krisen, der Arbeitslosigkeit


debattieren. Das gute Volk! Wenn es wüßte! Ja, wenn es wüßte, daß in


Ministerium für soziale Angelegenheiten nur ein Häufchen Bürokraten sitzt, die


nur eine Sorge haben, – nämlich eines Tages für überflüssig gehalten zu werden


– dann würde es das Problem der Armut selber in die Hand nehmen und die


Ergründung des Schmarotzertums zum Gegenstand eines mit Ernst und gutem


Willen zu betreibenden allgemeinen Studiums machen.
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Übrigens, im Freistaat, wie wir ihn uns vorstellen, und wie er sich unter dem


Freiland-Freigeld-System notwendig entwickeln muß, ist mit dem Recht auf den


vollen Arbeitsertrag die soziale Frage gelöst – auch für den Minister für soziale


Angelegenheiten. Also auch hier wollen wir abbauen.


Ministerium des Äußeren. „Besser gar keines, als ein solches Ministerium“ wird


mancher biedere Deutsche während des Krieges wiederholt ausgerufen haben.


Äußere Angelegenheiten sind öffentliche Angelegenheiten. Behandle man sie


danach! Die Presse, die Öffentlichkeit ersetzt dann dieses Ministerium. Alles, was


ein Volk dem andern zu sagen hat, kann man ihm durch den Anzeigenteil der


Zeitung, durch eine Postkarte, durch Telefon zur Kenntnis bringen. Gesandte,


Konsuln, Botschafter werden auf alle Fälle überflüssig, sobald die


Geheimdiplomatie, die Lügenfabrik einmal zertreten ist.


Mit der Freiland- und Freihandel-Erklärung werden alle Zankäpfel gründlich aus


dem Verkehr der Völker beseitigt – die Möglichkeit fehlt absolut, daß es noch zu


„diplomatischen Zwischenfällen“ komme – solange das zum Menschenrecht


erhobene Freilandrecht unangetastet bleibt. Dafür aber, daß dies nicht gesche-


hen kann, muß der im Freiland geeinte Völkerbund sorgen. Ein Volk, ein Staat,


der das Freilandgesetz antastet, sticht in ein Wespennest, hat es mit der ganzen


Welt zu tun. Und das heißt, das haben wir Deutschen heute, leider etwas spät,


erfahren.


Ministerium für Medizinalangelegenheiten. In dieser Sache hat der Staat sicher


– wie überall – mehr geschadet als genützt. Das Dasein eines Ministeriums für


Volksgesundheit lullte das Volk in den Glauben ein, daß von Staats wegen alles


geschähe, was zur Volksgesundheit gehört, und daß es selbst nun nichts zu tun


habe, als alle paar Jahre zur Wahlurne zugehen. Aber es geschah in Wirklichkeit


nichts. Obschon den Medizinalbehörden immer alle gewünschten Kredite be-


willigt, alle gewünschten Voll-      Vollmachten
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machten gegeben wurden, taten sie nicht den geringsten Schritt zur Bekämpfung


der grausigen Seuche, genannt Alkoholismus, Frauenarbeit in den Fabriken,


Geldheiraten, Tabak usw.. Sie begnügten sich, die Folgen dieser Übel zu be-


handeln, an ihre Wurzel – den Zins – wagten sich die im Dienste des Zinses 


stehenden Staatsknechte nicht heran. Um nur ja den Zins zu schonen, um die


Interessen ihrer Brotherren nicht zu schädigen, sahen die Medizinalbehörden


tatenlos die Säuglingsmassakres, denen 300 000 alljährlich zum Opfer fielen,


sahen den furchtbaren Raubbau am Volkskörper, dessen Früchte die Kliniken,


Krankenhäuser, Heilstätten, Toll- und Zuchthäuser sind.


Sobald der Mensch den Glauben an eine göttliche Vorsehung verloren hat,


sucht er sein Geschick in die eigene Hand zu nehmen, und sobald wir den


Glauben an die staatliche Vorsehung abgetan haben, werden wir uns besinnen,


was wir, was jeder einzelne zu tun hat, um die durch den Staat pervertierte Zucht


des Menschengeschlechtes wieder auf die ansteigende Bahn zu leiten. Dann


wird der Alkoholismus, die Tuberkulose, Syphilis, durch das wieder erwachte


Verantwortlichkeitsgefühl eines jeden einzelnen Menschen bekämpft und zur


Strecke gebracht werden. Ohne den Glauben an das Scheusal, das wir Staat


nennen, wäre es nie zu der heutigen Entartung gekommen.


Also: Abbau, auch hier Abbau! Ob dieser Abbau sich auch auf die Bekämpfung


aller Seuchen, also mit Einschluß der Cholera, Pest, Viehseuchen usw. auszu-


dehnen hat, mag manchem vielleicht zweifelhaft erscheinen. Eine Zentralgewalt,


die gegebenenfalls schnelle Entschlüsse fassen kann (wie am 31. Juli 1914),


mag in der Seuchenbekämpfung gute Dienste leisten. Jedoch auch hier können


die einzelnen Gemeinden und die medizinischen Körperschaften den Staat wohl


gut ersetzen, weil sie an Ort und Stelle die nötigen Maßregeln noch schneller


ergreifen können, als die oft weit abgelegene Zentralbehörde.
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Wir bleiben also dabei: Trennung des Staates von allen


Medizinalangelegenheiten.


Kriegsministerium. Wir kämpften Seite an Seite mit Polen, Lothringern, Dänen,


Kelten, Germanen, Juden, Protestanten, Katholiken, und zusammen mit den


Komitatschis, Bulgaren, Zigeunern, Ungarn, Türken – gegen alle übrigen Staaten


der Welt. Diese Tatsache zeigt uns, daß es sich nicht um einen Völkerkrieg, nicht


um Rasse und Kultur handelte, sondern um einen Krieg der Staaten. Die Staaten


aber haben um so mehr Reibungsflächen, je mehr sie ausgebaut und dadurch


differenziert sind. Mit jedem Abbau der Staaten nehmen die Reibungsflächen ab


– namentlich in Bezug auf das Handelsministerium. Zwischen zwei Staaten z. B.,


die durch keinen Grenzzoll getrennt sind, wird sich wohl nie Gelegenheit zu


ernsthaften Reibereien bieten. Solche Staaten fließen dann mehr oder weniger


ineinander über. Und je mehr wir den Staat abbauen, umsomehr wird das der


Fall sein. Zwei Eiskristalle mag der Wind gegeneinander prallen lassen, sie 


stoßen und verletzen sich gegenseitig; zwei Tautropfen, die derselbe Wind in


Berührung bringt, – die gehen in Liebe ineinander über. Die Staaten sind solche


verhärteten, leblosen, starren, seelenlosen Wesen, die nur in Harnisch und


Panzer zum Nachbarn reden können – und je mehr der Staat ausgebaut ist, um


so schwerer wird der Panzer, die trennende, feindliche Kruste.


Handelt es sich dazu noch um den Klassenstaat, den giftstrotzenden


Klassenstaat, der den äußeren „Feind“ dazu braucht, um die Aufmerksamkeit


des Volkes vom inneren Feind abzulenken, so werden Kriege fast unvermeidlich.


Im Mittelalter hat es keine Kriege gegeben, einfach weil es damals keine


Staaten gab. Die Völker waren zerlegt in Grundherrschaften, Grafschaften,


Ritterschaften, Bistümer, Abteien, Reichsstädte, alle von geringem Umfange und


allen diesen Lebewesen lag der Gedanke fern, 
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sich auf irgendeine Weise von den Nachbarn und der Welt abzuschließen.


Grenzen im heutigen Sinne gab es nicht. Daher auch keine Reibungsflächen und


keine Kriege. (Die Fehden, die der Raublust Genüge leisteten, richteten sich


gegen persönliche Feindschaft.)


Bauen wir unsere modernen Staaten ab, so verschwinden im gleichen Maße


die Reibungsflächen und Zankäpfel, und in demselben Maße, wie das geschieht,


werden wir darangehen können, uns der atemraubenden Panzer und Rüstungen


zu entledigen.


Ich habe gezeigt, daß der innere Friede, die Zertrümmerung des giftstrotzen-


den Klassenstaates, die Voraussetzung für den Abbau der Staates ist. Eine


Ordnung, die in sich gesund ist, wo es keine Vorrechte gibt, hat auch keine


Feinde, auch keine Außenfeinde. Die wärmenden Strahlen der Gerechtigkeit, die


ein abgebauter Klassenstaat ausströmt, bringen den Eispanzer des


Völkerhasses zum Schmelzen. Sie müssen dies tun, ohne den Glauben, daß sie


es vermögen, könnte ich nicht leben. Sieghaft muß die Gerechtigkeit alles, was


die Völker und Menschen trennt und verfeindet, zum Schmelzen bringen. Bauen


wir also unseren Staat ab, nachdem wir die Vorbedingungen für den inneren


Frieden getroffen haben. Bauen wir sorglos auch das Waffenmonopol des


Staates, das Kriegswesen ab. Tun wir das im Vertrauen, im göttlichen Vertrauen


auf die Sieghaftigkeit der Gerechtigkeit. Warten wir nicht darauf, daß andere mit


dem Beispiel vorangehen. Tun wir den ersten Schritt. Wir werden es nicht be-


reuen Sieghaft muß sich der Friedensgeist die Welt erobern. Wenn das nicht


möglich wäre, so lohnte sich ja das Leben nicht. Traurige Tröpfe, Feiglinge, die


keinen Glauben an die Menschheit hegen können, und dennoch das Leben er-


tragen! Weg mit den Waffen! Bauen wir ab! Weg mit dem Kriegsministerium!


Wir hatten dem Kriegsgeist, dem Militarismus ver-
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trauend unsere Sache auf die Macht gestellt. Wir schufen das beste Heer der


Welt, das tapferste Heer, das größte Heer. Und dieses beste, größte und tapfer-


ste Heer hat uns verraten, hat uns ins Unglück gestürzt. Sollen wir nun, da uns


das große, das gute Heer nichts nützte, sondern nur schadete, ein kleines Heer,


ein Heer mit gelockerter Manneszucht, ein Heer, dessen beste Helden vom


Kriege ausgelesen und vernichtet worden sind, an dessen Stelle setzen? Wie


töricht das wäre! Nein, tun wir das nicht; ganze Arbeit wollen wir hier tun. Nützte


uns das ganze Heer nichts, so wird uns das halbe noch weniger nützen. Stellen


wir uns mit Entschlossenheit auf Wilsons Gedanken des gewaltlosen Friedens. –


Weg mit den Waffen! Liebe und Gerechtigkeit gegen alle Menschen sei fortan


unsere Rüstung, die feste Burg des deutschen Mannes. „Um ihre Feinde zu zer-


streuen, braucht die Sonne nur zu scheinen“, sagt Hebbel. Handeln wir wie die


Sonne. Lassen wir das Deutsche Reich scheinen, in Liebe und Gerechtigkeit


strahlen, so werden wir alle unsere vermeintlichen Feinde zerstreuen, – ohne


Heer, ohne U-Boot und Zeppelin, ohne zum Völkerhaß aufzurufen und Gott um


Hilfe gegen unsere „Feinde“ anzuflehen.


Recht und Gericht. Nichts hat der Gichtkrücke der herrschenden Klasse, den


Staat, mehr Ansehen verschafft, als die Verstaatlichung und Bürokratisierung des


Rechts und Gerichtes, die Macht, Strafen zu verhängen und sie nach Willkür zu


bemessen. Diese Verstaatlichung des Gerichtes fordern nun aber auch alle, die


sich in jahrelanger Arbeit beruflich zum Staatsknecht ausgebildet haben und die-


ser Ausbildung erhebliche Geldopfer brachten. Ich verzichte darauf, alle diese


Leute von der Notwendigkeit zu überzeugen, selbst den Ast abzusägen, auf dem


sie sitzen.


Der Staat kann nur nach Formeln arbeiten. Selbst Maschine, kann der Staat


nur Maschinenarbeit leisten. Recht und Gericht können wir aber keiner Maschine


über-
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lassen. Darum auch hier Abbau! Warum sollten wir den Weg zu Gott und seine


Gerechtigkeit immer nur über den Staat und seine schmutzigen Nebeninteressen


finden? Der Staatsknecht blinzelt vielleicht zur Gerechtigkeit hinauf, da er aber


noch einem anderen Herren dient, muß er vor ihren Strahlen das Auge ver-


schließen. Wir aber wollen Gott gerade ins Gesicht schauen und erfahren, was


Gerechtigkeit ist, und danach das Recht zu gestalten und die Bösewichte zu


strafen.


Was ist Gerechtigkeit? Nichts anderes als die Verneinung jedes Vorrechts. Daß


vollkommen gleiche äußere Ausrüstung für den Wettbewerb der Menschen, der


in der Gesellschaft jedem seine Stelle anweist – das ist die von der natürlichen


Auslese gewollte Gerechtigkeit, die zur Hochzucht des Menschengeschlechts, zu


Gott führt. Diese vollkommen gerechte äußere Ausstattung der Menschen fordert


Freiland. Freiland ist Inhalt und Ausdruck der Gerechtigkeit. Der Staat und das


Recht wurden aber geschaffen, um das Gegenteil von Freiland, um das


Raubland zu schützen. So konnten den auch nur Raub und Unrecht die


Grundlage unseres Rechtes geben.


Gegen die Entstaatlichung des Rechts führt man an, das Recht solle von


einem einheitlichen Gesichtspunkt geleitet werden, man könne es nicht den


Willkür der einzelnen Gemeinden überlassen. Ich sehe das nicht ein. Statt eines


Gesichtspunktes wollen wir für die Betrachtung des Rechtes einen großen


Gesichtwinkel schaffen, dessen Grundlinie aus den Augen des ganzen Volkes


besteht. Jede Gemeinde soll ein eigenes ganz unabhängiges Strafrecht haben


und es ausbauen, so wie sie es versteht. So schaffen wir die zum Fortschritt 


nötigen Vergleichspunkte. Es kann wirklich nichts schaden, wenn niemand im


voraus weiß, welche Strafe ihn für bestimmte Verbrechen erwartet, wenn man in


Berlin die Einbrecher zu ihrer Besserung mit einer Rente ausstattet, 
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in Hamburg für das gleiche Verbrechen die Prügelstrafe einführt.


Die Entstaatlichung des Rechts- und Gerichtswesens kann man sich ungefähr


wie folgt denken: Jede Gemeinde hat ihr eigenes bürgerliches Gesetzbuch, ihr


Strafrecht, ihr Handelsrecht.


Gemeinden, die sich die Kosten nicht leisten können, eine eigene


Gesetzgebung auszuarbeiten, lehnen sich in allen Rechts- und Gerichtsfragen


den Gesetzen einer anderen Gemeinde an. Nach diesen selbstgewählten


Satzungen wird dann verfahren. Die Zwangsmittel der Gemeinde verschaffen


diesen Gesetzen Kraft. Neben diesen Gesetzbüchern bestehen noch private


Friedens- oder Schiedsgerichte, an die sich die Bürger wenden können, wenn sie


das Gemeindegericht nicht anrufen wollen. Besonders begabte Salomone geben


auch eigene Rechts- und Gerichtsbücher heraus, die von Privaten in ihren


Verträgen als bindend für sie bezeichnet werden. Auf den Briefköpfen, in den


Preislisten der Kaufleute werden diese Rechtsbücher genannt, wie man den


Telegraphen-Code nennt. Wenn vorher nichts vereinbart ist, verfällt der Prozeß


dem Rechtswesen der Gemeinde. Die privaten Rechts- und Gerichtsbüros sind


ganz auf die Kundschaft angewiesen, wie die Ärzte und Rechtsanwälte. Sie


haben Vorteil davon, viel Kundschaft anzulocken und dieses können Sie nur,


wenn sie unparteiisch Recht sprechen. So werden durch den Wettbewerb neben


die Meistersänger und Meisterchirurgen noch Meisterrichter treten, die völlig


unabhängig, wie die Rabbiner für die Juden, nach freiem Ermessen urteilen. Der


Ruf einzelner diese Richter wird, wie der Ruf unserer Chirurgen, sich über die


ganze Welt verbreiten. Wie sie von fernher zu Salomon eilten, in schwierigen


Rechtsnöten, so werden sie zu unseren neuen Salomons kommen – von Asien,


Libyen, Ägypten. Und Wehe denen, die sich solchem Urteilsspruch entziehen!
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Das Strafgericht (Kriminalgericht) liegt in den Händen der beleidigten


Bürgerschaft. Ohne „Vorschriften“, ohne sich nach Präzedenzfällen zu richten,


nach freiem Ermessen wird gerichtet. Zur Sicherung kann man jeden Fall 2 oder


3 vollkommen unabhängige Gerichtshöfe passieren lassen und überläßt dem


Sträfling die Wahl unter den über ihn verhängten Strafen. Besondere zum kalt-


blütigen, geschäftsmäßigen Töten abgerichtete Scharfrichter gibt es nicht. Die


Richter sind zugleich Scharfrichter. So ist damit endgültig die Todesstrafe abge-


schafft.


Recht und Gerechtigkeit, die edelste aller geistigen Disziplinen, wird so zum


ehernen Inventarstück der allgemeinen Denktätigkeit werden und an diesen


hohen und höchsten Aufgaben werden sich die Bürger zu höheren Menschen


hinaufarbeiten. Dem Bürger werden da Aufgaben gestellt werden, für die er sich


nur durch ernsthaftes Studium vorbereiten kann. „Es wächst der Mensch mit 


seinen höheren Zielen“.


So wird das Rechtsempfinden wieder lebendig werden; dem Organ, daß uns


befähigen soll, alle Abweichungen von der senkrechten Linie die Gerechtigkeit


wahrzunehmen, wird wieder Blut zugeführt werden. Es wird sich entwickeln,


schärfen. Das Organ, das im Gesellschaftsleben das ist, was der Kompaß für


den Seefahrer, wird uns den Weg zeigen durch die Nacht der Atavismen und der


Vorurteile, wird dem Fortschritt die sonnige, breite Heerstraße öffnen.


Wir haben den Staat mit der Pflege der Schule, der Religion, des


Medizinalwesens, des Heerwesens, des Handels, der Kunst und Wissenschaft


betraut und alles hat er den verbrecherischen Privatinteressen der herrschenden


Klasse angepaßt, verdreht und verbogen. Er eignete sich auch die heiligsten


Aufgaben der Menschheit an – das Urteil über Recht und Unrecht. So ging es


uns wegen Mangel an Übung das Organ für Gerechtigkeit, das Gewissen ver-
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loren. Dem Staat, der plumpen Maschine, opferten wir auch noch das Göttliche


im Menschen, die ewige Sehnsucht nach Gerechtigkeit, die einzige Hoffnung auf


das Paradies – und spurlos verschlang es das Scheusal.


Unser Staat, den ihm eigenen Richtlinien folgend, brach mitten im Frieden in


das Land der mit uns im Frieden und Freundschaft lebenden Belgier ein, 


sengend und brennend verwüstete unser Staat das Land des friedlichsten aller


Völker. Und wir, das deutsche Volk, ließen das Scheusal gewähren. Wo war


unser Gerechtigkeitssinn geblieben? Sah niemand, daß das Scheusal in unseren


Namen und auf unsere Rechnung etwas Ungeheuerliches beging? Niemand sah


es, denn wir alle schwiegen. Der Staat war ja das für uns denkende Wesen. Wir


sahen, daß alljährlich 300 000 Säuglinge, liebe, zarte Wesen, die ihre Händchen


nach uns um Hilfe streckten, langsam dahin siechten, weil die Mütter in die


Fabriken mußten. Wen rührte das? Wo blieb unser Sinn für Gerechtigkeit? Der


Staat hatte ihn beschlagnahmt. Wir sahen, daß breite Schichten unseres Volkes


unter den traurigsten Verhältnissen ohne Unterlaß bis zum Lebensende arbeiten


mußten, nur um den Unterhalt einer hochmütigen Schar von Prassern zu schaf-


fen. Niemand entrüstete sich, wir schwiegen. Wir hatten dem Staate ja unsere


Seele, das Gerechtigkeitsorgan, unser Gewissen übergeben. Die seelenlose


Maschine hatte uns entseelt. Staat, du Scheusal, Kind der großen Hure, des


Landraubes, des Privatgrundbesitzes! Wir wollen dich zertreten. Weg mit dem


Ministerium für Recht und Gericht!


Zivilstand. Der Staat hat auch die allerzarteste Blüte des Menschenlebens mit


Beschlag belegt. Die Staatsmaschine greift in das Liebesleben ein. Er führt, ähn-


lich wie der Tierzüchter ein Stallbuch, das er Zivilstandsregister nennt und erklärt


alle Ehen ungültig, die nicht in diesem Buche eingetragen werden. Die mißglück-


ten, von ihm selbst geschlossenen Ehen, hält er gewaltsam zusammen, indem er 
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der Ehescheidung Hindernisse in den Weg legt. So verstößt der Staat gegen den


in jedem Menschen lebendigen tiefen Glauben, daß nur aus einem durch nichts


anderes als Liebe vereinten Paar normale, glückliche, harmonische Menschen


entspringen können. Unzucht, Unzucht, Sodomie ist es, nichts anderes, was der


Greuel hier betreibt. Zerrbilder des Menschen entstehen aus solchen Zwangs-


verhältnissen, Material für die Toll- und Zuchthäuser, Menschen minderer


Ordnung, die oft genannten Vielzuvielen.


Das Eingreifen der Staates in die Ehe hat zur notwendigen Folge, daß das


Verantwortlichkeitsgefühl des Menschen in Bezug auf das Liebesleben abge-


stumpft wird. Die heiligsten und wichtigsten Triebe, die Kräfte, die uns gebildet,


denen wir den Aufstieg aus dem Tierzustand verdanken, die werden durch das


Dazwischentreten des Staates entnervt. Man sagt sich, daß, wenn der mit einem


Ministerium für Volksgesundheit ausgestattete Staat, der uniformierte, prächtige


Staat, jede Ehe, auch die ungeheuerlichste Interessenehe gesetzlich anerkennt,


daß dann die natürlichen, das Liebesleben leitenden Triebe für die


Nachkommenschaft ohne Bedeutung sein müssen. Genau wie beim


Alkoholismus ertötet die Autorität des Staats das Gefühl der Selbstverantwortung


in dieser wichtigsten aller menschlichen Handlungen. Der Glaube an den Staat


läßt uns sündig werden. Was der Staat duldet, ist erlaubt, sagt der auf den


Staatsschulen herangebildete Mensch, und was erlaubt ist, muß auch züchtig


sein.


Wir wollen den Staat abbauen. Das Liebesleben ist ureigenste Angelegenheit


des Mannes und der Frau. Schaffen wir das Zivilstandsregister ab – es hatte ja


doch nur für die Forschung nach Erbtanten Bedeutung. Jetzt aber, wo der Staat


sowieso sich zum Universalerben einsetzen muß, wird das Zivilstandsregister


auch noch dieses Sinnes beraubt. Wer die Zivilstandsregister beibehalten 


möchte um des Stammbaumes wegen, mag für sich einen
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solchen anlegen. Seine ureigenste Sache ist es. Mir aber kann es einerlei sein,


ob Schulze von Krause oder von Müller abstammt. Weg mit den Staate.


Jetzt hat der Staat zu seiner eigenen Stärkung den Frauen das Wahlrecht ver-


liehen. Welches Wahlrecht? Welche Wahl käme für eine Frau wohl in erster Linie


in Betracht? Viele haben Ebert gewählt. Wollten sie alle wirklich nur den Ebert?


Die Frau muß den Mann, den Vater ihre Kinder frei wählen können. Ohne durch


den Staat, ohne durch wirtschaftliche Rücksichten sich auf den Weg der Unzucht


abdrängen zulassen. Das große, edle, zur menschlichen Hochzucht führende


Zucht-Wahlrecht, das ist wahres Frauenwahlrecht. Diesem Recht aber steht der


Staat die von ihm geschützten wirtschaftlichen Zustände im Wege. Weg mit dem


Staat.


Gott ist Zweck und Ziel der Menschheit [Vgl. Vershofen. – Der Erlöser. – Eugen Dietrichs


Verlag.].


“Es ist kein leerer eitler Wahn,


gezeugt im Gehirne der Toren,


im Herzen kündet es laut sich an,


zu was besserem sind wir geboren.“


Der Erlöser, der zu Gott gewordene Mensch schläft noch im Schoße des


Weibes. Von dort wird er kommen, der Erlöser, der uns die Tore des Paradieses


öffnet. Aber in Freiheit muß er gezeugt werden. Weg also mit dem Staat; er ist


der Zerberus, der uns das Tor versperrt zum Paradies.


Damit wäre der Staat abgebaut bis auf seine Grundmauern, das


Verkehrswesen – Geld, Eisenbahn, Kanäle, Telegraph, Schiffahrt, Flugwesen –


alle Wesen, deren Lebenstriebe gegen alle Grenzhindernisse gerichtet sind,


deren Antennen die Welt umspannen. Das Verkehrswesen kennt keine Rasse,


keine Religion, Geschichte, Sprache,
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Privatinteressen der Staatenlenker. Immer ist es bestrebt, seine Stränge mit


denen der ganzen Welt in Verbindung zu bringen, zu verlöten. Damit enthüllt sich


uns auch der wahre Trieb des imperialistischen Gedankens, des einzigen edlen


Zuges der Politik. Für den Verkehr haben alle Grenzen immer nur provisorischen


Charakter. Immer strebt der Verkehr nach Durchbruch der Grenzen; der wahre,


große erlösende Imperialismus geht immer nur vom Verkehr aus. Darum kann es


auf die Dauer auch nur einen Staat geben, ein Panimperium, das selber keine


Grenzen mehr hat, weil es die Welt umspannt. Für zwei Staaten ist kein Raum


auf dieser Erde. Ich oder du! Die Staaten werden und müssen immer zusam-


menstoßen, bis die sie scheidenden Verkehrsgrenzen fallen. Dieser


Zusammenstoß führt bei ausgebauten Staaten, namentlich bei mustergültig


geführten Staaten wie das Deutsche Reich z. B., bei Staaten, denen ein in sich


abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet als Ziel vorschwebt, zwangsläufig zu


Kriegen, zu Völker- und Brudermord. Zwischen abgebauten Staaten dagegen,


wo vom Staate nichts bleibt als das Verkehrswesen, wird solcher Zusammenstoß


einfach zu einem Zusammenfluß, zu einer Hochzeit, wie bei zwei nach


Vereinigung strebenden liebenden Wesen.


Auch darum wollen wir abbauen. Allgemeiner Abbau der Staaten – das ist die


wahre Formel des Völkerbundes.


–


Nach dem Zwecke der Staates forschte man bisher vergeblich. Keine der 


vielen Zweckbestimmungen des Staates deckte sich mit dem Wesen der


Staates. Namentlich wenn man von völkischen Gedanken ausging, verwickelte


man sich in unlösbare Widersprüche. Am besten war schließlich die etwas 


nüchterne Definition Mukides: „Anstalt für eine zwangsweise Einziehung des


arbeitslosen Einkommens“. Aber diese Bezeichnung setzte so viel politische


Witterung voraus, daß sie nur ganz selten rückhaltlos anerkannt wurde.
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Jetzt kennen wir den Zweck des Staates. Nachdem wir ihm alle Hüllen ab-


nahmen, die Nebenzwecken dienten, erkennen wir im Staat einfach eine


Organisation für die Förderung des Verkehrs.


Nachwort.


Je größer für eine bestimmte Last die Zahl der Träger ist, um so weniger wird


der einzelnen zu tragen haben. Dem deutschen Volk hat der Krieg eine beson-


ders schwere Last aufgebürdet, während er gleichzeitig Zahl und Kraft der Träger


arg mitgenommen hat. Wenn es gelänge, für diese Last einen größeren


Tragkörper zu schaffen? Daß das mit Gewalt nicht geht, braucht nicht gesagt zu


werden. Vielleicht geht es auf andere Weise.


Wie wäre es, wenn wir die inneren Verhältnisse unseres neuen Freistaates so


gestalteten, daß aus ihnen neue, starke Anziehungskräfte strahlten und andere


Staaten sich mit uns vereinigten und uns so das Tragen unsere Bürde erleichter-


ten?


Diese Frage wird vielen zur Zeit etwas kühn erscheinen. Man wird sich an die


Politik jener Gemeinden erinnern, die durch Verschönerung ihrer Städte fremde,


auch ausländische Rentner als starke Steuerzahler heranzulocken verstanden,


und man wird fragen: Welches Volk wird denn Lust verspüren, sich dem in


Belgien eingebrochenen, von der ganzen Welt geächteten, mit Schuld und


Schulden beladenen deutschen Volke anzuschließen? Und dennoch geht es,


wenn wir es richtig anzufassen verstehen, wenn wir im eigenen Lande vorbild-


liche soziale Zustände schaffen, die Sicherheit für Leben und Eigentum, Freiheit


und Unabhängigkeit zu wahren und zu mehren wissen, den Kommunismus,


Bolschewismus, Sozialismus, Bürokratismus überwinden und aus der


Sackgasse, in die uns der Kapitalismus geführt, einen Ausweg hauen auf die


Bahn
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der persönlichen Freiheit und Entwicklung. Kurz, wenn wir für den gewaltigen


Abgang an wirtschaftlichen Gütern Ersatz auf anderen Gebieten zu schaffen 


wissen und, anstatt den fremden und ausländischen Rentnern Braten und


Wagnerfestspiele zu bieten, ganzen Völkern eine Schaustellung zu geben 


wissen, wie es in einem in der Gerechtigkeit gegen jeden Mann sich orientieren-


den Lande, in einem Volksstaate zugeht.


Jedes Ding hat zwei Seiten. Auch die Niederlage hat sie. Das Deutsche Volk


ist jetzt dank der erlittenen Niederlage geistig und wirtschaftlich besser vor-


bereitet für den inneren Sieg, um von den Bürgern die nötigen Opfer fordern zu


können, als dies bei den Siegern der Fall ist. Der Besiegte ist hellseherisch; er


hat für Recht und Unrecht ein feineres Empfinden. Der helle Schein der


Gerechtigkeit hebt sich bei Ihm von den düsteren Wolken der Niederlage deut-


licher ab. Der Besiegte ist darum dem inneren Sieg, dem Sieg über sich selbst


und über alle Vorrechte ungleich näher als das Sieger. Und das ist die zukunfts-


frohe, die schöne Seite der Denkmünze unserer Niederlage. Wenn irgend ein


Volk jemals Aussicht gehabt hat, die uralte soziale Frage zu lösen, den


Kapitalismus zu überwinden, den Klassenstaat zu zertreten, so ist es jetzt das


deutsche Volk. Nützen wir die kostbare, nie wiederkehrende Gelegenheit aus –


lassen wir den Traum Christi, den Traum Moses’, den Traum aller Idealisten und


Utopisten Wirklichkeit werden – jetzt, wo das Deutsche Kapital der


Kadaververwertung zu Paris übergeben wurde, für uns Deutsche darum nicht


mehr existiert und darum auch unserer sozialen Entwicklung nicht mehr aus dem


Wege geräumt zu werden braucht.


Dann wird das geschehen, was ich eben sagte: Die anderen Völker, die


Belgier, Holländer, Franzosen, Italiener, Russen, Engländer, Dänen, die sich als


Sieger jetzt ungleich schwerer aus den Banden des Kapitalismus, aus den 


sozialen
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Wirren befreien können, werden an die Deutsche Friedens-Kraftzentrale


Anschluß suchen.


Es liegt nichts Schwärmerisches in solcher Erwartung. Der Wahlspruch: „Wider


den Militarismus“ führte die Welt gegen uns. Nun wird der Wahlspruch: „Für den


Bürger- und Völkerfrieden, für die soziale Gerechtigkeit“, alle Völker der Welt uns


zuführen.


Dann werden wir auch nicht um Aufnahme in den Völkerbund bitten müssen.


Wir, das besiegte deutsche Volk werden den Stern dieses neuen Kometen 


bilden. Der Völkerbund wird dann zu einer einfachen Nebenerscheinung des


sozialen Friedens. Und nicht nur, daß wir dann keine Revision des kommenden


Pariser Friedens zu fordern brauchen, – weil die Völker, von der großen, aus


dem sozialen Frieden kommenden Gerechtigkeitswelle gehoben, diese Revision


ungebeten durchführen werden – sie werden uns noch Abbitte tun für alles uns


angetane verdiente und unverdiente Unbill. –


–


Schriften des Freiland-Freigeld-Bundes. 
Zu beziehen durch die Geschäftsstelle: 


Berlin-Steglitz, Herderstraße 22.


Alemannus, Dr.: Die Freiwirtschaft. Berlin- Steglitz 1919 1.20


Barnabas, Josef: Salomo und unsere Kriegsfinanzen. Berlin 1916 –.50


Blumenthal, Georg: Die Befreiung von der Geld- und Zinsherrschaft. 


Ein neuer Weg zur Überwindung des Kapitalismus. 


Berlin- Lichterfelde 1919. 3. Aufl. 2.50


Die Freistatt, Halbmonatsschrift, Bern. Jährlich Fr. 3.-–


Christen, Dr. Th.: Nationale Währungspolitik. Bern 1918 –.50


Die Kaufkraft des Geldes und ihre Bedeutung für die Volkswirtschaft. 


München 1915 –.75
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Die Quantitätstheorie des Geldes. München 1916 –.75


Währung, Zins und Lohn. München 1917 –.75


Die Durchführung der absoluten Währung. München 1918 –.75


Die menschliche Fortpflanzung, ihre Gesundung und ihre Veredelung 5.90


Frankfurth, Ernst und Silvio Gesell: Aktive Währungspolitik, eine neue


Orientierung auf dem Gebiet der Noten- Emission. 


Berlin- Lichterfelde 1909. 2. Auflage 1.75


Gesell, Silvio: Die natürliche Wirtschaftsordnung durch 


Freiland und Freigeld. 3 Aufl. erscheint voraussichtlich im April 1919 8.-–


Dasselbe in vier Teilen:


1. Teil: Freiland 1.50


2. Teil: Freigeld (das Geld, wie es sein soll und sein kann) 1.50


3. Teil: Metall- und Papiergeld (das Geld, wie es ist) 1.50


4. Teil: Die neue Lehre vom Zins 1.50


Freiland die eherne Forderung des Friedens, Vortrag 1917 –.50


Gold und Frieden? Vortrag, Bern 1916 –.75


Der Abbau der Staates. 1919 –.70


Hammer, Georg: Die Währungsfrage, gemeinverständlich dargestellt. 


Stuttgart. 2. Aufl. 2.65


Silas: Die Ethik des Zinses. Bern 1918 –.30


Schweizer Freiland-Freigeld-Bund:


Freigeld-Fibel. Bern 1915 –.75


Freiland-Fibel. Bern 1918 –.60


Der Goldwahn eine nationale Gefahr –.50


Der Geldstreik. Bern 1918 –.50


Die Nationalbank am Scheideweg. 1. Flugblatt, Bern 1918 –.10


Weißleder, Otto: Die Freiwirtschaft 1919 3.-–


Teuerungszuschläge werden nach den Kosten 


des Neudruckes berechnet.


Im gleichen Sinne wie der Freiland- Freigeld- Bund arbeiten: Physiokratische


Vereinigung, Berlin Lichterfelde, Steglitzer Straße 31; Schweizer Freiland-


Freigeld-Bund, Bern, Erlachstr. 5.
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Die gesetzliche Sicherung der Kaufkraft des Geldes


durch die absolute Währung.







An die Nationalversammlung zu Weimar


Unter Berufung auf die beiliegende Denkschrift wendet sich der Freiland-


Freigeld-Bund an die Nationalversammlung mit der Bitte, unverzüglich, ehe das


Unheil weiter um sich greift, die Regelungen der heute schon vollkommen zer-


fahrenen Währungsverhältnisse in die Hand zu nehmen.


Wir verlangen zunächst:


1. Die Obhut über die Reichswährung wird einem zu gründenden, der 


Oberaufsicht der Handels-, Gewerbe- und Landwirtschafts-Kammern, 


sowie der Gewerkschaften unterstellten


Reichswährungsamt
übertragen.


2. Dieses Währungsamt benutzt als Maßstab für die Bemessung des 


Geldbedarfs den von den Handelskammern und Gewerkschaften fortlau-


fend zu ermittelnden Durchschnittspreis der Waren. Diese Ermittlung 


bildet die Grundlage für die angestrebte „Absolute Währung“, die den 


Zustand des Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage be-


zeichnet.


3. Das Währungsamt wird, in Übereinstimmung mit der Quantitätslehre, 


Geld einziehen, so oft und solange die Warenpreise aufwärts streben 


und umgekehrt Geld ausgeben, so oft und solange die Warenpreise eine


Neigung nach unten zeigen.


4. Ausdrücklich wird dem Währungsamt bei der Bemessung des 


Geldbedarfs jede Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der Reichskasse, 


der Banken, auch der Reichsbank, sowie auf den Zinsfuß untersagt. 


Auch darf das Reichswährungsamt keinerlei Bank-  Bankgeschäfte
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geschäfte betreiben, die zu Beziehungen zu Privatpersonen führen.


5. Als Verfahren zu Ermittlung des Durchschnittspreises der Waren wird 


dem statistischen Amt die sogenannte Indexzahlenmethode vorge-


schrieben.


6. Das Reichswährungsamt setzt das von ihm auszugebende Papiergeld im


Wege der Versteigerung durch Rückkauf von Reichsanleihen in Umlauf. 


Diese Papiere werden der Reichsschuldenverwaltung zur Vernichtung 


überwiesen.


7. Das Einziehen von überschüssigem Papiergeld erfolgt durch Verkauf von


Reichsanleihen an den Meistbietenden, zu welchem Zweck ein Teil der 


unter 6 erwähnten Reichsanleihen als Rücklage zurückbehalten wird.


8. Das Reichswährungamt hat für die Erneuerung des Papiergeldes Sorge 


zu tragen.


9. Betriebsgewinne und -Verluste werden auf das Reich übertragen.


10. Das Reichswährungsamt geht bei der Erfüllung seiner Aufgabe ohne 


Rücksicht auf Gewinne oder Verluste vor.


11. Um die jetzt in großem Maßstab gehamsterten und für die Währung bald


bedrohlich werdenden Banknotenmassen dem Umlauf zu entziehen, 


dürfte zur Zeit der unter 7 bezeichnete Weg nicht zum Ziel führen. 


Darum soll eine besondere Währungsanleihe aufgelegt werden, und um 


dieser das Hamstergut zwangsweise zuzutreiben, wird der Umtausch der


heutigen Banknoten gegen eine besondere einmalige Geldsteuer auf 


Banknoten angeordnet.


12. Um die mit dem internationalen Zusammenbruch der Goldwährung zur 


brennenden Frage gewordene Regelung der Valuta im Sinn der in der 


Denkschrift gemachten Vorschläge herbeizuführen, soll das Nötige für 


die Einberufung eines internationalen Währungskongresses veranlaßt 


werden.


Wenn jemand im Reich verantwortlich zu nennen ist für den Zusammenbruch,


so ist es in erster Linie die Reichsbank. Wer an der Währung rüttelt, der rüttelt an


den Grundfesten der Volkswirtschaft und des Staates. Auf der Währung ist die


Volkswirtschaft aufgebaut. Löhne, Gehälter, das Kreditwesen, das Kapital der


Gläubiger (Hunderte von Milliarden), alles steht und fällt mit der Währung. Wer


ein ganzes Volk zerrütten und entsittlichen will, der braucht nur die Währung


anzutasten. Und das tat die Reichsbank, gleich vom ersten Kriegstage an. Durch


die Massenauflagen von Banknoten wurde dem im Krieg stehenden Volk


Reichtum und Wohlstand vorgegaukelt, durch die mit der Notenausgabe möglich


gewordene allgemeine Preis-   Preistreiberei
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treiberei wurde eine Umschichtung fast des gesamten Nationalvermögens


bewerkstelligt. Dieses Vermögen entglitt den Händen der Gläubiger in die ihrer


Schuldner, was bei diesen zu einer plötzlichen Vermehrung ihres Einkommens


und zu mancherlei Verschwendung führte. Der Kriegsgewinn ist eine Frucht der


allgemeinen Treiberei, zu der die Reichsbank die Triebkräfte gab. Solche


Preistreibereien mit dem dazu gehörigen Wucherspiel kann man mit Banknoten


zu jeder Zeit in beliebigem Umfang fortsetzen.


Diese Preistreibereien aber sind es gewesen, die die innere Front zermürbten,


und die jetzt noch ihre aufregende Wirkung nicht eingebüßt haben. Die


Unzufriedenheit der Festbesoldeten, die Streikpolitik der Arbeiter sind Ausfluß der


Preistreibereien, eine Tat der Reichsbank. Die Politik der Reichsbank muß letzten


Endes auf den dort immer noch spukenden und in den Köpfen der Bankmänner,


wie erscheint, unausrottbaren Goldwahn zurückgeführt werden. Wie die


Reichsbank vor dem Kriege sich in ihrer Diskontopolitik niemals nach den


Warenpreisen, sondern immer nur nach dem Goldbestand richtete, so auch nach


Kriegsausbruch, nach der gesetzlichen Sperrung des Reichsbankschatzes. Daß


jetzt mit den 37 Milliarden zu viel Geld in Umlauf gesetzt wurde, erkennt die


Reichsbank nicht am Stand der Warenpreise (sie führt überhaupt keine


Warenpreisstatistik), sondern ausschließlich am Stand ihrer ungesetzlich kleinen


Goldreserven. Würde man heute durch Beschlagnahme allen goldenen Zierrates


die Dritteldeckung wieder vervollständigen, so hätte die Reichsbank überhaupt


nichts mehr an unseren Währungsverhältnissen auszusetzen. Hätten wir


Goldbergwerke im deutschen Reich gehabt, so würde die Reichsbank ganz


bestimmt darauf hingearbeitet haben, den Kohlenbergwerken oder der


Landwirtschaft die Arbeiter zu entziehen, um durch Goldgräberei die zu ihrer


Massennotenausgabe angeblich unentratbare Dritteldeckung zu gewinnen –


wenigstens stände solche Handlungsweise ganz im Einklang mit ihrer während


des Krieges betriebenen Jagd auf die Goldmünzen.


Jetzt, wo so viele Wahngebilde in Scherben liegen, ist auch die Zeit gekom-


men, das älteste und gefährlichste dieser Gebilde zu Grabe zu tragen.


Wir müssen anstelle der Reichsbank ein vollkommen selbständiges


Reichswährungsamt bilden und für die Notenausgabe einen ganz neuen


Maßstab schaffen, der uns zu allen Seiten, auch im Kriege, als sicherer Leitstern


dient – und das kann nur die in der Denkschrift behandelte absolute Währung


sein.


Berlin, am 10. April 1919.


Hochachtungsvoll


Freiland-Freigeld-Bund.
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Bereits vor dem Kriegsausbruch war das theoretische Gebäude der


Goldwährung von der Kritik in Trümmer gelegt worden. Dieser theoretischen


Vernichtung wäre auch die praktische gefolgt, wenn man gewußt hätte, was an


die Stelle der Goldwährung gesetzt werden sollte.


Der Krieg, der die Goldwährung zerschlug, setzt uns nun vor die Notwendigkeit


zu handeln, irgendwie zu handeln, und zahllos sind bereits die Stimmen in der


Presse, die eine Revision der Währungsgesetze fordern. Symptomatisch ist es


auch, daß die Reichsbank nichts zum Schutze der Goldwährung zu sagen weiß.


“Währung ist, was von selber währt“ sagt Bamberger, einer der


Hauptwortführer der Goldwährung, bei ihrer Einführung im deutschen Reich. Er


lehrte ohne durchschlagenden Widerspruch zu erwecken: Kraft der inneren


Eigenschaften des Goldes währt die Mark D.R.W. Und Otto Arendt verstieg sich


sogar zu der Behauptung, die Mark D.R.W. sei nichts als der Xte Teil eines


Zentners Feingold.


Heute schütteln wir über solche Sätze den Kopf. Wir lachen, wenn jemand


noch versucht, mit Hilfe der phantastischen „Wertlehre“ jene tollen Sätze ernst-


haft, wissenschaftlich zu begründen.


Die erste Wirkung dieser, nun endlich wohl als überlebt zu bezeichnenden


Lehre war, daß man allgemein glaubte, einer öffentlichen staatlichen Verwaltung


des Geldes überhaupt entraten zu können. Der Staat glaubte mit der Prägung


der Münzen und mit der Verfolgung der Falschmünzer alles getan zu haben, was


der Staat in Währungsangelegenheiten vernünftigerweise tun kann. Die Mark


D.R.W. war ja nichts als Gold. Der ganze staatliche Verwaltungsapparat bestand


demnach auch nur aus einer Waage zum Nachwiegen der Münzen. Das Geld


war Gold, die Reichswährung war Eigenschaft des Goldes. Alles, was man vom


Geld erwarten durfte, wähnte man in idealer Vollkommenheit im Gold der


Münzen vereinigt. Wie wahr das ist, geht klar aus der Tatsache hervor, daß in der


Sammlung von Reichsbankgesetzen, die der frühere Präsident der Reichsbank,


Dr. Koch, wenige Jahre vor dem Krieg noch herausgab und mit langen


Kommentaren versah, die Worte Ware und Preis, diese Ausgangspunkte für die


Betrachtung der Währung, überhaupt nicht vorkommen! Koch,
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der jahrzehntelang die Reichsbank verwaltete, benutzte offenbar auch nur den


Schmelztiegel und die Waage, um festzustellen, ob in der deutschen Währung


alles in Ordnung war.


Da wir keine Goldverwaltung haben, nicht einmal dem Namen nach, so ist


auch bis jetzt die Reichswährung ganz ohne staatliche Aufsicht geblieben. Die


Reichsbank hat bisher innerhalb der Schranken des Dritteldeckungsgesetzes


ganz nach Gutdünken mit der deutschen Währung (die trotz Bamberger kein


toter Gegenstand ist) schalten und walten können. Gedeckt durch die Theorie,


daß die Mark D.R.W. kraft der metallischen Eigenschaften des Goldes von selber


währt, konnte die Reichsbank die Verantwortung ihrer Maßnahmen aktiver und


passiver Natur von sich abwälzen und es den beflissenen Nationalökonomen


überlassen, die Ursachen der verheerenden Begleiterscheinungen der


Goldwährung überall anders, nur nicht in dem zu suchen, was die Reichsbank tat


und unterließ. Es herrschte absolute Anarchie in der weitaus wichtigsten Domäne


des Staates. Gleich nach Einführung der Goldwährung schossen die


Warenpreise unter dem Druck des uns aus Frankreich als Kriegsentschädigung


zuströmenden Goldes in die Höhe (Gründerperiode). Die Löhne folgten. Die


Produktionskosten der deutschen Industrie überstiegen die Grenzen der


Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt. Die Ausfuhr ging zurück, die Einfuhr


wuchs; die bis dahin aktive Handelsbilanz kippte um und der Saldo der


Zahlungsbilanz hatte schon 1873 die französischen Milliarden restlos über die


Grenze geworfen. Die deutsche Industrie und Landwirtschaft hatte aber noch


nicht Zeit gehabt, sich diesen neuen Verhältnissen anzupassen, als der Krach


von 1873 schon wieder eine neue Orientierung nötig machte.


Für die Preistreibereien während der Gründungsperiode, für den Krach, der


ihnen folgte, konnte niemand verantwortlich gemacht werden, aus dem einfachen


Grunde, weil in Übereinstimmung mit der Goldwährungstheorie man ein


Eingreifen des Staates für wirkungslos halten mußte. Die Mark D.R.W. war ja


laut G.W.-Theorie der Xte Teil von einem Zentner Gold und was hätte der Staat


an dem Xten Teil eines Zentners Gold verwalten können? Die Theorie der


Goldwährung schließt ja von vornherein jede staatliche Aktion in


Währungsangelegenheiten aus.


In aller Erinnerung sind wohl auch die traurigen Zustände unsere


Volkswirtschaft in den Jahren, die dem Krache folgten. Die Preise wichen von


Jahr zu Jahr auf der ganzen Linie. Der Getreidepreis ging sogar von 240 auf 140


Mark herunter und zwar blieb er jahrelang in der Nähe dieses Tiefstandes,


obschon Deutschland zu dieser Zeit von der Getreidesausfuhr zur Einfuhr über-


ging. Der Unternehmungsgeist war gelähmt. Die Arbeitslosen zählten nach


Hunderttausenden, trotzdem die Zahl der Auswanderer bis auf 221.000 im Jahr


1881 stieg. Deutsche Sklavinnen, von der Not überwältigt, bevölkerten die


Hurenhäuser der
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ganzen Welt. Hödel und Nobiling begingen Verzweiflungstaten; mit Gewaltmitteln


ärgster Art mußte die äußere Ordnung aufrechterhalten werden.


Dem deutschen Beispiel waren nach und nach die meisten anderen Staaten


gefolgt und damit wurden die deutschen wirtschaftlichen Zustände zu einer


Welterscheinung. Niemand, mit Ausnahme der Bimetallisten, wußte woher der


Druck kam, der auf der Wirtschaft lastete. Man tröstete sich mit dem Anblick der


glitzernden goldenen Münzen, von denen man Rettung erwartete.


Wissenschaftlich wurde die Währungsfrage so innig mit dem größten Irrtum aller


Zeiten, mit der Wertlehre verfilzt, daß niemand, selbst die Bimetallisten nicht,


weder ein noch aus wußten. Schließlich wurde das Bonmot Lord Beaconsfield’s,


daß die Liebe und die Währungsfrage die meisten Verrückten erzeugt hat, zu


einer allgemeinen befolgten Warnung, sich nur nicht mit der Währungsfrage zu


befassen. Den Geldgewaltigen aber in der ganzen Welt kam das wieder zugute,


denn die absolute Unwissenheit des Volkes in dieser Materie lieferte diesen


Mächten die unbegrenzte Kontrolle über das Geldwesen aus.


Mit Hilfe der Wertlehre erklärte man den Rückgang der Warenpreise als eine


allgemeine Überproduktion von Waren. Man erzeuge zuviel von allem mit der


gewaltig gestiegenen Leistungsfähigkeit der Maschinen und Schiffe.


Es fehle einfach der Bedarf für so viele Produkte. Daher der Preisrückgang,


daher die Überproduktion, daher die hungrigen Arbeitslosen! Das Gold habe 


seinen festen inneren Wert, es tausche immer nur den Wert ein, den es selber


hat; es tue nichts als die Werte zu messen, es spiele nebenbei nur noch die


höchst nützliche Rolle eines Wertbewahrers, Werttransportmittels,


Wertspeichers, und Wertpetrefakts!!


Wie könne übrigens auch die Ursache des Notstandes vom Geldmangel 


rühren, sagte man, da doch die Zunahme der Bargeldbestände in den


Geldinstituten und der Rückgang des Zinsfußes eine allgemein in allen Staaten


festgestellte Tatsache sei! Geldmangel und niedriger Zinsfuß widerspräche sich,


wie etwa Brotmangel und niedrige Brotpreise. Das Sinken des Zinsfußes könne


nur von einem Geldüberfluß kommen – folglich sei die bimetallistische Erklärung


der Krise falsch. Die Bimetallisten antworteten, daß der scheinbare Geldüberfluß,


der in den wachsenden Geldsbeständen der Banken zutage trete, und der 


niedrige Zinsfuß gerade der beste Beweis für den bestehenden Geldmangel


seien. Die Preise weichen wegen Geldmangel, erklärten sie, und weil die Preise


weichen, können die Unternehmer auch das vorhandene Geld nicht gebrauchen.


Gebt den Unternehmern und Kaufleuten die Gewähr, daß die Preise von heute


ab nicht mehr weichen werden, so werden sie das vor der allgemeinen Krise in


die Kassen der Geldinstitute geflüchtete Geld gleich wieder in den Verkehr 


bringen. Bei Geldmangel kann man auch das wenige Geld nicht sicher anlegen,


sagten sie.
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Aber damals begriff man diesen Sachverhalt noch nicht. Die Bimetallisten wur-


den abgewiesen. Man lehnte es ab, den Niedergang der Warenpreise von der


Geldseite her zu steuern. Aktive Währungspolitik hatte man noch nie und nir-


gendwo betrieben. Seitdem man das Metallgeld kennt, seit 3000 Jahren hatte


man das Geld sich immer selbst überlassen. Die Wirtschaft hatte sich immer


dem Geld angepaßt, niemals war umgekehrt das Geld der Wirtschaft angepaßt


worden. Das Geld hatte „inneren Wert“, es währte kraft seiner metallischen


Eigenschaften! Das Geld war Stoff, die Währung Eigenschaft des Stoffes! Eine


aktive Währungspolitik kann man ja nur betreiben, wenn man die Währung vom


Stoff trennt und zum Produkt einer öffentlichen Verwaltung, also zu einer


Staatsangelegenheit, zu einer Tat macht. Das hätte aber dem Staate eine zu


große Machtfülle gegeben. Der Staat dürfe die Religion, die Schule, die Waffen


verstaatlichen, aber die Geldverwaltung darf man ihm nicht anvertrauen, diese


muß den Banken, den internationalen Geldmächten überlassen werden, denen


man die wirtschaftlichen Interessen des Volkes besser anvertrauen kann als dem


Staate. (Helfferich vertritt diese Ansicht noch in seinem 1910 erschienenen 


dicken Buch „Das Geld“.)


Jedoch man mußte etwas tun, denn die Landwirte und Unternehmer drängten


zu rettenden Taten. So kam man also wieder auf den uralten, blöden Vorschlag


zurück, die Preise von der Warenseite aus zu heben. Wenn man weniger arbei-


tet, weniger Waren erzeugt, so müssen doch auch die Preise steigen – so dach-


te man. Die Massenauswanderung von Arbeitern und Bauern (1.264.000 von


1863–1877) wirkt ja schon ganz erfreulich in dieser Richtung, noch mehr das


Stillegen von Fabriken, und die ungewollte Verkürzung der Arbeitszeit, aber doch


nicht schnell, nicht gründlich genug. Zudem ist die Arbeitslosigkeit als


Währungsregulator, als Mittel die Warenpreise zu heben, doch eigentlich kein


ideales Mittel. Besser schon wäre es, wenn man die Arbeitslosigkeit auf das


Ausland abwälzen könnte. Sperren wir also den ausländischen Waren unsere


Märkte, so wird das Angebot von Waren zurückgehen und die Preise werden


gehoben! So dachte und handelte man. Und so brachte uns der Schutz gegen


den Rückgang der Preise den Schutzzoll! Die Schutzzölle aber schufen den


gefährlichen Gedanken des in sich geschlossenen durch Kolonien und


Eroberungen zu erweiternden nationalen Wirtschaftsgebietes, der notwendiger-


weise die Staaten in Gegensatz zueinander bringt und als die wahre und letzte


Ursache des heutigen Weltkrieges zu betrachten ist.


Diese Entwicklung ist noch besonders im Hinblick auf die Tatsache höchst son-


derbar und merkwürdig, daß der der Goldwährung zugrunde liegende Gedanke


einer vertragslosen internationalen Währung in Wahrheit ein freihändlerischer ist.


Deutschland, wie fast alle anderen Staaten, war vor Einführung der Goldwährung


freihändlerisch ebenso wie England, das mit der Goldwährung vorangegangen


war. Statt aber den 
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Freihandelsgedanken zu erhalten und weiter zu fördern, brachte der Druck, den


die Goldwährung auf die Warenpreise ausübte, die Schutzzollpolitik überall zum


Sieg. Die Zollpolitik muß also als Schutz gegen die wirtschaftlichen Wirkungen


der Goldwährung angesprochen werden – die uns den Freihandel sichern sollte.
Wir erreichten das Gegenteil von dem, was wir bezweckten. Wenn die Freunde


des Gedankens eines geschlossenen Wirtschaftsgebietes zur Förderung und


Erzwingung dieses Zieles die internationale Goldwährung gefordert hätten, so


wäre das, wie die Erfahrung gelehrt, durchaus vernünftig gewesen. Die


Goldwährung, das steht fest, hat sich für die Entwicklung des Welt- und


Freihandels als das denkbar größte Hindernis erwiesen.


Nun ist es ein für die Erkenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge ver-


hängnisvoller Zufall gewesen, daß die Entwicklung der Goldfelder in Südafrika


und Alaska mit der Einführung der Schutzzölle zeitlich zusammenfiel. So ist es


gekommen, daß man den Aufschwung der Wirtschaft, der nun ein setzte, nicht


mit der steigenden Goldproduktion, also mit Ereignissen auf dem


Währungsgebiete, in ursächlichen Zusammenhang bringt, sondern mit den


Wirkungen der Schutzzollpolitik. Darum wollen wir hier um so stärker betonen,


daß jener Aufschwung eine Welterscheinung gewesen ist, und sich auch nament-


lich in denjenigen Ländern ebenso stark bemerkbar gemacht hat, gegen die die


Politik der Schutzzollstaaten gerichtet war, oder die dem Freihandel treu blieben.


Mit den reichen Goldfunden Afrikas, deren Wirkung durch das bekannte Spiel


des Dritteldeckungsgesetzes verdreifacht wurde, zogen endlich die Preise wieder


an, und machten den Handel rechnerisch wieder möglich. Alles, was uns die


Goldwährung gebracht hatte, allgemeinen Notstand, Arbeitslosigkeit,


Unzufriedenheit, Proletarisierung der Volksmassen, namentlich der Bauern,


Sozialdemokratie, Massenauswanderung, Landstreicher, Bettelei, Not der


Landwirtschaft, Wucher und Wuchergesetze, Antisemitismus, unzählige


Zahlungseinstellungen, Bankrott großer und kleiner Unternehmer, Rückgang der


Dividenden, Kursrückgang aller Börsenpapiere, Defizit im Haushalt der Privaten,


der Gemeinden, der Bundesstaaten und des Reiches, Zölle, Zolldebatten,


Verhetzung aller Volksklassen und Völker und die entsprechenden Rüstungen,


das alles verschwand nun nach und nach seitdem man in Afrika so viel Gold


fand, oder war wenigstens in der Rückbildung begriffen. Überall in allen Ländern


wurde mit Hochdruck gearbeitet. Und trotzdem die Produktion sich überall ver-


doppelte und vervierfachte, gingen die Preise nicht zurück, sondern stiegen 


weiter und niemand sprach von Überproduktion. Das Wort, das vordem in aller


Munde war, und 20 Jahre lang in keinem Zeitungsartikel fehlte – war fast in


Vergessenheit geraten. Und zur Verblüffung aller, die die Theorien der


Bimetallisten bekämpft hatten, stieg der Zinsfuß und verschwanden die


Geldansammlungen in den Banken in demselben 
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Verhältnis, wie als Folge der wachsenden Goldfunde in der ganzen Welt die


Herstellung von Metall- und Papiergeld vermehrt wurde. All das bestätigte aufs


glänzendste die Behauptung der Bimetallisten, die die Ursache der überstande-


nen Not auf schlechte Währungsverhältnisse zurückführten.


Angesichts dieser niederschmetternden Widerlegung der Goldwährungstheorie


wäre nun wohl eine Nachprüfung der Währungsgesetze am Platze gewesen.


Aber es geschah nichts. Die Reichsbank hielt fest am Bestehenden. Was sie 


vorschlug, sollte nicht der Beseitigung der Goldwährung dienen, sondern ihrer


Befestigung. Übrigens gingen ja die Geschäfte gut, jetzt war erst recht kein


Grund vorhanden, sich um die Währung zu kümmern. Vom Taumel des flotten


Geschäftsganges ergriffen, hatte auch niemand Lust, die Zeit – die jetzt wirklich


Geld war – mit dem Studium des Währungsproblems zu – verlieren.


Die Erfahrung hatte zwar die Richtigkeit der bimetallistischen Anschauung über


die Ursache der großen Wirtschaftskrise bewiesen, zugleich hatte sie aber auch


die Gründe beseitigt, warum die Bimetallisten die Goldwährung angegriffen hat-


ten. Diese hatten ja an der Währung nur den mangelnden Zufluß von Gold aus-


zusetzen gehabt. Dieser Mangel war nun gehoben, – also war alles wieder in


bester Ordnung. Otto Arendt, der den Bimetallismus so eifrig gepredigt hatte,


erklärte sich nun als Anhänger der Goldwährung.


Jedoch die Herrlichkeit dauerte nicht lange. Der Goldzufluß, der bis 1910 rasch


gestiegen war, blieb nun ungefähr auf gleicher Höhe, während der Goldabfluß in


die Industrie und in das sich immer mehr erweiternde Goldwährungsgebiet unun-


terbrochen wuchs. Viele Staaten benutzten die günstigen wirtschaftlichen


Verhältnisse dazu, um durch Ankauf von Gold ihre Währung zu „fundieren“.


Argentinien allein entzog dem Weltmarkt in den Jahren 1900–1910 mehr als 300


Tonnen Feingold. Brasilien, Chile, Mexiko, Rußland, Japan – handelten ähnlich.


Zugleich hatte der zunehmende allgemeine Wohlstand, den der flotte


Geschäftsgang erzeugt hatte, zur Folge, daß die Goldmünzen massenhaft für


Juwelierzwecke eingeschmolzen wurden. Das ist ja einer der größten Fehler der


Goldwährung, daß der Wohlstand, den der Vollbetrieb der Volkswirtschaft


erzeugt, die Ursache dieses Vollbetriebes gesetzmäßig vernichtet.


So reichten also die reichen Goldfunde in Afrika jetzt nicht mehr aus, um die


hochgeschraubten Preise weiter in die Höhe zu treiben. Der flotte Geschäftsgang


braucht aber unter dem heutigen Geldsystem den Ansporn steigender Preise.


Stabile oder gar fallende Preise kann die von der Goldwährung bediente


Volkswirtschaft nicht vertragen. Mehrere Jahre schon vor Kriegsausbruch erreg-


ten die wirtschaftlichen Zustände allenthalben größte Besorgnis. Wieweit diese


Besorgnisse am Kriegs-
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ausbruch beteiligt sind, soll hier nicht weiter untersucht werden. Sicher ist, daß


damals vielen Kaufleuten, Unternehmern, Landwirten aus Geschäftsrücksichten


nicht viel mehr an der Aufrechterhaltung des Friedens gelegen war. Und diese


Rücksichten spielen doch sonst eine gewichtige Rolle.


Der Kriegsausbruch warf die Goldwährung gleich über den Haufen. Den ersten


Stoß hatte sie bereits 1911 erhalten, als die Reichsbanknote zum gesetzlichen


Zahlungsmittel erklärt wurde, womit der Papierwährungstheorie das erste gesetz-


liche Zugeständnis gemacht wurde. Mit der Aufhebung der Einlösungspflicht im


August 1914 wurde die direkte Verbindung des Papiergeldes mit dem Gold zer-


hauen und das deutsche Papiergeld zum erstenmal ganz auf sich selbst gestellt.


Zwar ist dieser Sachverhalt noch nicht offiziell anerkannt worden. Immer noch


liest man, selbst auf den Noten, die jetzt frisch von der Presse kommen, daß die


Reichsbank dem Inhaber bei Sicht X Mark zahlt –. Aber jeder weiß, daß es sich


hier um leere Worte handelt, um eine Verlegenheitsinschrift, die viel mehr darauf


berechnet ist, die Vorrechte der Reichsbank Aktiengesellschaft, als die Rechte


des Noteninhabers zu betonen. Die Reichsbank zahlt ja nicht mehr und es ist gut


so. Wer das Papiergeld der Reichsbank sinngemäß als Tauschmittel braucht,


also Waren damit kauft, hat ja alles, was er vom Geld erwarten kann. Warum


also noch das Zahlungsversprechen? Die Reichsbank kann gelassen einen 


dicken Strich durch ihr Zahlungsversprechen ziehen, es wird darum doch 


niemand, der Waren zu verkaufen hat und nun auf das Reichsbankpapiergeld


angewiesen ist, dieses zurückweisen. Die Erklärung der Reichsbanknoten als


gesetzliches Zahlungsmittel und die Abwesenheit jeglichen anderen Geldes


genügt vollauf, um dem Reichsbankpapiergeld die Kursfähigkeit unter den


Warenbesitzern zu sichern. Eine besondere Einlösung ist überflüssig, denn Geld


werden wir doch immer brauchen, solange wir Waren erzeugen und auf den


Markt bringen. Das Papiergeld einlösen heißt das Papiergeld vernichten. Warum


aber dem Volk die Vernichtung des Papiergeldes versprechen – wenn wir es


doch ewig brauchen werden? Viel wichtiger als das „Zahlungsversprechen“ in


den Banknoten, wäre ein Versprechen sinngemäßer, geordneter Verwaltung des


Geldes. Was wir wünschen, was wir von einer geordneten Geldverwaltung 


fordern können, ist eine Gewähr dafür, daß wir für das Geld immer Waren kaufen


können, bei dauernd festem Durchschnittspreis. Der Durchschnittspreis der


Waren muß fest bleiben, das ist alles, was die Reichsgeldverwaltung in der


Inschrift ihres Papiergeldes dem Inhaber zu versprechen braucht. Und da die


Reichsbank das Notenmonopol hat, so kann sie dieses Versprechen auch halten


und zwar selbst unter den unglücklichsten Verhältnissen, selbst im Kriege –


wenn sie das will. Sie muß Geld fabrizieren und ausgeben, so oft und solange


der Durchschnittspreis der Waren fällt und umgekehrt Geld einziehen und ver-


brennen, so oft der Durchschnittspreis 
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der Waren steigt. Mehr braucht sie nicht zu tun. Sie braucht selbst keine Waren


feil zu halten, am allerwenigsten Gold oder Silber, die ja für 99% der Bevölkerung


gerade die nebensächlichsten aller Waren sind. Sie braucht auch sich nicht um


den Preis der einzelnen Waren zu kümmern. Nur allein der vom statistischen


Amte ermittelte Durchschnittspreis soll der Reichsbank als Maß des Geldbedarfs


dienen. Wie dieser Preis zu ermitteln ist, ist heute keine Streitfrage mehr. Diese


Frage ist res judicata für alle, die sich ernsthaft mit dem Problem befaßt haben.


Wir verweisen auf die Arbeiten von Dr. Th. Christen, Professor Irving Fisher,


Silvio Gesell und andere. Die absolute Währung, unter der der


Durchschnittspreis unter allen Umständen fest bleibt, ist heute Sache des


Wollens, nicht mehr des Könnens.


Die absolute Währung würde uns von alledem freihalten, was uns die


Goldwährung gebracht hat. Sie gibt uns absolute Gewähr gegen den Wechsel


der Konjunkturen. Sie beschränkt die Schwankungen im Preise der einzelnen


Ware auf die natürlichen im Konsum und Verbrauch liegenden Ursachen, und


bringt dadurch die Währung direkt unter die Kontrolle des Volkes. Der Begriff


Mark D.R.W. wird zu einer festen, allbekannten Größe, die in den sich dem


Gedächtnis mit der Zeit einprägenden Warenpreisen ihr Fundament hat. Dadurch


werden auch die Kaufleute einer höchst wirksamen öffentlichen Kontrolle unter-


worfen. Heute weiß niemand, was eine Mark ist, weil die Warenpreise ständig die


größten Schwankungen durchmachen.


Die Goldwährung schuf Zeiten des Geldüberflusses und des Geldmangels. Mit


der absoluten Währung werden wir immer haarscharf den Tagesbedarf decken.


Der Geldüberschuß schuf die Hochkonjunkturen, mit der Schädigung aller soge-


nannten Festbesoldeten, der Pensionäre, Hypotheken- und


Obligationengläubiger. Vielfach mußten die Arbeiter durch Androhung von Streik


die Löhne den gestiegenen Warenpreisen anpassen. Mit der absoluten Währung


bleibt der Durchschnittspreis fest. Der Geldmangel, der bei der Goldwährung den


Geldüberfluß ablöste, schuf die Flaute, mit allen ihren bekannten


Begleiterscheinungen – Krisen, Arbeitslosigkeit, Schädigung und Bankrott der


Schuldner, Defizit im Staatshaushalt usw. Mit der absoluten Währung wird nie-


mals handelstechnischer Geldmangel herrschen. Die Goldwährung war eine


Zufallswährung. Sie hing von den Goldfunden ab, und die Geschichte beweist


uns, wie unregelmäßig diese Funde sind. Während der ganzen Dauer des


Mittelalters wurde so gut wie nichts gefunden – warum man sich auch im


Mittelalter ohne Geld, ohne Handel und ohne die gewaltigen Vorteile der


Arbeitsteilung behelfen mußte. Wir haben keinerlei Gewähr dafür, daß die Funde,


auf die uns die Goldwährung anweist, auf der Höhe unseres Bedarfes bleiben


werden. Mit der absoluten Währung ist der Handel für alle Zeiten vom Zufall


unabhängig.
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Wegen der Unregelmäßigkeit, womit der Markt mit Geld versorgt wurde, war


der Handel immer ein gefährliches Unternehmen niemand wollte darum Geld im


Handel anlegen, es sei denn, daß eine hohe Verzinsung für das Risiko Deckung


schuf. So wurde der Warenaustausch verteuert. Mit der absoluten Währung ver-


schwindet dieses besondere Risiko und damit wird sich auch das Handelskapital


mit einer niedrigeren Verzinsung begnügen können und den Gesetzen des


Wettbewerbes entsprechend auch begnügen müssen.


Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Zinsfuß mit den Warenpreisen steigt


und fällt. Die Flaute (baisse) ist von einem niedrigen Zinsfuß begleitet und die


Hochkonjunktur von einem hohen Zinsfuß. Von der Höhe des Zinsfußes wird der


Kurs der festverzinslichen Wertpapiere bestimmt. Jede Veränderung im Zinsfuß


überträgt sich mit 20 bis 25 multipliziert auf den Kurs der festverzinslichen. Diese


Differenzen werden jetzt, da die Börse mit den Kriegsanleihen belastet ist, fabel-


hafte Summen ausmachen, falls der Zinsfuß die vollen Sprünge der letzten


Dekaden wiederholen sollte – und das wird er, wenn wir keine Währung in 


unsere Währungsverhältnisse bringen. Mit der absoluten Währung werden die


Warenpreise und der Zinsfuß fest bleiben – darum werden auch die Kurse der


festverzinslichen Papiere keine Sprünge mehr machen.


Kurz, die Vorteile, die wir von der absoluten Währung erwarten können, sind so


viele, daß man schon schwerwiegende Gründe aufbringen müßte, um sie ableh-


nen zu können. Tatsächlich läßt sich aber vom allgemeinen volkswirtschaftlichen


Standpunkt überhaupt nichts gegen die absolute Währung vorbringen.


Privatwirtschaftliche Gesichtspunkte sollen aber in einer öffentlichen Sache, wie


das Geld, überhaupt keine Berücksichtigung finden, da man diesen privatwirt-


schaftlichen Interessen nur auf Kosten anderer privater Interessen gerecht 


werden könnte. Die absolute Währung steht unparteiisch über allen privaten


Interessen.


Ein Wort ist noch zu sagen in Bezug auf den Devisenkurs (Wechselkurs –


Valuta).


Wir können dem Reichswährungsamt nicht zwei verschiedene Maße vorschrei-


ben, mit denen es den Geldbedarf messen soll. Wir haben zu entscheiden, ob


die Geldsausgabe auf feste Warenpreise oder feste Devisenkurse gerichtet sein


soll. Der überragenden Bedeutung des Inlandhandels entsprechend wünschen


wir vor allem feste Warenpreise, daneben, soweit es sich vereinbaren läßt, auch


feste Devisenkurse. Der erstrebte feste Durchschnittspreis der Waren hängt


allein von der Tätigkeit des Reichswährungsamtes ab. Die Verbindung aber die-


ses Zieles mit festen Devisenkursen kann nur aufgrund von Vereinbarungen mit


den betreffenden Ländern erfolgen. Der feste Devisenkurs stellt sich ein, sobald


die am Außenhandel beteiligten Staaten eine mit der unsrigen übereinstimmende


nationale Währungspolitik betreiben. Bisher hatten wir auch 
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in Bezug auf die Devisenkurse kaum etwas, was man aktive Währungspolitik


hätte nennen können. Wenn trotzdem die Schwankungen der Devisenkurse sich


nur zwischen den Goldpunkten bewegten, so lag das daran, daß die Ware, auf


die die Devisen lauteten, also das Gold, sich leicht und ohne größere Unkosten


von einem Lande zum andern hinüber leiten ließ. Konnte man also keine


Devisen auftreiben, so verpackte man das Geld, womit man sonst die Devisen


gekauft hätte (Gold) ein und schickte es anstelle der Devise. Diese Praxis hatte


dann noch die Wirkung, daß in den Ländern mit passiver Handels- und


Zahlungsbilanz, wo es also zum Goldexport kam, als Folge dieses Goldexportes


die Warenpreise wieder auf das internationale Niveau sanken, wodurch die


Handels- und Zahlungsbilanz wieder zugunsten dieses Landes automatisch


umkippte. Wir hatten also an Stelle einer Verwaltung einen Automaten. An Stelle


des die Dinge durchdringenden Geistes eine Maschine – die Maschinenarbeit 


lieferte. Der Automat wirkte, wie alle Automaten, wenn man das Geld eingepackt


und abgeschickt hatte. Er beugte nicht vor. Er trat in Tätigkeit, wenn das


Maximum der Störung bereits eingetreten war, d. h. wenn als Folge eines rela-


tiven Geldüberflusses, die Warenpreise die Grenze der Niveaudifferenz die zum


Goldexport führte, erreicht hatten.


An Stelle dieses Automaten, wollen wir eine von der Erkenntnis geleitete


Handlung setzen. Die am Welthandel beteiligten Länder werden ihre Währung


ebenfalls auf die Festigkeit des Durchschnittspreises einstellen, wodurch die


Hauptgründe für die Schwankungen in der Handelsbilanz verschwinden werden.


Es wird viel mehr Stetigkeit in den internationalen Handelsbeziehungen Platz


greifen. Wir erinnern hier an die Störungen, die s. Zt. die Einfuhr (und


Wiederausfuhr) der französischen Milliarden in der Handelsbilanz namentlich des


Deutschen Reiches, aber auch der anderen Länder verursachte. Solche


Störungen werden mit der absoluten Währung nicht mehr vorkommen. Lange,


bevor die Handelsbilanz zu Störungen der Zahlungsbilanz führen wird, werden


die Währungsämter der beteiligten Länder eingreifen. Dort, wo die Warenausfuhr


zu stark ist, werden die Preise durch Ausgabe von Geld gehoben – dort, wo die


Wareneinfuhr zu stark ist, werden die Preise durch Geldeinzug gesenkt, kurz


das, was unter der Goldwährung heute automatisch aber post festum eintritt –


Goldeinfuhr und Goldausfuhr wird hier rechtzeitig vorbeugend durch dasselbe


Mittel, durch Geldeinzug und Geldausgabe willkürlich herbeigeführt. Denn


Goldausfuhr ist der Wirkung nach nichts anderes als Geldeinzug, und


Goldeinfuhr ist auch nichts anderes als Geldausgabe. Für jede Mark, die die


Reichsbank für die Ausfuhr hergibt, muß sie aller Regel nach 3 Mark in Noten


einziehen (Dritteldeckung). Der Unterschied in dieser Beziehung liegt also darin,


daß die Währungsämter vorbeugend handeln werden, während die 
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Reichsbank heute nur dann eingreift, wenn von ihr Gold für die Ausfuhr verlangt


wird – wenn also der Geld-Überschuß, den sie einzieht, seine störende Wirkung


bereits getan hat.


Kommt es zu einer Verständigung zwischen den einzelnen Staaten in Bezug


auf die leitenden Grundsätze der Währungsämter, so liegt der Gedanke nahe,


ein internationales Währungsamt zu gründen, wo die Bewegungen der


Devisenkurse beobachtet, ihre Ursachen erkundet, und den nationalen


Geldverwaltungen diejenigen Maßnahmen nahegelegt werden, die als geeignet


erscheinen, um die Devisendifferenzen zu beseitigen, wobei es sich immer nur


um die Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufes handeln kann. Mit der


Zeit wird dann wohl auch der Vorschlag auftauchen, die Währungsämter der ein-


zelnen Staaten in diesem internationalen Amt zu zentralisieren um den alten


Traum des Weltgeldes zu verwirklichen. Mit der Metallwährung ist ein solcher


Vorschlag nicht ausführbar. In der Natur der auf dem Papiergeld begründeten


absoluten Währung liegt aber nichts, was der Verwirklichung dieses Vorschlages


im Wege stünde. Übrigens läßt sich die absolute Währung nur auf diesem Wege


mit der absoluten Festigkeit der Devisenkurse vereinigen.


Da dem Inhaber des Papiergeldes nur die absolute Währung, aber keine


bestimmte Ware (Gold) versprochen wird, so ist auch jede sogenannte Deckung


(Goldreserven) überflüssig. Die absolute Währung muß man sich dynamisch,


nicht statisch vorstellen (Christen). Sie ist eine Tat, ein Verwaltungsprodukt, kein


Stoff, keine Eigenschaft einer Materie. Als Deckung des vom
Reichswährungsamt ausgegebenen Papiergeldes gilt die Funktion des Geldes,
die Dynamik des Tausches der Waren, ähnlich wie wir uns die Deckung einer


Eisenbahnaktie auch nicht in dem Eisen der Schienen, sondern im Güterverkehr,


der sich auf den Schienen abspielt, vorstellen. Ohne diesen Verkehr wäre die


Aktie leer, wie das Geld ohne den Warenaustausch auch inhatlos wäre. Aus dem


gleichen Grund ist auch die Sicherheit des Papiergeldes in den vom Lande feil-


gebotenen Waren zu suchen. Solange und nur solange Waren feilgeboten wer-


den, ist das Geld gesichert. Das hat uns der Krieg jetzt wohl deutlich genug vor


Augen geführt. Wie mancher denkt heute: hätten wir nur Waren anstelle des


sooft genannten Goldschatzes der Reichsbank! Was nützt dem Besitzer der


Reichsbanknote die Metalldeckung, wenn die Läden leer sind? Wer die Natur


des Papiergeldes und der absoluten Währung begriffen hat, der lehnt jede


besondere Deckung, auch die Dritteldeckung ab. Ja, namentlich diese unantast-


bare Dritteldeckung, die theoretisch schon längst, jetzt auch vom Praktikern als


Unsinn erkannt ist. Der antastbare Teil der Deckung hat, solange man keine 


aktive Währungspolitik betreibt und man die Währung als automatische Funktion


der Goldreserven erwartet, noch einen Sinn. Die unantastbare Dritteldeckung


aber, da sie nie in Funktion 
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treten darf, ist sinnlos. Ebensogut könnte man das unantastbare Gold des


Mondes als Deckung verwenden. Es hat übrigens auch noch niemals jemand für


die Existenz dieses unantastbaren Goldes einen vernünftigen Grund entdecken


können.


Jetzt zeigt auch wieder der Krieg all denen, die fähig sind, die Dinge auf theo-


retischem Wege zu durchschauen, wie die Dritteldeckung uns nicht davor


bewahrt hat, daß der Devisenkurs so tief unter pari sinken konnte. Die


Dritteldeckung ist, wenn unantastbar, wirkungslos, daher überflüssig. Der Teil der


Golddeckung aber, der bisher zur Noteneinlösung diente, läßt sich mit Vorteil


durch Reichsanleihen ersetzen und noch besser durch aktive Währungspolitik


überflüssig machen.


Auch der alte Glaube, daß die Dritteldeckung nötig sei, um das „Vertrauen“ des


Volkes zum Papiergeld zu unterhalten, ist ein Märchen. Tatsächlich kann die


öffentliche Geldverwaltung von der Rücksicht auf das Vertrauen und Mißtrauen


des Volkes völlig absehen. Die Macht des Geldmonopols ist derzeit unbe-


schränkt. Solange die Geldverwaltung kein anderes als ihr Geld im Verkehr 


duldet, bleibt den Erzeugern vom Waren nur die Wahl, das Geld des Staates


anzunehmen, oder ihre Waren unverrichteter Sache wieder nach Hause zu 


tragen. Dafür aber, daß sie letzteres nicht tun werden, sorgt die Natur ihrer


Produkte. Kein Bauer wird seine Produkte verderben lassen, weil er dem Gelde


mißtraut. Selbst die Erklärung des Papiergeldes zum gesetzlichen Zahlungsmittel


ist für den Warenaustausch überflüssig. Im Wettbewerb mit anderen Geldarten


siegt immer das Produkt des Staatsmonopols, und zwar um so leichter siegt es,


je größer das Mißtrauen ist, dem es begegnet. Die Erklärung dieses eigentüm-


lichen Spieles der Kräfte gibt das sogen. Gresham-Gesetz.


Wer die Währung dynamisch als Verwaltungsprodukt betrachtet, braucht also


auch den Ballast der Dritteldeckung nicht.


Die Wiedereinführung der Goldwährung ist nicht unmöglich, wie manche heute


behaupten. Die Goldwährung entzieht sich nicht ganz einer aktiven


Währungspolitik. Die Goldwährung verlangt z. B. durchaus nicht, daß wir beim


gleichen Münzfuß bleiben. Wir können das Gold strecken, wie wir es auch umge-


kehrt behandeln können. Heute rechnen wir 2790 Mark auf das Kilo Fein. Wir


können aber auch 4–8–10 000 Mark aus dem Kilo ziehen. Das steht der


Goldwährung an sich nicht im Wege. Wir können das Gold soweit strecken, daß


wir die Kriegspreise beibehalten können. Und auf dieser Grundlage könnte man


dann „weiterwursteln“ wie bisher. Wir brauchen also, wenn wir durchaus bei der


Goldwährung bleiben wollen, die Kriegspreise nicht rückwärts zu revidieren. Und


wenn wir nach dem Vorschlag handeln, den z. Z. Professor Woodrow Wilson


(jetzt Präsident Wilson) machte, so können wir sogar die absolute Währung bis


zu einem gewissen Grade mit der Gold-
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währung verbinden. Wilson schlug nämlich vor, den Goldgehalt der Dollarnote zu


vermehren, wenn die Warenpreise aufwärts strebten und ihn zu vermindern,


wenn die Preise fielen. Niemand wird leugnen, daß auf diese Weise die absolute


Währung zu erreichen ist. Praktisch wie theoretisch läuft die Sache aber auf


unseren Vorschlag hinaus, indem auch hier der Durchschnittspreis der Waren


das Maß für die Ausgabe von Dollarnoten abgeben wird. Wilson kann die


Währung noch nicht ganz dynamisch, als Tat begreifen. Er haftet noch am Stoff,


sonst hätte er die vollkommene Trennung des Dollars vom Gold verlangt.


Ganz und gar unmöglich jedoch ist die Rückführung der Preise auf den Stand


vor dem Kriege. Einerlei, welches Tempo man auch für diese Rückführung vor-


schlagen würde – der Vorschlag ist undurchführbar. Der Versuch allein, die


Warenpreise wieder rückwärts zu revidieren, würde uns mehr kosten als der


Krieg. Auch würde man es sofort als größte Ungerechtigkeit erkennen, wenn die-


jenigen, die ihre Pferde, Schweine, Gänse, Leder, Wolle usw. zu Kriegspreisen


verkauften und mit dem Erlös Kriegsanleihen zeichneten, jetzt beim Verkauf der


Kriegsanleihen  ihre Pferde, Schweine usw. zu Friedenspreisen wieder einkaufen


könnten – also zur Hälfte, zum Drittel von dem, was sie dafür erhielten.


Außerdem ist ja ein allgemeiner Preisrückgang gleichbedeutend mit


Wirtschaftskrise. Wenn man aber die früheren Preise nicht wiederherstellen


kann, so soll man auch nicht davon reden, nicht damit drohen. Sagen wir es


heute offen und ehrlich, damit sich jeder darauf einrichten kann – für uns ist die


Goldwährung endgültig erledigt.


Man sage auch nicht, daß wir uns durch eine solche Lossagung von der Welt


isolieren. Das Gegenteil ist der Fall. Durch den Bruch der Goldwährung sind die


Völker heute alle in Bezug auf die Währung isoliert – am meisten vielleicht die


Staaten, die bei der Goldwährung verblieben, wie die Schweiz z. B., die mit 


keinem Lande mehr in einem festen Valutaverhältnis steht, trotz Goldwährung.


Führen wir dagegen in Deutschland die absolute Währung ein, so schaffen wir


einen festen Punkt in der „Erscheinungen Flucht“, einen Kristallisationskern, um


den sich die anderen Staaten durch Einführung der gleichen Währung gruppie-


ren können – wenn sie wollen. Schaffen wir die absolute Währung, so weiß jeder


im Ausland, was er hat, wenn er einen Markwechsel gekauft hat. Er weiß, daß


die Mark währt, und zwar dort währt, wo es allen in erster Linie ankommt, auf


den Märkten, den Waren gegenüber. Kehren wir dagegen zu Goldwährung


zurück, so sagt der Markwechsel dem Ausländer gar nichts; er weiß nicht, ob er


die Waren zum halben oder zum doppelten Preis wird bezahlen müssen.


Dabei gibt uns die absolute Währung die Möglichkeit als Ausgangspunkt der


eigentlichen Geldverwaltung denjenigen allgemeinen Preisstand zu wählen, der


den Bedürfnissen des Handels, der Landwirtschaft, der 
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Industrie und Reichsfinanzen des allgemeinen Zahlungsmittels am besten


gerecht wird. Wenn die Landwirte, Handwerker und Unternehmer nach


Friedensschluß z. B. die jetzigen Kriegspreise für ihre Produkte weiter erhalten,


so können Sie auch mit der Zahlung der erhöhten Löhne und Steuern fortfahren


und dann können die Arbeiter auch den gleichen Wohnungszins bezahlen. So


werden die verschuldeten Hausbesitzer ihrerseits ihren Hypothekenverpflich-


tungen nachkommen können. Der damit verfilzte Zahlungsverkehr wird keine


Unterbrechung erfahren. Dann wird die zum Vollbetrieb zurückkehrende


Volkswirtschaft die neuen Kriegssteuern tragen können und der Staat wird auch


seinerseits seinen Verpflichtungen mit Einschluß der Kriegsanleihen gerecht 


werden können; während die Rückführung der Warenpreise auf einen voll-


kommen unübersehbaren, vielleicht 100% niedrigeren Goldwährungsstand und


die damit verbundene Wirtschaftskrise die Steuerkraft des Volkes untergraben,


den Zahlungsverkehr unterbrechen und die unverkürzte Verzinsung der


Kriegsanleihen außerhalb aller Möglichkeit versetzen würde.


Bei den Friedensverhandlungen wird man nicht umhin können, über die künf-


tige Fixierung der Devisenkurse sich zu verständigen. Dieses wird nur mit der


absoluten Währung möglich sein. Und da mit der absoluten Währung die


Gründe, die die meisten Staaten zur Schutzpolitik trieben, in Wegfall kommen, 


so wird auch bei denselben Friedensverhandlungen die Frage des


Wirtschaftsfriedens also des Weltfreihandels eine Beantwortung erhalten.


–


Kopernikus entdeckte die Bewegungen der Erde um die Sonne. Er konnte sich


aber nicht zum Gedanken einer freien im Raume schwebenden Erde erheben. Er


ließ die Erde auf einer festen Ebene laufen. Galileo befreite die Erde von dieser


Fessel und schleuderte sie in den Raum.


Die Ergebnisse der Neuzeit haben bei einer Reihe von Theoretikern den


Gedanken einer Papierwährung erweckt, die, wie die absolute Währung, um den


Durchschnittspreis der Waren statt um das Gold kreisen soll. Aber diese


Theoretiker, Nominalisten nennen sie sich, haften noch am Stoffe, sie brauchen


zum Begriffe ihres Papiergeldes noch irgend eine feste stoffliche Ebene


(Golddevisen), auf der sie ihr Papiergeld kreisen lassen. Mit der absoluten


Währung wird auch diese letzte Fessel beseitigt; die absolute Währung kreist,


ohne an irgend eine konkrete Ware gebunden zu sein, frei, wie die Erde um die


Sonne, um den Durchschnittspreis der Waren.
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Zur Aufklärung über die Währung.


Unter dem 9. April 1919: „Der neu ernannte Volksbeauftragte für Finanzen


Silvio Gesell gibt folgendes bekannt über die Währung.


Für die ungestörten Fortführung der Volkswirtschaft, d. h. der Produktion und


des Absatzes, sowie zur Festigung aller Zahlungsverträge ist die Lösung der


Währungsfrage von entscheidender Bedeutung.


Zunächst ist bemerkt, daß eine zielbewußte Steuerung der Währung den allge-


meinen Preisstand vollkommen beherrscht. Es muß nun ausgeführt werden, was


das für unsere Volkswirtschaft bedeutet.


1. Für den Arbeiter ist es vollkommen gleichgültig, ob die Löhne und die Preise


hoch, oder ob sie im gleichen Verhältnis niedrig sind.


2. Nicht gleichgültig aber ist die Höhe der Preise für die Tilgung der öffentlichen


Schulden. Je höher die Preise, um so leichter die Schuldentilgung.


3. Der Preissteigerung ist aber eine Grenze gesetzt dadurch, daß unter unse-


rer künftigen sozialen Wirtschaft die Arbeiter sparen können, was sie bisher so


gut wie gar nicht konnten. Bei fortgesetzter Preissteigerung würden sich aber


ihre Ersparnisse in empfindlichster Weise entwerten. Das darf nicht sein.


4. Anderseits sind Preissenkungen erst recht zu vermeiden. Denn sie er-


drosseln unfehlbar und hoffnungslos jede Volkswirtschaft, auch die auf das beste


sozialisierte. Sinkende Preise und Krisis mit Arbeitslosigkeit gingen stets und


können gar nicht anders als Hand in Hand gehen. Daher u. a. heute Krisen und


Arbeitslosigkeit in den „siegreichen“ und in den neutralen Ländern, auch wo


Rohstoffe reichlich vorhanden sind.


5. Wir dürfen also auf keinen Fall die heutigen Preise senken, sondern müssen


auch nach und nach die Löhne auf den Stand der Preise heben. Dies ist mög-


lich, sobald die Landwirtschaft und die Industrie sicher wissen, daß sie zuver-
lässig mit festen oder vielleicht anfangs noch etwas steigenden Preise rechnen


können. Dann können sie auch höhere Löhne zahlen, andernfalls können sie es


nicht. Mit Preissenkungen, und wären sie noch so „gutgemeint“, würde der 


soziale Staat sich selbst erdrosseln.


6. Die ganze Wirtschaft läuft aber um so sicherer und reibungsloser, je fester
man sich auf die Unveränderlichkeit des mittleren Preisstandes verlassen kann.


Es muß daher – auch mit Rücksicht auf das unter 3. Gesagte – dem


Währungsamt aufgetragen werden, eine weitere Preissteigerung nur soweit
zuzulassen, als es die Aufrechterhaltung des Zahlungsverkehrs erfordert. Sobald


der Zahlungsverkehr gesichert ist, wird das Währungsgeld auf die absolute
Währung verpflichtet.
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7. Da die absolute Währung nur mit Freigeld dauernd durchführbar ist, da


außerdem das Freigeld die ganze Volkswirtschaft auf das kräftigste belebt, da


endlich unter der dauernden Wirkung des Freigeldes der Zinsfuß automatisch


sinkt und die Löhne entsprechend steigen, kann allein das Freigeld für die


Räterepublik in Betracht kommen.


Für alle Einzelheiten, betreffend das Freigeld und die absolute Währung, ver-


weisen wir auf die reichhaltige Literatur des Freiland- Freigeld- Bundes. Wir


legen aber großen Nachdruck auf die feststehende Tatsache, daß durch Freigeld


der Kapitalismus restlos beseitigt und am Wiedererstehen mit absoluter


Sicherheit verhindert wird. Wir können um der Arbeitsteilung willen auf den


Gebrauch des Geldes nicht verzichten. Dagegen müssen wir unter allen


Umständen das bisherige kapitalistische Geld ausschalten, sonst würde es uns


auf Schritt und Tritt immer wieder einen Strich durch die Rechnung machen.


Die Wirkung auf den Wechselkurs bleibt einer besonderen Bekanntmachung


vorbehalten.“


–


Aufklärung über das Geld.


Der Volksbeauftragte für Finanzen der Räterepublik Bayern an alle


Arbeitenden, Gläubiger und Schuldner Bayerns und des Deutschen Reiches!


Die Erfahrung der Kriegsjahre und der Übergangswirtschaft haben in mir die


Überzeugung gefestigt, daß der allgemeine Mangel an Kenntnissen des Geld-


wesens ein großes Unheil ist. Es wäre niemals zu der heutigen, tief beklagens-


werten ziellosen Papiergeldwirtschaft gekommen, wenn die Maßnahmen der 


führenden Finanzmänner stets einer sachgemäßen Kritik aus dem Volke unter-


zogen worden wären. Daß es überhaupt dahin kommen konnte, wo wir heute


stehen, ist nur aus einem erschreckenden Mangel an öffentlicher Kritik erklärbar.


Ich halte es daher für eine meiner wichtigsten Pflichten, für die Aufklärung des


ganzen Volkes auf breitester Grundlage zu sorgen, und habe zu diesem Zweck


dem mir unterstellten Volksfinanzhaus (früher Ministerium der Finanzen) eine


Abteilung für Volksaufklärung angegliedert, die beauftragt ist, regelmäßig kurze


Aufsätze in der Presse zu veröffentlichen.
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Freiwirtschaft.


Der Volksbeauftragte für Finanzen Silvio Gesell hält es für dringend notwendig,


die breiteste Öffentlichkeit stets auf das genaueste über alles das zu unterrich-
ten, was im künftigen Geldwesen geschehen wird. Es darf nicht das geringste


geschehen, was nicht das ganze Volk klar übersehen kann; denn nur so ist es zu


vermeiden, daß bei jeder öffentlichen Beunruhigung große Scharen aufgeregter


Menschen sich vor die Schalter der Banken drängen, um dort – Geldpapier zu


holen. Als wir vor Jahren voraussagten, daß Banknoten genau so würden


gehamstert werden, wie früher das liebe Gold, da wollte man es uns nicht glau-


ben. Heute kann es jeder mit Händen greifen. Hätte rechtzeitig eine restlose


Aufklärung des ganzen Volkes bis herunter zum einfachen Arbeiter über Ziele


und Methoden der staatlichen Geldverwaltung eingesetzt, dann wären solche


kopflosen Handlungen ganz unmöglich.


Damit aber nicht die alleruntersten Anfänge in der Tagespresse behandelt 


werden müssen, bitten wir die ganze Bevölkerung, jede müßige Stunde zum


Studium dieser mehr als je höchst wichtigen Dinge zu verwenden.


Zu unserem Glück hat in den letzten vier Jahren der Freiland-Freigeld-Bund


eine bereits ansehnliche Literatur geschaffen, auf die wir uns für unsere weitere


Aufklärungsarbeit ohne weiteres stützen können. Wir werden die Bedeutung 


einzelner dieser Schriften in den nächsten Tagen eingehender erörtern. Die


Nachfrage nach diesen Schriften ist in der letzten Zeit so stark geworden, daß


große Neuauflagen notwendig werden.


In größerer Menge ist zur Zeit nur noch die Broschüre „Freiwirtschaft, von


einem Unbeugsamen“, vorhanden, worin der Nachweis geleistet wird, daß es


zwischen dem Kapitalismus, der heute wohl allgemein verurteilt wird, und dem


Marxschen Sozialismus, dessen Anhänger heute stumm sind, noch ein Drittes
gibt, die Freiwirtschaft.


Man wird uns vielleicht sagen, daß es noch etwas anderes gebe: den


Kommunismus. Gewiß gibt es den, wenngleich wohl heute die Mehrheit der


Staatsbürger noch nicht mit dessen zwangsweiser Einführung einverstanden 


sein dürfte.


Das wollen ja auch die Kommunisten gar nicht; denn Zwangskommunismus
wäre Sklaverei, die Revolution aber soll die Freiheit bringen.


Wer kommunistisch zu leben wünscht, dem muß es unbedingt freistehen, sich


einer kommunistischen Gesellschaft anzuschließen, und dieser Gesellschaft darf


nicht das geringste in den Weg gelegt werden. In einem sozialisierten Staate


wird Raum genug für kommunistische Gemeinschaften sein. Noch selten ist die


Zeit für den Kommunismus so reif gewesen wie jetzt. Der Kapitalismus hat die


Kommunisten erdrosselt. Die Freiwirtschaft wird ihnen Raum und 
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Arbeit schaffen. Allerdings gehört dazu unbedingt auch eine kommunistische


Gesinnung. Denn wenn man nur Wirtschaftskommunismus treibt, während der


Mensch in seinem Herzen noch Kapitalist bleibt, dann verarmt die kommuni-


stische Gemeinschaft.


Wir bitten alle, die jetzt nach Kommunismus rufen, sich selbst aufrichtig zu 


prüfen und sich die Frage vorzulegen, ob ihr Kommunismus mehr ist als der


Ausfluß einer großen Not. In der Freiwirtschaft, die nach zielbewußter


Gesundung des Geldwesens sich automatisch einstellt – eine Sache, die ohne


eingehende Darstellung selbstverständlich nicht ohne weiteres zu begreifen ist –


wird jeder die freie Wahl haben, Kommunist oder Individualist zu sein.


Wer aber mit den seinerzeit viel gebrauchten Worten „Freie Bahn dem


Tüchtigen“ wirklich Ernst machen will, der muß sich mit dem Gedanken der


Freiwirtschaft auseinandersetzen und sich die Frage vorlegen, ob er sich einen


wirtschaftlichen Zustand denken kann, indem der Tüchtige in so hohem Maße


freie Bahn hat. Denn Freiheit, persönliche Freiheit, Ellenbogenfreiheit und


Gewissensfreiheit muß der Mensch haben, sonst verkümmern er.


Das Volksf inanzhaus,
Abteilung für Volksaufklärung


–


Geldhamstern.
Es wird verfügt:


1. Rückumwandlungen von Forderungen, die in das bayerische


Staatsschuldbuch eingetragen sind, in Staatsschuldverschreibungen sind nur bei


nachgewiesenem Bedürfnis und nur bis zum Betrage von höchstens 10.000


Mark Nennwert zulässig.


2. Anträge auf Änderung der Zahlungsweise für die Zinsen aus


Schuldbuchforderungen sind bis auf weiteres unzulässig.


München, den 10. April 1919.


(München, 10. 4. 1919.) – Um die Zahlungsmittelknappheit einzuschränken,


wird verfügt:


Die Zinsscheine der Bayerischen Staatsanleihen (Allgem. Anl., Eisenbahn-Anl.,


einschl. der Pfälz. Eisenbahnprioritäten, Grundrentenschuld,


Landeskulturrentenschuld) bis einschließlich 1. Juli 1919 werden mit sofortiger


Wirksamkeit im Bereiche der Räterepublik Bayern als gesetzliches
Zahlungsmittel erklärt.


Die Banken usw. werden hiermit aufgefordert, mit aller Beschleunigung die


Detachierung und Gutschrift der in den Depots und eigenen Beständen ruhenden


bayerischen Staatsanleihen zu betätigen.
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Ausfolgung bzw. Übersendung von derartigen Zinsscheinen an Depotskunden


usw. in Natura sind verboten.


Der Volksbeauftragte der Räterepublik Bayern für das Finanzwesen.
Silvio Gesell.


–


Verhandlungen mit der Reichsbank.


München, 11,4. 1919. – Silvio Gesell stemmt sich der Papiergeldflut ent-


gegen.


Wie bereits gemeldet, hat unser Volksfinanzmann folgendes Telegramm nach


Berlin gesandt:


„An das Reichsbankdirektorium, Berlin.


Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen der Räterepublik


Bayern und der Reichsregierung stellt uns vor die Frage, ob wir auch in Bezug


auf die Währung selbständig vorgehen sollen. Die Übertragung des diplomati-


schen Bruches auf das Geldwesen würde den Wiederanschluß in beklagens-
werter Weise erschweren. Ich will mit durchgreifenden Mitteln die Währung


sanieren, verlasse die Wege der systemlosen Papiergeldwirtschaft, gehe zur


absoluten Währung über und bitte um Bekanntgabe Ihrer Stellungnahme.


Der Volksbeauftragte der Räterepublik Bayern für das Finanzwesen.
Silvio Gesell.


–


Zur Neuordnung des Geldwesens.


München, den 10. April 1919.


Wir wissen es alle: Wenn wir nicht mit aller Energie Ordnung in unser zerfah-


renes Geldwesen bringen, so kommen wir aus dem gegenwärtigen Wirrwarr 


nimmer heraus, sondern tiefer und tiefer hinein. Diese Ordnung werden wir er-


zwingen. Die Machtmittel dazu – unblutige Machtmittel – haben wir in der Hand.


Geld regiert die Welt. Bis heute hat es zu unserem Verderben regiert. Künftig


soll es uns Segen bringen.
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Zuerst wird unsere Neuordnung des Geldwesens die heißersehnte Versöhnung


zwischen Stadt und Land schaffen, indem unser Geld den Austausch der


Erzeugnisse zwischen Arbeitern und Bauern zwangsläufig sichert. Es wird ein


richtiges Arbeiter- und Bauerngeld sein. Dann ist auch der innere Friede ge-


sichert. Näheres über das Wesen und die Wirkung dieses Geldes werden wir


demnächst veröffentlichen.


Arbeiter und Bauern, bringt unserem Volksbeauftragte für Finanzen unbe-


schränktes Vertrauen entgegen; er verdient es in vollem Maße und wird euch


nicht enttäuschen!


Das Volksf inanzhaus,
Abteilung für Volksaufklärung.


–


Zur Aufklärung!


Viele Leute wissen von Silvio Gesell weiter nichts, als daß er ein Zinsgegner
sei, und nun kümmern und sorgen Sie sich um ihre Ersparnisse, die ihnen 


künftig nichts mehr abwerfen werden. Auch fürchten manche, daß nun eine 


raffinierte Vermögensfiskation einsetzen wird. Wer das Glück hat, Gesell per-


sönlich zu kennen, kann über solche Besorgnisse nur lächeln. Aber wir sind der


Öffentlichkeit sachliche Erklärungen schuldig.


1. Über den Zins ist zu sagen, daß nach unserem Finanzprogramm von einer


„Abschaffung“ des Zinses, etwa durch zinsbeschränkende Verordnungen oder


gar durch Zinsverbote, wie im Mittelalter, keine Rede ist. Richtig ist dagegen, daß


unter der absoluten Währung, die wir einführen werden, der Zinsfuß ganz von


selbst von Jahr zu Jahr langsam sinkt. Die Folge dieser Senkung des Zinsfußes


ist eine Steigerung der Löhne, die einen höheren Betrag ausmacht als die


Verminderung der Zinsen. Warum das so ist und so sein muß, ist in den


Schriften des Freiland- Freigeld- Bundes nachzulesen. Gesagt muß aber hier


schon werden, daß die Senkung des Zinsfußes unter der absoluten Währung


nichts Willkürliches, sondern das Produkt einer natürlichen Entwicklung ist, die


den alten Rentnern längst Zeit läßt auszusterben. Die späteren Geschlechter


aber werden aus den wachsenden Löhnen für ihr Alter weit mehr sparen und


dann von der Amortisation (Abschreibung) reichlich zu leben haben. Der reiche


Segen aber, der für die Wirtschaft und für die Persönlichkeit aus einem dauern-


den Sinken des Zinsfußes hervorgeht, läßt sich nicht in kurzen Worten darlegen.
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2. Eine große Vermögensabgabe wird kommen, und zwar sobald als möglich.


Man darf dem Kranken nicht zumuten, daß er selbst die Zahnzange zur Hand


nehme, um sich den schmerzenden Zahn auszuziehen. Deshalb müssen wir das


tun. Man soll aber auch mit Zahnziehen nicht warten, bis der Kranke sich tage-


lang im Zahnschmerz gewunden hat. Deshalb muß die Steuer rasch kommen.


Wir sind überzeugt, daß alle billig denkenden Einwohner des Landes uns hierin


zustimmen werden.


3. Daß die kleinen Leute bei der Vermögensabgabe in weitestgehendem Maße


geschont werden, ist für uns selbstverständlich. Es ist eine gestaffelte
Vermögenssteuer vorgesehen, die so aufgestellt wird, daß sie bei möglichst 


günstigem Ertrag eine möglichst gerechte Verteilung der Lasten schafft. Leider 


ist das vorerst dadurch sehr erschwert, daß uns keine brauchbare Vermögens-


Statistik zur Verfügung steht. Wir werden trotzdem mit möglichster


Beschleunigung ein Projekt für die große Vermögensabgabe ausarbeiten.


4. Daß auch für die Alten und vermindert Arbeitsfähigen, ganz besonders für


die Kriegsbeschädigten und Hinterlassenen von gefallenen Kriegern auf das


Beste gesorgt wird, dessen darf das bayerische Volk versichert sein. Gesell hat


diesen Posten an erster Stelle in seine Rechnung gesetzt. So hat er z. B. erst


kürzlich bei der vorübergehenden Knappheit an Zahlungsmittel sofort 6 Millionen


Mark für die Kriegsbeschädigten sichergestellt. Der Abordnung, die ihn darum


bat, antwortete er: „Solange eine Ader in mir lebt, ist für die Kriegsbeschädigten


gesorgt.“


Die Kriegsverletzten, die Kriegskranken, die in ihrem Nervensystem


Heruntergekommenen, die Witwen und Waisen von Kriegern, die Alten und ver-


mindert Arbeitsfähigen dürfen also ohne allzu schwere Sorgen in die Zukunft 


blicken. Was irgendwie für sie getan werden kann, wird geschehen.


Das Volksf inanzhaus,
Abteilung für Volksaufklärung.


–


Was bedeutet „absolute“ oder „feste“ Währung?


[Ob und wieweit dieser Aufsatz und die folgende Erklärung in den Wirren nach dem 13. April den


Weg in die Öffentlichkeit gefunden hat, läßt sich nicht feststellen.]


(München, 12. April 1919)


Jedermann, der nicht im Trüben fischen will, muß von der Währung eines


Landes verlangen, daß die Kaufkraft des Geldes sich dauernd gleichbleibt, daß


das Geld „währe“. Ist das nicht der Fall, steigt oder fällt die Kaufkraft des Geldes


von Zeit zu Zeit, so ist die Währung eine schwankende, eine relative. Bleibt sich 
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dagegen die Kaufkraft des Geldes dauernd gleich, so ist die Währung eine feste,


eine absolute.


Allerdringendste Aufgabe der Währungspolitik eines Staates ist es also, für


eine feste oder absolute Währung zu sorgen. Eine solche Währung würde die


meisten Unruhen, Sorgen und Hemmungen beseitigen, die die bisher schwan-


kende Währung über unser Volk gebracht hat, insbesondere die völlig einsicht-


lose Währungspolitik der Regierungen vor dem Umsturz und nach dem Umsturz.


1. Absolute Währung würde für den Arbeiter und Festbesoldeten bedeuten,


daß Lohn und Gehalt dauernd den gleichen Wert für den Bezieher behalten: Er


wird nicht, wie das bisher der Fall war, alle paar Monate nach Lohn- und


Gehaltserhöhungen streben müssen, einzig aus dem Grunde, um viel mehr


Geld, als er bisher bekam, ebensoviel Wohnung, Nahrung, Kleidung, Vergnügen


usw. zu bekommen wie bisher.


2. Ebenso würde für die Pensionäre und Rentner die absolute Währung bedeu-


ten, daß Pensionen und Zinsertrag immer die gleichen Werte für sie behalten: sie


würden also nicht, wie bisher, hilflos zusehen müssen, wie sie sich trotz gleich-


bleibender Geldeinnahme von Jahr zur Jahr immer mehr einschränken müssen.


3. Für die Bauern bedeutet die absolute Währung, daß sie sowohl beim


Einkauf wie beim Verkauf der in der Landwirtschaft erzeugten und benötigten


Artikel in einer ganz anderen Weise, als das bisher der Fall gewesen ist, dauernd


mit festen Preisen rechnen und diese für alle Zukunft zu Grundlage ihrer


Wirtschaft machen können.


4. Für die Unternehmer, Fabrikanten, Handwerker und Kaufleute bedeutet die


absolute Währung, daß sie nicht bei jeder ihre geschäftlichen Maßnahmen stän-


dig unter dem Drucke leben, daß durch das Schwanken der Währung, wie es


bisher unvermeidlich war, ihre Berechnungen über den Haufen geworfen werden.


5. Demnach bedeutet für die Volkswirtschaft die Einführung der absoluten


Währung eine wesentliche Voraussetzung für die Wiederkehr des wirtschaft-


lichen Vertrauens: ohne absolute Währung werden Landwirtschaft, Industrie und


Handel nie zu freier und voller Schaffenskraft kommen.


6. Daher bedeutet das für den Volksbeauftragten für Finanzen, daß ohne


Einführung der absoluten Währung die natürlichen Steuerquellen des Landes nie


wieder so reich und so leicht fließen werden, wie es die Erfüllung der


Staatsaufgaben erfordert.


Das Volksf inanzhaus,
Abteilung für Volksaufklärung.
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An den Zentralrat!


„Nach Mitteilung der Firma Parcus wird die Herstellung der 100 Millionen 


neuer Banknoten mindestens 4 bis 6 Wochen, wahrscheinlich länger, dauern. 


Ich vermag die Wahrheit dieser Angaben nicht zu kontrollieren. Ich bitte,


Nachforschungen zu halten, ob nicht ein Sabotageversuch der Firma Parcus 


vorliegt.


(Die Betriebsräte der Firma bestätigen im wesentlichen deren Angaben.)


Wir müssen mit allen Mitteln versuchen, das Vertrauen des Publikums zu den


Banken wiederherzustellen, damit es die gehamsterten Noten wieder dem


Verkehr zurückgibt, denn wir können unmöglich 4 bis 6 Wochen lang bis zur


Herstellung der neuen Noten den Geldverkehr entbehren. Der Zahlungsverkehr
muß unbedingt aufrechterhalten werden.


Ein gutes Mittel wäre die Aufhebung der Depotsperre für Wertpapiere. Mit 


diesen Papieren können wir doch nichts anfangen. Kommt es zu großen


Vermögensabgabe, so fassen wir das Vermögen an der Quelle. Wir belegen alle


Vermögensobjekte mit einer ersten Staatshypothek und lassen den Verkehr mit


den Wertpapieren frei.
Es müssen zur Sicherung des Zahlungsverkehrs jedoch noch kräftigere Mittel


in Anwendung gebracht werden, und ich schlage folgendes vor: Die Banknoten


werden einer regelmäßigen wöchentlichen Abstempelung unterworfen. Es wer-


den Stempelmarken angefertigt und in den Postanstalten zum Verkauf gestellt.


Die Geldsbesitzer kleben diese Marken auf die Rückseite der Banknoten. Die


Banken, Kaufleute und staatlichen Anstalten weisen alle nicht ordnungsgemäß


gestempelten Noten zurück. Der Besitz ungestempelter Noten ist verboten.


Wer dieser Steuer entgehen will, bringt sein Geld zur Bank. Die Banken brin-


gen den für den Verkehr nicht benötigten Geldbestand auf die Staatsbank.


Die Höhe der Stempelsteuer wird durch den mit ihr verfolgten Zweck be-


messen. Genügt ein Tausendstel in der Woche ...“


–
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Erklärung.


München, 14. April 1919.


Wir, die Unterzeichneten, sind gestern Nachmittag 3 Uhr auf Veranlassung


einer uns unbekannten Instanz mitten aus unserer Arbeit verhaftet und in das


Polizeigefängnis abgeführt worden. Nachts um 3 Uhr wurden wir durch Gewalt


befreit und setzen heute unsere Arbeit fort.
Die Unterbrechung unserer Ordnungsarbeit geschah nur, weil wir der Gewalt


weichen mußten, und wir erklären feierlichst, daß wir freiwillig unsere Posten


nicht verlassen werden, bevor das große Werk der Neuordnung unseres zer-


fahrenen Geldwesens vollendet und der Neuaufbau des bayerischen


Wirtschaftslebens, vornehmlich die Arbeitsgemeinschaft zwischen Staat und


Land, gesichert ist. Wir sind dagegen fest entschlossen, uns wieder zurückzu-


ziehen und die weiteren Verwaltungsarbeiten unseren Nachfolgern zu über-


lassen, sobald unser Ziel erreicht ist.


Wir bitten aber auf das Dringlichste, uns in unserer Arbeit künftig nicht mehr zu


stören. Unseren Gegnern erklären wir, daß unsere gewaltsame Entfernung auch


ein zweites Mal nutzlos sein wird. Denn es sind heute schon zu viele Arbeiter


und Bauern, die uns Vertrauen entgegenbringen. Diese werden uns immer 


wieder zurückholen und uns auf unseren Platz stellen.


Der Volksbeauftragte für die Finanzen Silvio Gesell.
Der Rechnungs- Beirat Dr. Th. Christen.
Der Rechtsbeirat Prof. Dr. K. Polenske.


–
An die Geldhamster!


Geldpanik über Geldpanik – das waren die Zeichen, unter denen schon vor


dem Kriege, in steigendem Maße während des Krieges, und ganz besonders seit


dem Umsturz bis auf den heutigen Tag unsere ganz auf Geld aufgebaute


Wirtschaft stand. Wieder stehen wir im Zeichen einer Geldpanik.


Sie solle die letzte sein!


Was war die Ursache jeder bisherigen Geldpanik? Bei irgendwelcher äußeren


oder inneren Unruhe meinte jeder, durch Geldhamsterei sich selbst zu sichern,


und übersah, daß er damit nicht nur dem Staat, den Gemeinden und seinen


Mitmenschen den Boden unter den Füßen wegzog, sondern auch sich selbst.
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Denn das Geld muß rollen, und wer es nicht selbst als Unternehmer rollen 


lassen kann, der mag durch Deponierung auf den Banken und Sparkassen die-


sen Gelegenheit geben, es zum Rollen zu bringen. Dann lockt das Geld Arbeit


und Waren hervor. Geld soll nur Tauschmittel sein, nicht Sparmittel!


Wer Geld aufspart, der hindert, daß es nach Arbeit und Ware nachfragt, der


entzieht es dem Markt und bewirkt, daß es zum Sperrmittel für die Produktion


wird. Nichts aber ist notwendiger, als daß wir möglichst viel produzieren. Dann


werden wir konsumieren und zu neuer Produktion anregen.


Daher soll niemand mehr bares Geld im Hause haben, als er für die nächsten


Tage braucht. Wer mehr im Hause hat, bringe es vertrauensvoll auf Bank oder


Sparkasse zurück. Dort ist es sicher und findet nützliche Verwendung. Um so


eher wird die Banksperre aufgehoben werden.


Hat diese Aufforderung Erfolg, was sich darin zeigen würde, daß die


Bevölkerung morgen und übermorgen in hellen Haufen auf die Spar- und


Depositenkassen eilen würde, um diesen die gehamsterten Gelder zurückzu-


zahlen, so wird es keiner weiteren Maßnahme bedürfen.


Bleibt dieser Erfolg aus, so würden wirksame Maßnahmen getroffen werden,


um ihn herbeizuführen. In einer Enteignung des Geldes oder in Strafen werden


diese Maßnahmen nicht bestehen, aber es werden Maßnahmen sein, denen sich


niemand entziehen kann.


Der Volksbeauftragte für die Finanzen


Gesell.
Achtung! Am Dienstag, dem 15. April 1919, hält Genosse Prof. Dr. K. Polenske,


Leiter der Abteilung für finanzielle Aufklärung, im Löwenbräukeller, abends um 
1/2 8 Uhr, einen Vortrag über „Boden und Geld in der Volkswirtschaft“.


–
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Internationale Valuta-Konferenz.


München, 14. April 1919.


Einladung zu einer internationalen Valutakonferenz durch Radiotelegramm.


An alle!


Das Volksfinanzhaus der Räterepublik Bayern hat die Neuordnung des zerrüt-


teten Geldwesens in die Hand genommen, um den Austausch der Produkte aller


Arbeitenden sicherzustellen, und läßt an alle Länder eine Einladung zu einer


internationalen Valutakonferenz in München ergehen.


Silvio Gesell.


–
Aktionsprogramm.


München, den 14. April 1919.


Arbeiter aller Parteien, Bauern, seid einig gegen den die Menschen und Völker


verhetzenden Kapitalismus!


Einigt euch auf folgendes Aktionsprogramm:
1. Allgemeine große Vermögensabgabe zur Finanzierung folgender Aufgaben:


a) Sicherung gerechter Fürsorge für alle Kriegsbeschädigten unter Erweiterung


dieses Begriffes auf alle gesundheitlich und seelisch Geschädigten;


b) Sicherung gerechter Fürsorge für alle Arbeitslosen und für alle, die durch


den Krieg in Not gerieten und noch geraten werden;


c) Sicherung der Fürsorge für die Hinterbliebenen;
d) Aufteilung des Großgrundbesitzes und Erstellung von Heimstätten für das


ländliche und städtische Proletariat;


e) Beschaffung von Nutzvieh und Arbeitsgerät für diese Heimstätten;


f) Tilgung aller Staats- und Gemeindeschulden.
2. Einhergehend mit diesen finanziellen Aktionen soll mit grundstürzenden


Reformen volkswirtschaftlicher Natur dem Kapitalismus zu Leibe gerückt werden,


so daß seine Rückkehr für alle Zeiten ausgeschlossen bleibt:


a) durch Freiland soll die allgemeine Zinswirtschaft in natürlicher Entwicklung


abgebaut werden;


b) durch Freiland sollen die Grundrenten in die allgemeine Mütterkasse gelei-


tet, allen Frauen eine Monatsrente für jedes ihrer Kinder ausgerichtet werden –


Mutterrente, Mutterschutz –; die Mütter sollen an die Stelle der Grundrentner


treten!
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Arbeiter! Für den Aufbau unsere Volkswirtschaft und für die Erfüllung all der


unser harrenden Aufgaben ist der Vollbetrieb der Volkswirtschaft unentratbar.


Solange aber die Arbeiter nicht die große Hoffnung hegen können, daß es nun


diesmal für alle Zeiten wirklich aus ist mit der unmoralischen und unnatürlichen


Zweiteilung des Volkes in Arbeiter und Faulenzer, in Ausbeuter und


Ausgebeutete, kann und wird die Arbeit nicht aufgenommen werden, und dann


werden wir dem völligen Untergang entgegen eilen.


Die Einigung auf dieses Aktionsprogramm wird mit einem Schlag die Lage


retten.


Gesell.
–


Die große Vermögensabgabe.


Motto: Der Worte sind genug gewechselt,


Laß mich nun endlich Taten sehn.


München, 14. April 1914.


Allzulange hat das arbeitende Volk darauf warten müssen, daß endlich einmal


mit der großen Vermögensabgabe Ernst gemacht werde. Das Volksfinanzhaus


hat keine Zeit verloren und ist schon jetzt in der Lage, einen ungefähren Plan


aufzustellen, nach dem gehandelt werden wird. Nebensächliche Änderungen


bleiben vorbehalten je nach dem Ergebnisse der zur Zeit in Vorbereitung befind-


lichen Vermögenstatistik.


Daß die Abgabe nach oben gestaffelt sein muß, ist selbstverständlich. Die 


kleinen Leute müssen weitgehend geschont, die Reichen entsprechend belastet


werden. Die Verteilung der Abgaben auf die Vermögen verschiedener Größe ist


nach einer bestimmten mathematischen Progression berechnet und zeigt 


folgendes Bild:


Tabel le  I .
Vermögen Steuer Vermögensrest


010 000.– – 010 000.–


020 000,– 01 000,– 019 000,–


030 000,– 02  500,– 027  500,–


040 000,– 04  500,– 035  500,–


050 000,– 07 000,– 043 000,–


060 000,– 10 000,– 050 000,– 


070 000,– 13  500,– 056  500,–


080 000,– 17  500,– 062  500,–


090 000,– 22 000,– 068 000,–


100 000,– 27 000,– 073 000,–
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00200 000,– 082 000,– 118 000,–


00300 000,– 142 000,– 158 000,–


00400 000,– 207 000,– 193 000,–


00500 000,– 277 000,– 223 000,–


00600 000,– 352 000,– 248 000,–


00700 000,– 432 000,– 268 000,–


00800 000,– 517 000,– 283 000,–


00900 000,– 607 000,– 293 000,–


1 000 000,– 700 000,– 300 000,–


mehr als 1 000 000,–     alles über  300 000,– 300 000,–


Für die zwischen den in Tab. I angegebenen Beträgen liegenden Vermögens-


teile wird die Steuer nach Tab. II bemessen:


Ta b e l l e  I I .
zwischen 010 000,– und 00020 000,– 010 %
zwischen 020 000,– und 00030 000,– 015 %
zwischen 030 000,– und 00040 000,– 020 %
zwischen 040 000,– und 00050 000,– 025 %
zwischen 050 000,– und 00060 000,– 030 %
zwischen 060 000,– und 00070 000,– 035 %
zwischen 070 000,– und 00080 000,– 040 %
zwischen 080 000,– und 00090 000,– 045 %
zwischen 090 000,– und 00100 000,– 050 %
zwischen 100 000,– und 00200 000,– 055 %
zwischen 200 000,– und 00300 000,– 060 %
zwischen 300 000,– und 00400 000,– 065 %
zwischen 400 000,– und 00500 000,– 070 %
zwischen 500 000,– und 00600 000,– 075 %
zwischen 600 000,– und 00700 000,– 080 %
zwischen 700 000,– und 00800 000,– 085 %
zwischen 800 000,– und 00900 000,– 090 %
zwischen 900 000,– und 1 000 000,– 095 %


mehr als 1 000 000,– 100 %


Beispiel:
Wer ein Vermögen von Mk. 280.000.- besitzt, zahlt für die 
ersten  Mk. 200.000.- laut Tabelle I Mk.    82.000.- 
für den Rest von Mk. 80.000 laut Tabelle. II 60%, also Mk.    48.000.- 


Mk.  130.000.- 


Wir fügen bei, daß wir auch für die Finanzierung und die Erhebung dieser


Vermögenssteuer einen wohl ausgearbeiteten Plan in Händen haben, der dem


Kapitalisten kein Entrinnen gestattet.


Wir geben den Kapitalisten zu bedenken, daß sie nichts Besseres tun können,


als sich willig zu fügen. Würden wir diese Steuer nicht erzwingen, so würde das


Proletariat endgültig die Geduld verlieren; 
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es käme mehr und mehr zu Gewaltakten und keine Regierungsgewalt könnte


mehr auf die Dauer sich dem allgemeinen Zusammenbruch der Ordnung ent-


gegenstemmen. Die Kapitalisten würden dann nicht nur einen großen Teil ihres


Vermögens verlieren, sondern das ganze Vermögen und vielleicht das Leben
dazu. Mit der großen Vermögensabgabe bewahren wir die Kapitalisten vor 


diesem Schicksal, und dafür sollen sie uns aufrichtig dankbar sein.


Über die Besteuerung der Ausländer wird mit den zuständigen Konsulaten 


verhandelt.


Um bei der Selbsteinschätzung wahrheitsgetreue Angaben zu erleichtern, wird


für alle bisherigen unwahren Steuererklärungen volle Amnestie erteilt. Dagegen


stehen künftig auf wissentlich falschen Angaben hohe Geldstrafen bzw.


Einziehung weiterer Vermögensteile.


Wir erinnern noch an das, was wir in unserer ersten Erklärung über die


Währung gesagt haben: Wir brauchen einen dauernd hoch bleibenden allgemei-


nen Preisstand. Gesetzt den Fall, es wäre möglich, die Preise wieder auf den


Friedensstand zu senken – in Wirklichkeit ist es ja unmöglich, ohne die ganze


Volkswirtschaft zu erdrosseln und eine ungeheure Arbeitslosigkeit zu erzeugen –


so wäre an eine Tilgung der riesigen Schuldenlast gar nicht zu denken. Je höher


die Preise sind und bleiben, um so weniger Sachgüter müssen für die Tilgung


der Schulden geopfert werden.


Beispiel: Fällt auf einen Schreiner ein Tilgungsanteil von Mk 1000.-, so mußte


er hierfür nach den heutigen Preisen 2 Schränke von Mk 500.- opfern; nach


Friedenspreisen müßte er 8 gleiche Schränke zu Mk 125.-, also die vierfache


Arbeit leisten.


Erhöhen wir die Preise auf das Fünf- und Sechsfache des Friedensstandes, so


schrumpft die öffentliche Schuld auf den fünften bzw. sechsten Teil zusammen.


Alles, was die allgemeine Preissteigerung erhöht, trägt Stufe um Stufe von der


kleinen Kapitalmacht ab, die unsere Vermögensabgabe noch übrig lassen wird.


Immerhin wird ja die Zeit kommen, wo das Währungsamt zur absoluten
Währung wird übergehen können. Von da ab werden Handel und Gewerbe mit


festen Preisen rechnen.


Dann wird jeder durch redliche Arbeit sich ein auskömmliches Leben verdienen


und sich zum Wohlstand emporarbeiten können. Die Rückkehr aller – auch der


bisherigen Nichtarbeiter – zur fruchtbringenden Arbeit wird ein wohlhabendes,


glückliches Bayern schaffen.“


–
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<Repro>


Dieser Schein ist gesetzliches Zahlungsmittel im Betrage von 100 Mark, wenn


er auf der Vorderseite für die jeweils abgelaufenen Woche (spätestens am


Freitag) durch eine rote Ergänzungsmarke freigemacht ist. Der ganz freige-


machte Schein wird in der Zeit vom 16. Dezember 1919 bis zum 15. Januar


1920 an den Kassen der Staatsbank in Staatsgeld für 1920 eingetauscht. Der


Preis der Marken wird so sein, daß er die Besitzer überschüssigen Geldes stets


und ständig zur Nachfrage nach Arbeit und Ware nötigt.


aus: Karl Polenske, An Alle! – Das proletarische Finanz- und Wirtschaftsprogramm des


Volksbeauftragten der ersten bayerischen Räteregierung, Silvio Gesell. 


Berlin 1919, Seite 20 und 21
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=============================================


Die Freistatt


Herausgegeben vom Pestalozzi-Fellenberg-Haus, Bern


Für die Interessen der Arbeiter aller Stände und Berufe.


Erscheint alle 14 Tage. Bezugspreis Fr 3.50 für den Jahrgang.
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Inhalt: Die Revolution in München. – Goldwahn, die nationale Gefahr. –


Umschau


–


Die Revolution in München.


München, den 20. April 1919.


Der gewesene Volksbeauftragte für Finanzen der bayerischen Räterepublik,


Silvio Gesell, hatte die Freundlichkeit, mir eine Unterredung über seine Tätigkeit


zu gewähren. Hier ist sie:


Ich: Ich stelle mir vor, daß der Finanzminister eines in Revolution befindlichen


Volkes keine sehr beneidenswerte Aufgabe hat. Gesell: Gewiß. Denn im Anfang


aller Dinge steht das Geld. Und dieses Geld wurde genau wie beim Ausbruch


eines Krieges oder einer Krise von den Bürgern gehamstert. Selbst die revolutio-


nären Elemente beteiligten sich an dieser Hamsterei. Der Geldhamster ist das


gefährlichste aller Raubtiere. Ich: Darf ich Sie bitten, mir das etwas näher zu


erklären? Gesell: Die Erklärung ist einfach genug. Das Geld ist das Blut der


Volkswirtschaft. Mit der Geldhamsterei wird die Schlagader dieser Blutbahn


unterbunden. Nicht nur, daß das Geld die Welt regiert, es kann sie auch zugrun-


de richten. Das geschieht unfehlbar durch die Geldhamsterei. Ich: Haben sie in


dieser Richtung bestimmte Erfahrungen gemacht? Gesell: Gleich bei meinem


Amtsantritt fand ich auf meinem Tisch Telegramme der Finanzkommissare von


Kempten und Kaufbeuren, die einen völligen Zusammenbruch in Aussicht stell-


ten, wenn ich nicht sofort den ausgeräumten Banken zur Hilfe käme. Ich schickte


eine halbe Million per Auto unter dem Schutze von Handgrenadieren ab. Aus


allen Städten Bayerns waren solche Telegramme zu erwarten, trotzdem der revo-


lutionäre Bankrat bereits die Abhebungen auf ein Minimum herabgesetzt hatte. 
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Schwere Sorgen verursachte die Sicherung der für die Kriegsverletzten bestimm-


ten Gelder. Im Widerspruch mit meinen eigenen Grundsätzen mußte ich zu diesem


Zweck 6 Millionen sperren lassen, also selbst zur Hamsterei übergehen. Ebenso


schwer war die Sicherung der Lohnzahlungen. Der Abbruch der diplomatischen


Beziehungen mit Berlin stellte eine Hilfsaktion von Seiten der Reichsbank in Frage.


Die Bewilligung durch den Zentralrat für den Neudruck von 100 Millionen konnte


mir nichts nützen, da der Druck vier bis sechs Wochen beansprucht hätte. Zeit


genug für den völligen Zusammenbruch der Wirtschaft. Ich ließ den Gedanken des


Neudrucks fallen und konzentrierte meine Aufmerksamkeit darauf, wie ich das


gehamsterte Geld wieder in Verkehr zwingen könnte. Ein patriotischer Aufruf hätte


noch weniger Erfolg gehabt als die vielen Aufrufe der Reichsbank. Ich: Sie sind


doch der Begründer der Freigeldtheorie. Warum bedienten Sie sich nicht sofort der


Waffe des Freigeldes gegen die Hamster? Gesell: Das war auch meine Absicht.


Jedoch braucht der Druck des Freigeldes Zeit. Ich mußte rasch handeln. Ein


Ausweg eröffnete sich mir in Gebrauche von Steuermarken. Ich: Wie denken Sie


sich das? Gesell: Ich wollte das Geld einer wöchentlichen Steuer unterwerfen, die


erhoben werden sollte durch Aufkleben von Stempelmarken, schlimmstenfalls


durch Postmarken, auf die Rückseite der Banknoten. Alle Staatskassen wären


angewiesen worden, ungestempeltes Geld zurückzuweisen. Nebenbei hätte die


Aufklärung der Arbeiter und Bauern dafür gesorgt, daß sie ihrerseits jedes unge-


stempelte Geld zurückwiesen. Das hätte bewirkt, daß die gehamsterten Noten den


Geldinstituten wieder übergeben worden wären im bekannten allgemein mensch-


lichen Bestreben, die Steuern auf den lieben Nächsten abzuwälzen. Den Banken


wäre die Möglichkeit gegeben worden, ihre Geldüberschüsse der Staatsbank zu


übergeben. Dadurch wäre der Kreislauf des Geldes geschlossen worden. Ich:
Meines Wissens konnten Sie ihre Pläne nicht durchführen. Warum nicht? Gesell:
Mitten aus den Vorbereitungen zu diesen revolutionären Streichen wurde ich mit


meinen Freunden, Dr. Christen und Professor Polenske, von der Weißen Garde


verhaftet und ins Gefängnis abgeführt. Ich: Wie ich hörte, wurden Sie schon in der


folgenden Nacht durch die Rote Garde befreit und konnten Ihre Arbeit wiederauf-


nehmen? Gesell: Inzwischen war der Zentralrat gefangen nach Eichstätt geführt


worden. Mit dem kommunistischen Zentralrat-Ersatz konnte ich mit meinen, auf 


die Freiwirtschaft gerichteten Bestrebungen nicht durchdringen. Ich wurde ab-


gesetzt.


Ich: Aus Ihren Ausführungen muß ich schließen, daß die Räterevolution, beson-


ders nach der finanziellen Seite hin, nicht genügend vorbereitet wurde. Gesell: So


ist es. Bei meiner Ankunft in München wurde ich durch meine Ernennung zum


Finanzmann der Räterepublik überrascht. Zwar wußte ich genau, was ein solcher


zu tun hat. Ich habe diese Frage schon lange zum Gegenstand eines eingehenden


Studiums gemacht, aber die technischen Vorbereitungen für die Durchführung der


Maßnahmen wurden nicht getroffen. Ich: Worin könnten diese denn bestehen?


Gesell: Nach dem Gesagten muß die Auf-   Aufmerksamkeit
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merksamkeit des revolutionären Finanzmanns auf die Geldshamster gerichtet sein.


Die Unterbrechung der Geldzirkulation muß unter allen Umständen bekämpft und


verhindert werden. Deshalb muß vorher eine genügende Menge Freigeld oder


Geldsteuermarken gedruckt und bereitgestellt werden. Bei Ausbruch der Revolution


tritt sofort das Freigeld an die Stelle des gehamsterten Geldes und erzwingt die


ununterbrochene Zirkulation des Geldes. Denn die aufgeklärten Arbeiter und


Bauern werden im Freigeld eine scharfe Waffe gegen den Kapitalismus begrüßen


und die zu seiner Durchführung nötigen Maßnahmen mit allen Kräften fördern.


Gelingt es, auf diese Weise die Arbeit während der Revolution in Betrieb zu erhal-


ten, so ist damit schon der Erfolg gesichert. Gelingt es den Revolutionären nicht,


die Wirtschaft in Vollbetrieb zu erhalten, so kommt der Hunger, und mit ihm siegen


entweder die schwarzen Mächte der Reaktion oder aber es kommt der völlige


Untergang. Revolution soll eben nicht Stillegung der Betriebe, sondern Befreiung


der Arbeit von aller Ausbeutung sein. Der Arbeiter darf nicht in die Gefahr gesetzt


werden, wieder in die Zwangsjacke des Kapitalisten gesteckt zu werden, und statt


daß er dem Untergange entgegengeführt wird, soll der Kapitalist auf den


Aussterbeetat gesetzt werden. Das tut Freigeld.


Ich: Glauben Sie, daß es Ihnen möglich gewesen wäre, durch Ihre Maßnahmen


die jetzt gespaltene sozialistische Partei zu einen und ihr die Unterstützung der


Bauern zu sichern? Denn die schärfste Waffe des Proletariats, das ist seine


Einigkeit! Gesell: Gewiß glaube ich das, denn die Parteien sind nicht durch ihr Ziel
getrennt, sondern durch die Meinungen über den zum Ziel führenden Weg. Letzten


Endes ist es die sozialistische Kapitaltheorie, die zu diesen Spaltungen geführt hat.


Die Freigeld-Kapitaltheorie, da sie unantastbar und unangefochten ist, liefert die


Grundlage zu einer allgemeinen proletarischen Verständigung. Der Streit beginnt


immer dort, wo das Wissen aufhört. Auch die Einigkeit mit den Bauern wäre gesi-


chert, wenn die sozialistische Wirtschaftsreform den Kapitalzins beseitigt, ohne 


den Bauer in seiner Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu belästigen. Das ist 


aber gerade das Eigenartige der Freiwirtschaft, daß sie die Arbeiter vor jeder


Ausbeutung schützt und gleichzeitig die Selbständigkeit und das Verantwortlich-


keitsgefühl jedes einzelnen hebt. Jede Reform, die den Bauer in seiner


Unabhängigkeit antastet, ist von vornherein des Mißerfolges sicher. Höher als 


Geld und Gut gilt dem Bauer die persönliche Freiheit, wie in der alten Schweizer


Bauernrepublik, so noch heute.


Dr. E. Schneider


München, den 21. April 1919.


Da ich mich sehr dafür interessierte, wie der gewesene Volksbeauftragte Silvio


Gesell sich die Lösung seiner Aufgabe für Bayern dachte, erbat sich mir eine zweite


Unterredung. Ich gebe sich hier wieder:


Ich: Haben Sie für Ihre Tätigkeit als Volksbeauftragter für Finanzen ein für Bayern
bestimmtes Programm entworfen? Gesell: Vorerst mußte auf die durch den Krieg
geschaffene Lage Rücksicht genommen und ein Programm der Übergangszeit
geschaffen werden. Für die Übergangszeit hatte ich eine Vermögens-
Vermögensabgabe
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abgabe im Sinn und den Betriebsräten vorgeschlagen. Sie sollte für folgende
Ausgaben die Mittel beschaffen:


1. Sicherung ausreichender Fürsorge für alle Kriegsbeschädigten unter
Erweiterung dieses Begriffs auf alle gesundheitlich oder seelisch Geschädigten.


2. Sicherung gerechter Fürsorge für alle Arbeitslosen und für alle, die durch den
Krieg in Not gerieten und noch geraten werden.


3. Sicherung der Fürsorge für die Hinterbliebenen.


4. Aufteilung des Großgrundbesitzes und Erstellung von Heimstätten für das
ländliche und städtische Proletariat.


5. Beschaffung von Nutzvieh und Arbeitsgerät für diese Heimstätten.


6. Tilgung aller Staats- und Gemeindeschulden.
Zunächst war diese Vermögensabgabe in Gestalt einer ersten Hypothek


gedacht, die alle Immobilien, Liegenschaften, Häuser, Äcker, Fabriken usw. an
erster Stelle belasten sollte, so daß die jetzigen ersten Hypotheken, Obligationen
und Aktien an die zweite Stelle gekommen wären. Die Aktienbetriebe hätten auch
durch Ausgabe neuer Aktien, eventuell durch Prioritätsaktien erfaßt werden 
können. Das Mobilkapital wäre in Höhe der Vermögensabgabe beschlagnahmt 
und in Form von Wechseln flüssig gemacht worden. Der einzelne würde sein
Vermögen weiter verwalten und danach trachten, durch Betriebs Überschüsse die
gezeichneten Wechsel einzulösen. Andere hätten Teile ihres Vermögens abge-
stoßen und so die Wechsel bezahlt.


Die Höhe der Vermögensabgabe wäre berechnet worden nach den oben ange-
führten Ausgaben. Die Vermögen bis zu 10 000 Mark wären frei geblieben, alle
Vermögen über 300 000 Mark konfisziert worden. Die dazwischen liegenden
Vermögen wären progressive besteuert worden [Näheres siehe Nr. 9, Seite 67 und 68 


ds. Bl.].


Eine Schwierigkeit bei dieser Vermögensabgabe besteht darin, daß ihr Erträgnis
nicht die flüssige Form hat, die für die Erfüllung ihres Zweckes notwendig wäre. So
kann man z. B. mit einem Wald, einem Acker, einem Haus nicht unmittelbar die
Bedürfnisse der Kriegsverletzten befriedigen. Und wenn man den Wald, den Acker,
das Haus in die notwendige flüssige Form überführen will durch Verkauf, so stößt
man auf die Schwierigkeit, daß nach der großen Vermögensabgabe überhaupt 
niemand mehr imstande ist, solche Objekte zu erwerben. Diese Schwierigkeit ist
unlösbar. Darum muß hier die Geldwirtschaft überhaupt versagen. Ich hatte die
Absicht, alle die Kriegsverletzten und Arbeitslosen, denen auch die größte
Vermögensabgabe die benötigten flüssige Mittel nicht hätte liefern können, als
Einquartierungen den Bauern aufs Land zu schicken. Die Kosten hätten die
Landwirte von der Vermögensabgabe in Abzug gebracht. Wo nichts mehr ist, da
hat auch der Finanzminister das Recht verloren.


Ich: Ihr ganzes Bestreben geht dahin, die Wirtschaft in Vollbetrieb zu erhalten.
Hätte aber nicht im Gegenteil diese Vermögensabgabe einen Rückgang der
Produktion zur Folge? Gesell: Solches ist nicht zu erwarten. Denn die
Vermögensabgabe, in der Form, wie sie vorgeschlagen wurde, hat auf die Größe
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der Betriebe keinen Einfluß. Der Bauern behält sein Land und der Unternehmer


seine Fabrik. Nur die Betriebsüberschüsse muß er nun zum Teil für die Tilgung


der Vermögensabgabe an die Staatskasse abliefern. Um diesen Ausfall zu 


decken, werden daher der Unternehmer und der Bauer bestrebt sein, ihre


Leistungen zu vergrößern. Manche Rentner, die bis dahin gar nicht mehr arbeite-


ten, werden die verlassene Arbeitsstätte wieder aufsuchen. Bedenkt man, daß


gerade die tüchtigsten Arbeiter durch das Rentnertum der Produktion beraubt


werden, so muß man bekennen, daß eine solche Vermögensabgabe der


Produktion nicht zu unterschätzende Arbeitskräfte zuführen würde.


Ich: Mit dieser Vermögensabgabe wird aber der Kapitalismus nicht beseitigt.


Wie dachten sie denn hier vorzugehen? Gesell: Durch die Vermögensabgabe


wird dem Kapitalismus ebensowenig Abbruch getan als Moses durch das


Jubeljahr, die Griechen durch die Seisachteia (Schuldenabschüttelung) und die


Gracchen durch die neue Verteilung des Landes dem Ungeheuer beikommen


konnten. Die Seisachteia mäht das Unkraut ab. Wir wollen es aber mit der


Wurzel ausrotten. Dazu ist die klare Erkenntnis notwendig, welchen Ursachen


der Zins sein Dasein verdankt und wie man die Grundrente denen zuführt, die


sie schaffen, den Müttern. Wer die Freigeld-Kapitaltheorie kennt, weiß, daß der


Kapitalzins eine Begleiterscheinung des heutigen Geldwesens ist und auf gewis-


sen, dem Geld anhaftenden Vorrechten beruht. Nimmt man dem Gelde diese


Vorrechte, was mit dem Freigeld geschieht, so muß, wie das in der


Freigeldliteratur nachgewiesen wird, der Zins des Kapitals in kurzer Zeit ver-


schwinden. Unter dem Drucke einer unaufhaltsam wachsenden Gütermenge


kommt es zu einem ständigen Rückgang des Zinsfußes. Die sonst mit dem 


heutigen Gelde eintretende Warenüberproduktion, die zur Krise führt, wird mit


dem Freigeld in eine Kapitalüberproduktion übergeleitet, die auf den Zins drückt


und die Volkswirtschaft mit neuen Kräften versieht.


Ich: Das Geld bildet aber einen ganz verschwindenden Teil aller Vermögen, so


daß es doch kaum möglich sein wird, durch eine Veränderung des Geldes den


Zins auch der übrigen Vermögenswerte, der Häuser und anderer Realkapitalien


zum Verschwinden zu bringen? Gesell: Ich gebe zu, daß die Behauptung, der


Zins der Realkapitalien wäre auf das Geld zurückzuführen, den Uneingeweihten


zunächst verblüffend muß. Wer sich aber die Tatsache vor Augen hält, daß alle


Unternehmungen, restlos alle, mit einer Geldsumme gegründet wurden, der wird


erkennen, daß sich der Charakter des Geldes auch auf alle übrigen


Unternehmungen übertragen muß. Ist der Zins eine notwendige Voraussetzung


des Geldumlaufes, so ist es ebenso selbstverständlich, daß niemand Geld zu


einer industriellen Gründung hergibt, die nicht ebenfalls Zins verspricht. Noch nie


ist es geschehen, daß ein Mietshaus gebaut wurde, das nicht mindestens den


Zins des dazu notwendigen Geldes abwirft. So wird das gesamte Realkapital


(Güter) der Botmäßigkeit des Geldkapitals unterworfen. Aus diesem Grunde muß


auch der Zins des Realkapitals fallen, wenn durch das Freigeld der Zins des


Geldkapitals verschwindet.
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Ich: Sie zählen zu den Bestandteilen der Ausbeutung auch noch die


Grundrente? Wie wollten sie das Bayernland davon befreien? Gesell: Mein


Bestreben geht dahin, jedes Privateigentum an Boden, wie auch jedes


Nationaleigentumsrecht auf Teile der Erde aufzuheben. „Und die Erde gab ER


den Menschenkindern!“ Der Menschheit gehört die Erde. Sie muß als unver-


äußerliches Eigentum der Menschen erklärt werden. Die Naturschätze, die


Kohlenflöze, die Kalibergwerke gehören nicht einzelnen Nationen. Es gibt keine


englische Kohle, kein deutsches Kali, kein rumänisches Petrol. Kohle, Kali,


Petrol, wo sie auch vorkommen, gehören allen Menschen, restlos allen


Menschen. Die Schweiz hat das gleiche Recht auf die Kohlenbecken am Rhein,


in England, in den Vereinigten Staaten, wie alle anderen Völker. Wollen wir


Frieden haben auf Erden, so muß dieser Grundsatz im Friedensdokument fest-


gelegt werden. Mein Vorschlag zur Befreiung des Bodens von allen auf ihm


lastenden Privatrechten geht dahin, allen zum öffentlichen Verkauf gelangenden


Boden aufzukaufen und der Privatwirtschaft auf dem Wege öffentlicher


Verpachtung zugänglich zu machen. Beim Verkauf von bebauten Grundstücken


wird der Boden, auf dem das Haus steht, gekauft. Da der Boden erfahrungs-


gemäß alle 20 Jahre den Besitzer wechselt, so könnte der Boden in dieser Zeit


reibungslos in Volksbesitz übergeführt werden.


Ich: Wäre es nicht möglich gewesen, daß diese Bodenbesitzreform am


Widerstand der Bauern scheitert? Gesell: Durch das heutige Bodenrecht verfällt


infolge der Erbschaftsteilungen das Bodeneigentum ganz gesetzmäßig der


Verpfändung. Die Hypothekenbanken treten in die Rechte der Bauern. Wir haben


nur mehr Grundeigentümer dem Namen nach, auf dem Lande wie in der Stadt.


Durch die Aufhebung des privaten Grundeigentums hört die Verpfändung auf.


Die Hypothekenbanken lösen sich auf. Die Grundrenten werden, statt an die


Rentner abgeführt, der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt. Mein Vorschlag geht


dahin, diese Grundrente den Müttern nach der Zahl ihre Kinder in Monatsraten


auszurichten. In gleicher Weise werden Bergwerke behandelt. Die Förderung


wird Arbeitsgenossenschaften mindestfordernd in Verding gegeben. Das Produkt,


die Kohle, das Kali, wird meistbietend öffentlich verkauft. Der Unterschied 


zwischen den Förderkosten und dem Verkaufspreis fließt in die Mütterkasse.


Durch diese beiden Reformen, Freiland und Freigeld, würde der große Wauwau,


das Kapital, zur Strecke gebracht, ohne daß es dazu nötige wäre, unsere


gesamte Volkswirtschaft auf dem Kommunismus neu aufzubauen.


Dr. E. Schneider.


–
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Für was und wider was 


kämpfen die Physiokraten?


I. Für alle zweckmäßigen Reformen zur restlosen Beseitigung der 


Ausbeutung, für den vollen Arbeitsertrag.


Wider das arbeitslose Einkommen, wider den Privatbezug von 


Grundrente, wider die Zinswirtschaft, wider die Proletarisierung der 


Volksmassen.


II. Wider alle Souveränitätsrechte der Nationen zur Grenzkontrolle für 


Mensch und Gut (Ein- und Auswanderungsbeschränkungen, Zölle u. 


dgl.), wider alle staatlichen und privaten Monopole.


Für Anerkennung des gleichen Rechtes ausnahmslos aller Menschen 


auf  den ganzen Erdball, für seine feierliche, völkerbundliche 


Anerkennung als gemeinsames, unveräußerliches Eigentum der 


gesamten Menschheit.


III. Für die Auslieferung des Bodens an die Wirtschafter in öffentlichen 


Pachtauktionen, an denen sich jeder Mensch, ob gelb, weiß, rot oder 


schwarz, gleichberechtigt beteiligen kann. Für Überführung der auf 


solche Weise eingehenden Pachtgelder in eine Mutterrentenkasse, die 


dieses Geld unter alle im Lande wohnenden Mütter, ohne Unterschied 


der Herkunft, nach der Zahl ihrer Kinder in Monatsraten ausschüttet.


287







Wider Großgrundbesitzer, wider Kleingrundbesitzer, wider 


Grabstättenbesitzer, wider Kohlenbarone, wider Stahlfürsten, 


Kupfergrafen, Kaliherzöge und Bleikönige. Wider gräfliche Forsten, wider


verbotene Waldwege, wider Jagdrechte, wider alles Aufreizende, was 


uns an die Zeit der Leibeigenschaft erinnern kann.


IV. Wider behördliche Einmischung in den Produktions- und Austausch- 


prozeß, wider alle staatliche Planwirtschaft, wider alle nationale 


Wirtschaftspolitik, wider alle Bevormundung, wider den Kommunismus.


Für automatische Ausbalancierung von Produktion und Konsum durch 


freie Preisbildung, Freihandel und Weltwirtschaft.


V. Für den Abbau des Staates überall dort, wo er durch die Privatinitiative 


ersetzt werden kann. Für die freie, selbstverantwortliche Persönlichkeit. 


Für die Selbstversorgung durch Privateigentum, private Versicherungen. 


Für restlose Belastung des Bürgers mit seinen eigenen Sorgen.


Wider Aufoktroyierung staatlicher Wohltaten, staatlichen Schutzes, 


staatlicher Fürsorge. Wider alle staatlichen Kranken-, Alters- und 


Unfallversicherungen. Wider die staatliche Arbeitslosenversicherung, 


wider den Staatsschutz für Industrie, Handel und Landwirtschaft.


VI. Wider alle Demokratie, Plutokratie, Kleptokratie, Monarchie, Oligarchie 


und Bürokratie. Wider alle Diktatur in gesetzlichen und ungesetzlichen 


Formen, mit Ausnahme der Abbaudiktatur, die auf ihre eigene Über-


flüssigmachung mit Tempo hinarbeitet.


Für die natürliche Entwicklung. Für den Untergang aller der natürlichen 


Entwicklung nicht angepaßten
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physischen und wirtschaftlichen Personen. Für die menschliche 


Versorgung solcher Existenzen durch Freunde und Angehörige bis an ihr


Ende aus Altersschwäche.


VII. Für Wahlzucht und unbeschränkte Zuchtwahl. Für die Pflege privater 


Stammbäume. Für die Selbstverantwortung der Frau in allen mit dem 


Liebesleben verknüpften Dingen. Für die Neubelebung des durch die 


unzähligen staatlichen Usurpationen und Einmischungen fast erstorbe-


nen Familienlebens. Für opferwillige Freundschaft, nachbarliche 


Hilfeleistung und allgemein menschliche Gesinnung.


Wider alle und jede Einmischung von Bürokraten in das Geschlechts- 


und Familienleben. Wider die Standesämter. Wider jede Registrierung 


des Menschen. Wider die Ehegesetze, wider jeden besonderen 


staatlichen Schutz der Frau und der Kinder. Wider das Recht des 


Staates, sich in die Geburtenkontrolle mit Einschluß der Abtreibung und 


Tötung zu mischen.


VIII. Wider Staatsschulen, Staatskirchen, Staatsuniversitäten, 


Staatsakademien für Kunst und Wissenschaft. Wider Staatsballette und 


Staatsopern, wider alle Staatszwecke, Staatsideen, Staatsziele und 


Staatsideale.


Für die Abschaffung des Schulzwanges, des Impfzwanges, jedes von 


Staatsdienern geforderten Zwanges. Für das Recht der Eltern, ihre 


Kinder nach eigenem Ermessen und eigenem Können aufzuziehen und 


zu unterrichten.


IX. Für alle Maßnahmen, die mitwirken können, den Bürgerfrieden und damit


auch den Völkerfrieden herzustellen und gegen alle Gefahren zu sichern.


Für absolute
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Kriegsdienstverweigerung. Für die individuelle Bewaffnung der Bürger


zum Selbstschutz. Für die Vogelfrei-Erklärung aller Häscher, die uns in


ihren Krieg treiben wollen.


Wider den Krieg, wider das Waffenmonopol des Staates, der Diktatoren, 


der Usurpatoren. Wider Klassenwirtschaft und Klassenstaat.


X. Wider alle staatliche Justiz. Wider alle moralische Bewertung von 


Verbrechern von Seiten des Staates. Wider Justizstrafen, wider 


Zuchthäuser, wider abschreckende Strafen, wider jede Sühne, wider die 


staatlichen Berufsrichter, wider ihre ehrabschneiderischen Urteile.


Für privates Vertragsrecht und private Schiedsgerichte, für die bürger-


liche Ächtung und Verfemung aller Vertragsbrüchigen an Stelle der 


exekutorischen, staatlichen Zwangsmittel. – Für menschliche 


Behandlung der gemeingefährlichen Verbrecher, für ihre Unterbringung


in Irren- und Krankensiedlungen mit den Mitteln, die warmblütige 


Menschenfreunde zu diesem Zweck aus ihrer Tasche stiften werden.


XI. Für die Lebensfreude des einzelnen Menschen.
Wider die „Lebensfreude“ des Staates.


SILVIO GESELL.


–


Emil Wernitz, Berlin N 39, Müllerstraße 10. D6, Wedding 6732
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Das Sparen in der Freiwirtschaft


Ein Zwiegespräch von Hermann Freier.
Zweifelmann: Gut. Das sehe ich alles ein. Aber eines ist mir noch unklar. Wie


wird es denn dann mit meinen Ersparnissen, mit meinen paar Groschen, die ich


mir am Leibe abspare und auf die Sparkasse bringe? Kriegen die durch das ver-


flixte Freigeld auch die galoppierende Schwindsucht?


Unverzagt: Durchaus nicht, mein lieber Herr Zweifelmann. Ich will Ihnen gleich


im voraus sagen, daß sie in der Freiwirtschaft mehr als das Zehnfache sparen


und dabei viel gesünder und behaglicher leben können als heute. – Doch! – Aber


ich will Ihnen erstmals die Frage beantworten. Also nehmen wir einmal an, wir


hätten die Freiwirtschaft seit längerer Zeit eingeführt und der Zins wäre ver-


schwunden. Sie bringen nun – sagen wir mal – 300 Mark zur Sparkasse. Dann


wird Ihnen diese genau wie heute 300 Mark gutschreiben, nur mit dem


Unterschied, daß Sie keine Zinsen dafür erhalten. Wenn Sie nun nach einiger


Zeit aus irgendeinem Grund die 300 Mark wieder abheben wollen, werden Sie


diese unverkürzt zurückerhalten.


Zweifelmann: Ja, aber wer vergütet denn der Sparkasse den Verlust, den das


Geld erleidet?


Unverzagt: Einen Augenblick, ich war noch lange nicht zu Ende. Genau so


wenig wie heute schließt nun die Sparkasse das von ihnen eingezahlte Geld in


den Geldschrank ein und läßt es darin liegen, sondern leiht es aus.


Unternehmer, Handwerker, oder Bauern, die zur Erweiterung Ihres Betriebes,


zum Ankauf von Maschinen oder zum Bau einer Scheune Geld brauchen, 


kommen dann genau so wie heute zur 
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Sparkasse und nehmen ein Darlehen auf. Diesen gibt nun die Sparkasse das


von Ihnen und anderen Sparern eingezahlte Geld. Diese wiederum bezahlen mit


diesem Gelde die gekauften Rohstoffe, die Maschinen, die Baustoffe und die


Löhne der Bauarbeiter, die wiederum z. B. mit dem Gelde ihre Miete bezahlen,


Kleidung und Lebensmittel kaufen. So verteilt sich der wöchentlich eintretende


Umlaufverlust auf viele Hunderte im Laufe des Jahres; den Verlust trägt stets


der, welcher am Stichtage gerade Geld in Händen hat.


Zweifelmann: Aha. – Aber die Sparkasse hat doch nun Unkosten, wie Miete,


Gehälter u. dgl. mehr. Wenn Sie nun Geld zinslos aufnimmt und wieder zinslos


ausleiht, da muß sie ja dauernd zusetzen!


Unverzagt: Zinseinkommen wird sie allerdings nicht haben. Für die von ihr


geleistete Arbeit muß sie natürlich entschädigt werden. Sie wird deshalb sowohl


vom Sparer als auch vom Entleiher eine gewisse Vermittlungsgebühr erheben,


sagen wir einmal ein halbes Prozent des eingezahlten oder ausgeliehenen


Betrages.


Zweifelmann: Also doch einen gewissen Zins, der nur einen anderen Namen


trägt!? Und den muß ich gar noch zahlen.


Unverzagt: Nein, das ist durchaus kein Zins. Die Vermittlungsgebühr wird ja nur


einmal erhoben, während der Zins dauernd gezahlt werden muß. Ob sie nun die


300 Mark eine Woche oder 20 Jahre lang auf der Sparkasse liegen lassen, ist


dabei gleichgültig. Sie zahlen für die einmal durch die Einzahlung geleistete


Arbeit der Sparkasse auch nur das eine mal ihre 1,50 Mark. Ob nun die


Sparkasse gerade 1/ 2% Gebühr verlangen wird, das kann ich natürlich nicht


sagen. Das regelt sich dann ganz von selbst; das hängt von den noch zu


machenden Erfahrungen ab.


Zweifelmann: Sie haben wieder einmal recht, Herr Unverzagt. Ich merke


schon, 
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die Sache mit der Freiwirtschaft hat doch Hand und Fuß und ist letzten Endes


viel einfacher, als man zuerst meint. Man muß erst einmal dahinter kommen. –


Nun sagten Sie vorhin: ich könnte mir in der Freiwirtschaft mehr als das


Zehnfache von dem ersparen, was ich jetzt zurücklegen kann. Das sind ja ganz


angenehme Aussichten. Da bin ich nun begierig, wie das möglich sein soll.


Unverzagt: Das sollen Sie gleich erfahren. Zunächst einmal die Tatsache, daß


das arbeitslose Einkommen in Deutschland etwa genau so groß ist, wie das


ganze Arbeitseinkommen des deutschen Volkes.


Zweifelmann: Donnerwetter! – Da ist es ja kein Wunder, wenn man so schuften


muß, um anständig leben zu können.


Unverzagt: Da haben Sie recht, lieber Herr Zweifelmann, das ist unerhört. Aber


die Stunde des Kapitalismus hat bald geschlagen, glauben Sie’s mir. Wenn erst


einmal die Arbeitenden im Volke – und dazu gehören wir uns alle, die ehrlicher


Arbeit nachgehen – das Wesen des Kapitalismus erkannt haben und vor allem


das Mittel kennen, ihn auszurotten, dann ist es vorbei mit ihm. – Doch hören Sie


zu, Herr Zweifelmann. Sie sind Buchhalter in einer Aktiengesellschaft. Die A.G.


hat, wie Sie ja wissen und worauf Sie bislang immer stolz waren, stets 18 bis


25% Dividende verteilt, im Kriege sogar 35 und 40%. Das macht bei einem


Aktienkapital von 1 200 000 Mark bei 25% Dividende jährlich 300 000 Mark aus.


Dann, so sagen Sie mir, hat die A.G. noch 400 000 Mark von der Deutschen 


und 200 000 Mark von der Darmstädter Bank geliehen. Und diese erhalten 


nach Ihrer gestrigen Äußerung 71/2% Zinsen. Das sind nochmals 45 000 Mark.


Dann hat ihre Gesellschaft wegen der geschäftlichen Unsicherheit noch hohe


Rücklagen und Abschreibungen gemacht, die bei der in der Freiwirtschaft 


herrschenden Sicherheit bedeutend 
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kleiner ausfallen würden. Nun rechnen Sie sich einmal aus, Herr Zweifelmann,


wieviel Gehalt sie mehr bekommen würden, wenn erstens die 300 000 Mark


Dividende, zweitens die 45 000 Mark Zinsen, drittens der Betrag den geringeren


Rücklagen und Abschreibungen, den Sie niedrig bemessen mit 40 000 bis 


50 000 DM ansetzen können, wegfallen. Und dann nicht zu vergessen, die große


Ersparnis, die durch die ganz wesentlich niedrigeren Steuern in der Freiwirtschaft


gemacht werden.


Zweifelmann: Alle Achtung! – Das würde mehrere 1000 Mark ausmachen.


Unverzagt: Von diesen Einzelheiten ganz abgesehen, wird Ihnen doch ohne


weiteres einleuchten, daß der Verdienst, die Gehälter und Löhne aller


Arbeitenden, ob sie nun Unternehmer, Angestellte oder Arbeiter im engeren


Sinne, ob sie Beamte oder Bauern sind, ganz wesentlich steigen müssen, sobald


die ungeheueren Summen wegfallen, die heute zur Verzinsung des in der


Industrie, der Landwirtschaft und im Verkehrswesen angelegten Kapitals aufge-


bracht werden müssen. Auch wird der Staat dann bedeutend höhere Gehälter


zahlen. Nicht nur, weil er infolge des Ausfalls des Zinsendienstes dazu in der


Lage ist, sondern weil er sonst keine Beamten bekommen würde. Denn in der


Freiwirtschaft sind für jeden ehrlichen und fleißigen Mann genug Arbeits- und


Verdienstmöglichkeiten vorhanden, daß er nur dann in den Staatsdienst eintreten


wird, wenn er entsprechend bezahlt wird. Ich will Ihnen ein Beispiel geben: In


dem Ermeleinschen Hause wohnen Sie, Iseners und ich. Sie und Iseners zahlen


je 1200 und ich 1100 Mark Miete, zusammen also 2500 Mark. Ermelein hat 


36 000 Mark für den Bau des Hauses und 4000 Mark für das Grundstück


bezahlt. 15 000 Mark hat er eigenes Geld drin stecken und 25 000 Mark hat er


als Hypothek aufgenommen, für die er 43/4% Zinsen, also 1187,50 Mark jährlich


zahlen muß. Dazu kommen noch 


294







750 Mark Zinsen für seine 15 000 Mark – denn die würde er erhalten, wenn er


das Geld ausgeliehen hätte – das macht 1937,50 Mark. Weiter rechnet Herr


Ermelein 1% oder 400 Mark für Abschreibung und Ausbesserung; die noch von


der Miete übrigbleibenden 162,50 Mark rechnet er als Verwaltungskosten und


Grundsteuern. In der Freiwirtschaft dagegen liegt die Sache anders. Da fallen die


1937,50 Mark Zinsen weg und es bleiben zunächst nur 562,50 Mark für


Abschreibung u. dgl. und für Verwaltungskosten übrig. Dazu kommt nun aber der


Pachtzins, den er an den Staat für das Grundstück zahlen muß. Er wird etwa


ebenso hoch sein wie die Zinsen für den heutigen Kaufpreis, also 200 Mark. Von


uns drei Familien sind also nur noch 762,50 Mark Miete gegen 2500 jetzt zu 


zahlen; das ist ein knappes Drittel; für Sie also rund 400 Mark. Sie würden dann


900 Mark weniger Miete zu zahlen haben.


Zweifelmann: Stimmt!


Unverzagt: Ob sie nun 900 Mark mehr Gehalt bekommen oder für dieselbe


Wohnung 900 Mark weniger Miete zahlen, kommt doch auf das gleiche hinaus.


Bedenken Sie ferner, daß die Fahrpreise auf der Eisenbahn, der Untergrund- und


Straßenbahn, die Postgebühren sinken, und vor allem die Steuern bedeutend


niedriger werden. Denn die Zinsen für das darin festgelegte, beziehungsweise


dem Staate und den Gemeinden geliehene Kapital (Straßenbahn- Aktien,


Reichs- und Städteanleihen usw.) fallen dann weg. Wie Sie aus der Rede


Erzbergers ersehen können, sind die Ausgaben für die Zinsen der Staatsschuld


wesentlich höher als die laufenden Ausgaben. – Glauben Sie nun, daß Sie in der


Freiwirtschaft das Zehnfache sparen können?


Zweifelmann: Nun dämmert’s!


Unverzagt: Das freut mich, Herr Zweifelmann. Ich will Ihnen auf diesem Zettel


einmal ausrechnen, was Sie dann sparen können.
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Sehen Sie her:


Jetzt:
Einkommen 7.200,–


Ausgaben:


1. Miete 1.200,–


2. Haushalt 3.600,–


3. Kleidung und Taschengeld 1.200,–


4. Steuern 0.250,–


5. Heizung, Licht, Schulgeld 


und Verschiedenes 0.650,– 6.900,–


Ersparnis: 0.300,–


I n  d e r  F r e i w i r t s c h a f t :
Einkommen – niedrig gerechnet 12.000,–


Ausgaben:


1. Miete 0.400,–


2. Haushalt 3.600,–


3. Kleidung usw. 1.200,–


4. Steuern 0.100,–


5. Heizung und dgl. 0.650,– 5.950,–


Ersparnis: 6.050,–


Denken Sie an, Herr Zweifelmann, über 6000 Mark könnten Sie sich dann 


jährlich sparen. Sie werden sich dann aber besser ernähren, besser kleiden, eine


größere Wohnung oder gar ein kleines Häuschen mit Garten nehmen, sich eine


Sommerreise und noch andere Annehmlichkeiten leisten und zufrieden sein, jähr-


lich 3000 Mark auf die Sparkasse zu bringen.


Zweifelmann: Wunderschön! Sie haben tatsächlich recht. – Nun noch eine


Frage und ich bin ganz Ihr Mann: Zehre ich denn dann nicht meine Ersparnisse


auf und kann meinen Kindern nichts hinterlassen?


Unverzagt: Das kann sein. Aber was tut das? Jetzt sparen Sie sich jährlich 300


Mark, das sind in 30 Jahren mit Zins und Zinseszins etwa 14 000 Mark, die


Ihnen bestenfalls jährlich 700 Mark Zinsen bringen. Können Sie davon leben?


Nein. Sie müssen also bis zuletzt arbeiten oder vom Kapital zehren und werden


sich dann sehr einschränken müssen. 
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Und das wird Ihnen dann mit Ihren 65 Jahren sauer ankommen. In der


Freiwirtschaft dagegen sparen Sie in 30 Jahren 30 mal 3000 gleich 90 000


Mark. Sie können dann 15 Jahre lang jedes Jahr 6000 Mark verbrauchen, also


bis zum 80. Lebensjahr. Es bleibt Ihnen natürlich überlassen, eine


Altersversicherung einzugehen, durch die Sie dann bis an Ihr und Ihrer Frau


Lebensende eine jährliche Rente von 6000 Mark, oder je nach ihren Beiträgen,


ausgezahlt erhalten.


Zweifelmann: Eine Altersversicherung? Sind denn dann überhaupt noch


Versicherungen möglich, wenn es keine Zinsen mehr gibt, auf denen doch die


ganzen Versicherungsgesellschaften aufgebaut sind?


Unverzagt: Gewiß. Doch darüber ein andermal. Sie wollten noch wissen, wie


es mit einer Erbschaft an Ihre Kinder wird. Haben denn die dann Ihre Kinder


noch notwendig? Und bringt sie ihnen großen Nutzen? Ich glaube kaum. Denn in


der Freiwirtschaft gibt es doch keine Zinsen, die sie verbrauchen könnten. Ist da


nicht viel wichtiger, Sie können Ihren Kindern eine gute Schulbildung geben und


sie etwas Tüchtiges erlernen lassen, so daß sie im Leben vorwärts kommen?


Durch den vollen Arbeitsertrag, den Sie in der Freiwirtschaft ernten, sind sie ja


viel besser gestellt, als wenn sie unter der heutigen Wirtschaftsordnung die paar


Mark an Zinsen erhalten.


Zweifelmann: Meine Hand, Herr Unverzagt. Nun bin ich überzeugt und nun 


sollen Sie in mir auch einen eifrigen Mitkämpfer finden. Denn jetzt erkenne ich


erst die ganze Tragweite der Freiwirtschaft und die unbedingte Notwendigkeit,


sie durchzuführen, sollen wir uns jemals von dem heutigen Elende erholen und


besseren Zeiten entgegen gehen. –
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4.Jahrg. Nr. 4-5, 1919/1920


September – November im Jahre 1 unserer Zeichnung


Der Physiokrat
Sozialökonomisches Kampfblatt für das arbeitende Volk.


Plublikations – Organ der Physiokratischen Vereinigung und ihrer Ortsgruppen.


Erstrebt die natürliche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung.


Lehrt die Gegenseitigkeit als Formel der Gerechtigkeit.


Kämpft für den vollen Arbeitsertrag aller Arbeitenden.


Erkennt als Grenze der persönlichen Freiheit nur die gleichen Rechte Aller an.


Geschäftsstelle:  Berlin – Lichterfelde, Steglitzer Str. 31.


Postscheckkonto:  Berlin NW. 7,  Nr. 416 2.


Erscheint in zwangloser Folge; Bezugspreis 6,– MK. jährl. postfrei; Einzel- Nr.


0,50 MK.


Leitsätze der Physiokratischen Politik.


Anläßlich der Beratungen über die Zweckmäßigkeit einer ev. Aenderung 


unseres sozial-ökonomischen Programms empfahl Silvio Gesell dessen völlige


Beseitigung und empfahl statt dessen die Aufstellung der nachfolgenden, von


ihm selbst entworfenen Leitsätze, als Programm der Physiokratischen


Vereinigung.


Die am 27. August d. J. stattgehabte Versammlung der Mitglieder der „Ph. V.“


Groß-Berlins kam jedoch nach kurzer Diskussion zu dem Schluß, daß – bei aller


Würdigung der Großzügigkeit des Gesell’schen Entwurfes – derselbe, infolge 


seiner teilweisen Abschweifung von den nächstliegenden, im Inlande zu verwirk-


lichenden Zielen zu einer Ablenkung von unserer Arbeiterpolitik führt und daher


nicht geeignet sei, unser in den Satzungen festgelegtes Programm entbehrlich
oder überflüssig zu machen.


Unter Hinweis auf die Bedeutung, die dem Entwurf aber als einer Erweiterung
unseres Programms im Sinne eines internationalen physiokratischen Manifestes
zukommt, beschloß die Versammlung, denselben durch Veröffentlichung im


„Physiokrat“ bekannt zu geben und zur weiteren Diskussion zu stellen.
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Diesbezügliche Zuschriften und Vorschläge können nicht einzeln beantwortet


werden, gelangen jedoch zu eingehender Beratung und Prüfung behufs weiterer


Stellungnahme.


Georg Blumenthal.
I.


Die „Physiokratische Vereinigung“ (Ph. V.) ist eine Kampforgani-
sation des arbeitenden Volkes zur Befreiung von aller Ausbeutung,
zur Förderung der persönlichen Freiheit und wirtschaftlichen
Unabhängigkeit aller, zur Umwandlung des Klassenstaates in einen
Volksstaat und zur Herstellung der wirtschaftlichen Grundlagen für
den dauernden Bürger- und Völkerfrieden.


II.


Die „Ph. V.“ wendet sich mit gleicher Entschlossenheit wider den Kapitalismus,


wie gegen den Staatssozialismus in all seinen Formen. Sie bezichtigt das


arbeitslose Einkommen (Kapitalzins und Bodenrente) als den allgemeinen


Störenfried, als die Ursache aller Bürger- und Völkerkriege, als die Grundlage,


auf der sich die Klassenherrschaft aufbaut.


III.


Die Marxistische Lehre, wonach das arbeitslose Einkommen auf das


Privateigentum an den Produktionsmitteln schlechthin zurückzuführen sei, hält


die „Ph. V.“ in dieser Verallgemeinerung für falsch. Als den Urquell des arbeits-


losen Einkommens erkennt sie vielmehr das herkömmliche Bodenrecht und das


aus dem Altertum in unveränderter Gestalt auf uns überkommene Geldwesen.


Sie vertritt die Lehre, wonach den Arbeitsprodukten der Kapitalcharakter zwangs-


läufig durch die vom Geld und dem heutigen Bodenrecht ausgehenden


Hemmungen (Krisen, Arbeitslosigkeit) aufgedrückt wird, der darum nach


Beseitigung dieser Hemmungen durch die dann freie Arbeit in kurzer Zeit wieder


verschwinden muß.


IV.


Als Mittel zur Beseitigung der in Absatz III genannten Hemmungen verlangt die


„Ph. V.“ die Einführung des physiokratischen Geld- und Bodenrechtes. (Freigeld


und Freiland).
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V.


Unter physiokratischem Geldrecht ist ein eigenartiges Papiergeld zu verstehen,


das keinerlei Vorzüge gegenüber den Arbeitsprodukten besitzt, darum keine


Geldherrschaft mehr aufkommen läßt, das Arbeitgeber und Arbeitnehmer in


gleichberechtigte Parteien verwandelt, das die Volkswirtschaft vor Krisen,


Arbeitslosigkeit, überhaupt vor jeder Erschütterung schützt, das die Überproduk-


tion an Waren in eine solche an Kapital verwandelt, den wirtschaftlichen Druck


von den Preisen und Löhnen auf den Zins hinüberleitet und so den zinsfreien


Darlehen, der Dekapitalisierung des Kapitals die Wege ebnet.


VI.


Unter physiokratischem Bodenrecht ist die rückhaltlose Anerkennung des 


gleichen Rechtes für alle Menschen auf den ganzen Erdball zu verstehen.


Dieses Recht ist keiner Einschränkung fähig. Die „Ph. V.“ erklärt dieses Recht als


erstes und höchstes Menschenrecht und als die eherne Forderung des


Völkerfriedens.


VII.


Die „Ph. V.“ verneint auf Grund dieses Rechtes den Völkern und ihren Staaten


jedes sogen. Hoheitsrecht auf den von ihnen besetzten Boden. Sie anerkennt


keine Landesgrenzen, sofern sie der Ausschließung oder Abschließung dienen.


Sie verneint den Staaten ausdrücklich das Recht, die Einwanderung zu kontrol-


lieren und erkennt den „Altangesessenen“ keinerlei Vorrecht auf den Boden an.


Wir alle sind „Altangesessene“ dieser Erde.


VIII.


Die „Ph. V.“ fordert als ersten Schritt zur Verwirklichung des in Absatz VI aus-


gerufenen Rechtes die Internationalisierung aller Kohlen-, Eisen-, Kali-,


Petrolfundstätten, das Verbot des Landerwerbs in Afrika und anderen als


Kolonien bezeichneten Ländern.


IX.


In sinngetreuer Auslegung des Absatzes VI verneint die „Ph. V.“ den Völkern und


ihren Staaten das Recht, Zollgrenzen zu errichten. Sie erklärt die ganze Erde als


ein einheitliches, unteilbares Wirtschaftsgebiet, von dem kein Quadratmeter


abgesondert werden darf. In der Bildung von Monopolen,
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Trust`s, Syndikaten erblickt sie einfach Auswirkungen des herkömmlichen


Bodenrechtes, deren Fortbestehen nach Einführung des physiokratischen


Bodenrechtes den Beweis liefern würde, daß irgendwo in verbrecherischer


Weise gegen den Absatz VI verstoßen wurde.


X.


Die „Ph. V.“ erkennt in den Mängeln des herkömmlichen Geldes die wahren


Gründe der in den letzten Jahrzehnten beobachteten allgemeinen Abkehr vom


Freihandel, die zur Verschärfung der Zollkriege geführt hat. In dem mit den


Grenzzöllen aufkommenden Begriff des „nationalen Wirtschaftsgebiets“ erkennt


sie die Quelle der imperalistischen Strömungen, die Ursache aller staatlichen


Reibereien und des letzten Krieges. In der mit dem physiokratischen Geld


ermöglichten Vereinigung von absoluter Währung und festen Valutakursen


erblickt sie die Voraussetzung für den Abbau der Zollgrenzen und die Anbahnung


wahren Völkerfriedens.


XI.


In der natürlichen Furcht der Grundeigentümer vor der immer drohenden


Empörung der enterbten Massen erkennt die „Ph. V.“ die wahren Triebkräfte, die


von jeher die herrschenden Klassen veranlaßt haben, den Staat als


Machtinstrument auszubauen und ihn mit der Verwaltung von Kirche, Schule und


manchen anderen Dingen zu belasten, die mit großen Vorteilen den Kreisen,


Gemeinden, Genossenschaften und Privaten überlassen werden könnten. Die


„Ph. V.“ erstrebt daher den Abbau des Staates bis auf seine natürlichen


Funktionen, das sind die Verkehrsmittel: Straßen, Eisenbahnen, Post, Telegraph


und Geldwesen.


Aber auch noch in diesem abgebauten Zustand erkennt die „Ph. V.“ im Staate


ein Uebel, das erst dann nicht mehr mit Mißtrauen zu behandeln sein wird, wenn


die letzten Spuren des Klassenstaates ausgerottet sein werden.


–
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Korrespondenz


für die


Sozialdemokratische Presse
von Silvio Gesell.


–


Das Honorar beträgt 1 Pfg. für die Zeile und für je 1000 Stück der Auflage.


Es ist durch Postanweisung an Silvio Gesell, Berlin NW., Rathenowerstraße 6, zu


senden.


–


NR. 1911  Steglitz, November  1919


–


Sozialistischer Freiheits-Bund


Man war überzeugt, daß zur Tat geschritten werden mußte. Ein stoßkräftiger


Bund aller freiheitlich orientierten Sozialisten sollte gegründet werden. Ein Bund


zur rücksichtslosen Bekämpfung des von Otto Neurath dem Münchener
Proletariat empfohlenen marxistischen Zwangskommunismus (allgemeine


Verstaatlichung). Der für diesen Bund von Gustav Landauer vorgeschlagene


Name (s. o ) fand allgemeinen Anklang. Auch über die Richtlinien für das


Programm des Bundes war man einig: Abbau des Staates, Dezentralisation,


Ueberwindung des Kapitalismus durch Freiland und Freigeld. Am 25. April hatten


wir noch eine Zusammenkunft in der Wohnung von Dr. Th. Christen (Frau Eisner,
Frau Mühsam, Gustav Landauer, Dr. Christen, Silvio Gesell). Am nächsten


Sonntag sollten wir wieder zusammenkommen, um uns über den Wortlaut eines


Aufrufes und des Programmes zu einigen. Aber die von den Sozialdemokraten


herbeigerufenen Garden kamen, erschlugen Landauer und führten Christen und


Gesell nach Stadelheim ab.


Für den Sozialistischen Freiheitsbund hatte Silvio Gesell, der Volksbeauftragte


für Finanzen der ersten Räterepublik folgendes Wirtschafts- und Staatsprogramm


verfaßt:


I.


Der Sozialistische Freiheits-Bund (S. F. B.) ist eine Kampf-
organisation des arbeitenden Volkes zur Befreiung 
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von aller Ausbeutung, zur Förderung der persönlichen Freiheit 
und wirtschaftlichen Unabhängigkeit aller, zur Umwandlung des
Klassenstaates in einen Volksstaat und zur Herstellung der wirt-
schaftlichen Grundlagen für den dauernden Bürger- und
Völkerfrieden.


II.


Der S. F. B. wendet sich mit gleicher Entschlossenheit wider den Kapitalismus,


wie gegen den Staatssozialismus in all seinen Formen. Er bezichtigt das arbeits-


lose Einkommen (Kapitalzins und Bodenrente) als den allgemeinen Störenfried,


als die Ursache aller Bürger- und Völkerkriege, als die Grundlage, auf der sich


die Klassenherrschaft aufbaut.


III.


Die Marxistische Lehre, wonach das arbeitslose Einkommen auf das


Privateigentum an den Produktionsmitteln schlechthin zurückzuführen sei, hält


der S. F. B. in dieser Verallgemeinerung für falsch. Als den Urquell des arbeitslo-


sen Einkommens erkennt er vielmehr das herkömmliche Bodenrecht und das


aus dem Altertum in unveränderter Gestalt auf uns übernommene Geldwesen. 


Er vertritt die Lehre, wonach den Arbeitsprodukten der Kapitalcharakter zwangs-


läufig durch die vom Geld und dem heutigen Bodenrecht ausgehenden


Hemmungen (Krisen, Arbeitslosigkeit) aufgedrückt wird, der darum nach


Beseitigung dieser Hemmungen durch die dann freie Arbeit in kurzer Zeit wieder


verschwinden muß.


IV.


Als Mittel zur Beseitigung der in Absatz III genannten Hemmungen verlangt der


S. F. B. die Einführung des physiokratischen Geld- und Bodenrechtes. (Freigeld


und Freiland).


V.


Unter physiokratischem Geldrecht ist ein eigenartiges Papiergeld zu verstehen,


das keinerlei Vorzüge gegenüber den Arbeitsprodukten besitzt, darum keine


Geldmacht mehr aufkommen läßt, das Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleichbe-


rechtigte Parteien verwandelt, das die Volkswirtschaft vor Krisen, Arbeitslosigkeit,


überhaupt vor jeder Erschütterung schützt, das die Ueberproduktion an Waren in


eine solche an Kapital verwandelt, den wirtschaftlichen Druck von 


303







den Preisen auf den Zins hinüberleitet und so den zinsfreien Darlehen, der


Dekapitalisierung des Kapitals die Wege ebnet.


VI.


Unter physiokratischem Bodenrecht ist die rückhaltslose Anerkennung des 


gleichen Rechtes für alle Menschen auf den ganzen Erdball zu verstehen.


Dieses Recht ist keiner Einschränkung fähig. Der S. F. B. erklärt dieses Recht 


als erstes und höchstes Menschenrecht und als die eherne Forderung des


Völkerfriedens.


VII.


Der S. F. B. verneint auf Grund dieses Rechtes den Völkern und ihren Staaten


jedes sogen. Hoheitsrecht auf den von ihnen besetzten Boden. Er anerkennt


keine Landesgrenzen, sofern sie der Ausschließung oder Abschließung dienen.


Er verneint den Staaten ausdrücklich das Recht, die Einwanderung zu kontrollie-


ren. Er erkennt den „Altangesessenen“ keinerlei Vorrecht auf den Boden an. Wir


alle sind „Altangesessene“ dieser Erde.


VIII.


Der S. F. B. fordert als ersten Schritt zur Verwirklichung des in Absatz VI aus-


gerufenen Rechtes die Internationalisierung aller Kohlen-, Eisen-, Kali-,


Petrolfundstätten, das Verbot des Landerwerbs in Afrika und anderen als


Kolonien bezeichneten Ländern.


IX.


In sinngetreuer Auslegung des Absatzes VI verneint der S. F. B. den Völkern


und ihren Staaten das Recht, Zollgrenzen zu errichten. Er erklärt die ganze Erde


als ein einheitliches, unteilbares Wirtschaftsgebiet, von dem kein Quadratmeter


abgesondert werden darf. In der Bildung von Monopolen, Trust`s, Syndikaten


erblickt er einfach Auswirkungen des herkömmlichen Bodenrechtes, deren


Fortbestehen nach Einführung des physiokratischen Bodenrechtes den Beweis


liefern würde, daß irgendwo in verbrecherischer Weise gegen den Absatz VI 


verstoßen würde.


X.


Der S. F. B. erkennt in den Mängeln des herkömmlichen Geldes die wahren


Gründe der in den letzten Jahrzehnten beobachteten allgemeinen Abkehr 
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vom Freihandel, die zur Verschärfung der Zollkriege geführt hat. In dem mit den


Grenzzöllen aufkommenden Begriff des „nationalen Wirtschaftsgebiets“ erkennt


er die Quelle der imperalistischen Strömungen, die Ursache aller staatlichen


Reibereien und des letzten Krieges. In der mit dem physiokratischen Geld


ermöglichten Vereinigung von absoluter Währung und festen Valutakursen


erblickt er die Voraussetzung für den Abbau der Zollgrenzen und die Anbahnung


wahren Völkerfriedens.


XI.


In der natürlichen Furcht der Grundeigentümer vor der immer drohenden


Empörung der enterbten Massen erkennt der S. F. B. die wahren Triebkräfte, die


von jeher die herrschenden Klassen veranlaßt haben, den Staat als


Machtinstrument auszubauen und ihn mit der Verwaltung von Kirche, Schule und


manchen anderen Dingen zu belasten, die mit großen Vorteilen den Kreisen,


Gemeinden, Genossenschaften und Privaten überlassen werden könnten. Der S.


F. B. erstrebt daher den Abbau des Staates bis auf seine natürlichen Funktionen,


das sind die Verkehrsmittel: Straßen, Eisenbahnen, Post, Telegraph und


Geldwesen. Aber auch noch in diesem abgebauten Zustand erkennt der S. F. B.


im Staate ein Uebel, das erst dann nicht mehr mit Mißtrauen zu behandeln sein


wird, wenn die letzten Spuren des Klassenstaates ausgerottet sein werden.


Die Wohnungsnot als Erzeugnis 


gesetzlicher Pfuschereien.


A. Tatbestand. B. Ursache. C. Mittel.


Tatbestand. Mit noch so viel Geld in der Hand findet man zur Zeit in


Deutschland nur sehr schwer Wohnung. So gut wie alle Städte haben


Zuzugsverbote erlassen. Die Allgemeinheit der Erscheinung schließt die


Möglichkeit aus, sie mit einer „Dislokation“ der Bevölkerung, mit Stadt- und


Landflucht zu erklären. Auch kann sie nicht auf Wachstum der Bevölkerung


zurückgeführt werden, denn zu den im Felde gebliebenen kommen noch die


Massen, die den Kohlrüben und den anderen Kriegsdelikatessen erlegen sind.


Auch sind die Wiegen leer und den 
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vom Auslande zurückgekehrten Deutschen stehen die Massen der polnischen


und italienischen Arbeiter gegenüber, die Deutschland verließen. [Laut „Statistische


Korrespondenz“ hat die Bevölkerung um 51/2 Millionen abgenommen.]


Es sind also eher weniger Menschen da, als vor dem Kriege, und diese


Menschen sind im ganzen auch ärmer, können also eigentlich nicht so viel


Wohnraum beanspruchen, wie vor dem Kriege. Der Wohnraum aber hat nicht


oder nur unerheblich (durch Brände usw.) abgenommen. Es entfällt somit zur
Zeit auf den Kopf der Bevölkerung eher mehr Wohnraum als vor dem Kriege,


und wenn trotzdem heute über Wohnungsnot besonders stark geklagt wird, so


kann das nur daran liegen, daß entweder der vorhandene Wohnraum anders


verteilt ist, oder daß die Ansprüche des Volkes gewachsen sind. Wenn 40% der


großstädtischen Familien sich vor dem Kriege mit einem Zimmer begnügen 


mußten, so würde es zur Erklärung der Wohnungsnot vollkommen genügen,


wenn jetzt ein Bruchteil dieser Familien über die Geldmittel verfügte, um zwei


Zimmer bezahlen zu können.


Ich werde aber zeigen, daß nicht die eine oder die andere der eben genannten


beiden Möglichkeiten die heutige Wohnungsnot verursacht, sondern daß beide


daran beteiligt sind.


Ursache. Die Wohnungswuchergesetze nehmen den Hausbesitzern das Recht,


dem Mieter zu kündigen oder ihm die Wohnung zu steigern. Letzteres kann der


Hauswirt nur dann tun, wenn der Mieter freiwillig einem anderen Platz macht.


Die unmittelbare Folge dieses geistreichen Gesetzes ist die, daß nun Niemand


umziehen darf, aus Furcht, daß er keine andere Wohnung findet, oder daß, wenn


er sie findet, er sie erheblich teurer bezahlen muß. Viele behalten darum heute


ihre Wohnung, trotzdem sie durch Tod, Wegzug oder Verarmung zu groß, oft viel


zu groß geworden ist. Tausendfach wiederholt sich der Fall, daß Familien nur


darum eine große Wohnung behalten, weil eine kleine Wohnung mehr kosten


würde, als die große. Würden alle diejenigen, die heute in unnütz großen


Wohnungen bleiben, mit denjenigen tauschen, die eine größere Wohnung


suchen, so würde dadurch allein schon die Wohnungsnot erheblich vermindert


werden. – Weiter 
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ist zu beachten, daß aus den gleichen eben genannten Gründen sehr viele


Personen, die ihre Arbeitsstätte gewechselt haben, und darum auch ihre


Wohnung in einen anderen Stadtteil verlegen möchten, dies nicht tun. Sie wagen


es nicht, ihre Wohnung zu kündigen, suchen aber doch dabei eine andere


Wohnung, was natürlich für den Wohnungsmarkt dieselbe Bedeutung hat, wie


wenn diese Personen nun zwei Wohnungen beanspruchten. Das


Wohnungswuchergesetz wirkt wie ein Umzugsverbot mit allen schädlichen


Folgen eines solchen. Es hemmt den natürlichen Ausgleich. Wie groß diese


Hemmungen mit der Zeit geworden sind, kann man an der gewaltigen


Ueberlastung der Straßenbahnen ermessen, die nur damit zu erklären ist, daß


jetzt nur noch wenige Personen am Orte ihrer Tätigkeit wohnen.


Untersuchen wir nun die Frage, ob die Wohnungsnot nicht auch durch höhere


Ansprüche der Volksmassen hervorgerufen sein könnte.


Vor dem Kriege verschlang die Wohnungsmiete bei der Mehrzahl der


Stadtbevölkerung etwa 25% des Einkommens, wobei diese Leute oft mit ein oder


zwei Zimmern fürlieb nehmen mußten. Für die große Masse ist die Wohnungsnot


somit keine neue Erscheinung. Das Ausdehnungsbedürfnis war immer schon da,


groß und dringend. Es nahm damals nicht die Gestalt der „Nachfrage“ an, weil es


den Leuten dazu an Geld fehlte. Wohnungsbedürfnis und Wohnungsnachfrage


sind eben sehr verschiedene Dinge. Der Bedürftige kann seiner Wohnungsnot


nicht die Gestalt der Nachfrage geben; solche „Wohnungsnot“ tritt daher nur


wenig in die Erscheinung, sie bleibt bescheiden im Rahmen eines für bessere


Zeiten zurückgestellten heimlichen Wunsches. Anders verhält es sich mit der


„Wohnungsnot“ derjenigen, die das Geld zum Bezahlen der Miete in der Tasche


haben. Diese bringen ihre „Not“ an die große Glocke, von der Not dieser Leute


ist die Rede, wo heute das Wort „Wohnungsnot“ fällt.


Nun hat die Papiergeldfabrik, genannt Reichsbank, all denen die Taschen mit


Geld gefüllt, die früher ihre Wohnungsnot nicht in Nachfrage umzusetzen 


vermochten. Diese alle schlagen nun auf ihre Taschen und beanspruchen den


diesen Taschen entsprechenden Wohnraum. Wer ein Zimmer hatte, will jetzt


deren zwei, und wer vier hatte, will deren acht. Macht doch jetzt die Miete – die


künstlich durch Gesetz nieder-
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gehaltene Miete – nicht mehr 25% der Ausgaben aus, sondern nur mehr etwa


10%.


Solche Wohnungsnot kann man zu jeder beliebigen Zeit, in jedem beliebigen
Umfang künstlich hervorrufen. Man füllt den Leuten die Taschen mit Geldpapier


und verbietet den Hauswirten den Mietzins der steigenden Nachfrage anzu-


passen! Wie groß wäre z. B. die „Butternot“, wenn der Höchstpreis auf 1 Mark


das Pfund angesetzt wäre!


Neben den genannten Ursachen der Wohnungsnot spielt der Umstand, daß in


den Kriegsjahren nicht gebaut wurde, eine unerhebliche Rolle und wenn ich ihn


hier erwähne, so tue ich es nur der Vollständigkeit wegen, um zu zeigen, daß


auch hier wieder Pfuscher die Hände im Spiele hatten. Überhaupt kann man


sagen, daß nirgendwo die Fingerabdrücke der Sozialbürokraten deutlicher die


Pfuscher verraten, als an den Türen der Wohnungen. An dem Tage, wo die


Reichsbank damit begann, das Geldpapier über den Markt zu streuen, wie der


Herbststurm das Laub der Linde, wo die Warenpreise und Löhne in die Höhe


schnellten, dabei aber gleichzeitig andere Pfuscher den Hausbesitzern verboten,


dem Beispiel der Kaufleute und Arbeiter zu folgen, wo dadurch das herkömm-


liche Band zwischen Baukosten und Mietzins zerrissen wurde, da war es aus mit


der Bauindustrie. Verschlimmert aber wurde die Sache noch dadurch, daß 


wieder andere Pfuscher den Bauunternehmern versprachen, die Preise der


Baumaterialien, wie auch die Löhne rückwärts zu revidieren, ihnen sogar den


vollständigen Abbau der Preise in Aussicht stellten, denn so rechnet nun jeder,


der an diesen Schwindel glaubt, daß er, privatwirtschaftlich, ja gar nichts besse-


res tun kann, als mit dem Beginn des Unternehmens zu warten, bis der Abbau


der Preise beendet ist – und wenn das auch zehn Jahre dauern sollte. Der Bau,


der heute etwa 100.000 M. kostet, soll ja nach dem Programm unserer


Finanzminister nächstes Jahr nur 90.000 und das Jahr darauf  80.000 M. kosten.


So wird durch die Politik unserer Währungspfuscher das Nichtstun zum ein-
träglichsten aller Unternehmen, trotz Wohnungsnot.
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Die Mittel. Sobald die Vermögensabgabe erfolgt und die Steuerschraube das


Gleichgewicht zwischen Ausgaben und Einnahmen des Reiches, des Staates


und der Gemeinde wiederherstellen muß, wird es all denen zum Bewußtsein


kommen, wie arm der Krieg alle gemacht hat, die sich heute noch durchaus nicht


für arm halten und wie nötig es ist, an allen Ecken und Enden zu sparen. Dann


werden sich alle fragen, ob sie noch in der Lage sind, ihre jetzige auf andere


finanzielle Grundlagen zugeschnittene Wohnung beizubehalten – und diese


Frage werden sie alle, ohne Ausnahme alle, verneinen müssen. Dann wird


Wohnraum abgegeben werden, massenhaft, überall, auf dem Lande, in den


Städten und namentlich in den Villenkolonien.


Denen, die auf der Steuerflucht ihr „Kapital“ in Möbeln zu retten bestrebt sind,


möge hier gesagt werden: Die Vermögensabgabe führt zur Abgabe von


Wohnraum und dieser zur Abgabe von Möbeln. Achtung also vor dem


Möbelpreissturz, der sehr wohl noch die Währungsverwässerung überholen


kann.


Jedoch, nehmen wir einmal an, die drohende Vermögensabgabe würde man


durch ausländische Anleihen hinauszuschieben suchen oder, daß es gelänge,


den Friedensvertrag im Sinne einer Ermäßigung der Kriegslasten zu revidieren –


und daß darum die oben erwähnte Wohnungsabgabe unterbliebe, die


Wohnungsnot also fortbestehen würde.


Die Mittel, die in solchem Falle anzuwenden sind, müssen selbstverständlich


den Ursachen der Wohnungsnot angepaßt werden, die, wie wir gezeigt haben, in


den sogen. Wohnungswuchergesetzen zu suchen sind. Die rechnerischen


Bedenken, die dem Umzug heute entgegenstehen, müssen beseitigt werden, die


Höhe der Miete muß das alte Verhältnis zu den Gesamtausgaben des Haushalts


wieder erreichen und die Wohnungsansprüche in die vor dem Kriege bestellen-


den Grenzen zurückdrängen, die Bauindustrie muß in der Höhe der Mieten die


althergebrachte „normale“ Rentabilität wieder finden.


Was ich hier vorschlage, strebt in gerader Linie auf die hier gezeigten Ziele und


wird zugleich den außerordentlichen Bedürfnissen der städtischen Finanzen


gerecht.
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1. Den Hauswirten wird beim Handel um die Miethöhe die volle Freiheit 


zurückgegeben.


2. Für je 4 Mark, um die der Hauswirt die Mieten zu erhöhen vermag, zahlt 


er 3 Mark als Steuer an die Stadtkasse ab.


3. Von denjenigen Wohnungen, die, weil zu groß, keine Mieter mehr finden 


und in kleinere selbständige Wohnungen umgebaut werden (der allge-


meine Zug von der 1. zur 4. Klasse wird zur Aufgabe vieler großen 


Wohnungen führen), wird eine geringere Steuer, von den Neubauten 


überhaupt keine Steuer erhoben.


Die unter 2 genannte Wohnungszinserhöhungssteuer könnte auch als


„Wertzuwachssteuer“ erhoben werden, die die Stadt in Form einer 1. Hypothek


im Bedarfsfall verpfänden könnte.


Daß mit dieser Steuer die Wohnungsnot, die entsetzliche, chronische, prole-


tarische Höhlennot nicht verschwindet, ist ja klar. Sie wird nur in die vor dem


Kriege bestehenden Grenzen zurückgeführt werden. Die wirkliche Beseitigung


der Wohnungsnot kann man vom Krieg ebensowenig erwarten, wie von einem


Erdbeben. Sache des durch friedliche Arbeit geschaffenen Wohlstandes ist es,


neue Städte zu bauen. Jetzt kann es sich nur darum handeln, den Brotkorb auf


die Höhe des Vorrats zu hängen. Am vorhandenen Wohnraum ändert die gefor-


derte Steuer nur insofern etwas, als sie die Schaffung vieler kleiner Wohnungen


auf Kosten der großen Wohnungen erleichtern wird.


Es wird angenommen, daß die Mieten bei freiem Handel leicht auf das


Doppelte und Dreifache steigen werden, ja, daß sie noch erheblich darüber hin-


aus werden steigen müssen, ehe die Unternehmer daran denken können, neue


Häuser zu hauen. Doppelte Mieten bedeuten aber eine Verdoppelung des


Gebäudekapitals und eine Steuer von 3/4 der Mietsteigerung bedeutet, daß 3/ 8


des jetzigen Gebäudekapitals den Staaten (Staat, Reich) zugeführt wird, wäh-


rend der nominelle „Reichtum“ der Hausbesitzer gleichzeitig noch um 1/8 wächst.


Letzterer Umstand wird vielleicht die Frage aufwerfen, ob man auf Kosten der


Mieter den Hausbesitzern die Dividenden um 1/8 des Kapitals erhöhen 
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dürfe. Jetzt in diesen Zeiten allgemeiner Not! Warum man nicht den vollen


Zuwachs wegsteuern sollte?


Auf diese Frage ist zu antworten, daß, wenn der Hausbesitzer keinen Vorteil


mehr von der Mietsteigerung erwartet, er auch keine Mietsteigerung vornehmen


wird und daß dann das Ziel nicht erreicht wird. Weiter ist zu sagen, daß, wenn


wir jetzt dem Hausbesitzer 1/4 der Mietsteigerung zugestehen, er immer noch die


schwerste Einkommensteuer bezahlen wird, die heute erhoben wird. In Zahlen


ausgedrückt, würde sich nach unserem Vorschlag die Lage der Hausbesitzer wie


folgt, gestalten:


Vor dem Krieg bezog der Hauswirt 400 Mk.


Jetzt bezieht er 800 ab 300 M. Steuer = 500 Mk.


Auf dem Papier hat der Hauswirt allerdings hier 100 Mark Mehreinnahme, in


Wirklichkeit, auf dem Markte, in den Läden, dort, wo es darauf ankommt, hat der


Hausbesitzer mit den 500 M. nicht die Hälfte, kaum ein Drittel der Kaufkraft, die


ihm vordem die 400 Mark verliehen. Rechnet der Mieter den Hauszins in die


eigenen Arbeitsprodukte um, so findet er, daß er trotz der Mietsteigerung weniger


Produkte für die gleiche Wohnung zu opfern hat


Nun fragt man, warum wir dem Hausbesitzer nicht den vollen Zuwachs lassen


sollen, zumal es sich nach der gegebenen Darstellung nur um einen nominellen,


einen Buchstabenzuwachs handelt? Auf diese Frage gibt die Notlage der Staats-


und Gemeindefinanzen Antwort. Das Gebäude- und das Bodenkapital bildet


heute fast den einzigen, auf alle Fälle aber den Hauptgegenstand der unerläß-


lichen Vermögensabgabe. Die vorgeschlagene Steuer umschließt einen Teil der


Vermögensabgabe und gibt ihr zugleich die praktische Finanzierung. Was dann


noch zur Sanierung der Reichs-, Staats- und Gemeindefinanzen an


Vermögensabgabe fehlt – das kann dann nachgeholt werden, wenn einmal ein


klares Bild der Lage ein klares Finanzprogramm gestattet.


–
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Der Beitrag des Proletariats zum Reichsnotopfer.


In Paris wird in der dort errichteten „Kadaververwertung“ das deutsche


Volksvermögen von englischen Finanzgenies verarbeitet. Rechnen wir damit,


daß nicht viel mehr als die Knochen für „uns“ übrig bleiben wird.


Kann „uns“ das gleichgültig sein? Das deutsche Volksvermögen! „Unser“


Vermögen! Helfferich berechnete „unser“ Volksvermögen mit 400 Milliarden und


diese Summe kam wie folgt zusammen: 20 Milliarden an Zinsen und


Grundrenten entsprechen bei einem Zinsfuß von 5% einem Kapital von 400


Milliarden. Diese 20 Milliarden aber waren das, was dem Arbeiter vom Ertrag der


Arbeit abgezogen wurde, zum Teil gleich in der Fabrik beim Lohn, dann zu


Hause in der Miete und auf den Märkten und Läden im Verkaufspreis der Waren.


Das Volksvermögen besteht also aus nichts anderem als aus der kapitalisierten
Beute der Wucherer! Auf diese Beute hat es die Entente abgesehen. Macht


Platz, ruft die Entente den deutschen Rentnern und Wucherern zu, – wir wollen


uns an eure Stelle setzen!


Was kann das dem deutschen Proletariat verschlagen? Ob diese 20 Milliarden


von deutschen oder Entente-Rentnern verzehrt werden, ob dies in Nizza oder in


Wiesbaden geschieht – wie kalt das den lassen muß, der diese 20 Milliarden 


aufbringt, das deutsche Proletariat. Ich glaube sogar, daß es beim Proletarier


weniger bittere Gefühle auslösen muß, wenn Fremde sich vom Ertrage seines


Fleißes mästen, als wenn dies von seinen eigenen Landsleuten geschieht.


Also liefern wir das deutsche „Volksvermögen“ doch der Entente aus, wenn wir


die Schakale damit glücklich und zufriedenstellen können, liefern wir der Entente


unsere Kapitalisten, unsere Rentner, unsere Ausbeuter aus. Diese haben uns in


Friedenszeiten ausgewuchert. Wir haben gearbeitet – sie haben fröhlich in den


Tag hinein gelebt, von einem Fest zum anderen jagend. Niemals haben sie uns


die Bürde des Kapitals auch nur um 1/2% ermäßigt. Winzige Vorteile mußten wir


ihnen durch Streik und Hunger erpressen. Was verbindet sie mit uns? Was 


verbindet den Schmarotzer mit seinem Opfer? Liebe, Anhänglich-


Anhänglichkeit
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keit? Sollen wir uns für das Schicksal dieser Schmarotzer interessieren? Sollen


wir, die Opfer dieser Vampyre, bei den Direktoren der in Paris für das Deutsche


Volksvermögen eröffneten Kadaververwertung ein gutes Wort für unsere Peiniger


einlegen? Nein, niemals, wir wissen es ja, daß, wenn wir diese Schlange aus der


Falle retten, sie uns zum Danke, doch sofort wieder anfallen wird. In die


Kadaververwertung also mit dem deutschen „Volksvermögen!“


Und antworten wir den Rentnern, die uns ihre Not klagen werden, mit den


Worten ihres Kaisers: „Wer unzufrieden ist, der soll auswandern!!“ Sie mögen


alle auswandern, die, auf deren Platz nun französische Kuponschneider sich 


setzen werden – Allez, allez, hinaus mit euch! Der Urwald, die Pampa, die Prärie


sind weit – Platz ist da für alle abgesetzten Könige und Rentner. – Wer entrüste-


te sich damals von dieser satten und frommen Gesellschaft, als tausende deut-


scher Auswanderer in den Einöden Dakotas erfroren? Es rührte sie nicht. Schickt


sie fort, alle, alle, laßt keinen zurück, fort nach Paris in die Kadaververwertung


für das deutsche „Volksvermögen“. Die Not des Reiches verlangt Opfer. War


denn etwa die Fabrik, wo die Dividenden aus eurem Schweiße destilliert wurden,


nicht auch eine Kadaververwertung?


Wurden dort die Arbeiter nicht auch zum Kadaver verarbeitet? Weg mit den


Rentnern – alle nach Paris – keiner bleibe zurück! Das sei das Reichsnotopfer,


das das deutsche Volk sich selber bringt.


Wie fein wird es dann in Deutschland sein, wenn wir keine Rentner mehr um


uns haben, wenn wir nur mehr Menschen sehen werden, die, wie wir, ums täg-


liche Brot arbeiten, wenn wir einstimmig die verfluchen werden, die uns die


schwere Bürde auferlegt haben. Dann werden wir endlich sein ein einig Volk von


Brüdern – stark in der Einigkeit, stark in der Rüstigkeit und Arbeit, stark genug,


um (...) . Dann fallen alle Innenreibungen fort, dann haben wir Ruhe und auch


Sicherheit vor der Reaktion. Also fort mit ihnen allen – nach Paris. Fort mit dem


arbeitslosen Einkommen aus Deutschland, mit dem Gifte, dem ungezählte


Geschlechter, Völker und Rassen erlegen sind. Erleichtern wir den


Rechenkünstlern in Paris die Arbeit. Machen wir selbst die Rechnung auf und


sagen: Wir haben 100 000 Millionäre – diese liefern wir euch 
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aus als „Sühne und Entschädigung“. Dem Feind den Feind! Dem äußeren Feind


den inneren Feind! Dann werden wir hier in Deutschland Frieden haben, tiefen,


echten Frieden – und wenn ihr, ihr Völker Europas, euch desselben tiefen, 


inneren Friedens erfreuen wollt – so macht es wie wir, schickt – eure Rentner ins


Pfefferland!


Arbeiter! Jetzt ist es Zeit, einmal reinen Tisch zu machen mit allem Rentnertum


– und wenn euch die Entente die Hand zur Tat reicht, so sage ich euch, schlagt


ein!


In der Presse wird kaltblütig von einer deutschen Auswanderung von 


15 Millionen Proletariern gesprochen. Allein nach Argentinien sollen 5 Millionen


abgestoßen werden! Mit dem oben besprochenen Reichsnotopfer würde die


Notwendigkeit solcher Auswanderung wegfallen.


<Repro>


Lastenfreies Vermögen


Deutscher Kapitalisten.


1914 = 400 Milliarden.


Erklärungen: Die Zahlen von 400 Milliarden (300) sind das Produkt des zum


Zinsfuß von 4% kapitalisierten Zinseinkommens (Kapitalzins und Grundrenten).


Steigt der Zinsfuß, so geht das mit Geld ausgedrückte Vermögen entsprechend


zurück. Dasselbe ist der Fall, wenn der Lohn steigt. Das Vermögen läßt sich


überhaupt durch Lohnforderungen ganz auflösen. 1914 entfielen auf den Kopf


etwa 8000 Mark, jetzt vielleicht 1000 Mark (von 
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<Repro>


Rest


II. Hypothek


Kriegslasten.


I. Hypothek


Forderungen d. Entente


1919 = 300 Milliarden.


gleicher Größe). Die Größe der 1. Hypothek ist noch nicht genau bekannt. Die 


2. Hypothek setzt sich zusammen aus den Forderungen der Kriegsverletzten, der


Hinterbliebenen, der Hilfsbedürftigen, Arbeitslosen usw. Das auf der Flucht vor


diesen Hypotheken ins Ausland „gerettete“ Vermögen muß von dem verbleiben-


den „Rest“ in Abzug gebracht werden.


–


Die Ausbeutung des Arbeiters 


durch das industrielle Kapital.


„Die Ausbeutung des Arbeiters erfolgt durch den Besitzer der Produktions-


mittel. Die Fabrik ist die Quelle des Mehrwertes. Dort wird die Haut des Arbeiters


zu Leder gegerbt. Der Unternehmer kauft die Kraft des Arbeiters, bezahlt aber


als Lohn nur die Unterhaltungskosten dieser Kraft. Den Unterschied beider


Größen bildet der Profit, der Mehrwert, der Ertrag der Ausbeutung.“


So ähnlich drückt sich Marx aus. Und die Angriffe des Proletariats auf das


Kapital werden stets von diesen marxistischen Erkenntnissen, geleitet. Was


Proudhon zu der Sache vor 70 Jahren sagte, ist vergessen, wird von den


Marxisten totgeschwiegen. Der Unternehmer ist der Ausbeuter, gegen ihn richtet


sich der ganze Haß des Arbeiters. El chancho, das Schwein, so nennen die 


südamerikanischen Marxisten 
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ganz allgemein den Unternehmer. Die Frontalangriffe, die in Rußland und Ungarn


gegen das Kapital gerichtet wurden, gingen von Marx’ Lehre aus. In München


sahen die Kommunisten vom kapitalistischen Ausbeutungsapparat nur die


Fabriken. In den Maschinen saß das Reptil. Durch „Sozialisierung“ der Betriebe


sollte das Scheusal zur Strecke gebracht werden.


Nun veröffentlicht „Die Zukunft“ (Nr. 47) einen Brief des Vorsitzenden der A. E.


G., wonach die Dividenden von 66 der bestrentierenden Aktien-Gesellschaften


nur knapp 12% des Lohnes ausmachen, so daß die Verteilung der Dividenden


dieser Gesellschaften unter die Arbeiter den Jahreslohn durchschnittlich um 270


Mark gehoben haben würde. (Die Zahlen beziehen sich auf die Jahre 1905–


1914.) Nähme man den Durchschnitt aller Aktiengesellschaften, mit Einschluß


der verkrachten und aufgelösten Gesellschaften, so würden nicht 270 Mark, 


sondern bedeutend weniger herauskommen.


Dabei ist in obiger Rechnung der Umstand ganz außer Acht gelassen, daß die


Jahre 1905–1914 gute Jahre waren, wo die Betriebe mit Volldampf unter den


wirtschaftlich wie technisch günstigsten Bedingungen arbeiteten. Auf die letzten


40 Jahre, bis etwa 1873 ausgedehnt, würde die Rechnung noch wesentlich


anders ausfallen. Auch nimmt der Direktor der A. E. G. wahrscheinlich keine


Rücksicht darauf, daß viele Aktiengesellschaften mit Obligationen-Kapital arbei-


ten. Rechnet man aber, wie es hier geschehen muß, das Obligationen-Kapital


zum Aktienkapital, so fällt die Durchschnittsdividende noch wesentlich geringer


aus. (Der Zins der Obligationen beträgt meistens 4–5%.) Weiter ist zu beachten,


daß in jenen Jahren (1904–1914) die seit 1890 einsetzende allgemeine


Preistreiberei wohl 20% ausmachte, so daß von der Durchschnittsdividende noch


etwa 2% jährlich auf Konto Geldentwertung abzusetzen sind. (So sind heute


1000 Mark Dividende gegenüber 1914 nur etwa 200 Mark, und eine Dividende


von 15% nur eine solche von 3%.) Berücksichtigt man alle diese Umstände, so


kommt man auf eine Durchschnittsdividende von etwa 4–5%. Und so muß es


wohl auch sein, denn zu 4–5% erhalten die Staaten, die Gemeinden, die


Grundbesitzer und die mit Obligationen arbeitenden 
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Aktiengesellschaften Kapital milliardenweise angeboten.


Das sind Zahlen, die den Marxisten zu denken geben sollten. Aber der Marxist


ist schon lange kein Denker mehr. Vielleicht war sogar Marx der einzige Denker


unter den Marxisten. (Engels war kein Marxist.) Die übrigen sind Dogmatiker.


Es ist eben nicht war, daß die Ausbeutung der Arbeiter allein in der Fabrik,


durch das Privateigentum an den Produktionsmitteln erfolgt. Nicht mit einem
Blutegel hat es der Arbeiter zu tun. Sein Körper ist ganz damit bedeckt. Allein für


den Zins der Wohnung bezahlt der Arbeiter 25% seines Lohnes – also mehr als


das Fünffache von dem, was das Industriekapital ihm abschröpft. Wahrscheinlich


ist es sogar, daß das Industriekapital nicht 1/10 des am Arbeiter zehrenden


Kapitals ausmacht.


Wenn es keinen Gott gibt, so muß man ihn erfinden, um mit seiner Hilfe das


aufsässige Volk bändigen zu können, sagen die überzeugten Anhänger der


Staatskirche! Und wenn es keinen Marx gäbe, so müßte man ihn auch erstehen


lassen, um die Aufmerksamkeit der Arbeiter von den 1000 stillen Teilhabern am


Lohne, von den Rentnern abzulenken, sagen die überzeugten Anhänger der


Marx`schen Lehre, sagen die denkenden Kapitalisten. So lange die Arbeiter auf


Marx’ Kapitaltheorie schwören, hat es keine Gefahr für das Kapital. Marx ist ein


Lamm in Wolfskleidern. Marx ist die Hochburg des Kapitals. Ohne Marx läge


Mammon heute besiegt am Boden.


–


Der deutsche Arbeiter als „Fronknecht“.


In einem Flugblatt des Ausschusses für Handel und Industrie der Deutschen


Volkspartei W. V. Berlin heißt es: „Nicht der Vermögensabgabe und ihrer Höhe,


sondern der wahnwitzigen Form, durch welche der deutsche Arbeiter zum
Fronknecht der haßerfüllten Feinde erniedrigt wird, gilt unser Kampf.“ Genossen,


laßt euch nicht einschüchtern. Bis jetzt waret ihr die Fronknechte deutscher


Kapitalisten, jetzt werdet ihr für ausländische Kapitalisten bluten. Das ist der


ganze Unterschied. Eine Erhöhung der Fronlasten findet nicht statt. Das wider-


spräche den Gesetzen, die den Arbeitslohn beherrschen und ihn 
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zu einer internationalen Größe machen. Der deutsche Kapitalist wird diesmal


zahlen.


–


Wie wars mit unserer finanziellen Kriegsbereitschaft?


Kläglich versagte die Reichsbank als Hüterin der deutschen Währung. Selbst


Zwitter, ein Mittelding zwischen Staatsbetrieb und Aktiengesellschaft, betrieb sie


Zwitterpolitik. Ihre ziel- und sinnlosen Maßnahmen brachten die Währung gleich


am ersten Tag ins Wanken. Und die Währung ist doch der Drehpunkt der


Volkswirtschaft, der Ordnung, der Moral und des Rechtes. Wer an der Währung


rüttelt, der rüttelt an den Grundmauern des Staates. Alles schwankt, alles, alles


wird in Frage gestellt, Männer werden irre, Mädchen stürzen, wenn dieser


Drehpunkt nachgibt. Es geht dann im Staate zu, wie im Planetensystem, wenn


die Sonne entfernt wird.


Die Direktoren der Reichsbank wußten nicht, wem sie gehorchen sollten – sie


waren Direktoren der Reichsbank-Aktiengesellschaft und zugleich Beamte des


Reiches! Als Beamte hatten sie zu gehorchen. Und das taten sie, ach so gerne


taten sie es. Denn es ist bequem. Man befahl und sie gehorchten, blindlings und


beflissen. Keiner dankte ab!


Vor dem Kriege sprach man von finanzieller Kriegsbereitschaft. Jedermann


glaubte, daß in der Beziehung alles wohl durchdacht worden war. Auf Betreiben


der Reichsbank war der Kriegsschatz im Juliusturm von 120 auf 180 Millionen


gebracht worden. Das Geld für einen Feldzug von 5 Tagen, 3 Minuten und 17


Sekunden! Ein Hamsternest von 60 Tonnen Gold, das 40 Jahre auf die


Kriegserklärung gewartet hatte – um in ein anderes Hamsternest überzusiedeln.


So schnell es ausgegeben wurde, so schnell war es wieder gehamstert. Der


Rest war Geldpapier! Und mit dieser finanziellen Bereitschaft ließ man sich in


einen Krieg ein, von dem man wußte, daß es ein Materialkrieg, ein


Wirtschaftskrieg sein würde.


Alles war wohl vorbereitet für den „Verteidigungskrieg“. Der gegen Belgien


gerichtete Heeresaufmarschplan war seit Jahren fertig, die dicke Bertha zur


Zertrümmerung der belgischen Forts war da, das Unterseeboot, Zeppelin, der


Kieler Kanal, das Bündnis mit 
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der herrlichen türkischen Armee, alles klappte, nur die Hauptsache, das Geld,


der „Nervus rerum“, da klappte es nicht. Da war Fahrlässigkeits-Verrat geübt


worden. Oder waren vielleicht verkappte Pazifisten in der Reichsbank, die den


Sieg sabotierten?


Die Hut der Währung hatte man verknöcherten Bürokraten, blinden Anbetern


Mammons, im Goldwahn befangenen Handwerkern anvertraut, Männern, die im


Geld nicht die Tauschware sahen, sondern nur das Zahlungsmittel, die ohne


irgendwelche theoretische Richtpunkte einfach nach Erfahrungssätzen vor-


gingen, auf die die neuen Verhältnisse gar nicht anwendbar waren. Männer also


ohne Theorie und ohne Praxis. Und diese Bürokraten duldeten keine Kritik. Weil


sie sich nicht wissenschaftlich zu verteidigen wußten, griffen sie zur Gewalt und


stellten die einzige Zeitung, die es wagte, die Reichsbankpolitik zu kritisieren –


den „Physiokrat“ – unter Zensur.


Das war die finanzielle Kriegsbereitschaft des Volkes der Denker und des


Bieres.


Für die Finanzen wie auch sonst kann das Geld nur als Tauschmittel betrachtet


werden. Und da gibt es nur eine Politik, die sich im Frieden wie im Krieg be-


währen muß – die Politik der absoluten Währung, die Einstellung aller


Währungsaktionen auf die Aufrechterhaltung des allgemeinen Preisstandes der


Waren. Mit den Geldbedürfnissen des Staates hat solche Währungspolitik nichts


gemein. Der Staat muß innerhalb der Grenzen solcher Währungspolitik seine


Geldbedürfnisse decken. Für seine Geldbedürfnisse ist der Steuerapparat da.


Den soll er gebrauchen. Demgemäß kann die „finanzielle Kriegsbereitschaft“ in
nichts anderem bestehen, als in einem sorgfältig ausgearbeiteten
Besteuerungsplan. Der fehlte. Die Kreise, die die Kriegsvorbereitungen trafen,


wollten sich nicht selbst besteuern und sie kannten Michel. Sie wußten, daß die-


selben, die mit Hurra ins Feld ziehen, nachdenklich werden, eklig sogar, wenn


von Steuern die Rede ist. Auf dem Altar des Vaterlandes opfert man Leichen,


keine Myrrhen, Weihrauch und Gold. Wenn Geld verlangt wird, dann sackt die


Hurrastimmung in Korinthenkockerei zusammen, dann wird Michel Pazifist.


Da die Männer, die den Krieg vorbereiteten, das Volk richtig nach der eigenen


Seele einschätzten, weil sie Aufruhr fürchteten, suchten sie das Geld zur Krieg-


Kriegführung
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führung hintenherum, wie man heute Butter und Speck sucht. Sie erschlichen die


Kriegsgelder mit der Notenpresse. Das mußte zum Zusammenbruch führen. Wer


die Macht nicht hat, dem Volke direkte Steuern aufzuerlegen, der soll sich nicht


in Kriege einlassen.


Wer Frieden will, rüste für den Krieg! Wie soll man das tun? Das will ich sagen.


Man setze schon im Frieden die Steuergesetze fest, die am Tage der


Kriegserklärung in Wirksamkeit treten sollen. Mehr braucht man für den Frieden


nicht zu tun. Es genügt. Wenn es vor dem Kriege in allen Staaten Gesetz gewe-


sen wäre, daß die Mittel zur Kriegführung auf dem Wege der Steuer erhoben
bzw. eingetrieben werden müssen, so wäre es nicht zum Kriege gekommen. 


Von Friedensliebe hätten sie alle getrieft. Solche Kriegsfinanzen stoßen übrigens


auch praktisch auf keine größeren Schwierigkeiten – solange überhaupt noch


kriegsverwendungsfähiges Gut vorhanden ist. Alles Vermögen, nicht nur die


Kupferkessel der Wäscherin und das Pferd des Bauern sind beschlagnahmt. 


Das Land, die Häuser, Fabriken usw. werden einem Hypothekenamt verpfändet


und die von diesem ausgegebenen Pfandbriefe nach Bedarf gegen Bargeld ver-


äußert. Durch regelmäßige, wöchentlich zu wiederholende Abstempelung des


Bargeldes (Freigeld) wird der Geldhamsterei vorgebeugt, das bare Geld dem


Pfandbriefmarkt zugetrieben, so daß der Kreislauf des Geldes geschlossen


bleibt. Mehr ist für die Finanzierung des Krieges (wie auch der Revolution) nicht


zu tun. Versagen dann die Finanzen, so ist das ein Beweis, daß nichts mehr zu


holen, daß die Warenlager leer sind, daß das Tauschmittel der Waren, keine


Daseinsberechtigung mehr hat.


–


Für das Sozialistische Wörterbuch der Volkswirtschaft.


Was ist Luxus? Darüber ist man sich einig: Der Luxus soll dem Fiskus ausge-


liefert werden, er muß die Kriegslasten tragen! Wenn man sich nur ebenso einig


wäre über den Begriff Luxus! Luxus ist auf alle Fälle ein recht dehnbarer, wandel-


barer und ein subjektiver Begriff. Und nicht nur das: Er ist auch ein


Klassenbegriff. Was in der dritten Klasse 
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Luxus ist, das ist in der ersten Klasse Lebensbedürfnis. Bier, Tabak, Musik,


Literatur sind je nach dem Luxus oder Bedürfnis, und es steht dem einzelnen


nicht an, hier über Recht und Unrecht zu entscheiden. Der Mann, der dort nach


schwerer Tagesarbeit mit dem Bierglas in der Rechten und der Zigarre in der


Linken im Lehnstuhl sich erholt, treibt der etwa mehr Luxus als der andere, der


mit beiden Händen in den Taschen den ganzen Tag vergnügt den schwitzenden


Arbeitern zuschaut? Und treibt etwa der dünne Schneider Luxus, der lieber im


ungeheizten Zimmer friert, um dafür einen alten Hund, einen Kanarienvogel, ein


mit Kröten bevölkertes Aquarium über die böse Teuerung hin zu erhalten?


Was ist also Luxus? Was könnte wohl im Klassenstaat, der gleichzeitig sich als


Rechtsstaat gebärden will, einer Luxussteuer unterworfen werden?


Man sieht, der Begriff Luxus ist nicht in den Rahmen von Sachgütern und


Leistungen zu spannen. Diesem Begriff gegenüber erweist sich selbst der


Massenmensch als Individualist. Vom individuellen Standpunkt aus gibt es über-


haupt keinen Luxus. Den Luxus treiben immer nur die Anderen. Die Damen ent-


rüsten sich über den teuren Hut ihrer Köchin.


Dabei darf man nicht vergessen, daß der Verbrauch von Gegenständen, die


der Verbraucher selbst als Luxus und demzufolge als entbehrlich betrachtet,


durch die Steuer zurückgedrängt wird und darum als Steuerquelle unzuverlässig


ist. Die Biergerste läßt sich auch als Gänsebraten verzehren. Wo aber die Steuer


den Verbrauch nicht hemmt, da handelt es sich bestimmt nicht mehr um Luxus


und Luxussteuer.


Um zum Begriff Luxus zu gelangen, müssen wir das Reich der Sachgüter und


der Privatwirtschaft verlassen und die Höhen der Volkswirtschaft erklettern. Hier


werden wir den Luxus erblicken, nackt, in abstrakter Gestalt, und zwar so, daß


es keinen Streit mehr gehen kann, ob es sich wirklich um Luxus handelt oder


nicht. Hier, von der Höhe der Volkswirtschaft erblicken wir das arbeitende Volk,


das sich fluchend und schwitzend abmüht, um das arbeitslose Einkommen der
Rentner aufzubringen. Treibt das Volk hier keinen Luxus? Sind dem Volke diese


Rentner nötig, unentbehrlich? Könnte es nicht mit weniger oder gar keinen


Rentnern auskommen? Jeder, der die Hoffnung fahren ließ, selbst einmal 
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Rentner zu werden, wird diese Frage rückhaltslos bejahen. Das arbeitslose
Einkommen der Rentner – das ist der Luxus. Wenn jeder Proletarier sich ein


Reitpferd halten wollte, so würde man das mit tödlicher Sicherheit als Luxus


bezeichnen und das Reitpferd besteuern. Und wenn der Proletarier sich heute


statt des Reitpferdes einen Rentner hält, einen Reiter, der ihn reitet, – so ist das


auch Luxus. So besteuere man also den Proletarier, – bis er diesen Luxus, 


seinen Reiter, abwirft. Man überliefere den Rentner der Steuerpresse bis zum


letzten Tropfen. Denn nicht das, was der Rentner verbraucht – das Auto, der


Rosengarten, ist Luxus – nein, die ganze Person, so wie sie leibt und lebt, mit


ihrem ganzen Anhang ist Luxus – der einzige Luxus, den das arbeitende Volk


treibt.


–


Proletarier! Der Frontalangriff auf das Kapital ist blutig abgewiesen worden.


Versuchen wir es mit einem Angriff auf die Flanken. Den Plan dazu enthält:


Die natürliche Wirtschaftsordnung
durch Freiland und Freigeld.


Von Silvio Gesell.


3. Auflage.  400 Seiten, M. 8.00.


Verlag Roman Gesell, Arnstadt (Thür.).
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Korrespondenz
für die 


Sozialistische Presse
von Silvio Gesell.


Das Honorar beträgt 1 Pfg. für die Zeile und für je 1000 Stück der Auflage. Es ist


durch Postanweisung an Silvio Gesell, Berlin NW., Rathenowerstraße 6, zu sen-


den.


Nr. 1912  Berlin, Dezember  1919 


Das Not-Wirtschaftsprogramm für die sozialistische


Einheitsfront


Zur Tat!  Zur Tat!
Ihr alten, müden Greise, Männer und Frauen, ihr Kriegsverletzte und


Industrieinvaliden, ihr Kranken, Geschwächten, Witwen und Waisen, ihr erwerbs-


losen Industriearbeiter, Handwerker, Angestellte, Kaufleute, Rentner, Offiziere,


Künstler, Komödianten und Tragödianten, ihr alle, denen der Krieg die wirtschaft-


lichen Grundlagen des Lebens zerstörte, die ihr von Sorgen erdrückt werdet –


fürchtet euch nicht! Es kommt nicht zum Chaos und Staatsbankrott. Es soll, es


wird für alle gesorgt werden.


Einer für alle und alle für einen! Das, was wir für die Zeiten des Friedens immer


glatt ablehnten, das wird in dieser Zeit des Zusammenbruches und der ungeheu-


ren, steigenden Not zum einzigen Rettungsmittel: Die Habe, das Vermögen, das
Geld aller wird für die allgemeine Not unbeschränkt herangezogen werden!


Die militärische Not zwang uns (man sagt’s) zum Einbruch in Belgien, die 


völkische Not zwingt uns jetzt in die Schatzkammer der Reichen einzubrechen!


[Der große Holländer drückte denselben Gedanken mit den Worten aus: „Ich kenne keine Parteien.“


Da die Parteien sich um das Eigentum scharen, so bedeutet die Mißachtung der Parteien zugleich


die Mißachtung ihres Zentralgedankens, ihres Heiligtums, Mißachtung von Mein und Dein. S. M. war


offenbar bereit, alles, alles, sogar das Geld dem Vaterland zu opfern.] Not kennt kein Gebot!
Die über allem Eigentum thronenden Gesetze des Lebens treten nunmehr in


Kraft. Solange die Kriegsnot besteht, gibt es im Deutschen Reich kein Eigentum


an Sachgütern, wie es vor der militärischen Not auch kein Eigentum an Leib und


Seele gab. Reichtum und Armut, Luxus und Not sind völkische Wider-
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sprüche, wie Krieg und Recht, Krieg und Eigentum militärische Widersprüche


sind. Die Not wird diesen Widerspruch lösen! Wir werden ihn lösen.
In deutschen Landen soll unverschuldet niemand hungern und frieren.


Niemanden sollen die Sorgen ums tägliche Brot den Schlaf rauben. Solange wir


nicht alle frieren, nicht alle hungern, nicht alle erfrieren und alle verhungern, soll


keiner frieren und keiner hungern. Das ist unser Begriff von völkischer


Zusammengehörigkeit, von Menschheit, Christentum, Demokratie und


Sozialismus. Und nach diesem Begriffe wollen wir handeln und rufen alle


Gleichgesinnten zum Rettungswerk auf. Zur Tat! Zur Tat!


Wir wollen nicht nur im Kriege zusammenhalten, durchhalten, opfern – auch im


Frieden wollen wir es. Wir wollen zusammen leben oder alle zusammen unter-
gehen! Nachdem für Kaiser, Reich und phantastische Projekte Hekatomben


geopfert, sollen die Überlebenden nicht den Eigentumsgesetzen geopfert 


werden. Das Eigentum soll uns nicht überleben!
–


Hier ist unser Notwehrprogramm:


1. Allen, ausnahmslos allen, die durch den Krieg und seine Folgen in Not ge-


rieten und noch geraten werden, den Arbeitern wie den selbständig


Wirtschaftenden, wird aus Mitteln einer Reichsvermögensabgabe eine


Unterstützung in monatlichen Raten ausgezahlt, die sich nach dem bisherigen


versteuerten Einkommen richten und im Minimum 000, im Maximum 000 Mark


betragen soll, mit einem Wohnungsgeldzuschuß für die Bevölkerung der Städte.


(So lange wir nicht die absolute Währung haben, wäre es sinnlos, hier


bestimmte Zahlen zu nennen, da die Reichsbank den Sinn solcher Zahlen täglich


in Unsinn verwandelt.)


2. Allen Frauen und Männern, ausnahmslos allen über 60 Jahre wird ohne wei-


tere Formalitäten eine Pension bezahlt, die ebenfalls nach dem bisherigen


Einkommen gestaffelt wird.


3. Allen Müttern, ausnahmslos allen, wird für jedes Kind unter 14 Jahren aus


Reichsmitteln ein monatlicher Zuschuß von 00 Mark entrichtet.


4. Zur Beschäftigung der Arbeitslosen wird sofort im Umfange der bestehenden


Arbeitslosigkeit mit der Aufteilung der großen Güter begonnen und die Erstellung


von Heimstätten für das ländliche und städtische Proletariat in Angriff genom-


men. Die Heimstätten werden mit Vieh und Arbeitsgerät lebensfähig versorgt.


Das Baumaterial soll zum Teil durch Abtragung der Herrenhäuser gewonnen wer-


den, sofern diese nicht anderweitig nützliche Verwendung finden. Der


Kleingrundbesitz (Köter, Häusler, Ackerbürger, Büttner) soll aus dem Bestand der


Großgrundbesitzungen zu lebensfähigen, selbständigen Wirtschaften erweitert


werden.
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5. Für die Deckung dieser zum Teil heiligen, notwehrenden wie notwendenden


Ausgaben wie auch zu ihrer sicheren Fundierung wird eine einmalige


Vermögensabgabe erhoben, die in Gestalt einer ersten Hypothek von allen


Liegenschaften und in Gestalt bevorrechteter Wechsel von aller Fahrhabe


(Mobilien) erhoben wird.


–


Das Gespenst des Reichs-, Staats- und Gemeindebankrotts, des Bankrotts der


Sparkassen und der Banken beraubt heute alle des zum sicheren, gerechten


Urteil nötigen Sicherheitsgefühls und ist als die Hauptursache des giftigen Tones


zu betrachten, der heute in allen öffentlichen Verhandlungen vorherrscht. Würde


man nun diesen Bankrott durch Steuererhebungen zu vermeiden suchen, so


müßten allein für die Zinsen der Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden


Steuern im Betrage von vielleicht 15 Milliarden eingetrieben werden. Solche


Steuern aber, die regelmäßig den Hauptteil des Einkommens verschlingen, 


führen zu allgemeiner Steuerflucht, zur Bestechung und Prostitution der


Steuerbeamten und schließlich zu einer allgemeinen Verwilderung der


Eigentumsbegriffe. Solche Steuern lähmen auch, wie es bisher in der Türkei der


Fall war, den Unternehmungsgeist, denn wenn der Ertrag der Arbeit regelmäßig,


alle drei Monate, jahraus, jahrein expropriiert wird, so hört man bald auf zu 


arbeiten. Zudem würde solche Steuererhebung das Vermögen viel stärker ent-
werten, als es eine einmalige Vermögensabgabe tun wird. Denn das steht fest,
die Steuern für die Zinsen der Kriegsanleihen werden nicht auf den Lohn abge-
wälzt werden können, sie müssen direkt oder indirekt im vollen Umfang von dem


heute in Deutschland befindlichen Kapital getragen werden. Und darum muß


jeder einsichtige, intelligente Kapitalist sich sagen, daß die Vermögensabgabe
die zweckmäßigste, billigste Form der finanziellen Liquidierung des Krieges ist.
Spart er doch neben allen anderen Dingen die Kosten der jährlichen Erhebung


der Steuern, Kosten, die, mit Berücksichtigung der auf Rechnung der


Steuerflucht zu setzenden Beträge, für die ehrlichen Steuerzahler vielleicht 


20, 25 bis 30 Prozent der Steuern betragen dürften!


Aus diesen Gründen werden wir:
6. die unter 5 genannte Vermögensabgabe so weit ausgreifen lassen, daß mit


ihrem Ertrage sämtliche Kriegsanleihen, Reichs-, Staats- und Gemeindeschulden
restlos getilgt werden können, mit Einschluß der Ententeforderungen.


–


Diese große einmalige Vermögensabgabe soll gestaffelt werden und zwar nach


der Formel, die Silvio Gesell, der Volksbeauftragte für Finanzen der ersten


Bayrischen Räteregierung s. Zt., den Münchener Betriebsräten vorschlug.
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Bei einem Vermögen wird als Steuer und es verbleibt ein


von Mk. bezahlt Mk. Vermögensrest von Mk.


00.10.000,– –- 010.000,–


00.20.000,– 001.000,– 019.000,–


00.30.000,– 002.500,– 027.500,–


00.40.000,– 004.500,– 035.500,–


00.50.000,– 007.000,– 043.000,–


00.60.000,– 010.000,– 050.000,–


00.70.000,– 013.500,– 056.500,–


00,80.000,– 017.500,– 062.500,–


00.90.000,– 022.000,– 068.000,–


0.100.000,– 027.000,– 073.000,–


0.200.000,– 082.000,– 118.000,–


0.300.000,– 142.000,– 158.000,–


0.400.000,– 207.000,– 193.000,–


0.500.000,– 277.000,– 223.000,–


0.600.000,– 352.000,– 248.000,–


0.700.000,– 432.000,– 268.000,–


0.800.000,– 517.000,– 283.000,–


0.900.000,– 607.000,– 293.000,–


1.000.000,– 700.000,– 300.000,–


mehr als 1.000.000,–     alles über 300.000,– 300.000,–


Nach dieser Formel bleiben die Vermögen bis 10.000 Mark steuerfrei. Die


Steuer setzt dann mit 5% ein, steigt unausgesetzt weiter, um bei einer Million


100% zu erreichen, womit das Höchstvermögen auf 300.000 Mark begrenzt


bleibt.


Der Wille, einer weiteren Proletarisierung der Massen mit allen Mitteln vorzu-


beugen, leitete diese Formulierung. Die kleinen, selbständigen Wirtschaftler –


Bauern, Unternehmer, Kaufleute, Handwerker – sollten geschont werden.


Natürlich mußten die großen Vermögen dann um so schärfer herangezogen 


werden. Gegen diese Politik wird sich auch wieder kein einsichtiger und voraus-


schauender Kapitalist wenden, denn wenn die Vermögensabgabe ihm auch den


größten Teil des Vermögens nimmt, so schützt sie ihn doch wieder vor der


Gefahr, alles zu verlieren (wie in Rußland z.B.).Vor dem Bolschewismus schützt


letzten Endes nur eine Politik, die den Proletarisierungsprozeß nicht nur hemmt,


sondern darüber hinaus die Rückbildung bereits proletarisierter Massen in 


selbständige Wirtschaftler ermöglicht und begünstigt. Und nach diesem


Gesichtspunkt ist die Vermögensabgabe gestaffelt worden.
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Die Vermögensabgabe muß auch von vornherein so hoch bemessen sein, daß


die Notwendigkeit einer zweiten Abgabe allen ausgeschlossen erscheint, denn


nur so verhüten wir die Kapitalflucht und die heute um sich greifende


Verschwendung. Ehe der Bürger dem Staate sein Geld überläßt, verpraßt er es


lieber. Darum muß auch die Vermögensabgabe sofort erfolgen. Viel zu lange hat


man schon damit gewartet. Ungeheuer der Schaden, der dem Volke aus der


Verzögerung dieser doch unvermeidlichen chirurgischen Operation erwachsen


ist.


–


Die Finanzierung dieser Vermögensabgabe ist so gedacht, daß sämtliche den


Liegenschaften aufgebürdete Hypotheken sowie die für die Fahrhabesteuern


gezeichneten Wechsel einem Hypothekenamt überwiesen werden. Dieses Amt


wird Pfandbriefe ausgeben, die verkauft und zur Stabilisierung der Valuta auch


im Ausland abgesetzt werden.


–


Die Not an Kleinwohnungen, die immer ärger wird und die mit der


Vermögensabgabe noch viel größeren Umfang nehmen wird, soll gründlich


dadurch beseitigt werden, daß


7. die in großer Zahl frei werdenden Villen und Luxuswohnungen auf


Gemeindekosten (mit Reichszuschuß?) in kleine Wohnungen umgebaut werden.


8. Alle indirekten Steuern werden abgeschafft. An deren Stelle tritt die


Reichseinkommensteuer mit Zuschlägen für Staat und Gemeinde. Das „Loch im


Westen“ wird dadurch verstopft, daß die Zollgrenze überhaupt abgeschafft wird,


Deutschland zum absoluten Freihandel übergeht. Die Preisgestaltung wird voll-


kommen freigegeben, alle behördlichen Beschränkungen, auch gegenüber den


Hausbesitzern aufgehoben. Es ist dies der einzige Weg, um den Wucherern und


Schiebern das Wasser abzugraben. Nur in der Freiheit kann der Wettbewerb


seine regulatorische Wirkung zeigen.


–


9. Damit die in Absatz 1–3 genannten Leistungen nicht durch die tolle


Papiergeldwirtschaft der Reichsbank sabotiert werden können (wie die


Errungenschaften der Arbeiterlohnpolitik durch das gleiche Mittel schon seit 30


Jahren und erst recht seit dem Kriegsausbruch sabotiert wurden), schreiten wir


unverzüglich zur Gründung eines Reichswährungsamtes, dem die absolute
Währung als einziger Richtpunkt der Notenpolitik vorgeschrieben wird. Zugleich


laden wir die Völker zu einer internationalen Valutakonferenz nach Berlin ein.


–


Heute müssen wir die zum Rettungswerk nötigen Höchstleistungen den


Arbeitern und Unternehmern hintenherum durch Anbietung von Lohnerhöhungen


entlocken, Lohnerhöhungen, die nur betrügerisch auf dem Wege des


Notendrucks 
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bezahlt werden können. Mit moralischen Forderungen dürfen die öffentlichen


Gewalten nicht an die Arbeiter herantreten, denn unsere auf Raub, Wucher und


Diebstahl (Kornzölle, Börsendifferenzen, Zins) sich aufbauende Volkswirtschaft


beraubt sie der dazu nötigen moralischen Gewalt. Wucherer, Spekulanten,


Rentner können nicht an die Moral appellieren. Ihre Nachkommen und Erben


auch nicht.


So werden wir vor allem daran gehen, unserer Volkswirtschaft diesen mora-


lischen Untergrund zu erstellen. Wir werden


10. das Recht auf den vollen Arbeitsertrag und die daraus entspringende


Verneinung des Rechtes auf arbeitsloses Einkommen ausrufen mit allen daraus


sich ergebenden Folgerungen.


–


Um ferner der aus der Verzweiflung über den vollkommenen Mißerfolg der bis-


herigen revolutionären Arbeiterpolitik herrührenden allgemeinen Verdrossenheit


des Proletariats, dem Hang zur Gewaltanwendung, zum Streik und zur Sabotage


zu begegnen, werden wir mit kräftiger Hand und zielbewußten Reformen den


Abbau des Kapitalismus in die Wege leiten und so im Arbeiter eine frohe, lichte,
begründete Hoffnung erwecken. Vorbedingung der für das Gelingen dieses


Notwehrprogrammes unentratbaren Höchstleistungen auf allen Gebieten. Die 


allgemeine Arbeitsfreudigkeit allein kann uns retten.


Wir werden also sofort die für die endgültige Überwindung des Kapitalismus


nötigen durchgreifenden Reformen:


11. Freiland und Freigeld
in Angriff nehmen und können dann zuversichtlich hoffen, daß die mit diesen 


beiden Reformen unmittelbar sich zeigenden Wirkungen das gesamte werktätige


Volk für unsere neue demokratische Staatsverfassung gewinnen, es den


Lockungen der Reaktion endgültig verschließen werden, und daß so unsere 


fernere politische Entwicklung


in  f r ied l iche Bahnen
geleitet wird, ihr die sonst unabwendbaren blutigen Lösungen erspart bleiben


werden.


–


Die Not steigt, die Zeit drängt; der Bürokrat schläft. Von einer schwachen


Parteiregierung und noch schwächeren Koalitionsregierung sind Maßnahmen


von der Rasanz unserer Forderungen ohne unmittelbaren Druck der Massen


nicht durchzusetzen (s. Erzbergers Vorschlag der Notenabstempelung). Darum,


ihr Hilfebedürftigen, helft uns, wenn ihr wollt, daß wir euch helfen sollen. Bildet


Gruppen, Vereine, Verbände, fordert die Presse zur Stellungnahme auf. Schickt


der Regierung Abschrift unserer Beschlüsse.
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Vor allem aber, ihr Arbeiter,
fordert von euren Führern nachdrückliche Unterstützung dieses
Notwehrprogrammes, unbeschadet ihrer grundsätzlichen Stellung zur Freiland-
und Freigeldforderung. Unser Programm kann allein die durch eure Führer, durch


den Mangel an einem durchführbaren Wirtschaftsprogramm zertrümmerte


Einigkeit des Proletariats wieder herstellen.


Und wenn alle versagen sollten, so gebt uns Macht, Vollmacht zur direkten
Aktion. Wir stehen dafür ein, daß wir für die restlose Durchführung dieses


Programmes kämpfen werden – „so lange noch eine Ader in uns lebt.“


Der Sozialistische Freiheitsbund.


I. A.: Silvio Gesell.
–


Die Verschleppung der Vermögensabgabe


Man verzögert sie, weil man nicht die Macht hat, sie durchzuführen. Zwar soll


jetzt unter dem Namen Reichsnotopfer die Summe von 70 Milliarden erhoben


werden, aber dieser Betrag, so groß er uns auch erscheint, reicht bei weitem


nicht aus. So daß schon jetzt jeder weiß und damit rechnet, daß dieser ersten


Vermögensabgabe entweder gleich eine zweite folgen wird – oder der


Staatsbankrott (den dann die Fortsetzung der Papiergeldwirtschaft dem Volke


weiter verschleiern mag).


Und diese Aussichten sind es, die niemand zur Ruhe kommen lassen, die den


Unternehmern und Kaufleuten die unentbehrlichen rechnerischen Grundlagen


nehmen, die uns den Kredit des Auslandes sperren, allen die Lust zur Arbeit 


nehmen, dagegen in allen die Lust zur Verschwendung, Vergeudung erwecken.


Wo ist denn der Mensch zu finden, der sich abmüht und spart, nur um bei der in


Aussicht stehenden nächsten Vermögensabgabe mit einer möglichst großen


Summe beteiligt zu sein? Die Verzögerung des großen chirurgischen Eingriffes


nimmt dem Volk den letzten Rest moralischer Kraft.


Übrigens ist auch gar nicht daran zu denken, den Haushalt des Reiches mit


dem Zins der Kriegsanleihen zu belasten, während gleichzeitig die mit jedem


Tage wachsende Notlage breitester Volksschichten die gesamten Einnahmen


des Reiches verschlingt und noch die Zahlungsmittel für die Forderungen der


Entente aufzubringen sind.


Solchen ungeheuren Aufgaben gegenüber versagt jeder, auch der bestaus-


geklügelte Steuerapparat, namentlich, wenn es sich dabei nicht um


Matrikularbeiträge, sondern um Reichssteuern handeln soll, denen gegenüber


die ernste Gefahr besteht, daß von partikularistischen Interessen immer der


Glaube genährt wird, den 
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Steuerpflichtigen würden in Preußen oder Bayern auf Kosten der anderen


Bundesstaaten durch Bestechung der Beamten Steuervergünstigungen gewährt.


Ein solches System ist ganz wunderbar geeignet, um die letzten Bande der 


deutschen Einigkeit zu sprengen.


Wenn regelmäßig das Einkommen zum größten Teil konfisziert werden soll,


dann wird die Steuerflucht, die Vermögensverschleierung, die Prostitution der


Steuerbeamten zu einer Tugend, deren man sich rühmt (wie die Schmuggler sich


ihrer Streiche rühmen). Die Prellerei der Steuerkasse wird zu einem Gebot des


Selbsterhaltungstriebes. Strafandrohungen nützen dann auch solcher allge-


meinen Erscheinung gegenüber nichts mehr.


Darum kann nur die große, einmalige, für alle Fälle ausreichende
Vermögensabgabe den Zweck erfüllen. Nach diesem einmaligen großen Aderlaß


wird wieder jeder genau wissen, woran er ist und mit neuem Mut daran gehen,


durch Arbeit, Sparsamkeit und Fleiß die Wunden zu heilen, die die


Vermögensabgabe seiner Wirtschaft geschlagen hat. Jeder weiß dann, daß er


für sich und nicht für eine kommende neue Vermögensabgabe arbeitet und


schwitzt.


Wenn es heißt, daß die Entente die Hand auf das Produkt solcher


Vermögensabgabe legen wird, so ist das eine ziemlich kindliche Anschauung.


Wie wir das Geld für die Ententeforderungen aufbringen werden – das ist aus-


schließlich unsere Sache. Einen Unterschied zwischen Reichsbesitz und


Privatbesitz macht die Entente sicher nicht. Diese mittelalterliche Unterscheidung


hat die Entente aufgegeben. So nimmt sie z. B. den deutschen Reedereien die


Schiffe und überläßt dem Reiche die Sorgen, die Reedereien zu entschädigen.


So konfisziert sie die Möbel, Bücher, Kleider der aus dem Elsaß Ausgewiesenen.


Auch ist das Privateigentum derartig mit dem Staats- und Gemeindeeigentum


verfilzt, daß es überhaupt nicht zu unterscheiden ist. Schlägt man nicht heute die


Steuererparnisse, die man in den reichen Gemeinden macht, ohne weiteres in


kapitalisierter Form auf die Bodenpreise und damit auf die Wohnungsmieten?


Das Eigentum der Gemeinde bildet immer einen integrierenden Bestandteil des


Privatgrundbesitzes. Und genau so verhält es sich mit dem Eigentum und den


Schulden des Reiches. Wenn wir den Krieg „gewonnen“ hätten und nach


Helfferich’s Wunsch den „Feinden“ die gesamten Kriegskosten aufbürden 


könnten, ob sich das nicht im Kurse der Aktien, im Preis der Häuser und des


Bodens zeigen würde?


Übrigens ist auch der Ausdruck „Notopfer“ für die Reichsschuldentilgung falsch.


Es handelt sich ja gar nicht darum, für eine neue Ausgabe ein Opfer zu bringen.


Die Ausgabe ist gemacht, der Krieg ist „verloren“. Und auf Kosten des


Vermögens ist der Krieg verloren worden. Jetzt handelt es sich nur darum, die


gemachten Ausgaben auf die einzelnen Vermögensobjekte zu verteilen. Mehr


nicht. Das Einzige, was in Frage steht, ist die Staffelung der Vermögensabgabe.


Sollen wir die Vermögensab-    Vermögensabgabe
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gabe benutzen, um den Proletarisierungsprozeß im Interesse der Partei zu


beschleunigen – oder sollen wir auf Kosten der großen Vermögen die kleinen


selbständigen Bauern, Handwerker und Kaufleute schonen? Diese Frage aber


kann, so sehr den Genossen der Proletarisierungsprozeß und die Konzentration


des Kapitals ans Herz gewachsen sein mag, wohl nicht anders als mit der mög-


lichsten Schonung der kleinen Leute beantwortet werden, wenn man nicht den


letzten Rest von Sympathien bei den Bauern verscherzen will.


Also, her mit dem Messer zum rettenden Eingriff!


–


Die Vermögensabgabe 


und der kaufmännische Kredit


So lange die Ordnung der Reichsfinanzen und der Währung nicht hergestellt


ist, kann niemand einen Überblick über die eigene Vermögenslage gewinnen,


und sicher müßte sich schon mancher zu den Proletariern rechnen, der heute


noch wähnt, ein Kapitalist zu sein. Namentlich dann, wenn er leichtsinnig genug


war, den ihm etwa von ausländischen Geschäftsfreunden in ausländischer


Währung angebotenen Kredit in Anspruch zu nehmen. Schon Valutadifferenzen


von wenigen Prozenten vermögen ein Kapital aufzubauen oder zu vernichten.


Wie aber, wenn es sich wie heute um Kursschwankungen von mehreren hundert


Punkten handelt innerhalb 14 Tagen! Wer z. B. vor drei Monaten eine Rechnung


von 1000 Dollar zu zahlen hatte, konnte dies noch mit 20 000 M. tun. Zögerte er


aber, weil er etwa an einen Kursrückgang glaubte, so hat er jetzt 40 000 M. zu


zahlen! Kaufleuten aber, die solchen Fährnissen ausgesetzt sind, kann niemand


Kredit geben. Die Papiergeldwirtschaft der Reichsbank beraubt das deutsche


Volk des Kredits; sie macht es unmöglich, daß uns auf diesem Weg Hilfe ge-


leistet werde für den schnellen Wiederaufbau der Wirtschaft.


Diesen Kredit des Auslandes dürfen wir uns nicht etwa in Form von staatlichen


Anleihen vorstellen. Seit dem Einbruch in Belgien fehlen ja auch alle moralischen


Sicherheiten für solchen Kredit. Staatsanleiheverträge verwandelt man ebenso


leicht in Papierfetzen wie Völkerrechtsverträge. Aber was man dem minder-


wertigen Wesen, genannt Staat, verweigert, das wird dem Privatmann, dem


Menschen, dem deutschen Kaufmann immer noch gerne entgegengebracht. Der


Kredit des deutschen Kaufmannes ist ungebrochen. Der wird auch ein Dutzend


deutscher Staatsformen, ein Dutzend Völkerrechtsbrüche überleben.


Darum vor allen anderen Dingen: Schaffung gesunder Währungsverhältnisse


durch ein verantwortliches, unter Kontrolle der Gewerkschaften und
Handelskammern stehendes Reichswährungsamt (an Stelle der unverantwort-


lichen Reichsbank) und 
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Führung der Währung nach den Grundsätzen der absoluten Währung – und, um


zu dieser Währung zu gelangen: Vermögensabgabe, sofortige, große, einmalige,
für alle Möglichkeiten ausreichende Vermögensabgabe, die allein uns vom
Zwange befreien kann, laufende Ausgaben durch Notendruck zu decken.


–


Der Kampf um die Valuta


Ich werde von verschiedenen Seiten aufgefordert, Vorschläge zur „Besserung“


der Valuta zu machen. Leider vergißt man gewöhnlich mir zu sagen, was unter


Verbesserung in jedem Falle zu verstehen ist. Denn die Valuta ist eine


Verwandte jenes seltsamen Vogels, der dem einen als Nachtigall, dem anderen


als Eule erscheint.


Vor dem Schaufenster der Telegraphen-Agentur betrachtet eine Anzahl


Personen den Valuta-Kurszettel. 1000 Dollars = 36.000 Mark. Schmunzelnd 


verzeichnet ein Agrarier (verschuldeter Großgrundbesitzer) die Zahl. Er rechnet,


daß bei diesem Kurs das amerikanische Getreide just das 10fache des


Friedenspreises kostet, selbst wenn es zollfrei eingeführt wird. Er stand vor dem


Bankrott (Not der Landwirtschaft). Er hatte das Gut zu den durch die Kornzölle


hochgetriebenen Preisen gekauft. Er wußte nichts von der Gesell’schen Lohn-,


Grundrenten- und Zinstheorie. Grau waren ihm alle Theorien geblieben, mit


denen er auf den Hochschulen bekannt geworden war. So blieb ihm nichts 


anderes übrig, als über die Unverschämtheit der polnischen Arbeiter zu 


schimpfen, die damit drohten, nach Amerika zu fahren, wenn man ihnen nicht


den amerikanischen Lohn (Reallohn) zahlte. Die Lohnerhöhungen verschlangen


nach und nach die Vorteile der Kornzölle (Schutz der Landwirtschaft). Eine


Hypothek von 1 Million war zu verzinsen – jährlich 50.000 Mark, wofür er 200


Tonnen Roggen zu 250 Mark zu opfern pflegte. Fast den ganzen Nutzen des


Betriebes nahm dieser Zins in Anspruch. Ihm erschien eine neue Zollerhöhung


unerläßlich. Da kam der Krieg und mit ihm die große Seisachteia, die


Papiergeldwirtschaft der Reichsbank, die Wiederholung des berüchtigten


Experiments von John Law. Die Valuta fiel und fiel weiter. 36.000 Mark für 


1.000 Dollar. Sobald die Höchstpreise aufgehoben, wird er für die Zinsen nicht


mehr 200 Tonnen Getreide zu opfern brauchen; 25 werdens schaffen. Die 


übrigen 175 To. verkauft er zum Valutapreis von 2.500 M. die Tonne, das macht


400.000 M. Gewinn jährlich. Mit diesem Gewinn tilgt er in 2 Jahren die Hypothek.


Und nicht nur diesen Gewinn brachte ihm der Krieg. Die Unterseeboote schufen


die Schiffsraumnot, und die hohen Seefrachten für das konkurrierende


Auslandsgetreide und die hohen Auswandererpassagepreise. Die


Auswanderungsmöglichkeit, dieser feste Grund für die Lohnforderungen der


Arbeiter, ist in Frage gestellt. Jetzt sind die Arbeiter endlich 
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gefangen, ruft erfreut der Agrarier. Ich bin seit dem Kriege gewohnt, mit


Gefangenen umzugehen. Die verfluchte Freizügigkeit hat der herrliche Krieg, hat


das Unterseeboot aufgehoben. Mehr als Gefangene, Leibeigene sind „meine“


Arbeiter wieder geworden. Der Krieg ist doch der Vater alles Guten! Wir wollen


uns das merken und wenn noch einmal die Not der Landwirtschaft sich fühlbar


macht, so wissen wir, was an die Stelle der kümmerlichen Schutzzölle zu setzen


ist. Hurra der Krieg! Hurra die Reichsbank, Hurra das Papiergeld, Hurra die


Seisachteia!


36 000 Mark für 1000 Dollar! ruft erbleichend ein dicker Herr. Ach, mein


Kriegsgewinn, aus mit der Kapitalflucht! Wenn ich schon beim Wechseln meines


Kapitals neun Zehntel einbüße, so kann ich auch einfach in Deutschland bleiben


und hier die große Vermögensabgabe abwarten. Ob ich durch die


Steuerbehörden oder durch die Valuta geplündert werde – das kann mir doch


einerlei sein. Wie gewonnen – so zerronnen! Die Reichsbank spielte mir mit ihrer


Notenpolitik diese Millionen in die Tasche, erweckte in mir Rentnerhoffnungen,


um sie hinterher wieder in nichts zu verwandeln. Da waren doch die anderen


Kriegsgewinnler, die den ganzen Plunder verjubelten, viel schlauer. Hätte ich mir


doch ein Rittergut gekauft. Freilich, die Vermögensabgabe bedroht ja diese


Rittergüter. Sie sind so billig zu haben, weil jeder schon mit der


Vermögensabgabe rechnet. Ich hätte auch Aktien kaufen können, die man 


besser als ein Rittergut verbergen kann – nur kann man leider die dazugehörige


Fabrik nicht auch verbergen. Der Staat wird die Dividenden für seine Bedürfnisse


mit Beschlag belegen – ein Schwänzchen wird er bestenfalls den Aktionären


überlassen. Steuerflucht, Steuerflucht, schon immer höre ich das Wort. – Zeige


mir doch einer den Weg!


–


36 000 Mark für 1000 Dollar! Dieses Glück! ruft ein junger Fabrikant. Da


bekomme ich ja für meine Maschine, die ich nach Shanghai für 10 000 Dollar


verkauft, jetzt 360 000 Mark oder 160 000 mehr als ich gerechnet hatte. Da


kann ich meinen stillen Teilhaber auszahlen. Mich drücken keine Schulden mehr.


Welche Macht man doch der Reichsbank-Aktiengesellschaft gegeben! Privates


Kapital wird zum Richter über Mein und Dein der ganzen Nation. Alles Geld, das


die Spitzbuben in Jahrhunderten gestohlen, reicht nicht an das heran, was mit


der Papiergeldwirtschaft den Gläubigern eskamotiert worden ist. Die gewaltigste


Entschuldung, die die Welt gesehen. Was sind dagegen die


Entschuldungsgesetze Moses und Solons? Was ist aus den 200 Milliarden


geworden, die vor dem Kriege in Staatspapieren, Wechseln, Hypotheken,


Obligationen angelegt waren? Wo ist das Geld geblieben? Die dazu gehörigen


Papiere sind wohl geblieben, aber ihr Inhalt? Und niemandem ist die Reichsbank


verantwortlich? Nicht einmal der Hochfinanz. Gegen jede Kritik ist sie geschützt.


Leibgarde ist ihr die gesamte Presse des Landes. Wer die Reichsbankpolitik


angreift, hat’s mit Wespen zu tun. Als ob die Redakteure ver-
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schuldete Rittergutbesitzer, an der restlosen Durchführung der Seisachteia 


interessiert wären! Daß sich noch kein Schutzverband deutscher Gläubiger


gegen diese Papiergeldwirtschaft gebildet hat? Gelüstet’s niemandem nach dem


Posten eines Verbandssekretärs? Jede Kritik wird totgeschwiegen. Was ist aus


der großen scharfen, aber um so sachlicher gehaltenen Kritik Alexander
Schneiders geworden? [Amtsrichter Alexander Schneider, M. N. V. Die Geldreform,


Voraussetzung der wirtschaftlichen Gesundung. Beckscher Verlag München. Preis 2,50 Mk.]  Was


bedeutet dieses einmütige Verhalten der Presse? Wer hat hier seine schmutzige


Hand im Spiel? 36.000 Mark für 1000 Dollars. Stoff für das kommende


Revolutionstribunal!


–


36.000 Mark = 1000 Dollar! Ein alter Mann stürzt ohnmächtig zusammen. Er


hat das Vermögen seines Mündels, 100 Canada Pac. Aktien in Kriegsanleihen


umgewechselt! Das war damals, als man die Patrioten aufforderte, die fremden


Wertpapiere zu opfern. Jetzt ist der Kurs der Kriegsanleihen um ein Fünftel ge-


fallen und der Kurs des Geldes um sieben Achtel. Mit dem Erlös der Kriegsan-


leihen kann der Vormund jetzt von den 100 Aktien seines Mündels nur 8 zurück-


kaufen, 92 Prozent des Kapitals sind verloren. Wie kann man aber der unverant-


wortlichen Reichsbank solche Vollmachten geben – fragt der alte Mann! Ich fühle


mich sicher im Schutze des Reichsbankgesetzes. Keine Zeitung hat je an die-


sem Gesetz etwas ausgesetzt. Schändlich hat sich auch die Presse, die Reichs-


bank betragen. Wie kann sich das Reich auf solch niedrige Weise an Mündel-


geldern vergreifen? Zugegeben, wir lebten im Krieg. Aber mußte der Krieg aus-


schließlich auf Kosten der Gläubiger, zugunsten der Agrarier und anderer


Schuldner geführt werden? Wurde die Reichsbank nach agrarischen Gelüsten


geleitet?


–


36 000 Mark für 1000 Dollar! Höhnisch rufts ein Arbeiter einem Genossen zu.


Das werden wir bald wieder an unserem Wirtschaftsetat merken. Ist das zielbe-


wußter Klassenkampf? Klassenbewußte Lohnpolitik? Wir streikten drei Wochen


um 10 Prozent Lohnerhöhung. Dann kommt von hinten die Reichsbank und


sabotiert unseren Sieg. Hinterlistig – vielleicht auf Order der Unternehmer – setzt


sie durch Notendruck den Reallohn wieder um den Betrag der Geldlohn-


steigerung herunter. 
Und keiner unserer Parteiführer (mit Ausnahme Hilferdings) wagt es, unsere


Interessen der Reichsbank gegenüber zu verteidigen! Niemals bringt unsere


Parteipresse Aufklärung über diese schmutzigen, betrügerischen Schiebungen.


Wer steckt dahinter?


–


36 000 Mark für 1000 Dollars! So! So! ruft der Postbeamte. Das gibt nun wie-


der Anlaß zur Preistreiberei, diese zu Gehaltserhöhungen, diese zu


Tariferhöhungen. 
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Die vierte in diesem Jahr. Kaum hat man sich die neuen Zahlen gemerkt, so ist


wieder ein neuer Tarif nötig. Nichts steht, alles schwankt. Besonders die Moral.


Die Kaufleute spielen jetzt mit uns wie die Katze mit der Maus. Früher standen


sie alle unter der scharfen Kontrolle unseres Preisgedächtnisses. Wir kannten


die Preise der Waren. Das Geld war in Gestalt einer langen Reihe dem


Gedächtnis eingeprägter Warenpreise zu einem Maß geworden – ein


Tauschmaß, ein Wertmaß. Jetzt ist dieser Maßstab zum Honigtropfen geworden.


Und wie nützen die Kaufleute diese Anarchie aus! Der Handelsprofit, der früher


im Durchschnitt schon 40% betragen haben soll, ist auf 100% gestiegen. Die


Hälfte aller Erzeugnisse der Volkswirtschaft bleibt bei den Kaufleuten hängen.


Gegen die Beraubung des Volkes durch Schieber, Wucherer und Spekulanten


gibt es nur ein Mittel – Währung, absolute Währung, wie sie die Freigeldleute 


fordern. Warum sträubt sich die mit Vollmacht ausgestattete Reichsbank gegen


diese notwendige Reform? Wer steckt dahinter? Wer zieht aus dieser


Papiergeldwirtschaft der Reichsbank Nutzen? Wo sind die treibenden Kräfte 


dieser Wirtschaft? Wer hat da seine schmutzigen Hände im Spiele? Hände weg,


ihr Morgan und Spitzbuben, von der Währung!


–


36 000 Mark für 1000 Dollars! Endlich am Ziel meiner hohen Bestrebungen –


ruft der Börsianer. Da gibt es heute Differenzen einzuraffen! Solche Börsenernte


hat es schon lange nicht mehr gegeben. Nun aber heißt es bremsen, Schluß für


14 Tage mit der Valuta-Verschlechterung! Rückwärts, Don Rodrigo! Jetzt kommt


der Preisabbau? A la baisse! Hierfür haben wir die Sympathien aller Dummen auf


unserer Seite. Und die sind zahlreich. Wir werden uns diese Sympathien dienst-


bar machen. Was man wünscht, das glaubt man gerne. Und der Glaube der


Massen wird uns helfen. Scharf will ich meine Börsengeschäfte „à la baisse“


legen. Für 30 Tage. Länger darf es nicht dauern. Der Preisabbau hat seine


Tücken. Oft wirkt er wie der Bumerang. Hier darf man den Bogen nicht straff


spannen, denn Preisabbau bedeutet Krise, Krise bedeutet Ausfall in den


Staatseinnahmen und dieser führt heute zum Gebrauch der Notenpresse. Der


Preisabbau hat wie der Skorpion den Stachel gegen sich selbst gerichtet. Hier


tötet man leicht das Huhn, das die goldenen Eier legt. Der Schlag muß kurz und


wuchtig sein. Dann aber schleunigst wieder à la hausse! auf die nächste Etappe,


5.00 Mark die 1000 Dollars !


–


36 000 Mark die 1000 Dollars ! Der Finanzminister ist’s. Er atmet erleichtert


auf. Was bedeuten bei solchem Kurs noch die 200 Milliarden Kriegsanleihen?


Behalten wir diesen Kurs und gelingt es, die Volkswirtschaft in Vollbetrieb zu 


setzen, so wird es keine Unmöglichkeit mehr sein, den Zins der Kriegsanleihen


auf dem Steuerwege einzubringen und damit den Zahlungsverkehr aufrecht zu


erhalten. Bei solchem Valutakurs und solchen Preisen können wir ja leicht von


jedem Bäuerlein ein 
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paar Tausend Mark Steuern erheben. Die durch die Reichsbank entschuldete


Landwirtschaft ist jetzt leistungsfähig und auch von der Industrie, die nun doch


auch von allen Wechsel- und Obligationsschulden befreit ist – ist etwas zu holen.


Das, was die werbenden Klassen durch die Schuldenverwässerung gewannen,


das beanspruche ich jetzt für das Reich. Den gesamten durch die


Papiergeldwirtschaft entstandenen und noch entstehenden „Wertzuwachs“ ziehe


ich ein. So beantworten wir die peinliche Gewissensfrage, ob die Schuldner auch


moralisch ihren Verbindlichkeiten genügen, wenn sie ihre Hypotheken mit dem


auf der Straße zusammengefegten Papiergeld der Reichsbank tilgen?


Abbau der Preise, wie es Schiffer, Dernburg, Erzberger forderten! Unsinn!


Welche Kurzsichtigkeit. Niemals ist ein Preisabbau in nur annähernd gleichem


Umfang gelungen. Nein, Aufbau der Preise, alle Löhne und Gehälter passen wir


den Preisen an. Nur so kann die Grundlage aller Wirtschaft, der Kredite, des


Zahlungsverkehrs aufrecht erhalten werden. Abbau! Da mache ich nicht mit.


Hohe Preise, entsprechender „Wertzuwachs“ auf der ganzen Linie und


Konfiskation dieses „Wertzuwachses“. Suum cuique. Der Staat schuf mit der


Notenpresse den Wertzuwachs – ihm gehört er.


–


36 000 Mark = 1000 Dollar! Das ist die Erschöpfung Sesams – sagt der


Volkswirtschaftler. Aus den Taschen der Gläubiger ist jetzt nichts mehr zu holen.


Während des ganzen Krieges hat man da geschöpft, um das Defizit der


Volkswirtschaft zu decken. Das Vermögen der Gläubiger – 200 Milliarden


Goldmark ist in die Kassen der werbenden Klassen ausgeschüttet worden und


wurde dort verbraucht, um die Steuern, erhöhte Löhne zu zahlen, Kriegsanleihen


zu zeichnen und zur Deckung der zahllosen Betriebsschäden. Die hohen, wenig-


stens zahlenmäßig hohen Dividenden der Aktiengesellschaften kamen z.T. daher.


Jetzt ist dieser Reptilienfonds erschöpft. Jetzt heißt es, die Steuern und Löhne


aus den Betriebsmitteln zahlen. Zuschüsse aus den Mitteln der Gläubiger gibt es


bei einem Valutakurs von 36.000 Mark nun nicht mehr. Wenn nur das Volk die-


sen Sachverhalt begreifen wollte, wenn die Presse das Volk aufklären wollte!


Aber nichts geschieht. Wo ist die hohe deutsche Wissenschaft? Wo sind die


Autoritäten, die Sachkenner und Fachgelehrten – an deren Existenz das ganze


Volk glaubte. Sie haben sich verkrochen – jetzt in dieser schweren Zeit. O, diese


Verbrecher!


–


Dem Leser werden diese Fingerzeige genügen. Er weiß jetzt, ob für ihn per-


sönlich der Preis von 36 000 Mark für 1000 Dollar erfreulich ist oder nicht; ob 


er diesen Aufstieg des Dollars auf 36 Mark als eine Verbesserung oder


Verschlechterung der Valuta zu bezeichnen hat. Er weiß, daß es sich hier um


eine Hadersache, um eine Streitsache, um eine politisch unlösbare Frage 


handelt, daß keine Parteiregierung 
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jemals die Macht haben wird, die Währungs- und Valutafrage sachlich zu beant-


worten.


Vom parteilosen Standpunkt ist diese Frage leicht zu beantworten. Die


Volkswirtschaft, der Handel, die Landwirtschaft, die Industrie, gedeihen nur bei


festen Valutakursen und festem allgemeinen Preisstand. Weder Aufbau noch


Abbau der Preise. Würde man mich fragen, was heute zu tun sei, so würde ich


sagen: Schafft vor allem ein Reichswährungsamt, führt die absolute Währung ein


und das dazugehörige Freigeld. Zeigt der Welt, was die deutsche Wissenschaft


vermag, wie ein Land unter der absoluten Währung unter den traurigsten


Umständen sich wieder erholt und an die Spitze tritt. Dann werden die anderen


Völker unserem Beispiel folgen, d. h. ebenfalls zur absoluten Währung überge-


hen, und von dem Tage an ist die Valutafrage für die Ewigkeit gelöst.


–


Schlagsahne, Bauernfänger 


und das letzte Rhinoceros


Das Reich baut seine Finanzen auf der Hoffnung auf, daß die Dummen noch


nicht alle sind.


Erzbergers Prämienanleihen.
34623 Mark Steuern von einem Kapital von 900 Mark.


Es kostet ein Stück der Prämienanleihen:


500 M. Kriegsanleihe zum Kurs von 80 = M. 400,–


bar M. 500,–


zusammen M. 900,–


Der Zeichner dieser Anleihen hat keinen Anspruch auf jährlichen Zins, dafür


erhält er bei Verfall der Anleihe nach 80 Jahren (oder entsprechend weniger bei


vorheriger Auslosung):


1. Das eingezahlte Kapital (900 M.) M. 1.000,–


2. Den Zuschlag von 50 M. jährlich = 80 mal 50 M. 4.000,–


3. Den Bonus von 4000 Mark für je 2 Stück M. 2.000,–


M. 7.000,–


Dazu die kapitalisierten Lotteriegewinnaussichten, 


jährlich 2mal 1/2 % des Kapitals, mit Zinseszins in 80 Jahren M. 2.982,–


M. 9.982,–


Der Zeichner erhält also das 11fache des Kapitals erstattet. Das scheint ja auf


den ersten Blick genug zu sein. Und dennoch erweist sich diese Lotterie – wie


alle Lotterien – als ein sehr schlechtes Geschäft. Denn 900 Mark auf


Zinseszinsen, zu 5% 
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angelegt, geben in 80 Jahren nicht 9982 Mark, sondern das 41/2 fache, nämlich


44 605 Mark Zins!


Freilich würden die Prämienanleihen befreit bleiben von verschiedenen


Steuern. Um aber das Pari der Prämienanleihen mit den Kriegsanleihen aufrecht


zu erhalten, müßten diese Steuern sehr hoch bemessen werden, nämlich 44 605


– 9982 = 34 623 Mark! Nur dann, wenn beabsichtigt ist, in 80 Jahren von einem


Kapital von heute 900 M. 34 623 M. Steuern zu erheben, darf man heute


Prämienanleihen gegen Kriegsanleihen tauschen! Ohne die Steuervergünstigung


wären 1000 M. Prämienanleihen nur 171 M. Kriegsanleihen wert!


–


Goldberger: Ich hörte von ihrem Wunsche, sich an der neuen Prämienanleihe


zu beteiligen. Ich kann Ihnen das Geld dazu vorstrecken. Hier haben Sie die


gewünschten 900 M. Lassen Sie mir dafür auf Ihr Rittergut eine Sparhypothek


(mit Zinseszins) auf 80 Jahre eintragen.


Erzberger: Sehr freundlich von Ihnen. Die Hypothek werde ich gleich eintragen


lassen.


Nach 80 Jahren:


Erzberger jr.: Sie kommen zur rechten Stunde, Herr Goldberger. Sehen Sie nur


diesen Segen! Der Staat zahlte mir eben die vor 80 Jahren gezeichnete


Spareinlage zurück. Dieser Geldhaufen, 9982 Mark für 900 Mark eingezahltes


Kapital. Das Elffache!


Goldberger jr.: Und ich kam, um die heute fällig werdende Sparhypothek von


ursprünglich 900 M. von Ihnen einzufordern. Es sind genau 44 605 Mark, Das


Fünfzigfache!


–


Für das sozialistische Wörterbuch der Volkswirtschaft (II)


Zahlungsmittel. In fast jedem Bericht der Reichsbank kommt dieser Ausdruck


vor. Was bezweckt man mit der Verwendung dieser neuen Wörter? Will man die


Bankpolitik der Demokratie verschleiern und unzugänglich machen, etwa, wie


man in fremder Sprache redet, wenn man von Umstehenden nicht verstanden


sein will? 


Zahlungsmittel? Jedermann weiß, daß es sich um die Noten der Reichsbank


handelt – also um Geld, um Tauschmittel. Das aber ist es, was man nicht sagen


will. Denn wenn es hieße: Es zeigte sich wieder großer „Bedarf an Geld“ und wir


deckten ihn durch Notendruck, so würde mancher stutzig und nachdenklich und


würde fragen: Ihr da, ihr Papiergeldfabrikanten, womit stellt ihr eigentlich den


behaupteten „großen Bedarf an Zahlungsmitteln“ (Geld) fest und womit habt ihr


ihn gemessen? 
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Und da würde die Reichsbank bekennen müssen, daß sie für die Ermittlung des


Geldbedarfes des Landes von ganz unsachlichen Erwägungen ausgeht, von


Gesichtspunkten, die mit einer vernunftgemäßen Währungspolitik nichts, aber


auch gar nichts zu tun haben. Denn den „Bedarf an Zahlungsmitteln“ (Geld) kann


man doch nur mit dem allgemeinen Preisstand der Waren messen und mit nichts


anderem. Um die Warenpreise hat sich aber die Reichsbank noch nie geküm-


mert. Mit keinem Worte sind die Warenpreise jemals in ihren Berichten erwähnt
worden! Folglich kann die Reichsbank ja gar nicht wissen, ob ein ungedeckter


Bedarf an Zahlungsmitteln besteht oder nicht, folglich gibt sie das Geld maßlos,


aufs Geratewohl aus, folglich berücksichtigt sie niemals die Interessen der


Volkswirtschaft, folglich sind es andere, private Interessen, denen ihre Noten-


politik dient (bewußt oder unbewußt), folglich erfüllt sie ihren Zweck nicht, 


folglich – fort mit der Reichsbank, fort mit der Papiergeldfabrik!


Meistens heißt es in den Berichten: „Zur Erleichterung des Zahlungsverkehrs


gaben wir neue Noten aus.“ Ei! Ei! Zur Erleichterung! Zur Erleichterung! Im


Geldverkehr handelt es sich immer um zwei Parteien: Gläubiger und Schuldner


oder Warenverkäufer und Warenkäufer und diese Parteien haben immer ent-
gegengesetzte Interessen. Welcher dieser Parteien soll nun die Reichsbank die


Lage erleichtern, die der Käufer oder die der Verkäufer, die der à la hausse oder


der à la baisse spekulierenden Banken? Der Reichsbank wird es doch nicht


unbekannt sein, daß eine Erleichterung des Geldmarktes ein Haussefaktor aller-


erster Ordnung ist und Differenzen von Millionen und Abermillionen bedeuten


kann. Und wenn die Reichsbank die Lage an der Börse erleichtern kann, so kann


sie umgekehrt auch die Lage erschweren. Und wenn sie das eine oder andere


tun kann – woher kommen dann überhaupt noch die allgemeinen


Kursschwankungen und die daraus fließenden Riesenvermögen?


Die Reichsbank könnte wohl regulierend eingreifen, aber das, was sie „er-


leichtern“ nennt, bedeutet das gerade Gegenteil. Das Geld ist eine Ware, ein
Streitobjekt, um das in jedem Einzelfall gehandelt, gekämpft und gestritten wer-
den muß, und die Aufgabe einer Notenbank kann nur vernünftigerweise darin
bestehen, für die streitenden Parteien eine vollkommene Ebene zu schaffen, was


sie damit erreicht, daß sie mit Hilfe von Notenausgabe und Noteneinzug den all-


gemeinen Preisstand der Waren fest auf einen Punkt nagelt (Absolute Währung.)


Wenn unsere Reichsbank das nicht kann, wenn ihre Ausrüstung in geistiger oder


materieller Beziehung dazu nicht ausreicht, so soll sie das öffentlich bekennen.


Wir werden ihr dann beistehen. Jede andere „Erleichterung“ des


Zahlungsverkehrs durch Ausgabe von Zahlungsmitteln, die zugleich bares Geld


sind, bedeutet eine einseitige Begünstigung gleichberechtigter Parteien – und ist,


wenn sie aus Unkenntnis der Wirkung erfolgt, als Pfuscherei, im anderen Falle


als ... zu bezeichnen.
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Wir geben der Reichsbank den Rat, sich möglichst bald gesetzliche, verant-


wortungsfähige Richtlinien für ihre Notenpolitik geben zu lassen, denn es könnte


geschehen, daß man sie in naher Zukunft zur Rechenschaft ziehen wird, für ihre


Mitbeteiligung am Zusammenbruch und an der Sabotage der Demokratie. Man


wird auch wissen wollen, wie weit die Notenpolitik am Zustandekommen der an


der Börse gemachten Riesenvermögen und an der entsprechenden


Proletarisierung des Volkes gewesen ist. Man wird auch in dieses dunkelste


Gebiet hineinleuchten.


–


An Alle!


Das proletarische Finanz= und Wirtschafts= Programm


des Volks= Beauftragten der ersten Bayerischen Räte= Regierung


Silvio Gesell


Den deutschen Arbeitern, Bauern und Bürgern dargestellt von Gesells damali-


gem Rechtsbeirat


Karl Polenske (U: G: P: D:)


Dr. jur. Univ.= Prof. in Greifswald (Pomm.)


24 S. 0,50 Mk. – Verlag Freiland= Freigeld= Bund, Sontra (Hessen)
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Werte Genossen!


Der Frontalangriff auf das Kapital ist wieder einmal – zum tausendsten Male –


blutig zusammengebrochen. Seit 6000 Jahren, seit Hammurabi wiederholt sich


die Tragödie. Dabei waren die äußeren Umstände für den Erfolg niemals so 


günstig gewesen. Der Kriegsverlauf hatte das Massenmonopol aus der Macht


der Kapitalisten in Eure Hände gespielt, kriegsgeübt kamet Ihr aus dem Felde,


zu Waffenschmieden waren Eure Frauen ausgebildet worden. Militärisch waret


Ihr Herr der Lage im ganzen Reich. Ihr diktiertet und das Diktat des Proletariats


war Befehl für den kaiserlichen Beamtenapparat.


Diese militärische Macht ist Euren Händen entglitten. Von ihr zeugen nur noch


die Massengräber Eurer Stoßtruppen und die Klagen um den Verlust Eurer 


tapfersten Führer. Eine Wiederkehr solcher einzigartigen, nie dagewesenen


Waffenkonjunktur dürft Ihr nicht erhoffen. Wenn es wahr wäre, daß das Kapital


nur mit Waffengewalt überwunden werden kann, so könntet Ihr jetzt den Beweis


als erbracht betrachten, daß das Kapital unüberwindbar ist.


Gut ist’s, daß es so gekommen ist, sagen nun die, die dem Gebrauch der


Waffen abhold sind. Vom Kriege sollen wir nur Ungeziefer erwarten. Aus den


bluttriefenden Händen der Krieger wollen wir den Zukunftsstaat nicht in Empfang


nehmen. Der Krieg kann nur zerstören und uns der Barbarei zutreiben. Der Krieg


schafft Heuchler, Lügner, Feiglinge, Diebe, kurz Gesindel, und mit Gesindel kön-


nen wir keinen sozialistischen, keinen Zukunftsstaat bauen. Der Frieden, nur


allein der Frieden kann uns die Erfüllung unserer Träume bringen. Weg mit den


Mordswerkzeugen! Jetzt sollen unsere „friedlichen“ Waffen in Wirksamkeit treten.


Sabotage und Streiktaktik werden das zu Wege bringen, was der militärischen


Diktatur zu verrichten versagt blieb. Was vermögen die Unternehmer gegen den


einmütigen Entschluß des Proletariats, sich nicht wieder unters Joch des Kapitals


beugen zu lassen!


Gewiß, Kameraden, Syndikalisten, ich glaube es Euch, Eure Macht ist unbe-


grenzt groß, soweit es sich um Hemmung und Zerstörung handelt. Ihr könnt, so


Ihr wollt, Deutschland in einen Trümmerhaufen verwandeln. Wenn Ihr jetzt auf


Eurem Rückzug vor der Noske’schen Garde nach Ludendorff’schem Vorbild die


Kohlengruben im Ruhrgebiet ersäuft, so vernichtet Ihr damit restlos das deutsche


„Kapital“, Ihr stoßt damit Eurem Feind das Messer ins Herz. Dann könnt Ihr auf


den Trümmern neben den Kapitalisten verhungern. Ihr aber wollt ja gar nicht ver-


hungern. Zum Zukunftsstaat strebt Ihr. Hammurabis Reich, der Griechen und


Römer Reich gingen durch Streik und Sabotage zugrunde – fast restlos – Wollt


Ihr das Experiment wiederholen?


[Anmerkung der Red.: Dieses Flugblatt wurde zugleich mit dem „Notwirtschaftsprogramm“ als


Beilage zum „Physiokrat“ verbreitet. (1919/20)]
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Nicht das kann Eure Sorge sein, wie Ihr die Betriebe stillegt, sondern wie Ihr


die Wirtschaft in Vollbetrieb setzen könnt. Ihr sprecht von Sozialisierung der


Betriebe, Ihr wollt die Unternehmer fortekeln und Euch an ihre Stelle setzen.


Gewiß, Kameraden, dazu reicht Eure Macht vollkommen aus. Auch in dieser


Beziehung seid Ihr allmächtig. Ihr könnt den Unternehmern das Leben derart ver-


drießen, daß kein anständiger Mensch sich noch als Unternehmer melden wird


und nur noch Hurenväter, Wucherer und Gesindel sich Euch als Unternehmer


zur Verfügung stellen werden. Wenn Ihr das wollt, so führt nur die Sozialisierung


durch, unterwerft den Unternehmer den Schikanen der Betriebsräte. Ich garan-


tiere Euch, bald werden Euch die Unternehmer die Leitung überlassen – die


Tüchtigen voran. Aber was wäre Euch damit gedient? Bessere, tüchtigere,


gewissenhaftere Betriebsleiter als die sind, die die Kapitalisten an die Spitze


gestellt haben, sind ganz bestimmt nicht da, denn wenn sie da wären, die


Kapitalisten hätten sie sicher schon aufgestöbert und in ihren Dienst gespannt.


Auf die, die da sind, seid Ihr angewiesen – werden sie weggegrault, so ist es aus


mit der hochentwickelten deutschen Technik, aus mit den von dieser Industrie


gezahlten gehobenen Löhnen. In Deutschland zahlte man vor dem Kriege die


höchsten Löhne. Beweis, die hunderttausende ausländischer Arbeiter, die von


allen Teilen der Welt von diesen Löhnen angelockt waren. Verekelt nicht den


Trägern dieser Industrie die Arbeit, jagt sie nicht durch Sabotage ins Ausland.


Denkt daran, wieviel Mühe Lenin sich gibt, wieviel Konzessionen er der


Freiwirtschaft machen muß, um die vom Kommunismus verjagten Betriebsleiter


wieder ins Land zu locken. Wenn Ihr Beweise braucht, daß die Sabotage, die


Sozialisierung, der Streik nicht zum Zukunftsstaat führen, so betrachtet die


Trümmer der russischen Industrie. Nicht das ist das Problem, wie Ihr die


Unternehmer und Betriebsleiter verjagen könnt, sondern wie Ihr sie in den Dienst


Eurer Interessen einreihen und sie aus den Saugarmen der Euch, wie es


scheint, immer noch verborgenen kapitalistischen Kralle befreien könnt. Denn


sie, die Unternehmer, wenigstens die große Mehrzahl, sind gar nicht die


Kapitalisten, auf die Ihr es abgesehen habt. Sie sind Arbeiter wie Ihr, unentrat-


bare Mitwirkende am komplizierten, wissenschaftlich geleiteten Produktions-


prozeß. Sucht die Kapitalisten nicht im Staub und Getöse der Fabrik, sucht sie


dort, wo sie sich aufhalten, in Nizza, in Wiesbaden, zwischen dem Rosen-


gebüsch ihrer Gärten. Schlagt denen, wenn Ihr könnt, die Kuponschere aus der


Hand, doch laßt Eure Unternehmer in Ruh!


Wahrlich, wahrlich, die Zeit wird kommen, wo Ihr erkennen werdet, daß die


Sabotage und der Streik Euch von Eurem Ziele abdrängen und daß nichts dem


Kapitalisten feindlicher, nichts dem Kapitalisten unerträglicher ist, als wenn Ihr


Euch hemmungslos der Arbeit hingeben könnt. Die Natur hat Euch wohl versorgt


mit all den zur Überwindung des Kapitals nötigen Waffen. Studiert sie, und Ihr


werdet siegen.
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Das ist ehrlich gesprochen, sagen hier unsere sanften, mehrheitssozialisti-


schen und christlichen Gewerkschaftler! Keine Sabotage, kein Streik! Auf fried-


lichem, gesetzlichem, parlamentarischem Wege! Durch Abgabe des (ach! so 


billigen) Stimmzettels, durch die gesetzgebende Majorität wollen wir zu unserem


Rechte und in den Zukunftsstaat gelangen. Diese Majorität ist uns sicher. Dafür


bürgt schon unser Name Proletarier. Dafür bürgt auch die von Marx erkannte


„gesetzmäßig vor sich gehende“ Konzentration des Kapitals, durch die die


Kapitalisten sich ja immer selbst in die Minorität versetzen. Mit dem allgemeinen,


jetzt auch noch auf die Frauen erweiterten Wahlrecht haben wir alles, was wir


zum Endsieg gebrauchen. Nur noch etwas Geduld. Mit dem Stimmzettel in der


Hand gelangen wir ins Zukunftsland!


Genossen! Wie schön wäre es, wenn wir für den Sieg uns nur zu vermehren


brauchten, wie hoffnungsvoll würden wir die jetzigen Heiratsepidemie betrachten!


Die Sache hat aber einen bösen Haken. Der Proletarier kann sich nämlich nur


geschlechtlich vermehren und das geht langsam. Der Kapitalist dagegen ver-


mehrt sich im Notfall auch ungeschlechtlich wie die Bakterien, durch Sprossung


und Teilung. Aus einem Milliardär können jederzeit für die Wahlurne 100 000 


kleine Kapitalisten zu je 10 000 Mark geschaffen werden. Sehen die Kapitalisten


ihre Mehrheitsherrschaft in Gefahr, flugs wird die Kapitalkonzentration durch


Erbschaftssteuern oder sonstwie sabotiert und so die parlamentarische


Herrschaft wieder gerettet. An der Wahlurne werden darum die Proletarier ewig


in der Minderheit bleiben. Und gerade jetzt bietet sich den Kapitalisten eine neue


und wunderbare Gelegenheit, die von Marx erhoffte Kapitalkonzentration durch


Vermögensabgabe wieder gründlich zu sabotieren! Die gestaffelte


Vermögensabgabe führt zwangsläufig zur Aufteilung des Großgrundbesitzes, zur


Auflösung der gesamten proletarischen Landarmee. Wie aber wollt Ihr den Feind


mit dem Stimmzettel zur Strecke bringen, wenn es kein Landproletariat mehr


gibt? Genossen, Ihr kennt die englische Einrichtung des Pairschubs, durch den


der König sich jederzeit in wichtigen Fragen die Majorität im Herrenhause sichern


kann. Genau solchen Pairschub zu den Wahlurnen können die Kapitalisten jeder-


zeit in beliebigem Umfang Teilung oder Sprossung vornehmen – und sich


dadurch ewig, ewig die Majorität sichern.


Genossen! Erkennt Ihr, daß es nicht geht, weder mit Gewalt, noch mit List,


noch mit dem Stimmzettel? Holzwege waren es, die Ihr betratet, Holzwege, auf


die Eure Kapitaltheorie führte und die sämtlich in Massengräbern münden.


Zum Glück nun erweist sich diese Theorie als falsch. Zum Glück, sage ich,
denn wenn sie richtig wäre, was bliebe Euch übrig als die Verzweiflung!


Genossen! Marx ging bei seiner Untersuchung von einer falschen


Voraussetzung aus und kam darum auch zu falschen Ergebnissen. Und diese


falschen Ergebnisse waren es, die Euch falsche Wege führten. Ich habe den


Beweis lückenlos erbracht, 
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daß Eure Theorie falsch ist. Den positiven (kritischen) und den negativen (auf-


bauenden) Beweis. Meine Theorie des Kapitals wirft die herkömmlichen


Ansichten über die Natur des Kapitals, des Zinses, vollständig über den Haufen.


Sie verlangt dann auch eine vollständig neue Orientierung für die Überwindung


dieses Erbfeindes. Man kann geradezu sagen, daß meine Theorie des Kapitals


die proletarische Taktik auf den Kopf stellt.


Genossen! Studiert diese neue Lehre vom Kapital und Zins, verlangt von


Euren Forschern, Gelehrten und Dogmatikern, daß sie zu dieser Theorie öffent-


lich Stellung nehmen, und sie bis zur Strecke bekämpfen – wenn sie es ver-


mögen. Ich werde mich dann verteidigen. Aber, Kameraden, verlangt auch von


Euren Führern – ich bitte Euch darum – daß, wenn Eure Schriftgelehrten unfähig


sind, meine Theorie zu widerlegen, sie dies nicht in Form des bisherigen


Totschweigens zu erkennen geben, sondern mannhaft alle Folgerungen ziehen


und dann mit mir die Wege gehen, die ich, kraft dieser neuen Erkenntnis dem


Proletariat für seinen Kampf wider Mammon zu zeigen imstande bin. Eure Sache


ist’s! Handelt danach!


Silvio Gesell.
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Dezember 1919. Preis 5 Mark


Schluß mit  der  Papiergeldwirtschaft ,


der  Urheberin des Zusammenbruchs!


Wir  brauchen ein Währungsamt und die 


absolute Währung!


Ta t e n  a n  S t e l l e  d e s  G e s c h e h e n l a s s e n s !


Diese Schrift erschien im Jahre 1909 und wurde damals an sämtliche


Mitglieder des Reichstags und des preußischen Abgeordnetenhauses geschickt.


Sie blieb ohne wahrnehmbare öffentliche Wirkung. Keine Besprechung, keine
Ablehnung, keine Zustimmung – nichts. Als ob es sich um irgendwelche gleich-


gültige Sache gehandelt, als ob wir sie Analphabeten zugeschickt hätten.


Offenbar war damals unter den Abgeordneten kein einziger, der sich mit der


Währungsfrage befaßte oder sich die Mühe geben wollte, diesen schwarzen


Kontinent der Wissenschaft zu durchforschen. Aus diesem Grunde wurden die


übriggebliebenen Exemplare der Auflage für bessere Zeiten zurückgestellt. Es


war unsere Meinung (die Verf.), daß der deutsche Michel bald genug von den


amerikanischen Börsenkönigen der Währungsfrage in Gestalt einer


„Morganatischen Panik“ vorgestellt werden würde.


Der Krieg kam und die Rolle, die wir Morgan, Rockefeller und Genossen 


zugedacht hatten, übernahm nun die Reichsbank. Die fürchterliche


Papiergeldwirtschaft schuf die „besseren Zeiten“, auf die die aktive
Währungspolitik so lange geduldig gewartet hatte.


Das, was sich vor 10 Jahren nur logischem Denken offenbarte, das sieht jetzt


auch schon der Blöde am Trümmerhaufen, den die Reichsbank schuf.


Am Inhalt dieser Schrift wäre nur insofern etwas zu ändern, als dort, wo die


Wirkung der Notenbankpfuschereien mit Zahlen erklärt wird, ein anderer


Maßstab nötig wird. Ein Makroskop an Stelle des Mikroskops.
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Hinweis an W. I. Lenin


Die N. W. O.


zeigt, wie man die Macht des Geldes sofort brechen kann unter gleichzeitiger


Schonung, ja Stärkung aller seiner Eigenschaften als Tauschmittel. Es wird auch


hier der gangbare Weg gezeigt, wie sich in 15–20 Jahren der Privatgrundbesitz,


ohne Härten und ohne Verzweiflungsaktionen der Betroffenen herauszufordern,


liquidieren läßt, wie man auch ohne Banken, ohne Hautefinanz einen Staat 


führen, diesen überhaupt auf die allereinfachste Formel reduzieren kann, diesen


aus dem Wege wahrer Kultur räumen kann.


„Offener Brief an die Berliner Zeitung am Mittag“


„Trotz des heiligen Versprechens der Völker, den Krieg für alle Zeiten zu 


ächten, trotz des Rufs der Millionen: ,Nie wieder Krieg’, entgegen all den


Hoffnungen auf eine schönere Zukunft muß ich es sagen:


Wenn das heutige Geldsystem, die Zinswirtschaft beibehalten wird, so wage


ich es heute schon zu behaupten, daß es keine 25 Jahre dauern wird, bis wir vor


einem neuen, noch furchtbareren Krieg stehen.


Ich sehe die kommende Entwicklung klar vor mir. Der heutige Stand der


Technik läßt die Wirtschaft rasch zu einer Höchstleistung steigern. Die


Kapitalbildung wird trotz der großen Kriegsverluste rasch erfolgen und durch ein


Überangebot den Zins drücken. Das Geld wird dann gehamstert werden. Der


Wirtschaftsraum wird einschrumpfen und große Heere von Arbeitslosen werden


auf der Straße stehen. In den unzufriedenen Massen werden wilde revolutionäre


Strömungen wach werden, und auch die Giftpflanze Übernationalismus wird 


wieder wuchern. Kein Land wird das andere mehr verstehen, und das Ende kann


nur wieder Krieg sein.“


Silvio Gesell (1918)
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Geldersatz! (Geld und Staat)


In seinem „Das Geld“ überschriebenen Artikel (Individualistischer Anarchist, l. Jg.
1919, S. 148–156) lehnt Friedrich Dobe das von den Neo-Physiokraten vorge-
schlagene Freigeld ab und zwar aus dem einzigen Grunde, weil zum Freigeld eine
Zentralverwaltung gehört, die Dobe „Staat“ zu nennen beliebt.


Unter Staat kann man sich vielerlei vorstellen. Das Wort ist eine Blanko-Etikette,
die auf alle Flaschen paßt. Auf den Inhalt aber kommt es an. Heute deckt der
Ausdruck alle jene Maßnahmen und Gesetze, die zur Sicherung der wirtschaftlichen
Vorrechte ergriffen wurden. Morgen aber könnte man unter dem gleichen Ausdruck
das gerade Gegenteil, nämlich die Gesamtheit der Reformen verstehen, die auf die
Beseitigung jener Vorrechte gerichtet sind. Nicht der Staat steht heute dem physio-
kratischen Freigeld im Wege, sondern nur die Eigenbrötelei der proletarischen
Parteien, die sie zu gemeinsamer Aktion nicht kommen lassen. Was die ge-
schlossene Macht der arbeitenden Stände als Geld ausruft, das allein kann sich im
Verkehr als Geld behaupten. Und sollte dieses proletarische Geld etwa auf öffent-
liches Mißtrauen stoßen, so sorgt das merkwürdige Gresham-Gesetz (s.d.) dafür,
daß gerade dieses Mißtrauen dem proletarischen Geld den Sieg über das „bessere“
kapitalistische Geld verschafft.


Dobe möchte das Geld gänzlich vom „Staate“ trennen. Er denkt sich eine große
Bank, die in jeder Stadt, in jedem Dorf, auf jedem Markt Filialen errichtet, wo
„Bankbeamte“ die Waren in Empfang nehmen, sie nach der Güte (souverän!)
abschätzen und mit Gutscheinen oder Wechseln (Geld) bezahlen. Mit diesem Geld
kann man dann in allen Filialen der Bank andere Waren einlösen, wobei der Natur
der Dinge nach selbstverständlich jeder Handel ausgeschlossen ist und der von den
„Beamten“ festgesetzte Preis bedingungslos bezahlt werden muß, nach dem
Grundsatz „Friß Hund oder stirb“. Das Geld der Bank kann im freien Verkehr ver-
wendet werden, wobei, wie wir gutartig hier annehmen wollen, die Preise sich nach
Angebot und Nachfrage gestalten sollen. Ob sich dann die Bankbeamten nach 
diesen Marktpreisen richten werden, oder ob ihnen die Preise von der Zentrale
(Berlin) „vorgeschrieben“ werden, wollen wir hier nicht weiter untersuchen.


Hier wollen wir nur eine Frage stellen: Ist ein Monsterinstitut wie diese hier vorge-
schlagene Bank mit ihren 100 000 Filialen und 500 000 Beamten nicht an sich wie-
der ein Staat im Staat und zwar ein Staat in seiner gräßlichsten Bedeutung? An wen
soll sich etwa der Bauer wenden, wenn der Bankbeamte die der „Bank“ zugeführte
Kuh nach „Ansicht“ des Bauers falsch „einschätzt“? Beamten kann man nur scharf
meß- und kontrollierbare Gegenstände übergeben. Waren aber kann man nicht
„messen“. Einen „Maßstab“ für Waren (Dobe gebraucht diesen Ausdruck) wird man
niemals schaffen. Waren können nicht mit Waren gemessen werden. Es fehlt ihnen
die nötige gemeinsame Eigenschaft. Wie könnte man einen süßen Apfel mit einem
sauren messen? Salz, Biskuit, Tinte – wie will man diese Gegenstände auf einen
gemeinsamen Nenner zurückführen? Darum, aus diesem ganz einfachen Grunde
muß jeder Vorschlag, wonach Beamten Waren ausgeliefert werden, glatt abgelehnt
werden. Beamte in Verbindung mit Waren sind eine Korruption entweder des
Begriffes „Ware“ oder des Beamten. Nur eine einzige Ware gibt es, die man unbe-
denklich Beamten anvertrauen kann, nämlich das Geld, weil das Geld die einzige
Ware ist, bei der es allein auf Menge und nicht auch noch auf Güte ankommt. Wo
die 
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Güte der Ware mit in Betracht kommt, da versagt die fiskalische Rechnungsführung,
da gehören mehr Kontrolleure als Beamte (hin). Und ob es sich hier um Beamte des
Staates handelt oder um solche einer Riesenbank, ist für diese Beurteilung gleich. 


Proudhon bediente sich als Rechnungseinheit für seine Gutscheine des im Verkehr
befindlichen Staats- Geldes, des Franken. Dobe lehnt für seine Zwecke das Geld
des Staates ab. Die Bank wäre demnach an keinerlei Marktpreise gebunden. Nach
welchen Gesichtspunkten wird nun die Bank bei der Bestimmung der Preise verfah-
ren? Da es keine Staatsbank ist, kann sie willkürlich verfahren. Nun läßt Proudhon
(und auch Dobe tut es), der die tyrannische Macht der Monopole kannte, den Wett-
bewerb bei der Gründung der Tauschbank offen. Es gäbe demnach 10–100–1000
Tauschbanken, und da jede dieser Banken bei der Bemessung der Preise willkürlich
verfährt (s. o), so hätten die Zettel dieser Banken auch verschiedene Gültigkeit! Für
den Gutschein der Berliner Tauschbank bekäme man 5 Hauptmannuniformen und
für den von Köpenick nur 21/2 usw. Daß dies das Ende der Geldwirtschaft wäre
(schließlich würde jeder Handwerker eigene Gutscheine herausgeben, wenn der
„Staat“ es nicht verbietet), sieht jeder ein. Jeder Vorschlag, der auf Dezentralisation
und Pluralisation des Geldes hinausläuft, ist hoffnungslos. Die Zentralisation aber –
ihr muß das ganze Verkehrswesen unterworfen werden, Post, Eisenbahn,
Telegraphen, Straßen, Geld usw. – nenne ich, so abscheulich auch der Name klin-
gen mag, mangels eines besseren S.T.A.A.T.


Auch dem Staate gegenüber dürfen wir keine Vogelstrauß-Politik treiben. Bauen
wir den Staat ab, so weit es geht, und das meiste von dem, was ihm aufgebürdet
wurde (zu reinen Machtzwecken), läßt sich mit Vorteil abbauen; doch dort, wo eine
Verwaltung mit zentralen Gesichtspunkten nötig ist, da machen wir mit dem Abbau
Halt. Wir setzen uns sonst der Gefahr aus, den Staat nur darum abzulehnen, um ihn
unter anderen Namen (Tauschbank) wieder neu zu errichten. Auf den Namen kommt
es nicht an. Wir haben im Kriege für viele gute Dinge Ersatz erhalten. Tabakersatz,
Musikersatz, Friedensersatz. Warum könnten wir jetzt nicht umgekehrt für schlechte
Dinge guten Ersatz schaffen? Staatsersatz!


Dobe erwähnt am Schlüsse seines Artikels einen Vorschlag Andrews, wonach die
das Geld ersetzenden Tauschbanken nicht nur Geld gegen vorhandene Waren, son-
dern auch solches gegen künftige Waren – Kreditwaren – herausgeben sollen. Da
wären z.B. 1 000 Auswanderer, die nichts besitzen als den gegenseitigen Kredit,
dafür aber Bedarf an allem haben, was ein Kolonist braucht. Was nützt diesen
Leuten die von ihnen gegründete Bank, das von dieser Bank ausgegebene Geld?
Jeder verfügt zwar über die „künftige“ Ernte der anderen – man deckt das Dach mit
Zukunftsstroh, bratet die fette Gans, die im Ei dem Leben entgegen träumt, pflügt
den Acker mit einem Kreditpflug, einem Papierpflug. Dies ist ein Pflug, steht auf dem
Kreditgeld – pflügt damit.


Dobe fragt, ob solcher Plan, der ihm die Unentgeltlichkeit des Kredits verschaffen
soll, heute durchführbar sei. „Er ist es“, sagt Dobe. Wir begnügen uns darauf hinzu-
weisen, daß der Kredit das Vorhandensein der Kreditgegenstände voraussetzt,
wobei diese Gegenstände in der Hand von Personen sein müssen, die selber keine
Verwendung dafür haben. Was nützt es z.B. heute in München Wohnungskredit zu
schaffen, so lange es an Wohnungen fehlt?


Die Ausgabe von Geld gegen Waren nach Proudhons Vorschlag hat einen Sinn,
weil darin das Geld immerhin als Tauschmittel behandelt wird. Die Ausgabe von Geld
auf Kreditinstrumente nach Andrews Vorschlag ist dagegen verkehrt, weil man für
Kreditwaren keine Tauschmittel (Geld) braucht.
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Andrews verwechselt Tausch und Kredit, Gegenwert und Zukunft, Greifbares mit
Bildlichem, die Taube in der Hand mit der Taube auf dem Dache. Er verwaltet also
auch das Geld nach falschen Grundsätzen.


Bei der Geldausgabe darf auf die Bedürfnisse des Volkes nicht die geringste
Rücksicht genommen werden. Das Geld muß als Tauschmittel vorhandener Waren
behandelt werden. Für den Kredit kommen ganz andere Gesichtspunkte in Betracht.
Geldverwaltung und Kreditanstalten können nie scharf und hart genug getrennt 
werden. Die Geldverwaltung auf Mars, die Kreditbanken auf Venus. Die Reichsbank
z.B. hat diesen Grundsatz mißachtet. Sie verwechselte den Geldbedarf des Reiches
mit dem Bedarf an Tauschmitteln des Handels. Sie vertauschte die Pfuscherei mit
dem verwirrenden Ausdruck „Zahlungsmittel“. Sie handelte nach Andrews Rezept,
und die Preistreiberei, die sie damit ermöglichte, wurde einer der Hauptgründe des
Zusammenbruchs.


Hände weg! Das Geld ist nur Tauschmittel, und nur als solches darf es behandelt
werden.
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Der Hochverrat


Der Hochverrat setzt einen Täter (Subjekt) und ein Objekt voraus. 


Der Anwalt des Staates hat sich nur das Subjekt angesehen; ich möchte mich


zunächst mit dem Objekt befassen und mich dann auch des Subjekts annehmen.


Dieses Hochverrats- Objekt ist ein Säugling, der zur Zeit der inkriminierten Tat


gerade drei Wochen alt war.


Der Vater, ein Hochverräter schwerster Art, der ein uraltes Königshaus vom


Throne stürzte – seine Mutter mit konstitutioneller Revolutionitis behaftet. Dieses


Deszendenz entsprechend ist das Objekt schwach, rachitisch, ohne Lebenskraft.


Es hat anscheinend nichts besseres zu tun, als den Bürger mit


Gerichtsverhandlungen zu quälen. Und es hatte doch sonst so viel Wichtigeres


zu tun.


Dieses Miserabelchen läßt mich wegen Hochverrats anklagen. Nimmt es den


Mund nicht etwas sehr voll? Schmückt es sich nicht mit Federn aus dem


Schmuck des alten Königshauses? Hochverrat! Der hochtrabende Ausdruck paßt


doch schlecht zu der ganzen Lage. Im Hause des Henkers spricht man nicht


vom Strick, und wer im Glashause sitzt, der wirft nicht mit Steinen. Wenn der alte


König jetzt mit einem Leutnant und 10 Mann in diesem Saale erscheinen würde?


Tableu! Der hätte Grund, uns alle, die wir hier im Saale sind, an die Mauer 


stellen zu lassen!


Der Ausdruck Hochverrat gehört zur Terminologie der Monarchie, die, wie man


mir gesagt hat, noch nicht wieder hergestellt ist. Er ist ein Prädikat zur Majestät.


Allerhöchst, allergnädigst usw. Er setzt somit etwas Hohes voraus – Hochverrat.


Also majestatis – Verrat – Verrat der Majestät.


Wenn meine Voraussetzung zutrifft, nämlich daß das Königtum abgeschafft ist,


so gibt es im Lande das Objekt des Hochverrats nicht mehr und dementspre-


chend auch nicht das Subjekt. Die Tat, deren man mich hier bezichtigt, mag sein,


was sie will – aber der Ausdruck Hochverrat paßt nicht dazu. Immer (... )
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Zur Frage der allgemeinen Enteignung


Manuskript eines am 21. November 1919 gehaltenen Vortrages


- Die Abschrift finden Sie ab Seite 373 -
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Zur Frage der allgemeinen Enteignung


Vortrag am 21. November 1918 in Berlin


(Abschrift der vorstehenden Handschrift)


Kameraden!


Sie haben den Wunsch geäußert, die Gründe zu erfahren, die mich bewogen


haben, mich dem neuen in die Statuten der „Physiokratischen Vereinigung“ ein-


gefügten Paragraphen V. ablehnend zu verhalten.


Diesem Wunsche komme ich gerne nach und hoffe, Ihnen beweisen zu kön-


nen, daß der Gedanke des Paragraphen V. ein Produkt des Krieges, der


Kriegspsychose ist und als solcher nicht in unsere Gedankenwelt paßt. Es 


handelt sich um einen Fremdkörper. Vom Kriege dürfen wir nichts erwarten, alle


Geschenke, die er uns bringt, müssen wir ablehnen, von diesem ekelhaften


Greuel wollen wir uns nicht belehren und bereichern lassen.


Um den Inhalt des Paragraphen V. richtig einschätzen zu können, ist es nötig,


ihn in seine Hauptbestandteile zu zerlegen.


Zunächst ist die Frage zu erörtern, ob die Befürchtungen, die zu der Forderung


der Aufteilung führten, berechtigt sind. Kamerad Blumenthal begründete die


Notwendigkeit einer Beschleunigung des physiokratischen Entwicklungsganges


damit, daß er vom Rechte auf den vollen Arbeitsertrag als vom Rechte der Toten


redete. Er meinte damit, daß ohne die Vermögensaufteilung keiner von uns je


einen Blick ins gelobte Land würde werfen können.


Der Entwicklungsprozeß würde Jahrzehnte, Jahrhunderte brauchen, bis daß


das Ziel, die Beseitigung des Zinses, erreicht sei und daß man mit einer solchen


Theorie wohl bei denjenigen, die satt sind, bei den Kapitalisten, mit Erfolg wer-


ben könnte, nicht aber bei den von der Not bedrängten Massen. Dem Proletariat


müsse man den Wohlstand nicht in Aussicht, sondern direkt auf den Tisch 


stellen, dann würden sie danach greifen und uns nebenbei dann noch in unseren


Bestrebungen für Freiland und Freigeld unterstützen. Mit der Aussicht allein


würde man die so oft schon betrogenen Massen nicht vom Ofen locken. Darum


müsse man zur Aufteilung schreiten.


Ich gebe zu, daß, wenn es möglich wäre, durch einen Federstrich die allge-


meine Not wesentlich und dauernd zu lindern, alles, was gegen die Aufteilung


spricht, wenig wiegen würde und daß ich dann auch sagen würde: wir wollen


durch Teilung die Not beseitigen. Ich werde aber noch zeigen, wie wenig die


Aufteilung heute die Not mindern könnte. Hier will ich nur die Frage aufwerfen,


ob die Teilung zur Stunde die bestehende Wohnungsnot, die Kleider-, Möbel-,


Nahrungsmittel-, Brennstoffnot in fühlbarer Weise mildern könnte. Wo nichts ist,


da hilft das Teilen nicht aus der Not. Wo 50% der Bevölkerung sich familienweise


mit einem heizbaren 
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Zimmer begnügen müssen, da kann man vernünftigerweise nur und ausschließ-


lich von dem Bau neuer Wohnungen, also von der Arbeit, von der Entwicklung,


von der Zeit, von Jahren und Jahrzehnten die Beseitigung der Wohnungsnot


erwarten. Wir könnten wohl eine Anzahl luxuriöser Villen aufteilen – Wohnungen


mit 4–5 Meter hohen Zimmern, wo man ein Vermögen für Heizung und Licht ver-


braucht. Wesentlich würde das die Not der Massen nicht mindern. Und wenn


heute gar die Volkswirtschaft, die Eisenbahnen und die Schiffahrt nicht in der


Lage sind, Brennstoff und Licht für die in den Einzimmerwohnungen zusammen-


gepferchten Massen zu liefern – wie will sie das, wenn alle nun plötzlich zwei


Zimmer würden heizen und beleuchten wollen?


Und ähnlich verhält es sich mit dem Brot, den Kartoffeln, dem Zucker, dem


Speck, der Wolle. Selbst, wenn es möglich wäre, die Aufteilung in vollkommen


gerechter Weise in kurzer Zeit durchzuführen, würden alle glauben, man habe


sie vergessen und betrogen.


Und da möchte ich hier gleich auf die Gefahr hinweisen, die darin liegt, in den


Volksmassen Hoffnungen zu erwecken, deren Erfüllung ganz und gar außerhalb


der Möglichkeit liegt.


Die Massennot ist eine Frage der Massenarbeit. Nirgendwo wie hier paßt das


Wort: Die Sache des Proletariats kann nur durch das Proletariat gefördert 
werden. Vom Abbruch-Material des Kapitalistenstaates ist für das Proletariat


erstaunlich wenig zu gebrauchen. Am besten erkennt man das übrigens, wenn


man sich in die östlichen Provinzen Preußens begibt. Kamerad Blumenthal
spricht vom Abbruch der Herrenhäuser, um Baumaterial für die neuen Siedler-


Wohnungen zu schaffen. Und ich selbst wiederhole den Vorschlag, weil ich weiß,


daß wir heute die letzten Reserven heranziehen müssen, daß uns nichts daran


liegen darf, ein Schloß niederzureißen, wenn wir damit einige Bretter und Balken


gewinnen können. Auf dem flachen Land, im Reiche der Großgrundbesitzungen,


ist nichts, mit Ausnahme des lebenden Inventars, das man aufteilen könnte –


und auch dieses lebende Inventar ist noch stark vermindert – und müßte zudem


bis zur Fertigstellung von Siedlerwohnungen in den Ställen der Herren beher-


bergt werden. Nein, die Aufteilung kann die unmittelbare Not nicht wesentlich 


lindern, und es ist schon richtig, wenn ich sage: Nur triefend von Schweiß wird


das Proletariat den Zukunftsstaat betreten! Wenn das aber wahr ist, so verliert


die Aufteilung den beruhigenden Einfluß auf die ungeduldigen Elemente, denen


die Hoffnung nichts, der Augenblick alles ist. Diese Elemente würden sich als


betrogen erklären und dann vielleicht über die herfallen, denen durch Fleiß und


Sparsamkeit das ihnen zugefallene Teil zu mehren gelingt.


Es gibt keine Sprünge in der Natur– auch nicht den Sprung von der


Massenarmut in den Massenwohlstand. Wer zu dieser Erkenntnis gelangt ist –


kann schon darum in der Aufteilung keine Förderung des allgemeinen


Wohlstandes erblicken. Zu 
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allem ist Zeit nötig – das, was wir daher vernünftigerweise machen müssen, ist,


die Zeit möglichst fruchtbar auszunützen. Denn in rein menschlichen


Angelegenheiten nützt der Verstich der Zeit allein auch nichts. Wenn wir nicht


handeln, so geschieht nichts – das sieht man heute in unserer politischen


Entwicklung. Hier ist ein volles Jahr verstrichen – es hat sich aber nichts ent-


wickelt, weil die Tat fehlte. Wie vieles sich aber in kurzer Zeit entwickeln kann,


das sehen wir in der Natur, wo wir in sechs Monaten vom Hochsommer in den


tiefen Schnee geraten. Wenn es sich also um Zeit handelt, so liegt darin doch


kein Grund, zu verzweifeln. Wir säen jetzt das Korn aus in die kalte Erde, um es


nächsten Herbst zu ernten – und verzweifeln darum doch nicht.


Wie steht es nun mit unseren Hoffnungen, mit unserer Saat und mit dem


Zeitpunkt unserer Ernte? Sind die Aussichten wirklich so düster, wie sie uns


Kamerad Blumenthal geschildert? Sie kennen unsere Kapitaltheorie. Sie wissen,


daß der Zins einem Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem


Kredit- oder Darlehensmarkt sein Dasein verdankt und daß dieses Mißverhältnis


auf die Hemmungen zurückzuführen ist, die das herkömmliche Geld und das


Bodenrecht der freien Entfaltung unserer Produktivkraft entgegenstellen. Mit der


Einführung des physiokratischen Geldes und Bodenrechtes verschwinden diese


Hemmungen, die bis dahin in den Wirtschaftskrisen ihren akuten und in den


Arbeitslosenbataillonen ihren chronischen Ausdruck fanden. Mit der


Durchführung unserer Forderungen wird durch unsere Arbeit ein Haus neben das


andere, ein Schiff neben das andere, eine Fabrik neben die andere errichtet wer-


den, ohne daß jemand dieser freien Entwicklung noch Steine in den Weg werfen


könnte. – Wie groß ist nun diese Produktivkraft, wie lange würde es nehmen, um


mit Hilfe dieser ungehemmten Arbeit unser Ziel – die Ersäufung des Zinses in


einem Meere neu geschaffenen Kapitals – zu erreichen? Brauchen wir wirklich


dazu Generationen oder gar eine Anzahl Jahrzehnte? Um dieser Frage eine 


hoffnungsfreudige Antwort geben zu können, brauchen wir uns nur die Tatsache


ins Gedächtnis zurückzurufen, daß das deutsche Proletariat von jeher das ganze


Deutsche Reich mit allem, was darauf steht, kurz alles, was bei einer


Vermögensaufteilung in Frage käme, alle 20 Jahre einmal, in 100 Jahren 5mal,


neu für die Kapitalisten schaffen muß. Diese Tatsache spricht eine klare Sprache


über die Produktivkraft der Arbeitermassen. Wenn wir trotz Krisen, trotz


Hemmungen alle 20 Jahre neben unserem Unterhalt trotz starker


Volksvermehrung das Deutsche Reich neu errichten müssen, so können wir uns


vorstellen, wie bald es uns gelingen würde, bei ungehemmter Arbeit, bei unge-


störter Arbeit, bei einer durch freudige Erwartung und lichte Hoffnung geförderte


Arbeit denjenigen Überschuß an Kapital zu schaffen, den wir nötig haben, um


das Kapitalangebot über die Nachfrage zu heben! Ich erinnere hier an die


Baukrise, die vor dem Kriege in den Berliner Vororten herrschte und die darauf


zurückzuführen war, daß die Mieten als Folge einer 
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nur wenige Jahre andauernden größeren Bautätigkeit nicht mehr 5, sondern


etwa nur mehr 4% abwarfen. Nehmen wir an, damals hätten wir das Freigeld in


Bewegung gesetzt und man hätte darum die Bautätigkeit nicht unterbrochen. Wie


viele neue Häuser wären seitdem entstanden, wie niedrig wären die Mieten, wie


gering die Macht der Hauskapitalisten! Leider liefert uns die Geschichte der


Menschheit kein einziges Beispiel für unsere Theorie. Und so wie die Dinge


lagen, war es auch nicht möglich, daß uns die Geschichte von solchen


Ereignissen erzählte. Denn Geschichte machte ja erst der Mensch seit dem


Aufkommen des Geldwesens – alles, was vorher geschah, gehört zur prähisto-


rischen Zeit, die uns keine anderen historischen Dokumente hinterließ als die


Schädel und Knochen der damaligen Menschen. Die ältesten Schriftstücke, die


tönerne Bibliothek Hammurabis, erzählt uns von Silbergeld und Zins, und somit


wissen wir, daß seit jener Zeit bis auf den heutigen Tag die Bautätigkeit ins


Stocken geraten mußte, sobald der Mietzins unter den herkömmlichen Stand fiel.


Dafür aber haben wir mehr als genug schwerwiegende Anhaltspunkte, die für


die Richtigkeit unserer Annahme zeugen. Ich möchte sie Ihnen gerne hier noch


einmal sämtlich vor Augen führen, doch muß ich mich auf das Aufzeigen der


wichtigsten beschränken. Da ist vor allem zu beachten, daß, wenn der Zins


heute nur um 1% zurückginge, damit schon 20% des gesamten Mehrwertes


gespart würde. Dieses eine Prozent betrug aber vor dem Kriege reichlich 5


Milliarden Mark bei einem Gesamtzins von jährlich 20 Milliarden, so daß dieses


eine Prozent allein genügen würde, um den jährlichen Zuwachs an Gebäuden zu


verdoppeln. Denken Sie sich nun, daß damals in Schöneberg von der Baupest


und der Bauwut geredet wurde und die Mieten um 20% sanken, nun der dieser


Mietersparnis entsprechende Geldbetrag für weitere Bauten Verwendung gefun-


den hätte, die nun ihrerseits den Zins noch weiter gedrückt hätten! Sie erkennen


daran, was es bedeutet, wenn der Zins einmal ins Rutschen kommt, welch


gewaltige Mittel das Heruntergehen des Zinses der Bauwut zur Verfügung stellt,


wie schnell dann die Baupest den Zins ausgerottet haben wird. Nur allein mit


dem, was die Beseitigung des Zinses uns zur Verfügung stellen würde, erlaubt


uns, alle 20 Jahre neben dem Deutschen Reich ein gleich großes und gleich gut


ausgerüstetes Reich zu erstellen! Beachten Sie, was das bedeutet.


Einen anderen Anhaltspunkt für die Beantwortung unserer Frage liefert uns


Nordamerika. Dieses Land stand jahrzehntelang in erster Reihe unter den


Schuldnern der europäischen Kapitalisten. Das Land war arm an Kapital, weil


dort die Wirtschaft häufiger und gründlicher durch Wirtschaftskrisen gestört


wurde und weil außerdem für fast eine Million europäischer pudelarmer


Einwanderer Häuser, Arbeitsgeräte, Schiffe, Städte, Eisenbahnen, kurz für alles,


was ein Volk von einer Million arbeitsfreudiger Menschen braucht, gesorgt wer-


den mußte. Hätten diese Einwanderer immer das Kapital zu allem mitgebracht,


was sie in Amerika benutzen 
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sollten, so hätte dazu die Summe von 50 000 Mark pro Kopf, gleich 50


Milliarden kaum genügt. Daß also die Vereinigten Staaten so lange auf europäi-


sches Kapital angewiesen waren, kann man verstehen. Wenn die Amerikaner


diesen Auswandererstrom nicht immer mit Arbeitsmitteln hätten ausrüsten 


müssen, so hätten die europäischen Kapitalisten keinen Absatz in Amerika für


ihre Kapitalüberschüsse gefunden, und sie hätten diese dann im eigenen Lande


verwenden müssen. Auf den außereuropäischen Märkten aber waren ihnen die


Amerikaner als Konkurrenten entgegengetreten. Daß sich das wirklich so zu-


tragen würde, erkennen Sie an den Ereignissen auf dem amerikanischen


Kapitalmarkt, seitdem mit dem Kriegsausbruch dort keine Einwanderer mehr 


eintrafen. Die Summen, die für die Ausrüstung der Einwanderer verwandt 


wurden, sind jetzt für den Export frei geworden und überschwemmen als ameri-


kanische Kapitalanlage nicht nur die Ententeländer, sondern darüber hinaus 


fast die ganze Welt. Die Hoffnungen der Europäer gründen sich heute fast 


ausschließlich auf die Hilfeleistungen der amerikanischen Kapitalisten.


Senator Owen, der Vorsitzende der Senatskommission für Bankwesen, machte


auf die Gefahren der amerikanischen Kapitalüberproduktion mit folgenden


Auslassungen aufmerksam.


„Wir haben für Milliarden Dollars Überschußgüter, die wir verkaufen wollen, und
eine enorme Baumwoll- und Getreideernte, überflüssige Vorräte an Kupfer, Stahl
und Petroleum, Maschinerien, Fertigprodukten und Rohstoffen sowie an
Bauhölzern und Steinkohle. Wir müssen verkaufen und, wenn Deutschland die
Waren nicht bezahlen kann, müssen wir sie kreditieren. Tun wir das nicht, so
gehen wir an unserem Überflusse zugrunde. Wir müssen auch die an Frankreich,
England gewährten Kredite erweitern, um unseres eigenen Handels willen, um
Arbeitslosigkeit zu verhindern, ebenso zur Verhinderung eines Preissturzes an
amerikanischen Märkten. Es sind dies die einzigen Mittel, um den internationalen
Frieden wieder herzustellen.“


Auch der bekannte amerikanische Bankier Vanderlip (National City Bank of


New York) urteilte ähnlich: Wir sind, sagt er, das Weltreservoir an Kapital und


Rohstoffen. Einzig in der Weltgeschichte ist unsere Lage.


Sie erkennen an diesen Aussprüchen, was die heutige, mit Maschinen arbei-


tende Volkswirtschaft für das Kapital bedeutet – wenn sie nur kurze Zeit sich frei


entfalten kann – wie die von diesem Kapital geschaffenen gewaltigen Über-


schüsse ähnlich wie die Stachel der Skorpione gegen sich selbst gerichtet sind.


Heute können die Amerikaner dank des europäischen Krieges noch einen auf-


nahmefähigen Markt für diese Überschüsse finden. Aber denken Sie, wohin es


führen würde, wenn dieser Markt nicht da wäre, wenn die europäischen Über-


schüsse mit den amerikanischen Überschüssen auf dem Kapitalmarkt zu-


sammenstoßen würden. Was das unter dem heutigen Geldsystem bedeuten


würde, wissen wir – ein Krach, eine Krise, Arbeitslosigkeit, bis daß alle Über-


schüsse aufgezehrt wären. Aber 
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denken sie sich nun, dieser Krach würde durch das Freigeld verhütet, denken


Sie sich, wir würden den Druck, den die gewaltigen Wirtschaftsüberschüsse, von


denen der Bericht Owens erzählt, ausüben, von den Preisen auf den Zins hin-


über leiten, so daß die Arbeit bei sinkendem Zinsfuß nicht nur ermöglicht, son-


dern erst recht gefördert würde! Und denken wir uns ferner, daß die Arbeiter, die


nun endlich den Sachverhalt durchschauen, sich das Wort geben würden, nicht


eher mit der Arbeit anzuhalten, bis daß der Zins auf Null zurückgeführt sei und


Mammon erschlagen am Boden läge. Und denken wir uns, daß die Arbeiter, von


dieser Hoffnung angefeuert, einer den anderen in der Schonung des


Arbeitsmaterials übertreffend, ihr ganzes Sinnen darauf eingestellt hätten, das


Angebot von Kapital zu mehren und selbst den Vorschlag machen würden, zur


besseren Ausnutzung des vorrätigen Kapitals in Doppelschichten zu arbeiten!


Und daß dann noch jeder Arbeiter, der von Streik, von Sabotage, von gesetz-


licher Kürzung der Arbeitszeit spricht, als Verräter, als Spion der Kapitalisten


angesehen und entsprechend behandelt würde. Denken wir uns die


Volkswirtschaft der ganzen Welt dergestalt in Hoch- und Vollbetrieb gesetzt – 


5 oder 10 Jahre Überschuß auf Überschuß häufend – ob das nicht genügen


würde, das jetzige Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem


Kapitalmarkt umzustoßen.


Kameraden – vertrauen wir – vertrauen wir in die Natur der Dinge. Vertrauen


wir in unsere Arbeitskraft, vertrauen wir in die gewaltige Produktivkraft, in die täg-


lich ins Gigantischere wachsende Produktivkraft der modernen Technik.


Das Freigeld wird zusammen mit der Technik, mit der durch die Hoffnung und


den sichtbaren Erfolg angestachelten Arbeitsfreudigkeit das Kapital zur Strecke


bringen, und zwar nicht in 50 oder 100 Jahren, sondern noch bei Lebzeiten aller,


die hier am Tische sitzen. Glauben wir daran und handeln wir entsprechend!


Niemals sind die Zeiten für unsere Bestrebungen günstiger gewesen. Niemals


sind die Ohren weiter geöffnet gewesen – kein Wort, das Ihr sagt, fällt heute auf


dürren Boden. Gebraucht Euren Mund, redet, sammelt Eure Arbeitskollegen um


Euch herum, zwingt die Führer zur Stellungnahme. Der Boden, auf dem Ihr steht,


ist fest, das theoretische Rüstzeug, das wir Euch geben, ist hieb- und stichfest.


Ihr seid unverletzlich. Ihr braucht nur Mut zu zeigen. Veni, vidi, vici – sagte der


alte Römer. Ich kam, sah und siegte! So wird es Euch allen ergehen – im


Kampfe mit den Utopisten, Kommunisten, Anarchisten und namentlich mit den


Marxisten. Niemand in all den Jahren hat bis heute noch den Mut gehabt, uns


mit Gründen anzugreifen. Wir sind tatsächlich unangreifbar. Wir haben ihnen


allen schwere Hiebe versetzt – keiner muckst. Nein, nicht einer in der ganzen


Gesellschaft hat es auch nur versucht, uns zu widerlegen.


Diese Tatsache muß auch denen noch Mut geben, die weniger Vertrauen in


das eigene Urteil haben und vermeinen, daß unsere Theorie, die so einleuchtend


ist und 
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so überaus klar in der Aussage ist, doch wohl verborgene Haken haben dürfte.


Nein, Kameraden, es sind keine Haken da. Sie können sich vorstellen, mit 


welchem Eifer solche Haken gesucht werden und wie man sich beeilen würde,


sie an die Öffentlichkeit zu bringen.


Noch gestern schrieb mir ein Fabrikleiter aus Halle, Dr. Ingenieur Lawaczeck:
„Seit einiger Zeit beschäftige ich mich lebhaft mit dem Freigeldgedanken, ohne
einen Fehlschluß finden zu können. Ich bin dadurch zu einem glühenden An-
hänger des Gedankens geworden und möchte, so viel ich kann, die Bewegung
fördern helfen.“ Ein anderer, Alexander Schneider, Amtsrichter und Mitglied der


National-Versammlung, Berichterstatter für die Reichsabgaben-Ordnung, schrieb


mir ebenfalls gestern: „Ich habe Ihr Werk „Die Aktive Währungspolitik“ jetzt in
Angriff genommen. Ich muß gestehen: nie habe ich in einem geldtheoretischen
Buch eine so reiche und gewichtige Fülle von Belehrungen gefunden wie in die-
sem, so daß mir dessen Lektüre seit langem der lohnendste Genuß war, den ich
auf wissenschaftlichem Gebiet gewonnen habe.“


Kameraden! Ich lese Euch diese Briefe vor, um auch den Zaghafteren, weniger


Entschlossenen, den Aggressiven Mut zu geben, den wir zum Erfolg brauchen.


Wir müssen zum Angriff vorgehen, die Hamster in ihrem Bau aufstöbern, die


Marxisten aus ihrer Werthöhle heraus jagen.


Ich habe versucht, Ihnen zu zeigen, daß unsere Aussichten durchaus günstig


sind und daß wir uns wohl damit zufriedengeben können, wenn es uns gelingt, in


10, in 20 Jahren Mammon zu stürzen, der seit 6000 Jahren die Menschheit quält


und martert. Seit 6000 Jahren. Wir legen heute ausgedehnte Wälder an. Wir


pflanzen Eichen, deren Holz für unsere Ur-Urenkel, vielleicht sogar für die Enkel


der Mongolen bestimmt ist; wir bauen Steinhäuser, die die Ewigkeit überdauern,


und da sollen wir unser Werk durch neue Forderungen in Gefahr bringen, weil


wir uns vor einer Wegstrecke von 20 Jahren fürchten.


Und tatsächlich erachte ich den Paragraphen V. für eine solche und zwar sehr


ernste Gefahr. Denn eine Gefahr und zwar große Gefahr bedeutet der Paragraph


V. für unser Werk, und zwar eine solch unmittelbare gewaltige Gefahr, daß, wenn


nicht mein Freund und Kamerad Blumenthal der Urheber des Vorschlages wäre,


ich in diesem Paragraphen einen Sabotageversuch gegen das Freigeld erkennen


würde.


Ihr wißt, daß es nicht alles Physiokraten sind, die durch den Paragraphen V.


angelockt werden. Die Mehrzahl von denen, die zugeströmt sind, wissen von


unserer Kapitaltheorie überhaupt nichts. Freiland-Freigeld sind ihnen nur Worte –


das Hauptgewicht legen sie auf den Paragraphen V. – Wir haben darum noch


durchaus keine Garantie, daß diejenigen, die für den § V. waren, später uns


auch noch in unseren Hauptforderungen unterstützen werden.


Wir haben für diesen Verdacht sogar schwerwiegende Gründe. Dieselben


Bauern z. B., die in Rußland durch Lenin durch die Aufteilung des Großgrund-


besitzes zu 
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Grundbesitzern geworden sind, werden sich nun mit Händen und Füßen gegen


die Freilanderklärung aussprechen. Und ob dieselben Bauern – wenn sie einmal


Kapitalisten sind – noch die Notwendigkeit des Freigeldes einsehen werden –


könnte man mit Fug bezweifeln.


Kameraden, Ihr wißt, wie leicht es ist, einen Thron zu stürzen, sogar den


Hohenzollernthron, wo der Hochselige Herr Großvater Wilhelm II. gesessen


hatte. Wahrhaftig, es hatte nicht viel gekostet. – Aber nun versuchen Sie es ein-


mal, diese Kapitalisten durch Frontalangriff zu stürzen! Ich glaube, daß diese –


wenn sie auch durch den Krieg recht mürbe gemacht wurden, doch noch ganz


erstaunlich zähen Widerstand leisten würden, und daß es ohne Blutvergießen


kaum gehen würde. Und wenn es einmal ans Blutvergießen geht, dann ist es


schwer zu prophezeien, wer als Sieger aus dem Blutbade waten wird. Es könnte


also ganz wohl so kommen – daß die mit den Bauern, Handwerkern, Kaufleuten,


Kleinbürgern vereinten Kapitalisten auch heute wieder, wie es seit 6000 Jahren


immer der Fall gewesen ist – als Sieger aus dem Kampfe hervorgehen würden.


Und dann? Überlegen Sie! Wird man nicht mit allem Fleiß den Mißerfolg nicht


auf den Paragraphen V. zurückführen, sondern auf die wahrhaft gefährlichen


Forderungen – auf das physiokratische Wirtschaftsprogramm? Wird man nicht so


lange alle diejenigen totschlagen, die es wagen sollten, von Physiokratie zu


reden, bis sie alle ausgestorben – zum 2. Male ausgestorben – sind?


Mitgegangen, mitgefangen, mitgehangen – wird es heißen. Ihr seid mit dem


Paragraphen V. gegangen. Und so wird das ganze Programm nach dem


Paragraphen V. beurteilt. Und Ihr wißt, wie schwer es ist, ein Volk zu belehren,


das einmal glaubt, Erfahrung gemacht zu haben und durch Schaden klug ge-


worden zu sein. Jahrhunderte würde es dauern, um diesen Schlag zu über-


winden. Ihr wißt, wie lange Zeit die Bauern brauchten, um die Wirkungen der im


Bauernkrieg erlebten Schlappe zu überwinden! Wenn es der Reaktion in


Rußland mit Hilfe fremder Kapitalisten gelänge, die früheren oder ähnliche


Zustände wiederherzustellen – wenn man dort alle die hängen würde, die eine


führende Rolle spielten?


Wie lange würde dann Mujik (?) brauchen, um sich von der Betäubung zu


erholen. Sollen wir uns solchen Gefahren aussetzen? Und darum aussetzen,


weil wir glauben, den Untergang des Kapitals beschleunigen zu können?


Ein gewaltiges Werk wie das unsrige muß auf sicherem Fundamente stehen.


Hier dürfen wir keine leichtsinnige Eile zeigen. Wir dürfen den Bau nicht gefähr-


den, weil wir ihn um etliche Jahre früher beziehen möchten. Magna Quies in


magna Spe – die Größe der Hoffnung gibt uns die dazugehörige Ruhe.


Aber würde der Bau der physiokratischen Wirtschaftsordnung durch den


Paragraphen V. denn wirklich beschleunigt werden? Würde das Kapitalangebot
vermehrt, die Nachfrage vermindert, nur darum, weil die Aktien unserer


Unterneh-
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mungen statt in einer Hand nun in viele Hände gelegt wären? Mehren wir den


Bestand an Kapital dadurch, daß wir es verteilen? Solches hat Kamerad


Blumenthal allerdings nie behauptet, aber viele mögen das ohne weiteres ange-


nommen haben und dem Vorschlag dadurch freudig zugestimmt haben.


Zunächst hätte also die Aufteilung als solche keinen Einfluß auf das


Kapitalangebot und damit auf den Zins. Es ist aber anzunehmen, daß nach der


Vermögensverteilung das Kapital statt zuzunehmen im Gegenteil bedeutend


abnehmen würde und daß darum der Zins statt zu fallen im Gegenteil steigen


würde.


Wir dürfen nicht vergessen, daß die Vermögensaufteilung alle Bürger gleich-


mäßig trifft und daß ein großer Teil der durch die Vermögensaufteilung


Begünstigten keine Ahnung von Vermögensverwaltung hat und darum den


Schlichen der Bauernfänger ausgesetzt sein wird – so daß in kurzer Zeit die


Vermögensverhältnisse noch schlimmer sein könnten als heute. Man lockt die


Unerfahrenen auf die Beize und plündert sie. Und mit welchem Erfolg solche


Plünderungen vorgenommen werden können – solange die Dummen nicht alle


sind – das zeigt uns besonders die New Yorker Börse, die Geburtsstätte der


amerikanischen Milliardäre. Ich bin überzeugt, daß, wenn es zu einer


Vermögensaufteilung käme, wir in Deutschland in wenigen Jahren die Milliardäre


zu Dutzenden würden zählen können.


Kamerad Blumenthal machte den Vorschlag, den Vermögensanteil zu sperren.


Aber denke man sich, was solche Sperrung bedeuten würde. Das gesperrte


Vermögen würde von Amts wegen verwaltet werden müssen, ähnlich wie das


Vermögen von deutschen Staatsangehörigen in Frankreich! Und da man in einer


Bürokratie keinen Unterschied machen könnte unter den Bürgern, so müßte nicht


das Vermögen einzelner, sondern das gesamte Vermögen, auch das von Walter
Rathenau, gesperrt – das ganze Volk unter Kuratel gestellt werden. (... )
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Zum Geleit 


Abgesehen von den beiden Ausgaben innerhalb der "Gesammelten Werke" erlebte
Silvio Gesells Hauptwerk "Die Natürliche Wirtschaftsordnung durch Freiland und
Freigeld" zehn Auflagen in deutscher Sprache. Die Gesamtauflage dürfte bei 50 000
Exemplaren liegen.1 Weitere Auflagen erschienen in englischer, französischer und 
spanischer Sprache. Ende der 1920er Jahre liefen Vorbereitungen für tschechische 
und russische Übersetzungen. Eine um 1960 abgeschlossene Esperanto-Übersetzung
ging verloren, bevor sie erscheinen konnte.2


Gegenüber der 2. und 3. Auflage der NWO hat Gesell die 4. Auflage nochmals über-
arbeitet und diese Fassung dann unverändert in die 1922 und 1923 erschienene 5.
bzw. 6. Auflage übernommen. Die nach seinem Tod erschienenen Auflagen enthalten
Kapitelumstellungen und Zusätze von fremder Hand, die im Rahmen der Gesammel-
ten Werke nicht maßgeblich sein können. Im Band 11 der "Gesammelten Werke" be-
findet sich deshalb die 4. Auflage der NWO als die letztmalig von Gesell selbst geän-
derte Fassung. In einem Anhang sind die Vorworte zur 2., 5. und 6. Aufl. sowie die Hin-
weise von Willy Hess auf die Unterschiede zwischen der 3. bis 9. Aufl. hinzugefügt.


Nach einer längeren vergeblichen Suche nach einem amerikanischen Verleger 
ließ Gesell die von seinem irischen Freund Philip Pye angefertigte englische Über-
setzung der NWO 1929 in einem eigens dafür eingerichteten NEO-Verlag in Berlin
erscheinen. (NEO war eine Abkürzung für "Natural Economic Order".) In Zusammen-
arbeit mit Philip Pye nahm er noch einige Änderungen gegenüber der 4. bis 6. deut-
schen Auflage vor und widmete diese englische Ausgabe "Mose, Spartacus, Henry
George and all those, who have striven to create an adequate economic basis for 
peace and goodwill among men and nations". Nach einer weiteren stilistischen Über-
arbeitung konnte Pye die "Natural Economic Order" 1958 nochmals veröffentlichen,
und zwar im Verlag "Peter Owen Ltd." in London. Dazwischen gab Hugo Fack 1934 
in San Antonio/Texas noch eine weitere Ausgabe der "Natural Economic Order" her-
aus, in der das Kapitel 1 (Distribution) stark gekürzt und das Kapitel 2 (Free-Land)
eigenmächtig fortgelassen wurden. 


Friedrich Landmann erhielt nach Gesells Tod (1930) den Auftrag, eine 7. Auflage
der NWO herauszugeben. In Gesells Nachlaß fand er ein Fragment eines für diese Auf-
lage entworfenen Vorworts, das hier ebenfalls im Anhang wiedergegeben ist. Nach
Landmanns frühzeitigem Tod brachte schließlich Hans Timm 1931 die 7. Auflage in
seinem "Stirn-Verlag" in Erfurt heraus.3 Nach dieser 7. deutschen Auflage ließ Silvio
Gesells in Argentinien lebender Sohn Ernesto die NWO durch Fernando Mendelsohn-


01 Die ersten sechs Auflagen umfaßten insgesamt 24 000 Exemplare. ("Neue Zeitung der Arbeit" 4. Jg. 1925, S. 4)
Die Höhe der 8., in der Schweiz erschienenen Auflage gab Fritz Schwarz mit 4000 Exemplaren an. ("Freiwirtschaftliche
Zeitung" Nr. 103-104/1937, S. 3.) Über die Höhen der 7., 9. und 10. Auflage liegen keine Zahlen vor. Im Rahmen der
"Gesammelten Werke" wurde die NWO 600 mal (Band 9) und 1800 mal (Band 11) aufgelegt.
02 Vgl. SGW Band 18, S. 319-320 und 352 sowie die Zeitschrift "Informationen für Kultur, Wirtschaft und Politik"
Nr. 9/1960, S. 27. Diese Übersetzung war von Felix Swinné, der die NWO auch ins Französische übertragen hat, und
vier weiteren Übersetzern erstellt worden.
03 Die 7. Auflage erhält als neues 14. Kapitel auch einen Text "'Bargeldloser' Zahlungsverkehr?", den Landmann für
ein noch unveröffentlichtes Fragment hielt. Fritz Schwarz übernahm diesen Text auch in die 8. Auflage. Karl Walker 
hat ihn in der von ihm herausgegebenen 9. Auflage als "inhaltlich anfechtbar" bezeichnet (Lauf bei Nürnberg 1949,
S. 11). Er entfernte den Abschnitt aus dem Haupttext und verlegte ihn in einen Anhang – zusammen mit zwei Auf-
sätzen Gesells aus den Jahren 1921 und 1923, in denen Gesell nach Walkers Ansicht das Problem des bargeldlosen
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Bartholdy, einen Enkel des berühmten Komponisten Felix Mendelsohn-Bartholdy, in
die spanische Sprache übersetzen. "El Orden Económico Natural por Libremoneda y
Libretierra" wurde in drei Teilen herausgegeben. Die Teile 1 und 2 erschienen 1936 in
Buenos Aires und der Teil 3 folgte 1945. 


Da im nationalsozialistischen Deutschland keine öffentliche Verbreitung von
Gesells Theorien mehr möglich war, besorgte Fritz Schwarz eine 8. Auflage der NWO 
in der Schweiz. In Anlehnung an die erste englische Ausgabe erfolgten zahlreiche
Änderungen, ohne daß besondere Hinweise auf Art und Umfang dieser Bearbeitung
im Buch selbst erfolgt wären. Stattdessen hat Fritz Schwarz dazu in der "Freiwirt-
schaftlichen Zeitung" einige Einzelheiten mitgeteilt. Es seien "eine Menge Kleinig-
keiten" geändert worden. Größere Änderungen habe die "Robinsonade" erfahren, und
neu aufgenommen worden sei ein für die englische Ausgabe verfaßtes Nachwort.4


Nach dieser 8. Auflage hat der Brüsseler Kaufmann Felix Swinné die NWO während
des Zweiten Weltkriegs in die französische Sprache übertragen. Diese Übersetzung 
mit dem Titel "L'ordre économique naturel" erschien 1948 in Bern, Paris und Brüssel.
Die beiden Vorträge "Gold und Frieden?" und "Freiland – die eherne Forderung des
Friedens" – die in der 8. Auflage fehlen! – erschienen hier nur in einem Anhang.


Als Herausgeber der 1949 im "Zitzmann Verlag" in Lauf bei Nürnberg erschiene-
nen 9. deutschen Auflage der NWO hat Karl Walker die nach Gesells Tod vorgenom-
menen Änderungen wieder rückgängig gemacht. Dabei entfernte er jedoch auch 
das besagte Nachwort wieder aus dem Buch. Es ist ebenfalls in den Anhang zum 
Band 11 der "Gesammelten Werke" aufgenommen worden. Als unveränderter Nach-
druck der 9. Auflage erschien 1984 eine 10. Auflage der NWO im "Zitzmann Verlag",
der zwei Jahre später auch noch eine Kurzausgabe herausbrachte. Sie ist nicht 
identisch mit der von Richard Batz und Walter Hanke redigierten Kurzausgabe, die
1950 im "Logos-Verlag" in Lüdenscheid erschien. 


In den frühen 1920er Jahren wurde Silvio Gesells Hauptwerk in wissenschaftlich-
en Kreisen noch kaum zur Kenntnis genommen. Nur vereinzelt äußerten sich bürger-
liche und marxistische Autoren ablehnend dazu. In den "Sozialistischen Monats-
heften" trat Conrad Schmidt Gesells Kritik an der Goldwährung entgegen und ver-
höhnte seine Geldreformvorschläge als "utopistische Welterlösungsideen" nach Art
von "Proudhons schnurrigen Phantasien." 5 Kaum fundierter war die in sozialistischen
und gewerkschaftlichen Organen abgedruckte Kritik von Emil Lederer, die Gesell im
Vorwort zur 6. Auflage der NWO wiedergab. Dort erwähnte er auch die "Enquete 
über die Freigeldlehre" von Karl Diehl, Robert Liefmann, Heinrich Sieveking und 


Zahlungsverkehrs schlüssiger in seine Lehre eingearbeitet hat als in diesem nachträglichen Zusatz zur NWO. Diese 
beiden Aufsätze "Unterliegen die Bankdepositen dem Einfluß des Freigeldes?" und "Der bargeldlose Verkehr und das
Freigeld" wurden in die Bände 12 und 14 aufgenommen. Die Herausgeber der 7.-9. (10.) Auflagen haben jedoch alle-
samt übersehen, daß es sich bei dem nachträglich in die NWO eingeführten Aufsatz "'Bargeldloser' Zahlungsver-
kehr?" nicht um ein unveröffentlichtes Manuskriptfragment handelte, sondern um einen Aufsatz, den Gesell bereits 
in der Zeitschrift "Die Freiwirtschaft durch Freiland und Freigeld" veröffentlicht hatte (2. Jg. Dezember 1920, S. 33-
36). Dieser Aufsatz wurde in den Band 12 aufgenommen. 
04 Fritz Schwarz, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: "Freiwirtschaftliche Zeitung – Organ des Schweizer Frei-
wirtschaftsbundes" 15. Jg. 1937, Nr. 103-104, S. 3.
05 Conrad Schmidt, Rezensionen der NWO in den "Sozialistischen Monatsheften" Jg. 1917, S. 214, und Jg. 1920, 
S. 546-547. Vgl. auch Conrad Schmidt, Geld und Schwundgeldzauberei Silvio Gesells Erlösungsbotschaft, Berlin 
1924.
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anderen im Jahrgang 1920 der "Zeitschrift für schweizerische Statistik und Volks-
wirtschaft". Diese Enquete war eine Antwort auf einen Aufsatz von Theophil Christen
in derselben Zeitschrift. Die Redaktion hatte auch die Ökonomen Gustav Cassel, 
Georg Friedrich Knapp und Vilfredo Pareto zu einer Stellungnahme zu Gesells Theo-
rien eingeladen, doch folgten diese der Einladung nicht. Auf diese Enquete rea-
gierte Gesell 1921 mit der Broschüre "Die Stellung der Wissenschaften zu den Be-
strebungen des Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes".6 In einer weiteren Kritik be-
mängelte Richard Kerschagl, daß Silvio Gesell sich nicht an das Prinzip der Wert-
freiheit der Wissenschaft hielt und politische Konsequenzen aus seinen Theorien
ableitete. Allerdings fehle es "... bei aller Verworrenheit und allen logischen
Seitensprüngen" auch nicht an einigen "guten Gedanken".7


An der Universität Halle entstand 1922 die erste Dissertation, in der Gesells
Theorien positiv dargestellt und ihre Überlegenheit gegenüber dem Marxismus be-
gründet wurde. Ihr folgten 1925 und 1926 zwei negativ urteilende Dissertationen von
Hans Langelütke und Franz Haber an den Universitäten Freiburg und München, deren
kritische Einwände eine ausführliche Antwort verdient gehabt hätten.8 Im weiteren
Verlauf der 1920er und 1930er Jahre mehrten sich die kritischen Stimmen. Doch gab
es auch eine langsam steigende Zahl von namhafteren Befürwortern. So bekannte
sich der Chemie-Nobelpreisträger Frederic Soddy ebenso zu Gesells Zielen wie der
katholische Theologe Johannes Ude und der evangelische Theologe Leonhard Ra-
gaz, der Dichter H. G. Wells oder der Friedenskämpfer Paul von Schönaich.9 Und nicht
zuletzt erfuhr Silvio Gesell Anerkennung durch den amerikanischen Geldtheoretiker
Irving Fisher und durch John Maynard Keynes, den wohl bekanntesten Ökonomen 
des 20. Jahrhunderts. Keynes würdigte Gesell ausführlich in seiner "Allgemeinen
Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes" und sprach die Erwartung aus,
daß "... die Zukunft mehr vom Geiste Gesells als von jenem von Marx lernen
(werde)." 10 Auch die amerikanischen Ökonomen Dudley Dillard und Lawrence Klein


06 Vgl. Theophil Christen, Zur Kritik der absoluten Währung, in: "Zeitschrift für schweizerische Statistik und
Volkswirtschaft" 56. Jg. 1920, S. 61-66; Notiz der Redaktion über die Empfänger der Einladung zur Kritik an Gesell 
S. 66 und die einzelnen Beiträge zur "Enquete..." S. 67-97. 
07 Richard Kerschagl, Rezension der NWO in der "Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik" Neue Folge 1. 
Band 1921, S. 133-135. – Vgl. auch Richard Kerschlagl, Die Lehre vom Gelde in der Wirtschaft, Wien 1922, S. 40-49. 
08 Hans-Joachim Tuercke, Marxismus und Gesells Freiwirtschaftslehre, Dissertation Halle 1922. – Hans Langelütke,
Tauschbank und Schwundgeld als Wege zur zinslosen Wirtschaft, Jena 1925. – Franz Haber, Untersuchungen über
Irrtümer moderner Geldverbesserer, Jena 1926. (Hans Langelütke, der spätere Präsident des IFO-Instituts, promovierte
bei Karl Diehl, Franz Haber bei Adolf Weber und Otto von Zwiedineck-Südenhorst.)
09 Frederic Soddy, Wealth, Virtual Wealth and Debt, 1926, S. 170. – Johannes Ude, Soziologie: Leitfaden der na-
türlich vernünftigen Gesellschafts- und Wirtschaftslehre im Sinne der Lehre des hl. Thomas von Aquin, 3. Auflage
Schaan 1931. – Johannes Ude, Das Geld – sein Einfluß auf Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur, Gams/St. Gallen 
1935. – Leonhard Ragaz, Die Bibel – eine Deutung Band 2, Zürich 1947, S. 133 und 134. – H. G. Wells, Arbeit Wohl-
stand und das Glück der Menschheit, Berlin und Wien 1932, S. 461 ff. (Die Zustimmung von Wells zu Gesells Vor-
schlägen war freilich nicht ungeteilt.) – Paul von Schönaich, Mein Finale, Flensburg und Hamburg 1947. – In der 
freiwirtschaftlichen Literatur wurde gelegentlich auch Albert Einstein eine zustimmende Äußerung über Gesell 
zugeschrieben. Als Quelle wurde dafür Einsteins "Mein Weltbild" genannt. Doch hat sich Einstein darin lediglich 
für einen Übergang von der Goldwährung zu einer am Preisindex ausgerichteten Papierwährung ausgesprochen.
10 John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, 5. Auflage  Berlin 1974,
S. 300. – Irving Fisher, Stamp Scrip, New York 1933. – Irving Fisher, Feste Währung – Zur Entwicklungsgeschichte der
Idee. Uchtdorf, Weimar und Leipzig 1937. Leipzig 1937. - Irving Fisher, 100%-Money, Kiel 2007. - Claude Million,
Irving Fisher als Geldreformer, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 152. Folge/2007, S. 4-13.
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sowie der französische Ökonom Maurice Allais beurteilten Gesells Theorien positiv 11;
dennoch ging die weitere Entwicklung in der Fachwissenschaft in der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg in eine ganz andere, nämlich wachstumstheoretische Richtung. Erst
im letzten Quartal des 20. Jahrhunderts nahm das Interesse an Silvio Gesells Werk
wieder zu.12 Wissenschaftliche Stellungnahmen hierzu wurden auf der Internetseite
http://www.silvio-gesell.de/html/okonomen_uber__ gesell.html zusammengestellt. – 


In der Vergangenheit hat Silvio Gesells "Natürliche Wirtschaftsordnung" immer
zwischen den vorherrschenden ökonomischen Lehrmeinungen des kapitalistischen
Westens und des kommunistischen Ostens gestanden. Dabei gab es – wie Karl Walker
in seiner Einführung zur 9. Auflage der NWO zum Ausdruck brachte – für Gesell 
und seine Nachfolger "... nur eine Möglichkeit: kompromißlos und dem Widerspruch
von beiden Seiten trotzend das zu entfalten, was in ihr steckt." 13 Die Idee der
Natürlichen Wirtschaftsordnung ist gleichsam ein geistiges Samenkorn, das das Ur-
bild einer zukünftigen sozial gerechteren und friedlicheren Welt bereits in allen 
seinen Facetten in sich trägt. Es bedarf aber noch vielfältiger klärender Gedanken-
arbeit, um zu seiner Entwicklung und Reife zu kommen. Für alle Bemühungen um
eine Entfaltung dessen, 'was in dieser Idee steckt', sollte jenes Leitmotiv gelten, 
welches Silvio Gesell dem Vorwort zur 3. Auflage seiner NWO vorangestellt hat:
"Großes Hoffen gibt große Ruh!" Daraus lässt sich nicht nur Ruhe, sondern auch
Toleranz, Geduld und das Vertrauen schöpfen, daß neben allen geistigen Anstren-
gungen auch die Zeit für diese Idee arbeitet. So sind mit dem Niedergang des
Kommunismus in Osteuropa in jenem denkwürdigen Herbst 1989 viele Einwände 


11 Dudley Dillard, Proudhon, Gesell and Keynes: An Investigation of some "anti-marxian socialist" Intecedents of
Keynes´ 'General Theory', University of California: unveröffentlichte Dissertation, 1940. – Dudley Dillard, Silvio Ge-
sells Monetary Theory of Social Reform, in: American Economie Review Vol. XXXII (Juni 1942), Nr. 2, S. 348-352. –
Lawrence Klein, The Keynesian Revolution, 2. Auflage London 1968, S. 149 und 152. – Maurice Allais, Economie et
Intérêt, Paris 1947, S. 613.
12 Joachim Starbatty, Eine kritische Würdigung der Geldordnung in Silvio Gesells utopischem Barataria (Billig-
land), in: "Fragen der Freiheit" 21. Jg. 1977, 129. Heft, S. 5-31. – Oswald Hahn, In memoriam Silvio Gesell, in:
Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen 33. Jg. 1980, Nr. 6, S. 5. – Michel Herland, Perpetuum mobile et crédit gra-
tuit, in: Revue économique November 1977, S. 938-971. – Hans Chr. Binswanger, Arbeit ohne Umweltzerstörung,
Frankfurt 1983, S. 246-248. – Dieter Suhr, Geld ohne Mehrwert – Entlastung der Marktwirtschaft von monetären
Transaktionskosten, Frankfurt 1983. – Dieter Suhr und Hugo Godschalk, Optimale Liquidität, Frankfurt 1986. – Dieter
Suhr, The Capitalistic Cost-Benefit Structure of Money – An Analysis of Money's Nonneutrality and its Effects on the
Economy, Berlin und New York, 1989. – Luise Rinser, Im Dunkeln singen: 1982-1985, Frankfurt 1985, S. 243. – Ezra
Pound, Usura-Cantos XLV und LI (hrsg. von Eva Hesse), Zürich 1985, S. 107. – Ulrich Duchrow, Grenzenloses Geld für
wenige oder Leben für alle in den Grenzen des Wachstums, Bremen 1988, S. 7 und 30. – Ulrich Duchrow, Kirchen,
Christen, Wirtschaftssysteme, Bremen 1988, S. 18. (Beide Arbeiten von Duchrow sind Sonderdrucke aus der Zeit-
schrift "Junge Kirche".) – Peter Knauer, Wer bezahlt den Jokervorteil? – Über Dieter Suhrs Vorschläge zur besse-
ren Nutzung des Geldes, in: "Die Neue Gesellschaft – Frankfurter Hefte" 36. Jg. 1989, Nr. 1, S. 41-49. Hinweise auf
weitere Resonanzen zu Gesells Theorien finden sich bei Werner Onken, Die Ökonomie am Vorabend ihrer zweiten
Revolution, in: "Zeitschrift für Sozialökonomie" 21. Jg. 1984, 60. Folge, S. 10-22. – William Darity jr., Keynes’ Poli-
tical Philosophy: The Gesell Connection, in: Eastern Economic Journal Vol. 21. No. 1, Winter 1995, p. 27-41; dt. 
Übers. unter dem Titel "Keynes’ politische Philosophie – Die Verbindung mit Gesell”, in: Zeitschrift für Sozialöko-
nomie 116. Folge (1998), S. 3-12. – Mario Seccareccia, Early Twentieth-Century Heterodox Monetary Thought and 
the Law of Entropy, in: A. Cohen, H. Hagemann and J. Smithin, Money, Financial Institutions and Macroecono-
mics, Boston 1997. – Zur gesamten Sekundärliteratur vgl. die Kataloge des Archivs für Geld- und Bodenreform in
Oldenburg und der Schweizerischen Freiwirtschaftlichen Bibliothek in Basel, die über die Internetseite http://
www.sozialoekonomie.info/Archive/archive.html auffindbar sind. 
13 Karl Walker in seiner Einführung zur 9. Auflage der NWO, 1949, S. 9.
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entkräftet worden, die von marxistischer Seite jahrzehntelang gegen Gesell vorge-
bracht wurden. Der moderne Kapitalismus erwies sich zwar als dem Kommunismus
überlegen. Aber die mit ihm verbundenen sozialen Ungerechtigkeiten, seine innere
Friedlosigkeit und seine Aggressivität gegenüber der Dritten Welt und der Natur 
zeigen, daß er keine ewig gültige Form der Ordnung des menschlichen Zusammen-
lebens ist. Um so notwendiger ist die Entwicklung einer freiheitlichen Alternative 
zur kapitalistisch verfälschten Marktwirtschaft und zu den neoklassischen und key-
nesianischen Lehren der Ökonomie geworden. 


In den Vorworten zur 5. und 6. Auflage der "Natürlichen Wirtschaftsordnung"
schrieb Silvio Gesell, er habe bis dahin keine Veranlassung gehabt, "irgendetwas an
diesen Theorien zu ändern". Für ihre Grundgedanken mag dies auch heute noch gel-
ten. Dennoch ist nicht zu übersehen, daß dieses Buch zahlreiche Passagen enthält,
die – wie die langatmigen Auseinandersetzungen mit den Verfechtern der damaligen
Goldwährung – heute nicht mehr zum Verständnis dieses dauerhaften Kerns erforder-
lich sind. Sie könnten sogar den Eindruck erwecken, als sei die NWO insgesamt aus 
heutiger Sicht veraltet. Gesell hat selbst seit den frühen 1920er Jahren erwogen, 
sein Hauptwerk systematisch umzuarbeiten und zu kürzen.14 Doch ließen Auseinan-
dersetzungen mit dem damaligen Zeitgeschehen, innere Konflikte in den freiwirt-
schaftlichen Organisationen und ein letzter längerer geschäftlicher Aufenthalt in Ar-
gentinien (1924/25) ihm dafür nicht die nötige Muße. Die beiden später von frem-
der Hand erstellten Kurzausgaben der NWO sind ihrem heutigen Verständnis nicht 
förderlich.


Hinzu kommt, daß in den vergangenen Jahrzehnten sowohl bei Gesells Nach-
folgern als auch in den Wirtschaftswissenschaften die Entwicklungen weitergegangen
sind. Auch aus diesem Grund bleibt nur die eine Möglichkeit, die NWO als histo-
rischen Quellentext unverändert zu lassen und sodann auf ihr aufbauend kritische
Einwände aufzuarbeiten, später gewonnene Erkenntnisse mit der NWO in Verbindung
zu bringen und noch offene Fragen zu klären – in der Hoffnung, daß sich in den
Kreisen derjenigen Menschen, die Silvio Gesells "große Hoffnung" auf eine Lösung 
der sozialen Frage zu ihrer eigenen Hoffnung machen, jemand ein neues, zeitge-
mäßes Werk verfaßt, das den ökonomischen Kern der NWO im Zusammenhang mit
aktuellen Entwicklungen der (Welt-)Wirtschaft neu formuliert. 


Im Geiste des Vorworts, das Paulus Klüpfel zur 2. Auflage von Gesells Hauptwerk
verfaßt hatte, hat Karl Walker begonnen, Gesells Werk kritisch zu sichten, Zeit-
bedingtes von Dauerhaftem zu trennen und unter Beachtung der Weiterentwicklung
in der Ökonomie auch über Gesell hinauszudenken.15 So hat Walker zum Beispiel
Gesells pauschale Ablehnung der Werttheorie als "Hirngespinst" und "Wahngebilde"
(die wohl im Hinblick auf die Goldwährung angebracht war) kritisch hinterfragt 
und – ähnlich wie in der Ökonomie Piero Sraffa und andere Neoricardianer – auf die
klassische Arbeitswertlehre von Adam Smith und David Ricardo zurückgegriffen, um
verteilungstheoretische Aussagen zu untermauern.16 Auch in anderer Hinsicht sollte
eine ideengeschichtliche Verknüpfung der NWO mit den Klassikern nachgeholt wer-


14   Vorwort zur 5. Aufl., in: Gesammelte Werke Band 11, S. 397.
15   Karl Walker, Ausgewählte Werke, Lütjenburg 1995.
16  Vgl. Karl Walker (wie Anm. 15), S. 292-304, 355-381. – Zu Gesells Polemiken gegen die Werttheorie vgl. zum
Beispiel die NWO im Band 11 der Gesammelten Werke, S. 121-126. – Zu Ricardo und den Neoricarianern vgl. Piero
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den. Und zwar wurde es beispielsweise versäumt, die Freilandtheorie mit David
Ricardos Differentialrententheorie und dessen Gedanken über eine Grundsteuer
gedanklich in Beziehung zu setzen und von hier aus dem weiteren Umgang der Öko-
nomie mit dem Bodenproblem nachzugehen.17


Inzwischen gibt es im Rahmen ihrer Kritik an der Wachstumsökonomie Ansätze
bei Gesells Nachfolgern, neben der sozialen auch die ökologische Seite des Boden-
problems zu berücksichtigen. Es gibt Überlegungen, neben einem Entgelt für die
Nutzung von Bodenoberflächen (das Gesell zur Grundsicherung von Frauen und Kin-
dern verwenden wollte) auch Gebühren für die Nutzung von den darunter liegen-
den Ressourcen und der darüber befindlichen Atmosphäre zu erheben und damit
Umweltschutzmaßnahmen zu finanzieren.18 Völlig vernachlässigt worden ist bislang
allerdings die Aufgabe, die Landwirtschaft, den Städtebau, die Raumplanung, die
Architektur sowie die Energie- und Verkehrspolitik im Zusammenhang mit der Bo-
den-/Ressourcen- und Geld-/Zinsproblematik näher zu untersuchen.


In dem in die 4. NWO-Auflage eingefügten Vortrag "Freiland – die eherne For-
derung des Friedens", den Gesell 1917 vor dem "Weltfriedensbund" in Zürich ge-
halten hatte, war auf eindrucksvolle Weise die Notwendigkeit dargelegt, die allge-
meinen Menschenrechte auf ein für alle Menschen gleiches Recht auf den Zutritt 
zum Boden und seinen Schätzen zu gründen. "Punkt eins der Menschenrechte" war
für ihn, daß Gott die Erde allen Menschen ohne Unterschied ihrer Herkunft, ihrer
Hautfarbe, ihres Geschlechts und ihres Glaubens gegeben habe.19 Demgegenüber hat
das Vorwort zur 3. Auflage mit dem in darwinistischer Sprache formulierten Gedan-
ken einer "Hochzucht des Menschengeschlechts" in jüngerer Vergangenheit den Ein-
druck erweckt, daß Gesell sozialdarwinistische und rassistische Auffassungen vertre-
ten haben könnte. Seine Rezeption der Evolutionslehre bedarf bei aller Differen-
ziertheit tatsächlich noch einer kritischen Aufarbeitung. Gegen den Verdacht einer
rassistischen Einstellung sprechen jedoch Gesells Warnungen vor jeglicher Art von
Rassenpolitik und seine Kritik an Einschränkungen der Freiheit eines jeden Men-


vgl. Piero Sraffa, Production of Commodities by Means of Commodities, Cambridge 1960 sowie editorische Notizen 
von Heinz Kurz in: David Ricardo, Über Grundsätze der Politischen Ökonomie und der Besteuerung, Marburg 1994, 
S. VII-IX, XI-LVII. 
17  Vgl. David Ricardo (wie Anm. 16), S. 57-74, 153-161, 277-286. – Franz Oppenheimer, David Ricardos Grund-
rententheorie – Darstellung und Kritik, Berlin 1909; wiederabgedruckt in Oppenheimers Gesammelten Schriften Band
1, Berlin 1995, S. 469-613. – Wolfgang Dietrich Winterhager, Bodeneigentum und Bodenrente in der ökonomischen
Theorie, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 114. Folge (1997), S. 3-13. – Zu Henry George, dem Gesell die englische
Ausgabe seiner NWO widmete, vgl. Robert  Andelson, Land Value Taxation around the World, New York 1997, sowie die
Aufsätze von Werner Onken, Eckhard Behrens und Fritz Andres zum 100. Todestag von Henry George in der Nr. 245
(1997) der Schriftenreihe "Fragen der Freiheit".
18  Eckhard Grimmel, Geowissenschaftliche Grundlagen eines umweltverträglichen Rohstoffrechts, sowie Johannes
Jenetzky, Öko-Abgaben – erforderliche, aber nicht hinreichende Instrumente einer zukunftsorientierten Wirtschafts-
politik, beide in: Zeitschrift für Sozialökonomie 109. Folge (1996), S. 3-14 und 15-24. – Dirk Löhr, Urmonopole, 
intertemporale soziale Kosten und nachhaltiges Wirtschaften, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 113. Folge (1997), 
S. 13-27. – Dirk Löhr und Johannes Jenetzky, Neutrale Liquidität – Zur Theorie und praktischen Umsetzung, Frankfurt
1996. – Andreas Rams und Norman Ehrentreich, Arbeitslosigkeit – wie kann sie über wunden werden ?  –  Eine Kritik
an den herrschenden Arbeitsmarkt- und Wachstumstheorien und ein Ansatz zu ihrer Weiterentwicklung, Lütjenburg
1996. – Bernd Senf, Der Nebel um das Geld –  Zinsproblematik, Währungssysteme, Wirtschaftskrisen, 5. Auflage Lüt-
jenburg 1998.
19   Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: SGW Band 11, S. 62-65.
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schen, sich überall anzusiedeln oder unkontrolliert ein- und auszuwandern.20 Ein-
deutig lehnte Gesell auch nationales Autarkiestreben, nationalen Handelsprotektio-
nismus und das Streben nach kolonialen Eroberungen ab und in Ansätzen arbeitete 
er bereits Vorschläge für ein Weltwährungssystem aus, das die Völker der Erde fried-
lich miteinander verbindet. An sein Konzept einer "Internationalen Valuta-Assozia-
tion" wurde erst in jüngster Zeit wieder erinnert. Gerade in der gegenwärtigen Epoche
der Globalisierung der kapitalistisch verzerrten Märkte sollte dieses Konzept zusam-
men mit dem Bancor-Plan von John Maynard Keynes verstärkt in die Diskussion ge-
langen.21


Hartnäckig hält sich in der Öffentlichkeit noch immer das Vorurteil, Gesell hätte
das Zinsnehmen verbieten oder abschaffen wollen. Dem hat er selbst mit der plaka-
tiven Formulierung, "den Zins in einem Meer von Kapital zu ersäufen" 22, Vorschub
geleistet. Dabei enthält das 5. und letzte Kapitel der NWO eine eindeutige Unter-
scheidung zwischen den verschiedenen Bestandteilen des Zinses: dem problema-
tischen "Urzins", der berechtigten Risikoprämie und der Bankvermittlungsgebühr 
sowie dem bei Erreichen von Preisniveaustabilität entbehrlich werdenden Inflations-
ausgleich.23 Obwohl die Urzinstheorie in Keynes’ Liquiditätspräferenztheorie Eingang
gefunden hat, spielt sie noch immer nicht die Rolle, die ihr eigentlich zukäme.
Außerdem könnten Gesells Ausführungen zur Übertragung des Kapitalcharakters 
vom Geld auf die Produktionsanlagen sehr hilfreich für das Verständnis von wirt-
schaftlichen Konzentrationsprozessen sein. Die Urzinstheorie sollte also zu einer
Wettbewerbs- und Konzentrationstheorie erweitert werden. Ebenso wichtig wäre es,
die Folgen zu erforschen, die eine Überwindung des Urzinses und eine Dezentrali-
sierung von Produktionsmitteln für die Arbeitswelt haben könnten.24


20   Zum tatsächlichen Rassismus und seinen Vorläufern vgl. Peter Weingart, Züchtungsutopien – Zur Geschichte 
der Verbesserung des Menschen, in: Kursbuch Nr. 128/1997, S. 111-126. – Vgl. auch Werner Onken, Silvio Gesells 
kritische Distanz zum Rechtsextremismus in der Weimarer Republik, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 106. Folge
(1995), S. 2-17; ders., Natürliche Wirtschaftsordnung unter dem Hakenkreuz, Lütjenburg 1997; ders., Natürliche
Wirtschaftsordnung unter kommunistischer Herrschaft und nach der Wende vom Herbst 1989, Lütjenburg 1998; 
ders., Umrisse einer weiblichen und männlichen Ökonomie, Lütjenburg 1998.
21   Thomas Betz, Was der Euro soll und was eine internationale Währung wirklich sollte, in: Zeitschrift für Sozial-
ökonomie 117. Folge (1997), S. 35-43. – Hugo Godschalk, Keynes’ Bancor Plan 1944 und der IVA-Plan Silvio Ge-
sells – Grundlagen einer Europäischen Währungsordnung?, in: Fragen der Freiheit Nr. 206/1990,  S. 35-46. – Zum
IVA-Plan vgl. Gesells Gesammelte Werke Band 12, S. 149-195. – John Maynard Keynes, Vorschläge für eine Union 
für den internationalen Zahlungsverkehr (International Clearing Union), in: Stefan Leber (Hg.), Wesen und Funk-
tion des Geldes, Stuttgart 1989, S. 323-349. – Susan George, Zurück zu Keynes in die Zukunft, in: Le Monde diplo-
matique Januar 2007, S. 18-19.
22   Silvio Gesell, Die Natürliche Wirtschaftsordnung, in: SGW Band 11, S. 241.
23   Kapitel V in der NWO, in: Band 11, S. 319-380. – Vgl. außerdem Werner Onken, Der Zins als Angelpunkt 
von Wirtschaft und Moral – Eine Auseinandersetzung mit Otmar Issing, in: Fragen der Freiheit Nr. 226/ 1994, S.
42–51. http://www.sozialoekonomie.info/BasisInformation/BasisInfo_7/basisinfo_7.html
24   Michael Grimminger, Konzentrationsgrad und Wettbewerbsintensität in der BRD, in: Zeitschrift für Sozialöko-
nomie 85. Folge (1990), S. 25-30 und 87. Folge (1990), S. 13-20. – Dirk Löhr, Das Verhältnis von Freiwirtschafts- 
und Gewerkschaftsbewegung, in: Zeitschrift für Sozialökonomie 111. Folge (1996), S. 19-28.
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Vorwort zur 3. Auflage.


Großes Hoffen gibt große Ruh’!


Die Wirtschaftsordnung, von der hier die Rede ist, kann nur insofern eine natür-
liche genannt werden, als sie der Natur des Menschen angepaßt ist. Es handelt sich
also nicht um eine Ordnung, die sich etwa von selbst, als Naturprodukt einstellt. Eine
solche Ordnung gibt es überhaupt nicht, denn immer ist die Ordnung, die wir uns
geben, eine Tat, und zwar eine bewußte und gewollte Tat.


Den Beweis, daß eine Wirtschaftsordnung der Natur des Menschen entspricht, 
liefert uns die Betrachtung der menschlichen Entwicklung. Dort, wo der Mensch am
besten gedeiht, wird auch die Wirtschaftsordnung die natürlichste sein. Ob eine 
in diesem Sinne sich bewährende Wirtschaftsordnung zugleich die technisch lei-
stungsfähigste ist und dem Ermittlungsamt Höchstzahlen liefert, ist eine Frage 
minderer Ordnung. Man kann sich ja heute leicht eine Wirtschaftsordnung vor-
stellen, die technisch hohe Leistungen aufweist, bei der aber Raubbau am Menschen
getrieben wird. Immerhin darf man wohl blindlings annehmen, daß eine Ordnung, in
der der Mensch gedeiht, sich auch in bezug auf Leistungsfähigkeit als die bessere
bewähren muß. Denn Menschenwerk kann schließlich nur zusammen mit dem
Menschen zu Höhe streben. "Der Mensch ist das Maß aller Dinge", darum auch Maß
seiner Wirtschaft.


Wie bei allen Lebewesen, so hängt auch das Gedeihen des Menschen in erster
Linie davon ab, daß die Auslese nach den Naturgesetzen sich vollzieht. Diese Ge-
setze aber wollen den Wettstreit. Nur auf dem Wege des Wettbewerbs, der 
sich überwiegend auf wirtschaftlichem Gebiete abspielt, kann es zur förderlichen
Entwicklung, zur Hochzucht kommen. Wer darum die Zuchtgesetze der Natur in ihrer
vollen, wundertätigen Wirksamkeit erhalten will, muß die Wirtschaftsordnung da-
rauf anlegen, daß sich der Wettbewerb auch wirklich so abspielt, wie es die Natur
will, d. h. mit der von ihr gelieferten Ausrüstung, unter gänzlicher Ausschaltung 
von Vorrechten. Der Erfolg des Wettstreites muß ausschließlich von angeborenen
Eigenschaften bedingt sein, denn nur so wird die Ursache des Erfolges auf die
Nachkommen vererbt und zur allgemeinen Menscheneigenschaft. Nicht dem Geld,
nicht verbrieften Vorrechten, sondern der Tüchtigkeit, der Kraft, der Liebe, der
Weisheit der Eltern müssen die Kinder ihre Erfolge verdanken. Dann darf man hoffen,
daß mit der Zeit die Menschheit von all dem Minderwertigen erlöst werden wird, mit
dem die seit Jahrtausenden vom Geld und Vorrecht geleitete Fehlzucht sie belastet
hat, daß die Herrschaft den Händen der Bevorrechteten entrissen werden und die
Menschheit unter der Führung der Edelsten den schon lange unterbrochenen Aufstieg
zu göttlichen Zielen wieder aufnehmen wird.


Die Wirtschaftsordnung, von der hier die Rede ist, erhebt aber noch in 
anderer Hinsicht Anspruch auf ihre Bezeichnung "die natürliche".


Damit der Mensch gedeihe, muß es ihm möglich gemacht sein, sich in allen 
Lagen so zu geben, wie er ist. Der Mensch soll sein, nicht scheinen. Er muß
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immer erhobenen Hauptes durchs Leben gehen können und stets die lautere Wahrheit
sagen dürfen, ohne daß ihm daraus Ungemach und Schaden erwachse. 
Die Wahrhaftigkeit soll kein Vorrecht der Helden bleiben. Die Wirtschaftsordnung muß
derart gestaltet sein, daß der wahrhaftige Mensch auch wirtschaftlich vor 
allen am besten gedeihen kann. Die Abhängigkeiten, die das Gesellschaftsleben 
mit sich bringt, sollen nur die Sachen, nicht die Menschen betreffen.


Soll sich der Mensch seiner Natur entsprechend gebärden dürfen, so müssen ihn
Recht, Sitte und Religion in Schutz nehmen, wenn er bei seinem wirtschaftlichen 
Tun dem berechtigten Eigennutz, dem Ausdruck des naturgegebenen Selbster-
haltungstriebes, nachgeht. Widerspricht solches Tun religiösen Anschauungen, 
trotzdem der Mensch dabei sittlich gedeiht, so sollen solche Anschauungen einer
Nachprüfung unterzogen werden, in der Erwägung, daß es kein schlechter Baum 
sein kann, der gute Früchte bringt. Es darf uns nicht ergehen wie etwa dem Chris-
ten, den seine Religion in folgerichtiger Anwendung zum Bettler macht und im
Wettstreit entwaffnet, worauf er dann mitsamt seiner Brut im Auslesevorgang der
Natur vollends zermalmt wird. Die Menschheit hat keine Vorteile davon, wenn die
Besten immer gekreuzigt werden. Die Hochzucht verlangt eher das umgekehrte
Verfahren. Die Besten müssen gefördert werden; nur so kann man hoffen, daß die
Schätze einst ausgeschüttet werden, die im Menschen schlummern – unermeßliche
Schätze!


Die natürliche Wirtschaftsordnung wird darum auf dem Eigennutz aufgebaut 
sein. Die Wirtschaft stellt an die Willenskraft schmerzhafte Anforderungen bei 
der Überwindung der natürlichen Trägheit. Sie braucht darum starke Triebkräfte, 
und keine andere Anlage vermag diese in der nötigen Stärke und Regelmäßigkeit 
zu liefern, als der Eigennutz. Der Volkswirtschaftler, der mit dem Eigennutz 
rechnet und auf ihn baut, rechnet richtig und baut feste Burgen. Die religiösen
Forderungen des Christentums dürfen wir darum nicht auf die Wirtschaft übertra-
gen; sie versagen hier und schaffen nur Heuchler. Die geistigen Bedürfnisse be-
ginnen dort, wo die körperlichen befriedigt sind; die wirtschaftlichen Arbeiten 
sollen aber die körperlichen Bedürfnisse befriedigen. Es hieße die Reihen-
folge auf den Kopf stellen, wollte man die Arbeit mit einem Gebet oder Gedicht
beginnen. "Die Mutter der nützlichen Künste ist die Not, die der schönen der Über-
fluß." (Schopenhauer.) Mit anderen Worten: Man bettelt, solange man hungrig ist,
und betet, wenn man satt ist.


Solche auf dem Eigennutz errichtete Wirtschaftsordnung stellt sich dabei in 
keiner Weise den höheren, arterhaltenden Trieben in den Weg. Im Gegenteil, sie 
liefert dem Menschen nicht nur die Gelegenheit zu uneigennützigen Taten, sondern
auch die Mittel dazu. Sie stärkt diese Triebe durch die Möglichkeit, sie zu üben.
Hingegen in einer Wirtschaft, wo jeder seinen in Not geratenen Freund an die
Versicherungsgesellschaft verweist, wo man die kranken Familienangehörigen ins
Siechenhaus schickt, wo der Staat jede persönliche Hilfeleistung überflüssig macht,
da müssen, scheint mir, zarte und wertvolle Triebe verkümmern.
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Mit der auf Eigennutz aufgebauten natürlichen Wirtschaft soll jedem der 
eigene volle Arbeitsertrag gesichert werden, mit dem er dann nach freiem Er-
messen verfahren kann. Wer eine Befriedigung darin findet, seine Einnahmen, den
Lohn, die Ernte mit Bedürftigen zu teilen, – der kann es tun. Niemand verlangt es
von ihm, doch wird es ihm auch niemand verwehren. Irgendwo in einem Märchen
heißt es, daß die größte Strafe, die dem Menschen auferlegt werden kann, die ist,
ihn in eine Gesellschaft von Hilfsbedürftigen zu bringen, die die Hände nach ihm 
ringen, und denen er nicht helfen kann. In diese schreckliche Lage bringen wir 
uns aber gegenseitig, wenn wir die Wirtschaft anders als auf dem Eigennutz auf-
bauen, wenn nicht jeder über den eigenen Arbeitsertrag nach freiem Ermessen ver-
fügen kann. Hierbei wollen wir zur Beruhigung der menschenfreundlichen Leser 
uns noch erinnern, daß Gemeinsinn und Opferfreudigkeit dort am besten gedeihen,
wo mit Erfolg gearbeitet wird. Opferfreudigkeit ist eine Nebenerscheinung persön-
lichen Kraft- und Sicherheitsgefühls, das dort aufkommt, wo der Mensch auf seine
Arme bauen kann. Auch sei hier noch bemerkt, daß Eigennutz nicht mit Selbstsucht
verwechselt werden darf. Der Kurzsichtige ist selbstsüchtig, der Weitsichtige wird in
der Regel bald einsehen, daß im Gedeihen des Ganzen der eigene Nutz am besten
verankert ist.


So verstehen wir also unter Natürlicher Wirtschaft eine Ordnung, in der die
Menschen den Wettstreit mit der ihnen von der Natur verliehenen Ausrüstung 
auf vollkommener Ebene auszufechten haben, wo darum dem Tüchtigsten die Füh-
rung zufällt, wo jedes Vorrecht aufgehoben ist und der einzelne, dem Eigennutz 
folgend, geradeaus auf sein Ziel lossteuert, ohne sich in seiner Tatkraft durch
Rücksichten ankränkeln zu lassen, die nicht zur Wirtschaft gehören, und denen er
außerhalb ihrer immer noch genug Frondienste leisten kann.


Die eine Voraussetzung dieser natürlichen Ordnung ist in unserer heutigen, so
verschrieenen Wirtschaft bereits erfüllt. Diese ist auf dem Eigennutz aufgebaut, und
ihre technischen Leistungen, die niemand verkennt, bürgen dafür, daß sich auch die
Neue Ordnung bewähren wird. Die andere Voraussetzung aber, die den wichtigsten
Pfeiler der Natürlichkeit in der Wirtschaftsordnung bildet – die gleiche Ausrüstung
aller für den Wettstreit, die gilt es zu schaffen. Auf dem Wege zielstrebiger Neu-
gestaltung gilt es, alle Vorrechte, die das Ergebnis des Wettbewerbs fälschen 
könnten, spurlos zu beseitigen. Diesem Zwecke dienen die beiden hier nun zu be-
sprechenden, grundstürzenden Forderungen: Freiland und Freigeld.


Diese natürliche Wirtschaftsordnung könnte man auch als "Manchestertum"
bezeichnen, jene Ordnung, die den wahrhaft freien Geistern immer als Ziel vorge-
schwebt hat – eine Ordnung, die von selber, ohne fremdes Zutun steht und nur dem
freien Spiel der Kräfte überlassen zu werden braucht, um alles das, was durch amt-
liche Eingriffe, durch Staatssozialismus und behördliche Kurzsichtigkeit verdorben
wurde, wieder ins richtige Lot zu bringen.


Von diesem "Manchestertum" darf man heute freilich nur noch vor Leuten 
reden, die an ihrer Erkenntnis nicht durch fehlerhaft ausgeführte Versuche
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irre gemacht werden können, denen Fehler in der Ausführung nicht auch zugleich
Beweise für Mängel des Planes an sich sind. Doch der großen Menge genügt das, was
man bisher als Manchestertum kennen gelernt hat, um die ganze Lehre in Grund und
Boden zu verfluchen.


Die Manchesterschule war auf dem richtigen Wege, und auch das, was man 
von Darwin her später in diese Lehre hineintrug, war richtig. Nur hatte man die 
erste und wichtigste Voraussetzung des Systems ungeprüft gelassen und sich nicht
um die Kampfbahn gekümmert, auf der nun die Kräfte frei sich messen sollten. 
Man nahm an (nicht alle taten es harmlos), daß in der gegebenen Ordnung, mit
Einschluß der Vorrechte des Grundbesitzes und des Geldes, die Bürgschaft für einen
genügend freien Wettstreit liege, vorausgesetzt, daß sich der Staat nicht weiter in
das Getriebe der Wirtschaft mischen würde.


Man vergaß oder wollte es nicht einsehen, daß, wenn es natürlich zugehen 
sollte, man auch dem Proletariat das Recht einräumen müsse, sich den Boden mit
denselben Mitteln zurück zu erobern, mit denen er ihm entwendet worden war. Statt
dessen riefen die Manchesterleute denselben Staat zur Hilfe, der durch sein
Dazwischentreten das freie Spiel bereits verdorben hatte, damit er sich mit seinen
Gewaltmitteln vollends der Schaffung eines wirklich freien Spieles der Kräfte ent-
gegenstellen solle. So gehandhabt, entsprach des Manchestertum in keiner Weise 
seine Lehre. Volksbetrüger hatten sich, zum Schutze von Vorrechten, dieser Lehre
bemächtigt, die jedes Vorrecht verneinte. Das war Betrug und Heuchelei.


Um die ursprüngliche Manchesterlehre gerecht zu beurteilen, darf man nicht von
ihrer späteren Handhabung ausgehen. Die Manchesterleute erwarteten vom freien Spiel
der Kräfte in erster Linie ein allmähliches Sinken des Zinsfußes bis auf Null. Diese Er-
wartung gründete sich auf die Tatsache, daß in England, wo der Markt verhältnismäßig 
am besten mit Geld versorgt war, auch der Zinsfuß am niedrigsten stand. Man brauchte
also nur die wirtschaftlichen Kräfte zu entfesseln, sie dem freien Spiel zu überlassen, um
das Geldangebot zu vermehren und dadurch den Zins, diesen ärgsten Schandfleck der 
seitherigen Wirtschaftsordnung, auszutilgen. Es war den Bekennern dieser Lehre noch
unbekannt, daß gewisse innere Fehler unseres Geldwesens (das die Manchesterleute un-
besehen in ihre Wirtschaftsordnung übernahmen) solcher geldmachtfeindlichen Ent-
wicklung unübersteigbare Hindernisse in den Weg legen.


Nach einem weiteren Glaubenssatz der Manchesterlehre sollte, als Folge der
Erbschaftsteilungen und der natürlichen wirtschaftlichen Minderwertigkeit der im
Reichtum aufwachsenden Geschlechter, der Großgrundbesitz zerstückelt und die
Grundrente auf diese Weise selbsttätig zu einem allgemeinen Volkseinkommen 
werden. Dieser Glaube mag uns heute etwas leichtfertig erscheinen; soweit war er
aber doch gerechtfertigt, daß die Grundrenten um den Betrag der Schutzzölle 
durch den von den Manchesterleuten geforderten Freihandel hätten sinken 
müssen. Dazu kam die mit der Dampfschiffahrt und dem Eisenbahnwesen damals 
erst zur Tatsache gewordenen Freizügigkeit der Arbeiter, durch die in England 
der Lohn sich auf Kosten der Grundrente auf den Stand des Arbeitsertrages 
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der auf kosten- und lastenfreiem amerikanischem Boden siedelnden Auswanderer
("Freiländer") hob, während zu gleicher Zeit die Ernteerträge dieser Freiländer die Preise
der englischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse senkten, – wieder auf Kosten der eng-
lischen Grundrentner. (In Deutschland und Frankreich wurde diese natürliche Entwick-
lung durch den Übergang zur Goldwährung derart verschärft, daß es hier zu einem Zu-
sammenbruch gekommen wäre, wenn der Staat die Folgen seines Eingriffs (Goldwäh-
rung) nicht durch einen zweiten Eingriff (Getreidezölle) wieder ausgeglichen hätte.)


Man kann also wohl verstehen, daß die Manchesterleute, die mitten in dieser
rasch vor sich gehenden Entwicklung standen, ihre Bedeutung überschätzend, die
Beseitigung des zweiten Schandflecks ihrer Wirtschaftsordnung durch das freie Spiel
der Kräfte glaubten erwarten zu dürfen.


Ihr dritter Glaubenssatz lautete, daß, wenn es bereits möglich gewesen war, dank
der Anwendung ihres Grundsatzes, dank dem freien Spiel der Kräfte, Herr der natür-
lichen örtlichen Hungersnöte zu werden, es doch auch möglich sein müsse, auf 
demselben Wege durch Verbesserung der Verkehrsmittel, der Handelseinrichtungen,
des Bankwesens usw. die Ursache der Wirtschaftsstörungen zu beseitigen. Denn 
wie die Hungersnot sich als Folge schlechter örtlicher Verteilung der Lebensmittel
erwies, so dachte man sich auch die Wirtschaftstockung als Folge schlechter
Warenverteilung. Und fürwahr, wer sich bewußt ist, wie sehr die kurzsichtige
Zollpolitik all der Völker den natürlichen Gang der Volks- und Weltwirtschaft stört, 
der wird es verzeihen, wenn ein Freiländer, ein Manchestermann, der noch keine
Ahnung hatte von den gewaltigen Störungen, die die Mängel des herkömmlichen
Geldwesens auszulösen vermögen, die Beseitigung der Wirtschaftsstockungen ein-
fach vom Freihandel erwarten konnte.


So dachten also die Manchesterleute weiter: wenn wir durch den allgemeinen
Weltfreihandel die Volkswirtschaft dauernd in Vollbetrieb erhalten können, wenn als
Folge solcher stockungsfreien, ununterbrochenen Arbeit eine Überproduktion an
Kapital sich einstellt, die auf den Zins drückt und ihn schließlich ganz beseitigt,
wenn auch noch das zutrifft, was wir vom freien Spiel der Kräfte für die Grundrente
erwarten, dann muß die Steuerkraft des ganzen Volkes derartig wachsen, daß sämt-
liche Staats- und Gemeindeschulden in kürzester Zeit in der ganzen Welt getilgt 
werden können. Damit wäre dann auch der vierte und letzte Schandfleck unserer
Wirtschaftsordnung spurlos getilgt und der dieser Ordnung zugrunde liegende frei-
heitliche Gedanke vor der ganzen Welt gerechtfertigt; die neidischen, böswilligen 
und vielfach unehrlichen Tadler dieser Ordnung wären zum Schweigen gebracht.


Wenn von all diesen schönen Manchesterhoffnungen bis zum heutigen 
Tage keine Spur der Verwirklichung sich zeigt, die Mängel der Wirtschaftsord-
nung dagegen je länger desto ärger sich breit machen, so muß die Ursache 
in dem von den Manchesterleuten aus Unkenntnis der Dinge unbesehen aus 
dem Altertum übernommenen Geldwesen gesucht werden, das einfach versagt, 
sobald dich die Wirtschaft im Sinne der manchsterlichen Erwartungen entwickelt. 
Man wußte nicht, daß das Geld den Zins zur Bedingung seiner Betätigung 
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macht, daß die Wirtschaftsstockungen, der Fehlbetrag im Haushaltsplan der erwer-
benden Klasse, die Arbeitslosigkeit einfach Wirkungen des herkömmlichen Geldes
sind. Die manchesterlichen Hoffnungen und die Goldwährung waren unvereinbar.


Die natürliche Wirtschaftsordnung wird nun durch Freiland und Freigeld von all
den häßlichen, störenden und gefährlichen Begleiterscheinungen des Manchester-
tums befreit werden und alle Vorbedingungen für ein wirklich freies Spiel der Kräfte
schaffen; dann soll es sich erweisen, ob solche Ordnung nicht doch noch besser ist,
als der neumodische Götze, der alles Heil vom Bienenfleiß des Beamten, von seiner
Pflichttreue, seiner Unbestechlichkeit und seiner menschenfreundlichen Gesinnung
erwartet.


Entweder Eigen- oder Staatswirtschaft – ein Drittes gibt es nicht. Man kann,
wenn man weder die eine noch die andere will, für die gesuchte Ordnung noch 
so anheimelnde und vertrauenerweckende Namen ersinnen: Genossenschaften,
Gemeinwesen, Vergesellschaftung usw. – sie können die Tatsache nicht ver-
schleiern, daß es sich im Grunde immer um denselben Schrecken, um den Tod der
persönlichen Freiheit, Unabhängigkeit, Selbstverantwortung, d. h. um Behörden-
herrschaft handelt.


Mit den in dieser Schrift gemachten Vorschlägen stehen wir jetzt zum ersten 
Male am Scheideweg. Wir müssen wählen, uns entschließen. Gelegenheit zu solcher
Wahl hatte bisher noch kein Volk. Jetzt zwingen uns die Tatsachen zur Entschei-
dung. Es geht einfach nicht weiter, so wie es ging. Wir haben zu wählen zwischen 
der Beseitigung der Baufehler unserer alten Wirtschaftsweise und dem Kommunis-
mus, der Gütergemeinschaft. Ein andere Ausweg ist nicht da.


Es ist von höchster Bedeutung, mit Bedacht zu wählen. Es handelt sich nicht
mehr um Kleinigkeiten, etwa um die Frage, ob Fürstenherrschaft oder Volksherr-
schaft, oder darum, ob der Wirkungsgrad der Arbeit in der Staatswirtschaft größer
ist, als in der Eigenwirtschaft. Um höheres handelt es sich diesmal. Wir stehen vor
der Frage, wem die Fortzucht des Menschengeschlechtes anvertraut werden soll; ob
die mit unerbittlicher Folgerichtigkeit waltende Natur die Auslese vollziehen soll,
oder ob die irrende Vernunft des Menschen, und noch dazu des heutigen, herunter-
gekommenen Menschen, der Natur diese Aufgabe abnehmen soll. Das ist es, wo-
rüber wir zu entscheiden haben.


Die Auslese durch den freien, von keinerlei Vorrecht mehr gefälschten Wett-
streit wird in der Natürlichen Wirtschaftsordnung vollständig von der persönlichen
Arbeitsleistung geleitet, wird also zu einem Sichauswirken der Eigenschaften des 
einzelnen Menschen. Denn die Arbeit ist die einzige Waffe des gesitteten Men-
schen in seinem "Kampfe ums Dasein". Durch immer bessere, höhere Leistungen 
sucht sich der Mensch im Wettbewerb zu behaupten. Von diesen Leistungen 
hängt es allein ab, ob und wann er eine Familie gründen, wie er die Kinder-
pflege üben, die Fortpflanzung seiner Eigenschaften sichern kann. Man darf 
sich diesen Wettstreit nicht als Ringkampf, wie bei den Tieren der Wüste 
vorstellen, noch auch etwa als Totschlag. Diese Art der Auslese hat beim 
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Menschen, dessen Macht von rohen Kräften ja nicht mehr abhängig ist, keinen 
Sinn. Man müßte auch schon sehr weit in der Entwicklungsgeschichte des Men-
schen zurückgreifen, um dort etwa auf Führer zu stoßen, die ihre Stellung roher 
Kraft verdankten. Darum hat der Wettstreit für die Unterliegenden auch nicht die
grausamen Folgen wie dort. Entsprechend ihren geringeren Leistungen stoßen sie 
bei der Familiengründung, bei der Kinderpflege auf größere Hemmungen, die sich 
in eine geringere Nachkommenschaft umsetzen müssen. Solches wird im Einzelfall
nicht immer festzustellen sein; Zufälle wirken mit. Doch steht es außerhalb jedes
Zweifels, daß der freie Wettbewerb den Tüchtigen begünstigt und seine stärkere
Fortpflanzung zur Folge hat. Das aber genügt, um die Fortpflanzung der Mensch-
heit in aufsteigender Linie zu verbürgen.


Diese so wiederhergestellte natürliche Auslese wird in der Natürlichen Wirt-
schaftsordnung noch dadurch besonders unterstützt, daß auch die Vorrechte bei 
den Geschlechtern aufgehoben sind, indem als Entgelt für die aus der Kinderpflege
entstehende Mehrbelastung die Grundrente unter die Mütter nach der Zahl der Kinder
verteilt wird. (In der Schweiz etwa 40 Franken im Monat für jedes Kind.) Das 
dürfte genügen, um die Frauen wirtschaftlich so weit unabhängig zu machen, daß 
sie keine Ehe aus Not einzugehen, auch nicht eine bereits geschlossene gegen ihr
Empfinden fortzuführen, oder nach einem "Fehltritt" in das Dirnentum zu versinken
brauchen. So wird in der Natürlichen Wirtschaftsordnung der Frau das freie Wahl-
recht verbürgt, und zwar nicht das inhaltleere politische Wahlrecht, sondern das
große Zuchtwahlrecht, dieses wichtigste Sieb bei der Auslesetätigkeit der Natur.


Damit ist dann die natürliche Auslese in ihrer vollen wundertätigen Wirksam-
keit wiederhergestellt. Je stärker der Einfluß der ärztlichen Kunst auf die Erhaltung
und Fortpflanzung der fehlerhaft geborenen Menschen wird, umso mehr Gewicht 
muß darauf gelegt werden, daß die allgemeinen, großen Auslesevorrichtungen der
Natur in voller Wirksamkeit bleiben. Dann können wir uns dem menschlich-christ-
lichen Empfinden, das zur Anwendung solcher Kunst treibt, unbesorgt weiter hin-
geben. Soviel Krankhaftes auch der Auslesebetätigung der Natur durch die Fort-
pflanzung der Fehlerhaften zugeführt wird, sie wird es bewältigen. Die ärztliche
Kunst kann dann die Hochzucht nur verlangsamen, nicht aufhalten.


Würden wir uns hingegen für die Staatswirtschaft entscheiden, so schalte-
ten wir die Natur in der Auslese vollends aus. Zwar ist damit dem Staate noch 
nicht die Zucht dem Namen nach ausgeliefert, aber tatsächlich übt er die 
oberste Aufsicht darüber aus. Von ihm hängt es ab, wann der Mann an die 
Gründung einer Familie gehen, und welche Pflege ein jeder seinen Kindern an-
gedeihen lassen kann. Wie der Staat seine Beamten schon heute verschieden 
hoch entlohnt und dadurch in die Fortpflanzung der einzelnen Angestellten in 
stärkster Weise eingreift, – so dann allgemein. Der Menschenschlag, der den
Maßgebenden im Staate gefällt, – der herrscht dann vor. Dann erobert sich der
Mensch seine Stellung nicht mehr kraft seiner persönlichen Fähigkeiten, nicht 
mehr durch sein Verhältnis zur Menschheit und zur Welt; sein Verhältnis zu 
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den herrschenden Parteihäuptlingen gibt dann vielmehr die Entscheidung. Er
erschleicht seine Stellung, und die besten Schleicher hinterlassen dann die stärkste
Nachkommenschaft, – die gesetzmäßig auch die Eigenschaften der Eltern erbt. So
züchtet der Staatsbetrieb die Menschen, wie der Wechsel der Kleidermode dazu 
führt, daß mehr schwarze oder weiße Schafe gezüchtet werden. Die Behörde, die 
aus den geschicktesten Schleichern besteht, "ernennt" den Mann, hebt ihn oder setzt
ihn zurück. Wer nicht mitmachen will, kommt ins Hintertreffen; seine Art geht 
zurück und verschwindet schließlich ganz. Die Staatsschablone formt den Menschen.
Eine Fortentwicklung über diese Schablone hinaus wird unmöglich.


Eine Beschreibung des Gesellschaftslebens, wie es sich im Staatsbetrieb abspie-
len würde, will ich dem Leser ersparen. Aber erinnern möchte ich daran, wieviel
Freiheit das freie Spiel der Kräfte, sogar in der gründlich verpfuschten Ausgabe, die
wir vor dem Kriege kennen gelernt haben, großen Kreisen des Volkes bot. Eine größe-
re Unabhängigkeit als die war, deren sich die Leute erfreuten, die Geld hat-
ten, läßt sich wohl gar nicht vorstellen. Sie hatten eine vollkommen freie
Berufswahl, arbeiteten nach freiem Ermessen, lebten wie sie wollten, reisten frei 
bald hierhin bald dorthin, die staatliche Bevormundung lernten sie überhaupt 
nicht kennen. Niemand fragte, woher sie das Geld nähmen. Mit keinem anderen
Gepäck als einem "Tischlein deck dich!" in Form eines Scheckbuches reisten sie um
die ganze Welt! Wahrhaftig, ein für die Betreffenden musterhafter Zustand, der nur
von denjenigen nicht als das goldene Zeitalter anerkannt wurde, die von diesen
Freiheiten infolge der Baufehler unserer im Grundgedanken richtigen Wirtschaft 
keinen Gebrauch machen konnten, – von den Proletariern. Sind aber diese Klagen 
der Proletarier, sind die Baufehler in unserer Wirtschaft nun ein Grund, um diese
selbst zu verwerfen und dafür ein Neues einzuführen, das diese Freiheiten allen 
rauben und das ganze Volk in die allgemeine Gebundenheit stürzen soll? Wäre es
nicht im Gegenteil vernünftiger, die Baufehler zu beseitigen, die klagende
Arbeiterwelt zu erlösen und dadurch allen Menschen, restlos allen, die wunderbare,
im Grundplan liegende Freiheit zugänglich zu machen? Darin kann doch nicht die
Aufgabe liegen, wie wir alle Menschen unglücklich machen sollen, sondern darin,
allen Menschen die Quellen der Lebensfreude zugänglich zu machen, die allein 
durch das freie Spiel der Kräfte der Menschheit erschlossen werden können.


Vom Standpunkt des Wirtschaftsbetriebs, also vom Wirkungsgrad der Arbeit, ist
die Frage, ob Eigen- oder Staatswirtschaft, gleichbedeutend mit der Frage, ob wir 
als allgemeine bewegende Kraft für die Überwindung der von den Mühseligkeiten 
der Berufsarbeit ausgehenden Hemmungen den Selbst- oder den Arterhaltungs-
trieb*  einsetzen sollen.


Diese Frage dürfte ihrer unmittelbar fühlbaren Bedeutung wegen manchen 


*) Als solchen bezeichnen wir den in jedem Menschen mehr oder weniger stark entwickelten Trieb, der
auf die Erhaltung des Ganzen, der Art – Gemeinde, Volk, Rasse, Menschheit – gerichtet ist.
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vielleicht näher angehen, als der mit unermeßlichen Zeiträumen rechnende Vor-
gang der Auslese. So wollen wir auch dieser Frage einige Worte widmen.


Es ist eine eigentümliche Erscheinung, daß der Regel nach der Kommunist, der
Anhänger der Gütergemeinschaft, die anderen – sofern sie ihm persönlich unbekannt
sind – für uneigennütziger hält als sich selbst. Und so kommt es, daß die echtesten
Selbstlinge (Egoisten), die in erster Linie an sich denken und oft nur an sich, zu-
gleich in der Theorie begeisterte Vertreter jener Lehre sind. Wer sich hiervon 
überzeugen will, der braucht nur in einer Versammlung von Kommunisten den ge-
wiß echt kommunistischen Vorschlag der Wohngemeinschaft, des Lohnausgleichs zu
machen. Sie sind dann alle plötzlich still, dieselben, die noch vorher die Güter-
gemeinschaft in allen Tonarten verherrlichten. Sie sind still, weil sie ausrechnen, 
ob die Lohngemeinschaft ihnen vorteilhaft sein würde. Die Führer lehnen diesen
Ausgleich glatt ab, unter den nichtigsten Vorwänden. Tatsächlich steht solcher
Lohngemeinschaft nichts anderes im Wege, als der Eigennutz der Kommunisten.
Niemand hindert die Arbeiter einer Fabrik, einer Gemeinde, einer Gewerkschaft da-
ran, die Löhne zusammenzulegen, um die Summe dann nach den Bedürfnissen der
einzelnen Familien zu verteilen und sich auf diese Weise jetzt schon auf diesem
schwierigen Gebiet zu üben. Das wäre ein Vorgehen, mit dem sie ihre kommuni-
stische Gesinnung vor aller Welt bezeugen und alle die Zweifelsüchtigen glatt wider-
legen könnten, die da sagen, der Mensch sei kein Kommunist. Solchen kommuni-
stischen Versuchen steht wirklich niemand im Wege, – der Staat nicht, die Kirche
nicht, das Kapital nicht. Sie brauchen dazu kein Kapital, keine bezahlten Beamten,
keine verwickelte Einrichtung. Sie können jeden Tag, in jedem beliebigen Umfang
damit beginnen. Aber so gering erscheint das Bedürfnis nach wahrer Gemeinwirt-
schaft unter den Kommunisten, daß wohl noch niemals ein Versuch dazu gemacht
wurde. Dabei verlangt die Lohngemeinschaft, die sich innerhalb des Kapitalismus
abspielt, zunächst nur, daß der gemeinsame Arbeitsertrag unter alle, nach den per-
sönlichen Bedürfnissen jedes einzelnen verteilt werde. Für den auf Gütergemein-
schaft aufgebauten Staat dagegen müßte noch der Beweis erbracht werden, daß 
diese Grundlage keinen nachteiligen Einfluß auf die Arbeitsfreudigkeit des einzelnen
ausübt. Auch diesen Nachweis könnten die Kommunisten mit dem genannten Lohn-
ausgleich erbringen. Denn wenn nach Einführung der Lohngemeinschaft, die jeden
persönlichen Sondergewinn für persönlichen Fleiß aufhebt, die Ausdauer nicht nach-
läßt, namentlich bei der Stücklohnarbeit nicht, wenn der Gesamtarbeitslohn durch
die Lohngemeinschaft nicht leidet, wenn die tüchtigsten unter den Kommunisten
ihren oft doppelten und dreifachen Lohn ebenso freudigen Herzens in die gemein-
same Lohnkasse stecken, wie heute in die eigene Tasche, – dann wäre der Beweis
lückenlos erbracht. Daß die gemeinwirtschaftlichen Versuche, die man zahlreich auf
dem Gebiete der Gütererzeugung ausgeführt hat, sämtlich fehlschlugen, beweist die
Unmöglichkeit des Kommunismus bei weitem nicht so schlagend, wie die einfache
Tatsache, daß der Vorschlag der Lohngemeinschaft immer rundweg abgelehnt wor-
den ist. Denn die Gemeinwirtschaft in der Gütererzeugung bedarf besonderer Ein-
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richtungen, verlangt Unterordnung, eine technische und kaufmännische Leitung, 
und dazu noch die Arbeitsmittel. Mißerfolge können also auf vielerlei Art erklärt 
werden; sie sprechen nicht unbedingt gegen die Sache an sich, gegen den 
Mangel am richtigen Geist der Gemeinwirtschaft, am Gefühl der Zusammenge-
hörigkeit. Bei der Lohngemeinschaft fehlt dagegen solche Ausrede vollständig; 
ihre Ablehnung zeugt unmittelbar wider den kommunistischen Geist und dafür, 
daß er Arterhaltungstrieb nicht ausreicht, um die Mühseligkeiten der Berufsarbeit 
zu überwinden.


Und es nützt nichts, daß gegen diese Folgerungen auf den Kommunismus, die
Gemeinwirtschaft der Alten hingewiesen wird, sowie auf die Zeit des Urchristen-
tums. Die Urchristen, die, wie es scheint, nur die Einkommensgemeinschaft, aber
nicht die viel schwierigere Gemeinwirtschaft der Gütererzeugung kannten, handel-
ten aus religiösen Anschauungen heraus. Die anderen aber, die den Familien- oder
Gemeindekommunismus übten, standen unter der Befehlsgewalt des Patriarchen, des
Erzvaters; sie arbeiteten im Banne des Gehorsams, nicht dem eigenen Triebe 
folgend. Die Not zwang sie, sie hatten keine andere Wahl. Und hier handelte es 
sich auch nicht um Warenerzeugung und Arbeitsteilung, wobei der Unterschied in 
der Leistung des Einzelnen sofort meßbar in die Augen fällt. Die Alten zogen zusam-
men aufs Feld, auf die Jagd, auf den Fischfang; sie zogen alle an demselben Seil, 
und da fällt es nicht auf, ob einer mehr oder weniger zieht. Maßstäbe gab es nicht
und brauchte man nicht. So vertrug man sich. Mit der Warenerzeugung und
Arbeitsteilung hörte das auf. Da sah jeder sogleich, wieviel Ellen, Pfund und 
Scheffel der einzelne dem gemeinsamen Arbeitserzeugnis zutrug, und da war es 
mit der Friedfertigkeit bei der Verteilung auch aus. Jeder wollte nun über sein 
eigenes Arbeitserzeugnis verfügen, und zwar vor allem die, die am tüchtigsten 
waren, die höchsten Leistungen aufzuweisen hatten, und die darum auch in der
Gemeinschaft das höchste Ansehen genossen. Die Führer erstrebten die Sprengung
des gemeinwirtschaftlichen Verbandes, und ihnen schlossen sich alle die an, deren
Leistung den Durchschnitt überstieg. Sobald die Möglichkeit der Eigenwirtschaft
gegeben war, mußte die Gemeinwirtschaft zerfallen. Nicht weil sie von außen an-
gegriffen worden wäre, nicht, weil fremde Mächte sie fürchteten, zerfiel die Ge-
meinwirtschaft, der Kommunismus. Nein, sie erlag dem "inneren Feind", der in die-
sem Falle sich aus den Tüchtigsten immer wieder ergänzte. Wenn der Gedanke der
Gütergemeinschaft auf einem stärkeren Triebe, als dem des Eigennutzes aufgebaut
wäre, auf einem allen gemeinsamen Triebe, so hätte er sich auch behaupten kön-
nen. Von selbst hätten die Anhänger der Gemeinwirtschaft, so oft sie durch irgend
ein Ereignis auseinandergetrieben worden wären, immer wieder zueinandergestrebt.


Aber der in der Gemeinwirtschaft wirksame Trieb, der Arterhaltungstrieb 
(Gemeinsinn, Altruismus), ist nur eine verwässerte Lösung des Selbster-
haltungstriebes, der zur Eigenwirtschaft führt, und er steht diesem an Kraft 
in demselben Maße nach, wie die Verwässerung zunimmt. Je größer die Ge-
meinschaft (Kommune), umso größer die Verwässerung, umso schwächer der 
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Trieb, zur Erhaltung der Gemeinschaft durch Arbeit beizutragen. Wer mit einem
Genossen arbeitet, ist schon weniger ausdauernd, als derjenige, der die Frucht 
der Arbeit allein genießt. Sind es 10 – 100 – 1000 Genossen, so kann man den
Arbeitstrieb auch durch 10 – 100 – 1000 teilen; soll sich gar die ganze Menschheit 
in das Ergebnis teilen, dann sagt sich jeder: auf meine Arbeit kommt es über-
haupt nicht mehr an, sie ist, was ein Tropfen für das Meer ist. Dann geht die 
Arbeit nicht mehr triebmäßig vonstatten; äußerer Zwang wird nötig!


Darum ist es auch richtig, was der Neuenburger Gelehrte Ch. Secrétan sagt: "Der
Eigennutz soll in der Hauptsache den Antrieb zur Arbeit geben. Darum muß alles, 
was diesem Antrieb mehr Kraft und Bewegungsfreiheit geben kann, unterstützt 
werden. Alles, was diesen Antrieb hemmt oder schwächt, muß als schädlich verur-
teilt werden. Dies ist der Grundsatz, von dem man ausgehen und den man mit 
unerschütterlicher Folgerichtigkeit anwenden muß, unter Verachtung kurzsichtiger
philanthropischer Entrüstung und der kirchlichen Verdammnis."


So können wir also mit gutem Grunde auch denen, die an den Hochzielen der
Natürlichen Wirtschaftsordnung sich unbeteiligt glauben, nur Gutes von dieser
Ordnung versprechen; sie werden sich eines besser gedeckten Tisches, schönerer
Gärten, besserer Wohnungen erfreuen. Die Natürliche Wirtschaftsordnung wird auch
technisch der heutigen und der kommunistischen überlegen sein.


Im Herbst 1918.
Silvio Gesell.


Vorwort zur 4. Auflage.


Der eifrigen Werbetätigkeit der nun schon zahlreichen und weitverbreiteten
Freunde der N.W.-O. ist es zuzuschreiben, daß der dritten, bereits starken Auflage,
diese vierte so schnell folgen mußte.


In bezug auf den Inhalt ist zu sagen, daß der Krieg mir nichts Neues zeigte, 
daß ich in keinem Punkt noch Pünktchen umzulernen brauchte, daß die Kriegs- und
Umsturzereignisse restlos alles bestätigt haben, was ich vor dem Kriege schrieb. 
Dies betrifft nicht nur den theoretischen Inhalt, sondern auch die politische
Bewertung dieser Theorien. Den Kapitalisten, den Kommunisten, den Marxisten hat
der Krieg manches zu denken gegeben. Viele, die meisten sind an ihrem Pro-
gramm irre geworden, sind gar völlig entwurzelt und ratlos. Die meisten wissen 
überhaupt nicht mehr, welcher Partei sie sich anschließen sollen. Das alles be-
stätigt die Richtigkeit der Lehrsätze, die zu dieser N.W.-O. geführt haben.


Den Parteien, samt und sonders, fehlt das wirtschaftliche Programm; zu-
sammengehalten werden sie alle nur durch Schlagworte. Aus dem Kapitalismus 
müssen wir heraus, das erkennen sogar die Kapitalisten selbst. Der Bolschewis-
mus oder Kommunismus mag für unentwickelte Kulturzustände, wie man sie 
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noch vielfach auf dem Lande in Rußland antrifft, möglich sein, aber für eine 
hochentwickelte, auf Arbeitsteilung eingerichtete Volkswirtschaft sind solche vor-
geschichtlichen Wirtschaftsformen nicht anwendbar. Der Europäer ist den von dem
Kommunismus untrennbaren Gebundenheiten entwachsen. Er will frei sein, nicht
allein frei von der kapitalistischen Ausbeutung, sondern auch frei von den behörd-
lichen Eingriffen, die sich doch beim Zusammenleben in einer auf Kommunismus 
eingerichteten Gemeinschaft nicht vermeiden lassen. Aus dem gleichen Grunde wer-
den wir mit der jetzt versuchten Verstaatlichung nur schwere Mißerfolge erleben.


Steht der in Gütergemeinschaft lebende Kommunist am äußersten rechten Flügel,
am Ausgangstor der gesellschaftlichen Entwicklung, bedeutet darum die kommuni-
stische Forderung den letzten reaktionären Schritt, so muß die N.W.-O. als Programm
der Aktion, des Fortschrittes des äußersten linken Flügelmannes angesprochen 
werden. Alles, was dazwischen liegt, sind nur Entwicklungsstationen.


Die Entwicklung vom Herdenmenschen, vom Teilmenschen zum selbständigen
Vollmenschen, zum Individuum und Akraten, also zum Menschen, der jede Beherr-
schung durch andere ablehnt, setzt mit den ersten Anfängen der Arbeitsteilung ein.
Sie wäre längst vollendete Tatsache, wenn diese Entwicklung nicht durch Mängel in
unserem Bodenrecht und Geldwesen unterbrochen worden wäre – Mängel, die den
Kapitalismus schufen, der zu seiner eigenen Verteidigung wieder den Staat aus-
baute, wie er heute ist und ein Zwitterding darstellt zwischen Kommunismus und
Freiwirtschaft. In diesem Entwicklungsstadium können wir nicht stecken bleiben; 
die Widersprüche, die den Zwitter zeugten, würden mit der Zeit auch unseren
Untergang herbeiführen, wie sie bereits den Untergang der Staaten des Altertums
herbeigeführt hatten. Heute heißt es: "durch – oder Untergang", nicht Stillstand,
nicht Rückschritt, sondern durch den Hohlweg des Kapitalismus, in dem wir stecken
blieben, hinaus ins Freie.


Die N.W.-O. ist keine neue Ordnung, sie ist nicht künstliche zusammengestellt. 
Der Entwicklung der Ordnung, die die Arbeitsteilung zum Ausgangspunkt nimmt, sind
nur die aus den organischen Fehlern unseres Geldwesens und Bodenrechtes ent-
stehenden Hemmungen aus dem Wege geräumt worden. Mehr ist nicht geschehen. Sie
hat mit Utopien, mit unerfüllbaren Schwärmereien, nichts gemein. Die N.W.-O., die
ohne irgendwelche gesetzlichen Maßnahmen von selber steht, die den Staat, die
Behörden, jede Bevormundung überflüssig macht und die Gesetze der uns gestalten-
den natürlichen Auslese achtet, gibt dem strebenden Menschen die Bahn frei zu 
vollen Entfaltung des "Ich", zu der von aller Beherrschtheit durch andere befreiten,
sich selbst verantwortlichen Persönlichkeit, die das Ideal Schillers, Stirners, Nietz-
sches, Landauers darstellt.


5. Mai 1920. Silvio Gesell.
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I. Teil.


Die Güterverteilung
und die sie beherrschenden 
wirtschaftlichen Umstände.
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Einleitung.


"Wenn den Unternehmern das Geldkapital zur Hälfte des jetzigen Zinses 
angeboten würde, so müßte auch bald der Zinsertrag aller übrigen Kapitalien 
um die Hälfte heruntergehen. Wenn z.B. ein Haus mehr Miete abwirft, als dem
Unternehmer das Baugeld an Zins kostet, wenn der Zins des für das Roden eines
Waldes ausgegebenen Geldes weniger ausmacht als die Pacht eines gleich guten
Kulturbodens, so wird der Wettbewerb unfehlbar eine Herabsetzung der Mieten
und Pachten auf die Höhe des herabgesetzten Geldzinses herbeiführen (also den
Mehrwert schmälern), denn das sicherste Mittel, um ein aktives Kapital (Haus,
Acker) zu entwerten (also um den Mehrwert zu Gunsten der Löhne zu beschnei-
den), besteht doch darin, neben ihm andere, neue Kapitalien zu schaffen und 
in Betrieb zu setzen. Nach allen wirtschaftlichen Gesetzen vermehrt eine größere
Erzeugung auch die Masse des den Arbeitern angebotenen Kapitals, hebt die
Löhne und muß schließlich den Zins (Mehrwert) auf Null bringen."


Übersetzt aus Proudhon. Was ist Eigentum! (Qu’est-ce que la propriété? Paris, E. Flamarion,
Neue Ausgabe, S. 235.)


Die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, des sogenannten Mehrwertes, auch
Zins und Rente genannt, ist das unmittelbare wirtschaftliche Ziel aller sozialistischen
Bestrebungen. Zur Erreichung dieses Zieles wird allgemein der Kommunismus, die
Verstaatlichung der Gütererzeugung mit all ihren Folgen verlangt, und mir ist nur 
ein einziger Sozialist bekannt – P. J. Proudhon – dessen Untersuchungen über das
Wesen des Kapitals ihm auch eine andere Lösung der Aufgabe möglich erscheinen
ließen. Die Forderung einer allgemeinen Verstaatlichung sämtlicher Erzeugung wird
mit der Natur, d. h. mit den Eigenschaften der Produktionsmittel begründet. Man 
sagt es harmlos, wie man Selbstverständlichkeiten auszusprechen pflegt, daß der
Besitz der Produktionsmittel beim Kapitalisten bei den Lohnverhandlungen den
Arbeitern gegenüber unter allen Umständen ein Übergewicht verschaffen muß, 
dessen Ausdruck eben der Mehrwert oder Kapitalzins ist und immer sein wird. Man
kann es sich einfach nicht vorstellen, daß das heute auf seiten des Besitzes 
liegende Übergewicht einfach dadurch auf die Besitzlosen (Arbeiter) übergehen 
kann, daß man den Besitzenden neben jedes Haus, jede Fabrik noch ein Haus, noch
eine Fabrik baut.
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Der den Sozialisten von P. J. Proudhon bereits vor fünfzig Jahren gezeigte Weg, das
Kapital mit unverdrossener, fleißiger, scharfsinniger und ungehemmter Arbeit bewußt
anzugreifen und zur Strecke zu bringen, ist ihnen heute unverständlicher noch als damals.


Man hat Proudhon zwar nicht ganz vergessen, aber niemand hat ihn recht ver-
standen. Sonst gäbe es heute kein Kapital mehr. Weil Proudhon sich im Wege (Tausch-
banken) irrte, glaubte man überhaupt seiner Lehre nicht mehr – wohl der beste Beweis,
daß man sie nie wirklich begriffen hatte. Man läßt eine Sache nicht fahren, die man
einmal als richtig erkannt hat; man läßt sich von Fehlschlägen nicht entmutigen.


Warum es der Marxschen Lehre vom Kapital gelang, die Proudhonsche Lehre zu
verdrängen und die sozialistische Bewegung zur Alleinherrschaft zu bringen? Warum
spricht man in allen Zeitungen der Welt von Marx und seiner Lehre? Einer meinte, das
läge an der Hoffnungslosigkeit und entsprechenden Harmlosigkeit der Marxschen
Lehre. Kein Kapitalist fürchte diese Lehre, wie auch kein Kapitalist die christliche
Lehre fürchtet. Es wäre geradezu vorteilhaft für das Kapital, möglichst viel und breit
von Marx und Christus zu reden. Marx würde ja dem Kapital niemals etwas anhaben
können, weil er die Natur des Kapitals falsch beurteilt. Bei Proudhon dagegen, da
heißt es aufpassen. Besser ist es, ihn totzuschweigen. Er ist ein gefährlicher Bursch,
denn es ist einfach unbestreitbar, was er sagt, daß, wenn die Arbeiter ungestört,
ungehemmt, ununterbrochen arbeiten dürften, das Kapital bald in einer Kapital-Über-
produktion (nicht mit Warenüberproduktion zu verwechseln) ersticken würde. Das,
was Proudhon zur Bekämpfung des Kapitals empfiehlt, kann heute unmittelbar in An-
griff genommen werden, ist also gefährlich. Spricht doch das Marxsche Programm 
selber von der gewaltigen Produktionskraft des mit den neuzeitlichen Werkzeugen
ausgerüsteten, modernen, geschulten Arbeiter. Marx kann mit dieser gewaltigen
Produktionskraft durchaus nichts anfangen; in den Händen Proudhons wird sie zu
einer Waffe allererster Ordnung gegen das Kapital. Darum: redet viel und breit von
Marx, so wird man Proudhon vielleicht ganz vergessen.


Mir scheint, daß der Mann, der so redete, recht hat. Ging es nicht auch so 
mit Henry George und der deutschen sogenannten Bodenreformbewegung, mit
Damaschkes großer "Wahrheit"? Weil die Grundbesitzer bald herausfanden, daß es
sich um ein Schaf in Wolfskleidern* handelte, daß eine Besteuerung der Grundrente
wirksam nicht durchzuführen ist, so brauchte man den Mann und die Reform nicht 
zu fürchten. Also durfte die Presse frei von Henry Georges Schwärmerei reden. – Die
Bodenreformer waren in der guten Gesellschaft überall gern gesehen. Jeder Agrarier,
jeder Kornzollspekulant wurde Bodenreformer. Der Löwe hatte ja doch keine Zähne,
also durfte man mit ihm spielen – wie so viele in den Sälen der vornehmen Welt mit
dem Christentum spielen. Georges Buch erlebte die größte Auflage, die ein Buch je
erlebt hat. Alle Zeitungen brachten Besprechungen!


Marx’ Untersuchung des Kapitals schlägt von Anfang an den verkehrten Weg 
ein. Wie es der erste beste Bauer macht, so betrachtet auch Marx das 


*) Ernst Frankfurth: Das arbeitslose Einkommen. Verlag Junginger, Arosa.
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Kapital als ein Sachgut. Für Proudhon dagegen ist der Mehrwert nicht Produkt
eines Sachgutes, sondern eines wirtschaftlichen Zustandes, eines Marktverhältnisses.
Marx sieht im Mehrwert einen Raub, die Frucht des Mißbrauches einer Macht, die der
Besitz gibt. Für Proudhon unterliegt der Mehrwert dem Gesetz von Angebot und
Nachfrage. Für Marx ist der positive Mehrwert selbstverständlich, für Proudhon mußte
auch die Möglichkeit eines negativen Mehrwertes in den Kreis der Betrachtung ge-
zogen werden (positiv = der Mehrwert auf Seiten des Angebots, d. i. der Kapitalis-
ten, negativ = Mehrwert auf Seiten der Nachfrage, d. i. der Arbeiter). Marx’ Ausweg
ist die durch Organisation zu schaffende politische Übermacht der Besitzlosen;
Proudhons Ausweg ist die Beseitigung des Hindernisses, das uns von der vollen Ent-
faltung unserer Produktionskraft abhält. Für Marx sind Streik, Krisen willkommene
Ereignisse, und das Mittel zum Zweck ist die schließlich gewaltsame Enteignung 
der Enteigner. Proudhon dagegen sagt: Laßt euch unter keiner Bedingung von der
Arbeit abhalten, nichts stärkt das Kapital mehr als der Streik, die Krise, die
Arbeitslosigkeit; nichts kann das Kapital schlechter vertragen als unverdrossene
Arbeit. – Marx sagt: Der Streik, die Krise nähern euch dem Ziele, durch den großen
Kladderadatsch werdet ihr ins Paradies eingeführt. Nein, sagt Proudhon, es ist nicht
wahr, es ist Schwindel, – alle diese Mittel entfernen euch vom Ziel. Nie wird dem 
Zins dadurch auch nur 1 % abgeluchst werden. Marx sieht im Privateigentum eine
Kraft und Übermacht. Proudhon erkennt hingegen, daß diese Übermacht im Geld
ihren Stützpunkt hat und daß unter anderen Verhältnissen die Kraft des Eigentums
sich sogar in eine Schwäche verwandeln kann.


Ist, wie Marx sagt, das Kapital ein Sachgut, auf dessen Besitz die Übermacht der
Kapitalisten beruht, so müßte mit jeder Vermehrung dieser Sachgüter das Kapital ent-
sprechend gestärkt werden. Wiegt ein Bündel Stroh, eine Schubkarre voll Weltlitera-
tur 2 Zentner, so wiegen zwei Bündel, zwei Schubkarren überall, zu allen Zeiten, genau
4 Zentner. Und wirft ein Haus 1000 Mark Mehrwert ab im Jahr, so müssen 10 Häuser,
die daneben erbaut werden, immer und selbstverständlich 10 5 1000 Mark abwerfen
– die Richtigkeit vorausgesetzt, daß das Kapital als Sachgut zu betrachten ist.


Wir wissen aber, daß man das Kapital nicht wie die Sachgüter zusammenzählen
kann, daß im Gegenteil sehr oft das neu hinzukommende Kapital vom bereits beste-
henden abgezogen werden muß. Das kann man alle Tage beobachten. Unter Um-
ständen gelten 10 Zentner Fische auf dem Markt mehr als 1000 Zentner. Wie teuer
würde die Luft sein, wenn sie nicht so massenhaft vertreten wäre. Jetzt erhält sie
jeder umsonst.


Als, nicht lange vor Ausbruch des Krieges, die verzweifelten Hausbesitzer in den
Vororten Berlins auf den Niedergang der Mieten – also des Mehrwertes – hinwiesen
und in den bürgerlichen Zeitungen allen Ernstes von der


Bauwut*  der Arbeiter und Unternehmer,


Baupest*, die im Häuserkapital herrsche,


*) Ausdrücke aus dem "General-Anzeiger von Groß-Lichterfelde".


von der
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gesprochen wurde, da konnte jeder die wahre Natur des Kapitals in ihrer ganzen
Erbärmlichkeit sehen. Das von den Marxisten so gefürchtete Kapital stirbt an der
Baupest, reißt von der Bauwut der Arbeiter aus! Wenn Proudhon und Marx damals
gelebt hätten! Hört auf zu bauen, hätte Marx gesagt, klagt, bettelt, jammert über
Arbeitslosigkeit, streikt obendrein, denn jedes Haus, das ihr baut, mehrt die Macht
der Kapitalisten, wie 2 + 2 = 4 ist. Die Macht des Kapitals wird gemessen am
Mehrwert, und dieser am Zinsfuß. Je höher der Mehrwert, der Zins des Hauses, um so
mächtiger ist zweifellos das Kapital. Darum empfehle ich euch, laßt ab von dieser
ungefesselten Bauwut, verlangt den acht-, den sechsstündigen Arbeitstag, denn je
mehr ihr Häuser baut, desto größer ist selbstverständlich der Mehrwert, und
Wohnungsmiete ist – Mehrwert! Also Schluß mit der Baupest; je weniger ihr baut, um
so billigere Wohnungen werdet ihr vorfinden.


Vielleicht hätte Marx sich gehütet, solchen Unsinn auszusprechen, aber so denken
und handeln die Arbeiter doch heute auf Grund der Marxschen Lehre, die das Kapital
als Sachgut behandelt.


Dagegen Proudhon. Immer drauf los! Her mit der Bauwut, her mit der Baupest!
hätte er gesagt. Arbeiter, Unternehmer, laßt euch unter keiner Bedingung die
Maurerkelle aus der Hand winden. Schlagt sie tot, die euch von der Arbeit abhalten.
Das sind eure Erbfeinde. Mann bringe die vor meine Augen, die von Baupest, von
Wohnungsüberproduktion reden, solange die Wohnungsmieten noch Spuren von
Mehrwert, von Kapitalzins zeigen! Das Kapital soll an der Baupest zugrunde gehen!
Seit etwa 5 Jahren hat man euch ohne Aufsicht eurer Bauwut überlassen, und schon
spüren es die Kapitalisten, schon schreien sie über den Niedergang des Mehrwertes;
schon ist der Hauszins von 4 auf 3 % gefallen – also um ein volles Viertel. Noch 
3 5 5 Jahre ungestörter Arbeit, und ihr werdet in mehrwertfreien Häusern euch breit
machen, wirklich einmal "wohnen" können. Das Kapital stirbt, ihr seid dabei und 
auf dem Wege, es mit eurer Arbeit zu vernichten!


Die Wahrheit ist faul wie ein Krokodil im Schlamm des ewigen Nils. Die Zeit gilt
für sie nicht; es kommt ihr auf ein Menschenalter nicht an; sie ist ja ewig.


Aber die Wahrheit hat einen Impresario, der, sterblich wie der Mensch, es immer
eilig hat. Ihm ist Zeit Geld, immer ist er rührig und aufgeregt. Dieser Impresario
heißt "Irrtum".


Der Irrtum kann nicht faul im Grab die Ewigkeiten an sich vorbeiziehen lassen. 
Er stößt überall an und wird überall gestoßen. Allen liegt er überall im Wege. Nie-
mand läßt ihn ruhen. Er ist der wahre Stein des Anstoßes.


Darum kommt es gar nicht darauf an, daß man Proudhon totschweigt. Sein
Gegner selbst, Marx, sorgt mit seinen Irrtümern schon dafür, daß die Wahrheit zu-
tage gefördert wird. Und in diesem Sinne kann man sagen: Marx ist zum Impresario
Proudhons geworden. Proudhon hat sich noch nie im Grabe umgedreht; er ruht. 
Seine Worte haben ewigen Wert. Aber Marx hat es eilig. Er hat keine Ruhe, bis
Proudhon erwacht und ihm die ewige Ruhe im Museum menschlicher Irrungen gibt.
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Und wäre Proudhon wirklich totgeschwiegen worden, die Natur des Kapitals
ändert sich doch nicht. Ein anderer findet die Wahrheit. Auf den Namen des Finders
kommt es ihr nicht an.


Der Verfasser dieses Buches ist auf die gleiche Wege geraten, die Proudhon wan-
delte, und kam auch zu denselben Schlusse. Vielleicht war es sogar ein Glück, daß er
nichts von der Proudhonschen Kapitaltheorie wußte, denn so konnte er unbefangen
an die Arbeit gehen. Und Unbefangenheit ist die beste Vorbereitung für die Forschung.


Der Verfasser hat mehr Glück als Proudhon gehabt. Er fand nicht nur das, was
Proudhon bereits vor fünfzig Jahren entdeckte, d. i. die wahre Natur des Kapitals, er
fand oder erfand darüber hinaus noch den gangbaren Weg zu dem Proudhonschen
Ziele. Und auf diesen kommt es schließlich an.


Proudhon fragte: warum haben wir zu wenig Häuser, Maschinen und Schiffe? Er
gab darauf auch die richtige Antwort: weil das Geld den Bau nicht gestattet! Oder 
um seine eigenen Worte zu gebrauchen: "weil das Geld eine Schildwache ist, die, an
den Eingängen der Märkte aufgestellt, die Losung hat, niemand durchzulassen. Das
Geld, so meint ihr, sei ein Schlüssel des Marktes (worunter hier der Austausch der
Erzeugnisse zu verstehen ist) – es ist nicht wahr – das Geld ist ein Riegel". Das Geld
läßt es einfach nicht zu, daß neben jedes Haus noch ein zweites gebaut werde.
Sobald das Kapital den herkömmlichen Zins nicht mehr abwirft, streikt das Geld 
und unterbricht die Arbeit. Das Geld wirkt also tatsächlich wie ein Schutzmittel
gegen Baupest und Arbeitswut. Es nimmt das Kapital (Häuser, Fabriken, Schiffe) in
seinen Schutz gegen jede Kapitalvermehrung.


Als Proudhon diese Riegel- oder Sperrnatur des Geldes erkannt hatte, stellte er
die Forderung: Bekämpfen wir dies Vorrecht des Geldes, indem wir die Ware und
Arbeit zu barem Gelde erheben! Denn zwei Vorrechte heben sich gegenseitig auf,
wenn sie einander gegenübertreten. Hängen wir dasselbe Übergewicht des Geldes
auch der Ware an, so heben sich beide Übergewichte gegenseitig auf!


Das war Proudhons Gedanke und Vorschlag, und um diesen auszuführen, gründete
er die Tauschbanken. Sie schlugen bekanntlich fehl.


Und doch ist die Lösung der Aufgabe, die Proudhon nicht glücken wollte, einfach
genug. Man braucht dazu nur einmal den gewohnten Standpunkt des Geldbesitzers zu
verlassen und sich die Aufgabe vom Standpunkt der Arbeit und des Warenbesitzers
anzusehen. Dann findet man die Lösung sofort. Die Ware ist die wahre Grundlage der
Volkswirtschaft, nicht das Geld. Aus Waren und ihren Zusammensetzungen bestehen
99 % unseres Reichtums, nur 1 % besteht aus Geld. Betrachten und behandeln wir
also die Ware, wie man Grundmauern betrachtet, d. h., rühren wir nicht daran; lassen
wir die Waren so, wie sie auf dem Markte erscheinen. Wir können ja doch nichts dar-
an ändern. Fault, bricht, vergeht die Ware, gut, so lassen wir sie vergehen. Es ist ja
ihre Natur. Mögen wir Proudhons Tauschbanken noch so sehr verbessern, wir können
es nicht verhindern, daß die Zeitung, die morgens um 6 Uhr von Schnelläufern ausge-


*) Gustav Landauer († 1919): "Der Sozialist".
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schrieen wird, zwei Stunden danach schon zum Ausschußpapier geworfen werden muß,
wenn sie keinen Käufer fand. Auch müssen wir beachten, daß das Geld allgemein als
Sparmittel gebraucht wird; daß alles Geld, das als Tauschmittel dem Handel dient, in
die Sparkassen mündet und dort liegen bleibt, bis es vom Zins herausgelockt wird.
Wie wollen wir aber auch für die Sparer die Waren auf die Rangstufe des baren Geldes
(Gold) erheben? Wie wollen wir es machen, daß die Sparer, statt Geld zu sparen, ihre
Sparbüchsen oder Sparkammern mit Stroh, Büchern, Speck, Tran, Häuten, Guano,
Dynamit, Porzellan usw. füllen? Und das ist es doch, was Proudhon eigentlich erstreb-
te, wenn er Waren und Geld auf gleiche Rangstufe setzen, sie vollkommen gleichwer-
tig machen wollte. Proudhon hatte übersehen, daß das heutige Geld nicht nur
Tauschmittel, sondern auch Sparmittel ist, und daß für die Vorratskammern der Sparer
Geld und Kartoffeln, Geld und Kalk, Geld und Tuch niemals und in keinem Verhältnis
als Dinge gleichen Wertes angesehen werden. Ein Jüngling, der für seine alten Tage
spart, wird eine einzige Goldmünze dem Inhalte des größten Warenhauses vorziehen.


Also lassen wir die Waren in Ruhe. Sie sind das Gegebene, die Welt, der sich der
Rest zu fügen hat. Sehen wir uns dafür einmal das Geld näher an. Hier können wir
schon eher Änderungen vornehmen. Muß das Geld so sein, wie es ist? Muß das 
Geld als Ware besser sein als die Waren, denen es als Tauschmittel dienen soll? Muß
bei einer Feuersbrunst im Warenhaus, bei einer Überschwemmung, bei einer Krise,
einem Modenwechsel, einem Krieg usw. das Geld allein vor Schaden bewahrt blei-
ben? Warum muß das Geld besser sein als die Waren, denen es als Tauschmittel 
dienen soll? Und ist dieses "Bessersein" nicht eben das Vorrecht, dessen Bestehen
wir als die Ursache des Mehrwertes erklären, dessen Beseitigung Proudhon erstrebte?
Also weg mit den Vorrechten des Geldes! Das Geld soll als Ware für niemand, auch 
für den Sparer, Spekulanten und Kapitalisten nicht, besser sein als der Inhalt der
Märkte, Läden, Eisenbahnschuppen. Das Geld soll also, wenn es den Waren gegen-
über keine Vorrechte haben darf, wie die Waren verrosten, verschimmeln, verfaulen;
es soll zerfressen werden, erkranken, davonlaufen, und wenn es verendet, soll der
Besitzer noch den Lohn des Abdeckers bezahlen. Dann erst werden wir sagen 
können, Geld und Ware ständen auf gleicher Rangstufe und wären vollkommen gleich-
wertige Dinge – so wie es Proudhon haben wollte.


Geben wir dieser Forderung eine kaufmännische Formel. Wir sagen: die Besitzer
der Waren erleiden durchweg während der Lagerzeit einen Verlust an Menge und 
Güte der Waren. Daneben sind die Lagerkosten (Miete, Versicherungen, Wartung und
so weiter) zu zahlen. Wieviel macht das aufs Jahr berechnet und im Durchschnitt?
Sagen wir einmal 5 % – was eher zu niedrig als zu hoch gegriffen ist.


Wieviel hat aber ein Bankhaus, ein Kapitalist, ein Sparer von seinem Gelde ab-
zuschreiben, das er zu Hause oder in der Sparkasse aufbewahrt? Um wieviel war 
der Kriegsschatz im Juliusturm zu Spandau in den 44 Jahren, die er dort lagerte,
weniger geworden? Um keinen Pfennig war der Schatz kleiner geworden!


Ist das aber so, so haben wir auch schon die Antwort auf unsere Frage: 
wir hängen dem Geld den gleichen Verlust an, den die Waren auf Lager er-
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leiden! Denn ist das Geld nicht mehr besser als die Ware, dann ist es für jeden 
einerlei, ob er Geld oder Waren besitzt oder spart, dann sind Geld und Ware voll-
kommen gleichwertig, dann ist Proudhons Rätsel gelöst, seine Seele aus dem
Fegefeuer befreit; die Fesseln sind zerschnitten, die die Menschheit seit jeher an 
der Entfaltung ihrer Kräfte hinderten.


Die Ausgestaltung dieser Untersuchung zu einem sozialpolitischen Programm (die
natürliche Wirtschaftsordnung) brachte es mit sich, daß ich die Lösung des in 
Rede stehenden Rätsels erst im 3.– 5. Teil bringe und den Teil "Freiland" voraus-
schicke. Durch diese Anordnung wurde die Übersichtlichkeit gehoben, das Ziel, die
natürliche Wirtschaftsordnung, besser enthüllt. Wem es aber darauf ankommt, vor
allem zu erfahren, wie Proudhons Problem nun gelöst worden ist, der beginne mit 
Teil 3–5 und lese zum Schlusse Teil 1 und 2.


1. Ziel und Weg.


Wie schon in der Einleitung gesagt, ist Beseitigung des arbeitslosen Einkommens,
des sogenannten Mehrwertes, auch Zins und Rente genannt, das unmittelbare wirt-
schaftliche Ziel aller sozialistischen Bestrebungen. Zur Erreichung dieses Zieles wird
allgemein die Verstaatlichung der gesamten Gütererzeugung mit allen ihren Folge-
rungen verlangt und als unerläßlich erklärt.


Diese allgemeine Forderung der Besitzlosen wird durch die wissenschaftlichen
Untersuchungen gestützt, die Marx über die Natur des Kapitals angestellt hat, wo-
nach der Mehrwert als eine untrennbare Begleiterscheinung der Privatindustrie und
des Privateigentums an den Erzeugungsmitteln anzusehen ist.


Hier wird nun gezeigt werden, daß diese Lehre von falschen Voraussetzungen 
ausgeht und daß ihre Richtigstellung zu vollkommen entgegengesetzten Ergebnissen
führt. Diese Ergebnisse lehren uns, daß wir im Kapital kein Sachgut zu erblicken
haben, sondern ein von Nachfrage und Angebot unbeschränkt beherrschtes Markt-
verhältnis – wie das übrigens der Sozialist Proudhon, der Gegner Marx’, schon vor 50
Jahren den Arbeitern gesagt und bewiesen hatte.


In völliger Übereinstimmung mit dieser Richtigstellung der Kapitallehre zeigt 
sich dann, daß, wenn wir gewisse künstliche Hemmungen beseitigen, die von 
unserem verkehrten Bodenrecht und unserem ebenso verkehrten Geldwesen her-
rühren, und wir dadurch erst unserer heutigen Wirtschaftsordnung zur vollen Entfal-
tung ihres urgesunden Grundgedankens verhelfen, die Arbeiter es ganz in der Hand
haben, durch ihre Arbeit die Marktverhältnisse in kürzester Zeit (10–20 Jahre) für
das Kapital so zu gestalten, daß der Mehrwert restlos verschwindet und die Pro-
duktionsmittel die Kapitaleigenschaft einbüßen. Das Privateigentum an den Arbeits-
mitteln bietet dann keinen anderen Vorteil mehr als den, den etwa der Besitzer 
einer Sparbüchse von seinem Eigentum hat. Diese wirft ihm auch keinen Mehrwert
oder Zins ab, doch kann er den Inhalt nach und nach aufzehren. Die dann in den
Arbeitsmitteln angelegten Ersparnisse oder sonstigen Gelder würden den Eigen-
tümern nach Maßgabe der mit den natürlichen Zerfall oder Verbrauch des Produktions-
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mittels (Haus, Schiff, Fabrik) schritthaltenden jährlichen Abschreibungen zum per-
sönlichen Verbrauch zur Verfügung stehen. Durch weiter nichts als durch unge-
hemmte, fleißige, von den neuzeitlichen Produktionsmitteln unterstützte Arbeit 
würde der große Wau-Wau, das angestaute und gefürchtete Kapital zur harmlosen
Rolle verurteilt werden, die die tönerne Sparbüchse heute bei den Kindern spielt, die
auch noch nie Mehrwert abgeworfen hat, und zu deren Inhalt man gelangt, indem
man sie zerschlägt.


In diesem 1. und 2. Teil, die vom Boden handeln, wird gezeigt, wie man ohne
Kommunismus mehrwertfreie Landwirtschaft und ebensolche Bau- und Bergwerks-
industrie betreiben kann. Im weiteren Teil, der die neue Theorie des Kapitals ent-
hält, wird das Rätsel gelöst, wie man ohne Verstaatlichung der übrigen Produk-
tionsmittel den Mehrwert vollends aus unserer Wirtschaftsordnung beseitigen, das
Recht auf den vollen Arbeitsertrag schaffen kann.


2. Was ist der volle Arbeitsertrag?


Als Arbeiter im Sinne dieser Abhandlung gilt jeder, der vom Ertrag seiner Arbeit
lebt. Bauern, Handwerker, Lohnarbeiter, Künstler, Geistliche, Soldaten, Offiziere,
Könige sind Arbeiter in unserem Sinne. Einen Gegensatz zu all diesen Arbeitern 
bilden in unserer Volkswirtschaft einzig und allein die Rentner, denn ihr Ein-
kommen fließt ihnen vollkommen unabhängig von jeder Arbeit zu.


Wir unterscheiden: Arbeitserzeugnis, Arbeitserlös, und Arbeitsertrag. Das Arbeits-
erzeugnis ist das, was aus der Arbeit hervorgeht. Der Arbeitserlös ist das Geld, das
der Verkauf des Arbeitserzeugnisses oder der Lohnvertrag einbringt. Der Arbeitser-
trag ist das, was man mit dem Arbeitserlös kaufen und an den Ort des Verbrauchs
schaffen kann.


Die Bezeichnungen: Lohn, Honorar, Gehalt anstelle von Arbeitserlös wendet 
man an, wenn das Arbeitserzeugnis nicht gegenständlicher Natur ist, wie etwa das
Straßenkehren, das Dichten, das Regieren. Ist das Arbeitserzeugnis greifbar, wie ein
Stuhl, und zugleich Eigentum des Arbeiters, so spricht man nicht mehr vom Lohn und
Honorar, sondern vom Preis des verkauften Stuhles. Bei all diesen Bezeichnungen
handelt es sich immer um dasselbe Ding, um den Gelderlös der verrichteten Arbeit.


Der Unternehmergewinn und der Handelsprofit sind, sofern man die in ihnen 
meistens enthaltenen Kapitalzinsen oder Grundrenten in Abzug bringt, ebenfalls als
Arbeitserlös anzusprechen. Der Direktor einer Bergwerks-Aktiengesellschaft be-
zieht sein Gehalt ausschließlich für die von ihm geleistete Arbeit. Ist der Direktor
gleichzeitig Aktionär, so erhöhen sich seine Einnahmen um den Betrag der
Dividenden. Er ist dann Arbeiter und Rentner in einer Person. Meistens besteht 
das Einkommen der Bauern, Kaufleute und Unternehmer aus Arbeitserlös und Ren-
ten (bzw. Zinsen). Ein Bauer, der mit geliehenem Kapital auf gepachtetem Boden
arbeitet, lebt ausschließlich vom Ertrag seiner Arbeit. Was nach Zahlung von Pach-
ten und Zinsen vom Arbeitserzeugnis übrig bleibt, ist auf seine Tätigkeit zurück-
zuführen und unterliegt den allgemeinen Gesetzen, die den Lohn bestimmen.
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Zwischen dem Arbeitserzeugnis (oder der Leistung) und dem Arbeitsertrag lie-
gen die verschiedenen Handelsverträge, die wir täglich beim Einkauf der Waren
abschließen. Von diesen Verträgen wird der Arbeitsertrag stark beeinflußt. Täglich
kommt es vor, daß Leute, die die gleichen Arbeitserzeugnisse zu Markt führen, den-
noch ungleich große Arbeitserträge heimbringen. Das liegt daran, daß diese Leute 
als Arbeiter wohl gleichwertig sind, nicht aber als Händler. Die einen verstehen 
es besser, ihre Erzeugnisse zu guten Preisen zu verkaufen und beim Einkauf der
Bedarfsgegenstände die Spreu von den Körnern zu sondern. Bei den für den Markt
verfertigten Waren gehören der Tausch, der Handel und die hierfür nötigen
Kenntnisse genau so zum Erfolg der Arbeit (Arbeitsertrag) wie die technischen
Kunstgriffe. Der Tausch des Erzeugnisses ist als Schlußhandlung der Arbeit zu
betrachten. Insofern ist jeder Arbeiter auch Händler.


Hätten die Gegenstände des Arbeitserzeugnisses und des Arbeitsertrages eine
gemeinsame Eigenschaft, mit der sie sich vergleichen und messen ließen, so könnte
der Handel, der das Arbeitserzeugnis in Arbeitsertrag verwandeln soll, wegfallen. So-
fern man dann nur richtig messen, zählen oder wägen würde, müßte der Arbeits-
ertrag immer ohne weiteres gleich dem Arbeitserzeugnis sein (abzüglich Zins oder
Rente), und den Beweis, daß eine Übervorteilung nicht stattgefunden hat, könnte
man unmittelbar an den Gegenständen des Arbeitsertrages liefern. Genau wie man 
zu Hause auf der Waage nachwägen kann, ob die Waage des Apothekers richtig 
wiegt oder nicht. Solche gemeinsame Eigenschaft fehlt jedoch den Waren. Stets 
wird der Tausch durch den Handel bewerkstelligt, niemals durch den Gebrauch 
irgend eines Maßes. Auch der Gebrauch des Geldes enthebt uns nicht der Not-
wendigkeit, den Tausch durch den Handel zu vollziehen. Der Ausdruck "Wertmesser",
den man noch manchmal in rückständigen volkswirtschaftlichen Schriften auf das
Geld anwendet, ist irreführend. Keine einzige Eigenschaft eines Kanarienvogels, einer
Pille, eines Apfels läßt sich mit einem Geldstück messen.


Darum müssen wir es aber als eine Unmöglichkeit bezeichnen, mit einem un-
mittelbaren Vergleich zwischen Arbeitserzeugnis und Arbeitsertrag eine Klage auf
Grund des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag rechtlich zu begründen. Das Recht auf
den vollen Arbeitsertrag, sofern darunter das Recht des einzelnen auf seinen vollen
Arbeitsertrag gemeint ist, müssen wir sogar geradezu als Hirngespinst bezeichnen.


Ganz anders verhalten sich jedoch die Dinge in Bezug auf den gemeinsamen 
vollen Arbeitsertrag. Dieser verlangt nur, daß die Arbeitserzeugnisse restlos unter die
Arbeiter verteilt werden. Es dürfen keine Arbeitserzeugnisse an Rentner für Zinsen
und Renten abgegeben werden. Das ist die einzige Bedingung, die die Verwirklichung
des Rechtes auf den gemeinsamen, vollen Arbeitsertrag stellt.


Das Recht auf den gemeinsamen vollen Arbeitsertrag verlangt von uns nicht, 
daß wir uns noch um den Arbeitsertrag des einzelnen Arbeiters kümmern. Was 
der eine Arbeiter heute weniger erhält, empfängt der andere mehr. Die Vertei-
lung unter die Arbeiter geschieht nach wie vor nach den Gesetzen des Wett-
bewerbs, in der Regel so, daß der Wettbewerb um so schärfer, der persönliche 
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Arbeitsertrag um so geringer ist, je leichter und einfacher die Arbeit ist. Diejenigen
Arbeiter, die die höchste Umsicht bei der Arbeit brauchen, sind dem Wettbewerb der
Massen am wirksamsten entzogen und können darum für ihre Leistung die höchsten
Preise erzielen. Manchmal ersetzt auch einfach körperliche Veranlagung (bei Sängern
z.B.) den Scharfsinn bei der Ausschaltung des Massenwettbewerbs. Wohl dem, der bei
seinen Leistungen den Wettbewerb der anderen nicht zu fürchten braucht.


Die Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag kommt allen Einzel-
arbeitserträgnissen in einem gleichmäßigen, nach Prozenten bestimmten Aufschlag
auf die heutigen Arbeitserträgnisse zustatten. Die Arbeitserträge werden vielleicht
verdoppelt, aber nicht geebnet. Das Gleichmachen der Arbeitserträgnisse ist Sache
der Kommunisten. Hier aber handelt es sich um das Recht auf den vollen, durch den
Wettbewerb, den Wettkampf zugemessenen Arbeitsertrag. Zwar werden als Neben-
wirkung der Neuerungen, die das Recht auf den gemeinsamen vollen Arbeitsertrag
verwirklichen sollen, die heutigen, oft ungeheuren Unterschiede in den Einzelarbeits-
erträgnissen, namentlich im Handel, auf ein vernünftiges Maß zurückgeführt wer-
den, doch handelt es sich hier nur um eine Nebenwirkung. Zu dem Rechte, das wir
verwirklichen wollen, gehört aber solches Gleichmachen, wie gesagt, nicht. Demnach
werden fleißige, tüchtige, umsichtige Arbeiter einen ihrer größeren Arbeitsleistung
genau entsprechenden größeren Arbeitsertrag heimbringen. Dazu kommt die all-
gemeine Hebung des Lohnes durch den Fortfall des arbeitslosen Einkommens.


Übersicht über das bisher Gesagte:


1. Das Arbeitserzeugnis, der Arbeitserlös und der Arbeitsertrag sind nicht un-
mittelbar vergleichbar. Es gibt für diese drei Größen keinen gemeinsamen Maßstab.
Die Überführung des einen in den anderen geschieht nicht durch Messen, sondern
durch Vertrag, durch Handelsvertrag.


2. Der Nachweis, ob der Arbeitsertrag des einzelnen Arbeiters voll oder nicht 
voll ist, läßt sich nicht erbringen.


3. Der volle Arbeitsertrag läßt sich nur als gemeinsamer (kollektiver) Arbeits-
ertrag begreifen und nachmessen.


4. Der volle gemeinsame Arbeitsertrag macht die restlose Ausmerzung allen
arbeitslosen Einkommens, also des Kapitalzinses und der Grundrente, zur Bedingung.


5. Sind Zins und Rente restlos aus der Volkswirtschaft ausgemerzt, so ist er-
wiesen, daß das Recht auf den vollen Arbeitsertrag verwirklicht, daß der gemein-
same Arbeitsertrag gleich dem gemeinsamen Arbeitserzeugnis ist.


6. Die Beseitigung des arbeitslosen Einkommens hebt, verdoppelt oder verdrei-
facht die Einzelarbeitserträgnisse. Ein Gleichmachen findet nicht oder nur teilweise
statt. Die Unterschiede im Einzelarbeitserzeugnis kommen im Einzelarbeitsertrag 
voll zu Geltung.


7. Dieselben allgemeinen Gesetze des Wettbewerbes, die die verhältnismäßige
Höhe der Einzelarbeitsertrages bestimmen, bleiben bestehen. Dem Tüchtigsten der
höchste Arbeitsertrag, über den er frei verfügen kann.
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Heute erleidet der Arbeitsertrag in Gestalt von Grundrenten und Kapitalzinsen 
Abzüge. Diese werden natürlich nicht willkürlich bemessen, sondern von den Markt-
verhältnissen bestimmt. Jeder nimmt so viel, wie ihm die Markverhältnisse zu neh-
men gestatten.


Wie diese Marktverhältnisse zustandekommen, wollen wir jetzt untersuchen. Zu-
nächst in Bezug auf die Grundrente.


3. Der Abzug am Arbeitsertrag durch die Grundrente.


Der Grundbesitzer hat es in der Hand, seinen Boden bebauen zu lassen oder es
nicht zu tun. Die Erhaltung seines Besitzes ist von der Bebauung unabhängig. Der
Boden verdirbt nicht unter der Brache, im Gegenteil, er wird dadurch besser; bot
doch die Brache unter der Dreifelderwirtschaft die einzige Möglichkeit, den erschöpf-
ten Boden wieder fruchtbar zu machen.


Ein Grundbesitzer hat also gar keine Ursache, seinen Besitz (Acker, Bauplatz, Erz-
oder Kohlenlager, Wasserkraft, Wald usw.) anderen ohne Entgelt zur Benutzung zu über-
lassen. Wird dem Grundbesitzer für solche Benutzung keine Vergütung (Pachtzins)
angeboten, so läßt er den Boden brach. Er ist vollständig Herr über seinen Besitz.


Darum wird auch jeder, der Boden braucht und sich an die Grundbesitzer wendet,
sich regelmäßig und selbstverständlich zu einer Leistung (Pachtzins) bequemen 
müssen. Und wenn wir die Erdoberfläche und ihre Fruchtbarkeit vervielfältigten –, es
würde doch keinem Grundbesitzer einfallen, ohne Entgelt den Boden anderen zu
überlassen. Im äußersten Fall kann er seine Besitzung in Jagdgründe verwandeln 
oder als Park benutzen. Der Zins ist eine selbstverständliche Voraussetzung jeder
Pachtung, weil der Druck des Wettbewerbs im Angebot von Pachtland niemals bis 
zur Unentgeltlichkeit des Bodens reichen kann.


Wieviel wird nun der Grundbesitzer fordern können? Wenn die ganze Erdober-
fläche für die Ernährung der Menschen nötig wäre, wenn in der Nähe und Ferne 
überhaupt kein freies Land mehr zu finden, die gesamte Erde in Besitz und Bebau-
ung genommen, und auch durch Anstellung von mehr Arbeitern, durch sogenannte
dichte oder Sparlandkultur kein Mehr an Erzeugnissen zu erzielen wäre, dann würde
die Abhängigkeit der Besitzlosen von ihren Grundherren eine ebenso unbedingte
sein, wie zur Zeit der Leibeigenschaft, und dementsprechend würden auch die
Grundbesitzer ihre Forderungen bis zur Grenze des überhaupt Erreichbaren hinauf-
schrauben, d. h., sie würden das volle Arbeitserzeugnis, die volle Ernte für sich be-
anspruchen und davon dem Arbeiter, wie einem gemeinen Sklaven, so viel abtreten,
wie zu seiner Erhaltung und Fortpflanzung nötig ist. In diesem Falle wäre die Vor-
aussetzung erfüllt für das unbedingte Walten des sogenannten "ehernen Lohnge-
setzes". Der Bauer wäre auf Gnade und Ungnade den Grundbesitzern ausgeliefert, 
und der Pachtzins wäre gleich dem Ertrag des Ackers, abzüglich der Ernährungs-
kosten für den Bauern und die Zugtiere und abzüglich des Kapitalzinses.


Diese unentbehrliche Voraussetzung für den ehernen Lohn trifft jedoch nicht 
zu, denn die Erde ist größer, sogar sehr viel größer und fruchtbarer, als zur
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Erhaltung ihrer heutigen Bewohner nötig ist. Sogar bei der jetzigen Sparhand-Be-
wirtschaftung 1 ist sicherlich kaum ein Drittel der Fläche ausgenutzt, das übrige ist
brach und vielfach herrenlos. Ginge man überall zur Sparlandbebauung 2 über, so würde
vielleicht ein Zehntel der Erdoberfläche schon genügen, um die Menschheit mit dem
Maß von Lebensmitteln zu versorgen, das den Arbeitern heute durchschnittlich zur
Verfügung steht. Neun Zehntel der Erdoberfläche könnten in diesem Falle brachliegen.
(Was allerdings nicht bedeuten soll, daß man danach verfahren würde. Wenn jeder
sich satt essen will, und sich nicht mit Kartoffeln begnügt, wenn jeder ein Reitpferd
halten will, einen Hof mit Pfauen, Tauben; wenn er einen Rosengarten, einen Teich
zum Baden haben will, dann könnte unter Umständen die Erde noch zu klein sein.)


Die Sparlandbebauung 3 umfaßt: Entsumpfung, Berieselung, Bodenmischung, Rigolen,
Sprengung von Felsen, Mergelung, Anwendung künstlicher Düngemittel, Wahl der Kul-
turpflanzen, Veredelung der Pflanzen und Tiere, Vernichtung von Schädlingen bei Obst-
bäumen, Weinbergen; Verfolgung der Wanderheuschrecken, Ersparnis an Arbeitstieren
durch Eisenbahnen, Kanäle, Kraftwagen, bessere Ausnutzung der Futterstoffe durch
Austausch; Einschränkung der Schafzucht durch Baumwollanbau, Vegetarismus usw usw.


Durch völligen Mangel an Boden ist also heute niemand gezwungen, sich an 
die Grundbesitzer zu wenden, und weil dieser Zwang fehlt (aber nur darum), ist 
auch die Abhängigkeit der Grundbesitzlosen vom Grundbesitzer begrenzt. Nur ha-
ben die Grundbesitzer das Beste des Bodens in Besitz, und in der Nähe wenigstens
sind nur solche Striche noch herrenlos, deren Urbarmachung sehr viel Arbeit kos-
tet. Auch fordert die Sparlandbebauung beträchtlich mehr Mühe, und nicht jeder-
mann Sache ist es, auszuwandern, um die herrenlosen Länder in der Wildnis zu 
besiedeln; ganz abgesehen davon, daß die Auswanderung Geld kostet und daß die
Erzeugnisse jener Ländereien nur mit großen Unkosten an Fracht und Zoll auf 
den Markt gebracht werden können.


Das alles weiß der Bauer, das alles weiß aber auch der Grundherr. Ehe also der
Bauer sich zur Auswanderung entschließt, oder ehe er das in der Nähe liegende Moor
entsumpft und urbar macht, ehe er zur Gartenwirtschaft übergeht, fragt er den
Grundherrn, was dieser an Pachtzins für seinen Acker fordern würde. Und ehe der
Grundherr diese Frage beantwortet, überlegt er und berechnet den Unterschied 
zwischen dem Ertrag der Arbeit auf seinem Acker und dem Ertrag 4 der Arbeit auf Öd-
land, Gartenland und herrenlosem Lande in Afrika, Amerika, Asien und Australien.
Denn diesen Unterschied will er für sich haben, den kann er als Pacht für seinen
Acker fordern. Aller Regel nach wird jedoch nicht viel gerechnet. Man geht hier viel-
mehr erfahrungsmäßig vor. Irgend ein übermütiger Bursche wandert aus, und wenn


1 Sparhandbebauung (extensive Kultur), wo man mit der Arbeit spart.
2 Sparlandbebauung (intensive Kultur), wo man mit dem Boden spart.
3 Die Sparhandbebauung braucht viel Boden, die Sparlandbebauung viele Arbeiter.
4 Man beachte hier wohl den Unterschied zwischen Arbeitserzeugnis und Arbeitsertrag. Oft kommt es 


vor, daß das Arbeitserzeugnis (die Erntemenge) des Auswanderers zehnmal größer ist, ohne daß sein 
Arbeitsertrag sich bessert.
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er günstig berichtet, folgen andere. Dadurch geht in der Heimat das Angebot von
Arbeitskräften zurück, und die Folge ist eine allgemeine Erhöhung der Lohnsätze.
Dauert die Abwanderung an, so steigt der Lohn bis zu einem Punkte, wo der
Auswanderer wieder im Zweifel ist, ob er bleiben oder ziehen soll. Dieser Punkt
bedeutet den Ausgleich in den Arbeitserträgen hier und drüben. Manchmal kommt 
es auch vor, daß der Auswanderer über sein Tun sich Rechenschaft geben will, und 
es mag darum angebracht sein, sich einmal eine solche Rechnung anzusehen:


1. Rechnung des Auswanderers:


Reisegeld für sich und seine Familie
Unfall- und Lebensversicherung während der Reise
Krankenversicherung für die Eingewöhnung, d. h. die Summe,


welche die Krankenversicherung für die besondere Gefahr
des Klimawechsels berechnen würde


Besitznahme, Abgrenzung
An Betriebskapital wird die gleiche Summe vorausgesetzt, die der Bauer in 


Deutschland braucht; es ist also nicht nötig, diese hier anzuführen


Kosten der Ansiedlung


1000 M.
0200 M.


200 M.
600 M.


— M.


2000 M.


5 % von 2000 M. =
Nehmen wir nun an, daß der Ansiedler mit gleicher Arbeit dieselben
Erzeugnisse hervorbringt wie auf dem heimischen Boden, dessen Wett-
bewerb hier in Betracht steht, so muß berücksichtigt werden, daß es 
der Bauer, wie jeder Arbeiter, gar nicht auf die Erzeugnisse selbst ab-
gesehen hat, sondern auf das, was er mit seinen Erzeugnissen an Ge-
brauchsgütern eintauschen kann, also auf den Arbeitsertrag. Dieser geht
ihn allein an; um sich diesen zu beschaffen, arbeitet er. Der Ansiedler
muß also seine Erzeugnisse auf den Markt bringen, und den Gelderlös
muß er wieder in Waren umsetzen und diese nach Hause bringen.
Der Markt für diesen Austausch der Erzeugnisse ist in der Regel weit 
ab; nehmen wir an, es wäre Deutschland, wo ja große Massen landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse eingeführt werden müssen, so hat der Auswan-
derer zu zahlen:
Fracht für Fuhrwerk, Bahn, Seeschiff und Kahn
Einfuhrzoll in Deutschland
Fracht für Kahn, Seeschiff, Bahn und Fuhrwerk auf die eingetauschten 


Gebrauchsgüter
Zoll darauf bei der Einfuhr in seiner neuen Heimat


Insgesamt:


Diese Kosten des Auswanderers, die der Pächter in Deutschland spart, werden dem
Betriebsgeld zugerechnet, dessen Zinsen als Betriebsunkosten verrechnet werden:


100 M.


200 M.
400 M.


200 M.
100 M.


1000 M.
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Die gewöhnlich auf dem Handelsweg erfolgende Umwandlung des Arbeitserzeug-
nisses in Arbeitsertrag kostet dem Auswanderer nach obiger Rechnung an Fracht, 
Zoll und Handelsunkosten die Summe von M. 1000,–, die der Bebauer deutschen
Bodens spart. Wenn letzterer also für einen Acker, der das gleiche Arbeitserzeugnis
verspricht wie die Heimstätte des Auswanderers, M. 1000,– an Pacht zahlt, so steht
sein Arbeitsertrag auf gleicher Höhe mit dem des Auswanderers.


Der gleiche wirtschaftliche Unterschied zugunsten des obigen im Wettbewerb 
stehenden Ackers ergibt sich, wenn Ödland in Deutschland urbar gemacht werden
soll, nur treten hier anstelle der Fracht- und Zollkosten die Zinsen für das in der
Urbarmachung aufgewendete Kapital (Entwässerung des Moores, Mischung der ver-
schiedenen Bodenschichten, Entsäuerung mit Kalk und Düngung). Bei der Sparland-
bebauung treten an die Stelle von Zinsen und Frachten höhere Anbaukosten.


Der Pachtzins wirkt also in der Richtung, den Arbeitsertrag (nicht das Arbeits-
erzeugnis) überall auf die gleiche Höhe herabzusetzen. Das, was der altgepflegte 
heimische Boden landwirtschaftlich vor der Lüneburger Heide und, der Marktlage
nach, vor dem herrenlosen Land in Kanada voraus hat, das beansprucht der Grund-
herr restlos für sich, als Grundrente, oder beim Verkauf des Bodens in kapitalisierter
Form als Preis. Alle Unterschiede des Bodens in Bezug auf Fruchtbarkeit, Klima,
Marktnähe, Zölle, Frachten usw. werden durch die Grundrente ausgeglichen. (Man
beachte, daß ich die Arbeitslöhne hier nicht anführe; es geschieht mit Bedacht.)


Die Grundrente verwandelt in wirtschaftlicher Beziehung den Erdball in eine für
den Pächter, Unternehmer, Kapitalisten (soweit er nicht Bodenbesitzer ist) durchaus
gleichartige, eintönige Masse. So sagt Flürscheim: "Wie alle Unebenheiten des
Meeresbodens durch das Wasser zu einer glatten Fläche umgewandelt werden, so
ebnet die Rente den Boden." Und zwar setzt sie (und das ist das Merkwürdige) den
Ertrag der Arbeit für alle Bebauer des Bodens gleichmäßig auf den Ertrag herab, den
man vom Ödland in der Heimat oder vom herrenlosen Boden in der fernen Wildnis
erwarten kann. Die Begriffe fruchtbar, unfruchtbar, lehmig, sandig, sumpfig, mager,
fett, gut und schlecht gelegen, werden durch die Grundrente in wirtschaftlicher Be-
ziehung wesenlos. Die Grundrente macht es für alle Arbeiter völlig gleichgültig, ob
sie Heideland in der Eifel, Gartenboden in Berlin oder Weinberge am Rhein be-
arbeiten.


4. Abhängigkeit des Lohnes und der Grundrente von den
Frachtsätzen.


Vom Arbeitsertrag auf Frei-, Öd-, Sumpf- und Heideland hängt es ab, wie-
viel der Grundbesitzer an Lohn zahlen muß, wieviel er an Pacht erheben kann. 
Soviel, wie der Arbeitsertrag auf Freiland beträgt, so viel verlangt selbstver-
ständlich der Knecht als Lohn, da es ihm ja frei steht, Freiland (diesen Begriff 
werden wir noch näher bestimmen) in Besitz und Arbeit zu nehmen. Dabei ist 
es durchaus nicht nötig, daß jeder Knecht bei den Lohnverhandlungen 
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mit der Auswanderung droht. Familienvätern z.B., die mit Kindern gesegnet sind, wür-
de eine solche Drohung nicht viel einbringen, insofern als der Grundbesitzer ja weiß,
daß der Drohung die Tat nicht folgen wird. Für die genannte Wirkung genügt es voll-
kommen, daß durch die Auswanderung der Jugend ein allgemeiner Mangel an Arbeits-
kräften entsteht. Der durch die Auswanderung hervorgerufene Arbeitermangel steift
dem durch Familienrücksichten oder sonstwie festgehaltenen Arbeiter bei den Lohn-
verhandlungen ebenso den Rücken, wie es eine bereits gelöste Schiffskarte tun könnte.*


So viel aber, wie der Arbeitsertrag der Freiländer und des Lohnarbeiters beträgt,
muß auch dem Pächter nach Abzug der Pacht und des Zinses des von ihm benötigten
Kapitals übrigbleiben. So wird also auch die Pacht vom Arbeitsertrag auf Freiland
bestimmt. Mehr als diesen Freilandarbeitsertrag braucht der Grundbesitzer bei der
Pachtbemessung nicht übrig zu lassen, mit weniger braucht sich der Pächter nicht zu
begnügen.


Schwankt der Arbeitsertrag auf Freiland, so überträgt sich die Schwankung auch
auf den Lohn und die Pacht.


Zu den Umständen, die den Arbeitsertrag auf Freiland beeinflussen, müssen wir 
in erster Linie die Entfernung rechnen zwischen dem herrenlosen Boden und dem
Orte, wo die Erzeugnisse verbraucht, die eingetauschten Gebrauchsgegenstände
erzeugt oder von allen Teilen der Welt zusammengebracht werden. Wie wichtig die
Entfernung ist, sehen wir am besten am Preisunterschied zwischen einem Acker in 
der Nähe der Stadt und einem gleich guten weit ab vom Markte. Worin liegt der
Preisunterschied begründet? In der Entfernung.


Handelt es sich z.B. um die kanadische Weizengegend, wo noch heute 
gutes Heimstättenland zur freien Verfügung steht, so muß das Getreide zuerst 
vom Felde mittels Fuhrwerks auf grundlosen Straßen nach der mehr oder 
weniger entfernten Bahn gebracht werden, die es nach Duluth befördert, wo 
die Umladung auf Binnenschiffe stattfindet. Diese bringen das Getreide 
nach Montreal, wo eine neue Umladung auf Seeschiffe stattfindet. Von hier geht 
die Reise nach Europa, etwa nach Rotterdam, wo wieder eine Umladung auf 


*) Wie stark der Lohn unter dem Einfluß der Auswanderer und Wanderarbeiter stehen muß, ersieht 
man aus folgenden Zeilen, die einer Rede Wilsons vom 20. Mai 1918 entnommen sind. (N.Z.Z. Nr. 661):
"Als der Kriegsminister in Italien weilte, wurden ihm von einem Mitglieder der italienischen Regie-
rung die mannigfachen Gründe genannt, aus denen sich Italien den Vereinigten Staaten nahe ver-
bunden fühlt. Der italienische Minister bemerkte dann folgendes:
"Wenn Sie eine interessante Erfahrung machen wollen, so begeben Sie sich in irgend einen Truppen-
zug und fragen die Soldaten auf englisch, wie mancher von ihnen in Amerika gewesen sei. Das 
weitere werden Sie sehen."
Unser Kriegsminister stieg in der Tat in einen Truppenzug und fragte die Leute, wie viele von ihnen
schon in Amerika gewesen seien. Es scheint, daß über die Hälfte der Mannschaften aufstand.
Die italienischen Grundrentner hatten also diese Leute nach Amerika, und die amerikanischen Grund-
rentner hatten sie wieder nach Hause getrieben. Weil es ihnen in Amerika ebenso schlecht ging, wie
in der Heimat – darum wanderten dies armen Teufel ruhelos hin und her.
Wilson fügte obigem bei: "Ein Teil von amerikanischen Herzen war in dieser italienischen Armee!!" – Wir
wissen es besser: Fluchend verließen die Wanderarbeiter ihre Heimat, und fluchend verließen sie Amerika.
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Rheinschiffe nach Mannheim, und von hier auf Bahnwagen nötig wird, um den 
Markt (Stuttgart, Straßburg, Zürich usw.) zu erreichen, wo es nach der Verzollung 
zu denselben Preisen verkauft werden muß, wie die an Ort und Stelle gewachsene
Frucht. Es ist eine lange Reise, und sie kostet viel Geld, aber das, was nun von dem
Marktpreis nach Abzug von Zöllen, Fracht, Versicherung, Wassergebühren, Stempel,
Zinsen des Geldvorschusse, Säcken usw. usw. übrig bleibt, das ist erst der Arbeits-
erlös, mit dem den Ansiedlern in der Einöde von Sascachevan aber nicht gedient
wäre. Dieser Gelderlös muß nun in Gebrauchsgegenstände umgesetzt werden – Salz,
Zucker, Tuch, Waffen, Maschinen, Bücher, Kaffee, Möbel usw. usw., und erst, nach-
dem alle diese Gegenstände glücklich im Hause des Ansiedlers eingetroffen und 
die Frachtkosten bezahlt sind, kann der Arbeiter sagen, das ist mein Arbeitsertrag
nebst Zins meines Kapitals. (Hat sich der Arbeiter das nötige Geld zur Auswanderung
und Ansiedlung geborgt, so muß er vom Arbeitserzeugnis auch noch den Zins dieses
Geldes abziehen. Dasselbe muß er tun, wenn er mit eigenem Kapital arbeitet.)


Wie sehr nun dieser Arbeitsertrag von den Frachtsätzen abhängig sein muß, geht
aus obiger Darstellung klar hervor.


Diese Frachtsätze sind andauernd herabgegangen, wie folgende Angaben zeigen:
Frachtkosten für 1000 kg Getreide von Chicago nach Liverpool:


1873 =  M. 67,–
1880 =  M. 41,–
1884 =  M. 24,– *


Das sind also schon von Chicago bis Liverpool 43 M. Frachtersparnis für jede
Tonne Weizen, 1/6 des damaligen, 1/4 des jetzigen Preises. Aber die Strecke 
Chicago – Liverpool ist nur eine Teilstrecke der Reise Sascachevan – Mannheim, also
sind obige 43 M. auch nur ein Teil der wirklichen Frachtersparnis.


Diese Ersparnis kommt aber auch der Rückfracht zustatten. Das Getreide war das
Arbeitserzeugnis, die 240 M. für die Weizentonne waren der Arbeitserlös, und die
Rückfracht umfaßt die Gegenstände des Arbeitsertrages, auf den es dem Ansiedler bei
der Weizenerzeugung eigentlich ankommt. Man muß sich nämlich klar sein, daß 
die Arbeiter in Deutschland, die kanadischen Weizen essen, diesen immer mit ihren
Erzeugnissen bezahlen müssen, die sie unmittelbar oder mittelbar nach Kanada
schicken, für die darum ebenfalls Fracht zu zahlen ist. So verdoppelt sich also die
Ersparnis an der Frachtverbilligung und hebt sich der Arbeitsertrag des Ansiedlers 
auf Freiland, der den allgemeinen Arbeitslohn in Deutschland unmittelbar bestimmt.


Nun wäre es aber dennoch falsch, wen man annehmen wollte, daß eine
Frachtersparnis von etwa 200 M. sich für den Ansiedler in einen dieser 
Summe genau entsprechenden höheren Arbeitsertrag umsetzen muß. In Wirklich-
keit wird der Arbeitsertrag nur um etwa die Hälfte der Frachtersparnis steigen, 
und das verhält sich so: der steigende Arbeitsertrag des Freiländers hebt den 
Lohn der landwirtschaftlichen Arbeiter in Deutschland. Warum, ist gesagt. Der 
steigende Lohn des Landarbeiters und des Freiländers lockt diesen Erwerbs-
zweig Arbeiter aus der Industrie zu. Das bestehende Verhältnis in der Er-


*) Mulhall, Dictionary of Statistics.
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zeugung landwirtschaftlicher und industrieller Güter und damit auch ihr Tauschver-
hältnis wird gestört. Der Ansiedler muß für die Gegenstände seines Arbeitsertrages
(Industrieerzeugnisse) höhere Preise zahlen. Die Menge dieser Industrieerzeugnisse
(Arbeitsertrag) wächst also nicht im Verhältnis zu dem um die Frachtersparnis er-
höhten Arbeitserlös. Den Unterschied nehmen nach den Gesetzen des freien Wett-
bewerbs die Industriearbeiter vorweg. Es geht also hier zu wie dort, wo eine neue
Technik die Erzeugungskosten der Waren vermindert (Dampfmaschine z. B.). Erzeuger
und Verbraucher teilen sich in den Gewinn.


Auch hier wieder wird es sich lohnen, einmal zahlenmäßig den Einfluß zu er-
fassen, den eine Frachkostenveränderung auf den Arbeitsertrag des Freiländers, auf
die Grundrente und auf den allgemeinen Arbeitslohn ausübt:


I. Der Arbeitsertrag eines Freilandbauers in Kanada bei einem Frachtsatz 
von M. 67,– (v. Jahre 1873).


Ist nun infolge der Frachtkosten-Ermäßigung der Arbeitsertrag des Freiland-
bauers von 1160 M. auf 1800 M. gestiegen, so erhöhen sich damit auch von


Arbeitserzeugnis: 10 t Weizen nach Mannheim verladen und dort 
zu 250 M. verkauft


ab 10 mal 67 an Fracht
Arbeitserlös


Dieser Arbeitserlös (Geld) wird in Deutschland zum Ankauf von
Gebrauchsgütern benutzt, die, nach Kanada verschifft, die 
gleichen Unkosten an Verpackung, Fracht, Zöllen, Bruch usw.
verursachen mögen, wie der Weizen auf der Heimreise


Arbeitsertrag im Hause des Ansiedlers


2500 M.
670 M.


1830 M.


Arbeitserzeugnis: 10 t Weizen
ab 10 mal 24 an Fracht


Arbeitserlös
Dieser Arbeitserlös, der um 430 M. größer ist als bei I, soll nun in


Arbeitsertrag umgewandelt werden, d.h. in gewerbliche Erzeugnisse,
deren Tauschverhältnis zu den landwirtschaftlichen Erzeugnissen sich
(aus den angegebenen Gründen) gehoben hat und zwar (immer sche-
matisch) um die Hälfte des Mehrerlöses von 430 M., also um 215 M.
Daher bleibt der Arbeitsertrag, nach den Preisen von I gemessen, um
215 M. gegen den Arbeitserlös zurück


Hiervon geht nun noch die Rückfracht ab, die wir höher bemessen
müssen, weil die Frachtgüter um den Betrag der Frachtersparnis ange-
wachsen sind, statt 240 M.


Arbeitsertrag


II. Derselbe im Jahre 1884 bei einem Frachtsatz von 24 M.


2500 M.
240 M.


2260 M.


670 M.
1160 M.


215 M.
2045 M.


245 M.
1800 M.
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Steigen die Lohnforderungen auf 1800 M., so fällt die Grundrente auf 700 M.,
nämlich 1340 ab 640 Lohnerhöhung.


Also das, was der Freilandbauer an Frachten zahlen muß, das geht von seinem
Arbeitsertrag ab, das kann in Deutschland der Grundbesitzer als Pachtzins fordern,
den Arbeitern vom Arbeitserzeugnis als Grundrente abziehen. Die Frachtausgaben des
Freilandbauers sind die Einnahmen des Grundbesitzers.


5. Einfluß der Lebensverhältnisse auf Lohn und Rente.


Die Kosten der Bahn- und Seeverladung sind natürlich nicht die einzigen Ein-
flüsse, denen der Arbeitsertrag des Freiländers und der von diesem abhängige Lohn
des deutschen Landarbeiters unterworfen sind. Zunächst müssen wir bemerken, daß
der Mensch nicht allein von und für seinen Arbeitsertrag lebt, daß dieser nicht 
allein entscheidend bei der Frage der Auswanderung ist. Die staatlichen und bürger-
lichen Verhältnisse des Landes, das der Auswanderer verläßt, und des Landes, das 
er aussucht, greifen oft stark und bestimmend ein; mancher Mann begnügt sich 
zu Hause mit einem geringeren Arbeitsertrag und erblickt den Ausgleich im Besitz 
des Lorbeerkranzes, den er als Kaninchenzüchter davongetragen hat, oder im Ge-
sang der Buchfinken, der nach seiner Meinung nirgends so schön sein kann wie in
seiner Heimat. Aber gerade diese (und viele andere) anziehenden oder auch
abstoßenden Kräfte unterliegen einen ständigen Wandel, fördern oder hemmen die
Auswanderung. Von Rußland z. B. wandern viele deutschen Bauern wieder aus, nicht
in der Hoffnung eines höheren Arbeitsertrages, sondern weil ihnen die Zustände 
nicht mehr ganz zusagen. Das alles hemmt den Ausgleich zwischen dem rein 
sachlichen Arbeitsertrag des Auswanderers und dem des zurückbleibenden Land-
arbeiters. Nehmen wir einmal an, wir beschlössen, in Deutschland den Arbeitern 
das Leben freundlicher zu gestalten, wozu uns z. B. das Verbot von Rauschge-
tränken die Mittel liefern würde. Abgesehen davon, daß das Alkoholverbot an sich
schon das Leben der Arbeiter und namentlich das ihrer Frauen verschönern würde,
könnten wir die Milliarden, die die Rauschgetränke dem Volke unmittelbar und
namentlich mittelbar kosten, für einen kräftigen Mutterschutz in Form einer monat-
lichen Reichszulage zu den Aufzuchtkosten jedes Kindes verwenden. Oder auch für 


selbst die Lohnforderungen der deutschen Landarbeiter, und ebenso verlangen auch
die Pächter vom Produkt ihrer Arbeit einen größeren Anteil für sich. In demselben
Verhältnis gehen auch die Grundrenten zurück.


War in Deutschland der Preis von 10 t Weizen
und betrugen die Lohnausgaben
so warfen 10 t Land* an Pachtzins oder Grundrente ab


2500 M.
1160 M.
1340 M.


*) Dänisches Ackermaß. Bedeutet so viel Land, wie nötig, um eine Tonne Getreide zu ernten. Eine Tonne
Land bedeutet also je nach Güte des Bodens eine größere oder kleinere Fläche Land.
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bessere Schulen, zahlreiche öffentliche Lesehallen, Theaterbeihilfen, Kirchenbauten,
staatliche Freikonditoreien, Volksfeste, Versammlungshallen usw.. Dann würde bei der
Frage der Auswanderung nicht mehr allein der stoffliche Arbeitsertrag erwogen wer-
den, und viele Frauen würden ihre Männer zum Bleiben veranlassen, viele bereits Ausge-
wanderte würden zurückkehren. Welche Folgen das aber wieder auf den Lohn und auf
die Grundrente haben würde, ist klar. Der Grundbesitz würde seine Forderungen so weit
erhöhen, bis die aus dem Alkoholverbot erwachsenden Auswanderungshemmungen aus-
geglichen wären. Der Kuchen, den der Staat den Frauen in den Freikonditoreien zum
besten gibt, würde von der Grundrente den Männern am Lohne abgezogen werden.


Die Grundrente nimmt eben alle Vorteile, die Deutschland für die Arbeit, für das
geistige und gesellige Leben bietet, für sich in Anspruch, sie ist die in Kapital ver-
wandelte Dichtung, Kunst, Religion und Wissenschaft. Sie macht alles zu barem Gelde,
den Kölner Dom, die Bächlein der Eifel, das Gezwitscher der Vögel im Laube der
Buchen. Die Grundrente erhebt von Thomas a Kempis, von den Reliquien Kevelaars, von
Goethe und Schiller, von der Unbestechlichkeit unserer Beamten, von unseren Zu-
kunftsträumen, kurz, von allem und jedem eine Steuer, die sie regelmäßig bis auf den
Punkt hinaufschraubt, wo sich der Arbeiter fragt: soll ich bleiben und zahlen – oder
soll ich auswandern und alles preisgeben? Geschenkt wird niemandem etwas. Stets
befindet sich das arbeitende Volk auf dem Goldpunkt. (Im Außenhandel derjenige Zu-
stand in der Zahlungsbilanz, wo man nicht weiß, ob man noch mit Wechseln oder mit
barem Gold zahlen soll. Die Kosten der Goldausfuhr sind die "Grundrenten" des Wechsel-
maklers.) Je mehr Freude der Bürger am Staat und Volk hat, um so höheren Preis for-
dert die Grundrente für diese Freude. Die Abschiedstränen eines möglichen Auswan-
derers sind goldene Perlen für die Grundrente. Und so sehen wir auch oft die Grund-
besitzer in den Städten damit beschäftigt, durch Verschönerungsvereine und sonstige
Veranstaltungen das Leben in der Stadt zu erheitern, um erstens den Abschied 
schwerer, zweitens den Zuzug leichter zu machen. So können sie von den Bauplätzen
höhere Grundrenten erheben. Im Heimweh steckt die Pfahlwurzel der Grundrente.


Lebt der deutsche Landarbeiter nicht allein vom Brot, so natürlich auch der Frei-
länder nicht. Der stoffliche Arbeitsertrag ist nur ein Teil von dem, was der Mensch zur
Lebensfreude braucht. Mußte der Auswanderer lange kämpfen, ehe er die heimat-
lichen Anziehungskräfte überwunden hatte, so findet er nun in seiner neuen Heimat
manches Neue, was ihn anzieht oder auch abstößt. Das Anziehende mehrt die Gründe,
die ihm den Arbeitsertrag als genügend erscheinen lassen (ähnlich wie man auch
bereit ist, eine angenehmere Arbeit für geringeren Lohn zu verrichten), das Ab-
stoßende mindert sie. Wiegen die abstoßenden Umstände (Klima, Unsicherheit des
Lebens und des Eigentums, Ungeziefer usw. ) schwerer als die anziehenden, so muß
der Unterschied zwischen beiden durch einen entsprechend größeren Arbeitsertrag
ausgeglichen werden, falls der Eingewanderte bleiben und seine zurückgebliebenen
Brüder zur Nachahmung seines Beispiels aufmuntern soll. Darum wird alles, was das
Leben, die Zufriedenheit des Freiländers beeinflußt, auch unmittelbar die Zufrieden-
heit der deutschen Arbeiter beeinflussen und auf ihre Lohnforderungen einwirken. 
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Dieser Einfluß beginnt schon mit der Reisebeschreibung. Verlief die Reise ohne Seekrank-
heit, war das Leben, die Kost an Bord erträglich, so wirkt das schon sehr aufmun-
ternd auf die Zurückgebliebenen. Berichtet der Freiländer von der großen Freiheit, die
er genießt, von der Jagd, von seinem Reitpferd, von den großen Lachszügen und Büffel-
herden, von dem Verfügungsrecht über alles, was die Natur bietet, auch wie er überall
nicht mehr als Knecht und Besitzloser, sondern als ebenbürtiger, freier Bürger angese-
hen und behandelt wird, so wird der Knecht zu hause ganz selbstverständlich bei den
Lohnverhandlungen den Kopf höher halten, als wenn sein Bruder nur von Indianer-
einfällen, von Klapperschlangen, von Ungeziefer und harter Arbeit zu erzählen weiß.


Das wissen auch die Grundherren, und läuft einmal solch ein Jammerbrief ein, so
wird er natürlich nach allen Regeln der Kunst ausgeschlachtet. In allen Blättern wird
er veröffentlicht, während den Zeitungen unter Anwendung von Drohmitteln Auftrag
gegeben wird, erfreuliche, aufmunternde Berichte der Ausgewanderten mit größtem
Fleiß totzuschweigen. Derselbe Verein, der die Heimat verschönern, ihre Anziehungs-
kraft stärken soll, hat auch die Aufgabe, das Freiland nach Möglichkeit herabzu-
setzen. Jeder Schlangenbiß, Indianerskalp, Heuschreckenschwarm, jedes Schiffsun-
glück verwandelt sich, indem dadurch der Arbeiter bescheidener gemacht, die Aus-
wanderungslust vermindert wird, in Grundrente, in Bargeld für die Grundherren. Und
umgekehrt natürlich.


6. Genauere Bestimmung des Begriffes Freiland.


Wenn von Freiland die Rede ist, so denkt man in erster Linie wohl an die weiten
Flächen unbebauten Landes in Nord- und Südamerika. Dieses Freiland ist bequem 
und mit verhältnismäßig geringen Kosten zu erreichen. Das Klima ist zuträglich für
den Europäer, die gesellschaftlichen Verhältnisse für viele anlockend, die Sicher-
heit für Leben und Geld nicht schlecht. Der Ankömmling wird im Einwanderer-
Gasthaus auf Kosten des Staates 8–14 Tage bewirtet, und in einigen Staaten erhält 
er auf der Eisenbahn freie Fahrt bis an die äußerste Grenze des besiedelten Ge-
bietes. Hier steht es ihm frei, sich gleich anzusiedeln. Er kann sich das ihm zu-
sagende Land aussuchen: Viehweide, Ackerland, Wald. Die Heimstätte, auf die er
rechtlichen Anspruch hat, ist für die volle Ausnutzung der Arbeitskraft selbst der
größten Familie reichlich bemessen. Hat der Ansiedler seine vier Grenzpfosten ein-
geschlagen und das Landamt benachrichtigt, so kann er schon mit der Arbeit be-
ginnen. Niemand verwehrt es ihm, niemand fragt ihn, wer ihm eigentlich erlaubt
habe, die Erde zu bearbeiten und die Früchte seines Fleißes einzuheimsen. Er ist 
Herr auf dem Boden zwischen jenen vier Grenzpfosten.


Land dieser Art nennen wir Freiland ersten Grades. Solches Freiland findet 
man allerdings nicht mehr in besiedelten Gegenden, sondern nur dort, wo nur 
erst wenig Menschen sind. In den bereits besiedelten Strichen findet man aber 
noch weite, oft riesige Flächen, die nicht bebaut sind, die aber durch irgend 
einen Mißbrauch der Machtmittel des Staates in das Privateigentum irgend 
eines an irgend einem Orte der Welt wohnenden Menschen gelangt sind. Ich 
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wette, in Europa gibt es viele Tausende von Männern, die zusammen hunderte von
Millionen Hektar solchen in Amerika, Afrika, Australien und Asien gelegenen Landes
ihr Eigentum nennen. Wer ein Stückchen dieses Bodens haben will, muß sich mit den
Eigentümern verständigen. In der Regel kann man das Gewünschte für eine kaum
nennenswerte Summe erhalten oder pachten. Ob man für den Hektar Ackerland, den
man zu bearbeiten gedenkt, 10 Pf. Pacht bezahlt, kann dem Arbeitsertrag so gut wie
nichts abtragen. Solches bedingt freie Land nennen wir Freiland zweiten Grades.


Freiland ersten und zweiten Grades gibt es in allen Weltteilen noch in gewaltigen
Strecken. Nicht immer ist es Boden erster Güte. Vieles ist mit Wald schwer bedeckt,
bedarf langwieriger Ausrodungsarbeiten. Große Strecken leiden unter Wassermangel
und können nur durch kostspielige Bewässerungsanlangen fruchtbar gemacht werden.
Anderes Land wieder, vielfach gerade der an sich beste Boden, muß entsumpft wer-
den, noch andere Strecken oder Täler bedürfen der Zufuhrstraßen, ohne die der
Austausch der Erzeugnisse unmöglich wäre. Freiland dieser Art kommt nur für geld-
oder kreditkräftige Auswanderer in Betracht. Für die Lehre von der Grundrente und
vom Lohne ist es jedoch gleichgültig, ob eine kapitalistische Gesellschaft oder ob 
die Auswanderer unmittelbar das Freiland in Anbau nehmen. Von Belang ist das nur
für das Kapital und seinen Zins. Nimmt der Freiländer solches durch Be- und Ent-
wässerungsbauten, also durch Kapitalanlage erschlossene Land in Arbeit, so muß er
für die Benutzung dieser Bauten den regelrechten Kapitalzins zahlen und diesen 
Zins seinen Erzeugungskosten zuzählen.


Für diejenigen aber, Einzelpersonen und Gesellschaften, die selber die für größere
Aufschließungsarbeiten nötigen Mittel haben, ist heute sozusagen noch die halbe
Welt Freiland. Das beste Land in Kalifornien und entlang dem Felsengebirge war bis
vor kurzem noch Wüste. Jetzt ist es ein Garten von gewaltigem Umfang. Die Eng-
länder haben Ägypten durch die Nilsperre wieder bewohnbar gemacht für Millionen
und Abermillionen Menschen. Die Zuidersee, Mesopotamien und viele andere Wüsten
wird man ebenso der Bebauung erschließen. So kann man sagen, daß solches Frei-
land zweiten Grades noch für unabsehbare Zeiten zur Verfügung der Menschen steht.


7. Der Begriff Freiland dritten Grades.


Das wichtigste Freiland aber, das auch für die Theorie des Lohnes und der
Grundrentenbegrenzung höchste Bedeutung besitzt, und das wir überall in nächster
Nähe zu unserer Verfügung finden, ist das Freiland dritten Grades. Der Begriff die-
ses Freilandes ist jedoch nicht so einfacher Natur, wie bei dem bisher beschriebe-
nen Freiland und erfordert einige Überlegung.


Einige Beispiele werden es jedoch jedem sichtbar machen.
Beispiel 1. In Berlin darf nach der Bauordnung nur bis zu vier Stockwerken 


hoch gebaut werden. Wären es nur zwei Stockwerke, so würde die Stadt die 
doppelte Bodenfläche bedecken müssen, um dieselbe Einwohnerzahl zu be-
herbergen. Das Land, das durch den dritten und vierten Stock gespart wurde, ist 
also heute noch unbebautes, freies Bauland. 
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Wenn man in Berlin die amerikanische Bauart zuließe, – also 40 Stockwerke an-
stelle von 4 –, so würde der zehnte Teil der heutigen Grundfläche Berlins genügen.
Der Rest wäre überschüssig und würde jedem Bauunternehmer zu wenig mehr als 
dem Ertragswert eines Kartoffelackers angeboten werden. Das Freiland für Bau-
zwecke ist also vom vierten Stockwerk ab nach den Wolken hin überall, selbst im
Innern jeder deutschen Großstadt, in unbegrenzter Menge vorhanden.


Beispiel 2. In der Republik "Agraria" wird durch Gesetz der Gebrauch jeglichen
künstlichen Düngers verboten, angeblich, weil er gesundheitsschädlich sein soll, in
Wirklichkeit aber, um die Erzeugung von Getreide knapp, die Getreidepreise hochzu-
halten. Die agrarianischen Grundherren glauben, daß wenig und teuer für sie besser
sei, als viel und billig. Infolge dieses Verbotes und der geringen Ernten, sowie der
teuern Preise, und weil außerdem die Auswanderung verboten ist, hat man in Agra-
ria alles Öd-, Sumpf- und Heideland in Anbau genommen und es erreicht, daß die
Ernten den Bedarf des Volkes decken. Trotzdem aber ist das Volk sehr unzufrieden 
und verlangt die sofortige gänzliche Aufhebung des Verbotes, und man erwartet
dort allgemein, daß ähnlich wie in Deutschland die Bodenerträge durch den Ge-
brauch des künstlichen Düngers sich verdreifachen werden.


Was wird die Folge für die Grundrente und den Lohn sein? Wird da nicht in be-
zug auf die Äcker dasselbe eintreten, was in der Stadt geschieht, wenn eine neue
Bauordnung jedem erlaubt, die bisherige Zahl der Stockwerke zu verdreifachen? 
Mit den künstlichen Düngern wird der Boden der Republik plötzlich dreimal größere
Ernten geben als die jetzt lebende Bevölkerung braucht. Das wird bewirken, daß 
man von je drei Hektar zwei brach liegen lassen wird zur Verfügung künftiger
Geschlechter. In derselben Republik, wo man jede Ecke Land, jeden Sumpf in Anbau
genommen hatte, wird man infolge der Freigabe der künstlichen Dünger plötzlich 
von gewaltigen Strecken Freiland sprechen. Und dieses Freiland wird man vorläufig
als Jagdgründe benutzen und es zum Jagdpachtertrag jedem anbieten, der es in
Arbeit nehmen will.


Diese Beispiele aus dem Baugewerbe und der Landwirtschaft zeigen uns, wie
Neuland, Freiland dritten Grades, entstehen kann und als Folge der täglich sich 
häufenden Entdeckungen ständig neu entsteht. Der Hirt braucht 100 Hektar Land, um
seine Familie zu ernähren, der Landwirt braucht 10, und der Gärtner einen oder 
weniger.


Nun wird aber die gesamte Ackerfläche Europas noch sehr oberflächlich bebaut,
und die Bevölkerung, selbst in Deutschland, ist noch so spärlich, daß, wenn man all-
gemein zur Gartenwirtschaft überginge, die Hälfte der Ackerfläche brach gelassen
werden müßte, erstens, weil für solche Mengen von Lebensmitteln die Käufer, zwei-
tens, weil für so dichte Bearbeitung des Bodens die Arbeiter fehlen würden.


Wir können also Deutschland durchweg noch als solches Freiland dritten Grades
betrachten. Für die Bodenerträge, die der Landwirt bei dichter Bebauung über die
Erträge des Jägers, des Hirten, der weitläufig bebauenden Landwirte hinaus ein-
heimst, kann man den Ackerboden ebenso als Freiland betrachten, wie der Ameri-
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kaner den Raum über den bereits stehenden Stockwerken bis zu den Wolken hinaus
als freien Baugrund ansieht.


Wenden wir das Gesagte auf die Grundrenten und die Lohntheorie an. Deutschland
ist in dem oben beschränkten Sinne noch Freiland. Der Landarbeiter kann zu 
jeder Zeit auf dieses Freiland flüchten, wenn er nicht mit seinem Lohne einver-
standen ist. Unter den Ertrag, den die Arbeit auf solchem Freiland dritten Grades
abwirft, kann der Lohn des Landarbeiters dauernd ebenso wenig fallen, wie unter 
den Ertrag der Arbeit auf Freiland ersten Grades. Hier hat der Landarbeiter bei 
den Lohnverhandlungen einen Rückhalt, der nie versagt. Wieviel wird nun der
Arbeiter als Lohn, der Grundherr als Pacht verlangen können?


8. Einfluß des Freilandes dritten Grades auf Grundrente und
Lohn.


Nehmen wir an, daß zur landläufigen, der Sparhandbebauung* von 100 ha 12
Mann nötig seien und daß die Ernte 600 t betrage, also 50 t auf jeden Mann oder 
6 auf den ha.


Nehmen wir weiter an, daß für die Sparlandbebauung** derselben Bodenfläche 
50 Mann nötig seien und daß die Ernte dann 2000 t betrage. Es entfallen dann auf
den Kopf jetzt 40 t statt 50, und auf den ha 20 statt 6 t.


Das Erzeugnis der Sparlandbebauung steigt also nach Hektar gemessen, geht
jedoch nach Arbeit gemessen zurück. Bei Sparhandbebauung lieferten unsere 


ist also auf die große Landfläche von 100 ha, die den 12 Mann diese Handspar-, 
d.h. geringere Arbeit heischende Bebauung gestattet, zurückzuführen. Steht ihnen
die Landfläche zur Sparhandbebauung nicht zur Verfügung, so müssen sie zur 
Sparlandbebauung übergehen und sich dann mit einem geringeren Arbeitserzeugnis
begnügen. Stellt ihnen jemand aber die zur Sparhandbebauung nötige Ackerfläche 
zur Verfügung, so sind sie selbstverständlich bereit, für den Vorteil, der ihnen 
daraus erwächst, zu bezahlen, d.h. der Besitzer dieser Ackerfläche wird eine Rente
erheben können, die dem Unterschied entspricht, der zwischen dem Arbeitserzeug-
nis bei Sparhand- und Sparlandbebauung erfahrungsgemäß zu gunsten ersterer
besteht. In unserem Beispiel also eine Rente im Betrag von 120 t von 100 ha.


Die Landwirtschaft neigt in Bezug auf Arbeitsersparnis nach der weitläufigen 
und in bezug auf Bodenersparnis nach der dichten Bebauung. Aus der Spannung, 
die sich hieraus ergibt, entspringt die Grundrente, und aus dem Grade dieser
Spannung (Erfahrungssache) ergibt sich die Verteilung der Ackererzeugnisse nach
Grundrente und Lohn.


12 Männer je 50, also
und in Sparlandbebauung je 40, also nur 


Der Unterschied von


600 t,
480 t.
120 t.


**) Sparhand = weitläufige Bebauung (extensive Kultur).
**)  Sparland = dichte Bebauung (intensive Kultur).
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Warum die weitläufige Bebauung höhere Arbeitserträge und geringere Boden-
erträge gibt, brauchen wir hier nicht zu erklären; das ist eine landwirtschaftliche
Fachangelegenheit. Uns genügt die Tatsache, daß es sich so in der Landwirtschaft
verhält, daß es in der Natur der Sache begründet liegt. Lägen die Sachen umgekehrt,
etwa so, daß die weitläufige Bebauung 40 t, die dichte aber 50 t eintrüge, so würde
allen Boden, für den die vorhandenen Arbeiter nicht aufzutreiben wären, einfach
brach liegen lassen, weil, wie gesagt, die etwa noch vorhandenen Arbeiter durch
noch gründlichere Bearbeitung des Kulturbodens größere Ernten einbringen würden
als durch Bebauung von Brachland.


Die Bevölkerungslehre, die uns sagt, daß die Volkszahl den Lebensmitteln ent-
spricht, steht mit obigem Satz nicht in Widerspruch. Die Bevölkerung vermehrt sich
entsprechend der Vermehrung der Lebensmittel. Sie läuft der Sparlandbebauung 
nach, nicht voraus.


Durch ein Beispiel wollen wir die rechnerische Verteilung des Ackererzeugnisses
zwischen Lohn und Grundrente noch schärfer beleuchten:
A. 12 Genossen bewirtschaften in dort üblicher Sparhandbebauung 100 ha eigenen 


Bodens und ernten 480 t, also 40 t auf den Mann.
B. 60 Genossen bewirtschaften in Sparlandbebauung ebenfalls 100 ha eigenen 


Bodens gleicher Güte und ernten 900 t, also 15 t auf den Mann.
1. Gegenüber den 12 Genossen haben die 60 auf den Kopf einen Minderertrag 


von 25 t, nämlich 40 – 15 = 25.
2. Dieser Minderertrag ist allein darauf zurückzuführen, daß die Sparhandbe-


bauung, die A betreiben können, nach der Kopfzahl der Arbeiter berechnet, 
mehr Ernte ergibt.


3. Will darum einer der 60 B. mit einem der 12 A. tauschen, so muß er ihn 
für den Unterschied im Arbeitserzeugnis – also 25 t – entschädigen. Wollen 
die 12 Mann tauschen, so erhalten diese 12 auch 12 mal 25 t, zusammen also 
300 t.


4. Diese 300 t, da sie auf die größere je Genosse bearbeitete Landfläche zurück
zuführen sind, sind Grundrente. Jedoch nur ein Teil der wirklichen Grundrente.


5. Würden nämlich von den 60 B. 48 wegziehen, so hätten die übrigbleibenden 
12 B: ebenfalls dasselbe Arbeitserzeugnis der 12 Genossen A. (480). Die 12 B. 
hätten dann auf den Mann 40 statt 15 t, das sind 300 t für die 12 B. oder 
25 t auf den Mann mehr.


6. Den Austritt aus der Genossenschaft dieser 48 B. können die Zurückblei-
benden durch eine Abfindung von 300 : 48 = 6,25 je Kopf und Jahr erlangen.


7. Wollen die Zurückbleibenden 12 B. die ausgetretenen 48 Genossen durch 
andere Genossen ersetzen, so muß jeder von diesen seine Beteiligung mit 
jährlich 6,25 t erkaufen. Wollen sie als Lohnarbeiter mitwirken, so werden 
ihnen die 6,25 t vom Arbeitserzeugnis (15) abgezogen. Dann bleiben als 
Lohn 8,75 t.
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8. Die volle Rente der 100 ha ist also 60 mal 6,25 oder 375 t. Lohn und Rente 
verteilen sich somit wie folgt:
60 mal 6,25 = 375 für Renten-Abzug vom Erzeugnis der Sparland-Arbeit;
60 mal 8,75 = 525 Lohn, der übrigbleibt nach Abzug der Grundrente;
60 mal 0,15 = 900 Erzeugnis der dichten oder Sparlandbebauung
12 mal 8,75 = 105 Lohn – wie oben.


0,00 = 375 Rente – wie oben.
0,00 = 480 Erzeugnis der weiten oder Handsparbebauung.


Die Verteilung des Erzeugnisses durch die Rentner und Arbeiter ermittelt man 
wie folgt:


1. durch Feststellung des Unterschieds im Arbeitserzeugnis bei dichter und 
bei weiter Bebauung (40–15 =25) und durch Vervielfältigung dieses Unter-
schieds mit der Zahl der weitläufig Wirtschaftenden. 12 mal 25 = 300 (Das 
Ergebnis dürfte man passend mit Rentenunterschied bezeichnen.)


2. durch Abziehen der weitläufig Wirtschaftenden (60 – 12 =58) und Teilen des 
Rentenunterschieds (300) durch diese Zahl (300 : 48 = 6,25).


3. diese so gewonnene Zahl mit der Gesamtzahl der dicht Bebauenden verviel-
fältigt, gibt die Rente des Bodens, auf den sich die benutzten Zahlen be-
ziehen. (60 mal 6,25 = 375).


4. zieht man die auf den Kopf der Arbeiter entfallende Rente (6,25) vom 
Arbeitserzeugnis (15) ab, so hat man den Lohn (15 – 6,25 = 8,75).


Unter weitläufiger oder Handspar-Wirtschaft verstehen wir diejenige Bodenbebau-
ung, bei der sämtliche sich anbietenden Arbeitskräfte herangezogen werden müssen,
um die ganze verfügbare Bodenfläche zu bewirtschaften, ganz einerlei, welches Ge-
präge diese Wirtschaft sonst haben mag – Jagd, Viehzucht, Dreifelderwirtschaft, Heide-
land, oder auch die heute gebräuchliche, vergleichsweise hoch entwickelte Landwirtschaft.


Unter Landspar-Wirtschaft (dichter Bebauung) verstehen wir diejenige Boden-
bebauung, bei der, wenn sie größeren Umfang annimmt, sich ein allgemeiner
Arbeitermangel einstellen muß.


Handspar- und Landspar-Wirtschaft sind also bedingt aufzufassen. Der Hirt ist
dem Jäger gegenüber der Landsparwirtschaftende. Hirtenvölker werden darum auch
regelmäßig Rente für die Überlassung des Bodens (Jagdgebiet) anbieten müssen 
und auch anbieten können.


Die Sparhandbebauung gibt das höchste Arbeitsprodukt (Lohn und Rente), 
die Sparlandbebauung das höchste Ackerprodukt. Der Grundeigentümer möchte 
beides vereinigen und sucht natürlich Sparlandbebauung zu betreiben. Das kann 
er aber nicht, ohne den Sparhandwirtschaftenden die Arbeiter zu nehmen 
und dadurch Land brach zu legen. (Freiland 3.) Daß die Eigentümer ihren Boden 
aber wieder nicht ohne weiteres brach liegen lassen wollen und darum die 
Arbeiter durch Lohnaufbesserung an ihren Boden zu fesseln suchen werden, ist 
auch wieder selbstverständlich; auch daß sie mit der Lohnaufbesserung bis hart 
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an die Grenze der Einträglichkeit (Auflösung der Rente in Lohnerhöhungen) gehen
werde, ist klar. Ein Grundbesitzer wird für den ha Land als Pacht immer noch lieber 
1 Mark nehmen als gar nichts.


Freiland 3 wirkt somit als Lohn- und Renten-Ausgleicher. Freiland 3 schließt 
jede Willkür bei der Bemessung des Lohnes aus. Der Grundbesitzer zahlt nicht so 
viel, wie ihm behagt, und der Arbeiter fordert nicht soviel er Lust hat, sondern 
beide "nehmen nie mehr, als sie bekommen können".


9. Einfluß von Betriebsverbesserungen auf Rente und Lohn.


Fachliche Verbesserungen erhöhen das Arbeitserzeugnis. Unter der Bedingung,
daß die Verbesserungen gleichmäßig das Arbeitserzeugnis wie bei der Sparland-, so
auch bei der Sparhandbebauung erhöhen, steigen Lohn und Rente auch gleichmäßig. 


Wir wollen das hier nachrechnen:
A. 12 Genossen ernten auf 10 ha 480 t, je Mann 40 t.
B. 60 Genossen ernten auf 100 ha 900 t, je Mann 15 t. Nach den Berechnungen 


S. 26/27 beträgt die Rente der 100 ha 375 t und der Lohn 8,75 t.


Durch eine Betriebsverbesserung wird das Arbeitserzeugnis gleichmäßig um 1/4
gehoben, bei A. von 480 auf 600 t oder von 40 auf 50 je Kopf, und bei B. von 
900 auf 1125 t, je Kopf von 15 auf 18.75 t.


Nach Anweisung S. 26/27 gelangen wir zu folgendem Ergebnis:
Rente: 50 – 18,75 = 31,25 mal 12 = 375 : 48 = 7,81 mal 60 = 468,60.
Lohn: 18,75 – 7,81 = 19,94.


A. 12 mal 10,94 = 131,34 Lohn B. 60 mal 10,94 = 1656,40 Lohn
468,66 Rente 1468,60 Rente
600,00 Produkt 1125,00 Produkt.


Demnach ist die Rente von 375 auf 468,50 = 25 % gestiegen, und ebenso hat 
sich der Lohn von 9,75 auf 10,94 = 25 % erhöht.


Das Verteilungsverhältnis ist also unbeeinflußt geblieben. Der Rentner zieht aus
der Betriebsverbesserung in diesem angenommen Fall denselben Vorteil wie der Arbeiter.


Jedoch kommen die Betriebsverbesserungen nur selten beiden Bebauungsarten,
Sparhand und Sparland, zustatten, und noch seltener kommen sie beiden Be-
bauungsarten gleichmäßig zustatten. Was macht der Sparlandbauer z. B. mit einem
10 scharigen Motorpflug oder mit einem Säe-Pflugzeug? Eine solche Maschine läßt
sich nur bei großen Flächen verwenden. Für die Sparlandbebauung ist sie voll-
kommen nutzlos, so etwa wie der Löwe für die Mäusejagd nutzlos ist.


Für Freiland 3 kommt der Motorpflug nicht in Frage, um so mehr aber für 
Freiland 1 und 2, in den weiten Ebenen Amerikas. Dort wendet ein einziger
Motorpflug* die Äcker von 50 und mehr Bauern, und war wendet er sie 


*) Der Motorpflug ist zuweilen Eigentum der Bauerngenossenschaft, in der Regel aber eines
Unternehmers, des Hufschmieds, der auch die Instandsetzungen vornimmt.
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gut und billig. Natürlich vergrößert sich das Arbeitserzeugnis dieser Freiländer dadurch
außerordentlich. Vom Arbeitserzeugnis aber hängt der Arbeitsertrag ab, und dieser Ar-
beitsertrag des Freiländers bestimmt den Lohn der Arbeiter auf dem Rentenland überall.


Wenn nun alle Umstände, die bei der Umwandlung des Arbeitserzeugnisses in Ar-
beitsertrag mitspielen, unverändert bleiben, so müßte der Lohn allgemein im demsel-
ben Verhältnis steigen, wie durch den Motorpflug das Arbeitserzeugnis gestiegen ist.
Jedoch bleiben diese Umstände nicht unverändert, und hier zeigt es sich wieder, wie nötig
unsere zu Anfang gemachte Unterscheidung zwischen Arbeitserzeugnis und Arbeitser-
trag war. Denn der Arbeitsertrag, nicht das Arbeitserzeugnis bestimmt die Löhne allgemein.


Wenn der Arbeitsertrag des Freiländers nun wächst, so steigt ohne weiteres auch
der Arbeitsertrag der Industriearbeiter. Wenn das nicht wäre, so würden die Indu-
striearbeiter zur Landwirtschaft, zum Freiland 1, 2 und 3 zurückfluten. Dieses Steigen
der Industriearbeitslöhne geschieht durch eine Verschiebung im Tauschverhältnis 
zwischen den Erzeugnissen des Freiländers und denen der Industrie. Statt 10 Sack
Weizen muß der Freiländer 12 Sack hergeben für einen Phonographen, eine Flinte,
eine Hausapotheke. So verliert der Freiländer bei der Umwandlung des Arbeitser-
zeugnisses in Arbeitsertrag einen Teil des Mehrproduktes an den Industriearbeiter.
Der Motorpflug treibt also den Lohn auf der ganzen Linie aufwärts.


Jedoch ist das, was die Lohnarbeiter durch den Motorpflug gewinnen, größer als
das, was der Motorpflug an Erzeugnissen mehr schafft. Der Motorpflug mag 100
Millionen Tonnen mehr schaffen, aber auf alle Arbeiter verteilt, wäre das eine sehr
geringe Summe, die in gar keinem Verhältnis steht zur Arbeitsertragssteigerung der
Freiländer. Und das verhält sich so:


Erhöht sich der Arbeitsertrag der Freiländer 1 und 2, so steigt auch der Lohn der
Arbeiter auf europäischem Rentenboden, und zwar ohne daß das Arbeitserzeugnis
wächst (weil ja hier der Motorpflug sich nicht, oder nur in sehr beschränkterem Maße
anwenden läßt.) Die Lohnsteigerung geschieht hier also auf Kosten der Grundrente.
Die Mittel für die Lohnerhöhung kommen also nur zum kleinsten Teil aus dem Mehr-
erzeugnis der Freiländer. Suchen wir dies ebenfalls rechnungsmäßig zu erfassen.


Das Arbeitserzeugnis des Freiländers 1 und 2 wächst infolge Erfindung leistungs-
fähiger Maschinen, und zwar nach Abzug der Zinsen und Unterhaltungskosten dieser
Maschinen, um 20 %. Der Arbeitsertrag wächst nur um 10 %, weil, wie wir gezeigt
haben, der Industriearbeiter für seine Erzeugnisse mehr fordert und auch mehr 
fordern kann. Das Tauschverhältnis der gewerblichen zu den landwirtschaftlichen
Erzeugnissen verschiebt sich um 10 % zugunsten der ersteren. Bleiben also von 
den 20 nur 10 % übrig, die sich auf den allgemeinen Arbeitslohn übertragen.


So müssen unsere Grundherren in die Grundrente greifen, um die erhöhten
Forderungen der Arbeiter zu befriedigen, da das Erzeugnis ihres Ackers nicht 
gestiegen ist. Betrug also die Rente von 100 ha 375 t, die Zahl der Arbeiter 12, 
der Lohn 8,75, so werden die Lohnausgaben jetzt 8,75 + 10 % = 9,62 mal 
12 = 115,44, statt 12 mal 8.75 = 105 t betragen. Von der Rente gehen 10,44 t 
ab, sie beträgt jetzt 364,55 t. Doch beschränkt sich der Verlust des Grundherrn 
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nicht auf den in t ausgedrückten Rückgang seiner Rente. Mit der Rente in Gestalt 
von Tonnen landwirtschaftlicher Erzeugnisse ist ihm ebensowenig gedient, wie dem
Freiländer mit dem Arbeitserzeugnis. Beim Tausch aber der 364,56 t gegen gewerb-
liche Erzeugnisse verliert er infolge der beschriebenen Verschiebung im Tauschver-
hältnis wieder 10 %, so daß die Rente jetzt 364,56 – 10 % = 328,10 beträgt. In
Prozent ausgedrückt beträgt der Gesamtverlust 121/2 %. Je kleiner die Rente im
Verhältnis zu den Lohnausgaben ist, um so fühlbarer wird die Lohnsteigerung für 
den Rentner sein. Da es aber wieder nicht angeht, daß dem Grundherren aus der
Anstellung von Arbeitern ein Verlust erwächst, daß also der weitläufig wirtschaf-
tende Grundherr mehr Rente aus dem Boden schlägt als der gedrängt wirt-
schaftende Grundherr, so vollzieht sich eine rückwärtige Bewegung von der dichten
zur weitläufigen Bebauung. Es werden Arbeiter frei, die auf den Lohn drücken und
ihn unter seine regelrechte Höhe (d. i. der um 10 % gehobene Arbeitsertrag des
Freiländers 1 und 2) herabsetzen. Dann wächst die Auswanderung, bis das Gleich-
gewicht der Löhne hier und des Arbeitsertrages dort wieder hergestellt ist.


Nun haben wir noch die Teilung des Produkts in Lohn und Rente für den Fall 
zu berechnen, daß die Betriebsverbesserung der Sparhandbebauung zugute kommt,
der Sparlandbebauung jedoch nicht.


Das Arbeitserzeugnis der 12 Genossen A. steigt von 480 auf 600 t, das der 60
Genossen B. bleibt auf 900 stehen. Auf den einzelnen Mann berechnet entfallen 
auf die Genossen A. jetzt 50 t und auf die Genossen B. immer noch 15 t. Der Unter-
schied steigt von 25 auf 35 t.


Nach unserer Anweisung S. 26/27 berechnet, beträgt nun die Rente 525 statt 
375 und der Lohn 6,25 statt 8,75.


35 mal 12 = 420 : 48 = 8,75 mal 60 = 525 t, das ist die Rente.
15 – 8,75 = 6,25, das ist der Lohn.
12 mal 6,25 = 075 Lohnausgaben 60 mal 6,35 = 375 Lohn


525 Rente 525 Rente
600 Produkt 900 Produkt


Wir erkennen aus diesen Beispielen, daß der Einfluß von Betriebsverbesserungen
sich sehr ungleich bei der Verteilung der Bodenerzeugnisse fühlbar macht, daß es
sehr darauf ankommt, wem die Neuerungen in erster Linie dienen, ob dem Freiland 
1 und 2 oder dem Freiland 3, oder gar der Sparhandbebauung.


Wir erkennen aber auch, daß die Arbeiter in früherer Zeit nicht immer fehlgingen,
als sie die Einführung der Maschinen als Nachteil für sich empfanden und ihre Zer-
störung forderten. Es kann ja vorkommen, wie das in dem zuletzt berechneten Falle
geschieht, daß die Rente bei Betriebsverbesserungen nicht nur das Mehr an Erzeug-
nissen für sich beansprucht, sondern noch darüber hinaus den Lohn herabsetzt. So
stieg in dem zuletzt angenommenen Fall das Erzeugnis der Sparhandbebauung von 480
auf 600 t = 25 %, die Rente aber stieg von 375 auf 525 t = 40 %. Und trotz des ver-
mehrten Arbeitserzeugnisses (50 statt 40) ging der Lohn herunter von 8,75 auf 6,25 t.
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10. Einfluß wissenschaftlicher Entdeckungen 
auf Rente und Lohn.


Mehr noch als den Maschinen ist es wissenschaftlichen Entdeckungen zu ver-
danken, daß die deutschen Äcker in den letzten Jahrzehnten ihren Ertrag verdrei-
facht haben. Ich erwähne hier nur kurz die Entdeckung der Dungkraft der Kalisalze
und der Thomasschlacke, die Stickstoff sammelnden Pflanzen, die künstliche Her-
stellung von Stickstoffdünger (Kalkstickstoff), die Bekämpfung der Pflanzen- und
Tierseuchen usw. *


Diese Entdeckungen haben jedoch nicht gleichmäßig den Boden befruchtet.
Weitaus den größten Vorteil aus diesen Entdeckungen haben die bisher als vollkom-
men unfruchtbar geltenden Heide, Moor- und Sandböden gezogen. Hier kann man
nicht nur von einer Verdreifachung des Ertrages reden, sondern von einer Schöpfung
neuen Bodens, da der Sand und die Heide ja bis dahin überhaupt nicht bebaut 
werden konnten. Ein kleiner Teil dieser Ödländereien gab durch Abbrennen des
Heidekrauts alle 15 Jahre eine dürftige Ernte. Jetzt geben diese Ländereien regel-
mäßig alle Jahre reiche Ernten. Die an sich, von Natur aus fruchtbaren Äcker können
selbstverständlich ihre ohnehin schon reichen Erträge nicht noch einmal 
verdreifachen. Sie liefern selbst die zur ewigen Verjüngung nötigen Düngestoffe,
wenn, wie das die Regel ist, Ackerbau und Viehzucht Hand in Hand gehen. Darum
spielen hier die künstlichen Düngestoffe eine bedeutend geringere Rolle als auf 
den von Natur aus unfruchtbaren Heiden. Noch weniger Einfluß haben die künst-
lichen Düngestoffe auf die Erträge des Freilands 1 und 2. Diese jungfräulichen 
Äcker brauchen in der Regel überhaupt noch keine Düngung; außerdem sind die
künstlichen Düngstoffe nur mit hohen Frachtkosten dorthin zu schaffen.


So wirken also die wissenschaftlichen Entdeckungen, je nach dem Boden, auf 
dem sie Anwendung finden, verschieden auf Lohn und Rente, und es ist darum 
genau wie bei den Maschinen unmöglich, allgemein von ihnen zu sagen, daß sie 
den Lohn oder die Rente heben oder senken. Um im Einzelfall klar zu sehen, ist 
eine umfassende, mit Vor- und Umsicht geführte Untersuchung aller Dinge nötig, 
die hier eingreifen. Hat man sie alle in die Rechnung eingestellt, so kann man 
nach unserer Anweisung S. 26/27 verfahren. Hat man nichts vergessen, alles 
richtig eingeschätzt, so kommt man zu sicheren Ergebnissen. Darum können wir 
auch darauf verzichten, die Sache hier, ähnlich wie im vorigen Abschnitt, 
durch Rechenbeispiele zu erklären.


11. Gesetzliche Eingriffe in Lohn und Rente.


Der Einfluß der Gesetzgebung auf die Verteilung des Arbeitserzeugnisses 
unter die Rentner und Arbeiter ist mannigfach und weitreichend. Oft hört man 
sogar sagen, daß die Politik der Hauptsache nach in nichts anderem bestehe, 
als in Angriffen auf Lohn und Rente, und in deren Abwehrmaßregeln. In der 


*) Der Physiker Lodge erzielte durch Elektrisierung der Felder um 30 – 40 % höhere Ernteerträge.
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Regel geht man hier gefühlsmäßig vor. Man durchschaut die Zusammenhänge nicht
völlig, oder wenn man sie durchschaut, so gebietet die Klugheit, sie nicht aufzu-
decken. Um den wissenschaftlichen Nachweis, daß die Mittel, die man mit Eifer und
Leidenschaft verteidigt, auch das gesteckte Ziel treffen werden, müht man sich 
nicht viel ab. Politik und Wissenschaft passen nicht zu einander; oft besteht das 
Ziel der Politik gerade darin, den Durchbruch einer wissenschaftlichen Erkenntnis zu
verhindern oder wenigstens zu verzögern. Was hat man nicht alles von den Zöllen
behauptet?! Sie schützen und fördern die Landwirtschaft, sagen diejenigen, die den
unmittelbaren Vorteil in die Tasche stecken; Brotwucher und Raub heißen sie bei
denen, die den Zoll an der Kleinheit der Brote wahrnehmen. Den Zoll bezahlen die
Ausländer, sagen die einen, und ihnen antworten die anderen, es sei nicht wahr, der
Zoll würde vielmehr auf die Verbraucher abgewälzt. So streitet man über einen 
rein menschlichen Vorgang, der sich vor unseren Augen abspielt, seit fünfzig Jahren,
und noch sind sie alle so klug wie zuvor. Es wird sich darum wohl lohnen, den Ein-
fluß der Gesetzgebung auf die Verteilung der Waren rechnungsmäßig darzulegen.


Wenn ein Kaufmann eine Ladung Tabak bestellt und weiß, daß er an der Grenze
100 Mark Zoll für den Ballen zu zahlen haben wird, so wird jedermann zugeben, daß
der Kaufmann überzeugt sein muß, den Zoll, mit Zins und Gewinn belastet, auf 
den Preis des Tabaks schlagen zu können. Der Zoll ist ein wesentlicher Bestandteil
des Kapitals für den Kaufmann, der die Zollrechnung bei der Bestandsaufnahme ins
Haben bucht, genau wie die Kisten, Säcke und Ballen:


100 Tonnen Java-Tabak 200 000 M.
Fracht und Zoll 050 000 M.


250 000 M.
10 % erwarteter Gewinn 025 000 M.


Kapital 275 000 M.


So machts der Kaufmann mit den Zöllen. Warum könnte es nun unser Grund-
besitzer nicht auch mit dem Gelde so machen, das der Staat von ihm als Grundsteuer
erhebt? Daß dies so geschehe, wird ja auch vielfach behauptet. Grundbesitzer selbst
sind es, die sagen, sie würden jede Steuer einfach, mit Zins und Gewinn belastet, auf
die Pächter und Mieter abwälzen, und letzten Endes fände die Grundsteuer im kargen
Lohn des Arbeiters ihre letzte Ruhestatt. Wenn das aber der Fall ist, so folgern diese
Grundbesitzer, so ist es doch viel besser, die Grundsteuer in eine Kopfsteuer, in 
eine Lohnsteuer oder Einkommensteuer zu verwandeln. Die Arbeiter sparen dann
wenigstens den Gewinn und Zins, den der Grundherr auf die Steuern schlägt!


Um nun diesen Fall näher untersuchen zu können, ist es unerläßlich, eine 
Frage zu beantworten, die Ernst Frankfurth in seiner lichtvollen kleinen Schrift 
"Das arbeitslose Einkommen" * gestellt hat: Was geschieht mit dem Ertrag der 
Grundsteuer? Es kann doch für das weitere Geschick der Grundsteuer nicht 
einerlei sein, ob der Staat die Steuereingänge dazu verwendet, um dem Grund-
herrn neue Straßen durch seine Ländereien zu bauen, um das Schulgeld


*) Physiokratischer Verlag, Berlin-Lichterfelde.
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für die Kinder seiner Pächter zu ermäßigen, oder etwa um Einfuhrpämien für auslän-
disches Getreide zu bezahlen. Solange wir das nicht wissen, können wir auch die Frage
nicht beantworten, wer die Grundsteuer letzten Endes bezahlt. So sagt Ernst Frankfurth.


Es gibt Grundbesitzer, die nicht warten, daß der Staat sie besteuert, um ihnen
mit dem Geld eine Straße zu bauen, die für die Bewirtschaftung ihrer Ländereien
nötig geworden ist. Sie bauen sie selber. Die Kosten bilden eine Kapitalanlage, ähn-
lich wie das Ausroden, die Entwässerung usw. Der Grundbesitzer erwartet von der
Straße Vorteile, die den Zins des dazu aufzuwendenden Geldes aufwiegen. Wenn
trotzdem in der Regel der Staat die Straßen baut und die Grundbesitzer dafür be-
steuert, so liegt das einfach daran, daß zum Bau von Straßen, die der Regel nach 
das Gebiet mehrerer Grundbesitzer mit entgegengesetzten Belängen durchschneiden
müssen, Enteignungsrechte nötig sind, die nur dem Staate zustehen. Aber auch wenn
der Staat die Straße baut, ist die hierfür erhobene Grundsteuer eine Kapitalanlage,
deren Zins der Grundherr in voller Höhe wieder einzuholen hofft. Und diese Eigen-
schaft haben die Steuern fast allgemein. Wenn der Staat eine Grundsteuer erhebt, um
die Grenze gegen den Einfall der Wilden zu schützen, so spart der Grundherr den Be-
trag dieser Steuer an der Versicherung gegen den Einfall der Kosaken und Amerikaner.


Wenn also der Staat die Erträge der Grundsteuer zugunsten der Grundherren 
verwendet, so sind diese Steuern einfach als Kapitalanlage zu betrachten. Sie be-
deuten die Entlohnung des Staates für Dienste, die er geleistet hat. Der Grundherr
kann diese Steuern dort buchen, wo er den Lohn seiner Arbeiter bucht. Verpachtet 
er den Boden, so schlägt er die Steuer auf den Pachtzins, in voller Höhe, wenn der
Staat billig und gut arbeitet, mit Gewinn sogar, wenn der Staat bei seiner Arbeit 
den Witz eines tüchtigen Bauunternehmers entwickelt hat.


Wie verhalten sich aber die Dinge, wenn der Staat den Grundherrn besteuert, 
um mit dem Ertrag den Pächter oder die Arbeiter etwa vom Schulgeld zu befreien?
Kann der Grundherr dann auch noch die Grundsteuer als einträgliche Auslagen
betrachten? Nehmen wir an, es wäre nicht so, der Grundherr könne vielmehr weder
dem Pächter den Pachtzins um den Betrag des von diesem gesparten Schulgeldes
erhöhen, noch könne er den Lohn der Arbeiter herabsetzen. Pächter und Lohn-
arbeiter hätten also einen um den Betrag des beseitigten Schulgeldes erhöhten
Arbeitsertrag. Warum soll aber der Grundherr den Arbeitsertrag der Pächter und
Arbeiter erhöhen? Etwa weil er selbst besteuert wird? Dazu läge aber kein Grund 
vor, da der Arbeitsertrag des Pächters und Lohnarbeiters ja vom Arbeitsertrag auf
Freiland 1, 2 und 3 bestimmt wird. Käme die Verwendung der Grundsteuererträg-
nisse auch den Freiländern 3 zustatten, etwa ebenfalls in Form einer Schulgeld-
ermäßigung, dann allerdings wäre das Gleichgewicht zwischen dem Arbeitsertrage 
des Lohnarbeiters und Pächters und dem der Freiländer ungestört, und dem Grund-
herrn wäre es unmöglich, die Grundsteuer auf Pacht und Lohn abzuwälzen. Im an-
deren Falle aber sagt er dem Pächter: "Zu den sonstigen Vorteilen, die mein Acker 
dir bietet, kommt auch die freie Schule für deine Kinder. Fetter Lehmboden, ge-
sundes Klima, schöne Aussicht auf den See, die Nähe des Marktes, freie Schulen –
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alles zusammengerechnet – du hast mir 100 M. Pacht für den Hektar zu zahlen." 
Und dem Lohnarbeiter sagt der Grundherr: "Du kannst ja wegziehen, wenn du 
mit dem Lohnabzug nicht einverstanden bist. Rechne nach, ob du mit dem Lohn, 
den ich dir zahle, bei der freien Schule für deine Kinder und den sonstigen sozia-
len Einrichtungen du dich nicht ebenso gut stehst, wie wenn du Freiland 1, 2 und 
3 bebaust. Rechne nach, ehe du wegziehst!"


Man sieht, daß die Grundsteuer in voller Höhe abgewälzt wird, sobald ihr Er-
trag nicht auch dem Freiländer, namentlich dem Freiländer 3 zugute kommt. Wird 
der Ertrag der Grundsteuer dagegen in irgend einer Form der Sparlandbebauung 
zugeführt, so überträgt sich die Erhöhung des Arbeitsertrages der Freiländer 3 auf
den Lohn der in der Sparhandbebauung beschäftigten Arbeiter, und die Grundsteuer
ist in diesem Falle nicht nur nicht abwälzbar, sondern sie belastet sogar die
Grundrente zweifach, einmal um den vollen Betrag der Steuer, das andere Mal in
Gestalt der erhöhten Forderungen der Arbeiter.


Diese merkwürdige Erscheinung wollen wir auch rechnungsmäßig zu belegen
suchen: Grundrentner A. hat von seiner Rente von 525 t die Hälfte an Steuern zu 
entrichten. Der Ertrag der Grundsteuern wird den Freiländern 3, also der Sparland-
bebauung, in irgend einer Form zugeführt. Das Produkt der Freiländer 3 steigt von
900 t auf etwa 1200 t.


Wir wenden hier unsere Lohn- und Rentenberechnungsweise an und erhalten 
folgende Rechnung:


Bisher:
Sparhandbebauung A. 100 ha, 12 Arbeiter 480 t, je Mann 40 t.
Sparlandbebauung B. 100 ha, 60 Arbeiter 900 t, je Mann 15 t,
laut Rechnung s. 26/27 ist die Rente 375 t, der Lohn 8,75 t.


Jetzt:
Sparhandbebauung A. 100 ha, 12 Arbeiter 480 t, je Mann 40 t.
Sparlandbebauung B. 100 ha, 60 Arbeiter 1200 t, je Mann 20 t,


Unterschied 20 t.


Ausrechnung:
20 mal 12 = 240 : 48 = 5 mal 60 = 300 t Rente (bisher 375), 20 – 5 = 15 t Lohn


(bisher 8.75).
A. 12 mal 15 t Lohn = 180 B. 60 mal 15 = 0900 Lohn


Rente 300 0300 Rente
Produkt 480 Produkt 1200


Durch die Art der Steuerverwendung geht also die Rente von 375 auf 300 zu-
rück, wovon dann der Betrag der Steuer 50 % von 375 = 187,50 abzuziehen wäre, 
so daß von der ursprünglichen Rente von 375 nur mehr 112,50 t übrigbleiben. 
Der Steuersatz von 50 % verwandelt sich also durch die lohntreibende Verwendung
des Steuerertrages in einen Rentenrückgang von 70 %.


375 – 112,50 = 262,50 : 375 = 70 %.
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Man sieht also, wie sehr Frankfurth recht hatte, als er fragte, was mit dem Ertrag 
der Grundsteuer gemacht wird, und wie unvernünftig es ist, an die Beantwortung der
Frage, ob die Grundsteuer abwälzbar sei oder nicht, heranzutreten, ohne die dazu 
nötigen Vorarbeiten vollendet zu haben. Auch mag man jetzt schon ahnen, wie oft 
die von den Sozialpolitikern empfohlenen Mittel ihr Ziel verfehlen, wie oft sie auch 
das Gegenteil von dem Erstrebten bewirken mögen. Man sieht aber auch, welche 
Macht der Staat bei der Verteilung der Arbeitserzeugnisse ausüben kann.


Nur um uns etwas Übung in der Beurteilung sozialpolitischer Vorschläge zu ver-
schaffen, wollen wir auch noch den Fall untersuchen, daß der Staat zur Abwechslung
statt der Kornzölle eine Korneinfuhrprämie einführt und daß er sich die dazu nötigen
Mittel durch eine Grundrentensteuer verschafft. Der Staat nimmt also den Grundbe-
sitzern einen Teil ihres Getreides und gibt es denen, die Getreide einführen, mittelbar
oder unmittelbar, also den Freiländern 1 und 2, aber nicht den Freiländern 3.


Wir gehen von den Verhältnissen aus, die wir S. 26/27 unserer Rechnung zugrunde
legten. Dem in Deutschland geltenden Lohnsatz von 8,75 t entspricht der Ertrag der
Arbeit auf Freiland 1 und 2. Das heißt, das Arbeitserzeugnis des Freiländers, das 30 t
betragen mag, schrumpft durch Frachtkosten und Zölle auf 15 t zusammen und geht 
bei der Umwandlung des Erlöses dieser 15 t in die Gegenstände des Arbeitsertrages
(Gebrauchsgüter des Freiländers) durch die Frachtkosten, die diese Rückfracht belasten,
weiter zurück, so daß zuletzt bei der Ankunft im Hause des Freiländers auch nur 8,75 t
als Arbeitsertrag übrigbleiben.


Nun sollen in Deutschland die Kornzölle in Korneinfuhrprämien umgewandelt werden,
nach dem Grundsatz: waren die Kornzölle den Rentnern recht, so sind jetzt den Arbeitern
die Einfuhrprämien billig. Infolgedessen braucht der Freiländer nicht nur keinen Zoll mehr
zu bezahlen, sondern er erhält noch aus den Renten der deutschen Grundbesitzer für je
10t, die er ins Reich einführt, noch etwa 3t als Prämie ausgeliefert. So daß er jetzt 18 statt
15t zum Verkauf bringt, und sein Arbeitsertrag mag jetzt betragen 8,75 mal 18:15=10,50.


Erhöht sich der Arbeitsertrag der Freiländer, so steigt auch der Lohn der deutschen
Arbeiter. Das Ergebnis ist dasselbe wie im vorangehenden Fall; der Grundherr muß
Steuern zahlen, deren Ertrag dem Lohn zukommt, so daß die Steuer nicht nur nicht
abwälzbar ist, sondern über die eigne Größe hinaus auf die Grundrente drückt. Das ge-
störte Gleichgewicht ist mit diesem Rentenrückgang noch nicht wieder hergestellt. Die
Erhöhung der Löhne im Landbau auf Freiland 1, 2 und 3 bewirkt, daß Industriearbeiter
zur Landwirtschaft zurückkehren, daß mehr landwirtschaftliche, weniger gewerbliche
Erzeugnisse auf den Markt geworfen werden, daß das Tauschverhältnis sich zugunsten
der Industrieerzeugnisse und sonstigen Leistungen verschiebt, und daß der Rentner nun
noch für sein schon stark geschwächtes Rentenprodukt (Weizen) noch außerdem einen
geringeren Rentenertrag (alles, was der Rentner zum Leben braucht) eintauscht.


Selbstverständlich wirkt diese Verschiebung im Tauschverhältnis der landwirtschaft-
lichen und gewerblichen Erzeugnisse auch zurück auf den erhöhten Arbeitsertrag der
Freiländer 1, 2 und 3, sowie auf den Lohn der Landarbeiter, bis auch dort das Gleich-
gewicht im Arbeitsertrag aller gefunden ist.
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12. Zölle, Lohn und Rente.


Mancher wird nun geneigt sein, ohne weiteres anzunehmen, daß, da der Ein-
fuhrzoll das Gegenteil der Einfuhrprämie ist, mit den Zöllen die Dinge einfach um-
gekehrt verlaufen müssen. Der Zoll müsse also die Grundrenten in doppelter Weise
heben, einmal unmittelbar durch die dem Zoll entsprechende besondere Preiser-
höhung der Landerzeugnisse, das andere Mal durch den Druck auf den Lohn, der von
dem um die Zollasten verminderten Arbeitsertrag der Freiländer 1 und 2 ausgeht.


Untersuchen wir, ob das stimmt.
Zunächst sei hier bemerkt, daß der Schutzzoll sich grundsätzlich von anderen


Zöllen und Steuern dadurch unterscheidet, daß der Einfluß dieses Zolles den Grund-
besitzer viel stärker berührt als den Staat, der ihn erhebt. Auf 100 Millionen, die 
der Staat von der Getreideeinfuhr erheben mag, kommen 1000 Millionen*, die die
Grundbesitzer durch erhöhte Brotpreise von den Brotverbrauchern erheben. Darum
nennt man das Ding auch Schutzzoll, denn es soll die Renten der Grundbesitzer
schützen und mehren, den Pfandbriefen und Hypotheken neue Sicherheiten gewäh-
ren. Wenn es sich nur um staatsschatzliche Zölle handelt, so wird, wie es z.B. 
beim Tabak geschieht, nicht nur die eingeführte Ware, sondern auch die im eige-
nen Lande gewachsene Ware versteuert. Wer z. B. in Deutschland mehr als eine
Tabakpflanze im Garten hat, muß dies der Steuerbehörde melden, und in Spanien 
ist oder war mit Rücksicht auf die Staatseinnahmen der Tabakbau geradezu ver-
boten. Ist aber der Zoll beim Getreide für die Staatskasse so nebensächlich, so ist 
für das, was wir zeigen wollen, auch die Frankfurthsche Frage nach der Verwen-
dung der Zollerträge in diesem Falle nur von untergeordneter Bedeutung. Die ge-
zahlten Kornzölle wollen wir darum ganz außer Betracht lassen und unsere Auf-
merksamkeit den unter den Schutz der Zölle gestellten Grundrenten zuwenden.


Bei der Teilung der Produkte zwischen Grundrentnern und Arbeitern geht es nicht
willkürlich zu, sondern nach den in den Dingen liegenden Gesetzen. Künstliche
Eingriffe in diese Verteilung müssen unter Benutzung dieser Gesetze, nicht aber
gegen sie erfolgen, da sie sonst scheitern müssen. Jedoch, wenn auch der Versuch
scheitert, so dauert es doch gewöhnlich eine geraume Zeit, bis das gestörte
Gleichgewicht der Kräfte wieder hergestellt ist, und in der Zwischenzeit mag es oft
zugehen wie bei einem Pendel, das durch einen Stoß aus der Ruhelage gebracht 
wird. Der Teilungspunkt im Arbeitserzeugnis pendelt dann zwischen Rente und Lohn,
bis er seine alte Stellung wieder einnimmt.


Wenn nun der Gedanke des Schutzzolles den wirtschaftlichen Gesetzen, die die
Verteilung des Produktes zwischen Lohn und Rente beherrschen, widersprechen soll-
te, so müßte er Zoll auch an seinem Ziel vorbeischießen und das, was man mit 
ihm beabsichtigt, die Hebung der Rente auf Kosten der Löhne, dürfte allenfalls 
nur vorübergehend eintreten, nämlich bis das durch gesetzlichen Eingriff gestörte
Gleichgewicht der Kräfte sich von selbst wiederherstellt.


*) Der genaue Betrag in jedem Lande ergibt sich aus dem Verhältnis der Einfuhr zur inländischen
Erzeugung.
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Wir wollen diesen Dingen nur so weit nachspüren, wie nötig, um ein ganz allge-
meines Bild von den wirtschaftlichen Vorgängen zu gewinnen, die durch den Zoll ent-
stehen. Wenn wir uns für die in der Privatwirtschaft und sonstwie eintretenden Einzel-
fälle ein nutzbares Urteil bilden wollten, z. B. über die Frage, um wieviel ein Zollsatz
von 20 Mark den Verkaufspreis eines bestimmten Rittergutes hinauftreiben würde, so
müßten wir diese Untersuchung weit über den Rahmen dieser Schrift ausdehnen.


Was uns am Zoll zunächst angeht, ist sein Einfluß auf den Arbeitsertrag der
Freiländer, und zwar der Freiländer 1 und 2, von dem der Lohn auf den zollgeschützen
Böden abhängig ist. Vom Arbeitsertrag der Freiländer 3, dessen Arbeitserzeugnis
durch den Zoll ebenfalls "geschützt" wird, reden wir nachher.


Der Freiländer 1 und 2 betrachtet mit Recht den Zoll als ein Last, wie jede andere
Last, die den Austausch seines Arbeitserzeugnisses gegen die Gegenstände seines
Arbeitsertrages verteuert. Ob diese Verteuerung von erhöhten Frachtsätzen, von
erhöhten Sackpreisen, von Seeräuberei oder Unterschleifen oder von Zöllen herrührt,
ist für ihn so weit ganz einerlei. Das, was der Verbraucher für sein Arbeitserzeugnis
(Weizen) bezahlt, das betrachtet der Freiländer als seinen Arbeitserlös, und diesen
Erlös schmälern Zoll und Fracht. Sein Arbeitsertrag ist entsprechend kleiner. Büßte 
er bisher von seinem Arbeitserlös etwa 30 % an Frachtausgaben ein, so mag dieser
Satz durch den Zoll auf 50 bis 60 % steigen.


Die Fracht von den argentinischen Seehäfen nach Hamburg dreht sich gewöhn-
lich um 15 Mark für die Tonne von 1000 Kilo. Hierzu kommt die Bahnfracht von 
der Erzeugungsstätte bis zum Hafen, die das Mehrfache beträgt, im ganzen etwa 50
Mark. Der deutsche Einfuhrzoll beträgt 55 Mark für 1000 Kilo. Zusammen also 
105 Mark bei einem Preise von etwa 240 Mark.


Unmittelbar infolge der Zölle sinkt also der Arbeitsertrag der Freiländer 1 und 
2, und da von diesem Arbeitsertrag der Lohn der Arbeiter auf dem zollgeschützten
Boden abhängig ist, so geht auch hier der Lohn zurück, wenn auch zunächst 
vielleicht nur mittelbar durch höhere Lebensmittelpreise bei gleichen Geldlöhnen. 
Der Zoll gestattet also dem Grundbesitzer, höhere Preise für die Erzeugnisse zu 
fordern, ohne daß er das Mehr seiner Einnahmen in höheren Löhnen auszugeben 
oder höhere Preise für die von ihm persönlich benötigten Industrieprodukte zu 
zahlen braucht, denn infolge des Rückganges des Arbeitsertrages der Freiländer 1 
und 2 läßt sich eine Lohnerhöhung oder Abwälzung der Zollasten auch von den
Industriearbeitern nicht durchsetzen, deren Lohnkämpfe ja ebenfalls auf dem Boden
des Arbeitsertrages der Freiländer ausgefochten werden. Für die Industriearbeiter 
ist somit die Zollast ebenso unabwälzbar, wie für die Landarbeiter und die Freiländer
1 und 2. Der Zoll ist, solange sich die noch zu besprechenden, langsam einsetzenden
Rückwirkungen nicht fühlbar machen, in seiner vollen Höhe ein glattes Geschenk an
die Grundrentner – wobei hier unter Zoll nicht das gemeint ist, was an der Grenze in
die Reichskasse fließt, sondern das, was auf allen Märkten des Landes für die hei-
mischen Erzeugnisse wegen der Zollsperre in erhöhten Preisen von jedem Brot, je-
dem Ei, jedem Schinken, jeder Kartoffel von dem Verbraucher erhoben wird und in 
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die Tasche der Grundrentner fließt. (Soll der Boden verpachtet werden, so erhöht 
sich das Pachtgeld unmittelbar um den Zoll; wird der Boden verkauft, so wird der 
Zoll zum Vermögen geschlagen, also mit 10 oder 25 vervielfältigt und dem gewöhn-
lichen Bodenpreis hinzugefügt.)


Der Zoll, sagen die Politiker, wird vom Ausland bezahlt. Und es stimmt, es stimmt
vollkommen. Das, was an der Grenze in die Kasse des Reiches an Zollabgaben fließt,
das Häufchen Geld wird allerdings von dem im Auslande angesiedelten Freiländer
(vielfach deutsche Auswanderer) bezahlt. Das geht von seinem Arbeitsertrag ab. 
Aber kann man denn im Ernste dem deutschen Arbeiter die Zölle dadurch schmack-
hafter machen, daß man sagt: der Freiländer zahlt das, was an Zöllen an der Grenze
eingeht. Ein netter Trost, wenn der Arbeitsertrag des Freiländers maßgebend ist 
für den Lohn des deutschen Arbeiters! Ein netter Trost für den Arbeiter, der die 
von den deutschen Grundbesitzern um die volle Höhe der Zollsätze erhöhten Preise
der Lebensmittel aus seiner Tasche zahlen muß!


Der Glaube, die Hoffnung und die zuversichtliche Behauptung, daß der Kapitalzins
einen Teil der Zollasten tragen wird, sind, wie wir noch zeigen werden, irrig. Den Zins
kann man nicht besteuern, namentlich das neue, anlagesuchende Kapital nicht. Es 
ist frei und unabhängig von jeder Zollpolitik.


Jedoch bleibt der Zoll nicht ohne Rückwirkungen. Langsam aber ebenso sicher
machen sie sich fühlbar. Das geht folgendermaßen zu: Der Freiländer in Manitoba, der
Mandschurei oder in Argentinien schreibt seinem Freunde in Berlin: "Von dem, was 
du in Berlin für mein Getreide bezahlst, geht mehr als die Hälfte für Fracht und 
Zoll für mich verloren, und von dem, was ich für deine Waren (Werkzeuge, Bücher,
Arzneien usw.) hier zahlen muß, büßest du ebenfalls die Hälfte und mehr an Fracht
und Zoll ein. Wären wir Nachbarn, so würden wir diese Unkosten sparen; wir sähen,
du und ich, unseren Arbeitsertrag verdoppelt. Ich kann meine Äcker nicht zu dir 
bringen, aber du kannst deine Werkstätte, deine Fabrik hierher verlegen. Komm her,
und ich liefere dir an Lebensmitteln das, was du brauchst, um die Hälfte des 
Preises, den du jetzt zahlst, und du lieferst mir deine Erzeugnisse um die Hälfte des
Preises, den ich zahlen muß."


Diese Rechnung stimmt, wenn auch die Ausführung des Vorschlages durch man-
ches gehemmt wird. Die Industrie kann in der Regel nur dort gut bestehen, wo mög-
lichst alle Industrien vertreten sind, weil fast alle Industriezweige mehr oder weniger
von einander abhängig sind. Die Auswanderung der Industrie kann darum nur ganz
allmählich vor sich gehen und beginnt mit den ihrer Natur nach selbständigsten Be-
trieben: Ziegeleien, Sägewerken, Mühlen, Druckereien, Möbel- und Glasfabriken usw.,
überhaupt mit Betrieben, deren Erzeugnisse besonders viel an Fracht- und Zollasten
verursachen. Doch ist die Übersiedlung der einzelnen Industriezweige immer nur von
Berechnungen abhängig, und da ist es der Zoll, der neben den Frachtsätzen sehr oft
den Ausschlag zugunsten der Industrieauswanderung gibt. Je höher der Getreidezoll,
um so öfter wird es sich lohnen, die Geräte einzupacken, um die Werkstatt in der
Nähe des Freiländers aufzuschlagen. Und mit jeder neuen Industrie, die sich in der
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Nähe des Freiländers ansiedelt, steigt dessen Arbeitsertrag, und dieser steigende
Arbeitsertrag wirkt zurück auf den Lohn im zollgeschützten Lande!


Die Vorteile des Zolles lösen sich also für den Grundbesitzer früh oder spät wieder
in Lohnerhöhungen auf. Die, die das wissen, richten sich denn auch rechtzeitig dar-
auf ein; sie verkaufen den Acker, ehe die Rückwirkungen sich fühlbar, machen und
überlassen es ihrem Nachfolger, bei der unfehlbar* wiederkehrenden neuen "Not der
Landwirtschaft" sich um Hilfe an den Reichstag zu wenden.


Die Rückwirkungen des Zollschutzes beschränken sich jedoch nicht auf das
Verhalten der Freiländer 1 und 2. Wir müssen auch beachten, wie es unserem
Freiländer 3 mit dem Zoll ergeht. Hier verhält es sich gerade umgekehrt wie bei 
den Freiländern 1 und 2. Zahlen diese den Zoll aus ihrer Tasche, so beteiligt sich 
der Freiländer 3 unter dem Schutze des Zolles und nach Maßgabe dessen, was er 
an Erzeugnissen über seinen eigenen Bedarf hinaus auf den Markt bringen kann, 
an dem Segen des Schutzzolles, an der "Plünderung" der Verbraucher. Statt 6 Mark
bekommt er der Zölle wegen jetzt 8 Mark für das Kaninchen, den Honig verkauft 
er für 1,35 Mark statt für 1,10 Mark, kurz, für alles bekommt er höhere Preise, ohne
daß er selbst für das, war er kauft, höhere Preise zu zahlen braucht. – Der
Arbeitsertrag des Freiländers 3 steigt also, während sich gleichzeitig die Lohnarbei-
ter über den Rückgang ihres Arbeitsertrages zu beklagen haben. Der Arbeitsertrag 
des Freiländers 3 steigt somit in doppeltem Sinne – einmal an sich wegen der 
höheren Preise, ein andermal verglichen mit den weichenden Löhnen. Dabei ist 
aber wieder der Arbeitsertrag der Freiländer 3 auch maßgebend für die Höhe des 
allgemeinen Arbeitslohnes! Das Mißverhältnis kann denn auch nicht lange bestehen
bleiben. Sobald es sich herumgesprochen hat, daß das Kaninchen für 8 Mark, der
Honig für 1,35 Mark, die Kartoffeln für 5 Mark und die Ziegenmilch für 20 Pf. ver-
kauft werden, bekommen die Lohnarbeiter auch schon den Mut zu neuen Lohn-
forderungen. Unter Berufung auf den erhöhten Arbeitsertrag des Freiländers 3 
fordern sie auch höheren Lohn und drohen damit, in die Heide, ins Moor, aufs 
Ödland zu ziehen, wenn ihren Forderungen nicht entsprochen wird.


Die Lohnerhöhung geht also nicht nur vom Freiland 1 und 2 aus, sondern auch
vom Freiland 3 und kommt zum Stillstand erst beim völligen Ausgleich der Zölle.


Weiter ist auch zu beachten, daß die durch die Zölle herbeigeführte be-
sondere Erhöhung der Preise aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse und die 
damit gestiegenen Grundrenten zu neuen Anstrengungen auf dem Gebiete 


*) Der Rückgang der Grundrente infolge Steigerung der Löhne tritt unfehlbar ein, obschon dies nicht
immer zahlenmäßig ersichtlich wird. Denn es ist möglich, daß gleichlaufend mit der gekennzeichneten
Entwicklung eine der häufigen, durch Goldfunde oder Papiergeld verursachten Währungsverwässerung
stattfindet, die, wie z. B. in der Zeit von 1890 – 1916, dem Grundbesitzer das wiedererstattet, was er 
an Renten einbüßt. Das gilt allerdings nur für den verschuldeten Grundbesitzer. Dieser muß freilich
auch mit der umgekehrten Möglichkeit rechnen (mit dem Niedergang der Preise, wie in den Jahren 
1873 – 1890).
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der dichteren Bebauung ermuntern müssen und daß, wenn der Zoll den Arbeitser-
trag der Landsparbauern erhöht, dies weiter auf die Löhne und dadurch auf die
Grundrenten zurückwirkt.


Um die ausgleichenden Rückwirkungen der Schutzzölle auch von dieser Seite 
kennen zu lernen, wollen wir uns eines Rechenbeispiels bedienen.


Vor Einführung des Zolles sei der Pachtpreis von 100 Morgen Land 2000 Mark
gewesen, und der Preis der Bodenerzeugnisse 50 Mark der Zentner. Die Ernte der 
100 Morgen betrüge bei Handsparbebauung (die für die Pacht maßgebende soge-
nannte weitläufige Bebauung) 300 Zentner, und bei Landsparbebauung (dichte
Bebauung) das Doppelte – also 600 Zentner zu 50 = 30 000 Mark.


Durch den Zoll ist der Preis des Geernteten von 50 auf 70 gestiegen, für die 
300 Zentner der Landsparbebauung von 15 000 auf 21 000. Nehmen wir an, daß 
der Unterschied (6000) ganz auf die Rente übergeht (daß sich also noch keine aus-
gleichenden Kräfte bemerkbar gemacht haben) und daß somit für die 100 Morgen
statt 2000 jetzt 8000 an Rente gefordert werden. (2000 + 6000.)


Für die Landsparbauern (dichte Bebauung) ergibt sich dann folgendes: sie ern-
ten nach wie vor 600 Zentner und verkaufen diese infolge der Zölle zu 70 (statt 
50), also für 42 000. Davon gehen an Pacht statt 2000 jetzt 8000 ab. Somit blei-
ben 42 000 weniger 8000 = 34 000, statt 30 000.


Als Wirkung des Zolles ist also der Arbeitserlös dieser Landsparbauern ge-
stiegen, und da die Zölle vorerst noch keine Wirkung auf die Industrieerzeugnisse
ausüben konnten, so ist auch der Arbeitsertrag der Landsparbauern infolge der Zölle
gestiegen.


Steigt aber der Arbeitsertrag der Landsparbauern, so muß auch der Lohn steigen –
denn der Arbeitsertrag der Landsparbauern ist maßgebend für den Lohn.


Wir können also, soweit wir die Untersuchung hier vorgenommen haben, ganz 
allgemein folgern, daß der Grundrenten-Schutzzoll infolge seiner unmittelbaren
Einwirkung auf den Arbeitsertrag der Freiländer früher oder später sich selbst wie-
der auflöst; daß es sich also immer nur um einen vorübergehenden Schutz handelt.


Für die, die die Zollasten "vorübergehend" zu zahlen haben, mag das ein Trost sein,
wie auch die, die die Vorteile der Zölle genießen, ihre Vergänglichkeit als Sorge empfinden
mögen. Ganz schlimm ist es aber, wenn die vorübergehende Rentensteigerung beim Kauf
des Bodens oder bei der Erbschaftsteilung den das Grundstück erwerbenden kurzsichtigen
Bauer verleitet, die Steigerung als etwas Dauerndes anzusehen. Was weiß der Bauer von
der Grundrenten- und Lohntheorie? Er läßt sich ganz von der Erfahrung leiten. Er sieht die
Ernte, kennt die Preise der Erzeugnisse, weiß auch, wieviel man den Arbeitern an Löhnen
heute zahlt, und schon ist seine Rechnung fertig. Der Kauf wird abgeschlossen. Man zahlt
die übliche Summe in bar und den Rest in einer Grundbeleihung. Diese Bodenverpfändung
ist aber keine "vorübergehende" Erscheinung, sie überdauert ganz gewiß die Rückwir-
kungen der Zölle auf die Löhne, sie wankt nicht, wenn die Arbeiter ohne Rücksicht auf 
die gleichbleibenden Verkaufspreise der Erzeugnisse mit neuen Lohnforderungen an den
Bauer herantreten. Dann jammert der Bauer wieder über die "Not der Landwirtschaft".
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13. Der Ausgangspunkt für die ganze Lohnstaffel bis herauf 
zu den höchsten Gehältern ist der Arbeitsertrag der Freiländer.


Wenn der Grundrentner 1000 Mark an Pacht aus seinem Boden herausschlagen
kann, so wird er sich mit weniger sicher nicht begnügen wollen, falls er statt dessen
den Boden mit Hilfe von Lohnarbeitern selbst bewirtschaften will. Wenn diese eigene
Bewirtschaftung nach Abzug der Lohnausgaben nicht mindestens 1000 Mark er-
brächte, so würde der Grundbesitzer die Arbeiter entlassen, um den Boden dann für
1000 Mark zu verpachten.


Dem Lohnarbeiter wird also unter keinen Umständen die Arbeit mehr einbringen
als diese dem Pächter oder dem Ansiedler auf herrenlosem Boden einträgt, auch
schon darum nicht, weil der Pächter (oder Ansiedler) sonst lieber als Tagelöhner
arbeiten würde.


Anderseits aber wird der Lohnarbeiter nicht um geringeren Lohn oder Ertrag
arbeiten, als der ist, den er als Pächter oder Ansiedler verdienen könnte, denn sonst
würde er sich ein Stück Boden pachten oder auswandern. Zwar fehlt es ihm wohl 
oft an eigenem Geld zur Bewirtschaftung oder Auswanderung, aber dieses Geld, ob
eigenes oder geborgtes, muß er auf alle Fälle mit 4 oder 5 % verzinsen und diesen Zins
sorgfältig vom Produkt seiner Arbeit abziehen. Denn das, was dem Ansiedler nach
Verzinsung seines Kapitals noch übrig bleibt, das allein gehört ihm als Arbeiter.


Ist der Rohertrag der Arbeit des Ansiedlers auf Freiland 1, 2 oder 3 = 1000 Mark,
der Zins des Wirtschaftskapitals 200 Mark, so ist der Reinertrag 800 Mark, und um
diesen Punkt herum wird sich also der allgemeine Lohnsatz drehen. Höher kann der
Lohn des Tagelöhners nicht steigen, denn sonst verwandeln sich die Ansiedler in Tage-
löhner, niedriger kann er nicht sinken, sonst findet die umgekehrte Bewegung statt.


Und daß der Lohn der Industriearbeiter von diesem allgemeinen Lohnsatz be-
herrscht wird, liegt auf der Hand. Denn wäre der Arbeitsertrag in der Industrie größer
als der Ertrag der Arbeit auf herrenlosem Boden, so würden sich die Landarbeiter der
Industrie zuwenden, die Erzeugnisse der Landwirtschaft würden mangeln und im
Preise steigen, während die Erzeugnisse der Industrie, im Übermaß angeboten, im
Preise fallen würden. Die Preissteigerung dort und der Preisfall hier würden zu Lohn-
verschiebungen führen, bis sich der Ausgleich gebildet hätte. Und dieser Ausgleich
müßte bei der großen Anzahl von Wanderarbeitern, denen es gleich ist, ob sie
Zuckerrüben bauen oder Kohlen schaufeln, sehr bald eintreten.


Es ist also unbestreitbar, daß, wenn der Arbeitsertrag des Arbeiters auf Freiland
den Arbeitsertrag des Landarbeiters bestimmt, auch der Arbeitslohn im allgemeinen
vom Arbeitsertrag auf Freiland bestimmt wird.


Darüber hinaus kann der Lohn nicht steigen, denn das Freiland ist ja die einzige
Stütze, die der Landarbeiter oder Pächter bei den Lohn- und Pachtverhandlungen 
mit dem Grundherrn hat. Nimmt man ihm diese Stütze (etwa durch Aufhebung der
Freizügigkeit), so muß er sich auf Gnade und Ungnade ergeben. Weil aber das
Freiland die einzige Stütze ist, so können andere Umstände den Lohnsatz auch 
nicht unter diesen Ertrag drücken.
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Der Ertrag der Arbeit auf Freiland ist darum gleichzeitig das Höchst- und
Mindestmaß des allgemeinen Arbeitslohnes.


Dabei widersprechen die bestehenden starken Unterschiede in den Arbeitserträ-
gen dieser allgemeinen Regel in keiner Weise. Ist einmal die Verteilung des Arbeits-
erzeugnisses zwischen Grundrentnern und Arbeitern erledigt, so ist das, was dem Ar-
beiter übrig bleibt, auf vollkommen natürliche, der Willkür entrückte, feste Grundlagen
gestellt. Und so läßt dann auch die unterschiedliche Entlohnung keinerlei Willkür zu.
Sie erfolgt restlos nach den Gesetzen des Wettbewerbes, nach Angebot und Nach-
frage. Je schwieriger oder unangenehmer die Arbeit, um so höher der Lohn. Wie kann
man den Menschen veranlassen, die schwierigere oder unangenehmere von zwei Ar-
beiten zu wählen? Nur durch die Aussicht auf einen höheren Arbeitsertrag (der aber
durchaus nicht immer in barem Gelde, sondern auch in anderen Vorteilen und Vor-
rechten bestehen kann). Brauchen somit die Arbeiter einen Lehrer, einen Seelsorger,
einen Förster, und finden sie diesen nicht, so bleibt ihnen nichts anderes übrig, als
in die Tasche zu greifen und Löhne für diese Ämter zu bewilligen, die ihren eigenen
Arbeitsertrag oft weit überragen. Nur so können sie den einen oder den anderen ver-
anlassen, seine Söhne für solchen Beruf vorzubereiten und die Kosten zu bezahlen.
Genügt dann das Angebot von Lehrern usw. noch nicht, so erhöhen sie nochmals 
den Lohn. Haben sie über das Ziel hinweggeschossen, übersteigt das Angebot von
Lehrkräften die Nachfrage, so setzen sie den Lohn wieder herab. Und so geht es
durchweg mit allen Berufen, die eine besondere Ausbildung erfordern. Umgekehrt
liegt es, wenn die Arbeiter einen Schäfer, eine Gänsehirtin, einen Feldhüter brau-
chen. Wenn sie für diese mußevollen Arbeiten ihren eigenen, mit harter Arbeit er-
worbenen Arbeitsertrag bewilligen wollten, so würden sich alle Bürger, Lehrer, Pasto-
ren, Bauern für diese Stellen melden. Für das Gänsehüten wird also ein Mindestlohn
angesetzt, und man erhöht diesen Mindestlohn so lange, bis sich jemand für diese
Arbeit meldet. Die Arbeiter brauchen auch einen Kaufmann, der ihre Erzeugnisse kauft
und ihnen das verkauft, was sie selber benötigen. Auch diesem Arbeiter (Kaufmann)
müssen sie in Form von Handelsgewinn einen Lohn bewilligen, der irgend einen ge-
eigneten Mann veranlaßt, sich diesem sorgenreichen Erwerbszweig zu widmen.


Der Ausgangspunkt für die verschiedene Gestaltung aller Arbeitslöhne ist also
immer der Arbeitsertrag auf Freiland. Er ist die Grundlage, auf der das ganze Gebäude
feinster Unterschiede in der Gestaltung der Arbeitsertäge bis hinauf zu den höchsten
Spitzen errichtet ist. Alle Schwankungen dieser Grundlage übertragen sich auf alle
Äste und Zweige, wie ein Erdbeben sich bis zum Hahn des Kirchturms fühlbar macht.


Zwar ist hier die Erklärung noch nicht vollständig, warum die Lehre des "ehernen Lohn-
gesetzes" nicht richtig sein kann, denn es ist noch nicht gezeigt, daß die Rolle, die der
Grundbesitz für solches Lohngesetz nicht durchführen konnte, nicht vielleicht vom Kapital
zu Ende gespielt werden kann. Daß jedoch das Kapital diese Macht auch nicht besitzt,
beweisen die öfter eintretenden Lohnschwankungen*, und warum es diese Macht nicht hat,
werden wir später zeigen (s. Kapital-Zinstheorie). Hätte das Kapital die Macht, den Arbeits-


*) Ein wirklich "eherner" Lohn schwankt nicht.
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ertrag des Arbeiters auf Freiland auf das den "ehernen Lohnsatz" ausmachende
Mindestmaß herabzusetzen, so müßte der im Zinsfuß sich ausdrückende Kapitalertrag
die Schwankungen mitmachen, die das Produkt der Arbeit auf Freiland aufweist. Und
das ist nicht der Fall, denn wie wir später zeigen werden (s. Zinstheorie), ist der hier
in Frage kommende reine Zins (s. d.) eine außerordentlich unbewegliche Größe, und zwar
so auffallend unbeweglich, daß man durchaus von einer ehernen Einträglichkeit des
Kapitals sprechen kann. Wäre also neben der ehernen Größe des Kapitalzinses auch noch
der Lohn eine eherne Größe, wo wäre dann, wenn die Grundrente ihre eigenen Wege
geht, die Sammelstelle, um die Ertragsunterschiede des Arbeitserzeugnisses aufzunehmen?


14. Einfluß des Kapitalzinses auf Lohn und Rente.


Der Ansiedler auf Freiland muß, wenn er sich Rechenschaft gibt, sein Betriebskapital
verzinsen. Und zwar ohne Rücksicht darauf, ob dieses Kapital sein Eigentum ist, oder
ob er es vom Kapitalisten geborgt hat; den Zins muß er vom Ertrag seiner Arbeit tren-
nen – der Zins hat mit der Arbeit nichts zu tun, er unterliegt ganz anderen Gesetzen.


Diese Trennung des Kapitalzinses vom Ertrag seiner Arbeit und von der Grundrente
muß aber auch der grundbesitzende Landwirt vornehmen – wie wir das übrigens in
den beiden Rechnungen im vorigen Abschnitt getan haben.


Wenn nun sowohl die Ansiedler auf Freiland, wie auch die Pachtlandbauern den
gleichen Zinsfuß für das benötigte Kapital zu zahlen haben, so könnte man an-
nehmen, daß die Grundrente in keinem Zusammenhange mit dem Zinsfuß stehe. Doch
ist das ein Irrtum. Mit Arbeit und dem, was dazu gehört, kann man beliebig viel 
neues Land schaffen, oft sogar in der nächsten Nähe der Städte. Und je niedriger 
der Zinsfuß, um so leichter wird es sein, wüste Strecken urbar zu machen. Der
Unternehmer verlangt von dem urbar gemachten Boden nur so viel Zins, wie ein 
mit gleichem Kapitalaufwand gekaufter Acker an Rente abwirft. Wenn beim Freiland 
1 und 2 die Frachtausgaben zuweilen den größten Teil des Arbeitserzeugnisses 
verschlingen, so wird bei Urbarmachung von Ödland der Zins die erwartete Rente 
des Bodens beanspruchen. Handelt es sich z. B. um die kürzlich beschlossene
Trockenlegung der Zuidersee, um die Entsumpfung der Moore, um das Ausroden 
von Urwäldern, um die Berieselung von Wüsten, um das Abtragen und Sprengen 
von Felsen, so wird man zuerst fragen, wieviel Zins die Kapitalaufwendung ver-
schlingen wird, und dann wird man diese Summe vergleichen mit dem, was man 
für gleichen Boden an Pacht zahlen muß. Steht nun der Zinsfuß hoch, so wird 
der Vergleich ungünstig ausfallen, und man wird das Moor unberührt lassen; steht 
der Zinsfuß dagegen niedrig, so wird das Unternehmen gewinnbringend. Fiele nun 
der Zinsfuß von 4 auf 1 % z. B., so würden sogleich eine Menge von Bodenver-
besserungen einträglich, die man heute nicht unternehmen kann.


Zu 1 % würde es sich lohnen, das Nilwasser nach Arabien abzulenken, die 
Ostsee abzudeichen und auszupumpen, die Lüneburger Heide für Kakao und 
Pfeffer unter Glas zu legen. Zu 1 % kann der Bauer auch daran denken, Obst-
gärten anzulegen. Heute kann er es nicht, denn dazu müßte er in Erwartung 
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künftiger Ernten das nicht unbedeutende Anlagekapital 5 – 10 Jahre mit 5 % ver-
zinsen. Kurz, zu 1 % Zins würde alles Ödland, würden die großen Wasserflächen mit
Gewinn in gepflegten Boden verwandelt werden können. (Diese Einzelheiten sind
selbstredend nicht wörtlich aufzufassen.)


Ein Sinken des Zinsfußes würde aber nicht allein die Anbaufläche vergrößern,
sondern es auch ermöglichen, von der bereits vorhandenen Ackerfläche durch aus-
gedehnteren Gebrauch der Maschinen, durch Anlage von Wegen, Ersatz der Hecken
durch Zäune, Anlage von Pumpstationen für Bewässerung trockener Wiesen, Tief-
graben des Bodens, Anlage von Obstgärten, Frostschutzvorrichtungen und tausend
andere Verbesserungen dem Boden doppelte und dreifach Erträge abzugewinnen, wo-
durch wiederum eine entsprechende Verringerung der Anbaufläche notwendig würde
und das für die Rente so gefährliche Freiland auf Schußweite herangerückt käme.


Die Herabsetzung des Zinses würde auch bewirken, daß die für Beförderung des
Weizens aus dem Auslande nötigen Anlagen (Häfen, Kanäle, Seeschiffe, Eisenbahnen,
Getreidespeicher) entsprechend niedrige Gebühren einführen könnten und daß dann
auch wieder die Frachtkosten für die Erzeugnisse des Freilandes sinken würden. Und
jede Mark, die hier gespart wird, reißt eine gleich große Lücke in die Grundrente. Die
Zinsen des in den Fördermitteln angelegten Geldes bilden aber einen sehr bedeuten-
den Teil der Frachtkosten, und zwar verhielten sich bei den europäischen Eisen-
bahnen bei einer durchschnittlichen Verzinsung von 3,8 % die eigentlichen Fracht-
kosten im Jahre 1888 (Unterhaltung der Bahn, Beamten, Kohlen usw.) zu den Zinsen
wie 135 zu 115. Die Zinsen (115) erreichen also fast die Höhe der Betriebskosten
(135), so daß eine Herabsetzung des Zinsfußes von 4 auf 3 % eine Herabsetzung der
Frachtsätze um fast 1/8 gestatten würde.


Betriebskosten gleich 4, die Kapitalzinsen gleich 4, Frachtsatz = 8


" " 4, " " " 3, " = 7


" " 4, " " " 2, " = 6


" " 4, " " " 1, " = 5


" " 4, " " " 0, " = 4
d.h., bei 0 Zins würden die Bahnfrachten um die Hälfte herabgesetzt werden 


können. Bei den Seefrachten ist das Verhältnis der Betriebskosten zu den Kapital-
zinsen nicht das gleiche; immerhin spielt auch hier der Kapitalzins eine bedeutende
Rolle. Die Schiffe, das Betriebskapital, die Hafenanlagen, die Kanäle (Panama, Suez),
die Kohlenbahnen und Grubeneinrichtungen usw., alles verlangt den regelrechten Zins,
und dieser Zins belastet die Frachten, belastet den Arbeitsertrag des Freiländers 1
und 2, der für den Lohn und die Rente von ausschlaggebender Bedeutung ist.


Ein Senken oder gar ein völliges Beseitigen des Zinses würde also die Fracht-
kosten um die Hälfte herabsetzen, und dadurch wieder würde die Grenze des Frei-
landes wirtschaftlich um 50 % näher gerückt, der Wettbewerb des ausländischen
Getreides entsprechend verschärft werden.


Wo bliebe aber dann wieder die Grundrente, wenn auf diese Weise die 
Ackerfläche über den Bedarf hinaus ganz in der Nähe vervielfältigt würde; 
wenn das den Lohn bestimmende Freiland beliebig vermehrt werden könnte, 
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und zwar ganz in der Nähe, wo also die Spannung zwischen Arbeitserzeugnis des
Freiländers und seinem Arbeitsertrag infolge der gesparten Frachtkosten immer ge-
ringer wird? Warum dann noch weit nach Kanada, nach Manitoba ziehen, warum 
von dort mit großen Frachtkosten das Getreide nach Holland verfrachten, wenn 
man Getreide auf dem Boden der heutigen Zuidersee bauen kann? Wenn der Zinsfuß
auf 3, 2, 1 und 0 % sinkt, können alle Länder ihre heutige Bevölkerung mit Brot 
versehen. Die Landsparbebauung findet nur im Zins eine Grenze. Der Boden wird 
um so dichter bebaut werden können, je mehr der Zins fällt.


Man sieht hier die innige Verbindung, die zwischen Zins und Rente besteht.
Solange Ödland, Wasserflächen, Wüsten vorhanden sind, die urbar gemacht werden
können, solange überhaupt der Boden durch Neuerungen verbessert werden kann, 
ist hoher Zins nicht nur das Ziel des Kapitalisten, sondern auch das Bollwerk der
Grundrentner. Fällt der Zins ganz, so verschwindet zwar die Grundrente nicht ganz,
aber es wäre der härteste Schlag, der sie treffen könnte.* 


15. Übersicht über das bisherige Ergebnis dieser
Untersuchung.


1. Der Arbeitslohn des Durchschnittsarbeiters ist gleich dem Arbeitsertrag des
Durchschnittsfreiländers und ist diesem durchaus unterworfen. Jede Veränderung 
im Arbeitsertrag des Freiländers überträgt sich auf den Arbeitslohn, einerlei, ob 
diese Veränderungen durch Betriebsverbesserungen, durch wissenschaftliche Ent-
deckungen oder durch Gesetze herbeigeführt werden.


2. Das sogenannte Gesetz des ehernen Lohnes kann hiernach nicht mehr sein 
als eine Redensart. Im Einzelfall pendelt der Lohn um den unter 1 genannten
Schwerpunkt. Er kann je nach der Tüchtigkeit sowohl über diesen Schwerpunkt 
steigen, wie er auch darunter bleiben und auch oft unter die Grenzen des Mindest-
maßes an Lebensunterhalt sinken kann.


3. Die ganze Lohnabstufung für sogenannte Wertarbeit bis in die höchsten Höhen
hat den Arbeitsertrag des Freiländers als Ausgangspunkt.


4. Die Grundrente ist das, was vom Erzeugnis des Bodens nach Abzug des Lohnes
(und des Kapitalzinses) übrigbleibt. Da die Größe dieses Abzuges (Lohn) vom
Arbeitsertrag auf Freiland bestimmt wird, so wird die Grundrente auch vom
Arbeitsertrag des Freiländers mitbestimmt.


*) Bei der Baugrundrente wirkt der Zinsrückgang nach entgegengesetzten Richtungen. Weil der Zins des
Baukapitals die Mieter ungleich schwerer belastet als die Grundrente (auf dem Lande und in kleinen
Städten beträgt der auf die Grundrente entfallende Bestandteil der Mieten oft nicht 5 %, während der
Kapitalzins hier 90 % der Mieten beansprucht), würde der Rückgang des Kapitalzinses auf 1 % oder 0
eine gewaltige Verbilligung der Mieten bedeuten, was natürlich sehr stark auf den Raumbedarf der ein-
zelnen Familien zurückwirken würde. Die Masse des Volks, die sich heute infolge der durch den Zins
hochgetriebenen Mieten mit ganz ungenügenden Räumen behilft, würde größere Wohnungen verlangen
und dafür zahlen können. Größere Wohnungen beanspruchen aber größere Bauflächen – und treiben die
Grundrente aufwärts. Anderseits würde der Rückgang des Zinsfußes die Fahrpreise der Stadtbahnen
ermäßigen und so, den Verkehr mehr nach außen lenkend, der städtischen Grundrente entgegenwirken.
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5. Der Kapitalzins unterstützt die Grundrente.
6. Man kann nicht schlechtweg behaupten, daß alle Fortschritte der Technik der


Grundrente zugute kommen. Oft tritt das Gegenteil ein. Fortschritt und Armut sind
nur bedingsweise verkuppelt. Fortschritt und wachsender allgemeiner Wohlstand
gehen ebenso oft Hand in Hand.


7. Man kann auch nicht schlechtweg sagen, daß die Grundsteuern abwälzbar 
oder nicht abwälzbar seien. Diese Frage kann erst dann restlos beantwortet wer-
den, wenn gesagt ist, was in jedem Fall mit dem Grundsteuerertrag geschieht. Die
Grundsteuer kann die Rente sowohl doppelt treffen (Steuer und Lohnerhöhung), wie
sie auch oft der Rente über die eigene Größe hinaus zugute kommen kann.


8. Benutzt man die Ergebnisse der Grundrentensteuer zum Wohle der Freiländer,
etwa zur Zahlung von Getreideeinfuhrprämien, als Zuschuß für die Urbarmachung 
von Ödland usw., so kann man, wenn man will, auf diesem Wege die Grundrenten
restlos einziehen. So verwendet, sind die Grundrentensteuern unabwälzbar.


16. Die Rohstoff- und Baugrundrente und ihre Beziehung
zum allgemeinen Lohngesetz.


Ob der Weizen aus Kanada, aus Argentinien, aus Sibirien oder vom Felde des
Nachbarn kommt, ob es zollbelasteter Weizen der geplagten deutschen Auswanderer
ist oder zollgeschützter Weizen des behäbigen pommerschen Gutsbesitzers – was
fragt der Müller danach? Ist die Beschaffenheit gleich, so ist auch der Preis gleich.


Ebenso verhält es sich mit allen übrigen Dingen. Niemand erkundigt sich nach
den Kosten der Waren, jedem ist es einerlei, woher die den Käufer umwerbenden
Waren kommen. Ob der eine Erzeuger dabei reich geworden, der andere zugrunde
gegangen ist – ist die Güte gleich, so ist auch der Preis gleich. Am klarsten sieht
man das an den Münzen. Wer erkundigt sich danach, wo, wie und wann das Gold
gewonnen wurde, aus dem die einzelnen Münzen gemacht sind? An den einen klebt
das Blut der erschlagenen und beraubten Feinde, an den anderen der Schweiß des
Erzschürfers, alle jedoch laufen unterschiedslos um.


So ungleich auch die Kosten sein mögen, die auf den einzelnen in Wettbewerb
stehenden Waren lasten, der Preis ist immer der gleiche.


Das weiß jeder, der Rohstoffe braucht, das weiß auch wieder der Besitzer des
Bodens, auf dem die Rohstoffe gefunden oder gewonnen werden können.


Wenn also, z. B. die Stadt Pflastersteine für eine neue Straße braucht, so be-
rechnet der Besitzer der zunächst liegenden Steinbruchs sogleich, wie weit es von 
der neuen Straße bis zur nächsten freien Fundstätte gleicher Steine ist. Dann be-
rechnet er die Fuhrkosten, die von dort zur Verbrauchsstätte erwachsen würden, 
und der Preis ist fertig. Und diesen Preis wird die Stadt bezahlen müssen, denn 
erst von diesem Preise ab kann der Wettbewerb einsetzen, durch den doch der 
Preis bestimmt wird. (Der Arbeitslohn im Steinbruch, da er als gleich für beide
Steinbrüche angenommen wird, kann hier weggelassen werden.)
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Fehlt jedoch der Wettbewerb ganz, d. h., fehlt eine freie Fundstätte in erreichbarer
Entfernung, und verlangt infolgedessen der Steinbruchbesitzer überhohe Preise für seine
Pflastersteine, dann springen entweder die Ersatzmittel ein, in diesem Falle also Holz-
pflaster, Makadam, Kies, Asphalt, Eisenbahn usw., oder man unterläßt den Bau der Straße.


In letzterem Falle wäre also der Nutzen, den die Stadt von dem Bau der neuen
Straße erwartet, der erste und letzte Nebenbuhler des Steinbruchbesitzers.


Und wie es sich hier mit den Pflastersteinen verhält, so auch mit allen anderen
Roh- stoffen ohne Ausnahme. Braucht ein Unternehmer Ton für eine Zementfabrik,
Lehm für eine Ziegelei, Lohe für die Gerberei, Kohlen, Eisenerze, Holz, Wasser,
Bausteine, Kalk, Sand, Erdöl, Mineralwasser, Luft für seine Windmühle, Sonne für 
seine Heilstätte, Schatten für sein Sommerhaus, Wärme für seine Reben, Kälte für
seine Eisbahn, so wird sich der in dieser Beziehung bevorzugte Grundbesitzer diese
Gaben der Natur ebenso bezahlen lassen wie der Besitzer obigen Steinbruches, und
zwar immer nach genau den gleichen Grundsätzen.


Die Umstände mögen in jedem einzelnen Falle andere sein, der Wettbewerb der
Ersatzstoffe mag der Gewinnsucht des Grundbesitzers hier eine engere Grenze setzen
als dort, schließlich bricht immer und überall das nämliche Gesetz durch, wonach der
Grundbesitzer alle Vorteile, die die Erzeugnisse, die Lage, die Natur seines Besitzes
bieten, so ausbeutet, daß der Käufer für seine eigene Arbeit nur so viel anrechnen
kann, wie wenn er die Stoffe vom Wüst-, Öd- und Freiland herbeischaffen müßte.


Es ergibt sich aus dieser Betrachtung der für das allgemeine Lohngesetz sehr
wichtige Satz:


Das Erzeugnis der schlechtesten, entferntesten und darum oft herrenlosen Fundstätte
von Rohstoffen, belastet mit allen Frachtkosten und mit denselben Löhnen, die die
anderen Fundstätten zahlen müssen, ist bestimmend für die Preisbildung dieser Stoffe.
Was die Besitzer der bevorzugten Fundstätten an Förderungskosten sparen, ist Rente.


Der Verbraucher muß alle Erzeugnisse der Erde, alle Rohstoffe immer so bezahlen,
wie wenn sie mit schweren Unkosten auf Ödland erzeugt, vom herrenlosen Lande 
herangeschleppt worden wären.


Wenn das Erzeugnis der schlechtesten Erde übereinstimmte mit dem Mindestmaß
dessen, was der Mensch zum Lebensunterhalt braucht, so wären mit dem Privat-
grundbesitz alle Voraussetzungen für das Walten des "ehernen" Lohngesetzes er-
füllt; aber wie schon gesagt, ist das nicht der Fall. Deshalb, aber auch allein des-
halb kann sich der Lohn von diesem Mindestmaß entfernen.


Genau demselben Grundsatze folgend, wenn auch von anderen Umständen
bestimmt, gestaltet sich die städtische Grundrente, deren Höhe in den Industrie-
staaten der Neuzeit fast an die der ländlichen Grundrente heranreicht.


So ist z. B. der Boden, auf dem Berlin gebaut ist, im Jahre 1901 auf 
2911 Millionen geschätzt worden (s. Deutsche Volksstimme 12, 1904), was zu 
4% einer Grundrente von 116 Millionen entspricht. Diese Summe, auf die 
4 Millionen Hektar der Provinz Brandenburg verteilt, gibt für sich allein schon 
etwa 30 Mark Rente für den Hektar. Rechnet man noch die Grundrente der 
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übrigen Städte der Provinz hinzu, so erreicht man vielleicht 40 Mark für den Hektar,
eine Summe, die bei der Dürftigkeit des Bodens und den großen Wasser-, Sumpf- und
Waldflächen der Provinz das Mittel der ländlichen Grundrente vielleicht schon über-
steigt. Freilich nimmt die Provinz Brandenburg mit ihrem mageren Boden einerseits
und der Hauptstadt des Reiches andererseits eine Ausnahmestellung ein, aber diese
Zahlen zeigen doch, welche Bedeutung die städtische Grundrente heute erlangt hat.


Diese Zahlen werden manchen gewiß überraschen, und wie irgend jemand ganz
richtig bemerkte, ist es heute zweifelhaft, ob der nach dem Zinsertrag gemessene
Großgrundbesitz noch in Schlesien und nicht etwa schon in Berlin zu suchen sei.


Wie erklärt sich diese eigentümliche Erscheinung; wodurch wird die Höhe der Bau-
grundrente bestimmt; wie verhält sich diese zum allgemeinen Lohngesetz?


Zunächst ist hier die Frage zu beantworten, was die Menschen veranlaßt, sich
trotz der hohen Grundrente in den Städten zusammenzurotten, warum sie sich nicht
auf das Land verteilen. Nach obigen Angaben berechnet, beträgt die Grundrente für
die Bewohner Berlins 58 Mark auf den Kopf der Bevölkerung, für Familien von 5 Per-
sonen im Durchschnitt also 290 Mark jährlich, eine Ausgabe, die auf dem Lande so
gut wie ganz wegfällt, denn die ländliche Grundrente, die für die Wohnung hier in
Anrechnung kommt, ist allein mit den Düngestoffen der Familie reichlich bezahlt.
Ganz abgesehen von den gesundheitlichen Vorteilen des Landlebens und den trotz
hoher Kosten dennoch erbärmlichen Wohnungsverhältnissen in der Stadt. Es müssen
also gewichtige Gründe sein, die der Stadt den Vorzug geben.


Wenn wir die gesellschaftlichen "Vorzüge" der Stadt durch ihre Nachteile
(schlechte Luft, Staub, Lärm und die sonstigen endlosen Beleidigungen unserer
Sinne) als ausgeglichen und bezahlt erachten, so bleiben nur noch die mit der Stadt
verbundenen wirtschaftlichen Vorteil übrig, um Deckung für das Mehr der Ausgaben
einer Berliner Familie zu liefern. Das Ineinandergreifen der einzelnen Industrien, die
gegenseitige Unterstützung, die ein Teil dem anderen gewährt, muß dem abgeson-
derten Gewerbetreibenden auf dem Lande gegenüber Vorteile aufweisen, die die 
116 Millionen an Grundrente aufwiegen. Wenn das nicht wäre, so bliebe die Aus-
dehnung unerklärlich, die die Städte erfahren haben.


Auf dem Lande kann sich kein Gewerbe entwickeln, das für die Hauptgeschäftszeit
(Saison) arbeitend, heute viele, morgen wenige oder gar keine Arbeiter beschäftigt –
denn der Arbeiter muß das ganze Jahr arbeiten. In der Stadt gleicht sich der 
wechselnde Bedarf an Arbeitern der einzelnen Gewerbe mehr oder weniger aus, so
daß, wenn der eine Betrieb Arbeiter entläßt, der andere solche wieder anwirbt.
Dadurch hat der Arbeiter in der Stadt eine größere Sicherheit gegen Arbeitslosig-
keit als auf dem Lande.


Auf dem Lande fehlt dem Unternehmer der Gedankenaustausch, die Anregung, 
die der Verkehr mit den anderen Gewerbetreibenden mit sich bringt; auch die 
Arbeiter selber, die in den verschiedenen Betrieben die verschiedensten
Arbeitsverfahren kennen lernen und deren Vorteile ausbeuten, gewähren dem
Unternehmer einen bedeutenden Vorsprung seinem Wettbewerber vom Lande
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gegenüber. Dieser, der ganz auf sich selbst angewiesen ist, und dessen Arbeiter 
den Verkehr anderer Arbeiter, aus anderen Betrieben, aus anderen Ländern entbehren
müssen, verharrt also leicht in der Übung altväterlicher Vorschriften. Auch fehlt ihm
nur zu oft die Absatzgelegenheit, die die Stadt dem Unternehmer in ungleich 
höherem Maße bietet, weil die Käufer hierher aus allen Teilen des Reiches und der
Welt zusammenströmen, weil sie hier auf gedrängtem Raume alles finden, was sie
brauchen. Der Unternehmer in der Stadt erhält den Besuch der Käufer aus allen
Ländern; diese machen ihn auf die Wünsche der Verbraucher aufmerksam, geben ihm
wertvolle Auskünfte über die Marktverhältnisse, Preise usw.. Dies alles entbehrt der
Wettbewerber auf dem Lande. Statt den Besuch der Käufer zu erhalten, muß er sich
selbst auf Reisen begeben und Zeit und Geld opfern, um die Kundschaft zu be-
suchen; auf Umwegen, die oft viel an Zuverlässigkeit zu wünschen übrig lassen, 
zieht er die Erkundigungen ein über den Preisstand der Rohstoffe, über die
Marktverhältnisse im Auslande, über die Zahlungsfähigkeit der Kundschaft usw..


Dann muß er von allen Stoffen, die er verarbeitet, bedeutend größere Posten 
auf Lager nehmen als sein Wettbewerber in der Stadt, der hier alles nach Bedarf 
kaufen kann, und wenn dem Landbewohner aus Unachtsamkeit ein Stoff, manchmal
nur eine Schraube, ausgeht, so ruht leicht der ganze Betrieb, bis aus der "Stadt" das
Fehlende angekommen ist. Ist etwas an der Maschine in Unordnung, so muß aus 
der "Stadt" wieder ein Mann mit Werkzeugen bestellt werden, und bis dieser
ankommt, ruht wieder der Betrieb.


Kurz, der Nachteile gibt es so viele beim Betriebe, bei der Arbeiterschaft, beim
Einkauf der Rohstoffe, beim Absatz der fertigen Ware, daß der Unternehmer vom
Lande, der doch mit der Stadt im Wettbewerb treten muß, unmöglich dieselben 
Löhne wie diese bezahlen kann, so daß alles das, was er und seine Arbeiter an der
Grundrente sparen, wieder vom Arbeitsertrag abgeht.


Und so sehen wir denn auch auf dem Lande sich nur solche Industrien entwickeln,
bei denen der Raumbedarf so groß ist, daß die erwähnten Nachteile durch die
Grundrentenersparnis ausgeglichen werden, oder die ihrer Natur nach überhaupt 
nicht in der Stadt betrieben werden dürfen (Sägewerke, Ziegeleien, Walzwerke), 
oder die dort aus Gesundheitsrücksichten polizeilich verboten wurden (Kalköfen,
Pulvermühlen, Gerbereien usw.), oder deren Betrieb so einfach ist, daß dieser die
Anwesenheit des Besitzers nicht erfordert, der daher die kaufmännische Leitung nach
der Stadt verlegt. Sonst aber hat die Stadt allgemein den Vorrang.


Woher also die Mittel kommen, um die 116 Millionen Grundrenten der Stadt 
Berlin zu bezahlen, wissen wir, und wo die Grenze für die Entwicklung der Städte 
ist, wissen wir auch. Die Vorteile der Gesellschaftsarbeit sind hier in Geld umge-
rechnet und von den Grundrentnern für sich eingezogen worden.


Wächst die Stadt, so wachsen ihre wirtschaftlichen Vorteile, und so wächst 
auch die Grundrente; steigt die Grundrenten im Mißverhältnis zu den Vorteilen der
Stadt, so wird das Wachstum der Stadt unterbrochen.


Willst du die Vorteile genießen, die die Stadt für dein Gewerbe bietet, so be-
zahle diese Vorteile den Grundrentnern; sonst, wenn du diese Kosten sparen 
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willst, kannst du deine Werkstelle, deinen Laden, dein Tanzlokal draußen im 
Walde, auf dem Felde errichten. Rechne nach, was dir vorteilhafter ist und handle
danach. Niemand hindert dich daran, draußen vor den Toren dich niederzulassen.
Kannst du es erreichen, daß deine Kundschaft den langen Weg zu dir durch Schnee,
Staub, Morast und Regen zurücklegt, um dort draußen denselben Preis zu bezahlen
wie mitten in der Stadt, um so besser für dich. Hältst du das für unwahrscheinlich, 
so zahle die Grundrente und siedle dich in der Stadt an. Du kannst es aber auch
anders versuchen – verkaufe deine Waren draußen billiger. Es werden dann immer
noch etliche Leute zu dir kommen der billigen Preise wegen, aber wo bleibt der
Vorteil der Rentenersparnis, wenn du diese an den billigeren Preisen zusetzest?


Also immer das gleiche Gesetz. Genau wie bei der landwirtschaftlichen und Roh-
stoffgrundrente. Alle Vorteile der Stadt (worunter die Arbeitsteilung noch zu er-
wähnen ist), der gesellschaftlichen Arbeit, werden vom Grundbesitz eingezogen. 
Wie der deutsche Weizen zu Preisen verkauft wird, als ob er in Sibirien gewachsen
und an der Grenze verzollt worden wäre, so müssen die in der Stadt erzeugten Güter
wieder zu Preisen ausgetauscht werden, wie wenn sie mit all den in Geld umgerech-
neten Nachteilen einer über das ganze Land verzettelten Erzeugung belastet wären.


Die ländliche Grundrente nimmt alle Vorteile der Lage und der Natur vorweg, sie
läßt dem Bebauer Wüst- und Ödland zurück; die städtische Grundrente nimmt alle
Vorteile der Gesellschaft, des Hand-in-Handgehens, der feineren Lebensweise, des
Staates in Anspruch; sie setzt die Ertragsfähigkeit der städtischen Industrie und des
Handels auf die Rangstufe des abgesonderten Gewerbes auf dem Lande herab.


17. Erster allgemeiner Umriß des Lohngesetzes.


Das, was nach Abzug der Rente und des Kapitalzinses an Erzeugnissen übrig
bleibt, bildet den Lohnschatz, in den sich alle Arbeiter (Tagelöhner, Geistliche,
Kaufleute, Ärzte, Knechte, Könige, Handwerker, Künstler usw. usw.) zu teilen haben.
Die Verteilung geschieht bei freier Berufswahl nach Maßgabe der persönlichen
Fähigkeiten durch Nachfrage und Angebot. Wäre die Berufswahl vollkommen frei 
(sie ist es nicht, könnte es aber sein), so würde bei der Verteilung tatsächlich 
jeder das "größte" Stück erhalten. Denn jeder sucht doch das größte Stück zu 
erwischen, und über die Größe der Stücke entscheiden "Nachfrage und Angebot", in
letzter Linie also die Berufswahl.


Die vergleichsmäßige Größe des Lohnes hängt also von der Berufswahl, von der
Person ab; die wirkliche Größe des Lohnes ist dagegen hiervon unabhängig und wird
von der Größe des Lohnschatzes bestimmt. Je größer die Beiträge der einzelnen
Arbeiter zum Lohnschatz sind, um so größer wird auch der Anteil eines jeden aus-
fallen. Die Anzahl der Arbeiter ist dabei gleichgültig. Denn mit der Zahl wächst 
zwar die wirkliche Größe des Lohnschatzes, aber gleichzeitig auch die Zahl der
Anteilberechtigten.


Wie groß nun heute die Beiträge der einzelnen Gattungen von Arbeitern zum
Lohnschatz sind, wissen wir:
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1. Der Beitrag der Landwirte ist gleich der Summe von Erzeugnissen, die eine
gleichgroße Anzahl Landwirte auf Ödland bauen, vom Freiland in Sibirien auf den
Markt schaffen können – abzüglich Fracht, Zins und Zoll, die wir hier unmittelbar in
Erzeugnisse umgerechnet uns vorzustellen haben.


2. Der Beitrag der sonstigen Rohstofferzeuger ist gleich der Summe von Erzeug-
nissen, die diese von den schlechtesten, entlegensten und darum herrenlosen
Fundstätten dem Markte zuführen können, – abzüglich Zins.


3. Der Beitrag der Industriearbeiter, der Kaufleute, der Ärzte, Künstler usw. ist
gleich der Summe von Erzeugnissen, die diese ohne die Vorteile des städtischen
Gesellschaftsbetriebes in abgesonderten, zerstreuten und verstreuten Betrieben
erzeugen könnten, – abzüglich Zins.


Werfen wir alle diese Erzeugnisse zusammen und verteilen sie nach der heutigen
Lohnabstufung, so erhält jeder genau das, was er heute tatsächlich mit dem Betrage
seines Lohnes auf den Märkten und in den Läden an Waren erlangen kann.


Der volle Unterschied zwischen diesem Betrag und dem wirklichen Erzeugnis der
Gesamtarbeit bildet die Grundrente und den Kapitalzins.


Was können nun die Arbeiter (immer im weitesten Sinne zu verstehen) tun, um
den Lohnschatz zu vergrößern, um die wirkliche Lohnerhöhung, eine Lohnerhöhung
auf der ganzen Linie, die auch nicht durch Preiserhöhungen zunichte gemacht wer-
den kann, zu erreichen?


Die Antwort ist leicht zu geben. Sie sollen ihren Lohnschatz besser als bisher
abdichten, besser vor Schmarotzern schützen. Die Arbeiter sollen ihren Lohnschatz
verteidigen, wie die Bienen und Hamster den ihrigen verteidigen. Das ganze
Arbeitserzeugnis ohne irgend welchen Abzug für Grundrenten und Kapitalzins soll 
in den Lohnschatz ausgeschüttet und restlos unter die Schaffenden verteilt wer-
den. Wie das geschehen kann, sagt die Freiland- und Freigeldlehre.
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II. Teil.


Freiland







[82]







55[83]


Einleitung.


Freiland, die eherne Forderung des Friedens.
Vortrag gehalten in Zürich am 5. Juli 1917


"Daß der Mensch zum Menschen werde,
Stift er einen ewgen Bund,
Gläubig mit der frommen Erde,
Seinem mütterlichen Grund."


Schiller


Bürger- und Völkerfriede entstammen demselben Geist, haben die gleichen Ur-
sachen. Zwischen Staaten, die innerlich gesund sind, d. h. sich wahren Bürgerfriedens
erfreuen, kann es gar nicht zum Kriege kommen, wie auch umgekehrt zwischen 
denselben Staaten kein wahrer Friede Fuß fassen kann, solange in ihnen der
Klassenkampf tobt. Wer darum den Völkerfrieden will, muß wissen, daß er ihn nur
vom Altar des Bürgerfriedens holen kann. Der Bürgerfriede ist die Keimzelle des
Völkerfriedens. Was dem Bürgerfrieden geopfert werden muß, gehört auch restlos 
in den Opferstock des Völkerfriedens. Ja, die Dinge verhalten sich so, daß wir uns 
um den Völkerfrieden überhaupt nicht mehr zu kümmern brauchen, sobald wir ein-
mal dem Bürgerfrieden alles geopfert haben, was ihm unbedingt geopfert werden
muß.


Einsichtige Männer sagten gleich zu Beginn dieses Völkerkrieges voraus, daß er 
in einen allgemeinen Bürgerkrieg ausarten und dort sein Ende finden würde. Das 
mag stimmen, doch ist der Ausdruck "ausarten" hier nicht am Platze. Nicht der
Völkerkrieg artet in Bürgerkrieg aus, sondern umgekehrt ist es der in den Einge-
weiden aller Kulturvölker wühlende Bürgerkrieg, auch Klassenkampf genannt, der
durch Gewaltmittel am offenen Ausbruch verhindert, im Völkerkrieg einen Aus-
weg sucht, dort also "ausartet". Der Völkerkrieg ist eine Nebenerscheinung der
Schichtung des Volkes in einzelne Klassen, des Kampfes dieser Klassen gegen-
einander, des bürgerlichen Wirtschaftskrieges.


Die Ursache des in allen Kulturstaaten herrschenden bürgerlichen Kriegszu-
standes ist wirtschaftlicher Natur. Die durch naturwidrige menschliche Ein-
richtungen gesetzmäßig sich einstellende Klassenschichtung der Kulturvölker 
ist der Wirkung nach mit Kriegszustand gleichbedeutend. Haben doch in früheren
Zeiten die Kriege und Sklavenjagden nie etwas anderes bezweckt, als genau den-
selben Zustand gewaltsam zu schaffen, den wir heute als "bürgerliche Ordnung"
bewundern, nämlich die Schaffung eines besonderen Arbeiterstandes, auf den 
die herrschende Schicht alle Mühseligkeiten des Lebens abwälzen konnte! 
Diese Zweiteilung des Volkes in Rentner und Lasttiere ist widernatürlich und kann 
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darum nur durch Gewaltmittel, körperliche und seelische, aufrecht erhalten werden.
Gewalt aber fordert Gewalt heraus; sie ist der Krieg.


Ist die Wirtschaft in Ordnung, so ist auch der Friede gesichert. Gegensätze aus 
der geistigen Welt stören niemals ernsthaft den Frieden. Selbst die sogenannten
Religionskriege hatten recht nüchterne wirtschaftliche Beweggründe. Auch Rasse und
Sprache veranlassen keinen Krieg, wie denn überhaupt der Krieg nichts mit den
Lebenserscheinungen zu tun hat. Schon allein der Umstand, daß sich die Krieger
künstlich (Uniformen) als Freund und Feind kennzeichnen müssen, daß eine Schlacht
zwischen nackten Bataillonen undenkbar ist, sagt genug in der Beziehung.


Die wirtschaftlichen Einrichtungen, die das Zerfallen der Völker in verschiedene
Klassen bedingen und zum Bürgerkrieg treiben, sind in allen Kulturstaaten von
Anfang an bis auf den heutigen Tag dieselben gewesen: das Bodenrecht und das
Metallgeld, (bzw. das diesem nachgeäffte Papiergeld), uralte Einrichtungen, soziale
Spaltpilze und Sprengkörper, die schon die Staaten des Altertums in Trümmer legten
und auch wieder mit unserer Kultur fertig werden, wenn wir uns nicht rechtzeitig
davon befreien. Solange wir mit unseren Neuerungsbestrebungen und Umwälzungen
vor den genannten beiden wirtschaftlichen Einrichtungen Halt machen, ist kein
Friede möglich, weder nach innen noch nach außen. Das hat uns deutlich genug 
die "große" französische Revolution gezeigt. Trotz Volksvertretung, trotz sogenannter
Demokratie, hat damals der Zerfall in Klassen in Frankreich mit erneuter Kraft einge-
setzt und ist heute vielleicht wieder nirgendwo so weit getrieben wie gerade dort.
Ehedem waren es die Kirche und der Staat, die das Volk bis aufs Blut ausplünderten;
jetzt sind die Rentner an ihre Stelle getreten. Gerade die beiden Einrichtungen, auf
denen der Zerfall in Klassen beruht, hatte der Umsturz geschont – das Privatgrund-
eigentum und das damit untrennbar verbundene Proletariat sind unvereinbar mit
wahrer Demokratie. Ja, das Königtum ist nichts anderes als die folgerichtige Wirkung
des Privatgrundeigentums. Der Grundeigentümer strebt zwangsläufig nach einer
Zentralgewalt, von der allein er Schutz vor den begehrlichen Griffen der aufsässigen
Massen erwarten zu können glaubt. Anderseits wirkt auch unser herkömmliches Geld
dadurch, daß es den Zins als Bedingung seines Wirkens fordert und so die gesamte
Volkswirtschaft auf die Zinsentrichtung einstellt, nach der gleichen Richtung, volks-
zersetzend, klassenbildend, friedenfeindlich. Seitdem man das Privatgrundeigentum
eingeführt und die Edelmetalle zum Tauschmittel der Arbeitserzeugnisse erhoben, hat
es nie wahren Frieden gegeben, und solange wir bei diesen uralten, barbarischen
Staatseinrichtungen verharren, wird es auch nie Frieden geben – weder nach innen
noch nach außen. Krieg ist der einzig mögliche Zustand zwischen Rentnern und
Arbeitern.


Der Friede ist ein großes Unternehmen, und der Größe des Unternehmens 
müssen die Mittel entsprechen. Sonst gibt es nur Enttäuschungen. Keine
Menschenopfer fordert der Friede, aber "Geldopfer unerhört"! Daneben das 
Opfern künstlicher Vorrechte, liebgewonnener Vorurteile, völkischer Bestrebungen 
und Lebensanschauungen. Wahrhaftig, die Dinge verhalten sich so, daß wenn 
wir dem Vielfraß, genannt Friede, alles geopfert haben werden, was ihm 
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unbedingt geopfert werden muß, große Kreise des Volkes in allen Ländern mit Über-
zeugung ausrufen werden: lieber Krieg als Frieden! Wie es ja auch heute oft genug
vorkommt, daß Leute, die ihr Vermögen in einem Börsenkrach verlieren, sogleich 
entschlossen in den Tod gehen.


Es ist ein Fehler aller Friedensfreunde gewesen, mit Ausnahme allein der Ur-
christen, daß sie die Größe der Aufgabe bei weitem unterschätzten und darum mit
völlig unzureichender Rüstung das Ziel zu erreichen trachteten. Wirklich, oft sieht 
es aus, als ob der Friede im Kaufhaus zu holen wäre. Es wird vielleicht nützlich 
sein, die Dinge einmal sich näher anzusehen, die man bisher großmütig unserem
Vielfraß zu opfern bereit war. Da sind zunächst die Vegetarier und Abstinenten, die
ausrufen: Krieg ist ein krankhafter Geisteszustand, der von einem krankhaften körper-
lichen Zustand herrührt. Folge des Fleischessens, des Tabaks, des Alkohols und der
damit zusammenhängenden Syphilis. Opfert den Alkohol, so werdet ihr klug wie die
Schlangen, opfert den Fleischgenuß, so werdet ihr sanft wie die Lämmer.


Es ist Wahres, viel Wahres sogar, in diesen Worten, aber den Frieden werden uns
diese kleinen Opfer nicht bringen. Es gab Kriege, lange bevor die Völker in Trunk und
Tabak entarteten. Außerdem müssen wir ja dann auch warten, bis die Menschen durch
Vegetarismus und Abstinenz, also durch den langwierigen Ausleseprozeß "besser" ge-
worden sein werden. (Moses läßt die Menschen erst im 4. Geschlecht an den Sünden
der Väter aussterben.) Und da ist es fraglich, ob die heranziehenden Kräfte der Kriege
nicht größere Schritte machen als die auf Hochzucht eingestellte Natur des Menschen,
ob also im Wettkampf dieser Kräfte der Krieg nicht die Oberhand behalten wird!


Ein anderes, mit Überzeugung empfohlenes Mittel ist der Gebärstreik. Keine Ge-
burten = keine Soldaten = keine Kriege. Das Mittel ist allerdings unfehlbar. Wer 
aber würde sich des Segens solchen Friedens noch erfreuen? Doch nur die Kinder 
der Streikbrecherinnen. Für diese sollen sich also die anderen opfern!


Man empfiehlt auch die Dienstverweigerung. Auch dieses Mittel ist unfehlbar, 
vorausgesetzt, daß alle es tun. Wie überhaupt vieles zu erreichen wäre, wenn wir 
alle Helden wären. Wo aber sind denn diese Helden? In vielen hundert Jahren gab 
es nur einen Arnold von Winkelried, nur einen Giordano Bruno, nur einen Huß. 
Wer solchen Opfersinn anruft, der verlangt die Überwindung des Selbsterhaltungs-
triebes, der glücklicherweise noch größer ist als die Sehnsucht nach Frieden. Es ist 
ja gerade dieser Selbsterhaltungstrieb, der uns friedlich stimmt.


Ein anderer Vorschlag lautet: Als Bürgschaft für den Frieden soll jeder Staat 
eine Summe Gold irgendwo hinterlegen. Erklärt ein Volk dem Nachbar den Krieg, so
verliert der Friedensstörer das Hinterlegte! Wie hübsch das ist, wie einfach und 
vor allem wie billig!


Wieder ein anderer schlägt vor: das Alleinrecht auf Herstellung von Sprengstoffen
einem neutralen Staat zu übertragen. Kein Pulver = kein Krieg – auch das ist wirklich
ein recht billiges Mittel zur völligen Sicherung der Friedens. Wie leicht wäre es dann
aber dem Friedensstörer gemacht, heimlich sich für den Krieg vorzubereiten und über
den völlig wehrlosen Nachbarn herzufallen! Wie einfach doch in manchen Köpfen die
Friedensfrage sich lösen läßt.
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Am einfachsten löst ja der Kriegsmann diese Fragen. Man wirft den Feind zu
Boden, stemmt ihm den Fuß auf die Brust und fragt ihn, ob er Frieden machen will.
Bei dieser Art Frieden bleibt eigentlich alles bestehen, was die Gegner zum Kriege
getrieben hat. An die Stelle des alten tritt ein frischer Zankapfel. Der Sieger ist zu-
frieden, der Besiegte sinnt auf Vergeltung. Eines Tages bricht er den Streit vom 
Zaun und fällt über seinen Gegner her. Wenn’s glückt, wechseln die Rollen, und 
der Zankapfel ist wieder frischer und anmutender denn je. Der Frieden, der hier ge-
schlossen wird, ist immer nur vorläufiger Art und dient zu nichts anderem als zur
Sammlung neuer Kriegskräfte, zur Gewinnung des Übergewichts, wobei zu beachten
ist, daß der Sieg den Sieger stolz macht und der Stolz vor dem Fall kommt, so 
daß schon aus solchem Grunde das Übergewicht nie lange oder dauernd auf einer
Seite bleibt. Der Soldatenfrieden ist seiner ganzen Natur nach unhaltbar.


Solchem auf dem Übergewicht der Kräfte errichteten Frieden stellen die Staats-
männer den aus dem Gleichgewicht der Kräfte sich ergebenen Ruhezustand als Frie-
den gegenüber. Sind die Kräfte der Parteien derart ausgewogen, daß keiner be-
stimmt mit dem Siege rechnen kann, so wird auch keiner mehr den Mut haben, den
Frieden, diesen Frieden zu stören. So sagen die Staatsmänner. Und solange das Gleich-
gewicht der Kräfte nicht gestört wird, rührt sich der Kriegsengel nicht, ähnlich wie
Burians Esel sich auch nicht rührte, solange die Heuhaufen ausgeglichen waren.


Zur Feststellung des Gleichgewichts bedienen sich die Staatsmänner in der
Hauptsache der Meßkunst. Sie schnipseln so lange an den Landesgrenzen herum, 
bis sie das Gleichgewicht der Kräfte herbeigeführt zu haben wähnen.


Aber die Kräfte, die man hier ins Gleichgewicht zu bringen sucht, sind nicht 
nur zur Meßkunst gehörig. Oft steht die Kraft der Staaten sogar im umgekehrten 
Verhältnis zur Größe der Landfläche. Das aber, was an der Wehrkraft unabhängig 
von der Landesgröße ist, ist keine feste Größe. Der Bevölkerungszuwachs, die 
sozialen Verhältnisse, die militärische Technik, die wirtschaftlichen Hilfsmittel, kurz 
alles, was die Verteidigungskraft entscheidend beeinflußt, ist in stetigem Fluß. 
Wie ist die Macht Englands durch das Unterseeboot so außerordentlich geschwächt 
worden! Wäre es darum auch ursprünglich den Staatsmännern gelungen, ein voll-
kommenes Gleichgewicht herzustellen, so unterliegt diese Friedensbürgschaft (!) doch
ständig den genannten und tausend anderen störenden Einflüssen. So genügt schon
allein ein Unterschied in den Geburten, um das Gleichgewicht zu stören. Wird in
einem Lande die Säuglingssterblichkeit erfolgreicher bekämpft als in dem anderen, 
so ist das Gleichgewicht auch wieder aufgehoben. In Ägypten suchte z.B. Pharao 
das Gleichgewicht dadurch aufrecht zu erhalten, daß er die neugeborenen Kinder
Abrahams ertränken ließ. Wer auf diese Weise das Gleichgewicht zwischen Deutsch-
land und Frankreich sicher stellen will, muß entweder zum Verfahren Pharaos in
Deutschland greifen, oder in Frankreich die Geburten auf die deutsche Höhe heben.
Indessen ist die Zahl der Menschen oft ebensowenig allein maßgebend für jenes
Gleichgewicht, wie die Größe des Landes. Nicht selten steht die militärische Kraft 
im umgekehrten Verhältnis zu Zahl. Entscheidender als die Menge erweist sich 
oft genug die Güte, die militärische Brauchbarkeit. Der Alkoholismus und die
Abstinenz genügen an sich, um manches Kräfteverhältnis über den Haufen zu 







werfen. Vor 10 Jahren brachte der Alkohol die russische Revolution um den Erfolg;
die seit drei Jahren geübte Enthaltsamkeit gab den Revolutionären Kraft. Dulden die
Gleichgewichtspolitiker in einem Lande den Alkohol, so müssen sie seinen Genuß in
allen anderen erzwingen, sonst zerfällt auch das bestausgewogene Gleichgewicht.


Es erübrigt sich, andere Forderungen der Gleichgewichtslehre anzuführen. Das Ge-
sagte zeigt, wohin man mit diesem Diplomatenfrieden kommen würde.


Einen ähnlichen Frieden erstreben die Vertreter der Abrüstungslehre. Sie sagen,
das Gleichgewicht der Kräfte sei da, sobald alle ihre Waffen niederlegen. Sie sagen,
100 unbewaffnete Männer seien nicht mächtiger als 10; der unbewaffnete Mann sei
militärisch eine Null. Die Macht liege in den Waffen, und die Übermacht an Waffen
reize zum Krieg. Freilich gehen sich nicht so weit, auch die Schutzleute entwaffnen
zu wollen. Wahrscheinlich denken sie dabei an die Notwendigkeit der Rüstung zur
Aufrechterhaltung des inneren "Friedens". Das ist aber schon ein recht verdächtiges
Zugeständnis an die Rüstung, denn wie viele Armeekorps würde man dem Zaren zur
Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem Abrüstungskongreß zugestanden haben? *


Bei der Abrüstungsforderung als Friedensbürgschaft übersieht man vollkommen,
daß zur Rüstung schließlich jedes Ding brauchbar ist, das härter ist als der Soldaten-
schädel. Den Kampfwert der Rüstung kann man durch Vergleich mit der Rüstung 
des Gegners feststellen. Das Schwert des einen braucht nur etwas weniger stumpf 
zu sein als das des Gegners, um ein vorzügliches Schwert zu sein. Im deutschen
Bauernkrieg wurde die Rüstung der Ritter mit Dreschflegeln zerschlagen. In der
Pariser Kommune waren Pflastersteine die einzige Waffe. Kain erschlug seinen Bruder
mit einer Keule, und Herkules in der Wiege erwürgte einfach die Riesenschlange.


Wie denkt man sich unter solchen Verhältnissen die Abrüstung? Die italienische
Polizei verbietet das Tragen von Taschenmessern, um auf diese Weise die Abrüstung
in die Wirklichkeit zu übersetzen. Sollen wir nun den Besitz von Dreschflegeln ver-
bieten? Soll es keine Jagdgewehre mehr geben? Schon gut; verbietet man jedoch 
das alles, so erwürgen sich die Gegner, wie im Kriege die Soldaten im "Handgemenge"
jedesmal dann tun, wenn sich sich verschossen haben, also "abgerüstet" sind. Die Faust
gibt in letzter Linie den Ausschlag. Kommt es zu völligen Abrüstung, ohne daß man
die Kriegsursachen beseitigt, so bereitet man den Boden für den fürchterlichsten aller
Kriege, für die Schlacht im Handgemenge (Teutoburgerwald, Lechfeld, Sempach).


Und haben wir nicht erlebt, wie schnell der Fiedelbogenfabrikant umlernt und 
seine Werkstätte für Kriegsbedarf umbaut? Das jetzt im Felde stehende Rüstzeug
stammt nur zu einem verschwindend kleinen Teil nach aus der Friedensrüstung. 
Gleich nach Ausbruch des Krieges traten Schiffsladungen frisch bereiteter amerika-
nischer Granaten auf dem Kriegsmarkt auf! Was soll da die Abrüstung? Ich ver-
stehe den Sinn dieser Forderung nicht.


Im Kampfe gegen England ist der deutsche Pflug, der deutsche Misthaufen, 
die eigentliche Rüstung Germaniens. Korn ist Rüstung, Guano ist Rüstung,
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*) Wilsons Friedensprogramm Juni 1918: "Herabsetzung der Heere auf das äußerste Maß, das noch zur
Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit als notwendig erachtet wird." Die Vorgänger Wilsons hatten
danach gehandelt – und ohne Heer trat Wilson in den Krieg!
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Schafe sind Rüstung. Mit Salpeter füllt man Granaten und düngt man die Felder! 
Soll man zum Zwecke der Abrüstung auch die technischen Hochschulen eingehen-
lassen, weil man dort zeigt, wie man den Salpeter aus der Luft gewinnt für die Land-
wirtschaft und für den Krieg? Aus den Tiegeln deutscher Farbwerke kommt Pulver
oder Ostereierfarbe zum Vorschein, je nachdem man den Hahn A oder B dreht.


Ja, sagen die Franzosen, die allgemeine Abrüstung, die möchte den hinterlistigen
Deutschen gefallen. Sie haben Eisen und Kohle, sie haben eine starke Industrie, sie
haben alles, was zur schnellen Herstellung einer Rüstung nötig ist. Aber die anderen
Völker, die ihre Rüstung im Frieden vom Auslande bezogen, um sie für den Kriegsfall
zur Hand zu haben, was sagen diese zur Abrüstungsfrage? Wie wollen die sich rüsten,
wenn sie einmal abgerüsteter gewesen wären? Durch Umschaltung ihrer gewaltigen
Industrie würden sich die Deutschen im Handumdrehen gepanzert, gewaffnet, ge-
rüstet haben und wären den mit Schlafmützen und Dreschflegeln anrückenden Fran-
zosen und Russen mit neuen Geschützen entgegengetreten!


Der Mensch kommt gerüstet zur Welt. Wie er von Uranfang an im Kampfe mit 
den gerüsteten Mordgesellen der Natur, den Höhlenbären und Tigern, gerade wegen
seiner vollkommenen Abrüstung sich als der Stärkere erwies, so ist er auch seinen
Artgenossen gegenüber immer gerüstet. Geist und Schulbildung stellen letzten Endes
die wirksamte Rüstung dar. Abrüstung ist Unsinn.


Damit soll nicht gesagt sein, daß die Rüstung den Frieden sichert. Die Nutz-
losigkeit der Abrüstung beweist noch nicht die Richtigkeit des Satzes: wer den
Frieden will, rüste sich für den Krieg. Man mag immerhin abrüsten und das so ge-
sparte Geld zur Aussteuer neuer Rentner, von 100 000 neuen Millionären benutzen –
schaden kann es nicht, nützen auch nicht. Der Friede hat aber mit Rüstung und
Abrüstung durchaus nichts zu tun.


Ein anderer Friede, von dem man sich in Amerika besonders viel verspricht, ist 
der Polizeifriede. Tafts Staatenbund zur Erzwingung des Friedens!


Taft stellt wirklich recht bescheidene Ansprüche an den Frieden. Dieser Gewalt-
friede, erinnert er nicht an die Ruhe, die in den Staaten herrscht, wo man die Un-
zufriedenen mit den Polizeimitteln an der Empörung hindert? Übrigens ist dieses
Taftsche Fiedensideal bereits heute überall in bezug auf den inneren Frieden durch-
geführt. Vielleicht waren es die Pinkertonschen Bataillone, die Taft auf den geist-
reichen Gedanken brachten, den Völkerfrieden durch Polizeimacht zu erzwingen. 
Wir werden ja übrigens bald genug in Amerika sehen, wie sich der Zwangsfriede
bewährt, wenn einmal die Arbeiterklasse sich gegen die große kapitalistische Krake
erheben wird. Ob da wohl Mr. Taft, falls die Pinkertonsche Bataillone nicht aus-
reichen, seinen Friedenerzwingungsbund (league for the enforcemant of peace) auf-
rufen wird, um die ausgebeuteten und aufrührerischen Arbeiter niederzuknallen?
Solche gegenseitige Hilfe bei inneren Unruhen hatte man sich wohl auch seinerzeit
beim Abschluß der "heiligen Allianz" vertragsmäßig zugestanden.


Der am meisten besprochene Vorschlag zur Schaffung des Friedens, von dem 
seine Freunde bisher das meiste erwarteten, ist der auf Völkerrecht aufzu-
bauende Friede. Nach Ansicht der Friedensfreunde braucht das Völkerrecht 
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nur ausgebaut und auf irgend eine Weise von Angriffen gesichert zu werden. Über die
Art dieser Sicherung ist man sich nicht recht klar. Immerhin glaubt man, daß es ge-
lingen wird, das Völkerrecht mit der Zeit zu einer Art unantastbaren Heiligtums auszu-
gestalten, zu einem Rechtsgötzen, so daß niemand es noch wagen wird, es anzutasten.


Dieses Völkerrecht soll seine Erleuchtung in der "Gerechtigkeit", in der Moral, in
der Freiheit suchen. Was unter Völkergerechtigeit, Staatsmoral zu verstehen ist, dar-
über hält man sich vorläufig nicht auf. Man nimmt einfach als selbstverständlich an,
daß die Gerechtigkeit eine Sache für sich sei, ein Ding, das allen Menschen immer in
derselben gleichen Erscheinung entgegentritt, so daß, wenn z. B. heute bei sämtlichen
500 Millionen englischen Untertanen über die Zulässigkeit des Unterseebootskrieges
eine ganz andere Ansicht herrscht als bei den 70 Millionen Deutschen, dieses nur da-
rin begründet sein kann, daß eine der beiden Parteien die Sache falsch sieht oder ent-
gegen besserem Wissen, gegen ihr Gewissen aussagt. Nehmen wir aber an, das Ding
"Gerechtigkeit" bestehe wahrhaftig und wäre immer und überall dasselbe – in London,
wie in Berlin, früher, jetzt und in Zukunft dasselbe – also von ewiger unveränderlicher
Verfassung, so berührt es doch recht eigentümlich, daß die Friedensfreunde bei den
Gewalthabern unserer Klassenstaaten ohne weiteres ein ausreichendes Maß solcher Ge-
rechtigkeit voraussetzen und auf Grund dessen glauben, die Beziehungen von Staat zu
Staat in Ruhe auf solcher Gerechtigkeit aufbauen zu können. Was in aller Welt be-
rechtigt uns zu solcher Voraussetzung? Ist es vielleicht der jüngste Krieg? Ist es das
Innenleben der Völker vor dem Krieg? Herrscht in allen unseren lieben Klassenstaaten
ein so starker Gerechtigkeitssinn? Ist die Seele dieser Klassenstaaten nichts als Liebe
und Gerechtigkeit? Kann man das öffentliche Leben in allen Klassenstaaten als Hoch-
schule der Gerechtigkeit und Menschenliebe betrachten? Veredelt die Politik, die in
den Volksvertretungen getrieben wird, wirklich dermaßen die Gesinnung? Kommen die
jungen Beamten, die man zur Ausbildung nach Südwest, nach dem Kongo, nach Indien
schickt, wirklich als feinfühlige, gerechtigkeitstriefende Männer heim? Führt etwa der
ständige Klassenkampf, der zwischen Arbeiter und Unternehmer jahraus jahrein tobt,
dazu, im ganzen Volk den Sinn für Gerechtigkeit und Nächstenliebe zu heben?


Unsere Gewalthaber beobachten unerschüttert das Säuglingsmassensterben in Neu-
york, Berlin, London, Paris, dem allein in Deutschland alljährlich 300 000 zum Opfer
fallen, also fast so viel, wie der jetzige Krieg Männer verschlingt, und mehr als die Metze-
leien in Armenien gekostet haben. Sie wissen ganz gut, daß diese Säuglinge zumeist
nur darum ins Massengrab wandern, weil die Not den Müttern nicht die gehörige Kinder-
pflege gestattet – die Not in denselben Staaten, wo 100 000 Millionäre nicht mehr
wissen, was sie aus Übermut treiben sollen! Hat sich einer dieser Gewalthaber je
dagegen empört, ein einziger? Und bei diesen Männern sollen wir nun plötzlich soviel
Gerechtigkeitsliebe voraussetzen, daß sie sich sofort entrüsten und empören sollen,
wenn dahinten weit in der Türkei die Völker aufeinander schlagen? Daß sie alle, gleich-
wie die Krähen beim Erscheinen eines Raubvogels, von allen Seiten zuhilfe eilen? 
Wer sich in der Gerechtigkeitspflege üben will, der übe sie zunächst am eigenen 
Herd, in der Gemeinde, im eigenen Volk. Hat man erst Frieden im eigenen Staat, tiefen,
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echten Bürgerfrieden, ist der Klassenstaat in den Staub geworfen und zertreten – dann
können wir nach weiteren Eroberungen auf dem Gebiete der Gerechtigkeit uns umse-
hen und versuchen, uns mit den Fremden auf diesem Boden zu vertragen. Solange das
nicht geschehen ist, bleibt uns nichts anderes übrig, als alles, was zu Reibungen zwi-
schen den Völkern führen kann, alle Zankäpfel so gründlich wie möglich zu vertilgen.


Ganz recht, werden hier die Friedensfreunde sagen, das ist ja, was auch wir 
wollen – durch Völkerrecht wollen wir die Zankäpfel beseitigen – deshalb erstreben 
wir ja gerade die Erweiterung und Sicherung des Völkerrechtes. Das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker soll unbeschränkt sein, ebenso auch die Staatshoheit.


Ich aber sage: die Rechte der Völker, das Massenrecht, sind schon zu groß, viel 
zu groß. die Rechte der Massen können niemals eng genug begrenzt werden. – Dafür
müssen aber die Rechte der Menschheit umsomehr erweitert werden. Wenn die Völker
schon ihre jetzigen Rechte mißbrauchen, wieviel mehr Mißbrauch werden sie mit 
den erweiterten Rechten treiben. Nein, hier betreten wir Holzwege – die Rechte der
Völker müssen beschränkt und, soweit es sich um die Staatshoheit der Völker über
den von ihnen besetzen Boden handelt, sogar restlos abgeschafft werden. Völkerrecht
ist Krieg – Menschenrecht ist Frieden. Die Entwicklung des Völkerrechtes nennt 
man Fortschritt. Das ist nicht richtig, es wiederspricht der Geschichte. Zuerst war 
das Gewaltrecht, das Massenrecht, das sogenannte Völkerrecht. Aus ihm entwickelt
sich langsam das Menschenrecht, das Recht des einzelnen Menschen. Der Fortschritt
geht also vom Massenrecht zum Recht des Einzelmenschen.


Die Völker sind im Vergleich zu ihren Bestandteilen immer minderwertig. Der
Mensch gewinnt nicht, wo er die Verantwortung für alles Tun und lassen auf die
Masse abwälzt: in der Gemeinschaft handelt der Mensch schäbiger als einzeln. Swift
sagte schon: ich habe immer die Staaten und Gemeinden gehaßt – meine Liebe geht
auf den Einzelmenschen. Darum müssen wir dem Einzelmenschen mehr Recht zuge-
stehen als den Völkern; er wird diese weniger mißbrauchen, trägt er doch selbst die
Verantwortung. Das Völkerrecht, Massenrecht kann man aber nur auf Kosten der
Menschheit ausbauen. Das Recht des einen kann man sich nur als das Unrecht des
anderen vorstellen – wie ja auch die Freiheit des einen in der Unfreiheit des anderen
besteht, – nur Menschheitsrechte machen hier eine Ausnahme. Jedes Sonderrecht
muß wie ein Wechsel von irgend jemand bezahlt werden, und im Völkerrecht ist 
dieser Jemand der Mensch. Stärken wir durch das Völkerrecht die Völker, so
schwächen wir uns alle als Einzelmenschen. Die Bestrebungen, die auf einen Völker-
rechtsfrieden hinauslaufen, wirken dann notwendigerweise zweckwidrig.


Der Inbegriff aller Völkerrechte ist die Staatshoheit über das von den Völkern be-
setzte Land. Hier sind auch die Reibungsflächen, die Zankäpfel zu suchen. Mit Hilfe
dieser Staatshoheit ist es möglich geworden, daß dem Menschen die Welt willkürlich
verkleinert wird; – schließlich so verkleinert, daß er verhungert, verdurstet, erfriert.


Laut diesem Völkerrecht gab Er die Erde – nicht den Menschenkindern, wie es
doch in der Bibel heißt – sondern den Völkern. Und welchen Mißbrauch treiben 
die Völker mit den, wie es heißt, noch nicht weit genug getriebenen Hoheits-
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rechten! Da sehen wir uns einmal Amerika an! Entdeckte Columbus etwa jenen
Weltteil für die Nordamerikaner? Sicher nicht; für die Menschheit entdeckte er das
Land, zum mindesten aber für seine Landsleute. Und diesen seinen Landsleuten ver-
weigern die Amerikaner heute die Landung unter dem Vorwand, – sie seien des
Schreibens unkundig oder hätten kein Geld in der Tasche! Führte etwa Colombus
soviel Geld mit sich, und konnten seine Mannen etwa lesen und schreiben? Auch die
Aussätzigen, die Zigeuner, die Blinden, Lahmen und Greise weisen die Amerikaner ab
– und stützen sich dabei auf ihre Hoheitsrechte, auf das Völkerrecht, auf das
Selbstbestimmungsrecht – das man jetzt erweitern und sichern will? "Amerika für die
Amerikaner" sagen sie dabei verächtlich. Ja, sie gehen noch weiter und sagen:
"Amerika für die amerikanische Rasse" und verweigern damit dem Hauptstamm des
Menschengeschlechtes, dem ältesten und zahlreichsten, den Mongolen, den Zutritt in
ihr Land – auf Grund des Völkerrechtes, auf Grund der Staatshoheitsrechte. Und die-
ses verderbte Recht sollen wir zum Zwecke des Friedens ausbauen und vor
Vergewaltigung sichern! Machen wir uns doch einmal klar, was das heißt. Die
Rassenpolitik der Amerikaner kann sich ja auch einmal gegen die Europäer richten,
auch kann in dieser amerikanischen Rassenpolitik der schwarze Bestandteil, können
die Neger eines Tages die Oberhand gewinnen!


Getreu ihrem Schlagwort "Amerika für die Amerikaner" erreichten die Amerikaner
rings um das gewaltige Gebiet, das Columbus der Menschheit schenkte, eine
Zollgrenze – und vertreiben durch willkürlich hochgeschraubte Sperrzölle die Europäer
von ihren Märkten. Heute ist es die Einfuhr, die sie treffen wollen, morgen wird es
die Ausfuhr sein, so daß die Europäer ständig mit der Möglichkeit rechnen müssen,
daß die Erde für sie eines Tages um den ganzen amerikanischen Erdteil, mindestens
aber um die Vereinigten Staaten kleiner sein wird. Der europäischen Bevölkerung
kann es aber wahrhaftig nicht gleichgültig sein, ob ein Erdteil wie der amerikanische
von der Weltkarte gestrichen wird. Für sie bewirkt der wirtschaftliche Verlust eines
Erdteils genau dasselbe, wie wenn dieser vom Meere verschlungen würde.


Bis jetzt haben sich die Europäer das alles gefallen lassen; sie treiben es den
anderen Völkern gegenüber übrigens auch so. Wie die Amerikaner, so sagt jedes her-
gelaufene, von irgend einem Gewaltherrscher zusammengefegte Volk: "unser Land, unser
ausschließliches Eigentum"! Wir wirtschaften darauf auf Grund der uns durch Völker-
recht verbürgten Staatshoheit nach Gutdünken und Willkür. So versagen die Australier
den Japanern ganz unbedingt den Zutritt in ihr Land, obschon das Land äußerst dünn
besetzt ist und die Japaner kaum wissen, wohin sie den Volksüberschuß schicken 
sollen. So wurde in den polnischen Teilen Preußens mit Staatsgeld Land gekauft, um
dieses an Nichtpolen zu verpachten! Das alles nennt sich Völkerrecht! "Mögen doch
die Völker mit zu dichter Bevölkerung in der Bibel bei Pharao nachlesen, wie man es
mit den Säuglingen machen soll! Mögen die Mongolen ihre Säuglinge ertränken" – so
sagen die für "Humanität" sich begeisternden Amerikaner, Preußen und Australier!


Wie gesagt, die Mongolen, Europäer und Afrikaner haben sich bis heute solche
Behandlung gefallen lassen. Aber wie lange noch? Richtet sich die amerikanische
Rüstung, die jetzt mit Hochdruck betrieben wird, wirklich nur gegen die 







64 [92]Freiland, die eherne Forderung des Friedens.


Mittelmächte, oder hält man diese Rüstung nicht auch sonst für nötig, um die dort
betriebene Rassenpolitik durchführen zu können?


Wie kann man diesen gewaltigen, ungeheuren Zusammenprall vermeiden? Lächer-
lich wäre es, von einem einfachen Völkerrechtsvertrag, der die amerikanischen
Hoheitsrechte achtet, eine Schlichtung dieses Streites zu erwarten. Dieser wird im
Gegenteil um so größeren Umfang nehmen, um so tieferen Völkerhaß ausbrüten, je
mehr das Völkerrecht an ihm herum zu doktern versucht. Der Mongole wird eines
Tages mit der eisernen Faust an das goldene Tor schlagen, und dann wird, gestützt
auf dasselbe Völkerrecht, das wir heute erweitern sollen, die weiße Rasse zurück in
den Atlantischen Ozean gedrängt werden.


Vom Standpunkt der Völker und ihrer Staaten läßt sich solcher Streit nicht schlich-
ten; Rassenpolitik darf nicht an Staaten, an Landesgrenzen, an Staatsgesetze gebun-
den werden. Rassenpolitik ist ureigene Angelegenheit jedes einzelnen Menschen. Das
einzige Volk, das seit Jahrtausenden beharrlich Rassenpolitik betreibt, die Juden, hat
überhaupt kein eigenes Land, und kennt die Staatshoheit nicht. Um also solche Kriegs-
möglichkeiten zu verhüten, müssen wir einen höheren Standpunkt einnehmen, von
tieferer Erkenntnis ausgehen. Hier müssen wir auf die Zelle aller Staaten, auf den Einzel-
menschen zurückgreifen. Menschenrechte, nicht Völkerrechte, müssen wir hier verkün-
den. Und zwar als Punkt Eins aller Menschenrechte: "Die Erde gab Er den Menschen-
kindern". Er gab die Erde nicht den Amerikanern und den Mongolen; den Menschen, der
Menschheit, auch den Schreibunkundigen gab Er sie. In dieser Frage müssen wir einen
bedingungslosen Standpunkt einnehmen; entweder gehört die Erde allen Menschen, und
dann ist kein Platz für Hoheitsrechte der Völker, oder aber wir anerkennen das Völker-
recht auf den Boden mit allen seinen Folgerungen. Das heißt mit dem Krieg, der diesem
Recht anhaftet wie die Pest den indischen Hadern. Ein Mittelding gibt es hier nicht.


Ehe Moses, Attila, Garibaldi ihre Volksgenossen in zu großer Enge verkommen 
lassen, schauen sie über die Grenze; und entdecken sie dort noch Boden, der weni-
ger dicht bebaut wird, so ziehen sie hin und schlagen die nieder, die ihnen den 
Weg zur Erde unter Hinweis auf Völkerrechte und Papierfetzen verwehren wollen. Dem
Hoheitsrecht der Völker stellen sie das Menschenrecht entgegen, und in solchem
Kriege soll die Menschheit über alle Völker und ihre Rechte den Sieg davontragen.


Doch sehen wir uns diese auf Völkerrecht gegründete Staatshoheit über den Boden
nochmal von einer anderen Seite – nämlich von der Seite der Bodenschätze, sagen wir
der Steinkohle, an. Wir werden dann vielleicht unmittelbarer noch die Hoffnungs-
losigkeit des Völkerrechtsfriedens einsehen. Solange die Amerikaner nur den Ärmsten
unter den Armen gegenüber es wagen, ihre Grenze zu sperren und eine Rassenpolitik
zu treiben, die uns vorläufig nicht unmittelbar berührt, empfinden wir den Schimpf,
der durch solches Tun der Menschheit zugefügt wird, nicht persönlich genug, um uns
zu entrüsten. Wir sagen: "Mögen sich die, die es angeht, mögen sich die Chinesen
empören, mögen die Blinden, Lahmen, Schreibunkundigen sich einen Garibaldi
wählen und mit Gewalt die amerikanische Grenzsperre beseitigen. Uns als derbe Dick-
häuter geht das nichts an." – Wenn wir aber hören werden, daß England und
Deutschland sich verständigt haben, um die Steinkohle mit einem Ausfuhrzoll zu be-
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lasten*, der die Seereisen und Seefrachten verdoppelt und verdreifacht, wenn die 
Bewohner kohlenarmer Länder, wie etwa die Schweiz, den Winter zähneklappern in
ungeheizten Zimmern zubringen müssen – dann werden wir an die Chinesen, an die
Schreibunkundigen, an die Greise denken und mit ihnen ausrufen: ist das eigentlich
erlaubt, gehört das auch zum Völkerrecht, ist das kein Mißbrauch der Staatshoheit,
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker? Ist das die gerühmte Freiheit der See? 
Was nützt uns das Völkerrecht, der papierne Völkerfriede – wenn wir dabei erfrieren
und verhungern? Wir brauchen die Seefreiheit, und ohne die Freiheit der Steinkohle
ist diese Seefreiheit hohl. Die Staatshoheit Englands und Deutschlands über die
Kohlenschätze muß nachgeprüft werden. Der Menschheit, allen Völkern, jedem
Menschen gehören offenbar diese Steinkohlen, von denen wir heute alle ebenso ab-
hängig sind, wie von der Sonne, wie von der Luft. So werden wir reden, sobald wir
einmal frieren werden, sobald wir persönlich unter den Folgen der Staatshoheit und
des Völkerrechts zu leiden haben.


Dem Boden und seinen Schätzen gegenüber gibt es keine Völkerrechte, kein
Massenrecht, keine Staatshoheitsrechte. Das Völkerrecht darf sich nur auf das be-
ziehen, was Menschenhand geschaffen. Sobald wir den Völkern Rechte einräumen, die
über das Recht des Einzelmenschen hinausgehen, verwandelt sich solches Recht in
Krieg. Alle Menschen, jeder einzelne Mensch, hat auf den Boden, auf den ganze
Erdball die gleichen, unveräußerlichen Rechte, und jede Einschränkung dieses
Urrechtes bedeutet Gewalt, bedeutet Krieg. Darum wiederhole ich: will man den
Völkerfrieden, so muß dieser ersten Forderung genügt werden, allen Menschen, rest-
los allen Menschen gehört die Erde, und weg mit dem Massenrecht, weg mit der
Staatshoheit, die dieses Unrecht antastet!


* * *
Das angeführte Beispiel aus der Welt der Bodenschätze möge genügen für das,


was ich begründen wollte. Mehr oder weniger spielt ja jeder Rohstoff im Leben 
der Menschheit die gleiche Rolle wie die Kohle. So würde z. B. ein amerikanischer
Ausfuhrzoll auf Baumwolle für die 500 000 deutschen Weber und Spinner ebenso 
tödlich wirken, wie ein Ausfuhrzoll auf Kohle für die italienische, spanische und
schweizerische Industrie tödlich ist. Die Steinkohle hat uns zweierlei gezeigt: 1. die
Unmöglichkeit, auf Grund von Völkerrechten den dauernden Frieden herbeizuführen;
2. die überragende Rolle, die die Erde und ihre Schätze in den Beziehungen der Völ-
ker zueinander spielen. Die auf den Boden und seine Schätze ausgedehnten Massen-
rechte, Hoheitsrechte, Selbstbestimmungsrechte sind es, die den Völkern das für ge-
rechtes Urteilen so unentbehrliche Gefühl der Sicherheit rauben und Unruhe in die
Volksseele tragen. Die mit diesen Völkerrechten in unlösbare Verbindung gebrachte
Möglichkeit, daß ein Volk von unentbehrlichen Rohstoffquellen ausgeschlossen 
werde, ist es, die letzten Endes die verantwortlichen Staatsmänner, die Unternehmer
und schließlich sogar die Arbeiterführer auf herrschsüchtige Gedanken drängt.**
Sie sagen sich: wir müssen damit rechnen, daß das englische Weltreich, daß die 


**) Ist inzwischen geschehen.
**) So waren Lassalle, Liebknecht, Bebel keine grundsätzlichen Gegner des Zolles. (Sozialdemokratie 


und Zollpolitik. M. Erzberger, Volksvereins-Verlag, München-Gladbach 1908.)
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Vereinigten Staaten, daß Mitteleuropa uns eines Tages auf Grund der Staatshoheits-
rechte von diesen gewaltigen Rohstoffquellen ausschließen können.* Darum kann
allein eine eigene, möglichst umfassende Oberherrschaft unserem Volke die Ent-
wicklungsmöglichkeit sichern. Ganz bestimmt haben in den heutigen, die Weltherr-
schaft anstrebenden Staaten solche Erwägungen eine bedeutend größere Rolle ge-
spielt als einfach Raublust, Gewinnsucht und Herrschsucht. Ich bin überzeugt, daß,
wenn man den englischen, deutschen, amerikanischen Unternehmern und Arbeitern
den Bezug der Rohstoffe und den Absatz der Erzeugnisse auf andere Weise sichern
könnte, sie alle herzlich gern auf den kolonialen Plunder, und überhaupt auf die
Erweiterung der Staatsgrenzen verzichten würden.


Die auf den Boden und seine Schätze ausgedehnten Hoheitsrechte der sogenann-
ten Völker, die Völkerrechte, verwandeln zwangsläufig den ganzen Erdball in einen
Zankapfel, von dem jeder nicht etwa nur das größte Stück, sondern jeder das Ganze
will und übrigens auch durchaus braucht. Und dafür, daß dieser Zankapfel nicht 
im Geiste der Verständigung, der Vernunft, der Liebe und Menschlichkeit behandelt
wird – dafür sorgt wieder das in allen Staaten geltende Bodenrecht, dafür sorgt der
Geist der Gewalt, der Unterdrückung, des Luges und des Truges, den unser auf dem
Privateigentum sich aufbauender Klassenstaat aus allen Poren schwitzt. Menschen,
die unter Herren und Knechten Genießern und Besitzlosen aufgewachsen sind, brin-
gen notwendigerweise ihre vergiftete Denkweise mit zu allen zwischenstaatlichen
Verhandlungen und schließen jede Verständigung von vornherein aus. Jeder Nadel-
stich verwandelt sich in diesem Geiste in ein Pulverfaß. Um uns davon zu über-
zeugen, müssen wir uns den leitenden Gedanken aller Staatsgründungen und der
Staatserhaltung näher ansehen.


Rousseau sagte: Wer den ersten Zaunpfahl in die Erde rammte und dazu sagte,
dieses Land ist mein, und Dumme fand, die es glaubten, der legte den Grund zu 
den heutigen Staaten.


Damit sagte er, daß die Errichtung des Sondereigentum am Boden den Geist des
Staates durchtränkt, daß die mit dem Einrammen des Zaunpfahls einsetzende Grund-
rente die eigentliche Seele des Staates ist. Der Staat rankt am Zaunpfahl, ähnlich 
wie die Bohnenstaude an der Stange, wie das Efeu am Gemäuer. Ist die Stange
krumm, so ist auch die Bohnenstaude krumm. Reißt man die Stange aus, so hat die
Ranke keine Stütze mehr und stürzt. Ist das Bodenrecht gesund, so wird auch das
Volksleben, der Staat gesund sein. Ist dieses Recht Ausfluß der Gewalt, so wird auch
der Staat nur mit Gewalt aufrecht zu erhalten sein. Das ist es, was Rousseau sagte.


Wie der Geist der Gewalt, der Ausbeutung, der Unaufrichtigkeit sich am 
Geiste des Zaunpfahles ausbildet, das erkennt man gleich, wenn man sich die 
Frage stellt, wie dieser Zaunpfahl eigentlich gegen die Strumböcke der durch 
ihn enterbten Volksmassen geschützt werden kann. Daß hierzu die rohe Gewalt 
nicht ausreicht, ist klar. Denn die rohe Gewalt ist ja die Gewalt der Masse, 
ein Vorrecht der Enterbten, der Besitzlosen. Nein, zum Schutze des Zaunpfahles 


*) Die Vereinigten Staaten fördern 50 % der Welterzeugung an Kupfer, 40 % an Eisen, 45 % an Kohlen,
60 % an Baumwolle, 65 % an Erdöl.
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braucht man höhere Kräfte: Blendwerk, Vollmachten, Rechtsgötzendienst, und um 
das alles richtig planmäßig einzurichten, baut man den Staat aus, wie er heute ist.
Zur Bildung dieses Staates und seiner Rechtsgrößen bemächtigt sich der Grund-
eigentümer durch Schul- und Kirchenzwang der gesamten Jugendausbildung, nach
dem Grundsatz: was ein Häkchen werden soll, krümme man bei Zeiten. Was gelehrt,
was unterdrückt, verheimlicht werden soll, das bestimmt er, der Grundeigentümer. Die
Aufsicht über Schule und Kirche haben die weitschauenden Staatsmänner immer als
das wichtigste Amt ihrer Staatsleitung bezeichnet. Lehrer, Geistliche, Geschichts-
schreiber werden am Zaunpfahl auf ihre Pflichten vereidigt. Wer sich nicht fügt, 
darf verhungern, wenn er nicht gar gerädert, verbrannt, nach Sibirien verbannt wird.
Und so widerstand der Zaunpfahl allen Angriffen, selbst der großen französischen
Revolution, bis auf den heutigen Tag. Ein erziehliches Meisterstück allerersten
Ranges. Wie ist es möglich, so fragt man sich verwirrt, daß einzelne Männer den
Boden wie eine gemeine Ware kaufen und verkaufen, den Boden, auf den die
Menschheit angewiesen ist wie auf die Luft und das Wasser? Wie ist es möglich, 
daß der Besitzlose eine so ungeheure Anmaßung, die ihn geradezu entwurzelt 
und entwürdigt, auch nur 24 Stunden duldet? Und dennoch steht der Zaunpfahl!


Mit rechten Dingen ist das nicht zugegangen. Die Wahrheit ist eben gebeugt 
worden, von den Beamten, in der Schule, in der Kirche. Man hat, unter Mißbrauch
religiöser Gefühle, dem armen Menschenkinde so oft und so eindringlich den Satz
wiederholt "Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist", daß die Gesetze schließlich zu
einem Götzenbild wurden, das vom Volk von ferne angebetet wird. Nur so ist das
Rätsel zu erklären, daß der Zaunpfahl gegen alle Aufsässigen geschützt werden 
konnte. Die große Masse des Volkes, im Banne der Kirche und Schule, konnte von
ihren natürlichen Führern nie dazu bestimmt werden, den Zaunpfahl, das unverletz-
liche Heiligtum, umzustoßen.


Gehen wir nicht leichtsinnig über diese Tatsache hinweg. Sie ist von größter
Bedeutung, um den Geist, der die heutigen Staaten führt, richtig einzuschätzen. Was
kann aus einem Volke werden, wenn von oben her mit den heiligsten Gefühlen
Mißbrauch getrieben wird, wenn man Religion, Wissenschaft, Kunst, das natürliche
Gefühl völkischer Zusammengehörigkeit, zu Machtzwecken mißbraucht? Was kann aus
einem Kinde werden, dem gesagt wird: "Die Erde gab Er den Menschenkindern, aber
deinen Vater, ob er auch der beste Mann ist, hat er davon ausgeschlossen", und daß
das so ganz richtig sei, heiliges, unantastbares Recht? Ich meine, solchen Blödsinn
kann kein Kind vertragen. Die Sehnen des sozialen Richtssinnes erfahren bei solcher
Gotteslästerung im Kinde entschieden eine Streckung, die um so vernichtender wirken
muß, je stärker im Kinde der soziale Richtsinn veranlagt war. Von dem Augenblick, 
wo dem Kind gesagt wird, daß sein Vater kein Recht auf den Boden hat, daß er ein
elender Mensch, ein Proletarier ist, – ist das Kind geistig gebrochen – Recht und
Unrecht wird es nie mehr klar unterscheiden. Es ist ihm ein Leid getan worden.


Diese so erzogenen Menschen, sowohl die dabei tätig, wie die leidend Mit-
wirkenden, sind es nun, von denen wir erwarten, daß sie mit Vernunft und fried-
lichem Sinne alle die Zankäpfel miteinander verspeisen werden, die die Staats-
hoheit der Völker täglich, ja stündlich auf den Beratungstisch der Staatsmänner 
wirft! Um solches für möglich zu halten, müßte man wirklich schon von Friedens-
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liebe triefen. Dabei dürfen wir natürlich auch die sonstigen Wirkungen des Boden-
rechtes nicht vergessen: die allgemeine Verhetzung im Klassenstaate, die politischen
Kämpfe, von denen sogar die unmittelbar Beteiligten aussagen, daß sie die Ge-
sinnung verderben, die Lohnkämpfe, die Streiks und Aussperrungen, die Zusammen-
stöße mit der Polizei, die Pinkertonschen Bataillone usw.. Dann werden wir wohl 
zu der Überzeugung gelangen, daß, solange dieses Bodenrecht nicht abgeschafft
wird, der großzügige, wirklich freiheitliche Geist, der nirgendwo so nötig ist wie 
gerade bei den zwischenstaatlichen Verhandlungen, in keinem Staate aufkommen
kann.


Zusammenfassend möchte ich das Gesagte in die Worte kleiden: Das bis heute den
sogenannten Völkern, den Massen und ihren Staaten zugestandene unbeschränkte
Hoheitsrecht über den Boden und seine Schätze bildet das Pulverfaß des Krieges, und
die Zündkapsel dazu liefert der verderbte Geist, den der auf dem Privatgrundbesitz
sich aufbauende Klassenstaat von jeher gezüchtet hat und immer weiter züchten
muß. Friede und Grundeigentum, sowohl nationales wie privates Grundeigentum, sind
einfach unvereinbar, und unnütze ist es, von Frieden zu reden, solange wir diese ur-
alten barbarischen Einrichtungen nicht restlos von der Erde vertilgt haben.


* * *


Mancher schöne Gedanke ist schon an den Verwicklungen gescheitert, die die Ver-
wirklichung mit sich brachte. Hart im Raume stoßen sich die Sachen. Beim Frei-
landgedanken ist jedoch solches nicht zu befürchten. Die Praxis ist hier von gerade-
zu vorbildlicher Einfachheit. Sie läßt sich erschöpfend in diese zwei Sätze fassen:


Satz 1. In allen Staaten, die sich dem großen Friedensbund anschließen, wird 
das Sondereigentum am Boden (Privatgrundbesitz) restlos abgelöst. Der Boden ist
dann Eigentum des Volkes und wird der privaten Bewirtschatung durch öffentliche
Verpachtung im Meistbietungsverfahren übergeben.


Satz 2. An diesen öffentlichen Pachtungen kann sich jeder Mensch beteiligen,
einerlei wo er geboren, wie und was er spricht, welchen Lastern er huldigt, welche
Verbrechen er begangen, von welchen Gebrechen er geplagt wird, kurz alle, die
Menschenantlitz tragen.


Das Pachtgeld wird gleichmäßig und restlos unter alle Frauen und Kinder wieder
verteilt, wobei auch hier keinerlei Unterschied gemacht wird, woher die Frauen und
Kinder kommen. (Vergl. hierzu den folgenden Abschnitt 1.)


Diese Freilandsatzungen sind auch die Satzungen des Weltfriedens! Und was für
ein Friede! Er sucht die edlen, imperialistischen Triebe nicht heuchlerisch auszu-
rotten; er stempelt sie nicht als Unzucht und Barbarei – sondern er befriedigt sie. 
Das Hochziel jedes gesunden, aufrechten Mannes, das Reich der ganzen Erde, wird 
zur Tatsache.


Satz 1 greift den Klassenstaat an seiner Quelle an. Die Schuld, die fort-
zeugend Böses gebären mußte, ist gesühnt und getilgt. Friede herrscht jetzt am 
Herd, in der Gemeinde, im Volke. Niemand ist mehr da, der Sondervorteil von 
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der Ausbildung des "Staates", des neuzeitlichen Götzen, haben könnte und dieser
seelenlosen Maschine die Pflege der Wissenschaft, der Religion und der Schule zu
übertragen sucht. Dieser Organismus, der Staat, wächst nicht mehr von selbst, setzt
nicht mehr täglich neue Glieder an, mit denen er nach den letzten freien Menschen
zu greifen sucht. Der Selbsterhaltungstrieb dieser Maschine ist ausgerottet; sie geht
nur noch gerade so weit, wie sie gestoßen wird. Niemand spricht jetzt mehr von
"Staatsidealen", von Staatsbestrebungen, von Staatsseele und Staatsgott! Wie die zum
Gipfel strebende Efeuranke zum unansehnlichen Krauthäufchen zusammenstürzt, so-
wie ihr die Stütze entzogen ist, so wird auch der Götze, der im drohenden Staats-
sozialismus zum alles verschlingenden, alles verdauenden Ungeheuer sich auswächst*,
zu einem bescheidenen Knecht zusammenschrumpfen, der die Straßen kehrt, die
Briefe befördert, die Eisenbahnwagen putzt, die Schornsteine und Kotschleusen 
fegt, den Seuchenquellen nachspürt, Spitzbuben bewacht, und dem wir auch sorglos
die Stiefel zum Putzen anvertrauen werden, falls er es billiger und besser besorgt als
ein anderer Schuhputzer. Das tolle Gerede über die Zwecke des Staates verstummt.
Die Zwecke der Menschheit sind dann wieder dort vereinigt, wo sie allein eine er-
sprießliche Förderung erfahren können, in der Brust jedes einzelnen Menschen.


Mit Satz 1 fallen ganz von selbst die agrarischen Sonderbelänge, die zur Schaf-
fung der Zollgrenze trieben und den schauerlichen Gedanken des geschlossenen
Handelsstaates gebaren. (Die währungstechnischen Schwierigkeiten des Freihandels
werden durch Freigeld restlos gelöst.)


Satz 1 führt von selbst zum Freihandel, und es verlieren die Fragen wie Elsaß, Ser-
bien, Polen, Marokko, Gibraltar, Irland usw. für alle Beteiligten jeden vernünftigen Sinn;
sie werden inhaltlos. Die Grenzwächter, ich meine die eigentlichen Grenzwächter, nicht
die bescheidenen Männer, die bei Nacht und Nebel Wache hielten, damit von jenseits
der Grenze keine guten und billigen Waren ins Land kamen, sondern die Männer, die
unmittelbar Geldvorteile zogen aus der möglichst scharfen Betonung der politischen
und wirtschaftlichen Grenzen und Völkerscheiden, verschwinden ja restlos mit Satz 1.
Um den Frieden zu schaffen ist es dann nicht mehr nötig, daß Grenzsteine versetzt
werden. Diese bleiben einfach da, wo sie vor Kriegsbeginn waren. Dort mögen sie in
Frieden stehen als Denkmale des Haders, des Krieges. Sie haben dann nur mehr den
Sinn, den etwa die Grenzen der einzelnen deutschen Bundesstaaten haben: eine reine
Verwaltungsangelegenheit, die durch Freiland nur noch gewaltig vereinfacht wird, eine
Sache, die durchaus nichts Trennendes mehr an sich hat, so daß man sagen kann,
daß mit Satz 1 die künstlichen Grenzen unwirksam werden und dann nur noch die
natürlichen Grenzen, die die Sprachen, die Rassen, Gebirge und Gewässer usw. bilden,
übrig bleiben, von denen man noch nie behauptet hat, daß sie zu Kriegen geführt
haben. Und von der einzigen, dann übrig bleibenden Grenze, die praktisch sich noch
fühlbar machen wird, der Gesetzgebungsgrenze, kann man sagen, daß sie geradezu
von einer "Selbstmordsucht" besessen ist – insofern als die Gesetze der einzelnen
Völker sich täglich mehr angleichen und darum die für ihren Wirkungskreis geltenden
Grenzen mit jedem Tage mehr ineinander übergehen und verschwimmen. Länder mit


*) Siehe Walter Rathenau: Die neue Wirtschaft, S. Fischer Verlag, Berlin.
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gleichen Gesetzen haben keine Gesetzesgrenze mehr – so wenig wie zwei Wasser-
tropfen, die ineinander überlaufen. Haben doch die meisten Staaten sich die Ver-
fassung und Gesetze gegenseitig abgeschrieben! Und dieses Abschreiben wird 
immer mehr um sich greifen*. 


So werden also mit der Freilanderklärung die Grenzen bis zu Unsichtbarkeit ab-
getragen – warum also jetzt noch Grenzsteine versetzen?


Mit Satz 2 werden alle Zankäpfel, die die Staatshoheit über die Bodenschätze
geschaffen hatte (Kohlenmonopol, Petrolmonopol, Kalimonopol, Baumwollmonopol
usw.) spurlos vertilgt. Es ist nicht nur fesselnd, sondern geradezu lustig, die
Wirkungen zu verfolgen, die Satz 2 bei der Vertilgung dieser Zankäpfel ausübt, wie
die verwickeltsten Fragen sich in dem einzigen Satz restlos auflösen. Hier ist nicht
der Ort, die tausendfachen, grundstürzenden Wirkungen, die Satz 2 in den Völkerbe-
ziehungen auslösen wird, auch nur flüchtig aufzuzählen. Das ist ein Forschungsgebiet
für sich von gewaltigem Umfang. Von Grund auf wird hier alles umgestaltet, und zwar
nicht am grünen Tisch der Staatsmänner, sondern selbsttätig, in natürlicher Entwicklung.


Es genüge hier zu erwähnen, daß, wenn ein Volk versuchen wollte, mit seinen
Bodenschätzen den anderen Völkern gegenüber Wucher zu treiben, etwa durch Schaf-
fung eines Kali- oder Baumwollmonopols – sich das sofort hart rächen würde, insofern
als die zur Verteilung gelangenden Monopolgewinne die Arbeitsscheuen der ganzen
Welt ins Land ziehen würden. Alle Bummler, Sonnenbrüder, Zigeuner würden dorthin
ziehen, wo man die Bodenschätze an das Ausland mit Renten belastet abgibt. Die
Zigeuner wären dann noch die einzigen, die sich über die Erhöhung der Kali-, Kohlen-
und Baumwollpreise freuen, die sich nicht in die Börsenblätter mit wirklichem Anteil
vertiefen würden! Nur keine Monopole, nur keinen Wucher mit unseren Boden-
schätzen, wird es im Freilandstaat heißen – wir haben genug Bummler, genug Läuse
im Pelze, wir wollen nicht noch welche vom Ausland anlocken. Da in den anderen
Staaten aber für andere Waren genau dasselbe Bestreben herrschen wird – so ist es
klar, daß die Bodenschätze keinerlei Reibungen mehr verursachen können. Die volle
Freizügigkeit, die mit Satz 1 und 2 hergestellt wird, bringt ganz selbsttätig die
Bodenschätze unter die Weltherrschaft. Sie lähmt alle Kräfte, die heute zu wuche-
rischen Ausbeutung dieser Schätze treiben.


Dabei wäre es verkehrt, wenn man annehmen würde, daß mit der Erklärung von
Freiland alle Länder nun von allerlei Volk, vielleicht unerwünschtem Volk, überrannt
würden.


Man sagt sich, daß, wenn heute schon Millionen von Menschen als Wander-
arbeiter ruhelos hin- und herziehen, das mit der Freilanderklärung noch viel mehr 
der Fall sein wird. Das Gegenteil wird sich aber zeigen. Es ist wahrhaftig 
keine Wanderlust, kein Wandertrieb, der die Wanderarbeiter und Auswanderer veran-
laßt, Familie, Freunde, Heimat, die Kirche zu verlassen, um in Pennsyl-


*) Um die entrissenen Provinzen zurückzuerobern, um die ganze Welt zu "erobern", braucht Deutschland
nur bei sich vorbildliche Zustände zu schaffen, die soziale Frage zu lösen. Jedes Land, das die deutschen
Gesetze abschreibt, glieder sich damit dem Deutsche Reich an.
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vanien in die Kohlengruben zu steigen. Wahrhaftig, hier ist bittere Not die treiben-
de Kraft. Das erkennt man wohl am besten an der Rückwanderung der italienischen
Auswanderer. Die Not jagt sie fort, die Heimatliebe treibt sie wieder heim. Diese 
Not aber wird mit Freiland verschwinden. Wenn irgendwo die Bevölkerung zu dicht
wird, nun dann wird der Überschuß dorthin ziehen, wo es noch Platz gibt, aber nicht
mehr mit Waffen und Gewalt, sondern mit Pflug, Ochsen und Schafen, auch nicht
mehr als Ausbeutungsgegenstand gieriger Landwucherer, sondern als freie gleich-
berechtigte Bürger des Landes, wohin sie ihr königlicher Wille geführt hat. Freiland
ist das allgemeine Sicherheitsventil; mit Freiland verteilt sich die Menschheit frei 
und reibungslos über die Welt.


Freiland erschließt uns eine ganz andere als die heute durch das private und das
Staatshoheitsrecht auf den Boden von Grund aus verdorbene Welt. Freiland bedeutet
eine gründliche Umwertung aller unserer Begriffe. Auf politischem, wie auf volkswirt-
schaftlichem Gebiete gibt es kaum eine Lehre, die durch Freiland nicht umgestoßen
wird. Freiland läßt nichts unberührt.


Zum Schlusse möcht ich noch bemerken, daß das einzelne Volk durchaus nicht
darauf angewiesen ist, zur Durchführung von Freiland auf zwischenstaatliche Ab-
kommen zu warten. Mit der Erklärung von Freiland gewinnt das Volk, das hier mit
dem Beispiel vorangeht, durch die Ausschaltung aller Innenreibungen, aller unfrucht-
baren politischen Kämpfe, einen derartigen Kraftüberschuß für alle Werke von echtem
Wert, daß sich bald die Blicke der ganzen Welt dahin richten werden und man nach
dem Grunde all der Herrlichkeit forschen wird. Sieghaft, wie alles Echte und Gute,
erobert sich Freiland die Welt.







72 [100]


1. Der Sinn des Wortes Freiland.


1. Der Wettstreit unter den Menschen kann nur dann auf gerechter Gundlage aus-
gefochten werden und zu seinem hohen Ziele führen, wenn alle Vorrechte auf den
Boden, private wie staatliche aufgegeben werden.


2. Der Erde, der Erdkugel gegenüber sollen alle Menschen gleichberechtigt sein,
und unter Menschen verstehen wir ausnahmslos alle Menschen – ohne Unterschied
der Rasse, der Religion, der Bildung und körperlichen Verfassung. Jeder soll dorthin
ziehen können, wohin ihn sein Wille, sein Herz oder seine Gesundheit treibt. Und
dort soll er den Altangesessenen gegenüber die gleichen Rechte auf den Boden
haben. Kein Einzelmensch, kein Staat, keine Gesellschaft soll das geringste Vorrecht
haben. Wir alle sind Altangesessene dieser Erde.


3. Der Begriff Freiland läßt keinerlei Einschränkungen zu. Er gilt unbeschränkt.
Darum gibt es der Erde gegenüber auch keine Völkerrechte, keine Hoheitsrechte 
und Selbstbestimmungsrechte der Staaten. Das Hoheitsrecht über den Erdball steht
dem Menschen, nicht den Völkern zu. Aus diesem Grunde hat auch kein Volk das
Recht, Grenzen zu errichten und Zölle zu erheben. Auf der Erde, die wir uns im Sinne
von Freiland nur als Kugel vorstellen können, gibt es keine Waren-Ein- und Ausfuhr.
Freiland bedeutet darum auch Freihandel, Weltfreihandel, die spurlose Versenkung
aller Zollgrenzen. Die Landesgrenzen sollen nur einfache Verwaltungsgrenzen sein,
etwa wie die Grenzen zwischen den einzelnen Kantonen der Schweiz.


4. Es folgt aus dieser Freiland-Erklärung auch ohne weiteres, daß die Ausdrücke
"englische Kohle, deutsches Kali, amerikanisches Petroleum" usw. nur die Herkunft
dieser Erzeugnisse bezeichnen sollen. Es gibt keine englische Kohle und kein 
deutsches Kali. Denn jeder Mensch, gleichgültig welchem Staate er angehört, hat 
das gleiche Recht auf die "englische Kohle", das "amerikanische Erdöl" und das
"deutsche Kali".


5. Die Übergabe des Bodens an die Bebauer erfolgt auf dem Wege der öffent-
lichen Pachtversteigerung, an der sich jeder Mensch beteiligen kann, und zwar aus-
nahmslos jeder Bewohner der Erdkugel.


6. Das Pachtgeld fließt in die Staatskasse und wird restlos in Monatsbeträgen
unter die Mütter nach der Zahl der Kinder verteilt. Keine Mutter, einerlei woher sie
kommt, kann von diesen Bezügen ausgeschlossen werden.


7. Die Einteilung des Bodens richtet sich ganz nach den Bedürfnissen der
Bebauer. Also kleine Ackerteile für kleine Familien und große Ackerteile für große
Familien. Auch große Landstrecken für Genossenschaften, für kommunistische, 
anarchistische, sozialdemokratische Kolonien, für kirchliche Gemeinden.
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8. Die Völker, Staaten, Rassen, Sprachgemeinschaften, religiösen Verbände, wirt-
schaftlichen Körperschaften, die auch nur im geringsten den Freilandbegriff ein-
zuengen suchen, werden geächtet, in Bann getan und für vogelfrei erklärt.


9. Die Ablösung der heutigen Privatbodenrente erfolgt auf dem Wege der vollen
Entschädigung durch Ausgabe einer entsprechenden Summe von Staatsschuldscheinen.


2. Die Freiland-Finanzen.


Also der Staat kauft den gesamten Privatgrundbesitz auf und zwar Ackerboden,
Wald, Bauplätze, Bergwerke, Wasserwerke, Kiesgruben, kurz alles. Der Staat bezahlt
auch das Gekaufte, er entschädigt die Grundbesitzer.


Der zu bezahlende Preis richtet sich nach dem Pachtzins, den das Grundstück 
bisher einbrachte oder einbringen würde. Der ermittelte Pachtzins wird dann zum Zins-
satz der Pfandbriefe kapitalisiert * und der Betrag den Grundbesitzern in verzinslichen
Schuldscheinen der Staatsanleihe ausbezahlt. Keinen Pfennig mehr noch weniger.


Wie kann aber der Staat solche gewaltigen Summen verzinsen? Antwort: Mit 
dem Pachtzins des Bodens, der ja nunmehr in die Staatskasse fließt. Dieser Ertrag
entspricht der Summe der zu zahlenden Zinsen, keinen Pfennig mehr, keinen Pfennig
weniger, da ja die Schulden die kapitalisierte Grundrente des Bodens darstellen.


Angenommen, der Boden bringt jährlich 5 Milliarden an Pacht ein, dann hat 
der Staat als Entschädigung bezahlt bei einem Zinsfuß von 4 %:


5 000 000 000 5 100 : 4 = 125 Milliarden.
Diese Summe zum gleichen Fuß verzinst gibt aber auch 5 Milliarden.
Also Soll = Haben.


Vor der Größe dieser Zahlen braucht niemand zu erschrecken.** Die Größe 
des "Soll" mißt man an der Größe des "Haben". An sich ist nichts groß noch 
klein. Die Franzosen, die schon mit 35 Milliarden Staatsschulden und eben-
soviel Bodenschuldzinsen belastet sind, häufen noch immer Milliarden auf 
Milliarden an fremden Staatspapieren auf. (Vor dem Krieg.) Das Becken ist eben 
groß und faßt viel. Ebenso wäre es mit der Schuld der Bodenverstaatlichung. 
Dem großen "Soll" wird ein gleich großes "Haben" entsprechen. Es wäre darum 
auch völlig überflüssig, eine Berechnung dieser Summe im voraus vorzu-
nehmen. Sind es 100 Milliarden, gut; sind es 500 Milliarden, auch gut. Es ist 
für die Finanzen des Reiches nichts als ein Druchgangsposten. Diese Milliarden 
werden durch die Staatskassen pilgern, ohne eine Spur zu hinterlassen. 
Erschrickt denn ein Bankmann, dem man ein Vermögen in Verwahrung gibt?
Erschrickt der Präsident der Reichsbank vor den Riesensummen, die durch sein 


**) Die Grundrente "kapitalisiert" man durch Ausrechnung der Geldsumme, die an Zins so viel einbringt,
wie der Boden Rente abwirft.
**) Zurzeit (Nov. 1919) ist allerdings kaum noch etwas da, was abzulösen wäre. Die Verschuldung des
Reiches, die als erste Hypothek sich auswirkt, wird die Rente zum größten Teil aufzehren. Für den Preis
eines kleinen Bauernhofes in der Schweiz kann man schon ein ansehnliches Rittergut in Deutschland
kaufen.
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– Tintenfaß gehen? Der Vorsitzende der Reichsbank schläft nicht weniger gut als 
der Leiter der Bank von Helgoland. Sind denn etwa die Schulden des preußischen
Staates drückender geworden, seitdem dort mit Schuldscheinen die Eisenbahnen
gekauft wurden?


Gewiß, die Einwendung ist berechtigt, daß mit der Übernahme der Bodenver-
staatlichungsschuld ein Wagnis verbunden ist, insofern als die Höhe der Grund-
pachten von schwankenden Bestandteilen der Volkswirtschaft (Zölle, Bahnfracht-
sätze, Löhne, Währung) bestimmt wird, während die Zinsen der Schulden, wie auch
die Schuld an sich, auf dem Papier festgesetzt sind.


Das ist wahr, aber betrachten wir uns doch einmal diese schwankenden Bestand-
teile der Grundpacht vom Standpunkt derjenigen, die obige Einwendung machen, also
vom Standpunkt der Grundbesitzer selber. Wie haben sich denn die Grundbesitzer bis-
her gegen einen Rückgang der Grundrenten gewehrt? Haben sie sich nicht immer in
solchen Fällen um Hilfe an den Staat gewandt, und die ganze Last ihrer Not auf den-
selben Staat abgewälzt, den sie jetzt gegen genannte Verlustmöglichkeit in Schutz
nehmen wollen? Wobei sie natürlich zu erwähnen unterlassen, daß, wo ein Wagnis
ist, in der Regel auch eine entsprechende Gewinnmöglichkeit ist, und daß sie selbst
zwar den Verlust auf den Staat abzuwälzen pflegen, die Gewinne aber immer voll für
sich beanspruchen. Die Rolle, die der Staat dem Privatgrundbesitz gegenüber gespielt
hat, ist bislang immer die eines Nietenziehers bei Lottereien gewesen. Dem Staate
die Nieten – dem Grundbesitzer die Gewinne. Tatsache ist, daß, so oft auch die
Grundrenten stiegen, die Bezieher dieser Renten noch nie den Vorschlag gemacht
haben, dem Staat zurückzuerstatten, was sie in Zeiten der Not von ihm erhielten.
Ursprünglich halfen sich die Grundrentner in der Regel selber; sie verschärften die
Sklaverei, die Leibeigenschaft. Als diese nicht mehr aufrechterhalten werden konnte,
mußte ihnen der Staat durch Beschränkung der Freizügigkeit helfen, wodurch der
Lohn unter seine, durch die Freizügigkeit geebnete, natürliche Höhe gedrückt wurde.
Als solche Mittel zu gefährlich wurden, sollte der Staat mit dem Doppelwährungs-
schwindel helfen, das heißt, der Staat sollte die Währung preisgeben, um durch eine
unübersehbare Preistreiberei die Klasse der Grundrentner (der verschuldeten Grund-
eigentümer) auf Kosten anderer Bürger von der Last der Schulden zu befreien. (Dieser
Satz wird denen, die in den Währungsfragen noch vollkommene Neulinge sind, später
besser verständlich sein.) Als der Versuch am Widerstand der anderen Rentnerklasse,
der Zinsrenter, scheiterte und mit der rohen Macht das Ziel nicht erreicht werden
konnte, da verlegten sich die Grundrentner aufs Betteln, Klagen, da begründeten sie
ihre Forderung nach Sperrzöllen für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit der so-
genannten Not der Landwirtschaft. Um die Grundrenten zu retten und zu erhöhen,
sollten die Volksmassen höhere Brotpreise zahlen. Immer ist es also der Staat, das
Volk, gewesen, das die mit dem Grundbesitz verbundene Verlustgefahr gutwillig oder
zwangsweise auf sich nahm. Die Verlustgefahr, die von einer so breiten und ausschlag-
gebenden Volksklasse, wie die der Grundbesitzer ist, getragen wird, ist in Wirklichkeit
gleichbedeutend mit einer Verlustgefahr der Staatskasse. Mit der Bodenverstaat-
lichung würden sich diese Verhältnisse nur insofern ändern, als nun dem Staate als
Entgelt für die Gefahr des Verlustes auch die Gewinnmöglichkeiten zufallen würden.
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Übrigens liegt, volkswirtschaftlich betrachtet, im Rückgang der Grundrenten 
überhaupt keine Verlustgefahr; selbst der vollkommene Wegfall der Grundrenten 
wäre volkswirtschaftlich betrachtet kein Verlust. Dem Steuerzahler, der mit seiner
Arbeit neben den Steuern heute noch die Grundrenten aufzubringen hat, kann, 
wenn die Grundrenten wegfielen, der Staat entsprechend mehr Steuern aufbürden.
Die Steuerkraft des Volkes steht immer im umgekehrten Verhältnis zur Kraft der
Rentner.* 


Unmittelbar gewinnt und verliert niemand durch den Rückkauf des Grundbe-
sitzes. Der Grundeigentümer zieht aus den Staatspapieren an Zins, was er früher 
an Rente aus dem Grundeigentum zog, und der Staat zieht an Grundrente aus dem
Grundeigentum das, was er an Zins für die Staatspapiere zahlen muß.


Der bare Gewinn für den Staat erwächst erst aus der allmählichen Tilgung 
der Schuld mit Hilfe der später zu besprechenden Geldreform.


Mit dieser Umgestaltung wird der Zinsfuß in kürzester Zeit auf den niedrigsten
Weltverkehrsstand sinken und zwar ganz allgemein für das Geld- und Industrie-
kapital, und bei internationaler Annahme der grundlegenden Gedanken der Geld-
reform wird der Zins des Kapitals auf der ganzen Welt bis auf Null zurückgehen.


Darum wird man auch guttun, den Inhabern der Bodenverstaatlichungsanleihen
als Zins nur so viel zu versprechen, wie nötig sein wird, um den Kurs dieser Papiere
dauern auf 100 (pari) zu erhalten. Denn der Kurs festverzinslicher Papiere muß alle
Schwankungen mitmachen, die der Kapitalzins erleidet. Soll daher der Kurs der
Staatspapiere fest bleiben, so muß ihre Verzinsung frei bleiben. Diese muß mit 
dem allgemeinen Kapitalzins auf- und abgehen – nur so kann das Wucherspiel
(Spekulation) von den Staatspapieren ferngehalten werden. Es wird aber für das
Gemeinwohl vorteilhaft sein, ein Kapital von 2–300 Milliarden vor den Raubzügen 
der Börsenspekulanten durchaus zu sichern, zumal die Schuldscheine der Boden-
verstaatlichungs-Anleihen vielfach in die Hände völlig unerfahrener Leute ge-
langen werden.


Sinkt also infolge des gleichzeitig mit der Bodenverstaatlichung einzuführenden
Freigeldes der allgemeine Kapitalzins, so wird damit auch von selbst der Zinsfuß der
Bodenverstaatlichungs-Anleihen zurückgehen, von 5 auf 4, 3, 2, 1 und 0 %.


Dann werden die Finanzen der Bodenverstaatlichung folgendes Bild zeigen:


Betragen die Grundrenten jährlich 010 Milliarden,


so hat der Staat bei einem Zinsfuß von 5 % an 
Entschädigung an die Grundbesitzer 200 Milliarden


zu bezahlen gehabt, und bei einem Zinsfuß von 4 % 250 Milliarden


Zur Verzinsung von 200 Milliarden zu 5 % gehören 010 Milliarden


*) In Frankreich fiel im Durchschnitt der Jahre 1908 – 1912 die Grundrente gegen den Durchschnitt 
von 1879 – 1881 um 221/4 %. Die Bodenpreise fielen um 32,6 %. 1879/81 kostete 1 ha noch fr. 1830,
1908/12 nur noch fr. 1244. – Grundbesitz und Realkredit 18. April 1918.
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Sinkt nun der allgemeine Kapitalzins auf 4 %, so
genügen zur Pariverzinsung der 200 Milliarden jährlich 08 Milliarden,


während die Grundrenten zunächst auf dem gleichen
Stand bleiben von 10 Milliarden


So entsteht im Soll und Haben der Boden-
verstaatlichungs-Finanzen ein Überschuß von jährlich 02 Milliarden,


der zur Schuldentilgung herangezogen wird und nun nicht mehr verzinst zu 
werden braucht, während die Grundrenten weiter in den Staatssäckel fließen. 
Dieser jährliche Überschuß wächst in demselben Verhältnis, wie der allgemeine
Kapitalzins zurückgeht, und erreicht bei Null schließlich den vollen Betrag der
Grundrenten, die allerdings mit dem Rückgang des Zinses ebenfalls sinken werden,
wenn auch nicht im gleichen Maße. (S. Teil I, Abschn. 14.)


In diesem Falle wäre die ganze, gewaltige, aus der Bodenverstaatlichung ent-
standene Reichsschuld in weniger als 20 Jahren vollständig getilgt.


Erwähnt sei noch, daß der jetzige, außergewöhnlich hohe Zinsfuß der Kriegs-
anleihen, den man als Grundlage für die Entschädigungsberechnung (Kapitalisie-
rungsrate) benutzen würde, ganz besonders günstig für die Bodenverstaatlichung
wäre – denn je höher der Zinsfuß – um so kleiner der als Entschädigung an die
Grundbesitzer zu zahlende Übernahmepreis.


Für je 100 Mark Grundrente müssen an Entschädigung den Grundbesitzern ge-
zahlt werden:


bei 5 % = 20 000 Mark Kapital,
bei 4 % = 25 000 Mark Kapital,
bei 3 % = 33 333 Mark Kapital.


Ob es wünschenswert ist, die Übergangs- oder Eingewöhnungsfrist, die nach 
obigem Tilgungsentwurf den Grundbesitzern bewilligt wird, noch mehr zu verkürzen,
das mögen andere entscheiden. An Mitteln dazu wird es nicht fehlen. Die Umge-
staltung unseres Geldwesens, wie sie im 4. Teil dieser Schrift vorgeschlagen wird, ist
von erstaunlicher Leistungsfähigkeit. Freigeld entfesselt die Volkswirtschaft, beseitigt
alle Hemmungen, bringt die durch die neuzeitlichen Arbeitsmittel ins Ungeheuerliche
angewachsene Schaffenskraft des geschulten heutigen Arbeiters zur vollen Entfal-
tung, ohne daß es noch zu Stockungen (Krisen) und Arbeitseinstellungen kommen
kann. Die Einnahmen des Staates, die Steuerkraft des Volkes werden ins Unge-
ahnte steigen. Will man also diese Kräfte zur schnellen Tilgung der Staatsschulden
heranziehen, so kann der oben angegebene Zeitraum noch sehr verkürzt werden.


3. Freiland im wirklichen Leben


Nach der Enteignung wird der Boden, entsprechend den Zwecken der 
Landwirtschaft, der Bauordnung und der Gewerbe, zerlegt und öffentlich  meist-
bietend verpachtet, und zwar auf 1 – 5 – 10 jährige oder lebenslängliche Frist, 
je nach dem Höchstgebot. Dabei sollen dem Pächter auch gewisse allge-
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meine Bürgschaften gegeben werden für die Beständigkeit der wirtschaftlichen Grund-
lagen der Pachtberechnung, so daß er nicht von seinem Pachtvertrag erdrosselt wer-
den kann. Dies läßt sich in der Weise erreichen, daß dem Pächter Mindestpreise für
seine Erzeugnisse gewährleistet werden, indem die Währung einfach diesen Preisen an-
gepaßt, oder bei einer allgemeinen Lohnerhöhung die Pacht entsprechend ermäßigt
wird. Kurz, da es sich nicht darum handelt, die Bauern zu plagen, sondern eine blü-
hende Landwirtschaft mit einem gesunden Bauernstand zu erhalten, so wird man alles
tun, was nötig ist, um Bodenertrag und Pachtzins dauernd in Einklang zu bringen.


Soweit es sich um landwirtschaftliche Zwecke handelt, ist die Ausführbarkeit 
der Bodenverstaatlichung durch die Erfahrung nach allen Seiten schon bewiesen. 
Die Bodenverstaatlichung verwandelt den gesamten Grundbesitz in Staatsgüter oder
Pachthöfe, und Pachthöfe, teils von Grundeigentümern, teils vom Staate verpachte-
tet, gibt es in allen Teilen des Reiches. Durch die Bodenverstaatlichung wird eine
Sache verallgemeinert, die bereits "ist"; und alles, was "ist", muß auch möglich sein.


Man hat gegen die Pachtgüter eingewendet, daß ihre Bewirtschafter eher zum
Raubbau neigen als die heutigen grundbesitzenden Bauern, die für sich den Vorteil
aus der guten Erhaltung des Bodens ziehen. Man sagt, der Pächter sauge den Boden
aus, um ihn dann aufzugeben und weiterzuziehen.


Das ist ungefähr das einzige, was man gegen das Pachtverfahren einwenden kann;
in allen anderen Beziehungen ist kein Unterschied zu finden zwischen Pächter und
Grundeigentümer, wenigstens soweit es sich um Wohl und Wehe des Landbaues han-
delt. Denn beide verfolgen dasselbe Ziel: mit der geringsten Mühe die höchsten
Barertäge zu erzielen.


Daß übrigens der Raubbau keine Eigentümlichkeit des Pachtbodens ist, kann man
in Amerika sehen, wo die Weizenfarmer den eigenen Boden bis zu Erschöpfung aus-
saugen. Durch ihre Besitzer ausgesaugte Weizenfarmen kann man zu hunderten für
geringes Geld kaufen. In Preußen sollen sogar die Staatsgüter als Musterwirtschaften
bezeichnet werden können. Und sie werden doch nur von Pächtern bewirtschaftet.


Jedoch auch den Raubbau durch die Pächter kann man sehr leicht verhindern,
indem man:


1. dem Pächter den Hof lebenslänglich durch den Pachtvertrag sichert;
2. durch gewisse Vertragsbestimmungen den Raubbau unmöglich macht.
Wenn der Raubbau eine Eigentümlichkeit der Pachthöfe ist, so trifft die Schuld


regelmäßig den Eigentümer, der dem Pächter den Raubbau gestattet, um für sich
selbst, wenigstens für einige Jahre, einen entsprechend höheren Pachtzins zu ge-
nießen. In diesem Falle treibt nicht der Pächter, sondern der Grundeigentümer den
Raubbau. Oft wünscht auch der Grundeigentümer, nicht durch langjährige Verträge
sich die Gelegenheit für einen günstigen Verkauf zu nehmen, und läßt sich darum 
nur auf kurzfristige Pachtverträge ein. Für solche findet er aber naturgemäß keinen
Pächter, der eine auf Verbesserung gerichtete Bodenbehandlung im Auge hat. Die
Schuld am Raubbau trifft darum auch in diesem Falle nicht das System der
Landpachtung, sondern das des Grundeigentums.
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Wünscht der Grundeigentümer den Raubbau nicht, so braucht er das im Pacht-
vertrag nur zu bemerken. Ist der Pächter vertraglich verpflichtet, die geernteten
Futterstoffe selbst zu verfüttern und entsprechend viel Vieh zu halten, kann der
Pächter Heu, Stroh und Mist nicht verkaufen, so ist der Boden allein dadurch schon
vor Raubbau geschützt.


Wenn man zudem dem Pächter durch den Pachtvertrag die volle Sicherheit gibt,
daß er den Hof, wenn er es wünscht, auf Lebenszeit bewirtschaften kann, hat man
dem Pächter ein Vorpachtsrecht für seine Witwe oder Kinder eingeräumt, so ist Raub-
bau nicht mehr zu befürchten, es sei denn, daß der Pachtzins zu hoch bemessen ist,
und daß der Bauer keinen Vorteil von der Fortdauer seines Vertrages hat. Für diesen
Fall wäre aber obige Pachtbestimmung zur Verhinderung des Raubbaues genügend. Diese
läßt sich auch jeder Bewirtschaftungsart in der Weise anpassen, daß dem Pächter,
dessen Boden sich nicht für die Viehhaltung, aber wohl für Getreidebau eignet, die
Verpflichtung auferlegt wird, dem Boden in Form künstlicher Dünger die Nährstoffe
wieder zuzuführen, die er durch den Verkauf von Getreide dem Boden entzieht.


Und im übrigen mag noch hier erwähnt werden, daß seit Entdeckung der künst-
lichen Dünger der Raubbau nicht mehr die Bedeutung hat, wie damals, als man nur
die Brache kannte, als Mittel, um den ausgeraubten Boden wieder allmählich frucht-
bar zu machen. Damals gehörte ein ganzes Manschenalter dazu, um ein erschöpftes
Feld wieder instand zu setzen. Heute erreicht man dies mit künstlichen Düngern im
Handumdrehen.


Wen man als abschreckendes Beispiel auf die Pächterwirtschaft in Irland hinweist,
so muß hier an die grundverschiedenen Verhältnisse erinnert werden, die die Boden-
verstaatlichung dadurch schafft, daß die Grundrente unter der Bodenverstaatlichung
nicht mehr in die Privattaschen wandert, sondern in die Staatskasse, um von dort
zurück in irgend einer Form (Steuererlaß, Mutterschutz, Witwengeld usw.) dem Volke
wieder zugute zu kommen. Wenn all das Geld, das die englischen Landlords jahraus,
jahrein seit 300 Jahren in Form von Pacht Irland entzogen haben, um es zu verpras-
sen, dem irischen Volke erhalten geblieben wäre, so sähe es sicher anders aus in Irland.


Andere Beispiele, wie das russische "Mir" und die deutschen Gemeindewiesen,
werden angeführt als abschreckende Beispiele der Pachtung; aber hier bestehen der
Bodenverstaatlichung gegenüber ebenso wesentliche Unterschiede, wie beim irischen
Beispiel. Beim "Mir" wird regelmäßig alle paar Jahre, sowie durch Tod und Geburt 
die Zahl der Gemeindemitglieder sich verändert hat, das Land neu verteilt, so daß
niemand längere Zeit im Besitze desselben Grundstückes bleibt. Alles, was daher der
Bauer tun würde, um den Boden zu verbessern, käme wohl dem "Mir", aber nicht 
dem Bauer ausschließlich zugute. Dieses Verfahren führt also notwendigerweise zum
Raubbau, zur Verwahrlosung, zur Verarmung von Boden und Volk. – Das "Mir" ist eben
weder Gemein- noch Einzelwirtschaft, es hat die Nachteile beider ohne ihre Vor-
teile. Wenn die russischen Bauern den Boden gemeinwirtschaftlich nach dem Vor-
bilde der Mennoniten bebauten, so würde der gemeinsame Nutzen sie alles tun leh-
ren, was der Grundeigentümer sonst für die Verbesserung des Bodens zu tun pflegt.
Lehnen sie jedoch solche Gütergemeinschaft ab, so müssen sie auch die Folge-
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rungen ziehen und alle Vorbedingungen für die volle Entfaltung der Einzelwirt-
schaft erfüllen.


Ganz das Gleiche haben wir in vielen deutschen Gemeindewiesen, und wenn 
diese allgemein wegen ihres schlechten Zustandes verschrieen sind, so liegt das
immer nur an der Kurzsichtigkeit der Pachtverträge, die nur Raubbau zuläßt.* Es
scheint hier fast so, als wenn die Gemeinderäte absichtlich das Gemeindeeigentum 
in Mißachtung bringen wollten, um so eine Aufteilung herbeizuführen, wie sie das
ja schon früher mit dem gleichen Mittel erreicht haben. Wäre dieser Verdacht be-
gründet, so müßte man den schlechten Zustand der Gemeindeäcker wieder auf das
Sondereigentum am Boden (Privateigentum) zurückführen, denn nur die Hoffnung,
das Gemeindeeigentum aufzuteilen, hätte dessen Vernachlässigung verursacht. Wenn
man den Vorschlag einer Aufteilung der Gemeindewiesen als Hochverrat ahndete 
und die Wiesen als unveräußerliches Eigentum der Gemeinden erklärte, so würde 
diesem Übelstand ohne weiteres abgeholfen sein.


Der Pächter muß vor allen Dingen die Sicherheit haben, daß alles, was er an Geld
und Arbeit für die Verbesserung des Bodens aufwendet, auch ihm, unmittelbar ihm
selbst, zugute kommt, und auf diese Sicherheit muß darum der Pachtvertrag zuge-
spitzt sein. Das ist sehr leicht durchzuführen.


Übrigens lassen sich die wichtigsten Arbeiten, die zur Verbesserung des Bodens
verrichtet werden, gar nicht vom Einzelbesitzer und unter Aufrechterhaltung des
Grundsatzes des Privatgrundbesitzes durchführen. Wie will z. B. ein Grundeigentümer
eine Straße querfeldein durch das Besitztum seines ihm vielleicht feindlich gesinnten
Nachbarn nach seinem Acker bauen? Wie soll man quer durch das Eigentum von 1000
Einzelbesitzern eine Eisenbahn, einen Kanal bauen? Hier versagt der Grundsatz der
Teilung und des Privateigentums so vollständig, daß man jedesmal gesetzlich zur Ent-
eignung schreiten muß. Die Deiche zum Schutze gegen Hochwasser entlang der Küste
und den Flüssen kann kein Privatmann bauen. Ebenso verhält es sich bei Entwässe-
rung sumpfigen Bodens, wo man meistens keine Rücksicht auf Grenzsteine nehmen
kann, sondern die Anlage dem Gelände und nicht den Eigentumsverhältnissen anpas-
sen muß. In der Schweiz hat man durch Ablenkung der Aare in den Bieler See 30000 ha
Land trocken gelegt, und an dieser Arbeit waren vier Kantone beteiligt. Der Privat-
grundeigentümer hätte hier schlechthin nichts tun können. Sogar das Kantonal-
eigentum versagte in diesem Falle. Bei der Laufverbesserung des Oberrheins versagte
auch noch das Bundeseigentum. Die Sache konnte nur durch Vertrag mit Österreich
getan werden. Wie will der Privateigentümer am Nil sich das Bewässerungs wasser ver-
schaffen? Will man den Grundsatz des Sondereigentums am Boden auf Waldungen aus-
dehnen, von denen die Witterung, die Wasserverhältnisse, die Schiffahrt, die Gesund-
heit des ganzen Volkes abhängen? Selbst die Lebensmittelversorgung des Volkes kann
man dem Privatgrundeigentümer nicht in Ruhe überlassen. In Schottland z.B. haben
unter dem Schutze des Bodenrechtes einige Lords eine ganze Provinz entvölkert, die
Dörfer mitsamt den Kirchen niedergebrannt, um das Ganze in einen Jagdpark zu 


*) Vom Dorf Thommen in der Eifel, das besonders viel Gemeindeland hat, heißt es in der dortigen
Gegend: "Wu die heischisch Lüt herkommen." (Heischende Leute = Bettler).
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verwandeln. Dasselbe können auch in Deutschland Großgrundeigentümer tun, diesel-
ben, die angeblich durch die Sorge um die Ernährung des Volkes veranlaßt wurden,
Zölle für die Verteuerung des Brotes zu fordern. Die Interessen der Jagd, der Fische-
rei, des Vogelschutzes, sind mit den reinen Grundsätzen des Privatgrundeigentums
unverträglich. Und was bei Bekämpfung von Landplagen, wie z. B. der Maikäfer oder
Heuschrecken das Privateigentum leistet, das hat man am besten in Argentinien ge-
sehen. Dort begnügte sich jeder Grundeigentümer damit, die Heuschrecken von 
seinem Felde auf das des lieben Nachbarn zu treiben – mit dem Erfolg, daß sich 
die Tiere ins Unendliche vermehrten und drei Jahre hintereinander die Weizenernte
völlig vernichteten. Erst als der Staat unter Nichtachtung der Eigentumsverhältnisse
eingriff und die Heuschrecken vernichten ließ, wo man sie traf, da verschwanden 
diese. Ähnlich verhält es sich in Deutschland mit allen Landplagen. Was will der ein-
zelne Weinbergseigentümer z. B. gegenüber der Reblausplage ausrichten?


Das Sondereigentum am Boden versagt eben überall dort, wo der Privatmann, wo
der Eigennutz versagt, und das trifft in den weitaus meisten Fällen zu, wo es sich 
um Verbesserungen oder den Schutz des Bodens handelt. Ja, wenn man den Aus-
sagen der Agrarier glauben wollte, müßte man das Privateigentum überhaupt und 
allgemein als verloren erklären, denn die sogenannte Not der Landwirtschaft 
(sprich: Not der Grundrentner) läßt sich ja angeblich nicht anders als durch den
gewaltsamen Eingriff des Staates, durch Zölle beseitigen. Was könnte nun der
Privatmann, als solcher, zur Hebung dieser Not tun?


Das Sondereigentum am Boden führt durch das Erbrecht mit Notwendigkeit 
zur Zerstückelung oder zu Bodenverschuldung. Ausnahmen kommen nur vor, wo ein 
einziges Kind da ist.


Die Zerstückelung führt zu den Zwergwirtschaften und damit zur allgemeinen
Verarmung; die Grundstückbeleihung aber bringt den Grundeigentümer in so enge
Berührung mit Währung, Zins, Lohn, Frachtsätzen und Zöllen, daß wahrhaftig heute
schon vom Privatgrundeigentum kaum noch mehr als der Name übrigbleibt. Nicht
mehr Privatgrundeigentum, sondern Grundeigentumspolitik haben wir heute. –


Nehmen wir an, die Preise der Erzeugnisse gingen infolge einer der herkömm-
lichen Pfuschereien im Währungswesen stark abwärts, wie das schon einmal durch 
die Einführung der Goldwährung erreicht worden ist. Wie will da der Bauer den 
Zins für seine Hypothek auftreiben? Und wenn er den Zins nicht bezahlt, wo bleibt
sein Eigentum? Wie will er sich anders schützen als durch seinen Einfluß auf die
Gesetzgebung, die ihm gestattet, die Währung und dadurch auch die Last seiner
Hypothek nach Wunsch zu gestalten? Und wenn der Zinsfuß steigt, wie will er sich
auch da wieder des Hammerschlags des Versteigerers erwehren?


Der Grundeigentümer muß sich eben an die Gesetzgebung klammern; er muß
Politik treiben, die Zölle, die Währung, die Bahnfrachtsätze beherrschen, sonst ist er
verloren. Ja, was wäre der Grundeigentümer ohne das Heer? Der Besitzlose wirft, falls
ihm die Fremdherrschaft der Gelben noch unangenehmer als die der Blauen ist, sein
Handwerkszeug in die Ecke und wandert mit Frau, Kindern und einem Bündel Windeln 
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aus. Das kann der Grundeigentümer nur, wenn er das Grundeigentum im Stiche läßt.
Also das Privateigentum bedarf zu seiner Erhaltung der Politik, schon weil es an


sich bereits eine Frucht der Politik ist. Man kann sagen, daß der Privatgrundbesitz
die Politik verkörpert; daß Politik und Privatgrundeigentum eins sind. Ohne Politik
kein Privatgrundbesitz, und ohne Sondereigentum am Boden keine Politik. Mit der
Bodenverstaatlichung ist die Politik im wesentlichen erschöpft und erledigt.


Mit der Bodenverstaatlichung verliert die Landwirtschaft jede Beziehung zur Poli-
tik. Wie heute schon die Pächter nicht unmittelbar berührt werden durch Währung,
Zölle, Löhne, Zins, Frachtsätze, Landplagen, Kanalbauten, kurz, durch die hohe, ach
gar so niedrige Politik, weil in den Pachtbedingungen der Einfluß all dieser Umstände
schon verrechnet ist, so wird auch mit der Bodenverstaatlichung der Bauer kühl bis
ans Herz hinan den Verhandlungen im Reichstage folgen. Er weiß, daß jede politische
Maßnahme, die die Grundrente beeinflußt, in den Pachtbedingungen sich widerspie-
geln wird. Erhebt man Zölle, um die "Landwirtschaft" zu schützen, so weiß der Bauer
auch, daß man ihm diesen Schutz in einem erhöhten Pachtpreis ankreiden wird –
folglich ist ihm der Zoll gleichgültig.


Unter der Bodenverstaatlichung kann man, ohne Einzelne zu schädigen, die Preise
der Feldfrüchte so hoch treiben, daß es sich noch lohnen wird, jede Sanddüne, Ge-
röllhalde usw. zu bebauen; ja selbst den Kornbau in Blumentöpfen könnte man 
rechnerisch möglich machen, ohne daß die Bebauer fruchtbaren Landes für sich
Vorteil aus den hohen Preisen ziehen würden. Denn der Pachtzins würde der steigen-
den Grundrente auf dem Fuße folgen. Den Vaterlandsfreunden, die in Sorge sind um
die Lebensmittelversorgung des Landes im Kriegsfalle, empfehle ich das Durchforsten
dieser hochmerkwürdigen Begleiterscheinung der Bodenverstaatlichung. – Mit einem
Zehntel des Geldes, das den Grundrentnern durch die Kornzölle geschenkt wurde, 
hätte man alles in Deutschland vorhandene Moor-, Heide- und Ödland in Ertrags-
boden verwandeln können.


Die Höhe der Bahnfrachten, überhaupt die Frachtkosten, die Kanal- und Eisen-
bahnpolitik, berühren den Pächter nicht unmittelbarer als jeden anderen Bürger; wenn
ihm die Politik auf der einen Seite besondere Vorteile eintrüge, so würden ihm diese
durch die Erhöhung der Grundpacht von der anderen Seite wieder in eitel Dunst 
verwandelt werden.


Kurz, die Politik ist mit der Bodenverstaatlichung dem Landwirt persönlich gleich-
gültig geworden; das Gemeinwohl allein berührt ihn noch an der Gesetzgebung; er
betreibt sachliche statt persönlicher Politik. Sachliche Politik ist aber angewandte
Wissenschaft, keine Politik mehr.


Man könnte hier einwenden, daß, wenn die Pächter sich langjährige oder lebens-
längliche Pachtverträge sichern können, sie hierdurch von staatlichen Maßnahmen
immer noch stark genug berührt werden, um versucht zu sein, ihren Sondervorteil
dem Gemeinwohl voranzustellen.


Der Einwand ist richtig, aber wenn dies als Übelstand empfunden wird, um 
wieviel mehr trifft dieser Vorwurf das heutige Privatgrundeigentum, das es ge-
stattet, den Nutzen aus den Gesetzen sogleich im Verkaufspreis des Bodens
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in bar einzuziehen, wie man das an den durch Zölle hochgetriebenen Bodenpreisen
sehen kann. Jedoch läßt sich mit der Bodenverstaatlichung auch dieser letzte
Rückhalt der Politik in der Weise beseitigen, daß der Staat bei lebenslänglichen
Verträgen sich das Recht vorbehält, die Pacht von Zeit zu Zeit neu von staatswegen
einschätzen zu lassen, wie das ja auch mit der Grundsteuer geschieht. (Bei befris-
teten Pachtverträgen soll das Pachtgeld vom Pächter selber auf dem Wege der öffent-
lichen Pachtversteigerung geschätzt werden.) Weiß dann der Pächter, daß alle Vor-
teile, die er von der Politik erwartet, vom Steueramte wieder beschlagnahmt werden,
so versucht er es gar nicht mehr, die Grundrente durch Gesetze zu beeinflussen.


Wenn wir alle die hier besprochenen Umstände berücksichtigen, so würde ein
Pachtvertrag unter der Bodenverstaatlichung ungefähr wie folgt zustande kommen:


Anzeige!
Die hier unter dem Namen "Lindenhof" bekannte Bauernwirtschaft wird zur


öffentlichen Versteigerung ausgeschrieben. Die Verpachtung erfolgt am Martinstag
öffentlich und meistbietend.


Der Hof ist auf die Arbeitskraft eines Mannes berechnet; Haus und Stallungen 
sind in gutem Zustand. Bisherige Pacht 500 Mark. Der Boden ist 5. Güte, das Klima
nur für ganz gesunde Naturen.


Bedingungen.
Der Pächter hat sich vertraglich zur Erfüllung folgender Bedingungen zu ver-


pflichten:
1. Der Pächter darf keine Futterstoffe verkaufen; er muß so viel Vieh halten, wie


nötig, um die gesamte Ernte an Heu und Stroh selber zu verfüttern. Der Verkauf des
Stallmistes ist untersagt.


2. Der Pächter ist verpflichtet, die durch den Getreideverkauf dem Boden ent-
zogenen Nährsalze diesem in Form künstlicher Düngemittel wieder zuzuführen, und
zwar für jede Tonne Getreide 100 kg Thomasschlacke oder deren gleichwertigen
Ersatz.


3. Die Baulichkeiten in gutem Zustande zu erhalten.
4. Die Pachtsumme im voraus zu entrichten oder einen Bürgen zu stellen.
Die Staatsverwaltung verpflichtet sich ihrerseits dem Pächter gegenüber:
1. Dem Pächter, solange er seine Verpflichtungen erfüllt, den Hof nicht zu kün-


digen.
2. Der Witwe und den unmittelbaren Erben des Pächters ein Pachtvorrecht in Form


eines Nachlassen von 10 % auf das in der Pachtversteigerung erzielte Höchstgebot
einzuräumen.


3. Den Vertrag auf Verlangen des Pächters jederzeit gegen eine von diesem zu
zahlende Entschädigung von einem Drittel der jährlichen Pachtsumme zu lösen.


4. Die Bahnfrachtsätze für Getreide während der Dauer des Pachtvertrages nicht
zu verändern.


5. Eine genaue Lohnermittlung zu führen und bei steigenden Löhnen die 
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Pachtsumme entsprechend zu ermäßigen, wogen bei fallenden Löhnen der Pacht-
zins zu erhöhen ist. (Bei lebenslänglichen Pachtverträgen.)


6. Etwa notwendig werdende Neubauten gegen eine den Zins der Baukosten aus-
gleichende Pachterhöhung herrichten zu lassen.


7. Den Pächter ohne weitere Zahlung von Gebühren gegen Unfall und Krankeit,
gegen Hagel, Überschwemmung, Viehseuchen, Feuer, Rebläuse und sonstige Land-
plagen zu versichern.


Die für den Nachweis der Ausführbarkeit der Bodenverstaatlichung entscheidende
Frage ist nun die: Wird man zu obigen Bedingungen überhaupt Pächter finden?
Nehmen wir an, es meldeten sich nur wenige, und der Wettbewerb der Beteiligten
wäre dementsprechend bei der Pachtversteigerung nur schwach – was wäre die Folge?
Der Pachtzins wäre niedrig, er entspräch der zu erwartenden Grundrente, und die
Pächter würden entsprechend größere Gewinne erzielen. Ganz recht, aber muß dieser
größere Gewinn nicht anspornend auf alle diejenigen zurückwirken, die sich gerne
dem Ackerbau widmen möchten, aber zaghaft zurückhielten, weil sie die neuen
Verhältnisse nicht zu übersehen vermochten und darum erst die Erfahrung sprechen
lassen wollten?


Es ist daher nicht zu bezweifeln, daß der Zudrang zu den Pachtversteigerungen
schon nach kurzer Erfahrungszeit den Pachtzins auf die Höhe der wirklich erzielbaren
Grundrente hinauftreiben würde, und dies um so sicherer, als das Wagnis der Pacht
unter den neuen Verhältnissen gleich Null wäre, der Reinertrag der Pachtung nie
unter den Durchschnittsarbeitslohn fallen könnte. Dem Bauer wäre der Durch-
schnittslohn für seine Arbeit unter allen Umständen gesichert, und er hätte oben-
drein den Vorteil der Freiheit, Unabhängigkeit und Freizügigkeit.


Es sei nur noch bemerkt, daß nach Einführung der Bodenverstaatlichung in jeder
Ortschaft ein Bauer wird angestellt werden müssen, der für die Erfüllung der Pacht-
verträge zu sorgen hat. Dann wird man jährlich in jedem Landesteil (Kreis, Regie-
rungsbezirk) ein Verzeichnis mit Abbildungen über die zur Pachtversteigerung gelan-
genden Höfe ausarbeiten, alles das enthaltend, was gewöhnlich die Pächter wissen
müssen, über Umfang und Lage des Hofes, Art und Preise der Anbauerzeugnisse, über
Gebäude, bisherigen Pachtzins, Schulverhältnisse, Witterungsverhältnisse, Jagd, Ge-
sellschaft usw.. Kurz, da es nicht Zweck der Bodenverstaatlichung ist, die Bauern zu
übervorteilen und zu plagen, so wird man nichts unterlassen, um die Pächter sowohl
über alle Vorteile, wie auch über alle Nachteile des Hofes zu unterrichten – welch
Letzteres seitens der Grundeigentümer heute niemals geschieht. Diese zählen immer
nur alle Vorteile auf; über die oft versteckten Mängel, wie z. B. Feuchtigkeit der
Wohnung, Nachtfröste usw., muß sich der Pächter, so gut es geht, unter der Hand zu
erkundigen suchen.


Mit dem Gesagten glaube ich das Verhältnis der Bodenverstaatlichung 
zur Landwirtschaft genügend klargelegt zu haben, um jeden instand zu setzen, 
sich in die neuen Verhältnisse, die die Bodenverstaatlichung auf dem Lande 
schafft, hinein zu finden. Zusammengefaßt aufgezählt, würde die Bodenver-
staatlichung auf dem Lande folgende Wirkungen haben: Keine Privatgrundrenten, 
folglich auch keine "Not der Landwirtschaft", keine Zölle und keine Politik 
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mehr. Kein Eigentum am Boden, daher auch keine Bodenverschuldung, keine Teilung
und Abfindung bei Erbschaft. Keine Grundherren, keine Knechte. Allgemeine Eben-
bürtigkeit. Kein Grundeigentum – folglich volle Freizügigkeit mit ihren wohltätigen
Folgen für Gesundheit, Sinnesart, Religion und Bildung, Glück und Lebensfreude.


Beim Bergbau läßt sich die Bodenverstaatlichung womöglich noch leichter 
durchführen als im Ackerbau, da man hier von der Pachtung absehen und die Förde-
rung der Bergerzeugnisse einfach in Verding (Akkord, Submission) geben kann. Der
Staat verdingt den Abbau an einen Unternehmer oder an Arbeitergenossenschaften;
er bezahlt für jede Tonne einen auf Grund der Mindestforderung vereinbarten Lohn
oder Preis – und verkauft seinerseits das Geförderte an den Meistbietenden. Der
Unterschied zwischen beiden Preisen fließt als Grundrente in die Staatskasse.


Dieses höchst einfache Verfahren kann überall da ohne weiteres angewendet 
werden, wo keine besonderen Einrichtungen dauernder Art nötig sind – also z. B. in
den Torflagern, Braunkohlengruben, Kies-, Lehm- und Sandgruben, Steinbrüchen, Erd-
ölfeldern usw.. Es ist dasselbe Verfahren, das heute schon ganz allgemein in den
Staatsforsten eingeführt ist und sich dort in jahrhundertelanger Geltung bewährt 
hat. Die Forstverwaltung vereinbart mit den Arbeitern in öffentlichem Verding den
zu zahlenden Lohn für das Festmeter, und zwar erhält der Mindestfordernde den
Zuschlag; dann wird das von den Arbeitern gefällte und in Haufen bestimmter 
Größe geschichtete Holz öffentlich meistbietend verkauft. Betrug ist so gut wie 
ausgeschlossen, da, sobald das Maß nicht richtig ist, die Käufer Klage erheben. 
So wäre es auch im Bergbau. Die Käufer würden selbst die Arbeit in der Grube 
überwachen. Für die Arbeiter wäre es ein leichtes, sich zu gemeinsamer Arbeit 
ohne Unternehmer zu vereinigen (was sie allerdings heute noch lernen müßten), 
da kein nennenswertes Betriebsgeld hier nötig ist. Die Grube gehört dem Staat; 
die Arbeiter brauchen also nur ihr Handwerkszeug.


In den Kohlengruben, wie überall im Tiefbau, wird die Sache durch die Maschinenan-
lage verwickelt, doch lassen sich verschiedene Wege einschlagen, die alle gangbar sind:


1. Der Staat liefert die Maschinenanlage; er versichert die Arbeiter gegen Tod 
und Unfall und verfährt im übrigen wie oben, d. h., er gibt die Förderung an ein-
zelne Arbeiter in Verding (Akkord). Dieses Verfahren ist bei den Privat- und
Staatsbergwerken heute allgemein im Gebrauch.


2. Der Staat liefert wie oben die Maschinenanlage und gibt den ganzen Betrieb
in Verding an Arbeitergenossenschaften. Dieses Verfahren ist, soviel ich weiß, nicht
in Anwendung; es hätte für kommunistisch gesinnte Arbeiter Vorteile, weil die
Arbeiter so lernen würden, sich selbst zu regieren.


3. Der Staat überläßt den Arbeitergenossenschaften den ganzen Bergbau mit-
samt der Einrichtung. Er bezahlt der Arbeitergenossenschaft einen in öffentlichem
Verding vereinbarten Preis für die geförderten Erzeugnisse und verkauft diese seiner-
seits wieder, wie bei 1 und 2, an den Meistbietenden.


Ein viertes Verfahren, wonach den Arbeitern auch noch der Verkauf überlassen
wird, würde sich nicht empfehlen, weil der Verkaufspreis von zu vielen Umständen
beeinflußt wird.
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Für ganz große Bergwerke mit Tausenden von Arbeitern würde sich Verfahren 1
wohl am besten eignen, für mittlere Betriebe Verfahren 2 und für ganz kleine
Betriebe Verfahren 3.


Der Unterschied zwischen Erlös und Förderkosten würde wieder als Grundrente 
in die Staatskasse wandern.


Für den Verkauf der Erzeugnisse sind zwei Wege zu verfolgen:
1. Fester Preis, jahraus, jahrein, für alle Erzeugnisse, bei denen die Natur der


Verhältnisse eine unbeschränkte Förderung zuläßt, so daß gewiß ist, daß auch die
Nachfrage, die sich zu dem festen Preis einstellt, stets befriedigt werden kann.
Gleichmäßige Beschaffenheit der Erzeugnisse ist für dieses Verfahren Voraussetzung.


2. Öffentliche Versteigerung; überall dort, wo die Erzeugnisse ungleichmäßig 
sind, und wo die Förderung sich nicht jeder beliebigen oder möglichen Nachfrage
anpassen läßt.


Wenn man die Erzeugnisse zu festen Preisen verkaufte, und dabei nicht in der
Lage wäre, jede gewünschte Menge zu liefern, so würden sich Wucherspieler
(Spekulanten) die Sache zunutze machen. Ist die Beschaffenheit verschieden, so 
können nur durch öffentliche Versteigerung Beschwerden vermieden werden.


Ein Bodenerzeugnis eigener Art bilden die Wasserkräfte, die in vielen Gegenden
schon jetzt eine große Rolle spielen, und deren Bedeutung mit den Fortschritten 
der Technik nur wachsen kann. Für größere Kraftwerke, die der Stadt Licht und Kraft
für die Straßenbahnen liefern, wäre die Verstaatlichung wohl das Einfachste, be-
sonders deshalb, weil der ganze Betrieb solcher Werke seiner Einfachheit wegen sich
dazu eignet. Bei kleinen Wasserkräften, die unmittelbar an Industrien angeschlossen
sind, wie Mühlen und Sägewerken, wäre der Verkauf der Kraft zu einem einheitlichen,
mit den Kohlenpreisen schritthaltenden Preise angezeigt.


Etwas mehr Schwierigkeit bietet die Bodenverstaatlichung in der Stadt, vorausge-
setzt, daß man einerseits nicht willkürlich verfahren, anderseits dem Staate die volle
Rente sichern will. Kommt es nicht genau darauf an, so ist das für den größeren Teil
der Stadt London angewandte Pachtverfahren ausreichend. Nach diesem Verfahren ist
dem Pächter der Boden zu beliebiger Ausnutzung für eine lange Frist (50 bis 70, in
London 99 Jahre) gegen einen jährlichen, im voraus für die ganze Pachtzeit bestimm-
ten Zins gesichert. Die Rechte des Pächters sind veräußerlich und vererblich, so daß
auch die auf dem Boden errichteten Häuser verkauft werden können. Steigt nun im
Laufe der Zeit (und in 100 Jahren kann sich manches ändern) die Grundrente, so hat
der Pächter den Gewinn (der, wie das in London der Fall ist, sehr groß sein kann);
sinkt die Grundrente, so hat der Pächter den Verlust zu tragen (der ebenfalls sehr groß
sein kann.) Da die auf dem Boden errichteten Häuser gleichzeitig als Pfandstücke für
die richtige Bezahlung des Pachtzinses dienen, so kann der Pächter dem Verluste nicht
entrinnen; der volle Mietsertrag der Häuser dient dem Grundbesitzer als Sicherheit.


Wie wir aber an der Geschichte Babylons, Roms, Venedigs ersehen, ist die
Geschichte der Städte sehr wechselvoll, und es gehört oft nicht viel dazu, um 
einer Stadt den Lebensnerv abzuschneiden. Die Entdeckung des Seeweges 
nach Indien brachte Venedig, Genua, Nürnberg zu Fall und lenkte den Verkehr 
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nach Lissabon; mit der Eröffnung des Suezkanals ist Genua wieder neu erstanden.
Ähnlich wird es wohl Konstantinopel mit der Eröffnung der Bagdadbahn ergehen.
Auch das muß hier wieder berücksichtigt werden, daß unsere heutigen Währungs-
gesetze niemanden dagegen schützen, daß nicht morgen auf Betreiben der Beteilig-
ten eine auf fallende Preise gerichtete Währungspolitik getrieben wird, wie das ja
schon einmal 1873 geschehen ist, wo man dem Silber das Prägerecht entzog. Die
Möglichkeit ist also heute gesetzlich nicht ausgeschlossen, daß morgen auf Wunsch
der selben Leute wie damals, auch dem Golde das freie Prägerecht entzogen und dann
das Angebot von Gold so beschränkt wird, daß alle Preise um 50 % fallen und das
Vermögen der Privat- und Staatsgläubiger um 100 % auf Kosten der Schuldner ver-
mehrt wird. In Österreich hat man das mit dem Papiergeld, in Indien mit dem Silber-
geld getan, warum sollte man dasselbe Kunststück nicht auch wieder einmal mit 
dem Golde versuchen?


Also irgend eine Gewähr dafür, daß die Grundrenten die der Pachtung zugrunde
gelegte Höhe während der ganzen Pachtzeit beibehalten werden, ist nicht vorhan-
den. Durch den Einfluß der Politik und tausendfältiger wirtschaftlicher Umstände,
wozu noch die Wahrscheinlichkeit tritt, daß die jetzige Landflucht mit der Bodenver-
staatlichung sich in eine Stadtflucht verwandelt, wird in jede langfristige Pachtung
ein erhebliches Wagnis getragen, und diese Verlustgefahr muß der Verpächter, hier
also der Staat, in Form eines erheblich herabgesetzten Pachtzinses bezahlen.


Dann ist auch die Frage zu beantworten, was nach Ablauf der Pacht aus den
Gebäuden wird. Fallen dem Staate vertragsmäßig die Gebäude unentgeltlich zu, dann
wird vom Pächter der Bau von vornherein auf eine die Pachtzeit nicht übersteigende
Dauerhaftigkeit berechnet, so daß der Staat in den meisten Fällen die Gebäude auf
Abbruch wird verkaufen müssen. Es hat ja auch Vorteile, wenn die Häuser nicht für
die Ewigkeit gebaut werden, denn bei jedem Umbau können die Fortschritte der Bau-
technik berücksichtigt werden, aber die Nachteile überwiegen doch stark, wie das bei
den französischen Eisenbahnen der Fall ist. Dort ist auch das Eisenbahngelände vom
Staate an Privatgesellschaften auf 99 Jahre verpachtet worden mit der Bedingung,
daß nach Ablauf des Vertrages das Ganze kostenlos an den Staat zurückfallen soll.
Aber auf diesen Umstand sind nun alle Bahnbauten, wie auch die Instandhaltung,
zugespitzt. Man will dem Staate nicht mehr als gerade nötig überlassen, sozusagen
einen Greis in den letzten Zügen, altes, verbrauchtes, ausgeleiertes Gerümpel, Trümmer.
Und so kommt es, daß infolge dieses leichtsinnigen Vertrages die französischen Eisen-
bahnen allgemein einen verwahrlosten Eindruck machen – und das jetzt schon, lange
vor Ablauf des Vertrages. Ähnlich würde es sicherlich auch ergehen, wenn die Bau-
stellen unter der Bedingung verpachtet würden, daß nach Ablauf des Vertrages die
Gebäude dem Staate zufallen.


Besser schon wäre die Bedingung, daß die Gebäude abgeschätzt und vom Staate
bezahlt würden. Aber wie soll die Abschätzung erfolgen? Diese kann von zwei Ge-
sichtspunkten aus geschehen:


1. nach der wirtschaftlichen Brauchbarkeit (Bauplan, Anlage);
2. nach den Baukosten.
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Will man ohne Rücksicht auf Brauchbarkeit die Entschädigung einfach nach den
Baukosten und dem baulichen Zustand berechnen, so würde der Staat manches nutz-
lose, verpfuschte Gebäude teuer bezahlen müssen, um es dann abreißen zu lassen.
Die Baumeister würden unüberlegte, leichtsinnige Pläne entwerfen, wohl wissend,
daß, wie auch der Bau ausfällt, der Staat die Kosten zahlen wird. Wenn man jedoch
von den Baukosten absieht und andere Erwägungen bei der Abschätzung zuläßt, so
müßten auch die Baupläne dem Staate zur Genehmigung vorgelegt werden. Das führt
jedoch wieder zur Beamtenwirtschaft, zur Bevormundung, zu gedankenlosem Tun. Da-
rum scheint mir das Verfahren am vorteilhaftesten, wonach die Baustellen auf unbe-
schränkte Zeit verpachtet werden, und zwar nicht zu einer für alle Ewigkeit im vor-
aus berechneten Pacht, sondern zu einer in regelmäßigen Abständen von 3, 5 bis 10
Jahren von Staatswegen vorgenommenen Grundrentenschätzung. So wäre das Wagnis
der Bauunternehmer in bezug auf den Pachtertrag gleich Null, und der Staat würde
die volle Rente einheimsen, ohne sich um die Gebäude weiter kümmern zu müssen.
Die ganze Sorge um die beste Ausnutzung des Baugeländes würde auf denen ruhen,
die es angeht, auf den Bauunternehmern. Auf völlige Genauigkeit bei der Schätzung
der Grundrente und des Pachtzinses kann man natürlich nicht rechnen. Man würde
jedoch den Pachtzins immer so berechnen können, daß der Unternehmer seine Be-
tätigungslust an der Sache nicht verliert und auch der Staat nicht zu kurz kommt.


Für die Ermittlung der Grundrente in den verschiedenen Stadtteilen wäre es an-
gezeigt, wenn der Staat in jedem Stadtviertel ein Mietshaus für eigene Rechnung
errichtete, nach einem auf den höchsten Mietsertrag berechneten Bauplan. Von den
eingehenden Mietsbeträgen würde man den Zins der Baukosten (solange Zins bezahlt
wird), die Instandhaltung, die nötigen Abschreibungen, die Feuerversicherung usw.
abrechen und den Rest als Normalgrundrente von allen anderen Grundstücken der-
selben Straße(oder gleicher Lage) als Pachtzins erheben.


Rechnerisch genau wäre natürlich auch so die Grundrente nicht zu ermitteln, da
manches hier auf den Bauplan des Mustermietshauses ankäme. Dieser Bauplan 
müßte darum als Musterplan immer besonders sorgfältig angelegt werden; aber wie 
er auch ausfallen würde, Grund zur Klage von Seiten der Bauunternehmer könnte er
nicht geben, da etwaige Mängel dieses Planes nur einen Minderertrag der Miete her-
beiführen könnten. Dieser Minderertrag würde aber unmittelbar auf die Grundrente
des Musterhauses drücken und so in einem entsprechend niedrigen Pachtzins für
sämtliche Grundstücke wieder zum Vorschein kommen.


Durch dieses Verfahren würde der eigene Vorteil der Bauunternehmer immer 
aufs engste mit dem guten baulichen Zustand ihrer Häuser, mit wohlüberlegten Bau-
plänen verknüpft sein – denn jeder Vorzug ihrer Häuser gegenüber dem Muster-
mietshause würde ihnen persönlich zugutekommen.


Zu erwähnen ist noch, daß der Zinsfuß des Baukapitals, der der Berechnung des Anteils
der Grundrente an dem Mietzins zugrundegelegt wird, das Wichtigste an der ganzen Sache
ist, und daß man sich im voraus, d. h. vor Unterzeichnung der Pachtverträge, darüber wird
einigen müssen, nach welchem Verfahren dieser Zinsfuß jedesmal ermittel werden soll. Denn







ob man das Baukapital mit 4, 31/2 oder 3 % verzinst, ist doch für die Berechnung der
Grundrente sehr wesentlich.


Ist z. B. das Baukapital 200 000 M., der Mietsertrag 20 000 M.
und der Zinsfuß 4 %, so ist der Kapitalzins 08 000 M.
und die Grundrente, d. h. die zu zahlende Pacht 12 000 M.


Bei 3 % würden nur 6000 M. vom Mietsertrag abgehen, was den Pachtzins bis 
auf 14 000 M. erhöhen würde, ein Abstand, der, wenn er nicht auf eine unanfecht-
bare, vertragsmäßig Grundlage sich stützt, ein Entrüstungsgeschrei verursachen 
würde. Für die Stadt Berlin z. B. würde die Anwendung eines Zinsfußes von 3 % statt
eines solchen von 4 % schon einen Unterschied in der Pachtberechnung von 20 Mil-
lionen wenigstens ausmachen. Es ist also klar, daß man in dieser Beziehung nichts
der Willkür überlassen kann.


Im folgenden, dem Freigeld gewidmeten Teil, werde ich das Verfahren für die
Ermittlung des reinen Kapitalzinses eingehend besprechen, und ich verweise hier 
darauf. Unabhängig davon möchte ich aber hier den Vorschlag machen, als Zinsfuß
für das Gebäudekapital den Durchschnittsertrag aller an der Börse gehandelten ein-
heimischen Industriepapiere zu nehmen. Dadurch würde dem Baukapital der Durch-
schnittsertrag des Industriekapitals gesichert, was die Bauindustrie von jedem Wag-
nis befreien und diesem Zweige der Industrie zum Wohle der Mieter große Kapitalien
zuführen würde. Denn jeder, der eine sichere Anlage vorzieht, würde sein Geld in
Häusern anlegen, die ihm immer den Durchschnittsertrag einbringen würden.


Dieser Zinsfuß würde natürlich nur bei Berechnung der Grundrente des Muster-
mietshauses angewandt werden.


Das Mustermietshaus von 500 Geviertmeter Grundfläche
hat an Miete eingebracht 20 000 M.
Das Baugeld beträgt nach den üblichen Abschreibungen 200 000 M.
Der Durchschnittszinsfuß der Börsenpapiere war 3,25 %
Von der Miete gehen also als Zins des Baugeldes ab 06 500 M.


somit bleibt als Grundrente 20 000 – 6 500 = 13 500 M.
oder 13 500 : 500 = 27 M. für das Geviertmeter.
In groben Umrissen und ohne auf die Abweichungen einzugehen, die nur die Er-


fahrung vorschreiben kann, erhalten wir als Muster eines Pachtvertrages zwischen
Staat und Bauunternehmer folgendes:


1. Der Staat übergibt dem Bauunternehmer das Grundstück Nr. 12 der Claudius-
straße in Erbpacht.


2. Die Pacht wird berechnet nach der für das in der gleichen Straße befindliche
Mustermietshaus ermittelten Grundrente.


3. Als Grundrente für dieses Mustermietshaus wird angesehen: der in öffentlicher
Pachtversteigerung erzielte Mietzins, abzüglich x Prozent Abschreibungen, Instand-
haltungen und Versicherungen und abzüglich Zins des Baugeldes.


4. Als Zinsfuß für das Baukapital wird der jährliche Durchschnittsertrag der an der
Berliner Börse gehandelten Industriepapieren angenommen werden.
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4. Wie die Bodenverstaatlichung wirkt.


Nicht erst dann, wenn der letzte Schuldschein der Bodenverstaatlichungsanleihe
eingelöst und verbrannt sein wird, werden sich die Wirkungen der Bodenverstaat-
lichung zeigen, sondern gleich vom Tage an, wo die Enteignung gesetzlich beschlos-
sen wird. Und zwar in erster Linie in der Volksvertretung, in der Politik.


Ähnlich wie es beim Turmbau in Babel zuging, werden sich die Volksvertreter nicht
mehr verstehen, ja sie werden sich selbst nicht mehr wiedererkennen; sie werden als
ganz andere Menschen, mit ganz neuen Hochzielen nach Hause zurückkehren. Das, was
sie bisher vertraten, was sie verteidigten oder angriffen, wofür sie tausend neue gewich-
tige oder auch frevelhaft leichtsinnige Gründe zusammengetragen hatten, besteht nicht
mehr. Wie durch Zauberschlag hat sich das wüste Schlachtfeld in einen Friedhof ver-
wandelt. Die Privatgrundrente besteht nicht mehr; und was waren Reichs- und Landtag
anderes als eine Börse, wo auf Steigen und Fallen der Grundrente Wucherspiel ge-
trieben und gewühlt wurde? Eine Animierkneipe für höhere Zölle nannte es jemand,
der dabei war! Es ist Tatsache, daß in den Parlamentsverhandlungen der letzten Jahre
sich alles fast ausschließlich mittel- und unmittelbar um die Grundrente drehte.


Die Grundrente bildet den Standpunkt, von dem aus sich die Regierung auf dem
Gebiete der Gesetzgebung die Richtung für ihr Handeln sucht; die Grundrente ist der
Pol, um welchen alle Gedanken der Regierungsmänner sich drehen, sowohl hier, wie
überall in der Welt. Ob bewußt oder unbewußt, bleibt sich gleich. Ist die Grundrente
gesichert, dann ist alles in Ordnung.


Die langen und wüsten Verhandlungen bei Beratung der Kornzölle drehten sich um
die Grundrente. Bei den Handelsverträgen waren es die Belänge der Grundrentner, die
allein Schwierigkeiten bereiteten. Bei den langwierigen Verhandlungen um den Mittel-
landkanal war wieder allein der Widerstand der Grundrentner zu überwinden. Alle die
kleinen, so selbstverständlichen Freiheiten, deren man sich heute erfreut, wie z.B. die
Freizügigkeit, die Abschaffung der Leibeigenschaft und Sklaverei, mußten gegen die
Grundrentner erkämpft werden, und zwar mit den Waffen. Denn zu Kartätschen griffen
die Grundrentner, um ihre Belänge zu verteidigen. In Nordamerika war der lange, mör-
derische Bürgerkrieg nur ein Kampf gegen die Grundrentner. Der Widerstand auf allen
Gebieten geht zielbewußt von den Grundrentnern aus; ja, wenn es von den Grund-
rentnern abhinge, so wären Freizügigkeit und allgemeines Wahlrecht schon längst zum
Besten der Grundrente geopfert worden. Volksschule, Hochschule, Kirche wurden
schon bei ihrer Gründung dem Gedeihen der Grundrente untergeordnet.


Das alles hört nun mit einem Schlage auf. Wie Schnee wird die Politik der Grund-
eigentümer an der Sonne der Bodenbefreiung vergehen, verdampfen, versinken. Mit der
Privatgrundrente verschwindet jedes auf Geldvorteile gerichtete politische Bestreben; im
Parlament wird sich niemand mehr die Taschen füllen können. Politik aber, die nicht mehr
von Sonderbestrebungen geleitet wird, vielmehr allein von der höheren Warte des öffent-
lichen Wohls, ist keine Politik mehr, sondern angewandte Wissenschaft. Die Volksvertreter
werden sich also in alle Staatsangelegenheiten wissenschaftlich vertiefen und eine Arbeits-
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weise sich aneignen müssen, bei der alle Leidenschaften schweigen, und wo man 
mit nüchternem Sinne den nüchternen Beratungsstoff mit Hilfe der Statistik und
Mathematik prüfen kann.


Doch nicht allein die Politik der Grundeigentümer ist erschöpft, sondern auch 
die ihrer Gegner. Wozu sandte man denn die Sozialisten, die Freisinnigen und die
Demokraten in den Reichstag? Damit sie das Wohl des Volkes gegen die räuberischen
Gelüste der Grundrentner schützen sollten! Die Verteidiger werden aber überflüssig,
sowie die Angreifer verschwinden. Das ganze liberale Parteiprogramm ist mit der
Bodenbefreiung als etwas völlig Selbstverständliches erledigt. Es denkt niemand 
mehr daran, dieses Programm anzutasten, überhaupt noch zu prüfen und zu benör-
geln. Jedermann ist und denkt selbstverständlich freiheitlich. Welchen Sondervorteil
könnte der einzelne auch noch von der Politik erwarten? Was war Reaktion, was war
das konservative Parteiprogramm? Grundrente, weiter nichts als Grundrente war es.


Selbst die rückschrittlichsten Agrarier von gestern denken nun freiheitlich, fort-
schrittlich. Es waren doch Menschen wie alle anderen, weder besser noch schlechter;
sie waren auf ihren Vorteil erpicht, wie jeder anständige Mensch es ist. Sie waren 
keine besondere Rasse. Einig waren sie nur durch das gleiche, materielle Interesse.
Allerdings ein starker Kitt. Mit der Bodenverstaatlichung geht die ganze Klasse in der
Allgemeinheit auf. Ja, die Junker von gestern sind sogar freiheitlich gesinnt, denn was
ist ein Graf ohne Land? Grundeigentum und Adelsherrschaft (Aristokratie, was man
heute so nennt) sind ein und dasselbe. Jedem Aristokraten kann man an den Gesichts-
zügen ablesen, wieviel Hektar Land er besitzt, wieviel Rente sein Land abwirft.


Also, was sollen die Politiker noch im Reichstag? Es ist ja alles so einfach, so
selbstverständlich geworden, seitdem die Grundrente nicht mehr jede Neuerung
behindert. Der Entwicklung die Bahn frei! Das war der Ruf des Freisinns. Und jetzt 
ist sie frei. Nirgends stößt die Gesetzgebung noch mit dem Sondervorteil zusammen.
Zwar besteht das bewegliche Kapital weiter, und dieses hat mit der Umwandlung 
des Grundkapitals in Staatsschulden (Mobilkapital) sogar um mehrere hundert Mil-
liarden zugenommen. Aber das bewegliche Kapital unterliegt, weil ausfuhrfähig 
und der ganzen Welt zugänglich, ganz anderen Gesetzen als das Grundkapital. Politik
ist dem beweglichen Kapital (Fahrhabe) nutzlos. (Dieser Satz wird im folgenden 
Teil weiter begründet werden.) Außerdem muß das bewegliche Kapital, um dem Wett-
bewerb des Auslandes Stand zu halten, den Fortschritt nach jeder Richtung fördern,
und dies zwingt es, mag es wollen oder nicht, in die Bahn der Freiheit.


Nach Beseitigung der Privatgrundrente werden Land und Stadt politisch nicht mehr
getrennte Wege gehen, sondern vereinten gleichen Zielen zustreben. Wollte man z. B.
die Landwirtschaft durch irgendeine Entwicklung einseitig begünstigen, so würden die
Arbeiter von der Industrie zur Landwirtschaft übergehen, bei den öffentlichen Verpach-
tungen den Pachtzins jenen Vorteilen entsprechend in die Höhe treiben und so das
Gleichgewicht zwischen dem Ertrag der Arbeit in Industrie und Landwirtschaft wieder-
herstellen. Und umgekehrt natürlich. Der Boden stände eben jedermann zu völlig glei-
chen Bedingungen zur Verfügung. Es ist darum vollkommen ausgeschlossen, daß nach der
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Bodenverstaatlichung die Landwirtschaft durch Verfolgung ihrer Ziele noch im 
Gegensatz zur Industrie treten kann. Landwirtschaft und Industrie werden durch die
Bodenverstaatlichung erst zu einer gleichartigen wirtschaftlichen und politischen
Masse verschmolzen werden. Eine überwältigende Mehrheit, mit der alles, gegen die
nichts erreicht werden kann.


Es würde zu weit führen, hier die Wirkung der Bodenverstaatlichung auf politi-
schem Gebiete bis in die äußersten Folgerungen zu erörtern. Ich muß mich hier auf
diese groben Umrisse beschränken. Sie genügen übrigens, um zu zeigen, daß mit der
Bodenverstaatlichung die heutige Parteipolitik wesenlos, ja, daß die Politik nach
heutigen Begriffen überhaupt erledigt wird. Politik und Grundrente sind eins. Zwar
wird damit die Volksvertretung nicht überflüssig, aber sie wird von jetzt ab ganz
andere Aufgaben zu lösen haben – Aufgaben, bei denen eigensüchtige Sonderbestre-
bungen einzelner völlig ausgeschlossen sein werden. Es werden wissenschaftliche Ta-
gungen abgehalten werden, und statt daß man Vertreter in das Volkshaus schickt, die
über alles und jedes zu urteilen haben und sich auch ein Urteil über alles erlauben,
wird man Fachmänner für jede einzelne Frage entsenden. Auf diese Weise erhalten
dann alle Fragen eine fachgemäße, wissenschaftliche Behandlung. Was wird nicht
heute alles vom Volksvertreter verlangt! Er soll über Heer und Flotte, über Schule,
Religion, Kunst und Wissenschaft, über Heilkunde (Impfzwang), Handel, Eisenbahnen,
Post, Jagd, Landwirtschaft usw. usw., kurz, über alles und jedes rechtsprechen. Sogar
über die Währungsfrage, wahrhaftig über die Währungsfrage, haben diese Allweisen
entscheiden müssen (Goldwährung), obschon mehr als 99 % unter ihnen keine blasse
Ahnung davon haben, was das Geld ist, was es sein soll und sein könnte.


Kann man da diesen geplagten Wesen einen Vorwurf daraus machen, daß sie
schließlich in keiner Frage zu vertiefter Erkenntnis gelangen?* Diese seltsamen Gestal-
ten werden nun mit der Bodenverstaatlichung verschwinden. "Mädchen für alles" wird
das Volk zu den Beratungen nicht mehr entsenden, sondern Fachmänner, deren ge-
setzgeberische Vollmachten auf ihr Fach und die besondere, zur Verhandlung stehen-
de Frage beschränkt bleiben. Mit der jeweiligen Frage ist auch die Vollmacht erledigt.


Ebenso tiefgreifend wie in politischer Beziehung, wird die Bodenverstaatlichung
das allgemeine Verhältnis der Volksgenossen zu einander beeinflussen, und zwar auch
dies gleich vom Tage der Enteignung an.


Das Bewußtsein, daß nun jeder dem vaterländischen Boden gegenüber völlig gleich-
berechtigt ist, wird jeden mit Stolz erfüllen und schon in seinem Äußeren einen Ausdruck
finden. Jeder wird den Nacken steifhalten, selbst den Staatsbeamten wird der Mut zum
Widerspruch nicht fehlen, wissen sie doch alle, daß sie im Boden einen Rückhalt haben,
eine treue Mutter, die allen, die da draußen Schiffbruch leiden, eine Zuflucht gewährt.
Denn der Boden wird allen, allen ohne Ausnahme, immer unter völlig gleichen Bedingungen


*) Den Staat könnte man mit Vorteil vollkommen von der Last der Staats-Schulen, Staats-Kirchen,
Staats-Universitäten und noch vielem anderen Ballast befreien. Dem Staate sind diese Dinge von 
den Grundrentnern aufgebürdet worden; sie sollen dazu dienen, die Aufmerksamkeit vom eigentlichen
Zankapfel abzulenken.
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zur Verfügung stehen, dem Armen wie dem Reichen, Männern wie Frauen, jedem, der
den Boden bearbeiten kann.


Man wird hier wohl einwenden, daß auch heute die Gelegenheit nicht fehlt, Boden
zu pachten und zu bebauen, jedoch darf man nicht vergessen, daß die Grundrente
heute in die Privattaschen fließt, und daß dadurch jeder unmenschlich viel und schwer
arbeiten muß, nur um sein Brot zu verdienen. Mit Eintritt der Bodenverstaatlichung
wandert die Grundrente in die Staatskasse und kommt so unmittelbar einem jeden 
in den Staatsleistungen zugute. Dadurch wird aber die Arbeit weniger, die jeder für 
seinen Lebensunterhalt leisten muß. Statt 10 ha zu bebauen, werden 6 oder 7 genü-
gen, so daß mancher in der Stadtluft geschwächte Beamte als Bauer sein Brot wird
verdienen können. Dies wird natürlich noch viel mehr der Fall sein, wenn wir mit der
Einführung des Freigeldes auch noch den Kapitalzins beseitigt haben werden. Dann
werden 4 ha genügen, wo jetzt 10 bebaut werden müssen, nur um das Leben zu fristen.


Diese wirtschaftliche Kraft und Selbständigkeit wird natürlich den gesamten 
Verkehr der Menschen umgestalten; die Sitten, Gebräuche, Redewendungen, die 
Gesinnung werden edler, freier werden.


Nach Beseitigung der Privatgrundrente, und noch mehr nach Beseitigung des Zin-
ses wird jede gesunde Frau imstande sein, ihr Brot und das ihrer Kinder in der Land-
wirtschaft zu verdienen. Wenn hierzu 3 ha statt 10 genügen, dann genügt auch die
Kraft einer Frau, wo man heute eine volle Manneskraft benötigt. Ob die Rückkehr der
Frau zur Landwirtschaft nicht der "Frauenfrage" die glücklichste Lösung geben würde?


Die deutsche Freiland-Freigeld-Bewegung (Physiokratie) sucht dem Gedanken Ein-
gang zu verschaffen, den Müttern für die Mehrbelastung, die ihnen durch die Auf-
zucht der Kinder zufällt, eine Staatsrente auszusetzen, die dem entspricht, was die
Bodennutzungen dem Naturweib sind. Für diese Mutterrenten soll die Grundrente 
herangezogen werden, statt daß man diese, wie von Henry George vorgeschlagen 
wurde, für die Beseitigung der Steuern benutzt.


Vieles spricht für diesen Vorschlag. Zunächst der Umstand, daß die Grundrente
letzten Endes ja überhaupt als Verdienst der Mütter zu betrachten ist, insofern als 
die Mütter die für die Grundrente nötige Volksdichtigkeit überhaupt erst schaffen.
Soll jeder das Seine erhalten (suum cuique) so unterliegt es keinem Zweifel, daß 
die Mütter das meiste Anrecht auf die Grundrente haben. Zu demselben Ergebnis
kommt man, wenn man das Naturweib, das wie eine Königin über die Natur rings-
um verfügt, mit unseren armseligen Fabrikarbeiterinnen vergleicht. Dann sieht 
man, daß den Müttern die Grundrente heute geradezu gestohlen wird. Es gibt wahr-
haftig unter den Naturvölkern Asiens, Afrikas, Amerikas keine Mutter, die wirt-
schaftlich so aller Hilfsmittel entblößt ist, wie die Proletarierinnen Europas. Dem
Naturweib gehört die ganze Umgebung. Das Holz für ihr Haus nimmt sie, wo sie 
es findet; den Bauplatz wählt sie sich selbst. Ihre Hühner, Gänse, Ziegen, Rinder 
weiden um die Hütte herum. Der Hund bewacht das Nesthäkchen. Aus dem Bache
zieht der Bub die tägliche Forelle. Im Garten säen und ernten die größeren Kinder,
andere kommen mit Holz und Beerenobst beladen aus dem Walde, die Älteste 
bringt aus dem Gebirge den erlegten Bock. Und an die Stelle all dieser Natur-
geschenke haben wir den Rentner, ein dickes, faules, unschönes Geschöpf gesetzt.
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Man braucht sich also nur in die Lage einer schwangeren Proletarierin zu versetzen,
die von der ganzen Natur ringsum nichts hat, wo sie ihr Kind hinlegen kann, um zu er-
kennen, daß, wenn es schon einmal in der jetzigen Volkswirtschaft nicht ohne Abgren-
zung und Grundrenten geht – diese Grundrente dann unverkürzt den Müttern zusteht.


Nach Berechnungen, die allerdings auf unsicheren Unterlagen beruhen, würden etwa
40 M. monatlich für jedes Kind unter 15 Jahren aus der Grundrente verteilt werden
können. Mit dieser Unterstützung einerseits, und mit der Entlastung vom Kapitalzins
andererseits, wird jede Frau imstande sein, auf dem Lande ihre Kinder groß zu ziehen,
ohne unbedingt auf Geldbeiträge des Mannes angewiesen zu sein. Wirtschaftliche Rück-
sichten können die Frauen nicht mehr brechen. In allen geschlechtlichen Fragen wür-
den ihre Neigungen, Wünsche und Triebe entscheiden. Bei der Gattenwahl würden 
die geistigen, körperlichen, die vererbungsfähigen Vorzüge statt des Geldsackes den
Ausschlag geben. So kämen die Frauen wieder zu ihrem Wahlrecht, und zwar nicht
zum wesenlosen politischen Wahlrecht, sondern zum großen Zuchtwahlrecht. –


Nach der Bodenverstaatlichung wird jeder über das gesamte deutsche Reich, und,
wenn sie allgemein eingeführt wird, über die ganze Welt verfügen. Verglichen damit
sind die jetzigen Könige die reinen Bettler. Jedes neugeborene Kind, ob ehelich 
oder unehelich, wird 540 932 Geviertkilometer, 54 Millionen ha Land zu seiner Ver-
fügung haben. Und jeder wird freizügig, keiner mehr wie die Pflanze an die Scholle
gebunden sein. Jeder, dem die heimatliche Luft nicht zusagt, dem die Gesellschaft
nicht gefällt, der aus irgend einem Grunde einen Platzwechsel wünscht, löst seinen
Pachtvertrag und zieht fort. Dadurch werden die verschiedenen deutschen Stämme,
die, wie zur Zeit der Leibeigenschaft, an der Scholle kleben und von der schönen 
Welt nie etwas anderes als ihren Kirchturm gesehen, in Bewegung geraten und neue
Sitten, neue Arbeitsverfahren, neue Gedanken kennen lernen. Die verschiedenen
Stämme werden sich kennen lernen und auch einsehen, daß keiner besser als der
andere ist, daß wir allesamt nur eine schmutzige, lasterhafte Gesellschaft gebildet
haben. Und da, wie bekannt, man sich des Lasters in der Regel vor Fremden mehr
schämt als in der Heimat vor Bekannten und Verwandten, so ist anzunehmen, daß 
der Verkehr mit Fremden die Sitten strenger und reiner machen wird.


Aber die Bodenverstaatlichung dringt umgestaltend in das innerste Wesen des
Menschen: den gemeinen Knechtssinn, der aus der Zeit der Leibeigenschaft noch 
dem Menschen anhaftet (dem Herrn nicht weniger als dem Knechte), weil das
Sondereigentum am Boden, diese Grundlage der Leibeigenschaft, noch fortbesteht,
diesen knechtischen Sinn wird der Mensch mit dem Privatgrundbesitz endgültig ab-
schütteln; er wird sich wieder aufrichten wie eine junge Tanne, die, vom nieder-
zwingenden Gewichte des Schnees befreit, kerzengrade wieder emporschnellt. "Der
Mensch ist frei, und wär’ er in Ketten geboren." Allen Einflüssen paßt sich der
Mensch an, und jeder Schritt auf der Bahn der Anpassung kommt durch Vererbung
dem kommenden Geschlechte zugute. Nur in bezug auf die Knechtschaft findet keine
Vererbung statt; nicht einmal Narben wird das Privateigentum in der Gesinnung der
Knechte zurücklassen.


Von dieser wurzelechten, weil wirtschaftlich begründeten Freiheit, die uns 
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die Bodenverstaatlichung bringt, dürfen wir daher mit Recht alle die Früchte 
edlerer Gesittung erwarten, die wir bisher umsonst einzuheimsen hofften. Muß der
politische Friede im Innern nicht auch nach außen sich bemerkbar machen, wie die
Zufriedenheit im inneren Menschen sich in seinen Gesichtszügen wiederspiegelt? 
Der herrische, gemeine, rohe Ton, der sich als natürliche Frucht der gemeinen Ge-
sinnung, die die Grundrente großzieht, in den politischen Verhandlungen einbürgert,
mußte auch unsere auswärtige Politik beeinflussen. Wir sind durch den ewigen
Widerstreit der Interessen, den das Privatgrundeigentum mit sich bringt, gewöhnt
worden, in jedem Nachbarn, in jedem Nachbarvolk nur Feinde zusehen, die uns Böses
wollen, und gegen die wir uns wappnen müssen, wenn es nicht angeht, augenblick-
lich über sie herzufallen und sie zu erschlagen. Denn nicht als Menschen und Brüder
stehen sich die Völker gegenüber, sondern als Grundeigentümer. Schafft man hüben
und drüben das Eigentum am Boden ab, so wird damit der Zankapfel beseitigt. Es
bleiben dann anstelle der Grundrentner nur Menschen, die vom gegenseitgen Verkehr
nur Befruchtung ihrer Berufstätigkeit, ihrer Religion, ihrer Kunst, Gesittung, Gesetz-
gebung, niemals aber Schaden erwarten können. Nach der Bodenverstaatlichung 
wird niemand mehr durch die Höhe der Grundrente berührt, und wenn das in allen
Nachbarländern der Fall ist, wer würde sich dann noch um Grenzzölle kümmern, die
den Verkehr der Völker verpesten, Zwietracht stiften, zu Abwehrmaßnahmen führen
und alle Beziehungen so verwirren, daß sich die Völker nicht anders als durch Pul-
ver und Blei wieder Luft machen können? Mit der Bodenverstaatlichung und noch
mehr durch die im 4. Teil dieses Buches dargestellte Freigeld-Einführung bürgert 
sich der Freihandel von selbst ein. Lassen wir den vollen Freihandel nur einige
Jahrzehnte sich frei entwickeln und entfalten, und wir werden bald sehen, wie innig
das Wohl der Völker mit der Förderung und Aufrechterhaltung dieses Handels ver-
knüpft ist, mit welcher Liebe gute Beziehungen zu den Nachbarvölkern vom ganzen
Volke gepflegt werden, wie die Familien hüben und drüben durch Bande der Bluts-
verwandtschaft fest aneinander gekettet werden, wie die Freundschaft zwischen
Künstlern, Gelehrten, Arbeitern, Kaufleuten, Geistlichen alle Völker der Welt zu 
einer einzigen, großen Gesellschaft verketten wird, zu einem Völkerbund, den die 
Zeit und die Einzelbestrebungen immer nur inniger und fester schnüren, bis zum
Verschmelzen der Teile zusammenschweißen können.


Ohne Privatgrundrenten gibt es keinen Krieg mehr, weil es keine Zölle mehr gibt.
Die Bodenverstaatlichung bedeutet daher gleichzeitig Weltfreihandel und Weltfriede.


Dieser Einfluß von Freiland auf Krieg und Frieden ist übrigens bis jetzt nur ober-
flächlich erforscht worden; es ist noch Neuland. Der Bund deutscher Bodenreformer
hat hier nie geschürft. Hier ist Stoff für ein groß angelegtes Werk, dankbarer Stoff.
Wer wird sich dieser Aufgabe unterziehen? Gustav Simons, Ernst Frankfurth, Paulus
Klüpfel, die sich für diese Arbeit tiefgründig vorbereitet hatten, die auch die rich-
tigen Männer für diese Arbeit waren, hat der Tod mitten aus ihrer Arbeit gerissen.


Ein schwacher Umriß dieser zu lösenden Aufgabe habe ich in der Abhandlung
"Freiland, die eherne Forderung des Friedens" zu geben versucht, mit der dieser 2.
Teil des Buches eingeleitet ist.
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In bezug auf das allgemeine Lohngesetz ist nur zu sagen, daß mit der
Bodenverstaatlichung und nach Tilgung der Schuld


die gesamten Grundrenten in den Lohnschatz
ausgeschüttet werden und daß dann der allgemeine Arbeitsertrag gleich sein 


wird dem gesamten Arbeitserzeugnis, abzüglich Kapitalzins.


5. Wie läßt sich die Forderung der Bodenverstaatlichung
begründen?


Der gesunde Mensch beansprucht die ganze Erdkugel, er betrachtet sie als eins
seiner Glieder, als einen untrennbaren Hauptteil seines Körpers, und zwar die ganze
Erdkugel, nicht einen Teil davon; und die zu beantwortende Frage ist, wie ein jeder 
in den Vollgebrauch dieses Hauptorgans gelangen kann.


Teilung der Erde ist ausgeschlossen, denn durch die Teilung erhält jeder nur einen
Teil, während er doch das Ganze braucht. Kann man die Ansprüche der einzelnen
Familienglieder auf die Suppenschüssel damit befriedigen, daß man diese zerschlägt
und jedem eine Scherbe hinwirft? Außerdem müßte bei jedem Begräbnis, bei jeder
Geburt die Teilung von neuem beginnen, ganz abgesehen davon, daß die Teile durch
Lage, Beschaffenheit, Witterungsverhältnisse usw. sämtlich verschieden sind und 
darum niemand zufriedengestellt werden kann. Denn während er eine seinen Teil auf
sonniger Höhe haben möchte, sucht der andere die Nähe einer Bierbrauerei auf. Die
Teilung (heute in der Regel durch Erbschaft) nimmt jedoch keine Rücksicht auf solche
Wünsche, und so muß der Bierphilister täglich von der sonnigen Höhe herunter, um
unten im Tale sein Bäuchlein zu füllen, während der andere nach der sonnigen Höhe
lechzt und in der Talluft geistig und körperlich verkümmert.


Durch die Teilung wird niemand befriedigt, die Teilung kettet den Menschen an
die Scholle, besonders wenn, wie das in der Regel der Fall ist, der Austausch der Teile
(Umsatz) durch Umsatzsteuern erschwert wird. So möchte mancher wohl aus
Gesundheitsrücksichten wegziehen, mancher, der mit der Nachbarschaft verfeindet
ist, täte aus Sicherheitsrücksichten wohl, eine andere Gegend aufzusuchen, aber sein
Grundeigentum läßt ihn nicht los.


Die Umsatzsteuer beträgt vielerorts in Deutschland 1 – 2 –3 vom Hundert, im Elsaß
gar 5 %. Bedenkt man, daß in der Regel die Grundstücke zu 3/4 belastet sind, so 
bilden die 5 % Umsatzsteuer schon 20 % der Anzahlung oder des Vermögens des
Käufers. Wenn also jemand nur fünfmal seinen Platz wechselt – was für die gute
Entwicklung des Menschen durchaus nicht zu viel ist – so löst sich sein ganzes
Bodenkapital in Steuern auf. Mit der Wertzuwachssteuer der Bodenreformer, die nur
beim Umsatz erhoben wird, verschlimmert man noch die Sache.


Für junge Landwirte ist der hohe Norden vortrefflich; mit dem Alter, wenn der
Stoffwechsel träger wird, ist ein gemäßigter Himmelsstrich manchmal vorzu-
ziehen, während ganz alte Leute in warmen Ländern sich am wohlsten fühlen. – 
Wie soll man nun mittels Teilung all diesen und tausend anderen Wünschen
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gerecht werden? Soll jeder seinen Acker als Gepäckstück herumschleppen? Wollen 
sie ihr Teil hier verkaufen, um es dort wieder zu kaufen? Was das bedeuten 
würde, weiß jeder, der dem Grundstückshandel nicht unausgesetzt Aufmerksamkeit
schenken kann, aber durch die Verhältnisse gezwungen wird, seinen Platz mehrmals
zu veräußern. Es geht ihm, wie dem Bauer, der eine Kuh zu Markte führte und 
nach eine Reihe von Tauschgeschäften schließlich einen Kanarienvogel heim-
brachte. Darum muß gewöhnlich der Grundeigentümer für den Verkauf "die
Gelegenheit abwarten". Aber während er hier die Gelegenheit für den Verkauf, und
dann dort wieder die Gelegenheit für den Kauf abwartet, vergeht die Zeit, so daß 
er gewöhnlich auf die Vorteile, die er vom Ortswechsel erwartet, verzichten muß. 
Wie mancher Bauer möchte gern in die Nähe der Stadt ziehen, um seinen begab-
ten Kindern den Besuch der Schulen zu ermöglichen, wie mancher möchte die 
Nähe der Stadt fliehen, um seine Kinder in jungfräulicher Natur großzuziehen! 
Wie manche gute Katholik, den sein Erbteil unter die Protestanten verpflanzt hat,
sehnt sich zurück in die katholische Gemeinde. Das Grundeigentum beraubt sie all
dieser Genüsse; das Grundeigentum macht aus ihnen Kettenhunde, Leibeigene,
Sklaven des Bodens.


Und wie mancher, der von seinem Vater sein "Teil" geerbt und seine 9 Geschwis-
ter nur durch eine Bodenverpfändung von 90 % hat auszahlen können, wird jetzt
durch die Zinszahlung erdrosselt. Eine geringe Lohnsteigerung, ein schwacher
Rückgang der Grundrente (der allein schon durch eine Herabsetzung der Schiffs-
frachten herbeigeführt werden kann) genügt, um ihm die Möglichkeit zu nehmen, 
den Zins zu zahlen, genügt, um die ganze Wirtschaft unter den Hammer zu bringen.
Die sogenannte Not der Landwirtschaft, in die sämtliche deutsche Grundeigentümer
geraten waren, war eine Folge der mit dem Privatgrundeigentum untrennbar ver-
bundenen Erbschaftsverschuldung des Bodens.


Der "glückliche Erbe" des Privatgrundeigentums rackert sich ab, er rechnet,
schwitzt und kannegießert über Staatssachen – sein Eigentum zieht ihn unnachsicht-
lich in die Tiefe.


Viel schlimmere Folgen noch für die "Teilhaber" hat die Teilung der Erde in 
Form von gemeinsamem Eigentum (Kollektiveigentum), so wie das Gemeinde-
eigentum es darstellt und die Genossenschaft es erstrebt. Ein Verkauf seines 
Anteils ist dem einzelnen nicht möglich, und das Verlassen der Gemeinde ist mit 
dem Verluste des Anteils verknüpft. Die Umsatzsteuer verwandelt sich hier in 
eine Umzugssteuer von 100 %. Es gibt Gemeinden, die nicht nur keine Steuern 
erheben, sondern noch bares Geld verteilen. Um nun diese Einnahmen nicht zu 
verlieren, bleibt mancher in der Gemeinde, trotzdem ihm die klimatischen, 
politischen, kirchlichen, geselligen Zustände, die Bier- und Lohnverhältnisse 
nicht zusagen. Und ich bin überzeugt, daß es nirgends mehr Rechtshändel, Zank 
und Mordtaten gibt, daß nirgends unglücklichere Leute leben müssen, als gerade
in solchen reichen Gemeinden. Auch bin ich überzeugt, daß die Lohnverhält-
nisse in solchen Gemeinden schlechter als anderswo sein müssen, weil die 
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für den Erfolg der Gewerbetätigkeit so nötige und von den persönlichen Fähig-
keiten bestimmte, freie Berufswahl durch die hier gehemmte Freizügigkeit ganz
außerordentlich beschränkt wird. Jeder ist hier auf die Industrie angewiesen, die 
sich am Orte hat entwickeln können, und während der eine vielleicht als Mann der
Wissenschaft oder Tanzlehrer in der Welt sein Glück gemacht hätte, muß er hier, 
weil er seine Gemeinderechte nicht verlieren will, als Holzhacker sein Leben fristen.


Auf die gleichen Nachteile der "Teilung der Erde", nur noch im Verhältnis wach-
send, stoßen wir, wenn wir die Erde unter die einzelnen Völker verteilen. Keinem
Volke genügt der ihm angewiesene Teil, keinem Volke kann dieser Teil genügen, muß
doch zu seiner gedeihlichen Entwicklung jedes Volk wie jeder einzelne Mensch über
die ganze Erdkugel verfügen können. Da nun der Teil nicht genügt, so sucht man
durch Eroberung den Besitz zu vergrößern. Aber zur Eroberung gehört kriegerische
Kraft, und es ist ein durch die Geschichte der Jahrtausende bestätigtes Gesetz, daß
die Macht eines Staates sich nicht dauernd in dem Maße vermehrt, wie sein Gebiet
größer wird, sondern im Gegenteil durch stete Eroberungen im Laufe der Zeit sich
verringert. Deshalb ist es auch ausgeschlossen, daß alle Völker der Erde jemals durch
Eroberung unter eine Herrschaft kommen. Die Eroberung beschränkt sich darum
gewöhnlich auf kleine Happen, die dann bei einer anderen Gelegenheit wieder verlo-
ren gehen. Was der eine durch die Eroberung gewinnt, verliert der andere; und da
dieser andere das gleiche Bedürfnis nach Ausdehnung hat, so bereitet er sich auf
Rückeroberung vor und lauert auf Gelegenheit, über den Nachbar herzufallen.


So hat nun schon so ziemlich jedes Volk versucht, sich durch Eroberung in den
ersehnten Besitz der Erdkugel zu setzen, immer mit dem gleichen Mißerfolg. Das
Schwert wird, wie jedes Handwerkszeug, stumpf durch den Gebrauch. Und welche
Opfer werden diesen kindischen Versuchen immer und immer wieder gebracht. 
Ströme von Blut, Berge von Leichen, Meere von Geld und Schweiß. Dabei keine Spur
eines Erfolges. Die Staatenkarte unserer Erde sieht heute aus wie ein Bettlerrock,
geflickt und zersetzt; neue Grenzzäune erheben sich alle Tage, und eifersüchtiger
denn je bewacht jeder seinen Knochen, seine von den Vätern geerbte Bettelsuppe.
Kann man heute noch mit vernünftigen Gründen hoffen, daß einmal ein Eroberer
erstehen wird, der uns alle vereint? Unsinnig wäre eine solche Hoffnung. Die Teilung
führt zu Krieg, und der Krieg kann nur zusammenflicken. Die Nähte reißen immer 
wieder auf. Der Mensch braucht die ganze Erde, die ganze Kugel, keinen zusammen-
geflickten Fetzen. Und zwar jeder einzelne Mensch, jedes einzelne Volk; und solange
diesem Grundbedürfnis des Menschen nicht genügt wird, gibt es Krieg. Mann gegen
Mann, Volk gegen Volk, Erdteil gegen Erdteil. Wobei noch zu beachten ist, daß der
aus solchen Ursachen entbrannte Krieg stets und regelmäßig das Gegenteil dessen
erzeugen muß, was die Kriegführenden bezwecken. Trennung statt der Einigung;
Verkleinerung statt Vergrößerung; Abgründe statt Brücken.


Es ist ja wahr, daß mancher Spießbürger sich am "gemütlichsten" in einer ver-
räucherten Bierkneipe fühlt, daß er sich unsicher, unbehaglich fühlt oben auf dem
Gipfel des Berges. Auch von den Altpreußen erzählt man, daß sie der Vereinigung 
mit dem deutschen Reiche nur widerwillig zugestimmt haben; der neue Glanz blen-
dete, die Erdteilung erzeugte eben ein Bettlergeschlecht.
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Darum: weg mit diesen veralteten, stumpfen Werkzeugen, weg mit den Kanonen,
weg mit dem Puppenspiel. Weg mit den Zaunpfählen, mit den Zollgrenzen, ins Feuer
mit den Grundbüchern. Keine Teilung und Zertrümmerung der Erdkugel, keine
Scherbe. Suum cuique. Jedem das Ganze.


Wie kann man nun dieser Forderung ohne Gütergemeinschaft, ohne weltstaatliche
Verbrüderung und ohne Aufhebung der staatlichen Selbständigkeit der einzelnen
Volkshaufen genügen? Freiland antwortet auf diese Frage.


Wird nun mit der Verwirklichung dieser Forderung nicht schon jedem das ganze,
innerhalb der Staatsgrenze gelegene Land zugänglich gemacht und als sein Eigentum
erklärt? Erhält nach diesem Verfahren nicht jeder das Land zugewiesen, wonach er sich
sehnt, wird nicht hierdurch jeder Wunsch, ja, jede Laune und Grille berücksichtigt? Wird
das Umzugsgut durch Freiland nicht um den ganzen Ballast des Grundeigentums erleich-
tert und die Freizügigkeit nicht nur gesetzlich, sondern auch wirtschaftlich eingeführt?


Sehen wir näher zu. – Ein Bauer bewirtschaftet in der norddeutschen Tiefebene einen
großen Hof mit seinen Buben. Da jedoch die Söhne nichts von der Landwirtschaft wis-
sen wollen und in die Stadt ziehen, um ein Gewerbe zu betreiben, so wird der Hof zu
groß für den Bauer, dessen Leistungsfähigkeit überdies durch Alter und Gebrechlich-
keit abgenommen hat. Er möchte also einen kleineren Hof bewirtschaften und dies
mit der Erfüllung eines Jugendtraumes verbinden, nämlich auf Bergen zu wohnen. Auch
möchte er nicht weit von Frankfurt wohnen, seil sich seine Söhne dort niederließen.
Das wäre nun heute eine ziemlich schwierige, für einen Bauer fast unausführbare Sache.


Mit Freiland ist die Sache anders. Grundeigentum hat der Mann nicht, er ist also
frei, freizügig, wie ein Zugvogel. Selbst den Ablauf seines Pachtvertrages braucht er
nicht abzuwarten, da er ihn gegen Zahlung einer Buße alle Tage lösen kann. Er be-
stellt sich also das bebilderte Verzeichnis, das die einzelnen Bezirke regelmäßig über
die zur Pacht stehenden Höfe ausgeben, und merkt sich diejenigen Höfe, die seinen
Verhältnissen am besten entsprechen. An Auswahl wird es nicht fehlen, denn rechnen
wir mit einer durchschnittlichen Pachtdauer von 20 Jahren, so würde von je 20 Höfen
jährlich einer frei, oder jährlich etwa 150 000 Höfe, in Durchschnittsgröße von
10 ha – und zwar große und kleine, für alle Verhältnisse, im Gebirge, in der Ebene, am
Rhein, an der Elbe, an der Weichsel, in katholischen und protestantischen Gegenden,
in konservativen, liberalen, sozialistischen Kreisen, im Morast, im Sande, am Meer,
für Viehzüchter oder Zuckerrübenbauer, im Walde, im Nebel, an frischen Bächen, in
verräucherten Industriegegenden, in der Nähe der Stadt, der Brauerei, der Garnison,
des Bischofs, der Schule, im französischen und polnischen Sprachgebiet, für Lungen-
kranke, für Herzleidende, für Starke und Schwache, Alte und Junge – kurz gesagt, eine
Auswahl von jährlich 150 000 Höfen, die zu seiner Verfügung stehen, die sein Eigen-
tum darstellen, die er nur zu bearbeiten braucht. Wird da nicht jeder sagen können,
daß er das ganze Reich besitzt? Was fehlt im denn noch zum Besitze des Reiches?
Mehr als einen Hof kann er doch nicht gleichzeitig bewohnen und besitzen. Denn
besitzen heißt darauf sitzen. Auch wenn er ganz allein auf der Erde wäre, müßte 
er sich doch für einen Platz entschließen.


Gewiß, man wird ihm eine Pacht abfordern, aber diese Pacht ist die Gegen-
leistung für die Grundrente, die kein Erzeugnis des Bodens, sondern ein solches 
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der Gesellschaft bildet. Und der Mensch hat ein Recht auf die Erde, nicht auf die
Menschen. Wenn also der Bauer die Rente, die er in den Preisen seiner Feldfüchte von
der Gesellschaft erhebt, wieder als Pacht an die gleiche Gesellschaft abträgt, so wirkt
er einfach als Rechnungsführer, als Steuerempfänger; sein Recht auf den Boden wird
dadurch nicht verkümmert. Er gibt der Gesellschaft zurück, was ihm diese im Preise der
Bodenfrüchte über seine Arbeit hinaus bezahlt hatte. Da nun aber der Pächter auch
wieder Mitglied der Gesellschaft ist, so kommt auf ihn auch wieder sein Anteil an den
Pachtsummen. Er zahlt also tatsächlich auch nicht einmal Pacht; er liefert nur die
von ihm eingezogenen Grundrenten zur genauen Verrechnung an die Gesellschaft ab.


Wir müssen also zugeben, daß mit Freiland das Recht jedes Einzelnen auf das
ganze deutsche Gebiet in unbeschränkter Form geschützt und verwirklicht wird.


Aber mit der deutschen Scherbe ist dem seiner Würde bewußten Menschen nicht
genügt. Er fordert das Ganze, die Erdkugel, als sein Eigentum, als ein untrennbares
Glied seiner selbst.


Auch diese Schwierigkeit löst Freiland. Denken wir uns Freiland auf alle Länder
ausgedehnt; ein Gedanke, der alles Absonderliche verliert, wenn wir überlegen, daß
so manche eigenvölkische Einrichtung die Grenzen des Landes überschreitet und 
sich die ganze Welt erobert. Also angenommen, Freiland sei international eingeführt
und durch Verträge dahin ergänzt worden, daß einwandernde Bürger anderer Staaten
als gleichberechtigt angesehen werden, was ja schon heute in bezug auf die Ge-
setze so ziemlich allgemein der Fall ist. Was fehlt dann noch an der Verwirklichung
des Rechte jedes einzelnen Menschen auf den Besitz der ganzen Erdkugel? Die 
ganze Welt bildet von nun an sein uneingeschränktes Eigentum: er kann überall, wo
es ihm gefällt, sich ansiedeln (heute zwar auch schon, aber nur, wenn er Geld hat),
und zwar völlig umsonst, denn die Pacht, die er bezahlt, wird, wie gesagt, nicht
eigentlich vom Boden erhoben, sondern als Gegenleistung der Grundrente, die er 
in den Preisen seiner Erzeugnisse von der Gesellschaft erhebt und die ihm in den
Staatsleistungen zurückgegeben wird.


Also durch Freiland kommt jeder einzelne Mensch in den Besitz der ganzen Erd-
kugel. Sie gehört ihm; sie ist, wie sein Kopf, sein unbeschränktes Eigentum, sie 
ist mit ihm verwachsen; sie kann ihm nicht auf Grund eines protestierten Wechsels,
einer Pfandschuld, einer Gutschrift für einen verkrachten Freund, abgenommen, abge-
schnitten werden. Er kann machen, was er will, trinken, an der Börse spielen; sein
Eigentum ist unantastbar. Ob er das Erbe seiner Väter mit 12 Geschwistern teilen
muß, oder ob er einziges Kind ist – für das Grundeigentum ist das gleichgültig ge-
worden. Ganz unabhängig von seinem Tun und Lassen bleibt die Erde sein Eigen-
tum. Liefert er die im Preise der Ackererzeugnisse eingezogene Rente nicht an die
Gesellschaft ab, so wird man ihn unter Vormundschaft stellen, aber die Erde bleibt
darum nicht weniger sein Eigentum.


Durch die Bodenverstaatlichung kommt jedes Kind als Grundeigentümer zur Welt,
und zwar hält jedes Kind, ob ehelich oder unehelich geboren, wie das Christuskind 
zu Prag die Erdkugel in der Hand. Den Schwarzen, den Roten, den Gelben, den
Weißen, allen ohne Ausnahme gehört die Erde ungeteilt.
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Staub bist du, und in Staub wirst du zerfallen. Das scheint wenig, aber man
unterschätze die wirtschaftliche Bedeutung dieses Staubes ja nicht. Denn dieser
Staub ist ein Bestandteil der Erde, die jetzt noch den Grundbesitzern gehört. Um zu
werden und zu wachsen, brauchtest du Bestandteile der Erde; schon ein geringer
Fehlbetrag an Eisen in deinem Blut bringt dich um deine Gesundheit. Ohne die Erde
und (falls diese den Grundbesitzern gehört) ohne Erlaubnis des Grundbesitzer darf
niemand geboren werden. Das ist durchaus keine Übertreibung. Die Untersuchung 
deiner Asche ergibt gewisse Mengen erdiger Bestandteile, die niemand aus der Luft
gewinnen kann. Diese erdigen Bestandteile gehörten einmal der Erde oder ihrer Eigen-
tümern, sie sind von diesen gekauft oder ihnen gestohlen worden. Eins von beiden.


In Bayern wurde die Erlaubnis zum Heiraten von einem gewissen Einkommen ab-
hängig gemacht. Die Erlaubnis zur Geburt wird gesetzlich allen denen versagt, die den
Staub nicht bezahlen können, der für den Aufbau ihres Knochengerüstes nötig ist.


Ohne Erlaubnis der Grundbesitzer darf aber auch niemand sterben, denn in Staub
wirst du zerfallen, und dieser Staub beansprucht Platz auf der Erde; und was nun,
wenn der Grundbesitzer dir diesen Platz versagt? Wer daher ohne Erlaubnis auf 
dem Boden eines Grundbesitzers stirbt, bestiehlt diesen Besitzer. Wer darum seine
Begräbnisstelle nicht bezahlen kann, fährt geradewegs in die Hölle. Darum sagt 
auch das spanische Sprichwort: Er hat nicht, wo er zum Sterben hinfallen darf. Und
die Bibel: Des Menschen Sohn hat nicht, wo er sein Haupt hinlegen kann.


Aber zwischen Wiege und Sarg liegt das ganze lange Leben, und das Leben ist 
ja bekanntlich ein Verbrennungsvorgang. Der Körper ist ein Ofen, worin eine be-
ständige Hitze erhalten werden muß, wenn der Lebensfunken nicht erlöschen soll.
Diese Wärme sucht man innerlich durch Nahrungszufuhr, äußerlich durch Kleidung
und Wohnung als Schutz gegen Wärmeausstrahlung zu erhalten.


Nun gehören aber wieder die Nahrungsmittel, wie auch die Kleiderstoffe und 
die Baustoffe der Wohnungen zu den Erzeugnissen der Erde, und was nun, wenn die
Eigentümer dieser Erde dir diese Stoffe verweigern?


Ohne die Erlaubnis der Erdbesitzer wird also niemand essen, sich kleiden, über-
haupt leben dürfen.


Auch das ist durchaus keine Übertreibung. Die Amerikaner versagen den Chinesen
die Einwanderung, die Australier weisen von ihren Küsten alle ab, deren Haut nicht
hellweiß ist; selbst schiffbrüchige Malaien, die an der australischen Küste Schutz
suchten, wurden mitleidslos wieder ausgewiesen. Und wie verfährt bei uns die Poli-
zei mit allen, die nicht über die Mittel verfügen, sich die Güter der Erde zu kaufen?
"Du hast nichts, du lebst aber, folglich stiehlst du. Deine Körperwärme, die nur die
Frucht eines mit Bodenerzeugnissen unterhaltenen Feuers sein kann, verrät deine
Missetat, verrät, daß du stiehlst! Marsch ins Gefängnis!" Darum pflegen ja auch die
Handwerksburschen sich einen unantastbaren eisernen Geldfonds zuzulegen; darum
stellen sie sich, im Vollbewußtsein ihrer Schuld, mit den Worten vor: Entschuldigen
Sie, ein armer Reisender.


Häufig hört man die Redensart: "Der Mensch hat ein natürliches Recht auf 
die Erde." Das ist aber Unsinn, denn dann könnte man auch sagen, der Mensch
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habe ein Recht auf seine Glieder. Von "Rechten" sollten wir hier nicht reden, sonst
könnte man ja auch sagen, die Tanne habe ein Recht, ihre Wurzeln in die Erde zu
senken. Kann der Mensch im Luftballon sein Leben verbringen? Die Erde gehört 
zum Menschen, sie bildet einen organischen Teil seiner selbst; wir können uns den
Menschen ohne die Erde ebensowenig denken, wie ohne Kopf und Magen. Wie der
Kopf, so ist auch die Erde ein Teil, ein Glied des Menschen. Wo beginnt der Ver-
dauungsvorgang beim Menschen und wo hört er auf? Dieser Vorgang fängt nirgend-
wo an und hat auch kein Ende, er bildet einen geschlossenen Kreis ohne Anfang 
und Ende. Die Stoffe, die der Mensch braucht, sind im Rohzustand unverdaulich – 
sie müssen vorher bearbeitet werden eine Verdauung durchmachen. Und diese
Vorarbeit verrichtet nicht der Mund, sondern die Pflanze. Diese sammelt und ver-
wandelt die Stoffe, so daß sie auf ihrem weiteren Weg durch den Verdauungskanal 
zu Nahrungsstoff werden können. Die Pflanze mit ihrem Standort in der Erde ge-
hören also ebenso zum Menschen, wie der Mund, die Zähne, der Magen.


Jedoch ist dem Menschen nicht, wie der Pflanze, mit einem Teile der Erde ge-
dient; er braucht die ganze Erde, und zwar braucht jeder einzelne Mensch die ganze
Erde ungeteilt. In Tälern und auf Inseln wohnende oder durch Mauern und Zölle
abgeschlossene Völker verkümmern, sterben aus. Handelsvölker dagegen, die mit
allen Erzeugnissen der Erde ihr Blut würzen, bleiben frisch, vermehren sich und
erobern die Welt. Die leiblichen und geistigen Bedürfnisse der Menschen senken ihre
Wurzeln in jedes Krümelchen der ganzen Erdrinde; sie umfassen die Erde wie mit
Polypenarmen. Alles braucht der Mensch, nicht einen Teil. Er braucht die Früchte der
heißen und der gemäßigten Zone, wie auch die des hohen Nordens, er braucht für
seine Gesundheit die Gebirgs-, See- und Wüstenluft. Zur Geistesauffrischung braucht
er den Verkehr und die Erfahrung aller Völker der Erde. Er braucht alles, selbst die
Götter der verschiedenen Völker braucht er als Vergleichsgegenstände für seine
Religion. Die ganze Erdkugel, so wie sie da im prächtigen Flug um die Sonne kreist,
ist ein Teil, ein Organ des Menschen, jedes einzelnen Menschen.


Dürfen wir nun gestatten, daß einzelne Menschen Teile dieser Erde, Teile von uns
selbst, als ausschließliches und ausschließendes Eigentum in Beschlag nehmen, Zäune
errichten und mit Hunden und abgerichteten Sklaven uns von Teilen der Erde abhal-
ten, uns ganze Glieder vom Leibe reißen? Bedeutet ein solches Vorgehen nicht das-
selbe, wie eine Verstümmelung an uns selbst?


Man wird vielleicht diesen Vergleich nicht gelten lassen wollen, weil das Ab-
schneiden eines Grundstückes nicht mit Blutverlust verbunden ist. Blutverlust! Wäre
es doch nur gemeiner Blutverlust! Eine gewöhnliche Wunde heilt; man schneidet ein
Ohr, eine Hand ab: der Blutstrom versiegt, die Wunde vernarbt. Aber die Wunde, die
uns die Amputation eines Grundstückes am Leibe hinterläßt, eitert ewig, vernarbt
nie. An jedem Zinszahlungstage springt die Wunde immer wieder auf, und das rote
goldene Blut fließt in Strömen ab. Bis aufs Weiße wird da der Mensch geschröpft,
blutleer wankt er einher. Das Abschneiden eines Grundstückes von unserem Leibe 
ist der blutigste aller Eingriffe, er hinterläßt eine jauchige, klaffende Wunde, die 
nur unter der Bedingung heilen kann, daß das geraubte Glied wieder angesetzt wird.
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Aber wie? Ist nicht die Erde schon zerstückelt, in Scherben zerschlagen, zerteilt
und verteilt? Und hat man darüber keine Urkunden ausgestellt, die geachtet wer-
den müssen? Nein, das ist Unsinn, nichts als Unsinn!


Wer hat die Urkunden ausgestellt, wer hat sie unterschrieben? Ich selbst habe in
meinem Namen niemals in die Teilung der Erde, meiner Glieder, eingewilligt; und was
andere für mich ohne meine Zustimmung getan haben, was geht das mich an! Für mich
sind alle diese Urkunden wertloses Papier. Ich habe die Einwilligung zur Verstümme-
lung nicht gegeben, die aus mir einen Krüppel macht. Darum fordere ich meine geraub-
ten Glieder zurück und erkläre jedem den Krieg, der mir einen Teil der Erde vorenthält.


"Aber hier auf diesen vergilbten Pergamenten steht die Unterschrift deiner Vor-
fahren!" Ganz recht, ich lese dort meinen Namen – aber ob der Name gefälscht wurde,
wer weiß es? Und wenn auch die Unterschrift echt wäre, wofür sogar die Möglich-
keit eines Beweises fehlt, so sehe ich neben der Unterschrift ein Loch, das vom Dolch
herrührt, mit dem die Unterschrift erpreßt wurde, da doch niemand ohne unmittel-
bare Lebensgefahr einzelne seiner Glieder opfert. Auch der Fuchs beißt sich wohl ein
Bein ab, aber nur, wenn er in der Falle sitzt. Und schließlich: ist denn heute jemand
verpflichtet, die Schulden seiner Vorfahren anzuerkennen? Sind die Kinder für die
Sünden ihrer Vorfahren haftbar? Dürfen die Eltern ihre Kinder verstümmeln, darf der
Vater seine Tochter verkaufen? Unsinn, alles Unsinn.


Den Kindern der Säufer wird der Vormund bestellt; und wer sagt, daß nicht alle
diese Grundbuchurkunden im Rausche unterschrieben wurden? Wahrhaftig, man
möchte glauben, unsere Vorfahren hätten in ewigem Rausch gelebt! Säufer wären es
gewesen, die die Erde verjubelt haben, Säufer, wie die alten Germanen, die im
Rausche Weib und Kind aufs Spiel setzten. Nur durch den Trunk verkommenes
Gesindel verkauft sich oder seine Glieder, nur heruntergekommene Menschen können
die Grundbuchurkunden freiwillig unterschrieben haben. Denke man sich doch nur, es
käme vom Monde herunter ein Mann mit einer Schnapsflasche, um hier Land für den
Mond zu kaufen! Würde man ihm erlauben, Teile dieser Erde, große und kleine, fort-
zuschleppen? Und doch ist es völlig gleich, ob die Erde auf den Mond getragen wird,
oder ob ein Grundeigentümer sie in Beschlag nimmt. Der Grundeigentümer läßt nach
Einziehung der Grundrente ja doch nur Öd- und Wüstland zurück. Wenn unsere
Grundeigentümer auf der Kapitalflucht die gesamte Ackerkrume Deutschlands auf-
rollten und ins Ausland verschleppten, – für das Volk wäre das gleichgültig. Trotz 
der Hungersnot führten die in Paris prassenden russischen Grundbesitzer riesige
Mengen Getreide aus Rußland aus, so daß selbst die Kosaken in Not gerieten und 
man zum Aufrechterhalten der Ordnung ein Ausfuhrverbot erließ.


Kann man also anders annehmen, als daß die Unterschriften im Grundbuch mit
dem Dolche erpreßt, mit der Schnapsflasche erschwindelt wurden? Das Grundbuch,
das ist das Verbrecheralbum Sodoms und Gomorrhas, und wenn irgendein Grundbe-
sitzer die Verantwortung für die Handlungen seiner Vorfahren übernehmen möchte, 
so müßte man ihn gleich wegen Betrugs und Erpressung einsperren.


Jakob erpreßte von seinem Bruder für einen Teller Linsen dessen ganze
Viehweide, als dieser, dem Verhungern nahe, von der Wolfsjagd heimkehrte.
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Sollen wir nun diesem Wucher die sittliche Weihe geben, dadurch, daß wir die Nach-
kommen Esaus mit der Polizei von der Benutzung jener Weide abhalten?


Jedoch, wir brauchen nicht bis auf Esau zurückzugreifen, um die Urgeschichte
unserer Urkunden aufzudecken. "Die Besiedelung der meisten Länder hat ursprünglich
auf dem Wege der Okkupation, der Eroberung, stattgefunden, und auch später hat 
oft genug das Schwert die bestehende Teilung wieder verändert".* Und wie wird 
heute unter unseren Augen die Besetzung eines Landes betrieben? Für eine Flasche
Schnaps für sich und ein buntes Kleid für seine Gemahlin veräußerte der schwarze
Hererokönig das von ihm den Hottentotten entrissene Land. Millionen von Hektar, die
ganze Weide seiner Herden. Wußte er, was er tat, als er mit dem Schnapse im Kopfe
das verräterische 7 unter das Schriftstück setzte? Wußte er, daß dieses Schriftstück
nunmehr als wertvolle Urkunde wie ein Heiligtum in eisernem Schranke aufbewahrt,
von einer Schildwache Tag und Nacht behütet würde? Wußte er, daß nunmehr er 
und sein ganzes Volk auf jenes unbeholfene Kreuz genagelt würden, daß er von da 
ab für jede seiner Kühe eine Rente würde zahlen müssen – er, seine Kinder, seine
Enkel, heute morgen, ewig? Das wußte er nicht, als er das von den Missionaren
erlernte Zeichen des Kreuzes auf das Schriftstück malte. Wie kann man auch mit 
dem Christuszeichen betrogen und bestohlen werden? Und wenn er die Bedeutung
des Schriftstückes kannte, warum hat man den Lumpen als Volksverräter nicht an 
den ersten besten Baum geknüpft? Aber er wußte es nicht, das geht ganz klar da-
raus hervor, daß, als der Inhalt der Urkunde in die Tat umgesetzt wurde, er sich 
erhob, um das "betrügerische Gesindel" (in den deutschen Zeitungen nannte man die
unglücklichen Eingeborenen, die ihren "Freiheitskrieg" mit den ihnen zur Verfügung
stehenden Waffen führen, in der Regel – Mordbrenner, Diebe, Gesindel usw.) zu ver-
treiben. Freilich nutzlos, denn nun wurde eine Hetz- und Treibjagd veranstaltet, und
die wenigen, die nicht zur Strecke gebracht wurden, hat man in die Wüste gedrängt,
wo sie verhungern werden (s. die öffentliche Bekanntmachung des Generals Trotha).


Das auf diese Weise besetzte Land hat man dann, laut amtlicher Auskunft, wie
folgt, verteilt **:


1. Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika 135 000 qkm
2. Siedlungsgesellschaft 020 000 qkm
3. Hanseatische Land-, Minen- und Handelsgesellschaft 010 000 qkm
4. Kaoko Land- und Minengesellschaft 105 000 qkm
5. Southwestafrika Co. Ltd. 013 000 qkm
6. South Afrika Territories Ltd. 012 000 qkm


Sa. 295 000 qkm
gleich 900 Millionen Morgen Land.


Was haben diese 6 Erwerber wohl für die 900 Millionen Morgen Land gegeben?
Einen Schnaps, ein Linsengericht. So ging es und geht es in Afrika, in Asien, in
Australien.


**) Anton Menger: Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag. 4. Aufl. S. 2
**) Deutsche Volksstimme. 20. Dezember 1904.
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In Südamerika hat man es noch bedeutend einfacher gemacht, da hat man sich
das Schriftstück mit dem 7 als Unterschrift gespart: Man schickte den General Roca,
den nachherigen Präsidenten, mit einer Bande Soldaten gegen die Indianer aus, um
diese von den fruchtbaren Weideplätzen der Pampa zu vertreiben. Man knallte die
Mehrzahl nieder, schleppte die Weiber und Kinder nach der Hauptstadt als billige
Arbeitskräfte, und trieb den Rest über den Rio Negro. Das Land wurde dann unter die
Soldaten verteilt und verschrieben, die in der Regel nicht Eiligeres zu tun hatten, als
ihre Rechte zu verkaufen – für Schnaps und bunte Tücher.* 


So, nicht anders, entstanden "die heiligen, unantastbaren Rechte" der heutigen
Besitzer des besten, fruchtbarsten Bodens, den es vielleicht in der Welt gibt. Der
Tummelplatz von Millionen von Schafen, Pferden und Kühen, der Boden für ein schon
im entstehen begriffenes neues großes Volk befindet sich heute im Besitz einer
Handvoll Leute, die nichts weiter dafür gegeben haben als – eine Flasche Schnaps.


In Nord-Amerika waren die in jüngster Zeit besiedelten Ländereien meistens un-
bewohnt. Da konnte sich jeder einfach nehmen, soviel er brauchte. Jeder Erwachsene,
Mann oder Frau, hatte da das Recht auf 160 Acker Land, so daß Familien mit 6
erwachsenen Kindern 1000 Acker gleich 400 ha beanspruchen konnten. Gegen die
kleine Verpflichtung, einige Bäume zu pflanzen und zu pflegen, durfte jeder die 
doppelte Anzahl Acker (also 320) in Besitz nehmen. Nach einer Reihe von Jahren 
(6) wurden Besitztitel ausgeschrieben, und das Land war dann verkäuflich. Durch An-
kauf solcher "Heimstätten" für billiges Geld (denn für eine Sache, die man so ohne
weiteres überall in Besitz nehmen kann, konnte nicht viel gefordert werden) sind
dann die Riesenfarmen von Tausenden von Hektar entstanden. Preis: eine Flasche
Schnaps, ein Linsengericht. So besitzen zwei Luxemburger Bauern, die Herren Müller
und Lux, in Kalifornien heute einen Landsitz so groß, daß Preußen und Lippe bequem
darin Platz finden würden. Preis: eine Flasche Schnaps, ein Linsengericht.


Die Northern-Pacific-Eisenbahn erhielt von der Regierung die Genehmigung 


*) Im Hamburger Fremdenblatt vom 22. Dez. 1904 finde ich folgende Mitteilung "Latifundien in Ar-
gentinien. Hamburg, 22. Dez. Wie der hiesige Generalkonsul mitteilt, haben kürzlich Verkäufe von
großen Ländereien in Argentinien stattgefunden, die deutlich zeigen, wie sehr der Wert von Grund und
Boden auch in diesem Lande steigt. Antonio Devoto kaufte in dem Territorium der Pampa von der eng-
lischen Gesellschaft South American Land company ein Areal von 116 Leguas mit 12 000 Stück Hornvieh,
300 000 Schafen usw. für 61/2 Millionen Dollars = etwa 50 000 Dollars per Legua von 2500 ha. – José
Guazzone, der Weizenkönig genannt, kaufte im Bezirk Navarria in der Provinz Buenos Aires 5 Leguas à
200 000 Dollars. – Die Jewish Colonisation Society kaufte 40 Leguas, teils in Piqué, teils in der Pampa
Central zum Preise von 80 000 Dollars per Legua, die der Verkäufer, Herr Federico Leloir im Jahre 1879
für 400 Dollars per Legua erstand. – Alle diese Ländereien der Pampa, die im Jahre 1878 von den
Indianerhorden befreit wurden, sind 1879/80 von der Regierung zu 400 Dollars die Legua von 2500 ha
öffentlich verkauft worden; sie eignen sich besonders für Viehzucht, und ihr Wert hat sich seitdem um
das 150 – 200fache gesteigert, ein gutes Zeichen für das Gedeihen und die Zukunft des Landes."


Hierzu ist noch zu bemerken, daß die berechnete 200fache Preissteigerung in Wirklichkeit be-
deutend größer ist. Die 400 Dollars für die Legua von 2500 ha waren in moneda corriente zahlbar, wo-
von 30 auf einen heutigen Peso gingen. Die Preissteigerung ist also 30 5 200 = 6000fach. Es wird
erzählt, daß die Soldaten ihre Landanteile für Streichhölzchen (Cajas de fósforos) verkauften.
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zum Bau der Eisenbahn umsonst, dazu noch die Hälfte des Landes, das sich rechts
und links der Bahn hinzieht, und zwar 40 Meilen landeinwärts. Man denke: 40 Meilen
rechts und links der ganzen, 2000 Meilen langen Bahn! Preis? Ein Schnaps? Nein,
weniger als ein Schnaps – umsonst!


Bei der Kanada-Pacific-Bahn verhält es sich ähnlich. In der von dieser Bahnge-
sellschaft ausgegebenen Flugschrift "Die neue Weltstraße nach dem Orient" heißt 
es S. 5: "Die Gesellschaft übernahm den Bau der 1920 Meilen, wofür sie von der
Regierung eine Anzahl wertvoller Vorrechte und Freiheiten, ferner 25 Millionen Dollars
in Geld, 25 (sage und schreibe fünfundzwanzig) Millionen Morgen Ackerland und 638
Meilen schon fertiger Eisenbahn erhalten hat."


Wer nun etwa glaubt, daß als Preis dieser Leistungen die zu bauende Eisenbahn
anzusehen wäre, der irrt sich gewaltig. Die erwähnte Flugschrift sagt, die ganze Bahn
solle Eigentum der Gesellschaft sein. Aber wo, so wird man fragen, ist denn die Gegen-
leistung der geschenkten 25 Millionen Acker Land der 25 Millionen Dollars in Geld,
der 638 Meilen fertiger Eisenbahn und der wertvollen Freiheiten? Antwort: ein Schnaps,
ein Linsengericht, die Verlustgefahr (Risiko) für die Verzinsung des Anlagekapitals.


So gingen hier durch einen Federstrich 25 Millionen Morgen Ackerland in den
Privatbesitz über, in einem der fruchtbarsten, schönsten und gesündesten Länder.
Man hatte sich nicht einmal die Mühe gegeben, sich das Land anzusehen, das da 
verschenkt werden sollte. Erst während des Bahnbaues "entdeckte" man die außer-
ordentliche Fruchtbarkeit des Bodens, die Schönheit der Landschaft, den Reichtum 
an Kohlen und Erzen. Und das war nicht in Afrika, sondern in dem sonst durch seine
treffliche Verwaltung rühmlichst bekannten Kanada.


So entsteht heute der Privatgrundbesitz in Ländern, von denen Europa so ab-
hängig ist, wie von den eigenen Äckern.


Sollen wir nun, nachdem wir wissen, wie der Privatgrundbesitz heute entsteht,
noch weiter danach forschen, wie er gestern entstand? "Peor es menearlo", sagt der
Spanier: schlimmer wird es, je mehr man darin herumrührt. Sollen wir die Kirche 
fragen, auf wieviel Grad die Hölle geheizt worden war, als die Sterbende ihren Land-
sitz der Kirche vermachte? Sollen wir die Grafen, Fürsten, Freiherren fragen, durch
welche hochverräterischen Mittel sie vom schwächlichen, kranken Kaiser die Um-
wandlung des mit der Heeresfolge belasteten Lehens in lastenfreies Besitztum er-
wirkten; wie sie den Einfall räuberischer Nachbarn als hochwillkommene Gelegen-
heit benutzten, um vom Kaiser Vorrechte und Grundbesitz zu erpressen? "Peor es
menearlo." Es stinkt, wenn man darin herumrührt. Sollen wir die englischen Land-
lords fragen, wie sie eigentlich zum Grundbesitz in Irland gelangten? Raub, Mord,
Hochverrat und Erbschleicherei, das wären die Antworten auf diese Fragen. Und wer
mit diesen Antworten etwa nicht zufriedengestellt ist, dem werden die alten Mären
und Trinklieder, der jämmerliche, körperliche und geistige Zerfall der Rasse die ge-
wünschte, volle Auskunft über die Herkunft des Privatgrundbesitzes geben. Er wird
sich überzeugen, daß unsere Ahnen eine Bande von Säufern waren, die das Erbe ihrer
Nachkommen verjubelt haben und die sich den Teufel um das Schicksal der folgen-
den Geschlechter kümmerten. Nach uns die Sündflut, das war ihr Wahlspruch.







106 [134]Was Freiland nicht kann!


Sollen wir nun die "altehrwürdigen" Zustände, die diese luftigen Brüder geschaf-
fen haben, aufrecht erhalten, aus frommer Ehrfurcht vor den Flaschen, die dabei ge-
leert wurden, aus Dankbarkeit für das verseuchte Blut, für die verkrüppelten Glieder,
die sie uns hinterlassen haben?


Die Werke der Toten sind für uns nicht maßgebend; jedes Zeitalter hat eine 
eigenen Aufgaben zu erfüllen, übrigens auch gerade genug damit zu tun. Das tote
Laub der Bäume fegt der Herbststurm fort, den toten Maulwurf auf dem Wege ver-
nichten die Insekten, und den Mist der weidenden Herden verscharren die Käfer, kurz
die Natur sorgt dafür, daß das Abgestorbene vernichtet werde, damit die Erde immer
jung und frisch bleibe. Die Natur haßt alles, was an den Tod erinnert. Ich habe noch
niemals beobachtet, daß das bleiche Gerippe einer dürren Fichte dem aufstrebenden
jungen Geschlechte als Stütze und Leiter gedient hätte. Ehe noch das Samenkorn
keimt, hat den dürren Baum der Sturm schon gestürzt. Im Schatten der alten Bäume
kann das junge Geschlecht nicht gedeihen; kaum aber sind die alten gefällt, so
wächst und gedeiht alles.


So laßt uns also mit dem Toten auch seine Werke und Gesetze begraben. Errichtet
aus den alten Urkunden und Grundbüchern einen Scheiterhaufen und legt den Toten
darauf. Der Sarg ist ein schlechtes, allzuenges Bett, und was sind die Gesetze und
Grundbücher für uns anderes als Särge, worin die geistige Hülle unserer Vorfahren
gebettet liegt?


Fort also ins Feuer mit dem vermoderten Plunder! Der Asche, nicht der Leiche,
entsteigt der Phönix!


6. Was Freiland nicht kann!
So schwere Folgen auch die Bodenverstaatlichung nach sich ziehen wird, so 


kann man ihre Wirkung doch übertreiben.
Ein Allheilmittel ist Freiland, wie manche wähnen, nun freilich nicht. Henry


George war der Meinung, daß mit Freiland auch
der Zins, die Wirtschaftsstockungen (Krisen), die Arbeitslosigkeit


verschwinden würden. Zwar vertrat er diese Meinung nicht mit der Entschlossenheit
und dem Gedankenreichtum, mit denen er seine Hauptforderung stützte, und in 
dieser Lauheit müssen wir den Beweis erblicken, daß er selbst noch schwere Zweifel
hegte und einen völlig klaren Einblick in diese Verhältnisse vermißte. Aber seine
Jünger haben diese Zweifel nicht.


Bei Henry George waren es nicht viel mehr als Meinungen oder Glaubenssätze; 
bei seinen Jüngern, den sogenannten Bodenreformern, aber sind es unbezweifelte
Grundsätze geworden. Nur Michael Flürscheim macht hier eine Ausnahme, wodurch er
aber wieder allen anderen Bodenreformern entfremdet wurde, trotzdem er es gewesen
war, der den Gedanken der Bodenreform in Deutschland wieder neu zu beleben wuß-
te. Sicher der beste Beweis, daß die Ansichten Georges über Zins und Krisen 
bei seinen Jüngern als unantastbare Wahrheit gelten, mit denen man wohl denkt,
über die zu denken aber als eine Art von Abfall vom Glauben angesehen wird.


Freiland beeinflußt die Verteilung der Erzeugnisse; aber bei der Arbeitslosig-
keit und den Wirtschaftsstockungen (Krisen) handelt es sich nicht um Fragen 
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der Verteilung, sondern um solche des Tausches (oder Handels), und auch der Zins
ist, obschon er viel stärker noch als die Grundrente die Verteilung der Erzeugnisse
beeinflußt, doch nur eine Tauschangelegenheit; denn die Handlung, die die Höhe 
des Zinses bestimmt, nämlich das Angebot von greifbaren vorrätigen Waren gegen
solche künftiger Erzeugung, ist ein Tausch, nichts als ein Tausch. Bei dem Boden-
zins dagegen findet kein Tausch statt; der Grundrentner steckt einfach die Rente 
ein, ohne irgend etwas in Tausch zu geben. Der Bodenzins ist ein Teil der Ernte, kein
Tausch; darum kann auch das Forschen nach dem Entstehen der Grundrente keinen
Anhaltspunkt für die Lösung der Zinsfrage geben.


Die Fragen der Arbeitslosigkeit, der Wirtschaftsstockungen (Krisen) und des Zinses
lassen sich nur beantworten, wenn man die Bedingungen untersucht, unter denen der
Tausch überhaupt stattfinden kann. Diese Untersuchung hat George, haben auch die
deutschen Bodenreformer nicht angestellt. Darum ist es ihnen ganz unmöglich, für


den Zins, die Wirtschaftsstockungen (Krisen) und die Arbeitslosigkeit
stichhaltige Erläuterungen zu geben. Die Zinstheorie Georges, die noch heute die
Köpfe der deutschen Bodenreformer verwirrt, ist eine unglaublich grobe, sogenannte
Fruktifikationstheorie, und vermag so wenig wie seine ebenso oberflächliche Krisen-
theorie (Mißverhältnis zwischen Verbrauch und Einnahmen der Reichen) auch nur 
eine einzige der Erscheinungen zu erklären, die den Zins, die Arbeitslosigkeit und 
die Krisen begleiten.


Und das ist bisher der schwache Punkt der Bodenreformer gewesen. Auf der 
einen Seite die Behauptung, die Bodenreform löse für sich allein die ganze "soziale
Frage", auf der anderen Seite die Unfähigkeit, für die schwersten Schäden unserer
Volkswirtschaft eine befriedigende, scharfer Nachprüfung standhaltende Erklärung zu
bringen. Und nicht allein eine Erklärung hätten die Bodenreformer bringen müssen,
sondern auch das Mittel, um die genannten Schäden unserer Volkswirtschaft zu be-
seitigen. Den Arbeitern aber, denen die Bodenreformer die Erlösung aus ihrer 
schrecklichen Lage bringen wollen, ist mit der Verstaatlichung der Grundrente allein
noch nicht geholfen. Sie wollen den vollen Arbeitsertrag, d. h. die Beseitigung der
Grundrente und des Kapitalzinses; dazu eine Volkswirtschaft, die Wirtschafts-
stockungen (Krisen) und Arbeitslosigkeit unmöglich macht.


Diese Übertreibung der Wirksamkeit der Bodenverstaatlichung hat der ganzen Be-
wegung unberechenbaren Schaden verursacht.


Wir werden jetzt die Verhältnisse untersuchen, unter denen der Zins, die
Stockungen (Krisen) und die Arbeitslosigkeit zustande kommen, und die Mittel 
prüfen, die für die Beseitigung dieser Übelstände zu ergreifen sind. Es handelt 
sich hier um Fragen, die in dem üblen Rufe stehen, zu den verwickeltsten aller 
volkswirtschaftlichen Fragen zu gehören. Die Sache ist jedoch nicht so schlimm. 
Die Fragen sind nur wissenschaftlich verwickelt worden; in Wirklichkeit liegen die
Tatsachen schön glatt nebeneinander, und wir brauchen nur beim richtigen Ende
anzufangen, um sie aneinander zu reihen.
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III. Teil


Metall- und Papiergeld.
Das Geld wie es ist.
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Einleitung.


Das heutige Metallgeld ist seinem Wesen nach vollkommen dem Gelde gleich, das
schon im Altertum den Austausch der Waren vermittelte. Gräbt man aus dem Schutte
Athens, Roms oder Karthagos Münzen aus, so hat man allgemeingültiges, gleichwertig
mit dem Gelde Europas oder Amerikas umlaufendes Geld in Händen. Sieht man ab von
der etwaigen Verschiedenheit im Feingehalt der Münzen, so ist ein Kilo Münzen mit
dem Stempel römischer Kaiser gleich einem Kilo Münzen mit dem Stempel deutscher
Prägeanstalten. Alle Eigenschaften des Geldes, das Lykurg aus Sparta ächtete, haften
in unveränderter Form unserem Gelde an, und vielleicht ist dieses Geld die einzige
staatliche Einrichtung, die sich aus dem grauen Altertume unangetastet bis auf uns
herübergerettet hat.


Diesem ehrwürdigen Alter unseres Geldes entspricht jedoch in keiner Weise unsere
Kenntnis vom Wesen des Geldes. Wir wollen an dieser Stelle nicht darüber rechten, ob
Lykurg wohl daran tat, als er, in der Erkenntnis, daß das aus Edelmetall hergestellte
Geld das Volk in arm und reich trennt und durch solche Zersetzung die Volkskraft
bricht, nun das Kind mit dem Bade ausgoß. Aber tiefer als Lykurg ist man auch heute
nicht in das Wesen der dem Golde nachgesagten Übel eingedrungen. Immer noch
begnügt man sich damit, mit Pythagoras auszurufen: "Ehret Lykurg, er ächtete das
Gold und Silber, die Ursache aller Verbrechen", immer nur seufzen wir verzweifelt mit
Goethe: "Am Golde hängt, nach Golde drängt doch alles – ach wir Armen!"


Aber mit diesen Verwünschungen hat es sein Bewenden. Auf die Frage, was denn
eigentlich am Gold verkehrt ist, warum das Gold der Menschheit zum Fluch wird –
sind alle still. Sogar die Gelehrten vom Fach werden durch diese Frage so sehr in
Verlegenheit gebracht, daß sie es vorziehen, Lykurg und Pythagoras einfach zu ver-
leugnen und die dem Gold nachgesagten Übel auf ungenaue Beobachtung zurück-
zuführen. So werden der spartanische Moses zum Währungspfuscher und der große
Mathematiker zum Schwärmer gestempelt.


Dieses Versagen der Wissenschaft ist jedoch weniger eine Folge mangelnder
Erkenntniskraft des menschlichen Geistes als ein Ergebnis der äußeren Verhältnisse,
die hier mitspielen, und die der wissenschaftlichen Durcharbeitung der Lehre vom
Geld nicht günstig sind.


Zunächst ist es der Gegenstand selber, der die meisten von vornherein ab-
stößt. Es gibt anziehendere Gegenstände der Forschung als das Geld, besonders 
für hochfliegende Geister und vornehme Naturen. Religion, Naturforschung,
Sternkunde usw., alles das ist unendlich viel an- und emporziehender als das
Forschen nach dem Wesen des Geldes. Nur ein nüchterner Rechenkünstler wird 
sich zu diesem Stiefkind der Wissenschaft hingezogen fühlen, und so ist es 
verständlich, und es gereicht der Menschennatur eigentlich zur Ehre, daß man
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die Forscher immer noch an den Fingern zählen kann, die tiefer in dieses dunkle
Gebiet eingedrungen sind.


Hierzu kommt, daß die unglückliche Art der bisherigen wissenschaftlichen Be-
handlung des Geldwesens und die Verquickung dieser Behandlung mit dem nun end-
lich aussterbenden Wertglauben, die natürliche Abneigung gegen diesen Zweig der
Wissenschaft nur noch verstärkt haben. Die Währungsfrage ist infolge der verwor-
renen Behandlung, die sie durch die Wissenschaftler erfuhr, geradezu verrufen, und
dies führt in der öffentlichen Meinung zu einer Mißachtung dieses doch für die Ent-
wicklung der Menschheit so außerordentlich wichtigen Gegenstandes. (Die heute ver-
gessenen Schriften über Doppelwährung machen hier eine lobenswerte Ausnahme.)
Für die große Mehrheit des Volkes ist die Mark d. R.-W. heute tatsächlich nicht mehr
als der 1/1375. Teil von einem Pfund Feingold; und für das Volk ist das Gold als Me-
tall doch ein ziemlich bedeutungsloser Stoff. Diese Herabsetzung, die der Gegen-
stand der Währungsliteratur in der öffentlichen Meinung erfahren hat, bewirkt aber
wieder, daß niemand die betreffenden Bücher kauft, und daß kein Verleger die
Druckkosten dafür wagen will. So mag es sein, daß Vieles und Gutes über das Geld-
wesen geschrieben, aber nicht veröffentlicht wurde – weil sich kein Verlag dafür 
fand. Wieder ein Umstand, der die Forscher vom Geldwesen fernhält. Wer die Mittel
nicht besitzt, um das Geschriebene auf eigene Kosten drucken zu lassen, der darf sich
nicht mit dem Geldwesen befassen.


Freilich gibt es in letzterer Beziehung Ausnahmen. Unsere Hochschullehrer, deren
Veröffentlichungen immer wenigstens von Studenten und staatlichen Büchereien ge-
kauft werden, mögen für ihre Bücher auch willige Verleger finden, doch steht einer
günstigen Entwicklung dieses hauptsächlich der Schule dienenden Schrifttums der Satz
im Wege, daß Hadersachen von der Schule ferngehalten werden müssen. So dürfen
diese Schriften aus Rücksicht auf ihre Bestimmung niemals tiefer in das Wesen des
Geldes eindringen. Vom hadrigen Kern der Frage prallt die Sonde der Schulwissen-
schaft immer zur Oberfläche zurück. Es steht hier mit dem Geld nicht anders wie mit
der Lehre von der Grundrente, vom Zins, vom Lohne; und ein Hochschullehrer, der den
zwiststiftenden Kern all dieser Fragen nicht beachten wollte, würde seinen Hörsaal
bald in ein Schlachtfeld verwandeln, wo alle blindlings auf Freund und Feind ein-
schlagen. Nein, Hadersachen, Politik, die Lehre vom Lohn, von der Grundrente, vom
Zins und vom Geld, gehören wirklich nicht in die Hochschulen. Notwendigerweise
muß aber darum auch diese Wissenschaft in den Händen unserer Hochschullehrer 
verkümmern; das "bis hierher und nicht weiter" starrt dem Professor ja immer gleich
nach den ersten Spatenstichen entgegen.* Zu diesen äußeren Schwierigkeiten tritt
noch der Umstand, daß die Erforschung dieses heiklen Stoffes Kenntnisse voraussetzt,
die man eigentlich nur im praktischen Handel erwerben kann, und daß der Handel zu-
meist solche Naturen anzieht und fesselt, die schulwissenschaftlichen Untersuchung-
en abhold sind. Männer der Tat fordert der Handel, keine Schürfer und Forscher. 
Wie lange ist es übrigens her, daß der Handel zudem als anrüchig angesehen wurde 
(Merkur, "Gott der Kaufleute und Diebe") und sich ihm vorzugsweise solche Jünglinge


*) Man beachte, daß diese Ausführungen im Jahre 1911 geschrieben wurden.
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zuwandten, die auf den Schulen nicht mitkamen? Die begabten Söhne mußten 
"studieren", die übrigen waren für den Handel bestimmt.


So ist also die Tatsache nicht so befremdlich, daß wir zu unserem 4000 Jahre
alten Metallgeld, das sich durch 100 Menschenalter und durch die Hände von Mil-
liarden und Abermilliarden Menschen gewälzt hat, heute in der Zeit des wissenschaft-
lichen Vorgehens auf allen Gebieten noch keine stichhaltige Begriffsbestimmung 
oder Theorie haben, und daß noch überall in der Welt die öffentliche Behandlung 
des Geldes nach alten Gewohnheiten ohne wissenschaftliche Begründung erfolgt.


Dieser Mangel an einer stichhaltigen Geldtheorie ist aber der Grund, warum wir
bis heute auch für die Zinserscheinung keine genügend Erklärung zu geben vermoch-
ten. Sonderbar, wir bezahlen und erheben seit 4000 Jahren Kapitalzins in ungezähl-
ten Milliarden, ohne daß die Wissenschaft die Frage zu beantworten vermöchte,
"woher und warum der Kapitalist den Zins erhält".* Zwar an Versuchen hat es nicht
gefehlt. Dafür sorgte schon der Gegenstand selbst, der die Merkmale eines allgemei-
nen Störenfrieds ganz öffentlich zur Schau trägt, und der darum auch ganz anders 
als das Geld selbst die Aufmerksamkeit der Wissenschaft und der Öffentlichkeit auf
sich zog. Jeder namhafte Volkswirt hat sich mit dem Zins befaßt, namentlich die
Sozialisten, deren ganzes Streben im Grunde nur gegen den Zins gerichtet ist.


Aber wieviele sich auch redlich abgemüht haben – die Frage nach der Natur des
Zinses blieb unbeantwortet.


Der Grund dieses Fehlschlagens liegt nicht in der Schwierigkeit des Stoffes, son-
dern einfach darin, daß der Kapitalzins (der Zins der Darlehen sowohl wie der Zins-
ertrag der Sachgüter [Realkapitalien]) ein Geschöpf oder Nebenerzeugnis des her-
kömmlichen Geldes ist und darum auch nur mit Hilfe der Geldtheorie wissenschaftlich
erklärt werden kann. Wie uns Zins und Geld äußerlich schon als unzertrennliche
Freunde begegnen, so innig vereint sind sie auch seelisch, d. h. in ihrem inneren
Wesen. Ohne Einblick in das innere Wesen des Geldes ist es unmöglich, den Zins zu
erklären. Die Lehre vom Zins kann nur von der Lehre des Geldes abgeleitet werden.


Die Zinsforscher haben aber (aus den schon erwähnten Gründen) regelmäßig die
Geldforschung vernachlässigt. Marx z. B. hat der Theorie des Geldes keine fünf
Minuten Überlegung gewidmet, dafür zeugen seine drei dicken Bände, die sich mit
dem Zins (Kapital) befassen. Proudhon dagegen, der das Geld weniger mißachtete, 
ist auch der Lösung des Zinsrätsels am nächsten gekommen.


In nachfolgender Untersuchung, die durch Zufall angeregt und durch glückliche
äußere Verhältnisse geleitet und gefördert wurde, biete ich nun der Wissenschaft,
dem Handel und der Politik die so lange gesuchte Theorie des Geldes und des Zinses.


Es war Haderstoff, was ich untersuchte. Konnte ich wissen und vermeiden, daß
das, was ich finden sollte, ein revolutionärer Brander sein würde?


Geschrieben im Sommer 1911.
Silvio Gesell.


*) v. Boehm-Bawerk, Geschichte und Kritik der Kapitalzins-Theorien.
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1. Wie sich uns das Dasein des Geldes offenbart.


Wenn die Inschriften der Münzen bezwecken, uns über das Wesen des Geldes zu
unterrichten, so hat man sich diese Arbeit leicht gemacht. Diese Inschriften lauten
"10 Mark" oder "10 France", "10 Rubel", und wer aus diesen Worten das Wesen des
Geldes nicht zu erkennen vermag, dem werden die Randbemerkungen der Münzen:
"Mit Gott" oder (bei den Franzosen) "Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" usw. wenig
Aufklärung bringen.


Vergleicht man die Inschrift der heutigen deutschen Münzen mit derjenigen der
alten preußischen Taler, so fällt auf, daß die Angabe des Gewichtes an Feinmetall,
die die Taler trugen, weggelassen worden ist. Warum? Mit der Streichung dieser Ge-
wichtsangabe hat man doch etwas bezwecken müssen, und dies muß man um so
sicherer annehmen, als die Gewichtsangabe in vielen Fällen von wirklichem Nutzen
sein kann.* Es ist allerdings wahr, daß die Angabe des Gewichts in der Fassung, wie
sie der preußische Taler trug, zu vielen Fragen Anlaß geben konnte, die auf Grund 
der heute noch vorherrschenden Anschauungen über das Wesen des Geldes nicht
beantwortet werden können, und daß durch Streichung der Gewichtsangabe in den
neuen Münzen man die Gefahr umgangen hat, sich in Widersprüche zu verwickeln.


Wenn "XXX ein Pfund Fein"**, dann ist auch ein Pfund Fein gleich XXX, und der
Begriff "Taler" wird durch solche Inschrift zu einer einfachen, für das Silber vorbe-
haltenen Gewichtseinheit, wie man ja noch heute in England für gewisse Waren be-
sondere Gewichtseinheiten hat. (Diamanten z.B. wägt man nach Karat. In Neuchâtel
enthält ein "Maß" Äpfel oder Kartoffeln 20 l, ein "Maß" Korn aber nur 16 l.)


Wenn aber ein Pfund Fein gleich 30 Taler ist, wenn eine Münze gleich ist 
einem bestimmten Gewicht Silber (laut Inschrift und Theorie der Taler), wie 
kann man dann das Silber entmünzen, wie kann man den 30. Teil eines Pfundes 
Feinsilber überhaupt vom Taler trennen? Wie kann man aus einem Begriffe 
zwei machen, Taler und Silber? Vor dem Jahre 1872 waren "XXX ein Pfund Fein", 
und nach dieser Zeit nicht mehr. Wenn das letztere möglich ist (und es ist 
Tatsache), dann ist das erstere nie wahr gewesen, und die Inschrift des


**) Die Gewichtsangabe macht aus jeder Münze ein geeichtes Wägestück, womit jeder die Gewichte 
der Krämer nachprüfen kann. Außerdem läßt sich durch die Gewichtsangabe der genaue Inhalt eines
Geldbeutels durch ein einfaches Wägen feststellen, so wie auch umgekehrt das Gewicht jeder Geld-
summe von jedermann sofort berechnet werden kann.
**) Inschrift der alten preußischen Taler, die bedeutet: 30 Taler enthalten 1 Pfund Feinsilber.
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Talers spiegelte uns etwas als einen Begriff vor, was von jeher zwei Begriffe waren –
der Taler und der Stoff, aus dem er gemacht war. Der Taler wog den 30. Teil von
einem Pfund Feinsilber, das war alles. Man verbrauchte bei der Herstellung der Taler
ein Pfund Silber für je 30 Taler, wie man bei der Herstellung eines Hufeisens ein
Pfund Eisen verbraucht. Der Taler war nicht eine bestimmte Menge Silber, ebenso-
wenig wie ein Haus mit einem Haufen Ziegelsteinen weseneins ist, oder wie man 
ein Paar Schuhe als einen Meter Leder betrachten kann. Der Taler war ein von Silber
völlig verschiedenes Erzeugnis der königlichen Münze. Und er war das – trotz seiner
Inschrift – sowohl vor wie nach der Entmünzung des Silbers.


Die Inschrift des Talers machte aus ihm und seinem Stoff einen Begriff, die
Entmünzung des Silbers zeigte uns, daß im Taler zwei Begriffe enthalten waren. Die
Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber machte den Taler durchsichtig, so
daß wir durch das Silber seinen Kern erblickten. Bis dahin glaubten wir, der Taler
wäre nur Silber, jetzt sahen wir zum ersten Male in ihm das Geld. Wir leugneten 
dem Taler den Besitz einer Seele ab, bis er sie im Tode vor aller Augen aushauchte.
Bis zur Aufhebung des freien Prägerechtes hatten die Reichsangehörigen nur Silber
gesehen, jetzt offenbarte sich ihnen zum ersten Male in der Vereinigung des Silbers
mit dem Gesetz das Dasein eines eigentümlichen Fabrikates – des Geldes.


Vor der Aufhebung des freien Prägerechtes für das Silber fand die Erklärung, die
die Vertreter der Metallwährung (Gold- sowohl wie Doppelwährung) vom Geld gaben,
keinen Widerspruch – die Entmünzung des Silbers zeigte, daß, wenn auch Münzen aus
Metallbarren geprägt werden, Metallbarren darum doch noch keine Münzen sind.


Chevalier, la Monnaie, S. 39: "Die Münzen sind Metallbarren, deren Gewicht und Feingehalt durch 
den Stempel gewährleistet wird."
Otto Arendt: "Unsere Reichsmark ist nichts als die Bezeichnung für 1/1395 Pfund Gold."


Man übersah, daß die freie Silberprägung, die ja der Wirkung nach die Münzen 
zu Metallbarren und diese zu Münzen macht, ein Gesetz, ein staatliches, von der
Willkür der Volksvertreter abhängiges Gesetz zur Unterlage hat. Man übersah, daß 
der Taler ein Fabrikat, ein Erzeugnis der Gesetzgebung ist, und daß das Silber nur 
der Stoff, nichts als der willkürlich gewählte Rohstoff des Talers war. Das Gesetz 
schuf den Taler, das Gesetz zerstörte ihn. Und was hier vom Taler gesagt wird, gilt
natürlich auf für seinen Nachfolger, die Mark d. R.-W. Das freie Goldprägerecht, das
auch heute Münze und Gold der Wirkung nach zu einem Wesen macht, ist das
Erzeugnis unserer Gesetzgeber. Wie es entstanden ist, so kann es wieder vergehen,
kann alle Tage umgestoßen werden, falls es sich nachträglich herausstellen sollte,
daß so vieles, was man seinerzeit ungeprüft bei der Goldwährung voraussetzte, keine
Prüfung verträgt.


Wenn aber dieser Fall eintreten sollte – die Aufhebung des freien Präge-
rechtes – (die Erklärung der Reichsbanknote zum gesetzlichen Zahlungsmittel 
ist der erste Schritt auf diesem Wege), welche Beziehungen hat dann noch 
das Gold zu unserem Gelde? Doch nur mehr die eine, daß es, so wie Kupfer, 
Silber, Nickel und Papier, als Rohstoff bei der Herstellung des Geldes Ver-
wendung findet – d. h. dieselbe Beziehung, die zwischen Stein und Haus,
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Leder und Schuhen, Pflug und Eisen besteht. Jeder Schimmer einer Wesensgleich-
heit des Geldes und seines Stoffes würde vergehen und der Unterschied zwischen 
Gold und Mark d. R.-W. ebenso handgreiflich werden, wie der Unterschied zwischen
Taler und Silber, Hut und Stroh.* 


Wir haben demnach scharf zu unterscheiden zwischen Geld und seinem Stoff, 
zwischen der Mark d. R.-W. und dem Gold. Beide – Geld und sein Rohstoff – können
niemals für eins erklärt werden, denn zwischen beiden liegt das Gesetz, das heute
beide vereint, morgen beide trennen kann.


Dieser Unterschied zwischen Geld und seinem Stoff hat von jeher bestanden.
Verborgen bestand er zur Zeit des freien Prägerechtes für das Silber, verborgen be-
steht er auch in der Goldwährung. Aber für jeden sichtbar machte den Unterschied
die Aufhebung, die gesetzliche, willkürliche Aufhebung des freien Prägerechts für das
Silber. Ebenso erkennbar muß er auch heute für jeden sein, der aus der Geschichte
des Silbers ersieht, daß die Vorrechte des Geldes an keinem Metall haften, sondern
durch Gesetz von einem Gegenstand auf den anderen übertragen werden können.


Und was denken unsere Gesetzgeber jetzt, wenn von der Reichswährung die Rede
ist, wenn sie eine Mark d. R.-W. in die Hand nehmen und sie betrachten?


Sind sie sich bewußt, daß die Mark d. R.-W. noch immer einer gesetzlichen
Begriffserklärung harrt; daß keine schulmäßige Erklärung vom Wesen des Geldes 
zur deutschen Währung paßt, daß das Erklären der deutschen Banknote zum gesetz-
lichen Zahlungsmittel der Goldwährungstheorie den letzten Stützpunkt entzieht, 
und daß die Inschrift unserer Banknoten Unsinn geworden ist?


"Die Reichsbank zahlt dem Inhaber bei Sicht ohne Legitimation 100 Mark d. 
R.-W.", so sagt die Inschrift, und die Theorie der Banknote sagt, daß die Bank-
noten nur dieses Zahlungsversprechens wegen umlaufen und möglich sind. Nun 
hat man einen dicken Strich durch die obige Inschrift der Banknoten gezogen, 
indem man die Note zum gesetzlichen Zahlungsmittel erklärte, – und trotzdem 
laufen die Banknoten um wie vorher. Wie ist das möglich? Wie ist es möglich, 
daß der deutsch Bauer, der schon seine Kuh gegen 1000 Mark Silber verkaufte,


*) Die Goldwährungstheorie ist heute ganz verwildert, und es wäre wohl schwer, sie noch in Worte zu
kleiden. Bei Einführung der Goldwährung galt noch die Barrentheorie in ihrem krassesten Ausdruck.
"Währung ist, was selber währt", sagte Bamberger, "und kraft seiner Metalleigenschaften drängt sich 
das Gold uns als Geld auf."


Wie paßt zu dieser Behauptung die Tatsache, daß wenige Jahre später in Deutschland sich ein "Ver-
ein zum Schutze der deutschen Goldwährung" bildete? Währte denn das Gold nicht mehr Kraft seiner
Metalleigenschaften, und wie kam man dazu, von einer "deutschen" Goldwährung zu sprechen? Ist die
Mark d. R.-W., wie die Theorie behauptet, weiter nichts als eine gewisse Menge Gold, so ist die Mark
nicht mehr deutsch als französisch, russisch, japanisch. Oder liefert der Bergbau, der Schmelztiegel 
etwa deutsches Gold, und wodurch unterscheidet sich dieses chemisch von anderem Gold?


Der Name obigen Vereins enthält ebensoviele Widersprüche wie Worte, und ebenso verhält es sich 
mit den Flugschriften, die er verbreitet.


Es sei hier zu Kennzeichnung der Art, wie man in Deutschland noch vor 10 Jahren über das Geld
schrieb, bemerkt, daß die Aufforderung zum Eintritt in genannten Verein von Leuten unterzeichnet 
war, die beruflich gar keine Erfahrung in diesen Dingen sammeln konnten. Alte Knaben, wie Mommsen
und Virchow, gaben ihren Namen her, sicherlich mit demselben Gleichmut, wie man etwa seinen Namen
für die Gründung eines Ziegenbockhaltevereins hergibt. Es handelte sich für die beiden sicherlich nur
um eine Kleinigkeit, eine Streitsache, die jeder ohne weiteres Erforschen entscheiden kann.
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die in den Schmelztiegel geworfen nur 400 Mark Silber liefern würden, jetzt noch 
sein bestes Pferd gegen eine Banknote hergibt, die er stofflich und der wissen-
schaftlichen Auslegung nach als wertlos betrachten muß?


So bringe man doch die Inschrift der Banknoten in Übereinstimmung mit den
Tatsachen; schreibe man auf das Papier, wie man es bei den silbernen und goldenen
Münzen getan, einfach 10 – 20 – 100 Mark und streiche alles andere und namentlich
das Wort "zahlen". Dieses Wort gebraucht man bei Schuldscheinen, Wechseln, Mahn-
briefen, und die Banknote ist ja doch kein Schuldschein. Schuldscheine, namentlich
staatliche, tragen dem Inhaber Zins ein; bei der Banknote aber erhält der Aus-
steller, also der Staat den Zins.* Statt zu schreiben: "Die Reichsbank zahlt dem In-
haber" usw., schreibe man einfach: "Dies sind 100 Mark." Es ist Unsinn, durch die
Inschrift die Banknote zu einem Darlehnsschein stempeln zu wollen. Schuldpapiere
ohne Zins sind heute undenkbar. Von Schuldpapieren aber, die dem Inhaber (Gläu-
biger) Zins kosten und dem Aussteller (Schuldner) Zins eintragen und dabei gleich-
wertig mit wirklichen Zinspapieren umlaufen, spricht auf dem Erdenrund nur die
Inschrift der Banknote. Die deutschen Reichsanleihen, die dem Inhaber regelmäßig
alle Jahre 3 % abwerden, stehen heute (1911) 84,45; die deutsche Banknote, die 
dem Inhaber 4 – 5 – 6 – ja 8 1/2 % jährlich kostet, steht auf 100 (pari)**, und beide
Papiere wirft das Gesetz, wirft die Theorie in denselben Topf, theoretisch wie gesetz-
lich gelten beide Papiere für Schuldscheine, Schuldscheine desselben Ausstellers!


Weg also mit Gesetzen und scheinwissenschaftlichen Erklärungen, die zu solchen
Widersprüchen führen!


Der Zellstoff der Banknoten ist, wie Kupfer, Nickel, Silber und Gold, Rohstoff für
die Herstellung des Geldes; all diese verschiedenen Geldarten sind den Geldvorrech-
ten gegenüber gleichberechtigt – sie sind gegenseitig auswechselbar. Sie stehen alle
unter der gleichen wirksamen Oberaufsicht des Staates. Man kann nicht Papiergeld
mit Metallgeld desselben Staates kaufen oder zahlen, man kann nur beides gegen-
einader wechseln. Folgerichtig ist darum auch jedes Zahlungsversprechen in der In-
schrift der Banknoten zu streichen. "Dies sind: Zehn, Hundert, Tausend Mark d. R.-W.";
so soll die Inschrift lauten.


Nicht wegen, sondern trotz des Zahlungsversprechens in der Inschrift läuft die
Banknote gleichwertig mit dem Metallgeld um.*** Woher kommen die Kräfte, die bei
der Banknote den Aussteller zum zinsbeziehenden Gläubiger, den Inhaber zum zins-
zahlenden Schuldner machen? Das Vorrecht, Geld zu sein, gibt der Banknote diese
Kräfte, hat das Wunder bewirkt. Wir müssen uns also das Wesen dieses Vorrechtes
näher betrachten.


***) Bei einer Notenausgabe von 10 Milliarden bezieht das Reich heute im Jahre 500 Millionen Zins-
einnahme.
***) Die Reichsbank kauft mit ihren Noten die Wechsel des Handels und macht dabei keinen Unter-
schied zwischen Gold und Banknoten. Für beides erhält sie den gleichen Zins. Dabei bezeichnet sie 
das Gold als ihr Kapital und die Noten als ihre Schulden!
***) Sowie der Gleichstand (das Pari) durchbrochen wird, wandert nach dem Gresham-Gesetz das Gold
über die Grenze. Das Papier bleibt dann allein zurück.
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2. Die Unentbehrlichkeit des Geldes und die öffentliche
Gleichgültigkeit gegenüber dem Geldstoff.


Wir verdanken es der Arbeitsteilung, daß wir mehr erzeugen als verbrauchen 
und so, unabhängig von den unmittelbaren Lebensbedürfnissen, der Vervollkomm-
nung oder Vermehrung unserer Arbeitsmittel Zeit, Vorräte und Arbeit widmen kön-
nen. Ohne die Arbeitsteilung wären wir nie zu dem heutigen Reichtum an Arbeits-
mitteln gelangt, und ohne diese Arbeitsmittel würde die Arbeit nicht den zehnten,
hundertsten, ja tausendsten Teil ihrer heutigen Erzeugung liefern. Der größte Teil der
Bevölkerung verdankt also der Arbeitsteilung unmittelbar sein Dasein. Die Arbeits-
teilung schenkte 60 Millionen von den 65 Millionen Deutschen das Dasein.


Die Erzeugnisse der Arbeitsteilung sind keine Gebrauchsgüter, Dinge, die der
Erzeuger unmittelbar gebrauchen kann, sondern Waren, Dinge, die ihrem Erzeuger 
nur als Tauschmittel von Nutzen sind. Der Schuster, der Tischler, der Heerführer, der
Lehrer, der Tagelöhner – keiner kann sein unmittelbares Arbeitserzeugnis gebrauchen;
selbst der Bauer kann es nur in beschränktem Maße. Alle müssen das, was sie er-
zeugen, verkaufen. Der Schuster, der Schreiner verkaufen ihre Erzeugnisse an die
Kundschaft, der Truppenführer, der Lehrer verkauft sie (seine Leistungen) an den
Staat, der Tagelöhner an den Unternehmer.


Für den weitaus größten Teil der Arbeitserzeugnisse ist der Verkaufszwang be-
dingungslos; für die gewerblichen Erzeugnisse ist dieser Zwang sogar ausnahmslose
Regel. Darum stockt ja auch sofort die Arbeit, sowie der Absatz der Erzeugnisse
gestört wird. Welcher Schneider wird denn Kleider nähen, die er nicht absetzen kann?


Und den Absatz, den gegenseitigen Austausch der Arbeitserzeugnisse, vermittelt
das Geld. Ohne das Dazwischentreten des Geldes gelangt keine Ware mehr bis zum
Verbraucher.


Es ist zwar nicht ganz unmöglich, die Erzeugnisse der Arbeitsteilung auf dem
Wege des Tauschhandels an den Mann zu bringen, aber der Tauschhandel ist derart
umständlich und setzt so viele Einrichtungen voraus, die nicht im Handumdrehen
geschaffen werden können, daß man allgemein auf diesen Ausweg verzichtet und 
lieber die Arbeit einstellt.


Proudhons Warenbank ist ein Versuch, den Tauschhandel wieder einzuführen.
Ebensogut wie solche Banken würden die heutigen Kaufhäuser diesen Zweck er-
reichen, denn für den Tauschhandel ist es nur nötig, jemand zu finden, der das, 
was ich erzeuge, kaufen und zugleich mich mit dem bezahlen kann, was ich wieder
brauche. Im Kaufhaus, wo alles zu haben ist, wird natürlich alles gekauft. Die ein-
zige Vorbedingung für den Tauschhandel wäre also hier gegeben, und darum wür-
den im Geschäftsbetrieb eines Kaufhauses eigene Marken*


*) Unsere volkswirtschaftlichen Schriftsteller folgern aus der Tatsache, daß innerhalb des Ge-
schäftsbetriebes eines Warenhauses das bare Geld durch Geschäftsmarken vollkommen ersetzt wer-
den kann, das Geld sei überhaupt nichts anderes als eine Geschäftsmarke; sie stiften mit diesem
Trugschluß viel Verwirrung.


Das Geld ist eine völlig selbständige Ware, deren Preis bei jedem Handwechsel, Fall für 
Fall, neu durch den Handel bestimmt werden muß. Beim Verkauf einer Ware weiß der
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das Geld ganz gut ersetzen, vorausgesetzt, daß alle Käufer auch Lieferer des
Kaufhauses wären und umgekehrt.


Die Ware muß also gegen Geld verkauft werden, d. h., es besteht eine Zwangs-
nachfrage nach Geld, die genau ebenso groß ist, wie der Vorrat an Waren, und der
Gebrauch des Geldes ist darum für alle genau ebenso unentbehrlich, wie die Arbeits-
teilung für alle vorteilhaft ist. Je vorteilhafter die Arbeitsteilung, um so unentbehr-
licher das Geld. Mit Ausnahme des Kleinbauers, der fast alles, was er erzeugt, 
selbst verzehrt, unterliegen alle Bürger bedingungslos dem wirtschaftlichen Zwang,
ihre Erzeugnisse gegen Geld zu verkaufen. Das Geld ist Voraussetzung der Arbeits-
teilung, soband der Umfang, den sie angenommen, den Tauschhandel ausschließt.


Worauf bezieht sich nun dieser Zwang? Muß jeder, der sich an der Arbeitsteilung
beteiligen will, seine Erzeugnisse gegen Gold (Silber usw.) oder gegen Geld ver-
kaufen? Früher war das Geld aus Silber gemacht, und alle Waren mußten gegen Taler
verkauft werden. Dann schied man das Geldwesen vom Silber, und die Arbeitstei-
lung bestand weiter, der Tausch der Erzeugnisse vollzog sich weiter. Es war also nicht
Silber, das die Arbeitsteilung brauchte. Die von den Waren erzeugte Nachfrage nach
Tauschmitteln bezog sich nicht auf das Stoffliche des Tauschmittels, auf das Silber.
Das Geld brauchte nicht notwendigerweise aus Silber gemacht zu sein. Das steht 
nun einmal erfahrungsgemäß fest.


Muß nun aber das Tauschmittel aus Gold hergestellt sein? Braucht der Bauer, 
der Kohl gebaut hat und diesen verkaufen will, um mit dem Erlös den Zahnarzt zu
bezahlen, Gold? Ist es ihm im Gegenteil für die kurze Weile, während der er in der
Regel das Geld behält, nicht vollkommen einerlei, woraus das Geld besteht? Hat er 
in der Regel überhaupt Zeit, sich das Geld anzusehen? 


Empfänger des Geldes nicht, was er nun seinerseits für das Geld erhalten wird. Das muß sich erst durch
einen neuen Handel, meistens an einem anderen Ort, zu einer anderen Zeit, mit anderen Personen erwei-
sen. Beim Gebrauch der Geschäftsmarken muß die Gegenleistung vorher genau nach Maß und Güte fest-
gelegt werden. Hier handelt es sich um reinen Tauschhandel, bei dem die Marke nur die Rolle eines
Verrechnungmittels, und nicht die des Tauschmittels, spielt. Dem Tischler z. B., der im Warenhaus Stühle
zu Verkauf anbietet, und den man dort mit Waren zu bezahlen gedenkt, wird es darum ganz einerlei sein,
ob der Hut, auf den er es abgesehen hat, mit 5 oder 10 Geschäftsmarken als Preis ausgezeichnet ist.
Denn nach diesen Zahlen wird er ja nun seine Forderungen für seine Stühle richten. Er rechnet alle Preise
des Warenhauses nach Stühlen um.


Im sozialistischen Staate, wo die Preise behördlich festgesetzt werden, kommt man natürlich eben-
falls mit solchen Marken aus. Schriftliche Beschwerden, Berufungsausschüsse ersetzen hier das Handeln
um den Preis. Man erhält für sein Erzeugnis eine Geschäftsmarke und ein Beschwerdebuch. In der
Geldwirtschaft ersetzt das Handeln um den Preis das Beschwerdebuch und die Berufungsausschüsse. Alle
Streitfragen werden unmittelbar durch die Beteiligten erledigt, ohne daß jemals das Gericht angerufen
wird. Entweder der Handel zerschlägt sich, oder er ist – ohne Berufungsmöglichkeit – rechtsgültig.


Hierin liegt der Unterschied zwischen Marke und Geld.
Der Umstand, daß man das Geld ebenso wie die Geschäftsmarken aus beliebigem Stoffe herstellen


kann, und daß der Stoff des Geldes, wie der der Marken, keinen Einfluß auf die Preise ausübt (sofern der
Geldstoff nicht die Geldmenge beeinflußt), hat verwirrend auf viele Köpfe gewirkt und besonders stark
zu dem hier behandelten Trugschluß beigetragen. Namentlich in letzter Zeit hat dieser Trugschluß wie-
der zahlreiche Opfer gefordert. Bendixen, Liefmann, nebst zahlreichen Schülern von Knapp sind ihm ver-
fallen. Eigentlich sind nur diejenigen Forscher gegen diesen Wahn gefeit, denen sich das Dasein des
Geldes geoffenbart hat (siehe vorigen Abschnitt).
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Und kann man diesen Umstand nicht dazu benutzen, Geld aus Zellstoff, aus Papier 
zu machen? Würde der Zwang, die Erzeugnisse der Arbeitsteilung, also die Waren,
gegen Geld zum Verkauf anzubieten, nicht fortbestehen, wenn wir das Gold durch
Zellstoff bei der Geldherstellung ersetzen? Würde durch einen solchen Übergang die
Arbeitsteilung in die Brüche gehen, d. h. würden die Bürger lieber verhungern, als
Zellstoffgeld als Tauschmittel anzuerkennen?


Die Goldwährungstheorie behauptet, daß das Geld, um als Tauschmittel dienen 
zu können, "inneren Wert" haben müsse, indem das Geld immer nur soviel "Wert" 
eintauschen könne, als es selbst in sich birgt, etwa wie man Gewichte nur mit Ge-
wichten heben kann. Da nun Zellstoffgeld keinen "inneren Wert" hat, also leer ist, 
so sei es ausgeschlossen, daß es Waren eintauschen könne, die Wert besitzen. Null
kann nicht mit 1 verglichen werden. Es fehle dem Zellstoffgeld jede Beziehung zur
Ware, es fehle ihm der "Wert" – darum sei es unmöglich.


Und bei diesen Worten sind die Goldwährungs-Erklärer geblieben, während sich
gleichzeitig das Zellstoffgeld in aller Stille die Welt erobert. Freilich leugnet man
noch diese Tatsache, indem man noch von "übertragenen Kräften" spricht. Man sagt,
das heutige Papiergeld, das in keinem Lande mehr fehlt, lebe nur darum, weil es sei-
ne Wurzeln im Gold stecken habe. Wäre nirgendwo in der Welt Metallgeld vorhanden,
so würde das Zellstoffgeld überall in sich zusammenstürzen, wie ein Spatzennest ein-
stürzt, wenn die Burg abgebrochen wird. Dem Inhaber des Papiergeldes würde Gold
versprochen, und dieses Versprechen flöße dem Papier die Seele ein. Der "Wert" des
Goldes werde durch die Tatsache oder Hoffnung einer Einlösung in Gold auf das Pa-
pier übertragen. Das Papiergeld sei eigentlich wie ein Frachtbrief zu betrachten, den
man ja auch verkaufen kann. Nimmt man aber die Ladung weg, so ist der Frachtbrief
leer; nimmt man das Gold oder das Einlösungsversprechen fort, so wird alles Papier-
geld zu Makulatur. Es sei also nur "übertragener Wert", der das Papiergeld stützt.


Dies ist ungefähr alles, was man gegen die Möglichkeit des Zellstoffgeldes zu
sagen hat. Und man hält wohl allgemein das Gesagte für so entscheidend, daß 
jeder der sich für urteilsfähig ansieht, die Frage, ob Zellstoffgeld möglich sei, ohne
weiteres verneint.


(Die Frage, ob das Zellstoffgeld im täglichen Verkehr dem Metallgeld gegenüber
Vor- oder Nachteile hat, gehört vorläufig nicht hierher. Zuerst soll die Frage beant-
wortet werden, ob man aus Zellstoff Geld machen kann, das, ohne sich an irgend eine
bestimmte Ware, namentlich an Gold und Silber, anzulehnen, leben, d. h. die Auf-
gaben eines Tauschmittels übernehmen kann.)


Das Geld soll also immer nur den Wert einlösen oder eintauschen können, den es
selbst besitzt!


Aber was ist dieser sogenannte Wert, der dem Zellstoffgeld den Weg zu 
unserem Begriff verlegt, der das Papiergeld als Hirngespinst erklärt? Das Papier-
geld besteht doch; es ist in vielen Ländern, es ist in manchen Ländern auch 
ohne Anlehnung an das Metallgeld, und überall, wo es ist, bringt es den Beweis 
seines Daseins in Form von Millionen, die es dem Staate einträgt. Ist das Papier-
geld nun ein Hirngespinst, vom Standpunkt der Wertlehre aus betrachtet, so 
sind, von demselben Standpunkt aus betrachtet, auch die Erzeugnisse jenes
Hirngespinstes als solche zu betrachten. Sind also die Millionen, die das Reich
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aus der Notenausgabe zieht, sowie die 7 % Dividende der Reichsbankaktionäre Hirn-
gespinste? Oder sind vielleicht die Rollen vertauscht worden? Ist die Wertlehre viel-
leicht ein Hirngespinst?


3. Der sogenannte Wert.


"Das deutsche Goldgeld ist vollwertig, d. h. sein Goldwert ist durch seinen Stoff-
wert voll und ganz gedeckt. Feinsilber ist nur halb so viel wert wie der geprägte
Taler, und ähnlich steht es mit unserem deutschen Silbergeld; es ist unterwertig, sein
Stoffwert ist geringer als sein Geldwert." (Karl Helfferich: Die Währungsfrage, S. 11)


"Von jeher haben gesunde Staaten den größten Wert auf ein Geld gelegt, dessen
innerer Wert und dessen Wertbeständigkeit von niemand angezweifelt wird." (Eben-
da, S. 46.)


"Gold und Silber erfreuten sich allgemeiner Wertschätzung, man sammelte sie
demnach, um sich Kaufkraft zu sichern, sie dienten also als Wertbewahrer. Bald 
waren die Münzen nicht mehr bloß Tauschwerkzeug, man gewöhnte sich vielmehr, die
Werte aller Erzeugnisse gegen den Geldwert abzuschätzen. Das Geld wurde Wert-
messer. Wir schätzen alle Werte in Geld ab. Alle Wertveränderungen nehmen wir als
Änderungen gegen den Geldwert wahr. Der Geldwert scheint die feste Elle zu sein, 
die alles gleichmäßig mißt."


(Otto Arendt: Leitfaden der Währungsfrage.)


In oben genannten Streitschriften zweier Vertreter der Gold- und Doppelwäh-
rungstheorien wird also dem sogenannten Wert gleichmäßig grundsätzliche Be-
deutung zuerkannt. Man streitet nicht um die Frage: "Was ist der Wert?" auch nicht
um die kritische Gottl’sche Wertfrage: "Deckt das Sprachzeichen Wert ein Singular-
objekt, eine Kraft, einen Stoff?" Für beide Gegner steht das Dasein einer Wirklichkeit,
die man Wert nennt, ganz außer Frage. In dieser Sache von grundsätzlicher Bedeu-
tung haben beide Gegner nicht die geringste Meinungsverschiedenheit. Beide ge-
brauchen das Wort "Wert" und seine verschiedenen Verbindungen vollständig unbe-
fangen, als ob beide überhaupt niemals von einer "Wertfrage", von einer "Wertfor-
schung", von einer "Wertlehre" gehört hätten. Für beide sind die Ausdrücke, "Wert-
stoff, Stoffwert, innerer Wert, Wertbeständigkeit, Wertmaß, Wertbewahrer, Wertkon-
serve, Wertpetrefakt, Wertspeicher, Werttransportmittel" eindeutig.* Beide setzen
stillschweigend voraus, daß auch die große Masse den Sinn dieser Worte so scharf
verstehen wird, wie es bei der grundsätzlichen Rolle, die sie (dem Anscheine nach) 
zu spielen haben, für das Verständnis der Schriften erforderlich erscheint.


Wie sieht es nun aber in der Wissenschaft aus in Bezug auf diesen Ausdruck?


*) Im Hamburger Fremdenblatt, Februar 1916, sagt J. A.. F. Engel: "Wir müssen zugeben, daß das Gold
wohl eine große Bedeutung hat als Wertmesser, aber nicht eine ebenso große Bedeutung als
Wertspeicher."
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Wer darüber sich Klarheit verschaffen will, der lese Gottls Schrift: "Der Wertge-
danke, ein verhülltes Dogma der Nationalökonomie!" * Hier sagt es zwar der Professor
aus Höflichkeit gegen seine Kollegen nicht geradezu, aber seine Ausführungen zeigen
es klar: Ein Hirngespinst ist der sogenannte Wert, ein jeder Wirklichkeit bares Er-
zeugnis der Einbildung.


Übrigens sagt es ja auch Marx, dessen Betrachtung der Volkswirtschaft von einer
Werttheorie ausgeht: "der Wert ist ein Gespenst". – Was ihn aber nicht von dem
Versuch abhält, das Gespenst in drei dicken Büchern zu bannen. "Man abstrahiere",
so sagt Marx, "von den bearbeiteten Substanzen** alle körperlichen Eigenschaften,
dann bleibt nur noch eine Eigenschaft, nämlich der Wert."


Wer diese Worte, die gleich zu Anfang des "Kapitals" zu lesen sind, hat durchge-
hen lassen und nichts Verdächtiges in ihnen entdeckt hat, darf ruhig weiterlesen. Er
kann nicht mehr verdorben werden. Wer sich aber die Frage vorlegt: "Was ist eine
Eigenschaft, getrennt von der Materie?" – wer also diesen grundlegenden Satz im
"Kapital" zu begreifen, materialistisch aufzufassen versucht, der wird entweder irre,
oder er wird den Satz für Wahnsinn, seinen Ausgangspunkt für ein Gespenst erklären.


Wie will ein aus Stoff bestehendes Gehirn eine solche absolute Abstraktion in sich
aufnehmen, verzeichnen, einordnen und verarbeiten? Wo wären denn noch die zum
Begriffe nötigen Anhaltspunkte, Verwandtschaften, Übergänge? Etwas begreifen
heißt, sich irgendwo am Stofflichen festhalten (begreifen = greifen), heißt in unse-
rem Gehirn vorrätige Vergleichsgegenstände gefunden haben, an die sich der neue
Begriff anlehnen kann, – aber eine von jedem Stoff und jeder Kraft befreite Begriffs-
bildung ist ebenso unfaßbar, wie der Apfel für den Tantalus ungreifbar ist.


Die Abstraktion Marx’ ist in keinem Schmelztiegel darstellbar. Wie sie sich völlig
von unserem Verstande loslöst, so auch von allem Stofflichen. Seltsamerweise hat
aber diese vollkommene Abstraktion doch noch eine "Eigenschaft", und zwar ihre
Herkunft, ihre Herkunft von der menschlichen Arbeit.*** Allerdings eine seltsame
"Eigenschaft", die geeignet ist, die deutsche Sprache in Kauderwelsch zu verwandeln.
Demnach hätte auch das deutsche Geld andere Eigenschaften, je nachdem sein Stoff
vom Hunnenschatz, von den bluttriefenden Milliarden oder von den ehrlichen Fäusten
der Goldgräber herrührt. Die Herkunft der Waren gehört zur Geschichte, nicht zu den
Eigenschaften der Waren; sonst wäre ja die Behauptung, (die man oft zu hören be-
kommt), die Seltenheit des Goldes gehöre zu den Eigenschaften des Goldes, richtig.
Und das ist doch barer Unsinn.


Ist es aber so, verwechselte Marx die Herkunft und Geschichte der Waren mit
deren Eigenschaften, so dürfen wir uns nicht wundern, wenn er in der weiteren
Behandlung seines Stoffes so Wundersames erblickte und vor dem "Gespenst"
erschrak. 


***) Jena, Fischer.
***) "Arbeitsprodukten" sagt Marx, doch führt dieser Ausruck irre. Was nach solcher Abstraktion noch
übrigbleibt, das ist keine Eigenschaft, sonder einfach die Geschichte des Gegenstandes, die Kenntnis,
daß an jenem Körper ein Mensch gearbeitet hatte.
***) Marx, Kapital, Bd. 1, S. 4. "Sieht man vom Gebrauchswert der Warenkörper ab, so bleibt ihnen noch
eine Eigenschaft, die von Arbeitsprodukten."
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Ich nenne Marx, aber bei den anderen Wertforschern steht es um kein Haar 
besser. Keinem von ihnen ist es gelungen, den "Wertstoff" abzusondern, die "Wert-
eigenschaft" an irgend einen Stoff zu binden und vor Augen zu führen; immer
schwebt der Wert über dem Stoff, unfaßbar, unnahbar, wie Erlkönig zwischen den
Weiden.


Alle Forscher sind darin einig, daß, wie Knies sich ausdrückte, "die Lehre vom
Wert für die nationalökonomische Wissenschaft von grundlegender Bedeutung" sei.
Wenn aber diese Lehre schon für die Wissenschaft der Nationalökonomie so wichtig
ist, so muß sie es für das wirkliche Leben erst recht sein. Wie kommt es aber nun,
daß sowohl der Staatswirtschaft, wie der Privatwirtschaft diese "Wertlehre" vollkom-
men unbekannt ist? Müßte, wenn diese Lehre wirklich von so "fundamentaler" Be-
deutung ist, nicht in jedem Hauptbuch gleich auf der ersten Seite hinter den Worten
"Mit Gott" auch die "Werttheorie" angegeben sein, zu der der Unternehmer schwört,
und die die Richtung für die Geschäftsführung angeben soll.


Und müßte man da nicht annehmen, daß jedes gescheiterte Unternehmen seinen
Sturz einer schlechten Grundlage, d. h. einer unvollständigen oder gar falschen Wert-
theorie verdankt?


Aber das ist ja gerade das Erstaunliche an der Behauptung, die Wertlehre wäre 
die Grundlage der nationalökonomischen Wissenschaft, daß dem Handel das Dasein
dieses sogenannten Wertes vollkommen unbekannt ist. Sonst gehen heute auf allen
Gebieten der menschlichen Tätigkeit Wissenschaft und Leben Hand in Hand; nur im
Handel weiß man nichts von der Haupttheorie seiner Wissenschaft. Im täglichen
Handelsverkehr gibt es nur Preise, durch Nachfrage und Angebot bestimmte Preise,
und der Kaufmann, der vom Wert einer Sache spricht, denkt dabei an den Preis, den
der Besitzer unter den obwaltenden zeitlichen und örtlichen Verhältnissen wahr-
scheinlich würde erhandeln können. Der Wert ist also eine Schätzung, die durch 
den Abschluß des Handels in eine genau abgemessene Menge Tauschgüter, in den
"Preis" übergeht. Den Preis kann man haarscharf messen, den Wert kann man nur
schätzen. Das ist der ganze Unterschied, und die Erklärung vom Wesen des Preises
muß demnach sowohl auf den Preis wie auf den Wert anwendbar sein. Eine beson-
dere Theorie des "Wertes" ist überflüssig.


Die von unseren beiden Währungsschriftstellern ohne weitere Erläuterung
gebrauchten, zu Anfang erwähnten Ausdrücke enthalten, dem Sprachgebrauch 
entsprechend, ungefähr folgenden Sinn: Das Gold hat eine "Eigenschaft", den 
sogenannten Wert, die, wie das Gewicht des Goldes, mit dem Stoff des Goldes 
verwachsen ist, und die wir den Wert nennen (Stoffwert). Diese "Eigenschaft",
ist, wie das Gewicht und die chemischen Verwandtschaften des Goldes, untrenn-
bar vom Gold (innerer Wert), unveränderlich und unzerstörbar (Wertbeständig-
keit). Wie man sich das Gold nicht ohne Gewicht, so kann man es sich auch 
nicht ohne Wert denken; Gewicht und Wert sind einfach Merkmale des Stoffes. 
Ein Kilo Gold ist gleich ein Kilo Wert: Stoffwert = Wertstoff. Das Vorhandensein 
des Wertes wird auf der Wage festgestellt: vollwertig. Ob es noch andere Ver-
fahren gibt, den Wert festzustellen, ist noch nicht sicher. Lackmuspapier bleibt
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dem Wert gegenüber unempfindlich. Die Magnetnadel wird durch den Wert nicht ab-
gelenkt, er widersteht auch den höchsten bekannten Hitzegraden, und überhaupt
sind unsere Kenntnisse vom Wertstoff noch etwas kümmerlich. Wir wissen nur, daß er
vorhanden ist, was bei der "fundamentalen Bedeutung", die der Wert für Wissenschaft
und Leben hat, eigentlich recht zu bedauern ist. Neue Ausblicke in die Natur des
Wertes eröffnet die von Dr. Helfferich entdeckte Eigentümlichkeit, daß bei einigen
Wertstoffen der Wert nicht immer im Verhältnis zum Stoff steht. Wertstoff > oder <
Stoffwert. Er hat entdeckt, daß der Wert des Silbergeldes doppelt so groß ist wie 
der des Geldsilbers, d. h. daß das Silbergeld den Wert in doppelter Verdichtung
besitzt – also schon ein Wertextrakt ist! Diese wichtige Entdeckung eröffnet uns 
ganz neue Ausblicke in die Natur des Wertes, denn ist es gelungen, den Wert auszu-
ziehen, zu verdichten und ihn sozusachen vom Stoff zu trennen, so steht zu hoffen,
daß es der Wertwissenschaft noch einmal gelingen wird, den Wert chemisch rein 
darzustellen, was allerdings wieder ein Widerspruch mit der Theorie ist, – denn so
kämen wir ja auf großen Umwegen zur Theorie der Papierwährung, die nur Preise
kennt und die Wertlehre unbeachtet läßt.


Der Wert ist also ein reines Hirngespinst.* Das gibt auch die Erklärung dafür, was
Zuckerkandl sagt: "In der Lehre vom Wert ist noch "beinahe" alles streitig, von den
Benennungen angefangen".** Und auch dafür, was v. Boehm-Bawerk wie folgt aus-
drückt: "Trotz unzähliger Bestrebungen war und bleibt die Lehre vom Werte eine der
unklarsten, verworrensten und streitigsten Partien unserer Wissenschaft".


Hirngespinste sind billig. Auf sich selbst gestellt, können sie ein geschlossenes,
widerspruchsloses Ganzes bilden und sich uns so als etwas durchaus mit unserem
Verstand Verträgliches vorstellen. Sie stehen, wie das Wunder, über der Natur, sie
leben, wachsen und gedeihen fröhlich im Hirn des Menschen, – doch hart im Raume
stoßen sich die Sachen. In der Wirklichkeitswelt haben Hirngespinste keinen 
Raum; sie müssen sich in nichts wieder auflösen. Und es gibt nichts Wirklicheres 
als die wirtschaftliche Betätigung, die des Einzelnen sowohl wie des Staates, sie 
ist Stoff und Kraft. Was sich hiervon entfernt, kann nicht mehr sein als ein 
billiges Erzeugnis der Einbildungskraft. Und das ist der Wert. Die auf dem Wert-
gespenst aufgebaute Wissenschaft kann nur Gespenster zeitigen und ist zur
Unfruchtbarkeit verurteilt. Während sonst überall die Wissenschaft das tägliche 
Leben befruchtet und ihm als Leitstern dient, muß sich bis heute die Volks-
wirtschaft mit der eigenen Erfahrung behelfen. Ihre Wissenschaft hat es noch 
nicht einmal bis zu einer Sprache gebracht, da "von den Benennungen angefangen, 
ja noch alles streitig ist". Die auf der Wertlehre aufgebaute Wissenschaft besitzt 
bis heute noch keine Zinstheorie, keine Lohntheorie, keine Rententheorie, keine


**) Im Handel bedeutet "Wert" eine Schätzung des für die Ware erzielbaren Preises. Der nach Lage des
Marktes voraussichtlich erzielbare Preis, das ist der Wert einer Ware. Die Bestandaufnahme der Kaufleute
z. B. baut sich ganz auf dem so verstandenen "Wert" auf. Ob die Schätzung richtig war, sagt später der
Verkaufspreis.
**) Es wäre bei der "fundamentalen Bedeutung der Sache" wohl der Mühe wert gewesen, wenn uns
Zuckerkandl gesagt hätte, was er eigentlich durch das Wort "beinahe" ausschließen will. Oder bezieht
sich das "beinahe" auf das ABC, womit die Wertlehre niedergeschrieben ist?
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Krisentheorie und keine Geldtheorie, wenngleich es nicht an Versuchen fehlt. Die 
auf dem Wertgespenst fußende Wissenschaft vermag bis heute nicht zu den ein-
fachsten tagtäglichen Ereignissen die wissenschaftliche Erklärung zu geben, sie kann
kein wirtschaftliches Ereignis voraussehen, die Wirkung keiner gesetzlichen Maß-
nahme im voraus bestimmen (Abwälzbarkeit der Kornzölle, der Grundsteuer z. B.).


Kein Kaufmann, Börsenspieler (Spekulant), Unternehmer, Bankmann, Zeitungs-
mann, Abgeordneter oder Politiker vermag diese Wissenschaft als Waffe oder Schild
zu benutzen; kein einziges deutsches kaufmännisches Unternehmen, selbst die
Reichsbank nicht, wird von wissenschaftlichen Erwägungen geleitet. In den Volks-
vertretungen wird die Wissenschaft, die den Wert zum Fundament genommen, einfach
unbeachtet gelassen; keine einzige Theorie dieser Wissenschaft darf sich rühmen, bis
zur Gesetzgebung sich Bahn gebrochen zu haben. Keine einzige! Vollkommene Un-
fruchtbarkeit ist das Zeichen dieser Wissenschaft!


Wenn nun diese Unfruchtbarkeit der einzige Übelstand an der Sache wäre, so
könnte man sich leicht darüber beruhigen. Haben nicht tausende und abertausende
unserer besten Köpfe ihre kostbare Zeit mit theologischen Grübeleien verloren? 
Wenn dazu nun noch einige Dutzend Mann kommen, die über Wertgrübeleien nicht
hinausgelangen, so ist das vielleicht zu beklagen, aber für ein Volk von Millionen
nicht allzu verhängnisvoll. Aber der Wertglaube kostet uns mehr als die fruchtbare
Mitarbeit dieser Männer. Ist die Wertlehre auch völlig unfruchtbar, so erhofft doch
noch mancher etwas von ihr, der sonst fruchtbaren Äckern sein Streben zugewandt
hätte, und so schadet diese Lehre einfach durch ihr Dasein.


Wir haben im Deutschen Reich Dutzende von klugen, verständigen Kaufleuten,
geistig regsamen Männern, die Bedürfnis nach gründlicher Aufklärung in allen
Wissenszweigen besitzen, die aber gerade jeder wissenschaftlichen Erörterung von
Berufsfragen (als welche doch für den Kaufmann die volkswirtschaftlichen Fragen 
zu bezeichnen sind) ängstlich aus dem Wege gehen. Diese Männer, die alle ge-
setzlichen Mißgriffe immer in erster Linie verspüren und deren Folgen bezahlen 
(oder die Kosten dafür wenigstens vorschießen), die als die eigentlichen Puffer 
zwischen Volkswirtschft und Gesetzgebung zu betrachten sind, die immer der 
Gefahr ausgesetzt sind, von irgend einer Krise zermalmt zu werden – lehnen es 
ängstlich ab, sich an der Erörterung wissenschaftlicher Fragen ihres Faches zu be-
teiligen. Warum? Einfach, weil sie einerseits, in guter deutscher Zucht aufge-
wachsen, den Autoritätsglauben nicht haben abschütteln können und der Ansicht
sind, daß die Wissenschaft in den Händen unserer Hochschullehrer gut aufge-
hoben sei* anderseits, weil sie mit ihrem klaren, nüchternen Verstande die von 
den Professoren vorgetragene Wertlehre nicht verstehen, ja den Gegenstand  dieser
Lehre überhaupt nicht erfassen und sich nun schämen, diesen geistigen Mangel


*) Wie gut sie in Wirklichkeit hier aufgehoben ist, mag der Leser aus nachstehend angeführten 
Stellen ersehen:
Bund der Landwirte 7. 8. 1915: In Ruhland wirkte sich von Anfang der Gedanke aus, theo-
retisch das wissenschaftliche Rüstzeug zu liefern, mit dem eine praktische Wirtschaftspolitik 
die dauernde Grundlage für die gesunde Agrar-, Industrie- und Handelsentwicklung schaffen 
könne. Deshalb verwarf er von vornherein die Deutung Roschers über die Aufgaben
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öffentlich einzugestehen. Diese Männer mit den zweifelsüchtigen Blicken, darunter 
so mancher jüdische Börsenjobber mit dem scharfen Verstand seiner Rasse, lassen
sich mit leeren Redensarten, denen der Wahnsinn fast aus den Augen stiert, ab-
speisen. Die Furcht, sich lächerlich zu machen, hindert sie daran, es öffentlich ein-
zugestehen, daß sie "das Hemd des Königs nicht sehen", daß der Gegenstand der
Wertlehre für sie unsichtbar sei.


Und dies ist die einzige tatsächliche Leistung der Wertlehre. Unberechenbar ist
der Schaden, den dieses Wahngebilde der Volkswirtschaft und ihrer Wissenschaft
bereitet hat. Die auf einem Hirngespinst aufgebaute Wissenschaft hat schließlich das
ganze Volk an seinem Verstande zweifeln lassen, hat das ganze Volk davon abgehal-
ten, die Ergründung der Gesetze der Volkswirtschaft zur Volkswissenschaft zu machen.


Eine Geldverwaltung, die von einer (irgend einer ) Werttheoreie ausgeht, ist zur
Unfruchtbarkeit und Untätigkeit verurteilt. Was könnte man denn am "inneren Wert"
des Goldes verwalten? Die Wahnvorstellung des Wertes mach von vornherein jeden
Fortschritt im Geldwesen unmöglich. Und so bedarf es auch weiter keiner Erklärung,
warum wir noch heute genau das gleiche Geldwesen haben, wie vor 4000 Jahren.
Theoretisch wenigsten; praktisch ist man zur Papierwährung (Zellstoffwährung) über-
gegangen. Allerdings still und heimlich. Es darf niemand wissen; denn erführen das
unsere Professoren, so könnte ihr Alarmruf ganz gewaltigen Schaden anrichten.
Papiergeld, Geld ohne "inneren Wert", ist ja nach ihrer Auffassung an sich unmöglich,
und Unmögliches muß stürzen.


4. Warum man aus Papier Geld machen kann.
a) Die Tatsache.


Das Papiergeld, so sagt man also, ist unmöglich, weil das Geld doch immer nur
seinen eigenen, inneren "Wert", seinen Stoffwert oder Wertstoff eintauschen kann,
und weil doch das Papiergeld keinen solchen "Wertstoff" besitzt.


In eigentümlichem Gegensatz zu dieser Behauptung steht aber die Tatsache, 
daß der gewaltige Warenaustausch unserer Zeit in der Welt fast ausschließlich 
mit Papiergeld oder nur zum Teil durch Gold gedeckten Banknoten abgewickelt 


*) der Volkswirtschaftslehre, die da sagt: "Die Volkswirtschaftslehre beschäftigt sich mit dem, was ist
und gewesen ist, aber nicht mit dem, was sein soll." Ebenso sagt Schmoller: "Die Wissenschaft hat nicht
die Aufgabe, unmittelbar auf die Entscheidung des Tages einzuwirken. Das ist Sache des Staatsmannes".


Schmoller und Roscher hatten eben ganz richtig erkannt, daß wir ja überhaupt noch keine Volks-
wirtschaft, sondern nur eine Klassenstaatswirtschaft haben, und daß das Erforschen des Innenbaues 
dieses Staates nicht Sache der Schule sein kann. Leider haben sie sich gesträubt, die letzten Folge-
rungen aus ihrer Erkenntnis zu ziehen; sie hätten sagen müssen, die Lehre der Klassenstaatswirtschaft
habe überhaupt nichts auf unseren Hochschulen zu suchen. Heraus aus der Schule mit einem Wissen-
stoff, der uns seinen Inhalt nicht enthüllen darf! Welch gefährlicher Verderbnispilz die Volkswirt-
schaftslehre für die Universitäten ist, sagt Professor Lujo Brentano: "In der Volkswirtschaftslehre ge-
langt eine richtige Lehre erst dann zur Anerkennung, wenn sie den Interessen einer mächtigen Partei
entspricht, und nur so lange, als diese mächtig ist; wird eine andere mächtiger, so gelangen auch die
irrigsten Lehren wieder zu Ansehen, sobald sie den Interessen der Mächtigen zu dienen geneigt 
scheinen." (Der Unternehmer. S. 6).
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wird. Man kann heute auf irgend einem beliebigen Breitengrad die Reise um die 
Welt machen, ohne anderes Geld als Papiergeld oder Banknoten auszugeben oder zu
erhalten. Deutschland, England und die Türkei sind meines Wissens heute die ein-
zigen Kulturländer mit vorwiegend metallenem Geldumlauf, sonst sieht man die
Goldmünzen nur noch ausnahmweise im Verkehr.*


In Norwegen, Schweden, Dänemark, Österreich, Holland, Belgien, der Schweiz,
Rußland, Italien, Frankreich, Spanien, Griechenland, den Vereinigten Staaten von
Nordamerika, Kanada, Mexiko, Brasilien, Argentinien, Paraguay, Chile, Australien,
Neuseeland, Britisch-Indien, Japan, Holländisch-Indien, also fast in der ganzen Welt,
wickelt sich der Handel ganz allgemein mit Papiergeld oder Banknoten, sowie soge-
nannten Scheidemünzen ab. Wer Gold haben will, muß die Reise zur Hauptstadt
antreten und das Gold von der Notenbank fordern – dann erhält er oft auch nur Gold
in Barren, nach Anzug einer Prämie. Im Verkehr verlangt in all diesen Ländern nie-
mand die Zahlung in Gold, ja, in manchen dieser Länder gibt es, wie in Argentinien,
Uruguay, Mexiko, Indien, überhaupt keine goldenen Münzen, die mit dem Landesgeld
übereinstimmen. Kaufen wir in Deutschland mit gemünztem Gold Wechsel auf irgend
eines der oben genannten Länder, so werden uns diese Wechsel ganz regelmäßig mit
Papier ausgezahlt, oder, wenn wir nicht dagegen Einspruch erheben, mit einem Sack
voll Silbermünzen, die durch einen einfachen Hammerschlag, der die Prägung ver-
nichtet, die Hälfte ihres "Wertsstoffes" verlieren würden (frei nach Helfferich).


Diese Banknoten versprechen zwar laut Inschrift dem Inhaber eine bestimmte
Menge Gold, und darauf gründet auch die allgemeine Ansicht, daß es sich hier nicht
um Papiergeld handelt, jedoch kann dieser Umstand allein nicht die Tatsache
erklären, daß auf je einen Rubel, Rupie oder Dollar in Gold, zwei, drei und mehr
Rubel, Rupien oder Dollar in Papiergeld entfallen. Zwei Drittel der umlaufenden
Banknoten sind nicht durch Gold gedeckt, zwei Drittel der umlaufenden Banknoten
müssen darum auch anderen Umständen als dem Einlösungsversprechen ihr Dasein
und ihre Eigenschaften verdanken. Es müssen in der Welt, im Handel, auf der Börse,
kurz irgendwo Kräfte vorhanden sein, die den Inhaber der Banknoten davon abhal-
ten, die Einlösung in Gold zu verlangen, Kräfte, die die sonst unverständliche
Tatsache erklären können, daß die Gläubiger der Notenbanken (die Inhaber der
Banknoten) 10 – 20 – 100 Jahre lang auf die Geltendmachung ihrer Forderungen 
verzichten, wie es ja auch Kräfte geben muß, die bewirken, daß die Münzen
Jahrhunderte lang von der Goldschmiede fernbleiben.


Ich werde gleich die Quelle dieser Kräfte aufdecken. Jetzt will ich nur ihr Da-
sein feststellen, um den Leser für meine Behauptung empfänglich zu machen, daß 
in all den oben genannten Ländern es sich trotz der Inschrift der Banknoten nicht
mehr um Metallgeld, sondern um Papiergeld handelt.


Wenn der Staat auf ein Stück Papier schreibt:
"Dies sind 10 Gramm in Gold",


so glaubt es alle Welt, und es kommt vor, daß ein solcher Papierfetzen ungehindert


*) Seitdem dies geschrieben wurde (1907), sind auch die letzten Goldmünzen aus dem Verkehr ver-
schwunden.
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jahrzehntelang gleichwertig (pari) mit gemünztem Gold, zuweilen sogar mit Aufgeld,
von Hand zu Hand geht.*


Wenn aber derselbe Staat auf einem gleichen Stück Papier die Lieferung einer
Milchkuh verspräche, so würden alle Inhaber solcher Zettel schon gleich am nächsten
Tage mit einem Strick erscheinen, um die Kuh abzuholen.


Wenn aber ein Papiergeld eine gewisse Menge Gold jahrzehntelang bei einer
unendlichen Reihe von Menschen in den verschiedensten wirtschaftlichen Lagen so
vollständig ersetzen kann, während ein gleicher Zettel eine Kuh oder irgend einen
anderen Gebrauchsgegenstand keine 24 Stunden vertreten kann, so beweist das, daß
der Papierzettel und die Goldmünze für alle Bürger in allen wesentlichen, für sie 
in Betracht kommenden Eigenschaften vertretbar, d. h. gleichgültig sind, daß Gold-
blech und Papierzettel in Geldform allen die gleichen Dienste erweisen. Ferner: wenn
das Einlösungsversprechen die Deckung der Banknote wäre, die sie in Umlauf erhält,
wenn demnach die Banknote als einfacher Schuldschein zu betrachten wäre, wenn 
der Aussteller Schuldner, der Inhaber Gläubiger wäre (wie bei einem Wechsel), so
müßten doch auch der Regel nach die Notenbanken ihren Gläubigern, d. h. den
Inhabern der Banknoten Zins zahlen – wie das doch bei allen Schuldscheinen aus-
nahmslos der Fall ist. Und doch ist bei der Banknote das Verhältnis auf den Kopf
gestellt; hier ist es der Schuldner, die Bank (Aussteller), der den Zins erhebt, und 
der Gläubiger (Inhaber) ist es, der den Zins bezahlt. Um dieses Wunder zu bewirken,
um das Verhältnis vom Gläubiger zum Schuldner derart umzustürzen, daß die
Notenbank ihre Schulden (Banknoten, Notenrecht) als das köstlichste Kapital
betrachten kann, müssen doch der Banknote Kräfte besonderer Art eigen sein, die 
sie aus der Gattung der Schuldscheine herausheben.


Ferner: wenn die Banknoten als Schuldscheine des Staates zu betrachten sind, so
bleibt auch die Tatsache unerklärlich, daß solche Schuldscheine, trotzdem sie dem
Inhaber keinen Zins eintragen, dabei nur zu 1/3 gedeckt sind und nicht getilgt 
werden, der Regel nach höheren Kurs haben als die gewöhnlichen Staatsschuld-
scheine, trotzdem diese dem Inhaber Zins eintragen und durch die Staatsgewalt, wie
auch durch die Staatseinnahmen gedeckt sind. Wie z. B. 100 Mark in Reichsbank-
noten, die auch vom Inhaber (Gläubiger) verzinst werden, heute 117 Mark Reichs-
anleihe gelten, die dem Inhaber 3 % Zins einbringen (1911).


Auf Grund dieser Tatsachen leugnen wir also, daß es das Einlösungsversprechen
ist, das den Banknoten und dem gemeinen Papiergeld den Lebensodem einflößt. 
Wir behaupten, daß es irgendwo anders im Handel Kräfte geben muß, die die 
Rolle spielen, die man heute allgemein der sogenannten Deckung (dem Metallfonds)
oder dem Einlösungsversprechen zuschreibt; wir behaupten, daß diese augenblick-
lich hier noch verborgenen Kräfte, die, wie wir gesehen haben, einen Schuldschein
(Banknote) in ein Kapital verwandeln, die den Gläubiger zwingen, dem Schuldner Zins
zu zahlen, auch durchschlagend genug sind, um für sich allein die Rolle des Geldes
auf dem Markte durchzuspielen. Wir behaupten auf Grund der oben genannten


*) In Schweden bezahlte man (1916) für 100 Kronen in Papiergeld 105 Kronen Gold. Die im Kriege auf-
gekommenen Ersatzstoffe sind durchweg teuer und schlecht, mit bitterem Nachgeschmack. Nur allein
der Goldersatz, das Papiergeld, löst keine Stoßseufzer nach dem Frieden aus.
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Tatsachen klipp und klar, daß man Geld aus Zellstoff machen kann, das ohne
Einlösungsversprechen irgend einer Art, ohne Anlehnung an irgend eine bestimmte
Ware (Gold z. B.), die Inschrift trägt:


"Ein Taler" (Mark, Schilling, Franken usw.)
oder mit mehr Worten:


"Dieser Zettel ist an und für sich ein Taler",
oder:


"Dieser Zettel gilt im Handel, an den Staatskassen und vor Gericht 100 Taler",
oder, um den Sachverhalt zwar ohne Gewinn für die Klarheit, aber drastischer 


darzustellen:
"Wer diesen Zettel zur Einlösung bei der Reichsbank vorzeigt, erhält dort 


ohne Legitimation
100 Knutenhiebe (negatives Zahlungsversprechen).


Auf den Märkten, in den Läden aber erhält der Inhaber an Waren so viel, wie 
ihm Nachfrage und Angebot zusprechen werden; mit einem Wort: was er mit diesem
Zettel im Lande erhandeln kann, das ist es, was er beanspruchen kann."


Ich glaube, ich habe mich hier deutlich genug ausgedrückt und keinen Zweifel
mehr darüber gelassen, was ich unter dem Ausdruck Papiergeld verstehe.


Jetzt wollen wir den Kräften nachspüren, die es möglich machen, daß das Volk
sich um Zettel mit irgend einer der obigen Inschriften reißt, daß man zur Erlangung
solcher Zettel im Schweiße des Angesichts arbeitet, daß man seine Erzeugnisse, die
Waren mit Wertstoff und Stoffwert, gegen solche Fidibusse hergibt, daß man
Schuldscheine, Wechsel, Pfandbriefe, die auf solche Zettel lauten, annimmt und als
sogenannte Wertbewahrer oder Wertkonserven aufbewahrt, daß man nachts weinend
auf dem Bette sitzt, nachgrübelnd, wie man sich solche "Papierwische" für den 
fälligen Wechsel verschaffen kann; wie man auch Bankerott macht, gepfändet wird
und der Unehre verfällt, weil man seiner Verpflichtung, Zettel mit obiger Inschrift zu
einer bestimmten Stunde, an einem bestimmten Ort abzuliefern, nicht nachkommen
kann, und schließlich, wie man jahraus, jahrein, ohne Vermögensverlust in Saus und
Braus leben kann, weil man solche Zettel als "Kapital" irgendwo angelegt hat. Die
geheime Quelle, aus welcher der Papierfidibus, das Papiergeld und das Geldpapier, das
Geld der John Law und anderer Papiergeldschwindler, der Greuel aller National-
ökonomen und Krämerseelen, die Lebenskräfte zu solchen Tatsachen schöpft, soll
jetzt aufgedeckt werden.


b) Die Erklärung der Tatsache.
Wenn ein Mensch irgend einen Gegenstand braucht und haben will, und es 


trifft sich, daß der gesuchte Gegenstand im Besitze anderer, und sonst nicht zu
haben ist, so wird er sich in der Regel genötigt sehen, etwas von seiner Habe 
anzubieten, um den Besitzer der gesuchten Sache zu veranlassen, ihm das, was 
er braucht, abzutreten. Er wird also den Gegenstand durch Tausch an sich
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bringen. Und selbst dann wird er das tun müssen, wenn dem anderen der gesuchte
Gegenstand nutzlos ist. Es genügt, wenn der Eigentümer weiß, daß der andere den
Gegenstand braucht oder gar haben muß, dann gibt er ihn sicher nicht umsonst, ja,
in vielen Fällen wird es vorkommen, daß jemand eine Sache nur darum aufhebt und
in Besitz nimmt, weil er weiß, daß hinter ihm jemand folgt, der die Sache nützlich
verwenden kann. Und je dringender dieser andere den Gegenstand braucht, um so
höher wird der Besitzer seine Forderung schrauben.


Das hier Gesagte erscheint heute so selbstverständlich und natürlich, daß viele es
für überflüssig ansehen werden, es auszusprechen; ja, soviel ich weiß, ist es hier das
erstemal, daß in einer volkswirtschaftlichen Schrift dieser Satz niedergeschrieben
wird. Und doch handelt es sich hier um das eigentliche Grundgesetz der heutigen
Volkswirtschaft, des Handels, der wirtschaftlichen Beziehungen der Bürger unterein-
ander und der Bürger zum Staate.


Die obige "welterschütternde" Entdeckung ist nicht weniger blöde und dumm 
und selbstverständlich als die Newtonsche Entdeckung der Schwerkraft. Dafür hat 
sie auch für die Volkswirtschaft die gleiche bahnbrechende Bedeutung, die der
Newtonschen Entdeckung für die Wissenschaft zugesprochen wird.


Mit der Inbesitznahme oder Aneignung eines Gegenstandes, den man nicht selbst
gebrauchen kann, der aber, wie wir annehmen oder wissen, von anderen gesucht 
wird, können wir nur einen Zweck verfolgen: wir wollen diesen anderen Verlegen-
heiten bereiten und diese Verlegenheiten ausbeuten. Wir wollen Wucher mit dem
Gegenstand treiben, denn jemand in Verlegenheit bringen und diese Verlegenheit
auszubeuten, heißt Wucher treiben.


Der Umstand, daß diese Ausbeutung gegenseitig ist, beschönigt vielleicht den
Sachverhalt, ändert aber nichts daran, daß die wechselseitige Ausbeutung der Not-
lage des Nächsten*, die nach allen Regeln kaufmännischer Kunst betriebene gegen-
seitige Plünderung, die Grundlage unserer Volkswirtschaft bildet, die Grundlage, auf
der der Tausch aller Waren sich abspielt, das wirtschaftliche Grundgesetz, welches 
das Tauschverhältnis der Erzeugnisse, die Preise der Waren selbstherrlich be-
stimmt. Nähme man diese Grundlage fort, so würde unsere Volkswirtschaft in sich
zusammenstürzen, und es bliebe für den Austausch der Waren kein anderes Mittel
übrig, als sie nach christlicher, sozialistischer, kommunistischer, brüderlicher Vor-
schrift gegenseitig zu verschenken.


Sind Beispiele nötig zur Erläuterung dieses Satzes?
Warum erhebt die Post für einen Brief 20 Pf. und für eine Drucksache 5 Pf., trotz-


dem die Leistung der Post bei beiden Gegenständen die gleiche ist? Doch nur, weil
der Briefschreiber in der Regel zwingende Gründe für den Brief hat, während der
Versand der Drucksache oft unterbleiben würde, wenn das Porto höher wäre. Der
Briefschreiber ist in einer Zwangslage, der Absender der Drucksache nicht, darum
allein muß der Briefschreiber für die gleiche Leistung das doppelte Porto bezahlen!


*) Man braucht hier durchaus nicht immer an frierende Bettler zu denken. Der 1000-fache Millionär
Rockefeller ist jedesmal in solcher "Notlage", wenn Leuchtstoffersatzmittel den Absatz des Petroleums
hemmen. Auch Krupp ist jedesmal in "Notlage", wenn er für die Erweiterung seines Werkes den Acker
eines Bäuerleins braucht.
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Warum werden in Deutschland Apotheken mit einem Warenvorrat von 10 000 Mark
für eine halbe Million verkauft? Weil das der Apotheke eingeräumte Sonderrecht es
ihr gestattet, höhere Preise für Arzneien zu fordern, als es bei Freihandel möglich
wäre. Diese Wirkung bleibt bestehen, auch wenn anerkannt wird, daß jenem Sonder-
recht eine staatlicherseits geforderte wissenschaftliche Ausbildung des Apothekers
gegenübersteht und die hohen Werte von Apotheken in bevorzugten Stadtvierteln oft
erst nach vielmaligem Besitzwechsel entstanden sind.


Warum steigen oft die Preise des Getreides in Deutschland, trotz reicher Ernten?
Weil der Grenzzoll den Wettbewerb ausschließt, weil der Bauer weiß, daß seine
Landsleute sein Getreide kaufen müssen. Usw.


Es heiß zwar, die "Marktverhältnisse" treiben die Preise auf und ab, man sucht
das persönlich Bewegende, die Handlung, auszuschließen und einen Sündenbock für
solchen Wucher verantwortlich zu machen, indem man sagt, die Preise würden durch
Angebot und Nachfrage bestimmt; aber was wären solche Marktverhältnisses, solche
Konjunkturen, was wären Nachfrage und Angebot ohne handelnde Personen? Diese
handelnden Personen bewirken die Preisverschiebungen, und als Werkzeug dienen
ihnen die Marktverhältnisse. Die handelnden Personen aber sind wir, wir alle, das
Volk. Jeder, der etwas zu Markte trägt, ist von demselben Geist beseelt, so hohe
Preise zu fordern, wie es die Marktverhältnisses irgend gestatten. Und jeder sucht
sich zu entschuldigen (wie auch jeder durch die hier stattfindende Wechselseitigkeit
entschuldigt wird), indem er sich auf die unpersönlichen Marktverhältnisses beruft.


Freilich, wer mit Karl Marx behauptet, daß sich die Waren selbst austauschen, 
und zwar im Verhältnis zu "ihrem Werte", der braucht nicht zu wuchern, braucht 
keine Notlage auszubeuten, der kann seine Arbeiter aushungern, seine Schuldner 
auswuchern, ohne Gewissenspein zu empfinden. Denn den Wucher begeht in 
diesem Falle nicht er, sondern die Sache, sein Eigentum. Nicht er tauscht, sondern
die Wichse tauscht sich gegen Seide, Weizen, Leder*. Die Ware begeht also den
Handel und zwar auf Grund "ihres Wertes".


Wer aber diese geheimnisvolle, gespenstische Eigenschaft der Waren, deren so-
genannten "Wert", nicht zu erfassen vermag und darum den Tausch der Erzeug-
nisse als eine Handlung, die Waren und Marktverhältnisse als ein Werkzeug dieser
Handlung betrachtet, der wird für solche Handlung, wie bereits erwähnt, keine 
anderen Richtpunkte finden, als den Wunsch, der alle Warenbesitzer beseelt, mög-
lichst wenig zu geben und möglichst viel zu nehmen. Der wird bei jedem Tausch, 
in den Lohnverhandlungen wie bei den Börsenjobbern, beobachten, daß alle
Beteiligten sich danach erkundigen, wie die Marktverhältnisse sind, ob der 
Käufer dringend der Ware bedarf, und namentlich wird er sich hüten zu zeigen, 
daß er selbst es nötig hat, seine Waren eilig zu verkaufen. Kurz, er wird sich 
überzeugen, daß die Grundsätze des Wuchers auch die des Handels im allge-
meinen sind, er wird zwischen Handel und Wucher nur Unterschiede im Maß, 
nicht in der Art feststellen. Der Warenbesitzer, der Arbeiter, der Börsenmann 
hat es auf die Ausbeutung der Marktlage, des Volkes im großen, abgesehen. 


*) Das Kapital Bd. 1, S. 3.
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Der Berufswucherer richtet seine Angriffe mehr auf eine Person; das ist vielleicht
alles, was den Handel vom Wucher unterscheidet.


Darum wiederhole ich: Das Streben, für eine möglichst geringe Leistung eine
möglichst große Gegenleistung herauszuholen, das ist die Kraft, die den Austausch
der Güter leitet und beherrscht.


Es ist nötig, dies rücksichtslos klar festzustellen, denn nur von dieser Erkenntnis
aus kann die Möglichkeit des Papiergeldes voll begriffen werden.


Angenommen nun, Müller wäre auf irgend eine Weise in den Besitz eines für
irgend eines seiner geistigen oder körperlichen Bedürfnisse nutzlosen Stückchens
Geldpapier gelangt, und Schulz ersuche ihn, ihm den Fetzen zu überlassen, weil er
ihn zu irgend einem Zwecke gebrauchen kann, so wird nach obiger Erkenntnis 
Müller das Geldpapier nicht unentgeltlich hergeben.


Die Entgeltlichkeit aber würde schon das Geldpapier in Papiergeld verwandeln,
denn alles, was wir zunächst vom Papiergeld erwarten, ist, daß es mehr als das
Geldpapier kostet. Es soll nicht umsonst zu haben sein. Seinen Zweck erfüllt ja das
Geld dadurch, daß immer wieder jemand das Geld sucht und zu seiner Erlangung
etwas in Tausch geben muß.* Wir brauche also zur Erklärung der Möglichkeit, daß
Geldpapier sich in Papiergeld verwandeln kann, nur noch nachzuweisen, daß Schulz
wirklich in die Lage kommen kann, das im Besitze Müllers befindliche Stückchen Geld-
papier an sich zu bringen. Ein solche Nachweis ist aber leicht genug zu erbringen.


Die Erzeugnisse der Arbeitsteilung** die Waren, sind von vornherein für den
Tausch bestimmt, d. h. sie haben für ihre Verfertiger die gleiche Bedeutung, die 
das Geld für uns alle hat – sie sind als Tauschgegenstände nützlich. Nur die Aus-
sicht, die Erzeugnisse (Waren) gegen andere Waren tauschen zu können, veranlaßt
die Erzeuger, die Urwirtschaft zu verlassen und die Arbeitsteilung einzuführen.


Zum Tausch der Erzeugnisse gehört aber wieder ein Tauschmittel, sogenanntes
Geld, denn ohne solches Tauschmittel wäre man auf den Tauschhandel angewiesen,
von dem wir wissen, daß er bei einer gewissen Entwicklung der Arbeitsteilung ein-
fach versagt. Jeder kann sich leicht vorstellen, daß der Tauschhandel ganz unent-
wickelte Zustände voraussetzt.


**) Die bürgerlichen und sozialistischen Lehrsätze verneinen solche Entgeltlichkeit, müssen sie ver-
neinen, denn die Entgeltlichkeit würde die Hergabe des Geldpapieres zu einem Tausch stempeln, und 
der Tausch setzt nach ihren Worten den Tauschwert, den Stoffwert oder Wertstoff voraus, und wir 
nehmen an, daß jenes Stückchen Geldpapier frei sei von Tauschwert, Wertstoff oder Stoffwert. (Ganz 
einerlei, ob man sich unter diesen Ausdrücken etwas vorstellen kann oder nicht.) Beim Tausch könne 
ja eine Ware immer nur den Wert eintauschen, den sie selber hat (innerer Wert), so sagt die bürger-
liche und sozialistische "Wertlehre", und wenn der gedachte Fetzen Geldpapieres keinen Tauschwert
hat, so ist der Tausch, ist jede Entgeltlichkeit ausgeschlossen. Es fehle für solchen Tausch jedes
"Wertmaß" zur "Ausmessung" der Gegenleistung, wie auch die "Werteinheit" zur "Verrechnung" der
Gegenleistung. Geldpapier und Waren seien einfach nicht vergleichbare Größen.
**) Unter Arbeitsteilung ist hier solche Arbeit zu verstehen, die Tauschgegenstände, also Waren erzeugt,
im Gegensatz zur Urwirtschaft, die auf die unmittelbare Bedürfnisbefriedigung gerichtet ist. Die ge-
werbliche Arbeitsteilung, darin bestehend, daß die Herstellung der einzelnen Waren in Teile zerlegt wird,
ist nur technische Arbeitsteilung und nicht mit der wirtschaftlichen Arbeitsteilung zu verwechseln.
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Das Geld, ein Tauschmittel, ist die Grundlage und Voraussetzung entwickelter
Arbeitsteilung, der Warenerzeugung. Für die Arbeitsteilung ist ein Tauschmittel un-
entbehrlich.


Aber es gehört zum Wesen eines Tauschmittels, daß bei seiner Herstellung die
Gewerbefreiheit auf irgend eine Weises ausgeschaltet werde. Stände es jedermann
frei, Geld zu verfertigen, und zwar jedem nach seiner Weise, so würde seine
Vielgestaltigkeit solches Geld für den Zweck, den es erfüllen soll, einfach unbrauch-
bar machen. Jeder würde sein eigenes Erzeugnis als Geld erklären, und damit wären
wir ja wieder beim Tauschhandel angekommen.


Wie nötig die Einheitlichkeit im Geldwesen ist, erkennt man auch daran, daß s. Z.
schon die Doppelwährung als ein Zuviel angesehen und beseitigt wurde. Und wie 
würde es geworden sein, wenn man sich zwar über die Goldwährung geeinigt, aber
die Herstellung von Münzen für jedermann freigegeben hätte, mit dem Ergebnis, 
daß nun Münzen von jedem Feingehalt im Umlauf gewesen wären? (Eine solche
"Einigung" ist aber bereits eine Staatshandlung, denn alles, worüber Einigung erzielt
ist, bildet den eigentlichen Stoff zum Aufbau des Staates.)


Wie immer aber auch diese notwendige Ausschließung der Gewerbefreiheit bei der
Herstellung des Geldes erzielt wird, ob durch gesetzliches Verbot, oder durch natür-
liche Schwierigkeit bei der Beschaffung des Rohstoffes (Gold, Kauri usw.), ob man
dabei bewußt oder unbewußt vorgegangen ist, ob das Volk in einer Versammlung 
feierlich darüber beschloß, oder der vorwärtsdrängenden Volkswirtschaft nachgab,
einerlei, es handelt sich da um eine Handlung des Volkes, und was ist eine solche
einmütige Handlung anders als ein Gesetz, als eine staatliche Handlung? Das
Tauschmittel trägt also immer das Gepräge einer staatlichen Einrichtung, und diese
Bezeichnung verdient sowohl das gemünzte Metall, wie auch die Kauri-Muschel und
die Banknote. Von dem Augenblick an, wo das Volk dazu gekommen ist (einerlei 
wie), einen bestimmten Gegenstand als Tauschmittel anzuerkennen, hat dieser
Gegenstand das Gepräge einer staatlichen Einrichtung.


Also entweder staatliches Geld oder überhaupt kein Geld. Gewerbefreiheit in der
Herstellung des Geldes ist einfach unmöglich. Ich brauche mich hier nicht weiter 
aufzuhalten, denn die Sache ist selbstverständlich.* Der Umstand, daß wir heute die
Förderung des Geldstoffes freigeben und dabei durch das freie Prägerecht den
Geldstoff praktisch zu Geld machen, sagt gar nichts gegen diesen Satz, denn trotz
Prägerecht ist der Geldstoff an und für sich doch kein Geld, wie die Geschichte der
preußischen Taler das schlagend beweist. Dieses freie Prägerecht wird durch Gesetz
erteilt, haftet also nicht am Gold, und kann durch Gesetz jeden Tag zurückgezogen
werden (Silbersperre).


Übrigens besteht diese Gewerbefreiheit in der Hervorbringung des Geldstoffes
(Gold) auch nur dem Namen nach, da die Schwierigkeiten der Goldförderung diese
Freiheit wieder zunichte machen.


Auch der Umstand, daß man früher in manchen unentwickelten Ländern, 
z. B. in Nordamerika während der Kolonialzeit, Pulver, Salz, Tee, Felle usw.


*) Bei einem natürlichen Geldstoff wird man die Gewerbefreiheit dadurch ausschalten, daß man 
solchen Stoff wählt (Kauri, Gold), der an Ort und Stelle nicht beliebig oder überhaupt nicht hervor-
gebracht werden kann.
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als Tauschmittel benutzte, sagt nichts gegen obigen Satz, denn hier handelte es sich
unmittelbar um Tauschobjekte, nicht um Geld. Das im Tausch gegen die eigenen Er-
zeugnisse erhaltene Salz (Tee, Pulver usw.) wurde einfach im Hause verbraucht und
nicht weitergegeben. Diese Waren liefen nicht um, sie kamen niemals zum Ausgangs-
punkt (Hafen) zurück, sondern wurden ihrer körperlichen Eigenschaft wegen gekauft
und verbraucht. Sie mußten immer wieder durch neue ersetzt werden. Zum Wesen 
des Geldes gehört es aber, daß das Geld nicht seines Stoffes wegen gekauft werde,
sondern seiner Eigenschaft als Tauschmittel wegen, daß es nicht verbraucht, sondern
nur als Tauschmittel gebraucht werde. Das Geld beschreibt einen Kreis, den es ewig
durchläuft; es kehrt zum Ausgangspunkt zurück. Um als Geld betrachtet werden zu
können, hätte das Teepaket, nachdem es, von China kommend, jahrelang durch die
Kolonien Nordamerikas gepilgert war, wieder einmal nach China zurückwandern 
müssen, wie das doch mit den jetzigen Silberdollars in Amerika der Fall ist, die etwa,
von Colorado kommend, auf dem Handelswege nach China gelangen, dort sich jahr-
zehntelang herumtreiben, um gelegentlich wieder auf dem Handelswege zur Lohn-
zahlung in die Silbergruben Colorados hinabzusteigen. Auch wurde das Teepaket
immer teurer, je weiter es sich vom Hafen entfernte, alle Fracht-, Handels- und
Zinsunkosten wurden auf seinen Preis geschlagen, während obiger Silberdollar, nach-
dem er vielleicht zehnmal die Reise um die Welt gemacht, dem Arbeiter in der
Silbergrube zum gleichen Preise, wofür dieser ihn ursprünglich geliefert, zurückge-
geben werden mag. In fast allen Ländern findet man Münzen, die 100 und mehr
Jahre alt sind, die vielleicht 100 000 mal den Besitzer gewechselt haben, ohne 
daß es in der langen Reihe einem einzigen Inhaber je eingefallen wäre, sie zu ver-
brauchen, d. h. sie des Silber- oder Goldgehaltes wegen einzuschmelzen. Sie sind 100
Jahre lang als Tauschmittel gebraucht worden. 100 000 Besitzern waren sie nicht
Gold, sondern Geld, keiner von ihnen bedurfte des Geldstoffes. Das Kennzeichen des
Geldes ist eben, daß dem Inhaber der Geldstoff gleichgültig ist. Darum, d. h. dieser
völligen Gleichgültigkeit wegen, ist es auch allein erklärlich, daß giftige, mit Grün-
span überzogene Kupfermünzen, verschlissene Silbermünzen, schöne Goldmünzen,
bunte Papierfetzen gleichwertig einherlaufen.


Etwas anders als mit dem Tee verhält es sich schon mit den Kauri-Muscheln, die in
Innerafrika als Tauschmittel benutzt werden und die schon mehr Ähnlichkeit mit dem
Geld haben. Die Kaurimuschel wird nicht verbraucht, ihr gegenüber sind die Käufer
viel gleichgültiger als die Käufer von Tee und Pulver. Sie läuft um, braucht nicht
immer ersetzt zu werden, mag sogar zuweilen zum Ausgangspunkt, der Küste, zurück-
gelangen. Hier und da mag sie wohl auch von den Negerfräulein zu geldfremden
Zwecken als Zierrat verwendet werden, aber ihre wirtschaftliche Bedeutung stützt sich
nicht mehr auf diese Verwendung. Die Kaurimuschel würde sicherlich wohl weiter als
Tauschmittel verwendet werden, falls sie als Zierrat ganz außer Mode käme, vorausge-
setzt, daß kein anderer Gegenstand sie als Tauschmittel vom Markte verdrängte. Sie
wäre dann reines Tauschmittel, wirkliches Geld, wie unsere Kupfer-, Nickel-, Silber-
münzen und unsere Geldscheine, die ja auch keine andere Verwendung wirtschaftlich
zulassen als die eines Tauschmittels. Und wir könnten sie auch, wie unser heutiges
Geld, als staatliches Geld oder wenigstens gesellschaftliches Geld bezeichnen, mit der 
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Einschränkung, die der Begriff Staat in so unentwickelten Verhältnissen erfährt. 
Das Staatsmonopol der Geldherstellung wäre hier, ähnlich wie bei der Goldwährung,
durch die Unmöglichkeit gewahrt, Muscheln nach Belieben hervorzubringen, da sie,
tausend Meilen weit, am Meeresstrand gefunden werden. (Die Muschel ist, wie das
Gold für den Europäer, nur auf dem Handelsweg, durch Tausch, erreichbar.)


Ist es aber so, daß für die Arbeitsteilung ein Tauschmittel, also Geld, unentrat-
bare Voraussetzung ist, und daß ein solches Tauschmittel nur als staatliches, d. h.
vom Staate verfertigtes oder beaufsichtigtes, von staatlichen Gesetzen, besonderen
Währungsgesetzen beherrschtes Geld denkbar ist, so fragt es sich, was der Erzeuger
mit seinen Waren anfangen kann, falls er sie auf den Markt bringt, und er dort auf
kein anderes Geld stößt, als Geldpapier, weil der Staat kein anderes Geld als
Papiergeld herstellt? Weist der Erzeuger das Geld zurück (etwa weil es den bürger-
lichen und sozialistischen Wertlehren widerspricht), so muß er auch auf den Aus-
tausch seiner Waren verzichten und die Kartoffeln, Zeitungen, Besen oder was es 
sei, wieder nach Hause bringen. Auf sein Gewerbe, auf die Arbeitsteilung muß er
überhaupt verzichten, denn wie will er etwas kaufen, wenn er selber nicht mehr 
verkauft, wenn er das Geld, das der Staat in Umlauf gesetzt hat, nicht annehmen
will? Er wird also in der Regel 24 Stunden streiken können, nur 24 Stunden wird er
seiner Werttheorie treu bleiben und gegen den "Papiergeldschwindel" eifern können.
Dann werden ihn Hunger, Durst und Kälte mürbe machen und ihn zwingen, seine
Waren gegen Papiergeld anzubieten, dem der Staat die Inschrift gegeben:


"Der Vorzeiger dieses Geldscheins erhält auf der Reichsbank
– 100 Knutenhiebe, –


auf den Märkten aber an Waren soviel, wie ihm Nachfrage und 
Angebot zumessen werden."


Hunger, Durst und Kälte (zu denen sich noch der Steuereintreiber gesellen mag)
werden alle, die nicht zur Urwirtschaft zurückkehren können (heute die ausnahms-
lose Regel für die Bürger eines neuzeitlichen Staates), alle, die die Arbeitsteilung, ihr
Gewerbe weiter betreiben wollen, zwingen, ihre Erzeugnisse gegen das vom Staate
ausgegebene Geldpapier anzubieten, d. h. mit ihren Waren Nachfrage nach Geld-
papier zu halten; und diese Nachfrage wird wiederum alle, die in den Besitz solchen
Geldpapiers gelangt sind, veranlassen, dieses nicht umsonst herzugeben, sondern so
viel dafür zu fordern, wie es die Marktverhältnisses gestatten werden.


Das Geldpapier verwandelte sich also in Papiergeld:
1. Weil die Arbeitsteilung große Vorteile bietet.
2. Weil die Arbeitsteilung Waren erzeugt, die nur als Tauschgegenstände dem 


Verfertiger nützlich sind.
3. Weil der Austausch der Waren, bei einer gewissen Entwicklung der Arbeits-


teilung, ohne Tauschmittel unmöglich wird.
4. Weil das Tauschmittel, seiner Natur nach, nur als gesellschaftliches, staat-


liches Geld denkbar ist.
5. Weil nach unserer Annahme der Staat kein anderes Geld als nur Geldpapier


verfertigte.
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6. Weil alle Besitzer der Waren vor der Entscheidung standen, entweder das 
Geldpapier des Staates im Tausch gegen ihre Erzeugnisse anzunehmen, oder 
aber auf die Arbeitsteilung zu verzichten, und schließlich


7. Weil die Inhaber des Geldpapieres dieses nicht umsonst hergaben, sobald sie 
sahen, daß die in Verlegenheit gebrachten Warenbesitzer ihre Waren gegen 
Geldpapier anboten. 


Der Beweis, daß man Geld aus Zellstoff machen kann, ist also in allen Teilen
lückenlos erbracht, und ich könnte nun gleich zu der nächsten Frage "wieviel ein
Stück Geldpapier an Waren dem Besitzer einbringen wird und soll" übergehen. Aber
die Wichtigkeit des Gegenstandes veranlaßt mich, Rücksicht auf die dem Papier-
geldbegriff entgegenstehenden Vorurteile zu nehmen und die Hirngespinstigkeit der
wichtigsten von ihnen darzutun. Ich hoffe dadurch das Vertrauen derjenigen umsich-
tigen Leser zu gewinnen, die zwar anerkennen, der oben erbrachte Beweis sei wohl
richtig aus den erwähnten Annahmen gezogen, die dann aber fürchten, diese Vor-
aussetzungen wären vielleicht nicht vollständig, und die Sache könnte an irgend
einem nicht erwähnten Umstand scheitern. Ich bedarf aber, um auf dem erbrachten
Beweis weiter* bauen zu können, der vollen Überzeugung des Lesers, daß man Zell-
stoffgeld, Geld ohne Wertstoff und ohne Stoffwert, Papiergeld mit irgend einer der
oben erwähnten Inschriften wirklich machen kann. Es ist dies die unentratbare Vor-
aussetzung, um auch weiter im Einverständnis mit meinem Leser zu bleiben. Wenn 
es nicht ebenso wahr ist, daß man mit Papier Geld machen kann, wie, daß "Marley
tot war" **, so fällt alles, was ich noch sagen werde, als wesenlos in sich zusammen.


Ich hätte mir die Sache auch leicht machen können, ähnlich wie andere, die sich
mit dem Papiergeldrätsel abgeplagt haben; ich hätte sagen können, der Staat fordere
die Bezahlung der von ihm ausgeschriebenen Steuern und Bußen in Geldpapier. Wenn
der Staat z. B. Briefmarken nur gegen von ihm verfertigtes Geldpapier verkauft, wenn
er die Bahngelder nur in seinem Geldpapier einfordert, wenn man die Zölle, das Kirchen-
geld, das Schulgeld, das Holz der Staatsforsten, das Salz der Staatssalzwerke usw. 
nur mit staatlichem Papiergeld zahlen kann, so wird jeder ein solches Papier als etwas
sehr Kostbares aufbewahren und es nicht unentgeltlich abgeben. Der Staat liefert
dem Inhaber statt Gold Staatsleistungen. Eine vielgestaltige statt einer eingestal-
tigen Leistung. Dann wären es diese Leistungen, die dem Papiergeld Leben geben.


Aber mit dieser Erklärung würden wir, wie wir das noch kennen lernen werden,
nicht weit kommen und bald, wie alle Papiergeldreformer und Geldpapierfabrikan-
ten, wiederkäuend vor dem Berge stehen. Wer die wahre Grundlage des Papiergeldes,
das sind die oben erwähnten 7 Punkte, nicht erkannt hat – kann keine einzige wirt-
schaftliche Erscheinung auf ihren letzten Grund zurückführen.


Im Vordergrund der "Beweise" gegen die Möglichkeit des Papiergeldes 
steht die Behauptung, sozusagen das Prunkstück der Metallisten: "Ware kann 


**) Übrigens erwähne ich hier vorsichtshalber noch einmal, daß ich bisher nur die Möglichkeit, aus
Geldpapier Papiergeld zu machen, behandelt, die Frage aber, welche Vorteile ein solches Geld gegenü-
ber dem Metallgeld haben könnte, ganz unberührt gelassen habe. Das kommt später.
**) In Dickens’ "Weihnachtsgeschichten".







137[165] Warum man aus Papier Geld machen kann.


nur mit Ware getauscht werden, da niemand einen nützlichen Gegenstand gegen
einen unnützen (Papiergeldfidibus) hergeben wird."


Mit diesem blendenden Satze, der so einleuchtend klingt, daß ihm, soviel ich weiß,
sämtliche Papiergeldtheoretiker vorsichtig aus dem Wege gegangen sind, wahrschein-
lich, weil sie dem Trugschluß nicht beikamen, hat man immer das Papiergeld von
vornherein als unmögliche Bestrebung kennzeichnen können und alle wissenschaft-
lich vorgehenden Forscher von vornherein von dem Papiergeldrätsel ferngehalten.


Also Ware kann nur gegen Ware getauscht werden. Das ist zweifellos richtig, aber
was ist Ware? Ware ist das Erzeugnis der Arbeitsteilung, und die Erzeugnisse der
Arbeitsteilung sind ihren Verfertigern nur als Tauschmittel nützlich, unmittelbar aber
nutzlos, wie wir das bereits gezeigt haben. Was könnte ein Gutsbesitzer mit den 
1000 Tonnen Kartoffeln, was würde der mit einer Million Spindeln arbeitende
Spinnereibesitzer mit dem Garn anfangen, wenn er es nicht verkaufen könnte, wenn
ihm das Garn nicht als Tauschgegenstand diente?


Nach dieser Begriffsbestimmung klingt der Satz: "Ware läßt sich nur gegen Ware
verkaufen" schon anders, denn er verlangt vorerst nur (im Ausdruck "Ware" ist es
stillschweigend mit eingeschlossen), daß das, was ausgetauscht wird, für seine Be-
sitzer oder Verfertiger nutzlos sei. Er fordert darum auch nur, daß das, was gegen 
die Ware getauscht wird – auch seinem Besitzer nutzlos sei. Und ist das nicht der 
Fall mit dem Papiergeldfidibus? Ist der Fidibus, wenn wir von seiner Eigenschaft als
Geld absehen, nicht ein gänzlich nutzloser Gegenstand?


Also der Satz: "Ware kann nur gegen Ware getauscht werden", verwandelt sich 
so schon in einen Beweis für, nicht gegen die Papiergeldtheorie, er zeugt gegen,
nicht für das Metallgeld.


Und wie steht es mit der Begründung: "da niemand einen nützlichen Gegenstand
gegen einen unnützen hergibt?" Wird hier nicht der Vordersatz: "Ware kann nur gegen
Ware umgetauscht werden", geradezu umgestoßen? In der Behauptung wird von Ware
gesprochen, und Ware ist dem Besitzer immer ein unnützes Ding. In der Begründung
aber wird nicht mehr von der Ware gesprochen, sondern von nützlichen Dingen, von
Gebrauchsgütern. Auf unser Beispiele angewandt, lautet also obiger Satz wie folgt:


Kartoffeln können gegen Garn getauscht werden, weil Kartoffeln dem Gutsbe-
sitzer, und Garn dem Spinnereiaktionbesitzer durch ihren Stoffwert nützliche Dinge
sind. Und dies ist doch offenbar falsch. Was könnte, ich wiederhole die Frage, der
Spinnereibesitzer mit all dem Garn anfangen?


Wenn nun auch die Begründung falsch ist, so ändert das nichts an der Richtigkeit
der Behauptung, daß Ware nur gegen Ware getauscht werden kann, und um das
Papiergeld mit dieser Behauptung in Einklang zu bringen, müssen wir nachweisen
können, daß das Geldpapier ebensogut Ware ist, wie alle Waren, deren Tausch es 
vermitteln soll. Wohlverstanden, das Stück Geldpapier, der bunte Zettel mit der 
tollen Aufschrift:


"100 Knutenhiebe
werden im Reichsgeldamt dem Vorzeiger dieses ohne Legitimation erteilt; auf dem 
Markte aber erhält der Inhaber an Waren so viel, wie er damit erhandeln kann."
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soll an und für sich alle Eigenschaften einer so wichtigen Ware, wie es doch das Geld
ist, besitzen. Wir wollen für das Papiergeld keine erborgten, erschlichenen, übertra-
genen Eigenschaften. Den Papiergeldfidibus sollen wir namentlich nicht darum als
Ware anerkennen, weil der Staat irgend eine, von seinen Wirken als Geld unabhängige
Leistung dem Inhaber verspricht. Im Gegenteil, ich will den Leser dahin bringen, daß
er den anscheinend widersinnigen Satz unterstreicht:


"Das Papiergeld ist chemisch reine Ware, und zwar der einzige Gegenstand, 
der uns schon als Ware nützlich ist."


Welche Eigenschaften muß ein Ding in sich vereinigen, um als Ware gesehen zu
werden?


1. Es muß dafür Nachfrage bestehen, d. h. es muß irgend jemand da sein, der den
Gegenstand haben will oder haben muß, und der darum bereit ist, eine andere Ware
dafür in Tausch zu geben.


2. Um diese Nachfrage zu erzeugen, muß der betreffende Gegenstand dem Käufer
natürlich nützlich sein, denn sonst sucht und bezahlt man den Gegenstand nicht.
Flöhe, Unkraut und Gestank sind aus diesem Grunde keine Waren, auch alles nicht,
was keinen Eigentümer hat. Ist der Gegenstand aber nützlich (wohlverstanden dem
Käufer, nicht dem Besitzer nützlich), und kann man ihn nicht umsonst erhalten, so
sind alle Bedingungen erfüllt, die eine Sache zur Ware machen.


Daß das Geldpapier die Bedingung Nr. 1 erfüllt, haben wir bereits bewiesen, als
wir zeigten, daß das Geld, und zwar staatliches Geld, unentratbare Voraussetzung
entwickelter Arbeitsteilung ist, und daß alle Warenbesitzer durch die Natur ihres
Besitzes gezwungen würden, ihre Waren gegen Geldpapier anzubieten, also Nachfrage
nach Geldpapier zu halten, falls der Staat keine anderes Geld machte. Wenn man in
Deutschland mit dem Golde heute ebenso verführe, wie es mit dem Silber geschah,
indem der Staat das Gold durch Geldpapier ersetzte, so müßten auch alle Waren-
besitzer und Warenverfertiger sich unter das Joch dieses Papiergeldes beugen. Alle
ohne Ausnahme wären gezwungen, mit ihren Erzeugnissen Nachfrage nach dem Geld-
papier zu halten. Ja, man könnte sagen, die Nachfrage nach Geldpapier wird un-
bedingt genau so groß sein, wie das Angebot von Waren, das seinerseits wieder 
der Warenerzeugung entspricht.


Bedingung Nr. 1 einer Ware erfüllt also das Geldpapier in kräftigster Weise. 
Petroleum, Weizen, Baumwolle, Eisen sind sicherlich auch Dinge mit ausge-
sprochener Wareneigenschaft; sie gehören zu den wichtigsten Stapelartikeln des
Marktes. Trotzdem ist für diese Waren die Nachfrage keine so unbedingte wie 
beim Papiergeld. Jeder, der heute Waren erzeugt, also ein Gewerbe betreibt, 
d. h. die Urwirtschaft aufgegeben und die Arbeitsteilung eingeführt hat, hält mit 
seinen Erzeugnissen Nachfrage nach einem Tauschmittel – alle Waren, ohne Aus-
nahme, verkörpern Nachfrage nach Geld, d. h. nach Geldpapier, wenn der Staat 
kein anderes Geld herstellt –, aber nicht alle Warenbesitzer kaufen mit dem 
Gelde, das sie für ihre Erzeugnisse lösen, Eisen, Petroleum, Weizen. Auch gibt 
es für Eisen, Petroleum, Weizen viele Ersatzgüter, während es für das Geld nur 
einen einzigen Ersatz gibt, das ist die Urwirtschaft oder der Tauschhandel, 
und diese würden erst dann in Betracht kommen, wenn die 90 % unserer heutigen
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Bevölkerung, die der Arbeitsteilung ihr Dasein verdanken, verhungert, tot und be-
graben wären.


Die Nachfrage nach Geldpapier wird also durch die Wareneingenschaft aller
Erzeugnisse der Arbeitsteilung hervorgerufen. Die Arbeitsteilung, die Urmutter der
Ware, ist die unerschöpfliche Quelle der Nachfrage nach Geld, während die Nach-
frage für die sonstigen Waren viel weniger stark gefügt ist.


Die Entstehung der Nachfrage nach einer Sache kann man sich natürlich nur
dadurch erklären, daß der nachgefragte Gegenstand (hier das Papiergeld) dem Käufer
(nicht dem Besitzer) irgend einen Dienst erweist, also nützlich ist (Punkt 2).


Nun frage ich: Ist der zu Geld gewordene Papierfidibus, das staatlich allein an-
erkannte und dadurch allein mögliche Tauschmittel, der viereckige bedruckte bunte
Zettel, kein nützliches Ding?


Ist das Ding da, der Fidibus, der dem Arbeiter, dem Arzt, dem Tanzlehrer, dem
König, dem Pfarrer gestattet, ihre ihnen persönlich völlig nutzlosen Erzeugnisse 
oder Leistungen gegen Gebrauchsgüter umzutauschen, kein nützlicher Gegenstand?


Wir müssen hier selbstverständlich nicht, wie es in der Regel der Fall ist, an das
Körperliche des Geldes, an den Fidibus denken, sondern an das Ganze, an den 
Fidibus mit seinen staatlichen Vorrechten als Tauschmittel, als Geld. Wir müssen uns
das Geld als ein Fabrikat denken, sogar als ein gesetzlich geschütztes und vom 
Staate allein erzeugtes Fabrikat.


Gewiß, wenn wir die Hauptsache am Papiergeld, seine Eigenschaft als gesetzlich
allein anerkanntes und praktisch alleinherrschendes Tauschmittel abziehen, so bleibt
wahrhaftig nur nutzlose Makulatur übrig; aber geschieht mit den meisten Dingen
nicht genau dasselbe, wenn man von ihrem Gebrauch absieht und nur an den Stoff,
aus dem sie bestehen, denkt? Kratzen wir von einem Ölbild die Farben zusammen,
schlagen wir mit dem Hammer auf eine Scheidemünze, auf ein Tintenfaß, eine
Suppenschüssel – was bleibt dann übrig? Makulatur, Unrat. Betrachten wir ein Haus
als einen Steinhaufen, die Königskrone als Metall, ein Buch als Papier, kurz, sehen
wir in allen Dingen nur den Stoff, so sehen wir in den weitaus meisten Fällen auch
nicht viel mehr als einen Fidibus.


Wir gebrauchen das Piano nicht als Brennholz, die Lokomotive nicht als Gußeisen
und das Papiergeld nicht als Tapete. Also warum spricht man nur immer vom Zellstoff,
wenn vom Papiergeld die Rede ist? Warum sprechen wir nicht vom Tauschmittel?


Wir betrachten alle übrigen Dinge als das, wozu sie bestimmt sind, und wenn wir
das auch beim Papiergeld täten, so würden wir sehen, daß es sich nicht um ein
Stückchen Papier handelt, sondern um eine hochwichtiges, unentbehrliches Fabrikat,
um das wichtigste und nützlichste aller Gebrauchsgüter.


Daß dieses Fabrikat so gut wie keine Herstellungskosten verursacht, kann ihm
nichts verschlagen. Wir suchen in den sonstigen Dingen, die wir kaufen, doch auch
nicht das Blut und den Schweiß der Arbeiter.


Hat etwa der gesamte, nach Milliarden berechnete Bauplatz der Stadt Berlin einen
Pfennig Erzeugungskosten verursacht?


Man sehe also bei der Betrachtung des Papiergeldes ganz vom Fidibus ab,
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man gewöhne sich daran, dieses Geld als unentbehrliches, nützliches, dabei noch
vom Staate geschütztes Fabrikat zu betrachten. Ohne Schwierigkeiten wird man dann
in dem Geldpapier einen Gegenstand erkennen, der alle Eigenschaften einer Ware hat,
und statt jetzt noch im Bestehen des Papiergeldes einen Widerspruch gegen den
Lehrsatz zu erblicken, daß Ware nur mit Ware bezahlt werden kann, wird man im
Papiergeld eine neue Bestätigung dieses Lehrsatzes erblicken.


Wer sich die Mühe geben will, die Währungsschriften durchzustöbern, wird fin-
den, daß das Geld regelmäßig darin so behandelt wird, als wäre es nicht ein, ganz
bestimmten Zwecken dienendes Fabrikat (Tauschmittel), sondern ein Rohstoff für In-
dustriezwecke (Goldschmiede), der nur nebenbei, vorübergehend als Geld zu wirken
hat. Dabei laufen in manchen Ländern und liefen bis vor kurzem auch in Deutsch-
land Münzen um, die vor 100 oder 200 Jahren geprägt wurden, während demgegen-
über ein Jahr alte Waren in der Regel schon zu den Ladenhütern gerechnet und mit
erheblichen Abstrichen in den Bestandaufnahmen der Kaufleute aufgeführt werden.


Wenn das Geld nur Rohstoff zu gewerblichen Zwecken wäre, so würde jeder es 
nur kaufen, wie man jede andere Ware kauft, d. h. nur unter der Bedingung, daß man
es, mit Zins und Gewinnzuschlag belastet, wieder weitergeben kann. Nun rechne
einer nach, für wieviel der schon erwähnte Dollar, der von den Colorado-Bergwerken
kommend, 10, 20 Jahre lang in China sich herumtrieb und dann wieder zur Lohn-
zahlung in den Colorado-Bergwerken verwendet wurde, dort dem Arbeiter angerechnet
werden müßte, der ihn selbst gefördert hat, falls er auf dem langen Wege immer 
wieder mit Zins, Fracht und Gewinnzuschlag belastet weitergegeben worden wäre.
Und doch wäre diese Belastung nötig gewesen, wenn jeder den Dollar des Silbers
wegen gekauft hätte, wenn niemand noch nebenbei einen anderen Nutzen aus ihm
gezogen hätte – nämlich den Tausch seiner Erzeugnisse gegen Gebrauchsgüter.


Man kann sogar das Geld, und besonders das Papiergeld, als die Ware bezeichnen,
bei der die Wareneigenschaft am reinsten hervortritt, denn das Geld, und hauptsäch-
lich das Papiergeld, wird nur als Ware (Tauschware) benutzt; man kauft das Geld
nicht, um es, wie es bei den übrigen Waren der Fall ist, in der Fabrik, in der Küche,
also fern vom Markte, zu verbrauchen.


Das Geld ist und bleibt Ware; sein Nutzen liegt ausschließlich in seinem Ge-
brauch als Tauschware. Alle übrigen Waren werden nur zum Verbrauch gekauft, (von
den Kaufleuten abgesehen, für welche Ware und Geld – Ware bleiben). Man verfertigt
die Ware zum Verkauf, aber man kauft sie zum Verbrauch. Man verkauft Ware, man
kauft Gebrauchsgüter. Nur das Geld allein kauft jeder als Ware. Nur allein das Geld 
ist uns bereits als Ware ein nützliches Gebrauchsgut (nämlich als Tauschmittel); 
das Geld, und vornehmlich das Papiergeld, ist also überhaupt


die einzig nützliche Ware.
Die Metallwährungsvertreter begreifen das Metallgeld ganz regelmäßig nur 


als einen Rohstoff für die Goldschmiede. Eine Mark, sagt der Doppel-
währungsverteidiger Arendt, ist der 1392. Teil von einem Pfund Gold, und 
die Vertreter der Goldwährungslehre haben natürlich keine Ursache gehabt, eine 
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Ansicht anzugreifen, die ihrem Verfechter für die Verteidigung seiner Sache alle
Warren raubte.* 


Die bisherigen Vertreter des Papiergeldgedankens, die doch dieses Märchen vor
allen Dingen hätten wiederlegen müssen, gehen regelmäßig, wie die Katze um den
heißen Brei, um diese Frage herum. Daß das Geld an sich, ohne Rücksicht auf den
Stoff, ein Fabrikat, ein nützlicher, ja unentbehrlicher Gegenstand ist, haben sie
offenbar noch nicht klar genug eingesehen, und so fanden sich alle genötigt, bei 
dem Abfassen der Inschrift des Papiergeldes dem Inhaber irgend eine – von der
Geldtätigkeit gesonderte – Leistung (Gold, Zins, Weizen, Arbeit, Land usw.) zu ver-
sprechen. Der Austausch der Waren, den das Geld allein ermöglicht, genügt ihnen 
als Leisten offenbar nicht, um dem Papiergeld Käufer oder Abnehmer zu sichern.


Eine Ausnahme finde ich allein in der Inschrift des von der Provinz Buenos Aires
1869 ausgegebenen Papiergeldes, durch die, soweit mir bekannt, zum erstenmal der
Geldbrief an sich (also der Zettel, das viereckige Stück bedruckten Papiers) für Geld er-
klärt, und in der dem Inhaber keine Einlösung versprochen wird. Die Inschrift lautet:


La Provincia de Buenos-Ayres
reconoce este Billete por


und peso
moneda corriente. 10 Enero de 1869.


Übersetzt: Die Provinz Buenos Aires anerkennt diesen Zettel für einen Peso (Taler)
Landesgeld.


Ich habe nicht erfahren können, ob diese Inschrift eine Folge richtiger Erkennt-
nis ist oder einfach eine Verlegenheitsinschrift, wie die des jetzigen argentinischen
Papiergeldes, die dem Inhaber bei Sicht 5 Taler Papiergeld in Zahlung zu geben 
verspricht: "La nacion pagará al portador y á la vista y por medio del Banco de la
Nacion 100 Pesos moneda nacional." Offenbarer Unsinn, denn ein Peso mon. nac. ist
weiter nichts als der gleiche Papiertaler. Die Bank verspricht also dem Inhaber, den
Zettel in Zahlung desselben zurückzugeben.


Ein Vorschlag, der immer wieder bis in die neueste Zeit auftaucht, ist der: 
Der Staat verfertigt Papiergeld in genügender Menge, um den gesamten Grund-
besitz aufzukaufen und um so mit einem Schlage die soziale Hauptfrage zu 
lösen, nämlich die Grundrente dem Volke wieder zuzuführen. Der Grundbesitz 
dient dann dem Papiergeld als Deckung, wird aber, dem Zwecke der Sache ent-
sprechend, dem Vorzeiger nicht wieder ausgeliefert. Der Inhaber muß sich mit 
der Sicherheit begnügen, wie er sich – so glaubt man – damit begnügt, daß die
Banknoten durch Gold gedeckt sind. (Was aber durchaus nicht der Fall ist, denn 
der Inhaber der Banknoten begnügt sich mit dem Dienst, den die Banknoten 
als Tauschmittel verrichten. Wäre es nicht so, so würde er das Gold sofort ab-
holen, wie es die Goldschmiede tun, weil sie das Gold zum Verarbeiten brauchen.) 
In diesem, unter jedem währungstechnischen Gesichtspunkt ganz tollen Vor-


*) M. Chevalier, Das Geld (La Monnaie), Paris 1866, S. 36: "Ich glaube an dieser Grundanschauung fest-
halten zu müssen, die ich mit gutem Recht als eine andere Begriffserklärung des Geldes erklären kann,
d. h. daß die Münzen einfach Metallbarren sind, deren Gewicht und Feingehalt gewährleistet sind."
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schlag wird auch wieder ganz übersehen, daß die Vermittlung des Warentausches 
eine genügende Leistung des Papiergeldes ist, und daß, solange wir diese Leistung
dem Papiergeld sichern (dazu ist nur nötig, daß man kein anderes Geld macht), jede
andere Leistung überflüssig ist.


Die Schwierigkeit für das volle Erfassen des Begriffes "Geld" liegt darin, daß der
Nutzen, den wir vom Geld erwarten, so ganz und gar vom Stoff des Geldes unab-
hängig ist. Das Geld bedarf offenbar des Stoffes nur, um greif- und sichtbar zu 
sein, damit wir überhaupt sein Dasein feststellen und es übertragen zu können, nicht
etwa weil wir etwas vom stofflichen Teil des Geldes erwarten. Wie könnte sich sonst
eine Münze 1 bis 10, bis 100 Jahre im Umlauf erhalten, wie könnte sich eine Bank-
note 24 Stunden im Verkehr behaupten? Auf die Menge allein kommt es beim Geld
an, denn von dieser Menge hängt es z. T. ab, wie groß das Angebot des Geldes und
wie groß die Warenmenge sein wird, die wir für das Geld erhandeln werden.
Eigenschaften hat das Geld als Körper nicht, wenigstens keine tätig wirkenden
Eigenschaften, und niemand würde sie vermissen, wenn sie gänzlich fehlten. Hat 
man nicht seinerzeit das Gold dem Silber in Deutschland vorgezogen, bloß weil man
für 1 kg Gold 16 mal mehr Ware geben mußte als für 1 kg Silber. Weil man also 
16 mal weniger Geldstoff erhielt, darum zog man das Gold dem Silber vor.


Bei allen Gebrauchsgütern heißt es ausnahmslos beim Käufer: je mehr, je lieber;
beim Geldstoff heißt es dagegen: je weniger, je lieber. Beim Geld genügt es eben,
daß man es zählen kann – der Rest ist immer lästiger Ballast.


Man kauft den Honig, weil er schmeckt, das Bier, weil es berauscht, den Ballast,
weil er schwer ist, den Meterstock, weil er eine bestimmte Länge hat, das Litermaß
seines Raumgehaltes wegen. Aber beim Geld verlangt man keinen Geschmack, kein
Gewicht, keinen Raum, nichts Körperliches, nichts für die unmittelbare Befriedigung
eines persönlichen Bedürfnisses. Wir kaufen das Geld als Ware, um es als Ware wieder
loszuschlagen.


Wie gleichgültig das Volk den körperlichen Eigenschaften des Geldes gegenüber
ist, ermißt man am besten daran, daß unter tausend kaum einer zu sagen weiß, 
wieviel Gramm Feingold er für eine Mark gesetzmäßig zu fordern hat. Wer es nicht
glaubt, kann ja leicht den Versuch machen.


Darum allein fordert man ja auch, daß das Geld möglichst wenig körperliche
Eigenschaften habe; darum ist man, wie unbewußt, in der Wahl des Geldrohstoffes
nach und nach auf den Naturstoff gelangt, der von allen Körpern des Weltalls am
stiefmütterlichsten mit Eigenschaften versehen wurde, nämlich das Gold. Wie bettel-
arm an Eigenschaften ist das Gold, verglichen mit irgend einer Ware, etwa einem
Hammer, einem Buch, einem Kanarienvogel!


Nicht seiner Farbe wegen hat man das Gold zu Geld gemacht, nicht seines Ge-
wichtes, seines Raumgehaltes, seines Klanges, seines Geruches, seines Geschmackes,
auch nicht seiner chemischen Verwandtschaften wegen. Das Gold rostet nicht, fault
nicht, wächst nicht, zergeht nicht, kratz, brennt und schneidet nicht, es ist leblos,
das Urbild des Todes.


Nicht wirksame, sondern nach allen Seiten hin unwirksame Eigenschaften suchen
wir im Geldstoff. Von allen Körpereigenschaften das Mindestmaß, da ist die allge-
meine Forderung, die das Volk an den stofflichen Teil des Geldes stellt.
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Kühl bis ans Herz hinan, wie der Kaufmann seinen Waren gegenüber, so betrach-
tet jeder den Geldstoff. Kommt man mit dem Schatten des Goldes aus, so zieht man
den Schatten vor, wie Dasein und Beliebtheit der Banknote es schlagend beweisen.


Je unwirksamer die Eigenschaften eines Stoffes sind, um so wirksamere Vorzügen
hat er als Geldmaterial. Das ist das ganze Geheimnis der Papierwährung.


Man sagt, die allgemeine Vorliebe für Edelmetalle habe das Gold und Silber zu
Geld gemacht. Ich glaube aber, daß im Gegenteil die allgemeine Gleichgültigkeit 
der Warenerzeuger diesen Metallen gegenüber der Grund gewesen ist, warum die 
Menschen sich einigen konnten, diese Metalle als Geld anzuerkennen. Über ein
gleichgültige, neutrale Sache einigt man sich immer schneller als über Eigenschaf-
ten, die je nach unserer persönlichen Veranlagungen auch verschieden auf uns ein-
wirken. Das Gold hat von allen natürlichen Dingen die wenigsten Eigenschaften, die
geringste Verwendbarkeit in der Industrie und Landwirtschaft. Keinem Stoffe gegen-
über sind wir so gleichgültig wie gerade beim Gold, darum war es so leicht, das 
Gold zu Geld zu erklären.


Das Gold findet gewerbliche Verwendung in der Schmuckwarenindustrie; aber
gerade die, die das Gold als Tauschmittel benutzen, die Warenerzeuger, die Arbeiter,
Bauern, Handwerker, Kaufleute, der Staat und das Gericht, brauchen in der Regel 
keine Schmucksachen. Junge Mädchen mögen für das Gold eine Vorlieber haben (oft
auch nur, weil Gold Geld ist), aber junge Mädchen, die keine Waren erzeugen, 
brauchen keine Tauschmittel, erzeugen keine kaufmännische Nachfrage nach Geld.
Und man wird doch auch nicht gerade die jungen Mädchen darüber bestimmen lassen,
was als Geld gebraucht werden soll. Das weitaus wichtigste Verkehrsmittel, die Vor-
aussetzung der Arbeitsteilung, die Finanzen des Staates, wird man doch nicht auf 
die wirtschaftlich schwächsten Bürger, auf putzsüchtige junge Mädchen begründen!


Die Rolle, die der stoffliche Teil des Geldes spielt, läßt sich ziemlich gut mit dem
vergleichen, was das Leder des Fußballes für die Spieler bedeutet. Es kommt den
Spielern durchaus nicht auf die stofflichen Eigenschaften des Balles an, auch nicht
auf seinen Besitz. Zerrissen, beschmutzt, neu oder alt, alles ist gleichgültig. Ist der
Ball greifbar und sichtbar, so kann die Balgerei losgehen. Und um mehr handelt es
sich beim Geld auch nicht. Haben oder nicht haben; ein steter, rastloser Kampf um
seine Erwerbung, nicht weil man den Ball, das Geld an sich, den Geldstoff braucht,
sondern weil man weiß, daß andere das Geld wiedergewinnen und zu seiner Wieder-
gewinnung Opfer bringen müssen. Beim Fußball bestehen diese Opfer in Fußtritten,
beim Geld in Waren. Das ist der ganze Unterschied. Und wer Liebhaber ist von 
kurzen Begriffserklärungen, der wird vielleicht Freude empfinden, wenn ich sage: 
das Geld ist der Fußball der Volkswirtschaft.


5. Die Sicherheit und Deckung des Papiergeldes.


Der junge, neue Begriff, der im vorigen Abschnitt freudig keimend zwischen 
den Schollen des Vorurteils hervorschoß, soll nun vorerst vor den kalten Lüften
ängstlicher Zweifelsucht geschützt werden, damit er sich zu einem kräftigen 
Busch mit dorniger Selbstverteidigung entwickeln kann. Dem Spießbürger soll der 
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Gedanke an das Papiergeld keine Gänsehaut, sondern im Gegenteil das behagliche Ge-
fühl der Sicherheit erwecken. Der Bauer, der noch heute vielfach das harte Silbergeld
dem Gold als Sparmittel vorzieht, soll das Papiergeld diesem Silbergeld vorziehen,
weil sein harter Schädel sich der Wahrheit nicht länger verschließen kann, daß, alles
richtig bedacht, der Papierfidibus größere Sicherheit bietet als Gold und Silber.


Es handelt sich darum, zu zeigen, daß das Papiergeld nicht allein möglich, son-
dern daß es auch sicher und gedeckt ist. Ich will nachweisen, daß, während das
Metallgeld vom Staate, der es prägte, ohne Gesetzesverletzung vernichtet werden
kann, das Papiergeld nur zusammen mit dem Staate, mit dem Volke, zugrunde geht.


Es ist Tatsache, daß man der Behauptung Otto Arendts: "Unsere Reichsmark ist
nichts als die Bezeichnung für 1/1392 Pfund Gold" – mit den Währungsgesetzen nicht
entgegentreten kann. Kein Gesetz schützt den Besitzer gemünzten und ungemünz-
ten Goldes vor einer solchen gesetzlichen Auslegung des Begriffes Geld, ja, die frü-
here Inschrift der Münzen, "XXX ein Pfund fein", sowie die jetzige Inschrift der 
Banknoten und Kassenschein "Die Bank (bzw. das Reich) zahlt dem Inhaber usw."
läßt vermuten, daß die Verfasser dieser Inschriften die Ansicht Arendts über das
Wesen der Münzen teilten. Wir können also ohne große Mühe uns folgenden Fall als
möglich denken: der Staat entzieht aus irgend einem Grunde dem Gold das Geld-
monopol, wie er seinerzeit dem Silber dieses Alleinrecht entzog. Statt aber die Mün-
zen gegen neues Geld umzutauschen, läßt er alle Goldmünzen mit einem Hammer
breitschlagen und das Blech den Eigentümern mit den Worten zurückgeben: Hier habt
ihr das, worauf ihr, nach eurer eigenen Aussage, rechtliche Anspruch erhebt – einen
Metallbarren mit einem bestimmten Goldgehalt. Geld ist aber dieses Gold von nun an
nicht mehr. Wir machen jetzt anderes Geld und nehmen kein Gold mehr an, lehnen
auch den Umtausch gegen das neue Geld ab. Die Goldmünze war nach euren eigenen
Worten, nach eurer eigenen Erklärung vom Wesen des Geldes, durch ihren Metall-
gehalt gesichert. Ihr habt diesen Metallgehalt jetzt unversehrt in der Hand. Seht 
nun zu, was ihr mit dem Metallbarren anfangen könnt. Es ist eure Sache. Ihr hattet
dem Staate Goldbarren geliefert, er hatte sie kostenlos für euch, aber mit erheb-
lichen Kosten für sich, prägen lassen. Jetzt gibt der Staat jedem zurück, was jeder
geliefert hat – einen Goldbarren. Zu fordern habt ihr weiter nichts – denn ihr habt ja
auch weiter nichts geleistet.


Kein Gesetz schützt heute den Bürger vor solcher Politik. Im Gegenteil, sie steht
mit der Theorie, der öffentlichen Meinung und mit der Inschrift der Münzen in vollem
Einklang.


Und doch wäre eine solche Politik eine Pfuscherei schlimmster Art, ein Raub-
zug gegen alle Besitzer von Bargeld, Pfandbriefen, Wechseln, Anleihen, Schuld-
scheinen, Pensionen, Obligationen usw., die dadurch einen bedeutenden Teil 
ihrer Habe einfach verlieren würden. Denn Pfandbriefe, Staats- und Gemeinde-
anleihen, Schuldscheine, Pensionen, Wechsel usw. sind einfach Lieferungsver-
pflichtungen von so und so viel Gramm Gold*, und wenn dem Gold seine Haupt-


*) Es kann verständigerweise niemand angehalten werden Schulden in gemünztem Gold zu bezahlen,
wenn der Staat das Ausmünzen unterläßt und privates Ausmünzen nicht gestattet ist. Man kann über-
haupt niemand zur Lieferung einer Sache anhalten, die Gegenstand eines Monopols ist.
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verwendung plötzlich genommen wird, – seine Verwendung als Geldstoff – so ist es
klar, daß das Gold billig werden würde. Die mit dem Hammer breitgeschlagenen
Münzen, jetzt einfache Metallbarren, würden, Verwendung suchend, den Gold-
schmieden zuströmen, und ein solch starkes Angebot würde naturgemäß den Preis
des Goldes drücken.


Als man das Silber entmünzte, fiel sein Tauschverhältnis zum Gold von 16 auf 30
und 35, d. h., für eine Tonne Gold lieferte man jahrhundertelang, bis zur Entmünzung
des Silbers, 16 Tonnen Silber, nach der Entmünzung des Silbers aber 30 und mehr
Tonnen. Der Preissturz würde noch viel größer gewesen sein, wenn man in allen
Staaten gleichzeitig zur Entmünzung des Silbers geschritten wäre.* Entsprechend, nur
umgekehrt, erging es dem Nickel: vor seiner Verwendung als Münzmetall war der Preis
dieses Metalles ganz gering, nachher stieg er um viele hundert Prozent.


Übrigens das, was wir hier als Unterstellung geben, die Aufhebung des freien
Prägerechtes für das Gold, wäre um das Jahr 1856 fast zur Tatsache geworden. Die
Gläubiger fanden damals, daß die allgemeine Preissteigerung der Waren, eine Folge
der kalifornischen Goldfunde, sie zugunsten ihrer Schuldner schädigte, und sie 
drängten auf Aufhebung des freien Prägerechtes. Und tatsächlich schritt auch
Holland zu dieser Maßregel. Hätten die kalifornischen Goldfunden nicht ebenso
schnell nachgelassen, wie sie sich zeigten, so wäre ganz zweifellos das Schicksal 
des Goldes damals besiegelt worden.**


Was wäre aber das Gold heute ohne die Vorrechte des Geldes, was wäre das Gold,
wenn nicht jeder Bürger, jede der ein Gewerbe betreibt, jeder, der die Arbeitsteilung
aufgenommen und die Urwirtschaft aufgegeben hat, kurz jeder, der Ware besitzt oder
verfertigt – mit diesen Waren eine Nachfrage nach Geld, d. h. heute nach Gold, er-
zeugte? Was wäre das Gold, wenn es nicht mehr Geld wäre? Es hätte wirtschaftliche
die Bedeutung, die das Silber hat, seitdem es nicht mehr Geld ist. Es wäre eine
Rohstoff für den bedeutungslosesten Zweig des 1000ästigen Industriebaumes. Wer
spricht heute noch vom Silber? Wem würde es in den Sinn kommen, Silberbarren zu
kaufen und diese als Sparmittel zu verscharren? Wen berührt es noch, ob der
Silberpreis auf 200 steigt oder auf 50 fällt? Wer gewinnt, wer verliert, wer stellt noch
seine Zahlungen ein, weil der Silberpreis, das Tauschverhältnis des Silbers zu den
übrigen Waren, sich verändert hat? Höchstens einige Metallhändler würden dadurch
betroffen, sonst aber ist allen der Silberpreis so gleichgültig, wie einer Marmorfigur
der Zahnschmerz. Früher ja, da genügte es, wenn das Tauschverhältnis zwischen
Silber*** und Waren sich um ein Weniges zugunsten des Silbers hob, um alle Räder
stillstehen zu lassen (Krise), um Tod und Verderben zu verbreiten, um Verluste,
Zahlungseinstellungen, Arbeitslosigkeit, Hunger und Unruhen zu erzeugen.


***) Es ist anzunehmen, daß, wenn heute einer der großen Handelsstaaten das Gold entmünzte, die
anderen Staaten sofort dem Beispiel folgen würden, um sich des von jenem Staate einströmenden 
Goldes zu erwehren, und um sich vor ähnlichen Verlusten zu schützen, wie sie die lat. Münzunion
dadurch erlitt, daß sie zu lange mit dem Verkauf des Silbers zögerte.
***) Ich mache wiederholt darauf aufmerksam, daß es sich hier um die Neuauflage eines erstmalig 
1911, also vor dem Kriege, erschienenen Buches handelt. Der Krieg hat viele Bestätigungen dieser 
neuen Lehre vom Geld gebracht, doch verzichte ich darauf, auf ihn Bezug zu nehmen. Ich will vom
Kriege nichts, auch keinen Lehrstoff, geschenkt erhalten.
***) Auf französisch (l’argent) und spanisch (plata) heißt Silber soviel wie Geld.







146 [174]Die Sicherheit und Deckung des Papiergeldes.


Vom Silberpreis, d. h. vom Tauschverhältnis zwischen Silber und Waren, hing es 
ja ab, wieviel Geld man für seine Erzeugnisse erhielt, und ob man sie überhaupt an
den Mann bringen konnte. Früher enthielt die Frage nach dem Preis einer Ware immer
auch die Frage nach dem Preise des Silbers. Wer die Frage stellte: wieviel kostet 
dies und das? der erkundigte sich damit nur nach dem Preis des Silbers.


Jetzt ist das anders, weil der Staat durch Federstrich das Silber vom Geld trennte.
Dabei braucht man aber nicht zu glauben, daß eine große Volksbewegung nötig
gewesen wäre, um dem Silber die Jahrtausende alten Geldvorrechte zu entziehen.
"Die große Münzreform" wurde von einigen Schwätzern eingeleitet, begründet und
gegen ein anderes Dutzend Maulhelden ohne Schweiß und Blut verteidigt. Man lese
jene Redekämpfe durch. Vom Hunnenstandpunkte aus wurde die ganze Münz-
reform behandelt. Leere Redensarten, unverdaute Theorien, billige Beteuerungen,
Behauptungen, Ansichten. Das war damals der ganze Währungskampf, und jeder
nachfolgende, bis auf den heutigen Tag, zeigte denselben Tiefstand. Vom
Tauschmittel, von den Bedürfnissen der Waren, von der Arbeitsteilung ist niemals
gesprochen worden. Wirklich, als ob die "Mark d. R.-W." nur der 1392. Teil von einem
Pfund Gold wäre.


Alles, was man der Goldwährung nachsagte, wurde einfach als richtig hinge-
nommen. Nichts wurde nachgeprüft. Von wissenschaftlicher Bearbeitung des
Gegenstandes nirgendwo eine Spur. Tatsache ist, daß es noch heute, nach so 
vielen schmerzlichen Erfahrungen, an einer gesetzlichen Auslegung des Begriffes
"Geld" fehlt, an die man sich in Zweifelsfällen bei der Auslegung der Währungs-
gesetze halten könnte.


Tatsache ist auch, daß heute noch, nicht nur der Bauer, sondern auch die gebilde-
ten Bürger, die kindlichsten Vorstellungen über das Geldwesen hegen, ja, daß "viele,
selbst der hervorragendsten Nationalökonomen, ohne eine wirklich logisch durch-
dachte Theorie des Geldes dastehen". (Knut Wicksell: Geldzins und Güterpreis.)


Unter solchen Verhältnissen fragt man sich: wo ist die Sicherheit und Deckung
des deutschen Geldes, der "Mark d. R.-W."? In dem Metall des Geldes liegt diese
Sicherheit und Deckung nicht. Das zeigt die Tatsache, daß das Silber, das doch mit
dem deutschen Geld enger verwachsen war als das Gold, von einem Tag zum anderen,
ohne Sang und Klang, gesetzlich vom Geld getrennt wurde.


In den Gesetzen liegt dieser Schutz auch nicht, denn eine gesetzliche Auslegung
des Begriffes "Mark d. R.-W." fehlt, und zwar fehlt sie so gänzlich, daß man auf die
Frage, "was ist nach dem Gesetz eine Mark d. R.-W.", immer die geistreiche Antwort
erhält: "Eine Mark sind 100 Pfennige" – einerlei, an wen man sich wenden mag.


Die währungstheoretische Schulung einer genügenden Anzahl Männer, die 
der "Mark d. R.-W." sozusachen bei der Gesetzgebung als Leibgarde dienen 
könnte, um sie vor den Angriffen von Pfuschern und Schwindlern zu schützen, 
wäre an sich geeignet, diese Sicherheit zu bieten, – aber die Gleichgültigkeit 
des Volkes, der Wissenschaft, der Presse, des Handelsstandes, gegenüber der 
Lehre vom Wesen des Geldes war bisher so groß, daß man schon Mühe hatte,
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im Millionenreich der Deutschen nur ein Dutzend Männer zusammenzubringen, mit
denen sich überhaupt die Theorie des Geldes ernsthaft besprechen ließ.* Also wo
liegt die Sicherheit der "Mark d. R.-W."? Wer oder was schützt die "Mark d. R.-W." vor
den Pfuschern und Schwindlern? Sind es die Flugschriften des Vereins zum Schutze
der deutschen Goldwährung? Gehören die Verteidiger der deutschen Goldwährung
nicht ebenso zu den Pfuschern wie die Angreifer? Man lese doch diese Flugschriften
mit Aufmerksamkeit, und man wird erkennen, daß ihre Verfasser sich überhaupt nicht
klar waren, welchen Zweck das Geld zu erfüllen hat. Daß das Geld Tauschmittel ist,
daß das Geld den Tausch der Waren beschleunigen, sichern und verbilligen soll, daß
der Markt der Prüfstein für die Güte des Geldes ist, nicht aber der Metallgehalt, das
Gewicht des Geldes, wird hier überhaupt nicht erwähnt. Vom denkbar niedrigsten
Standpunkt, vom Standpunkt des Goldschmiedes und des Bankmannes, wird hier das
Geld betrachtet. Und dieser Verein zur Verteidigung der deutschen Währung trägt
jetzt den Siegeskranz! Was für Helden müssen da die Angreifer gewesen sein!


Daß der Metallgehalt der deutschen Reichsmark keinen Schutz, keine Sicherheit,
keine Deckung gewährt, haben wir mit der Geschichte des Silbers bewiesen. Man 
sollte glauben, daß eine Tatsache, die eine so klare Sprache spricht wie diese, ge-
nügen müßte, um die Behauptung, die "Mark d. R.-W." sei der 1392. Teil von einem
Pfund Gold, daß die Mark durch den Metallgehalt allein genügend gesichert sei, als
Schwindel zu entlarven.


Dabei ist es allgemein bekannt, daß durch das Spiel der Kräfte, "Gresham-
Gesetz" ** genannt, das Gold durch Ausgabe von Papier- und Silbergeld außer 
Landes getrieben werden kann, so oft es die Machthaber wünschen. Es genügt,


**) In den letzten Jahren hat sich dies durch die rege Arbeit des "Freiland-Freigeld-Bundes" wesent-
lich gebessert, und es mehrt sich ständig die Zahl derer, die den Stoff beherrschen und für die
Verwirklichung des Freigeld-Gedankens in Wort und Schrift eintreten.
**) Gresham-Gesetz: Wenn in irgend einem Lande der Geldbestand den wirklichen Bedarf an Tausch-
mitteln übersteigt und sich dies in einer Preissteigerung zeigt, so wird diese Preissteigerung die
Warenausfuhr erschweren, die Einfuhr erleichtern, und infolgedessen die Ausfuhr gegenüber der Einfuhr
einen Fehlbetrag ergeben, der am einfachsten durch Goldausfuhr gedeckt wird. So wurden z. B. aus
Deutschland, wo die Milliarden ausgeschüttet worden waren, in den Jahren 1872/74 für 3646 Millionen
Mark (also fast für den vollen Betrag der Kriegsentschädigung) mehr Ware eingeführt als ausgeführt
während noch vor dem Krieg die deutsche Ausfuhr einen Überschuß über die Einfuhr ergeben hatte.


Diese Goldausfuhr, die ja eine Verminderung des Geldbestandes bedeutet, drückt die Preise auf 
ihre richtige Höhe herab und stellt so selbsttätig das Gleichgewicht zwischen Ein- und Ausfuhr wie-
der her. Wenn nun aber der Staat, ohne Rücksicht auf die Warnung, die in der Goldausfuhr liegt,
den Geldbestand dauernd durch Ausgabe von Papiergeld vermehrt, so geht auch dauernd Gold 
außer Land, bis die Einfuhrhändler auf Schwierigkeiten stoßen, Gold (oder ausl. Wechsel) für ihre
Warenbezüge aufzutreiben. Diese Schwierigkeiten setzen sich dann sofort in ein Aufgeld (Agio) um, 
und nun wirkt dieses Aufgeld als Regler des Außenhandels, insofern als es die Wareneinfuhr er-
schwert und die Warenausfuhr erleichtert. Das Aufgeld hindert aber gleichzeitig den Goldumlauf im
Inlande, da im Inlande an den Staatskassen und vor Gericht nur Papiergeld angenommen und das täg-
lich wechselnde Aufgeld im Verkehr bald als eine lästige Begleitung des Goldes empfunden wird, so 
daß das Gold nur noch ungern angenommen wird. Das Aufgeld stößt überall an, das Geld wird für den
Verkehr unbrauchbar. Es sammelt sich bald in den Banken – als überschüssig – und bleibt dort brach 
liegen, bis es auf der Suche nach Zins von den Eigentümern über die Grenze befördert wird. So kommt
es, daß im Kampfe mit seinem papiernen Wettbewerber das Gold im Inland immer den kürzeren 
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daß der Staat mehr Silber prägt, daß die Reichsbank mehr Banknoten druckt, und 
es währt nicht lange, dann wandern die Goldmünzen über die Grenze. Wo ist also 
diese Sicherheit und Deckung, wenn es von den Gesetzen abhängt, das Gold durch
anderes beliebiges Geld zu verdrängen? In Frankreich hatte man als John Law mit
dem Papiergeld seine Versuche anstellte, Silber und Gold im Verkehr. Diese Sicherheit
des französischen Geldes bewährte sich so vorzüglich, daß nach kürzester Zeit nur
mehr Geldpapier vorhanden war. Später wiederholte man mit Assignaten (Anwei-
sungen) den Versuch mit dem gleichen Erfolg. Und als es hieß, den Deutschen den
Hunnenschatz als Kriegsbeute auszuliefern, da wurde wiederum mit Papiergeld der
Markt vollständig von allem Gold leergefegt. Dreimal hat man also in Frankreich die
Probe gemacht, jedesmal mit vollem Erfolg. Dreimal versagte das Metall als Sicher-
heit. Und wie war es in Schottland, England, Österreich, Rußland, Spanien, Italien, 
in den Vereinigten Staaten, in Südamerika, in Indien? In all diesen Ländern ist das
Metall (Gold und Silber) unzähligemal, so oft es die Machthaber (Selbstherrscher und
Volksvertretungen) so haben wollten, vom Papiergeld verdrängt worden. Das Metall
hat niemals dem Papier widerstehen können. Vor Pfuschern und Schwindlern hat 
das Geld in dem Goldgehalt nie mehr Schutz gefunden, als das deutsche Geld 
Schutz in dem Silbergehalt der Taler gefunden hat.


Es gehört also zum Glauben, daß die d. R.-W. vor Schwindlern, Pfuschern, Dieben
durch den Goldgehalt gesichert sei, eine vollständige Unkenntnis der Geschichte 
des Goldes überhaupt.


Übrigens, wenn wir auch ganz von dem Gresham-Gesetz absehen, – wer war denn
eigentlich durch den Metallgehalt der Münze gedeckt? Zweifellos doch nur die zu-
fälligen Inhaber der Münzen, die Inhaber der 4 oder 5 Milliarden, die früher in
Deutschland an gemünztem Gold umliefen. Aber was sind diese "Miseräbelchen", 
diese verhältnismäßig ganz bedeutungslosen Mengen Goldes, gegenüber den 1000
Milliarden an Staatschulden, Pfandbriefen, Wechseln, Pacht- und Mietsverträgen?
Waren diese 1000 Milliarden auch noch durch den Metallgehalt der 5 Milliarden an
Münzen gedeckt? Diese 1000 Milliarden sind nur durch das Gesetz gesichert, und 
das Gesetz, nicht der Metallgehalt der Münze, bestimmt, was eine "Mark d. R.-W." in
Pfandbriefen, Staatsanleihen usw. bedeutet. Vor 40 Jahren lauteten alle deutschen
Pfandbriefe, Staatsanleihen, Wechsel auf Silber, und das Gesetz zwang dann trotz-
dem den Schuldner, mit Gold zu zahlen!


Auch so betrachtet, erweist sich die Sicherung der "Mark d. R.-W." durch den Metall-
gehalt der Münze als Bier und Tabaksqualm.


Das gemünzte Geld ist nur ein Pfifferling* im Vergleich mit dem unge-
münzten Geld (das sind also alle Geldlieferungsverträge), und darum kann die 
metallene Sicherheit des Geldes auch immer nur die Bedeutung eines Pfiffer-


zieht. Ganz gesetzmäßig wirft das Papiergeld seinen Wettbewerber, das Gold, über die Grenze, und die-
ses "Gesetz" nennt man das Gresham-Gesetz, zu Ehren eines Mannes dieses Namens, der es zuerst gefun-
den hat.
*) In Deutschland liefen früher 5 Milliarden Mark in Goldmünzen um gegen 143 Milliarden in Pfand-
briefen, 40 Milliarden in Wechseln usw.
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lings haben. Ganz abgesehen davon, daß selbst dieser Pfifferling durch das Spiel 
der Kräfte, das im Worte Gresham-Gesetz zusammengefaßt wird, unter der Hand 
verschwindet.


Als in allen den vorhin genannten Ländern das Gold- und Silbergeld durch
Papiergeld und Kupfermünzen verdrängt wurde, und in vielen Fällen auch das
Papiergeld noch zu Geldpapier (also wertlos) wurde, da fielen auch gleichzeitig alle
Schuldverschreibungen, die Staatspapiere, Pfandbriefe, Wechsel auf den Stand des
Geldpapieres.


Ich frage also nochmals, wo blieb die Sicherheit des Metallgeldes?
Das Geld braucht den Staat; ohne Staat läßt sich kein Geld denken; ja, man kann


sagen, mit der Einführung des Geldes beginnt die Gründung des Staates. Das Geld 
ist das natürlichste und mächtigste Bindemittel der Völker. Das Weltreich der 
Römer wurde durch die römische Münze fester als durch seine Heerhaufen zu-
sammengehalten. Als die Gold- und Silbergruben versiegten und keine Münzen mehr
geprägt wurden, da fiel das Weltreich auseinander.


Diese Unentbehrlichkeit des Geldes, bei gleichzeitiger Unentbehrlichkeit der
staatlichen Oberaufsicht über das Geld, gibt dem Staate unbeschränkte Macht über
das Geld, und dieser unbedingten Macht gegenüber erweist sich die metallene
Sicherheit der Münze als Spreu im Winde.


Das Geld kann man darum ebensowenig durch den Geldstoff gegen Machtmiß-
brauch des Staates schützen, wie man die Verfassung des Staates mit dem Pergament,
worauf sie geschrieben steht, vor Willkürherrschaft schützen kann.


Nur der Staat selbst, der Wille der Machthaber (Selbstherrscher oder Volksver-
tretung) kann das Geld vor Pfuscher, Schwindlern, Dieben sichern und schützen –
vorausgesetzt, daß der Machthaber überhaupt seine Macht zielbewußt zu ge-
brauchen weiß, was leider bisher noch nie und nirgends der Fall gewesen ist.


Was hier vom Metall gesagt ist, gilt natürlich auch für das Papiergeld. Irgend 
eine Sicherheit bietet der Papierstoff dem Inhaber nicht, weder dem Inhaber des
eigentlichen Papiergeldes, noch den Inhabern der Geldlieferungsversprechen (Wechsel,
Staatsschuldscheine, Ruhegehaltsberechtigungen, Miet- und Pachtverträge, Lebens-
versicherungen, Pfandbriefe, Obligationen).


Das Papiergeld ist sogar in dieser Beziehung noch etwas weniger sicher gestellt
(freilich nur um ein Geringeres weniger) als das Metallgeld, dafür aber wird es wieder
kräftiger durch das Gesetz geschützt.


Wir haben gesehen, daß der Staat, ohne Gesetzesverletzung und in voller 
Übereinstimmung mit den landläufigen Anschauungen vom Wesen des Geldes, die
Münzen durch einen die Prägung vernichtenden Hammerschlag wieder in das, 
was sie ursprünglich waren, verwandeln, daß er den goldenen Münzen die 
Vorrechte des Geldes entziehen kann, daß der Verlust der Geldvorrechte den Preis 
des gemünzten Goldes drücken würde, daß der Staat durch kein Gesetz ge-
bunden ist, die Inhaber der Münzen für diesen Verlust zu entschädigen und daß, 
falls er sich zu einer Entschädigung entschließt, er nicht nach Recht und 
Gesetz, sondern nur nach Billigkeit handelt. Und die Billigkeit ist eine schwache
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Sache, da kommt es sehr auf die Gesellschaftsschicht an, die sich auf Billigkeit
beruft.* 


Ganz anders steht dagegen das Papiergeld dem Gesetz und Recht gegenüber. Der
Staat darf dem Papiergeld die Vorrechte des Geldes nicht entziehen, ohne die In-
haber zu entschädigen. Der Staat hat bei der Ausgabe des Papiergeldes etwas in
Tausch erhalten, und dieses Etwas ist er dem Inhaber schuldig. Er muß es zurück-
erstatten; zweifellos muß er das; es kann dies gar nicht geleugnet werden, auf 
welchen Standpunkt man sich auch stellt. Der beste Beweis für diese Ent-
schädigungspflicht ist wohl der, daß sich überhaupt keine anderen Gründe dafür 
finden lassen als die Selbstverständlichkeit dieser Pflicht.


Der Staat hat den Talern die Geldvorrechte entzogen und die Inhaber durch
Tausch der Taler gegen neues Geld entschädigt.** Eine gesetzliche Entschädigungs-
pflicht bestand nicht, aber man fand außerhalb des Gesetzes genügend Gründe, um 
so zu handeln. Da war vor allem die Tatsache, daß der Staat die Bürger durch die
Steuergesetze vorher gezwungen hatte, silberne Taler zu kaufen, denn der Bauer, 
der seine Steuern bezahlen wollte, mußte vorher durch Verkauf seiner Kuh Taler 
kaufen. Durch staatliche Anforderungen gezwungen, hatte der Bauer Silber ge-
kauft, nicht weil er für sich irgend einen besonderen Bedarf daran hatte. Dadurch
übernahm der Staat die Pflicht, den Bürgern auch den Absatz für diese Taler zu
sichern, woraus sich dann die Entschädigungspflicht ableiten läßt.


Solche Begründung der Entschädigungspflicht läßt sich ja hören, aber man weiß,
wie schwerhörig jeder wird, der nicht hören will. Was nützen da die schönsten
Gründe? Sein Recht begründen, heißt seine Schwäche erkennen. Wenn die Landwirte
(Agrarier) damals, als es hieß, die Goldwährung einzuführen, gewußt hätten, daß 
die Entmünzung des Silbers einen Preissturz dieses Metalls herbeiführen würde, der
sie um 50 % ihrer, in Silbertaler eingegangenen Grundpfandschulden hätte befreien
können – wer weiß, wie sie sich da gegenüber der Entschädigungspflicht verhalten
hätten. Ihr späteres Verhalten, als sie (zu spät) den Sachverhalt erkannten, läßt 
darauf schließen, daß sie die Metallgeldtheorie, wonach ein Taler der XXX. Teil von
einem Pfund Feinsilber war, sich zu eigen gemacht und darauf bestanden haben 
würden, ihre in Silbertalern eingegangenen Schulden mit ungemünztem Silber im
Verhältnis von 1/30 Pfund für jeden Taler zu bezahlen. Das wäre ein ebenso einträg-
liches, dabei anständigeres, ehrlicheres Geschäft gewesen, als die Erhöhung ihrer
Grundrenten durch Zölle.


Alle solchen Geschichten fallen beim Papiergeld fort. Da gibt es keine Par-
teien, keine Theorien, keine Gesetze, keine Gesetzesauslegung und keine Gründe, 
um die Entschädigungspflicht des Staates darzutun. Sie ist selbstverständlich.
Und darum ist die Sicherheit des Papiergeldes auch größer als die des Metall-
geldes – das Papiergeld ist genau so sicher wie die Gedanken und Interessen,


**) Die Großgrundbesitzer wandten sich an den Staat um eine Verteuerung der Volksnahrung durch
Grenzsperre, und sie wurde ihnen gewährt. Die Arbeiter verlangten vom Staat Verbilligung der Nahrungs-
mittel durch Aufhebung der Grenzsperre – und sie wurde glatt verweigert.
**) Daß durch den Verlust der Geldvorrechte den Talerbesitzern überhaupt ein Schaden entstehen 
konnte, wiedersprach und widerspricht noch heute den Metallgeldtheorien.
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die das Volk zu einem Staate zusammenschließen. Das Papiergeld geht nur mit 
dem Staate zugrunde.


Neben der eingebildeten Sicherheit des Geldes gegenüber der Allmacht des
Staates verlangt man für das Geld noch eine Deckung oder wirtschaftliche Sicher-
heit. Der Staat, wird man sagen, mag seine Macht, so gut er es versteht, ge-
brauchen; er mag auf den Mißbrauch dieser Macht verzichten, aber das allein 
bietet keine Gewähr dafür, daß man die Auslagen, die man für die Anschaffung 
des Geldes gemacht hat, auch immer wird einholen können. Das Metallgeld trägt 
den Stoff für die volle Deckung dieser Auslagen in sich, es hat "inneren Wert" 
(einerlei, was man darunter vorstellt), Wertstoff, während das Papiergeld in dieser
Beziehung leer ist und seine Deckung anderswo, auf alle Fälle außerhalb seines
Stoffes, suchen muß.


Dieser Einwand ist leer, verworren. Zum Teil ist seine Leerheit schon im Abschnitt
"Was ist der Wert?" und in den vorangehenden Ausführungen über die Sicherheit des
Geldes dargetan. Schon der Umstand, daß die Inhaber der Silbermünzen nach dem
Verluste der Geldvorrechte sämtlich von dem Umtauschrecht Gebrauch gemacht
haben, zeigt uns klar, daß das Metallgeld dem Inhaber keine volle Deckung seiner
Auslagen im Geldstoff bietet. Sonst hätte doch jeder das Silber einfach behalten.


Was sich, außer dem schon Gesagten, gegen den oben erhobenen Einwand noch
Vernünftiges, wenn auch bereits Überflüssiges, sagen läßt, ist etwa folgendes:


Eine Ware ist gedeckt, solange jemand da ist, der dafür die übliche Menge Ware
oder Geld in Tausch zu geben bereit ist, mit anderen Worten, solange die Nachfrage
nicht nachläßt. Sich selbst kann aber keine Ware decken. Es gehört ja zum Begriff 
der Arbeitsteilung und Ware, daß das Arbeitserzeugnis seinem Erzeuger geradezu
nutzlos ist. Was können, ich wiederhole die Frage, die Schneider, Schuster, Apothe-
ker mit ihren Erzeugnissen anfangen, ja, was sollten die Bauern mit dem Gold der
Münzen anfangen, wenn niemand es ihnen abkaufen würde?


Man denkt, wenn von der Deckung des Geldes die Rede ist, wohl an den Nutzen,
den die Besitzer von Gebrauchsgütern aus dem Gebrauch dieser Güter (Vorräte,
Werkzeuge usw.) ziehen. Diesen Nutzen möchte man auf alle Fälle dem Geldbesitzer
durch den Geldstoff sichern. Das Geld soll Ware und gleichzeitig ein Stoff für per-
sönliche Bedürfnisse sein. Man will ein Zwitterding, etwas Unmögliches.* An dem
Tage, wo allen Geldbesitzern der Geldstoff nützlich wäre, gäbe es ja kein Geld mehr.
Die Nützlichkeit des Geldstoffes würde die Münzen zum Schmelztiegel führen. Und
das Geld ist doch unentbehrlich; es soll nicht verbraucht werden.


Solange wir uns in die Arbeit teilen, d. h. solange wir Waren (d. h. uns selbst
nutzlose Dinge) erzeugen, so lange werden wir Tauschmittel, d. h. Geld ge-
brauchen. Der Bedarf an Geld ist also dauernd, nie fehlend, auf der Arbeits-
teilung, der Grundlage unseres Daseins, aufgebaut. Weshalb sollen wir da das


*) "Gewöhnlich, wenn der Deutsche etwas will, so will er gleichzeitig auch das Gegenteil." Bismarck.
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Geld verbrauchen, aufzehren, vernichten können? Wäre es nicht im Gegenteil eine
Gefahr für den Austausch der Waren, für den Fortbestand der Arbeitsteilung, wenn
man das Tauschmittel verzehren, verbrauchen könnte?


Eine solche Deckung des Geldes, wie sie in dem oben gemachten Einwand gesucht
wird, – gibt es nicht und kann es nicht geben.


Nicht durch den Geldstoff ist das Geld gedeckt, ist das Bedürfnis nach ihm, die
kaufmännische Nachfrage gesichert, sondern durch sein Wirken als Tauschmittel. In
letzter Linie sind es die unerschöpflichen, diebessicheren Schätze, die die Arbeits-
teilung den Menschen bietet, die das Geld decken.


Neben der Arbeitsteilung gibt es keine andere Deckung für das Geld. Die Arbeits-
teilung erzeugt einen ununterbrochen fließenden Strom von Waren, die ihrerseits
eine ununterbrochene Nachfrage nach Tauschmitteln, nach Geld halten, einerlei, aus
welchem Stoff das Geld hergestellt wird. Ob das Geld aus Gold – Silber – Papier
gemacht ist, bleibt ohne Einfluß auf das Angebot von Waren, also auf die Deckung
des Geldes, da ja, ganz unabhängig von der Beschaffenheit des Geldes, die Erzeug-
nisse der Arbeitsteilung gegen Geld angeboten werden müssen. Ob der Bauer für 
seine Kartoffeln Gold oder Papier erhält, hat keinen Einfluß auf die Menge Kar-
toffeln, die er zu Marke bringt. Er bringt auf alle Fälle alles hin, was er entbehren
kann. Ob auf der Reichsbank 10 oder 100 Tonnen Gold lagern, hat auf das Angebot
von Waren, auf die Nachfrage nach Tauschmitteln, keinen Einfluß. Und da die
Nachfrage die eigentliche Deckung des Geldes (wie der Waren überhaupt) ist, so ist
auch die Deckung des Geldes von dem Geldstoff unabhängig.


Ware, Geldbedarf und Gelddeckung sind drei verschiedene Ausdrücke für die gleiche
Sache. Wo ist die Deckung der Eisenbahnaktie? Etwa in den Schienen und den Bahn-
dämmen? Diese Deckung findet jeder in den Gütermassen, die der Bahn täglich zur
Weiterbeförderung zugeführt werden. Die Arbeitsteilung ist die Deckung der Bahnaktie.


Und genau so verhält es sich mit den Anteilscheinen der Geldvorrechte, mit dem
Geld. Gesetzt den Fall, es fehlen einmal die Frachtgüter, so ist die Eisenbahnaktie wert-
loses Papier; angenommen ferner, es hören Arbeitsteilung und Angebot der Waren auf,
so ist das Geld der nutzloseste Gegenstand, das Papiergeld ist dann wie Aus-schußpa-
pier, und das Metallgeld ein Rohstoff der nebensächlichsten aller Industrien.


Fassen wir hier kurz das in diesem Abschnitt Gesagte zusammen:
1. Der stoffliche Teil des Geldes bietet keinerlei Sicherheit vor Mißbräuchen der


Staatsgewalt in Geldangelegenheiten.
2. Der stoffliche Teil des Geldes kann bestenfalls, wenn wir von der Wirkung des


Gresham-Gesetzes absehen, zu einem geringen Teil nur das gemünzte Geld sichern
(das Silber deckte zuletzt etwa 40 % des Talers); die 1000 mal größeren Summen an
Geldlieferungsverträgen (Pfandbriefe, Staatspapiere) bleiben ganz ungedeckt.


3. eine Entschädigungspflicht des Staates, im Falle dem Geld die Geldvorrechte
entzogen werden, ist nur beim Papiergeld selbstverständlich; beim Metallgeld muß
diese Pflicht gegen den Einspruch starker, durch die Neuerung benachteiligter
Volkskreise nachgewiesen und verteidigt werden. Dadurch ist die Sicherheit des
Papiergeldes größer als die des Metallgeldes.
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4. Der Geldstoff kann die Nachfrage nach Geld nicht beeinflussen; er kann in-
folgedessen auch niemals als Deckung angesehen werden. Der Geldstoff vermag die
Nachfrage nach Geld weder zu erwecken, noch zu beeinflussen, noch zu beherrschen.


5. Das Geld wird, unabhängig von seinem Stoff, immer und ausschließlich durch
die Arbeitsteilung gedeckt.


6. Die Sicherung des Geldes kann nur allein dadurch erzielt werden, daß gesunde
währungspolitische Anschauungen Gemeingut des Volkes und der Machthaber werden.


6. Welchen Preis soll das Geld erzielen?


Daß man aus Geldpapier Papiergeld machen kann, d. h., daß man für Geldpapier
einen höheren Preis erzielen kann, als für ein gleich großes Stück Ausschußpapier,
haben wir gezeigt und zwar mit all den Ausführlichkeiten, die die Wichtigkeit der
Sache verlangt.


Nun fragt es sich, wie hoch der Preis des Papiergeldes über den Preis des
Geldpapieres getrieben, wie das Tauschverhältnis zwischen Geld und Waren gestaltet
werden soll.


Dies ist in der Tat eine sehr wichtige Frage, überhaupt die einzige Frage, die die
Warenerzeuger erregt. Mag den Warenerzeugern der Geldstoff gleichgültig, auf alle
Fälle nur Ballast sein, bei der Frage: wieviel Geld verlangst du für deine Kuh, oder
was bietest du mir für meine Werkzeuge – ist die Aufmerksamkeit aller auf das 
höchste gespannt. Hängt doch von der Antwort auf diese Frage der Erfolg des
ganzen, langen Erzeugungsvorganges ab.


Ändert sich das Tauschverhältnis zwischen Waren und Geld, so erhält jeder beim
Verkauf seiner Erzeugnisse mehr oder weniger an Geld, und beim Verkauf des Geldes
entsprechend mehr oder weniger an Ware. Von diesem Standpunkt aus betrachtet,
wäre eine Preisänderung des Geldes eine ziemlich gleichgültige Sache.


Aber nicht alle geben das Geld, das sie eingenommen haben, gleich wieder für
Waren aus. Und für diese ist es durchaus nicht gleichgültig, ob sich die Preise in 
der Zeit zwischen Verkauf und Kauf verändert haben. Und noch weniger gleichgültig
sind die Preise für alle Schuldner und Gläubiger; ja, für diese ist die Frage: wieviel
werde ich von meinen Erzeugnissen für die Auftreibung von Zins und Tilgungsbe-
trägen meiner Schulden verkaufen müssen (bzw. wieviel Ware erhalte ich für die 
eingehenden Zinsen und Tilgungssummen meiner Guthaben), eine Lebensfrage. Auch
werden wir später sehen, daß die Frage nach den Preisen, vom rein kaufmännischen
Standpunkt betrachtet, die Entscheidung über Leben und Tod des Warenaustausches
und demzufolge auch der Arbeitsteilung, der Grundlage unsere Wirtschaft, enthält.


Hier wollen wir aber zur Beleuchtung der Wichtigkeit der Preise nur die Ver-
hältnisse zwischen Gläubiger und Schuldner betrachten.


Das "Haben" der Schuldner (Pfandbriefschuldner, Obligationenschuldner, 
Wechselschuldner, Pächter, Mieter, Inhaber von Lebensversicherungsurkunden, 
Steuerzahler usw. usw.) besteht in der Regel aus Waren, Maschinen, Grund-
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stücken, Vieh, während das "Soll" ausnahmslos in einer bestimmten Summe Geldes
besteht. Und das Geld für dieses "Soll" kann der Schuldner nur dadurch auftreiben,
daß er Teile seines Habens, in der Regel seine Arbeitserzeugnisse, gegen Geld ver-
kauft.


Verschiebt sich nun das Tauschverhältnis der Waren zum Geld, so verschiebt sich
auch das Verhältnis von Soll zum Haben. Braucht ein Gutsbesitzer z. B. bei einem
Preis von 250 Mark für 1000 kg Weizen (Preis nach Einführung der Getreidezölle) den
vierten Teil seiner Ernte für Zins und Tilgungsbeträge der Bodenschuld (bzw. für
Pacht), für seine Steuern, Versicherungsbeträge usw., so wird er diesem Zwecke ein
Drittel seiner Ernte opfern müssen, falls die Zölle abgeschafft würden, und dieses
Mehr kann unter Umständen den gesamten Betriebsüberschuß verschlingen, den Zu-
sammenbruch des Schuldners herbeiführen.


Und umgekehrt natürlich, falls die Preise steigen. Umgekehrt auch verhalten 
sich die Sachen für den Gläubiger. Dieser gewinnt unvermittelt alles, was der
Schuldner verliert; er verliert, was sein Schuldner durch Preisveränderungen gewinnt.


Bei der gewaltigen Entwicklung des heutigen Leihwesens (es handelt sich in
Deutschland vielleicht um 3 – 400 Milliarden Mark, deren Zins und Tilgungsbeträge
regelmäßig nur durch den Verkauf von Arbeitserzeugnissen aufgebracht werden),
genügt eine nur geringe Änderung der Preise, um eine Volksklasse zugunsten der
anderen um Milliarden und Abermilliarden zu belasten.


Ein Rückgang der Warenpreise von durchschnittlich 1 %, also ein Pfifferling für
unsere gepriesene Goldwährung, bedeutet für die deutschen Schuldner mehr, als 
was die fünf Milliarden Kriegsentschädigung von 1871 für die französischen Bürger
bedeuteten.


Muß der Steuerzahler für die Verzinsung und Tilgung der Reichs-, Staats- und
Gemeindeschulden 100 Mark jährlich an direkten und indirekten Steuern aufbringen,
so hängt es ganz davon ab, wie sich das Tauschverhältnis zwischen Geld und
Arbeitserzeugnis gestaltet, ob er diesen Schulden jährlich 10 – 20 oder 50 Tage
opfern muß.


Sollen wir nun darauf hinwirken, daß die Preise steigen, um die Gläubiger zu-
gunsten der Schuldner zu plündern, oder sollen wir die Preise herabsetzen, um die
Rentner zu bereichern? Kurz, sollen wir den Gläubigern oder Schuldnern diese Frage
zur Entscheidung vorlegen, soll das Geld von Spitzbuben verwaltet werden? Antwort:
wir wollen niemand betrügen, und das, was nur dem Einzelnen nützt, darf in der
Verwaltung des Geldes nicht berücksichtigt werden. Das Geld soll volkswirtschaft-
lich, nicht privatwirtschaftlich verwaltet werden.


Das Geld soll über Ort und Zeit hinweg ewig denselben Preis erzielen, den es 
heute hat. Was man in Waren dafür bezahlt hat, das hat jeder für das Geld morgen, 
in einem oder zehn Jahren, zu fordern. So zahlt der Schuldner zurück, was er er-
halten, und der Gläubiger erhält, was er gegeben: keinen Pfennig mehr noch weniger.


Auch dies versteht sich von selbst, braucht nicht begründet zu werden.
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7. Wie läßt sich der Preis des Geldes genau ermitteln*?


Wenn der Preis des Geldes festbleiben soll, so muß auch der Beweis erbracht 
werden können, daß der Geldpreis festgeblieben ist. Wenn man diesen Beweis nicht
erbringen könnte, so würden die Gläubiger bzw. die Schuldner ewig unzufrieden sein
und eine Herabsetzung bzw. Erhöhung des Geldpreises fordern. Nur dadurch kann 
man die Klagen der Gläubiger und Schuldner zum Verstummen bringen, daß man
ihnen schwarz auf weiß beweist, daß der Preis des Geldes unverändert geblieben ist.


Der Streit zwischen den Vertretern der Goldwährung und der sogenannten Doppel-
währung drehte sich in der Hauptsache um die Frage, ob der Geldpreis sich verändert
habe. Diese Frage wurde von beiden Seiten von einer Wahnvorstellung (dem so-
genannten Wert, inneren Wert, Wertstoff, Wertkonserve) aus betrachtet und 
konnte darum nicht beantwortet werden. Die prächtigsten, geistreichsten Beweis-
mittel der Bimetallisten wurden regelmäßig durch diesen Wahn in Unsinn verwandelt.
Zeigten die Bimetallisten mit Hilfe fleißiger, statistischer Arbeiten, daß die Waren-
preise seit Einführung der Goldwährung um 10 – 20 – 50 % gesunken seien, so sagten
die Vertreter der Goldwährung, das wäre ohne Bedeutung, da es ja gar nicht auf 
den Preis des Geldes, sondern auf seinen "Wert" ankäme, wie die Doppelwährungs-
vertreter ja selber zugäben. Der Preis der Waren sei allgemein gesunken, weil durch
Verbesserung der Technik die Erzeugungs- und Frachtkosten gefallen wären. Nur ent-
schiedene, überzeugte Verleugner der Wertlehre können den Beweis erbringen, daß
die Goldwährung ein Mißgriff war, durch den die Schuldner, zu denen auch der Staat
gehört, zugunsten ihrer Gläubiger geplündert wurden. Die Doppelwährungsvertreter
würden den Sieg davongetragen haben, er wäre ihnen sogar sehr leicht gewesen,
wenn sie den Kampf auf dem Boden des Geldpreises ausgefochten hätten, aber sie
entwaffneten sich selbst, als sie sich auf den Wertschwindel einließen.


Der Preis des Geldes kann nur in Waren ausgedrückt werden. Der Preis der Waren
hat, wenn wir vom Tauschhandel absehen, nur einen Ausdruck, nämlich eine Geld-
summe; der Geldpreis hat so viele Ausdrücke, wie es Arten, Güteunterschiede, Liefer-
fristen und Standorte von Waren gibt. Wer sämtliche Marktzettel und Preislisten 
eines Landes rückwärts liest, der weiß genau, wieviel zur Stunde das Geld gilt.


Will man aber erfahren, ob der Geldpreis sich verändert hat, so genügt ein ein-
facher Vergleich mit den gestrigen Warenpreisen nicht, denn während vielleicht 10
Millionen verschiedene Waren im Preise stiegen, sind andere Millionen Waren-
gattungen im Preise gefallen.


Dabei kann es auch selbstverständlich nicht gleichgültig sein, ob die Stein-
kohle, der Weizen, das Eisen, oder ob die Nadel, die Kanarienvögel, die Knöpfe, 
ihren Preis veränderten. 


*) Unter "Preis des Geldes" versteht man die Menge Waren, die man "preisgeben" muß, um eine
bestimmte Menge Geld einzutauschen.
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Ein Beispiel zeigt das:
1906 1907


A. bezahlt für 1 Tabakspfeife M. 01,00 M. 01,10 +
1 Schachtel Wichse " 00,50 " 00,60 +
1 Dzd. Stahlfedern " 00,50 " 00,80 +
1 Hut " 03,00 " 02,50 –
1 Paar Stiefel " 04,00 " 03,00 –
1 Hose " 11,00 " 10,00 –


M. 20,00 M. 18,00
Trotzdem also die eine Hälfte dieser 6 verschiedenen Waren im Preise stieg und


die andere im Preise fiel, ist der "Durchschnittspreis" um 2 M. oder 10 % zurückge-
gangen. Mit obigen Waren gemessen, wird der Käufer einen Preisaufschlag des Geldes
von 11 % feststellen; er erhält für sein Geld 11 % mehr Ware als früher.


Um das Gleichgewicht mit früher herzustellen, braucht man nicht das frühere gegen-
seitige Tauschverhältnis der Waren wieder herzustellen, sondern es genügt, den Preis
des Geldes um 11 % zu senken; alle Waren müßten einfach 11 % höher im Preise ste-
hen. Auf das gegenseitige Verhältnis der Warenpreise hat das Geld nur mittelbaren
Einfluß. Wenn gleichzeitig die Wichse im Preise steigt und die Hosen im Preise fallen,
so liegt das in der Regel an veränderten Erzeugungs- oder Absatzverhältnissen – nur
wenn man im "Durchschnitt" mehr oder weniger Ware von der gleichen Beschaffen-
heit für das gleiche Geld erhält, kann man sagen, daß sich das Tauschverhältnis 
zwischen Waren und Geld verändert hat. Unbekümmert um die früheren Preise müßte
also für obige 6 Warengattungen ein gleichmäßiger Zuschlag von 11 % eintreten.
Dann hätten wir:


1 Tabakpfeife    M. 01,10 M. 01,22
1 Schachtel Wichse " 00,60 " 00,67
1 Dtzd. Stahlfedern " 00,80 " 00,89
1 Hut " 02.50 " 02,78
1 Paar Stiefel " 03,00 " 03,33
1 Hose " 10,00 " 11,11


M. 20,00
Dieser gleichmäßige Preisaufschlag für alle Artikel kann nur von einer auf alle


Waren gleichmäßig wirkenden Ursache kommen, nicht von Änderungen in den
Erzeugungskosten, und gleichmäßig auf alle Warenpreise kann nur allein das Geld
wirken.* Wir brauchen nur so viel Geld mehr in Umlauf zu setzen, bis die Preise 
um jene 11 % gestiegen sind.


Um die etwa im Geldpreis vorkommenden Schwankungen zu ermitteln, müssen wir
also den Durchschnittspreis der Waren ermitteln und diesen mit dem Durchschnitts-
preis eines früheren Zeitabschnitts vergleichen. 


*) Die Rückwirkung der Preisänderung auf die Geldverhältnisse der Gläubiger und Schuldner, der Rent-
ner und Arbeiter, und der Einfluß dieser Wirkung auf die Nachfrage und den Preis der von den 
Rentnern und Arbeitern gekauften (sehr verschiedenen) Waren, bleibe hier, da für das Verständnis der
Sache wesenlos, unberücksichtigt.


} {+ 11 Prozent =
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Da hier Milliarden auf dem Spiele stehen, da von dem Geldpreis das Wohl und
Wehe der Gläubiger und Schuldner abhängt, so bedarf es hier einer sorgfältigen Arbeit.
Das Verfahren, das hier angewandt wird, muß der Sonderbeeinflussung einzelner 
entrückt sein und ein genaues, wissenschaftlich unanfechtbares Ergebnis liefern.
Sonst würden die Klagen der Gläubiger und Schuldner kein Ende nehmen.


Dieses genaue, unanfechtbare Ergebnis liefern leider die bisher vorgeschlagenen
Verfahren nicht. Vor der Schwierigkeit zurückschreckend, die Millionen und Abermil-
lionen Waren verschiedener Art, verschiedener Güte und verschiedenen Standortes,
amtlich nach ihrer gegenseitigen Bedeutung zu ordnen und deren Preise zu ermitteln,
hat man vorgeschlagen, sich mit den Preisen einer beschränkten Anzahl von Waren,
und zwar der an den Börsen gehandelten Stapelartikel, zu begnügen und die verhält-
nismäßige Bedeutung dieser Waren nach dem in ihrer Erzeugung und im Handel be-
anspruchten Kapital einzuschätzen.


So sind die Indexzahlen Jevons’, Sauerbecks, Soetbeers u. a. zustande gekommen.
Um das Verständnis dieser für die Volkswirtschaft so außerordentlich wichtigen


Sache zu erleichtern, lasse ich hier eine solche Übersicht folgen, indem ich dazu
bemerke, daß den Zahlen, da ich sie aus der Luft greife, nur eine veranschaulichende
Bedeutung zukommt!


Tabelle zur Ermittlung der Durchschnittspreise der Stapelartikel.


Erläuterungen: Nach dieser Übersicht hätte sich der Durchschnittspreis der
genannten 10 Warengattungen von 1000 im Jahre 1860 auf 955 im Jahre 1880 und
auf 995 im Jahre 1900 geändert.


Die in den drei Spalten b angeführte Menge muß natürlich immer auf eine gleich
Summe (hier 1000) zurückgeführt werden, um das Ergebnis nicht zu fälschen. Auf die
Höhe dieser Summe an sich kommt es natürlich nicht an, sondern nur auf die
Richtigkeit der verhältnismäßigen Größe der Einzelzahlen. 


1860
a.


Preis


1. Wolle
2. Zucker
1. Lein
2. Baumwolle
1. Holz
2. Eisen
1. Getreide
2. Fleisch
1. Indigo
2. Petroleum


1,00
1,00
1,00
1,00
1,00
1,00
1,00
1,00
1,00
1,00


0,80
0,90
1,10
0,90
1,20
0,80
0,80
1,20
0,80
1,10


0,70
0,80
1,20
0,80
1,30
0,70
0,75
1,40
0,75
1,20


100
020
070
020
150
050
400
150
030
010


1000 1000 1000 955 1000 995


100
020
070
020
150
050
400
150
030
010


072
081
044
036
120
080
240
240
004
038


028
088
012
048
104
091
195
364
007
058


090
090
040
040
100
100
300
200
005
035


040
110
010
060
080
130
260
260
001
049


b.
Menge


c.
Sa.


a.
Preis


b.
Menge


c.
Sa.


a.
Preis


b.
Menge


c.
Sa.


1880 1900
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Wenn wir z. B. die Summe der angeführten Zahlen auf 500 oder 1000 zurückführten,
so würde das Endergebnis doch das gleich bleiben. Das Verhältnis der Zahlen 1000 –
955 – 995 bliebe unangetastet.


Der Preis der ersten Spalte a versteht sich für die Menge Ware, die man für 1 Mark
erhält, z. B. 220 g Wolle, 1530 g Zucker, 197 g Lein usw.. Darum erscheinen hier alle
Preise gleichmäßig auf 1 Mark zurückgeführt. Die folgenden Preise der zweiten und
dritten Spalte a von 1880 und 1900 verstehen sich für die gleich Menge Ware, die
man 1860 für 1 Mark erhielt – also wieder für 220 g Wolle, 1530 g Zucker usw.


Um alle Schwierigkeiten, die bei diesem Verfahren der Preisermittlung zu über-
winden sind, möglichst in obiger Übersicht zu vereinigen, habe ich die Warenarten 
so gewählt, daß einem Gegenstand, der an Bedeutung für die heimische Volkswirt-
schaft abnimmt, gleich ein anderer folgt, der an Bedeutung zunimmt. So z. B. Wolle
und Zucker. Die deutsche Schafzucht ist in den letzten Jahrzehnten stetig zurück-
gegangen, und die Wolle hat darum für die deutsche Volkswirtschaft bei weitem 
nicht mehr dieselbe Bedeutung wie vor 40 Jahren. Damals wirkten die Preisände-
rungen der Schafwolle zurück auf den Preis einer ungeheuren Schafherde und auf 
die Rente gewaltiger Landstrecken, die als Schafweiden benutzt wurden. Heute dage-
gen ist die deutsche Landwirtschaft kaum noch am Wollpreis beteiligt, und wenn die-
ser heute von 100 auf 50 fiele, so würden 99 von hundert deutschen Bauern dies
kaum erfahren. Nur die Wollhändler, Weber und Tuchhändler würden davon betroffen.


Dadurch nun, daß in obiger Ermittlung der Preis mit der Menge beschwert wird,
führen wir den Wollpreis auf seine wahre Bedeutung zurück. Für diese Menge haben
wir also 100 – 90 – 40 angesetzt.


Ebenso verhält es sich mit dem Zucker, nur im umgekehrten Verhältnis. Die deut-
sche Zuckererzeugung ist seit 1860 stetig und stark gestiegen, nicht nur an sich,
sondern auch im Vergleich zu den anderen Industriezweigen. Viele Schafweiden sind
in Rübenfelder umgewandelt worden, zahllose Bauern, ungeheure Anlagegelder an
Land, Fabriken, Vorräten sind am Zuckerpreis beteiligt, und darum ist auch in obiger
Übersicht dem Zucker ein stetig wachsender Einfluß eingeräumt worden.


Und ähnlich verhält es sich mit den anderen angeführten Waren: Lein und Baum-
wolle, Holz und Eisen, Getreide und Fleisch, Indigo und Anilin.


Es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn wir
1. die Vollständigkeit einer solchen Aufstellung,
2. die Richtigkeit der Preisermittlung,
3. die Richtigkeit der Berechnung der vergleichsmäßigen Bedeutung der


einzelnen Waren
voraussetzen, das Ergebnis einwandfrei sein würde.


Aber diese Vollständigkeit und Richtigkeit voraussetzen, heißt viel voraus-
setzen. Es gibt Millionen von verschiedenen Waren, und jede einzelne hat zahl-
lose Beschaffenheitsunterschiede. Man durchstöbere z. B. die Preislisten einzel-
ner Fabriken, z. B. von photographischen Artikeln, Drogen, Eisenwaren usw.. Da 
findet man 1000 Artikel in einer Hand. Und wie will man amtlich die Preise er-
mitteln? Die Fabriken haben zudem für die verschiedenen Abnehmer blaue, rote,
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grüne, weiße Zettel mit verschiedenen Rabattsätzen. Wird man nun z. B. den amt-
lichen Preisermittlern die weißen oder die grünen Rabattzettel geben?


Jedoch, wenn es kein anderes, einfacheres Mittel gäbe, um zu solchem Genauig-
keitsmaß zu gelangen, so könnte man sich als Notbehelf mit dem Ungefähr be-
gnügen, und anstatt sämtlicher Waren könnte man etwa 100, 200 oder 500 der 
wichtigsten Stapelartikel zur Statistik heranziehen.


Wenn man dann noch diese Arbeit von den verschiedenen Handelskammern vor-
nehmen ließe und den Durchschnitt dieser Aufzeichnungen nähme, so ließe sich
wenigstens vom Standpunkt der Unparteilichkeit gegen Schuldner und Gläubiger nicht
viel einwenden.


Auf unbedingte Genauigkeit müßte man natürlich verzichten, denn
1. lassen sich Warenpreise durch Mittelspersonen, und besonders auf amtlichem 


Wege genau überhaupt nicht ermitteln;
2. ist die Ermittlung der vergleichsmäßigen Bedeutung der verschiedenen Waren 


eine verwickelte Sache.
Aber wäre das ein Grund, warum man jetzt auf alle Messungen des Geldpreises


verzichten sollte? Das Brot mißt man nicht mit dem Pariser Normalmaß, und auch 
der Schneider bedient sich dieses Maßes nicht. Trotzdem erklären sich die Käufer 
mit dem Gebrauch des hölzernen Meterstockes einverstanden. Wäre das Ungefähr
einer solchen Preisermittlung des Geldes nicht den windigen Beteuerungen des
Reichsbankpräsidenten vorzuziehen? Was wissen wir heute vom Preise des deutschen
Geldes? Nichts, als was uns eigene Beobachtung oder beteiligte Personen ohne Be-
leg, ohne Beweise zu sagen für gut halten.


Dieser blinden Unwissenheit gegenüber wäre also ein ungefährer Maßstab für die
Bewegungen des Geldpreises von großem Vorteil, sowohl wegen des unmittelbaren
Nutzens, wie auch wegen der daraus zu ziehenden Schlüsse. Ein solcher Maßstab 
würde uns vielleicht manche Überraschungen bringen und den Goldanbetern arge
Verlegenheiten bereiten, aber ist das ein Grund, warum man darauf verzichten 
sollte? Nimmt der Richter bei seinen Fragen Rücksicht auf die Verlegenheit des
Diebes? Ist ein Talglicht nicht besser als stockfinstere Nacht? Ist der Zweifel, den 
die Wissenschaft schürt, nicht dem blinde Glauben vorzuziehen?


Seit 40 Jahren werden wir mit der Behauptung abgespeist, die deutsche Wäh-
rung bewähre sich vortrefflich, und seit 40 Jahren warten wir auf den Beweis für 
diese Behauptung.


Die nach obigem Verfahren angelegte Preisermittlung würde uns einen Anhalts-
punkt geben, um diese Behauptung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Warum hat 
man bisher diese Ermittlungen nicht angestellt? Antwort: weil man das Licht 
fürchtet, das eine solche Aufklärung in unsere Währungsverhältnisse werfen würde.
Geleisetreter hassen die Wissenschaft.


Dabei ist die Beobachtung merkwürdig, wie dieselben Männer, die den Gold-
währungsluftsprüngen gegenüber beide Augen zuzudrücken pflegen, plötzlich 
überpeinlich werden, wenn von der Papiergeldwährung die Rede ist und es sich 
um den Nachweis ihrer Meßbarkeit handelt. Dann steigern sie ihre An-
sprüche weit über alle wirklichen Bedürfnisse hinaus. Der Klage, daß unter 
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der Goldwährung die Preise in kurzen Zeiträumen von 10 – 20 – 30 % steigen und fallen,
wehren sie mit der Gegenklage, daß die vorgeschlagene Messungsweise nicht unbedingt
zuverlässig sei und Unterschiede, wenn auch nicht nachweisbare, nicht ausschlösse!*


Übrigens ist es leicht, auch solch böswillig übertriebenen Forderungen gerecht 
zu werden, sofern man nur entschlossen ist, das Nötige zu tun. Um was handelt es
sich denn im Grunde? Doch nur um die Frage, ob durch die Preisschwankungen Wohl
und Wehe der Gläubiger und Schuldner berührt wird, ob der Jahresabschluß der Ge-
werbetreibenden durch die Preisverschiebungen beeinflußt wurde und um wieviel, ob
die Arbeiter, Beamten, Rentner, Ruhegehaltsempfänger, mit ihrem Geldeinkommen
mehr Waren oder weniger kaufen können.


Um solches in einer jeder Fehlersuche standhaltenden Weise festzustellen, ist
aber nur folgendes nötig: Ein Gesetz, durch das alle Warenerzeuger (Landwirte, Fabri-
kanten) verpflichtet werden, die Menge der von ihnen erzeugten Waren nebst den
erzielten Preisen den hierzu bestellten Behörden, dem Bürgermeister, den Gewerbe-
und Handelskammern, mitzuteilen. Von diesen Behörden werden die Einzelangaben
zusammengerechnet und das Ergebnis an eine Sammelstelle gemeldet. Das gibt etwa
folgende Aufstellung:


1. 05.000 Zentner Getreide zu 035,00 M. 175.000,00
2. 20.000 Zentner Kartoffeln " 005,00 " 100.000,00
3. 10.000 Liter Milch " 000,30 " 003.000,00
4. 00.600 Raummeter Bretter " 040,00 " 024.000,00
5. 00.005 Millionen Ziegel ‰ " 018,00 " 090.000,00
6 00.200 Schafe " 120,00 " 024.000,00
7. 00.500 Dtzd. Strohhüte " 030,00 " 015.000,00


Jahreserzeugung der Gemeinde X M. 431.000,00
In der Sammelstelle werden die von sämtlichen Gemeinden des Reiches gemeldeten


Beträge zusammengerechnet. Die Summe gibt den Vergleichspunkt, mit dem in der Folge
jede Abweichung festgestellt werden kann. Das geschieht in der Weise, daß die für
die neue Messung neu ermittelten Preise von den Sammelstellen in die gleiche, aber
als Beispiel gegebene Rechnung eingestellt werden. Die neue Summe gibt an, um wie-
viel im Durchschnitt der gesamten Warenerzeugung die Preise sich verändert haben.
Die Preise müssen also so oft neu ermittelt werden, wie Messungen vorgenommen
werden sollen. Die erzeugten Mengen dagegen werden nur jährlich einmal aufgenom-
men. Für die ausländischen Waren stellt man die Jahreseinfuhr in die Rechnung ein.


Da die erzeugten Warenmengen ebenfalls, wie die Warenpreise, Schwankungen
unterworfen sind, so kann die auf Grund der neuen Erzeugungsaufnahme er-
mittelte neue Vergleichsziffer (der sogen. Index) nicht ohne weiteres für die 
vorangehende Messung benutzt werden. Um hier vergleichbare Größen zu


*) Um die gerügten Mängel nachzuweisen, müßten die Nörgler selber ein Messungsverfahren angeben.
Davor aber hüten sie sich, weil man dann ihre Vorschläge auf die Goldwährung anwenden würde. Das
wäre gefährlich für ihren Liebling. Darum reden sie lieber von nicht Nachweisbarem und erwecken da-
mit bei den Laien den Glauben, daß dieses nicht "Nachweisbare" etwas besonders Gefährliches sei.
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schaffen, müssen die neuen Mengen zunächst mit den Preisen der letzten Messung
ausgerechnet werden und dann mit den neuen. Dann erst lassen beide Ziffern einen
Vergleich zu.


Die Warenlager der Kaufleute bleiben bei diesem Verfahren unberücksichtigt. Sie
sind in der Erzeugung einbegriffen, und es kann wohl angenommen werden, daß die
Abweichungen, die die Ermittlung der Erzeugungspreise ergibt, in ähnlichem Ver-
hältnis auch den Abschluß der Kaufleute trifft. Es wäre darum unnötiger Ballast, die
Warenlager auch noch in der Preisstatistik aufzuführen. Das Gleiche ist der Fall 
mit den Löhnen, die schon in den Warenpreisen enthalten sind. Man kann auch 
ferner annehmen, daß, wenn die Fabrikpreise währen, auch die Kosten der Lebens-
haltung währen müssen, daß also die Arbeiter, Beamten, Rentner, Altersgeldempfänger,
für ihr Geld die gleiche Menge Waren kaufen können. (Die Wohnungsmiete der Arbei-
ter, die in der Hauptsache aus Zins besteht, darf hier nicht berücksichtigt werden.)


Die Erzeugungsmittel (Land, Häuser Maschinen usw.) dürfen in diese Ermittlung
nicht aufgenommen werden. Die Erzeugungsmittel sind keine Waren mehr, sondern
Güter, die dem Besitzer durch den Gebrauch, nicht als Tauschmittel nützlich sind. Für
Dinge aber, die nicht verkauft werden, ist der Preis gleichgültig.


Nur derjenige Teil der Erzeugungsmittel, der auf Abnutzung fällt (Abschrei-
bungen), verwandelt sich regelmäßig wieder in Waren und kommt, in Erzeugnisse
umgewandelt, wieder auf den Markt. In den Warenpreisen findet aber dieser Teil 
seine gebührende Berücksichtigung.


Der Staat wird also keine Preise, auch nicht die Bedeutung der einzelnen Waren,
zu ermitteln haben. Diese ganze Arbeit wird von den Bürgern verrichtet. Die Preis-
ermittlung des Geldes wird dadurch völlig der Politik entzogen und in unparteiische
Hände gelegt. Das Volk selbst fällt unmittelbar das Urteil in der Währungsfrage.


Dabei wird die Lieferung der Nachweise, die hier dem Staate zur Verfügung ge-
stellt werden, kaum eine nennenswerte Bürde für den Gewerbetreibenden sein. Die
Ermittlung, die dieser anstellen muß, erweist sich als sehr nützlich; sie gibt ihm
Aufschluß, inwiefern sein Betriebsabschluß von wechselnden Verhältnissen, d. h. von
der Währung, letzten Endes von der Geldverwaltung, berührt wurde, auch darüber,
was auf seine Tätigkeit und was auf die Tätigkeit der Reichsbank zurückzuführen ist.


Der wichtigste Vorwurf, den man diesem Verfahren machen kann, ist der, daß 
einzelne Personen (Schuldner und Gläubiger), die aus dem allgemeinen Steigen oder
Fallen der Preise Vorteil für sich erwarten, ihre Berichte fälschen könnten; daß z. B.
die Grundbesitzer geneigt sein werden, einen allgemeinen Preisverfall zum Vorschein
zu bringen, um den Staat zu veranlassen, den allgemeinen Preisstand durch ver-
mehrtes Geldangebot zu heben, was ja für die Schuldner einer entsprechenden
Entlastung gleichkommt.


Jedoch ist diese Gefahr nicht groß, da der einzelne weiß, wie winzig gering 
der Einfluß seiner Erklärung auf das Gesamtergebnis ist. Wenn z.B. ein Grund-
besitzer fälschlich einen Verlust von 1000 Mark auf einen Umsatz von 
10 000 Mark angeben würde, so hätte das für den deutschen Gesamtumsatz 
von 50 Milliarden so wenig Bedeutung, wie ein Tropfen für das Meer. Stellt 
man zudem noch solche Fälschung als Urkundenfälschung unter Strafe, so wird
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sich jeder sagen, daß der gewagte Einsatz in gar keinem Verhältnis zum erwarteten
Vorteil steht.


Übrigens beaufsichtigt die eine Erklärung die andere. Meldet die Mehrzahl der
Bauern Preissteigerung, so fällt eine Ausnahme davon auf, und der Fälscher muß
erwarten, daß man Aufklärung verlangen wird.


Wie man sieht, geht dieses Verfahren einfach über die Wertfrage hinweg; es küm-
mert sich nicht um den sogenannte "Wert".


Ware wird mit Ware bezahlt, und nur mit Waren, mit ihren körperlichen Eigen-
schaften, kann das Geld gemessen werden. Ein anderes Maß als Ware gibt es für das
Geld nicht. Für das Geld habe ich Waren gegeben, und Waren will ich dafür erhalten.
Keine Arbeit, keinen Schweiß. Wie der Verkäufer, der mir diese Sachen für mein Geld
gibt, in deren Besitz gelangt ist, wie lange er daran gearbeitet hat, das ist seine
eigene Angelegenheit, nicht die meinige. Mir kommt es ganz allein auf das Er-
zeugnis* an. Darum ist auch der Arbeitslohn als Maßstab für den Preis des Geldes zu
verwerfen. Dieser Geldpreis richtet sich zwar auch ganz nach dem Arbeitserzeugnis
und nicht nach der Fabrikuhr, wie Marx behauptet, doch deckt er sich nicht mit dem
Arbeitserzeugnis, insofern dieser in Gestalt von Zins und Grundrente Abzüge erfährt.
Der Lohn, zuzüglich Kapitalzins und Bodenrente, ist aber wiederum weiter nichts als
das Arbeitserzeugnis, das wir als Ware zum Maßstab des Geldpreises erklärt haben.


8. Wie kommt der Preis des Papiergeldes zustande?


Die Lehre, wonach das Verhältnis, in dem die Waren ausgetauscht werden, sich
nach der zu ihrer Erzeugung nötigen Arbeit, dem sogenannten Wert, richtet, kann
offenbar auf das Papiergeld nicht angewendet werden. Das Papiergeld erzielt zwar
einen Preis, hat aber keinen "Wert", da es keine Arbeit gekostet hat. Das Papiergeld
ist keine "Arbeitsgallerte", hat keinen "Wertstoff", weder "inneren" noch äußeren
Wert; es kann nicht als "Wertspeicher", als "Wertkonserve", als "Werttransportmittel"
dienen; es ist nie "minderwertig", nie "vollwertig". Der Preis des Papiergeldes kann
nicht um seinen "Wert als Gleichgewichtspunkt pendeln". (Ausdrücke aus der Wert-
lehre).** Es muß also seinen eigenen Weg gehen; es ist durchaus den Kräften unter-
worfen, die den Preis bestimmen; es dient nur einem Herrn.


Die Kräfte, die den Preis bestimmen, faßt man zusammen in die Worte: Nachfrage
und Angebot. Wollen wir also die oben gestellte Frage erschöpfend beantworten, so
müssen wir uns volle Klarheit über den Inhalt dieser beiden Worte verschaffen.


Fragt man heute: Was ist Nachfrage nach Geld, wer hält Nachfrage nach Geld, 
wo herrscht Nachfrage nach Geld, so erhält man die widerspruchsvollsten 
Antworten. In der Regel wohl wird es heißen: Nachfrage nach Geld herrscht


**) Die Arbeit muß scharf vom Arbeitserzeugnis unterschieden werden. Als Maßstab für den Geldpreis
ist die Arbeit nicht zu gebrauchen.
**) Hier wäre die Frage erlaubt, warum der Preis um den "Wert" pendeln muß, warum die Kräfte, die
stark genug sind, um den Preis vom Werte zu trennen, nicht auch stark genug sein könnten, um eine
dauernde Trennung von Preis und Wert zu bewirken.
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an den Banken, wo Unternehmer und Kaufleute Wechsel verkaufen. Wächst die 
Nachfrage nach Geld, so steigt der Zinsfuß, und mit dem Zinsfuß kann man also 
die Größe der Nachfrage nach Geld messen. Auch der Staat, der mit Fehlbetrag absch-
ließt und Anleihen aufnimmt, hält Nachfrage nach Geld; wie auch die Bettler
Nachfrage nach Geld halten.


Dies alles ist aber keine Nachfrage, die mit dem Begriff eines Tauschmittels 
übereinstimmt. Und das Geld ist doch vor allem Tauschmittel. Als Tauschmittel 
sollen und wollen wir das Geld betrachten und behandeln. Stellen wir nun in unserer
Frage an die Stelle des Wortes "Geld" den Ausdruck "Tauschmittel", so tritt der Un-
sinn sofort zu Tage, den obige Antworten bergen.


Der Kaufmann, der von der Bank Geld verlangt, tauscht nichts ein; er gibt 
nichts als sein Versprechen, das Geld zurückzuerstatten. Er borgt, aber er tauscht
nicht. Er gibt Geld für Geld. Es findet kein Handel, kein Tausch statt; von Preisen 
ist hier keine Rede. Man spricht vom Zins. Auch der Staat hält mit seiner Anleihe 
keine Nachfrage nach Tauschmitteln, denn auch er bietet nichts in Tausch an. Er
wechselt gegenwärtiges gegen künftiges Geld.


Es handelt sich also hier nicht um eine "Nachfrage" nach Tauschmitteln, nicht 
um eine mit dem Zwecke des Geldes übereinstimmende Nachfrage nach Geld. Um
Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln zu halten, muß etwas vom Geld Ver-
schiedenes in Tausch angeboten werden. Das ist im Worte schon ausgedrückt.


Wo herrscht nun Nachfrage nach Geld?
Antwort: dort, wo man Tauschmittel braucht, wo die Arbeitsteilung Ware auf den


Markt wirft, die zu ihrem gegenseitigen Austausch auf das Tauschmittel, auf Geld
angewiesen ist.


Und wer hält Nachfrage nach Geld? Wer anders als der Bauer, der Ware auf den
Markt bringt, als der Kaufmann, der am Ladentisch seine Waren feilhält, als der
Arbeiter, der sich zu irgendeiner Arbeit anbietet und für sein Arbeitserzeugnis Geld
verlangt. Wo das Warenangebot groß ist – dort herrscht große Nachfrage nach
Tauschmitteln; wo das Warenangebot wächst, dort wächst die Nachfrage nach Geld,
nach Tauschmitteln. Nimmt man die Waren fort, so verschwindet auch die Nachfrage
nach Geld. Dort, wo Urwirtschaft und Tauschhandel betrieben werden, gibt es auch
keine Nachfrage nach Geld.


Es ist also klar: wir unterscheiden scharf zwischen dem Kaufmann, der am
Ladentisch dem Bauer Kattun anbietet, und demselben Kaufmann, der eine Stunde
später bei seiner Bank vorspricht, um dort einen Wechsel zu verkaufen. Mit dem
Kattun in der Hand hielt der Kaufmann "Nachfrage" nach dem Tauschmittel, nach
Geld. Mit dem Wechsel in der Hand hält dagegen der Kaufmann bei seiner Bank keine
Nachfrage nach Geld, denn der Wechsel ist keine Ware. Hier ist vom Zinsfuß die Rede.
Hier herrscht gemeiner Geldbedarf, keine Nachfrage.


Die Nachfrage nach Geld hat mit diesem Bedarf an Geld nichts gemein. Bedarf an
Geld hat der Bettler, der Staat, der umwucherte Bauer, auch der Kaufmann, der Unter-
nehmer, der einen Wechsel zu Gelde machen will; Nachfrage nach Geld dagegen hält nur
der, der Ware feilhält. Bedarf an Geld ist eine vieldeutige, Nachfrage nach Geld eine
eindeutige Sache. Bedarf an Geld geht von einer Person, Nachfrage nach Geld von einer
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Sache, von einer Ware aus. Der Bettler will ein Almosen, der Kaufmann will sein
Geschäft vergrößern, der Spekulant will seinen Mitbewerbern das Geld der Banken
entziehen, um allein auf dem Markte als Käufer auftreten zu können, der Bauer ist 
in die Falle gegangen, die der Wucherer ihm stellte. Sie haben alle schrecklichen
Bedarf an Geld, ohne Nachfrage nach Geld halten zu können, denn diese kommt nicht
von den Sorgen der Menschen, sondern von dem Vorrat und Angebot von Waren. In
diesem Sinne ist es darum auch falsch, wenn man sagt: Bedarf und Angebot be-
stimmen die Preise. Es herrscht zwischen dem mit dem Zinsfuß gemessenen
Geldbedarf und der mit den Preisen gemessenen Geldnachfrage der denkbar größte
Wesensunterschied. Beide Dinge haben durchaus nichts Gemeinsames.


Wer beim Worte "Nachfrage nach Geld" nicht sofort an Ware denkt, wer beim
Worte "große Nachfrage nach Geld" nicht sofort einen Berg von Waren, einen Markt,
einen Güterzug, ein überladenes Schiff vor Augen hat, vielleicht auch an Zuviel-
erzeugung und darausfogende Arbeiterentlassungen denkt, der versteht den Sinn 
des Wortes "Nachfrage nach Tauschmitteln, nach Geld" nicht, der hat noch nicht
erfaßt, daß die Arbeitsteilung Ware erzeugt, die zu ihrem Austausch auf das Geld
ebenso angewiesen ist, wie die Steinkohle auf die Güterwagen.


Und wer jemand von steigender Nachfrage nach Geld sprechen hört, weil der
Zinsfuß gestiegen ist, der weiß, daß dieser keine bestimmten Ausdrücke für seine
Begriffe hat. Wenn aber jemand einem volkswirtschaftlich Geschulten in die Hände
fällt, der Geldbedarf und Geldnachfrage verwechselt, so hat er die Pflicht, ihn darauf
aufmerksam zu machen, daß man wissenschaftliche Fragen nicht in Kauderwelsch
behandeln soll.


Also die Nachfrage nach Geld scheiden wir vollständig von allen menschlichen
Bedürfnissen, Unternehmungen, Handlungen, Marktverhältnissen usw., wir entziehen
sie dem Wertnebel, der sie bisher umhüllte, und setzen sie thronend auf den Berg 
von Waren, womit die Arbeitsteilung den Markt ununterbrochen beschickt – weithin
für alle sichtbar, greifbar und meßbar.


Wir scheiden diese Nachfrage nach Geld von dem Bedarf an Geld. Wir bilden 
einen anderen Berg, aber nicht aus Waren, sondern aus Wechseln, Pfandbriefen, An-
leihescheinen, Schuldverschreibungen, Staatspapieren, Versicherungsurkunden usw.
und setzen drauf ebenso weithin sichtbar: Bedarf an Geld. Auf den ersten Berg
schreiben wir "Preise", und auf den letzteren "Zinsfuß", und wer dann noch im Flusse
dieser Untersuchung an Geldbedarf denkt, wenn ich von Nachfrage spreche, der soll
dieses urgesunde Buch zuklappen. Es ist nicht für ihn geschrieben.


Nachfrage und Angebot bestimmen den Preis, d.h. das Verhältnis, in dem Geld und
Waren ausgetauscht werden; und was Nachfrage nach Geld ist, wissen wir jetzt. Sie
ist Stoff, der fortwährend fließende, aus der Arbeitsteilung quellende Warenstrom.


Und das Angebot von Geld? Auch diesem Begriff müssen wir Inhalt und Gestalt
geben und ihn aus dem Dunstkreis ziehen, in den auch er gehüllt ist.


Der Bauer, der Kartoffeln erntet, der Schneider, der einen Rock nähte, sie 
müssen das Erzeugnis ihrer Arbeit gegen Geld anbieten, aber was machen sie 
mit dem Geld? Was haben die 100 000 Bauern und Handwerker mit dem Taler
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gemacht, der seit 100 Jahren von Hand zu Hand gegangen ist? Jeder von ihnen 
bot den Taler an – gegen Ware, die, einmal in ihrem Besitz, zum Gebrauchsgut wurde
und vom Markte verschwand. Der Taler aber blieb auf dem Markte, er kehrte immer
wieder zurück – 1 Jahr, 10 Jahre, 100 Jahre und, mit anderer Prägung, vielleicht 
auch 1000 – 2000 – 3000 Jahre. Er war eben allen, durch deren Hände er ging, nur
als Ware dienlich, von den 100 000 Mann war keiner da, der den Taler anders ge-
brauchen konnte. Die Nutzlosigkeit des Talers zwang alle, ihn wieder loszuschlagen,
zu verkaufen, d. h., ihn in Tausch gegen Waren anzubieten.


Wer viel Geld hatte, mußte auch viel Geld anbieten, wer wenig Geld hatte, mußte
auch das Wenige anbieten. Und dieses Angebot von Geld nannte man und nennt 
man noch heute ganz richtig die Nachfrage nach Waren. Wo viel Ware liegt, ist die
Nachfrage nach Geld groß; ebenso muß man sagen können: wo viel Geld ist, muß
notwendigerweise die Nachfrage nach Waren größer sein als dort, wo nur wenig Geld
ist. (Die Einschränkungen hierzu werde ich früh genug machen.)


Gibt es etwa noch eine andere Nachfrage nach Waren als die, die durch das
Angebot von Geld vertreten wird?


Auch hier müssen wir, wie bei der Nachfrage nach Geld, unterscheiden zwischen
Nachfrage und Bedarf an Waren. Bedarf an Waren haben viele "Bedürftige", Nachfrage
nach Waren hält nur der, der Geld für die Waren anbietet. Den Bedarf an Waren 
drückt man mit Bitten, Betteln und Bittschriften aus, die Nachfrage nach Waren
durch Aufschlagen der harten Taler auf den Ladentisch. Vor dem Bedarf an ihren
Waren, für deren Ankauf aber das Geld fehlt, verkriechen sich die Kaufleute; die
Nachfrage nach ihren Waren aber lockt sie herbei. Kurz, Nachfrage nach Waren be-
steht im Angebot von Geld; wer kein Geld hat, hält keine Nachfrage, und wer es 
hat, muß damit Nachfrage nach Waren halten. (Wann er das tun muß, werden wir
später sehen.)


Die Nachfrage nach Waren, schlechtweg Nachfrage genannt, ist also immer und
ausschließlich durch das Geld vertreten. Ein Berg von Geld bedeutet eine große
Nachfrage nach Waren. Freilich nicht jederzeit, wie der Kriegsschatz von 180 Mil-
lionen in Spandau schlagend bewies, denn in 40 Jahren hatte dieser Geldberg nicht
für eine Mark Waren gekauft. Auf diese Ausnahmen werden wir noch zurückkommen.
Die Entdeckung einer neuen Goldmine bedeutet eine wachsende Nachfrage nach
Waren, und wenn der Staat in den Papierwährungsländern neue Notenpressen in
Betrieb setzt, so weiß es schon jeder, daß die Nachfrage und die Preise steigen wer-
den. Gäbe man jedem das Recht, Banknoten, Schatzscheine und goldene Münzen in
der Mitte durchzuschneiden und jede Hälfte für ein Ganzes auszugeben, so würden
die Nachfrage und auch die Preise sich sogleich verdoppeln.


Soweit ist alles richtig. Aber sind wir dann schon berechtigt, das Angebot 
von Geld, wie wir das mit dem Angebot von Waren tun, so auf sich selbst zu 
stellen und zu sagen: Wer den Geldbestand mißt, der mißt auch die Nachfrage 
nach Ware? Mit anderen Worten: Können wir das Angebot von Geld derart 
mit dem Geldbestand für eins erklären, daß wir dieses Angebot, also die Nach-
frage nach Waren, von dem Seelenzustand der Geldbesitzer völlig scheiden
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können? Unterliegt das Angebot des Geldes nicht, wenigstens zum Teil, den Launen
des Marktes, der unternehmenslustigen Gewinnsucht; mit einem Wort, ist das Ange-
bot von Geld nur reiner Geldstoff – liegt keinerlei Handlung darin?


Die Wichtigkeit, die diese Frage für die Lösung unserer Aufgabe hat, liegt auf 
der Hand.


Wir sagen: die Arbeitsteilung liefert einen fortwährend fließenden Strom von 
Waren: "das Angebot". Der Geldbestand liefert das Geldangebot, also "die Nach-
frage". Wäre dieses Geldangebot nun auch so ununterbrochen, wie der Geldbestand
eine feste Größe ist, so wäre der Preis, das Tauschverhältnis zwischen Geld und
Waren, unabhängig von jeder menschlichen Handlung. Geld wäre die verkörperte,
scharfgeschnittene Gestalt der Nachfrage, wie die Ware das verkörperte, wägbare,
berechenbare Angebot ist. Man brauchte dann nur zu wissen, in welchem Verhältnis
Geld- und Warenvorrat stehen, um auch zu wissen, ob die Preise steigen oder fallen
werden. Bei dem im folgenden IV. Teil d. B. beschriebenen Freigeld, da ist es so. Da
können wir sagen: das Freigeld verkörpert die Nachfrage; es scheidet aus der
Nachfrage alle Wünsche des Geldbesitzers in bezug auf Zeit und Größe der Nach-
frage aus. Das Freigeld diktiert seinem Besitzer die Kaufaufträge in die Feder und
macht diese Kaufaufträge zu gebieterischen Notwendigkeit. Darum kann man auch
beim Freigeld die Größe der Nachfrage unmittelbar mit der Menge Freigeld, das der
Staat in Umlauf erhält, messen, wie man das Angebot von Kartoffeln und von
Morgenzeitungen mit der Größe der Ernte und der Auflage der Zeitung messen kann.


Solches ist aber beim heutigen Geld nicht der Fall, wie wir sehen werden, und
darum können wir auch die Frage, die wir gestellt haben, vorerst nicht beantworten.
Wir müssen weitere Untersuchungen vornehmen, um sagen zu können, wie der Preis
des gemeinen Papiergeldes zustande kommt.


9. Einflüsse, denen Angebot und Nachfrage unterliegen.


Die Ware wird für den Markt erzeugt und kann nur als Tauschgegenstand ihrem
Erzeuger nützlich werden. Darum ist das Angebot gleich dem Warenbestand; das
Angebot ist eine Sache, ist Stoff, auf alle Fälle eine mit Waren vollführte, willenlose
Handlung. Ohne Ware kann man die Handlung, die im Angebot liegt, nicht vollfüh-
ren, und mit Waren muß man sie vollführen. Geichzeitig ist aber das Angebot das
einzige, wozu man die Ware nützlich verwerten kann. Im großen und ganzen muß
also die Handlung, die im Angebot liegt, mit dem Stoff, auf den sich diese Hand-
lung bezieht, sich derart decken, daß Stoff und Handlung in eins zusammenfallen.


Das Angebot (das ist die Nachfrage nach Geld) deckt sich also mit dem Vorrat 
an Waren.


Der Vorrat an Waren hängt wiederum ab:
1. von der Zufuhr durch die Arbeitsteilung oder Warenerzeugung;
2. von der Abfuhr nach vollzogenem Tausch.
Wären Zu- und Abfuhr immer gleich, so wäre auch das Angebot, d. i. die Nach-


frage nach Geld, immer gleichmäßig.
Das ist bekanntlich durchaus nicht der Fall.
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Die Zufuhr steigt schon allein infolge der ständigen Bevölkerungsvermehrung.
Hundert Arbeiter werfen mehr Waren auf den Markt als neunzig.


Die Zufuhr wächst aber auch infolge ständiger Ausbreitung der Arbeitsteilung.
Wenn der Bauer sich ganz auf die Viehzucht verlegt, statt wie früher seine Kraft


in die Hervorbringung von Gegenständen für den eigenen Haushalt zu verzetteln, so
muß er jetzt viel öfter zu Markte gehen als früher. Es war nur wenig, was er früher
kaufte und verkaufte; jetzt verkauft er seine ganze Erzeugung; er vermehrt das Ange-
bot, d. i. die Nachfrage nach Geld, um alles, was er erzeugt.


Auf dem Lande, in den kleineren Städten, waren die Handwerker häufig nur zeit-
weise in ihrem Berufe tätig; nebenbei betrieben sie Ackerbau, Gartenwirtschaft,
machten wohl auch ihr Handwerkszeug und das Hausgerät selbst, nähten ihre Kleider,
Schuhe, unterrichteten wohl auch ihre Kinder. Jetzt hat kein Handwerker mehr Zeit
für dergleichen. Sein Gewerbe beschäftigt ihn vollauf und lohnt ihn besser. Sein
ganzes Arbeitserzeugnis ist Ware geworden und kommt auf den Markt, wo es Nach-
frage hält nach Geld, nach Tauschmitteln. Dadurch ist die Nachfrage nach Tausch-
mitteln in den letzten Jahrzehnten außerordentlich gestiegen.


Mehr aber als durch die genannten Umstände wächst das Angebot von Waren, die
Nachfrage nach Tauschmitteln, infolge der verbesserten Arbeitsmittel. Wenn ein
Weber mit der Hand früher 10 Ellen Zeug verfertigte, so warf er auch nur ebenso-
viel auf den Markt, die Nachfrage nach Geld betrug also auch nur 10 Ellen Zeug. Mit
seinen neuzeitlichen Werkzeugen liefert aber derselbe Weber heute 500 Ellen Zeug. 
Er wirft 50 mal mehr Ware auf den Markt; er hält eine 50 mal größere Nachfrage 
nach Geld als früher.* Und wie es sich mit dem Weber verhält, so mit allen Gewer-
ben und Künsten. Um die Bücher zu schreiben, die eine einzige neuzeitliche Drucke-
rei liefert, müßten schon sämtliche Söhne des Reiches der Mitte jahraus, jahrein 
von früh bis spät schreiben, schreiben. Mit der Farbendruckerei hält es sich ebenso.


Dreißig Mann in Argentinien erzeugen mit ihren Dampfpflügen und Dreschma-
schinen so viel Getreide, wie 3000 deutsche Kleinbauern mit gleicher Arbeit hervor-
bringen. Diese argentinischen Bauern erzeugen infolgedessen auch ein 100 mal größe-
res Angebot von Waren, sie halten eine 100 mal größere Nachfrage nach Tauschmitteln.


Aber die Größe des Angebots soll man nicht allein mit der Menge der Waren, 
sondern auch mit deren Güte messen. So bedeutet eine Tonne Weizen erster Güte
eine größere Nachfrage nach Geld als eine Tonne zweiter Güte.


*) Die Wertforscher, die mit ihrem Geflunker alle volkswirtschaftlichen Erscheinungen in undurchforsch-
baren Brei verwandelt haben, werden hier die tiefsinnige Einwendung machen: die verbesserten Erzeu-
gungsmittel haben den "Wert" der 50 Ellen auf den Wert der früheren 10 Ellen herabgesetzt; infolge-
dessen halten die 500 Ellen auch nur dieselbe Nachfrage nach Geld, wie früher die 10 Ellen. Dem-
gegenüber wollen wir hier fragen, warum denn die Verbesserung der Arbeitsmittel vor dem Geld Halt
machen soll. Dann aber können wir mit dem gleichen Recht fragen: die verbesserten Arbeitsverfahren
haben den Wert von 500 Ellen Papiergeld auf den Wert von 10 Ellen herabgesetzt. Mit dem "Wert" der
Waren ist auch der Wert des Geldes 500 Ellen tief gestützt und ist dadurch auf dem gleichen Stand 
mit den Waren geblieben.
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Die Beschaffenheit der Waren wird aber heute stetig verbessert. Die Zuchttiere,
die Sämereien werden veredelt, das Arbeitserzeugnis der Maschinen wird verfeinert,
die Chemie wirft täglich immer reinere, immer brauchbarere Verbindungen auf den
Markt. Mit den elektrischen Meißeln und den prächtigen Modellen, die das ausgemer-
gelte Proletariat liefert, erzeugen die Künstler mit wenig Mühe Wunderwerke, und 
die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln, wächst um den vollen Wertunterschied
zwischen der Kunst der Neuzeit und der des Altertums.


Auch wird die Warenzufuhr vermehrt durch die Verwendung, die die Industrie für
manche, früher nutzlose Stoffe entdeckt. So liefern die Eisenhütten in Deutschland
allein über eine Million Wagenladungen Thomasschlacken für Felddünger. Früher bilde-
ten sie lästige Fabrikrückstände. Jetzt erzeugen diese Schlacken eine Nachfrage nach
Tauschmitteln von vielen Hundert Millionen Mark (was aber nicht sagen will, daß 
man ebensoviel Millionen mehr braucht). Dasselbe gilt für die Kalisalze und viele an-
dere Stoffe. Man würde in Deutschland weniger Geld, weniger Tauschmittel brauchen,
wenn man die Nützlichkeit der Thomasschlacken und Kalisalze nicht entdeckt hätte.


Aber die Nachfrage nach Geld (Tauschmitteln) hängt noch von anderen Dingen ab,
die eigentlich mit der Erzeugung nichts gemeinsam haben. Ich meine die Besitz-
teilung, die vieles zur Ware macht, was früher Gebrauchsgut war.


So ist das Land jetzt käuflich, früher gehörte es der Gemeinde und war unver-
äußerlich. Große Summen Geldes werden jahraus, jahrein für den Grundstückshandel
gebraucht. Die Nachfrage nach Geld ist gewachsen, seit der Boden des Vaterlandes
zur Ware herabgewürdigt wurde. Die Zinsen der Bodenverschuldung und der Pachtzins
des Landes beanspruchen auch Geld, viel Geld. Man käme mit weniger Geld aus, wenn
die Bauern von dem Erlös ihrer Waren nicht immer einen Teil auf die hohe Kante zu
legen brauchten, um den Zins für Pacht und Bodenbeleihung am Martinstag zu bezah-
len, d. h. wenn das Land Gemeingut geblieben wäre.


Ebenso verhält es sich mit den Wohnungsmieten. Früher wohnte die Mehrzahl der
Bürger in eigenen Höhlen, Hütten oder Häusern, und Miete zahlte man nur in Aus-
nahmefällen. Jetzt verhält es sich umgekehrt, und von jedem Monats- oder Wochen-
lohn wird ein Teil zurückgelegt für die Vierteljahresmiete. Wie viele Millionen werden
dadurch nicht für Tage, Wochen und Monate festgelegt!* Die Versorgung des Hauses
mit Wasser, Licht, Kraft usw. durch die Gemeinde verwandelt auch hier eine Anzahl
der wichtigsten Dinge in Ware, die früher Gebrauchsgüter waren. Auch dadurch ist die
Geldnachfrage bedeutend größer geworden.


Damit ein Gegenstand zur Ware werden kann, muß es möglich sein, ihn 
den Käufern zuzuführen. Wieviele Dinge aber liegen nicht heute herum, die


*) Die Nachfrage nach Geld hängt darum auch davon ab, ob die Wohnungsmiete, der Pachtzins oder 
sonstige regelmäßige Zahlungen alle Vierteljahre, Monate oder Wochen erhoben werden. Wenn der
Arbeiter in den ersten Wochen des Vierteljahres den der Miete entsprechenden Teil seines Lohnes 
aufbewahrt, so bleibt dieses Geld 3 Monate brach liegen. Bezahlt er, wie in England die Miete wöchent-
lich, so kehrt das Mietegeld auch durch den Hausbesitzer gleich in den Verkehr zurück. Darum kommt
England mit bedeutend geringeren Geldmengen aus, als die anderen Länder.
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aus Mangel an Straßen, Kanälen, Bahnen nicht fortgeschafft werden können! Eine
neue Eisenbahn, ein Tunnel, eine Brücke, eine Forschungsreise usw. führen den Märk-
ten ganze Berge von Erzen, Holz, Vieh usw. zu und vermehren die Nachfrage nach
Tauschmitteln um die volle Menge dieser Güter.


Im allgemeinen wächst also das Warenangebot, d. i. die Nachfrage nach Geld, un-
unterbrochen. Dieses Wachstum kann aber zeitweise auch in das Gegenteil umschla-
gen, z. B. infolge einer allgemeinen Herabsetzung der Arbeitszeit. Auch Kriege, Miß-
ernten, Seuchen können die Nachfrage nach Tauschmitteln ganz bedeutend ver-
mindern; ebenso wie ein Streik und überhaupt die heutige Lohnpolitik der Arbeiter.


Die angeführten Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, von wie vielen Um-
ständen die Warenzufuhr abhängt. Aber das Angebot von Waren hängt, wie schon
erwähnt, auch von der Warenabfuhr ab. Solange die Ware den Verbraucher nicht
erreicht hat, wird sie angeboten, bedeutet sie Nachfrage nach Geld. Jede Ware, die
vom Markte weggetragen wird, bedeutet eine Verminderung der Nachfrage nach Geld.


Das Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln, hängt 
also auch davon ab, wie schnell die Waren den Käufer erreichen und ihre Waren-
eigenschaft abstreifen. Auch hier wieder wird ein Vergleich mit den Beförderungs-
mitteln den Begriff der Sache erleichtern. Nehmen wir eine bestimmte Menge Fracht-
güter an – z. B. tausend Tonnen Ziegelsteine, die täglich von den Ziegeleien nach der
Stadt befördert werden sollen. Der Feldweg ist schlecht, Brücken fehlen, an manchen
Stellen muß ein Teil der Fracht abgeladen werden, um durch den Morast zu gelangen.
Ergebnis: die Wagen gehen langsam und laden wenig. Es müssen viele Fuhrleute 
eingestellt werden, um die Arbeit zu bewältigen. Jetzt wird der Weg ausgebessert,
Lachen werden ausgefüllt, Brücken gebaut. Infolgedessen laden die Fuhrleute mehr,
und statt einer Reise können sie täglich zwei machen. Die Arbeit wird nun mit der
Hälfte der Fuhrleute bewältigt; die tausend Tonnen Ziegelsteine bedeuten nunmehr
nur noch die Hälfte der früheren Nachfrage nach Fuhrleuten. Wird nun gar eine
Feldbahn gelegt, so kann die von den tausend Tonnen Ziegelsteinen vertretene
Nachfrage nach Fuhrleuten auf den hundertsten Teil und weniger fallen.


So müssen wir uns die Nachfrage nach Tauschmitteln vorstellen, die die Waren-
bestände darstellen.


Um die Waren auf dem Wege des Tausches vom Erzeuger bis zum Verbraucher zu
bringen, bedarf es einer ganzen Reihe von Handelseinrichtungen, von deren Dasein
und Güte die Schnelligkeit bedingt wird, womit die Waren vom Markte verschwin-
den. Denken wir uns einen Sack brasilianischen Kaffee, der auf dem Wege des
Tauschhandels gegen Aachener Printen umgetauscht werden muß. Wie oft müßte er
getauscht, angeboten werden; wie lange würde er Ware bleiben, sich auf den Märk-
ten herumtreiben! Heute, mit Hilfe des Geldes, wird es vorkommen, daß ein solcher
Sack schon nach drei- oder viermaligem Besitzwechsel den Verbraucher erreicht.


Die Handelseinrichtungen haben heute einen verhältnismäßig hohen Grad 
der Vollkommenheit erreicht.* Und mit jeder Verbesserung wird die Verwand-


*) Nur die gütertauschende Kraft des Geldes geht ständig zurück, wie wir das noch nachweisen werden.
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lung der Ware in Gebrauchsgüter beschleunigt. Man denke nur an die Erleichte-
rungen, die das neuzeitliche Bankwesen, das Wechselrecht, das Post- und Tele-
graphenwesen, das Konsulatswesen, die Reklamemittel der Neuzeit, die Druckerei, 
die Fachschulen für die Heranbildung junger Kaufleute, das einheitliche Maß und
Münzwesen, Fernsprecher, Schreibmaschine, Kopierpressen usw. dem Kaufmann berei-
ten; und die Konsumvereine und Kaufhäuser!


Ein neuzeitliches Handelsgeschäft kann 10 – 20 – 100 mal soviel Geschäfte ab-
wickeln wie früher in der gleichen Zeit. Die Verschleißkraft eines Kaufmanns der
Jetztzeit ist rein fachmäßig 100mal größer als die seines Großvaters war.


Die Arbeitsteilung beschickt den Markt unausgesetzt mit einem Riesenstrom von
Waren, und die Kaufleute werfen mit Hilfe ihrer Handelseinrichtungen die Waren-
massen unausgesetzt aus dem Markte heraus in die Hände der Verbraucher.


Wenn die Kaufleute nicht über solche Einrichtungen verfügten, wie groß müßten
dann die Märkte, Lagerhäuser, Läden sein, um all diese, dann nur langsam abfließen-
den Warenmassen aufzunehmen? Wie breit wird ein Gebirgsstrom, sowie er die Ebene
betritt, sowie das Gefälle abnimmt. So würde es auch mit den Waren sein. Ohne 
unsere neuzeitlichen Handelseinrichtungen wäre der Warenbestand größer, wäre die
Nachfrage nach Tauschmitteln ungleich bedeutender. Wir erleben ja heute manchmal
Unterbrechungen in der Betätigung einer dieser Handelseinrichtungen, im Kredit-
wesen z. B., und haben dann Gelegenheit, zu beobachten, wie infolgedessen der
Abfluß der Waren sich verlangsamt, wie die Warenvorräte bis zur Überschwemmung
der Märkte (sogenannte Überproduktion) anschwellen, und wie unter dem Druck 
dieser wachsenden Nachfrage nach Tauschmitteln die Preise nachgeben und der
Krach, die Krise ausbricht.


Wenn wir eine Straße, die wegen vieler Krümmungen oder schlechten Pflasters
den Verkehr nicht mehr bewältigen kann, gerade durchbrechen und das Pflaster 
für schnelles Fahren der Fuhrwerke einrichten, so wird trotz sehr verstärktem Ver-
kehr die Straße halb verlassen erscheinen. Stellen wir nun den früheren Zustand
plötzlich wieder her, so wird wegen Überfüllung der Verkehr vielleicht ganz ins
Stocken geraten. So ist es auch mit den Handelseinrichtungen. Diese brechen dem
Warenaustausch gerade Straßen und ebnen diese für einen flotten Absatz der 
Waren. Versagt eine dieser Einrichtungen, so schwellen die Warenbestände sofort 
an, d. h., die Nachfrage nach Tauschmitteln wächst.


Der gewaltige Einfluß, den auf diese Weise die Kreditgeschäfte auf die Nachfrage
nach Geld ausüben, zwingt uns, diese hier schon etwas näher zu betrachten.


Wir sagten, daß die Ware eine mit ihrer Masse und Güte genau übereinstimmende
Nachfrage nach Tauschmitteln darstellt. Gäbe es nun Mittel, die Waren auszutau-
schen, ohne daß Geld dabei verwendet wird, so nähme auch die Nachfrage nach Geld
um die Menge dieser so ausgetauschten Waren ab.


Das ist klar und selbstverständlich vom Standpunkt unseres Begriffes der Sache,
der Nachfrage nach Geld, aus betrachtet. Es verhält sich hier wieder wie bei der
Eisenbahn. Die Nachfrage nach Güterwagen ist genau so groß, wie die Menge der 
vorhandenen Frachtgüter. Bauen wir aber entlang der Eisenbahn einen Schiffskanal,
so nimmt die Nachfrage nach Eisenbahnwagen um die Menge der auf dem Kanal 
verladenen Güter ab.
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Und die Rolle eines solchen Kanals, der neben dem Geld für den Austausch der
Waren gezogen wird, spielen die Kreditgeschäfte. Wenn A in Königsberg an B in
Aachen eine Ladung Butter schickt, und dieser die Rechnung mit einer Ladung Wein
bezahlt, so gehört dazu kein Pfennig Geld. Hätte B keinen Kredit bei A oder A kei-
nen Kredit bei B, so würde die Butter nur gegen Aushändigung von Geld ausgeliefert
werden, und ebenso wäre es mit dem Wein. Die Nachfrage, die der Wein, die Butter
nach Geld gehalten haben würden, ist durch den Kredit hier beseitigt worden.


Die Nachfrage nach Geld nimmt also um die genaue Menge der auf dem
Kreditwege ausgetauschten Waren ab. Wächst die Summe der Kreditgeschäfte, so
nimmt die Nachfrage nach Geld ab, und geht der Kredit zurück, so wächst die
Nachfrage nach Geld im gleichen Verhältnis. Dieser Einfluß der Kreditgeschäfte auf
die Nachfrage nach Geld bleibt auch derselbe, wenn die Ladung Butter und Wein 
in Geld umgerechnet und dieses Geld durch Wechsel, Schecks und andere Kredit-
instrumente vertreten wird. Es handelt sich immer um eine Umgehung der Nach-
frage nach Geld. Diese Krediturkunden, obschon sie auf Geld lauten, machen das 
Geld überflüssig in all den Geschäften, die sie vermitteln. Freilich sind es nur 
Kreditinstrumente, die mit dem Kredit aufkommen und mit ihm zusammenbrechen.
Sie entlasten das Geld nur so lange, wie der Kredit blüht.


Es verhält sich hier wieder wie bei einer Eisenbahn, die durch einen Schiff-
fahrtskanal entlastet wird. Friert der Kanal zu, oder verdampft sein Wasser in der
Dürre des Sommers, so fallen die Güter, deren Beförderung der Kanal sonst ver-
mittelt, wieder auf die Bahn zurück. Taut das Eis aber wieder auf, so nimmt auch 
die Nachfrage nach Eisenbahnwagen wieder ab. Ein solcher Kanal, der bald ein-
friert, bald versandet, auf den also kein Verlaß ist, wird die Bahn eher stören als 
entlasten. Und so ist es auch mit den Kreditgeschäften und ihrem Einfluß auf die
Nachfrage nach Geld.


Wir wollen das in diesem Abschnitt über die Nachfrage nach Geld Gesagte hier
noch einmal kurz zusammenfassen:


Die Nachfrage nach Geld ist durch die Waren vertreten, die die Arbeitsteilung
ständig auf den Markt wirft. Die Nachfrage nach Geld wächst also zugleich mit der
Warenmenge, die die Arbeitsteilung erzeugt, und geht auch mit dieser Menge zurück.
Die Nachfrage nach Geld deckt sich also nicht allein mit dem Vorrat an Waren, 
sondern ist an und für sich dieser Vorrat. Neben dem Vorrat an Waren gibt es keine
andere Nachfrage nach Geld. Und wenn wir hier von Waren sprechen, so dürfen 
wir von keiner einzigen ihrer körperlichen Eigenschaften absehen. Wir haben, wenn
wir von Waren sprechen, Schinken, Bierfässer, Tabakschiffe vor Augen. Einen greif-
baren, keinen nur gedachten Schinken, einen Schinken, den wir so genau be-
trachtet haben, daß wir es beschwören können, er sei ein westfälischer Schinken. 
Wir sprechen, wenn wir von der Nachfrage nach Geld, von den Waren sprechen, 
nicht von kristallisierter, zur Mumie gemachter Arbeit, nicht von Arbeitsgallerte,
sozialer Substanz, von Blut, Schweiß und Arbeitszeit, nicht von einem Schinken, bei
dem wir alle körperlichen Eigenschaften, den Speck, die Knochen und die Schwarte
außer Betracht lassen. Die Nachfrage nach Geld, nach Tauschmitteln, geht aus 
von den greif- und sichtbaren Dingen, die wir auf dem Markte nach Metern, Litern,
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Kilo kaufen, um uns zu nähren und zu kleiden. Und nicht allein Gewicht und Maß,
sondern auch die Güte der Waren ist in der Nachfrage nach Geld eingeschlossen.


Die Nachfrage nach Geld hängt von dem Warenstrom ab, den die Arbeits- und
Besitzteilung erzeugt, und die Größe dieses Stromes wiederum hängt ab von der 
Zahl der Arbeiter, von deren Fleiß, Geschick und Klugheit, von der Güte ihrer
Arbeitsmittel. Ein englischer Weber wirft 5 mal mehr Kattun auf den Markt als ein
indischer Weber. Er erzeugt auch 5 mal mehr Nachfrage nach Tauschmitteln, nach
Geld.


Die Nachfrage nach Geld hängt von der Schnelligkeit ab, womit der Handel die
Waren den Verbrauchern zuführt, und diese Schnelligkeit wächst mit jeder Vervoll-
kommnung der Handelseinrichtungen. Ist die Verschleißkraft* eines auf einer Hoch-
schule wohlerzogenen Jünglings größer als die eines gewöhnlichen Krämers, so muß
auch die Nachfrage nach Geld mit Gründung jeder neuen Handelshochschule ab-
nehmen. Wenn diese Verschleißkraft nicht größer wäre, dann hätten ja solche
Schulen keinen Sinn.


Die Nachfrage nach Geld steht im umgekehrten Verhältnis zur Schnelligkeit, mit
der die Erzeugnisse der Arbeits- und Besitzteilung ihre Wareneigenschaft abstreifen.


Die Nachfrage nach Geld hängt auch ab von der Entwicklung und Einschränkung
des Kredites, d. h. von der immerfort wechselnden Warenmenge, die der ständig sich
erweiternde oder einschränkende Kredit den Märkten und der Nachfrage nach Geld
entzieht.


Die tägliche Nachfrage nach Geld ist also gleich den täglich den Märkten zuge-
führten Waren, abzüglich der auf dem Kreditwege (oder etwa noch im unmittelbaren
Tauschhandel) abgehenden Waren.


Mit einem Wort: das Angebot von Waren, das Angebot schlechtweg, das Angebot
im Sinne des Satzes "Angebot und Nachfrage bestimmen die Preise", das ist die
Nachfrage nach Geld. In dem Angebot der Ware ist die Nachfrage nach Geld enthal-
ten und umgekehrt. Und das Angebot deckt sich mit dem Warenbestand.


10. Das Angebot des Geldes.
(Die Nachfrage nach Waren, schlechtweg die Nachfrage.)


Das Kennzeichnende an den Erzeugnissen der Besitz- und Arbeitsteilung liegt in
dem Verkaufszwang, der über ihnen lagert, besser gesagt – in ihnen steckt. Zum Ver-
kauf werden die Waren erzeugt, und bei keinem Erzeugnis ist die Wareneigenschaft 
so rein wie beim Geld. Das haben wir in einem früheren Abschnitt gezeigt.


Die gewöhnliche Ware verläßt über kurz oder lang den Markt als Gebrauchsgut;
das Geld aber tauscht jeder nur ein, um es wieder zu verkaufen.


Wie man nun die Waren nicht anders als gegen Geld verkaufen kann, so 
kann das Geld nicht anders als gegen Ware verkauft werden. Wie die Ware


*) Verschleißkraft = soviel wie die Kraft, die Waren von der Erzeugungsstelle dem Verbraucher zuzu-
führen.
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die verkörperte Nachfrage nach Geld darstellt, so vergegenständlicht das Geld die
Nachfrage nach Waren. Wo der Geldbestand vergrößert wird, wird auch die Nach-
frage nach Waren vergrößert. Wer kein Geld hat, kann auch keine Nachfrage nach
Waren halten. Das Geld, das die Bank in ihrem Keller aufbewahrt, kann sie jeden
Augenblick über den Markt schütten und damit eine gewaltige Nachfrage nach Ware
erzeugen, während die tausend hungrigen Arbeitslosen, die die Schätze der Märkte
beliebäugeln, keine Nachfrage nach Waren erzeugen.


Die Nachfrage nach Waren wird somit in erster Linie von dem Vorrat an Geld
abhängen; sie wird nicht ständig mit dem Vorrat an Geld übereinstimmen (wir wer-
den noch früh genug diesen heiklen Punkt besprechen), aber die Wareneigenschaft
des Geldes zwingt die Besitzer doch, das Geld früh oder spät anzubieten.


Weniger Geld als man besitzt, wird man schon anbieten können, aber nicht mehr.
Nach oben bildet der eigene Geldbestand immer eine unübersteigbare Grenze für 
das Geldangebot. Die ausgesprochene Wareneigenschaft des Geldes wird aber 
immer bewirken, daß im Durchschnitt der Jahre mehr Geld gegen Waren dort ange-
boten wird, wo der Geldbestand größer ist, als dort, wo er kleiner ist.


Die 180 Millionen, die im Juliusturm seit 40 Jahren aufgestapelt waren, beweisen
klar, daß Geld und Geldangebot nicht so wesensgleich sind, wie Kartoffeln und
Kartoffelangebot, aber ihr Zweck war doch der, unter bestimmten Umständen ange-
boten zu werden.


Wie ein Wagen nur durch den Ortswechsel seinem Besitzer nützlich wird, so 
wird das Geld nur durch den Besitzerwechsel, durch den Gebrauch als Tauschmittel,
durch den Geldumlauf nützlich. Das Geld trägt also die Eigenschaft, die es immer 
wieder in Umlauf setzt, in sich selbst. Man kann bis zu einem gewissen Grad von
Umlaufszwang, dinglichem Umlaufszwang sprechen, der auch dem heutigen Geld
anhaftet. (Beim Freigeld ist dieser Umlaufszwang ein unbedingter.)


Von den Waren sagten wir, daß ihr Vorrat im umgekehrten Verhältnis stehe zur
Schnelligkeit, mit der die Handelseinrichtungen sie vom Markte zum Verbraucher be-
fördern; da aber das Geld nur Gebraucher und keine Verbraucher hat, da das Geld 
die Wareneigenschaft behält, da man es nur kauft, um es wieder zu verkaufen (die
Goldschmiede können wir hier unberücksichtigt lassen), so wirkt die Schnelligkeit,
mit der die Handelseinrichtungen den Besitzerwechsel des Geldes ermöglichen, nicht
wie bei den Waren, sondern entgegengesetzt. Je schneller das Geld von Hand zu Hand
geht, um so schneller erscheint es wieder am Ausgangspunkt des Marktes, um die Bahn
von neuem zu betreten. Und mit jedem Wechsel des Geldbesitzers wird eine Ware 
eine Stufe weiter in den Keller des Verbrauchers hinabgestoßen. Wie ein Eisenbahn-
wagen in einer bestimmten Zeit um so mehr Kilometertonnen bewältigt, je schneller
sich die Räder drehen, so wird auch ein Geldstück um so mehr Waren aus seiner Bahn
werfen, je schneller es seine Bahn durchläuft. Ein blanker Taler, ein entschieden 
echter Taler wird in der Woche vielleicht nur 10 mal den Besitzer wechseln, weil 
mancher sich an seinem Anblick längere Zeit weidet und noch einmal überlegt, ehe er
ihn ausgibt. Bei einem verschlissenen Taler sind diese Hemmungen geringer, und bei
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einem Taler, dessen Echtheit angezweifelt wird, sind sie gar nicht vorhanden. Um 
dieselbe Bahn zu durchlaufen, braucht also ein blanker Taler 3 Wochen, ein ver-
schlissener 2 Wochen und ein zweifelhafter nur 1 Woche. Um die gleiche Anzahl 
von Geschäften abzuwickeln, braucht man 3 neue, 2 alte und nur 1 zweifelhaften Taler.
Die Verschleißkraft, die kaufmännischen oder handelstechnischen Eigenschaften des
Geldes stehen also im umgekehrten Verhältnis zu den banktechnischen Eigenschaf-
ten des Geldes. Kaufmännisch betrachtet ist ein zweifelhafter Taler dreimal besser 
als ein blanker Taler. Diese Einzelheit bitte ich zu beachten.


Das Angebot ist ein Strom, der, von der Arbeitsteilung kommend, in den Käufern
der Verbraucher versiegt. Die Nachfrage ist kein Strom, sondern ein kreisender
Gegenstand, der, wenn er sich schnell bewegt, uns als ein geschlossener, zusammen-
hängender Ring erscheint.


Das Angebot besteht aus immer neuen Waren, die den Weg nur einmal zurück-
legen und dann für immer verschwinden.


Die Nachfrage dagegen besteht aus einer Anzahl von Geldstücken, die den 
gleichen Weg schon 1000mal zurückgelegt haben und ihn noch ebenso oft zurück-
legen werden.


Wir erkennen an diesem Vergleich, daß die Nachfrage anderen Gesetzen unterliegt
als das Angebot. Schon der Umstand, daß die Ware in ihrem Laufe zum Käufer immer
größer, schwerer, will sagen, teurer wird, während das Geld nach 1000maligem
Wechsel seines Besitzers den gleichen Preis haben soll, wie beim Antritt des
Besitzerwechsels, zeigt deutlich, daß in dieser Beziehung das Geld nicht mit den
Waren verglichen werden kann.


Dies sagt aber beileibe nicht, daß das Geld heute den Warenaustausch etwa
"umsonst" vermittelt.


In der Tat, alle Umstände, die die Höhe des Angebots von Waren bestimmen und
die wir im vorigen Abschnitt aufzeichneten, fallen bei der Nachfrage (Angebot von
Geld) fort, und der eine, die Verbesserung der Handelseinrichtungen, hat dem Gelde
sogar den umgekehrten Einfluß wie bei den Waren. Die verbesserten Handelseinrich-
tungen verkürzen der Ware den Weg zum Käufer, vermindern dadurch den Vorrat und
das Angebot von Waren. Eine Verbesserung des Geldumlaufes, eine Verkürzung seiner
Umlaufszeit bewirkt dagegen, daß dasselbe Geldstück früher wieder zur Stelle ist, um
seine Arbeit neu aufzunehmen. Jede Verbesserung des Geldumlaufes vermehrt also
das Angebot von Geld. Darum wird man ja bei Freigeld vielleicht mit einem Drittel
des heutigen Geldbestandes auskommen, um dieselbe Nachfrage betätigen zu können.


Für die Waren, für das Angebot sind in erster Linie die Erzeugungsver-
hältnisse maßgebend, die Fruchtbarkeit der Natur, die Tüchtigkeit der Arbeiter, 
die Vollkommenheit der Werkzeug. Für die Nachfrage ist das alles gleichgültig. 
Das Gold wird nicht hergestellt, sondern gefunden, und der für heute, d. h. für 
die heute lebende Menschheit allein in Betracht kommende Vorrat wird von 
den Vorfahren geerbt, oder, wenn es sich um Papiergeld handelt, willkürlich 
"ausgegeben". Für das Angebot ist die vorjährige Erzeugung ohne
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Einfluß; in der Nachfrage dagegen spielt das Gold, das Salomo aus Ophir bezog, 
noch heute als Teilchen der Münzen sicherlich eine Rolle. Das Angebot wird von uns
alle Jahre neu erzeugt; die Nachfrage erben wir unausgesetzt, wobei jene An-
sammlungen Salomos, sowie die Beutezüge der Spanier in Mexiko und Peru, in 
neuerer Zeit die ergiebigen Funde von Klondyke und Transvaal eine große Rolle 
spielen. Wie groß das Angebot sein wird, bestimmen die heute lebenden Erzeu-
ger; wie groß die Nachfrage ist, bestimmen zum Teil Menschen, deren Gebeine 
schon längst zu Staub geworden sind. Tausend Millionen Menschen sind beschäf-
tigt, das Angebot zu speisen; die Nachfrage dagegen wird von einer Handvoll
Abenteurer in den Goldgruben von Alaska und Afrika unterhalten.


Aber für die Nachfrage kommt auch die Schnelligkeit des Geldumlaufes in
Betracht, und da mag es manchem schwer werden, irgendeine Grenze für diese
Schnelligkeit zu finden. Er wird darum geneigt sein, anzunehmen, daß die Nachfrage
(die doch, zusammen mit dem Angebot, die wichtige Rolle des allgemeinen
Preisrichters spielt) etwas ganz Unbestimmbares sei.


Und in der Tat läßt sich auch kaum eine Schnelligkeit des Umlaufes denken, die
sich nicht durch irgendeine Einrichtung vergrößern ließe.


Hat man sich mühsam eine Grenze für die Schnelligkeit des Geldumlaufes ausge-
dacht, und es schlägt dann jemand vor, das Geld mit übelriechendem Schwefelwasser-
stoff zu durchtränken, damit sich jeder beeile, es wieder weiter zu geben, so sieht
man, daß die Grenze der möglichen Schnelligkeit nicht weit genug gesteckt war.


Aber für das tägliche Leben, für die heutige Nachfrage kommt es gar nicht da-
rauf an, ob man morgen die Schnelligkeit des Geldumlaufes wird vergrößern können.
Das "heute" gilt auf dem Markte, das "morgen" wird nur soweit berücksichtigt, wie
man es klar übersehen kann. Wir können uns ja auch für die Schnelligkeit der
Eisenbahn keine Grenzen denken, die wir nicht doch durch irgend eine Verbesse-
rung überschreiten könnten; aber für heute liegt diese Schnelligkeit innerhalb der
Grenzen, die die fertigen Maschinen, der Bahndamm, die Brücken und Biegungen
scharf vorzeichnen. Es ist uns allen ganz selbstverständlich, daß wir heute nicht be-
liebig schnell fahren können. Mit einiger Überlegung wird uns aber der Begriff eben-
so geläufig sein, daß auch das Geld heute nicht beliebig schnell umlaufen kann, 
und daß die gegebenen Handelseinrichtungen der Schnelligkeit des Geldumlaufes 
ein Höchstmaß vorzeichnen, das heute einfach nicht überschritten werden kann.


Aber dies sagt nicht, daß die Handelseinrichtungen nicht doch verbessert wer-
den können; sie werden tatsächlich fast täglich verbessert. Durch die Umgestaltung
des deutschen Münzwesens, die anstelle des früheren Gemengsels eine gleichartige
Münze setzte, die ohne Prüfung frei von Hand zu Hand gehen kann, ist sicherlich
seinerzeit die Möglichkeit eines schnelleren Umlaufes geschaffen worden.*


*) Man könnte auch zu einer umgekehrten Ansicht gelangen. Tatsächlich muß die größere Sicherheit 
vor Kursverlusten und Fälschungen, die die neue Münze bietet, einen größeren Reiz auf die Sparer ge-
übt haben als die abgegriffenen Groschen, Taler und Gulden. Geld sparen aber heißt den Umlauf 
unterbrechen. Sicherlich liegt hierin etwas Hemmendes.
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Durch die Börsen, Abrechnungsstellen, Wechsel, Schecks wird bestimmt dem Geld
eine größere Umlaufsschnelligkeit gestattet.* 


Namentlich hat aber das Geldsparen sich anders gestaltet. Früher verbargen die
Sparer das Geld allgemein in einem vergrabenen Topf, in der Matratze usw.; heute
bringen sie es durch die Sparbanken (Postsparkassen) wieder in Umlauf. Gewaltige
Summen verstärken so die Nachfrage.


Selbst die Warenhäuser der Neuzeit können als eine Beschleunigung des Geld-
umlaufes angesehen werden, denn hier kann der Käufer in einem Tag eine Summe los
werden, für deren Unterbringung in den zerstreuten Läden der Stadt er sonst mehrere
Tage gebraucht hätte.


Kurz, die Möglichkeit einer ständigen Erweiterung der Grenzen der Umlauf-
schnelligkeit des Geldes kann nicht geleugnet werden, aber diese Möglichkeit kann
das Bild in keiner Weise trüben oder verwischen, das wir jetzt von der Nachfrage
gewonnen habe.


Die Nachfrage wird also bestimmt von der Größe des Geldbestandes und von der
Schnelligkeit des Geldumlaufes. Die Nachfrage wächst im genauen Verhältnis zum
Wachstum des Geldbestandes und zur Schnelligkeit des Geldumlaufes.


Das ist das, war wir von der Nachfrage vorerst wissen müssen, um ein ganz allge-
meines Bild von der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot zu gewinnen.
Freilich ist es noch nicht viel, was wir wissen. Aber es ist wenigstens Inhalt in die-
sen Worten, wir können Nachfrage und Angebot jetzt greifen, betasten, wägen. Es
sind keine Träumereien mehr. Wenn wir von Angebot sprechen, so denken wir nicht
mehr an Handlungen, an Wucherspiel (Spekulation) und sonstigen Unsinn, sondern
wir sehen dort vor uns einen Güterzug vorüberfahren, mit Bergen von Holz, Stroh,
Kalk, Gemüse, Wolle, Erde usw.. Das alles sehen wir genau, mit unseren Augen, und
die übrigen Sinne sind da, um nachzuprüfen, daß wir nicht schlafen, träumen.


Und wenn wir von Nachfrage sprechen so sehen wir auch keine Bettler, kein
Defizit, keinen Zins usw., sondern sehen Geld, Papier- und Metallgeld, Geld, das wir
greifen und zählen können. Wir sehen, daß das Geld durch eine ihm eigene Kraft in
Bewegung, in kreisende Bewegung gesetzt wird, die von den uns bekannten Handels-
einrichtungen gefördert, beschleunigt wird. Wir sehen das Geld genau und beobach-
ten, wie es in jedem Kreislauf, den es beschreibt, eine Anzahl Waren greift und aus
dem Markt in die Häuser der Verbraucher wirft. Wir begreifen es jetzt, weil wir mit
unseren Augen den Vorgang verfolgen, daß die Nachfrage zum Teil davon abhängt,
wie schnell das Geld nach jedem Wurf nach einer anderen Ware ausgreift, und wir
sprechen jetzt nicht mehr papageienhaft, sondern mit dem Bewußtsein, auf den
Grundmauern der Volkswirtschaft zu stehen, die Worte aus: die Preise werden durch
Nachfrage und Angebot selbstherrlich bestimmt.


*) Wie noch heute die Viehhändler, so trugen die Kaufleute allgemein auf ihren Reisen das Geld für 
ihre Einkäufe in bar bei sich; auch sagt man, der Seeweg nach Indien sei mit einer Geldschicht be-
deckt, die sich allmählich aus Schiffbrüchen bildete.
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Erklärung: Als Tonne kann natürlich irgend eine Ware genommen werden, 
Torf z. B.. Man fragt dann, wieviel Kartoffeln, Milch, Heidelbeeren, Buch-
weizen usw. bei den heutigen Preisen für eine Tonne Torf eingetauscht


In ziffernmäßiger Darstellung der bis jetzt besprochenen Bestandteile des Preises
erhalten wir ungefähr folgendes Bild:


Angebot
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Dieses Angebot wächst dadurch,
daß:
1. Die Warenproduktion durch Be-


völkerungsvermehrung steigt, 
um 10 %


2. Die Arbeitsteilung sich auf 
Kosten der Urwirtschaft er-
weitert, um 5 %


3. Die Erzeugungsmittel und -ver
fahren eine Verbesserung er-
fuhren, um 20 %


4. Die besser geschulten Arbei-
ter bessere Waren erzeugen,
um 30 %


Dagegen nimmt das Angebot
dadurch ab:
1. daß bessere Handelsein-


richtungen und die Ein-
schränkung des Zwischen-
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werden können. Dann sind je 50 kg Kartoffeln erster Güte, je 100 Liter Vollmilch, je
60 Liter Buchweizen usw. = 1 Tonne Angebot.


Mit der Nachfrage verhält es sich so: Man fragt: wieviel Geld kann bei bekannter
Geldmasse und heutiger Umlaufgeschwindigkeit heute angeboten werden, und wieviel
Tonnen Waren können bei den jetzigen Preisen dafür gekauft werden? Antwort: 1000
Tonnen. Da die Preise, die diesen 1000 Tonnen zugrunde gelegt wurden, sich durch
Nachfrage und Angebot bilden, so muß notwendigerweise die durch das angebotene
Geld in Tonnen ausgedrückte Nachfrage sich immer dem in Tonnen ausgedrückten
Angebot anpassen. Ist das nicht der Fall, wie z. B. in obiger Aufstellung, wo einem
Angebot von 1250 Tonnen eine Nachfrage von 1400 gegenübersteht, so kommt früh
oder spät die Übereinstimmung durch Preisänderungen zustande. In unserem Beispiel
würde die Übereinstimmung durch Erhöhung der Preise um etwa 10 % sich einstellen.


11. Das Gesetzmäßige im Umlauf des heutigen Geldes.


Wenn man Nachfrage und Angebot als obersten, als einzigen Preisrichter einsetzt,
wenn man den Gegenstand der Wertlehre als ein Hirngespinst erkannt und eingesehen
hat, daß die Erzeugung um den Preis als Schwerpunkt pendelt und nicht umgekehrt,
so wird der Preis und alles, was auf ihn einwirkt, zum Brennpunkt unseres Sinnens,
und Dinge, die wir bis dahin als Nebensache betrachteten, gewinnen mit einem
Schlage ganz außerordentliche Bedeutung.


Und als einen solchen, bisher gänzlich unbeachteten Umstand erwähne ich die
Tatsache, daß man, dank der Beschaffenheit des herkömmlichen Geldes, die Nach-
frage (also das Angebot des Geldes) von einem Tage, von einer Woche, ja sogar 
von einem Jahre zum anderen verschieben kann, ohne unmittelbare Verluste zu er-
leiden – während das Angebot (das Angebot der Waren) durchweg nicht um einen Tag
zurückgehalten werden kann, ohne daß dem Besitzer Unkosten aller Art erwachsen.


Die im Juliusturm aufgespeicherte Nachfrage von 180 Millionen z. B. war in über
40 Jahren nicht einmal betätigt worden, und die Unkosten, die dem Staat dieser
sogenannte Kriegsschatz verursacht hat, kamen allein von außen, nicht vom Innern
des Turmes. Menge und Güte des Goldes waren durchaus unverändert geblieben. Nicht
ein Pfennig war durch Stoffverlust verloren gegangen. Der Soldat, der dort Wache
hielt, fahndete nicht nach Motten und Schimmel, sondern nach Einbrechern. Er wuß-
te, daß, solange die Tür nicht erbrochen war, dem Schatz durchaus nichts ge-schehen
konnte.


Dagegen kostet der in Bern aufgehäufte wirkliche Kriegsschatz, der sogenannte
Bundes-Weizen, der Schweiz jährlich neben den Kosten der Aufspeicherung, Be-
wachung, Wartung, noch 10 % Stoffverlust. (Ohne den Zins, auf den man auch beim
Spandauer Schatz verzichtet hatte.)


Die Gegenstände, die das Angebot vertreten, verderben; sie verlieren an Gewicht,
Güte, fallen gegenüber den frischen Erzeugnissen ständig im Preise.


Bruch, Rost, Fäulnis, Nässe, Hitze, Kälte, Wind, Blitz, Staub, Mäuse, 
Motten, Fliegen, Spinnen, Feuer, Hagel, Erdbeben, Krankheiten, Unglücksfälle,
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Überschwemmungen und Diebe nagen nachdrücklich und ohne auszusetzen an der
Güte und Menge der Waren, und nicht viele unter ihnen gibt es, die nicht bereits
nach wenigen Tagen oder Monaten deutliche Spuren dieser Angriffe zeigen. Und ge-
rade die wichtigsten und unentbehrlichsten unter den Waren, die Lebensmittel und
Kleider, widerstehen ihren Feinden am schlechtesten.


Wie alles Irdische, so ist die Ware in steter Umwandlung begriffen. Wie der Rost
sich im Feuer in reines Eisen zurückverwandelt, so verwandelt sich das reine Eisen 
im langsamen Feuer der Luft wieder zu Rost. Der schöne Pelz fliegt in Gestalt von
tausend Motten zum Fenster hinaus, das Holzwerk des Hauses wird von den Würmern
in Staub verwandelt, und selbst das Glas, das dem Zahn der Zeit besser als andere
Waren wiedersteht, sucht die Umgestaltung wenigstens als Scherbe mitzumachen.


So hat jede Ware ihren besonderen Feind; für Pelzwaren sind es die Motten, für
Glaswaren der Bruch, für Eisenwaren der Rost, für die Tiere Krankheiten aller Art, und
zu diesen Einzelfeinden gesellen sich noch gemeinsame Feinde, die für alle Waren
gelten – Wasser, Feuer, Diebe usw. und der Sauerstoff der Luft, der langsam aber
sicher alles verbrennt.


Wer die Waren gegen alle diese Verluste versichern wollte, wieviel Versicherungs-
geld müßte er wohl bezahlen? Wieviel bezahlt der Ladenbesitzer allein an Miete für
den Platz, wo seine Waren lagern?


Aber die Ware verdirbt nicht nur, sondern sie veraltet auch. Wer würde heute noch
einen Vorderlader, ein Spinnrad kaufen? Wer würde für solche Gegenstände auch nur
die Rohstoffkosten bezahlen? Die Warenerzeugung wirft ständig neue, bessere Muster
auf den Markt, und kaum hatte der Zeppelin seine Lenkbarkeit gezeigt, so wurde er
schon überflügelt, figürlich sowohl wie tatsächlich.


Wie kann sich nun der Warenbesitzer gegen solche Verluste schützen? Nur
dadurch, daß er seine Ware so schnell wie möglich verkauft. Und um sie zu verkaufen,
muß er sie anbieten. Die Waren, sein Eigentum, zwingen ihn geradezu zum Angebot.
Widersteht er diesem Zwange, so wird er bestraft, und die Strafe vollstreckt sein
Eigentum, die Ware.


Dabei ist zu bedenken, daß unausgesetzt neue Waren auf den Markt kommen, daß
die Kuh regelmäßig alle Tage gemolken werden muß, daß der Besitzlose durch den
unmittelbaren Hunger gezwungen ist, täglich zu arbeiten. Das Angebot muß also
größer, dringender werden in demselben Maße, wie etwa der Verkauf, der Absatz
stockt. Der Regel nach ist darum auch der Zeitpunkt, wo die Ware die Fabrik verläßt,
der günstigste für den Verkauf, und je länger der Verkauf hinausgeschoben wird, um
so ungünstiger werden die Marktverhältnisse.


Warum läuft und schreit der Zeitungsverkäufer? Weil seine Ware wenige 
Stunden nach der Geburt schon wertlos wäre. Der Milchhändler hat eine hell-
tönende Glocke an seinem Wagen angebracht, er darf den Tag, will sagen die 
Stunde und Minute nicht für den Verkauf verpassen. Die Gemüsefrau steht 
von allen Bürgern zuerst auf, sie weckt den Haushahn regelmäßig aus seinem 
Schlaf. Der Metzger darf die Zeit auch nicht verschlafen, er kann nicht wegen 
der Pfingstfeier den Laden schließen – denn alsbald würde sein ganzer Fleischvor-
rat in Fäulnis geraten. Der Bäcker gar kann seine Ware zum regelrechten Preis
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nur absetzen, solange die Brötchen noch warm sind. Er hat es jahraus jahrein ebenso
eilig wie die braven Züricher, die den heißen Hirsebrei nach Straßburg bringen. Und
der Bauer, der mit der Pflugschar die Kartoffeln aus der Erde geworfen und sie nun
den Nachtfrösten ausgesetzt hat? Er sammelt sie eilig und bringt sie mit gleicher Eile
auf den Markt – um das schöne Wetter auszunutzen, und um das mehrfache, müh-
same Auf- und Abladen seiner billigen und schweren Ware möglichst zu verhüten.


Und das Heer von Arbeitern, die 10 000 Arbeiterbataillone? Haben es diese nicht
ebenso eilig wie der Zeitungsmann, die Gemüsefrau, der Bauer? Wenn sie nicht arbeiten,
geht mit jedem Pendelschlag der Uhr ein Teil ihrer Habe, ihrer Arbeitskraft, verloren.


So sehen wir, wie die Natur der Ware, ihre Vergänglichkeit, die große Mehrheit des
Volkes aus dem Schlaf rüttelt, sie zur Eile anspornt und sie zwingt, regelmäßig zu
einer bestimmten Stunde auf dem Markte zu erscheinen. Die Eigentümer erhalten von
der Ware den Befehl, sie zu Markte zu führen, unter Androhung von Strafe, die die
Ware auch selbst vollstreckt. Das Angebot der Ware geht also von der Ware aus, nicht
vom Eigentümer; einen Willen läßt die Ware ihrem Eigentümer nur in seltenen Aus-
nahmen und dann nur in beschränktem Maße. So könnte der Bauer z.B. das Korn nach
erfolgtem Drusch in seiner Scheune aufspeichern, um eine bessere Verkaufsgelegen-
heit abzuwarten. Die Natur des Kornes läßt dem Eigentümer mehr Muße zum Über-
legen als die Natur des Salates, der Eier, der Milch, des Fleisches, der Arbeitskraft. Aber
lange darf der Bauer auch nicht überlegen, denn das Korn verliert an Gewicht und
Güte, wird von Mäusen und Gewürm angegriffen und muß vor Feuer und anderen Gefah-
ren geschützt werden. Übergibt der Bauer den Weizen einem Lagerhaus, so kostet ihn
die Sache in 6 Monaten einen bedeutenden Teil des Weizens, ganz abgesehen vom Zins.


Auf alle Fälle muß aber der Weizen vor der nächsten Ernte verkauft werden, und
diese Zeitspanne ist jetzt durch die regelmäßigen Zufuhren von der südlichen Halb-
kugel auf 6 Monate herabgesetzt.


Frl. Zelie, vom Théatre Lyrique Paris (1860), erhält für ein Konzert auf der Insel
Makea im Stillen Ozean als Eintrittsgeld für 860 verkaufte Billets: 3 Schweine, 
23 Welschhühner, 44 Hühner, 500 Kokosnüsse, 1200 Ananas, 120 Maß Bananen, 
120 Kürbisse, 1500 Orangen. Sie schätzt nach Pariser Marktpreisen die Einnahme auf
4000 Franken. Sie fragt: wie soll ich das Zeug zu Geld machen? Soll ich es verzehren?
Man sagt, daß ein Spekulant von der benachbarten Insel Manyea mir Kaufangebote 
in klingender Münze machen wird. Inzwischen gebe ich meinen Schweinen, um sie 
am Leben zu erhalten, die Kürbisse zu fressen, und die Puten und Hühner verzehren
die Bananen und Orangen, so daß ich, um den animalischen Teil meines Kapitals zu
erhalten, den vegetabilischen opfern muß*.


Man kann also sagen, ohne auf Widerspruch zu stoßen, daß das Angebot 
durchweg einem mächtigen, täglich wachsenden, alle Hindernisse überwinden-
den, im Stoff liegenden Zwang unterliegt, einem Zwang, der den angebotenen 
Dingen von Natur aus anhaftet. Das Angebot kann nicht hinausgeschoben 
werden. Unabhängig vom Willen der Warenbesitzer muß das Angebot täglich auf 
dem Markte erscheinen. Ob es regnet, schneit oder ob die Sonne brennt, ob 
politische Gerüchte die Börse beunruhigen, das Angebot ist immer gleich dem


*) Wirth: Das Geld, S. 7.
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Vorrat an Waren. Und selbst dann noch ist das Angebot gleich dem Warenbestand,
wenn der Preis der Waren unbefriedigend ist. Ob der Preis dem Erzeuger Gewinn oder
Verlust bringt – einerlei, die Waren werden angeboten, müssen angeboten werden,
und zwar in der Regel sofort.


Darum können wir das Angebot von Waren, d. i. die Nachfrage nach Geld, mit der
Ware selbst als wesenseins ansehen, sie von menschlichen Handlungen unabhängig
erklären. Das Angebot ist eine Sache, ein Gegenstand, ist Stoff, keine Handlung. Das
Angebot ist immer gleich dem Warenbestand.


Die Nachfrage ist dagegen, wie schon gesagt, von solchem Zwange befreit. Aus
Gold hergestellt, einem Edelmetall, das, wie schon diese Bezeichnung andeutet, eine
Ausnahmestellung unter den irdischen Stoffen einnimmt und sozusagen als Fremd-
körper dieser Erde betrachtet werden kann, widersteht es siegreich allen Zerstörungs-
kräften der Natur.


Das Gold rostet nicht und fault nicht, es bricht nicht und stirbt nicht. Frost, Hitze,
Sonne, Regen, Feuer – nichts kann ihm schaden. Das Geld, das wir aus Gold machen,
schützt seinen Besitzer vor jedem Stoffverlust. Auch die Güte ändert sich nicht.
Vergraben wir einen goldenen Schatz, meinetwegen in einem Morast, ohne irgend-
welche Hülle, so wird dieser Schatz noch nach 1000 Jahren ganz unversehrt sein.


Dabei ist auch die Neuförderung des Goldes, im Verhältnis zu der seit Urzeiten
aufgespeicherten Goldmasse, unerheblich, sie wird in 3 oder 6 Monaten, ja in einem
Jahre, kaum 1 ‰ des Goldbestandes betragen.


Auch vom Modenwechsel wird das Goldgeld nicht berührt, denn der einzige
Modenwechsel, der hier in 4000 Jahren stattfand, war der Übergang von der Doppel-
währung zur einfachen Goldwährung.


Das einzige, was das Gold vielleicht zu fürchten hat, wäre die Erfindung eines
brauchbaren Papiergeldes, aber selbst gegen solche Möglichkeit ist der Goldbesitzer
dadurch geschützt, daß solches Papiergeld nur durch den Willen des Volkes zustande
kommen kann – ein schwerfälliger Feind, der ihm Zeit zur Flucht läßt.


So ist der Besitzer des Goldes vor jedem Stoffverlust durch die eigentümlichen
Eigenschaften dieses Fremdkörpers geschützt. Die Zeit geht am Gold spurlos vorüber,
der Zahn der Zeit kann ihm nichts anhaben.


Der Besitzer des Goldes wird nicht von seinem Eigentum zum Verkauf gedrängt. Er
kann warten; freilich verliert er den Zins, solange er wartet. Aber kommt der Zins
vielleicht nicht gerade daher, daß der Besitzer des Goldes warten kann? Auf alle Fälle
verliert der Besitzer der Ware, der auf den Verkauf warten muß, auch den Zins. Er ver-
liert den Zins und hat den Stoffverlust, dazu noch die Unkosten der Lagerung und War-
tung, während der Besitzer des Goldes nur die Gelegenheit zu einem Gewinn verpaßt.


Der Besitzer des Goldes kann also die Nachfrage nach Waren hinausschieben; er
kann seinen Willen geltend machen. Freilich wird er früh oder spät das Gold anbieten,
denn an sich ist es ihm nutzlos, aber den Zeitpunkt, wo das geschieht, kann er aus-
wählen.


Das Angebot ist mit den vorhandenen Warenmassen immer genau zu 
messen, es deckt sich mit diesen Waren. – Die Ware befiehlt, duldet keinen
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Widerspruch; der Wille des Warenbesitzers ist so machtlos, daß wir ihn füglich un-
berücksichtigt lassen können. Bei der Nachfrage dagegen kommt der Wille des Geld-
besitzers zur Geltung; das Gold ist gefügiger Diener seines Herrn. Der Besitzer des
Geldes führt die Nachfrage an der Leine wie einen Hund; und der Hund beißt, wenn
er gehetzt wird. Und auf wen könnte die Nachfrage wohl gehetzt werden? Oder, um
die Marxsche Bildersprache zu gebrauchen: die Nachfrage betritt den Markt, frei und
stolz einherschreitend, wie jemand, der an den Sieg gewöhnt, ihn für selbstverständ-
lich hält; das Angebot, in gedrückter, bescheidener Haltung, wie jemand, der nichts
zu erwarten hat – als die Gerberei. Dort Zwang, hier Freiheit, und die Vereinigung
beider – des Zwanges auf der einen, der Freiheit auf der anderen Seite – bestimmt den
Preis.


Und woher dieses verschiedene Verhalten? Weil der eine unverwüstliches Gold zu
verkaufen hat, der andere vergängliche Dinge aller Art. Weil der eine warten kann 
und der andere nicht. Weil der eine den Tauschvermittler besitzt und er den Tausch,
dank der körperlichen Eigenschaften des Tauschvermittlers, ohne persönlichen
Schaden zu erleiden, verschieben kann, während dem anderen aus solcher Unter-
brechung ein unmittelbarer Schaden erwachsen würde, der um so schwerer wird, je
länger die Unterbrechung anhält. Weil dieses Verhältnis den Warenbesitzer in Ab-
hängigkeit vom Geldbesitzer bringt oder, um es in der kurzen und klaren Weise von
Proudhon auszudrücken: Weil das Gold nicht Schlüssel, sondern Riegel des Marktes
(des Warenaustausches) ist.


Wenn nun die Nachfrage die Freiheit, die sie genießt, sich zunutze macht und
vom Markte fernbleibt?


Dann wirkt der Zwang, dem das Angebot unterliegt, dahin, daß das Angebot die
Nachfrage aufsucht, ihr entgegeneilt, sie heranzulocken sucht durch Anbieten irgend
eines Vorteiles.


Das Angebot braucht die Nachfrage und zwar sofortige Nachfrage, und der Nach-
frage ist diese Notlage oder Zwangslage des Angebots bekannt.


Folglich wird die Nachfrage der Regel nach eine Sonderleistung zu fordern im-
stande sein für das Vorrecht, vom Markte fernbleiben zu können. 


Und warum sollte der Besitzer des Geldes nicht diese Sonderleistung einfordern?
Ist nicht unsere ganze Wirtschaft, die Preisbestimmung durch Nachfrage und Ange-
bot, auf der Ausbeutung der Verlegenheiten des Nächsten begründet, – wie wir das
mit der Ausführlichkeit, die die Sache verdient, gezeigt haben?


Nehmen wir an, Müller und Schmied, durch Raum und Zeit getrennt, wollen ihre Er-
zeugnisse, Mehl und Nägel, austauschen und brauchen zu dem Zwecke das Geld, das
Meyer verfügbar hat. Meyer kann den Tausch, wenn er will, mit seinem Gelde sofort ver-
mitteln, er kann den Tausch aber auch verzögern, verschleppen, unterbinden, einfach
verbieten, denn sein Geld läßt ihm ja Freiheit, den Zeitpunkt für die Vermittlung des
Tausches auszuwählen. Ist es da nicht selbstverständlich, daß Meyer sich diese Macht
bezahlen läßt, und daß Müller und Schmied in einen Abzug an ihrer Forderung für
Mehl und Nägel einwilligen müssen? Was bleibt ihnen anderes zu tun übrig? Verwei-
gern sie dem Geld die Abgabe, so zieht sich das Geld einfach vom Markte zurück, und 
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Müller und Schmied müssen unverrichteter Sache ihre Habe mit schweren Unkosten
wieder nach Hause bringen. Müller und Schmied werden dann gleichzeitig als
Verbraucher wie als Erzeuger in Not sein. Als Erzeuger, weil ihre Sache verdirbt, als
Verbraucher, weil sie die Dinge entbehren, für deren Eintausch sie ihre Ware zu
Markte brachten.


Wenn Meyer statt Gold irgend eine andere Ware als Tauschmittel besäße, etwa
Tee, Pulver, Salz, Vieh oder Freigeld, so würden die Eigenschaften dieser Tauschmittel
ihm die Freiheit einer Verschleppung der Nachfrage und damit auch die Macht neh-
men, eine Abgabe von den anderen Waren zu erheben.


Wir können also sagen: unser heutiges Geld vermittelt der Regel nach (also kauf-
männisch) den Austausch der Waren nur unter Erhebung einer Abgabe. Ist der Markt
die Straße, auf der die Waren ausgetauscht werden, so ist das Geld der Schlagbaum,
der nur nach Zahlung des Wegegeldes gehoben wird. Das Wegegeld, der Profit, die
Abgabe, der Zins, oder wie man es nennen mag, ist die allgemeine Voraussetzung des
Warenaustausches. Ohne diese Abgabe kein Tausch.


Und man verstehe mich hier recht. Ich spreche nicht vom Handelsgewinn, von der
Bezahlung, die der Kaufmann für seine Arbeit verlangt und verlangen kann. Das, wo-
von ich hier spreche, ist der Sondergewinn, den der Geldbesitzer von den Waren-
erzeugern darum verlangen kann, weil er den Austausch ihrer Waren durch Zurück-
halten des Geldes zu verhindern vermag. Das hat mit dem Handelsgewinn nichts ge-
mein; es ist eine gesonderte Leistung, die das Geld für sich einzieht, eine Abgabe,
die das Geld erheben kann, weil es frei ist vom stofflichen Angebotszwang, dem die
Waren allgemein unterworfen sind. Zwang, dinglicher, der Ware anhaftender Zwang
beim Angebot; Freiheit, Wille, Unabhängigkeit von der Stunde, von der Zeit bei der
Nachfrage – das Ergebnis muß notwendig eine Abgabe sein. Die Ware muß dem Gelde
diese Freiheit bezahlen, es geht nicht anders. Ohne diesen Tribut wird kein Geld an-
geboten; ohne dem Geld die Tauschvermittlung zu bezahlen, erreicht keine Ware den
Bestimmungsort. Kann aus irgendeinem Grunde das Geld seine gewohnte Steuer nicht
erheben, so bleiben die Waren liegen, sie verderben, verfaulen, vergehen (Krise).


Und ist schon das Erheben einer Abgabe selbstverständliche Voraussetzung der
Nachfrage, so ist der Fall erst recht ausgeschlossen, daß sich die Nachfrage auf 
dem Markte einstellt, wenn ihr dort unmittelbar Verluste winken. Das Angebot stellt
sich ein ohne jede Rücksicht auf Gewinn und Verlust; die Nachfrage zieht sich bei
schlechten Aussichten in ihre Festung (das ist die Unverwüstlichkeit) zurück und 
wartet dort mit Seelenruhe, bis die Verhältnisse für einen Ausfall günstiger werden.


Nachfrage, regelrechtes kaufmännisches Angebot des Geldes gegen Waren, gibt es
also nur, solange die Marktverhältnisse:


1. genügende Sicherheit gegen Verluste und
2. dem Geld eine Abgabe bieten.


Der genannte Tribut läßt sich jedoch nur durch den Verkauf der 
Waren erheben, und dazu ist die Erfüllung einer Bedingung erforderlich: in 
der Zeit, die zwischen Kauf und Verkauf der Ware liegt, darf der Preis
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der betreffenden Ware nicht sinken. Der Verkaufspreis muß über dem Einkaufspreis
stehen, denn in dem Unterschied beider Preise steckt der Tribut. In geschäftlichen
Glanzzeiten (Hochkonjunkturen), wo der Durchschnitt der Warenpreise aufwärts
strebt, wird sich die Erwartung der Kaufleute auch aller Regel nach erfüllen. Der
genannte Preisunterschied oder Profit deckt dann die Unkosten des Kaufmanns und
die Abgabe, die das Geld fordert. Bei einer rückwärts gerichteten Konjunktur
(Preisfall) ist die Erhebung der Abgabe jedoch zweifelhaft, oft sogar unmöglich. Der
Zweifel genügt aber schon, um den Kaufmann zu veranlassen, vom Kauf der Waren
abzustehen. Welcher Kaufmann, Wucherspieler, Unternehmer wird sich zum Bankhaus
oder zur Sparkasse begeben, dort einen Wechsel verkaufen, sich zur Zahlung von Zins
verpflichten, wenn er befürchtet, daß das, was er mit dem geborgten Geld zu kaufen
gedenkt, im Preise sinkt, so daß er vielleicht nicht einmal die Auslagen wiederzuer-
halten hoffen kann?


Vom Standpunkt der Bedingungen, von denen das Geld seine Vermittlerdienste
abhängig macht, ist der Handel bei niedergehenden Preisen rechnerisch unmöglich!
Man beachte aber hier, daß nur der Geldbesitzer von solcher rechnerischen
Unmöglichkeit spricht. Beim Warenbesitzer sind auch die schwersten rechnerischen
Verluste keine Hindernis für das Angebot, da gibt es keine rechnerischen Un-
möglichkeiten. Die Ware ist unter allen Umständen zum Tausch bereit, einerlei ob
Gewinn oder Verlust dabei winkt. Das Geld aber streikt, sobald die gewohnte Ab-
gabe unsicher ist, und das trifft ein, wenn aus irgendeinem Grunde das Verhältnis
zwischen Nachfrage und Angebot gestört wird und die Preise sinken.


Halt! Einen Augenblick! Was ist da gesagt worden? Die Nachfrage zöge sich
zurück, der Umlauf des Geldes wäre rechnerisch unmöglich, sobald die Preise zurück-
gehen? Aber die Preise gehen doch zurück, gerade weil das Angebot von Geld
ungenügend ist! Und weil das Geldangebot nicht genügend ist, um einen Preis-
rückgang zu verhüten, zöge es sich zurück, würde also noch kleiner?


Gewiß, so ist es; es ist kein Schreib- oder Druckfehler in diesem Satze. Das Geld
zieht sich tatsächlich vom Markte zurück, der Umlauf des Geldes ist unmöglich, 
rechnerisch unmöglich, sobald das Angebot des Geldes ungenügend ist und ein
Rückgang der Warenpreise eintritt oder erwartet wird.


Als nach Einführung der Goldwährung die Geldherstellung um den ganzen Betrag
der Silberförderung abnahm und die Preise fielen, da war auch der Umlauf des Geldes
unmöglich geworden, und das Geld häufte sich in den Banken an. Der Zinsfuß ging
ständig zurück. Als dann die Bimetallisten (Vertreter der Doppelwährung) ihren
Kriegszug gegen die Goldwährung eröffneten und die damals herrschende andauernde
Wirtschaftskrise mit einer ungenügenden Geldversorgung begründeten, da wiesen die
Bamberger und Genossen auf die großen Bankbestände, auf den niedirgen Zinsfuß
und erklärten diese Erscheinungen als einen unumstößlichen Beweis dafür, daß es
eigentlich noch zu viel Geld gäbe. Den Preisverfall begründeten sie mit einem allge-
meinen Rückgang der Erzeugungskosten (auch des Goldes?), mit einer Zuviel-
erzeugung (Überproduktion) an Waren.
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Die Doppelwährungsfreunde, vor allen Laveleye, entkräfteten diese Beweisfüh-
rung glänzend durch den Nachweis, daß das Geld kaufmännisch nicht umlaufen 
kann, sobald es nicht in einer Menge angeboten wird, die genügt, um einen
Rückgang der Preise zu verhindern. Die großen Bankbestände, der niedrige Zins wären
der schlagende Beweis dafür, daß nicht genügend Geld angeboten wurde.


Jedoch unsere im Wertnebel herumirrenden Währungsphilosophen haben diesen
Sachverhalt niemals begriffen. Und auch heute noch ist er ihnen nicht klar, obschon
die Entwicklung der Geldverhältnisse ihnen inzwischen genügende Beweise für die
Richtigkeit dieser bimetallistischen Theorie geliefert hat. Denn seitdem der Zufall
große Mengen Goldes hat finden lassen und die Warenpreise auf der ganzen Linie
mächtig aufwärts streben, sind die großen Bankbestände verschwunden und der
Zinsfuß höher als je. Also ist es doch so, daß die Banken sich füllen, daß der Zinsfuß
fällt, weil es an Geld fehlt; und daß umgekehrt die Banken sich leeren und der
Zinsfuß steigt, weil zuviel Geld angeboten wird.


Und die Preise fallen ja gerade darum, weil das Geldangebot ungenügend ist.
Dabei ist es gar nicht einmal nötig, daß die Warenpreise tatsächlich fallen, um


das Geld zu veranlassen, sich vom Markte in seine Festung zurückzuziehen. Es genügt
dazu, daß nach allgemeiner Ansicht die Preise fallen werden (wobei es wieder ganz
einerlei ist, womit solche Ansicht begründet wird), um die Nachfrage stutzig zu
machen, um das Angebot des Geldes zu verhindern und um dadurch das, was man
erwartet oder befürchtet, wirklich eintreten zu lassen.


Liegt in diesem Satz nicht eine Offenbarung? Zeigt sie uns die Natur der
Wirtschaftskrisen nicht mit einer Deutlichkeit, die keine der dickleibigen Unter-
suchungen über den Gegenstand erreicht? Der Satz zeigt uns, wie es kommt, daß
manchmal über Nacht ein Krach, eine Krise, ein schwarzer Freitag ausbrechen 
kann, der Tod und Verderben um sich streut.


Die Nachfrage verschwindet, verbirgt sich, weil sie ungenügend war, um den
Austausch der Waren auf Grund des bisherigen Preisstandes auszuführen! Das An-
gebot war größer als die Nachfrage, darum muß sich die Nachfrage ganz zurück-
ziehen. Der Kaufmann schreibt eine Bestellung aus auf Kattun. Hört er aber, daß 
die Kattunherstellung gestiegen ist, wo wirft er den Bestellbogen in den Papierkorb!
Ist das nicht köstlich?


Aber wirft die Erzeugung nicht ständig neue Warenmassen auf den Markt, und
wachsen darum nicht die Bestände, sobald der Absatz stockt? Steigt nicht das Was-
ser im Flußbett, wenn man die Schleusen schließt?


Das Angebot wird also größer, dringender, weil die Nachfrage zögert, und die
Nachfrage zögert ja nur darum, weil das Angebot zu groß ist im Verhältnis zur
Nachfrage.


Auch hier ist weder Schreib- noch Druckfehler. Die vom Standpunkt des Unbe-
teiligten so lächerliche Erscheinung der Wirtschaftskrisen muß auch eine lächerliche
Ursache haben. Die Nachfrage wird kleiner, weil sie schon zu klein ist, das Angebot
wird größer, weil es schon zu groß ist.
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Hier mögen die Mitglieder des Vereins zum Schutze der deutschen Goldwährung
"einen Seufzer fahren lassen und, wenn es geht, noch einen".


Aber das Lustspiel wächst ich noch zum Trauerspiel aus. Nachfrage und Angebot
bestimmen den Preis, d. h. das Verhältnis, in dem Geld und Waren ausgetauscht 
werden. Je mehr Waren angeboten werden, desto größer ist die Nachfrage nach 
Geld. Die Waren, die im Tauschhandel oder auf Kreditwegen den Käufer erreichen,
sind für die Nachfrage nach Geld verloren. Die Preise steigen also, wenn die
Leihverkäufe zunehmen, denn die gegen Geld angebotenen Warenmassen nehmen 
um den Betrag dieser Kreditverkäufe ab, und Nachfrage und Angebot bestimmen 
die Preise, d. h. das Verhältnis, in dem Geld und Waren getauscht werden.


Umgekehrt müssen darum die Preise fallen, wenn die Kreditverkäufe abnehmen,
weil dann die Waren, die auf diesen Seitenkanälen den Käufer erreichten, auf die
Nachfrage nach Bargeld zurückfallen.


Das Angebot von Waren gegen Bargeld wächst also im Verhältnis, wie die
Kreditverkäufe abnehmen.


Die Kreditverkäufe nehmen dann ab, wenn die Preise fallen, wenn der Verkaufs-
preis unter dem Einstand steht, wenn der Kaufmann der Regel nach an seinen
Warenbeständen verliert, wenn er die Stücke des Lagerbestandes, für die er 1000
gezahlt hat, jetzt am Tage der Bestandsaufnahme für 900 kaufen kann und darum
auch für 900 in die Inventur einstellen muß. Die Sicherheit des Kaufmannes steigt
und fällt mit den Preisen seiner Waren, und darum fallen und steigen auch die
Kreditverkäufe mit dem Fallen und Steigen der Warenpreise.


So bekannt diese Sache ist, so wenig Absonderliches hat man darin gefunden.
Und die Sache ist doch seltsam genug.


Steigen die Preise, d. h. ist die Nachfrage größer als das Angebot, so kommt der
Kredit herbeigeeilt, entzieht dem Geld einen Teil der Waren und treibt so die Preise
noch höher. Fallen aber die Preise, so zieht sich der Kredit zurück, die Waren fallen
auf das Bargeld zurück und drücken die Preise noch weiter hinunter!


Braucht man noch weiter nach einer Erklärung der Wirtschaftskrisen zu suchen?*
Weil wir unsere Erzeugungsmittel verbesserten, weil wir fleißig und erfinderisch
waren, weil wir die Arbeitsteilung, die Mutter allen Fortschritts gepflegt haben 
usw., ist das Angebot von Waren, die Nachfrage nach Geld gewachsen, und weil 
wir dieser größeren Nachfrage nach Geld kein verstärktes Angebot von Geld entge-
genwarfen, fielen die Preise der Waren.


Und weil die Preise fielen, wurde die Nachfrage zurückgezogen, das Geld ver-
scharrt. Und weil die Nachfrage zurückgezogen wurde und der Absatz stockte,


*) Im Reichstag wurde 1907 der Betrag der in Deutschland umlaufenden Wechsel mit 35 Milliarden 
Mark angegeben. Wenn es sich hier vielleicht auch nur um die Gesamtsumme der während eines 
Jahres abgestempelten Wechsel handeln sollte, die dann, auf 3-Monats-Wechsel umgerechnet, auf 
9 Milliarden Mark zusammenschrumpft, so zeigt diese Summe doch, welche Gefahr für die Stetigkeit 
der Nachfrage (und der Preise) dieser von Stimmungen und Marktverhältnissen abhängige Kredit 
und Wettbewerber des Geldes in sich birgt.
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türmten sich die Waren zu Bergen an, wie die Eisschollen auf dem Rhein, wenn der
Eisgang irgendwo stockt. Das Angebot durchbricht die Dämme, überschwemmt die
Märkte, und zu jedem Preise werden die Waren losgeschlagen. Aber gerade weil die
Preise auf der ganzen Linie zurückgehen, kann kein Kaufmann Ware kaufen, denn er
muß ja befürchten, daß das, was er heute so verlockend billig kauft, von seinem
Konkurrenten morgen noch billiger gekauft wird, und daß er dann nicht schritthalten
kann. Die Waren sind unverkäuflich, weil sie zu billig sind und noch billiger zu wer-
den drohen. Die Krise!


Aber gerade weil die Krise ausgebrochen ist, weil das Haben (Aktivum) der Kauf-
leute zusammenschrumpft, während das Soll (Passivum) (den Aktiven gegenüber) ge-
stiegen ist, weil jeder, der Geldlieferungsverträge* abgeschlossen hat, diesen der 
sinkenden Warenpreise (Aktiva) wegen nicht nachkommen kann, weil auch schon
Zahlungseinstellungen vorkommen und der ganze Warenaustausch in ein Glückspiel
ausgeartet ist, darum werden die Kreditverkäufe eingeschränkt, und dann wächst 
die Nachfrage nach Bargeld um die ganze Masse der auf dem Kreditwege bis dahin
ausgetauschten Waren – gerade zu einer Zeit, wo das Bargeld ungenügend vertreten
ist und darum vergraben wird!


Wie das Feuer den Luftzug erzeugt, der den Brand belebt, so stärkt heute die
Unterbrechung des Geldumlaufes die Nachfrage nach Geld. Nirgendwo sieht man die
ausgleichenden Kräfte wirken, von denen noch so viele träumen. Verschärfung, nicht
Milderung; von Ausgleich, von regelnden Kräften nirgendwo eine Spur.


Diesen Ausgleich bei wachsender Nachfrage nach Geld (Angebot von Waren)
suchen noch manche in einem beschleunigten Geldumlauf, indem sie annehmen, daß
der Wunsch, billig** zu kaufen, das Geld in verstärktem Maße zu Markte führen muß,
und zwar aus den Rücklagen! Aber das Umgekehrte ist der Fall. Die Preissteigerung
reizt den Kaufmann zum Kauf, nicht der Preisrückgang. Der Preisrückgang kann ihm ja
nur Schaden bringen. Die Furcht, daß das, was heute so billig** angeboten wird,
morgen noch billiger sein wird, schnürt alle Börsen zu, und tatsächlich sehen wir 
ja auch nur so oft und so lange offene Börsen, wie man eine Preissteigerung erwar-
tet. Übrigens, wo sind diese berühmten Rücklagen? Etwa bei den Banken? Die Ban-
ken ziehen ihre Gelder aus dem Verkehr, wenn der Verkehr keine Sicherheit mehr 
bietet infolge allgemeinen Preisrückganges der Waren, aber die Millionen, die so 
dem Markte zu einer Zeit entzogen werden, wo sie dort am nötigsten sind, können
doch nicht als Rücklagen betrachtet werden. Wenn bei einer Mißernte der Gerichts-
vollzieher dem Bauer die Kuh pfändet, so wächst darum der Viehbestand nicht. Die
Banken sind immer überfüllt, wenn die Preise fallen, d. h. also, wenn das Geld-
angebot unzureichend ist; sie sind leer, wenn die Preise steigen. Wäre es um-
gekehrt, so könnte man von Rücklagen reden. Wenn es also Rücklagen gibt,


**) Geldlieferungsverträge sind Wechsel, Schuldscheine, Schuldverschreibungen, Pacht- und Mietver-
träge, Versicherungen aller Art usw.
**) Billig ist im kaufmännischen Sinne keine Ware an sich, sondern nur im Verhältnis zum Erlös. Solange
die Preise fallen, sind alle Waren teuer; billig werden sie, wenn die allgemeine Preissteigerung den
Verkaufspreis über den Einstandspreis hebt.
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so müßte man sie zur Förderung des Warenaustausches so schnell wie möglich auf-
lösen, denn ihr Dasein wäre eine weitere Ursache für Preisschwankungen. Rücklagen,
also Geldsammlungen, können nur dadurch gebildet werden, daß man das Geld dem
Umlauf, dem Markte, dem Warenaustausch, seiner Bestimmung entzieht; wenn man
aber solche Rücklagen immer nur dann bildet, wenn es sowieso schon auf dem 
Markte an Geld fehlt, so müssen wir sie geradezu als Gift bezeichnen.


Das ist also das Gesetzmäßige in der Nachfrage, daß wie verschwindet, sobald 
sie ungenügend ist.


Aber wie ist es, wenn sie etwa im Verhältnis zum Angebot zu groß ist, wenn 
die Warenpreise steigen? Denn auch mit einer solchen Möglichkeit muß man rech-
nen. Es geht auch das aus unserer Darstellung (S. 177) klar hervor, und die Markt-
geschichte der letzten Jahrzehnte ist da, um solches zu beweisen. Es leugnet nie-
mand, daß alle Preise, trotz großartig vermehrter Warenerzeugungen, etwa seit 1895
arg gestiegen sind.


Was macht nun der Besitzer des Geldes, wenn die Preise steigen, wenn er 
das, was er heute kauft, voraussichtlich oder gar erfahrungsgemäß morgen teurer 
verkaufen kann, wenn also die Preissteigerung alles billig macht (vergl. die Er-
läuterung S. 187), wenn der Umsatz des Geldes steigenden Gewinn abwirft?


Antwort: er kauft soviel er kann, d. h., für soviel, wie sein Geld und das, was 
er geborgt erhält, erlauben. Und Kredit genießt der Kaufmannsstand – solange die
Preise steigen, solange der Verkaufspreis der Waren über dem Einstandspreis steht.
Dabei bringt es die rosige Stimmung, die die steigenden Gewinnsätze bei der
Kaufmannschaft unterhalten, wieder mit sich, daß man sich rascher als sonst zum
Kauf entschließt, daß man das Geld nicht zehnmal umdreht, ehe man es ausgibt. Das
Geld läuft schneller um, wenn die Preise steigen, der Geldumlauf erreicht in der
geschäftlichen Glanzzeit (Hochkonjunktur) die Höchstgeschwindigkeit, die die
Handelseinrichtungen überhaupt gestatten.


Und die Nachfrage ist gleich der Masse und der Umlaufsgeschwindigkeit des
Geldes. Und Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise.


Also weil die Preise stiegen, wächst die Nachfrage nach Waren durch beschleu-
nigten Geldumlauf, und gleichzeitig geht das Angebot von Waren (gegen Bargeld)
zurück wegen vermehrter Kreditverkäufe. Die Preise steigen also weiter, weil die
Preise steigen. Die Nachfrage wird belebt, sie wächst, weil sie zu groß ist. Der
Kaufmann kauft Ware weit über den unmittelbaren Bedarf hinaus, er sucht sich 
zu decken – weil das Angebot zu gering ist im Verhältnis zur Nachfrage. Als das
Angebot wuchs und im Verhältnis zur Nachfrage zu groß war – da beschränkte 
der Kaufmann seine Bestellungen auf das Mindestmaß, auf das, was er unmittelbar
absetzen konnte. Er wollte und konnte zwischen Kauf und Verkauf keine Zeit ver-
streichen lassen, denn in dieser Zeit wäre der Verkaufspreis unter den Einstandspreis
gefallen. Jetzt, da es an Waren fehlt, – da kann er nicht genug kaufen, da scheint
ihm alles, was er kauft, zu wenig, da möchte er ein großes Lager haben. Die
Wechselschulden, die er etwa hierbei macht, schrumpfen gegenüber seinem Haben,
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den Aktiven, die durch die Preissteigerung immer größer werden, täglich zusammen,
sie machen ihm keine Sorgen – solange die Preise steigen.


Ist auch das nicht wieder eine ganz tolle Erscheinung, würdig der tollen
Erscheinungen in der Hochkonjunktur?


Die Nachfrage nach Waren wächst, muß gesetzmäßig weit über das gewöhnliche
Maß hinaus wachsen, so oft und solange das Angebot ungenügend ist.


Jawohl, die Metallwährung, unsere mit dem Wertbrei gespeiste Goldwährung,
bewährt sich. Das hat unsere Untersuchung klar bewiesen. Sie erzeugt eine wachsen-
de Nachfrage, wenn diese schon an sich zu groß ist, und schränkt die Nachfrage auf
die persönlichen, leiblichen Bedürfnisse der wenigen Geldbesitzer ein, sobald sie 
an sich schon zu klein ist. Man gibt dem Hungrigen nichts zu essen, weil er hungrig
ist, und den Satten füttert man zum Platzen, weil er satt ist.


Worin die Nützlichkeit des Geldes besteht, haben wir (S. 126ff.) gezeigt. Diesen
Nutzen des Geldes hat man bisher leider immer übersehen, war zur Folge hatte, 
daß sich niemand eine Nachfrage nach solchem Geld (Papiergeld) denken konnte, 
das aus nutzlosem Stoff hergestellt ist. Irgend etwas mußte doch die Leute zum
Ankauf des Geldes reizen, und war es nicht der Nutzen des Tauschmittels, so muße 
es der Nutzen des Stoffes sein.


Nun ist das Gold tatsächlich ein gewerblich verwendbarer Stoff. Diese Ver-
wendbarkeit würde noch viel größer sein, wenn das Gold nicht so teuer wäre. Nur 
der hohe Preis des Goldes bewirkt, daß man das Gold nicht in vielen Fällen anstelle
von Eisen, Blei, Kupfer verwendet.


Immerhin aber ist das Gold nicht so teuer, daß es nicht wenigstens für
Schmuckwaren, wo es nicht auf die Billigkeit ankommt, gebraucht wird. Und tat-
sächlich ist das Gold der besondere Rohstoff der Edelmetallindustrie. Armbänder,
Ketten, Uhrgehäuse und sonstigen Zierrat macht man aus Gold, ebenso Kelche für 
den Kirchendienst; Beschläge für Kraftwagen, Turmuhren, Blitzableiter, Bilderrahmen
usw. usw. werden mit Gold überzogen, auch Photographen und Zahnkünstler ver-
brauchen viel Gold. All dieses Gold wird der Münze entzogen. Gemünztes Gold ist 
in der Regel für die Goldschmiede der billigste Rohstoff.


Die Verwendung des Goldes in diesen Edelmetallgewerben wächst natürlich mit
der Prachtliebe, mit dem Wohlstand und Reichtum, und dieser Reichtum vermehrt 
sich mit der Warenerzeugung, mit der Arbeit. In guten Jahren arbeiten die
Goldschmiede mit Überstunden; in schlechten Jahren bringen ihnen die in Not ge-
ratenen Bürger die Schmucksachen zum Einschmelzen zurück.


Also, je mehr Waren erzeugt werden, je größer die Nachfrage nach Geld (Tausch-
mittel) ist, desto größere Mengen goldener Münzen wandern in den Schmelztiegel 
der Goldschmiede.


Halt! Halt! Was ist da wieder für widersinniges Zeug gesagt worden? Je mehr
gearbeitet wird, je mehr Waren erzeugt werden, desto größer der Reichtum, und je
größer der Reichtum, desto mehr Geld (Tauschmittel der Waren) wird zu Prunkwaren
eingeschmolzen? Habe ich da richtig gehört?
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Jawohl, genau das ist gesagt worden. Es ist hier kein Mißverständnis, und ich
sage es mit der Ruhe, womit ein Richter ein Todesurteil ausspricht. Ich weiß, in den
wenigen Worten liegt Anhalt genug, um die Goldwährung zu verurteilen. Und man
bringe mir den Mann vor meine Augen, der es wagt, das Gesagte zu bestreiten!


Ich wiederhole: Je mehr Waren erzeugt werden, desto größer werden Wohlstand
und Reichtum, und um so mehr wird der Prachtliebe gefrönt. Das durch die Warener-
zeugung (Warenangebot) wohlhabend gewordene Volk leert die Schmuckwarenläden,
und die Goldschmiede werfen das für ihre Ware erhaltene Geld in den Schmelztiegel,
um mit dem Geldstoff (Gold) Ersatz für die verkauften Ketten, Uhren usw. zu schaffen.


Also, weil wir viele Waren erzeugt haben, weil die Ernten gesegnet waren, weil
Thomas ein Verfahren erfand, mit welchem schlechte Erze vorzüglichen Stahl liefern,
weil wir mit diesem Stahl zu vorzüglichen Werkzeugen gelangen, die das Erzeugnis
unserer Arbeit verzehnfachen, weil zudem noch die Rückstände des Thomasverfahrens
sich als wertvoller Düngestoff erwiesen, der den Ertrag unserer Felder verdreifacht
hat, weil die Arbeiter in Schulen gelernt haben, ihre Hände mit Verstand zu ge-
brauchen, kurz, weil das Angebot von Waren gewachsen war – darum vernichten wir
die Nachfrage, indem wir das Tauschmittel, den Träger der Nachfrage, einschmelzen!


Was würde man sagen, wenn in guten Erntejahren und dann, wenn die Industrie
mit Volldampf arbeitet, die Bahnverwaltungen zur Feier solcher Ereignisse die
Eisenbahnwagen verbrennen, vernichten wollte?


Wenn die Kartoffeln dieses Jahr gut geraten – so kaufe ich meiner Frau eine 
goldene Halskette, sagt der Gutsbesitzer.


Wenn meine Kuh dieses Jahr zwei Kälber gibt, so kaufe ich meiner Braut heuer 
den goldenen Trauring, sagt der Bauer.


Wenn ich mit der Maschine doppelt soviel Hosen nähen kann, so kaufe ich mir 
eine goldene Uhr, sagt der Handwerker.


Wenn ich mit meinem neuen geschützten Verfahren zehnmal soviel Stickstoff ge-
winne, so lasse ich auf meine Kosten die Kapelle zu Mariahilf neu vergolden, sagt 
der Chemiker.


Wenn das Stahlwerk dieses Jahr wiederum eine größere Erzeugung aufweist als
vorher, so kaufe ich mir ein goldenes Tafelgeschirr, sagt der Rentner.


Kurz, das Mittel für den Ankauf des Trauringes, der Halskette usw. ist immer und
regelmäßig die vermehrte Warenerzeugung (Angebot), und das Gold für diese Ketten,
Ringe usw. wird immer der Nachfrage, der Münze entzogen. (Auch das ungemünzte
Gold ist durch das Gesetz Geld.)


Weil nun das vom Goldschmied eingeschmolzene Geld für die Nachfrage nach
Waren verlorengeht, weil dies auch schlimmerweise gesetzmäßig gerade zu einer 
Zeit geschieht, wo das Warenangebot groß ist (s.o.), und weil doch Nachfrage und
Angebot die Preise bestimmen, so gehen die Preise zurück. Und der Preisrückgang
unterbricht den Warenaustausch, die Warenherstellung; er erzeugt Arbeitslosigkeit
und Bettelei.


Die Goldwährung, die Nützlichkeit des Geldstoffes als Rohstoff für das
Schmuckwarengewerbe, ist also die Säge, womit man den Ast absägt,
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auf dem der Wohlstand wächst. Das Geld ist die Voraussetzung der Arbeitsteilung, die
Arbeitsteilung führt zum Wohlstand, und dieser vernichtet das Geld. 
Gesetzmäßig endet also der Wohlstand immer als Vatermörder.


Goldwährung und Bettler gehören zusammen, und wenn Friedrich der Große sich
schämte, über ein Bettlervolk zu regieren, so zeigt das nur, daß er ein empfindliches
Ehrgefühl hatte. Sonst hatte gerade er als König keinen besonderen Anlaß, zu er-
röten. Denn überall wo die Edelmetallwährung eindrang, haben die Könige immer 
nur über Bettlervölker regiert. Solange der Mensch den Prunk liebt und den gesun-
den Stand seiner Einkünfte dazu benutzt, Goldwaren zu kaufen, und solange 
gleichzeitig dieses Gold den Rohstoff für seine Tauschmittel liefern muß – ist der
Wohlstand der Volksmassen unmöglich.


Nicht immer wird der Bauer die gute Ernte dazu benutzen, um seiner Frau eine
goldene Kette zu kaufen, und nicht alle Chemiker erflehen den Segen für ihre
Erfindungen mit dem Gelübde, das Bildnis der Muttergottes vergolden zu lassen.


Wenn die Ernte gut ausfällt, werde ich eine Sämaschine kaufen, sagt der Bauer.
Wenn ich Glück im Stalle habe, werde ich den Sumpf entwässern, sagt der


Gutsbesitzer.
Wenn meine Erfindung den Erwartungen entspricht, werde ich eine Fabrik grün-


den, sagt der Chemiker.
Wenn das Werk dieses Jahr gut arbeitet und der Streik beigelegt wird, werde 


ich eine Mietskaserne bauen, sagt der Rentner.
Also, je mehr Ware erzeugt wird, desto mehr wachsen die Anlagen zur Erzeugung


von mehr Ware, vermehren sich die Sachgüter (das sogenannte Realkapital).
Aber von diesen Anlagen, vom Realkapital, erwartet man Zins, und der Zins fällt


in dem Maße, wie das Realkapital im Verhältnis zur Bevölkerung wächst. Viele
Wohnungen, wenig Mieter = niedriger Hauszins. Viele Fabriken und wenig Arbeiter =
niedriger Fabrikzins.


Fällt also der Zins der Realkapitalien infolge der neuen Anlagen unter das her-
kömmliche Maß, so wird kein Geld mehr für solche Anlagen hergegeben. Kein Zins,
kein Geld*!Halt! halt! einen Augenblick. Habe ich da wieder recht verstanden? 
Wenn der Zins der Fabriken, Häuser, Schiffe fällt, dann werden keine Häuser mehr
gebaut, weil niemand mehr Geld hergibt für neue Realkapitalien! Ist das wahr? Und
wie sollen dann die billigen Wohnungen entstehen?


Jawohl, das ist wahr, das habe ich gesagt, und wer wird es wagen, mir das zu
bestreiten? Wenn der Zins der Häuser, überhaupt der Zins der Sachgüter fällt, so zieht
sich das Geld, das in diesen Anlagen bis dahin Verwendung fand, zurück, und was
geschieht dann mit den Waren, die in der Erneuerung und Vergrößerung der
Realkapitalien verwendet werden?**


**) Ich verweise hier auf die Lehre vom Zins am Schluß dieses Buches.
**) Nach Angaben, die Landesbankrat Reusch-Wiesbaden auf dem deutschen Wohnungskongreß 
machte, beansprucht allein die Geldbeschaffung für den Wohnungsbau in Deutschland jährlich 1500 
bis 2000 Millionen Mark.
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Abb. 2: Trotz stark vermehrter Warenerzeugung werden die Preise 
nach oben fortgerissen.
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Abb. 3: Hochkonjunktur und Krach.


U (Umlaufsgeschwindigkeit), S (Geldsurrogate), G (Geldmenge) sind die Kom-
ponenten der Nachfrage. W (Waren) ist das Angebot. U und S sind durchaus von 
den Preisen abhängig; sie wachsen im Mißverhältnis zu den Preisen. Die durch die
wachsende Geldmenge angeregte Preissteigerung fördert die Warenerzeugung. 
Wächst diese im Mißverhältnis zu der wachsenden Geldvermehrung, so beginnen die
Preise zu sinken. Als Folge davon scheiden U und S aus der Nachfrage aus, und der
Preisrückgang geht bei A in Preissturz über, besonders auch darum, weil der Preis-
rückgang gleichbedeutend mit Absatzstockungen ist, wodurch W (Warenangebot) 
in die Höhe schießt. Nur solange U, S, G, W parallel laufen oder die Abweichungen
sich ausgleichen, bleibt P (Preis) unverändert.
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Also, wenn das Volk fleißig und erfinderisch war, wenn die Ernte von Sonne 
und Regen begünstigt wurde, wenn viele Erzeugnisse zur Verfügung des Volkes 
stehen, um Wohnungen und Arbeitsstätten zu erweitern, dann, gerade dann zieht
sich das Geld, das den Tausch vermitteln soll, zurück und wartet.


Und weil das Geld sich zurückzieht, weil die Nachfrage fehlt, gehen die Preise
herunter, und der Krach (die Krise) ist wieder da.


Gesetzmäßig muß also der Krach ausbrechen, wenn als Folge vermehrter Real-
kapitalien der Fabrik- und Hauszins heruntergeht. 


In der am Schlusse dieses Buches behandelten Zinstheorie wird der Beweis
erbracht, daß der Geldzins unabhängig vom Zins der Realkapitalien ist (aber nicht
umgekehrt), daß der hier zu erwartende Einwand, der Geldzins ginge mit dem Zins 
der Realkapitalien zurück, und daß darum auch bei niedergehendem Realkapital-
zins das Geld für neue Realkapitalien nicht fehlt, auf Irrtum beruht.


Also auch aus diesem Grunde kann die Volkswirtschaft sich nur von einer Krise 
zur anderen entwickeln. Unter der Herrschaft des Metallgeldes muß das Volk gesetz-
mäßig obdachlos als Bettler sein Leben fristen. Das Gold – das ist unser angestamm-
ter König, der wahre "roi des gueux".


12. Die Wirtschaftskrisen, und wie sie zu verhüten sind.
Wirtschaftskrisen, also Absatzstockungen und Arbeitslosigkeit mit ihren Begleit-


erscheinungen sind nur bei weichenden Preisen denkbar.
Die Preise können aus drei Gründen zurückgehen:
1. weil die eigentümlichen Produktionsverhältnisse des Goldes eine willkürliche


Anpassung des Geldangebots (Nachfrage) an die Warenerzeugung (Angebot) nicht
erlauben;


2. weil bei steigender Warenerzeugung (blühender Volkswirtschaft) und damit
Hand in Hand gehender Vermehrung der sog. Realkapitalien der Zins für diese zurück-
geht, weil dann kein Geld mehr für die Bildung neuer Realkapitalien sich anbietet
und der Absatz der hierfür bestimmten Waren (ein ganz bedeutender Teil der
Warenerzeugung, zumal bei zunehmender Volkszahl) stockt;


3. weil bei vermehrter Warenerzeugung und wachsendem Wohlstand das Geld
(Nachfrage) von den Goldschmieden eingeschmolzen wird, und zwar im Verhältnis
zum wachsenden Warenangebot.* 


*) Es wird berichtet, daß die Chinesen aus Silber Figuren bilden, die als Hausgötter oder Schutz-
geister viel begehrt sind. Das Silber ist aber das allgemeine Tauschmittel der Chinesen. Man kann sich
nun leicht folgendes als wahrscheinlichen, gewöhnlichen Vorgang vorstellen: Das Silber strömt aus
irgend einem Grunde reichlicher als sonst in China ein und belebt dort Handel und Industrie (Hoch-
konjunktur). Der Kaufmann macht gute Geschäfte, und aus Dankbarkeit zu seinem silbernen Schutz-
geist macht er diesen größer und schwerer, d.h., das bei ihm für Ware eingehende Silber – die Ursache
des flotten Geschäftsganges – wird eingeschmolzen und verschwindet auf Nimmerwiedersehen in der
Hauskapelle. Wenn aber umgekehrt aus Mangel an Silber die Preise fallen (Krise) und die Geschäfte des
Chinesen schlecht gehen, so denkt der Chinese, daß sein Schutzgeist ob seiner Kleinmütigkeit ohn-
mächtig ist – und dann scharrt er das wenige bei ihm eingehende Silber zusammen, um damit die Macht
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Diese drei Ursachen des Rückgangs der Warenpreise genügen jede allein für sich,
um eine Krise hervorzurufen, und ihre Natur ist so, daß, wann auch die eine etwa
infolge genügender Goldfunde ausfällt, die anderen dafür in die Lücke springen. Einer
der drei Ursachen der Krise verfällt die Volkswirtschaft immer und gesetzmäßig.


Nur in dem Fall, daß man anhaltend solche außergewöhnlichen Goldmassen 
findet und zwar so viel, daß die Preise trotz vermehrtem Goldverbrauch der Industrie
anhaltend und stark (mindestens 5 % jährlich) steigen, kann sich die Volkswirtschaft
ohne Krise abwickeln. Auch der Widerstand, den der Rückgang des Realkapitalzinses
dem Geldumlauf bietet, würde durch solche allgemeine Preissteigerung gebrochen –
indem die Preissteigerung das Geld geradezu zum Umlauf zwingt. Aber eine solche
allgemeine Preissteigerung wäre an sich ein Zusammenbruch der Währung.


Wie könnten nun die Wirtschaftsstockungen verhütet werden? In der Erklärung
ihrer Ursache ist auch schon die Bedingung angegeben, die für die Verhütung der
Wirtschaftsstockungen erfüllt werden muß, und diese lautet: Die Preise dürfen 
niemals und unter keinen Umständen fallen!


Das ist die Bedingung, die erfüllt werden muß. Und wie kann man das erreichen?
Wir erreichen das:
1. indem wir das Geld vom Gold trennen und die Geldherstellung nach den


Bedürfnissen des Marktes richten;
2. indem wir das aus Papier verfertigte Geld so gestalten, daß dieses unter allen


Umständen gegen Waren angeboten wird und zwar selbst dann noch angeboten 
wird, wenn der Kapitalzins, der Zins des Geldes sowohl, wie der Zins der Sachgüter
(Realkapitalien), fällt und verschwindet.


Wie das erreicht werden kann, wird im IV. Teil dieser Schrift gezeigt werden.


13. Die Neuordnung der Notenausgabe (Emissionsreform).


Nachfrage und Angebot bestimmen die Preise, und die Volkswirtschaft braucht
feste Preise, um sich in gedeihlicher Weise auszubilden, und um die dem Geld eige-
nen, glücklichen Entwicklungskeime zur vollen Entfaltung zu bringen. 


Wir wären weit, weit über den Kapitalismus hinaus*, wenn nicht seit 3000 
Jahren durch die Wirtschaftsstockungen die Menschheit immer wieder die 
mühsam erklommenen Stufen heruntergestoßen worden wäre; wenn die


seines Hausgottes zu mehren. – Wenn es keine anderen Gründe gibt für den auffälligen jahrtausen-
delangen Stillstand in der Entwicklung Chinas – dieser eine genügt vollkommen, um die Erscheinung zu
erklären.
Hat der Europäer Grund, über den Chinesen zu lachen? Bei gutem Geschäftsgang kauft sich der Europäer
eine goldene Kette, um damit zu protzen, bei schlechtem Geschäftsgang kauft er sich eine noch größe-
re, um sich damit Vertrauen zu seiner Zahlungsfähigkeit zu erschwindeln.
Beide – der Chinese wie der Europäer – sägen also, wenn auch aus verschiedenen Beweggründen, den
Ast ab, auf dem sie sitzen.
*) Kapitalismus = wirtschaftlicher Zustand, in dem die Nachfrage nach Leihgeld und Sachgut (Real-
kapital) das Angebot übertrifft und darum den Zins bedingt.
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bettelhafte Armut, in der jede Wirtschaftsstockung die Volksmassen hinterläßt, nicht
die Bettlergesinnung großgezogen hätte, die nun einmal den Menschen, groß und
klein, in den Knochen liegt. Unsere Arbeiter würden sich die Behandlung, die ihnen
durch die Unternehmer und den Staat zuteil wird, nicht gefallen lassen, wenn die
Nachfrage nach ihren Erzeugnissen ebenso regelmäßig auf dem Markte erschiene 
wie das Angebot, und unsere Großgrundbesitzer würden nicht bei den Brotkonsu-
menten, bei den ausgemergelten, dürren Arbeiterfrauen um Brotzölle gebettelt 
und dabei nach Bettlerart, um das öffentliche Mitleid zu erregen, ihre Geschwüre 
(die Not der Grundrentner) bloßgelegt haben, wenn die Goldwährung sie durch den
Druck, den sie auf die Preise geübt, nicht geplündert und bestohlen hätte.


Die Plage des Hungers und der Druck der Schulden sind böse Erzieher.
Und wo wären wir heute in wissenschaftlicher, technischer, religiöser Beziehung


angelangt, wenn die vielversprechende Kultur, die das Gold, obschon blutbefleckt,
geraubt und erpreßt, in Rom erstehen ließ, nicht unter einer anderthalbtausend-
jährigen, durch Geldmangel erzeugten wirtschaftlichten Eiszeit erstarrt, vergletschert,
vernichtet worden wäre!


Salomo schuf Wunderdinge, weil er Stoff für die Gelderzeugung aus Ophir erhielt,
wodurch ein geregelter Austausch und die Arbeitsteilung möglich wurden. Aber seine
Schöpfungen gingen wieder, zusammen mit dem Aufhören der Goldfunde, verloren.


Jeder Anlauf zur Kultur der Menschheit ist immer selbsttätig, gesetzmäßig durch
den Rückgang der Preise erstickt worden. Denn Fortschritt heißt wachsende Arbeits-
teilung, Arbeitsteilung heißt Angebot, und das Angebot kann nicht zum Tausch
führen, wenn die Preise wegen Mangels an Nachfrage (Geld) sinken.


Geld und Kultur gehen zusammen auf und unter. Darum war auch die "merkanti-
listische Theorie", die das Gold als den Inbegriff des Reichtums und der Kultur be-
trachtete und folgerichtig darum auch eine auf ständige Vermehrung des Geldbe-
standes gerichtete Wirtschaftspolitik durch Schutzzölle befürwortete, gar nicht so
falsch. Der gesunde Gedanke hatte nur einen törichten Ausdruck gefunden. Die Tat-
sache war da, daß bei Zufluß von Gold die Gewerbe, Künste und Wissenschaften ge-
diehen. Nur verwechselten die Merkantilisten Geld und Gold. Sie glaubten, das Gold
bewirke das Wunder mit Hilfe seines "inneren Wertes"; es gab für sie kein Geld, son-
dern nur Gold. Geld und Gold waren ein Begriff. Sie wußten nicht, daß das Geld,
nicht das Gold, den Austausch der Waren vermittelt, und daß der Reichtum durch die
Arbeitsteilung entsteht, die das Geld, nicht das Gold ermöglicht. Sie suchten die Wir-
kungen der Arbeitsteilung in Eigenschaften des Goldes, statt in denen des Geldes.


Wer nun einmal gelernt hat, das Geld vom Gold zu trennen und zu unter-
scheiden (vergl. den 1. Abschnitt), sich auch von der Wichtigkeit fester Preise 
überzeugt und dabei dem Wertglauben abgeschworen hat, der kommt gleich 
auf den Gedanken: so verfertigt doch einfach Papiergeld und bringt es unter 
die Leute, sowie ihr merkt, daß das Angebot die Nachfrage überholt und die 
Preise zu weichen beginnen, und umgekehrt, zieht Papiergeld ein und ver-
brennt es, sowie ihr merkt, daß die Nachfrage das Angebot übersteigt und die 
Preise anziehen. Es handelt sich ja nur um eine Quantitätsfrage, und die lithogra-







197[225] Die Neuordnung der Notenausgabe (Emissionsreform).


phische Presse in dem einen, der Verbrennungsofen im anderen Falle, stellen es in
euer Ermessen, die Nachfrage (Geld) dem Angebot (Ware) stets derart scharf anzu-
passen, daß die Preise fest bleiben müssen.


So spricht Michael Flürscheim*, der diesen Gedanken mit Eifer vertritt und der
mich unter die ersten zählt, die ihn gestaltet und verbreitet haben. Gegen diese Ehre
muß ich aber insofern Verwahrung einlegen, als ich es stets und von vornherein
bestritten habe**, daß das Papiergeld in der Form, wie es heute bekannt ist, (also
ohne stofflichen, unmittelbaren Umlaufszwang) einfach durch Veränderung seiner
Menge sich dem Angebot so anschmiegen lasse, wie es die Bedürfnisse eines geregel-
ten Austausches der Güter des eigenen Landes wie des Weltverkehrs erheischen.


Ich bestreite es und will hier klipp und klar nachweisen, daß, solange der Staat
neben der Masse des Geldes nicht auch noch den Umlauf des ausgegebenen Geldes be-
herrscht, alle die hier aufgedeckten Widersprüche des Geldumlaufes ungelöst bleiben.


Solange das Geld, als Ware betrachtet, besser als die Ware im allgemeinen ist,
solange man von Geldvorrechten spricht, solange namentlich die Sparer das Geld den
Waren (ihren eigenen Erzeugnissen) vorziehen, solange die Wucherspieler das Geld
ungestraft zu ihren Angriffen mißbrauchen können, wird das Geld den Austausch der
Erzeugnisse nicht ohne eine vom Handelsgewinn gesonderte Abgabe vermitteln. Und
das Geld soll doch "ein Schlüssel und kein Riegel des Marktes" sein, es soll eine
Straße und kein Schlagbaum sein; es soll den Austausch fördern, verbilligen, nicht
hemmen und belasten. Und es ist doch klar, daß ein Geld nicht zugleich Tausch- und
Sparmittel, Peitsche und Bremse sein kann.


Deshalb fordere ich neben einer nur durch die reine Papierwährung ermöglichten
Beherrschung der Geldmassen durch den Staat eine vollkommene, sachliche Trennung
des Tauschmittels vom Sparmittel. Den Sparern stehen alle Güter der Welt zur Ver-
fügung, warum sollen sie also ihre Ersparnisse gerade in Geld anlegen? Das Geld 
wurde doch nicht gemacht, damit es gespart werden könnte!


Das Angebot steht unter einem unmittelbaren, den Waren anhaftenden, sach-
lichen Zwang; darum fordere ich einen gleichen Zwang für die Nachfrage, damit bei
den Verhandlungen um den Preis das Angebot nicht der Nachfrage gegenüber im
Nachteil bleibe.***


Das Angebot wird durch den erwähnten Zwang über den Willen der Warenbesitzer
gestellt, wird einfache, meßbare Sache; die Nachfrage muß darum gleichfalls vom
Willen der Geldbesitzer getrennt werden, – auch sie soll zur Sache werden, damit sie
jederzeit abgewogen und gemessen werden kann. Wer es weiß, wie groß die
Warenerzeugung war, der weiß auch, wie groß das Angebot sein wird; ebenso muß
jeder, der den Geldbestand kennt, wissen, wie groß die Nachfrage sein wird.


***) Michael Flürscheim, The Economic und Social Problem, Jefferson Publishing Company, Xenia,
Clay County, Illinois, U.S.A.
***) Silvio Gesell, Nervus rerum, S. 36-37. Bueonos Aires 1891.
***) Wer noch nicht ganz frei vom Wertglauben ist, wird die Bedeutung dieser Gerechtigkeit nicht
begreifen.
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Das alles erreicht man auf einfachste Weise durch den sachlichen, dem Gelde
anhaftenden Umlaufszwang des Tauschmittels, und es läßt sich nur durch ihn er-
reichen. (Siehe auch den folgenden Teil d. B.)


Der stoffliche Umlaufszwang befreit den Geldumlauf von allen Hemmungen, die
Gewinnsucht, Wucherspiel, Furcht und drohende Wirtschaftsstörungen aller Art ihm
entgegenstellten, versetzt die gesamte, vom Staate ausgegebene Geldmasse in einen
ununterbrochenen gleichmäßigen, durch nichts störenden Umlauf und erzeugt
dadurch eine ebenso regelmäßige, ununterbrochene Nachfrage.


Infolge der Regelmäßigkeit, womit nun die Nachfrage sich einstellt, hören die
Absatzstockungen, die Warenanschwellungen auf, und so wird als unmittelbare
Begleiterscheinung der regelmäßigen Nachfrage auch das Angebot regelmäßig sein
und nur mehr von der Warenerzeugung beeinflußt werden, genau wie ein Flußbett
regelmäßig wird, sobald das Gefälle gleichmäßig verteilt wird.


Dann sind nur ganz geringe Änderungen in der Menge des Geldes nötig, um die
Nachfrage den natürlichen Schwankungen der Warenerzeugung stets auf den Leib
zuschneiden zu können.


Will man jedoch diesen Umlaufszwang für das Geld nicht einführen, so verwirren
sich sofort alle Verhältnisse. Die Nachfrage entzieht sich dem Machtbereich des
Staates. Wobei noch das einzig Gesetzmäßige in diesem Wirrwarr, die Profitbedingung
für den Geldumlauf, dahin wirkt, daß das Geld privatwirtschaftlich vom Markt zurück-
gezogen werden muß, sobald es an Geld fehlt, und umgekehrt wieder dem Umlauf
zugeführt wird, wenn es schon im Übermaß angeboten wird.


Zur Prüfung der Richtigkeit des hier Gesagten will ich jetzt den Vorschlag, den
Flürscheim vertritt*, einer genaueren Prüfung unterwerfen. Es wird dies auch darum
nötig, weil die schönen Erfolge, die man mit der auf einen festen Stand (das
Goldpari) zugespitzten Neuordnung der Notenausgabe (Emissionsreform) in Argen-
tinien**, Brasilien, Indien und anderen Ländern erzielte, die Aufmerksamkeit auf 
das Papiergeld gelenkt und den Glauben an eine weitere Vervollkommnungsmög-
lichkeit dieses Tauschmittels erweckt haben. Die Vertreter der Papierwährung könnten
aber ihrer Sache keinen größeren Schaden zufügen, als durch Einführung oder
Gutheißung von Neuerungen, bei denen nicht jede Möglichkeit eines Mißerfolges 
ausgeschlossen ist. Jeder Fehlschlag stärkt nur die Stellung der Metallwährungs-
vertreter und macht die Papierwährung wieder für Jahrzehnte unerörterbar.


Die hier als unzulänglich erwähnte einfache Änderung der Notenausgabe
(Emissionsreform) läuft also darauf hinaus, den Staat zu ermächtigen, Geld in einer
nur durch die Preise der Waren beschränkten Menge auszugeben, bzw. einzuziehen.
Die Nachfrage nach Geld soll der Staat nur noch mit dem Durchschnittspreise der
Waren messen. Der Staat vermehrt den Geldumlauf, wenn die Preise fallen, er
schränkt den Geldumlauf ein, sobald die Preise steigen. 


**) Siehe auch: Arthur J. Fonda (Denver, Colorado), Honest Money. – Professor Frank Parsons, Rational
Money. – Professor Marshall (Cambridge), Contemporary Review 1887.
**) Silvio Gesell, La cuestion monetaria argentina. Buenos Aires 1898. Ders., La plétora monetaria.
Buenos Aires 1907.
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Das Geld soll nicht in einer bestimmten Ware, auch nicht in Gold einlösbar sein; 
für die Einlösung soll der Inhaber auf den Markt angewiesen sein. Im übrigen aber
soll sich das Papiergeld nicht von dem gemeinen Papiergeld unterscheiden.
Namentlich soll auch das Geld nach wie vor als Sparmittel gebraucht oder miß-
braucht werden können, ebenso als Rücklage seitens der Wucherspieler (Spekulan-
ten). Die Nachfrage soll also alle Vorrecht bebehalten, die sie heute gegenüber dem
Angebot besitzt. Die Nachfrage soll bleiben, was sie heute ist, eine Willenshandlung
der Geldbesitzer, soll also Spielball der Geldmächte bleiben.


Der ausgesprochene Zweck der Sache soll aber doch sein, die in Abständen 
immer wiederkehrende Zuvielerzeugung (chronische Überproduktion) und Arbeits-
losigkeit zu beseitigen, die Wirtschaftskrisen unmöglich zu machen und den
Kapitalzins zu unterdrücken.


Entscheidend für die Beruteilung dieser Reform wird das Verhalten der Sparer
sein, und da wollen wir hier in erster Linie daran erinnern, was wir über das 
Sparen gesagt haben. Der Sparer erzeugt mehr Ware, als er selbst kauft, und 
der Überschuß wird von den Unternehmern mit dem Geld der Sparkassen gekauft 
und zu neuen Realkapitalien verarbeitet. Aber die Sparer geben das Geld nicht 
her ohne Zins, und die Unternehmer können keinen Zins bezahlen, wenn das, was 
sie bauen, nicht wenigstens den gleichen Zins einbringt, den die Sparer fordern. 
Wird aber eine zeitlang an der Vermehrung der Häuser, Werkstätten, Schiffe usw.
gearbeitet, so fällt naturgemäß der Zins dieser Dinge. Dann können die Unter-
nehmer den von den Sparern geforderten Zins nicht zahlen. Das Geld bleibt in den
Sparkassen liegen, und da gerade mit diesem Geld die Warenüberschüsse der Sparer
gekauft werden, so fehlt für diese jetzt der Absatz, und die Preise gehen zurück. Die
Krise ist da.


Hier nun wollen die Umgestalter der Notenausgabe eingreifen. Sie sagen: 
warum ist die Krise ausgebrochen? Weil die Preise fielen, und die Preise fielen, weil
es an Geld fehlte, d. h., weil das vorhandene Geld wegen des herabgesetzten Zins-
ertrages der Sachgüter nicht angeboten wurde. Gut denn, so lassen wir die Sparer 
und Sparkassen im Besitz des Geldes. Sie mögen das Geld verscharren. Und wir
drucken neues dafür. Der Staat verfertigt Geld und liefert es den Unternehmern, 
wenn die Sparer und Kapitalisten es ihnen vorenthalten. Sinkt der Zins der
Realkapitalien, so geht der Staat mit dem Zins auch herunter. Können die Unter-
nehmer nur noch 3 – 2 – 1 % aus den Häusern, Fabriken, Schiffen schlagen, so geben
wir den Unternehmern das Geld zu 3 – 2 – 1 %, und wenn es sein muß, zu 0 %.


Das klingt ja gut; der Vorschlag ist einfach, und man hält ihn für verständig. 
Aber er klingt nur gut für den Laien. Ein geübtes Ohr vernimmt da schrille Mißtöne.


Wie, ist nicht das Geld gemacht worden, um den Warenaustausch zu ver-
mitteln? Und da gestattet man den Sparern, den Kapitalisten und Wucher-
spielern, das Geld für andere, dem Warenaustausch fremde Zwecke zu ver-
wenden? Das Geld wurde gemacht, um dem Warenerzeuger den Tausch seiner
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Erzeugnisse gegen die anderer Warenerzeuger zu erleichtern. Das Geld ist also 
ein Tauschmittel, mehr nicht. Das Geld vermittelt den Tausch, und der Tausch ist
vollendet, wenn zwei Warenerzeuger ihre Erzeugnisse gegenseitig ausgetauscht
haben. Solange der Warenerzeuger seine Sache nur gegen Geld verkauft hat, ist der
Tausch nicht beendet, es bleibt ein Mann auf dem Markte, der auf ihn wartet. Der
dem Geld zugrunde liegende Gedanke verlangt also, daß dem Verkauf der Ware 
gegen Geld sofort der Kauf von Ware mit Geld folgt, damit der Tausch vollendet 
werde. Wer mit dem Kauf zögert, läßt den Tausch unvollendet, er nimmt notwen-
digerweise einem anderen Warenerzeuger den Absatz, er mißbraucht das Geld. Ohne
Kauf kein Verkauf; darum, wenn das Geld seinen Zweck erfüllen soll, soll der Kauf
dem Verkauf auf dem Fuße folgen – Zug um Zug.


Nun heißt es, daß der Mann, der seine Erzeugnisse gegen Geld verkauft hat und
dieses nicht wieder durch den Kauf von Waren weitergibt, bereit ist, das Geld zu ver-
leihen, wenn ihm ein Zins geboten wird. Aber diese Bedingung kann man nicht als
rechtmäßig gelten lassen. Bedingungslos soll der Mann sein Geld verleihen, sonst
muß er gehalten werden, selber Ware zu kaufen oder seine eigenen Erzeugnisse
zurückzukaufen. Niemand steht es zu, den Umlauf des Geldes an Bedingungen zu
knüpfen, einerlei, welcher Art sie auch seien. Wer Geld hat, hat ein Recht auf un-
mittelbaren Kauf von Waren, mehr nicht. Ein Recht auf Zins widerspricht dem Ge-
danken des Geldes, denn dieses Recht käme einer Besteuerung gleich, einer privaten
Besteuerung des Warenaustausches mit Hilfe einer staatlichen Einrichtung. Das Recht
auf Zins käme dem Rechte gleich, den Warenaustausch durch Festhalten des Geldes 
zu unterbrechen, um die Warenbesitzer, die auf dieses Geld warten, in Verlegenheit
zu setzen, und um diese Verlegenheiten für die Zinserpressung auszubeuten. Die Be-
dingungen, unter denen das Geld verliehen werden kann, sind Sonderangelegenhei-
ten der Sparer, mit denen der Staat nichts zu tun hat. Für den Staat ist das Geld 
reines Tauschmittel. Er sagt dem Sparer: du hast mehr Ware verkauft, als du gekauft
hast und besitzest einen Geldüberschuß. Dieser Überschuß muß unter allen Um-
ständen auf den Markt zurückgebracht und gegen Waren umgesetzt werden. Eine
Ruhebank ist das Geld nicht, sondern ein Übergangslager. Hast du selbst keinen
unmittelbaren Bedarf an Waren, so kaufe Wechsel, Schuldscheine, Pfandbriefe usw.
von solchen Personen, die jetzt Waren brauchen, aber dazu keine Geld haben. Die
Bedingungen, zu denen du die Wechsel kaufen kannst, sind deine Sonderangelegen-
heiten; du hast nur der bedingungslosen Pflicht zu gehorchen, das Geld wieder so-
fort auf den Markt zu bringen. Tust du es nicht, so mußt du durch Strafen dazu an-
gehalten werden, denn durch deine Säumigkeit erleiden die Bürger Schaden.


Der Staat baut Straßen für Beförderung der Waren, und er verfertigt Geld für den
Tausch der Waren. Und wie der Staat verlangt, daß niemand eine belebte Straße
durch zu langsames Fahren mit Ochsenkarren versperre, so muß er auch verlangen,
daß niemand den Tausch durch Festhalten des Geldes unterbreche oder verzögere.
Wer dennoch solche Rücksichtslosigkeiten begeht, soll bestraft werden.


Aber über diese doch ziemlich selbstverständlichen Forderungen eines ge-
sunden, zweckentsprechenden Geldwesens gehen die Befürworter einer ge-
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änderten Notenausgabe (Emissionsreformer) mit jugendlichem Leichtsinn hinweg 
und hoffen wohl, auch so ihr Ziel zu erreichen. Ein eitler Wahn!


Die Sparer also erzeugen mehr Ware, als sie selber gebrauchen, und das für den
Überschuß gelöste Geld geben sie ohne Zins nicht wieder frei. Die Krise, die die
Sparer durch solches Benehmen unmittelbar verursachen, soll nun dadurch be-
schworen werden, daß der Staat den Unternehmern Geld zu einem niedrigeren Zins-
fuß liefert und zwar neu verfertigtes Geld, das unmittelbar von der Presse kommt.


Der Erzeugungsüberschuß der Sparer wird also nicht mit deren Geld gekauft, 
sondern mit neuem Geld. Vorläufig hat das auch nicht viel zu besagen. Und mit Hilfe
des neuen Geldes geht der Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen usw. ungestört wei-
ter. Die Unternehmer erhalten zwar von diesen Dingen nun immer weniger Zins, weil
jetzt ohne Unterbrechung weitergebaut wird und das Angebot von Mietshäusern 
usw. unaufhaltsam wächst, aber damit gleichlaufend sinkt auch der Zinsfuß, den sie
der Notenbank zu zahlen haben. Für sie als Unternehmer ist also die Höhe des Zins-
ertrages der Häuser soweit gleichgültig. Sie müssen diesen Zins ja doch an ihre
Gläubiger abliefern. Es wird ohne Störung unausgesetzt gearbeitet, und dementspre-
chend geht auch das Geldsparen unausgesetzt vor sich. Manche dieser Sparer finden
es vorteilhaft, ihr Geld auch noch zu herabgesetztem Zins zu verleihen, aber bei 
manchen, und besonders bei den kleinen Sparern, wo der Zins sowieso nicht viel 
ausmacht, genügt schon das Herabgehen des Zinses von 5 auf 4 oder 3 %, um sie zu
veranlassen, das Geld in altmodischer Weise bei sich zu Hause zu bewahren und ganz
auf den Zins zu verzichten. Diese Summen betragen zusammen viele hundert Millio-
nen Mark, und der Staat ersetzt sie durch Ausgabe neuen Geldes. Und so wird die
Krise vermieden, es wird weiter gearbeitet an Häusern, Schiffen, Fabriken, deren Zins
ständig, und wie man annimmt, schnell heruntergeht. Aber mit jedem Zurückgehen
des Zinses wachsen die Hemmungen, die den Sparer davon abhalten, sein Geld zur
Sparkasse zu bringen. Bald sind es auch schon die größeren Sparer, die es nicht mehr
für der Mühe wert halten, das Geld zur Sparkasse zu bringen, besonders dort, wo der
Weg zur Sparkasse in Betracht kommt und wo man nicht weiß, ob man das Geld in
Kürze nicht wird gebrauchen können. Auch mögen viele das Geld bei sich sicherer
halten als in fremden Händen, unter fremder Verwaltung. Alle diese Hemmungen, die
bisher durch den hohen Zins überwunden wurden, gewinnen jetzt die Oberhand. Und
ein Strom von Geld, von Papiergeld, fließt vom Geldamt über die Markte, um in
Millionen von Sparbüchsen zu münden, und unermüdlich ersetzt die lithographische
Presse des Geldamtes, was hier dem Markt entzogen wird. Ein gewaltiger Strom von
Papiergeld, von Nachfrage, täglich fälliger Nachfrage, wird hier auf ein totes Gleis
abgelenkt.


Und je mehr der Zins fällt, um so stärker fließt dieser Strom; schließ-
lich, und noch bevor der Markt an Realkapital völlig gesättigt ist, schon wenn 
der Zins auf 1 % gefallen ist, bringt niemand mehr seine Ersparnisse zur Spar-
kasse, alle behalten das Geld lieber unter eigener Aufsicht. Und dann wandern 
die gesamten Ersparnisse des Volkes in die Sparbüchse. Viele Milliarden. 
Gewaltige Summen, die noch jährlich darum stark anwachsen werden, weil das
Herabgehen des Zinses die Sparer stark entlasten wird, und weil durch das
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Ausfallen der Wirtschaftskrisen das Volk die gestern gemachten Ersparnisse nicht 
heute wieder wegen Arbeitsmangel aufzuzehren braucht. Fällt der Zins auf 1 %, so ver-
doppeln sich die Einnahmen des werktätigen Volkes, und bei verdoppelten Einnahmen
verzehnfachen sich die Ersparnisse, da ja das letzte Ende der Einnahmen gespart 
wird und dieses Ende jetzt um den vollen Betrag der bisherigen Einnahmen wächst.


Und all dieses Geld soll der Staat ersetzen, jährlich ersetzen! Ein ganzes Volk, das
seine Ersparnisse in Geld, in täglich fälliger Nachfrage anlegt, in Papierfetzen, die
nur darum etwas gelten, weil der Güteraustausch einen Bruchteil davon benötigt! 
Das ist an und für sich ein verdächtiger Zustand.


Die Bodenschulden (Hypotheken) allein betragen Milliarden. Wird kein Zins 
darauf gezahlt, so werden sie gekündigt, das Geld wird eingezogen, verscharrt, und
der Staat muß diese Milliarden durch Neudruck ersetzen. An Wechseln laufen in
Deutschland jahraus, jahrein, an 30 Milliarden um, die gleichzeitig als Tauschmittel
dienen. Fällt die Zinsvergütung (der Diskont) weg, so kauft (diskontiert) auch nie-
mand mehr einen Wechsel. Diese werden für Handelszwecke unbrauchbar, und der
Staat muß entsprechend mehr Geld ausgeben. Viele Hunderte von Milliarden wären
dazu nötig. Mit 100 Pressen, die jahraus, jahrein Tausendmarkzettel drucken, könnte
der Staat solchen Bedarf kaum decken. Hunderte von Milliarden an verscharrter
Nachfrage, täglich fälliger Nachfrage!


Wie nun, wenn aus irgend einem Anlaß diese Nachfrage lebendig würde und auf
den Markt ginge? Wo wäre das dazu gehörige Angebot von Waren? Und wenn das An-
gebot fehlt, dann steigen die Preise, diese Preissteigerung aber erzeugt Differenzen,
und diese Gewinnaussichten locken das Geld auf den Markt! Steigen die Preise, win-
ken die Differenzen, so platzen alle Sparbüchlein, und lawinenartig ergießen sich die
Milliarden auf den Markt. Rette sich wer kann! ertönt es, und das einzige Rettungs-
boot in diesem Schiffbruch sind die Waren. Wer Ware gekauft hat, ist gerettet. Also
kaufen sie alle; die Nachfrage steigt in die Milliarden, und da das Angebot natürlich
fehlt, so schießen die Preise in die Höhe. Die Preissteigerung macht die Ersparnisse
zunichte – und mit dem Papiergeld tapeziert man wieder den Kuhstall – nach alter
Weise, wie es während der französischen Revolution mit den "Assignaten" geschah.


Freilich verneint Flürscheim eine solche Möglichkeit. Er sagt: die Sparer, bzw.
Inhaber der Milliardennachfrage können niemals auf den Gedanken kommen, daß 
die Preise der Waren steigen werden, weil der Staat jeden sich an den Warenpreisen
zeigenden Überschuß an Geld sofort einzieht.


Aber hier stoßen wir auf den zweiten Widerspruch der "Emissionsreform". Der erste
Widerspruch liegt darin, daß der Staat den Gebrauch bzw. Mißbrauch der Geldes als
Sparmittel überhaupt duldet, wodurch es möglich und nötig wurde, daß der Staat mehr
Geld herstellen mußte, als für den Zweck des Geldes, den Warenaustausch, nötig war.


Der zweite Widerspruch liegt darin, daß der Staat das Geld bei der Aus-
gabe an die Unternehmer selber nicht als Tauschmittel benutze, es also nicht 
gegen Waren, sondern gegen Wechsel, Pfandbriefe oder sonstige Sicherheiten 
hergab. Und das Geld ist doch Tauschmittel, und als solches durfte es nur 
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gegen Waren ausgegeben werden. Hätte der Staat das Geld gegen Waren ausge-
geben, also so ausgegeben, wie es dem Zwecke des Geldes entspricht (und wären 
die Waren inzwischen nicht in Schutt und Moder zerfallen), so brauchte er den
Gletscherbruch der Spargelder gar nicht zu fürchten. Aber jetzt hat er nur Pfand-
briefe, Schuldscheine, Wechsel der Unternehmer, die keinen Zins abwerfen, und mit
solchen Dingen kann man kein bares Geld einziehen.


Der Staat hatte also selber die Eigenschaft des Geldes verkannt, als er den Unter-
nehmern Geld vorschoß, das ihnen die Sparer verweigerten. Er hatte seine Gewalt
mißbraucht, und das Geld rächt schwer und rauh jeden Mißbrauch, den der Staat
damit treibt.


Und hier würde der dritte Widerspruch zutage treten, den solche Notenausgabe-
reform in sich birgt, und der darin besteht, daß man an das Geld, das man für
Sparzwecke bestimmt, ganz andere Forderungen stellt, als an das Geld, das man für
Handelszwecke bestimmt. Als Verbraucher bezahlt der Sparer für eine bestimmte
Warenmenge 100 Mark, aber als Sparer bezahlt er diesen Preis nicht. Da sind ihm 
die 100 Mark lieber. Also sind 100 Mark als Sparmittel mehr als die Ware, die man 
für 100 Mark kaufen kann. Man kann mit Waren niemals Spargelder einlösen.


Der Staat hat aber in diesem Falle Tausch- und Spargeld für gleich gesehen; er
hat das Geld, das die Sparer vom Markte holten, durch Kauf von Wechseln, Pfand-
briefen usw. ersetzt. Jetzt, da er den Tausch der Pfandbriefe gegen die Spargelder
bewirken muß, sieht er, daß das nicht geht.


Dieser Sachverhalt wird noch klarer, wenn wir uns zwei verschiedene Geldarten, 
z.B. Gold und Tee, nebeneinander umlaufend denken. Für alle, die das Gold als
Tausch- mittel gebrauchen, wird es einerlei sein, ob sie mit dem einen oder dem
anderen bezahlt werden, da sie das Gold ja wieder ausgeben. Für die Sparer wird es
aber durchaus nicht einerlei sein, ob sie Gold oder Tee haben, da das Gold sich hält,
der Tee aber verdirbt. Die Sparer würden niemals für 10 Mark Tee 10 Mark Gold geben;
ja dem Sparer, der mit längeren Zeitläufen rechnet, wird sogar Gold und Tee in 
keinem Tauschverhältnis gleichwertig sein. Für ihn sind Gold und Tee einfach nicht
vergleichbare Größen.


Dabei muß sich der Staat beeilen; es darf überhaupt nicht zur Hochkonjunktur
kommen, denn mit dieser erscheinen sofort die Gewinnerspäher auf dem Plane, und
werden erst einmal die ersten Gewinne aus der Preissteigerung eingestrichen, so gibt
es kein Halten mehr, da kommt jeder staatliche Eingriff zu spät. Man vergegen-
wärtige sich doch die Lage, in der sich hier der Staat befindet: 10 Milliarden sind 
für den regelrechten Güteraustausch nötig, 100 Milliarden sind aber ausgegeben 
und von den Sparern festgehalten. Kehrt von diesem Überschuß von 90 Milliarden 
ein geringer Teil auf den Markt zurück, so steigen die Preise, und sowie die Preise
steigen, folgt der Rest der 90 Milliarden sofort nach! – Und zwar geschieht das 
so: die Kaufleute, die die Aufwärtsbewegung wittern, suchen sich zu decken, d.h., 
sie kaufen über den unmittelbaren Bedarf hinaus. Dazu brauchen sie Geld, das 
sie sich von den Sparern durch Anbieten von Zins verschaffen. Für diesen Zins 
wird der erwartete Sondergewinn, den die Aufwärtsbewegung der Preise (Hausse)
erzeugt, Deckung schaffen. Die Steigerung kommt nun wirklich zustande, und zwar
als unmittelbare Wirkung jener Spargelder, und gibt zu neuen Anleihen und
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Spekulationskäufen Anlaß. Und so weiter, in gesetzmäßiger Stufenfolge, bis alles
Geld aus den Sparbüchsen von der Aufwärtsbewegung verschlungen ist.


Der leiseste Zweifel daran, daß der Staat die Preise vor einer Aufwärtsbewegung
werde schützen können, genügt, um augenblicklich die gesparten Milliarden genau
ebenso auf den Markt, vor die Läden der Kaufleute zu führen, wie der gleiche Zweifel
an der Zahlungsfähigkeit der Depositenbanken plötzlich alle Depositeninhaber an 
die Schalter der Bank führt. Im Laufschritt, in Kraftwagen und Flugzeugen kämen 
sie herbeigestürmt. Das ist eben die notwendige Folge einer Neuordnung im Geld-
wesen, die den Mißbrauch des Tauschmittels als Sparmittel unangetastet läßt.


Solange das Papiergeld nur seinen Zweck entsprechend als Tauschmittel verwendet
wird, ist alles in bester Ordnung. Reißt man aber das Papiergeld aus dieser Ordnung
heraus, dann bleibt nur Geldpapier übrig. Ein Fidibus, gut genug, um die Pfeife anzu-
zünden.


Der Widerspruch, der in der stofflichen Vereinigung von Tausch- und Sparmittel
liegt, zeigt sich uns noch deutlicher, wenn wir annehmen, daß, ähnlich wie zu
Josephs Zeiten, nach einer Reihe von guten Jahren einige schlechte folgen würden.
Während der guten Jahre würde das Volk natürlich viel haben sparen können, d. h.,
es hätte Berge von Papiergeld aufgestapelt, und wenn es nun in den darauffolgen-
den Jahren auf diese Papiermassen zurückgreifen will, so zeigt es sich, daß dieser
aufgestapelten Nachfrage kein Angebot gegenübersteht.


Die Reform, die uns hier beschäftigt, kann also nur so lange wirksam sein, wie der
Zins, den die Unternehmer selber erheben und darum auch an die Sparkassen und
Kapitalisten zahlen können, ausreichend ist, um die Masse der Sparer zu veranlassen,
ihr Geld immer wieder in Umlauf zu setzen. Aber behauptet nicht gerade Flür-
scheim, daß der Zins in kürzester Zeit auf Null fallen muß, wenn er erst einmal ins
"Rutschen" kommt und die Wirtschaftskrisen vermieden werden?


Die so gedachte Umgestaltung der Notenausgabe (Emissionsreform) würde also
nur eine ganz kurze Lebensdauer haben können und dabei den Keim für den größ-
ten Schwindel in sich tragen, den die Menschheit bisher erlebt hat, und der zur 
Folge hätte, daß das Volk in den Schoß des alleinseligmachenden Goldes zurück-
zukehren verlangen würde, wie es bisher immer der Fall gewesen ist.


Da scheint es mir doch vernünftiger zu sein, gleich gründliche Arbeit zu ver-
richten und mit der hier besprochenen Emissionsreform gleich eine Reform des 
Geldes zu verbinden, die die dingliche Vereinigung von Tauschmittel und Spar-
mittel aufhebt, die alle privaten Geldvorräte auflöst, alle Sparbüchsen zerschlägt,
alle Kassetten sprengt, und die bewirkt, daß zu jeder Zeit, im Krieg wie im Frie-
den, in guten wie in schlechten Jahren, sich immer und genau so viel Geld im
Verkehr befindet, wie der Markt ohne Preisschwankungen aufnehmen kann.


Mit dem Freigeld wird die herkömmliche Vereinigung von Tausch- und Spar-
mittel, im Einklang mit den Ergebnissen unserer Untersuchung, grob und rücksichts-
los zerhauen. Das Geld wird reines Tauschmittel, vom Willen der Inhaber befreite,
stoffliche, chemisch reine Nachfrage.
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14. Der Maßstab für die Güte des Geldes.
Bekanntlich bringen die Anhänger der Goldwährung den Aufschwung, den die


wirtschaftliche Entwicklung in den letzten Jahrzehnten, an sich sowohl wie ver-
gleichsmäßig, genommen hat, in unmittelbare Beziehung zur Goldwährung. Seht diese
Millionen von rauchspeienden Schloten! Das sind die neuzeitlichen Opferaltäre, auf
denen dem Herrn der Dank des Volkes für die Goldwährung gebracht wird!


An sich hat die Behauptung, daß die Währung einen wirtschaftlichen Auf-
schwung erzeugen oder wenigstens ermöglichen kann, nichts Auffälliges. Denn das
Geld vermittelt den Warenaustausch, und ohne Warenaustausch gibt es keine Arbeit,
keinen Gewinn, keinen Verkehr, keine Hochzeit. Sowie der Warenaustausch stockt,
werden alle Fabriken geschlossen.


Obige Behauptung enthält also durchaus nichts, was von vornherein verblüffen
könnte. Im Gegenteil, man frage die Fabrikanten, die Reeder usw., ob sie mit dem
vorhandenen Maschinen- und Menschenbestand nicht noch mehr Waren erzeugen
könnten. Sie werden übereinstimmend sagen, daß eine Grenze nur durch den Ab-
satz ihrer Waren gezogen wird. Und den Absatz vermittelt das Geld, – oder es ver-
mittelt ihn auch nicht, je nachdem.


Daß in den Verdienstansprüchen der Goldwährung stillschweigend die Behauptung
miteingeschlossen liegt, daß ihre Vorgängerin (die Doppelwährung) den wirtschaft-
lichen Aufschwung gehemmt habe, ist an sich auch durchaus nicht verblüffend. Wenn
das Geld den Fortschritt fördern kann, so muß es ihn auch hemmen können. Dem
Gelde werden ganz andere Wirkungen zugeschrieben als nur die Herbeiführung einiger
Jahrzehnte der Blüte oder des Zerfalls.* 


In Deutschland klagten die Grundbesitzer seit Einführung der Goldwährung über
den Rückgang der Preise, über die Schwierigkeiten, auf die sie stießen, den Zins 
ihrer Bodenschulden aufzubringen. Man ist ihnen ja mit den Zöllen zu Hilfe ge-
kommen, aber wie viele Bauernhöfe würden ohne diese Hilfe unter den Hammer ge-
kommen sein! Und wer würde diese Höfe gekauft haben? Es hätten sich Großgrund-
besitze gebildet, genau wie im alten Rom. Und der Großgrundbesitz, die Latifundien-
wirtschaft, soll doch den Untergang Roms verursacht haben!


Also, die Behauptung der Geoldwährungsleute enthält nichts Auffälliges; nur,
handelt es sich um den Beweis? Denn der behauptete wirtschaftliche Aufschwung
könnte vielleicht auch andere Ursachen haben: die Schule, die vielfachen technischen
Erfindungen, die die Arbeit befruchten, das deutsche Weib, das für einen zahlreichen,
gesunden Arbeiterstamm sorgte, usw.. Kurz, es fehlt nicht an Nebenbuhlern, die der
Goldwährung die Lorbeeren streitig machen.


Also Beweise! Wir brauchen einen Maßstab für die Güte des Geldes! Es handelt
sich hier darum, festzustellen, ob die Goldwährung den Austausch der Waren derart
erleichtert hat, daß der behauptete wirtschaftliche Aufschwung als eine Folge dieser
Erleichterung eine genügende Erklärung findet.


Hat nun die Goldwährung den Warenaustausch erleichtert, so muß 
sich das in einer Sicherung oder Beschleunigung oder Verbilligung des


*) Vergl. die nachfolgende Abhandlung "Gold und Frieden?". (S. 210.)
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Warenaustausches zeigen, und diese Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des
Warenaustausches müßte sich in einer entsprechenden Abnahme der Zahl der Kauf-
leute zeigen. Das ist klar und braucht weiter nicht bewiesen zu werden. Verbessern
wir die Straßen, die zum Befürdern der Waren dienen, so nimmt die Leistungsfähig-
keit der Fuhrleute zu, und bei gleicher Gesamtleistung muß deren Zahl abnehmen.
Seit Einführung der Dampfschiffe hat sich der Seeverkehr verhundertfacht, doch hat
die Zahl der Seeleute abgenommen; Kellner, Köche, Diener nehmen heute die Stelle
der Matrosen ein.


So müßte es auch im Handel sein, wenn die Goldwährung der Muschelwährung
gegenüber ähnliche Vorteile böte, wie die Dampfkraft gegenüber dem Winde, oder wie
der Sprengstoff gegenüber dem Keil.


Tatsächlich erleben wir aber mit der Goldwährung eine genau entgegengesetzte
Entwicklung:


"In einer Zeit, in der die Vermittlungstätigkeit (also der Handel) in der Gesell-
schaft von 3 und 5 auf 11-13 %, ja teilweise auf 31 % der Selbsttätigen gestiegen
ist, in der diese Vermittlung (also die Handelsunkosten) einen steigenden Teil der
Preise ausmacht ...", sagt Prof. Schmoller (s. Die Woche, S. 167, Aufsatz "Der Handel
im 19. Jahrhundert!").


Und so ist es tatsächlich. Der Handel wird nicht leichter, sondern mit jedem Tage
schwerer. Um die Waren abzusetzen, braucht man mit dem goldenen Tauschvermittler
nicht weniger, sondern mehr Leute als früher, und zwar Leute mit besserer Ausbildung
und besserer Ausrüstung. Es geht dies aus der deutschen Berufserhebung hervor.


Im Handelsgewerbe waren beschäftigt:
1882 1895 1907


Personen 838 392 1 332 993 2 063 634
auf 100 Gewerbetreibende 11,40 13,50 14,50
Zahl der Gewerbetreibenden 7 340 789 10 269 269 14 348 016
Zahl der Einwohner 45 719 000 52 001 000 62 013 000
Gewerbetreibende auf 100 Einw. 16 20 23
davon im Handelsgewerbe 1,83 2,56 3,32
Verhältnis der Händler zu den
Gewebetreibenden 11,40 % 12,80 % 14,50 %.


Während also die Zahl der Gewerbetreibenden (Industrie, Handel, Landwirtschaft)
von 16 % der Einwohner auf 23, somit um 43 % stieg, erfuhr die Zahl der im Handel
tätigen Personen ein Wachstum von 1,83 auf 3,32 % = 80 %.


Diese Zahlen beweisen also, daß unter der Herrschaft der Goldwährung als Tausch-
vermittler die Tauschvermittlung derart erschwert wurde, daß die Bedienungsmann-
schaft des Tauschvermittlers von 11,40 auf 14,50 erhöht werden mußte; sie beweisen
zahlenmäßig, daß die Goldwährung den Handel erschwert hat.


Man wird vielleicht hier einwenden, daß in den letzten Jahrzehnten viele Erzeuger
von der Urwirtschaft zur Arbeitsteilung übergeganen sind, zumal auf dem Lande, wo
immer weniger für den eigenen Verbrauch, immer mehr für den Markt gezogen wird,
was natürlich wieder mehr Kaufleute nötig macht.
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So werden z.B. heute nur mehr ganz selten Spinnräder gebraucht, und die 
kleinen Dorfhandwerker, die man unmittelbar mit Feldfrüchten bezahlte (Tausch-
handel), müssen Fabrikniederlagen weichen. Auch erzeugt der Arbeiter heute mit
Hilfe der verbesserten Arbeitsmittel mehr Ware als früher (der Güte oder der Menge
nach), so daß auch dadurch eine bedeutend größere Menge Waren auf den Markt ge-
worfen wird, die wiederum mehr Handelsangestellte benötigt. Ist ein Kaufmann
nötig, um den Kattun von 10 Webern zu verschleißen, so werden zwei Händler nötig
– wenn sonst alle Verhältnisse gleich bleiben – sobald die 10 Weber mit verbesserten
Webstühlen die doppelte Menge Kattun auf den Markt werfen.


Der Einwand ist richtig. Aber dann bitte ich dagegen auch wieder zu berücksich-
tigen, daß die mit dem Handel verbundene fachliche Arbeit durch mancherlei Ein-
richtungen außerordenlich erleichtert wurde. So durch das Dezimalsystem der Mark-
währung (das von der Goldwährung ja unabhängig ist, wie das englische Münzwesen
zeigt), durch das einheitliche metrische System für Maße und Gewichte, durch die in
den verbesserten Schulen herangezogenen Handelsgehilfen, durch das einheitliche,
verbesserte Handelsrecht, durch das Konsulatswesen, durch die außerordentlichen
Vorteile, die die Post dem Handel bietet (10 Pf. Porto für Briefe durch das ganze
Deutsche Reich, Postaufträge, Postnachnahmen, Postkarten, Postpakete, Postanwei-
sungen), ferner durch Telegraph und Fernsprecher. Dann die Schreib- und Rechen-
maschinen, die Kurzschrift, die Vervielfältigungsapparate, die Kopierpresse, die Fahr-
räder für die Geschäftsboten, das verfeinerte Reklamewesen, das Bankwesen mit dem
Scheck- und Überweisungskonto, Konsumvereinswesen, kurz, die unzähligen Verbesse-
rungen, die seit 30 Jahren in die Technik des Handels eingeführt wurden. Und schließ-
lich die größere allgemeine Bildung des Kaufmanns, die ihm doch auch bei der Arbeit
zugute kommen und seine güteraustauschende Kraft vermehrt haben muß. Andern-
falls müßte man ja diese Bildung für überflüssig und den Kaufmann für unklug erklä-
ren, der einen gebildeten Gehülfen besser bezahlt als den ungebildeten. Denn warum
zahlt er ihn besser? Weil er mehr leistet, d.h. mehr Ware absetzt als der ungebildete.


Erachten wir nun die oben erwähnte Mehrerzeugng an Waren durch die größere
Leistungsfähigkeit der kaufmännischen Einrichtungen als ausgeglichen, so behält die
Steigerung der vom Handel lebenden Personenzahl von 11,40 auf 14,50 % der Ge-
werbetreibenden ihre ganze Kraft als Beweis gegen die behauptete Vorzüglichkeit der
Goldwährung.


Dabei geben obige Zahlen nur die Personen an, die unmittelbar vom Handel
leben, während es für uns eigentlich auf den Rohgewinn ankommt. Und dieser ist,
dem Augenschein nach zu urteilen, wohl auch allgemein gestiegen. Auch muß
berücksichtigt werden, daß von der Zahl nicht auf die Gesamteinnahmen der
Kaufleute geschlossen werden kann, indem die Kaufleute in der Regel und durch-
schnittlich ein höheres Einkommen als andere Arbeiter haben.


Um zu wissen, welche Wirkung eine Währungsreform auf den Handel aus-
übt, müßte der rohe Handelsgewinn, d. h. der Abstand zwischen Fabrik- und
Ladenpreis der einzelnen Waren statistisch ermittelt werden. Ladenpreis ab-
züglich Fabrikpreis = Handelsrohgewinn. Dann wäre es möglich, zu berechnen,
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wieviel der Handel dem Lande kostet und wie sich das jetzige Geldsystem bewährt. 
Es würde sich da zeigen, daß der Handel heute wirklich, wie vielfach behauptet wird,
ein Drittel und mehr der Gesamterzeugung aufzehrt! Daß von je 1000 Kilo 333 für 
die Händler abgesondert werden.


15. Warum die sogenannte rohe Quantitätsheorie
dem Gelde gegenüber versagt.* 


Angebot und Nachfrage bestimmen den Preis der Waren, und das Angebot richtet
sich nach dem Vorrat. Mehrt sich der Vorrat, so wächst auch das Angebot; nimmt 
der Vorrat ab, so geht auch das Angebot zurück. Vorrat und Angebot fallen somit 
in eins zusammen, und statt: "Angebot und Nachfrage" könnte es ebenso richtig
heißen: "Vorrat und Nachfrage" bestimmen den Preis. Die Voraussetzungen der
Quantitätstheorie werden durch diese Fassung sogar besser hervorgehoben.


Die Quantitätstheorie, die für alle Waren ohne wesentliche Einschränkung als 
richtig anerkannt wird, hat man auch auf das Geld übertragen und gesagt, daß der
Preis des Geldes vom Geldvorrat bestimmt wird; doch hat die Erfahrung gezeigt, daß
das Geldangebot vom Geldvorrat nicht so beherrscht wird, wie für solche Quantitäts-
theorie vorausgesetzt wird. Während der Geldvorrat oft unverändert bleibt, ist das
Geldangebot den größten Schwankungen unterworfen. Der Kriegsschatz in Spandau
war in über 40 Jahren nicht einmal angeboten worden, während sonst das Geld jähr-
lich 10 oder 50 mal den Besitzer wechselt. Die Bewahrstellen des Geldes (Banken,
Geldschränke, Strümpfe und Koffer) sind zuweilen überfüllt, manchmal leer, und 
dementsprechend ist auch das Geldangebot heute groß, morgen klein. Oft genügt 
ein Gerücht, um alles Gelde vom Markte und Angebot zurück in die Bewahrstellen 
zu bringen; oft bewirkt eine Drahtmeldung, die noch obendrein gefälscht sein mag,
daß dieselbe Hand, die noch eben den Beutel fest zuschnürte, die Märkte des 
Landes mit Geld überschüttet.


Für das Geldangebot sind die Marktverhältnisse jedenfalls von größter Bedeutung,
und wenn wir eben von den Waren sagten, daß Vorrat und Nachfrage den Preis be-
stimmen, so könnte man vom Gelde ebenso richtig sagen, daß "Stimmung und Nach-
frage" seinen Preis bestimmen. Gewiß, der Geldvorrat ist für das Geldangebot nicht
gleichgültig, denn dieser Vorrat zieht dem Angebot nach oben eine Grenze. Es kann
schließlich nicht mehr Geld angeboten werden, als der Vorrat gestattet. Aber während
für die Waren im allgemeinen die obere Grenze des Angebots (d. i. der Vorrat) auch
gleichzeitig die untere bildet, so daß Angebot und Vorrat regelmäßig in eins zu-
sammenfallen, ist beim Gelde eine untere Grenze überhaupt nicht zu erkennen, es 
sei denn, daß man Null als diese Grenze ansehen will.


*) Neue Literatur über die Quantitätstheorie: Irving Fisher, Die Kaufkraft des Geldes. – Th. Christen, Die
Quantitätstheorie. – Die absolute Währung. (Siehe Schriftenverzeichnis am Schluß des Buches.)
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Ist Vertrauen da, so ist auch Geld da; hat hingegen Mißtrauen die Oberhand, so
bleibt das Geld verborgen. Das ist eine uralte Erfahrung.


Wenn aber – wie diese uralte Erfahrung beweist – das Geldangebot nicht regel-
mäßig und ausnahmslos dem Geldvorrate entspricht, so ist auch der Preis des Geldes
vom Geldvorrat unabhängig, und die Übertragung der rohen Quantitätstheorie auf 
das Geld ist nicht statthaft.


Versagt aber diese Quantitätstheorie dem Gelde gegenüber, so ist auch die
Produktionskostentheorie nicht auf das Geld anwendbar, denn die Erzeugungskosten
können preisbestimmend nur mittelbar durch ihren Einfluß auf die Quantität, d. i. 
den Vorrat wirken, und dieser Vorrat ist, wie wir sahen, nicht regelmäßig und allein
entscheidend für das Geldangebot.* 


Bei den Waren im allgemeinen verhält es sich so, daß, wenn die Erzeugungs-
kosten abnehmen, die Erzeugung zunimmt. Mit der steigenden Erzeugung wachsen
Vorrat und Angebot, und mit dem wachsenden Angebot fällt der Preis. Aber bei den
Edelmetallen ist es durchaus nicht gesagt, daß mit dem wachsenden Vorrat auch
sogleich das Angebot wächst, und noch weniger, daß das Angebot stets dem Vorrat
entspricht. Beweis: die Silberbestände in Washington, der Kriegsschatz in Spandau,
die Münzfunde, die täglich gemacht werden.


Beide Theorien, die rohe Quantitäts- und die Produktionskostentheorie, versagen
also dem Gelde gegenüber, und den Grund, warum sie versagen müssen, hat man in
den Edelmetalleigenschaften des Geldstoffes zu suchen. Der Kriegsschatz in Span-
dau wäre längst zu Schutt und Staub vermodert, ohne diese Eigenschaften des
Goldes, und auch die Silberpolitik der Vereinigten Staaten wäre ohne diese Eigen-
schaften des Silbers nicht denkbar gewesen. Wenn das Gold gleich den Waren dem
Zerfall ausgesetzt wäre, so würde das Geldangebot stets haarscharf dem Geldvorrat
entsprechen; Vertrauen und Mißtrauen vermöchten das Geldangebot nicht zu be-
einflussen. In Kriegs- und Friedenszeiten, bei guter und schlechter Geschäftslage,
stets würde das Geld angeboten werden, niemals würde sich das Geld vom Markte
zurückziehen können. Das Geld würde sogar angeboten werden, wenn mit dem Um-
satz ein sicherer Verlust verbunden wäre, genau wie bei den Kartoffeln das Angebot
nicht davon abhängig ist, ob der Eigentümer einen Gewinn einheimst oder nicht.
Kurz, Vorrat und Nachfrage würden, wie den Preis der Waren, so auch den des Geldes
bestimmen.


Der Preis einer Ware, die, wie der Kriegsschatz in Spandau und die Silber-
bestände in Washington, jahrzehntelang in feuchten, unterirdischen Verließen 
aufbewahrt werden kann, ohne den geringsten Schaden zu nehmen, deren Ange-
bot nicht einem inneren Triebe folgt, sondern allein vom menschlichen Ermessen


*) Dr. Georg Wiebe: Zur Geschichte der Preisrevolution des 16. und 17. Jahrhunderts. S. 318: Die bloße
Vermehrung des Geldvorrats kann an sich nicht preissteigernd wirken; das neu hinzugetretene Geld 
muß auch auf dem Markt kaufend Nachfrage erzeugen. Dies ist die erste Einschränkung, die gegen-
über jener Theorie gemacht werden muß.


Hume: Geld, das nicht angeboten wird, hat auf die Preise den gleichen Einfluß, wie wenn es ver-
nichtet worden wäre.
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abhängig ist, ist aller Fesseln ledig. Der Preis einer solchen Ware anerkennt kein 
wirtschaftliches Gesetz; für sie besteht keine Quantitäts- und Produktionskosten-
theorie, für ihr Angebot ist der Profit allein maßgebend.


Ein solches Geld ist, wie schon Lassalle richtig bemerkt, von Haus aus Kapital, 
d. h., es wird nur so lange und so oft angeboten, wie ein Zins (Mehrwert) herausge-
schlagen werden kann. Kein Zins, kein Geld!


Die Beseitigung der hier entlarvten Mängel unseres Geldes fordert eine Umge-
staltung einschneidender Art (s. den folgenden Teil dieses Buches), die gegen den
entschlossenen Widerstand mächtiger Volksklassen durchzusetzen ist und ent-
sprechend starke Willenskräfte voraussetzt.


Um diese zu wecken, genügt vielleicht die vorangehende Kritik nicht. Darum 
lasse ich hier noch einen Vortrag folgen, den ich am 28. 4. 1916 in Bern hielt.


Gold und Frieden?
"Ehret Lykurg, er ächtete das Gold,
die Ursache aller Verbrechen."


Pythagoras.


Der Bürgerfrieden ist die Bedingung für jenen Geist, der uns allein den dauernden
Völkerfrieden bringen kann. Aber den Bürgerfrieden einerseits und Vorrechte, Zinsen,
arbeitsloses Einkommen anderseits, kurz, Bürgerfrieden und Rentnertum sind Gegen-
sätze. Die Renten und Zinsen, das sogenannte Recht auf den fremden Arbeitsertrag,
müssen, sofern wir uns des Bürgerfriedens und durch ihn des Völkerfriedens erfreuen
wollen, rest- und spurlos geopfert werden.


Der Völkerfrieden ist nicht so billig zu haben, wie manche Friedensfreunde sich
das noch immer vorstellen, indem sie uns die Ersparnisse an den Rüstungsausgaben
als Werbemittel für ihre Anschauung vor Augen führen. Ach, diese Kriegsrüstungen
sind ja nur ein Pfifferling gegenüber den Kosten der Friedensrüstung! Ein Pfifferling,
von dem man in einer so großen Sache nicht reden sollte. In Deutschland betrugen
die Heeresausgaben in Friedenszeiten nur 1 Milliarde, die Friedensrüstung aber ver-
langt dort die Preisgabe von 20 Milliarden jährlich an Grundrenten und Kapitalzinsen.
Also das Zwanzigfache.


Gewiß, ein papierner Friedensvertrag ist billiger, aber was nützen solche 
Verträge? Die Verträge mit Belgien und Italien waren auch aus Papier und 
haben sich als Papier erwiesen. Verträge gelten nur, solange sie beiden Teilen 
gerecht werden, also solange man sie nicht braucht und sie eigentlich über-
flüssig sind. Sie zerfallen regelmäßig in ihren Grundstoff, in Papier, sobald die
Entwicklung des Vertragsgegenstandes der einen Partei nachteilig wird. Die 
ganze Hohlheit dieser papierenen Verträge erkennt man sofort, wenn man 
versucht, den Bürgerfrieden auf ihnen zu begründen. Frage man doch die
Arbeiterführer, ob sie vor der Staatsverfassung Halt machen würden. Eine Ver-
fassung aber, die uns den Bürgerfrieden dauernd gewährleisten könnte, muß in
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den Dingen liegen. Gerechtigkeit gegen alle Bürger, restlose Beseitigung des arbeits-
losen Einkommens, das ist die Verfassung, die keines Papieres bedarf und die gegen
jeden Verfassungsbruch geschützt ist.


Nehmen wir aber einmal den Fall an, daß durch ein System von Bündnissen und
Verträgen, durch Abrüstung, Schiedsgerichte usw. die Völker derart aneinander geket-
tet würden, daß Kriege überhaupt unmöglich gemacht werden. Solches kann man sich
jedenfalls vorstellen. Aber da fragt man sich: was setzen wir an die Stelle des Völker-
krieges, dieses altbewährten Sicherheitsventils gegen den Ausbruch des Bürgerkrieges,
des Weltbürgerkrieges, der der bürgerlichen Gesellschaft schon öfters in Gestalt des
Generalstreiks angedroht wurde, bisher aber immer noch wegen unzureichender Streik-
rüstung unterblieb? Die Entwicklung der Dinge nach den in ihnen liegenden Richt-
punkten duldet keine Unterbrechung, und in Friedenszeiten geht die Entwicklung schnell,
für die, die sie zu fürchten haben, sogar rasend schnell vonstatten. Noch ein oder
zwei Jahrzehnte Frieden, und die internationale Arbeiterorganisation wäre zum Losschla-
gen bereit gewesen. Das wäre der Weltbürgerkrieg geworden, der genau wie der jetzt
tobende Krieg, in der ganzen Welt, in allen Städten und Dörfern mit allen Mitteln bis
zum siegreichen Ende, d. h. bis zur Bezwingung des Gegners geführt werden wird. An
diesem Weltbürgerkrieg entzündet sich aber, so sicher wie der Tod, der Völkerkrieg
wieder. Die Dinge verlaufen dann so, daß die Staaten, deren Proletariat der Umsturz
der kapitalistischen Ordnung "geglückt" ist und die zur kommunistischen Wirtschafts-
weise übergegangen sind, infolge der solcher Wirtschaft von Natur anhaftenden Män-
gel bald ins Hintertreffen kommen und dann den Staaten nicht widerstehen können,
die die Empörung niedergeknallt und die kapitalistische "Ordnung" gerettet haben.


Denn, daß die herrschenden Klassen die Empörung des Proletariats zur Rettung
ihrer Vorrechte rücksichtslos und blutig zu unterdrücken versuchen werden, das wird
auch der Hoffnungsselige zugeben.


Was nützen aber, so fragt man, unter derartigen Verhältnissen die Bemühungen um
den Völkerfrieden? Hat es einen vernünftigen Sinn, für den Völkerfrieden zu arbeiten
und dabei seine Unterlage, den Bürgerfrieden, unbeachtet zu lassen? Nennt man das
nicht auf Flugsand bauen? Dachausbesserungen an einem Bau vornehmen, dessen Grund-
mauern untergraben werden? So, wie die Dinge liegen, bedeutet der Völkerfrieden ein
bloßes Abdichten der Sicherheitsventile der heute in der ganzen Welt herrschenden
Gesellschaftsordnung, also nur eine Verkürzung der Galgenfrist bis zum großen Weltbrand.


Ist es nicht im Gegenteil vielleicht besser und menschlicher, wir lassen die Sicher-
heitsventile unseres Kapitalismus wie bisher weiter arbeiten, bis wir die Grundlagen
des echten Bürgerfriedens gefunden haben und ein Abkommen der Eintracht (contract
social) abschließen, von dem wir sagen können: "Es währet ewig"? Was wir nach die-
sem Weltkrieg machen werden, das wissen wir. Der Krieg nimmt irgend ein Ende. Man
wird überall auf Schutthaufen sitzen und sich die Eitergeschwüre mit Scherben aus-
kratzen. Doch wir werden auf Grund einer technisch bewährten Wirtschaftsordnung ar-
beiten und infolgedessen leben. Was aber nach Ausbruch des Weltbürgerkrieges gesche-
hen soll, darüber machen sich die, die ihn einst entfesseln werden, keine Kopfschmer-
zen. Es geht dann, wie es immer gegangen ist, dem völligen Untergang entgegen.
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Diese Darlegungen bezwecken, alle, die den Frieden auf Erden herbeisehnen, auf
den bestehenden Zusammenhang zwischen Bürger- und Völkerfrieden aufmerksam zu
machen und ihnen gleichzeitig im Gold den allgemeinen Störenfried zu entlarven,
den wir mit gewichtigen Gründen als den Erbfeind der Menschheit, als die wahre
Ursache des Zerfalls des Volkes in Klassen, des Bürgerkrieges und letzten Endes auch
der Völkerkriege bezeichnen müssen.


Ist der Bürger- und Völkerfrieden vereinbar 
mit der Goldwährung?


In jedem Lande gibt es eine Kriegspartei, d. h. Leute, die auf Grund von Be-
obachtungen, Forschungen, eigenen oder fremden Theorien, oder sonstwie zu der
Meinung gelangt sind, daß der Bürger- und Völkerfrieden eine Schwärmerei sei. Wer
aber nicht an den Frieden glauben kann, glaubt notwendigerweise an den Krieg 
und wirkt für den Krieg durch sein ganzes Tun und Lassen. Wenn er auch keine ein-
geschriebenes Mitglied der eigentlichen Kriegspartei ist, so kann man ihn doch als
Mitläufer rechnen. Es ist dabei durchaus nicht nötig, daß der Betreffende etwa 
den Krieg wünscht und Freude bei seinem Ausbruch empfindet. Es genügt, daß er 
an die Unvermeidlichkeit der Kriege glaubt; der Rest kommt dann ganz von selbst.
Hier geht es genau so zu, wie im Altertum, wo die Vorkehrungen gegen das von 
den Orakeln angekündigte Unheil notwendigerweise das Unheil herbeiführen muß-
ten. Als man im Mittelalter das Ende der Welt für den folgenden Herbst verkündete,
kam wirklich über weite Landstriche der Weltuntergang, weil man es für überflüssig
gehalten hatte, die Äcker zu bestellen. Und ähnlich geht es auch noch bei uns zu, 
wo der Glaube an eine Wirtschaftskrise die Unternehmer davon abhält, die geplanten
Werke auszuführen und sie bestimmt, ihre Arbeiter zu entlassen. Der Glaube an die
Krise wird zur unmittelbaren Ursache des Ausbruchs. Allgemeiner Kriegsglaube und
Kriegsausbruch fallen zeitlich zusammen.


Darum wiederhole ich: wer nicht an den Völkerfrieden glauben kann, wirkt im
Sinne der Kriegspartei und ist ihr zuzurechnen. Er rüstet, er bestärkt durch seine
Reden, seine Lehrsätze, die Zweifelnden im Glauben an den Krieg.


Man kann die Angehörigen der Kriegspartei in vier Gruppen einteilen, d. h. in
Leute, denen der Kriege erscheint als:


1. göttliches Strafgericht.
2. Willensäußerung ehrgeiziger Personen.
3. biologischer Auslesevorgang.
4. Mittel gegen wirtschaftliche Not.
Will es der Zufall, daß hüben und drüben der Grenze an einem unglücklichen 


Tag die Ansichten über den Zeitpunkt des Kriegsausbruches übereinstimmen, 
so bilden diese vier Gruppen der Kriegspartei vereint eine Macht in jedem 
Staate, und die Vorkehrungen, die sie treffen, mögen an sich schon genügen, 
den Krieg zu entfesseln. Dabei soll hier nochmals betont werden, daß die 
Anhänger dieser vier Gruppen der Kriegspartei durchaus keine Raufbolde
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zu sein brauchen, daß sie sogar persönlich von Friedenswünschen triefen mögen. Sie
wirken nur darum für den Krieg, weil sie an den Frieden nicht glauben können.


Ich muß es mir hier versagen, die Theorien und Meinungen dieser vier Gruppen
der Kriegspartei einzeln zu erörtern und ihre Hohlheit nachzuweisen. Ich werde mich
nur mit der Gruppe 4, die den Krieg als ein Allheilmittel gegen wirtschaftliche Not
betrachtet, beschäftigen können. Sie ist übrigens die weitaus größte und einfluß-
reichste der genannten vier Gruppen; ihre Bekämpfung und mögliche Auflösung ist
eine um so dankbarere Aufgabe, als ohne die Unterstützung dieser Gruppe die an-
deren drei zur Ohnmacht verurteilt sind. Es schaut aus der Bekämpfung und Be-
siegung dieser Gruppe 4 für das Friedenswerk aber noch mehr heraus, insofern als 
die drei anderen Gruppen mit ihren Beweismitteln für ihre Leitsätze sehr stark auf 
die Rüstung der Gruppe 4 angewiesen sind. Gelingt es also, die Gruppe 4 zu ent-
waffnen und zur Strecke zu bringen, so schwächen wir damit auch alle übrigen.


Zum besseren Verständnis für diesen Satz möge noch folgendes dienen: der
Glaube an die Schlechtigkeit der Welt, der das Wesen der Gruppe 1 und 2 ausmacht,
entstammt einer schwarzseherischen Lebensauffassung, und man weiß, wie sehr diese
Lebensauffassung durch äußere Verhältnisse bei den meisten Menschen gefördert
wird. Wenn es den Menschen wirtschaftlich schlecht geht, wenn die Dividenden aus-
bleiben, wenn der Arbeiter sich umsonst nach Arbeit umsieht, wenn der Kaufmann,
über sein Hauptbuch gebeugt, darüber sinnt, wie er das Geld für fällige Wechsel
beschaffen soll – dann feiert die Schwarzseherei das Erntefest. Dann spricht man vom
Tal der Tränen, dann füllen sich die Klöster, dann ist der Krieg nötig zur Züchtigung
und Besserung des sündigen Menschengeschlechts. Alles, was in solchen Zeiten das
Völkchen treibt, erscheint als Sünde und Schmutz, wie bei trübem Wetter uns auch
alles schmutzig erscheint.


Im Grunde genommen sind es also dieselben Leute, die auch die Gruppe 4 aus-
machen, nur mit einem religiösen Einschlag. Der Anstoß zu ihrem Schwarzsehen
kommt von den schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen her, und die geheimnis-
vollen religiösen Folgerungen, die sie aus den schlechten Zeiten ziehen, stehen und
fallen meistens mit den schlechten Zeiten selber. Damit sie von ihrem Pessimismus
bekehrt werden, brauchen sich in der Regel nur ihre wirtschaflichen Zustände zu 
bessern. Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse befriedigend, finden die jungen
Männer Arbeit und Verdienst, der ihnen gestattet, einen eigenen Hausstand zu 
gründen, gehen bei den Alten die Töchter ab, wie frische Semmeln, dann soll mal
jemand vom Tal der Tränen reden und von der Notwendigkeit eines Krieges als
Zuchtrute für die verderbte Menschheit. Man lacht ihn einfach aus.


Ähnlich geht es auch bei vielen Leuten der Gruppe 3, die den Krieg aus 
biologischen Gründen als ein Stahlbad, als ein Mittel schärferer Auslese be-
trachten. Länger anhaltende wirtschaftliche Not, Wirtschaftskrisen sind in ihrer
Wirkung gleichbedeutend mit Entartung. Arbeitslosigkeit, schlechte Kost, schlechte
Kleidung, schlechte Seife, schlechte Wohnungen, schlechte seelische Verfassung 
reiben die Menschen auf. Das kann niemand vertragen ohne Schaden zu leiden.
Dauert die Not an, etwa wie in der Zeit von 1873 bis 1890, dann kann der 
Fachmann die Entartung mit Meßwerkzeugen mancherlei Art wissenschaftlich
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feststellen und sogar mit der Verbrecherstatistik geradezu in Prozenten nachweisen.
So ziehen also auch die biologisch geschulten Kriegsanhänger gewichtigen Be-


weisstoff aus den wirtschaftlichen Mißständen.
Daß es sich dabei nur um Trugschlüsse handelt, daß der Krieg das Gegenteil von


dem fördern wird, was die Gruppen 1 bis 3 der Kriegspartei vom Stahlbad erwarten,
ist ohne wirksame Bedeutung. Es genügt, daß sie es glauben. Sobald man sich bei
seinem Tun und Reden von einer Theorie leiten läßt, kommt es für die Handlungen
gar nicht mehr darauf an, ob die Anschauung von Gesunden oder von Wahnsinnigen
stammt. Wirft jemand dir einen Stein an den Kopf, so ist der Trost recht gering, daß
sich der Steinwerfer im Ziel geirrt hat.


Gelänge es darum, den Ursachen der wirtschaftlichen Not und Mißstände auf die
Spur zu kommen, so würden wir nicht allein die mächtigste der vier Gruppen der
Kriegspartei auflösen, sondern auch noch darüber hinaus die anderen drei Gruppen
bis zur Ohnmacht entwaffnen.


Wie entsteht nun eigentlich die wirtschaftliche Not, worauf sind die wirtschaft-
lichen Mißstände zurückzuführen? Der Beantwortung dieser Frage will ich mich jetzt
zuwenden.


Alte Mären* erzählen uns von einem fabelhaften goldenen Zeitalter. Don Quijote
de la Mancha beschreibt dieses Zeitalter als eine Zeit, wo man noch nicht zwischen
Mein und Dein unterschied. Für ihn war das goldene Zeitalter die Zeit des
Kommunismus. Und er sagt auch, daß man jenes Dorado nicht darum so nannte, weil
man damals das Gold, "das man in dieser eisernen Zeit so hoch schätzt", mit weniger
Mühe erwerben konnte, sondern weil damals allen Menschen die Naturschätze zur
freien Verfügung standen.


Ich halte diese Auffassung des sympathischen Philosophen für falsch. Ich glaube
im Gegenteil, daß man das goldene Zeitalter unmittelbar mit der Einführung des
Goldes als Tauschmittel, als Geld, in Verbindung zu bringen hat. Das Gold war das
erste, einigermaßen den Bedürfnissen des Handels und der Arbeitsteilung gerecht
werdende Tauschmittel.


Mit der Einführung dieses Geldes konnte sich die Arbeitsteilung viel freier 
entfalten. Der Tausch der Güter vollzog sich vergleichsweise viel sicherer, 
schneller und billiger, als mit irgend einer anderen der Geldarten, die bis dahin 
im Gebrauch gewesen waren. Es würde aber vollkommen zur Erklärung jener 
Mär vom goldenen Zeitalter genügen, wenn durch Einführung einer besseren
Geldwirtschaft die Arbeitsteilung damals eine Förderung erfahren hätte. Denn in 
der Arbeitsteilung liegen ja allein die gewaltigen, fortschrittfördernden Kräfte, 
denen die Menschheit ihre Erhebung über den Tierzustand verdankt. Solange 
die Arbeitsteilung wegen Mangels an einem brauchbaren Geldwesen sich nicht 
entfalten konnte, waren die Menschen allgemein auf das angewiesen, was sie mit
eigenen Händen aus den Stoffen herstellen konnten, die sie in ihrer nächste
Umgebung fanden. Das Leben, das sie unter solchen Umständen führen mußten, 
war im höchsten Grade armselig, tierisch. Hunger herrschte damals ewig, wie bei 
den Raubtieren der Wüste. Wir können uns von dieser Armseligkeit am besten


*) Es wäre mir leicht gewesen, den wirtschaftlichen Zuständen vor Kriegsausbruch die Beweise für 
meine Darlegung zu entnehmen. Ich zog es aber aus leicht begreiflichen Gründen vor, in die Ver-
gangenheit zurückzugreifen, der wir alle vorurteilsfreier gegenüberstehen.
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dadurch einen Begriff machen, daß wir annehmen, die Nationalbank hätte bei
Ausbruch des Krieges das von den Bürgern verscharrte Metallgeld nicht durch Aus-
gabe von Papiergeld ersetzt. Welcher Jammer, welche Not wäre da allenthalben aus-
gebrochen! Beseitigen wir in Europa das Geld nur auf drei Jahre, so wird die Hälfte
der Einwohner schon an Not zugrunde gegangen sein. Der Rest würde bald auf die
Kulturstufe der Pfahlbauern zurückgesunken sein, eine Kulturstufe, die im übrigen
wohl das Höchstmaß dessen darstellt, was ohne das Geld als Tauschvermittler zu
erreichen ist.


Nehmen wir nun an, daß durch Einführung des Goldes als Tauschmittel das Pfahl-
bautenvolk eines Tages in die Arbeitsteilung hineingezogen worden wäre, so daß 
sich jeder von ihnen für irgend ein Sondergebiet hätte technisch einrichten und 
hierin die Fertigkeit erlangen können, die sich bei der Beschränkung auf ein Gebiet
von selbst einstellt. Wieviel mehr Steinäxte, Fischnetze, Angelhaken hätte nun jeder
in der gleichen Arbeitszeit herstellen können, und wieviel besser wären diese Ge-
räte geworden! Die Leistungsfähigkeit eines jeden hätte sich verhundertfacht, der
Wohlstand aller wunderbar vermehrt. Wie viele hätten nun erst die Muße gehabt, über
weitere, höhere, wichtigere Ziele zu grübeln und zu sinnen! Und wenn sie dann ihre
Erzeugnisse gegen alle die verlockenden Gegenstände hätten austauschen können,
die ihnen die Kaufleute aus fernen Welten zuführten – ob solche Pfahlbautenmen-
schen jene aufkommende Kultur nicht als etwas Köstliches bezeichnet haben würden?
Und hätten dieselben Pfahlbautenmenschen späterhin, wenn sie ihren Enkeln von
herrlichen alten Zeiten erzählten, diese nicht als goldene Zeiten bezeichnet, in Er-
innerung daran, daß es das Gold gewesen war, das sie aus der Barbarei auf die Wege 
der Arbeitsteilung, des gewerblichen Fortschrittes, des Wohlstandes und der Gesittung
gehoben hatte? Dann aber, meine ich, ist das Wort vom goldenen Zeitalter nicht 
bildlich, sondern wörtlich zu nehmen. Das Gold schuf wirklich das goldene Zeitalter.


Aber nein! das kann doch nicht sein, wird hier mancher sagen. Das Gold, das 
lebloseste aller Metalle, das Sinnbild des Todes, kann unmöglich in irgend einer 
Weise tätig in die Geschicke der Menschheit eingegriffen haben. Wie leblos das Gold
ist, erkennt man am Hohenlied der Goldwährungsapostel. Was wird da zum Ruhme 
des Goldes nicht alles aufgezählt! Eine schier endlose Reihe von Verneinungen. Das
Gold, so singt das Hohelied, rostet nicht, es riecht nicht, es kratzt nicht, es bricht
nicht, es fault nicht, es schimmelt nicht, es kennt nur ganz wenige chemische Ver-
wandtschaften, es ist nicht hart, es ist nicht weich, man findet es nicht auf der
Straße, überhaupt nur an wenigen Orten, nur zu wenig Geräten ist es brauchbar, und
der Seltenheit wegen, in der es auftritt, ist es nur ganz wenigen Menschen in win-
zigen Mengen zugänglich. Kurz, von all den Kräften, die sonst die anderen Stoffe 
auszeichnen und den Menschen nützlich machen, besitzt das Gold nur geringe
Spuren. Verneinende Eigenschaften sind das Merkmal des Goldes! Und angesichts 
dieser Verneinungen leiten wir hier das goldene Zeitalter vom Gold ab, eine Er-
scheinung von solch gewaltiger Tragweite?


Diese Frage ist vollauf berechtigt und verlangt eine Antwort. Gewiß ist es 
so. Das Gold hat von allen Stoffen dieser Erde die geringste gewerbliche Ver-
wendbarkeit. Unter allen Metallen ist das Gold das tote Metall. Das aber
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ist gerade das Eigentümliche am Geld: weil es sich so mit dem Gold verhält, konnte
es besser als irgend ein anderer Stoff für seine Aufgabe als Geld verwendet werden.
Weil wir im Golde keine oder keine nennenswerten Eigenschaften entdecken, darum
hat es die für die Geldverwendung durchaus nötige, bestimmte Eigenschaft, allen Men-
schen gleichgültig zu sein. Je verneinender Art die stofflichen Eigenschaften des Gel-
des sind, um so vorzüglicher wird es seine Aufgaben als Tauschmittel erfüllen können.


Man verkauft seine Kuh und erhält Geld. Ein einziger Blick wird dem Geld ge-
schenkt, und dann verschwindet es in der Tasche. Aber nun sehe man sich den Mann
an, der die Kuh heimführt. Gibt er sich mit einem Blick auf die Kuh schon zufrieden?
Betrachtet, befühlt und betastet er sie nicht von allen Seiten? Entdeckt er nicht alle
Tage neue Eigenschaften an der Kuh, die ihn, je nachdem, himmelhoch jauchzen las-
sen und dann wieder zu Tode betrüben? Wenn das Geld uns stofflich nicht so durch-
aus gleichgültig wäre, wenn wir jede einzelne Münze so betrachten würden, wie wir
eine Kuh, eine Axt, ein Buch betrachten – wahrhaftig, um dann eine Summe von 100
Mark zusammenzuzählen, brauchten wir einen ganzen Tag, und dann wäre noch nie-
mand sicher, ob die Summe nach Menge und Echtheit stimmte. Nur weil wir alle kühl
bis ans Herz hinab dem Geldstoff gegenüber stehen, können alte und neue, gelbe und
rote Goldmünzen gleichwertig neben einander laufen. Wie gleichgültig wir alle in 
dieser Beziehung sind, erkennt man daran, daß unter 1000 in der Regel nicht einer zu
finden ist, der einigermaßen genau die Goldmenge zu nennen weiß, die der Mark 
entsprechen soll. Man erkennt daran, wie glücklich die damaligen barbarischen Völker
sich preisen konnten, daß die Vorsehung für den Naturstoff gesorgt hatte, der wegen
seines Mangels an Eigenschaften allen Menschen gleichgültig war, der darum auch
widerstandslos von Hand zu Hand ging und dessen Menge einwandfrei, nötigenfalls
gerichtlich festgestellt werden konnte.


In jenen fernen Zeiten konnte nur ein Naturstoff als Geld in Frage kommen. Die
für die Verfertigung eines Kunstgeldes, des Papiergeldes z. B., nötige Technik sollte ja
erst aus der Arbeitsteilung mit Hilfe des Goldgeldes erstehen. Das Gold war das einzig
mögliche Geld für Menschen, die sich aus der Barbarei mit Hilfe der Arbeitsteilung
erheben wollten.


Wenn nun mit der Erhebung des Goldes zum Tauschmittel der Völker ein allge-
meines Rennen und Haschen nach Gold sich bemerkbar machte, so scheint das wie-
der mit unserer Behauptung, wonach die Menschen dem Gold gegenüber gleich-
gültig sind, in offenbarem Widerspruch zu stehen. Doch nur scheinbar. Die Morgan,
Rockefeller, Spekulanten und Wucherer, die nach dem Gold rennen und jagen, sind
diesem Metalle gegenüber vielleicht sogar noch gleichgültiger als die anderen. Diese
Leute suchten im Gold das Geld, das Tauschmittel, auf das alle anderen Bürger für
den Austausch ihrer Arbeitserzeugnisse angewiesen sind. Dieses Geld gibt ihnen die
Macht, nach der sie streben. Ein Goldmonopol, wenn das Gold nicht auch Geld wäre,
hätte bedeutend weniger Einfluß hinter sich als ein Silbermonopol, unter dem man
sich ja heute auch nichts mehr vorstellen kann. Aber mit dem Goldmonopol hat
Morgan bereits einmal 80 Millionen schwarze, weiße und rote Amerikaner zur Ver-
zweiflung gebracht. – Das Rennen nach Gold ist also nichts anderes als Rennen 
nach Geld. Und dieses Rennen ist überall gleich, ob das Geld nun aus Gold, Papier 
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oder Kupfer besteht. Darum ist es auch nicht wörtlich zu nehmen, wenn Goethe 
sagt: "Nach Golde drängt, am Golde hängt doch alles – ach wir Armen!" Denn sie 
rennen alle nach Geld. Früher rannte man nach Silber. Judas verriet seinen Meister
um einen Beutel Silberlinge – weil damals Silber Geld war. Seitdem das Silber ent-
münzt ist, kräht keine Hahn mehr danach. Und sicher würde Goethe ausgelacht 
werden, wenn er heute sagen würde: Nach Silberlöffeln drängt, an Silberlöffeln 
hängt doch alles – ach wir Armen!


Wie gesagt, das zu Geld gewordene Gold ermöglichte es den Barbaren, die
Arbeitsteilung einzuführen und sich technisch für die Warenerzeugung einzurichten.
Das Gold war eine Leiter, die es dem Urmenschen gestattete, aus seiner Höhle auf
lichtere Höhen des Menschentums zu steigen. Doch es war eine schadhafte Leiter,
und eine schadhafte Leiter wird um so gefährlicher, je höher man damit steigt.


Es ist heute noch vielen vollkommen rätselhaft, wie fabelhaft schnell die alten
Kulturvölker die höchsten Höhen des Menschentums erklommen hatten. Man staunt
über das, was die Griechen, Römer und ältere Völker vor ihnen in oft verblüffend 
kurzen Zeiträumen geleistet haben. Dieses Rätsel löst das Gold, oder wie wir jetzt
schon mit Verständnis sagen können: dieses Rätsel löst das Geld und die damit er-
möglichte Arbeitsteilung, deren fortschrittfördernde Kraft niemals hoch genug ein-
geschätzt werden, niemals überschätzt werden wird. Diese erstaunliche Schnellig-
keit der Entwicklung jener Völker gibt uns den besten Maßstab für die Bedeutung 
des Geldes. Der Vergleich mit der Erfindung der Eisenbahn gibt uns nur ein schwach-
es Bild von dem was die mit dem Geld möglich gewordene Arbeitsteilung den
Menschen geleistet hat. Das Geld ist die Grundmauer der Kultur – alles andere ist auf
dieser Grundmauer errichtet. Diese alles überragende Bedeutung des Geldes sagt uns
aber auch, was es bedeuten würde, wenn diese Grundmauer einmal versagte. Alles,
was darauf gebaut wurde, stürzt dann wieder in sich zusammen. Und tatsächlich 
sanken auch die alten Kulturvölker in das Nichts zurück, als das Geld oder, wie es 
hier wieder heißen muß, als das Gold verschwand. Das Gold hob die Menschheit aus
der Barbarei und stieß sie durch sein Schwinden wieder in die Barbarei zurück.


Denn das Gold wird gefunden. Das einzige Mittel, um Gold für Geldzwecke zu
beschaffen, besteht im "Finden". Findet man Gold, so ist Geld da, findet man keins,
so ist auch kein Geld da. Zur Zeit der Babylonier, der Griechen, der Römer war man
ebenso auf das Finden des Goldes angewiesen, wie noch heute. Die Babylonier mach-
ten ihr Geld nicht, ebensowenig wie wir heute, sondern sie suchten es. Nicht der
Bedarf des Warenaustausches, das Gebot der Arbeitsteilung, der Kultur lieferte den
Babyloniern, Griechen und Römern den Maßstab für die Geldherstellung, sondern der
blinde Zufall. Wurde viel Gold gefunden, so machte man in Babylon viel Geld, genau
wie man noch heute in Berlin, London, Bern viel Geld prägt, wenn man in Alaska 
viel Gold findet. Und findet man wenig Gold, so behilft man sich, so gut es geht, 
mit wenig Geld. Findet man überhaupt kein Gold mehr, so zieht man sich einfach in 
die Barbarei zurück. So wenigstens machten es die Babylonier, Juden, Griechen und
Römer, und so würden es allem Anschein nach auch die europäischen Autoritäten, 
die Fachmänner, die Finanzleute machen. Wegen Mangels an Gold verzichtet
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man auf die Arbeitsteilung, kehrt zur Wirtschaftsweise der Hottentotten zurück! So
machten es die Völker des Altertums, und das ist die Erklärung für das rätselhafte
Verschwinden dieser Kulturvölker.


Denn vergessen wir es ja nicht, halten wir es klar vor Augen: das Gold wird ge-
funden, gefunden, gefunden und wenn man kein Gold findet, so findet man eben
keins. Bei allen anderen den Menschen nötigen Dingen, da heißt es: wir schaffen 
sie nach Bedarf. Heu, Stroh, Goldwährungsliteratur und Werttheorien, alles wird nach
Bedarf beschafft. Aber das Gold, der Stoff zur Herstellung des Geldes, dieser Wiege
aller Kultur und Grundlage staatlicher Kraft, das kann nicht nach Bedarf gemacht 
werden, das wird gefunden, wenn man es findet. Denken wir uns, der Präsident der
Nationalbank hätte ein Loch in der Hosentasche und verlöre öfters den Schlüssel zur
Stahlkammer. Dann wäre der Handel des ganzen Landes vom Finden dieses Schlüssels
ungefähr ebenso abhängig, wie er noch heute vom Finden des Goldes abhängig ist.
Solange der Präsident den Schlüssel sucht, stockt alles kaufmännische Leben im
Lande, und weil die Völker des Altertums den verlorenen Schlüssen nicht wieder fan-
den, gingen sie mit ihrer Kultur wieder unter. Für die Römer traf das ungefähr um die
Zeit des Kaisers Augustus zu, wo alle Goldbergwerke erschöpft waren und auch die
spanischen Silberminen, die bis dahin den Hauptbeitrag zum Rohstoff der römischen
Münzen geliefert hatten, nur noch sehr spärlich förderten.


Damit setzt der Verfall des Römerreiches ein. Roms Macht war, wie jede dauer-
hafte Staatsmacht, eine wirtschaftliche, auf Handel, Arbeitsteilung und Geldwesen
aufgebaute Macht. Wohin das römische Geldwesen gelangte, da konnte sich die
Arbeitsteilung entfalten, die den Wohlstand schuf. Diesen überall aufkommenden,
sichtbaren und auffälligen Wohlstand schrieb man der römischen Herrschaft und 
Verwaltung zu; er steigerte so die Werbekraft dieser Herrschaft. Das hielt das Reich
zusammen. Als aber die Römer kein Gold und Silber mehr fanden, da konnten die
Römer auch kein Geld mehr prägen. Das vorhandene Geld verschwand nach und nach,
ging verloren oder wurde großenteils als Bezahlung der Einfuhr aus dem Morgen-
lande, der keine entsprechende Ausfuhr gegenüberstand, ausgeführt. So mußte denn
die Arbeitsteilung, die unter anderem auch die Heeresrüstung zu liefern hatte, wieder
eingestellt werden. Der Wohlstand schwand, die Steuern wurden immer unerträglicher
und die Kräfte der Auflösung bekamen die Oberhand im Römerreich.


Die goldene Leiter brach, und das Römerreich stürzte so tief, weil es so hoch auf
dieser verräterischen Leiter gestiegen war. Und heute staunen in der Umgegend Roms die
Geißhirten verständnislos die Trümmer gewaltiger Werke an, die das Gold aus dem Nichts
hervorgezaubert hatte. Roms Glanz war, wie der Glanz Babylons, Griechenlands und
Jerusalems nur ein Abglanz der im Geldwesen verborgenen, urgewaltigen Kulturkräfte.


Was man sonst als Erklärung des Untergangs der Völker des Altertums anführt, stammt
alles aus der mittelalterlichen, unfrohen, klösterlichen Weltanschauung, die dann zur
Herrschaft gelangt, wenn kein Gold gefunden wird, wenn die Arbeitsteilung eingeschränkt
oder aufgegeben werden muß, wenn Elend, Hunger und Unterwürfigkeit sich breit mach-
en. Es ist nicht wahr, daß die Lasterhaftigkeit der herrschenden Klassen Roms Unter-
gang verursachten. So mächtig sind keine Menschen, daß das Wohl und Wehe eines
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ganzen Volkes auf Jahrhundete hinaus von ihnen abhinge. Ein gesundes, schaffens-
frohes, reiches Volk, das in der Arbeitsteilung wirtschaftet, läßt sich von entarteten,
lasterhaften Männlein nicht lange mißhandeln. Der mit Erfolg wirtschaftende Mensch
sagt, wie die Inschrift der Wechsel, die er unterzeichnet, "Wert in mir selber", er ist
stolz und frei, weil er sich sicher fühlt in seiner Wirtschaft. Noch niemals haben
Zwingherren ihre Herrschaft in Zeiten wirtschaftlichen Gedeihens befestigen können.
Man duldet dann auch keine unfähigen Männer in der Staatsleitung. Mit der Wirt-
schaft schreitet alles voran, namentlich die freiheitliche Gesinnung, der Stolz der Völ-
ker. Aber wenn dasselbe Volk die Arbeitsteilung aufgeben und so, nach und nach, wie
es in Rom, Babylon, in Jerusalem der Fall war, zur Urwirtschaft zurückkehren muß,
weil der Geldbestand immer geringer wird, wenn der Pesthauch des Trübsinns das
ganze Volk erfaßt und das klägliche Gebaren der Bettler tonangebend wird, dann ist
niemand mehr da, der noch den Stolz und Mut hat, unfähige, verderbte Männer aus
ihrer Stellung zu heben, um sich selbst an diese Stelle zu setzen.


Nein, Rom ging nicht an der Sittenverderbnis zugrunde; verderbte Männer gehen
selber an ihrer Verderbtheit zugrunde, doch das Volk hat damit nichts zu tun. Wie 
oft, wie oft wären die Völker Europas zugrunde gegangen, wenn die Lasterhaftigkeit
der Fürsten, der herrschende Klassen dazu genügte. Rom ging mit der Arbeitsteilung
unter, und die Arbeitsteilung ging unter, weil man kein Gold mehr fand.


Es ist darum auch falsch, wenn behauptet wird, das ganze Römervolk wäre ent-
artet gewesen. Heute nennt man den Kaffee, den Alkohol, den Tabak, die Syphilis, als
die Ursachen völkischer Entartung. Ohne diese Gifte können sich unsere Ärzte eine
Entartung überhaupt nicht mehr vorstellen. Den Römern aber waren diese Gifte un-
bekannt. Nur den Wein kannten sie, der sicherlich damals nicht in größeren Mengen
geerntet wurde als heute. Sicherlich aber auch nicht in Mengen, die ausreichend
gewesen wären, um ein ganzes Volk zu verderben.


Falsch ist es ferner, wenn man die Germanen für den Untergang Roms verantwort-
lich macht. Wir sehen es ja, was dieser Volksstamm leistet. Frohe Tatkraft, ernstes
Sinnen, Streben nach den höchsten Höhen, kennzeichnen ihn. Wenn auch die Barba-
ren (die Germanen kannten kein Geld und keine Arbeitsteilung) das Römerreich in
Scherben schlugen, warum erstand es nicht wieder unter der Germanenherrschaft?
Man sagt doch sonst, daß das neue Leben besonders kräftig sich auf Ruinen ent-
wickelt. Aber was sollten die Germanen auf den Trümmern Roms, wenn auch sie kein
Gold fanden, um Geld für die Arbeitsteilung zu prägen? Und ohne Arbeitsteilung 
können auch Germanen keine Kultur schaffen. Rom ging an der Geldschwindsucht
zugrunde, und diese tödliche Pest übertrug sich auf alle Völker, die nach Rom kamen.
Aus den Trümmern Roms konnte kein neues Leben entstehen, auch unter germa-
nischer Herrschaft nicht.


Und so schlief denn Rom anderthalb Jahrtausend bis zur Wiedergeburt, 
bis zur Renaissance. Und diese Wiedergeburt ist der höchsten Erfindung aller 
Zeiten, der Erfindung unechter Münzen, zuzuschreiben. Jawohl, es ist so, die 
Falschmünzerei weckte Rom, weckte ganz Europa aus dem mittelalterlichen
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Winterschlaf. Es fehlte der Rohstoff, um echte Münzen zu machen, also machte man
unechte. Die Künstler, Erfinder und Kaufherren der Renaissance sind Wirkungen, keine
Ursache. Dichter, Erfinder werden zu allen Zeiten geboren. Ist die große Hebamme –
Geld – zur Stelle, so gedeihen sie, entfalten ihre Kräfte, sonst aber gehen sie zu-
grunde. Die wahre Ursache der Renaissence lag also tiefer. Sie muß in der Tatsache
erkannt werden, daß man im 15. Jahrhundert überall in Europa und namentlich in Ita-
lien daran ging, das wenige, von der Römerzeit herübergerettete Geld durch Zusatz von
Kupfer zu vermehren und diesen unechten Münzen trotzdem die volle gesetzliche
Zahlkraft zuzumessen. So machte man aus einem Dukaten deren 3 – 5 – 10 – 50 und
mehr, und mit den so geprägten Dukaten konnten sich alle ihrer Schulden entledigen.
Das Jobeljar der Juden in anderer, verbesserter Form. Das verfügbare Geld wuchs, es
sickerte in breitere Volksschichten. Die Preise der Waren, die seit Augustus’ Zeiten
ständig nach unten neigten und den Handel gefährlich, ja rechnerisch unmöglich
machten, zogen jetzt an. Den Kaufleuten, die es jetzt wagten, einen Wechsel zu zeich-
nen, stand nicht mehr das Schuldgefängnis in sicherer Aussicht. Die Preise zogen ja
an, folglich lag aller Wahrscheinlichkeit nach der Verkaufspreis über den Einstands-
preis; dank dem Kupfer, das die Fürsten, natürlich aus reiner Gewinnsucht, den
Münzen zusetzten, war der Handel wieder rechnerisch möglich. Solange die Fürsten
gemeinsame Sache mit den Kippern und Wippern machten und Schinderlinge auf den
Markt brachten, sogenannte Falschmünzerei betrieben, konnte man sich wieder auf
die Arbeitsteilung einrichten, konnte die Welt wieder aufatmen. Hier paßte das Wort:
der Schinderling war von jener Kraft, die das Böse will und das Gute schafft. Waren
es auch nicht die verderbten Fürsten, die Rom zugrunde regierte, so waren es doch
diesmal die verderbten Fürsten, die Rom wieder aufrichteten. Der Schinderling gab
der Arbeitsteilung wieder Luft, – und was war denn im Grunde die Renaissance ande-
res, als die Wiedergeburt der Arbeitsteilung? Denn die Arbeitsteilung ist ja die Grund-
lage aller Kultur. Dank den Schinderlingen konnten die Dichter und Maler Käufer für
ihre Werke finden, und das regte sie zu immer neuen Schöpfungen an. Der eigentliche
Kunstfreund, der damals alle Pinsel und Meißel in Arbeit setzte, das war der Schinder-
ling, die neue, künstliche, unechte Münze. Diesem Schinderling verdanken wir es wahr-
scheinlich auch, daß Gutenberg einen Kapitalisten für die Ausbeutung seiner Erfin-
dung gewinnen konnte. Es war zwar "nur" ein Schinderlingskapitalist, aber was macht
das? Ohne Fausts Geld wäre Gutenbergs Erfindung vielleicht wieder verloren gegan-
gen, wäre Gutenberg im Schuldgefängnis umgekommen. Die Schinderlinge verschaff-
ten den Waren Absatz, auch den Büchern, und um diesem steigenden Bücherverkauf
genügen zu können, verfiel Gutenberg auf den Gedanken mit der mechanischen Ver-
vielfältigung. Erfinder sind immer da. Sorge man nur für Absatz, – der Rest ist Sache
der Technik, die sich noch immer den ihr gestellten Aufgaben gewachsen zeigte.


Da, wie wir zu Anfang gezeigt haben, denen, die Geld brauchen, also Waren 
verkaufen, der Stoff des Geldes gleichgültig ist, gingen die Schinderlinge von 
Hand zu Hand, und je röter die Schinderlinge (durch den Zusatz) wurden – um- 
so schneller und sicherer gingen sie von Hand zu Hand. Und wo sie umliefen, 
da wurde gearbeitet, und die Arbeit, die die Schinderlinge auslösten, war
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nachher so viel, wie die Summe der Tauschhandlungen, die die Schinderlinge ver-
mittelt hatten. Waren es eine Million Schinderlinge, die 100 mal im Jahre den
Besitzer wechselten, so waren 100 mal 1 Million Schinderlinge in Waren erstanden,
genug, um eine ganze Stadt in den Ruf des Reichtums zu bringen. So stand dann
überall der Reichtum der Städte im umgekehrten Verhältnis zur Echtheit der Mün-
zen, zur Ehrlichkeit der Fürsten. Wenn die Fürsten damals allesamt mit Bruder Martin
ausgerufen hätten: "hier stehe ich, ich kann nicht anders", und hätten das Ansinnen
der Münzfälschungen mit Entrüstung von sich gewiesen, wir hätten keine Renaissance
gehabt, und Bruder Martin hätte möglicherweise auch nicht den Mut zu seiner
Rebellion gefunden. Denn zum Umsturz gehört eben etwas mehr als die Gewissensnot
eines einzelnen Mönchleins. Es gehört dazu die ganze Umwelt eines in der Arbeits-
teilung lebenden, schaffensfreudigen, mutigen, freiheitsliebenden und wohlhabenden
Volkes. Bettler sind keine Umstürzler.


Dieses Loblied auf den Schinderling müßte eigentlich in die Forderung ausklingen,
dieses Geschöpf münzherrlichen Schwindels zum Markstein des neuen Zeitalters zu
erheben. Er verdient ja auch diese Ehrung eher als seinen Schimpfnamen. Die Rentner
und Wucherer, die der Schinderling übervorteilte, sind längst zu Staub zerfallen. Aber
die Werke, die der Schinderling ins Leben rief, werden "nicht in Äonen untergehen".
Die tausendfachen Verwünschungen, die dem Schinderling zugedacht worden sind, und
an denen sich seltsamerweise bisher auch die "Nationalökonomen" redlich beteiligt
haben, gehen von privatwirtschaftlichen, nicht von volkswirtschaftlichen Erwägungen
aus. Man sah nur den Schaden, den der Besitzer des Schinderlings durch das stetige
Röterwerden (Preissteigerung aller Waren) erlitt. Diesen elenden, kleinen Schaden. Den
gewaltigen volkswirtschaftlichen Hebel, der in dem Röterwerden lag, übersah man.
Der Schinderling besaß die gütertauschenden Kräfte, auf die es allein beim Geld an-
kommt, wenn man es von der Vogelschau der Arbeitsteilung, des Tausches, der Volks-
wirtschaft, des Geldzweckes betrachtet. Jedenfalls verdient die unechte Münze als
Vorkämpferin staatlichen Eingreifens in das Geldwesen den Ehrentitel "Markstein der
Neuzeit" eher, als die anderen Ereignisse, die man als Anstoß zu jenem mächtigen
Umschwung nennt. Die Entdeckung Amerikas, die Reformation, die Erfindung der
Buchdruckerkunst, das Schießpulvers, die gleichfalls jenen Ehrentitel beanspruchen,
haben aber unmittelbar keinerlei Einfluß auf die Arbeitsteilung und auf den Aus-
tausch der Waren gehabt, während der Schinderling, in gleicher Weise wie noch heute
jede Hochkonjunktur, als Peitsche der Arbeitsteilung angesehen werden muß.


"Mir ist keine Periode wirtschaftlicher Blüte bekannt, die nicht auf einen 
außergewöhnlichen Zufluß von Gold zurückzuführen wäre", sagte der Berliner Pro-
fessor Sombart.
Das Gold kann solchen Einfluß aber nur in seiner Eigenschaft als Geld ausüben,


und Schinderlinge waren auch Geld, wirkten wirtschaftlich genau wie eine ent-
sprechende Vermehrung des Goldzuflusses.


Wir teilen also die Geschichte in folgende Abschnitte ein:
1. Zeitalter der Höhlenmenschen bis zur Ausbreitung der Arbeitsteilung durch 


die Erhebung des Goldes zum allgemeinen Tauschmittel.
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2. Auf- und Abstieg der Völker des Altertums bis zu ihrem völligen Untergang 
als Folge ausbleibender Goldfunde.


3. Mittelalterliche Eiszeit bis zur Geburt Schinderlings.
4. Seitdem unstetige Kulturentwicklung als Folge unregelmäßiger Goldzufuhren.
Mit dem neuen Leben, das sich mit dem Auftreten der Schinderlinge im 15. Jahr-


hundert überall hier und da und dort zu regen begann, fanden wohl auch einzelne
Bergleute den Mut und den Kredit, um nach Gold- und Silbererzen zu schürfen. Man
wirft niemals mit Speckseiten nach Würsten, und Gold wirft man nicht gerne nach
Mutungen und Schürfungen. Aber Schinderlinge, die alle Jahre röter werden, die gibt
man schon lieber her für ein unsicheres Geschäft. Und wahrhaftig, die Schinderlinge
lohnten den Mut, sie erwiesen sich als Bahnbrecher des Fortschritts. Man fand, was
man während 11/2 Jahrtausend kaum mehr zu suchen gewagt hatte, man fand Silber-
erze in Böhmen, in Sachsen, in Mähren und Ungarn. In Joachimstal wurden 1485 die
ersten Joachimstaler geprägt. Nun regte sich das Leben nicht nur in den Landen der
Schinderlingsfürsten, sondern auch dort, wo die Fürsten sich an der Schindluderei
nicht hatten beteiligen wollen. Und dann ging das Silbergeld über die Grenzen
Deutschlands hinaus, und wohin es auch gelangte, Segen folgte seinen Spuren. Die
Peterskirche in Rom erstand aus dem Silber deutscher Bergwerke, das die frommen
Büßer opferten. Ohne dieses Silber hätten Michelangelo und Raffael ganz gewiß 
nicht Gelegenheit gehabt, ihre Schöpferkraft zu zeigen.


Ob die böhmischen Taler, die Joachimstaler, schließlich nicht auch ihren Weg
nach Spanien fanden und dort dieselben Wunder wirkten? Warum denn nicht – dem
Silber stand ja damals die ganze Welt offen. Nun denn, so ist die Sache ja jetzt
geklärt: jene Schiffe, die Kolumbus im Jahre 1492 in Palos bestieg, sie verdanken 
ihr Dasein dem Unternehmungsgeiste, der sich immer noch und überall zeigt, wo Geld
hinkommt und für die Erzeugnisse der Arbeitsteilung den Absatz schafft.


Ich behaupte also, daß die Staaten des Altertums mit ihrem Naturgeld stiegen
und mit diesem Gelde fielen, daß die 11/2 Jahrtausend währende mittelalterliche Eis-
zeit eine Folge des Geldmangels war, daß die Renaissance von ihren ersten Anfängen
an auf die Schinderling zurückzuführen ist, daß die Ausbreitung der Renaissance aber
und die Entdeckung Amerikas Geschenke der in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhun-
derts durch die Schinderlinge erschlossenen deutschen Silberbergwerke waren.* 


Mit den großen Gold- und Silberfunden, die man in Amerika gemacht hatte, nahm
nun das Mittelalter überhaupt ein Ende. Die Zufuhren von Geldmetall reichten hin,
um ganz Europa der Geldwirtschaft und der Arbeitsteilung teilhaftig werden zu las-
sen. Gold schuf die alte Welt, Gold schuf die neue Welt. Gold stürzte die alte Welt,
Gold wird auch die neue Welt stürzen, wenn ...


Es würde zu weit führen, hier die mannigfachen Einflüssen auf die Entwick-
lung Europas zu beschreiben, die die unregelmäßig und stoßweise erfolgende


*) Vollständig ruhte der Bergbau selbstverständlich nie. Er war aber unerheblich und deckte kaum 
den Abgang an dem, was man vor den genannten Zeiträumen gefördert hatte.
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Goldzufuhr ausübte. Es möge genügen, hier nochmals zu erwähnen, daß auch in
Amerika das Gold immer nur gefunden wurde. Heute viel, morgen wenig, dann wieder
ganze Haufen. Diese stoßweise erfolgenden Geldzufuhren machten und machen sich
unmittelbar wie Erdstöße aus dem Erdinnern über die ganze Welt fühlbar. Zwar gin-
gen die Goldfunde nicht mehr, wie das im Mittelalter der Fall gewesen, fast auf Null
zurück, doch gab es lange Zeiträume durchaus unzureichender Zufuhren, wo dann
auch wieder die Menschheit greisenhafte, mittelalterliche Züge annahm und der Fort-
schritt auf allen Gebieten zum Stillstand kam. Die letzte dieser Perioden war die Zeit
nach 1872, als die Wucherer in der Gesetzgebung aller Länder die Oberhand gewan-
nen und durch Ausschaltung des Silbers die Geldherstellung zu ihrem Vorteil zu be-
schränken verstanden. Es wurde nach Ansicht der Wucherer, der Rentner, damals zu
viel Geld gemacht, das Geld wurde zu billig. Die Arbeiter und Bauern, sagte man, 
lebten in Saus und Braus, und das dürfe nicht sein. Darum fort mit dem Silber, die
Preise der Waren sollten herunter, damit die Rentner mit dem Zinsgeld ein noch 
schöneres und reicheres Leben führen konnten. Es wollte aber nun der in diesen
Dingen maßgebende Zufall, daß um diese Zeit auch die Goldfunde stark nachließen.
So kam es zu der sogenannten chronischen Krise, die bis 1890 anhielt und durch 
ihre vielfachen Wirkungen auf die Dividenden und Kurse der Aktienpapiere die
genannten Wucherkreise schwer für ihren Einbruch in das Budget der Bauern und
Arbeiter büßen ließ. Sie hatten über das Ziel hinaus geschossen und die Hühner
umgebracht, die ihnen die goldenen Eier legten.


Nach 1890 stiegen die Goldfunde rasch und bis heute andauernd und halfen 
wieder, die Preise hoch treiben, die bis dahin zur Verzweifelung der Unternehmer, der
Kaufleute und der Bauern ständig abwärts gegangen waren. Es sei hier nur zur Kenn-
zeichnung der Unzuverlässigkeit unseres Naturgeldes bemerkt, daß die Geldmetall-
funde, die in den Jahren 1866 – 1870 über 4 Milliarden Mark (Gold und Silber) be-
trugen, in den folgenden fünfjährigen Zeitspannen auf 21/2 Milliarden zurückgingen
(nach Ausschaltung des Silbers), und daß sie seitdem auf fast 7 Milliarden gestiegen
sind. Also solch gewaltigen Zufällen ist die wichtigste unserer gesellschaftlichen Ein-
richtungen ausgesetzt innerhalb eines Zeitraumes von nur 30 Jahren! Was würde ge-
schehen sein, wenn die Goldfunde, die von 1856 bis 1885 ständig zurückgingen, von
da ab noch weiter gesunken wären, statt heraufzugehen? Diese Frage ist doch wohl be-
rechtigt, da es sich ja um Funde handelt, um Funde, die ganz vom Zufall abhängig sind.


Ein ständiger Rückgang der Geldherstellung übt einen ständig wachsenden Druck
auf die Warenpreise aus. Dieser erstickt jeden Unternehmungsgeist, er gibt den
Schwarzsehern Recht, die da sagen, daß unter den obwaltenden Verhältnissen
Nichtstun das bessere Unternehmen sei. Gegen den Strom sinkender Preise können
Unternehmer und Kaufleute ebenso schwer vorankommen, wie in Mensch beim
Schwimmen flußaufwärts. Wer es versucht, wird der Regel nach in die Tiefe gerissen,
und sein Unglück dient anderen als Warnung.


So steht denn schließlich das ganze Volk mit verschränkten Armen da, 
hungrig, demütig, bettlerhaft in Tun und Gesinnung, und wartet. Auf was 
warten die Toren? Darauf, daß Sesam sich wieder einmal auftue und Gold 
hinauslasse. Und wenn die Zauberformel zur Öffnung Sesams nicht gefunden







224 [252]Ist der Bürger- und Völkerfrieden vereinbar mit der Goldwährung?


wird, dann kommt, so sicher wie der Tod, die Eiszeit wieder über die Arbeitsteilung,
und die Vergletscherung der Kulturwerke setzt wieder ein.


Für kurzsichtige Menschen mag es ja recht angenehm klingen, wenn sie hören,
daß die Preise aller Waren abwärts gehen. Sie nennen den Rückgang der Preise eine
Verbilligung der Lebenshaltung. Aber wer die Zusammenhänge nur einigermaßen
durchschaut, der weiß, daß niedrige Preise nur für das Schmarotzertum zugleich auch
billige Preise sind; daß im übrigen für alle, die vom Ertrage ihrer Arbeit leben und
das Schmarotzertum mit ernähren müssen, steigende Preis in Wirklichkeit billige
Preise sind. Im übrigen ist das Wort "billig" ja auch nur ein privatwirtschaftlicher,
kein volkswirtschaftlicher Begriff. Und hier wird das Geld vom volkswirtschaftlichen
Standpunkt betrachtet.


Anhaltende sogenannte billige Preise bedeuten letzten Endes den Stillstand der
Volkswirtschaft. Statt Kohlen wirft man mit billigen Preisen Wasser in die Feueressen
der Volkswirtschaft. Bei sogenannten billigen Preisen sind Handel und Gewerbe rech-
nerisch unmöglich.


Das bisher Gesagte zeigt uns, wie schlecht mit dem Gold die Arbeitsteilung ge-
gründet ist. Aber noch nichts habe ich über die Art gesagt, wie das Gold die Güter
verteilt, und das gehört doch auch hierher. Jedoch würde es über den Rahmen dieses
Vortrages hinausgehen, wenn ich diese Dinge eingehender behandeln wollte. So 
unangenehm mir das ist, so muß ich mich hier mit Behauptungen begnügen und
mich im übrigen auf meine Schrift "Die neue Lehre vom Geld und Zins" * beziehen,
wo diese Behauptungen eingehend begründet sind.


Dem Gold verdanken wir die Arbeitsteilung und damit auch die Kulturgüter, deren
wir uns erfreuen. Dem Gold aber verdanken wir auch wieder, daß von den geschaffe-
nen Gütern der bei weitem größte Teil, und zwar das Beste, dem Schmarotzertum ver-
fällt. Ist doch das Gold der Vater des Kapitalismus. Dank seinen körperlichen (Edel-
metall) und seinen gesetzlichen Vorrechten (gesetzliches Zahlungsmittel) nimmt das
Goldgeld eine Ausnahmestelle ein unter den Gütern, deren Austausch auf das Geld
angewiesen ist. Das Goldgeld ist darum auch zum allgemeinen Sparmittel geworden,
und der Sparer gibt es nicht wieder heraus, es sei denn, daß man ihm einen Zins ver-
spricht. Früh oder spät verfällt aber alles Geld, das der Staat als Tauschmittel in
Umlauf setzt, der Kasse irgend eines Sparers, so daß wiederum alles umlaufende Geld
aus den Sparkassen kommt, also mit Zins belastet den Markt betritt, um seine
Tätigkeit als Tauschmittel zu erfüllen. Diese Doppelverwendung des Geldes als
Tauschmittel und als Sparmittel ist gegensätzlicher Natur und als Mißbrauch des
Tauschmittels zu betrachten. Dadurch, daß dem Güteraustausch nur verzinsliches Geld
zur Verfügung steht, wird der Zins Vorbedingung der Warenerzeugung überhaupt.
Nach Proudhon stellt sich das Geld vor die Tore der Märkte, der Läden, der Fabriken,
jeder "Kapitalanlage" (soll heißen Geldanlage) und läßt nichts durch, was den Zins
nicht bezahlt oder bezahlen kann.


So kam mit dem Gold und der Arbeitsteilung zugleich der
große Friedensstörer, der Zins, auf die Welt. Die Arbeitsteilung


*) Bildet jetzt Teil III – V dieses Buches.
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an sich verlangt keinen Zins. Wer sollte da auch Zins zahlen, und weshalb? Die
Arbeitsteilung hätte also den Menschen allgemeinen Wohlstand bringen sollen, da sie
ja kein Vorrecht einzelner, sondern allen Menschen zugänglich ist. Aber aus den
Händen des Goldes empfing die Menschheit diese Götterkraft nur unter der Bedingung
des Zinses, und damit auch der Trennung des Menschen in Arm und Reich. Als ob 
neidische Götter der Menschheit den Machtzuwachs nicht gegönnt, die Unabhängig-
keitserklärung der Menschen vom göttlichen Gängelband gefürchtet und dem da-
durch vorgebeugt hätten, daß sie nach dem Grundsatz "teile und herrsche" den Zins
als Spaltpilz in die Menschenfamilie eingepflanzt hätten! Das Gold läßt allgemeinen
Volkswohlstand nicht zu. Es streikt, es versagt seine Dienste, wenn es mit freien
Männern zu tun hat. Es will Herren und Knecht; geplagte, überarbeitete Menschen
einerseits und Schmarotzer anderseits. Es liegt ein innerer Widerspruch in dem
Verlangen, daß sich das Gold einem freien, stolzen und wahrhaft selbstherrlichen
Volke zur Verfügung stelle. Goldgeld und ein freiheitliches Volksleben sind unver-
einbar. Gleich am ersten Tage seines Erscheinens setzt das Gold, unter Benutzung der
urgewaltigen Kräfte, die ihm die Menschen durch die Übertragung der Geldeigen-
schaften verliehen, die Trennung der Menschen in Arbeiter und Genießer durch.


Und mit dieser Teilung der Menschheit in eine schwitzende, fluchende, arbeitende
Klasse einerseits, und in schmarotzende Genießer anderseits, setzt auch die Er-
ziehung des Menschen zu dem kleinlichen, bösartigen, neidischen Alberich ein, zu
dem verbrecherische Wesen, das uns in der Geschichte der Jahrtausende überall 
auf Schritt und Tritt begegnet. Das Gold ist wirtschaftlich zu unserem großen
Verbündeten gemacht worden, zugleich wurde es aber auch zum Erzfeind der
Menschenfamilie. Das Gold schafft selbsttätig die wirtschaftlichen Zustände, die der
Begründung des Reiches Gottes auf Erden entgegenstehen. Neben dem Gold kann 
das Christentum in der Menschenfamilie nicht Fuß fassen. Das Christentum ist 
recht wohl mit der Arbeitsteilung, mit einem stolzen, freien, wohlhabenden
Menschentum vereinbar. Ist aber diese Arbeitsteilung auf Gold gegründet, so muß 
das Christentum den Platz räumen. Und es hat sich ja auch überall von dort zurück-
gezogen, wo die Arbeitsteilung Platz gegriffen, und das ist heute so gut wie das
ganze Volksleben. Christentum und Zins sind glatte Widersprüche. Aber Gold einer-
seits, und Glücksritter, Wucherer, Schmarotzer, Verbrecher, Zuchthäuser, Empörung
und Gewaltsamkeiten anderseits, kurz, Gold und Zins, das paßt zusammen.


Das Gold also stellt sich der Arbeitsteilung nur um den Preis des Bürgerfriedens
zur Verfügung.


"Ehret Lykurg", sagte darum auch Pythagoras vor 21/2 Jahrtausenden, "ehret ihn,
denn er ächtete das Gold, die Ursache aller Verbrechen".


Von Menschen, die im Klassenstaat, unter Herren und Knechten, unter Bettlern
und Almosenspendern, in Wohltätigkeitsbazaren aufwachsen, unter Gesetzen, die 
viel mehr darauf zugespitzt sind, den Klassen- und Gewaltstaat, die Vorrechte 
der Reichen zu schützen, als dem Wohle aller Bürger zu dienen, können wir 
nicht den christlichen Geist erwarten, der nötig ist, wenn wir den Frieden 
nach innen, wie nach außen, aufrecht erhalten wollen. Der Geist der
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Empörung, der bei den Unterdrückten, bei den schwarzen, wimmelnden Arbeiter-
massen überall in allen Staaten herrscht, und der Geist der Gewaltherrschaft und
Unterdrückung, der in den anderen Klassen in entscheidenden Fällen regelmäßig die
Oberhand gewinnt, schafft selbsttätig die Zustände, die zum Kriege führen. Der Geist
aber des Bürger- und Völkerfriedens muß am häuslichen Herd, als guter Hausgeist
herrschen, alle in seinem Bannkreis festhalten, und zwar nicht allein am Weih-
nachtsabend, im Kreise der nächsten Freunde, sondern von Jugend an. Den Keim zur
friedlichen Denkungsart soll das Kind an der Mutterbrust einsaugen, sagt Schiller. In
der Art, wie sich Vater und Mutter unterhalten, wie die Geschwister untereinander
verkehren, steckt schon ein gut Teil Kriegs- und Friedensrüstung. Und das setzt sich
fort in der Schule, in der Kirche, im Handel, in der Presse, im Amte, in der Volks-
vertretung und im Verkehr mit ausländischen Staaten.


Als Mensch gedeihen kann allein der Wohlhabende unter Wohlhabenden, der
Sorgenfreie unter Sorgenfreien. Reichtum und Armut sind gleichmäßig verkehrte
Zustände, sie gehören nicht in einen geordneten Staat, sie sind mit dem Bürger- und
Völkerfrieden unvereinbar. Friede ist nichts anderes als Freiheit, und frei ist nur der
Mann, der für die Deckung seiner Bedürfnisse sich auf seine eigene Arbeit, seine
wirtschaftliche Stellung verlassen kann. Armut ist eine Kette, und Reichtum ist 
eine Kette, und der Anblick von Ketten muß jedem Freien ein Greuel sein. Wo er sie
sieht, muß er sie brechen. Das ist Friedensarbeit. Weg mit den Rentnern, weg mit
dem Proletariat, weg mit dem Zins!


Ehe wir nicht den letzten Proletarier zur letzten Ruhe neben dem letzten Rentner
bestatten, gibt es keinen Frieden am Herd, in der Gemeinde, im Staate und im
Völkerleben.


Beseitigen wir den Zins (und die Grundrente), so muß wieder jeder sein Brot im
Schweiße seines Angesichts essen. Die aber, die auf den Ertrag eigener Arbeit für ihr
täglich Brot angewiesen sind, sind friedfertig. Den Beweis ihrer Friedfertigkeit haben
wir schon in der Engelsgeduld, mit der sie das Schmarotzertum ertragen. Immer in
der Hoffnung, daß sich die "Gerechtigkeit" doch einmal auf friedlichem Wege Bahn
brechen werde, unterdrücken sie den Geist der Empörung, der in ihnen durch den
Anblick all der Unbill, all des Blödsinns stets von neuem entfacht wird. Freilich darf
die Bedrückung gewisse Grenzen nicht überschreiten.


Diesen "friedenstriefenden" Geist zeugt die Arbeit, und er stammt letzten Endes
von dem Gefühl der Kraft und Sicherheit, das jeden erfüllt, der sich bewußt ist, für
sich selbst und die Seinen sorgen zu können. Dieses Sicherheitsgefühl ist aber Vorbe-
dingung für klares Denken und gerechtes Urteilen. Nur der Mächtige, der Starke und
Sichere ist gerecht. Gott ist nur darum gerecht, weil er alle anderen an Macht über-
ragt und sich auf seinem Thron völlig sicher weiß. Lucifer dagegen, der schon einmal
am eigenen Leib die Macht des Stärkeren gespürt hat, sucht sich mit allerlei Tücken
durchs Leben zu schlagen. Und wie Lucifer macht es der Mensch, der den Zinsgenuß,
das Leben auf Kosten anderer, geistig und leiblich unfähig gemacht hat, seine täg-
lichen Bedürfnisse durch eigene Macht, durch Arbeit zu befriedigen. Immer muß er
mit der Empörung der Zinszahler rechnen, wobei also seine wirtschaftliche Sicherheit
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außerhalb seines Ichs, stets gefährdet und gewissermaßen auf Kündigung, in Vor-
rechten und Papieren liegt. Ein solcher Mensch verliert ganz selbstverständlich die
Fähigkeit, sachlich und gerecht zu denken gegenüber all den Ereignissen, die sein
Dasein als Schmarotzer bedrohen. Überzeuge man doch einmal einen Floh von der
Ungerechtigkeit seines Lebenswandels! Dem Schwächling (als solchen muß man den
Rentner halten) ist selbstverständlich jedes Mittel recht, womit er seine Vorrechte
schützen zu können glaubt. Er wird auch ebenso selbstverständlich jeden für roh,
gemein, verdorben und des Todes für würdig halten, der seine Vorrechte angreift. Für
den Schutz seiner Vorrechte sind ihm alle Mittel heilig. Not kennt auch hier kein
Gebot. Auf die Probe gestellt, gebraucht er alle Mittel, auch den Krieg!


Haben nicht schon unzähligemal Fürsten Kriege vom Zaune gebrochen als
Blitzableiter gegen die Empörung des eigenen Volkes? Und wenn Fürsten das tun,
warum sollen das die Rentner nicht auch tun? Ein Krieg ist das vorzüglichste Mittel,
um die Arbeiterorganisationen zu sprengen, um die Arbeiter gegenseitig zu verhet-
zen. Fürchtet man also Gefahr von dieser Seite, warum soll man da, sagt man sich,
den Krieg nicht benutzen? Wozu der Selbsterhaltungstrieb den Menschen befähigt,
das sieht man unter Schiffbrüchigen beim Kampf um die Rettungsboote. Und wie
wirksam der Krieg die Arbeiterorganisationen zu sprengen vermag, das hat dieser
Krieg wieder gezeigt. Dieselbe Internationale, die vor dem Kriegsausbruch zu singen
pflegte: "Alle Räder stehen still, wenn mein starker Arm es will!" sie war zersprengt.
Ob sich die Rentner das nicht gemerkt haben? Das Mittel ist doch sicherlich wirk-
sam. Und die Macht, den Krieg zu entfesseln, hat man in der Presse, die man zu 
diesem Zwecke kauft oder gründet. Auch Zeit und Muße, alles gründlich und von 
langer Hand vorzubereiten, haben die, die vom arbeitslosen Einkommen leben.
Während die anderen sich müde arbeiten, sitzen die Schmarotzer im Lehnstuhl und
überlegen. Und auch die nötige Rücksichtslosigkeit kann man hier voraussetzen, die
nötige Abgebrühtheit ebenfalls. Wer sich nicht scheut, die Lebenshaltung breiter
Volksschichten durch die Zinserhebung so zu drücken, wie er es tut, der scheut sich
noch weniger, dieselben Leute zur Sicherung seiner bevorzugten Stellung gegenein-
ander zu hetzen. Die Neuyorker Börsenräuber, die 1907 den großen Börsenkrach 
herbeiführten, und die all die Scheußlichkeiten, all das Elend, die diesem Krach 
folgten, mit völliger Sicherheit voraussahen, die ziehen, sobald es sich "lohnt", auch
den Krieg in den Kreis ihrer Umtriebe. Zumal, wenn es sich ums Ganze, um Sein oder
Nichtsein, um eine Entwaffnung der Arbeiterorganisationen handelt. Kämpfend will
der Mensch zugrunde gehen; er zieht ein Ende mit Schrecken dem Schrecken ohne
Ende vor. Und die Gelegenheit zu diesem Schrecken bricht er vom Zaune, sobald er
sich überzeugt hat, daß die Zeit zum Handeln gekommen ist.


Das Gold ist die Ursache aller Verbrechen, sagte Pythagoras, und die Trennung 
der Menschenfamilie in sich bekämpfende Gruppen ist auch ein Verbrechen. Das Gold
hat uns den Klassenstaat gebracht, den Bürgerkrieg, der in den Eingeweiden der
Staaten tobt. So wird es wohl auch das Gold sein, das die Völker auseinanderreißt
und in Massen gegeneinander führt. Sehen wir zu, wie es das zuwege bringt.
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Die gewaltigen Kräfte, die ein reichlicher Zinsfluß von Gold (Geld) in der Volks-
wirtschaft auslöst (geschäftliche Glanzzeit, Hochkonjunktur), sind nicht unbeachtet
geblieben und haben zu mancherlei Vorschlägen und Gesetzen geführt, um diesen
Goldzufluß zu fördern oder um den Goldabfluß zu verhindern. "Merkantilisten" nannte
man die Leute früher, die ihrem Lande auf diese Weise zu helfen suchten. Schutz-
zöllner nennt man sie heute. Den "Kampf um die zu kurze Golddecke" nennt man das
ganze Treiben. Die Goldsperre bei Ausbruch dieses Krieges in fast allen Ländern Eu-
ropas ist der neueste Ausdruck dieses Wahns. Die Merkantilisten oder Schutzzöllner
sagten: Wareneinfuhr bedeutet Goldausfuhr, folglich müssen wir, um den Goldbe-
stand unseres Landes zu heben, die Wareneinfuhr hemmen. Warenausfuhr dagegen
bedeutet Goldeinfuhr, folglich müssen wir die Warenausfuhr mit allen Mitteln fördern.
Die gewünschte Hemmung der Einfuhr erreichen wir durch Einfuhrzölle, und die Förde-
rung der Ausfuhr durch Ausfuhrprämien (in Deutschland in Gestalt ermäßigter Eisen-
bahnfrachtsätze für Ausfuhrgüter und von Frachtrabatten bei Seetarifen). So locken
wir das Gold herein und halten es fest. Unser Land gedeiht infolge reichlichen Geld-
umlaufes, der Zinsfuß geht herunter, und was aus den anderen Völkern wird, denen
wir das Gold abluchsen, das geht uns als "Realpolitiker" nichts an.


Das ist in wenige Worten der ganze Sinn oder Unsinn der sogenannten Schutz-
zollpolitik. Sie ist eine natürliche Folge des Umstandes, daß man das Gold nicht nach
Wunsch oder Bedarf finden kann, sondern auf die Einfuhr angewiesen ist und diese
wiederum vom Zufall der Funde beherrscht wird. Würden die Staaten ihr Geld nach
Bedarf herstellen, so verlöre der "Kampf um die zu kurze Golddecke" jeden Sinn. Daß
die ganze Sache überdies nur ein Ergebnis oberflächlicher Betrachtung der wirtschaft-
lichen Vorgänge ist und den gewünschten Erfolg niemals haben kann, insofern als das
Gold sich nach eigenen Gesetzen über die Erde verbreitet (ähnlich dem Gesetz der
kommunizierenden Röhren), ändert nichts an der Sache selbst.


Nun beachte man, was alles in dem Verhältnis der Völker zu einander durch die
beschriebene Goldpolitik neu entsteht, was alles durch diese Politik getrübt wird.


Zunächst werden die einzelnen Völker durch den Begriff "Ein- und Ausfuhr" in
Gegensatz zu einander gesetzt. Der Staatsbegriff enthält einen ganz neuen Inhalt.
Der tolle Begriff des "nationalen Wirtschaftsgebietes" erscheint. Bis dahin verschick-
te man die Waren überallhin. Man führte sie nicht ein und aus. Ähnlich wie man noch
heute innerhalb Deutschlands, der Schweiz, der Vereinigten Staaten nicht von Ein-
und Ausfuhr spricht. Man verschickt Waren vom Kanton Neuenburg nach dem Kanton
Schwyz. Aber von der Schweiz schickt man keine Waren nach Deutschland, sondern
man "führt sie aus". Über das Verschicken ganzer Eisenbahnzüge von einem Kanton
zum andern führt man keine Statistik. Von den Waren, die "ausgeführt" werden, geht
dagegen jedes Postpaket in die Statistik über.


So wird die Politik auf unsere Arbeitserzeugnisse übertragen. Die Waren 
erhalten ein staatliches Gepräge. Es handelt sich nicht mehr um einen ein-
fachen Austausch der Produkte. Die Bezeichnung "deutsches Erzeugnis" (made in 
Germany), von England gefordert, sollte einen Gegensatz zum "englischen 
Erzeugnis" (made in England) schaffen. Da die Völker das Rassengepräge
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immer mehr verlieren, so wollte man es wenigstens der Stiefelwichse verleihen, die
man von Deutschland erhielt.


Aber Ein- und Ausfuhr kann man sich ohne scharf bezeichnete Grenze nicht vor-
stellen. Bis dahin hatte der Begriff "Staat" nur wenig an unterscheidendem Inhalt.
Die Staaten lagen neben einander, wie heute die Dörfer, Marken, Provinzen, Kantone,
Bundesstaaten nebeneinander liegen. Die Völker waren verschieden durch Sprache,
Rasse, Sitten usw., aber ihre Staaten gingen mehr oder weniger in einander über. Die
Übereinstimmung der Gesetze und der vollkommen ungehinderte Verkehr verbanden
die Völker; nichts trennte sie als höchstens die Fehden der Fürsten. Pack schlug sich
und vertrug sich. Die Landesgrenze war kein Trennungsstrich für die Völker. Kaum
wußte jemand diese Grenze anzugeben. Wirksame Bedeutung hatte sie für niemand.
Niemand bewachte sie. Von Wert war sie nur für die Fürsten und ihre Nachkommen.
Sie war auf alle Fälle nur mit Kreide gezogen; man überschritt sie, ohne den Fuß zu
heben, den Kopf zu senken und ohne sich scheu nach allen Seiten umzusehen. Im
Grunde genommen gab es während des Mittelalters nur eine Grenze, und zwar eine
religiöse, die die christliche von der mohammedanischen Welt trennte. Für den Juden
und für alle die, die zugleich Christen und Mohammedaner waren, bestand auch diese
Grenze nicht; ihnen gehörte die ganze Welt.


Sieht man von der Zollgrenze ab, so gehen die Staaten auch heute noch mehr
oder weniger in einander über, und es besteht der offensichtliche Wunsch, dieses
Ineinanderfließen zu fördern. Die Gesetze der einzelnen Länder haben soviel über-
einstimmendes, daß sich kaum jemand die Mühe gibt, die Gesetze des Landes, wo er
sich niederzulassen gedenkt, zu erforschen. Jeder nimmt als selbstverständlich an,
daß sie nicht anders sein werden, als bei ihm zu Hause. Haben doch manche Völker,
um sich die Mühe einer Durchberatung der Gesetze zu ersparen, einfach die Ver-
fassung und die Gesetze des Nachbarvolkes angenommen. Sind aber die Gesetze 
zweier Länder gleich, so gibt es zwischen diesen Ländern auch keine Grenze mehr. 
Sie fließen wie zwei Wassertropfen ineinander über. Das Gleiche eint, das Ungleiche
trennt und bezeichnet die Grenze. Zudem gibt es noch Dutzende von zwischenstaat-
lichen Verträgen, die in sehr wichtigen Angelegenheiten die Brücke von einem Lande
zum anderen schlagen und im Bereiche ihres Inhalts die Grenze aufheben.


Ohne die Zollgrenze und die Verhetzung, die sie durch die verkehrten und ver-
drehten volkswirtschaftlichen Ansichten, die zu den Zöllen führten, schuf, wären die
Staaten heute wahrscheinlich kaum von einander zu unterscheiden.


Aber die Zollgrenze hebt gewaltsam alles auf, was die Völker von Natur aus eint.
Die trennende Gewalt der Zölle allein wiegt alle einenden Umstände auf. Denn der
Zoll greift in die Wirtschaft der Menschen, also gerade in das Gebiet, dem der Mensch
in der Regel 99 % seines Geistes, seiner Kraft, seines Lebens widmet.


Jeder gesunde Mensch erhebt wie Alexander der Große Anspruch auf die 
ganze Welt. Mit einem umzäunten, umgrenzten Stück ist ihm nicht gedient. Er 
hält die Welt nicht für einen zoologischen Garten, wo die Völker, durch bunte
Eisenstäbe voneinander getrennt, in Einzelhaft leben sollen. Die Kugel, die 
da im weiten Bogen um die Sonne kreist – das ist des Menschen Heimat.







230 [258]Ist der Bürger- und Völkerfrieden vereinbar mit der Goldwährung?


Diese Heimat will ihm aber der Zoll streitig machen. Das ist Unsinn, das ist Krieg.
Sobald ein Volk das Land, das es besetzt hält, für sich allein beansprucht und


abzuschließen sucht (sei es auch nur mit dem merkantilistischen Zweck der Gold-
anhäufung), so wird im Menschen Alexander der Große wach, dann sinnt er, wie er
diesen Teil seines natürlichen Erbes mit Gewalt wieder an sich reißen kann. Denn 
die ganze Erde, von Pol zu Pol, ist sein Erbe. Jeder Mensch betrachtet sich bewußt
oder unbewußt als Kronprinz der Welt. Und kann er die Erde nicht ganz haben, so will
er wenigstens einen möglichst großen Teil an sich reißen und ihn sich und seinen
Nachkommen mit allen Mitteln sichern. Dann kommt ihm der Gedanke der Eroberung,
des Krieges; ein Gedanke, der sonst dem Arbeiter vollkommen fern liegt. Aber dieser
Gedanke kommt, so sicher wie der Tod, sobald der Mensch für sich oder seine
Erzeugnisse irgendwo auf eine Grenze stößt. Wenn es keine solche Grenze gäbe, 
welchen vernünftigen Sinn könnte da noch eine Eroberungspolitik haben? Wer würde
dabei noch etwas gewinnen und was? Geht man nicht geradezu auf Raub und
Sklaverei aus, so hat die Eroberung eines Gebietes nur den einen vernünftigen 
Sinn, es dem eigenen Zollgebiet einzuverleiben. Dieses Zollgebiet sucht jeder nach
Kräften zu erweitern.


Zoll – Krieg – Eroberung sind also ein und derselbe Gedanke. Mit dem Wegfall des
Zolles gibt es in der Welt kein Gebiet mehr, das man erobern könnte. Der Wegfall des
Zolles verwirklicht die Pläne Alexanders. Jeder ist dann im Vollbesitz der Welt und
schaut von seinen Ballen und Fässern mitleidig auf die kleinen Könige dieser Welt
herab. Als Karl der Große und später Karl V. ihre Reiche zerstückelten, hat sich aus
dem Volke niemand dagegen erhoben. Die Zerstückelung war nur ein äußerlicher Vor-
gang und berührte die Völker nicht. Wenn aber heute irgend ein König ein einheit-
liches Zollgebiet in mehrere selbständige Gebiete zerlegen wollte, so würde das ganze
Volk diese Teilung auf das empfindlichste wahrnehmen und solche Teilung unter-
sagen. Im Sezessionskrieg der Vereinigten Staaten waren es nur wirtschaftliche
Belänge, die die Trennung verhinderten. Hätte man damals in der Welt noch keine
Zölle gekannt, so würden die Nordstaaten sich vielleicht über die Abtrennung der
Negerstaaten gefreut haben. Auf alle Fälle hätte man gegen die Trennung keinen
Widerstand geleistet – ähnlich wie sich Norwegen und Schweden ohne große
Schwierigkeit trennten, weil die bis dahin bestandene staatliche Gemeinschaft
beschränkter Art war und beide Länder schon vorher verschiedene Zollgebiete bilde-
ten. Es sind also wirtschaftliche Interessen, die die Staaten zusammenhalten. Und
diese Belänge werden künstlich durch das Zollwesen geschaffen. Wäre der Zoll nicht
da, auch die Furcht vor künftigen Zöllen nicht, so gäbe es keine wirtschaftlichen
Grenzen, folglich auch keine wirtschaftlichen Gegensätze; der Begriff "nationales
Wirtschaftsgebiet" würde aus der Welt geschafft, und eine Erweiterung des Wirt-
schaftsgebietes wäre nicht mehr möglich, weder durch Verträge noch durch Erobe-
rung, weil das Wirtschaftsgebiet jedes Landes, jedes Volkes, jedes Menschen ohne
weiteres die ganze Welt umfassen würde.


Es ist recht schön und fromm, dem Kriege aus dem Wege zu gehen. Um ihm 
aber unter allen Umständen aus dem Wege gehen zu können, muß man
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begründete Hoffnung haben, daß in absehbarer Zeit die Zölle, als gegen das
Völkerrecht verstoßend, in der ganzen Welt spurlos ausgerottet werden. Wenn dann
noch ein Volk Zölle einführt, so muß es wissen, daß es sich damit auf Kriegsfuß mit
der übrigen Menschheit setzt und die Gegenmaßnahmen der ganzen Welt wird er-
warten müssen. Wenn aber die heutige geistlose und widerspruchsvolle Zollpolitik
aufrecht erhalten werden soll, so ist der Ruf "die Waffen nieder!" sinnlos. Es gibt
noch Schlimmeres als Krieg.


Man hat soviel von der Freiheit der Meere gesprochen, und es ist gewiß gut, daß
man auch die Meere den Menschen frei macht. Viel wichtiger aber als die Freiheit 
der Meere ist die Freiheit des Landes. Und da empfinde ich es geradezu als eine Ver-
höhnung des Menschen, wenn Präsident Wilson nur von der Freiheit des Meeres zur
reden weiß und nichts von der Freiheit des Festlandes. Keinem Volke sollen auf das
Gebiet, das es besetzt hält, ausschließende Rechte zugebilligt werden. Den Mongo-
len sollen die Häfen der Vereinigten Staaten geöffnet werden, die Güter der ganzen
Welt sollen dort freien Zutritt haben, wie auch umgekehrt den Amerikanern die Welt
geöffnet werden soll. Unsere Vorfahren haben doch Amerika nicht etwa entdeckt 
und besiedelt, damit sich das Land von der Welt abschließen soll. Allen Menschen 
ist die Erde als Tummelplatz angewiesen, allen unter den gleichen natürlichen
Bedingungen. Und wer sich dann auf diesem Platze als der Tüchtigste erweist, der
soll hoch leben und seine Art vermehren.


Und zu dieser unbedingten Freiheit der Meere und der Länder werden wir auch
gelangen, sobald wir uns erst vom Gedanken befreit haben, daß wir Gold für unser
Geld brauchen und daß, wenn dieses Gold nicht in ausreichender Menge gefunden
wird, wir es uns gegenseitig durch den "Kampf um die zu kurze Decke" abschwindeln
müssen.


Ich will mit dieser Kritik der Goldwährung hier schließen. Vieles, und vom wäh-
rungstechnischen Standpunkt auch Gewichtigeres, wäre noch zu sagen, was gegen die
Beibehaltung dieser Unglückswährung spricht. Wer mehr wissen will, der studiere das
vorhin erwähnte Buch. Dieser Vortrag soll überhaupt erst einmal die Aufmerksam-
keit weiterer Kreise, und namentlich die der Friedensfreunde, auf den allgemeinen
Störenfried, genannt Goldwährung, lenken und ihnen zeigen, wo sie mit ihrer
Tätigkeit einzusetzen haben, wenn sie gründliche Arbeit leisten wollen. Alles, was
die Friedensfreunde tun, ist gut und lobenswert. Aber ungleich wirkungsvoller wäre
ihre menschenfreundliche Tätigkeit, wenn sie ihre Aufmerksamkeit mehr den wirt-
schaftlichen Ursachen der Kriege zuwenden wollten, und namentlich nicht immer nur
von Völkerkriegen, sondern auch vom Bürgerkrieg, der seit 3000 Jahren ununterbro-
chen tobt, reden wollten.


Es hat sich vor einiger Zeit in der Schweiz unter dem Namen: "Schweizer Freiland-
Freigeld-Bund" eine Gesellschaft gebildet, die dem Völkerfrieden dadurch die Wege
ebnen will, daß sie zunächst einmal im eigenen Lande die wirtschaftlichen Grund-
lagen für einen echten Bürgerfrieden zu schaffen sucht.* 


*) In Deutschland verfolgen das gleiche Ziel der "Deutsche Freiland-Freigeld-Bund" und die "Physio-
kratische Vereinigung", beide mit einer Reihe von Ortsgruppen.
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Beseitigung des arbeitslosen Einkommens, Schaffung des Rechtes auf den vollen
Arbeitsertrag, das ist die Bedingung, die der Bund für die Verwirklichung der
Friedensträume stellt. Beseitigung des Goldes und seine Ersetzung durch ein nach
wissenschaftlichen Grundsätzen zu verwaltendes Papiergeld – das ist die erste
Forderung. Die zweite Forderung lautet: Rückführung des Bodens in den Gemeinbesitz
des Volkes – eine Sache von ebenso einschneidender Wirkung – von der aber hier
nicht mehr gesprochen werden kann.


Hier im Programm des "Freiland-Freigeld-Bundes" liegt wahre, bedächtige, tief-
gründige Friedensarbeit. Hier wird wirklich einmal gründlich abgerüstet. Denn die
Kriegsrüstung besteht heute weniger in Festungen und Schiffen, als in den faulen
wirtschaftlichen Zuständen. Was heißt auch abrüsten? Der Mensch kommt gerüstet
zur Welt. Schneidet man ihm die Nägel, feilt man ihm die Zähne ab, so erwürgt er
seinen Gegner. Und lieferte nicht der unschuldige Hanf die Stricke und Rüstungen 
des empörten Pariser Proletariats? Kain holte sich die Rüstung vom dürren Ast einer
Eiche. Die Rüstung an sich führt nicht zu Kriegen. Der Grund der Kriege liegt tiefer.
Wer wirklich abrüsten will, der muß die Menschheit von den Fesseln befreien, in die
die Menschen durch das Gold geschlagen wurden.


Das Gold, sagte Pythagoras vor 21/2 Jahrtausenden, ist die eigentliche Ursache
aller Verbrechen. Hierzu gehören auch die Kriege.


Darum, wer für den Bürger- und Völkerfrieden wirken und Ersprießliches leisten
will, der unterstütze die Bestrebungen des "Freiland-Freigeld-Bundes", der trete die-
sem Bunde als Mitglied bei.


Lots Weib schaute rückwärts und erstarrte zu Fels beim Anblick des Grauens. Und
allen Menschen geht es noch heute ebenso, die rückwärts schauen; sie versteinern
oder verknöchern, werden zu Krustentieren, zu Rüstungsagenten, zu Militaristen.
Denn Grausen erfüllt jeden, der in der Geschichte der Menschenkultur liest. Greuel,
nichts als Greuel und Untergang. "Rüste, rüste, panzere dich, sonst wirst du erschla-
gen! Sieh die Ruinen Babylons, Ninives, Jerusalems, Roms! Der ewige Krieg liegt 
in der Natur des Menschen begründet! Babylon stände noch heute, groß und herr-
lich, wäre es gerüstet, militärisch besser gerüstet gewesen!" – So redet, wenigstens
scheinbar, die Geschichte.


Kopernikus und Galilei haben uns gezeigt, wie der Schein trügen kann.
Daß er auch die betrogen hat, die bislang die Zeichen der Geschichte zu deuten


versuchten, war ein unermeßliches Unglück. Wie eine falsche Zeichendeutung unter
Umständen wirkt, haben wir in Rom gesehen, als Galilei nachwies, daß die Sonne sich
nicht um die Erde drehe. Die ewige Stadt erbebte in ihren Grundmauern. Und doch
handelte es sich damals nur um eine astronomische Frage von rein geistiger Be-
deutung. Wie werden aber erst die Grundlagen unseres gesamten Denkens und
Handelns erschüttert werden, wenn einmal die Erkenntnis sich Bahn bricht, daß 
die Geschicke der Menschheit nicht um Mars, sondern um Merkur kreisen!


Die merkantilistische Erklärung des Untergangs der Kulturvölker des Alter-
tums wird uns auf allen Gebieten neue Bahnen weisen, in erster Linie auf 
dem Gebiete der Friedensfreunde. Denn der Mensch braucht die Geschichte; sie 
ist die große Lehrmeisterin – wenn man ihre Sprache versteht. Der Rück-
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blick wird zum Ausblick. Die Erfahrung ist das beste Orakel. Nach dem, was die Ge-
schichte lehrt, stellt der Mensch sein Verhalten ein auf allen Gebieten. Wie macht’s
zum Beispiel der Pionier, der ferne Welten aufsucht? Als erstes erforscht er die
Pflanzenwelt, deren Überbleibsel er in der Ackerkrume findet. Dann erkundet er die
Witterungsverhältnisse und sieht sich um nach den Überbleibseln früherer Heeres-
züge. Wie mancher Eingewanderte mag schon am Ufer eines sanft, wie ein grasendes
Lämmlein, durch die Fluren sich schlängelnden Flusses sorglos sich angebaut, ge-
rodet, gepflügt haben, bis ihn von ungefähr ein daherziehender Indianer auf die 
hoch über seinem Kopf in den Zweigen einer Pappel hängenden dürren Binsen auf-
merksam machte. Diese Binsen sind unserem Pionier das, was die Ruinen Babylons
unsern Staatsgründern sein sollten; sie sagen ihm, daß der Schein ihn betrogen, daß
das sanfte Flüßlein bei der Schneeschmelze im Gebirge zum alles verheerenden
Riesenstrom wird. Entsetzt bricht er sein Zelt ab und flieht, ohne sich umzuschauen,
wie Lot beim Untergang Sodoms.


Der Mensch ist verloren, wenn er die Geschichte nicht zu Rate zieht, die Zeichen
nicht deutet. Er ist aber erst recht verloren, wenn er die Zeichen falsch deutet. Und
das haben wir getan. Der Schein hat uns betrogen. Unser geschichtlicher Wegweiser
wies auf die Notwendigkeit der Rüstung hin, und die Rüstung brachte uns den Krieg.
Die Zeichendeuter wiesen auf die Notwendigkeit des kriegerischen Geistes zum
Schutze des Staates hin, diesen Geist flößten wir der Jugend ein, und der kriege-
rische Geist brachte uns den Krieg, gegen den wir uns doch nur schützen wollten.


Wie anders wäre es geworden, wenn wir dem Scheine, der Oberfläche mißtrauend,
ein wenig nur in den "Kjökkenmoddingern" der Kultur gekratzt, geschürft hätten! Wie
bald wären wir da auf eine der Tafeln gestoßen mit der Inschrift: "Die Goldwährung
ist die Räuberhöhle, der der Pesthauch der Bürger- und Völkerkriege entsteigt. Die
Goldwährung entwaffnete mich, so daß ich dem Ansturm der Barbaren nicht wider-
stehen konnte. Das Gold rief mich ins Dasein, doch die große Kindsmörderin ver-
nichtete das keimende Leben. Ehret Lykurg! er ächtete das Gold, die Ursache aller
Verbrechen."
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IV. Teil.


Freigeld.
Das Geld wie es sein soll und sein kann.


"Verschafft der Volkswirtschaft einen geschlossenen Kreislauf, 


d. h. einen vollkommenen und regelmäßigen Güteraustausch, 


erhebt Ware und Arbeit auf die Rangstufe des baren Geldes, 


und die menschliche Gemeinschaft ist gesichert, die Arbeit 


vernunftmäßig geordnet."
Proudhon.
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Einleitung.
Vor dem Abstrakt steht der menschliche Geist wie der Ochs vor dem Berge. Und


ein vollkommenes Abstrakt war das Geld bisher. Es war gar nichts da, womit wir es
hätten vergleichen können. Zwar gab es verschiedene Geldsorten, Metall- und Papier-
geld, aber diese verschiedenen Abarten waren in bezug auf die Hauptsache am 
Gelde, das sind die Kräfte, die seinen Umlauf regeln, vollkommen gleich, was beim
Geldtheoretiker darum auch zu einem Versagen der Geisteskräfte führen mußte. Das
Gleiche ist unvergleichbar und begrifflich tot. Die Geldtheorie stand immer noch vor
dem Berg, er war ihr einfach unübersteigbar. In keinem Staate der Welt gab es und
gibt es eine gesetzlich anerkannte Theorie des Geldes, nach der sich die Geldver-
waltung zu richten hätte. Überall "wurstelt" die Geldverwaltung mit Erfahrungs-
sätzen, die ihr zugleich als unbeschränkte Vollmacht dienen. Dabei handelt es sich
um die Grundlage der Finanzen und der Volkswirtschaft, um einen Gegenstand, der
sich seit Jahrtausenden von Hand zu Hand wälzt, dessen praktische Bedeutung die
Einbildungskraft anregt, wie kaum ein zweiter, und den wir selbst obendrein seit
3000 Jahren künstlich herstellen! Man bedenke, was das heißt: seit 3000 Jahren in
einer der wichtigsten Staats- und Privatangelegenheiten unbewußt, blindlings, er-
kenntnislos vorgehen! Wenn man noch eines Beweises bedürfte für die Hoffnungs-
losigkeit des sogenannten abstrakten Denkens, so haben wir ihn hier.


Mit dem hier dargestellten Freigeld ändert sich diese Sachlage vollständig. Das
Geld hat nun aufgehört, ein Abstrakt zu sein. Das Freigeld bringt zum erstenmal
einen Vergleichspunkt für die Betrachtung des Geldes. Das Geld hat einen Hinter-
grund bekommen; es ist durch Farbenabtönung und Flächenbegrenzung der mensch-
lichen Betrachtung erschlossen. "Gebt mir nur einen Stützpunkt", ruft Archimedes,
"so hebe ich die Erde aus den Angeln!" Mit einem Vergleichspunkt löst der Mensch
jede Aufgabe.


Das Freigeld schafft das Lot zum Bau der Geldtheorie, an dem alle Abweichungen
von der Senkrechten unmittelbar wahrnehmbar sind.







238 [266]


1. Freigeld.


Das Geld ist Tauschmittel, nichts anderes. Es soll den Austausch der Waren er-
leichtern, die Schwierigkeiten des Tauschhandels umgehen. Der Tauschhandel war
unsicher, schwerfällig, kostspielig und versagte wohl auch oft; das Geld, das ihn ab-
lösen soll, muß darum den Austausch der Waren sichern, beschleunigen, verbilligen.


Das ist es, was wir vom Geld fordern. Den Grad der Sicherheit, Schnelligkeit und
Billigkeit, womit die Waren ausgetauscht werden, bildet den Prüfstein für die
Brauchbarkeit des Geldes.


Wenn wir noch nebenbei fordern, daß uns das Geld durch körperliche Eigen-
schaften möglichst wenig belästige, so ist das eine Forderung, die entschieden erst
dann in Betracht kommt, wenn sie die Erreichung des Geldzweckes nicht hindert.


Läßt sich die Sicherung, Beschleunigung und Verbilligung des Warenaustausches
mit einem Geld erzielen, das die Motten nicht fressen und das sich obendrein 
trefflich sparen läßt – gut, so mag man solches Geld einführen. Leidet aber die
Sicherheit, Schnelligkeit und Billigkeit des Warenaustausches darunter, so sagen wir:
weg damit!


Und in der Erkenntnis, daß hier die Arbeitsteilung, die wahre Grundlage unseres
Lebens, in Frage kommt, werden wir das Geld genau so herstellen, wie es die
Arbeitsteilung verlangt, und zwar ohne irgendwelche Rücksicht auf Sonderwünsche
und Vorurteile.


Um die Güte des Geldes zu prüfen, werden wir keine Wage, keinen Schmelztiegel,
keine Säuren gebrauchen; wir werden uns auch nicht in die Betrachtung eines
Geldstückes versenken, auch niemand nach seiner Ansicht fragen. Wir werden die
Arbeit betrachten, die das Geld verrichtet. Sehen wir, daß das Geld die Waren auf-
spürt, und sie auf den kürzesten Weg von der Arbeitsstätte dem Verbraucher zuführt,
beobachten wir, daß die Märkte und Warenlager sich lichten, daß die Zahl der
Kaufleute abnimmt, daß die Handelsgewinne zusammenschmelzen, daß keine Absatz-
stockungen eintreten, daß den Erzeugern der Absatz für die Erzeugnisse ihrer vollen
Arbeitskraft gesichert ist, so werden wir ausrufen: ein vortreffliches Geld! – und 
werden auch bei dieser Meinung verharren, wenn wir bei näherer Betrachtung sehen,
daß das Geld wenig körperliche Reize hat. Wir werden das Geld betrachten, wie man
etwa eine Maschine betrachtet, und unser Urteil ganz nach den Leistungen, nicht
nach der Gestalt und Farbe richten.


Von einem guten Geld, einem zweckentsprechenden Tauschmittel, werden wir also
verlangen:


1. Daß es den Austausch der Waren sichere, was wir daran erkennen werden, daß
der Tausch ohne Absatzstockungen, Krisen und Arbeitslosigkeit vor sich geht.
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2. Daß es den Austausch beschleunige, was wir an den geringen Warenbeständen,
der geringen Zahl von Kaufleuten und Läden und an den entsprechend reich gefüllten
Vorratsräumen der Verbraucher ermessen werden.


3. Daß es den Austausch verbillige, was wir an dem geringen Unterschied 
zwischen dem Preis, den der Erzeuger erhält und dem Preis, den der Verbraucher
bezahlt, ermessen werden. (Zu den Erzeugern gehören in diesem Falle auch alle, die
an der Güterbeförderung beteiligt sind.)


Wie schlecht das herkömmliche Geld sich als Tauschmittel bewährt, das hat die
Untersuchung im III. Teil gezeigt. Ein Geld, das gesetzmäßig in der Weise arbeitet,
daß es sich zurückzieht, wenn es zu fehlen beginnt, und das in Masse auf dem Markt
erscheint, wenn es dort schon übermäßig vertreten ist, kann nur dem Schwindel und
Wucher dienen und muß als unbrauchbar bezeichnet werden, mag es auch, rein 
körperlich betrachtet, manche angenehme Eigenschaften haben.


Was waren das für grauenvolle Zustände, ruft der Kenner aus, die uns die Gold-
währung brachte! Zuerst die durch den Milliardenplunder gespeiste Gründerzeit, dann
der unausbleibliche, gesetzmäßig eintretende Krach!


Wir führten die Goldwährung ein, weil wir davon einen Vorteil erwarten, und wel-
chen anderen Vorteil können wir von einer Änderung im Geldwesen erwarten, als den
einer größeren Sicherung, Verbilligung und Beschleunigung des Güteraustausches?


Und wenn das der Zweck der Sache war, wie erklärte man den Zusammenhang zwi-
schen der Einführung der Goldwährung und jenem Zweck? Es wäre sehr wertvoll, das
zu erfahren. Man wollte Gold, schönes, glänzendes Gold, niedliche, runde Dingelchen
haben, um den Austausch von Stroh, Eisen, Kalk, Häuten, Petroleum, Weizen, Kohle usw.
zu erleichtern, zu sichern, zu beschleunigen und zu verbilligen. Wie das geschehen
sollte, wußte sicherlich niemand zu sagen, man glaubte es einfach. Und im übrigen
verließ man sich ganz (selbst Bismarck tat es) auf das Urteil der "Sachverständigen".


Der Warenaustausch frißt nach der Einführung der Goldwährung, ganz wie vorher,
30, 40 vielleicht auch 50 % der gesamten Erzeugung. Die Stockungen brechen noch
ebenso oft aus und sind ebenso verheerend wie zur Zeit der Taler und Gulden, und an
der Zahl der Kaufleute kann man unmittelbar ermessen, wie gering die güter-
tauschende Kraft des Goldes ist.


Daß die gütertauschende Kraft des Geldes so gering ist, liegt daran, daß man das
Geld zu sehr verbessert hat, nämlich verbessert vom einseitigen Standpunkt des In-
habers. Man hat bei der Wahl des Geldstoffes ganz allein an den Käufer gedacht, an
die Nachfrage. Die Ware, das Angebot, den Verkäufer, den Verfertiger der Ware hat
man ganz und gar vergessen. Man hat für die Herstellung des Geldes den schönsten
Stoff ausgesucht, den die Erde birgt, ein Edelmetall – weil es für die Inhaber An-
nehmlichkeiten bot. Und man hat dabei übersehen, daß die Warenbesitzer beim
Verkauf ihrer Erzeugnisse diese Annehmlichkeiten bezahlen müssen. Man hat durch
die Wahl des Geldstoffes dem Käufer Zeit gegeben, den für ihn günstigsten Augen-
blick für den Kauf von Waren auszuwählen, und hat dabei vergessen, daß diese Frei-
heit den Verkäufer zwingt, auf dem Markt geduldig zu warten, bis es dem Käufer beliebt,
zu erscheinen. Man hat durch die Wahl des Geldstoffes aus der Nachfrage eine Willens-
sache der Geldbesitzer gemacht, man hat die Nachfrage der Laune überantwortet,
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der Gewinnsucht, dem Wucherspiel und dem Zufall, und dabei hat man völlig außer
Acht gelassen, daß das Angebot wegen seiner stofflichen Natur diesem Willen gegen-
über ganz schutzlos ist. So entstand die Macht des Geldes, die, in Geldmacht umge-
wandelt, einen unerträglichen Druck auf alle Erzeuger ausübt.


Kurz, unsere biederen Sachverständigen haben die Währungsfragen beantwortet,
ohne an die Ware zu denken. Sie haben das Geld vom einseitigen Standpunkt des
Inhabers so verbessert, daß es als Tauschmittel unbrauchbar wurde. Nach dem Zwecke
des Geldes haben sie augenscheinlich nie gefragt, und so haben sie, wie Proudhon
sich ausdrückt, einen "Riegel anstelle eines Schlüssels für den Markt" geschmiedet.
Das Geld stößt die Ware ab, statt sie anzuziehen. Man kauft Ware, ja, aber nur, wenn
an hungrig ist, oder wenn man dabei einen Gewinn hat. Als Verbraucher kauft jeder
nur das Mindestmaß. Irgendwelchen Vorrat will niemand haben; in den Bauplänen
sind Vorratskammern niemals vorgesehen. Würde man allen Bürgern heute eine gefüll-
te Vorratskammer schenken – morgen schon fände man alle diese Vorräte auf den
Märkten wieder. Nur Geld wollen die Leute haben, obschon alle wissen, daß dieser
Wunsch nicht erfüllt werden kann, insofern als das Geld aller sich gegenseitig auf-
hebt. Der Besitz einer goldenen Münze ist ja unbestreitbar viel angenehmer. Die Waren
mögen die "anderen" haben. Die anderen! Aber wer sind denn in der Volkswirtschaft
diese "anderen"? Wir selbst sind diese anderen: wir alle, die wir Waren erzeugen. In-
dem wir also als Käufer die Erzeugnisse der anderen zurückweisen, stoßen wir uns
alle gegenseitig unsere Erzeugnisse zurück. Wenn wir das Geld nicht den Erzeugnissen
unserer Mitbürger vorzögen, wenn wir anstelle einer angestrebten und doch uner-
reichbaren Geldrücklage eine Vorratskammer anlegten und diese mit den Erzeugnissen
unserer Mitbürger füllten, so brauchten wir unsere eigenen Erzeugnisse nicht in kost-
spieligen Läden feilhalten zu lassen, wo sie durch die Handelsunkosten großenteils
aufgezehrt werden. Wir hätten dann einen schnellen und billigen Absatz der Waren.


Das Gold paßt nicht zur Eigenart unserer Waren. Gold und Stroh, Gold und
Petroleum, Gold und Guano, Gold und Ziegelsteine, Gold und Eisen, Gold und Häute!!
Nur eine Einbildung, ein ungeheurer Wahngedanke, nur der Gegenstand der Wertlehre
kann diesen Widerspruch überbrücken. Die Waren im allgemeinen, Stroh, Petroleum,
Guano können nur dann sicher gegenseitig ausgetauscht werden, wenn es allen Leu-
ten völlig gleichgültig ist, ob sie Geld oder Ware besitzen, und das kann nur dann 
der Fall sein, wenn das Geld mit all den üblen Eigenschaften belastet wird, die un-
seren Erzeugnissen "eigen" sind. Es ist das ganz klar. Unsere Waren faulen, vergehen,
brechen, rosten, und nur wenn das Geld hat körperliche Eigenschaften besitzt, die
jene unangenehmen, verlustbringenden Eigenschaften der Waren aufwiegen, kann es
den Austausch schnell, sicher und billig vermitteln, weil dann solches Geld von nie-
mand, in keiner Lage und zu keiner Zeit den Waren vorgezogen wird.


Geld, das wie eine Zeitung veraltet, wie Kartoffeln fault, wie Eisen rostet, wie
Äther sich verflüchtigt, kann allein sich als Tauschmittel von Kartoffeln, Zeitungen,
Eisen und Äther bewähren. Denn solches Geld wird weder vom Käufer noch vom Ver-
käufer den Waren vorgezogen. Man gibt dann nur noch die eigene Ware gegen Geld
her, weil man das Geld als Tauschmittel braucht, nicht, weil man vom Besitz des
Geldes einen Vorteil erwartet.
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Wir müssen also das Geld als Ware verschlechtern, wenn wir es als Tauschmittel
verbessern wollen.


Da die Besitzer der Waren es mit dem Tausch stets eilig haben, so will es die
Gerechtigkeit, daß auch die Besitzer es Tauschmittels es eilig haben sollen. Das
Angebot steht unter unmittelbaren, eigengesetzlichen Zwang, so soll auch die
Nachfrage unter gleichen Zwang gestellt werden.


Das Angebot ist eine vom Willen der Warenbesitzer losgelöste Sache; so
soll auch die Nachfrage eine vom Willen der Geldbesitzer befreite Sache sein.


Wenn wir uns dazu verstehen können, die Vorrechte der Geldbesitzer zu beseiti-
gen und die Nachfrage dem gleichen Zwang zu unterwerfen, dem das Angebot von
Natur aus unterliegt, so lösen wir alle Widersprüche des herkömmlichen Geldwesens
restlos auf und erreichen damit, daß die Nachfrage völlig unabhängig von allen 
politischen, wirtschaftlichen oder natürlichen Ereignissen ganz regelmäßig auf dem
Markte erscheint. Namentlich werden auch die Anschläge der Wucherspieler, die An-
sichten oder Launen der Rentner und Bankmänner ohne irgendwelchen Einfluß auf 
die Nachfrage sein. Ja, das, was wir "Börsenstimmung" nennen, wird es überhaupt
nicht mehr geben. Wie etwa das Fallgesetz keine Stimmungen kennt, so wird es sich
auch mit der Nachfrage verhalten. Keine Furcht vor Verlusten, keine Erwartung eines
Gewinnes wird die Nachfrage beflügeln oder hemmen können.


So wird die Nachfrage unter allen denkbaren Verhältnissen immer mit der von 
den gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufsgeschwindigkeit der vom
Staate beherrschten Geldmassen übereinstimmen.


Alle Privatgeldvorräte lösen sich durch den Umlaufszwang selbsttätig auf. Die ge-
samte ausgegebene Geldmasse ist in ununterbrochenem, gleichmäßigem, schnellem
Kreislauf. Niemand kann mehr dem Staate in der Verwaltung des Geldes durch Aus-
geben oder Zurückhalten von Privatgeldbeständen "ins Handwerk pfuschen". Der Staat
selbst aber hat die Aufgabe, die Nachfrage stets haarscharf dem Angebot anzupassen,
wozu das abwechselnde Einziehen oder Ausgeben geringfügiger Geldmengen genügt.


Mehr als das ist nicht nötig, um den Austausch unserer Waren vor jeder denkbaren
Störung zu sichern, um Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit unmöglich zu machen,
um den Handelsgewinn auf die Rangstufe der Tagelöhnerarbeit und des Lohnes her-
abzusetzen, und um in kurzer Zeit den Zins in einem Meer von Kapital zu ersäufen.


Und was kosten uns Erzeugern, die wir durch die Arbeitsteilung das Geld schaffen,
diese reichen Gaben eines Geldumlaufzwanges? Nichts als den Verzicht auf das Vor-
recht, in die Nachfrage den Eigenwillen und damit die Laune, die Gewinnsucht, Hoff-
nung, Furcht und Sorge, Angst und Schrecken tragen zu dürfen. Wir brauchen nur die
Wahnvorstellung fallen zu lassen, daß man seine eigenen Erzeugnisse verkaufen kann,
ohne daß sie ein anderer kauft. Wir brauchen uns nur gegenseitig zu verpflichten,
sofort und unter allen Umständen genau so viel zu kaufen, wie wir selbst verkauft ha-
ben und, um die Gegenseitigkeit dieser Verpflichtung zu wahren, das Geld so zu gestal-
ten, daß der Verkäufer der Waren durch Eigenschaften des Geldes genötigt wird, den
mit dem Geldbesitz verknüpften Pflichten nachzukommen und das Geld wieder in Ware
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umzusetzen – persönlich, wenn er selbst Ware brauchen kann, durch andere, denen 
er das Geld leiht, falls er für sich selbst keine Ware braucht. Aber letzteres natür-
lich auch unter allen Umständen und bedingungslos, d. h. ohne Rücksicht auf die
Bedingungen der Anleihe.


Sind wir nun gewillt, die Sklavenketten, die wir als Verkäufer unserer Waren tra-
gen, dadurch zu brechen, daß wir auf das Vorrecht verzichten, als Käufer den Erzeug-
nissen unserer Mitbürger gegenüber den Herrn zu spielen? Wenn ja, so laßt uns den
unerhörten, umstürzlerischen Vorschlag einer Zwangsnachfrage näher prüfen. Laßt uns
das Geld betrachten, das wir mit einem sachlichen Zwangsangebot behaftet haben:


Muster des Freigeldes:


Der jeweilige Inhaber zahlt den wöchentlichen Verlust durch Überkleben des
betreffenden Feldes mit Kleingeldabrissen. (S. Erklärung S. 244  1 und 2.)
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Kleingeldzettel
(Erklärung S. 244 unter 1).


Freigeldzettel 
zu Mk. 1,–


Der Umlaufsverlust 
wird durch Überkleben
der 5 Felder nach
Fälligkeit bezahlt.
(Erklärung S. 244 
unter 2).
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Erklärung des Freigeldes.
1. Das Freigeld wird in Zetteln von 1 – 5 – 10 – 50 – 100 – 1000 Mark ausge-


geben. – Außer diesen festen Zetteln werden Kleingeldzettel laut Muster S. 243 aus-
gegeben, die ähnlich wie die Briefmarkenbogen eingerichtet sind und dazu dienen,
durch Abreißen der nötigen Felder jeden Einzelbetrag bis M. 1,– zu zahlen; sie er-
setzen also das frühere Kleingeld von 1 – 2 – 5 – 10 und 50 Pf. (Gleichzeitig dienen
diese Kleingeldabrisse dazu, die Zahlkraft der festen Geldzettel durch überkleben der
fälligen Wochenfelder auf dem Laufenden zu erhalten [siehe unter 2.].) Die bei den
öffentlichen Kassen eingehenden Kleingeldabrisse werden nicht mehr in Verkehr
gebracht, sondern immer wieder durch neue Zettel ersetzt.


2. Das Freigeld verliert wöchentlich ein Tausendstel (1 ‰) an Zahlkraft, und zwar
auf Kosten der Inhaber. Durch Aufkleben von Abrissen des erwähnten Kleingeldes 
hat der Inhaber die Zahlkraft der Zettel immer zu vervollständigen. So ist z. B. auf
dem Muster S. 242 die Note zu M. 100 durch Aufkleben solcher Abrisse bis zum 10.
August vervollständigt. Der Empfänger dieser Note, der sich natürlich solchem
Schaden entziehen will, sucht nun das Geld immer so schnell wie möglich weiterzu-
geben, denn behält er es aus Bequemlichkeit bei sich, etwa bis zum 10. September,
so muß er schon 5 5 10 = 50 Pfennig nachzahlen, indem er von seinem Kleingeld 
5 5 10 Pfennig abreißt und auf die Hundertmarknote aufklebt. So steht der Geld-
umlauf unter Druck, der es bewirkt, daß jeder immer gleich bar bezahlt, seine Schuld
tilgt und etwa dann noch verbleibenden Geldüberschuß mit derselben Eile zur
Sparkasse trägt, die ihrerseits auch wieder danach trachten muß, Abnehmer für die
Sparanlagen heranzulocken, wenn nötig durch Herabsetzung des Zinsfußes.


3. Am Ende des Jahres werden alle Geldscheine gegen neue umgetauscht.
4. Zweck des Freigeldes. Vor allem soll die Übermacht des Geldes gebrochen 


werden. Diese Übermacht ist restlos darauf zurückzuführen, daß das herkömmliche
Geld den Waren gegenüber den Vorzug der Unverwüstlichkeit hat. Während unsere
Arbeitserzeugnisse bedeutende Lager- und Wartekosten verursachen, die ihren all-
mählichen Zerfall nur verlangsamen, aber nicht verhindern können, ist der Besitzer
des Geldes durch die Natur des Geldstoffes (Edelmetall) frei von jedem solchen Ver-
lust. Der Geldbesitzer (Kapitalist) hat darum im Handel immer Zeit; er kann warten,
während die Warenbesitzer es immer eilig haben. Zerschlagen sich also die um den
Preis geführten Verhandlungen, so trifft der Schaden, der daraus erwächst, immer
einseitig den Warenbesitzer, letzten Endes also den Arbeiter. Diesen Umstand be-
nützt der Kapitalist, um einen Druck auf den Warenbesitzer (Arbeiter) auszuüben,
also um diesen zu veranlassen, seine Arbeitserzeugnisse (Arbeitskraft) unter Preis zu
verkaufen.


5. Eine Einlösung dieses Papiergeldes von seiten des Währungsamtes findet 
nicht statt. Wozu denn auch? Geld wird man ja immer brauchen, darum ist auch 
keine Einlösungspflicht vorgesehen. Jedoch ist das Währungsamt verpflichtet, 
die Geldausgabe derart den Marktverhältnissen anzupassen, daß die Waren-
preise im Durchschnitt fest bleiben. Das Währungsamt setzt also mehr 
Geld in Umlauf, wenn die Warenpreise abwärts neigen, und zieht Geld ein,
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wenn die Warenpreise aufwärts streben, denn die Preise hängen ausschließlich von
der Menge des angebotenen Geldes ab. Dafür aber, daß das vom Währungsamt in
Umlauf gesetzte Geld auch sofort gegen Waren angeboten wird, sorgt die Natur die-
ses Freigeldes. Das Währungsamt wird also nicht wie bisher schlafen und schicksals-
gläubig faul die Währung des Landesgeldes vom rätselhaften sogenannten inneren
Wert des Goldes erwarten, zum Vorteil des Schwindels, der Glücksritter und der
Wucherer, sondern zielbewußt mit starker Hand eingreifen und den ehrlichen Handel
gegen alle Fährnisse schirmen.


6. Unter Berücksichtigung der großen Bedeutung des Außenhandels wäre zur
Herbeiführung fester Wechselkurse eine zwischenstaatliche Verständigung zu er-
streben. Solange eine solche jedoch nicht erzielt ist, hat man die Wahl zu treffen, ob
die Geldverwaltung die Festigkeit der Inlandspreise oder die der Wechselkurse zum
Maßstab der Geldausgabe machen soll.


7. Der Umlauf des Metallgeldes gegen dieses Freigeld soll ein völlig freiwilliger
bleiben. Wer sich also nicht vom Gold trennen kann, mag es behalten, doch verliert
das Gold, genau wie es bereits mit dem Silber geschah, das freie Prägerecht, und 
die Münzen verlieren die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels. Nach Ab-
lauf der Umtauschfrist werden die Münzen an allen Staatskassen und vor Gericht
zurückgewiesen.


8. Für Zahlungen ins Ausland und vom Ausland bediene man sich wie bisher der
Wechsel, die die Banken und Kaufleute als Erlös für die ins Ausland gelieferten und
vom Ausland bezogenen Waren feilhalten. Für kleinere Beträge bedient man sich in
gewohnter Weise der Postanweisungen.


9. Wer Landeserzeugnisse für die Ausfuhr erwerben will und dazu nur über Gold
verfügt, also keine Einfuhrwechsel hat auftreiben können, dem wird das Gold vom
Währungsamt abgekauft werden. Wer umgekehrt für die Einfuhr ausländischer Waren
Gold braucht und keine Ausfuhrwechsel auftreiben kann, dem verkauft das Wäh-
rungsamt das benötigte Gold. Der Preis dieses Goldes wird davon abhängen, wie 
man die im Absatz 6 offengelassene Frage beantwortet.


10. Durch den Kursverlust von 5,2 % jährlich dürfte die umlaufende Geldmasse 
um jährlich 200 – 300 Millionen abnehmen. Damit aber daraus kein Geldmangel ent-
steht, muß das Währungsamt diese Millionen immer durch neu herzustellendes Geld
jährlich ersetzen. Dies bedeutet für das Amt also eine regelmäßige Einnahme.


11. Bei dieser Einnahme der Geldverwaltung handelt es sich um eine unbeab-
sichtigte Nebenwirkung der Geldreform, von verhältnismäßig ganz untergeordneter
Bedeutung. Über die Verwendung dieser Summen sind besondere gesetzliche Be-
stimmungen zu treffen.


Wirkungen des Freigeldes:
a) auf den Handel:


01. Unaufhaltsamkeit des Geldumlaufs und dadurch stetig zunehmendes Barzahlen.
02. Unbeschränkter Warenabsatz.
03. Beseitigung der Handels- und Wirtschaftsstockungen.
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04. Ausschaltung der Ursachen, die Preis- und Kursstürze (Krach) herbeizuführen pflegten.
05. Beseitigung der schwankenden Marktlagen (Konjunkturen), die bisher allgemein 


zu abwechselndem Auf- und Abwärtsgehen der Geschäfte (Hausse- und Baisse-
perioden), verbunden mit Preisveränderungen der Waren und des Geldes, führten.


06. Ausschaltung der Börsenjobberei und des Wucherspiels.
07. Vereinfachung und Verbilligung des Handels überhaupt.
08. Entbehrlichwerden der meisten offenen Ladengeschäfte und entsprechend zu-


nehmender Übergang der Handelsangestellten zur Warenerzeugung.
09. Senkung der bisherigen hohen Handelsunkosten von 30 – 40% auf etwa 10 – 15%.
10. Abschaffung der zwecklos werdenden Schutzzölle und Übergang zum Freihandel.
11. Beseitigung der wirtschaftlichen Ursachen der Kriege.
12. Herbeiführung einer Währungsverständigung im Weltverkehr, das sie für alle 


Völker vorteilhaft ist.


b) auf Kapital, Arbeit und Lohn:
01. Das Geld büßt seine zinstragende Eigenschaft ein und wird auf die Rangstufe 


von Ware und Arbeit herabgesetzt.
02. Unaufhaltsame Umwandlung aller erzielten Geldüberschüsse in Produktionsmittel, 


Wohnungen usw., ohne Rücksicht auf die Einträglichkeit (Mehrwert, Rentabilität).
03. Sofortige dauernde Beseitigung der Arbeitslosigkeit, vollkommene Auflösung des 


Überschusses an Arbeitern.
04. Allmähliches Heruntergehen des Kapitalzinses (Mehrwert), der bei Einführung des 


Freigeldes im Weltverkehr nach und nach ganz verschwindet.
05. Allmähliche Steigerung der Löhne bis zur vollen Beseitigung des Mehrwertes. So-


weit aber der Mehrwert aus Grundrente stammt, wird er durch unsere große 
Neuordnung des Bodenbesitzrechtes ("Freiland") erfaßt.


06. Das Sparen wird erleichtert, a) weil die bisher an das Kapital abgeführten 
Zinslasten fortfallen; b) weil Gütererzeugung und -tausch (Handel) jetzt un-
gestört, d. h. nicht mehr unterbrochen durch Wirtschaftsstockungen verlaufen; 
c) weil die jetzt allein 30 – 40 % des Arbeitserzeugnisses ausmachenden 
Handelsunkosten sich auf ein Drittel davon ermäßigen.


2. Wie der Staat das Freigeld in Umlauf setzt.


Mit Einführung des Freigeldes wird der Reichsbank das Recht der Notenausgabe
entzogen, und an die Stelle der Reichsbank tritt das


Reichswährungsamt,


dem die Aufgabe zufällt, die tägliche Nachfrage nach Geld zu befriedigen.
Das Reichswährungsamt betreibt keine Bankgeschäfte. Es kauft oder verkauft kei-


ne Wechsel, es ordnet die Geschäftshäuser nicht in solche 1., 2. und 3. Güte. Es tritt
in keinerlei Beziehungen zu Einzelpersonen.
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Das Reichswährungsamt gibt Geld aus, wenn solches im Lande fehlt, und es 
zieht Geld ein, wenn im Lande sich ein Überschuß zeigt. Das ist alles.


Um das Freigeld in Umlauf zu setzen, werden alle Staatskassen angewiesen, das
bisherige Metallgeld und die Reichskassenscheine zum freiwilligen Umtausch an-
zunehmen, und zwar zum Nennwert; für eine Mark in Gold eine Mark in Freigeld.


Wer in diesen Tausch nicht einwilligt, mag das Gold behalten. Niemand drängt 
ihn zum Tausch. Irgendein gesetzlicher Druck wird nicht auf ihn geübt. Keinerlei Ge-
walt wird da gebraucht. Es wird nur jedem gesagt, daß nach Ablauf einer bestimm-
ten Frist (1 – 2 oder 3 Monate) das Metallgeld nur mehr Metall, aber keine Geld mehr
sein wird. Wer dann noch Metallgeld hat, kann es dann nur noch beim Goldschmied
gegen Freigeld verkaufen und da um den Preis handeln. Der Staat anerkennt dann 
nur noch Freigeld als Geld an allen seinen Kassen. Das Gold ist dann dem Staate
gegenüber nur noch Ware, so wie Holz, Kupfer, Silber, Papier, Tran usw.. Und wie man
heute die Steuern nicht mit Holz, Silber oder Stroh bezahlen kann, so wird man auch
nach Verlauf der Umtauschfrist kein Gold mehr zu diesem Zwecke verwenden können.


Der Staat weiß, daß es fortan nur staatliches Geld geben kann und daß es von
seiner Seite keiner besonderen Anstrengung bedarf, um dieses Geld in Verkehr zu
bringen; das besorgt allein die Unentbehrlichkeit des Geldes und seine Beherrschung
durch den Staat. Wenn es also jemand einfallen sollte, eine Privatmünzstätte zu er-
richten, um Münzen von beliebigem Feingehalt und Gewicht zu prägen, so kann der
Staat solchem Treiben ruhig zusehen. Denn für den Staat gibt es jetzt keine Münzen,
folglich auch keine Falschmünzer mehr. Der Staat entzieht allen Münzen, auch den
früher von ihm geprägten, die Gewähr für Gewicht und Feingehalt. Er verkauft seine
Münzmaschinen meistbietend. Mehr tut der Staat nicht, um das Gold umlaufsunfähig
zu machen; es genügt.


Wenn also jemand dem Freigeld feindlich gesinnt sein sollte und es als Zahlung
für seine Waren zurückweist, so läßt man ihn gewähren. Er kann ja fernerhin Gold 
für seine Erzeugnisse verlangen. Aber dieses Gold muß er dann auf die Wage legen
und den Feingehalt mit Säuren und Prüfstein feststellen, und zwar Münze für 
Münze. Dann muß er sich erkundigen, ob ihm jemand das Gold auch wieder ab-
nehmen wird und zu welchem Preis, und er muß hierbei auf große Überraschungen
gefaßt sein. Findet er dann, daß das alles kostspielig und langweilig ist, so kann 
er ja als reuiger Sünder in den Schoß des alleinseligmachenden Freigeldes zurück-
kehren – ähnlich wie seinerzeit die grimmigen Feinde der Goldwährung, die Agrarier,
dem Staatsgeld (Gold) widerstrebten und es dann doch annahmen.


Was der Staat mit dem in Umtausch für das Freigeld erhaltenen Gold machen
wird? Der Staat schmelzt es ein, läßt es zu Ketten, Armbändern, Uhrgehäusen verar-
beiten und schenkt diese allen Bräuten im Deutschen Reich bei ihrer Verheiratung.
Was konnte der Staat Vernünftigeres mit dem Gold, mit dem Hunnenschatz, machen?


Der Staat benötigt für seine Zwecke kein Gold, und wenn er das in Um-
tausch gegen Freigeld eingehende Gold an den Meistbietenden verkaufen wollte,
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so würde er den Preis drücken und damit anderen Völkern, die noch an der Gold-
währung festhalten, Verlegenheiten bereiten, wie Deutschland das schon seinerzeit
mit den unüberlegten Silberverkäufen tat. Wenn der Staat damals die eingezogenen
Taler dazu benutzt hätte, um vor jedem Pfandhaus und jeder Darlehnsbank den
Vorkämpfern der Goldwährung ein gewichtiges, silbernes Standbild in Riesengröße 
zu errichten – es wäre für die allgemeine Volks- und Weltwirtschaft und auch für 
die Staatskasse besser gewesen. Diese elenden Millionen, wahre "Miseräbelchen" vom
Standpunkt der deutschen Volkswirtschaft aus betrachtet, die der Staat aus jenen
Talerverkäufen löste, haben nicht wenig dazu beigetragen, den Silberpreis zu
drücken; und die Schwierigkeiten die den deutschen Grundrentnern durch die billigen
Getreidepreise erwuchsen, waren zum Teil auf diese Silberverkäufe zurückzuführen.*
Wahrlich, wenn man damals nach obigem Vorschlag gehandelt, die Silbertaler zu
Tafelgeschirr eingeschmolzen und zu Hochzeitsgeschenken von Staatswegen verwen-
det hätte – das, was der Staat hier verlor, hätte er an der größeren Steuerkraft der
Bürger zehnfach gewonnen.


3. Wie das Freigeld verwaltet wird.


Nachdem das Freigeld in Umlauf gesetzt und das Metallgeld außer Gebrauch
erklärt worden ist, wird es sich für das Reichswährungsamt nur mehr darum handeln,
das Tauschverhältnis des Geldes zu den Waren (allgemeiner Preisstand der Waren) 
zu beobachten und durch Vermehrung und Verminderung des Geldumlaufs den Kurs
des Geldes fest auf ein genau bestimmtes Ziel, die Festigkeit des allgemeinen
Preisstandes der Waren, zu lenken. Als Richtschnur dient dem Reichsgeldamt die im
3. Teil d. B. besprochene Statistik für die Ermittlung des Durchschnittspreises aller
Waren. Je nach den Ergebnissen dieser Ermittlung, je nachdem der Durchschnitts-
preis Neigungen nach oben oder nach unten zeigt, wird der Geldumlauf einge-
schränkt oder erweitert.** Um die Geldausgabe zu vergrößern, übergibt das Reichs-
währungsamt dem Finanzminister neues Geld, der es durch einen entsprechenden
Abschlag von allen Steuern verausgabt. Betragen die einzuziehenden Steuern 1000
Millionen, und sind 100 Millionen neues Geld in Umlauf zu setzen, so wird von allen
Steuerzetteln ein Abzug von 10 % gemacht.


Das ist eine einfache Sache, aber noch einfacher wird die Verminderung des
Geldumlaufes sein. Denn da die Gesamtmenge des Geldes durch den Umlaufsverlust
um 5 % jährlich abnimmt, so braucht man, um den Geldbestand zu vermindern, über-
haupt nichts zu tun. Der etwaige Überschuß verbraucht sich selbsttätig. Genügt 
das aber nicht, so kann durch Steuerzuschlag nachgeholfen werden. – Der Zweck läßt
sich auch erreichen, indem das Währungsamt Staatsschuldscheine kauft und verkauft.


Das Reichswährungsamt beherrscht also mit dem Freigeld


**) E. de Laveleye: Geld und Doppelwährung (La monnaie et le bimétallisme).
**) Statt die Geldmenge zu ändern, kann man auch die Umlaufsgeschwindigkeit ändern, indem man 
den Verlustsatz von 5 % herauf- oder heruntersetzt. Der Erfolg ist derselbe. Besser ist aber das vorge-
schlagene Verfahren.
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das Angebot von Tauschmitteln in unbeschränkter Weise. Es ist Alleinherrscher,
sowohl über die Geldherstellung wie über das Geldangebot.


Unter dem Reichswährungsamt brauchen wir uns nicht ein großartiges Gebäude
mit Hunderten von Beamten vorzustellen, wie etwa die Reichsbank. Das Reichs-
währungsamt betreibt keinerlei Bankgeschäfte. Es hat keine Schalter, nicht einmal
einen Geldschrank. Das Geld wird in der Reichsdruckerei gedruckt; Ausgabe und
Umtausch geschehen durch die Staatskassen; die Preisermittlung findet im Statis-
tischen Amt statt. Es ist also nur ein Mann nötig, der das Geld von der Reichs-
druckerei aus an die Staatskassen abführt, und der das für währungstechnische
Zwecke von den Steuerämtern eingezogene Geld verbrennt. Das ist die ganze
Einrichtung. Eine Presse und ein Ofen. Einfach, billig, wirksam.


Und mit dieser einfachen Einrichtung wollen wir die schwere Arbeit der Gold-
gräber, die kunstvollen Maschinen der Münzstätten, die Betriebsmittel der Banken,
die aufgeregte Tätigkeit der Reichsbank ersetzen, und zwar so ersetzen, daß niemals
ein Pfennig zuviel, niemals zuwenig umlaufen wird. Und das heute, morgen, ewig, 
in guten wie in bösen Tagen. Und mehr als ersetzen. Wir wollen mustergültige, be-
dächtige, für alle Welt vorbildliche Arbeit liefern.


4. Das Gesetzmäßige im Umlauf des Freigeldes.


Betrachten wir das Freigeld genauer. Was kann sein Besitzer oder Inhaber damit
anfangen? Am 1. Januar gilt es auf den Märkten, in den Läden, an der Lohnkasse, an
allen Staatskassen und vor Gericht 100 Mark, und am 31. Dezember nur noch 
95 Mark, d. h., will der Inhaber den Zettel am Ende des Jahres dazu benützen, um
100 Mark in Wechseln, Rechnungen, Steuerzetteln usw. zu bezahlen, so muß er auf
den Zettel noch 5 Mark zulegen!


Was ist geschehen? Nichts, als was mit den Waren geschieht. Ähnlich wie ein
bestimmtes Ei sich von dem wirtschaftlichen Begriff "Ei" ständig und schnell 
entfernt, und nach dem Faulwerden überhaupt nicht mehr damit verglichen werden
kann, so entfernt sich das einzelne Markstück ständig von dem, was die Mark in der
Währung bedeutet. Die Mark als Währung ist das Unveränderliche, das Währende, die
Grundlage aller Berechnungen; die Mark als Geld hat nur den Ausgangspunkt mit
jener gemein. Es ist also weiter nichts geschehen, als was mit allen Dingen rings 
um uns her geschieht. Die Gattung, der Begriff ist unveränderlich; das Einzelwesen,
der Vertreter ist sterblich und treibt ständig seinem Ende entgegen. Es ist also 
weiter nichts geschehen, als daß wir den Tauschgegenstand von der Währung, das
Einzelstück von der Gattung getrennt und das Geld dem allgemeinen Gesetz des
Werdens und Vergehens unterworfen haben.


Der Inhaber dieses vergänglichen Geldes wird sich also ebenso hüten, das Geld 
zu behalten, wie der Eierhändler sich hütet, die Eier länger als durchaus nötig zu
halten. Der Inhaber des neuen Geldes wird gesetzmäßig danach trachten, das Geld
und den von seinem Besitz untrennbaren Verlust – auf andere abzuwälzen.
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Aber wie kann er das? Durch den Verkauf seiner Erzeugnisse ist er in den Besitz
dieses Geldes gekommen. Er mußte das Geld annehmen, obschon er den Schaden
kannte, den der Besitz des Geldes ihm verursachen würde. Er wußte, daß der Besitz
des Geldes mit Verlusten verknüpft ist. Trotzdem verkaufte er seine Erzeugnisse ge-
gen dieses "schnöde" Geld. Seine Erzeugnisse waren von vornherein für den Markt
bestimmt. Er mußte sie tauschen, und den Tausch konnte nach der ganzen Lage der
Dinge nur das Geld vermitteln; anderes Geld aber als dieses verfertigt nun einmal 
der Staat nicht mehr. Also mußte er das gehaßte Freigeld in Tausch für seine Waren
annehmen, falls er diese absetzen, den Zweck seiner Arbeit erreichen wollte. Er hätte
vielleicht mit dem Verkauf warten können, etwa bis zum unmittelbaren Bedarf an
anderen Waren, aber dann wären ja seine eigenen Erzeugnisse in der Zwischenzeit
schlechter, billiger geworden; er hätte daran durch Abgänge an Menge und Güte,
durch Wartung und Lagerung so viel und vielleicht mehr verloren, als er jetzt am
Besitz des Geldes verliert. Er war also in einer Zwangslage, als er das neue Geld in
Empfang nahm, und dieser Zwang rührte von der Beschaffenheit seiner eigenen Er-
zeugnisse her. Jetzt ist er in Besitz des Geldes, das dauernd an Umlaufswert verliert.
Wird er nun einen Käufer dafür finden, wird er jemand finden, der es duldet, daß 
der Verlust, der aus dem Besitze des Geldes entspringt, auf ihn abgewälzt wird? Nur
jemand, der wie er selbst, in einer Zwangslage ist, wird ihm dieses wirklich "schlech-
te" Geld abnehmen; nur jemand, der wie er selbst, Ware erzeugt hat und diese nun
aus Rücksicht auf die täglichen Verluste an Menge und Güte möglichst schnell ab-
setzen möchte, wird bereit sein, das "schlechte" neue Geld in Empfang zu nehmen.


So haben wir also hier gleich zu Anfang eine sehr bemerkenswerte Tatsache zu
verzeichnen: Der Käufer hat ein ebenso starkes, unmittelbar mit dem Besitze des
Geldes verknüpftes Bestreben, das Geld auf den Warenbesitzer abzuwälzen, wie der
Verkäufer einen unmittelbaren Drang hat, die Waren auf den Käufer abzuwälzen. Der
Nutzen an dem unmittelbaren Zustandekommen des Tausches ist beiderseits gleich
groß, was natürlich bewirkt, daß bei den Preisverhandlungen der Käufer nicht mehr
auf seine Unverletzlichkeit (Gold) hinweisen und damit drohen kann, daß er die
Verhandlungen abbrechen wird, falls sich der Verkäufer nicht seinen Bedingungen
unterwerfen will. Käufer und Verkäufer sind nun gleich schlecht gerüstet; beide sind
gleichmäßig, unmittelbar, dringend am Zustandekommen des Handels beteiligt.
Brauchen wir da noch zu erwähnen, daß darum auch die Tauschbedingungen gerecht
sein werden, daß der Handel schneller vonstatten gehen wird?


Aber nehmen wir nun an, der Geldzettel, den wir eben betrachteten, wäre in 
die Hände des Sparers, Kaufmannes oder Geldmannes geraten. Was werden diese
damit anfangen? Auch in ihren Händen schrumpft das Geld ständig zusammen. 
Sie sind in den Besitz des Freigeldes durch Tausch gegen die früheren 
Goldmünzen gelangt. Sie waren durch kein Gesetz zu dem Tausch gezwungen 
worden; sie hätten das Gold behalten können. Aber der Staat hat bekannt 
gemacht, daß er den Umtausch nach einer bestimmten Frist verweigern
würde, und was hätten sie dann noch mit dem Gold anfangen können? Sie
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hätten wohl goldene Ketten daraus machen lassen können, aber wer würde ihnen 
diese in solchen Mengen abgekauft haben, und zu welchem Preis, und womit 
hätte man diese goldenen Ketten bezahlt? Mit Freigeld!


Also fanden sie es ratsam, die Umtauschfrist nicht verstreichen zu lassen, und
jetzt betrachten sie das neue Geld, ihr Eigentum. Die Nutzlosigkeit des entmünzten
Goldes zwang sie, in den Tausch gegen Freigeld einzuwilligen, und der Verlust, der
mit dem Besitze des neuen Geldes verknüpft ist, zwingt sie, sich dieses Geldes zu
entledigen, um den Verlust so schnell wie möglich auf andere abzuwälzen.


Und da sie nun in ihrer Eigenschaft als Sparer und Kapitalisten keinen eigenen
Bedarf an Waren haben, so suchen sie Abnehmer für das Geld bei Leuten, die Ware
kaufen möchten, aber das Geld dazu erst in einer späteren Zeit liefern können. Sie
bieten also das Geld als Darlehen an, wie sie das früher übrigens auch mit dem 
Golde taten. Aber es ist doch ein Unterschied gegen früher. Früher konnten sie das
Geld ausleihen, und sie taten es, solange ihnen die Bedingungen gefielen; jetzt 
müssen sie es tun, ob ihnen die Bedingungen der Verleihung zusagen oder nicht. 
Sie stehen jetzt unter Zwang. Wie sie durch die Natur ihres Eigentums (Waren) ge-
zwungen waren, Freigeld anzunehmen, so sind sie jetzt durch die Natur des Geldes
wieder gezwungen, das Geld auszugeben. Wenn der Zins, den man bietet, ihnen nicht
gefällt, so mögen sie das Gold zurückkaufen, sie mögen Waren kaufen, sie mögen
Wein kaufen, von dem es heißt, daß er mit der Zeit immer besser und teurer wird, sie
mögen Aktien, Staatspapiere kaufen, sie mögen selbst als Unternehmer Häuser 
bauen, Handel treiben, sie können alles machen, was man mit Geld machen kann, 
nur eins können sie nicht mehr, sie können das Weitergeben des Geldes von keiner
Bedingung mehr abhängig machen.


Ob ihnen der Zins, den der Schuldner bietet, gefällt, ob der Zins, den das bau-
ende Haus abzuwerfen verspricht, ihnen genügt, ob der Kurs der Aktien günstig ist,
ob der Preis des Weines und der Edelsteine, die sie auf Lager nehmen wollen, durch
die große Zahl der Käufer, die auf denselben geistreichen Gedanken verfielen, nicht
zu hoch getrieben wurde, ob der Verkaufspreis des auf Lager immer besser gewor-
denen Weines die Auslagen für Wartung, Lagerung usw. decken wird – einerlei, das
Geld muß weitergegeben werden. Und zwar gleich, sofort; heute, nicht morgen. Je
mehr sie überlegen, umso größer wird der Verlust. Angenommen aber, sie finden
jemand, dem sie das Geld leihen könne, so kann dieser nur eine Absicht haben: er
will seinerseits das Geld sofort anlegen, in Waren, Unternehmungen oder sonstwie.
Um das Geld in den Kasten zu legen, wo sein Wert stetig abnimmt, wird doch nie-
mand Geld borgen. Durch Weitergeben wird er den Verlust, der mit dem Besitze des
Geldes verknüpft ist, auf andere "abzuwälzen" suchen.


Wie also auch das Geld "angelegt" werden mag, es wird immer sofort Nachfrage
erzeugen. Unmittelbar als Käufer oder mittelbar als Verleiher wird der Geldbesitzer
immer sofort Nachfrage nach Waren halten müssen, und zwar im genauen Verhält-
nis zur Menge seines Geldbesitzes.


Daraus ergibt sich, daß die Nachfrage überhaupt keine Willenssache der
Geldinhaber mehr sein wird, daß bei der Preisbestimmung durch Nachfrage
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und Angebot der Wunsch, Gewinn zu erzielen, ohne Einfluß bleiben muß, daß die
Nachfrage unabhängig von Geschäftsaussichten, vom Glauben an das Steigen oder
Fallen der Preise sein wird, unabhängig auch von Vorgängen im Staatsleben, von
Ernteaussichten, von der Tüchtigkeit der Staatsoberhäupter, von der Furcht vor wirt-
schaftlichen Erschütterungen.


Die Nachfrage wird genau wie das Angebot von Kartoffeln, Heu, Kalk, Kohle usw.
zu einer wäg- und meßbaren, leb- und willenlosen Sache. Das Geld wird durch eine
ihm anhaftende Naturgewalt immer nach den Grenzen der zurzeit möglichen
Umlaufsgeschwindigkeit streben und diese unter allen denkbaren Verhältnissen stets
zu durchbrechen suchen. Wie der Mond still und unberührt durch das, was hier auf
Erden vorgeht, seine Bahn beschreibt, genau so wird das Freigeld, losgelöst vom
Willen seiner Inhaber, seine Bahnen durch die Märkte vollziehen.


Die Nachfrage wird dann unter allen denkbaren Verhältnissen, in hellen, wie in
trüben Tagen immer haarscharf gleich sein:


1. der vom Staate in Umlauf gesetzten und beherrschten Geldmenge;
2. der von den gegebenen Handelseinrichtungen gestatteten Höchstumlaufs-


geschwindigkeit dieser Geldmenge.
Was bedeutet das für die Volkswirtschaft? Es bedeutet, daß wir nun die Schwan-


kungen in der Marktlage beherrschen, daß das Währungsamt durch Ausgeben und
Einziehen von Geld die Nachfrage ganz nach den Bedürfnissen des Marktes abstim-
men kann, daß nicht mehr die Geldinhaber, die ängstlichen Spießbürger, die Wucher-
spieler oder auch die Börsenstimmung, die Laune usw. die Nachfrage hervorbringen,
sondern daß das Währungsamt unbedingt darüber zu bestimmen hat, wie groß die
Nachfrage sein soll. Das Währungsamt verfertigt jetzt die Nachfrage, genau wie der
Staat Briefmarken herstellt, genau auch, wie die Arbeiter das Angebot machen.


Fallen die Preise, so verfertigt das Währungsamt Geld und bringt dieses Geld in
Verkehr. Und dieses Geld ist Nachfrage, Nachfrage in Stoffform. Und wenn die Preise
anziehen, so verbrennt das Währungsamt Geld; und was es verbrennt, ist Nachfrage.


So ist das Währungsamt Beherrscher der Marktlage, und das bedeutet wieder
nichts weniger, als daß wir nun auch die Wirtschaftskrisen, die Arbeitslosigkeit über-
wunden haben. Ohne unseren Willen können die Preise weder steigen noch fallen.
Jede Auf- und Abbewegung wird so zu einer Willensäußerung des Währungsamtes, für
die es verantwortlich ist.


Die Nachfrage als Willkürhandlung der Geldinhaber mußte gesetzmäßig Preis-
schwankungen, Absatzstockungen, Arbeitslosigkeit und Schwindel zeugen. Mit dem Frei-
geld wird dieser Wille in die Hände des Währungsamtes gelegt, das nun, dem Geld-
zweck entsprechend, seine Macht dazu benutzt, um die Schwankungen zu unterdrücken.


Wer das neue Geld betrachtet, wird sich sagen, daß er den Brauch der verflosse-
nen Jahrtausende aufgeben muß und keine Geldvorräte mehr halten kann, da ihm 
ja das Geld in der Kasse ständig Verlust bringt. Das neue Geld löst also alle Geld-
ansammlungen selbsttätig auf, sowohl die des fürsorglichen Spießbürgers, wie die 
des Kaufmanns und des zum Sprung bereiten Wucherspielers. 
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Und was bedeutet dieser Wandel noch weiter für die Volkswirtschaft? Es be-
deutet, daß jetzt immer genau so viel Tauschmittel im Besitze der Bürger sein wer-
den, wie der Handel unmittelbar beansprucht, und zwar so bemessen, daß die Preise
keine Schwankungen mehr wegen zu großer oder zu geringer Geldfülle erleiden 
können. Es bedeutet, daß niemand mehr dem Währungsamt bei der Verwaltung des
Geldes "ins Handwerk pfuschen" kann. Es bedeutet, daß aus Privatvorräten dem 
Markt kein Geld mehr zufließen kann, wenn das Währungsamt eine Einschränkung 
der umlaufenden Geldmenge für nötig hält, und daß keine Geld mehr in die
Privatrücklagen abfließen kann, wenn das Währungsamt umgekehrt eine reichere
Versorgung des Geldmarktes vornehmen will. Es bedeutet darum auch, daß das
Währungsamt nur ganz geringe Geldbeträge einzuziehen oder auszugeben braucht,
um das Ziel seiner Währungsmaßnahmen zu erreichen.


Es bedeutet aber auch, daß niemand mehr Geldvorräte anzulegen braucht, weil
die Regelmäßigkeit, mit der das Geld jetzt umläuft, solche überflüssig macht. War 
die Rücklage eine Zisterne, d. h. ein bloßer Behälter, so wird die Regelmäßigkeit 
des Geldumlaufes zur ewig sprudelnden Geldquelle.


Mit dem Freigeld ist die Nachfrage nicht mehr vom Geld zu trennen, sie ist 
nicht mehr als eine Willensäußerung seiner Besitzer zu betrachten. Das Freigeld ist
kein Mittel zur Nachfrage, sondern ist an sich diese Nachfrage, die fleischgewordene
Nachfrage, die als Körper dem Angebot entgegentritt, das seinerseits auch nie 
etwas anderes war und ist. Börsenstimmung, Wucherspiel, Krach, Schwarzer Freitag,
das alles ist fortan für die Nachfrage ohne Einfluß. Die Masse des ausgegebenen
Geldes, beschwert durch die Höchstumlaufsgeschwindigkeit, die die gegebenen
Handelseinrichtungen gestatten, das ist unter allen Umständen die Grenze, ist das
mit dem Mindestmaß sich deckende Höchstmaß der Nachfrage.


5. Zusammenfassung


Was wir bisher vom Freigeld abgeleitet haben, war folgendes:


1. daß die Nachfrage sich in eine wägbare Sache verwandelt, erhaben über 
Willen, Laune, Gewinnsucht, Wucherspiel der Geldbesitzer; sie wird keine 
Willensäußerung der Geldbesitzer mehr sein;


2. daß der Geldumlauf unter allen Umständen immer das Höchstmaß der Um-
laufsgeschwindigkeit, die die Handelseinrichtungen dem Geld gestatten, zu 
durchbrechen suchen wird, so daß die Nachfrage zu jeder Stunde immer 
entsprechen wird:
a) der vom Staate in Umlauf gesetzten und beherrschten Geldmenge,
b) der von den Handelseinrichtungen gestatteten Umlaufsgeschwindigkeit;


3. daß sämtliche Privatgeldvorräte, die als ebensoviele private Geldausgabe-
stellen und Störenfriede anzusehen sind, selbsttätig aufgelöst 
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werden, wodurch dann der Staat erst der Währung eine zuverlässige Grund-
lage zu geben vermag.


Diese ersten Wirkungen ergeben folgendes:
1. Regelmäßigkeit des Warenabsatzes, unter Wegfall aller Stockungen;
2. es werden immer nur soviel Waren angeboten, wie deren laufend erzeugt werden;
3. alle bisher durch stockenden Absatz entstandenen Preisschwankungen hören auf;
4. infolge der Regelmäßigkeit, womit fortan Nachfrage und Angebot auf dem 


Markte erscheinen, wird keine der bisherigen großen allgemeinen Preis-
schwankungen, die von einer Störung des Verhältnisses der Waren zum Geld 
herrühren, mehr eintreten;


5. der Staat wird nur mehr geringe Geldmassen auszugeben oder einzuziehen 
brauchen, um die Nachfrage dem Angebot unmittelbar auf den Leib zuschnei-
den zu können und dadurch eine vollkommene Beständigkeit im allgemeinen 
Preisstand der Waren zu erzielen;


6. letzteres wird auch namentlich darum eintreten, weil durch den schnellen Um-
lauf die gütertauschende Kraft des Geldes verdoppelt, vervielfacht wird, und 
weil darum auch das Einziehen oder Ausgeben einer Geldsumme vervielfachte 
Wirkung nach sich ziehen muß. Statt 10 Milliarden Mark im Verkehr zu erhal-
ten, wird Deutschlands Handel mit 5, vielleicht auch mit 3 Milliarden aus
kömmlich versorgt sein.


Durch den Geldumlaufszwang, wie ihn das Freigeld bedingt, wird ferner:
1. eine reinliche Trennung der Tausch- von den Sparmitteln durchgeführt;
2. der Geldbesitzer das Geld bedingungslos, ohne Rücksicht auf Zins und Ge-


winn, in Umlauf setzen müssen;
3. das Geld selbst dann noch umlaufen, wenn der Zins fällt und verschwindet;
4. das Geld selbst ohne Gewinn für den Besitzer umlaufen.
Als Folge dieser Umstände und zusammenwirkend mit den vorher erwähnten wird


der Geldumlaufszwang
die allgemeinen Wirtschaftsstockungen mit allen ihren Begleiterscheinungen 
unmöglich machen.


Durch den mit dem Besitze des Geldes verbundenen unmittelbaren, persönlichen
Verlust wird folgendes erreicht:


1. Ware, Arbeit, Geld werden für alle, sowohl für die Verbraucher wie für die 
Sparer, gleichgültige Dinge sein, d. h. Dinge, die ohne Gewinn, Zins und Ab-
gabe gegenseitig auswechselbar sind;


2. das Geld wird zum Arbeitsnachweis und zur selbsttätigen Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit;


3. sämtliche Vorrechte des Geldes werden ausgeglichen.
Die vollkommene privatwirtschaftliche Gleichstellung des Geldes mit den Waren


bedingt:
1. daß man die unentbehrlichen Rücklagen mit Vorliebe in Vorräten statt in 


Geld anlegen wird;
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2. daß man die Waren nicht mehr wie bisher in den kleinsten Mengen kaufen 
wird, sondern in ganzen Fässern und Kisten, d. h. in ihrer Ursprungspackung;


3. daß dadurch die Läden sich leeren und die Kaufleute in großer Zahl über-
flüssig werden.


Zugleich wird auch
4. der Verkauf auf Borg beseitigt, die allgemeine Barzahlung durchgeführt;
5. das Wucherspiel (Spekulation) unmöglich gemacht, weil die Warenbestände, 


auf Millionen von Vorratskammern verteilt, der Verfügung eines Einzelnen 
entzogen sind.


Durch das Zusammenspiel dieser fünf Umstände wird der Warenaustausch ganz
außerordentlich gesichert, beschleunigt und verbilligt werden, zumal auch der Handel
durch die Beseitigung der Stockungen, durch die Festigkeit der Preise zu einer sehr
einfachen Sache wird, für die fortan jedermann genügend befähigt ist.


Die schönste, wirklich umstürzlerische Leistung des Freigeldes wird aber die sein,
daß durch die Unterdrückung der Arbeitslosigkeit, durch das vom Zinsertrag unab-
hängig gewordene Schaffen von Sachgut (Realkapital) der Zins bald in einer Über-
fülle von Kapital ersäuft, dadurch das jetzige unwürdige Volksgemisch von Fürsten,
Rentnern und Besitzlosen in den Boden gestampft und eine Stätte bereitet wird 
für ein stolzes Geschlecht freier und selbständiger Bürger, für Männer, die man jeden
in der Welt, ohne zu erröten, als Landsleute vorstellen kann.


Das Freigeld wird das tausendmal verfluchte Geld nicht beseitigen, sondern es
nach den richtig erkannten Bedürfnissen der Volkswirtschaft umgestalten. Das
Freigeld läßt sogar das Grundgesetz unserer Volkswirtschaft, das, wie wir zu Anfang
dargetan haben, der Eigennutz ist, unangetastet, aber es wird zeigen, daß der
Wucher wirken muß, wie "jene Kraft, die stets das Böse will und stets das Gute
schafft", sobald wir der Nachfrage den Willen nehmen und sie in gleicher Rüstung 
wie das Angebot diesem entgegentreten lassen.


6. Wie das Freigeld beurteilt wird.
Der Krämer.


Mein Geschäft nimmt mit dem Freigeld eine Entwicklung, die wirklich ernste
Beachtung verdient. Einmal zahlen meine Kunden jetzt meistens bar, weil sie 
unmittelbar Vorteil davon haben, möglichst schnell zu bezahlen, und weil sie 
selbst wieder bar bezahlt werden. Auch nimmt das Zerstückeln der Waren in 
kleine und kleinste Teile, der Pfennigverkauf, auffällig ab. Die Käufer trennten 
sich früher ungern vom Geld, einmal, weil ihnen das Geld ja Zeit ließ, dann, 
weil sie wohl auch Geld auf Zins in der Sparkasse hatten, dann auch wieder, 
weil es angenehmer war, Geld im Hause zu haben, als Waren, und schließlich, 
weil niemand sicher war, daß das Geld, das er ausgab, von der anderen Seite 
wieder eingehen würde. Der Geldumlauf war unregelmäßig, die Geldeingänge 
so unsicher, daß jeder, der nicht mit festem Einkommen rechnete, gern 
einen Geldvorrat anlegte. Und diese Rücklage suchte er dadurch zu bilden,
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daß er dort, wo es anging, auf Borg kaufte, daß er nur das Nötigste, für den un-
mittelbaren Verbrauch Bestimmte kaufte und das Gekaufte anschreiben ließ. Statt
eines Kilos kaufte er ein Gramm, statt eines Sackes ein Kilo. Niemand wäre es einge-
fallen, sich Vorräte zuzulegen, niemand dachte daran, eine Vorratskammer in seinen
Bauplan aufzunehmen. Als Vorrat galt allgemein und ausschließlich das Geld. In den
neuzeitlichen Wohnungen findet man für viele Zwecke besondere Räume, wie Dunkel-
kammer, Teppichkammer, Kofferkammer usw., niemals aber eine Vorratskammer.


Jetzt scheint sich das zu ändern. Weil das Geld den Inhaber ununterbrochen an
seine Pflichten als Zahler erinnert, sucht jeder zu bezahlen, sowie er selbst bezahlt
wird. Der Geldumlauf, der jetzt zwangsweise vor sich geht, ist darum auch immer ein
geschlossener. Er kann nicht mehr durch Gerüchte ins Stocken geraten. Der regel-
mäßige Geldumlauf bewirkt regelmäßigen Absatz, und da jeder auch gern aus Furcht
vor Verlust so schnell wie möglich das Gekaufte bezahlt, so sind auch die Geld-
einnahmen regelmäßig geworden. Man kann jetzt auf die Einnahmen rechnen, und es
ist nicht mehr nötig, Geldvorräte anzulegen – ganz abgesehen davon, daß diese
heutzutage unmöglich sind, weil sie in der Form von Freigeld sich nach und nach
selbst aufzehren würden. Statt Geld zu sammeln, legt man Vorräte an, man zieht 
den Besitz von Waren dem Besitze des Geldes vor, wie man aus demselben Grunde
jetzt auch die Barzahlung dem Borgen vorzieht. Statt in winzigen Mengen werden 
die Waren jetzt in Urspungsverpackungen und in Posten gekauft: statt eines Liters
ein Faß, statt eines Meters ein Stück, statt eines Kilos ein Sack.


Man sollte nun meinen, wir Krämer lebten jetzt in Saus und Braus, sozusagen im
siebten Himmel. Aber weit gefehlt! Ich selbst habe diese Entwicklung glücklicher-
weise scharf beobachtet und mein Geschäft den veränderten Verhältnissen angepaßt.
Anstelle meiner Krämerpreise habe ich Großhandelspreise gesetzt und so meine
Kundschaft nicht nur erhalten, sondern gewaltig erweitert. Aber andere Kaufleute,
denen die Einsicht fehlte, haben ihre Läden schließen müssen. Wo früher zehn
Krämer waren, da ist jetzt nur mehr einer, und dieser eine hat trotz zehnfachem
Absatz weniger Arbeit als früher. Mir ist die Ladenmiete schon um 90 % herabgesetzt
worden, weil so viele Läden leer stehen und zu Wohnzwecken umgebaut werden 
müssen. Indessen, wenn ich nun auch so wenig Miete zahle und zehnmal mehr 
verkaufe, so ist dennoch mein Verdienst bei weitem nicht im gleichen Verhältnis
gewachsen, weil infolge des so sehr vereinfachten Geschäftsganges sich auch die
anderen Kaufleute mit geringem Verdienst begnügen. So rechne ich jetzt, statt mit
25 % durchschnittlichem Gewinn, mit nur 1 % Besorgungsgebühr. Da ich alles in
Ursprungspackung abgebe und bei Ablieferung der Ware bar bezahlt werde, so kann
ich scharf rechnen. Keine Buchhaltung, keine Rechnungen, keine Verluste. Außerdem
ist mein Lager trotz zehnfachem Absatz nicht größer geworden. Mit meinen Kunden
habe ich regelmäßige Lieferungen abgemacht, die gleich von der Bahn ab erfolgen.
So ist der ganze Kramhandel zum einfachen Besorgungsgeschäft geworden.


Meine Berufsgenossen, die ihr Geschäft haben schließen müssen, sind ja zu
bedauern, besonders die älteren unter ihnen, die kein Gewerbe mehr erlernen
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können. Da ihre Verarmung unmittelbar durch das eingeführte Freigeld, also durch
einen Eingriff des Staates verursacht wurde, so wäre es meiner Ansicht nach gerecht
und billig, wenn man diese Leute durch ein staatliches Jahrgeld entschädigte. Und
das kann der Staat auch gut tun, denn durch die Beseitigung dieser Zwischenhänd-
ler, durch die Verbilligung der Waren ist ja die Steuerkraft des Volkes ganz außeror-
dentlich gewachsen. Hat es der Staat seinerzeit für billig gehalten, den
Grundrentnern durch die Getreidezölle ihre Renten zu sichern, so wäre in diesem 
Falle eine Unterstützung nicht mehr als gerecht.


Ich muß gestehen, das Krämergeschäft wird durch das Freigeld gewaltig verein-
facht. Etwas Ähnliches mußte ja auch einmal kommen. Auf die Dauer konnten der
Kleinverkauf und die damit verbundenen schweren Unkosten, sowie auch der Unfug
des Borgens nicht bestehen bleiben. Ein Preiszuschlag von 25 % für den Kleinverkauf
der täglichen Bedürfnisse! Das war ja geradezu lächerlich, unhaltbar in einer Zeit, 
wo die Arbeiter schwere Kämpfe führen mußten, um auch nur eine Lohnerhöhung von
5 % zu erreichen.


Die Schweiz mit 3 Millionen Einwohnern beschäftigte im Jahre 1900  26 837 Ge-
schäftsreisende, die zusammen an Zulassungsgebühren 322 200 Frs. zahlten. Rechnet
man nur 5 Frs. auf den Kopf und Tag, so kosten die Handlungsreisenden der Schweiz
jährlich 48 977 525 Frs..


In Deutschland sind ungefähr 45 000 Geschäftsreisende beständig unterwegs. 
(In der Schweiz wird dieses Gewerbe vielfach als Nebengewerbe betrieben; daher 
die verhältnismäßig große Zahl, darum habe ich auch nur 5 Frs. auf den Tag ange-
nommen.) Von sachverständiger Seite hat man berechnet, daß jeder dieser 45000
Mann M. 14,– täglich verbraucht (Gehalt, Reise, Gasthof), was sicherlich nicht zu 
hoch gegriffen ist. Das macht M. 600 000,– täglich und 219 Millionen jährlich. Da-
zu noch die sonstigen Geschäftsreisen. Man kann sagen, daß 2/3 aller Reisen "Ge-
schäftsreisen" sind und daß 2/3 aller Gasthäuser Geschäftsreisenden dienen.


Man sagte voraus, daß mit der Einführung des Freigeldes die Käufer weniger an-
spruchsvoll werden würden, und ich muß gestehen, daß sich deren Benehmen 
schon merklich änderte. Letzten Sonnabend unterhandelte ich eine Stunde lang mit
dem Käufer einer Nähmaschine, und der Mann konnte sich nicht entschließen. 
Immer entdeckte er an der tadellosen Maschine neue Mängel. Schließlich machte 
ich ihn auf den baldigen Wochenschluß für den Geldkurs aufmerksam. Das half, das
brachte das Gebäude seiner Bedenken ins Wanken. Er sah nach der Uhr, betrachtete
seine Geldbriefe und rechnete aus, daß, wenn er noch länger zögere, er 10 Pf. ein-
büßen würde. Da ließ er alle Bedenken fallen, zahlte und ging. Nun verlor ich zwar
die 10 Pf., aber das gewann ich an der Zeit hundertmal wieder!


Ein anderer, ein wohlhabender Mann, kaufte und sagte, er habe vergessen, 
Geld einzustecken; ich möchte es doch anschreiben. Auf meine Bemerkung, 
daß es sich doch aus Rücksicht auf den Wochenabschluß lohnen würde, nach 
Hause zu gehen und das Geld zu holen, weil er doch sonst den Umlaufsverlust 
erleiden würde, dankte er mir für meine Aufmerksamkeit, ging nach Hause, und 
zwei Minuten später hatte ich das Geld. Und ich konnte nun meinerseits 
den Handwerker bezahlten, der zu gleicher Zeit Ware ablieferte. In diesem Falle 
wäre es also reine Bequemlichkeit von seiten meines Kunden (Käufers) gewesen,
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wenn er mich nicht bezahlt hätte, und diese Bequemlichkeit würde zur Folge ge-
habt haben, daß ich meinerseits den Handwerker nicht hätte bar bezahlten kön-
nen. Wieviel Arbeit, Gefahr und Sorge ist doch durch diese Wirkung des Freigeldes
beseitigt worden. Ein Buchhalter genügt mir jetzt statt zehn. – Sonderbar ist es, daß
diese große Frage der Barzahlung durch die Geldreform gelöst wurde, ohne daß 
diese Nebenwirkung beabsichtigt war. Es war nicht Armut, was den Käufer vom Bar-
zahlen abhielt, sondern Berechnung, und jetzt wird das Barzahlen allgemein, weil es
für den Käufer vorteilhafter ist. Bekanntlich wurde der Kaufmann früher auch von 
den reichen Leuten nicht schneller bezahlt, als von armen Teufeln; während der
Stundungszeit behielt eben der säumige Schuldner den Zinsgenuß für sich.


Übrigens, was diesen Kursverlust anbetrifft, so trage ich ihn gern; mir als Kauf-
mann wäre es sogar lieber, wenn der Umlaufsverlust von 5 % auf 10 % im Jahr ge-
bracht würde, denn dadurch würden die Käufer sicherlich noch bescheidener werden,
als sie schon geworden sind, und die Buchungen würden wohl ganz wegfallen, so 
daß ich auch den letzten Buchhalter entlassen könnte. Ich erkenne jetzt im Ver-
kehr die Wahrheit des Satzes: je verachteter das Geld, um so geschätzter die Ware
und ihr Verfertiger, um so leichter der Handel. Der Arbeiter kann nur dort geachtet
werden, wo das Geld nicht besser ist als er selbst und seine Erzeugnisse. Mit 5 % 
ist das noch nicht ganz der Fall, aber wohl mit 10 %, und vielleicht wird man zu-
gunsten der Arbeiter den Umlaufsverlust von 5 auf 10 % erhöhen.


Seltsam, was sind für mich 10 % bei einem durchschnittlichen Barbestand von
1000 Mark! Hundert Mark im Jahr! Ein Nichts, verglichen mit meinen sonstigen Ge-
schäftsunkosten. Ich kann ja auch noch einen erheblichen Teil dieses Betrages
dadurch sparen, daß ich mich selbst immer möglichst schnell des Geldes zu ent-
ledigen suche und bar, nötigenfalls auch im voraus bezahle.


Im voraus bezahlen! Das erscheint ja auf den ersten Blick lächerlich, aber im
Grunde genommen ist es nur die Umkehrung des früheren Brauchs. Da ging die Ware
voraus und das Geld folgte nach. Jetzt geht das Geld voraus und die Ware folgt. Die
Vorausbezahlung verpflichtet den Schuldner zur Lieferung von Ware und Arbeit – also
einer Sache, über die er unmittelbar verfügt; die Nachbezahlung verpflichtet den
Schuldner zur Lieferung von Geld – also einer Sache, die er nur mittelbar erlangen
kann. Es ist also für beide Teile vorteilhafter und sicherer, wenn das Geld vorangeht
und die Ware folgt, statt umgekehrt zu verfahren, so wie es bisher geschah.


Vorausbezahlung! Braucht man mehr, um die Handwerker glücklich zu machen, 
um sie mit allem nötigen Betriebsgeld zu versorgen? Wenn die Handwerker nicht 
auf Borg zu liefern gehabt hätten, dann wäre ihnen der Kampf mit dem Großkapital
auch leichter geworden!


Der Kassenbeamte.


Bei Einführung des Freigeldes wurden wir Kassenbeamten allgemein be-
mitleidet. Man weissagte uns allgemein eine schreckliche Arbeitslast, regel-
mäßige große Fehlbeträge und was sonst noch alles! Und was muß ich sehen? 
Wegen Arbeitsmangel wurden zuerst die Arbeitsstunden eingeschränkt. Statt
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10 Stunden arbeite ich jetzt 6. Dann wurde nach und nach die Beamtenzahl ein-
geschränkt, die älteren erhielten ein Ruhegehalt, die jüngeren wurden entlassen.
Aber auch das genügte nicht. Und so sind die meisten Bankgeschäfte und ihre
Nebenstellen aufgelöst worden.


Eigentlich hätte man diese Entwicklung auch vorhersehen können. Die Bankhäuser
waren aber so sehr von ihrer Unentbehrlichkeit überzeugt! Das Wechselgeschäft und
der Scheck, diese Brotherren der Kassenbeamten, sind so gut wie verschwunden.
Nach Ausweis des Reichswährungsamtes beträgt die gesamte im Umlauf befindliche
Geldmasse noch nicht 1/3 unseres früheren Geldbestandes. Und zwar, weil das jetzige
Geld 3mal schneller umläuft. Kaum 1 % der früheren Beträge geht jetzt noch durch
die Hände der Banken. Das Geld bleibt eben im Verkehr, auf dem Markte, in den
Händen der Käufer, der Kaufleute, des Unternehmers. Es geht von Hand zu Hand, un-
unterbrochen, es hat gar keine Zeit, sich in den Banken anzusammeln. Das Geld ist
keine Ruhebank mehr, wo er Erzeuger von der Mühsal des Verkaufes seiner Waren 
aufatmen und in Gemütsruhe abwarten kann, bis seine persönlichen Bedürfnisse ihn
an den Umsatz des Geldes erinnern. Der Ruhepunkt im Warenaustausch ist jetzt die
Ware selbst, allerdings nicht die eigene Ware, das eigene Arbeitserzeugnis, sondern
das der anderen. Das Geld hetzt und jagt den Inhaber, genau wie früher der Erzeuger
von seinen Waren gehetzt und gejagt wurde, bis er sie glücklich an den Mann ge-
bracht hatte. Woher der Name Bank, Bankmann? Von den Bänken, auf denen die
Inhaber des Geldes sichs bequem machten, während die Inhaber der Waren umher-
standen oder unmutig hin und her liefen. Jetzt, mit dem Freigeld, findet es die
Inhaber des Geldes, welche laufen, und die Warenverkäufer sitzen auf Bänken.


Und weil das Geld so beweglich geworden ist, weil jeder sich zu bezahlen be-
eilt, braucht niemand sich noch mit Wechseln zu behelfen. Das bare Geld hat die
Wechsel ersetzt. Auch Vorräte an Geld braucht niemand mehr, die Regelmäßigkeit 
des Geldumlaufes ersetzt diese Rücklagen. Die Quelle ist an die Stelle des starren
Behälters, die Zisterne, getreten.


Diese Geldvorräte aber führen wieder zur größten Torheit des Jahrhunderts, zum
Scheck. Ja, wirklich, ich sag’s als Kassenbeamter, der Scheck war höherer Unsinn! Das
Geld ist doch zum Bezahlen da; das Gold sollte ja das denkbar bequemste Zahl-
mittel sein; warum benutzte man es nicht dazu? Warum den Scheck an die Stelle 
des baren Geldes treten lassen, wenn das bare Geld so allen Anforderungen genügt,
wie man das dem Golde nachrühmte? Verglichen mit dem baren Gelde ist der 
Scheck doch ein außerordentlich plumpes Zahlmittel. Er ist an die Innehaltung ver-
schiedener Förmlichkeiten gebunden, die Einlösung erfolgt an einem bestimmten Ort,
und die Sicherheit der Einlösung hängt von der Sicherheit des Ausstellers und der
Bank ab. Und das nannte man Fortschritt! Man hoffte sogar, es bald den Engländern
nachmachen zu können, die die Droschke mit einem Scheck bezahlen! Als ob 
das eine Ehre oder ein Vorteil für den Droschkenkutscher wäre! Der Musterscheck ist
doch, für den Empfänger wenigstens, das bare Geld, denn dieser Scheck kann in
jedem Laden, in jedem Wirtshaus eingelöst werden, er ist an keine Förmlichkeit, an
keinen Ort gebunden, und seine Sicherheit steht außer Zweifel. Wir waren so
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stolz auf unser schönes, goldenes Geld, wir dachten damit die Vollkommenheit
erreicht zu haben; wir waren so verblendet, daß wir überhaupt den Widerspruch 
nicht bemerkten, der in dem Gebrauch des Schecks liegt. Das Gold war für den
gewöhnlichen Gebrauch zu gut, darum suchten wir ein Ersatzmittel, den Scheck. Das
ist wie bei dem Mann, der mit einem alten Rock und einem neuen Regenschirm 
spazieren geht, und dem es leid tut, den Schirm aufzuspannen; er versteckt ihn 
darum unterm Rock.


Man scheute sich nicht, uns Kassenbeamten ganze Bündel von Schecks aufzu-
halsen, deren Gesamtbetrag für den Kassenbeamten nur dadurch zu ermitteln ist, daß
er sie in langen Reihen einzeln aufzeichnet und zusammenzählt. Eine schauerliche
Arbeit fürwahr. Dagegen ist das Aufzählen des Geldes die reine Spielerei. Die Stücke
braucht man nur zu zählen, da sie alle von gleichem Betrage sind.


Dabei mußten die Schecks wieder mit den verschiedenen Banken verrechnet, 
jeder einzelne dem betreffenden Aussteller belastet werden. Und dazu die Zinsrech-
nung! Am Ende des Vierteljahres mußte ein Rechnungsauszug eingesandt werden,
worin jeder einzelne Scheck aufgeführt wurde. So wurde jeder Scheck zehnmal ge-
bucht. Und das nannte man Fortschritt! Welche Verblendung! Die Schwerfälligkeit 
der Goldwährung und die Unregelmäßigkeit des Geldumlaufs machten die Bankgut-
haben nötig und diese den Gebrauch des Schecks; aber statt diesen Umstand als
schweren Übelstand der Goldwährung zu bezeichnen, bildete man sich noch etwas
darauf ein!


Und neben den Schecks diese schweren Säcke mit Gold, Silber, Kupfer, Nickel, 
und obendrein das Papiergeld! Elf verschiedene Münzsorten: 1, 2, 5, 10, 20 Mark, 
1, 2, 5, 10, 20, 50 Pf.! Allein für das Kleingeld unter 1 Mark sechs verschiedene
Münzen von 3 verschiedenen Metallen! Also Schecks zu Hunderten, 11 Münzsorten
und 10 verschiedene Banknoten!


Jetzt mit dem Freigeld habe ich 4 Sorten und keine Schecks. Und alles feder-
leicht, sauber, immer neu. Früher braucht ich für meine Kasse eine Stunde, jetzt 
nur wenige Minuten.


Man fragt mich, wie ich den Umlaufsverlust an meinem Kassenbestand verrechne.
Nun, die Sache ist höchst einfach. Am Wochenschluß, Sonnabends 4 Uhr, rechne ich
meine Kasse zusammen, berechne den Kursunterschied nach dem, was das Geld die
nächste Woche gilt und verrechne diesen Unterschied unter Ausgaben. Bei den
Privatbanken geht diese Ausgabe auf Rechnung der Geschäftsunkosten, für die eine
entsprechend niedrige Verzinsung des Bankguthabens Deckung schafft.


Bei den Staatskassen besteht der Verlust nur dem Namen nach, da der Kursverlust
am gesamten Geldumlauf ja dem Staate unmittelbar zugute kommt.


Offen gestanden, vom Standpunkt der Kassentechnik betrachtet, finde ich im Frei-
geld nichts Nachteiliges, und den besten Beweis haben wir ja darin, daß neun
Zehntel aller Kassenbeamten überflüssig wurden. Eine Maschine, die die Arbeiter
überflüssig macht, muß doch gut arbeiten?
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Der Ausfuhrhändler.


Man hatte die Goldwährung eingeführt, angeblich, um die Welthandelsverkehr zu
fördern. Kaum jedoch machte sich die Wirkung der Goldwährung, übereinstimmend
mit der Quantitätslehre, in einem scharfen Rückgang aller Warenpreise fühlbar, da
erscholl auch schon der Ruf nach Schutz!


Und man errichtete Grenzmauern in Gestalt von Schutzzöllen, um den Handel mit
dem Auslande zu erschweren. Heißt das nicht den Zweck den Mitteln opfern?


Aber selbst dann, wenn sich die Goldwährung ohne Preisrückgang, ohne Wirt-
schaftsstörung hätte einführen lassen, wäre sie doch für den Außenhandel von ge-
ringem Vorteil geblieben. Man macht auf die Zunahme des Außenhandels sei Ein-
führung der Goldwährung aufmerksam und will die Ursache in der Goldwährung
sehen. Aber der Außenhandel ist gestiegen, weil die Bevölkerung gestiegen ist, und
er ist nicht einmal im Verhältnis zur Zunahme der Bevölkerung gestiegen. Auch trifft
diese Zunahme in erhöhtem Maße die Papierwährungsländer (Rußland, Österreich,
Asien, Südamerika), während der Handel gerade mit den Goldwährungsländern 
(Frankreich, Nordamerika) sich erschwert entwickelt. (England, als Durchfuhrland, kann
man hier nicht einreihen.)


Die Goldwährung hätte einen Sinn, wenn man sie im Weltverkehr ohne Zölle, ohne
Wirtschaftsstörungen, ohne Preissturz, einführen könnte, und hierin als Erster vorzu-
gehen, hätte Sinn für den Staat, der imstande wäre, allen Ländern die Goldwährung
aufzubürden. Gibt es eine solche Macht nicht, und ist man auf Hoffnung angewiesen,
dann konnte man doch ebensogut als Erster die Einführung einer internationalen
Papierwährung versuchen. Der Deutsche, der jetzt seine Waren mit Gold kauft und 
sie gegen Papier-Rubel, Papier-Gulden, Papier-Pesetas, Papier-Liras, Papier-Pesos, Pa-
pier-Reis usw. verkaufen muß, steht er sich besser, als wenn er seine Waren ebenfalls
in Papier-Mark kaufen würde? Wenn der Verkaufspreis in einer vom Einkaufspreis
abweichenden Geldart berechnet werden muß, dann ist es völlig gleichgültig, ob die
Geldart beim Einkauf aus Papier, Gold oder Silber bestand.


Übrigens, selbst bei allgemeiner Einführung der Goldwährung im Weltverkehr sind
ihre Vorteile eigentlich von untergeordneter Bedeutung. Man dachte mit der Gold-
währung die kaufmännischen Berechnungen zu erleichtern, man dachte, daß man nur
eine Geldsumme zu nennen brauche, um auch gleich ihre volle Bedeutung für alle
Länder ermessen zu können. Kindliche Ansichten! Erstens beseitigt die Goldwährung
ja die Schwankungen im Wechselkurs nicht. Die Goldeinfuhr wechselt mit der Gold-
ausfuhr ab in jedem Lande. Es handelt sich vielleicht nur um geringe Beträge, aber
sie genügen, um bedeutende Wechselkursschwankungen herbeizuführen. Denn der
Wechselkurs schwankt zwischen den Kosten der Goldeinfuhr und der Goldausfuhr, –
Kosten, die bis zu 3 % ausmachen können. Seefracht, Seeversicherung, Zinsverlust
und sonstiges bei der Ausfuhr des Goldes; dieselben Kosten bei der Wiedereinfuhr.
Dazu noch die Kosten der Umprägung. Denn der Weg ins Ausland, sagt Bamberger
ganz richtig, ist für das Gold der Weg in den Schmelztiegel. Das sind aber Kosten, die
selbst bei kleineren Geschäften berücksichtigt werden müssen. Wenn aber der
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Kaufmann überhaupt schon mit dem schwankenden Wechselkurs rechnen muß, wo
bleibt dann der Vorteil für seine Berechnungen?


Der andere vermeintliche Vorteil einer im Weltverkehr gültigen Goldwährung ist
noch viel trüglicherer Natur; denn die Bedeutung einer beliebigen Geldsumme für
irgend ein Land kann man doch erst dann ermessen, wenn man die Warenpreise, die
Löhne usw. des betreffenden Landes kennt. Erbe ich z. B. statt Vermögen Schulden,
so werde ich nicht in Deutschland bleiben, sondern dorthin ziehen, wo Geld am leich-
testen zu verdienen ist. Der Betrag der Schuld nimmt mit meiner Auswanderung zwar
nicht dem Nennwerte nach, wohl aber tatsächlich ab. Ein Mann mit 1000 Taler
Schulden ist ein armer Tropf in Deutschland; in Amerika bedeutet diese Schuld gar
wenig. Umgekehrt natürlich liegt die Sache, wenn ich statt Schulden ein Vermögen
erbe. Also was bedeutet die Goldwährung hier? So fragt z. B. der Auswanderer, dem
man Haufen von Gold verspricht, sofort nach den Preisen der von ihm verfertigten
und der von ihm gebrauchten Sachen. Erst dann, wenn er diese kennt, kann er sich
einen Begriff von der genannten Geldsumme machen. Vom Gold springen seine
Gedanken gleich auf die Warenpreise; diese, nicht das Gold, liefern die Bank, auf 
der er ausruhen kann. Muß man aber erst Warenpreise kennen, um die Bedeutung
einer Geldsumme zu ermessen, dann ist es gleichgültig, ob die Geldsumme auf 
Gold oder Papier lautet. Und tatsächlich weiß man heute nicht einmal ungefähr, um
was es sich bei Nennung einer Geldsumme handelt, einerlei, ob vom goldenen Dollar
oder vom papiernen Rubel gesprochen wird.


Aber all diese Geschichten haben für den Kaufmann herzlich wenig Bedeutung. Was
gelten diese kleinen Rechenaufgaben gegenüber der tausend unwägbaren Umständen,
auf denen die Wahrscheinlichkeitsrechnung des Kaufmanns sich aufbaut? Die Ab-
schätzung des Bedarfs an einer Ware, die Bestimmung ihrer Güte, ihre Wettbewerbs-
fähigkeit mit hundert anderen Warengattungen, die Schwankungen des Geschmackes,
die Aussichten in der Zollpolitik, die Tragfähigkeit der einzelnen Warengattungen in
bezug auf den Gewinnsatz usw., das ist das, womit der Kaufmann rechnet; das Aus-
rechnen der Preise, die Umrechnung in fremde Münze usw. besorgen jüngere Beamte.


Viel wichtiger als die Münzsorten der verschiedenen Länder, mit denen der Kauf-
mann in Verkehr steht, sind die Zollsätze und deren Abänderungen, und wenn die
einzelnen Länder, um die Goldwährung zu schützen, vom Freihandel abgegangen 
sind, so muß ich sagen, daß mir jede Art der Währung selbst die Muschelwährung 
der Kaffern, sobald daneben Freihandel besteht, lieber wäre als Goldwährung in
Verbindung mit Schutzzöllen. Und es ist doch so, daß überall, wo die Goldwährung
hinkam, die Schutzzölle nachfolgten.


Im Welthandelsverkehr wird Ware mit Ware bezahlt, und ein etwaiger Saldo 
kann nur in verschwindend kleinem Maßstab mit Barmitteln bezahlt werden.
Stundungen, Wechsel, Anleihen, Aktien vermitteln hier den Zahlungsausgleich. 
Viel wichtiger für den Zahlungsausgleich als das Vorhandensein zur Ausfuhr 
geeigneter Barmittel ist das Vorgehen der Notenbanken. Auch hier, wie überall, 
sollte es heißen: der Krankheit vorbeugen ist besser, als Arzneien an-
wenden. Die Notenbank muß an den Bewegungen des Wechselkurses er-
sehen, ob sie zuviel Geld ausgegeben, dadurch die Preise gehoben, die Aus-
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fuhr erschwert, die Einfuhr erleichtert hat. Sie muß in diesem Falle rechtzeitig auf
eine Herabsetzung der Preise durch Beschränkung des Geldangebots hinarbeiten. 
Und im entgegengesetzten Falle muß sie umgekehrt verfahren. Tut sie das, so müs-
sen sich die Zahlungen immer ausgleichen, und die Bildung eines Überstandes 
wird vermieden. Somit ist die "Ausfuhrfähigkeit" der eigenstaatlichen Tauschmittel
zum mindesten überflüssig. Zum mindesten sage ich, denn die Aus- und Einfuhr-
fähigkeit des Geldes kann schwere Schäden hervorrufen. Diese Ausfuhrfähigkeit ent-
zieht ja den Notenbanken das Alleinrecht der Geldversorgung. Es unterwirft den 
eigenen Markt der Herrschaft fremder, manchmal feindlicher Gewalten.* Jede Wäh-
rungspfuscherei des Auslandes wirkt zurück auf das Inland, und unmöglich ist es, 
sich dagegen zu wehren – anders als mit Zöllen. Führen fremde Staaten die Papier-
währung ein und vertreiben dadurch das Gold, so kommt dieses Gold, Beschäftigung
suchend, hierher geströmt und treibt die Preise hoch, zu einer Zeit, wo sie ohnehin
schon zu hoch stehen. Schaffen fremde Länder die Papier- oder Silberwährung ab, 
um die Goldwährung einzuführen, so strömt das Geld ab, oft zu einer Zeit, wo es
sowieso schon daran fehlt. Welche Schwierigkeiten sind nicht durch solche
Pfuschereien den verschuldeten deutschen Landwirten entstanden!


Das war übrigens durch Forschungen alles längst klargestellt **, das Freigeld hat
aber erst die tatsächliche Bestätigung geliefert. Wir haben doch jetzt Papiergeld, das
vom Gold völlig losgelöst ist. Nicht einmal das Versprechen der Goldeinlösung enthält
das Freigeld. Trotzdem ist der Wechselkurs aufs Ausland fest wie nie zuvor. Zuerst
richtete das Währungsamt sein ganzes Streben auf die Befestigung der durchschnitt-
lichen Warenpreise. Es zeigte sich dabei, daß, während die Warenpreise festblieben,
der Wechselkurs aufs Ausland abwechselnd stieg und fiel. Das kam daher, daß die
Preise im Auslande, wo noch die Goldwährung herrscht, nach alter Weise auf- und
abgingen. Im Auslande wollte man diese Erklärung nicht gelten lassen und behaup-
tete, unser Papiergeld wäre daran schuld. Nun hat das Währungsamt dem Auslande
den Beweis geben wollen, daß die Schwankungen vom Golde herrühren; es hat die
festen Preise im Inlande fahren lassen, um dafür die Befestigung des Wechselkurses
anzustreben. Zog der Wechselkurs an, so ließ das Währungsamt den Geldstand ver-
mindern, ging der Wechselkurs zurück, dann wurde der Geldstand vergrößert. Und da
mit dem Freigeld das Geld selbst die Nachfrage nach Waren darstellt, so folgten die
Preise der Waren und ebenso der Wechselkurs am Schnürchen. So hat man nun dem
Auslande gezeigt, daß ein fester Wechselkurs zusammen mit stetigen Warenpreisen
von der Goldwährung unmöglich erwartet werden kann und daß beides sich nur ver-
einigen läßt, wenn in allen Ländern die Warenpreise festbleiben. Also auf die
Befestigung der Inlandwarenpreise muß man überall hinarbeiten, um einen festen
Wechselkurs aufs Ausland zu erzielen. Nur eine in allen Ländern nach gleichen
Grundsätzen geleitete Inlandswährung kann den festen Wechselkurs im Welt-


**) Französische, in deutschen Bankgeschäften angelegte Gelder wurden in der Marokkokrise gekündigt,
mit der Absicht, Deutschland zu schädigen. Der Zweck wurde auch erreicht.
**) Silvio Gesell: "Die Anpassung des Geldes und seiner Verwaltung an die Bedürfnisse des modernen
Verkehrs." Buenos Aires 1897. Frankfurth-Gesell: "Aktive Währungspolitik.", Berlin 1909
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verkehr und zugleich eine nationale Währung herbeiführen. Das scheint man jetzt
endlich auch im Auslande begriffen zu haben, und es heißt, daß eine Papierwährungs-
tagung aller Länder einberufen und ein Weltwährungsamt gegründet werden soll.


Irgend was muß geschehen. Wir wollen Freihandel, festen Wechselkurs aufs Aus-
land und feste Warenpreise fürs Inland. Durch einseitig nationale Einrichtungen 
lassen sich diese Wünsche vereint nicht erfüllen; wir müssen uns mit dem ganzen
Ausland verständigen. Und das Freigeld scheint mir berufen zu sein, den Boden für
eine solche Verständigung zu liefern. Denn das Freigeld ist gehorsam, anpassungs-
fähig, willig. Man kann damit machen, was man will, kann mit ihm irgend einem 
Ziele zustreben.


Der Unternehmer.


Absatz, Absatz, das ist es was wir Unternehmer brauchen, regelmäßigen, ge-
sicherten Absatz, Aufträge auf lange Zeit im voraus, denn auf Regelmäßigkeit des
Absatzes der Waren ist die Industrie angewiesen. Wir können doch nicht jeden
Augenblick unsere eingearbeiteten Leute entlassen, jedesmal, wenn der Absatz
stockt, um kurze Zeit darauf neue, ungeschulte Leute einzustellen. Auch können wir
nicht aufs Geratewohl fürs Lager arbeiten, wenn die festen Bestellungen fehlen. Ab-
satz, gesicherten Absatz! Verschaffe man uns nur regelmäßigen Absatz, passende
öffentliche Einrichtungen für den Tausch unserer Erzeugnisse – mit den Schwierig-
keiten der Technik werden wir dann schon fertig werden. Absatz, Barzahlung,
währende Preise – das übrige können wir selbst schaffen.


Das waren unsere Wünsche, als von der Einführung des Freigeldes die Rede war.
Und diese Wünsche sind erfüllt worden.


Was ist Absatz? Verkauf. Was ist Verkauf? Tausch der Waren gegen Geld. Woher 
das Geld? Vom Verkauf der Waren. Also ein Kreislauf!


Wenn nun, wie das mit dem Freigeld der Fall ist, das Geld den Inhaber sozusagen
zum Kaufe zwingt und ihn durch den Verlust, den er durch jede Verzögerung des
Kaufes erleidet, unausgesetzt an seine Pflichten als Käufer erinnert – so folgt der Kauf
dem Verkauf auf dem Fuße, und zwar zu allen Zeiten, unter allen denkbaren Ver-
hältnissen. Wenn jeder so viel kaufen muß, wie er selbst verkauft hat – wie könnte
da der Absatz noch stocken? Das Freigeld schließt also den Kreislauf des Geldes.


Wie die Ware das Angebot darstellt, so stellt jetzt das Geld die Nachfrage dar. Die
Nachfrage schwebt nicht mehr in der Luft, sie wird nicht mehr wie ein Rohr im Winde
von jedem politischen Lufthauch hin- und herbewegt. Die Nachfrage ist keine
Willensäußerung der Käufer, der Bankhäuser, der Wucherspieler, sondern das Geld ist
jetzt die stoff- und fleischgewordene Nachfrage. Jetzt laufen die Geldbesitzer neben
der Nachfrage einher; das Geld führt den Geldbesitzer wie einen Hund an der Leine.


Und es ist nur gerecht und billig, daß es so ist. Denn geht es uns Waren-
erzeugern oder Warenbesitzern etwa besser? Beherrschen wir das Angebot 
unserer Erzeugnisse oder werden wir umgekehrt durch deren Natur zum An-
gebot gezwungen? Befiehlt uns nicht die Natur unserer Waren, der Gestank,
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der ihnen entströmt, der Raum, den sie beanspruchen, die Feuersgefahr, die Fäulnis,
der sie unterworfen sind, der Wechsel des Geschmacks, die Zerbrechlichkeit und 
tausend andere Umstände, daß wir sie verkaufen, und zwar immer sofort nach 
ihrem Entstehen? Wenn also das Angebot von Waren so unter einem natürlichen
stofflichen Zwang steht, fordert es da nicht die Billigkeit, daß auch die Nachfrage
nach Waren, das Angebot von Geld unter Zwang gestellt werde?


Eine mannhafte Tat war es, als man mit dem Freigeld diese Frage bejahte. Bis
dahin hatte man immer nur an die Käufer gedacht, jetzt hat man sich darauf be-
sonnen, daß auch die Verkäufer Wünsche haben, und daß alle Wünsche des Käufers
nur auf Kosten der Verkäufer erfüllt werden können. Lange genug hat es gedauert, 
bis man zu dieser so einfachen Erkenntnis gelangte!


Fehlt es jetzt an Absatz, und neigen die Preise nach unten, so sagt man nicht
mehr, es sei zu viel gearbeitet worden, wir hätten Überproduktion. Es fehlt an Geld,
an Nachfrage, sagt man jetzt. Dann setzt das Reichsgeldamt mehr Geld in Umlauf,
und da das Geld jetzt die verkörperte Nachfrage ist, so steigen die Preise auf 
ihren richtigen Stand. Wir arbeiten und werfen unsere Waren auf den Markt – das An-
gebot; das Reichswährungsamt prüft das Angebot und wirft eine entsprechende
Geldmenge auf dem Markt – die Nachfrage. Nachfrage und Angebot sind jetzt
Arbeitserzeugnisse. Von willkürlicher Handlung, von Wünschen, Hoffnungen, wech-
selnden Aussichten, von Wucherspiel ist bei der Nachfrage keine Spur mehr. So 
groß wir die Nachfrage haben wollen, genau so groß wird sie bestellt und gemacht.
Unser Erzeugnis, das Warenangebot ist die Bestellung für die Nachfrage, und das
Reichswährungsamt führt die Bestellung aus.


Und der Teufel holt den Leiter des Reichswährungsamtes, wenn er schläft, wenn
er seine Pflichten versäumt! Er kann sich nicht mehr, wie unsere Reichsbankverwal-
tung, hinter der eine unbeschränkte Vollmacht darstellenden, hohlen Phrase der "Ver-
kehrsbedürfnisse" verbergen. Haarscharf sind dem Reichswährungsamt die Pflichten
vorgeschrieben worden, haarscharf sind auch die Waffen, womit wir das Amt aus-
gerüstet haben. Die Mark deutscher Reichswährung war bisher ein unbestimmbares,
breiartiges Ding. Jetzt ist die Mark deutscher Reichswährung ein fester Begriff ge-
worden, und für diesen Begriff sind die Reichsbeamten verantwortlich.


Wir sind nicht mehr ein Spielball in den Händen der Geldmänner, der Bankleute,
der Glücksritter; wir brauchen nicht mehr in untätiger Gottergebenheit zu warten, 
bis, wie man zu sagen pflegte, die "Konjunktur" sich besserte. Wir beherrschen jetzt
die Nachfrage, denn das Geld, dessen Herstellung und Angebot wir in unserer Macht
haben, ist an sich die Nachfrage. Das kann nicht oft genug wiederholt, nicht nach-
drücklich genug betont werden. Wir sehen jetzt die Nachfrage, wir können sie grei-
fen und messen, – wie wir auch das Angebot sehen, greifen und messen können. 
Viel Ware – viel Geld, wenig Ware – wenig Geld. Das ist die Richtlinie des Reichs-
währungsamtes.


Eine ganz erstaunlich einfache Sache.
Woher es kommt, daß mit Einführung des Freigeldes auch die festen Bestel-


lungen so reichlich einlaufen, daß der Betrieb auf Monate im voraus gesichert







266 [294]6. Wie das Freigeld beurteilt wird.


ist? Der Kaufmann sagt, der Käufer ziehe jetzt den Besitz von Waren dem des Gel-
des vor; man warte jetzt mit dem Kauf nicht mehr bis zum unmittelbaren Bedarf,
sondern schaffe sich jetzt die Sachen an, wenn gerade das Geld dazu da sei. In je-
dem Hause befindet sich eine besondere Vorratskammer, und wer zu Weihnachten 
z. B. Geschenke zu machen hat, der wartet nicht mehr mit dem Kauf bis zum Weih-
nachtsabend, sondern er kauft dann, wenn er gerade die Gelegenheit hat. Darum 
werden die Weihnachtssachen jetzt während des ganzen Jahres gekauft, und für 
meine Puppenfabrik treffen Bestellungen jetzt während des ganzen Jahres ein. Das
frühere Hasten und Jagen während der Weihnachtszeit verteilt sich jetzt auf das
ganze Jahr. Und so geht es in allen Gewerben. Wer einen Winterrock braucht, wartet
nicht bis zum ersten Schneefall; er bestellt ihn, wenn er gerade das Geld dazu lie-
gen hat, auch wenn das Quecksilber an dem Tage 30 Grad im Schatten zeigt. Denn
das Geld brennt dem Käufer in der Tasche, wie dem Schneider das Tuch auf Lager
brennt. Das Geld läßt dem Inhaber keine Ruhe, es schmerzt und juckt und erinnert
ihn unausgesetzt daran, daß der Schneider nichts zu tun hat, daß er froh wäre, wenn
man ihm jetzt schon für den kommenden Winter einen Anzug bestellte, – selbst wenn
man diesen Anzug mit noch schlechterem Gelde, als das Freigeld ist, zahlte. Denn
kein Geld ist so schlecht, daß es nicht noch besser wäre als unverkauftes Tuch.


Infolge dieses eigentümlichen Verhaltens der Käufer ist der größere Teil der kauf-
männischen Niederlagen überflüssig geworden; denn wenn die Käufer lange Zeit 
im voraus sich mit allem versehen und nicht mehr auf unmittelbarer, sofortiger Liefe-
rung bestehen, so hat der Kaufmann nicht mehr nötig, die Waren auf Lager zu neh-
men. Er hält ein Musterlager, und jeder bestellt ihm das Gewünschte. Der Kaufmann
sammelt so die Bestellungen, und treffen dann die Waren ein, so liefert er sie gleich
von der Bahn aus ab. Natürlich verkauft er sie um so billiger.


Dieser Wegfall der Läden, wo man bisher immer alles vor dem unmittelbaren 
Bedarf kaufen konnte, bewirkt, daß auch die saumseligsten Käufer gezwungen wer-
den, rechtzeitig zu überlegen, was sie an Waren wohl brauchen werden, um sich 
diese Waren durch Vorausbestellungen rechtzeitig zu sichern. Und so haben wir 
nun durch das Freigeld es endlich erreicht, daß die Abschätzung des Warenbedarfs
nicht mehr von den Kaufleuten, sondern von den Käufern selbst vorgenommen wird.
Ein ganz gewaltiger Vorteil für alle Beteiligten! Der Kaufmann mußte bisher merk-
würdigerweise im voraus den Bedarf der Käufer abschätzen, um seine Bestellungen 
zu machen. Daß er sich dabei irren konnte, ist klar. Jetzt schätzt der Käufer selbst
seinen Bedarf ab, und da jeder schließlich den eigenen Bedarf, sowie die Mittel 
dazu besser kennt als der Kaufmann, so kommen Irrtümer sicherlich seltener vor.


So ist nun der Kaufmann ein bloßer Musterreiter geworden, und der Fabri-
kant ist sicher, daß die Aufträge, die ihm vom Kaufmann zugehen, nicht 
dessen persönliche Ansicht über den Warenbedarf widerspiegeln, sondern 
den unmittelbaren Bedarf der Verbraucher, den wirklichen Warenbedarf. Er 
hat jetzt in den Bestellungen ein untrügliches Bild der Wandlungen, die 
im Geschmack, in den Bedürfnissen des Volkes vorgehen, und er kann sich 
immer rechtzeitig diesen Wandlungen anpassen. Früher, als die Bestellungen
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immer nur die persönliche Ansicht der Kaufleute wiedergaben, waren plötzliche
Umschläge, war der sogenannte Modenwechsel an der Tagesordnung.


Auch dadurch hilft mir das Freigeld über manche Schwierigkeiten hinweg. 
Aber schließlich, wenn die Arbeit des Unternehmers so sehr erleichtert wird, wenn


der Unternehmer nur mehr Techniker, nicht mehr Kaufmann zu sein braucht, so wird
doch der Unternehmergewinn darunter leiden müssen. An tüchtigen Technikern fehlt
es ja nicht, und wenn die kaufmännische Leitung eines gewerblichen Unterneh-
mens so wenig Schwierigkeiten mehr bietet, so wird jeder brauchbare Techniker auch
ein brauchbarer Unternehmer. Nach den Gesetzen des Wettbewerbs muß dann aber
auch wieder der Unternehmergewinn auf den gleichen Stand des Technikerlohnes 
herabgehen. Eine unangenehme Nebenerscheinung für so viele Unternehmer, deren
Erfolge von ihrer kaufmännischen Begabungen herrühren! Mit dem Freigeld ist die
schöpferische Kraft auf kaufmännischem Gebiet überflüssig geworden, denn die
Schwierigkeiten sind verschwunden, für deren Überwindung die vergleichsweise sel-
tene, aber gerade darum so schwer bezahlte kaufmännische Begabung nötig war.


Wem wird nun der Wegfall des hohen Unternehmergewinnes zugute kommen?
Irgendwo muß er zum Vorschein kommen. Entweder in herabgesetzten Waren-
preisen oder, was schließlich auf eins hinausläuft, in heraufgesetzten Löhnen. Ein
anderes gibt es nicht.


Der Wucherer.


Es war und ist auch heute nicht unehrenhaft, sich einen Regenschirm, ein Buch
zu borgen; ja, selbst wenn man diese Gegenstände zurückzugeben vergaß, so wurde
es gar so übel nicht genommen, und der Geschädigte suchte selbst nach einer
Entschuldigung für den Übeltäter. Eine Buchführung über verborgte Gegenstände
bestand in keiner Familie.


Aber wie ganz anders war es früher, wenn jemand Geld "auf Pump" haben 
wollte, und wenn es auch nur 5 Mark waren! Welche verlegene Gesichter auf bei-
den Seiten! Wie wenn man dem "Angepumpten" einen Zahn hätte ausziehen wollen,
wie wenn man sich schwerer sittlicher Gebrechen bezichtigen müßte!


Auf der Geldverlegenheit lastete ein Makel, ein sittlicher Makel, und man mußte
schon dicker Freundschaft sicher sein, um in einer Geldverlegenheit sich freimütig 
an einen Bekannten wenden zu dürfen. Geld! Wie kommt der Mann in Geldver-
legenheit? Regenschirme, eine Jagdflinte, selbst ein Reitpferd will ich dir leihen,
aber Geld! Wie kommst du in Geldverlegenheit? Du lebst wohl liederlich?


Und doch war es so leicht, in Geldverlegenheit zu geraten! Geschäftsstockung,
Arbeitslosigkeit, Zahlungseinstellungen und tausend andere Ursachen brachten 
jeden, dessen Vermögenslage nicht eben glänzend war, einmal in Verlegenheit. Und
wer dann bei solchen Gelegenheiten nicht die nötige Dickfelligkeit besaß und sich
keiner Absage aussetzen wollte, der kam zu mir, dem Wucherer, und ich machte 
mein Geschäft.


Und diese schöne Zeit ist jetzt vorbei. Mit dem Freigeld ist das Geld auf
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die Rangstufe der Regenschirme herabgesetzt worden, und die Bekannten und
Freunde helfen sich jetzt gegenseitig aus, als ob es sich mit dem Gelde um eine ganz
gewöhnliche Sache handle. Irgendwie größere Geldvorräte hat niemand und kann
auch niemand haben, da ja das Geld unter Zwangsumlauf steht. Aber gerade weil 
man keine Rücklagen haben kann, braucht man auch keine. Das Geld läuft ja jetzt 
mit größter Regelmäßigkeit um. Der Kreislauf ist geschlossen.


Tritt jedoch einmal ein unvorhergesehener Geldbedarf ein, so wendet man sich 
an einen Bekannten, wie man sich an ihn um einen Regenschirm wendet, wenn man
von einem Gewitter überrascht wird. Gewitter und Geldverlegenheit stehen sittlich
auf gleicher Stufe. Und der Angepumpte entspricht dem Begehren ohne viel Umstän-
de, ohne dabei schmerzlich sein Gesicht zu verziehen. Er tut es sogar gern, weil es
erstens auf Gegenseitigkeit beruht, zweitens weil er unmittelbaren Vorteil davon hat.
Denn das Geld schrumpft ja in seinem Besitze zusammen, während ihm sein Freund
den Betrag ohne Verlust zurückzahlen verspricht. Daher das veränderte Benehmen.


Man kann nicht gerade sagen, daß man jetzt leichtsinnig mit dem Gelde um-
springe, aber es ist doch lange nicht mehr so spröde wie früher. Man achtet es, ja,
hat es doch Arbeit gekostet, es zu verdienen, aber man achtet es doch nicht höher
als diese Arbeit, als sich selbst. Ist es doch als Ware nicht besser, als jede andere
Ware, ist doch der Besitz des Geldes mit den gleichen Verlusten verknüpft, wie wenn
man einen Vorrat an Waren besäße! Die Ware, die Arbeit ist bares Geld – und darum
ist es aus, für immer aus mit meinem Geschäft.


Ebenso schlecht wie mir, geht es auch dem Pfandleiher. Jeder, der etwas Geld
besitzt, für das er keinen unmittelbaren Gebrauch hat, ist jetzt bereit, Geld auf 
Pfand herzugeben, und noch obendrein ohne Zins. Ist doch das Geld an sich schlech-
ter geworden als die gewöhnlichen Pfandstücke. Braucht jemand schnell 10 Mark, so
hat er nicht nötig, seine Verlegenheit zu verbergen und durch Seitengassen zum
Pfandleiher zu schleichen. Beim Nachbarn kehrt er ein und läßt sich auf sein Pfand
das Geld vorstrecken. Und jede Ware, die man bei Geldfülle auf Vorrat kaufte, ist so
gut, wenn nicht besser, als bares Geld. So ist jetzt Ware Geld, und Geld Ware, aus
dem ganz einfachen Grunde, weil beide gleich schlecht sind. Ganz gemeine, ver-
gängliche Dinge in diesem vergänglichen irdischen Jammertal. Alle schlechten, 
üblen Eigenschaften der Waren haben in dem Verlust, dem das Geld unterliegt, ihren
natürlichen Ausgleich, und niemand zieht mehr das Geld den Waren vor.


Aber gerade darum ist auch die Arbeit immer begehrt, und weil sie begehrt 
ist, hat jeder arbeitsfähige, arbeitswillige Mann in seiner Arbeitskraft bares Geld 
in der Tasche.


O, es ist aus mit dem Wucher!
Aber ich werde mich nicht so ohne weiteres in mein Schicksal ergeben; ich 


werde den Staat auf Schadenersatz verklagen. Das Geld war früher, wie auch heute
noch, eine staatliche Einrichtung, und ich lebte davon. Ich war also sozusagen ein
Staatsbeamter. Nun hat mir der Staat durch Umgestaltung des Geldes, also durch
einen gewaltsamen Eingriff, mein Gewerbe verdorben und mich um mein Brot
gebracht. Ich habe also Anspruch auf Schadenersatz.


Man hat den Grundrentnern, als diese in Not gerieten, geholfen, indem man 
durch Kornzölle die sogenannte Not der Landwirtschaft beseitigte; warum
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soll ich mich nicht auch an den Staat wenden in meiner Not? Ist etwa der Brot-
wucher besser, ehrenhafter als der Geldwucher? Beide, ich der Jud und du der 
Graf, sind Wucherer – einer so schmutzig wie der andere. Im Gegenteil, mir scheint
es, als ob du noch etwas schmutziger, gieriger wärest als ich. Denn der Brotwucher
erzeugt oft erst die Not, die zum Geldwucherer führt. Hat man also die "Not der
Brotwucherer" durch Staatshilfe beseitigt und damit den Wucher unter Staatsschutz
gestellt, so wird man nicht umhin können, auch den Geldwucherer in seiner Not 
zu schützen. Denn Wucher bleibt Wucher, ob es sich um Land oder Geld handelt. 
Was verschlägt es dem Landwirt, ob er bei der Pacht des Bodens, oder aber beim
Borgen des Geldes bewuchert wird? Beide, Geldwucherer und Bodenwucherer, neh-
men genau so viel, wie sie erlangen können – keiner der beiden schenkt etwas.
Haben die Grundrentner ein gesetzliches Recht auf Rente, so haben die Geldrentner
ein gesetzliches Recht auf Zins. Aus dieser Klemme wird man sich nicht mit der
Redensart retten können, daß zwischen Geld und Boden, Zins und Rente ein Unter-
schied liege, denn wer hätte mich daran gehindert, durch Umtauschen meines Geldes
gegen Land die Not des Wucherer in eine Not der Landwirtschaft umzukehren?


Ich werde also mich einfach auf die Kornzölle berufen, und der Notschrei des
Wucherers wird im Rechtsstaat nicht ungehört verhallen!


Der Wucherspieler (Spekulant).


Mit der Einführung von Freiland ist uns schon der Handel mit Baustellen, Berg-
werken und Ackerland unmöglich gemacht worden, und jetzt mit dem Freigeld wird
mir das Geschäft mit Börsenpapieren und Waren auch noch entrissen. Wo immer 
ich auch hier den Fuß hinsetze, sinke ich ein. Und das nennt man Fortschritt, aus-
gleichende Gerechtigkeit? Biederen, harmlosen Bürgern den Erwerb zu untergraben,
und noch dazu unter Mitwirkung des Staates, desselben Staates, dem ich so treu ge-
dient habe, wie meine ordengeschmückte Brust, meine Ehrenämter und Ehrentitel 
es beweisen! Ein Raubstaat, kein Rechtsstaat ist das!


Neulich ließ ich den Zeitungen auf meine Kosten die Drahtmeldung zugehen, 
daß zwischen zwei südamerikanischen Freistaaten (ich entsinne mich der Namen
nicht mehr) ernste Reibereien ausgebrochen seien, und daß man Verwicklungen 
mit fremden Mächten für möglich halte. Glauben Sie vielleicht, daß die Nachricht
Eindruck auf die Börse gemacht hat? Keine Spur! Ich sage Ihnen, die Börse ist un-
glaublich dickfellig geworden. Hat doch selbst die Nachricht von der Eroberung Kar-
thagos durch die Japaner die Börse nicht aufzuregen vermocht! O, ich sage Ihnen,
diese Gleichgültigkeit ist schrecklich anzusehen! Eigentlich ist ja nichts Wunder-
bares daran, aber es sticht so sehr gegen das frühere Benehmen der Börse ab, daß 
es schwer ist, sich damit abzufinden.


Mit dem Freigeld hat das Geld aufgehört, die Hoch- und Zwingburg der Geld-
männer zu sein, wohin sie sich beim geringsten Alarm zu flüchten pflegten. Bei der
geringsten Gefahr "realisierte" * man die Papiere, d. h., man verkaufte sie gegen Geld
und glaubte, sich so vor jedem Verluste gesichert zu haben.


*) Durch nichts wird der ungeheure Wahn, in dem die Menschheit lebt, besser offenbart, als durch 
diesen in der ganzen Welt gebräuchlichen Ausdruck. Real ist allen nur das Geld.
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Diese Verkäufe waren natürlich mit einem Kursverlust verbunden, der um so
größer war, je größeren Umfang die Verkäufe annahmen.


Nach einiger Zeit, wenn ich glaubte, daß nichts mehr zu holen sei, verbreitete 
ich beruhigende Nachrichten. Die eingeschüchterten Spießbürger wagten sich wieder
aus der Burg hervor, und bald trieben sie mit ihrem eigenen Geld die Kurse der
Papiere hoch, die sie in überstürzter Eile zu billigen Preisen an meine Helfershelfer
verkauft hatten. Das war dann ein Geschäft!


Und jetzt mit diesem unglückseligen Freigeld! Bevor der Spießbürger seine
Papierchen verkauft, muß er sich fragen, was er dann mit dem Erlös, mit dem Gelde
anfängt. Denn dieses Geld bietet doch keinen Ruhepunkt mehr, man kann es doch
nicht mit nach Hause nehmen und einfach warten. Zum reinen Durchgangslager ist
das Geld geworden. Also was wird, sagen die Leute, mit dem Erlös der Papiere, die 
wir gefährdet glauben, die wir verkaufen sollen? Gewiß, wir glauben Ihnen, die
Aussichten sind schlecht für unsere Papiere, aber sind denn die Aussichten für das
Geld, das Sie uns in Tausch geben, etwa besser? Sagen Sie uns, was sollen wir mit
dem Gelde kaufen? Zuerst müssen wir das wissen, dann wollen wir verkaufen.
Staatspapiere wollen wir nicht kaufen, denn andere haben sich schon darauf ge-
worfen und den Kurs hochgetrieben. Sollen wir mit Verlust unsere Papiere ver-
kaufen, um dafür andere zu übertriebenen Kursen, also auch mit Verlust, zu kaufen?
Verlieren wir schon beim Einkauf der Reichsanleihen, so können wir ebenso gut an
unseren Papieren verlieren. Besser also, wir warten mit dem Verkauf ein Weilchen.


So spricht jetzt der Spießbürger, und das ist es, was uns das Geschäft verdirbt.
Dies verwünschte Warten! Denn erstens geht durch das Warten der Eindruck unserer
Nachrichten verloren, die Betäubung läßt nach, und zweitens treffen in der Regel von
anderer Seite beruhigende Nachrichten ein, durch die unsere Alarmmeldungen als arge
Übertreibung entlarvt werden, und dann ist es überhaupt vorbei. Denn den ersten
Eindruck muß man ausbeuten. Die Bauernfängerei ist recht schwierig geworden.


Und dann stecken ja unsere Betriebsmittel auch in diesem Ludergeld. Das Geld
verfault uns ja in der Kasse. Ich muß mein Geld immer verfügbar halten, um im 
passenden Augenblick meinen Schlag zu tun. Wenn ich es dann nach einiger Zeit
nachzähle, ist schon ein erheblicher Teil angefault. Ein regelmäßiger, sicherer Verlust
gegenüber einem unsicheren Gewinn.


Ich hatte zu Anfang des Jahres in barem Geld 10 Millionen. In der Meinung, es
wie früher jeden Tag gebrauchen zu können, ließ ich das Kapital in barem Gelde da
liegen. Jetzt sind wir schon Ende Juni angelangt, und es war mir nicht möglich, die
Börse zu Verkäufen in größerem Maßstab zu bewegen. und so liegt das Geld noch 
da, unberührt. Was sage ich, unberührt? 250 000 Mark fehlen schon davon. Ich 
habe da unwiederbringlich eine große Summe verloren, und die Aussichten für die
Zukunft sind nicht besser geworden. Im Gegenteil, je länger der Zustand anhält, 
um so dickfelliger wird die Börse. Schließlich lehrt ja auch die Erfahrung die Spieß-
bürger, daß, wenn niemand verkauft, auch die Kurse nicht weichen, trotz der trüben
Aussichten, und daß Nachrichten und Aussichten allein nicht genügen, um einen
Kursrückgang zu begründen. Tatsachen sind dazu nötig.


Wie prächtig war es dagegen früher! Da liegt, als musterhafte Probe
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für meine Stimmungsberichte, ein Bericht vom Lokal-Anzeiger vom 9.Februar vor mir:
"Ein schwarzer Dienstag! Panischer Schrecken durchzuckte heute unsere Börse 


auf die Nachricht, daß der Sultan sich eine Magenstörung zugezogen habe. Große 
Verkaufsaufträge aus den Reihen der Provinzkundschaft trafen mit einem bedeu-
tenden Verkaufandrang unserer Platzspekulation zusammen, und unter der Wucht 
dieses Drucks eröffnete der Markt in teilweise demoralisierter und deroutierter 
Haltung. "Rette sich wer kann" war heute in der Eröffnungsstunde die weit ver
breitete Losung!"
Und jetzt? Immer diese ewige, langweilige Frage: "Was mache ich mit dem Gelde;


was soll ich kaufen, wenn ich jetzt meine Papiere verkaufe?" Dieses Ludergeld! Wie
schön war es mit der Goldwährung! Da fragte niemand: Was fange ich aber mit dem
Erlös an? Man verkaufte, auf Geheiß der Börsianer, die schönen Papiere ja gegen
Gold, das doch noch viel schöner war; man freute sich, das ausgelegte Geld einmal
wieder zu sehen, um es nachzuzählen, um mit den Händen darin zu wühlen. Hatte
man Gold, dann war man sicher; am Golde konnte man unmöglich verlieren, weder
beim Kauf noch beim Verkauf, das hatte ja, wie die Gelehrten sich ausdrückten, sei-
nen "festen inneren Wert"! Dieses famose Gold mit festem, inneren Wert, dem gegen-
über alle übrigen Waren und Papiere auf- und niedergingen, wie das Quecksilber des
Barometers. Famoser "innerer Wert" des Goldes! Wie gut ließ sich damit spekulieren!


Jetzt sitzen die vermögenden Leute auf ihren Papieren, als ob sie darauf ange-
nagelt wären, und ehe sie verkaufen, immer die gleiche Frage: "Bitte, sagen Sie mir
zuerst, was ich mit dem Ludergeld, dem Erlös meiner Papiere, anfangen soll?" Die 
alte Börsenherrlichkeit hat jetzt ein Ende, mit dem Golde ist die Sonne am Himmel
der Spekulation untergegangen.


Ein Trost bleibt mir jedoch, ich bin im Unglück nicht allein. Auch meinen in
Waren arbeitenden Berufsgenossen ist es ähnlich ergangen; auch ihnen hat das Frei-
geld das Geschäft verdorben. Früher waren die gesamten Warenbestände des Landes
bis zum Augenblick des unmittelbaren Verbrauchs immer verkäuflich; sie waren in 
den Händen der Kaufleute. Kein Mensch dachte daran, über den unmittelbar fühlba-
ren Hunger hinaus sich Vorräte anzulegen. Man hatte ja Gold mit "festem inneren
Wert", das alle Vorräte ersetzte, an dem man niemals etwas verlieren konnte. Wer
Gold vorrätig hatte, der hatte alles, was er brauchte, zu seiner Verfügung. Also wozu
Vorräte anlegen, die die Motten fressen?


Aber gerade weil alles, alles immer feilgehalten wurde, konnte man so vortreff-
lich spekulieren; denn auf der einen Seite, beim Verbraucher, waren nicht für 24
Stunden Vorräte, auf der anderen Seite lagen alle Vorräte bei den Kaufleuten zum
Verkauf ausgebreitet. Die Sache war also einfach, man kaufte, was da war, und 
ließ dann die Nachfrage an sich herantreten. Der Gewinn war meistens sicher.


Und jetzt? Die Waren, die früher in den Läden feilgehalten wurden, sie 
sind auf Millionen von Vorratskammern verteilt, und wie könnte man diese 
wieder in den Handel zurückbringen? Und womit diese Vorräte bezahlen? 
Mit Freigeld? Aber, um sich des Geldes zu entledigen, haben ja die Ver-
braucher die Vorräte gekauft. Diese Vorräte sind keine Waren mehr, es sind 
unverkäufliche Güter. Und gelänge es auch dem Spekulanten etwa, die







272 [300]6. Wie das Freigeld beurteilt wird.


neuerzeugten Waren an sich zu reißen, so würden darum doch die Preise nicht gleich
anziehen, denn die Vorräte sind ja da; man lebt nicht mehr wie früher von der Hand
in den Mund. Bevor diese Vorräte aufgezehrt sind, hat sich die Nachricht verbreitet,
daß die Wucherspieler sich gewisser Bestände bemächtigt haben. So ist dann jeder
auf der Hut, und ehe noch die Wucherspieler ihre Waren absetzen konnten, haben die
Erzeuger den Ausfall anderweitig gedeckt. Dabei ist noch zu bedenken, daß auch die
Betriebsmittel der Warenspekulanten immer in der Geldform flüssig gehalten werden
müssen und durch den Kursverlust des Freigeldes zusammenschrumpfen. Zinsverlust,
Kursverlust, Lagergelder einerseits und kein Profit anderseits – wer soll das aushalten?


Wie konnte man doch eine Neuerung einführen, die den Staat unmittelbar 
schädigt? Denn ich, Rockefeller, bin doch der Staat, und mit meinem Freund Morgan
vereint, bilden wir die Vereinigten Staaten. Wer mich schädigt, schädigt den Staat.


Woher nur der Staat das Geld für die Wohlfahrtseinrichtungen holen wird, ist mir
ganz rätselhaft. Der Staat hat da den Ast abgesägt, der die besten Früchte trug. Das
Gold hatte nach Aussage unserer Fachmänner und Gelehrten einen "festen inneren
Wert". Das Publikum, das mit Gold Waren eintauschte, konnte niemals etwas verlie-
ren. Denn, nach Aussage der Gelehrten, heißt tauschen soviel wie messen*, und wie
ein Stück Leinwand immer das gleiche Maß ergibt, ob man an dem einen Ende an-
fängt, oder an dem anderen, so muß beim Kauf oder Verkauf der Waren immer die
gleiche Goldmenge herauskommen. Denn das Gold hat ja, das kann nie scharf genug
betont werden einen "festen inneren Wert"?!? Solange wir also Gold hatten, war das
Publikum durch den inneren festen Wert des Goldes vor jedem Betrug geschützt. Wir
Spekulanten, die wir uns bereicherten, konnten das also niemals auf Kosten des
Publikums tun! Woher unsere Vermögen kamen, weiß ich nicht, aber kommt nicht
alles vom Himmel?


Und solche himmlischen Gaben hat man mit Freigeld zunichte gemacht!


Der Sparer.


Das Freigeld wirft alle Vorhersagungen über den Haufen; alles, was seine Gegner
von ihm erwartet hatten, erweist sich als falsch. Man hatte gesagt, niemand könne
mehr sparen, und der Zins würde, Gott weiß wie hoch, steigen. Das Gegenteil ist ein-
getreten.


Wenn ich jetzt eine Summe Geld erübrigt habe, so mache ich es genau wie 
früher – ich bringe sie zur Sparkasse, und die Sparkasse schreibt mir die Summe 
in meinem Buch ein. In dieser Beziehung hat sich nichts geändert. Man sagte, 
das Geld würde auch im Sparkassenbuch den Umlaufsverlust mitmachen, aber 
das ist Unsinn. Die Sparkasse schuldet mir so und soviel Mark deutscher
Reichswährung, nicht aber die Zettel, die ich ihr lieferte. Und die Mark 
der Reichswährung steht über den Zetteln. Wenn ich jemand einen Zentner 
Kartoffeln für ein Jahr borge, so wird er mir doch nicht dieselben, inzwischen 
verfaulten Kartoffeln zurückgeben, sondern einen Zentner neue. Ebenso ist


*) Wertmaß!? Werttransportmittel, Wertspeicher, Wertstoff, Wertbrei und Wertschwindel!
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es mit der Sparkasse. Ich borge ihr 100 Mark, und sie verpflichtet sich, mit 100 
Mark zurückzuerstatten. Und das kann die Sparkasse auch tun, denn auch sie gibt 
das Geld zu den gleichen Bedingungen wieder aus, und auch die Handwerker und
Bauern, die sich in der Sparkasse mit Geld für ihr Gewerbe versehen, behalten das
Geld nicht zu Hause. Sie kaufen damit das, was sie brauchen, und der Umlaufsver-
lust verteilt sich auf diese Weise auf sämtliche Personen, durch deren Hände das 
Geld im Laufe des Jahres gegangen ist.


Also in bezug auf die zurückzuerstattende Summe ist alles beim alten geblieben.
Aber ich sehe, daß ich jetzt bedeutend mehr sparen kann, als früher.


Der Sozialdemokrat erklärte die Erscheinung mit einem allgemeinen Rückgang 
des Mehrwertes, der, mit dem Rückgang des Zinsfußes schritthaltend, das gesamte
Kapital (Mietskasernen, Eisenbahnen, Fabriken usw.) betroffen habe. Der Konsumver-
einsbeamte erklärte mir, daß mit dem Freigeld die Handelsunkosten merkwürdiger-
weise von durchschnittlich 40 % auf knapp 10 % gefallen seien, so daß ich dadurch
allein bei meinen Einkäufen 30 % spare. Der Sozialpolitiker wiederum wollte meine
größere Sparkraft mit der Beseitigung der Wirtschaftsstörungen erklären. Sie mögen
wohl alle drei recht haben. Tatsache ist nun einmal, daß ich statt 100 Mark jetzt
2000 Mark spare und besser lebe als früher. Tatsache ist also, daß das Freigeld das
Sparen überhaupt für viele erst möglich gemacht hat.


Wie ging es mir früher mit meinem Sparkassenbuch? Bei jedem politischen Ge-
rücht stockte der Absatz, fehlte die Arbeit; dann mußte ich zur Sparkasse gehen 
und Geld abheben. Das warf mich dann immer weit zurück, und manchmal waren
Jahre nötig, um die Lücken auszufüllen, die eine Geschäftsstockung in mein Spar-
kassenbuch gerissen hatte. Die reine Sisyphus-Arbeit! Jetzt habe ich regelmäßige
Arbeit, und es kommen keine Rückschläge mehr vor, die mich zwingen, das sauer
ersparte Geld wieder von der Sparkasse abzuholen.


Mit erstaunlicher Regelmäßigkeit bringe ich jetzt monatlich meinen Überschuß
zur Kasse. Aber wie es mir ergeht, so scheint es allen zu ergehen, denn es herrscht
immer ein ganz ungewöhnliches Gedränge an der Kasse. Die Sparkasse hat schon 
wiederholt den Zinsfuß herabgesetzt, und sie kündigt eine neue Ermäßigung für den
nächsten Monat an. Sie begründet das damit, daß die Eingänge die Abgänge fort-
gesetzt übersteigen. Von 4 % ist der Zinsfuß in dieser kurzen Zeit seit Einführung 
des Freigeldes schon auf 3 % gefallen, und es heißt, daß bei Einführung unseres
Freigeldes im Weltverkehr der Zins auf Null fallen wird! – Und es wird wohl auch 
so kommen, wenn die jetzigen Verhältnisse andauern.


Denn während die Eingänge an der Sparkasse fortgesetzt zunehmen, gehen die
Gesuche um Darlehn zurück, weil die Handwerker und Bauern und Unternehmer aus
denselben Gründen, die mir das Sparen erleichtern, jetzt mit den eigenen Über-
schüssen ihren Wirtschaftsbetrieb erweitern können.


Die Nachfrage nach Leihgeld geht zurück, das Angebot wächst, – natürlich muß
da der Zins fallen. Denn der Zins gibt uns das Verhältnis an, in welchem bei Darlehn
das Angebot zur Nachfrage steht.


Der Rückgang des Zinsfußes ist ja bedauerlich vom Standpunkt der schon
beschriebenen Seiten meines Sparkassenbuches, aber um so erfreulicher ist er
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vom Standpunkt der unbeschriebenen. Und diese sind bei weitem in der Mehrzahl.
Denn Zins – was ist denn Zins? Wer bezahlt den Zins? Was ich heute spare, das ist
das, was mir von meinem Lohn übrigbleibt, nachdem ich meinen persönlichen
Ausgaben meinen Teil entrichtet habe von den Zinsen, die der Staat und die Ge-
meinde ihren Gläubigern zahlen müssen, und die von den Kapitalisten gefordert wer-
den für die Benutzung der Häuser, Maschinenanlagen, Vorräte, Rohstoffe, Eisen-
bahnen, Kanäle, Gas- und Wasser-Anlagen usw.. Fällt der Zins, so wird alles ent-
sprechend billiger, und ich werde entsprechend größere Summen sparen können.
Meinen Verlust an Zinsen auf die schon gesparten Summen werde ich also tausend-
fach wiedergewinnen durch meine größeren Ersparnisse. Meine Wohnungsmiete be-
trägt 25 % meines Lohnes und besteht zu zwei Dritteln aus Zins für das Baugeld.
Geht nun der Zinsfuß von 4 auf 3, 2, 1 oder 0 v. H. zurück, so spare ich dann 1/4,
1/2, 3/4 usw. der Wohnungsmiete, oder 4 – 16 % meines Lohnes – allein am Hauszins!
Das Häuserkapital macht aber kaum ein Viertel aller Kapitalien aus, deren Zins ich 
mit meiner Arbeit aufbringen muß.* Durch den Rückgang des Zinses auf 0 würde 
ich also 4 5 16 % = 64 % meines Lohnes sparen können. Was geht mich da noch 
der Zins an?


Von meinem Einkommen von M. 1000 konnte ich jährlich M. 100 sparen. Das mach-
te bei 4 % mit Hilfe von Zinseszins in 10 Jahren M. 1236,72.


Seit Wegfall des Zinses stieg mein Lohn auf das Doppelte, und so kann ich statt
M. 100 nun M. 1100 sparen. Das macht in 10 Jahren M. 11 000.** 


Also weit entfernt, mir zu schaden, würde mir der völlige Wegfall des Zinses das
Sparen ganz außerordentlich erleichtern. Rechne ich, daß ich 20 Jahre lang arbeite
und spare, um dann in den Ruhestand zu treten, so würde ich


mit 4 % Zins und Zinseszins M. 03 024,48
nach Wegfall des Zinses aber M. 38 000,00


besitzen. Und wenn ich nun von dem ersteren Betrage 4 % beziehe, so macht das 
120 Mark im Jahre aus. Überschreite ich diese Summe und greife das Vermögen an, so
ist bei einer jährlichen Ausgabe von 360 Mark in 10 Jahren das Vermögen erschöpft,
während ich mit den M. 38 000 zehn Jahre lang jährlich M. 3800 ausgeben kann.


So erweist sich also die alte Anschauung, daß das Gold und der Zins das Sparen
erleichtern, als Schwindel. Der Zins macht das Sparen für die große Mehrzahl un-
möglich. Fällt der Zins auf Null, so wird jeder sparen können, während jetzt nur
besonders Befähigte oder Entsagungsmutige diese bürgerliche Tugend üben können.


Genau umgekehrt verhält es sich natürlich bei reichen Leuten oder Rentnern,


**) Industrie-, Handels- und landwirtschaftliches Kapital, Staatschuldenkapital, Verkehrsmittelkapital.
**) Hier wird vorausgesetzt, daß die Warenpreise vom Währungsamt auf gleicher Höhe erhalten werden.
Die Ersparnis an den Zinsen, die heute die Preise belasten, drückt sich dann nicht in niedrigen Waren-
preisen aus, sondern in steigenden Lohnsätzen. Wenn dagegen mit dem Zins auch die Warenpreise 
fielen, so würden die Löhne auf gleicher Höhe bleiben. Wegen der fallenden Preise könnten dann die
Ersparnisse sich mehren. Aber die so gesparte Summe ließe sich nicht unmittelbar mit der früheren
Sparsumme vergleichen, da dieser höhere Warepreise gegenüberstanden.
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wenn der Zins auf Null fällt. Da ihr Eigentum keine Zinsen mehr einträgt, und da 
sie gleichzeitg von den durch die Beseitigung des Zinses erhöhten Löhnen keinen
Vorteil haben (weil sie selbst ja nicht arbeiten), so müssen sie notgedrugen von
ihrem Besitze zehren, bis er aufgezehrt ist. Zwischen Sparer und Rentner liegt eben
ein großer Unterschied. Der Arbeiter spart, und der Zins muß von der Arbeit auf-
gebracht werden. Rentner und Sparer sind keine Berufsgenossen, sondern Gegner.


Um Zinsen von meinen Ersparnissen von M. 3024,48 beziehen zu können, muß 
ich meinerseits erst M. 34 976,– (also M. 38 000 – M. 3024) Zinsen an die Rentner be-
zahlen!


Die Rentner mögen den Rückgang des Zinses beklagen; wir Sparer oder sparen-
den Arbeiter müssen dagegen ein solches Ereignis freudig begrüßen. Wir werden 
niemals von Renten leben können, wohl aber von unseren Ersparnissen, und zwar 
mit Behaglichkeit bis an unser Lebensende. Wir werden unsern Erben auch keinen
Quellschatz (Kapital) hinterlassen; aber haben wir für unsere Nachkommen nicht
genug gesorgt, wenn wir ihnen wirtschaftliche Einrichtungen hinterlassen, die 
ihnen den vollen Arbeitsertrag sichern? Allein die Freilandreform verdoppelt das Ein-
kommen des Arbeiters, und Freigeld verdoppelt das Einkommen noch einmal. Dadurch
allein, daß ich für die Einführung dieser beiden Neuerungen gestimmt habe, erschloß
ich meinen Nachkommen einen Schatz, der ihnen so viel einbringt wie ein Kapital,
das dreimal meinen früheren Lohn abwirft.


Im übrigen möge man folgendes nicht vergessen: wenn die Sparsamkeit eine Tu-
gend ist, die man vorbehaltlos allen Menschen predigen kann und soll, so muß diese
Tugend auch von allen Menschen geübt werden können, ohne daß daraus jemandem
ein Schaden erwachse oder Widersprüche sich in der Volkswirtschaft zeigen.


Nun heißt in der Einzelwirtschaft sparen = viel arbeiten, viele Waren erzeugen
und zu Markte tragen, aber nur wenig Waren kaufen. Der Unterschied zwischen dem
Erlös der verkauften eigenen Erzeugnisse und dem Betrag der gekauften Waren bildet
die Ersparnis, das Geld, das man zu Sparkasse bringt.


Rechne nach, was geschehen muß, wenn jeder für M. 100 Arbeitserzeugnisse auf
den Markt wirft, aber nur für M. 90 kauft, also M. 10 zu sparen wünscht. Wie kann
man diesen Widerspruch lösen und allen Menschen die Möglichkeit geben, zu sparen?


Jetzt ist die Antwort da, der Widerspruch ist durch das Freigeld gelöst. Das
Freigeld bringt den christlichen Satz: tue anderen, was du willst, daß man dir tue,
auf seinem Gebiet zur Anwendung. Es sagt: willst du deine Sachen verkaufen, so 
kaufe auch du deinem Nächsten seine Sachen ab. Hast du für 100 verkauft, so kaufe
auch du für 100. Wenn alle so handeln, wird jeder sein volles Erzeugnis verkaufen,
jeder wird sparen können. Andernfalls aber nehmen sich die Sparer gegenseitig die
Möglichkeit, ihr Vorhaben auszuführen.
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Der Genossenschaftler.


Seit Einführung des Freigeldes hat das öffentliche Eintreten für unsere Bestre-
bungen merkwürdig abgenommen, und fast täglich höre ich von neuen Auflösungen
von Einkaufsgenossenschaften. Es ist das wieder eine jener überraschenden Folgen
des Freigeldes, an die man wohl ursprünglich gar nicht gedacht hat. Eigentlich ist
aber gar nichts Wunderbares an der Sache. Der Verbraucher kauft bar, legt sich
Vorratskammern an, kauft die Waren in Posten, in Ursprungspackung. Der Kaufmann
braucht nichts mehr zu stunden; er führt keine Bücher und hat auch kein Lager, weil
die Waren meistens geradewegs von der Bahn aus abgeliefert werden.


Natürlich hat durch das Zusammenwirken all dieser Umstände der Handel sich
ganz außerordentlich vereinfacht, und während früher nur die Tüchtigsten unter den
Geschäftsleuten den Gefahren des Borgwesens entgingen und für sich die Vorteile 
der Stundung genossen; während man früher überhaupt nur die wirtschaftlich tüch-
tigsten Bürger, fleißige, sparsame, ordnungsliebende, rührige Männer für den Handel
gebrauchen konnte, kann jetzt eigentlich auch der einfachst begabte Mensch Handel
treiben. Kein Lager, keine Waage, keine Irrtümer, keine Buchführung, keine Abschät-
zung des Bedarfs. Dabei Barzahlung, bares Geld bei Ablieferung der Ware; keine
Wechsel, keine Schecks, kein Humbug, sondern bares Geld! Nicht einmal eine Rech-
nung wird verlangt. Hier die Kiste, der Sack, hier das Geld; die Sache ist erledigt, 
vergessen, und nach neuen Geschäften kann der Kaufmann sich ausschauen.


Eine solche Arbeit kann schließlich jeder Handlanger verrichten, und nach den
Gesetzen des Wettbewerbs muß damit auch der Lohn dieser Arbeit auf den Lohn der
Handlangerarbeit fallen!


Was soll also noch der Konsumverein? Sein Zweck, die Verminderung der Handels-
unkosten, ist mit der Geldreform erledigt. Wen soll noch der Verein vereinen? Unser
Verein bestand aus einer Auslese derjenigen Verbraucher, die imstande waren, bar zu
bezahlen, und deren Einkäufe gleichzeitg bedeutend genug waren, um den weiten
Weg zu unserer Niederlage zu rechtfertigen. Durch die Entwicklung, die der Handel
genommen hat, ist aber keine solche Auslese mehr möglich, weil jeder heute als
Verbraucher diese Eigenschaften besitzt, weil alle bar zahlen, weil alle ihre Einkäufe
postenweise besorgen. Wäre etwa in Afrika ein Verein von Negern, in München ein
Verein von Biertrinkern möglich? Aus demselben Grunde hat die Geldreform den Kon-
sumvereinen die Daseinsberechtigung entzogen.


Übrigens geht auch nicht viel mit den Einkaufsgenossenschaften ver-
loren. Als Pflanzstätte gemeinsinniger Gedanken haben sie sich nicht bewährt, 
weil sie schon als Verein sich in Gegensatz zum übrigen Volke setzten. 
Früher oder später wären sie auch mit dem natürlichen Gegengewicht, mit dem 
Verein der Erzeuger in Kampf geraten, und dabei würden in Lehre und Aus-
übung Fragen aufgeworfen worden sein, die allein mit allgemeiner Güter-
gemeinschaft, mit der Abschaffung des Eigentums in allen Ländern hätten 
gelöst werden können. Welchen Preis z. B. wird der Verband deutscher Konsum-







277[305] Der Genossenschaftler.


vereine dem Verbande deutscher Pantoffelfabrikanten bewilligen wollen? Allein die
Polizei könnte diese Frage beantworten.


Und konnten wir eigentlich auf unsere Erfolge stolz sein? Mich beschleicht 
jedesmal eine leise Beschämung, wenn ich überlege, daß wir zwar vielen kleinen 
und kleinsten selbständigen Menschen das Brot genommen, daß wir aber nicht 
einen einzigen Börsenspekulanten, Getreidehändler usw. verdrängt haben. Dort aber
hätten wir unsere Kraft zeigen sollen – an der Börse!


Wer denkt hier nicht an L. Richters Bild von der Käsehändlerin! Und wer ver-
wünscht nicht eine "gemeinsinnige Gesellschaft", die ihre Macht nur nach unten, an
den Kleinen zeigt? Da lobe ich mir das Freigeld, das zwar auch die Kleinkrämer be-
seitigt, aber auch in gleichem Maße nach oben, und namentlich an der Börse sich
fühlbar macht.


Auch kann man nicht leugnen, daß der Einrichtung im ganzen höchst bedenk-
liche Triebkräfte der Sittenverderbnis anhaften, denn wo die Verwaltung von öffent-
lichen bzw. Vereinsgeldern nicht wirksam beaufsichtigt werden kann, da stellt sich
leicht mit der Zeit auch der Dieb ein. Und man kann doch nicht erwarten, daß die
Vereinsmitglieder jede Rechnung nachprüfen und die Übereinstimmung der Lieferung
mit dem Muster untersuchen. Auch Sonderabmachungen können nicht vermieden 
werden, durch die den Vereinsbeamten zum Schaden des Vereins Vorteile zugewendet
werden. Wenn es sich immer nur um Waren ohne Artunterschiede, wie z. B. das Geld,
handeln würde, dann wäre die wirksame Beaufsichtigung der Beamten schon leichter,
aber wo gibt es neben dem Gelde noch eine Ware, bei der es neben der Menge nicht
auch noch auf die Beschaffenheit ankäme?


Also einerseits Gütergemeinschaft, Abschaffung des Eigentums; anderseits Ver-
derbnis der Beamten, das ist es, was wir von einer Verallgemeinerung des Systems 
zu erwarten gehabt hätten, und darum begrüße ich es als einen Fortschritt, daß wir
den Zweck der Konsumvereine, die Verbilligung der Handelsunkosten, mit dem Frei-
geld erreichen können, einfach durch veränderte Handelsgebräuche. Jetzt werden 
die Waren wieder den Händen ihrer unmittelbaren Eigentümer übergeben. Ware und
Eigentum sind unzertrennlich; die Einschiebung unbeteiligter Personen, die Be-
stimmung der Preise, der Beschaffenheit usw. durch Mittelspersonen für Rechnung
Dritter führt nicht allein zur Bestechung, sondern ist an sich schon ein Verderb 
des Begriffs Ware, ein Verderb der Preisbestimmung durch Nachfrage und Angebot.


Und ist es nicht merkwürdig, daß das natürliche Ziel des Konsumvereins, der Ver-
ein sämtlicher Vereine, einfach durch die Auflösung der Vereine erreicht wurde? Denn
der beste Konsumenten-Verein ist immer der offene Markt, wo Eigentümer mit Eigen-
tümer unterhandelt, wo die Güte der Waren von den Beteiligten selbst abgeschätzt
wird, wo man nicht an einzelne Niederlagen, Dörfer, Städte gebunden ist, wo die Ver-
einszahlmarken (das Geld) für das ganze Reich gelten und wo jedes Mißtrauen schwin-
det, jede Bestechung ausgeschlossen, jede öffentliche Aufsicht überflüssig ist, weil
keine Privatpersonen mit Sonderbelängen den Tausch für Rechnung Dritter und Abwe-
sender vermitteln. Vorausgesetzt natürlich, daß der offene Markt die Waren nicht stär-
ker verteuert, als dies die Verwaltung des Konsumvereins tut! Und diese Vorausset-
zung ist mit der Geldreform erfüllt worden. Der Handel ist durch das Freigeld derart
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beschleunigt, gesichert und verbilligt worden, daß der Handelsgewinn vom ge-
meinen Arbeitslohn nicht mehr zu unterscheiden ist. Also was wollen jetzt noch die
Konsumvereine?


Der Gläubiger.


Daß ich nicht gut auf das Freigeld zu sprechen bin, wer kann es mir verdenken;
hat mir doch diese Neuerung den Zinsfuß herabgedrückt, droht sie sogar bei Ein-
führung im Weltverkehr den Zins ganz zu beseitigen! Aber ich muß gestehen, sie hat
auch für mich Gutes geleistet, mir manche Sorge verscheucht. Ich kann wenigstens
wieder schlafen.


Was war früher die "Mark deutscher Reichswährung", die mir der Staat, die Ge-
meinden, der Privatmann schuldeten in Form von Staatsschuldscheinen, Wechseln,
Pfandforderungen, Schuldverschreibungen? Niemand wußte darüber Auskunft zu
geben, und wenn man mich gefragt hätte, ich hätte es auch nicht sagen können.


Der Staat machte aus Gold Geld, solange die Mehrheit im Reichstage damit ein-
verstanden war. Aber er konnte auch eines Tages sagen: wir heben das freie Präge-
recht für Gold auf und erklären das Gold als Geld außer Gebrauch; wie es übrigens
mit dem Silber geschah, und wie man es jetzt bei Einführung des Freigeldes getan
hat. Man hat sich bei beiden Neuerungen zu der Ansicht bekannt, daß der Taler kein
Häufchen Silber und die Mark kein Körnchen Gold war, sondern Geld, und daß bei
Aufhebung des Prägerechtes der Staat die Inhaber und Gläubiger des Geldes vor
Schaden zu bewahren hat.


Der Staat hätte auch anders handeln können; er braucht für seine Zwecke das
Gold nicht, er übernimmt es nur, um die Münzen einzuschmelzen und dann meist-
bietend für gewerbliche Zwecke zu verkaufen. Und dieser Verkauf, trotzdem er sehr
vorsichtig betrieben wird, bringt dem Staat bedeutend weniger Papiergeld ein, als er
selbst dafür gegeben hat. Jedoch liegt nicht hierin die Bedeutung der Sache, sondern
in der Anerkennung, daß auch unsere Geldforderungen (Staatsanleihen, Grundschul-
den, Grundschuldverschreibungen, Wechsel usw.) die die baren Metallbestände viel-
leicht 100 mal übersteigen, und von denen manche erst in 100 Jahren fällig sind,
auch in Papiergeld bezahlt werden sollen, und zwar auf Heller und Pfennig, eine Mark
in Freigeld für eine Mark in Gold.


Ich bin also in dieser Beziehung völlig sichergestellt. Ich weiß jetzt, was eine
Mark d. R.-W. ist, daß ich das, was ich in Waren für eine Mark gegeben, auch immer
in Waren dafür erhalten soll, heute, morgen, immer. Ich erhalte weniger Zins als
früher, und vielleicht erhalte ich mit der Zeit gar keinen Zins mehr, aber mein
Eigentum ist mir wenigstens sichergestellt. Was nützen die Zinsen, wenn das Kapital
immer auf dem Spiele steht? Wie gingen doch mit den Preisen der Waren auch die
Kurse der Industriepapiere auf und ab, und allgemein anerkannt war der Satz, daß es
schwerer hielt, ein Vermögen zu erhalten, als ein Vermögen zu erwerben. Die großen
Vermögen der Wucherspieler setzten sich aus den Trümmern der Vermögen anderer
zusammen. Und von der Goldfunden, von der Möglichkeit großer Goldfunde wollen
wir gar nicht reden. Die Wissenschaft konnte jeden Tag der Herkunft des Goldes 
auf der Erdoberfläche auf die Spur kommen und dann diese Spur verfolgen. Auch
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wurde von der Einheit des Stoffes gesprochen, und man versicherte, daß das Gold 
nur eine besondere Form dieses Stoffes sei. Man mußte also darauf gefaßt sein, 
daß man eines schönen Tages jeden beliebigen Stoff in Gold "umformen" würde. 
Eine heikle Geschichte! "Neunzig Tage von heute ab zahlen Sie an meine Order die
Summe von tausend Mark d. R.-W.", so lauteten die Wechsel in meiner Mappe. "War-
ten Sie", sagt nun der Schuldner, "hier ist etwas Asche im Ofen, ich will Ihnen die 
M. 1000 d. R.-W. gleich anfertigen. Ich brauche hier nur auf den Knopf zu drücken.
Hier, sehen Sie, hier sind die M. 1000 in Gold, es ist sogar etwas mehr geworden!"


Und dabei unsere Gesetze, die für ähnliche Fälle nichts vorgesehen hatten und
eine in Zukunft vielleicht notwendig werdende neue Begriffsbestimmung für die 
"Mark d. R.-W." dem Ermessen der Volksvertretung überließen, einer Vertretung, die
vielleicht in der Mehrheit aus unseren Schuldnern bestehen könnte.*


Noch gefährlicher erschien mir meine Lage als Gläubiger, wenn ich an die Mög-
lichkeit dachte, daß andere Staaten die Goldwährung abschaffen könnten, während
unser Staat die freie Prägung aufrechterhielte. Denken wir uns nur den Fall, die Ver-
einigten Staaten hätten die widerspruchsvolle Frage, ob Silber oder Gold zum Aus-
münzen nach den Gesetzen zugelassen werden soll, in dem Sinne entschieden, daß, um
unparteiisch den Gläubigern und Schuldnern gegenüber zu bleiben, beide Metalle ent-
münzt werden müßten, falls sie beide miteinander sich nicht vertragen konnten. Dies
wäre sicherlich das Vernünftigste gewesen, um die Widersprüche in den Währungs-
gesetzen der Vereinigten Staaten zu beseitigen, und um das Gesetz vor dem Vorwurf
der Parteilichkeit zu schützen. Aber wohin hätte das geführt? Die in Amerika nutzlos
gewordenen Goldmassen würden sich über Deutschland ergossen und hier alle Preise
in die Höhe getrieben haben, vielleicht um 50 %, möglicherweise auch um 100 und
200%, so daß ich an meinem Kapital durch die allgemeine Preissteigerung einen größe-
ren Verlust erlitten hätte, als ich jetzt durch den Rückgang des Zinsfußes erleide.


Es war also eine gefährliche Kapitalanlage, die Anlage in Papieren, die in Mark 
d. R.-W. zahlbar waren. Doch jetzt ist alle Gefahr vorüber. Ob die Vereinigten 
Staaten zur Papierwährung oder Doppelwährung übergehen, ob die Bank von England
ihre Goldbestände in Umlauf setzt, ob Japan und Rußland die Goldwährung 
aufrecht erhalten, was ficht uns das an? Ob viel, ob wenig Gold "gefunden" wird, es
wird dafür kein Pfennig mehr, kein Pfennig weniger Geld in Umlauf gesetzt; ob das
vorhandene Gold angeboten wird oder nicht, was kann das der deutschen Währung
noch verschlagen? Unter allen Umständen erhalte ich für eine Mark d. R.-W. an Waren
soviel, wie ich selbst dafür gab, denn so ist der Begriff "Mark d. R.-W." jetzt gesetz-
lich und wissenschaftlich bestimmt worden. Und wenn die Volksvertretung schließ-
lich auch in ihrer Mehrheit aus Schuldnern bestünde, die einen persönlichen Vorteil
davon hätten, die Mark zu verkleinern, sie könnten ihren Gelüsten nicht ohne offe-
nen Treubruch und ohne Diebstahl frönen. "Hier ist der Durchschnittspreis aller


*) Diese Verhältnisse finden sich eingehend behandelt in meiner Schrift: Das Monopol der schwei-
zerischen Nationalbank. Bern 1901.
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Waren, ein fester unveränderlicher Maßstab für das Geld. Nun habt ihr die Mark 
verkleinert, jedermann sieht’s und kann es nachmessen. Ihr tatet das zu eurem per-
sönlichen Vorteil, um weniger zurückzugeben, als ihr schuldet! Diebe seid ihr, Diebe,
Diebe!"


Aber bei hellichtem Tage, vor jedermanns Auge stehlen, das tut man nicht. Im
trüben, heißt es, ist gut fischen! Trüb war die Währung früher, ein Goldland für
Diebe; jetzt ist das Wasser geklärt und für jedermann durchsichtig.


Der Schuldner.


Man muß schon der Familie der Dickhäuter entstammen, wenn man sich nicht
beleidigt fühlen sollte durch die Schimpfnamen, womit wir Agrarier* im Reichstage,
in den Zeitungen und im gewöhnlichen Leben betitelt wurden: Brotwucherer, Spitz-
buben, Bettler!


Daß die Arbeiter über uns herfielen, weil wir ihnen das Brot verteuerten, läßt 
sich begreifen. Ihnen gegenüber spielten wir die Rolle der Angreifer, sie hatten uns
nichts getan, was unseren Angriff auf ihre an sich schon magere Kasse rechtfertigte.
Daß aber auch die anderen Parteien, die uns durch so manches Gesetz schwer ge-
schädigt hatten, um sich selbst zu bereichern, in das Lied der Arbeiter einstimmten,
das finde ich einfach lächerlich. Das beweist, daß diese Parteien überhaupt noch
nicht wissen, was Politik ist. Politik ist Macht, und wer die Macht hat, macht die
Politik und beutet sie aus zu seinen Gunsten. Früher hatten die liberalen Parteien die
Macht und beuteten sie aus; jetzt ist die Reihe an uns. Also wozu die Schimpfnamen;
sie fallen ja auf alle zurück, die jemals die Macht gehabt haben, und die sie in Zu-
kunft haben werden.


Dabei waren die Liberalen entschieden die Angreifer in diesem Streite. Sie 
griffen uns mit der Goldwährung an, wir suchten die Doppelwährung wieder her-
zustellen, um uns zu verteidigen. Als uns das nicht gelang, nahmen wir Zuflucht 
zu den Zöllen. Warum hatte man uns die Doppelwährung genommen, auf die 
unsere Grundschuldurkunden lauteten; warum zwang man uns, mehr zurückzu-
zahlen, als wir erhalten hatten? Warum fälschte man Sinn und Inhalt unsere
Schuldurkunden, indem man uns die Wahl zwischen Gold und Silber nahm? Warum
nahm man uns zugunsten unserer Gläubiger die Möglichkeit, unsere Schulden mit
dem billigeren von zwei Metallen zu bezahlen? Ob ich nach freier Wahl meine Schuld
mit 1000 Kilo Kartoffeln oder mit 100 Kilo Baumwolle zahlen kann, oder ob ich 
dagegen nur mit Kartoffeln zahlen muß, ist doch durchaus nicht gleichgültig. 
Ohne irgendeine Entschädigung hatte man uns die Gewinnmöglichkeiten dieser
Vertragsbestimmung genommen. Nach freier Wahl hätte ich sonst mit 160 Pfd. Silber
oder mit 10 Pfund Gold bezahlen können, und mit dem billigsten der beiden Stoffe
hätte ich natürlich bezahlt, wie man auch mir mit dem damals billigsten der bei-
den Stoffe das Darlehn auszahlte. Wieviel diese Gewinnmöglichkeiten bedeuteten, 
das sahen wir nachher am Preisstand des Silbers im Vergleich zum Gold. Um 50 % war
das Gold im Vergleich zum Silber teurer geworden: statt 100 000 Mark betrugen


*) Agrarier = der verschuldete Grundbesitzer, der sich der Schulden auf gesetzlichem Wege entledigen will.
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meine Schulden 200 000 Mark – nicht nach dem Nennwert, sondern, was viel 
schlimmer ist, der Wirkung nach. Doppelt soviel meiner Erzeugnisse mußte ich jähr-
lich aufbringen für die Verzinsung meiner Schuld. Statt 50 Tonnen Weizen mußte 
ich der Darlehnsbank jährlich 100 Tonnen fronen. Wären wir bei der Silberwährung
geblieben, so hätte ich die 50 Tonnen, die ich an Zins mehr zahlen mußte, für die
Schuldentilgung verwenden können, und ich wäre jetzt schuldenfrei.


Ist nun eine solche Behandlung der Schuldner, die die Liberalen guthießen, kein
unerhörter Betrug?


Wenn nicht alle Schuldner wie ein Mann sich dagegen verwahrten, wenn der
Widerspruch auf die Agrarier und sonstigen Pfandschuldner beschränkt blieb, so ist
das damit zu erklären, daß die meisten anderen Schuldner, die Gelder ohne Sach-
deckung aufgenommen hatten, in dem bald nach Einführung der Goldwährung ein-
getretenen großen Krach durch Zahlungseinstellung sich ihrer Schulden entledigten
und darum an der Sache nicht mehr beteiligt waren.


Als wir dann, unter Berufung auf den Umstand, daß der Weizenpreis unter der
Goldwährung von M. 265 auf M. 140 heruntergegangen war, die Wiedereinführung der
Silberwährung forderten, weil wir für unsere Pfandbriefe ja Silber und kein Gold
erhalten hatten, da lachte man uns aus und sagte, wir verständen nichts von der
Währung, von den Bedürfnissen des Handels. Die Goldwährung hätte sich vortrefflich
bewährt (Beweis: der große Krach und der Rückgang der Preise!) und man dürfe
nachträglich nichts mehr daran ändern, sonst wäre Gefahr, daß das ganze Wirt-
schaftsgebäude einstürzen könnte und daß die Eigentumsbegriffe gänzlich verwilder-
ten. Wenn es uns wirtschaftlich schlecht ginge, trotz den Segnungen der Goldwäh-
rung, so läge das an unserer rückständigen Betriebsweise; wir sollten die neuen
Maschinen versuchen, mit Kunstdünger arbeiten, Handelsgewächse bauen, um so mit
geringeren Kosten mehr Erträge zu gewinnen und trotz niedrigerer Preise bestehen zu
können. Wir wären im Irrtum: der "Wert" des Goldes wäre fest, nur der "Wert" der
Waren wäre gefallen infolge verminderter Erzeugungskosten! Denn das Gold habe ei-
nen "festen, inneren Wert", und alle Preisschwankungen kämen von den Waren her!


Wir suchten die guten Ratschläge auszuführen und mit geringeren Erzeugungs-
kosten zu arbeiten. Auch der Staat half uns mit billigen Bahnfrachten und niedrigen
Fahrpreisen für die polnischen Arbeiter. Und wir erzielten auch tatsächlich mit glei-
cher Arbeit größere Ernten. Aber was half das, wenn mit den größeren Ernten die
Preise fielen, von M. 265 auf M. 140, wenn wir für die größeren Ernten weniger Geld
lösten? Geld brauchten wir, Geld forderten unsere Gläubiger; keine Kartoffeln und
Zuckerrüben! Sie bestanden auf ihrem, gesetzlich zu ihren Gunsten gefälschtem
Schein und forderten Gold!


Geld, mehr Geld, billiges Geld, dazu hätte uns die Silberwährung verholfen, aber
da man uns dies versagte, so suchten wir nach anderen Mitteln, um aus unseren
Erzeugnissen mehr Geld herauszuschlagen. Und so verfielen wir auf die Zölle.


Hätte man uns die Silberwährung gelassen, so wären die Zölle nicht nötig ge-
wesen, und die ganze Verantwortung für die Zölle wälzen wir darum von uns ab auf
die, die uns Brotwucherer, Bettler, Diebe nannten; auf die, die uns mit der Gold-
währung bestohlen haben.
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Diese ganze häßliche und schmutzige Geschichte, die soviel böses Blut gemacht
und so volksverhetzend gewirkt hat, wäre vermieden worden, wenn man sich die
Mühe gegeben hätte, bei der Münzerneuerung den Begriff Taler oder Mark gesetzlich
festzulegen, wenn man die Fälle aufgezeichnet hätte, die den Staat zur Entmünzung
des Silbers oder Goldes berechtigen sollten.


Bei der gewaltigen Bedeutung der Sache war es leichtsinnig, liederlich von beiden
Seiten, so blindlings den Taler und nachher die Mark als Grundlage ihrer Geschäfte 
zu benutzen und die Beantwortung der Frage: "Was ist eine Mark d. R.-W.?" zu einer
politischen Frage, zu einer Machtfrage zu machen. Doch jetzt weiß ich mich sicher;
das Reichswährungsamt wacht, und das Freigeld ermöglicht es ihm, den Gegensatz
zwischen Gläubiger und Schuldner gerecht auszugleichen.


Im Versicherungsamt gegen Arbeitslosigkeit.


Seit Einführung des Freigeldes hat die Anmeldung von Arbeitslosen auf einmal
aufgehört, und ich und meine Beamten sind überflüssig geworden. Das Geld selbst
sucht jetzt die Ware auf, und Ware ist Arbeit. Wer Freigeld hat, sucht es jetzt unter
allen Umständen unterzubringen, sei es durch Kauf von Waren, durch neue Unter-
nehmungen oder durch das Verleihen an andere, die es persönlich gebrauchen kön-
nen. Und zwar (und hierin liegt der Unterschied gegen früher) geschieht dies unter
allen Umständen, ohne irgendwelche Rücksicht auf persönliche oder politische Ver-
hältnisse; ja selbst der Rückgang im Zinsfuß, der völlige Wegfall des Zinses und des
Gewinnes kann das Angebot des Freigeldes nicht verhindern. Selbst den Fall an-
genommen, daß die kaufmännische Anschaffung von Waren einen Verlust statt
Gewinn brächte, könnte dies das Angebot des Freigeldes nicht verhindern. Es verhält
sich mit dem Freigeld jetzt genau wie mit den Waren im allgemeinen; auch diese 
werden angeboten, selbst wenn der Verkauf Verlust bringt.


Wer in den Besitz von Freigeld gelangt ist, muß es wieder in Umlauf setzen, 
einerlei, was dabei herauskommt, ob Gewinn, ob Verlust. Das Freigeld befiehlt, es
duldet kein Gefängnis, es zerbricht die Ketten. Den Spekulanten, den Bankmann, der
das Geld zum Zwecke des Angriffs oder auch nur zur eigenen Verteidigung am Um-
lauf verhindern will, schlägt es nieder. Mit der Kraft des Sprengstoffes zertrümmert 
es die Geldkasten, die Gewölbe der Banken, wie auch den Koffer des Stallknechts, 
um die Freiheit zu erlangen und sich auf den Markt zu stürzen. Daher der Name
"Freigeld". Wer Ware verkauft und Freigeld dafür eingelöst hat, muß dieses Geld 
wieder in Waren umsetzen. Und Warenumsatz heißt Warenabsatz, und wo Waren 
abgesetzt werden, da ist Arbeit.


Das Freigeld ist jetzt verkörperte Nachfrage, und Nachfrage ist Absatz, 
Absatz aber ist Arbeit. Die Geldreform hat uns also eine selbsttätig 
wirkende Arbeitsversicherung gebracht. Keine behördliche, vom Unter-
nehmertum gespeiste Arbeitsversicherung, sondern die Versicherung, die der 
Arbeitsteilung von Natur aus anhaftet, weil ja die Arbeit Waren erzeugt 
und die Waren nur danach streben, sich gegenseitig auszutauschen. Durch das
Dazwischentreten des Goldes war der Tausch zwei fremden Gewalten, dem Zins
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und der Gewinnsucht, abgabepflichtig geworden, Eindringlingen, die den Tausch der
Erzeugnisse störten. Zins und Abgabe waren die selbstverständliche Voraussetzung
des Tausches der Waren und der Arbeit; konnte beim Tausch kein Zins oder Gewinn
herausgeschlagen werden, so stockte der Warenaustausch, weil das Gold die Ver-
mittlung versagte.


Jetzt, mit dem Freigeld, kann von solchen Bedingungen überhaupt keine Rede
sein. Wie ein hungriger Löwe umgeht, suchend, wen er verschlinge, so stürzt sich 
das Freigeld rücksichtslos auf die Ware, und Ware ist Arbeit. Denn ob ich Ware 
kaufe oder einen Arbeiter unmittelbar beschäftige, bleibt sich gleich. Der Kaufmann,
dem ich die Ware abkaufe, wird sein Lager zu ergänzen und sich seines Geldes zu 
entledigen suchen, indem er dem Unternehmer neue Waren bestellt.


Eine lächerlich einfach Arbeitsversicherung, ein lächerlich einfacher Arbeitsnach-
weis. Jede Mark, die der Staat in Umlauf setzt, ersetzt ein Arbeitsgesuch; je 1000
solcher Zettel ersetzen ein Arbeitsamt. Wer Ware verkauft und Geld dafür einlöst,
kauft selbst oder durch den, dem er das Geld leiht, sofort wieder Ware, so daß also
jeder so viel Ware kauft, wie er verkauft, und jeder so viel Ware verkauft, wie er
kauft. Es kann also überhaupt kein Überschuß verbleiben. So viel Waren erzeut 
werden, so viel werden auch verkauft. Wie soll da noch Absatzstockung, Zuvieler-
zeugung und Arbeitslosigkeit möglich sein? Alle dies Erscheinungen können doch nur
da beobachtet werden, wo man zeitweise oder allgemein und regelmäßig weniger
Ware kauft, als man selbst erzeugt.


Es versteht sich wohl von selbst, daß Freigeld dem einzelnen Unternehmer den Absatz der Er- 
zeugnisse nicht gewährleisten kann, sondern nur der Allgemeinheit. Erzeugt jemand schlechte 
Waren, fordert er zu hohe Preise, arbeitet er darauf los, ohne die Marktbedürfnisse zu befragen, 
so wird ihm auch das Freigeld die Waren nicht absetzen können. Das Wort "unbegrenzter Absatz", 
das hier wiederholt gebraucht wird, gilt für die Gesamtheit; weder Zinsforderungen noch wech
selnde Aussichten werden nach Einführung des Freigeldes dem Absatz noch im Wege stehen kön-
nen. Jeder wird sofort und genau so viel kaufen müssen, wie er selbst verkauft hat, und wenn 
jeder das tun muß, so kann kein Überschuß bleiben. Hat jemand für sich keinen Warenbedarf, so 
hört er auf zu arbeiten, oder er verleiht den Geldüberschuß an andere, die mehr Waren kaufen 
müssen, als sie selbst augenblicklich zu verkaufen haben. Ist der Wettbewerb in einer Ware 
(Zuckerrüben, Eisen, Tanzunterricht usw.) zu groß, so gehen die Preise dafür herunter. Lohnt sich 
die Erzeugung zu den herabgesetzten Preisen nicht, so wird jeder wissen, was er zu tun hat.


Wie war es früher? Der Kaufmann mußte für sein Geld Zins zahlen und machte also
den Kauf von Waren abhängig von einem Zinsertrag. War es nach Lage der Verhältnisse
nicht möglich, den Zins auf den Verkaufspreis der Waren zu schlagen, so ließ er die Er-
zeugnisse der Anbieter unberührt, und diese feierten dann wegen Mangels an Absatz.
Kein Zins = kein Geld; kein Geld = kein Austausch der Waren; kein Tausch = keine Arbeit.


Zins war die selbstverständliche Voraussetzung des Geldumlaufes, von dem wiederum
die Arbeit abhängig war. Sogar die Reichsbank hätte ohne Zins kein Geld ausgegeben,
selbst dann nicht, wenn allgemein anerkannt worden wäre, daß Geld auf dem Markte
fehlte – obschon sie satzungsgemäß ihre Hauptaufgabe darin zu erblicken hatte, den Geld-
umlauf den Verkehrsbedürfnissen anzupassen. Auch bei der Reichsbank wurden selbst-
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verständlich die Verkehrsbedürfnisse erst dann berücksichtigt, wenn zuvor die
Zinsbedürfnisse des Geldes befriedigt waren. (Ich mache der Reichsbankverwaltung
daraus keinen Vorwurf; kein Gott hätte mit ihren stümperhaften zugestutzten
Vollmachen Vernünftiges schaffen können).


Heute stellt der Geldumlauf überhaupt keine Bedingung mehr. Geld = Absatz, –
einerlei, was dabei herauskommt. Geld = Warenabsatz = Arbeit = Geld. Der Kreislauf
ist unter allen Umständen ein geschlossener.


Der Kaufmann hatte natürlich den Gewinn im Sinne, d. h., der Verkaufspreis muß-
te den Einstandspreis übersteigen. Das war eine natürliche, selbstverständliche, übri-
gens vollberechtigte Voraussetzung jeder kaufmännischen Betätigung. Dabei 
war der bezahlte oder gestundete Einstandspreis in jedem Falle eine bekannte, un-
abänderliche Größe (ausgenommen bei auftragsweise zu besorgenden Verkäufen),
während für den Verkaufspreis nur Aussichten, Möglichkeiten, Hoffnungen, kurz 
Wahrscheinlichkeitsrechnungen vorlagen. Der Verkaufspreis war immer ein Glücks-
spiel, der ganze Handel eine Spielbank wie Montecarlo. Denn zwischen Kauf und
Verkauf liegt Zeit, während deren sich manches auf dem Markte ändern konnte.


Der Kaufmann bedachte vor jedem Kauf die Marktverhältnisse, die Aussichten, die
Politik im Innern, die Politik im Ausland. Glaubte er, daß andere dasselbe glaubten,
was er glaubte, nämlich, daß allgemein höhere Preise in Aussicht ständen, so beeilte
er sich, zu kaufen, um mit möglichst großen Lagervorräten an der erwarteten
Preissteigerung beteiligt zu sein. Hatte er sich nicht geirrt, hatte er viele Glaubens-
genossen, und kauften darum viele, so mußte schon ganz allein darum und ohne
jeden anderen Grund das eintreten, was sie von Gott weiß welchen Umständen erwar-
teten, nämlich eine allgemeine Preissteigerung. Denn das ist doch klar, wenn jeder
an kommende höhere Preise glaubt, so kauft jeder, der einen Geldvorrat besitzt, und
wenn alle Geldvorräte zu Käufen verwendet werden, so müssen die Preise steigen.


In diesem Falle hat man den unmittelbaren Beweis, daß der Glaube an und für
sich schon selig macht.


Umgekehrt natürlich verhält es sich beim "Glauben" an einen Preissturz. Wenn
Müller glaubte, daß die Kaufmannschaft allgemein an kommende niedrige Preise 
glaube, so suchte er sich seiner Warenbestände zu entledigen, indem er einerseits
den Verkauf zu erzwingen suchte, nötigenfalls durch Preisermäßigung (!), anderseits,
indem er nichts bestellte und seine Aufträge auf günstigere Zeiten verlegte. Aber 
so wie er handelten auch wieder seine "Glaubensgenossen", und darum, darum ganz
allein, traf das ein, was sie befürchteten. Ihr Glaube hatte sie betört. Denn unter 
der Goldwährung geschah immer alles, was man glaubte. Der Glaube regierte un-
beschränkt. Der Glaube an kommende hohe oder niedrige Preise genügte vollständig
zu seiner sachlichen Begründung!


Vom Glauben, von der Stimmung, vom Wetter hing es ab, ob Geld angeboten 
wurde oder nicht, ob die Arbeiter feiern mußten, oder ob sie mit Nachtarbeit und
Überstunden arbeiten durften. Vom Glauben! Das Angebot der gesamten Geldrück-
lagen hing vom Glauben ab!


Jetzt, mit dem Freigeld, ist das ganz anders geworden. Das Geld fragt
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den Besitzer nicht nach seinem Glaubensbekenntnis, nicht nach seiner Stimmung.
Das Geld befiehlt einfach, es erteilt die Bestellung selbstherrlich.


Aber gerade darum, weil der Glaube aus dem Handel ausgemerzt wurde, weil
Glaube, Hoffnung und Liebe zum Gewinn ganz ohne Einfluß auf den Geldumlauf 
blieben, bleibt auch die Nachfrage auf dem Markte stets sich selber gleich, und er-
weisen sich alle kaufmännischen Hoffnungen und Befürchtungen als persönliche
Vergnügung ohne irgendwelchen Einfluß.


Die Nachfrage nach Ware und die Arbeit gehen nicht mehr neben dem Gelde als
Willenssache einher, sie sind der Botmäßigkeit der Geldbesitzer nicht mehr unter-
stellt, sondern das Geld ist die Nachfrage selbst.


Es war früher selbstverständlich und natürlich, daß jeder Arbeiter auf "die 
Suche nach Geld", d. h. nach Arbeit ging. Nur ausnahmsweise ging das Geld auf die
Suche nach Arbeit. Das Geld ließ die Ware, die Arbeit an sich herankommen. Nie-
mand stieß sich daran, niemand verwahrte sich gegen diese Verletzung der Gesetze
der Gleichberechtigung. Jeder gab sich mit diesem Vorrecht des Geldes zufrieden –
wahrscheinlich weil man glaubte, daß dieses Vorrecht mit dem Geldwesen untrenn-
bar verbunden sei. Während der Arbeiter und der Besitzer von Waren durch jeden
Aufschub des Verkaufes schweren Schaden erlitten, der mit jedem Tage wuchs, heckte
das Geld dem Käufer Zinsen. Also war es natürlich, ganz richtig und selbstver-
ständlich, daß, wenn die Käufer säumten, die Verkäufer sich aufmachten, um die
Käufer persönlich zum Kauf zu veranlassen!


Heute ist auch diese Anschauung nicht mehr selbstverständlich. Denn dem
Geldbesitzer brennt das Geld in der Tasche ebenso sehr, wie den Arbeiter die
Vergänglichkeit seiner Arbeitskraft (die sich nicht aufstapeln läßt) daran mahnt, 
diese möglichst bald an den Mann zu bringen. Der Geldbesitzer wartet also nicht
mehr so ruhig ab, daß ihn der Warenbesitzer (Arbeiter) aufsucht. Er sieht sich um,
steht früher auf, geht der Ware auf halbem Wege entgegen.


Und wenn sich zwei gegenseitig suchen, so treffen sie sich eher und sicherer, 
als wenn nur der eine sucht. Es stände schlecht um die ganze Tierwelt, wenn sich die
Weibchen vor den Männchen zu verbergen suchten; wie würde der Unke im Teiche die
Unke finden, wenn diese nicht auf seinen Ruf aus dem Schlamme hervorkröche?


Dabei hatte aber früher der Besitzer des Geldes Vorteil davon, sich vor dem Be-
sitzer der Ware zu verbergen, denn durch langes Suchen wurde dieser noch mürber.
Mit dem Schlafrock und in Hausschuhen, um sich den Anschein zu geben, daß ihn 
der Arbeiter oder Warenverkäufer im Schlafe gestört, daß er selbst gar keine Eile
habe, so trat der Käufer dem Verkäufer entgegen.


Also das Geld sucht jetzt die Ware unter allen Umständen. Das Geld ist plötz-
lich hungrig geworden. Die Entfettungskur hat das Geld flink gemacht, seinen Spür-
sinn geschärft. Es läuft zwar den Waren nicht nach, denn die Ware verkriecht sich
nicht, sie kann sich nicht verbergen; beide treffen sich aber auf halbem Wege.


Sucht die Ware das Geld, so sucht jetzt auch das Geld die Ware. Und findet 
das Geld keine Ware, so wartet es nicht gemächlich ab, bis der Zufall ihm das Ge-
wünschte in den Weg wirft, sondern es geht den Spuren der Ware nach bis zur 
Quelle, und das ist die Arbeit.
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Und so hat das Freigeld anstelle der behördlichen eine selbsttätig wirkende
Arbeitslosenversicherung gesetzt. Das Freigeld wurde zum selbsttätigen Arbeitsnach-
weis; ich und meine 76 000 Beamten wurden arbeitslos aufs Pflaster geworfen.
Welche Tücke des Schicksals; die Beamten des Arbeitslosenversicherungsamtes sind
nunmehr die einzigen Arbeitslosen im Reiche!


Der Vertreter der Gegenseitigkeitslehre.
Mit der Einführung von Freigeld ist unser ganzes Programm erschöpft und erle-


digt. Das Ziel, wonach wir tastend strebten, ist erreicht. Was wir mittels verwickelter,
unklarer Einrichtungen, durch Warenbanken und Genossenschaften zu erwirken hoff-
ten, nämlich einen vollkommenen Güteraustausch, das bringt uns in der denkbar ein-
fachsten Weise das Freigeld. Wie sagte Proudhon*:


"In der sozialen Ordnung ist die Gegenseitigkeit die Formel der Gerechtigkeit. Die
Gegenseitigkeit ist in der Formel ausgedrückt: Tue anderen, was du willst, daß man
dir tue; in der Sprache der politischen Ökonomie ausgedrückt: Tauscht die Produkte
gegen andere Produkte, kauft euch eure Produkte gegenseitig ab. Die Organisation
der gegenseitigen Beziehungen, das ist die ganze soziale Wissenschaft. Gebt dem
sozialen Körper eine vollkommene Zirkulation, d. h. einen exakten und regelmäßigen
Tausch der Produkte gegen Produkte, und die menschliche Solidarität ist eingeführt,
die Arbeit organisiert."


Gewiß, so ist es. Meister Proudhon hat recht, wenigstens soweit es sich um
Arbeitserzeugnisse, nicht um den Boden handelt; aber wie hätte man das erreichen
können? Das was Proudhon selbst zur Erreichung dieses vollkommenen Umlaufs vor-
schlug, war ja ganz unausführbar; sogar im kleinen hätte eine Warenbank, wie sie
Proudhon vorschwebte, kaum bestehen können; wie aber die ganze Volkswirtschaft
auf diese Weise einrichten?


Übrigens hätten wir uns fragen müssen, warum wir uns nicht die Waren gegen-
seitig so abkaufen, wie es deren restloser, regelmäßiger Tausch verlangt. Diese Frage
hätten wir doch vor allen Dingen beantworten müssen, ehe wir daran gingen,
Vorschläge zu machen!


Zwar wußten oder ahnten wir, daß am Metallgeld etwas nicht in Ordnung sei;
nicht umsonst nannte Proudhon das Gold "einen Riegel des Marktes, eine Schild-
wache, die die Tore des Marktes besetzt, und deren Losung ist, niemand durchzulas-
sen"**. Aber warum das so war, was eigentlich am Metallgeld falsch war, das wußten
wir nicht, das haben wir nie untersucht. Und doch hätten hier unsere Untersuchun-
gen beginnen müssen, wenn wir festen Boden unter den Füßen behalten wollten.
Diese Unterlassung führte uns von vornherein auf Abwege. In dem Erheben der Arbeit,
bzw. der Ware auf die Rangstufe baren Geldes (d. h. des Goldes) erblickte Proudhon
die Lösung der sozialen Frage. Warum mußten die Waren im Range "erhöht" werden,
was war denn am Gold (damals Geld), was es über die Rangstufe der Arbeit erhob?


Hier, in diesem Gedanken, die Ware auf die Rangstufe des Goldes zu 
erhöhen, lag der Irrtum Proudhons. Er hätte den Satz umkehren und sagen


**) Diehl: Proudhon, S. 43 u. 90.
**) Mühlberger: Proudhon, seine Werke und sein Leben.
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sollen: Wir wollen, daß Geld und Waren auf gleicher Rangstufe umlaufen sollen, daß
das Geld den Waren in keiner Lage und unter keinen Umstände vorgezogen werde,
damit so Waren zu Geld, und Geld zu Waren werden. Nun gut, so laßt uns doch


das Geld auf die Rangstufe der Arbeit herabsetzen.


Wir können doch an den Eigenschaften der Waren im allgemeinen nichts ändern,
ihnen im allgemeinen nicht die Vorzüge geben, die das Gold als Ware besitzt. Wir
können das Dynamit nicht ungefährlich machen, nicht verhindern, daß Glas bricht,
Eisen rostet, Pelzwerk von Motten zerfressen wird. Den Waren haften ausnahmslos
Mängel an, sie verderben, unterliegen den Angriffen der Zerstörungsmächte der 
Natur – nur das Gold ist frei davon. Dabei hat das Gold noch das Vorrecht, Geld zu
sein, daß es als Geld überall verkäuflich ist, daß es sich ohne nennenswerte Kosten
von einem Ort zum andern bringen läßt usw.. Wie wollen wir da erreichen, daß die
Waren dem Gold gleichgestellt werden?


Aber umgekehrt können wir verfahren und sagen: Das Geld ist anpassungsfähig,
man kann damit machen, was man will, da es ja unentbehrlich ist. Setzen wir es 
auf die Rangstufe der Waren herunter, geben wir ihm Eigenschaften, die alle üblen
Eigenschaften der Waren im allgemeinen ausgleichen.


Diesen vernünftigen Gedanken hat nun die Geldreform ausgeführt, und die Fol-
gen zeigen zu unserer Freude und Genugtuung, wieviel Wahrheit und richtige
Beobachtung doch in den kernigen Aussprüchen Proudhons steckte, wie nahe er an
der Lösung der Aufgabe vorbeirannte.


Mit der Geldreform ist das Geld auf die Rangstufe der Ware herabgesetzt wor-
den, und die Folge ist nun auch, daß die Ware dem Geld in jeder Lage, zu allen 
Zeiten gleichgestellt wird. Kauft euch eure Sachen gegenseitig ab, sagte Proudhon,
wenn ihr Absatz und Arbeitsgelegenheit haben wollt. Das geschieht nun. Im Geld 
ist nun zugleich Nachfrage und Angebot verkörpert, genau wie zur Zeit des
Tauschhandels, denn wer damals eine Ware auf den Markt brachte, brachte eine 
andere Ware heim. Es ging also immer ebensoviel Ware hinaus wie herein. Dadurch
nun, daß mit der Geldreform der Gelderlös sich beim Verkauf von Waren sofort 
wieder in einen Kauf von Waren verwandelt, bewirkt das Angebot einer Ware eine
gleich große Nachfrage. Der Verkäufer, der froh ist, das, was er abzugeben hatte, 
los zu sein, sieht sich durch die Beschaffenheit des Geldes gezwungen, den Erlös 
seiner Ware unter allen Umständen dem Verkehr wiederzugeben, entweder durch 
Kauf von Waren für eigenen Bedarf, durch den Bau eines Hauses, durch eine ge-
diegene Erziehung seiner Kinder, durch Veredelung seines Viehstandes usw. usw., 
oder aber, wenn nichts hiervon ihn reizt, durch Verleihen seines Geldes an andere, 
die augenblicklich Bedarf an Waren, aber kein Geld haben. Entweder – oder, 
andere Auswege, wie etwa das Aufbewahren des Geldes, das Abhängigmachen des
Darlehns von einer Zinsvergütung, das Ankaufen von Waren nur für den Fall eines
Gewinnes daran, das vorsichtige Verzögern des Kaufs, das berechnende Abwarten 
besserer Aussichten usw. usw., das alles gibt es jetzt nicht mehr. "Der Bien muß", so
heißt es jetzt. Du warst durch die Natur deiner Erzeugnisse gezwungen, sie zu 
verkaufen; nun bist du durch die Natur des Geldes gezwungen worden, zu
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kaufen. Schlag auf Schlag, mit Zwangsläufigkeit folgt Kauf auf Verkauf, geht das 
Geld von Hand zu Hand. Regelmäßig, wie die Erde im Weltraum um die Sonne kreist,
so zieht das Geld seine Kreise auf dem Markte, in guten wie in schlechten Zeiten, bei
Sieg und Niederlage. Regelmäßig, wie der Arbeiter seine Kraft, sein Erzeugnis an-
bietet, wie die Ware nach Absatz ausschaut, ebenso regelmäßig erscheint auch die
Nachfrage auf dem Markte.


Der Käufer mag sich wohl anfänglich darüber beklagt haben, daß man ihn jetzt
sozusagen zwingt, sich seines Geldes zu entledigen; er nannte diesen Zwang eine
Beschränkung seiner Freiheit, einen Anschlag auf das Eigentum. Es kommt eben 
darauf an, für was man das Geld hält. Der Staat erklärt das Geld für eine öffentliche
Verkehrseinrichtung, für deren Verwaltung die Erfordernisse des Verkehrs maßgebend
sein sollen. Diese bedingen, daß dem Verkauf von Waren ein entsprechender Kauf 
von Waren auf dem Fuße folge. Da nun der Wunsch, es möge ein jeder aus eigenem
Antriebe und zum allgemeinen Besten das Geld immer gleich wieder in Umlauf 
setzen, erfahrungsgemäß nicht genügt, um Regelmäßigkeit im Geldumlauf zu erzie-
len, so hat man den unmittelbar mit dem Geld verbundenen sachlichen Umlaufs-
zwang eingeführt. Das hat geholfen.


Wer übrigens damit nicht einverstanden ist, wer sich die Freiheit nicht nehmen
lassen will, mit seinem Eigentum nach Gutdünken und eigenem Ermessen umzusprin-
gen, der kann ja einfach seine eigenen Erzeugnisse, sein unbezweifeltes Eigentum,
bei sich zu Hause aufbewahren, um sie erst im Augenblick zu verkaufen, wo er andere
Waren braucht. Wenn er lieber Heu, Kalk, Hosen, Tabakspfeifen, kurz, was auch sein
Arbeitserzeugnis sein mag, aufbewahrt, als sie im voraus gegen Freigeld zu verkau-
fen, so kann er es ja tun, niemand hindert ihn daran, niemand wird sich darüber
beklagen. Nur, wenn er durch das Geld von der Last seiner eigenen Waren befreit 
wurde, muß er sich der Pflichten erinnern, die er als Verkäufer und Besitzer von Geld
übernommen hat, d. h., er soll auch anderen die Wohltaten des Geldverkehrs zukom-
men lassen. Der Gütertausch beruht doch auf Gegenseitigkeit.


Das Geld soll kein Ruhepunkt im Warenaustausch sein, sondern einfach ein Durch-
gangsgut. Der Staat verfertigt das Geld auf seine Kosten, und er übt die Oberauf-
sicht über dieses Verkehrsmittel nicht, damit es zu anderen, dem Warenaustausch 
völlig fremden Zwecken mißbraucht werde. Die Unentgeltlichkeit der Benützung des
Geldes wäre auch ein Unbilligkeit, weil die Kosten der Instandhaltung aus den all-
gemeinen Staatseinnahmen bestritten werden müssen, während viele Bürger nur
wenig Gebrauch vom Gelde machen (Urwirtschaftler z. B.). Darum erhebt der Staat 
für die Benützung des Geldes eine Gebühr von 5 % im Jahre. So ist nun der Staat
sicher, daß das Geld nicht zum Glückspiel, zur Ausbeutung, als Sparmittel miß-
braucht wird. Nur wer jetzt wirklich Bedarf an Geld, an Tauschmitteln hat, wer 
Waren erzeugt und diese gegen andere Waren tauschen will, benutzt noch das Geld.
Für alle anderen Zwecke ist es zu kostspielig geworden. Namentlich vom Sparmittel
ist das Tauschmittel jetzt scharf getrennt worden.


Es ist eine billige Forderung, die die Geldreform an denjenigen stellt, der 
seine Waren verkauft hat: kaufe jetzt, damit auch andere die ihrigen los werden. 
Aber nicht allein billig ist diese Forderung, sondern auch klug. Damit man andere
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Waren kaufen kann, muß man seine eigenen verkaufen. Kauft also, so könnt ihr 
alle eure Erzeugnisse verkaufen. Will ich als Käufer Herr sein, so bin ich natürlich 
als Verkäufer Knecht. Ohne Kauf kein Verkauf, und ohne Verkauf kein Kauf.


Kauf und Verkauf zusammen bilden den Gütertausch; sie gehören infolgedessen
auch unmittelbar zusammen. Durch das Metallgeld waren Kauf und Verkauf oft zeit-
lich voneinander getrennt, durch das Freigeld fallen sie zeitlich und regelmäßig 
wieder zusammen. Das Metallgeld trennte die Waren, indem es zwischen Kauf und
Verkauf die Zeit, das berechnende Abwarten, Gewinnsucht und tausend, dem Tausche
fremde Triebkräfte schob; das Freigeld vereinigt dagegen die Waren, indem es den
Kauf dicht auf den Verkauf folgen und fremden Elementen keine Zeit und keinen
Raum läßt. Das Metallgeld war, nach Proudhons mehrerwähntem Ausspruch, ein
Riegel für den Markt; das Freigeld dagegen ist der Schlüssel.


Der Zinstheoretiker.


Das Freigeld bringt mich um mein ganzes geistiges Kapital. Meine schönsten
Theorien werden durch diese wahrhaft verwünschte Neuerung zum alten Eisen ge-
worfen. Hat doch der Zins, der sich seit geschichtlichen Zeiten immer auf gleicher
Höhe erhielt, ohne alle Rücksicht auf meine Theorien den Weg auf Null eingeschla-
gen. Und die zinsfreien Darlehen, die uns immer als unerfüllbare Träumereien er-
schienen, werden jetzt als durchaus möglich, ja als wahrscheinlich betrachtet. Zins-
freie Darlehen! Das Ende des Kapitals! Geld, Maschinen, Häuser, Fabriken, Waren,
Rohstoffe kein Kapital mehr! Ich muß gestehen, es flimmert mir vor den Augen!


Die so einleuchtende "Nutzungstheorie", die bestechende "Fruktifikationstheorie",
die aufwieglerische "Ausbeutungstheorie", die etwas spießbürgerliche, aber sehr be-
liebte "Enthaltsamkeitstheorie" *, und wie ich sie alle benannt hatte, alle, alle 
gehen mit dem Freigeld in die Brüche!


Es war doch so einleuchtend, so natürlich, so selbstverständlich sogar, daß der
Verleiher eines Arbeitsmittels sich für diese "Leistung" einen Zins ausbedingen
konnte. Und doch sinkt der Zinsfuß, er sinkt, sinkt bis auf Null! Und die Kapitali-
sten (wenn man sie überhaupt noch so nennen kann) äußern sogar Zeichen der
Freude, wenn sie jemanden finden, der ihnen das Geld abnimmt, unter der einzigen
Bedingung einfacher Wiedererstattung der vollen Summe. Sie sagen, der Wettbewerb
habe zugenommen und es sei für sie doch vorteilhafter, ihr Geld zu verleihen, als 
es zu Hause auf Vorrat für künftigen Bedarf aufzubewahren. Denn zu Hause ginge 
ja jährlich ein Teil des Geldes durch Kursverlust verloren. Viel besser wäre es, das
Geld zu verleihen, wenn auch ohne Zins, gegen Pfand oder Wechsel, die man ja gegen
Bargeld wieder verkaufen oder diskontieren kann, wenn man Bargeld gebraucht. 
Man hat auf diese Weise zwar keinen Zins, aber man hat auch keinen Verlust am
Umlaufswert des Geldes.


*) Diese Benennungen entlehne ich dem Buch von v. Boehm-Bawerk: Der Kapitalzins in geschicht-
licher Darstellung. – Hierzu kommt neuerdings die "Ungeduld" (impatience) Theorie" von Irving Fisher.
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Zinsfreie Darlehen wären also jetzt nicht allein vorteilhaft für den Nehmer, 
sondern auch für den Geber. Wer hätte das jemals gedacht! Und doch ist es so. 
Was soll auch der Sparer machen? Man spart für künftige Zeiten, fürs Alter, für 
eine Reise nach Jerusalem, für Zeiten der Not, für die Hochzeit, für den Krank-
heitsfall, für die Kinder usw.. Aber was macht man mit dem Gesparten in der
Zwischenzeit, bis man es braucht?


Kauft man Tuch, Lebensmittel, Holz usw. auf Vorrat, so steht man sich nicht 
besser, als wenn man Freigeld aufbewahrt; denn alles das fault, rostet, verdirbt. 
Man denkt hier vielleicht an Gold und Edelsteine, die sich unbegrenzt und unver-
sehrt aufbewahren lassen, aber wohin würde es führen, wenn solche Verwendung 
der Ersparnisse allgemein geübt würde? Wie hoch würde der Preis dieser Dinge in 
guten Jahren steigen, wenn jedermann Ersparnisse macht; wie tief würde dieser 
Preis sinken, wenn etwa bei Fehlernten und Krieg die Ersparnisse (also Gold und
Edelsteine) in Menge zu Markte getragen würden? Die Edelsteine, sagt man, sind 
das, was man zuletzt kauft und zuerst verkauft. Den Versuch würde man nicht oft
wiederholen; diese Ersparnisform würde kläglich versagen.


Dann ist es doch wahrhaftig viel besser, man legt seine Ersparnisse in Privat- und
Staatsschuldscheinen, Wechseln usw. an, die, wenn sie auch keine Zinsen abwerfen,
doch alle Tage und ohne Verlust wieder in Bargeld umgesetzt werden können.


Aber, wird man fragen, warum da nicht lieber Häuser, Industriepapiere kaufen?
Aber das ist ja eben das Seltsame, daß man auch Häuser kauft, obschon sie ebenfalls
keinen Kapitalzins mehr abwerfen; daß man auch Häuser baut, obschon man keinen
Zins erwartet. Man kauft und baut Häuser und begnügt sich mit den jährlichen
Abschreibungen am Baukonto, die die Mieter im Mietzins zahlen. Oft steht man sich
so noch besser, als wenn man Staatspapiere kauft, denn man hat eine regelmäßige,
mit dem Zerfall des Hauses (der Fabrik, Maschinenanlage, Schiffe, usw.) schritthal-
tende Einnahme und behält dabei noch ein Pfand des Eigentums in Händen. Darum
wird, trotzdem der Mietzins nur mehr die Deckung für Instandhaltungen und Ab-
schreibungen, Steuern und Feuerversicherung liefert, viel gebaut, und die Häuser
werden als gute Sparanlage betrachtet!


Ich gestehe, der Boden wankt mir unter den Füßen; ich kann es kaum fassen, daß
jemand ein Haus zum Vermieten baut, trotzdem er selbst nur Abschreibungen, aber
keinen Kapitalzins als Mieter erwartet. Es galt doch allemein als wissenschaftlich
erwiesen, daß das Geld nur darum Zins abwürfe, weil die Produktionsmittel Zins
abwarfen, daß die zinswerbende Kraft des Geldes im Grunde eine übertragene oder
erborgte sei. Und jetzt scheint es, daß es sich umgekehrt verhielt, denn wie hätte
sonst eine Reform des Geldes überhaupt den Zins beeinflussen können?


Eigentlich war es ja mehr als leichtfertig, zu sagen: das Geld wirft Zins ab, weil
man mit dem Geld Arbeitsmittel kaufen kann, die Zins abwerfen; denn hier fehlt 
die Erklärung, warum man Arbeitsmittel, die Zins abwerfen, gegen Geld verkauft, das
man für unfruchtbar erklärt? Gibt denn ein Ochse Milch, wenn man ihn gegen eine
Kuh tauscht?
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Leere Worte haben hier offenbar die Stelle der Begriffe eingenommen. Es ist 
barer Unsinn, von übertragenen und erborgten Eigenschaften zu sprechen; solche
Übertragung von Eigenschaften und Kräften ist ebenso unmöglich in der Volkswirt-
schaft wie in der Chemie. Wenn das Geld an sich nicht die Kraft hatte, Zinsen zu er-
heben, woher kamen dann die Einnahmen aus dem Banknotenmonopol?


Wenn das Geld aus eigener Kraft keinen Zins erheben konnte, dann waren zins-
zeugende Arbeitsmittel und unfruchtbares Geld einfach nicht miteinander meßbare
Größen, Dinge, die keinen Vergleich zuließen und also nicht tauschfähig gewesen
wären. Es gibt ja manches, was mit Geld nicht zu kaufen ist.


Und welchen Preis zahlte man für einen Acker, der 1000 Mark Rente abwarf? 
Man rechnete, daß 100 Mark 5 Mark Zins einbringen, und der Preis des Ackers war
dann so oft mal 100, wie 5 in 1000 geht. Woher kam nun der Satz von 5 vom
Hundert? – Hier ist der Haken!


Von übertragener Kraft kann also keine Rede sein; die zinszeugende Kraft mußte
dem Gelde als Eigenschaft anhaften. Aber wo war diese Eigenschaft des Metall-
geldes verborgen? Früher wäre es schwer gewesen, diese Eigenschaft zu entdecken;
jetzt mit dem Freigeld als Vergleichsgegenstand muß dies leicht sein, denn da mit
dem Freigeld das Geld die zinszeugende Eigenschaft offenbar verloren hat, so brau-
chen wir nur einfach dort zu suchen, wo beide Geldarten voneinander abweichen, um
auch die Quelle des Zinses festzustellen. Das Freigeld weicht aber vom früheren
Metallgeld darin ab, daß es einem ihm anhaftenden Angebotszwang unterliegt,
während das frühere Geld in dieser Richtung völlig unabhängig war.


Hier also, in der unbeschränkten Freiheit des Metallgeldbesitzers, sein Eigentum
nach Belieben und Gutdünken anbieten zu können, in der Willkür der Kapitalisten
und Sparer, die das Geldangebot beherrschten, hier müssen wir die Stelle finden,
wohin der Zins seine Wurzeln senkte.


Und fürwahr – lange brauchen wir nicht zu suchen!
Das Geld ist anerkanntermaßen für den Austausch der Erzeugnisse der Arbeits-


teilung, für den Handel unentbehrlich. Was machen nun die Verfertiger der Waren,
wenn sie diese nicht gegen Geld verkaufen können? Legt sich der Zimmermann selbst
in seine Särge, ißt der Bauer die Kartoffeln etwa alle selbst? Nichts davon; sie 
suchen durch Preisermäßigung den Verkauf möglich zu machen, das Geld durch
Nachgiebigkeit in ihren Forderungen heranzulocken. Jeder Verfertiger oder Besitzer
von Waren muß seine Waren verkaufen, und um den Verkauf zu ermöglichen, sind 
alle ohne Ausnahme bereit, etwas vom Preis abzulassen.


Auch dies ist unbestreitbar. Wenn nun die Kapitalisten und Sparer das Geld 
dem Verkehr entzogen haben, und es dem Handel, dem Warenaustausch nur 
gegen Zinszahlung zurückgeben, so finden sie ja in der Bereitwilligkeit der
Warenbesitzer, etwas von ihrem Erzeugnis für die Benutzung des Geldes abzu-
treten, den Boden für die Erhebung des Zinses vorbereitet. "Ihr braucht Geld, 
um eure Sachen gegenseitig auszutauschen; hier in unseren eisernen Schränken 
ist es eingeschlossen. Wollt ihr uns etwas für seine Benutzung zahlen, wollt ihr 
uns Zins zahlen, so könnt ihr es bekommen, zu 4 % Zins im Jahre, sonst schließen 
wir es ab, und ihr könnt sehen, wie ihr dann auskommt. Zins ist unsere
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Bedingung. Überlegt euch die Sache; wir können warten, wir sind nicht durch die
Natur des Geldes gezwungen, es herzugeben."


Die Sache ist klar. Es hängt von den Geldbesitzern ab, ob sich der Handel mit
oder ohne Geld behelfen muß; gleichzeitig macht man den Gebrauch des Geldes un-
vermeidlich, indem der Staat die Steuern in Geld erhebt; also können die Geldbe-
sitzer einen Zins jederzeit erpressen. Es verhält sich hier genau wie mit einer Brücke
über einen Fluß, die den Markt in der Mitte durchschneidet und von einem Zöllner
bewacht ist. Gestützt darauf, daß die Brücke für die Verbindung der beiden
Markthälften unentbehrlich ist, gestützt darauf, daß der Zöllner die Brücke öffnen
und schließen kann, ist er in der Lage, von der Ware einen Zoll zu erheben.


Der Zins war also ein Zoll, ein Brückengeld, das die Warenverfertiger für die
Benutzung des Tauschmittels an die Besitzer des Geldes zu zahlen hatten. Kein Zins =
kein Geld, so hieß es. Kein Geld = kein Gütertausch; kein Tausch = Arbeitslosigkeit;
Arbeitslosigkeit = Hunger. Ehe wir aber verhungern, zahlen wir lieber den Zins.


Die zinszeugende Kraft des Metallgeldes war also nicht "erborgt" oder "über-
tragen"; sie war eine Eigenschaft des Metallgeldes und beruhte letzten Endes 
darauf, daß man für Herstellung des Geldes einen Stoff ausgesucht hatte, der unter
allen Stoffen der Erde eine Ausnahmestellung einnimmt, insofern als er sich unver-
sehrt und unbegrenzt ohne Unkosten aufbewahren läßt, während alle anderen Er-
zeugnisse menschlichen Fleißes, alle Waren ohne Ausnahme faulen, veralten, ver-
rosten, zerbrechen, stinken, Raum beanspruchen usw..


Und so wird es auch verständlich, nun habe ich auch die Erklärung, warum man
einen Acker gegen eine Summe Geldes tauschte, denn beide, Acker und Geld, warfen,
jedes aus eigener Kraft, eine Rente ab; man braucht nur an Geld so viel zu nehmen
wie nötig, um die Rente des Ackers mit dem Zins des Geldes zu decken, dann war 
das Tauschverhältnis beider Dinge gegeben. Acker und Geld waren also völlig eben-
bürtige, miteinander meßbare Größen. Wie beim Acker keine Rede von erborgter oder
übertragener Zinskraft sein konnte, so auch nicht beim Gelde.


Die fadenscheinige, hohle Redensart von "übertragener Kraft" hatte mir also einen
bösen Streich gespielt; das leere Wort, das so oft an die Stelle der Begriffe tritt, 
hatte mich wie einen Bullen an der Nase herumgeführt.


Also das Geld, das Tauschmittel, wäre ein Kapital an sich!
Laßt uns nun einen Augenblick überlegen, wohin wir kommen müssen, wenn 


wir ein Kapital zum Tauschmittel aller Waren erheben.
1. Kapital kann das Geld nur auf Kosten der Waren sein, denn von den Waren


erhebt ja das Geld die Abgabe, die es zu einem Kapital stempelt.
2. Wenn die Waren Zins zahlen müssen, so können sie selbst unmöglich Kapital


sein, denn wäre die Ware Kapital, so gut wie das Geld, so könnte keines der beiden
sich dem andern gegenüber als Kapital aufspielen, und in ihrem gegenseitigen Ver-
hältnis wenigstens würden sie aufhören, Kapital zu sein.


3. Wenn uns daher die Waren im Handel als Kapital erscheinen, weil sie 
im Verkaufspreis neben Kostenpreis und Handelsgewinn noch den Kapitalzins 
erheben, so muß das so erklärt werden, daß dieser Zins dem Erzeuger oder 
Arbeiter vom Kaufmann im Einstandspreis bereits abgezogen wurde. Die Ware
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spielt hier nur den Kassenboten des Geldkapitals. Ist der Verkaufspreis gleich 10
Mark, der Handelsgewinn 3, der Zins 1, so erhält der Arbeiter 6 Mark ausgezahlt.


Hieraus geht hervor, daß, wenn das Tauschmittel, das Geld, an sich kein Kapital
wäre, dann auch der gesamte Warenaustausch ohne Zinsverrechnung vonstatten
gehen würde. Somit hätte Proudhon doch recht gehabt, denn er hatte das immer
behauptet.


Betrachten wir nun die Wirkung, die ein Tauschmittel für die Herstellung von
Arbeitsmitteln haben muß, wenn es selbst Kapital ist.


Wie sind die Arbeitsmittel (Maschinen, Schiffe, Rohstoffe usw.) entstanden?
Kommt es noch vor, daß ein Mann seine eigenen Arbeitsmittel aus eigenen, auf 
seinem Boden gefundenen Rohstoffen verfertigt? Ausnahmsweise vielleicht noch hier
und da, sonst aber ist die Regel, daß für die Beschaffung der eigenen Arbeitsmittel
eine Summe Geldes ausgelegt werden muß. Das Gründungskapital aller größeren
Unternehmungen besteht in einer Summe Geldes, die vorn im Hauptbuch auf dem
ersten Blatte eingetragen wird. Wenn nun das Geld, das für dies Arbeitsmittel aus-
gelegt wird, an sich ein Kapital ist, wenn die Besitzer des Geldes durch einfaches
Einschließen des Geldes das Zustandekommen irgend eines Unternehmens verhindern
können, so werden sie selbstverständlich kein Geld hergeben für Unternehmungen,
die keinen Zins abwerfen. Das ist klar und selbstverständlich. Wenn ich aus dem
Handel mit Waren 5 % meines Geldes ziehen kann, so werde ich mich doch nicht mit
weniger in ihrer Herstellung begnügen. Kann man das Erz an der Oberfläche sammeln,
so wird man doch keinen Stollen bauen.


Infolge dieser Umstände werden immer gerade nur so viel Häuser gebaut, daß
deren Mietertrag ausreicht, um damit Deckung für den allgemeinen Geldzins zu lie-
fern. Hat man zufällig mehr gebaut, ist das Angebot von Wohnungen größer als die
Nachfrage, so gehen natürlich die Mieten herunter, und die Häuser bringen den erfor-
derlichen Zins nicht ein. Dann werden sofort alle Bauhandwerker entlassen, und die
Bautätigkeit wird so lange unterbrochen, bis sich durch Bevölkerungszuwachs die
Nachfrage nach Wohnungen so weit wieder gehoben hat, daß die Mieten den vollen
Geldzins abwerfen. Dann erst kann die Bautätigkeit wieder einsetzen.


Genau so verhält es sich mit den industriellen Unternehmungen. Sind diese so
zahlreich geworden, daß die Nachfrage nach Arbeitern (die sie verkörpern) die Löhne
hochgetrieben hat, so daß der Unternehmer den Kapitalzins beim Verkauf der
Erzeugnisse nicht herausschlagen kann, so wird die Gründung neuer Unternehmungen
so lange unterbrochen, bis durch den Nachwuchs an Arbeitern und das dadurch be-
dingte größere Angebot von Arbeitskräften die Löhne herabgehen und so dem
Geldzins Raum lassen.


Die Arbeitsmittel erscheinen uns also deshalb als Kapital, weil ihre Herstellung
durch das Geldkapital vermittelt und von diesem stets so weit künstlich beschränkt
wird, daß sie immer den Arbeitsuchern gegenüber eine vorherrschende Stellung 
einnehmen. Es sind regelmäßig weniger Arbeitsmittel als Arbeiter da, so daß schon
aus Mangel an Werkstätten ein Arbeiterüberschuß verbleiben muß, der den Lohn
unter den Erlös des Arbeitserzeugnisses drückt.
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Das Bild erscheint noch einfacher und klarer, wenn man den Unternehmer ein-
fach als einen Pfandleiher betrachtet, der dem Arbeiter das nötige Geld vorstreckt für
Maschinen und Rohstoffe, und den der Arbeiter mit seinen Erzeugnissen bezahlt.


Das Geld beherrschte also unbedingt den Warenaustausch und die Arbeitsmittel
(Produktionsmittel). Alles war dem Gelde zinspflichtig; es schob sich zwischen Ver-
braucher und Erzeuger, zwischen Arbeiter und Unternehmer; es trennte alle, die da-
nach streben müssen, sich zu vereinigen, und die entstandenen Verlegenheiten 
beutete es aus. Die Beute nannte man Zins.


Nun wird es mir auch klar, warum mit dem Freigeld der Zinsfuß fortgesetzt fällt
und sich dem Nullpunkt nähert.


Das Geld kann dem Markte nicht mehr entzogen werden; ohne Rücksicht auf den
Zins muß es angeboten werden, sei es unmittelbar gegen Waren, sei es als Darlehen.
Es kann sich nicht mehr trennend zwischen die Erzeuger einschieben; gegen den
eigenen Wunsch, ohne Rücksicht auf seine lüsterne Raubsucht, muß es seines Amtes
walten und den Austausch der Waren vermitteln. Es beherrscht den Austausch der
Waren nicht mehr als Räuber und Gewaltherrscher, sondern es dient ihm, dient ihm
sogar umsonst.


Nun werden die Waren nicht mehr vom Markte ausgeschlossen, die Arbeiter feiern
nicht mehr, sobald der Zinsfuß fällt; ohne Rücksicht auf den Zins geht der Güter-
austausch vonstatten.


Und wo regelmäßig gearbeitet wird, da wird gespart. Märchenhafte Summen 
werden da zurückgelegt, zur Sparkasse gebracht und als Darlehen angeboten. Und
wenn das so Jahr für Jahr vorwärts geht, wenn die Arbeiter durch keine Stockung
(Krise) mehr gezwungen werden, von ihren Ersparnissen zu zehren, dann kommt 
mit Notwendigkeit der Zeitpunkt, wo für das von den Sparkassen angebotene Geld 
die Abnehmer fehlen, und wo es heißt: wir haben genug Häuser gebaut, es fehlen 
die Mieter; wir haben genug Fabriken, es fehlen die Arbeiter. Wozu noch mehr bauen,
wenn wir jetzt schon Mühe haben, den Zins zu zahlen.


Aber dann wird es von der Sparkasse her heißen: wir können das Geld nicht 
brach liegen lassen, wir können es nicht aufbewahren. Das Geld zwingt uns, es aus-
zuleihen. Wir verlangen nicht gerade 5 – 4 – 3 %; wir sind willig, auf Verhand-
lungen einzugehen. Wenn wir euch das Geld zu 2 % (1 oder 0 %) lassen, so könnt
ihr die Mieten entsprechend herabsetzen, und dann werden die, die sich mit einer
Stube begnügten, zwei Stuben mieten, und die fünf Stuben hatten, werden deren
zehn mieten. Und dann werdet ihr wieder Häuser bauen können. Bedarf ist da, es
kommt nur auf den Preis an. Also nehmt das Geld zu 2 %, wenn ihr es zu 3 nicht
mehr gebrauchen könnt; baut drauf los, geht mit den Mieten herunter; ihr könnt
nichts verlieren, wir werden euch mit um so billigerem Gelde versehen. Und habt 
keine Angst, daß euch und uns das Geld ausgehen wird, denn je mehr wir mit dem
Zins heruntergehen und ihr mit der Miete, um so größere Summen werden auch die
Sparer beiseite legen und uns zuführen. Habt auch keine Angst, daß durch diese
großen Geldmengen etwa die Preise hochgetrieben werden. Jeder Pfennig davon 
ist vorher dem Umlauf entzogen worden; die Geldmenge ist unverändert geblie-
ben. Die das Geld sparten, haben mehr Ware erzeugt und verkauft als verbraucht; es
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ist also ein Überschuß von Waren da, der der Geldmasse entspricht, die wir euch
anbieten.


Nehmt also das Geld und fürchtet euch nicht; geht der Zins herunter, den eure
Mietwohnungen einbringen, so werden wir mit unserem Geldzins folgen, und sollte
der Zins sogar auf Null fallen. Denn auch bei 0 % müssen wir das Geld ausleihen.
Habt ihr verstanden: wir müssen!


Aber nicht wir allein müssen, auch ihr müßt. Wenn ihr etwa zugunsten der be-
reits bestehenden Bauten eine Vermehrung nicht wünscht und darum unser Angebot
ablehnt, so machen wir euch darauf aufmerksam, daß andere Unternehmer da sind,
die keine Häuser besitzen und keine Rücksichten zu nehmen brauchen. Diesen wer-
den wir das Geld zum Bauen geben, und die Neubauten werden entstehen, ob ihr es
wünscht oder nicht, ob der Hauszins euch gefällt oder nicht.


Auch mit den gewerblichen Unternehmen verhält es sich so. Ist das Geld zu 0 %
zu haben, so ist auch kein Unternehmer mehr imstande, Zins aus seinem Unter-
nehmen zu schlagen, sei es in Form eines Lohnabzuges, sei es in Form eines Preis-
zuschlages. Denn so will es das Gesetz des Wettbewerbs.


Und so hätten sich die Tatsachen wieder als der beste Lehrmeister bewährt. Alle
unsere Grübeleien über die Ursache des Zinses führten zu nichts, weil uns der Ver-
gleichsgegenstand fehlte. Jetzt mit dem Freigeld konnten wir Vergleiche anstellen,
und da fand ich auch, gleich, was wir bisher umsonst suchten. Zwar ist die Erklärung
der Zinserscheinung noch sehr unvollständig; aber wir haben jetzt den Faden erfaßt,
der uns aus dem Irrgarten dieser Erscheinungen führen wird. Wir brauchen dem Faden
nur zu folgen, es ist eine sachliche Arbeit, mehr nicht, die da noch zu bewältigen ist.
Anmerkung: Der Leser findet die Theorie des Zinses im letzten Teil dieses Buches ausführlich dargestellt.


Der Krisen-Theoretiker.


Ebenso schlecht wie meinem Kollegen, dem Zinstheoretiker, ergeht es mir mit 
dem Freigeld; meine ganze Theoriensammlung wurde durch diese Reform zuschanden
gemacht.


Es klang doch so natürlich, daß auf die Zeit der Blüte eine solche des Zerfalls 
folgen müsse. Da es so in der Natur ist, könne es auch nicht anders in der Volks-
wirtschaft sein, denn der Mensch gehört doch auch zur Natur, so wie alles, was er
macht. Ist der Ameisenbau, die Bienenwirtschaft ein Naturereignis, so gehört auch
die Menschen- oder Volkswirtschaft zur Natur. Der Mensch wächst und vergeht, warum
sollte die Volkswirtschaft nicht auch wachsen, um dann in einem Zusammenbruch zu
enden? Das römische Reich ging zugrunde, darum muß auch die Volkswirtschaft regel-
mäßig alle paar Jahre in einer Krise zugrunde gehen. Auf den Sommer folgt der
Winter, ebenso folgt in der Volkswirtschaft auf die geschäftliche Hochflut der Krach.


Das war doch eine schöne, eines Dichters würdige Theorie! Wie einfach 
konnte man damit das verwickelte Problem der Arbeitslosigkeit erklären! Und 
einfach muß eine Theorie sein; das ganze Licht unserer Wissenschaft müssen 
wir in einem Brennpunkt vereinigen, damit es sich Bahn brechen kann durch
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den Tabaksqualm und den Bierdunst. Wiegenlieder, keine Theorien braucht man für
kleine Kinder.


Dazu diente uns die Krisenlehre: infolge "spekulativer Käufe" waren die Preise
gestiegen, eine "fieberhafte" Tätigkeit entspann sich auf allen Gebieten; mit Über-
stunden und Nachtschichten suchte man der steigenden Nachfrage zu begegnen; die
Löhne stiegen. Natürlich war das nur ungesunde "Treibhauszucht"; die früh oder spät
mit einem Krach endigen mußte. Und der Krach, die Krise kam. Es fehlte natürlich 
die Nachfrage für eine so ungeheure Menge von Erzeugnissen aller Art, und wenn die
Nachfrage fehlt, so sinken die Preise. Alles, ohne nennenswerte Ausnahmen, die Erzeug-
nisse der Industrie, der Landwirtschaft, des Bergbaues, der Forstwirtschaft – alle gin-
gen im Preise herunter. Damit stürzte natürlich das ganze Spekulationsgebäude ein.
Die geldgierigen Arbeiter hatten eben mit ihren Überstunden den ganzen "Arbeitsvor-
rat" aufgezehrt. Der "Lohnfonds" war erschöpft. Darum fehlte es jetzt an Arbeit, darum
mußten die Arbeiter neben einem Berg von Brot und Kleidern hungern und frieren!


Wie überzeugend klang auch die Malthusianische Krisentheorie; sie hatte nicht
umsonst so viele Liebhaber gefunden: ihr habt die guten Zeiten zu nichts besserem
benutzt als zum Hochzeitfeiern, und euer elendes Geschlecht habt ihr ins Maßlose
vermehrt. Wohin man blickt: Kinderwäsche, Windeln, Wiegen. Es wimmelt auf den
Straßen, in den Schulen, wie in einem Kaninchenstall. Jetzt sind euch in euren 
eigenen Kindern die Lohndrücker bei der Arbeit entstanden. Die niedrigen Löhne
drücken aber wieder auf die Preise, wobei jedes Geschäft mit Verlust abschließen
muß, jede Unternehmungslust im Keime erstickt wird.


Die Fortpflanzung ist an sich eine Sünde, eine verbotene Frucht; sie ist mit dem
Schandfleck der Erbsünde behaftet. Aber doppelt sündhaft ist sie bei so armen
Teufeln. Enthaltet euch, überlaßt die Sache den Heiden, schickt eure Töchter ins
Kloster, dann werden nicht mehr Arbeiter vorhanden sein, als zur Bewältigung der
Arbeit nötig sind. Dann werden auch mit den höheren Löhnen die Preise steigen, was
die Unternehmungslust fördert. Maß in allem, in der Gütererzeugung wie in der Fort-
pflanzung, sonst haben wir eben Zuvielerzeugung an Gütern und an Verbrauchern!


Und dann noch diese neueste Theorie, mein eigentliches Glanzstück: durch die
Anhäufung des Reichtums in verhältnismäßig wenigen Händen, durch das Mißver-
hältnis zwischen Kauf- und Erzeugungskraft der breiten Massen steht der Verbrauch
im Mißverhältnis zur Erzeugung. Daher die Überlastung des Marktes mit unverkäuf-
lichen Waren, daher die sinkenden Preise, die Arbeitslosigkeit, die Unternehmungs-
scheu, die Krise. Die reichen Leute können ihr Einkommen nicht verzehren, und 
die Arbeiter haben nichts zu verzehren. Wären die Einkommen nur richtig verteilt, so
würden Verbrauch und Erzeugung Schritt halten, und es könnte darum keine Krise
ausbrechen!


Wie einleuchtend doch das klang! Und auf den Klang, den Schall, den Rauch
kommt es an. An den Verstand dieser mit der Saugflasche, mit künstlichen Nähr-
mitteln und Bier aufgepäppelten und von Sorgen erdrückten Menge kann man sich
doch nicht mehr wenden. Er hält einen herzhaften Stoß ja gar nicht mehr aus.
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So hatte ich für jede Gesellschaft, für jeden Geschmack eine Krisentheorie 
auf Lager. Stieß ich dabei ausnahmsweise auf ernsthaften Widerspruch, so flocht ich
meine Reservetheorie ein, durch die ich die Krise mit der Währung in Verbindung
brachte. Gewöhnlich genügte dann schon das Wort "Währung", um jeden Widerspruch
niederzuschlagen. "Genug, genug!" hieß es; "wir wissen, was Bamberger sagte, daß
neben der Liebe die Währungsfrage die meisten Verrückten gemacht hat, und wir 
wollen einer Krisentheorie zuliebe unseren Verstand nicht auf eine vielleicht ge-
fährliche Belastungsprobe stellen!"


Dabei war gerade diese Theorie verhältnismäßig die einfachste und die beste: die
Waren, so führte ich aus, werden so gut wie ausschließlich kaufmännisch verhandelt,
d. h. sie müssen zum Zwecke des Austausches an Kaufleute verkauft werden. Der
Kaufmann kauft aber die Waren nur unter der Voraussetzung, daß er sie teuer wird
verkaufen können. Der erwartete Verkaufspreis muß höher stehen als der vom Ar-
beiter oder Unternehmer geforderte Einstandspreis. Wenn nun die Warenpreise
Neigung zum Sinken zeigten, so wußte der Kaufmann überhaupt nicht mehr, wieviel
er bezahlen oder anlegen durfte, während der Unternehmer ohne baren Verlust mit
seinen Forderungen nicht unter den Kostenpreis gehen durfte. Beim Verbraucher ist
es anders. Er kauft und bezahlt den geforderten Preis. Er freut sich, wenn der Preis
fällt; es verdrießt ihn, wenn er steigt. Eine Grenze für den Preis liefert jedoch nur
sein eigenes Einkommen. Der Kaufmann dagegen soll einen Preis erzielen, der eine
bestimmte Höhe, den Einstandspreis, überragt; ob er aber diesen Preis erzielen wird,
das weiß er nicht. Der Verkaufspreis ist ungewiß, der Einstandspreis ist aber mit der
Übernahme der Ware eine feste, bestimmte Größe.


Wenn die Warenpreise im allgemeinen fest sind oder gar steigen, dann ist alles
gut, dann wird der Erlös wahrscheinlich mit Überschuß den Einstandspreis decken,
und der Kaufmann kann getrost seine Bestellungen machen. Wenn aber die Preise
sinken, immer weiter sinken, um 1, 2, 5, 10, 20, 30 %, wie wir das schon öfter be-
obachtetet haben, dann verliert der Kaufmann jeden festen Boden unter den Füßen,
und das Vernünftigste, was er als vorsichtiger Mann dann machen kann, ist – warten.
Denn nicht bloß auf Grundlage des Einstandspreises kann der Kaufmann seine Ver-
kaufspreise berechnen, sondern er muß sich dabei auch nach dem, was erzielbar 
ist, richten. Und wenn in der Zeit zwischen Kauf und Verkauf der Waren die Ein-
standspreise fallen, so muß auch er mit den Verkaufspreisen heruntergehen, und er
hat einen Verlust. Also ist das beste in solchen Zeiten niedergehender Preise, mit
dem Kauf zu warten. Die Waren werden also kaufmännisch nicht durch den Bedarf 
als Triebkraft ausgetauscht, sondern durch die Aussicht auf Profit.


Aber dieses "Warten", die Verzögerung in den gewohnten Bestellungen des Kauf-
mannes, bedeutete eine Absatzstockung für den Unternehmer, und da dieser meistens
auf regelmäßigen Absatz angewiesen ist, weil er die Waren, des Raumes und der
Fäulnis wegen, nicht auf Lager nehmen kann, so entließ er seine Arbeiter.


Aus Mangel an Arbeit und Geld konnten nun wiederum diese Arbeiter nicht 
kaufen, wodurch dann die Preise noch weiter sanken. Und so war durch den Nieder-
gang der Preise ein "circulus vitiosus", ein fehlerhafter Kreis entstanden.
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Darum, so lautete die Nutzanwendung, müssen wir verhüten, daß die Preise sin-
ken; wir müssen mehr Geld herstellen, damit es nicht an Geld fehlt, um die Waren 
zu verkaufen, damit angesichts der großen Barbestände der Banken, der großen Bar-
vorräte der Privatleute, kein Kaufmann sich mehr vor Geldmangel, vor einem Preis-
sturz zu fürchten braucht.


Also die Doppelwährung oder Papiergeld!
Im Grunde genommen befriedigte mich selbst ja keine einzige dieser Theorien.


Die erste Theorie, die die Krise als eine Art Naturereignis betrachtet, ist eigentlich 
zu naiv, um eine Widerlegung zu verdienen. Die zweite Theorie, die das Wucherspiel,
das Gründertum für die Krise verantwortlich machen will, untersucht nicht, ob die
Geldvorräte der Privatleute und Wucherspieler, ohne die ja die Gewinnjagd (Speku-
lation) nicht möglich wäre, nicht eigentlich die Ursache dieses Wucherspiels und
infolgedessen auch Ursache der Krise sind. Was hat es für einen Sinn, eine Reichs-
bank zu gründen, ihr das Alleinrecht der Notenausgabe zu verleihen, damit sie 
"den Geldumlauf den Bedürfnissen des Verkehrs anpassen" kann, wenn es einfach 
von der "Spekulation" abhängt, trotz Notenmonopol und Reichsbank die Preise 
hochzutreiben, so oft es ihr beliebt? Und weil diese Theorie an dieser Frage vor-
übergeht, schlägt sie den falschen Weg ein, Wünsche statt Forderungen auszu-
drücken. Man möge doch in Zukunft alle Spekulation unterlassen, das ist alles, was
sie als Schutz vor Krisen zu empfehlen weiß.


Diese Theorie untersucht auch nicht, wo der eigentliche Beweggrund der "fieber-
haften Tätigkeit, der Überstunden und Nachtschichten" ist. Denn ohne diese gestei-
gerte Arbeit würde alles Wucherspiel im Sande verlaufen. Was würde es nützen, wenn
der Unternehmer dem Arbeiter Überstunden vorschlüge und dieser ihm antwortete:
meine jetzige Arbeitszeit genügt, um meine Bedürfnisse zu decken. Wenn also der
Arbeiter sich heute zu der "fieberhaften Tätigkeit" bereit erklärt, so kommt das nur
davon, daß er fieberhafte Bedürfnisse hat, die er mit dem Lohn aus den Überstunden
befriedigen will. Ist aber die Nachfrage ebenso fieberhaft wie das Angebot, wie kann
es dann zur Krise kommen? Die Spekulation, die die Geldrücklagen auf den Markt
bringt, erklärt nur die allgemeine Preissteigerung, läßt aber die Frage unbeantwortet,
warum der Verbrauch nicht schritthält mit der Erzeugung, und warum der Absatz
gewöhnlich urplötzlich abfällt.


Diese Nichtbeantwortung der Frage, warum Verbrauch und Erzeugung sich nicht
regelmäßig ausgleichen, ist ja der gemeinsame wunde Punkt aller meiner Theorien,
aber am lautesten schreit diese Frage um Antwort bei der dritten Theorie, der Über-
völkerungstheorie. Hier wird als Ursache der Krise die Überproduktion infolge Über-
völkerung angegeben, was doch so viel heißt wie: die zu großen Brote kommen von
dem zu großen Hungern! Offenbarer Unsinn, besonders, wenn man bedenkt, daß die
Waren zum Zwecke des Austausches erzeugt werden, und daß die hungernden Arbeiter
fähig und willig sind, andere Erzeugnisse für die von ihnen benötigten in Tausch zu
geben. Handelt es sich nur um eine einseitige Zuvielerzeugung (z. B. Särge), so be-
dürfte die Sache überhaupt keiner Erklärung, aber von allem ist zuviel vorhanden,
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen sowohl, wie von gewerblichen.
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Ebenso unbefriedigend ist die Theorie, die den Minderverbrauch verantwortlich
machte für die Krise; den Minderverbrauch infolge ungleicher Verteilung des Ein-
kommens. Sie erklärte nicht, warum der Absatz heute ins Blaue hinein wächst, um
nach einer Weile urplötzlich abzufallen, warum einer ständigen, gleichmäßigen Ur-
sache (hier also die ungleiche Verteilung des Einkommens) eine stoßende Wirkung
(geschäftliche Hochflut und Krise) gegenüberstand. Wäre jene Verteilung des Ein-
kommens die Ursache der Krise gewesen, so müßte sich diese als eine ununterbroche-
ne, schleichende Erscheinung dargeboten haben, als Arbeiterüberschuß von unantast-
baren ehernem Bestande, also als das Gegenteil von dem, was man beobachtete.


Aber auch die Annahme, daß das Einkommen der wohlhabenden Volksschichten
allgemein ihre persönlichen Bedürfnisse übersteige, war unzutreffend, wie ja die Boden-
verschuldung der Groß- und Kleingrundbesitzer, die Not der Grundrentner, ihre Bette-
lei um Staatsschutz beweisen. Die Bedürfnisse kennen überhaupt keine Grenzen; das
geht ins Unendliche. Die Bedürfnisse der Weber im Eulengebirge waren doch mit
Kartoffelschalen nicht eigentlich befriedigt, und mit der Herzogswürde, die die ameri-
kanischen Könige für ihre Töchter erwarben und mit Milliarden bezahlten, war deren
Würdebedürfnis noch ungesättigt. Sie strebten nach der deutschen Kaiserkrone und
häuften Milliarde auf Milliarde, arbeiteten Tag und Nacht, sparten vielleicht am eige-
nen und sicher am Leibe ihrer Arbeiter, um diese Krone zu erreichen. Und wenn sie
diese erreicht gehabt hätten, dann wäre ein kleiner, schwarzer Pfaff gekommen und
hätte gesagt, das alles wäre vergänglich, sie sollten arbeiten, sparen, Milliarden sam-
meln und sie der Kirche vermachen, auf daß sie würdig befunden würden, einzutreten
in das Reich Gottes. Zwischen Kartoffelschalen und dem Opferstock der Kirche ist ein
Meer von Bedürfnissen, das alles verschlingt, was die Menschen erzeugen können.
Auch ist kein Mensch so reich, daß er nicht darauf bedacht wäre, noch reicher zu wer-
den; im Gegenteil, die Geldgier wächst mit dem Erfolg im Erwerb. Wie wären sonst 
die gewaltigen Vermögen in der Neuzeit zustande gekommen, wenn ihre Besitzer bei
der ersten Million gesagt hätten: wir haben jetzt genug erworben, wir wollen andere
arbeiten lassen! Kein reicher Mann ließ seine Überschüsse brach liegen, solange sich
Gelegenheit für eine gewinnreiche Anlage bot. Der Zins war allerdings die Voraus-
setzung der Geldausgabe des Kapitalisten, aber in dieser Beziehung handelte der
reichste Mann nicht anders als der kleinste Sparer. Kein Zins – kein Geld, so hieß es
auf der ganzen Linie. Alle machten das Wiederausgeben der Geldüberschüsse abhän-
gig vom Zins, und wenn wir alle Bürger in bezug auf ihr Einkommen gleichgestellt
hätten, so würden wir nichts an der Tatsache geändert haben, daß der Sparer, der
mehr Waren erzeugte und verkaufte, als er verbrauchte, den Geldüberschuß nicht eher
wieder in Umlauf brachte, bis ihm Zins bezahlt wurde. Es mußte sich also durch die
Tätigkeit der Sparer jedesmal ein Warenüberschuß mit Absatzstockung und Arbeits-
losigkeit zeigen, sobald Handel und Industrie keinen Zins abwarfen. Die Ursache der
Krise lag also darin, daß einerseits die Kapitalisten die Geldanlage vom Zins abhängig
machten, anderseits darin, daß, wenn der Vorrat an Häusern, Maschinenanlagen und
sonstigen Arbeitsmitteln eine bestimmte Grenze überschritt, dann auch der Zins fiel,
den diese einbringen müssen, um das in ihnen verausgabte Geld zu verzinsen. (Der
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Wettbewerb der Hausbesitzer den Mietern gegenüber wirkt wie der Wettbewerb der
Besitzer gewerblicher Unternehmungen den Arbeitern gegenüber; er drückt auf den
Zins. Hier setzt er den Mietzins herunter, dort setzt er den Arbeitslohn herauf.) Traf
nun letzteres ein, so konnten die Unternehmer den geforderten Zins nicht zahlen, und
die Kapitalisten hatten keinen Anlaß, das Geld ohne Zins herzugeben. Sie warteten
dann lieber die Krise ab, die die Lage klären und den alten Zinssatz wieder herstellen
würde und erfahrungsgemäß auch weder herstellte. Sie zogen es vor, für kurze Zeit
ganz auf den Zins zu verzichten, um dadurch in den Genuß eines höheren Zinsfußes
zu gelangen, anstatt ihr Kapital zu niedrigem Zinsfuß auf lange Jahre festzulegen.
Ein gewisser Mindestzins ließ sich durch einfaches Warten immer erpressen.


Also mit dem Mißverhältnis zwischen Verbrauch und Einkommen der wohlhaben-
den Klassen, zwischen Kaufkraft und Erzeugungskraft der Arbeiter als Ursache der
Krise, ist es nichts.


Der wirklichen Ursache der Krise am nächsten kam die zuletzt erwähnte Theorie,
die die Krise mit der Währung in ursächlichen Zusammenhang brachte.


Daß, solange die Preise abwärts neigten und der Verkauf der Waren nur Verluste
brachte, niemand daran dachte, neue Unternehmungen zu begründen oder bestehende
zu erweitern, daß auch kein Kaufmann Waren kaufte, um sie unter dem Einstandspreis
losschlagen zu müssen, und daß unter solchen Verhältnissen eine Krise unvermeidlich
wurde, ist ja klar und einleuchtend. Aber diese Theorie beantwortet die Frage eigent-
lich nur mit neuen Fragen. Sie erklärt richtig die Krise als gleichbedeutend mit einem
allgemeinen Preisrückgang, aber sie gibt keine befriedigende Auskunft auf die Frage,
woher der Preisrückgang kam. Zwar behauptete sie, das Sinken der Preise käme von
einem Mangel an Geldvorrat, und darum schlug sie auch eine Vermehrung der Geld-
herstellung (Doppelwährung, Papiergeld) vor; aber der Nachweis fehlt, daß mit oder
nach Vermehrung des Geldvorrats auch das Angebot dieses Geldes sich dem Angebot
von Waren anpassen würde, namentlich, ob auch dann Geld angeboten werden würde,
wenn der Zins herunterginge.


Und darauf käme es doch an.
Dies sah man übrigens auch ein, und darum schlug man vor, das Geld völlig von


jedem Metall zu trennen (Aufhebung des Prägerechtes für Silber und Gold), um dann
die Geldherstellung (nicht Geldangebot) so zu regeln, daß, wenn die Preise fielen, die
Geldanfertigung vermehrt und umgekehrt bei steigenden Preisen der Geldvorrat (nicht
Geldangebot) vermindert werden sollte. Man dachte auf so einfache Weise das Geld-
angebot der Nachfrage jederzeit anpassen zu können.


Man hat diesen Vorschlag nie ausgeführt, und es ist gut, daß man es nicht 
tat, denn man wäre damit nur durchgefallen. Denn die diesen Vorschlag 
machten, sahen Geldvorrat und Geldangebot als gleichbedeutend an, sie 
glaubten, daß, weil einem großen Kartoffelvorrat auch ein gleich großes
Kartoffelangebot entspricht, dies auch so mit dem Gelde sein müsse. Dies ist 
aber durchaus nicht der Fall. Das Kartoffelangebot, wie überhaupt das Waren-
angebot entspricht genau dem Vorrat, weil die Aufbewahrung mit schweren 
Unkosten verbunden ist. Wäre das frühere Geld so beschaffen gewesen, wie die 
Waren im allgemeinen, d. h. hätte man das Metallgeld nur mit Verlust aufbewahren
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können, dann wäre ein Rückschluß vom Vorrat auf das Angebot ganz am Platze ge-
wesen. Aber das war bekanntlich nicht der Fall. Über das Angebot ihres Geldes ver-
fügten die Inhaber unumschränkt. Und es wurde kaufmännisch und kapitalistisch kein
Pfennig in Umlauf gesetzt, wenn kein Zins dabei herauskam. Kein Zins – kein Geld,
mag der Geldvorrat noch so groß sein, mag man den Geldvorrat verhundertfachen.


Nehmen wir nun an, daß mit einer solchen Reform der Notenbanken das Ziel 
(die Beseitigung der schleichenden wie auch der schnell verlaufenden Krisen) erreicht
worden wäre, so würde sehr bald der Augenblick gekommen sein, wo das Land mit
Häusern, Maschinenanlagen usw. derart gesättigt gewesen wäre, daß sie den ge-
wohnten Zins nicht mehr hätten einbringen können. Dann würde das alte Spiel 
wieder von vorn begonnen haben: die Sparer und Kapitalisten hätten nicht mit dem
Zins heruntergehen wollen und die Unternehmer würden den alten Zinsfuß nicht
haben zahlen können. Durch die Erfahrung von 2000 Jahren wissen die Geldbesitzer,
daß sie je nach der Anlage 3 – 4 – 5 % für ihr Geld erzielen können und daß sie nur
eine Weile zu warten brauchen, um diesen Zinsfuß zu erzielen. Also warten sie.


Während die Geldbesitzer nun warten, fehlt natürlich die Nachfrage nach Ware,
und die Preise sinken. Dieses Sinken der Preise macht wieder den Handelstand 
stutzig, der nun auch in Erwartung der Dinge, die da kommen könnten, mit den
Bestellungen zurückhält.


So ist also sofort wieder die Absatzstockung, die Arbeitslosigkeit, die Krise 
fertig – trotz dem großen Geldvorrat.


Allerdings wurde vorgeschlagen, daß der Staat in solchen Fällen den Unter-
nehmern das Weiterarbeiten ermöglichen solle, indem er ihnen unmittelbar Geld zu
billigerem Zinsfuß, nötigenfalls zinsfrei liefere. So hätte der Staat immer wieder
durch Neuausgabe das Geld ersetzt, das die Sparer und Kapitalisten dem Verkehr 
entzogen; aber wo hätte ein solches Vorgehen hingeführt? Auf der einen Seite bei
den Kapitalisten Berge von Papiergeld, für das die Verwendung fehlt, auf der ande-
ren Seite in den Staatskassen entsprechende Berge von Pfandbriefen und Wechseln,
und zwar langfristigen Wechseln und unkündbaren Pfandbriefen, wie sie die Unter-
nehmer brauchen!


Die bei den Privaten aufgestapelten Berge von Papiergeld (schließlich hätte das
gesamte Privatvermögen diese Form angenommen) können jeden Tag durch irgend ein
Ereignis in Bewegung geraten, und da dieses Geld nur auf dem Markte im freien
Verkehr mit Waren einlösbar sein sollte, so hätte sich diese Papiergeldmasse in eine
plötzlich ungeheure Nachfrage umgewandelt, gegen die der Staat mit den
Pfandbriefen und langfristigen Wechseln nicht hätte ankämpfen können. So wären
denn die Preise ins Blaue hinein gestiegen.


Es ist nun ein Glück, daß wir mit dem Freigeld dieser Gefahr entronnen sind, denn
das klägliche Scheitern dieser Reform würde natürlich wieder ausgebeutet worden
sein gegen die Theorie des Papiergeldes, und so wären wir wieder auf Jahrhunderte
zurückgeworfen worden in die Barbarei des Metallgeldes.


Das Freigeld macht das Angebot des Geldes von jeder Bedingung unab-
hängig; so viel Geld vom Staate in Umlauf gesetzt wurde, so viel Geld wird
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angeboten. Was man bisher beim Gelde als selbstverständlich voraussetzte, näm-
lich daß, wie bei den Kartoffeln, das Angebot dem Vorrat stets entsprechen müsse,
das wird mit dem Freigeld erst zur Tatsache: Geldangebot = Geldvorrat. Das Geld-
angebot geht nicht mehr neben dem Geldvorrat einher, es bedeutet keine Will-
kürsache mehr; Wille und Wünsche sind einflußlos auf das Geldangebot geworden. 
Die Quantitätstheorie ist jetzt vollkommen richtig, und zwar die einfache, naive, 
auch die "roh" genannte Quantitätstheorie.


Wie könnte es unter solchen Umständen noch zu einer Krise kommen? Geht auch
der Zins herunter, fällt er gar auf und unter Null, das Geld wird dennoch angebo-
ten; und gehen die Preise herunter, so hebt sie der Staat einfach wieder durch Ver-
mehrung des Geldvorrats. Die Nachfrage hält also stets und unter allen Umständen
dem Angebot die Wage.


Wenn somit das Freigeld die Krisen unmöglich macht, so müssen wir notwendi-
gerweise die Ursachen der Krisen in dem Punkte suchen, wo das frühere Geldwesen
sich vom Freigeld unterscheidet. Und dieser Punkt liegt in der Verschiedenheit der
Beweggründe, die das Geldangebot jetzt beherrschen, und derjenigen, die es früher
beherrschten.


Der Zins war früher selbstverständliche Voraussetzung des gesamten Geldum-
laufes; jetzt wird das Geld auch ohne Zins angeboten.


Bei einem eingetretenen allgemeinen Preisrückgang, der schon ein ungenügendes
Geldangebot anzeigte, wurden die Privatgeldvorräte zurückgezogen (weil niemand bei
fallenden Preisen kaufmännisch Waren erwirbt, noch ohne Verlustgefahr erwerben
kann). Die Folge war, daß der allgemeine Preisrückgang oft in ein rasendes, allge-
meines Zugeldemachen mit entsprechendem Preissturz übergehen mußte; jetzt da-
gegen wird das Geld unter allen denkbaren Verhältnissen angeboten.


Bei einer einsetzenden allgemeinen Preissteigerung, die schon ein zu großes
Geldangebot anzeigte, wurden alle Privatgeldvorräte auf den Markt gebracht, weil
jeder an der allgemein erwarteten weiteren Preissteigerung mit möglichst großen
Beständen an Waren und Papieren beteiligt sein wollte, wodurch dann das Erwartete
auch eintreten mußte und die Preise bis zu der von dem Angebot sämtlicher
Privatgeldvorräte gezogenen Höchstgrenze stiegen; jetzt können die Preise überhaupt
nicht mehr steigen, weil es keine Privatgeldvorräte mehr gibt.


Für die Höhe des Geldangebots, für die Beantwortung der Frage, ob der 
Kapitalist kaufen sollte oder nicht, waren Ansichten, Meinungen, Gerüchte, 
falsche und echte Nachrichten, oft nur das Mienenspiel eines Herrschers, maß-
gebend. Trafen gutes Wetter und gute Verdauung "tonangebender" Börsenmänner 
mit irgend einer günstigen Nachricht zusammen, so schlug auch schon die
"Stimmung" um, und die, die noch gestern verkauften, waren heute Käufer ge-
worden. So war das Angebot des Geldvorrats wie ein Rohr, das der Wind hin- 
und herbewegt. Daneben noch das Zufällige der Gelderzeugung selbst. Fand man 
Gold – gut; fand man keins, so mußte man sich eben bescheiden. Während 
der ganzen Dauer des Mittelalters, bis zur Entdeckung Amerikas, war der Handel 
auf die von den Römern ererbten Gold- und Silberbestände angewiesen, weil 
alle damals bekannten "Fundstätten" erschöpft waren. Handel und Verkehr
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gingen auf das kleinste Maß zurück, weil die Arbeitsteilung sich wegen Mangels 
an Tauschmitteln nicht entfalten konnte. Seit der Zeit hat man ja viel Gold und 
Silber "gefunden", aber wie unregelmäßig sind diese "Funde"! Es sind eben Funde.


Zu diesen Schwankungen in den "Goldfunden" traten dann noch die Schwan-
kungen in der Währungspolitik der verschiedenen Länder, die bald die Goldwährung
mittels auswärtiger Goldanleihen (Italien, Rußland, Japan) einführten und so den
auswärtigen Märkten Riesensummen entzogen, bald aber die Papierwährung ein-
führten und dann das Gold wieder auf die fremden Märkte abstießen.


So war das Geldangebot Spielball der verschiedensten, sich kreuzenden Um-
stände.


Und hierin besteht der Unterschied zwischen dem früheren Geldwesen und dem
Freigeld; in diesem Unterschied müssen wir die Ursache der Wirtschaftskrisen er-
kennen.


Der Wert-Theoretiker.


(Diesen Abschnitt, der in früheren Auflagen 8 Seiten umfaßte, habe ich auf dem
Altar der Papiernot geopfert. Das konnte ich um so leichteren Herzens tun, als die
Wertlehre offenbar keine Vertreter mehr hat, daher für tot erklärt und als ausge-
storben behandelt werden kann. – Unsere Arbeit ist aufbauend. Wir beschäftigen uns
mit den wirtschaftlichen Irrlehren nur, solange sie uns im Wege stehen. Die Wert-
lehre steht uns nicht mehr im Wege, sie wanderte in das Massengrab menschlicher
Irrungen; für Geschichtsschreiber der Volkswirtschaft ein hochmerkwürdiger Gegen-
stand, für den Maurergesellen des Zukunftsstaates nur Schutt und Abfall – "Kjökken-
möddinger". – Der Verfasser.)


Der Lohn-Theoretiker.


Seitdem Eisenbahn, Dampfschiffahrt und Freizügigkeit den Arbeitern weite
Strecken des fruchtbarsten Bodens in Amerika, Asien, Afrika, Australien zur freien
Verfügung gestellt haben, seitdem auch unter dem Schutze der Handelsgesetze und
im Verein mit der größeren Gesittung und Bildung der Personalkredit sich entwickel-
te und das Kapital dem Arbeiter zugänglich geworden ist, fehlen die wichtigsten
Voraussetzungen für das Walten des Gesetzes vom ehernen Lohn.


Der Abeiter braucht sich dem Grundbesitzer nicht mehr auf Gnade oder Ungnade
zu ergeben; er kann die Sklavenketten zerreißen, den vaterländischen Staub von sei-
nen Schuhen abschütteln. Das Landmonopol ist gebrochen. Millionen von Arbeitern
haben sich durch die Auswanderung frei gemacht, und mit den Zurückbleibenden muß
der Grundbesitzer verhandeln wie mit freien Männern. Denn die Möglichkeit der Aus-
wanderung macht sie alle tatsächlich frei.


Ich mußte das Gesetz des ehernen Lohnes aufgeben; die Tatsachen sprachen 
zu sehr gegen mich. Moleschott und Liebig hatten berechnet, daß die Stickstoff-
mengen und Kohlehydrate, die zur Aufzucht und Fortpflanzung eines zwölf Stun-
den arbeitenden Menschen nötig sind, in 1/2 Liter Fischtran und 4 kg Sau-
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bohnen enthalten seien. Diese Stoffe kosten aber zusammen nur 17 Pfennig. Dazu
noch 3 Pfennig für Kartoffelschalen, Kleidung, Wohnung und religiöse Bedürfnisse,
das macht im ganzen 20 Pfennig. Über diese eherne Grenze könne also der Lohn
nicht gehen. Trotzdem ist der Lohn darüber hinausgestiegen; folglich ist es nichts
mit dem Gesetze des ehernen Lohnes.


Nun suchte ich mir aus der Verlegenheit zu helfen, indem ich sagte: das nach 
dem Stande der Kultur des Arbeiters zu seinem Leben und zur Fortpflanzung nötige
Mindestmaß (Kultur-Existenzminimum) sei der eherne Lohn. Aber diese Redensart
klang doch allzu hohl, und ich kam damit nicht weit. Denn wie kam denn der mit
Saubohnen gefütterte Arbeiter überhaupt zu einer Kultur? Wie konnte der Schlingel
aus dem Stalle ausbrechen? An Wächtern fehlte es doch nicht. Übrigens, was ist
Kultur, was ist das Mindestmaß für den Lebensunterhalt? Fischtran und Saubohnen
bilden das Festgericht der Weber im Eulengebirge am Weihnachtsabend. Mit solchen
dehnbaren Begriffen kann die Wissenschaft nichts anfangen. Nach den Ansichten 
vieler (Naturmenschen, Cyniker usw.) ist die Bedürfnislosigkeit eine höchste Bildung,
und somit müßte der der jeweiligen Lebensführung entsprechende "eherne Lohn" mit
steigender Kultur, mit steigender Bedürfnislosigkeit herabgehen. Sind denn die 
Weber im Eulengebirge weniger gesittet als die Mastbürger, die den Tag mit "Früh-
schoppen" beginnen und fetten Schweinen mehr ähneln als menschlichen Wesen?
Außerdem stimmt es nicht, daß der Lohn einfach mit der Anzahl der Schoppen, mit
der Güte des Tabaks steigt.


Der Handelsminister Möller gab im preußischen Landtage folgende Durchschnitts-
lohnsätze an, die die Bergarbeiter im Ruhrgebiet bezogen:


1900: M. 4,80 1903: M. 3,88
1901: M. 4,07 1904: M. 3,91
1902: M. 3,82


Die Löhne waren also im Zeitraum von 3 Jahren um 25 % gefallen! Waren nun 
die Bedürfnisse der Arbeiter in so kurzer Zeit auch um 25 % gefallen?* Oder sind 
vielleicht die Arbeiter der Barbarei der "Abstinenz" verfallen? Die Enthaltsamen 
kommen ja mit weniger Geld aus, und das wäre ja ein vortrefflicher Grund, um den
Mindestlohn noch weiter auf den niedrigeren Kulturzustand der Abstinenz herabzu-
setzen. Aber dann fragt es sich, warum die Machthaber sich so wenig für die Be-
strebungen der Abstinenten begeistern. Könnte man mit Hilfe der Enthaltsamkeit 
und zugunsten des arbeitslosen Einkommens den Lohn herabsetze, wie schnell 
würden da Herstellung und Handel mit berauschenden Getränken verboten werden!
Aber die Machthaber wissen es besser. Hütet euch von den Abstinenten! Ohne be-
rauschende Getränke läßt sich kein Volk "regieren".**


Kurz, es ist nichts mit dem "Kultur-Existenzminimum", nichts mit dem


**) Wir nehmen hier an, daß der Sachlohn (Relallohn) die Schwankungen des Geldlohnes mitgemacht
hat. Anderenfalls müßte man ja die sogen. "deutsche Reichswährung" bankrott erklären. 
**) Ein neuer Markstein in der Geschichte der Menschheit: Heute, den 15. Sept. 1918 n. Chr. hat Wil-
son Herstellung, Handel und Einfuhr aller alkoholhaltigen Getränke verboten. Sein Wille geschehe, so 
in den Vereinigten Staaten so auch anderwärts!
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Gesetze des ehernen Lohnes. Die Lohnbewegungen vollziehen sich ohne Rücksichten
auf den Bildungszustand. Dieselbe Lohnerhöhung, die die Arbeiter heute "erkämpft"
zu haben glauben, verlieren sie morgen wieder, wenn die geschäftlichen Aussichten
(Konjunkturen) ungünstig sind. Bessern sich dagegen die Marktverhältnisse, dann
fällt ihnen die Lohnerhöhung ohne Kampf, ja sogar ohne Forderung von selber zu,
wie dem Bauer der erhöhte Weizenpreis ohne Kampf zufällt, sobald aus Amerika
schlechte Ernteaussichten gemeldet werden.


Lohn! Was ist der Lohn? Lohn, das ist der Preis, den der Käufer (Unternehmer,
Kaufmann, Fabrikant) für die ihm vom Erzeuger (Arbeiter) gelieferten Waren zahlt.
Dieser Preis richtet sich, wie der Preis aller Waren nach dem dafür erwarteten Ver-
kaufspreis. Verkaufspreis abzüglich Grundrenten- und Kapitalzins, das ist der soge-
nannte Lohn. Das Lohngesetz ist darum in dem Grundrenten- und Kapitalzinsgesetz
bereits enthalten. Ware abzüglich Rente und Zins = Lohn. Ein besonderes "Lohnge-
setz" gibt es also nicht. Das Wort "Lohn" ist in der Volkswirtschaft überflüssig, denn
Lohn und Preis sind eins. Wenn ich weiß, wie der Preis der Ware zustande kommt, 
so weiß ich auch, was der Arbeiter für seine Erzeugnisse erhält.* 


Und zu dieser Erkenntnis hat mir das Freigeld verholfen. Das Freigeld befreite
mich zunächst von allen Wertflunkereien, indem ja das Dasein dieses Freigeldes eine
lebendige und greifbare Widerlegung sämtlicher Werttheorien und des Wertglaubens
überhaupt darstellt. Nach dem Wertglauben kam die Reihe an den für volkswirt-
schaftlichen Untersuchungen gänzlich unbrauchbaren Begriff "Arbeit". Denn was ist
Arbeit? Die Arbeit kann man nicht an den Armbewegungen, an der Müdigkeit ermes-
sen, sondern nur am Arbeitserzeugnis. James Watt arbeitet jetzt im Grabe noch mehr
als sämtliche Pferde der Welt. Nicht auf Arbeit, sondern auf deren Ergebnis (das Pro-
dukt) kommt es an; dieses wird gekauft und bezahlt. Wie das ja bei der sogenann-
ten Stückarbeit klar zutage tritt. Und im Grunde ist alles Stücklohn-(Akkord)arbeit.


Waren kaufen heißt aber Waren tauschen; die ganze Volkswirtschaft löst sich so
in einzelne Tauschgeschäfte auf, und alle meine Begriffe: "Lohn", "Wert", "Arbeit"
enthüllen sich als vollkommen zwecklose Umschreibungen der beiden Begriffe "Ware"
und "Tausch".


Der Bankmann.


Immer wieder werde ich gefragt, wie es denn nun eigentlich mit dem Außen-
handel wird, wenn wir zur Papierwährung übergehen. Es ist erstaunlich, in welch 
tiefer Unwissenheit das Volk in dieser Beziehung geblieben ist. Dabei handelt es 
sich doch um einfache, übersichtliche Vorgänge.


Sehen Sie dort die Zitronen im Laden der Grünkramhändlerin? Sie kommen aus
Malaga. Und die Kisten, die dort dem Bahnhof zugerollt werden, kommen von der
Finsterburger Sonnenschirm A.-G. und gehen nach Sevilla. Können nun diese beiden
Geschäfte mit Papiergeld, deutschem und spanischem Papiergeld, unter Ausschluß
von Gold abgewickelt werden?


*) Im letzten Teil d. B. "Die Zinstheorie" werde ich zeigen, wie es übrigens auch schon allgemeiner an-
erkannt wird, daß die Besitzer der Produktionsmittel (Fabrikanten) einfach Pfandleiher sind.
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Wäre der Händler, der die Zitronen aus Spanien einführt, zugleich derjenige, der
auch die Sonnenschirme nach Spanien ausführt, so würde jedermann sofort einsehen,
daß die Abwicklung der beiden Geschäfte durch das Papiergeld nicht gestört wird. Der
Mann würde in Sevilla die Sonnenschirme gegen spanisches Papiergeld verkaufen und
mit demselben Papiergeld in Malaga Zitronen kaufen und bezahlen. Dann würde er die
Zitronen nach Hamburg schicken, sie dort gegen deutsches Papiergeld verkaufen und
mit dem Erlös die Sonnenschirme bezahlen. Er würde also die Zitronen mit Sonnen-
schirmen bezahlen. Und dieses Geschäft würde er unendlich oft wiederholen, ohne
daß ihm der Umstand, daß das spanische Papiergeld in Deutschland nicht gilt, bei
seinen Geschäften irgendwelche Verlegenheit bereiten könnte. Das spanische Papier-
geld, das er für die Sonnenschirme bekommt, gibt er in Spanien für Zitronen aus, und
das deutsche Papiergeld, das er für die Zitronen erhält, benutzt er zum Ankauf der
Sonnenschirme. Sein Kapital wechselt ständig; heute besteht es aus Zitronen, morgen
aus Mark d. R.-W., dann wieder aus Sonnenschirmen und aus Pesetas spanischer Währung.
Dem Kaufmann kommt es ganz allein auf den Gewinn an, auf das, was der ständige
Stoffwechsel des Kapitals an Überschuß abwirft. Und dafür, daß ein Gewinn aller Regel
nach übrigbleibt, sorgen nicht die Währung, sondern die Gesetze des Wettbewerbs.


Aber Einfuhr und Ausfuhr sind nur ausnahmsweise in einer Hand vereint. In der
Regel herrscht auch hier die Arbeitsteilung, und diese erfordert für die Abwicklung
der Zahlung eine besondere Handlung. Aber auch dann steht das Papiergeld den Kauf-
leuten nicht im Wege. Die Dinge wickeln sich dann wie folgt ab: die am gleichen Orte
wohnenden Einfuhr- und Ausfuhrhändler treffen sich an der Börse. Dort verkauft der
Sonnenschirmausfuhrhändler dem Zitroneneinfuhrhaus die Forderung, die er in Ge-
stalt eines Wechsels auf Sevilla hat, gegen deutsches Geld. Zu welchem Preise das
geschieht (Wechselkurs, Valutaschwankungen), werden wir gleich sehen. Diesen in
Pesetas spanischer Währung ausgestellten Wechsel schickt das Zitroneneinfuhrhaus
nach Malaga in Zahlung für die erhaltenen Zitronen.


Dieser Wechsel lautet:
30 Tage nach Sicht zahlen Sie an die Order der Hamburger Zitronen-Zentrale 


die Summe von 1000 Pesetas, Wert unserer Sonnenschirmrechnung vom 1. August.
Finsterburger Sonnenschirm A.-G.


An Herrn
Manuel Sanchez in Sevilla.


Der Verkauf des Wechsels durch das Sonnenschirmausfuhrhaus an die Zitro-
nenzentrale ist durch die Ausstellung an Order der Zitronen-Zentrale im Text des 
Wechsels beglaubigt. Der weitere Verkauf des Wechsels an das Zintronenausfuhr-
haus in Malaga wird auf der Rückseite des Wechsels vermerkt. Dort steht: Für uns 
an die Order der Herren Cervantes y Saavedra in Malaga. 


Hamburger Zitronenzentrale.
Von Malaga wird der Wechsel durch ein Bankhaus nach Sevilla geschickt und dort


vom Sonnenschirmhändler Manuel Sanchez eingelöst.
Damit ist das Sonnenschirm- und Zitronengeschäft nach allen vier 


Seiten erledigt. Das Sonnenschirmausfuhrhaus in Hamburg und das Zitronen-
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ausfuhrhaus in Malaga haben ihr Geld erhalten, das Zitroneneinfuhrhaus in Hamburg
und das Sonnenschirmeinfuhrhaus in Sevilla haben ihre Rechnungen bezahlt. Und es
war dabei doch nur deutsches und spanisches Papiergeld beteiligt. Trotzdem an dieser
Ein- und Ausfuhr vier Personen beteiligt werden, wurde Ware mit Ware, deutsche Ware
mit spanischer Ware bezahlt.


Ähnlich verlaufen die Dinge übrigens auch, wenn die Wechsel, statt im unmittel-
baren Verkehr zwischen den Einfuhr- und Ausfuhrhäusern zu bleiben, den Banken
übergeben werden, was in der Regel dann geschieht, wenn die Ein- und Ausfuhr-
händler verschiedene Orte bewohnen. Doch würde es zu weit führen, diese Geschäfts-
abwicklung hier ebenfalls zu erklären. Wesentliche Unterschiede bestehen nicht.


Aber eine wichtige Frage ist hier noch zu beantworten: Wie kommt der Kurs der
Peseta-Wechsel in Hamburg zustande, d. h., welchen Preis zahlte das Zitroneneinfuhr-
haus in Hamburg in deutschem Gelde für den auf eine fremde Währung lautenden
Wechsel?


Auch diese Frage wollen wir beantworten. Der Preis der Wechsel wird, wie der
Preis der Zintronen und Kartoffeln, ausnahmslos durch Nachfrage und Angebot
bestimmt. Viele Kartoffeln, viele Wechsel = billige Preise für Kartoffeln und Wechsel.
Viele spanische Pesetawechsel werden aber in Deutschland angeboten, wenn viele
deutsche Waren nach Spanien ausgeführt werden, während anderseits die Nachfrage
nach Pesetawechseln in Hamburg gering ist, wenn aus Spanien wenig Waren einge-
führt werden. Dann fällt der Preis (Kurs) der Peseta, wie er auch wieder steigt, wenn
das Umgekehrte eintritt.


Solange in der Ein- und Ausfuhr sich nichts ändert, halten sich auch Nachfrage
und Angebot von Wechseln die Waage. Die Änderung tritt aber sofort ein, sobald aus
irgend einem Grunde die Preise in Spanien (um bei dem Beispiel zu bleiben) oder in
Deutschland ihren allgemeinen Stand verlassen. Steigen z. B. in Spanien die Waren-
preise, weil man dort verhältnismäßig mehr Papiergeld ausgegeben hat als in Deutsch-
land, so werden durch dieselben hohen Preise ausländische Waren mehr als gewöhn-
lich angelockt, während zugleich die Ausfuhr spanischer Ware wegen derselben hohen
Preise sich als weniger oder überhaupt nicht lohnend erweist. Dann wächst die Ein-
fuhr in Spanien, und die Ausfuhr geht zurück. Dann wird das Angebot von Peseta-
wechseln in Hamburg groß, und die Nachfage nach Pesetawechseln wird klein. Und
Angebot und Nachfrage bestimmen den Marktpreis der Peseta. Dann bezahlt man für
die Peseta in Hamburg statt 0,80 nur 0,75, 0,70 und weniger. Dann erhält das
Sonnenschirmeinfuhrhaus für den auf Sevilla gezogenen Wechsel in deutschem
Papiergeld nicht mehr dieselbe Summe wie früher, sondern weniger, und was es dann
an den hohen Preisen, die es in Sevilla für die Sonnenschirme erzielte, mehr als
gewöhnlich verdient zu haben glaubte, das setzt es am sinkenden Pesetakurs beim
Verkauf des Wechsels wieder zu. Umgekehrt wird die Zitronenzentrale das, was sie in
Malaga an den hohen Preisen für Zitronen mehr bezahlt hatte, jetzt beim Kauf der
Pesetawechsel in Hamburg wieder zurückgewinnen.


Dieses Spiel währt so lange, bis die durch die spanische Papiergeldpolitik 
hochgetriebenen Warenpreise durch einen entsprechenden Rückgang der Peseta-
kurse ausgeglichen sind und damit ihren Anreiz zu erhöhter Einfuhr und ver-
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minderter Ausfuhr wieder verlieren. Das Gleichgewicht zwischen Ein- und Ausfuhr
stellt sich also durch die Schwankungen des Wechselkurses selbsttätig her, und dies
bedeutet, daß besondere Rücklagen zum Ausgleich einer Unterbilanz bei doppel-
seitiger Papierwährung nicht nötig sind, weil es zu solchen Unterbilanzen nicht 
kommen kann.


Es erübrigt sich, zu sagen, daß, wenn in Deutschland die Preise hochgetrieben
werden, während sie in Spanien auf gleicher Höhe bleiben, die Dinge genau umge-
kehrt verlaufen. Dann lohnt sich die Ausfuhr von Sonnenschirmen nicht, dagegen
aber lohnt sich um so mehr die Einfuhr nach Deutschland aus all den Ländern, mit
denen Deutschland sonst auf dem Weltmarkt in Wettbewerb steht. Dann werden in
Deutschland wenig Auslandswechsel angeboten, aber viele gesucht; dann muß man
für ausländische Wechsel erhöhte Preise (in Mark deutscher Papierwährung) zahlen.
Dann stellt der erhöhte Preis (Kurs) dieser Wechsel das Gleichgewicht in Ein- und
Ausfuhr auch selbsttätig wieder her.


Es ist zweifellos, daß die hier (also unter der doppelseitigen Papierwährung) 
möglichen Schwankungen des Wechselkurses jede beliebige Höhe erreichen können,
daß solche Schwankungen die Kaufleute sehr ungleich begünstigen oder schädigen
und dadurch die Verlustgefahr des Handels erhöhen. Aber liegt nicht in der Mög-
lichkeit, mittels der Geldpolitik willkürlich unbegrenzt große Schwankungen des
Wechselkurses herbeizuführen, auch schon die Anerkennung ausgedrückt, daß man
mit der Papiergeldpolitik auch ebenso willkürlich die Wechselkurse fest auf einem
Punkt erhalten kann? Kann man das Gleichgewicht in Ein- und Ausfuhr durch die Geld-
politik stören, so muß es doch auch möglich sein, durch dieselbe Geldpolitik sogar
die aus natürlichen Gründen (z. B. gute und schlechte Ernten) entstehenden Schwan-
kungen in der Ein- und Ausfuhr auszugleichen. Es ist dazu ja weiter nichts nötig, als
daß die einzelnen Länder eine in allen Dingen übereinstimmende Geldpolitik, Papier-
geldpolitik betreiben. Wenn wir in Deutschland, und ebenso die Spanier in ihrem
Lande, das Gleichgewicht der Warenpreise durch eine entsprechende Geldpolitik auf-
recht erhalten, auch das Verhältnis der Nachfrage zum Angebot von Wechseln unver-
ändert, dann bleibt der Wechselkurs fest. Zur Lösung dieser Aufgabe genügt also eine
Verständigung zwischen den einzelnen Ländern und eine entsprechende Tat.


Das, was wir von der hier erwähnten Verwaltung des Geldes erwarten, stellte sich
früher mit der internationalen Goldwährung bis zu einem gewissen Grade selbsttätig
ein. War in einem Lande der Geldumlauf (Gold und Banknoten) groß, und stiegen als
Folge davon die Warenpreise über ihren natürlichen Weltverkehrsstand, so geschah
genau dasselbe, was jetzt in einem Lande mit Papiergeld geschieht, wenn der Geld-
umlauf erhöht wird (s. oben).


Die Wechsel, die auf das Land, in dem die Preise gestiegen waren, gezogen 
wurden, fielen im Kurs. War es z. B. Spanien, so ging der Pesetakurs in Ham-
burg von 80 auf 79 oder 78 zurück und fiel schließlich so weit, daß der 
Verkäufer solcher Goldpesetawechsel (das wäre, um bei dem Beispiel zu blei-
ben, der Sonnenschirmausfuhrhändler) seinem Geschäftsfreund in Sevilla schrei-
ben mußte: "Ich stoße beim Verkauf des für die gelieferten Sonnenschirme
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Verstärktes Angebot
von


Verminderte Nachfrage
nach


Pesetawechseln


A Kursverlust, B Kursgewinn für den Hamburger Ausfuhr-Handel
A Kursgewinn, B Kursverlust für den spanischen Ausfuhr-Handel


Die aktive Handelsbilanz drückt den Kurs der Auslandswechsel und hemmt die Ausfuhr. 
Die Wechselkursschwankungen wirken also ihren Ursachen entgegen.


Abb. 4


Pesetawechseln


Vermindertes Angebot
von


Verstärkte Nachfrage
nach
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auf Sie gezogenen Wechsels auf Schwierigkeiten. Man bietet mir statt 80 nur 78
Pfennig für die Peseta an. Ich ziehe darum den Wechsel zurück und bitte Sie, mir 
den Betrag meiner Rechung in dortigen Goldmünzen hierher zu schicken." Unser
Sonnenschirmausfuhrhändler hat nun allerdings die Kosten dieser Goldversendung zu
zahlen. Diesen Ausweg wird er deshalb immer nur dann wählen, wenn der Kursverlust
am Wechselverkauf die Kosten der Goldverfrachtung übersteigt. Die spanischen
Goldmünzen bringt das Sonnenschirmausfuhrhaus auf die Reichsbank, die sie ihm
kostenlos in Reichsmünzen umprägen läßt oder gegen Banknoten zum festen Preise
von 2790 Mark das Kilo Feingold umtauscht.


Was geschieht nun hier und in Spanien als Folge dieses Geschäftsbrauches? In
Spanien hatte der Geldumlauf um den Betrag der Sevillaner Goldsendung abge-
nommen. War das Gold dem spanischen Zentralnotenamt entzogen worden, so mußte
dieses nach dem Dritteldeckungsverfahren das Dreifache der Goldsendung an Bank-
noten dem Verkehr entziehen. In Deutschland hatte umgekehrt der Geldumlauf um
das Dreifache der spanischen Goldsendung zugenommen. Die Wirkung war, daß die
Warenpreise in Spanien sanken und in Deutschland stiegen. Das dauerte so lange, bis
das Gleichgewicht wieder hergestellt war.


Wäre die allgemeine Preiserhöhung, die den Anstoß zu diesen Verschiebungen
gegeben hatte, statt von Spanien von Deutschland ausgegangen, so würde der
Zitroneneinfuhrhändler in Hamburg (statt des Sonnenschirmausfuhrhändlers) in ähn-
licher Weise nach Malaga geschrieben haben, daß der hohe Pesetakurs in Hamburg
ihn veranlasse, als Zahlung für die erhaltenen Zitronen diesmal anstelle des üblichen
Wechsels auf Sevilla deutsche Goldmünzen einzusenden, die man sich in spanisches
Geld umprägen lassen möge.


Weil solche Goldsendungen nun tatsächlich oft vorkamen, glaubte man allgemein,
daß gewisse Goldrücklagen für diesen Zweck nötig seien. Das war eine falsche An-
sicht. Das Gleichgewicht hätte sich auch ohne diese Goldsendungen selbsttätig 
wieder hergestellt, und zwar als Folge der Hemmung (bzw. Förderung), die die Einfuhr
(bzw. Ausfuhr) von Waren durch die Wechselkursschwankungen erfuhr. Die Bedeutung
der Goldsendungen und der diese speisenden Goldrücklagen lag auch gar nicht in 
der Goldsendung an sich, sondern in dem Einfluß, den diese Goldsendungen auf die
Warenpreise ausübten. Diese, nicht die Goldsendungen, stellten das Gleichgewicht
her. Hätte man überall dort, wo der Wechselkurs aufs Ausland stieg (wenn man also
für Pesetawechsel erhöhte Markpreise zahlen mußte), den Preisstand durch Einziehen
von Banknoten gedrückt, so wäre auch sofort das Gleichgewicht in der Ausfuhr und
Einfuhr wiederhergestellt worden, der Wechselkurs wäre auf den Gleichstand (pari)
zurückgegangen. Eine ganz einfache Handlung, bestehend in der Wechseldiskontver-
weigerung von seiten des Zentralnotenamts, hätte Goldsendungen und die dafür
bestimmten Goldrücklagen vollkommen überflüssig gemacht.


Eine Tat an Stelle eines toten Goldklumpens, wie denn überhaupt die
Währung nicht als Eigenschaft eines Stoffes, sondern nur als Tat, als Wir-
kung von Verwaltungsmaßregeln begriffen werden kann.
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Aber das hatte man nie begriffen*, und wahrscheinlich begreift man es sogar
heute noch nicht ganz.


Unter der Goldwährung konnten die Wechselkursschwankungen nie größer wer-
den, als die Kosten der Goldverfrachtung betrugen. Für einen Kulturzustand, unter
dem man vom Staate überhaupt nichts Gutes, keine verständige Arbeit erwarten
kann, hat ein solcher selbsttätiger Währungsausgleich Vorteile. Für unsere heutigen
Staaten wäre aber das Beibehalten der Goldwährung aus solchem Grunde geradezu 
als Beleidigung der Staatsbeamten zu betrachten.


Bei Maschinen zieht man wohl der Menschenhand einen selbsttätigen Regulator
vor. Aber in Währungsangelegenheiten wäre der Vergleich mit einem Maschinenbe-
trieb nicht angebracht. Außerdem geschieht die Währungsregulierung unter der 
Goldwährung nur in sehr beschränktem Sinne selbsttätig. Die Goldversendungen voll-
ziehen sich nicht von selbst. Das Gold muß gezählt, verpackt, verschickt, versichert,
umgeprägt werden. Das Einziehen einer entsprechenden Summe Geldes als Verwal-
tungsmaßregel der Notenbank würde ebenso wirken, dabei weniger Arbeit und gar
keine Kosten verursachen.


Auch ist zu beachten, daß die Wechselkursschwankungen zwischen weit entfern-
ten Ländern bei durchschnittlichem Zinsfuß bis zu 4 % und darüber betragen können.


Die Kosten einer Goldsendung von Europa nach Australien betragen z. B. reichlich
2 %. Sie setzen sich zusammen aus Zinsverlust während der Reise, Fracht, Versiche-
rung gegen Seegefahr und Diebstahl, Verpackung und Vermittlungsgebühren. Um 
diese 2 % kann also der Wechselkurs zwischen Europa und Australien über den Gleich-
stand (pari) steigen und darunter fallen, so daß hier die Spannung 4 % übersteigen
kann! Das alles nennt sich aber Währung, Goldwährung!


Der Goldwährungsautomat beugt nicht vor, er tritt immer nur dann in Tätigkeit,
wenn die Schwankungen das Höchstmaß, den sogenannten Goldpunkt (das sind obige
Kosten) erreicht haben, d. h. mit dem Beginn der Goldausfuhr und -einfuhr. Wenn der
ganze Schaden, den die Wechselkursschwankungen überhaupt anrichten können, be-
reits vorliegt, dann erst setzt das Heilverfahren ein. Mit der Papierwährung dagegen,
wenn alle Wachen und Horchposten der Goldverwaltung ihren Dienst gewissenhaft
versehen, beginnen die vorbeugenden Maßregeln, sobald die ersten Zeichen einer
Gleichgewichtsstörung beobachtet werden, so daß die Kursschwankungen auf diese
Zeichen beschränkt bleiben. Freilich könnte man bei der Goldwährung auch vorbeu-
gen, und die Reichsbank behauptet sogar von sich, daß sie kein bloßer Automat 
sei; aber wo bleibt dann das selbsttätig Wirksame der Goldwährung, wenn man ihr
durch Taten nachhelfen muß?


Das, was ich hier sagte, bezog sich auf das gemeine, herkömmliche Papiergeld.
Für das Freigeld, bei dem alle Maßnahmen der Geldverwaltung, entsprechend ihrer
Zwangsläufigkeit, unmittelbar wirksam sind, hat meine Behauptung, daß zur Erhal-
tung fester Wechsel- oder Valutakurse Rücklagen irgendwelcher Art überflüssig sind,
unbeschränkte Geltung.


*) Näheres in "Aktive Währungspolitik" (s. das Schriftenverzeichnis am Schluß).
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Der Wechselagent.
a) Tatsachen.


1. Die silbernen Fünffrankenstücke liefen vor dem Kriege in den Ländern der la-
teinischen Münzunion* hemmungslos um. Sie konnten frei von einem dieser Länder
ins andere ausgeführt werden, hatten überall gesetzliche Zahlkraft gleichgeltend
(pari) mit den anderen Geldsorten dieser Länder und liefen auch meistens pari mit
diesen um.


2. Das Fünffrankenstück war dabei Kreditgeld. Es war eine Zeitlang nur zu 50 %
durch seinen Silbergehalt "gedeckt". Man konnte mit ihm das Doppelte des eigenen
Silbergehalt kaufen, so daß von je zwei solchen Münzen immer eine als reines Kredit-
geld betrachtet werden konnte. Wer die Münze einschmolz, verlor die Hälfte.


3. Infolge seiner Freizügigkeit (s. 1.) spielte es die Rolle eines allgemeinen 
Arbitrage-Automaten, eines internationalen Valutareglers, eines internationalen
Nivellierers des allgemeinen Preisstandes der Waren.


4. Waren- und Zahlungsbilanz waren durchaus durch diesen Arbitrageautomaten
beherrscht.


5. Mehrte man z. B. im Lande A der Münzunion den Geldumlauf (Menge oder Um-
laufgeschwindigkeit) im Mißverhältnis zum Geldumlauf der anderen Vertragsländer B
oder C, so stiegen die Warenpreise in A über den Stand der Preise in B und C. Dies
bewirkte, daß die Wareneinfuhr in A aus den Ländern B und C gefördert, die Ausfuhr
dagegen gehemmt, daß die Waren- und Zahlungsbilanz mit einem Schuldbetrag ab-
schloß und dieser Saldo durch Ausfuhr von Fünffrankenstücken ausgeglichen wurde.


6. Diese Ausfuhr von Fünffrankenstücken aus A nach B und C drückte die
Warenpreise in A und hob sie zugleich in B und C, wobei zu beachten ist, daß die
Fünffrankenstücke als Notendeckung galten, und die Ausfuhr von Fünffrankenstücken,
die man sich von der Notenbank holte, zumeist ein doppelt so hohes Noteneinziehen
zur Folge hatte, also doppelt wirksam war. Diese Ausfuhr von Fünffrankenmünzen
dauerte an, bis das Gleichgewicht der Warenpreise, das Gleichgewicht der Ein- und
Ausfuhr, das Gleichgewicht der Waren- und Zahlungsbilanz wieder hergestellt war.


7. Hielt im Lande A die Notenvermehrung bis zur gänzlichen Verdrängung der
Fünffrankenmünzen an, so konnte der Saldo der Zahlungsbilanz nicht mehr durch
Ausfuhr von Fünffrankenmünzen ausgeglichen werden. Dann setze der Arbitrageauto-
mat aus; an seine Stelle trat das Agio (Aufgeld).


8. Wünschte man in A das Agio zu beseitigen, so zog man Papiergeld ein. 
Dann gingen die Warenpreise zurück, die Wareneinfuhr ließ nach, die Ausfuhr 
stieg, bis die passive Handels- und Zahlungsbilanz aktiv wurde, d. h. mit 
Überschuß abschloß. Dann strömten die durch die vorhergehende Notenaus-
gabe vertriebenen Fünffrankenmünzen wieder zurück, und das umgekehrte


*) Der lateinische Münzvertrag besteht zwischen Frankreich, Italien, Belgien, der Schweiz und
Griechenland
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Spiel setzte ein, bis zum allseitigen Ausgleich. Die Warenpreise waren durch das
Fünffrankenstück wie durch ein System kommunizierender Röhren verbunden, in dem
der Wasserstand immer nach jeder Störung selbsttätig das Gleichgewicht sucht.


9. Hielt man sich in allen Ländern der Münzunion bei der Notenausgabe an das
unter 7./8. beschriebene Warnungszeichen, so mußten sich die Valutaschwankungen
durchaus innerhalb der Kosten des Hin- und Herschickens der Silbermünzen halten.


10. Die Festigkeit der Valutakurse war also innerhalb der Münzunion nicht durch
Internationalisierung des gesamten Geldumlaufes herbeigeführt worden, sondern da-
durch, daß man einer beschränkten Anzahl Münzen internationale Gültigkeit verlieh.


(Sinn und Zweck der Münzunion war zwar ein anderer gewesen. Die Gründer der
Union wußten nicht, daß das Silbergeld zum Kreditgeld aufsteigen würde. Nur von der
Theorie des Papiergeldes aus kann man den Mechanismus des beschriebenen Arbi-
trageautomaten begreifen.)


b) Folgerungen.


1. Das oben beschriebene Spiel der Kräfte stimmt voll überein mit der Quantitäts-
theorie und liefert für diese zugleich den Beweis ihrer Richtigkeit.


2. Es leuchtet ein, daß sich am genannten Spiel der Kräfte nichts ändern kann,
wenn wir anstelle des silbernen Fünffrankenstückes ein solches aus Papier setzen, 
da das Fünffrankenstück sich ja nicht Kraft seines Silbergehaltes als Geld betätigte.
Das ihm durch internationale Verträge verbriefte Vorrecht machte es zu internatio-
nalem Geld.


3. Gibt man ein solches unter Aufsicht der beteiligten Staaten verfertigtes Geld 
in einer nur für den Zweck bestimmten Menge aus, und nur in einer einzigen Stücke-
lung – etwa 5 Franken –, so würde dieses internationale Geld, wie jetzt die Fünf-
frankenmünze, überall frei ein- und ausgehen, überall selbsttätig auf Waren-Ein- und
Ausfuhr regelnd wirken und überall die Valutakurse auf dem Gleichstand (pari) er-
halten.


4. Ungewöhnliches Einströmen von solchen Fünffrankennoten wäre der Beweis,
daß zu wenig eigenes, nationales Papiergeld im Umlauf ist. Am Ausströmen würde 
man merken, daß zuviel nationales Geld umläuft.


5. Der vollkommene Abfluß der internationalen Noten und das folgende Auftreten
eines Agios wäre der Warnungsschuß für die Notwendigkeit einer kräftigen Drainage
des Geldmarktes, die so lange anzudauern hat, bis das Agio (Aufgeld) verschwindet
und die internationalen Noten wieder einströmen.


6. Umgekehrt würde ein starkes Zuströmen der internationalen Noten beweisen,
daß zu wenig nationales Geld im Umlauf ist – vorausgesetzt, daß man nicht anneh-
men will, daß aus allen anderen Ländern die internationalen Noten durch zu viel
nationales Geld vertrieben wurden. Letztere Annahme führt auf die eigentliche
Währungsfrage, die nicht mit der Valutafrage zu verwechseln ist.


In nachstehendem Abschnitt geben wir nunmehr eine Übersicht der Grundsätze
für den nach unseren Vorschlägen zu begründenden Weltwährungsverein (Internatio-
naler Valutabund).
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7. Der Weltwährungsverein.
International valuta association (Iva). – Union universal de cambio.


1. In den Staaten, die sich dem Weltwährungsverein (der Internationalen Valuta-
Association "Iva") anschließen wollen, wird als Währungseinheit die "Iva" eingeführt.


2. Diese neue Währungseinheit (Iva) ist nicht statisch als Erzeugnis einer Eigen-
schaft irgend eines Stoffes (Gold) zu verstehen, sondern vielmehr dynamisch (als Tat),
als Erzeugnis einer fortlaufenden Handlung, der Währungspolitik, und sie kann 
demnach nur so lange eine genau bestimmte Größe bleiben, wie sie durch die Wäh-
rungspolitik in dieser erhalten wird.


3. Die Währungspolitik in den Iva-Staaten ist auf die absolute Währung der Iva
eingestellt. 


4. Die zur absoluten Währung gehörigen statistischen Arbeiten werden nach ein-
heitlichen Richtlinien geführt.


5. Die auf die absolute Währung gerichtete aktive Währungspoltitik beruht auf 
der Quantitätstheorie, d. h. auf der Erkenntnis, daß durch Mehrung oder Minderung
des Geldangebots der allgemeine Preisstand immer wieder auf den Ausgangspunkt
zurückgeführt werden kann, so oft er sich auch davon zu entfernen strebt, und zwar
unter allen Umständen, auch im Krieg.


6. In den Iva-Staaten wird somit das Geldwesen national bleiben, jedoch nach
einheitlichen, an sich gesunden, für alle Verhältnisse, alle Entwicklungsstufen gülti-
gen Grundsätzen verwaltet.


7. Mit der oben gekennzeichneten einheitlichen nationalen Währungspoltitik 
wird schon die Hauptursache der Handelsbilanzstörungen und der aus ihnen hervor-
gehenden Valutaschwankungen beseitigt.


8. Doch sind Störungen des Gleichgewichts in der Handelsbilanz in kleinerem
Umfange aus mancherlei Ursachen (z. B. schwankende Ernteausfälle) nicht ausge-
schlossen.


9. Um auch die Wirkung dieser Einflüsse auf die Valuta gänzlich aufzuheben, wird
eine besondere internationale Valutanote geschaffen, für die alle Iva-Staaten soli-
darisch haften, die unbehindert ein- und ausgeführt werden kann und gesetzliche
Zahlkraft pari mit dem nationalen Geld haben soll.


10. Diese Iva-Valuta-Note wird mit einer Zentralstelle – der Iva-Verwaltung Bern –
unter Aufsicht aller beteiligten Staaten hergestellt und diesen gegen Erstattung der
Herstellungs- und Verwaltungskosten, sonst aber kostenlos ausgeliefert.


11. Die Menge dieser Valutanote wird ausschließlich durch ihren regulatorischen
Zweck bemessen werden; etwa 20 % des nationalen Notenumlaufes dürfte das
Richtige sein.


*) Als "Absolute Währung" bezeichnet Dr. Th. Christen in seinen Schriften den Zustand des Gleich-
gewichts zwischen Angebot von Geld und Angebot von Waren, der sich als Folge einer dahin zielenden
aktiven Währungspolitik einstellt (s. Schriftenverzeichnis am Schluß).
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12. Die Iva-Verwaltung Bern erhält für die gelieferten Valutanoten Wechsel aus-
gestellt, die an dem Tage fällig werden, wo durch fehlerhafte nationale Währungs-
politik die Handelsbilanz andauernd passiv geworden ist, wodurch die Valutanoten
gänzlich über die Grenze getrieben und nur noch gegen Agio gehandelt werden. Von
diesem Tage an wird auch für die fälligen Wechsel ein Zins berechnet.


13. Die Valutanote wird zweckmäßig in der Stückelung hergestellt, die besonders
für den Kleinverkauf in Frage kommt, so daß jeder Mangel oder Überfluß sich so-
fort fühlbar macht. Hierdurch wird die nationale Währungspolitik der öffentlichen
Kontrolle unterstellt.


14. Die Iva-Staaten betrachten es als in ihrem Interesse liegend, alles Nötige zu
tun, damit die Valutanote stets pari mit dem nationalen Geld umläuft.


15. Das erreichen sie dadurch, daß sie bei andauerndem Einströmen von Valuta-
noten den Umlauf des eigenen nationalen Geldes vermehren – und umgekehrt bei
Abstömen der Valutanoten nationales Geld einziehen.


16. Sollte diese im Interesse der Valutanote betriebene internationale Währungs-
poltitik in erheblichem Umfang und anhaltend zu einer Diskrepanz, einem Zwiespalt
mit den Forderungen der absoluten Währung führen (s. § 3), so wird in einer inter-
nationalen, von der Zentralstelle Bern geleiteten Untersuchung die Ursache der
Erscheinung erforscht und die nötigen Anweisung an alle Iva-Staaten zur Beseiti-
gung des Übelstandes gegeben werden.


17. Damit die Kosten der Ein- und Ausfuhr von Valutanoten deren Parikurs nicht
beeinflussen, werden diese Kosten von der Zentralstelle getragen werden.


18. Die Verwaltungskosten werden auf die Iva-Staaten im Verhältnis der emp-
fangenen Valutanoten verteilt.


19. Der Iva können sich alle Staaten, auch außereuropäische, ohne weiteres 
anschließen. Es genügt dazu die Erfüllung der Bedingungen 1 und 9 und die Füh-
rung der nationalen Währungspolitik nach den Grundsätzen der absoluten Währung
(s. § 3). Dann wird dem beitretenden Staate die Summe von Valutanoten (die 20 %
seines eigenen nationalen Geldumlaufs ausmacht) von der Zentralstelle Bern kosten-
los ausgeliefert.


20. Der Austritt aus der Iva kann ebenfalls jeder Zeit durch Einlösung der unter 
§ 12 erwähnten Wechsel erfolgen.


21. Die Auflösung der Iva erfolgt durch Inkasso der der Iva-Verwaltung gezeich-
neten Wechsel und Vernichtung der auf diese Weise eingegangenen Noten.
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Abb. 5 – Erklärung zu unserem Bilde:
Ähnlich wie in einem System kommunizierender Röhren der Stand des Wassers nach


jeder Störung von selbst auf die gleich Höhe zurückfällt, so wird in den Staaten, die ihr
nationales Geldwesen der Iva-Valutanote angeschlossen haben, der allgemeine Preisstand
der Waren überall auf gleicher Höhe bleiben bzw. selbsttätig nach jeder Störung dahin
zurückstreben, sofern nur in jedem dieser Staaten die nationale Währungspolitik auf die
absolute Währung eingestellt wird.


Verstößt ein Land gegen die Grundsätze der absoluten Währung und achtet nicht
genügend auf die Warnungszeichen – Aus- und Einfuhr von Valutanoten –, so kann es vor-
kommen, daß das Land mit Valutanoten überschwemmt wird (Vereinigte Staaten) oder,
daß die Valutanoten völlig aus dem Lande verdrängt werden (England). An der Über-
schwemmung durch Valutanoten hat aber kein Land Interesse, des Zinses wegen, den das
Land an den Valutanoten verliert; die völlige Verdrängung der Valutanoten kann einem
Land aber noch weniger gleichgültig sein, des Agios wegen, das dann auftritt und sich
sehr unliebsam im Handel bemerkbar macht. Das mit "Deutschland" bezeichnete Gefäß
zeigt den normalen Zustand. Die untere Ausbuchtung, die die einströmenden Valutanoten
aufnimmt – der Kleinverkehr – ist zur Hälfte gefüllt. Sie kann noch mehr Noten aufneh-
men, aber auch welche abgeben. In dem mit "Rußland" bezeichneten Gefäß dagegen ist
der Behälter für die Valutanoten überfüllt. Durch eine kräftige Dosis nationalen Geldes
wird dieser Überschuß bald abgestoßen sein, wie auch umgekehrt – Fig. "England" – das
Agio durch Rückfluß von Valutanoten schnell beseitigt sein wird, wenn – wie es geschieht
– der Überschuß an nationalem Geld – s. den Ablaßhahn – zurückgezogen wird.


Zum besseren Verständnis dieser Vorgänge verweise ich auf den vorangehenden Ab-
schnitt – Der Bankmann – und auf die figürliche Darstellung der Handelsbilanz daselbst.







317[345]


V. Teil.


Die Freigeld-Zins- oder Kapitaltheorie.
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Die Freigeld-Zins- oder Kapitaltheorie.
1. Robinsonade, als Prüfstein für diese Theorie.


Als Prüfstein für die Richtigkeit der hier entwickelten Zinstheorie, wie auch, um
dem gerade in dieser Frage so sehr in uralten Vorurteilen befangenen Leser das
Verständnis zu erleichtern, schicke ich folgende Robinsonade voran.


Vorbemerkung: Der Kürze halber lasse ich den hier beschriebenen Darlehnsvertrag 
ohne den regelnden Einfluß des Wettbewerbs sich vollziehen. Ließe ich den Wettbe-
werb in die Darlehnsverhandlungen eingreifen, etwa so, daß auf einen Darlehnsnehmer 
(Fremdling) mehrere Darlehnsgeber (mehrere Robinsons) kämen, so würde der Vertrag 
noch viel günstiger für den Darlehnsnehmer ausfallen können, als es hier geschieht. – 
Eine zweite Voraussetzung ist, daß die beiden Vertragsschließenden die Freiland-
Grundsätze anerkennen, weil deren Nichtanerkennung unter den obwaltenden Ver-
hältnissen zu Kampf und Raub, nicht zum Vertrag führen würde.


Robinson baute einen Kanal und mußte sich also auf drei Jahre, die Dauer der
ganzen Arbeit mit Vorräten versehen. Er schlachtete Schweine, bedeckte das Fleisch
mit Salz, füllte ein Loch in der Erde mit Getreide und deckte es sorgfältig zu. Er gerb-
te Hirschfelle und verarbeitete sie zu Kleidern, die er in einer Kiste verschloß, nach-
dem er als Mottenscheuche noch eine Stinktierdrüse hineingelegt hatte.


Kurz, er sorgte nach seiner Ansicht gut für die nächsten drei Jahre.
Wie er nun eine letzte Berechnung darüber anstellte, ob sein "Kapital" für das


geplante Unternehmen auch ausreichen würde, sah er einen Menschen auf sich
zuschreiten.


Hallo, rief der Fremdling, mein Kahn ist hier zerschellt, und so landete ich auf
dieser Insel. Kannst du mir mit Vorräten aushelfen, bis ich einen Acker urbar ge-
macht und die erste Ernte eingeheimst habe?


Wie schnell flogen bei diesen Worten die Gedanken Robinsons von seinen Vor-
räten zum Zins und zur Herrlichkeit des Rentnerlebens! Er beeilte sich, die Frage zu
bejahen.


Vortrefflich! antwortete der Fremdling, aber ich will dir sagen, Zins zahle ich
nicht; sonst ernähre ich mich lieber von Jagd und Fischfang. Mein Glaube verbietet
mir sowohl Zins zu nehmen, wie auch Zins zu geben.
R.: Da hast du eine prächtige Religion. Aus welchem Grunde aber glaubst du denn,


daß ich dir Vorräte aus meinen Beständen herleihen werde, wenn du mir kei-
nen Zins gibst?


Fr.: Aus Eigennutz, Robinson; auf Grund deines wohlverstandenen Vorteils, weil du 
dabei gewinnst, und sogar ziemlich viel.
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R.: Das, Fremdling, mußt du mir erst vorrechnen. Ich gestehe, daß ich nicht einsehe,
welchen Vorteil ich davon haben kann, dir meine Vorräte zinsfrei zu leihen.


Fr.: Nun, ich will dir alles vorrechnen, und wenn du es mir nachrechnen kannst, so 
wirst du mir das Darlehn zinsfrei geben und dich noch bei mir bedanken. Ich 
brauche zunächst Kleider, denn du siehst, ich bin nackt. Hast du einen Vorrat 
an Kleidern?


R.: Die Kiste da ist bis oben voll.
Fr.: Aber Robinson, wirklich, ich hätte dich für gescheiter gehalten! Wer wird denn 


Kleider für drei Jahre in Kisten vernageln, Hirschleder, den Lieblingsfraß der 
Motten! Außerdem müssen diese Kleider immer gelüftet und mit Fett einge-
rieben werden, sonst werden sie hart und brüchig.


R.: Du hast recht, aber wie sollte ich es anders machen? Im Kleiderschrank sind sie 
nicht besser geborgen; im Gegenteil, hier kommen Ratten und Mäuse noch zu 
den Motten hinzu.


Fr.: Oh! Auch in die Kiste würden die Ratten gedrungen sein – sieh, da haben sie 
schon genagt!


R.: Wahrhaftig! Man weiß sich auch wirklich nicht davor zu retten!
Fr.: Du weißt dich nicht vor Mäusen zu schützen, und du sagst, du hättest rechnen 


gelernt? Ich will dir sagen, wie Leute in deiner Lage sich bei uns gegen Mäuse, 
Ratten, Motten, Diebe, gegen Brüchigwerden, Staub und Schimmel schützen. 
Leihe mir diese Kleider, und ich verpflichte mich, dir neue Kleider zu machen, 
sobald du welche brauchst. So bekommst du ebensoviele Kleider zurück, wie du 
mir geliefert hast, und zwar werden diese Kleider, weil neu, bedeutend besser 
sein als diejenigen, die du später aus dieser Kiste ziehen würdest. Obendrein 
werden sie nicht mit Stinktieröl verpestet sein. Willst du das tun?


R.: Ja, Fremdling, ich will dir diese Kiste mit Kleidern abtreten, denn ich sehe ein, 
daß es für mich vorteilhaft ist, dir auch ohne Zins die Kleider zu überlassen.* 


Fr.: Nun zeige mir mal deinen Weizen. Ich brauche solchen sowohl zur Saat wie für 
Brot.


R.: Dort am Hügel habe ich ihn vergraben.
Fr.: Du hast den Weizen für drei Jahre in einem Erdloch vergraben? Und der Schim-


mel, die Käfer?
R.: Das weiß ich, aber was sollte ich machen? Ich habe die Sache nach allen Seiten 


überlegt und nichts besseres für die Aufbewahrung gefunden.
Fr.: Nun bück’ dich mal! Siehst du die Käferchen an der Oberfläche herumspringen? 


Siehst du das Gemüll? Und hier diese Schimmelbildung? Es ist die höchste Zeit, 
daß der Weizen herausgehoben und gelüftet werde.


R.: Es ist zum Verzweifeln mit diesem Kapital! Wenn ich doch nur wüßte, wie ich 
mich verteidigen soll gegen diese tausendfältigen Zerstörungskräfte der Natur!


*) So selbstverständlich diese Sache ist, so ist es doch Tatsache, daß bis heute noch keiner von allen
Zinstheoretikern diesen Vorteil erkannt hat. Sogar Proudhon sah ihn nicht.
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Fr.: Ich will dir sagen, Robinson, wie wir das bei uns zu Hause machen. Wir bauen 
einen luftigen, trockenen Schuppen und schütten auf den gut gedielten Boden 
den Weizen aus. Und regelmäßig alle drei Wochen wird der Weizen sorgfältig 
gelüftet, indem wir mit Schaufeln das Ganze umwerfen. Dann halten wir eine 
Anzahl Katzen, stellen Fallen auf, um die Mäuse zu fangen, versichern das Ganze 
gegen Feuer und erreichen so, daß der jährliche Verlust an Güte und Gewicht 
nicht mehr als 10 % beträgt.


R.: Aber bedenke doch, diese Arbeit, diese Kosten!
Fr.: Du scheust die Arbeit und willst keine Kosten? Ich will dir sagen, wie du es 


dann anfangen mußt. Leihe mir deinen Vorrat, und ich werde dir das Gelieferte 
aus meinen Ernten in frischem Getreide zurückzahlen, und zwar Pfund für Pfund, 
Sack für Sack. So sparst du die Arbeit, einen Schuppen zu bauen, brauchst das 
Getreide nicht umzuschaufeln und keine Katzen zu füttern, verlierst nichts am 
Gewicht und hast statt alten Korns immer saftiges, frisches Brot. Willst du?


R.: Mit tausend Freuden nehme ich den Vorschlag an.
Fr.: Also du lieferst mir das Korn zinsfrei?
R.: Versteht sich, zinsfrei und mit Dank meinerseits.
Fr.: Ich kann aber nur einen Teil gebrauchen, ich will nicht alles haben.
R.: Wenn ich dir nun den ganzen Vorrat anbiete, mit der Maßgabe, daß du mir für 


je 10 Sack nur 9 zurückzugeben brauchst?
Fr.: Ich danke, denn das hieße ja mit Zins arbeiten – zwar nicht mit aufschlagendem 


(positivem), sondern mit kürzendem (negativem) Zins – und statt des Gebers 
wäre der Nehmer Kapitalist. Aber mein Glaube verbietet den Wucher, er verbie-
tet auch den umgekehrten Zins. Ich mache dir aber den Vorschlag, deinen 
Weizenvorrat unter meine Aufsicht zu nehmen, den Schuppen zu bauen und alles 
Nötige zu besorgen. Dafür wirst du mir für je 10 Sack jährlich zwei Sack als 
Lohn bezahlen. Bist du damit einverstanden?


R.: Mir ist es gleich, ob deine Leistung unter dem Titel Wucher oder aber als Arbeit 
gebucht wird. Ich gebe dir also 10 Sack, und du lieferst mir 8 Sack zurück. 
Einverstanden!


Fr.: Ich brauche aber noch andere Sachen: einen Pflug, einen Wagen und Hand-
werkszeug. Willst du mir das alles auch zinsfrei überlassen? Ich verspreche, dir 
alles in gleicher Güte zurückzuerstatten: für einen neuen Spaten einen neuen 
Spaten, für eine neue Kette eine neue, rostfreie Kette!


R.: Gewiß bin ich dazu bereit. Denn jetzt habe ich von all diesen Vorräten nur 
Arbeit. Neulich war der Bach übergetreten und hatte den Schuppen über-
schwemmt, alles mit Schlamm bedeckend. Dann riß der Sturm das Dach fort, so 
daß alles verregnete. Nun haben wir trockenes Wetter, und der Wind treibt 
Sand und Staub in den Schuppen. Rost, Fäulnis, Bruch, Trockenheit, Licht und 
Dunkelheit, Holzwürmer, Termiten, alles ist unausgesetzt an der Arbeit. Noch 
ein Glück, daß wir keine Diebe und Brandstifter haben. Wie freue ich mich, 
jetzt durch Verleihen die Sachen so schön und ohne Arbeit, Kosten und Verlust 
für später verfügbar zu behalten.
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Fr.: Also du erkennst es jetzt als einen Vorteil, mir die Vorräte zinsfrei zu über-
lassen*? 


R.: Unumwunden erkenne ich es an. Aber warum, so frag ich mich jetzt, bringen 
drüben in der Heimat solche Vorräte dem Besitzer Zins ein?


Fr.: Die Erklärung mußt du im Gelde suchen, das drüben solche Geschäfte vermittelt.
R.: Was? Im Gelde soll die Ursache des Zinses liegen? Das kann doch nicht sein; 


denn höre, was Marx vom Geld und Zins sagt: "Die Arbeitskraft ist die Quelle 
des Zinses (Mehrwert). Der Zins, der das Geld in Kapital verwandelt, kann nicht 
vom Geld herrühren. Wenn es wahr ist, daß das Geld Tauschmittel ist, so tut es 
nichts anderes, als die Preise der Waren bezahlen, die es kauft. Wenn es solcher-
maßen unveränderlich bleibt, so nimmt es nicht an Wert zu. Daher muß der 
Mehrwert (Zins) von den gekauften Waren herrühren, die teurer verkauft werden. 
Diese Veränderung kann weder beim Kauf noch beim Verkauf stattfinden; in 
diesen beiden Handlungen werden Äquivalente ausgetauscht. Es bleibt darum nur 
eine Annahme frei, daß die Änderung durch den Gebrauch der Ware nach dem 
Kauf und vor dem Wiederverkauf vor sich gehe." (Marx: Das Kapital, Kap. VI.)


Fr.: Wie lange bist du schon auf dieser Insel?
R.: Seit dreißig Jahren.
Fr.: Das merkt man. Du berufst dich noch auf die Wertlehre. Ach, lieber Robinson, 


diese Sache ist erledigt. Die Wertlehre ist ausgestorben. Es ist überhaupt nie-
mand mehr da, der sie vertritt.


R.: Was, du sagst, die Marxsche Lehre vom Zins wäre ausgestorben? Das ist nicht 
wahr! Wenn auch sonst niemand mehr da wäre – ich vertrete sie!


Fr.: Gut, so vertritt sie, doch nicht nur mit Worten, sondern auch mit der Tat. 
Vertritt sie, wenn du willst, mir gegenüber. Ich trete von dem soeben ge-
schlossenen Handel zurück. Du hast hier in deinen Vorräten das, was nach 
Wesen und Bestimmung als die reinste Form dessen zu betrachten ist, was 
man gemeinhin "Kapital" nennt. Ich fordere dich auf, als Kapitalist 
mir  gegenüber aufzutreten. Ich brauche deine Sachen. Kein Arbeiter ist 
jemals einem Unternehmer so nackt gegenübergetreten, wie ich jetzt 
vor dir stehe. Niemals ist das wahre Verhältnis vom Kapitalbesitzer zum


*) Knut Wicksell. Wert, Kapital und Rente, S. 83: "Indessen behauptet Boehm-Bawerk, daß die gegen-
wärtigen Güter den künftigen mindestens gleichstehen, da sie ja nötigenfalls für die Verwendung in 
der Zukunft einfach "aufbewahrt werden können." Das ist gewiß eine große Übertreibung. Boehm-Ba-
werk erwähnt freilich eine Ausnahme von dieser Regel, nämlich inbetreff von Gütern, die dem Ver-
derb unterworfen sind, wie Eis, Obst und dergl.. Allein dasselbe trifft ja in höherem oder niedrigem 
Maße bei allen Nahrungsmitteln ohne Ausnahme zu. Ja, es gibt vielleicht keine anderen Güter als 
etwa die edlen Metalle oder Steine, deren Aufbewahrung für die Zukunft nicht besondere Arbeit 
und Fürsorge erheischt, wozu noch die Gefahr kommt, daß sie dennoch durch Unfälle, wie Feuer und
dergl. verloren gehen können."
(Für Gold, Edelsteine, Wertpapiere gibt es jetzt in den Banken besondere Kammern für Privatgebrauch.
Aber man muß hier eine Miete bezahlen, um deren Betrag "das gegenwärtige dem künftigen" Gut 
mindestens nachsteht.)
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Kapitalbedürftigen so rein zutage getreten, wie in unserem gegenseitigen Ver-
hältnis. Nun versuche, ob du von mir Zins erlangen kannst! Wollen wir den 
Handel wieder von vorne anfangen*? 


R.: Ich verzichte. Die Ratten, Motten und der Rost haben meine kapitalistische Kraft 
gebrochen. – Aber sage, wie erklärst du die Sache?


Fr.: Die Erklärung ist einfach. Bestünde hier auf der Insel Geldwirtschaft, und ich als 
Schiffbrüchiger bedürfte eines Darlehns, so müßte ich mich nach Lage der Dinge 
an einen Geldgeber wenden, um die Dinge, die du mir soeben zinsfrei geliehen 
hast, zu kaufen. Diesem Geldgeber aber, den Ratten, Motten, Rost, Feuer und 
Dachschäden nicht bedrücken, kann ich nicht wie dir gegenübertreten. Den Ver-
lust, der mit dem Besitz der Waren verknüpft ist – sieh, da schleppt der Hund 
einen von deinen, will sagen, von meinen Hirschfellen fort! –, den trägt nur 
derjenige, der die Waren aufzubewahren hat, nicht der Geldgeber; diesen be- 
rühren all diese Sorgen und die herrlichen Beweise nicht, mit denen ich dich 
so mürbe gemacht habe. Du hast die Kiste mit den Fellkleidern nicht zuge-
schlagen, als ich dir jede Zinszahlung verweigerte. Die Natur des Kapitals macht 
dich zu weiteren Verhandlungen geneigt. Der Geldkapitalist aber schlägt mir 
die Tür des Geldschrankes vor der Nase zu, wenn ich ihm sage, ich würde keinen 
Zins zahlen. Dabei brauche ich das Geld an sich ja nicht, sondern die Fellkleider, 
die ich mit dem Geld kaufen würde. Die Fellkleider gibst du mir zinsfrei; das 
Geld dazu muß ich verzinsen!


R.: So wäre die Ursache des Zinses doch im Gelde zu suchen, und Marx wäre im 
Unrecht? Auch da, wo er sagt: "Im eigentlichen Handelskapital erscheint die 
Form G.W.G.' (Geld – Ware – Mehrgeld) = kaufen, um teurer zu verkaufen, am 
reinsten. Anderseits geht seine ganze Bewegung innerhalb der Zirkulations-
sphäre vor sich. Da es aber unmöglich ist, aus der Zirkulation selbst die Ver-
wandlung von Geld in Kapital zu erklären, erscheint das Handelskapital un-
möglich, sobald Äquivalente ausgetauscht werden, daher nur ableitbar aus der 
doppelten Übervorteilung der kaufenden und verkaufenden Warenproduzenten 
durch den sich parasitisch zwischen sie schiebenden Kaufmann. Soll die Ver-
wertung des Handelskapitals nicht aus bloßer Prellerei der Warenproduzenten 
erklärt werden, so gehört dazu eine lange Reihe von Mittelgliedern." (Marx, 
Kapital 6. Aufl. Bd. I, S. 127.)


Fr.: Hier sowohl wie da ist er vollkommen im Irrtum. Und da er sich im Gelde irrte, 
diesem Zentralnerv der ganzen Volkswirtschaft, so muß er überall im Irrtum 
sein. Er beging – wie alle seine Jünger es taten – den Fehler, das Geldwesen aus 
dem Kreis seiner Betrachtungen auszuschalten.


R.: Das haben mir unsere Verhandlungen über das Darlehn bewiesen. Das Geld 
ist für Marx ja auch nur Tauschmittel, aber es tut, wie es scheint, mehr 
als nur "die Preise der Waren bezahlen, die es kauft". Daß der Bank-
mann dem Darlehnsnehmer den Geldschrank vor der Nase zuschlägt, 
wenn dieser keinen Zins zahlen will, und nichts von den Sorgen kennt,


*) Man beachte die Vorbemerkung!
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die der Besitzer der Waren (Kapital) drücken, das verdankt er nur der Übermacht, 
die das Geld an und für sich über die Ware hat – und da liegt der wunde Punkt!


Fr.: Wieviel Beweiskraft doch die Ratten, Motten und der Rost haben!


2. Der Urzins.


Nach der Darstellung, die uns sowohl die bürgerlichen wie auch die marxfreund-
lichen Zinsforscher geben, soll der Zins eine untrennbare Begleiterscheinung des Privat-
eigentums an den Produktionsmitteln sein. "Wer die Gütergemeinschaft, den Kommu-
nismus ablehnt und die freie Wirtschaft will, der muß auch die Zinswirtschaft 
(Kapitalismus) mit in Kauf nehmen" – so sagen alle, die sich bisher den Zins näher
angeschaut haben. Daß dann weiter, im Lichte der Sittenlehre, die Ansichten in der
Beurteilung des Zinses erheblich auseinandergehen, ist von nebensächlicher Bedeu-
tung und trägt zur Klärung der Angelegenheit nichts bei. Ob es sich nach Ansicht 
der Sozialisten um eine gewaltsame Aneignung, um einen die gute Sitte verletzen-
den Mißbrauch wirtschaftlicher Übermacht handelt, oder ob der Zins den bürger-
lichen Volkswirten als gerechte Belohnung wirtschaftlicher Tugenden: Ordnung, 
Fleiß, Sparsamkeit erscheint, das kann dem, der den Zins aufzubringen hat, dem
Besitzlosen (Proletarier), ziemlich gleichgültig sein.


In Übereinstimmung mit obiger Anschauung müssen die Marxfreunde die Quelle
des Zinses (des Mehrwertes) in der Fabrik, auf alle Fälle in der Trennung des Arbeiters
von seinen Arbeitsmitteln suchen, und sie wähnen, sie auch dort festgelegt zu
haben. Ich werde nun zeigen, daß der Zins völlig unabhängig vom Privateigentum an
den Produktionsmitteln ist, daß er auch dort besteht, wo es keine besitzlose Menge
(Proletariat) gibt und gab, und daß Sparsamkeit, Ordnung, Fleiß und Tüchtigkeit 
niemals den Zins entscheidend beeinflußt haben. Im Widerspruch zu dieser Kapital-
theorie werde ich zeigen, daß der Zins in unserem uralten, aus der Zeit der Baby-
lonier, Hebräer, Griechen und Römer stammenden Gelde wurzelt und durch dessen
körperliche oder gesetzlich erlangte Vorzüge geschützt ist.


Merkwürdigerweise beginnt übrigens Marx * mit seinen Untersuchungen über den
Zins gleichfalls beim Geld. Ihm widerfuhr jedoch das Mißgeschick, daß er (trotz der
Warnung Proudhons) am entscheidenden Ort mit einer falschen Voraussetzung be-
gann und genau wie die gewöhnlichen kapitalfreundlichen Zinsforscher Geld und 
Ware als vollkommene Äquivalente ** behandelte.


**) Wenn ich in den nachfolgenden Ausführungen des öfteren wunde Stellen der Marxschen Zinstheo-
rie berühre, so geschieht dies deshalb, weil von den sozialistischen Theorien diejenige von Marx die 
einzige geblieben ist, die sich bis in die politischen Kämpfe unserer Tage hinein Geltung verschafft 
hat und sich nun als böser Spaltpilz des Proletariats auswirkt, wie dies die beiden Gruppen der sozial-
demokratischen Partei beweisen, die sich auf dem Boden der zum Glaubenssatz erhobenen Marxschen
Zinstheorie mit Minen und Granaten bewerfen!
**) "äquivatent" sind zwei Waren, die in vollständiger Gleichberechtigung einander gegen-
übertreten und ohne Gewinn ausgetauscht werden. Wenn z. B. ein Wucherer, Sparer, oder
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Durch diesen unglücklichen Mißgriff wurde Marx gleich von Anfang an auf ein
falsches Gleis abgetrieben.


Marx findet am Geld nichts auszusetzen. So wie wir es von den alten Babyloniern
und Israeliten, von den Griechen und Römern übernommen haben, ist das Geld nach
Marx ein vollkommenes, tadelloses Tauschmittel, das von Anbeginn seine Aufgabe
glänzend erfüllt hat. Daß im Mittelalter wegen Geldmangels Geldwirtschaft und
Arbeitsteilung sich nicht entfalten konnten, daß das Zinsverbot der Päpste die Geld-
wirtschaft aufhob – obschon dieses Zinsverbot doch eigentlich nichts anderes be-
deutete, als die gewaltsame Herstellung der von Marx vorausgesetzten Äquivalenz
von Geld und Ware –, das alles kann Marx in seinem Urteil nicht stutzig machen, daß
das Geld ein vollkommenes Tauschmittel, ein wirklich, allseitiges "Äquivalenz" sei.
Eine besondere Geldmacht kennt Marx selbstverständlich nicht. Die Ausbeutung der
Völker durch die goldene Internationale, durch die Börsen- und Wucherspieler muß
Marx verneinen. Börsenraub gibt es nicht, sondern nur "Prellereien". Der Börsen-
räuber bedient sich der List, nicht der Macht. Er ist nur ein Dieb. Raub setzt Macht
voraus, und diese haben nicht die Geldleute, nicht die Börsenfürsten, sondern die
Besitzer der Produktionsmittel. Kurz, Geld und Ware sind "Äquivalente", zu jeder Zeit,
an jedem Ort, gleichgültig, ob das Geld in den Händen eines alten Selbstverbraucher
oder als Kaufmann auftretenden Käufers liegt. Und so spricht er es geradezu aus:
"Daß nun, obschon Gold und Silber nicht von Natur aus Geld, Geld aber von Natur
Gold und Silber ist, beweist die Kongruenz seiner Natureigenschaften mit denen 
seiner Funktionen als Tauschmittel."


"Dies Kind, kein Engel ist so rein,
laßt’s eurer Huld empfohlen sein!"


Mit diesem Loblied auf das Gold und die Goldwährung hat Marx die Aufmerk-
samkeit des Proletariats vollkommen vom Geld abgelenkt und die Börsenräuber,
Wucherspieler, Spitzbuben unmittelbar in den Schutz der besitzlosen Klasse, des
Proletariats gestellt. Und so hat man das traurig-lustige Schauspiel, daß jetzt über-
all in der Welt "die Wachen vor Mammons Tempel durch die rote Garde besetzt
sind" *. 


Tatsache ist, daß in den sozialdemokratischen Wahlflugblättern und in der Presse
das Wort Zins und Geld nicht ein einziges Mal erwähnt wird!


Noch merkwürdiger ist es, daß Marx in der von ihm selbst als Regel bezeichne-
ten Abwicklung des Tausches (G.W.G.' = Geld, Ware, Mehrgeld) wohl einen Wider-
spruch mit der behaupteten Äquivalenz findet, die Lösung dieses Widerspruchs 
jedoch anderswo und zwar in einer langen Kette von Mittelgliedern nachzuweisen
verspricht.


Schatzbildner vor der Frage steht, ob er Ware oder Geld hamstern soll, und er sich regelmäßig sagen
muß, daß das für seine Zwecke völlig einerlei ist, so sind eine Mark Gold und eine Mark Ware "Äqui-
valente". Wenn aber der Sparer oder Spekulant sich sagt, daß für seine Zwecke ihm eine Mark Gold 
lieber ist als eine Mark Ware, so besteht die von Marx vorausgesetzte "Äquivalenz" nicht mehr
*) Siehe "Die Freistatt", 30. Mai 1918, Bern-Bümplitz.
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Diese "lange Kette" ist der Produktionsprozeß, und zwar beginnt und endet diese
Kette in der Fabrik. Der Unternehmer ist nicht ein Ausbeuter unter vielen, sondern ist
der Ausbeuter. Die Ausbeutung geschieht restlos an der Lohnkasse.


Um den von Marx in der Formel G.W.G.' aufgedeckten Widerspruch glatt zu lösen,
werde ich keine solche Kette von Mittelgliedern nötig haben. Ich werde dem Zins die
Angel vor das Maul werfen und ihn geradewegs aus seinem Elemente ziehen, für
jedermann erkennbar. Die Kraft, die zu der Tauschformel G.W.G.' gehört, werde ich
unmittelbar im Tauschvorgang enthüllen. Ich werde zeigen, daß das Geld in der Ge-
stalt, in der wir es von den Alten unbesehen übernommen haben, kein "Äquivalent"
ist und daß es nicht anders als nach der Formel G.W.G.' umlaufen kann, daß jedes
Volk, das zu diesem Geld griff, um die Arbeitsteilung zu fördern und den Austausch
der Waren zu erleichtern, unrettbar der Zinswirtschaft, dem Kapitalismus verfallen
mußte.


Die Kraft, die das Geld nach der Formel G.W.G.' umlaufen läßt, also die Kapital-
eigenschaft des Geldes, beruht auf folgenden Eigenschaften:


1. Das Geld ist unbedingte Voraussetzung entwickelter Arbeitsteilung.
2. Das herkömmliche Geld (Metall- und Papiergeld) läßt sich, dank seiner körper-


lichen Verfassung unbegrenzt und ohne nennenswerte Lagerkosten vom Markte
zurückhalten, während die auf das Geld als Tauschvermittler unbedingt angewiesenen
Warenerzeuger (Arbeiter) durch die ständig wachsenden Verluste, die mit dem Auf-
bewahren der Waren verbunden sind *, eine Zwangsnachfrage nach Geld halten.


3. Infolge dieses eigentümlichen Sachverhalts vermag der Kaufmann von den
Warenbesitzern eine besondere Vergütung dafür zu erzwingen, daß er darauf ver-
zichtet, den Austausch der Waren durch Festhalten des Geldes willkürlich hinauszu-
ziehen, d. h. zu verschleppen und nötigenfalls gänzlich zu verhindern.


*) Alle Waren verderben, zwar mehr oder weniger schnell, doch verderben sie alle (mit unerheblichen
Ausnahmen, wie Edelsteine, Perlen und einige Edelmetalle). Das Hüten der Waren kann deren Verderben
nur verlangsamen, nicht aber verhindern. Rost, Fäulnis, Bruch, Feuchtigkeit, Trockenheit, Hitze, Kälte,
Würmer, Fliegen, Käfer, Termiten, Motten, Feuer usw. arbeiten ohne Unterlaß an der Vernichtung der
Waren. Schließt ein Warenhausbesitzer sein Haus ein Jahr ab, so kann er getrost 10 oder 20 % seines
Kapitals dieser Verderbnis wegen abschreiben; dazu noch die Kosten für Miete und Steuern. Schließt
dagegen ein Geldbesitzer seinen Schatz ab, so hat er mit keinerlei Verlust zu rechnen. Sogar der in den
Trümmern Trojas gefundene Goldschatz hatte nicht meßbar an Gewicht verloren und galt auf der
Reichsbank 2790 M. das Kilo. – Im Zusammenhang hiermit wird oftmals auf den Wein verwiesen, der
beim Lagern wertvoller wird und somit scheinbar eine Ausnahme von der allgemeinen Regel darstellt,
derzufolge das Lagern von Waren immer mit Verlust verknüpft ist. Es handelt sich jedoch beim Wein, 
wie bei einigen anderen Gütern, nicht um fertige Fabrikate, sondern um Naturerzeugnisse, die beim
Einlagern noch nicht die Entwicklungsstufe erreicht haben, die sie für den menschlichen Gebrauch 
verwendbar macht. Der gekelterte Traubensaft, wie er in die Fässer kommt, ist Most, der erst ganz all-
mählich sich in trinkbaren Wein verwandelt. Diese Entwicklung, bei der Wein erst zur fertigen Ware wird,
steigert seinen Wert, nicht das Lagern an sich, denn sonst müßte die Wertsteigerung immer weiter-
gehen, was nicht der Fall ist. Was auf Rechnung des Lagerns kommt, bedeutet, wie immer, auch hier 
nur einen Verlust, nämlich Kosten für Lagerraum, Fässer, Flaschen, mehrjährige Pflege, Auffüllung,
Bruch, usw.
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4. Aus dieser regelmäßigen Vergütung setzt sich der Zins des Handelskapitals zu-
sammen, und er beträgt, auf den Jahresumsatz verteilt, nach mehrtausendjähriger
Erfahrung 4 - 5 %.


Diese besondere, vom Handelsgewinn* scharf zu trennende Vergütung kann selbst-
verständlich nicht der von seinen leiblichen Bedürfnissen getriebene Warenkäufer
(Verbraucher genannt) erheben (denn hier ist das Bedürfnis des Geldbesitzers nach
Warenkauf ebenso dringend und unaufschiebbar, wie das Bedürfnis des Warenerzeu-
gers nach Warenverkauf), sondern nur der als Geldbesitzer auftretende Kaufmann kann
diese Abgabe erheben, der Mann, der die Waren kaufmännisch erwirbt, um sie kauf-
männisch zu verkaufen, der Mann, der die Waren kaufen oder den Kauf unterlassen
kann, ohne darum persönlich Hunger leiden zu müssen, kurz der Mann, der eine Schiffs-
ladung Weizen kauft, obschon er persönlich nur einen Sack davon essen wird. Frei-
lich hat der Kaufmann ja auch ein Bedürfnis nach Handelsgewinn, das er nur durch
Kauf von Waren befriedigen kann. Aber hinter diesem kaufmännischen Warenkauf
steht als treibende Kraft nicht die leibliche Not, sondern der Wunsch, diese Waren so
billig wie möglich zu erwerben und dabei alle Waffen der wechselnden Marktlage
(Konjunktur), jede Schwäche des Verkäufers restlos auszunützen. Wächst die Schwäche
des Verkäufers dadurch, daß der Kaufmann ihn warten läßt, so läßt ihn der Kauf-
mann warten. Überhaupt tut der Kaufmann alles, was er kann, um die Verlegenheiten
des Verkäufers (Erzeuger, Arbeiter) zu mehren – und als ewige Quelle ewiger Verle-
genheiten müssen die unter 1-3 bezeichneten Umstände angesehen werden. Der Ver-
braucher, von persönlichen Bedürfnissen getrieben, kann nicht warten, obschon sein
Geld es ihm erlauben würde; der Warenerzeuger kann auch nicht warten, obschon 
seine persönlichen Bedürfnisse es ihm in manchen Fällen wohl gestatten würden;
aber der als Kaufmann auftretende Geldbesitzer, der Eigentümer des allgemeinen, un-
entbehrlichen Tauschmittels, der kann warten, der kann Warenerzeuger und -ver-
braucher regelmäßig dadurch in Verlegenheit bringen, daß er mit dem Tauschmittel
(Geld) zurückhält. Und die Verlegenheiten des einen sind ja im Handel das Kapital
des anderen. Wären die Warenerzeuger und -verbraucher (Produzenten und Konsu-
menten) nicht durch Ort und Zeit von einander getrennt, so würden sie sich, wie das
im Tauschhandel ja noch geschieht, ohne das Geld des Kaufmannes behelfen; aber
wie die Dinge nun einmal liegen, ist die kaufmännische Vermittlung (und damit auch
der Zins) Notwendigkeit und Regel für den weitaus größten Teil der Warenerzeugung.


Aus Rücksicht auf diesen letzteren Umstand können wir das Geld der Verbraucher
überhaupt ganz aus unseren Betrachtungen ausschalten. Durch die Hände des
Kaufmannes gehen alle Waren und geht alles Geld. Darum sind die Gesetze des kauf-
männischen Geldumlaufes hier allein maßgebend.** 


**) Der Handelsgewinn ist das, was dem Kaufmann übrig bleibt, wenn er den Zins seines Kapitals in
Abzug gebraucht hat. Der Kaufmann, der nur mit auf Kredit gekauften Waren handelt, kann seinen
Gewinn als reinen Handelsgewinn betrachten. Den oben unter 3 bezeichneten Zins muß er an seine
Geldgeber abliefern. Er ist dann nur der Kassenbote seiner Geldgeber.
**) Wem es hier noch irgendwie Schwierigkeiten bereitet, einzusehen, daß der kaufmännische
Geldumlauf anderen Gesetzen folgt, als das Geld der Konsumenten, der möge einen Augenblick überle-
gen, wie das Geld der Sparer wieder vom Verkehr als Tauschmittel angezogen wird.
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Nach diesen Feststellungen will ich nun zunächst die Frage beantworten, durch
welche Umstände die Höhe des Zinses, den das Geld für die Tauschvermittlung erhe-
ben kann, begrenzt wird, und zwar darum zunächst, weil diese Antwort am besten
das wahre Wesen des Geldzinses offenbart.


Wenn das Geld darum Kapital ist (G.W.G.'), weil es den Güteraustausch willkürlich
untersagen kann, so wird man einwenden, warum denn der Zins nicht bis an den
Nutzen heranreicht, den wir aus der Geldwirtschaft ziehen, und den wir mit der
Leistungsfähigkeit, die die Arbeitsteilung der Urwirtschaft gegenüber besitzt, messen
können. Ähnlich ist die Frage berechtigt, warum die Grundbesitzer für die Grundren-
ten nicht in jedem Falle das Gesetz des ehernen Lohnes anwenden, oder warum die
Anteilseigner des Suezkanals für die Höhe der Schiffsabgaben noch andere Umstände
erwägen, als nur den Wettbewerb des Seeweges um das Kap der guten Hoffnung.


Aber die Abgabe, die das Geld für seine Benutzung erhebt, folgt anderen Gesetzen
als die sind, die für die Bodenbenutzung gelten; sie ähnelt mehr der Abgabe, die die
Raubritter im Mittelalter erpreßten. Wenn damals der Kaufmann gezwungen war, die
Straße zu benutzen, die an der Burg des Ritters vorüberführte, so wurde gründlich ge-
plündert, es wurden 30, 40, 50 % Zoll erhoben. Standen aber dem Kaufmann auch noch
andere Wege zu Gebote, so war der Ritter bescheiden; er bewachte seine Straße, bes-
serte sie aus, baute Brücken, schützte sie gegen andere Räuber, setzte äußersten Falles
den Zoll herab, auf daß der Kaufmann in Zukunft diese Straße nicht gänzlich miede.


So ähnlich verhält es sich beim Geld. Auch das Geld muß damit rechnen, daß ihm
Wettbewerber erwachsen, wenn seine Abgabeforderungen zu hoch geschraubt sind.


Ich werde später noch nachzuweisen haben, daß es bei dem Verleihen von Geld nie-
mals einen Wettbewerber geben kann. Die Wettbewerber, von denen eben die Rede ist,
treten nicht beim Verleihen des Geldes, sondern bei seinem Tausch gegen Waren auf.


Zunächst ist klar, daß sich die Arbeitsteilung bedeutend weiter ausbilden läßt, 
als es heute in der Welt geschieht. Die Goldwährung ist eine Weltwährung, die welt-
wirtschaftlich betrachtet werden muß. Und 3/4 der Weltbewohner behelfen sich 
heute noch schlecht und recht mit der Urwirtschaft. Warum? Zum Teil darum, weil der
durch Geld vermittelte Gütertausch zu stark mit Zins belastet ist. Diese Unkosten
müssen die Erzeuger veranlassen, in einzelnen Zweigen ihrer Tätigkeit oder auch
gänzlich auf die Herstellung von Waren zu verzichten und bei der Urwirtschaft zu
bleiben. Ob Ur- oder Warenwirtschaft hängt von einer Rechenaufgabe ab, bei 
welcher der Geldzins, womit die Warenwirtschaft belastet ist, oft genug dazu führen
mag, der Urwirtschaft den Vorzug zu geben. So wird z. B. mancher deutsche Klein-
bauer lieber seine Kartoffelernte im eigenen Stall verfüttern und das Schwein für den
eigenen Hausbedarf schlachten, wenn das Fleisch durch den Zins des Tauschver-
mittlers um ein geringes verteuert wird. Dann wird der Bauer weniger Waren (Kar-
toffeln für den Markt) und mehr Güter für den eigenen Gebrauch erzeugen und 
darum weniger Geld brauchen.


Diesem Teil der Gütermenge gegenüber, der selbst in Deutschland nicht zu 
unterschätzen ist, muß das Geld bescheiden bei seiner Zinsforderung sein,
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um die Warenwirtschaft nicht auf die Urwirtschaft hinüberzustoßen. Und ähnlich 
wie der deutsche Bauer handeln die Völkermassen Asiens und Afrikas.


Wenn also nun die Geldbesitzer eine zu hohe Abgabe von den Waren fordern, so
wird jener Teil der heutigen Warenerzeugung, der um den Grenznutzen der Arbeits-
teilung hin- und herpendelt, aufgegeben, und die Urwirtschaft tritt oder bleibt an
dessen Stelle.


Der zu hohe Geldzoll vermindert die Warenerzeugung zugunsten der Urwirtschaft.
Dies führt dazu, daß das Angebot von Waren abnimmt – und daß die Preise steigen.


Das wollen wir vorläufig festhalten.


Einen gleichen Einfluß auf die Nachfrage nach Geld, d. h. nach Tauschmitteln, 
übt der alte Tauschhandel aus, wenn das Geld zu hohen Zins fordert. Das Geld 
verdankt sein Dasein überhaupt nur den Schwierigkeiten des Tauschhandels. Für
deren Überwindung wurde es geschaffen. Verlangt aber das Geld für die Tauschver-
mittlung zu hohes Entgelt, so wird der Tauschhandel den Wettbewerb in vielen Fällen
wieder mit Erfolg aufnehmen, besonders dort, wo, wie in vielen Teilen Asiens und
Afrikas, die Erzeuger nicht durch Ort und Zeit getrennt sind. Je stärker der Geldzins
den Warenaustausch belastet, um so eher kann der Tauschhandel der Geldwirtschaft
als Wettbewerber "die Spitze bieten". Denn die auf dem Wege des Tauschhandels ver-
handelten Waren erreichen den Verbraucher, ohne Zins zu zahlen. Wem sollten sie
denn auch zinspflichtig sein*?  


So ist also klar, daß, wenn das Geld den Tauschhandel ablösen soll, es nicht be-
liebig hohe Abgaben fordern kann, zumal die Warenbesitzer die Hindernisse, die 
die Trennung durch Ort und Zeit dem Tauschhandel bietet, dadurch zu überwinden
wissen, daß sie sich an bestimmten Tagen und Orten (Markttage) zusammenfinden**.
So entziehen sie dem Geld die Daseinsunterlage, nämlich die Nachfrage nach
Tauschmitteln, die die Ware verkörpert. Die Waren, die der Tauschhandel unter-
bringt, sind für das Geld verloren, ähnlich wie der Zigeuner in seinem Karren für 
die Eisenbahn ein verlorener Kunde ist.


Welcher Bruchteil der Weltwarenerzeugung auf diese Weise um den Tausch-
handel herumpendelt, wie viel Waren also durch zu hohen Zins von der Be-
nutzung des Tauschmittels ausgeschlossen werden, brauchen wir für unsere 
Zwecke nicht zu berechnen. Es genügt, daß wir im Tauschhandel das Dasein


**) Wenn im Tauschhandel Kartoffeln gegen Fische ausgetauscht werden, und jeder belastet seine 
Waren mit 10 % Zins, so heben sich diese Zinsen gegenseitig auf. Hiermit ist aber beileibe nicht ge-
sagt, daß bei Anleihen, also nicht beim Tausch, Zins unmöglich wäre.
**) Der Tauschhandel ist nicht ganz so schwierig, wie man ihn allgemein darstellt. Die Schwierigkeit,
die darin besteht, daß jeder, der die Waren hat, die ich brauche, nicht immer auch meine Ware be-
nötigt oder nicht gerade in der Menge, die der von ihm angebotenen, oft unteilbaren Ware entspricht,
ist stark übertrieben worden. In Wirklichkeit verschwindet diese Schwierigkeit gleich mit dem Auftre-
ten des Kaufmannes. Denn der Kaufmann, der alles kauft, kann darum auch alles verkaufen. Er kann 
mich immer mit dem bezahlen, was ich brauche. Bringe ich ihm einen Elefantenzahn, so kann ich da-
gegen in seinem Warenhaus alle Waren erhalten, die ich brauche, und in genau der benötigten Menge.
In den deutschen Siedlungen Südbrasiliens wickelt sich heute noch der Handel in dieser Weise ab. Die
deutschen Siedler erhalten dort nur ausnahmsweise Geld.
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eines Wettbewerbers des Geldes festgestellt haben, dessen Aussichten um so gün-
stiger sein werden, je höhere Abgaben das Geld fordert. Steigt der Zins, so werden
viele Waren vom Geldhandel auf den Tauschhandel abgestoßen, die Nachfrage nach
Geld nimmt ab, und die Preise steigen – also genau wie bei der Urwirtschaft. Auch
hier wollen wir uns vorläufig mit dieser Feststellung begnügen.


In gleicher Richtung wie die Urwirtschaft und der Tauschhandel wirkt auch der
Wechsel, sobald die Ansprüche des Geldes zu hoch geschraubt werden. Denn auch 
die Waren, die gegen Wechsel ausgetauscht werden, sparen den Geldzins, und hoher
Geldzins ist ein Ansporn zu ausgedehnterer Verwendung des Wechsels.


Freilich, der Wechsel ist nicht so bequem und sicher wie das Geld, er kann in 
vielen Fällen das Geld überhaupt nicht ersetzen, was man daraus ersieht, daß die
Wechsel bei der Bank gegen Geld eingetauscht (diskontiert) werden, trotzdem sie 
sich dabei einen Abzug gefallen lassen müssen. Das geschähe nicht, wenn der
Wechsel das bare Geld überall vertreten könnte. Oft aber, besonders im Großhandel,
namentlich als Rücklage, hat der Wechsel vor dem Bargeld nur wenig Nachteile, und
es genügt dann eine nur geringe Erhöhung des Geldzinses, damit man den Wechsel
vorzieht.


Der Geldzins wirkt auf den Wechsel wie die Erhöhung der Bahnfrachten auf die
Benutzung der Schiffahrtskanäle. Je höher der Zins, um so größer ist der Ansporn,
durch den Gebrauch von Wechseln im Handel die vom Geld geforderte Abgabe zu
umgehen. Aus demselben Grund muß aber auch alles, was die natürlichen Nach-
teile des Wechsels (dem Bargeld gegenüber) künstlich vermehrt, auch die Stellung
des Geldes stärken und die Zinsansprüche des Bargeldes erhöhen. Drückt der Wett-
bewerb der Wechsel den Zins des Bargeldes auf 5 % herab, so wird dieser Zins auf
51/4, 51/2 – 6 % steigen, wenn wir den Gebrauch des Wechsels durch Alarmnach-
richten oder durch Stempelabgaben erschweren. Je unsicherer der Wechsel er-
scheint, um so höher der Zins; je mehr der Wechsel durch Stempelabgaben belastet
wird, um so höhere Forderungen kann sein Mitbewerber, das Bargeld stellen, um so
höher steigt der Zins. Belasten wir den Wechsel mit einer Steuer von 1 %, so wird
auch der Abzug, den die Bank beim Einwechseln erhebt (Diskonto), um 1 % steigen.
Belasten wir den Wechsel mit 5 % Steuer, so steigt der Abzug von 5 auf 10 % (falls
die schon genannten übrigen Mitbewerber des Geldes nicht eingreifen).


Bei diesem Sachverhalt erscheint das Benehmen des Staates sonderbar, der eine Er-
höhung der Wechselstempelsteuer vorschlägt, um seine Einnahmen zu vermehren, zugleich
aber darüber klagt, daß er seine Anleihen nur zu erhöhtem Zinsfuß unterbringen kann.
Vielmehr sollte der Staat als Schuldner die Stempelabgaben auf Wechsel abschaffen, um
den Zins für seine Anleihen heruntersetzen zu können. Was er an Wechselsteuern weni-
ger einnähme, würde er an den Zinsen seiner Anleihen hundertfach wiedergewinnen und
zugleich die Zinslasten des Volkes vermindern.


Wenn wir nun umgekehrt statt einer Steuer eine Wechselprämie (einerlei wie 
man sich diese denkt) ausschreiben würden, so versteht sich, daß mit einer
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solchen Prämie der Wechselumlauf auch gefördert und gehemmt werden könnte;
gefördert, wenn die Prämie steigt, gehemmt, wenn sie ermäßigt wird.


Ist nun die Zinsersparnis, die der Wechselverkehr dem Handel bietet, keine 
solche Prämie, die mit dem Geldzins wächst oder fällt? Der Wechselverkehr steigt 
also im gleichen Verhältnis, wie der Geldzins steigt.


Aber wo Wechsel verkehren, da verkehren auch entsprechende Warenmengen, nur
in umgekehrter Richtung. Und diese Waren sind wieder für die Nachfrage nach Geld
verloren. Der Wechsel hat sie dem Gelde abgejagt. Die Nachfrage nach Bargeld geht
also im gleichen Maße zurück, und entsprechend steigen wieder die Preise, wie der
Wechselverkehr zunimmt, und der Wechselverkehr wächst im gleichen Maße wie der
Geldzins wächst. Auch das wollen wir uns vorläufig merken.


Das Geld ist also nicht unbeschränkter Herrscher auf dem Markte. Es muß mit
Wettbewerbern rechnen und kann infolgedessen die Zinsforderungen nicht beliebig
hochschrauben.


Jedoch ließe sich hier einwenden, daß das Geld in sehr vielen Fällen, namentlich
in unseren heutigen Städten, unentbehrlich ist, daß das Geld sogar in den meisten
Fällen den größeren Teil der Ware als Entgelt für die Tauschvermittlung verlangen
könnte, ohne daß es darum wieder zum Tauschhandel oder zur Urwirtschaft käme, ja,
daß selbst bei einem Abzug (Diskont) von 50 % in sehr vielen Fällen das Geld nicht
durch den Wechsel ersetzbar ist.


Der Wechsel kommt nur von einer Vertrauenshand in die andere. Er ist nicht 
teilbar genug für die Bedürfnisse des Kleinhandels. Er ist an bestimmte Gesetze, an
bestimmte Zeiten und Orte gebunden. Das alles beschränkt seine Umlaufsbahn auf
einen sehr kleinen Durchmesser.


Und darauf gestützt, könnte man sagen, daß in allen diesen Fällen das Entgelt 
für die Tauschvermittlung sehr viel höher sein müßte, als es wirklich ist, falls die
Anschauung richtig wäre, wonach das Geld den Zins erhebt, weil es willkürlich den
Austausch der Waren sperren kann.


Aber bei diesem Einwand wird eine Tatsache vergessen, die wir im vierten Teil
dieser Schrift kennen gelernt haben, nämlich, daß eine allgemeine Preissteigerung
das Geld zu Markte treibt. Eine allgemeine Preissteigerung der Waren bedeutet ja 
für alle Geldbesitzer immer einen der Preissteigerung genau entsprechenden Verlust,
und diesem Verlust können sie nur entgehen, wenn sie das Geld gegen Waren an-
bieten. Eine allgemeine Preissteigerung ist für das herkömmliche Geld ein Um-
laufszwang, in manchen Wirkungen ähnlich dem Umlaufszwang des Freigeldes. Durch
Kauf von Waren sucht man bei einer allgemeinen Preissteigerung den dem Geld 
drohenden Verlust – auf andere abzuwälzen.


Wir können also sagen, daß die Erhöhung des Geldtributes über eine bestimmte
Grenze hinaus ganz von selbst die Kräfte auslöst, die ihn wieder herunterdrücken.


Umgekehrt wird, wenn der Geldzins unter diese Grenze fällt, wegen der da-
durch verringerten Handelsunkosten in vielen Fällen die Arbeitsteilung einge-
führt, wo heute die Urwirtschaft noch lohnt, und der Geldhandel breitet sich
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dorthin aus, wo man sich noch mit dem Tauschhandel behilft. Gleichzeitig verliert 
der Wechsel an Reiz (bei 0 % Zins würde der Wechsel überhaupt verschwinden). 
Diese Umstände, also vermehrte Warenerzeugung (auf Kosten der Urwirtschaft) bei
gleichzeitigem vermehrten Angebot von Waren (auf Kosten des Tauschhandels) und
vermehrtem Angebot von Waren gegen Bargeld (auf Kosten des Wechselverkehrs),
würden die Preise drücken, den Warenaustausch erschweren, und die entstehenden
Verlegenheiten der Erzeuger würde sich das Geld wieder mit erhöhten Zinsforde-
rungen nutzbar machen.


Das Spiel der Kräfte, das der Geldzins durch seine Einwirkung auf die zinsfreien
Mitbewerber des Geldes und dadurch auf die Preise auslöst, wirkt also selbsttätig
regelnd auf den Zins zurück, so daß die Höchstgrenze des Geldzinses auch die Min-
destgrenze ist. (Der Umstand, daß der Wechselzins (Diskont) starke Schwankungen
erleidet, beweist nichts gegen diesen Satz, wie wir noch zeigen werden.)


Der Geldzins fällt also immer notwendigerweise auf den Punkt zurück, wo durch
ihn Wechselverkehr, Tauschhandel und Urwirtschaft gefördert oder eingeschränkt 
werden.


Die Ansicht ist heute noch allgemein, daß der Geldzins durch den Wettbewerb 
der Geldverleiher steigt und fällt.


Diese Ansicht ist irrig. Es gibt unter Geldverleihern keinen Wettbewerb; er ist
sachlich unmöglich. Stammt das Geld, das die Kapitalisten zu verleihen haben, aus
dem Verkehr, so stopfen sie mit dem Weiterverleihen dieses Geldes nur die Löcher 
zu, die sie beim Vereinnahmen des Geldes gegraben haben. Sind 10 – 100 – 1000
Geldverleiher da, so sind auch 10 – 100 – 1000 Löcher da, die diese Geldverleiher 
in die Umlaufsbahn des Geldes gegraben haben. Je mehr Geld angeboten wird, um so
größer sind diese Löcher.* Bei sonst unveränderten Verhältnissen muß sich also
immer eine Nachfrage nach Leihgeld einstellen, die dem Geld entspricht, das die
Kapitalisten zu verleihen haben. Unter solchen Verhältnissen kann man aber nicht
mehr von einem Wettbewerb sprechen, der den Zins beeinflussen könnte. Sonst müß-
te ja sich der Umstand, daß am Martinstag der Umzug stattfindet, die Mieten beein-
flussen. Aber das ist nicht der Fall, denn die größere Anzahl von Wohnungs-suchen-
den entspricht einer gleichen Zahl von aufgegebenen Wohnungen. Der Umzug an sich
ist ohne jeden Einfluß auf die Mieten. Und ebenso verhält es sich beim Wettbewerb
der Geldverleiher. Auch hier handelt es sich nur um einen Umzug des Geldes.


Ist es aber neues, unmittelbar von Alaska kommendes Geld, das die Geld-
verleiher anbieten, so wird dieses neue Geld die Preise hochtreiben, und die
Preissteigerung wird alle, die Geld für ein Unternehmen borgen müssen, zwingen,


*) Bei der berühmten Krise, die 1907 urplötzlich über die Vereinigten Staaten ausbrach, war es Mor-
gan, der der Regierung mit 300 Millionen Dollars Gold "zu Hilfe eilte". Woher kamen diese Dollars? 
Es waren nötig gebrauchte Dollars. Morgan hatte sie vorher dem Verkehr entzogen und damit selber dem
Lande die Verlegenheiten bereitet, die der Schelm jetzt, nachdem der Kurssturz eingetreten und die
Zwischengewinne eingeheimst waren, aus Vaterlandsliebe der Regierung großmütig anbot.
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die Summe um den Betrag der Preissteigerung zu erhöhen. Statt 10 000 M. wird 
der Unternehmer für das gleiche Haus 11 – 12 – 15 000 M. brauchen, und so wird 
das durch das neue Geld vermehrte Angebot auch selbsttätig eine entsprechend ver-
größerte Nachfrage erzeugen, wodurch wieder der Einfluß des neuen Geldes auf den
Zins bald genug aufgehoben wird.


Die Erscheinung, daß bei Vermehrung des Geldumlaufes (durch Goldfunde oder
Papiergeldausgabe) der Zinsfuß nicht nur nicht fällt, sondern im Gegenteil in die
Höhe geht, werden wir noch erklären.


Einen Wettbewerb unter Geldverleihern, der auf den Zins Einfluß haben könnte,
gibt es also nicht; er ist unmöglich. 


Die einzigen Wettbewerber des Geldes, die dessen Macht beschränken, sind drei
Dinge: Urwirtschaft, Tauschwirtschaft und Wechsel, die eine vermehrte Urwirtschaft,
vermehrten Tauschhandel und vermehrten Wechselverkehr als Folge erhöhter Zins-
forderungen selbsttätig herbeiführen und damit eine allgemeine Preissteigerung der
Waren bewirken, die dann die Geldbesitzer nachgiebig macht. (Zum besseren Ver-
ständnis dieses Satzes sei auf den später folgenden Abschnitt "Die Bestandteile des
Bruttozinses" verwiesen.)


Zwischen zwei Punkten ist nur eine Gerade möglich; die Gerade ist die kürzeste,
und die kürzeste ist – auf das Wirtschaftliche übertragen – auch die billigste.


Die kürzeste Straße aber zwischen Erzeuger und Verbraucher, und darum auch 
die sparsamste, ist das Geld. (Bei der Urwirtschaft geht die Ware zwar auf noch kür-
zerem Wege geradewegs von der Hand in den Mund. Dafür ist aber hier die Erzeugung
weniger ergiebig als bei der Warenherstellung im Wege der Arbeitsteilung.)


Alle anderen Straßen (Tauschhandel, Wechsel), die die Waren einschlagen mögen,
um den Verbraucher zu erreichen, sind länger und kostspieliger. Wie würde man 
auch sonst 105 M. in Wechseln für 100 M. in Geld geben, wenn das bare Geld dem
Wechsel gegenüber als Tauschmittel keine Vorteile böte?


Abb.6
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Aber diese billigste und kürzeste Straße kann der Geldbesitzer sperren, und ge-
setzmäßig gibt er sie nur frei, falls man ihm die Vorteile bezahlt, die das bare Geld
als gerade Straße den krummen Straßen gegenüber aufweist. Fordert er weniger, so wird
das Geld überlastet, d.h., die Waren, die sonst mittels Wechsels usw. getauscht wurden,
beanspruchen dann das bare Geld. Die Nachfrage nach Geld wächst, die Warenpreise
sinken, und bei sinkenden Preisen kann das Geld überhaupt nicht mehr umlaufen.


Das Geld erhebt den Zins für seine jeweilige Benutzung so, wie es etwa eine
Mietskutsche tut. Der Zins wird den allgemeinen Handelsunkosten zugerechnet und
mit diesen erhoben – ob durch Abzug beim Erzeuger oder durch einen Zuschlag beim
Verbraucher, ist einerlei. In der Regel geschieht es so, daß der Kaufmann den Preis
erfahrungsgemäß kennt, den er beim Verbraucher für die Ware erzielen kann. Von 
diesem Preise zieht er die Handelsunkosten, seinen eigenen Arbeitslohn (den reinen
Handelsgewinn) und den Zins ab. Diesen Zins berechnet er nach der Zeit, die er-fah-
rungsgemäß im Durchschnitt bis zum Verkauf der Ware verstreicht. Das, was bleibt, ist
für den Warenerzeuger. Ist z. B. der Kleinhandelspreis einer Kiste Zigarren in Berlin
zehn Mark, so weiß der Zigarrenfabrikant in München ganz gut, daß er diese zehn
Mark nicht voll für sich beanspruchen kann. Er muß für den Händler in Berlin den
Preis so weit herabsetzen, daß dieser aus dem Unterschied zwischen dem Fabrik- und
Verkaufspreis die Kosten für Fracht, Ladenmiete und für seine Arbeit bestreiten kann.
Und dann muß noch etwas übrig bleiben dafür, daß der Händler "Geld in sein
Geschäft stecken" muß. Dieses Geld kommt der Regel nach mittel- oder unmittelbar
von den Banken und Sparkassen, die es selbstverständlich nur gegen Zins hergeben.
Diesen Zins muß der Händler aus dem obigen Preisunterschied herausschlagen. Geht
das nicht bei den heutigen Preisen, nun, so wartet er. Und solange er wartet, muß
auch der Fabrikant auf den Käufer warten. Ohne eine Abgabe an das Geld zu be-
zahlen, gelangt keine Zigarre von der Fabrik zum Raucher. Entweder ermäßigt der
Fabrikant den Preis, oder der Verbraucher erhöht sein Angebot. Dem Kapitalisten ist
das gleichgültig. Den Zins bekommt er auf alle Fälle. Der Urzins wird also ganz ein-
fach zu all den übrigen Handelsunkosten geschlagen. Diese sind im allgemeinen das
Entgelt für geleistete Arbeit. Der Fuhrmann füttert die Pferde, schmiert die Achsen,
schwitzt und flucht. Es ist nicht mehr als recht, daß er dafür bezahlt werde. Der
Kaufmann hütet den Laden, bezahlt die Miete, rechnet und grübelt. Er soll etwas
dafür bekommen. Aber der Bankmann, die Sparkasse, der Geldgeber – was tun sie?
Der König steht am Schlagbaum; er sperrt die Grenze und sagt: der Zehnte ist mein!
Der Geldgeber steht vor dem Geldschrank; er sperrt den Austausch der Waren, die auf
den Inhalt des Geldschrankes als Tauschmittel angewiesen sind und sagt, wie der
König: der Urzins ist mein! Der König wie der Geldgeber tun im Grunde nichts, sie
sperren nur und erheben einen Zins. Der Urzins ist also, wie der Grenzzoll, eine
Abgabe, nur mit dem Unterschied, daß der König mit dem Zoll die Staatsausgaben
bestreitet, während der Geldgeber den Urzins für sich verwendet. Wir bezahlten im
Urzins also nichts weiter als die Tätigkeit der Kapitalisten, die darin besteht, dem
Handel Steine in den Weg gewälzt zu haben.
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Welcher von den drei Wettbewerbern des Geldes, die dem Geldzins die Grenzen
ziehen, ist der wichtigere? In entwickelten Handelsgebieten und gewöhnlichen Zei-
ten ist von jenen dreien der Wechsel der wichtigere, während die beiden anderen für
die weniger entwickelten Länder ausschlaggebend sind. Denkt man sich z. B. Deutsch-
land als geschlossenen Handelsstaat mit eigener Papierwährung, so würde ohne den
Wechsel das Geld schon sehr hohe Ansprüche stellen können, ehe Urwirtschaft und
Tauschhandel genügend stark eingreifen könnten, um die für die Freigabe des Geldes
nötige Preissteigerung zu erzeugen.* Ja, man könnte annehmen, daß ohne den Wechsel
(dem natürlich Kreditverkäufe, Stundungen usw. hinzuzurechnen sind) das Geld in
dem angenommenen Fall die Zinsforderungen bis hart an die Grenze des Nutzens 
steigern könnte, den uns die Arbeitsteilung bietet, was ja schon vollkommen durch
das Aufgeben der Arbeit in Krisenzeiten bewiesen wird. Den Arbeitslosen helfen Ur-
wirtschaft und Tauschhandel nur ganz ausnahmsweise, und dann auch nur in sehr
geringem Maße. So kann ein Arbeitsloser z. B. seine Hosen selber flicken, er kann ich
selbst rasieren und seine Mahlzeiten selber bereiten. Er kann sein Brot backen, viel-
leicht seine Kinder unterrichten und statt ins Schauspielhaus zu gehen, selbst für 
seine Familie ein Lustspiel schreiben, wenn der Hunger die dazu nötige Stimmung 
bei ihm aufkommen läßt.


Ist also bei uns der Wechsel der wichtigste Zinsregler, so sind in unentwickel-
ten Ländern, in Asien und Afrika, in denen der Wechsel keine große Rolle spielen
kann, Urwirtschaft und Tauschhandel von höchster Bedeutung für die Regelung des
Geldzinses. Und daß sie in solchen Ländern wirksam sein müssen, erkennt man da-
ran, daß der Geldzins in früheren Zeiten, als die Arbeitsteilung erst in kleine Kreise
des Volkes eingedrungen war, z. B. zur Zeit der Römer und im Bauernstaat der Köni-
gin Elisabeth von England, ungefähr der gleiche war wie heute, wie man das aus den
Angaben am Schlusse dieses Buches ersehen kann.


Diese Gleichmäßigkeit des reinen Geldzinses ist so auffallend, daß man anneh-
men kann, die drei unter sich so verschiedenen und so verschiedene Kulturzustände
voraussetzenden Zinsregler (Urwirtschaft, Tauschhandel und Wechselrecht) müßten
sich gegenseitig bedingen und ergänzen. So erzeugt z. B. eine schon hoch entwickel-
te, nur wenig mehr ausdehnungsfähige Arbeitsteilung und der dadurch bedingte Aus-
schluß von Urwirtschaft und Tauschhandel wiederum die Kultur, die sozialen, gesetz-
lichen und Handelseinrichtungen, bei denen der Wechselverkehr sich ausbilden und
gedeihen kann. Die 36 Milliarden Mark, die 1907 in Deutschland in Wechseln in Um-
lauf gesetzt wurden, geben einen besseren Maßstab für die Entwicklung des Handels,
als das Eisenbahnnetz und manches andere.


Und umgekehrt sind dort, wo der Kulturzustand den Ersatz des Geldes durch Wech-
sel ausschließt, wieder Urwirtschaft und Tauschhandel die treuen Wächter, die es ver-
hindern, daß das Geld seinen Zinsanspruch über bestimmte Grenzen hinaus steigert.


*) Ich verweise nochmals zum besseren Verständnis für diesen Satz auf den Abschnitt am Schlusse 
des Buches: Die Bestandteile des Bruttozinses.
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Fassen wir das in diesem Abschnitt Gesagte kurz zusammen:
Der Geldzins ist das Erzeugnis eines selbständigen Kapitals, d. i. des Geldes, und


läßt sich am besten mit dem Wegesperrgeld vergleichen, das der Raubritter und bis 
in die jüngste Zeit der Staat für die Benutzung der Straßen erhob. Der Geldzins wird
nicht vom Zins der Sachgüter (Realkapitalien) beeinflußt (wohl aber umgekehrt), und
der Wettbewerb der Geldverleiher hat keinen Einfluß auf ihn. Begrenzt wird der
Geldzins durch den Wettbewerb, den ihn die anderen Tauschmittel (Wechsel,
Tauschhandel und Urwirtschaft) bereiten.


Beim Geldverleihen wird nur der Besitzer des Geldes gewechselt, ohne daß
dadurch irgend etwas am Gelde geändert wird. So wie es sich gleich bleibt, ob statt
des Mannes es die Frau ist, die den Schlagbaum fallen läßt und die Abgabe erhebt.
Beim Wechsel und Tauschhandel dagegen findet kein solcher wesenloser Personen-
wechsel statt, sondern es wird dem Geld ein wirksamer Mitbewerber dadurch ge-
schaffen, daß den Waren andere Wege für den Austausch gebahnt werden.


Durch die Preissteigerung, die der Wechsel, die Urwirtschaft und der Tauschhandel
bewirken, wird der Geldumlauf unter einen wirtschaftlichen Zwang gestellt, der da-
zu führt, daß das Geld auch solchen Waren gegenüber seine Macht über bestimmte
Grenzen hinaus nicht mißbrauchen kann, die zu ihrem Austausch sich nicht des
Wechsels oder des Tauschhandels bedienen können. Es geht hier zu, wie bei den
Lohnarbeitern, deren Lohn vom Arbeitsertrag der Ausgewanderten begrenzt wird,
obschon sie nicht alle mit der Auswanderung zu drohen brauchen (s. Teil I).


Der Geldzins wird von den Waren, also unmittelbar aus dem Kreislauf von Ware
und Geld erhoben. (Wie zu Anfang gesagt wurde, leugnete Marx diese Möglichkeit.)
Der Geldzins ist vom Vorhandensein eines von Arbeitsmitteln entblößten Proletariats
vollkommen unabhängig. Er würde um nichts geringer sein, wenn alle Arbeiter mit
eigenen Arbeitsmitteln versehen wären. Der Geldzins würde solchenfalls den Arbei-
tern bei der Übergabe ihrer Erzeugnisse an den Händler (Geldbesitzer) abgenommen,
und zwar darum, weil der Händler durch Festhalten des Geldes (ohne unmittelbaren
Schaden für sich) den Austausch der Erzeugnisse der Arbeiter untersagen und diesen
dadurch einen unmittelbaren, unabwälzbaren Schaden zufügen kann, weil diese Er-
zeugnisse durchweg und ohne nennenswerte Ausnahmen täglich an Menge und Güte
verlieren, dabei noch erhebliche Kosten für Lagerung und Wartung verursachen.


Diesen Geldzins werden wir von jetzt ab "Urzins" nennen.* 


3. Die Übertragung des Urzinses auf die Ware.


Eine Ware, die mit Urzins belastet werden soll, muß diese Last natürlich 
tragen können, d. h. sie muß Marktverhältnisse vorfinden, die ihr gestatten, 
den Einstandspreis zuzüglich Urzins im Verkaufspreis einzulösen. Die Markt-


*) Die Bezeichnung "Urzins" für den Geldzins, im Gegensatz zum Zins der Sachgüter (Häuser usw.), 
wird es erleichtern, beide Zinsarten auseinander zu halten.
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verhältnisse müssen also das Umlaufen des Geldes nach der Formel G.W.G.' gestatten.
Das ist klar. Denn wäre es nicht so, so würde das Geld den Tausch nicht vermit-


teln, und die Verlegenheiten, in die die Warenerzeuger dann gerieten, würden diese
veranlassen, die Spannung zwischen dem Einstandspreis der Waren und ihrem
Verkaufspreis so zu erweitern, daß in ihr neben allen anderen Handelsunkosten auch
noch der Urzins Platz fände.


Das alles geht ganz selbsttätig von statten. Weil also das herkömmliche Geld,
unser Tauschmittel, an und für sich ein Kapital ist, das keine Ware ohne seine
Brandmarke in den Handel aufnimmt, findet die Ware gesetz- und regelmäßig Markt-
verhältnisse vor, die die Ware als zinserhebendes Kapital erscheinen läßt, wenigstens
für den Verbraucher, denn dieser bezahlt den Preis, den der Erzeuger erhalten hat,
zuzüglich Zins. Dem Erzeuger dagegen erscheint die Ware (sein Erzeugnis) als umge-
kehrtes (negatives) Kapital, denn er erhält den Preis, den der Verbraucher bezahlt,
abzüglich Zins. Diesen Teil seines Erzeugnisses hat ihm das Geld abgepreßt. Ein
Gegenstand aber, der Zins zahlen muß, darf füglich nicht als Kapital bezeichnet 
werden. Wenn die Ware Kapital wäre, so müßte sie es auch im Tauschhandel sein, und
wie würde man sich da die Erhebung des Zinses vorstellen? * Zwei wirkliche Kapi-
talien, einander gegenübergestellt, heben sich auf, wie z. B. Rentenland und Geld
gegeneinander ohne Zins ausgetauscht werden. Obschon jedes für sich Kapital ist,
können sie sich einander gegenüber nicht als Kapital benehmen. Der Ware gegenüber
ist aber das Geld immer Kapital.


Übrigens erscheint die Ware dem Verbraucher nur als Kapital. Sieht er näher zu, 
so findet er bald, daß sie die Beute des Geldkapitals ist.


Jeder Erzeuger ist auch Verbraucher, und wie im Tauschhandel jeder das unver-
kürzte Erzeugnis des anderen erhält, so muß auch heute jeder Erzeuger den vollen
Preis, den der Verbraucher bezahlt, als die Gegenleistung für sein Erzeugnis ansehen.
Tut er das, so erscheint ihm die Ware als negatives Kapital. Sie nimmt dann ihre 
wahre Gestalt an, nämlich die eines einfachen Kassenboten des Geldkapitals. Sie er-
hebt den Urzins vom Verbraucher der Ware nicht für den Erzeuger, sondern für den
Besitzer des Geldes (Tauschmittel) – so etwa wie bei einer Nachnahmesendung. Und
die Waffe, womit das Geld seinen Kassenboten ausrüstet, das ist die Unterbrechung
der Verbindung zwischen den Warenerzeugern durch Verweigerung des Tauschmittels.


Nimmt man dem Tauschvermittler das Vorrecht, den Austausch der Waren zur
Erpressung des Urzinses untersagen zu können, wie es durch das Freigeld erreicht
wird, so muß das Geld seine Dienste umsonst leisten, und die Waren werden, genau
wie im Tauschhandel, ohne Zinsbelastung gegeneinander ausgetauscht.


Um diese kostenlose Tauschvermittlung herbeizuführen, prägt der Staat die
Münzen kostenlos für die Barrenbesitzer, freilich ohne damit seinen Zweck zu errei-
chen. Wenn der Staat diese kostenfreie Prägung durch einen jährlichen Schlagsatz
von 5 % ersetzte, dann würde das Geld die Tauschvermittlung umsonst bewirken.


*) Marx allerdings läßt den Kapitalismus aus dem einfachen Tauschhandel keimen. Eine rätselhafte
Sache!
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4. Die Übertragung des Urzinses auf das sogenannte
Realkapital (Sachgut).


Die Ware wird mit Geld gekauft und, mit Urzins belastet, an den Verbraucher
gegen Geld wieder verkauft. Und mit dem Verkauf der Ware ist das Geld wieder frei 
für einen neuen Beutezug.* Das ist der wirkliche Inhalt der Marxschen Formel G.W.G.'


Der Urzins, den das Geld auf solche Weise von den Waren erhebt, ist also keine
einmalige Beute. Der Urzins ist eine dauernd sprudelnde Quelle, und die Erfahrung
von Jahrtausenden zeigt, daß man mit einer durchschnittlichen Beute von 4 oder 
5 % des jährlichen Umsatzes rechnen kann.


Der Zins, den der Kaufmann in unmittelbarem Verkehr mit der Ware von dieser
erhebt – das ist der wahre und volle Urzins. Das, was der Kaufmann seinem Gläubiger
von diesem Zins abliefert, das ist der Urzins abzüglich Erhebungskosten.** Wie auch
das Wegegeld, das der Schlagbaumpächter an den Staat abliefert, nicht das volle
Wegegeld ist.


Wenn man nun mit dem Geld Ziegelsteine, Kalk, Träger usw. kauft, nicht, um 
diese als Ware wieder zu verkaufen, sondern um ein Mietshaus zu bauen, so verzich-
tet man freiwillig auf die Wiederkehr des Geldes, auf die sprudelnde Zinsquelle. Man
hat dann wohl ein Haus, aber kein Geld, keine Zinsquelle. Aber auf ein solches
Kleinod verzichtet man selbstverständlich nur unter der Bedingung, daß das Miethaus
nun seinerseits den Zins einbringen wird, den das zu seinem Bau nötige Geld erfah-
rungsgemäß jederzeit im Warenhandel einbringt. Kann das Geld von den Waren, aufs
Jahr verteilt, 5 % erheben, so muß auch das Haus von den Mietern, das Schiff von
den Frachtgütern, die Fabrik von den Löhnen*** die gleiche Abgabe erheben können,
sonst bleibt das Geld einfach auf dem Markte bei den Waren und das Haus wird nicht
gebaut.


Das Geld stellt also für das Zustandekommen eines Hauses, einer Fabrik 
usw. die selbstverständliche Bedingung, daß das Haus von den Mietern, die 
Fabrik von den Arbeitern, das Schiff von den Frachten denselben Zins zu 
erheben vermag, den es selber von den Waren jederzeit einziehen kann. Kein 
Zins = kein Geld für Häuser, Fabriken, Schiffe. Und ohne Geld, wie soll da je-
mand die tausend verschiedenen Gegenstände zusammentragen und zusammen-


***) Hiernach müßte der Verbraucher regelmäßig mehr Geld ausgeben, als er als Erzeuger einnimmt.
Dieses Mehr, aus dem Urzins bestehend, verschafft sich der Erzeuger dadurch, daß er mehr Ware ver-
fertigt und verkauft, als er kauft. Das Mehr, das so die Erzeuger hervorbringen, wird von den
Geldbesitzern für persönlichen Bedarf gekauft, und zwar gerade mit dem Geld, das sie als Zins erhe-
ben. Mit den Handelsunkosten, die der Verbraucher bezahlt, verhält es ich ebenso.
***) Wir werden noch sehen, daß diese Erhebungskosten durchaus nicht so gering sind; sie bestehen 
in der Hauptsache aus den Verwüstungen, die die Krisen in der Volkswirtschaft anrichten.
***) Ich gebrauche diesen Ausdruck ungern, weil er vieldeutig ist. Besser ist es, vom Preis zu sprech-
en, den der Unternehmer den Arbeitern für ihre Erzeugnisse bezahlt. Denn nur diese, die fertige, greif-
bare Leistung bezahlt der Unternehmer, nicht die Tätigkeit der Arbeiter.
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fügen, die für ein Schiff, eine Fabrik, ein Haus nötig sind? Es ist ganz undenkbar,
daß ohne Geld ein Haus usw. zustande komme. Und so besteht auch das Grundkapital
jedes kapitalistischen Unternehmens aus einer Summe Geldes. Für alle die Millionen
Miethäuser, Fabriken, Schiffe usw. gilt das Wort: Im Anfang war das Geld.


Wenn aber das Geld sich nicht hergibt für den Bau von Häusern, falls diese 
nicht den gleichen Zins, den das Geld von den Waren erhebt, erzielen können, so 
ruht die Bautätigkeit, und der alsbald einsetzende Mangel an Häusern treibt dann
den Mietzins herauf, genau wie der Mangel an Fabriken den Lohn drückt.


Also muß es gesetzmäßig dahin kommen, daß die Häuser, Schiffe, Fabriken, kurz,
das gesamte sogenannte Realkapital den gleichen Zins einträgt, den das Geld dem
Warenaustausch als Urzins aufbürden kann.


Die Häuser, Fabriken, Maschinen usw. sind Kapital. Sie erheben den Zins nicht 
wie die Ware als Kassenbote, um ihn an den Geldbesitzer abzuliefern, sondern für 
den Besitzer des Hauses. Aber diese Macht stützt sich nicht auf Eigenschaften 
dieser Dinge, sondern darauf, daß das Geld, genau wie bei den Waren, die Markt-
lage für die Erhebung des Zinses vorbereitet. Das Verhältnis der Wohnungen zu 
den Mietern, der Schiffe zu den Frachtgütern, der Arbeiter zu den Fabriken wird 
vom Geld immer künstlich, gesetz- und zwangsweise so gestaltet, daß die Mieter 
und Arbeiter (die Nachfrage) einem ungenügenden Angebot (Wohnungen, Fabriken)
gegenüberstehen.


Das herkömmliche, vom Staate verfertigte Geld (Tauschmittel) schützt alle vor-
handenen Häuser vor einem den Zinsertrag schmälernden Mitbewerb neuer Häuser.
Das Geld wacht mit Eifersucht darüber, daß seine Geschöpfe nicht entarten. Geld 
wird immer nur zum Bauen von so viel Häusern hergegeben, daß deren Zinsertrag 
nie unter den Urzins fallen kann. Dies wird durch eine jahrtausendelange Erfahrung
bestätigt.


Das sogenannte Realkapital (Sachgut) ist also eigentlich nichts weniger als 
real. Das Geld allein ist das wirkliche Realkapital, das Urkapital. Alle anderen
Kapitalgegenstände (Sachgüter) sind durchaus von der Beschaffenheit des Geldes
abhängig, sind dessen Geschöpfe, sind vom Geld in den Adel-, in den Kapitalstand
erhoben worden. Nimmt man dem Geld das Vorrecht, dem Volk den Bau neuer 
Häuser zu verbieten, reißt man das Wehr ein, das vom Geld zwischen den Arbeitern
und den sogenannten Realkapitalien errichtet wird, so wächst das Angebot dieser
Dinge, und sie verlieren ihre Eigenschaft als Kapital.


Es klingt ja fast ungeheuerlich und man muß seiner Sache sicher sein, wenn 
man die Behauptung aufstellt, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe, Eisenbahnen,
Theater, Elektrizitätswerke, kurz, das gewaltige, düstere Meer, das man z. B. vom
Berliner Kreuzberg aus überschaut, nur darum Kapital ist und Kapital sein muß, 
weil das Geld Kapital ist. Dieses ungeheure Meer, das sicherlich das Geldkapital 
100 mal überragt, brächte nur darum Zins ein, weil das Geld es so will? Das klingt
doch gewiß unwahrscheinlich.
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Aber das Unwahrscheinliche erscheint uns sofort ganz annehmbar, wenn wir
bedenken, daß unser herkömmliches Geld uralt ist, daß es seit 3 – 4000 Jahren ganz
selbsttätig und gesetzmäßig den Bau von Häusern usw. immer künstlich so weit be-
schränkte, daß die Nachfrage stets größer als das Angebot war und so die Häuser
Kapital blieben.


Um das Unwahrscheinliche zu begreifen, müssen wir an die wirtschaftliche
Eiszeit, als die wir das Mittelalter bezeichneten, an die tausend Wirtschaftskrisen
denken, die das Geld seitdem erzwungen hat. Die Milliarden und Abermilliarden an
Realkapital, die im Laufe der Zeit durch erzwungene Arbeitslosigkeit nicht erstan-
den sind, erklären das Unwahrscheinliche.


Der Mangel an Häusern, Schiffen, Fabriken usw., der im Zinsertrag dieser Gegen-
stände in die Erscheinung tritt, ist das Ergebnis einer seit Jahrtausenden ununter-
brochen wirkenden Ursache.


Wenn die Volksmassen während der Krisenjahre 1873 bis 1878 statt zu feiern 
und zu hungern, Häuser und Maschinen hätten bauen dürfen, ob da nicht unter 
dem Druck des Angebots der Hauszins gefallen wäre? Und das waren nur fünf Jahre!
Dabei darf man nicht vergessen, daß die anderen Ursachen der Wirtschaftskrisen, 
die wir im ersten Teil des Buches besprachen, unabhängig vom Zins in der gleichen
Richtung (Beschränkung und Verhinderung des Tausches) wirken.


Es ist also klar: das sogenannte Realkapital muß Zins abwerfen, weil es nur 
durch Ausgeben von Geld zustande kommen kann und weil dieses Geld Kapital 
ist. Das sog. Realkapital besitzt nicht, wie das Geld, eigene zinserpressende Macht-
mittel. Es handelt sich bei diesen sogenannten Realkapitalien, genau wie bei den
Waren, um vom Geld eigens zu diesem Zweck geschaffene und erzwungene Marktver-
hältnisse, um eine selbsttätig wirkende, künstliche Beschränkung in der Erzeugung
sogenannter Realkapitalien, so daß deren Angebot niemals die Nachfrage decken
kann.


Gesetzmäßig erzeugt das herkömmliche, vom Staate abgestempelte und ver-
waltete Geld durch erzwungene Arbeitslosigkeit die besitz- und obdachlose Menge,
das Proletariat, dessen Dasein die Voraussetzung für die Kapitaleigenschaft der
Häuser, Fabriken, Schiffe ist.


Das Geld ist für das Zustandekommen dieser Sachgüter (Realkapitalien) unent-
behrlich, und ohne Zins gibt es kein Geld. Ohne Proletariat * gibt es aber kein Real-
kapital. Folglich muß auch die Unentbehrlichkeit des Geldes das für den Zins der
Realkapitalien und den Umlauf des Geldes unentbehrliche Proletariat erzeugen.


Das Geld schafft das Proletariat, nicht weil die Zinslasten das Volk um Hab und
Gut bringen, sondern weil es das Volk gewaltsam daran hindert, sich Hab und Gut zu
schaffen.


Man braucht also für die Herkunftserklärung des Proletariats nicht zu dem 
verzweifelten Ausweg der sogenannten geschichtlichen Erklärung zu greifen,


*) Proletariat = die der eigenen Produktionsmittel entblößten Arbeiter.







341[369] Vervollständigung der Freigeld-Zins- oder Kapitaltheorie.


denn das Proletariat ist eine gesetzmäßig sich einstellende Begleiterscheinung des
herkömmlichen Geldes. Ohne Proletariat kein Zins der Realkapitalien, ohne Zins kein
Geldumlauf, ohne Geldumlauf kein Warenumsatz und als Folge davon Verarmung.


In anderen Zeiten hat das Schwert zweifellos an der Schaffung des Proletariats
kräftig mitgewirkt. Auch Thron (Gesetze) und Altar sind fleißig daran beteiligt ge-
wesen. Auch heute noch sucht man die Grundrente unter den Schutz der Gesetze 
zu stellen und durch Kornzölle dem Volke die Waffen zu entreißen, die es sich für 
den Kampf gegen die Grundrenten in Form von Schiffen, Eisenbahnen und landwirt-
schaftlichen Maschinen geschmiedet hat. (Siehe Teil I.) Dem Recht auf Arbeit und
Brot stellt man das Recht auf Grundrente entgegen. Aber auch ohne diese Hilfe wäre
das Kapital nicht um einen einzigen Proletarier ärmer. Wäre die Hilfe von Schwert
und Gesetz ausgeblieben, so hätten wir an deren Stelle ein paar Wirtschaftskrisen,
einige tausend überschüssige Arbeiter mehr gehabt. Das Geldkapital braucht nicht
Schwert und Gesetz, um das nötige Proletariat für die Realkapitalien zu schaffen; es
trägt die dazu nötigen Kräfte in sich selbst. Mit der Wucht einer Naturkraft schafft 
es sie. Metallgeld und Proletarier sind unzertrennlich.


Das sogenannte Realkapital besteht sicher aus sehr realen und unentbehrlichen
Gegenständen, aber als Kapital sind diese Gegenstände nichts weniger als real. Der
Zins, den sie heute abwerfen, ist ein Geschöpf des Urkapitals, des Geldes.


5. Vervollständigung der Freigeld-Zinstheorie.


Wir bezeichnen das Geld als das Urkapital, als allgemeinen Wegbereiter des so-
genannten Realkapitals, und verknüpfen damit die Behauptung, dieses Realkapital
verdankte seine zinszeugende Kraft nur dem Umstande, daß das Geld durch er-
zwungene Krisen, erzwungene Arbeitslosigkeit, also eigentlich durch Sengen und
Brennen dem Realkapital die für die Erhebung eines dem Urzins entsprechenden
Zinses nötige Marktlage vorbereitete. Dann müssen wir aber auch nachweisen kön-
nen, daß der Zins der Realkapitalien vom Urzins derart beherrscht wird, daß er auf
diesem immer und gesetzmäßig zurückfallen muß, falls er sich aus irgend einem
Grunde von ihm vorübergehend entfernt.


Denn wir sagen, daß Nachfrage und Angebot den Zins des Realkapitals bestim-
men, und erkennen damit an, daß der Zins vielen Einflüssen unterworfen ist.


Was wir also sagen, ist, daß, wenn aus anderen Gründen der Zins der Real-
kapitalien über den Urzins steigt, er aus zwingenden, in der Natur der Dinge selbst
liegenden Gründen wieder fallen muß, und zwar bis auf den Urzins. Und umgekehrt
muß, wenn der Zins der Realkapitalien unter den Urzins fällt, das Geld ihn selbst-
tätig wieder auf diese Höhe zurückführen. Hierdurch wird der Urzins der gesetzmäßi-
ge Höchst- und Mindestertrag von dem, was man in der Regel vom Realkapital erwar-
ten kann. Der Urzins ist der Gleichgewichtspunkt, um den der Zins aller
Realkapitalien pendelt.
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Wenn das aber so ist, so müssen wir auch wieder nachweisen können, daß, wenn
wir die künstlichen Hindernisse beseitigen, die das heutige Geld dem Werden von
sogenannten Realkapitalien errichtet, das Angebot solcher Kapitalien durch die nun
ungefesselte Arbeit des Volkes und ohne irgend ein anderes Zutun früher oder später
die Nachfrage decken wird, und zwar in dem Sinne, daß der Zins in der ganzen Welt,
soweit auf ihr Freihandel und Freizügigkeit herrschen, auf Null fallen muß.


Der Kapitalzins ist eine internationale Größe; er kann nicht einseitig für 
einen einzelnen Staat beseitigt werden. Wenn z. B. die Häuser in Deutschland 
keinen Zins abwürfen, während man in Frankreich noch solchen Zins erheben 
kann, so würde man kein Haus mehr in Deutschand bauen. Die deutschen Kapi-
talisten würden ihre Überschüsse über die Grenze bringen durch Ankauf fran-
zösischer Wechsel, mit deren Erlös man dann die Häuser in Frankreich bauen 
würde.


Dazu wird der Nachweis nötig sein, daß
1. es nicht an Kraft und Mitteln fehlt, um das zum Ersäufen des Zinses nötige 


Meer von Realkapitalien in absehbarer Zeit zu erzeugen;
2. der Reiz oder Wille, Realkapitalien (Mietshäuser, Fabriken, Schiffe) hervor-


zubringen, nicht erlahmen wird, falls diese keinen Zins mehr abwerfen.
Daß der Zins der Realkapitalien sich jederzeit nach oben sowohl wie nach unten


vom Urzins entfernen kann, können wir leicht erkennen, wenn wir uns folgenden Fall
vorstellen:


Nehmen wir an, die Pest hätte 3/4 der Menschheit dahingerafft. Dadurch würde
das jetzt zwischen Proletariat und Realkapitalien bestehende Verhältnis auf den 
Kopf gestellt, und auf jeden Mieter kämen 4 Wohnungen, auf jeden Bauernknecht 
4 Pflüge, auf jeden Arbeiterstamm 4 Fabriken. Unter solchen Verhältnissen würden
die Realkapitalien keinen Zins mehr abwerfen. Der Wettbewerb der Hausbesitzer 
würde die Mieten und der Wettbewerb der Unternehmer den Unternehmergewinn so
weit herunterdrücken, daß wahrscheinlich nicht einmal die vollen Kosten für
Instandhaltung und Abschreibung herausgeschlagen werden könnten.


So konnte man in der Provinzialhauptstadt La Plata in Argentinien in den
Krisenjahren 1890 – 1895 die schönsten Häuser umsonst bewohnen. Nicht einmal 
die Kosten der Instandhaltung konnten die Hausbesitzer erheben.


Unter solchen Verhältnissen würde nur mehr ein einziges Kapital fortbestehen,
und zwar das Geld. Während alle übrigen Kapitalgegenstände die zinserzeugende Kraft
eingebüßt haben würden, brauchte das Geld auch dann noch nichts von seiner Zins-
forderung abzulassen, wenn 99 % der Bevölkerung verschwunden wären. Die Erzeug-
nisse der zinsfreien Arbeitsmittel, die Waren, müßten für ihren Austausch dem Geld
fernerhin den gleichen Zins zahlen – als ob nichts geschehen wäre.


Mit dieser Annahme wird die wahre Natur des Geldes und ihr Verhältnis zu den
Realkapitalien sehr gut beleuchtet.
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Wenn wir annehmen, daß der Geldbestand durch die Pest nicht verändert worden
wäre, so würde das Mißverhältnis zwischen Geld und Waren die Preise stark in die
Höhe treiben, aber auf den Zins hätte der verhältnismäßig große Geldbestand keinen
Einfluß, da, wie wir gezeigt haben, es niemals einen Wettbewerb unter Geldverleihern
geben kann. Der Bruttozins würde durch die Preissteigerung sogar eine Erhöhung
erfahren (s. den späteren 7. Abschnitt über die Bestandteile des Bruttozinses).


Unter diesen angenommenen Umständen bleibt es selbstverständlich ausgeschlos-
sen, daß jemand Geld für den Bau einer Fabrik hergeben würde. Dies würde erst dann
wieder geschehen, nachdem teils durch Bevölkerungsvermehrung, teils durch Feuers-
brünste oder andere Naturereignisse, worunter in erster Linie der Zahn der Zeit zu
rechnen ist, das Angebot solcher Realkapitalien sich so weit vermindert hätte, daß
das ursprüngliche Verhältnis und damit der Urzins wieder erreicht wäre. Warum das so
wäre, ist gesagt.


Der Zins der sogenannten Realkapitalien kann demnach jederzeit infolge außer-
gewöhnlicher Ereignisse unter den Urzins fallen, aber die natürlichen Zerstörungen,
denen das Realkapital ausgesetzt ist (s. die Liste der jährlichen Schiffsbrüche und
Abtakelungen, der Feuersbrünste, der Abschreibungen aller Fabriken, der Eisenbahn-
zusammenstöße usw.), zusammen mit dem Umstand, daß das Geld kein Neuschaffen
von Realkapital zuläßt, solange der Zins des bestehenden Kapitals nicht die Höhe 
des Urzinses erreicht, bringen Nachfrage und Angebot von Realkapitalien gesetz-
mäßig wieder in das ursprüngliche Verhältnis zurück.


Wir schulden aber noch den Beweis, daß der Zins des Realkapitals auch nicht 
dauernd über dem Urzins stehen kann.


Daß durch besondere Verhältnisse dieser Fall eintreten kann und in manchen 
Ländern mit vergleichsweise starker Einwanderung sogar jahrzehntelang anhalten
kann, wollen wir gleich und freudig anerkennen, denn es ist ein triftiger Beweis für
die Richtigkeit der Lehre vom Zins, wonach Angebot und Nachfrage bedingungslos
darüber bestimmen, ob und welchen Zins die Realkapitalien abwerfen.


Wieviel Kapital an Wohnung, Arbeitsmitteln, Läden, Eisenbahnen, Kanälen, Hafen-
anlagen usw. auf eine Arbeiterfamilie in Amerika entfällt, weiß ich nicht. Es mögen
5000, es mögen auch 10 000 Dollars sein. Nehmen wir nur 5000 Dollars an, so müß-
ten die Amerikaner, um für die dort jährlich landenden Einwanderer, etwa 100 000
Familien, Obdach und Arbeitsmittel zu beschaffen, alle Jahre 5000 5 100 000 = 500
Millionen Dollars in neuen Häusern, Fabriken, Eisenbahnen, Schiffen anlegen.


Wenn sämtliche deutschen Arbeiter nach den Vereinigten Staaten auswanderten,
so würde es dort an allem mangeln, um diese Massen zu beschäftigen und zu beher-
bergen. Dieser Mangel an Fabriken, Maschinen, Häusern würde auf die Löhne drücken
und gleichzeitig die Wohnungsmieten gewaltig in die Höhe schrauben. Der Zins der
Realkapitalien würde hoch über den Urzins steigen.


Dieser Vorgang entzieht sich gewöhnlich der unmittelbaren Beobachtung, 
weil die Kapitalgegenstände im Preise steigen, wenn der Zinsertrag steigt. Ein 
Haus, das man für 10 000 Mark verkaufen kann, weil es 500 Mark Zins 
einbringt, steigt auf 20 000 Mark, wenn der Hauszins auf 1000 Mark steigt.
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Rechnerisch wirft das Haus dann nur 5 % ab. Als Maßstab für die Preisbildung gilt
eben der Urzins.


Nun müssen wir die Tatsache erklären können, daß aus natürlichen, zwingenden
Gründen jede Erhöhung des Realkapitalzinses über den Urzins hinaus selbsttätig ein
ständig wachsendes Neuschaffen von Häusern usw. auslöst, unter dessen Druck (An-
gebot) der Zins dieser Dinge in absehbarer Zeit wieder auf den Urzins als Grenze und
Gleichgewichtspunkt fällt, und zwar ebenso selbsttätig, wie er im entgegengesetzten
Falle wieder bis an diese Grenze gestiegen war. Es dürfen solchem Geschehen keine
Hindernisse wirtschaftlicher und seelischer Art entgegenstehen. Der Arbeitswille, die
Arbeitskraft sowie die Unterstützung der Natur müssen ausreichend sein, um das Ka-
pital immer und an allen Orten in einer Menge zu beschaffen, daß dessen Angebot
den Zins auf die Grenzen des Urzinses zurückdrücken muß.


Es ist kein Unsinn, wenn Flürscheim* sagt: "Der Zins ist der Vater des Zinses". Womit
gesagt wird, daß die Zinslasten das Volk daran hindern, das zur Beseitigung des Zinses
nötige Angebot von Realkapital zu erzeugen, ähnlich wie der Pachtzins den Bauern daran
hindert, das gepachtete Land zu kaufen und zu bezahlen.


Aber in dem Satze: "Der Zins ist der Vater des Zinses" ist auch die Behauptung einge-
schlossen, daß ein steigender Zins auch die Ursache eines unaufhaltsam weiteren Steigens
des Zinses sein müßte. Ist das Fallgesetz auf den Zins anwendbar, wenn der Zins fällt, so
müßte es auch in umgekehrter Richtung anwendbar sein, wenn der Zins steigt. Mit den von
Flürscheim angewendeten Untersuchungsverfahren war dieser Widerspruch nicht zu lösen.


Daß es sich auch wirklich so verhält, erkennen wir an der Tatsache, daß die Ver-
einigten Staaten von Nordamerika in verhältnismäßig kurzer Zeit auf dem Weltkapital-
markt von der Nachfrage zum Angebot übergegangen sind, daß sie das Riesenwerk von
Panama mit eigenen Mitteln ausführten, daß sie mit der Mitgift ihrer Töchter viele euro-
päische Fürstenhäuser vor dem Verfall retten und auch sonst in der Welt Absatz für ihre
Kapitalüberschüsse suchen. Dieser Fall ist um so überzeugender, als dort die gewalti-
ge Einwanderung blutarmer Einwanderer die Nachfrage unnatürlich vermehrt hatte und
der Vorgang durch zahlreiche und verheerende Wirtschaftskrisen stark gehemmt wurde.


Dies ist aber nur die Tatsache. Fehlt noch die Erklärung.
Der Zins, den das sogenannte Realkapital abwirft, reizt zur Sparsamkeit, und je höher


der Zins, um so größer wird jener Reiz. Freilich, je höher der Zins, um so größer wer-
den die Zinslasten und um so schwerer wird es denen, die den Zins aufbringen, selber
durch Sparen ein Kapital zu bilden. Jedoch in der heutigen Ordnung der Dinge sind 
es nur in geringem Maße die Überschüsse der arbeitenden, zinszahlenden Klassen, mit
denen die Neuanlagen von Kapital ausgeführt werden.** In der Hauptsache stammen
diese aus den Überschüssen der Kapitalisten, und die Überschüsse wachsen natürlich
mit der Vermehrung ihrer Einnahmen, d. h. also mit der Erhöhung des Kapitalzinses.


Hierbei ist nun folgendes zu beachten:


**) The Economic Problem by Michael Flürscheim, Xenia, U.S.A. 1910.
**) Die Sparkasseneinlagen, das Kapital des Proletariats, betrugen in Preußen:
Jahr Anzahl Sparbücher Einlagen Millionen Mark Durchschnitt jedes Buch
1913 14 417 642 13 111 Mk. 909
1914 14 935 190  (Auf 100 Einw. 35 Stück.) 13 638 Mk. 913
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Das Einkommen der Arbeiter wächst, wenn der Zins des Kapitals fällt; das Ein-
kommen der Rentner wächst, wenn der Zins steigt. Bei den Unternehmern, deren
Einkommen sich aus dem eigenen Arbeitslohn und Kapitalzins zusammen setzt, wir-
ken die Zinsänderungen verschieden, je nachdem von diesem Einkommen mehr oder
weniger aus Zins oder aus Lohn herrührt.


Die Arbeiter können also besser bei fallendem Zins, die Rentner besser bei 
steigendem Zins sparen. Doch wäre es ein Trugschluß, daraufhin annehmen zu 
wollen, es müsse für die allgemeine Spartätigkeit und Kapitalvermehrung gleich-
gültig sein, wie sich der Zins gestaltet.


Zunächst ist zu beachten, daß beim Rentner eine Vermehrung des Einkommens
anders auf die Ausgaben und darum auf die Ersparnisse wirkt als beim Arbeiter. 
Denn beim Rentner stößt die Vermehrung nicht, wie beim Arbeiter, auf so viele, 
oft seit Jahrzehnten auf Befriedigung wartende Bedürfnisse. Der Rentner entschließt
sich leichter, seine ganze Mehreinnahme zu sparen, während der Spargedanke dem
Arbeiter erst nach der Befriedigung anderer Bedürfnisse kommt.


Sodann kann der Rentner für seine Kinder nicht anders sorgen als durch Sparen.
Sobald die Zahl seiner Kinder das erste Paar überschreitet, muß der Rentner sein
Kapital mehren, sofern er es seinen Kindern ermöglichen will, das Leben fortzu-
führen, zu dem er sie durch sein Beispiel erzieht. Der Arbeiter hat solche Sorgen
nicht, denn seinen Kindern, die durch Arbeit sich ernähren werden, braucht er 
nichts zu vererben.


Der Kapitalist muß also sparen; er muß sein Kapital vermehren (obschon diese
Vermehrung den Zins drückt), um seinem sich mehrenden Geschlecht ein standes-
gemäßes Leben ohne Arbeit zu ermöglichen. Und wenn er schon der Regel nach 
sparen muß, so kann man annehmen, daß er auch regelmäßig die durch Zinser-
höhung wachsenden Überschüsse zu neuen Kapitalanlagen verwenden wird.


Darum kann man folgern, daß eine Erhöhung des Kapitalzinses, obschon sie im-
mer auf Kosten des arbeitenden Volkes und der kleinen Sparer erfolgt, dennoch die
Summe der in einem Lande für neue Realkapitalien verfügbaren Überschüsse eher ver-
mehren als vermindern muß, und daß eine Zinserhöhung darum auch die Kräfte ver-
mehrt, die auf den Zins drücken. Je höher der Zins, desto mehr wächst dieser Druck.


Beispiele freilich kann man hierfür nicht beibringen; ziffernmäßig läßt sich das
Gesagte nicht beweisen. Dazu eignen sich die Zahlen nicht, die uns die Goldwährung
liefert. Wenn Carnegie seinen Arbeitern 20 oder 50 % mehr Lohn bezahlt hätte, so
wäre er wahrscheinlich nie zu der ersten Milliarde gelangt. Ob aber dann alle die
Stahlwerke, die Carnegie mit dem Gelde schuf und die nun das Angebot des Real-
kapitals vermehren, die Löhne in die Höhe treiben und den Zins entsprechend her-
unterdrücken, durch die Ersparnisse der Arbeiter entstanden sein würden? Ob die
Arbeiter jene 20 oder 50 % Lohnerhöhung nicht lieber für eine auskömmliche Ernäh-
rung ihrer Kinder, für gesündere Wohnungen, für Seife und Bäder verwendet hätten?
Mit anderen Worten: würden die Arbeiter zum Schaffen neuer Stahlwerke zusammen
so viele Überschüsse erzielt haben, wie es Carnegie für sich allein bei seinen be-
scheidenen persönlichen Bedürfnissen möglich war? (Eigentlich hätten die Ar-
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beiter, um das gleiche heute bestehende Verhältnis zwischen Nachfrage nach Arbeits-
mitteln und deren Angebot aufrecht zu erhalten, eine bedeutend größere Masse an
Realkapitalien schaffen müssen, denn der karge Lohn verursacht heute eine empö-
rende Säuglingssterblichkeit; eine Lohnerhöhung würde diese vermindert und in-
folgedessen eine starke Vermehrung der Arbeiter und der Nachfrage nach Arbeits-
mitteln verursacht haben.)


Wir sind zunächst geneigt, obige Frage rundweg zu verneinen – und irren dabei
ganz gewaltig. Denn was hat Carnegie durch die Häufung von Realkapitalien, durch
seine persönliche Sparsamkeit erreicht? Er hat den Zins dieser Dinge immer und
immer wieder unter den Urzins gedrückt und dadurch Krisen über Krisen herbeige-
führt, die ebenso viele Realkapitalien vernichteten oder am Entstehen verhinderten,
wie der brave Mann durch sein vernünftiges Wirtschaften zusammenbrachte. Hätte
Carnegie die Überschüsse seines Betriebes durch Lohnerhöhung unter die Arbeiter
verteilt, so wäre allerdings von diesen Lohnerhöhungen nur ein kleinerer Teil für 
neue Realkapitalien gespart worden, der größere Teil wäre in Seifen-, Speck- und 
Bohnen-Schwelgereien verpraßt worden. Demgegenüber aber würden die Zwischen-
räume von einer Krise zur anderen größer geworden sein. Die Arbeiter hätten in-
folgedessen weniger durch erzwungene Arbeitslosigkeit verloren und so ihren
Mehraufwand wieder ausgeglichen. Der Erfolg wäre für den Zins derselbe geblieben, 
d. h. ohne die Sparsamkeit Carnegies stände heute das Angebot von Realkapitalien 
auf gleicher Höhe wie mit dieser Sparsamkeit. Der Unterschied zwischen dem, was
Carnegie persönlich sparen konnte und dem, was die Arbeiter weniger gespart ha-
ben würden, ist durch Wirtschaftskrisen gesetz- und regelmäßig vernichtet worden.


Der Selbsterhaltungstrieb der Kapitalisten sowie der Umstand, daß der Kapita-
list für seine Nachkommen zu sorgen hat, zwingen ihn dazu, Überschüsse zu 
machen, und zwar zinstragende Überschüsse. Er muß sie sogar dann noch machen,
wenn seine Einnahmen zurückgehen, und zwar muß der Selbsterhaltungstrieb den
Kapitalisten um so stärker zur Sparsamkeit mahnen, je mehr der Zins fällt. Will z. B.
ein Kapitalist den Einnahmeausfall, den er durch das Fallen des Zinses von 5 auf 
4 % erleidet, durch Kapitalvermehrung ausgleichen, so muß er sein Kapital durch
Ersparnisse an seinen persönlichen Ausgaben um 1/5 vermehren.


Steigt der Zins, so können die Kapitalisten sparen; fällt er, so müssen sie sparen.
Im ersten Falle wird das Ergebnis zwar größer sein als im zweiten Fall, aber das
schränkt die Bedeutung dieses Sachverhalts für den Zins nicht ein. Es ändert dies
nichts an der Tatsache, daß, je mehr der Zinsfuß fällt, der Kapitalist durch Ver-
ringern seiner persönlichen Ausgaben seine Einnahmen für die Vermehrung der
Realkapitalien um so stärker heranziehen muß, obschon gerade seine Notlage eine
Folge vermehrter Realkapitalien ist.


Uns, die wir behaupten, es liege in der Natur der Dinge, daß die Real-
kapitalien sich bis zur eigenen Vernichtung, also bis zur billigen Beseitigung 
des Zinses vermehren, ist die soeben erwähnte Tatsache ein triftiger Beweis 
für das, was wir noch zu zeigen haben, nämlich daß, wenn der Kapitalzins 
fällt, der Wille und die Notwendigkeit zu neuen, den Zins erdrückenden Kapital-
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anlagen nicht fehlen werden – vorausgesetzt, daß wir solchen Kapitalvermehrungen
das Hindernis wegräumen, welches das herkömmliche Geld ihrem Werden errichtet.


Geht der Zinsfuß von 5 auf 4 % herab, so muß der Kapitalist durch Einschränken
seiner persönlichen Ausgaben sein Kapital von 8 auf 10 erhöhen. Weil der Zins von 
5 auf 4 % fiel, wird also der Kapitalist den geplanten Bau eines Sommerhauses für 
die Seinigen nicht ausführen, dafür aber eine Mietskaserne in der Stadt bauen lassen.
Und diese neue Mietskaserne wird den Zins des Häuserkapitals noch weiter herab-
drücken. Vorteilhafter für das Kapital im allgemeinen wäre es, wenn der Kapitalist 
das Sommerhaus und nicht die Mietskaserne baute. Aber für den Einzelkapitalisten
verhält es sich umgekehrt.


Fällt der Zins weiter (unter dem Drucke der neuen Mietskaserne) von 4 auf 3 %, 
so muß der Kapitalist sich weiter einschränken und, statt die Schulden eines vor-
her in Aussicht genommenen fürstlichen Schwiegersohnes zu bezahlen, seine Tochter
lieber einem Bauunternehmer geben, der mit der Mitgift Mietskasernen errichtet, die
zwar Zins abwerfen, aber auch gleichzeitig auf den Zins drücken. Und so weiter.


Es liegt also in der Natur, im Selbsterhaltungstrieb des Kapitalisten, also gerade
in dem Triebe, bei dem der Wille im Menschen am stärksten ist, daß er von seinen
Einnahmen einen um so stärkeren Prozentsatz zu neuen, den Zins herabdrückenden
Realkapitalien verwenden muß, je mehr der Zins fällt.


In Zahlen ausgedrückt, erhalten wir von dem hier Gesagten folgendes Bild:


Der Zins, den die Arbeiter in Deutschland bei 5 % aufbrin-
gen, betrage


Davon bestimmen die Kapitalisten für Neuanlagen 50 % und
den Rest für persönliche Bedürfnisse.


Nun fällt der Zins von 5 % auf 4 %, und die Zinseinkünfte
fallen entsprechend von 20 auf


So verlieren die Kapitalisten
Dieser Einnahmeausfall, der einen Kapitalverlust von 100


Milliarden entspricht, zwingt die Kapitalisten, einen größeren
Teil ihrer Einkünfte für Neuanlagen zu bestimmen. Statt der
früheren 50 % mögen sie jetzt 60 % ihrer von 20 auf 16
Milliarden verminderten Einkünfte für Neuanlagen bestimmen,
und anstelle der früheren 10 Milliarden ergeben sich jetzt


Aber dem Einnahmeausfall der Kapitalisten entspricht eine
gleich große Mehreinnahme bei den Arbeitern. Wenn die
Arbeiter diese Mehreinnahme durch die Sparkassen unverkürzt
neuen zinstragende Anlagen zuführten, so würde durch den
Zinsrückgang von
die ursprüngliche, von uns oben mit 10 Milliarden angegebene,
für Neuanlagen bestimmte Summe nun betragen
nämlich 4 Milliarden von seiten der Arbeiter und 96/10 Milliar-
den von seiten der Kapitalisten.


20 Milliarden
10 Milliarden


16 Milliarden
04 Milliarden


096/10 Milliarden


04 Milliarden


136/10 Milliarden
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Und je mehr der Zinsfuß fällt, um so mehr wächst die Summe, die für zinsdrück-
ende und -erdrückende Neuanlagen bestimmt wird – von seiten der Kapitalisten aus
Not, von seiten der Arbeiter, weil sie ihrem Spartriebe folgen können. Die Natur der
Realkapitalisten treibt ihn also sozusagen zum Selbstmord.


Je mehr der Zins fällt, um so mehr entsteht an Realkapitalien, die auf den Zins
drücken, so daß vielleicht das physikalische Fallgesetz auf den Zins anwendbar ein
mag – selbstverständlich erst dann, wenn wir das Hindernis beseitigen, welches das her-
kömmliche Geld dem Zustandekommen solcher Massen von Realkapitalien errichtet.


Man sagt, daß, wenn das Realkapital keinen Zins mehr einbringt, niemand mehr
ein Mietshaus, eine Fabrik, einen Ziegelofen usw. bauen wird. Man werde die Erspar-
nisse lieber in Vergnügungsreisen verausgaben als Mietshäuser zu bauen, nur damit
andere darin mietefrei in Saus und Braus leben können.


Aber hier wird mehr behauptet, als das Wort zinsfrei sagt. Die Miete eines Hau-
ses besteht nur zum Teil aus Zins. Die Miete enthält neben dem Zins des Gebäude-
kapitals auch die Grundrente, die Ausbesserungen, Abschreibungen, Steuern, Ver-
sicherung, die Ausgaben für Reinigen, Heizen, Beaufsichtigen, Ausstattung usw.. Oft
mag der Zins 70 oder 80 % der Miete ausmachen, oft im Innern der Großstadt auch
nur 20 oder 30 %. Wenn also der Zins ganz aus der Miete ausscheidet, so bleibt im-
mer noch ein genügender Rückstand an Ausgaben, um zu verhüten, daß jeder einen
Palast für sich beansprucht.


Ebenso verhält es sich mit den übrigen Realkapitalien. Der sie Benutzende muß
neben dem Zins noch erhebliche Ausgaben für Instandhaltung, Abschreibungen, 
Versicherungen, Grundrenten, Steuern usw. gewärtigen, Ausgaben, die meistens 
den Zins des Kapitals erreichen und übersteigen. Das Häuserkapital steht in dieser
Beziehung noch am günstigsten. Von 2 653 deutschen Aktiengesellschaften mit 
9 201 313 000 Mark Kapital wurden 1911 439 900 475 Mark abgeschrieben, also
etwa 5 % im Durchschnitt. Ohne die jährlichen Erneuerungen (neben den Ausbesse-
rungen) bliebe von obigem Kapital nach 20 Jahren nichts übrig.


Aber auch sonst ist der Einwand nicht richtig, namentlich auch nicht den bisher
von ihren Renten lebenden Personen gegenüber.


Denn, werden diese Personen schon durch den Rückgang des Kapitalzinses zu
größerer Sparsamkeit gezwungen, so werden sie, wenn der Zins ganz ver-
schwindet, um so mehr darauf bedacht sein, das, was sie haben (und was jetzt 
kein Kapital mehr ist), möglichst langsam zu verzehren. Und das erreichen sie 
eben damit, daß sie von den jährlichen Abschreibungen ihres Kapitals nur 
einen Teil für eigenen Bedarf ausgeben, den Rest aber wieder für den Bau 
neuer Häuser, Schiffe usw. bestimmen, die ihnen keinen Zins, wohl aber Sicher-
heit gegen unmittelbaren Verlust bieten. Wenn sie das Geld (Freigeld) behielten,


Nehmen wir aber an, daß die Arbeiter nur einen Teil der 4
Milliarden an herabgesetzten Zinslasten sparen würden, etwa nur
die Hälfte, so würde immerhin durch den Zinsrückgang von 5 auf
4 % die Summe der jährlichen kapitalistischen Neuanlagen von
10 steigen auf 116/10 Milliarden
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so würden sie nicht nur keinen Zins, sondern noch einen Verlust haben. Durch den
Bau neuer Häuser vermeiden sie diesen Verlust.


So wird z. B. ein Aktionär des Norddeutschen Lloyd, der, wie wir annehmen wol-
len, keine Dividenden mehr zu erwarten hat, nicht verlangen, daß ihm der Betrag 
der Abschreibungen, womit der Lloyd heute die neuen Schiffe baut, voll ausbezahlt
werde. Er wird sich mit einem Teil begnügen, um den Tag möglichst lange hinaus-
zuschieben, an dem ihm der Rest seines Vermögens ausbezahlt wird. So werden also
immer wieder neue Schiffe gebaut, trotzdem sie keinen Zins und nur Abschreibungen
abwerfen. Freilich würde aber dennoch mit der Zeit das letzte Schiff des Nord-
deutschen Lloyd in Trümmer fallen, wenn nicht andere an die Stelle des von den
Abschreibungen zehrenden, gewesenen Rentners träten, wenn nicht die von den Zins-
lasten befreiten Arbeiter das tun würden, was die gewesenen Rentner nicht mehr
tun können. Den Teil der Abschreibungen, den der gewesene Rentner verzehrt, wer-
den also die Sparer ersetzen, allerdings auch nur, um im Alter von den erwarteten
Abschreibungen leben und zehren zu können.


Es ist also nicht nötig, daß die Häuser, Fabriken, Schiffe usw. Zins abwerfen, um
die Mittel zu ihrer Herstellung von allen Seiten anzulocken. Diese Dinge erweisen
sich nach Einführung des Freigeldes für alle Sparer als das beste Aufbewahrungs-
mittel für die Ersparnisse. Indem die Sparer die Überschüsse in Häusern, Schiffen,
Fabriken anlegen, die keinen Zins eintragen, wohl aber sich in Abschreibungen wie-
der auflösen, sparen sie die Kosten der Wartung und Lagerung dieser Überschüsse,
und zwar vom Tage an, wo der Überschuß gemacht wurde, bis zum Tage, wo er 
verzehrt werden soll; und da zwischen diesen beiden Tagen oft Jahrzehnte liegen 
(ein Jüngling, der für sein Alter spart!), so sind es große Vorteile, die die genann-
ten Geldanlagen den Sparern bieten.


Der Zins ist ja sicher ein besonderer Reiz für den Sparer. Aber nötig ist dieser
besondere Reiz nicht. Der Spartrieb ist auch ohne diesen Reiz stark genug. Übri-
gens, so kräftig der Zins als Sparreiz auch wirken mag, so ist er doch keinesfalls 
stärker als das Hindernis, das der Zins dem Sparer errichtet. Infolge der Zinslasten
heißt Sparen heute für die Volksmassen – entsagen, entbehren, hungern, frieren und
nach Luft schnappen. Denn gerade durch den Zins, den der Arbeiter erst für andere
aufbringen muß, wird der Arbeitsertrag so stark beschnitten, daß in der Regel der
Arbeiter an Sparen überhaupt nicht denken kann. Ist also der Zins ein Sparreiz, so ist
er in noch stärkerem Grade ein Sparhindernis. Der Zins beschränkt die Sparmöglich-
keit auf ganz kleine Kreise, und die Sparfähigkeit auf die Wenigen aus diesen Krei-
sen, die den nötigen Entsagungsmut dazu haben. Sinkt der Zins auf Null, so steigt
der Arbeitsertrag um den vollen Betrag der Zinslasten, und entsprechend erweitert
sich die Sparmöglichkeit und Sparfähigkeit. Und es ist doch sicher leichter, von 200
Mark als von 100 Mark 5 Mark zu sparen. Und wahrscheinlich wird derjenige, der durch
die Zinsaussichten mitbestimmt wurde, bei 100 Mark sich und seinen Kindern 10 Mark
am Munde abzusparen, bei 200 Mark ohne jenen Reiz, aus natürlichen Spartrieben,
wenn auch nicht 110 Mark, so doch erheblich mehr als 10 Mark sparen.
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In der Natur wird übrigens das Sparen ganz allgemein ohne Aussicht auf Zins
geübt. Die Bienen und Hamster sparen, obschon ihnen der gesammelte Vorrat keinen
Zins, wohl aber viele Feinde verschafft. Bei den Naturvölkern wird auch gespart,
obschon dort von Zins keine Rede ist.* Warum soll nun der Kulturmensch anders ge-
artet sein? Man spart, um sich ein Haus zu bauen, man spart für die Hochzeit, fürs
Alter, für Krankheitsfälle, und in Deutschland sparen manche sogar für ihre Toten-
messe und für die Begräbniskasse. Und das Begräbnis wirft dem Toten doch keinen
Zins ab. Und übrigens, seit wann spart denn der Proletarier für die Sparkasse? 
Brachte das in den Matratzen verborgene Geld früher Zins ein? Und solche Spar-
anlagen waren doch noch bis vor 30 Jahren allgemein Sitte. Auch die Wintervor-
räte bringen keinen Zins ein, dagegen viel Verdruß.** 


Sparen heißt, mehr Ware erzeugen als verbrauchen. Aber was macht der Sparer,
macht das Volk mit diesen Überschüssen an Waren? Wer verwahrt diese Waren auf,
und wer bezahlt die Kosten des Aufbewahrens? Wenn wir hier antworten: der Sparer
verkauft seine Erzeugungsüberschüsse, so verlegen wir die Frage vom Verkäufer auf
den Käufer, und auf ein Volk als Ganzes ist diese Antwort überhaupt nicht anwendbar.


Wenn nun jemand Ersparnisse macht, d. h. mehr Waren erzeugt als verbraucht,
und findet einen, dem er den Überschuß unter der Bedingung verleihen kann, daß
ihm seine Ersparnisse ohne Zins, aber auch ohne Verluste, nach Jahr und Tag er-
stattet werden, so ist das für den Sparer ein außerordentlich vorteilhafter Handel.
Spart er doch die Unterhaltungskosten seiner Ersparnisse. Er gibt 100 Tonnen frischen
Weizen in seiner Jugend, und im Alter erhält er 100 Tonnen frischen Weizen gleicher
Güte zurück. (Siehe die Robinsongeschichte Seite 319 ff.)


Die einfache, zinsfreie Rückerstattung des ausgeliehenen Spargutes enthält also,
sobald wir nur das Geld aus dem Spiele lassen, eine recht bedeutende Leistung von
seiten des Schuldners oder Borgers, nämlich die Kosten der Aufbewahrung des ge-
liehenen Spargutes. Diese Kosten müßte der Sparer selbst tragen, wenn er niemand
fände, der ihm die Ersparnisse abnimmt. Freilich verursachen die geliehenen Güter
dem Borger keine Aufbewahrungskosten, weil er diese (z. B. entliehenen Saatweizen)
in der Wirtschaft verbraucht, aber diesen Vorteil, der eigentlich ihm selbst gehört,
überträgt der Borger im zinsfreien Darlehen ohne Gegenleistung auf den Verleiher.
Wären die Verleiher zahlreicher als die Borger, so würden sich die Borger genannten
Vorteil in der Form eines Abzuges am Darlehn (negativen Zinses) bezahlen lassen.


Also von welcher Seite man auch das zinsfreie Darlehen betrachtet, Hinder-
nisse natürlicher Ordnung stehen ihm nicht im Wege. Im Gegenteil. Je mehr der Zins
fällt, um so eifriger wird an der Vermehrung der Häuser, Fabriken, Schiffe, Kanäle,


**) Kein Neger, kein Hottentott, kein Mohikaner hat jemals Zins von seinen Ersparnissen erhoben.
Trotzdem wird keiner von ihnen seine Ersparnisse (Vorräte) gegen die Ersparnisse unserer Proletarier
(Sparkassenbuch) hergeben wollen.
**) Daß das Zinsverbot der Päpste im Mittelalter keine Geldwirtschaft aufkommen ließ (auch der 
Mangel an Geldmetall trug dazu bei), zeugt dafür, daß die Sparer auch ohne Zinsgenuß ihrem Spar-
trieb folgten; sie verschatzten das Geld.          
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Eisenbahnen, Theater, Krematorien, Straßenbahnen, Kalköfen, Eisenhütten usw. ge-
arbeitet werden, und den höchsten Grad erreicht die Arbeit, wenn jene Unterneh-
mungen gar keinen Zins mehr abwerfen werden.


Für v. Boehm-Bawerk ist es ganz selbstverständlich, daß ein gegenwärtiges Gut höher ein-
geschätzt werden muß als ein künftiges, und auf diese Voraussetzung gründet er auch seine
neue Zinstheorie. Und warum wäre das selbstverständlich? Darauf gibt er selbst die etwas wun-
derliche Antwort: weil man Wein kaufen kann, der im Keller jährlich besser und teurer wird.
[Vergl. hierüber die Fußnote Seite 326] Weil also der Wein (v. Boehm-Bawerk hat unter allen
Waren keine zweite gefunden, die diese wunderbare Eigenschaft besitzt) angeblich von selbst,
ohne Arbeit, ohne Kosten irgend welcher Art, also auch ohne Lagerkosten, im Keller jährlich
besser wird, darum werden wohl auch die übrigen Waren, Kartoffeln, Mehl, Pulver, Kalk, Häute,
Holz, Eisen, Seide, Wolle, Schwefelsäure, Modeartikel usw. jährlich auf Lager besser und teurer?
Wenn aber diese Begründung richtig ist, so ist ja die soziale Frage in vollkommenster Weise ge-
löst. Man braucht nur genügend Ware anzuhäufen (wozu sich ja die unerschöpfliche Ergiebigkeit
der heutigen Gütererzeugung und das Heer von Arbeitslosen prächtig eignen), und dann kann
das ganze Volk von den Renten leben, die auf Lager immer besser und teurer (ein Unterschied
in der Güte läßt sich wirtschaftlich immer auf einen Unterschied in der Menge zurückführen)
werdenden Waren ohne Arbeit irgendwelcher Art abwerfen. Übrigens ist nicht einzusehen, war-
um man dann auch nicht umgekehrt folgern könnte: weil alle Waren, mit Ausnahme des Geldes
und des Weines, in kurzer Zeit sich in Schutt und Moder verwandeln, darum verwandeln sich
auch Wein und Geld in Moder! Und v. Boehm-Bawerk war bis zu seinem Tode (1914) der ange-
sehenste Zinslehrenforscher, dessen Werke in viele Sprachen übersetzt wurden!


Die Sorgen der Sparer gehen uns nun zwar nichts an, weil wir ja nur eine
Grundlehre des Zinses geben wollen, aber es trägt vielleicht zur Klärung dieser Lehre
bei, wenn wir uns diese Sorgen näher betrachten.


Nehmen wir also an, daß nach der Entfernung des Goldes aus der Umlaufsbahn
der Waren jemand sparen will, um im Alter sorglos ohne Arbeit leben zu können. So
ergibt sich gleich die Frage, welche Gestalt er seinen Ersparnissen geben wird. An-
häufung seiner eigenen oder der Erzeugnisse anderer ist von vornherein ausgeschlos-
sen, auch an einen Schatz in Freigeld ist nicht zu denken. Da kämen zinsfreie Darlehn
an Unternehmer, Handwerker, Bauern und Kaufleute, die ihre Geschäfte erweitern wol-
len, in erster Linie in Betracht; je länger das Ziel der Rückzahlung hierbei wäre, um
so besser. Freilich läuft dabei unser Sparer die Gefahr, daß seine Schuldner ihm das
Darlehen nicht zurückgeben werden. Aber diese Gefahr läßt er sich bezahlen im Ge-
fahrbeitrag (Risikoprämie), um den sich übrigens auch heute der reine Zins jedes ähn-
lichen Darlehens erhöht. Will aber unser Sparer sich gegen solche Verluste sichern, so
baut er mit seinen Ersparnissen ein Mietshaus, und der Mieter bezahlt ihm in den jähr-
lichen Abschreibungen, die auch heute immer im Mietzins enthalten sind, die Kosten
des Baues nach und nach zurück. Und die Bauart des Hauses richtet der Sparer nach
den Abschreibungen ein, wie er sie zu haben wünscht. Er baut ein steinernes Haus,
wenn er sich mit 2 % Abschreibungen jährlich begnügt; er legt seine Ersparnisse in
Schiffen an, wenn ihm mit 10 % Abschreibung gedient ist, oder er kauft eine Pulver-
fabrik, die mit 30 % Abschreibungen rechnen muß. Kurz, er hat die Wahl. Ähnlich 
wie der Kraftaufwand, den die Kinder Israels im Bau der Pyramiden anhäuften, heute 
nach 4000 Jahren durch Herabschleudern der Bausteine ohne Verlust wieder lebendig
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gemacht werden kann, so würden die in einem zinsfreien Hause verbauten Erspar-
nisse in der Miete in Form von Abschreibungen unverkürzt wieder erscheinen, ohne
Zinsen zwar, aber immer noch mit dem ganz unberechenbaren Vorteil, daß der Sparer
keine Überschüsse über die Zeit hinweg, wo er sie nicht benötigte, ohne Verlust
hinüberleitet in die Zeit, da er sie verbrauchen will.


Wer also eine Mietskaserne mit der Absicht baut, sie zinsfrei zu vermieten, der ist
ungefähr in der gleichen Lage, wie jemand, der sein Geld zinsfrei auf Abzahlung
gegen Pfand verleiht.


Gewöhnlich wird es aber wohl so kommen, daß Lebensversicherungsgesellschaften
den kleinen, weltfremden Sparern alle Sorgen abnehmen, indem sie mit den Geldern
der Sparer die Häuser, Schiffe, Fabriken bauen und dann aus den Abschreibungen 
dieser Dinge den Sparern eine lebenslängliche Rente zahlen: kräftigen Männern 5 %
der Einlagen, kränklichen oder älteren Leute 10 oder 20 %. Unter solchen Verhältnis-
sen gäbe es allerdings keine Erbonkel mehr. Mit dem letzten Nagel des Vermögens
wird der Sarg zugeschlagen. Der Sparer zehrt von seinem Gute, sowie er zu arbeiten
aufhört, und mit dem Tode ist es aufgezehrt. Übrigens braucht auch unter solchen
Verhältnissen niemand seine Nachkommen mit einem Erbe auszustatten. Ausstattung
genug ist es für alle, wenn man die Arbeit von den Zinslasten befreit. Der von den
Zinslasten befreite Mann braucht nichts zu erben, wie auch der Jüngling zu Nain 
keine Krücken mehr brauchte. Er schafft selber Hab und Gut und mit seinen Über-
schüssen speist er die Kassen der gedachten Versicherungsgesellschaften, so daß die
Abschreibungen an den Häusern, Schiffen usw., die den Alten ausgezahlt werden, mit
den Ersparnissen der Jungen immer wieder durch Neubauten ausgefüllt werden. Die
Ausgaben für die Alten werden durch die Ersparnisse der Jungen gedeckt.


Ein Arbeiter mag heute an Wohnung, Arbeitsmitteln, Staatsschulden, Eisenbah-
nen, Schiffen, Läden, Krankenhäusern, Leichenverbrennungshallen usw. ein Kapital
von 50 000 Mark verzinsen*, d. h. an Kapitalzins und Grundrente muß er, unmittel-
bar in Lohnabzügen, mittelbar in den Warenpreisen, 2000 Mark jährlich auf-
bringen. Ohne den Kapitalzins würde sein Arbeitsertrag sich verdoppeln. Wenn nun
ein solcher Arbeiter bei 1000 Mark Lohn heute jährlich 100 Mark spart, so wird er
lange Zeit brauchen, ehe er von seinen Renten leben kann. Dies um so mehr, als der
durch sein Sparen ja heute die regelmäßig wiederkehrenden Krisen hervorruft, die 
ihn immer wieder zwingen, seine Ersparnisse anzugreifen, wenn er sie nicht gar 
in der durch seine Sparsamkeit hervorgerufenen Krise und im Zusammenbruch 
seiner Bank verliert, wie das ja manchmal vorkommen soll. Hat dagegen der Arbeiter
durch die Beseitigung des Zinses doppelte Einnahmen, so kann er in dem ange-
nommenen Fall nicht 100 Mark, sondern 1100 Mark jährlich sparen, und wenn 
auch das Gesparte sich nicht mehr durch Zins "von selber" vermehrt, so wird doch am
Ende der Sparjahre ein solcher Unterschied zwischen dem früher mit Zins und dem


*) Deutschland mit etwa 10 Millionen Arbeitern (d. h. allen, die vom Ertrag der Arbeit leben) verzinst
ein Kapital von etwa 500 Milliarden (einschließlich des Bodens). Somit verzinst der einzelne Arbeiter
durchschnittlich ein Kapital von 50 000 Mark.
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jetzt ohne Zins Gespartem bestehen, daß er auf die Zinsen gern verzichten wird. Und
dieses Mehr wird nicht einfach sich verhalten wie 100 (+ Zins) zu 1100, sondern
bedeutend größer sein, weil der Arbeiter nicht mehr durch arbeitslose Zeiten ge-
zwungen sein wird, seine Ersparnisse anzugreifen.


Noch einen Einwand haben wir zu widerlegen, den man gegen die Möglichkeit 
des Ausgleichs zwischen Nachfrage und Angebot auf dem Kapitalmarkt erhebt.


Man sagt, daß man mit mehr oder besseren Maschinen billiger arbeiten kann, 
daß darum jeder Unternehmer ein Sinken des Zinses dazu benutzen wird, seine 
Fabrik zu erweitern oder zu verbessern. Woraus man dann folgert, der Rückgang 
des Zinses und besonders die völlige Zinsfreiheit würden eine solche Nachfrage auf
dem Kapitalmarkt von seiten der Unternehmer bewirken, daß das Angebot sie nie-
mals decken und deshalb der Zins überhaupt nicht auf Null fallen könnte.


So sagt z. B. Conrad Otto*: "Der Zins kann nie ganz verschwinden. Wenn z. B. ein Lasten-
aufzug 5 Arbeiter erspart mit einem Jahresverdienst von 4000 Kronen, so darf er bei einem
Zinsfuß von 5 % höchstens 80 000 Kronen kosten. Sinkt der Zinsfuß tiefer, z. B. auf 1/100 %, so
würde der Aufzug noch mit Vorteil aufgestellt werden können, wenn er selbst 40 000 000
Kronen kosten würde. Sinkt der Zinsfuß auf den Nullpunkt oder nahe an den Nullpunkt heran,
dann würde die Kapitalverwendung einen Grad erreichen, der alle Vorstellung übersteigt. Um
die einfachsten Handgriffe zu ersparen, könnten die kompliziertesten und kostspieligsten Ma-
schinen aufgestellt werden. Bei einem Zinsfuß gleich Null müßten unermeßliche, unbegrenzte
Kapitalanlagen vorhanden sein. Es bedarf nun wohl keines besonderen Nachweises, daß diese
Bedingung heute nicht erfüllt ist und wohl auch in Zukunft niemals erfüllt werden kann."


Zu diesem Einwand gegen die Möglichkeit zinsfreier Darlehen ist folgendes zu
bemerken: Die Kapitalanlagen kosten nicht nur Zins, sondern auch Unterhaltungs-
kosten, und diese sind regelmäßig, namentlich bei industriellen Anlagen, sehr hoch.
So würde der Lastenaufzug von 40 Millionen allein für seine Instandhaltung und für
Abschreibungen sicherlich 4 – 5 Millionen kosten. Das wären aber dann nicht 5 Ar-
beiter, wie Otto meint, sondern 4000 Arbeiter zu 800 Kronen, die der Aufzug erspa-
ren müßte – auch wenn dieser keinen Pfennig Zinsen beansprucht. Bei 5 % Unter-
haltungskosten und 5 % Abschreibung dürfte der Aufzug, der 5 Mann zu 800 Kronen
ersparen soll, nur 40 000 (statt 40 Millionen) zinsfreies Geld kosten. Übersteigen 
die Baukosten diesen Betrag, so deckt er die Unterhaltungskosten nicht mehr; der Auf-
zug wird nicht gebaut, er hält dann auch keine Nachfrage auf den Anleihenmarkt.


Dort, wo keine oder keine nenneswerten Abschreibungen nötig sind, wie bei
gewissen landwirtschaftlichen Geländeverbesserungen dauernder Art, sind es 
wieder die Lohnforderungen der Arbeiter, die es verhindern würden, daß die
Nachfrage nach zinsfreiem Leihgeld ins Ungemessene wachsen könnte. Die Sache 
geht auch hier in die Grundrentenfrage über. Übrigens wird auch kein 
Privatmann Felsen sprengen und Wälder ausroden, wenn ihm diese Arbeit 
keinen Vorteil bringt. Beim Bau einer Fabrik, einer Mietskaserne hat er den 
Vorteil, daß ihm in den jährlichen Abschreibungen die Auslagen nach und nach


*) Jahrbuch für Nationalökonomie und Statistik, Jahrgang 1908 (Kapitalzins S. 325).
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erstattet werden. In der Hoffnung auf diese Erstattung baut er das Mietshaus. Er will
als Sterblicher vor seinem Tode die Früchte seines Fleißes selber genießen und kann
deshalb nur Arbeiten unternehmen, die sich in Abschreibungen wieder auflösen. Wenn
er und sein Werk in der Auflösung Schritt halten, dann hat er richtig, d. h. privatwirt-
schaftlich richtig gerechnet. Arbeiten von Ewigkeitswert sind nicht Sache des Sterb-
lichen, sondern des Ewigen, des Volkes. Das Volk, das ewig lebt, rechnet mit der Ewig-
keit und sprengt die Felsen weg, obschon diese Arbeit keinen Zins abwirft und sich
auch nicht in Abschreibungen auflöst. Im Tode noch entwirft der alte Staatsförster
den Plan für das Aufforsten einer Einöde. Diese Dinge sind Staatsangelegenheiten.
Der Staat aber wird solche Arbeiten immer nur in dem Umfange unternehmen, wie
ihm dazu Geld zinsfrei zur Verfügung gestellt wird. Solche Unternehmungen stehen
infolgedessen der Zinsfreiheit nicht im Wege, sondern liegen in ihrem Rücken.


Wer jenen Einwand erhebt, vergißt auch, daß, wenn es sich um eine einfach Er-
weiterung des Unternehmens handelt (10 Drehbänke anstelle von 5, 10 Ziegel-
maschinen, wo bisher 5 arbeiteten, usw.), diese nicht ohne entsprechend vermehrte
Arbeiterzahl ausgenutzt werden kann. Die Nachfrage nach Geld für die Vergröße-
rung einer Fabrik bedeutet also auch gleichzeitig eine entsprechend vergrößerte
Nachfrage nach Arbeitern, die durch erhöhe Lohnforderungen den vom Unternehmer
von der Erweiterung seines Unternehmens erwarteten Vorteil wieder zunichte machen.
Durch einfaches Vergrößern seiner Fabrik kann also ein Unternehmer keinen beson-
deren Vorteil von den zinsfreien Darlehen erwarten, und darum wird die Zinsfreiheit
ihn nicht reizen, eine grenzenlose Nachfrage nach zinsfreien Darlehen zu halten.
Diese Grenze ist durch die Lohnforderungen der Arbeiter gezogen, denen ganz allein
die Zinsfreiheit zugute kommt. Und das ist ja auch ganz natürlich, denn das
Verhältnis des Unternehmers zum Arbeiter unterscheidet sich im Grunde in nichts 
von dem Verhältnis, das zwischen Pfandleihern* und Pfandborgern besteht, wobei 
ein Herabgehen des Zinses auch den Borgern zugutekommt.


Der Unternehmer kauft nicht die Arbeit oder die Arbeitszeit, auch nicht die Arbeits-
kraft, denn er verkauft auch keine Arbeitskraft. Was er kauft und verkauft, das ist das
Arbeitserzeugnis, und der Preis, den er dafür bezahlt, richtet sich nicht nach den Kosten
der Aufzucht, Ausbildung und Unterhaltung eines Arbeiters und seiner Nachkommen-
schaft (der Unternehmer kümmert sich um dergleichen nicht; das erkennt man doch 
klar genug am Arbeiter selber), sondern einfach nach dem, was der Verbraucher dafür
bezahlt. Von diesem Preis zieht der Unternehmer den Zins der Betriebsanlagen, die Kos-
ten der Rohstoffe zuzüglich Zins, und dem Lohn seiner eigenen Arbeit ab. Der Zins ent-
spricht regelmäßig dem Urzins; der Lohn des Unternehmers unterliegt, wie jeder Arbeits-
lohn, dem Gesetz des Wettbewerbs, und mit dem Rohstoff, den der Unternehmer verar-
beiten läßt, handelt der Unternehmer so, wie jeder Krämer mit seinen Waren handelt. 
Der Unternehmer schießt dem Arbeiter Maschinen und Rohstoffe vor und zieht den 
darauf ruhenden Zins von Erzeugnis des Arbeiters ab; der Rest ist der sogenannte Lohn,
der im Grunde nichts anderes ist, als der Preis der vom Arbeiter gelieferten Ware.


Die Fabriken sind somit nichts anderes als Pfandhäuser. Zwischen einem Pfandhaus-
besitzer und Krupp ist kein Wert-, sondern nur ein Größenunterschied. Diese Wesens-


*) So sagte schon Eugen Dühring irgendwo vor langer Zeit: der Unternehmer vermietet gleichsam 
die Produktionsanstalten an das Arbeitertum gegen eine Gebühr. Dühring nennt diese Vermietungs-
gebühr Profit, Marx nennt sie Mehrwert, wir nennen sie schlechthin Zins, Kapitalzins.
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art des Betriebs kommt beim Stücklohn ganz nackt zum Vorschein. Stücklohn ist aber 
im Grunde aller Lohn, denn der Lohn richtet sich nach den Stücken, die der Unternehmer
sich vom einzelnen Arbeiter verspricht.


Aber neben der einfachen Vergrößerung der Unternehmung, die die Nachfrage
nach Arbeitern vermehrt, gibt es noch eine eigentliche Verbesserung der Arbeits-
mittel, die es gestattet, mit der gleichen Anzahl Arbeiter mehr Ware zu erzeugen. 
Ein Bauer z. B. kann die Zahl seiner Pflüge verdoppeln, aber dann muß er auch 
die Zahl der Knechte verdoppeln. Kauft er aber einen Dampfpflug, so bebaut er eine
doppelte Fläche, ohne die Zahl der Knechte zu verdoppeln.


Solche Verbesserungen der Arbeitsmittel (die immer scharf von der einfachen Ver-
mehrung der Arbeitsmittel zu scheiden sind) werden immer angestrebt. Denn den
Unternehmern kommt es ganz allein auf den Reinertrag* an, und dieser ist um so
größer, je besser die eigenen Arbeitsmittel sind, verglichen mit denen der Wettbe-
werber. Daher der Wettlauf der Unternehmer bei der Verbesserung der Arbeitsmittel,
daher die Nachfrage nach Darlehensgeldern von Seiten der Unternehmer, die die 
veraltete Fabrik niederreißen möchten, aber für den Bau der besser ausgestatteten
Fabrik nicht genügend eigene Mittel haben.


Dennoch kann man hieraus nicht folgern, daß die Nachfrage nach zinsfreien
Darlehen für die Verbesserung der Arbeitsmittel zu jeder Zeit unbegrenzt sein muß,
daß also das Angebot niemals die Nachfrage erreichen kann, die sich bei Zinsfrei-
heit einstellt, und zwar kann man dies deshalb nicht folgern, weil für solche Ver-
besserungen der Arbeitsmittel das zu ihrer Beschaffung nötige Geld überhaupt erst
in zweiter Linie in Betracht kommt.


Jeder, der gelernt hat, einen Besen zu binden, kann auch deren hundert binden.
Verlangt man aber von ihm, indem man ihm zinsfreies Geld anbietet, eine Verbesse-
rung seiner Arbeitsmittel, um mehr oder bessere Ware mit gleicher Arbeit zu erzielen,
so wird er die Antwort schuldig bleiben. Jede Verbesserung der Arbeitsmittel ist 
eine Frucht geistiger Arbeit, die man nicht wie Kartoffeln den Zentner zu so und 
so viel kaufen kann. Man kann sie nicht einfach bestellen, auch mit noch so "billi-
gem" Geld nicht. Ungezählte Millionen könnten die Bürger jederzeit durch Ersinnen
patentfähiger Neuerungen einstecken, jedoch fehlt ihnen dazu der Witz.


Es mag sein, daß in 10 oder 100 Jahren die Arbeitsmittel derart verbessert sein
werden, daß die Arbeiter durchweg das Doppelte, das Fünf- oder Zehnfache leisten
werden. Und jeder Unternehmer hat es dann eilig, sich diese Verbesserungen zuzu-
legen. Aber heute müssen die Unternehmer die Maschinen gebrauchen, die ihnen
unsere rückständige heutige Technik liefert.


Aber davon abgesehen: nehmen wir an, es erfände jemand eine kostspielige
Maschine, mit der jeder durchweg seine Leistung verdoppeln könnte, so würde


*) Reinertrag – Unternehmerlohn – Arbeitsertrag des Unternehmers usw. ist das, was nach Zahlung 
aller Betriebsausgaben einschließlich Zins für die Leitung des Unternehmens übrigbleibt und als Profit
dieser Leitung anzusehen ist. Es hat mit Zins schlechthin nichts zu tun. Bei Aktiengesellschaften sind
es die Patentrechte der Erfinder oder die "unverschämten" Gehalt- und Lohnforderungen besonders 
tüchtiger und unersetzlicher Direktoren und Arbeiter, die diesen Reinertrag aufnehmen.
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eine solche Erfindung alsbald eine riesenhafte Nachfrage nach Darlehen zur Be-
schaffung der neuen Maschine bewirken; jeder würde sie sich zulegen und die alte
beseitigen. Und wenn wir vorher zinsfreie Darlehen hatten, so würde diese neue,
gewaltige Nachfrage den Zins wieder zum Vorschein bringen. Der Zins könnte sogar
unter den hier angenommenen Verhältnissen (die die gesamten Betriebseinrich-
tungen zum alten Eisen werfen) eine nie dagewesene Höhe erreichen. Aber das 
würde nicht lange dauern, denn die durch das neue Arbeitsmittel jetzt um die 
Hälfte billiger gewordenen Waren (billig nicht im Sinne eines Preisrückganges, 
sondern billig, weil man mit der gleichen Arbeit jetzt die Warenmenge verdoppelt 
und mit dieser doppelte Warenmengen eintauschen kann) würden den Bürgern 
gestatten, außerordentliche Ersparnisse zu machen, deren Angebot die außer-
ordentliche Nachfrage nach Leihgeld bald ein- und überholen würde.


Man kann also sagen, daß jede Nachfrage nach Darlehen, die für die Verbesse-
rung der Arbeitsmittel aufgenommen werden, selber wieder das Angebot zur Deckung
dieser Nachfrage mit großem Überschuß herbeiführen muß.


Von welcher Seite wir auch die Deckung der Nachfrage nach Darlehen im Sinne
einer durch diese Deckung bewirkten Beseitigung des Zinses betrachten mögen,
Hindernisse natürlicher Ordnung stehen einer solchen Deckung nicht im Wege, weder
auf seiten der Nachfrage, noch auf seiten des Angebots. Sobald wir das herkömm-
liche Geld aus dem Spiele lassen, ist die Bahn frei, sowohl für zinsfreie Darlehen, wie
für zinsfreie Wohnungen und Arbeitsmittel. Die Beseitigung des Zinses ist ein 
natürliches Ergebnis der natürlichen Ordnung, wenn diese durch keine künstlichen
Eingriffe gestört wird. Alles in der Natur des Menschen, ebenso wie in der Natur 
der Volkswirtschaft, drängt auf eine unaufhaltsame Vermehrung der sogenannten
Realkapitalien (Sachgüter) hin, eine Vermehrung, die nicht einmal beim völligen
Wegfall des Zinses innehält. Und als einzigen Störenfried in dieser Ordnung haben 
wir das herkömmliche Tauschmittel erkannt, das infolge der ihm eigentümlichen,
eigenartigen Vorzüge die Möglichkeit bietet, die Nachfrage ohne unmittelbaren
Schaden für den Inhaber des Tauschmittels willkürlich hinauszuschieben, während
das Angebot durch körperliche Eigenschaften der Waren jedes Zögern mit Bußen 
aller Art ahndet. Die Privat- wie auch die Volkswirtschaft haben auch heute 
schon immer ihre Spitze gegen den Zins gerichtet; sie würden ihn auch über-
winden, wenn sie in der Entfaltung ihrer Kräfte nicht immer vom Geld gehemmt 
würden.


Wir haben diese neue Lehre vom Zins jetzt schon von so vielen Seiten kennen
gelernt, daß wir nun am Schlusse eine Frage aufwerfen und beantworten können, 
die eigentlich in natürlicher Rangordnung an die Spitze der Erörterung zu stellen
gewesen wäre, die ich aber geflissentlich bisher zurücksetzte, weil zu ihrer richtigen
Erfassung Kenntnisse und Umsicht nötig sind, die wir hier am Schlusse natürlich 
eher voraussetzen können als zu Anfang.
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Wir sagten, daß das Geld als Tauschmittel darum Kapital ist, weil es den Waren-
austausch unterbinden kann, und folgerichtig müssen wir nun auch sagen können,
daß, wenn wir dem Geld durch die vorgeschlagene Umgestaltung die Fähigkeit 
nehmen, den Warenaustausch zu unterbrechen, das Geld als Tauschmittel kein 
Kapital mehr sein kann, d. h., daß das Geld den Urzins nicht mehr erheben kann.


Gegen diese Folgerung ist nichts einzuwenden; sie stimmt.
Aber wenn man nun weiter folgern und sagen würde: da das Geld von den Waren


keinen Zins mehr erheben kann, so wird man auch am Tage der Einführung des Frei-
geldes schon mit zinsfreien Darlehen rechnen können, so stimmt das nicht.


Als Tauschmittel, unmittelbar den Waren gegenüber (also im Handel) wird das
Freigeld kein Kapital sein, ebensowenig wie die Waren einander gegenüber sich als
Kapital erweisen können. Mit dem Freigeld werden die Waren frei von Zins ausge-
tauscht werden. Aber bei seiner Einführung wird das Freigeld Marktverhältnisse an-
treffen, die sein Vorgänger, das Gold, für den Darlehenszins geschaffen hatte, und
solange diese Marktverhältnisse bestehen, d. h. solange Nachfrage und Angebot auf
dem Darlehensmarkt (in all seinen Formen) die Erhebung eines Zinses gestatten, wird
man auch bei Freigelddarlehen Zins zahlen müssen. Das Freigeld stößt bei seiner
Einführung auf die Massenarmut, deren Folge der Zins ist. Diese Armut muß erst 
verschwinden. Und sie verschwindet nicht von einem Tage zum anderen. Hier heißt 
es arbeiten. Und solange diese Armut nicht beseitigt ist, werden Arbeitsmittel und
Waren in allen Formen der Darlehensgeschäfte (nicht des Tausches) Zins abwerfen.
Aber das Freigeld stellt den Zins nicht zur Bedingung seiner Dienstleistungen; es
ermöglicht, daß nunmehr die Volkswirtschaft als Folge krisenfreier Arbeit Fett
ansetzt, und an diesem Fett soll der Zins zugrunde gehen, wie er auch zweifellos 
daran zugrunde gehen wird, zugrunde gehen muß. Der Zins frißt Schweiß und Blut
des Volkes, aber Fett, d. h. volkswirtschaftlichen Reichtum kann der Zins nicht ver-
tragen. Für den Zins ist Fett einfach Gift.


Es ist ganz unzweifelhaft, daß das den Zins bedingende Mißverhältnis zwischen
Nachfrage und Angebot noch nach der Geldreform eine ganze Weile fortbestehen 
und nur nach und nach verschwinden wird. Die tausendjährige Wirkung des her-
kömmlichen Geldes, d. h. der Mangel an Sachgütern (Realkapital), kann nicht durch
die 24stündige Arbeit einer Papiergelddruckpresse aufgehoben werden. Den Mangel 
an Häusern, Schiffen, Fabriken kann buntes Geldpapier selbstverständlich nicht be-
seitigen, entgegen dem von jeher gehegten Wahn der Papiergeld- und Geldpapier-
gläubigen. Das Freigeld wird den Bau von Häusern, Fabriken, Schiffen in unbegrenz-
ter Menge gestatten; es wird den Volksmassen erlauben, nach Herzenslust zu arbei-
ten, zu schwitzen und die bettelhafte Armut, die das Gold hinterließ, zu verfluchen.
Selbst aber wird es keinen Stein zu den fehlenden Städten liefern. Die Druckpressen,
auf denen das Freigeld hergestellt wird, werden an und für sich nicht einen ein-
zigen Tropfen zu dem Meere von Sachgütern (Realkapitalien) liefern, das zur Er-
säufung des Kapitalzinses unentbehrlich ist und erst durch jahrelange, unverdrossene
und ungedrosselte Arbeit geschaffen werden muß, bevor von Zinsfreiheit die Rede
sein kann. Die Freiheit muß immer erkämpft werden, wenn sie von Bestand sein soll,
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und so muß auch die Zinsfreiheit erkämpft, erarbeitet werden. Schweißtriefend 
soll das Volk das zinsfreie Haus, die zinsfreie Fabrik betreten, den zinsfreien
Zukunftsstaat erobern.


Im übrigen aber wird am Tage, an dem das Gold von seinem Throne gestoßen wird
und das Freigeld es übernimmt, den Austausch der Waren zu vermitteln, sich über-
haupt nichts Nennenswertes inbezug auf den Zins ereignen. Der Zins der bestehenden
Sachgüter (Realkapitalien) bleibt vorläufig unverändert. Und auch die neu hinzukom-
menden Sachgüter, die das Volk in nun ungehinderter Arbeit schaffen wird, werden
Zins abwerfen. Sie werden allerdings auf den Zins drücken, und zwar in dem Maße,
wie ihre Menge wachsen wird. Wenn neben einer Stadt wie Berlin, Hamburg, München
noch eine zweite und größere Stadt erbaut sein wird, dann wird das Angebot von
Wohnungen vielleicht die Nachfrage decken und ihre Verzinsung auf Null senken.


Wenn aber die Realkapitalien noch Zins abwerfen und man mit Geld Waren kau-
fen kann, die sich zu neuen Realkapitalien vereinigen lassen, die Zins abwerfen, so
ist es klar, daß, wenn jemand ein Darlehen in Geld braucht, er dafür den gleichen
Zins zahlen muß, den das Realkapital einbringt, und zwar selbstverständlich nach
dem Gesetze des Wettbewerbs.


Darlehen in Freigeld werden also so lange verzinst werden müssen, wie die Real-
kapitalien Zins abwerfen. Wie diese dank ihrer durch das Metallgeld bedingten zu
geringen Menge noch eine Zeitlang als Kapital bestehen bleiben, so werden ihre
Bestandteile, also Rohstoffe und Geld, auch noch eine Zeitlang Kapital sein.


Bis dahin war der Zins für Realkapitalien abhängig vom Urzins; jetzt ist der Ur-
zins beseitigt, und die Höhe des Darlehenszinses richtet sich genau nach dem Zins
des Sachguts. Man wird also bei Gelddarlehen nicht darum Zins zahlen, weil das 
Geld den Waren eine Abgabe aufbürden kann, sondern weil die Nachfrage nach Dar-
lehen vorläufig noch das Angebot übersteigt.


Der Urzins war kein Darlehenszins; der Tausch des Geldes gegen Ware und die
hierbei erhobene Abgabe hatten durchaus nichts gemein mit einem Darlehen. Der
Urzins wurde darum auch nicht durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Der Erzeuger
gab im Tausch für das Geld seine Ware her. Es war ein Tauschgeschäft, und der Ur-
zins wurde dabei erhoben, weil der Geldinhaber den Tausch gestatten oder unter-
sagen konnte. Der Urzins entsprach dem Unterschied im Nutzen, den der Gebrauch
des Geldes als Tauschmittel gegenüber dem Geldersatz (Wechsel, Urwirtschaft,
Tauschhandel) bot. Kein Angebot von Geld, und mochte es noch so groß sein, ver-
mochte diesen Unterschied und damit den Zins zu beseitigen.


Beim Zins der Sachgüter dagegen handelte es sich nicht um einen Tausch, 
sondern um ein Darlehen. Der Grundbesitzer verleiht den Boden an den Pächter, 
der Hausbesitzer verleiht das Haus an den Mieter, der Fabrikant verleiht die 
Fabrik an die Arbeiter, der Bankmann verleiht das Geld an den Schuldner; aber 
der Kaufmann, der den Zins von den Waren erhebt, verleiht nichts, er tauscht.
Pächter, Mieter, Arbeiter, Schuldner geben zurück, was sie erhalten haben; der
Kaufmann erhält für sein Geld etwas vom Gelde ganz Verschiedenes. Darum 
hat auch der Tausch mit dem Darlehen nichts gemein, darum aber auch 
wird der Urzins von ganz anderen Umständen beeinflußt, als der Zins der
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Sachgüter. Und eigentlich müßte man ganz davon abgehen, diese beiden so ver-
schiedenen Dinge mit dem gleichen Worte Zins zu bezeichnen.


Der Zins der Sachgüter wird durch Nachfrage und Angebot bestimmt. Er unter-
liegt dem Gesetze des Wettbewerbes. Er kann durch eine einfache Verschiebung 
im Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot beseitigt werden. Niemals wäre das
möglich beim Urzins. Der Zins der Sachgüter wurde bisher vor einer solchen Ver-
schiebung geschützt, weil die Erzeugung von Sachkapital davon abhängig ist, daß
solche Güter Zins in der Höhe des Urzinses erheben können. –


Mit dem Freigeld wird dieser Widerstand gebrochen, aber noch besteht das für den
Zins unerläßliche Mißverhältnis zwischen Nachfrage und Angebot von Darlehen jeder
Art: Darlehen in Gestalt von Mietshäusern, von Fabriken, Maschinen, wie auch in
Gestalt von Geld.


Aber der Stoff für den Zins dieser Gelddarlehen kommt jetzt nicht mehr aus dem
Handel als G.W.G.', sondern aus der Warenerzeugung. Er ist ein Teil des Erzeugnisses,
das der Unternehmer mit Hilfe des Darlehens mit gleichen Kosten mehr hervorbringen
kann, und den der Geldverleiher für sich beanspruchen kann, weil Nachfrage und
Angebot es ihm gestatten.


Der Urzins wurde außerhalb der Warenerzeugung beim Austausch erhoben. Nicht
als Anteil an den mit Hilfe des Darlehens mehr erzeugten Waren, sondern als ein Teil
aller Waren überhaupt, die auf das Geld als Tauschmittel angewiesen waren. Er wäre
auch erhoben worden, wenn alle Arbeiter mit eigenen, genau gleichen Arbeitsmitteln
versehen gewesen, wenn alle Schulden bezahlt worden wären, wenn jeder seine 
Einkäufe bar bezahlt, jeder im eigenen Hause gewohnt hätte, wenn der Markt für 
Darlehen geschlossen, wenn alle Anleihen verboten gewesen wären, wenn man das
Erheben von Zins kirchlich und gesetzlich untersagt hätte.


Die Nachfrage nach Darlehen, namentlich in Form von Arbeitsmitteln, kommt daher,
daß man mit diesen Arbeitsmitteln mehr oder bessere Waren erzielt, als ohne solche.
Stößt nun der Arbeiter bei dieser Nachfrage auf ein ungenügendes Angebot, so muß
er von dem, was er mit dem gewünschten Arbeitsmittel mehr zu erzeugen hofft, einen
Teil an den Verleiher abgeben, und zwar aus keinem anderen Grunde, als weil es das
bestehende Verhältnis zwischen Nachfrage und Angebot so will. Und dieses Verhält-
nis wird nach Einführung der Freigeldreform auch noch eine Zeitlang fortbestehen.


Solange das Arbeitsmittel Kapital ist, ist auch das Arbeitserzeugnis Kapital, 
aber nicht als Ware, nicht dort, wo um den Preis gehandelt wird. Denn einander
gegenübergestellt, würden sich die Zinsrechnungen der Waren aufheben. Aber außer-
halb des Warenumlaufs, dort, wo es sich um die Bedingungen eines Darlehens 
(nicht also um Preise) handelt, nicht den Käufern, sondern den Borgern gegen-
über, da kann das Arbeitserzeugnis Kapital sein, und es muß es sogar sein, so-
lange das Arbeitsmittel Kapital ist. Gerade umgekehrt verhält es sich mit dem 
herkömmlichen Geld. Dieses zieht seinen Zins nicht von den Borgern, sondern 
aus dem Warenumlauf. Es hat seinen Saugrüssel unmittelbar in die Blutbahn 
des Volkes gesenkt. Mit dem Freigeld wird dem Tauschmittel dieses Schröpf-
werkzeug genommen. Und darum ist das Freigeld an und für sich kein Kapital 
mehr. Es kann den Zins nicht mehr unter allen Umständen erpressen. Es er-
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leidet das Schicksal der Arbeitsmittel, die auch nur so lange Zins erheben können,
wie das Angebot hinter der Nachfrage zurückbleibt. Fällt der Zins des Realkapitals 
auf Null, so ist auch das zinsfreie Gelddarlehen Tatsache. Mit der Freigeldreform 
verschwindet der Urzins gleich von dem Augenblick an, wo das Freigeld den Waren
entgegentritt. Das Freigeld steht als Tauschmittel auf gleicher Stufe mit den Waren.
Es ist, wie wenn wir zwischen Eisen und Weizen als Tauschmittel die Kartoffel ein-
geschoben hätten. Kann man sich vorstellen, daß die Kartoffel vom Weizen, vom Eisen
Zins erhebt? Aber wenn auch mit dem Freigeld der Urzins verschwindet, so ist das
kein Grund für das sofortige Verschwinden des Darlehenszinses. Das Freigeld wird 
nur den zinsfreien Darlehen die Bahn frei machen – mehr kann es nicht leisten.


Hier in dieser Unterscheidung zwischen Urzins und Darlehenszins fließt alles, was
wir über den Urzins bisher gesagt hatten, wie in einem Brennpunkt zusammen. Man
hat den Urzins bisher nicht gesehen, weil er sich hinter dem gemeinen Darlehenszins
(seinem Geschöpf) versteckte. Wenn der Kaufmann Geld borgt und den Zins, den er
dafür zahlt, als allgemeine Unkosten auf die Warenpreise schlägt, so ist das, wie man
bisher annahm, ein Darlehenszins. Der Kaufmann schießt der Ware das Geld vor, er
macht ihr ein Darlehen, und die Warenerzeuger zahlen den Zins dieses Darlehens. So
erklärte man die Sache. Man braucht übrigens kein oberflächlicher Denker zu sein, 
um an diesem Trugschluß achtlos vorbeizugehen. Der Schein ist wirklich hier recht
trügerisch. Man muß schon recht genau zusehen, um zu beobachten, daß der Zins,
den der Kaufmann für das geliehene Geld zahlt, nicht Ausgangspunkt, sondern End-
punkt der ganzen Handlung ist. Der Kaufmann erhebt mit dem Geld den Urzins 
von den Waren und liefert, da ihm das Geld nicht gehört, den Urzins an den Geld-
geber ab. Er ist hierbei nur einfacher Kassenführer des Geldgebers. Wäre es sein ei-
genes Geld gewesen, so hätte er genau so gut den Urzins erhoben und ihn in seine
eigene Tasche gesteckt. Und dann – wo wäre dann das Darlehen gewesen? Beim
Darlehen sind doch Leistung und Gegenleistung zeitlich getrennt. Der Darlehenszins
richtet sich ganz nach der Zeitspanne, die zwischen Leistung und Gegenleistung
liegt. Aber beim Tausche des Geldes gegen Ware, wo der Urzins erhoben wird, fallen
Leistung und Gegenleistung zeitlich vollkommen zusammen. Das Darlehensgeschäft
hinterläßt Gläubiger und Schuldner; das Tauschgeschäft läßt nichts zurück. Man geht
in den Laden, kauft, bezahlt und geht. Das Geschäft ist restlos erledigt. Jeder gibt
und erhält in der Gegenwart das, was er beansprucht. Wo wäre da ein Darlehen? 
Beim Darlehen kann man in manchen Fällen von Not, Bedürftigkeit, Verschuldung
usw. reden, auf alle Fälle von der Unmöglichkeit, das, was man wünscht, gleich zu be-
zahlen. Wer ein Brot auf Borg kauft, weil er es nicht bar bezahlen kann, erhält ein
Darlehen und zahlt im erhöhten Preis den Zins. Aber beim Bauer, der einen Karren
voll fetter Schweine zum Markt bringt, um sie gegen Geld zu tauschen, wird man
doch von Verschuldung und Bedürftigkeit nicht reden können. Der Darlehensgeber
gibt von seinem Überfluß, der Darlehensnehmer nimmt aus Mangel. Aber beim Tausch
hat jeder der beiden Beteiligten zugleich Überfluß und Mangel. Mangel an dem, was
man verlangt, Überfluß an dem, was man anbietet.


Der Urzins hat also keinerlei Verwandtschaft mit dem Darlehenszins. 
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Der Urzins ist, wie gesagt, eine Abgabe, eine Steuer, ein Raub, er ist alles mög-
liche – nur nicht die Gegenleistung eines Darlehens. Der Urzins ist eine Erscheinung
eigener Art, die für sich betrachtet werden muß, ein volkswirtschaflicher Grund-
begriff. Der Kaufmann ist bereit, für ein Gelddarlehen Zins zu zahlen, weil er weiß,
daß er sich dafür an den Waren schadlos halten kann. Fällt der Urzins fort, verliert
das Geld die Fähigkeit, Urzins zu erheben, so wird auch der Kaufmann keinen Zins 
für ein Gelddarlehen anbieten können zum Ankauf von Waren.


Hier wird ein Vergleich mit dem Tauschhandel wieder nützlich sein. Im Tauschhandel
werden die Waren ohne Zins gegeneinander ausgetauscht. Wenn aber zur Zeit des
Tauschhandels jemand eine Ware nicht in Tausch, sondern als Darlehen begehrte, so kam
es ganz allein darauf an, in welchem Verhältnis Nachfrage und Angebot bei Darle-
hen standen, um festzustellen, ob überhaupt und wieviel Zins gefordert werden konnte.
Konnte man ein Haus vermieten, und als Miete mehr als die Abschreibungen erheben, 
so war es selbstverständlich, daß jeder, der ein Haus in seinen Bestandteilen mietete
(also in Form von Darlehen in Holz, Kalk, Eisen usw.), auch Zins dafür zahlen mußte.


Die mancherlei Wiederholungen in diesem Abschnitt waren notwendig, um der Gefahr
vorzubeugen, daß der Urzins des Geldes mit dem Darlehenszins verwechselt werde.


6. Wie man den Kapitalzins bisher zu erklären versuchte.


Wer nun weiß, welchen Umständen die Wohnungen, Arbeitsmittel, Schiffe usw. und
das Geld ihre Kapitaleigenschaft verdanken, wird auch wissen wollen, wie man bisher
den Zins zu erklären versuchte. Wer sich hierüber gründlich unterrichten will, findet
die Zinstheorien sehr vollständig dargestellt in v. Boehm-Bawerks Buch "Kapital und
Kapitalzins" *. Die hier folgende Aufzählung dieser Theorien entnehme ich diesem
Buche. Der Verfasser stellt die Frage: woher und warum empfängt der Kapitalist den
Zins, und die Antworten, die er darauf erhält, gliedert er in der Hauptsache in:


1. Fruktifikationstheorien;
2. Produktivitätstheorien;
3. Nutzungstheorien;
4. Abstinenztheorien;
5. Arbeitstheorien;
6. Ausbeutungstheorien.


Da v. Boehm-Bawerk sich nicht darauf beschränkte, diese verschiedenen Theorien
zu beurteilen, sondern auch selbst eine eigene Zinstheorie aufstellte, so war es fast
unausbleiblich, daß er bei der Beurteilung der fremden Zinstheorien unter dem Ein-
fluß der eigenen Zinstheorie stehen mußte, und daß infolgedessen gerade solche
Aussagen, die gegen oder für seine eigene Theorie sprachen, seine Aufmerksamkeit
ganz besonders in Anspruch nahmen, vielleicht auf Kosten anderer Aussagen, die 
von einem anderen Standpunkt aus betrachtet, stark an Bedeutung gewinnen und
vielleicht eine gründlichere Behandlung verdienten, als v. Boehm-Bawerk ihnen zu-
kommen ließ. So finde ich z. B. S. 47 folgende Ausführungen:


*) Innsbruck; Verlag der Wagnerschen Universitäts-Buchhandlung.
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"Sonnenfels *, von Forbonnais beeinflußt **, sieht den Ursprung des Zinses in 
der Hemmung des Geldumlaufes durch die geldanhäufenden Kapitalisten, aus deren
Händen sich das Geld nur durch einen im Zinse dargebotenen Tribut wieder her-
vorlocken läßt. Er sagt dem Zinse allerlei schädliche Folgen nach; daß er die Ware
verteuere, den Gewinn der Emsigkeit (also wohl den Arbeitsertrag) vermindere und
den Besitzer von Geld an demselben Teil nehmen lasse. Ja, er bezeichnet die Kapi-
talisten als die Klasse derjenigen, die nicht arbeiten und sich von dem Schweiße 
der arbeitenden Klassen nähren."


Für uns wäre nun ein Mann, der solche Ansichten verficht, eine anziehende Per-
sönlichkeit, aber v. Boehm-Bawerk würdigt diese Theorie keiner eingehenden Be-
urteilung und fertigt den Urheber kurz ab, indem er von "widerspruchsvoller Bered-
samkeit" spricht. Und so mag es sein, daß, wer die Schriften über den Zins vom
Standpunkt des Urzinses aus betrachtet, manche bemerkenswerte Aussage für den
Beweis finden würde, daß die selbständige, zinszeugende Kraft des herkömmlichen
Geldes nicht erst jetzt entdeckt und nachgewiesen worden ist.


Wir wollen nun hier in gedrängter Kürze den Inhalt der oben bezeichneten sechs
Theorien wiedergeben, und verweisen im übrigen alle, die die Geschichte der
Kapitalzinstheorien näher kennen lernen möchten, auf das oben genannte, vorzüg-
liche Werk von v. Boehm-Bawerk.


Eine gründliche Beurteilung dieser Theorien erübrigt sich, da mit Hilfe der Urzins-
theorie jeder jetzt in der Lage ist, den Punkt anzugeben, wo die Forscher durch Erl-
königs Töchter vom geraden Wege abgelenkt wurden und sich in Wertsümpfe verirrten.


1. Die Fruktifikationstheorie erklärt den Zins in einem Riesen-Gedankensprung 
aus der Grundrente. Weil man mit Geld einen Acker kaufen kann, der Zins abwirft,
darum muß auch das Geld und alles, was mit Geld gekauft werden kann, Zins abwer-
fen. Ganz recht, aber diese Theorie sagt überhaupt nichts, da die Erklärung dafür
fehlt, warum man mit Geld, das man doch für unfruchtbar erklärt, einen Acker kaufen
kann, der Zins abwirft. Unter den Männern, die diese "Theorie" verbreiten, finden wir
Turgot und Henry George. Wie diese Braven in diese leichtsinnige Gesellschaft ge-
raten sind, ist unerklärlich. Wahrscheinlich handelt es sich bei ihnen um nichts 
mehr als einfache Meinungen oder Ansichten, die sie zum besten gaben, um den
Widerspruch zu reizen und andere auf das Zinsproblem aufmerksam zu machen.


2. Die Produktivitätstheorie erklärt den Zins damit, daß das Arbeitsmittel
(Kapital) die Produktion (Arbeit) unterstützt. Und das ist wahr, denn was vermö-
gen die Proletarier ohne Arbeitsmittel? Aber nun heißt es, daß das Mehr an Erzeug-
nissen auch dem Besitzer der Arbeitsmittel selbstverständlich und naturgemäß
zufließen muß. Und das ist nicht wahr und durchaus nicht selbstverständlich, 
wie schon daraus ersehen werden kann, daß Arbeit und Arbeitsmittel nicht getrennt
werden können, daß man überhaupt nicht angeben kann, welcher Teil des Erzeug-
nisses auf die Arbeit, welcher auf das Arbeitsmittel entfällt. Wäre der Zins darauf


**) Sonnenfels, Handlungswissenschaft, 2. Aufl., Wien 1758.
**) Wie und wo, wird nicht erwähnt.
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zurückzuführen, daß der Proletarier mit Arbeitsmittel mehr schaffen kann, als mit
bloßen Händen, so würde in den meisten Fällen für den Arbeiter überhaupt nichts
übrigbleiben. Denn was kann ein Landarbeiter ohne Pflug und Acker, was kann ein
Lokomotivführer ohne Eisenbahnen anfangen? Arbeit und Arbeitsmittel sind über-
haupt nicht zu trennen, und die Teilung des Erzeugnisses zwischen dem Besitzer 
des Arbeitsmittel und dem Arbeiter muß von anderen Umständen bestimmt wer-
den, als von dem Grad der Unterstützung, die die Warenerzeugung durch die Arbeits-
mittel erfährt. Wo sind diese Umstände?


Wir sagen: Nachfrage und Angebot von Arbeitsmitteln bestimmen das Verhältnis,
in dem sich die Arbeiter mit den Besitzern der Arbeitsmittel in die Erzeugnisse 
teilen, und zwar ganz unabhängig von der Leistungsfähigkeit der Arbeitsmittel. Das
Arbeitsmittel unterstützt die Arbeit – daher die Nachfrage von Seiten des Prole-
tariers; aber diese Nachfrage kann nicht einseitig den Zins bestimmen, sondern 
auch das Angebot hat ein Wort mitzureden. Es kommt bei der Verteilung des Er-
zeugnisses zwischen Proletariern und Kapitalisten auf das Verhältnis an, in dem die
Nachfrage zum Angebot steht. Einen Zins wird der Kapitalist von seinem Arbeits-
mittel nur erwarten können, solange die Nachfrage das Angebot übersteigt. Und 
je besser, je leistungsfähiger das Arbeitsmittel ist, das der Kapitalist dem Arbeiter 
zur Verfügung stellt, desto mehr schwillt mit dem Erzeugnis das Angebot von
Arbeitsmitteln an, desto niedriger wird der Zins. Nach dieser Produktivitätstheorie
müßte es sich aber umgekehrt verhalten: je leistungsfähiger das Produktionsmittel,
desto höher der Zins. Wenn man die Leistungsfähigkeit der Produktionsmittel (Ar-
beitsmittel) allgemein verzehnfachte, so würde daraus (nach der Produktivitäts-
theorie) dem Kapitalisten ein gewaltiger Gewinn erwachsen, während doch offenbar
durch ein solches Ereignis das Angebot die Nachfrage nach Produktionsmitteln bald
überholen und der Zins unter dem Drucke des Angebots ganz verschwinden würde
(vorausgesetzt, daß das Geld solche Entwicklung nicht verhindern könnte.)


Die Produktivitätstheorie kann den Zins nicht erklären, weil sie das Kapital nicht
dynamisch (als Kraft), sondern statisch (als Stoff) betrachtet.* Sie sieht nur die
Nachfrage, die die Brauchbarkeit des Arbeitsmittels erzeugt, und läßt das Angebot
unbeachtet. Ihr ist das Kapital einfach Stoff, sie sieht die Kräfte nicht, die nötig
sind, um den Stoff zu Kapital zu machen.


3. "Die Nutzungstheorien sind ein Abstämmling der Produktivitätstheorien", 
sagt v. Boehm-Bawerk. Den einfachen Gedanken, der den Produktivitätstheorien
zugrunde liegt, verwirrt aber v. Boehm-Bawerk ganz außerordentlich, indem 
er die Frage in eine Wertfrage verwandelt, ohne dabei die Werttheorie zu 
nennen, auf die man seine Erklärungen zurückführen muß. Wenn er vom 
Wert des Produktes spricht, so könnte man an das Tauschverhältnis denken, 
in dem die Waren gegeneinander ausgetauscht werden. Aber was kann man 
sich unter dem Ausdruck "Wert der Produktionsmittel" vorstellen? Die


*) Siehe Dr. Th. Christen, Absolute Währung. Verlag "Schweizer. Freiland-Freigeldbund", Bern.
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Arbeitsmittel werden ja nur ausnahmsweise getauscht; bei ihnen spricht man vom
Zinsertrag, nicht mehr vom Preis, und wenn der Ausnahmefall eintritt, daß ein Unter-
nehmer seine Fabrik verkauft, dann richtet sich der Preis nach dem Zinsertrag, wie man
das täglich an den Kursschwankungen der Industriepapiere ersehen kann, und da-
ran, daß der Verkaufspreis eines Ackers dem Betrage entspricht, dessen Zinsen der
Grundrente gleich sind. Und welche Werttheorie wird man auf einen Acker anwen-
den? Zerlegt man aber die zum Verkauf gestellte Fabrik in ihre Bestandteile, d. h. in
Waren, um ihren "Wert" festzustellen, dann handelt es sich um Waren und Preise und
nicht mehr um Arbeitsmittel und Zins. Die Ware wird zum Verkauf hergestellt, das Ar-
beitsmittel zum eigenen Gebrauch oder als Kapital, um es zu verleihen. Gibt es denn
nun eine Werttheorie, die gleichzeitig auf Ware und Arbeitsmittel, auf den Preis und
den Zins anwendbar ist? Undurchdringlicher Nebel lagert über dieser Landschaft.


So sagt der Verfasser S. 131:
"Es sollte sich z. B. von selbst verstehen, daß, wenn man eine Fähigkeit des Kapi-


tals, zur Gütererzeugung überhaupt oder zur Erzeugung von mehr Gütern zu dienen,
bewiesen hat, man deshalb noch nicht berechtigt ist, eine Kraft des Kapitals zur Er-
zeugung von mehr Wert, als man sonst hätte erzeugen können*, oder wohl gar von
mehr Wert, als es selbst hat **, für bewiesen zu halten. Die letzteren Begriffe (!) im
Beweisgang der ersteren unterzuschieben, hätte offenbar den Charakter der Er-
schleichung eines nicht erbrachten Beweises."


Mag sein, daß sich das hier Gesagte bei all denen von selbst versteht, die vom
sogenannten Wert, vom Wertstoff, von der Wertproduktion, von den Wertmaschinen,
den Wertkonserven, den Wertspeichern und Wertpetrefakten den selben Begriff ha-
ben wie v. Boehm-Bawerk. Aber wie kann er voraussetzen, daß alle Leser in dieser
Frage die gleichen Ansichten haben? Besteht dann die Wertfrage nicht mehr? Für 
sehr viele ist es "selbstverständlich", daß, wo der "Wertbegriff" sich verdichten muß,
ganz einfach die Ware bestimmter Güte und Menge gemeint ist, die man eintauschen
kann. Wer aber den "Wert" so begreift, der findet es durchaus selbstverständlich, daß
die Fähigkeit des Kapitals zur Erzeugung von mehr Gütern auch zugleich die Fähig-
keit des Kapitals zur Erzeugung von mehr Wert einschließt. Verdoppelt z. B. der all-
gemeine Gebrauch der Dampfmaschine allgemein das Arbeitserzeugnis, so wird auch
jeder für sein verdoppeltes Erzeugnis doppelt soviel Ware eintauschen. Nennt er nun
"Wert" seiner Erzeugnisse das, was er gegen die eigenen Erzeugnisse eintauscht, so
tauscht er gegen sein durch die Dampfmaschine verdoppeltes Erzeugnis auch genau
den doppelten Wert ein.


4. Die Abstinenz- oder Enthaltsamkeitstheorie von Senior schlägt zwar den 
richtigen Weg ein zur Erklärung des Zinses aus dem bestehenden Mißver-
hältnis zwischen Nachfrage und Angebot von Arbeitsmitteln, bleibt aber 
auf halbem Wege stehen. Senior hält die Menschen durchweg für Ver-
schwender, die lieber einige Tage in Saus und Braus und dann den Rest des 
Jahres auf Borg leben und Zins zahlen, als daß sie auf unmittelbaren Genuß


**) Wieder diese Wertmaschine!
**) Wieder der Wertstoff!
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verzichten. Daher der Mangel an Arbeitsmitteln, daher das Mißverhältnis zwischen
Angebot und Nachfrage, daher der Zins. Die wenigen Personen, die die Enthaltsamkeit
üben, werden für diese seltene Tugend durch den Zins belohnt. Und auch diese weni-
gen sind nicht deshalb enthaltsam, weil sie den künftigen Genuß der gegenwärtigen
Verschwendung vorziehen, nicht, weil sie als Jünglinge für die Hochzeit, als Männer
für das Greisenalter, als Väter für die Kinder sparen wollen, sondern nur, weil sie wis-
sen, daß das Gesparte ihnen Zins abwirft. Ohne diesen Tugendpreis würden auch sie
von der Hand in den Mund leben, würden auch sie keine Saatkartoffeln aufbewahren,
sondern die ganze Kartoffelernte in einem gewaltigen Schmaus vertilgen. Ohne Zins
hätte doch niemand einen Beweggrund zur Bildung und Aufbewahrung des Kapitals,
und dem künftigen Genuß ist doch der gegenwärtige immer und selbstverständlich
vorzuziehen! Weiß doch niemand, ob er überhaupt künftig noch leben und das auf-
gestapelte Gut verzehren wird!


Bei solcher allgemeinen Wesensart des Menschen (wie enthaltsam erscheinen da
der Hamster und die Biene!) fragt man sich, wie das Menschengeschlecht überhaupt
noch besteht und wie man überhaupt noch jemand Geld leihen kann. Wer so schlecht
mit eigenem Gut wirtschaftet, wird doch erst recht auch fremdem Gut gegenüber 
der Versuchung nicht widerstehen, dem süßen gegenwärtigen Genuß den künftigen 
zu opfern; wie will er dann den Zins zahlen und das Kapital zurückerstatten? Und
wenn unsere Ureltern die Wintervorräte schon immer im Sommer vertilgt hätten, ob
wir uns da wohl jetzt unseres Daseins erfreuen würden? Oder verzichteten unsere
Väter auf den unmittelbaren Genuß, weil die Vorräte im Keller Zins abwarfen, d. h.
immer wertvoller, besser und größer wurden?


Aber es ist doch etwas Wahres an dieser Seniorschen Theorie. Zweifellos ver-
dankt der Zins dem Mangel an Kapital sein Dasein, und dieser Mangel kann nur von
der Verschwendung herrühren. Aber merkwürdigerweise sind nicht die, die den Zins
bezahlen, die Verschwender, sondern die, die den Zins erheben. Allerdings ist wie-
der das, was die Kapitalisten verschwenden, nicht ihr eigenes, sondern fremdes
Eigentum, denn die Arbeitslosigkeit, die sie behufs Erpressung des Urzinses 
durch Unterbrechung des Geldumlaufes hervorrufen, geht auf Kosten anderer. 
Die Kapitalisten verschwenden fremdes Eigentum, sie verschwenden die Arbeits-
kraft des fleißigen, sparsamen Volkes, sie lassen auf fremde Kosten die Waren in 
den Krisen zu Milliarden als Zuvielerzeugung zugrunde gehen, damit es nicht zu 
einer Zuvielerzeugung an Kapital komme und der Zinsfuß falle. Daher der Mangel 
an Kapital, daher der Zins. Nicht den Arbeitern, sondern den Kapitalisten müßte 
man also die Enthaltsamkeit in der Verschwendung der Arbeit predigen. Die 
Arbeiter haben gezeigt, daß sie Enthaltsamkeit bis zum Hungertode üben können,
wenn es heißt, dem Kapital einen geringfügigen Teil der Beute zu entreißen. Sie
haben solche heldenhafte Enthaltsamkeit in tausend Streiks gezeigt, und man kann
annehmen, daß, wenn es gelänge, den Arbeitern glaubhaft zu machen, daß es zur
Beseitigung des Zinses genügt, zu sparen, keinen Tabak zu kaufen, keinen Schnaps 
zu kaufen, sie solches tun würden. Aber was wäre heute die Folge? Kaum würde 
der Zins der Realkapitalien unter den Urzins fallen, so bräche auch schon die Krise
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aus, der wirtschaftliche Krach, der den Arbeitern dieser Früchte seiner Enthaltsam-
keit berauben würde.


Auf alle Fälle führt die Enthaltsamkeitstheorie stracks auf folgenden Widerspruch:
Arbeitet, rackert euch ab, schwitzet, um viele Waren erzeugen und verkaufen zu kön-
nen, kauft aber selber nur möglichst wenig. Hungert, friert, enthaltet euch, kauft
nichts von alledem, was ihr erzeugt (d. h. selbst für den Verkauf bestimmt habt), um
so einen möglichst großen Geldüberschuß für neue Realkapitalien zu gewinnen!


Auf diesen vollkommenen Widerspruch würden die Urheber der Enthaltsamkeits-
theorie gestoßen sein, wenn sie den von ihnen betretenen Weg weitergegangen wä-
ren, und dann würden sie auf die Mängel des Geldwesens aufmerksam geworden sein,
wie wahrscheinlich auch Proudhon auf diesem Wege zur Erkenntnis gelangte, daß das
Gold den Waren den Weg zu den Realkapitalien verlegt, daß das Gold die Überlei-
tung der Warenüberproduktion (die auf die Preise drückt und zur Krise führt) in eine
Kapitalüberproduktion verhindert (die auf den Zins drückt und den Verkehr belebt).


5. Die Arbeitstheorien erklären den Zins schlankweg als Arbeitsprodukt des Kapi-
talisten! Den Zinsbezug nennt Rodbertus ein Amt, das Kouponabschneiden erscheint
Schäffle als ein volkswirtschaftlicher Beruf, dem er nur nachsagt, daß seine "Dienst-
leistungen" kostspielig seien, und Wagner nennt Rentner "Funktionäre der Gesamtheit
für die Bildung und Beschäftigung des nationalen Produktionsmittelfonds". Und v. Boehm-
Bawerk erweist diesen Gelehrten die Ehre, sie zu den Zinstheoretikern zu zählen!


6. Die Ausbeutungstheorien erklären den Zins einfach als einen gewaltsamen Ab-
zug vom Arbeitserzeugnis, den sich die Besitzer der Produktionsmittel erlauben und
darum erlauben können, weil die Arbeiter ohne Produktionsmittel nicht arbeiten 
können, dennoch aber von ihrer Arbeit leben müssen.


Ob nun gerade diese Theorie den Namen "Ausbeutungstheorie" verdient? Beutet
etwa der Abstinent (Enthaltsamkeitstheorie) nicht auch die Marktlage aus, wenn er die
karge Vertretung des Kapitals auf dem Markte für die Erwirkung eines Zinses benutzt?


Den Abzug vom Arbeitserzeugnis bemißt nach dieser Theorie (deren Hauptver-
treter Marx und die Sozialdemokraten sind) der Besitzer der Produktionsmittel nicht
nach kaufmännischen Handels- und Börsengrundsätzen, sondern merkwürdigerweise
nach historischen und moralischen Gesichtspunkten.


Marx sagt: "Im Gegensatz zu den anderen Waren erhält also die Wertbestimmung
der Arbeitskraft ein historisches und moralisches Element". (Kapital, Bd. 1, S. 124, 6. Aufl.)


Was hat aber die Erhaltung der Arbeitskraft mit der Geschichte und der Sittlich-
keit zu tun, was mit bestimmten Ländern und bestimmten Zeiten? Der Durchschnitts-
umkreis der notwendigen Lebensmittel ist doch von der Erhaltung der Arbeitskraft
selber gegeben! Dieser mag sich mit der Schwere der Arbeit, mit der Rasse, mit der
Stärkung oder Schwächung der Verdauungswerkzeuge ändern, aber niemals aus ge-
schichtlichen und sittlichen Gründen. Läßt man in diesem, für die ganze Marxsche
Lehre entscheidenden Punkte die Sittengesetze mitbestimmen, dann handelt es sich
bei der "Arbeitskraft" überhaupt nicht mehr um Ware. Mit solch schwammigen Aus-
drücken läßt sich alles beweisen.
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Der Kapitalist erkundigt sich genau danach, wie sich die Mutter, Großmutter und
Urgroßmutter des Arbeiters ernährt haben, was diese Nahrungsstoffe kosten, und wie-
viel ein Arbeiter für die Aufzucht seiner Kinder an diesen Stoffen verbraucht (denn
der Kapitalist zeigt sich sehr darum besorgt, daß nicht nur "seine" Arbeiter, sondern
daß die Arbeiter überhaupt recht kräftig und gesund bleiben), und diese Notdurft läßt
der Unternehmer dem Arbeiter. Den Rest nimmt er unbesehen für sich in Anspruch.


Diese Verteilung der Arbeitserzeugnisse zwischen Unternehmern und Arbeitern,
durch die Marx sich das Zinsproblem überhaupt und auf bequeme Weise vom Hals
schaffte, insofern als die Lohntheorie auf diese Weise auch die Zins- und Grund-
rententheorie (Mehrwert) einschließt, ist der wunde Punkt der Ausbeutungstheorie.
Faul ist nicht nur die Voraussetzung dieser Theorie, wonach der Lohn sich nach den
Kosten der Aufzucht, Ausbildung und des Unterhalts der Arbeiter und ihrer Nach-
kommenschaft richtet, sondern auch die Ausrede, daß, so oft der Lohn über oder
unter dieser Grenze bleibt, die landläufigen Begriffe über das, was zum Leben des
Arbeiters gehört, über die Höhe des Lohnes bestimmen!


"Auf den ostdeutschen Gütern sind in den letzten 5 Jahren die Löhne so stark ge-
stiegen, daß sie sich kaum noch von den westdeutschen Lohnsätzen unterscheiden,
und daß die Sachsengängerei stark in der Abnahme begriffen ist." So las man 1907 in
den Zeitungen. Wie schnell sich doch die landläufigen Ansichten über das, was der
Arbeiter zum Leben braucht, ändern! An der Börse ändern sich die Preise zwar noch
etwas schneller, immerhin kann man den Zeitraum von 5 Jahren doch nicht eine "ge-
schichtliche Entwicklung" nennen.


In Japan sind die Löhne in ganz kurzer Zeit um 300 % gestiegen, sicherlich doch
nicht, weil die landläufigen Ansichten über hungrig und satt sich so schnell geändert
haben. Diese Erklärung der Widersprüche, auf die die Ausbeutungstheorie auf Schritt
und Tritt stößt, trägt ganz das Merkmal einer Verlegenheitserklärung. Solche Aus-
flüchte findet jemand, der in die Enge getrieben ist.


So könnte man mit gleichem Recht der Ausbeutungstheorie auch folgende Fassung
geben: Alles, was der Kapitalist braucht, um nach geschichtlichen und landläufigen
Begriffen standesgemäß zu leben und um seinen Kindern das nötige Erbe zu hinter-
lassen, das nimmt er einfach vom Produkt der Arbeiter. Den Rest wirft er ungemessen
und ungezählt den Arbeitern hin. Diese Fassung hätte vor der Marxschen manches
voraus. Sie klingt auf alle Fälle besser; denn daß der Kapitalist zuerst an sich selber
denken wird, ehe er sich erkundigt, ob der Arbeiter auch mit dem Rest auskommt,
das hält man doch für selbstverständlich. Durch die Kornzölle wurde übrigens auch
der Beweis dieser Selbstverständlichkeit vor der breiten Öffentlichkeit erbracht.


Auch die Herkunft des für den Zins notwendigen Proletariats wird nach 
dieser Theorie etwas sehr gewaltsam erklärt. Daß der Großbetrieb öfters dem
Kleinbetrieb gegenüber im Vorteil ist, begründet nicht, daß dieser Vorteil 
auch selbstverständlich den Besitzern des Großbetriebes zukommen muß. Dies 
müßte erst auf Grund einer stichhaltigen Lohntheorie nachgewiesen werden. 
Heute wirft das Kapital durchschnittlich 4 bis 5 % ab, einerlei, ob es sich um eine
Maschine von 10 oder von 10 000 Pferdekräften handelt. Und wenn auch der Groß-
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betrieb durchweg dem Kleinbetrieb gegenüber Vorteile hätte, so würde damit noch
gar nicht bewiesen, daß die Besitzer der Kleinbetriebe nun zum Proletariat geworfen
werden. So schwerfällig brauchen die Handwerker und Bauern doch nicht immer zu
bleiben, und sie sind auch tatsächlich nicht so schwerfällig geblieben, daß sie sich
mit verschränkten Armen den Großbetrieb über den Kopf wachsen lassen. Sie wehren
sich, legen ihre Kleinbetriebe zu einem Großbetrieb zusammen und verbinden so oft
die Vorteile des Großbetriebes (Genossenschaftsmolkerei, genossenschaftliche Dampf-
drescherei, Dorfbullen usw.) mit den tausend kleinen Vorzügen des Kleinbetriebes. Es
liegt auch durchaus nicht in den Vorteilen des Großbetriebes begründet, daß die
Aktien in den Händen der Rentner und nicht im Besitze der Arbeiter sein müssen.


Kurz, so einfach ist die Herkunft des Proletariats nicht zu erklären. Leichter schon
geht es, wenn man die Gesetze der Grundrente mit zu Rate zieht und die gewalt-
same Enteignung mit dem Schwerte. Aber wie entsteht dann das Proletariat in den
Kolonien? Kein Schwert wird dort geführt, und das Freiland liegt dort oft vor den
Toren der Städte.


In den deutschen Kolonien in Brasilien (Blumenau, Brusque) sind vielfach Indus-
trien entstanden, namentlich Webereien, und in diesen Fabriken arbeiten die Töchter
der deutschen Kolonisten unter elenden Bedingungen bei schlechtem Lohne. Dabei
steht den Vätern, Brüdern und Männern dieser Proletarierinnen wunderbarer Boden 
in unbegrenzter Menge zu Verfügung. Hunderte von Töchtern deutsche Kolonisten
sind in Sao Paulo als Dienstboten angestellt.


Es ist nicht so leicht, heute, bei bestehender Freizügigkeit, bei der Leichtigkeit,
womit der Proletarier unbewohnte Länder aufsuchen und Land erwerben kann*, bei
der Einfachheit, womit auf genossenschaftlichem Wege jeder die Vorteile des Groß-
betriebes genießen kann, nicht nur den Fortbestand, sondern auch noch die Ver-
mehrung des Proletariats zu erklären, zumal die heutige bürgerliche Gesetzgebung
den Proletarier vor Raubrittern zu schützen sich bestrebt zeigt.


Aber es gibt neben dem Schwert, neben den Vorteilen des Großbetriebes und
neben den Gesetzen der Grundrenten noch eine Einrichtung, die das Dasein der Pro-
letariermassen erklären kann, die aber von den Zinstheoretikern bisher übersehen
wurde. Unser herkömmliches Geld vermag für sich allein die Rolle der Proletarisierung
der Volksmassen durchzuführen, es benötigt dazu keinerlei Bundesgenossen. Das Pro-
letariat ist eine notwendige, gesetzmäßig sich einstellende Begleiterscheinung des
herkömmlichen Geldes. Ohne Ausflüchte, ohne Gewalt, ohne Wenn und Aber ist das
Proletariat von unserem herkömmlichen Gelde unmittelbar abzuleiten. Allgemeine
Bettelei muß unser Geld gesetzmäßig begleiten. Das Schwert hat sich in früheren
Zeiten vortrefflich bewährt bei der Trennung des Volkes von seinen Arbeitsmitteln,
aber das Schwert vermag die Beute nicht festzuhalten. Vom Geld aber ist die Beute
unzertrennlich. Fester als Blut- und Grundrente am Schwert, haftet der Zins am Geld.


Kurz, es mögen viele an der Beraubung des Volkes sich beteiligen und 
sich dabei der verschiedenen Waffen bedienen, aber diese Waffen verrosten,


*) Der Nordd. Lloyd nahm im April 1912 für die Überfahrt von Europa nach Argentinien 100 Mark, das
ist nur ungefähr ein Wochenlohn bei den Erntearbeiten.
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– nur das Gold rostet nicht, nur das Gold darf sich rühmen, daß ihm der Zins durch
keine Erbteilungen, durch kein Gesetz, durch keine genossenschaftliche oder kom-
munistische Ordnung entrissen werden kann. Selbst gegen die Gesetze, ja, sogar
gegen die Bannflüche des heiligen Vaters war und ist der Zins des Geldes gefeit.
Unter Beibehaltung des Privatgrundbesitzes kann man durch Gesetze (Grundsteuer)
die Grundrenten den Staatskassen zuführen, und man hat damit hier und dort schon
begonnen – aber durch kein Gesetz ist unserem herkömmlichen Geld auch nur ein
Bruchteil des Zinses zu entwinden.


Unser herkömmliches Geld hat also die für die Ausbeutungstheorie unentbehr-
lichen Proletariermassen geschaffen und diese gegen alle natürlichen Auflösungs-
mächte wirksam verteidigt. Um vollständig zu sein, muß darum die Ausbeutungs-
theorie noch einen Schritt weitergreifen und den Zins nicht in der Fabrik, im Privat-
besitz der Produktionsmittel, sondern weiter zurück, beim Tausch der Arbeitserzeug-
nisse gegen Geld suchen. Die Trennung des Volkes von seinen Arbeitsmitteln ist nur
eine Folge, nicht die Ursache des Zinses.


7. Die Bestandteile des Brutto-Zinses.
(Urzins, Risikoprämie und Hausseprämie)*


Wer die hier behandelte Zinstheorie auf ihre Richtigkeit mit Hilfe der Zahlen 
prüfen will, die ihm die Statistik liefert, wird oft genug auf Widersprüche stoßen. Das
liegt daran, daß der Zinsfuß neben dem Urzins in der Regel noch andere Bestandteile
mit sich führt, die nichts mit dem Zins zu tun haben.


Neben der Risikoprämie (Gefahrbeitrag) enthält er Zinsfuß oft noch einen eigen-
tümlichen, von den Schwankungen im allgemeinen Preisstand der Waren bestimm-
ten Bestandteil, den ich in Anlehnung an seinen fremdnamigen Gefährten und um
ihm einen auch für das Ausland brauchbaren Namen zu geben, mit Hausseprämie
bezeichne. Diese bedeutet den Gewinnanteil des Geldgebers an der erwarteten
Preissteigerung.


Um die Natur dieses Zinsbestandteiles richtig zu erfassen, braucht man sich nur
das Benehmen der Geldborger und der Geldverleiher anzusehen, wenn eine allge-
meine Preissteigerung erwartet wird. Eine allgemeine Preissteigerung hat das eigen-
tümliche an sich, daß man das geborgte Geld mit einem Teil der Waren, die man mit
dem Geld erstanden und dann wieder verkauft hat, zurückerstatten kann; daß also
neben dem regelrechten Handelsgewinn noch ein Sondergewinn, ein Mehr, verbleibt.
Dieses Mehr muß natürlich die allgemeine Kauflust wecken, und zwar um so stärker,
je größer das erwartete Mehr ist, und namentlich je begründeter die Erwartung einer
Fortdauer der Preissteigerung erscheint.


Wer mit fremden Geldern arbeitet, vergrößert dann seine Ansprüche an die
Banken bis zur äußersten Grenze seines Kredites (der in der Regel mit der
Preissteigerung, die die Schuldner begünstigt, wächst), und wer sein Geld bisher


*) Dieses Wort "Hausseprämie" setze ich an die Stelle des früher von mir angewandten "Ristorno", weil
der Sinn (Gewinnanteil des Geldgebers an erwarteter Preissteigerung) damit besser ausgedrückt wird.
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an andere verlieh, sucht selber Geschäfte zu machen und verzichtet nur dann da-
rauf, wenn der Borger ihn mit einer Zinsfußerhöhung an den erwarteten Gewinnen
beteiligt.


Durch die allgemeine Preissteigerung (Hochkonjunktur, d. h. geschäftliche Hoch-
flut) droht dem Besitzer von Bargeld und Bargeldforderungen (Staatspapiere, Hypo-
theken usw.) ein Verlust, der darin besteht, daß er für das Geld immer weniger 
Waren erhält. Vor diesem Verluste würde sich der Geldbesitzer nur dadurch schützen
können, daß er die verlustbedrohten Papiere verkauft und den Erlös zum Ankauf von
Aktien, Waren, Häusern verwendet, für welche Dinge allgemein eine Preissteigerung
erwartet wird. Nach Erledigung dieses Doppelgeschäftes würde die Hochkonjunktur
ihm nichts mehr anhaben können, und den Schaden würde der Käufer der verlust-
bedrohten Papiere erleiden. Da nun aber auch diesem die Sachlage bekannt ist, so
wird er diese Papiere nur entsprechend billiger bezahlen wollen, er zahlt also für 
die Staatspapiere einen niedrigeren Preis (Kurs) und kauft die Wechsel nur gegen
einen größeren Abzug (Diskont). So entsteht eine Art Ausgleich.


Wie aber, wenn Schlaumeier sich sagt: Ich habe zwar selbst kein Geld, doch habe
ich Kredit. Ich borge mir gegen Wechsel das nötige Geld, kaufe Waren, Aktien usw.,
und wenn der Wechsel fällig wird, so verkaufe ich das Gekaufte zu den dann höheren
Preisen, bezahle meine Schuld und behalte den Unterschied für mich! Schlaumeier
dieser Art gibt es viele, und diese vielen treffen sich an demselben Ort, zur selben Zeit,
d. i. im Vorsaal des Geldmannes, der Reichsbank. Die reichsten Männer des Landes
stehen da, neben kleinen Fabrikanten und Kaufleuten. Alle zeigen unerstättlichen
Geldhunger. Nun sieht der Geldmann den Andrang und erkennt, daß sein Geld nicht
reicht, um sie alle zu befriedigen (würde er sie befriedigen, so kämen sie sogleich mir
verdoppelten Ansprüchen zurück). So erhöht er, um sich des Andrangs zu erwehren,
den Zinsfuß (Diskont), erhöht ihn solange, bis die Schlaumeier im Zweifel sind, ob
der vom geplanten Geschäfte erwartete Gewinn noch Deckung für den erhöhten Zins-
verlust schafft. Dann ist der Ausgleich geschaffen; der Geldhunger verschwindet, der
Vorsaal des Geldmannes leert sich. Dann ist das, was der Geldbesitzer durch die
Preissteigerung der Waren verliert, in den Zinsfuß übergegangen.


Das also, was durch eine allgemeine Preissteigerung der Waren am Geldkapital
verloren geht, muß der Zinsfuß ersetzen. Beträgt z. B. die erwartete Preissteigerung 
6 % im Jahr, so muß bei einem Urzins von 3 oder 4 % der Zinsfuß bei Darlehen 8 
oder 9 % ausmachen, um das Geldkapital unberührt zu lassen. Zweigt der Kapitalist
vom Ertrag dieser 9 % die 5 % ab, die der Preissteigerung entsprechen und legt 
diese zum Kapital, so ist sein Nutzen derselbe, wie vor der Preiserhöhung, 105 = 100,
d. h., für 105 erhält er jetzt so viel Ware wie vorher für 100.


So würde es gar nicht überraschen, wenn bei näherer Untersuchung es sich 
herausstellte, daß die Kapitalisten in Deutschland (Grundrentner ausgenommen) in
den letzten 10 bis 15 Jahren trotz durchschnittlich höherer Dividenden und Zinsen
eigentlich einen regelwidrig niedrigen Reinzins bezogen haben. Sind nicht in die-
sem Zeitraume die Preise durchschnittlich ganz gewaltig gestiegen?
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Waren vor 15 Jahren 1000 Mark nicht ebensoviel wie heute 1500 oder gar 2000? 
Und wenn der Kapitalist so rechnet, wo bleibt der Gewinn aus den hohen Dividen-
den und Kursdifferenzen? Wo bleibt der sogenannte Wertzuwachs? Und er muß doch
so rechnen, denn käme es ihm nur auf den ziffernmäßigen Geldbetrag an, so brauchte
er nur nach Portugal zu reisen, da wird er vom Millionär gleich zum Milliardär.
Schlimm aber steht es mit den Inhabern der festverzinslichen Papiere. Verkaufen 
sie diese, so haben sie einen Kursverlust; behalten sie ihre Papiere, so erhalten sie
für die Zinsen weniger Waren. Hätte man vor 15 Jahren gewußt, daß eine so starke
Steigerung der Warenpreise kommen würde, so wäre der Kurs der Konsols noch ganz
anders, vielleicht auf 50 gesunken.* 


Es ist also klar, daß eine erwartete allgemeine Preissteigerung die Ansprüche an
die Geldverleiher vergrößern muß und daß diese dadurch in die Lage versetzt wer-
den, einen höheren Zinsfuß ausbedingen zu können.


Die Erhöhung des Zinsfußes ist somit darauf zurückzuführen, daß nach allge-
meiner oder vorherrschender Ansicht eine Preissteigerung im Anzuge ist. Sie beruht
in letzter Linie darauf, daß die Borger hoffen, sich ihrer Verbindlichkeiten mit ei-
nem Teil der für das geborgte Geld erstandenen Waren entledigen zu können. Mit der
Preissteigerung nimmt der Zinsfuß einen fremden Bestandteil auf, der gar nichts 
mit dem Kapitalzins zu tun hat; es ist das, was wir Hausseprämie nenne, d. h. Ge-
winnanteil des Geldgebers an der erwarteten Preissteigerung.


Natürlich wird dieser Bestandteil des Zinsfußes sofort verschwinden, sobald die
erwartete allgemeine Preissteigerung sich verwirklicht hat; nicht die eingetretene Preis-
steigerung, sondern die Erwartung einer solchen, die Hoffnung auf einen künftigen,
noch nicht zur Tat gewordenen Preisunterschied reizt zum Kauf, zur Anlage des Geldes
und bewirkt, daß die Ansprüche an die Banken steigen. Sobald die Hoffnung auf eine
weitere Preissteigerung schwindet, fehlt auch der Reiz zum Kauf, und die Gelder keh-
ren zur Bank zurück. Dann fällt der Zinsfuß; die Hausseprämie scheidet aus den Be-
standteilen des Zinsfußes aus. Selbstverständlich verschwindet bei einem erwarteten
allgemeinen Preisrückgang sofort jede Spur dieser Hausseprämie aus dem Zinsfuß.


Die Höhe der Hausseprämie richtet sich natürlich ganz nach dem Umfang der er-
warteten allgemeinen Preissteigerung. Erwartet man eine sprunghafte, schnelle und star-
ke Preissteigerung, so werden die Ansprüche an die Geldinstitute auch gleich in das-
selbe Tempo verfallen und der Zinsfuß wird sprungweise schnell und stark steigen.


Als man vor einigen Jahren in Deutschland eine allgemeine Preissteigerung 
erwartete, stieg der Zinsfuß auf 7 %; kurz darauf erwartete man einen Rückschlag
und der Zinsfuß fiel auf 3 %. Den Unterschied können wir hier getrost auf 
Rechnung der Hausseprämie setzen. In Argentinien stand der Zinsfuß zeit-
weise auf 15 %, und zwar damals, als die unausgesetzte Vermehrung des
Papiergeldbestandes alle Preise sprungweise in die Höhe trieb; nachher, als 
man anfing, das Papiergeld einzuziehen, fiel der Zinsfuß unter 5 %. Hier 
haben wir eine Hausseprämie von 10 % zu verzeichnen. In Kalifornien gab es eine


*) Dies ist vor dem Kriege geschrieben.
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Zeit, wo 2 % für einen Monat nicht als übermäßiger Zinsfuß betrachtet wurde. So berich-
tet Henry George, und das war damals, als man in Kalifornien massenhaft Gold fand.


Da es für eine allgemeine Preissteigerung keine Grenze gibt (für 1 Pf. Kerzen er-
hielt man in Paris 100 Livres in Assignaten), so kann auch der Hausseprämie keine
Grenze gesteckt werden. Es lassen sich ganz gut Verhältnisse denken, unter denen
der Zinsfuß bzw. die Hausseprämie auf 20, 50, ja 100 % steigen würde. Es kommt
ganz darauf an, wie hoch die allgemeine Preissteigerung geschätzt wird, die man 
bis zum Fälligkeitstag erwartet. Wenn sich z. B. die Nachricht verbreitete, es sei 
unter der Eisdecke Sibiriens ein neues Goldfeld entdeckt worden, das alles bisher
Dagewesene an Ergiebigkeit überträfe, und würden als Bestätigung dieser Nachricht
auch schon große Goldverschiffungen gemeldet, so ist es sicher, daß eine allge-
meine Kauflust eintreten und daß die Ansprüche an die Geldverleiher ins Grenzen-
lose steigen würden. Der Zinsfuß würde infolge dieser Goldfunde eine nie gesehene
Höhe erreichen. Bis zur vollen Höhe des von der allgemeinen Preissteigerung erwar-
teten Mehrs wird die Hausseprämie natürlich nicht steigen können, da ja sonst der
erwartete Gewinn durch den Diskont vorweg verschluckt würde. Die Hausseprämie
wird dem erwarteten Mehr aber umso näher kommen, je begründeter oder gesicher-
ter die allgemeine Preissteigerung erscheint.


Es sind in verschiedenen Ländern auf Drängen der Gläubiger Gesetze erlassen 
worden, die darauf zugespitzt waren, die Preise der Waren auf einen niedrigeren,
früheren Stand herabzusetzen (durch Einziehung des in Übermaß verausgabten
Papiergeldes, durch die Entmünzung des Silbers usw.). Noch vor wenigen Jahren be-
stand in Argentinien ein solches Gesetz, mit dem der allgemeine Preisstand von 3 
auf 1 herabgesetzt werden sollte.


Wenn man heute in irgend einem Lande, den Wünschen der Schuldner nachge-
bend, umgekehrt die Warenpreise stufenweise durch Vermehrung des Geldumlaufs in
die Höhe triebe, und zwar so, daß man mit Bestimmtheit darauf rechnen könnte, in
einem Jahre die Preise im allgemeinen 10 % höher zu sehen, so würde die Sicher-
heit des erwarteten Mehrs die Hausseprämie jenen 10 % sehr nahe bringen.


Die Anerkennung der Hausseprämie als eines besonderen Bestandteiles des Zins-
fußes ist für die Erklärung der meisten Erscheinungen auf dem Gebiete des Zins-
wesens unentbehrlich.


Wie will man, um nur ein Beispiel anzuführen, die Tatsache erklären, daß gewöhn-
lich Zinsfuß und Sparkasseneinlagen gleichzeitig steigen, wenn man anderseits nicht
den Grundsatz fahren lassen will, daß der Zins vom Arbeitsertrag abgezogen wird?


Die Zergliederung des Zinsfußes in Zins, Risiko- und Hausseprämie löst 
diesen scheinbar unlösbaren Widerspruch auf völlig befriedigende Weise. Von 
dem Zinsfuß geht nur der reine Kapitalzins vom Arbeitsertrag ab, die Hausse-
prämie löst sich in den erhöhten Warenpreisen auf. Folglich ist der Arbeiter 
(dessen Lohn ja auch die Bewegung nach oben mitmacht) an dem erhöhten 
Zinsfuß völlig unbeteiligt. Er bezahlt erhöhte Warenpreise und erhält ent-
sprechend höheren Lohn; das gleicht sich aus. Der Borger zahlt höheren Zinsfuß 
und erzielt einen erhöhten Preis; das gleicht sich auch wieder aus. Der Kapitalist
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erhält sein Geld gestäupt und geschunden zurück, aber dafür einen erhöhten 
Zins; das gleicht sich nicht minder aus. Nun fehlt noch die Erklärung für die er-
höhte Spareinlage. Diese muß man in der Tatsache suchen, daß bei einer allge-
meinen Preiserhöhung der Waren, einer geschäftlichen Hochflut (Hochkonjunktur) es
niemals an Arbeitsgelegenheiten fehlt.


Also nicht der Zins, sondern nur der Zinsfuß steigt, zusammen mit den Spar-
kasseneinlagen.


8. Der reine Kapitalzins, eine eherne Größe.


Wir haben soeben gezeigt, daß, solange eine allgemeine Preissteigerung in
Aussicht steht (bei geschäftlicher Hochflut, sogenannter Hochkonjunktur), der Zins-
fuß zum Kapitalzins und der Risikoprämie (Gefahrbeitrag) noch einen dritten
Bestandteil, die Hausseprämie (Anteil des Geldgebers an erwarteter Preissteigerung)
aufnimmt. Es ergibt sich daraus, daß, wenn wir die Schwankungen des Kapitalzinses
feststellen wollen, die Zinsfußsätze der verschiedenen Zeiträume nicht so ohne 
weiteres miteinander verglichen werden können. Das würde zu ebenso falschen
Schlüssen führen, wie wenn man die Sätze des Geldlohns verschiedener Zeiten oder
Länder ohne Rücksicht auf die Warenpreise miteinander vergleichen wollte.


Da aber, wie bemerkt, die Hausseprämie nur zusammen mit einer allgemeinen
Aufwärtsbewegung der Warenpreise auftritt und zugleich mit dieser wieder ver-
schwindet, so können wir als sicher voraussetzen, daß der Zinsfuß während der
Niedergangszeiten, der sogenannten Baisseperioden, deren die Geschichte mehrere
aufweist, nur aus Kapitalzins und etwaiger Risikoprämie besteht. Der Zinsfuß aus 
solchen Zeiträumen eignet sich also vortrefflich zur Ermittlung der Bewegungen des
Kapitalzinses.


Eine solche Periode allgemeinen und unaufhaltsamen Preisrückganges war be-
kanntlich die Zeit vom 1 Jahrhundert v. Chr. bis etwa zum Jahre 1400 *. Während 
dieser langen Periode war der Geldumlauf ausschließlich auf Gold und Silber be-
schränkt (Papiergeld und Schinderlinge gab es noch nicht); dabei waren die Fund-
gruben dieser Metalle, namentlich die spanischen Silberminen, erschöpft; das aus
dem Altertum stammende Gold war durch Zinsverbote (wenn auch oft unwirksame)
am Umlauf behindert und ging nach und nach verloren. Der allgemeine Preisrück-
gang ist also durch allgemein anerkannte Tatsachen reichlich begründet und wird
auch von keiner Seite bestritten.


In dem Werke Gustav Billeters: "Die Geschichte des Zinsfußes im griechisch-rö-
mischen Altertum bis auf Justinian" findet man nun folgende Angaben:


S. 163: "In Rom finden wir für den Zinsfuß seit Sulla (82 bis 79 v. Chr.) schon 
die wesentlichen Typen fixiert: 4 – 6 %.


S. 164: "Cicero schreibt gegen Ende des Jahres 62: "Solide, zahlungs-
fähige Leute bekommen zu 6 % Geld in Hülle und Fülle." Billeter fügt


*) Die Städte Frankreichs, Italiens und Spaniens, wo der Münzfuß herabgesetzt, sogenannte Münz-
fälschung betrieben wurde, bilden hier eine Ausnahme.
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hier hinzu: "Man sieht, daß darin schon eine Tendenz zum Sinken angedeutet liegt;
in der Tat werden wir bald darauf schon einen niedrigeren Satz finden."


S. 167: "Der Zinsfuß war in den Kriegszeiten (um das Jahr 29) 12 %, d. h., selbst
solide Leute mußten soviel bezahlen. Von 4 – 6 % war man also zu 12 % gelangt. Nun
wurde rasch wieder der ehemalige Stand von 4 % erreicht."


Bemerkung: Der vorübergehende Zinsfuß von 12 % in Kriegszeiten ist vielleicht
durch eine besonders große Risikoprämie genügend erklärt. Auch muß mit der Mög-
lichkeit gerechnet werden, daß auch hier und da und dort trotz des allgemeinen
Geldmangels, aus vorübergehenden oder örtlichen Gründen die Preise wieder einmal
anzogen und der Zinsfuß eine Hausseprämie aufnahm. Eine Änderung in der Schnellig-
keit des Geldumlaufes, vielleicht hervorgerufen durch eine neue gesetzliche Hand-
habung des Zinsverbotes usw. würde ja zur Erklärung solcher Vorgänge genügen.


S. 180: Römische Kaiserzeit vor Justinian: "Für sichere Anlagen finden wir 3–15 %,
und zwar ist 3 % recht vereinzelt; der Satz erscheint deutlich als der niedrigste, auch
bei rentenartigen Anlagen. 15 % ist ganz vereinzelt, 12 % nicht eben selten, aber
doch nicht typisch, 10 % vereinzelt. Der eigentliche Typus liegt zwischen 4 – 6 %,
wobei innerhalb dieser Sätze sich weder eine zeitliche noch eine örtliche Differen-
zierung nachweisen läßt, sondern durchweg nur eine solche nach der Art der Anlage,
indem 4 % einen niedrigeren Typus, 6 % den ganz normalen, 5 % den dazwischen 
liegenden Satz für sehr gute Anlagen bzw. auch einen normalen Satz für Anlagen
gewöhnliche Sicherheit darstellt. Als ausgesprochen mittlere Zinsrate finden wir
ebenfalls 4 – 6 % (nie 12); als Kapitalisierungsrate 4 % und 31/2 %."


S. 314: Die Zeit des Justinian (527 – 565 n. Chr.): "Ziehen wir die Schlußresultate.
Wir sehen, daß unter besonderen Umständen die Kapitalisierungsrate bis gegen 8 %
ansteigen oder bis auf 2 % oder gegen 3 % sinken kann. Was die mittleren, durch-
schnittlichen Sätze anbetrifft, so fanden wir 5 % als wahrscheinlich normal, durch-
schnittlich vielleicht ein wenig zu hoch; 6 – 7 % ebenfalls als mittlere Rate, aber
jedenfalls etwas hoch gegriffen, so daß dieser Satz nicht mehr als ganz gewöhnliches
Mittel gelten kann. Wir werden also wohl am richtigsten von etwas unter 5 bis 
gegen 6 % die eigentliche Mittellage ansetzen."


Die Untersuchungen Billeters schließen hier mit der Zeit Justinians ab. Fassen wir
kurz die gemachten Angaben zusammen:


Zur Zeit Sullas (82 – 79 v. Chr.) bezahlte man 4 – 6 %. Zur Zeit Ciceros (62 v. Chr.)
war zu 6 % Geld in Hülle und Fülle zu haben. Nach einer durch Krieg verursachten
kurzen Unterbrechung (29 v. Chr.) behauptete sich wieder der ehemalige Zinsfuß von
4 %. Während der römischen Kaiserzeit vor Justinian berechnete man gewöhnlich 4 –
6 %. Während er Regierung Justinians (527– 565) betrug der mittlere Zinsfuß 5 – 6 %.


Was bedeuten nun diese Zahlen? Nun, daß während eines Zeitraumes von 600
Jahren der Zinsfuß fast genau den gleichen Stand einnahm wie heute 11/2 Jahr-
tausend später. Der Zinsfuß stand vielleicht mit 4 – 61/2 eine Kleinigkeit höher als
heute, aber diesen Unterschied kann man wohl auf Rechnung der Risikoprämie 
setzen, die im Altertum und Mittelalter höher angesetzt werden mußte als heute, wo
Kirche, Sitte und Gesetz den Zins in Schutz genommen haben.
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Diese Zahlen beweisen, daß der Zins unabhängig ist von wirtschaftlichen, poli-
tischen und sozialen Verhältnissen; sie schlagen den verschiedenen Zinstheorien 
und namentlich den Produktivitätstheoreien (den einzigen, die wenigstens noch 
den Schein für sich haben) geradezu ins Gesicht. Wenn man für neuzeitliche
Arbeitsmittel, z.B. Dampfdreschmaschinen, Selbstbinder, Mehrladegewehre, Sprengstoff
usw. denselben Zins zahlt, wie vor 2000 Jahren für Sichel, Dreschflegel, Armbrust
oder Keil, so beweist dies doch klar genug, daß der Zins nicht von der Nützlichkeit
oder Leistungsfähigkeit der Arbeitsmittel (Produktionsmittel) bestimmt wird.


Diese Zahlen bedeuten, daß der Zins Umständen sein Dasein verdankt, die schon
vor 2000 Jahren und während eines 6000jährigen Zeitraumes in fast genau der glei-
chen Stärke wie heute ihren Einfluß ausübten. Welche Umstände, Kräfte, Dinge sind
das? Keine einzige der bisherigen Zinstheorien gibt uns auch nur eine Andeutung für
die Beantwortung dieser Frage.


Billeters Untersuchungen schließen leider mit Justinian ab, und soweit ich unter-
richtet bin, fehlen zuverlässige Untersuchungen über den folgenden Zeitraum bis
Kolumbus. Es wäre übrigens wohl auch schwer, für diesen Zeitabschnitt zuverlässige
Nachweise zusammenzutragen, wenigstens aus den christlichen Ländern, weil das
Zinsverbot immer strenger gehandhabt wurde, weil mit dem fortschreitenden Mangel
an Geldmetallen der Geldverkehr und der Handel immer mehr zusammenschrumpften.
Von 1400 ab nahmen die Herabsetzungen des Münzfußes größeren Umfang an und
lassen den reinen Kapitalzins im Zinsfuß nicht mehr erkennen. Hier hätte dann
Billeter seine Untersuchungen mit preisstatistischen Arbeiten verbinden müssen, um
die etwaige Hausseprämie vom Zinsfuß zu trennen.


Wenn Papst Clemens V. auf dem Konzil zu Vienne (1311) weltliche Obrigkeiten, welche zins-
freundliche Gesetze erließen, mit dem Kirchenbann bedrohen konnte, so zeigt das, wie schwach
der Handel damals war, wie vereinzelt Darlehensgeschäfte vorkamen. Einzelnen Sündern gegen-
über konnte der Papst mit Strenge auftreten; wäre der Handel damals lebhafter und die
Übertretung des Zinsverbotes eine alltägliche Erscheinung gewesen, so hätte sich der Papst
keine solche Drohung erlauben dürfen. Beweis dafür ist die Tatsache, daß mit der Belebung
des Verkehrs auch die kirchengesetzliche Gegnerschaft des Zinses sofort abflaute.


Als Beleg für obige Behauptung, daß der reine Zins eine so gut wie unveränder-
liche, fast eherne Größe ist, mögen die beiden folgenden Zeichnungen dienen, aus
denen hervorgeht, daß die Schwankungen des Zinsfußes auf die Schwankungen der
Warenpreise (Hausseprämie) zurückzuführen sind. Hätten wir eine unveränderliche
Währung gehabt, so wäre der Zinsfuß seit 2000 Jahren unverändert auf 3 – 4 % 
stehen geblieben.


Mit der Erfindung des Schinderlings im 15. Jahrhundert, der für die Preise von
gleicher Bedeutung ist wie die Erfindung des Papiergeldes, und mit dem Erschließen
der Silberbergwerke im Harz, in Österreich und Ungarn wird die Geldwirtschaft vieler-
orts möglich. Und mit der Entdeckung Amerikas begann die große Preisumwälzung
des 16. und 17. Jahrhunderts. Die Preise stiegen unaufhaltsam und der Zinsfuß 
wurde mit einer schweren Hausseprämie belastet. So darf man sich nicht wundern,
wenn der Zinsfuß während dieser ganzen Zeit sehr hoch stand.
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Der Schrift Adam Smiths "Untersuchung über das Wesen des Reichtums" (Inquiry
into the natur of wealth) entlehne ich folgende Zahlen: 1546 wurden 10 % als die
gesetzlich zulässige Grenze des Zinsfußes erklärt, 1566 wurde dies Gesetz durch
Elisabeth erneuert, und 10 % blieb gesetzlich zulässig bis 1624.


Um diese Zeit war die Preisumwälzung im wesentlichen beendet und die allge-
meine Preissteigerung in ein ruhiges Fahrwasser gelangt. Gleichzeitig mit dieser
Entwicklung geht dann auch der Zinsfuß zurück: 1624 wurde der Zins auf 8 %, dann,
kurz nach der Wiedereinsetzung der Stuarts (1660) auf 6 % herabgesetzt und 1715
auf 5 %.


"Diese verschiedenen gesetzlichen Regelungen scheinen sämtlich dem Zinsfuß im
freien Marktverkehr erst gefolgt, nicht aber ihm voraufgegangen zu sein." So Adam
Smith.


Seit Königin Anna (1703/14) scheint 5 % eher über als unter der "market rate"
(Marktsatz) gewesen zu sein. Natürlich, denn zu dieser Zeit war die Preisumwälzung
beendet, und der Zinsfuß bestand jetzt nur noch aus Kapitalzins und Risikoprämie,
also aus reinem Geldzins und Gefahrbeitrag.


"Vor dem letzten Krieg (sagt Smith) borgte die Regierung zu 3 % und vertrauens-
werte Privatleute in der Hauptstadt sowie in vielen anderen Landesteilen zu 31/2, 4
und 41/2 %."


Also genau dieselben Verhältnisse, die wir jetzt haben.
Soll ich noch mehr Nachweise zusammentragen zum Beweis, daß der reine Kapi-


talzins eine eherne Größe ist, daß der reine Kapitalzins nicht unter 3 % fällt, nicht
über 4 – 5 % steigt, daß alle Schwankungen des Zinsfußes nicht auf Schwankungen
des Urzinses zurückzuführen sind? Wann ist in der Neuzeit der Zinsfuß gestiegen?
Immer nur zusammen mit den Warenpreisen. Nach den kalifornischen Goldfunden
stieg der Zinsfuß so hoch, daß die verschuldeten Großgrundbesitzer trotz der er-
höhten Getreidepreise über Notstand klagten. Die erhöhten Getreidepreise werden
durch erhöhte Lohnforderungen ausgeglichen. Mit der Erschöpfung der Goldminen 
fielen die Preise, zugleich mit dem Zinsfuß. Dann kamen die Milliarden, hohe Preise,
hoher Zinsfuß. Mit dem großen Krach fielen die Preise, fiel auch der Zinsfuß. Während
der letzten geschäftlichen Hochflutzeiten (Hochkonjunkturen) 1897 bis 1900 und
1904 bis 1907 war auch der Zinsfuß gestiegen; dann sind die Preise wieder gefallen,
und der Zinsfuß war auch wieder niedrig. Jetzt steigen die Preise wieder langsam 
und auch der Zinsfuß. Kurz, rechnet man überall vom Zinsfuß die auf Rechnung der
allgemeinen Preissteigerung zu setzende Hausseprämie ab, so bleibt als Zins eine
eherne Größe zurück.


Warum fällt der Zins niemals unter 3, warum geht der Zins nicht auf Null zurück,
und wenn es auch nur vorübergehend wäre, einen Tag im Jahre, ein Jahr im Jahr-
hundert, ein Jahrhundert in zwei Jahrtausenden?
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Erklärungen zu umstehender Tafel I.


Die Zinslinie in vorstehender Zeichnung habe ich nach den eben angeführten
Angaben Adam Smiths gezogen.* Es handelt sich hier um den gesetzlichen Zinsfuß,
nicht um den Marktzinsfuß, auf den eigentlich ankommt. Smith behauptet zwar,
"daß, wie es scheint, der gesetzliche Zinsfuß den Verhältnissen mit großer Sorgfalt
angepaßt worden sei" (made with great propriety), aber aus den plötzlichen Sprün-
gen von 10 auf 8 und 6 % geht hervor, daß diese gesetzlichen Regelungen wie alle
Gesetze zögernd und dann stoßweise den Tatsachen folgten. Der gesetzlich zulässige
Zinsfuß war ein Schutz gegen den Wucher, er stand also, wie auch heute noch, 
durchweg höher als der gemeine Marktzinsfuß.


Die Preislinie habe ich nach der Tabelle S. 376 aus George Wiebes "Geschichte 
der Preisrevolution des XVI. und XVII. Jahrhunderts" ausgearbeitet. Dieser Tabelle
haften die schwersten Fehler an, die S. 155ff. dieses Buches im Abschnitt: "Wie 
läßt sich der Preis des Geldes genau ermitteln?" angegeben sind. Safran, Muskat-
blumen, Ingwer beeinflussen hier das Ergebnis genau so stark wie Weizen, Vieh,
Gewerbe. Außerdem sind die Erhebungen auf 97 Warengattungen und von 1580 ab
sogar auf 57 Warengattungen beschränkt. (Wiebe erwähnt diese Mängel übrigens
auch selbst.) Da seine Tabelle nur bis 1713 reicht, habe ich die Verlängerung bis
1764 nach Angaben aus verschiedenen Büchern gezogen, die sämtlich darin über-
einstimmten, daß seit 1713 die Preise stetig abwärts gingen. Dies entspricht auch
dem Umstand, daß von 1700 – 1740 nach Soetbeers Berechnungen die Geldge-
winnung (Gold und Silber) nicht voranging, während doch mit der wachsenden Be-
völkerung der Geldbedarf stieg. In England allein stieg im Zeitraum von 1680 –1780
die Bevölkerung von 41/2 auf 91/2 Millionen. Außerdem fand von 1640 ab keine
Herabsetzung des Münzfußes mehr statt. Also Gründe genug, um einen Preisfall
(Baisse) wahrscheinlich zu machen.


Auch muß in Betracht gezogen werden, daß Wiebe alle Preise auf Silbergewicht
zurückgeführt hat. Auf die Höhe des Zinsfußes wirken aber nur die ziffernmäßigen
Preise, nicht die Silberpreise, da die Rückzahlung der Darlehen sich nach dem zahlen-
mäßigen Betrag der Schuld richtet. Auf die "Verschlechterung" des Feinge-
haltes der Münzen nahm Wiebe keine Rücksicht.


Wenn nun obige beide Linien nur im Grundzug übereinstimmen, so muß man 
die Erklärung in den angedeuteten Mängeln der Unterlagen suchen, nach denen sie
gezogen wurden.


*) Sie wurde von Dr. Th. Christen einer gründlichen Nachprüfung unterworfen.
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Die mit 5 bezeichneten Punkte bedeuten die Index numbers, die mit mm be-
zeichneten Punkte die Diskontsätze.


2. Auflage, revidiert durch Dr. Th. Christen


Tafel II   (Erklärung S. 380)


Parallelismus zwischen Zinsfuß und Preisbewegung
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Erklärungen zu umstehender Tafel II.


Der Parallelismus der beiden Linien springt hier schon viel deutlicher in die
Augen, weil die Linien aus besseren Unterlagen gewonnen sind. Einmal nähert sich
der Diskontosatz viel mehr dem Marktzinsfuß als die gesetzlich auf Jahre hinaus 
festgesetzte Wucherzinsrate; dann nähern sich auch die Indexzahlen des "Economist"
viel mehr dem wirklichen Durchschnittspreis der Waren, weil hier die vergleichs-mäßi-
ge Bedeutung der Waren berücksichtigt wird.


Wenn man erst über völlig zuverlässige Unterlagen verfügen wird, dann wird auch
wahrscheinlich der schon jetzt deutlich wahrnehmbare Parallelismus in Kongruenz
übergehen; beide Linien werden sich decken.


Bisher entzogen sich die Kräfte, die die Zinsfußrate bestimmen, jeder wissen-
schaftlichen Nachprüfung. So stimmt Professor Dr. Karl v. Diehl in einer Schrift 
"Über das Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System von Karl Marx" 
(S. 25) diesem zu, wo er sagt, "daß es keine natürliche Rate des Zinses gebe, da 
die Bildung der Zinsfußrate etwas durchaus Gesetzloses und Willkürliches ist." 
III, I, S. 341.


Dem ist aber, wie wir uns überzeugten, durchaus nicht so. Bei näherer Be-
trachtung zeigt sich im Gegenteil, daß hier alles "gesetzmäßig" zugeht. Und "will-
kürlich" ist die Bildung der Zinsfußrate nur insofern, als man willkürlich die
Zinsfußrate von 3 % ab aufwärts auf jede beliebige Höhe treiben kann. Man braucht
nur gesetzlich zu bestimmen, daß mittels neuer Notenausgaben die Warenpreise 
jährlich um 5 – 10 – 15 % heraufgesetzt werden, so wird auch der Zinsfuß auf 8 –
13 – 18 % (3 % + 5, 10, 15 % Hausseprämie) steigen. Eine Sache aber, die sich will-
kürlich behandeln läßt, ist nicht "gesetzlos", da sie doch den Gesetzen folgt, wo-
nach sich die Handlungen richten. (Übrigens sind die Begriffe "gesetzlos" und "will-
kürlich" Gegensätze, wenigstens bei diesem Gegenstand.) 


Die Seitenangaben im nachfolgenden Namen- und Sachweiser beziehen sich
auf die in eckigen Klammern gesetzten Seitenzahlen. 
Die Angaben im Registerband beziehen sich auf die nicht eingeklammerten
Seitenzahlen.
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Bebel: 65.
Bendixen: 119.
Billeter: 373, 374, 375.
Bismarck: 151.
Boehm-Bawerk, über gegenwärtiges und zu-


künftiges Gut: 351.
– über Sonnenfels: 362.
– über die Wertlehre: 124.
– über Zinsfragen: 113, 289, 361, 363.
Brentano: 126.
Carnegie: 345, 346.
Cervantes (Don Quijote): 214.
Chevalier: 115, 141.
Christen: 208, 314, 363, 378.
Clemens V.: 375.
Damaschke: 4.
Diehl: 286, 380.
Dühring: 354.
Engel: 121.
Fisher (Irving): 208, 289.
Flürscheim, sein Irrtum über die
Ungefährlichkeit großer Notenausgaben ohne 
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– über Zinsfragen: 204, 344.
– und Bodenreform: 106.
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Frankfurth: 4, 32, 33, 94, 263.
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George, seine Ungefährlichkeit für die 


Bodenrente: 4
–, sein Irrtum über die Tragweite der Boden-


verstaatlichung: 106.
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– über Zinsfragen: 107, 362, 372.
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Liebknecht: 65.
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Marshall: 198.
Marx, sein Irrtum über die Quelle des 


Zinses: 4 ff., 322 ff, 337.
–, seine Ungefährlichkeit für das Kapital: 4.
–, sein Gegensatz zu Proudhon: 5, 324.
–, hat die Theorie des Geldes vernachlässigt: 


113.
– über Selbstaustausch der Waren: 131.
– über das Werträtsel: 122, 322.
– und der Zins: 366, 367, 380.
Menger: 103.
Morgan: 216, 332.
Mülberger: 286.
Mulhall: 18.


Nietzsche: XIV.


Otto: 353.


Parsons: 198.
Proudhon, Ausführliches in der Einleitung:


3 ff.
–, Ausgangspunkt seiner Forschungen: 366.
– kam der Lösung des Zinsrätsels am 


nächsten: 113.
–, sein Gegensatz zu Marx: 5, 324.
–, sein Irrtum: 7, 8, 286, 320.
–, seine Tauschbank: 4, 7, 118.
– über die Kapitaleigenschaft des Geldes: 


293.
– über die Sperrnatur des Geldes: 224, 240, 


286, 289, 293.
– über die Notwendigkeit eines unge-


hemmten Gütertausches: 235, 286.
– über die Gegenseitigkeit im Wirtschafts-


leben: 286.
Pythagoras: 111, 210.


Rathenau: 69.
Reusch: 191.
Rodbertus: 366.
Roscher: 125, 126.
Rousseau: 66.
Ruhland: 125.
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Sauerbeck: 157.
Schäffle: 366.
Schiller: XIV, 55.
Schmoller: 126, 206.
Schopenhauer IV.
Sécretan: XIII.
Senior: 364, 365.
Simons: 94.


Smith: 376, 378.
Soetbeer: 157, 378.
Sombart: 221.
Sonnenfels: 362.
Stirner: XIV.
Swift: 62.


Taft: 60.


Turgot: 362.


Wagner: 366.
Wicksell: 146, 322.
Wiebe: 209, 378.
Wilson: 17, 59, 304.
Wirth: 180.


Zuckerkandl: 124.


Abstinenz: 57.
– -Theorie: 366.
Abwanderung von Industriearbeitern: 38 ff.
Arbeitsertrag, des Auswanderes: 15
–, des Freiländers, in Wechselwirkung mit dem


der Industriearbeiter: 29, 35, 37, 41, 46.
–, er verdoppelt sich bei Wegfall des 


Kapitalzinses: 352 ff.
–, der volle, nur durch gänzliche Beseitigung 


von Kapitalzins und Grundrente erreichbar: 
11-13, 51, 52; – beeinflußt durch die Grund-
rente: 16; durch die Zölle: 37, 40.


–, Zusammenfassung der Abzüge, die er er-
leidet: 52


Arbeitserzeugnis, -erlös, -ertrag, ihre Unter-
scheidung: 10-12, 16.


Arbeitsteilung, beeinflußt durch die Höhe des 
Geldzinses: 331.


–, ihre Erzeugnisse sind nur zum Tausch be-
stimmt, im Gegensatz zu denen der Urwirt-
schaft, die dem unmittelbaren Verbrauch 
dienen: 132.


–, ihr Segen: 118, 214, 215, 220.
–, mit ihrer Einführung hört die frühere 


Gemeinwirtschaft auf: XIII.
–, sie ist nur durch Vermittlung des Geldes 


möglich: 119, 219.
Auswanderung, ihr Einfluß auf Lohn und 


Grundrente: 14 ff., 30, 39.


Einkommen, arbeitsloses, Irrtum über die Quelle 
seines Entstehens: 3; – seine Beseitigung das 
Ziel aller sozialistischen Bestrebungen: 3, 9; 
– sein Wegfall hebt die Löhne: 12, ist aber 
nicht mit einem Schlage zu erreichen, son-
dern muß erkämpft werden, was durch 
Freigeld erzielt wird: 357, 358.


Einkommen, gemischtes, aus Arbeitserlös und 
aus Zins: 10.


Erzeugungsmittel (Arbeitsmittel): 3 ff., 9.


Frachtsätze, ihr Einfluß auf Lohn und 
Grundrente: 15-20.


– und Geldzins: 44.
Freiländer, ihr Arbeitsertrag beeinflußt die 


Löhne: 16, 18, 46; den Pachtertrag: 17; 
ist abhängig von den Frachtkosten: 17 ff.; 
von den Zöllen: 37-40.


Gesetze, ihr Einfluß auf Lohn und Rente: 31.
Getreide-Frachten: 17-20, 37.
– -Zölle: 32, 36 ff.; ein glattes Geschenk an die 


Grundrentner: 37; führen zur Abwanderung 
von Industriezweigen: 38.


Industrien, Vorteile des Zusammenarbeitens 
vieler: 49, 50.


– auf dem Lande: 50.


Klassenkampf zwischen Unternehmer und 
Arbeiter: 61.


Landverteilung und -Besiedelung in Argentinien: 
104, in Nordamerika: 104, 105; in Südwest-
afrika: 103.


Lohn und Bodenverstaatlichung: 95.
Lohngesetz, ehernes: 13, 42, 43, 48.
Lohnschatz: 51, 52, 95.


Ödland: 14 ff., 31, 43 ff.


Privateigentum als Entstehungsursache des 
Proletariats: 56, 68.


– siehe auch unter I c, III a, III c.
– siehe auch I c Bodenrecht, Bodenverstaat-


lichung, III c Freiland.


Sachweiser 
I. Theorie der Güterverteilung.


a) Lohntheorie







Abschreibungen auf Häuser: 351 ff.
Arbeit, ungehemmte, kann allein den Zins 


beseitigen: 4 ff.
Arbeiterüberschuß, ist notwendige Begleiter-


scheinung des herkömmlichen Geldes: 340.
Arbeitsmittel (Produktionsmittel), die Verfügung 


über sie ist nicht die Quelle des Zinses 
(Mehrwertes): 3 ff., 9.


–, ihre Verbesserung wirkt anders als ihre 
Vermehrung: 355.


Arbeitsteilung, sie bildet die einzige Deckung 
für das Geld: 152.


–, weshalb sie die Urwirtschaft noch nicht all-
gemein verdrängt hat: 328.


Darlehen, zinsfreie: 320 ff., 349 ff.; ihr Nutzen 
für den Verleiher liegt darin, daß ihm für die 
Dauer des Leihvertrages die mit dem Aufbe-
wahren des Spargutes (einschließl. Freigeldes) 
verbundene Wertminderung vom Entleiher 
abgenommen wird: 350.


Darlehnszins, seine Verschiedenheit vom 
Urzins: 358 ff.


Frachtsätze, ihr Einfluß auf Lohn und Grund-
rente: 15-20.


– und Geldzins: 44.
Gefahrbeitrag (Risikoprämie): 351, 369 ff.
Geldzins (Urzins), wird von den Waren erhoben, 


und zwar auch von dem mit eigenen Arbeits-
mitteln versehenen Arbeiter: 336.


–, ist keine einmalige Einnahme, sondern eine 
dauernd sprudelnde Quelle: 338.


–, siehe auch Zins.
Gesetze, ihr Einfluß auf Lohn und Rente: 31.
Getreide-Frachten und -Zölle: 17-20, 32, 36 ff.
Hausseprämie (Gewinnanteil des Geldgebers an 


erwarteter Preissteigerung): 369 ff.
Kapital, in seiner reinsten Form: 322.
–, nicht als Sachgut, sondern als Frucht eines 


Marktverhältnisses zu begreifen: 5, 6, 9.
Kapital-Überproduktion, das Mittel zur 


Beseitigung des Zinses: 3, 4, 6.
Kapitalismus: 195.
–, hat seinen Stützpunkt in den Eigenschaften 


des Metallgeldes: 326.
Kapitalzins, siehe Zins.
Mehrwert, positiver und negativer: 5.
–, siehe auch arbeitsloses Einkommen; Zins. 
Miete: 46, 168.
Notlage, ihre Ausbeutung führt zur Zinsabgabe: 


327.
Parallelismus zwischen Zinsfuß und Preisbe-


wegung, mit Zeichnungen: 377-380.
Produktionsmittel, die Verfügung über sie ist 


nicht die Quelle des Zinses: 3 ff., 324.


Realkapital, siehe Sachgüter.
Risikoprämie (Gefahrbeitrag): 351, 369.


Sachgüter (Realkapitalien), d. h. Häuser, 
Fabriken, Schiffe usw., werfen aus eigener 
Kraft keinen Zins ab, sondern vermitteln nur 
die Zinszahlungen an den Geldverleiher; 
demgemäß bestimmt der Urzins (reiner 
Geldzins) auch durchaus den Zins der Sach-
güter: 338 ff., wobei sich Schwankungen 
alsbald wieder ausgleichen: 343 ff.


–, ihre Vermehrung senkt den Zinsfuß und 
bewirkt, daß kein Geld herkömmlicher Art 
mehr für neue Anlagen hergegeben wird: 199, 
338 ff.; dies ändert sich, wenn die Vorrechte 
des bisherigen Geldes fortfallen: 348 ff.; dann 
erweisen sich die Sachgüter für alle Sparer als 
das beste Aufbewahrungsmittel, auch wenn 
sie keinen Zins mehr abwerfen: 349 ff.


–, ihre schnelle Vermehrung bewirkte, daß 
Nordamerika in kurzer Zeit vom Schuldner 
Europas zu dessen Gläubiger wurde: 344; 
diese Entwicklung geschah we-
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Proletariat (die der eigenen Erzeugnungsmittel 
entblößten Arbeiter) ist stete Begleiter-
scheinung des herkömmlichen Geldes, weil 
dieses das Volk gewaltsam daran hindert, sich 
Hab und Gut zu schaffen: 340, 341, 368, 369. 
Vgl. hierzu Sachgüter, Wirtschaftsstockungen.


– und Privatgrundeigentum: 56.


Reinertrag des Unternehmers: 355.


Sozialdemokratie: ihre Vertreter vermeiden seit
her jede gründliche Erörterung über Zins und 
Geld, trotz deren entscheidener Bedeutung: 
325.


Sparhand- und Sparland-Bebauung: 14, 16, 
24-28, 30, 34, 40, 46.


Streike, ihre Unwirksamkeit: 5, 6.
–, sie verringern das Warenangebot: 169.
Unternehmergewinn: 10.
Wanderarbeiter: 70, 71.
Wissenschaftliche Entdeckungen, ihr Einfluß auf 


Rente und Lohn: 31.
Wohnungsmiete, Einfluß ihrer Zahlungsfristen: 


168.
Zinsfuß, Folgen seines Sinkens: 3, 199 ff.
Zuvielerzeugung an Häusern, vermeintliche: 5, 6.


b) Kapital- oder Zinstheorie
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sentlich nur zugunsten der Kapitalisten, nicht
der arbeitenden Klassen: 344.


–, ihre unaufhaltsame Vermehrung liegt in der 
menschlichen Natur und in den volkswirt-
schaftlichen Gesetzen begründet; sie verbürgt 
den Aufstieg der Menschheit zu bisher nie 
erreichter Höhe – nur das bisherige Geld-
wesen hemmt diese Entwicklung und hält 
einen großen Teil der Menschheit in un-
würdigen Banden: 356.


–, sie werden auch nach Einführung des Frei-
geldes noch Zins abwerfen, doch geht der 
Zinsfuß dann ständig zurück: 358.
(Erläuterung: Sachgüter – soweit es sich um 
Waren handelt – sind nur Zinskassierer des 
Geldkapitals. Bei den übrigen Gütern (Häuser, 
Fabriken, Schiffe) ist der Zinsertrag durchaus 
abhängig vom Geldzins (Urzins) und ver-
schwindet zusammen mit diesem nach Ein-
führung des Freigeldes.)


Sparen, nach Einführung des Freigeldes: 351-353.
Spareinlagen, Ursache ihrer zeitweiligen Steige-


rung: 373.
Sparmöglichkeit, sie nimmt nach Einführung des 


Freigeldes in früher ungeahntem Maße zu, 
weil nunmehr jeder den vollen Ertrag seiner 
Arbeit erhält und die wirtschaftliche Betäti-
gung nicht mehr durch Stockungen unter-
brochen wird: 294.


–, ihre Verschiedenheit für Arbeiter bzw. Rentner 
und Kapitalisten. 345 ff.


Spartrieb des Kapitalisten, seine Begründung: 
346 ff.


– und Zins: 349-351.


Tauschhandel, seine Möglichkeit begrenzt die 
Zinsabgabe, die das Geld für seine Vermitt-
lung des Warenaustauschs erheben kann: 329, 
335, 361.


–, er vermittelt den Kauf von Dingen zu un-
mittelbarem Verbrauch, im Gegensatz zum 
Gelde, das dem Warenaustausch dient: 134.


–, sein Einfluß auf den Zinsfuß in wenig ent-
wickelten Ländern: 332.


Urwirtschaft, sie hält sich noch wegen des 
Zinses, der den Warentausch zu stark belastet: 
328, 329.


Urzins (reiner Geldzins) als Grundbestandteil des 
Bruttozinses: 324 ff., 369 ff.


–, seine Verschiedenheit vom Darlehnszins 
(Sachgüterzins): 358-361.


–, siehe auch Hausseprämie, Risikoprämie, Zins.


Ware, ist nur scheinbar zinserhebendes Kapital, 


in Wirklichkeit nur Kassenbote für das Geld-
kapital: 337.


Wechsel und Geldzins: 330 ff.
–, werden bei wegfallendem Zins nicht mehr 


gekauft: 202.
Wechselstempelsteuer, ihr Einfluß: 330.
Wohnungsbau: 191.


Zins ist ein Geschöpf des herkömmlichen 
Geldwesens: 326, 327.


– für das Verleihen von Geld zu fordern, wider-
spricht dem Zweck des Geldes, das nur 
Tauschmittel sein soll: 200, 334.


–, seine Beseitigung wurde immer schon im 
Geiste gesunden Wirtschaftsbetriebes ange-
strebt, aber wegen der mißbräuchlichen 
Rechte des bisherigen Geldes nicht erreicht: 
356.


–, sein allmählicher Fortfall infolge verstärkter 
Gütererzeugung und dadurch vergrößerten 
Kapitalangebots: 3 ff.; da aber sein Entstehen 
Jahrtausende zurückliegt, so kann der Zins 
mit seinem Geschöpf, der Massenarmut, erst 
nach und nach verschwinden, in dem Maße, 
wie nach Einführung des Freigeldes sich die 
Sachgüter (Häuser, Fabriken, Schiffe usw.) 
vermehren: 357.


–, das herkömmliche, auf Metalldeckung be-
ruhende Geld kann immer die Zinsabgabe 
erzwingen, auch wenn das Realkapital brach- 
liegt: 342.


–, irrtümliche Auffassung über seine Quelle: 322.
–, er läßt sich nicht besteuern: 38.
–, positiver und negativer = aufschlagender und 


kürzender: 321.
– und Spartrieb: 349 - 351.
–, siehe auch unter I c und II b.
–, siehe auch Geldwesen, Sachgüter, Urzins, 


Währung, Zinsfuß.
Zinsfreie Darlehen; der Einwand, daß durch sie 


eine unbegrenzte Nachfrage nach Sachgütern 
entstehen würde, ist unrichtig, insofern dabei 
die Unterhaltungskosten und Lohnforderungen 
nicht berücksichtigt werden: 353, 354.


Zinsfuß, seine seit Jahrtausenden gleichmäßige 
Höhe: 327, 335, 338, 340, 373 ff.


–, seine Höhe beeinflußt und begrenzt durch 
den Wettbewerb von Urwirtschaft, Tausch-
handel, Wechsel: 328-336.


–, Folgen seines Sinkens: 3, 199 ff.
Zinstheorien, Erläuterung der verschiedenen 


–: 361 ff.
Zinsverbote im Mittelalter: 325, 350, 375.
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Absolute Währung, bezeichnet den Zustand des
Gleichgewichts zwischen Angebot und Nach-
frage: 314.


Angebot (Ware) und Nachfrage (Geld) müssen 
einander gleichberechtigt gegenüberstehen, 


was nur durch ein mit Umlaufszwang ausge-
stattetes Geld erreicht wird: 197, 284; – sind 
oberste Preisrichter: 162 ff., 176, 178.


Angebot und Vorrat decken sich nur bei der 
Ware, nicht auch beim seitherigen Geld: 208.


Handelsgewinn: 10, 183, (reiner) 327.
Kaufleute, ihre den Gütertausch vermittelnde


Tätigkeit ist unter der Herrschaft der Gold-
währung teurer geworden: 207.


d) Handelskosten (Profit).


c) Grundrententheorie.


II. Theorie des Güteraustausches.
a) Geldtheorie.


Ausfuhrzoll auf Kohle: 64, 65; – auf Baum-
wolle: 65


Baugrundrente, bedingt durch das Zusammen-
arbeiten vieler Industrien: 49.


– in Berlin: 48, 49.
– und Zinsfuß: 46.
– im Freilandbereich: 84, 85.
Bodenrecht, das gegenwärtige als Friedens-


störer: 56, 66 ff.
–, siehe auch Grundrente.
Bodenreform Georges und Damaschkes, unge-


fährlich für die Grundrente: 4, 106, 107.
– und Wertzuwachssteuer: 95.
Bodenschätze: 65 ff.
–, siehe auch Rohstoffquellen.
Bodenverstaatlichung, Ablösung der 


Eigentumsrechte: 73 ff.
–, Abschätzung der Gebäude: 86 ff.
–, Einrichtung v. Mustermietshäusern: 87, 88.
–, ihre Begründung: 95 ff.
–, ihre wohltätigen Folgen: 81-84, 89-99.
– in der Stadt: 85-88.
–, macht die Volksvertretung bisheriger Zu-


sammensetzung überflüssig: 91.
– und Freizügigkeit: 95 ff.
– und Völkerfriede: 94, 97, 98.
–, Verzinsung des Baukapitals: 87, 88.
–, siehe auch Freiland.
Einfuhrprämien: 35.
Erbschaften verlieren nach Einführung des 


Freigeldes ihre Bedeutung: 352.
Gemeindeeigentum, seine Nachteile: 78, 79, 96.
Grundrente, beansprucht für sich alle Vorteile, 


die städtische und ländliche Verhältnisse vor 
einander voraushaben: 51.


–, ihr Einfluß auf den Arbeitsertrag: 13, 16, 17.
–, ihre Höhe durch verschiedene Einflüsse 


bestimmt: 13 ff., 23-40, 74, 75.


–, nicht wirksam durch Steuern zu erfassen: 4.
Grundrente und Bodenverstaatlichung: 89, 90.
– und Mutterschutz: IX, 92, 93.
– und Politik: 89 - 91.
– und Manchestertum: VII.
–, siehe auch Bodenverstaatlichung, Pachtgeld.
Grundrentensteuer, ihr Einfluß auf die Grund-


rente: 32 - 35.
–, abwälzbar oder nicht? 47.


Landwirtschaft, ihre Bindung durch das seit-
herige Bodenbesitzrecht: 96.


– und Zollpolitik: 36 ff.
– und Währungspolitik: 74.


Mir in Rußland: 78.
Mutterrente: 92, 93.


Pachtzins, siehe Grundrente, Privatgrund-
eigentum.


Privatgrundeigentum, seine Nachteile: 80, 81.
–, sein Ursprung: 101, 105.


Raubbau im Freilandbereich, seine Verhinderung: 
77-79.


Rohstoff-Fundstätten, die ungünstigst gelegenen 
bestimmen den Preis der Rohstoffe: 48.


– -Quellen, sie müssen allen Völkern zugänglich 
sein: 66, 72.


Stadt; Vorteile, die sie der Industrie bietet: 
49, 50.


Technik, ihr Einfluß auf Rente und Lohn: 28-30.


Vegetarismus: 57.
Verkehrsmittel, ihr Einfluß auf die wirtschaft-


liche Leistungsfähigkeit: 169-171.
Wertzuwachssteuer: 95.
Wissenschaftliche Entdeckungen, ihr Einfluß auf 


Rente und Lohn: 31.
Wohnungsmiete und Zinsfuß: 46.


Zins und Ödland-Bebauung: 43, 44.
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Angebot, siehe auch Geldangebot, Warenan-
gebot, Nachfrage.


Arbeitszeit, verkürzte, verringert das Waren-
angebot: 169.


Auslandszahlungen im Freigeldbereich: 245.


Banknoten, ihre (vermeintliche) Deckung durch 
Gold: 127; – betrifft nur das umlaufende Geld, 
nicht auch die viel bedeutenderen Geldliefe-
rungsverträge: 148.


– sind keine Schuldscheine: 128.
–, Unstimmigkeit des Einlösungsversprechens: 


141.
Bimetallismus (Doppelwährung): 155, 184, 185, 


248.
–, sein Gegensatz zur Goldwährung: 155, 184, 


185.


Emission (Notenausgabe): 195 ff.


Feingehalt der Münzen: 114, 115.
Freigeld erfüllt die Forderung, daß Geld nur 


reines Tauschmittel sein soll; es beseitigt die 
mißbräuchliche Benutzung des Geldes zum 
Zinserpressen: 204, 241 ff., 282 ff., 337.


– fördert durch seinen Umlaufszwang den 
Gütertausch und beseitigt die Wirtschafts-
stockungen: 250 ff., 282 ff.


– -Muster: 242, 243; – ihre Erklärung: 244.
– passt sich dem Warenangebot an und schafft 


feste Durchschnittspreise: 252.
–, sein Ausbieten als zinsfreies Darlehn: 251.
–, seine Beurteilung durch Vertreter verschie-


dener Berufe: 255-313.
–, seine Einführung: 246 ff.
–, sein Kursverlust: 244, 245, 249.
–, seine Umlaufsgeschwindigkeit: 248, 253.
–, seine Unentbehrlichkeit: 250.
–, seine Verwaltung: 248.
–, Zusammenfassung seines Wirkens: 253 ff.


Geld soll reines Tauschmittel sein, benötigt 
keine Deckung durch sogenannten "Inneren 
Wert" und darf keine Vorrechte gegenüber den 
Waren haben: 8, 9, 118 ff., 143, 236.


–, allgemeine Gleichgültigkeit gegenüber seinen 
stofflichen Eigenschaften: 143, 216; – diese 
ist Vorbedingung für sein Wirken als Geld: 216.


–, beschreibt einen Kreislauf, wird, im Gegensatz 
zur Ware, nicht verbraucht und kehrt zum 
Ausgangspunkt zurück: 134.


–, das bisherige, auf Metalldeckung beruhende, 
hat infolge seiner Unveränderlichkeit unbillige 
Vorrechte gegenüber der Ware, indem es das 
mißbräuchliche Zurückhalten zum Erpresssen 
von Zins erlaubt: 5-8, 182 ff., 200, 201, 239, 
244, 264, 286, 323, 326; – hemmt den Güter-
tausch, statt ihn zu fördern: 7, 186 ff.


Geld ist der Ware gegenüber stets zinserheben-
des Kapital: 337.


– ist unentbehrlich für die Arbeitsteilung und 
durch diese gedeckt. 132 ff., 151 ff., 214.


–, muß eine gesetzlich genau umgrenzte und 
vom Staate vollkommen beherrschte Ein-
richtung werden: 135, 149.


–, seine Anpassung an die Wertverminderung der 
Waren: 8, 9, 156 ff.


–, seine Beseitigung würde zu allgemeinem 
Elend führen. 217 ff.


–, seine wirksamen Wettbewerber sind: Wechsel, 
Tauschhandel, Urwirtschaft: 336.


–, soll den Warentausch sichern, beschleunigen, 
verbilligen: 238 ff.


–; Tauschgeld und Spargeld sind verschiedene 
Dinge: 203.


–, überschüssiges, Art seiner Verwendung: 200.
– und Gold sind nicht dasselbe: 196.
–; Unterschied zwischen der Wareneingenschaft 


des Geldes als Tauschmittel und der zum 
Verbrauch bestimmten Ware: 164, 165.


–; werden die seitherigen Vorrechte des Geldes 
gegenüber der Ware beseitigt, so lösen sich 
alle Widersprüche und Mißbräuche: 241.


–, siehe auch Freigeld, Gold, Papiergeld, Währung.
Geldangebot, unterliegt bis jetzt anderen Ge-


setzen als das Warenangebot und ist Sache 
der Willkür: 174-178, 181, 182, 209.


Geldbedarf und Nachfrage nach Geld sind zwei 
verschiedene Dinge: 163-165.


Geldnachfrage, siehe Warenangebot.
Geldpreis, muß im Durchschnitt unverändert 


bleiben und läßt sich nur in Waren aus
drücken: 154, 155.


–, ziffernmäßige Darstellung seiner Bestandteile: 
177.


Geldtheorie, bis jetzt in keinem Staate der Welt 
Grundlage der Geldverwaltung: 235.


Geldumlauf, wie seine Beschleunigung wirkt: 
174-176.


Geldumlaufszwang, um seine Notwendigkeit ein
zusehen, ist nur das Aufgeben einer Wahn-
vorstellung nötig: 241.


Geldvorrat und Geldangebot decken sich beim 
bisherigen Gelde nicht: 165, 166, 208.


Geldwesen, Gründe für seine mangelhafte 
Erforschung: 111-113.


–, bisheriges, seine Mängel bewirken, daß Zeiten 
des Wohlstandes immer mit Zeiten wirtschaft-
lichen Niedergangs abwechseln: 191; – seine 
Umgestaltung nötig: 195.


Gold ist arm an stofflich nutzbringenden Eigen-
schaften und wurde deshalb zu Geldzwecken 
bevorzugt: 142, 215.


– ist durch seine Natur vor Stoffverlust ge-
schützt: 181.
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Gold wird in steigendem Maße gerade dann zu 
Prunkzwecken verwendet, wenn es am Markte 
nötig wäre: 189.


– war in Zeiten noch unentwickelter Arbeits-
teilung der einzige Naturstoff für Geldzwecke: 
216.


–, das Zufällige seiner Förderung: 217, 218, 223.
–, der zunehmende Mangel daran hemmte all-


mählich die Arbeitsteilung und führte zum 
Untergang der alten Völker: 218.


–, seine Doppelverwendung als Tausch- und 
Sparmittel ist Mißbrauch: 224.


– als Ursache des Zinses und Wegbereiter der 
Bürger- und Völkerkriege: 223 ff.


Golddecke, die zu kurze: 228, 231.
Goldfunde, ihre Steigerung seit 1890: 223.
Goldprägerecht: 115, 144-150.
–, wie nach seiner Beseitigung der Umtausch des 


Goldes gegen Freigeld bzw. seine Abstoßung 
erfolgt: 244-247.


Goldpunkt: 21, 310, 311.
Goldwährung; Gold und Geld sind nicht dasselbe: 


116 ff., 196.
–, Widersinn der Inschrift auf den Banknoten: 


117, 141.
–, ihre falsche Bewertung und ungesunden 


Wirkungen: 189-191, 205, 206, 224.
–, hat den Gütertausch nicht verbilligt, sondern 


verteuert: 206, 207, 239.
–, vorteilhaft nur für den Geldinhaber, nicht für 


den Wareninhaber: 237, 238.
–, eine verräterische Leiter, die den Fortschritt 


fördert, dann aber versagt: 218.
– und Doppelwährung, ihre Streitigkeiten: 155, 


184, 185, 279 ff.
–, siehe auch Banknoten; Prägerecht.
Gresham-Gesetz, seine Erklärung: 147-149.
Handel, gewinnbringender, wird bei drohendem 


Preisfall unmöglich: 184.
–, siehe auch Goldwährung; Kaufleute.
Handelsbilanzstörungen: 312-316.
Handelseinrichtungen, ihre Verbesserung be-


schleunigt den Warenaustausch: 169, 170; 
– verringert also Warenvorräte und -Angebot; 
soweit sie aber das Geldwesen betrifft, ver-
kürzt sie die Umlaufszeit des Geldes, vermehrt 
also dessen Vorrat und Angebot: 174-176, 
207.


Index-Zahlen: 157, 379, 380.
Kaurimuscheln als Geld in Innerafrika: 134.
Kreditgeschäfte, ihr Einfluß auf Gütertausch und 


Nachfrage nach Geld: 171, 186, 187.
Nachfrage nach Ware ist immer durch das Geld 


vertreten: 165; – hängt vom Geldvorrat ab, 


deckt sich aber nicht mit ihm: 173; – ihre 
Stetigkeit beseitigt die Wirtschafts-
stockungen: 195, 282 ff.


Nachfrage und Bedarf sind zwei verschiedene 
Dinge: 165.


–, siehe auch Angebot, Geld, Ware.
Notenausgabe, ihre Neuordung (Emissionsreform) 


auf festen Stand (Goldpari) eingerichtet in 
Argentinien, Brasilien, Indien: 198


Papiergeld, jetzt schon fast überall allein-
herrschend: 126, 127.


–, Nachweis seiner Wareneigenschaft und damit 
seines Nutzens als Tauschmittel: 137, 140.


–, seine Deckung liegt in der Arbeitsteilung: 
153, und bedarf keines Einlösungsver-
sprechens: 129, 142, 151, 152, 244.


–, seine Einführung erfordert eine fortge-
schrittene Technik, die in früheren Zeiten 
nicht gegeben war: 216.


–, seine Menge wird nach Bedarf vermehrt oder 
verringert, dergestalt, daß die Preise im 
Durchschnitt fest bleiben: 244.


–, seine Möglichkeit: 120, 129, 132.
–, sein Preis bezeichnet das Tauschverhältnis 


zwischen Geld und Ware: 153; – ist von 
Wichtigkeit: 153; – soll sich stets gleich 
bleiben: 154; – Folgen einer Verschiebung im 
Tauschverhältnis: 154.


–, seine Sicherheit abhängig von seiner ge-
ordneten Verwaltung durch den Staat: 149, 
150, 153; – größer als die des Metall-
geldes: 150, 152.


–, seine Unentbehrlichkeit, sobald der Staat kein 
anderes Geld anerkennt: 135, 250.


–, seine Vermehrung ohne gleichzeitige staat-
liche Beherrschung seiner Menge und Um-
laufsgeschwindigkeit birgt große Gefahren; 
die Anpassung an den Warendurchschnitts-
preis ohne Freigeld unmöglich; 197 ff.


–, seine Verwaltung: 248.
–, siehe auch Banknoten; Geld; III d Freigeld.
Prägerecht, haftet nicht am Geldstoff, sondern 


kann gesetzlich erteilt und wieder aufgehoben 
werden: 133.


–, siehe auch Silber.
Preise, siehe Geld, Papiergeld, Warenpreise.
Produktionskostentheorie: 209.


Quantitätstheorie: 208, 209.
–, beruht auf der Erkenntnis, daß durch Mehrung 


und Minderung des Geldangebots sich der all-
gemeine Preisstand bei Schwankungen stets 
auf den Ausgangspunkt zurückführen läßt: 
314.







388 [416]Sachweiser


Weltwährungsverein (Iva), bezweckt, in Ver-
bindung mit der allgemeinen Einführung der 
absoluten Währung (siehe diese unter II a) 


alle Valutaschwankungen zu verhindern: 
314, 315.


–, bildliche Darstellung seines Wirkens: 315. 


Hochflut, geschäftliche; ihr ungesunder Ur-
sprung: 188 ff., 203.


–, veranschaulichende Abbildung ihres Ein-
wirkens auf Zinsfuß, Wechseldiskont und 
Warenpreise: 192, 193.


Sparkasseneinlagen in den Jahren 1913/1914: 
344.


Äquivalenz von Geld und Ware: 323 ff.
Assignaten: 202.
Börsenkrach, Neuyorker, von 1907: 332.
Falschmünzerei und Renaissance: 219 ff.
Krisen: 186 ff., 223, 281 ff., 346 (Näheres unter 


Wirtschaftsstockungen).
Metallgeld, sein Wirken seit dem Altertum: 111.
–, siehe II a Geld, Gold.
Mittelalter, Geldmangel hemmte damals die 


wirtschaftliche Entfaltung: 325.
Münzverschlechterung, ihr Einfluß auf die 


Renaissance: 219 ff., 375.
Renaissance und Münzwesen: 219 ff.
Roms Untergang durch die Mängel des Geld-


wesens (allmählicher Rückgang der Arbeits-
teilung) herbeigeführt: 219.


Schinderlinge: 219 ff., 375.


Silberbergbau im 15. Jahrhundert: 222.
Warenpreise, ihr anhaltendes Sinken hindert den 


menschlichen Fortschritt: 196; – macht den 
Handel verlustbringend: 224; – dient nur dem 
Schmarotzertum: 224; – macht den Geldum-
lauf unmöglich: 334.


–, ihr Steigen und seine Folgen: 203, 331.
Wirtschaftsstockungen (Krisen): 186, 187, 


194 ff., 223.
–, es fehlen die ausgleichenden Kräfte zu ihrer 


Verhütung: 187 ff.
– vernichten ebensoviel an Volkswohlstand wie 


der Zins: 346.
–, siehe auch unter III b.
Zins; wirft ein Unternehmen weniger Zins ab, so 


zieht sich das Geld zurück und sucht andere 
Verwendung: 191.


–, siehe auch unter I b und c.


Silber, Aufhebung des Prägerechts: 114, 115, 
145, 146, 150, 279 ff.


Tauschbanken Proudhons: 4, 118.
Tauschhandel, nur noch in beschränktem Maße 


möglich: 118, 132.
Tauschmittel sind für die Arbeitsteilung unent-


behrlich: 133.
Währungsfragen, Gründe für ihre mangelhafte 


Erforschung: 111 ff.
–, siehe auch Geldwesen.
Ware und Gebrauchsgut, ihre Unterscheidung: 


118.
–, siehe auch Angebot, Nachfrage, Geld.
Warenangebot, seine Vermehrung durch vielerlei 


Einflüsse: 166 ff.
–, steigt mit der Warenmenge und deckt sich mit 


ihr: 166, 181, 208.
–, unterliegt anderen Gesetzen als das 


Geldangebot: 174 ff., 185.


–, ziffernmäßige Darstellung der Einflüsse, die 
mehrend und mindernd wirken: 177.


Warenaustausch, setzt die Vermittlung des 
Geldes voraus: 118.


– und Kredit: 171.
Warenbedarf und Nachfrage nach Ware, ihre 


Verschiedenheit: 165.
Warenhäuser beschleunigen den Geldumlauf: 176.
Warenpreise, ihre Höhe nur von Marktverhält-


nissen (Angebot und Nachfrage) abhängig: 
130, 131.


–, Wichtigkeit ihrer sich im Durchschnitt gleich
bleibenden Höhe: 154.


–, Ermittlung der eintretenden Änderungen: 
155-162.


Wert; die Vorstellung, das Geld müsse durch 
seinen Stoff (Metall) gedeckt sein, d. h. 
"inneren Wert" haben, ist ein unheilschwerer 
Wahn gewesen: 120-126, 151, 162.


b) Krisentheorie


c) Hochkonjunktur und Flaute.


d) Valuta.







Freigeld, siehe unter II c.
Umlaufszwang für Papiergeld: 197 ff., 204, 241.
Währungsamt, Zweck und Einrichtung: 246 ff.
Ware, ist durch stete Wertmiderung im Nachteil 


gegenüber dem Geld (bisheriger Art), das nur 
Tauschmittel sein soll, sich aber infolge 
seiner Unverwüstlichkeit zum Erpressen von 
Zins (Mehrwert) zurückhalten läßt: 7, 8, 
178-180, 182-184; das Freigeld beseitigt 


diese Mißstände (siehe unter II a).
–, ihre Wertabnahme infolge verschiedener 


Einflüsse: 320 ff., 326; – scheinbare Aus-
nahmen hiervon: 322, 326.


–, siehe auch unter I b und II a.
Warenangebot, seine Dringlichkeit durch stoff-


liche Eigenschaften der Waren bedingt: 
179-184.


–, siehe auch II a und II b.


Freiland; Allgemeines: 22-25, 97 ff.
–, Anrecht jedes Menschen auf die ganze Erde: 


99-101.
– beseitigt für sich allein nicht das ganze 


arbeitslose Einkommen: 106, 107.
– -Satzungen: 68.
– und Freizügigkeit: 72.
–, siehe auch I c Bodenverstaatlichung, 


Grundrente, Mutterrente.


Pachtungen im Freilandbereich: a) ländliche: 68, 
72, 76-83, 98, 99; b) städtische: 85-88.


Privatgrundeigentum, seine Ablösung: 73, 74.
–, siehe auch unter I a und c und II a.
Wasserkräfte, ihre Verwertung im Freiland-


bereich: 85.
Zölle, ihr Einfluß: 32, 36 ff., 64, 228 ff.


Freihandel, ergibt sich als Folge der Boden-
verstaatlichung: 94.


Manchestertum, an sich die richtige Wirtschafts-
form, hat nur versagt, weil die für sein 
segensreiches Wirken nötigen Voraus-
setzungen bisher nicht erfüllt wurden: VI ff.


Merkantilismus: 196, 228.


Monopole, ihr Wegfall: 70.
Schutzzollpolitik, ihr schädliches Wirken: 228 ff.
Wirtschaftsstockugen (Krisen) entstehen durch 


die Möglichkeit, das bisherige Geld willkür-
lich zurückzuhalten: 199, 283 ff.


–, siehe auch II b.


Abrüstung: 59 ff.
Friede (und Krieg): 56 ff., 210 ff.
Handelsstaat, geschlossener: 69.
Kohlenschätze, müssen allen Völkern gleich-


mäßig zur Verfügung stehen: 65.
Krieg und Frieden; wirtschaftliche Ursachen der 


Kriege, Völkerrecht, Zusammenhang zwischen 
Bürgerfrieden und Völkerfrieden, drohender 
Weltbürgerkrieg: 56 ff., 210 ff.


Massenrecht, beeinträchtigt das Recht des 
Einzelmenschen: 65.


Menschenrechte, ihr Ausbau wichtiger als 
Völkerrechte: 64.


Politik, verliert nach der Bodenverstaatlichung 
ihre bisherige Bedeutung: 89-91.


Privateigentum und Getreidezölle: 74, 80.
– und Politik: 81.
Rassenpolitik: 64.


Säuglingsmassensterben: 61.
Staat, Beschränkung seines Einflusses im 


Freilandbereich: 69.
Staatliche Hoheitsrechte: 65.
– Schulen als Mittel einseitiger Beeinflussung: 


67.
Staatsbetrieb als Hindernis menschlichen 


Aufstiegs: X.
Völkerfriede, erfordert das Opfern alteinge-


wurzelter Anschauungen: 210.
Völkerrecht, sein Ausbau wirkt schädlich, weil 


er das Recht des Einzelnen und das der 
Menschheit beschränkt: 62-65.


–, siehe auch Friede, Krieg.
Wettstreit, wirtschaftlicher, ist etwas Natur-


gewolltes: III (Vorwort); 
– sein Weiterbestehen: 12.


Zölle, ihr Einfluß: 32, 36 ff., 64, 228 ff.
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b) Freihandel.


c) Freiland.


d) Freigeld.


III. Allgemeines.
a) Welt- und Bürgerfriede.
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Eigennutz, nicht mit Selbstsucht zu verwech-
seln, 


ist ein naturgewollter Trieb: IV, V.
Eigenwirtschaft, im Gegensatz zu Gemeinwirt-


schaft: XIII.
Kommunismus: 3, 12, 211.
–, die Probe auf seine Ausführbarkeit durch die 


seither schon mögliche Lohngemeinschaft 
wird nie gemacht: XI ff.


Lohngemeinschaft: XI, XII.


Staatliche Gütererzeugung: XII, 3, 9.
Staatssozialismus: XII, 69.


Wirtschaftsordnung, bisherige hat sich 
technisch bewährt: V, 211; siehe Manchester-
tum unter III b.


Freiland-Freigeld-Bund, seine Ziele: 231.
Kaufleute, weshalb sie jede wissenschaftliche 


Erörterung der wirtschaftlichen Grundfragen 
vermeiden: 125.


Wahrheit und Irrtum: 6.
Ware, nicht Geld ist die Grundlage der Volks-
wirtschaft: 7.


e) Kommunismus.


f) Verschiedenes.
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Vorwort zur 2. Auflage
Von Paulus Klüpfel.


Die Physiokraten um Quesnay lehrten eine Wirtschaftsauffassung von innerer
Wahrheit und wesenhafter Schönheit, die auf alle ideal Gesinnten hinreißend wirken
mußte. Aber die geschichtliche Entwicklung des Wirtschaftslebens ging ihren Weg
jenseits davon weiter. Mit dem Wirtschaftskrieg stehen wir am unausweichlichen 
Ende dieses Ablaufes.


Jenes ideale Wirtschaftssystem galt allein über den Wolken. Hier unten aber 
gilt nur, was wirklich ist. Die "natürliche Wirtschaftsordnung" blieb unwirklich gewiß
nicht aus Schwäche und innerem Widerspruch, sondern es fehlten innerhalb der ge-
gebenen Lage die Vorbedingungen zu ihrer Verwirklichung. Das Ideal schauen ist 
viel, aber nicht alles. Same allein ist nichts, Boden allein ist nichts. Daß Same sei-
nen besten Boden finde, das entscheidet. Und Boden zu bereiten, Möglichkeiten zu
schaffen, das ist unsere eigentliche Aufgabe und Arbeit. Daß die Physiokraten ihr
Ideal zu rasch mit dem gegebenen Wirtschaftsgetriebe zusammenfallen ließen, das
gibt ihnen das Passive ihrer Haltung. Mit Silvio Gesell beginnt die große Wendung
zum Aktiven.


Mit seinem bestimmten Namen setzt sich dieses Buch das Ziel, die Verwirklichung
der natürlichen Wirtschaftsordnung einzuleiten. Gesell erörtert den Gedanken Ques-
nays nicht, er setzt ihn überall voraus; es gibt für ihn keinen anderen. Mit der ersten
Seite macht er sich entschlossen an die "Bodenbereitung". Die Kritik der gegebenen
Wirtschaftslage und die Methode der Umgestaltung des geschichtlich Gewordenen,
das ist eine vielverschlungene technische Aufgabe, die Umsicht, Richtsinn und viel
Mut verlangt. Was liegt nun in diesem einfachen und geradlinigen Gedanken der
natürlichen Wirtschaftsordnung?


Die Fassung: "natürliche Wirtschaftsordnung" ist nicht ganz unverfänglich.
Seinem Sinn nach ist das Wirtschaftswesen ein Teilbetrieb der Gesamtkultur. Dabei ist
hier von der objektiven Kultur die Rede, jenem Gefüge aus Automatismen, die alle
aus dem Willen des Menschen sind und doch ihm gegenüber eine individuelle Selb-
ständigkeit gewinnen mit automatischem Ablauf: das Schulwesen, Bankwesen,
Staatswesen, Bücherwesen – Wesen! Da die Naturvorgänge ohne unseren Willen sind
und ablaufen, die Kulturbetriebe, die "Wesen", ebenfalls dem Einzelwillen gegenüber
selbständig bleiben und ihn mitzwingen (obwohl sie doch nicht ohne Willen sind),
leuchtet eine Ähnlichkeit heraus, die dem Worte "natürlich" zu seiner Vieldeutigkeit
verhilft. Jedes "Wesen" hat seine eigene Aufgabe und seine Eigengesetzlichkeit bei
aller Einordnung in das Gesamtkulturwesen. Das Wirtschaftswesen ist die organisierte
Selbsterhaltung. Aus sich heraus hat es sich auszugestalten, nach einer inneren Not-
wendigkeit – immer durch das Tun des Menschen. Daß wir nicht irgendwie wirt-
schaftlich verfahren: nach religiösen oder ästhetischen Richtlinien, sondern Wirt-
schaftliches wirtschaftlich betreiben, sachgemäß, das gibt der Wirtschaft ihre "Natür-
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lichkeit". Besser ist: Wirtschaft hat, wie jeder Betrieb, ihre Eigengesetzlichkeit. Was
immer wir tun, wir müssen diese Eigengesetzlichkeit sich frei entfalten lassen.
Wirtschaft ist in sich frei: Freiwirtschaft.


Deckt sich das mit dem geschichtlichen Wirtschaftsliberalismus? Nein. So wahr
die Freiwirtschaft im Ewigkeitssinn ist, so falsch wird sie im Zeitsinn. Die Physio-
kraten habe eine Vorfrage übersehen und das, was von der reinen Wirtschaft wahr 
ist, zu rasch von dem gegebenen Wirtschaften ausgesagt. Die Wirtschaft muß frei
sein. Aber es gab "die" Wirtschaft noch gar nicht. Wem gab man da seine Freiheit?
Wem gestand man seine Eigengesetzlichkeit zu? Wirtschaft ist heute nicht nur
Wirtschaft, d. h. organisierte Arbeit zur Selbsterhaltung. Es ist in sie sehr viel wirt-
schaftlich maskierte Gewalt, Ausbeutung fremder Arbeit mit verflochten. Dessen
Freiheit aber ist die Freiheit des Tieres. Alle Gewaltelemente im Wirtschaften haben
die Wirkung, den freien, gleichen Wettbewerb auszuschalten. Die freie Konkurrenz
aber ist die innere Selbststeuerung des Wirtschaftsbetreibes. Nur mit dieser Selbst-
steuerung läuft und kreist Arbeit und Tausch mit ständig ausgewogenem Gleich-
gewicht sicher und störungsfrei weiter. Erst muß also diese Selbststeuerung gesichert
sein. Erst müssen also alle Elemente von Gewalt, alles Nichtwirtschaftliche aus der
Wirtschaft entfernt werden, dann darf und muß diese reine Wirtschaft ihrer eigenen
Rhythmik überlassen werden. Freiheit ist gut, aber was immer wir zu sich befreien,
muß erst bei sich sein, muß erst freiheitsfähig werden. Nicht durch moralische Be-
einflussung oder polizeiliche Maßnahme, sondern durch Umbau des wirtschaftlichen
Räderwerks selbst schaltet Gesell allen Mehrwert aus. Ausbeutung ist nicht "ver-
boten", sondern unmöglich. Darum kann man Gesell nicht widerlegen, nur ablehnen,
wenn man gewaltfreie reine Arbeitsverfassung eben nicht will. Die Welt kann ja 
weiterwirbeln, endlos, sinnlos. Aber sie kann nicht bleiben, wie sie ist und mit dem
Ideal in Berührung treten. Gott ist stolz und nicht kompromißfähig. "Man muß sich
verändern oder sterben." (Dostojewski.)


Um diese stets von nichtwirtschaftlichen Gewalten durchkreuzte Wirtschaft 
aufrecht zu erhalten, mußte sie dauernd von außen her gestützt und gesteift 
werden. Die Kirchen reglementieren religiös, die Staaten rechtlich, und daneben 
gingen die vielen Versuche der Selbsthilfe der wirtschaftenden Menschen. Die
Furchtsamen und Unfreien hatten es leicht, die Freiheit zu widerlegen, da die 
Freiheit dieses unreinen Wirtschaftsgetriebes sich täglich mehr widerlegte. Sie 
sagten: Freiheit taugt nicht für die Menschen. Aber vielmehr diese Menschen 
taugten noch nicht für die Freiheit. Die Freiwirtschaft war schon richtig 
gewesen, aber nur dieses unreine Getriebe ergab keinen Betrieb. So wurde denn 
der Weg zu Ende versucht, um allen Hilfen dieses Wirtschaften von außen zu 
verordnen, bis zu der Zuspitzung, grundsätzlich alle Wirtschaftsfreiheit abzu-
lehnen. Der Sozialismus aller Schattierungen, das ist die Zwangswirtschaft. In ihr
steht die Wirtschaft absolut unter Gesetzen, aber unter von außen herangebrachten
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Gesetzen. Damit kann wohl ein totes Geordnetsein, eine Statik erreicht werden, 
aber keine Funktion, kein lebender Rhythmus, keine Dynamik. Das kreisende Leben
lebt einzig durch seine Funktion. Es an einem Punkt festnageln, heißt es töten. Es
gibt nichts anderes, in der Tat: entweder durchaus Freiheit und Leben oder durch-
aus Zwang und Tod.


Die Lehre von der natürlichen Wirtschaftsordnung ist also die Lehre von der
Eigengesetzlichkeit des Wirtschaftswesens. Frei heißt nicht gesetzlos. Diese Freiheit
hat nichts und niemand. Frei heißt: nur seinem Gesetz gehorsam. Es sind nicht
Naturgesetze, chemische, biologische oder logische, moralische Gesetze über die
Kulturbetriebe, die "Wesen" gesetzt. Auch der "Kampf ums Dasein" als Bekämpfung
anderer Menschen ist nicht Wirtschaftsprinzip. Auch die Selbstsucht nicht, wie Ge-
sell fast zugestehen möchte. Selbstsucht ist Selbsterhaltung auf Kosten fremder
Arbeit – aber das ist Unwirtschaft. Selbsterhaltung – durch Arbeit allein – erhöht
durch optimale Arbeitsteilung und geschmeidigsten Tausch – das ist Wirtschaft. 
Und wenn der Rhythmus der Arbeit in Differenzierung und Integrierung am reinsten
aus sich sich ausschwingen kann, dann ist die "natürliche" Wirtschaftsordnung, die
der Wirtschaft natürliche Ordnung gesichert.


Es liegt dem, auf einen Bezirk des Kulturlebens angewendet und in ihm durch-
geführt, der gewaltige Gedanke der Allgesetzlichkeit zugrunde. Nichts ist gesetzlos –
aber es ist nicht ein monotones Gesetz über allem, sondern Gesetzlichkeit: alles 
hat sein Gesetz. Es überrascht, daß diese Einsicht Asien zuerst gehört, nicht 
Europa. Buddha "ist erlöst, denn er hat das Gesetz erkannt." "Das Gesetz" gibt 
nicht ganz das große "Dharma" wieder. Es ist nicht irgend in Gesetz, sondern die
Gesetzlichkeit. Das Tao des fernen Ostens (Laotse) ist dasselbe. In China haben 
wir geradezu den klassischen Kampf zwischen den Freunden der Eigengesetzlichkeit
und der Gesetzgeberei. Laotse und seine Schüler stellen überall die Frage: Soll 
man die Welt ordnen? Die Antwort ist, allem beflissenen engen Konfutseismus ent-
gegen: Nein. Man solle das Leben zu seiner Ordnung kommen lassen, alles tun, wie 
es will, nicht wie unsere Willkür möchte. Daß im Grunde des Christentums Christi 
und aller echten Mystik dieselbe Erkenntnis ruht, ist sicher.


Nun lag begreiflicherweise dem Osten die Gefahr nahe, sich ganz auf die 
immanente Weltgesetzlichekeit zu verlassen und passiv zu bleiben. Aber das 
innere Gefüge der Welt arbeitet sich nicht selbst heraus. Es fordert durchaus 
unser tiefgehorsames Mittun: die Weltarbeit. Der Westen hat das Arbeiten ent-
wickelt, aber die europäische Arbeit ist überall chaotisch, sinnlos, unbeherrscht. 
Dort fehlt mehr die Arbeit, hier mehr die Gesetzlichkeit. Asien vergaß über der 
ewig befriedigenden Herrlichkeit des Weltplanes den Weltbaustoff und die Welt-
arbeit. Europa vergaß die ewige Vorlage über dem Rohmaterial des Lehms und 
über allem Mühen und Kneten und Formen in ihm. Aber die Gesetzlichkeit 
ist so wenig ein Problem wie das Chaos. Das Problem liegt darin, beides
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in eins zu bringen. Das Problem heißt Kosmos: Gestaltung alles Chaotischen aus 
seiner Notwendigkeit zu seiner Form. Alle unsere Probleme verlaufen nach Satz,
Gegensatz und Synthese, wie es am Beispiel des Wirtschaftsproblems anschaulich
wird: die Wirtschaft verträgt die Freiheit nicht – die Wirtschaft verträgt die Unfrei-
heit nicht. Was also? Einige Zeit mag man an die Möglichkeit einer peinlich be-
achteten "mittleren Linie", die Scheinsynthese, glauben, die Verhältnisse treiben
doch immer darüber hinaus zu mehr Zwang oder zu mehr Freiheit: Je stärker aber
eines dieser Prinzipien zum Herrschen kommt, desto sicherer versagt es – der viel-
ersehnte Staatssozialismus führt in die Erstarrung, wie der erledigte Wirtschafts-
liberalismus zum Chaos führte. Also ist die Aufgabe unlösbar? Antwort: Die Lösung
liegt immer in einer erst zu schaffenden neuen Situation, in welcher die Forderung
(hier der Freiheit) möglich ist. Dieser Grundgedanke einer Problematik muß das Leit-
motiv aller werden, die am Kulturbau mitschaffen. Alles andere Tun ist vertan und
führt im Kreise stets wieder vor das Problem zurück. Die Soziologie von heute ist 
ja wieder ein tieferes Besinnen. Die Arbeit von Ferdinand Tönnies, Leopold von
Wiese, F. Müller-Lyer, Alfred Vierkandt ist u. a. hier zu nennen. Asien und Europa –
der Lahme und der Blinde sind dabei, sich zu finden.


Überall in dem Buche Silvio Gesells leuchtet das tiefe, frohe Vertrauen auf die
Weltgesetzlichkeit durch. Das gibt ihm seine starke Sicherheit und manchmal iro-
nische Überlegenheit gegenüber der heutigen Lage und gegenüber der ungeheuren
Unwahrscheinlichkeit seines Unternehmens, das doch das selbstverständliche ist.
Alles hat er gegen sich, aber er hat die Notwendigkeit der Sache für sich – und den
Glauben an sie. Und seinen Mut hat er für sich und seine unermüdete Arbeit seit 
fünfundzwanzig Jahren. Er meißelt die ungefügen und ungefügten Blöcke des 
kommenden Wirtschaftsbaues mit kritischem Meißel zurecht. Sind sie nur erst
tatsächlich gefugt, so fügen sie sich auch in den Gesamtkulturbau ein. Denn zuletzt
ist alles aufeinander abgepaßt, der tiefe Plan schimmert ferne durch, "und deine
kommenden Konturen dämmern" (Rilke).


Immermehr, doch nur durch unsere Weltarbeit, wird die Welt Ausdruck einer 
Idee. Dieses Buch, bei aller oft ungeschlachten Schönheit, ist Ausdruckskultur in
einem sehr vertieften aktiven Sinn. Es ist "aktiver Idealismus" (Eucken), dem die
Ideale nicht eine Insel jenseits des Lebens sind, dem aber auch das Leben, wie es 
ist, nicht genügt. Und dieses Buch zeigt, daß Religion und Mystik nicht tiefer sind 
als Arbeitsteilung und Fabrik und Geschäft und Geld. Formen wir nur alles aus 
seiner Tiefe heraus: alles hat seine Tiefe, und Gott ist allem gegenwärtig.


Unser Jahrhundert gehört der wirtschaftlichen Befreiung der Menschen, der 
Überwindung aller Ausbeutung, dem Ende des Kapitalismus, des Krieges, der 
Krisen und der Armut. In der aufpeitschenden Not hinter diesen grauenvollen 
Jahren des entfesselten Wahnsinns wird allen noch Unzerbrochenen der Mut 
zu den letzten Entschlüssen kommen. Das bittere Muß treibt uns von außen







396 [424]Vorwort zur 5. Auflage


zu dem, was wir von innen immer schon sollen. Die seit Jahrtausenden seufzen 
und hoffen: die Arbeit mit geschundenen Händen, das Weib mit geschändetem 
Blut, der Geist mit schuldig gewordenem Herzen – sie werden eines Tages wissen, daß
diese Buch ihnen gehört.


Berlin, August 1916


Vorwort zur 5. Auflage
Bei der Herausgabe dieser 5. Auflage kam ich nicht umhin, auf die Tatsache 


hinzuweisen, daß dieses Buch, das doch der Öffentlichkeit dient, die Beachtung 
der Presse immer noch so "hinten herum" erschleichen muß, trotzdem die freiwirt-
schaftliche Bewegung, die das Buch ins Leben rief, auf dem besten Wege ist, sich 
zu einer Volksbewegung zu entwickeln.


Die große Presse dient ausnahmslos den Parteien, und außer dieser Parteipresse
gibt es so gut wie keine Presse mehr. Wer etwas zu sagen hat, was mehr als
Parteipolitik ist, der findet dazu keine Presse im demokratischen Staate. Die wenigen
Blätter, die ehrlich sich bemühen, parteilos zu bleiben, stehen dann doch noch 
im Banne des Klassengeistes. Für Parteien und Klassen ist aber dieses Buch nicht
geschrieben, und so kommt es, daß die gesamte Presse des In- und Auslandes mit
diesem Buche nichts anzufangen weiß. Sie kann es nicht bekämpfen und darf es 
auch nicht anerkennen. Bekämpft sie es, so entstehen Schwierigkeiten innerhalb 
der Partei. Es gibt tatsächlich keine politische Partei, die sich an den Lehrsätzen 
der "Natürlichen Wirtschaftsordnung" reiben könnte, ohne Schaden an der Ge-
schlossenheit zu nehmen, ja man braucht kein weitsichtiger Politiker zu sein, um 
vorhersagen zu können, daß an dem Tage, wo die Parteien gezwungen werden,
Stellung zu den Lehrsätzen der N. W.-O. zu nehmen, sie sich alle auflösen werden, 
um dann aus dem Chaos als zwei neue Parteien hervorzugehen, die sich dann bis 
zur Strecke bekämpfen werden – Gegner und Freunde der natürlichen Wirtschafts-
ordnung.


Was kann in solcher Lage ein kluger Parteipolitiker tun? Schweigen! Solches
Schweigen aber ist das, was man "Totschweigen" nennt. Was kann man heute ohne
Presse erreichen? Es heißt doch: Wer die Presse hat, hat auch die Macht.


Und dennoch, es geht auch so, sagt man mir. Es braucht dann halt etwas 
mehr Zeit. Ganz recht. Aber haben wir jetzt noch so viel Zeit zur Verfügung? 
Jetzt muß das Geschwätz ein Ende nehmen, und Taten müssen fallen, zielbe-
wußte Taten, wenn das Reich bewahrt werden soll vor sozialer, wirtschaftlicher, 
politischer Auflösung, wenn wir das große Sterben noch verhindern wollen;
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gerade die Taten, die in diesem Buche vorbereitet wurden und für die das Volk auf-
gerufen wird, scharfkantig abgesetzte Taten.


Was tun? Wie hilflos ist man doch, wenn man sich an die Öffentlichkeit wen-
den muß und hat keine Presse dazu. Trotzdem. Die Klarheit des erkannten Zieles, 
die Geradheit des Weges, die opferfreudige Begeisterung aller, die sich für die
Verwirklichung der freiwirtschaftlichen Ziele einsetzen, dazu die allgemeine Rat-
losigkeit in den Regierungskreisen, der ständig wachsende Druck der Not werden 
die Hilfe der Presse ersetzen.


Wenn die Zeit nicht so drängte, wenn man mir nicht zurief: "Grollt es nicht in 
fernen Donnern, siehst du nicht, wie der Himmel ahnungsvoll schweigt und sich
trübt?", so würde ich das Buch systematisch umgearbeitet haben, wobei es hätte 
verkleinert werden können. Doch die letzte Auflage ist vollkommen vergriffen und 
die Flut der Bestellungen will nicht versiegen. Also lasse ich das Buch so, wie es 
war. Es wird auch so gehen. Inhaltlich ist auch an dieser Auflage nichts zu ändern.
Die neuen Lehrsätze haben auch die Probe bei den Pfuschereien und Experimenten
der letzten Zeit bestanden. Und vielleicht ist dies die letzte Auflage, die ich her-
ausgeben muß. Wenn wir einmal die natürliche Wirtschafsordnung erleben, dann
braucht man sie nicht mehr in Büchern zu studieren, dann wird alles so klar, so 
klar, so selbstverständlich. Wie bald wird dann auch die Zeit kommen, wo man den
Verfasser bemitleiden wird, nicht aber, wie es heute noch geschieht, weil er solch
utopischen Wahngebilden nachstrebt, sondern weil er seine Zeit der Verbreitung 
einer Lehre widmete, die ja doch nur aus einer Reihe banalster Selbstverständlich-
keiten besteht.


Rehbrücke, den 30. November 1921
Silvio Gesell


Vorwort zur 6. Auflage
Das Stadium des Totschweigens, von dem noch im Vorwort zur 5. Auflage die 


Rede war, ist jetzt überwunden. Es liegen jetzt schon viele Kritiken vor, mehrere 
in Gestalt starker Broschüren. Und kaum ein Tag vergeht, daß nicht in Zei-
tungen und Zeitschriften aller Richtungen Abhandlungen über das Freigeld 
erscheinen. Der Druck von "unten" macht sich bemerkbar. Jedoch die meisten 
dieser Abhandlungen verraten immer noch einen erschreckenden Mangel an
Vorbildung, ganz besonders dann, wenn sie von Akademikern herrühren. Sie 
liefern den Beweis, daß den deutschen Akademikern die Währungsfrage ein 
völlig fremdes Gebiet geblieben ist und daß überhaupt die Akademie, die 
staatlich subventionierte Universität, nicht der Ort ist, wo wissenschaftliche 
Fragen, die mit so starkem politischen Beigeschmack behaftet sind, förderlich 
behandelt werden können. Die Tatsache, daß heute, wo die Währungsfrage zum 
allgemeinen Gesprächsgegenstand geworden ist und alle nach Hilfe schreien und
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Aufklärung verlangen, die Akademiker sich ins Mauseloch verkrochen haben, und 
daß die Regierung sich an ausländische "Sachverständige" wendet, beweist, daß es
eine akademische Wissenschaft auf diesem Gebiet in Deutschland nicht gibt. Je eher
wir uns überzeugen, daß es so ist und dann auf alle Hilfe von dort einfach ver-
zichten, um so besser wird es sein. Denn dann werden wir einsehen, daß die
Währungsfrage vom ganzen Volk studiert werden muß und daß es in einer Demokra-
tie nicht angeht, daß das Volk sich in lebenswichtigen Fragen auf das Urteil von 
einigen Männern verläßt, namentlich dann nicht, wenn es sich, wie in diesem Falle,
um eine hochpolitische Angelegenheit handelt und man immer mit der Möglich-
keit rechnen muß, daß das Urteil der "Sachverständigen" durch Privatinteressen
getrübt wird. In einer Autokratie genügt es, wenn ein Mann die Währungsfrage 
studiert. In der Demokratie muß das ganze Volk sich dieser Aufgabe unterziehen,
wenn die Demokratie nicht den Demagogen verfallen soll.


Zur Stütze des eben Gesagten will ich hier eine "Kritik" des Heidelberger
Universitätsprofessors E. Lederer im Wortlaut folgen lassen, die unter dem Titel "Die
Motive des Freigeldes" durch die ganze sozialistische und gewerkschaftliche Presse
gegangen ist. Allem Anschein nach wurde sie von der solzialdemokratischen Partei-
leitung zur Bekämpfung eines "Konkurrenten" bestellt, wobei die Umstände darauf
hindeuten, daß die Parteileitung weniger auf den Inhalt der Kritik als auf den Titel
des Universitätsprofessors spekulierte, da Lederer in der Währungsliteratur eine 
völlig unbekannte Größe ist und die Sozialdemokraten gewiß keinen schlechter vor-
bereiteten Mann für ein fachmännisches Urteil über das Freigeld hätten auftreiben
können. Oder halten etwa die Sozialdemokraten solchen Universitätsprofessor für
einen Mann, der alles wissen muß?


Die Kritik Prof. E. Lederers, abgedruckt in "Der Freie Angestellte" Nr. 10/1922 lautet:
In Zeiten des zerrütteten Geldwesens treten erfahrungsgemäß immer wieder Pro-


jekte in den Vordergrund der Erörterung, welche darauf abzielen, alle wirtschaftlichen
Schwierigkeiten der Zeit durch eine Änderung des Geldmechanismus zu beheben. In 
normalen Zeiten erregen solche Vorschläge geringe Beachtung, weil zu deutlich die Ab-
hängigkeit der wirtschaftlichen Lage von der Produktion und ihren Ergebnissen in Er-
scheinung tritt. In Zeiten eines rasch schwankenden Geldwertes hingegen treten über-
raschende Gewinne und Verluste ein, ohne daß die Gewinnenden oder Leidtragenden 
durch vermehrte oder verminderte Gütererzeugung diese Veränderung ihrer Lage hervor-
gerufen hätten. Diese Erscheinungen sind uns heute so vertraut, daß sie nicht weiter
beschrieben zu werden brauchen. In solchen Zeiten erscheint das Geld als eine dämo-
nische Kraft, welche anscheinend die Gesetze der Produktion und Verteilung verändern
kann. Was liegt näher als der Gedanke, sich dieser Kraft zu bedienen, um alle inneren
Schwierigkeiten der kapitalistischen Produktion und des Marktmechanismus aufzulösen
und die restlose Befriedigung aller berechtigten Bedürfnisse zu gewährleisten.


Der Gedanke, den Mechanismus des Geldwesens zu ändern, taucht ferner be-
sonders leicht in Zeiten der Absatzstockung auf. In solchen ist ja scheinbar für 
den Industriellen und den Arbeiter die größte Schwierigkeit, seine Ware zu Geld 
zu machen und dadurch wieder neu produzieren zu können. Gleichzeitig ist aber Geld 
in den Banken, bei den Kapitalisten vorhanden, und es wird daher aus einer ober-
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flächlichen Betrachtung der Gedanke geboren, die Zirkulation der Waren und damit zu-
gleich die Verbesserung der Marktlage durch eine Veränderung des Geldwesens zu er-
reichen. Solche Pläne sind sehr alt und schon die Tauschbank von Proudhon geht ja auf
eine ähnliche Erwägung zurück.


Durch diese Mittel – wie die Tauschbank oder das Arbeitsgeld oder ähnliches – soll der
Absatz aller Produkte und damit immer wieder neue Produktion dauernd automatisch
gewährleistet werden.


Es ist nun erstaunlich, daß Verschläge dieser Art, welche in den Zeiten der Krisen 
entstehen, gerade heute in Deutschland vertreten werden, welches infolge der Valuta-
entwertung nicht gerade an Absatzstockungen leidet. Aber es wäre nicht das erstemal,
daß Utopisten ihre Ideen durch dick und dünn vertreten, auch dann, wenn gerade die
Zeiten und die ökonomischen Umstände das Gegenteil der von ihnen verlangten Maß-
nahmen fordern. So steht es auch mit der Idee Freigeld, welche leider – wie es scheint –
in weiten Kreisen der Angestellten und Arbeiter Anhänger gewonnen hat und seinerzeit
überraschenderweise sogar von der Münchener Räteregierung aufgenommen worden war.
Daß diese Gedankengänge in bürgerlich orientierten Kreisen der Arbeitnehmer Anklang
finden, kann wenig verwundern, weil diese, ohne eine feste wirtschaftspolitische Linie,
die Lehren der ökonomischen Theorie verachtend, solchen Utopien leichter zum Opfer 
fallen, während die theoretisch-ökonomische Betrachtung, auf welche der wissenschaft-
liche Sozialismus fußt, unschwer die Sinnlosigkeit solcher Vorschläge erkennen läßt.


*
Der Grundgedanke der Vorschläge von Silvio Gesell – Anmerkung der Schriftleitung: mit


denen der Gewerkschaftsbund der Angestellten liebäugelt – beruht bekanntlich darauf, daß
das Geld in seiner Kaufkraft im Laufe der Zeit einbüßen soll, so daß der Besitzer eines
100-Mark-Scheines an diesem Papier etwa im Laufe eines Jahres 5 – 6 Mark einbüßt und
dasselbe, wenn er es ein Jahr im Portefeuille trägt, nur mit 94 oder 95 in Zahlung geben
kann. Der Zweck des Vorschlages beruht offensichtlich darin, den Besitzer von Papiergeld
zu veranlassen, sein Zahlungsmittel möglichst bald wieder auszugeben, sei es für Waren
oder als Kapitalanlage (es muß hervorgehoben werden, daß dieser Vorschlag nur auf Papier-
geld Anwendung finden kann, weil ein goldenes Zwanzigmarkstück eben immer ein Zwan-
zigmarkstück bleibt. Daraus ergibt sich schon, daß die Vorschläge, soweit sie vor dem Kriege
vertreten wurden, damals den Übergang zu einer Papierwährung in sich schlossen).


Wenn wir diesen Vorschlag von Gesell in den Ausdrücken der ökonomischen Theorie
kennzeichnen wollen, so müssen wir sagen, daß das Kapital, soweit es Geldform hat, einen
negativen Zins tragen soll.


Es sei hier nicht versucht, die technischen Unmöglichkeiten dieses Vorschlages 
darzulegen – es seien nur seine ökonomischen Wirkungen betrachtet. Die Folge einer 
solchen Maßnahme wäre zunächst die, daß jeder Besitzer von Geldzeichen trachtet, 
diese möglichst bald in Waren umzusetzen. Das geschah aber auch schon vor dem 
Kriege: die überwiegende Masse von Geld befindet sich in den Händen der Lohnemp-
fänger, welche diese innerhalb der Lohnperiode ausgeben, also meist nur wenige 
Tage in der Tasche tragen. Die Kapitalisten, Landbesitzer usw. verfügen gleichfalls 
über geringe Kassenbestände und lassen das überflüssige Geld, welches sie für
Konsumgüter nicht benötigen, in ihrem Unternehmen selbst oder in den Sammelstellen 
für Geld, in den Banken, für sich arbeiten. Aber auch in den Unternehmungen und in 
den Banken wird das Geld nicht in größeren Mengen angehäuft und aufgehortet, 
sondern zum Ankauf von Produktionsmitteln, Bezahlung von Löhnen usw. verwendet.
Jeder ABC-Schüler der Volkswirtschaft weiß, daß die entwickelte kapitalistische Ver-
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kehrswirtschaft mit erstaunlich geringen Mengen von Geldzeichen das Auslangen findet,
weil große Wertübertragungen ohne Zuhilfenahme von Geld zustandekommen und das Geld
selbst eine große Umlaufgeschwindigkeit hat. Auch bedarf es eines solchen negativen Zin-
ses nicht, um den Besitzer von Geldzeichen zur Anlage seines Geldes zu veranlassen, denn
da für Sparmittel Zins gezahlt wird, so hat er ja bereits einen effektiven Verlust, wenn er
das Geld hortet. Der Vorschlag von Gesell erhöht nur diesen Verlust um einige Prozent.
Selbst in normalen Zeiten bedeutet also der Vorschlag von Gesell keine wesentliche Ände-
rung der in der Volkswirtschaft wirkenden Kräfte. In Zeiten der Absatzkrise bringt er keine
Vorteile, denn in diesen hält sich der Käufer zurück, weil er mit dem weiteren Sinken der
Preise rechnet. Soweit ihm der Ereignisse recht geben, wird ihn ein kleiner negativer Zins
daran nicht hindern, mit dem Einkauf der Ware noch etwas zu warten, zumal er ja die
Möglichkeit der zinsbringenden Anlage in der Zwischenzeit behält. Der Vorschlag des Frei-
geldes hätte nur insofern einen Sinn, als der Zins selbst in Frage gestellt oder abgeschafft
werden könnte. Es ist aber nicht ersichtlich, wie das geschehen soll und überdies ist zu
bemerken, daß im Rahmen einer freien, auf Privateigentum beruhenden Verkehrswirtschaft
eine Abschaffung des Zinses nicht möglich ist, weil dadurch die Akkumulation des Kapitals,
und das ist zugleich die Erweiterung der Produktionsmittelbasis, in Frage gestellt würde.


Völlig unerfindlich ist aber, welchen Zweck die Durchführung dieser Maßnahme gegen-
wärtig in Deutschland haben sollte: seit dem Jahre 1914 zeigt der Geldwert, von kleinen
Rückschlägen abgesehen, eine stark sinkende Tendenz. Nach den Indexziffern der "Frank-
furter Zeitung" haben sich z. B. die Preise vom Januar bis Dezember 1920 nach dem Index
des Statistischen Reichsamts wie von 100 auf 182, d. h. um 82 Prozent, gesteigert, bis De-
zember 1921 wie von 100 auf 275 (nach Calwer sogar auf nahezu 400). Diese Ziffern zei-
gen schon, daß der Umsatz von Geld in Ware durch die wirtschaftlichen Verhältnisse selbst
gegenwärtig mit einer geradezu enormen Prämie ausgestattet ist. Wer wird so unvernünf-
tig sein, sein Geld, das ihm unter der Hand zerrinnt, zu horten, und wer wird, wenn er es
doch tut, sich durch einen kleinen Verlust daran hindern lassen? Aufschatzung von Geld
kommt höchstens als Form der Steuerhinterziehung in wirtschaftlich rückständigen, meist
landwirtschaftlichen Betrieben in Betracht – diese würden sich auch durch einen – dem
Vorschlag nach – mäßigen negativen Zins davon nicht abhalten lassen. Die wirtschaftliche
Wirkung einer solchen Hortung ist, wenn man von Steuerhinterziehung absieht, keine un-
günstige, denn die Hortung ist ja nichts anderes als ein zinsfreies Darlehen an das Reich.


Wenn wir zusammenfassen, so kann gesagt werden, daß die Einführung der Maß-
nahmen, welche Silvio Gesell vorschlägt, in das Wirtschaftsleben nur Verwirrung hinein-
bringen würde, ohne der Produktion neue Kräfte hinzuführen.


Prof. E. Lederer – Heidelberg.


Ich überlasse es dem Leser dieses Buches, die Frage zu beantworten, ob es mög-
lich ist, über das Freigeld eine einfältigere Kritik zu schreiben, als sie hier von
Lederer "verbrochen" wurde. Offenbar kennt L. vom Freigeld nichts mehr als das 
Wort, das er irgendeinem Flugblatt entnommen hat. Aber noch offenbarer ist, daß L.
vom Geld und von der Währungsfrage überhaupt nicht die geringste Kenntnis hat.


Auf keinem höhreren Niveau stehen die Kritiken, die die Professoren: 
Diehl, Furlan, Kellenberger, Gygax, Liefmann, Sieveking in der Schweizer "Zeit-
schrift für Schweizerische Statistik" veröffentlichten. Die Geschäftsstelle des
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Schweizer Freiland-Freigeld-Bundes veröffentlichte die Antwort auf diese Kritik in
einer Broschüre, die durch den Freiland-Freigeld-Verlag in Bern und Berlin zu be-
ziehen ist.


Im "Industriebeamten-Verlag" G.m.b.H., Berlin NW. 52, erschien neuerdings eine
Broschüre: "Das Freigeld – eine Kritik" von Dr. Oskar Stillich, Dozent an der Hum-
boldt-Hochschule, 80 S. Sie ist in der Zeitschrift des Freiwirtschaftsbundes: "Die
Freiwirtschaft", eingehend besprochen worden.


Bisher haben die an den Theorien der "Natürlichen Wirtschaftsordnung" geübten
Kritiken nicht die Notwendigkeit gezeigt, irgend etwas an diesen Theorien zu ändern.
Diese Auflage ist darum auch ein unveränderter Nachdruck der vorangehenden. Da es
sich im Grunde um ganz einfache und kontrollierbare Dinge handelt, so ist anzuneh-
men, daß auch in Zukunft am Grundsätzlichen nichts geändert zu werden braucht.


Rehbrücke, den 20. Juni 1923
Silvio Gesell


Vorwort zur 7. Auflage
(Fragment)


Der Ratlosigkeit der führenden deutschen Kreise steht die Hoffnungslosigkeit 
der breiten Massen gegenüber. Die Regierung, die Parteien, die Wissenschaftler, vor-
an die Professoren, sind am Ende ihres Lateins, das offenbar nie etwas anderes als
Schwindel gewesen ist.


Die Wirtschaftsordnung, die Gesellschaftsordnung, der Staat sind, das sieht 
man jetzt endlich ein, auf dem Geldwesen, auf der Währung aufgebaut. Mit der
Währung steht und fällt der Staat, und zwar nicht nur der Staat, wie ihn die herr-
schende Schicht zu Herrschaftszwecken errichtet hat, sondern der Staat schlechthin,
der Staat der Bürokraten, der Sozialisten, sogar der "Staat" der Anarchisten. Denn
mit dem Sturz der Währung hört jedes höhere Gesellschaftsleben einfach auf, und 
wir fallen in die Barbarei zurück, wo es keinen Streit um Staatsformen gibt.


Für das, was uns bevorsteht, wenn nicht noch etwas Außergewöhnliches,
Unerwartetes geschieht, gebraucht man heute vielfach den Ausdruck "Zusam-
menbruch", worunter, dem Wortlaut entsprechend, sich viele einen plötzlichen, 
kurzen und darum schmerzlosen Vorgang vorstellen, eine Verallgemeinerung des
Endes, das viele unserer Altersrentner heute für sich als Lösung des Problems 
wählen. Aber so beruhigend der Gedanke an einen solchen Zusammenbruch auch 
ist: es geht nicht an, wir müssen einen solchen "süßen" Traum zerstören und 
die, die sich ihm überlassen, mit rauher Stimme wachrufen. Das ist auch das 
einzige Mittel, um die Kräfte, die das Rettungswerk benötigt, anzuspornen, 
zu sammeln und zu mehren. Die Hoffnung auf den Zusammenbruch soll einem 
Schreck vor dem Zusammenbruch Platz machen, und das wird geschehen, wenn 
wir den Kopf aus dem Sand ziehen und mit offenen Augen die Entwickung der
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Dinge betrachten, wie sie zwangsläufig vor sich gehen wird. Denn was wir von 
der Zukunft zu erwarten haben, wenn wir weiter wie bisher dem Geschehen 
tatenlos zuschauen, das ist nicht der Zusammenbruch, wohl aber die Schwind-
sucht, auch Auszehrung genannt, mit all ihren Schrecken, die, wenn die Vor-
sehung uns gnädig ist, die galoppierende Form annehmen kann, sonst aber den
Todesweg mit einer langen, langen Reihe von Leidensstationen und Martersteinen 
zu begleiten pflegt.


Wenn wir unfähig bleiben, die Aufgabe, die uns gestellt wurde, zu lösen, so 
werden wir Stück um Stück unserer staatlichen Selbständigkeit verlieren; die
Empörungen und Verzweiflungstaten, die nicht ausbleiben können, werden immer
größere Kreise umfassen und immer größere Opfer verlangen, die Hungerrevolten 
werden kein Ende mehr nehmen, die Regierung wird von links nach rechts und 
von rechts nach links pendeln, und jeder Pendelschlag wird nur die Verwirrung, die
Hilf- und Ratlosigkeit vermehren ...


Silvio Gesell.


Nachwort zur 1. englischen und zur 
8. deutschen Auflage


Ich bin am Ende, nicht meines Lateins, doch mache ich Schluß. Aber noch 
tänzelt der letzte Strahl der untergehenden Sonne auf der noch frischen Tinte 
dieses Schlußpunktes, da stürmen schon tausend Fragesteller auf mich ein. Es gäbe
hundert Bände von der Stärke dieses Buches und wäre doch kein Ende. Ich muß 
darauf verzichten, ihnen einzeln zu antworten. Für mich konnte es sich nur darum
handeln, die Formeln zu liefern, mit denen allen auftauchenden, volkswirtschaft-
lichen Problemen eine einheitliche, widerspruchsfreie Lösung gegeben werden 
kann. Bis jetzt ist mir noch nie eine Frage gestellt worden, die nicht im Rahmen 
dieser Formeln eine glatte Lösung zuließe.


Wer dennoch auf Schwierigkeiten stoßen mag, der frage sich in erster Linie, ob 
er nicht etwa zu der zahlreichen Klasse von Bürgern gehört, die zu sagen pflegen: 
Ich hasse den Streit, ich hasse den Krieg, den Bürgerkrieg wie den Völkerkrieg. 
Ich triefe von Friedensliebe und kann mir nichts Schöneres denken, als im 
Frieden mit dem ganzen Volk und der Welt meine Zinsen und Grundrenten zu 
verzehren.


Diesen braven Menschen muß ich betrübten Herzens sagen: Ihr 
werdet mir  tausend Fragen stel len, und nachdem ich s ie a l le 
zu eurer  Zufr iedenheit  beantwortet habe, werdet ihr  von







403[431] Nachwort zur 1. englischen und zur 8. deutschen Auflage


vorne anfangen. Denn ihr sucht einen Ausweg, den es nicht gibt. Alles, was ich 
euch sage, dringt nicht ein; persönliche, mit der Natur der Dinge unvereinbare
Wünsche drängen euch immer und immer wieder vom geraden Weg der Erkenntnis 
ab. Ein unkritisch orientierter Selbsterhaltungstrieb sperrt bei euch den Weg zu
Selbstverantwortung eurer Fragen. Denkt an den Jüngling, zu dem Jesus sprach:
Willst du mir folgen, so verteile deine Güter unter die Armen. Da drehte sich der
Jüngling um und weinte. Denn er hatte viele Güter.


Ja natürlich! Wer möchte nicht die köstlichen Güter des Bürgerfriedens und 
des Völkerfriedens genießen und dabei von den Zinsen seiner Kapitalien leben! 
Wer aber erkannt hat, daß solcher Wunsch eine Phantasterei ist, an dessen Er-
füllung nur ganz naive Menschen glauben können, da Zinsen und Krieg Zwillings-
schwestern sind, und wer nun vor der Alternative steht: entweder Zinsen und 
Krieg oder lohnende Arbeit und Frieden, der wird, wenn er wirklich christlich-fried-
lichen Sinnes ist, jubilierend für das letztere sich entscheiden. Er ist dann auch
innerlich für diese neue Volkswirtschaftslehre vorbereitet und wird selbst die
Lösungen für alle sich ihm etwa in den Weg stellenden Fragen finden. Für diese
Menschen ist dieses Buch geschrieben, und sie werden auch die Reformen, die es 
fordert, gegen alle Gewalten durchsetzen.
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Willy Hess:


Die Wandlungen der 3.-9. Auflage der NWO


a) Einteilung und Grundsätzliches


In der 3. Auflage ist das Wort "Reformgeld" endgültig durch "Freigeld" ersetzt 
und der Sammeltitel "Die neue Lehre vom Geld und Zins" für den Geldteil fallen
gelassen. Ebenso fehlt von nun an im Haupttitel der Hinweis auf die beiden Vor-
läufer des Werkes. Neu hinzugekommen ist ein Namen- und Sachregister, das in 
den folgenden Auflagen dauernd weiter ausgebaut wird. Ebenso sind zum ersten 
Mal die beiden Vorträge "Freiland, die eherne Forderung des Friedens" und "Gold 
und Frieden?" dem Werke eingefügt, der erstere als 22. Kapitel des Freilandteiles, 
der letztere als Schluss-Stück des II. Teiles (Metall- und Papiergeld. Das Geld wie 
es ist). Die beiden Geldteile sind also schon hier umgestellt: "Das Geld, wie es sein
soll" kommt an 2. Stelle.


Die 4. Auflage zeigt das seither beibehaltene Bild. Der Freilandteil erscheint in
zwei Teile aufgegliedert: I. Die Güterverteilung, II. Freiland, der Freiland-Vortrag 
als Einleitung dieses Abschnittes. Die Geldteile haben nunmehr die Überschriften:
III. Metall- und Papiergeld. Das Geld, wie es ist. IV. Freigeld: Das Geld, wie es sein
soll und sein kann. V. Die Freigeld, Zins- oder Kapitaltheorie. Ab hier auch ein
Schriftenverzeichnis.


Zugefügte und weggelassene Kapitel:


I. Teil: Kapitel 1 (Ziel und Weg) kam in der 3. Auflage neu hinzu.


II. Teil: Das Kapitel "Der Zweck der Bodenverstaatlichung" ist ab der 3. Auflage
weggelassen.


III. Teil (Das Geld wie es ist): In der 7. Auflage wurde das Kapitel "Bargeldloser
Verkehr" eingefügt, von Karl Walker in der 9. Auflage in den Anhang versetzt und 
als inhaltlich anfechtbar bezeichnet. Walkers Angabe, Landmann habe diesen 
Artikel aus nachgelassenen Papieren Gesells hier erstveröffentlicht, ist ein Irrtum. 
Der Aufsatz erschien bereits im Dezember 1920 in "Die Freiwirtschaft" und wurde 
verschiedentlich nachgedruckt. Gesell hatte ihn offenbar anerkannt, da er in der 
8. Auflage stehen blieb, über deren Gestaltung sich Gesell mit Fritz Schwarz be-
riet (siehe unten).
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IV. Teil (Freigeld): Das Kapitel "Das Reformgeld und der Außenhandel" ist ab 
der 3. Auflage gänzlich gestrichen, nicht ohne Grund, denn das Befürworten der im-
portierten Inflation oder Deflation zugunsten fester Wechselkurse ist verhängnis-
voll, was Gesell wohl selber eingesehen hat. Dafür ist in der 7. Auflage der Artikel 
"Die statistischen Grundlagen der absoluten Währung" aus "Die Freiwirtschaft"
Februar 1921 eingefügt (in 8. Auflage weggelassen, in 9. wieder zugesetzt). – Im
Kapitel "Wie das Freigeld beurteilt wird" sind die Teile "Der Kaufmann", "Der Soldat",
"Der Einbrecher" und "Der Werttheoretiker" ab der 3. Auflage gänzlich gestrichen. Auf 
das Weglassen des "Werttheoretikers" ist jedoch in einer kurzen Notiz hingewiesen
(in der 8. Auflage ganz weggelassen). Neu hinzugekommen ist ab der 3. Auflage 
"Der Wechselagent" und als neues Kapitel des IV. Teiles "Der Weltwährungsverein".


V. Teil: Nur in Einzelheiten Änderungen, siehe unten.


Anhang: Christens "Sparland, Sparhand, Grundrente und Lohn" ab 3. Auflage ge-
strichen. In der 9. Auflage neben dem "Bargeldlosen Verkehr" neu eingefügt:
"Unterliegen die Bankdepositen dem Einfluß des Freigeldes?" (Die Freiwirtschaft, 
Mai 1921), "Der bargeldlose Verkehr und das Freigeld" (Die Freiwirtschaft, März
1923), sowie Anmerkungen des Herausgebers, Karl Walker.


b) Einzelheiten


Da die allermeisten Veränderungen bereits in der 3. Auflage erfolgten, so sind 
im folgenden stets die Unterschiede der 2. und 3. Auflage gemeint, wenn nicht 
ausdrücklich etwas anderes angegeben ist. Die Angabe "S. (S = Seite) 7, Zeilen 
26-31 sind neu formuliert" heißt also: S. 7, Zeilen 26-31 der 2. Auflage sind ab 
3. Auflage neu formuliert. Es versteht sich von selbst, daß nur das Wesentlichere
erwähnt werden kann, da die Konkordanz sonst ins Uferlose führen würde. Typisch 
ist das radikale Verdeutschen aller Fremdwörter der 2. Auflage in der dritten und 
den folgenden – nicht immer zum Vorteil des Werkes. Es gibt Fremdwörter, die für
unser Empfinden eine ganz bestimmte Nuance haben, die man schwerlich ins
Deutsche übertragen kann. Wie soll man beispielsweise "Profitgier" übersetzen?
"Gewinngier" ist für uns nicht dasselbe, indem wir den "Gewinn" des Kaufmanns 
als ehrlichen Lohn betrachten, während am "Profit" zweifellos etwas Unsauberes
klebt.
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I. Teil (Güterverteilung)


S. 7, Zeilen 26 - 31 sind neu formuliert.


S. 19 der 3. Auflage ist eine ausführliche und typische Fußnote beigefügt.


Kapitel "Einfluß des Kulturzusstandes auf Lohn und Rente" ab 4. Auflage: "Einfluß
der Lebensverhältnisse auf Lohn und Rente".


S. 13, Zeilen 11-12: Passus über Hindenburg und Mackensen gestrichen, dafür 
am Schluß des Abschnittchens der typische Gesell-Satz hinzugefügt: "Im Heimweh
steckt die Pfahlwurzel der Grundrente".


"Einfluß der Technik auf Rente und Lohn". Ab 4. Auflage: "Einfluß von Betriebs-
verbesserungen auf Rente und Lohn".


Anmerkungen und Fußnoten von S. 30, 33, 38, 44 und 48 der 3. Auflage sind 
neu hinzugekommen.


Seite 36, Zeilen 10-16 sind gestrichen.


Die Zeichnung S. 47 der 3. Auflage ist neu, bleibt bis in die 7. Auflage, fehlt in
der 8. und ist in der 9. neu gezeichnet.


S. 47: Die letzten 5 Zeilen sind durch einen knappen Satz ersetzt.


II. Teil (Freiland)


S. 65 der 4. und 5. Auflage: Der 1. Satz der ersten Anmerkung kam in der 3. Auf-
lage schon hinzu, in der 4. die zweite Anmerkung und in der 5. die Erweiterung der
ersten Anmerkung. Dies ist der einzige Unterschied zwischen der 4. und 5. Auflage,
die wie oben angeführt vom selben Satz abgezogen scheinen.


Anstelle des sehr kurzen Kapitels "Die Freilandbewegung" trat das Kapitel "Der
Sinn des Wortes Freiland".


"Die Finanzen der Bodenverstaatlichung". Umgeändert in "Die Freiland-Finanzen".


Die beiden Anmerkungen S. 73 der 4. Auflage dort neu hinzugekommen. In der 8.
wieder weggelassen, in der 9. wieder dazugesetzt.


Anmerkung S. 57 der 3. Auflage ist neu.


S. 50 Zeilen 26-32 gestrichen, ebenso S. 51 Zeilen 10-12 samt Anmerkung die-
ser Seite.


Die letzten 7 Zeilen des Kapitels "Die Finanzen der Bodenverstaatlichung" erst ab
4. Auflage gestrichen.


"Bodenverstaatlichung in der Praxis", umgeändert in "Freiland in der Praxis", ab
4. Auflage "Freiland im wirklichen Leben".


*) Gliederung des Stoffes in Übereinstimmung mit der jetzigen Einteilung der NWO, nicht mit jener 
der 1. bis 3. Auflage.
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S. 63: Der Satz über die Bagdadbahn ist in der 8. Auflage gestrichen. 


"Die Wirkung der Bodenverstaatlichung". Ab 4. Auflage: "Wie die Bodenverstaat-
lichung wirkt."


Je ein Satz wurde eingeschoben S. 68 nach Zeile 14 und S. 72 nach Zeile 14.
Ebenso kamen neu hinzu S. 77 Zeilen 15-24 der 3. Auflage.


Anmerkung S. 70 in 8. Auflage gestrichen, in der 9. wie immer wieder eingefügt.


S. 77 Zeilen 24/25 ab 4. Auflage gestrichen. Schon ab 3. Auflage fielen weg
gleiche Seite Zeilen 7-16, wurden ersetzt durch den einen Satz "Freiland ant-
wortet auf diese Frage."


Es fielen weiter weg S. 78 Zeilen 17-25, S. 79 Zeilen 8-12, sowie 11 bis 13 von
unten. Ferner S. 81 Zeilen 1-4.


Fußnote S. 97 der 3. Auflage ist neu.


III. Teil (Metall- und Papiergeld)


"Der Unterschied zwischen Geld und Geldstoff", geändert in "Wie sich uns das
Dasein des Geldes offenbart".


Die große Fußnote S. 116-117 der 3. Auflage ist neu. In 8. Auflage gestrichen, in
9. wieder eingefügt.


1. Fußnote S. 122 der 3. Auflage ist neu.


S. 235 Zeilen 9-19 von unten ab 4. Auflage gestrichen.


S. 263, Zeilen 1-5 ab 4. Auflage gestrichen.


S. 265; Zeilen 19-22 und die beiden letzten Kapitel gestrichen.


"Wie der Preis des Geldes mit Genauigkeit ermittelt werden kann." kleine Ände-
rung des Titels ab 4. Auflage, zugefügte Fußnote schon ab der dritten Auflage.


S. 271 Zeilen 7-16 sind gestrichen.


S. 276 Zeile 14 bis S. 280 Zeile 7 sind durch viel kürzeren Text ersetzt.


S. 280 Zeilen 18-21 von unten, S. 281 Zeilen 5-24 samt Fußnote und Satz 
zwischen Zeilen 12-15 von unten sind gestrichen.


S. 282 bis 285, 7. Zeile, gestrichen und durch ein paar wenige neue Sätze er-
setzt.


S. 288 Zeilen 16-17 ab 4. Auflage gestrichen, schade! Gerade der gestrichene Satz
mit dem "Hahnenschrei" ist so typisch Gesell!


S. 292 Zeilen 1-17 von unten bis S. 293 Zeile 13, S. 197 Zeilen 13 bis 21 und
Fußnote S. 296 sind gestrichen.


Die Tabellen S. 191/192 der 3. Auflage sind neu, in der 8. Auflage fehlt die erste,
in der 9. in neuer Zeichnung wieder eingefügt.


Fußnote S. 193 der 3. Auflage ist neu hinzugekommen.
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S. 322 Zeilen 3-5 gestrichen, sehr schade, da eine typische Gesellsche Be-
merkung. Er stellt nämlich die Frage, wo wir heute wohl in wissenschaftlicher, tech-
nischer und religiöser Hinsicht angelangt wären, wenn nicht die durch die fehlen-
den Goldfunde erzwungene mittelalterliche Eiszeit von eineinhalb Jahrtausenden
gefolgt wäre und beantwortet diese Frage also: "Sicherlich säßen wir jetzt auf dem
Throne Gottes und ließen das All im Kreis an unserem Finger laufen." Weitere
Streichungen in diesem Kapitel: S. 326 Zeile 8-21 von unten, S. 327 Zeilen 16-18 
von unten, S. 329 Zeilen 17-20, S. 330 Zeilen 19-24.


S. 338 Zeile 17 von unten bis Ende des Kapitels (S. 341) sind gestrichen und
durch 5 neue Zeilen und den Vortrag "Gold und Frieden" ersetzt, der in der 8. Auflage
fehlt.


IV. Teil (Freigeld)


Die letzten 8 Zeilen des Vorwortes fielen infolge der Umstellung der beiden Geld-
teile hinweg.


"Geldreform und Reformgeld" umgeändert in "Freigeld".


S. 94 Zeilen 23-28, sowie 6-9 von unten sind gestrichen.


S. 95 wurde einiges neu gefasst und zwei Anmerkungen gestrichen.


Ab S. 98 bis Ende des Kapitels wurde alles völlig neu geschrieben und farbige
Freigeldmuster zugefügt, die in der 9. Auflage durch zwei neue Schwarzweiß-Bilder
ersetzt wurden. 8. Auflage siehe unten.


S. 106, Zeilen 10-27 ab 4. Auflage verkürzt und verändert. S. 107 Zeile 18 von
unten bis Ende des Kapitels (ab 3. Auflage, wie immer, wenn nichts anderes ange-
geben) gestrichen. 1. Anmerkung S. 247 der 3. Auflage kam neu hinzu. Der ganze
Text des Kapitels in Einzelheiten dauernd verändert.


S. 108 Zeile 13 von unten bis S. 109 Zeile 25 sind gestrichen. Nach S. 109 Zeile
12 von unten fügt 3. Auflage einen Satz hinzu, streicht dann aber das Folgende bis
S. 110 Zeile 2.


S. 123 Zeile 2 bis Ende (S. 128) des Kapitels sind gestrichen und durch ein paar
wenige Sätze ergänzt. Statt "Staat" steht überall "Das Währungsamt".


S. 128: Statt "Überschlag" die Überschrift "Zusammenfassung".


S. 133 bis 134 Zeile 15 von unten sind gestrichen, dafür nach S. 135, Zeile 10 
ein kleiner Zusatz eingeschoben. Gestrichen sind ferner S. 136 Zeile 3 von unten 
bis s. 139 Zeile 13 von unten. S. 140 Zeilen 20-22 handelten von den beiden infolge
der Geldreform entlassenen Buchhaltern, sie lauten: "Glücklicherweise hatten beide
die Schwindsucht und sie werden wohl bald sterben. Um sie für die Entlassung zu 
trösten, versprach ich ihnen ein anständiges Begräbnis auf meine Kosten." Typisch
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Gesellscher Humor, leider ebenfalls gestrichen. Rest des Kapitels wurde leicht ge-
ändert.


S. 143 Zeilen 6-9 sind gestrichen. Sonst nur unbedeutende Änderungen in diesem
Kapitel.* 


S. 144 Zeilen 1-17 etwas zusammengezogen. Schade, daß die Bemerkung wegen
dem Bier dadurch aufgeopfert wurde! Es fehlen ferner S. 146 Zeilen 15-23. Sonst nur
Kleinigkeiten geändert oder gestrichen in diesem Kapitel.


S. 148 Zeilen 10-13 des Kapitels, sowie S. 149 der gesperrte Satz Zeilen 17-19
von unten, S. 150 Zeilen 15-22 und Zeile 25 bis S. 151 Zeile 17 sind gestrichen.
Schade für den Satz "Jedes Volk hat die Einrichtungen, die es sich gibt. Ein Biervolk
eine Bierwährung".


S. 162 3. Zeile von unten bis 1. Zeile S. 163 sind gestrichen. 2. Anmerkung 
S. 273 der 3. Auflage kam neu hinzu, ebenso S. 274 Zeile 14 von unten bis Ende 
des Kapitels.


Zeile 9-18 von S. 276 der 3. Auflage sind neu eingefügt, dafür fielen Zeilen 17-19
S. 165 der 2. Auflage weg.


S. 169 Zeilen 14 von unten bis S. 170 Zeile 7, sowie S. 170 Zeile 18 bis S. 171
Zeile 13 sind gestrichen.


"Der Agrarier" (Der Schuldner): Letzter Satz der 3. Auflage ist neu, ebenso letzter
Satz des folgenden Kapitels.


"Der Mutualist", ab 3. Auflage "Der Vertreter der Gegenseitigekitslehre". 8. Auf-
lage ohne die Anmerkungen.


"Der Lohntheoretiker": Typische kleine Änderung zu Beginn: statt "vaterländischer
Schmutz" wird nun "vaterländischer Staub" von den Schuhen geschüttelt. S. 207 sind
die drei klein gesetzten Zeilen gestrichen. S. 208 statt "Existenzminimum" die Ver-
deutschung "Mindestmaß für den Lebensunterhalt". Solche Verdeutschungen sind 
ausgesprochen unglücklich. Gestrichen S. 208 Zeilen 14-16. S. 303 der 3. Auflage
kam Fußnote über das Alkoholverbot in den USA neu hinzu, in der 8. gestrichen, in
der 9. wie immer wieder eingefügt.


"Der Bankier" (Bankmann): Ab 3. Auflage eine Tabelle eingefügt über Wechsel-
kurse und Handelsbilanz. Dafür ist S. 216 (Verschleißkraft-Messer) der 2. Auflage
gestrichen. In der 8. Auflage sind die Zeichnungen neu und verkleinert, in der 9. die
früheren wiederhergestellt.


"Der Weltwährungsverein": neu ab 3. Auflage, Zeichnung in 3. bis 7. Auflage
gleich, in 8. und 9. jeweils neu.


*) Die Kapitelüberschriften sind der Raumersparnis wegen nicht eigens angeführt, ergeben sich aber
ohne weiteres durch das Nachschlagen der angegebenen Seitenzahlen der 2. Auflage.
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V. Teil (Zins- oder Kapitaltheorie)


Die "Robinsonade" hatte in der 2. Auflage den Titel "Die neue Lehre vom Zins
(Mehrwert)". Ab 3. Auflage textlich gestrafft und zu Beginn gekürzt. Die kleinge-
druckte "Vorbemerkung" kam in der 3. Auflage neu hinzu, dafür fiel die Fußnote 
S. 349 der zweiten weg.


Die Kapitel "Der Urzins" und "Die Grenzen des Geldzinses" wurden zusammenge-
zogen und als neue Kapitel "Der Urzins" völlig neu geschrieben.


Anmerkung S. 237 der 3. Auflage ist neu.


Anmerkung S. 368 doppelt: Als Anmerkung und im Text! In 3. Auflage berichtigt.
Anmerkung 2 S. 338 der 3. Auflage ist neu.


S. 370 Zeilen 14-21, sowie die letzten 4 Zeilen bis S. 371 2. Zeile sind ge-
strichen. S. 371 sind Zeilen 27-33 in der 4. Auflage um einen Satz gekürzt. Die zu
diesem Satz in der 3. Auflage hinzugefügte Anmerkung verschwand wieder mit 
diesem Satz.


"Vervollständigung der Theorie", neu: "Vervollständigung der neuen Lehre vom
Zins", 4. Auflage "der Freigeld-Zinstheorie". S. 374 wieder eine typische Stelle ge-
ändert: Statt "Nehmen wir an, die Pest hätte Dreiviertel der Menschheit von 
ihrem Dasein erlöst", wird in "dahingerafft" verwässert. Solche Änderungen hat es
massenhaft. S. 375 die beiden letzten Abschnittchen und S. 376 letzter Abschnitt
straffer gefasst, ebenso S. 377 Zeile 14 bis S. 378 Zeile 22 teil kürzer formuliert, 
teils ganz gestrichen. Fußnote 2 Seite 344 der 3. Auflage ist neu, ebenso Anmer-
kung S. 350.


Fußnote S. 380 ist gestrichen, S. 390 heißt es "jedoch melden sich diese Bier-
philister nicht", in 4. Auflage geändert in "jedoch fehlt ihnen dazu der Witz".


Ob alle diese Verwässerungen wirklich von Gesell stammen? Vergl. "Die Freiwirt-
schaft", Anhang zum 2. Maiheft 1924, wo Gesell sich über die Änderungen in der 
3. Auflage der NWO äußert und bemerkt, diese stammen von seinem Bruder Roman.
Was natürlich auch wieder nicht wörtlich zu nehmen ist. – Gestrichen sind ferner 
S. 392 Zeilen 7-12; neu hinzugekommen sind S. 356 Zeilen 7-10 von unten der 
3. Auflage.


Gestrichen sind S. 403 das Proudhon-Zitat Zeilen 14-16 und die Habsburg-
Bemerkung S. 406 Zeilen 22-24.


"Die Bestandteile des Brutto-Zinses": Statt Zins, Risikoprämie und Ristorno", setzt
Gesell "Urzins, Risikoprämie und Hausseprämie" und begründet in einer Fußnote 
diese Änderung. Ein Beweis dafür, wie sorgfältig er seine Ausdrücke abwog. – Statt
des Ausdrucks "Ristorno" S. 407, Zeilen 11-12 ist ab 4. Auflage der Satz eingescho-
ben: Diese (Hausseprämie) bedeutet den Gewinnanteil des Geldgebers an der er-
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warteten Preissteigerung". Letztes Abschnittchen von S. 407 bis S. 408 Zeile 7 ist 
ab 4. Auflage straffer gefaßt.


"Bemerkung" S. 412 ab 4. Auflage stark erweitert. Neu hinzu kamen in 3. Auflage
Fußnote S. 373 und die Bemerkung über den Schinderling S. 375 Zeilen 9-12 von
unten. S. 415 Zeilen 1-12 (der 2. Auflage) ab dritter leicht erweitert, die letzten 
5 Zeilen von S. 415 dagegen gestrichen.


c) Sonderfall der 8. Auflage


Die in der 3. und ab und zu auch in der 4. Auflage angebrachten Kürzungen,
Zusätze und Änderungen blieben selbstverständlich in allen weiteren Auflagen bei-
behalten. Einzig die in der Schweiz erschienene achte Auflage nimmt da eine
Sonderstellung ein. Wie Fritz Schwarz in der "Freiwirtschafltichen Zeitung" (Bern)
vom 29. Dezember 1937 berichtet, hatte er mit Gesell die für die englische Aus-
gabe von Philip Pye vorzunehmenden Änderungen durchgesprochen und diese 
Änderungen nun auch in der 8. deutschen Auflage angebracht. Es ist also unrichtig,
Schwarz (wie das vorgekommen ist) Vorwürfe zu machen, er habe die NWO "ver-
dorben". Die Eingriffe gehen auf Gesell selber zurück. Sie wurden von Karl Walker 
in Unkenntnis dieser Tatsache in der 9. Auflage sämtlich wieder rückgängig ge-
macht: die 9. Auflage schließt sich textlich der 7. an, was an bestimmten Einzel-
heiten, besonders im Hinblick auf das zugesetzte und von Walker wieder gestrichene
Nachwort Gesells sehr zu bedauern ist.


Soweit die Abweichungen nicht bereits erwähnt wurden, seien sie im Folgenden
kurz zusammengestellt (wie immer nur das Wesentlichste):


Die beiden Vorträge (Gold und Frieden – Freiland, die eherne Forderung des
Friedens) sind nicht mit aufgenommen worden.


S. 237 (2. Auflage) Zeilen 4-8 gestrichen.* S. 273 bis Zeile 23 von S. 275 sind
gestrichen, und das schon ab 3. Auflage verkürzte Kapitel schießt ab mit der Fuß-
note S. 158 der 3. Auflage.


S. 334: diese statistische Tabelle wurde schon in 3. Auflage leicht erweitert, in 8.
jedoch vereinfacht.


*) Auch hier halten wir uns an die Reihenfolge der 5 Teile, wie sie ab der 4. Auflage endgültig fest-
gestellt wurden. Daher die z. T. umgekehrte Größenfolge der zitierten Seitenzahlen der 2. Auflage.
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Das Freigeldmuster (S. 249 der 8. Auflage) ist als farbige Beilage eingeklebt 
und auf Schweizer Verhältnisse umgeändert, d. h. Franken statt Reichsmark, mit 
dem Bilde von Dr. Theophil Christen. Dem ersten Kapitel ("Freigeld") sind die 7 
letzten Zeilen des 5. Kapitels abschließend beigefügt, das 5. Kapitel ("Zusammen-
fassung") selber ist weggelassen. (Kapitelzählung nach der 3. Auflage).


Mit dem "Lohntheoretiker" schließt der Abschnitt "Wie das Freigeld beurteilt
wird", und es folgt als neues Kapitel 6 "Der internationale Handel", 1. Teil: "Der
Mechanismus des internationalen Warenaustausches" (identisch mit "Der Bankmann"
im vorigen Kapitel der anderen Auflagen, mit verkleinerter und etwas veränderter
Tabelle), 2. Teil: "Die Stabilisierung der Wechselkurse" (identisch mit "Der Wechsel-
agent" und "Der Weltwährungsverein", S. 311-316 der 3. Auflage, die Zeichnung neu
und verkleinert).


Die Robinsonade: In 8. Auflage einiges im Sinne der 2. Auflage rekonstruiert,
andererseits S. 323 Zeilen 10-21 von unten (der 3. Auflage) gestrichen.


Zugefügt wurden die Fußnoten S. 400 und 402 sowie das Schlusswort S. 406 
ab Zeile 12 (nicht erst ab Zeile 13). Der Anhang der anderen Auflagen ist weg-
gelassen.
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